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Erscheint Zweimal monafich 


Japans künftige Aussenpolitik. 


Von Nagura Bunitschi, 


Seit ich in Berlin bin, habe ich vielerlei erlebt; aber das 
schlimmste davon war, das über dem ganzen europäischen 


- Festland verbreitete Gerücht von einem japanisch-amerikani- 


schen Kriege. In Amsterdam nahm ich einen holländsichen 


Burschen als Führer zum deutschen Generalkonsulat in Dienst. 


Der fragte mich: „Wann werden Sie den Krieg gegen Amerika 
‚beeinnen?“ In Berlin wurde mir die gleiche Frage von einem 
Jedesmal musste ich auf diese 
t törichte Frage mit folgenden Worten antworten: „Japan ist 
°>sehr klein und hat wenig Geld, daher können wir nicht 
Dann sagte zwar der andere wohl: „Gewiss, Sie 
- haben recht,“ aber es schien mir nicht, als ob er im Herzen 
einverstanden wäre. Landsleute von mir, die durch Italien 


und die Schweiz gereist waren, sowie ein Japaner, der sich. 


schon viele Jahre in Frankreich aufhält, erzählten mir, dass 


- man im Hotel oder in der Eisenbahn mit den gleichen Fragen 
In deutschen Zeitungen las ich oft 


an sie herangetreten sei. 
Artikel über die Feindschaft zwischen. Japan und Amerika, 
und von einem japanischen Freund hörte ich, dass sogar ein- 
mal ein Extrablatt über den Ausbruch des japanisch-amerika- 
nischen Krieges in Berlin ausgegeben worden sei. Ein Mit- 
‚güed der japanischen Militärmission erzählte mir, dass eine 
| deutscher Offiziere ihn besucht und gebeten habe, sie 


»in japanische Dienste zu nehmen. 
& In Japan glaubt kein Mensch an einen japanisch-amerika- 
Ninischen Krieg. Wir sind der Ansicht, dass alle derartigen 


Gerüchte von amerikanischen Agitatoren um politischer Inter- 
‘essen willen ausgesprengt werden, und als ich in Japan war, 
‘Watte kein Mensch Angst vor der angeblich amerikanischen 


‘Gefahr. Aber jetzt macht es mir in der Tat Sorge, dass das 


‘Gerücht so weit über ganz Europa verbreitet ist und von 
europäischen Völkern geglaubt wird. Ein Spriehwort 
sagt: „Das Gerücht schafft Tatsachen.“ 

Tatsächlich darf ein Krieg nur dann begonnen werden, 
wenn man die Möglichkeit hat, den Feind ganz wehrlos zu 
machen. Wenn wır gegen Amerika kämpfen, wie können wir 
Amerika zwingen, dass es zu Kreuze kriecht?. Selbst voraus- 
gesetzt, dass wir den Sieg zur See gewinnen, wie können 
wir ein grosses Heer über die Rocky Mountains nach dem 
Osten von Amerika schaffen? Nach meiner Meinung war 
der russisch-japanische Krieg ausserordentlich unüberlegt. 


(PSCAP) 


Berliner Vertreter der „Tokyo- und Osaka-Asahi-Schimbun“. 


Russland ist ebenso wie Amerika ein Land, das wir niemals 
ganz wehrlos machen können. Wir Japaner waren mit dem 
Portmouther Friedensvertrag unzufrieden und warfen zwar 
Steine in die Wohnung von Marquis Komuras, des damaligen 
Ministers des Aeusseren, aber, hätte der Krieg nur noch ein 
oder zwei Jahre länger gedauert, wäre Japan gezwungen ge- 
wesen, unter sehr schlechten Bedingungen Frieden schliessen 
zu müssen. Falls wir gegen Amerika kämpfen, müssen wir 
noch mit einem anderen Gegner rechnen. Das ist China. 
China hasst Japan fürchterlich wegen unserer falschen China- 
politik. Wer ist denn Japans Freund? Wahrscheinlich nie- 
mand in der Welt. Wir haben zwar das Bündnis mit Eng- 


land, aber wir können von England keine ernstliche Hilfe 


erwarten. Und jetzt ist Deutschland machtlos. 

Daher wünschen wir Japaner, dass sich die welt- 
politische Lage für Jahrzehnte nicht mehr verändern möge. 
Leider aber wird die Entwicklung einen anderen Gang gehen, 
als wir wünschen. Die Beziehungen zwischen Deutschland 
und Amerika werden meiner Änsicht nach künftig enger 
werden. Natürlich haben. die Deutschen gegenwärtig eine 
Feindschaft gegen Amerika, aber sie müssen sich mit dem 
Gedanken vertraut machen, dass es ausser Amerika kein 
anderes Land gibt, das Deutschland beim Wiederaufbau helfen 
und Kapitalien zur Verfügung stellen kann. Japan ist im Ver- 
gleich zu Amerika sehr arm, und wenn es auch ein wenig 
Geld hat, könnte Japan es doch nicht mit Rücksicht auf Eng- 
land wagen. Nur die Amerikaner könnten das England 
gegenüber auf sich nehmen, weil jetzt Amerika ein Freund 
von England ist; früher oder später wird der Wettkampf 
zwischen den beiden Ländern beginnen. Schon jetzt können 
wir den Hass der Engländer gegen Amerika deutlich erkennen. 
Wird England dann Japans wahrer Freund sein? Nein, Eng- 
land hat Japan keineswegs gern, weil wir Japaner ein gelber 
asiatischer Stamm sind und der Aufschwung Japans ein Druck 
auf Indien bedeutet. 

Nun denke ich an den Wiederaufbau von Deutschland. 
Er ist auch gleichzeitig ein Vorteil für uns, well ein wieder- 
erstarktes Deutschland die angelsächsische Seemacht von 
Asien fernhält. Aber der neue Aufschwung Deutschlands 
kann erst nach einer Reihe von Jahren kommen. Lange Zeit 
hindurch werden daher Deutschland und Japan in keinen be- 


2 We 


sonders gearteten diplomatischen Beziehungen stehen. 
Meine oben erwähnte Ansicht ist eine diplomatische 
Diskussion, die nur aus einem egoistischen Verstand erfolgt. 
Gewiss verehren wir die Deutschen mehr als die Engländer, 
die Amerikaner und die Franzosen. Die Deutschen studieren 
japanisch und lieben die Japaner sehr. Japan vergisst nicht, 
was es Deutschland schuldig ist. Aber man darf diese Ange- 
legenheiten des Gefühls und der Kultur nicht mit Politik ver- 
wechseln, die nichts als eine kühle Rechnung sein soll. Durch 
die deutsche Revolution haben wir Japaner viele wertvolle 
Lehren erhalten. Dazu gehören besonders die Notwendigkeit 
der Rückkehr zum Agrarstaat für Japan wie für Deutschland 
und die Vorsicht gegen vielerlei internationale Einflüsse, z. B. 
das russische Geld der deutschen Kommunisten. Wir Japaner 
werden wegen unseres zu rasch vor sich gehenden Auf- 


Die heutige Lage und die Aufgaben 


Von Missionsdirektor D. 


Professor Dr. O. Franke, der bekannte Chinaforscher, 
sagte am 4. Dezember 1919 in einem Vortrage in der Börse 
in Hamburg: „Die Erfahrungen der letzten Jahre haben ge- 
zeigt, dass im Völkerleben die Ideen wichtiger sind als die 
wirtschaftlichen Interessen. Unsere neuen Beziehungen zu 
Ostasien müssen sich auf der Annäherung der Ideen aufbauen. 
Ein Hauptträger dieser neuen Arbeit muss die Mission sein, 
aber nicht nach den alten Methoden.“ Die Mission kann ein 
Hauptträger dieser neuen deutschen Arbeit in Ostasien sein, 
weil der Weltkrieg die deutsche Mission in China und Japan 
nicht zerstört hat. Die Japaner haben in ihrem eigenen 
Lande die deutsche Mission beider Bekenntnisse, abgesehen 
von eiher gewissen polizeilichen Ueberwachung, den ganzen 
Krieg hindurch weiterarbeiten lassen. In a. sogar 
haben sowohl eine Berliner Mission als auch er lgemeine 
Evangelisch - Protestantischa Oö Missionsverein eimarer 
Mission) seit März 1915 ihre Anstalten wieder EN und 
in Betrieb erhalten können. Der Missionsverein konnte nach 
wie vor in seinen Schulen auch deutschen Sprachunterricht 
treiben. Nur von den von ihnen besetzten bisher deutschen 
Südsee-Inseln haben die Japaner die meisten deutschen 
Missionare ausgewiesen. In Korea ist die deutsche Benedik- 
tinermission ungehindert geblieben. Als Gegenstück sei er- 
wähnt, dass die Japaner die Schule der amerikanischen 
Presbyterianer in Tsingtau geschlossen haben, weil sie sich 
an der antijapanischen Propaganda beteiligt haben. 

In China hatte die deutsche Mission in den ersten Kriegs- 
jahren keinerlei Hemmung erfahren. Der Entente war das von 
Anfang an zuwider. Im Jahre 1915 eıklärte der englische 
Minister Grey im Parlament, es sei ein Skandal, dass die 
deutsche Mission in China noch immer die deutschen Lügen 
verbreiten könne. Auch die Kriegserklärung Chinas an 
Deutschland tat der deutschen Mission wenig Abbruch, wenn 
auch mancherlei Einschränkungen sie nun einengten. Erst 
nach dem Waffenstillstand bedrohte der von der Entente be- 
fohlene Abtransport aller Deutschen aus China im Frühjahr 
1919 ernstlich ihren Bestand. Im letzten Augenblick aber ge- 
lang es der chinesischen Regierung, die von einem Teil der 
amerikanischen Missionare darin warm unterstützt wurde, 
durchzusetzen, dass die deutschen Missionare in China bleiben 
durften. Sie sind mit ganz ‚wenigen Ausnahmen dort ge- 
blieben. So geht also auch in China de deutsche Mission 
ungehindert fort. 


schwungs’ gehasst. Von nun an muss Japan gegen die Welt 
bescheiden sein, besonders gegen China sich vor militaristi- 
scher und rein kapitalistischer Politik hüten und es muss. 


‚schliesslich China bei seiner Entwicklung helfen. Die Macht, 


die wir nach auswärts gerichtet haben, müssen wir im Innern 


brauchen; es bleibt nichts anderes übrig, als den Verände-. 


rungen der weltpolitischen Lage zuzuschauen. Deutschland 
muss auch, wie Japan, seine ganze Macht auf das Innere 
kehren und so bald wie möglich seinen Wiederaufbau durch- _ 
führen. 

Ich glaube fest, dass der Ausbruch eines japanisch-. 
amerikanischen Krieges’ mit einer Revolution und einem Zu- 
sammenbruch Japans gleichbedeutend sein würde. Die Zeit. 
seines Ausbruchs würde für Japan ganz dasselbe bedeuten 
wie das Jahr 1914 für Deutschland. 


der deutschen Missionen in Ostasien. 


Dr. J. Witte, Berlin. 


Während im übrigen Machtbereich der Entente die- 
deutsche Mission schon im Kriege fast völlig vernichtet 
worden ist und der Versailler Friede bestimmt ($ 438), dass 
auch nach dem Kriege die deutsche Mission vorläufig aus- 


geschlossen bleiben soll, das Eigentum der Mission beschlag- 


nahmt und Verwaltungsausschüssen übertragen werden soll, 
die über die weitere Verwendung desselben durch fremde 
Missionen entscheiden, haben die Regierungen Chinas und 
Japans schützend ihre Hand über die deutsche Mission ge- 
halten und wünschen ihre Fortführung. Die Regierungen 
der beiden grossen nichtchristlichen Völker Ostasiens tun das- 
doch nur, weil sie diese Arbeit für sehr wertvoll halten. In 
allen deutschen Kreisen, daheim und in Ostasien, ist viel zu 
wenig bekannt, dass die Stellung der Regierungen Chinas. " 
und Japans zum Christentum seit 1912 eine ganz andere ist 
als früher. Die leitenden Kreise beider Länder haben seitdem 
in zahlreichen Kundgebungen den grossen Segen anerkannt, 
der durch die Mission ihren Völkern zufliesst, sowohl durch 
die grossen Schulen und Liebeswerke der Mission als auch 
in sittlicher Hinsicht. Man sieht heute ein, dass man die west-- 
liche Zivilisation und Kultur nicht nach Ostasien übertragen 
kann, ohne zugleich die sittlichen und religiösen Kräfte zu 
übernehmen, auf denen die westliche Kultur beruht. 

Der deutschen Mission kam ausserdem die Stimmung 
sehr starker und einflussreicher Vereine in beiden Ländern 
zugute, die den Lügen der Entente nicht geglaubt haben, heute 
vor Deutschland nach wie vor die grösste Hochachtung emp- 
finden und von Deutschlands Kultur und Wirtschaft für sich 
viel Gutes erhoffen. Die Japaner haben trotz ihrer Ver- 
fügung vom 29. Juni 1919 das deutsche Missionseigentum 
nicht unter Kontrolle gestellt. Die Chinesen haben unter allen 
Ländern der Nichtvertragsmächte in den neuen Bestimmungen 
vom 20. Oktober 1919 nur den Missionaren das Recht ge- 
geben, im Innern Eigentum zu erwerben. Die Bevölkerung 
zeigt grosse Anhänglichkeit an die deutsche Mission. Während 
des Krieges meldete die Familie des Herzogs Kung, des Nach- 
kommen des Konfuzius, ein Kind für die höhere Töchter- 
schule des Allgemeinen Evangelisch-Protestantischen Missions- 
vereing in Tsingtau an. In Japan haben die deutschen Abend- 
schulen des Missionsvereins in Tokio und Kioto, in denen 
erwachsene Japaner (Aerzte, Ingenieure, Studenten, Lehrer, 
Beamte, Offiziere) in deutscher Sprache, Geschichte und 
Literatur unterrichtet werden, im Kriege so grossen Zulauf ge- 
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Ay jun Kioto das Lehrzimmer zu klein wurde. Dieser 
Zudrang nat mach der deutschen Niederlage nicht nachge- 
\assen. Me Anlhänger der deutschen Mission in Japan haben 


sich als treu bewährt, so dass auf diese Japaner der oft ge 


hörte Vorwurf, sie seien untreu, jedenfalls nicht zutrifft. Sie 
haben an ihrer deutschfreundlichen . Stellung festgehalten, 
trotz aller Erfindungen durch die deutschfeindlichen Kreise. 


In einer Zeit, in der in Ostasien alles sonstige deutsche _ 


Arbeiten und Leben schwer darniederliegt oder ganz tot ist, 
erhält die deutsche Mission beider Bekenntnisse, soweit sie 
bewusst deutsch ist, erhöhte Bedeutung für die Zukunft. Die 
Mission hat ganz gewiss im letzten Grunde religiöse und sitt- 
liche Ziele. Aber wenn deutsche Missionare jenen Völkern in 
ihren vielen äusseren und inneren Nöten helfen, so kommt das 
auch dem deutschen Namen, auch dem deutschen Kaufmann 
zugute Denn, wenn in den deutschen Missionsschulen 
deutsche Sprache und Kultur gelehrt wird, so wird dadurch 
ein von Jahr zu Jahr wachsender Kreis von ‘solchen Chinesen 
und Japanern geschaffen, die Deutschland lieben, hier 
studieren und ihre geschäftlichen Beziehungen mit Deutsch- 
land pflegen. Es ist keine Untreue gegen ihren religiösen 
Hauptberuf, wenn eine Mission sich freut, ihrem Heimatlande 
einen Dienst zu leisten. Durch die Arbeit des Allgemeinen 
Evangelisch-Protestantischen Missionsvereins in Japan sind 
schon vor 30 Jahren zahlreiche hochstehende Japaner für die 
deutsche Kultur begeistert worden, die heute in ihrem Lande 
führende Stellungen einnehmen. Auf gleiche Weise werden 
heute in dem Studentenheim des Missionsvereins in Tokio 
30 japanische Studenten unterwiesen. Während des ganzen 
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Krieges hat in diesem Heim gute deutsche Kriegsliteratur aus- 
gelegen. Zum gleichen Zweck gründeten 1913 die deutschen 
Jesuiten in Tokio eine deutsche Hochschule mit grossen 
Mitteln. Die Internationaliserung derselben während des 
Krieges, wohl durch Not hervorgerufen, wird hoffentlich 
wieder beseitigt und ihr rein deutscher Charakter wiederher- 
gestellt werden. 

Der Forderung Professor Frankes, dass diese Arbeit nicht 
nach veralteten Methoden getrieben werden dürfte, kann man 
nur zustimmen. Ohne mir hier ein Urteil über die anderen 
Missionen zu erlauben, darf ich wohl darauf hinweisen, dass 
der Allgemeine Evangelisch-Protestantische, Missionsverein 
vor 38 Jahren gegründet wurde, um in der Missionsarbeit an 
den Kulturvölkern neue Bahnen zu gehen. Professor Franke 
urteilt in dem erwähnten Vortrage: „Die sicherste Gewähr 
für die Erfüllung dieser Vorbedingungen (Arbeit an den ge- 
bildeten Klassen, Darbietung des Christentums frei von ver- 
alteten Glaubensvorstellungen, Arbeit im nationalen Sinne) 
bietet der Allgemeine Evangelisch-Protestantische Missions- 
verein, dessen Wirken ich fast seit dem Tage seiner Entstehung 
beobachtet habe. Vertrauen Sie diesen Männern‘ die 
deutschen Interessen getrost an und treten wir in der Heimat 
geschlossen hinter sie und ihr Werk.“ | 

Meine Bitte geht dahin, dass die weitesten deutschen 
Kreise allen deutschen Missionen weit mehr Verständnis und 
Unterstützung zuteil werden lassen möchten, als es bisher ge- 
schehen ist. Sie sind ganz abgesehen von ihrem religiös-sitt- 
lichen Hauptberuf ein wichtiger Baustein für den Neuaufbau 
deutschen Lebens und deutschen Einflusses im Fernen Osten. 


Die Erlernung der chinesischen Sprache. 


Von Werner Rüdenberg. 


Die Erlernung der Landessprache ist in europäischen und 
amerikanischen Ländern von jeher als eine selbstverständliche 
Pflicht der Einwanderer gehalten worden, ohne die es kein 
Fortkommen gibt, welchem Berufe der Zugewanderte auch 
angehöre. Während diese Regel selbst in Japan stets beachtet 
wurde, haben sich in den meisten Handelsplätzen Chinas die 
Neuankömmlinge von der fast sprichwörtleih gewordenen 
Schwierigkeit der chinesischen Sprache von vornherein ab- 
schrecken lassen, den Versuch ihrer Erlernung zu unter- 
nehmnem. So kommt es, dass in den beiden wichtigsten 
Plätzen, Schanghai und Hongkong, es tatsächlich ausserhalb 
des beruflichen Dolmetscher an den Konsulaten, der Missions- 
kreise und des Beamtenheeres der chinesischen Seezollverwal- 
tung eine Ausnahme war, Ausländer zu finden, die, wie lange 
sie sich auch schon dort aufhielten, die Umgangssprache nur 
einigermassen fliessend beherrschten. Es muss zugegeben 
werden, dass die chinesische Sprache zu den schwierigsten 
gehört und dass das Vorhandensein der örtlich verschiedenen 
Mundarten manchen vom Lernen abgehalten hat. Der 
übrigens jetzt seit einer Reihe von Jahren überwundene 
Mangel an geeigneten Lehrbüchern in deutscher Sprache fiel 
nicht so sehr ins Gewicht, weil die beruflich in China tätigen 
Deutschen von jeher die englische Sprache so weit be- 
herrschen mussten, dass ihnen der Gebrauch englisch- 
chinesischer Lehrbücher keine wesentlichen Schwierigkeiten 
geboten hätte. 

Wesentlich ins Gewicht fiel allerdings der Umstand, dass 
die zur Verfügung stehenden chinesischen Lehrer, auf welche 
die Lernenden. angewiesen waren, trotz guter Beherrschung 


ihrer Muttersprache es infolge mangelhafter pädagogischer 
Vorbildung an verständnisvollem Eingehen auf die Stellen, 
wo für den Europäer die Schwierigkeiten lagen, fehlen liessen 
und auch oft es nicht vermochten, ihren Unterricht anziehend 
zu gestalten und den Lerneifer der Schüler zu heben. Die 
Folge war, dass die meisten nach kurzer Zeit die Flinte ins 
Korn warfen und hierdurch auch andere abschreckten, ob- 
gleich es doch erwiesen ist, dass bei richtigem Lehrverfahren 
eine Erlernung der einfachen Umgangssprache selbst für be- 
ruflich tätige Kaufleute im Laufe von zwei bis drei Jahren 
sehr wohl möglich ist, — sogar in Shanghai, wo doch im 
allgemeinen nicht die örtliche Mundart, sondern die im 
grössten Teile Chinas herrschende nordchinesische Aus- 
sprache gelernt wird. ah 

Hier fördernd einzugreifen, bemühte sich der im Kriegs- 
jahr 1915 ins Leben gerufene Verein für chinesische Sprache 
und Landeskunde in Schanghai, der während der vier abge- 
haltenen Semester. auf eine stets erfolgreicher werdende Lehr- 
tätigkeit zurückblicken konnte, als auch seinem Wirken im 
März 1919 durch die Ausweisung der Deutschen aus China 
ein vorläufiges Ziel gesetzt wurde. Die Lernenden nahmen, 
wie früher üblich, ıhren eigenen Unterricht bei chinesischen 
Lehrern, die ihnen vom Verein empfohlen wurden. Ausser- 
dem aber wurde wöchentlich eine Klassenstunde für die je- 
weils auf gleicher Stufe stehenden Schüler abgehalten, in der 
ein deutscher Lehrer das während der Woche Gelernte mit 
ihnen erläuternd durcharbeitete. Hierdurch wurde erreicht, 
dass der Fortschritt jedes einzelnen dauernd unter Aufsicht 
blieb. Im zweiten Winter wurde eine besondere Stunde für 
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lebendige Unterhaltung mit einem Chinesen (unter Leitung 
eines deutschen Lehrers) eingelegt. Auch dieser Unterricht 
erwies sich als sehr nützlich und erfreute sich guten Zu- 
spruchs. In allen Klassen wurde während der ersten drei 
Jahre nur die nordchinesische Umgangssprache, der soge- 
nannt Mandarindialekt, gelehrt. Jedoch wurden später für 
fortgeschrittene Schüler auch Klassen für Schriftsprache und 
für die Shanghaier Mundart eröffnet. Die deutschen Lehrer 
aus Beamten-, Missions- und kaufmännischen Kreisen ver- 
sahen ihren Dienst ehrenamtlich. 

Der Verein begann sofort nach seinem Entstehen mit dem 
Aufbau einer geigneten Büchersammlung, die jetzt in über 
300 Bänden viel Lesenswertes enthält und den Mitgliedern 
geeignete Anregung bot, besonders als später infolge Chinas 
Kriegserklärung die Bücherei des deutschen Klubs geschlossen 
war. Weitere Anregungen boten belehrende, jedoch auf 
volkstümlicher Grundlage gehaltene Vorträge, welche stets 
halfen, neue Mitglieder zu werben, da sie ohne Eintrittsgeld 
auch der Allgemeinheit zugängig waren und so jedermann 
Gelegenheit geboten, sich von der nützlichen Tätigkeit des Ver- 
eins zu überzeugen. Die gesammelten Vorträge wurden in 
Jahrbüchern veröffentlicht, die hier in Berlin in den Büchereien 
des Deutsch - Chinesischen Verbandes, des Seminars für 
orientalische Sprachen, des Sinologischen Seminars der 
Universität und in der Preussischen Staatsbüchersammlung 
(Königlichen Bibliothek), ferner beim Ostasiatischen Verein 
in Hamburg und beim Deutschen Auslandsinstitut in Stuttgart 
eingesehen werden können. 

Es herrschte in Schanghai vielfach die Ansicht, dass bei 
regelmässiger beruflicher Tätigkeit keine Zeit zum Erlernen 


Die Japaner 
| Frankreich die Macht hat. 


Das Vordringen der Japaner in China beunruhigt nicht 
nur die Engländer und Amerikaner, sondern neuerdings auch 
schon die Franzosen. Da der japanische Unternehmungsgeist 
sich nicht allein auf die Nordprovinzen beschränkt, sondern 
schon bis Yünnan vorgedrungen ist, sehen die Franzosen 
Gebiete, die sie bisher für ihre Interessensphäre und vielleicht 
sogar für ihr zukünftiges Erbteil angesehen haben, allmählich 
an unliebsame Wettbewerber verloren gehen. Die Zeitschrift 
„Presse Coloniale“ in Paris widmet diesem unlieb- 
samen Zustande eine Neujahrsbetrachtung, welche die 
französischen Sorgen recht deutlich ausspricht: 

„Die Beendigung des Weltkrieges hat die Wolken am 
Horizont des Fernen Ostens nicht verscheucht. Die Frage 
liegt immer noch zwischen Japan und Amerika, und der Aus- 
gang dieses latenten Konfliktes ist noch nicht zu erkennen. 
Japan, welches die Führerschaft des Stillen Ozeans bean- 
sprucht, wird gleichzeitig durch seine Bestrebungen, sich in 
den Küstenländern festzusetzen, ein gefährlicher Wett- 
bewerber der alten Nationen Europas. Frankreich scheint 
einstweilen noch nicht so stark bedroht zu sein, aber da alle 
diese Probleme aufs innigste miteinander verbunden sind, 
würden wir Unrecht tun, uns noch nicht damit zu beschäf- 
tigen. Gibt es schon eine japanische Gefahr in Indo-China, 
wie man öfters behauptet hat? Es scheint nicht, wenigstens 
keine unmittelbare Gefahr. Aber immerhin ein Knäuel von 
Intrigen, denen man nachgeben muss. Die Regierung des 
Mikado hat, um ihre Aktion auf der indo-chinesischen Halb- 
insel vorzubereiten, Yünnanfu in Südchina zum Zentrum ge- 
wählt. Yünnan ist die Nachbarprovinz von Tonking, wo 


Alliliin.. 


"gestellt wurden. 
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der chinesischen Sprache bliebe. Dies wird schon dadurch 
widerlegt, dass auch die englische Handelskammer in 
Schanghai kurz nach dem Entstehen des erwähnten deutschen 
Vereins eine Sprachschule gründete, die, soweit in Erfahrung 
gebracht werden konnte, in ihrer Einrichtung unseren Sprach- 
klassen sehr ähnlich war. Jedoch erwuchsen den Teil- 
nehmern erhebliche Kosten, da bezahlte englische Lehrer an- 
Auch die Engländer erkannten die immer 
grösser werdende Bedeutung, welche dem Besitz von Sprach- 
kenntnissen beizumessen ist, und ebenso auch die Amerikaner, 
welche, als im September 1919 zum ersten Male Nicht- 
engländer zugelassen wurden, von den 73 Teilnehmern, mit 
denen das Schuljahr begann, nicht weniger als 27 stellten. Es. 
mag erwähnt werden, dass die deutschen Firmen in Schanghai 
in richtiger Würdigung der Bestrebungen des Vereins für 
chinesische Sprache und Landeskunde fast sämtlich unter- 
stützende Mitglieder wurden und ihn durch diese Hilfe wesent- 
lich förderten. Wenn nach der Rückkehr der Deutschen nach 
China auch an den anderen Handelsplätzen ähnliche Vereine 
gegründet und in geeigneter Weise durch Austausch der Vor- 
träge usw. in Verbindung gebracht würden, so dürfte es ein 
Leichtes sein, für allgemeine Verbreitung chinesischer Sprach- 
kenntnisse unter den Deutschen zu sorgen. 

Es möge darauf hingewiesen werden, dass in Berlin das 
Seminar für orientalische Sprachen und in Hamburg die 
dortige Universität chinesische Sprachklassen für Anfänger 
und für Fortgeschrittene haben, wo denjenigen, welche Zeit 
und Lust haben, schon jetzt Gelegenheit gegeben wird, grund- 
legende Kenntnisse zu erwerben, sowohl nach Lehrbüchern 
als auch in lebender Unterhaltung mit einem Pekinger Lehrer. 


in Yünnan. 


Japan hat dort zunächst ein 
Konsulat eingerichtet, daneben aber auch im Jahre 1916 eine 
militärische Mission; es benutzte die Gelegenheit, als unsere 
Aufmerksamkeit infolge des schweren europäischen Krieges. 
abgelenkt war. 

Diese 'militärische Mission sollte eigentlich nur ein paar 
Monate dort bleiben. Sie ist noch da, obwohl der Friede 
schon eingetreten ist, und man hört noch nichts davon, dass 
ihre Abreise ins Auge gefasst wäre. Die Japaner bedienten 
sich einer Methode, auf die bisher die Engländer ein Monopol 
zu haben schienen. 


Neben der militärischen Aktion läuft noch eine volkswirt- 
schaftliche. Zuerst handelte es sich um Bergwerksunterneh- 
mungen, dann wurde ein Projekt entwickelt, das auf eine 
chinesische Anleihe von 4 Mill. Dollar hinauslief, wofür dann 
das Zinneinkaufsmonopol und der Import aller der Fabri- 
kate, die Europa seit 1914 nicht mehr lieferte, erworben 
werden sollte. Dieses Manöver ging in dem Schlachten- 
getümmel der alten Welt ziemlich unbeachtet vorüber. Es 
stellt aber für uns eine um so ernstlichere Bedrohung dar. 


Japan begnügte sich nicht damit, Pläne auszuarbeiten. 
In alle Teile der Provinz Yünnan und Nord-Tonking schickte 
es seine Emissäre in Gestalt von Geschäftsreisenden, um die 
industriellen Möglichkeiten des Landes auszuspionieren. Die 
militärische Mission und die verkappten Emissäre haben ihr 
Möglichstes getan, um das Chaos in China nicht zur Ruhe 
kommen zu lassen. Eifrig sekundierten sie Yünnan und die 
übrigen Südprovinzen Chinas in ihrem Bürgerkriege gegen 


Peking. Wir wissen heute aus sicherer Quelle, dass sie über 
Kwangsi und das Yangtsetal Waffen an die Empörer geliefert 
haben. Diesen Waffenlieferungen verdankte der General 
Tsai seine Niederlage bei Yünnanfu im Jahre 1916, infolge 
deren der Sturz des Präsidenten Yüan-Schi-kai erfolgte, 
ebenso wie auch in den Jahren 1917/18: seine Misserfolge in 
dem Kampfe gegen Tuan-Dschi jui. Unter den Nachfolgern 
von Tsai gab es mehrere Generäle, die durch Erziehung und 
Interessen nach Japan neigten und daher den Kampf nur 
matt führten. Es ist nicht ohne Interesse, darauf hinzuweisen, 
dass Tang-Ki-yao, der jetzige Militärgouverneur von Yünnan, 
in den Jahren 1911 und 1912 bereits in einer dortigen Zeitung 
eine Anzahl von Artikeln veröffentlichte, die gegen Frank- 
reich, seine Einrichtungen, seine Kolonisation usw. eine 
äusserst heftige Sprache führten. 

Ferner ist zu erwähnen, dass einer jener Menschen, der 
Ratgeber Yamagata, im Jahre 1917 mit den Aufständischen 
in Annam Verbindungen anknüpftee Wenn das auch keine 
ernsten Hindernisse darstellen, so sind diese Agitatoren doch 
der französischen Arbeit in Indochina sehr im Wege. Dieser 
Yamagata gehört zu einer Reihe früherer Studenten, die 
japanische Schulen besucht haben und nun unter chinesischer 
Verkleidung sich in China herumtreiben. Man findet sie an 
allen wichtigen Plätzen, und sie üben beinahe offizielle 
Funktionen aus. Durch diese Organisation sammelt die 
japanische Regierung alle zu ihrer Orientierung nötigen Auf- 
schlüsse und unterhält den Verkehr mit den unruhigen 


Elementen. Die Gefahr ist also immerhin stärker, als dass. 


man sie übersehen sollte. Wenn die aufständischen Stämme 
isoliert ungefährlich sind, so wird die Sache doch schlimmer, 
wenn sich ihrer eine geheime Organisation bemächtigt, die 


» 
ihre Direktiven, ihre ‚Unterstützung und jegliche Förderung 
von der Regierung einer Grossmacht erhält. 

Man soll nicht übertreiben. Das hauptsächlichste und 
naheliegende Ziel japanischer Begehrlichkeit ist China mit 
seinen Mineralschätzen. Dieses Feld ist noch nicht erobert 
und wird es hoffentlich sobald auch nicht werden, schon 
Amerika steht dem im Wege, aber es ist damit eine versteckte 
Herausforderung an Frankreich verbunden, und Frankreich 
müsste wenigstens an Kompensationen denken. Denn Yünnan 
gehört zur französischen Interessensphäre und dient dabei 
heute der ökonomischen und politischen Expansion Japans 
als Angelpunkt. Was wird aus dem französischen Indo- 
china werden, als Nachbarn eines japanisierten China, einem 
gelben Block gegenübergestellt. 

Wir müssen den japanischen Kolonialismus in China mit 
derselben Heftigkeit bekämpfen, wie das Eindringen des 
deutschen Einflusses in Russland. Wir müssen also uns mit 
Tokio in Verbindung setzen, um zu einem loyalen Abkommen 
zu gelangen, das uns unsere Rechte auf Yünnan_ sichert. 
Schon früher ist die Entsendung eines französischen Militär- 
attaches nach Yünnanfu verlangt worden. Jetzt ist ein 
Attache ernannt, der aber sein Amt noch nicht angetreten hat; 
es ist ein Mann, der China und die Politik des Ostens vor- 
züglich kennt, aber wird ein Mann genügen? Wir müssen 


‚unsere Verbindung mit Yünnan enger gestalten, nicht nur 


aus dem schon angeführten Grunde, sondern auch, weil die 
Bevölkerung des Landes nach Frankreich hinneigt und unsere 
Mitarbeit wünscht. Diese Sympathie kann auf unsere Ööko- 
nomischen Fortschritte im Fernen Osten die glücklichsten 
Folgen ausüben. Wir dürfen dort ebenso wenig wie ander- 
wärts unsere Zukunft vernachlässigen. 


Siams Anteil am Kriegsgewinn. 


Von dem Königreich Siam hat man bei der Fülle der 
Ereignisse, die über die Welt hereingebrochen sind, in der 
letzten Zeit wenig gehört. Die Politik ist ersichtlich in ein 
ruhige Fahrwasser geraten, wofür der Hauptgrund sein 
dürfte, dass die östlichen und westlichen Nachbaren dieses 
letzten Restes indischer Selbständigkeit fünf Jahre lang ander- 
weitig beschäftigt waren, und die Beteiligung Siams am 
Weltkriege bestand bekanntlich lediglich in einer heimtücki- 
schen Austreibung der deutschen Kaufleute und Eisenbahn- 
angestellten, die vertrauensvoll im Lande gearbeitet hatten. 
So hat denn Siam in Ruhe seinen Anteil an dem Gewinn ein- 
heimsen können, der während des Weltkrieges allen an dem 
Blutvergiessen unbeteiligten Ländern zufloss. Die Engländer 
scheinen die günstige Lage, in die das Land ohne viel eigenes 
Verdienst gekommen ist, der Tätigkeit des finanziellen Rat- 
gebers, nämlich des Engländers W. F. J. Williamson, den 
zan den Siamesen aufgedrängt hat, zuzuschreiben. 

Zunächst haben die Einnahmen des Landes infolge der 
alimihlichen Unterdrückung des Lotteriewesens und der 
Spielhäuser einen ziemlichen Verlust zu buchen. Man ist ge- 
neigt, diesem Vorgehen einen entsprechenden Einfluss auf die 
Volksmoral zuzuschreiben. In dem Jahre 1917/18 hat Sich 
ein Ueberschuss über die Voreinschätzungen von 12,3 Mill. 
Tikals herausgestellt, welche Summe eine erfreuliche Er- 
höhung der Reserven des Reichsschatzes ergibt. Ziemlich alle 
Posten auf der Einnahmeseite zeigten eine zufriedenstellende 
Zunahme. Der hohe Preis des Zinns und-die Tatsache, dass 
die Steuer auf diese Ware ad valorem berechnet wird, hat 


natürlicherweise eine reiche Einnahmequelle im Betrage von 
2,8 Mill. Tikals ergeben. Der Eisenbahnverkehr brachte einen 
Ueberschuss von etwas mehr als 1, Mill. Tikals, und infolge 
der ständigen Ausdehnung der Eisenbahnlinie und der all- 
gemeinen Verbesserungen kann man diesen Aufschwung als 
einen regelmässigen in Rechnung stellen. Die Einnahme- 
schätzungen für das Jahr 1919/20 zeigen eine Zunahme von 
6,6 Mill. Tikals über die des vorhergehenden Jahres. Es 
liegt jetzt keine Notwendigkeit mehr vor, eine Ueberweisung 
aus den Schatzreserven in Aussicht zu nehmen, um das 
Budget auszugleichen, wie man es im Vorjahre noch tun 
musste, weil man mit dem Ausfall der Betseuerung der 
Lotterie und der Spielhäuser rechnete.e Der Zunahme der 
Einnahmen folgt auch eine Zunahme auf der Ausgabeseite, 
und zwar 2,9 Mill. Tikals mehr als i. Vorj. Die Reichsschuld 
beträgt £ 6634000 und hat sich somit gegen den früheren 
Stand um £ 68000 vermindert. 

Was den auswärtigen Handel betrifft, so betrug 
der Import für 1918/19 rund 103 Mill. Tikals, 6 Mill. mehr als 
in den vorhergehenden zwölf Monaten. Es ist dies das erste 
Mal, dass die Einfuhr die Summe von 100 Mill. übersteigt. 
Der Export übertrifft den des Vorjahres um 38,2 Mill. Tikals. 
In dem Export beträgt der Posten Reis 39 % des Ganzen, 
eine Folge von der gewaltigen Nachfrage nach diesem Nah- 
rungsmittel. Allerdings ist dabei die ausserordentliche Preis- 
steigerung zu berücksichtigen; rechnet man nach der Quanti- 
tät in Piculs, so betrug die Ausfuhr 4,5 Mill. weniger als i. V. 
und ist die niedrigste Ausfuhr der letzten sechs Jahre. 


Politische Rundschau. 


China. 


China in der Mongolei. Durch einen ausserhalb Chinas 
wenig beachteten Handstreich hat China Ende vorigen Jahres 
seine Stellung in der Aeusseren Mongolei wiederhergestellt. Die 
Aeussere Mongolei gehörte bis zum Revolutionsjahr 1911 dem 
chinesischen Reichsverband an; auf Betreiben Russlands hrach 
damals der „lebende Buddha“ in Urga, das geistliche Oberhaupt 
der Mongolei, seine Beziehungen zu Peking ab, erklärte sich 
unabhängig und suchte eine Annäherung zu Russland. Die Pe- 
kinger Regierung war nicht imstande, den Abschluss von Ver- 
trägen zwischen der neuen mongolischen Regierung und dem 
russischen Nachlass zu verhindern und musste-sogar auf russi- 
schen Druck die Verpflichtung eingehen, sich jeder Einmischung 
in die inneren und auswärtigen Angelegenheiten des neuen 
Staates zu enthalten. Die „bolschewistische Gefahr“ an der 
mongolisch-sibirischen Grenze bot den Chinesen willkommenen 
Anlass, eine gründliche Revision der mongolischen Frage vorzu- 
nehmen. Ein mehrere tausend starkes Expeditionskorps rückte 
in Urga ein, wo der „lebende Buddha“ und die eingeborenen 
Fürsten sofort ihr Land wieder unter den Schutz Chinas stellten; 
gleichzeitig erklärte die Pekinger Regierung sämtliche früheren 
Abmachungen über die Aeussere Mongolei für null und nichtig; 
die russische Gesandtschaft in Peking legte dagegen zwar Ver- 
wahrung ein, aber ohne Erfolg. Aus den letzten Meldungen aus 
Urga ist zu schliessen, dass sich die Chinesen dort häuslich 
einrichten. Der Befehlshaber des Expeditionskorps, General 
Hsü-Schu-dseng, hat seiner Regierung vor kurzem eine Denk- 
schrift überreicht, in der er die Schaffung des Postens eines 
Generalresidenten für die Aeussere Mongolei mit vier Unter- 
residenten in Ulianghai, Uliasutai, Kobdo und Kiachta vor- 
schlägt; der Generalresidentur sollen das Verkehrs-, Tele- 
graphen- und Erziehungswesen, sowie die Landwirtschaft unter- 
stehen. Betreffs der örtlichen Verwaltung schlägt Hsü vor, 
aus den Führern der mongalischen Stämme eine Körperschaft 
nach dem Vorbild der chinesischen Provinziallandtage zu bilden. 

Wie rasch die Aeussere Mongolei zu einem umstrittenen 


Gegenstand in der Politik der Mächte geworden ist, zeigt ein 


Pekinger Brief der „North China Daily News“. Die Pekinger 
Regierung, die sich augenblicklich in den schlechtesten 
finanziellen Verhältnisseh befindet, hatte dem „iebenden Buddha“ 
gegenüber die Verpflichtung übernommen, cine im Jahre 1913 mit 
Russland abgeschlossene Anleihe in Höhe von 2 Millionen Rubel 
auszulösen. Der (der britischen Gesandtschaft nahestehende) 
Mitarbeiter des englischen Blattes macht nun den Vorschlag, 
dass, falls China nicht imstande sei, den Betrag aufzubringen, 
die Mächte die Zahlung leisten sollen. Damit soll offenbar der 
Forderung Japans, seine finanzielle Sonderstellung ausserhalb 
des internationalen Finanzkonsortiums in der Mongolei und 
Mandschurei anzuerkennen, der Wind aus den Segeln genommen 
werden. 

Zur Behandlung der Deutschen. Nach Mitteilungen der 
unglischen Presse in China hat die Pekinger Regierung folgende 
Bestimmungen betreffs der Behandlung ‚„feindlicher Staats- 
angehöriger" ausgearbeitet: 

1. Die während des Kriegszustandes in Krait gesetzte Ver- 
ordnung, dass sich deutsche und österreichische Staatsangehörige 
an besonders bezeichneten Plätzen aufzuhalten haben, wird auf- 
gchoben. 

2. Die Verordnungen, nach denen deutschen und österreichi- 
schen Staatsangehörigen das Reisen untersagt ist, wird aufge- 
hoben. 

3. Die Verordnungen, die deutschen und österreichischen 
Staatsangehörigen das Betreten Chinas untersagen, werden auf- 
xehoben. Mit Erlaubnis des Ministeriums des Innern können sie 
auf chinesiches Gebiet zugelassen werden. 

4. Alle internierten deutschen und österreichischen Staats- 
angehörigen werden in Freiheit gesetzt. 

5. Deutschen und österreichischen Staatsangehörigen soll 
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Druckfreiheit (liberty of publication) gewährt werden- 
sie müssen aber das chinesische Pressgesetz genau befolgen. 
6. Die Bestimmungen betreffs der Unterstützung bedürftiger 
ke und österreichischer Staatsangehöriger werden aufge-. 
oben. 
7. Es werden keine weiteren Ausweisungen von. deutschen 
und österreichischen Staatsangehörigen vorgenommen. 
8. Alle weiteren Verordnungen betreiis deutscher und öster- 
reichischer Staatsangehöriger, die hierin nicht besonders auf-. 


geführt sind, werden hiermit aufgehoben. 


Eine neue Partei. Der kürzliche Wechsel im Ministerrat 
hat zu einer Verschiebung der Parteiverhältnisse geführt, derer 
Wirkungen auf die innerpolitische Gestaltung sich heute noch: 
nicht absehen lassen. Der mächtigen Aniu-Partei, die bis vor 
kurzem das innerpolitische Leben völlig beherrschte, sind durch 
den neuen Ministerpräsidenten Gin-Yün-peng (dessen Bestäti- 
gung durch das Parlament nur infolge des einmütigen Mitwirkens 
des Anfu-Clubs möglich war) Hemmungen auferlegt worden, 
die zu einem Auseinanderbrechen der Partei führen missen. 
Der Amtsvorgänger Qins wies der Anfu-Partei erhebliche Mittel 
aus der Regierungskasse zu und stellte eine Anzahl hervor- 
ragender Parteimitglieder als „Ratgeber“ in den Ministerien an. 
Eine der ersten Amtshandlımgen des neuen Ministerpräsidenten 
war die Entlassung jener Ratgeber und die Entziehung der der 
Partei gewährten Regierwngsunterstützungen. Das bedeutete 
für den Anfu-Club einen schweren Schlag, denn seine Partei- 
maschine lässt sich nur mit einem grossen Etat aufrechterhalten. 
Eine Gruppe Unentwegter, die in dem Militägouverneur von 
Anhui, Ni-Se-dschung, einen gewissen Rückhalt besitzt, wird 
nun versuchen, die Partei weiter zu führen, trotzdem wird aber 
die Partei bald die Führung im Parlament an eine neue Partei 
abgeben müssen, die bereits im Entstehen begriffen ist. Die 
Neugründung geht von Tien-Hung-hhang aus, der bisher eine 
einflussreiche Stellung im Anfu-Club bekleidete; mit ihm sind 
bereits die aus der Provinz Schansi stammenden Mitglieder der 
Partei ausgetreten und haben sich zu der Hsieh-yi-hui (Union- 
Partei) zusammengeschlossen. Der erste Programmpunkt der 
neuen Partei ist die Unterstützung der Regierung, man wird 
daher in der Hsieh-yi-hui die kommende Regierungspartei sehen 
müssen. Der Anfu-Club, der bisher mit der Regierung durch dick 
und dünn gegangen ist, ist .zu den Oppositionsparteien über- 
gegangen. Er hat dem Ministerium Gin-Yün-peng den Kampf 
angesagt. 


Ausschreitungen in Canton. Ende November ist es in Canton 
zu Ausschreitungen gekommen. Dort drang eine von Studenten 
geführte Menge in das modern eingerichtete Warenhaus 
Sincere ein und zertrümmerte fast die gesamten Lager- 
bestände. Mit einem Truppznaufgebot von zweitausend Mann 
musste die Ordnung wiederhergestellt werden. Ueber die Ur-: 
sache der Ausschreitungen gibt es zwei verschiedene Lesarten. 
Die eine lautet, dass die Eindringlinge ihre Wut an den vom 
Warenhaus verkauften japanischen Waren ausliessen; nach einer 
anderen Darstellung soll es ich aber um eine grosszügig ange- 
legte Bewegung der kleinen Ladenpesitzer Cantans gegen den 
Warenhausbetrieb gehandelt haben. 


Trennung zwischen Nord und Süd? Nach den jetzt vor-- 
liegenden Nachrichten ist der ehemalige Präsident der Republik, 
General Feng-Guo-dschang, dessen Ableben wir bereits kurz 
gemeldet hatten, micht in seiner Heimatstadt Ho-kien-fu, sondern 
in Schanghai verstorben, wohin er von der Pekinger Regierung‘ 
als Führer der Friedensabordnung der Nordpartei entsandt wor- 
den war. Gegen Wang-Yi-dang, dem Führer des offenbar seiner 
Auflösung entgegengehenden Anfiu-Clubs und dem Amtsvor- 
gänger Fengs auf der Schanghaier Friedenskonferenz, herrschte 
in der südchinesischen Abordnung eine derartige Erbitterung, 
dass die Cantoner Delegierten die Sitzungen solange sabotier- 
ten, bis die Pekinger Regierung ihren Vertreter abberief. Gec- 


Es 


a te sollte nun die Aufgabe zufallen, eine Einigung 
zwischen Nord und Süd herbeizuführen. Feng hat während 
seiner Amtszeit als Militärgouverneur in Nanking eine bedeut- 
same politische Rolle gespielt. Da zu Fengs Anhang die Militär- 
gouverneure des Yangtsetals gehörten, war er ein Machtbelang, 
mit dem Peking und Canton rechnen mussten. Als Friedens- 
vermittler zwischen den beiden feindlichen Lagerı wäre Feng- 
Guo-dschang zweifellos der geeignete Mann gewesen. Im Inter- 
esse der Wiederherstellung eines geeinten Chinas, die zu einer 
grosszügigen wirtschaftlichen Erschliessung die Vorbedingung 
ist, ist Fengs Ableben besonders zu bedauern. In politischen 
Kreisen Chinas mehrt sich neuerdings die Auffassung, dass eine 
Veberbrückung der Gegensätze zwischen Nord und Süd ein 
Ding der Unmöglichkeit sei und dass eine Trennung des Landes 
in zwei selbständige Staatswesen erfolgen müsse. Die „North 
ChinaDaily News“ stellt fest, dass angeblich massgebende 
Kreise in Japan bereit seien, ein selbständiges südchinesisches 
Staatswesen anzuerkennen, und dass sie den Generalinspekteur 
des Westflusses General Lu-Yung-ding als Startschef unter- 
stützen würden. Auch wird von einem neuen Kriegszug des 
Südens gegen den Norden gesprochen. 


j 
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Japan. 


Die chinesische Anleihepolitik in japanischer Beleuchtung. 
(Auszug aus der „Tokio Asahi Schimbun“ vom 20. De- 
zembber.) Ein Telegramm aus Peking meldet, dass seitens der 
chinesischen Regierung in Tientsin eine neue Anleihe-Bewegung 
begonnen hat und über eine Anleihe von 32 Millionen mex. Dollar 
verhandelt wird. Wer der andere Partner ist und worum es 
sich sonst handelt, weiss man noch nicht. Da aber in allen 
Teilen Chinas jetzt amerikanische Kapitalisten herumreisen, wird 
es sich wohl hauptsächlich um amerikanische Kapitalisten han- 
deln. Ferner hören wir, dass die Pekinger Regierung mit der 

Bank von Chikago eine Tabak- ınd Wein-Anleihe abgeschlossen 
hat, über die Japan als der durch die inneren Wirren Chinas am 
meisten betroffene Nachbarstaat sich Sicherheit verschaffen 
muss. Op sich nun diese Berichte bewahrheiten oder nicht, 
jedenfalls hat der Anleihe-Verband, der das Vorrecht für den 

Abschluss solcher Anleihen hatte, keine starken Schritte gegen- 

über diesen Anleihen unternommen. Dazu hat England, das doch 

auch diesem alten Anleihe-Verband angehört, uhter dem Namen 
einer Wirtschaftsanleihe mit dem chinesischen Kriegsministerium 
eine Flugzeuganleihe in Höhe von 1,8 Millionen Pfund Sterling 
abgeschlossen und erhebt gleichfalls keinen aufrichtigen Protest 
gegen die neue Anleihe. Ebensowenig haben: wir gehört, dass 
unsere Regierung gegen den Widerstand, den Amerika dem von 
Japan vorgeschlagenen Zusammengehen in chinesischen Anleihe- 
fragen entgegensetzt, protestiert hätte, abgesehen von einer 
zahmen Anfrage, mit der unser Geschäftsträger Debutschi in 

ashington beauftragt wurde. Diese ganze verworrene Lage 
wird darauf zurückgeführt, dass Japan in chinesischen Anleihe- 

Fragen keine folgerichtige Politik verfolgt und günstige Gelegen- 

eiten ungenützt habe verstreichen lassen, so dass es jetzt in 

eine Sackgasse geraten sei, aus der es weder vorwärts noch 
rückwärts herauskönne. Denn China habe sich seinerzeit, um 
seinen Finanznöten aufzuhelfen, an den alten Anleihe-Verband 
mit der Bitte um eine Anleihe von 24 Millionen mex. Dollar ge- 
zudı Japan aber habe allein, mit Ausschluss Englands und 
frankreichs diesen Wunsch Chinas erfüllt. Darauf habe dann 
dand, seit dem Zustandekommen des neuen Anleihe-Ver- 
aes, den alten Anleihe-Verband nicht mehr zu irgendwelcher 
äfigkeit kommen lassen, sondern von Tag zu Tag hingehalten, 
Worauf Japan mit der formlosen Vorstellung an Amerika heran- 
£elreten sei, Chinas verworrene Finanzen dürften nicht sich 
seibst überlassen bleiben, anderen Falles seien Militärrevolten 
zu befürchten. Amerika aber habe aus seiner Stellung inner- 
halb des neuen Anleihe-Verbandes und aus Japans Aus- 
schliessungspolitik in der Mandschurei und Mongolei die Folge- 
rung gezogen und habe weder der Anleihe von 24 Millionen 
mex. Dollar zugestimmt, noch sich dem alten Anleihe-Verband 
wieder angeschlossen; es sei vielmehr durch Japans An- 
näherungsversuch noch in seinem Willen, gesondert vorzugehen, 
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bestärkt worden Weiter habe China, durch Japans wohl- 


' wollendes Eingehen auf seine Bitte sicher gemacht, eine ab- 


wartende Haltung eingenommen, sich mit England und Frank- 
reich ins Einvernehmen gesetzt und gegenüber Amerika eine 
verdächtige Haltung eingenommen. Komme jetzt die Tabak- 
und Wein-Anleihe zustande, so könne Japan weder offen dagegen 
protestieren, noch könne es gegenüber weiteren Anleihen Chinas 
eine andere Haltung als die des kaltgestellten Zuschauers ein- 
nehmen. Wir lıoffen zwar, meint das japanische Blatt, dass sich 
diese Berichte und Auffasungen .nicht bestätigen werden. Es 
kann danach aber kaum bezweifelt werden, dass die Haltung 


‚unserer Regierung in chinesischen Anleihefragen eine wenig ent- 


schlossene ist, und.zwar ist daran unsere zweiköpfgige Aussen- 
politik schuld (gemeint ist die dem älisseren Anschein nach oft 
entgegengesetzte Politik des Auswärtigen Amtes und der Mili- 
tärbehörden). Jetzt, wo nach Abschluss des Weltkrieges der 
wirtschaftliche Kampf der Mächte um China mit aller Heftigkcıt 
entbrannt ist, darf unsere Haltung China gegenüber nur soweit 
altruistisch sein, dass unser gesunder Egoismus dadurch nicht 
bedinträchtigt wird. Sonst machen wir uns nicht nur bei den 
Chinesen, sondern auch bei den in Ostasien streitenden Mächten 
verächtlich und bestärken sie nur zu noch weiteren feindlichen 
Schritten gegen uns, und wir versperren damit unseren Lands- 
leuten jeden Weg zu weiterem Vorwärtskommen in China. Wenn 
wir jetzt nicht auf unsere Anleihepolitik in der Mandschurei und 
Mongolei verzichten, werden sich Amerika, England und Frank- 
reich, unter Ausschliessung Japans, in dem neuen Anleihe-Ver- 
band zusammenfinden. Wir,müssen unbedingt aus der heutigen 
Sackgasse heraus, in der wir uns selbst an Händen und Füssen 
gefesselt haben. Wir müssen zunächst versuchen, mit den 
anderen Mächten zusammenzugehen, und erst, wenn wir uns 
trotz aller Bemühungen der Anderen nicht verständlich machen 
können, für wns allein handeln.“ 

Ein zweiter Aufsatz desselben Blattes zu demselben Gegen- 
stand besagt u. a.: „Amerika widersetzt sich mit aller Ent- 
schlossenheit der von Japan befolgten Ausschliessungspolitik in 
der Mändschurei und Mongolei. Auch England und Frankreich 
stellen sich auf denselben Standpunkt wie Amerika. Ein an 
gewisser Stelle eingetroffener Bericht meklet sogar, dass, wenn 
Japan nicht auf seine Ausschliessungspolitik in der Mandschurei 
und Mongolei verzichtet, die drei Mächte sich unter Ausschluss 
Japans zu einem neuen Anleihe-Verband zusammenschliessen 
werden. Davon ist den Behörden noch nichts bekannt. Sicher 
aber ist, dass jetzt Amerika durch eine Tabak- und Wein-Anleihe 
und England durch eine Flugzeug-Anleihe den Finanznöten 
Chinas zu Hilfe kommen. Alle Mächte gehen in den chinesi- 
schen Anleihefragen gesonderte Wege, folglich muss auch Japan 
für sich allein vorgehen. Jedenfalls ist diese Frage von der 
allergrössten. Bedeutung für Japans Beziehungen zu China.“ 


Zur Schantungfrage. Die „Tokio Asahi Schimbun“ 
vom 19. November schreibt: „Der Beschluss des Washingtoner 
Senats, die Klauseln über die Schantungfrage im Versailler 
Friedensvertrag zu streichen, enthalten einen Druck auf Japan. 
Das japanische Volk ist entschlossen, Tsingtau in einer Form an 
China zurückzugeben, so dass Japan wie China gemeinsam den 
gleichen Nutzen davon haben. Wenn jetzt der amerikanische 
Druck auf Japan dazu kommt, so kann er nur die Wirkung 
üben, dass das japanische Volk verstimmt wird und die Rück- 
gabe an China, sowie die dazu nötigen Verhandlungen mit China 
erschwert werden. Ferner muss es in Japan verstimmend 
wirken, dass dieser Beschluss des Washingtoner Senats darauf 
berechnet ist, in China Stimmung für die Vereinigten Staaten 
zu machen.‘ Am folgenden Tage bemerkt dasselbe Blatt noch: 
„Die chinesische Regierung hat noch keinen Entschluss betreifs 
der Schantungfrage gefasst. Der chinesische Ausschuss für aus- 


-wärtige Politik hat aber eine Denkschrift zu der Frage aus- 


gearbeitet, deren Inhalt noch nicht bekannt ist. Wie es heisst, 
soll danach China die Angelegenheit dem Völkerbund unter- 
breiten. Demgegenüber wird man gut tun, eine kühle Haltung 
einzunehmen und nichts zu überstürzen, sondern eine günstige 
Gelegenheit für die Anbahnung direkter Verhandlungen zwischen 
Japan und China abzuwarten.“ 


Einreiseerlaubnis nach China. Beim Verband für den Fernen 
Osten ist soeben die Mitteilung eingegangen, dass die Frage der 
Frteilung der Einreiseerlaubnis für deutsche Reichsangehörige ın 
China durch die chinesische Regierung dahin geregelt worden 
ist, dass Anträge auf Einreiseerlaubnis an die chinesische Ge- 
sandtschaft in Bern gerichtet werden können, die ihrerseits 
durch telegraphische Weitergabe die Genehmigung des Antrags 
bzw. die Ermächtigung zur Erteilung des Passvisums in Peking 
einholt. Die Telegrammkosten werden voraussichtlich von der 
chinesischen Gesandtschaft getragen. Eine endgültige Ent- 
scheidung darüber liegt noch nicht vor. 

Vorstandssitzung. Am 28. Januar trat der Vorstand des Ver- 
‚bandes fir den Fernen Osten zu seiner regelmässigen Monats- 
sitzung in diesem Jahre zusammen, in der u. a. auch der Jahres- 
bericht für 1919 besprochen wurde, der demnächst den Mit- 
gliedern zugehen wird. 

Jahresbeiträge. Auf vielfache an ihn gerichtete Anfragen 
bittet der Verband, die noch nicht entrichteten Mitgliederbeiträge 
für das Jahr 1920 demnächst entweder auf sein Konto bei der 
Deutsch-Asiatischen Bank, Berlin W. 8, oder auf sein Konto Post- 
scheckamt Berlin Nr. 15 912 zu überweisen. 
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 Ostasiatenecke. 


Neues aus Hankou. 

Finem uns zur Verfügung gestellten Privatbriefe aus Hankou 
vom 22. November 1919 entnehmen wir folgendes: 

„Die Bestandesaufnahme des deutschen Eigentums ist vor 
einigen Wochen beendet worden. Von dem beweglichen Eigen- 
tum sind kleinere Posten der einzelnen Firmen verkauft worden, 
aber nur kleinere Posten, abgesehen von der bei Melchers ge- 
iagerten Saat, die für ca. 4 lakh Taels verkauft worden ist. 
Kleinere Posten wurden verkauft von Schwarzkopf, Siemssen, 
Carlowitz und China Hide & Skin. Vom -unbe'veglichen Eigen- 
tum der deutschen Firmen ist bisher noch nichts veräussert 
worden, obgleich die Chinesen wiederholt die Grundstücke von 
Schnabel, Gaumer und Diederichsen öffentlich zum Verkaui 
ausgeboten hatten. Bei dem enorm hohen Kurs war an einen 
Kauf durch eine ausländische Firma ja kaum zu denken, man 
nahın daher an, dass ein chinesischer Konzern als Käufer ın 
Frage kommen würde. Jetzt hat man nichts wieder gehört, ob 
die Chinesen den geforderten Preis, der schon einmal um 16% 
heruntergesetzt war, weiter herabsetzten und die Grundstücke 
noch einmal zum Verkauf ausschreiben wollen. Ich glaube es 
kaum. Zurzeit versuchen die hiergebliebenen Mitglieder der 
biesigen Firmen, das seinerzeit beschlagnalımte Firmeneigentum 
wieder zurückzubekommen, hoffentlich geht alles nach Wunsch. 

Busch ist vor einigen Wochen Franzose geworden. Seine 
Frau ist hier, um sich von den Chinesen das seinerzeit über- 
nommene Sägewerk wieder RE zu lasse, was in 
liesem Fall keine Schwierigkeit macht. Das Carlowitz-Grund- 
stück in der enzlischen Niederlassung ist für einen Pappenstiei 
an Ramsay verkauft worden, ihre Anlage in der S. A. D. ist an 
eine Firma Schamoon, der Melcherhong an die Direktion der 
Pekine-Hankau-Bahn, ihre sowie anderer Firmen Anlagen sind 
ar Chinesen vermietet. In einem der Garrels Börner Speicher 
ist das gesamte bewegliche Eigentum der Deutschen cingestellt 
worden. Im Garrels Börner-Hong hat sich unten der deutsche 
Klub resp. die „Freie deutsche Vereinigung“ eingenistet mit 
17 Mitgliedern, nachdem verschiedene Kulinger hier wieder ein- 
vetroifen sind. 

Das Verbot der Freizügigkeit ist vor einiger Zeit bereits 
aufzehoben worden, man bekommt Pässe jetzt zu allen Plätzen. 

Das Betreten der fremden Niederlassungen ist uns bisher 
noch nicht gestattet worden, aber dahingehende Schritte sind 
eingeleitet worden. 


‚ den. 


Das von Schultz in einem der Garrels Börner Speicher im 
Februar/März zusammengetragene Gepäck von in Japan Mtiegs- 
zeiangenen 60 Hankouern ist am 25. Juni nach Kobe verladen 
worden und nach etwa 8 Wochen langem Lagern dort (wegen 
Differenzen über Frachtzahlung — ursprünglich war freie Hin- 
übersendung seitens der Japaner zugesichert worden —) an die 
verschiedenen Empfänger ausgehändigt worden. 

Die deutsche Ingenieurschule ist nun ganz und gar von den 
Chinesen übernommen worden, der deutsche Unterricht ist dort 
ganz ausgeschaltet. Frau Rohde, die an Glatzers Stelle getreten 
war, unterrichtet noch immer in Wu-chang.. Auch Kapitän Un- 
verzagt unterrichtet in einer Klasse über Handelswissenschaft. 

Tarald Weber hat sich hier vor einiger Zeit aufgemacht 
für eimen amerikanischen Farbenkonzern. 

Berlowitz ist an der Ingenfeurschule in Woosımg ange- 
kommen, an seine Stelle in Changsha ist Stange getreten, 
Scheinhütte unterrichtet ebenfalls dort. Wegen Geldmangel sol 
aber das ganze Schulunternehmen in Changsha wieder in die 
Brüche gehen. 

Dr. Assmy, der seit Mai: hier sitzt, wil® in der nächsten 
Woche nach Chungking zurückkehren. 

Der Bolschewismus wird auch den Chinesen nicht erspart 
bleiben, ein Streik löst den anderen ab. Die chinesischen Be- 
satzungen der Flussdampfer treten in den Ausstand, wenn ihnen 
ausser ihrer Löhnung nicht noch Extravergütungen bezahlt wer- 
Streiks der Maler, Schneider, Tischler u. a. sind an der 
Tagesordnung. Die Preise für Lebensmittel steigen. Mit China 
haben sich die Alliierten eine nette Sache eingebrockt. Die 
Besitznahme der deutschen Niederlassung genügt den Chinesen 
schon lange nicht mehr. Lange wird es nicht mehr dauern, dann 
werden sie noch ganz andere Forderungen stellen.“ 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


Wirtschaftliche Regsamkeit in China. 

Seit Mitte des vorigen Jahrhunderts, wo China in vertrag- 
lich geregelten Handelsbeziehungen mit den Ländern des 
Westens steht, ist in Büchern und sonstigen Veröffentlichungen 
stets auf das „wärtschaftliche Erwachen“ Chinas und die sich 
daraus für den Handel ergebenden Zukunitsaussichten hinge- 
wiesen worden. Die Ergebnisse haben aber gezeigt, dass dieses 
Erwachen keim plötzliches sein kann, sondern dass nur durch 
intensive Arbeit des Kaufmanns, durch Erweckung des Bedürf- 
nisses für fremde Erzeugnisse und durch kulturelle Arbeit der 
gewaltige chinesische Markt allmählich erschlossen werden 
kann. Die Erfahrung lehrt aber auch, dass der Prozess des 
Erwachens durch äussere Ereignisse; die auf das chinesische 
Volk wirtschaftlich oder seelisch zurückstrahlen, beschleunigt 
werden kann. So sind der chinesisch-japanische Krieg (1894), 
der missglückte Boxeraufstand (1900) und der russisch-japa- 
nische Krieg (1904-1905) wichtige Etappen in der wirtschaft- 
lichen Refiormbewegung Chinas gewesen, demn nach jedem der 
erwähnten Ereignisse setzte bei der Regierung eine erhöhte 
Nachfrage nach fremden Anleihen ein, die den Zwecken der 
wirtschaftlichen Erschliessung dienen sollten, und auch in den 
Kreisen des Volkes regte sich die Lust nach grosszügiger, wirt- 
schaftlicher Betätigung. Das Geschäft westländischer Unter- 
tehmer, die sich um Gerechtsame für Eisenbahnen, Bergbau 
und grosse Regierungsaufträge (Lieferung von Kriegsschiffen, 

u und Ausrüstung von Arsenalen usw.) bewarben, stand in 
Blüte. Die ersten grossen Fabrikunternehmen in China, haupt- 
. sächlich Seiden- und Baumtwollspinnereien, wurden mit euro- 
päischem Kapital gegründet, weil der chinesische Kapitalist eine 
Abneigung gegen die Anlage seines Geldes in modernen Be- 
trieben zeigte und es wegen der höheren Verzinsung lieber in 
Land, Pfandhäusern oder in einheimischen Banken anlegte. 

.Der Weltkrieg ist nun auch nicht ohne Einfluss auf die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes geblieben und, wenn 
dieses Mal nicht alle Zeichen trügen, stehen wir heute vor der 
Tatsache, dass diese Entwicklung in einem bedeutend schnel- 
keren Zeitmass vor sich gehen wird, als in den letzten Jahr- 
zehnten. Der Hauptgrund ist die endliche Einsicht der Chinesen, 
dass sie in dauernder wirtschaftlicher Abhängigkeit vom Aus- 
land bleiben, wenn ste an der, von den Ausländern eingeleiteten 
wirtschaftlichen Durchdrimgung ihres Landes nicht selbst kapi- 
talistischen Anteil nehmen, sei es in Form gemischter oder rein 
chinesischer Unternehmen. Während des Weltkrieges, wo 
China infolge Mangel an Schiffsraum, Knappheit der von ihm 

‚ gebrauchten westländischen Erzeugnisse auf dem Weltmarkt, 
sowie mfolge der Ein- und Ausfuhrverbote der kriegführenden 
Länder in der Beschaffung gewisser Erzeugnisse auf sich selbst 
angewiesen war, entstand in der Handelsmetropole Schanghai 
eine Bewegung, die die Förderung des Verbrauchs einheimischer 
Waren auf ftir Banner schrieb. Der Bewegung, die unter dem 
Namen: „Verband zum Schütz einheimischer Wlaren“ zusammen- 
gefasst war, traten massgebende Männer der chinesischen Be- 
amtenschaft, des Handels und der Industrie bei. In einer 
Monatsschräit, der „Guo-huo-yueh-bao“, wurden Ratschläge zum 
Ausbau industrieller und gewerblicher Betriebe gegeben, Pro- 
dkkons- und Absatzgebiete nachgewiesen und das einheimische 
Kapital für Neugründungen zu interessieren versucht. Der Ver- 
band hat im Laufe seiner Tätigkeit die Anregung zur Gründung 
industrieller Kleinbetriebe in allen Teilen des Landes gegeben, 
die für den örtlichen Bedarf arbeiteten, wie Hut-, Mützen-, 
Schirm- und Zündholzfabriken, Strumpfwirkereien, Alaudtuch- 
und Taschentuchwirkereien. 

Die wirtschaftliche „Los - vom - Ausland - Bewegung“ hat 
durch den Versailler Frieden, der in China die grössten 
Enttäuschungen und eine starke Frbitterung gegen England 
und Japan hervorgerufen hat, einen politischen Antrieb er- 
halten, der die Bewegung in dauernden Schwingungen hält. 
Das -erfolgreiche Ringen um wirtschaftliche Unabhängig- 


keit zeigt sich vor allem auf dem Gebiet der Baumwollver- 
arbeitung. Den Japanern ist es zwar gelungen, den Absatz von 
Baumwollerzeugnissen, wie T-Cloth, Köper und Flanelle des 
Briten auf dem chemischen Markt zu entreissen, sie mussten 
aber billigere Produkte der rasch aufstrebenden chinesischen 
Baumwollindustrie überlassen. Der Rückgang in der Einfuhr 
fremder Baumwollwaren im Jalıre 1918 wird in der Hauptsache 
auf den Wettbewerb der chinesischen Spinnereien zurückge- 
führt. Die nächsten Jahre werden den englischen und japani- 
schen Fabrikanten neue Enttäuschungen bringen, denn es ent- 
steht augenblicklich eine neue Baumwollspinnerei nach der 
anderen in China. Die Nachfrage nach Spinnereimaschinen im 
den Ver. Staaten soll so gross sein, dass dort fast alle Be- 
stände von chinesischen Unternehmern aufgekauft sind und dass 
Bestellungen unter einer Lieferfrist von achtzeliın Monaten nicht 
ausgeführt werden können. China hat neben der Möglichkeit 
des glatten Absatzes seiner Erzeugnisse auf seinem eigenen 
Markt und der Billigkeit seiner Arbeitskräfte auch noch den 
Vorteil eigener Rohstoffgebiete für sich. Der Anbau von lang- 
stapeliger Baumwolle, der vor zehn Jahren noch im Anfangs- 
stadium war, nimmt von Jahr zu Jahr zu; im Jahre 1918 führte 
es einen Ueberschuss von 1,3 Mill. Pikul (1 Pikul = 60,4 kg) im 
Werte von rund 38 Müll. Haikuan-Taels und zwar hauptsächlich 
nach Japan aus. Die Abhängigkeit, in der sich die japanische 
Baumwollindustrie zum chinesischen Rohprodukt befindet, kann 
eines Tages ihr Verhängnis werden. 

Chinesische Unternehmerkreise arbeiten zurzeit zielbewusst 
darauf hin, das britisch-amerikanische Monopol der Versorkung 
des Vierhifdertmilliimenvolkes mit Zigaretten zu durchbrechen. 
Es sind eine Anzahl grosser chinesischer Zigarettenfabriken 
entstanden, die mit erheblichem, an das vaterländische Gefühl 
der Käufer mahnendem Reklameaufwand mit den englischen und 
amerikanischen Erzeugnissen (von den Amerikanern wurden 
1918 allein 7000 Mill. Stück Zigaretten nach China eingeführt) 
in erfolgreichen Wettbewerb treten; auch in der Zigaretten- 
industrie verfügt China über das eigene Rohprodukt und billige 
Arbeitskräfte. 

Der chinesisch-auständische Handel wird sich der schnell 
vorwärtsschreitenden Industrialisierung Chinas anpassen müssen. 
Der Einfuhr von Kapital und Maschinen eröffnen sich letzten 
Endes grössere Aussichten als dem für den Massenabsatz be- 
rechneten Einzelprodukt, das sich auch in chinesischen Fabriken 
herstellen lässt. Von der neugegründeten chinesisch-amerika- 
nischen Bank m Peking, die die Finanzierung moderner Indu- 
strieunternehmen als eine ihrer Hauptaufgaben ansieht, wird 
man einen weiteren Einfluss auf die Industrialisierung Chinas 
zu erwarten haben. In der ausländischen Finanzgeschichte des 
Landes ist die Bank ein Novum, denn ihre Organisation trägt 
den chinesischen Wünschen nach Wahrung der „Hoheitsrechte“ 
geschickt Rechnung und lässt trotzdem dem Einfluss der ameri- 
kanischen Teilhaber des Unternehmens genügend Spielraum. 
Für eine nicht auf Gegenseitigkeit beruhende Betätigung west- 
ländischen Kapitals wie zur Zeit der Vizekönige, wo ausländi- 
schen Unternehmern grosse Gerechtsame in den Schoss ge- 
worfen wurden, ist die Zeit in China vorüber. An chinesischem 
Privatkapital, das eine grosszügige Erschliessung des Landes 
auf gleichberechtigter Grundlage mit dem westländischen vor- 
nehmen möchte, ist Kein Mangel. Die Tatsache, dass wir 
Deutsche es verstanden haben, im weitgehenden Masse das 
Vertrauen der Chinesen zu erwerben, lässt gerade in dieser 
Hinsicht erfreuliche Ausblicke auf die Zukunft zu. 


Japans wirtschaftliches Aufblühen. 


Obgleich es auf der ersten Blick sonderbar erscheinen 
mag, so ist es doch Tatsache, dass Holland mit nicht weniger 
Interesse der aussergewöhnlichen wirtschaftlichen Ausbreitung 
Japans während des Krieges und nachher zugesehen hat, als 
etwa Amerika und England. Man braucht wohl nur darauf 
hinzuweisen, welch grosses Kolonialgebiet Holland in Ost- 
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Indien besitzt, um MNollands Anteilnahme an der Ausdehnung 
des japanischen Inselreichs zu begreifen. Die holländische 
Presse beschäftigt sich nicht selten mit den Vorgängen in Ost- 
Asien und so finden wir auch.in De Beurs eine interessante 
Auslassung, der wir einiges entnehmen, da es auch für uns 
einige belangreiche Einzelheiten enthält.e Nachdem das Blatt 
auf den Ursprung des Ueberganges des Pachtgebietes von 
Kiautschou zu sprechen gekommen ist, führt dasselbe aus: 
„Nachdem Deutschland Kiautschou zu einem Flottenstützpunkt 
ausgebaut hatte, wurde der Hafen für Handeiszwecke ein- 
xerichtet. Im Anfang war derselbe von wenig Bedeutung und 
nur auf den örtlichen Verkehr angewiesen. Aber je mehr die 
Hafenbauten vergrössert wurden und je weiter das Eisenbahn- 
netz nach dem Hinterland eire Ausdehnung erfuhr, um so 
mehr gewann der Platz an Bedeutung. Die Schwestern- 
gesellschaften der Schantung-Eisenbahn und des Schantung- 
Bergbaues, die ihren Sitz in Berlin hatten, wurden gegründet. 
Von Anfang an war die Deutsch-Asiatische Bank im Schutz- 
gebiet tätige. Am 6. März 1904 wurde der Hafen für den Ver- 
kehr in Dienst gestellt. Die Bankfilialen englischer und ame- 
rikanischer Petroleumgesellschaiten beteiligten sich an dem 
Aufblühen des Hafens und das importierte Oel konnte un- 


mittelbar aus den Teankschiffen in Reservoirs gepumpt und dann 


in Tankwagen nach dem Binnenland transportiert werden. In 
1913 umfasste der Schiffverkehr 902 Schiffe mit etwa 1,3 Mill. t. 
Hiervon segelten 317 Schiffe unter deutscher Flagge. Der 
Wert des Handels von Tsingtau belief sich ungefähr auf 
200 Mill. M. Will man den Inhalt des Kiautschou-Vertrages 
kurz zusammenfassen, so müss man sagen, dass derselbe eine 
Teilnahme deutscher Arbeit und deutschen Kapitals bei der Auf- 
schlressung des chinesischen Reiches auf grosser Basis bedeutete. 
Der Lauf der Dinge hat ja nun Deutschland den Ve@lust dieses 
CGiebietes gebracht und was der deutsche Kaufmann dort im 
Osten mit Fleiss, Anpassungsvermögen, Unternehmungsgeist und 
Fnergie in verhältnismässig sehr kurzer Zeit zustande gebracht 


hatte, ist plötzlich für eine Reihe von Jahren aus seinem Besitz. 


verschwunden. Dank dem russischen Militarismus und dem 
russischen Junkertum. 


Wir alle wissen, wie England Japans Hilfe in Ost-Asien 


anrief und wie sehr sich seither der Zustand in jenen fernen 
Ländern geändert hat. In Zukunft wird England infolge dieser 
Inanspruchnahme Japans nicht mehr den dominierenden Einfluss 
ausüben wie früher. . Japan hat den günstigen Augenblick ge- 
schickt für sich auszunutzen verstanden und es hat sich während 
des Krieges nicht nur aus einem Agrarstaat zu einem Industrie- 
staat entwickelt, der jetzt Artikel herstellt, die früher ausschliess- 
lich in Europa angefertigt wurden, sondern es hat sich auch zu 
einer Handelsmacht von solcher Bedeutung emporgeschwungen, 
dass die westlichen Völker durchaus keinen Grund haben, die 
Zukunft hinsichtlich der Konkurrenz auf dem ostasiatischen 
Handelsgebiet allzu optimistisch zu betrachten. 

Bereits wenige Monate nach Ausbruch des Krieges wurden 
die europäischen Fabrikerzeugnisse vom asiatischen Markt 
verdrängt und gleichzeitig exportierte Japan stets grössere 
Menzen seiner Produkte nach den Vereinigten Staaten, nach 
Niederländisch-Indien, nach England, Frankreich, Russländ und 
Italien. Während der Handel zwischen China und Japan naciı 
Beendigung des Krieges um nicht weniger als 989% zunalım, 
knüpfte das Land des Mikados gleichzeitig enge Handels- 
beziehunzen zu den südamerikanischen Republiken an. Nicht 
allein die Häfen Argentiniens, Brasiliens und Chiles wurden von 
japanischen Schiffen angelaufen, sondern auch die Eisenbahn. 
die von Chile nach Argentinien verläuft, transportiert grosse 
Mengen japanischer Waren. 

Vor dem Kriexe war Japan mit den an Rohstofien so 


reichen südamerikanischen Ländern sehr wenig in Berührung 


zekommen, und wenn Güter zwischen den beiden Gebieten aus- 
getauscht wurden, so ging es in der Regel durch europäische 
Hände: erst im zweiten Kriegsjahre zeigte sich in Südamerika 
das Bestreben, sich in Japan nach denjenigen Waren umzusehen, 
die im Verkehr mit Europa aushlieben. Man begünstigte sogar 
die Finwanderung aus Japan. Seit jener Zeit sind die japanischen 
Industrieprodukte für Südamerika unentbehrlich geworden, 


während andererseits Japan in den ABC-Staaten ein lebhafter 
Käufer der verschiedensten Landesprodukte geworden ist; es 
bezieht Chile-Salpeter aus Chile, Wolle aus Argentinien, Kaffee 
und Eisen aus Brasilien. Die Staaten Latein-Amerikas lassen 
nichts unversucht, um ihre Handelsbeziehungen zu Japan stets 
noch mehr auszudehnen. So haben die chilenischen Baumwoll- 
pflanzer bereits Agenten nach Japan, gesandt, um dort neue Be- 
ziehungen anzuknüpfen. Auch eine mexikanische Stahlfabrik ist . 
mit der japanischen Regierung in Verbindung getreten, während 
nun auch noch Peru daran geht, seinen Ausfuhrtarif abzuändern, 
um seinem MHande) den Weg nach Japan nicht zu erschweren. 
Infolge der unerhörten Preissteigerung aller Rohprodukte, wie 
auch der Frachten und Arbeitslöhne in der alten Welt, hatten 
es die Japaner leicht, den Wettbewerb mit den übrigen Völkern, 
infolge der beschränkten Tarife ihrer subsidiierten Dampfer- 
gesellschaften, ihrer niedrigen l.öhne und ihrer billigeren Roh- 
stoffe aufzunehmen, und wie in den genannten Ländern, haben 
die lapaner auch in Britisch-Indien ausserordentlich an Terrain 
gewonnen. Die früher nach dort durch Deutschland und 
Oesterreich gelieferten Waren werden jetzt nur noch aus Japan 
importiert. 

So sehen wir denn, wie die Japaner auf wirtschaftlichem 
und kaum weniger auf politischem Gebiet mehr und mehr 
Einfluss gewinnen. Nachdem jetzt der Krieg zu Ende ist, ist 
die Schantung-Frage tatsächlich eine brennende geworden, die 
noch immer einen Streitpunkt in den Besprechungen hinsicht- 
lich des Friedensvertrages darstelle. Inzwischen sind die 
Japaner nicht untätig. Wie das Blatt TheJapanChronicle 
zu melden weiss, sind die Preise für Super-Phosphate und für 
andere Kunstdüngemittel so sehr in Japan gestiegen, dass sich 
die Bauernschaft des Landes genötigt sieht, nach wohlfeileren 
Düngemitteln Umschau zu halten. Die Folge hiervon war 
natürlich, dass die CGiewinne der japanischen Stickstoffabriken 
einen aussergewöhnlichen Rückgang zu verzeichnen haben. Um 
nun den !!’msatz wieder auf die alte Höhe zu bringen, machen 
diese Fabriken grosse Anstrengungen, um sich anderweitig 
Absatzgebiete zu erobern. Insbesomdere sind es Sibirien, 
Australien. Britisch- und Niederländisch-Indien und China, wo 
die Japaner sich in dieser Hinsicht bemühen. In 1915 lieferte 
sogar eine der Düngemittelgesellschaften unentgeltlich Super- 
phosphat an die chinesischen Bauern in der Mandschurei. Diese 
Reklame verfehlte ihren Zweck nicht, denn im folgenden Jahre 
sahen sich die Fabrikanten in der Lage, 3500 Sack ihrer Er- 
zeugnisse nach dorthin auszuführen, während in 191Y insgesamt 
7000 Sack zur Versendung gelangen konnten. 

Aber nicht nur in jenen Ländern Asiens, sondern sogar in 
Europa tauchen japanische Agenten auf, die das Bestreben 
haben. den Handel ihres Landes in Wettbewerb mit demjenigen 
der westlichen Völker treten zu lassen. So bringt der Nieuwe 
Rotterdamsche Courant eine Anzeige, worin 1000 t 
japanisches Kartoffelmehl angeboten werden. In diesem Zu- 
sammenhang sagte vor kurzem das internationale Wochenblatt 
Import-Export: „Wir schen, wie die Japaner alles 
aufbieten, um sich die Märkte der Weit zu erobern, 
es wird darum an der Zeit, sein. dass die Bauern 
Hollands Massregeln treffen, das fortgesetzte Steigen der 
Pacht- und Kaufpreise für Ländereien einzudämmen, denn 
sonst laufen sie Gefahr, dass sie bald beim Verkauf and beim 
Verpachten grosse Verluste erleiden, da sie den Wettbewerb 
‚gegen Japan auf die Dauer nicht aushalten werden. Nach alle- 
dem dürfte der Tag richt mehr fern sein, da man auch in den 
Ländern Europas dem unaufhaltsamen Vordrängen des japani- 
schen Kaufmannes wegenüber steht und diese friedliche Er- 
oberung unserer Märkte dürfte schliesslich zu einer Umwälzung 
auf dem Preismarkt führen.“ 


China. 


Zur chinesischen Finanzlage. Nach einem telegraphischen 
Bericht des Pekinger Vertreters der „Times“ ist die finan- 
zielle Lage der chinesischen Regierung weniger verzweifelt, als 
vor einiren Monaten: als Gründe werden das Steigen des Sil- 
bers und die erheblichen Mehreinnahmen der Salzverwaltung 
angegeben. Im vergangenen Jahr hat die Salzgabelle # 10 Mili. 


eingebracht. Auch die Zolleinnahmen haben sich infolge des 
neuen Tarifs vermehrt. Der hohe Silberkurs hat die Tilgung der 
fälligen fremden Schulden äusserst begünstigt. Trotz der ge- 
steigerten Staatseinnahmen’sind die Regierungskassen leer, weil 
die Unterhaltung des Heeres ungeheuere Summen verschlingt. 
Die Regierung hat in der Auflösung überflüssiger Truppenteile 
begonnen, bisher aber nur kleine praktische Ergebnisse erzielt. 
Als bemerkenswerte Tatsache stellt der „T im e's“-Bericht fest, 
dass das Kapital der handeltreibenden Klassen in Unterneh- 
mungen fest angelegt ist, während sich das fJüssige Kapital in 
den Händen einiger ceinflussreicner militärischer Führer und Be- 
amten befindet, wie deren Bereitwillgkeit beweist, es in Banken 
und anderer Unternehmunger. anzulegen. 


Die chinesischen Seezolleinnahmen 1919. Der Generalinspek- 
teur der chinesischen Seezollverwaltung Sir Francis Aglem hat 
an ‘den chinesischen Gesandten in London ein Telegramm ge- 
richtet, das einige bemerkenswerte Angaben über die Einna'ımen 
der Zollverwaltung im Jahre 1919 enthält. Danach bezifferten 
sich die Gesamteinnahmen auf 46 Mill. Haikuan-Taels, was zu 
einem Durchschnittskurs gerechnet, rımd £ 14,6 Mill. ergibt. 
Die einheimischen Zölle beliefen sich auf 4,5 Mill. Haikuan- 
Taels. 


Förderung des Seldenbaus. Der englische Konsul in Nan- 
king teilt nach einem Bericht des „Textile Mercury“ vom 
20. 12. 19 mit, dass man jetzt dem Seidenbau in China, beson- 
ders auf der Universität Nanking mehr Aufmerksamkeit schenkt. 
An den dortigen Insituten finden wissenschaftliche und prak- 
tische Untersuchungen statt, die das Ziel verfolgen, die Erträge 
des Seidenbaus zu heben. Da infolge dieser Massnahmen vor- 
aussichtliich der Seidenbau eine bedeutende Ausdehnung er- 
fahren wird, sind in dem Distrikt von Haichou 800 000 Maulbeer- 
bäume gepflanzt worden. 


Baumwollausiuhr., Der englische Handelssachverständige in 
Schanghai meldet, nach dem „Textile Mercury“ vom 
20. 12. 19, dass die Baumwollausfuhr Chinas für das Jahr Sep- 
tember 1918 bis August 1919 im ganzen 1241000 Pikuls betrug, 
wovon Japan 1080000 Pikuls nahm. Dies ist der grösste Ex- 
port seit der Saison von 1910/11, die einen Rekord brachte. 
Damals betrugen die Verschiffungen 1492000 Pikuls und 
1195000 davon gingen nach Japan. 


Das chinesische Eisenbahnwesen in 1918. Die Emnahmen 
der chinesischen Staatsbahn zeigen nach amtlicher Quelle im 
Vergleich zum Vorjahre eine Mehreinnahme von $ mex. 13,8 
Mill. das sind 20 v. H. mehr als im vorigen Berichtsjahr; die 
Ausgaben haben sich, verglichen mit demselben Zeitraum des 
Vorjahres, um $ mex. 4,3 Mill. erliöht. Der Gesamtüberschuss 
des Berichtsjahres betrug $ mex. 33,5 Mill. Das Jahr war der 
imanziellen Entwicklung des Eisenbahnwesens infolge der 
reichen Ernten’ und des Fehlens von Betriebsstörungen beson- 
ders günstig. 

Ausbau der Landstrassen. Ein Anfang dieses Jahres ver- 
öffentlichter Präsidialerlass ordnet den grosszügigen Ausbau der 
Landstrassin an. Die erste moderne Landstrasse wird wahr- 
scheinlich zwischen Peking und Tientsin gebaut werden. Falls 
der Ausbau der kgendstrassen in grossem Masstab durchgeführt 
wird, eröffnen sich dem Absatz von Kraftwagen für Personen- 
und Lastverkehr grosse Aussichten. 


Die Entwicklung Tsingtaus. „PcetiteRepublique"v.81. 


gibt einen Auszug aus dem Bericht des amerikanischen Konsuls 
in Tsingtau wieder, woraus hervorgeht, dass die Stadt bereits 
ein wichtiges Industriezentrum geworden ist; es sind 72 Fabriken 
am Platze. Elektrizität wird billig geliefert, um die Industrie 
zu ermutigen. Die Löhne für männliche und weibliche Arbeiter 
schwanken zwischen (20 bis 0,49 Gold-Yen den Tag. Die Hand- 
werker verdienen bis zu 0,60 Yen täglich. Die Kohlengruben in 
Fangtse und Hungschan fördern jährlich etwa 750.000 t. 


Indochina. 


Graphitvorkommen in Anam und Tohking. Nach dem „Ex- 
purteurFrancais" v. 25. 12. 19 besitzt Anam bei Quangngai 
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| bedeutende Graphitvorkommen. Die Ausfuhr erreichte 1917 eine 


höhe von 8000 t und hat sich im Jahre 1918 auf 15000 t ge- 
steigert. In den Provinzen Yen-Bay und Lao-Kay in Tonking 
sind zahlreiche neue Graphitvarkomınen entdeckt worden. 


Rückgang der Kohlenausfuhr. Die Kohlenerzeugung in Indo- 
china ist nacn der „Depäche Coloniale* von 643000 t im 
Jahre 1117 auf 636 000 tim Jahre 1918 zurückgegangen. Bedeuten- 
der ist jedoch der Rückgang der Kohlenausfunr, die nicht 250 000 t 
(1917: 314 000t) erreicht hat; da der Verbrauch im Lande selbst 
deı gleiche geblieben ist, haben sich die Vorräte bedenklich 
angehäuft. 


Japan. 


Die Aussichten der japanischen Schiffahrt. Nach den letzten 
Veröfientlichungen des japanischen Finanzministeriums verfügte 
Japan in den in der nachfolgenden Tabclie genannten 
Janren über folgende Schiffahrtgesellschaften mit den daneben 
vermerkten Schiffen und Tonneninhalt: 


Zahl der Zahl der 
Jahr Sechiff.-Ges. Schiffe ö Tonnen 
1908 18 543 564 000 
1914 - 24 378 841 931 
1915 24 008 895 605 
1916 28 604 980 793 
1917 42 ? 1 127 900 
1919 (Februar) ? 2670 ® 235. ®o 


Für 1918/19 sind genaue Angaben über die Anzahl der 
Schiffahrtsgesellschaften nicht erhältlich, es heisst aber, dass es 
meirr als hungert gıiusse Uesellscnaiten gibt, die Schifte mit 
mehr als 100 t besitzen. Die im Janre 1408 bestehenden Ge- 
sellschaften verfügten über ein Kapital von etwa 7 Millionen 
Piind Sterling, wovon etwa 5 Mill. Lstrl. eingezahlt waren. 
Der gesamte Nettogewinn derselben belief sich auf 390 000 Lstrl. 
An Dividenden wurden 430000 Lstrl. ausgeschüttet, während 
41000 Lstrl. in die Reservefonds kamen. Im Jahre 1917 stellte 
sich das Kapital der damals bestehenden 42 Gesellschaften auf 
28 Mill. Lstrl, an Dividenden wurden 7% Mill. Lstrl. bezahit, 
daneben wurden 6 Mill. Lstrl. für Gratifikationen verwendet 
und beinahe 8 Mill. Lstrl. dem Rcservefonds überwiesen. Die 
vier grössten japanischen Schiffahrtgesellschaften erhielten vom 
Staat cine Subsidie, die sich im Jahre 1917 für die vier Ge- 
sellschaften auf zusammen 700000 Lstrl. bezifferte.e. Für 1918 
wurde vom Staat etwas weniger für den gleichen Zweck ge- 
zahlt. Diese Subsidien waren es, die es den Gesellschaften er- 
möglichten, auf verschiedenen Linien festen Fuss zu fassen und 
ihre Stellung auf diesen Limien auch in schlechten Jahren zu 
wahren Als Gegenleistung mussten sich die Gesellschaftey 
verpflichten, die Frachten auf den von der Regierung subsi- 
dierten Linien nicht über einen gewissen Satz zu erhöhen. 
Diese Frachtsätze wurden von der Regierung sehr niedrig ge- 
halten, um den japanischen Ausfuhrhandel zu unterstützen. 
Die Fraxe nach Schiffraum war: aber so gross, dass die Gesell- 
schaften bald dazu übergingen, neben den subsidierten Schiffen 
noch andere auf denselben Linien in Dienst zu stellen, für die 
sie die Frachten nach ihrem Ermessen festsetzen konnten. Sic 
kamen dabei auf Sätze, die etwa zehnmal so hoch waren, wie 
die, die sie für die subsidierten Schiffe erheben durften. Die 
grossen Gesellschaften eröffneten verschiedene neue Linien nach 
Australien, Ostindien, Südamerika und Europa. . 

Zurzeit fahren japanische Frachtdampfer auf zwölf verschie- 
denen Routen. Mehr als 100 der besten Schiffe mit einem 
Inhalt von 600000 t versehen den Dienst von Japan nach 
Europa. Im indischen Archipel versehen die Japaner mit 54 
Daımpiern mit zusammen 154000 t eine ausgedehnte Küsten- 
schiffahrt. Den Dienst mit Britisch-Indien versehen 29 Schiffe 
mit zusammen 100000 t, für die Frachtfahrt zwischen Japan 
und Australien stehen 27 Schiffe mit zusammen 94500 t im 
Dienst, und zwischen Japan und Amerika fahren 51 Schiffe 
mit zusammen 338000 t. Andere kleinere und unbedeutendere 
Linien werden selten von metır als einem Dutzend Schiffen 
bedient. € 
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Es hat ganz den Anschein, als wenn die japanische Schiff- 
fahrt Mühe haben wird, -das während des Krieges gewonnene 
Terrain zu behaupten. Vorläufig scheint ihm die Fahrt aui 
Europa, Amerika und Australien wohl sicher zu sein, die Schift- 
fahrt nach anderen Ländern aber scheint schon jetzt abzu- 
bröckeln. Im Indischen Ozean müssen die Japaner die Kon- 
kırrenz der Holländer aushalten, die Schiffahrt nach dem Süden 
Chinas leidet unter dem Boykott der chinesischen Kaufleute 
und die Fahrt nach Südamerika unter der scharfen Konkurrenz 
seitens der Vereinigten Staaten und Englands. Die Englände: 
suchen die Japaner von der Schiffahrt nach Britisch-Indien 
zu verdrängen, indem sie ihnen das Bunkern verwehren. Es 
ist auch sehr die Frage, ob Japan sich in der Fahrt auf Puropa 
wird dauernd behaupten können, da England und Amerika 
natürlich alles versuchen, um dieses Feld für sich zu behaupten. 
Auch andere Schwierigkeiten drohen den japanischen Reedern: 
die Löhne für die japanischen Seeleute waren ehedem selır 
niedrig — wodurch Japan leicht mit Schiffahrtgesellschaften 
anderer Länder konkurrieren konnte — heute sind die zu 
zahlenden Löhne kaum noch billiger, als in anderen Ländern. 

Durch die zunehmerde Konkurrenz europäischer Gesell- 
schaften sind die Frachten in Cstasien in fühlbarer Weise ge- 
sunken. Die kapitalkräftigen japanischen Gesellschaften haben 
deshalb den Plan gefasst, sich zu vereinigen und alle Schiffe 
weniger kapitalkräftiger (esellschaften, die schwer unter dem 
Sinken der Frachtraten leiden, aufzukaufen. Sie hoffen, auf 
diesg Weise das in. dem Kriege gewonnene Terrain behaupten 
zu on Die Reserung ist ersucht worden, sich an der 
Schadloshaltung der kleinen Receder zu beteiligen. 


Das iapanische Verbot des Handels mit dem Feind. Das 
japanische Ministerium für Handel und Landwirtschaft hat eine 
Verordnung erlassen, durch welche das Verbot des Handels mit 
dem Feind aufgchoben wird. Es heisst darin: Das Verbot des 
Handels mit dem Feind gründete sich auf den bekannten Be- 
schluss des wirtschaftlichen Ausschusses der alliierten Regierun- 
gen in Paris, der die Vernichtung der Wirtschaftskraft der feind- 
lichen Länder zum Zweck hatte and mit Rechtskraft vom 14. Mai 
1917 die Einfuhr nicht nur aller Erzeugnisse des feindlichen 
Bodens, sondern auch aller aus den feindlichen Ländern kommen- 
den Waren verbot. Jetzt aber hat Japan mit Deutschland 
Frieden geschlossen, und der Triedensschluss muss jetzt aus- 
geführt werden. Betreffs der feindlichen Länder ausser Deutsch- 
land sind die entsprechenden Verordnungen in Uebereinstim- 
mung mit der von den alliierten ändern eingenommenen Haltung 
bereits ausser Kraft gesetzt worden. Auf Grund eines Be- 
schlusses des Geheimen Staatsrats sollen nun auch das Verbot 
des Handels mit dem Feind und die übrigen darauf begründeten 
Bestimmungen ausser Kraft gesetzt und alle mit deren Aus- 
führung beauftragten Aemter aufgelöst werden. Somit kann vom 
19. November ab der Handel mit Deutschland und den übrigen 
feindlichen Ländern wieder aufgenommen werden. 


Kohlenhandel. Der Kohlenertrag Japans während der sechs 
Jahre 1913/18 belief sich dem „Board oi Trade Jcurnal“ vom 
1. 1. 0 zufolge auf: 141 392580 t. Der Ertrag in 1913 ergab 
21 315 962 t, dann stieg die Ausbeute auf 22293 419 t in 1914, um 
in 1915 auf 20 490 747 t zu fallen, und damıt auf den niedrigsten 
E:trag während der sechs abzclaufenen Jahre. In 1916 stieg die 
Kohlenförderung auf 22901 580 t, sie stieg Im darauffolgenden 
Jahre auf 26 361 420 t und schliesslich in 1918 no:h weiter auf 
28 Milk t. 

Die Kohlenausfuhr während der vorgenannten Zeitperlode 
belief sich auf 18.5 Mill. t. Hiervon entfielen die grössten Aus- 
fuhrziffern auf 1913, nämlich 3,8 Mill. t. Scither war eine foirt- 
laufende Verminderung in der Kohlenausfuhr zu verzeichnen. 
In 1918 betrug der Kohlenexport 2,2 Mill. t. 

Eingeführt wurden in Japan während der Zeit von 1913/18 
4,2 Mill. {. Die jäh:lichen Zahlen weisen starke Schwankungen 
auf. In 1913 wurden 577 000 t eingeführt, 1914 dagegen 958 000 t. 
im darauffolgenden Jahre fiel der Import auf 615 000 t, um dann 
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in 1916 auf 556 000 t weiter zu fallen. In 1917 war eine Steige- 
rung der Kohleneinfuhr auf 713 000 t zu bemerken, im Jahre 1918 
zeigte die Kohleneinfuhr den Stand von 774 000 t 


Sinken der japanischen Charterpreise. Nach cinem Bericht 
des amerikanischen Generalkonsuls Scidmore in Yokohama sind 
die Preise für die Charter japanischer Schiffe allgemein ge- 
sunken, weil viele bisher in europäischen Gewässern fahrende 
Dampfer entlassen wurden. Eine grosse Anzahl dieser Schiffe 
war nur für eine einzige Fahrt nach England gemietet worden, 
und die Eigentümer hatten darauf gerechnet, dass der grosse 
Bedarf in Europa zu einer Verlängerung der Kontrakte führen 
würde, aber die Unruhe des Arbeitsmarktes zu beiden Seiten 
des Atlantischen Ozeans hat dıese Hoffnung zerstört. Im Stillen 
Ozean, der während des Krieges ausschliesslich der japanischen 
Schiffahrt gehörte, machen sich jetzt die Amerikaner wieder 
bemerkbar. Die Pacific MailSteamshipCo. z.B. hat, 
laut „L. & Ch. Tel.“ vom 5. 1. 20, gleich nach dem Waffenstill- 
stand den Verkehr von Amerika und Japan-China aufgenommen. 
Die Frachten der Amerikaner sind so günstig, dass sogar japa- 
nische Importeure von Rohbaumwolle und Stahl sie bevorzugen. 


Hafenbau und Uutergrundbahn in Tokio. Der Plan. den 
Scehafen von Tokio weiter auszırbauen und somit Yokohama 
auszuschalten, wird, nach „L. & Ch. Tel.“ vom 5. 1. 20, beharr- 
lich weiter verfolgt. Der Bürgermeister Tajiri hat eine Anzahl 
von Fachleuten herangezogen und sie beauftragt, die Einzel- 
heiten des Planes auszuarbeiten. Für die weitere Ausgestaltung 
des Planes hat die städtische Verwaltung von Tekio eine be- 
sondere Kommission eingesetzt. Eine Summe von nicht weniger 
als 100 Mill. Yen ist vorgeschen. Ferner soll Tokio eine Unter- 
grundbahn erhalten. Für diesen Zweck ist eine Gesellschaft 
mit einem Kapital von Yen 25 Mill. gegründet worden. Der 
Bau wird in 3 Etappen erfolgen und soll ücmnächst in Angriff 
genommen werden. 


Japanische Eisen- und Kohleninteressen in Chile. Nach 
einem Bericht des Handelssachverständigen der Ver. Staaten, 
Julius Klein, besteht ein japanisches Syndikat, welches bereits 
umfangreiche Eisenerzlager im nördlichen Chile besitzt, und 
welches nunmehr in der Nähe von Concepcion Kohlenfelder zu 
erwerben sucht. Das ist das Zentrum des Konlengebietes an 
der südlichen Küste der Republik. Die Ländereien liegen nörd- 
lich des Bio-Bio-Flusses in der Nähe des Hafens Talcahuano 
der chilenischen Marinebasis Es gehört auch die Los Reyes- 
Insel dazu. Die Verhandlungen mit den Eigentümern der Berg- 
werke von EI Rosal und von Tomas Rioseco sind, nach „L. & 
Ch. Tel.“ vom 5. 1. 20 bereits abgeschlossen. Es wird ferner 
verhandelt um einige der ältesten und ausgedehntesten Kohlen- 
lager Chiles, nämlich die vom Arce, Manuel Hurtado, Carlos 
Huerta, Fidel Cabrera und Simon Rebolledo. Die chilenischen 
Bergwerks- und Handelskreise sehen der Entwicklung der Dinge 
mit gespanntem Interesse entgegen. 


Der Handel Japans mit Argentinien. Der japanische Handel 
mit Argentinien während des Jahres 1918 war, It. „Lloyds List“ 


vom 29. 12. 19, grösser als zu irgend einer Zeit vorher. Die. 


Ausfuhr von Waren aus Japan nach Argentinien ergab der Zoll- 
statistik zufolge, einen Wert von 5037707 $ Gold. Der Ex- 
port von Argentinien nach Japan bezifferte sich auf 4.698.000 $ 
Gold. Unter den von Japan nach der südamerikanischen Repu- 
blik ausgeführten Waren sind folgende, bewertet in Gold-Dol- 
lars, anzuführen: 

Fischkonserven $ 72 6237, Pfefferkörner $ 92 918, geschälter 
Reis $ 498107, Tee $ 120567, Taschentücher $ 534 966, Roh- 
seide $ 118690, reine Scide $ 873150, Rohbaumwollgarn für 
Webereien $ 214391, rohe Baumwollstoffe $ 398 664, gefärbte 
Baumwollstoffe $ 176448, Bleistifte $ 44083, Zinn in Barren 
und Platten $ 194498, Porzellanwaren $ 100038, elektrischer 
Leitungsdraht $ 46842, Knöpfe $ 107310, Bürsten $ 91817, 
Spielzeug $ 176126. 
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Tsingtau. 


Zur Heimkehr der Kriegsgefangenen aus Japan. 
Von R. Kunze (Tokio). 


In diesen Wochen kehren die Tsingtau-Kämpfer, die fünf | ıussischen und französischen Vertretern in Peking, und Russ- 
lange Jahre in japanischer Kriegsgefangenschaft geschmachtet | land versuchte ein sogenanntes „erstes Recht der Ankerung“ 
haben, in die Heimat zurück. Viele von ihren Kampfgenossen | geltend zu machen, weil seine Marine einmal den Gedanken 
kehren nicht Zurück, sondern haben ein stilles Grab in der | einer Besetzung Tsingtaus erwogen, aber als überflüssig 
fernen ostasiatischen Erde gefunden. Viele von den Heim- | wieder. fallen gelassen hatte. Es kam jedoch am 6. März 1893 
kehrenden haben in den endlosen Leiden und der seelischen | zum Vertragsschluss mit China, laut dem Deutschland die 
Zermürbung der Gefangenschaft ihre Gesundheit untergraben | Bucht und ein kleines Gebiet an ihr auf 99 Jahre pachtete 
und bedürfen für lange Zeit der liebevollen Schonung und | und sich ein grösseres, die sogenannte neutrale Zone, als In- 
Pflege durch ihre glücklicheren Landsleute. Alle aber, die | teressensphäre vorbehielt. 

Heimkehrenden wie die Gefallenen, haben den Dank des Nunmehr lag, nach den Worten von Tirpitz, dem Reich 
Vaterlandes verdient, wenn es auch scheint, als wäre ihr Rin- | die Aufgabe ob, den getanen Schritt durch friedliche Kultur- 
gen vergeblich gewesen. Wohl weht heute die deutsche | arbeit zu rechtfertigen, d. h. „mit mässigem Kapitalaufwand 
Flagge nicht mehr über den Forts der Kiautschou-Bucht; | Werte zu weisen, deren Vorhandensein die Chinesen selbst 
dennoch ist das, wofür sie gearbeitet und gelitten haben, für | richt ahnten, und mit grossem Zuge in kleinem Rahmen zu 
das deutsche Volk nicht verloren, sondern wird seine reichen | zeigen, wozu Deutschland imstande sei.“ Obwohl im Herbst 
Früchte tragen, freilich in einem ganz anderen Sinne, als | 1914 von den für die Besetzung in Aussicht genommenen 
sie alle geglaubt und gehofit hatten. 99 Jahren erst 16 Jahre vergangen waren, hat das Deutsche 

Die Besitzergreifung Tsingtaus durch das Deutsche Reich | Reich diese doppelte Aufgabe dennoch bereits in musterhaiter 
ist ein Ergebnis des deutschen Einspruchs gegen den Frieden | Weise erfüllt. Sie konnte freilich nur deshalb gelingen, weil 
von Schimonosseki. Die deutsche Politik hatte von diesem | Tirpitz durchsetzte, dass das Pacht&ebiet dem Reichsmarine- 

| keinen unmittelbaren Vorteil ecerntet, und die Unzufrieden- | amt unterstellt wurde. Dadurch kam in die Verwaltung der 
heit mit diesem Erfolg verdichtete sich zu dem Wunsch, nach- | grosse Zug und der frische und wagemutige Geist, der für 
träglich von China eine Entschädigung für die geleistet | alle Betätigungen des Reichsmarineangts kennzeichnend ge- 
Hilfe zu erlangen in Gestalt eines Flottenstützpunktes an der | wesen ist. Es kann hier nicht im einzelnen alles aufgeführt 
chinesischen Küste. Ueber die Lage des zu erwerbenden | werden, was neben dem Ausbau des Flottenstützpunktes alles 
Stützpunktes entstanden zwischen den beteiligten Reichs- | an Kulturwerten in Tsingtau geschaffen worden ist. Aber 
ämtern Meinungsverschiedenheiten, und es war das Verdienst | jedem Deutschen Ostasiens geht das Herz auf, wenn er der 
des damals als Chef des Kreuzergeschwaders in Ostasien w2i- | „grünen Insel im weiten gelben Meere‘ gedenkt: der freund- 
lenden späteren Grossadmirals von Tirpitz, dass statt drei | lichen weissen Villenstadt mit ihren roten Dächern inmitten 
unmöglicher Plätze das allein aussichtsreiche Tsingtau ge- | weiter Gärten, Forst- und Obstanlagen; mit der sauberen Chi- 
wählt wurde. Tirpitz galt als Havptbedingung für die Wahl | nesenstadt, dem heiteren Badestrand und dem weiten durch 
des Platzes neben der Brauchbarkeit für die Flotte und der | Molen geschützten Hafen mit Seewarte, Kabeln, Werft und 
späteren Verteidigung die wirtschaftliche Entwicklungsfähig- | Schwimmdock; mit Elektrizitäts-, Gas- und Wasscrwerken und 
keit. Den Anlass zum Zugreifen bot im Herbst 1897 die Er- | dem ersten mcdernen Schlachthaus in Ostasien, mit der 
mordung zweier deutscher katholischen Missionare von Süd- | Deutsch-Chinesischen Hochschule, dem Realgymnasium und 
Schantung. Am 14. November 1897 hisste der Chef des | all den andern Schulanstalten, Kirchen usw.; mit den Forts 
Kreuzerzeschwaders Admiral von Diederichs die deutsche | an der Meeresküste und den Befestigungen auf den Hügeln 
Flagge in Tsingtau und erklärte das Kiautschou-Gebiet für | der Landseite. Uns allen war Tsingtau fest ans Herz ge 
besetzt. Es folgten einige diplomatische Häkeleien mit den | wachsen mit dem von ihm unzertrennlich gewordenen Kreu- 
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zergeschwader, dessen Namen „Emden“, „Scharnhorst“, 
„Gneisenau“ usw. usw. schon einen stolzen Klang für uns 
hatten, lange bevor der Weltkrieg ihnen Unsterblichkeit 
verlieh. 


Gegenüber der englischen Verleumdung, wir Deutsche 
hätten nicht verstanden, zu kolonisieren, braucht nur auf die 
wunderbaren Erfolge unserer Chinesenbehandlung in Kiau- 
tschou hingewiesen zu werden. Die strenge Ordnung und 
gerechte Ehrlichkeit in der deutschen Verwaltung hat dort 
die natürlichen starken Sympathien zwischen der deutschen 
und der nordchinesischen Kulturrasse zu aufrichtiger gegen- 
seitiger Anerkennung und Freundschaft erwachsen lassen. 
Die deutsche Verwaltung hat dort das Wunder fertiggebracht, 
dass zur Pestzeit 1910/11 die chinesiche Landbevölkerung die 
ganze Grenze des Schutzgebietes entlang einen Kordon bil- 
dete und freiwillig Tag und. Nacht gegen ihre eigenen Lands- 
leute auf Wache stand, sodass die furchtbare Seuche, die be- 
reits die Nord- und Südmanschurei, Tschihli und ganz Schan- 
tung überschwemmt und das englisch verwaltete Tschifu zum 
Hauptseuchenherd der Provinz gemacht hatte, ohnmächtig ai 
den Grenzen des Schutzgebiets zusammenbrach. In der Re- 
volutionszeit von 1911/12 war Tsingtau der einzige feste Hort 
der Ordnung in dem weiten brodelnden Meer des Aufruhrs, 
der in dem englisch verwalteten Schanghai seine Hochburg 
hatte. Die Sicherheit von Leben und Eigentum und die wahre 
Neutralität, die damals unter allen Küstenplätzen einzig und 
allein in Tsingtau gewahrt wurde, machte das Schutzgebiet 
zum beliebtesten Zufluchtsort der chinesischen Wohlhabenden 
und Würdenträger, die sich damals in Scharen dauernd dort 
ansiedelten, immer mehr Amtsgenossen und Freunde nach 
sich zogen und so den Ruhm der deutschen Stadt über das 
ganze weite Reich verbreiteten. Keine andere Fremdenver- 
waltung in China hat sonst mit gleichem Eifer und Erfolg 
die Chinesen zum Deutsch-Lernen, die Deutschen zum Chi- 
nesisch-Sprechen erzogen. Im Gegensatz zu der verderb- 
lichen, schrankenlosen Bodenspekulation in Schanghai und 
allcn englisch verwalteten Plätzen, die sämtlich einen häss- 
lishen, schmutzigen und charakterlosen Eindruck machen und 
deren Bewohner einen beträchtlichen Teil ihres Einkommens 
als Sklavenlohn an Landoner Bodenwucherer abzuführen 
haben, wirkte die in Tsingtau durchgeführte Enteignung und 
Bodenpolitik nach den Grundsätzen von Dr. Damaschkes Bo- 
denreform ausserordentlich wohltätig, das Leben verbilligend 
und das Stadtbild in hohem Grade verschönend. Als 1914 
die deutsche Herrschaft in den Stürmen des Weltkrieges unter- 
ging, wurde von der überwiegenden Mehrzahl des chinesi- 
schen Volkes die Besetzung Tsingtaus durch die Deutschen 
als ein Segen für China anerkannt und ihr Aufhören wie ein 
eigener Verlust betrauert. 


Die Handelsentwicklung des Kiautschou-Gebiets ist 
ausserordentlich rasch vor sich gegangen, verglichen mit der 
Entwicklung von Hongkong und Schanghai sogar in einem 
geradezu stürmischen Zeitmass, weil hinter ihr eine einheit- 
liche, verständige und tatkräftige Verwaltung stand, die gross- 
zügig zu organisieren und aus den Erfahrungen der anderen 
Häfen zu lernen wusste. Wenn der Handel im Schutzgebiet 
auch im allgemeinen dieselben Wege ging wie in den übrigen 
Vertragshäfen, war er doch hier von den alten Vorbildern der 
Portugiesen und Engländer unabhängiger und wandte viel- 
fach ganz neue Verfahren an, dank der besseren Sprachkenni- 
nisse und des innigeren Verständnisses mit den Chinesen; 
so in der Anlage vieler neuer lleimindustrien für die bäuer- 
liche Bevölkerung, in der verbesserten Handhabung des Com- 
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pradore-Wesens usw. Im ganzen aber blieb der Handel das 
Kiautschou-Gebiets weit hinter den Vorstellungen zurück, die 
man sich gemeinhin in Deutschland von ihm machte. Der 
binnenländische Deutsche daheim sah gewöhnlich Tsingtau 
für den Mittelpunkt des deutschen China-Handels an, und 
namentlich die Reichstagsverhandlungen über den Haushalt 
des Reichsmarineamts haben wiederholt eine geradezu gro- 
teske Ueberschätzung der Bedeutung Tsingtaus durch die 
Reichsboten enthüllt. Tatsächlich hat Tsingtau im deutschen 
Handel Ostasiens nur eine verhältnismässig bescheidene Rolle 
gespielt. Noch nicht ein Viertel der deutschen Kaufleute und 
Gewerbetreibenden in China entfiel auf das Schutzgebiet, und 
die dort vertretenen Firmen waren grossenteils recht wenig 
bedeutend. Neben den gewaltigen, seit Jahrzehnten in den 
Niederlassungen von Schanghai, Hankou, Tientsin usw. ange- 
legten Millionenwerten fielen die bescheidenen Werte des 
Schutzgebiets wenig ins Gewicht. Der Tsingtauer Handel 
hatte zum Hinterland nur die kleine, wenig fruchtbare Provinz 
Schantung, eine der ärmsten Provinzen Chinas, vielfach von 
Gebirgen eingeengt, von keinem schiffbaren Strom durch- 
ilossen, dagegen im Westen von dem „Schrecken Chinas“, 
dem ewig sein Bett wechselnden und gefährliche Ueber- 
schwemmungen drohenden Hoangho verwüstet, von einer 
Bevölkerung bewohnt, die zu dem Kern der nordchinesischen 
Kulturrasse gehört und zwar zu klugem, selbständigen, 
erfinderischem Denken befähigt ist, aber nur langsam und be- 
dächtig neue Vorstellungskreise ergreift und mit konservativer 
Treue am bewährten Alten festhältl. Dagegen haben die 
Jangtsehäfen Schanghai, Ssutschou, Nanking, Kiukiang, 
Hankou, Tschangscha, Tschungking, Itschang, und wie sie alle 
heissen mögen, als Hinterland die unendliche Ebene des 
Jangtsetals, durchströmt von der gewaltigsten Wasserader 
Chinas, einem der Riesen des Erdballs, der noch anderthalb- 
tausend Kilometer oberhalb der Mündung für Seedampfer 
schiffbar ist und mit seinen Nebenflüssen, Seen und Kanal- 
systemen mehr als die Hälfte der 18 Provinzen bespült. Selbst 
gegen die bescheideneren Handelsmöglichkeiten der frucht- 
baren Tschihli-Ebene um Tientsin und Peking im Norden 
oder der vom Westfluss durchströmten Provinzen Kuangtung 
und Kuangsi bei Canton im Süden vermochte der Schantunger 
Handel nicht aufzukommen. Wie hätte sich auch der konser- 
vativ bedachtsame, treufleissige Bauernstamm des Nordens 
mit dem beweglichen, ewig wetterwendischen Rassengemisch 
am Jangtse oder gar mit der geriebenen Fremdrasse der Can- 
tonesen, dem verschlagensten Kaufmannsblut Ostasiens, wo 
nicht der Welt, an geschäftlicher Rührigkeit messen können! 
So hatte die Tsingtauer Handelskammer es schwer, von den 
Deutschen Vereinigungen, den stolzen Vertreterinnen des 
deutschen Handels in den verschiedenen Niederlassungen, 
für voll angesehen und als gleichberechtigt behandelt zu 
werden. 


Dennoch hat Tirpitz mit genial intuitivem Scharfblick das 
Richtige getroffen, als er für Tsingtau, das Ausfallstor der 
armen kleinen Provinz Schantung, wirtschaftliche Entwick- 
lungsmöglichkeiten voraussah, die es unter deutscher Leitung 
auch den ersten Häfen Chinas ebenbürtig zur Seite stellen 
mussten. Nicht auf die geschäftliche Regsamkeit der Be- 
wohner und die Grösse oder Fruchtbarkeit des Gebiets hatte 
der Deutsche zu sehen, der in China ungeahnte neue Werte 
zu weisen unternahm; denn damit können zur Not auch die 
Chinesen allein und ebenso die rückständigen Methoden der 
Engländer arbeiten; vielmehr musste er auf die vorhandenen 
Bodenschätze und ebenso auf die sittlichen Eigenschaften des 


Volkes sein Hauptaugenmerk richten, die Fleiss und Zuver- 
lässigkeit bei der Arbeit und volles, gegenseitiges Vertrauen 
zwischen Arbeitern und Unternehmern verbürgten. Mit 
beiden aber war Schantung reicher gesegnet, als irgend ein 
anderes Land Chinas. Der. Pachtvertrag gewährte den Deut- 
schen u. a. die Ausnutzung der Bergwerke rechts und links 
der zu bauenden Bahnen, und schon zur Zeit der Besetzung 
waren dort ausgedehnte Vorkommen guter Kohle bekannt. 
Bei der Inangriffnahme ergab sich dann, dass die geförderte 
Kohle der besten Ostasiens die Wage hielt, und dass neben 
ihr in denkbar günstigstem Verhältnis und in einer Reichlich- 
keit, die in China nur noch in Tajih bei Hankou ihres gleichen 
hat, auch der’zweite der beiden Rohstoffe vorhanden war, die 
ein ergiebiges Industrieland aufbauen, nämlich Eisen. Welche 
Zukunftsmöglichkeiten eröffneten Kohle und Eisen in gün- 
stigster Verbindung, nahe bei einem grossen, vortrefflichen 
Seehafen, an einer Bahnlinie, die sich mit den Hauptbahn- 
strecken kreuzte und zur Reichshauptstadt Anschluss: hatte, 
die schon heute eine der graden Verbindungslinien der Sibiri- 


schen Bahn darstellt und später, wenn die dringend nötige 


Verbindung Pekings durch die Mongolei mit Irkutsk her- 
gestellt ist, der gradeste Schienenweg zwischen Europa und 
dem Stillen Ozean sein wird! Ebenso vorzüglich aber, wie 
die natürlichen Voraussetzungen für das Industriegebiet, das 
hier zu entstehen bestimmt war, war das Menschenmaterial. 
Welch eine verheissungsvolle Verbindung: der kräftige, arbeit- 
same, kluge und zuverlässige Schantung-Bauer, geleitet von 
den Siegern von Coronel, dem Wagemut und der Verantwor- 
tungsfreudigkeit der „Emden“ und „Ajescha“! Zwischen 
Arbeitern und Unternehmern schuf hier das natürliche gegen- 
seitige Gefallen der echten Kulturvölker ein felsenfestes Ver- 
trauensverhältnis, wie es kein anderes Volk zu den Chinesen 
zu knüpfen verstanden hat. Langsam, Schritt für Schritt, wie 
der Deutsche und der Nordchinese arbeiten, und wie es die 
bescheidene Höhe der vom Reichstag bewilligten Haushalte 
gestattete, war hier im Hinterland von Tsingtau ein neties, 
grösseres Rheinisch-Westfälisches Industriegebiet im Ent- 
stehen begriffen. Hier boten sich, wie sonst nirgends in Ost- 
asien, grossartige Möglichkeiten zur Ansiedlung aller Arten 
von Industrieunternehmungen. Als der Weltkrieg ausbrach, 
war gerade der Grund gelegt für die Errichtung eines grossen 
Eisenwerks mit Stahl- und Walzwerk, der einzigen Eisen- 
hütte an der chinesischen Küste. Mit det Vollendung wäre 
der gesamte Stahlmarkt des Fernen Ostens in deutsche Hände 
übergegangen! ’ Wahrlich, die Verwaltung des Schutzgebiets 
hatte das Arbeitsprogramm erfüllt, das Tirpitz ihr vorge- 
zeichnet hatte:- „mit mässigem Kapitalaufwand Werte zu 
weisen, deren Vorhandensein die Chinesen selbst nicht 
ahnten‘! Aber, und darin liegt die tiefe Tragik der Besetzung 
von Tsingtau, die Deutschen hatten die ungeahnten Riesen- 
werte des Gebietes nicht nur den Chinesen gewiesen, sondern 
noch einem Dritten, der von Anfang an mit heissem Herzen 
und gespanntester Aufmerksamkeit die deutsche Arbeit ver- 
folgte: dem Japaner! 

Japan, ein schmales, langgestrecktes Inselland von mässi- 
ger Fruchtbarkeit, zu mehr als zwei Dritteln von Gebirgen 
durchzcgen, ist von der Natur darauf angewiesen, eine grosse 
Industrie aufzubauen, wenn es seine, ungefähr der deutschen 
an Zahl gleichkommende Bevölkerung unabhängig vom Aus- 
land ernähren will. Aber diesem Industrieland fehlen die 
beiden notwendigsten Voraussetzungen eines sclchen, nämlich 
das Vorhandensein ven Kohle in ausreichender Güte und von 
Eisen in ausreichenden Mengen. Die japanischen Berge sind 
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zwar reich an Steinkohle, aber sie ist weich und ausserordent- 
lich russig, steht der chinesischen an Güte unendlich nach 
und ist als Schiffskohle kaum zu verwenden. Sehr viel trau- 
riger noch ist es um das Vorkommen von Eisen bestellt, von 
dem $ich ein einigermassen ausgedehntes Lager eigentlich nur 
bei Kamaischi an der Nordostküste finde. Der Mangel an 
diesen beiden wichtigsten Rohstoffen hat mit dazu .bei- 
getragen, Japan auf das asiatische Festland hinüberzuweisen. 
Der Erwerb von Korea brachte die grossen Eisenlager von 
Tschinnampo in seine Hand, die im Kriege gegen Russland 
erworbenen Rechte an der Südmandschurei die Kohlen und 
Eisenerze von Pentschino und die ausgedehnten Kohlen- 
gruben von Fuschun. Wenn Japan damit seinen Bedarf an 
Kohlen auch einigermassen gedeckt hat, reichte *die damit er- 
möglichte Beschaffung von Eisen noch bei weitem nicht aus, 
und so sehen wir in fast allen politischen und wirtschaftlichen 
Abmachungen mit China ‚Japan bestrebt, sich von China die 
Lieferung der Mengen von Eisen zu sichern, ‚die ihm im 
eigenen Lande versagt waren, namentlich in den vielen An- 
leihe- und Verpfändungsverträgen,, durch die Japan die Hand 
auf die sogenannten Hanjehping-Betriebe gelegt hat, nämlich 
die Kohlengruben von Pinghsiang, die Eisenlager von Tajih 
und das Stahlwerk von Hanjang bei Hankou. Diese Betriebe 
aber liegen sämtlich viele Tausende von Kilometern weit von 
Japan entfernt mitten im chinesischen Binnenland, wenn 
auch nahe dem Jangtse, und ohne die gesicherte Zufuhr von 
Eisenerzen ist Japan, ganz abgesehen von den Bedürfnissen 
seiner Friedensfndustrie, nicht imstande, seine Kriegsflotte in 
dem erforderlichen Mass auszubauen, geschweige denn die 
ungeheuren Mengen von Munition und Kriegsmaterial herzu- 
stellen, ohne die, wie der Weltkrieg gezeigt hat, eine moderne 
Kriegführung nicht möglich. ist. Die Verbindung Japans mit 
Hankou aber kann im Kriegsfall, selbst wenn China dann 
neutral wäre oder auf der Seite Japans stände, von einem zur 
See einigermassen mächtigen Feind jederzeit mit Leichtigkeit 
abgeschnitten werden. Ganz anders steht es dagegen um 
die Verbindung Japans mit dem Kiautschou-Gebiet, das un- 
' mittelbar vor den Toren Japans gelegen ist. 


Die Küsten Schantungs sind durch wenig mehr als eine 
Tagereise zur See von der Gegenküste der jananischen Insel 
Kjuschu getrennt, Tsingtau liegt also geradezu unter den 
Kanonen des jananischen Kriegshafens Ssassebo, und so sehr 
die vereinigte Land- und Seemacht Janans dem deutschen 
Kreuzergeschwader und dem dritten Seebataillon überlegen 
war, so schutzlos war das Kiautschougebiet von dem guten 
Willen Japans abhängig, desselben Janans, dem der deutsche 
Einspruch gegen den Frieden von Schimonosseki, der eigent- 
liche Rechtstitel für den Erwerb des Pachtgebiets, die Fest- 
setzung an der chinesischen Küste untersagt hatte. Die 
deutsche Reichspolitik hätte also, wenn nicht schon aus 
zwingenden viel gewichtigeren Gründen weltpolitischer Be- 
ziehungen, wenigstens um der Dauer der Besetzung Tsingtaus 
willen alle Ursache gehabt, die Peziehungen zu Japan mit 
der schonendsten Sorgfalt zu pflegen. Es war zu erwarten, 
dass Japan als Verkämpfer des Grundsatzes ‚Asien den 
Asiaten!“ jede Gelegenheit benutzen würde, die chinesische 
Küste von allen westländischen Stützpunkten zu befreien, und 
zwar um so eher, je näher sie seiner eigenen Küste lagen. 
Dazu kam, dass die Entwicklung des Kiautschougebiets den 
Japanern die Augen öffnete für die grossen Möglichkeiten. die 
sich hier ihrem eigenen Handel boten. Im Scmmer 1913 ver- 
kündete Baron Katoh, der ein Jahr später das Ultimatum und 
die Kriegserklärung an Deutschland durchsetzte, mit 
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triumphierendem Hohn, dass der Handel des Kiautschou- 
Gebiets zu nicht weniger als 75 v. H. durch japanische Hände 
gehe, ohne zu ahnen, wie glänzend er damit die ehrliche 
deutsche Wahrung der offenen Tür und der gleichen Handels- 
möglichkeiten für alle anerkannte. Eine noch glänzendere 
Anerkennug der deutschen Arbeit in Tsingtau bedeutete die 
japanische Arbeit in der Südmandschurei, die unter der 
Leitung des grosszügigen Organisators Baron Gotoh, dieses 
gelehrigsten Schülers deutscher Arbeitsweisen, eine getreue 
Nachbildung des in Tsingtau Geleisteten darstellte, freilich in 
unendlich großartigerem Umfang und mit unvergleichlich 
reicheren Mitteln. Als dann vollends die deutsche Arbeit 
die Riesenwerte nachgewiesen hatte, die das künftige Haupt- 
industriegebiet Ostasiens mit seinen unerschöpflichen Reich- 
tümern an Eisen und Kohle birgt, da war es nur noch eine 
Frage der Zeit und der: Gelegenheit, ob Japan sich diese 
schutzlos vor seinen Toren gelegene notwendige Ergänzung 
seiner eigenen Wirtschaft und unentbehrliche Voraussetzung 
seiner militärischen Machtstellung anzueignen suchen werde. 
Es hatte keinen Anlaß, geduldig zu warten, bis die Deutschen 
„in kleinem Rahmen und mit mäßigem Kapitalaufwand“ das 
Werk vollenden, das Japan in dem unvergleichlich gross- 
zügigeren mandschurischen Maßstab für sich selbst voll- 
bringen konnte. j 

In diesem, von den Deutschen gewiesenen Wert des 
Kiautschou-Gebiets für Japan liegt die tiefe Tragik der B>- 
setzung von Tsingtau und der eigentliche Grund für Japans 
Teilnahme am Weltkrieg auf Seiten unserer G£gner. Der von 
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den Deutschen gewiesene Wert des Kiautschou-Gebiets hat 
dann auch den Angelpunkt gebildet, um den sich Japans 
Politik in den chinesischen Wirren des Weltkriegs und auf 
der Versailler Konferenz gedreht hat, mit dem Ergebnis, daß 
der Versailler Vertrag den Uebergang aller deutschen Rechte 
in Schantung auf Japan ausgesprochen hat. Ist damit auch 
das Schutzgebiet unmittelbar für Deutschland verloren, so ist 
sein mittelbarer Wert für die deutsche Außenpolitik nur umso 
größer geworden. Wer das übersieht, der hat sich noch 
nicht von dem Materialismus der wilhelminischen Zeit frei 
gemacht und muß erst lernen, politische Werte höher zu 
achten, als wirtschaftlichen Besitz. Denn wie wir heute klar 
erkennen können, verbürgt erst die gesicherte Ausnutzung 
der Bodenwerte des Kiautschou-Gebiets die wirtschaftliche 
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Ein wirtschaftlich selbständiges und zu Lande wie zur See 
schlagfertiges Japan, im Rücken Rußlands, Indiens und 
Australiens, aber bildet, mögen sich die zeitweiligen politi- 
schen Konstellationen auch gestalten, wie sie wollen, einen 
hochwichtigen Aktivposten der deutschen Außenpolitik. 
Diesen aber haben in erster Linie die deutschen Pioniere in 
Tsingtau geschaffen, und ob sie nun in Schantung gearbeitet, 
auf den Forts von Tsingtau gestritten und geblutet, vor 
Coronel gesiegt haben oder vor den Falklands- oder Cocus- 
Inseln ins Meer gesunken sind, ob sie nun in australischer 
oder japanischer Gefangenschaft geschmachtet haben und 
jetzt endlich zu den Ihrigen heimkehren: ihnen allen gebührt 
der tiefste Dank des deutschen Vaterlands! 


Wirtschaftspolitik der Mächte in China. 


Von Regierungsrat Ernst (irosse. 


Was für Ziele die englische Wirtschaftspolitik ver- 
folgt und wie sie in dem ihr preisgegebenen Lande wirkt, 
dafür kann China neben Indien gradezu als Musterbeispiel 
gelten. Nach dem verlorenen Kriege haben wir Deutsche 
übrigens allen Anlass, das Schicksal Chinas zu beherzigen. 

Englands Bestreben ging von Anfang an darauf aus, sich 
in China ein Absatzgebiet für seine Industrieerzeugnisse und 
zwar in der Hauptsache für Fertigwaren, in der rücksichts- 
losesten Weise zu erschliessen. Mittel dazu war ihm vor 
allem die Festsetzung niedriger Eingangszölle. China wurde 
einfach zu einem England genehmen Zollsystem gezwungen. 
Die Folge war, dass die englischen Industriefabrikate das 
l.and überschwenmmten. Die heimische Hausindustrie, das 
heimische Gewerbe konnten, da sie nicht über ein so tech- 
nisch vervollkommnetes Herstellungsverfahren verfügten wie 
die englische Industrie, den Wettbewerb mit dieser nicht be- 
stehen, sie konnten sich zum wenigsten nicht weiter ent- 
wickeln. Eine Industriealisierung aus eigener Kraft ceinzu- 
leiten, dazu aber hätte China entsprechender Schutzzölle für 
die Uebergangszeit bedurft. So ist es denn gekommen, dass 
China die fremden Industrieprödukte mit Rohprodukten oder 
Erzeugnissen, auf deren Herstellung China eine natürliche 
und darum unentreissbare Vorzugsstellung besitzt, bezalilen 
musste. Die Ausfuhr von Rohprodukten und deshalb die 
Notwendigkeit ihrer vermehrten Erzeugung hat indessen 
inımer mehr von der Höhe einer reich entwickelten Gesamt- 
wirtschaft auf den Stand eines vorwiegend Urerzeugung trei- 
benden und deshalb kulturell verkümmernden Landes her- 
abgedrückt worden ist, blieb dem, der die Entwicklung im 
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Innern des Reiches verfolgen konnte, nicht verborgen. In den 
Hafenstädten täuschten die grossen Gewinne, die dem Handel 
zuflossen, ein falsches Bild vor. Der Handel allerdings hatte 
allen Anlass, mit der englischen Wirtschaftspolitik zufrieden 
zu sein. Diese setzt grössere Warenmengen als jede andere 
in Bewegung. Rohprodukte werden aus-, Fertigwaren ein- 
geführt, und an beiden verdient der Kaufmann. Darum ist 
für ilın die Freihandelslehre, die England so laut verkündet, 
wirklich die frohe Botschaft. Eine List aber, der die Er- 
fordernisse einer wahrhaft nationalen Volkswirtschaft klar- 
gestellt, auf die Gefahren des englischen Freihandels für in- 
dustriell weniger entwickelte Länder hingewiesen hätte, ist 


ı dem chinesischen Volke nicht erstanden. 


Die englische Wirtschaftspolitik geht also darauf aus, die 
industrielle Entwicklung anderer Länder, wo immer sie es 
durchsetzen kann, zu unterbinden, sie zu gunsten seiner 
eigenen Industrie zu schädigen. Wehe dem Volk, das ihr 
ohnmächtig ausgeliefert ist. Es geht nicht nur wirtschaftlich 
sondern auch politisch zugrunde, weil es einfach verarmt 
und deshalb gar nicht mehr die Mittel aufbringen kann, sich 
eine der englischen Macht gewachsene Abwehr zu schaffen. 

Gewisse Kreise in Deutschland neigten vor dem Kriex 
zu der Anschauung, England wäre industriell saturiert, es 
könnte sich im sicheren Besitz der Gewinne aus seiner auf dem 
Ilöhepunkt stehenden Industrie ausserdem mit den Gewinnen 
begnügen, die ihm aus den steigenden englischen Kapitals- 
anlagen im Auslande und aus seinen Seetransportgeschäften 
zuilössen. Der deutsche industrielle Wettbewerb wäre des- 
halb für England erträglich. Diese Anschauung ist englischer 


a 
vw 


Wirtschaftspolitik keineswegs gerecht geworden. Was Eng- 
land tun kann, den deutschen industriellen Wettbewerb zu 
beseitigen, wird es heute tun. Und unsere Industriearbeiter 


werden in grossem Masse dazu gezwungen sein, den Wan- 


derstab zu ergreifen, wenn die EOS hen Pläne verwirklicht 
werden. 

Die amerikanische Wirtschaftspolitik ist anders 
: geartet als die englische; jedoch nur ihren Mitteln, nicht 
ihrem Ziele nach. Dieses ist, dem amerikanischen Gross- 
kapital die Weltherrschaft zu sichern, oder beser: zu ge- 
winnen. Aber der Amerikaner will dabei die Industrieali- 
sierung von andern Ländern nicht hindern, im Gegenteil, er 
will sie hierbei führen und weiter ausbauen, jedoch durch 
sein Kapital. Er will die billigeren Arbeitskräfte anderer 
Länder ausnutzen und den immer stärker anschwellenden 
Strom der Arbeitsgewinne nach Amerika leiten. Er geht also 
anders vor als der Engländer, der die industrielle Erzeugung 
in England konzentrieren und die dazu nötigen Rohstofie und 
die alsdann fertiggestellten Waren auf seinen Schiffen ver- 
frachten will. Voraussetzung der amerikanischen Wirt- 
schaitspolitik ist allerdings, dass das amerikanische Kapital 


im fremden Lande risikolos arbeiten kann, dass Kriegs- 


gefahr ausgeschlossen ist. Weshalb ein Völkerbund, der sich 
auf einer allgemeinen Abrüstung aufbaut, eine wesentliche 
Programmnummer der weitsichtigen Amerikaner ist. In 
China ist diese amerikanische Wirtschaitspolitik dabei be- 
griffen, mit ihrer Arbeit einzusetzen. Zur wirksamen Gel- 
tung ist sie noch nicht gekommen, es fehlt noch der richtige 
Wagemut. Japan ist das Hindernis. Solange Japans Macht 
nicht gebrochen ist, ist das Risiko, das die amerikanische 
Wirtschaftspolitik in Ostindien läuft, zu gross. Zugegeben 
ist, dass auch in England die amerikanische Wirtschaftspolitik 
an Anhängerschaft gewinnt. Vielleicht dass sie noch weiter 
um sich greift, nicht nur soweit China in Betracht kommt, 
:sondern auch was den europäischen Kontinent angeht. Die 
Zertrümmerung der kontinentalen Grossmächte Russland und 
Deutschland ist. der Ausbreitung englischen Kapitals nach 
diesen Ländern, da sie nunmehr iast gefahrlos geschehen 
kann, ausserordentlich günstig. Auch Amerika trägt sich 
mit gleichen Plänen. Es wäre dann die oben ausgesprochene 
Befürchtung zu modifizieren. Die Folge wäre, dass wir 
unsere industrielle Arbeiterschaft zwar im Lande behielten, 
dass sie dann aber für das er und amerikanische Ka- 
pital zu arbeiten hätten. 


Japan steht in dieser Wirtschaftspolitik in China am 
Scheidewege. Bisher hat es der englischen Wirtschaftspolitix 
nachgeahmt. Es ist jetzt aber scheinbar im ungewissen, ob 
es sich nicht auch dem amerikanischen Muster, also einer 
Industrialisierung Chinas durch japanisches Kapital zu- 
wenden soll oder nicht. Voraussetzung zu letzterem Ver- 
fahren wäre die gesicherte dauernde Abhängigkeit Chinas 
von Japan auch in politischer Beziehung. Hier droht aber 
das Gegenspiel englischer und amerikanischer Macht zu- 
gleich. Wenn auch England zunächst einmal damit einver- 
standen wäre, dass Japan sich mit Amerika zur Schwächung 
sowohl seiner eignen als auch der Macht Amerikas, sich 
gründlich auseinandersetzte. Diese Absicht ist aber in Japan 
wohl nicht ganz unbemerkt geblieben. Und so sitzen bis auf 
weiteres alle drei Mächte mit ihrer Wirtschaftspolitik in China 
etwas in der Klemme. Englands Unbehagen über den wäh- 
rend des Krieges mächtig angewachsenen Wettbewerb Ja- 
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pans, das sich als zu ereleigen Schüler erwiesen hat, ist im 


Steigen begriffen. 


Sieht man näher zu, so muss man zu dem Schluss ge- 
langen, dass sowohl die englische als auch die amerikanische 
Wirtschaftspolitik, vom rein sachlichen Standpunkt der Welt- 
wirtschaft aus gesehen, nicht die richtige sein kann. Eine 
derartige Politik muss die Welt in immer neue Konflikte trei- 
ben. Und selbst wenn alle Widerstände gebrochen würden, 
wenn sich eine englische oder amerikanische Weltherrschaft 
restlos durchsetzen liesse, eines Iages würde die Weltrevo- 
lution drohen, als letztes Mittel, um sowohl die englische oder 
amerikanische Arbeiterschaft als auch die wirtschaftlich ver- 
sklavten Völker von der Vorherrschaft des englischen oder 
amerikanischen Grosskapitals zu beireien. Eine solche Welt- 
revolution würde aber erst recht die ganze Welt in das un- 
heilvollste Chaos stürzen. Es iragt sich also, ob es eine wirt- 
schaftliche Politik gibt, die weniger Kontlikte aufhäuit, ja die 
schliesslich alle Kontliktsstoffe moglichst beseitigt. In diesem 
Zusammenhange ist darauf hinzuweisen, dass man in den 
letzten Jalıren vor dem Kriege von einer selbständigen eigen- 
artigen deutschen Wirtschaftspolitik in China sprechen 
konnte. Entwicklungsansätze einer solchen waren wenig- 
stens da, wenn auch ihre Linien von Tendenzen, die sich in 
englischer oder amerikanischer Auffassung bewegten, durch- 
kreuzt wurden. Diese Wirtschaftspolitik ging von ganz 
anderen Grundsätzen aus. Siewolltedievollewirt- 
schaftlicheEntwicklungandererLänderaus 
eigenerKrafitzudereneigenem Vorteil. Man 
war zu der Erkenntnis durchgedrungen, dass nur reiche 
Völker mit einer voll entwickelten Gesamtwirtschaft sich auf 
die Dauer die besten Kunden sind. Dass nur so eine dau- 
ernde harmonische Steigerung der Weltwirtschaft möglich 
ist. Es ist deshalb kein Zufall, wenn Deutschland das Land 
war, das nach China immer mehr Produktionsmittel, 
Maschinen, Werkzeuge und dergleichen einführte, und das 
auf wissenschaftliche Heranbildung der chinesischen Jugend, 
besonders in technischer Beziehung, war. Die Chinesen sollten 
zur Einrichtung eigener grosser Betriebe veranlasst werden, 
es sollte ihnen dabei durch Lieferung der nötigen Maschinen 
usw. und durch Stellung geeigneter Kräfte, Ingenieure usw. 
geholfen werden. Das nötige Kapital sollte tunlichst in China 
selbst und nur unter Beteiligung des Fremden aufgebracht 


werden. 


Eine solche Wirtschaftspolitik konnte wohl zur Lösung 
der grossen Probleme der Weltwirtschaft führen. So sehr 
Deutschland durch den Krieg gelitten hat, die Fortsetzung 
dieser Politik müsste ihm heute erst recht am Herzen liegen. 
Es braucht dazu nicht einmal eine völkische Vormachtstellung, 
es braucht dazu nur das Vertrauen der anderen Völker. So- 
weit China in Betracht kommt, so wäre dies dort politisch 
allein dazu angetan, das an sich reiche Land wirtschaftlich in 
die Höhe zu bringen. China sollte das einsehen, und soweit 
es dazu überhaupt noch die Freiheit besitzt, eine solche 
deutsche Politik in jeder Weise unterstützen. Aber auch für 
Deutschland selbst bietet diese Politik das einzige Mittel zunı 
Wiederaufstieg, Voraussetzung dabei ist allerdings, dass auf 
der einen Seite nicht ein allzu freisinniger Handel der eng- 
lischen Wirtschaftspolitik in Deutschland selbst zu stark: 
Vorspanndienste leistet, und dass auf der anderen Seite nicht 
die deutsche Industrie sich der amerikanischen Wirtschafts- 
politik ausliefert, sich an sie verkauft. 
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Film und auswärtige Politik. 


Von Dr. Max Linde, Generalsekretär des „Verbandes für den Fernen Osten“. 


Der Gefahrenkomplex des modernen Fılms wurde gerade 
neuerdings mit Rücksicht auf die Schaffung einer gesetzlichen 
Filmzensur von allen Seiten eingehend erörtert. Nur sehr 
selten wurde dabei der Zusammenhang zwischen Film und 
auswärtiger Politik gestreift, geschweige näher erörtert. 
Dass jedoch ein solcher Zusammenhang besteht, ist allen Ur- 
teilsfähigen wohl selten klarer zum Bewusstsein geführt wor- 
den als in den letzten Wochen, in denen der grosse Kreis der 
Kinobesucher durch einen Riesenfilm mit dem Gesamttitel 
„Die Herrin der Welt“ in atemloser Spannung gehalten wird. 

Mit einem fast märchenhaften Aßparat ist hier ein Werk 
geschaffen worden, das wohl auch von den Sachverständigen 
auf diesem Gebiete zu den technischen Höchstleistungen der 
deutschen Filmindustrie gerechnet werden dürfte. Niemand, 
der die ungeheure Fülle der Bilder vor seinen Augen vorüber- 
gleiten liess, wird der Filmgesellschaft, die das Werk unter 
Aufwendung von vielen Millionen Mark ‘geschaffen hat, das 
Recht absprechen, auf diese vollendete technische Leistung 
stolz sein zu dürfen. 

Um so bedauerlicher ist es, dass der geistige Gehalt, so- 
weit man von einem solchen überhaupt sprechen kann, mit 
der hohen Technik nicht entfernt im Einklang steht. Ja, noch 
mehr, man kann sagen, dass ein grosser Teil des Inhaltes 
dieses Films eine Gefahr und eine nicht tief genug zu be- 
klagende Verirrung bedeutet. 

Ich spreche nur von den beiden Teilen des Werkes, die 
mir nahe liegen. Es ist der I. Teil („Die Freundin des gelben 
Mannes“) und der III. Teil („Der Rabbi von Kuanfu“).. Beide 
Teile spielen in China und führen den Zuschauer ein in das 
Leben einer grossen Stadt (Kanton) und eines weltentlegenen 
Dorfes (Kuanfu) mit einer katholischen Missionsstation. Was 
namentlich der I. Teil bietet, ist, wie jeder, der auch nur einen 
Schimmer von Chinas Kultur und Volksleben hat, zugeben 
wird, eine einzige abgeschmackte Sammlung von Ver- 
zerrungen und Vergewaltigungen tatsächlicher Verhältnisse. 


Sofort die ersten Szenen führen in das chinesische Bor- 


delleben und bringen brutale Gewalttätigkeiten gegen eine 


junge dänische Erzieherin, die mit List ins Freudenhaus ge- 
bracht wurde. Weil sie ihrem Peiniger nicht gefügig ist, 
wird sie in ein unterirdisches Loch gesperrt, in dem die 
Wassermassen Zentimeter um Zentimeter an ihr emporsteigen. 
Ueber dem Gitterwerk des Loches steht mit steinhartem Oe- 
sicht, in dem sich kein Muskel rührt, der Wirt, weidet sich an 
der qualvollen Angst und Pein seines Opfers und hebt es 
schliesslich mehr tot als lebendig aus dem nassen Element. 
Der Polizeipräfekt von KAnton, begierig auf weisse Mädchen, 
zieht mit dem Freudenhausbesitzer am gleichen Strang. Als 
sie, noch in des ersteren Yamen, über das Zusammenbringen 
von Mädchen und Präfekt unterhandeln, lässt sich der dä- 
nische Konsul melden. Der Präfekt versteckt für die Dauer 
der Verhandlung mit diesem seinen üblen Gast in einem Ne- 
benraum, um, wie er sich ausdrückt, zunächst den „euro- 
päischen Hund“ abzufertigen. Dieser „europäische Hund“ 
bringt das Verschwinden weisser Mädchen zur Sprache; der 
Präfekt weiss natürlich durchaus nichts von irgend etwas der- 
artigem, verspricht aber, nicht nur seine Beamten nach- 
forschen zu lassen, sondern höchstpersönlich den Sachverhalt 
aufzuklären. So schnell wie möglich befreit er sich von dem 
lästigen weissen Eindringling, um die Verhandlungen wegen 
des Besuches im Lusthause fortzusetzen. Der Verabredung 
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gemäss stellt er sich pünktlich ein und macht die Bekannt- 
schait des vergewaltigten europäischen Mädchens. In- 
zwischen wird dessen Rettung durch einen jungen Chinesen, 
der in Europa studiert hat, in die Wege geleitet, wobei es 
ohne Mord an einer scheusslichen Besiie, einem Neger- 
eunuchen, nicht abgeht. Der junge europäisierte chinesische. 
Retter wird jedoch ergriffen. Der Bordellwirt lässt ihn in seiner 


Wut an-einen Balken binden und befiehlt kaltblütig, ihm die 


Pulsadern so zu öffnen, dass die Verblutung und damit die 
Erlösung dürch den Tod nicht vor Ablauf von drei Tagen 
eintritt. In konvulsivischen Zuckungen wälzt sich dieses 
Opfer eines vertierten Gefühls in namenloser Qual auf dem 
Boden, bis es schliesslich von jenem dänischen Konsul ge- 
rettet wird. Nur so viel über den ersten Teil, obgleich noch 
wesentlich mehr darüber zu sagen wäre. 

Der dritte Teil steht unter dem Zeichen der Fremden- 
feindlichkeit. Eine junge Chinesenmutter glaubt die Euro- 
päerin, da sie ihr Kind durch Blick und Berührung verhext 
habe, schuldig an dessen Tode. Der Dolch, den sie nach ihr 
wirft, verfehlt nur aus Versehen sein Ziel. Das ganze Dorf 
wird aufgeboten; der alte, würdige katholische Priester wird 
brutal vor der Tür seiner Kirche niedergeschlagen; die 
Europäerin flieht bis auf den Glockenstuhl des Gotteshauses. 
Wieder wird sie von jenem jungen Chinesen mit dem 
europäischen Doktorhut gerettet; aber auch er erweist sich 
letzten Endes als ein Schuft, der seinen Nebenbuhler, den 
dänischen Konsul, bestiehlt und betrügt. 

Ich glaube, diese bei weitem nicht erschöpfende Dar- 
stellung genügt, um ein Bild von dem geistigen Niveau dieses 
Filmwerkes zu geben. Man fasst sich an den Kopf und fragt 
sich: Wie war es möglich, dass eine unserer grössten Film- 
gesellschaften ein solches Machwerk ins deutsche Volk warf, 
um Tag für Tag, Abend für Abend ungezählten Tausenden 
ein Bild von China und seinen Verhältnissen zu geben, nach 
dem‘ die vierhundert Millionen Chinesen als der Auswurf 
des Menschengeschlechts erscheinen. Ich habe mit eigenen 
Ohren der Zuschauer Ausrufe des Entsetzens vor diesen 
Menschen gehört: „Was für ein gemeines Volk!“ „Ist es mög- 
lich, dass das auch Menschen sind?!“ 

Hätte man sich bemüht, bewusst und absichtlich ein 
Filmwerk zu schaffen, dessen Zweck sein sollte, China und 
sein Volk in der Achtung der Welt herabzusetzen, man hätte 
beim besten Willen ein für diesen Zweck geeigneteres Werk 
als dieses nicht schaffen können. Und in diesem Sinne wird 
bekannt sein, dass in Deutschland noch (und schon wieder) 
eine ganze Anzahl von Chinesen lebt. Vertreter dieser 
Chinesen sind bei mir gewesen, um in aller Form Protest ein- 
zulegen gegen eine Darstellung des chinesischen Volkes, wie 
sie in den beiden skizzierten Teilen geboten wird. Sie emp- 
finden dieses Werk als eine China angetane Schande und die 
Mitwirkung eines ihrer eigenen Landsleute als einen Verrat 
an seinem Volke. 

Deutschland ist arm an Freunden in der Welt. Zu den 
wenigen Völkern, die Sympathien für uns hegen, gehören die 
Chinesen. Deutschland ist sich dessen wohl bewusst, und 
wo, wie in den letzten Jahren oft, Gelegenheit war, den in 
Deutschland weilenden Chinesen mit Rat und Tat zur Seite zu 
stehen, haben amtliche Stellen und der Deutsch-Chinesische 
Verband es gern getan. Wir unterhalten in Cihna und’in 
ganz Ostasien hochangesehene Lehranstalten; wir fördern 


die Beziehungen zwischen Deutschland und China mit allen 
geeigneten Mitteln, und wir legen Wert auf die freundschaft- 
liche Verbindung mit einem Lande, dessen schwache Regie- 
rung sich ausschlieslich unter dem Drucke der Entente ge- 
zwungen sah, in den Krieg gegen Deutschland einzutreten. 
Das_chinesische Volk hat jedoch nie Krieg gegen Deutsch- 
land geführt, trotzdem die Entente von jeher den grössten 
Wert darauf legte, Deutschlands Ansehen und Stellung in 
China skruppellos mit allen nur irgend Erfolg versprechenden 
Mitteln zu beeinträchtigen und zu schädigen. 

Jetzt hat eine grosse deutsche Filmgesellschaft ihr das 
geeignete Material geboten, ihre Bemühungen erfolgreich 
lortzusetzen. Wer wird daran zweifeln, dass unsere mili- 
tärischen Feinde von gestern, unsere erbittertsten Konkur- 
renten von morgen den Chinesen hohnlachend dieses Film- 
werk zeigen werden mit dem Bemerken: „So beurteilen Euch 
Eure deutschen Freunde! So sieht man Euch in Deutsch- 
land! Die Deutschen wissen nichts von Euren ungezählten 
guten Eigenschaften (um die, ‚nebenbei bemerkt, viele 
europäische Völker die Chinesen beneiden könnten.) Die 
Deutschen wissen nichts von Euren hohen ethischen Begriffen; 
sie haben von dem Geiste Eurer Kultur nie einen Hauch ver- 
spürt; sie ahnen nichts von dem reichen Inhalt Eures Fa- 


milienlebens, von Eurem Gemeinschaftsinn, Eurem sozialen 


Politische 


China. 


Der neue chinesische Ministerrat. Nach jetzt aus China vor- 
liegenden Nachrichten setzt sich das Ende November gebildete 
neue Ministerium, wie folgt, zusammen: Gin-Yün-peng (Minister- 
präsident und Krieg), Lu-Dscheng-hsiang (Auswärtiges). Tien- 
Wen-lieh (Inneres), Li-Schi-hao (Finanzen), Tu-Schen (Justiz). 
Sah-Dschen- ping (Marine), Hisia-Schao-kung (Unterricht), 
Dschang-Dschi-tan (Handel) und Tseng-Yu-dschun (Verkehr). 
Die Mehrzahl der neuen Minister hat vor ihrer Berufung ins 
Kabinett nicht führend im politischen Leben gestanden. Bekannt 
sind nur die Minister des Auswärtigen Lu-Dscheng-hsiang, der 
die chinesische Friedensabordnung in Versailles führte, der 
Fukiener Admiral Sah und der frühere Zivilgouverneur von 
Honan Tier-Wen-Lich, der bereits dem letzten Kabinett Dsien- 
Neng-hsün angehörte und als einer der aussichtsreichen Kandi- 
daten für die Ministerpräsidentenschaft galt. 


Eine Kundgebung an die Mächte. Ende vorigen Jahres 
ist in Schanghai eine „Vereinigung aller Klassen“ gegründet 
worden, denen Chinesen aller Berufsstände angehören; die Ver- 
einigung hat in kurzer Zeit eine grosse Anhängerschaft in alleu 
Teilen des Landes gewonnen, sie verfolgt vornehmlich politische 
Ziele; innerpolitisch will sie auf einen endgültigen Ausgleich der 
Gegensätze zwischen Nord und Süd hinarbeiten. In einem Auf- 
ruf, den die Organisation an die fremden Mächte richtete, 
wurden betreffs der auswärtigen Politik folgende Forderungen 
aufgestellt: 1. Abschaffung aller gegen die guten Sitten ver- 
stossenden Verträge und Abmachungen, die seit Kriegsausbruch 
in Buropa zwischen China und Japan abgeschlossen worden sind, 
2. unmittelbare Wiederherstellung aller Rechte und Privilegien, 
die früher von Deutschland in Schantung gewährt wurden (und 
jetzt von Japan behauptet werden), 3. Annahme des Versailler 
Vertrages mit Ausnahme der Artikel 156, 167, 158 und 4. Nicht- 
einmischung der Mächte in den Streit zwischen Nord und Süd, 
vor allem Unterbindung von Waffenlieferungen an beide Parteien 
und Einbehaltung der überschüssigen Salz- und Zolleinnahmen. 
Zur Erklärung jener vier Punkte wird in der Kundgebung ge- 
sagt, dass ihre Befolgung nicht nur im Interesse Chinas, sondern 
auch im Interesse des Weltfriedens liege. | 

An einer Stelle des Aufrufs heisst es: „Unser Volk ist seit 
langem durch Despotismus enttäuscht worden. Seit der grossen 
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Leben, Eurem sprichwörtlichen Fleiss!' Für die Deutschen 
seid Ihr ein Volk von Bordellwirten, korrupten Beamten, 


brutalen Lüstlingen, fremdenfeindlichen Fanatikern und 
üblen Patronen.“ Und in diesem Gesichtswinkel wird man 
den Chinesen den deutschen Film vorführen, wenn es nicht 
gelingt, seine Ausfuhr zu verhindern. Und wer zahlt die 
Zeche? Das deutsche Volk allein zahlt sie! 

Es ist so oft die Rede von unseren unfähigen Diplomaten 
und Konsuln gewesen, die nicht verstanden hätten, 
Sympathien für Deutschland in der Welt zu wecken. Ange 
sichts dieses Filmwerkes muss man jedoch feststellen, dass 
mit einer ausserordentlichen Verantwortungslosigkeit der aus- 
wärtigen Politik des Deutschen Reiches, die heute mit fast un- 
überwindlichen Schwierigkeiten arbeitet, aus dem eigenen 
Volke heraus Hindernisse in den Weg geworfen sind, für die 
selbst völlige Unkenntnis ostasiatischer Verhältnisse kaum 
eine hinlängliche Entschuldigung bietet. * | 
- Was hätte andererseits geboten werden können, wenn 
man dieselben Mittel aufgewendet, denselben Apparat in Be- 
wegung gesetzt, dieselben Kräfte angespannt hätte, um ein 
Werk zu schaffen, das China und sein Volk zeigt, wie es wirk- 
lich ist! 

Das Unglück ist geschehen, und wir haben allen Anlass, 
um uns zu fragen, wie es gutgemacht werden kann. 


Rundschau. 


Revolution (1911), die zur Errichtung einer sogenannten Republik 
geführt hat, seufzt unser Volk unter Bedrückung und Aufständen. 
Infolgedessen befindet sich unser Land in wirrem Durchein- 
ander. Ausserdem hat sich ein benachbartes Land (Japan) zahl- 
reiche Uebergriffe erlaubt; unsere staatliche Autorität wird von 
Tag zu Tag geringer. Da die Gründung unserer Vereinigung in 
einer Zeit vorgenommen ist, wo der Völkerbund entsteht, müssen 
wir diese (ielegenheit benutzen, unsere Wünsche vor das Forum 
der Welt zu bringen.“ 


Steuerverweigerung in Schanghai. Nach einer Schanghaier 
Meldung der Morning Post von 10. 1. 20 haben sich fast 
alle Chinesen der Internationalen Niederlassung geweigert, die 
fälligen Steuern an die Stadtverwaltung zu entrichten. Die 
chinesischen Steuerzahler wollen mit diesem passiven Wider- 
stand die Wahl ihres eigenen Vertreters in den internationalen 
Stadtrat erzwingen. Wie verlautet, will der Stadtrat keinen 
chinesischen Stadtverordneten in sich aufnehmen, sondern es 
soll nur ein chinesischer Beirat geschaffen werden. 


Bolschewistische Strömungen. Fin hoher chinesischer Be- 
amter hat einem Vertreter des Reuterschen Büros in 
Peking erklärt, dass den Verbreitern von Meldungen über eine 
bolschewistische Gefahr in China eine genaue Kenntnis der 
Landesverbältnisse abgehe. Der Bauer besässe in China mehr 
Land als in irgend einem anderen Staat; die Volksmasse be- 
stehe aus grundbesitzenden Bauern. Es sei jedoch nicht von der 
Hand zu weisen, dass sich in Städten gelegentlich Plünderungen 
ereignen könnten. Dreissig Chinesen, die als bolschewistische 
Sendlinge nach China zu gelangen suchten, seien in Sibirien auf 
Befehl Admira] Koltschaks enthauptet worden. | 

Der britische Asienkenner Sir F. Husband ist der Ansicht, 
dass der Charakter und die Religion der asiatischen Völker mit 
bolschewistischen Gedanken unvereinbar seien; es könne jedoch 
der Fall eintreten, dass eine künstliche bolschewistische Welle 
über China gehe, 


Allasiatische Bestrebungen. Nach einer Meldung Reuters 
erscheint in Mukden eine von Japanern herausgegebene, in 
chinesischer und japanischer Sprache veröffentlichte Zeitschrift 
„Allasien“ Das Ziel der Zeitschrift ist, „den hunderten 
Millionen asiatischer Völker die Missetaten und die Ungerechtig- 
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keiten klar zu machen, unter denen sie info!'ge der Unter- 
drückung durch die weissen Rassen Europas und Amerikas 
leiden.“ Die Asiaten werden ermahnt, dass, „wenn sie aus dieser 
Krechtschaft errettet werden woilen, dies nicht mit Hilie der 
nicht-asiatischen Völker geschehen könne, sondern durch die be- 
geisterten Anstrengungen der gelben Rasse, se!bst ihre Frei- 
heit zu gewinnen.“ Der allasiatischen Bewegung gehören an- 
gchlich 809 Mitgiieder an: die Leiter sind fast sämtlich Japaner. 
Das Hauptbüro ist in Mukden, Zweigniederlassungen befindei 
sich in Dairem, Kalkutta und Konstantinopel. Weitere Büros 
so.len in Persien, Afghanistan und Siam eröfinet werden. 


Eine neue japanische Zeitung. Nach einer Pekinger Meldung 
Reuters ist am 1. 12. 19 in Tientsin die japanische Tages- 
zeitung North China Standard erschienen, die sich in 
ihrer Aufmachung an den Japan Advertiser anlehnt, der auch in 
Deutschland durch seine Schritten bekannte chinesische Ge- 
lehrte Ku-Hung-ming ist in der ersten Ausgabe mit einem Auf- 
satz vertreten. 


Chinesisch-siamesische Beziehungen. Wie die Peking 
Daily News meldet, ist die Errichtung einer chinesischen 
Gesandtschait in Bangkok und der Abschluss eines Handeis- und 
Freundschaftsvertrags mit Siam geplant. 


‚Japan. 


Das neue japanische Budger. Einzelheiten über das neue 
japanısche Budget 1920,21 nach amtlichen Quellen sind von 
Reuters Büro übermitteit worden und werden jetzt in The 
Bankers Magazine Februar 1920 veröiientlicht. Bei der 
Auistellung des Budgeıs ist die Regierung von iolgenden Grund- 
sätzen ausgegangen: 1. ein Programm iür den Ausbau der 
Lanuesverteidigung im Interesse der Aufrecliterhaltung des 
Friedens auizustellen. 2. die Ausgaben bereitzustellen für die 
Ausaennung und Verbesserung von Eisenbahnen, Strassen, 
Haien, Telegrapıie und leiepnonie; 3. neue Institute zu schafften 
iur den Auitteischulunterricht und für das technische Fort- 
bilduxgsschuiwesen, auch für Unterstützungen an private Univer- 
Sitaten; 4. die Ausgaben zu vermeliren zur Beiörderung des 
Lanubaus, der Stickstoiigewinnung und des Forstwesens; 5. mit 
Rucksicht darauf, dass der Spezialionds für Kriegszwecke ver- 
mutlich abgeschaift wird, aber einige Ausgabeposten dieses 
Fonds doch noch be.behalten werden müssen, sollen diese Aus- 
gaben iür Staatseinrichtungen, Reisekosten für Beamte u. a. aui 
das Normalbudget übernommen werden. 

Die Einnahme wird geschätzt auf Yen 1275 Mill, wovon 
1043 Mill. auf das Ordinarium und 232 Mill. auf das Extra- 
ordinarium iallen. Die Ausgaben belauien sich gleichtalis auf 
1275 Mill, davon kommen 752 Mill. auf das Ordinarium und 523 
auf das Extraordinarium. Die Linnahmen des Extraordinariums, 
wic angegeben, schliessen auch Yen 103 Mill. ein als Ueberscnuss 
vom vorıgen Jahre. Die Ausgabe verglichen mit dem Vorjanre 
zeigt eine Zunahme im Ordinarium und eine Abnahme im Extra- 
orcinarium iniolge der Neuordnung des Kriegsbedarisionds, von 
dem der grössere Teil dem Ordinarium überwiesen worden ist. 
Die vergrösserte Ausgabe für die Landesverteidigung beträgt 
Yen 99 Mill, Ordinarium und Extraordinarium zusammen. Ge- 
mäss dem neuen Programm ist a!s ausserordentliche Ausgabe für 
das Heer die Summe von Yen 486 Mill. zu bewilligen, aber ver- 
teilt auf 14 Jahre (1920--1933). Für die Kriegsflotte beträgt die 
ausserordentliche Ausgabe Yen 863 Mill., zu verteilen über acht 
Jahre (1920—1927). Aus dieser Gesamtsumme ergibt sich, dass 
in den Jahren 1921 und darauf jedesmal rund Yen 160 Mill. 
(Ordinariumn und Extraordinarium zusammen) zu bewilligen sind. 
Mit Rücksicht auf die vermehrten Rüstungskosten rechnet man 
auf vermehrte Einnahmen infolge einer Erhöhung der Ein- 
kommenssteuer (geschätzt in einem vollen Jahre auf Yen 78 Mill. 
und im Jahre 1920 auf 52 Mill.), ferner auf eine Zunahme in der 
Branntweinbesteuerung (geschätzt in einem voilen Jahre auf 
57 Mill. und im Jahre 1920 auf 5 Mill), während der Teil, der auf 
diese Weise nicht gedeckt werden kann, durch grössere Be- 
anspruchung des allgemeinen Budzets und durch eine zeitweilige 
Finstellung der Ücberweisungen an den Amortisationsfonds. ge- 
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leistet werden. Was diese letzt erwähnte Massregel betrifft, so 
ist zu bemerken, dass die japanische Regierung in der Lage ist, 
die Sterlinganleihen zu konvertieren, welche erst im Jahre 1925 
ablaufen, besonders da die ausländischen Guthaben der staat- 
lichen Sparkassen die Summe von 380 Mill. erreichen und somit 
der Regierung einen genügenden Reserveionds für den Rückkaui 
der Anleihen bieten. Es ist also zu der Zeit, da die Nation durch 
höhere Steuern belastet wird, nur als angebracht anzusehen, dass 
die Regierung iür die jetzige Zeit die Ueberweisungen an den 
Amortisationsionds einzustellen vorschlägt. Die Verringerung 
der Staatsschulden soll spätestens in 3 oder 4 Jahren aui- 
genommen werden. Auch für Kriegsbedarf wird in dem nächsten 
finanzie!len Jahre noch ein Posten gebraucht werden, indessen 
ist die genaue Höhe noch nicht anzugeben. Da diese Ausgabe 
durch Anleihen zu decken ist, werden nach Zahlen des laufenden 
Jahres geschätzt, noch weitere 350 Mill. durch Anleihen beschafft 
werden. was die Gesamtanleihesumme des rächsten Jahres aui 
etwa 340 Mill. steigern dürfte. 


Reformen in Korea. Nach einer Tokioer Meldung v. 8. 1. 20 
des Daily Express hat der Generaigouverneur von Korea 
eine Proklamation erlassen, in der er sein ‚bei der Amtsüber- 
nahme verkündetes Prosramm bestätigt, das u. a. Rede- und 
Versammlungsireiheit, die Abscnaifung der Prügelstrafe und den 
Ausbau des Erziehungswesens vorsieht. 


Japan und Mexiko. Die Tatsache, dass gleichzeitig mit der 
Ankunft des japanischen Kreuzers Yakuma in dem mexikani- 
schen Hafen Manzaniilo ein japanischer Dampfer mit Waffen 
und Munition einlief, hatte die ffientliche Meinung in den Ver- 
einieten Staaten in hohem Grade erregt. Die amerikanischen 
Marinebehörden haben, nach einer Meldung desReuterschen 
Büros festgestelit, dass die Ankunft der beiden japanischen 
Fahrzeuge in Manzanillo in keinerlei Zusammenhang gestan- 
den hat. 

Auszüge aus der japanischen Presse von R. Kunze (Tokio). 
Die unter dem Kabinett Terautschi am 24. April 1917 erlassene 
Ka'serliche Verordnung, die allen Handel mit dem Feind 
verbietet. ist mit Billigung des Geheimen Staatsrates in dessen 
Sitzung vom 13. November 1919 aufgehoben worden. Die Auf- 
hebung ist allen Ministern mitgeteilt worden. Gleichzeitig ver- 
lie-en al!e auf die obige Verordnung bezüglichen Verfügungen 
und Erlasse, insbesondere auch die betrefiend die Schaffung 
neuer Aemter und die Vermehrung der Beamten in schon be- 
stehenden Aemtern ihre Gültigkeit. (Tokıo Asahi, 21. 11. 19.) 

Die Lage in Russland zeigt überall den vollständigen Sieg 
cer Rolschewisten. Im Nordwesten ist das Heer von Judenitsch 
so gut wie vernichtet und seine Regierung hält sich kaum noch 
in Narwa an der Grenze. Finland hat beschlossen, den Kampf 
zegen die Eolschewisten nicht wieder aufzunehmen und nur ein 
Wiederauiilammen des Bolschewismus im 
eigenen Lande zu verhindern. Im Süden hat Denikin den Vor- 
stoss gexen Moskau aufgegeben und Kiew räumen müssen. Die 
Armee der Omsker Regierung ist zusammengebrochen und kann 
nichts mehr gexen die Bolschewisten unternehmen. Dass mit 
Heeresmacht Russland wiede- hergestellt werden könnte, er- 
scheint hofinungslos oder doch erst in sehr ferner Zukunft mög- 
lich. England hat bisher im Nordwesten und im Kaukasus, 
Frankreich von Polen her den Kampf gexen die Bolschewisten 
unterstützt. Letzthin aber scheinen England und Frankreich 
diesen Kampi auigeben zu wollen. Die Omsker Regierung ver- 
dankt ihr blosses Dasein ausschliesslich den Truppen Japans und 
Amerikas. Wenn sich England und Frankreich von dem Kampf 
geren die Bolschewisten zurückziehen, so gescnieht das aus 
folgenden Gründen: 1. Die soziale und Arbeiterbewegung in ihren 
eirenen Ländern macht Hilfe gegen die Bolschewisten unmög- 
lich. 2. Nach dem Krieg fehlt ihnen das Kapital dazu. 3. Sie 
haben das Prinzip, sich nicht in die inneren Verhältnisse Russ- 
lands einzumischen. 4. Es ist hoiinungslos, mit Hee:esmacht 
Russland wiederherzustellen. 5. Zwischen England und Frank- 
reich einerseits und den Bolschewisten andererseits bilden Fin- 
land, das Baltikum und Polen einen festen Wall. der das Ueber- 
springen bolschewistischer Ideen verhindert. 


Welche Wirkung wird es auf Ostasien haben, wenn 
sich England und Frankreich von dem Kampf gegen die Bolsche- 
wisten zurückziehen? Dann werden die tschechischen, poln!- 
schen und rumänischen Truppen, welche jetzt die Balmlinien 
bewachen und in Ostasien in Garnison stehen, heimgeschafft 
werden müssen. Das bedeutet einen schweren Schlag, wo nicht 
die Vernichtung, für die Omsker Regierung. Soll unter solchen 
Umständen Japan dem Beispiel Englands und Frankreichs fo!- 
gen? Japans Lage ist ganz anders als die der Alliierten. Die 
oben unter 2, 3, 4 angegebenen Gründe sind dieselben für alle 
Mächte. Aber Grund 1 liegt für Japan nicht vor, da es keine 
solche inneren Bewegungen hat. In bezug auf Grund 5 liegt die 
Sache gerade entgegengesetzt. Die Vernichtung Sibiriens würde 
sofort ihre Wirkung auf ganz Ostasien üben. Das Leben und 
Eigentum der Japaner in Ostasien würde in schwere Gefahr ge- 
raten und bolschewistische Ideen würden sich sofort über die 
Mongolei und Korea ausbreiten, ja sogar bis in das japanische 
Mutterland eindringen, das nur durch einen schmalen Meeres- 
<saum vom asiatischen Festland getrennt ist. Die bittere Er- 
fahrung, die wir vor zwei Wintern gemacht haben, als die Offi- 
ziere der deutschen Kriegsgefangenen an der Spitze der 
Bolschewisten standen und ganz Sibirien du-chdrangen, dürfen 
sich nicht wiederholen. Jetzt können wir noch gemeinsam mit 
den in Ostsibirien stehenden amerikanischen Truppen vorgehen. 
Sollten auch die Amerikaner ihre Truppen zurückzıehen, dann 
muss Japan allein in den Gebieten östlich vom Baikalsee den 
Frieden und die Ordnung Ostasiens aufrechterhalten. 

(Tokio Asahi, 22. 11. 19.) 


Mitteilungen ERNST EOETTDERETSTUTN 
des Verbandes für den Fernen Osten. 
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Archiv für den Fernen Osten. Angesichts der sprungweise 

steigenden Preise für Druckschriften aller Art hat der Vorstand 
des Verbar.des in seiner letzten Sitzung beschlossen, das „Archiv 
für den Fernen Osten“ in Zukunft nicht mehr erscheinen zu 
lassen. Die Kosten, die die Zeitschrift, selbst bei nur sechs- 
maligem Erscheinen im Jahre, verursacht, sind so erheblich, dass 
sie in keinem Verhältnis zu der Höhe der vom Verbande er- 
hobenen Mitgliederbeiträge stehen. Für eine Zeitschrift, wie sie 
das „Archiv“ war, kommen ja irı übrigen nicht nur die Papier-, 
Satz- und Druckkosten in Frage, sondern vielfache andere Auf- 
wendungen, wie z. B. für ausländische Zeitungen, Zeitschriften 
usw., die bei dem heutiren trostlosen Stande unserer Valuta dem 
Verbande alljährlich viele tausende von Mark kosten. Der Vor- 
stand hat sich nur nach reiflichster Ueberlegung für das Ein- 
stellen des Erscheinens des „Archivs“ entschieden, da er sich 
wonl bewusst war, dass die Zeitschrift, deren Herausgabe Herr 
Dr Schrameier sich mit vollster Hingabe widmete, sich 
während der vier Jahre ihres Bestehens viele Freunde erworben 
hat. Immerhin erscheint das Bedürfnis für eine derartige Ver- 
öffentlichung heute nicht mehr so dringend, wie es Bisher der 
Fall war. Während der Kriegsiahre war das „Archiv“ das 
Reservoir, in dem alle Ostasien betreffenden Nachrichten zu- 
sammenflossen. Nachdem heute jedoch die Tagespresse und die 
Zeitschriften wieder mehr als bisher über Ostasien berichten, 
nachdem bereits mehrere Unternehmungen Korrespondenten 
hinausgesandt haben, deren regelmässige Berichte in Bälde zu 
erwarten sind, und nachdem wieder ein unmittelbarer Nach- 
richtenaustausch mit Ostasien möglich ist, haben sich die Vor- 
aussetzungen, die seinerzeit zur Begründung des „Archivs“ 
führten, vollständig geändert. Die bisher erschienenen vier 
Jahrgänge der Zeitschrift werden für alle an Ostasien inter- 
essierten Kreise einen dauernden Wert besitzen, da sie ein 
ausserordentlich zuverlässiges Bild aller auf den Fernen Osten 
bezüglichen Bestrebungen und aller dortigen Vorgänge während 
der Jahre des Weltkricges geben. Herrn Geheimrat Dr. 
Schrameier gebührt jedoch aufrichtiger Dank für ein Werk, 
dem er einen grossen Teil seiner Zeit, viel Arbeit und sein un- 
geteiltes Interesse gewidmet hat. 
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Zwöliter Ostasiaten-Abend. Am Donnerstag, den 19. Februar, 
abends 8 Uhr, findet im Bankettsaal des Restaurants „Rheingold“ 
der zwölfte Ostasiaten-Abend statt. Dr. Hellauer, Professor an 
der Handelshochschule Berlin, wird einen Vortrag über „Aussen- 
handel und Valuta“ halten. 
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Einreiseerlaubnis nach China. Zur Frage der Einreise- 


erlaubnis nach China, über die wir eine weitere Mitteilung in 
"Aussicht stellten, erfahren wir von zuständiger Stelle: 


Das chinesische Kabinett hat es im Prinzip abgelehnt, vor 
dem Abschlusse eines neuen deutsch - chinesischen Handels- 


vertrages die Wiedereinreise der seinerzeit repatrlierten 
Deutschen zu genehmigen. T’as chinesische Kabinett hat 
sich indessen vorbehalten, einzelne Anträge auf Wiederein- 


reise nach China durch das Ministerium des Innern in Peking 
daraufhin zu prüfen, ob die für die alsbaldige Finreise vorge- 
brachten Gründe eine Ausnahmebehandlung zulassen oder nicht. 

Der Antrag auf Einreiseerlaubnis ist bei der vorläufig noch 
inoffiziellen Vertretung der Chinesischen Regierung in Berlin 
W., Kurfürstendamm 218 direkt oder durch Vermittlung des 
Auswärtigen Amtes einzureichen. Die Entscheidung über den 
Antrag, soweit er nicht schon hier abgelehnt werden muss, wird 
alsdann telegraphisch von Pekiig eingeholt werden. Die Kosten 
der telegraphischen Uebermittlung sind bisher von der Chinesi- 
schen Regierung übernommen worden. 

Ueber .die Aussichten der Einreiseanträge liegen zurzeit 
noch keine genügenden Erfahrungen vor, um ein Urteil darauf 
gründen zu können. JTedenfal's werden die Anträge aber vor- 
läufig noch stark gesichtet, so. dass nur die wirklich dringlichei 
und begründeten Gesuche Aussicht auf Berücksichtigung haben. 

Von der Wahl eines anderen Leitweges für die Anträge, 
als des vorstehend angegebenen, muss dringend abgeraten wer- 
den. Eine solche andere Wahl würde nur vergeblichen Auf- 
wand an Mühe und Zeit bedeuten. 


Neues aus Haukou. Einem Privatbrief 
vom 5. 12. 20 entnehmen wir folgendes: „Mit der Zu- 
lassung nach China ist es vorläufig noch nichts, da ge- 
wisse Kreise noch mächtig daregen arbeiten. Wir können 
hier nur in die Japanische Niederlassung, aber nicht in 
die andern. Ich höre heute, dass ein Telegramm aus Javan da 
ist, dass die Leute, die wollen, nicht nach China zurückdürfen, 
wir müssen darüber ma] briefliche Nachrichten abwarten. Ich 
empfehle Ihnen, falls Sie Figentum hier haben, mir oder anderen 
Blankovollmacht dafür zu senden, damit die Sachen, falls nötig, 
wegrgenommen werden können. Ich kann das nur allen anderen 
Hankouern ebenfalls anraten. Natürlich muss dem Betreffen- 
den hier mitgeteilt werden, um welche Sachen es sich dabei 
handelt und wo sie eingelagert sind.“ 

Passage nach, Schanghal. Nach Angaben des Triester 
Liovds beträgt die Dampferfahrt von Triest nach Schanghal 
1. Ki. 90 £. 2. Kl. 60 £ und 3. Kl. 24 £. 


Adressennachweis. 


Das Grenzübernahmelager „Wesel“, Cleve:torkaserne, bittet 
um die Anschrift von Josef Breier aus Tientsin, der am 6. Mai 
1919 mit dem ‚„Nore“-Transport in Wesel eingetroffen und nach 
Elbing bei Danzig weitergereist ist. 

Gewünscht wird die Anschrift des Herrn Willy Ehrharut, 
früher Kapitän auf japanischen Dampfern im Verkehr zwischen 
Nagasaki—Schanghai—Honekong. 


aus Hankou 


Mitgliedschaft zum Verbaud für den Fernen Osten. 


Den Mitgliedern des Verbandes für den Fernen Osten geht 
die „Ostasiatische Rundschau“ regelmässix unentgeltiich zu. 
Alle Zuschriften wexen Mitgliedschaft usw. sind an die Ge- 
schäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 35, Potsdamer Str. 28. 
zu richten. 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Die Bedeutung Tsingtaus iür die Baumwollindustrie.. Die 
. Wirtschaftspolitik Japans lässt sich nicht nur von dem Gedanken 
leiten, sich in China die notwendigen Rohstoffe für seine In- 
dustrie, hauptsächlich Erze und Baumwolle, zu sichern, sondern 
zieht bereits auch die Möglichkeiten der rasch auf dem Marsch 
begriffenen Industrialisierung Chinas in seine Berechnungen ein. 
Ebenso wie es den Japanern gelungen ist, den Briten den Absatz 
billiger Raumwollwaren in China aus der Hand zu nehmen, wird 
auch die aufstrebende chinesische Baumwollindustrie in abseh- 
barer Zeit in der Lage sein, das durch die Lohnforderungen der 
Arbeiter ständig im Preis steigende japanische Erzeugnis zu 
verdrängen. Dieser Entwicklung wollen japanische Kreise vor- 
beugen, indem sie eigene Spinnereien in grosser Anzahl in 
China errichten, um sich in Zukunft gegen den chinesischen 
Wettbewerb erfolgreich behaupten zu können. Das japanische 
Kapital bekundet in letzter Zeit für eine industrielle Betätigung 
in China ein auffallendes Interesse. Berichte ausländischer Kon- 
sulatsvertreter haben in, den letzten Monaten wiederholt von 
Tsingtau als einem kommenden Industriezentrum gesprochen, 
was beweist, dass Japan, wenn es sich politisch auch aus Schan- 
tung zurückziehen wird, um so grösseren Nachdruck auf die 
Festigung seiner wirtschaftlichen Stellung legt. Ein im Board 
of Trade Journal veröffeutlichter Bericht des britischen 
Vizekonsuls in Tsingtau macht darauf aufmerksam, dass die 
Japaner Tsingtau als idealen Platz für die Schaffung einer Baum- 
wollindustrie erkannt haben. Ciegenüber anderen Städten in 
China hat Tsingtau in dieser Hinsicht eine Reihe von Vorzügen. 
In den Industriestädten Tientsi und Schanghai ist geeiznetes 
f.and für die Errichtung industrieller Anlagen nur zu hohen 
Preisen käuflich. Japanische Sachverständige haben fest- 
gestellt, dass sich die feuchte Luft Tsingtaus besonders gut für 
die Baumwollverarbeitung eignet; auch eine Streikgefahr, der 
die Betriebe in Japan ausgesetzi sind, besteht bei der Willig- 
keit des chinesischen Arbeiters uicht. Infolge der Billigkeit der 
Arbeitskräfte und der Nähe des Rohmaterials vermindern sich 
die Betriebs- und Herstellungskosten erheblich. In .Japan be- 
trägt der Durchschnittslohn eines Spinnereiarbeiters augenblick- 
lich 2 Gold-Yen den Tag. In Tsingtau erhält der chinesische 
Spinner 30 Silber-Sen, was bei dem jetzigen Kurs etwa 60 Gold- 
Sen entspricht. 

Die erste japanische Baumwollspinnerei, die Nagai Cotton 
Co. wurde im Juni 1917 in Syfang bei Tsingtau mit einem 
Kapital von 2 Mill. Silber-Yen gegründet. Ursprünglich war be- 
absichtigt, die Anlage mit 20000 Spindeln auszustatten, da aber 
ein Teil der in England bestellten Maschinen infolge eines Schiff- 
bruchs verloren ging, musste der Betrieb zunächst mit 10000 
Spindeln begonnen werden. Inzwischen ist die Spindelzahl auf 
18000 erhöht worden; die Anlage hat sich für ihre Gründer der- 
art gewinnbringend erwiesen, dass eine Erhöhung auf 60 000 
geplant ist. Das Beispiel der Nagai-Cotton Co. ist nicht ohne 
Einfluss auf andere japanische Baumwollinteresenten geblieben. 
Nicht weniger als 6 neue Spinnereien sind in letzter Zeit fertie- 
xestellt worden, oder gehen ihrer Inbetriebnahme entgegen. Es 
handelt sich um folxerde Aktiengesellschaften: 


Name Anzahl der Spindeln Fertigstellung 
Japan Cot'on Weaving Mill . 60 000 1920 
Rovara Cotton Sp’nning Mill 30.009 1920. 
Yamamnto Ch: taro . de 30 000 unbekanı t 
Choka Co‘ton Spinninz Mill. 300 1921 
Ab» & Co De ya 30.000 1921 
Tsun 'kao 'Chin se) . 15 000 1919 


In der wirtschaftlichen Regsanıkeit der Japaner sicht der 
britische Konsulatsbericht ein bemerkenswertes Zeizhen für die 
Absicht japanischer Kreise. aus Tsingtau einen wichtigen Mittel- 
punkt für die industrielle Betätigung Japans in China zu machen. 


Amerikanische Finanzleute in Peking. Nach der Times 
vom 10. 1. 20 sind Ende Noveniber vorigen Jahres in Peking der 


Mn. 


Generaldirektor der Chase National Bank, Wiggins, G. L. Stone 
von der Bankfirma Haydon Stone & Co. in Neuyork, General- 
direktor Bruce von der Pacific Development Corporation ein- 
getroffen; in ihrer Begleitung befanden sich W. Meyer, Chef der 
Schanghaier Firma Andersen Meyer & Co. und Hsü-Fn-Yüan vom 
chinesischen Finanzministerium. Der Zweck des Besuchs 
amerikanischer Finanzleute ist der Abschluss einer Anleihe in 
Höhe von $ mex. 25 Mill. mit der chinesischen Regierung; als 
Sicherheit soll die Wein- und Tabaksteuer dienen. Wiggins und 
Stone gehören dem Aufsichtsrat der Pacific Development Corpo- 
ration an, hinter diesem Unternehmen steht eine Gruppe einfluss- 
reicher Neuyorker Banken, die ihrerseits amerikanische 
Maschinenfabrikanten finanzieren und als deren Vertreter 
Andersen, Meyer & Co. in Schanghai arbeiten. Von der kürz- 
lich erfolgten Gründung der chinesisch-amerikanischen Industrie- 
bank in Peking wird eine Vergrösserung des Arbeitsgebiets der 
Pacific Development Corporration in China erhofft. 


Fremde Anleihen. Auf Grund einer Meldung aus Tientsin 
vom 20. 1. 20 teilt der London and China Telegraplhı 
mit, dass die chinesische Regierung die Gesandten der zwölf 
in Peking vertretenen Mächte benachrichtigt habe, dass Ver- 
träge und Abmachunger mit Ausländern betreffs Bergbau- 
konzessionen in Zukunft ohne die Genehmigung der 
Regierung ungültig seien. 

Wie. verlautet, haben die Provinzialbehörden von Honan 
mit japanischen Kapitalisten eine Anleihe in Höhe von $ Mill. 3 
abgeschlossen; gegen die Anleihe sind wirtschaftliche Gerecht- 
same der Provinz verpfändet worden. 


Gründung einer italienisch-chinesischen Bank. In Tientsin 
ist die Gründung einer italienisch-chinesischen Bank mit einem 
Kapital von $ Mill. 4 und Lire Mill. 20 geplant. Das Kapital soll 
von chinesischen und italienischen Kapitalisten zu gleichen 
Teilen aufgebracht werden. 


Aussichten der britischen Industrie. Die Times vom 
10. 1. 20 gibt eine Meldung ihres Schanghaier Korrespondenten 
wieder, wonach in letzter Zeit britische Firmen in China sehr 
gute Verträge für die Lieferung von Maschinen abgeschlossen 
haben. Einer Firma ist ein Auftrag zur Einrichtung einer grossen 
Fabrik in der Nordmandschurei zugefallen. In einer Ansprache 
wies der Vorsitzende des tritischen Ingenieurvereins in 
Schanghai darauf hin, dass sich die Einrichtung eines zweiten 
Flektrizitätswerks infolge des elektrischen Kraftbedarfs neuer N 
industrieller Unternehmen als notwendig erweise; britischen 
Elektrizitätsfirmen wird der Rat gegeben, in Schanghai Zweig- 
niederlassungen zu errichten. 


Anbau von Indigo in Honau. Wie Eastern Enginee- 
ring vom 22. 1. 20 feststellt, hat der hohe Preis für aus- 
ländischen Indigo im östlichen und südlichen Teil der Provinz 
Honan zu einer Wiederbelebung des Indigo-Anbaus geführt. In 
Ling-lu-hsien wurde die 1918er Ernte im Betrag von 2 Mill. 
Katties mit hohem Gewinn verkauft. Inzwischen hat der Anbau 
von Indigo noch grösseren Umfang angenommen. Aus Tung-su- 
hsien wird ebenfalls eine befriedigende Ernte gemeldet. Eine 
Anzahl chinesischer Kaufleute hat die behördliche Genehmigung 
zur Errichtung einer Farbenfabrik in Kuei-tien erhalten. Ein 
kürzlicher Erlass des Zivilgouverneurs von Honan bestimmt, 
dass einheimischer Indigo für drei Jahre unbesteuert bleiben sol: ; 
mit dieser Massnahme wird gehofft, die Wiederaufnahme des 
Indigo-Anbaus zu fördern. 


Vom Teehandel. Nach dem Eastern Engineerinx 


vom 22. 1. 20 machen sich Anzeichen geltend, dass die 
chinesische Regierunzs sich bemüht, die Teekultur und den 
Teehandel mit dem Ausland zu fördern. Vor kurzem hat 


der Ministerrat beschlossen, dem Ackerbauministerium ein be- 
sonderes Tee-Amt anzugliedern.e Am Teehande! der Welt ist 
China nur noch mit den besseren Sorten beteiligt. Auf dem 
Markt für schwarzen Tee haben der indische und der Ceylon- 
Tee das chinesische Frzeugnis iast völlig verdrängt. 


Japan. 


Gründung einer iapanisch-amerikanischen Fischereigesell- 
schalt. Nach einer Mitteilung des l.ond. and China Tele- 
graph ist eine japanisch-amcrikanische Fischereigesellschaft 
mit einem Kapital von 15 Mill. Yen in Bildung begriffen. Die Ge- 
sellschaft will die nördlich von Japan gelegenen Meeresteile, be- 
sonders das Ochotskische Meer und die Behringsee, ausbeuten. 


Schitfsbau in Japan. Nach behördlichen Angaben wurdenı 
in den ersten 10 Monaten des Jahres 1919 ım ganzen in Japan 
102 Dampier von zusammen 452 000 t gebaut. (iegen dieselb: 
Periode von 1918 gemessen, ergibt sich eine Abnanm: von 39 
Stück in der Schiffszahl, aber in der Tonnage ein» Zunahmi?2 
von 57 000. Die im ganzen Jahre hergestellte Tonsenzaln be- 
trägt, nach „Lond. and Chira Telegiaph“ vom 5. ı 20, rund 
3753000 t und damit 80 000 t mehr als im Vorjahre. 


Bau von Unterseebooten. Nachdem die Allierten genügend 
über die Verwerflichkeit und Ürausamkeit der Untersecboois- 
watlfe gezetert haben, sind bekanntlich die deutschen Untersee- 
boote verteilt worden. Eine Anzahl davon kam nach Japan und 
wurde von den japanischen Fachleuten eifrig studiert. Das Er- 
zebnis ist, dass am 22. November auf der Kawasaki-Werft zu 
Kobe ein neues Unterseeboot für die kaiserliche Marine vom 
Stapel lief. Kapitän Kato von der Marinestation zu Kure war 
nach Kobe entsandt, um das Untersceeboot zu übernehmen. 


Die Zunahme des Schiffbaus im Jahre 1919, Nach behörd- 
licken Angaben wurden in den ersten 10 Monaten des Jahres 
1919 im ganzen in Japan 102 Dampfer von zusammen 452 000 t 
gebaut. (iegen dieselbe Periode von 1918 gemessen, ergibt sich 
eine Abnahme: von 39 Stück in der Schiffszahl. aber in der 
Tonnage eine Zunahme von 57900 t. Die im ganzen Jahre her- 
gestellte Tonnenzahl beträgt rund 575000 t und damit 80000 ı 
mehr als im Vorjahr. Die Kawasaki-Werft in Kobe geht damit 
um, ihre Leistungsfähizkeit noch weiter zu erhölien. Sie plant 
u. a. den Bau von 50 neuen Dampfern von je 9400 t in den 
nächsten zwei Jahren. Die Gesellschaft will auch ihr Kapital 
auf die Höhe von 100 Mill. Yen bringen und so eine der wichtig- 
sten Weriten der ganzen Welt werden. Auf der Yokohama- 
Werft wurde 1919 der Dampfer .Eastern Coast‘ von 6300 t vom 
Stapel gelassen. Dies ist der letzte der Dampfer, welche die 
Tapanischen Weriten für Amerika unter dem bekannten Kontrakt 
“Stahllieferung guren Schiffbau, Tonne für Tonne) gebaut habceıı. 


Jahresabschluss der Nippon Yusen Kalsha. Die Nippon 
Yusen Kaisha beschloss auf ihrer letzten Jahresversammlung 
eine Dividende von 50 % und dazu eine weitere Svezialdividende 
von gleichialls 50 % auszuschütten. Die Zweigstellen in Neu- 
vork. Seattle und Sinzapore werden ausgebaut und vergrössert. 
Der Präsident Baron Kondo erxktärte, dass die Gesellschaft ihre 
Flotte weiter vergrössern müsse, um der Konkurrenz die Spitze 
zu bieten. Sie habe beschlossen, 60 Frachtdampfer und 7 grosse 
Passagierdampfer innerhalb fünf Jahren in Bau zu geben. und 
«ie hofie, das schaffen zu können, ohne weiter: Einzahlıngen 
von Kapital zu beanspruchen. Den höheren Angestellten und 
Abteilungsvorständen der Nippon Yusen Kaisha soll ein Bonus 
zegeben werden, der 0 mal so zross wie ihr Monatsgehalt. 


Der japanische Chemikalien-Auslandshandel. In den letzten 
drei Jahren hat die japanische chemische Industrie bemerkens- 
werte Fortschritte gemacht. Obwohl manche Chemikalien und 
Farbstuffwerke unter dem Mangel an Rohstoffen litten, ist die 
(Giesamterzeugung und der Ausfuhrwert ausserordentlich ge- 
wachsen. In den ersten Kriegsjiahren überstieg der Ausfuhrwert 
von nur sehr wenigen chemischen Erzeugnissen 10 Mill. Yen 
(etwa £ 1 Mill.), während die jetzt auf der Liste erscheinenden 
Chemikalien bereits 7 Kategorien umfassen. Der Gesamtwert 
der in den drei Jahren 1916—1918 ausgeführten chemischen Er- 
zenznisse Telief sich auf 134 647 836 Yen, 190 258 338 Yen bzw. 
241 537 267 Yen. Der Auslandsmarkt für Schwefelsäure ging 
zwar verloren, aber die Ausfuhr von Kampfer. Schwefel. Essig- 
säure, Jodkali und chlorsauren: Kali, Chlorkalk und Kalzium- 
karbid nahmen ständig zu. Hand in Hand hiermit wuchsen 
natörlich auch die Finfuhren der Rohstoffe für die chemische 
industrie Japans in beträchtlichem Masse. 
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Japans Baumwollhandel mit Indien. Wie überall haben die 
Japaner sich auch in Indien in die Lücke eingedrängt, die die 
Kriegsverhältnisse geschaffen haben. Der. erislische Handels- 
sachverständige, Thomas Ainscough, der. die Verhältnisse in 
Indien und Ceylon bearbeitet, hat jetzt, laut dem „Textil 
Mercury“ vom 2G. 12. 19 in längerer Ausführung sich über 
die Sorgen der Lanzashire-Leute ausgelassen. Die Japaner 
haben ihren Baumwollgarnhandel seit 1914 auf das 27fache ge- 
steigert und wenn man nach dem Werte rechnet, sogar auf das 


39fache. Die Zahlen sind wie folgt: 
Von England nach Indien: Menge Wert 
2 z 
1918/19 9 612 000 2 238 000 
1113/14 37 836 000 2 378 000 
Von Japan nach Indien: Menge Wert 
‚Dz E 
1918/19 27 280 000 3 553 090 
1913/14 1 000 000 93 000 


Diese wenigen Ziffern besagen sehr viel. Indien bezog 
1918/19 von den beiden Ländern zusammen weniger als 1913/14. 
Die englische Beteiligung ist zu einer geringen Menge zu- 
sammengeschmolzen, aber das Garn war von besserer Qualität 
als die von Japan gelieferte, Der 1918/19 erzeilte Preis war 
beinahe cbensoviel wie der 1913/14, obwohl die Menge auf % 
gesunken war. Ainscough nimmt die japanische Konkurrenz 
sehr ernst. Er weist darauf hin, dass Japan grosse Bestellungen 
auf Spindeln gemacht hat. Die Zahl der Spindeln wird sich um 
50 % erhöhen und eine Gesamtzahl von 5 Mill. ergeben. Diese 
Spindeln werden in Wechselschicht arbeiten, jede Schicht mit. 
10 Stunden. Die Löhne in Japan sind niedrig, freilich die Arbeit 
nicht sehr vollkommen. Japan wird auch in Fertigwaren die 
Konkurrenz aufnehmen. Das grosse Geheimnis der japanischen 
Erfolge liegt nach Ainscough in dem Zusammenarbeiten aller 
beteiligten Elemente: Regierung, Fabrikanten, Geschäftswelt. 
Banken, Schiffahrt (es fehlen die Arbeiter). Die englische Arbeit 
hat an Exaktheit natürlich vieles voraus, aber es werden auch 
für sic ganz gehörige Preise verlangt. Jedenfalls ist für die 


geringeren i Garnsorten japanischer Herstellung der indische 
Markt vorläufig ungeschützt. 
Japanische Einkäufe von Rohbaumwolle. Der britische 


Handelssachverständige in Yokohama berichtet im „Board of 
Trade Journal“, dass die japanischen Spinnereien Baum- 
wollgarn bis Oktober 1920 und März 1921 verkauft haben; sie 
gebrauchen infolgedessen grössere Mengen Rohbaumwolle und 
haben, wie verlautet, 70000 Ballen amerikanisches Produkt zu 
29—30 cts. aufgekauft. Die Gesamtaufkäufe der japanischen 
Spinner seit der neuen Ernte, beziffern auf 520 000 bis 630 00U 
Ballen; in China wurden 50 000 und in Indien 400000 Ballen 
aufgekauft. Zwecks Aufkauf von ägyptischer Baumwolle 
schweben noch Verhandlungen. Im allgemeinen ist der Bedarf 
der japanischen Spinnereien für das nächste Jahr sicher gestellt. 


Der japanische Arbeiterführer und die Auswanderung. 
Bunji Suzuki, der Arbeiterführer in Japan, veröffentlicht in 
der „Negro World“ vom 1. 11. 19 einen Aufsatz, in dem er zur 
Fraxe der Auswanderung aus Japan Stellung nimmt. Suzuki ist 
der Leiter der jungen Arbeiterbewegung, die in Japan noch um 
die Errichtung von (Gewerkschaften kämpft. Er protestierte 
unter anderem dagegen. dass die Arbeitgeber und nicht die 
Arbeiter in Japan die Vertreter für die internationale Arbeiter- 
konferenz in Washington ausgesucht haben. Wenn den Japanern 
nicht das Recht der freien Einwanderung zuerkannt werde, so 
ständen sie vor der Frage, entweder verhungern oder kämpfen 
zu müssen; sie würden kämpfen und nicht hungern. Es sei 
falsch, anzunehmen, dass Japans Anspruch auf Gleichstel- 
lung der Rassen auf der Friedenskonferenz nur ein Vor- 
wand war, um Schantung zu bekommen. Die Forderung ver- 
half dem Lande zwar dazu, sich diesen geringeren Preis zu 
sichern. da der grössere versagt wurde. Aber alle Japaner 
seien schwer xekränkt, dass die Einwanderungsbeschränkung 
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durch die Friedenskonierenz nicht aufgehoben worden sei. 
Suzuki fürchtet. dass der Vöikerbund keine Garantie 
tür den Frieden bieten werde, wenn den Japanern nicht 
volle Gleichberechtigung in der Familie der Nationen gewährt 
wird Die organisierten Arbeiter in Japan haben Verständnis 
für die Lage der Arbeiter in den Vereinigten Staaten. Keine 
Nation habe das Recht, die ökonomische Lage einer anderen 
durch Ueberschwemmung mit billigerer Arbeitskraft zu stören; 
aber in Japan werde der Tag hofinunzsvoll erwartet. an dem 
die Arbeitsverhältnisse und Löhne auf derselben Stufe anzelangt 
sind, wie in Amerika. und dann können die Beschränkungen ohne 
Getiahr für die wirtschafttiche Lage der anderen Länder auf- 
gehoben werden. Japan hat die dichteste Bevöikerurg der Welt 
und seine Bevölkerung nimmt um N wW)«a0 jährlich zu, sodass in 
kurzer Zeit das Land vor die Wahl gestelit werde, ..zu kämpien 
oder zu verhungern.“ 
Siam. 

Industrielle Tätigkeit in Siam. Nach einem im Eastern 
Engeneering vom 22. 1. 20 veröffentiichten Bericht des 
britischen Vizekonsu:ss in Bangkok ist der industriellen Ent- 
wickiung Siams bisher wenig Auimerksamkeit geschenkt worden. 
Die Hauptindustrie des Landes ist die Reismühlenindu- 
strie. die hauptsächlich tür die Ausfuhr arbeitet. Der Sitz 
dieses Industriezweiges ist Banskok: es gibt aber verschiedene 
kleine Muhlen in Sangora, Ratbvri. Patriu und anderen Städten 
im Innern. Fast alle Reismühl:n befinden sich in chinesischen 
Händen urd nur ein kleiner Teil wird von Siamesen betrieben. 
Europäische Firmen ltsaben versucht. mit den Chinesen in Wett- 
bewerb zu treten, sie waren aber entweder gezwungen. ihre 
Betriebe zu schiiessen oder an chinesische Firmen zu veräussern. 
Trotzdem macht jetzt eine Schweizer Firma einen neuen Ver- 
such. gegen den chinesischen \vettbewerb anzuarbeiten. Die 
Ausiuhr von Reis nach Europa. Südafrika usw, die sich aui 
3) v. H. der gesamten Reisausiuhr beläuft, liegt in den Händen 
europäischer. hauptsächlich britischer Geschäitsleute. Die rest- 
lichen 70 v. A. werden von den chinesischen Mühlen nach Hongz- 
kong (China) und nach Singapore (Föderierte Malayenstaaten) 
sowie nach Niederl.-Indien auszefiührt. 

Die Sägemühlen-Industrie beschränkt sich eben- 
f2'Is auf Bonskok. Mit Ausnahme eines britisch-chinesischen 
Unternehmens sind alle übrigen 5 Mühlen in den Händen von 
Europäern, 4 Eigentümer sind britischen und einer ist dänischer 
Staatsanzehörigkeit. Das verarbeitete Molz ist hauptsächlich 
Teak-Holz, das aui Flössen von den Wäldern Nord-Siams nacı 
Banzkok befördert wird: andere Harthölzer werden auch bis 
zu einem gewissen Grade bearbeitet. Eine siamesische Gesel- 
schaft, die von einer britischen Firma vertreten wird, wurde 
vor vinigen Jahren gegründet, um verschiedene Arten Harthölzer. 
von denen das bekannteste „Maiyang” heisst, zu verarbeiten. 
Die Sägemühle liest in Sriracha, einer kleinen Stadt an der 
Ostküste des Golfs von Siam, etwa &0 Meilen von Bangkok. 
Die dänische Gesellschaft bearbeitet ebenialis Harthöizer im 
Bandon-Bezirk der malayischen Halbinsel. Jede der 5 erwähnten 
Unternehmungen hat Zweigniederlassungen im Norden Siams, 
un das Fäilen der Stämme vorgenommen wird. Die Geseil- 
schaften verzeben die Arbeit des Holziällens an besondere 
Unternehmer. die meistens Birmesen und Schan-Leute, also 
britische Unntertanen, sind: die Holzarbeiter und Eiefanten- 
treiber sind Kamouks (französische Schützlinge vom Ostuicer 


Alliierten. Die Erzeugung hat jedoch noch keinen sehr grossen 
Umiang angenommen. Im Chantabun-Bezirk werden von Birmesen 
Rubinen und Sapphire gewonnen. Ein grosser Teil der 
Steine wird in Pailin, das auf französischem Gebiet liegt, ge- 
iördert. die Ausiuhr dieser Steine geht hauptsächlich über 
Bänckok. 

in den letzten Jahren sind in Bangkok einige Fabyiken ent- 
standen. Jie sich mit der Herstellung von Zement, Eis, 


Mineralwasser, Seife, Zigaretten und Leder 
beschäftigen. 


Vom siamesischen Eisenbahnwesen. Nach einer Ankündi- 
zunz der „Sıiamese Gazette‘ werden die Staatseisen- 
bahnen von Korat nach Uban über Buriram, Suren und Sisatlet 
auszebaut. Die Verwendung der neuen Linien hat vor kurzem 
bereonnen und wird in 2 Jahren beendet sein. 


Philippinen. 


Der Handel der Philippinen in 1918/19. Das holländische 
Biatt _Hardeisberichten“ vom 25. 12. 19 entninmt den Mit- 
tellunzen des „Bureau of insular Affairs of the War Departe- 
ment” einige Einzelheiten über den Handel der Philippinen bis 
zum 3. 6. vorigen Jahres. Es heisst darin: 

Obgleich der Handel bereits im Vorjahre, sowohl hinsicht- 
lich der Ein- und Ausiuhr hohe Zifiern auiweist, so sind die- 
jenizen des nun abgeschlössenen Geschäftsjahres noch höher. 
Die hohen Preise haben jedoch die wiedergegebenen Werte zu 
cinem wenizer vertrauenswürdigen Massstab gemacht, als dies 
in normalen Zeiten der Fall war. Es zeigt sich auch, dass der 
Handel sich während der letzten Kriegsmonatce in wenig gün- 
stiegen Verhältnissen befand. Die Gesamteiniuhr erreichte die 
Höhe von S 107 774 263, ungefähr 309€ mehr als im Vorjahre 
und ungefähr das Doppelte des durchschnittlichen Wertes des 
Handels vor dem Kriege. Als Hauptursache für den hohen Wert 
kommt jedech das höhere Preisniveau in Frage, mehr als die 
Erhöhung der Umsätze. Eine Ausnahme hiervon macht der 
sMaschinenhandel. wo der Umsatz sich verdoppelte. Es handelt 
sich in der Hauptsache um Zuckermaschinen und Oelpressen. 
Die g:-osse Einfuhr dieser Maschinen beweist die bedeutende 
Zukunitsmöglichkeit in der Entwicklung der Oel- und Zucker- 
industrie der Philippinen. Der sonst erhebliche Handel in baum- 
wollienen Textilartikeln fiel dahinzegen weit unter das phäno- 
merale Niveau 1918. | 

Die Einfuhr von Reis war hinsichtlich der Quantität wohf 
nicht vermindert. der Wert des Reishandels erhöhte sich jedoch 
ım mehr als $ 2 Mill. Diese Zifiern zeigen, welchen gefährlicher 
Zuständen das Inselreich entzegen geht. Es ist übrigens eine, 
iniolzge der ungünstigen Verhältnisse in den Reisproduktions- 
ländern hervorgerufiene,. starke Verminderung in der Reisaus- 
tııhr der betreffenden Länder des iernen Ostens wahrzunehmen. 
Die Regierung der Philippinen suchte der Kalamität dadurch ab- 
zuhelien. dass sie die Einfuhrbesteuerung auflıob. Die Preise 
stehen jedech nichtdestoweniger nacn Masszabe der verminder- 
ten Vorräte, die wiederum eine Folze von Ausfuhrverboten und 
Handeiseinschränkungen der Ausiuhrländer waren. So kam es. 
dass, obwohl! deı Reis zu Beginn des Jahres sehr teuer war. 
der Preis desselben sich schliesslich noch auf das Doppelte dieses. 
hohen Preises stellte. 

Die Gesamtausfuhr im Werte ven $ 122729238 übertrai 


wohl diejenige von 1918, aber es ist interessant festzustellen. 
dass von dieser hohen Summe nur 40% auf die zweite Hälfte: 
des Jahres fallen. Und in dieser Tatsache iiert cer Massstab 
tür die Beurteilung der Herabminderung der ursprünglichen, 
durch den Krier bedineten Ausfihr und der nachic'genden Re- 
aktion infolge des Waiienstiillstanues. Die Verminderung und 
die niedrigen Preise für Hanf und Painiol, die beiuen hauptsäcn- 
lichsten Ausiuhrartikel, genügen. um das verminderte Total- 
erzebnis des letzten Jahres (also bis 30. 6. 19) erklärlich zu 
machen. 


L——— . 
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des Mekong) und Leute aus den Laos-Staaten. 

Die Zinngewinnung nat sich bisher auf den mittleren 
Teil der Halbinsel, hauptsächlich auf die Bezirke Langsuan, 
Renonz und Puket beschränkt. sie dehnt sich aber systematisch 
weiter aus und hat grosse Zrukunftsaussichten. Die Geseil- 
schaften. die die Zinngewinnunz betrieben, sind vornehmlich 
austraiischen Ursprungs. Wo'fram wird an beiden Seiten 
der Halbinsel in den Provinzen Nakawn Sritamarat, Singora 
und Puket gewonnen. hauptsächlich an der Ostküste. Die ze- 
samte Produktion diente während des Krieges den Zwecken der 
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Politische Machtverschiebungen in Innerasien. 
Von Fritz Secker. 


Die durch den Sieg der deutschen Waffen erfolgte 

völlige Ausschaltung Russlands von der weltpolitischen 
Bühne hat eine tiefgehende Verschiebung des poli- 
tischen Kräfteverhältnisses auf dem asiatischen 
Kontinent verursacht. Auch hier hat Deutschland die 
Schlachten für andere geschlagen. Die politische Ohnmacht 
Russlands. ermöglicht es heute China und England in 
Innerasien eine aktive, durch keinen russischen imperialisti- 
schen Gegendruck gehemmte Politik zu treiben. Vor dem 
Kriege lastete der Druck des zaristischen Imperialismus wie 
ein Alb auf dem asiatischen Kontinent. Das Zurückwerfen 
Russlands von den Gestaden des Stillen Meeres durch Japan 
war nur eine Schlappe, die der russische Ausdehnungsdrang 
mit Leichtigkeit überwand. Bereits im Jahre 1911 erblickten 
die Staatsmänner an der Newa in der Aeusseren 
Mongolei, die im Revolutionsjahr 1911 mit diplo- 
matischem Geschick und rollenden Rubeln vom chinesischen 
Reichsverband gelöst wurde, einen Stützpunkt zur Er- 
füllung des Traums eines eisfreien Hafens im Golf 
von Petschili. Mit dem Mittel der friedlichen Durch- 
dringung, das erfolgreich in der Schaffung des russi- 
schen Riesenreichs angewendet wurde, hoffte man, unter Aus- 
nutzung politisch günstiger Gelegenheiten, allmählich zur 
Grossen Mauer vorzudringen und das Andreaskreuz an der 
nordchinesischen Küste aufzupflanzen. Ein in diesem Welt- 
krieg siegreiches Russland hätte vor einer solchen Politik nicht 
zurückgeschreckt, selbst auf die Gefahr eines zweiten Wafien- 
gangs mit Japan hin. Die deutschen Waffen haben dem russi- 
schen Expansionsdrang nach Osten ein Ziel gesetzt und 
China die Möglichkeit gegeben, seine von Russland bedroht 
gewesenen Gebiete zu festigen und die Regenbogenilagge 
ohne Kampf bis zum Saijanski-Gebirge zu tragen. Mit ihrem 
diplomatischen Sieg in Urga können sich die chinesischen 
Staatsmänner zufrieden geben. Er ist seit Jahrzehnten der 
erste Aktivposten auf dem Gebiet der auswärtigen Politik, 
der auch innerpolitisch von erheblicher Bedeutung ist. 

Ehe China an die beherzte Lösung der mongolischen 
Frage dachte, knüpfte England im Mai dieses Jahres in Peking 
Verhandlungen über Tibet an. Das tibetische Problem 
ist jedoch erheblich verwickelter als das mongolische. Wäh- 
rend China in der Mongolei ohne Einmischung einer fremden 


Macht seine Ziele verfolgen konnte, hat es in der tibe- 
tischen Frage mit England als einem geschickten diploma- 
tischen Gegenspieler zu rechnen. Seine Politik kann daher 
nicht darauf ausgehen, unmittelbar mit den Machthabern 
in Lhasa Verhandlungen zu führen, sondern es muss auch die 
starke politische Interessiertheit Englands in Tibet berück- 
sichtigen. ‘Die Verhandlungen schleppten sich monatelang 
hin, ohne jedoch positive Ergebnisse zu zeigen. Nachdem 
jedoch China in den Augusttagen des vorigen Jahres damit 
rechnen konnte, einen diplomatischen Sieg in der Aeusseren 
Mongolei zu erringen, zog es auch in den Verhandlungen 
mit England stärkere Saiten auf. Es stellte nicht mehr vage 
Forderungen betrefis Regulierung der chinesisch-tibetischen 
Grenze, sondern verlangte den Wiederanschluss Ti- 
bets an den Reichsverband, die Zulassung 
eineschinesischen ResidenteninLhasa und 
andere Privilegien. Darauf sind die Verhandlungen 
erneut ins Stocken gekommen, weil, wenn England solche 
Forderungen erfüllt, sein grosszügiger Plan durchkreuzt 
würde, der nichts anderes als eine unumschränktebri- 
tische Vorherrschaft in Innerasien erstrebt. 
Der Abschluss des persischen Abkommens, der das 
Land fast völlig unter britische Herrschaft bringt, die 
fast unter Ausschluss der Oeffentlichkeit erfolgte Einverlei- 
bung des bisher Russland gehörenden Khanats Khiva 
sowie die im Mai eingeleiteten Verhandlungen über Tibet 
sollten nur ein Glied in der grossen Kette eines Imperiums 
sein, das in Kapstadt beginnend über Kairo, Kalkutta, Lhasa 
nach der „britischen Interessensphäre‘“ des Yangtsetals führt. 


In dem Sichüberstürzen der weltpolitischen Geschehnisse 
der letzten Monate hat die öffentliche Meinung die Ent- 
hüllungen völlig vergessen, die im Spätherbst vorigen Jahres 
der amerikanische Journalist Thos. Millard über das Be- 
stehen eines Geheimabkommens zwischen England, 
Frankreich und Japan betrefis Asien gemacht hat. _ 

Danach sollen Japan und England die freie Hand Eng- 
lands in Tibet und der ihm benachbart liegenden Provinz 
Setschuan, sowie im Yangtsetal und einem Teil der Provinz 
Kuangtung anerkennen, dafür lässt England den Japanern in 
Nordchina und Ostsibirien und Frankreich in den chinesi- 
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schen Provinzen Yünnan und Kuangsi freie Hand. Die 
Richtlinien der britischen Asienpolitik, soweit sie in dunklen 
Umrissen bisber erkennbar sind, scheinen das Vorhandensein 
eines solchen Geheimabkommens zu bestätigen. Auch das 
Vorgehen Japans in Ostsibirien und die Entsendung einer 
französischen Militärmission nach Yünnan deuten auf ge- 
wisse Zusammenhänge mit dem von Millard veröffentlichten 
Geheimabkommen. 

In den Verhandlungen über Tibet lässt sich England nur 
von grosszügigen imperialistischen Zielen leiten, während 
China die Wiedergewinnung des ihm während der Revolution 
1911 durch britisches Intrigenspiel verloren gegangenes 
Reichsland erstrebt. Ansprüche eines russischen Im- 


perialismus auf Tibet hat England nicht mehr zu fürch- 
ten. Von dem neuen Russland droht ihm aber eine 
Gefahr, die eines Tages nicht nur zu einer Zerstörung seiner 
tibetischen Expansionspläne, sondern seiner Stellung in 
Asien überhaupt führen kann. Vielleicht ist heute schon die 
Auseinandersetzung zwischen dem briti- 
schen Imperialismus und dem das negativeer- 
strebenden Bolschewismus in Innerasien in 
vollem Gange, denn die Meldungen von bolschewistischen 
Wühlereien, die eine zielbewusste Unterhöhlung des bri- 
tischen Einflusses in Asien, vornehmlich in den indisch- 
innerasiatischen Randgebieten erstreben, kommen nicht zum 
Schweigen. 


China und Deutschland. 


Von M. Th. Strewe. 


Eines der Hauptziele unserer Wettbewerber auf dem 
Weltmarkt war und ist auch heute noch der Ausschluss der 
deutschen Industrie vom Auslandsmarkt und vom Uebersee- 
markt. Würde sich die deutsche Industrie durch die augen- 
blicklich vorliegenden Verhältnisse für die nächsten Jahre 
nur auf den Inlandsmarkt und das Wiederaufbaugebiet Frank- 
reichs beschränken, so würde mit Sicherheit der Uebersec- 
markt und der Auslandsmarkt für uns verloren gehen, der 
sich der besonderen Vorliebe unserer feindlichen \Wett- 
bewerber erfreut. Die deutsche Industrie würde in erster 
Linie von dem russischen Markt und von dem zukunits- 
reichen chinesischen Markt verdrängt werden. Damit wäre 
aber einer Entwicklung, wie sie vor dem Kriege vor sich 
ging, der Lebensfaden abgeschnitten. Auch Länder wie 
Spanien, Italien und Schweden würden als Kunden verloren 
gehen, da die mit ausreichenden Auslandsmärkten ver- 
sehenen, mit uns konkurrierenden Industriestaaten infolge 
gerade ihres Auslandsgeschäftes billiger liefern, also uns 
unterbieten können. 

Zu den Völkern, deren Sympathie wir infolge des Krieges 
nicht verloren haben, gehört China, soweit man überhaupt 
bei einem Asiaten von einer Sympathie gegenüber dem Euro- 
päer reden kann, der an und für sich in den letzten Jahr- 
zehnten kaum etwas getan hat, um eine wirkliche Sympathie 
des Asiaten zu verdienen. Wenn wir daher von einer Sym- 
pathie Chinas für Deutschland sprechen wollen, so ist das 
nur in dem begrenzten Sinne zu verstehen, dass China an 
die Kraft und Leistungsfähigkeit des deutschen Volkes, vor 
allem der deutschen Technik und Industrie noch glaubt, und 
ferner glaubt, dass die deutsche Industrie und Technik beim 
industriellen Aufbau Chinas von Nutzen sein könnte. 

Der industrielle Aufbau Chinas vollzog sich in den 
Jahren vor dem Kriege in einem immer schnelleren Zeitmass, 
wurde aber jäh durch den Krieg unterbrochen. Der Krieg 
hatte insofern eine gute Wirkung in China, als er das Volk 
zur Ueberzeugung brachte, dass für ein wirtschaftliches und 
politisches Fortbestehen des chinesischen Staates eine in- 
dustrielle Entwicklung im Sinne moderner Technik absolut 
notwendig sei. 

In China sind alle Bedingungen für eine glänzende in- 
dustrielle Entwicklung ‘gegeben. Es ist eins der reichsten 
Kohlenländer der Erde, mit grossen Vorräten an gut koken- 
der Kohle und Eisenerzlagerstätten. Auch an sonstigen 
Rohmaterialien, die als Grundlage für eine Industrie gelten, 
hat es keinen Mangel. Ein unerschöpfliches Arbeitermaterial 


steht ihm zur Verfügung, das durch Hunderttausende von ge- 
lernten Arbeitern, die hinter den Armeen unserer Feinde 
während des Krieges gelernt und gearbeitet haben, verstärkt 
und verbessert worden ist. 


Der Absatzmarkt ist unbeschränkt, da das im chinesi- 
schen Volk geweckte Bedürfnis nach ausländischen Waren in 
steter progressiver Steigerung begriffen ist. 


Die von den verschiedensten Staaten in China eingerich- 
teten technischen Schulen und die Tausende Chinesen, die im 
letzten Jahrzehnt auf ausländischen Schulen ausgebildet sind, 
erkennen alle die Wichtigkeit der industriellen Entwicklung 
Chinas und sind aus eigenem Interese bestrebt, diese Ent- 


‚wicklung zu fördern. 


China hat viel gelernt im Kriege. Das kleine ihm vor- 
gelagerte Japan hat auf Grund seines industriellen Fort- 
schrittes es verstanden, aus einem Schuldnerstaat ein 
Gläubigerstaat zu werden. Der Krieg hat Japan in die Lage 
versetzt, durch die gewonnenen Kapitalien die chinesischen 
Mineralschätze aufzuschliessen und für seine eigenen In- 
dustrien zu verwenden. 


Japan hat keine Kohle, die verkokbar ist, und keine 
nennenswerten Eisenvorkommen, aber trotzdem eine hochent- 
wickelte Eisenindustrie, die nur möglich ist durch die Zufuhr 
von Koks und Eisenerz aus China. Aber nicht genug damit, 
dass Japan seine eigene Industrie auf Kosten des Rohstoff- 
vorrats Chinas nährt, tritt Japan auf dem chinesichen Markt 
als Konkurrent der chinesischen noch nach einheimischer 
Methode arbeitenden Industrie mit Waren auf, die aus chine- 
sischen Rohprodukten geschaffen werden. Die Erkenntnis 
dieser Lage hat in China den letzten Rest des Widerstandes 
gegen eine Industriealierung im Sinne moderner Technik 
ihres Landes vernichtet. So ist in China der Wille vor- 
handen, in möglichst naher Zukunft eine Industrie zu 
schaffen. Insoweit für diese Industrie das eigene Kapital 
und das Kapital der Auslandchinesen, das nicht gering ist, 
nicht ausreichen sollte, wird ganz sicher die Eifersucht der 
verschiedenen am Chinamarkt interessierten Mächte, vor 
allem aber Japan, Amerika und England, dafür Sorge tragen, 
dass es China an Zufluss von internationalem Kapital nicht 
fehlen wird. So ist mit Bestimmheit eine ausserordentliche 
wirtschaftliche und industrielle Entwicklung Chinas zu er- 
warten. Eine Entwicklung, die vielleicht die Amerikas noch 
in den Schatten stellen wird, da in Amerika durch Mangel 
an Arbeitskräften ein schnellerer Aufschluss verhindert war. 


Diese Industriealisierung Chinas, die 
durch den Krieg künstlich gehemmt wurde, 
verlangt in den nächsten Jahren eine 
ausserordentliche Menge europäischer 
Waren und Materialien und vor allem Ma- 
schinen. Es mag schwierig sein für die deutsche In- 
dustrie, unter den gegenwärtigen Umständen sich in grösse- 
rem Massstabe an der Befriedigung des Maschinenbedarfs 
Chinas zu beteiligen, aber es müssen Mittel und Wege ge- 
funden werden, dass es geschieht, um, uns den chinesischen 
Markt für bessere Zeiten offen zu halten. 

Hat nun China alles, was eine schnelle und ausgedehnte 
Entwicklung der Industrie vorbedingt, so fehlt ihm, ab- 
gesehen von den notwendigen Maschinen, vor allem aber der 
wirtschaftliche Organisator und die technische Intelligenz, 
die eine der westlichen Industrie ähnliche Industrie in China 
aufbauen könnte. Es ist nur zu erklärlich, dass die wirt- 
schaftlich schwach organisierten Staaten wie China sich ihre 
technischen Hilfskräfte in den Ländern suchen, die ihnen in- 
folge ihrer militärischen und politischen Lage die Gewähr 
friedlicher rein wirtschaftlicher Absichten in China geben. 

Kommt noch hinzu, dass gerade der deutsche Ingenieur 
und Techniker auf Grund seiner Leistungen und auf Grund 
des Rufes der deutschen Industrie in China einen ausser- 
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ordentlich guten Ruf geniesst. Dieser Ruf hat auch den 
Krieg überdauert, denn zurzeit sind noch in hervoragenden 
Stellungen deutsche Ingenieure trotz aller Gegenarbeit von 
anderer Seite in China tätig, so ist es klar, dass sich im Auf- 
bau an der Industrie Chinas eine gewaltige Aufgabe dar- 
bietet, an deren Lösung mitzuarbeiten die deutsche Industrie 
und der deutsche Ingenieur und Techniker berufen ist. 

Der Chinesische Verband deutscher Ingenieure hat seit 
Jahr und Tag darauf hingearbeitet, den in Frage kommenden 
deutschen Behörden und Kreisen die Wichtigkeit dieses 
Problems darzulegen und auch mit Erfolg in chinesischen 
Kreisen Verständnis für die Stellung des deutschen Ingenieurs 
gegenüber dem industriellen Aufbau „Chinas verbreitet. 
Trotz alledem stehen heute noch in Deutschland die in Frage 
kommenden Kreise diesem gewaltigen Problem ziemlich hilf- 
und harmlos gegenüber. 

Der hohe Kurs des chinesischen Geldes wird als Ent- 
schuldigung für leichtsinnige Tatenlosigkeit angegeben. Die 
Lösung eines derart wichtigen Problems für die deutsche 
Wirtschaft kann aber letzten Endes doch nicht von der Kurs- 
frage abhängig gemacht werden. Schliesslich wird ja auch 
etwas getan werden, aber auch hier gilt das Wort: „Was 
man von der Minute ausgeschlagen, bringt keine Ewigkeit 
zurück.“ 


Hofuku Marı. 


Von (ieneralsekretär Dr. Max Linde. 


Wilhelmshaven, den 25. Februar 1920. 


Dampfer sind keine D-Züge, selbst dann nicht, wenn 
sie tausend Männer aus mehr als fünfjähriger Kriegs- 
gefangenschaft zurückführen zur Heimat und zu ihren sehn- 
süchtig harrenden Angehörigen. Vom 21. Februar ab er- 
wartete man die „Hofuku Maru“, und am 24. früh sollte 
sie ganz sicher eintreffen. Aber alle Hoffnung und alle guten 
. Wünsche waren umsonst. Die Vorbereitungen waren bis 
zum letzten getroffen, das Durchgangslager war bis in 
seinen letzten Winkel geschmückt mit Tannengrün, Girlanden 
und Fahnen, und das gesamte Personal war zur Stelle, um 
die Entlassung und Abwicklung der Geschäfte mit mög- 
lichster Beschleunigung durchzuführen. Kurz: ein jeder und 
ein jedes stand auf seinem Posten, denn der umsichtige 
Kommandant des Durchgangslagers, Herr Major Freiherr 
von Hanstein, setzt seine Ehre darein, jeden Transport 
in weniger als zweimal 24 Stunden abzufertigen und sämt- 
liche Teilnehmer in die Heimatorte zu entlassen. 

Ganz Wilhelmshaven, angefangen beim Chef der Nord- 
seestation, Seiner Exzellenz Admiral Michelsen, wetteifert in 
dem einmütigen Streben, den tapferen Männern von Tsingtau 
einen Empfang zu bereiten, so warm und so herzlich, dass 
jedem einzelnen der Heimkehrer diese Wärme und Herzlich- 
keit zum Bewusstsein kommen muss. Neben den amtlich 
beteiligten militärischen Stellen ist seit langem ein Empfangs- 
ausschuss tätig, dessen unvergleichlicher Vorsitzender, Herr 
Baurat Hornborstel, jede freie Stunde in den Dienst 
seiner grossen nationalen Aufgabe stell. Mit stets gleich- 
bleibender Ruhe, Sachlichkeit und Verbindlichkeit trifit er 
seine Anordnungen und voller Vertrauen stehen die vielen 
Wilhelmshavener Damen und Herren ihm zur Seite, die in 
liebenswürdiger Hilfsbereitschaft, ein jeder an seinem Platze, 
zum Gelingen des Werkes beitragen. Ich kann hier die 
Namen aller dieser opferfreudigen Hilfskräfte nicht einzeln 


nennen, aber ein Name sei doch erwähnt, da er jedem 
Deutschen, der in Ostasien weilte, geläufig ist: Helene 
Luther aus Tsingtau. Mit restloser Hingabe hat sie sich 
den Vorbereitungen zum Empfang gewidmet, und wer Frl. 
Luthers impulsive Natur kennt, weiss, was das an werk- 
tätiger Mitarbeit bedeutet. | 


Nachdem auch der 24. Februar zur Neige ging und ein 
Hereinkommen des Dampfers in die Grosse Schleuse, die 
sogenannte Dritte Einfahrt, nicht mehr in Frage kam, wurde 
der Empfang endgültig auf Mittwoch, den 25. Februar, 
9 Uhr vormittags, festgesetzt. Schon kurz nach 7 Uhr kamen 
die ersten Angehörigen auf der breiten Mittelmauer an, die 
die Nördliche und Südliche Schleuse voneinander trennt. 
Man fürchtete zu spät zu kommen, man war besorgt, keinen 
Platz mehr zu erhalten; alle die vielen Angehörigen, die 
von nah und fern gekommen waren, um den Gatten, den 
Sohn, den Bruder zu’ empfangen, wollten und konnten der 
Erregung und Wiedersehensfreude nicht mehr Herr. werden. 
So begann man hinauszugehen, obwohl der Tag kaum an- 
gebrochen war und obwohl dicker, feuchter Nebel in den 
Strassen der Stadt lag. Viele Hunderte harrten an der 
Schleuse der Dinge, die da kommen sollten. Eine Ehren- 
kompagnie war zur Stelle, eine Militärkapelle spielte vater- 
ländische Weisen, die Offiziere Wilhelmshavens, an ihrer 
Spitze der Stationschef, waren erschienen. Und über all 
diesen Menschenmassen flatterten unzählige Fahnen zu 
beiden Seiten der Schleuse in den kalten nebeligen Morgen 
hinein. Wie eine undurchdringliche graue Wand lag der 
Nebel über dem ‚Wasser, die Sonne stand gleich einem 
schlechtgeputzten Zinnteller am Himmel, was nicht unmittel- 
bar vor einem stand, verschwand unterschiedslos in einem 
grauen, nebeligen Einerlei. Alles war in Bewegung, die 
Menschen fluteten hin und her, bange Zweifel lagen auf 
jedem Gesicht und wieder und wieder hörte man die Frage: 
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„Ob der Dampfer heute noch hineinkommen wird?“ Stadt- 
und Wasserkundige beruhigten mit den Worten, dass es sich 
meistens „so um zehn herum“ aufkläre; als die Zeit ver- 
strichen war, vertröstete man die Fragenden auf 11 Uhr. 
Jedes momentane Zurückweichen der Nebelschicht wurde als 
hoffnungsvolles Zeichen dafür gewertet, dass es sich doch 
nun gleich aufklären müsse. Wer kennt sie nicht, diese 
Empfänge an der Wasserkante, die auch die besten Vor- 
bereitungen zuschanden machen, bei denen ein einziger, un- 
berechenbarer Zufall aller weisen Voraussicht spottet. Es 
wurde 10 Uhr, es wurde 11 Uhr, es wurde 12 Uhr, und kein 
Zeichen der Besserung liess sich wahrnehmen. Da verliess 
der Stationschef de Mittelmauer, die Offiziere folgten, die 
Kapelle stellte ihre Musik ein, die Ehrenkompagnie rückte ab 
und alle die vielen Angehörigen schlossen sich an. In kurzer 
Zeit war der weite Platz geräumt und nur ein kleines Häuf- 
lein bis zum äussersten Entschlossener war bereit, aus- 
zuharren. Der militärische Empfang an der Schleuse war 
abgesagt und für den Fall, dass die „Hofuku Maru“ 
doch noch im Laufe des Tages eintreffen sollte, auf den der 
Stadt näher gelegenen Südkai verlegt. 

Wie es so oft zu gehen pflegt, so ging es auch hier. 
Schon bald nachdem sich die Menge verlaufen hatte, begann 
der Nebel mählich zu sinken. Um 1 Uhr wurden die ersten 
blauen Fetzen am Himmel sichtbar, die Kraft der Sonne wuchs 
von Minute zu Minute und um 114, Uhr klärte es sich endlich 
soweit auf, dass nun ein Zweifel an dem Eintreffen des voll 
Spannung erwarteten Dampfers nicht mehr bestehen konnte. 
So schnell, wie sie verschwunden, waren die Menschen an 
der Schleuse wieder versammelt, und als um 13%, Uhr die 
„Hofuku Maru“ das offene Tor passierte, schallte ihr 
aus tausend Kehlen ein begeistertes, immer wiederholtes 
brausendes Hurra entgegen. Langsam, ganz langsam fuhr 


das schöne, neue Schiff in die Schleuse ein; es hatte bis über: 


die Toppen geflaggt, am Heck hatte es die deutsche Kriegs- 
flagge gesetzt und an hohem Maste flatterten die alten, deut- 
schen Reichsfarben: Schwarz-weiß-rot. Unter den un- 
zähligen Flaggen und Wimpeln standen Mann an Mann die 
mutigen Verteidiger von Tsingtau. Das war ein Jubel ohne 
Massen, ein gegenseitiges Suchen, ein Rufen, ein Begrüssen. 
Klarblau war der Himmel inzwischen geworden und die 
warme Frühlingssonne übergoss das ganze wundervolle Bild 
mit Gold und Glanz. Kaum hatte der Dampfer festgemacht, 
da bestieg Seine Exzellenz Admiral v. Truppel das 
Rednerpult und mit weithinschallender Stimme hiess er die 
Angehörigen des Transportes in der Heimat aufrichtig 
und herzlich willkommen. Exzellenz v. Truppel, der 
selber so lange Jahre als Gouverneur an der Spitze Tsingtaus 
gestanden, gedachte der deutschen Leistungen im Fernen 
Osten, schilderte den Heldenkampf, den die kleine Besatzung 
Tsingtaus gegen eine ungeheure Uebermacht zu führen hatte, 
erinnerte an das markige Wort des letzten Gouverneurs 
Meyer-Waldeck: „Einstehe für Pflichterfüllung bis 
aufs äusserste“ und sprach von den Leiden der mehr als fünf- 
jährigen Gefangenschaft, die sich der Uebergabe der Festung 
anschliessen sollte. Mit einem brausenden Hurra wurde die 
Rede aufgenommen. als Herr v. Truppel zum Schlusse darauf 
hinwies, dass Deutschland diese kampferprobten Männer aus 
dem Fernen Osten gerade jetzt gebrauche, damit sie mit- 
helfen und teilnehmen an dem Wiederaufbau des Vaterlandes. 
Von der Kommandobrücke des Schiffes dankte der Transport- 
führer, Herr Major Kleemann, für die herzlichen Worte 
des Enıpfanges. Er wies darauf hin, dass nach Tsingtaus 


’_ rn. 


Uebergabe niemand auch entfernt daran gedacht habe, dass 
mehr als fünf Jahre vergehen sollten, bis die in die Gefangen- 
schaft Abgeführten den heimatlichen Boden wieder betreten 
würden. Trotz dieser langen schweren Zeit sei die grosse 
Mehrzahl der Zurückgekehrten ungebrochen an Leib und 
Seele, voll Vertrauen in die Zukunft und voll aufrichtigen 
Glaubens an Deutschlands unversiegbare Kraft. „Deutsch- 
land, Deutschland über alles in der Welt“ sangen die 
Tausende an Bord und an Land, und es war wie ein ÖOe- 
löbnis gegenseitiger Treue, das hier die Zurückgekehrten und 
Zurückgebliebenen miteinander austauschten. 


‚Sobald die Wasserverhältnisse es gestatteten, wurde der 
Dampfer entschleust und an den Südkai verholt, wo in- 
zwischen der militärische Empfang vorbereitet war. Die 
Offiziere der Garnison, die Ehrenkompagnie, die Musik- 
kapelle waren wieder zur Stelle. und was am Morgen 
auf der Mittelmauer nicht hatte vor sich gehen können, 
wurde nun bei herrlichstem Wetter nachgeholt. Am Süd- 
kai brachte Herr Kommodore Richter die Grüsse der 
Heimat dar. Seine ausgezeichnete, formvollendete Rede löste 
wiederholt den spontanen Beifall aller Zuhörer aus, und, als 
er geendet hatte, da erscholl abermals das stolze deutsche 
Lied, und wieder zeigte es sich, dass Heimkehrende und 
Heimat sich verstanden hatten. 


Nach den letzten Vorbereitungen an Bord konnte nun- 
mehr die Ausschiffung vor sich gehen. Wenige Minuten vor 
4 Uhr setzte der erste der Tsingtaukämpfer seinen Fuss auf 
die heimatliche Erde. In schier endloser ununterbrochener 
Reihe schlossen sich die übrigen Zurückgekehrten diesem 
Ersten an. Echt deutsche Fürsorge und echt deutsche Gründ- 
lichkeit empfingen die der Freiheit Zurückgegebenen. 
Während der Empfangsausschuss in ausgiebiger Weise für 
das leibliche Wohl der Ankömmlinge sorgte, traten die 
militärischen Stellen im Hinblick auf die Entlassungsformali- 
täten, die Rückbeförderung in die Heimatorte usw. in 
Funktion. In wenigen Stunden sollte diese bereits vor sich 
gehen. Inzwischen vereinte zu guter letzt ein gemeinsames 
Mahl in der prächtig hergerichteten Festhalle der Tausend- 
Mann-Kaserne alle Offiziere und Mannschaften des Trans- 
portes. 
fuhren die freien, von der heissen Tropensonne gebräunten 
Männef ihren Familien und der Heimat in Nord, Süd, Ost 
und West des deutschen Vaterlandes entgegen. 


Wer den 25. Februar in Wilhelmshaven mit erlebte, wer 
die Wiedersehensfreude auf den Gesichtern all der Männer 
und Frauen gesehen hat, wer innerlich teilnahm an dem 
Jubel, den dieser erste Transport von Kriegsgefangenen aus 
Japan auslöste, dem wird dieser Tag dauernd unvergess- 
lich sein. | er 


Fünf weitere Transporte sollen der „Hofuku Maru“ 
folgen. Zwei von ihnen werden schon in den nächsten 
Tagen eintreffen, die letzten drei im Laufe der nächsten 
Wochen. Man kann nur den aufrichtigen Wunsch hegen, 
dass ihr Empfang sich ebenso warm und herzlich vollziehen 
möge, wie bei der „Hofuku Maru“. 


Schliesslich will ich nicht unerwähnt lassen. dass 
einige der Dampfer recht erhebliche Mengen von Gepäck 
aus Tsingtau usw. mitbringen, das, soweit irgend angängig, 
in Wilhelmshaven gelöscht wird. Die Löschung, Lagerung 
und Abrollung des mit den lapan-Transporten ankommen- 
den Gepäcks, Umzugsgutes usw. ist einheitlich der Firma 
Matthias Rohde & Jörgens in Bremen übertragen worden. 


Dann kam die Scheidestunde und in langen Zügen 
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Die Lage der Kriegsgefangenen in Sibirien. 


Von befreundeter Seite in China erhalten wir folgende 
Uebersetzung aus dem von einem Briten herausgegebenen 
„Japan Chronicle“, die von der Lage unserer Kriegs- 
gefangenen in Sibirien ein herzzerreissendes Bild gibt: 

„vor einiger Zeit veröffentlichten wir einen Leitartikel 
unter dem Titel „Kriegsgefangene“. Seitdem ist uns ein 
Brief zugegangen von einem Kriegsgefangenen in Sibirien — 
einem Arzte, welcher Grade von englischen Universitäten be- 
sitzt. Er spricht darin lebhafte Würdigung unserer Aeusse- 
rungen über dies traurige Kapitel aus und gibt dann weiter 
verschiedene Einzelheiten, die er durch besondere Umstände 
persönlich zu beobachten und festzustellen Gelegenheit hatte. 
Was er da beschreibt, ist ein Skandal und eine Schmach für 
diejenigen Mächte, die gemeinsam die Ordnung Sibiriens in 
die Hand genommen haben. Unser Gewährsmann schreibt: 

„im jetzigen Augenblick beträgt die Zahl der Kriegs- 
gefangenen in Sibirien (Deutsche, Oesterreicher, Ungarn, 
Türken und Bulgaren) etwa 212000 Mann. Die Mehrzahl 
von dıesen wurde bereits 1914, also vor über fünf Jahren, 
gefangen genommen. Durchschnittlich sind sie mindestens 
schon vier Jahre lang in Gefangenschaft gewesen. Zum 
grössten Teil befinden sich diese Unglücklichen in Sammel- 
lagern, welche, der nördlichen Eisenbahnlinie entlang, in ver- 
schiedenen Städten, von Petropavlovsk bis Wladiwostok, ge- 
legen sind. Diese Lager werden streng bewacht von russischen 
Soldaten der schlimmsten Sörte, die man eigens für diesen 
Zweck ausgesucht hat. Die Gefangenen werden ungenügend 
und dabei tagaus tagein mit denselben Speisen ernährt — 
man stelle sich vor, fünf endlose Jahre lang! In Zahlen 
medizinischer Analyse umgerechnet, bedeutet das, dass eine 
Tagesration, anstatt, wie es sein sollte, 3000 Kalorien, durch- 
schnittlich nur 1900—2200 Kalorien liefert. Wie Hunde — 
nicht wie Hunde der Reichen — untergebracht, seit ihrer Ge- 
fangennahme fast ohne jegliche neue Bekleidung, sind die 
armen Gefangenen hungrig, verschmutzt und zerlumpt. Die 
aus der Heimat, durch Dänen, Schweden oder andere Ver- 
treter des Roten Kreuzes und auf anderen Wegen gesandten 
Uniformen, Stiefel usw. sind von den Russen „requiriert“ und 
dann an die „braven‘“ Kosaken weiter verkauft worden. Die 
Gefangenen werden geradezu. unglaublich roh und unmensch- 
lich behandelt. | 

Kürzlich wohnten amerikanische und japanische Offiziere 
sowie Vertreter des Roten Kreuzes folgendem unerhörten 
Vorfall stillschweigend bei: Fünftausend von Beresowska nach 
Nikolsk-Ussuriisky verschickte Gefangene wurden bei ihrer 
Ankunit von Kalmikofis Kosaken umzingelt und ohne die ge- 
ringste Veranlassung von der berittenen Herde mit Säbel und 
Knute bearbeitet. Später erklärte man dies für ein „Miss- 
verständnis“ — man hatte die Leute für „Bolschewiks“ ge- 
halten! In Krasnojarsk meuterten zwei russische Regimenter, 
worauf die Tschechen sie entwafineten. Da sich zufällig in 
der Nähe der meuternden Regimenter ein Sammellager befand, 
so beschuldigten sie die Kriegsgefangenen, die russischen 
Soldaten zur Meuterei angestiftet zu haben. Natürlich lag 
auch nicht der Schatten eines Beweises für diese Behauptung 
vor. Trotzdem erschossen die Tschechen 13 Offiziere, die 
nichts weiter getan hatten, als ihre Kameraden, auf Deutsch 
oder Ungarisch, in verschiedenen wissenschaftlichen Fächern 
zu unterrichten. 

Beiläufig erhalten diese Offiziere keine Rationen, kein 
Haus, sondern nichts als ein Dach überm Kopf. Denn die 
ihnen in Nikolsk z. B. angewiesenen Häuser hatten keine 
Fenster. Diese mussten die Offiziere selbst anfertigen und 


einsetzen. Sie erhielten im Monat 50 Rubel. Von Februar 
1919 bis heute hatten letztere einen durchschnittlichen Wert 
von ungefähr 1 Yen. Daher waren die Offiziere in einer 
noch schlimmeren Lage als die Mannschaft. Im Mai ver- 
sprach man ihnen 100 Rubel und freies Essen. Dieser Befehl 
ist bisher nicht ausgeführt worden, ausser dass die Offiziere, 
anstatt einer Ration, täglich 1 Rubel 90 Kopeken erhalten. 
Mit dieser kläglichen Bezahlung — in Wahrheit nichts als 
der Schein einer solchen — würden sie natürlich längst ver- 
hungert sein, hätten sie nicht Mittel und Wege gefunden, sich 
durch beliebige Arbeit am Leben zu erhalten. So kommt es, 
dass man heute Juristen, Professoren, Ingenieure, Maler, 
Bildhauer u. a. m. als Strassenreiniger auf den schlammigen 
Gassen kleiner sibirischer Städte oder bei noch viel niedrigerer 
und verächtlicherer Arbeit beschäftigt findet. Nur ganz 
wenige haben als gelernte Arbeiter Stellung gefunden, da die 
meisten von ihnen für ein Handwerk nicht ausgebildet waren. 
Und noch wenigeren ist es geglückt, eine ihrer Vorbildung 
und ihren Fähigkeiten angemessene Stellung zu erhalten. 
Dabei werden sie genau so behandelt wie Sklaven, da die 
russischen Behörden sie zur Arbeit nur herleihen unter der 
Bedingung, dass 50 Prozent ihres Verdienstes deren eigenen 
geheimnisvollen „Fonds“ überwiesen werden. 

Sämtliche Vertreter des Roten Kreuzes (vornehmlich die 
Amerikaner), die die Lager besucht haben, werden das Vor- 
gesagte vollauf bestätigen. Im ersten Augenblick war jeder 
von ihnen starr vor Entsetzen und versprach sofortige Ab- 
hülfe — um nachher nie wieder etwas von sich hören zu 
lassen. Nichts ist seitdem geschehen. Nur dass die Zeit 
dahineilt, der Winter wieder vor der Tür steht und jeder be- 
greifen kann, was das in Sibirien und für Menschen in diesem 
jammervollen Zustande bedeutet! Natürlich hat das alles 
politische Gründe. 

Drei der Lager, Krasnaya Riechka, Pervaya Riechka und 
das alte Nikolsklager sind von dem japanischen und amerika- 
nischen Oberbefehl unter Aufsicht genommen worden und 
unterstehen jetzt sämtlich den Japanern. Hier werden nun 
die Leute im Vergleich zu früher geradezu fürstlich ernährt 
und gekleidet. Die Offiziere erhalten 35 Dollar (50 Yen) im 
Monat. Die Lager sind mit Vorbedacht als Musterlager her- 
gerichtet und dann in gehöriger Weise photographiert, in den 
heimischen Blättern gepriesen worden. In ihnen befinden 
sich 6000 Leute. Die übrigen 206 000 hat man den Russen, 
in gleichem Elend wie bisher, überlassen. So kommt es, dass 
in Nikolsk Kriegsgefangene der gleichen Heere — öster- 
reichische, ungarische und türkische — in zwei verschiedenen 
Lagern, nur hundert Meter voneinander getrennt, hausen. 
In dem einen erhalten sie 50 Yen und Lebensunterhalt, in dem 
anderen nur 1 Yen und kaum genug zum Sattwerden. Kann 
man so etwas, selbst aus politischen Gründen, erklären 
und billigen? 

Man könnte fragen: Warum halten die Menschen das 
aus? Ist nicht solchem trostlosen Dasein der Tod bei weiten 
vorzuziehen? Antwort lautet: Erstens Erschöpfung, Mangel 
an Willenskraft infolge chronischen Hungerns, zweitens der 
wirklich schon zur fixen Idee gewordene Glaube, dass sie auf 
irgendeine Weise nach Hause kommen und dort Eltern, Frau 
und Kinder, die ein Anrecht auf ihr Leben haben, wieder- 
sehen „müssen“. Aber freilich, selbst für einen solchen 
pathologischen Seelenzustand gibt es eine Grenze. Und was 
die Folgen sein werden, wenn diese 200 000 tief verbitterten 
Menschen die Geduld verlieren — das mögt ihr euch selbst 
ausmalen !“ 
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Politische Rundschau. 


China. 


Vertretung britischer Interessen. In britischen Handels- 
kreisen Chinas wird die Forderung laut, einen Botschafter 
für Peking zu ernennen und für Schanghai das neue, nicht- 
diplomatische Amt eines „Haupthandelssuperintendenten“ zu 
schaffen. 


Chinesisch-portuglesische Spannung. Reuter berichtet 
unter dem 24. 1. 20 von einer Spannung in Macao, wo die 
Portugiesen durch Vorschieben ihrer Cirenze chinesische Hoheits- 
rechte verletzt haben. In der Nähe der Grenze von Macao 
marschierten grössere chinesische Truppenkörper auf, um zu 
demonstrieren. Ein grosser Teil der in Macao ansässigen 
Chinesen hat aus Furcht vor Zusammenstössen die Kolonie ver- 
lassen. Inzwischen haben die Portugiesen eingelenkt, so dass 
Weiterimgen vermieden wurden. 


Zu den Vorgängen in der Aeusseren Mongolel. Der North 
China Herald vom 6. 12. 19 enthält einen Bericht seines 
Pekinger Mitarbeiters, der kurz vor dem formellen Wiederein- 
tritt der Aeusseren Mongolei in den chinesischen Reichsverband 
geschrieben worden ist. Der Bericht lautet wie folgt: „Es kann 
nur geringer Zweifel bestehen, dass die Einverleibung der 
Aeusseren Mongolei in die Republik China beschleunigt wird. 
Dem Präsidialerlass, der die Bittschrift der mongolischen 
Notablen anerkannte, und die Rechte und Privilegien des Hu- 
tuktu, der eingeborenen Fürsten und Edlien bestätigte, sowie die 
Verträge und Abmachungen zwischen Russland und der Mon- 
golei aufhob, ist ein zweiter Erlass gefolgt, der sich mit den 
Aenderungen im Verwaltungssystem beschäftigt. In kurzer Zeit 
wird die Wiederherstellung vollständig durchgeführt sein. Die 
aus japanischer Quelle stammenden Berichte und Kommentare 
über die Vorgänge in der Aeuseren Mongolei sind in hohem 
Grade interessant. Zunächst ist festzustellen, dass angeblich 
die Mongolen nicht so begeistert zu China zurückkehren, wie in 
chinesischen amtlichen Berichten dargestellt wird; es wird auchı 
von einer eigenmächtigen Handlung des „kleinen Hsü‘‘ (gemeint 
ist hier General Hsü-Schu-tseng, der das chinesische Expeditions- 
korps nach Urga befehligte) gesprochen. Es ist jedoch hier all- 
gemein bekannt, dass die Unterhandiungen von dem chinesischen 
Residenten Tchen-Yi geführt wurden, und dass die Bittschriit 
der Mongolen telegraphisch nach Peking weitergegeben wurde, 
ehe General Hsü in Urga eintraf. Dass Tchen-Yi vom „kleinen 
Hsü“ gefangen gesetzt worden ist, wird in amtlichen Kreisen 
nicht geglaubt. Zweiiellos bestehen aber zwischen den beiden 
Männern Gegensätze. Der „kleine Hsü“ wollte an dem Vor- 
gehen in Urga Anteil haben, kam aber zu spät. Es ist interessant, 
festzustellen, dass die japanische Presse die Handlung der 
Pekinger Regierung in Urga missbilligt, weil sich Japan als der 
natürliche Erbe russischer Rechte betrachtet. Es darf auch 
nicht vergessen werden, dass die Mongolen sich aus Furcht in 
die Arme Chinas begaben, weil die Agenten Semenoffs ver- 
suchten, sie in die buriätische Föderation zu zwingen.“ 


Japan. 


Eine amtliche Erklärung zur Schantungirage. Der japanische 
Minister des Auswärtigen hat folgende Erklärung betreifs 
Schantungs abgegeben: „Nachdem der Friedensvertrag in Kraft 
getreten ist und die deutschen Rechte und Interessen in bezug 
aut Schantung, kraft der Friedensbestimmungen, an Japan über- 
gegangen sind, ist die japanische Regierung besorgt, die Rück- 
gabe Kiautschous und andere Massnahmen in striktem Einklang 
mit ihren wiederholten Erklärungen und Versprechungen zu be- 
schleunigen. Unter diesem Gesichtspunkt hat der japanische 
Gesandte in Peking Instruktionen erhalten, in folgendem Sinne 
hei der chinesischen Regierung vorstellig zu werden: 1. Da cs 
nun der Wunsch der kaiserlichen Regierung ist, mit der chinc- 
sischen Regierung betreifs der Rückgabe Kiautschous und 
anderen Schantung argehenden Fragen in Unterhandlung zu 
treten, um zu einer baldigen Erledigung der Angelegenheit zu 
kommen, wird der Hoffnung Ausdruck gegeben, dass die chine- 


sische Regierung die für die Verhandlungen notwendigen Vor- 
bereitungen treffen wird. 2. Es ist die vorgefasste Absicht der 
kaiserlichen Regierung, bei kürzester Gelegenheit die längs der 
Schantungbahn stationierten Truppen zurückzuziehen. Sie ist 
bereit, die Zurückziehung nicht nur dann vorzunelımen, wenn ein 
Vertrag zwischen Japan und China betreffs der Rückgabe 
Kiautschous und anderer Fragen getroffen worden ist, sondern 
auch schon vorher, vorausgesetzt, dass die chinesische Polizei- 
truppe völlig aufgestellt und in der Lage ist, den Schutz des 
Eisenbahnbetriebs auszuüben. Bis ein derartiges Arrangement ge- 
troffen ist, sieht sich die japanische Regierung gezwungen, ihre 
Truppen auf dem Posten zu halten, weil deren sofortige Zurück- 
ziehung die Risenbahn und ihren Betrieb völlig ungeschützt 
lassen würde, was im Hinblick auf die gemeinsamen Interessen 
weder Japan noch China, das ein Teilhaber in der Verwaltung 
der Bahn ist, dienlich ist. Es wird daher ernstlich der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, dass die chinesische Regierung die oben er- 
wähnten Umstände einer sorgfältigen Erwägung unterziehen und 
die Organisierung ihres Polizeisystems sobald als möglich vor- 
nehmen wird.“ | 


Unruhen in Korea? Amtliche Meldungen, die in Washington 
eingetroffen sind, melden, nach dm London & China 


Telegraph vom 16. 2. 20, dass im nördlichen Korea 2000 


Koreaner, ausgerüstet mit Waffen, die ihnen von den Bolsche- 
wisten geliefert worden sind, eingedrungen sind. Sie haben 
einen japanischen Vorzug von 700 Mann angegriffen, davon 300 
getötet und den Rest in die Flucht geschlagen. Eine drahtlose 
Meldung aus Moskau fügt dazu, dass der Angriff am 6. Februar 
erfolgte. Die koreanischen Banden haben sich auf chinesischen 
Gebiet zusammengeschlossen 'und erhalten viel Zulauf von der 
Bevölkerung. Die Japaner flüchten und haben den nördlichen 
Teil Koreas geräumt (?). 


Auszüge aus der japanischen Presse von R.Kunze (Tokio). 
„Der Beschluss des Washingtoner Senats, die Klauseln über die 
Schantungfrage im Versailler Friedensvertrag zu 
streichen, enthalten einen Druck auf Japan. Das japanische 
Volk ist entschlossen, Tsingtau in einer Form an China zurück- 
zugeben, sodass Japan wie China gemeinsam den gleichen 
Nutzen davon haben. Wenn jetzt der amerikanische Druck auf 
Japan dazukommt, so kann er nur die Wirkung üben, dass das 
japanische Volk verstimmt wird und die Rückgabe an China so- 
wie die dazu nötigen Verhandlungen mit China erschwert 
werden. Ferner muss es in Japan verstimmend wirken, dass 
dieser Beschluss des Washingtoner Senats darauf berechnet ist, 
in China Stimmung für die Ver, Staaten zu machen.‘ Am folgen- 
den Tage bemerkt dasselbe Blatt noch: „Die chinesische Regie- 
rung hat noch keinen Entschluss betreffs der Schantungirage ge- 
fasst. Der chinesische Ausschuss für auswärtige Politik hat aber 
eine Denkschrift zu der Frage ausgearbeitet, deren Inhalt noch 
nicht bekannt ist. Wie es heisst, soll danach China die An- 
gelegenheit dem Völkerbund unterbreiten. Demgegenüber wird 
man gut tun, eine kühle Haltung einzunehmen und nichts zu über- 
stürzen, sondern eine günstige Gelegenheit für die Anbahnunz 
direkter Verhandlungen zwischen Japan und China abzuwarten.“ 
(Tokio Asahi 19. 11. 19.) 


Angesichts des Sieges der Bolschewisten im europäischen 
Russland und der daraufhin beschlossenen Zurückziehung der 
englischen und französischen Truppen in Nordwest- und Süd- 
russland und des Zusammenbruchs der Omsker Regierung fand 
am 21. November ein Ministerrat statt. Der Minister des 
Acussern Vicomte Utschida legte die neuesten Berichte über die 
l.age vor, der Kriegsninister General Tanaka die Lage unserer 
Truppen in Sibirien. Der Fall der Omsker Regierung lasse eine 
allgemeine Auflösung der Ordnung befürchten. Unter solchen 
Umständen reichten die bisherigen japanischen Garni- 
sonen in Sibirien nicht mieehr aus, und da verschiedene 
Truppenteile abgelöst werden ınussten und auf englische und 
französische Hilfe nicht mehr zu rechnen sei, seien Ver- 
stärkungen notwendig. In der folgenden Besprechung wurde 


ausgeführt, dass Japan, das ja im Einverständnis mit den 
Alliierten seine Truppen geschickt habe, nicht für sich allein 
handeln dürfe, solange noch amerikanische Truppen in Sibirien 
seien, vielmehr müsse es so lange wie möglich in Ueberein- 
stimmung mit diesen vorgehen. Aber die Vereinigten Staaten 
hätten von Anfang an von militärischer Einmischung nichts 
wissen wollen und seien sowieso geneigt, die Haltung unserer 
Truppen zu beargwöhnen. Es werde daher nur noch mehr Miss- 
verständnisse geben, wenn Japan jetzt zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung seine Truppen verstärke.. Es wurde beschlossen, 
einen endgültigen Entschluss über das Zusammengehen mit den 
Amerikanern und die etwaige Verstärkung der Truppen noch 
nicht zu fassen. (Tokio Asahi 25. 11. 19.) (Aber angelsächsische 
Telegramme aus jenen Tagen naben von der japanischen Ab- 
sicht einer gewaltigen Truppenverstärkıng zum Kampf gegen die 
Bolschewisten gemeldet, anscheinend um die Japaner zu ver- 
hetzen. R.K.) 

Am 16. November kam es in Futschou zu einem Zu- 
sammenstoss zwischen Japanern und japan- 
feindlichen Studenten, über den chinesische Behörden 
in Futschou, Schanghai usw. alle möglichen unkontrollierbaren 
Berichte verbreitet haben. Alle diese Berichte sehen den Anlass 
allein in einem aggressiven Findringen der Japaner in China. 
Ebenso werden unbegründete Meldungen von ermordeten oder 
verwundeten Amerikanern verbreitet, wodurch noch mehr Miss- 
verständnisse erregt werden. Die Bürger von Futschou haben 
einen Tag nach dem Zusammenstoss in einer Volksversammlung 
beschlossen: 1. die Abberufung des japanischen Konsuls, 2. eine 
japanische Abbitte, 3. Zahlung von Schadenersatz und 4. strenge 
Bestrafung der Schuldigen zu verlangen. Diese vier Forde- 
rungen hat sich auch der Militärgouverneur Li zu eigen gemacht 
und sie sofort drahtlich nach Peking weitergegeben, worauf das 
Pekinger Auswärtige Amt ohne weitere Untersuchung bei 
unserem Gesandten Obata protestierte..e Damals lag unserer 
Regierung noch kein amtlicher Bericht über die Vorgänge in 
Futschou vor, dagegen die Bitte des dortigen Konsuls um 
Sendung von Kriegsschiffen zum Schutz unserer Landsleute. 
Erst fünf Tage nach dem Zusammenstoss, am 21., gelangte der 
Bericht des Konsuls in die Hände unserer Regierung, gleich 
darauf aus Peking die Meldung, dass der Gesandte Obata beim 
chinesischen Auswärtigen Amt am 20. wegen der Futschouer 
Vorgänge Protest dagegen eingelegt habe, dass dort die Tätigkeit 
unserer Landsleute durch das feindliche Verhalten der Studenten 
und das gewalttätige Vorgehen der Händler gestört worden sei. 
„Wiederholte Proteste des Konsuls seien von den chinesischen 
Behörden nur mit leeren Redensarten beantwortet worden. Des- 
halb sei den Studenten immer mehr der Kamm geschwollen und 
schliesslich dieser Zusammenstoss erfolgt. Die chinesische 
Regierung solle daher dem Militärgouverneur sofortiges strenges 
Einschreiten zur Pflicht machen.“ Darauf habe am 21. das 
Pekinger Auswärtige Amt durch den nachstehenden Protest ge- 
antwortet: „Das Verhalten Japans in Futschou sei unverantwort- 
lich. Es missachte die chinesischen Behörden, verübe Gewalt- 
tätigkeiten und schicke jetzt noch obendrein Kriegsschiffe.“ — 
Also Japan bezeichnet die Chinesen, diese die Japaner als die 
Schuldigen. Wir glauben, dass die Schuld auf beiden Seiten zu 
suchen sein wird. In Futschou leben sehr viele formosische 
Chinesen, die japanische Staatsangehörige sind, ebenso viele 
chinesische Christen, die unter dem Schutz europäischer und 
amerikanischer Missionare oft gewalttätig gegen andersgläubige 
Chinesen und gegen die chinesischen Behörden vorgehen und 
umgekehrt. Bei diesem Zusammenstoss hat sich die Erbitterung 
gegen japanische Staatsangehörige aus Formosa einfach gegen 
alle Japaner gerichtet. Aus solchen Gefühlen der Ab- und Zu- 
neigung sind die Zwischenfälle entstanden, durch die unsere Ver- 
tragsrechte verletzt, unsere Waren mit Gewalt von Studenten 
untersucht und weggeschleppt worden sind. Und die chinesischen 
Behörden sind solchem gesetzlosen Treiben gegenüber ohn- 
mächtig. Man solle am besten solche Zwischenfälle als rein Ört- 
liche Kleinigkeiten behandeln. Aber leider gehören die chine- 
sischen Studenten, die den Zusammenstoss herbeigeführt haben, 
dem Christlichen Verein junger Männer an und stützen sich auf 
ausländische Missionare. Immer wieder, wenn Japan und China 
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aufs neue beschlossen, in Frieden und Freundschaft zusammen- 
zugehen. wird diese Absicht jedesmal durch solche Leute durch- 
kreuzt. Kaum hat sich die Aufregung über die Schantungirage 
gelegt und ist die Boykottbewegung zur Ruhe gekommen, da 
kommt schon wieder dieser Futschouer Zwischenfall und lässt 
in Peking, Schanghai, Canton und Tientsin die Boykottbewegung 
aufs neue aufflammen. Auch die Verhandlungen der beider- 
seitigen Regierungen können die Lage weiter verschärfen. Da- 
her begnügt man sich am besten mit Untersuchungen an Ort 
und Stelle. (Tokio Asahi 25. 11. 19.) 


Siam. 


Ausschliessung der Deutschen. Der LondonandChina 
Telegraph veröffentlicht eine Meldung aus Bangkok vom 
19. 1. 20, wonach ein Regierungserlass den früheren feindlichen 
Staatsangehörigen die Landung in Siam auf die Dauer von 
drei Jahren verbietet: falls besondere Gründe vorliegen, kann 
ein vorübergehender Aufenthalt genehmigt werden. 


Vermischte Nachrichten. 


Amerikanische Hilte für die deutschen Missionen. Im Namen 
amerikanischer, kirchlicher Kreise weilte im Oktober 1919 Dr. 
A. Brown, Leiter der amerikanischen Presbyterianer-Missign 
und einer ihrer angesehensten Kirchenmänner, in Deutschland, 
um darüber zu beraten, wie den deutschen Missionen geholfen 
werden könne. Es haben eingehende Beratungen stattgefunden 
mit dem Ergebnis, dass Dr. Brown sich in Amerika dafür ein- 
setzen will, dass das Unrecht der Abmachungen von Versailles 
über die Mission beseitigt wird, und dass den deutschen 
Missionen ein langfristiger Kredit von amerikanischer Seite ge- 
währt wird, um die im Kriege auf den Missionsfeldern ein- 
gegangenen Schulden und die Erfordernisse der nächsten Jahre 
bestreiten zu können. Inder „ChristenhilfefürdieWelt“, 
dem Organ des Allgemeinen Evangelisch - Protestantischen 
Missionsvereins, macht Missionsdirektor D. Witte darüber 
folgende Feststellungen: 1. Es handelt sich um einen Vorschuss, 
nicht um ein Geschenk. Alles Geld, das die Amerikaner jetzt 
vorstrecken, muss auf Heller und Pfennig wieder zurückgezahlt 
werden, sobald der Kurs des deutschen Geldes wieder normal ist. 
2. Darum bedürfen die deutschen Missionen, auch unsere Mission, 
nun erst recht dringend der Hilfe, damit wir zur gegebenen Zeit 
auch wirklich in der Lage sind, das vorgestreckte Geld zurück- 
zuzahlen. Im Vertrauen auf die gesteigerte Hilis- und Opfer- 
bereitschaft unserer Freunde nehmen wir das Angebot an. Lässt _ 
die Opferbereitschaft nach, so besteht die Gefahr, dass unsere 
Mission freilich nicht ietzt, aber an dem Tage zugrunde geht, an 
dem wir das jetzt empfangene Geld zurückzahlen müssen. Wir 
werden mit dem geliehenen Gelde sehr sparsam wirtschaften. 
Aber wir werden trotz erheblicher Einschränkungen unseres Be- 
triebes höhere Ausgaben haben als im Frieden. In Ostasien 
herrscht eine grosse Teuerung. Alle Preise sind sehr gestiegen. 
Wir haben die Gehälter aller unserer Angestellten in Ostasien 
um 50 v. H. erhöhen müssen. Das macht eine starke Mehr- 
belastung aus. Ebenso sind alle Ausgaben in der Heimat (Ge- 
häiter, Druckkosten, Reisen) erheblich gewachsen. So bleibt 
also unsere Lage trotz der amerikanischen Hilie dauernd sehr 
ernst. Unsere Freunde werden mehr noch als bisher für uns 
bitten müssen, wenn wir unser Werk aufrecht erhalten sollen. 
Es ist unser Stolz und unsere Not zugleich, dass wir unser Werk 
auf Grund von nur freiwilligen Gaben treiben. Gebe Gott, dass 
die Herzen der Freunde den Entschluss fassen, zu schaffen und 
zu werben, treu und unermüdlich, für unsere Zukunft, für die 
Zukunft des Reiches Gottes. 3. Man überschätze die Lage nicht, 
etwa auf Grund des guten Willens dieser amerikanischen Kreise. 
Die Stimmung und Stellung in den Ententeländern gegen alles 
Deutsche, auch gegen die deutsche Mission, auch gegen die 
deutsch-schweizerische Mission, ist nach wie vor ablehnend, ja 
feindselig.. Auch in den kirchlichen Kreisen ist die Stimmung 
weithin die gleiche. Nur kleine Gruppen wollen ernstlich eine 
neue Fühlung gewinnen. Um so mehr muss man natürlich dank- 
bar sein, dass Dr. Brown und seine Freunde dies Hilfswerk ver- 
suchen. 
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gessssassoenennsnnns nenn. Mitteilungen OPERLERTEPERPEITEELTETER 
: des Verbandes für den Fernen Osten. 


Hauptversammlung. Am Dienstag, den 16. März, abends 
7% Uhr, findet im Bankettsaal des Restaurants Rheingold 
in Berlin eine Hauptversammlung des Verbandes für den Fernen 
Östen statt. Die Tagesordnung lautet: 1. Vorlage und Genehmi- 
gung der Protokolle der letzten ordentlichen sowie der letzten 
ausserordentlichen Hauptversammlung, 2. Vorlage und Be- 
sprechung des Jahresberichts für 1919 und 3. Verschiedenes. 

Dreizehnter Ostasiaten-Abeud. Auf dem dreizehnten Ost- 
asiaten-Abend, der am Dienstag, den 16. März, abends 8 Uhr, im 
Bankettsaal des Restaurants Rheingold veranstaltet wird, 
wird Hauptmann Mossdorf über „Die Förderung des 
japanischen Aussenhandels im Weltkrieg‘ sprechen. Dem Vor- 
trag folgt ein zwangloses Zusammensein. 
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Zwöliter Ostaslaten-Abend. Am Donnerstag, den 19. Februar, 
fand im Bankettsaal des Restaurants „Rheingold“ in Berlin der 
zwölfte Ostasien-Abend statt, der ausserordentlich gut besucht 
war. 
sprach in fesselnder Weise über das aktuelle Thema: „Aussen- 
handel und Valuta“ und erntete für seine geistvollen Aus- 
führungen grossen Beifall. 

Einrelse nach früheren deutschen Schutzgebleten unter 
japanischer Verwaltung. Wie wir erfahren, wird die Einreise- 
genehmigung nach früheren deutschen Schutzgebieten, die unter 
japanischer Verwaltung stehen, von der japanischen Regierung 
in Tokio erteilt. Reiselustigen ist zu empfehlen, sich mit einem 
eingehend begründeten Antrag unter Beifügung des Nachweises 
genügender Subsistenzmittel’ für einen etwa notwendig werden- 
den, längeren Aufenthalt in Japan an die Ostasiatische 
Abteilung des Auswärtigen Amts in Berlin zu 
wenden und deren Vermittlung zur Erwirkung der japanischen 
Einreiseerlaubnis zu erbitten. 

Neues aus Tientsin. Einem uns zur Verfügung gestellten 
Privatbrief aus Tientsin vom 28. 11. 19 entnehmen wir folgendes: 

„Hier haben sich die Verhältnisse, was die Behandlung der 
zurückgebliebenen Deutschen anbetrifft, etwas gebessert. Zwar 
ist noch immer unter den Alliierten antideutsche Stimmung vor- 
handen — und die Chinesen müssen, wenn auch widerwillig, mit- 
machen —, wir brauchen uns aber nicht mehr zu melden, dürfen 
reisen und können uns überhaupt freier bewegen. Verboten ist 
aber noch immer für uns, Handel zu treiben, und ich fürchte, 
dass dieser Zustand unserer Ohnmacht und Ausschaltung solange 
dauern wird, bis ein neuer Handelsvertrag zwischen Deutsch- 
land und China zustande gekommen ist. Kiessling, Apotheke, 
Hotel Kreier, Aerzte, Lehrer, Ingenieure können indessen un- 
behelligt ihren Geschäften nachgehen. Es sind die Firmen, 
die Jahmgelegt sind, Deutschen !st der Zutritt zu China nur mit 
ausdrücklicher Genehmigung des Ministeriums des Innern ge- 
stattet (Passzwang), und wie letzthin Versuche bewiesen haben, 
ist es nicht leicht, zurzeit einen Pass zu bekommen. Es ist he- 
kannt, dass einzelne der repatriierten Deutschen von dort nach 
hier unterwegs sind, ob sie aber ohne Pass hineinkommen 
werden, erscheint mir zweifelhaft. 

Die durch die Deportierung der Deutschen leer gewordenen 
Häuser haben sich inzwischen zum grössten Teil wieder gefüllt, 
hauptsächlich mit Chinesen und Amerikanern. Amerikanische 
Firmen sird hier wie Pilze aus der Erde geschossen. Jannings 
und zur Nedden haben gegen gutes Gehalt, aber ohne festen Ver- 
trag bei ihnen Anstellung gefunden. Unser Klub ist vor kurzem 
von dem Fremdenkommissar an den Anglo-American-Chinese 
Commercial Club, wıe es heisst, auf drei Jahre vermietet 
werden. Nathan, Mac Gowan, Pien sind „presidents“ und Mr. 
Davis (früher Imperial Hotel) Secretary (paid); unsere alten 
boys haben wieder Anstellung gefunden. Es wird grosse 
Propaganda für den Klub gemacht; den Damen ist der obere 


Professor Dr. Hellauer von der Handelshochschule Berlin 


Teil zur Verfügung gestellt worden, und wöchentlich zweimal 
gibt's ein „Get together‘. Nachdem es gelungen war, unsere 
SchwWe, die von der D. A. B. in Liquidation wegen der 
Hypothekenschuld zum Zwangsverkauf ausgeboten war, frei- 
zubekommen, d. h. gegen Zahiung des schuldigen Betrages, 
konnte der Unterricht wieder aufgenommen werden. Herr 
Siemssen übernahm die Leitung; ihm halfen Frau Jensen, Frl. 
Titzmann, Frau Nicolai und Herr Hunke. Die Schülerzahl be- 
trug 54. ° Jetzt steht die Schule unter der Leitung von Herrn 
Berg, der das Amt des Schulleiters neben seiner Tätigkeit an 
der Deutsch-Chines. Mittelschule (jetzt Ta Yin Men Wai Tsuer 
Tang) versieht. Ausser ihm unterrichten Kohrs, Dr. Limpricht, 
ein deutsch-österr. Lehrer (Flüchtling), ein Ingenieur (Flücht- 
ling), Frau Jensen, Rottweiler, v. Seckendorff, Frl. Titzmann, 
Siemssen und ich. Infolge des bevorstehenden Abtransports der 
Tsingtau-Familien, der voraussichtlich Anfang nächsten Jahres 
erfolgen dürfte, wird sich die Schülerzahl auf ca. 20-30 er- 
mässigen. 

Von den Japan-Gefiangenen möchten natürlich gern viele 
nach hier kommen, aber, wie gie Sachen stehen, wird wohl 
nichts daraus werden, denn 1.gibt’s hier unter den obwaltenden 
Verhältnissen keine Anstellung und 2. verweigert die chinesische | 
Regierung den Einlasspass. Von den Zolleuten sind hier noch 
Kommissar Wolf und Schwartzer. 


Neues aus Schanghai: Einem Privatbrief aus Schanghai vom 
25. 12. 19 entnehmen wir folgende Einzelheiten: „Hier draussen 
ist man, nur weil man Deutscher ist, aufgeschmissen. Wir sind 
auf den Standpunkt des portugiesischen Clerks hier herunter- 
gesunken, und man mutet uns zu, mit einem Gehalt von 
$ mex. 150 p. m. täglich 10 Stunden zu arbeiten. Die Engländer 
kämpfen hier noch mächtig gegen uns weiter. Trotzdem im 
Februar/März etwa 1000 Deutsche Schanghai verliessen und 
viele Wohnungen leer wurden, kann man in ganz Schanghai 
keine Wohnung finden. Anzeigen, in den $ 100 für Nachweisun- 
gen einer Wohnung geboten werden, stehen täglich in den 
Zeitungen. Tausende Amerikaner sind angekommen und 
Hunderte neue Firmen entstanden; es herrscht auch eine grosse 
„Office“-Not. Aber Deutsche anstellen! Das wagen selbst die 
Chinesen hier noch nicht, aus Furcht vor der schwarzen Liste, 
die heute hier noch besteht. Das Verbot des Hereinkommens 
für Deutsche nach China besteht noch und ich glaube nicht, dass 
auch nur einer der Heimgesandten, für die nächsten Jahre herein 
darf. Neulich ging das Gerücht, es seien Deutsche hier an- 
gekommen, schon hat daraufhin die Municipal Police alle Hotels 
und Boarding Houses nach „wouldbe Germans‘ abgesucht. Die 
Schilder „no Germans and Austrians admitted‘“ hängen heute 
noch in allen Hotels aus. Unsere Aerzte, Birt und Gerngross, 
können kein Telefon bekommen und, wie gesagt, man kämpft 
noch täglich gegen uns weiter. Die North China Daily 
News ist voller Gehässigkeiten und gibt den Ton an. — Die 
Rubel stehen auf 57 cts. für 100 Rb. 


Die Auswanderung über Triest. Ein Vertrauensmann 
teilt dem Deutschen Ausland-Institut Stuttgart mit: „Es 
kommen hier in der letzten Zeit Familien an, welche nur 
deutsches Geld mit sich führen und dadurch hier mancherlei 
Unannehmlichkeiten ausgesetzt sind. Dies ist nur auf die 
ungenügende Aufklärung der Agenturen zurückzuführen. Die 
Leute sollten darauf aufmerksam gemacht werden, ihr Geld 
schon in Deutschland umzuwechseln und nur soviel deutsches 
Geld mitzuführen, als sie unbedingt gebrauchen, um die deutsche 
Grenze zu erreichen. Es werden hier nämlich nur Papiernoten 
der Vorkriegszeit angenommen; Kriegsnoten mitzuführen ist un- 
sinnig, sie werden entweder gar nicht oder zu so schlechtem 
Kurse abgenommen, dass grosse Verluste entstehen. Es ist am 
besten, das Geld durch eine deutsche Bank nach Triest zu über- 
weisen, damit der Ueberschuss dort ausbezahlt wird. So werden 
auch alle Schwierigkeiten an der Grenze am besten überwunden, 
da sonst die Gefahr besteht, dass Friedensnoten von der Grenz- 
kontrolle abgenommen werden. Die Ueberweisung des Geldes 
muss aber so rechtzeitig erfolgen, dass das Geld 5-8 Tage vor 
Abgang des Dampfers angekommen ist.“ 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 
Der Handel Süd-Chinas, 


‚Schanghai und Hongkong sind für den Handel mit dem Aus- 
lande zweifelsohne die bedeutendsten Häfen Chinas, daneben 
aber gibt es andere Hafenplätze, die für China selbst von 
grösster Wichtigkeit sind, da sie bei einer sehr hohen Einwohner- 
zahl einen aussergewöhnlich eifrigen Handel im Küstenverkehr 
besitzen. Zu diesen Plätzen gehören u. a. Swatow, Amoy und 
Futschau. Um sich eine Vorstellung von dem Handel Süd- 
Chinas zu machen, der sich in der Hauptsache ausser von Hong- 
kong und Canton von den genannten drei Häfen aus. abspielt, 
braucht man nur den Handelsbericht lesen, den der englische 
Handelsattach& in Hongkong im Board ofTrade Journal 

hat erscheinen lassen, und der in Lloyds List vom 3. 1. 20 
wiedergegeben ist. Den aufschlussreichen Mitteilungen ent- 
nehmen wir folgendes: „Bis zu einem gewissen Grade ist der 
Handel Süd-Chinas durch die inneren Unruhen im Lande beein- 
trächtigt worden. Soweit ausländische Kaufleute in Betracht 
kommen. sind dieselben insofern geschädigt worden, als eine er- 
hebliche Verminderung in der Nachfrage impor- 
tierter Waren zu verzeichnen ist. Ferner zeigt sich der 
schädliche Einfluss darin, dass die chinesischen Kaufleute nicht 
mehr Kapital in Handelsunternehmungen stecken, als gerade 
unbedingt erforderlich ist, um ihre Vorräte wieder aufzufüllen. 
Ungestzmässige Wegnahme von Waren, die ausländischen 
Firmen gehören, sind trotz des grossen Wirrwarrs im Lande 
ziemlich vereinzelt vorgekommen. Es ist jedoch augenschein- 
lich, dass das Nichtvorhandensein irgend einer verantwortlichen 
Ziviibehörde in fast alien Provinzen eine äusserst gefährliche 
Lage für jede Art von Handel, sowohl für den heimischen, als 
auch für den fremden schafft. Infolgedessen ist vorläufig leider 
nicht zu hoffen, dass in denjenigen Teilen Chinas, die durch die 
politische Ungunst der Verhältnisse zu leiden haben, irgend ein 
grösserer Handel sich entwickeln kann, solange die Ordnung 
nicht wieder hergestellt ist. 

Betrachten wir zuerst einmal die Handelsmöglichkeiten von 
Swatow. 

Was den Hafen von Swatow anbetrifft, so findet sich dort 
wohl eine wenig entwickelte Industrie, es ist jedoch der See- 
hafen eines reichen und dicht bevölkerten Flinterlandes. 

Es besitzt ein vorzüglich ausgebautes Verkehrssystem in- 
folge seiner vielen Wasserstrassen. Was die Ausdehnung des 
Handels von Swatow betrifft, so steht dieser Platz an achter 
Stelle unter den chinesischen Häfen. Der Gesamtumsatz für das 
abgelaufene Jahr beziffert sich auf über 50 Mill. Haikuan Taels. 
Eine Eigentümlichkeit im Handel dieses Hafens ist das grosse 
Uebergewicht, das die Einfuhr über die Ausfuhr hat. Der 
Wert der ersteren beiäuft sich auf ungefähr 75% des gesamten 
Handels, und es ist aHgemein bekannt, dass die Handelsbilanz 
durch die grossen Summen, die jährlich durch die in der Fremde 
lebenden Chinesen hierher geschickt werden, einigermassen aus- 
geglichen wird. 

Wie sieht nun die Industrie von Swatow aus? In der Hafen- 
stadt selbst oder in deren Umgebung sind keine bedeutenden 
Fabriken, aber verschiedene einheimische Industrien verschaffen 

einem grossen Teil der Bevölkerung Arbeit und Lohn. Eine der 
hauptsächlichsten Erzeugnisse ist eine besondere Art von chine- 
sischem Papier. Hiervon gehen grosse Mengen nach Singapore 
und Bangkok. Unter den übrigen nennenswerten Erzeugnissen 
stehen die Fabrikation von Zucker, die Oelgewinnung und die 
Herstellung von Dörrgemüse an erster Stelle. Eine Zucker- 
fabrik wurde vor einigen Jahren durch eine ausländische 
Firma in der Nähe von Swatow errichtet. Die Konkurrenz der 
javanischen und japanischen Zuckerfabriken war aber zu gross, 
so dass die Fabrik von Swatow inzwischen eingegangen ist. 
Fin bedeutendes Geschäft machen zwei Konserven- 
fabriken, wo hauptsächlich eingemachte Früchte angefertigt 
werden und von denen der grösste Teil nach den Straits Settle- 
ments und nach anderen Ländern, die stark von Chinesen be- 
siedelt sind, versandt werden. Für europäische Verbraucher 


. England ein. 


kommen diese Erzeugnisse weniger in Frage, da die hochent- 
wickelten sanitären Einrichtungen ähnlicher Fabriken in Europa 
in Swatow unbekannt sind. 

Hinsichtlich der örtlichen Textilindustrie ist zu 
sagen, dass ausser der Herstellung des bekannten Nankingstoffes 
die verschiedensten Baumwollartikel zur Herstellung gelangen. 
Vor allem verschiedene gewebte Waren, für die das Garn in der 
Hauptsache aus Indien kommt. Die besseren Arten dieser Garne 
werden aus Schanghai und Japan eingeführt. Eine englische 
Firma in Swatow hat diesem Industriezweig seine besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt, und dieselbe führt ihre Muster aus 
Dieses Handelshaus hat sich darauf gelegt, Ver- 
besserungen in den Herstellungsmethoden vorzunehmen, und ob- 
wohl die Stoffe natürlich nicht in der endgültig feinen Art wie 
in Manchester verfertigt werden, so können sie doch fraglos 
den Wettbewerb mit allen ausländischen Erzeugnissen auf- 
nehmen. Ursprünglich stammte alles Handwerkzeug aus Japan, 
aber in der letzten Zeit sind sie in der Hauptsache an Ort und 
Stelle angefertigt worden und zwar zu einem zehnmal billigeren 
Preise, als die eingeführten Maschinen. Die Herstellungskosten 
sind aussergewöhnlich niedrig. Die Weber erhalten wenig mehr 
als einen Dollar im Monat ausser der Nahrung. Hinsichtlich der 
Tuchfärberei ist folgendes zu sagen: Deutsche Farb- 
mittel sind noch immer im Gebrauch, obwohl die 
Vorräte jetzt aussergewöhnlich niedrig sein müssen. Die 
Preise stellen sich um das Zehnfache höher 
alsvordem Kriege Amerikanische Farbstoffe 
werden allmähiich eingeführt, die Chinesen 
betrachten dieselben aber nicht mitbesonders 
günstigen Augen und der Leiter einer grossen 
Weberei machte die Feststellung, dass, um die 
gewünschten Resultate zu erzielen, man nicht 
umhin könne, einen Zusatz von deutschen 
Farben zu machen. 

Der englische Handelsattach&@ bemerkt hierzu weiter in 
seinem Bericht, es sei sehr bedauerlich, dass englische Farb- 
stoff-Fabrikanten bisher keinerlei ernstliiche Anstrengungen 
unternommen haben, ihre Produkte auf den chinesischen Markt 
zu bringen. Selbst wenn die Verhältnisse so liegen sollten, dass 
zurzeit keine bedeutenden Mengen englischer Farbstoffe für die 
Ausfuhr verfügbar sind, sei es doch sehr zu begrüssen, wenn 
eine ausreichende Menge für den Export nach China bereit- 
gestellt werden könnte, um den chinesischen Markt für englische 
Farbstoffe zu interessieren, um so die chinesischen Käufer mit 
dem englischen Erzeugnisse bekannt zu machen, bevor neue 
Vorräte vondeutschenFarbwaren den Wettbewerb 
sehr erschweren würden. 


Die Pflanzenöle aus Erdnüssen, aus Holz und aus 
Tee usw., die vor allem den ausländischen Exporteur inter- 
essieren, werden in der Hauptsache durch einheimische Metnoden 
gewonnen. Der Leiter eines englischen Handelshauses, der Ocl 
von verschiedenen kleinen chinesischen Betrieben aufkauft und 
ausserdem eine beträchtliche Menge Oel in seinen eigenen 
Niederlassungen aus Erdnüssen erzeugt, drückte sich dahin aus, 
dass die Gewinnung des Oels auf einheimisch-chinesische 
Methode die empfehlenswerteste sei, da hier der grösste Ertrag 
erzielt werde, ausserdem seien die Arbeitskosten ungewöhnlich 
niedrig, so dass sich auch auf diese Weise eine bedeutende Er- 
sparnis erzielen lasse. Die vorerwähnte. englische Firma lässt 
bei ihren zeschäftlichen Abschlüssen mit den Chinesen die sonst 
bei allen Geschäften vermittelnden Kompradors möglichst aus 
dem Spiel. Sie schickt vielmehr eigene chinesische Vertreter 
in die für sie in Betracht kommenden Gegenden, um den Ertrag 
des Oeles der zahllosen kleinen Oelmühlen, wie sie sich in jedem 
chinesischen Dorfe anfinden, aufzukaufen. Dies ist ein ganz 
neues System, das sehr viel Sonderarbeit erfordert und das eine 
ausgedehnte Organisation veraussetzt. Jedenfalls wird auf diese 
Weise die sonst unausbleibliche Verteuerung des Oeles trotz 
der Mehrkosten, die dieses System bedingt, unmöglich ge- 
macht. Inwieweit diese Methode auch auf andere Handels- 
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zweige angewendet 
werden. 

Ein grosser Teil des Einfuhrhandels von Swatow 
besteht aus chinesischen Produkten und Nahrungsmitteln. Vor 
allem Reis, Mehl und eine besondere Art von Bohnenkuchen. 
Von den ausländischen Einfuhrartikeln sind als besonders wichtig 
zu nennen: Baumwollfabrikate, Baumwollgarn, Kerosin, Streich- 
hölzer, Medikamente und Seife. Bis jetzt war keine besondere 
Nachfrage nach Maschinen zu bemerken. Zweifelsohne aber 
dürfte, wenn normale Zustände zurückgekehrt sein werden, für 
elektrische Lichtanlagen, leichte Schiffsmotore von einfacher 
Konstruktion und vielleicht für kleine Reismühlen ein guter Markt 
vorhanden sein. Es wird aber einer bedeutenden FPionierarbeit 
bedürfen, um die Wege für die Abnahme von diesen oder anderen 
Maschinen zu bereiten. 

Was die elektrischen Lichtanlagen anbetrifft, so 
konnte man die Feststellung machen, dass eine ziemliche An- 
zahl der amerikanischen Type „Delco“ im Distrikt von Swatow 
geliefert worden ist. Ohne Zweifel wird China für diese kleinen 
elektrischen Anlagen ein ganz besonders günstiges Absatz- 
gebiet sein. 

Ebenso wie der Finfuhrhandel liegt auch der Ausfuhr- 
handel in Swatow grösstenteils in chinesischen Händen. Es 
handelt sich dabei besonders um Gemüse (frisch und gedörrt), 
Früchte, Zucker, Soyabohnen, Papier, Fächer, Schirme und 
heimische Gebrauchsgegenstände der verschiedensten Art, die 
nach Hongkong verschickt werden, ebenso wie nach den Straits 
Settlements und nach Java. Einige dieser Handelszweige haben 
eine starke Erschütterung dadurch erlitten, dass besonders 
scharfe Unterdrückungsmassregeln der gegenwärtigen Macht- 
haber der Distrikte von Swatow erlassen wurden. 

Ausser den fremden Schiffsgesellschaften und den Oel- und 
Tabakfirmen wird noch durch vier englische Handelshäuser 
ein allgemeiner Ein- und Ausfuhrhandel betrieben. Einige Firmen 
unterhalten von Hongkong aus geschäftliche Beziehungen in 
Form von Zweigniederlasungen in Swatow. Eine französi- 
sche Firma, ebenso eine amerikanische wickeln hier nur un- 
beträchtliche Geschäfte ab. Japan ist durch eine führende 
Bank, durch zwei grosse Handelshäuser und durch eine Anzahl 
Händler vertreten. 

Die Verbindungen mit dem Hinterland, überhaupt mit dem 
Innern, wird durch Dampffahrzeuge und Dschunken aufrecht- 
erhalten, da viele grössere und kleinere Flüsse das Land in jeder 
Richtung durchziehen. 

Swatow und das weiter im Innern gelegene Chao-chou-fu 
sind die Hauptniederlassungen verschiedener Gesellschaften, die 
einen regelmässigen Passagierdampferdienst unter- 
halten. Unter den chinesischen Fahrzeugen befinden sich viele, 
die durchaus ungeeignet sind, weil sie während des grössten 
Teils des Jahres wegen ihres zu grossen Tiefganges_still- 
liegen müssen. Es ist darum nicht weiter verwunderlich, dass 
die betreffenden Schiffsgesellschaften sich fast ausnahmslos in 
Finanzschwierigkeiten befinden. Eine englische Firma hat 
5 Motorschiffe auf diesen Flüssen fahren, und sie hat mit diesen 
Fahrzeugen trotz der gegenwärtigen ungünstigen Verhältnisse 
im Lande durchweg gute Erfolge erzielte Mit Ausnahme von 
zwei kleinen Motorschiffen, die einer französichen Firma an- 
gehören, sind alle Fahrzeuge chinesischen Ursprungs. 

Die Eisenbahn zwischen Swatow und Chao-chou-fu 


werden kann, muss noch abgewartet 


arbeitet unter noch ungünstigeren Verhältnissen als die Schiff-, 


fahrt, so dass es geradezu rätselhaft ist, wie der Eisenbahn- 
dienst (2 Züge täglich hin und zurück) noch aufrechterhalten 
werden kann. Für die notwendigsten Ausbesserungen und Er- 
setzung der untauglich gewordenen Maschinen fehlen die Mittel. 
Ohne Zweifel würde der Ausbau des Eisenbahnnetzes in diesem 
Distrikt nicht nur denı Handel des Landes sehr zuxute kommen, 
sondern es würde auch ein sehr gewinnbringendes Unter- 
nehmen sein. . 

Während des Krieges wurden gute Geschäfte zustande ge- 
bracht n Wolfram, Molybdän und Tungsten. (egen- 
wärtig hat aber die Ausfuhr dieser Mineralien ganz aufgehört. 
Andere Frze, die in diesem Teile Chinas vorkommen, sind: 
Graphit, Wismut, Ble!, Kupfer und Silber. Die Ausbeutung ist 


aber noch nicht in nennenswerter Weise in die Wege geleitet. 
Ein amerikanisches Bergwerkssyndikat hat vor einiger Zeit eine 
Untersuchung über die Mineralquellen in diesem Teile 
der Provinz Kuangtung angestellt, bis zur Stunde ist aber von 
irgend welchen Ergebnissen nichts bekannt geworden. Kohlen 
finden sich in den verschiedensten Teilen der Provinz. Die 
Transportschwierigkeiten jedoch machen die Ausbeutung zu kost- 
spielig, infolgedessen hat man japanische Kohlen einzuführei. 

Ein Umstand, der in Swatow sehr ins Gewicht fällt, ist die 
Abwesenheit guter Bankinstitute (abgesehen von der bereits 
erwähnten japanischen Bank), denn auch eine englische Bank 
hat sich bis zum Augenblick nicht bereit finden lassen, eine 
Niederlassung in Swatow zu errichten. Fin Kaufmann am 
Platze führt die Vertretung der Hongkongand Shanghai 
Banking Corporation, aber ganz abgesehen davon, dass 
sich die Tätigkeit dieser Zweigstelle lediglich auf gewisse Bank- 
geschäfte beschränkt, ist es nicht ratsam für einen Kaufmann, 
seine Transaktionen mit einer anderen Firma derselben Art zu 
offenbaren. Infolgedessen sahen sich viele chinesische Kauf- 
leute 'veranlasst, ihre Finanzgeschäfte durch Vermittlung der 
japanischen Taiwan Bank abzuwickeln, die in Swatow eine 
Zweigstelle eröffnet hat. Man versteht, wenn, besonders in An- 
betracht der unsicheren Währungsverhältnisse, ausländische 
Banken kein Interesse daran haben, hier eine Nebenstelle zu 
errichten, man muss jedoch trotzdem darauf hinweisen, dass 
eine Bankniederlassung durchaus benötigt wird, denn erst wenn 
eine Bank’ am Orte ist, würde der Handel von Swatow end- 
gültig auf eine gesunde Basis gestellt werden können. 

Was nun Amoy anbetrifft, so muss gesagt werden, dass 
der Handel dieser Hafenstadt während der letzten Jahre zurück- 
gegangen ist. Der Gesamthandel in 1918 beziffert sich auf etwa 
14 Mill. Taels. Auf die Ausfuhr entfielen von dieser Summe nur 
2“ Mill. Taels. Einen besonders schweren Schlag hatte Amoy 
zu erleiden, als der Teehandel Formosas seinen Weg nicht hier- 
her suchte. Bisher ist auch nichts geschehen, um den grossen 
Verlust durch die Entwicklung der natürlichen Reichtümer der 
Umgebung Amoys wettzumachen, 

Fingeführt wird in der Hauptsache Reis, Hülsenfrüchte und 
Mehl von Nord-China, Dann ferner Zucker und Medikamente. 
Zu den Einfuhrartikeln aus fremden Ländern sind als die 
wichtigsten zu nennen: Textilwaren, Baumwollgarn, Petroleum 
und Zigaretten. Mit Ausnahme der beiden letzten Artikel liegt 
der ganze Einfuhrhandet in den Händen der chinesischen Kauf- 
leute, die ihre Abschlüsse in Schanghai und Hongkong zustande 
bringen. Ausser den Schiffahrtsgesellschaften und den Bank- 
häusern gibt es in Amoy zwei englische Handelshäuser, die 
Import- und Exporthandel betreiben. Der geringe Ausfuhrhande! 
kommt in der Hauptsache nur hinsichtlich einiger Nahrungs- 
mittel in Frage, die nach Singapore, Java und den benachbarten, 
von zahlreichen Chinesen bewohnten Gebieten verschickt 
werden, Fs werden auch Ziegelsteine und eiserne Pfannen nach 
Hongkong verschickt, aber abgesehen von diesem rein einheimi- 
schen Handelszweig, kommt kaum ein anderer Artikel in Frage. 

Stark entwickelt hat sich in der Umgebung Amoys der An- 
bau von Opium; der Ertrag wird nicht nur in bedeutendem 
Masse an Ort und Stelle verbraucht, sondern es gelangen auch 
grosse Mengen zur Verschiffung. 

Der hervorstechendste Zug im Ueberseeverkehr Amoys 
bildet der Auswandererverkehr nach den Straits Settlements; 
die grossen Summen, die von den Ausgewanderten nach Amoy 
überwiesen oder zurückgebracht werden, bilden das Haupt- 
äquivalent beim Ausgleich der Handelsbilanz Amoys. 

Beigetragen zur industriellen Entwicklung des 
ländlichen Distriktes von Amoy hat in der Hauptsache die Her- 
stellung von Ziegelsteinen, von Papier, von Feuerwerk (das bei 
chinesischen Festlichkeiten in unglaublicher Menge vertan wird) 
und eisernen Pfannen. Hier und da findet man auch Einrich- 
tungen zur Her3tellung von Blechbüchsen, die zur Konservierung 
von Früchten, Gemüsen und chinesischen Delikatessen verwandt 
werden. In Amoy befindet sich ein Elektrizitätswerk für Be- 
leuchtungszwecke mit einer Kapazität von 500 Kw. Ferner 
findet man dort eine Eisfabrik. deren Maschinen durch die 


Amerikaner geliefert wurden. 


Die Plätze, die im Innern liegen, sind noch sehr wenig mit | 


Elektrizität versorgt, und es ist unzweifelhaft, dass hier 
noch bedeutende Entwicklungsmöglichkeiten 
für die Elektrizitätsbranche liegen. Abgesehen 
von den elektrischen Einrichtungen dürfte das Hinterland Amoys 
kaum einen günstigen Markt für Maschinen darstellen, denn die 
Abwesenheit eines ausgebauten Fisenbahnnetzes und der Mangel 
an Rohmaterialien würde eine grössere Industrie kaum auf- 
kommen lassen. 

Die in Amoy gebräuchliche Währung, wie sie ihre An- 


wendung auf den Handel findet, ist eine fiktive Einheit, die 


bekannt: ist unter dem Namen des „spanischen“ Nollars und die 
durch keinerlei Münze ihren Wertausdruck findet. Wenn nun 
Zahlungen in Hartgeld ausgeführt werden müssen, so muss man 
den Gegenwert in Silberdollars zum Tageskurse berechnen, wo- 
bei ein Diskont von 15% auf spanische Dollar, Schecks, Noten 
und Wechsel kommt. Diese schwierigen Währungsverhältnisse 
schaffen dem Handel Amoys einige Ungelegenheit. Es wäre 
der Handelsweit Amoys jedenfalls erheblich erwünschter, wenn 
die Banken den mexikanischen Dollar in Amoy in Umlauf 
bringen wollten. Diesem Plan stellen sich aber erhebliche 
Hindernisse in den Weg, besonders da der Mangel an Silber 
bedeutend ist und eine Ausfuhr von Hongkong aus verboten 
wurde. Die Taiwanbank gibt bereits Silber-Yen-Noten heraus, 
zahlbar am Platz zum angegebenen Wert. 

In Futschau liegen- die Verhältnisse noch ungünstiger als 
in Amoy, und ebenso wie das Aufhören des Teehandels von 
Formosa einen Niedergang im Händel Amoys hervorrief, so hat 
auch Futschau unter diesem Wandel gelitten. Erst jetzt nach 
Beendigung des Krieges hat sich einige Besserung eingestellt. 
Die Kaufleute am Platze hegen jedoch keinerlei Hoffnung, den 
Handel wieder auf die alte Höhe zu bringen. Sie weisen darauf 
hin, dass die übrigen, Tee erzeugenden Länder, wie Britisch- 
Indien, Ceylon und Java eine weit modernere Art der Tee- 
behandlung haben, als die Chinesen, und dass darum diese 
letzteren vom Weltmarkt verdrängt würden. Der Teehandel 
könnte also nur zu neuer Blüte gelangen, wenn die chinesischen 
Pflanzer sich entschliessen wollten, die modernen Bearbeitungs- 
methoden zu übernehmen. Bislang sind jedoch in dieser Rich- 
tung keinerlei Schritte unternommen. 

Die Ausfuhr von Nutzholz, besonders von Fichten- 
stämmen, ist von jeher ein wichtiger Handelszweig für Futschau 
gewesen. Dieser Holzhandel ist jedoch eine rein chinesische 
Geschäftsangelegenheit und lag lediglich in chinesischen Händen. 
Bedeutend ist auch die Papierausfuhr, dann folgen Tee, 
Oel, Lackwaren und Kampfer. 

Hinsichtlich der Einfuhr liegt der Fall so, dass das Räuber- 
tum und die Unordnung im Lande den Handelsverkehr stark 
beeinträchtigen. Man wundert sich, wie überhaupt noch irgend 
welcher Handel möglich ist. Abgesehen von der Einfuhr von 

Petroleum und Zigaretten, die trotz der 'chäotischen politischen 
Lage bedeutend ist, liegt der Einfuhrhandel ausschliesslich in 
Händen von Chinesen. Einer der Gründe für die Abneigunz 
fremder Kaufleute, in Futschau Handel zu treiben, ist das örtliche 
Kreditsystem. Die chinesischen Händler weigern sich absolut, 
irgend ein Geschäft zu machen, bei dem sie bar bezahlen sollen. 

Hinsichtlich des Boykotts japanischer Waren in den Handels- 
plätzen Chinas stellt der Bericht fest, dass die japanische Han- 
delswelt, wie auch die japanischen Reedereien &rossen Schaden 
durch diese Massnahme erlitten haben. In Swatow weigerten 
sich auch die Kulis, japanische Schiffe zu entladen, so dass die 
japanischen Schiffahrtsgesellschaften sich gezwungen sahen, die 
Verschiffungen nach chinesischen Häfen einzustellen. Und selbst 
in denjenigen Häfen, wo der Boykott nicht so weitgehend war, 
ist ein bedeutender Rückgang in der Einfuhr japanischer Artikel 
zu bemerken. 
z 4 

Der deutsche Handel in China. Eine Pekinger Meldung 
der Times vom 12. Februar lautet: „Infolge zahlreicher 
Bewerbungen deutscher Kaufleute, um die Erlaubnis, chinesische 
Waren auszuführen und deutsche Waren einzuführen, hat 
die chinesische Regierung Regeln aufgestellt, die für die 
deutschen Händler Geltung haben sollen. Die Deutschen 
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haben den Seezoll aui eingeführte Waren gemäss dem kürzlich 
für Nichtvertragsmächte aufgestellten Tarif zu zahlen. Ge- 
brauchsartikel werden mit 5% ad valorem verzollt, andere 
Waren und Luxusartikel von 10 bis 100 %. Transitpässe, unter 
denen die Waren zu einer festgesetzten Rate von 2% % an ihren 
Bestimmungsort im Innern gelangen, werden ihnen verweigert, 
sie haben im Gegenteil alle Likin-Zölle und die sonstigen ver- 
schiedenen Abgaben unterwegs zu entrichten. Unter anderen 
Benachteiligungen dürfen sie auch nicht als Agenten im Innern 
arbeiten. Wenn man die deutschen Waren der gewöhnlichen 
Art statt mit 5%, wie es für Vertragsmächte gilt, mit 10% 
besteuern könnte, so würde das für die deutschen Anstrengungen, 
ihren Chinahandel wieder aufzubauen, ein gewaltiges Hindernis 
vorstellen. Jetzt ist aber durch die Vertrags- 
mächte selbst eine Schwierigkeit entstanden; 
diese haben sich geweigert, dem Ersuchen der 
Chinesen nachzukommen, ihren importierten 
Waren Ursprungszeugnisse mitzugeben. Sie 
begründen die Ablehnung damit, dass dadurch die Grundsätze 
ihrer Verträge, unter denen Waren jeder ihrer Staatsangehörigen 
ohne Rücksicht auf den Ursprung in die Vertragshäfen gelassen 
werden sollen, verletzt würden. Ohne Ursprungszeugnisse 
werden aber die chinesischen Zollbehörden nicht in der Lage 
sein, deutsche Waren herauszuerkennen, die Deutschen können 
ihre Waren unter der Flagge von Firmen der Vertragsmächte 
hineinbringen und sich so um den Sondertarif drücken. Die 
Schieber aller Nationalitäten werden sich zu dieser einfachen 
Manipulation leicht hergeben, und die Chinesen können nichts 
dagegen tun. So ist eine seltsame Situation entstanden. Die 
Alliierten, die seit dem Ausbruch des Krieges auf China jeden 
Druck ausgeübt haben, um den deutschen Handel und die Deut- 
schen selbst aus China hinauszuwerfen, steifen sich jetzt auf die 
geringste Kleinigkeit in ihren Vertragsrechten, mit dem Erfolge, 
dass sie ihre eigenen Interessen schädigen. „Die ‚Gerechtigkeit 
gegenüber China‘ verlangt,‘ heisst es am Schluss der Meldung, 
der Times, „einen Frontwechsel.“ 


Finnahmen der Salzverwaltung. Nach Abzug der Ver- 
waltungskosten ist, einer Meldung Reuters vom 30. 1. 20 zu- 
folge, der Betrag von $ mex. Mill. 80,6 für das Jahr 1919 dem 
Bankkonsortium in Peking überwiesen worden; was im Ver- 
gleich zum Vorjahre eine Zunahme von $ mex. 9 Mill. bedeutet. 
Die chinesische Regierung ist allen Verpflichtungen, die durch 
die Salzeinahmen sichergestellt sind, nachgekommen. 


Vom Stückgut-Markt in Hongkong. Ein Mitarbeiter der 
Londoner Times in Hongkong stellt eine zunehmende Einfuhr 
von Stückgütern fest, hauptsächlich von Erzeugnissen aus 
Manchester. Auf Befragen erklärte ein Fachmann aus Hongkong, 
dass England auf dem Stückgut-Markte nicht schlecht ab- 
schneide;: Amerika habe die Gelegenheit verpasst, weil sich die 
amerikanischen Fabrikanten weigerten, ihre Erzeugnisse dem 
Markte anzupassen; sie wollten in Hongkong verkaufen, was sie 
auch in Amerika absetzen, vor allem richteten sie sich nicht in 
der Weite der Stoffe nach den Verhältnissen. Das Geschäft sei 
fast völlig wieder in die Hände von Lancashire gekommen. Eine 
Schwierigkeit liegt beim Bestellen vor, weil Telegramme nach 
London 6 Tage unterwegs sind. 

Die Silberreserve wurde um weitere 2 Mill. mex. $ verstärkt: 
sodass insgesamt 23 Mill. bei einem Gesamtkapital von 15 Mill. $ 
vorhanden sind. Ausserdem ist noch eine Sterlingreserve in 
Höhe von 1,5 Mill. £ vorhanden. 


Japan. | 


Die starke Entwicklung des japanischen Aussenhandels. In 
den letzten 25 Jahren hat sich der japanische Aussenhandel u:n 
mehr als 2000 % vermehrt. Japans jetziger Handel mit 
China ist schon ebenso gross wie der englische China- 
Handel einschliesslich Hongkong; da aber in Englands 
Hongkong-Handel auch noch japanischer Handel enthalten 
ist, ist er wahrscheinlich erheblich grösser als Englands 
Handel mit China. Die Japaner wünschen insbesondere, den 
früher deutschen Handel mit Hinter- und Holländisch-Indien in 
der Form an sich zu reissen, dass sie deutsche Waren auf 
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japanischen Schiffen als Rückfracht dorthin führen. Sie wünschen 
auch ganz besonders neben englischen und amerikanischen 
deutsche Maschinen zu kaufen. Besonders suchen sie 
Maschinen für die Baumwollspinnerei und -weberei, die sie 
früher von England erhielten, das aber nicht mehr liefern will. 
Die Amerikaner haben versucht, sich diesen Markt zu sichern, 
doch standen ihnen die Preise entgegen. Nun glauben die 
Japaner in Deutschland das Gesuchte finden zu können. — Der 
japanische Handel mit Indien betrug 1917/18 über 30 Millionen 
Yen, das bedeutet eine Zunahme um 103% für die Einfuhr und 
400 %: für die Ausfuhr gegen 1914. 
fuhr nach Indien 223 Millionen Yen, das ist % des gesamten 
indischen Handels. 
eine grosse Rolle in der Vermittlung des indischen Handels nach 
anderen Ländern als Japan. —. In Südamerika zeigt der 
japanische Handel überali eine starke Zunahme auf Kosten 
Deutschlands. Japans Ausfuhr dorthin betrug in den Monaten 
von Januar bis Juni 1919 11! Millionen Yen gegen 1918 
8,7 Millionen und 1917 2,6 Millionen Yen. Allgemein ist die An- 
sicht in Südamerika, die japanischen Waren seien viel billiger 
als englische und amerikanische, doch sei die japanische Fracht 
viel zu hoch. Der beste Kunde Japans in Südamerika ist 
Argentinien. Wenn die Frachtverhältnisse für Europa und 
Amerika wieder günstiger liegen, wird der japanische Handel mit 
Südamerika wieder stark abnehmen. Die Japaner haben in 
Buenos Aires viele Filialen, Banken und Handelskammern er- 
richtet, gedenken also anscheinend dauernd im Lande zu bleiben. 

Wie Japan seine Ausfuhr während des Krieges verdreifacht 
und gleichzeitig die Einfuhr verdoppelt hat, ergibt sich aus einer 
Uebersicht, die am 11. 2. 20 in der Daily Mail veröffentlicht 
worden ist: 


Ausfuhr Einfuhr 
£ £ 
1913 84 056 000 97 957 000 
1914 78 603 000 79 135 000 
1915 94 164 000 70 756 000 
1916 149 891 C00 100 548 000 
1917 213 199 (00 137 655 000 
1918 260 946 000 - 221 844 000 


Wir fügen die Ziffern für 1919 nach dem Lond. & China 
Telegraph vom 26. 1. 20 hinzu: Ausfuhr Yen 2 099 351 000 und 
Finfuhr Yen 2 173068000. Wenn wir nach dem alten Kurs (1 £ 
gleich 10 Yen) umrechnen, so wäre der obigen Tabelle die Notiz 
zuzufügen: 

1919 209 935 600 217 307 000 


Es macht sich also bereits in der Ausfuhr ein Rückschlag 
bemerkbar, auch im Import, aber hier im geringeren Masse. 


Kampfer. Gercinigter japanischer Kampfer ist nach Oil& 
Cclour Trades Journal vom 31. 1. 20 noch immer nur zu 
Teuerungspreisen zu haben und kostet bei sofortiger Lieferung 
in grossen Tafeln 20/6. Nach amtlichen Berichten betrug die 
japanische Ausfuhr im Oktober 1919 insgesamt 205577 Kin 
(1 Kin = 600 g) im Werte von Yen 1033204. In den ersten 
9 Monaten des vorigen Jahres wurden ausgeführt: Nach 
Britisch-Indien 44577 Kin, nach Grossbritannien 106715 Kin, 
nach Frankreich 145 742 Kin, nach den Ver. Staaten 367 854 Kin, 
nach Australien 2026 Kin, nach anderen Ländern 63 938 Kin, ins- 
gesamt 730 852 Kin im Werte von Yen 6 103 888. 


Sojabohnenkuchen- und Oelausfuhr von Dairen. Der hol- 
ländische Vizekonsul zu Dairen meldet, dass die Sojabohnen- 
kuchenausfuhr jenes Hafens sich 1919 auf folgende Mengen be- 
lief: nach Japan 952 416 t, nach Korea 82 t, nach China, Europa 
und anderen Ländern 93 850 t, insgesamt 1 046 348 t. Sojabohnen- 
öl wurde in folgenden Mengen ausgeführt: nach Japan 5062 t, 
nach Korca 4 t, nach China, Europa und anderen Ländern 
204 211 t, insgesannt 209 277 t. 

Unternehmungslust in der Südmandschurel. Aus einem Be- 
richt des stellvertretenden britischen Konsuls in Dairen geht 
hervor, dass im Laufe der letzten Monate eine beträchtliche 


1918/19 betrug Japans Aus- 


Japanische Firmen in Indien spielen heute . 


Anzahl neuer Geschäfts- und Industrieunternehmungen in der 
Südmandschurei gegründet worden sind Als wichtigen Antrieb 
für die Unternehmungslust bezeichnet der Bericht, das zuneh- 
mende Interesse, das in japanischen Kreisen der Zukunft der 
Mandschurei und der Mongolei entgegengebracht wird. Nach 
Ansicht des Konsuls steht die Mandschurei vor einer gross- 
zügigen industriellen Entwicklung, bei der die südmandschu- 
rische Bahngesellschaft als Organisator und Förderer eine grosse 
Rolle spielt. Vom Januar bis September 1919 sind im japanischen 
Pachtgebiete Kuantung allein 75 neue Gesellschaften mit einem 
Se anie) von 80 Mill. Yen ins Handelsregister eingetragen 
worden. 


Siam. 


Siams Aussenhande. Nach einem britischen Konsulats- 
bericht aus Bangkok, den London and China Express 
vom 5. 2. 20 wiedergibt, betrug der Gesamthandel Bangkoks iu 


‚ dem am 31. 3. 19 endendem siamesischen Jahr £ 20 394 103; da- 


von entfallen auf die Einfuhr £ 7930147 und auf die Ausfuhr 
12 463956. Der britische Anteil am Gesamthandel betrug 68,6 % 
gegen 844 % im Berichtsjahr 1918. Bei diesem unverhältnis- 
mässig hohen Anteil Englands ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
nicht alle von Hongkong oder Singapore nach Bangkok ver- 
schifften Waren britischen Ursprungs sind. Die Ausfuhr von 
Bangkok nach Niederl.-Indien betrug im Berichtsjahr 1917/18 nur 
£ 273935; im folgenden Jahre stieg ihr Wert auf £ 1877508. 
Nach Japan wurden 1918/19 Ausfuhrgüter im Werte von 
£ 1054185 gegen £ 42 050 im vorigen Jahre verschifft. Das An- 
schwellen des Ausfuhr ist hauptsächlich auf Rechnung von Reis 
zu Setzen. 


Philippinen. 


Eine neue Getreideart auf den Philippinen. In der Provinz 
Kamarines in den mittleren Philippinen ist eine Hirseart auf- 
gefunden worden, die dort nach einem amerikanischen Handels- 
bericht massenhaft vorkommt und als Reisersatz geeignet ist. 
Die Frucht hat einen angenehmen Geschmack und ist leicht zu 
enthülsen. Das amerikanische Ackerbauamt hat Proben zur 
Untersuchung kommen lassen. Man ist der Ansicht, dass das 
Ernährungsproblem der Insel gelöst ist, da die Pflanze überall 
wild vorkommt und Saatgut in den Abaka-Feldern in jeder 
wünschenswerten Menge gesammelt werden kann. 


Indochina, 


Drahtlose Telegraphie von Frankreich nach Indochina. Nach 
Meldung des London & China Telegrapn vom 9. 2. 20 
ist eine direkte drahtlose Verbindung zwischen dem Eifel- 
turm und den Stationen Bach-mi in Indochina und Yün- 
nanfu in Südchina eingerichtet worden. Bisher konnten nur 
geringe Verständigungen erreicht werden, aber man hofft, dass 
nach der Fertigstellung der Station in Saigon auch der 
Handelsverkehr an der drahtlosen Telegraphie nach dem. fernen 
Osten teilnehmen kann. Der Bau der Station in Saigon 
schreitet fort. 


Niederländisch-Indien. 


Aussichten der Maschinenindustrie..e. Eastern Engi- 
neering vom 22. 1. 20 weist auf die gewaltigen Zukunits- 
möglichkeiten für den Absatz von Eisen, Stahl und Maschinen 
in Niederl.-Indien hin. Das Land besitzt mehr als 200 Zucker- 
bezirke, wo Tausende Meilen von Feldbahnen gebraucht werden; 
die holländische Regierung plant den Ausbau des Eisenbahn- 
netzes und erwägt den Bau von 10000 Meilen. In den nächsten 
4 Jahren werden allein 45 000 t Eisenrohre für eine Regierungs- 
anlage gebraucht werden, abgesehen von den Bedürfnissen 
privater Oelgesellschaften für Rohrleitungen. Auch ist mit einer 
grosszügigen Erschliessung der Bergschätze zu rechnen, sodass 
sich der Einfuhr von Bergbaumaschinen ebenfalls grosse Mög- 
lichkeiten eröffnen. Von amtlicher Seite werden die amerika- 
nischen Fabrikanten auf die Aussichten in Niederl.-Indien auf- 
merksam gemacht. 
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Infolge der Berliner Ereignisse, die auch die Herausgabe der vorliegenden Nummer verzögert haben, fällt Nr.5 aus; die nächste 
Nummer erscheint am 75. April als Doppelnummer 5/0. 


Zur Auflösung .des japanischen Reichstags. 
Von R. Kunze, Tokio, 


Wie Telegramme gemeldet haben, ist am 29. Februar in 

Tokio der japanische Reichstag aufgelöst worden. Das wäre 
an sich nichts weiter Bemerkenswertes; denn nur wenige 
Reichstage in Japan sind bisher. eines natürlichen Todes .ge- 
storben. Bemerkenswert aber ist an dieser Auflösung im 
Gegensatz zu den meisten früheren, namentlich den zahl- 
reichen Auflösungen der Sturmjahre 1912—14, dass sie er- 
folgte, obwohl vorher das Haus so gut wie einstimmig die 
Haushaltsvorlage angenommen hatte. Und dieser 
Haushalt war auch seinerseits bemerkenswert genug, denn 
er übertrifft an Höhe seine sämtlichen Vorgänger und sicht 
an Ausgaben für das Heer und die Kriegsflotte allein eine 
volle Milliarde Jen vor, das ist doppelt soviel wie im Jahre 
1916/17. Dafür sollen u. a. an Kriegsschiffen gebaut werden: 
8 Linienschiffe, 8 Linienschiffskreuzer, 12 kleine Kreuzer und 
32 Torpedobootszerstörer. Mit der fast unveränderten An- 
nahme einer Haushaltsvorlage, die solche Posten enthält, be- 
kundet das japanische Volk trotz aller unverkennbaren Zer- 
klüftung im Innern den festen Willen, dem Ausland ge 
schlossen gegenüberzustehen, im Bewusstsein des gewaltigen 
Ernstes der Zeit, in der Grossbritannien einen beträchtlichen 
Teil seiner Kriegsilotte als Stilles-Meer-Geschwader in Singa- 
pore konzentriert und die Vereinigten Staaten sich an- 
schicken, in kurzer Zeit die grösste Kriegsilotte der Welt in 
ihrer Hand zu haben. 

Kaum aber war das Haushaltsgesetz von beiden Häusern 
angenommen worden, da war es mit der Einigkeit der Par- 
tcien vorbei,unddie Oppositionsparteien begannensofortmit 
heftigen Angriffen gegen die Regierung. Es war diesmal für 
die Opposition und ihren Führer VicomteKatoh nichtschwer 
gewesen, reichhaltigen Stoff zu Angriffen auf die Regierung 
zusammenzubringen. Denn trotz seiner ungemein günstigen 
Stellung im Weltkrieg leidetJapan an genau denselben Nöten 
wie die europäischen Staaten. Auch in Japan herrscht all- 
gemeine Teuerung, nicht anders als bei uns in Deutschland. 
Die Lebenshaltung ist gegen die Zeit vor dem Krieg 
um 200 bis 300 v. H! teurer geworden. Die Löhne und Ge- 
hälter sind zwar erheblich erhöht, worden, erstere um 


8 v. H., letztere um etwa 50 v. H., aber doch lange nicht im 
ausreichenden Verhältnis zu den Preisen der Lebensmittel, 
den Fahrpreisen der Strassen- und Eisenbahnen und den 
Mieten. Man muss der Regierung nachsagen, dass sie sich 
redliche Mühe gegeben hat, all den schweren Problemen bei- 
zukommen. Sie hat der Stadt Tokio und anderen Gross- 
städten Anleihen gegeben, mit denen diese billige Miets- 
häuser in den Vororten errichten. Auch Privatunternehmer 
bauen überall billige Wohnungen, um der empfindlichen 
Wohnungsnot abzuhelien.. Das schwierigste von allen 
Problenien aber, woraus der Regierung als der Partei des 
landwirtschaftlichenGrosskapitals hauptsächlichStricke ge- 
dreht werden, ist die leidige Reisnot. Um dieser abzu- 
helfen, hat die Regierung ‘den Einfuhrpreis auf Reis auf- 
gehoben, die Bahnfrachten für Reis erheblich ermässigt, 
möglichst alle Schiebungen in Reis durch strenge Bestrafung 
zu unterdrücken gesucht, die Städte veranlasst, Reis unter 
dem Selbstkostenpreis abzugeben und, wie sie nur konnte, 
ausländischen Reis aus Korea,. China, Hinterindien, den 
Philippinen und Holländisch-Indien aufzukaufen gesucht. 
Private sind ihr zu Hilfe gekommen und haben Volksküchen 
eingerichtet. Trotz allen diesen Massnahmen steigen und 
steigen die Preise immer weiter, undderReis, das wichtigste 
Nahrungsmittel, wird allmählich fast unerschwinglich teuer. 
Die Opposition geht aber davon aus, dass die Teuerung 
ihren Hauptgrund in der Entwertung der japa- 
nischen Währung infolge des massenhaften Ein- 
strömens ausländischen Metallzeldes habe, das eine Folge 
der im Krieg unverhältnismässig gesteigerten Ausfuhr ist, 
und dass die Regierung, getreu ihrem liberalen Grundsatz, 
dass die Finanzen sich selbsttätig durch Angebot und Nach- 
frage regeln müssten, versäumt habe, rechtzeitig in das 
Finanz- und Wirtschaftswesen einzugreifen. In der Tat 
haben sich die finanziellen Verhältnisse in Japan während 
des Krieges gewaltig verschoben. Die Umlaufsmittel sind 
in den letzten fünf Jahren um etwa 300 v. H. vermehrt 
worden. Vor dem Krieg betrug der japanische Vorrat an 
Edelmetall etwa 353 Jen, Ende 1919 gegen 1871 Milıionen, 
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wovon 1053 Millionen der Regierung und 818 Millionen der 
Reichsbank: gehörten. Andererseits sind die Noten der 
Reichsbank ‘und -der anderen Grossbanken übermässig an- 
geschwollen. Die Reichsbank hatte Ende 1919 für über eine 
Milliarde Jen Noten im Umlauf, die Bank von Korea 
120 Millionen, die Bank von Formosa 43 Millionen, für Japan 
ganz aussergewöhnliche Zustände. oz 

Natürlich hat die Opposition auch nicht versäumt, für 
die Beschwerden der Arbeiter die Regierung verantwortlich 
zu macher. In diesem Punkt istdie Kensseikai gewiss 
nicht ehrlich. Denn im Gegensatz zur Regierungspartei 
Sseijuhkai, .die das in der.Landwirtschaft angelegte 
Kapital vertritt, findet das in der Industrie angelegte und das 
bewegliche Kapital seine Vertretung in erster Linie bei der 
Kensseikai; aber nicht das landwirtschaftliche Kapital, 
vor allen Dingen das bewegliche und industrielle Gross- 
kapital ist in Japan der Hauptfeind des Arbeiters. Die 
Arbeiter haben sich bisher auch noch nicht von der 
Lockpfeife der Kensseikai einfangen lassen. Sie haben 
ein tiefes Misstrauen wie gegen die Regierung so gegen 
beide grosse kapitalistische Parteien. Durch die Vorgänge 
im Ausland und besonders die Washingtoner  Arbeiter- 
konferenz angeregt, hauptsächlich aber durch wirkliche Not 
getrieben, haben sie, ganz ähnlich wie bei uns, wenn auch 
in sehr viel bescheidenerem Masse, durch einen Streik und 
Lohnkampf nach dem anderen eine fortschreitende Erhöhung 
ihrer Löhne durchgesetzt. Rechtlos, wie sie sind, von der 
Polizei auf sogenannte gefährliche Gedanken hin sorgfältig 
überwacht und an der Bildung von Gewerkschaften und 
einer politischen Arbeiterpartei verhindert, steht die 
sozialeBewegung, zumal die Arbeiterschaft zu mehr 
als der Hälfte aus Mädchen und Frauen besteht, in Japan 
noch in ihren ersten Anfängen. Immerhin ist der Stein jetzt 
ins Rollen gekommen, in letzter Zeit sind zwei grössere 
Arbeiter-Vereinigungen gebildet worden, ein Bund zur Ver- 
besserung der Gehälter und ein Japanischer Arbeiter-Bund, 
die beide Koalitionsfreiheit zur Bildung von Gewerkschaften 
fordern und die Gründung einer politischen Arbeiterpartei 
anstreben. Regellos und ohne scharf umrissene politische 
oder wirtschaftliche Programme, kann man diese Anfänge 
eher eine anarchistische oder bolschewistische als eine 
sozialdemokratische Bewegung nennen. Ihre Führer, dar- 
unter der bekannte Katajama, stehen wohl auch mit 
russischen Bolschewisten in Beziehungen, zu denen auch an- 
scheinend durch die Truppen in Sibirien Fühlfäden hinüber- 
leiten. Sicherlich hat die jetzige Regierungspartei Ssei- 
juhkai in den zwanzig Jahren ihres grossen politischen 
Einflusses eine schwere Schuld auf sich geladen, indem sie 
immer und immer wieder die bescheidenen Versuche der 
Militärpartei, eine Arbeiterschutzgesetzgebung nach deut- 
schem Vorbild durchzuführen, zunichte gemacht hat. Aber 
sie hat noch Zeit, das Versäumte rechtzeitig nachzuholen, da 
die Arbeiterbewegung, wie gesagt, noch in ihren ersten An- 
fängen steht. 

Weit schlimmer hat, wie bei uns, so auch in Japan der 
Mittelstand unter der Not der Zeit zu leiden. und 
Zeitungen, die sich in letzter Zeit ernstlich mit diesen Fragen 
beschäftigt haben, wie zum Beispiel das Handelsblatt 
„Ischuhgai Schohgjoh“ und die der Militärpartei 
nahestehende „Jamato Schimbun“, kommen zu dem 
Schluss, dass die Existenz des Mittelstandes ernstlich bedroht 
sei und dass eine gefährliche soziale Frage weit weniger von 
den Fabrikarbeitern als von den bezahlten Geistesarbeitern, 
also dem Kern des Volkes, her drohen. Politisch am rührig- 


sten sind die Volksschullehrer, denen es wohl auch unte. 
allen ' mit am traurigsten geht, und die schon seit Jahren von 
unklaren bolschewistischen Bestrebungen nicht freigeblieben 
sind. Sie halten Volksversammlungen über Volksversamm- 
lungen ab, haben in der Tat verschiedene Gehaltserhöhungen. 
durchgesetzt, reichen aber auch so bei weitem noch nicht 
mit ihren Gehältern aus. Die weitgehende Unzufriedenheit 
dieser, von jeher in Japan zu schlecht besoldeten Beamten- 
klasse, der doch der wichtigste Teil des Jugendunterrichts, 
namentlich die Pflege des Nationalgefühls und der Ehrfurcht 
vor den staatlichen Einrichtungen, anvertraut ist, bildet, 
wenn ihr nicht gründlich und ehrlich abgeholten wird, eine 
schwere Gefahr für die kommende Entwicklung des Landes. 
Die Regierung hat verschiedentlich die Gehälter der Beamten 
wie die Löhne der Arbeiter in den Staatsbetrieben, zumTeil 
durch ganz erhebliche Teuerungszulagen, erhöht, hat aber 
anscheinend damit den Forderungen der schweren Zeit nicht 
gerecht werden künnen. 

Durchaus zufrieden mit der Regierung sind dagegen die 
bäuerliche Bevölkerung und der Grossgrundbesitz, deren 
Interessen ja auch in erster Linie in der Regierungspartei 
vertreten sind und die an dem teuren Reis und den noch nie 
dagewesenen hohen Preisen für Seide und Baumwolle un- 
geahnt hohe Gewinne haben erzielen können. 

Alle aufgeführten Uebel und Notstände boten, wie gesagt, 
der Opposition eine willkommene Fülle von Stoff zu An- 
grilfen gegen die Regierung. Dazu kamen noch verschiedene 
Fragen der auswärtigen Politik, besonders Japans Stellung 
in Sibirien gegenüber China, und vor allem eine neue Frage, 
welche die Regierung selbst in ihreın eigenen Parte:- 
interesse aufgenommen hatte, nämlich die Frage des all- 
gemeinen Wahlrechts. Die Einführung des allge- 
meinen Wahlrechts bildet schon seit Jahren eine Programm- 
forderung der Sseijuhkai, mit der sie früher gegen 
den Einfluss der Militärpartei nie hatte durchdringen können. 
Bekanntlich ist das japanische Wahlgesetz dem ehemaligen 
preussischen nachgebildet und knüpft das aktive Wahlrecht 
an die Bedingung einer Mindeststeuerzahlung. Diesen 
Mindeststeuersatz nun ermässigte die heutige Sseijuhkai- 
Regierung durch Gesetz vom März 1919 von 10 Jen auf 
3 Jen. Aber damit war auch noch nicht viel gewonnen, denn 
auch nach diesem Gesetz hatten unter einer Bevölkerung von 
rund 60 Millionen, von denen etwa 13 Millionen Männer im 
wahlfähigen Alter stehen, nur etwa erst 3,5 Millionen das 
aktive Wahlrecht, und namentlich die Arbeiter, von denen 
die wenigsten Steuern zahlen, blieben in ihrer grossen Mehr- 
zahl vom Wahlrecht ausgeschlossen. Die Regierung hat sich 
jetzt bereit erklärt, ein neues Wahlgesetz zu. erlassen, um 
jedem Staatsbürger im bestimmten Alter das allgemeine 
Wahlrecht zu gewähren. Sie will aber massvoll vorgehen 
und das allgemeine Wahlrecht nur erst in den Wahlen für 
die Kreis- und Provinziallandtage zur Anwendung kommen 
lassen und erst allmählich auf die Reichstagswahlen aus- 
dehnen. Natürlich bemächtigte sich die Opposition dieses 
dankbaren Agitationsstofies, den sich auch die Arbeiter- 
bewegunz zu eigen gemacht hat, und bei den Aneriffen 
im Abgeordnetenhaus spielte die Frage des allgemeinen 
Wahlrechts schliesslich die Hauptrolle. 

Es lässt sich aus de:n taktischen Vorgehen der Regie- 
rung unschwer erkennen, dass sie von Anfang an darauf 
ausging, die Dinge zur Auflösung’ des Abgeordnetenhauses 
und zu Neuwahlen zu treiben, in denen sie darauf rechnen 
kann, recht günstig abzuschneiden. Man muss sich erinnern, 
dass die Parteiorganisation der Sseijuhkai der aller 


ihrer Gegner weit überlegen ist, dass ihre Führer jetzt die 
Regierung bilden und dass bisher noch jede japanische Re- 
gierung den Ausfall der Wahlen nach ihren Wünschen zu 
gestalten vermocht hat. Die Sseijuhkai hatte früher un- 
unterbrochen die absolute Mehrheit im Abgeordnetenhaus, 
erst zu Anfang des Krieges im Frühjahr 1915 unter dem 
Kensseikai-Kabinett Ohkuma-Katoh wurde ihre Mehrheit für 
kurze Zeit zertrümmert und in den letzten Wahlen von 1917 
hat das Kabinett Terautschi datür vesorrt, dass zwar 
dieSseijuhkai in der Mehrheit blieb, die Stärke der ver- 
schiedenen Parteien aber doch einigermassen gleichmässig 
verteilt wurde. Dieser Zustand genügtnunderSseijuh- 
kai heute nicht mehr, wo sie alle Macht in ihrer Hand ver- 
einigt, und sie glaubt in der Frage des allgemeinen Wahl- 
rechts eine’ geeignete Wahlparole gefunden zu haben, mit der 
sie ihre altgewohnte absolute Mehrheit zurückgewinnen 


Demgemäss hat die Regierung in der letzten Reichstags- 
session zunächst den Haushalt und alle wichtigen Gesetze 
durchberaten lassen und erst, als alle wirkliche gesetz- 
geberische Arbeit erledigt war, gab sie den Gegnern freie 
Hand für ihre Angriffe und für die Aufrollung der 
Frage des allge neinen Wahlrechts. Ueber die Vorgänge 
tegen bisher nur Telegramme vor, und zwar ausschliesslich 
angelsächsische, die stets, wo es sich um den Liebling der 
Engländer, Vicomte Katoh, handelt, mit grosser Vorsicht 
aufzunehmen sind. Nach diesen Telegrammen soll es 
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bei den Beratungen im Abgeordnetenhaus zu sehr . 
lebhaften Zänkereien und Handgemenee gekommen 
sein, was bei der japanischen Vorliebe für theatralische 
Eftekte nicht viel bedeutet und in der Regel der einzige \Veg 
ist, auf dem die Opposition gegenüber der brutalen Ueber- 
stimmung und Wortabschueidung durch die Sseijuhkai, 
ihrem Willen Ausdruck zu geben vermag. Wenn die eng- 
lischen Telegramme ferner von blutigen Ausschreitungen, 
Angrifien auf die Redaktionen der Regierungsblätter und 
Kundgebungen der Volksmenge vor dem Reichstagsgebäude 
berichten, so darf diese Meldung der ganzen Sachlage nach 
und angesichts der Ableugnung durch die diplomatischen 
Vertreter in Ausland billigerweise als übertrieben ange- 
nommen werden. Zu verkennen ist freilich nicht, dass 
durch die Aufrollung der sozialen Frage das ganze 
öffentliche Leben Japans einen roheren und gewalt- 
sameren Charakter angenonmen hat. Das Ende vom 
Liede war, dass der Ministerpräsident Hara plötzlich 
die Verhandlungen abbrach, indem er erklärte, er 
müsse eine so wichtige Frage, wie die des allremeinen 
Wahlrechts, unmittelbar dem Volk zur Entscheidung vor- 
legen; das Haus sei durch Verordnung des Kaisers aufgelöst. 
Die Neuwahlen werden etwa im Mai, natürlich noch 
nach dem alten Wahlgesetz, statifinden und werden, wie 
gesagt, falls nicht unvorhergesehene Umstände eintreten, ver- 
mutlich der Sseijuhkai ihre alte Mehrheit verstärkt 
zurückgeben. 


China und der deutsche Wiederaufbau. 


Von Eduard Laffon. 


„Das Ideal ist nicht entfernt von der 
Wirklichkeit des menschlichen Lebens.“ 
Konfuzius. ' 

Das Interesse für die Kulturen des Ostens hat in den 

letzten Jahren bei uns weite Kreise ergriffen. Ostasien, China 

und Japan, vor allem den unpolitischen Dingen jener Länder 

hat sich der Blick zugewandt. Nichts ist geeigneter den 

kulturellen Um- und Wiederaufbau der zertrümmerten euro, 

päischen Welt in edilerem Sinne anzuregen, als diesen instink- 

tiven Blick bewusst auf das in sich Ruhende jener uns räum- 

lich und geistig fernliegenden Kulturen zu richten, damit das 

Auge sich klarer aus der Betrachtung jener Verhältnisse in 
unsere gegenwärtigen Wirrnisse zurückfinde. 


Die Wiedergutmachungen, die uns der Friedensvertrag 
auferlegt, sind, soweit sie Europa betreffen, schwer-materieller 
Art. Mögen diese plumpen Lasten uns gebühren oder nicht, 
sie bleiben sozusagen körperlich abzutragende. Letzten 
Endes sind Wiedergutmachungen etwas Geistiges, die Ge- 
walt nur äusserlich und scheinbar erzwingt. Ungezwungen 
zu erfüllende Forderungen dagegen sind es, die die Wage 
aller Lebendigen ins ruhige Gleichgewicht zu bringen ver- 
mögen. Unter diesen geistigen Wiedergutmachungen schul- 
den wir viele den Völkern des fernen Ostens, deren Erfüllung 
uns in Zukunft vornehme Pflicht sein muss. Alle Missver- 
ständnisse über östliche Zustände wurzeln im Grunde unserer 
wissenschaftlichen, bewusst wirklichkeitsfremden euro- 
päischen Kultur. Und zu den sachlichen Missverständnissen 
treten die menschlichen. Wir müssen endlich ein Gewissen 
dafür bekommen, dass es nicht angeht, alle fremdländisch- 
menschlichen Dinge an unserem eigenen früheren, für andere 
vielleicht recht unzulänglichen Massstab zu messen, selbst 


auf die Gefahr hin, dass wir einmal hinreichend auf die Rela- 
tivität aller Weltendinge aufmerksam werden. Eine Zu- 
sammenstellung der deutschen Veröffentlichungen über ost- 
asiatisches Kulturleben würde die Lücken zeigen, welche die 
oft gepriesene deutsche Gründlichkeit hier klaffen liess, zum 
Nachteil aller, die schon vor dem Krieg in Unkenntnis chinesi- 
schen und japanischen Wesens das Deutsche dort geachtet 
wissen wollten. Vielleicht ist es die Kunst jener Länder, die 
uns den Geist ihrer übrigen Kultur am eindringlichsten nahe 
zu bringen vermag. Jedoch hier steht der Unterrichtete, von 
einigen übersetzten Quellenwerken und Spezialschriften abge- 
sehen, vor ein paar mehr oder weniger zweifelhaften Büchern 
als dem ganzen armseligen Bestand unserer Arbeit in dieser 
Richtung und kein Wegweiser zeigt verständig weiter. Der 
ahnungslose Laie gar watet durch die seichten Sümpfe elender 
Aufgeblasenheit und flüchtet sich aus dem hier aufsteigenden 
intellcktualistischen Dunst in die albernen Luftspiegelungen 
der modernen pseudoöstlichen Belletristik. Eine einiger- 
massen sachliche Einführung, die vor allem die Dinge selbst 
reden liesse, wird er vergebens suchen. Hier tut Arbeit not 
und deutscher Geist. Ä 

Wir müssen aber, bevor wir zu Werke gehen, Gerichts- 
tag über uns selber halten und sollten einen Richter anhören, 
der jenseits allen europäischen Zwistes der letzten Jahre in 
menschlicher Reife uns einen Ausweg aus dem Krieg wies, 
der heute einen Ausweg aus den immer unhaltbarer werden- 
den Zuständen des morschen Europas bedeuten kann. Es ist 
bezeichnend für unsere gesamte westeuropäische Unzuläng- 
lichkeit allen Dingen Ostasiens und schliesslich uns selber 
gegenüber, dass es nur ein grosser Chinese vermag, uns zur 
Selbstbesinnung zu bringen und uns.zugleich am besten in 
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das Eigentümliche des chinesischen Geistes und Wesens ein- 
zuführen. Kein Buch vermag uns einen gleichen Dienst zu 
leisten, keines beschämt uns tiefer, holt umfassender aus und 
regt so gänzlich unsentimental zur Demut an. 

Ku-Hung-Ming sandte uns 1915 seine Schrift: „Der Geist 
des chinesischen Volkes und der Ausweg aus dem Krieg“ 
(verlegt bei Eugen Diederichs, Jena 1916), ein offener Brief 
gleichsam der Welt des fernen Ostens an die sich selbst zer- 
fleischenden Kulturvölker des Abendlandes. Ku hat lange in 
Europa gelebt und unsere Zivilisation und Kultur aus eigener 
Anschauung kennen gelernt und tief durchschaut. In seiner 
Heimat ist er Uer Kämpfer für die jahrtausendalte kon- 
fuzianische Kultur, deren Geist das revolutionäre China, ver- 
seucht durch europäischen Irrwahn, zu vernichten begonnen 
hat. 

Leider kann es nicht meine Aufgabe sein, die Gedanken- 
gänge Ku Hung-Mings ausführlich zu verfolgen. Vielmehr 
muss ich mich bescheiden, den Leser mit Gedanken Ku’s zu 
entlassen, die ihn zur Lektüre des Buches anregen sollen. Es 
handelt sich hier um Gedanken, die wir in uns lebendig 
werden lassen müssen, um einzusehen, an welchem Abgrund 
wir stehen, den kein politisches Programm, kein bolsche- 
wistischer Traumwahn zu überbrücken vermag, 

Ku-Hung-Ming sieht die Rettung einzig und allein in der 
Pflege jenes Menschheitstypus des alten, wahren Chinesen, in 


der Rückkehr zu Einfachheit, Weite und Tiefe. Er zeigt diesen 


Typus Mensch im wundervollen Gebäude des Koniuzianis- 
mus, der alten Staatsreligion Chinas, der Religion des guten 
Bürgers mit gutem Geschmack, dessen vornehmste Tugenden 
‚ die Pflicht der Treue und die Ehre sind. Und er zeigt uns 
die herrliche Verbundenheit des Menschen mit Staat und Re- 
ligion, deren Gesetze nicht aus Furcht vor Strafe befolgt 
werden, weil sowohl Staat als Religion tief in der Familie, im 
Menschlichen gegründet sind. Er zeigt die Lebensuntüchtigkeit 
unserer philosophischen und religiösen Moralgesetze für die 
Masse des Volkes und stellt ihnen den lebendigen Ehrenkodex 
des Konfuzianismus gegenüber. Das Gesetz für den Ehren- 
mann ist das Leben der Religion, ihre Seele die Liebe. Dieser 
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Staat bedarf zu seiner Erhaltung keiner Soldaten und Prieste 

Familie und Schule vertreten die Kirche. Uralte Gedanken, 
sind es, am Lebendigen geformt, die zeigen, wie himmelhoch 
und über das Christentum hinaus diese ganz im Menschlichen, 
Praktischen verwurzelten Begriffe gehen. Sie weisen auf das 
wahre Reich Gottes in uns. Und wie Ku-Hung-Ming uns im 
konfuzianischen Menschen den wahren chinesischen Mensch- 
heitstypus weist, so hofft er, dass man einst unter dem echten 
Europäer den Goethischen Menschen begreifen möge. In 
innermenschlichen Umkehr sieht er unsere Rettung; aus dieser 
folgt est aller gesunde äussere Wiederaufbau. Man staunt, 
wie tief Ku-Hung-Ming unsere Gesamtkultur und Goethe 


durchdrungen hat, aber liegt nicht im Staunen aller Weisheit -- 


Anfang? Auch im Staunen über den Typus der chinesischen 
Sprache, weil sie eine Sprache des Herzens ist. 

In weiteren Aufsätzen des Buches gibt Ku die inneren 
Ursachen, die zum Krieg führten, die er im Geist des angel- 
sächsichen Kommerzialismus erblickt und der Pöbelverehrung 
Grossbritanniens, was als Gegengewicht zur Erhaltung dei 
europäischen Ordnung den deutschen Militarismus in seiner 
letzten Form hervorrief. Aber die Verfassungen Europas 
waren es, die die Regierenden zur Machtlosigkeit verurteilten, 
so dass sie insgesamt nicht imstande waren, der ausge- 
brochenen Panik des Pöbels aller Länder Herr zu werden. 
Denn letzten Endes trieben nicht Regierende, Soldaten und 
Staatsmänner die Völker in diesen Krieg, sondern die ganzen 
zur Ohnmacht verdammten Staatsmaschinerien der europäi- 
schen Länder vermochten, dem Rollen der Räder keinen Ein- 
halt mehr zu tun. Und dass im Verlauf des Krieges kein 
Staatsmann die alleinige Macht besass und den Massen ohn- 
mächtig gegenüberstand, versperrte- immer wieder den Weg 
zum Frieden. Die Tatsachen aber, wie Europa dann: 
schliesslich aus dem Kriege kam, sind eine Folge von Er- 
eignissen, deren Leiden in ihrer Schrecklichkeit uns erst jetzt 
voll zum Bewusstsein kommen, nachdem es statt der Religion 
des Bürgers mit gutem (Geschmack die Religion der 
Pöbelverehrung, wie Ku-Hung-Ming sie nennt, ein- 
getauscht hat. 


Die chinesischen Arbeiter in Frankreich. 


Ein aus Frankreich zurückgekehrter Kriegsgetangener, 
der während seiner fünfjährigen Gefangenschaft auf allen 
seinen Fahrten Chinesen angetroffen hatte, teilt uns folgende 
Beobachtungen darüber mit: 

„Bei fast allen chinesischen Arbeitern fand ich, dass sie 
ein gewisses Freundschaftsempfinden gegenüber den deut- 
schen Kriegsgefangenen hegten. So gering auch die Mög- 
lichkeit der Unterhaltung war, so wurden doch bald einige 
Verständigungslaute, sogar Worte, gefunden. Ich möchte 
hier nur eins hervorheben: „gutala“, das stets als Ausdruck 
der Zufriedenheit und Zustimmung abgegeben wurde. An- 
scheinend haben die Chinesen dieses Wort von dem deut- 
schen Wort „gut‘“ mit einer angehängten Endsilbe gebildet; 
jedenfalls liess sich in vielen Fällen ein entsprechender Sinn 
feststellen. Die übrigen Worte entsprangen mehr oder 
minder dem Französischen, worin unsere Gefangenen wie 
die Chinesen bereits einiges gelernt hatten. Meine Kameraden 
und ich versuchten oft, bei den Chinesen Waren zu kaufen. 
Obschon ihnen der Verkauf aufs strengste unter Androhung 
von Strafe untersagt war, machten sie es doch auf jede Art 
und Weise möglich, mit uns zu diesem Zwecke in Be- 


rührung zu kommen. Dieser Tausch wurde meistens nicht 
als ein gutes Geschäft betrachtet, sondern er wurde stets 
ohne Preisauftschlag auf den Kantinenpreis getätigt. Zu- 
weilen wurden auch von besonders bedüritigen Kriegs- 
gefangenen Zigaretten von den Chinesen ohne Entgelt er- 
beten; sie verschenkten sie, selbst wenn sie Mangel daran 
hatten, bereitwilligs.e Auch warfen die an uns vorüber- 
marschierenden chinesischen Arbeitskolonnen gelegentlich 
Lebensmittel, wie Keks, Zwieback usw., in der sehr richtigen 
Erkenntnis zu uns herüber, dass die Gefangenen, denen es 
am nötigsten zum Lebensunterhalte oft fehlte, diese mit 
Freuden annehmen würden. Einmal erhielt meine Arbeits- 
kolonne sogar einen ganzen Sack Feldzwiebak, der zu 
diesem Zwecke zusammengespart war und an dessen Boden 
sich noch einige volle Fleischbüchsen vorfanden. Besonders 
in Notfällen waren die Chinesen sehr hilfsbereit. Eines 
Abends kehrte ein Gefangener ohne Posten allein vom 
Bauernkommando in das Lager zurück und verirrte sich in 
der Dunkelheit auf dem Wege. Da er in dem Aufbaugebiet 
niemand mehr vorfand und sich auch an keinem Weg- 
weiser orientieren konnte, beschloss er, in das nächstbeste 


Haus einzutreten, das ihm bewohnt erschien. Er kam dabei 
zufälligerweise in den Wohnsitz einer Chinesenabteilung. 
Die Leute holten ihn herein, gaben ihm zu essen und zu 
trinken, liessen ihn am Feuer ausruhen und begleiteten ihn 


dann ein gutes Stück bis auf den richtigen Weg, so dass er ' 


sch wieder zum Lager zurückfinden konnte. Wahre 
Freundschaftskundgebung fand statt bei unserem Abmarsche 
aus dem Aufräumungsgebiet. Meine Gefangenenkompagnie, 
die auf dem Wege zum Abfahrbahnhof an einem Chinesen- 
lager vorbeikam, wurde der Gegenstand einer freundschaft- 
lichen Begrüssung. Einige Chinesen, die uns gesehen hatten, 
machten einen derartigen Lärm, dass bald das ganze Lager 
zusammenlief. Man sagte uns unter Winken und Lachen im 
drolligsten Französisch Lebewöhl und versuchte zu erklären, 
dass es in Deutschland besser sein würde als in Frankreich. 

So gering auch an und für sich die direkten Berührungs- 
möglichkeiten waren, da wir und jene von französischen und 
englischen Posten bewacht wurden, so zeigen doch diese 
wenigen Bemerkungen zur Genüge, wie sehr uns diese 
chinesischen Kulis zugetan waren. Dagegen bestanden bei 
ihnen wenig warme Gefühle gegenüber den Alliierten. Das 
beweisen die mancherlei Zwischenfälle, die vorkamen und 
von denen ich einige anführen möchte. Zu Pfingsten 1916 
entspann sich aus einem geringfügigen Grunde eine wahre 
Schlacht zwischen Chinesen und Franzosen. Die Kulis hatten 
sich trotz aller Bewachung Waffen zu verschaflen gewusst 
und gingen zum offenen -Kampfe auf die Franzosen über, 
so dass diese von ihren Gewehren Gebrauch machen 
mussten. Erst französische Kavallerie, die telegraphisch 
herbeigerufen worden war, vermochte die Chinesen zurück- 
zuwerfen. Die Kulis liessen sieben Tote am Platze zurück, 
“ während die Zahl der toten und verwundeten Franzosen be- 
deutend höher gewesen sein soll. Wir konnten von unserem 
dicht beim Kampfplatz befindlichen Lager einen Teil des 
Kampfes beobachten. 

Einer zweiten Auseinandersetzung wohnte ich im Auf- 
räumungsgebiete bei. Unsere Gefangenenkompagnie hatte 
ihren Standort an den einer Chinesenkompagnie verlegt. 
Kaum waren wir eingetrofien, so rückten die Chinesen gegen 
unsere französischen Posten vor und begannen ein regel- 
rechtes Gewehrfeuer. Zu beiden Seiten eines leeren Kanal- 
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bettes hatten die kämpfenden Parteien Stellung genommen. 
Die beiden Offiziere, ein französischer und ein englischer, 
versuchten ihre Leute zurückzuhalten, aber die Chinesen 
schossen beim jedesmaligen Abrücken der Franzosen hinter- 
her. Nach langen Verhandlungen der Offiziere unter meiner 
Vermittlung als Dolmetscher wurde beschlossen, die fran- 
zösischen Soldaten zurückzuziehen und die Chinesen durch 
ihre Posten ins Lager zurücktreiben zu lassen, was auch 
nach einigen Bemühungen gelang. Noch am gleichen Abend 
vegaben sich unsere Gefangenen zum Lager der Chinesen, 
um dort Wasser zu holen. Sie wurden nicht nur nicht im 
geringsten belästigt, es wurden vielmehr sehr bald Tausch- 
handel und Geschäfte angeknüpft. - Anderen Tages musste 
die Chinesenkompagnie jedoch den Ort verlassen, um weitere 
Reibereien zu verhüten. 

Den englischen Posten war grösste Vorsicht beim Be- 
treten der Wohnräume der Chinesen angeraten. Wie mir 
einer von ihnen erzählte, durften sie stets nur bewaffnet zu 
zweien in diese Räume eintreten, um peinliche Zwischenfälle 
zu vermeiden. | 

Da die Chinesen in ihrer Freizeit nicht hinter den Draht- 
verhau gebannt wurden, sondern unter gewissen Bedingun- 
gen frei ausgehen konnten, so besuchten sie natürlich auch 
die Wirtshäuser und Läden. Dabei ist es nicht selten zu 
wenig erfreulichen Zwischenfällen gekommen, so dass die 
lokalen Zeitungen Artikel über Artikel schrieben, in denen 
sie um die sofortige Zurückziehung der chinesischen Arbeiter 
baten. 

Die Arbeit, die die Chinesen leisteten, war gering. Unter 
Bewachung wurden sie von und zur Arbeitsstelle geführt, 
und dort liessen sie sich durch kein Mittel antreiben. Hinter 
ihrem Rücken waren ohne ihr Wissen Arbeitsverlängerungs- 
verträge abgeschlossen worden, die sie nur missmutig 
machten. Aus den wenigen Worten der Verständigung ent- 
nahm ich oft, dass sie nach Hause wollten und mit ihrer 
Lage wenig zufrieden waren. 

Gegen uns waren sie jedenfalls voller Freundschaft und 
Zuneigung. Ich nehme an, dass dies nicht einzig darum ge- 
schah, weil wir beide in gleich übler Lage waren, sondern 
weil sie für unser Volk eine grössere Hochachtung als für 
unsere Feinde empfinden.“ 


Politische Rundschau. 


China. 


Studenten und Politik. Zeitungen, die letzthin aus China 
nach Deutschland gelangt, sind, enthalten spaltenlange Berichte 
aus allen Teilen des Landes üder eine umfangreiche politische 
Tätigkeit der Studentenschaft. Ueber alle innerpolitischen Gegen- 
sätze hinweg haben sich die Studenten zu einer gewaltigen 
Organisation zusammengetan, deren Mitgliedschaft auf 800 000 
angegeben wird. Fast alle modernen Schulen des Landes sind 
in der Organisation vertreten, und auf diese Weise ist jede An- 
stalt zu einer Hochburg politischer Bestrebungen geworden. 
Diese Bestrebungen werden nicht von dem Gedanken getrageı, 
einen Ausgleich in der innerpolitischen Lage herbeizuführen, 
sondern sie kristallieren sich in der gemeinsamen Abwelır 
gegen Uebergriffe auf dem Gebiet der auswärtigen Politik. Die 
Rolle,. die der chinesische Student im Umsturzjahr 1911 auf dem 
Giebiet der inneren Politik gespielt hat, indem er sich zum Haupt- 
träger der revolutionären Bewegung gegen die Mandschu- 
Dynastie machte, spielt er nun in der auswärtigen Politik mit 
Frfolg weiter, nur mit dem Unterschied, dass es ihm gelungen 
ist, fast alle Schichten der Bevölkerung für seine Bestrebungen 
zu erfasseı. Das zeigt sich deutlich beim Boykott japanischer 


Waren, der im Juni‘ vorigen Jahres wegen der Schantung- 
frage seinen Anfang nahm, dann etwas abflaute, um nach dern 
Futschouer Zwischenfall aufs neue emporzulodern Berichte 
aus allen Teilen des Landes zeigen, dass die Studenten überall 
nach einem einheitlichen Plan vorgehen. Fs sind besondere 
Ausschüsse eingerichtet, die eine genaue Kontrolle über die aiı- 
kommenden Waren führen; sind sie japanischen Ursprungs, 
dann werden sie beschlagnahmt oder vernichtet. Auch die 
Platzgeschäfte müssen sich eine Untersuchung gefallen lassen. 
Es geht dabei nicht oline Gewalttätigkeiten ab. Keine Gelegen- 
heit wird versäumt, um in Wort und Schrift auf die angeblich 
von Japan bedrohten „Hoheitsrechte“ hinzuweisen. Bei der 
Veranstaltung von politischen Demonstrationszügen, deren Teit- 
nehmer oft Zehntausende zählen, herrscht das studentische Fle- 
ment vor und hält die Volksseele in fortgesetzten Schwingungen. 
Die Regierung wird mit Eingaben und Entschliessungen, die 
Richtlinien betreffs einer gegerüber Japan einzuschlagenden 
Politik enthalten, überhäuft, und es wird mit allen Kräften 
darauf hingewirkt, dass japanfreundlichen Elemenien der chinesi- 
schen Beamtenschaft der Weg zum politischen Einfluss versperrt 
bleibt. 


42 . 


Innerhalb eines Jahres ist durch diese Tätigkeit der chine- 
sischen Studentenschaft die „Politisierung der Massen" weiter 
gediehen, als im letzten Jahrzetint. Es fragt sich allerdings, ob 
die von den Studenten angewandten Mittel die richtigen sind, 
um ihre Yolksgenossen aus dem Zustand politischer Gleich- 
gültigkeit zur politischen Aktivität zu erziehen und ob letzten 
Endes eines Tages nicht das Volk die Fenster zu bezahlen haben 
wird, die jetzt von den Studenten, mögen sie noch so. sehr 
ven patriotischen Gefühlen geleitet sein, eingeworien werden. 
Jeder Bogen, der allzu straff gespannt wird, springt. 


China und Sowjetrussiand.. Im Peking Leader vom 
28. 12. 19 bespricht der bekannte Journalist und Ratgeber der 
Pekinger Regierung Putnam Weale (Lennox Simpson) den 
Finfiluss, den das Vordringen des Bolschewismus nach Osten auf 
China haben könnte. Vom chinesischen Standpunkt sei die Lage 
sehr verwickelt. China habe keinen Streit mit Russland, einerlei, 
welche Partei dort am Ruder sei. Der Bolschewismus als 
Theorie könne einem nichtkapitalistischen Land wie China, das 
dasselbe Dorfsystem habe auf dem sich die Sowjets gründeten, 
nicht den Krieg erklären. Trotzdem es für die chinesische 
Regierung nicht schwer sei, in dem Vernichtunxskampf seines 
Nachbarlandes Neutralität zu bewahren, müsse es, da es auch 
internationale Verpflichtungen babe, sich für eine Partei ent- 
scheiden, und diese Partei seien die Allierten. In den 
chinesischen Grenzbezirken sei die Lage besonders verwickelt, 
wei! die Verträge und Abmachungen, die früher mit der Regie- 
rung des Zaren eingegangen worden seien, noch weiter- 
bestünden. Infolge der Exterritorialität habe China innerhalb 
seiner Landesgrenzen eine scıwierige „russische Frage“ zu 
lösen. Die diplomatische und konsularische Vertretung Russ- 
lands in China, die zwei Jahre Leninismus überdauert hat und 
der nominell die in China lebenden Russen unterstehen, hängi 
heute in der Luft. Da die Geldmittel zu ihrer Aufrechterhaltung 
aus dem chinesischen Fonds der Boxerentschädigung genommen 
werden, könnte die Sowjetregierung, je mehr ihr Einfluss in 
Ostasien zunimmt, darin eine ınneutrale Handiung, ja sogar 
einen casus belli und einen Anlass zu einem Schlag gegen 
Chinesisch-Turkestan sehen. Es sei daher eine wichtige Frage, 
wie sich in Zukunft die diplomatischen Beziehungen Chinas zu 
Russland xestalten würden. In Europa und Amerika hätten die 
diplomatischen Vertretungen Russlands schon lange aufgehört, 
eine Rolle innerhalb des diplomatischen Korps zu spielen, sie 
seien auszeschieden und begnügten sich mit der Aufrecht- 
erkaltung halbamtlicher Beziehungen. Putnam Weale ist der 
Arsicht, dass China schon nach dem Sturz Kerenskis Mittel und 
Wege hätte finden müssen, um durch den Doven des diplo- 
matischen Korps in Peking in Fühlung mit der russischen 
Regierung zu bleiben. Wie notwendig eine solche Einrichtung 
gewesen wäre, habe sich bei den letzten russischen Protesten 
betrefis der Aeusseren Mongolei gezeigt. Putman Weale 
empfiehlt die Uebernahme der Angehörigen des russischen 
Kunsulatsdienstes in zu errichtende Gemischte Gerichtshöfe als 
ersten Schritt zur Abschaffung der Exterritorialitätsrechte 
Russlands. Ferner schlägt er die Ausführung der Bestimmungen 
betreffs der Östchinesischen Bahn und die Schaffung eines 
Russisch-Chinesischen Rats mit dem Sitz in Peking, dem die 
russischen Beamten Nordchinas und der Nordmandschurei an- 
gehören sollen, vor. Er ermahnt China, bald mit Russland über 
diese Frage in Verhandlungen zu treten und weist daraufhin, 
dass die Geschichte der russisch-chinesischen Beziehungen 
während der letzten zweihundert Jahre beweise, dass Russland 
immer dann eingelenkt habe, wenn sich China stark zeigte. 


Aufblühen des Pressewesens. Ebenso wie die Revolution 
des Jahres 191] zu einem grossen Aufschwung des chinesischen 
Pressewesens geführt hat, ist seit etwa Jahresfrist als Nach- 
wirkung des Weltkrieges ein weiterer Fortschritt zu ver- 
zeichnen. Es handelt sich weniger um die Gründung neuer 
Taxeszeitungen als um Zeitschriftenunternehmen. In den neuen 
Zeitschriften finden die modernen Gedanken, die augenblicklich 
die Welt bewegen, ihren Niederschlag. Es wird viel über 
Bolschewismus und Sozialismus geschrieben. Karl Marx, 
Robert Owen, Saint Simon, Fourier und andere werden häufig 
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zitiert. Die Mehrzahl der Zeitschriften trat, wie dem Peking 
Leader zu entnehmen ist, nach dem Beginn der Studenten- 
bewegung in Erscheinung. Die neuen Zeitschriften zeichnen 
sich dadurch aus, dass sie nicht in der schweriälligen Schrift- 
sprache, sondern in leichter Umgangssprache geschrieben sind, 
damit auch die weniger gebildeten Klassen erreicht werden 
können. 


Die politische Zukunft Chinas. Die von Japanern heraus- 
gegebene „Schun-tien-schi-bao“ veröffentlichte vor 
kurzem einen Leitartikel, der sich mit der politischen Zukunft 
Chinas befasst. 

Der Leitartikel führt aus, dass China zwar in Gefahr sei, 
dass aber die Gefahr eine andere sei als diejenigen meinten, 
die in China auf Mittel sinnen, China zu retten. Gehe ein 
Reich unter, dann käme der Untergang nicht von aussen, son- 
dern sei durch innere Verrottung und Mangel an Selbständig- 
keit veranlasst. Habe ein Volk keinen Selbständigkeitssinn, 
dann könnte der geringste Anstoss von aussen es umstürzen, 
während im entgegenstehenden Falle der mächtigste äussere 
Feind ihm nichts anhaben könne, im (Gegenteil werde ein 
solcher Angriff zu seiner inneren Kräftigung beitragen. So ses 
die alte Ching-Dynastie durch sich selbst untergegangen. Rom 
sei durch Rom, die Mandschudynastie durch sich selbst ver- 
nichtet worden, ebenso wie das deutsche und das russische 
Kaiserreich durch sich selbst zugrunde gerichtet worden seien. 
Die Emverleibung Koreas in Japan sei nicht durch die Fürsten 
Ito und Katsura verursacht, sondern vom koreanischen Volke 
selbst. Falls China die Kraft zur Selbständigkeit habe, brauchte 
es hundert Länder wie Japan nicht zu fürchten. Nun fehlt es. 
aber China an der Kraft zur Selbständigkeit, es werde daher 
auch ohne Japan den Untergang nicht vermeiden können, es. 
werde dann entweder unter die Gewalt Amerikas oder Eng- 
lands geraten. Aus demselben Grunde würde Korea, wenn es. 
nicht mit Japan vereinigt worden wäre, von Russland einge- 
steckt worden sein und wenn nicht von diesem, warum den 
nicht von China? Daher müsse man in China sein Augenmerk 
nicht auf Japan richten, sondern auf den Geist in China selbst. 
Wenn man in China von Japanerfreunden und von Amerikaner- 
freunden rede, so beweise das den eigenen Mangel an Ver- 
trauen in der eigenen Selbständigkeite. Wenn es in China 
heisse, Japan wolle ein zweites Korea daraus machen, so be- 
weise das mangelhaftes Selbstvertrauen und Selbstgefühl. Ein 
selbstbewusstes Volk dürfe solche Aeusserungen gar nicht von 
sich geben. Das Geschick eines Individuums und eines Volkes. 
werde in der Hauptsache vom Selbstvertrauen geleitet, wer 
sich für schwach halte, werde in Wirklichkeit schwach, wer 
sich für stark halte, in Wirklichkeit stark sein, ebenso wie 
der, der sich vor der Cholera fürchtet, sie leicht bekomme. 
Wer die Ueberzeugung habe, dass die Kugeln ihn meiden wer- _ 
den, dem werde im dichtesten Kugelregen nichts passieren. 
Hätte Japan die Absicht, aus China ein zweites Korea zw 
machen, dann könne man nicht wissen, ob China sich nicht: 
das Schicksal eines zweiten Korea selbst zuziche, wenn die 
Chinesen infolge mangelnden Selbstvertrauens fortwährend da— 
von sprächen. Daher sei dieses fortwährende Gerede seitens. 
der Japanergegner als unheilverkündend sehr zu verdammen._ 

In Gefahr befinde sich nicht nur China, sondern die ganze 
Welt, von den kleineren Staaten und dem zerschmettertern 
Russland, Deutschland und der Türkei gar nicht zu reden. Aber 
auch keines der grossen Länder wie England, Frankreich, 
Japan, Amerika, Italien könne sich rühmen, Ruhe zu haben. Der- 
Krieg habe überall die Volkskraft erschöpft, demoralisierenck 
gewirkt, eine industrielle Revolution hervorgerufen, die Ideen. 
verwirrt. Wenn England und Amerika wie auf einen Felsen 
fest gegründet schienen, so sei das nur äusserlich. Der Gegen. 
satz zwischen Kapital und Arbeit und der Eingang boische_ 
wistischer Ideen machten einen sozialistischen Ausbruch jeder — 
zeit möglich. 

Die fortgesetzten Streiks ermöglichten eimen Schluss axuı 
die soziale Unruhe. In Amerika sei es nicht besser.  Wernm 
sich also heute die Grossmächte ihres Reichtums, und ihrer 
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Macht rühmten, dann tanzten sie doch gewissermassen auf ı die Japan aufgeweckt worden ist, und die ihm seinen wahren 


einer Vulkan. In Frankreich und Italien sei es ähnlich. Auch 
in dem China benachbarten Japan sei eine Verwirrung der 
Ideen und eine Gefährdung der Gesellschaftsorganisation un- 
verkennbar. Sei hiernach klar, dass alle Staaten, nicht nur 
China ihren Bestand gefährdet sähen, dann liessen sich aber die 
anderen Staaten dadurch nicht entmutigen, sondern strebten 
im Vertrauen auf die eigene Kraft danach, sich zu erhalten 
und für sie könne die Gefahr sich zur Quelle des Segens um- 
wandeln. Daran sollte China sich ein Beispiel nehmen, an- 
statt das Gespenst eines zweiten Korea an die Wand zu malen. 
Die Japanergegner beschuldigten Japan unvernünftigerweise 
militärischer Angriffspläne. In der Tat aber stehe die sozia- 
tstische Gefahr in Japan in nichts der Gefahr in China nach. 
Wie könne also Japan, das sich seiner Gefahr bewusst sei und 
alles aufbieten müsse, um seine inneren Verhältnisse zu kon- 
solidieren, noch Kraft übrig behalten, um ein anderes Land an- 
zugreifen? Hätte es die wahnsinnige Idee eines Angriffs auf 
das Festland, dann würde es vor Erlangung seines Zieles selbst 
zusammenbrechen. Das: wisse Japan ganz gut, und China 
brauche nach dieser Richtung keine Besorgnisse zu haben. An- 
statt sich solch törichte Gedanken zu machen, möchten die 
Chinesen lieber an der eigenen Entwicklung arbeiten und Selbst- 
vertrauen gewinnen, dann werde sich auch für China die augen- 
bäckliche Gefahr in Segen verwandeln. 


Japan. 


Amerikanische Missionare In Korea. Nach einer Meldung 
dr Asiatic News Agen-y, die der North China 
Herald vom 20. 12. 19 wiedergibt, haben die japa- 
nischen Behörden in Korea alle Schriftstücke veröffentlicht, die 
bei der Koreanischen Unabhängigkeits-Vereinigung in Seoul be- 
schlamahrnt worden sind. Aus den Schriftstücken geht hervor, 
dass einige Ausländer, hauptsächlich amerikanische Missionare, 
in die koreanischen Aufstände gegen Japan verwickelt sind. In- 
folgedesseu ist an die ausländischen Missionare eine ernste Ver- 
warnıng ergangen, sich in politische Angelegenheiten einzu- 
nischen. Widrigenfalls droht die japanische Regierung, alle 
Störenfriede ohne Gnade auszuweisen. Wie weitere Nach- 
richten melden, kommen hauptsächlich amerikanische Presby- 
terianer und Baptisten in Frage, die beschuldigt werden, bei 
den verschiedenen koreanischen Unruhen der letzten beiden 
Jahre die Hand im Spiele gehabt zu haben. 


Japan und die Ver. Staaten. Der Tokioer Vertreter der 
Chicago Tribune, der in den Ver. Staaten vielbeachtete 
Frazier Hunt, veröffentlicht in seinem Blatt vom 24. 1. 20 
einen Ende Dezember datierten Bericht über die Aussicht Japans 
im Falle eines amerikanisch-japanischen Krieges. Nach einem 
fünfwöchigen Studium der Lage fasst Hunt seine Ansicht dahin 
zusammen, dass kein Krieg zwischen Amerika und Japan aus- 
brechen werde, solange Amerika sein Pulver trocken halte. 
Sollte jedoch durch irgendeine höhere Gewalt ein Krieg mit den 
Ver. Staaten ausbrechen, so werde Japan völlig geschlagen. 
Viel fabriziertes Gerede über die Möglichkeit eines japanisch- 
amerikanischen Waffenganges ist, so schreibt Hunt, immer im 
Umlauf, und es gibt eine ganze Anzahl Leute, die den zukünftigen 
Krieg vor ihrem geistigen Auge erblicken. Die Ankunft eines 
mächtigen amerikanischen Geschwaders ımd die Versicherung, 
dass es hier dauernd stationiert werde, der Bau von Schiffs- 
werften und Docks, die nicht nur den Bedürfnissen des Ge- 
schwaders, sondern auch den Bedürfnissen der übrigen amerika- 
nischen Flotte gerecht werden, leitet den Propheten nur Wasser 
auf die Mühlen. Es kann kein Zweifel bestehen, dass die An- 
wesenheit des Geschwaders grosse Bestürzung hervorrufen und 
unter den Japanern viel Anlass zur Kritik über Amerika gegeben 
hat. Wie durch einen Blitzschlag ist Japans Traum einer un- 
umschränkten Flottenvorherrschaft im Stillen Ozean zer- 
schmettert und einem stolzen, ehrgeizigen Volk drastisch vor 
Augen geführt worden, dass der Stille Ozean weder sein 
„privater Teich“ ist, noch ein solcher werden wird. Das ist 
aber nur eine Episode in der allgemeinen Erschütterung, durch 
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Platz im Weltgeschehen und seine reale Stellung unter den 
Staaten anweist. Die 2,2 Millionen Soldaten, die Amerika nach 
Frankreich geworfen hatte, die weiteren 2,2 Millionen, die in den 
Ausbildungslagern waren, die Schiffsbauwunder, das Werfen der 
gesamten Nation in den Krieg, der weitgehende Einfluss unserer 
Ausfuhrverbote auf Japan waren die Ursache, dass Japan nach- 
denklich wurde und sich überlegte, mit einem „Schwergewichts- 
gegner“ wie Amerika anzubandeln. Es gibt nur eine Antwort: 
Japan hat in keiner Weise irgendeine Aussicht auf Erfolg, so- 
lange Amerika sich in guter Verfassung hält Japan hat nicht 
die Flotte, das CGield und die Hiifsquellen und — man kann nochi 
hinzufügen — die geistigen Vorbedingungen für einen Konflikt 
mit Amerika. Für Japan würde ein solcher Zusammenstoss 
Selbstmord bedeuten, das wissen auch die besten des Landes. 
Augenblicklich ‘bringen die japanischen Flottenparteiler ein 
Marinebudget von Gold $ 188000000 durch, was etwa 30 vom 
Hundert der gesamten Staatseinnahmen ausmacht. Das Schiffs- 
bauprogramm sieht für die nächsten sieben Jahre den Bau von 
4 Schlachtschiffen, 4 Linienschiffen, 20 leichten Kreuzern, 82 Zer- 
störern, 72 Unterseebooten und verschiedener Hilfsschiffe vor, 
insgesamt 200 neue Einheiten mit einem Kostenaufwand von 
Gold $ 387 000 000. Einigen Ausländern hier läuft es bei diesen 
Zahlen eiskalt über den Rücken, und doch hat der Staatssekretär 
der Marine, Daniels, dem Kongress dargelegt, dass er Gold 
$ 573131 244 zebrauche, um die Flotte der Ver. Staaten ein 
Jahr lang zu unterhalten. 


Vermischte Nachrichten. 


„Die Herrin der Welt.“ Die chinesischen Studenten in 
Deutschland senden uns folgende Entschliessung, die sie be- 
treifs des Films: „Die Herrin der Welt“ zefasst haben: „Die 
hier in Deutschland studierenden Chinesen haben auf der am 
6. März d. J. stattgefundenen Generalversammlung einstimmiz 
beschlossen, gegen den Film „Die Herrin der Welt“ aufs 
Schärfste zu protestieren. Sie betrachten besonders den I. und 
Il. Teil als ein hetzendes Werkzeug gegen das chinesische Voik, 
das die Herabsetzung der chinesischen Moral und Kultur aufs 
Tiefste in das Herz des deutschen Volkes festwurzeln wird. 
Daher ist dieser Film ein grosser Schädling für die beiden 
grossen Völker, die sich bisher immer in freundschaftlicher und 
anständiger Weise gegenseitig gesinnt waren. Sie verzichten 
darauf, auf die einzelnen Darstellungen einzugehen und über- 
lassen es dem deutschen Volk und der Mitwelt, die eine wirk- 
liche Ahnung von Chinas Kultur- und Volksleben haben, darüber 
zu kritisieren und zu urteilen. Da der Film vollständig von 
einem schlechten Grundsatz geleitet und mit schlechten Ge- 
danken ausgeführt ist, gibt es wohl kaum eine Möglichkeit, 
irgendetwas daran zu ändern und zu verbessern. Angesichts 
der Interessen Deutschlands halten die chinesischen Studenten 
es für ihre aus Dankbarkeit herrührende Pflicht, die amtliche 
Stelle in Deutschland zu veranlassen, auf ihrem Ausfuhrverbot 
zu verharren, damit keine Missverständnisse gegen die 
Deutschen in China vorkommen, und, wenn möglich, auch in 
Deutschland die weitere Vorführung dieses Films zu verbieten.‘ 


Sosnoannsarssenrn0ne san0.e Mitteilungen EURER EVER 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28 11. 

| Einrelseerlaubnis nach China. Der Verband für den Fernen 

Östen sieht sich veranlasst, dringend darauf hinzuweisen, dass 

Deutsche, die ohne Einreiseerlaubnis der chinesischen Regie- 


 .n.o......, 
s.o.„...„... 


rung in China wieder eintreffen, Gefahr laufen, nicht ins Land 


hineingelassen bzw. wieder ausgewiesen zu werden... Es kann 
nur entschieden davon abgeraten werden, die Ausreise nach 


China anzutreten, ohne im Besitz einer Einreiseerlaubnis zu _ 


sein. 
Regierung ausdrücklich bestimmt haben, dass repatrierte 


Wie wir hören, soll sogar ein Dekret der chinesischen _ 


Deutsche, die ohne Wissen der chinesischen Regierung einge- | 


reist sind, das Land wieder zu verlassen haben. 
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Ostasiatenecke. : 


In letzter Zeit sind aus 


Anfragen aus dem besetzten Gebiet. 


Städten des besetzten Gebiets von Unternehmungen Prospekte . 


und dergl. versandt worden, in denen aufgefordert wird, An- 
raben wirtschaftlicher Art zu machen. Im Hinblick auf die Mög- 
lichkeit feindlicher Handelsspionage ist es ratsam, solchen An- 
fragen gegenüber Vorsicht walten zu lassen und vor ihrer Be- 
antwortung zuständige Stellen (Handelskammern usw.) zu Rate 
zu ziehen. 


Schwierigkeiten an der Grenze. Von einem Chinadeutschen. 
der sich jetzt auf dem Wege nach Ostasien befindet, haben wir 
einen Brief erhalten, in dem über Zoilplackereien in Mittenwald, 
der Cirenzkontrollstation an der österreichischen Grenze, be- 
wegte Klage geführt wird. Der Schreiber klagt, dass in ihre 
alten Wirkungsgebiete zurückkehrende Auslandsdeutsche an der 
(irenze wie „Kriegsschieber schlimmster Sorte“: behandelt 
worden seien, trotzdem alle Ausweispapiere in bester Ordnung 
waren. 


Die Vorentschädigung der Kolonialdeutschen. Wir lesen in 
der „Deutschen Kolonialzeitung“: Ueber die Vor- 
entschädigung der Kolonialdeutschen veröffentlicht das Reichs- 
(icsetzblatt die Richtlinien, nach denen — vorbehaltlich späterer 
gesetzlicher Regelung -—- für Kriegsschäden in den deutschen 
Schutzgebieten einschliesslich Kiautschou in ähn- 
licher Weise wie für Auslandsdeutsche Vorschüsse, Beihilfen und 
Unterstützungen bewilligt werden können. Vorschüsse werden 
auf Schäden für erfolgte oder nach Lage der Umstände zu er- 
würtende Liquidationen, zu deren Ersatz das Reich nach denı 
Friedensvertrage verpflichtet ist, Beihilfen auf sonstige Kriegs- 
schhäden unter Beschränkung auf reine Sachschäden gewährt. 
Vorschüsse und Beihilfen können bis zur Hälfte des glaubhaft ge- 
machten Schadens unter Zugrundelegung des Wertes vom 
25. Juli 1914 der eingebüssten oder beschädigten Gegenstände 
gezahlt werden, im Falle der Verwendung der Vorentschädigung 
zur Aufnahme einer wirtschaftlichen Tätigkeit in den Schutz- 
schieten oder im Auslande bis zu drei Viertel des Schadens. 
UÜebersteigt der (iesamtschaden eines Geschädigten, nach dem 
Friedenswert berechnet, nicht den Betrag von 5000 M., so kann 
schon jetzt Vollentschädigung erfolgen. 

Neben den Vorschüssen und Beihilfen können Kolonial- 
deutsche, die durch den Krieg in erhebliche wirtschaftliche Be- 
drängnis geraten sind, Unterstützungen bis zu 1500 M. für die 
Person, in besonderen Fällen auch höhere Unterstützungen, er- 
halten. 

Anträge sind wie bisher an das Reichs-Kolonialministerium 
(Entschädigungsstelle) (betreffs Kiautschou an die Admiralität 
[Reichsmarine-Amt], Berlin W. 10, Königin-Augusta-Str. 38 —42. 
Die Schriftl.) unter Darlegung des Sachverhalts und Angabe der 
Beweismittel zu richten. Soweit Schadensanmeldungen noch 
nicht vorliegen, sind hierbei die im Kolonialministerium aus- 
gearbeiteten und von dort oder von dem Reichsverband der 
Kolonialdeutschen (Berlin W. 8, Wilhelmstrasse 62) unentgelt- 
lich zu beziehenden Vordrucke zu benutzen. Im Interesse des 
Antragstellers liegt es, alle Angaben so vollständig als möglich 
zu machen. Es wird darauf hingewiesen, dass nach den Richt- 
linien die Gewährung eines Vorschusses, einer Beihilfe oder einer 
Unterstützung versagt werden muss, wenn sich bei der 
Prüfung einer Anmeldung .ergibt, dass der Geschädigte wissent- 
lich oder grob fahrlässig falsche Angaben über Umfang oder 
Entstehung des Schadens gemacht hat. Für Jiejenigen, die 
bereits anremeldet haben, empfiehlt es sich daher dringend, ihre 
Armeldung dem Kolonialministerium unter Zurückziehung der 
bisherigen Anmeldung einzureichen. 

Bei der Prüfung der Anträge wirkt der Reichsverband der 
Kelonialdeutschen als Interessenvertretung der Geschädigten 
mit. Die Entscheidung über die Anträge erfolgt durch Spruch- 
kommissionen. Es ist beabsichtigt, Spruchkommissionen auch 
ausserhalb Berlins, insbesondere in Hamburg und Bremen und 
in Süddeutschland, zu bilden. 


Relchsnotopfer der Auslandsdeutschen. Rechtsanwalt Dr. 
Hermann Voss (Berlin) schreibt im „Berliner Lokali- 
anzeiger": „Wer sich vom 1. August 1912 bis 31. Juli 1914 
ununterbrochen des Erwerbes wegen, ohne deutscher Beamter 
zu sein, im Ausland aufgehaltei hat und während dieser Zeit 
keinen Wohnsitz in Deutschland gehabt hat, ist vom Reichs- 
notopier frei, wenn er am 31. Dezember 1919 noch im Ausland 
gewohnt hat oder bis 10. Januar 1921 des Erwerbs wegen 
wieder dorthin geht. Für die nach den Ver. Staaten ziehenden 
Deutschen tritt an Stelle des 10. Janıtar 1921 der erste Jahrestag 


des Friedensschlusses mit AMErIKa, der. a ja noch lange hin- 
zuzielien scheint. 


Neben dieser völligen Befreiung Be fü: die anderen 
Deutschen, die also z. B. Juli 1014 noch nicht zwei Jahre oder 
überhaupt nicht draussen waren oder jetzt hier bleiben wollen, 
eine erhebliche Ermässigung in Frage: 

Ihre ausserhalb der alten Reichsgrenzen iögenden Grund- 
und Betriebsverinögen sind zwar in der Währung des Landes 
zu schätzen, in dem sie sich befinden, aber die Figentümer 
können beantragen, dass für die Bemessung des Reichsnotopfers 
der Wert in deutsche Währung nach dem Vorkriegskurs um- 
gerechnet wird. Von diesem. Recht. werden natürlich alle die- 
jenigen Gebrauch machen, die Grund- und Betriebsvermögen in 
l.ändern haben, deren Geld jetzt im Verhältnis zur Mark einen 
höheren Kurs hat als bei Kriegsbeginn, also die meisten. 

Diese persönliche Steuerdefreiung und diese sachliche 
Steuerermässigung gelten für alle Vermögen in neutralen 
Ländern und in den feindlichen Ländern, die an das Deutsche 
Reich keine Schadensersatzforderung haben, wie z. B. Polen. 
Dicse feindlichen Länder enteignen bekanntlich auch alles 
deutsche Vermögen, zahlen aber dem Beschädigten unmittelbar 
den Wert aus. Nicht diese Entschädigungssumme, sondern der 
tatsächliche Wert ist der Reichsnotopferberechnung zugrunde 
zu legen, denn am Stichtag des Reichsnotopfergesetzes (31. De- 
zember 1919) war der Betreffende nicht Gläubiger der Ent- 
schädigungssumme, sondern Eigentümer der erst am 10. Januar 
1920 durch den Friedensvertrag selbst enteigneten Vermögens- 
stücke. 

Die grosse Zahl der Auslandsdeutschen ist aber dem Reichs- 
notopfer in voller Höhe unterworfen. Die Gesetzesbestimmung, 
die dies für das gesamte inländische Grund- und Betriebs- 
vermögen vorschreibt, ist billig und verständlich, besonders da 
das Kapitalvermögen der Auslandsdeutschen freibleibt, die vor 
dem Kriege zwei Jahre im Ausland waren und jetzt wieder 
dorthin gehen. Dagegen bedeutet es eine grosse Härte, dass. 
alle nach dem Friedensvertrag vom Reich zu gewährenden Ent- 
schädigungen voll zum Reichsnotopfer herangezogen werden. 
Wer also vor dem Kriege dauernd z. B. in England, Belgien oder 
Frankreich gelebt hat und von dort unter Zurücklassung allen 
Vermögens geflohen ist, muss von der Entschädigungssumme, 
je nach ihrer Höhe, 10 bis 65 % an das Reich zurückzahlen. Das. 
wird für manchen Auslandsdeutschen eine schwere Eni- 
täuschung geben, wenn er endlich nach langem Warten und 
vielen Bemühungen von der Entschädigungssumme den grossen 
Abzug gemacht bekommt. Es ist auch im Reichsinteresse zw 
bedauern, dass den für das Wiederaufblühen so wichtigen Aus- 
landsdeutschen, die wieder in feindlichen Ländern für sich und 
uns arbeiten wollen, ein grosser Teil ihres Betriebskapitals ge- 
nommen wird. Vor allem ist die unterschiedliche Behandlung 
der Auslandsdeutschen. die in neutralen Ländern arbeiten, und 
der, die in feindlichen Ländern arbeiten, nicht zu verstehen. 

Die bittere Pille wird dadurch ein klein wenig versüsst, 
dass die für den Ankauf von verlorenen Kleidungsstücken und 
Haushaltungsgegenständen notwendigen Beträge bis zu 50 000 
Mark abgabefrei bleiben. 

Zu erwähnen ist noch, dass ein vom fremden Staat zu er- 
hebendes Notopfer vom Reichsnotopfer abzusetzen ist, ferner, 
dass bei der Berechnung des Reichsnotopfers auch von der de» 
Auslandsdeutschen auf Grund des Friedensvertrages zu zahlen— 
den Entschädigungssumme ihre Schulden, die nicht Haus- 
haltungsschulden sind, abgezogen werden können.“ 


An 


Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Vernichtung des deutschen Handels. Die Grundstücke der 
bekannten deutschen Firma Carlowitz & Co. in Schanghai 
sind von dem Verwalter feindlichen Eigentums an die Firma 
David Sassoon & Co., Ltd., für etwa Taels 0,5 Mill. verkauft 
worden. a 

Konferenz der britischen Handelskammern. Der Vertreter 
der Times in Schanghai berishtet zusammenfassend über die 
im November v. J. in Schanghai veranstaltete Tagung sämtlicher 
britischer Handelskammern in China, an der auch der britische 
Gesandte in Peking, Sir John Jordan, teilnahm. In einer An- 
sprache wies Sir John darauf hin, dass China am Vorabend einer 
grossen industriellen Entwickluzg stehe und dass sich Gross- 
britannien die besten Aussichten eröffneten, China technische 
und finanzielle Hilfe zu Teil werden zu lassen. Der Korrespondent 
führt eine Entschliessung an, die von den Vertretern der Handels- 
kammer in Hongkong eingebracht und von Schanghai unterstützt 
wurde. In der Entschliessung heisst es: „Die grossbritannische 


Regierung wird ersucht, eine baldige und genaue Bekanntgabe: 


der Grundsätze zu geben, die sie im Handelsverkehr mit Deutsch- 
land anwenden wird; die Konferenz gibt ihrer ernsten Hoffnung 
Ausdruck, dass britische Fabrikanteri und Exporteure in Gross- 
britannien und den Dominien, wo angängig, britische Agenten 
zum Verkauf und zum Absatz ihrer Erzeugnisse verwenden.“ 
Der Mitarbeiter der Times macht in bezug auf diese Ent- 
schliessung die Feststellung, dass britische Beamte in Ostasien 
britischen Kaufleuten, die nicht einen Penny Steuern an das 
Mutterland zahlten, aber fremde Erzeugnisse im Wettbewerb 
mit den britischen en Rat und Unterstützung angedeihen 
lassen. 


Britisches Kapital für Schansi. Die „Times“ vom 28. 2. 20 


teilt m Verbindung zu der geplanten chinesisch-britischen Zu- 


sammenarbeit bei der Erschliessung der Kohlen- ımd Erz- 
gruben der Provinz Schansi mit, dass die von britischen und 
Chinesischen Ingenieuren ausgeführten Untersuchungen in Ta- 
tung-fu und den umliegenden Bezirken zufriedenstellend ver- 
laufen sind. Die Förderer des Unternehmens sind im Begriff, 
nach England und den Vereinigten Staaten zu reisen, um das 
zur Ausbeutung der Kohlenfelder Nordchinas erforderliche Ka- 
pital aufzubringen. Es verlautet, dass die chinesische Regie- 
rung den Ausbau der Tao-Ching-Eisenbahn in Honan geneh- 
migt hat, um bessere Verkehrsmöglichkeiten mit Schansi zu er- 
zielen. Neben der Erschliessung der Bodenschätze herrscht in 
britischen Kreisen auch Interesse für die Einrichtung einer 
grosszügigen Schaf- und Rinderzucht in Schansi; ausserdem 
hatder Industriekommissar für Schansi landwirtschaftliche Ver- 
suchsstationen für den Anbau amerikanischer Baumwolle er- 
ichten lassen. 

Amerikanische Finanzbetätigung. Nach dem "Bericht des 
Sondervertreters der Times in Schanghai nimmt die geplante 
chinesisch-amerikanische Industriebank feste Gestalt an. Die. Bank 
ist jetzt unter dem Namen Commercialand Industrial 
Bank of China eingetragen worden. Im Direktorium sitzen 
5 amerikanische Finanzleute — Bruce, Wiggin, Stone, Thomas 
und Stevenson — sowie 6 Chinesen. Der frühere Minister- 
präsident Dsien-Neng-hsün wurde zum Präsidenten erwählt; 
erster Vizepräsident ist J. A. Thomas und zweiter Vizepräsident 
Hst-En-yüan. Das Kapital des Unternehmens beträgt $ mex. 
10 Mill., wovon die Hälfte gezeichnet ist. Auf der Eröffnungs- 
versammlung des Unternehmens hielt der Präsident der Pacific 
Devepolment Corporation eine Ansprache, in der er ankündigte, 
dass die Korporation mit der chinesischen Regierung eine An- 
leihe in Höhe von $ mex. 5,5 Mill abgeschlossen habe, gegen die 
Einnahmen aus der Wein- und Tabaksteuer als Sicherheit. 
Bruce stellte den Abschluss weiterer Anleihen gegen dieselbe 
Sicherheit in Aussicht. Ferner bezeichnete er als eine Aufgabe 
der Korporation die nachdrückliche Entwicklung des amerikani- 
schen Handels in China und die Beteiligung amerikanischen 
Kapitals in industriellen Unternehmungen. Er betonte, . dass 
solche Kapitalsanlagen durch die Agenten der Korporation, 


% 


Andersen, Meyer & Co. vorgenommen würden. Der Vertreter 
der T imes fügt dieser Erklärung erläuternd hinzu, dass solche 
Kapitalsanlagen in..der Form gemacht würden, dass man 
Maschinen für die verschiedener industriellen Unternehmungen 
auf längeren Kredit liefere. Falls, so meint der Korrespondent, 
britische Fabrikanten und britische Finanzleute nicht in gleicher 
Weise zusammenarbsiteten, würde der britische Handel bald 
ins Hintertreffen kommen. Als weiteren Beweis für die ernstc 
Aufmerksamkeit, die die amerikanische Bankwelt China zu- 
wendet, führt der Bericht an die Times ein Abkommen an, 
das zwischen der 'Washingtoner Regierung und 3 grossen 
amerikanischen Wechselbanken, der International Banking Cor- 
poration, der Asia Banking Corporation und der Park-Union 
Bank getroffen ist; darnach will die amerikanische Regierung 
den Betrag von 20 Mill. $ zu 135 cts. die Unze in Schanghai 
deponieren, und falls notwendiz, bis zu dem Betrag von $ 145 
Millionen (?) gehen. Diese Transaktion wird mit der Stabili- 
sierung des amerikanischen Wechselkurses mit China begründet. 
Als wahren Grund glaubt der Mitarbeiter der Times jedoch 
das Bestreben der Amerikaner zu erkennen, eine der ersten 
britischen Bank in China gleiche Stellung zu erringen. Er er- 
innert dabei an die Aeusserungen eines amerikanischen Konsular- 
beamten, wonach die Amerikaner nach China gekommen seieıı, 
den britischen Handel zu erobern und eine ihrer Banken an dic 
erste Stelle zu setzen. 

Wenn der britisch-amerikarische Wettbewerb in China 
derartig scharfe Formen annimmt, so wird es nicht lange 
dauern, bis dieselbe Times, die heute noch die Mitarbeit 
der Amerikaner an der Erschliessung des chinesischen Marktes 
mit bittersüsser Miene begrüsst, gegen die „unsauberen Handels- 
methoden‘ der Amerikaner zu Felde ziehen wird. Unter den 
Frigländern dürfte aber im HinbNck auf den scharfen Wett- 
hewerb,: dem sie seitens der Japaner und Amerikaner aus- 


. gesetzt sind, allmählich die Auffassung Boden gewinnen, dass 


Deutschland mit seinem Handelsumsatz von 250 Mill. M. nie- 
mals der Feind auf dem chinesischen Markte war. 


Stand der Hongkong and Shanghal Bank. Nach dem 
Londonand China Telegraph vom 19. 1. 20 blickt die 
Hongkong & Shanghai Banking Corporation auf ein äusserst 
zufriedenstellendes Geschäftsjahr zurück. Als Schlussdividende 
und Bonus werden 4 £ 15 sh für die Aktie ausgeschüttet, sodass . 
für das ganze Jahr eine Dividende von 8 £ zur Verteilung ge- 
kommen ist. Im Jahre 1918 wurden insgesamt 5 £ 18 sh gezahlt. 


Chinesisch-amerikanische Bank. Nach einer Meldung der 
Pekinger Tschen-bao haben u. a. folgende massgebende 
chinesische Persönlichkeiten für die neue chinesisch-amerikani- 
sche Industrie-Bank Geldbeträge gezeichnet: Dschang-Hsiin 
$ 500000, Feng-Gwo-dschang und General Dschen-Schu-fan je 
$ 300 000, Tuan-Dschi-jui, Li-Yüan-hung und Wang-Dschen-Yuan 
ie $ 200000 und Dsien-Neng-hsün $ 100000. Die chinesischen 


: Zeichnungen belaufen sich bis jetzt auf $ 5 Mill. 


Mexikanische Dollar und Sterling. Ein gelegentlicher Mit- 
arbeiter der Times in Hongkong entwirft seinem Blatte ein 
Stimmungsbild von den Verhäitnissen, die in China durch den 
hohen Silberstand eingetreten sind. Jeder Dollar, der jetzt gc- 
spart wird, ist 100% mehr wert, als vor dem Kriege und die 
Sterlingkonten vergrössern sich in demselben Umfang. Ueberali 
werden mexikanische Dollars gesammelt und in Pfund umge- 
wechselt. Merkwürdig ist jedoch, dass die Preise im Kleinhandel 
nicht herabgesetzt werden. Viele Chinesen haben zu Beginn 
der Kurssteigerung mit Spekulationen begonnen und sind zum 
Teil gründlich hereingefallen. Viele chinesische Finanzleute 
kauften Pfund als der Dollar 3/6 stand; als der Kurs auf 4/— 
stieg, kauiien sie abermals in Jer Hoffnung, dass er wieder auf 
3/9 fallen würde. Er ging aber auf 5/24. Millionen von Dollar 
werden in Gold angelegt, was zur Folge hat, dass die Geldmarkt- 
verhältnisse sehr gespannt sind. Auf Anleihen gegen ein 
Sterlingsdeposit als Sicherheit werden 8% verlangt. Es 
herrscht allgemein die Auffassung, dass England, Frankreich 
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und Amerika in Kürze zemeinsam vorgehen werden, um den 
Kurs des mexikanischen Dollars auf 2/9 festzusetzen. Als Folge 
des chinesischen Boykotts japanischer Waren nimmt Japans 
Wechselkurs denselben Gang wie in den übrigen Goldländern. 
Es kann kein Zweifel bestehen, dass, falls Japan in China Waren 
absetzt, eine Besserung seiner Goldwährung eintreten würde, 
was auch auf Amerika und die Ver. Staaten von Einfluss wäre. 


Handelsbeziehungen zwischen China und Kanada. Nach 
einer Meldung der Times aus Toronto vom 31 1. 20 hat Sir 
George Bury, der von einer längeren Studienreise aus Ostasien 
zurückgekehrt ist, guf die glänzenden Aussichten hingewiesen, 
die sich dem kanadischen Kaufmann und Industriellen in China 
.und Japan eröffnen. Sir George bereiste Ostasien im Auftrage 
der Whalen Pulp and Paper Co., dessen leitender Dircktor er 
ist. Er fordert die interessierten Kreise Kanadas zur „Er- 
oberung‘“ des ostasiatischen Marktes auf. 


Absatz von Spinnereimaschinen. Nach eineın Bericht des 
amerikanischen Handcelssachverständigen in Peking bietet China 
augenblich sehr gute Aussichten für den Absatz von Spinnerei- 
maschinen. Bei den Bestellungen wird jedoch grosser Wert auf 
frühe Ablieferung gelegt. 


Einfuhr von Häkelgarn in Hongkong. Die Times vom 
31. 1. 20 nimmt auf einen Konsularbericht Bezug, wonach im 
Jahre 1919 amerikanisches Häkelgarn im Werte von $ 1 Mill. 
eingeführt wurde. Das amerikanische Garn beherrscht zurzeit 
den Hongkonger Markt, weil es billiger als japanische Garne 
verkauft wird. 


Die Spitzenindustrie in Schantung. Eine interessante Ueber- 
sicht über die Herstellung der Spitzen in China gibt Millards 
Review in Schanghai am 27. 9. 18. 

Die Kunst des Spitzenklöppelns wurde zuerst vor 25 Jahren 
durch frenıde Missionare im Distrikt Tschifu an chinesische 
Frauen und Mädchen gelehrt. Der Erfolg ist, dass heute ansehn- 
liche Mengen von der berühmten Tschifu-Spitze im Lande selbst 
und ausserhalb verkauft werden. Wenn auch der erste Anfang 
in Tschifu gemacht wurde, ist doch Tsi-hsia-hsin der erste 
Bezirk, in welchem Spitzen in grösserem Massstabe hergestellt 
wurden. Die Stadt Tsihsia, das Zentrum des Bezirks, liegt un- 
gefähr 35 Meilen südwestlich von Tschifu. Dort wurden zuerst 
Torchon-Spitzen aus Seidengarn gemacht und fanden einen be- 
schränkten Absatz in der Stadt Tschifu. 

Im Jahre 1895 begründete ein britischer Missionar einen 
Betrieb und begann, die Spitzen-Industrie wirtschaftlich zu ent- 
wickeln. Zunächst erfolgte der Verkauf in kleinen, örtlichen 
Geschäften, dann auch ein kleiner Detailexport, und allmählich 
wuchs das Unternehmen zu grösseren Massstäben. Vor etwa 
15 Jahren kam zu den Seidenspitzen auch die Herstellung von 
Zwirnspitzen, und mit der Einführung belgischer und französi- 
scher Muster begann Tschifu den Wettbewerb ınit dem euro- 
päischen Erzeugnis aufzunehmen. Die ursprünsslichen Spitzen 
waren aus Seide geklöppelt, und da nur chinesische Seide ver- 
wendet wurde, war es eine rein einheimische Industrie. Nach- 
dem aber Jdie Zwirnspitzen aufgenommen worden waren, bezog 
man den Lceinen- und Baumwollzwirn ausschliesslich aus England. 

Wir sehen hier in kleinen Massstabe ein Beispiel von der 
Art und Weise. wie die englischen und übrigens auch die 
amerikanischen Missionare im Auslande ihre Aufgabe auffassen. 
Das CGieschäft ist die Hauptsache. Die Tätigkeit der Missionare 
stellt in der Wirtschaft dieser T.änder einen ganz bedeutenden 
Faktor vor, der in anderen Ländern, wo die Christianisierung 
der Heidenvälker als Hauptziel ins Auge gefasst wird, gar nicht 
genieend Beachtung findet. 

Tsi-hsia liefert immer noch reichlich 50 v. A. der in diesem 
Bezirk erzeuxten Spitzen. Die feinsten Spitzen kommien von 
Tsinz-tschou, welches dreissig Meilen westlich von 
Wei-hsien liext. Diese Stadt, die früher zu dem Konsularbezirk 
von Tschifu gehörte, ist jetzt an den Bezirk von Tsi-nan-fu an- 
geschlossen, aber ihr Spitzenhandel gcht immer noch grössten- 
teils über Tschifiu. Die Tsing-tschou-Spitzen sind die engsten 
Muster, die in der Provinz Schantung hergestellt werden. 
Manche von ihnen brauchen zu ihrer Herstellung mehr als drei- 
hundert Klöppelhölzer. 


A 


Die Spitzen aus dem Bezirk sind hauptsächlich Torchon- 
Spitzen und Cluny-Spitzen; die ersteren gehen meistenteils nach 
Australien, die letzteren nach Amerika. Ferner wird eine 
kleinere Menge Filet-Spitzen geklöppelt, eine neue Einiührung 
in diesem Distrikt, und auch imitierte Malteserspitzen in ge- 
ringem. Mäassstabe. Torchon- und Cluny-Spitzen wurden zu 
nächst auf die übliche Weise durch Handarbeit mit Klöppel- 
hölzern angefertigt, d. h. indem man die Zeichnung auf einem 
besonders hergcrichteten Kissen befestigte. Filetspitze wird 
hergestellt mit Hilfe eines Netzes über einem Rahmen, wobei 
die Zeichnung mit einer Nadel gestickt wird. 

Obwohl keine Fabriken existieren, arbeiten diese Missions- 
schulen doch tatsächlich auf fabrikähnlicher Basis. Im Ver- 
gleich mit der ganzen Spitzenerzeugung des Distriktes ist der 
Anteil der Schulen nicht bedeutend. 

Bis jetzt haben die Exportfirmen sich damit begnügt, die 
Spitzen fertig durch Makler aufzukaufen. Aber neuerdings 
führen kleinere chinesische Exportfirmen die Methode ein, den 
Arbeitern das Garn zu liefern und für die Arbeit zu bezahlen. 
Dieser Weg ist aber noch nicht sehr erfolgreich, da Schwierig- 
keiten im direkten Bezuge des geeigneten ausländischen Garnes 
bestehen. | 

Man unterscheidet in den Spitzen drei Klassen. Die- 
jenigen, die in ihrer Qualität noch unter die dritte Klasse 
kommen, werden von gewissenhaften Exporteuren abgelehnt und 
finden als Gelegenheitsware Absatz; diese Sorte ist es, die in 
den chinesischen Vertragshäfen gewöhnlich durch Strassen- 
händler angeboten wird. Die Qualität bestimmt sich zunächst 
nach den verschiedenen Fadenarten, dann durch die Art der 
Verarbeitung, Sauberkeit, Festigkeit und Gleichmässigkeit des 
Musters. Die Sauberkeit ist sehr wichtig, da die Spitzen vor 
dem Verkauf nicht gewaschen werden. Nur ein Sachverständiger 
kann beurteilen, wie die Spitzen sich nach dem Tragen und dem 
Waschen halten werden. Es ist daher ziemliche Erfahrung nötig, 
um den Grad der Spitzen abzuschätzen. 

Die Ausfuhr an Spitzen betrug im Jahre 1918 $ 1125812 
gegen $ 592246 im Jahre vorher. Reichlich 90 % aller Spitzen- 
arbeit Chinas kommt aus der Provinz Schantung, und Tschifu 
ist das wichtigste Zentrum. Etwa die Hälfte des Produkts 
nimmt Australien ab. Die Vereinigten Staaten führen zwischen 
15 und 20% ein. Es ergibt sich aus diesen Ziffern, dass der 
Teil, der in Tschifu direkt an den Käufer geht, nur gering ist. 


Vom Eisenbahnwesen. Der südchinesische Mitarbeiter der 
Times gibt seinem Blatt einen Ueberblick über den Stand der 
britischen Interessen beim Ausbau des chinesischen Eisenbahn- 
wesens. Seit Kriegsausbruch ist der Eisenbahnbau in China fast 
völlig ins Stocken geraten. Man nahm an, dass nach Abschluss 
des Waftenstillstandes die Bautätigkeit von neuem beginnen 
werde, aber bisher ist noch nichts geschehen. Die Eisenbahn- 
frage ist stark von Finanzfragen abhängig, denn nach den bis- 
herigen Gepflogenheiten wurden der chinesischen Regierung 
unter besonderen Bedingungen scwisse Anleihen zum Bahnbau 
zur Verfügung gestellt. Soweit britische Interessen in Frage 
kommen, hat die British and Chinese Corporation, deren gemein- 
same Agenten die Honekong and Shanghai Banking Corporation 
und Jardine Matheson & Co. sind, am Ausbau des Bahnnetzes 
einen grossen Anteil. Augenblicklich liegt ein Vorschlag des 
internationalen Bankkensortiums, in dem britische, amerika- 
nische, französische md japanische Interessen vertreten sind, 
vor, sich mit den chinesischen Bahnfragen zu befassen. Die 
Japaner scheinen jedoch die Mandschurei von gemeinsamen Ab- 
machungen über das Bahnwesen ausschliessen zu wollen. Wenn 
das geschieht, so meint der Vertreter der Times. so sollten doch 
die Briten ihrerseits Anspruch auf ihre „Einflusssphäre“, das 
Yangtsetal, erheben; er hält es richt für unwahrscheinlich, dass, 
falls Japan von Anfang an zugestimmt hätte, dass alle Eissen- 
balınbauten im chinesischen Gebiet von der chinesischen Regie 
rung in die Hand genommen und von den vier Mächten zu 
gleichen Teilen finanziert werden, ein grosser Teil der Arbeiten 
bereits hätte erledigt werden Können. 

Der Bericht gibt nun einen kurzen Ücberblick über de Ent. 
wicklung des chinesischen Verkehrswesens... Im Jahre 1839 be 


trug die Ausdehnung des Bahnnetzes nur 317 engl. Meilen, dann 
setzte die Aera der fremden Gerechtsame unter ‘ausländischer 
Aufsicht ein. Sun-Yat-sen arbeitete. im Jahre 1912 seinen 
grossen Plan zur Verstaatlichung des Bahnwesens aus; seine 
Pläne blieben aber nur auf dem Papier. Wenn die jetzt ge- 
planten Linien in Angriff genommen werden, so würde das bei 
einem jährlichen Bau von 600 Meilen einen Kostenaufwand von 
über £ 7 Mill. im Jahr erfordern.. Als Beispiel für den Erfolg 
der chinesischen Bahnen führt der Bericht an, dass die Peking- 


Mukdener Bahn im Jahre 1915 Einnahmen hatte, die 17% des 


gesamten Baukapitals ausmachten; das gesamte chinesiche Bahn- 
wesen verzinste in demselben Zeitraum. -sein Baukapital mit 
etwa 8%. u 
Der Boykott und die Yangtse-Schitfahrt. Ein Schanghai- 
Korrespondent schreibt im Lond. & China Telegraph 
vom 2. 2. 20: Wie der Boykott auf die japanische Schiffahrt 
des Yangtse gewirkt hat, darüber liegen jetzt eindrucksvolle 
Zahlen vor. Die japanische Linie zwischen Schanghai und 
Hankou machte im Jahre 1919 etwa 230 Fahrten und beförderte 
nach jeder Fahrt durchschnittlich 71 t. Eine britische Linie be- 
förderte im Durchschnitt 327 t in einer Fahrt, eine andere 
britische Linie 196 t und die chinesische Linie 343 t. Die Japaner 
erboten sich, um den Verkehr zu heben, um 10 % billiger zu 


arbeiten, aber die vereinigten Handelskammern lehnten es ab, , 


dazu ihre Zustimmung zu geben. 

Schifahrtsverbindung zwischen Hongkong und Kuba. Wie 

derLondonandChina Telegraph vom 19. 1. 20 meldet, 
wird zwischen Mongkong und Kuba ein regelmässiger 'Schiif- 
iahrtsdienst eingerichtet. Durch diese neue Verbindung wird 
‚eine grosse Entwicklung in der Ausfuhr von chinesischem Reis 
nach Kuba erwartet. Als Rückfracht sollen die Schiffe kubani- 
schen Tabak-nach China mitnehn!en. Von amerikanischen Häfen 
laufen die Dampfer New Orleans an. 

Luftverkehr. Der englische Oberstleutnant H. Smallwood, 
welcher einen Luftpostdienst in China leiten soll, ist, naciı 
Lond. & China Telegr. vom 16. 2. 20, in Schanghai ein- 
getroffen. ° Er bringt 6 Handley-Page-Maschinen mit, welche die 
Regierung gekauft hat, und wilj einen Luftdienst von Schanghai 
‚mit Peking und als zweite Linie cinen solchen zwischen Schang- 
hai und Hongkong einrichten. 


Aktien - Gesellschaften. Die Eastern Extension 
Australasia and China Telegraph Co. schüttet für 
das am 31. Dezember abgelaufene Geschäftsjahr eine Schluss- 
dividende von 5% % aus (insgesamt 10%). Die gleiche Divi- 
dende gelangt. auch bei der Eastern Telegraph Co. zur 
Auszahlung. 

Japan. 


Japans Schlifahrt und Schiffbau. 
bericht, der im Board of Trade Journalv. 12. 2. 20 ab- 
sedrickt ist, gibt eine Uebersicht über das weitschichtige Gebiet 
der japanischen Schiffahrt sowie des japanischen Schiffbaus. 
Der Bericht wiederholt dabei allerlei bereits Bekanntes, er- 
streckt sich dafür aber bis in die neueste Zeit. | 

Schon ein äusseres Zeichen deutet an, dass die japanischen 
Reeder eine Weltstellung einzunehmen gedenken. Sie haben es 
aufgegeben, ihre Schiffe nach einheimischen Bergen, Provinzen, 
Tempe!n usw. zu benennen, und geben ihnen jetzt Namen nach 
den bekanntesten Häien der ganzen Welt. Ferner herrscht die 
Tendenz vor, dass die grossen Gesellschaften lieber eigene 
Schiffe bauen als fremde chartern. Während des Krieges sind 
zahlreiche neue Linien aufgenommen worden. Allerdings wurden 
nach dem WÄaifenstillstand auch einige aufgegeben. Zehn Ge- 
sellschaften. betrieben Kiüstenlinien und: Heimatsdienst, sechs 
richteten Fahrten nach indischen und anderen Gelegenheitshäfen 
im Anschluss an Südseelinien ein. Drei. haben monatlichen 
Dienst nach Australien und Neuseeland - eingerichtet. Zwei 
schickten ihre Schiffe. nach der Ostküste von ‚Siidamerika und 
fünf nach der Westküste, meistens monatlich. Eine Gesellschaft 
eröffnete einen direkten Dienst nach London und eine andere 
einen Londoner Dienst vierzehntägig über New York. Die 
erstere Gesellschaft nahm auch reue monatliche nie auf naclı 
Port Said, Italien und Marseille. = I 


-dienst eingestellten. Werften haben geschlossen. 


Ein englischer Konsulats- 


Passagierdampfer-zu bauen beschlossen,haben. 


47 


Neue Linien, die nach dem Kriege entstanden, gehen nach 
der Südsee und Formosa und werden sich wohl nach den früher 
deutschen Inseln der Südsee ausdehnen. Eine andere Linie 
läuft nach Kuba und New Orleans, eine dritte zwischen Singa- 
pore und New York über Hongkong, Japan, San Francisco und 
Panama. Zwei andere Linien mit fünf Schiifen verkehren 
zwischen I3angkok und Singapore oder Hongkong. Diese Ge- 
sellsckaft will den Dienst von Siam nach Südamerika ausdehnen, 
und es heisst, dass sie bereits in diesem Jahre 1,2 Mill. t Reis 
und anderes Getreide von Siam nach Südamerika bringen wird. 
Fine weitere Gesellschaft beabsichtigt einen unregelmässigen 
Dienst zwischen Wladiwostok \und Odessa und hat bereits 
kürzlich ein Schiff abiahren lassen. Der Dienst der japanischen 
Schiffe in europäischen Gewässern war nie so stark wie jetzt. 
Auch in Australien machen sich die japanischen Schiffe mehr 
und mehr bemerkbar. 

Der Schiffsbauindustrie geht es gut, wenn sie auch 
nicht mehr. so stark arbeitet, wie im vorigen Frühjahr. Die 
Schiffsbauer sind bereit, ihre Tätigkeit noch mehr zu ver- 
stärken, und warten die Entwickiung der Verhältnisse in Europa 
und Amerika ab. Mehrere kleinere Werften haben ihre -Tätigkeit 
eingestellt, in Osaka allein 7 ältere und ausserdem waren zwei 
in letzter Zeit unbeschäftigt;. von Werften, die erst während des 
Krieges gegründet waren, schlossen 22, und 9 weitere lagen still. 

Der Direktor des Büros für die Handelsmarine hat seine An- 
sicht dahin. ausgesprochen, dass die gegenwärtige günstige Lage 
der: Industrie stetig sei und mit dem zeitweiligen Aufschwung 
infolge der Kriegsverhältnisse nichts zu tun hat. Das Gefühl 
der Unsicherheit ist gewichen, und die Werften arbeiten jetzt 
mit der Aussicht auf Dauer. Die nur auf den zeitlichen Ver- 
Die ersten 
6 Monate des Jahres 1919 lieferten 69 Schiffe von 293433 t, 
während in dem ersten Halbjahr 1918 im ganzen 83 Schiffe von 
228215 t vom Stapel liefen. Es zeigt sich eine Abnahme in der 
Zahl der Schiffe, aber eine Zunahme in der Tonnenzahl. An 
Schiffen über 3000 t wurden in der genannten Periode 45 gebaut 
gegen 27 in derselben Zeit des Vorjahres; dem entsprachen die 
kleineren Schiffe mit 24 und 56. Die japanische Mandelsmarine 
bestand Ende Juni 1919 aus 734 Schiffen mit zusammen 2 261 225 tt, 
wobei Schiffe unter 1000 t nicht mitgezählt sind. 

Während des Juni 1919 liefen weitere 11 Schiffe mit zu- 
sammen 48 739,t vom Stapel, und während der 5 übrigen Monate 
des Jahres dürften die in Bau befindlichen weiteren 60 Schiffe 
von 297 340 t fertig geworden sein. Ende Juli waren 380 
Dampfer (317415 t) im Küstendienst und Nahverkehr, und 344 
Dampfer (1 546 900 t) im Ozeanverkehr. 

Das Programnı für das Jahr 1920 enthält u. a. 62 000 
oder 63000 t von Schiffen über 4000 t. Vor dem Kriege hat 
Japan etwa 50 000 t jährlich gebaut, dabei sind aber alle Grössen 
eingerechnet. Die neu auf Stapel gelegten Schiffe sind meistens 
von dem 5000 t-Typus Alle Werften sind beschäftigt, und man 
erwartet im ganzen als Ergebnis des Jahres, soweit bis jetzt 
bekannt geworden ist, 103 Schiffe von 523125 t. Infolge dieser 
Neubauten werden verschiedene Linien eine erhöhte Schiffszahl 
erhalten, z. B. die nach Südamerika und die Linie Hongkong — 
San Francisco. Drei 10000 t-Schiffe werden jetzt in Nagasaki 
für europäische Fahrt gebaut, weitere 3 für die nordamerika- 
nische und 3 für die australische Fahrt. Diese 9 Schiffe sind 
Frachtdampfer und sollen am 1. April fertig sein. 

Neuerdings wendet sich die Aufmerksamkeit der japanischen 
Reeder auch dem Passagierverkehr zu, besonders aui 
dem Stillen Ozean. Vorläufig sind die Anstrengungen in dieser 
Hinsicht noch. schwach, aber man erwartet bedeutende Fort- 
schritte inn Verkehr mit Europa. Während des Krieges haben 
natürlich die Frachtdampfer die Oberhand gehabt, so dass man 
sich um Passagierdampfer eigentlich gar nicht mehr kümmerte. 
Nun hat aber der Vizeminister des Verkehrswesens die: Auf- 
merksamkeit darauf gerichtet. 

Ein neueres Projekt, ist der eines Passagierdampferverkelirs 
um die Welt, durch den "Pacifischen und den Atlantischen Ozean, 
in Verbindung mit Eisenbahnlinien über Amerika. ‚Die be- 
treffende Giesellschaft sell für diesen Zweck drei hochklassige 
'Man- will sogar 
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für diese Zwecke Regierungsbeihilfen nachsuchen, indesen 
findet der Gedanke starken Widerspruch, so dass man mit Ver- 
zögerungen rechnen kann. 

Das Schiffsbausubsiudiengesetz \ritt Ende d. ]J. 
ausser Kraft und wird wohl nicht verlängert werden. Ende 
August 1919 betrug die Zahl der nichtsubsidierten japanischen 
Schiffe (über 1000 t) 375 mit einer Tonnage von 1 870588, ver- 
teilt auf 74 Reeder. 


Neuerdings ist eine Schiffsbauversüuchsanstalt‘ 


zu Sugamo bei Tokio gebaut worden mit einem Kostenaufwande 
von Yen 0,5 Mill. Ferner soll, unabhängig von der kaiserlichen 
Universität, noch eine Hochschule für Schiffsbau er- 
richtet werden. Es verlautet, dass Fremde zu dieser Lehranstalt 
nicht zugelassen werden sollen. _ 

Die Yokohama-Zollbehörde hat neulich einige Ziffern über 
den Handelsverkehr Yokohamas vor und nach dem Kriege 
herausgegcben. Im Jahre 1913 war die japanische Tonnage, die 
diesen Hafen besuchte, 1918000, dagegen die fremden Schiffe 
2543000 (davon 1519000 britisch, 409000 deutsch und 405 800 
amerikanisch). Im Jahre 1918 hatte sich die japanische Tonnage, 
die Yokohama besuchte, auf 2 533 000 erhöht, während die fremde 
auf 817000 gesunken war. Sowohl die britische wie die ameri- 
kanische und die französische Tonnage zeigten strake Abnahmen, 
und die deutsche fiel natürlich ganz aus. Dagegen waren die 
Holländer yon 27800 auf 196 000 gestiegen, und auch die Schiffs- 
zahlen einiger „anderer Nationen‘ zeigten eine kleine Zunahme. 


Schltfsbestellungen in England. Die Nippon Yuseu 
Kaisha beabsichtigt, neue Passagier- und Frachtdampfer, 
im ganzen 500000 t, innerhalb der nächsten 5 Jahre 
zu bauen. Nach Meidung des London & China Tele- 
graph vom 9. 2. 20 wird die japanische Gesellschaft im Zu- 
sammenhang mit diesen Projekten vielleicht Aufträge nach 
England vergeben, und zwar zunächst drei grosse Dampfer von 
je 20. 000 t, die mit einer Geschwindigkeit von 20 Knoten die Reise 
zwischen Yokohama und Seattle in 10 Tagen zuricklegen sollen. 
Die europäische Linie soll um 6.Dampfer von je 12000 t ver- 
mehrt werden. Ebenso die Scnanghai-Linie um drei Dampfer 
von 5—60010- t, welche von Nagasaki bis Schanghai in etwa 
26 Stunden fahren sollen. 3 neue Dampfer von je 7000 t werden 
der australischen Linie zugefügt, ferner kommen neue Fracht- 
dampfer auf den Linien von Kalkutta nach New York, von Kal- 
kutta nach Südamerika, von Kalkutta nach Java, nach Liver- 
pool u. a. m. 


Marineschulen in Kobe. Aus Kobe wird dem London & 
China Telegraph gemeldet, dass Yoshitaro Kawasaki, 
der Vizepräsident der Kawasakiwerft, infolge von Krank- 
heit sich von dem Geschäft zurückziehen will. Er hat an- 
lässlich dieses Entschlusses ‘Yen 6 Mill. für gemeinnützige Zwecke 
gestiftet, darunter ist eine Stiftung an die Reyierung in Höhe von 
Yen 2,4 Mill. zur Aufrechterhaltung der NKawasaki-Han- 
delsmarineschule. Gleichzeitig haben die Provinzial- 
behörden in Kobe mit Unterstützung der grossen Schiffahrts- 
firmen eine Schule zur Ausbildung von Schiffs- 
ofiizieren gegründet. Die Schule wird im allgemeinen ein 
Unternehmen der Präfektur sein, aber die jährlichen Ausgabeıı 
in Höhe von Yen 20000 werden von den Reedern in Kobe bei- 
gesteuert. 


Die japanischen Tunnelprojekte.. Ueber den projektierten 
Tunnel, der das Hauptland von Japan mit der Insel Kyushu ver- 
binden soll, macht jetzt ein englischer Konsulatzbericht einige 
neuere Mitteilungen. Bekanntlich ging das Projekt von einem 
japanischen Schiffahrtmagnaten aus, der die Summe von 
14% Mill. Yen für den Zweck anlegen wollte. Die Regierung 
fand aber, dass solch ein Unternehmen sich weniger für Privat- 
betätigung eignete, und nahm die Sache selbst in die Hand. Es 
sind nun auf dem Meeresgrunde der Strasse von Shimonoseki 
Bohrungen vorgenommen worden, um die geologischen Unter- 
lagen für den Tunnelbau festzustellen. Fin schwedischer In- 
genieur leitet diese Untersuchungen, und seine Apparate sind aus 


Schweden eingeführt. Vorläufig scheinen noch keine besonderen 
Erfolge erzielt zu sein, und man rechnet damit, dass diese geo- 
logischen Bohrungen noch zwei Jahre beanspruchen werden. 
Ueberhaupt ist .alles, was über den Lauf des Tunnels und seine 
Anlage gesagt wird, einstweilen noch mit grosser Vorsicht zu 
behandeln, denn die japanische Regierung hüllt sich in Schweigen. 
Sie befürchtet, mit vollem Recht, dass bei Bekanntwerden von 
irgend welchen Einzelheiten sich die Bodenspekulanten in der 
fraglichen .Gegend betätigen würden. Demgemäss sind auch 
die folgenden Angaben aus der japanischen Presse kaum mehr 
als blosse Vermutungen. Die Tunnellinie der Eisenbahn soli 
nach diesen Mitteilungen etwa 3 Meilen nördlich von Shimono- 
seki anfangen. Um den Neigungswinkel zu verkleinern, wird das. 
Gefälle des Tunnels ungefähr eine Meile von der Küste beginnen 
und dann zunächst den schmalen Kanal zwischen dem Haupt- 
lande und der kleinen Insel Hikoshima unterlaufen. Sodann 
wird der Tunnel im Untergrund dieses Inselchens selbst weiter 
gehen, vermutlich wird dort auch eine Untergrundstation an- 
gelegt, und von dort geht der Tunnel unter der eigentlichen 
Strasse von Shimonoseki weiter bis in die Gegend von Dairi, 
einige Meilen westlich von Moji. Dort wird der Anschluss an 
die Kyushu-Bahn erreicht. So würde die ganze Länge dieser 
Verbindungsstrecke etwa sechs Meilen betragen. wovon eine 
Meile auf die Untertunnelung der Meerenge und je einer weiteren 
Meile auf die beiden schiefen Ebenen nördlich und südlich fallen 
würden. Man rechnet auf etwa 20 Mill. Yen Kosten und hofit, 
das Werk bis 1929 fertig zu sehen. Vermutlich ist diese ganze 
Schätzung nur für eine eingleisige Verbindungbahn durch den 
Tunnel gemeint, weitere Wege für Fuss- und Wagenverkehr, 
auch für Autos, sind vorläufig noch nicht inbegriffen. 


Abnahme des japanischen Handels mit Südafrika und Süd- 
amerika. Während des Krieges hat sich der japanische Handel 
mit Südafrika so ausgedehnt, dass bei den Engländern schon 
Besorgnisse entstanden. Jetzt ist eine Beruhigung eingetreten. 
Ein angesehener japanischer ‚Geschäftsmann soll, nach „Lon- 
donand China Telegraph“, 23. 2. 20, seine Ansicht da- 
hin ausgesprochen haben: „Die Südafrikaner haben viele Waren 
aus Japan bezogen, die sie anderswoher nicht bekommen. 
konnten. Jetzt, nachdem die Hände Englands und anderer 
europäischer Länder wieder freigeworden sind, liegt für sie 
keine Veranlassung mehr vor, nach Japan zu blicken. Die 
japanischen Waren stellten sich teurer und warm den euro- 
päischen gegenüber doch recht :minderwertie.. Dazu kommt 
die Entfernung des Landes, die hohen Frachten und auch die 
steigenden. Arbeitslöhne in Japan, sodass Japan mit Europa 
nicht mehr konkurrieren kann.“ Diese Ansicht findet eine 
Stütze in einer amtlichen Aufstellung des Finanzministeriums in 
Tokio. Die japanische Ausfuhr nach Südafrika betrug von 
Januar bis September 1919 nur noch Yen 5,4 Mill, d. h. 71,7 
Mill. weniger als in derselben Periode des Vorjahres. Ebenso 
ist der Handel der Japaner mit Südamerika im Rückgange, zwar 
micht so heftig wie der Handel mit Indien und China, aber 
immerhin äusserst merklich. 


Japanische ätherische Oele. Weisses ätherisches Kamp - 
feröl ist selten und ieuer; 1 cwt. kostet jetzt 165/— bis 168’ —. 
Die Gesamtausfuhr Japans betrug im Oktober 1919 492 385 Kim 
im Werte von Yen 178265. Während der ersten 10 Monate, 
Januar bis Oktober, waren nach dem Oil& ColourTrades 
Journal vom 31. 1. 20 die Ausfuhren folgende: 1917 1564 448. 
Kin im Werte von Yen 289 145; 1918 1 101 953 Kin im Werte von 
Yen 291953; 1919 992610 Kin im Werte von Yen 297018. 
Pfeffermünzöl ist ruhig, aber fest zu 17’— für 1 lb. und 
Mentho! zu 75/— bis 76/—. Die Ausfuhren in den erster 
10 Monaten 1919 betrugen für Pfeffermünzöl 1917 193624 Kin 
im Werte von Yen 440 139, 1918 150537 Kin im Werte von Yen 
345 319, 1919 361 433 Kin im Werte von Yen 1107814. Menthof 
1917 221 838 Kin im Werte von Yen 1417424, 1918 217776 Kir» 
im Werte von Yen 1368085 und 1919 213 248 Kin im Werte vom 
Yen 2 102 537. 
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Erscheint zweimal monaflch 


Wider die Konzessionsiägerei in China. 


In den Handelsbeziehungen zwischen China und dem 


Auslande hat es wiederholt Perioden gegeben, wo die Kon- 


zesionsjägerei in hoher Blüte stand. Die Erlangung von 
Eisenbahnen und Bergbaugerechtsamen war meistens der 
Gegenstand eines heftigen Wettbewerbs interessierter 
ftemder Regierungen oder Privatgesellschaften. In Zeiten, 
wo den Provinzsatrapen fast unumschränkte Machtvoll- 
kommenheit zustand, wie unter der Mandschu-Dynastie, ge- 
lang es ausländischen Konzessionsjägern, die teils in der 
Gunst der allmächtigen Vizekönige und Provinzialgouver- 
neure standen, teils durch lautere oder unlautere Methoden 
sich die Gunst solcher mächtigen Herren zu erringen wuss- 
ten, sich alle möglichen Konzessionen zu sichern. Das war 
hauptsächlich in den neunziger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts der Fall. Erst als sich die Mächte zusammen- 
geschlossen hatten, um die Erschliessung Chinas nach ein- 
heitlicheren Grundsätzen zu regeln, liess das Konzessions- 
jägertum nach, um jetzt nach dem Weltkriege in neuer Blüte 
zu entstehen. Die augenblicklichen innerpolitischen Verhält- 
nisse sind solchen Bestrebungen besonders günstig, weil 
eine straffe Zentralgewalt fehlte Auf die Gefahren, denen 
der britisch-amerikanische Handel entgegengeht, wenn China 
seine wirtschaftlichen Hilisquellen an nur auf Ausbeutung be- 
dachte Unternehmer verschachert, weist Bruce Baxter 
ın einem langen Artikel hin, den der „North China 
Herald“ vom 27. 2. 19 veröffentlicht. Baxter geht von dem 
Grundsatz aus, dass die Entwicklung des amerikanischen 
und britischen Handels in China von der Freundschaft der 
Chinesen abhängig sei und dass man keine Gelegenheit ver- 
passen dürfe, sich das Vertrauen des chinesischen Volkes 
zu erwerben. Im Geschäft hört zwar das Gefühl auf, aber 
ein Kunde sei oft mit einem Lächeln und einem freundlichen 
Wort zu gewinnen. Baxter weist dann auf die verschiede- 
nen in letzter Zeit geschaffenen englisch-amerikanischen und 
angelsächisch-chinesischen Unternehmen hin und begrüsst 
sie als einen weiteren Schritt in der Erschliessung Chinas, 
ist jedoch der Ansicht, dass sich die neuen Gesellschaften 
von dem Grundsatz der „Politik der offenen Tür“ leiten 
lassen müssten, um den Eindruck zu vermeiden, dass ein 
Zusammenschluss erfolgt sei, der sich gegen die japanischen 
Interessen richte. Während des Krieges, so stellt Baxter 
fest, ist von Ausländern ständig darauf hingewiesen worden, 
dass Japan sich die Lage zunutze mache und Vorteile suche. 


—eeeeeeeeeeee ee rn rer rn, 


Kein Tag verging, wo nicht in der fremden Presse die 
Japaner und die ihnen freundlich gesinnten chinesischen Be- 
amten angegriffen wurden. Nachdem nun der Krieg vorüber 
ist, sind jene Angriffe vergessen. Anlässlich des Boykotts 
japanischer Waren durch die Chinesen und die Furcht des 
amtlichen China, sich weiter mit japanischen Staatsange- 
hörigen einzulassen, glauben nun westländische Kreise mit 
Angehörigen des amtlichen Chinas dieselben Geschäfte 
machen zu können, die sie vor einigen Monaten noch — als 
nur Japaner daran interessiert waren — als unlauter bezeich- 
neten. Ein ausländischer Beamter machte Baxter gegenüber 
die Aeusserung, dass die chinesische Regierung nicht mehr 
gewillt sci, den Japanern weitere wirtschaftliche Zugeständ- 
nisse zu machen und dass sie bereit sei, mit britischen und 
amerikanischen Interessenten zusammenzuarbeiten. An diese 
Aeusserung knüpft Baxter die Kritik, dass die chinesische 
Regierung kein Recht habe, Engländern und Amerikanern 
das zu geben, was sie den Japanern habe geben wollen. 
Es läge nicht im Vorteil Chinas, dass eine Gruppe england- 
und amerikafreundlicher Beamten das Land den Briten und 
Amerikanern ausliefere, ebensowenig wie es davon Vorteil 
habe, dass japanfreundliche Beamte den Japanern Kon- 
zessionen verschafiten. 

Nach der Ansicht Baxters ist den chinesisch-ausländi- 
schen Handelsinteressen dadurch am besten gedient, dass 
eine Zusammenarbeit zwischen ausländischen und chinesi- 
schen Geschäftsleuten und nicht zwischen ausländi- 
schen und chinesischen Beamten herbeigeführt wird. Der 
Hauptgewinn der britischen und amerikanischen Geschäfts- 
leute in China fliesst nicht aus den wenigen Konzessionen, 
sondern aus dem Verkauf britischer und amerikanischer Er- 
zeugnisse. Diese Erzeugnisse werden jedoch nicht von den 
Beamten Chinas, sondern vom chinesischen Volk gekauft. 
Wenn wir irgend etwas unternehmen, meint Baxter, was das 
chinesische Volk beleidigen könnte, werden wir sofort Un- 
willen hervorrufen, worunter unser Handel leidet. Japan 
muss den augenblicklichen Boykott nur aus dem Grund: 
über sich ergehen lassen, weil das chinesische Volk die Be- 
ziehungen der Japaner zu der chinesischen Regierung als 
ecgen die Interessen seines Landes gerichtet ansieht. Man 
clarf nicht ausser Acht lassen, dass es chinesisch Beamte 
waren, die Japan gegeben haben, was es von China erhielt. 
Aber die blosse Tatsache, dass einige chinesische Beamte be- 
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reit waren, Japan zu geben, was nicht ihr Eigentum war, 
hat Anlass zu einem die ganze Nation umfassenden Bovkott 
japanischer Waren gegeben. Nicht der japanische Millionär 
ist am meisten durch den Boykott getroffen, sondern das 
japanische Volk, die kleinen Fabrikanten. In letzter Zeit hat 
seitens der Briten und Amerikaner ein Ansturm auf China 
stattgefunden, um Geschäftsmöglichkeiten ausfindig zu 
machen; viele dieser Leute glauben, dass mit der sogenann- 
ten Regierung von China leicht umzugehen ist. Es wird 
über Verträge verhandelt, die den mit Japanern ab- 
geschlossenen nicht unähnlich sind; damit tun die Eng- 
länder und Amerikaner aber dasselbe, was sie vor einigen 
Monaten noch bekämpft haben. Was jetzt geschieht, ist 
falsch. Letzten Endes werden die angelsächsischen Handels- 
interessen in ganz China darunter leiden müssen, denn das 
Volk wird den Verkauf Chinas an Grossbritannien oder 
Amerika ebensowenig dulden wie an Japan. Es ist die 
Pflicht der britischen und amerikanischen Gesandtschaft, die 
die Vertreter der englisch-amerikanischen Interessen in China 
sind, solche Händel zu verhindern, weil sie dem amerikani- 


schen und britischen Geschäft in China schädlich sind. Wir |. 


müssen die Fehler, die wir augenblicklich begehen, einsehen, 
oder die Zeit wird kommen, wo wir dasselbe zu erdulden 
haben wie die Japaner. Die Japaner sind nach. China ge- 
kommen und haben im Verein mit Chinesen Banken ge- 
gründet. 
schäftsinstitute gewesen, und aus diesem Grunde wurden sie 
von den Westländern bekämpft. Wenn aber die Japaner 
kein Recht haben, in Bankabmachungen mit chinesischen 
Beamten zu treten, steht dann den Westländern dieses Recht 
zu? Die Exchange Bank of China ist heftig als 
vin politisches Unternehmen bekämpft worden, weil die 
Japaner diese Bank mit Hilfe von Männern wieLu Tsung- 
yü und Tsao-Ju-lin gegründet haben, so lange sie 
noch im Amte waren. Diese beiden chinesischen Beamten 
sind von ihrem eigenen Volke gestürzt worden, weil sie als 
schuldig befunden waren, mit den Japanern beim „Ver- 
kauf der Nation“ unter einer Decke zu arbeiten. Jeder 
Chinese weiss, dass der Reichtum dieser beiden Beamten 
aus den Taschen des Volkes gepresst worden war, und dass 
sie sich mit den auf diese Weise erworbenen Geldmitteln an 
chinesisch-japanischen Geschäften beteiligen konnten. Das 


Dr. P.D. 


Am 13. März dieses Jahres ist der Wirkliche Geheime 
Rat Dr. Paul David Fischer im 84. Lebensjahre gestorben. 
Noch bis in die letzte Zeit hinein hat er den kulturellen Be- 
strebungen Deutschlands in China sein ungemindertes Inter- 
esse bekundet und teilgenommen an allen darauf bezüglichen 
Verhandlungen. 

Mit Exzellenz Dr. Fischer ist ein Mann dahingegangen, 
der sich durch starke Energie, scharfen Verstand, unermüd- 
liche Arbeitskraft und reichste Lebenserfahrung ebenso aus- 
zeichnete, wie durch grosse Güte. Dr. Fischer war eine 
vollendete Persönlichkeit, deren Wirkung sich niemand ent- 
ziehen konnte, der mit ihr in Berührung trat. 

Dem Deutsch-Chinesischen Verbande (Verband für den 
Fernen Östen) hat er von den Tagen an nahe gestanden, ın 
denen der Gedanke seiner Gründung zum ersten Male er- 
örtert wurde. Er griff diesen Gedanken als einer der ersten 
auf und sah schon ganz im Anfang in der zu schaffenden 
Organisation die Stelle, die einmal berufen sein sollte, ihm 


ı Leitartikels. 


Diese Banken sind jedoch keine wirklichen Ge- 


chinesische Volk wusste ferner, dass diese beiden chinesi- 
schen Beamten ihren Einfluss geltend machen würden, um 
den japanischen Interessen Alles in Gestalt von Konzessionen 
und Privilegien zuzuweisen, womit sie ihren eigenen Inter- 
essen.und nicht denen Chinas dienten. Es ist deshalb nicht 
überraschend, dass die Beamten vom Volk aus ihren Aemtern 
verjagt wurden. Es wird aber auch nicht überraschend sein, 
wenn eines Tages diejenigen Beamten gestürzt werden, die 
sich mit Briten oder Amerikanern in ähnliche Beziehungen 
eingelassen haben. Ein solches Verjagen aus dem Amt wird 
dieselbe Wirkung auf den englisch-amerikanischen Handel 
haben, wie augenblicklich auf den japanischen. 

Baxter hält es an der Zeit, dass die britischen und ameri- 
kanischen Handelskammern sowie andere: Körperschaften in 
China die Aufmerksamkeit ihrer :Gesandtschaften auf diese 
Zustände lenken und dass sie gegen jede geschäftliche Trans- 
aktion, die geeignet ist, die allgemeinen Geschäftsinteressen 
zu beeinträchtigen, in Peking Front machen; andernfalls 
würden sich die Briten bald in derselben Lage befinden, wie 
die Japaner. 

Der „North China Herald“ machie die Aus 
führungen Bruce Baxters zum Gegenstand ein: 3 besonderen 
Das Blatt sieht, ebenso wie Bax er, in dem 
Wettlauf um Erlangung von Konzessionen erns:e Gefahren. 
Es ist der Ansicht, dass die Konzessionsjägerei, :tie nach dem 
chinesisch-japanischen Krieg in China einsetzte, zum Teil für 
den Boxerauistand verantwortlich war. Letzten Endes habe 
auch die Setschuaner Eisenbahnfrage zu der Revolution des 
Jahres 1911 geführt. China tritt heute nicht den ihm unlieb- 
samen europäischen Methoden mit bewaffnetem Widerstand ent- 
gegen, sondern es hat andere Werkzeuge entdeckt, die wirk- 
samer sind, als Pulver und Blei. Es ist nicht au sgeschlossen, 
dass sich die Geschichte wiederholt und der jetzt gegen Japan 
gepredigte Boykott sich auch in anderen Richtungen hin 
fühlbar machen wird. In Hunan musste bereits eine Kon- 
zession infolge des Protestes der Bevölkerung, der sich auf 
die Annahme stützte, dass „Hoheitsrechte“ bedroht seien, - 
fallengelassen werden. (Es handelt sich hier oflenbar um 
eine von dem Militärgouverneur von Hunan an ein britisches 
Konsortium verliehene Bergbaugerechtsame. D. Schriftl.) Der 
„North China Herald“ sieht das Hauptübel in dem Fehlen 
einer festumrissenen Politik der führenden fremden Mächte. 


Fischer f. 


die schwere Sorge um die Deutsche Medizinschule in 
Schanghai und die deutschen Ingenieurschulen für Chinesen 
in Schanghai und Hankau abzunehmen. An diesen Lehr- 
anstalten hing Dr. Fischers ganzes Interesse, im wesent- 
lichen aus seiner Initiative waren sie entstanden, und für sie 
hat er als Vorsitzender des Kulturausschusses der Deutsch- 
Asiatischen Gesellschaft und der Vereinigung zur Errichtung 
deutscher technischer Schulen in China während der letzten 
15 Jahre seines Lebens mit grosser Hingabe und mit grossem 
Erfolge gearbeitet. Wie wenigen anderen ist es Dr. Fischer 
klar gewesen, dass Deutschland .in China nur zu Ansehen 
und Bedeutung gelangen könne, wenn es sich dort kulturell 
betätige. Er hatte lange Jahre hindurch die kulturellen 
Leistungen anderer Staaten, namentlich der angelsächsischen, 
verfolgt, und als ihm der Zeitpunkt für Deutschlands Be- 
tätigung auf diesem Gebiete gekommen schien, da ver- 
sammelte er eine Anzahl führender Persönlichkeiten unseres 
Wirtschaftslebens um sich, um die Mittel zu schaffen, aus 


denen die deutschen Lehranstalten in Schanghai und Hankau 
gebaut, ausgestattet und unterhalten wurden. Nachdem sie 
ihren Lehrbetrieb aufgenommen und sich durch die gründ- 
liche Arbeit, die an ihnen geleistet wurde, hohes Ansehen er- 
worben hatten, trug sich Dr. Fischer mit neuen Plänen. Der 
Ausbruch des Weltkrieges hat ihre Verwirklichung auf lange 
Zeit hinaus verhindert und der erzwungene Eintritt Chinas 
in den Kampf gegen Deutschland hat sogar zur Folge gehabt, 
dass wir unsere alten Schulgebäude in Schanghai verlassen 
mussten, um uns einstweilen in Woosung ein Unterkommen 
zu suchen. So schwer Dr. Fischer dieser Bruch in der auf- 
steigenden Entwicklungslinie „seiner”. Anstalten traf, seinen 
Mut und sein Vertrauen in die Zukunft der deutschen Kultur- 
arbeit in China hat er dadurch nicht verloren. Zwar war er 
sich, wie es bei einem so scharfblickenden Manne nicht 
anders sein konnte, darüber durchaus klar, dass wir uns in 
dieser Arbeit erhebliche Beschränkungen auferlegen müssten; 
aber wieder aufgebaut sollte sein Werk werden innerhalb des 
Rahmens, den die Verhältnisse uns vorzeichneten. 
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Um die Grundlage dafür zu schaffen, leitete Exzellenz 
Dr. Fischer Anfang 1919 die Uebertragung der Lehr- 
anstalten auf unseren Verband ein, wie er es bereits seit 
Jahren beabsichtigt hatte. Das Ergebnis war, dass er selber 
mit den beiden Schulausschüssen dem Verbande beitrat und 
uns die weitere Sorge für die Hochschulen in China auf- 
erlegte. 

Der Verband für den Fernen Osten hat die Lehranstalten 
in dem Wunsche übernommen, dass sie im Sinne von Exz. 
Dr. Fischer weitergeführt werden. Man kann nur hoffen, 
dass die Verhältnisse es uns gestatten, diesen Wunsch in Jie 
Wirklichkeit zu übertragen. Was am Verbande für den Fernen 
Osten liegt, soll und wird geschehen, um die entgegenstehen- 
den Schwierigkeiten zu überwinden. Wie sich das Schicksal 
der Medizin- und Ingenieurschulen aber auch hinfort ge- 
stalten möge, der Name von Exzellenz Dr. Fischer wird für 
alle Zeiten mit diesen Anstalten, die einen weithin sichtbaren 
Beweis von Deutschlands kultureller Leistungsfähigkeit 
geben, verbunden sein. ! Dr. L. 


In japanischer UPEEROISHENBRGHNIE, 


Von F. Tiefensee, 


Den deutschen Zeitungslesern wird schon während des 

Krieges die Verschiedenfarbigkeit der Berichte über die 
Gefangenenlager in Japan aufgefallen sein. Diese Varianten 
beruhen zunächst auf verschiedener Veranlagung und Auf- 
fassungsweise der Schreiber: mancher hat es nie so gut 
gehabt wie in der Gefangenschaft, ein anderer nirgends so 
schlecht wie dort. Während der eine unter der auferzwun- 
genen Arbeitslosigkeit schwer leidet, bekommt dem andern 
eine fünjährige Ferienzeit ausgezeichnet. Entbehrungen in 
der Nahrung, der Kleidung oder der Behausung, Härten der 
Behandlung werden verschieden schwer empfunden; Fehlen 
der Weiblichkeit bedeutet für den einen ein Leiden, den 
andern eine Erlösung, usw., kurz mit Schopenhauer 
sprechend: ‚Bei gleicher Umgebung lebt doch jeder in einer 
andern Welt.“ 

Im ganzen sind mehr der rosenfarbenen Berichte, die 
glatt durch die Zensur gingen, nach Deutschland gelangt. 
In der Beschaffenheit der Lager und in der Behandlung der 
Kriegsgefangenen hat es Unterschiede gegeben. Die. nach- 
folgende Schilderung knüpft an Beobachtungen in Matsu- 
yama und Bandoan. 

Das Lager in Bando ist deutscherseits teils mit Recht als 
das „Musterlager“ Japans aufgefasst worden. Aeusserlich 
hatte es vor andern Lagern kaum etwas voraus; kahl und 
steif standen seine zehn scheunenähnlichen Baracken da. 
Nebengebäude: zwei Küchen, eine Kantine, zwei Ver- 
waltungsgebäude, ein Arrestlokal, das oft so besetzt war, 
dass die Anwärter mehrere Tage warten mussten. Beim 
ersten Anblick der langweiligen Bauten entrang sich wohl 
mancher Brust ein Seufzer. 

In diesem Lager hatten die Japaner fünf kleinere Lager 
zu je 200 Mann zusammengezogen, für die Japaner eine Er- 
sparnis an Verwaltungskosten, für die Kriegsgefangenen der 
Vorteil, in dem grösseren Gelände, das 15 Minuten im Um- 
fang mass, seltener einen gewehrtragenden Posten zu sehen. 
Eine Wasserleitung aus Tonrölıren und Bambus lieferte — 
oft kein Wasser; dann halfen zwei Bewässerungsteiche 
innerhalb des Lagers aus, auf denen sonst Enten und selbst- 
gebaute Boote herumschwammen. Elektrisches Licht wurde 


‘oder Schuhmacher, 


vorwiegend gegen Bezahlung geliefert; 
und versagte oft. 

'Seine Vorzugsrolle verdankte das Lager hauptsächlich 
dem japanischen Kommandanten, der sich bemühte, den Ge- 
fangenen das Los nicht zu erschweren, sondern zu erleichtern; 
er. vermied, überflüssiges Dazwischenkommandieren, Abzählen 
und Revidieren und überliess die Gefangenen möglichst sich 
selber. So entwickelte sich zwischen den Baracken bald ein 
Stück deutschen Kleinstadtlebens. 

Mancherlei muss die nächste Umgebung dem Kriegs- 
gefangenen zur Unterhaltung liefern: eine Spinne oder eine 
Herrgottsanbeterin wird mit einer Gründlichkeit betrachtet, 
wie man sie seit der Jugendzeit nicht mehr aufgewendet hat; 
die Wolke bekommt wieder Gesichter usw. Zwar ist von den 
Gefangenen auch viel „Sport“ getrieben worden, vom damen- 
haften Tennis bis zum kniebrechenden Treibball, das Heil- 
samste ist aber die Arbeit gewesen. 

Es sind nur wenige als bezahlte Arbeiter von den 
Japanern herangeholt worden (Viehpfleger, Gärtner, Kessel- 
schmiede), aber gern wandten viele als freiwillige Holzfäller 
und Brückenbauer für einige Stunden dem Lager den Rücken. 
Wer arbeiten wollte, fand auch innerhalb des Lagers Beschäf- 
tigung als Koch oder Bäcker, Putzer oder Wäscher, Schneider 
Tischler oder Schlosser, Barbier oder 
Photograph. Es gab auch zwei Schlächtereien, eine Kon- 
ditorei und mehrere Durstlöschstellen. Auf gepachteten Teilen 
des Schiessplatzes wurde Gemüse gebaut und Kleinviehzucht 
getrieben (nach einer Viehzählung 1425 Stück Federvieh). 
Im Lager fehlten auch nicht eine Müllabfuhrgesellschaft, eine 
Transportgesellschaft mit zwei richtig gehenden Pferden und 
ein Arbeitsnachweis. Lagergeld, das von einem Kriegs- 
gefangenen herausgegeben wurde, und Lagerpostmarken 
zeugen von Handel und Wandel innerhalb der Draht- 
umspinnung. Allmählich entstanden im Lagergebiet drei 
Stadtteile von kleinen Holzbuden, in denen genäht und ge- 
hämmert, gemalt und geschnitzt, gegeigt und studiert wurde. 
Sass man in Matsuyama anfangs auf dem Fussboden, und 
war der Besitz einer leeren Bierkiste, die als Stuhl, Tisch und 
Schrank diente, schon ein neiderregender Luxus, so ent- 


es brannte dürftig 
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standen in Bando aus Bambus, Papier und Brettern gemüt- 
lichere Einrichtungen. Da auf den einzelnen Mann nur eine 
Stätte von 90 mal200 cm zum Wohnen, Essen und Schlafen 
entfiel, wohnten die meisten unter ihrem gestelzten Bette. 


Geistige Nahrung kam vielfach von Deutschland herein; 
es sei nochmals allen gedankt, die zum Entstehen der 
Bücherei beigetragen haben. Missmut erweckten oft die 
Zeitungen aus der Heimat; welch trauriger Inhalt: Einbruch, 
Raub und Mord, Wucher und Vergnügungen, der Rest 
Parteigezänk! Zum Donnerwetter, gibt es denn nichts Gutes 
in der Welt mehr? Steht den Zeitungsschreibern kein Wort 
zur Verfügung, das die Herzen emporreisst? Haben die 

- Zeitungen nicht die Verpflichtung gefühlt, das Vaterland ver- 
teidigen zu helfen? Wie anders wirkte da die fremde 
Zeitung, wenn man sie neben die deutsche legte! Alles haut 
da in eine Kerbe zu dem einen Ziele, dem Siege, mag auch 
die Methode nicht nachahmenswert sein. Ferner erfährt man 
aus der durchschnittlichen deutschen Zeitung kaum, dass es 
ein Ausland gibt; „hinter Berlin ist alles Wasser“. 


Da der Verkehr mit der Heimat oft ganz unterbunden 
war, bildete die Gründung der Lagerdruckerei und einer 
Lagerzeitung ein bedeutsames Ereignis im Leben der Kriegs- 
gefangenen. Der Tägliche Telegrammdienst brachte Ueber- 
setzungen aus japanischen Zeitungen über die Kriegsgescheh- 
nisse, und die Lagerbewohner waren darüber wohl besser 
orientiert als durchschnittlich die Angehörigen in Deutsch- 
land. Zwar riss die Zensur oft Löcher in die Zeitung, aber 
das Fehlende ist anderswo beschafft worden. 


Als Wochenschrift erschien die „Baracke“, als Wieder- 
druck das „Lagerfeuer“ (Matsuyama). Eine Zahl von Büchern 
wurde im Lager verfasst und gedruckt (Geographie Japans, 
Uebersetzung zu den japanischen Fibeln, Wegweiser durch 
die chinesischen Höflichkeitsformen, Ausweisung der Deut- 
schen aus China, Geschäftsgründung in China, Heimaterde 
und Ahnenblut, Plaudereien über Kunst u. a.). Je ein Exem- 
plar der Druckwerke ist an die Städte Hamburg und Berlin 
und an die Preussische Staatsbibliothek gesandt worden; das 
Rote Kreuz in Frankfurt a. M. hat mehrere Exemplare er- 
worben und gibt an Interessenten wohl noch einiges ab. 
Beim Scheiden aus Bando wurde die Gründung einer „Ost- 
asiatischen Monatsschrift‘“ geplant, deren Verlag die Gesell- 
schaft für Natur- und Völkerkunde Ostasiens in Tokyo über- 
nehmen wollte; wegen der ungünstigen Markvaluta und weil 
nach dem Erscheinen der „Ostasiatischen Rundschau“ eine 
geringere Dringlichkeit für die Herausgabe besteht, wird 
wolıl vorläufig der Plan aufgegeben werden müssen. 


Die künstlerisch ausgeführten Schablonendrucke von 
Theater-, Konzertzetteln u. dgl. haben in Deutschland viel- 
fach Anerkennung gefunden. Sehr ist durch die Druckerei 
auch der Unterricht gefördert worden, indem sie die 
fehlenden Lehrschriften herstelltee Für Vorträge, An- 
dachten und Theater stand der halbe Raum einer Baracke zur 
Verfügung. Das Vorhandensein von zwei Militärkapellen, 
zwei Streichmusikkapellen und drei Gesangsvereinen beweist 
schon den regen Wetteifer auf dem Gebiet der Musik. 


Welch beneidenswertes Dasein! Dieser ÄAusruf wird 
vielleicht manchem Leser entschlüpfen, der die Schattenseite 
des Gefangenenlebens nicht kennen gelernt hat. Nun, das 
ist wohl wahr, im ganzen liess sich das Los der Kriegs- 
gefangenschaft in Japan, zumal in Bando, ertragen, aber mit 
dem gleichen Atemzuge muss gesagt werden, dass nicht alles 
Gold ist, was glänzt. In den Etat war für unsere ITünen 
nicht mehr eingesetzt als für den kleinen japanischen Soldaten, 


der mit den steigenden Preisen und immer kleiner werdenden 
Rationen auch mehr und mehr über die unzureichende Ver- 
pflegung klagte. Verschiedentlich von den Kriegsgefangenen 
vorgetragene Bitten um Aufbesserungen sind erfolglos ge- 
wesen, so haben die Gefangenen einen grossen Teil der 
Lebensmittel selber gekauft. Die Kleidung war in Matsuyama 
dürftig, in Bando reichlicher bemessen, die ärztliche Fürsorge 
schlecht. 

Also, um es nochmals zu sagen: die Kriegsgefangenen 
sind durchschnittlich gut über die Zeit von fünf langen 
Jahren hinweggekommen; doch das ist deutschem Gelde zu 
verdanken, das teils von Begüterten aus China, Deutschland 
usw. herübergezogen, teils von Deutschen gestiftet worden 
ist. Damit haben auch Aktive die Möglichkeit gehabt, sich 
einen bessern Unterhalt zu verdienen. Zwar wurde den 
Kriegsgefangenen in den letzten Jahren so ziemlich alles ge- 
liefert, was sie wünschten, aber gegen gute Bezahlung. Ohne 
die Beträge aus dem deutschen Säckel hätte in den japa- 
nischen Gefangenenlagern wohl ziemliche Not geherrscht. 

Hart waren manche Bestrafungen, die über Kriegs- 
gefangene verhängt wurden, z. B. für Fluchtversuch, und mit 
Befremden lasen diese, dass ein Vergehen, das in Japan mit 
einem Jahr Zuchthaus (japanisches!) bestraft worden war, in 
Deutschland nur mit einem Monat Gefängnis geahndet wurde. 

Nach ihrer Ankunft in Japan im November 1914 glaub- 
ten die Gefangenen, dass zu Weihnachten der Kampf erledigt 
sein werde, der Abtransport könne sich höchstens bis zum 
Frühjahr hinziehen. Das hätte man den Tsingtaukämpfern 
damals erzählen sollen, dass sie noch fünf Jahre hinter dem 
Stacheldraht sitzen müssten! Aber wie auch die Zeit vor- 
rückte, man harrte geduldig des Lohnes für die Wartezeit und 
wurde von jeder guten Botschaft aus der Heimat beseelt wie 
die Fliege von der Sonnenwärme. Und dann das Ende. Eine 
wirkliche Leidenszeit begann mit dem Zusammenbruch 
Deutschlands, die Zeit ruhelosen Wartens. Dazu jagte cine 
Hiobspost die andere: Liquidation des Vermögens, Aus- 
weisung aus China; es regnete Entlassungsbriefe herein. 

Zwar ein Hoffnungsstern trat aus all dem Leid deutlicher 
hervor: die Heimkehr; aber Woche um Woche schlich 
ereignislos hin. Durch die Unsicherheit der Zukunft beein- 
flusst, hatte der zielgerechte Lerneifer abgenommen. Die 
Unrast der ersten Revolution versuchte auch in das Lager 
einzudringen; denn neue Ideen wirken ansteckend und machen 
an Grenzen und Stacheldrähten nicht halt. Zum Glück fand 
sich rasch die Einsicht, dass man nicht alles nachzumachen 
brauche, was draussen vorgemacht werde. Die Grippe hielt 
ihren Einzug in die Gefangenenlager und rafite noch manchen 
dahin, der sich schon ganz lebhaft das Wiedersehen in der 
Heimat ausmalte. Monate schwanden; Elsass-Lothringer und 
Polen zogen davon, der Rest sass fest. Listen über Listen 
wurden aufgemacht, ohne dass weiteres darauf erfolgte. 
Eine Zeitlang versuchte man den Kriegsgefangenen weiss- 
zumachen, die deutsche Regierung wäre an der Verzögerung 
schuld, bis es sich nur schlecht vertuschen liess, dass sich 
Japan in der Frage der Gefangcenenausliefertung an die 
Alliierten gebunden hatte. 

Ein Segen war es, dass in dieser öden Warteperiode 
etwas mehr Freiheit gestattet wurde. Häufigere Spaziergänge 
machten die Kriegsgefangenen mit dem Leben der japanischen 
Bauern und Fischer bekannt und erstreckten sich bis zur Sce. 
Mit der Bevölkerung haben die Gefangenen auf gutem Fusse 
gestanden, und in der Umgegend von Bando wird man noch 
jahrelang die deutschen Grüsse „Guten Morgen“, „Guten 
Tag“, „Hummel, Hummel“ aus dem Munde der gesamten 


Schuljugend hören können. Hatten die Japaner schon vor- 
dem die gefangenen Vögel im Käfig und bei der Ausstellung 
gehörig studiert, so konnten sie nun ihre Gäste in halber Frei- 
heit beobachten; Turner und Schauspieler mussten wieder- 


“ holt ihre Leistungen vorführen. 


Zwar ist in dieser Zeit den Kriegsgefangenen eine grosse 
Zahl von Stellen von den Japäanern angeboten worden, be- 
sonders von Betrieben, die noch von den Europäern zu lernen 
haben; so wurde eine Menge technischer Kräfte für einen 
grosszügigen Schlachthausbetrieb in der Mandschurei mit 
Verwertung sämtlicher tierischen Produkte angefordert, zum 
Abschluss von Kontrakten ist es aber nur in wenigen Fällen 
gekommen (Ingenieure, Gerber, Brauer, Viehpfleger); meist 
scheiterten die Verhandlungen an den Gehaltsforderungen 
der Deutschen. 

Viel ist es nicht, was die Kriegsgefangenen in die Heimat 
mitbringen, aber doch allerlei an Kenntnissen, besonders des 
Japanischen und Chinesischen, erworben in fünfjähriger 
Arbeit, allerlei an Beobachtungen über Natur und Kunst, 
Lebensführung und Technik, allerlei an Entschlüssen für neue 
Wege, die von der neuen Zeit geheischt werden. Möge vieles 
davon Früchte tragen, und mögen die Tüchtigen unter den 
Heimkehrern unter den neuen Verhältnissen an den richtigen 
Platz im geschäftlichen und politischen Leben gelangen. 
Dann wird man nicht die Frage zu hören bekommen: Was 
sollte eigentlich der ganze Vorstoss nach dem Fernen Osten? 
Wie die Kreuzfahrer haben wir zwar das ferne Land nicht zu 
behaupten vermocht; aber eine Fülle von Änregung floss von 
den Kreuzzügen in die Heimat, und so sollen die Heimkehrer, 
obgleich anscheinend in allen Winkeln Deutschlands ver- 


Politische 


China. 


Zur Lage. Nachrichten über die politische Lage in China ge- 
langen nur spärlich nach Europa, sodass es schwer ist, sich ein 
zusammenhängendes Bild von den Vorgängen zu machen. 
Innerpolitisch steht noch immer die Frage einer Einigynz 
zwischen Norden und Süden im Vordergrund. Alle Versuche, 
auf Verhandlungswegen zu einem Vergleich zu koınmen, sind bis- 
her gescheitert. Verschiedene Anzeichen deuten darauf hin, dass 
sich der Süden zu einem neuen Waffengang rüstet; er erachtet 
die Gelegenheit jetzt als besonders günstig, da der Pekinger 
Regierung wegen der mongolischen Frage und wegen der 


bolschewistischen Gefahr in deiı äussersten Nordprovinzen die 


Hände gebunden sind. Das Ende .vorigen Jahres gebildete 
Ministerium Gin-Yün-peng scheint auch auf schwachen Füssen 
zu stehen. Ein Pekinger Bericht der Times vom 23. 3. 20 weist 
auf Bestrebungen der Militärgouverneure des Nordens und Jes 
Südens hin, sich neu zu gruppieren und unliebsame Rivalen aus- 
zuschalten. Unter den in Kuangtung stationierten Yünnan- 
Truppen soll es zu Kämpfen gekommen sein. Aus der Provinz 
Honan werden militärische Kundgzebungen gemeldet. In Hunan 
will sich ein General der Nordpartei mit Waffengewalt zum 
Herren der Provinz machen, während in der Provinz Schensi die 
Provinzialtruppen gexen Truppen der Pekinger Regierung vor- 
zehen. Die anfangs des Jahres von der Regierung angekündigte 
Auflösunge überflüssiger Truppenteile scheint sich im Hinblick auf 
die Haltung der Militärgouverneure, die sich ihre Macht- 
instrumente nicht nehmen lassen wollen, auf grosse Schwierig- 
keiten zu stossen. Ein grosser Teil der Truppen ist im Hinblick 
auf die Leere der Regierungskassen seit Monaten nicht besoldet 
worden, was eine neue Gefahreuguelle für die allgemeine Sicher- 
heit bedeutet. Englische Beurteiler, wie vor kurzem J. O. P. 
Blandim Japan Advertisser, sehen den einzigen Weg, 
um in China eine Stetirkeit der Verhältnisse herbeizuführen, 
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schwunden, als Ferment wirken, wodurch das Volksleben ge- 
hoben wird, und wäre es auch nur auf dem Gebiete des 
Familienlebens, auf dem wir noch so viel von den ost- 
asiatischen Völkern zu .lernen haben, oder wäre es bei der 
Arbeit: Freude am Schaffen, Treue in der Arbeit. Zusammen- 
geschweisst durch die gemeinsame Not, bilden die heim- 
gekehrten Kriegsgefangenen eine Arbeitsgemeinschaft von 
Kopf- und Handarbeitern, die das Heil nicht ausschliesslich 
in der Münchhausenschen Lohnpolitik sieht, die sich am 
eigenen Schopfe aus dem Sumpfe ziehen will, sondern die 
durch Mehrproduktion die Kaufkraft des Lohngeldes ver- 
bessern will. In diesem Sinne sei der Heimgekehrte, der mit 
der Feder oder am Schraubstock oder hinter dem Pfluge 
schafit, als Mitglied dieser Arbeitsgemeinschaft gegrüsst. 

Geduld zur Lösung von Aufgaben bringen die Kriegs- 
gefangenen genug mit; denn Geduld ist ja die Hauptwesens- 
seite, die in der Gefangenschaft erprobt und gefestigt wird. 
Die meisten haben sich zu Goethes Erkenntnis durchgerun- 
gen: „Jedes Leben sei zu führen, wenn man sich nicht selbst 
vermisst.“ Diese Geduld wird auch den Glauben an den 
guten Kern des Volkes nicht verlieren, so tief man in diesen 
Zeiten der Verwilderung auch danach schürfen muss. Möchte 
auch ein Abglanz des Kriegsgefangenenhumors in den 
jetzigen mürrischen Geschäftsbetrieb hineinfallen, jenes 
Humors, der die Wassersuppe in ein lukullisches Mahl, den 
Bretterverschlag in ein Himmelbett verwandelt, und der sich 
nicht verschnupfen lässt, dass man auf der Eisenbahn von 
Wilhelmshaven her noch den letzten Rest seiner Habe ein- 
gebüsst hat. Haizuru oder, wie es in Ostasien heisst: 
Maskie! 


Rundschau. 


darin, dass eine „finanzielle Bicckade“ gegen CShina verhängt 
wird, Jie solange dauern soll, bis China die Neuordnung seincs 
Finanzwesens einschliesslich einer ausländischen Beaufsichtigung 
seiner Staatsausgaben, vornimmt. Von der Reorganisation der 
chinesischen Finanzen erhofft Bland eine Wiederherstellung der 
Zentralgewalt. : 


Neben den innerpolitischen Problemen, die der Lösung 
harren, ist auch aussenpolitisch die Lage ziemlich verwickelt. 
Während China und Japan auf Grund des sogen. Rüstungs- . 
abkommens vom Jahre 1918 gemeinsam im mandschurisch- 
sibirischen Grenzeebiet die bolschewistische Gefahr abwehren. 
greift die japanfeindliche Hetze wegen der Schantungfrage, die 
chinesische Patrioten vor einem internationalen Schiedsgericht 
und nicht in Verhandlungen zwischen dem Pekinger und Tokioer 
Kabinett lösen lassen wollen, weiter um sich und vermehrt die 
Reibungsflächen zwischen den beiden Nachbarländern. Trotz 
aller inneren und äusseren Hindernisse befindet sich aber das 
Land in aufsteigender wirtschaftlicher Entwicklung. 


Besetzung der Ostchinesischen Bahnzone. Wie der London 
and China Telegraph vom 29. 3. 20 mitteilt. ist die bisher 
unter russischem Einfluss stehende Zone der Östchinesischen 
Bahn anlässlich eines Streiks der russischen Bahnarbeiter von 
chinesischen Truppen besetzt worden. Auf dem Verwaltungs- 
gebäude der Bahn in Harbin wurde die Regenbogenflagge ge- 
hisst. General Horwarth, der Träger des russischen Einflusses, 
musste sich verpflichten, auf jede politische Tätigkeit zu ver- 
zichten. Die russische Bahnwache ist von der chinesischen 
Regierung übernommen worden. Um eine Besetzung öffentlicher 
Gebäude durch die chinesischen Truppen zu verhindern, sind die 
Gebäude der Semsto-Regierung in Wladiwostok unterstellt 
worden. Die Wladiwostoker Regierung hat die Oberhoheit der 
Pekinger Regierung über die Ostchinesische Bahn anerkannt. 
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Der Zwischenfall in Futschou. Im November vorigen Jahres 
kam es in Futschou zu einem blutigen Zusammenstoss zwischen 
Chinesen und Japanern, der Anlass zu einer weiteren Ver- 
schärfung des Boykotts gegen japanische Waren gegeben hatte. 
Wie die Daily Mail unterm 24 3. 20 aus Peking berichtet, ist 
der Zwischenfall in chinesisch-japanischen Verhandlungen be- 
friedigend beigelegt worden. Die japanische Regierung hat die 
Forderungen der Chinesen (Entschädigung der. chinesischen 
Opfer, Abberufung des japanischen Konsuls und Ausdruck des 
Bedauerns) anerkannt. In chinesischen amtlichen Kreisen wird 
die Haltung, die die japanische Regierung in der Regelung der 
Angelegenheit angenommen hat, als äusserst verständig be- 
zeichnet, und es wird davon eine Besserung der Beziehungen 
zwischen beiden Ländern erhofft. 


Monarchlstische Strömungen? Nach der Politique de 
Pekin vom 11. 1. 20 hat der Tod des Generals Feng-Guo- 
dschang mittelbar zu (jerüchten von ciner Wiederherstellung der 
Mandschu-Dynastie Anlass gegeben. Der Militärgouverneur der 
Mandschurei, General Dschang-Dso-lin, der mit unumschränkter 
Michtvollkommenheit in den „drei östlichen Provinzen“ herrscht, 
soll angeblich hinter der Bewegung stehen, was aber von 
Dschang nachdrücklich in Abrede gestellt worden ist. Die 
l’ckinger Yi-sche-bao bringt auch die Person des Prinzen 
Su, der sich seit dem Sturz, der Dynastie in Dairen niedergelassen 
hat, mit der monarchistischen Bewegung in Verbindung. 


Japan. 


Japan in der Südsee. Nach einer Washingtoner Meldung des 
Nieuwe Courant vom 3. 4. 20 teilte der Marineminister 
Iraniels im Senatsausschuss mit, dass Japan die Karolinen, die 
Marlannen und die Marschallinseln eifrig befestigt. Wie der 
London and China Telegraph vom 29. 3. 20 berichtet, 
hat der Senat eine von Senator Lodge eingebrachte Ent- 
schliessung einstimmig angenommen, eine Anfrage an den 
Präsidenten Wilson zu richten, ob die Insel Yap den Japanern 
zugesprochen worden sei. Senator Lodge verlas ein Schreiben 
der American Asiatic Association, in dem auf die Bedeutung 
Yaps als Kabelstützpunkt für die Vereinigten Staaten hin- 
gewiesen wurde. 


Siam. 


Rundreise des Königs. Nach einer Meldung der Asahi wird 
der König von Siam im November d. J. eine Reise nach 
Hongkong, Saigon und Japan unternehmen; er wird von dem 
Minister des Auswärtigen begleitet. 

Entsendung einer Studienkommission nach England. Eine 
siamesische Studienkommission, an deren Spitze der Chef der 
Admiralität steht. bexibt sich demmächst zum Studium der 
britischen Flottenverhältnisse nach England. Die Mission wird 
auf einem Kreuzer, der zurzeit auf einer englischen Werft für 
die siamesische Regierung gebaut wird, nach Siam zurückkehren 


Niederländisch-Indien. 


Kreuzfahrt des Geschwaders. Das in den Gewässern 
Hollindisch-Indiens stationierte holländische Geschwader be- 
findet sich anf einer Kreuzfahrt, auf der Indochina, China, Japan 
und die Philippinen angelaufen werden. 


Vermischte Nachrichten. 


Frauenstudium an der Pekinger Universität. Wie die 
l.ondoner Dailv Mail vom 6. 3 20 aus Peking berichtet. sind 
an der dortigen Reichsuniversität die ersten fünf Studentinnen 
zuxe'assen worden. 

Grossteuer In Tschungking. Wie der Japan Chronicle 
berichtet, ist die am Oberen Yangtse gelegene Stadt Tschung- 
kinv am 12 2. 0 von einem schweren Feuer heimgesucht 
worden. dem Jesu Häuser zum Opier geiallen sein soilen. Zahl- 
reiche Bewohner sind ums Leben gekommen. 

Aufruhr in einem chinesischen Gefängnis. 
Schanshai welerenen Provinzialgeiängnis für Kiangsu ist es 
am 21. 3.90 zu einem Anuiruhr gekommen. In einem ver- 
zweileiten Kampf zwischen Woärtern und Gefangenen wurden 


In dem bei 


drei schwer verwundet, sieben Sträflinge wurden nieder- 
geschossen. Zur Unterdrückung der Meuterei musste Polizei 
und Truppen herbeigeholt werdei. Es gelang ihnen, nur 24 Sträf- 
linge einzufangen. 150 Verbrecher sind noch auf freiem Fusse. 


Ein China-Institut an der Sorbonne. Nach einer Mitteilung 
der Courrier Colonial ist auf Anregung des Präsidenten 
der chinesischen Republik ein Institut zum Studium chinesischer 
Wissenschaften geschaffen worden, zu dessen Unterhaltung die 
Pekinger Regierung jährlich Frcs. 20 000 beisteuert. Es werden 
drei Lehrgänge eingerichtet: 1. Geschichte der chinesischen 
Zivilisation, 2. Malerei, Musik und Dichtkunst und 3. Angewandte 
Wissenschaften. 


Heimtransport aus Sibirien. Der Heimtransport der 
deutschen Kriegsgefangenen aus ÖOst-Sibirien ist gesichert. 
Fünf japanische Dampfer sind fest gechartert, wovon der erste 
„Scotland Maru“ am 20. März Wladiwostok verlassen sollte. 
Die Kosten für die Heimschaffung von ungefähr 5000 Gefangenen 
betragen rund 150 Millionen Mark. 


Der Friedensvertrag und Deutschlands Stellung in Ostasien. 
Am 6. März sprach Professor Dr. Francke in der Hamburger 
Universität über den Einfluss des Versailler Vertrags auf die 
zukünftige Stellung Deutschlands in Ostasien. Nach dem 
MHamburgischen Korrespondenten führte der Vor- 
tragende u. a. folgendes aus: 

Der summarische Artikel 113 des Friedensvertrages, in deın 
Deutschland „ausserhalb seiner Grenzen in Europa, wie sie durch 
den gegenwärtigen Vertrag festgesetzt sind, auf sämtliche 
Rechte, Ansprüche und Vorrechte verzichtet, die ihm aus irgend 
welchem Grunde den alliierten und assoziierten Mächten gegen- 
über bislang zustanden“, und in dem es „sich bereits jetzt ver- 
pflichtet, die Massnahmen anzuerkennen und gutzuheissen, die 
von den alliierten und assoziierten Hauptmächten gegebenenialls 
mit dritten Mächten zur Regelung der sich aus der bevorstehen- 
den Bestimmung ergebenden Folgen getroffen sind’ — dieser 
Artikel macht eigentlich alles weitere überflüssig. China, Siam 
und Japan mit Korea zehören zı den „alliierten und assoziierten 
Mächten“, Japan sogar zu den ..Hauptmächten“, folglich scheidet 
Deutschland aus der gesamten ostasiatischen Welt hinfort ais 
Rechtssubjekt aus und kann höchstens noch als ein politisches 
Objekt für die dort beteiligten Staaten dienen. Aber die Urheber 
dieses Vertrages haben es für nötig erachtet, noch besondere 
Bestimmungen über den deutschen Besitz in Ostasien zu treffen. 

Was haben wir besessen? Unsere Rechtsstellung beruht auf 
den Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsverträgen von 1861 
und 6?. Durch eine grosse Zahl hochangesehener Kaufmanns- 
häuser hatten wir am Handel, durch die Stellung von Lehrern, 
Militär-Instruktoren und technischen Ratgebern am kulturellen 
l.eben einen wesentlichen Anteil erlangt. In China besassen wir 
ausserdenı noch besondere Niederlassungsgebiete in Hankou und 
Tientsin. sowie das Pachtgebiet von Kiautschou nebst gewissen 
Eisenhbahn- und PBergwerksgerechtsamen in Schantung. In 
Tsingtau war ein kraftvoll wirkender Mittelpunkt deutschen 
Gieisteslebens entstanden. Von diesem gesamten deutschen Be- 
sitz ist heute nichts oder so gut wie nichts mehr übrig geblieben. 
Für Ostasien ist in dem Friedensvertrage das unverhüllte Ziel 
die vollkommene Vernichtung und Beseitigung jeder Wieder- 
belebunezsmöglichkeit. 

So hat Deutschland das gesamte Staatseigentum in China 
und Siam ohne jede Entschädigung abzugeben. Ferner nat 
Deutschland auf alle Rechte aus dem Pekinger Schlussprotokoll 
von 1501 zu verzichten, d. h. ausser der „Boxer“-Entschädigwng 
auf die Teilhaberschaft in dem vieuen Zollabkommen. Der Aus- 
schluss von dem gemeinsamen Zolltarif soll dem deutschen 
Handel ein Wiederautieben in China unmöglich machen. zumal 
ihm auch die Möglichkeit einer Ablösung der unberechenbaren 
Inlandzöile genommen ist. 

Das Schicksal des deutscher Privateigentums in Ostasien 
unterliext im allgemeinen den gleichen Bestimmungen wie das 
in anderen Weltteilen: es wird liquidiert und Jer Erlös vom 
Wiedergutrnachungsausschuss dem Schuldkonto des Deutschen 
Reiches gutgebracht. Ohne alle Entschädigung müssen sogar 
die deutschen Eisenbahnen und Bergwerke in Schantung und 


Japan abgegeben werden, obwohl sie, wie allgemein bekannt, 
Eigentum einer privaten Gesellschaft sind. Einsprüche hiergegen 
haben bisher nichts gefruchtet. 


Von einschneidender Bedeutung für die deutsche Gesamt- 
stellung in Ostasien, namentlich in China ist der Artikel 258. Da- 
nach verzichtet Deutschland auf Vertretung oder Beteiligung 
bei der Verwaltung und Beaufsichtigung von Ausschüssen, staat- 
lichen Stellen und Staatsbanken und jede Vertretung oder Be- 
teiligung bei sonstigen finanziellen und wirtschaftlichen Aui- 
sichts- oder Verwaltungsorganisationen internationaler Art in 
irgend einem der alliierten und assoziierten Staaten. Damit wird 
den deutschen Reichsangehörigen der Zutritt zu dem inteı- 
nationalen chinesischen Seezoil- und Postdienst verschlossen 
oder kann ihnen wenigstens verschlossen werden. Endlich 
wird nach dem Friedensvertrag auch die gesamte bisherige 
Rechtsgrundlage der deutschen Stellung in Ostasien beseitigt. 
da nach Artikel 282 zlle Verträge Deutschlands mit den ,„alli- 
‚ierten und assoziierten Mächten“ aufgehoben sind. also auch die 
ostasiatischen Verträge von 186! und 62. Damit gehen zwei der 
wichtigsten Tragpfeiler der deutschen Stellung verloren, der 
Genuss des Zolltarifs und die Exterritorialität in China und Siam. 
Die Frage der letzteren ist allerdings bisher nur für Siam ent- 
schieden, für China noch nicht. Offenbar wollen England und 
Frankreich erst abwarten, ob die mit der gleichzeitig eintreten- 
den Freizügigkeit des deutschen Kaufmanns verbundenen Vor- 
teile nicht grösser sind, als ihnen wünschenswert erscheint. Das 
ktzte Wort in der Frage wird nicht China, sondern England 
sprechen. Zunächst besteht aber für Deutschland ein vertrag- 
loser Zustand. Dabei ist das Verhältnis Chinas noch insofern ein 
besonderes, als es den Friedensvertrag wegen der Schantung- 
Klauseln nicht unterzeichnet hat. Ein Erlass des Präsidenten hat 
indessen den Kriegszustand für beendet erklärt und aus- 
gesprochen, dass China die übrigen Bestimmungen des Vertrages 
anerkenne.e Zugleich ist durch besondere Verordnung die 
Stellung der Angehörigen von Nichtvertragsmächten geregelt; 
solche Personen sind in jeder Hinsicht minderen Rechts, und zu 
ihnen gehören bis zum Abschluss eines neuen Vertrages auch die 
Deutschen. Dass der letztere so ungünstig wie möglich für 
Deutschland gestaltet wird, dafür wird England mit allen 
Mitteln zu sorgen bemüht sein. Denn mag auch die chinesische 
Bevölkerung von freundschaftlichen Gesinnungen gegen die 
Deutschen erfüllt sein, das Land wird immer unter dem Druck 
unserer Feinde stehen, und diese werden vor keinem Gewalt- 
mittel zurückschrecken, ohne viel nach den Hoheitsrechten 
Chinas zu fragen. Völlige Zerstörung der deutschen Stellung 
über See war einer der Hauptpunkte in dem englischen Pro- 
gramm, und dieses Programm wird durchgeführt. Das Deutsch- 
tum in Ostasien ist heute hinter die Zeit von 1861 zurück- 
geworfen, und der Aufstieg durch weit grössere Schwierigkeiten 
versperrt als damals. Indessen, auch in Asien steht die politische 
Entwicklung nicht still, und vielleicht ist die Zeit nicht allzu fern, 
wo unseren Feinden die Erkenntnis aufgeht, dass sie mit ihrem 
Vertrage, diesem Erzeugnis von Wortbruch und Erpressung, 
nicht bloss Deutschland, sondern auch Europa der Vernichtung 
preisgegeben haben, und dass zu seiner Rettung ihr Wiedergut- 
machungsausschuss vor allem ihre eigenen Sünden durch Be- 
seitigung des Vertrages wieder gutzumachen hat. 


nsssssaihseeeeene se“ Mitteilungen soonnannneennuenes essen 
des Verbandes für den Fernen Osten. : 
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Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 
Hauptversammlung. Wegen des Generalstreiks konnte die 
für den 16. März angesetzte Hauptversammlung sowie der 
13. Ostasiaten-Abend nicht stattfinden. Wir laden daher unsere 
Mitglieder erneut ein zu der diesjährigen Hauptversammlung 
auf Freitag. den 23. April 1920, abends 7% Uhr, im Bankettsaal 
des Restaurants „Rheingold‘“, Berlin W., Potsdamer Strasse 3. 
Auf der Tagesordnung stehen: }. Vorlage und Genehmigung der 
Protokolle der letzten ordentlichen sowie der letzten ausser- 
ordentlichen Hauptversammlung. 2. Vorlage und Besprechuns 

‚des Jahresberichtes für 1919. 3. Verschiedenes. 
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Ostasiaten-Abend. Der Hauptversammlung wird sich der 
13. Ostasiaten-Abend anschliessen, auf dem Herr Hauptmann 
Mossdorf einen - Vortrag über: „Die Förderung des 
japanischen Aussenhandels im Weltkriege“ halten wird. 
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; Ostasiatenecke. 
Gouvernementsoberpfarrer Winter +. Am 22. März ist in 
Homburg vor der Höhe Herr Gouvernementsoberpfarrer Ludwig 
Winter gestorben. Mit seiner Frau und seinen Kindern 
trauern um ihn alle Tsingtauer, die in der Zeit von 1905 — dem 
Beginn seiner Tätigkeit im Osten — bis 1914 dort gewesen sind. 
Sie kannten ihn, ohne Ausnahme und sie verehrten ihn — die 
seinen Glauben teilten und die ihn nicht teilten. Er stand aui 
dem Boden praktischen Christentums, er fasste seinen Berui 
„seelsorger"“ seiner „Gemeinde“ zu sein im allerweitesten Sinne 
auf, indem er zu jedem in Beziehungen trat, welchen Standes 
oder Charakters er sein mochte. Zu seiner Gemeinde zählte er 
seinen „Nächsten“ — im Sinne Jesu — jeden, der Hilfe brauchte, 
jeden, dessen Weg sich irgendwie, irgendwo mit dem seinen 
berührte. Wenig Menschen ist gegeben, so zu wirken, ohne an- 
zustossen, ohne zuweilen die Grenze dessen, was wir Takt 
nennen, zu überschreiten. Ihm gelang es dadurch, dass seine 
liebe zum Nächsten ihm natürlich war, sein Wesen schlicht, 
sein Sinn für Ernst und Fröhlichkeit gleichmässig erschlossen, 
so dass Jung und Alt, Hoch und Niedrig, Vertrauen zu ihm hatte. 
Cioethe unterscheidet einmal „Menschen mit leuchtendem und 
glänzendem Verstand. Die ersteren erhellen ihre Umgebung, 
die zweiten verdunkeln sie.“ Herr Winter gehörte zu den 
ersteren, seine schlichten Worte aus rechtem Herzen zeigten 
rechte Wege, die zu gehen sowohl menschliche Klugheit wie 
edler Sinn rieten. So hat seine eigenartige, in aller Schlichtheit 
grosse Persönlichkeit seinen allgemeinen menschlichen Beruf 
in mustergültiger Weise erfüllt. Daneben organisierte er mit 
Geschick auf seinen speziellen Gebieten, gründete das Christ- 
liche Soldatenheim in Tsingtau und widmete sich dort den 
Soldaten; unter seiner tatkräftigen Mitwirkung wurde die 
Christuskirche erbaut; er war Schriftführer und eifriger Mit- 
arbeiter im: „Deutschen Frauenverein für Krankenpflege in den 
Kolonien“, er gründete den Kirchenchor und erteilte Unter- 
richt in der Schule. Während und nach der Belagerung Tsing- 
taus zeigte er starken persönlichen Mut und grösste Aufopfe- 
rungsfähigkeit. Er war den Soldaten in den schweren Tagen ein 
treuer Freund. Er trat den Japanern entgegen mit allem, was 
die Rechte der zurückgebliebenen Tsingtauer hätte schmälern 
können und erreichte, dass in der unangetasteten Kirche der 
deutsche Gottesdienst unter deutscher Flagge am Altar weiter- 
geführt werden konnte. Im Mai 1915 wurde er, als den Japanern 
lästig, ausgewiesen, und ging zu seiner Familie nach Schanghaı 
und kurz darauf als Leiter der Deutschen Schule nach Tientsin. 
Hier arbeitete er unermüdlich, um gegen alle Schwierigkeiten 
den Fortgang der Schule zu sichern, mit der durch die vielen 
Flüchtlinge erhöhten Schülerzahl und ohne Möglichkeit, die 
nötigen Schulbücher aus Deutschland zu beschaffen. Mit der 
Schan;rhaier Schule verabredete er Herausgabe spezieller Schul- 
bücher für Ostasien, von denen er einen grossen Teil selbst ver- 
fasste. Wenn Anerkennung der Arbeit und Vertrauen zum 
Menschen, unter denen man arbeitet, Glück bedeuten, so hatte 
er es in reichem Masse — in diesen letzten Kriegsjahren be- 
sonders — gehabt. Die Deutschen Ostasiens verdanken ihm in 
dieser Zeit viel an positiven l.eistungen, sowie an geistigen 
Werten. in Aufrechterhaltung dr Hoffnung und des Mutes durch 
viele Entbehrungen und Anfeindungen. Sein Andenken wird 
bei ihnen allen treu bewahrt bleiben. M.C. 


Vortrag über China. Herr M. Th. Strewe wird am Mitt- 
woch, den 21. d. M., abends 8 Uhr, im Auditorium Maximum der 
Technischen Hochschule in Charlottenburg im Verein Deutscher 
Ingenieure einen Vortrag halten über „Die Industrialisierung 
Chinas und ihre Bedeutung für den wirtschaftlichen Wiederauf- 
bau Deutschlands“. Eintrittskarten sind durch den Chinesischen 
Verband Deutscher Ingenieure, Sommerstr. 4a, zu haben. 
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Herr M. Th. Strewe ist von der Breslauer Messe eingeladen 
worden, aus Anlass der Messeveranstaltung einen Vortrag über 
China zu halten. 

Gewährung einer Vorentschädigung. Der Bund der Aus- 
‚ landsdeutschen bringt folgendes Schreiben des Reichsministers 
für Wiederaufbau zur Kenntnis: „Bei Aniragen wegen (Ge- 
währung einer Vorentschädigunz für Auslandsschäden wird voıı 
den Geschädigten häufig darauf hingewiesen, dass die An- 
meldung der Entschädigungsansprüche gegen das Reich inneı- 
halb einer bestimmten Frist erfolgen müsse. Soweit es sich um 
das Vorentschädigungsverfahren auf Grund der Richtlinien für 
die Gewährung von Vorschüssen, Beihilfen und Unterstützungen 
für Schäden Deutscher im Ausland aus Anlass des Krieges vom 
15. November 1919 (Reichsanzeiger, Nr. 267, vom 21. November 
1919) handelt, besteht eine solche Ausschlussfrist nicht. Es bleibt 
abzuwarten, ob bei der endgültigen Regelung der Entschädi- 
gungsfrage eine Ausschlussfrist für die Anmeldung der Ent- 
schädigungsansprüche bestimmt werden wird. Zu der irrigen 
Annahme, dass die Anmeldung der Auslandsschäden innerhalb 
bestimmter Frist erfolgen müsse, hat vermutlich die Verordnung 
über Jie Abgeltung von Ansprüchen gegen das Reich vom 
4. Dezember 1919 (Reichsgesetzbl. S. 2146) Anlass gegeben. 
Diese Verordnung bezieht sich aber, wie aus ihrem $ 1 ersichtlich 
ist, nur auf Ansprüche aus Verträgen, die von den behördlichen 
Beschafungsstellen, Kriegsgesellschaften oder Kriegsausschüssen 
ganz oder zum Teil für Zwecke des Krieges geschlossen sind, 
hat also mit den Schäden, für die nach den Richtlinien Vor- 
schüsse, Beihilfen oder Unterstützungen gewährt werden, nichts 
zu tun. Ich stelle ergebenst anheim, die an dem Vorentschädi- 
gungsverfahren beteiligten Kreise gefälligst in geeigneter Weise 
aufzuklären.“ 

Der Bund der Auslandsdeutschen bemerkt hierzu, dass, wenn 
auch eine Ausschlussfrist nicht bestimmt ist, es sich im Interesse 
der Geschädigten doch empfiehlt, mit der Anmeldung ihrer An- 
sprüche nicht zurückzuhalten und die ausgefüllten Fragebogen 
sobald als möglich einzureichen. 


Rückreise über Triest. Ein Leser, der vor kurzem mit 
einem Dampfer des Triester Lloyd nach dem Osten gefahren ist, 
warnt auf Grund seiner bis Aden gemachten Erfahrungen vor 
einer Benutzung der dritten Klasse. Behandlung, Verpflegung 
und Uhterbringung seien alles andere als menschenwürdig; 
seibst auf dem Atrcus sei es besser gewesen. 


Anmeldung von Auslandsbeteillgungen. Eine Verordnung 
des Reichsministeriums für den Wiederaufbau bestimmt, dass 
alle Rechte oder Beteiligungen, sowie Anwartschaften auf Rechte 
oder Beteiligungen an öffentlichen Unternehmungen und Kon- 
zessionen deutscher Reichsangehöriger in Russland, China, 
Oesterreich, Ungarn, Bulgarien, der Türkei und ihren Besitzungen 
oder in Gebieten, die früher Deutschland oder seinen Ver- 
bindeten gehört haben, nach dem Stande vom 1. April 1920 bei 
den von den Zentralbehörden des jeweiligen Landes des An- 
meldepflichtigen bestimmte Stellen bis zum 1. Mai d. J. anzu- 
melden sind. Da Deutschland gemäss dem Friedensvertrage aut 
sämtliche nicht verzeichneten Beteiligungen Verzicht leisten 
ınuss, ist die Anmeldung dringend, für Zuwiderhandlungen sind 
holıe Geldstrafen festxesetzt. 


Verschiffungsgelegenheit nach Ostasien. Wie wir erfahren, 


haben neben den holländischen und japanischen Schiffahrts- 
eesellschaiten nunmehr auch die englischen Gesellschaften 
Alfred Holt & Con. Liverpool, und die Ellermann & 


Bucknall Steamship Co. Ltd. London, einen gemein- 
samen direkten Frachtdampferdienst ab Bremerhafen nach Ost- 
asien in vorerst monatlichen Abfahrten eingerichtet, sodass sich 
von nun an monatlich zweimal eine dirckte Verschiffungs- 
gelegenheit ab Bremen nach Ostasien bietet. Als erster Dampfer 
der englischen Gesellschaften soll Dampier Polyphemus 
etwa Ende April von Bremerlaven dorthin auslaufen. Die 
Frachtraten ab PBreien sind die einheitlich festgesetzten 
Auskunft erteilen der 
und Theilnehmer, Bremen, Söge- 


Konierenzraten ohne jeglichen Zuschlag. 
Spediteurverein Herrmann 
42. 
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Die Handelsverträge Chinas. Dr. A. Nord: „Die Handels- 
verträge Chinas“, auf Grund des-Quellenmaterials dargestellt, 
Bd. 5 der Auslandswirtschaft in Einzeldarstellungen. Heraus- 
gegeben vom Auswärtigen Amt (A. H.). Verlag K.F.Koehler, 
Leipzig. 215 Seiten. 

Das vorliegende ‘Werk ist keine kommentarlose Wiedergabe 
der Mandelsverträge Chinas mit den fremden Mächten. Der 
Verfasser hat es mit (Geschick verstanden, den Charakter eines 
blossen Nachschlagewerks zu umgehen. In plastischer Dar- 
stellung skizziert er Jie jeweiligen Zeitverhältnisse, unter denen 
die verschiedenen Verträge abgeschlossen wurden, sodass der 
Leser gleichzeitig einen Ueberblick über die handelspolitischen 
Beziehungen Chinas zum Ausland von den ersten Anfängen bis 
in die neucste Zeit erhält. Dass das Nordsche Buch besonders 
zeitgemäss ist, braucht kaum betont zu werden. Mit der Kriegs- 
erklärung Chinas an Deutschland im August 1917 sind die Ver- 
träge, die zwischen den beiden Ländern bestanden, aufgehoben 
worden, und es müssen neue vertragliche Grundlagen, die die 
Handelsbeziehungen zwischen Deutschland und ‚China regeln. 
eeschaffen werden. Die Zeit wird auch nicht fern sein, wo 
China an cine Revision seiner Verträge mit den übrigen Ver- 
tragsstaaten gehen wird. Das Werk. dessen Anschaffung allen 
an der Entwicklung der Dinge in China interessierten Kreisen 
empfohlen werden kann, ist eine willkommene Bereicherung der 
deutschen China-Literatur. a S, 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Liquidation deutschen Eigentums. Das Zentralliquidations- 
büro des Finanzministeriums zu Peking hat, wie Londonand 
China Telegraph vom 15. 3. 20 berichtet, das- Grundstück 
der Deutsch-Asiatischken Bank in Hankau zum Verkauf aus- 
geschrieben. Wie später, am 22. 3. 20, mitgeteilt wird, ist die 
Liquidation der Deutsch-Asiatischen Bank R. A. Stuart 
von der Mongkong and Shanghai Banking Corporation über- 
tragen worden. Gleichzeitig wird der Plan mitgeteilt, die bis- 
herige deutsche Niederlassung in Hankau zu einem internatio- 
naien Settlement umzuwandeln. 


Anleiheverhandlungen. Wie die Times vom 23. 2. 20 er- 
jähr, machen die Verhandlungen, die von der Vier-Banken- 
sruppe in New-York Letreffs einer an China zu begebenden An- 
iine in Höhe von £ 5 Mill. geführt werden, befriedigende Fort- 
schritte. Es gilt als wahrscheinlich, dass die Verhandlungen 
etwa in einem Monat zum Abschluss gelangen werden. Die neue 
Anleihe ist hauptsächlich dazu bestimmt, der chinesischen 
Regierung über die augenblickliche Finanznot hinwegzuhelfen, 
und dies ist auch der Grund, warum: der Anleihebetrag nur 
4 5 Mill. beträgt. Im Hinblick auf die starke Nachfrage naclı 
Kapital in Frankreich und England ist abgemacht worden, dass 
der britische Anteil in den Ver. Staaten und der französische 
Anteil in Tapan aufgelegt wird. Die Anleihebedingungen liegen 
zurzeit noch nicht fest. Es verlautet aber, dass von der 
chinesischen Regierung eine Verzinsung von etwa 8°/,, verlangt 
wird. Nach einer New-Yorker Meldung des Globe vom 
0. 2, hat sich Thomas W. Lammont (Morgan-Gruppe), 
as Vertreter der an der Anleihe interessierten britischen, 
amerikanischen, französischen und japanischen Banken nach 
China begeben. Lamimont wird vorübergehend in Japan weilen, 
um mit den Vertretern der japanischen Gruppe. die auf be- 
sondere Privilegien Anspruch erhebt, zu verhandeln. Nach einer 
Havas-Meldung aus Tokio vom 2. 4. 20 haben sich inzwischen 
die japanischen Bankiers der internationalen Gruppe angeschlossen. 
Eine Meldung der Firancial News vom 1. 8 20 aus New- 
York wil| wissen, dass amerikanische und japanische Banken an 
China bereits einen Vorschuss von $ 7 Mill. gezahlt haben. 
Darani hätten die französischen Banken. die früher an dem 
internationalen Anleihe-Konsortium in Peking interessiert waren, 
Ansprüche auf Beteiligung geltend gemacht, und es sei darani- 
hin beschlossen worden, dass die Franzosen zu einem Viertel, 
die Amerikaner und Japaner zu drei Achtel des Betrages an der 
Anleihe beteiligt werden sollen. 


Agenten und direkter Handel. Die Times vom 13. 3. 20 
veröffentlicht einen Bericht aus Schanghai, in dem die Vorteile 
auseinandergesetzt werden, die dem britischen Fabrikanten ent- 
stehen, wenn er seine Erzeugnisse selbst absetzt, 
durch Agenten vertreiben zu lassen. Der Berichterstatter führt 
dabei folgenden typischen Fall an: Eine bekannte britische 
Maschinenfabrik hatte eine Chinafirma mit ihrer Vertretung be- 
arftragt. Da sie mit dem Geschäft nicht zufrieden war, sandte 
sie ihren eigenen Vertreter nach China, der den Agenten bei- 
sezeben wurde. Der Vertreter studierte die Verhältnisse und 
fand dabei heraus, dass, obwohl *eine gute Nachfrage nach der 
ven seinem Unternehmen hergestellten Maschine herrschte, die 
Agenten Preise verlangten, die ihnen einen Nutzen von 250 % 
eingebracht hätten. Der Vertreter der Maschincnfabrik setzte 
diesen Gewinn auf eine vernünftigere Summe herab, und seit 
dieser Zeit geht der Absatz ohne Schwierigkeiten vonstatten. 
In einem anderen Falle kostete ein Erzeugnis cif. Schanghai 
#6 d. Die Firma, die den Artikel als Agentin vertricb, be- 
rechnete 22/6 d. Der Berichterstatter der Times schreibt, 
dass es im Hinblick auf solche Verhältnisse nicht Wunder 
nehmen dürfe, wenn der Handel in die Hände amerikanischer 
und japanischer Wettbewerber übergehe, weil diese in direkten 
Geschäftsbeziehungen zu den Chinesen ständen. 


Neue amerikanische Geschäftshäuser. Nach einem Bericht 
des Schanehaier Vertreters der Ti mes haben sich seit Kriegs- 


anstatt sie, 


ausbruch schätzungsweise 150 neue amerikanische Geschäfts- 
häuser in China niedergelassen. Dieses Einströmen amerikani- 
kanischer Geschäftsleute wird, wie der Berichterstatter fest- 
stellt, selbst von den alteingesessenen amerikanischen Firmen 
nicht ernst genommen; es herrscht die Auffassung vor, dass 
viele der neuen Firmen bald wieder ihre Pforten schliessen 
werden. Den neuen Unternehmen wird nachgesagt, dass sıe 
nicht die nötige Geduld hätten, mit Chinesen zu arbeiten. ii 
dem Times-Bericht wird eine Aeusserung des chinesischen 
Präsidenten der neuxegründeten chinesisch-amerikanischen In- 
dustriebank, Hsü-En-yuan, wiedergegeben, Jer sich dahin 
aussprach, dass man sowohl in chinesischen Rezierungskreisen. 
als auch ausserhalb kein grosses Zutrauen zu amerikanischer 
Geschäfts- oder Finanzpolitik hege. Etwa alle fünf Jahre inter- 
essierten sich amerikanische Geschäfts- und Finanzleute für 
China, dieses Interesse erlahme aber bald. Bald seien es poli- 
tische Vorgänge in den Ver. Staaten, bald internationale Fragen, 
die die amerikanische Finanz zur Zurückhaltung zwängen. 
Schliesslich verlören die nach China entsandten Geschäftsver- 
treter die Geduld, wenn sie mit den Chinesen nicht rasch vor- 
wärts kämen. Der Berichterstatter der Times'knüpft an diesc 
Aceusserung die Malınung, dass die britischen Firmen in der 
Heimat nicht die Gedu!d verlieren sollten, wenn ihre in China 
tätigen Vertreter nicht sofort grosse Aufträge hineinbrächten, 
denn ieder Versuch, in China mit übertriebenem Eifer Geschäfte 


zu machen, misslinge. 


Kanada und der chinesische Markt. In. der känadischen 
Prese wird eine grosse Propagända entfaltet, urı die Aufmerk- 
samkeit der kanadischen Industriellen und Kaufleute auf die 
Möglichkeiten zu lenken, die ihnen der chinesische Markt bietet. 
In Kürze begcben sich wieder kanadische Geschäftsleute nach 
dem fernen Osten, um die dortigen Verhältnisse aus eigener An- 
schauung kennen zu lernen. In diesem Zusammenhang ist ein 
Bericht von Interesse, den der kanadische Hande!skommissar in 
Schanghai, J. W. Ross. zum Verfasser hat, und der von der 
Financial Post in Toronto abgedruckt wird. Der Bericht 
stellt fest, das in den Handelbezichungen Kanadas zu China bis- 
her mehr Wert darauf gelegt wurde, chinesische Erzeugnisse 
nach Kanada auszuführen, als kanadische Erzeuzxnisse auf den: 
chinesischen Markt einzubürgern. Er ist der Ansicht, dass sich 
der kanadischen Maschinenindustrie, hauptsächlich bei der Be- 
lieferung von Spinnereimaschinen gewisse Aussichten eröffnen 
Britische und amcrikanische Fabrikanten haben letzthin 
Maschinenaufträge für 20 neue Baumwollspinnereien mit etwa 
400 009 Spindeln erhalten. 


Rückgang des französischen Einflusses. Durch die franzö- 
sische Presse geht eine gleichlautende Notiz. die von einer iast 
systematischen Verdrängung des französischen Einflusses im 
China spricht. Darin heisst es vw. a.: Wir haben die Luftschiff- 
fahrt in China eingeführt. sie ist jetzt in die Hände der Briten 
gekommen. Die französische Sprache wird von der Peking- 
Hankau-Bahn verdrängt und auch sonst im öffentlichen Leben die 
enzelische Sprache eingeführt. Wirtschaftliche Interessen, die 
sich Frankreich vorbehalten hatte, eignet sich Japan an; der 
französische Militärratgeber in Peking ist verabschiedet. Die 
Engländer und Japaner reissen alles an sich, die Amerikaner 
und die Italiener erscheinen auf dem Plan, die Franzosen und 
Belgier verlassen die Bühne. 


Handelsmöglichkeiten in der Mongoiel. Gelegentlich eines 
Vortrags, den W. J. Garnett am 3.3. 20 in der Rovaı 
SocietyofArtsinLondon hielt, wurde auf die Handels- 
möglichkeiten in der Mongolei hingewiesen. Ur:xa, die Haupt- 
etadt der Acusseren Mongolei, ist ein Stapelplatz für die Er- 
zeugnisse des Landes, wie Wolle, Felle und Häute und lebendes 
Vieh. Das Geschäft wickelt sich im Tauschhandel gegen Be- 
darfsartikel ab. Da kein Metallgeld vorhanden ist, wird meistens 
in Ziegeltee oder — wie es in einigen Bezirken der Fall ist — 
mit bunten Tüchern bezahlt. Chinesische Kupierstücke und 
Silberklumpen werden jedoch auch in Zahlung genommen. 
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Billige japanische Artikel finden zunehmenden Absatz, obwohl 
der mongolische Markt bei der Genügsamkeit der Landes- 
bewohner keine allzu grossen Zukunftsaussichten besitzt. 


Eine chinesische Börse in Schanghai. Auf Anregung des 
chinesischen Finanzmanns und Schiffahrtsinteressenten Yu- 
Ya-ching ist in Schanghai eine chinesische Börse ins Leben 
gerufen worden. Die Börse wird in der bisherigen japanischen 
Börse, Ecke Szechuan Road und Avenue Edward VII, unter- 
gebracht. Das japanische Börsenunternehmen musste infolge 
des Boykotts gegen Japan geschlossen werden. 


Handel mit Goldmünzen in Hongkong. 


-ist man in Hongkong einem ausgedehnten Handel mit amerika- 
nischen 20-Dollarmünzen auf die Spur gekommen. (rosse 


Mengen dieser Münzen sind nach den Straits Settlements aus-. 


geführt worden, innerhalb von zwei Monaten sollen allein 
Münzen im Werte von $ Mill. 2 ausgeführt worden sein. Au 
jedem amerikanischen Dollar haben die Händler einen Hongkong- 
dollar verdient. Die meisten nach den Straits ausgeführten 
Münzen werden von Indern aufgekauft, die eine grosse Vorliebe 
für die Aufhäufung von Gold besitzen. Amerikanische Gold- 
münzen werden von Hongkong auch nach Madras und Kalkutta 
geschmuggelt. 


Goldmünzen In Yünnan. Die Provinzialregierung der 
Provinz Yünnan hat vor kurzem mit der Prägung und Ausgabe 
von Goldmünzen begonnen. Die Pekinger Regierung hat sich 
darauf veranlasst gesehen, der Militärregierung des Südens 
nachdrücklich ins Gewissen zu reden, weil zu erwarten sei, dass 
auch andere Provinzen dem Beispiel Yünanns folgen würden, 
was zu einer heillosen Verwirrung in dem Währungswesen des 
l.andes führen könnte. Da sich jedoch die Provinz Yünann als 
ein Teil der südchinesischen Gegenregierung in dem peking- 
feindlichen Lager befindet, wird der Erlass der Pekinger Regie- 
rung wohl kaum beachtet werden. | 


Elektrischer Kraftbedarf in Schanghai. Die Times vom 
20. 3. 20 veröffentlicht einen Bericht aus Schanghai, in dem auf 
die grosse Nachfrage nach elektrischer Kraft sowohl für Be- 
leuchtungszwecke als für die Industrie hingewiesen wird. Der 
Oberingenieur vom Eiektrizitätsdepartement der Internationalen 
Niederlassung Schanghais hatte im Dezember einen Voranschlax 
für die nächsten sechs Jahre ausgearbeitet, der folgendes Bild 
ergibt: 


Jahr Veranschlagter Verbrauch 
1919 29000 KW. 
1920 24000 „ 
1921 39000 ,„ 
1922 45000 „ 
. 1923 53000 „ 


1924 . . . 2..58000 „ 

Für denselben Zeitraum erachtete der Oberingenieur eine 
Vergrösserung der Leistungsfähigkeit des elektrischen Kraft- 
werks von 38000 KW. im Jahre 1919 auf 83000 oder 103000 KW. 
im Jahre 1924. Bereits ein Jahr nach Fertigstellung dieses Vor- 
anschlags musste er infolge der grossen Nachfrage nach elek- 
trischem Strom einer Nachprüfung unterzogen werden, die 
folgendes Ergebnis brachte: 


Jahr Veranschlagter Verbrauch 
1919 29000 KW. 

1920 4500 „ 

1921 64000 „, 

1922 80000 „ 


Gleichzeitig wurde in Vorschlag gebracht, die Kapizität des 
Ficktrizitatswerks von 38000 KW. (1919) auf 122000 KW. im 
Jahre 1922 zu erhöhen. 

Der Berichterstatter der Times lenkt die Aufmerksamkeit 
der britischen Industrie auf diese gewaltigen Zahlen, die ein Be- 
weis für die industriellen und wirtschaftlichen Möglichkeiten in 
China seien, wenn dort erst Ruhe und Ordnung herrschten. 
Eine ähnliche Entwicklung wie in Schanghai könnten die Dinge 
auch in Hankou und Tientsin — wenn auch in kleinerem Mass- 
stabe — nehmen. Für den Ausbau des Schanghajier Elektrizitäts- 


Nach einer Mit- 
teilung des Londonand China Telegraph vom 8. 3. 20 


werkes werden 4 30400 Taels in Voranschlag gebracht, was bei 
den augenblicklichen Kursverhältnissen die Summe von &£ 1,9 
Mill. ergibt. Ausserdem sind für Materialbestellungen bereits 
£ 900000 bewilligt worden. Ob jedoch die Versammlung der 
Steuerzahler die für den in grösstem Massstab geplanten Aus- 
bau des Elektrizitätswerks nötigen Mittel bewilligen wird, ist zw 
bezweifeln, weil in der Schanghaier Gemeinde keine grosse Nei- 
gung besteht, CGield in Silber anzulegen. Fs ist infolgedessen 
schon die Frage aufgetaucht, das der Stadt gehürige Elektrizi- 
tätswerk an eine Privatgesellschaft zu veräussern. Die Times 
sieht hier eine Gelegenheit für die grossen britischen Elektri- 
zitäts- und Finanzımternehmungen, sich zu betätigen. — Neue 
elektrische Anlagen werden in verschiedenen Städten Chinas 
eingerichtet. Zurzeit wird ein Werk in Wusung, dem Endpunkt 
der Schanghai-Wusunger Bahn, gebaut. Dem Piatz wird eine 
grosse industrielle Zukunft vorausgesagt. 


. Neubauten in Schanghai. Die Hongkongand Shang- 
hai Banking Corporation plant die Errichtung eines 
neuen Bankgebäudes mit einem Kostenaufwand von £ 800 000, 
der Girund und Boden ist zu £ 400 000 erworben worden. Ferner 
ist in Schanghai die Errichtung eines grossen Hotels mit 700 
Zimmern, Ballräumen, Theater usw. geplant. Die Bauausführung 
liegt in den Händen des amerikanischen Architekten Iselin. 


Die chinesische Baumwollernte. Nach dem London and 
China Telegraph vom 8. 3, 20 sieht Finance and 
Commerce eine Knappheit auf dem chinesischen Baumwoli- 
markt voraus, weil die Errichtung von Baumwollspinnereien eine 
derartige Nachfrage in den nächsten zwei Jahren hervorrufen 
werde, dass die Produktion damit keinen Schritt halten könne. 
Falls nicht nachdrückliche Massnahmen zur Förderung des 
Baumwollanbaus ergriffen würden, gingen die chinesischen 
Spinnereien schlechten Zeiten entgegen. Das Blatt sieht nicht 
nur in dem kommenden Mangel an Rohbaumwolle eine (iefahr, 
sondern auch in dem Inkrafttreten des neuen Zolltarifs, der für 
eingeführte Baumwolle eine Zollerhöhung um 33% v. MH. vor- 
sieht. Die chinesische Baumwollindustrie sei nur dann in der 
lage den Wettbewerb mit der japanischen aufzunehmen, wenn 
die zollfreie Einfuhr von Baumwolle gestattet werde. 


Der Kampferhandel Hongkongs. Die vom Staatsdepartement 
in Washington herausgegebenen Commerce Reports von 
13. 1. 20 veröffentlichen einen Bericht des amerikanischen Gene- 
ralkonsuls in Hongkong über den Kampferhandel seines Amts- 
bezirks. Der Rückgang der Kampfererzeugung auf Formosa so- 
wie die erhöhte Nachfrage nach dem Erzeugnis während des 
Jahres 1919 haben zu einem solchen Aufschwung des über Hong- 
kong gehenden Handels in südchinesischem Kampier beigetragen 
In den ersten Monaten 1919 war die Kampierausfuhr über Hong- 
kong so gering, dass sie in der Zolliste nicht besonders erwähnt 
wurde, ihr Gesamtwert im ersten Vierteljahr belief sich auf 
$ 54810: der grösste Teil der Ausfuhr ging nach Indien und 
10 v. H nach den Straits Settlements. Im zweiten Vierteljahr 
bezifferte sich die Ausfuhr auf $ 233954. Die Ver. Staaten 
traten mit $ 181550 zum ersten Mal als Käufer des südchinesi- 
schen Produkts auf. Seitdem hat sich die Nachfrage aus 
Amerika beständig erhöht, im Juli 1919 wurde allein süd- 
chinesischer Kampfer im Werte von $ 176000 nach Amerika ver— 
schifft, im August für $ 208 641, im September für $ 360 641 und 
im Oktober für $ 606940. In zehn Monaten des Jahres 191 
gingen insgesamt für $ 1534 672 Kampfer nach den Ver. Staaten. 

Der über Hongkong verschiffte Kampfer ist ınraffiniert. 
Nach ihrer Herkunft gibt es eine Kuangsi- und eine Fukiensorte. 
Fukien-Kampfer wurde für etwa $ 2,15 cif San Francisco ge- 
liefert. Oertlich wird der Pikul (60,4 kg) mit Hek. $ 240 bis 252 
gehandelt, was etwa Gold $ 1,70 für das engl. Piund entspricht. 
Im Oktober stiegen infolege der grossen Nachfrage die Preise für 
Fukien-Kampfer auf Hgk. $ 350 und für Kuangsi-Kampfer auf 
340 den Pikul. 


Schifisbauten in Schanghai. Nach den Commerce. 
Reports werden zurzeit in Schanghai 25 Schiffe gebaut. 
Ausserdem befinden sich bei den Kiangnan Docks and Engi- 
nceering Works 12 Transportdampfer für die amerikanische- 


Regierung im Bau. Nach Schanghaier Nachrichten, die in der 
Times und im London and China Telegraph vom 
15. 3. 20 wiedergeben sind, ist der Bau einer Anzahl Schiffe für 
die Fahrt auf dem oberen Yangtsze beabsichtigt. Die Indo- 
China Steam Navigation Co. und die China Navigation Co. 
stehen in Verhandlung, um ie ein Schiff in Auftrag zu geben. 
Zurzeit sind Warren Swire, von den Firmen John Swire and Co. 
in London und von Butterfield & Swire, Agenten der Liverpooler 
Ocean Steamship Co. und der China Navigation Co. und Holt 
ven der Ocean Steamship Co. in Schanghai anwesend, und man 
erwartet von ihnen Aufträge auf Schiffsbauten. Auch die Firma 
Gillespie Bros. in Hankau, die einen grossen Export von Holzöl 
nach Amerika betreibt, soll einen Dampfer für den Handel zu 
bauen beabsichtigen. Nörwegische Reeder haben bereits eine 
Anzahl Dampfer zu Schanghai in Bau und verhandeln jetzt mit 
der Absicht, weitere Aufträge zu erteilen. 


Chinesische Arsenale.e. Ein amtlicher amerikanischer Be- 
richt zählt fünfzehn Arsenale in China auf; die Maschinen sind 
britischen, deutschen und dänischen Ursprungs, ein geringer Teil 
ist in China hergestellt. Den Hauptanteil machen jedoch deutsche 
Maschinen aus. Die meisten Arsenale werden von Chinesen ge- 
leitet, die in Deutschland ausgebildet sind, ein oder zwei Arsenai- 
direktoren haben ihre Ausbildung in Japan genossen. 


Japan. 


Japans Handesbilanz und Geschäitspolltik. 


Das Jahr 1919 hat den erwarteten Rückschlagin der 
japanischen Handelsbilanz wirklich gebracht. Zum 
ersten Male seit Ausbruch des Krieges übersteigen die Ziffern 
für die Einiuhr wieder die der Ausfuhr. Eine Zusammenstellung, 
welche das japanische Finanzministerium als vorläufigen Ab- 
schluss veröffentlicht hat, und die im Board of Trade 
Journal vom 26. 2. 20 abgedruckt ist, reicht nır bis zum 
25. Dezember vorigen Jahres, so dass also nur noch eine Woche 
an dem vollen Jahre fehlt. In diesem Zeitraum vom 1. Januar 
bis 25. Dezember 1919 beliefen sich die Werte der ausgeführten 
Waren auf Yen 2042258000 und die der eingeführten Waren 
auf Yen 2 126 229 000, so dass eine ungünstige Handelsbilanz von 
Yen 83971 000 herauskommt. 

Mit den Ziffern des vorigen Jahres verglichen, hat die Aus- 
fuhr trotzdem noch eine Zunahme von mehr als Yen 80 Mill. 
erfahren, was allerdings nicht eine wirkliche Ausfuhrsteigerung 
bedeutet, sondern ayf Preiserhöhungen zurückzuführen ist. 
Demgegenüber steht die ganz erhebliche Zunahme der Einfuhr 
um Yen 458 Mill. Ausfuhr und Einfuhr von Edeimetallen werdzn 
aut rund Yen 5 Mill. und 285 Mill. angegeben. Diese beträcht- 

liche Einfuhr ist während des letzten Monats fast gänzlich aus 
den Ver. Staaten gekommen. Vorher war die Goldbewegung 
infolge vieler Ausfuhrverbote auf den Hauptweltmärkten natür- 
lich sehr schwach. 

Fine etwas später eingelaufene Meldung des Exchange 
Telegraph berichtet, dass der japanische Einfuhrüber- 
schuss bis Ende des Jahres noch auf Yen 90 Millionen ge- 
stiegen war. 

Für die ungünstige Bewegung der japanischen Handelsver- 
hältnisse gibt es verschiedene naheliegende Gründe. Die all- 
gemeine Unsicherheit. welche die Welilage nach dem Abschluss 
der Feindseligkeiten beherrschtc, hat den Handelsverkehr wäh- 
rend der ersten Hälfte des Jahres bedeutend beeinflusst; nach 
der Unterzeichnung «des Friedensvertrages ist dann eine Be- 
ruhigung eingetreten, die den Hande! neu belebte. Eine sehr 
bemerkenswerte Erscheinung war auch der ungemein starke 
Boykott, den die Chinesen infolxe der Schantungfrage gegen alle 
lapanischen Waren im Mai verhängten. Dieser Boykott schien 
im September etwas abzuflauen, lebte aber im Noveniber infolge 
japanischer UJebergriff:: in Fuchou und anderen Orten wieder auf. 

Die Verschiffungen nach den Ver. Staaten haben heträchhtlich 
zugenommen, ebenfalls die nach China trotz der Boykottbewe- 
gung; stark gelitten aber hat autfallenderweise die Ausfulir nach 
Europa, Australien. Südafrika. Südamerika, Britisch-Indie:., 
Holländisch-Indien, Indochina, Siam, Straits Settlements, Hong- 
kong und den Philippinen: Der britische Handelssekretär in 
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Yokohama bemerkt dazu: „Wir sehen, dass Japan seine beste 
Gielegenheit verpasst hat. Es konnte auf den vielen Märkten, 
die infolge der Ausschaltung des europäischen * Wettbewerbs 
während der Kriegszeit zu seinen Füssen lagen, sich eine 
glänzende Stellung sichern. Aber Japan war nur auf schnellen 
und verblüffenden Geldgewinn erpicht und kümmerte sich viel 
zu wenig um die Qualität seiner Leistung. Wären die Japaner 
in verständiger Weise vorgexangen, so hätten sie auf den 
Märkten Indiens, Javas, Südamerikas, der Philippinen usw. noch 
viele Jahre lang den Markt beherrschen können.“ 

- Die Zunahme der Ausfuhr besteht hauptsächlich ın 
Fertigfabrikaten. Nahrungsmittel, Rohstoffe und Halbfabrikate 
sind weggefallen. Bei den Nahrungsmitteln hat zum Teil die 
Nahrungsmittelknapheit im Lande selbst ein Wort mitgesprochen, 
dann aber auch die Abnahme des Bedarfs bei den kriegführenden 
Alliierten und der Boykott der Chinesen. In normalen Zeiten ist 
China ein starker Abnehmer japanischer Lebensmittel. Stark 
zugenommen hat der Export von Rohseide nach den Ver. Staaten, 
eine Folge der Kriegsgewinne dieses Landes. Die Ausfuhr 
japanischer Rohseide nach Amerika betrug bis Ende November 
mehr als Yen 500 Mili., d. h. 189 Mill. mehr als im selben Zeit- 
raum des Vorjahres. Andere Exportartikel, die eine Zunahme 
zu verzeichnen hatten, sind Baumwollstoffe, Habutai, Streich- 
hölzer, baumwollenes Unterzeux, Glas, Porzellan, Borten, Spiel- 
sachen, Wollistoffe. 

Im Import spielen die Rohmaterialien die grösste Rolle; 
dann kommen Halbfahrikate und Nahrungsmittel. Ganzfabrikate 
zeigen die geringe Erhöhung von rur 12%. Besonders be- 
trächtlich war die Zunahme bei Rohbaumwolle, Reis, Weizeı, 
Bohnen, Weizenmehl, Zucker, Kondensierte Milch (trotz erhöhter 
Eigenfabrikation), Eiern, Salz, Gerste, Druckpapier, Packpapier, 
Eisenerz, Kupferschienen, Motorwagen und Zubehör, elektrischer 
Maschinerie, Spinnmaschinen, Düngemitteln (Bolınenkuchen und 
Ammoniumsulfat), sowie Petroleum. Die bemerkenswertesten 
Abnahmen zeigen sich bei Hanf und Jute, Sackleinwand und 
Kopra (alles hauptsächlich infolge des fortgefallenen Kriegs- 
bedarfs) und bei Metallen. 

Der englische Handelssachverständige schliesst seinen Be- 
richt mit folgenden Betrachtungen: „Die wirtschaftliche Lage 
Japans ist reich an Gefahrquellen. Ueber die ungeahnten Fort- 
schritte dieses l.andes ist nun schon eine Menge gesprochen 
und geschrieben worden. Aber man hat noch nicht klar genug 
darauf hingewiesen, dass eigeutlich dieses Aufblühen lediglich 
ce: abnormen Verhältnissen zuzuschreiben ist, die sich aus 
Japans besonderer Lage während des Krieges ergaben. Da- 
gegen hat der Geist der Nation durchaus nicht irgendeine grund- 
sätzliche Aenderung erfahren, aus der man in den koıkurrieren- 
den Ländern irgendwelche Besurgnisse zu schöpfen brauchte. 
Allerdings hat Japans Volkswirtschaft ein grösseres Mass von 
Unabhängigkeit erreicht, und seine Industrien machten be- 
deutende Fortschritte. Aber auf der anderen Seite haben sich 
auch als eine Folge dieser Entwicklung Uebelstände heraus- 
gebildet, die man bisher nicht kannte, grössere Ansprüche der 
Arbeiter und eine künstliche Steigerung der Lebensbedingungen. 
Ferner wächst ständig die Leidenschaft für Spekulation und 
Firmengründungen, die alle Bedürfnisse des Landes über- 
schreiten; die starke und rapide zunehmende Intlation des 
Landes mit Zahlungsmitteln hat dieser Richtung einen ganz 
besonderen Antrieb gegeben. Die Aktionäre gehen dabei 
äusserst sorglos zu Werke, sie vffenbaren eine fieberhafte Sucht, 
rücksichtsios hohe Divienden einzustreichen, ohne eine gesunde 
Vorkehr für die Entwicklung der Zukunft zu treffen.“ 


Oei und Oelsaaten. Die Sojabohne dient als Nalırungs- 
mittel, sie liefert ein Düngemittel, Leuchtöl und Schmieröl. 
Exportiert werden Oel und Bohaenkuchen. Zu Nahrungszwecken 
dienen die Sojasauce, der Bohnenquark und die gekochten 
Bohnen. Der Bohnenxuchen wird infolge seines hohen Stick- 
stoffgehalts besonders in Japan als wertvolles Düngemittel ver- 
wendet. Neuerdings hat das Bohnenöl zeitweilig in China als 
Petroleumersatz gedient. Das Zentrum der Sojabohnen- 
produktion ist die Mandschurei. Der Hauptbearbeiter auf Oeı 
und Bohnenkuchen ist Japan, wenn auch Dairen in Kuantung 
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eine wichtige Industrie auf diesem Gebiete besitzt. Mukden ist 
Zentrum des Bohnenhandels. Früher ging ein Teil des Exporis 
über Harbin und Wladiwostok, aber das hat jetzt aufgehört. Ein 
kleiner Teil des Handels wird auch von Niuchuang und Antung 
besorgt. Aber da diese Häfen im Winter oft zufrieren, erreicht 
ihr Handel zusammen nur 30% dessen von Dairen. Andere 
chinesische Zentren fir Bohnenöl sind Schanghai und Kiautschou, 
während Kobe in Japan und seine Umgegend der wichtigst: 
Punkt für die Oelpressung im fernen Osten ist. 

In China werden die Sojabohnen meistens Anfang Juni ge- 
pflanzt und Mitte September geerntet, es gibt aber auch einixe 
Arten, deren Wachstumsperiode von April bis Juli währt. Man 
zählt 19 Sorten von Sojabohnen in China. Die Kultur wechselt 
mit Winterweizen, (ierste und Raps ab. Die Samen werden zu- 
nächst ausgesät und dann verpflanzt. Die Sojabohne stellt keine 
besonderen Ansprüche an den Boden, da die Pflanzen infolse 
ihrer bakterienhaltigen Wurzelknölichen Stickstoff aus der Luft 
aufnehmen. Der einheimische Bauer kennt zwar die wissen- 
schaftliche Grundlage nicht, aber er weiss ’aus Erfahrung, dass 
die Pilanze keine Düngung braucht und dass sie den Boden ver- 
bessert, auf dem sie gewachsen ist. Oftmals pflanzt man des- 
halb Bauniwolle und Sojabohnen abwechselnd als Sommerfrucht. 
und im Winter dazwischen Weizen. Das Ernten geschieht auf 
einfache Weise, Indem die Pflanzen ausgerissen, getrocknet, mit 
einem Bambusflegel gedroschen, durch einen Korb gesiebt- un! 
die Bohnen dann auf Matten getrocknet werden. Sodann werden 
sie für den Transport nach den Oelmühlen verpackt. Unter 
normalen Verhältnissen bringt ein Mou (6% a) 200 Pfund, und 
der Engrospreis ist ungefähr $ 5 für 100 Ibs. 

Im Oelhandeli kommen natürlich viele Verfälschungen vor 
und Benachteiligungen im Gewicht, da die Oele in Metall- 
behältern abgegeben werden, die ein bestimmtes Gewicht halten 
sollen. Das Bohnenöl geht gewöhnlich in Behältern, die 3 Pikuls 
wiegen, das Erdnussöl in solchen zu 2 Pikuls und das Kastoröl 
in solchen von 2—2% Pikuls. An die Detaillisten wird das Oel 
mit 20 Tagen Kredit geliefert, während die Grossisten mit den 
Importeuren auf der Basis der Barzahlung verhandeln. Bei Vor- 
ausbestellungen ist Usus 30 % des Betrages zu deponieren. An 
den Hauptorten des Handels finden regelmässige Börsen statt. 
Die Schwankungen im Preise sind nicht gross. 

Ueber die Produktion der japanischen Oelmühlen liegen 
Schätzungen vor. Sie liefern jährlich rund 90500 longtons 
pflanzliche Oele, und zwar: Sojaöl 37 500, Kokosöl 27 500, Rapsöl 
17800, Baumwollsaatöl 6400 und Erdnussöl 1300. Davon werden 
75 %e von modern ausgestatteten Oelmühlen des Kobe-Distrikts 
geliefert- Die Dampfer bringen für die Oelgewinnung Kopra 
aus Singapore, Java usw., Sojabohnen aus Dairen, Niuchuan; 
und Wladiwostok, Erdnüsse aus Tsingtau und Tientsin, Baum- 
wollsaat aus Tsingtau, Schanghai, Gensan (Korea) und Rapssant 
aus Hankou und Indien. Das Oel und der Oelkuchen geht dam 
mit denseiben Dampferlinien in alle Weltteile. 

Neben dem Sojaöl hat auch das Holzöl in China eine 
erosse Bedeutung. Im Jahre 1918 wurde aus China Bohnenöl 
und Holzöl im Werte von zusammen $ 14,4 Mill. ausgeführt. Im 
Jahre 1919 gingen von Dairen an Sojaöl allein aus 209 275 t. 
ferner Bohnenkuchen etwas über 1 Mill. t (nach einem holländi- 
schen Konsulatsbericht). Dann folgt an Bedeutung das Erd- 
nussölund dass Baumwollsaatöl. Oelmühlen gibt es in 
ranz China, aber modern aussestattete Mühlen in grösserem 
Massstabe nur in Schanghai, Hanyange, Niuchuang, Haichou, 
Tungchou, Harbin, Dairer, Swatou, Yinchou und Chinkiang. In 
der Umgesend von Schanghai wird hauptsächlich Baumwol!- 
saatöl hergestellt, einige Mühlen machen auch Bohnenöl und ein 
oder zwei Erdnussöl. Manche Baumwollsaatmühlen können auch 
Bohnenöl und andere pflanzliche Oele herstellen. weil die 
Mäaschineric dafür geeignet ist. Das Erdnussöl wird mit Vor- 
liebe in primitiven Betrieben hergestellt, weil diese aus- 
viebiger sind. 

Die Erdnüsse kommen aus den Provinzen Schantung und 
Honan, dos Oel und die Oclkuchen gehen meist nach Japan. Der 


Oelkuchen wird in Japan selbst verbraucht, das Oel dagegen 
geht meist weiter nach Amerika. Ferner wird von Schanghai 
Oel und Oelkuchen nach Kanton, Hongkong, Singapore und 
Straits Settlements gelieferte Die Baumwollsaat. die auf Oel 
verarbeitet wird, kommt meist aus Putung (nahe Schanghai), 
ferner aus Hankau, Tungchou und Tientsin. Auch von diesem 
Oel geht das meiste nach Japan und von dort weiter nacıı 
Amerika. (The World Salesman, Yokohama). 


Neue Dampierverbindung zwischen Japan und China. Die 
Nippon Yusen Kaisha hat eine tieue Linie zwischen Japan und 
China eingerichtet, welche von Nagasaki ihren Ausgang nimmt. 
Damit wird wieder etwas für diesen Hafen getan, welcher in der 
letzten Zeit an Bedeutung gege: andere japanische Häfen stark 
zurückgetreten ist. Die neue Linie wird mit Hilfe einer beson- 
deren Staatsunterstützung betrieben. Es sollen Schiffe von 
grosser Schnelligkeit eingestellt werden, hauptsächlich, um den 
Passagierverkehr zu besorgen. Je nach Bedarf werden 3-5 
Dampfer von je 7000 t diesen Dienst versehen. 


Siam. 


Sinken der Reispreise. Nach den Siam Observer vom 
17. 1. 20 sind die Preise für Reis stark im Fallen begriffen. Der 
Pikul (60,4 kg) für erste, zweite und dritte Qualität kostet zur- 
zeit 26,19 und 15 Ticals, was innerhalb der letzten zwei Wochen 
ein Fall von 7 Ticals per Pikul bedeutet. Der Preisrückgang 
wird auf das Reisausiuhrverbot sowie auf die guten Aussichten 
der Ernte zurückgeführt. Kurz vor dem Ausfuhrverbot hatten 


‚iananische Händler 69000 Säcke zur Ausfuhr nach Japan ge- 


kauft. Infolge des Verbots musste jedoch die Ausfuhr unter- 
bleiben, und die Händler waren gezwungen, den Reis mit einer 
Verlust von 14 Ticals den Sack abzustossen, wodurch ihnen ein 
Gesamtverlust von 864000 Ticals erwuchs. 


” Niederländisch-Indien. 


Absatz von Maschinen. Nach einem Bericht des Easteru 
Engineering bietet Niederländisch-Indien einen ergiebigen 
Markt für den Absatz von Eismaschinen und Eisschränken. 
Tragbare Eismaschinen finden besonders guten Absatz. Für 
Werkzeuge aller Art, die auf den grossen Pilanzungen gebrauch! 
werden, herrscht ebenfalls grosse Nachfrage. Maschinen für 
Zuckerraffinerien und Oelpressen sind ebenfalls schr gesucht. 
Vor dem Kriege arbeiteten 190 Zuckerfabriken und 47 Oel- 
mühlen in Niederländisch-Indien. Andere Artikel, nach dene: 
Nachfrage herrscht, sind Teile für sanitäre Anlagen, Eisen- und 
Stöhlwaren, Messing- und Kupferbleche, Draht und Zinnplatten. 


Wasserkraft-Anlagen. Nach dem Eastern Engi- 
neering vom 26. 2. 20 plant die Regierung von Niederländisch- 
Indien die Errichtung grosser elektrischer Kraftanlagen auf 
West-Java, um Eisenbahnen und Strassenbahnen sowie die 
Elcktrizitätswerke der Städte mit elektrischer Kraft zu ver- 
sorgen. Zu diesem Zweck soll ein Zusammenschluss aller 
interessierten Kreise herbeigeführt werden, einschliesslich der 
Niederländisch-Indischen Gasgesellschaft in Batavia, die das 
aileinige Recht hat, die Stadt Batavia bis zum Jahre 1953 mit 
Elektrizität zu versorgen. Der Stadtrat von Batavia hat jedoch 
geneten, die Gasgeselischaft von dem geplanten Konzern aus- 
zuschliessen, offenbar um die Regierung zu veranlassen, die 
Privilegien der Gesellschaft schon im Jahre 1923 aufzuheben. 


Ausbau des Haiens von Samarang. Die Regierung für 
Nicderländisch-Indien plant den Ausbau des an der Nordküste 
von Java gelegenen Hafens Samarang. Die augenblicklichen 
Hafenverhältnisse sind derart, dass bei schwerem Wetter zur 
Zeit des Westmonsum (Oktober bis April) die Schiffe häufig ge- 
zwungen werden, in einem anderen Hafen zu laden und zu 
löschen. Der Plan geht dahin, zunächst einen grossen Wellen- 
brecher zu bauen, damit die Leichter in ruhigen Wasser 
arbeiten können. Nach dem Eastern Engineering be- 
laufen sich die Kosten auf etwa £ 1 Mill. 
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Erscheint zweimal monafich 


Deutschland und der chinesische Markt. 


Von Fritz Secker. 


Die erste Hälfte des Jahres 1914 bildete den Höhepunkt 
des deutschen Wirtschafts- und Kultureinflusses in China. 
Von der Mandschurei bis zur indo-chinesischen Grenze, von 
der Westküste bis ins ferne Setschuan hinein erblickte man 
Wahrzeichen des Fleisses deutscher Kaufleute und Ingenieure. 
Zwischen Yangtse und Peiho und durch Mittelschantung ver- 
kehrten deutsche Eisenbahnzüge und fuhren über gewaltige 
Brücken, Meisterwerke deutscher Ingenieurkunst. Die chine- 
sische Jugend drängte nach deutschen Schulen. Viertausend 
Deutsche waren inmitten des chinesischen Vierhundert- 
Millionenvolkes die Fiebererreger zu schöpferischer Arbeit. 
Es gab kaum ein Gebiet des wirtschaftlichen Lebens in China, 
wo sich der Deutsche nicht betätigte. Von rein deutschen 
Unternehmen sind da zu erwähnen: die Deutsch-Asiatische 
Bank mit Zweigniederlassungen in den grossen Handels- 
städten, die alteingesessenen Chinahäuser, die jede Art der 
Einfuhr und Ausfuhr vermittelten,‘ die Kohlengruben in 
Schantung und Nordchina, zwei Eisenbahnlinien; ferner Erz- 
aufbereitungsanlagen und Schmelzen, Zement- und Ziegel- 
werke, Sägemühlen, Albumin- und Seifenfabriken, Brauereien 
und Brennereien. Dazu kommen eine Reihe chinesischer in- 


dustrieller Grossbetriebe, deren Gründer und Leiter deutsche 


Ingenieure und Techniker sind. Beträchtliche Mengen deut- 
schen Kapitals waren in britischen Grossunternehmen, wie 
Banken, Docks und Baumwollspinnereien angelegt. 
Schanghai, Canton, Hankou, Tientsin, Tsinanfu und Tsingtau 
waren blühende deutsche Handelsgemeinden und Stütz- 
punkte des Deutschtums, verheißungsvolle Ausgangsplätze 
für die friedliche wirtschaftliche Durchdringung des gewal- 
tigen chinesischen Marktes, der Raum genug hat für alle 
handeltreibenden Staaten der Welt. Dass sich der Deutsche, 
trotz des scharfen Wettbewerbs der Nationen eine hervor- 
ragende Stellung in China geschaffen hatte, war seinem zähen 
Arbeitswillen, seiner Unternehmungslust und seinem ver- 
ständnisvollen Eingehen auf die chinesische Eigenart zu ver- 
danken. Was uns viele Sympathien in China eingebracht hat, 
waren der Fleiss, die untadligen Geschäftsmethoden des 
deutschen Kaufmanns und das Verständnis, das der Deutsche 
dem chinesischen Wesen von jeher entgegengebracht hat. 
Durch diese Eigenschaften unterscheidet sich der Deutsche 
vorteilhaft von den Vertretern‘ anderer Nationen, die eben- 


falls an der Erschliessung .des chinesischen Marktes Anteil 
haben. Der Brite kehrt dem Chinesen gegenüber zu sehr den 
europäischen ‚Herrenstandpunkt heraus; dem lebhaften ner- 
vösen Franzosen fehlt es an der Geduld gegen den: passiven 
Widerstand, der vom Chinesentum ausgeht, anzukämpfen 
und der Amerikaner, der mit grossen Worten und „Bluff“- 
methoden den Markt über Nacht an sich reissen möchte, 
macht auf den bedächtigen und nüchternen Chinesen nur ge- 
ringen Eindruck. Der Japaner ist wegen der bestehenden 
politischen Gegensätze nicht sehr beliebt, wie der Boykott be- 
weist, der im Mai vorigen Jahres begonnen hatte und heute 
noch nicht seinen Abschluss erreicht hat. 

Der direkte deutsch-chinesischa Aussenhandel be- 
zifferte sich im Jahre 1913 (dem letzten normalen Handels- 
jahr seit Kriegsausbruch) auf rund 250 Millionen Mark, 
wovon 120 Mill. auf die Einfuhr entfielen. Aber nicht 
nur diese Werte gingen durch die Hände des deutschen Kauf- 
manns; ein Teil der Einfuhr englischer Erzeugnisse nach 
China, sowie ein grosser Teil der Ausfuhr von China nach 
europäischen Ländern lag in seiner Hand. Grosse englische 
und amerikanische Fabriken, Handelshäuser und Versiche- 
rungsgesellschaften hatten ihre Vertretungen deutschen 
Chinahäusern übertragen. Ein Geschäftszweig, in dem sich 
der Deutsche besonders erfolgreich betätigte, war das soge- 
nannte Regierungsgeschäft. Durch eine jahrzehntelange Tra- 
dition standen die deutschen Chinahäuser in hervorragender 
Fühlung zur massgebenden chinesischen Beamtenwelt. So 
wurden von Deutschland Kreuzer und Torpedoboote, 
die Einrichtungen für Arsenale, Münzen und staatliche 
Industrieunternehmen nach China geliefert. Die Statistik 
(vergl. Heber, „Wirtschaftsdienst‘“ vom 14. 6. 18.) weist für 
das Jahr 1913 nach, dass Erzeugnisse der deutschen Eisen- 
und Stahlindustrie im Werte von 21,7 Millionen Mark nach 
China gegangen sind, das ist der doppelte Betrag im Ver- 
gleich zum Jahre 1910. An der Spitze der deutschen Einfuhr 
standen Farbstoffprodukte im Werte von 46 Millionen Mark 
(1910: 16,1 Millionen). Vielseitig war die Einfuhr der soge- 
nannten „Sundries“, wie Lampen, Emaillewaren, Papier, Blei- 
stifte, imitierte Perlen, Seifen, Parfümerien, Spielwaren usw. 
im Werte von etwa 40 Millionen Mark. Baumwoll- und Woll- 
waren wurden für 15 Millionen Mark eingeführt. 
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Die Ausfuhr von China nach Deutschland wird, wie 
schon festgestellt, mit 130 Millionen Mark angegeben. Vor 
dem Krieg bezogen wir aus China Erdnüsse, Bohnen, Sesam- 
saat und die daraus gewonnenen Oele. Ferner Strohborten, 
Baumwolle, Felle und Häute, Schweineborsten, pflanzlichen 
und tierischen Talg, Tee, Seide, Gallnüsse und andere Er- 
zeugnisse der Landwirtschaft und der ihr verwandten Be- 
triebe. Dass sich der gesamte chinesische Ausfuhrhandel in 
den letzten Jahren ganz erheblich gehoben und ausgebaut 
hat, ist grösstenteils ein Verdienst des deutschen Kaufmanns. 
Sein klarer Blick für die Bedürfnisse des Weltmarktes ermög- 
lichten es ihm, bisher unbeachtete oder vernachlässigte chine- 
sische Landeserzeugnisse auf den Markt zu bringen. Das 


Baumwoll-, Strohborten-, Erdnuss- und Oelsaatengeschäft . 


lag in den ersten Anfängen fast völlig in seiner Hand. Die 
Ausfuhr chinesischer Erzeugnisse nach Deutschland stellt 
jedoch nur einen Teil der in deutscher Hand vereinigten Aus- 
fuhr nach Europa und Amerika dar. Die deutschen China- 
häuser lieferten Rohbaumwolle nach New York, Seide nach 
Genua und Turin, Pflanzenöle nach Marseille, Erdnüsse nach 
Liverpool und Strohborten nach London. Der deutsche Wett- 
bewerb in China, den die britische Presse vor dem Kriege 
nicht schwarz genug an die Wand malen konnte, bestand 
zum grossen Teil nur in der Einbildung. Vielleicht hat der 
deutsche Kaufmann mittelbar den britischen Handelsinteressen 
grössere Vorspanndienste geleistet als englische Wirtschafts- 
fanatiker annehmen. Nicht Deutschland war auf dem chine- 
sischen Markt für England der gefährliche Wettbewerber, 
sondern Japan und die Vereinigten Staaten. Die britische 
Fachpresse muss heute mit Besorgnis die wachsende Aus- 
dehnung des amerikanischen und japanischen Chinahandels 
feststellen. Im Jahre 1918 betrug der prozentuale Anteil 
Japans am chinesischen Aussenhandel 38 v. H., das sind 
7 v. H. mehr als der britische Anteil. 

Die industrielle Entwicklung Chinas, die in 
den letzten Jahren ein besonders rasches Zeitmass angenom- 
men hat, ist den Einfuhrländern nicht günstig, die auf dem 


chinesischen Markt einen Massenabsatz ihrer Erzeugnisse be- 


treiben. Das zeigt sich besonders auf dem Gebiet der Baum- 
wolleinfuhr, wo Japan sowohl als England der aufstreben- 
den chinesischen Baumwollindustrie starke Zugeständnisse 
machen mussten. Dieser chinesische Industriezweig, der über 
grosse eigene Rohprodukte verfügt, hat sich während des 
Krieges ganz erheblich entwickelt. In Nord- und Mittelchina 
sind eine grosse Anzahl Spinnereien entstanden. Die Nach- 
frage nach Spinnereimaschinen soll in den Vereihigten 
Staaten so erheblich sein, dass sich die amerikanischen 
Fabriken eine lange Lieferfrist ausbedingen müssen. Ein 
Rückgang in der Einfuhr fremder Baumwollwaren im Jahre 
1918 wird auf die erhöhte Erzeugung in China selbst zurück- 
geführt. Das ist die erste äussere Wirkung, der von chinesi- 
schen Kreisen eingeleiteten Bestrebungen, sich durch Schaf- 


fung einer Industrie unabhängig vom yAusland zu machen. 
Diese Bestrebungen sind in einer Organisation: „Verband 
zum Schutz einheimischer Waren“ zusammen- 
gefasst, der massgebende Männer des chinesischen Handels 
und der Industrie angehören. Der Verband hat seit dem 
Jahre 1915 die Anregung zur Gründung einer grossen Än- 
zahl industrieller Kleinbetriebe in allen Teilen des Landes 
gegeben, die für den örtlichen Bedarf arbeiten, wie Hut- und 
Mützenfabriken, Strumpfwirkereien, Handtuch- und Taschen- 
tuchwebereien, Schirm- und Zündholzfabriken. Neben der 
Baumwollindustrie hat sich auch die chinesische Zigaretten- 
industrie stark entwickelt; sie ist auf dem besten Wege, das 
Monopol, das sich die englisch-amerikanische Zigaretten-Ge- 
sellschaft in den letzten 15 Jahren in China gesichert hat, zu 
brechen. 

Da der deutsche Handel mit China nicht auf dem 
Absatz in China leicht herstellbarer Massenerzeugnisse 
aufgebaut ist, ist von der fortschreitenden Industrialisierung 
Chinas für Deutschland am wenigsten zu fürchten. Die Zu- 
kunft des deutschen Handels mit China wird im Absatz hoch- 
wertiger Erzeugnisse, hauptsächlich der Maschinen- und 
chemischen Industrie liegen. 

AnRohprodukten, deren die deutsche Industrie und 
das deutsche Volk so dringend zum Wiederaufbau bedürfen, 
herrscht in China Ueberfluss. Die chinesischen Ausfuhrartikel, 
wie Baumwolle, Oele, Felle und Häute sind schon erwähnt 
worden. Aber auch als Lebensmitelversorger an Deutschland 
in grossem Massstab könnte China in Frage kommen, wenn 
wieder einigermassen stabile Valutaverhältnisse herrschen. 
Die Engländer und Amerikaner hatten die Bedeutung Chinas 
als Lieferant für Lebensmittel erkannt. Während des Krieges 
sind unzählige Mengen gefrorenes Fleisch, Geflügel, Wild, 
Eier in die Länder der Entente ausgeführt worden. Die neuer- 
lichen Zollstatistiken weisen nach, dass Lebensmittel aller Art 
sogar nach Mittel- und Südamerika verschifit worden sind. 
Vielleicht ist der Tag nicht mehr fern, wo chinesische Lebens- 
mittel auf dem deutschen Markt käuflich zu erwerben sind. - 

Was hier über die Bedeutung Chinas für den deutschen 
Handel und die deutsche Industrie gesagt worden ist, bleibt 
unter Berücksichtigung der Tatsache, dass ein Friede von Ver- 
sailles auf dem deutschen Volke lastet, zunächst noch eine 
rein akademische Betrachtung. In diplomatischer Arbeit wer- 
den erst wieder die vertraglichen Grundlagen gefunden wer- 
den müssen, auf denen sich in Zukunft der Handelsverkehr 
zwischen den beiden Ländern regelt. Erst dann kann der 
deutsche Kaufmann und Ingenieur an den ungehemmten Wie- 
deraufbau seiner Vorkriegsstellung herantreten. Allerdings 
müssen aber die Träger des deutschen Handels und der In- 
dustrie in China die Gewissheit haben, dass hinter ihnen in 
der Heimat ein wiedergesundetes Wirtschaftsleben steht, ohne 
das die Wiedereroberung des verlorengegangenen Postens 
auf dem chinesischen Markt nicht gelingen kann. 


Das Deutschtum in Sibirien. 


Nach eigenen Beobachtungen von Hauptmann a. D. Mossdorf. 


Nachdem England die Deutschen im Auslande, wo es 
ihrer habhaft werden konnte, wie den Auswurf der Mensch- 
heit zusammengekehrt, in die Laderäume von Truppentrans- 
portern ausgeschüttet und gewaltsam in die schwer da- 
niederliegende Heimat zurückbefördert hat, konnten nur an 
wenigen Stellen im Auslande die Deutschen unbehelligt ver- 
bleiben. 


Doch liess sich die Unternehmungslust der vertriebenen 
Deutschen durch solch rohes Gebahren nicht austilgen. 
Ueberall regt es sich wieder, und die Auslandsdeutschen 
suchen nach Gelegenheiten, um ihre zweite Heimat bald 
wiederzusehen, ihre zum Teil zurückgelassene Habe wieder 
in Besitz zu nehmen und alte Beziehungen wieder anzu- 
knüpfen. Spricht man von Deutschen, die dem englischen 


Auskehrbesen entgangen sind, so denkt man eigentlich immer 
nur an die Deutschen in Südamerika. 
liest oder hört man von den Deutschen in Sibirien. Deshalb 
soll hier einmal nach eigenen Beobachtungen von ihnen die 
Rede sein. 

Die grosse Verkehrsstrasse durch das dünnbesiedelte 
Land bildet die Transsibirische Eisenbahn. In den an ihr 
und ihren Seitenlinien liegenden Städten und grösseren Ort- 
schaften drängt sich das WIEISENARNIENE Leben des Landes 
zusammen. 

Es gab wohl nicht eine Mieze an der Eisenbahn ge- 
legenen Städte vor dem Kriege, wo man nicht auf Kaufleute, 
Gewerbetreibende und Industrielle deutscher Herkunft traf. 
Doch konnten das immer nur Einzelerscheinungen oder kleine 
Gruppen von Deutschen sein. 


Anders in der Landwirtschaft! Wohl mag es Einzel- 
siedlungen geben. Im wesentlichen sind es aber geschlossene 
Siedlungen in der Umgegend von Omsk in Westsibirien. 
Als in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die 
Schwaben die Wanderlust bekamen, ging ein Teil nach 
Westen über das grosse Wasser. Ein Teil aber liess sich als 
Bauer in Sibirien in dieser Gegend von Omsk nieder. So 
stellt sich also das Deutschtum in Sibirien dar: verstreut als 
Handels- und Gewerbetreibende über das ganze Land in den 
Ortschaften längs der sibirischen Bahn, in geschlossenen 
Haufen als Ackerbauer in Westsibirien. 


Haben sich die Deutschen nun im fremden Lande ihr 
Deutschtum erhalten oder sind sie von den sie sie umgeben- 
den asiatischen Völkern aufgesogen worden? Ai haus das 
erstere ist der Fall. 


Beginnen wir mit den schwäbischen N 
so sind sie die reinen Schwaben in Wohnung, Kleidung, 
Gewohnheiten und besonders Sprache mit geringen Modi- 
fikationen geblieben. Namentlich die Sprache hat sich in 
dialekischer Reinheit vollkommen erhalten, ebenso die 
Familiennamen wie „Kirchmeier“ und andere. Der Russe 
hat auch nicht gewagt, im Kriege das überkommene Deutsch- 
tum dieser Siedler, die ihm den besten Weizen anbauen, an- 
zutasten. Während baltische Deutsche nach Sibirien ver- 
schickt wurden, weil sie sich der seit Beginn des Krieges ver- 
hassten und in Europäisch-Russland verbotenen deutschen 
Sprache bedienten, während harmlose deutsche Lehrer und 
Lehrerinnen den gleichen Leidensweg nach dem fernen Osten 
in entlegene Sträflingsdörfer antreten mussten, weil Deutsch 
ihre Muttersprache war, konnten die Schwaben der west- 
sibirischen Kolonien ziemlich unbehelligt'sich ihres Deutsch- 
tums erfreuen. Ein erfreuliches Zeichen von Kraft und An- 
sehen, die sie sich im zaristischen Russland zu erwerben ge- 
wusst hatten. 

In Omsk selbst haben sie ‘eine eigene kleine, aber 
freundliche, evangelische Kirche mit eigenem Pfarrer, der das 
ganze grosse Gebiet seiner Gemeindeangehörigen in langen 
Tagereisen zu Eisenbahn und Wagen bzw. Schlitten das 
ganze Jahr hindurch abreisen muß, um kirchliche Hand- 
lungen an Ort und Stelle vorzunehmen. 


Es war ein erfreuliches Ereignis, eine deutsche Oster- 
predigt in der kleinen, deutschen Kirche in Omsk — es war 
im Jahre 1915 — miterleben zu können. Alles wie bei uns: 
Choräle, Predigt und Liturgie. Nur. das Gebet zum Schluss 
des Gottesdienstes für Erhaltung des Zaren und seiner 
Familie führte in die sibirische Wirklichkeit zurück. Die 
blonde Pfarrersfamilie mit ihrem reinen Deutsch, in ihrem 
ganz deutschen Pfarrhaus berührte durchaus heimatlich, 


Wenig oder gar nicht: 
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merkwürdig dahingegen die reine schwäbische Sprache der 
zahlreich anwesenden russischen Landwehrleute Ein deut- 
licher, aber trauriger Beweis mehr, dass Deutschland im 
Grossen Kriege gegen seine eigenen Brüder hat kämpfen 
müssen! 

Die anfänglichen Erfolge Deutschlands im Kriege, be- 
sonders auf dem russischen Kriegsschauplatz, liessen bei 
diesen schwäbischen Bauern den Stolz auf die alte Heimat 
neu erwachen und bei den Sticheleien und Schnüffeleien der 
russischen Beamten den Wunsch laut werden, in das sieg- 
reiche Vaterland, in das grössere Deutschland mit Friedens- 
schluss wieder zurückzukehren. Es ist anders gekommen. — 


Unter den Handelstreibenden ragt die Firma Kunst & 
Albers besonders hervor. Allerdings beschränkt sich ihr 
Tätigkeitsfeld hauptsächlich auf Ostsibirien. Der Hauptplatz 
ist Wladiwostock, wo das Stammhaus der grossen Waren- 
hausfirma liegt. Von dort aus sind nach Norden und Westen 
Filialen vorgeschoben, so nach Spasskoje und Chabarowsk 
nordwärts zum Amur, so nach Nikolsk-Ussuriskji u. a. 
westwärts. 


Die deutschen Handel- und Gewerbetreiben- 
den hat man im Kriege nicht so unbehelligt gelassen wie die 
schwäbischen Bauern, im Gegenteil hatten sie grosse Ver- 
folgungen wegen ihres Deutschtums zu erdulden. Man jagte 
sie aus ihren Stellungen, schloss ihre industriellen Unter- 
nehmungen und verbannte sie als Zivilgefangene in entfernte, 
meist von der Eisenbahn abgelegene Ortschaften, wo sie mit 
den aus Europäisch-Russland "Vertriebenen zusammentrafen. 


Die Firma Kunst & Albers hat man jedoch nicht zu 
liquidieren gewagt, wenn auch, um den Schein zu wahren, 
eine russische Verwaltung eingesetzt wurde. So konnten 
das Geschäftshaus dem Deutschtum, wenn auch scharf beob- 
achtet, in Feindesland weiterhin gute Dienste leisten, und 
deutsche Waren konnteii noch weit in den Krieg hinein, so- 
lange der Vorrat reichte, in diesen deutschen Warenhäusern 
gekauft werden. 

Dieser Zustand gewann noch dadurch, dass in den sibi- 
rischen Städten neben Kunst & Albers stets ein russisches 
Warenhaus der Firma Schurin, in Nikolsk-Ussuriskji 
sogar Mauer an Mauer, bestand und trotzdem hat man das 
deutsche Haus nicht geschlossen, bzw. wenn man es getan 
hatte, erzwangen die Konsumenten durch ihren Einspruch 
bald wieder die Oeffnung der deutschen Häuser. 


Trotz der Verfolgung der deutschen Angestellten fand 
man jedech stets in den russischen Bankfilialen und grossen 
Geschäftshäusern Angestellte, die ein reines, tadelloses 
Deutsch sprachen und auf Wunsch den deutschen Be- 
suchern sofort zugewiesen wurden. 


Dadurchh das man die deutschen Leiter 
industrieller Unternehmungen entfernte, war 
man auch schr bald gezwungen, die Betriebe zu schliessen, 
weil von den Russen einfach niemand verstand 
die Teitung zu übernehmen, wenn diese es oft auch 
gern gesehen hätten, daß die Betriebe weiterarbeiteten. So 
befand sich doch Russland, das Land der Pelze, vor dem 
Kriege in der eigenartigen Lage, dass es seine Pelze mangels 
moderner Gerbereien zum Gerben vor allem nach Leipzig 
sandte, von wo sie nach dem Gerben zum Verkauf nach Russ- 
land zurückwanderten. Daraus hatte eine deutsche Firma 
Nutzen gezogen und in Omsk eine moderne Gerberei einge- 
richtet. Man verschickte nun den Besitzer mit seinem deut- 
schen Personal nach Jakutsk, wohin man nur mit dem 
Hundeschlitten gelangen kann, und schloss die Gerberei. 
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Sehr bald salı nıan das übereilte Vorgehen ein, indem man 
sich selbst damit am meisten schädigte, und wollte die ver- 
hassten, aber unentbehrlichen Deutschen wieder zurückholen. 


In Nikolsk-Ussuriskji hatte ein Deutscher eine gut 
gehende Seifenfabrik. Nicht lange nach Kriegsausbruch 
durfte er sein Werk nicht mehr betreten. Aber die Seifen- 
fabrik und ihre Produkte entbehrte man doch. So erlaubte 
man ungarischen Kriegsgefangenen, den Betrieb wieder zu er- 
öffnen, die mit der guten Anlage glänzende Geschäfte mach- 
ten. Der vertriebene Besitzer durfte aber nur von Ferne zu- 
schen. | 

Uneingeweihte haben keine Ahnung, welche Mengen 
deutscher Waren in Sibirien aufgehäuft waren, sodass bis in 
die letzte Kriegszeit hinein, deutsche Erzeugnisse verkauft 
wurden. Manchmal waren es wohl auch Massenartikel von 
geringerer Qualität, wie billige Haus- und Küchenartikel, die 
aber in richtiger Erkenntnis dem Geschmack und den Bedürf- 
nissen der sibirischen Konsumenten angepasst waren. Da- 
neben gab es aber erstklassige, Waren, besonders Stahlwaren, 
Bücher, Textilwaren. In ganz vorzüglicher Qualität und 
erosser Menge deutsche Arzneimittel und chirurgische In- 
strumente. Deutsches Salvarsan ging gegen Mitte des 
Jahres 1917 erst aus und wurde durch japanische und fran- 
zösische Nachahmungen ersetzt, wobei sich diese Staaten 
offene Patentverletzungen mit Einverständnis ihrer Regierun- 
gen zuschulden kommen liessen. 


In Zusammenhang damit sei der deutschen Apothe- 
ker gedacht, welche als dauerhafte Oasen des Deutschtums 
infolge ihrer Tüchtigkeit und Unersetzlichkeit die ersten 
Apotheken am Platze in den sibirischen Städten den ganzen 
Krieg hindurch geleitet haben. In Chabarowsk war es Herr 
Hinze, in Spasskoje Herr Erhardt, in Nikolsk Herr Einer, ein 
Deutsch-Balte, usw. Infolge ihrer Unersetzlichkeit konnten 
sie sich wie die schwäbischen Bauern frei der deutschen 
Sprache bedienen. 

So begegnete man im Kriege auf Schritt und Tritt im 
fernen russischen Osten deutschem Wesen und deutscher 
Tüchtigkeit, die sich nicht ausrotten liessen. Ja, die russischen 
Soldaten liessen sich in ihren Kasernen deutsche Gram- 
mophonplatten vorspielen, und ein Soldatenkino führte im 
ersten Jahr der Revolution seinen erstaunten Zuschauern 
einen Film vor, der den deutschen Kaiser bei der Parade auf 
dem Tempelhofer Felde zeigte. So geschehen in Nikolsk, 
3 Eisenbalhnstunden von Wladiwostok! 


Was sagen uns nun alle diese Erscheinungen? Dass es 
in Sibirien ein festeingewurzeltes Deutschtum gibt, das wir 
nicht aus dem Auge verlieren sollen, an das wir vielmehr an- 
knüpfen, es weiter kräftigen müssen. 


Die Not der deutschen Bevölkerung, welche der verhäng- 
nisvolle Ausgang des Krieges zwingt, seine Tüchtigkeit zum 
Teil in das Ausland zu tragen, weil im eigenen Lande ein 
Ueberfluss daran zum Teil vorhanden sein wird, sollte Si- 
birien in seinen Plänen nicht ausser acht lassen. 


Was die bäuerischen Ansiedler angelıt, die 
allerdings in Deutschland am wenigsten zu entbehren sind, 
so sollten sie dem Beispiel ihrer schwäbischen Vorläufer 
folgen und in geschlossener Gemeinschaft Siedlungen anlegen 
oder sich an schon vorhandene anlehnen. Die Kriegszeit hat 
bewiesen, dass sie sich ihr Deutschtum damit am besten er- 
halten und gegen Anfeindungen am ehesten geschützt sind. 


Auch räuberischer Ueberfälle, wie sie in Ostsibirien durch 
die wilden Chunchusen an der Tagesordnung sind, werden 
sie sich durch engere Siedlung besser erwehren können. 

Allerdings muss der deutsche Bauer in vieler Beziehung 
umlernen. Von der Bestellung bis zum Einbringen der Ernte 
sind nur 3 bis 4 Monate Zeit, sodass 8 lange Wintermonate 
beschäftigungslos verbracht werden, wenn nicht Holzarbeit 
und Holzabfuhr Arbeit schafft. Dafür ist die Kultur des 
Bodens leicht, der Ertrag ein müheloser und reicher. Land 
steht noch in ungeheurer Menge zur Verfügung, weite 
Strecken besten Bodens sind noch zu vergeben. 

Geologisch ist Sibirien noch lange nicht durch- 
forscht, birgt aber unzweifelhaft noch ungeahnte Mengen 
natürlicher Reichtümer in seiner Erde. Hier bieten sich dem 
Geologen grosse Betätigungsfelder. Die Kohle liegt vielfach 
zu Tage und ist unter sachkundiger Leitung mit den billigen 
Arbeitskräften durch die chinesischen Kulis leicht zu fördern. 
Dem Ingenieur bieten sich nicht minder Gelegen- 
heiten, seine Kenntnisse fruchtbringend zu verwerten. Die 
sibirischa Bahn ist überhastet angelegt worden. Ihr 
schwacher Ober- und Unterbau erlaubt keine, grossen (5e- 
schwindigkeiten für die sie befahrenden Züge, wie wir es ge- 
wöhnt waren. Die Bahn ist streckenweise noch nicht zwei- 
gleisig ausgebaut, besonders fehlt bei den grossen Strom- 
brücken meist noch die zweite Gleisanlage, obwohl den 
Russen Tausende von billigen Arbeitskräften in den Kriegs- 
gefangenen zur Verfügung standen. Zur Erschliessung der 
nördlich und südlich der Bahn liegenden Gegenden bedarf es _ 
noch zahlreicher Stich- und Zweigbahnen. Wasserleitungen, 
elektrische Anlagen, Schlachthäuser und Kanalisation sind 
in grossen Städten wie Omsk noch unbekannt.‘ Die Strassen 
in den Städten sind noch meist im Naturzustand. Das im 
Kot der Hauptstrasse versinkende und verendende Droschken- 
pferd ist keine Fabel. 

Nach industriellen Anlagen besteht ein 
Hunger, sowohl um die natürlichen Reichtümer des Landes 
auszubeuten, wie um das Land von der weit hergeholten, 
fremden Einfuhr unabhängig zu machen. Als die deutschen 
Waren gegen Ende des Krieges auszugehen drohten, warfen 
die Japaner minderwertige Schleuderware auf den sibirischen 
Markt, die Amerikaner stellten sich bald mit besseren Quali- 
täten ein. Die guten deutschen Waren stehen aber bei der 
Bevölkerung noch in guter Erinnerung. Von Deutschen im 
Lande selbst hergestellt, würden sie leicht Abnehmer finden. 


Wo man hinblickt, auf allen Gebieten des Handels, der 
Industrie und der Landwirtschaft bieten sich gute Aussichten 
für den Fleiss des deutschen Wanderers. Von allem findet er 
trotz Krieg und Wirren der Revolution einen gesunden Rest 
guten, ehrlichen, fleissigen Deutschtums, was ihm den An- 
fang und das Fortkommen erleichtert. Es gehören allerdings 
ganze Männer dazu, die mit Aussicht auf Erfolg in Sibirien 
an die Kulturarbeit gehen wollen. 


Erwähnt sei noch, dass der Bolschewismus in Sibirien 
nur in abgeschwächter Form Eingang gefunden hat, und be- 
sonders die ländlichen Distrikte nur wenig berührt hat. 


So mögen diejenigen, welche im Auslande dem deutschen 
Nanıen wieder durch Tüchtigkeit zu Ehre und Ansehen ver- 
helfen wollen, nicht achtungslos an den Möglichkeiten vor- 
übergehen, welche Sibirien zu bieten vermag. 
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Die Kupfergewinnung Japans. 


Von Dr. Ernst Schultze, Leipzig. 


Unter den Mineralerzeugnissen Japans nehmen Kupfer 
und Kohle den ersten Platz ein. Für das rote Metall steht 
Japan (freilich in bedeutendem Abstande von den Vereinig- 
ten Staaten, die alle anderen Länder weit hinter sich gelassen 
haben), zugleich etwa mit Mexiko in der ersten Linie der 
Produktionsländer. 

Während der Kriegsjahre hat sich die japanische Kupfer- 
gewinnung bedeutend gehoben. Ja, die eigenen Bergwerke 
reichten nicht aus, um den Rohstoffbedarf zu decken. So 
wurde aus China wiederholt gemeldet, dass japanische 
Agenten beispielsweise der Kwantung-Regierung für alte 
Kupfermünzen und Kupfer aus wertlosen Ka- 
nonen und anderen nicht mehr gebrauchten Gegenständen 
grosse Summen geboten hätten. Vor allem waren es die 
chinesischen Käschmünzen, die in grossen Mengen nach 
Japan wanderten, um dort eingeschmolzen zu werden und als 
Kupfer oder bereits in verarbeiteter Form in die Entente- 
länder zu wandern. Allein in den ersten fünf Monaten des 
Jahres 1917 gingen aus Nordchina 6000 t Käschmünzen 
nach Japan. Die findigen japanischen Aufkäufer sollen dabei 
einen Gewinn von etwa 60 Millionen Dollars gemacht haben. 


Förderung und Ausfuhr von Kupfererz 
beliefen sich in Japan in den drei ersten Kriegsjahren auf 
folgende Summen:!) 


1916 1915 1914 
(in m. t.): 
Förderung von Kupfererz 112000 83000 79000 
Ausfuhr von Kupfererz 57000 57000 43000 
Von der A u sfuhr gingen?) 
nach 1916 1917 
t t 

China 4 2% 3 2 he 11900 4929 
Hongkong . .: : : 2.22 2200. 2 9 
Britisch-Indien . . . . 2 2202. 86 3991 
England ar 14 351 24 587 
Frankreich 4175 17 977 
Vereinigten Staaten . 2.2021 2617 
anderen Ländern (hauptsächlich Russland) 35 270 16 860 
Zusammen 58432 71051 


Auch verarbeitetes Kupfer bildete einen erheblichen Teil 
dieser Ausfuhr. Es wurden 1917 in Japan an Kupfer und 


Kupferwaren?) 
ausgeführt eingeführt 
für Yen für Yen 
Barren . 47 495 000 3 582 800 
Platten . 764 700 — 
Draht - 4 400 000. — 
Leitungsdraht 3 100 000 50 800 
Getriebene Arbeiten 237 000 — 
Abfälle . — 273 000 
Sonstiges . 3 050 000 - 39 000 
Insgesamt 59 046 700 3 945 600 


°) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ v. | 1. November 1917. 
„Der neue Orient“, Band 4, Heft 3/4 v. 25. November 1918. 
) Ebenda. 


Interessant ist der Posten „Abfälle”. Er besteht zum 
grossen Teil aus alten chinesischen Kupfermünzen; aber auch 
Teilstücke von Unterseekabeln befinden sich darunter. 

Besonders im Jahre 1916 wurde der Kupferberg- 
bau Japans eifrig gesteigert. Allein in den ersten zehn 
Monaten wurden 7422 Bergbaukonzessionen mehr erteilt als 
im gleichen Zeitraum 1915. Zahlreiche neue Hütten ent- 
standen, bestehende wurden erweitert. Es betrug: 


1916 1915 1914 


die Hüttenproduktion von ee 81 300 75500 72000 
der Verbrauch an Rohkupfer . "25000 25000 22000 


Zur japanischen Kun sewinnung wird in Zukunft auch 
die von Korea hinzuzuzählen sein, die einen überraschen- 
den Aufschwung nimmt. 1916 wurden dort bereits 12 700 t 
gewonnen. Sehr bedeutende Lagerstätten wurden dort in 
Kapsan aufgeschlossen, eine einzige Schmelzhütte verarbeitete 
täglich 200 t. Weitere wichtige Vorkommen entdeckte man 
im Süden der Chusei-Provinz, wo ebenfalls eine Raffinerie er- 
baut werden soll. 


Die Kupfergewinnung stand nun völlig an der 
Spitze der japanischen Bergbauindustrie. Der Wert der ge- 
wonnenen Produkte belief sich 1916 


für auf 
Kupfer Be ee 100 Mill. Yen 
Kohle: u u u zuch eo 
EiSenian ut ur 3, u ce ie ie SD n 
Gold 2.2 = a2 a ce 5 eu ei. 2 Pr 
Silber ee ee ee re ee I ” 
Schwefel . 2 or 2 2 2. L. 5 ; 
Petroleum . 1 ‚6 „ „ 


1918, nach dem ER Russlands, nahmen die 
Aufträge von dort her ab. Gleichzeitig setzten verschiedene 
Verbandsländer einen Höchstpreis für Kupfer fest, und es 
lohnte sich für die japanischen Fabrikanten nicht mehr, dazıı 
zu verkaufen. Infolgedessen nahm nun die bis dahin lebhaft 
aufsteigende Kurve eine etwas andere Richtung an 

Für Japan ergab sich 1918 ein sehr viel schärferer Rück- 
gang als in den übrigen Erzeugungsländern, weil sich Japan 
vor allem auf die Kupferlieferungen nach Russland eingestellt 
hatte. Als dieses aus der Reihe der kriegführenden Mächte 
ausschied, sank die japanische Kupferausfuhr bedeutend: sie 
betrug 1918 nur noch 37,75 Mill. Yen gegen 87,5 Mill. im 
Vorjahre, also weniger als die Hälfte. Dagegen nahm die 
Kupfererzeugung nur um 10,8% ab, sie belief sich 1918 auf 
81040 tt). 1909 hatte sie erst 46 000 t betragen, 1915 war 
sie auf 72000 t gestiegen. Damals ging die Hälfte der Aus- 
fuhr nach Russland, %, nach England, der Rest nach Frank- 
reich und Amerika; während sich die Ausfuhr im Frieden 
hauptsächlich nach China richtete. Die letztere Ausfuhrrich- 
tung hörte während des Krieges ganz auf — im Gegenteil 
drehten sich die Dinge (wie erwähnt) um. 


Von der Ausfuhr des Jahres 1918 gingen 


nach Frankreich. . 8518 tt 
China . 7418t 
England 5410 t 
Britisch-Indien 2437 t*) 


=— 


‘) Eastern Engineering, London, vom»26. Juni 1919. 
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Die Ausfuhr von Kupfer in Blöcken und Brammen belief 
sich (in 1000 metr. t) auf 


1915 43,0 
1916 66,1 
1917 Ä 87,5 


Im Jahre 1919 schlug die Ausfuhr allmählich wieder 


ihre alte Richtung ein: nun stand China wiederum an 


der Spitze der Ausfuhrrichtungen. Wäre die japanische 
Kupferausfuhr dorthin nicht sehr erheblich gewachsen, so 
würde der Rückgang der Ausfuhr nach anderen Ländern 
(namentlich nach England und Frankreich) die Gesamtziftern 
der japanischen Kupferausfuhr 1919 noch ärger haben zu- 
rückgehen lassen. Für Januar bis Oktober stellten 
sich die japanischen Kupferausfuhrziffern in t 


nach: 1919 1918 1917 
China . . 2 2 .2...32114 5205 3688 
Hongkong . . . . 1433 719 205 
Britisch-Indien . . „. 1071 2128 3078 
Grossbritannien . . 351 53090 21612 
Frankreich . . . . 140 7059 14541 
Italien . . , 2.2. 1 850 33106 3 136 
anderen l.ändern . . 59 2109 13649 

17018 26592 59 909 
mithin ohne China . 14904 21327 56327 


Wieviel von der eignen Kupfeiproduktion Japan für die 
Erzeugung und Ausfuhr von Messing und aller Arten von 
Messingwaren benutzen kann, lässt sich schwer übersehen. 
Durch die Gründung zahlreicher Munitionsfabriken während 
des Krieges ist jedenfalls der Grund dazu gelegt. Die 
Messingausfuhr in Stangen, Stäben, Platten und 
Blechen betrug im Januar-Oktober: 


IT 2.0 2 le 
918 .....0. 4117 
119 u a a 20281 


In der japanischen Metallindustrie sind die Preise 
letzthin infolge von Ueberproduktion um 40-50% 
gefallen. Auch nach anderen Nachrichten scheint der dortige 
Kupferbergbau von der Produktion im eigenen Lande nur 
einen Teil absetzen zu können. Jedenfalls arbeitet er nicht 
mit Volldampf. In diesem Zusammenhang ist auch daran zu 
erinnern, dass 1917 in 8 Provinzen Formosas Kupferlager ent- 
deckt wurden, durch deren Erträge die Kupfergewinnung 
Japans sich verdreifachen liesse: die reichsten Lager sollen 
die am Dainanflusse sein, sie enthalten 15°. Kupfer. 


Der Kupferbergbau Japans hat sich während des Krieges 
so beträchtlich ausgedehnt, dass er manchen Unter- 
nehmernbedeutende Gewinne in den Schoss warf. 
So hat die bekannte Familie Sumitomo, die neben vielen ande- 
ren grossen Geschäftsunternelimungen auch wertvolle Kupfer- 
bergwerke besitzt, aus diesen während des Krieges so hohen 
Gewinn gezogen, dass Baron Sumitomo Anfang 1917 be- 
schloss, an seine Angestellten als Anerkennung für geleistete 
Dienste 5 Millionen Mark zu verteilen. 


Diese günstige Entwicklung hat durch den starken Rück- 
gang der Japanischen Kupfererzeugung, der durch die Min- 


derung der Nachfrage seitens des Auslandes schon 1918 ein- 
trat, sich aber 1919 noch wesentlich verschärfte, ein schlim- 
mes Ende erfahren. Die japanische Kupfererzeugung be- 
trug?) Ä Beleg 
Oktober 1917 — September 1918 . .. 102888 t 
1918 -— S 1919 °. 83 997 t 


Das Sinken der Kupferbestellungen aus England und 
Frankreich, das vor allem auf die gewaltige Entwicklung 
der nordamerikanischen Kupferbergwerke und ihre ins 
Riesenhafte steigende Produktion zurückzuführen ist, hat die 
japanische Kupiererzeugung so stark bedroht, dass dort Be- 
triebseinstellungen und Lohnherab- 
setzungen erfolgen mussten. Infolgedessen sind in einer 
Anzahl von Kupfergruben Arbeiterunruhen ausge- 
brochen, die so heftig waren, dass es zu Plünderungen und 
Beschädigungen der Betriebsanlagen kam. Auf dem Ashio- 
Bergwerk musste der Kriegszustand erklärt werden, auf den 
Hyaashi-Gruben wurden eine Anzahl von Leuten verhaftet.®) 


Das sind ähnliche, ja noch ärgere Erscheinungen, wie sie 
sich in den Vereinigten Staaten eingestellt haben. Für beide 
Länder kommt viel darauf an, ob es gelingt, die Kupferpro- 
duktion wieder in alter Stärke in Betrieb zu setzen und ihr 
genügend Absatz im Ausland zu verschaffen. Für die japa- 
nische Kupferproduktion, die um das Jahr 1910 noch weniger 
als 50 000 t jährlich betrug, und die erst unmittelbar vor dem 
Kriege auf etwa 70000 t anstieg, um dann erst die 100 000 t 
zu überschreiten, ist dies förmlich zur Lebensfrage ge- 
worden. Jedenfalls strebt Japan danach, in der Kupferge- 
winnung der Welt an eine der ersten Stellen zu treten. Für 
die Jahre 1912—1915 gab das New Yorker Engineering and 
Mining Journal folgende Ziffern für die Kupfer- 
erzeugung der wichtigsten Länder an: 


(in Tonnen) 1915 1914 1913 1912 
Vereinigte Staaten . 646 212 525529 555990 563 260 


Mexiko . 30 969 36 337 55323 37665 
Kanada . 47 202 34027 34880 34 213 
Kuba. 8836 6 251 3 381 4 393 
Australien . 32512 37592 47325 47772 
Peru . 32410 23647 25 487 26 483 
Chile . 47442 40876 39434 39 204 
Bolivien . 3000 1306 3 658 4 681 
Japan 15000 72888 73152 62486 
Russland 16 000 31938 34316 33550 
Deutschland 3500 30480 25308 24 303 
Afrika 27 000 24 135 22 870 16 632 


Spanien und Portugal. 95000 37099 54696 
Andere Länder . . . 25000 25176 27158 


Zusammen 1061 283 923888 1055 978 1020 022 


Inzwischen hat sich die Kupfergewinnung namentlich 
Mexikos, Japans, Chiles, vor allem aber die der Vereinigten 
Staaten riesenhaft ausgedehnt, so dass nun ein heftiger Wett- 
kampf zwischen diesen Ländern stattfindet. 


*) Metal Bulletin vom 17. Februar 1920. 
*) Metal Bulletin vom 10. Februar 1920. 
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Politische Rundschau. 


China. 


China und Sowjetrussiand. Nach einer Meldung des Ver- 
treters der Times vom 29. 3. 20 hat die russische Sowjet- 
regierung durch Vermittlung des Volkskommissars Jansen in 
Irkutsk eine Botschaft an die Pekinger Regierung, sowie an die 
Gegenregierung in Canton und an das chinesische Volk gerichtet, 
in der China grosse Zugeständnisse gemacht werden. In der 
Botschaft wird der Entrüstung über die Unterdrückung Ausdruck 
gegeben, deren sich das zaristische Russland China gegenüber 
schuldig gemacht habe. Das neue Russland erklärt sich bereit, 
auf alle Verträge und Sondervorrechte, die China im Laufe der 
Jahrhunderte Russland gewährt hatte, zu verzichten, u. a. wiil 
es die Ostchinesische Balın an China abtreten, auf die Konsular- 
gerichtsbarkeit und die Boxerentschädigung verzichten, sowie 
sämtliche in russischem Privatbesitz befindlichen Bergbau- und 
andere Gerechtsame, darunter auch die Ziegelteefabriken in 
Hankou zurückgeben. Zur Befreiung von dem ‚fremden, 
kapitalistischen und imperialistischen Joch“ will Sowjetrussland 
seine Rote Armee zur Verfügung stellen. 

Ueber den Eindruck, den: das Sowjetangebot in Peking ge- 
macht hat, stellt der Vertreter der Times fest, dass die 
chinesische Beamtenwelt „beunruhigt und geschmeichelt“ ge- 
wesen sei. 

Der russische Gesandte in Peking (der früheren Regierung 
Koltschaks) Hat der chinesischen Regierung ein Memorandum 
überreicht, in dem er vor dem Angebot aus Moskau warnt; er 
führte aus, dass die Sowjetregierung kein Recht besitze, im 
Namen Russlands Staatsverträge zu annullieren, ausserdeni 
könnten Rechte russischer Privatpersonen, die durch Verträge 
erworben seien, nicht einfach abgeschafft werden. Der franzö- 
ische Gesandte ist in gleicher Weise im Wai-diao-bu vorstellig 
geworden, weil französisches Kapital an der Russisch- 
Asiatischen Bank beteiligt ist, die wiederum an der Ost- 
chinesischen Bahn (die Sowietrussland kurzerhand an China 
zurückgeben will) interessiert ist. 


China und Afghanistan. Nach einer Meldung des Kokusai- 
Dienstes vom 28. 2. 20 aus Schanghai, hat Präsident Hsü-Schi- 
dschang das Wei-djao-bu beauftragt, der Regierung von Afghani- 
stan auf ihre Anirage mitzuteilen, dass China bereit sei, mit ihr 
in freundschaftliche Beziehungen zu treten. 


Das politische Vermächtnis Feng-Guo-Dschangs. Nachrichten 
die über den Tod des am 28. 12. vorigen Jahres in Peking 
verstorbenen früheren Präsidenten der Republik, General Feng- 
(mo-Dschangs, nach hier gelangt sind, schildern in ergreifender 
Weise die letzten Stunden des Staatsmannes. Als er nach drei- 
wöchiger schwerer Krankheit sein Ende nahen fühlte, liess er sich 


in seine Staatsrobe kleiden und diktierte in Gegenwart seiner 


nächsten Angehörigen Abschiedsbotschaften an den Präsidenten 
Hsü-Schi-dschang und das chinesische Volk. Aus ihnen geht 
hervor, dass der Sterbende, der in seinen hohen Aemtern stets 
bemüht war, eine dauerhafte Brücke zwischen Nord und Süd zu 
schlagen, bis kurz vor seinem Tode seines, durch inneren 
Parteihader zerstückelten Vaterlandes gedachte. Die Botschaft 
an den Präsidenten Hsü hatte folgenden Wortlaut: „Der Himmel 
verbietet ınir, länger zu leben. Ich muss der Welt Lebewohl 
sagen. Es schmerzt mich tief, zu sehen, dass der Süden und 
Norden noch nicht geeint sind, und dass das unschuldige Volk 
unter diesen Verhältnissen leidet, ich weiss keinen Weg, der dem 
Land den Frieden bringen könnte. Meine einzige Hoffnung ist, 
dass sich beide Teile des Landes aussöhnen, dass die Soldaten 
den Befehlen Pekings nachkommen und Volk und Land schützen. 
Wenn sich diese Hoffnung verwirklicht, werde ich eines ruhigen 
Todes sterben.“ Die Botschaft an das chinesische Volk bewegt 
sich in denselben Gedankengängen In dem ergreifenden 
Schwanenlied Feng-Guo-Dschangs fehlt es jedoch nicht an 
einem schräten Misston. Nach einer Schilderung von Millard's 
Review ist es zwischen dem Kassenverwalter Fengs 
und den Erben zu hässlichen Auftritten gekommen. Das Ver- 
mögen des Verstorbenen wird auf mehr als 10 Millionen Dollar 
geschätzt. Feng-Guo-Dschang überliess die Anlage seines Ver- 


mögens völlig dem Schatzverwalter, der sich nun ein Drittel der 
Summe angeeignet hat und den Erben nur zwei Drittel aus- 
zahlen will. 

Feng erreichte ein Alter von 62 Jahren. Aus der 
Provinz Tschihli gebürtig, besuchte er in jungen Jahren die 
Militärschule in Tientsin. Als der damalige Generalgouverneur 
von Tschihli, Yüan-Schi-kai nach dem Boxeraufstand seine 
moderne Division in Hsiao-kan aufstellte, war Feng, neben den 
späteren Ministerpräsidenten, Generälen Duan-Dschi-jui und 
Wang-Schi-dschang, einer der Mitarbeiter Yüan-Schi-kais. Im 
Januar 1906 wurde General Feng zum Direktor der Adelsschule 
in Peking ernannt. Sechs Monate später wurde er auf Veran- 
lassung des allmächtigen Yüan-Schi-kai ins Kriegministerium 
berufen und drei Jahre später stand er bereits an der Spitze des 
Generalstabs. Als im Jahre 1911 die Revolution in Wutschang ' 
ausbrach, führte Feng die Erste Kaiserliche Armee, die im 
November Han-yang von den Aufständigen zurückeroberte. Für 
diesen Sieg wurde der General in den Adelsstand erhoben. Vor- 
übergehend in die Mongolei abkommandiert, wurde Feng nach 
Errichtung der Republik nach Peking zurückberufen und an die 
Spitze des Militärkabinetts im Präsidialpalast gestellt. Später 
trat er als Militärgouverneur an die Spitze der Verwaltung der 
Provinz Tschihli. Nach Ausbruch der zweiten Revolution im 
Juli 1913 erhielt er seine Ernennung zum „Beruhigungskom- 
missar“ für Mittelchina. Nach. Unterdrückung des Aufstandes 
wurde Feng-Guo-Dschang zum Militärgouverneur von Kiangsu 
mit dem Sitz in Nankirg ernannt. 1914 erhielt er den Rang eines 
Feldmarschalls. Nach dem Tode des Präsidenten Yüan-Schi-kai 
wurde Feng-Guo-Dschang an Stelle des zum Präsidenten auf- 
tiickenden Li-Yüan-hung zum Vizepräsidenten der Republik ge- 
wählt. Als solcher beiielt er jedoch seinen Posten in Nanking 
bei. Als Li-Yüan-hung im Juli 1917 von dem monarchistischeını 
General Dschang-Hsün zum Rücktritt gezwungen wurde, trat 
General Feng nach Niederwerfung der Kaiserbewegung ver- 
fassungsmässig als Präsident an die Spitze der Republik. Nachı 
Ablauf seiner Amtsperiode zog er sich in das Privatleben zurück, 
um einen Teil seines Vermögens der wirtschaftlichen Er- 
schliessung des l.andes zuzuführen. Unter anderem beteiligte er 
sich auch mit einem grösseren Betrage an der Ende vorigen 
Jahres gegründeten amerikanisch-chinesischen Industriebank. 


General Feng-Yu-hsiang. Wie verlautet, ist der Verteidi- 
gungskommissar von Tschang-teh (Provinz Honan) gestorben. 
Die ihm unterstellten Truppen sind in weiteren ausländischei 
Kreisen als die „christliche Division‘ bekannt. Feng war selbst 
Christ und er gestattete fremden Missionaren eine grosszügige 
Propaganda unter seinen Soldaten. 


Japan. 


Japan in der Südsee. Nach der Londoner Morning Post 
vom 12. 4. 20 hat das japanische Auswärtige Amt eine Erklärung 
veröffentlicht, in welcher die angebliche Behauptung des ameri- 
kanischen Marineministers Daniels, dass Japan die Karolinen, 
Mariannen und Marschall-Inseln befestige, als „durchaus un- 
wahr" bezeichnet wird. 


Japan und Sibirien. Die Deutsche Allgemeine 
Zeitung gibt folgende Darstellung der augenblicklichen Lage 
in Sibirien: Die Nachrichten über die Vorgänge im russischen 
Fernen Osten lauten ausserordentlich widerspruchsvoll. Wäh- 
rend einerseits die Besetzung von Chabarowsk und Nikolajewsk 
durch die Japaner, ja sogar eine Kriegserklärung Japans an Räte- 
russland gemeldet wird, lässt das japanische Kriegsministeriuın 
erklären, dass die japanischen Truppen nicht in Sibirien 
gelassen werden sollen. Gleichzeitig berichten die Central 
News aus Tokio, dass der japanische Kommandierende in 
Wladiwostok der dortigen Regierung eine Reihe von Forderungen 
gestellt habe, die von dieser Regierung kaum leicht erfüllbar 
sein werden. Japan verlangte nicht nur, dass der Transport, Ver- 
pflegung usw. der japanischen Truppen nicht gestört und dass 
Uehereinkommen, die zwischen Russen und Japanern getroifen 
worden sind, gewahrt werden sollen,/söndern dass diejenigen, 
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welche die japanischen militärischen Operationen unterstützen, 


nicht behelligt, dass geheime Verbindungen, die für Korea oder 
die Mandschurei gefährlich sind, verboten, antijapanische Artikel 
in der Presse untersagt und die iapanischen Kräfte, welche 
Leben und Eigentum der Koreaner und Japaner verteidigen, nicht 
daran gehindert werden. 

Es muss bezweifelt werden, ob diese Bedingungen von den 
russischen Behörden bei den jetzigen Verhältnissen so erfülit 
werden können, dass keinerlei weitere Reibungen entstehen. 
Angesichts der derartig verwickelten Lage gewinnt die Zu- 
sammenfassung an Interesse, welche der Berichterstatter der 
Times in Peking am 5. April über die Situation in Sibirien gibt. 
Danach haben sich schon in Wladiwostok 20000 Tschechen ein- 
geschifft, um nach der Heimat zurückzukehren. Der Rest der 
tschechischen Truppen ist auf der Eisenbahn zwischen Missovoie 
(Baikalsee) und Wladiwostok zerstreut. Weiter nach Westen 
befinden sich noch 2000 Serben und 2500 Rumänen, 2500 Polen 
sollen sofort in Wladiwostok eingeschifft werden. Der Rest der 
amerikanischen Truppen sollte Wladiwostok am 1. April ver- 
lassen. Die vollständige Räumung durch die Tschechen kann inı 
günstigsten Fall nicht vor Ende Juni stattfinden. 

Die Japaner haben die ganze Amureisenbalın zeräumt 
und liessen nur Detachements an den Endpunkten dieser Eiseın- 
bahn, in Sretensk und Chabarowsk, zurück. Im Transbaikal- 
srebiet befinden sie sich noch in der unmittelbarsten Nähe von 
Tschita. Eine japanische Brigade hält noch die Station Mandjuria 
(an der russisch-mandschurischen Grenze) besetzt. Die Eisen- 
bahn von Chabarowsk bis Wladiwostok steht noch unter der 
Aufsicht der interalliierten Behörde und ist von den Japanern 
und Chinesen besetzt. Im ganzen sind noch in Sibirien drei 
japanische Divisionen in Friedensstärke vorhanden. 

Eine kleine Abteilung bolschewistischer Truppen, 
die zur Hälfte aus Chinesen besteht, hält Werchne Udinsk (öst- 
lich des Baikalsees) besetzt. Von der Roten Armee ist nur ein 
sehr kleiner Teil östlich von Nowo-Nikolajewsk (Westsibirien) 
vorgeschritten, denn die Hauptkräfte wurden nach dem Zu- 
sammenbruch der Koltschakarmee ins europäische Russland 
zurückgeführt. Grössere bolschewistische Kräfte werden sich 
gegenwärtig kaum nach dem Fernen Osten bewexen können, da 
die Tschechen bei ihrem Rückzug die meisten grösseren Eisen- 
bahnbrücken zerstört haben. 

Westsibirien ist von den Bolschewisten unterworfen, 
abgesehen von Krasnojarsk (am Jenissei), wo sich eine un- 
abhängige Truppe hält, die monarchistisch gestimmt ist. Tschita 
(Iransbaikalgebiet) ist in der Hand von General Semenow, der 
jetzt von den Resten der Koltschakarmee unterstützt wird, von 
denen allerdings nur wenige T’ausende bewaffnet sind. Da in 
(Transbaikalgebiet) ist in der Hand von General Semenow, der 
nicht erschienen sind. wurden Vorschläge gemacht, dort wieder 
eine „weisse“ Regierung zu bilden. Diese Vorschläge düriten 
aber kaıım erfolgreich sein. 

In dr Nordmandschurei haben die Chinesen die 
politische Bewegung unter den Arbeitern mit fester Hand unter- 
drückt. 

8000 Mann und 1200 Offizierc, die früher Teile der Truppen 
der Uralkosakenhetmans Dutow und Annenkow bildeten und die 
von den Bolschewisten hart bedrängt wurden, überschritten an 
25. März Jie mongovlische Grenze bei Chaguschak. Sie 
werden dort von den chinesischen Behörden entwaffnet. Sie 
sind von ctwäa 10000 Zivilflüchtlingen begleitet. Wiese Truppen 
sowohl wie die Flüchtlinge sind durchaus mittellos, und die 
Frage, was mit ihnen geschehen soll, bietet grosse Schwierig- 
keiten. 

Vermischte Nachrichten. 


Aufruf eines chinesischen Studenten. In der Wochenschrift 
„Technische Hochschule, Charlottenburg‘ erlässt cand. inz. 
Schu-Hua-hu einen Aufruf an die Ausländer, in dem es heisst: 
„Zur Förderung und besseren Ausgestaltung der Hochschul- 
zeitung ist es schr erwünscht, dass auch die ausländischen Stu- 
denten an der hiesigen Hochschule mit geistigen und finanziellen 
Kräften beim weiteren Ausbau der Zeitung helien. Wir Aus- 
länder, die wir unsere Kenntnisse aus der acutschen Wissen- 


schaft und Technik geschöpft haben und weiter schöpfen wer- 
den, sind Deutschland zu Dank verpflichtet und müssen daher 
an dieser deutschen geistigen Arbeit mitwirken Mit diesem 
Aufruf wende ich mich besonders an meine Landsleute, die 
Chinesen, die von Jugend an schon mit Dankbarkeit für die 
Deutschen und ihr Wissen erfüllt sind. Sind doch die Chinesen 
während des Krieges vom deutschen Volke nicht als feindliche 
Ausländer betrachtet worden. Mözen sie nun dessen einge- 
denk sein und allen anderen Ausländern auf diesem Wege voran 
gehen, zum Nutzen der Verständizung der Völker, zum Segen 
auch für friedliche Zusammenarbeit.‘ Wie wir aus einer weite- 
ren Mitteilung der Wochenschrift ersehen, hat Herr Schu-Hua-hu 
seine Anregungen gleich in die Tat umgesetzt und dem: Zeitungs- 
amt 200 M. zur Förderung des Blattes iiberwiesen. 

Vortrag über Chin. Am 21. April 1930 sprach Herr 
Th. M. Strewe auf Veranlassung des Berliner Bezirksvereins 
deutscher Ingemieure im grossen Hörsaal der Technischen Hoch- 
schule in Charlottenburg über die Industriealisierung Chmias 
und ihrer Bedeutung für den wirtschaftlichen Wiederaufbau 
Deutschlands. Der Vortragende behandelte in erschöpfender 
Form das äusserst zeitgemässe Thema der Industrialisierung 
Chinas und wies auf die Aussichten hin, die sich der deutschen 
Industrie und der deutschen technischen Intelligenz in Zukimft 
in China eröffnen. Der fesselmnde Vortrag wurde mit grossem 
Beifall aufgenommen. 


Snossonsnnsenecnnne sonne Mitteilungen EOPPPPLFUPUEPUETE/ FIT FE 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W.J35, Potsdamer Straße 28 Il. 


Hauptversammlung und Ostasiaten-Abend am 12. Mai 1920. 


Unter der Voraussetzung, dass dieses Mal die Herren An- 
gestellten der Strassenbahn, der Gasthäuser, der Elektrizitäts- 
werke usw. damit einverstanden sind, lädt der Verband für den 
Fernen Osten, nachdem die für den 16. März und 23. April an- 
beraumte diesjährige Hauptversammlung wegen Streiks nicht 
stattfinden konnte, seine Mitglieder nunmehr auf Mittwoch, 
den 12. Mai 1920, abends 7% Uhr, nach dem Bankett- 
saal des Restaurant Rheingold, Berlin W. Potsdamer 
Strasse 3, zu einer ordentlichen Hauptversammlung ein. Die 
Tagesordnung lautet: 1. Genehmigung der Protokolle der letzten 
ordentlichen sowie der letzten ausserordentlichen Hauptver- 
sammlung. 2. Besprechung des Jahresberichtes für 1919. 
3. Wahlen zum Ausschuss. 4. Verschiedenes. Der Hauptver- 
sammlung wird sich ein Ostasiaten-Abend anschliessen, bei dem 
Herr Hauptmann Mossdorf den angekündigten Vortrag: „Die 
Förderung des japanischen Aussenhandels im Weltkriege‘“ halten 
wird. Auch zu dieser Veranstaltung bittet der Verband seine 
Mitglieder (mit ihren Damen) recht zahlreich zu erscheinen. 


Es ist dem Verbande mitgeteilt worden, dass für Java 
zwei elektrotechnische Monteure und ein Hauptmonteur mit 
Praxis für Hoch und Niederspannung gesucht werden. Ge- 
wünscht werden unverheiratete, etwa 25 bis 30 Jahre alte 
Herren. Das Anfangsgehalt für den Hauptmonteur beträgt 4W 
Gulden pro Monat (steigend bis 600 Gulden); für die zwei elek- 
trotechnischen Monteure 300 Gulden (steigend bis 400 Gulden) 
pro Monat. Nähere Mitteilungen können auf schriftliche -oder 
mündliche Anfrage durch das Verbandsbüro, Berlin W. 35, 
Potsdamer Strasse 28 Il, gegeben werden. 
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Ausreise deutscher Diplomaten. Mit dem D. „Ume Maru", 
der am 30. April Hamburg verlassen hat, ist unter Führung des 
Gieneralkonsuls von Borch eine deutsche Kommission nach 
China gereist. Auf demselben Dampfer hat sich auch eine Kom- 
mission, an deren Spitze Konsul Mechlenburg steht, nach 
Japan begeben. Pressnachrichten zufolge wird der deutsche 
Botschafter für Tokio, der frühere Staatssekretär des Reichs- 
kolonialamts Dr. Solf in späterer Zeit die Ausreise antreten. 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


Wiederausfiuhr aus chinesischen Häfen. Nach dem Japan 
Advertiser vom 20. 2. 20 hat die chinesische Seezollver- 
waltung vom 24. Februar 1920 ab neue Bestimmungen, betreffs 
der Wiederausfuhr ausländischer Waren aus chinesischen Häfe:ı 
in Kraft gesetzt. Die neuen Bestimmungen ermöglichen dem 
Kaufmann, alle Zollformalitäten für die Ausfuhr zu erledigen, ehe 
die für die Wiederausfuhr bestimmte Ware in dem Umschiffungs- 
hafen angelangt ist. Die neue Verordnung soll jedoch nur eine 
vorläufige Gültigkeit haben und sie ist Abänderungen -unter- 
worfen. 

Eiarichtung amerikanischer Drogerlen. Sobald die nötigen 
Einrichtungen getroffen werden können, wird China von einer 
Flut amerikanischer Drogengeschäfte überschwemmt werden. 
Soiche Geschäfte sind geplant in Tientsin, Peking, Si-an-fu, 
Tschan-gscha, Kanton, Swatou, Amoy, Futschou und Hongkong. 
In Schanghai besteht bereits ein solches Geschäft, das für die 
übrigen vorbildlich werden soll. Ferner sind kürzlich Geschäfte 
in Hankau und Soutschou bereits errichtet worden. Um die 
nötigen Vorräte für alle diese Verkaufsstellen stets bereit zu 
haben, werden in Schanghai 4 Gebäude errichtet werden. Dort 
sollen auch Einrichtungen entstehen, um einzelne pharma- 
zeutische Artikel fabrikmässig herzustellen. 


Bankgründungen. Der London and China Tele- 
graph vom 12. 4. 20 gibt folgende, einer chinesischen Zeitung 
enmommene Auslassung wieder: „Kurz nach dem Zusammen- 
bruch der Mandschu-Regierung im Jahre 1911 setzte eine Aera 
für Gründungen von Banken ein. Die Folge war, dass die 
Nsin-Yi und Chihpien-Bank (letztere in ausländischen 
Kreisen als „Bank of Territoriat Development“ bekannt. Die 
Schriftl.) durch die Nachlässigkeit, mit der die Geschäfsführer 
und Angestellten die Depositen handhabten, ihre Zahlungen ein- 
stellen mussten, wodurch viele Chinesen beträchtliche Verluste 
erlitten. Obwohl die Regierung sich der Angelegenheit ar- 
genommen hatte, ist bis heute noch nichts geschehen. Es hat 
den Anschein, als ob bei den ungeordneten politischen Ver- 
hältnissen in China iede Regierung oder jede im Vordergrund 
stehende Persönlichkeit eine eigene Bank, meistens mit aus- 
fändischer Hilfe, haben muss. Es ist eine nicht geringe Anzahl 
solcher Banken errichtet worden, fast ausschliesslich zu dem 
Zweck, politische Ziele zu fördern. Zu den letzten Bankgrün- 
dungen gehören die Chinesisch-Amerikanische 
Industriebank, gefördert durch den frülieren Minister- 
präsidenten Dsien-Neng-Hsün und die vom ehemaligen Verkehrs- 
minister Hsü-Schi-Ying angeregte Chinesisch-Italieni- 
sche Bank. Beide Banken werden von militärischen Führern 
und ihren ausländischen Freunden gestützt. Die Grenz-Bank 
des Generals Hsü-Schu-dseng (zurzeit militärischer Oberbefchls- 
haber in der Aeusseren Mongolei) wird bald mit einem Kapital 
von Dollar mex. 20 Mill. in Erscheinung treten, während der aus 
der Yüan-Schi-kai'schen Kaiserbewegung bekannte Führer 
Yang-Tu eine Tee-Bank mit einem Kapital von Dollar mex. 
5 Mill. errichten will, um die Teekaufleute bei der Reorganisa- 
tion ihres Handels mit dem Ausland zu unterstützen. Seitens 
der Seideninteressenten wird die Errichtung einer Seiden- 
Bank, für die Dollar mex. 10 Mill. vorgesehen sind, erwogen 
und es verlautet, dass sich auch ausländische Kreise an dem 
Unternehmen beteiligen wollen. Zu diesen Banken treten noclı 


eine grosse Anzahl rein chinesischer Unternehmen, wie Chun>- ' 


Foo, Hsin-Hua, deren Kapitalien zwischen einer halben 
Million und mehreren Millionen Dollar schwanken. Amerikaner 
und Japaner stehen auf dem Gebiete des Bankwesens in starkem 
Wettbewerb. Die l.age ist offenbar so, dass ohne Unterstützung 
durch ein oder zwei Banken kein hoher Beamter der chinesi- 
schen Regierung imstande ist, sich auf seinen Posten zu be- 
haupten oder seine politischen Gegner zu bekämpfen. Der 
Präsident der Republik Hsü-Schi-dschang und der Minister- 
präsident Giin-Yün-peng haben keine eigenen Banken zur Ver- 
fügung. Aus diesem Grunde sind sie ihren politischen Gegnern 


gegenüber, die die chinesischen Finanzen kontrollieren im 
Nachteil.“ - 


Aussichten des amerikanischen Handels in Südchina. Der 
amerikanische Generalkonsul in Hongkong bespricht in einem, 
Anfang Januar datierten Bericht die Aussichten des amerikani- 
schen Handels in Südchina im Jahre 1920: „Die Aussichten sind 
dieselben wie im übrigen Ostasien. Der Handel, der von ameri- 
kanischer Seite während des Krieges in Südchina aufgebaut 
wurde, konnte während des vergangenen Jahres behauptet 
werden. Der Handel vor dem Kriege, der hauptsächlich in 
der Einfuhr von Mehl, Petroleum, Holz und einer beschränkten 
Anzahl Maschinen bestand, musste zum grossen Teil den 
Kriegsverhältnissen weichen. Inzwischen hat sich die Petro- 
leumeinfuhr erholt und Holz gewinnt langsam seine alte Stellung 
zurück. Die Aussichten für Mehl sind so lange gut, als die 
Preise in den Ver. Staaten dieselben bleiben und Australien 
seine überschüssigen Mehlvorräte abstossen kann. Die Aus- 
sichten des Handels mit Südchina hängen hauptsächlich von 
der Frage ab, wie weit die Ver. Staaten den Handel behaupten 
können, den sie während des Krieges gewonnen haben. Der 
Silberkurs und die Knappheit an Silbervorräten und an (Gold 
üben auf jeden Handel in China Einfluss aus. Da die Ver. 
Staaten sowohl an Silber als an Gold die Hauptvorräte be- 
sitzen, ist es in der l.age, seine Handelsbilanz zu seinem Vor- 
teil festzusetzen. Die Lage ist für chinesische Ausfuhren nach 
den Ver. Staaten günstiger als für eine amerikanische Einfuhr 
nach China. Bis jetzt haben die Ver. Staaten, mehr als an- 
genommen wurde, ihren Handel behauptet. Die Kraftprobe in 
den grossen Stapelartikeln steht noch bevor. Im Eisen- und 
Stahlhande! z. B. ist es zu einer Kraftprobe noch nicht ge- 
kommen, weil in England noch keine normalen Verhältnisse 
herrschen. England hat jedoch begonnen, in jenen Handels- 
zweigen an Boden zu gewinnen. Belgien erobert sich einen 
ziemlichen Teil seines alten Handels in Fensterglas zurück. 
Andererseits haben die Ver. Staaten einen beträchtlichen Anteil 
im Handel mit Erzeugnissen, den sie früher nicht hatten und 
den sie zurzeit noch erfolgreich behaupten. Darunter befinden 
sich besondere Arten Lebensmittel, Maschinen, elektrische 
Maschinen, Armaturen, Musikinstrumente, fertige Kleider und 
Kurzwaren, Leder- und Eisenwaren, Chemikalien, Papier- und 
Schreibmaterialien. Die bisher eingeführten Erzeugnisse sind 
günstig aufgenommen worden. Die Aussichten der zukünftigen 
Einfuhr hängen von Qualität und angemessenem Preis ab.“ 


Chinesisch-britische Goldfielder in der Mandschurel. Das 
BoardofTrade Journal gibt einen Bericht des britischen 
Gesandten in Peking wieder, aus dem hervorgeht, dass zwischen 
chinesischen und britischen Interessenten zwei Vorverträge be- 


.treffs Ausbeutung von Goldgruben im der Nordmandschurei ab- 


geschlossen wurden, und dass die Verträge dem Ackerbau- 
ministerium zur Bestätigung vorliegen. Jene Vertragsentwürfe 
beweisen, dass die Gruben nicht nach dem alten Konzessions- 
system ausgebeutet werden sollen, sondern, dass der Grundsatz 
einer gemeinsamen Arbeit durchgeführt werden soll. Die Gold- 


:gruben liegen auf dem rechten Ufer des Amur im Homalobezirk. 


In dem Uebereinkommen ist urter anderem vorgesehen, dass 
fünfzig vom Hundert des gewonnenen Goldes der Eigentümer 
und fünfzig vom Hundert der Kontrahent erhalten. Die Ver- 
träge laufen auf fünf Jahre. Nach Erlöschen des Vertrages 
werden die gesamten Maschinen dem Eigentümer zurückgegeben. 
Der Kontrahent hat keinen Anspruch auf Entschädigung. 


Warenbeförderung In Schanghai. Nach den Commerce 
Reports sind zwischen der Shanghai Tramway Co. und dem 
Stadtrat der Internationalen Niederlassung Verhandlungen über 
den Ausbau des schienenlosen elektrischen Bahnwesens im 
Gange. Falls die notwendige Verstärkung des Strassenpflasters 
und der Umbau von drei Holzbrücken vorgenommen wird, soll 
zwischen dem Chapei-Bezirk ınd dem Yangtsepu-Distrikt ein 
Frachtverkehr auf elektrischen Wagen eingerichtet werden. Die 
neuen Frachtwagen sollen Batterien erhalten, damit sie auch 
abseits der elektrischen Oberleitung fahren und Waren auf den 
Höfen der Lagerschuppen in Empfang nehmen können. Die neuen 
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Linien machen insgesamt 12-—13 engl. Meilen aus. Ihre Fertig- 
stellung erfordert etwa drei Jahre. 


Von der Erdnussölindustrie. Die Ausfuhr von Erdnüssen 
aus China ist ein verhältnismässig neuer Handelszweig. Vor 
dem Kriege ging das meiste na:h Europa, vor allem nach Frank- 
reich. Während des Krieges, so berichtet der englische Handels- 
sachverständige aus Schanghai, wurde der Handel nach Japan 
und den Ver. Staaten abgelenkt, sodass in 1918 diese beiden 
l.änder zusammen 80 % der Gesamtausfuhr aufnahmen. Frank- 
reich bezog in diesem Jahre nur 8656 piculs Oel und 3944 piculs 
Nüsse, England überhaupt nichts. Da wieder normale Ver- 
hältnisse zu erwarten sind, wird der Verkehr mit Frankreich 
zweifellos schnell wieder aufleben, und auch die englischen 
Seifenfabrikanten und sonstigen Oelinteressenten werden wohl 
wieder dieser billigen und reichhaltigen Oelquelle ihre Aufmerk- 
samkeit zuwenden. Vor dem Kriege ging das Oel] hauptsächlich 
iiber Schanghai, Kanton und Hongkong. Jetzt geht es in grossen 
Massen nach Dairen und von da nach Japan. Vorgeschrittene 
chinesische Geschäftsleute treten neuerdings ohne Zwischen- 
händler mit japanischen Firmen in Japan in Kreditverhältnisse. 
Vor sechs Jahren war der Erdnusshandel noch recht unbe- 
deutend, so führte Tsingtau im Jahre 1913 nur 19,6 Mill. Ibs. Oel 
atıs, 
1918 schon etwa 81 Mill. Ibs. Mit Rücksicht auf die zunehmende 
Wichtigkeit dieses Handels hat die japanische Mitsui Co. eine 
besondere Flotte von Oelschiffen in Dienst gestelit, die das Oel 
von Tsingtau nach Japan und anderen Ländern bringen. In 
Seattle gibt es besondere Docks für das Erdnussöl, welches 
aus den Schiffen in Vorratstanks und von denen wieder in Tank- 
wagen übergepumpt wird. Ausserdem geht das Erdnussöl auch 
in Blechbehältern nach Seattle. Tsingtau wird mehr. und 
mehr der Hauptsammelpunkt des zur Ausfuhr bestimmten Erd- 
nussöls. 


Tabakhandel Hongkongs. Der amerikanische Generalkonsul 
In Hongkong weist in einem Bericht, den der London and 
China Telegraph vom 12. 4. 20 wiedergibt, auf die 
wachsende Bedeutung Hongkongs für den Tabakhandel hin. In 
der Zollstatistik für 1919 ist Tabak zum. erstermal gesondert 
aufgefiihrt worden. insgesamt wurde verarbeiteter und un- 
verarbeiteter Tabak im Werte von Golddollar 12 Mill. aus- 
geführt. Die Einfuhr belief sich auf 7 Mill. wovon drei Mill. 
auf Südchina entfielen. 


Der Zementhandel Hongkongs. Nach einem 
amerikanischen Generalkonsuls in Hongkong. George FE. 
Anderson, hat sich der Zementhandel Hongkongs im Laufe des 
Jahres 1919 allgemein erholt. Die Zementindustrie wurde durch 
den Krieg sehr stark beeinflusst. Die hohen Frachtraten ver- 
sperrten dem Hongkonger Frzcugnis viele Märkte, was zur 
Folge hatte, dass es sich in der Nachbarschaft Hongkongs neue 
Absatzgebiete, die bisher von anderen beliefert wurden, suchen 
musste. Die Gesanıtausfuhr von Zement bezifferte sich während 
des Jahres 1918 auf $ 2832 158, davon ging fast die Hälite nach 
den Straits Settlements. An zweiter Stelle kamen Java und 
Niederl.-Indien. die etwa % der Hongkonger Zementproduktion 
abnahmen, während Indochina und die Philippinen für etwa 
% 175000 Zement verbrauchten. Der Rest ging nach Indien, 
Birma, Nord- und Mittelchina.. Hongkong selbst führte Zement 
im Werte von ®$ 150030 ein: Indochina hatte an dieser Einfuhr 
der Hauptanteil. ‚In diesen Ziffern sind die Einfuhren von Süd- 
china nicht enthalten. Während der ersten Hälfte des Jahres 
1919 betrug die Gesamtausfuhr $S 909998. Davon entfallen aui 
das erste Vierteljahr $ 306 578 und auf das zweite 503420. Die 
Verteilung der Ausfuhr hat sich jedoch völlig geändert. Niederl.- 
Indien ist fast völlig im ersten Vierteljahr ausgeschieden und im 
zweiten Vierteliahr fanden nur ganz geringe Verschiffungen 
statt: derselbe Vorgang ist auch bei Indien und Birma zu ver- 
zeichnen. Die Verschiffungen nach den Straits Settlements sind 
im Vergleich zum Vorjahre etwas zurückgegangen, doch hat die 
Kolonie bisher den Hauptanteil an der Ausfuhr behalten. Die 
Ausfuhr nach den Philippinen ist ziemlich die gleiche geblieben 
wie vor Kriersansbruch. Der nohe Silberkurs ist augenblicklich 
nicht der Hongkonger Zementindustrie günstig. 


ro % 


Aber im Jahre 1915 war der Betrag 31,2 Mill. Ibs. und in 


Bericht des 


Japan. 


Japanische Waren in der Schweiz. Perlknöpfe, Kämme, 
Bürsten und dergl., die früher von Deutschland an die Schweiz 
geliefert wurden, werden jetzt, t.BoardofTrade Journal 
vom 11. 3. 20, aus Japan importiert. Eine Firma allein hat 
japanische Perlknöpfe im Werte von Fr. 4 Mill. bezogen. Die 
Waren kommen in der Regel über Marseille, neuerdings auch 
über Antwerpen. Diz Zahlungen werden geregelt durch die 
Yokohama Specie Bank oder die Hongkong Ban- 
king Corporation zu Lyon. 


Flugzeugankäuie in Frankreich. An der Spitze einer Spezial- 
kommission weilt augenblicklich der japanische General Nagaoka 
in Frankreich. Er hat u. a. den Auftrag, 300 Aeroplane von dem 
Typus Spad-Einsitzer anzukaufen, mit welchem Apparat Casale 
neulich bedeutende Höhenrekorde erreichte. Ausserdem sucht 
der General mehrere Maschinen für Schwertransporte zu er- 
werben. 


Japan und der chilenische Markt. Die chilenische Regierung 
hat Dr. N. Rique Kämipffer als Kommissar nach Japan geschickt, 
um die geschäftlichen Verbindungen der beiden Länder fester zu 
gestalten. Kämpfier hat sich, nach Japan Advertiser vom 
21. 2. 20, folgendermassen ausgesprochen: „Grosse Handels- 
interessen in Chile haben die Amerikaner, die Franzosen, dic 
Engländer, die Spanier und die Italiener. Vor dem Kriege war 
ein grosser Teil des Handels indeutscher Hand, aber wenn 
Japan will, kann es diesen Anteil bekommen. Japan hat grosse 
Mengen von Salpeter und anderen Produkten von Chile gekauft, 
es hat aber wenig japanische Waren nach Chile geschickt. Das 
ist sehr bedauerlich, da viele einen guten Markt für japanische 
Güter ergeben.“ Kämpfier regt an, dass die Japaner in Japan 
ein oder zwei Bankhäuser, d. h. Filialen japanischer Banken er- 
öffnen sollten, um den Handel zwischen Japan und Chile zu 
befördern, ausserdem betont er die Bedeutung direkter regel- 
mässiger Dampferverbindungen. 


Der IHandel von Osaka. Nach einem Bericht der Zoll- 
behörde von Osaka, den der London and China Tele- 
graph vom 29. 3. 20 wiedergibt, nimmt der Aussenhandel dieses 
Hafens ständig zu, wäs wegen der Nähe von Kobe besonders 
bemerkenswert ist. Der überseeische Handel von Osaka beliei 
sich im Jahre 1919 auf Yen 439 Mill. Export und 168 Mill. Import. 
Bemerkenswert ist, dass eine beträchtliche Summe davon auf 
den Handel mit China fällt, nämlich Yen 259 Mill. im Export und 
52 Mill im Import, was gegen das Vorjahr beim Export ein Mehr 
von 74 Mill. bedeutet. beim Import dagegen eine kleine Ab- 
nahme von 4 Mill. Hierbei spielt die Steigerung des Silber- 
wertes eine bedeutende Rolle. Ungefähr die Hälfte der Ausfuhr 
von Osaka nach ostasiatischen Ländern besteht aus Baumwoll- 
waren, die in Osaka und der Nachbarschaft hergestellt sind. 


Von der Spielwarenindustrie. Die amerikanischen Com- 
merce Reports vom 16. 2. 20 enthalten folgenden Bericht 
über die Lage der japanischen Spielwarenindustrie: 

Die Spielwarenindustrie Japans ist verhältnismässig jung. 
Z/ahlenangsben aus der Zeit vor 1913 haben wenig Wert, da der 
Handel damals nur gering war. Im Jahre 1913 wurde die Pro- 
dııktion an Spielwaren auf etwa Yen 12 Mill. geschätzt und hob 
sich bis 1918 auf etwas über Yen 16 Mill. Während derselben Zeit 
ist die Spielwareneinfuhr in Japan von Yen 100000 auf etwa 
60.000 gefallen. Eingeführt werden hauptsächlich bessere Sorten 
mechanischer Spielwaren, die dauerhafter sind als die in Japan 
selbst gefertigten. Japanische Spielsachen sehen sich nett an, 
gehen aber leicht entzwei und halten nur kurze Zeit. Unter den 
Ländern, die 1913 Japan mit Spielwaren belieferten, stand 
Deutschland an erster Stelle, mit Yen 62000. Dann folgten 
die Ver. Staaten mit etwa 20000. Der Handel mit Deutschland 
hat natürlich aufgehört, während die Einfuhr von den Ver. Staaten 
sich etwa auf das Dreifache hob. Es scheint also trotz ver- 
mehrter Figenerzeugung immer noch zunehmender Bedarf an 
besseren Sachen vorhanden zu sein. 

Die Spielwarenerzeugung Japans ist hauptsächlich immer 
noch Hausindustrie, ausser in Zelluloidwaren, in Porzellan und 
besseren Metallsachen, Es herrscht die Handarbeit gegen die 


Maschinenarbeit vor, sodass das Produkt nicht gleichmässig aus- 
fällt und an Güte zu wünschen lässt. 

Die Spielwaren, die in Japan erzeugt werden, sind aus 
Zelluloid, Porzellan, Ton, Kautschuk, Metall (hauptsächlich Zinn 
und Nickel), Holz, Baumwolle, Papier. Die hölzernen Spielsachen 
1918 wurden geschätzt auf Yen 1,5 Mill., Porzellan 1,6 Mill., 
Zelluloid 4,5 Mill., Metall 1,5 MilL Tokio ist Erzeugungszentrum 
für Zelluloid, Metall, Kautschuksachen und Puppen, Osaka für 
Zelluloid, Baumwollen- und Papiersachen und Puppen, Kyoto 
für allerlei Porzellansachen (z. B. Kinderteeservice), Puppen, 
Papier- und Baumwollsachen, Nagoya für Porzellan und 
Steingut, Holzarbeiten u. a, Yokuhama für Holzarbeiten, 
Mosaik u. dergl. Die fertigen Artikel werden in den häuslichen 
Werkstätten durch Aufkäufer gesammelt, von denen einige direkt 
exportieren. Von den Herstellern exportieren nur die wenigen, 
die etwas Kapital haben. Die gesamte Industrie leidet Mangel 
an Kapital, sie ist nicht in grosse Betriebe konzentriert, und die 
schlechte Qualität der Erzeugnisse tut das übrige. Vorräte 
sammeln sich selten an. Vielfach wird auf Bestellung nach 
Muster gearbeitet und auf Grund von Monatsberechnung bezahlt. 
Zwei neue Gesellschaften sind geplant: NittoGanguKabu- 
spiki Kaisha mit Yen I Mill. und die Taisho Gangu 
Kabushiki Kaisha mit Yen 0,5 Mill. Es ist noch zu er- 
wähnen, dass eine ganze Anzahl von Fabriken, die sonst Zellu- 
loidwaren, Porzellan- und Metailwaren herstellen, auch nebenbei 
Spielsachen liefern. 


Das Verhältnis zwischen den Selbstkosten und dem Ver- 


kaufspreise ist bei Heimarbeit schwer festzustellen. Im all- 
gemeinen schätzt man die Herstellungskosten für hölzerne Spiel- 
sachen auf 40-60 % des Verkaufspreises, bei Zelluloidwaren auf 
8%, bei Porzellan und Steingut auf 60-80 % und bei Papier- 
und Baumwollsachen auf 50 %. 

Der Handel mit Metallspielsachen, hauptsächlich 
aus Zinn und Nickel, scheint sich augenblicklich in ziemlich 
günstiger Situation zu befinden. Statistiken über Quantitäten 
und dergl. fehlen noch. Es scheint aber, dass von dein aus 
Amerika stammenden Metall nicht viel auf die Spielwaren- 
industrie gekommen ist. Zelluloidsachen, besonders Zelluloid- 
puppen gehen in beträchtlicher Menge nach Amerika. 

Um die Zukunft der Zelluloidindustrie sicher zu 
stellen, ist eine Ausfuhrinspektion eingeführt worden. 
Von der Ausfuhr ausgeschlossen werden Gegenstände, denen 
folgende Mängel anhaften: 1. ausbleichende Farben; 2. zu dünnes 
Material: 3. mangelhafte Ausführung; 4. ausfliessende Farben; 
5. schlechte Verbindung der einzelnen Teile. Uebertretung dieser 
Vorschriften oder Versuch dazu können sogar mit Yen 100 für 
jeden Fall bestraft werden. Indessen hat man nicht den Eindruck, 
dass diese Vorschriften genau beachtet werden, wenigstens sind 
Resultate nicht bemerkbar. Der japanische Hersteller studiert 
eifrig die Wünsche seines ausländischen Abnehmers. Immerhin 
hat die Zeit nach dem Eintritt des Waffenstillstandes nicht den 
Hoffnungen entsprochen. Die erwarteten grossen Aujträge 
blieben aus, und der kleine Hersteller, der Aufkäufer und die 
Pxporteure sind nicht in glänzender Lage. Notgedrungen hebt 
sich aber infolgedessen die Qualität der Artikel, und es tritt eine 
grössere Zentralisation ein, um der befürchteten Konkurrenz von 
Amerika, Deutschland usw. zu begegnen. 

Porzellanpuppenköpfe haben eine Zeitlang viel 
Absatz gefunden. Leider waren sie schlecht ausgeführt; be- 
sonders gefiel im Auslande nicht der mongolische Typus, den die 
Japaner den Gesichtern zu geben pflegten. Heute sind die 
Zelluloidwaren an der Spitze. 

Nach welchen Ländern hauptsächlich die Spielwaren aus 
Japan in den letzten Jahren gegangen sind, lohnt sich kaum ge- 
nauer zu verfolgen, obwohl natürlich Statistiken darüber vor- 
liegen. Die abnormen Kriegsverhältnise, besonders die ver- 
schiedentlichen Einfuhrverbote der Ver. Staaten und Gross- 
britanniens, haben sich vielfach störend bemerkbar gemacht, 
sodass aus den bisherigen Ergebnissen kaum Schlüsse auf die 
Zukunft zu ziehen sind. An der Spitze der Länder, welche Spiel- 
sachen aus Japan bezogen, stehen die Ver. Staaten und Austra- 
Nen, dann kommen China und Britisch-Indien. Viel ist nach 
Südamerika gegangen: in Argentinien, Brasilien, Chile haben die 
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Japaner versucht, die mangelnde deutsche Zufuhr zu ersetzen. 
Dass die Ausfuhr nach Hawai sich gehoben hat, erklärt sich 
leicht aus der Menge der dort angesiedelten Japaner. Im all- 
gemeinen wird der Spielzeugindustrie Japans eine gute Zukunft 
vorausgesagt. 


Erzeugung von Rohkampfer. Dem Journal of Soc. oi 
Chemical Industry vom 28. 2.20 und dem Oil and 
Colour Trades Journal vom 6. 3. 20 entnehmen wir 
folgende Angaben: 

Trotz der grossen Anstrengungen der Regierung hat in den 
letzten Jahren die Kampfer-Erzeugung Japans und Formosas 
abgenommen. Die Rohkampfererzeuger litten an Arbeitermangel 
und Lohnerhöhungen, die Regierung suchte ihnen durch erhöhte 
Preise zu Hilfe zu kommen. Die Preise sind letzthin stark ge- 
stiegen. Der augenblickliche Preis von Yen 700 ist beinahe 
dreimal so hoch wie im vergangenen Oktober. Das Monopolamt 
hat die Aufgabe, die Verteilung des Kampfers für Japan selbst, 
Europa und die Ver. Staaten zu leiten. Unvermeidlich ist, dass 
jeder Abnehmer viel weniger bekommt, als er haben will. Dic 
japanischen Zelluloidfabrikanten haben sich von den Wirkungen 
des Waffenstillstandes erholt und beanspruchen jetzt eine grosse 
Menge von Kampfer, können aber nur einen Teil erhalten. Von 
ausserhalb, z. B. von den Ver. Staaten, von England, Britisch- 
Indien usw., kommen starke Aufträge Die Raffinerien werden 
gedrängt, und jede verkaufsbereite Menge geht sofort weg. Vor- 
räte auf dem Markt gibt es überhaupt nicht. Die Produktion der 
einzelnen Jahre seit 1907 hat sehr geschwankt. Sie betrug im 
eigentlichen Japan an Kampfer 1907 0,75 Mill. Kin, in den folgen- 
den Jahren 0,8, dann 0,8, dann 1 Mill., dann 1,1 Mill. usw. Der 
Höhepunkt wurde 1915 mit 1,6 Mill. Kin erreicht, worauf die 
Zifier wieder zurückging. Dazu kommt Kampferöl: im Jahre 1907 
0,95 Mill. Kin, im nächsten Jahre 1,0, dann 1,1, dann 1,8 usw. Mill. 
Auch hier ist der Höhepunkt in den Jahren 1915 und 1916 mit 
3 Mill. Kin. Das sind die Zahlen der Förderung im eigentlichen 
Japan. Hinzuzufügen sind die Zahlen der Insel Formosa. Diese 
betrugen 1907 für Kampfer und Kampferöl 3,8 und 4,3 Mill. Kin, 
für 1918 ebenso 3,6 und 4,6 Mill. Kin usw., im Jahre 1916 waren 
es 5,3 und 8,0 Mill. Kin, dann wieder weniger. Der jährliche 
Durchschnitt japanischen gereinigten Kampfers beträgt 8-9 Mill. 
Kir und von Rohkampferöl 3-4 Mill. Kin. Der Gesamtbedari 
der Welt in den letzten Jahren hat 10 Mill. Kin oder mehr be- 
tragen; im Jahre 1919 war das Ergebnis ganz aussergewöhnlich 
schlecht, bis Ende November wurden nur 2,5 Mill. Kin erzeugt, 
was eine kolossale Abnahme gegen die früheren Jahre und auch 
gegen die Schätzungen des letzten Jahres bedeutet. Man be- 
hauptet, dass ganz aussergewöhnlich schlechtes Wetter ein 
Grund dieser Missernte gewesen ist; ausserdem habe man auch 
den Arbeitern viel zu geringe l.öhne geboten. Die Regierung 
wird von den Zelluloidfabrikanten bestürmt, und wie üblich, hat 
sie angekündigt, dass sie in Erwägungen eingetreten sei, die 
künftige Kampfererzeugung so stark wie möglich zu heben. 
Diese Ankündigung ist auch schon vor einem Jahre ergangen. 


Herstellung von Kunstseide. Das Textile World 
Journal vom 20. 3. 20 veröffentlicht einen Aufsatz von einen 
Japaner, T. Watanabe von der Firma Mogi & Co. in New York, 
der sich mit Japans Kunstseidenindustrie beschäftigt. Dort ist 
zu lesen: 

„Japan nimmt längst einen hohen Rang unter den seiden- 
erzeugenden und -exportierenden Ländern ein. Mit der Nach- 
frage aus dem Auslande stieg auch die Erzeugung. Die 
Fxporteure, die immer grössere Massen japanischer Rohseide 
an das Ausland abgeben wollten, waren in der Lage, nie da- 
gewesene Preise zu bieten, und so kam es, dass die Seiden- 
züchter die grössten Anstrengungen machten, ihre Produktion zu 
steigern, um der Nachfrage zu genügen. In den letzten Jahren 
hat aber trotzdem die Nachfrage so sehr das Angebot über- 
stiegen, dass auch die Ersatzstoffe in grösserem Massstabe be- 
achtet wurden. Auch für solche Waren, die nicht aus Seide be- 
stehen, aber einen seidenähnlichen Eindruck machen, stiegen die 
Preise, und der Markt dehnte sich aus. So machte die Industrie 
der Kunstseide gleichfalls grosse Fortschritte. Wir finden jetzt 
Garne aus Kunstseide, welche denen aus Naturseide äusserst 
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ähnlich sehen und sich für die Weberei vorzüglich eignen. 
Amerika und Europa haben während der letzten Jahre eine be- 
deutende Industrie in Kunstseide und Kunstseidenfabrikaten ge- 
schaffen. So gross aber auch die Erzeugung gewesen ist, sie 
hat doch nicht ausgereicht, um die Nachfrage der ‘Konsumenten 
zu decken, und es scheint auch keine Aussicht, dass dies in 
nächster Zukunft geschehen wird. 

Billiger Preis, gefälliger Glanz, eine schmiegsame Weichheit 
"haben es dahin gebracht, dass diese Fabrikate immer mehr ver- 
langt werden. Viele Käufer von Kleiderstoffen fragen schon gar 
nicht mehr danach, ob der Stoff aus Naturfaser oder Kunstfaser 
gewebt ist. 

Man hätte annehnıen können, und das ist wohl auch der all- 
gemeine Glaube gewesen, dass Japan als bedeutendes Seidenland 
gegen die Kunstseidenindustrie ein Vorurteil haben sollte. Gerade 
das Gegenteil ist der Fall. Japan hat die Möglichkeiten energisch 
aufgegriffen und versucht, auch in dieser Beziehung mit den 
Fortschritten der übrigen Kulturländer Schritt zu halten. Da im 
Auslande über diese Verhältnisse wenig bekannt sein dürfte, 
wird es kein Fehler sein, wenn hier ein paar geschichtliche 
Daten angeführt werden. 

Im Jahre 1905 hat Japan zuerst etwas Kunstseide aus 
Deutschland eingeführt. Es waren nur 83 kin (1 kin = 600 g). 
Die Kunstseide sollte lediglich zu Versuchszwe.ken dienen. Man 
wollte feststellen, ob die aus ihr hergestellten verschiedenen Ge- 
webe für später eine grössere Nachfrage in Aussicht stellten 
Von dieser Zeit an hat die Einfuhr von Kunstseide allmählich zu- 
genommen und gelegentlich steigend bedeutenden Umfang er- 


reicht. Die folgende Tabelle zeigt die Beträge in kin: 

Jahr. kin Jahr kin 
1905... 83 1912 122 706 
1906 7 400 1913 128 768 
1907 37 687 1914 132 822 
1908 . 28 402 1915 137 1706 
1909 . 141 553 1916 31 782 
1910 . 1135 631 1917 144 176 
1911 82 937 


In demselben Masse, wie die Einfuhr stieg und ein zu- 
nehmender Bedarf sich herausstellte, haben nun auch die japa- 
nischen Chemiker und Techniker daran gearbeitet, eine japa- 
nische Kunstseiden-Industrie zu schaffen. Die Untersuchungen 
gingen aus dem Gebiet der Wissenschaft ins Praktische über, 
nachdem im Jahre 1912 die technologische Schule der Provinz 
Mie (Hauptstadt Tsu) ausführliche Berichte veröffentlicht hatte. 
Besonders erfolgreich wird die Gewinnung der Kunstseide nach 
dem  „Kupferoxyd-Ammoniak-Verfahren”  angereben. Aller- 
dines gibt es mehrere Verfahren dieser Art, und Genaueres ist 
aus der Mitteilung nicht ersichtlich. Kurz nachdem dieser Be- 
richt erschienen war, bewann ciner der jungen Chemiker von 
der Mir-Schule die Experimente vom L.aboratoriumsversuch aui 
die Möglichkeit fabrikmässiger Ausnutzung auszudehnen, und in 
zwei Jahren hatte er einen vollen Erfolg zu verzeichnen. Es 
wurde mit einem Kapital von Yen 0,5 Mill. die Japan Artificial 
Silk Co. gegründet, welche zwei Fabriken erbaute. die eine zu 
Kovası bei Yokohama, die andere in Mic." 

Siam. 


Ausbau des Verkehrswesens.. Wie Eastern Enginee- 
ring von 20. 2. 20 mitteilt. soll die siamesische Nordbahn über 
ihren vierhundert Meilen nördiich von Bangkok gelegenen End- 
punkt Lampang hinaus auf weitere 60 Meilen bis Chiengmai ge- 
führt werden. Ferner soll die östlich von Bangkok abgxehende 
linie, die bisher Patriu erreicht hat, allmählich bis zur Girenze 
von Indochina gefiihrt werden. Bangkok ist nun durch die Süd- 
balın (über Penane) an Singapore angeschlossen worden; eine 
Verbindunr mit Singapore von der siamesischen Grenze über 
Kelanzv und Pahang wird in Kürze hergestellt sein. Da es in 
Siam an gut gebauten Landstrassen fehlt, wendet die 
siamesische Rexierung ihren Ausbau grosse Aufmerksamkeit 
zu. Vor kurzem ist uem Eisenbahnministerium eine Wegebau- 
Abteilung angexliedert worden, an deren Spitze ein britischer 
Vermessungingenieur steht. Der König von Siam hat, 


nach einem englischen Konsulatsbericht, eine Unter- 
suchung angeordnet, welche die Herstellung einer kurzen 
Eisenbahnlinie zur Verbindung der südlichen und nördlichen 
Eisenbahnlinien Siams zum Ziele hat. (Gegenwärtig endigen 
beide Eisenbahnsysteme in Bangkok an den gegenüberliegenden 
Ufern des Menam. Mit der neuen Eisenbahn, die an sich nicht 
viel Bedeutung hat, ist infolgedessen eine Brücke über den 
Menam verbunden. Man erwartet noch keine schnelle Ent- 
scheidung, vorläufig kommt es der siamesischen Regierung nur 
darauf an, sich die nötigen Ländereien zu sichern, und der 
Spekulation zuvorzukommen. Mit diesem Plan bringt man auclı 
einen Vorschlag in Verbindung, die beiden Eisenbahnsysteme 
auf eine Spurweite, und zwar auf die Schmalspur von einem 
Meter zu bringen. Die nördliche Linie, die von Deutschen gebaut 
ist, hat eine breitere Spur, sie muss infolgedessen umgebaut 
werden. Die Schmalspur herrscht auch sonst in Hinterindien, in 
den Malayenstaaten, den Straits Settlements und im französi- 
schen Hinterindien. Man denkt, nach London and China 
Telegraph vom 29. 3. 20, mit den Arbeiten im Jahre 1922 
zu beginnen. 


Niederländisch-Indien. 


Nachfrage naeh Werkzeugen. Die industrielle Entwicklung 
Niederländisch-Indiens hat, nach einem Bericht des London 
and China Telegraph vom 12. 4. 20, eine ständige Nach- 
frage nach Werkzeugen zur Folge. Vor kurzem ist in Bandoeng 
eine Werkzeugfabrik errichtet worden, in der die in landwirt- 
schaftlichen Betrieben benötigteiı Gegenstände, wie Spaten und 
Nacken hergestellt werden. In den Eisengiessereien auf Java 
sind, niedrig gerechnet, 4000 bis 5000 Arbeiter tätig. Alle 
Schrauben, Bolzen und Schraubenmuttern müssen in den 
(jiessereien selbst hergestellt werden. Auf Java gibt es 46 Be- 
triebe, in denen Automobile, hauptsächlich Lastwagen, aus- 
gebessert werden; dort sind ctwa 1200 Arbeiter beschäftigt. 
Ausserdem bestehen 150 grössere und kleinere Maschinenbau- 
Anstalten mit einer Arbeiterschaft von 3000 Köpfen, ferner 14 
Reparaturwerkstätten für Eisen- und Strassenbahnen mit 3000 
Arbeitern. Schliesslich gibt es noch eine Anzahl Holz- und 
Metallverarbeitungsbetriebe, die ebenfalls für den Absatz von 
Werkzeugen in Frage kommen. 


Gummianbau auf West-Borneo. Der Anbau von Gummi auf 
West-Borneo hat, wie wir dem Eastern Engineering 
vom 26. 2. 20 entnehmen, im letzten Jahrzebnt beträchtlich zu- 
genommen. Die Aussichten, dass sich der Gummianbau weiter 
entwickeln wird, sind gut, weil der Boden, die Arbeitsverhält- 
nisse und bis zu einem gewisen Grade auch Verkehrserleichte- 
rungen den Anbau begünstigen. Regen fält in einer Menge, die 
dem Anbau förderlich ist. Eine Trockenzeit gibt es nicht. Der 
Anbau ist bisher nicht in wissenschaftlicher oder systematischer 
Weise erfolgt, trotzdem werden gute Ergebnisse erzielt. Die 
meisten Pfianzungen befinden sich in den Händen von Malaien 
und Chinesen. die mit veralteten Methoden arbeiten und infolxe- 
sonders gut ausgepflanzt sind, werfen sechs- bis siebenjährige 
eng bepfilanzte Bäume werfen immerhin durchschnittlich jährlich 
3.65 Ibs. ab; im Vergleich zu sieben- und heunjährigen Bäumen 
ın anderen Gegenden ist dieses Ergebnis sehr günstig. In 
Malakka ergibt ein Baum 2,42 bis 3,41 Ibs. In West-Java 2,42 Ibs., 
auf Ceylon 1,65-—-1,77 lbs. und an der Ostküste von Sumatra auf 
ausgewählten Plantagen 3,98 und auf durchschnittlich guten 
Pflanzungen 2,97 |bs. In Sambas dagegen, wo die Bäume be- 
sonders gut angepflanzt sind, werfen sechs- bis siebenjährige 
Bäume 5.28 lbs. ab. Die Arbeiterverhältnisse auf West-Bornen 
sind im Vergleich zu den Föderierten Malayenstaaten äusserst 
günstig, weil die Pflanzungen nicht auf Arbeiter aus Java, China 
und Britisch-Indien angewiesen sind, sondern die Eingeborenen 
zur Arbeit heranziehen. Schwere Arbeiten, wie Holziällen, 
werden von den Dahaks ausgeführt, während die Malaien 
leichtere Arbeit. wie Ausjäten und Abzapien vornehmen. Am 
Schluss des Berichts wird darauf hingewiesen, dass eine grössere 
Zunahme des Gummi-Anbaues eine weitere Einwanderung zur 
Folge haben müsse. Bisher seien nur einige wenige Europäer 
an der Westküste Borneos ansässig. 


Don. 


Allgemeiner Tell: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl Schriltleiter: Fritz Secker. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Dix: 
vesantwortl. Schriftieiter: Frits Secker: für die Anzeigen: H Pabst; sämtlich ia Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutscaea Schriltenverlags G.m.b.H.. Berlin SW. 


PT TR 


‚Astastatische Rundschau 


37 


Ei 


Herausgeber: 


Verband für den Fernen Osten E.V Ä 
Deutscher VUeberseedienst G.m.b. H. 


Jahrgang I 


Nr. 8 


Zuschriffen sind zu richten an: Deufscher Ueberseedienst 

Berlin SW.10, Krausensfr. 58/39, Fernschreiber: Transmarin 

Fernspr.: Zentrum 313-315, 369-371, 5420-5422, 5922 
Erscheint zweimal monaflich 


15. Mai 
1920 


fr 


-5924 


Amerikanisch-japanische Zusammenarbeit in China. 


In der Märznummer der Far Eastern Review 
(Schanghai) tritt der Herausgeber der Monatsschrift, Geo 
Bronsom Rea, in einem langen Artikel für eine amerikanisch- 
japanische Zusammenarbeit in China ein. Die Vorschläge 
Reas sind um so bemerkenswerter; als die Far Eastern 
Review bis vor kurzem unter der Leitung desselben Heraus- 
gebers eine ausgesprochen japanfeindliche Politik trieb. Rea 
wendet sich mit allem Nachdruck gegen die Kriegshetzer in 
den Vereinigten Staaten, die ihr Land in einen Krieg mit 
Japan treiben wollen und auch gegen diejenigen amerika- 
nischen Kreise in China, die um kleinlicher Handelsinteressen 
willen, einen systematischen Feldzug gegen die wirtschaft- 
lichen Ausdehnungsbestrebungen Baue: in China führen. 
Bronsom Rea schreibt: 

„Die Beweisführung (dass Japan aus Schantung eine 
zweite Mandschurei‘ machen will) verkennt völlig, dass 
Japans wirtschaftliche Vormachtstellung in der Mandschurei 
dass Ergebnis der Auswirkung eines grundlegenden, 
ökonomischen Gesetzes ist. Derjenige Staat, der den grössten 
Teil der Ausfuhr eines anderen Staates aufkauft, ist in der 
besten Lage, ihn mit Einfuhrartikeln zu versehen. Japan 
monopolisierte den Ausfuhrhandel der Mandschurei; es war 
der grösste Käufer für Bohnen und Bohnenkuchen und war 
nach dem russisch-japanischen Krieg in der günstigsten Lage, 
das Land mit Finfuhrerzeugnissen zu beliefern. Japanische 
Voraussicht, Unternehmungslust und geschäftliche Findig- 
keit entwickelten den grossen mandschurischen Bohnenhandel 
zu dem, was er heute ist und bereiteten dem ausländischen 
Einfuhrerzeugnis zum Nutzen aller einen Markt. Selbstver- 
sändiich wurden amerikanische Baumwollwaren durch 
biligere, japanische Erzeugnisse ersetzt. Ein Sturm der 
Entrüstung entstand seitens der amerikanischen und 

britischen Kaufleute, die ihre Regierungen gegen die un- 
lauteren japanischen Methoden um Schutz baten. Zu jener 
Zeit, als die amerikanischen Baumwollkaufleute und Handels- 
kammern auf das heftigste gegen Japan Sturm liefen, borgte 
Japan in England Gold $ 60 Mill. und kaufte für diese 
Summe Eisenbahnmaterial in den Vereinigten Staaten. 

Amerikanische Baumwollwaren wurden in Mitleiden- 

schaft gezogen, aber unsere Stahl- und Eisenbahnindustrie 
hatte den Nutzen, und, was besonders wichtig für den 
amerikanischen Handel war: durch die Einführung der Mass- 


und Gewichtseinheiten unserer eisenbahnindustriellen Er- 
zeugnisse haben die Japaner etwas für uns getan, was wir 
in China niemals hätten erreichen können. In den Kreisen 
des Baumwollhandels und anderer Handelszweige wird man 
niemals den heftigen Widerstand der europäischen Staaten 
gegen die Einführung amerikanischer Einheiten der. Eisen- 
bahnindustrie verstehen können, vor allem nicht, wie gegen 
den amerikanischen Fabrikanten gearbeitet wurde, der bei der 
Vergebung von Ausschreibungen seine Voranschläge in 
amerikanischen Masseinheiten einreichte.e. Wir wurden von 
der Kombination, die sich ein Monopol beim Eisenbahnbau 
in China angeeignet hat, an die Wand gedrückt. Die Völker 
Östasiens benutzen heute in der Südmandschurei amerika- 
nische Pullmannwagen, die an Luxus, Bequemlichkeit und 
Sauberkeit von unseren berühmten Luxuszügen nicht über- 
troffen werden. - Amerikanische Lokomotiven, Wagen, 
Brücken, Schienen,. Weichen, Reparaturwerkstätten, Hotels 
und was sonst noch zur amerikanischen Eisenbahntechnik 
gehört, sind vorhanden und bilden, auf der einzigen amerika- 
nischen Linie des asiatischen Festlands vereint, ein leben- 
diges Anschauungsmaterial für die Völker Asiens. Es ist 
keine Sekundärbahn im westländischen Sinne, sondern eine 
vollendete, amerikanische Eisenbahn in ihrer höchsten 
Leistungsfähigkeit. Diese grosse Reklame für die Leistungs- 
fähigkeit unserer Industrie schulden wir völlig der japanischen 
Freundschaft und dem Wunsch, mit uns zusammen- 
zuarbeiten. : 
Genau so wird es in Schantung und anderswo sein. 
Amerikanische Baumwollwaren und sonstiger Tand werden 
unter dem Wettbewerb Japans leiden. Selbst wenn die 
Japaner allerlei Methoden anwenden, um jenen Handel in die 
Hände ihrer Fabrikanten zu spielen, würden die Verluste 
durch japanische, in den Vereinigten Staaten untergebrachte 
Aufträge für Eisenbahnmaterial mehr als ausgeglichen 
werden. Japan muss leben. Es ist nicht vornehm seitens 
der Amerikaner, zu schreien, wenn sie in gewissen Handels- 
zweigen von den Japanern getroffen werden. Müssen wir 
denn alle Gewinne aus dem Baumwollhandel ziehen? Japan 
kauft sein Rohprodukt im Ausland, macht, wie England, Ge- 
winne und erhält sein Leben durch Arbeit. Die Amerikaner 
können nicht erwarten, den Japanern Rohmaterial, Spinnerei- 
einrichtungen und Farbstoffe zu’ verkaufen, um sie dann mit 


74 


ihrem Fertigprodukt in China zu unterbieten. Wir können 
nicht alles für uns in Anspruch nehmen, dieser oder jener 
Handelszweig muss in Mitleidenschaft gezogen werden. 

Amerikaner, die nach einem Krieg gegen Japan rufen, 
weil ihr Handel durch den japanischen Wettbewerb leidet, 
sollten die Handelsstatistik studieren; sie werden dann sehen, 
dass die Interessen der. Mehrheit berücksichtigt werden 
müssen. Nehmen wir z. B. den Baumwollhandel und wir 
finden, dass 40 v. H. unseres Gesamthandels mit Japan im 
vergangenen Jahr in der Einfuhr von Rohbaumwolle im 
Werte von Gold $ 131 160 386 bestand, das sind Gold $ 
14 Mill. mehr als unsere Gesamtausfuhr nach China. Japan 
kaufte von uns für $ 6281 524 Maschinen, für $ 25 048 733 
Stahlplatten, für $ 3582 056 Baustahl, für $ 5871000 Zinn- 
platten und für $ 3704000 verschiedene Arten Draht. 

Wir decken den Hauptbedarf Japans an Rohbaumwolle 
und verkaufen an es die Maschinen und Zubehörteile, mit 
denen es das Fertigprodukt herstellt. Japan liefert die 
Arbeitskraft seiner Millionen Menschen, die wohnen und 
essen müssen und deren Fleiss es in den Stand setzt, andere 
Bedarfsartikel zu kaufen. Gesetzt den Fall, dass wir die 
Baumwollerzeugnisse in Amerika selbst herstellen. Die er- 
höhten Gewinne der Baumwollindustrie würden sofort durch 
ein Nachlassen des Geschäfts in Stahl- und Maschinen- 
produkten aufgehoben. Ferner müssten unsere Spinnereien, 
um den Wettbewerb mit anderen Ländern aufnehmen zu 
können, die billigsten der billigen Arbeitskräfte beschäftigen. 
In den Vereinigten Staaten bedeutet dies für unsere Frauen 
und Kinder dasselbe wie in den Baumwollbezirken Englands 
und Japans, nämlich: die Verschlechterung unserer Rasse. 
Ist es für die Amerikaner nicht besser, das Rohprodukt zu 
liefern (dessen Herstellung eine gesunde Beschäftigung 
unserer Schwarzen bedeutet) und die Spinnerei- und andere 
maschinelle Einrichtungen abzusetzen, deren Herstellung erst- 
klassig ausgebildeten Handwerkern eine einträgliche Be- 
schäftigung gibt? 

Die Handelsstatistik ist für uns der beste Leitstern. 
Wenn die Amerikaner ihre Stimme gegen japanische Methoden 
erheben, so sollten sie sich diese Tatsacherı vor Augen halten. 
Gerade diejenigen Fabrikanten und Handelskammern, an die 
die Aufforderung ergangen ist, sich den Protesten gegen 
Japan anzuschliessen, haben ein grösseres und gewinnbringen- 
deres Geschäft in anderen Handelsartikeln mit diesem Land. 
Wenn China andererseits allmählich in das Stadium der 
Industrialisierung tritt, würde es dann nicht infolge Billig- 
keit seiner Erzeugnisse amerikanischen und anderen west- 
ländischen Produkten den Eingang verwehren? Solange 
sich die japanische Industrie ausdehnt, ist Japan unser guter 
Kunde für Stahl, Stahlprodukte, Eisenbahn-, Spinnerei- 
material und allgemeine Artikel der Maschinenindustrie. 
Unter keinen Umständen kann Japan damit rechnen, in diesen 
Artikeln mit uns in ernstlichen Wettbewerb zu treten. Denn 
es fehlt ihm an Kohlen, Eisen und anderen notwendigen 
Produkten, ausserdem wird es niemals imstande sein, gegen 
unsere Massenfabrikation anzugehen. Kann man dasselbe 
von China sagen, dessen Mineralschätze unerschöpflich sind 
und das unter fremder technischer Anleitung allmählich in 
die Lage versetzt wird, unscre Erzeugnisse vom ostasiatischen 
Markt zu verdrängen, das mit uns auf anderen Märkten und 
schliesslich auf unserem eigenen Markt in Wettbewerb treten 
kann? Wird nicht das europäische Kapital, um der schweren 
Besteuerung in der Heimat zu entgehen, seinen Weg in die 


chinesische Industrie suchen, die infolge billigen Materials 
und billiger Arbeitskräfte allmählich imstande ist, unsere 
Handelsinteressen zu schädigen? Amerikas Sympathie ist 
mit China wegen seiner politischen Schwierigkeiten und die 
Chinesen erkennen unsere Uninteressiertheit an. Da hört 
aber auch die Freundschaft auf. China ist einer der auf- 
nahmefähigsten Märkte für amerikanische Erzeugnisse; es 
ist aber auch der mächtigste Feind für unser industrielles 
Leben. Mit dem Einfluss europäischen oder amerikanischen 
Kapitals, das den Zwecken der Entwicklung der chinesischen 
Industrie dient, wird der Tag nicht fern sein, wo wir nicht 
allein unsern Baumwoll- und sonstigen Handel verlieren 
werden, sondern wo auch unserer weit wichtigeren Stahl- 
und Maschinenindustrie ernster Schaden zugefügt wird. 


Es entsteht die Frage: Ist es für uns besser, mit Japan 
cder mit China in dieser Angelegenheit zusammenzugehen? 
Wenn wir mit Japan zusammengehen, so haben wir die Ge- 
wissheit, dass wir unsere vorherrschende Stellung im 
Maschinenbaumarkt behaupten und minderwichtige Ge- 
schäftszweige einbüssen werden. Falls wir jedoch mit China 
zusammengehen, so verlieren wir beides. Es ist leicht, vom 
Standpunkt des Einzelinteressenten über diese Frage zu 
streiten; aber die oben erwähnten Tatsachen werden damit 
nicht aus der Welt geschafft. Japan muss leben und das 
kann nur geschehen, wenn es ein Industriestaat ist, der seine 
Rohprodukte einführt und das Fertigfabrikat, genau so wie 
England, verkauft. Da Japan jedoch keine grossen Kohlen- 
und Eisenlager hat, so kann es mit uns nicht auf dem Gebiet 
der Maschinenbauindustrie konkurrieren. | 


Die Japaner haben Amerikaner aufgefordert, mit ihnen 
auf gewissen Gebieten in China zusammenzuarbeiten. Diese 
Zusammenarbeit muss -auf dem Gebiet der Maschinen- 
industrie und anderen Zweigen der Technik erfolgen, wo wir 
die Ueberlegeneren find. Wie die Japaner jene Zusammen- 
arbeit auffassen, dafür bieten die Südmandschurische Bahn, 
die Fuschun-Gruben und andere Unternehmen Schulbeispiele. 
Die Japaner arbeiteten gegen die Interessen ihrer englischen 
Alliierten, indem sie in England aufgenommene Anleihen bei 
uns anlegten und machen für unsere Technik eine Reklame, 
wie man sie ausserhalb Amerikas nirgends findet. Haben 
uns die Chinesen die aufrichtige Absicht erkennen lassen, 
dass sie bereit sind, amerikanisches Kapital am Ausbau ihres 
Eisenbahnnetzes heranzuziehen? Es ist bisher nicht das 
geringste Anzeichen vorhanden, dass irgend eine amerika- 
nische Firma aufgefordert worden ist, sich an solchen halb- 
amtlichen Unternehmen nutzbringend zu beteiligen.“ Bron- 
som Rea verspricht sich nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiet 
Vorteile aus einem Zusammengthen mit Japan, sondern auch 
auf politischem. Er ist der Ansicht, dass eine amerikanisch- 
japanische Zusammenarbeit das beste Mittel sei, um einen 
Krieg zu vermeiden. | 


Die Ausführungen Bronsom Reas scheinen nicht eine 
Stimme aus der Wüste zu sein, sondern den Bestrebungen 
gewisser amcrikanischer Kreise, mit Japan zu einem wirt- 
schaftlichen Einvernehmen in Ostasien zu kommen, Ausdruck 
zu geben. Es scheint, dass der bekannte amerikanische 
Finanzmann Judge Gary sowie andere amerikanische 
Finanz- und Industrickapitäne hinter der von Rea angeregten 
Bewegung stehen. Daraus erklärt sich auch die plötzliche 
Schwenkung, die die Far Eastern Review in ihrer 
Japanpolitik unternommen hat. 
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Wirtschaftliche Verhältnisse im heutigen Siam. 
Von Paulus Freye. 


1. | 

In Siam hatte sich der deutsche Handel ganz be 
deutend und in schneller Folge, trotz aller politischer Gegner- 
schaft sehr günstig entwickelt. Deutsche Erzeugnisse wurden 
auf dem Markt am liebsten gekauft, weil sie preiswert und 
besser waren als die Handelsartikel anderer Nationen. Eng- 
lischen Berechnungen zufolge betrug der deutsche Anteil 
des Einfuhrhandels in Siam bei Einrechnung des Umschlags- 
handels von Hongkong und Singapore nicht weniger als 
53 v. H. der Gesamtmasse. 

Zweifellos hat zur Verwirklichung dieses Erfolges nicht 
zum wenigsten die sehr deutschfreundliche Haltung des im 
Jahre 1910 verstorbenen Königs Chulalongkorn beigetragen. 
Aber auch nach seinem Tode trat unter dem jetzigen König 
Vajiravudh in dieser für Deutschlands Handel günstigen 
Entwicklung keine Aenderung ein. 

Deutsche Ingenieure, die in rastloser schwerer Arbeit 
die Nordbahn mit anschließenden Seitenlinien bauten, wurden 
ihrer Tüchtigkeit halber sogar zum Bau der mit englischem 
Kapital unter englischer Leitung angelegten Südbahn von 


Bangkok durch die Malayische Halbinsel mit Anschluß an 


das Bahnnetz der Föderierten Malayenstaaten herangezogen. 
Die Postverwaltung war schon früher von deutschen Be- 
emten organisiert worden. Deutsche Aerzte arbeiteten im 
Heer und in der Marine und unter ihrer Leitung wurde auch 
das Siamesische Rote Kreuz mit dem vortrefflichen Chula- 
longkorn-Hospital eingerichtet. Deutschland lieferte die 
Maschinen für das elektrische Kraftwerk und die Pump- 
station der Wasserwerke in der Hauptstadt Bangkok. 
Deutsche Automobile und Räder wurden immer mehr ein- 
geführt und die meisten der überall entstehenden Reismühlen 
bezogen ihre Maschinen aus Deutschland, das übrigens 
gerade auf diesem Gebiete fast alle Konkurrenten durch ganz 
bemerkenswerte Leistungen aus dem Felde schlug. Die 
große Mehrzahl der Bangkok anlaufenden Dampfer führten 
die deutsche Flagge. 

Wie kam es aber, daß wir nur schwach oder garnicht an 
der Ausbeutung von Rohproduktzentren in Siam beteiligt 
waren? Schuld ist vornehmlich daran das hartnäckige Fest- 
halten an unseren exterritorialen Rechten gewesen. Deutsch- 
land hatte eigene Gerichtsbarkeit über seine Untertanen und 
Schutzgenossen im siamesischen Staatsgebiete. Diese eigene 
Gerichtsbarkeit fremder Nationen war den Siamesen immer 
ein Dorn im Auge. Frankreich gab sie mit Bezug auf seine 
asiatischen Untertanen auf. England ging noch einen Schritt 
weiter und stellte seine sämtlichen Untertanen in Siam 1909 
unter siamesische Gerichtsbarkeit, jedoch mit dem Vorbehalt, 
daß englische Ratgeber im siamesischen Justizwesen bis zur 
völligen Reform desselben angestellt wurden und bei Urteils- 
sprüchen über britische Untertanen als Beisitzer das Veto- 
recht erhielten. Auch mehrere französische Ratgeber wurden 
dem Gerichtswesen beigegeben. Für solch großes Entgegen- 
kommen trat Siam große und teils sehr wertvolle Provinzen 
an Frankreich und Britannien ab; Dänemark gab sogar ohne 
irgendwelche Gegenleistung seine Exterritorialität auf. 

Auch für uns war das allmählich eine zwingende Not- 
wendigkeit geworden. Politische Vorteile waren allerdings 
bei dem vorherrschenden Einflusse Englands und Frank- 
ıeichs und neuerdings auch Japans wohl nicht zu erwarten, 
aber dafür hätten wir durch völlige Gleichberechtigung mit 
den Landeseinwohnern das Siedlungs- und Landankaufsrecht 


in allen Teilen des Landes, dann welerhin auch die er- 
leichterte Erwerbung von Konzessionen und überhaupt wirt- 
schaftliche Vorteile aller Art erlangt. So geschah es, dass 
der deutsche Finfuhrhandel in Siam durch die Energie und 
Tatkraft der deutschen Kaufleute blühte, während durch die 
Politik unserer Regierung, durch dieses hartnäckige Fest- 
halten an unseren exterritorialen Rechten, es den Deutschen 
fast unmöglich gemacht wurde, Konzessionen z. B. für Berg- 
werke und Unterholzwaldungen (Teak- und Harthölzer) zu 
erlangen, die doch sogar den Dänen gewährt wurden. In 
Folgendem sollen nun die wirtschaftlichen Bedin- 
gungen im heutigen Siam kurz beleuchtet werden. 

Das Königreich Siam hat einen Flächenraum von über 
550 000 Quadratkilometer mit einer Bevölkerung von nur 
8 700 000 Menschen. Es ist demnach grösser als das Deutsche 
Reich. Das Klima ist im allgemeinen tropisch, im Norden 
aber fast subtropisch und dem Europäer sehr zuträglich. Die 
Regenzeit mit sehr starken Niederschlägen dauert von Ende 


April bis Anfang November, die trockene oder kalte Jahres- 


zeit von November bis März. Die einzig wirklich heisse 
Zeit ist im März und April. Sie wird jedoch auch durch 
fortwährend in jenen Tagen wehende Südwinde vom Meer 
her stark abgemildert. Die Religion des Volkes ist der 
Buddhismus. Die Regierung ist absolut und während der 
letzten Jahrzehnte mit Hilfe europäischer Ratgeber in muster- 
gültiger Weise reorganisiert worden. Das Heer ist nach 
deutschem Muster durch in Deutschland ausgebildete Offi- 
ziere organisiert und kann im Kriegsfalle über 300 000 Mann 
ins Feld schicken, die sicherlich in ihrem eigenen Lande ein 
nicht zu verachtender Gegner sind. Die Marine ist klein und 
unbedeutend. Die Hauptmacht der Bevölkerung bilden die 
in Zentral- und Südsiam wohnenden Siamesen zusammen mit 
den ihnen stammverwandten Laoten in Nord- und Ostsiam. 
Beide Völkerschaften nennen sich Thai. Ihnen folgen mit 
einer Volkszahl von über einer Million die durch starke Ein- 
wanderung rasch zunehmenden Chinesen, dann die Malayen, 
hauptsächlich in den siamesischen Provinzen der Malayischen 
Halbinsel, Kambodschaner in den südöstlichen Grenz- 
gebieten. Unter den vielen Gebirgsvölkern, die zusammen 
etwa 300 000 Menschen zählen, sind hauptsächlich im nörd- 
lichen Siam die Kharien, Ugoi, Meo, Kamuk, welche letztere 
in der Waldwirtschaft gute Dienste leisten, zu nennen. Die 
auf der Malayischen Halbinsel wohnenden kleinen Stämme 
der Semang und Sakai sind Reste der negritischen Urbevöl- 
kerung. 

Im Norden, Westen und Süden des Reiches bis tief hinab 
in die Malayische Halbinsel liegen hohe bis zu 2500 Metern 
und darüber hinaus ansteigende Gebirge seismischen Ur- 
sprungs, deren geologische Formationen Kalksteinschichten 
auf Sandstein und Granit zeigen. Letzterer tritt vielfach auf 
den Bergrücken und Bergspitzen offen zutage. Auch Südost- 
Siam ist von Gebirgen ähnlicher Formation durchzogen. 
Den Osten und Nordosten bildet ‘eine weite, teils hügelige 
Stufenebene, über die hinweg der aus Tibet entspringende 
gewaltige Mekhong-Fluss dem Chinesischen Meere zuströmt 
und an jeder Stufe des Plateaus mächtige Wasserfälle und 
Schnellen bildet. Zentralsiam bis hinab an den Golf ist eine 
breite Alluvialebene, durch welche der in den Bergen des 
Nordens aus mehreren Quellflüssen entstandene Menam 
Chowphya, der Lebensspender und die Hauptlebensader des 
Landes, dem Meere zuströmt und ein langgestrecktes Delta 
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bildend etwa 30 Kilometer unterhalb der Hauptstadt Bangkok 
in den Kopf des Golfes von Siam mündet. Daneben gibt es 
in Siam und auf der Malayischen Halbinsel noch einige 
kleinere Flüsse, die ebenfalls in den Golf münden, aber zu- 
meist nur in ihrem Mittel- und Oberlauf während der Hoch- 
wasserzeit für die Schiffahrt und Flösserei in Betracht 
kommen. Ebenso wie in China sind auch in Siam die Land- 
strassen sehr schlecht und während der Regenzeit meistens 
nicht befahrbar. Für Kraftwagen kommen nur sehr wenige 
Strassen in nächster Nähe der Hauptstadt und einiger anderer 
Städte in Betracht. Im übrigen wird der Landstrassenverkehr 
mit starken, hochräderigen Ochsenkarren oder in gebirgigen 
Gegenden mit Tragochsen betrieben. Während so für den 
Wegebau noch wenig geschieht, hat die Regierung sich seit 
über zwei Jahrzehnten sehr nachdrücklich an die Ausführung 
eines grösseren Bahnnetzes gemacht. Bislang wurden 
gebaut und dem Betrieb übergeben: 1. die 1000 km lange 
Nordbahn von Bangkok nach der nördlichen Hauptstadt 
Chiengmai mit Seitenlinien nach Korat im östlichen Zentral- 
siam und Savankhalok im unteren Teile Nordsiams (Normal- 
spur); 2. die Ostbahn, welche Bangkok mit dem etwa 70 km 
nach Osten zu gelegenen Handelsplatze Petriu verbindet 
(Normalspur); 3. die Südbahn (Meterspur), welche von 
Bangkok durch die Westprovinzen und den siamesischen 
Teil der Malayischen Halbinsel in einer Länge von über 
1200 km läuft und durch Anschluss an das Bahnnetz der 
Föderierten Malayenstaaten eine schnelle und direkte Ver- 
bindung mit Singapore und Penang darstellt. 

Etwa zwei Drittel der Bodenfläche Siams ist von Wald 
erfüllt, der meistens dichte Urwaldform mit gewaltigen Be- 
ständen mächtiger Baumriesen bildet. Das verbleibende 
Drittel dient teils dem Ackerbau, teils ist es auf der nordöst- 
lichen Hochebene Steppenland. 

An Nutzhölzern kommen hauptsächlich Teak (Tectona 
grandis) im Quellgebiet des Menam Chowphya (Nordsiam) 
sowie viele wertvolle Harthölzer in Betracht, darunter unter 
anderem auch Hopea-odorata (mai takian), Xylia xylocarpa 
(mai deng), Dipterocarpus turbinatus (mai yang), Lager- 
stroemia tomentosa (mai intanin), Shorea obtusa (mai teng), 
Pentaeme siamensis (mai lang), Pterocarpus indicus (mai 
pradu). [Die mit „mai“ beginnenden Klammerausdrücke 
sind die siamesischen Namen der betreffenden Baumarten.] 
Dann weiterhin Rosenholz, Buchsbaum (buxus sinensis), 
Eisenholz (Inga xylccarpa), Sapanholz (Caesalpinia sp.), 
Ebenholz und viele andere Arten. 

Trotz des ungeheuer reichen Nutzholzbestandes der 
Wälder werden gegenwärtig hauptsächlich Teak aus Nord- 
siam und andere Hlarthölzer nur von zwei Gesellschaften in 
Südsiam ausgeführt, nämlich von der Sriracha Company in 
den Küstengebieten der südöstlichen Provinz Prachim und 
von der dänischen East Asiatic Company in Bandon 
(Malavische Hlalbinsel). 

Ohne Frage wird bald bei dem gegenwärtigen, durch 
den starken Kriegsverbrauch hervorgerufenen PBauholz- 
mangel die Aufmerksamkeit des Weltholzmarktes auch auf die 
siamesischen Hartholzbestände gelenkt werden. 

Um das Jahr 1900 waren die Teakholzwälder Nordsiams 
auf dem besten Wege zur völligen Ausrottung durch die 
fremden Konzessionseesellschaften. Nach Gründung eines 
wohlorganisierten Waldamtes gelang es aber der Regierung, 
diesem rücksichtslosen Raubbau Einhalt zu tun und durchh 
eine weitgreiiende Gesetzgebung die Bestände nicht nur zu 
sichern, sondern für die Zukunft sogar zu vermehren. (Forest 


de 


Regulations, d. h. Vorschriften und Bedingungen zur Er- 
langung und Bearbeitung von Waldkonzessionen sind durch 
das „Royal Forest Department“ in Bangkok erhältlich.) 
Gegenwärtig kommt Siam mit einer jährlichen Ausfuhr von 
80 000 bis 100000 Tonnen erstklassigem Teak als zweites 
Teakland der Welt gleich hinter Birma. 

Der Teakbaum ist ziemlich schnell wachsend und kann 
schon nach zwanzig Jahren mit gutem Nutzen gefällt werden. 
In die zum Schlagen bestimmten Stämme wird etwas über 
dem Erdboden ein Ring rings um die Stämme bis hinein 
in das Hartholz geschnitten. So bleibt der Baum min- 
destens zwei trockene Jahreszeiten hindurch stehen, um lang- 
sam auszutrocknen. Dann erst wird gefällt und mit Hilfe 
von Elefanten und neuerdings auch von Extraktions- 
maschinen und kleinspurigen Waldbahnen werden die 
Stämme bis zum nächsten Flussbett geschafft, um zur Hoch- 
wasserzeit zunächt einzeln und später, nach Passierung der 
Fälle und Schnellen, als Flösse den Fluss hinab bis zu den 
Sägewerken nach der Hauptstadt Bangkok zu schwimmen. 
Von dort wird fast alles erstklassige und ein grosser Teil des 
zweitklassigen Teak ausgeführt. Direkt nach Deutschland 
ging vor dem Kriege fast nichts, und wir waren gezwungen, 
unseren Bedarf in England für fast unerschwingliche Preise 
zu decken. Neben den europäischen Gesellschaften und den 
kleinen Unternehmern wird auch vom Forstamt Teak gefällt 
und öffentlich meistbietend bei der Zollstation Paknampoh 
am Zusammenfluss der beiden Quellflüsse des Menam Chow- 
phya, 300 km oberhalb Bangkok, verauktioniertt. Das Teak 
wird in Siam zum Hausbau, Schifisbau und zu Möbeln, 
Bilderrahmen und anderem Hausgerät gebraucht. In Europa 
wird es seiner grossen Dauerhaftigkeit wegen im Schiffsbau 
verwendet und auch zu Möbeln verarbeitet. Es ist ein ausser- 
ordentlich dauerhaftes und seiner braunen Faserung wegen 
eigentümlich schönes Holz. In den Ruinen siamesischer 
Tempel trifft man noch heute Teakbalken, die Hunderte von 
Jahren Regen und Sonnenschein ausgesetzt waren und doch 
fast unbeschadet erhalten bleiben. 

Die übrigen Harthölzer müssen frisch zersägt werden, 
und ihres grossen spezifischen Gewichts wegen kann man sie 
nur an Bambusflössen vertaut den Fluss hinabbringen. Nach 
der nunmehrigen Fertigstellung der Nordbahn und der Süd- 
bahn wird man aber auch mit dem Abtransport solcher Holz- 
arten aus Nordsiam und den siamesischen Gebieten der 
Malayischen Halbinsel beginnen. Erst durch weiteren Aus- 
bau der Ostbahn wird man auch die mächtigen Holzbestände 
der Wälder in Ost- und Südostsiam angreifen können. Gegen- 
wärtig ist das allerdings mit grösserem Nutzen nur in den 
Küstengegenden der Provinzen Prachim und Chantaburi 
möglich. 

Bei dem Holzreichtum des Landes ist sicherlich der 
Papierindustrie eine grosse Zukunft beschieden. Aus der 
Rinde des in Siam wachsenden Koi-Baumes (Trophis aspera) 
wird dort ein erstklassiges Rohpapier für die Faltbücher der 
Priester hergestellt, das ohne Zusatz von Leim, nur mit einer 
platten Muschel poliert, sofort zum Schreiben und Malen ge- 
brauchsfertig ist. Es erzielte auf mehreren Weltausstellungen 
erste Preise. 

Neben Baumölen und Kautschuk, das hauptsächlich von 
Ficus clastica gewonnen wird, produziert dr Wald noch 
viele andere Dinge, die aber grösstenteils nur für den örtlichen 
Markt verwertet werden. Auch dem Orchideensammler bietet 
Re siamesische Urwald eine reiche Auswahl oft prächtiger 

rten. 
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Politische Rundschau. 


China. 


Nord und Süd. Aus der Umgebung des bekannten süd- 
chinesischen Führers Sun-Yi-hsien, der zurzeit in den Vereinigten 
Staaten weilt, ist amtlichen amerikanischen Stellen, nach dem 
London and China Express vom 29. 4. 20, versichert 
worden, dass eine völlige Beilegung des Streits zwischen dem 
Norden und Süden in den nächsten neun Monaten erfolgen werde. 


Politische Tätigkeit der Studenten. Nach einer Reuter- 
meldung aus Schanghai vom 23. 4. 20 hat die „Nationale 
chinesische Studenten-Vereinigung“, deren Hauptquartier sich in 
Schanghai befindet, am 10. 4. ein Ultimatum an die Pekinger 
Regierung gerichtet, in dem sie verlangt, dass alle direkten Ver- 
handlunzen mit Japan betreffs Schantung aufhören sollen, und 
dass die Regierung alle geheimen Abmachungen, die mit Japan 
oder anderen Mächten geschlossen worden seien, rückgängig 
machen müsse. Falls innerhalb von 4 Tagen keine zufrieden- 
stellende Antwort einlaufe, würden sämtliche Studenten im 
ganzen Land in den Streik eintreten. Die Regierung liess das 
Ultimatum unbeantwortet, und infolgedessen traten in Schanghai 


die Studenten von 80 Schulen und sonstigen Anstalten, insgesamt 


20000 Schüler, in Streik. Die Studenten in Hangtschou und 
Tschanzscha folgten ihrem Beispiel. Die Studenten in Schang- 
hai machten es sich zur Regel, keine Kundgebungen in den 
irenden Niederlassungen zu veranstalten; dagegen wurden 
solche in der chinesischen Stadt abgehalten. Der Streik- 
bewegung stand die Kaufmannschaft ablehnend gegenüber, weil 
sie fürchtete, dass aufs Neue Propaganda für einen Boykott 
japanischer Waren gemacht werde. Die Studenten versuchten, 
die Arbeiter im Arsenal zur Niederlegung der Arbeit zu ver- 
anlassen. Es kam bei dieser Gelegenheit zu Zusammenstössen 
mit der Polizei, wobei 5 Studenten verwundet wurden. Der 
Zwischenfall hatte jedoch zur Folge, dass 5000 Arbeiter mit den 
Studenten in einen Sympathiestreik eintraten. Es wurde damit 
gerechnet, dass sich auch die Stahlarbeiter und Werftarbeiter 
der Bewegung anschlossen. Die Pekinger Regierung hat die 
Behörden in Schanghai angewiesen, die Streikbewegung rück- 
sichtsios zu unterdrücken. Inzwischen ist auch die Studenten- 
schaft in Peking in Streik getreten. 

Nach einer späteren Meldung der Reuterschen Agen- 
tur aus Schanghai wurde im Hinblick auf die Kundgebungen 
der Studenten über die chinesische Stadt der Belagerungszu- 
stand verhängt. Fine Massenversammlung wurde von der 
Polizei aufgelöst, wobei nach Angaben der chinesischen Presse 
& Studenten verwundet wurden. Unterm 29. 4. berichtet Reuter, 
dass die Streikkrisis vorüber sei, weil die chinesischen Be- 
hörden scharf zugegriffen hätten. Die Arsenal-Arbeiter haben 
ihre Arbeit wieder aufgenommen. Die chinesische Kaufmann- 
schaft hat der Studentenbewegung die Unterstützung versagt. 
Die Studentenschaft nahm zwar auf einer Versammlung eine 
Entschliessung an, den Streik bis zum 10. 5. auszudehnen, aber 
es fehlt an einer einmütigen Gefolgschaft.e Der Belagerungs- 
zustand ist noch nicht aufgehoben. 


Im North China Heıald vom 31. 1. 20 befasst 


sich Rodney Gilbert mit der Bedeutung der Studen- 
ttn-Bewegung, die seiner Ansicht nach von grosser 
politischer Wichtigkeit ist. Ausländer und weitblickende 


chinesische Beamte hätten den Wert der politischen Tätigkeit 
der Studentenschaft richtig eingeschätzt. In weiten Kreisen des 
chinesischen Volkes sei plötzlich ein Interesse für Regierungs- 
angelegenheiten und Fragen der auswärtigen Politik erwacht, 
wie nie zuvor. Bemerkenswert ist die Feststellung Gilberts, 
dass die chinesische Beamtenschaft im Stillen die Propaganda- 
arbeit der Studenten billige. 

Bolschewistische Strömungen. Der Londonand China 
Telegraph vom 26. 4. 20 gibt eine Pekinger Meldung wieder, 
wonach verschiedene massgebende Chinesen in Schanghai den 
bolschewistischen Gedanken sympathisch gegenüberstehen. Die 
Meldung stellt fest, dass bolschewistische Agenten in Schanghai 
an der Arbeit sind und dass in der französischen Niederiassung 
eine „Arbeiter- und Bauern-Vereinigung‘ eingerichtet ist. 


‚chinesisch-französischen Verwaltung zu unterstellen. 


Japan. 


Europareise eines Prinzen. Wie Reuter unterm 18. 4. 20 
aus Tokio berichtet, hat sich Prinz Higashi Kuni nach Europa 
eingeschifft; der Prinz reist als Graf Azuma. Er wird sich zwei 
Jahre in Frankreich aufhalten, von dort nach England gehen 
und über die Vereinigten Staaten nach Japan zurückkehren. 


Parteitag der Kenseikai. Nach einer Reutermeldung aus 
Osaka vom 20. 4. 20 hielt die Kenseikai, die augenblickliche 
Onppositionspartei, dort ihren Parteitag ab. Bei dieser Gelegen- 
heit trat Vicomte Kato für die sofortige Einführung des all- 
gemeinaen Wahlrechts ein. Er kritisierte scharf die Auflösung 
des Reichstages, die angeblich gegen die Verfassung verstossen 
habe und verlangte die baldige Zurückziehung der japanischen 
Truppen aus Sibirien. Der Regierung warf er eine ziellose Wirt- 
schaftspolitik vor, die für die derzeitige Lage verantwortlich sei. 
Er schloss seine Ausführungen mit der Forderung, dass das 
Ministerium Hara zurücktreten müsse. 


Vermischte Nachrichten. 


Eine Universität für Südwest-China. Nach einer Meldung 
des japanischen Kokusai-Dienstes aus Schanghai v. 24. 3. 20 
ist dort Tschang-Schi-dschao eingetroffen, der dem Vorberei- 
tungsausschuss für die Errichtung einer Universität für Südwest- 
China angehört.  Tschang unterhandelt wegen Ueber- 
lassung der Gebäude der früheren Deutschen Medizin- 
und Ingenieurschule in der französischen Niederlassung. Von 
französischer Seite wurde vorgeschlagen, die Universität einer 
Seitens 
der Regierung in Kanton sollen angeblich 800 000 Yen für das 
Unternehmen zur Verfügung gestellt werden. 


Chinesische Studenten in Frankreich. Die Vorherrschaft, 
die die angelsächsische Kulturarbeit in China besitzt, wird durch 
die nachdrücklichen Bestrebungen der Franzosen stark bedroht. 
Unter der chinesischen Jugend scheint es Mode zu werden, sich 
nicht mehr hauptsächlich auf englischen und amerikanischen 
Hochschulen ihr geistiges Rüstzeug zu erwerben, sondern Frank- 
reich wird allmählich zum Ziel ihres Auslandsstudiums. Mit 
dem Dampfer „Sphinx‘“, der am 9. 12. 19 Schanghai verliess, 
reisten 150 junge Chinesen zu ihrer weiteren Ausbildung nach 
Frankreich. Anfang Dezember sind bereits in Marseille 200 chine- 
sische Studenten angekommen, die auf die Hochschulen Melun, 
Fontainebleau, Montargis und Etampes verteilt werden. Seit 
Mai vorigen Jahres haben nicht weniger als 700 chinesische 
Studenten französische Hochschulen bezogen. Als Grund für 
den grossen Zustrom chinesischer Studenten nach Frankreich 
wird angegeben, dass Frankreich ihrer Zulassung die ge- 
ringsten Schwierigkeiten in den Weg lege. Das Studium in 
Amerika wird dadurch erschwert, dass jeder Student bei der 
Landung Golddollars 500 hinterlegen muss. Ausserdem haben 
die in Japan studierenden Chinesen wegen der chinesisch- 
japanischen Gegensätze ihre Hochschulen verlassen, und sie 
wollen zum grossen Teil ihre Studien in Frankreich fortsetzen. 
In den nächsten 2 Jahren rechnen die französischen Behörden 
mit einem Zustrom von 5--6000 chinesischen Studenten. Auch 
in dem Ausbau ihres Schulwesens in China sind die Franzosen 
äusserst rührig. Erst vor Kurzem wurde in der am oberen 
Yangtse gelegenen Stadt Tschungking eine Handwerkerschule 
mit 200 Schülern eröffnet, die sich zum Studium der franzö- 
sischen Sprache verpflichteten. | 

Anstellung von Deutschen in Niederländisch-Indien. Der 
Londonand China Telegraph vom 26. 4. 20 gibt einen 
Bericht aus Nieuws van den Dag wieder, wonach zwei- 
hundert ehemalige deutsche Kriegsgefangene aus Japan in 
Niederländisch-Indien angekommen sind, um dort in die Dienste 
der holländischen Kolonialregierung zu treten. Von den An- 
kömmlingen sind 87 in den Polizeidienst getreten, davon vier 
als Polizeichefs, 27 als Polizeiinspektoren und 56 als Schutz- 
leute; 48 haben im Postdienst Anstellung gefunden, zwei bei 
Regierungsbanken, 17 in der Verwaltungsabteilung für öffent- 
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liche Arbeiten, vier als Ratgeber für chinesische Angelegenheiten, 
fünf sind in der Abteilung für Landwirtschaft tätig und vier im 
Marinedienst. | 


Internationale Vereinigung der Rechtsanwälte in Ostasien. 
Nach einer Tokiorer Meldung der Times vom 1. 4. 20 wurde 
in Tokio auf einer besonders einberufenen Konferenz eine inter- 
nationale Vereinigung der in Ostasien praktizierenden Rechts- 
anwälte gegründet. Die Gründungsversammlung war von 
fünfhundert Rechtsanwälten aus Tokio md dreihundert aus 
den Provinzen besucht. Der japanische Ministerpräsi- 
dent Hara, sowie diplomatische Vertreter der fremden 
Staaten wohnten der Versammlung bei. Japanische, chinesische, 
siamesische, philippinische und holländische Rechtsanwälte 
hielten Ansprachen. Als besonders interessant wird in der 
Meldung die Tatsache bezeichnet, dass auf der Konferenz von 
der chinesischen Abordnung die Frage der Abschaffung der 
Konsulargerichtsbarkeit zur Sprache gebracht wird. 


Iniinenza in Japan. Nach einer Feststellung des Tokioer 
Berichterstatters des Central News sind vom September 
1919 bis zum Februar d. J. über 1,7 Millionen Erkrankungen an 
Influenza vorgekommen, von denen 65 852 tötlich verliefen. Auf 
Osaka kamen etwa 109000, und auf Tokio 9000 Todesfälle. 


Zur Geschichte des angelsächsischen Kultureinilusses in 
China. Vor kurzem hielt der chinesische Gesandte in London. 
Dr. Alfred Sze (Schi-Tschao-Tschi) in der Royal Asiatic 
Society einen Vortrag, der als ein Beitrag zur Geschichte 
des angelsächsischen Kultureinflusses in China anzusprechen ist. 
Wir entnehmen den Vortrag folgende Ausführungen: „Im Jahre 
1845 wurden die ersten drei chinesischen Schüler zu ihrer Aus- 
bildung nach den Ver. Staaten entsandt. Sie kamen naclı Wil- 
praham im Massachusetts. Einer der Schüler musste krank- 
heitshalber nach China zurückkehren, einer ging nach England, 
um Medizin zu studieren und der Dritte absolvierte im Jahre 
1854 das Yale-College. Der Name dieses Studenten war Yung- 
Wing. Er kehrte nach China zurück und brachte einen Plaıi 
mit, um chinesischen Studenten eine amerikanische Erziehung 
zu ermöglichen. Damals wütete in China die Taipingrevolution 
und Yung-Wing musste warten, bis seine Zeit gekommen war. 
Im Jahre 1870 wurden in Tientsin der französische Konsul und 
eine Anzahl katholischer Schwestern vom Pöbel getötet. Die 
fremden Mächte übten einen Druck auf die chinesische Regie- 
rung aus, um sie zur Einführung gewisser Verwaltungsreformen 
zu veranlassen. Dies war für Yung-Wing die Gelegenheit zum 
Handeln. Er legte den damals mächtigsten Beamten Tseng-Guo- 
fan und Li-Hung-dschang den Plan vor, 120 Schüler zum Studium 
nach den Ver. Staaten zu entsenden. Die Schüler sollten 
zwischen 10 und 15 Jahre alt sein. Der Plan wurde genehnmiigt 
und die Kosten aus den Einnahmen der Seezollverwaltung ge- 
deckt. In Schanghai wurde eine Vorbereitungsanstalt eröifnct, 
um die geistigen Fähigkeiten der Kandidaten zu prüfen. Zwei 
Drittei der Kandidaten kamen aus der Provinz Kuangtung und 
ein Drittel aus Schanghai und Ningpoo. Der erste Schub in 
Stärke von dreissig Studenten verliess China im Jahre 1872. 
Weitere Entsendungen folgten 1873, 74 und 75. Jc zwei 
Studenten wurden in amerikanischen Privatfamilien unter- 
gebracht. Die Vorbereitungsschule in Schanghai wurde nacn 
Hartford (Connecticat) verlegt. Als die chinesische Regierung 
im Jahre 1876 beschloss, in Washington eine Gesandtschait ein- 
zurichten, wurden die Erziehungskommissare Dschen-Lan-pin 
und Yung-Wing mit der Führung der Gesandtschaftsgeschäfte 
betraut. Im Jahre 1880, als die ersten Studenten nach Absol- 
vierung der Vorbeieitungsschule die Universität besuchen 
sollten. erfolgte infolge politischer Wandlungen in China und 
ungünstirer aus den Ver. Staaten eingehender Berichte eine 
Zurückberufung der Studenten. Etwa ein halbes Dutzend be- 
suchte zu jener Zeit die Universität und zwei Studenten absol- 
vierten mit Erfolg die Sheffield Scientific Shool der Universi- 
tät Yıle. Der eine Student war Jeme-tien-vow, der sich viel: 
Jahre später als Erbauer der Peking—Kalganer Bahn einen 
Namen gemacht hat und der andere war Ow-yang-King, später 
Gieneralkonsul in San Francisco. Vancouver. Panama und 
Batavia. Obwohl die Studenten ihre Studien nicht zu Ende 


Amerika geschickt. 


führten, war ihnen das Gelernte doch in ihrer weiteren Lauf- 
bahn dienlich. Diejenigen, die sich dem Handel widmeten, 
waren äusserst erfolgreich, und die, welche die Beamtenlaufbahn 
einschlugen, brachten es zu Ehrenämtern. Tang-Schao-yi wurde 
der erste Ministerpräsident der Republik China, Liang-Tung-yen 
und Liang-Yu-ho wurden Minister des Auswärtigen, Liang- 
Tscheng war von 1903 bis 1907 Gesandter in den Ver. Staaten 
und Liu-Yu-Lin wirkte von 1901 bis 1914 in gleicher Eigenschait 
in London. Obwohl die Pekinger Regierung nach den ersten 
Versuchen in den Ver. Staaten auf die Dauer von dreissig Jahren 
keine Studenten auf ihre Kosten nach Amerika sandte, fand ein 
grosser Zustrom von Studenten statt, die mit Privatmitteln ihren 
Studien oblagen. Gelegentlich wurden auch. grössere Schübe, 
hauptsächlich von den Provinzialregierungen, nach Amerika 
entsandt. 


Eine im Winter 1905/1906 nach den Ver. Staaten und 
Europa entsandte Sonderkommission zum Studium von Ver- 
fassungsfragen besuchte auf der Durchreise die Cornel-Universi- 
tät. Bei dieser Gelegenheit wurden auf Anregung der Instituts- 
leitung jedes Jahr sechs Freistellen geschaffen, so dass im 
Laufe von 4 Jahren 24 Stipendien ausgegeben werden konnten. 
Die Yale-Universität, das Wellessiy College und andere Institute 
folgten bald dem Beispiel von Cornel. Die Verzichtleistung der 
Ver. Staaten auf einen Teil der Boxer-Entschädigung hatte eineı; 
weiteren Zustrom chinesischer Studenten nach Amerika zur 
Folge. Als John Hay Staatssekretär war, setzte er den da- 
maligen chinesischen Gesandten in Washington, Sir Liang- 
Tscheng in Kenntnis, dass die amerikanische Regierung den 
Betrag von 11 Millionen Dollar der chinesischen Regierung be- 
dingungslos zur Verfügung stellen werde. Darauf beschloss die 
Pekirger Regierung, das Geld für die Entsendung von Studenten 
nach den Ver. Staaten ‚zur Verfügung zu halten. Als Vor- 
bereitungsanstalt wurde das Tsing-hua College in Peking ge- 
schaffen. Von dieser Anstalt gehen jährlich 60—80 Absolventen 
nach den Ver. Staaten. Ausserdem werden jährlich auf Grund - 
von „Genossenschafts-Stipendien‘ 10 Studenten und jedes zweite 
Jahr 10 Studentinnen nach einer gründlichen Vorbildung nach 
Studenten, die eine Studienbeihilfe be- 
dürfen, erhalten vom chinesischen Studienkommissar in Washing- 
ton die nötige Unterstützung. Im vergangenen Jahr waren 1600 
chinesische Studenten in Amerika. Davon wurden 329 aus dei: 
Mitteln der Boxerentschädigung unterstützt, 190 von den ver- 
schiedenen Provinzial-Regierungen und 1000 von ihren Ange- 
hörigen. Alljiährlich kehren 300-350 Graduierte nach China 
zurück. 


Die erste Entsendung von Studenten seitens der chinesischen 
Regierung nach Europa wurde vor etwa 40 Jahren vorgenom- 
men. Drei weitere Gruppen, die je 25 Studenten umifassten, 
folgten später. Der jetzige Admiral Sah-Tschen-ping sowie der 
frühere englische Sekretär Li-Hung-tschangs und spätere Ge- 
sandte in England Lo-Feng-lu waren unter den ersten nach Eng- 
land entsandten Studenten. Auf Kosten der chinesischei Re- 
gierung studieren zurzeit 190 Studenten. In den letzter Monaten 
sind eine beträchtliche Anzahl neue Studenten angekomnmıien, die 
von dem Englisch-chinesischen Freundschaftsbüro wertvolle 
Unterstützungen erhalten. Im allgemeinen scheinen die Studenten 
der Medizin besonders erfolgreich zu sein, da sie neben ihrer 
theoretischen Ausbildung auch Gelegenheit zur praktıschen 
Tätigkeit haben. Während des Krieges haben sie in den Hospitälern 
Posten aller Art bekleidet.“ Dr. Alfred Sze wies bei,lieser Ge- 
legenheit auch auf die Rockefeller-Stiftung in China hin, die 
besonders die ärztliche Ausbildung junger Chinesen fördert. Div 
Stiftung hat das Union Medical College in Peking und die Har- 
vard Medical School in Schanghai übernommen und einen 
grossen Stab von Professoren nach China gesandt. Am Schluss 
seiner Ausführungen wies Dr. Sze in grossen Zügen auf den 
grossen Einfluss hin, den die aus dem Ausland zurückgekehrten 
Studenten in dem Refiormprozess ihres Vaterlanles ausüben. 


‘ Protest gegen „Die Herrin der Welt“. D. A. I. Eine Anzalı: 
in Württemberg lebender Männer, die früher in China tätig ge- 


"wesen sind, erhebt im Anschluss an eine Warnung, die bereits 


der Generalsekretär des Verbandes für den fernen Osten, Dr. 


Max Linde, öffentlich erlassen hatte, schärfsten Protest gegen 
den Film: „Die Herrin der Welt“, der in einzelnen abendfüllen- 
den Teilen jetzt in ganz Deutschland gespielt wird. Es heisst in 
diesem Proteste, den neben dem Leiter des Tropengenesungs- 
heims in Tübingen, Professor Dr. Olpp, fast alle in Württem- 
berg zurzeit lebenden Chinadeutschen unterzeichnet haben: 
„Dieses Machwerk empfindet jeder, der nur einen Schimmer 
von Chinas Kultur und Volksleben hat, als eine einzige ab- 
geschmackte Sammlung von Verzerrungen und Vergewaltigungen 
tatsächlicher Verhältnisse. Als Männer, die in jahrelanger Be- 
rufsarbeit in China Mitarbeiter und Freunde gehabt haben, ver- 
wahren wir uns gegen die dadurclı drohende Schädigung der Be- 
ziehungen zwischen uns und dem chinesischen Volke und ver- 
langen von der Filmgesellschaft die Zurückziehung dieses üblen, 
die deutsche Wirtschaft und den deutschen Namen schädigenden 
Machwerkes.“ 


: Ostasiatenecke. |! 
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ÖOstasiaten-Abend. Am Mittwoch, den. 12. Mai, abends 
7% Uhr, fand im Bankettsaal des Restaurants Kheingold in 
Berlin die diesjährige Hauptversammlung des Verbandes für den 
Fernen Osten mit anschliessendem Ostasiaten-Abend statt. Den 
Vorsitz der Hauptversammlung führte der erste Vor- 
sitzende des Verbandes, Exzellenz von Koerner, der ın 
seinen einleitenden Worten des kürzlichen Hinscheidens von 
Exzellenz Dr. P. D. Fischer gedachte, der sich grosse Verdienste 
um die deutsche Kulturarbeit in China erworben hatte. Nach 
Erledigung der Tagesordnung hielt Herr Hauptmann Moss- 
dorf seinen Vortrag über „Die Förderung des japanischen 
Aussenhandels im Weltkriege“, der eine Fülle mit grossem 
Fleiss zusammengetragenen Materials über die gewaltige wirt- 
schaftliche Entwicklung Japans während der letzten Jahre barg. 
Der Vortragende wurde durch reichen Beifall belohnt. Der 
13. Ostasiaten-Abend erhielt eine nette Note durch die Anwesen- 
heit einer grossen Anzahl aus japanischer Gefangenschaft heim- 
gekehrter Ostasiaten, die sich dem Verband als Mitglieder an- 
geschlossen haben. 


Englische Passvisa nach Ostaslen. Einem Leser ist auf eine 
Schriftliche Anfrage von der British Passport Control Office, 
Berlin W. 10, Tiergartenstr. 17, mitgeteilt worden, dass ein 
britisches Passvisum nicht nötig ist, falls er nicht beabsichtigt, 
in britischen Häfen zu landen. 


Ausreise nach Ostasien. Ein Leser schreibt: „Unter 
den jetzigen Umständen ist es ungeheuer angenehm, nur 
mit ein paar Deutschen zusammen zu sein und nicht von 
Engländern und Amerikanern über die Schultern angesehen 
zu werden. — Die Kabinen sind gross und hübsch, die 
Betten bequem und sauber, Speisesaal sehr nett, grosses Deck, 
zutes Essen, schönes Bad, liebenswürdiger Kapitän und Offiziere, 
alles Japaner! Es ist alles so ideal, wie man es sich nur 
wünschen kann. Es gibt zwei Dampier mit drei Kabinen zu je 
zwei Betten, alles neue Schiffe‘ Die Vertreter der Nippon 
Yusen Kaisha, die PHs. Van Ommeren (Hamburg), G. m. b. H., 
Hamburg, Alsterdam 10/11, haben es ermöglicht, mit jedem 
Dampfer etwa 4-6 Herren nach Ostasien herauszubringen, die 
dort den deutschen Handel wieder aufnehmen werden. 


Warnung vor Auslandsreisen. Von zuständiger Seite wird 
mitgeteilt: In letzter Zeit häufen sich die Fälle, dass deutsche 


Staatsangehörige, darunter vielfach solche, die früher im Aus- 


lande ansässig waren, Reisen nach europäischen und ausser- 
europäischen Ländern unternehmen, ohne den gegenwärtig in- 
folge der Valutaverhältnisse ausserordentlichen Kosten des Auf- 
enthalts in diesen Ländern gewachsen zu sein. Die Folge davon 
ist, dass sie nach längerer oder kürzerer Zeit mittellos sind, der 
Armenpflege der fremden Staaten zur Last fallen und dann evtl. 
wieder nach Deutschland abgeschoben werden. Es besteht da- 
her Anlass, vor unüberlegten und finanziell nicht genügend ge- 
stützten Auslandsreisen dringend zu warnen. Es muss dringend 
empiohlen werden, sich vor Antritt einer Auslandsreise über die 
entstehenden Kosten genau zu orientieren. 
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Was muss der Auswanderer über Steuer-, Pass- und Geld- 
verhältnisse wissen? Das Reichswanderungsamt versendet 
folgendes Merkblatt: „Wer auswandern will, hat zunächst seinen 
steuerlichen Verpflichtungen nach dem Steuerfluchtgesetz nach- 
zukommen. Nach $ 4 dieses Gesetzes hat jeder Steuerpflichtige 
— und zwar auch derjenige, der kein Vermögen besitzt — 
mindestens einen Monat vor der Aufgabe des dauernden Auf- 
enthalts im Inlande dem für den Ort seines Wohnsitzes oder ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsortes zuständigen Besitzsteueramt als‘ 
Steuerbehörde von der beabsichtigten Aufgabe des Aufenthalts 
Anzeige zu erstatten und eine Erklärung über 
seine Vermögensverhältnisse beizufügen. Die 
Erklärung ist unter der Versicherung abzugeben, dass die An- 
gaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht sind. Hierauf 
teilt die Steuerbehörde dem Steuerpflichtigen mit, ob er im Hin- 
blick auf seine fortdauernde inländische Steuerpflicht eine Sicher- 
heit zu leisten hat oder nicht. Gemäss $ 20 des angegebene 
Gesetzes dürfen steuerfrei auswandern: Personen, deren Ver- 
mögen nicht 30 000 Mark übersteigt, Personen, die erst nach Be- 
endigung des Krieges mit allen Grossmächten ihren dauernden 
Aufenthalt im Inland genommen haben, schliesslich unter be- 
stimmten Bedingungen auch die Auslandsdeutschen. Als solche 
gelten nach einer Verfügung des Reichsministers der Finanzen 
auch diejenigen Personen, welche aus Anlass des Krieges aus 
den deutschen Schutzgebieten nach Deutschland zurückgekehrt 
sind und sich wieder an ihren früheren Wohnsitz oder Aufent- 
haltsort begeben wollen. Es empfiehlt sich, auf das Bestehen 
solcher Befreiungsgründe schon in der zuerst erwähnten Anzeige 
an die Steuerbehörde hinzuweisen. Aber auch diese Personen- 
gruppen sind zur Auswanderungsanzeige an das Besitzsteueramt 
unter Beifügung einer Vermögenserklärung verpflichtet. 

Auf Antrag kann Freistellung von der Fortdauer der Steuer- 
pflicht erfolgen, wenn die Auswanderung im deutschen Interesse 
liegt oder wenn die Ablehnung desAntrages eine aussergewöhnliche 
Härte darstellen würde. Die Behörden, welche hierüber zu ent- 
scheiden haben, bestimmt die Landesregierung ($ 21 des Steuer- 
fluchtgesetzes). In Preussen sind es die Bezirksausschüsse, in 
Bayern die Regierungskammern der Finanzen und des Innern, in 
Sachsen die Amtshauptmannschaften mit dem Kreisausschuss. Das 
Reichswanderungsamt ist zur gutachtlichen Mitwirkung berufen. 

Der Steuerpflichtige erhält von dem Besitzsteueramt einen 
Ausweis darüber, ob er scinen Steuerpflichten nachgekommen 
ist (Unbedenklichkeitserklärung). 

Die von nicht steuerfreien Auswanderungswilligen zu lei- 
stende Sicherheit beläuft sich auf 20 bis 50% des Vermögens 

Jeder über 12 Jahre alte Auswanderer bedarf sodann zum 
Verlassen des Reichsgebietes eines Passes und eines deutschen 
Sichtvermerks. Pass- und Sichtvermerk werden aui 
Antrag von der für den Wohnsitz des Auswanderers zuständigen 
Sichtvermerksbehörde (Polizeibehörde, Landratsamt) ausgestellt. 
Für Kinder unter 12. Jahren ist nach den deutschen Passv ır- 
schriften zum Grenzuübertritt ein von einer zur Führung eines 
Dienstsiegels befugten deutschen Behörde ausgestellter Ausweis 
über Nare, Alter und Wohnort erforderlich und ausreichend, 
(Dänemark verlangt indes auch für jedes Kind einen Pass) 
Familienpässe werden nicht erteilt. 

Die Ausstellung von Pass- und Sichtvermerk erfolgt nur, 
wenn der Reise keine gesetzlichen Hindernisse (z. B. Vorliegen 
eines Haftbefehls gegen den Gesuchsteller) entgegenstehen und 
die Reise nicht eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit bedeutet. 
Schliesslich ist zwecks Erlangung des Passes und des Sicht- 
vermerks die oben erwähnte Unbedenklichkeitserklärung der 
Steuerbehörde erforderlich. 

Für Berlin bedarf es noch einer Passvorbescheinigung des 
Polizeireviers der Wohnung. 

Ausserdem werden 2 Passbilder benötigt (nicht aufgezogene 
Aufnahmen von vorn und ohne Kopfbedeckung aus neuester Zeit). 
Gruppenbilder dürfen nicht verwandt werden, ebensowenig 
solche die bereits einen Stempelaufdruck tragen. Es ist zu emp- 
fehlen, sich für die Reise mit cinem weiteren halben Dutzend 
solcher Bilder zu versorgen. 

Der Beibringung von Bescheinigungen über das Militärver- 
hältnis des Auswandernden bedarf es gegenwärtig nicht. 
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Um ungehindert in das Land zu kommen, in das der deutsche 
Auswanderer einwandern will, muss er noch die Einwande- 
rungserlaubnis für dieses Land haben. Diese erhält er in 
der Form, dass der konsularische Vertreter des Ziellandes in 
Deutschland auf den Auslandspass sein Visum setzt. Wer also 
z. B. nach Argentinien auswandern will, muss bei dem für seinen 
Wohnsitz zuständigen argentinischen Konsul das Visum bean- 
tragen. Im allgemeinen erteilen die Konsulate, vorausgesetzt, 

-(lass überhaupt eine deutsche Einwanderung in das betreffende 
l.and zulässig ist, das Visum nur naclı Vorlegung einer polizei- 
lichen Leumundbescheinigung. Näheres darüber, sowie über 
etwaige (Gesundheitsbescheinigungen und dergl. muss auf dem 
zuständigen Konsulat erfragt werden. 

Ausser diesem Einreisesichtvermerk des Ziellandes ist ein 
Durchreisesichtvermerk jedes der in Frage kommenden Durch- 
reiseländer erforderlich. 

Bei den Ländern, welche zurzeit eine konsularische Ver- 
tretung in Deutschland noch nicht unterhalten, muss die Einreise- 
erlaubnis bei der diplomatischen Vertretung des betreffenden 
Landes im neutralen Auslande beantragt werden (z. B. für 
Brasilien, bei dem brasilianischen Konsulat in Amsterdam). Dies 
beansprucht meist lange Zeit. Es muss dringend davor gewarnt 
werden, die Reise anzutreten, ohne im Besitz der Einreise- 
erlaubnis zu sein oder sich die Gewissheit für die Erlangung der- 
selben durch Anfragen bei dem deutschen Konsulat an dem Sitz 
der in Betracht kommenden fremden Vertretung im neutralen 
Ausland verschafft zu haben. Auswanderer, die sich ohne Be- 
achtung dieser Vorsichtsmassregel und ohne erhebliche Bar- 
mittel in ein Durchreiseland (Holland, Italien) begeben, um dort 
an Ort und Stelle die Entscheidung abzuwarten, setzen sich der 
Gefahr aus, während der langen Wartezeit infolge der teuren 
Lebensverhältnisse bei dem Tiefstand der deutschen Währung 
bald durch Mittellosigkeit zur Heimkehr genötigt zu werden, So- 
fern sie nicht schon die Versagung der Einreiseerlaubnis in ihr 
Zielland dazu zwingt. 

In Form inländischer oder ausländischer Zahlungs- 
mittel dürfen an einem Kalendertage 1000 M., innerhalb eines 
Kalendermonats jedoch nicht mehr als 3000 M., von einer Person 
in das Ausland mitgenommen werden. Die Umwechslung deut- 
schen in ausländisches Geld erfolgt am besten bei einer Bank. 
Für die Verbringung grösserer Beträge ins Ausland bedarf es 
der Mitwirkung einer Bank, doch kann der Reichsminister der 
Finanzen Ausnahmen zulassen. 


Besteuerung der Auslandsdeutschen. Der und der Aus- 
landsdeutschen E. V. (Landesverband Preussen) teilt uns mit: 
„Steuerpflichtig sind sämtliche Reichsdeutsche, soweit sie ihren 
Wohnsitz im Inland haben. Bei den Auslandsdeutschen fragt 
sich also in jedem Einzelfall, ob sie ihren im Ausland gewesenen 
Wohnsitz in das Inland verlegt haben. Das ist von Fall zu Fall 
verschieden zu beurteilen. Grundsätzlich hat der Auslands- 
deutsche, welcher gezwungenermassen aus Anlass des Krieges 
nach Deutschland zurückkehrte, seinen Wohnsitz im Auslande bc- 
halten. Auch wenn der Aufenthalt in Deutschland jahrelang gc- 
dauert hat, ist ein Inlandswohnsitz nicht anzunehmen, wenn nur der 
Wille zur Rückkehr ins Ausland und die Möglichkeit dazu besteht. 

Von zwei Momenten ist also die Steuerpflicht abhängig. Der 
Auslandsdeutsche muss an denselben Auslandsort zurückkehren 
wollen. Und die Möglichkeit zu einer solchen Rückkehr muss 
grereben sein. Die Steuerbehörden haben nach dem Standpunkt 
der französischen und russischen Regierung eine demnächstige 
Rückkehr nach Frankreich und Russland für so aussichtslos gc- 
halten, dass sie nunmehr einen Woi:nsitz im Inland angenommen 
haben und die aus Russland und Frankreich Vertriebenen viel- 
fach für einkommensteuerpflichtig erklärt haben. 

Andererseits sind Auslandsdeutsche, die ihre Absicht, nach 
Brasilien, Spanien, der Türkei usw. zurückzukehren, dargetan 
haben, steuerfrei geblieben. Das erklärt sich daraus, dass die 
Steuerbehörden hier ausser dem Willen zur Rückkehr auch die 
Möglichkeit einer solchen Riückkehr bejaht haben. Dem- 
entsprechend ist von Fall zu Fail zu entscheiden. 

Die Verpflichtung zur Kommunalsteuer ist für Auslands- 
deutsche nach den allgemeiner Grundsätzen gegeben (drei- 
monatiger Aufenthalt in der Gemeinde). 


Die Steuerfreiheit vom Reichsnotopfer ist im $ 2 des Ge- 
setzes besonders geregelt. 


Anmeldung von Schadenersatz. Die Abteilung Entschädigung 
des Bundes der Auslandsdeutschen (Landesverband Preussen) 
macht darauf aufmerksam, dass in den Fragebogen folgende 
Punkte peinlichste Beachtung verdienen: 

1. Bei Eheleuten, die in Gütergemeinschaft leben, ist die Ein- 
reichung einer getrennten Anmeldung nicht zulässig, sondern 
muss in einer Gesamtanmeldung vorgenommen werden. 
Beifügung eines Ausweises über die Staatsangehörigkeit. 
Polizeiliche Beglaubigung der Unterschrift des Anmelders. 
Zur Einlage III. -— Genaue Ausführung des Schadens an 
beweglicher Habe. (Es zenügt nicht der blosse Hinweis 
auf die frühere Anmeldung beim Reichskommissar.) Es 
ist vielfach vorgekommen, dass der Schaden an beweg- 
licher Habe unter Punkt 5 — Aufwand in der Inter- 
nierung — gesetzt wurde. 

5. b) Ort und Zeit der Entstehung des Schadens, c) Ursache 
des Schadens, d) Täter (auch Behörden), e) Beweismittel. 


Das Reichsausgleichsamt ist dieser Tage offiziell ins Leben 
getreten. Bei ihm sind die Forderungen Deutscher gegen die 
Angehörigen derjenigen früheren Feindmächte anzumelden, 
welche dem Ausgleichsverfahren beigetreten sind (England, 
Frankreich, Italien, Belgien, Siam). Unter Forderungen sind alle 
vor oder während des Krieges fällig gewordenen Geldforderun- 
gen zu verstehen (im Gegensatz zu Sachwerten), an welchen ein 
Eigentumsrecht besteht oder ein Schadenersatzanspruch, 
welcher infolge Beschlagnahme oder Liquidation an dessen 
Stelle getreten ist. Zur letzteren Kategorie gehören z. B. Wert- 
papiere, welche eine feindliche Bank für ihren deutschen Kunden 
auf dessen Namen in Verwahrung hatte, während ein Guthaben 
aus feindlicher Rechnung eine Geldforderung darstellt. Die Ersatz- 
ansprüche wegen verlorener oder beschädigter Sachen werden 
bekanntlich durch den Bund der Auslandsdeutschen und die Spruch- 
kommissionen der Regierung, zunächst im Vorentschädigungsver- 
fahren, behandelt. Dagegen müssen die Geldforderungen, welche 
in dem Verfahren des Bundes nicht berücksichtigt werden 
können, wenn sie auch der Vollständigkeit halber zweckmässig 
mitangemeldet sind, nunmehr beim Reichsausgleichsamt 
in Berlin SW. Wilhelmstr. 94-96, bzw. dessen zahlreichen 
Zweigstellen im Reiche angemeldet werden. Formulare hierzu, 
die in vierfacher Ausführung ausgeführt werden müssen, werden 
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den Interessenten durch das Amt zur Verfügung gestellt. Die 
Anmeldung muss innerhalb sechs Monaten bewirkt sein. Im 
Interesse des Reiches ist es wünschenswert, besonders die 
Forderungen gegen Engländer bald anzumelden, we’lI das 


englische Ausgleichsamt seit längerer Zeit gut vorbcreitet, 
schon besonnen hat, eine grosse Zahl englischer Forderungen 
bei den Ausgleichsamt geltend zu machen und der monatliche 
Schuldsaldo nach der gegenseitigen Verrechnune in bar bezahtt 
werden muss. Auch im Ausgleichsverfahren kann dem Gläubiger 
im Falle dringenden wirtschaftlichen Bedürfnisses ein Vo’schuss 
gewährt werden. 

Lager für ziellose Heimkehrer. Wie uns von zuständiger 
Seite mitgeteilt wird, ist zur Unterbringung der aus dem Aus- 
lande heimkehrenden ziellosen Zivilgefangenen die Kolonie 
Risioh bei Munster (Lager, Provinz Hannover) eingerichtet 
worden. Es finden dort alle diejenigen Personen Aufnahme, 
deren Angehörigkeit zu einem der Gliedstaaten nicht besteht 
oder zunächst nicht festgestellt werden kann, falls sie nicht in 


der Lage sind, einen bestimmten Ort anzugeben, an dem sieihren 


Wohnsitz und eine neue Existenz zu begründen beabsichtigen. 

Günstiger Dollarkurs. Wie aus einer Anzeige unserer Zeit- 
schrift hervorgeht, berechnet Herr R. Neumann den neimge- 
kehrten Kriegsgefangenen aus Japan den mex. Dollar nur mit 
4.— Mark, was angesichts des hohen Silberstandes ein Ent 
gegenkommen ist, das mit Rücksicht auf unsere tapferen 
Tsingtau-Kämpfer nur Anerkennung verdient. 

Briefkasten. F. E. Oldenburg. Man sollte annehmen, 
dass die Bestimmungen auch auf China zutreffen, denn China 
hat den Versailler Vertrag wegen der Schantungfrage noch nicht 
unterzeichnet. 
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Adressennachweis. 


Gewünscht wird die Adresse von Frl. Buchenthaler 
(Peking). Zuschriften sind zu richten an den Kommissar des 
Roten Kreuzes, Grenzübernahmelager Wesel. 

F. W. Ritter, Berlin-Schöneberg, Grunewaldstr. 45, Gth. 
bei Frau Schillinse. 

MaxGutschke, Bank für Handel u. Industrie, Hainburg. 

P.Horion, Lehnermühle, Post Opladen (Rheinland). 

Ferdinand Heister, Hamburg 24, Mühlendamm 53. 

HugoC. A. Fromm, Hamburg 20, Geffckenstrasse 14. 

K. Böhm, Wald-Oppelsdorf b. Zittau, Landhaus Else. 
H. Möller, Berlin-Charlottenburg, Spandauer Berg 27. 
Brackenhoeit, Blankenese b. Hamburg. 
Kurt Raesfeldt, z. Zt. Arnhem (Holland), Steenstraat 1. 
Walter Strzoda, Berlin, Motzstrasse 42, hpt., links. 
Karl Kühn, Erfurt, Strassburger Str. 4. 
Hans Dalldorf, Knauthain b. Leipzig. 
Dr. Michelsen, Berlin-Schöneberg, Habsburger Str. 8. 
Alex Wehlgemuth, Berlin-Charlottenburg, Bismarck- 
strasse 8, 
N. E Böhme, i. 
Budapester Strasse 1. 
.H. Schläger. 
Honan Road, Extension. 
Otto Pegler, Berlin-Steglitz, Ringstrasse 11. hpt. Il. 
C.Michelau, i. Fa. Melchers & Co., Bremen. 
Konrad Mauerer, Cöln- Mülheim, Denk-Mülheimer 
Strasse 290. 
Max Friedrichs, 
Strasse 2d, 1. 
A.M. May, Kalgan (Nordchina). 
K.H.C. Loose, Schanghai, Haining Road 245. 
D. Karl Zimmermann, Feuerbach b. Stuttgart, 
Moltkestr. 47. 
F.E Luber, Reichsverwertungsamt, Berlin, Potsdamer 
Strasse 134, 
Albert Zeller, Wallgaı b. Mittenwald, Oberbayern. 
Hans Schaffrath, Stade, Salztor 10. 
Siemssen & Co. Hamburg, Neuer Wall 54. 
Hellmuth Ferber, Amsterdam, Prinsengracht 417-419. 
Curt von Diebitsch, Gross-Lichterfelde-West bei 
Berlin, Hu!lmannstr. 1. 
C. Nimz, Pölfins-Brunn, Steierıinark. 
G.Philipp,i.Fa.Breiding& Sohn, Soltau/Hannover. 
Heinz Arend, Hamburg, Billwärder-Neudeich 121 ]. bei 
Wilkening. 
Otto von Alemann, Eisenach, Carlstr. 32. 
Dr. Gerhard Menz, Leipzig, Dietrichsring 14, III. 
Richard Neumann, Schulzenhöhe b. Kalkberg i. d. 
Mark, Wiesenstr. 6. 
Max Eissner, Marggrabowa (Östprcussen), Seedranker 
Strasse 172. 
Botschaftsrat Dr. W. Rössler, Deutsche Botschaft, Wien. 
Baurat Linow, Elberfeld, Eisenbahndirektion. 
G. Trimborn, Berlin W. 35, Steglitzer Str. 87, II., bei 
Zimmermann. 
Pastor von Probst, Marienwalde i. d. Neumark. 
Fritz von Pilgrim, c/o Arthur Wendt-Sorms, 
03 Chapoo Road, Schanghai. 
Arthur Wendt-Sorms, 103 Chapoo Road, Schanghai. 
E.Meverlof, Lichtenrade b. Berlin, Bahnhofstr. 14. 
MaxvonArend, Hamburg-Barmbeck, Uferstr. 21. 
Rudolf Jandl, Vossloch b. Barmstedt i. Holstein. 
Wilhelm A. Schüchner, Bremen, Am Dobben 57. 
Ernst Herzfeld, Köln a. Rlıein, Maastrichter Str. 53, 1. 
Dr. Hans Neugebauer, Berlin-Zehlendorf-West, Flens- 
burger Str. 7, I, b. Zillmann. 
H. Corinth, Möbelfabrik, 
Noltkestr. 16. 
Gesandter von Buri, Seeheim a. d. Bergstrasse. 
B.Rosenbaum, Hamburg 39, Clärchenstr. 23. 


Fa. Grusser, Philipson & Co. Berlin, 


125 Hong-Shing Fang, Schanghai, North 


Berlin - Wilmersdorf, Helmstedter 


Wittenberge, Bez. Potsdam, 
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F. Kilian, p. A. Deutsch - Asiatische Bank, Hamburg, 
Schauenburger Str. 34. 

C. von Bose, Hamburg 20, Geffckenstr. 36. 

W. Lindemann, i. Fa. 'IThomas, Thomas & Co., Amster- 
dam, Prinsengraacht 417-419. 

G. Hemeling, Witsenhausen a. d. Werra, Zwiegasse 409. 

Arthur Wolf, Aachen, Aureliusstr. 5. 

KariTochtermann, Meinersen, Kr. Gifhorn-Hannover. 

H. Heinze, Senftenberg (Lausitz), Niederlausitzer Berg- 
bauverein. 

NH. W.Korten, Berlin W. 8, Unter den Linden 77. 

G. Brachmann, c/o Tai Shing, Fungyuan Taikai 77, 
Canton /China. 

W. Schröder, i. 
Schauenburger Str. 21. 

NH. Nelluer, Bremen, Schwachhauser Heerstr. 10. 

H. Reinhold, p. A. Herrn E. Knipping, Cleve/Nieder- 
rhein, Linde 46. 

H. Goetze, Reichseinfuhrstelle für Lebens- und Futter- 
mittel, Oberhausen (Rheinprovinz). 

E. Meyerhof, Lichtenrade b. Berlin, Haus Fichteneck, 
Mozartstr. 36. 

Dr. H. Krapf, Pension Staudigl, 
strasse 51. 

R. Walsemann, Cöln-Mülheim, Graf Adolistr. 77. 

F. Schaller, privat: Berlin W., Magdeburger Str. 1011, 
amtlich: Bund der Auslandsdeutschen, Abtig. S. China, Ber- 
lin W., Leipziger Str. 76, III. Hof, r. 

Karl Psolla, Gr. Stürlack i. Ostpr. 


Bücher- und Zeitschriftenschau. 
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„Wochenausgabe der Frankfurter Zeitung“, Frankfurt am 
Main, Grosse Eschenheimer Str. 31—37. 

Seit dem 1. Januar erscheint die „Wochenausgabe der Frank- 
furter Zeitung“ in veränderter Form und unter der Hauptschrift- 
leitung von Herrn Wolf von Dewall, der allen „Ostasiaten“ 
durch seine frühere Tätigkeit in China bekannt ist. Die Wochen- 
ausgabe will ihre Leser im In- und Auslande nicht nur über die 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Verhältnisse Deutsch- 
lands, sondern auch über alle übrigen Angelegenheiten von Welt- 
interesse orientieren. Wer die bisher vorliegenden 12 Nummern 
der Zeitschrift verfolgte, wird zugeben, dass ihre Redaktion es 
allwöchentlich mit grossem Geschick verstanden hat, die wichtig- 
sten Fragen auf allen Gebieten in den Spalten des Blattes zu be- 
handeln und damit ein schr zuverlässiges Bild von den nach- 
wirkenden Geschehnissen in Politik und Wirtschaft, in Wissen- 
schaft, Kunst und Technik bei uns und im Auslande zu geben. 
Der reiche Inhalt des Wochenblattes wird durch einige ständige 
Beilagen, wie das Literaturblatt, das technische Blatt und das 
Illustrierte Blatt nach verschiedenen Richtungen hin durch Wort 
und Bild ergänzt. Alles in allem bedeutet diese Zeitschrift, ein- 
schliesslich ihrer Ergänzungen, eine Wochenchronik, die in her- 
vorragendem Masse geeignet ist, insbesondere auch als Binde- 
glied zwischen Deutschland und den Deutschen im Auslande zu 
dienen. Dr. L. 


Der Neue Orient. Halbmonatsschrift für das politische, wirt- 
schaftliche und geistige Leben im gesamten Osten. Herausgeber: 
Professor Dr. Eugen Mittwoch, Berlin W. 50, Tauentzien- 
strasse 19a. 

Diese während des Krienes entstandene Zeitschrift erscheint 
bereits im dritten Jahrgange.. Wenn sie auch, was mit dem 
Gründen ihrer Entstehung zusammenhängt, dem „nahen“ Orient 
ihr ganz besonderes Interesse zuwendet, so bringt sie doch auch 
regelmässig kurze politische und wirtschaftliche Nachrichten 
über den „fernen“ Osten und daneben fast in jeder Nummer 
mehrere Aufsätze, die die ostasiatischen Verhältnisse eingehend 
behandeln. Allen an der zukünftigen Gestaltung des asiatischen 
Kontinents interessierten Kreisen kann die Zeitschrift nur 
empfohlen werden. Dr.L. 


Fa. Plambertz & Co, Hamburg, 


Darmstadt, Hermann- 
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China. 


Eisenbahnpläne in Südchina. Die Gegenregierung in Kanton 
trägt sich nach einem in Millard’s Review vom 2i. 2. 20 
veröffentlichten Bericht mit grossen Eisenbahnplänen. die sie un- 
abhängig von Peking in die Tat umsetzen will. Der bekannte 
südchinesische Führer Tsen-Tschun-hsuan, unter der Mandschu- 
Dynastie Generalgouverneur der beiden Kuang-Provinzen, ist 
zum Generaldirektor des Eisenbahnwesens der acht Südpro- 
vinzen ernannt worden. Im Verwaltungsrat für das Eiserbahn- 
wesen sitzen unter anderem die Generale Hsiung-Ke-wu und 
Yang-Schu-kan für die Provinz Setschuan, General Mo-Yung- 
hsuen und Dschang-Ging-fang für Kuangtung, General Tan-Hao- 
ınin und Li-Ging-dscheng für Kuangsi, General Tan-Yen-kai für 
Htnan, General Tang-Tschi-yao für Yünnan, General Liu-fsien- 
schi für Kueitschou, Yu-Yu-jen und Dsclhang-Fang für Schensi 
und General Ling-Pao-yi und Tschen-Kiung-min für Fukien. 
Sämtliche Generale verfügen in den acht Provinzen über un- 
umschränkte Macht und bilden eine geschlossene Front gegen 
Peking. Nach Millard's Review sollen bereits in Kanton 
Verhandlungen mit Vertretern ausländischer Unternehmungen 
zwecks Vergebung von Eisenbahnanleihen angeknüpft worden 
sein. In Peking soll über die Eisenbahnpläne des Südens #rosse 
Bestürzung herrschen. Die Pekinger Regierung lässt in amt- 
lichen und halbamtlichen Erklärungen darauf hinweisen, dass 
sie keinen Vertrag, den der Süden ohne Genehmigung der Pe- 
kinzer Zentralgewalt schliesst, anerkennen wird. Der Süden 
plant den Bau folgender Bahnen: 1. Die Kanton-Eisenbahn, die 
von der Kanton-Samshui-Bahn ihren Ausgang nimmt und über 
Wutschou und Nanking nach Kuangsi geht, wo sie an die ge- 
plante Tsintschou-Tschungkingbahn angeschlossen werden soll. 
Von der Hauptlinie gehen zwei Zweiglinien ab: 1. die Tschu- 
tschou-Tsingtschou-Bahn, deren Baugerechtsame das ameri- 
kanische Siems-Carey-Syndikat besitzt, und 2. die Schasi-Hsingi- 
Bahn, die von der Tsingtschou-Tschungking-Bahn abzweigen 
soll. Die Linie wird über Kueiyang und Tungjen in der Provinz 
Kueitschou, ferner über Tschentschou in Hunan nach Schasi in 
Hupeh geführt. 

2. Die Kanton-Hankouer Bahn. die von Kanton über Schaot- 
schou, Tschentschou und Tschangscha, Yotschou naclı Han- 
kou geht. 

3. Die Kanton-Hangtschou-Bahn über Swatou Futschou nach 
Hangtschou, der Hauptstadt der Provinz Tschekiang. 

4. Die Setschuan-Hankou-Bahn, die von Tschengtu ıhren 
Ausgangspunkt nimmt und über Kueitschou (am Yangtse) nach 
Hankou geht. Eine Zweigbahn soll von Tschengtu durch West- 
Setschuau nach Tibet geleitet werden. 

5. Die Setschuan-Sinkianger-Bahn, die durch die Provinzen 
Schensi und Kansuh nach Tehua, der Hauptstadt von Chinesisch- 
Turkestan, gehen soll. 


Es handelt sich bei diesen grosszügigen Eisenbahnplänen 
offenbar um eine Wiederbelebung der Bahnprojekte Sun-Yi- 
hsiens, der im Jahre 1912 vom damaligen Präsidenten der 
Pepublik, Yüan-Schi-Kai, das Mandat erhalten hatte, überall im 
l.ande, „vorbehaltlich der Genehmigung durch die Zentral- 
regierung”, Eisenbahnen zu bauen. Bei diesen Plänen blieb es 
aber. So wird es offenbar auch der Kantoner Regierung mit 
ihren Eisenbahnplänen gehen. Es ist kaum anzunehmen, dass 
sich ausländische Finanzkreise bereit finden werden, die Bahn- 
bunten zu finanzieren, ohne die Gewissheit zu haben, Jdass die 
Pekinzer Regierung, die die einzig anerkannte Regierung in 
China ist, die Sicherstellung der Anleihen gewährleistet. 


Das Bankwesen in Schanghai. Der Japan Advertiser 
vom 235. 3. 20 gibt einen Artikel aus der North China 
Daily News wieder, der auf die grosse Entwicklung des 
modernen Bankwesens in Schanghai hinweist. Das Pankge- 
schärt ist nicht mehr ausschliesslich in den Händen von Aus- 
lindern, sondern in den letzten Jahren sind auch eine Anzahl 
chinesischer Bankinstitute, die in modernem Sinne geleitet 
werden, anf dem I!an erschienen. Frühere Versuche der 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


Chinesen mit modernen Bankgründungen hatten sich infolge der 
banktechnischen Unerfahrenheit der Gründer und Leiter als 
Fehlschläge erwiesen. Zurzeit gibt es in Schanghai 18 aus- 
ländische, 18 chinesische und 4 chinesisch-auständische Bank- 
unternehmen. Sieben Banken sind vor kurzem eröffnet worden 
und zehn Unternehmen befinden sich im Stadium der Gründung. 
In der obigen Aufzählung sind die nach altem Muster geleiteten, 
chinesischen Banken nicht einbegriffen. _ 


Postanweisungen nach China. Wie der London and 
ChinaExpress vom 29. 4. 20 berichtet, ist ein direkter Post- 
anweisungsverkehr zwischen Grossbritannien und China ein- 
gerichtet worden. Es ist jetzt möglich, Geld nach allen Plätzen 
in China zu überweisen. Bisher wurden Postanweisungen nur 
für einige Plätze, wo sich britische oder japanische Postan- 
stalten befinden, angenommen. Zulässig sind Geldsendungen bis 
zu £ 20. Die Gebühren betragen 4 d für £ 1 oder für die Bruch- 
summe. 


Goldiunde in der Provinz Setschuan. Der in der Times 
vom 30. 4. 20 veröffentlichte Wochenbericht von Samuel 
Montagux& Co. erwähnt eine Mitteilung des North China 
Merald, wonach in der Provinz Setschuan Goldlager entdeckt 
worden sind. Der Fundort wird nicht angegeben. 


Vom Drogenhandel. Nach den Commerce Reports 
vom 25. 3. 20 führt China jährlich für etwa Golddollar 3 Mill. 
Drogen- und Heilpflanzen aus, darunter befinden sich Süssholz, 
Rhabarber, Ginseng, Kassiaöl und Anis. Die Einfuhr aus- 
ländischer Chemikalien nach China betrug im Jahre 1916 Gold- 
dollar 1,5 Millionen und erreichte 1917 2 Millionen, um 1918 
wieder auf 1,5 Millionen zurückzugehen. Kokain und Morphium 
wurden für etwa Golddollar 6 Millionen eingeführt. Schwefel 
und Soda bildeten einen Teil der Haupteinfuhr. . 


Zuckerrübenindustrie in der Mandschurei. Nach dem Jahres- 
bericht der South Manchurian Sugar Co. hat sich die 
Erzeugung von Rübenzucker im Jahre 1919 gegenüber dem Vor- 
jahr verdoppelt. Nach den Commerce Reports ist dieses 
Ergebnis hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass. die japani- 
schen Interessenten in der Mandschurei Prämien auszesetzt 
hatten, um die chinesischen Bauern zu einem vermehrten Anbau 
von Zuckerrüben zu veranlassen. Japan ist insofern auf die 
Erträge der mandschurischen Zuckerindustrie angewiesen, da 
seine eigene Produktion nur zur Hälfte ausreicht; um den Be- 
darf zu decken, und da ferner in Java ein Zuckerausfuhrverbot 
für die nächsten 6 Monate besteht. 


Aktiengesellschaften. Die Shanghai and Hongkiu 
Wharf Co. zahlt für das Jahr 1919 eine Dividende von 8% 
Taels auf jede Aktie. Der Reingewinn betrug Tis. 411 069 gegen 
174 375 inı vorigen Geschäftsjahr. 

Die Shanghai Tug and Lighter Co. zahlt als 
Schlussdividende 3 v. H. auf die Vorzugsaktien und Tis. 5 auf die 
Stammaktien. Auf den Reservefond wurden Tls. 125 000 über- 
schrieben. 

Die LaouKung Mow Cotton Mill schüttet eine Divi- 
dende von TIs. 50 auf die Aktie aus. 

Shanghai Land Investment Co. zallt 10 v. H.; 
Shanghai Hotels Ltd. $ 2 auf die Aktie 


Japan. 


Zur Aufnahme des Handels zwischen Japan und Deutsch- 
land. Der Handelssachverständige der britischen Botschaft in 
Tokio, Hugh Horne, berichtet, wie der London and China 
Telegraph vom 26. 4. 20 mitteilt, im Board oi Trade 
Journal, dass neuerdings eine bemerkenswerte Erscheinımg 
auf dem Gebiete deutsch-japanischer Geschäftsanbahnung zu 
verzeichnen ist. Eine neue Gesellschaft, genannt Tairiku 
BoyekiKabushiki Kaisha (Continental Trading 
Co. Ltd.), mit Sitz in Tokio und einer Zweigstelle in Osaka, ist 
gegründet worden. Das Kapital der Gesellschaft beträgt Yen 
Io Mill. in 200 000 Anteilen zu Yen 50, Yen 180000 sollen durch 
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die Gründer, darunter tausend Professoren, Geschäftsleute und 
Bankiers, gezeichnet sein. Die letztere Angabe scheint aber 
nicht ganz zu stimmen. Wie bekannt gegeben, sind die Ziele 
der neuen Gesellschaft folgende: 

1. Einfuhr von Chemikalien, medizinischen Präparaten und 
Instrumenten, Farben, Medizinen, Industrieerzeugnissen, Prä- 
zisionsinstrumenten, Mikroskopen, Gläsern, literarischen Er- 
scheinungen, 

2. Herstellung und Verkauf von Medizinen, Farben, Chemi 
kalien, Industrieprodukten und Maschinerien, 

3. Ausfuhr von Rohstoffen und Fabrikaten, 

4. Finanzierung, und Unterstützung einschlägiger Unter- 
nehmungen in Deutschland und Japan. 

Der Prospekt der neuen Firma soll in sehr zuversichtlichem 
Tone gehalten sein und versprechen, dass alles Nötige zur Er- 
reichung der in den: vier Punkten angegebenen Ziele getan 
werden wird. Von deutscher Seite sollen die Herren. Bart aus 
Bremen und Werner aus Sachsen, welche beide im Handel mit 
Ostasien sehr erfahren sind, gewonnen seiil, ferner hat maı: 
Japaner nach Deutschland geschickt, um Studien zu machen, 
und schliesslich will man sich die Kenntnisse der in Japan 
arbeitenden Kaufleute und Techniker zunutze machen. Von der 
Billigkeit der Arbeitskräfte und Rohstoffe in Ostasien erhofft 
man grosse Vorteile, und es wird ferner angekündigt, dass man 
die zahlreichen während der Kriegszeit gemachten deutschen 
Erfindungen und Entdeckungen nutzbringend verwerten will. 


Japanischer Fühler in Holland. Eine aus leitenden Persön- 
lichkeiten des japanischen politischen und Geschäftslebens ge- 
hildete Kornmission in Tokio hat die Leitung des holländischen 
Vereins Nederland in den Vreemde ersucht, bedeutende hollän- 
dische Regierungs- und Handelspersönlichkeiten zu veranlassen, 
im Herbst (Oktober) d. J. Japan einen Besuch abzustatten. Hier- 
durch sollten die guten Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern, die durch eine Pressekampagne im Laufe der Zeit viel 
gelitten haben, wieder hergestellt werden. Ein Zusammen- 
arbeiten Zwischen Japan und Holland sei nach Ansicht der 
Japaner nicht nur politisch, sondern auch vom wirtschaftlichen 
Standpunkt aus sehr erwünscht, zumal infolge der günstigen 
Wirtschaftslage der beiden Länder, die durch den Krieg am 
wenigsten gelitten haben. In den betreffenden holländischen 
Kreisen hat diese Einladung aber.nur sehr wenig Anklang ge- 
funden, was damit begründet wird, dass die allgemeine politische 
und wirtschaftliche Unsicherheit dieser Zeit es nicht zulässt, das 
Land für längere Zeit zu verlassen. 


Die „olfene Tür“ in Korea. Auf eine Anfrage im britischen 
Unterhause äntwortete, Jaut Londonand China Express 
vom 29. 4. 20, der: Regierungsvertreter Cecil Harmsworth, dass 
ihm bekannt sei, dass im August dieses Jahres die Freiheit 
britischer Untertanen durch gewisse offene Häfen in Korea 
Handel zu treiben, aufhören werde. Es sei nicht beabsichtigt, 
nach August irgendwelche Schritte zur weiteren Aufrecht- 
erhaltung der offenen Tür in Korea zu unternehmen, da die 
britische Regierung Japan das Recht zugestanden habe, naclı 
einem Zeitraum: von zehn Jahren, vom 29. August 1910 ah 
gerechnet, seinen Zolltarif in Korea zu revidieren. 


Reiche Reisernte. Die japanische Reisernte des Jahres 1919 
hat, aut London and China Telegraph vom 26. 4. 20, 
ein überraschend günstiges Ergebnis geliefert: 60,7 Mill. Koku 
(ein Koku = 180 Liter). Zum Vergleich werden die Ernten der 
letzten Jahre angegeben, wie folgt (in Mill. Koku): 


1918 . . . 54,7 1915 . . . 50,9 
1917 . .... 546 1914 . . . 57,0 
1916 . . . 58,4 1913 . . . 50,9 


Man sollte annehmen, dass infolge der günstigen Ernte der 
Reis billiger geworden wäre, das scheint aber nicht der Fall zu 
sein, denn bei den letzten äusserst zahlreichen Arbeiterunruhen 
in Japan spielt die Teuerung der Lebensmittel immer noch eine 
bedeutende Rolle. Im Jahre 1919 wurden, laut Japan 
Chronicle vom 19. 2. 20, aus dem Auslande eingeführt für 
Yen 162 Mill. Reis gegen Yen 90 Mill. im Jahre 1918, also für 
Yen 72 Mill. mehr. Die Preise im Monat Januar 1920 werden 
im Japan Financial and Economic Monthly für 
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Februar angegeben auf Yen 54 bis 55, und die Indexziffer betrug 
im Januar d. J. für Reis 461 gegen 348 im Januar 1919, wobei 
die Preise von Oktober 1919 als 100 angenommen sind. Unter 
diesen Umständen ist die Frage, berechtigt, ob die Angaben über 
die Rekordernte wirklich zuverlässig sind. 


Die Farbstoff-Industrie. Nach einem holländischen Konsular- 
bericht hat sich die japanische Farbstoffindustrie während des 
Krieges sehr günstig entwickelt. Zurzeit bestehen im Lande 
etwa 100 Farbstofiabriken mit einem Gesamtkapital von Yen 
20 Mill. Um den Schwierigkeiten, die nach Kriegsausbruch 
durch das Aufhören der deutschen Zufuhr auf dem Farbstofi- 
markt entstanden sind, wirksam entgegenzutreten, erliess die 
japanische Regierung zunächst für sämtliche in Japan befind- 
lichen Farbstoffvorräte ein Ausfuhrverbot. Der nächste Schriti 
der Regierung war, eine Studienkommission für die Farbstofi- 
fabrikation zu ernennen. Auf Veranlassung der bekannten 
japanischen chemischen Autorität Dr. Takamatsu hat die Regie- 
rung dann auch beschlossen, die  Kohlenteer-Destillation, die 
Fabrikation von Laugensalz, sowie die der Alizarinfarben und 
des künstlichen Indigos staatlich zu unterstützen und zu fördern. 
In 1916 wurde mit Regierungshilfe die „Nippon Dye Manu- 
facturing Co.“ mit einem Kapital von Yen 6 Mill. gegründet. 
Ausserden: haben u. a. auch die: „Mitsui-Bergbaugesellschaft“, 
die „Tokio-Gaswerke“, die „Chemische Produktengesellschait 
von Osaka“ die Farbstofiabrikation aufgenommen. 

In 1917 betrug die Gesamtproduktion des Landes 7,5 Mill. 
kin (4,5 Mill. kg), wovon 4,4 Mil. kin (2,64 Mill. kg) Schwefel- 
farben waren. Der grösste Teil der übrigen Produktion fiei 
auf Methyl und Laugensalz. Die Nippon-Gesellschaft produzierte 
auch Karbolsäure, Congorot und Methylblau. In 1918 erlebte 
die Ihdustrie einen noch bedeutenderen Aufschwung. Grosse 
Aufmerksamkeit wurde der Verbesserung der Schwefelfarben 
gewidmet, mit dem Erfolg, dass diese mit den ausländischen 
qualitativ leicht wetteifern konnten. Infolge dieser bedeuten- 
den Entwicklung der Industrie musste man sich schliesslich naclı 
ausländischen Absatzgebieten umsehen, und als solche erwiesen 
sich China und Java sehr geeignet. Besonders wurden Schwefel- 
farben und Methylviolett nach diesen Ländern ausgeführt. 

Nach dem Waffenstillstand begann die amerikanische 
Konkurrenz allmählich auf die japanische Farbstoffindustrie zu 
drücken. Von den in den ersten sechs Monaten des Jahres 1919 
in Japan eingeführten 1,2 Mill. kin Farbstoffen fielen 800 000 kin 
allein auf die Ver. Staaten. Wenn man dabei noch in Er- 
wägung zieht, dass auch mit einem baldigen Aufleben des 
deutschen Farbenimportes zu rechnen ist, so dürfte die Zukunft 
dieser Industrie Japans nicht besonders günstig erscheinen. Un- 
mittelbar nach dem Waffenstillstand wurde seitens der japani- 
schen Produzenten auf Regierungsmassnahmen in Form von 
hohen Schutzzöllen für ausländische Farbstoffe gedrungen, seit 
dem Eintreten des Friedensstandes wird der Schutz allmählich 
energischer gefordert. Jedoch scheint die Regierung mit Rück- 
sicht auf die Konsumenten hierzu nicht geneigt zu sein. 


Japanische Flugzeugankäufie in Frankreich. An der Spitze 
einer Sondermission weilt augenblicklich der japanische General 
Naxaoka in Frankreich. Er hat u. a. den Auftrag, 300 Aerop:ane 
von dem Typus Spad-Einsitzer anzukaufen, mit welchem Apparat 
Casale neulich bedeutende Höhenrekorde erreichte. Ausserdem 
sucht der General mehrere Maschinen für Schwertransporte zu 
erwerben. Der General hat seine Ansicht ausgesprochen, dass 
der nächste Krieg in der Luft entschieden werde. 


Hafenvergrösserungen in Yokohama. Die neuen grossen 
Pläne für Ausdehnungen des Hafens von Yokohama hängen zu- 
sammen mit den städtischen Verbesserungen, die ‘infolge eines 
grossen Feuers am 28. April 1919 geplant sind. Es sind damals 
mehr als 3000 Häuser abgebrannt, und bei dem Wiederaufbau 
wird die Gelegenheit benutzt, die Strassen zu verbreitern und 
iiberhaupt einen neuen Bebauungsplan in Anwending zu. bringen. 
Die Kosten dieses Werkes sollen ungefähr 1 Mill. Yen betragen. 
Gleichzeitig sind Ausdehnungen im Hafenbetriebe geplant. Man 
beabsichtigt nach London & China Telegraph vom 
15. 3. 20 neue grosse Dockeinrichtungen von 8000 Quadratfuss 
zu schaffen und die Docks für eine Tiefe von 40 Fuss anzulegen 
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Der neue Hafen soll für Schiffe von 50 000 t eingerichtet werden 
Dice Kosten werden auf Yen 14 Mill. geschätzt. Die Löschungs- 
einrichtungen sollen. vervierfacht werden, sodass die Schiffe 
mit viel grösserer Beschleunigung ihre Ladungen ans Land be- 
fördern können. 


Der Hafen von Tokio. Nach einer Meldung des London 
& China Telegraph vom 6. 4. 20 hat der Bürgermeister 
von Tokio, Vicomte Tajiri, mit anderen massgebenden Persön- 
lichkeiten Fühlung genommen und wird demnächst in der Lage 
sein, der Stadtverwaltung einen Plan für den Hafenbau von 
Tokio vorzulegen. Das Projekt soll einen Kostenaufwand von 
Yen 350 Mill. erfordern, und die grösste derartige Aufgabe in 
der ganzen Welt darstellen. Die Anlagen sollen sich vom Osten 
her bis an den Rokugo-Fluss an der Grenze gegen die Präfektur 
Kanagawa erstrecken. Der Wellenbrecher des Hafens wird. 23 
Meilen lang sein und so stark, dass er selbst Flutwellen gegen- 
über standhält. — Zur Hebung des Fremdenverkehrs in der 
Stadt Tokio wollen die Nippon Yusen Kaisha und die Toyo Kisen 
Kaisha gemeinschaftlich ein grosses modernes Hotel in der Nähe 
der Eisenbahnstation erbauen. Das Gebäude soll 1000 Gäste auf- 
nchmen können und Yen 50 Mill. kosten. 


Die Entwicklung des Hafens von Kobe. Der Hafen von 
Kobe hat während der letzten Jahre sehr bemerkenswerten Auf- 
schwung genommen. Um eine ähnliche Parallele für das An- 
wachsen eines Hafens zu finden, muss man in den Vereinigten 
Staaten suchen, wo einige der grössten Mittelpunkte des Handels 
da stehen, wo var kurzem noch Wildnis oder Wiiste war. Kobe 
wurde dem fremden Handel im Jahre 1867 geöffnet. Zu jener 
Zeit war es nichts weiter als ein Fischerdorf. Heute ist es der 
Haupthafen des Pazifik, soweit der Aussenhandel in Besra:ht 
kommt. Lieber Kobe ging 1917 allein mehr als die Hälfte der 
xcsamten Einfuhr nach Japan, und die Hälfte der ganzen Aus- 
fuhr wurde über Kobe und Osaka verschifft. In den Augen von 
zwei amerikanischen (Cieschäftsle:tten wird Kobe noch von immer 
grösserer Wichtigkeit werden. da es nicht nur der Haupthafen 
von Japan ist und dicht bei dem grossen Industriemittelpunkt 
von Osaka liegt, sondern’auch das beste Klima von allen japa- 
nischen Städten hat. Als Haten macht Kobe mit grosser 
Schnelligkeit Fortschritte. Im Jahre 1868 wurden zwei Zoll- 
stationen, vier Landungsplätze und drei Warcnschuppen gebaut; 
mehr Bauten wurden dann 1873 begonnen; der Bau von Stahl- 
piers wurde 1905 angefangen; .aber ein ausgedehnteres Pro- 
gramm, welches 11 Jahre zu sciner Vollendung brauchte, wurde 
1907 angefangen. Zur augenblicklichen Zeit kann man die Hafen- 
verbesserungen in Kobe in drei Teile teilen, das erste, zweite 
und dritte Progranım. | 

Das erste Programm ist beinahe fertiggestellt. Es hat Kobe 
mit einem östlichen Wellenbrecher von 632 Ken (3792 Fuss) ver- 
sehen, welcher, obgleich noch nicht ganz fertiggestellt, zu dem 
Punkte vorgeschritten ist, wo er ungefähr endigen soll. Die 
Arbeit am sitdlichen Wellenbrecher, der 500 Ken oder 3000 Fuss 
lang ist, machı auch gute Fortschritte. Es gibt jetzt dort vier 
Piers, an denen zusammen Platz für 19 Schiffe ist. Die Länge 
des Piers ist ungefähr 2400 Fuss und die Breite schwankt 
zwischen 480 und 540 Fuss. Die l.iegeplätze an Teilen der Nr. 1- 
und Nr. 2-Piers, die beiden auf der Ostseite, waren für Schiffe 
von Minnesota-Klasse vorgesehen, die damals die grössten 
Dampfer auf dem Pazifik waren und vorläufig auch geblieben 
sind. 36 Fuss Wasser bei Niedrigwasser ist vorgesehen worden. 
Die anderen Liegeplätze waren für Dampfer von der Grösse der 
Manchuria-Mongolia-Klasse mit 33 Fuss Wasser und für die 
l.iheria-Korea-Klasse mit 30 Fuss Wasser. 

Schuppen wurden wie folgt gebaut: Pier Nr. 1: 1260 Tsubo 
(1 Tsubo ist gleich 36 Quadratfuss) und 1092 Tsubo im Flächen- 
raum: Pier Nr. 2: vier Schuppen von 1176. 11706, 840 und 672 
Tsubo, mit Platz für noch einen weiteren Pier Nr. 3: zwei 
Schuppen von 2205 Tsubo jeder, die aber vorerst zeitweilig er- 
richtet worden sind und später durch permanente Schuppen er- 
setzt werden sollen: ein Schuppen von 672 Tsubo und mit Platz 


für einen mehr. Pier Nr. 4: sechs Schuppen von 840, 672, 672, 
840, 672, 672 Tsubo. Zwischen Pier 1 und 2 ist ein zeitweiliger 
Schuppen von 1596 Tsubo errichtet worden. Die Ausrüstung 
für das Löschen und Laden war im Juni 1919 wie folgt: fahrbare 
elektrische 1% t-Kräne neben 5 und 30 t-Handkränen. Ausser- 
dem sollen nach den Plänen noch fahrbare elektrische 3 t-Kräne 
zwischen jedem Satz von 1% t-Kränen aufgestellt werden, zu 
welchem dann noch sechs von den kleineren Kränen kommen 
sollen. Ausserdem hat man noch verschiedene kleine schwim- 
mende Kräne. Die Schienen der Kaiserlichen RFisenbahnen sind 
auf Pier 1, 2 und 4 geleitet worden und sollen jetzt auch auf 
Pier 3 geleitet werden. Man ‘glaubt, dass noch zwei weitere 
Jahre, oder bis zum Sommer 1921, vergehen werden, bis das 
erste Programm vollendet sein wird, welches ungefähr 20 Mill. 
Yen kosten wird. Davon entfallen 17 Mill. Yen auf die Errich- 
tung der Piers und 2,7 Mill. Yen auf die Wellenbrecher. Die 
ganzen Piers werden bis zur Mitte des Sommers 1919 fertig- 
gestellt. 


Unterstützung japanischer Schiffahrtsschulen. Die Nippon 
Yusen Kaisha hat, wie Japar Advertiser vom 24. 2. % 
meldet, dem Verkehrsministerium Yen 0,5 Mill. zur Unterstützung 
von Schifiahrtsschulen überreicht, und ausserdem Yen 0,3 Mill 
zur Einrichtimg einer eigenen derartigen Anstalt bestimmt. Die 
MHandelsinarineschule des Verkehrsministeriums in Tokio reicht 
offenbar nicht aus, um dem zunehimenden Bedarf an Schifis- 
offizieren und Maschinenpersonal zu genügen. | 


Zur Lage der Schiifahrt.e Wir entnehmen dem Journal 
of Commerce vom 7. 4 20: Die Kommentare im Japan 
Chronicle über die Lage der Schiffahrt scheinen eine all- 
gemeine Niedergeschlagenheit, besonders im nordamerikanischen 
Handel, anzudeuten. Dieses wird auch noch durch eine Herab- 


- setzung der Frachtraten auf nicht von der Regierung subsidierte 


Dampfer und durch die Rückgängigmachung der Charter von 57 
Schiffen. die während März und April erwartet wurde, hervor- 
gehoben. Die neue Tätigkeit der Osaka Shosen Kaisha, die ver- 
schiedene grosse Dampifer für ilıren Takoma-Hongkong-Manila- 
Dienst in Bau hat, wird mit Interesse von japan'schen Schiff- 
fahrtsinteressenten beobachtet, da im allgemeinen cine ziemlich 
pessimistische Auffassung infolge des wachsenden leeren Raum- 
gchaltes herrscht. 

Nach dem Japan Advertiser hat jene Gesellschaft be- 
schlossen, die Zweiglinie, die Japan mit den Südseeinseln ver- 
bindet, durch zweimonatliche Dienste, die beide von Yokohama 
ihren Ausgang haben sollen, zu ersetzen. Die eine dieser Linien 


geht nach dem östlichen und die andere nach dem westlichen 


Teil der Südseeinseln, die früher Deutschland gehörten und 
während des Krieges von der japanischen Marine besetzt 
wurden. Japanese American Commercial Weckly 
schreibt über eine andere FEntwicklung im transpacifischen 
Dienste, nämlich über den Entschluss der Mitsui Dairen, einen 
Dienst zwischen Japan und Seattle, der den augenblicklichen 
unregelmässigen Dienst ersetzen soll, zu unterhalten. Bis Mai 
wird die Gesellschaft alle zwei Monate ein Schiff abfertigen, um 


später dann einen regelrechten monatlichen Dienst aufzunehmen. 


Niederländisch-Indien. 


Verkauf einer Zuckerpilanzung. Nach einer Mitteilung des 
l.ondon and China Telegraph vom 6. 4. 20 ist eine 
grosse in deutschem Besitz befindliche Zuckerplantage auf Javä 
in japanische Hände übergegangen. Die Pflanzung wird mit 
cinem Kapital von Yen 20 Mill. betrieben. 


Grosse Silicafunde bei Garoet.e. Thc Dutch East 
Indian Archipelago vom 5. 4. 20 berichtet: Eine euro- 
päische Gesellschaft hat sich in Socrabaya gebildet, um die grossen 
Silicafunde, die an den Bergabhängen im Garoctdistrikt auf Java 
gemücht wurden und die auf 100 Mill. t geschätzt werden, aus- 
zubeuten. Fine Glasiabrik soll in der Nähe errichtet werden. 
Die diesbezügliche Konzessionsanfrage wird von den nieder- 
ländisch-indischen Behörden geprüft. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl,. Schriftleiter: Fritz Secker. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriit'siter Arthur Dix: 
verantwortl. Schriftleiter: Fritz 8ecker; für die Anzeigen: H. Pabst; sämtlich in Berlin. — Druck : Buchdruckerei des Deutschen Schriltenverlag: G. m.b. H., Berlin SW. 
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Wirtschaftliche Verhältnisse im heutigen Siam. 


Von Paulus Freye. 


N. 


Der Wildreichtum Siams ist bedeutend. Unter den 
Katzenarten sind der Tiger und Leopard häufig genug an- 
zutreffen. Der wilde Elefant darf nicht geschossen werden. 
Er wird jung eingefangen und leistet als Reit- und Arbeits- 
tier unschätzbare Dienste. Sehr ergiebig ist die Jagd auf 
wilde Büffel und Ochsen sowie auf Rotwild, worunter der 
heute sehr selten gewordene Schomburg-Hirsch mit seinem 
herrlichen Geweih zu nennen ist. Neben vielen Affenarten 
gibt es in Siam reiche Auswahl an Federwild, u. a. Fasanen, 
Pfauen, wilde Hühner, verschiedene Taubenarten. Schnepfen 
und Enten gibt es ausserordentlich viel. 

Das schönste in Siam ist wohl ein Ritt durch den ein- 
‚samen und doch wiederum so belebten Urwald, wenn bei 
Anbruch des Tages der Gibbon sein lauthallendes pua, pu-a, 
pu-a in immer höheren Tönen durch den Wald schallen lässt, 
und überall das Gurren der wilden Tauben, das Zwitschern 
der Vögel erklingt, und das Sonnenlicht aus vielen Millionen 
frischer Tautropfen wiederstrahlt. 

Die Berge Siams enthalten auch reiche Schätze an 
Erzen. Neben Zinn, Eisen, Kupfer, Wolfram, Blei, Silber, 
Molybdän gibt es auch Steinkohle und Braunkohle. Gold 
wurde bislang meist nur in den Flüssen gewaschen, da wirk- 
lich reichhaltige Gänge bislang nicht entdeckt wurden. Auch 
Edelsteine, Rubinen und Saphire kleinerer Art, finden 
sich, und zwar vornehmlich in Südostsiam. Petroleum 
wurde in Siam neuerdings an mehreren Stellen mit Erfolg 
angebohrt und hat sicher mehr als Ausfuhrartikel eine be- 
deutende Zukunft. 

In den zahlreichen Höhlen der Kalkgebirge Siams gibt 
es mächtige Lager von Guano, der sich während der Dauer 
von Jahrtausenden durch die darin hausenden Fledermäuse 
und Fliegenden Hunde angesammelt hat und stark salpeter- 
haltig ist. 

Leider ist bei der sehr langsamen Arbeit der siamesischen 
Landesvermessung und der Bergämter bislang noch keine 
geologische Karte Siams herausgegeben worden. Es würde 
sich aber heute schon lohnen, bisher bekannte Lager- und 
Fundstellen in einer besonderen Karte mit einer Beschreibung 
‚ der Orts- und Arbeitsverhältnisse und der in Betracht 

kommenden Abtransportlinien zu veröffentlichen. Trotz der 


ı vorhandenen grossen Erz- und Kohlenlager ist bisher im 


Bergbau eigentlich nur in der Malayischen Halbinsel be- 
deutendes geleistet, da von dort viel Zinn und neuerdings 
auch Wolfram ausgeführt wird. Neben dem Grubenbetrieb, 
der vielfach in chinesischen Händen ist, wird von 
europäischen Gesellschaften auch durch Baggerarbeit in den 
Meeresbuchten, z. B. bei Puket und Trang viel Zinn 


produziert. 


Nach letzten Nachrichten bewerben sich die Japaner, 
welche systematisch mit einem ganzen Stabe von Prospektoren 
arbeiten, erfolgreich um Bergwerkskonzessionen 
in Siam. Vorschriften und Bedingungen zur Erlangung von 
Schürferlaubnis und DBergwerkskonzessionen (Mining- 
Regulations) sind vom „Royal Departement of Mining and 
Geology“ zu Bangkok erhältlich. Eine gewöhnliche Schürf- 
lizenz (Ordinary Prospecting License) gibt das Recht zu 
Schürfungen auf Brachland innerhalb eines darin festgelegten 
Bezirks. Eine „Exclusive Prospecting License“ erteilt dem 
Inhaber das alleinige Recht des Schürfens auf einer genau be- 
erenzteri Fläche, die jedoch nicht mehr als 450 Hektar um- 
fassen darf. Bergwerkskonzessionen werden bis zu 
25 jähriger Dauer ausgegeben und können dann verlängert 
werden. 

Zwei Faktoren bilden noch ein grosses Hemmnis der 
Entwicklung des Bergbaus, und zwar I. die Schwierigkeiten 
des Abtransportes und 2. die hohen Löhne und das gänzliche 
Fehlen wirksamer Arbeitsgesetze. Bezüglich des Abtrans- 
portes muss nunmehr nach Vollendung der Hauptbahnlinien 
eine bedeutende Verbesserung eintreten, da ja Bergwerks- 
gesellschaften je nach Bedarf Anschlussgleise mit Normal- 
spur oder Kleinspur in Verbindung mit der Hauptbahn an- 
legen können. Gegenwärtig sind die Wasserstrassen, ab- 
geschen vom Mittel- und Unterlaufe des Menam-Chowphya 
und dem sich daran anschliessenden Kanalnetze Niedersiams 
nur während der Hochwasserzeit und streckenweise gar 
nicht oder nur unter grössten Schwierigkeiten befahrbar, so 
dass sie als dauernde Abtransportlinien zum Teil nicht in 
Betracht kommen. Jedoch gedenkt auch in dieser Beziehung 
die Regierung durch Flussregulierungen Abhilfe zu schaffen. 
Der gewaltige Mekhongfluss im Osten an der indo-chine- 


“ sichen Grenze ist nur auf den Strecken zwischen den Wasser- 
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‚fällen befahrbar, die Fälle selbst sind aber sogar zur Hoch- 
wasserzeit zu kolossal, um von Flussfahrzeugen überwunden 
zu werden. Die von Franzosen dort versuchte Flösserei, 
musste man aufgeben, da die Baumstämme bei dem Schuss 
durch die Fälle zum grossen Teil zersplittert wurden. Vor 
einigen Jahren veröffentlichte das bekannte, französische 
Blatt „Depeche Colonial“ ein sehr interessantes Projekt 
über die Umwandlung der Wasserkräfte des Mekhong in 
elektrische Energie für den Betrieb einer Bahn im Tale des 
Mekhong von Saigon hinauf bis nach Südchina. 

Das siamesischa Kanalamt arbeitet gegenwärtig am 
Bau des grossen Stauwerks und der Irrigations- und Schiff- 
fahrtskanäle im Talbecken des mittleren und unteren Menam- 
Chowphya, wodurch die Reisernte Siams in wenigen Jahren 
mehr als verdoppelt. werden soll. Gegenwärtig exportiert 
Siam mehr als 1 Million Tonnen Reis jährlich. Nach Fertig- 
stellung des neuen Irrigationsnetzes wird es aber Birma 
übertreffen und somit zum Hauptreisexportland der Welt 
werden. 

‚Siam ist ein überaus fruchtbares Land. Der Boden- 
ertrag ist so reich, dass man, abgesehen von der Haupt- und 
Hafenstadt Bangkok, sehr selten Bettler im Lande antrifft 
Solches fällt auch hauptsächlich Besuchern auf, die vorher 
das in vielen Büchern so hoch gepriesene Vorderindien be- 
reist haben, dessen oft fürchterlich schmutzige und überfüllte 
Ortschaften, vornehmlich aber in den Gebieten des unwirt- 
lichen Dekkan, von halbverhungerten Bettlern wimmeln. 

Der Siamese ist sehr rein und badet oft zweimal täglich. 
‚Seit Jahrhunderten als vorherrschendes Volk in Hinterindien 
ansässig, haben die Siamesen einen gerade in diesen Zeiten 
unangebrachten Herrenstolz entwickelt und sind zu schweren 
Arbeiten nicht zu gebrauchen. Ihnen genügt die Bestellung 
ihrer eigenen Aecker und Gärten, die durch die gegenseitige 
Hilfe des Sinppen- und Verwandtenwesens ziemlich leicht zu 
bewältigen ist. Sie bebauen auch nicht mehr Land, als sie 
zu ihrem Lebensunterhalt und zur Verwirklichung kleiner 
Annehmlichkeiten des Lebens, Familienfeste, Tempelfeiern, 
Glücksspielen nötig haben. Zur Bearbeitung grösserer 
Flächen werden durchweg Laoten herangezogen, die man für 
je eine Landwirtschaftssaison gegen nicht allzu hohen Lohn 
mieten kann. 
Arbeitsmethoden mit Laoten ihre Schwierigkeiten haben und 
würden daher stets gezwungen sein, Leute im Tagelohn an- 
zuwerben. Hier aber liegt der Hauptgrund aller Hemmnisse, 
die der Gründung europäischer Plantagen in 
Siam sich entgegenstellen, denn die Tagelohnsätze sind den 
Verhältnissen nach ausserordentlich hoch. Während man in 
Indien für 8 bis 15 Rupies einen guten Arbeiter für den 
ganzen Monat erhält, bezahlt man in Siam 24 bis 45 Rupies 
monatlich (1 Tikal gegenwärtig etwa gleich 1 Rupie ge- 
rechnet). Diese Lohnsätze gelten sowohl für den Ackerbau, 
die Waldwirtschaft, den Bergbau als überhaupt für alle Be- 
triebe Siams. Das Schuldsklaventum ist durch Dekret noch 
zu Lebzeiten des Königs Chulalongkorn abgeschaftt. Dafür 
wurde dann aber als Ersatz das Schuldarbeitergesetz ein- 
geführt, nach welchem der Schuldner verpflichtet ist, eine 
entliehene Summe bei freier Kost und freiem Quartier durch 
monatliche Abzüge von 4 Tikal abzuarbeiten. Dieses Gesetz 
ist aber schr problematisch, denn es stellt dem Schuldner frei, 
die Arbeit jederzeit einzustellen, und er kann dann durch die 
Behörde nicht zur Arbeit gezwungen werden. Dicse Art der 
Arbeitsverträge kommt also für europäische Betriebe nicht 
in Betracht. In vielen Fällen kann man natürlich billiger im 


Europäische Pflanzer würden aber bei solchen: 


Kontrakt arbeiten lassen. So z. B. bei Ausgrabung von 
Kanälen, Planierung von Grundstücken, Ausrodung von 
Wald. Für einfaches Abholzen und Abbrennen wird in Süd- 
siam 5—8 Tikal (13 Tikal ist 1 £) und für Abholzen und 
völlige Entfernung der Baumwurzeln etwa 40-60 Tikal für 
l Rai oder eine Fläche von 40 X 40 — 1600 qm bezahlt. 

Im Baubetrieb und in der Industrie verwendet man als 
technische Arbeiter und als Handwerker überall Chinesen, 
deren Tagelohn durchweg 11% Tikal übersteigt. 

Wenn erst vernünftige Gesetze über das Verhältnis des 
Arbeitgebers zum Arbeitnehmer erlassen sind, dann wird 
auch in Bälde europäische Tropenkultur und Industrie in 
grösserem Umfang betrieben werden können. Gegenwärtig 
gibt es nur in den siamesischen Gebieten der Malayischen 
Halbinsel europäische Gummi- und Kokusplantagen, die dort 
mit grossem Gewinn arbeiten. Abgesehen von den vielen 
Reismühlen und Sägewerken gibt es in Siam zurzeit noch 
wenig industrielle Unternehmungen. Die 
Fabrikation von alkoholischen Getränken und die Zu- 
bereitung des Opiums sind gegenwärtig Monopol der Regie- 
rung. In der Hafenstadt Bangkok bestehen natürlich Docks 
und Werften für die Reparatur und den Bau von Schiffen, 
Motorbooten und anderen Fahrzeugen, dann Sodawasser- 
und Eisfabriken mit Kühlanlagen. Während des Krieges 
wurde mit grossem Erfolg eine Zementfabrik bei Bangkok 
gegründet, die der Gesellschaft grossen Verdienst einbringt. 
Auch beginnt man jetzt mit der Gründung von’ Lederfabriken, 
die bei dem großen Reichtum an Rohleder in Siam sicherlich 
mit gutem Gewinn arbeiten werden. Rentieren würde sich 
ganz bestimmt auch eine Papierfabrik, da Rohprodukte in 
grossen Mengen am Ort zu haben sind. 

Vor einigen Jahrhunderten stand in Siam die Seiden- 
kultur und Seidenweberei in Blüte. Die siamesische Regie- 
rung hat seit dem Jahre 1904 mit grossem Geldaufwand und 
starken Anstrengungen Versuche gemacht, die Seidenkultur 
und -weberei wieder zu heben. Die Erfolge sind aber, trotz- 
dem zeitweilig japanische Sachverständige angestellt wurden, 
recht mässig gewesen. Tatsache ist, dass siamesische Roh- 
seide auf mehreren Weltausstellungen allerhöchste Preise er- 
zielte. Mit dem durch die Regierung neu eingeführten Web- 
stuhl aus Japan kann man in ein bis zwei Tagen ein seidenes 
Beintuch (Panung) weben, während man mit dem alten 
siamesischen Stuhl etwa eine Woche dazu braucht. Die Be- 
völkerung hält aber krampfhaft an den alten Einrichtungen 
und Gebräuchen fest. Sie zieht den alten Webstuhl und den 
alten Pflug einem modernen Webstuhl und einem europäischen 
Pflug vor. Sie sträubt sich gegen jedwede Neuerungen in 
der Landwirtschaft, und alle Versuche zur Ein- 
führung von landwirtschaftlichen Maschinen, Motor- und 
Dampfpflügen sind mit wenigen Ausnahmen bislang kläglich 
gescheitert. Vielfach haben sich ja auch die siamesischen 
Methoden besonders in der Reiswirtschaft, dem bedeutend- 
sten Zweige des siamesischen Ackerbaues, ganz vorzüglich 
bewährt. Die Reiskultur und Mühlenwirtschaft Siams sowie 
der Reisexport ähneln den Betrieben und Methoden anderer 
asiatischer Reisländer, und es soll daher von einer genaueren 
Beschreibung hier Abstand genommen werden. 

Erwähnenswert sind noch Baumwolle, Tabak, Zucker, 
Kaffee, Pfeffer, Mais, die sämtlich in Siam ganz vorzüglich 
gedeihen und noch Mitte des vorigen Jahrhunderts zu den 
Hauptausfuhrerzeugnissen gehörten. Die Baumwoll- und 
Tabakkultur ist neuerdings auf energisches Betreiben der 
Regierung wieder stark im Aufblühen begriften. 


Me re 


Japans volkswirtschaftliche Zukunft. 


(Von unserem Sonderberichterstatter.) 
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Tokio, Ende März. 

Dass Japan nicht alle Erfolge, die ihm die Kriegskon- 
junktur in den Schoss geworfen hat, beibehalten konnte, ver- 
stand sich von selbst. Der Rückschlag ist denn auch prompt 
eingetreten. Die amerikanischen Bestellungen gehen zurück, 
die Engländer beanspruchen ihre alten Märkte wieder, die 
Chinesen sind ungebärdiger denn je, und das Vordringen in 
Südamerika ist doch recht unbedeutend. Die Passivität der 
Handelsbilanz steigt in erschreckender Weise zum Vorteil der 
Alliierten, die während des Krieges ein Absatzgebiet nach 
dem anderen an Japan übergehen sahen. Die japanische 
Presse ist voll von Betrachtungen über diese beunruhigende 
Erscheinung. In seiner Märznummer stellt das Handelsblatt 
Chugai Keizai einmal alles zusammen, was die Sorge 
und die Hoffnung für und gegen die Aussichten der japani- 
schen Industrie und des japanischen Handels vorbringen 
können. Allerdings lässt das Blatt von vornherein kaum 
einen Zweifel, dass es auf der pessimistischen Seite steht. 
Die Kluft zwischen reich und arm, lesen wir da, ist tiefer 
denn je, der Kampf zwischen Kapital und Arbeit wird täglich 
schärfer, die hohen Kosten der Lebenshaltung steigern die 
Not der mittleren und unteren Klassen; wir möchten die 
Optimisten fragen, woher sie den Mut zu ihrer Auffassung 
nehmen? Gleichwohl bemüht sich die Zeitung, auch die 
optimistischen Ansichten klar und übersichtlich darzustellen. 


OptimistischeAÄnsichten. 


Sie begründen sich auf folgende Punkte: 

l. Japan kann seine überlegene industrielle und Han- 
delsposition noch mehrere Jahre aufrecht erhalten. Es liegt 
auf der Hand, dass die kriegführenden Länder in Europa 
nicht allein unter den Wirkungen des Krieges schwer gelitten 
haben, sondern dass ihre Bevölkerung noch für manches Jahr 
eine schwere Steuerlast auf sich nehmen muss. Hierdurch 
wird unvermeidlich die Produktion verteuert und die wirt- 
schaftliche Wiederherstellung verzögert. Zugegeben, dass 
auch in Japan die hohen Kosten des Lebensunterhalts die 
Produktion beeinträchtigen, so handelt es sich doch für Japan 
aur um ein vorübergehendes Problem, und wenn die wirt- 
schaftliche Lage vor weiteren Schlägen, wie der Krieg einer 
war, bewahrt bleibt, so werden die Schwierigkeiten im natür- 
lichen Lauf der Zeit behoben sein, falls nicht die Regierung 
in ihrer Wirtschaftspolitik Fehler macht. 

2. Die industrielle Kraft und Leistungsfähigkeit haben 
in Japan während des Krieges beträchtliche Fortschritte ge- 
macht. Die industrielle Entwicklung Japans während der 
fünf Kriegsjahre ist ausserordentlich bemerkenswert, man 
kann häufig sagen hören, dass die Japaner, wenn sie sich 
weiter so Mühe geben, ihr Terrain gegen fremden Wett- 
bewerb behaupten werden, und dass die japanische Industrie 
auf gleiche Stufe mit den älteren Industrieländern der Welt 
treten wird. 

3. Die Lage des Aussenhandels ist nicht ungünstig. Ob- 
wohl der teure Lebensunterhalt die Produktion von Aus- 
fuhrgütern verteuert, so ist das Ergebnis doch nicht so ge- 
fährlich, dass es die Grundlagen des japanischen Aussen- 
handels erschüttern könnte. Es ist wahr, dass in den letzten 
Monaten mehr eingeführt als ausgeführt wurde, aber die 
Haupteinfuhrgüter sind Rohbaumwolle, Wolle und Ma- 
Schinen, Güter, welche der Weiterentwicklung der japani- 
schen Industrie dienen, und die nach ihrer Verarbeitung ver- 
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edelt wieder ausgeführt werden. Unter diesen Umständen 
ist von dem Anwachsen der Einfuhr augenblicklich nichts zu 
befürchten. 

4. Die Stellung, die der japanische Handel während des 
Krieges erworben hat, ist überaus stark. Japan dehnte das 
Absatzgebiet für seine Waren in erster Linie im Osten 
und nach der Südsee aus, während Amerika seinen Europa- 
handel forcierttee Amerika kaufte von Japan, was es für 
diesen Europahandel selbst nicht hatte, und dieser Zustand 
besteht auch jetzt noch bis zum gewissen Grade. Die japa- 
nische Handelsstellung ist überaus stark und lässt sich nicht 
leicht unterminieren. 

5. Der gute Stand der Landwirtschaft ist ein weiterer 
günstiger Faktor. Die Knappheit an Futtermitteln ist ein 
Weltproblem. Jahre werden vergehen, bevor Rußland und 
Deutschland auf ihren früheren Produktionsstand zurück- 
kommen. Dieser Zustand wird den Bedarf an Reis in 
Europa ständig steigern, und es ist daher nicht einzusehen, 
weshalb für die Zukunft ein Fallen der Reispreise zu be- 
fürchten wäre Solange der hohe Reispreis und Seiden- 
preis sich halten, wird Japan florieren, da die landwirtschaft- 
liche Bevölkerung 60 %, der Gesamtbevölkerung ausmacht. ' 
Die letztjährige Reisernte betrug annähernd 60 Millionen 
Koku, und diese enorme Menge bildet bei dem augenblick- 
lichen hohen Preis eine achtunggebietende Macht und Ge- 
währ für die Wohlfahrt des Landes. Als besonderes Zeichen 
der Zeit sei erwähnt, dass eine grosse Anzahl der teuren 
Anteilscheine der Banken von Tokio im Umsehen auf dem 
Lande untergebracht waren,. so dass 60 %. dieser Anteil- 
scheine jetzt in der Hand der ländlichen Bevölkerung sich be- 
finden. 

Pessimistische Ansichten. 
Sie gründen sich auf folgende Punkte: 
l. Japan hat die im Kriege gewonnene Handelsposition 
bereits wieder verloren, oder ist im Begriff, sie zu verlieren. 
Es ist nicht zu leugnen, dass die Einfuhr die Ausfuhr stark 
überschreitet. Mehr noch, der Kampf zwischen Kapital und 
Arbeit wird ständig schärfer, und niemand weiss, was die 
nächsten zwölf Monate in dieser Hinsicht bringen werden. 
Obwohl die japanischen Arbeiter höhere Löhne und kürzere 
Arbeitszeit als’ die amerikanischen und europäischen Ge- _ 
nossen fordern, ist ihre Leistungsfähigkeit weit unter der der 
weissen Arbeiter. Infolgedessen wird bei weiterer Bewilli- 
gung der Arbeiterforderungen die japanische Ware infolge 
ihres hohen Preises vom Markt verschwinden, wenn nicht 
schon infolge ihrer schlechten Beschaffenheit und des Nieder- 
gangs im Ausfuhrhandel. 
2. Amerika ist Japans Handelsgegner im Osten. Wir 
stossen. auf zunehmende Hindernisse, unsere Erzeugnisse 
nach Europa und Amerika einzuführen, wir beschränken uns 
darauf, unseren Handel im Osten auszudehnen. Verkehrt 
ist es jedoch, den Osten als spezielle Domäne Japans zu be- 
trachten, im Gegenteil: die Missstimmung in China gegen 
Japan und die Boykottbewegung gibt den Amerikanern eine 
ausgezeichnete Gelegenheit, ihren Handel in China auszu- 
breiten. 
3. Es entstehen zu viel Schwindelgesellschaften. Nichts 
kann für unsere wirtschaftliche Lage schädlicher sein als dies. 
Die meisten von ihnen arbeiten ohne bestimmtes Ziel aufs 
Geratewohl. In der Tat sind es eitle Luftschlösser, was sie 
als ihre Ziele aufführen. Es ist mehr als wahrscheinlich, 
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dass mit der Zeit, wenn diese Kreise ‚dem Ueberwiegen der | Schwindelgesellschaften für übertrieben halten, so geht doch 
Einfuhr über die Ausfuhr immer mehr Vorschub geleistet | die Ansicht weiter Kreise dahin, dass diese Gesellschaften 
haben werden, die Warenpreise als Ergebnis der Ueber- | eine schwere Störung bedeuten, und dass grösste Vorsicht 


nur die reichen Besitzer, die Vorteil aus den Preisen ziehen, 


dem Schluss, dass infolgedessen die Produktion sich mehr 


flutung durch die Konkurrenz fallen werden, ein allgemeiner | geboten ist. Japan hat durch das Auftauchen einer grossen 2 
Geschäftsniedergang muss dann folgen. Der Markt wird | Anzahl von Schwindelgesellschaften nach dem russisch-japa- a 
überfüllt werden mit Fertigwaren, und infolge der Ueber- | nischen Krieg schwer gelitten, und eine Wiederholung diees 
produktion werden viele der neuen Gesellschaften zusammen- | Vorgans ist nicht unwahrscheinlich, wenn der Sache freier käl 
brechen. Lauf gelassen wird. Viele sind der Ansicht, dass, solange 1 

4. Der Lebensunterhalt ist teuer, soziale und politische | die Landwirtschaft, 60 % der Bevölkerung, floriert, eine N" 
Revolution droht. Gentaro, Shimura und andere Publizisten | Gefahr für die Wirtschaft nicht besteht. Das ist jedoch Un :? 
sind der Ansicht, dass das ausserordentliche Ansteigen der | Sinn, denn es ist damit nicht gesagt, dass, solange 60 % ds 
Preise die Existenz der Mehrheit des Volkes ernsthaft be- | Volkes dick und fett werden, die übrigen 40 %,. ruhig darben % 
droht. ‘Die hohen Reis- und Seidenpreise haben die land- | und hungern können. Der Direktor der Fuji Gassed Spinning * 
wirtschaftlichen Kreise enorm bereichert, jedoch für das | Co. klagt, dass das Landvolk kräftig spekuliere, wozu die 
ganze Land wäre es besser, sie wären nicht da. Es sind auch | vielen neuen Gesellschaften den Anreiz böten; er kommt zu 


während die Pächter, die den Hauptteil der Landbevölke- 
rung ausmachen, unter den hohen Preisen mehr leiden als 
sie Vorteil davon haben. Ohne eine erhebliche Herabsetzung 
der Preise wird eine soziale oder politische Revolution nicht 
zu vermeiden sein. 


Bemerkungen zu den optimistischen und 
pessimistischen Ansichten. 


Die Frage ist: darf Japan seinen wirtschaftlichen Gang 
wie bisher weitergehen, oder ist es notwendig, Halt zu 
machen, um schadhafte Stellen in dem Wirtschaftskleide aus- 
zubessern? Wenn auch einige Stimmen die Klagen über die 


und mehr verteuere und der Handel gelähmt werde. Um das 
Spekulationsfieber einzudämmen, hat die Regierung in den 
letzten 6 Monaten mehrmals den Zinsfuss der Bank von 
Japan hinaufgesetzt, mit dem Ergebnis, dass der Geldmarkt 
steif wurde und Geld nur noch unter schweren Bedingungen 
erhältlich wurde. Sicherlich ist es notwendig, den Zinsfuss 
heraufzusetzen, um die Warenpreise zu drücken, aber die 
plötzliche Verhärtung des Geldmarktes wird die Aktionäre 
der neuen Gesellschaften in grosse Ungelegenheit bringen, 
wenn ihnen von den Banken die Erleichterungen verweigert 
werden, wenn sie diese nötig haben. Kurzum, man kann 
gar nicht schwarz genug sehen. 


Stimmen der Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses. 


Das im Jahre 1902 abgeschlossene englisch-japanische 
Bündnis, das zuletzt im Jahre 1911 erneuert worden war, 
soll, nach übereinstimmenden Pressemeldungen, vom Juli d. J. 
ab auf weitere sieben Jahre verlängert werden. Zu der Frage 
hat in den letzten Wochen die englische, amerikanische und 
japanische Presse wiederholt Stellung genommen. Wir geben 
nachstehend einer Anzahl Auffassungen Raum. 

In der PallMall Gazette schreibt der australische 

. Ministerpräsident John Hughes: „Dass Japan eine Er- 
neuerung des Vertrages betreibt, ist ein Öffentliches Geheim- 
nis. Japan muss sich aber über folgende Punkte im Klaren 
sein: I. Wie ist die gegenwärtige Lage betreffs der Zurück- 
ziehung der japanischen Truppen an der Schantungbahn 
und der Rückgabe Tsingtaus an China? Japans kürzliche 
Unternehmungen in Sibirien und der Nordmanaschurei, und 
die Uebernahme der Kontrolle über verschiedene Plätze der 
Ostchinesischen Bahn haben in China viel Unwiilen hervor- 
gerufen. Wie auch die britische öffentliche Meinung über die 
japanische Tätigkeit in Gebieten, die vom Stillen Ozean be- 
spült werden, urteilen mag, die Australier sind überzeugt, dass 
sich Japan nur von einem Gedanken leiten lässt: der japa- 
nischen Vorherrschaft im Osten. 2. Ein anderer Punkt, der 
von Japan geklärt werden muss, ist die Frage seiner Inter- 
essensphären. Als es durch den Geheimvertrag mit Grossbri- 
-tannien vom Jahre 1917 in den Besitz der Marschallinseln 
und Karolinen gelangte (wodurch es seine Grenze im Pacihic 
dreitausend Meilen südlich bis zum Aequator vorschob) wurde 
seine Interessensphäre im nördlichen Teil des Stillen Ozeans 
klar umrissen. Will Japan seinen Einfluss auf jene Ge- 
wässer beschränken? Wenn ja, warum ergiesst sich sein 
Auswandererstrom nach den Loyalty und Marquesas Inseln 
und den Neuen Hebriden, Australiens Schutzwehren kaum 
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1,300 Meilen vor Sydney? 3. Ist Japan bereit, eine förm- 
liche Politik eines Weissen Australiens anzuerkennen? Von 
dieser Antwort sollte die Erneuerung des englisch-japanischen 
Bündnisses abhängig gemacht werden. Ein im Stillen Ozean 
unter der Führung des Völkerbundes interessiertes Konzert 
der Mächte ist m. E. eine weit befriedigendere Lösung des 
pazifischen Problems als eine Erneuerung des bestehenden 
englisch-japanischen Vertrages, denn es würde viel wahr- 
re zu einem dauernden Frieden im Stillen Ozean 
ühren.“ 


DieMorningPostvom8. 5. lässt sich aus Tokio be- 


‚richten: „Es scheint in Japan die Ansicht zu herrschen, daß 


sich die ursprüngliche Grundlage des Bündnisses während 
des Krieges verändert hat, und dass die Erneuerung auf einer 
neuen Basis erfolgen muss, obgleich der eigentliche Zweck — 
der gegenseitige Schutz der britischen und japanischen Inter- 
essen in Ostasien — der gleiche bleibt. In japanischen Augen 
war die Alliance ursprünglich als ein Gegengewicht gegen 
Russland gedacht, dessen sich immer weiter ausbreitender 
Einfluss Indien auf der einen und China auf der anderen Seite 
bedrohte. Der andere Teil des Vertrages, durch welchen 
Grossbritannien und Japan sich gegenseitig verpflichteten, 
die Integrität Chinas zu wahren und die „offene Tür“ für den 
Handel aller Nationen zu gewährleisten, wurde von Japan 
nicht so sehr geschätzt, weil er dazu beitrug, seine Freiheit 
des Handelns in China zu beschränken, eine Unbequemlichkeit 
weiche sich besonders zu der Zeit fühlbar machte, wo 
es in Peking die bekannten 21 Forderungen vorlegte. 

Japan ist der Ansicht, dass es seine Verpflichtungen be 
züglich des Bündnisses getreu erfüllt hat, obwohl seine 
jüngste Politik in China eine sehr ungleiche Stellung 
zwischen ihm und Grossbritannien in jenem Lande geschafien 


0,» 
ru a a FE 


2 
Du a 
ii. 


hat. Japans zunehmende und fast herausfordernde Betonung 
seiner besonderen Interessen in China hat in keinem geringen 
Grade Argwohn nicht nur in England, sondern auch in den 
Ver. Staaten erregt. Aber auch auf japanischer Seite spielt 
das Misstrauen eine grosse Rolle, so dass jedes Anzeichen in 
England und den Ver. Staaten, welches die japanische Ver- 
mutung bezüglich geistiger Vorbehalte hinsichtlich des Bünd- 
nisses in England und Amerika zu bestätigen scheint, von der 
japanischen Presse begierig aufgegriffen wird. Der Plan des 
Admiral Jellicoe, eine starke Flottenbasis in Singapore in 
Zusammenhang mit einer bedeutend verstärkten australischen 
Flotte zu schaffen, sowie die starke Vermehrung der amerika- 
nischen Seestreitkräfte im Stillen Ozean, wirdin Japan als ein 
Anzeichen dafür angesehen, dass die englisch sprechenden 
Nationen nicht länger mit dem japanischen Schutz für den 
pazilischen Ozean rechnen. Die anglo-amerikanischen Be- 
ziehungen tragen ferner dazu bei, Japans Argwohn bezüg- 
lich des britischen Misstrauens ihm selbst gegenüber zu ver- 
stärken. Allgemein wird jetzt in Japan angenommen, dass 
man in Zukunft ebenso wie jetzt im Kriege auf ein Zu- 
sammenwirken Englands und Amerikas in allen Notlagen 
rechnen muss. Da die amerikanische Politik in Ostasien von 
Japan als im Gegensatz zu seiner eigenen angesehen wird, 
so ist es für Japan schwer zu verstehen, dass England irgend- 
ein Abkommen schliessen wird, welches darauf berechnet ist, 
die öffentliche Meinung in den Ver. Staaten zu verstimmen. 
Falls aber die Erneuerung der anglo-japanischen Alliance 
nicht die amerikanische Politik im Stillen Ozean, und ganz 
besonders in China, behindern darf, wird es für Japan 
schwer sein, in dem Bündnis grosse Vorteile zu erblicken. 
Und dennoch führen Erwägungen zu der Annahme, dass 
Japan eine Erneuerung des Bündnisses wünscht, selbst wenn 
damit nur die Ehre verknüpft ist, mit einer so grossen Macht 
wie Großbritannien verbündet zu sein. Bisher hat Japan 
sich darauf berufen, daß alle seine diplomatischen Be- 
ziehungen mit anderen Ländern auf dem Bündnis mit Groß- 
britannien basieren. Die in Japan oft gehörte Versicherung, 
daß es einzig und allein diese Alliance war, welche Japan 
auf die Seite Englands im Kriege treten ließ, mag einigen 
etwas stark erscheinen, angesichts der Tatsache, daß jede 
andere Haltung Japan zu einem zweiten Deutschland mit 
dem gleichen Schicksal gemacht hätte. Japan muß mit den 
englisch sprechenden Nationen stehen oder fallen; es weiß 
dies, obwohl es dies nicht immer bereitwillig zugibt. Jeder 
einsichtige Japaner weiß, daß der schnelle Aufstieg des 
Reiches in den letzten 50 Jahren ohne die Freundschaft Eng- 
lands und Amerikas nicht möglich gewesen wäre. Schon 
dieser Umstand läßt es schwer verstehen, warum Japans An- 
tlnahme am Kriege auf seiten Englands irgendein Opfer 
bedeuten sollte. Japan ging aus dem Kriege mit etwa dem 
sechsfachen Betrage seines nationalen Geldbestandes vor 
dem Kriege hervor, von der Vermehrung seiner Handels- 
fiotte gar nicht zu reden. Es hat ferner an Einfluß in China 
und der Südsee gewonnen, während seine Aussichten in 
Sibirien wachsen. Einige befürchten zwar, daß jetzt, wo der 
Krieg vorbei ist, Japans eigentlicher Krieg erst beginnt. 
Man sollte weiter bedenken, daß das japanische Volk 
sich in zwei Parteien teilt, eine - militaristische unter der 
Aegide des Kriegsministeriums und eine demokratische unter 
Führung der Politiker. Das Kabinett hält in seinen Be- 
ziehungen zu den anderen Mächten eine Art von Mittelweg 
inne, aber die anderen Staaten sind immer im unklaren dar- 
über, mit welcher Partei sie es zu tun haben. Auch Eng- 
land sollte bei der Erneuerung des Bündnisses wissen, ob 
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es mit Japan. als solchem oder mit einer der beiden Par- 
teien zu tun hat. Der revidierte Bündnisvertrag sollte die 
Garantie bieten, dass die militärische Gewalt und Kabinett 
bei Unterzeichnung des Vertrages eins sind, und daß damit 
seine Durchführung gewährleistet wird.“ 

Ueber die Stimmung in Washington läßt sich die 
Times vom 13. 5. berichten, daß in vielen Kreisen sich 
neuerdings ein bedeutendes Interesse an der Neugestaltung 
des anglo-japanischen Bündnisses zeig. Man erinnert 
daran, daß bei der letzten Erneuerung des Vertrages im Juli 
1911 eine Klausel eingefügt wurde, die besagte, daß, falls 
eine der. kontrahierendert Parteien einen allgemeinen Schieds- 
gerichtsvertrag mit einer dritten Macht schließen sollte, sie 
dann auf Grund der Bedingungen des Vertrages gegen diese 
dritte Macht nicht Krieg zu führen brauche. Damals wurde 
zwischen Großbritannien und den Ver. Staaten über einen 
allgemeinen Schiedsgerichtsvertrag verhandelt. Man nahm 
deshalb an, daß diese Klausel auf unser (britisches) Er- 
suchen aufgenommen war, damit wir nicht den Ver. Staaten, 
im Falle eines amerikanisch-japanischen Krieges, den Krieg 
zu erklären brauchten. 5 

Dieser Schiedsgerichtsvertrag wurde jedoch niemals 
ratifiziert, und die Ausnahmeklausel in unserem Vertrage mit 
Japan wurde deshalb niemals wirksam. Unsere freundliche 
Absicht gegenüber Amerika blieb daher auch nicht mehr als 
eine schöne Geste. Es wird nun angedeutet, daß wir die 
Gelegenheit der Erneuerung des Vertrages mit Japan im 
nächsten Juli benutzen könnten, um unsere Freundschafts- 
bezeigung gegenüber Amerika, und zwar diesmal wirksamer, 
zu wiederholen. Unter Hinweis auf den anglo-amerika- 
nischen Vertrag zur Schlichtung von Streitfällen durch eine 
permanente internationale Kommission glaubt man, daß das 
1911 nicht erreichte Ziel jetzt verwirklicht werden : könnte. 
Die obige Frage beschäftigt aber nicht nur diejenigen, welche 
direkt an Japan interessiert sind, sondern alle, die bessere 
anglo-amerikanische Beziehungen wünschen. So schreibt 
das Providence Journal vom 11. 5. 20, bei dem 
gegenwärtigen Stande der öffentlichen Meinung in den Ver. 
Staaten und in dem vereinigten Königreich würde gerade 
im jetzigen Zeitpunkt eine Erklärung, daß Großbritannien 
die Initiative ergriffen hat, um die Aufnahme eines solchen 
Vorbehaltes in sein Bündnis mit Japan vorzuschlagen, sehr 
wirksam für eine anglo-amerikanische Verständigung _ sein. 
Das Blatt sagt dann weiter: „Könnte nicht Großbritannien 
noch einen Schritt weitergehen, der ihm selbst, sowohl hin- 
sichtlich seiner Politik im fernen Osten als auch in der 
Schaffung neuer Anknüpfungspunkte zwischen den beiden 
englisch sprechenden Nationen nützlich wäre?‘ Man schlägt 
ferner vor, daß wir die Phrase „Besondere Interessen in 
China“ nach Vorbild des Ishii-Lansing-Abkommens ein- 
schränken sollten, und befürwortet, daß ein „besonderes 
Interesse“ Japans in China nur zugebilligt werden sollte, 
wenn es als ausgesprochen defensiv, und ferner auf geo- 
graphischer Nähe basiert anzusehen ist, sowie sich klar von 
der Beanspruchung eines vorherrschenden politischen Inter- 
esses fernhält. 

In dieser Beziehung verdient auch eine Aeußerung Be- 
achtung, die der australische Schatzkanzler auf einer Ver- 
sammlung von Staatsmännern der britischen Dominien in 
London getan hat. Mr. Watts sagt hier, nach Times vom 
13. 5., bezüglich der besonderen Probleme Australiens, dass 
man dort nach wie vor für die Lehre von einem ‚Weißen 
Australien“ eintrete.e Nach seinem letzten Besuch in Eng- 
land habe er allen Grund zu der Annahme, daß eine große 
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Menge von Männern der Oeffentlichkeit, der Regierung, des 
Parlaments und des Journalismus dies nicht guthiesse. Man 
würde in Australien niemals so vorzugehen gewagt haben, 
falls man nicht den schützenden Arm der britischen Flotte 
über sich gewußt hätte. Die australische Bevölkerung wüßte, 
dass sie einen bewaffneten Angriff auf ihr Land durch irgend- 
eine jener schwarzen, gelben oder braunen Rassen in Süd- 
ostasien nicht zurückweisen könnte, man glaubt aber in 
Australien, daß die Staatsleute des Reiches diese Haltung 
verstehen und ihnen in ihrer Selbstbehauptung beistehen 
würden. Man wünsche zu jedem Zeitpunkt, im Rate Groß- 
britanniens erklären zu können, was diese Doktrin für die 
jetzige. und die zukünftigen Generationen Australiens be- 
deutete. Wenn in nächster Zukunft Verhandlungen zwischen 
der britischen und der japanischen Regierung stattfänden, so 
wünsche die australische Regierung, ihre Auffassung vor 
allem den verantwortlichen Männern Großbritanniens be- 
kanntzugeben. | 

Aus dem japanischen Lager liegen zwei Pressestimmen 
vor. So äussert sich Osaka Mainichi laut Japan 
Advertiser vom 6. und: 7. 4. 20 in folgender Weise: 
‚Der europäische Krieg hat die Weltlage gänzlich geändert. 
Das imperialistische Rußland ist zusammengebrochen und 
ein anti-imperialistisches, kommunistisches Land ist ent- 
standen. Der gegenwärtige Zustand Deutschlands ist be- 
kannt, in der nächsten Zukunft wird es nicht mehr mitzu- 
sprechen haben. In der Lage, welche das englisch-japanische 
Bündnis mit seinen drei verschiedenen Phasen nötig machte, 
ist eine große Veränderung eingetreten. Eine Bedrohung 
Indiens und anderer pritischer Besitzungen ist nicht mehr zu 
befürchten, ebenso wenig wie ein Angriff auf Japan. Es 
bleiben nur noch die Fragen, die China betreffen. Die Ab- 
machungen des Bündnisses über die territoriale Integrität 
Chinas setzten einen russischen Angriff voraus, man rechnete 
mit Angriffen von außen, um China zu zerstückeln, nicht mit 
der freiwilligen Zerstückelung durch die Chinesen selbst. 
Jetzt, wo kein Volk chinesisches Gebiet bedroht, braucht 
man an solchen Abmachungen betreffs Chinas territorialer 
Integrität nicht mehr festzuhalten. Die andere Frage betreffs 
Chinas ist die, ob man das Prinzip der Gleichberechtigung 
in Handel und Industrie zu sichern hat. Die Aufrechterhal- 
tung dieses Prinzips der offenen Tür ist für Amerika und 
Frankreich ebenso wichtig, wie für Japan und Groß- 
britannien. Daß nun zwischen Japan und Großbritannien 
allein ein besonderes Abkommen zum Schutze der gemein- 
samen Interessen aller Mächte geschlossen werden soll, er- 
scheint ein wenig unkorrekt, und wenn es sich um diose 
Frage allein handelte, brauchte kein Spezialvertrag ab- 
geschlossen zu werden. Betrachtet man die Lage in diesem 
Lichte, so hat die Notwendigkeit einer Erneuerung. des 
englisch-japanischen Bündnisses viel verloren, wenn sie nicht 
gar gänzlich geschwunden ist. 

So ist denn die Frage der Erneuerung des 18 Jahre lang 
bestehenden und beiderseits ireu gehaltenen Bündnisses 
diskutabel. Zum Giück sind weder Japan noch England im 
Osten irgendwelchen Bedrohungen ausgesetzt, aber es ist 
doch zu bedenken, daß das Bündnis nicht allein für die 
Völker der beiden Länder, sondern acuh für alle anderen 
Natiorien ein großes moralisches Gewicht hat. Es ist ein 
internationaler Bund, der auf Frieden, Gerechtigkeit und Frei- 
heit beruht, es ist sozusagen ein Vorbild für den Völkerbund 
in kleinerem Maßstabe. Das japanische Volk kann dem 
Bündnis nur dankbar sein. Das Bündnis hat dazu bei- 
getragen, die Angriifspläne Rußlands zu vereiteln, infolge 
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dieses Bündnisses konnte China erhalten bleiben, und es 
konnte die Zusammenarbeit der Völker in diesem Lande auf- 
recht erhalten werden. Indem Japan nachher an dem Welt- 
kriege teilnahm, konnte Großbritannien seine Anstrengungen 
auf den Krieg in Europa konzentrieren. Dazu kamen in- 
direkte Wirkungen: Ruhe in Indien, englisch-japanisches 
Zusammenarbeiten in China und die Wirkung dieses Bundes 
auf die Chinesen und andere Völker. Das Bündnis ist auf- 
bauend, nicht zerstörend. Mit Rücksicht auf derartige Ein- 
flüsse des englisch-japanischen Bündnisses sollte es nicht 
aufgegeben werden, bloß weil sein ursprünglicher Anlaß ge- 
schwunden ist. Sonst würde man den moralischen Eindruck 
im Orient schwächen, und das hieße dem Frieden an diesem 
Ende der Welt eine Hauptstütze nehmen. Nicht allein 
dieses, sondern auch Australien kommt in Frage. Von Agi- 
tatoren aufgehetzt, fürchten die Australier angebliche 
aggressive Pläne Japans. Die Australier gehen nicht auf 
Feindschaft mit Japan aus, aber sie wünschen durch das 
englisch-japanische Bündnis eine Beunruhigung zu beseitigen 
und die Lasten der Rüstungen einzuschränken. Für Japan 
ist jener Verdacht unangenehm, aber wenn ihn die Australier 
nun einmal haben, dürfen wir ihn nicht übersehen. Das 
Bündnis mit England würde der Japanerfeindschaft in 
Australien entgegenwirken. Wenn auch der Völkerbund 
begründet worden ist, herrscht doch grosser Zweifel an sei- 
nem praktischen Wert. Deshalb sollte der Bund zwischen 
Japan und England, der auch ein kleiner Völkerbund ist, 
besser beibehalten werden. Ja, auch wenn der Völkerbund 
in der gehofften Weise arbeitet, wird doch das englisch- 
japanische Bündnis neben ihm nicht überflüssiger sein, als 
das englisch-französisch-amerikanische Bündnis, das als 
Unterstützung des Völkerbundes beibehalten werden soll.“ 


Weniger begeistert ist die Asahi, die sich It. Japan 
Chronicle vom 1. 4. 20 in folgender Weise erklärt: „Es 
ist eine Seltenheit, dass in diesen Tagen des beständigen 
Wechsels von Freundschaft und Feindschaft ein Bündnis 
20 Jahre lang standgehalten hat. Portugal ist Englands 
alter Bundesgenosse, und wenn Japan mit einer ebenso 
untergeordneten Rolle zufrieden ist, so kann das englisch- 
japanische Bündnis noch viele Jahre bestehen. Diese Vor- 
aussetzung trifft aber kaum zu. Zweifellos ist das Bündnis 
bei dem englischen Volke schon in Ungnade gefallen. Japan 
ist nicht nur ein wirtschaftlicher Eindringling gegenüber den 
englischen Interessen in China, Indien usw., es gilt auch als 
ein militaristischer Staat. Die Erneuerung des Bündnisses 
mag der japanischen Regierung vorteilhaft sein, aber es wird 
Lloyd Georges Regierung in England noch wunbeliebter 
machen. Englische Staatsmänner sind offenbar, milde aus- 
gedrückt, nicht sehr begeistert für den Plan. Die Presse in 
England hat sich zwei Monat® lang ausgeschwiegen, was 
ein Beweis von grosser Gleichgültigkeit ist. Wenn jetzt Ver- 
handlungen stattfinden, ist es sehr leicht möglich, dass die 
Engländer sich in lästiger Weise zu einer unangenehmen 
Sache gedrängt fühlen. Die Japaner sollten sich lieber mehr 
um den Völkerbund kümmern, wo offenbar die Engländer 
die Führung zu übernehmen wünschen. 


Schliesslich sei noch die Aeusserung einer „hervorragen- 
den japanischen Persönlichkeit“ zum Londoner Vertreter des 
Temps wiedergegeben: 


„Der Vertrag stellt die Grundlage, den Flügelpunkt unserer 
auswärtigen Politik dar. In Artikel 4 sieht er eine auto- 
matische Verlängerung vor, solange er nicht gekündigt wird, 
mit zwölfmonatiger vorheriger Benachrichtigung durch einen 
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der hohen vertragschliessenden Teile. Unsere Beziehungen 
zu Grossbritannien und den Dominions sind heute ebenso 
gut wie früher. In Sibirien haben wir uns bemüht, die Arbeit 
redlich zu erfüllen, die uns unser Zusammenwirken mit den 
Verbündeten auferlegte. Andererseits hat der Fortschritt 
unserer Handelsunternehmungen während des Krieges Eifer- 
süchteleien erweckt, insbesondere seitens der britischen Ge- 
schäftsleute. Die Handelsrivalitäten gewisser Zweige der 
britischen Ausfuhr können die äusserst herzlichen Beziehun- 
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gen, die zwischen beiden Ländern bestehen, nicht abkühlen. 
Höchstens könnten sie zu gewissen Verhandlungen zwecks 
besseren wirtschaftlichen Einvernehmens Anlass geben.“ 

Hierzu bemerkt die Deutsche Allgemeine 
Zeitung vom 10. 5. 20: „Durch die ausdrückliche Er- 
streckung des zuletzt 1911 erneuerten Vertrages von 1902 auf 
weitere sieben Jahre wird der politische „Flügelpunkt“ 
Japans und ebenso Englands bekräftigt, und zwar heute 
wohl in doppelter, östlicher und westlicher Richtung.“ 


Politische Rundschau. . 


China. 


Kabinettswechsel in Peking. Ein Reutertelegramm vom 
15. 5,20 berichtet aus Schanghai, dass der Ministerpräsident Gin- 
Yün-peng zurückgetreten und der Marineminister Sah-Tschen- 
ping vorläufig mit der Führung der Geschäfte beauftragt worden 
ist. Als Hauptgrund für den Rücktritt Gins gibt Reuter an, dass 
sich der Ministerpräsident nicht imstande fühle, dem Vorschlag 
Japans, wegen der Schantungfrage in Unterhandlungen zu treten. 
entgegenzukommen. Zweifellos werden noch eine Reihe anderer 
Gründe zur Amtsmüdigkeit Gin-Yün-pengs, die sich in den 
letzten Monaten wiederholt zeigte, geführt haben. Vor Allem 
scheint Gin ein Opfer der leidenschaftlichen Kämpfe um die 
Macht, die seit dem Tode des Generals Feng-Kuo-tschang be- 
sonders heftig toben, geworden zu sein. Die Uebernahme des 
Vorsitzes im Ministerrat durch Admiral Sah ist offenbar nur ein 
Notbehelf, um die Stetigkeit der Politik in Peking einigermassen 
sicherzustellen. 


Die Schantungirage. Fine Schanghaier Meldung an die 
Morning Post vom 9. 5. 20 besagt, dass die Antwort Chinas 
auf den japanischen Vorschlag wegen Verhandlungen betreffs 
Schantung dahinlauten wird, dass China vorläufig nicht in Be- 
sprechungen eintreten könne, da es den Versailler Vertrag noch 
nicht unterzeichnet habe. Nach den neuesten Meldungen hat 
China inzwischen geantwortet. 


Chinesen im Schanghaier Stadtrat. Die konservative Ver- 
fassung der Internationalen Niederlassung in Schanghai, die so- 
gen. Land Regulations haben durch die Schaffung eines dem 
Stadtrat beigegebenen chinesischen Verwaltungsbeirats eine 
grundsätzliche wichtige Aenderung erfahren. Wie eine Meldung 
des japanischen Kokusai-Dienstes aus Schanghai vom 7.4.20 
berichtet, hat die diesjährige Generalversammlung der Steuer- 
zahler einstimmig eine in diesem Sinne eingebrachte Ent- 
schliessung angenommen. Eine andere Entschliessung, die die 
Wahl von drei chinesischen Vertreter in den Stadtrat verlangte, 
wurde zurückgewiesen. Zweifellos bedeutet die Schaffung des 
Chinesischen Verwaltungsbeirats einen Erfolg, iür dessen Ge- 
lingen seit Jahresfrist in der chinesischen Presse und in Ver- 
sammlungen nachdrücklich Stimmung gemacht worden ist. Dem 
Beirat gehören je zwei Vertreter der Ningpo- und Canton-Gilde 
ind ein Ausländer (?) an. Die Kandidaten müssen mindestens füni 
Jahre in der Niederlassung ansässig gewesen sein und jährlich 
mindestens 1200 Taels Steuern zahlen. Die Aufgabe des Bei- 
rats besteht in der Mitberatung bei Fragen, in denen chinesische 
Interessen auf dem Spiele stehen. 


Von der Seezollverwaltung. Wie aus einer Reuter- 
meldung aus Peking vom 9. 5. 20 hervorgeht hat sich der 
Generalinspekteur des chinesischen Seezollwesens Sir Francis 
Aglen krankheitshalber nach England begeben. Der Erste 
Sekretär Bowra wird bis zur Rückkehr Aglens, die im Herbst 
erfolgen wird, die Vertretung übernehmen. 


Chinesisch-iranzösische Beziehungen. Der frühere fran- 
zösische Ministerpräsident Painlev& befindet sich nach einer 
Meldung des Daily Telegraph vom 19. 5. 20 aus Paris 
auf der Ausreise nach China. Painleve& folgt einer Einladung 
des Präsidenten der chinesischen Republik Hsü-Schi-dschang. 
um gleichzeitig im Auftrage der französischen Regierung engere 


Beziehungen zwischen beiden Ländern auf wirtschaftlichem und 
kulturellem Gebiet herzustellen. ‘Der ehemalige französische 
Minister wird auf Vorschlag der chinesischen Regierung den 
Vorsitz auf einer internationalen Konferenz übernehmen, die sich 
mit‘ Verkehrsfragen in China befasst. 


Sir John Jordan über China. Der langjährige englische Ge- 
sandte in Peking, Sir John Jordan, der vor kurzem nach England 
zırückgekehrt ist, um dort dauernd seinen Wohnsitz zu nehmen, 
hat einem Vertreter der Daily Mail eine längere Unter- 
redung über chinesische Verhältnisse gewährt. Ueber die Ge- 
fahr des Bolschewismus in China äusserte sich Sir John: „Ich 
glaube nicht, dass der Bolschewismus irgendwelchen Erfolg 
haben wird. Einige Anzeichen machen sich zwar in der Nähe 
der OstchinesiSschen Bahn bemerkbar, aber allgemein ge- 
sprochen, bietet er für die grosse Masse des Volkes meiner An- 
sicht nach keine Gefahr. Fast jeder Chinese hängt mit der 
Scholle zusammen, da der Besitz von Land durch Gesetze gut 
geregelt ist. Die Chinesen sind dem Bolschewismus, der sie 
auf einer viertausend Meilen langen schlecht geschützten Grenze 
berührt. bisher ziemlich taktvoll begegnet. Sie haben niemals 
die Bolschewisten angegriffen, sie aber geschickt von sich ge- 
halten. In China herrscht viel Unruhe; die Aussichten sind 
trübe; die Lage birgt Gefahren, zu denen der bolschewistische 
Einfluss gezählt werden kann. Falls jedoch die Chinesen nicht 
in Verhältnisse getrieben werden, über die sie keine Gewalt 
haben, so werden sie sich nicht dem Bolschewismus ver- 
schreiben. England und die Vereinigten Staaten wollen das 
gleiche: Ein starkes und gut organisiertes China, nicht für 
militärische Zwecke, sondern als wirtschaftlicher Aktivbestand 
des Welthandels.‘“ Auf die Frage nach starken Männern er- 
widerte Sir“John: „Yuan Schi-kai war der fähigste Mann, den 
China jemals gehabt hat. Sein cinziger Fehler war, dass er ver- 
suchte, die Monarchie wieder herzustellen. (War es nicht Sir 
John, der im Herbst 1915 Yuan-Schi-kai ermutigte, sich die 
Kaiserkrone aufs Haupt zu setzen, um die neue Monarchie zu 
einer Kriegserklärung gegen Deutschland zu veranlassen? Die 
Schriftleitung.) Seitdem ist kein Mann von gleicher Tatkraft 
erstanden. Der mächtigste Mann in China ist heute wahrschein- 
lich Tuang-Dschi-jui, einer der alten Generale Yuans. Er ist der 
Mann, der hinter den Kulissen arbeitet; er ist Militär, hat kein 
Art, aber die Macht und hält die FäJen in der Hand. 

Sir John Jordan erzählte dann einiges über den jungen Ex- 
kaiser Pu-yi: Der kleine Kaiser ist ein aufgeweckter Junge von 
14 Jahren. Der Engländer R. F. Johnson ist kürzlich zum Er- 
zieher Pu-yis ernannt worden. Mir wurde gesagt, dass der 
Kaiser ein starker und wohlgebauter Junge ist, der eifrig seinen 
Studien obliegt. Pu-Yi erhält täglich zwei Stunden Unterricht. 
Bevor ich Peking verliess, sandte er mir einen kindlichen, in 
hübscher Handschrift geschriebenen Brief. Obwohl er sich nicht 
ausserhalb der Verbotenen Stadt bewegen darf, weil er von 
Eunuchen und alten Frauen bewacht wird, zeigt der Junge ein 
grosses Interesse für die Aussenwelt. Er hat offenbar eine 
grosse Vorliebe für Reisen, denn er stellt oft Fragen über 
(ieographie, das Volk und die Gebräuche anderer Länder: er 
erkundigt sich auch über die führenden Männer der Welt. Die 
Republik sorgt für seine Erziehung. Das erste, was Yuan-Schi- 
kai nach dem Sturz der Mandsch-Dynastie tat, war die Fürsorge 
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tr die Kkutserliehe NPamile, Zwischen der Republik und dem 
Plant bestehen Nreundliche Beziehungen.” Auf die Frage, ob 
de Wiederbenntellung der Mimarchie möglich seh, erwiderte der 
ehemillve Oesiandte: „Ns wird davon «gesprochen, aber Ich halte 
er nleht fur möwlich, Nr sind Bewegungen zugunsten einer 
Wiederherstellung der Monarchle vorhanden, aber der kleine 
Kulner hat Ihnen niemals Benchtung geschenkt. Es heisst, dass 
er mit einer Tochter Hsb Schl-Dachangs verlobt sel.“ Im weiteren 
Verkauf der Unterredung sprach sich Sir John gegen die Be- 
alrabungen der Mächte, Konzessionen aller Art zu erlangen, aus, 
Ines wide zu elner Auftellung des Lundes führen. China be- 
dit Pinenbahnen nnd des Kapltals, vn sie zu bauen, „Nur 
non 200 Meilen Jellen nuf der Streske, die Peking mit Canton 
vorbindet, Wenn dene Itcke gelniit Ist, so wird sich die 
polttische Kante In Chun, der Streit zwischen Nord und Süd, 
dur de Wnehlehr zur Stetigkelt der Verhältnisse so sehr er- 
schwer, khirem Meiner Ansleht nach scht der Kampf zwischen 
Nord nme Sud nelnens Mude entgeen Ns sind hauptsächlich 
Schlschzune der llltäischen Lührer um Macht und Finfluss. 
inte haben es in den Machtkiunpfen zum Millionär gebracht. 
Dan Volk selhst lan an diesen Kämpfen nur wenie Anteil. 


Japan. 


Aussung dor Wahlen. Die Wahlen zum Japanischen Reichs- 
tun haben, wie voranszusellen war it dem Sieg der Rexie- 
runuspartel gesendet Die Selvulonl hat 270, die Kenselkat 108, 
die Kuhnnlito 20 nnd de Wilden 49 Sitze erhalten. Ein 
Wonterteleesmamm vom 14 % 20 aus Tokto fasst die Stim- 
nie det Iapantschen Presse dahin zusammen, dass diese zwar 
den Stun der Werterungespartel anerkennt, aber Ihn gleichzeitix 
als ootne morallsche Niederlave Dezelehnet, Durch den Ausganyu 
dor Wahlen habe «te Stimmung Air ein allgemeines Wahlrecht 
nu oa Masten aewonnen amd die Opposition werde im neuen 
Wetehtong der di une oder Jult zusammentritt, aufs neue die 
Wahlterhtävenlaee elnbeineen Iso wird albeemein angenommen, 
dans dtv anıanatsttge Polttik von dem Wahlueseang nicht Deein- 
Hussein, obwoltl alte Niederliee der Regterung In den städti- 
schen Watlktotsen zum Tell aut elne Missstimmmung genen INre 
Pulttih in Sthnten entuchwetulirt wird, Als bemerkenswert De- 
tlhtet ternee Renten bass in Valle wo reiche Kandidaten genen 
aim anlttaten, gestete stets eite \erniehtende Niederläue eT- 
tion 

Rotormen In Korea, Amt d. Ayıttlodn IS bat der Genernd- 
suntvertient yanı Roten Pumeelstrate abwesehatit Das Haupt 
det Zuntlvenaltwre ten buntes Dr Mulamo Detleitet diese \er- 
tieame nut Ieigernnlen interessanten. Kontntentit, den wir im 
Varyan Adnet sten. AA N tulen: „Die Progelstrute war 
yet hmeen Setom KAotea tn Gebranch, AS die Strafyesefre 
yon Auen baden LS roinbert wunden, entseitiet tan sich 
titstoabene Att\am Rentiahme fur xetimaere Vergehen Deiiu- 
Neraleı In Anbetracht der Kortsehrittei de inzvasden he 
Kyeaner vepatt baden Kalten be Neoxwrm für auebractt, 
vrtehteinteo en! ‚yyte \ertibren abzywratte”. 
Pywebteronäpe ernten av Unterseite der Strafisrtatiii 
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Vermischte Nachrichten. 


Gewerkschaltsbewegung unter den Beamten des chinesischen 
Seezolls. Die europäischen Aussenbeamten der chinesischen 
Seezollverwaltung hatten sich, nach einer Schanghaier Meldunz 
Reuters vom 29. 3. 20, zu ciner Gemeinschaft zum Schutz 
ihrer Interessen zusammengeschlossen. Es handelte sich weniger 
unı eine Lolinbewegung als um eine Milderung der Dienstvor- 
schriften. Der Generalinspekteur des Seezolls, Sir Francis 
Aglen, war nach Schanghai gekommen, um eine sich anbahnende 
(ivwerkschaftsbewegung im Keime zu ersticken. In einer Ver- 
sammlung der Beamten des Aussendienstes führte er aus, dass 
weder die chinesische Regierung noch er selbst eine Gewerk- 
schaftsbewegung dulden werde, und dass alle Beamten, die sich 
einer solchen Bewegung anschlössen, sofort entlassen würden. 
Die Versammlung nahm die Ausführungen Aglens ohne Wider- 
sprich entgegen. 


Neue Zeltungen in China. Seit Dezember vorigen Jahres 
erscheint in Tientsin der von Japanern herausgegebene North 
China Standard, der als Organ für die japanischen hiter- 
essen dienen soll. Die Amerikaner versuchen ihren Einfluss auf die 
Öffentliche Meinung durch Gründung einer chinesischen Tages- 
zeitung zu erweitern. Das Blatt, das den Namen Ta-kung- 
hua-bao führen wird, soll bereits in den nächsten Wochen er- 
scheinen. Die Zeitung macht sich zur Aufgabe, die Handels- 
beziehungen zwischen China und Amerika zu fördeın und 
republikanische Gedanken zu verbreiten. 
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Deutsches Eigentum in Tsingtau. Der Reichsverband der 
Kolunialdeutschen sendet uns folgende Zuschrift: Bezüglich der 
Behandlung des deutschen Eigentums im ehemaligen Schutz- 
gebiet Kiautschou ist seitens der japanischen Behörden am 
23.5. 19 ein Militärbefehl ergangen, der die Feststellung 
des feindlichen Vermögens anordnet. Ferner liegen Militär- 
befehle vom 26. und 30. Juni vor, die de Verwaltung des 
feindlichen Vermögens durch die japanischen Behörden an- 
ordnen. 

Ob über die endzültige Einziehung solchen Vermögens 
Bestimmungen ergangen sind, ist noch nicht bekannt geworden. 
Privatmachrichten zufolge ist eine Gruppe von Grundstücken in 
Tsinxtau versteigert worden. 

Fur Japan selbst hat die japanische Regierung ihre Absicht da- 
hinkundgexeben, dass sie von dem feindlichen Vermögen in jedem 
einzelnen Falle Beträxe bis etwa Yen 1000 vollständig und von 
gem diesen Betrax uberschreitenden Vermögen ausserdem noch 
etwadıe Ralfte freizugeben gewillt ist. 

GWleichzeitix aber hat sie darauf hingewiesen. dass die 
Kereime der Liauidationsiraxe in den sogenannten Kolonial- 
vd in den ehemals deutschen Gebieten durch diese Ent- 
schhessumg nicht betroffen werde. 

Priyatachniedten zufolge scheint indessen die japanische 
Kexierung mit dem Erlöse der in Tsinztau belegenen zwangs- 
Verse veratutten Grundstücke in wleicher Weise verfahren zu 
Net ate mit qiidiiertem deutschen Vermöxren in Japan. 


Neues aus Nankaa. Aus Harkon wird von Mitte Februar 
Sysichren: Xp Nielerassirigen in Nankou sind den Deutschen 
Die europäischen Bunken sind Ausserst 
“ırr ar Rurzteen vrdoim Gexerutz zu früher. müssen jetzt 
N X. gern Geld Es scheint Aussicht 
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langen Jahren nicht vorgekommen sein soll. Der Schnee lag 
18 Zoll hoch; wir waren zwei Tage von allem gänzlich ab- 
geschnitten, da der Auf- und Abstieg lebensgefährlich war, kein 
Kuli wollte hinunter. Beim Aufstieg machte ein amerikanischer 
Lehrer an der hiesigen Missionsschule einen Fehltritt und 
stürzte 400 Fuss in die Tiefe. Am folgenden Morgen wurde er 
stark verletzt aufgefunden. 

Nier oben sind nur noch wenige Deutsche, nämlich Gereckes, 
Wilzers, Hemelings, Bergers, Frau Bolte mit 2 Kindern und Herr 
Könige vom Zoll. Wie ich höre, hat Herr Schbeinhütte eine 
Stellung in Japan gefunden. Inzwischen sind, wie Sie ja -auch 
wohl wissen werden, eine Reihe unserer Landsleute wieder 
zurückgekommen. Vorläufig ist jedoch hier noch nicht viel zu 
holen, denn man hat uns die Handelsfreiheit noch nicht zurück- 
gegeben. Das Hetzen gegen uns in den Zeitungen hat aufgehört; 
hoffentlich beginnt man nicht wieder damit, wenn wieder eine 
grössere Anzahl Deutscher an den früheren Stellen ihres Wirkens 
eingetroffen sind. 


Wieviel kostet ein Pass? Bisher wurden sowohl für einen 
Auslands- als auch für einen Inlandspass lediglich 3 M. Stempel- 
gebühren erhoben. Jetzt kostet: a) ein Auslandspass an Ge- 
bühren 25 M. und Stempel 3 M. Dazu kommen noch für einen 
einfachen Ausreise-Sichtvermerk 15 M., für einen Aus- und 
Rückreise-Sichtvermerk 25 bzw. für einen Dauer-Sichtvermerk 
% M. so dass ein Auslandspass heute 43, 53 bzw. 58 M. 
kostet; b) ein Inlandspass kostet an Gebühren 15 M. und 
Stempel 3 M. Dazu kommt noch derselbe Zuschlag wie beim 
Auslandspass, je nachdem ein einfacher, ein Ausreise- und Rück- 
teise-Sichtvermerk oder ein Dauer-Sichtvermerk benötigt wird. 
Pür einen Personalausweis werden 3 M. Stempel- und 15 M. 
Ausfertigungsgebühren erhoben. 


Der Postanweisungs- und Nachnahmeverkehr mit Japan 
einschliesslich der japanischen Postanstalten in China ist seit 
dem 1. Mai wieder aufgenommen. 


Angekommenes Gepäck mit D. Ume Maru. Mit dem Dampifer 
Ume Mar.u sind eine Anzahl Gepäckstücke angekommen, 
deren Eigentümer gebeten werden, ihre Adressen der Hamburg- 
Amerika-Linie, Abt. Personenverkehr, Hamburg, mitzuteilen. Es 
handelt sich um folgende Namen: H. Marsch, C. Fischer, H. 
Dieckhoff, M. Bauer, Franz Vetter, Kapt. z. S. Saxer, Kapt. Hass, 
Kreike (Hann-Münden), Schild (Liebenzell), K. Heims, Dr. Karl 
Schmidt (Berlin), Wilh. Krüger, Freidemann, L. Jürgensen, M. 
Seidel, D. Schmidt (Kiel), Paul Seidel, Bornsdorf, Oblt. Buchring, 
Major v. Kaiser, G. M. Eisner (Wilhelmshaven), Dr. Grimm 
(München), J. Scholz (Stettin), Frau Schwartz, G. Meyer, H. E. 
Wolf, v. Hohenftels. 


 Adressennachweis. 


Fräulein Anna Rauch, Schloss Nahmgeist b. Schönfeld, 
Kr. Preuss. Holland i. Ostpr. 

W. Schulz, fr. Herzberg (Harz), jetzt c/o American Drug 
Comp. 42 Nanking Road, Schanghai. ’ 

Paul Lübcke, Innsbruck, Maria-Therecsia-Str. 47. 

W. Herthel, Bank für Handel & Industrie, Berlin C., 
Schinkelplatz 1A. 

Walter Huch, Glogau i. Schles., Mälzstr. 38. 

E. Juli, Wernigerode, postlagernd. 

F. Schnock, Rostock, Satower Chauss&e 5. 


: des Verbandes für den Fernen Osten. 
N Berlin W.35, Potsdamer Straße 28IL. 


0009 0082. 0909 0000 00 900 9000 9000 0909 90090 0000 0900 90 0009 0000 0009 0900 0000 0000 0 000 0000 0000 


Einreise-Erlaubnis für China und Japan. Diese Angelegen- 
heit ist auf der Hauptversammlung des Vorstandes am 12. Mai 
zur Sprache gekommen. Mit Bezug auf die damals gemachten 
Ausführungen möchten wir Folgendes wiederholen: 

Die Tatsache, dass eine Anzahl Deutscher ohne Einreise- 
Erlaubnis der chinesischen Regierung zurückgekehrt ist, hat zu 
erheblichen Unzuträglichkeiten geführt und zwingt den Verband 
für den Fernen Osten alle Interessenten nochmals darauf hinzu- 
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weisen, dass zur Rückkehr nach China eine Einreise-Erlaubnis 
unbedingtnotwendigist. i 

Es ist dem Verband mitgeteilt worden, dass neuerdings nicht 
nur in Peking ein Erlass herausgegeben wurde, dass Deutsche, 
die ohne Einreise-Erlaubnis nach China zurückgekehrt sind, 
wieder ausgewiesen werden können, sondern die chinesischen 
Grenzbehörden sollen auch Anweisung erhalten haben, Deutsche 
ohne chinesische Einreise-Erlaubnis hinfort nicht mehr ins Land 
hinein zu lassen. 

Wer also nach China zurückzukehren beabsichtigt, beschaffe 
sich im eigenen Interesse zuvor die Einreise-Erlaubnis. 
Etwaige Anträge auf Beschaffung derselben sind an die Pass- 
Stelle des Auswärtigen Amtes, Berlin W. 8, Behrenstrasse 21, 
zu richten. Nach Stellung des Antrages bleibt dem Interessenten 
nur übrig, die Genehmigung der chinesischen Regierung ab- 
zuwarten. Irgendwelche Förderung der Ausreise nach China 
durch das hiesige Auswärtige Amt ohne Einreise-Erlaubnis der 
chinesischen Regierung dürfte völlig ausgeschlossen sein. 

Ferner weisen wir darauf hin, dass die japanische Ver- 
tretung in Berlin bereits seit einiger Zeit für die Erteilung des 
japanischen Pass-Visums die Bedingung stellt, dass die Antrag- 
steller tatsächlich als Reiseziel Japan haben. Ein Landen auf 
Zwischenstationen in China würde also nicht mehr in Frage 
kommen. Insbesondere wird das japanische Pass-Visum auch 
nicht mehr erteilt, wenn in den Pässen China als Bestimmungs- 
land angegeben ist. 

Wir bedauern diese Pass-Schwierigkeiten lebhaft, halten es 
aber für unbedingt notwendig, alle Interessenten auf sie hin- 
zuweisen. Dr. L 


Gepäckbeförderung aus China. Der Verband für den Fernen 
Osten hat an das Auswärtige Amt eine Eingabe gerichtet, in 
der er darauf hinwies, dass zwar bereits eine erhebliche Menge 
von Gepäck repatriierter China-Deutscher mit den Dampfern, 
welche die Japan-Gefangenen nach Deutschland zurückführten, 
hier eingetroffen sei, dass sich aber trotzdem noch grosse 
Mengen Gepäcks drüben befänden. Da neuerdings mit dem Ab- 
transport der deutschen Gefangenen in Sibirien begonnen 
worden sei, bitte der Verband das Auswärtige Amt, dahin zu 
wirken, dass auch die die Sibirien-Gefangenen heimbefördernden 
Dampfer angewiesen würden, in Schanghai lagerndes Gepäck 
mit nach hier zu bringen. ' 

Diese Eingabe ist vom Auswärtigen Amt an die Admiralität 
weitergeleitet worden. Die Admiralität hat darauf am 21. Mai 
die folgende Antwort erteilt: 

„Ihr an das Auswärtige Amt gerichtetes Schreiben, Ab- 
holung des Gepäcks aus China betreffend, ist hierher abgegeben 
worden. Die Admiralität ist an und für sich damit einverstanden, 
dass das Gepäck der Auslandsdeutschen mit einem Kriegs- 
gefangenendampfer heimbefördert wird. Es wird sich ermög- 
lichen lassen, dass dies zusammen mit dem Gepäck der Be- 
amten des Auswärtigen Amts geschieht. Von diesem ist Weisung 
gegeben worden, dass das Gepäck naclı Schanghai gesandt wird. 
Es ist leider nicht möglich. mehr als einen Dampfer zu diesem 
Zweck China anlaufen zu lassen. FEs wird empfohlen, mit dem 
Auswärtigen Amt und der Admiralität in Fühlung zu bleiben, 
um über die Aussichten auf dem Laufenden zu bleiben. Für die 
Beförderung ist die übliche Fracht zu zahlen, jedoch geschieht 
sie ohne jede Verbindlichkeit von seiten der Admiralität.“ 


Mitgliederbeiträge. Diejenigen Mitglieder des Verbandes, 
die bisher ihre Jahrresbeiträge für 1920 noch nicht entrichtet 
haben, werden hiermit gebeten, die Beträge auf das Konto des 
Verbandes für den Fernen Osten bei der Deutsch-Asiatischen 
Bank in Berlin W., Unter den Linden 31, oder auf das Post- 
scheckkonto Berlin Nr. 15912 zu überweisen. Eine Zahlkarte 
dafür liegt der vorliegenden Nummer der „Ostasiatischen Rund- 
schau“ bei. 


Zuschriften an den Verband. Es wird nochmals darauf hin- 


gewiesen, dass alle für den Verband für den Fernen Osten be-: 


stimmten Zuschriften nicht nach der Krausenstrasse, sondern 
an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 35, Potsdamer 
Strasse 28, zu richten sind. 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


Zur Wiederbelebung des deutsch-chinesischen Handels. Aus 
einem Bericht des Pekinger Vertreters der FinancialTimes 
vom 20.4. ZU geht hervor, dass clıinesische Kaufleute und Beamte, 
die vor dem Kriege Beziehungen zu Deutschland unterhielten, 
für eine baldige Wiederherstellung der Handelsbeziehungen mit 
Deutschland Stimmung machen. Sie weisen darauf hin, dass ge- 
wisse Erzeugnisse nur von der deutschen Industrie geliefert wer- 
den könnten und dass die Wiederaufnahme der Handelsbe- 
ziehungen beiden Ländern zum Vorteil gereiche.. 


Die Anleihepolitik der Mächte. Wie Reuter unterm 
12. 5. 20 aus Tokio berichtet, ist der Konsortium -Vertrag 
zwischen Japan, Frankreich, England und den Ver. Staaten am 
2.5. von einem Vertreter der japanischen Banken und dem Ver- 
treter der amerikanischen Morgan-Gruppe, Lamont, unter- 
zeichnet worden. Der Vertrag hat Jie Begebung einer Anleihe 
an China zum Gegenstand. Die Verhandlungen mit der chinesi- 
schen Regierung ‚werden nach der förmlichen Bildung des Kon- 
sortiums aufgenommen werden. Es wird angenommen, dass das 
Hauptbüro des Konsortiums in Peking eingerichtet wird. — Naclı 
Meldungen aus Washington sind 31 amerikanische Banken im 
Konsortium vertreten. — Das japanische Auswärtige Amt hat 
eine längere Erklärung veröffentlicht, in der der Standpunki 
Japans in der Anleihefrage dargelegt wird. Aus der Erklärung 
geht hervor,: dass die beteiligten Mächte im Hinblick auf 
die „nationalen Interessen“, die durch die Nachbarschaft Japans 
zu China gegeben sind, nichts unternehmen, was diesen Inter- 
essen zuwiderläuft. 

Ein Pekinger Bericht an die Times vom 14. 5. 20 weist auf 
die schlechte Finanzlage in Peking hin. Die Chinesen hatten sich 
von der Anwesenheit Lamonts viel versprochen, sind aber ent- 
täuscht worden, weil der amerikanische Bankvertreter die Aus- 
zahlung nicht eingelöster Koupons der Hukuang-Anleihe ver- 
langt hat. Die monatlichen Staatsausgaben der Rupublik be- 
laufen sich auf etwa $ Mill. 18, denen nur $ 6 an Einnahmen 
gegenüber stehen. Der Geldstrom aus Japan ist versiegt, teil- 
weise wegen der Finanzkrisis, in der sich Japan augenblicklich 
befindet, teilweise, weil die Japaner eingesehen lıaben, dass die 
Politik kleiner Anleihen sich nicht bezahlt macht. 


Eine neue Wirtschaftsbehörde. Der PolitiquedePekin 
vom 8. 2. 20 ist zu entnehmen, dass der frühere Verkehrsminister 
Ye-Kung-tscho zum Hauptindustrie-Kommissar mit dem Sitz in 
Peking ernannt worden ist. Nicht weit vom Finanzministerium 
hat Ye sein Amtsgebäude bezogen. Der neue Kommissar er- 
blickt seine Aufgabe in einer grosszügigen Förderung der wirt- 
schaftlichen Erschliessung des Landes. Zu dieser Arbeit will 
er ausländisches Kapital und ausländische Sachverständige in 
grossem Massstab heranziehen. Das neue Wirtschaftsamt hat 
damit begonnen, eine gründliche Umfrage über Baumwoll- und 
(Gietreidebau in der Provinz Tschili zu veranstalten. In den 
Yangtse-Provinzen soll die Tee- und Seidenkultur studiert wer- 
den. Mit Unterstützung der Pekinger Regierung sollen die An- 
baumethoden aller landwirtschtftlichen Erzeugnisse verbessert 
werden, um eine erhöhte Produktion zu erzielen. 


Vom Bergbau. Die American Pacific Development Co. hat 
von dem Bergbauamt der Provinz Hunan die Genehmigung zur 
Errichtung einer Erzbereitungsanstalt erhalten. Dagegen hat, 
wie der London and China Telegraph vom 17. 5. 20 
berichtet, der japanische Konsul in Tschangscha Verwah- 
rung eingelegt, weil japanische Firmen infolge mit den chinesi- 
schen Behörden abgeschlossenen Anleihen Vorzugsrechte bei der 
Ausbeutung der Schuikouschan Zinn- und Antimongruben be- 
süssen. 

Eine Anzahl chinesischer Kaufleute hat, nach einer Meldung 
der Financial Times vom 5. 5. 20 beim Militärgouverneur 
von Anhui, General Ni-Sze-dschung, um Erlaubnis zur Gründung 
eines chinesisch-britischen Unternehmens nachgesucht, das die 
im Bezirk Tunglin gelegenen Kupfergruben bei Tung-kuan-schan 
„uesbeuten will. „Die Gruben waren ursprünglich von Sir John 
Kave erworben, vor zehn Jahren den Chinesen aber gegen eine 
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Geldentschädigung überlassen worden. 
sich wiederholt um die Konzession. 
tragsteller nach Peking verwiesen. 


Eine innere Eisenbahnanleihe. Nach einer Meldung des 
lLondonandChinaExpress hat das Verkehrsministerium 
in Peking beschlossen, eine innere Industrieanleihe in Höhe von 
$ mex. 30 Mill. auszuschreiben, die mit 8 v. H. verzinslich ist. 
Die Anleihe soll für den Bau einer Bahn von Schi-dja-dschuang 
(an der Peking—Hankouer Bahn) nach Te-dschou, einer Station 
an der Nordstrecke der Tientsin—Pukouer Bahn, verwendet 
werden. 


Ausbau der Papierfabrik in Tsinanfu. Wie wir der Revue 
financiere et Economique d’Italie entnehmen, wird 
die Hsi-kuan Papierfabrik in Tsinanfu, der Hauptstadt der Pro- 
vinz Schantung vergrüssert, weil eine erhebliche Nachfrage nach 
Zeitungspapier herıscht. 


Verkauf einer Wollweberei. Nach Meldungen der chinesi- 
schen Presse wird die Jen Hue Woollen Mill in Lunghua (bei 
Schanghai) wegen schlechten Geschäftsgangs zum Verkauf aus- 
geboten. 


Die Aussichten der Baumwoll- Industrie in Schanghai. 
Eastern Engineering gibt die Aeusserung eines Baum- 
woll-Fachmannes über die Aussichten der Spinnereien in 
Schanghai wieder. Das Bild, das der Fachmann entwirft, ist 
ziemlich trübe. Seiner Ansicht nach sind in Schanghai zu viele 
Baumwollspinnereien vorhanden. Er selbst habe grosse Schwie- 
rigkeiten, nicht nur passende Grundstücke, sondern auch gutes 
Arbeitermaterial zu erhalten und er war gezwungen, Arbeiter 
in anderen Provinzen anzuwerben. Auch damit war er nicht 
zufrieden. Der Fachmann hat eine Spinnerei in der Provinz 
Honan eingerichtet, die maschinelle Einrichtung für eine zweite 
Anlage wird im Jahre 1921 abgeliefert. Um geübte Arbeiter zu 
erhalten, hat er Absolventen von chinesischen Mädchenschulen 
in Dienst genommen und sie als Vorarbeiterinnen ausbilden 
lassen. Der Fachmann erklärt ferner, dass seine eigenen Unter- 
nehmungen erfolgreich seien, weil die Leitung gut sei. Viele 
Spinnereien, die sich in chinesischen Händen befinden, würden 
jedoch Fiasko erleiden. Eine grosse Gefahr sieht der Fachmann 
in der Neigung der chinesischen Arbeiter zu Streiks. Gerade die 
Bamwollspinner verlangen fortgesestzt höhere Löhne, weil sie 
wissen, dass die Spinnereibesitzer keine ausgebildeten Kräfte als 
Ersatz finden. Zu diesen Ausführungen bemerkt Eastern 
Engineering: „Diese Angaben sind im Hinblick auf die Be- 
strebungen in China Baumwollspinnereien zu kaufen, um die bil- 
ligen Arbeitskräfte auszunutzen, von grossem Interese, denn es 
ist möglich, dass die Eigentümer solcher Spinnereien bald den- 
selben Schwierigkeiten gegenüberstehen, wie die japanischen 
Spinnereibesitzer.“ 


Drahtlose Stationen in Mittelchina.. Der London and 
China Telegraph vom 17. 5. 20 berichtet, dass das Ver- 
kehrsministerium die Eingabe einer Anzahl wirtschaftlicher 
Körperschaften betreffs der Errichtung drahtloser Stationen in 
Schanghai, Nanking, Yangtschou und Hankou genehmigt habe. 
Die Kosten für die Einrichtung müssen von den Körperschaften 
selbst getragen werden. Die Stationen sollen lediglich Handels- 
zwecken dienen. 


Ausbau des Elektrizitätswerks in Schanghal. Die Times 
vom 15. 5. 20 enthält einen Bericht ihres Vertreters in Schanghai, 
der an Hand des vom Stadtrat der Internationalen Niederlassung 
herausgegebenen Jahresberichts Material über die Entwicklung 
des Elektrizitätswesens in Schanghai gibt. Danach sind für 
maschinelle und sonstige Einrichtungen für das Jahr 1920 Aus- 
gaben in Höhe von f1002404 vorgesehen; im folgenden Jahr 
vermindert sich der Betrag auf £ 258000 und im Jahre 1922 aui 
£ 13333. Die Kosten für den Ausbau werden von 1920 bis 1923 
auf £ 1051 667 veranschlagt. Die Stromabgabe des städtischen 
Elektrizitätswerkes bezifferte sich im Jahre 1919 auf 102 338 137 
Einheiten, wovon 79 622 548 oder 77,8 v. H. auf Kraftzwecke ent- 


Die Japaner bemühten 
General Ni hat die An- 


fielen. Der Gesamtverbrauch wird im Jahre 1920 auf 138 500 000, 
in folgenden Jahr auf 226900 000 und im Jahre 1923 aui 
79300 000 Einheiten geschätzt. Als besonders bemerkenswert 
hebt der Bericht die Tatsache hervor, dass sich der elektrische 
Kraftbedarf industrieller Unternehmen ganz crheblich gesteigert 
hat, was ein Beweis für die wachsende Bedeutung Schanghais 
als Industriezentrum ist. 

Das Elektrizitätswerk in Nantao, das sich ın chinesischen 
Händen befindet und das die chinesische Stadt und Umgebung 
mit Licht und Kraft versorgt, muss eine Erweiterung seines Be- 
triebs vornehmen. Der europäische Ingenieur des Unternehmens 
begibt sich in Kürze nach Europa, um die erforderlichen An- 
Käufe zu machen. Eine bereits bestellte Anlage hat eine 
Leistungsfähigkeit von 2500 Kw. 


Luitpost Peking—Tientsin. Ein Handley-Page-Flugzeug hat 
am 7. Mai d..J. den Probeflug zwischen Peking und Tientsin in 
einer Stunde zurückgelegt. Unter den 14 Fahrgästen war der 
englische Gesandte. China beabsichtigt zwischen den grösseren 
Städten regelmässige Luftpost einzurichten. 


Verkehrsverbesserungen In Amoy. Nach dem London & 
China Telegr. v. 17. 5. 20 sollen Pläne die Genehmigung der 
Regierung von Pekins gefunden haben, das Verkehrswesen des 
südchinesischen Hafens Amoy (gegenüber von Formosa) be- 
deutend auszubauen. Amoy, die Eingeborenenstadi und dic 
Europäerkolonie, liegen auf zwei Inseln, die durch Fluss- oder 
Meeresarme vom Festlande getrennt sind. Die Eisenbahn endet 
drüben auf dem Festlande; es ist nun beabsichtigt, über deu 
Nordfluss eine Brücke zu legen und die Eisenbahn nach dem 
Gieschäftsviertel zu verlängern. In anderthalb Jalıren hofft man 
mit der Arbeit fertig zu sein. Es sollen auch die Anlegeplätze 
für die Dampfer und die Verbindung zwischen Reede und Eisen- 
bahnstation ausgebaut werden. 


Japan. 


Eine Wirtschaftskrisis®? Englische Meldungen, die in letzter 
Zeit nch Europa gelangt sind, berichten von schweren Fr- 
schätterungen, die sich im japanischen Wirtschaftsleben geltend 
machen. Wieweit die Lage in den Berichten objektiv darge- 
stellt wird, lässt sich von hier aus nicht übersehen. 
letzten Tagen soll eine Besserung eingetreten sein, weil die 
Banken und Finanzinstitüte Vorbeugungsmassnahmen ergriffen 
hätten, was ein Nachlassen der Spekulation zur Folge gehabt 
habe. Eine Reutermeldung aus Osaka vom 4. 5. 20 be- 
richtet, dass die Tuchhändler in Kioto und Osaka grosse Räu- 
mungsverkäufe veranstalteten. Die führenden Seiden- und 
Baumwollgeschäfte setzen ihre Preise um 50 v. H. herab. Aus 
den Webereibezirken laufen fortgesetzt Meldungen ein, wonach 
Betriebseinstellungen vorgenommen werden, in einigen Fällen 
and die Arbeiter endgültig entlassen worden. Mit dem vorüber- 
zehenden Schliessen der Webereien soll die Produktion ver- 
mindert werden, um ein weiteres Fallen der Preise zu verhin- 
dem. Palls die wirtschaftliche Depression weiter anhält, so 
steht Japan nach dem Urteil Reuters zum ersten Mal dem 
Arbeitsiosenproblem gegenüber, das zweifellos die unruhige 
Stimmung unter der Arbeiterschaft vermehren werde. Inter- 
essant ist übrigens in diesem Zusammenhang, dass die japa- 
fische Arbeiterschaft zum ersten Mal den 1. Mai festlich be- 
fangen hat. Auf einer in Tokio abgehaltenen Massenversamm- 
g& wurde in einer Entschliessung die Einführung des Acht- 
Stundentages, die Festsetzung eines Mindestlohns und Arbeits- 
losenfürsorge verlangt. 


Behandlung deutschen Eigentums. Am 22. März begann im 
ouvernementsgebäude zu Kobe die Verhandlung betreffs des 
Verkaufs des deutschen Eigentums in Kobe und Umgegend. 
M Japaner waren aufzeefordert worden, Angebote zu machen, 
aber nur 25, darunter die Taisho Kisen Kaisha und die Kobe Pier 

. machten von diesem Angebot Gebrauch. Die Verhandlungen 
nden statt in Gegenwart des Gouverneurs Ariyoshi, des Polizei- 
Präsidenten und einiger Vertreter des Ministeriums des Innern; 
sie dauerten etwa eine Stunde. Das höchste Gebot für die 

e&utsch-Asiatische Bank, abgegeben von der Kobe 
Okasazaki Ginko, betrug Yen 400000, während das geringste 


In den 
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Angebot Yen 240 000 war. Aber selbst das Höchstgebot, welches 
auf den Tsubo (3,3 qm) Yen 1300 ausmacht, war nach Ansicht 
der Beamten viel zu niedrig für ein so vorteilhaft gelegenes 
(irundstück. Darauf kam die Besitzung von E. Bunge auf 
dem Rokkosan. Die Ciebote gingen, von Yen 2250 bis ayf 6000. 
Das höchste Gebot gab die Kobe Pier Co. aber auch dieses 
wurde als zu niedrig abgelehnt. Das dritte Stück, das zur 
Versteigerung kam, war die Besitzung, Haus und Land, von 
C. Delacamp (Higashi Suma). Dafür bot Nakamura Heiza- 
buro Yen 310000. Die anderen gingen herunter bis auf Yen 
110000. Für C. Holsteins Besitzungen zu Suma und Rokko 
hot Fukuda Hachinosuke aus Sumiyosi Yen 140 000; das geringste 
Gebot war gerade die Hälfte davon. Derselbe Fukuda bot noch 
Yen 9883 für ein Stück Land, das Herrn Holstein auf dem 
Rokko gehörte. Die Okazaki Bank bot ferner für ein Grundstück 
Nr. 66 im Settlement Yen 288750, das Mindestgebot darauf be- 
trug Yen 151250. Von allen diesen Angeboten nahm 
die Regierung nur das eine von Yen 9883 für Holsteins Be- 
sitzung auf dem Rokko an, eine Pachtung, die noch 27 Jahre 
lang in Kraft ist. Es kommen Yen 3 auf den Tsubo, und es ist 
nicht klar, warum die Regierung ein so niedriges Gebot annahm. 
JapanChronicle vom 1. 4. 20 macht über die Massnahmen 
der japanischen Regierung die folgenden Glossen: „Wie hier mit 
dem deutschen Eigentum umgegangen wird, liegt weder im Inter- 
teresse der Deutschen — auf die es ja nach Ansicht mancher 
natürlich nicht ankommt — noch in dem der japanischen Re- 
gierung, noch im Interesse des Gemeinwohls. Das Ziel ist 
offenbar, alle dauernden Pachtungen abzuschaffen, und es findet 
keine öffentliche Bekanntmachung und keine öffentliche Ver- 
steigerung statt. Es soll vermieden werden, dass dauernde 
Pachtungen in die Hand von Ausländern fallen, da man nur 
Japanefn Gelegenheit gibt, ein Angebot zu machen. Eine über- 
flüssige Mühe, denn heutzutage können Fremde mit den reichen 
Japanern in diesen Dingen überhaupt nicht konkurrieren. Es 
verlautet, dass die deutsche Bank noch einmal ausgeboten wer- 
den soll, da die Angebote das letzte Mal nach Ansicht der Re- 
gierungsvertreter zu niedrig waren. Es wäre gewiss besser, 
eine öffentliche Auktion zu veranstalten. Dann würde wenigstens 
der bisherige Eigentümer einen anständigen Preis erhalten, frei- 
lich ohne damit etwas anfangen zu können, denn nach einem un- 
gerechten Paragraphen des Friedensvertrages wird das Geld 


als Sicherheit für die Zahlung der deutschen Kriegsentschädigung - 


einbehalten.“ I 


Ankauf von Webstühlen in Deutschland. Nach dem Japan 
Chronicle vom 12. 3. 20 hat die Japanische Wollweberei- 
Gesellschaft Nippon Keori Kaisha in Kobe beschlossen, 400 neue 
Webstühle aus Deutschland einzuführen. Die 
Verschiffungen werden im September beginnen. Die Maschinen 
sollen in der neuen Fabrik in Innami-gun, Banshu, aufgestellt 
werden. Die Kosten des Ankaufs, Transports, der Auf- 
stellung usw. werden auf Yen 10 Mill. geschätzt, und die Ge- 
sellschaft wird dementsprechend ihr Kapital erhöhen. Ihre 
Leistungsfähigkeit wird sich durch die Neuanschaffungen um 
150 % steigern. Auch die Tokio Keori Kaisha, ihre Hauptkon- 
kurrentin, will ihr Kapital erhöhen. Fusionsverhandlungen 
zwischen beiden Firmen sind gescheitert. 


Massnahmen zur Förderung des Exports. Die Textile 
Association of Japan veranstaltete vom 15. bis 25. 3. d. J., laut 
Japan Advertiser vom 19. 3. 20, im Handelsmuseum zu 
Tokio eine Ausstellung, um alle Arten von japanischen 
(ieweben, Baumwolle, Leinen, Seide usw. vorzuführen. Ein 
Hauptzweck. den die Vereinigung in der letzten Zeit verfolgt 
hatte, war, die japanischen Weber zu veranlassen, ihre Stoffe 
inbreiteren Laxzen herzustellen. Das stiess natür- 
lich auf erosse Vorurteile. Die Japaner waren an schmalere 
Laren gewöhnt und wandten ein, dass beim Zuschneiden grosse 
Verluste entstehen würden. Eine Hauptaufgabe bestand darin, 
die Schneider und Verbraucher von der Grundlosigkeit dieser 
Sorge zu überzeuren. Auf der Ausstellung in Tokio waren zahl- 
reiche Schnittmuster und Vorlagen ausgehängt, die diesem 
Zwecke dienten. Die neue Breite, die auch hauptsächlich für 
Exportzwecke bevorzugt wird, beträgt 3 Fuss. 
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Von der Glasindustrie. Wie der Japan Chronicle vom 


1. 4. 20 berichtet, hat die japanische Glasindustrie in den letzteg. 


lahren ganz erhebliche Fortschritte gemacht. Vor dem Kriege 
wurden 30 % des Glasbedarfs Japans im, Lande gedeckt, der 
Rest wurde eingeführt. Infolge des Krieges hörte die auslän- 
dische Glaseinfuhr auf. Von japanischer Seite wurden infolge- 
dessen durch die Gründung neuer Fabriken und den Ausbau der 
bestehenden grosse Anstrengungen gemacht, um die Glaserzeu- 
gung zu erhöhen. Während des Kriegs war die japanische Glas- 
industrie bereits so weit entwickelt, dass sie überschüssige Er- 
zeugnisse ausführen konnte. Seit Herbst 1918 hat Belgien, das 
eines der grössten Glas produzierenden Länder der Welt ist, 
versucht, seine ehemaligen Absatzmärkte wieder zu gewinnen. 
Belgisches Glas hat bereits wieder seinen Weg nach Japan ge- 


funden. Es heisst, dass man in den Kreisen der Asani-Glasgesell-' 


schaft, die sich in gewissen Fabrikaten eines Monopols erfreute, 
über die zunehmende Einfuhr billiger ausländischer Glaserzeug- 
nisse bestürzt ist. Die japanischen Glasfabriken mussten ihre 
Preise bedeutend herabsetzen; japanisches Glas, das mit 
Yen 28 quotiert wurde, steht heute auf 23 bis 24 gegen 21 des 
belgischen Erzeugnisses. Andererseits halten einige japanische 
Fabrikanten ihre Vorräte zurück, weil sie mit der Möglichkeit 
rechnen, dass die Einfuhr ausländischen Glases wegen des 
schwankenden Kurses in Zukunft auf Schwierigkeiten stossen 
würde. 


Eine schwimmende Ausstellung. In Tokio hat sich, wie der 
Japan Advertiser vom 28. 3. berichtet, im vergangenen 
Dezember eine Gesellschaft gegründet, um der Welt die 
japanischen Industrieprodukte durch eine schwimmende Aus- 
stellung vorzuführen. Auf der Kawasaki-Werft zu Kobe ist 
augenblicklich für diesen Zweck ein Schiff von 11900 t im Bau. 
Das Schiff wird den Namen erhalten „Kifuken Maru" oder 
„Schiff des guten Glückes“ und soll in 10 oder 12 Monaten alle 
wichtigen Welthäfen anlaufen, um dort während seines Auf- 
enthaltes im Hafen als Industrieausstellung Japans zu dienen. 
Seide und Seidenwaren, Meeresprodukte und landwirtschaft- 
liche Erzengnisse, ferner kunstgewerbliche Arbeiten, z. B. Lack 
und Bronze, werden die hauptsächlichsten Ausstellungsgegen- 
stände sein. Japanische Sitten und Gebräuche sollen kinemato- 
graphisch vorgeführt werden. Vertreter der Aussteller werden 
an Bord sein. Ferner wird das Schiff allerlei Kommissionen mit-, 
nehmen, welche die japanische Regierung oder Handelskammern 
und dergl. zum Studium der wirtschaftlichen Verhältnisse mit- 
schicken. 


Bau einer Untergrundbahn in Tokio. Der Japan 
Chronicle vom 18. 3. berichtet: Tokio soll eine Untergrund- 
bahn erhalten. Zu diesem Zwecke hat sich eine Gesellschaft mit 
Yen 40 Mill. gebildet unter dem Namen Tokio Chika Tetsudo 
Kabushiki Kaisha. Die Linie soll zu Shinagawa beginnen, wo 
die Tokio-Yokohama-Strassenbahn endet und soll zunächst nach 
dem Asakusa-Park gehen. Von der Hauptlinie soll sich eine 
Seitenlinie nach Minami-Senju abzweigen. 


Ausbau der Strassenbahn In Kube. Die Stadtverwaltung 
von Kobe trägt sich, nach dem Japan Chronicle vom 18. 3,, 
mit einem Ausbau ihrer elektrischen Strassenbahn, der schon 
Inde d. J. beendet sein soll. Zu Hyoxo Bancho wird ein grosser 
neuer Wagenschuppen errichtet, der auch als Bau- und 
Reparaturwerkstatt dienen kann. Zu Minatogawa wird eine 
elektrische Kraftstation von 12500 Kilowatt errichtet. Die 
Motore im Werte von Yen 0,65 Mill., ein Kessel von Yen 1,2 Mill. 


Krisis in der japanischen Schiffbauindustrie. Wie der 
Japan Advertiser vom 20. 4. 20 berichtet, ist die grosse 
Asahi-Schiffswerft, die über ein Kapital von Yen 30 Mill. ver- 
fügte, geschlossen worden. Die Schliessung wirft ein Licht auf 
die Verhältnisse der japanischen Schiffbauindustrie, die von der 


-auf dem Schiffahrtsmarkt herrschenden Depression verursacht 


sind. Ein Teil der Werften hat für dieses Jahr noch alte Aui- 
träge zu erledigen. Die Aussichten für das nächste Jahr werden 
jedoch von Sachverständigen als äusserst schlecht bezeichnet. 


Von der Handelsilotte. Nach einer im Japan Adver- 
tiser vom 8. 4. 20 abgedruckten Uebersicht besass Japan Ende 
Januar d. J. 3059 Dampfer von zusammen 3043165 t. Davon 
sind 2876 Dampfer (rund 2,9 Mill. t) in Japan selbst registriert, 
88 mit rund 36000 t in Korea, 27 mit 8000 t in Formosa ımd 68 
mit 122000 t in Kwantung. Die grösste (Gesellschaft ist die 
Nippon Yusen Kaisha, 97 Schiffe oder 457000 t. Dann folgt die 
Osaka Shosen Kaisha, 78 Schiffe mit 309 000 t. An dritter Stelle 
steht die im letzten Jahre durch Zusammenlegung entstandene 
Kokusai Kisen Kaisha, 31 Dampfer oder 165000 t. An vierter 
Stelle kommt die Toyo Kisen Kaisha, 11 Schiffe mit 96000 t. 
Und dann folgt die Kawasaki-Werft-Gesellschaft mit 15 Schiffen 
oder 80.000 t. 


Japanische Schiifsbestellungen in England. Die Osaka Shosen 
Kaisha hat nach Japan Advertiser vom 2. 4. 20 in London 
zwei Frachtdampfer von je 12 000 t bestellt, die im Februar oder 
März nächsten Jahres zu liefern sind. Die Gesellschaft hat 
innige geschäftliche Beziehungen zu den Osaka-Eisenwerken, 
einem der grössten schifisbautechnischen Betriebe Japans, und 
die Tatsache, dass die grosse Schiffahrtsgesellschaft nicht bei 
dieser ihr nahestehenden Werft bestellt, sondern bei einer Lon- 
doner Firma, wird damit erklärt, dass man in Japan eine 
Probe von den neuesten Leistungen der englischen 
Schiffbautechnik in Händen haben will. Ferner will die Osaka 
Shosen Kaisha in der nächsten Zeit zu diesen zwei Schiffen 


‘noch 120000 t in neuen Schiffen in Auftrag geben, und zwar 


zuerst zwei Frachtdampfer von je 10000 t und drei von 650. 
Diese fünf Schiffe sollen schon bis Ende d. J. geliefert werden. 
Die Gesellschaft beabsichtigt, ihr Kapital von Yen 50 auf 1W 
Millionen zu erhöhen. | 


Kapitalerhöhung der Südmandschurisichen Bahn. Die Süd- 
mandschurische FEisenbahngesellschaft, bekanntlich im wesent- 
lichen ein Untnernehmen der japanischen Regierung, will nun- 
mehr nach einer Mitteilung des Japan-Chronicle auch die 
koreanischen Eisenbahnen übernehmen und dazu ihr Kapital um 
Yen 140 Mill. erhöhen. Es wird vorläufig noch geheim gehalten, 
wie die Regierung dabei ihre Beteiligung gestalten will, da für 
diesen Zweck die Zustimmung des Reichstages eingeholt werden 
muss. 


Ausdehnung der Mühlenindustrie. Dem Japan Adver- 
tiser vom 20. 2. und 14. 3. 20 ist zu entnehmen, dass die 
(japanische) Manchurian Flour Mill. Co. im Begriff ist, zunächst 
die North Manchuria Flour Mill. Co. aufzukaufen. Späterhin 
soll dann auch die Chosen Flour Mill Co. an die Reihe kommen, 
das bedeutet, dass diese Gesellschaft de ganze Mühlen- 


industrie der Mandschurei und Koreas unter ihre 
Ausserdem ist die Gesellschaft im Be- 
griff, in Schanghai eine neue Mühle zu erbauen, um die 
Masse Weizen, die das Yangtse-Tal liefern kann, zu ver- 


Kontrolle nehmen will. 


arbeiten. 


Laer: fa 


Dieses neue Unternehmen soll aber von der bis- 
herigen Firma abgezweigt und unter einer besonderen Firma als 
Shanghai Flour Mill Co. mit einem Kapital von Yen 3 Mill. be- 
trieben werden. 


usw, sind in Amerika und der Schweiz bestellt worden und 
sollen im September, z. T. auch erst im Dezember d. 1]. ein- 
treffen. Die Strassenbahnwagen sind z. T. bereits aus Amerika 
bezowen, z. T. werden sie in Kobe selbst gebaut werden. 


Neues Elektrizitäts-Unternehmen. In Tokio ist die Keihin 
Denryoku Kaisha oder Tokio-Yokohama Electric Power 
Company mit einem Kapital von Yen 20 Mill gegründet worden. 
— Die Kyvushu Electric Light Comp. in Fukuoka beabsichtigt ihr 
Kapital von Yen 15 aui 50 Mill. zu erhöhen. 


Japanische Papierfabrik in der Mandschurei. In der Pro- 
vinz Kirin beabsichtigt die japanische Firma eine Papierfabrik zu 
errichten, mit einem Kapital von $ mex. 5 Mill. Die Hälfte davon 
soll von chinesichen Geldgebern beigesteuert werden. Die neue 
Firma wird auch die Ausbeutung von Geklern in der Provinz 
Kirin in Angriff nehmen. 
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Bestimmungen über die Deutschen in China. 


Wir geben nachstehend die Uebersetzung einiger Ver- 
ordnungen der chinesischen Regierung, die den Status der 
Deutschen, die Behandlung ihres Eigentums usw. betreffen, 
wieder. Die Verordnungen sind erst vor kurzem hier einge- 
gangen; ihre Veröffentlichung dürfie von allgemeinem 
Interesse sein. 


Verordnung betreffend die Verwaltune von 
Vermögensbeständen feindlicher 
Untertanen. 


$1. Die zurückgelassenen Vermögensbestände feind- 
licher Untertanen, gleichviel ob bewegliche oder unbeweg- 
che Güter, werden von der zuständigen Lokalbehörde über- 
nommen und verwaltet. 

$2. Wer laut Auftrag eines feindlichen Untertanen cder 
aus einem anderen Grunde die einem feindlichen Untertanen 
gehörenden Vermögensbestände in Verwaltung oder Besitz 
hat, hat dies innerhalb eines Monats wahrheitsgetreu der zu- 
ständigen Lokalbehörde anzuzeigen, die über die Hand- 
habung derselben Bestimmung trifft. Das gleiche gilt für Ge- 
schäfte oder Gesellschaften, in welchen Kapital von feind- 
lichen Untertanen beteiligt :ist. 

8 3. Die einem feindlichen Untertanen zu leistenden 

ungen oder zu liefernden Sachen sollen, wenn nichts an- 
deres bestimmt wird, der zuständigen Lokalbehörde ausge- 
ändigt werden. 

$4. Wer den $$ 2 und 3 zuwiderhandelt, wird mit Ge- 
fänmisstrafe fünfter Klasse, Haft oder Geldstrafe bis zu ein- 
tausend Dollar bestraft. 

. $5. Prozesse in Vermögensangelegenheiten gegen einen 
kindlichen Untertanen können bei der in 8 2 Abs. 1 der 
„Verordnung betr. das Prozessverfahren gegen feindliche 
Untertanen“ bestimmten Justizbehörde gegen die Vermögens- 
bestände des betr. feindlichen Untertanen verwaltende Lokal- 
behörde angestrengt oder weitergeführt werden. 

86. Wird eine Liquidation der Vermögensbestände 
feindlicher Untertanen, Geschäfte oder Unternehmen [in- 
folge Schulden] *) notwendig, so kann sie von dem „Büro 
zur Verwaltung der Vermögensangelegenheiten feindlicher 
Untertanen“ durchgeführt werden. 


nn HE 


‚) Die Worte „infolge Schulden“ sind am 6. Juni 1919 ge- 


en worden! 


. Findet das „Büro zur Verwaltung der Vermögensange- 
legenheiten feindlicher Untertanen“ bei der Liquidation dieser 
Vermögensbestände, dass sie die Schulden nicht mehr decken, 
so kann es bei der Justizbehörde die Konkurseröffnung be- 
antragen. 2 | 

8 7. Die bei der Verwaltung der Vermögensbestände 
direkt entstehenden Unkosten werden aus den betreffenden 
Vermögensbeständen erstattet, jedoch müssen sie vom „Büro 
zur Verwaltung der Vermögensangelegenheiten feindlicher 
Untertanen“ bewilligt werden. 

88. Die Art der Verwaltung eines von einer chinesischen 
Behörde und einem feindlichen Untertanen gemeinsam be- 
triebenen Geschäftes oder Unternehmens wird vom Ministe- 
rium für Ackerbau und Handel und von der zuständigen Be- 
hörde bestimmt. 

8 9. Die Ausführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden in einer Verfügung des Kuo \Wu Yıan fest- 
gesetzt. | 


Die Ishih pao vom 17. Oktober 1919 veröffentlichte 
folgendes Dienstschreiven des Kabinetts an die verschie- 
denen Dienststellen in Peking und in den Prcvinzen betreffend 
AufhebungvonBeschränkungenfeindlicher 
Untertanen. (In Wirklichkeit scheint das Schreiben 
vom Ministerium des Innern ergangen zıı sein.) 

Das Kabinett hat folgendes mitgeteilt: 

„vom Ministerium des Innern ist die Rede auf die Not- 
wendigkeit gebracht worden, hinsichtlich der Behandlung 
feindlicher Untertanen infolge der Verkündigung der Beendi- 
gung des Kriegszustandes durch Erlass (des Präsidenten) 
verschiedene Bestimmungen aufzuheben, und das Ministerium 
hat gebeten, darüber in Beratung einzutreten und Beschluss 
zu fassen. Nunmehr hat das Kabinett beschlossen, dass da- 
nach zu verfahren sei.“ | 

Alle in Betracht kommenden zentralen Dienststellen sind 
entsprechend benachrichtigt worden. Im übrigen wird dies 
unter Beifügung einer Drucksache hiermit brieflich zur ge- 
fälligen Kenntnisnahme und weiteren Veranlassung ergebenst 
mitgeteilt. pp. 


Drucksache. 
Von den Bestimmungen über die Behandlung der feind- 
lichen Untertanen werden mit Rücksicht auf die Verkündigung 
der Beendigung des Kriegszustandes folgende aufgehoben. 


m "en. 
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1. 
Bestimmungen betreffend dieBehandlung 
feindlicher Staatsangehöriger. 
Art. 4: Das darin vorgesehene Verfahren der Ver- 
weisung nach einem bestimmten Platze ist sofort auizuheben. 


Art. 6: Das darin enthaltene Verbot des Reisens und. 


Umherwanderns (Reisen zu Vergnügungszwecken) scll jetzt 
‚bezüglich des Reisens nicht mehr aufrecht erhalten werden. 
Art. 7: Das darin enthaltene Verbot für feindliche 
Untertanen, über Chinas Grenzen hereinzukommen, soll jetzt 
dahin umgewandelt werden, dass für Deufische und Oester- 
reicher dazu die Genehmigung des Ministeriums erforder- 
lich ist. 
Art. 9: Die darin vorgesehene Inhaftnahme soll jetzt 
aufgehoben werden. 
2: | 
Ausführunesbestimmungen zu den Bestimmungen 
betreffend die Behandlung feindlicher Staatsangehöriger. 


Art. 4: Die darin vorgesehene besondere Erlaubnis zum 
Umzug ist sofort aufzuheben. Aber bei Aufenthaltsverände- 
rungen ist der Ortsbehörde davon Meldung zu machen. 

Art. 10: Das darin vorgesehene Verbot bezüglich 
Druckschriften soll jetzt dahin abgeändert werden, dass für 
Druckschriften die Erteilung einer besonderen Herausgabe- 
erlaubnis in Erwägung gezogen werden darf. 

3. ‘ 

Das an den verschiedenen Plätzen gegenüber feindlichen 
Staatsangehörigen eingeführte Meldeverfahren ist sofort all- 
gemein aufzuheben. 

4. 

Das einstweilige Unterstützungsverfahren ist sofort ab- 

zuschaffen. | 


5. 

Alle Einrichtungen, die durch die Bestimmungen be- 
treffend die Behandlung feindlicher Staatsangehöriger und in 
den Ausführungsbestimmungen dazu sowie sonstwie einge- 
führt und durch die Verhältnisse überholt sind, sind folge- 
richtigerweise durchweg aufzuheben. 


6. 

Wenn im übrigen das Ministerium dafür hält, dass Ein- 
richtungen abzuschaffen sind, so wırd es davon jeweils durch 
Rundschreiben Kenntnis geben. 

Aus der Cheng fu Kung pao (Regierungsblatt) vom 
24. Mai 1919. 

Präsidentialerlass. 

Die nachstehenden Bestimmungen über das Prozess- 
verfahren in Zivil- und Strafsachen von Untertanen der 
vertraglosen Staaten werden hiermit erlassen. 

(Siegel das Präsidenten.) 

Am 23. Mai 1919. 
Ministerpräsident Chien Neng hsün. 
Minister des Auswärtigen. 
Justizminister Chu Shen. 


Verordnung Nr. 9. 

Bestimmungen über dasProzessverfahren 
in Zivil- und Strafsachen von Untertanen 
dervertraglosen Staaten. 

8 1. In Zivil- und Strafprozessen von Untertanen der 
vertraglosen Staaten ist gemäss den vorliegenden Bestim- 
mungen zu verfahren. 


8 2. In dem in $ 1 bezeichneten Prozessen ist abgesehen 
von den in 8 6 Art. 3, 4 des Entwurfes des Strafprozess- 
gesetzes erwähnten Verbrechen als erste Instanz das Landge- 
richt oder das Ortsgericht, das den Justizämtern der Banner- 
generäle angegliedert ist, zuständige. Wo kein Land- oder 
Ortsgericht besteht, überweist der zuständige Ortsbeamte 
die Prozesse dem nächstgelegenen Land- oder Ortsgericht 
zur Rechtsprechung. Wenn in den entfernten Grenzgebieten 
eine Ueberweisung nicht stattfinden kann, so erstattet der zu- 
ständige Ortsbeamte jeweils dem Justizministerium Bericht, 
damit dieses entscheidet. 


$ 3. Untertanen der vertraglosen Staaten, die in den 
durch 8 1 bezeichneten Prozessen in Haft: zu nehmen und 
zur Strafvollstreckung gefangen zu halten sind, finden in den 
neuen Gefängnissen Aufnahme. Wo keine neuen Gefängnisse 
vorhanden sind, dürfen statt dessen geeignete Räumlichkeiten 
genommen werden. 


S 4. Soweit diese Bestimmungen über das Veriähen 
bei der Rechtsprechung nicht Klarheit schaffen, werden die 
auf Bericht genehmigten Abschnitte des Zivil- und Strafpro- 
zess-Gesetzes und die Vorschriften anderer gesetzlicher An- 
ordnungen in Anwendung gebracht. 

8 5. Soweit Abänderungen dieser Bestinımungen er- 
forderlich werden, berichtet der Justizminister darüber ; an den 
Präsidenten, der darüber eine Verordnung erlässt. 


8 6. Diese Bestimmungen treten am Tage der Verkün- 
dung in Kraft. 


Cheng fu Kung pao vom 20. März 1019. 


Kabinettsbefehl Nr. 7. 


Die Bestimmungen über die Liquidierung feindlichen 
Eigentums werden hiermit veröffentlicht. 


Am 19. März 1919. Siegel des Kabinetts. 
gez. Ministerpräsident Chien Neng hsün. 


BestimmungenüberdieLiquidierung 
feindlichen Eigentums. 


8 1. Wenn gemäss & 6 der Verordnung betreffend di: 
Verwaltung von Vermögensbeständen feindlicher Untertanen 
feindliches Eigentum zu liquidieren ist, so ist dafür vom 
Bureau für die Verwaltung feindlichen Eigenturas ein Liqui- 
dator zu ernennen. 


$ 2. Der Liquidator hat nach den Weisungen des 
Bureaus für die Verwaltung feindlichen Eigentums die Liqui- 
dierung durchzuführen. Ihm liegt ob 


a) Abwicklung der unerledigten Geschäftsangelegen- 
heiten; b) Einziehung von Forderungen und von Ver- 
mögensgegenständen im Besitz dritter Personen; c) Verwal- 
tung und Versilberung des Eigentums; d) Tilgung von 
Schulden. 


8 3. Soweit Eigentum der betreffenden feindlichen 
Untertanen sich unter der Verwaltung der zuständigen Orts 
behörde befindet, darf der Liquidator diese ersuchen, es auch 
weiterhin in Verwaltung zu behalten. Auch bezüglich des 
von anderwärts eingezogenen Eigentums kann er die zustän- 
dige Ortsbehörde ersuchen, es zu verwalten. 

84. (8 4 ist am 6. Juni 1919 gestrichen!) Das Ver- 
mögen der betreffenden feindlichen Untertanen ist nur inso- 
weit zu versilbern als zur Tilgung der Schulden notwendix 
ist. Ausserdem sind weniger leicht zu verwaltende oder 


grössere Unkosten verursachende Gegenstände zur Versilbe- 
rung auszuwählen. 
& 5. Die nachstehend verzeichneten Vermögensgegen- 
stände a) Liegenschaften und Schiffe; b) Stapelwaren; c) Kost- 
barkeiten sind, soweit für sie nicht Sondervorschriften be- 
stehen,.durch die Justizbehörden, bei denen ein entsprechen- 
der Antrag zu stellen ist, zu versteigern. 
Alle übrigen Vermögensgegenstände versteigert der 
Liquidator selbst. Soweit sich wegen der Beschaffenheit der 
Vermögensgegenstände oder des Platzes, an dem sie sich 
befinden, eine Versteigerung nicht gut bewerkstelligen lässt, 
darf in anderer Weise ein öffentlicher Verkauf vorgenommen 
werden.. 
86. Nachdem der Liquidator sein, Amt angetreten hat, 
muss er schleunigst diese Tatsache und den Ort, wo er seine 
Dienstobliegenheiten erledigt, öffentlich bekannt machen und 
die Gläubiger der betreffenden feindlichen Untertanen auf- 
fordern, binnen einem Monat unter Vorlegung ihrer Beweis- 
stücke ihre Forderungen anzumelden; auch muss er auf das 
nach $ 8 (7 ?) Bestimmte hinweisen. Der Liquidator ist 
indes befugt, die einmonatige Frist nach Ermessen zu ver- 
längern. 
Die vorstehende Bekanntmachung ist als Verordnung an 
die Mauern zu kleben und in die Amtsblätter und chinesiche 
und fremde Zeitungen mindestens dreimal einzurücken. 
8 7. Diejenigen Gläubiger, die nicht innerhalb der ge- 
mäss 8 6 vorgesehenen Frist ihre Forderungen anmelden, 
änd in der Liquidationstabelle zu streichen. 
8 8. Der Liquidator hat die ihm bekannten Gläubiger, 
abgesehen von der öffentlichen Aufforderung aucke ncoh durch 
emen besonderen Brief zur Anmeldung ihrer Forderungen 
auzufordern. 
Die Bestimmung des 8 7 findet auf die bereits bekannten 
Gläubiger keine Anwendung. 
8 9. Zweifelhafte Verbindlichkeiten sind in der Liqui- 
dationstabelle zu steichen. 
Hiervon betroffene Gläubiger können gegen den Liqui- 
dator bei der nach $ 2 Absatz 1 der Bestimmungen über 
Prozesse feindlicher Untertanen zuständigen Justizbehörde 
Klage führen. | 
8 10. Verzinsliche, noch nicht fällig gewordene Verbind- 
iichkeiten sind gleichfalls zu berichten. Zinsen werden bis 
zum Zeitpunkt der Berechtigung gezahlt. 
Unverzinsliche, noch nicht fällig gewordene Verbindlich- 
keiten dürfen nur berichtigt werden, wenn sich der Gläubiger 
mit einem Abzug zufrieden gibt. 
8 11 Wenn Gläubiger nicht innerhalb der gemäss 8 6 
vorgesehenen Frist ihre Forderungen angemeldet haben, so- 
wie wenn die Verbindlichkeit zweifelhaft ist oder noch nicht 
üllie ist und deshalb Streichung von der Liquidationstabelle 
erfolgt, so kann trotzdem Berichtigung aus dem übrig- 
‚bleibenden Vermögen beantragt werden. 
8 12. Gläubiger, die ein Pfandrecht oder ein anderes 
dingliches Sicherungsrecht haben, sind berechtigt, in erster 
Linie ihre Befriedigung aus der betreffenden Sache zu suchen. 


8 13. Wenn der Liquidator beim Liquidierungverfahren 
ieststellt, dass das Vermögen des betreffenden feindlichen 
Untertanen zur Begleichung seiner Schulden nicht hinreicht, 
so muss er darüber schleunigst dem Büro für die Ver- 
waltung feindlichen Eigentums Bericht erstatten, damit dieses 
bei der Justizbehörde die Konkurseröffnung beantragt, und 
den Sachverhalt öffentlich bekannt machen. 
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Bei den Berechnungen vorstehender Art sind die von der 
Liquidationstabelle gestrichenen Forderungen und die Kosten 
des Liquidationsverfahrens mitzuberücksichtigen. 

Wenn g:mäss den Bestimmungen dieses 8 Konkurs er- 
öffnet wird, so dürfen Zahlungen, die bereits an Gläubiger 
geleistet sind, von der Konkursbehörde zurückgefordert 
werden. 

S 14. Die Kosten des Liquidationsverfahrens sind vor 
allen anderen Forderungen aus dem zu liquidierenden Ver- 
mögen zu bestreiten. 

$ 15. Das nach Berichtigung der Verbindlichkeiten un. 
Bestreitung der Kosten des Liquidationsverfahrens verblei- 
bende Vermögen ist der zuständigen Ortsbehörde zu über- 
geben, damit sie nach den Bzstimmungen der Verordnung 
betreffend die Verwaltung von Vermögensbeständen feind- 
licher Untertanen und den dazu erlassenen Ausführungsbe- 
stimmungen die Verwaltung übernimmt. 

8 16. Bei Abschluss des Liquidationsverfahrens muss 
der Liquidator einen genauen Bericht über die Liquidierung 
anfertigen und diesen mitsamt allen Unterlagen und Akten 
dem Büro für die Verwaltung feindlichen Vermögens ein- 
reichen. 

8 17. Der Liquidator darf in Ausführung seiner Ob- 
liegenheiten sämtliche prozessuale und nichtprozessuale Hand- 
lungen vornehmen, die notwendig werden. 

8 18. Der Liquidator darf in Ausführung seiner Ob- 
liegenheiten die Unterstützung der Zweigbüros für die Ver- 
waltung feindlichen Eigentums und der Ortsbehörden er- 
bitten. 

8 19. Der Liquidator hat bei Ausführung seiner Ob- 
liegenheiten auf die Wahrung der Interessen der betreffenden 
feindlichen Untertanen und sonstiger Beteiligter Rücksicht zu 
nhmen. 

Für Schaden, der aus vorsätzlichem oder grob fahr- 
lässigem Verhalten des Liquidators den betreffenden feind- 
lichen Untertanen oder sonstigen Beteiligten erwächst, ist der 
Liquidator schadenersatzpflichtig. 


Chengfu Kungpao vom 14. Juni 1919. 
Präsidentialerlass. 

Die Zollbestimmungen für die im Reichsgebiet 
wohnenden Untertanen vertragloser Staaten werden hiermit 
festgesetzt und verkündet. 

(Präsidentensiegel.) 
Ministerpräsident Chien Neng hsün. 
Chef des Waichiaopu (Ministerium des Auswärtigen). 
Chef des Finanzministeriums Kung Hsin chan. 

Ä Verordnung Nr. 11. 
ZollbestimmungenfürdieimReichsgebiet 
wohnenden Untertanen vertragloser 
Staaten. 

8 1. Untertanen vertragloser Staaten haben bei Einfuhr 
von Waren gemäss den von der Regierung erlassenen Zoll- 
gesctzen Seezoll zu entrichten. 

8 2. Untertanen vertragloser Staaten haben, wenn sie 
Waren ins chinesiche Inlandgebiet schaffen, um sie dort um- 
zusetzen, vorschriftsmässig sämtliche Inlandssteuern, Likin 
und allerlei Abgaben zu entrichten und dürfen beim Seezoll- 
amt nicht um Import-Transitpässe nachsuchen. 

8 3. Untertanen vertragloser Staaten dürfen nicht im 
Inlandsgebiet auf Grund von Export-Transitpässen ein- 
heimische Waren aufkaufen. 


13. Juni 1919. 
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84. Untertanen vertragloser Staaten werden, wenn sie 
im Inlandgebiet Waren versenden, nicht der Vergünstigung 
zuteil, dazu Zollfreischeine und Versandscheine für maschinell 
hergestellte Waren benutzen zu dürfen. 

$ 5. Untertanen vertragloser Staaten dürfen im Inland- 
gebiet nicht als Handelsmakler tätig sein. 

8 6. Diese Bestimmungen treten am Tage der Verkündi- 
gung in Kraft. 


Chengfu Kungpao vom 23. Juni 1919. 


Präsidentialerlass. 


Die Bestimmungen über die Behandlungen der Unter- 
tanen vertragloser Staaten werden hiermit festgesetzt und 
veröffentlicht. | 


(Präsidentensiegel.) Am 22. Juni 1919. 


Ministerpräsident Kung Hsin chan. 
Chef des Waichiaopu (Ministerium des Auswärtigen). 
Chef des Ministeriums des Innern Chu Shen. 


Verordnung Nr. 12. 


Bestimmungen über die Behandlung der 
Untertanen vertragloser Staaten. 


8 1. Untertanen vertragloser Staaten werden, wenn sie 
im chinesischen Reichsgebiet wohnen (ansässig sind), von 
den Verwaltungsbehörden nach Massgabe der vorliegen.len 
Bestimmungen behandelt. 

8 2. Betreten Untertanen vertragloser Staaten das 
Reichsgebiet, so sind ihre Pässe zu prüfen und in anderer 
Weise Feststellungen über ihrs Persönlichkeit und ihren Be- 
ruf zu machen. 

8 3. Untertanen vertragloser Staaten, die liederlich, die 
mittellos sind oder von denen zu besorgen steht, dass sie für 
die innere Ruhe und Ordnung oder für die Gesundheit eine 
Quelle der. Gefahr bilden könntn, darf der Eintritt ins 
Reichsgebiet verweigert werden. 


$4. Wird bezüglich der Untertanen vertragloser Staaten 
bei ihrem Eintritt ins Reichsgebiet der Verdacht als vorliegend 


erachtet, dass sie verbotene Sachen mit sich führen, so sind 


solche Untertanen einer Durchsuchung zu unterwerfen. 

Fördert eine derartige Untersuchung verbotene Sachen 
zutage, so sind diese einzubehalten. In schweren Fällen 
darf ferner der Eintritt ins Reichsgebiet verwehrt werden. 

85. Wenn Untertanen vertragloser Staaten nach ihrem 
Eintritt ins Reichsgebiet nicht einem redlichen Erwerb nach- 
gehen oder sich nicht gesetzmässig betragen und dadurch die 
Besorgnis begründen, dass sie die Ruhe und Ordnung stören, 
so wird gegen sie den gesetzlichen Bestimmungen gemäss 
vorgegangen, und ausserdem können sie zum Verlassen des 
des Reichsgebietes angehalten werden. Gleiches eilt für 
diejenigen, gegen die auf Grund von Ermittelungen der Ver- 
dacht besteht, dass sie Geheimagenten oder Spione sind. 

86. Untertanen vertragloser Staaten dürfen in Handels- 
märkten oder anderen Plätzen wohnen, in denen es bisher 
Fremden erlaubt ist zu wohnen. 

Wenn sie in den vorerwähnten Plätzen Häuser mieten 
müssen, so haben sie die Bestimmungen inaszuhalten, die an 
den betreffenden Plätzen über die Miete von Häusern 
bestehen. 

8 7. Wenn sich Untertanen vertragloser Staaten auf 
Reisen ins Inland begeben, so müssen sie sich dafür einen 
Pass geben lassen. An den von ihnen auf der Reise besuchten 
Plätzen dürfen sie nicht Vermessungen ausführen. 


Pi 


8 8. Untertanen vertragloser Staaten dürfen im Inlande 
keine Liegenschaften pachten (mieten. Von dizser Be 
schränkung aber wird nicht betroffen, wer sich ins Inland 
begibt und in Städten und Marktplätzen Missionstätigkeit 
ausübt und für eine Mission Häuser zur Errichtung von 
Kirchen, Schulen, Krankenhäusern oder zu .wohltätigen Ein- 
richtungen mietet (pachtet). 

Werden auf Grund der vorstehenden ganz besonderen 
Ausnahmebestimmungen Häuser gemietet, so müssen die bei- 
den Parteien den darüber abzuschliessenden Vertrag der zu- 
ständigen Behörde zur Prüfung einreichen und deren Ge- 
nehmigung erwirken. | | 

8 9. Untertanen vertragloser Staaten dürfen nicht Ver- 
fasser oder Herausgeber von Zeitungen oder Zeitschriften 
sein und dürfen nicht einer politischen Partei oder einem 
politischen Klub beitreten. 

8 10. Abgesehen von den vorliegenden Bestimmungen 
und von den (diesbezüglichen besonderen) Vorschriften in ' 
anderen gesetzlichen Anordnungen richtet sich die Behand- 
lung von Untertanen vertragloser Staaten durchweg nach den 
allgemeinen gesetzlichen Anordnungen. 

8 11. Diese Bestimmungen treten am Tage der Verkün- 
digung in Kraft. 


Chengfu Kungpao vom 30 Juni 1919. | 


Präsidentialerlass. 


Der Chef des Finanzministeriums Kung Hsin chan und 
der Chef des Finanzministeriums Chu Shen haben in einem 
gemeinsamen Bericht Vorschläge über vernichrte Einzich- 
tung von Gerichtshöfen und neuen Gefängnissen gemacht 
und dazu eine übersichtliche Tabelle aufgestellt, wie das im 
Laufe der Jahre durchgeführt werden soll. Die Politik der 
Unabhängigkeit der Justiz wird in allen Staaten als wichtig 
cıachtet. Unser Reich arbeitet darauf schon seit langrem hin. 
„yetzt, wo die Aufhebung der Konsulargerichtsbarkeit grerade 
zur Sprache gebracht worden ist, muss man darin erst recht 
mit grösster Eile vorwärts zu kommen suchen und sich ange- 
legen sein lassen, die besten Ergebnisse zu zeitigen. Nun ist 
in dem Bericht ein Vorgehen unter Zugrundelegung be- 
stimmter Zeitabschnitte vorgeschlagen. Der erste Zeitab- 
schnitt läuft vom Finanzjahr 1920 bis zum Finanzjahr 1024. 
Während dieses Zeitraumes sollen in den alten Taoyin-be- 
zirken der Provinzen Zweig-Obergerichte und Oberstaats- 
anwaltschaften und in den alten Präfekturbezirken Landge- 
richte und landgerichtliche Staatsanwaltschaften eingerichtet 
werden. Der zweite Zeitabschnitt läuft vom Finanzjahr 1925 
bis zum Finanzjahr 1940. In diesem Zeitraume sollen ia 
allen Magistraturen Landgerichte und landgerichtliche Staats- 
anwaltschaften eingerichtet werden. Binnen 20 Jahren sollen 
also in allen Magistraturen ordnungsmässige Justizbehörden 
geschaffen sein. Auch hinsichtlich der neuen Gefängnisse 
an den verschiedenen Plätzen ist ein Vorgehen nach Eintei- 
lung von bestimmten Jahren in Aussicht genommen worden. 

Sämtliche Ausgaben hierfür sind in haushälterischster 
Weise zu bemessen. Schaden und Nutzen sind gegen ein- 
ander abzuwägen. In gemeinsamem Arbeiten muss der 
beste Erfolg erstrebt werden. Die unterbreiteten Anregungen 
werden genehmigt. Sie sind.vom Rechnungsjahr 1920 ab 
in bestimmter Reihenfolge auszuführen. Hierfür werden die 
verschiedenen zuständigen Ministerien verantwortlich ge 
halten. Sie haben sich der Sache mit vollem Eifer anzu- 
nehmen und mit allen Kräften darauf hinzuwirken, dass ein 


voler Erfolg erreicht wird, damit so dem Sinne der Regie- 
rung Rechnung getragen wird, die die Justizhoheit für sehr 
wichtig erachtet. 
(Siegel des Präsidenten.) 
Ministerpräsident 
Chef des Finanzministeriums 
Chef des Justizministeriums Chu Shen. 


Am 29. Juni 1919. 


Kung Hsin chan. 


Chengfu Kungpao vom 2. Juli 1919. 


Bericht des Chefs des: Ministeriums für Ackerbau und 
Handel, Tien Wen lieh, an den Präsidenten, enthaltend Vor- 
schläge über die in den Bereich des Ministeriums fallende 
Behandlung von Untertanen vertragloser 
Staaten und die Bitte um Stellungnahme. 


Vom Kabinett ist folgende Mitteilung eingegangen: . 


„Ueber das Verhalten gegen Untertanen vertragloser 
Staaten ist bereits am 27. April in Nachachtung eines Be- 
iehls des Herrn Präsidenten an die höchsten -Chefs der Pro- 
vinzen und anderen Bezirke ein Rundschreiben gerichtet wor- 
den mit dem Ersuchen, die nachgeordneten Stellen anzu- 
weisen, sich danach zu richten. Dies geht aus den Akten her- 
vor. Betreffs der Behandlung der hier in Rede stehenden 
Untertanen vertragloser Staaten müssen von den verschie- 
denen Zentralstellen unter Berücksichtigung der in Frage 
kommenden Verhältnisse besondere Regeln aufgestellt oder 


die bestehenden Bestimmungen durch Zusätze ergänzt wer- 


den. Diese werden, nachdem sie vom Kabinett angenommen 
worden sind, den Ortsbehörden zur Befolgung zur Kenntnis 
gebracht werden. Vorstehendes wird zur gefälligen Kennt- 
tistahme mit dem Ersuchen ergebenst mitgeteilt, dass hin- 
schtlich der in den Bereich ihres Ministeriums als Zentral- 
stelle fallenden Angelegenheiten diesbezügliche von den 
Untertanen vertragloser Staaten zu befolgende Regel in Vor- 
schlag gebracht und dem Kabinett zur Stellungnahme und 
Veranlassung zugesandt werden.“ 


Daraufhin hat das Ministerium hinsichtlich derjenigen 


Angelegenheiten, für die es die Zentralstelle ist, folgende zwei 


Paragraphen in Vorschlag gebracht. 


81. Sämtliche Untertanen vertragloser Staaten haben 

im Bereich der chinesischen Republik nicht das Recht, be- 

sondere Gerechtsame auf dem Gebiete des Ackerbaus, der 

Forstwirtschaft, des Bergbaus, der Industrie, des Handels, 
Fischerei und der Viehzucht zu erwerben. 


82. Die besonderen Gerechtsame der im vorangehenden 
Paragraphen genannten Art, die früher von Leuten erworben 
Wurden, die ursprünglich Angehörige von Vertragsstaaten 
waren, jetzt aber Untertanen vertragloser Staaten sind, 
werden sämtlich hinfällig. Ueber sie wird dem Kabinett eine 
'orlage unterbreitet, damit es Stellung nimmt und das 

eitere veranlasst. | 


Auf diesen Vorschlag ist jetzt die Antwort eingegangen, 
das Kabinett habe darüber beraten und beschlossen, dass 
dieses Ministerium Bericht zu erstatten und das hierzu Er- 
forderliche zu tun habe. Demgemäss werden hiermit die 
vom Ministerium in Vorschlag gebrachten beiden Para- 
gTaphen über das in seinen Bereicht fallende Verhalten gegen 
Untertanen vertragloser Staaten zur geneigten Kenntnis- 
nahme mit der Bitte, dazu Stellung zu nehmen und eine 


eisung zu erteilen, der man zu folgen hat, gehorsamst 
unterbreitet. 
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Hierzu ist bereits am 25. Juni eine Verfügung ergangen. 

Diese Verfügung lautet nach der Cheng fu Kung- 
pao vom 26. Juni: 

Von dem Bericht ist Kenntnis genommen worden. 

Der Vorschlag wird gutgeheissen. 


Leitfädenfürdie TätigkeitderLiquidatoren. 


(Weisung Nr. 36 des Hauptamtes für die Verwaltung von 
Vermögensbeständen feindlicher Untertanen 
vom’ 12. Juli 1919.) 


Abschnitt I. 


Von den Liquidatoren in Anwendung zu bringende gesetz- 
“liche Anordnungen. 


1. 


Von den Liquidatoren sind bei der Liquidierung von 
Vermögensbeständen nachstehende gesetzliche Anordnungen 
in Anwendung zu bringen: a) Die Verordnung Nr. 1 vom 
25. Januar betreffend die Verwaltung von Vermögensbe- 
ständen feindlicher Untertanen (kurz genannt „Verwaltungs- 
gesetz“). b) Kabinettsbefehl Nr. 1 vom 27. Januar betreffend 
Ausführungsbestimmungen zu der Verordnung betreffend die 
Verwaltung von Vermögensbeständen feindlicher Unter- 
tanen (kurz genannt „Verwaltungs-Ausführungsbestim- 
mungen“). c) Kabinettsbefehl Nr. 2 vom 10. Februar 1919 be- 
treffend Bestimmungen über Bezahlung der Unkosten der 
Verwaltung von Vermögensbsständen feindlicher Unter- 
tanen (kurz genannt „Unkosten-Bestimmungen“). d) Kabi- 
nettsbefehl Nr. 7 vom 10. März‘ 1919 betreffend Bestim- 
mungen über die Liquidierung von Vermögensbeständen 


feindlicher Untertanen (kurz genannt „Liquidierungs-Bestim- 


uungen“). e) Kabinettsbefehl Nr. 9 vom 21. April über Nach- 
tragsbestimmungen betreffend die Tilgung von Schulden 
feindlicher Untertanen (kurz genannt „Tilgungs-Bestim- 
mungen“). f) Das am 23. April auf Vorschlag dieses Amtzs 
genehmigte „Verfahren bei Versicherungen“ (kurz genannt 
„Versicherungs-Verfahren“). g) das am 4. April 1919 auf 
Vorschlag dieses Amtes genehmigte „Verfahren bei der Auf- 
bringung der Liquidierungs-Unkosten“. h) Sonstige Anord- 


nungen des Kabinetts, der Ministerien und des Amtes, die für 


die Dienstobliegenheiten der Liquidatoren von Bedeutung 
sind. 
Ä 2. 

Wegen aller Fragen betreffend die Liquidierung, die 
durch die verschiedenen gesetzlichen Anordnungen noch nicht 
geregelt und durch die vorliegende Weisung noch nicht klar- 
gestellt sind, sollen die Liquidatoren jeweils beim Amt für 
die Verwaltung von Vermögensbeständen feindlicher Unter- 
tanen um Verhaltungsmassregeln nachsuchen. 


Abschnitt I. 
Bekanntmachungen und Rundschreiben der Liquidatoren. 
1. | 


Nachdem der Liquidator sein Amt angetreten hat, muss 
er schleunigst diese Tatsache und den Ort, wo er seine 
Dienstobliegenheiten erledigt, Öffentlich bekanntmachen und 
die Gläubiger der betreffenden feindlichen Untertanen auf- 
fordern, innerhalb der bestimmten Frist unter Vorlegung ihrer 
Beweisstücke ihre Forderungen anzumelden. Auch muss er 
darauf hinweisen, dass diejenigen, die nicht fristgerecht ihre 
Forderungen anmelden, hinsichtlich ihrer Forderungen (An- 
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sprüche) in der Liquidationstabelle gestrichen werden. Die 
Frist ist regelmässig auf einen Monat zu bemessen. Wegen 
Vorliegens zwingender Umstände kann (soll) aber der Liqui- 
dator die Frist verlängern. Der Tag des Beginnes und des 
Endes der Frist scll in der Bekanntmachung angegeben wer- 
den. Die Gründe für die Verlängerung einer Frist sind dem 
Amt für die Verwaltung von Vermögensbeständen feindlicher 
Untertanen zu berichten. (Liquidierungs-Bestimmungen 8 6, 
vgl. das beigefügte Formular 1.) 


2. 


Die vorgenannten Bekanntmachungen sind in zweierlei 
Form zu erlassen: 
1. durch Anschlag; 
2. durch mindestens dreimaliges Einrücken in die Amts- 
blätter und in chinesische und fremde Zeitungen. 


Der Zweck der Vorschrift, dass ausser Anschlag auch 
Einrückung in die Amtsblätter und in chinesische und fremde 
Zeitungen erfolgen soll, ist, dass jedermann davon Kenntnis 
erhalten soll. Was die Amtsblätter anbelangt, so ist die Be- 
kanntmachung in der Chengfu Kungpao (Reichsanzeiger) und 
ausserdem im Provinzialamtsblatt zu veröffentlichen. Unter 
den Zeitungen sind die verbreiteteren auszuwählen. Das 
Einrücken hat entweder nur dreimal oder mehr als dreimal 
zu geschehen, und zwar entweder an unmittelbar auf ein- 
anderfolgenden Tagen oder je einmal in bestimmten 
Zwischenräumen, sei es nur in den Zeitungen eines einzigen 
Ortes oder sei es in den Zeitungen mehrerer Orte. Ferner 
hat der Liquidator darüber, ob die anzuschlagenden Kund- 
machungen nur am Dienstgebäude oder aussei dem auch noch 
an anderen Stellen anzuheften sind, mit Rücksicht auf die Be- 
schaffenheit der Vermögensbestände der betreffenden feind- 
lichen Untertanen und auf den Umfang des Handelsbetriebes 
sowie auf die Reichweite der Liquidierungstätigkeit des frag- 
lichen Liquidators und in Berücksichtigung aller sonstigen 
Begleitumstände zu befinden. Die Aufmachung der Kund- 
machungen und der Presse-Bekanntmachungen muss sie:s 
untereinander gleich sein. Der Urtext ist zu den Akten zu 
nehmen. Von den Presse-Bekanntmachungen ist ein Aus- 
schnitt zusammen mit den Quittungen über die Bekannt- 
machungsgebühren zu den Akten zu nehmen, damit man 
darauf zurückgreifen kann. Es ist darauf hinzuwirken, dass 
die Quittungen Anzahl und Datum der Bekanntmachungen 
angeben. (Liquidierungs-Bestimmungen 8 6, vel, das beige- 
fügte Formular 1.) 

3. 


In den vorgenannten Bekanntmachungen sind ferner die 
Schuldner der in Betracht kommenden feindlichen Untertanen 
aufzufordern, ihre Schulden zu begleichen, und die Besitzer 
von Vermögensbeständen der feindlichen Untertanen aufzu- 
fordern, diese Vermögensbestände herauszugeben. (Liqui- 
dierungs-Bestimmungen 8 2; vgl. das beigefüsste Formular 1.) 


4. 


Wenn der Liquidater bei der Durchsicht der von dem 
betreffenden feindlichen Untertan zurückzelassenen Rech- 
nungsbücher oder der in 8 1 Abs. 2 der Verwaltungs-Aus- 
tührungsbestimmungen erwähnten Liste aus den darin ent- 
haltenen Angaben ersicht, dass jemand Gläubiger ist, so muss 
er derartige Personen durch besondere Briefe zur Anmeldung 
ihrer Forderungen auffordern. Der Urtext dieser Dienst- 
briefe ist zu den Akten zu nelımen. (Liquidierungs-Bestim- 
muneen 8 8; vgl. das beigefürte Formular 2.) 
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Abschnitt Il. 


Uebernahme, Verwaltung und Versilberung von 
Vermögensbeständen. 


l: 


Gleich nach Antritt seines Amtes hat der Liquidator fest- 
zustellen: Art, Gattung, Menge, Umfang, Wert des den be- 
treffenden feindlichen Untertanen gehörigen Vermögens so- 
wie die Oertlichkeit, wo dieses sich befindet, und wer es in 
Besitz oder Verwaltung hat, und bei Forderungen die Per- 
sönlichkeit des Schuldners. 

2. 


Der Liquidator hat alsbald die noch nicht beglichenen 
Schuld-Forderunger und die noch nicht in der Verwaltung 
der Ortsbehörden befindlichen Vermögensgegenstände zu 
übernehmen. Wenn es einer Schlichtung im Prozesswege 
bedarf, so strengt er gegen die in’ Betracht kommende Orts- 
behörde eine Klage an. (Liquidierungs-Bestimmungen 
55 2, 7.). 

3. 

Scweit Eigentum der betreffenden feindlichen Unter- 
tanen sich jetzt unter der Verwaltung der zuständigen Orts- 
behörde befindet, soll diese der Einfachheit und Kostener- 
sparnis wegen gebeten werden, es auch weiterhin in Ver- 
waltung zu behalten. Auch bezüglich des von anderwärts 
übernommenen Eigentums darf die zuständige Ortsbehörde 
ersucht werden, es zu verwalten, wenn es nicht gut durch 
den Liquidator selbst verwaltet werden kann. Zur Erleichte- 
rung der Versilberung oder wegen Vorliegens einer sonstigen 
Notwendigkeit darf der Liquidator diese Vermögensgegen- 
stände selbstverständlich jeweils zur eignen Verwaltung an 
sich nehmen. (Liquidations-Bestimmungen 88 2, 3.) 


4. 


\enn der Liquidator die von ihm übernommenen Ver- 
mögensgegenstände selbst in Verwaltung nimmt, so muss er 
dabei nach den Vorschriften der Verwaltungs-Ausführungs- 
bestimmungen verfahren. Gleiches gilt für die von ihm bei 
der Verwaltung oder Liquidierung vereinnahnıten Gelder. 


2. 


Da bereits die Streichung des 8 4 der Liquidierungs- 
Bestimmungen klar verfügt worden ist, so darf selbstverständ- 
lich das gesamte Vermögen der in Betracht kommenden feind- 
lichen Untertanen gemäss & 5 der Liquidierungs-Bestim- 
mungen vollständig versilbert werden. 


6. 


Der Liquidator muss, wenn, er selbst Vermögensgegen- 
stände versilbert, dies im Wege meistbietender Versteigerung 
tun. Zunächst ist der Mindzstwert der betreffenden Ver- 
mögensgegenstände durch Schätzung zu ermitteln. Einige 
Monate vor der mceistbietenden Versteigerung sind öffentlich 
bekannt zu machen: Ocrtlichkeit der Versteigerung, Datum 
der Versteigerung und Art, Gattung, Zahl, Umfang und Be- 
Schaitenheit der zu versteigernden Vermögensbestände. Nach 
Abschluss der meistbietenden Versteigerung ist ein Protokoll 
über die meistbietende Versteigerung aufzunehmen. Dieses 
muss enthalten Angabe des Mindestwertes des versteigerten 
Vermögenseegenstandes, Namen und Vornamen des Er- 
werbers sowie des von ihm gezahlten Preises und den Zeit- 
punkt der Eröffnung ung des Abschlusses der Versteigerung. 
Zur Vornahme der Versteigerung darf die Fiillfe ciner Auk- 
tionsfirma erbeten werden . 
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Abschnitt W. 
Tilgung von Schulden. 
1. 


Gläubiger der in Betracht kommenden feindlichen Unter- 
tanen, die nicht innerhalb der öffentlich bekannt gemachten 
Frist ihre Ansprüche anmelden, sind auch trotz später nach- 
geholter Anmeldung zu streichen, und man hat sich nicht 
um sie zu kümmern. Innerhalb der Frist erfolgte Anmeldun- 
gen von Anspıüchen sind aber selbst dann, wenn nicht 
gleichzeitig die Beweisstücke vorgelegt werden oder die 
vorgelegten Beweisstücke unzulänglich sind, entgegen- 
zunehmen, und die betreffenden Gläubiger sind zu ‚ver- 
ständigen, dass sie geeignete Beweisstücke nachliefern 
(Liquidierungs-Bestimmungen 8 7). 

2. 

Wenn bereits bekannte Gläubiger brieflich aufgefordert 

and, ihre Ansprüche aber trotzdem nicht anmelden, so 


brauchen ihre Forderungen nicht befriedigt zu werden. Der- 
artige Gläubiger dürfen ‚aber später noch jederzeit ihre An- 


sprüche anmelden, und sobald sie das getan haben, sind sie . 


doch noch zu befriedigen und dürfen dann nicht deshalb, 
weil sie die Öffentlich bekannt gemachte Frist überschritten 
haben, gestrichen werden (Liquidierungs-Bestimmungen 
g 8). | 

3. 

Der Liquidator hat die Berechtigung, die angemeldeten 
Gläubigerforderungen zu prüfen. Diese Prüfung ist mit 
ganz besonderer Sorgfalt vorzunehmen. Es ist nötig, dass 
die Gläubiger Beweisstücke vorlegen, die ihre Forderungen 
erhärten. Aber nur, wenn die Glaubwürdigkeit der vorge- 
legten Beweisstücke ganz sicher feststeht oder wenn die von 
den feindlichen Untertanen zurückgelassenen Rechnungs- 
dicher oder ihre Eintragungen in die in 8 1 Absatz 2 der 
Verwaltungs-Ausführungsbestimmungen erwähnten Listen 
geeignet sind, die Ansprüche zu erhärten, siud diese als be- 
Techtigt anzuerkennen. Andernfalls sind sie lediglich als 
zweifelhafte Verbindlichkeiten anzuerkennen und vorläufig 
in der Liquidationstabelle zu streichen, und dem betreffenden 
Gläubiger ist zu eröffnen und anheimzustellen, dass er dem 
Gesetze entsprechend Klage anstrengen möge. Wenn er ein 
obsiegendes rechtskräftiges Urteil erwirkt und vor end- 
gültigem Abschluss der Liquidationstabelle daraufhin noch- 
mals den Antrag auf Befriedigung stellt, so ist er gemäss 
dem Urteil zu befriedigen (Liquidations-Bestimmungen & 9). 


4. 


Soweit angemeldete Ansprüche vom Liquidator als be- 
Techtirt anerkannt werden, ist darüber, bevor sie befriedigt 
Werden, unter Beifügung einer Aeusserung dem Amt für 
de Verwaltung von Vermögensbeständen feindlicher Unter- 
tanen Bericht zu erstatten und dessen Stellungnahme und 
Genehmigung abzuwarten. Die Original-Beweisstücke sind 
dem Bericht beizufügen, damit sie geprüft werden können. 
Ueber Verbindlichkeiten, die der Liquidator als zweifelhaft 
erklärt hat, ist, wenn der betreffende Gläubiger nach der 
Zurückweisung eine noghmalige Prüfung beantragt hat, 
gleichfalls die Entscheidung des Amtes für die Verwaltung 
von Vermögensbeständen feindlicher Untertanen nachzu- 
suchen. 

5. 


Bei Verbindlichkeiten, für die es an ganz sicheren 
schriftlichen Urkunden fehlt, darf der Liquidator unter Be- 
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rücksichtigung der Begleitumstände den Anmeldenden 
heissen, ganz sichere Personalbürgschaft beizubringen. Der- 


artige Verbindlichkeiten sind aber auch nur dann erst zu 


begleichen, nachdem das Amt dazu Stellung genommen und 
seine Genehmigung erteilt hat. 


6. 


Dem Grunde nach sichere, aber dem Betrage nach un- 
klare Verbindlichkeiten gelten auch als zweifelhafte Verbind- 
lichkeiten und sind nach den Bestimmungen der drei voran- 
gehenden Paragraphen zu behandeln. 


7; 


Keine Forderung irgendwelcher Art darf einfach be- 
glichen werden, ehe nicht die öffentlich bekannt gemachte 
Frist (d. h. die Frist zur Anmeldung von Ansprüchen) ab- 
gelaufen ist und der Liquidator festgestellt hat, dass das 
Vermögen des betreffenden feindlichen Untertanen zur Be- 
gleichung sämtiicher Verbindlichkeiten (einschliesslich der in 
der Liquidationstabelle gestrichenen Verbindlichkeiten) und 
der Liquidations-Unkosten ausreicht. Wenn der Liquidator 
erkennt, dass es dazu nicht ausreicht, so muss er darüber 
gemäss 8 6 des Verwaltungsgesetzes und & 10 der Liqui- 
dierungs-Bestimmungen schleunigst dem Amt für die Ver- 
waltung von Vermögensbeständen feindlicher Untertanen 
Bericht erstatten, damit dieses seinerseits die Justizbehörde 
ersucht, Konkurseröfinung zu erklären, ınd gleichzeitig 
muss er die Veranlassung hierzu durch Zeitungsbekannt- 
machungen und durch Anschläge öffentlich bekannt geben. 

Die Liquidationstabelle ist fortan abgeschlossen. Wenn vor 
Ablauf der öffentlich bekannt gemachten Frist sich heraus- 
stellt, dass die Verbindlichkeiten wegen Unzulänglichkeit der 
Masse nicht beglichen werden können, so gilt das Gleiche. 


8 


Wenn nach Ablauf der öffentlich bekannt gemachten 
Frist der Liquidator feststellt, dass das Vermögen des be- 
treffenden feindlichen Untertanen zur Begleichung der Ver- 
bindlichkeiten und zur Bezahlung der Unkosten hinreicht, 
so hat er alsbald sämtliche vom Amt genehmigte Verbind- 
lichkeiten zu begleichen. 

9 


Der Liquidator hat sich für sämtliche Zahlungen zur 
Begleichung von Verbindlichkeiten und zur Bezahlung von 
Unkosten Quittungen geben zu lassen und diese den Akten 
einzuverleiben. Auch für das nach $ 15 der Liquidierungs- 
Bestimmungen der zuständigen Ortsbehörde zu überwei- 
sende überschüssige Vermögen hat er sich eine Quittung 
oder eine Empfangsbescheinigung geben zu lassen und den 
Akten einzuverleiben. 


Abschnitt V. r 
Von den Liquidatoren zu führende Register und Akten. 


1. 


Der Liquidator hat folgende Register 
führen: 

a) Vermögens-Verzeichnis. 

Mag es sich um Forderungen oder um andere Ver- 
mögensgegenständ, um ursprünglich vorhandene Ver- 
mögensgegenstände oder um nachträglich vereinnahmte 
Ueberschüsse handeln, es ist alles in dieses Verzeichnis, ein- 
zutragen, und dabei ist Menge, Umfang, Art, Schätzungs- 
wert und der Ort, wo sich die Gegenstände befinden, anzu- 
geben. Auch ist jeweils zu vermerken, wann und woher 


und Akten zu 
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die einzelnen Vermögensgegenstände übernommen worden 
sind, in welcher Weise sie verwaltet werden, wenn sie ver- 
silbert oder der Ortsbehörde überwiesen worden sind. Der 
Erlös für versilberte Vermögensgegenstände aber ist in das 
Verkaufsbuch einzutragen und in dieses Verzeichnis nicht 
aufzunehmen. | 

b) Schulden- (Verbindlichkeits-) Verzeichnis. 

Sämtliche angemeldete Ansprüche, auch wenn sie 
zweifelhaft oder noch nicht fällig geworden sind, sind hierin 
aufzunehmen. Beı den einzelnen Posten ist zu vermerken, 
in welcher Weise die Ansprüche geregelt worden sind, wie 
und in welcher Höhe Tilgung erfolgt ist oder aus welchen 
Gründen der Anspruch zurückgewiesen und gestrichen ist. 

c) Ausgabenbuch. 

Bei jedem einzelnen Posten ist GENPHON! und Veran- 
lassung der Ausgabe zu vermerken. 

d) Vermögens-Verkaufsbuch. 

Oben wird das verkaufte Eigentum einzeln aufgeführt. 
Unten wird die Art der Versilberung, deren Zeitpunkt und 
der Erlös vermerkt. 

e) Bekanntmachungen- und Rundschreiben-Akte. 

Hierhin gehören die Urtexte der in 88 6, 13 der Liqui- 
dierungs-Bestimmungen vorgesehenen Bekanntmachungen, 
die Zeitungsausschnitte und die Urtexte der in 8 8 (der 
Liquidierungs-Bestimmungen) vorgesehenen Rundschreiben. 

f) Aktenstück der angemeldeten Ansprüche. 

Für jeden Posten wird eine Akte errichtet. Hierin 
werden alle auf die Anmeldung bezüglichen Schriftstücke 
und Urkunden aufgenommen. 

g) Aktentsück der versilberten Vermögensgegenstände. 

Hierin werden die Öffentlichen Bekanntmachungen be- 
ıreffend die meistbietende Versteigerung, die Versteigerungs- 
protokolle, die Ersuchen an die Justizbellörden um Vor- 
nahme von Versteigerungen und der darüber mit den be- 
treffenden Behörden stattgefundene Briefwechsel sowie die 
Quittungen der Käufer über Empfangnahme der öffentlich 
versteigerten Vermögensgegenstände aufgenommen. 

h) Aktenstück der wichtigeren Quitturgen. 

In eine Akte werden die Quittungen über Befriedigung 
“von Verbindlichkeiten und LIcberweisung des überschüssigen 
Vermögens aufgenommen, in eine andere die Quittungen 
über bezahlte Liquidierungs-Unkosten. 

i) Sonstige notwendige Register und Akten. 

| 2. 

Bei allen Registern und Aktenstücken ist auf dem Um- 
schlag des Registers oder auf dem Aktendeckel Art, Bezeich- 
nung, Gegenstand der Akte zu vermerken, und innerhalb 
der einzelnen Arten ist eine fortlaufende Nummerierung zu 
führen. Der Inhalt ist auf Zetteln kurz anzugeben. Die in 
die Akten aufzunchmenden Schriftstücke sind in der Reihen- 
folge der zeitlichen Entwicklung der Ereignisse zu ordnen 
und in dieser Aufeinanderfolge zu verheften. 


Abschnitt VI 


Zusammenfassende Berichte der Liquidatoren. 

Nach erfoletem Abschluss der Liquidationstabelle hat 
der Liquidator einen zusammenfassenden Bericht über die 
Liquidierung einzureichen. Hierin hat er in der geschicht- 
lichen Reihenfolge der tatsächlichen Hergänge genau seine 
gesamte ceiene Liquidierungstätigkeit darzulegen und an 
iland der verschiedenen Register und Akienstücke allerlei 
Uebersichten beizufügen, die einen leichten Ueberblick er- 
möglichen. 


AlsAnlage:Formularl. 


Bekanntmachung des Liquidators des Vermögens des 
(der) Untertanen (Firma) 


Folgendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Ich, der Liquidator, bin vom Amt öffentlich für die Ver- 
waltung von Vermögensbeständen feindlicher Untertanen 
zum Liquidator des Vermögens des (der) Unter- 
tanen (Firma) bestellt worden und habe wei- 
sungsgemäss mein Amt am angetreten. Meine 
Amtsstelle befindet sich in  inder 
Strasse Nr. . Sämtliche chinesischen und fremden Bür- 
ger, die dem (der) Untertanen (Firma) 
etwas schulden, haben diese Schulden schleunigst bei mir 
zu begleichen, und diejenigen, die Vermögensstücke der 
Firma in Besitz haben oder für sie ver- 
walten, müssen diese gleichfalls schleunigst an mich ab- 
liefern und das ohne Verzug tun. Gläubiger der Firma 
mögen ihre Ansprüche bei mir inner- 
halb der Zeit vom bis zum anmelden 
und dabei die Original-Schuldscheine, Verpfändungsurkun- 
den, Wechsel oder Anerkenntnisse des betreffenden Schuld- 
ners sowie sonstige schriftliche Urkunden vorlegen, die ge 
eignet sind, den Anspruch zu erhärten, damit ich den An- 
spruch untersuchen und mich über meine Stellungnahme 


‚schlüssig machen kann. Wird die Anmeldung innerhalb der 


vorbezeichneten Frist unterlassen, so wird der betreffende 
Anspruch gestrichen und nicht beachtet. Der betreffende 
Gläubiger ist dann später vielleicht nicht in der Lage, Be- 
friedigung seines Anspruchs durchzusetzen. Die Sache ist 
von sehr grosser Bedeutung, und es wird gehofft, dass 
niemand sich selbst ein Verschulden zuzuschreiben hat. PP. 
Der Liquidator des Vermögens des (der) 
Untertanen (Firma) 
Name und Siegel. 
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Als Anlage: Formular 2. 


Sie werden hiermit ergebenst von Folgendem in Kennt- 
nis gesetzt. 

Ich, der Liquidator, bin vom Amt für die Verwaltung 
von Vermögensbeständen feindlicher Untertanen zum Liqui- 
dator des Vermögens des (der) Untertanen (Firma) 
bestellt worden und habe weisungsgemäss 

angetreten. Meine Amtsstelle 
befindet sich in in der Strasse Nr. 
Wenn der (die) Untertan (Firma) 
Ihnen etwas schuldet, so bitte ich, das bei mir anzumelden 
und dabei die Original-Schuldscheine, Verpfändungsur- 
kunden, Wechsel oder Anerkenntnisse des betreffenden 
Schuldners sowie sonstige schriftliche Urkunden vorzulegen, 
die geeignet sind, den Anspruch zu erhärten, damit ich den 
Anspruch untersuchen und mich über meine Stellungnahme 
schlüssig machen kann. \Wenn die Anmeldung nicht schleu- 
nigest vorgenommen wird, so kümmere ich mich einfach nicht 
um den Anspruch, und es besteht dann später vielleicht keine 
Möglichkeit, Befriedigung zu erlangen. Die Sache ist von 
schr grosser Bedeutung, und es wird gehofft, dass Sie sich 
nicht selbst ein Verschulden zuzuschreiben haben. pp. 


Der L.iquidator des Vermögens des (der) 
Untertanen (Firma) 
Name und Siegel. 
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mein Amt am 


Am 


(Aus der Chengfu Kungpao (Reichsgesetzblatt) vom 
27. Dezember 1917:) 


Verordnung Nr. 28. 


Gesetz über den autonomen Zolltarif. 


8 1. Ausländische Waren, die in der dem internatio- 
nalen Handelsverkehr geöffneten Häfen Chinas eingeführt 
werden, haben nach den in diesem Gesetze bestimmten Zoll- 
sätzen Einfuhrzoll zu entrichten. Soweit indes vertrags- 
mässige Vereinbarungen vorliegen, wird den Vereinbarungen 
getolgt. 

8$ 2. Die Zollsätze des Zolltarifs werden nach dem 
Werte bestimmt. Wenn es aber bequemer ist, es nach Mass 
oder Zahl zu tun, so dürfen Zollsätze nach Massgabe der 
Menge bemessen werden. 

$ 3. Die der Zollerhebung zugrundezulegenden Werte 
werden in Anlehnung an die bislang beim Seezoll üblichen 
Wertschätzungen ermittelt. _ 

84. Für die Erhebung von Zoll auf die ausländischen 
Einfuhrwaren werden vorbehaltlich etwaiger besonderer 
Festsetzungen folgende Sätze bestimmt: 

l. Luxusartikel werden mit einem Zoll von 30—100 %. 
belegt. 

2 Genussartikel werden mit einem Zoll von 20—30 % 


belegt. 

3. Nützliche Artikel werden mit einem Zoll von 
420 © belegt. 

4. Notwendige Artikel werden mit einem Zoll von 
5-10 % belegt. 


Der Zolltarif wird in seinen Einzelheiten vom Finanz- 
ninisterium, Handels- und Ackerbauministerium und Reichs- 


zolamt nach Massgabe der in diesem Gesetz bestimmten 


Sätze gemeinschaftlich festgestellt. 

$ 5. Wenn bezüglich der in dem Einzeltarif aufge- 
führten Waren die Notwendigkeit zutage tritt, den Zoll- 
erhebungssatz zu erhöhen, so darf das durch Regierungs- 
befehl jeweils ausgesprochen und verkündet werden. 

8 6. Bezüglich zollfreier Artikel und solcher Artikel, 
deren Einfuhr verboten ist, behält es bei dem jetzigen Ver- 
fahren sein Bewenden. Die Regierung darf aber jeweils 
ihre Zahl vermehren oder vermindern, wenn sie das für ange- 
zeigt erachtet. 

8 7. Wenn ausländische Waren, nachdem für sie Ein- 
fuhrzoll bezahlt worden ist, durch chinesische Kaufleute 
weiter ins Innere (Inland) geschafft werden, um dort ver- 
aussert zu werden, so darf darauf nach den bisherigen See- 
zoll-Bestimmungen Transitzoll erhoben werden. 

88. Nachdem dieses Gesetz verkündet ist, sollen dafür 
durch das Finanzministerium und das Reichszollamt Aus- 
lührungsbestimmungen erlassen werden; auch sollen sie den 
Tag des Inkrafttretens bestimmen. 


Auszug aus Uebersetzung amtlicher Dokumente. 


. Vorläufige Zollsätze für deutsche und 
österreichische Waren. 


Erlass des Shuiwuch’u (Reichszollbehörde) Nr. 70. Vor 
einiger Zeit schrieb der Generalseezolldirektor: „Zur Wah- 
fung des Grundsatzes der autonomen Festsetzung der See- 
zölle durch die Regierung erscheint es ausreichend, wenn 
vor dem Abschluss der Verhandlungen über den autonomen 
Zolltarif und dessen Veröffentlichung auf solche deutsche 
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und österreichische Waren, die Luxusartikel sind, ein Zoll 
von 10 %—20 % erhoben wird. Ich bitte um eine Liste der 
Waren, die als Luxuswaren anzusehen sind.“ Das Finanz- 
ministerium hat darauf eine Liste solcher „nicht unbedingt 
notwendiger“ und „Luxruswaren“ aufgestellt, die nachgefügt 
ist. Deutsche und österreichische Waren, die in dieser Liste 
aufgeführt sind, zahlen die darin angegebenen Zollsätze, alle 
nicht aufgeführten zahlen nach dem letzten Zolltarif. Sobald 
der autonome Zolltarif aber eingeführt wird, zahlen deutsche 
und Österreichische Waren wie die anderer vertragloser 
Mächte, Zölle nach diesem. 


Vorläufiger Zolltarif für deutsche und 
österreichische Waren. 


Elektrische (und) Materialien und Apparate ... 10% 


Emaille-Waren .. 2.2.2 2222220. : 20 % 
Litzen und Besätze ... 2.2222 222200. 20 % 
Lampen und Beleuchtungskörper ........ 10 %. 
Nadeln: wur: aus aae am a Bea 10% 
Papier ac, Sam re ne 10 % 
SEHEN: 4 sr see ana 20 % 
Büroartikel, Schreibwaren ... 2.2.22 2.22.. 20 %, 
Oefen und Roste .... 2222222200. 20 %. 
Kandiszucker..... 2220er 20 % 
Telegraphische und telephonische Artikel‘... 10% 
Motorwagen....... 222... a ae Bee | 20 % 
BIELE cu a 20 %. 
Italians, gemustert und einfarbig ......... 20 % 
Baumwolldecken . .. 2222222200000. 10% 
Halbwollfabrikate (Wooll und Cotton Unions) 10 % 
TUCH ea. ee ae ee ee ae 20 % 
Wollgarne (Wollen, Worsted Yarn und Cord) 10 % 
Eisenfabrikate .... 2-2 2220er n nn 10% 
Federb035 3 2... 24 22.0 5 u are 10 %. 
Knöpie, Messing und Phantasie... ... EEE 20 % 
Porzellan, grob und fein ........ 2.220. 20 % 
Kleidung, Hüte, Stiefel, Handschuhe ..... 20 %, 


II. Erlass des Shuiwuch’u (Reichszollbehörde) Nr. 71. 


Auf Empfehlung des Generalzolldirektors wird verfügt, 
dass alle Exportwaren aus China, einerlei, ob sie von Änge- 
hörigen von Nichtvertragsmächten oder von Angehörigen 
von Vertragsmächten verschifft werden, ohne Unterschied 
die Zollsätze des Tariis von 1858 (Exporttarifs) zahlen, doch 
dürfen Angehörige von Nichtvertragsmächten chinesische 
Waren nicht im Innern unter Transitpässen kaufen. 


Anlage: Zollbestimmungen für die im Reiche 
wohnenden Angehörigen vertragloser 
Mächte. 


1. Diese haben auf eingeführte Waren Scezölle nach dem 
autonomen Tarif zu entrichten. 

2. Diese müssen beim Transport von Waren in das Innere 
alle Inlandszölle, Likin und andere Abgabe bezahlen 
und erhalten keine Transitpässe für das Inland. 

3. Diese dürfen nicht im Innern chinesische Waren unter 
Transitpässen auswärts verkaufen. 

4. Diese geniessen nicht die Vorrechte von Zollbefreiungen 
und von Pässen für chinesische Fabrikwaren (die ein- 
mal 5 %. und sonst nichts zahlen) wenn sie im Innern 
Waren transportieren. 

5. Dürfen im Innern nicht als Makler tätig sein. 


e De ee = 
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Die zukünftige Stellung der Deutschen in Ostasien. 


Die Frage der zukünftigen Stellung der Deutschen in 
Ostasien, so schreibt Fritz Secker in der Wochenausgabe 
des Berliner Tageblatts vom 27. 5. 20, kann für alle 
ostasiatischn Länder nicht gleichlautend beantwortet werden. 
Die Straits Settlements, die Föderierten Malayen-Staaten, 
Indochina und die Philippinen, alles Gebiete, die unter un- 
mittelbarem Einfluss der Völker stehen, denen wir den Ver- 
trag von Versailles verdanken, kommen für die nächste Zeit 
als Stützpunkte für einen deutschen Wiederaufbau kaum in 
Betracht. Es verbleiben in engerer Wahl Japan, China, Siam 
und Niederländisch-Indien; aber auch diese Länder erfordern 
eine individuelle Betrachtung. 

Wie die Dinge heute liegen, scheinen sich in Japan die 
Grundlagen für den deutschen Wiederaufbau am leichtesten 
wieder festlegen zu lassen, da bei Japan, das sich, gestützt 
auf innere und äussere Machtfaktoren, cine unabhängige 
Stellung im Konzert der Mächte zu wahren weiss, ein deut- 
lich erkennbares Streben vorhanden ist, den Status quo ante 
wieder herzustellen. Wie vor kurzem die japanische „Asahi“ 
schrieb, beabsichtigt die Tokioer Regierung mit Deutsch- 
land ein vorläufiges Handelsabkommen etwa auf der Grund- 
lage des vor dem Krieg zwischen den beiden Mächten be- 
stehenden Handelsvertrags zu treffen, da die Einführung 
eines besonderen Zolltarifs im Verkehr mit Deutschland zeit- 
raubende Vorarbeiten nötig macht. Auch andere Anzeichen 
sprechen dafür, dass Japan dem Geist des Versailler Ver- 


trags eine andere Auslegung geben will, als die Herren des . 


Obersten Rats. Während die Ententeländer ihre Grenzen 
gegen eine Einreise von Deutschen ängstlich versperren, ist 
das Betreten japanischen Bodens den Deutschen ohne er- 
schwerende Bedingungen gestattet. Die Liquidierung deut- 
schen Eigentums, zu der Japan durch den Versailler Vertrag 
ermächigt ist, erfolgt nach versöhnlicheren Grundsätzen als 
bei unsern europäischen Gegnern. Auch hier lassen sich die 
Japaner offenbar von dem Bestreben leiten, die Grundlagen, 
auf denen der deutsche Wiederaufbau in Japan möglich ist, 
nicht restlos zu erschüttern. Freilich wird der Bau des 
Deutschtums, der auf jenen Grundlagen aufs neue errichtet 
werden soll, ein anderes Ausschen haben wie vor dem Kriege. 
Das Bestreben des japanischen Handels und der Industrie, 
unter möglichster Ausschaltung der deutschen Häuser in 
Japan mit Deutschland in direkten Handelsverkehr zu treten, 
ist unverkennbar. Seit Jahresfrist haben bedeutende japa- 
nische Unternehmen, darunter die Mitsui, Mitsubishi, Sumi- 
tomo, Furukawa ihren Vertreter in Deutschland. Vielleicht 
werden jedoch in den künftigen deutsch-japanischen Wirt- 
schaftsbeziehungen Unternehmen auf kooperativer Basis auch 
eine Rolle spielen. Deutsches Können steht in Japan. wıe vor 
dem Kriege, hoch im Werte. Die Arbeit der dortigen deut- 
schen Wissenschaftler ist von dem Kriege kaum berührt 
worden. Die japanische Regierung und japanische Unter- 
nehmen haben eine grosse Anzahl ehemaliger Kriegsge- 
fangener zum Bleiben im Lande veranlasst; sie sind als Inge- 
nieure, Techniker und Handwerker tätig und bilden zweifel- 
los wichtige Faktoren iim Wiederaufbau. 

Lin wesentlich anderes Bild bietet die zukünftige Stellung 
der Deutschen in China. China ist augenblicklich kein Land, 
das sich derselben politischen und wirtschaftlichen Unab- 
hängirrkeit erfreut, wie Japan. Seine auswärtige Politik muss 
von tausenderlei Rücksichten geleitet werden und nicht immer 
ist der chinesische Ministerrat Ilerr seiner eigenen Ent- 
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schlüsse. Gerade bei einem für Deutschland so zukunfts- 


reichen Land wie China arbeitet die Politik der Entente offen 


und versteckt darauf hin, den dortigen Wiederaufbau nach 
allen Kräften zu erschweren. Die Sympathien des chinesi- 
schen Volkes für Deutschland bilden zweifellos einen er- 
freulichen Aktivposten beim dortigen Wiederaufbau. Bei 
aller Zuversicht, dass sich der Deutsche seinen verlorenge- 
gangenen Posten auf dem chinesischen Markt schliesslich 
zurückerobern wird, darf man jedoch nicht vergessen, dass 
vorläufig die Grundlagen fehlen, die eine aussichtsreiche 
Durchführung des Kampfes verbürgen. Der Versailler Ver- 
trag hat uns alles genommen, was wir in China auf Grund 
der Meistbegünstigung an Rechten politischer, wirtschaftlicher 
und privatwirtschaftlicher Art besassen. Aber nicht nur der 
Versailler Vertrag hat das China-Deutschtum fast völlig zu 
Boden geschlagen, sondern auch die Politik der Entente in 
den Waffenstillstandstagen, die eine Vertreibung von zwei 
Drittel aller China-Deutschen von den Stätten ihrer Wirk- 
samkeit durchsetzte. Der Versailler Vertrag hat den in China 
ansässigen Deutschen das Recht der Konsulargerichtsbarkeit 
genommen, d. h. sie würden künftig der in mancher Hinsicht 
noch rückständigen chinesischen Gerichtsbarkeit unterstehen, 
falls spätere Vertragsvereinbarungen hierin keine Aende- 
rung herbeiführen sollten. Selbst wenn mit dem Fortfall der 
Konsulargerichtsbarkeit den Deutschen das Recht der Frei- 
zügigkeit im ganzen Lande eingeräumt würde, so bliebe diese 
in Hinblick auf die Tatsache, dass sie von dem deutschen 
Kaufmann kapitalistisch nicht ausgenutzt werden könnte, eine 
zweifelhaffe Errungenschaft. Dass wir ein Jahr nach Unter- 
zeichnung des Versailler Vertrags noch nicht mit China 
weitergekommen sind, liegt hauptsächlich daran, dass China 
bisher wegen der Schantung-Klausel den Friedensvertrag noch 
nicht unterzeichnet hat. Ehe die Schantungfrage nicht geklärt 
ist, scheint China zu zögern, den Deutschen zur Wiederauf- 
nahme ihrer Arbeit goldene Brücken zu bauen, aus Furcht, 
die Kreise seiner auswärtigen Politik mit den: Mächten zu 
stören. Sind aber einmal die Grundlagen festgelegt, auf den:n 
sich das zukünftige Verhältnis zwischen Deutschland und 
China einspielt, so stehen wir nicht an, China als einen der 
aussichtsreichsten Märkte für Deutschland zu bezeichnen. 
Freilich wird das Handelsbild ein anderes sein wie vor dem 
Kriege. Gewisse Zweige unserer früheren Handelsbetäti- 
gung, so das sogenannte Regierungsgeschäft, d. h. die Be- 
ıleferung ‚Chinas mit Waffen, Munition, Kriegsschiffen, Flug- 
zeugen usw., das vor dem Kriege eine besondere Stärke dii 
deutschen Kaufmannschaft war, verbietet sich durch die all- 
gemeinen Bestimmungen des Versailler Vertrags; ferner wird 
die Erlangung von Eisenbahn- und Bergbaugerechtsamen, 
sowie eine deutsche Beteiligung an den internationalen 
Finanzgeschäften in Peking durch den Friedensvertrag prak- 
tisch unmöglich gemacht. Das wird andererseits auch seine 
Vorteile haben, denn je mehr in China eine fremde Macht 
darauf verzichtet, Politik mit Wirtschaft zu verquicken, desto 
besser wird das Verhältnis der betreffenden Macht zur chine- 
sischen Regierung und zum Volk sein. Haben der deutsche 
Kaufmann und Ingenieur erst einmal nach Beseitigung aller 
Widerstände in China Fuss gefasst, so kann man das iecste 
Vertrauen haben, dass sie ihren Weg gehen werden. 
Achnlich wie in China liegen die Verhältnisse in Siaf. 
Auch auf der Wiederaufnahme der deutschen Arbeit in jenem 
ostasiatischen Königreich lastet der Druck von Versailles. 


| 
| 
| 
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Die Entente wacht mit Argusaugen, um zu verhindern, dass 
der aus Siam vertriebene Deutsche, der eine glänzende Rolle 
in der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes gespielt hat, 
ohne Hemmungen und Reibungen an den Wiederaufbau geht. 
Unser Verhältnis zu Siam bedarf ebenfalls der Regelung durch 
neue Staatsverträge. 

Ein aussichtsreiches Betätigungsgebiet für Deutsche 
bleibt neuerdings Niederländisch-Indien. Die Abgeschlossen- 
heit der deutschen Kaufmannschaft in Holländisch - Indien 
während des Weltkrieges hatte zwar eine wirtschaftliche 
Neueinstellung zur Folge, aber die Grundlagen, auf -lenen 
der Deusche erneut ins Geschäft kommen kann, sind vom 
Versailler Vertrag nicht berührt worden. Englische und 
amerikanische Kensulatsberichte der letzten Monate weisn 
übereinstimmend auf die gresse Entwicklungsmöglich\eit des 
holländischen Kolonialbesitzes im südlichen Ostasien hin. 
Niederländisch-Indien ist jedenfalls ein Land, das seitens «les 
deutschen Kaufmanns und Industriellen die grösste Aufmerk- 
samkeit verdient. 

Bei Beurteilung der zukünftigen Stellung der Deutsch:ı 
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in Ostasien haben wir uns von keinem Optimismus leiten 
lassen, sondern nur die augenblicklichen tatsächlichen Verhält- 
nisse geschildert. Bei Siam und China lässt sich die Tatsache 
nicht von der land weisen, dass ein starker Druck der 
Ententemächte vorhanden ist, um uns den Wiederaufbau nach 
Möglichkeit zu erschweren. Es’ist zweifelhaft, ob die Entente 
auf die Dauer ihre gegen eine \Wiedererstarkung des Deutsch- 
tums in Ostasien gerichtete Politik auch in den Ländern, 
in denen sie über unmittelbaren Einfluss verfügt, aufrecht- 
erhalten kann. Einerseits verlangt die Entente von Deutsch- 
land kraft des Versailler Vertrags, das Tragen ungeheurer 
finanzieller Lasten, andererseits nimmt sie uns aber in über- 
seeischen Ländern die Möglichkeit, durch eine ungehemmte 
deutsche Arbeit neue Werte zu erzeugen, die Deutschland 
in den Stand setzen, seinen Verpflichtungen nachzukommen. 
Je eher die Entente einsieht, dass den Deutschen in Ostasien 
die Wiederaufbauarbeit erleichtert werden muss, desto eher 
kann. sie mit einer restlosen Erfüllung des Versailler Vertrags 
rechnen. Vielleicht bietet sich in Spa Gelegenheit, diese Frage 
einmal anzuschneiden. 


Wirtschaftliche Verhältnisse im heutigen Siam. 


Von PaulusFreye. 


Siam hat als Fruchtland einen grossen Ruf unter 
den benachbarten Völkern. In den sehr fruchtbaren Gärten 
gedeihen Kokos, , Bethel, Jackfruit, Zuckerpalmen, Durian, 
Mango, Zitronen, Apfelsinen, Ananas, Bananen und viele 
andere herrliche Früchte, wie selten sa in anderen Gebieten 
Asiens. Früher gehörte eigentlich alles Land dem König und 
die alten Grundbriefe waren derartig unsicher, dass 
europäische Barıken nur sehr ungern auf solche Werte hin 
Geld liehen. Das ist nun durch die neuerdings durch- 
geführte Bodengesetzgebung alles anders geworden. Das 
Land gehört jetzt wirklich den Inhabern der Grundbricfe 
und deren gesetzlichen Erben. Wird erst diese Reform durch 
eine wohlerwogene Arbeitsgesetzgebung vervollständigt, 
dann wird auch ohne Zweifel dem europäischen Pflanzer 
und Landwirt cin grosses, gewinnbringendes Arbeitsfeld 
offenstehen. Auch die Viehzucht floriert in Siam, jedoch 
hauptsächlich nur mit Bezug auf Rindvieh und Wasserbüfiel. 
Schweine gedeihen ganz vorzüglich und die vormals ver- 
üachlässigte, Zucht ist jetzt durch Einführung chinesischer 
Zuchttiere verbessert und im Anwachsen begrifien. Der 
Pferdebestznd Siams ist unyerhältnismässig klein, denn nach 
neuesten Zählungen hat das Land kaum 120000 Pferde. 
Dabei sind die Tiere, wenngleich ausserordentlich zäh, so 
doch für schwere Arbeiten viel zu klein. Die Regierung be- 
müht sich gegenwärtig durch Einführung australischer Pferde 
md durch Einrichtung von Gestüten den siamesischen 
Pierdeschlag zu verbessern. 

Sehr gut geeignet für grössere Vichzuchtbetriebe ist das 
Grasland auf dem Hochplateau in Nordostsiam. 

Mit dem Export von Rindvieh befassen sich hauptsäch- 
lich Inder. Die Schweinezucht wird zumeist von Chinesen 
betrieben. 

Für einwandernde Chinesen und Inder ist Siam über- 
haupt mit seinen leichten Erwerbsmöglichkeiten, seiner Fülle 
an billigen Bodenprodukten und Nahrungsmitteln, seinem 
ausserordentlich grossen Fischreichtum ein wahres Para- 
dies. Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts hat in Siam eine 
Starke Einwanderung von Chinesen begonnen, die später 


unter dem verstorbenen König Chulalongkorn so stark zu- 
nahm, dass gegenwärtig über eine Million Chinesen in Siam 
wohnen, zu denen noch viele chinesische Mischlinge gerech- 
net werden müssen. 

Es war der Plan Chulalongkorns, seinem schwachbevöl- 
kerter: Reich neues Blut durch Einwanderung der fleissigen, 
strebsamen Chinesen zuzuführen, die , wie frühere Erfahrung 
lehrte, sich leicht den siamesischen Verhältnissen fügten, und 
deren Kinder durch Einfluss der siamesischen Mütter, Sia- 
mesen werden sollten. Dieser grosszügig durchdachte Plan 
erhielt sich auch während der ersten Jahrhunderte durch 
chinesische Einwanderung als eine kluge richtige Berechnung. 

Dann aber kam mit der grossen Revolution in China 
auch das Nationalbewusstsein dort und in den überseeischen 
chinesischen Siedlungen derartig stark zum Ausdruck, dass 
die Chinesen nun auch in Siam starken Wert auf die Erhal- 
tung ihrer Rasse und ihrer Sitten legten. Alsbald wurden 
grosse Chinesen-Schulen mit chinesischen Lehrern in Bangkok 
gegründet, die sogar so weit gingen, die siamesische Sprache 
nur noch als fakultatives Lehrfach beizubehalten. So kommt 
es dann, dass die Mischlinge nun nicht mehr im siamesischen 
Volke aufgehen, sondern zu nationalstolzen Chinesen erzogen 
werden. 

Zuerst betrieben die Einwanderer aus dem Reiche der 
Mitte nur Handel in Siam. Bald aber eroberten sie das ge- 
samte Handwerk und seit einigen Jahren machen sie sich 
auch mehr in der Landwirtschaft breit und sind im inner- 
politischen Leben des Landes durch ihren grossen Reichtum 
und ihre rapid zunehmende Volkszahl ein ganz bedeutender 
Faktor geworden, dem sogar eine sehr hochstehende Persön- 
lichkeit unter dem Federnamen „Asvabahu“ in einer Abhand- 
lung, betitelt: „Clogs on our wheels“ ganz besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet hat. 

Den Siamesen bleiben heute fast nur noch die Landwirt- 
schaft und der Regierungsdienst als Erwerbsquellen, da sie 
aus dem Handel und Handwerk und neuerdings auch aus 
Teilen der Garten- und Landwirtschaft fast überall durch die 
ihnen an Ausdauer und zähem Fleiss überlegenen Chinesen 
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verdrängt wurden. Nur das den Siamesen stammverwandte 
Volk der Laoten in Nord- und Ostasien hat wegen seiner Ur- 
wüchsigkeit Aussicht, der Durchsetzung mit chinesischem 
Blut erfolgreicheren Widerstand zu leisten. Laoten werden 
auch bei den öffentlichen Bauten z. B. beim Bahn-, Kanal- 
und Strassenbau fast ebenso gern als Kulis gebraucht, wie 
Chinesen. während für solche schwere Arbeiten der herren- 
stolze Siamese überhaupt kaum noch in Betracht kommt. Zu 
wichtigen Handwerkarbeiten werden in Siam gegenwärtig 
nur noch Chinesen gebraucht, die alle anderen Konkurrenten 


ohne Mühe aus dem Felde schlagen. Auch die siamesische 


Hausindustrie, darunter hauptsächlich auch die Baumwoll- 
weberei nimmt unter dem Druck des chinesischen \Wettbe- 
werbes und wegen der billigen und dabei viel schlechteren 
europäischen und japanischen Importgewebe immer mehr ab. 
Wenn nicht die Regierung das Kleingewerbe unterstützt, so 
"wird es wohl sehr bald ganz eingehen. 

Verglichen mit der chinesischen Einwanderung ist die 
Anzahl der indischen Ankömmlinge nicht bedeutend. Diese 
Inder und Ceylonesen lassen sich in Siam zunächst als Kauf- 
leute und Händler nieder und nehmen als Kleinkaufleute nach 
den Chinesen die zweite Stelle im Markt ein. Vielfach dienen 
sie auch als Wachleute und in landwirtschaftlichen Betrieben 
der Malayischen Halbinsel als Kulis. 

Neuerdings treten seit einem Jahrzehnt die Japaner in 
Siam immer mehr und mehr in die Erscheinung. 1900 zählte 
man von ihnen kaum ein halbes Dutzend, und heute sind es 
schon mehrere tausend. Wie Pilze schiessen zwischen den 
chinesischen und indischen Geschäften überall japanische 
Kaufhäuser und Werkstätten hervor. Ueberall in den Pro- 
vinzen begegnet man den Japanern, die als Händler und 
Prospcktoren das Land durchziehen und für ihre immer stär- 
ker nachfolgenden Landesbrüder Erwerbsmöglichkeiten vor- 
bereiten. 

Die Japaner haben ein starkes Augenmerk auf die wirt- 
schaftliche Durchdringung Siams und Indo-Chinas geworfen. 
Seit zwei Jahren haben sie auch in Bangkok eine bedeutende 
Filiale der Taiwan-Bank aufgemacht. Der japanische Einfluss 
wird sicherlich bald die vorher tonangebenden, erglischen 
und französischen Machtfaktore ganz bedeutend in den Hinter- 
grund drängen. Zeitungsnachrichten aus Siam zufolge wird 
im Herbst der siamesische König zusammen mit dem Minister 
des Auswärtigen eine Reise nach Japan unternehmen, die 
selbstverständlich für die zukünftige, politische Stellung 
Siams von allergrösster Bedeutung sein wird. 

Seit Jahren besteht in Siam eine starke Nachfrage 
nach deutschen Erzeugnissen, die auch während der Unter- 
brechung durch den Krieg nicht völlig durch Waren anderer 
Länder befriedigt werden konnte. Dazu gehören hauptsäch- 
lich Eisen- und Stahlwaren, Werkzeuge aller Art, Garten- 
geräte, \Werkstatteinrichtungen, Porzellan, Steingut, Glas- 
waren, Uhren aller Art, Spielzeug, Rauchutensilien, Beleuch- 
tungsartikel, elektrische und für Petroleumgas, Farben und 
Parfümeriewaren, Medikamente, Drogen und Apothcker- 
waren, Musikinstrumente und Grammophone, photogra- 
phische Artikel, Films und optische Artikel, Schreibpapier und 
Schreibmaterialien, Maschinen für Reismühlenbetriebe, Boots- 
und Schiffsmotoren, Pumpen, Schreibmaschinen, Waffen und 
torräder und Motorwagen, Schreibmaschinen, Waffen und 
viele andere Fertigwaren, die sämtlich in Siam derartig gut 
eingeführt worden sind, dass sie auch auf Jahre hinaus mit 
grossem Profit verkauft werden können. Unsere Hauptkon- 
kurrenten sind dabei England, Amerika, Japan, Frankreich, 
Oesterreich, Italien und Dänemark. 
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"Vertrages von Versailles gilt, hat Siam gleichfalls den deutschen 


Siam hat durch Dekret vom 13. Januar dieses Jahres 
den Handel mit Deutschland unter den früheren Bedingungen 
wieder freigegeben und durch. weiteres Dekret vom 17. Januar 
auch die Einreise für Deutsche, allerdings zunächst nur mit 
zeitweiligem Aufenthalte, der jedoch stets wieder verlängert 
werden kann, erlaubt. 

Ostasien war vor dem Kriege unser bedeutendstes Ab- 
satzgebiet. Wir müssen mit allen Kräften dort wieder an den 
Wiederaufbau unseres Geschäftslebens gehen. Denn nur und 
nur durch Neubelebung unseres Aussenhandels kann unser 
völlig auf Industrie und kaufmännische Tätigkeit angewiesenes 
Vaterland ‚wieder erstarken, kann das Vertrauen des Aus 
landes zurückkehren und endlich die deutsche Valuta wieder 


‚einen einigermassen normalen Stand erreichen. 


Unsere Auslandspolitik muss daher nicht soviel durch 
politische als wirtschaftliche Erwägungen geleitet, danach 
trachten, überall in der Welt dem deutschen Handel Absatz- 
möglichkeiten zu verschaffen. Das dürfte bei einigermassen 
vernünftiger Behandlung unseres früher stets guten Verhält- 
nisses zu Siam keine allzu grossen Schwierigkeiten bieten. 


Die Ausführungen des Herrn Paulus Freye werden noch 
durch folgende Mitteilungen ergänzt, die wir der Industric- 
und Nandelszeitung vom 12. 6. entnehinen: „Der Korre- 
spondent der Industrie Italiana Illustrate schreibt 
aus Bangkog Ende März: Aehnlich der britischen Regierung in 
Indien, die auf die Dauer von 5 Jahren die Untertanen der früher 
mit Grossbritannien im Krieg befindlichen Staaten von Indien 
ausgeschlossen hat, und der Regierung von Straits Settlements, 
wo ein solches Verbot auf 3 Jahre nach der Ratifikation des 


Untertanen den Aufenthalt im Lande auf 3 Jalıre, von Januar 
1920 an, verboten. Deutsche, die aus besonderen Gründen nach 
Siam müssen, haben sich eine Sondererlaubnis vem siamesischen 
Aussenministerium zu besorgen. Die Bewilligung, über die von 
Fall zu Fall entschieden wird, und die von dcr Zahlung einer 
bestimmten Taxe abhängig ist, kann ohne jedwede Begründunz 
gcnehmigt oder abgelehnt werden. Damit ist tatsächlich die 
Rückkehr Deutscher nach Siam auf 3 Jahre unterbunden, vb 
wohl der Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen keine beson- 
deren Schwierigkeiten in Wege stechen. Ein königliches Dekret 
vom 13. Januar hebt denn auch tatsächlich Jie bei der Kriexs- 
erklärung an die Zentralmächte erlassenen Bestimmungen au!, 
wonach jedweder Handel mit den feindlichen Staaten verboten 
wurde. Man muss daher mit der Wiederaufnalime des Handeis 
zwischen Siam und Deutschland rechnen, der sich vermutlich 
sehr rege entwickeln wird. Bei dem gegenwärtigen niedrigen 
Stande der Mark ist anzunehmen, dass die deutschen Waren 
wiederum in die siamesischen Märkte eindringen werden, wo sie 
vor dem Kriege ausserordentlich: beliebt waren. Deutsche 
Firmen haben bereits die schriftliche Verbindung aufgenommen 
und Muster ihrer Erzeugnisse verschiedenen siamesischen 
Handelshäusern zugesandt. Ohne die mächtige Stütze der deut- 
schen Handelsflotte mit ihren zünstigen Frachtsätzen wird der 
deutsche Handel allerdings anfangs mit grossen Schwierig- 
keiten zu kämpfen haben. Man behauptet aber, dass binnen 
kurzen die deutschen Artikel unter Zustimmung der Neutralen 
von den Schiffen der Verbündeten selbst nach Siam gebracht 
werden dürften. — Vom italienischen Standpunkte aus wird die 
Wiederaufnahme der deutsch-siamesischen Handelsbeziehungen 
nicht schädlich sein können; denn die italienische Einfuhr kon- 
kurrierte nicht mit der deutschen, zu der sie im Verhältnis von 
1:6 stand. Es ist indessen nicht ausgeschlossen, dass der 
Wiederbeginn des deutschen Handels einigen italienischen Ar- 
tikeln, die eingeführt werden könnten, bevor man überhaupt 
den Versuch damit gemacht hat, Abbruch tun kann. Dies 
würden z. B. chemische und pharmazeutische Erzeugnisse sein. 
Bei den Artikeln aber, wo der italienische Handel mit Leichtig- 
keit an der Spitze marschieren müsste, wie bei Filz-, Woll- und 
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Strohhüten, bei rohem und bearbeitetem Marmor, bei Kunst- 
gegenständen, bei Weinen usw., wird für Italien der neue 
deutsche Wettbewerb kein ernstliches Hindernis sein. Die 
‚Länder, die am meisten darunter leiden dürften, wird einerseits 
Japan sein, dessen billige, den deutschen nachgemachte Erzeug- 
nisse mit den europäischen Waren sicherlich nicht den Wett- 
bewerb aushalten können, anderseits England, das bereits be- 
gonnen hatte, viele seiner Erzeugnisse an die Stelle der 
deutschen zu schieben. Im Hinblick darauf, dass die Handels- 
verträse der Zentralmächte mit Siam durch den Kriegsausbruch 
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erloschen sind, ist zurzeit nicht zu erkennen, auf Grund welcher. 


neuen Tarife die deutsche Einfuhr nach Siam sich abwickeln 


soll. Augenblicklich liegt auf den deutschen Waren derselbe - 


Einfuhrzoll wie auf allen anderen fremden Gütern, mit Ein- 
schluss derjenigen, die aus Ländern kommen, die keinen Han- 
delsvertrag mit Siam haben. Es würde durchaus nicht im Sinne 
der siamesischen Regierung, die keine eigenen Industrien zu 
schützen hat, liegen, zu ihrem eigenen Nachteil durch hohe Zöile 
einen für die anderen einführenden Nationen unbequemen Wett- 
bewerber auszuschalten. 


Politische Rundschau. 


China. 


Die ehemaligen deutschen Niederlassungen. Nach einer 
Reuter meldung aus Peking vom 24. 5. 20 hat der Ministerrat 
Anweisungen zur Ausarbeitung von Bestimmungen gegeben, 
nach denen die ehemaligen deutschen Niederlassungen in Hankou 
ud Tientsin chinesischen Stadtverwaltungen unterstellt werden 
sollen. Es heisst, dass die chinesische Regierung Musternieder- 
kssungen einrichten will, um einer Abschaifung der Ex- 
territorialität die Wege zu ebnen. 


Beendigung des Studentenstreiks in Schanghal. Die 
Studenten, die als Protest gegen .die Schantungirage am 14. 4. 
m den Ausstand getreten waren, haben ihre Studien wieder 
aufgenommen. Auch die Pekinger Studenten kehren in ihre 
Schulen zurück. Der Belagerungszustand, der am 24. 4. über 
die Chinesenstadt Schanghai verhängt war, ist nach einer 
Reutermeldung noch nicht amtlich auigehoben, aber tat- 
sichlich herrscht bereits wieder der normale Zustand. 


Dr. Morrison . Der langjährige Vertreter der Times in 
Peking, Dr. G. E. Morrison, der seit dem Jahre 1911 als Rat- 
geber für auswärtige Angelegenheiten in Diensten der chinesi- 
schen Regierung stand, ist am 30. 5. in Sidmouth, einem Kur- 
ortin Devonshire, im Alter von 58 Jahren gestorben. Morrison 
hatte eine bewegte Laufbahn hinter sich, ehe er Mitte der 
Neunziger Jahre als Vertreter der Times nach Peking ging; 
er war ein unversöhnlicher Gegner Deutschlands in China und 
hatte auch an dem Eintritt Chinas in den Krieg grossen Anteil. 


Die Bedeutung des chinesisch-bolivischen Vertrags. Den 
kürzlich abgeschlossenen Handels- und Freundschaftsvertrag 
zwischen China und Bolivien begleitet die halbamtliche Peking 
Daily News vom 8. 4. 20 mit folgendem, bemerkenswertem 
Kommentar: ‚Der Präsident hat soeben sein Siegel unter den 
Vertrag mit Bolivien gesetzt. Zurzeit sind die Interessen Boli- 
viens in China klein und in gewöhnlichen Zeiten würde man denı 
chinesisch-bolivischen Abkommen keine besondere Bedeutung 
beimessen. Dieser Vertrag ist jedoch ein äusserst wichtiger 
Schritt in der Entwicklung der internationalen Beziehungen 
Chinas, denn zum ersten Mal hat China einen Vertrag unter- 
zeichnet, in dem die Frage der Konsulargerichtsbarkeit in dieser 
oder jener Form nicht erwähnt wird. Alle Länder haben bisher, 
entweder unmittelbar oder durch Anwendung des viel kriti- 
sierten Vorrechts der Meistbegünstigung Verträge mit uns unter- 
zeichnet, in denen sie exterritoriale Rechte beanspruchten. In 
dem Vertrag mit Bolivien wird bestimmt, dass die bolivischen 
Konsuln in China sich derselben Vorrechte wie die Konsuln der 
anderen Staaten erfreuen sollen, aber an dem gleichen Tag, an 
dem der Vertrag zur Unterzeichnung gelangte, wurden in einem 
Notenwechsel jene Vorrechte dahin formuliert, dass damit die 
Konsuln in anderen Ländern gemeint seien. In Zukunit 
unterstehen bolivische Staatsangehörige in China der chinesi- 
schen Gerichtsbarkeit, aber andererseits ist ihnen gestattet, sich 
im jedem beliebigen Ort niederzulassen. Für sie gibt es keine 
Vertragshäfen mehr, sie können Fabriken errichten, Bergwerke 
eröffnen und, wo es ihnen beliebt, legitimen Handel jeder 
Art betreiben. In dieser Hinsicht haben sie den Staatsange- 
hörigen anderer Nationen gegenüber einen gewaltigen Vor- 
Sprung; es wird nicht mehr lange dauern, dann werden auch 


andere Länder, die auf engere wirtschaftliche Beziehungen zu 
China Wert legen, sich der gleichen Vorrechte erfreuen. Keinenr 
Land, das mit China in Beziehungen treten will, oder das 
die durch den Krieg unterbrochenen Beziehungen wieder auf- 
nimmt, soll das Vorrecht ‘der Exterritorialität gewährt werden. 
Das bedeutet, dass in kurzer Zeit Deutsche und Oesterreicher, 
sowie die Angehörigen der neugeschaffenen Staatswesen die Frei- 
heit haben, in China Handel zu treiben, wo sie wollen, sie sind 
infolgedessen den Angehörigen der Vertragsstaaten gegenüber 
im Vorteil. Den Angehörigen der Vertragsstaaten steht auch 
nicht das Recht zu, Ansprüche auf dieselben Vorrechte kraft 
der Meistbegünstigungsklausel geltend zu machen. Das Recht 
des freien Handels und der Freizügigkeit, das den Angehörigen 
der neuen Vertragsstaaten zusteht, kann nur denen gewährt 
werden, die auf die Exterritorialität verzichten. Die Tage, wo 
Vorrechte ohne Gegenleistung beansprucht werden können, sind 
seit langem vorüber. Die Handelsfreiheit ist nicht das einzige 
Vorrecht, dessen sich die Angehörigen der neuen oder Nicht- 
vertragsmächte erfreuen. Es ist eine grosse Bewegung für eine 
Zusammenarbeit zwischen Chinesen und Ausländern bei indu- 
striellen und anderen Unternehmungen im Gange. Die An- 
gehörigen der Vertragsmächte beklagen sich, dass nach dem 
chinesischen Gesetz sie nur 50 % des Kapitals in solchen Unter- 
nehmungen anlegen können, wodurch ihnen bei der Verwaltung 
nur der halbe Anteil eingeräumt ist. Die Angehörigen der neuen 
Vertragsmächte haben jedoch in dieser Beziehung die gleichen 
Rechte wie die Chinesen, ja sie können bis zu 100% des 
Kapitals aufbringen, vorausgesetzt natürlich, das sie das Unter- 
nehmen als ein chinesisches eintragen lassen. 

Eine der Forderungen, die die chinesische Friedensabord- 
nung in Versailles erhoben hatte, war die Abschaffung der 
Konsulargerichtsbarkeit.e. Die Abordnung war imstande, die 
grossen Fortschritte aufzuführen, die die chinesische Rechts- 
pflege in der Gesetzgebung und nach anderer Richtung hin ge- 
macht hat; sie erhob nicht den Anspruch, dass bereits Voll- 
kommenes in dieser Bezichung erreicht sei und verlangte auch 


klugerweise nicht die sofortige Abschaffung der Konsular- - 


gerichtsbarkeit. Es steht ausser aller Frage, dass das Gerichts- 
verfahren, die Gesetzgebung und die konstitutionelle Freiheit in 
China sich heute mehr an westländische Vorbilder anlehnen als 
zu der Zeit, wo die Exterritorialität eingeführt wurde. Jeden- 
falls sind die Tage der Exterritorialität gezählt, ob zum (Guten 
oder Schlechten (wahrscheinlich aber zum Guten) mag dahin- 
gestellt bleiben. Die meisten der heute in China lebenden West- 
länder werden die Abschaffung der Exterritorialität erleben. 
Was Bolivien getan hat, wird auch bald Uruguay tun, die neue 
russische Regierung hat sich auch schon dazu bereit erklärt. 
Die chinesische Regierung wird von allen Mächten, die mit ihr 
in Zukunft in Beziehungen treten wollen, das Recht der Ex- 
territorialität zugestehen. Es wird China zum Vorteil gereichen, 
wenn es die Grundpfeiler für die konstitutionelle, richterliche und 
persönliche Freiheit stärkt, so dass die Angehörigen der neuen 
Vertragsstaaten keinen Grund zu Klagen haben; ihnen sollte jede 
Rrleichterung, sei es auf dem Wege der Gesetzgebung, der 
Rechtspflesre, der wirtschaftlichen und industriellen Betätigung 
gegeben werden. Schliesslich sollten die Vertragsmächte ver- 
anlasst werden, auf ihre Exterritorialitätsrechte zu verzichten, 
um mit dem ganzen System aufzuräumen. China soll dann als 
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das behandelt werden, wozu sich die Mächte verpflichtet haben: 
als eine „grosse Nation.‘ 


Die Probleme des fernen Ostens. In einer Reihe von 
Artikeln behandelt J. O. P. Bland in der Times unter der 
Ueberschrift „Die Probleme des fernen Ostens“ die Zukunft 
Japans und Chinas. Seine Ansichten gründen sich, It. Times 
vom 29, 5., auf grosse Erfahrungen und seien eingehender Be- 
achtung wert, denn Bland habe während scines kürzlichen 
Aufenthalts im fernen Osten Gelegenheit gehabt, die leitenden 
Staatsmänner und Politiker Chinas und Japans, sowie die 
führenden Geschäftsleute und die Hauptvertreier der europäi- 
schen Gemeinwesen zu sprechen. Bland weist auf den Ernst 
der Lage im fernen Osten hin und entwirft ein besonderes Bild 
von der Lage des heutigen Chinas. Die Regierung in Peking, so 
meint er, habe aufgehört, eine wirksame Herrschaft über den 
grösseren Teil der chinesischen Republik auszuüben, und sei selbst 
nicht frei von dem Verdacht, Chinas Interessen aus Sucht nach 
persönlichem Gewinn zu verschachern. Schr wenige Staatsein- 
künfte aus den Provinzen erreichen die Hauptstadt, deren Be- 
hörden zum grössten Teil von gelegentlichen fremden Spenden, die 
obendrein noch in falscher Weise vertan würden, abhängig wären, 
Die meisten Provinzen seien in den Händen der Militärgouver- 
neure, die ihr eigenes Recht und Gesetz proklamierten. Sie 
behielten die Macht mit Hilfe der lokalen Streitkräfte, die kaum 
besser wären, als Räuberbanden. Die Gouverncure sammelten 
gewaltige Vermögen an, und die Korruption sei in einem Masse 
verbreitet, wie niemals unter den Mandschus. 


China könne sich ohne fremde Hilfe nicht mehr retten. Von 
„Jung-China“, dessen Anteil an dem Dilemma hauptsächlich in 
nichtssagenden Reden und einem Verlangen an Teilnahme an 
den Erträgen der Aemiter bestehe, sei kaum eıne Hilfe zu er- 
warten. Nach Blands Ansicht ist die Wiederaufrichtung Chinas 
eine viel einfachere Aufgabe als diejenige, der die Alliierten 
jetzt in Europa gegenüberstehen. Die erste Vorbedingung sei, 
dass das „Konsortium der Mäclıte‘, Grossbritannien, Japan und 
die Ver. Staaten, zu einer Uebereinstimmung hinsichtlich der zu 
befolgenden Politik gelange, und zwar müsste dies im Geiste 
einer wirklichen gegenseitigen Verständigung und der Selbst- 
verleugnung geschehen. Es dürfte keine vergeudeten Anieihen 
mehr zeben. Was die Zentralregierung Chinas hauptsächlich 
brauche, sei die feste moralische Unterstützung der Mächte. So- 
bald die Satrapen in der Provinz erkennen, dass von ausserhalb 
kein Geld zu erwarten sei, würden sie wahrscheinlich schr 
schnell ihre jetzige Haltung aufgeben, die den Zerfall des Reiches 
zur Folge haben müsse. Nichts könne aber geschehen, bis die 
Provinzialarmeen aufgelöst seien. Die Mächte sollten deshalb 
zunächst auf eine allgemeine Demobilmachung bestehen, der die 
Schaffung einer zentralen Truppenmacht von genügender Stärke 
erfolgen müsse, um Aufstände in den Provinzen zu unterdrücken. 
Falls die Zentralregierung die Herrschaft über einige nördliche 
Provinzen wicdererlangen könnte, so würden ihre legitimen 
Einnahmeunellen wiederhergestellt sein. Gegen diese Schlüsse 
sei nur die Einwendung zu machen, dass es anscheinend keinen 
Staatsmann in China gebe, der eine allseitige Autorität aus- 
üben könne. Bland beschäftigt sich dann mit der Haltung der 
japanischen Regierung und sucht zu beweisen, dass der Haupt- 
Beweggrund des politischen Handelns Japans wirtschaftlicher 
schaftlichem Druck zu suchen ist, da Japan nicht imstande sei, 
seine schnell wachsende Bevölkerung zu ernähren. Es sei ferner 
im weitesten Masse abhängig von der Einfuhr von Roh- 
materialien für seine Industrien, die Notwendigkeit zur Ex- 
pansion ausserhalb seiner Grenzen ist ihm aufgezwungen, und 
Bland besteht zu wiederholten Malen darauf, dass der wahre 
Beweggsrun, des politischen Handelns Japans wirtschaftlicher 
und nicht nıilitärischer Art sei. Er glaubt, dass Japan heute viel 
weniger bestrebt sei, überseeische Gebiete zu erwerben, als 
noch vor 10 Jahren. Die Erfahrungen, die es in Korea gemacht 
habe, seien nicht ermutigend, und der Traum einer direkten Be- 
herrschung Chinas, den viele in Japan lange Zeit hegten, ver- 
blasst. Und dennoch möchte es Platz schaffen für den Ueber- 
schuss seiner dichten Bevölkerung. Bland deutet an, dass es 
diesen vielleicht in dem ausgedehnten Gebietz der Mongolei 


finden könnte, vorausgesetzt, „dass es diese nicht als Basis für 
weitere Angriffe benutzt.“ In China selbst sucht es mehr die 
wirtschaftliche Durchdringung, als die direkte politische Macht 
zu erlangen. 

Dennoch sind, wie Bland hinzufügt, zwei entgegengesetzte 
Strömungen in Japan am Werke. Die beiden grossen kriegeri- 
schen Clans, die Satsumas und die Choshius, besässen immer 
noch den meisten Einfluss im Lande. Es gebe eine Militär- 
Partei, die oft die Oberhand gewinnt, obwohl sie jetzt keines- 
wegs allmächtig ist. Die Politik des Generalstabes befinde sich 
oft in direktem Widerspruch mit der des Auswärtigen Amtes. 
Auf diese Militärpartei sind wahrscheinlich auch jene extremen 
Forderungen an China zurückzuführen, die selbst inmitten des 
grossen Krieges Europas Proteste hervorriefen. Bland glaubt 
auch, dass aus der Schantung-Frage, welche jetzt mehr eine 
Nebenfrage geworden ist, zuviel gemacht wurde; dennoch er- 
kennt er an, dass sie geklärt und gelöst werden müsse, beson- 
ders, weil sich das chinesische Volk viel eingehender mit ihr 
beschäftigt, als die Beamtenschaft. 

Die grösste Genugtuung müsse die Bestätigung des Vor- 
handenseins eines wirklichen Wunsches nach Erneuerung der 
anglo-japanischen Allianz hervorrufen. Irgendwelche Zweifel 
darüber, ob deren Erneuerung wünschenswert sei, seien mit 
Deutschlands Zusammenbruch beseitigt gewesen. Die Erneue- 
rung der Allianz würde dem Liberalismus in Japan helfen, wäh- 
rend sie im übrigen wesentlich zur Gestaltung einer Politik 
bezüglich des China künftig zu gewährenden Beistandes beitragen 
würde. Der Nutzen der Allianz hänge jedoch seiner Meinung 
nach von dem Ersatz „der unsich‘baren und verantwortungs- _.. 
losen Machtvollkommenheiten“, welche gegenwärtig durch die . 
japanische Militärpartei ausgeübt würden, durch eine „autorita- 
tive Kabinettsregierung‘“ ab. Die Unvollkommenheit der Ueber- 
sicht, die Bland über die Lage im fernen Osten gibt, so fügt die 
Times hinzu, liegt darin, dass er zu wenig.über die Stellung 
der Ver. Staaten in dem Konsortium sagt, sowie über die Durch- 
führung der sehr gemässigten und selbstlosen Politik, die er 
befürwortet. Falls nicht der ferne Osten noch einmal zur Arena 
sich bekämpfender Interessen werden soll, sei die Mitwirkung 
der Ver. Staaten aber bei jedem Plan zur Wiederherstellung 
Chinas eine unbedingie Notwendigkeit. Nicht nur Japan stelıe 
am Scheidewcege, sondern das Konsortium befinde sich in ähn- 
licher Tage. Nur cine kluge Führung, die der chinesischen: 
Zentralregierung die weitgehendste Unabhängigkeit liess, 
könnte China vor der verzweifelten Lage retten, in welcher e 
sich bald befinden könnte. „Von der Möglichkeit des Zusammen- 
bruchs vollen wir nicht reden, denn dicses uralte Volk hat im 
Laufe der Jahrhunderte viele Stürme durchgemacht und scheint 
eine Widerstandskraft zu haben, die jedem Verfall spottet.“ 


Chinas Ansprüche auf Selbstbestimmung. Die Voss. Zt 
gibt eine Meldung aus Peking wieder, wonach der chinesische 
Minister des Aeusseren eine bedeutsame Kundzrebung erlassen 
hat. Er hat erklärt, dass China sich nicht länger darin finden 
könne, von den anderen Mächten nur als territorialer Begrifl 
angesehen und behandelt zu werden, sondern dass es jede der- 
artiece Einmischung in seine inneren Verhältnisse als feind- 
liche Handlung ansehen und beantworten müsse. In einem .- 
an die britische Regierung gesandten Memorandum betont det .- 
Minister des Aeussern, dass China während des Weltkrieget 
durch die Operationen der Alliierten genug gelitten habe une . 
sich in die bisherige passive Rolle nicht mehr finden werde 
Wenn die übrigen Mitglieder des Völkerbundes einen Vertrag . 
über chinesische innere Angelegenheiten schliessen wollten, SC 
müsse die chinesische Regierung demgegenüber darauf hin 
weisen, dass ein solches Abkommen ohne Einwilligung de ' 
chinesischen Regierung nicht geschlossen werden könne. 


Vermischte Nachrichten. 


Es wird weiter gehetzt. Der London and Chins 
Telegxgraph vom 31. 5. berichtet, dass im Oriental Palace . 
Hotel in Yokohama, das sich unter französischer Leitung be 
findet, folgender Anschlag am Eingang steht: „Deutsche werder 
in diesem Hotel nicht gewünscht.“ Der Anschlag ist erst neuer- 
dings angebracht worden. 
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Ostasiatenecke. 

Abfahrt der Nankai Maru. Wie wir der Tägl. Rdsch. 
entnehmen, sind mit dem D. Nankai Maru, der Hamburg am 
8. d. M. verlassen hat, 115 Passagiere nach Ostasien gereist. 
Unter den Passagieren befindet sich der deutsche Geschäits- 
träger für Japan, Staatssekretär a. D. Dr. Solf mit Stab. Auch 
sieben Mitglieder der Berliner Missionsgesellschaft sind ausgereist. 
Die Nankai Maru, die nach Wladiwostok fährt, um deutsche 
Kriegsgefangene aus Sibirien abzuholen, hat ausserdem 700 
russische, bisher in Deutschtand interniert gewesene Kriegs- 
gefangene an Bord. 


Anmeldefrist für Wertpapiere. Der „Reichsanzeiger“, Nr. 115 
vom 29. 5. 20, veröffentlicht folgende Bekanntınachung: „Auf 
Grund des $ 17 Abs. 3 des Reichsgesetzes vom 24. 4. 20 (Reichs- 
gesetzblatt S. 597) wird bekannt gemacht: $ I. Die im $ 12 
Abs. 1 Satz 1 der Bekanntmachung über den Beitritt alliierter 
und assoziierter Staaten zum Ausgleichsverfahren, über die 
Anmeldung deutscher Forderungen beim Reichsausgleichsamt 
und über den Begriff des Beginns des Kriegszustandes im 
Sinne des Reichsausgleichsgesetzes vom 30. 4. 20 (Reichsgesetz- 
blatt S. 761) bis zum I. 6. 20 bestimmte Frist für die Anmeldung 
deutscher Forderungen bei dem Reichsausgleichsamte wird bis 
zum Ablauf des 30. Juni 1920 verlängert. $ 2. Die Bekannt- 
machung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Berlin, 
den 28.5.20. Der Reichsminister für Wiederaufbau. I. V.: Müller. 


Zweigstellen des Reichsausgleichsamtes im Reiche. (Haupt- 
stelle in Berlin, Wilhelmstr. 94/96.) 


Braunschweig Staatsminister a. D. v. Wolff, Schlossstr. & II. 

Bremen . . Reg.-Rat Dr. Ahlers, Langenstr. 139/140, II. 

Breslau . . Justizrat Dr. Hancke, Schweidnitzer Stadt- 
graben 12. 

Düsseldorf . . Reg.-Rat Dr. Meinicke, Fürstenwall 1, Z. 14. 

Frankfurt a. M. Dr. jur. Karlowa, Neckarstr. 9, II. 

Hamburg Landgerichtsdirektor Dr. Hinrichsen, Schaar- 
steinwegbrücke 2, Welserhaus, Postamt 11. 

Karlsruhe . . Geh. Ober-Reg.-Rat Flad, Kreuzstr. 12, Ver- 
waltungshof. . 

Kön . . . . .„ Reg.-Rat Stinne, Regierung Köln. 

Königsberg Bankdirektor L. Kauffmann, Kneiph. Lang- 
gasse 11/12. 

Leipzig . . Exz. Frhr. von Seckendorf, Messhalle am 
Rossplatz. 

Lübeck . Landgerichtsdirektor Schrader, Gerichtsgeb., 
Burgstr. 4, Zimmer 35. 

München . Staatsanw. a. D. Dr. v. Knilling, Steinsdorf- 
strasse 13, II. 

Nürnberg . Reg.-Direktor Serrat, Justizgebäude. 

Stuttgart . Staatsanw. a. D. Exz. K. Mandrij, Neckar- 
strasse 47. 

Weimar . . Geh. Staatsrat a. D. Unteutsch, Schwanen- 


strasse 13. 


Ausreise über Triest. Ein Leser, der über München, Inns- 
brack, Trient nach Triest gefahren ist, um sich von dort nach 
Ostasien einzuschiffen, stellt uns einige Angaben über seine 
Reise zur Verfügung. Bis Trient ist die III. Klasse sauber, 
nachher empfiehlt es sich II. Klasse zu reisen. Während der 
Reise durch Italien, besonders in Mailand, gut auf Taschendiebe 
achten! Verschiedenen Landsleuten wurden die Brieftaschen 
gestohlen. Nach der Ankunft in Triest das xrosse Gepäck durch 
den Lloyd Triestino nach dem Freihafen bringen lassen, Gepäck- 
schein der Speditions-Abteilung übergeben, die gegen Berech- 
nımz der Unkosten die Beförderung besorgt. Bei der Mitnahme 
deutschen Geldes nur blaue 100- und 20-Markscl;eine mit rotem 
Aufdruck (Reichsbanknoten)‘ nehmen, da bei allen anderen 
Scheinen bedeutender Abzug erfolgt. An Bord bezahlt man Ge- 
tränke usw. in englischer und italienischer Währung. 

Nach den bisherigen Erfahrungen verzöger* sich die Ab- 
fahrt des Dampfers stets um 1 bis 2 Wochen. Ungefähre 
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Kosten für einen Tag Aufenthalt in Triest oder Capodistria 25 
bis 35 Lire. Falls sich Dampferabfahrt verschiebt, empfiehlt es 
sich, nach Capodistria zu fahren, das von Triest in ein- 
stündiger Dampferfalırt zu ereichen ist. In Capodistria vorteil- 
haftes Wohnen im Gasthof Tomasin; Wohnung ohne Essen 
pro Tag 4 Lire. Das Essen ist gut und preiswert. 

Mit der deutschen Sprache kommt man überall gut durch. 


Adressennachweis. 


W. Arnhold-Zedelius, Klein-Flottbeck b. Altona, 
Elbchaussee 4a, Villa Resivolan. 

B. von Fischerz, Cöln, Hansaring, p. A. Herrn Wehage. 

CariOtto Frericks, Hamburg, Hofweg 15. 

F. A. Boss, durch Herrn F. Schaller b. Frau SEUzer, 
Berlin W., Magdeburger Strasse 1011. 

W. Danieiıs, Rheydt, Kronprinzenstrasse 28. 

R. W.Dinnendahl Akt.-Ges., Essen. 

Gustav Dohr, Hankow (China). 

E. Faber, Kiel, Postfach 47. 

N. Goetze, Kontrollstelle der Reiehseinfuhr, Bonn a. Rh., 
Alexanderstrasse 4. 

P. Haupt, Coblenz-Pfaffendorf, Emser Strasse 1471. 

G.A.Hoffmann, Strelitz-Alt i. Meckl., Neubrandenburger 
Strasse 4. 

W. Holzhausen, Giessen (Hessen), Frankfurter Str. 82. 

Frau Margarette Kaemmcerer,p. A. Herrn Otto Hoeltzky, 
Berlin, Pillauer Strasse 3, 

Hauptmann Koh!shorn, Stuttgart-Degerloch, Kirchheim- 
strasse 38, 

Werner Krieger, Elberfeld, Kluser Höhe 60. 

C. Krüger, Ober- Harz, Kirchhofstrasse 31. 

Kurt Raesfeldt, cio Handelsvereeniging „Amsterdam“, 
Medan (Sumatra), Niederl.-Indien. 

Lothar Marcks, Hankow (China). 

Th. Richter, Obering. der Friedrich-Wilhelm-Hütte, 
Tor III, Mülheim-Ruhr. 

R. H. Rode, Duisburg, Pulverweg 66. 

E. Rottweiler, Lokomotivführer, 
Rheinau b. Mannheim i. Baden. 

R. Sachse, p. A. Frau Kläre Sachse, Hinterseehof, Post 
Eudorf (Bayern). 


sensenunnnuenunn Mitteilungen -enuueosens 


| des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28 II. 

Vierzehnter Ostasiaten-Abend. Wir beehren uns hiermit, die 
Mitglieder und Freunde unseres Verbandes (mit Damen) zu 
einer zwanglosen Zusammenkunft auf Mittwoch, den 23. Juni 
1920, abends 8 Uhr, in den Bankettsaal des Restaurants „Rhein- 
gold“ (Eingang Potsdamer Strasse) ergebenst einzuladen. An 
diesem Abend wird Herr Ingenieur M. Th. Strewe, Mitglied 
des Vorstandes des Chinesischen Verbandes Deutscher In- 
genieure, einen Vortrag über „Deutsche Aussichten und Auf- 

gaben in China“ halten. 


Stiftung. Die Firma Thomas, "Thomas & Co. in Hamburg 
ist dem Verbande für den Fernen Osten als Mitglied mit einem 
Stiftungsbeitrage von 10000 M. beigetreten. 


Heft V der Schriften des Verbandes. Der gelegentlich der 
Hauptversammlung am 12. Mai 1920 gehaltene Vortrag des 
Herrn Hauptmann Mossdorf über „Die Förderung des japani- 
schen Aussenhandels im Weltkriege“ wird als Heft V der 
Schriften des Verbandes veröffentlicht werden und unseren 
Mitgliedern alsbald nach Erscheinen zugehen. 


Gepäck aus China. Anfragen wegen der mit den Dampfern 
„Ume Maru“ und „Nankai Maru“ nach Deutschland 
zurückgebrachten Gepäckstücke aus China sind an die Ham- 
hurg - Amerika -Linie, Abteilung Personenverkehr, Hamburg. 
Ferdinandstrasse, nicht an den Verband für den Fernen Osten 
zu richten. 


Thyssenhafen in 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Geschäftslage in Schanghai. Nach einem Bericht des 
amerikanischen Generalkonsuls in Schanghai lassen sich die 
Geschäftsaussichten für das Jahr 1920 schwer voraussagen. Der 
hohe Silberstand wirkt ungünstig auf die Ausfuhr, während er 
andererseits die Einfuhr erleichtert. Der amerikanische Anteil 
an dem Ausfuhrhandel Schanghais hat sich in den letzten Jahren 
andauernd gesteigert. Im Jahre 1919 bezifferte sich die Aus- 
fuhr von Schanghai nach den Ver. Staaten auf 89 Mill. Gold- 
dollar, gegen 48 Mill. des Vorjahres. Die ausländischen und 
chinesischen Kaufleute Schanghais sind mit den Abschlüssen 
des Jahres 1919 sehr zufrieden gewesen. Die chinesischen 
Banken vor allem machten grosse Gewinne, weil Silber knapp 
war und Zinsen bis zu 25 % gezahlt wurden; der durchschnitt- 
liche Zinsfuss betrug 15 %. 


Kassiaausfuhr Hongkongs. Die Kassiaausfuhr über Hongkongs 
hat nach einem Bericht des dortigen amerikanischen General- 
konsuls im Jahre 1919 wieder ihren Stand wie vor dem Kriege 
erreicht. Die Gesamtausfuhr betrug Gold $ 1581413, wovon 
1,2 Mill. auf Kuangsi-Kassia und 0,4 Mill. auf das Saigon-Erzeug- 
nis fielen. i 


Japan. 


Zur wirtschaftlichen Krisis. Die Telegramme der letzten Zeit 
haben wiederholt von grossen Erschütterungen des wirtschaft- 
lichen Lebens in Japan, von Börsenpaniken und von Schwierig- 
keiten ganzer Industrien Nachricht gebracht. Die Erschütterungen, 
von denen erst jetzt so recht etwas verlautet, gchen in ihren An- 
fängen bis auf die Mitte des Monats März zurück. Schon damals 
mussten Zuckerfabriken und Webereien durch Regierungshilfe ge- 
stützt werden, und es zeigten sich Paniken auf dem Geldmarkte. 
Der Gouverneur der Bank von Japan, Inouye, sah das Unheil 
sogar schon im Januar kommen. In einer Rede im Bankierskiub 


von Tokio schilderte er. nach Japan Advertiser v.27.4.20,. 


die geschäftlichen Aussichten Japans in den schwärzesten 
Farben und bat die Bankleute um ihre Unterstützung gegen die 
zunehmende Inflation und übermässige Spekulation. 


Die Warnung wurde in den Wind geschlagen. Die neuen 
Projekte und Gründungen schossen wie Pilze aus der Erde, des- 
gleichen die Kapitalerhöhungen. Die auf diese Weise investicr- 
ten Summen beliefen sich im ersten Vierteljahr 19% auf 
Yen 4445 Mill., mehr als früher im ganzen Jahre. Die Banker 
suchten ihre Reserven zu vermehren und boter deshalb dem 
Publikum hohe Zinsen. Interessant ist, dass die Industrie-Bank 
von ihrem Reingewinn, der Yen 4,1 Mill. betrug, nur 1,1 Mill. 
auf die Dividende (7 $%) verwendete und auch sonst nur geringe 
Zuwendungen an verschiedene Fonds beschloss; so wurden denn 
Yen 2,8 Mill. „für voraussichtliche Verluste“ zurückgestellt, wie 
Morning Post vom 31. 5. 20, meldet. Es ist bekannt, dass 
die Aussichten des japanischen Handels, der während des 
Krieges eine treibllausmässige Entwicklung erreicht latte, seit 
dem Waffenstillstand und dem Friedensschluss immer geringer 
geworden sind. In diesem Jahze nahm der Rückgang geradezu 
erschreckende Dimensionen an. Der Export Japans in den 
ersten 3 Monaten d. J. betrug Yen 544 Mill., der Import dagegen 
8&04 Mill., sodass die passive Handelsbilanz sich auf nicht weniger 
als 260 Mill. in einen Vierteljahr stellte. Auch die Gold- 
reserven gingen zurück. Nach den Mitteilungen des Japan 
Advertiser vom 5. 3. 20 und vom 21. 4. 20, die sich auf amt- 
liche Qucllen stützen, betrugen die Goldreserven im Auslande 
und Inlande am 28. Februar Yen 1923 Mill, was eine Abnahme 
von 78 Mill. gegenüber dem 15. Februar bedeutet; am 31. März 
waren es nur noch Yen 1871 Mill,, und am 15. April waren sie 
auf Yen 1864 Mill. gefallen. Als Grund wird angegeben, dass 
die japanische Regierung einen grossen Teil ihres amerikani- 
schen Goldes verkaufen musste, um der Yokohama Specie Bank 
und anderen Wechselbanken zu Hilfe zu komnen. 


‚zweiges wird als kritisch hingestellt. 


Am meisten mitgenommen wurden nach Japan Adver- 
tiser vom 27. 4. 20 die Unternehmungen der Textilindustrie. 
Gerade die Preissteigerungen in Rohseide, Seidengeweben md 
Baumwollgarn waren während der Kriegsjahre besonders stark 
gewesen, so machte sich denn nun auch der Rückschlag in diesen 
Betrieben am meisten geltend. In Schwierigkeiten gerieten zu- 
nächst die Nomura-Bank in Osaka und einige andere Banken. 
Dann sprang die Geldknappheit über zu Distrikten wie Nishijin, 
Hakata, Hachioji, Kiryu, Nagahama, Nagoya, Yamagata, Yone- 
zawa usw. Die Webereien schlossen, stellenweise wurde den 
Angestellten und Arbeitern staatliche Hilfe zugesagt. Ueber den 
Baumwollmarkt verbreitete sich eine wahre Parik. Die hohen 
Preise, die von den Japanern gefordert wurden, Hessen die 
Nachfrage aus dem Auslande zurückgehen; die Chinesen leimten 
es überhaupt ab, japanische Waren zu kaufen. Man dachte an 
Hilfsaktionen, Abschaffung von Ausfuhrverboten und amtliche 
Finanzierung. In der Tat trat dann eine kleine Besserung ein. 
Aber die allgemeine Lage ist immer noch schlecht. Es versteht 
sich von selbst, dass in den einzelnen Zweigen des Handels die 
Wirkungen verschieden waren, Serge und einige Wollgewebe 
litten weniger. Grosse Schwankungen machten sich auch auf 
dem Reismarkt bemerkbar. Ferner litten Weizenmehl, Stahl, 
Farben, Chemikalien, Drogen u. a., während Zucker und Papier 
sich eher erholten. Kleinere Papicrindustrielle allerdings sahen 
sich gezwungen, zu liquidieren. 

Neuerdings wird es in den englischen Depeschen, z. B. der 
Times vom 31. 5. 20, so hingestellt, als ob die Ereignisse in 
Japan nicht allzu viel bedeuteten. Allerdings hat die 74. Bank 
in Yokohama, auch Mogi-Bank genannt, ihre Geschäfte auf drei 
Wochen geschlossen, desgleichen die Filiale dieser Bank in 
Osaka und einige kleinere Banken in Yokohama und Yokosuka. 
Aber das wären nur lokale Banken von geringerer Bedeutung 
mit Kapitalien von Yen 0,2 bis 0,5 Mill.; selbst die Mozi-Bank 
verfügt nur über ein Kapital von Yen 3,1 Mill. Die Börse von 
Yokohama, das Zentrum des Seidenhandels, hat auch ge- 
schlossen, und die Lage dieses wichtigsten japanischen Hardels- 
Die Nachricht von dem 
Geschäftsschluss der 74. Bank hat nach Daily Telegraph 
vom-27. 5. 20 in Osaka geradezu wie eine Bombe gewirkt. Dies 
alles zusammengenonmmen mit der Tatsache, dass die Krisis nun 
schon ein volles Vierteljahr anhält, lässt die Ansicht, dass das 
Schlimmste vorüber sei, wie der Yorkshire Observer 
vom 24. 4. 20 meint, doch wohl als etwas zu optimistisch er- 
scheinen, wenn auch die Regierung und die Bank von Japan 
sowie andere Grossbanken ihr Möglichstes tun, die Panik zu 
beseitigen und bei den wiederholten „Runs“ die kieineren 
Banken zu unterstützen. 

Die japanische Goldreserve. Die japanische Goldreserve, 
die in letzter Zeit im Abnehmen begriffen war, weist nunmehr 
wieder eine grössere Stetigkeit auf. Nach dem Ausweis des 
Finanzministeriums betrug am 15. 5. 20 der gesamte Goldvorrat 
Yen 1886 Mill. davon waren 679 Mill. in Japan und 1181 Mill. 
im Auslande angelegt. | 

Indochina. 


Ausbau des Bahnnetzes. Nach einer Mitteilung, die der 
London and China Teltegraph aus Paris erhalten hat, 
sind die Vorbereitungen zum Bau einer Bahn, die die oberen 
Laos-Staaten mit der Küste von Annam verbinden soll, weiter 
fortgeschritten. Von der französischen „Colonial Union“ wird 
der Vorschlag gemacht, alle Bahınen in Asien nach einem gross- 
zügigen englisch-französischen Programm zu kauen, das die 
Besitzstände beider Länder verbinden soll. Eine solche Linie 
würde von Indochina über Siam, Birma, Indien, Persien und 
Syrien fülıren.. Annam und Tonkin könnten mit Birma und 
Siam durch zwei Linien verbunden werden, entweder durch die 
Schaffung einer neuen Linie von Vinh (an der Küste von Tonkin) 
durch Nord-Siam oder mit Benutzung der bestehenden Linien 
über Moulmein, Raheng und Khorat. 
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Erscheinf zweimal monaflich. —— 


Bezugspreis 15 Mark vierteljährlich 


Einreiseerlaubnis nach China. 


In dm von Herrn Heidorn in Hamburg herausge- 
gebenen Wochenbericht für die aus China ausgewiesenen 
Deutschen vom 10. Juni 1920 findet sich ein Hinweis aut die 
Einreise nach China. Danach soll es keinerlei Schwierigkeiten 
bieten, in Schanghai an Land zu gehen. Diese Tatsache mag 
an sich richtig sein. Dadurch aber, dass auf sie nochmals 
besonders hingewiesen wird, muss der durchaus irrige Ein- 
(ruck entstehen, dass es mit der Einreise ndch China über- 
haupt keine Schwierigkeiten mehr habe. Wenn bei vielen 
der Repatriierten, deren sehr begreifliches Bestreben es ist, 
nach China zurückzukehren, dieser Eindruck Wurzel fassen 
sollte, so könnte dadurch erheblicher Schaden nicht nur für 
die ihre Wiederausreise betreibenden Deutschen, sondern na- 
mentlich auch für unsere in China lebenden Landsleute ent- 
Stehen. Es ist in der „Ostasiatischen Rundschau“ wiederholt 
auf die Notwendigkeit der Beschaffung einer Einreise-Er- 

ubnis nach China hingewiesen worden. In der Nummer 9 
er Rundschau vom 1. Juni 1920 wurde dabei besonders be- 
tont, dass irgendwelche Förderung der Ausreise nach China 
durch das Auswärtige Amt ohne Einreise-Erlaubnis der Chine- 
Sischen Regierung völlig ausgeschlossen sein dürfte. . 

ater den obwaltenden Umständen erscheint es den 
interzeichneten Vereinigungen dringend notwendig, alle 


China-Deutschen nochmals darauf hinzuweisen, dass eine 
Aenderung in den Bestimmungen über die Einreise nach China 
und in der Haltung der Chinesischen Regierung zu dieser 
Frage nicht eingetreten ist und dass der Versuch einer Ein- 
reise ohne Erlaubnis mancherlei Risiko in sich schliesst. Die 
Vereinigungen sehen sich daher veranlasst, nicht nur im 
Interesse der Beteiligten, sondern auch im Interesse der 
Deutschen in- China die dringende Mahnung auszusprechen, 
dass die von der Chinesischen Regierung erlassenen Einreise- 
Vorschriften von den Repatriierten gewahrt werden. Wenn 
dadurch für viele ein unerwünschter Aufschub ihrer Zukunits- 
pläne erzwungenermassen herbeigeführt wird, so ist das. 
sicherlich ausserordentlich zu bedauern; es lässt sich aber für 
die Gegenwart leider nicht ändern. Soweit bekannt, wird an 
den an dieser Angelegenheit interessierten amtlichen Stellen 
der Frage der Einreise von Deutschen nach China das weitest- 
gehende tätige Interesse entgegengebracht. Es kann nur ge- 
hofft werden, dass den darauf bezüglichen Bemühungen ein 
baldiger und voller Erfolg beschieden sein möge. 


Verband für den fernen Osten. Berlin. 
Ostasiatischer Verein. Hamburg. 


Deutsche Aussichten und Aufgaben in Ostasien. 
Von M. Th. Strewe. 


deuten achtet man die Wahlprogramme der verschiedenen 
so find . Parteien anlässig der letzten Wahl zum Reichstag, 
Politik, man darin recht wenig über die künftige auswärtige 

und über ein Eintreten für das Deutschtum im Ausland 
tragen Fr ist Sache der Auslandsdeutschen dafür Sorge zu 
Volkes, Mrehr wie bisher weiten Kreisen des deutschen 
andsfeutgn Bewusstsein kommt, dass Interessen des Aus- 
Volkes si htusens auch Interessen des gesamten deutschen 
ET nach ind. Galt dieser Satz schon vor dem Kriege, so hat 
die de Kriege noch eine weit grössere Bedeutung für 
Icbeng he Wirtschaft erlangt. Die der deutschen Industrie 
Bleiben endigen Auslandsmärkte können ihr nur erhalten 

’ Wenn ein auslandserfahrenes Deutschtum die Sache 


‘ 


der deutschen Industrie im Ausland vertritt und einen mög- 
lichst grossen Teil des früher für deutsche Ware offenen 
Weltmarktes wieder erobert. 

Je mehr sich die Länder in Uebersee in Sprache, Sitte und 
Gewohnheit von Deutschland unterscheiden, je schwieriger 
also die für eine nutzbringende Tätigkeit in Uebersee not- 
wendige Erfahrung zu erlangen ist, desto wertvoller ist für 
die deutsche Wirtschaft der seit Jahr und Tag in Uebersee mit 
Erfolg tätig gewesene Deutsche. 

Liegt es so im Interesse der Allgemeinheit, möglichst den 
in Ostasien erfahrenen Deutschen an seinen alten Platz zurück- 
zusenden, so erwächst andererseits aus diesem Umstande den 
in Ostasien vor dem Kriege tätig gewesenen Deutschen die 
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Pflicht, wenn irgendmöglich an den Platz uner früheren 
Tätigkeit zurückzukehren.. 


Lloyd George und Millerand versuchten au den ver- 
schiedenen Konferenzen darauf hinzuweisen, dass Deutschland 
den ‘Verpflichtungen des Friedensvertrages nicht nachkäme. 
Es wäre an der Zeit gewesen, dass demgegenüber die hier in 
Deutschland anwesenden, auf Englands Veranlassung aus 
China vertriebenen Deutschen, öffentlich darauf hingewiesen 
hätten, dass heute, noch lange nach dem Friedensschluss, von 
England, mit den schärfsten Mitteln der Handelskrieg in Ost- 
asien gegen den Deutschen und gegen die deutsche Ware ge- 
führt wird. 


Auch der Verleumdungsfeldzug der britischen Presse in 


Ostasien gegen das Deutschtum geht unbekümmert um den 
Friedenszustand weiter. Der gute Name, den wir uns trotz 
allem in China erhalten haben, ist das einzige Aktivum, das 
uns aus dem Zusammenbruch deutscher Wirtschaft in Ostasien 
geblieben. Dieser gute Name hat für uns nicht nur eine sen- 
timentale Bedeutung, sondern stellt einen wirtschaftlichen 
Wert dar, auf dem wir unsere künftige Tätigkeit in China 
wieder aufbauen müssen. Der Untergrabung des deutschen 
Ansehens und damit der Erschwerung künftiger deutscher 
Tätigkeit in China muss mit grösserer Energie ‚als bisher ge- 
schehen, entgegengetreten werden. Gegenüber den ständigen 
Verleumdungen, auf die von deutscher Seite keine Antwort er- 
folgt, werden selbst uns gut gesinnte Chinesen schwach. 


Die Nachkriegszeit, in der wir jetzt leben, ist das 
Zwischenstadium zwischen der Zwangswirtschaft des Krieges 
und dem freien Spiel der wirtschaftlichen Kräfte, auf das die 
Weltwirtschaft mit aller Macht wieder zusteuert. Nachdem 
5 Jahre lang der Krieg die Weltwirtschaft, Handel und 
Wandel in fremde Bahnen gewalttätig gedrängt hat, arbeitet 
jetzt wieder die Weltwirtschaft gegen die im Kriege er- 
richteten ihrem Wesen fremden Hindernisse, und- suchen den 
Handel und Wandel in die alten Kanäle zurückzufluten. Für 
die künftige wirtschaftliche Entwicklung der Völker ist diese 
Zeit ausserordentlich wichtig, da sie die Neuorientierung der 
verschiedenen Nationen auf dem Weltmarkt mit sich bringt. 


Unsere politischen Feinde sind auch jetzt noch unsere 
wirtschaftlichen Feinde geblieben und suchen mit aller Macht 
Deutschland von dem Auslands- und Ueberseemarkte fernzu- 
halten. 

Für Deutschland bietet die Welt ein anderes Bild wie 

vor dem Kriege. Abhängig von den ihm feindlich gesinnten 
Mächten durch Mangel an Rohstoffen ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der deutschen Aussenwirtschaft, dafür Sorge zu 
tragen, sich aus neutralen oder ihm wirtschaftlich freundlich- 
gesinnten Ländern Rohstoffe zu besorgen, oder, falls dies 
nicht wirtschaftlich möglich, für die Vermehrung der Rolı- 
stoffe auf dem Weltmarkt Sorge zu tragen, die naturgemäss 
«eine Vermehrung der Rohstoffe auf dem Weltmarkte die 
Preise der Rohstoffe herabsetzen wird. Es kommt hin- 
zu, dass die Abhängigkeit von anderen Völkern, 
die ein Weltmoncpol für gewisse Rohstoffe haben, 
aufhört, sobald eine Ueberproduktion an diesen Rohstoffen 
dazu führt, dass der Produzent den Käufer sucht, nicht aber, 
wie heute, der -Käufer bedingungslos den Forderungen des 
Erzeugers nachgeben muss. 


Wirtschaftlich noch schwach organisierte und ungenü- 
gend entwickelte Völker sind gerade wie Russland und China 
und das dazwischen gelegene Zentralasien darauf angewiesen, 
die auch für sie aus Gründen wirtschaftlicher und politischer 


Selbständigkeit notwendige Industriealisierung mit Hilfe der 


hochentwickelten Industrie anderer Länder und Unterstützung 
fremder wirtschaftlicher Organisatoren und technischer Be 
triebsleiter durchzuführen. Nach den Erfahrungen dieses 
Krieges ist es wohl erklärlich, wenn diese Völker sich vor 
allem an die deutsche Industrie und die deutsche technische 
Intelligenz zwecks Beihilfe am Aufbau ihrer Industrie wenden, 
da von dem jetzt politisch ohnmächtigen Deutschland keine 
irgendwelche politischen oder wirtschaftlichen Beschränkun- 
gen zu erwarten sind. Mit einem-Wort, Deutschland, deutsche 
technische Intelligenz ist bei der Lage der Dinge dazu be- 
rufen, die industrielle Entwicklung Asiens, vor allem Russ- 
lands und Chinas, sowohl im eigenen als auch im Interesse 
dieser Völker in den nächsten Jahren-zu fördern und zu ent- 
wickeln. So erwächst der deutschen Industrie und der deut- 
schen technischen Intelligenz im Augenblick des Zusammen- 
bruches der alten wirtschaftlichen und .industriellen Ver- 
fassung Deutschlands eine neue gewaltige Aufgabe. Da Russ- 
land zurzeit noch nicht für derf Handel offen ist, muss sich 
das Interesse der deutschen Industrie Asien, hauptsächlich 
China, zuwenden. Seit Jahren schon machte die industrielle 
Entwicklung Chinas grosse Fortschritte Der letzte Rest 
von Widerstand gegen die moderne industrielle Hebung ihres 
Landes, soweit dies auf seiten der Chinesen selbst lag, 
schwand während des Krieges, da die Chinesen am Beispiel 
Japans sehen können, wie ausserordenlich wichtig für die 
wirtschaftliche und politische Erstarkung eines Volkes in der 
gegenwärtigen Zeit eine leistungsfähige Industrie im Sinne 
moderner Technik ist. Mit Neid blickte China während des 
Krieges auf die ausserordentlich grossen Geschäfte Japans, 
die dies. auf Grund seiner industriellen Einrichtung mit der 
ganzen Welt durchführen konnte, und die das Inselreich von 
einem Schuldnerstaat in einen Gläubigerstaat verwandelte. Um 
so schmerzhafter war die industrielle Entwicklung Japans für 
China, da Japan die für seine Industrie notwendigen Roh- 
stoffe aus China einführte, das für seine reichen Bodenschätze 
aus mangelnder Industrie keine Verwendyng hat. Hinzu kam, 


dass Japan mit dem aus chinesischen Rohprodukten her- 


gestellten Waren den chinesischen Kaufmann in China selbst 
empfindliche Konkurrenz machte. Alles dieses führte dazu, 
dass der Chinese noch während des Krieges ausserordent- 
liche Anstrengungen machte, eine schnellere industrielle Ent- 
wicklung seines Landes in Szene zu setzen. Da dies aber 
während des Krieges infolge der beschränkten Einfuhrmög- 
lichkeiten von Maschinen aus Amerika und den europäischen 
Ländern nicht möglich war, ist er jetzt mit verdoppeltem Eifer 
darauf aus, durch möglichst schnelle Entwicklung einer mo- 
dernen Industrie den Vorsprung Japans wieder einzuholen 
und China den ihm gebührenden Anteil am Welthandel zu 
sichern. China ist reich an Rohprodukten, in erster Linie an 
verkokbarer Kohle und Eisen. China hat ein unerschöpf- 
liches Arbeitermaterial, das bescheiden in seinen Ansprüchen 
und sehr gelehrig schon jetzt eine ausserordentlich grosse 
Anzahl von Handwerkern, Schlossern und gelernten Arbeitern 
für die moderne Industrieanlage liefert. Der Absatz in China 
ist unbeschränkt, da das einmal geweckte Bedürfnis nach aus- 
ländischer Ware in steter Steigerung begriffen ist. Bezüglich 
des notwendigen Kapitals für die Entwicklung seiner Industrie 
braucht sich China keine Sorge zu machen. Abgesehen von 
dem Reichtum im Lande selbst, der bedeutend unterschätzt 
wird, ist für industrielle Anlagen in China, Eisenbahnen und 
Bergwerken, von seiten der Auslandschinesen, deren Zahl sich 
auf mehrere Millionen beziffert, Kapital zu erwarten. Aber 


u W 


auch das internationale Kapital wird in gesteigerten Masse 
als vor dem Kriege an der Erschliessung Chinas aus eigenen 
egoistischen Interessen und aus Eifersucht auf die Mitbewer- 
ber auf dem chinesischen Markte an def Erschliessung Chinas 
mitarbeiten. Deutsche technische Intelligenz hat an der indu- 
striellen Entwicklung Chinas vor dem Kriege in erheblichem 
Masse mitgearbeitet.. Dieses ist auch von den Chinesen an- 
erkannt, und die technischen Leistungen im Kriege haben den 
Ruf der deutschen Industrie und des deutschen Ingenieurs in 
China nur noch gefestigt. Nicht China, sondern das auf 
unsere Erfolge. eifersüchtige Ausland, allen voran England, 
hat den Deutschen aus China vertrieben und sein Eigentum 
liquidiert. Die Vorliebe des Chinesen für den deutschen Inge- 
nieur zeigt sich namentlich darin, dass auch heute noch in 
China in hervorragenden Stellungen deutsche Ingenieure tätig 
waren, die China trotz des während des Krieges von den 


Ententemächten ausgeübten Druckes nicht entlassen hat. - 


Der Glaube des Europäers an den Monopolwert seiner 
Kultur hat ihn gegenüber China zu einer Politik geführt, deren 
furchtbar vernichtende Wirkungen wir jetzt am eigenen Leibe 
erfahren, da wir nach dem verlorenen Kriege der Willkür 
unserer früheren Wettbewerber auf dem Weltmarkt aus- 
geliefert sind. Der Grundsatz dieser Politik war, das politisch 
und militärisch schwache China durch wirtschaftliche Zwangs- 
massnahmen in eine Entwicklung hineinzuzwingen, die wohl 
für das wirtschaftlich an China interessierte Ausland aber nicht 
für China selbst von Vorteil war. Der europäische Krieg und 
namentlich die Art und Weise, wie er von England gegenüber 
dem wehrlosen Deutschland in Ostasien geführt wurde, hat 


dem Chinesen, wie überhaupt dem Asiaten die Augen über - 


den Wert der europäischen Kultur geöffnet. Er glaubt nicht 
mehr daran, dass das Heil der Völker in der bedingungslosen 
Uebernahme der europäischen Kultur besteht. Sein Selbst- 
gefühl hat sich gewaltig gesteigert, nachdem er gesehen hat, 
wie kläglich sich der früher gottähnlich erschienene Europäer 
in diesem Kriege benommen. Dieses Selbstgefühl des Asiaten 
wird in der künftigen Entwicklung Asiens eine bedeutende 
Rolle spielen und eine neue Note auch in die internationale 
Virtschaftspolitik hineinbringen. Das bisher nur als Phrase 
betonte Selbstbestimmungsrecht der Völker wird von den 
asiatischen Völkern mit aller Energie verlangt und bean- 
sprucht werden. Die Geschichte dieser Völker gibt ihnen 
auch ein vollständiges Recht dazu. Im allgemeinen ist die An- 
Sicht, die man über China hat, eine vollständig falsche. 
‚Aeusserlich eine Autokratie war China bis zur Revolution im 
Jahre 1911 in Bezug auf Selbständigkeit eine der fort- 
geschrittensten Länder der Erde. Der Kleinhandel ist in 
China in ausserordentlich hohem Masse entwickelt, der chine- 
äische Kaufmann ist unübertroffen. In Bezug auf seine tech- 
nische Veranlagung muss man darauf hinweisen, dass bis zum 
Eindringen des Europäertums in China das chinesische Hand- 
werk und Gewerbe die Bedürfnisse eines 300 Millionenvolkes, 
sogar die Anforderungen eines sehr hoch gestiegenen Luxus, 
ganz aus dem eigenen Lande heraus befriedigen konnte. Was 
wir Europäer vor dem Chinesen in technischer Beziehung 
voraus haben, ist hauptsächlich eine grössere Nutzbar- 
machung der Naturkräfte, vor allen Dingen der Spannkraft 
des Dampfes und der Elektrizität. Auch das wird China in 
kürzerer Zeit lernen, als man im allgemeinen geneigt ist anzu- 
nehmen. Die Denkmäler chinesischer Technik beweisen, dass 
dem Volke eine hohe technische Begabung zu eigen ist, und 
übereinstimmend wird von den technischen Lehrern Chinas 
ron dass der Chinese der Gegenwart eine ausser- 
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ordentlich gute Begabung für Mathematik zeigt. Wir sind in 


dem letzten Jahrhundert in die moderne Technik hinein- 
gewachsen und es ist wohl erklärlich, dass es für den Chi- 


nesen, der sich binnen einiger Jahrzehnte in eine ganz neue 


Welt versetzt sieht, einiger Zeit bedarf, um in gleicher Weise 
wie der Europäer die technische Theorie in die Praxis um- 
setzen zu können. Aus allem geht hervor, dass im nächsten 
Jahrzehnt schon eine ausserordentlich schnelle Entwicklung 
Chinas einsetzen wird, de in ihrer gewaltigen Wirkung für 
die gesamte Weltwirtschaft noch garnicht abzusehen ist. Es 
ist ferner zu erwarten, dass Deutschland, wie vor dem Kriege, 
so auch nachher, wenn schon in etwas veränderter Form, an 


' dieser Entwicklung Chinas Anteil nehmen wird. 
In Verbindung hiermit muss eine der brennendsten Fragen 


der Gegenwart angeschnitten werden, die Auswanderung 
technischer Intelligenz aus Deutschland ins Ausland. Seit Jahr- 
hunderten, ja seit Anfang der deutschen Geschichte hat es 
ins Ausland wandernde Deutsche gegeben, bis“im Laufe der 
0er Jahre die wachsende deutsche Ausfuhrindustrie der Aus- 
wanderung Deutscher vorläufig ein Ziel zu setzen schien. 
Nun ist die Tatsache der Auswanderung Deutscher in fremde 
Länder an und für sich keine zu beklagende Tatsache, zu be- 
klagen ist nur, dass in vielen Fällen der Auswandernde der 
deutschen Politik und der deutschen Wirtschaft verloren ge- 
gangen ist. Fraglos sind viele Erfolge unserer Feinde im 
wirtschaftlichen Kampf im vergangenen Kriege auf die 
Kenntnisse, Energie und Tatkraft von Deutschen zurückzu- 
führen, die vor Jahrzehnten ins Ausland wanderten und ihr 
eigenes Vaterland vergassen. Es muss daher. Sache des 
Staates sowohl wie auch der verschiedenen privatwirtschaft- 
lichen Verbände Deutschlands sein, dafür Sorge zu tragen, dass 
alles und jedes geschieht einmal, den auswandernden Deutschen 
für seine Stellung im Ausland möglichst leistungsfähig zu 
machen, ferner dafür Sorge zu tragen, dass auswandernde 
Deutsche nicht ihre Arbeitskraft an Länder verkaufen, die im 
feindlichen WettBewerb mit der deutschen Industrie stehen und 
drittens endlich, dass das Auslandsdeutschtum mehr wie bisher 
nicht bloss mit dem wirtschaftlichen, sondern auch politischen 
Interesse dem Mutterlande verknüpft wird. Unter diesen Vor- 
aussetzungen ist eine Auswanderung technischer: Intelligenz 
aus Deutschland in Länder wie Russland und China nicht 
nur kein Unglück, für die deutsche Wirtschaft, sondern sogar 
ein Segen, denn gerade in Zeiten, wo Rohstoffmangel die 


‚ Ausfuhr der deutschen Industrie beschränkt, wird es dem im 


Ausland tätigen Ingenieur und Techniker möglich sein, der 
deutschen Industrie wichtige Auslandsmärkte offenzuhalten 
bis bessere Zeiten kommen. Wichtig vor allem ist, den Aus- 
wandernden den Gedanken s;beizubringen, seine Aus- 
wanderung aus Deutschland nicht anders aufzufassen, als wie 
er die Verlegung seiner Arbeitstätigkeit von einem Teile 
Deutschlands in den anderen auffassen würde. Es darf sich 
für den Techniker in den meisten Fällen nicht um ein Aus- 
wandern in dem Sinne handeln, dass er für, immer seinen 
Wohnsitz ausserhalb der Reichgrenze aufschlägt, . sondern 
nur mehr um eine Verlegung seiner Tätigkeit für mehrere 
Jahre ins Ausland., Es ist zu wünschen mit anderen Worten, 
dass möglichst viel Ingenieure und Techniker ins Ausland 
gehen, aber dass ein möglichst grosser Teil derselben wieder 
zu ihrer Tätigkeit in Deutschland zurückkehrt, nachdem sie 
die nötigen Erfahrungen im Ausland gesammelt haben und 
jüngere Leute an ihre Stelle im Ausland treten können. Auf 


"diese Weise würde eine sich stetig erneuernde Wechselbe- 


ziehung der deutschen technischen Intelligenz zum Ausland 


E. -T .r en — u mn ". 
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geschaffen werden, ohne dass die technische Intelligenz der 
deutschen Wirtschaft und Industrie verloren ginge. Von 
welcher Seite man auch immer das Problem der Industriali- 
sierung Chinas betrachten mag, für die deutsche Industrie 
und die deutschen Ingenieure und Techniker kann man ihr nur 
gute Seiten abgewinnen. Inwieweit der Keim zum Neuaufbau 
zur deutschen Wirtschaft, der in dem Aufbau der Industrie in 
China im Sinne moderner Technik liegt, zur Entwicklung 
kommt, hängt daher zum grossen Teil von der Tätigkeit des 
deutschen Ingenieurs und Technikers ab. 

Verständnis für die moderne Technik und Industrie greift 
immer mefr um sich in China. Nicht mehr wahllos wie 
irgend eine Massenware werden Maschinen und Fabriken be- 
stellt, sondern in den meisten Fälleh geht die industrielle Ent- 
wicklung Chinas nach einem wohldurehdachten Plane vor 


sich. Die Chinesen gewöhnen sich daran, sachverständigen, | 


curopäischen Rat heranzuziehen. Deutsche Ingenieure sind 
wieder in einflussreichen Stellungen in China tätig. Einer der 


bedeutendsten Industriellen Chinas, ernannte einen deutschen 


Ingenieur und einen deutschen Kaufmann zu seinen Beratern, 
und in einer der wichtigsten Provinzen Chinas wurde der 
bergbauliche Aufschluss und die industrielle Organisation der 
Provinz einem deutschen Ingenieur anvertraut. Dass in- 
dustrielle chinesische Kreise nach wie vor ihren Glauben 
an die Leistungsfähigkeit deutscher Industrie bewahrt haben, 
zeigen die Aufträge, die von China an deutsche Firmen 
gegeben sind. 

Von besonderem Interesse ist ein in der Durch- 
führung begriffenes industrielles Projekt, das ein klassi- 
sches Beispiel dafür gibt, wie gross der Unternehmungs- 
geist moderner Chinesen ist und wie weit schon das 
Verständnis für die Anwendung modernster technischer Ein- 


richtungen gedrungen ist. Es handelt sich um den Ausbau 
einer Ueberlandzentrale in einem der wichtigsten Baumwoll- 
bezirke Chinas. Der ‚dort erzeugte elektrische Strom dient 
zum ‚Antrieb mehrerer’ Spinnereien, Webereien, einer Papier- 
fabrik und anderer industrieller Anlagen. Zum grossen Teil 
wird aber der elektrische Strom. verwandt werden, um die in 
diesem Bezirke weit verbreitete Hauswebeindustrie mit 
Strom zu versorgen, in der Form, dass einem jeden chine 
sischen Hausweber ein Motor in das Haus gesetzt wird zum 
Antrieb eines modernen, mechanischen Webstuhles. 


So hat denn die moderne Technik ihren Siegeslauf durch 
China angetreten und unterstützt durch den Wettbewerb der 
fremden Völker, wird sich China im Laufe des nächsten 
Jahrzehntes in einer heute von dern meisten noch nicht ge- 
ahnten industriellen Weise entwickeln. 


Sicher ist kein Grund anzunehmen, dass diese Entwick- 
lung‘ langsamer vor sich ginge, als in der Neuzeit statt- 
gehabte Industrialisierung Japans oder Amerikas. Fehlten 
Japan als Grundlage einer modernen Industrie die wichtigsten _ 
Rohprodukte, die China in reicher Fülle zur Verfügung stehen, 
so musste sich Amerika erst im Laufe der Zeit seine Arbeiter 
über See holen und durch Einwanderung seinen Absatzmarkt 
schaffen. Absatzmarkt wie aber auch ein genügendes 
Arbeitermaterial ist in China bereits vorhanden. 


So sind alle Vorbedingungen gegeben, dass die Indu- 
strialisierung Chinas eine der wichtigsten Erscheinungen der 
Weltwirtschaft im nächsten Jahrzehnt werden wird, deren be- 
fruchtende Wirkung auf die deutsche Wirtschaft in dem Masse 
sich bemerkbar machen wird, wie es deutscher Energie und 
deutschem Können gelingt an der Lösung dieses gewaltigen 
Problems teilzunehmen. 


| RMEODE Rundschau. 


China. 


Zur Lage. Wie der Morning Post unterm 10. 6. 20 aus 
Peking gemeldet 
Nordens eine kriegerische Stimmung gegen den Süden. Die 
(ienerale haben angeblich die Forderung gestellt, die in Hunan 
stehenden Südtruppen, vor denen der dortige Militärgouverneur 
Tschang-Tsching-yao fliehen musste, anzugreifen. Man hofft 
durch diese militärische Drohung den Süden zu Verhandlungen 
zu zwingen. Die Pekinger Regierung bestelıt darauf, nur mit 
Tang-Schao-yi ‘als Vertreter des Südens zu verhandeln. Im 
Hinblick auf das bevorstehende Drachenbootfest betrachtet man 
dic Lage als besonders verwickelt. Die Staatskassen sind leer, 
sodass sich die Regierung gezwungen sieht, zu ausserordentlich 
hohen Zinsraten eine innere Anleihe aufzunehmen. Es ist ge- 
plant, kurzfristige Schatzscheine in Höhe von $ 3,5 Mill. zum 
Kurse von 85 auszugeben, was einem Zinsfuss von 18% gleich- 
kommt. Als Sicherung sollen die Salzeinnahmen dienen, von 
denen monatlich $ 500 000 zur Amortisation der neuen Anleihe 
bereitgestellt werden sollen. Durch diese Finanzmassnahme 
vermindern sich die monatlichen Einkünfte wiederum erheblich. 


Nach Meldungen aus Peking, die bis Mitte Juni zurück- 
gehen, ist die Provinz Hunan wiederum zılm Brennpunkt der 
innerpolitischen Machtkämpfe geworden. Der frühere Zivil- 
gouverneur von Hunan, Tan-Yen-kai, ein Anhänger der Südpartei, 
hat mit seinen Truppen die Provinzialhauptstadt Tschangscha 
besetzt. Der bisherige Militärgouverneur Tschang-Tsching-yao, 
der auf dem vorgeschobenen Posten Hunan die Interessen der 
Nordpartei vertrat, musste sich mit 30 000 Mann über Yotschou 
zurückziehen, wobei es angeblich zu Plünderungen fremden 


PT 


wird, herrscht unter den Generalen des 


Missionseigentums gekommen ist; angeblich ist ein amerikani- 
scher Missionar getötet worden. Der Vertreter der Times 
in Peking sieht in der Entwicklung der Dinge in Hunan den 
Auftakt zu schwerwiegenden, innerpolitischen Ereignissen, die 
auch für die auswärtige Politik Chinas bestimmend wirken 
könnten. In der Niederlage der Nordpartei in Hunan erblickt 
er gleichzeitig eine Niederlage der japanfreundlichen Partei des 
Nordens und die Möglichkeit einer endgültigen Verständigung 
zwischen Nord und Süd. Eine neue Gefahrenrquelle besteht 
seiner Ansicht nach jedoch in einer Spaltung der Südpartei, wo 
der Flügel unter Sun-Yi-hsien, und Wu-Ting-fang eine An- 
lehnung an die „Erzreaktionäre“ des Nordens suche. 

Die Schantungfrage. Einer Meldung des Wolffschen 
Bureaus aus Tokio zufolge, hat die japanische Regierung den 
Inhalt einer am 14. 6. an China gerichteten Note veröffentlicht. 
Darin wird wiederholt gesagt, dass Japan wünsche, Verhand- 
lungen über die Rückgabe von Kiautschou an China einzuleiten. 
Japan sei zur Rückgabe dieses Gebiets und zur Zurückziehung 
der Truppen bereit. Die Note erinnert daran, dass China vor 
dem Versailler Frieden in die Uebertragung von Schantung an 
Japan eingewilligt habe. Die Rückgabe von Kiautschou an China 
würde an dep Bestimmungen des Versailler Vertrags nichts 
ändern. - 


China und der türkische Friedensvertrag. Nach einer 
Meldung des Wolffschen Bureaus aus Peking vom 
19, 6. 20 hat der chinesische Ministerrat beschlossen, den 
türkischen Friedensvertrag nicht zu unterzeichnen, da China der 
Türkei nicht den Krieg erklärt und zudem gefordert habe, dass 
die Exterritorialität abgeschafft werde, während der Vertrag 
die türkischen Kapitulationen wieder vorsehe. 


Der Nachfolger ‚Morrisons. Wie unterm 7. 6. aus Peking 
gemeldet wird, ist der Amerikaner John Ferguson als Nach- 
tflger des kürzlich in England verstorbenen Dr. Morrison 
zum politischen Ratgeber des Präsdenten der Republik ernannt 
worden. Ferguson war ursprünglich als Missionar in China 
tätig, später machte er sich durch die Organisation des 
chinesischen Roten Kreuzes verdient, ferner war er Mit- 
besitzer der in Schanghai erscheinenden Sin- wen-bao. 
Im Jahre 1915 wurde er zum Ratgeber der chinesischen Re- 
gierung ernannt, um jetzt als persönlicher Ratgeber des 
Präsidenten im Präsidialpalast einzuziehen. Die Ernennung 
Fergusons bedeutet zweifellos eine Stärkung des amerikanischen 
Einflusses in Peking, 


Japan. *° 


Baron Hayashi über das Bündnis mit England. Der neue 
japanische Botschafter für England, Baron Hayashi, begibt sich 
am 9. 7. über Suez auf seinen Posten nach London. Von dem 
Vertreter der Times in Tokio über das englisch-japanische 
Bündnis befragt, erklärte er, dass das Bündnis in seiner alten 
Porm unter allen Umständen aufrechterhalten werden müsse, 
vielleicht mit einer Milderung derjenigen Stellen, gegen die 
China Einspruch erhoben habe. Baron Hayashi sagte, dass die- 
Lage in China und Sibirien des. schützenden Einflusses des 
Bündnisses bedürfe. Die Gegner des Vertrags dürften die mög- 
Ichen Folgen des russischen und deutschen Zusammenbruchs 
md das Anwachsen der hewistischen Macht nicht ausser 
acht lassen, gegen die das ndnis der "einzige Schutzwall sei. 


Japan und Amerika. Der amerikanische Finanzmann 
Vanderlip, der vor kurzem aus Japan in New York eingetroffen 
ist, hat in der dortigen Presse erklärt, dass durch die Unfähig- 
keit des Staatsdepartements Line verwickelte internationale 
Lage geschaffen worden sei. Er beschuldigt das Staatsdeparte- 
ment der Gleichgültigkeit gegenüber der japanfeindlichen Ge- 
setzgebung einiger amerikanischer Staaten, besonders. Kali- 
iorniens, 


Siam. 


Die Fristen im Friedensvertrage mit Siam. Gemäss Artikel 
0 des Friedensvertrages waren, wie wir der Industrie- 
und Handelszeitung vom 16. 6. entnehmen, im Verhält- 
nis zwischen Deutschland und Siam alle Verjährungs-, Aus- 
schluss- und Verfallfristen für die Kriegsdauer gehemmt. Das 
siamesische Gesetz vom. 29. März d. J. über Ausführung der 
wirtschaftlichen Klauseln des Friedensvertrages bestimmt, dass 
diese Fristen am 1. Juli d. J. wieder zu laufen beginnen. — Nach 
Artikel 301 darf kein vor dem Kriege ausgestelltes Handels- 
papier lediglich wegen versäumter fristgerechter Vorlegung 
zwecks Annahme oder zwecks Zahlung, wegen versäumter Be- 
nachrichtirung der Aussteller oder Giranten von der Nicht- 
annahme oder Nichtzahlung, wegen versäumten Protestes, 
wegen Versäumung der Erfüllung irgendeiner Formvorschriit 
für verfallen erklärt werden, wenn die Versäumung während 
des Krieges erfolgt ist. Das Versäumte ist jedoch auf Grund 
des bezeichneten siamesischen Gesetzes bis spätestens 
1. Julid. J. nachzuholen, da mit diesem Zeitpunkt die 
in Artikel 301 vorgesehene Frist, soweit Siam in Betracht 
kommt, beendet ist. 


Vermischte Nachrichten. 


Deutsche Tätigkeit in China. Im Neuen Orient gibt 
Legationsrat E. Krebs einen interessanten geschichtlichen Ueber- 
blick über die deutsche Tätigkeit in China. Bereits im 17. Jahr- 
hundert hat es hervorragende Männer deutscher Abkunft ge- 


geben, die durch ihre Leistungen in China glänzten und ihre 


Namen weltberühmt machten. An erster Stelle steht der Jesuit 
Adam Schall aus Köln, der die Astronomie der Chinesen auf 
eine wissenschaftliche Grundlage stellte. Der aus Tirol 
stammende Jesuit Martin Martini gab im Jahre 1655 den ersten 
brauchbaren Atlas von China, und zwar in deutscher Sprache 
heraus. Ein dritter Jesuit, namens Koffler hatte, als die 


Der Gesetzentwurf über den Erwerb von Grund- 
‚eigentum babe in Japan böses Blut gemacht. ' 
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Mandschus sich schon im Norden zu Herren des Landes ge- 
macht hatten, grossen Einfluss bei den letzten Mings im ‚Süden, 
von denen er viele taufte. Zwei Jahrhunderte später wurde das 
englische Hongkong ein Stützpunkt für die deutsche Arbeit. Von 
englischer Missgunst war damals so wenig die Rede, dass die 
Engländer in Hongkong nicht nur der deutschen Entwicklung 
freie Hand liessen, deutsche Missionsunternehmen, die ihre 
Tätigkeit nach Hongkong verlegten, ohne weiseres Obdach und 
Unterstützung gewährten, sondern auch deutsche Hilfe in 
eigenen Ve&twaltungssachen heranzogen und einen Deutschen, 
Dr. Eitel, zum Leiter des Schulwesens der Kolonie ernannten. 
Unter dem Schutze des Nankinger Vertrages begannen einige 


“rein deutsche Missionsgesellschaften ihre ‚Arbeit in China, und 


zwar xeschah das besonders auf Anregung des aus Pommern 
stammenden Missionars Gützlaff hin, der als Agent der nieder- 
ländischen Mission bereits im Jahre 1830 nach Batavia ge- 
kommen war, später die chinesische Küste bereiste, und als 
Bibelübersetzer und Verfasser einer Geschichte Chinas in deut- 
scher Sprache sich einen Namen gemacht hat. So erschien 1847 
die Baseler Mission auf dem Platz und wirkte unter den Hakkas 
der Provinz Kuangtung. Ihr erster Missionar war der Württem- 
‚berger Lechler, der eine reiche literarische Tätigkeit entfaltete und 
u. a. das Gesangbuch für alle deutschen Missionen in China 
: lieferte; eig von ihm verfasstes Hakka-deutsches Wörterbuch 
ist sogar ins Englische übersetzt worden. In demselben Jahre 
sandte die Rheinische Mission in Barmen ihren ersten Missionar 
nach China; ihr Hauptsitz war Tungkun, wo sic eine reiche 


- Missions- und Unterrichtstätigkeit entwickelte, später auch die 


erste deutsche ärztliche Mission in China einrichtete. : Ihr ge- 
hörte seit 1865 auch der bekannte Dr. Faber an. Der Missionar 
Genähr gründete in Tungkun ein theologisches Seminar, später 
ein Aussätzigenasyl. Gleichfalls auf Beitreiben Gützlaffs wurde 
1849 die Berliner Frauenmissionsgesellschaft gegründet, die 
1851 ihre Tätigkeit zum Besten der chinesischen Findelkinder 


in Hongkong begann und den Grund zu dem dortigen Findelhaus 
: legte, das sich zu einer der berühmtesten und bewundertsten 


Einrichtungen in der englischen Kolonie gestaltete. 

Der im Jahre 1861 zwischen dem Deutschen Zollverein und 
der chinesischen Regierung abgeschlossene Freundschafts- 
Mandels- und Schiffahrtsvertrag änderte an den bisherigen Zu- 
ständen nichts. Fürs erste blieb seine praktische Wirksamkeit 
darauf beschränkt, dass Deutschland das Recht erhielt, eine 
offizielle Vertretung nach China zu entsenden, ohne dass es je- 
doch für notwendig erachtet wurde, hiervon alsbald Gebrauch 
zu machen. Diese für das deutsche Ansehen nicht gerade 
wünschenswerte Zurückhaltung machte einer energischeren 
deutschen amtlichen Tätigkeit Platz, nachdem glänzende mili- 
tärische und politische Erfolge endlich die Gründung des 
Deutschen Reiches ermöglicht und den Ruhm des deutschen 
Namens in die fernsten Erdenwinkel getragen hat. Jetzt be- 
gannen auch allmählich die deutschen Chinakaufleute, obgleich 
sie nach wie vor mit den Engländern- gut Freund blieben, sich 
nicht mehr als Schützlinge der letzteren, sondern als Träger 
einer eigenen Grossmacht zu fühlen. War den Chinesen die 
Wiedergabe des Wortes „Deutschland“ bisher ein Lautkomplex 
gewesen, dem man keinen rechten Inhalt zu geben wusste, so 
waren jetzt die Wörter De-guo (Deutschland), Pi-se-ma (Bis- 
marck) und Mou-ai (Moltke) Begriffe, die bei denjenigen 
Chinesen, die überhaupt vom Ausland eine Ahnung hatten, ein 
Gefühl grosser Bewunderung erregten, die sich auf die in China 
lebenden Deutschen übertrug und ihnen ein wohlwollendes Ent- 
gegenkommen sicherte. Das Anwachsen des deutschen Ein- 
flusses in China blieb nicht ohne Wirkung auf die Ausdehnung 
der dortigen Missionstätigkeit. So entstanden nacheinander die 
Berliner Mission, die früher in China tätig gewesen war, sich 
dann aber zurückgezogen hatte, und im Jahre 1887 ihre Arbeit 
in Kuangtung und Kiangsi wieder aufnahm. 1893 bot sich ihr 
ein neues Feld der Tätigkeit in Tsingtau; seit 890 wirkt die 
Hildesheimer Blindenmission am Findelhaus in Hongkong, sieben 
Jahre später tat sich die Kieler Mission in der Provinz Kuang- 
tung auf. Der Allgemeine Evangelisch-Protestantische Missions- 
verein, 1884 in Weimar gegründet und daher auch die 
„Weimarer Mission‘ genannt, begann 1885 in China zu wirken. 
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Im Zusammenhang mit der über ganz China verbreiteten inter- 
nationalen China Inland Mission arbeiten die nachstehenden 
‚ deutschen Missionen: Die deutsche Mission des China-Bundes, 
die Liebenzeller Mission, der deutsche Frauenmissionsverein 
und die Friedenshorter Diakonissen-Mission. Die grosse deutsche 
katholische Mission ‘verwaltet das apostolische Vikariat von 


Süd-Schantung; das apostolische Vikariat von Nord- Schantung 


mit dem Sitz in '"Eschifu.. 

Die grosse Ausdehnung des deutschen Handels und der 
deutschen Interessen führte zur Einführung refelmässiger 
Dampferlinien. Ferner wurde, um das Kreditwesen des deut- 
schen China-Handels zu erleichtern, und ihn auch in dieser Be- 
ziehung von dem letzten Rest britischer Bevormundung zu 
befreien, im Jahre 1889 die Deutsch-Asiatische Bank gegründet, 
die dem deutschen Handel eine grosse Stütze wurde, sich all- 
mählich auch durch Gewährung von Änleihen an die chinesiche 
Regierung dieser nützlich erwies. Deutsche Regsamkeit hatte 
zur Folge, dass seitens der Chinesen deutsche Kräfte auf den 
verschiedensten Gebieten herangezogen wurden, auf denen 
China, sich dem Auslande gegenüber unterlegen fühlte. So ist 
die Militärschule in Hsiautschuang, nördlich von Tientsin, von 
Deutschen gegründet und geleitet worden, die gleichzeitig den 
ersten Stamm modern ausgebildeter chinesischer Truppen 
schufen. In Nanking wurde mit Hilfe deutscher Instrukteure 
eine Militärschule gegründet, die später nach Wutschang ver- 
legt wurde. 1887 entstand in Canton mit deutscher Hilfe eine 
Schiffswerft mit Marine- und Militärschule. Eine grosse Anzahl 
chinesischer Offiziere wurde zur militärischen Ausbildung nach 
Deutschland geschickt, andere junge Chinesen, un: sich theore- 
tisch und praktisch zum Ingenieur auszubilden. Auch zur 
“ Nutzbarmachung der Bodenschätze bedienten sich die chinesi- 
schen Machthaber vornehmlich deutscher Hilfe. So wurden die 
Hanyang-Werke durch Deutsche angelegt, „die nötigen Kohlen 
und Erze wurden in dem nahen Tayeh gewonnen, später ent- 


stand in der Provinz Kiangsi ein grosses Bergwerks-Unter- 


nehmen mit Kohlenwäsche und Metallschmelze. Auch an dem 
Ausbau des chinesischen Eisenbahnnetzes haben die Deutschen 
grossen Anteil. Für die Entwicklung des chinesischen Berg- 
baus sind die Arbeiten des deutschen Geographen Freiherrn 
von Richthofen von massgebender Bedeutung gewesen. Wenn 
die deutsche Medizin bis zur Gründung der deutschen Medizin- 
schule in Schanghai, von der Tätigkeit der Missionare und 
einiger weniger tüchtiger deutscher Aerzte abgesehen, früher 
nur an wenigen Orten den Platz einnahm, der ihr vermöge des 
Rufes der deutschen medizinischen Wissenschaft gebifhrt hatte, 
so lag das besonders an einem damals noch vorhandenen Wider- 
streben der Chinesen gegen europäische ärztliche Behandlung. 
Die Medizinschule in Schanghai dagegen, die 1907 auf die Initia- 
tive des rastlosen und hochgebildeten deutschen Arztes, 
Dr. Paulun, dessen Name in dem Paulun-Hospital in Schanghai 
verewigt ist, gegründet wurde, war ein Unternehmen, das be- 
stimmt war, China einen vorzüglich ausgebildeten Stab moderner 
Aerzte zu liefern. Ihr wurde später eine Ingenieurschule an- 
geschlossen. Eine zweite Ingenieurschule entstand in Hankou, 
die aber beim Ausbruch des Krieges noch nicht in Betrieb ge- 
nommen war. 

Mit Beteiligung der chinesischen Regierung wurde 1909 die 
deutsch-chinesische Hochschule in Tsingtau geschaffen, die sich 
besonders grossen Zuspruchs seitens der studierenden chinesi- 
schen Jugend erfreute. Zu erwähnen ist noch die Leistung der 
deutschen Presse, die vor allem in dem Ostasiatischen 
Lloyd weitere Erfolge für die Deutschen vorzubereiten sich 
bestrebte. I 

Es ist zu hoffen, dass alle Kräfte daran gesetzt werden, den 
Ruf. den deutsche Tüchtigkeit, deutsches Wissen und Können 
in China erworben haben, nicht verschwinden zu lassen. 


Der Pekinger Himmelstempel als Handelshaus. Wenn sich 
eine Meldung des London and China Telegraph vonf 
14. 6. bestätigt, werden zurzeit Vorbereitungen getroffen, un 
den Pekinger Himmelstempel, ein Meisterwerk chinesischer 
Tempelbaukunst, in ein „nationales Geschäftszentrum“ zu ver- 
wandeln. Im Tempel soll eine dauernde Ausstellung und Ver- 
kaufsstelle sämtlicher Läandeserzeugnisse errichtet werden. 


. des Innern eingeholt werden. 
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s des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28Il. 
u a da a and Sara rd a ek tu heizt a ae ae 
Geheimer Regierungsrat Dr. von Böttinger . Am Mittwoch, 
den 9. Juni 1920, ist Herr Geheimrat von Böttinger nach einem 
ebenso arbeits- wie erfolgreichem Leben sanft entschlafen. -Der 
Verband verliert in ihm einen aufrichtigen Förderer seiner Be- 
strebungen. Herr von Böttinger, der dem Vorstande des Ver- 
bandes für den Fernen Osten seit dem Tage ‘der Gründung 
angehörte, hatte es namentlich verstanden, die führenden Firmen 
der chemischen Industrie für die Aufgaben des Verbandes zu 
interessieren. Der Vorstand des Verbandes für den Fernen 
Osten hat die Nachricht von dem Hinscheiden des Herrn von 
Böttinger, dessen gresse, auf reichste Lebenserfahrung - ze- 
stützte Ratschläge ihm jederzeit wertvoll waren, mit lebhafter 
Teilnahmg aufgenommen und wird dem Entschlafenen weezel 
ein ehrendes Andenken’ bewahren. 


Zuwahl in den Ausschuss. Der Vorstand des Verbandes hat 
in seiner letzten Sitzung Herrn C. Fink, vorhehaltlich der 
Zustimmung der nächsten Hauptversammlung, in den Ausschuss 
des Verbandes gewählt. 
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Vierzehnter Ostaslaten-Abend.% Äin Mittwoch, den 23. 6. 29, 
fand im Bankettsaal des Restaurants „Rheingold“ in Berlin der 
vierzehnte Ostasiaten-Abend statt, der sich, eines äusserst regen 
Besuches erfreute. Herr M. Th. Strewe hielt einen längeren 
Vortrag über die deutschen Aufgaben und Aussichten in China, 
der mit grossem Beifall aufgenommen wurde... Generalsekretär 
Dr. Linde kündigte am Schluss der Veranstaltung an, dass 
während des Juli und August die regelmässigen ZUSPIUDERKUNN? 
ausfallen. 

Rückkehr nach China. 


Uns liegen drei Privatbriefe aus 


_Tientsin, Schanghai und Hankou vor. Die Briefschreiber werfen, 


unabhängig voneinander, die Frage auf, was die nach China 
zurückkehrenden Deutschen eigentlich dort wollten, da die Lage 
für sie, falls sie nicht eine feste Anstellung in der- Tasche haben. 
dort alles andere als rosig sei. Ein Schreiber macht den Vor- 
schlag, in der Heimat direkt vor einer planlosen Ausreise zu 
warnen, denn die Aukömmlinge fielen sonst den dort ansässigen 
Detitschen zur Last, deren Lage an sich schon schr. schwer sei. 
Aus Schanghai wird uns ein kleines Erlebnis mitgeteilt, das auf 
die dortigen Verhältnisse ein bezeichnendes Licht wirft. Fin 
Deutscher begab sich nach einer. Unfallversicherungs-Geselk 
schaft, um sich dort versichern zu lassen. Er wurde sehr höflich 
empfangen. als sich aber beim Ausfüllen der Formulare zeigte, 
dass er ein Deutscher sei, wurde ihm bedeutet, dass es der 
Versicherungs-Gesellschaft verboten sei, Deutsche zu ver- 
sichern. Der Geschäftsführer, ein Engländer, sagte: „Sie mögen 
persönlich ein netter Mensch sein, aber Sie müssen mit den 
anderen leiden.“ Am nächsten Tage brachte die North 
China eine Notiz, wonach eine Versicherungsgesellschaft vor 
ihrem Geschäftshause einen Anschlag angebracht habe, auf dem 
es heisst: „Deutsche werden gewarnt, diese Schwelle zu über- 
schreiten.“ 2 

Zulassung von Deutschen in China. Einem Privatbrief vom 
20. 4. aus Peking entnehmen wir: Für die Zulassung von 
Deutschen sind neue Bestimmungen in Vorbereitung. Dic 
Anträge müssen, unter Darlegung der Gründe, 'bei den chinesi- 
schen Vertretern im Auslande angebracht werden. Für die Re- 
patriierten oder solche, die zu Zweifeln Anlass geben, soll vor- 
her die Stellungnahme des Waichiaopu und des Ministeriums 
Diese Erschwerung geht wahr- 
scheinlich von den Alliierten aus. 

Wohnungsnot in Schanghai. Ein Mitarbeiter schreibt den: 
London and China Telegraph vom 14. 6 20, dass die 
Wohnungsnot in Schanghai um ein vielfaches grösser sei als in 
Europa. Die Firmen hätten grosse Not, ihre neuankommenden 
Angestellten in Wohnungen unterzubringen. 
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Deutsche im japanischen Heer. Der japanische Geschäfts- 
träger in Berlin gibt an die Presse eine gleichlautende Mitteilung, 
wonach die immer noch nicht verstummenden Gerüchte, nach 
denen für Deutsche die Möglichkeit besteht, offiziell oder auf 
anderen Wegen in die japanische Armee oder Marine ein- 
gestellt zu werden, jeder verlässlichen Grundlage entbehren. Die 
Japanische diplomatische Mission pflegt alle derartigen Gesuche 
entschieden ablehnend zu beantworten. 


Die Aufgaben des Relchsausgleichsamts. Durch Vermittlung 
des Reichsausgleichsamts sind, wie wir der Deutschen 
Allgem. Ztg. vom 7. 6. eritnehmen, nach Artikel 296 des 
Friedensvertrages nur diejenigen Geldverbindlichkeiten zu 
regeln, die unter 1—4 dieses Artikels aufgezählt sind. Es 
handelt sich nur um Geldverbindlichkeiten, d. h. um den Aus- 
gleich von Schulden, die: dem Gläubiger das Recht geben, 
Zahlung in Geld zu verlangen. Welcher Art die Forderungen sein 
müssen, die nach dem Reichsausgleichsgesetz anzumelden sind, 
Ist in der Bekanntmachung des Ministers für Wiederaufbau 
vom 30. April 1920 („Reichsgesetzblatt“, Nr. 94, Seite 761) im 
einzelnen aufgeführt. 

Nicht beim Reichsausgleichsamt anzumelden sind dagegen 
Ansprüche auf Herausgabe der Lieferung von Sachen und Wert- 
papieren oder Urkunden jeder Art sowie Ansprüche auf Erlöse 
aus liquidiertem Eigentum, Rechten, Interessen. 

Insbesondere sind beim Reichsausgleichsamt nicht an- 
zumelden:: 

1. In deufschem Besitz befindliche ausländische Weıt- 
papiere, darunter auch Aktien, Schuldverschreibungen usw. 
gemäss $ 10 der Anlage zu Artikel 298 des Friedensvertrages. 
Diese sind vielmehr bei der „Stelle für ausländische Wert- 
papiere des Reichsfinanzministeriums“, Berlin W., Potsdamer 
Strasse 122b, anzumelden. 

2. Andere Urkunden wie: Hypothekenbriefe, Verträge, 
Bescheinigungen, Konzessionen, gemäss $ 10 der Anlage zu 
Artikel 298, die bei der „Urkundenanmeldestelle des Reichs- 
kommissars für Auslandsschäden”, Zchlendorf-Mitte*Am Urban, 
anzumelden sind. 

3. Schäden, welche Deutsche im 1 Auslande erlitten und die 
zu Schadenersatzansprüchen führen könnten, wird empfohlen, 
anzumelden, wenn es sich um im Auslande beschlagnahmte 
Werte aller Art, auch Wertpapiere, handelt: 

. a) von Inlandsdeutschen beim „Verbande der im Auslande 
geschädigten Inlandsdeutschen“, Berlin W., Potsdamer Str. 28. 

b) von Auslandsdeutschen beim „Bund der Auslandsdeut- 
schen“, Berlin W., Rauchstr. 23. = 

4. Schäden und Schadenersatzansprüche, die Internierte zu 
nn haben, sind beim Bund der Auslandsdeutschen anzu- 
melden. 

5. Deutsche aus Tsingtau habe ihre Schäden und Schaden- 
ersatzansprüche bei der „Admiralität, Kiautschou-Abteilung‘“, 
Berlin, Königin-Augusta-Ufer 42, anzumelden. 

Der Reichsanzeiger vom 12. 6. bringt einen Himweis 
darauf, dass auch zweifelhafte Forderungen an das Ausland im 
Reichsausgleichsverfahren anzumelden sind, wobei im beson- 
deren auf das Zweifelhafte der Forderungen Bezug zu nehmen 
wäre. Nötigenfalls ist den Anmeldebogen ein besonderes Blatt 
beizulegen, auf dem die Verhältnisse eingehend klarzustellen sind. 


Wechselverbindlichkelten und Ausgleichsverfahren. Die 
Industrie- und Handelszeitung vom 12. 6. schreibt: 
Soweit Mächte in Betracht kommen, die dem im Artikel 296 
des Friedensvertrags für die Regelung von Geldverbindlichkeiten 
vorgeschriebenen Ausgleichsverfahren beigetreten sind,’ werden 
nach $ 6 der Anlage zu Artikel 303 auch die Geldverbindlich- 
keiten zwischen ehemaligen Feinden aus der Ausstellung von 
sogenannten Handelspapieren, d. h. insbesondere von Wechseln 
und Schecks, durch Vermittlung der Prüfungs- und Ausgleichs- 
ämter geregelt. Auf diese geht das Recht des Inhabers mit den 
ihm zustehenden Rechtsbehelfen über. Dabei ist kein Unter- 
schied zwischen akzeptierten und nicht akzeptierten Wechseln, 
also zwischen Akzepten und Tratten zu machen. Für die Vor- 

” legung von Wechseln und Schecks zur Annahme oder Zahlung 
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und für die Protesterhebung läuft nach Artikel 301 des Friedens- 
vertrages die Prist für England am 10. Juli 1920 ab. Von diesem 
Tage ab dürfen nach der englischen Friedensverordnung (The 
Treaty of Peace Order 1919) auch Benachrichtigungen über Nicht- 
annahme von Wechseln und Schecks nicht mehr erfolgen. Allt 
diejenigen, welche Inhaber von Wechseln und Schecks auf Eng- 
iand sind, deren Vorlage in England bis zum 10. Juli 1920 zu 
erfolgen hat, müssen die Urkunden sobald wie irgend möglich 
dem Reichsausgleichsamt durch deren Hauptstelle bzw. zu- 
ständige Zweigstelle zugehen lassen, damit sie noch rechtzeitig 
zwecks Vorlage nach England übermittelt werden können. Es 
serscheint erforderlich, damit gleichzeitig die Anmeldung der 
Wechsel- und Scheckforderungen laut Bekanntmachung vom 
30. April 1920 zu verbinden, für welche die Frist bis Ende 
Juni läuft. 


Sägemeister für Japan. Die Heimkehrstelle für Kriegs- und 
Zivilgefangene, Hamburg IH, Trostbrücke 1 macht darauf auf- 
merksam, dass für Japan ein oder zwei Sägemecister gesucht 
werden; die Meister müssen mit der Bedienung aller im Säge- 
betrieb gebrauchten Maschinen und dem Aufschnitt von Holz 
vertraut und absolnt zuverlässig sein. Gesuche um Anstellung 
befördert die obenerwähnte Heimkehrstelle weiter. 


Adressennachweis. 


F. H. Boss, Kassel, Orleansstr. 531. 
Friedrich Bothe, Hannover, Marktstr. 12 III. 
F. F. Bowitz, c/o T. Itonaga, Japan, Nagasaki-Oma, 


 Higashi-Machi 38. 


Regierungsbaumeister H. Dorpmüller, Berlin NW. 52, 
Alt-Moabit 139/142. 

Adolf Dröhn,p. A. Herrn Postrat Lessing, Berlin-Char- 
lottenburg, Cuno-Fischer-Str. 18 II. 

MNelmuth Ferber, Grundstück der Berliner Mission 
Ha Fong Tsuen, Canton ‘(Süd-China). 

-C. Fink, Berlin-Friedenau, Ringstr. 50. 
Conrad Glatzer, Wuchang, Provinz Hupe (China). 
‘Hermann Gödecke, Berlin-Friedenau, Wiesbadener 

Strasse 1. 

Kurt Hartz, Kaufmann, Berlin SW., Hallesche Str. 31. 

P. Heimann, Berlin-Wilmersdorf, Kaiser-Allee 32. 

Ernst MHerzfeld, p. A. Frau’ Anna Herzfeld, Braun- 
schweig, Kaiser-Wilhelm-Str. 81. 

Wilhelm Hinney, Brackwede i. Westf., Osningstr. 21. 

E. C. Yost, Boll b. Göppingen (Württemberg). 

Wilhelm Korch, p. A. Herren Hecht, Pieiffier & Co., 
Berlin SW. 68, Ritterstr. 48. 

M. Krebs, Koblenz-Neuendorf, Hoch$tr. 2011. 

Georg Kühlbcern, Berlin NO. 55, Pasteurstr. 3511. 

Prof. Dr. med. E. Kurz, Münster i. Westf., Merwarthstr. 15. 

E. Luer, c/o Chinese Post ‚Office, Tientsin. 

C. Matthiessen, Berlin-Schmargendorf, 
Strasse 21 links. 

August Mehl, p. A. Kiehls, Hamburg, Hasselbrookstr. 23. 

Dr. Gerhardt Menz, Leipzig, Ferdinand-Rhode-Str. 36. 

R.H. Rode, Duisburg a. Rh., Pulverweg 66. 

C. Rütze, p. A. Reichstreuhand-Gesellschaft, Parchim in 
Mecklenburg, Wall-Hotel. 

Erhardt Scheunert, 
punkt 896. 

M. Schindewoltf, 
Dessau, Antoinettenstr 1. 

Hakon Schlüter, Kopenhagen, ö. Hesselögade 20 IM. 

Gymnasialdirektor Dr. Schmidt, Berlin-Lichterfelde, 
Drakestrasse 72/75.- 

Ing. Walther W. E. Schmidt, 
Parkstrasse 111. 

Fritz Schott, Weimar (Thür.), Kurtstrasse 11. 

F. Schreck, Beutnitz bei Dornburg a. d. Saale. 

Kapitän Otto Stampe, Rostock, Friedrichstrasse 2. 

Hermann Stünkel, Rintelen a. d. Weser. 

L. Voigt, i. Fa. Thomas & Co., Hamburg. 


Misdroyer 


Brand-Erbisdorf, Am NHalte- 


Direktion der Disconto-Gesellschaft, 


Königshütte, O.-Schles., 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. i 


Massnahmen zur Förderung der Industrie. Fast 50% der 
gesamten Staatsausgaben Chinas dienen militärischen Zwecken. 
Die der produktiven Arbeit dienenden, Ministerien werden in 
der Regel nur mit Zuwendungen bedaght, die zur Bestreitung 
der Verwaltungskosten dienen. Zum ersten Mal ist in deın neuen 
Haushaltsplan 1919-20 ein grösserer Betrag in Höhe von 3,4 Mill 
Dollar vorgesehen, der zur Förderung der Industrie dienen so!!l. 
Es handelt sich hier offenbar in erster Linie um die Finanzierung 
von Massnahmen zur Verbesserung der chinesischen Ausfuhr- 
erzeugnisse, vornehmlich Tee und Seide, die auf dem Weltmarkt 
in den letzten Jahren stark verdrängt werden. 

Vom Fisenbahnwesen. Wie in der amerikanischen Presse 
verlautet, wird zurzeit der Plan erwogen, von Tschangscha, der 
Hauptstadt der Provinz Hunan, aus eine Zweigbahn der 
Canton—Hankouer Bahn nach Tschang-teh zu bauen. Die 
Zweiglinie nach Tschang-teh hat keine besonders hohe wirt- 
schaftliche Bedeutung, weil Tschang-teh von Hankou aus auf 
dem Woasserweg zu erreichen ist. Es wird jedoch mit einem 
grösseren Frachtverkehr für die Zeit des Jahres zu rechnen sein, 
wo der Dampferverkehr mit Tschang-teh wegen der Wasser- 
verhältnisse erschwert ist. Falls die Zweigbahn nach Tschang- 
teh gebaut wird, muss der Siang-Fluss bei Tschangscha über- 
brückt werden. Aus einem amerikanischen Konisulatsbericht 
geht hervor, dass vor kurzem eine amerikanische Firma in China 
einen Lieferungsvertrag für 16 Lokomotiven abgeschlossen hat, 
die Lokomotiven sind für die Hunan—Hupeh - Strecke der 
Conton—Hankouer Bahn bestimmt. 

Die Strohborden-Industrie in Schantung. Commerce 
Reports vom 21. 4. 20 enthalten einen ausführlichen Bericht 
des amerikanischen Konsuls in Tschifu über die Entwicklung 
der Strohborden-Imdustrie der Provinz Schantung. Schon vor 
Fröffnung des Hafens Tschifu im Jahre 1862 war die Stroh- 
flechterei ein wichtiger örtlicher Gewerbezweig. Die fremden 
Exporteure erkannten die Wichtigkeit der Strohborden für den 
europäischen Handel. Die erste Ausfuhr des Schantunger Er- 
zeugnisses erfolgte auf Segelschiffen. Ursprünglich wurden die 
Strohborden nach Gewicht verkauft. Der Pikul (60,4 Kilo) lag 
der Berechnung zugrunde. Später wurde jedoch die Gewichts- 
berechnung aufgegeben, da sich heraustellte, dass die chinesi- 
schen Erzeuger das Produkt durch Eintauchen in Wasser 
künstlich beschwerten. Daraufhin wurde der Verkauf per 
Ballen eingeführt, für den es aber keine festgesetzte Einheit 
gab. Später wurden besondere Einheiten angenommen und 
zwar enthielt jeder Ballen 240 oder 480 Borden von 30, 60 oder 
120 Yards das Stück. Die ursprünglichen Muster wurden ganz 
aus Stroh hergestellt; später wurden jedoch Schweizer und 
italienische Phantasiemuster nachgeahmt. Um dünncere Gewebe 
herzustellen, begann man die Halme zu spalten; die besserci 
Muster bestehen sämtlich aus Halbhalmgeflechten. Die Stroh- 
flechtindustrie hatte sich im Laufe der Jahre ausserordentlich 
entwickelt und ist ein Haupterwerbszweig für einen beträcht- 
lichen Teil der Bevölkerung in Nord-Schantung geworden. Die 
Industrie hat sich auch auf andere Provinzen, hauptsächlich 
Tschihli und Schansi ausgedehnt. Man kann sagen, dass über- 
all da, wo Weizen angebaut wird, auch Stroh geflochten wird. 
Finige Zeit behauptete Tschifu seine Stellung als Hauptmarkt 
für Stroheeflechte. Später entstand in Tsingtau ein neuer Wett- 
bewerber. Mit dem Bau der Schantung-Eisenbahn boten sich 
für die Strohgeflechte bessere Transportmöglichkeiten, so dass 
sich ein beträchtlicher Teil der Ausfuhr über Tsingtau bewegte. 
Infolge der kriegerischen Ereignisse in Tsingtau im Jahre 1914 
zog sich der Handel wieder nach Tschifu. Solange jedoch 
Tschifu ohne eigene Bahınverbindung mit dem Hinterland ist, 
kann dieser Zustand nur vorübergehend sein, denn Tsingtau 
macht jetzt wieder Anstrengungen, den Handel in seine Hand 
zu bekommıen. 

Das Hauptproduktionsgebiet liegt westlich von Tschifu in 
der Umgebung von Schaho, Laitschou, Pingtu, Tschaneyi, 
Schoukuang und Yangtsin. In Schaho werden die Strohgeflechte 
gesammelt, sortiert, verpackt und nach Weihsien gebracht, von 


wo sie mit der Schantungbahn nach Tsingtau verladen werden. 
Im westlichen Teil der Provinz Schantung sind die Plätze 
Tschaotscheng, Sindschuang und Kuangtscheng in der Provinz 
Tschili, Nanlo und in Süd-Schantung Tenghsien, Ningyanz 


und Matou. 


Die besten und teuersten Strohborden werden in den Be- 
zirken Nord-Schantungs hergestellte Halbhalm und Phantasie- 
Halbhalm. werden dort hergestellt, Laitschou- und Tientsin 
Mottled in West-Schantung. Die Erzeugnisse Süd-Schan- 
tungs sind von geringerer Bedeutung. Es werden dort zwei 
Qualitäten. Ningyiang-White und Ningyiang- 
Tuscan hergestellt. Matou-Tuscan, das früher viel 
hergestellt wurde, ist ausser Mode. Fast alle Strohgeflechte in 
Schantung werden aus Weizenstroh verfertigt, ein geringer 
Teil aus Gerstenstroh. 

Der ausländische Markt für Strohgeflechte ist von der jc- 
weiligen Mode abhängig, die Absatzmöglichkeiten für dieses 
oder jenes Erzeugnis .lassen sich infolgedessen nicht voraus- 
sehen. Im allgemeinen werden auf dem amerikanischen Markt 
höhere Preise als in London gezahlt. Man kann die Beobaclı- 
tung machen, dass, wenn immer die Nachfrace in Amerika 
nachlässt, der Londoner Markt aktiver wird und umgekehrt. 
Häufig kaufen die amerikanischen Verbraucher ihre Erzeugnisse 
nicht direkt in China, sondern sie decken ihren Bedarf auf dem 
Londoner Markt. Frankreich ist ein ziemlich starker Käufer, 
das Geschäft konzentriert sich auf Paris. Die kleineren Märkte 
werden von New York, London, Paris und (vor dem Kriege) von 
Dresden aus versorgt. Luton in Bedfordshire (England) ist ein 
wichtiger Mittelpunkt für das Bleichen und Färben der aus 
China eingeführten Strohborden. Im Hinvlick auf die Tatsache, 
dass die Vereinigten Staaten die grössten Käufer für chinesische 
Strohborden sind, ist jedoch damit zu rechnen, dass in Zukunft 
Amerika eine grosse Rolle bei dem Bleich- und Färbeprozess 
spielen wifd, besonders, wo sich in den letzten Jahren die 
amerikanische Farbindustrie ganz erheblich entwickelt hat. 

Die Ausfuhr von Strohborden von Tschifu während des 
Jahres 1918 hat im Vergleich zu 1917 .um 20 Prozent zuge- 
nommen. Der Wert der Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten 
betrug 1918 1,2 Millionen Golddollar gegen 1,02 im Jahre 1917. 
Die Gesamtausfuhr Chinas beziffert sich jährlich auf etwa 
3 Millionen Golddollar. Die Zukunft Tschifus als Strohborden- 
markt ist ziemlich unsicher, da stets mit dem Wettbewerb 
Tsingtaus zu rechnen ist. Der Bau der schon seit Jahren ge- 
planten Tschifu-Weihsien-Bahn würde zweifellos die Stroh- 
bordenbezirke Nord-Schantungs: fester an Tschifu ketten. 


Bedürfnisse des Marktes. N. Y. Wallstreet Journal 
vom 15. 5. 20 weist auf Grund eines Berichts des amerikanischen 
Handelssachverständigen in Peking auf die grossen Entwick- 
lungsmöglichkeiten des amerikanisch-chinesischen Handels in 
den nächsten Jahren hin. China gebraucht vor allem Metall- 
waren, Hoch- und Schiffsbaumaterial, Heizungs- und sanitäre 
Anlagen, Motore und Kraftwagen, Strick- und Textilmaschinen, 
Eisen- und Kurzwaren, elektrische Maschinen, sowie industrielle 
maschinelle Einrichtungen aller Art. 


Tsingtau als Salzlieferant. In Japan herrscht Salzkmapp- 
heit. Vor dem Kriege verbrauchte Japan jährlich 15900 Mill. kin, 
erzeugte selbst aber nur 1000 Mill, kin (1 kin gleich 600 &). Das 
Fehlende musste aus Tsingtau, Nordamerika usw. herangeschafft 
werden. Die Kriegsschwicrigkeiten brachten es dahin, dass 
Japan im vorigen Jahre sich sogar nach Spanien wendete, ım 
vor dort Salz zu erhalten. Die Salzpfannen Japans decken eine 
Fläche vor 6000 cho (1 cho etwa gleich I ha). Sie liefern jähr- 
lich 1 Mill. kin im Werte von Yen 27 Mill. Die japanischen 
Salzmacher beklagen sich über geringen Verdienste Aus Tsine- 
tau, Mandschurei, Nordamerika wird jetzt für Yen 3 Mill. ein- 
geführt. Das ist zu wenig besonders für den Verbrauch der In- 
dustriee Der finanzielle und volkswirtschaftliche Ausschuss der 
Regierung wünscht, nach Japan Chroniclte vom 15. 4. 20, 
Japan ven ausländischer Zufuhr unabhängig zu stellen. Deshalb 
sind die Augen zunächst auf Tsingtau gerichtet, wo die Aus- 


ö- 


sichten ganz besonders glänzend sein sollen. Es wird dort sehr 
viel Salz gewonnen, ohne Zweifel wird Tsimgtau einer der 
besten Lieferanten des Ostens werden. Da nun die Schantung- 
Frage noch nicht geregelt ist, hat die japanische Regierung, die 
daheim ein Salzmonopol verwaltet, in Tsingtaw noch nicht end- 
gültig Stellung genommen. Man erwartet aber, dass dies ge- 
schehen wird, sobald die Schantung-Frage entschieden ist. 


Der Ausbau des Hafens In Tschifu. Die' Kommission für 
den Ausbau des Hafens von Tschifu (Chefoo Harbour Im- 
provement Commission) teilt nach North China Herald 
in ihrem Bericht für das zweite Halbjahr 1919 mit, dass die 
Arbeiten gute Fortschritte gemacht haben, dass jedoch noch 
nicht übersehen werden kann, wann sie beendet sein werdeı. 
Der Hafenbau wurde 1915 in Angriff genommen und sollte ur- 
sprünglich in vier Jahren vollendet sein. Die in Ausführung 
begriffenen Pläne umfassen eine ins Meer hinausgebaute Kai- 


anlage, die in eine Mole ausläuft. : Der Oeffnung zwischen der 


Mole auf der einen Seite und dem vorspringenden Tschifuhügel 
auf der anderen Seite ist ein Wellenbrecher vorgelagert. Der 
durch diese Bauten umschlossene Hafen wird durch Bagger 
vertieft. Der Bau des Wellenbrechers war 1919 so weit vor- 
geschritten, dass er bereits einen guten Schutz gegen die Nord- 
ostwinde bietet. Die in dem Halbjahre geleistete Arbeit beziffert 
sich auf Tausende von Kubikmetern Mauerwerk, und es ist be- 
zeichnend für die Art des Bauwerks, dass nicht weniger als 
dreitausend Blöcke im Gewicht von je 3 t verwendet wurden. 
Hinzukommen Hunderttausende von Kubikmetern Sand, Stein- 
schlag, Versenkkisten (Zinkstucks). Die Rechnungslegung für 
das Jahr 1919 verzeichnet an Einnahmen: Abgaben 118433 
Tschifutaejs, Reichszuschuss 15714 Tschifutaels, Zollanleihe 
-1140 400 Tschifutaels und Zinsen 4209 Tschifutaels; die Aus- 
gaben beliefen sich auf 526436 Tschifutales. So wichtig der 
Hafenbau auch für die Zukunft Tschifus ist, so wird er doch 
seine volle Bedeutung erst erlangen, wenn die langerstrebte 
Bahnverbindung Tschifus mit dem Hinterlande, insbesondere 
Weihsien, hergestellt ist. Tschifu würde dann einen Zuwachs 
seines Geschäfts in Seide und anderen Handelswaren ähnlicher 
Art erwarten können, während Tsingtau der Mittelpunkt für 


. Minerale werden würde. Der Erfüllung dieses Wunsches stehen 


aber noch Hindernisse politischer Art im Wege. 


Carl Bödiker & Co.. Komm.-Ges. a. G. Im Jahresbericht 
1919 heisst es über das Chinageschäft der Firma: Bereits im 
Jahre 1915 leiteten wir die Geschäfte unserer Niederlassung 
Kanton auf die schwedische Firma Carl Bödiker & Co. Aktie- 
bolag, Malmö, über, deren nutzbringende Mitarbeit unter den 
Auspizien eines geschätzten Freundes wir ausdrücklich hervor- 
heben. Wir vertreten die Interessen dieser Firma in Deutsch- 
land als die unsrigen. Unser aus japanischer Kriegsgefangen- 
schaft entlassener Tsingtau-Vertreter befindet sich seit Anfang 
dieses Jahres wieder in Tsingtau. Unseres dortigen Grund- 
und Hausbesitzes wurden wir enteignet. Nach den vorliegenden 
Meldungen besteht einige Hoffnung, dass die Niederlassung 
. Tsingtau, wenn auch auf anderer Grundlage, ihre Tätigkeit wird 
wieder aufnehmen können. Dagegen rechnen wir einstweilen 
nicht mit einer Neueröffnung des Betriebes in Hongkong. 


Hongkong. 


‘Handel mit Deutschland. Die Hongkong Govern- 
ment Gazette vom 16. 4. 20 veröffentlicht auf Grund einer 
im Board of Trade Journal vom 19. 2. 20 gemachten 
Bekanntmachung eine Anzahl Leitsätze, die für den britischen 
Kaufmann im Handelsverkehr mit Deutschland massgebend sein 
sollen. Die Veröffentlichung hat folgenden Wortlaut: 

„Die Leitsätze betrefifs der Bedingungen, unter denen kauf- 
männische und finanzielle Transaktionen mit deutschen Staats- 
angehörigen und Firmen, die in Deutschland Geschäfte be- 
treiben, erlaubt sind (vergl. Parliamentary Returns, Cmd. 512), 
sind durch die Ratifikation des Friedensvertrages mit Deutsch- 
land und durch die Veröffentlichung einer Order-in-Council, die 
den 10. 1. 20 als gesetzliches Datum der Kriegsbeendigung mit 
jenem l.and festgesetzt hat, ausser Kraft gesetzt. Handel mit 
Deutschland ist im allgemeinen nicht länger anderen als den 
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Einschränkungen unterworfen, die auf den Handel jedes anderen 
Landes angewendet werden. Jede Art von Gütern können nach 
Deutschland ohne besondere Genehmigung eingeführt werden, 
mit Ausnahme der Erzeugnisse, die auf den Listen A und B der 
verbotenen Ausfuhrgüter stehen und jede Art von Waren kann 
aus Deutschland nach dem Vereinigten Königreich eingeführt 
werden, ausgenommen sind solche, auf denen die auf alle anderen 
Länder angewandten Einschränkungen Anwendung finden. 

Folgende Punkte müssen jedoch im Handelsverkehr mit 
deutschen Staatsangehörigen beachtet werden. 

a) Alles Figentum, alte Rechte und Interessen deutscher 
Staatsangehöriger innerhalb des Vereinigten Königreichs, die an 
dem Tage, an dem der Friedensvertrag in Kraft trat, (am 
10. 1. 20) unterliegen soweit sie nicht aus Geschäftshandlungen 
entstanden sind, die seit der Genehmigung zur Wiederaufnahme 
des Handels (12. 7. 19) vorgenommen wurden, den Bestim- 
mungen des Friedensvertrages vom Jahre 1919; es sind keine 
Transaktionen geschäftlicher oder finanzieller Art erlaubt, die 
die Auslieferung, den Verkauf oder die Uebertragung irgend 


solchen Eigentums, solcher Rechte oder Interessen betreffen. 


b) Die Erledigung aller Aussenstände zwischen britischen 
Staatsangehörigen, die innerhalb des "Vereinigten Königreichs 
ihren Wohnsitz haben und deutschen Staatsangehörigen, die in 
Deutschland ansässig sind, müssen (mit Ausnahme von .Aussen- 
ständen, die durch seit dem 12. 7. 19 vorgenommene Trans- 
aktionen entstanden sind) von dem Ausgleichsamt für feindliche 
Schulden (Cleariang Office for enemy debts) bearbeitet werde; 
irgendwelche Handlungen, die die Erledigung oder die Ueber- 
tragung solcher Schulden betreffen, sind untersagt. 

Vorbehaltlich vOh Beschränkungen, die von den deutschen 
Behörden angeordnet werden, können britische Staatsangehörige 
oder Firmen nach Belieben Geld in deutschen Unternehmen an- 
legen oder Geschäftshäuser oder Agenturen in Deutschland ein- 
richten. Die Freiheit der Deutschen, Handel zu treiben, ihren 
Geschäften nachzugehen oder Eigentum im Vereinigten König- 
reich zu erwerben, unterliegt den besonderen Einschränkungen, 
denen Staatsangehörige Deutschlands, ' Oesterreichs, Ungarns, 
Bulgarien und der Türkei unterworfen sind: a) für die Dauer 
von drei Jahren,: vom 23. 12. 19 ab gerechnet, darf kein Staats- 
angehöriger der oben erwähnten Länder ohne besondere Fr- 
laubnis das Gebiet des Vereinigten Königreichs betreten oder 
sich dort länger als drei Monate aufhalten, abgesehen von den 
in Sektion 10-des Aliens Restrictions (Amendement) Act 1919 
vorgesehenen Bestimmungen. b) für die Dauer von drei Jahren 
(ab 23. 12. 19) ist es keinem Angehörigen der erwähnten Staaten 
gestattet, in Grundbesitz oder in irgend einem Unternehmen der 
„Schlüsselindustrie‘“ (dieser Begriff wird z. Zt. vom Handelsamt 
festgelegt) oder in irgend einem Unternehmen, das im Besitz 
eines in dem, Vereinigten Königreich registrierten Schiffes ist, 
interessiert zu sein (vide Sektion ]I Aliens restrictions (Ämende- 
ment Act 1919). c) für einen Zeitraum von fünf Jahren nach 
Friedensschluss darf kein Angehöriger der oben erwähnten 


Länder auf irgend ein Geschäft Einfluss oder Mitbestimmung 


haben, das sich mit gewissen nichteisenhaltigen , Metallen oder 
Fızen befasst, es sel denn, dass er die Erlaubni$ des Handels- 
amts besitzt. (vide Non-ferrous Metal Industry Act 1919 und 
Non-ferrous Metal Industry Rules 1918). d) für die Dauer von 
fünf Jahren nach Friedensschluss und nach diesem Termin so- 
lange, his das Parlament andere Bestimmungen gutheisst, dari 
kein Bankgeschäft zum Nutzen oder unter der Aufsicht eines 
Staatsangehörigen der oben erwähnten Länder geführt werden 
(vide Sektion 2 Trading with the Enemy Act 1918 und Enemy 
Banking business Rules 1918). e) kein Staatsangehöriger der 
obenerwähnten Länder darf als Kapitän, Schiffsoffizier oder 
Mitglied der Besatzung eines britischen, im Vereinigten König- 
reich registrierten Schiffes Dienst tun. (Vide Sektion 12 Aliens 
Restrictions (Amendements) Act 1919). 

Abgesehen von den oben angeführten Einschränkungen 
haben die Deutschen die Freiheit, Anteilscheine oder Interessen 
in britischen Geschäftshäusern zu besitzen, Geschäftshäuser 
oder Agenturen im Vereinigten Königreich zu errichten, vorbc- 
haltlich der Beschränkungen, die die Angehörigen der anderen 
Staaten unterworfen sind.“ 
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: Japan. 

Zur Wirtschaltskrisis. Wie aus einer Reuter meldung aus 
Tokio vom 7. 6. hervorgeht, ‚weist die allgemeine Wirtschafts- 
lage, die sich seit einigen Wochen im Stadium einer schweren 
Krisis befindet, keine Besserung auf. Die Zahl der unhonorierten 
Schecks ist rasch im Zunehmeu begriffen. Die Handelsbilanz 
ändert sich fortgesetzt zu Ungunsten Japans. Die Einfuhr im 
vergangenen Monat war 100 Mill. Yen höher als die Ausfuhr. 
Seit Januar ist die Handelsbilanz bereits um 449 Mill. passiv. 
Schwere Sorgen bereitet der Regierung das Problem der Ar- 
beitslosigkeit und der allgemeinen Teuerung. Erliebungen, die 
in der Präfektur Osaka angestellt wurden, ergeben, dass 
während der letzten sechs Monate 357 Fabriken geschlossen 
werden mussten, was zur Entlassung von 8500 Arbeitern führte, 
von denen 6500 jedoch in andern. Betrieben untergebracht wer- 
den konnten. Das Ergebnis der in anderen Teilen Japans ge- 
machten Erhebungen ist noch nicht bekannt. 


Der Verkauf deutschen Eigentums in Japan. Nach Mittei- 


lung des Japan Advertiser vom 6. 5. 20 sind am Tage 


vorher von den Grundstücken der Deutschen in Yokohama durch 
die japanische Regierung 12 Stück verkauft worden, und zwar: 

1. Im Settlement: Nr. 43 an Karl Helm für Yen 45 255; Nr. 83 
an Mishima für Yen 113000; Nr. 99 an Karl Helm für Yen 75 000; 
Nr. 223 an Sengami für Yen 100 000. | 

2. Auf dem Bluff: Nr. 224 an Kakamoto für Yen 29000: 
Nr. 21 an Jshikawa für Yen 46000; Nr. 132 an Jshikawa für 
Yen 20.000; Nr. 241 an Watanabe für Yen 76150; Nr. 36, 40 und 
41 an Jkeda für Yen 102000; Nr. 263 an Takekawa für 
Yen 42150. : | | i 

Auch das deutsche Grundeigentum in Kobe und Umgegend 
ist am 22. 3. zu einer öffentlichen Versteigerung gestellt worden, 
wobei nur Japanern Gelegenheit zum Bieten gegeben wurde. 
Die Grundstücke wurden mit geringen Ausnahmen nicht zuge- 
schlagen, Ja die Angebote zu niedrig waren. 


Von der Farbenindustrie. Der japanische Farbenmarkt 
ist, wie der Japan Chronicle mitteilt, in grosse 
Verlegenheit geraten. Mit den von Amerika gelieferten 
Farben sind die Verbraucher in verschiedener Hinsicht nicht 


zufrieden, englische Farben sind noch schwer zu bekommen und 


die deutschen fehlen noch immer. Es wäre also eine glänzende 
Gelegenheit für die einheimische japanische Industrie gewesen, 
diese Lücke auszufüllen. Aber schon die Tatsache, dass die 
japanischen Farbenfabriken einen Zuschlag von 35% auf den 
bestehenden Importtarif beanspruchen, ist recht typisch für die 
mangelnde Leistungsfähigkeit der eigenen Industrie. Die Ver- 
braucher der Farben und die Textilindustrie sind dehalb in ihrer 
Arbeit sehr behindert, was besonders deswegen sich peinlich 
bemerkbar macht, weil der Export der fertigen Te£tilwaren dar- 
unter leidet und ein Verlust in den Einnahmen der japanischen 
Volkswirtschaft entsteht. ö 


Erhöhung der Frachtraten. Nach der British Export 
Gazette u vom Mai ab die Erhöhung der Frachtraten 
zwischen Eurdpa und Ostasien in Kraft getreten, sie findet auf 
die britischen und japanischen Schiffahrtslinien Anwendung. Fs 
wurde allgemein angenommen, dass die Erhöhung der Raten 
bereits im April erfolgen werde, dass sie aber gleich um 25 % 
heraufgesetzt werde, hat Allgemein überrascht. Vielfach 
herrschte die Annahme vor, dass die Frachten eine abnehhmende 
Tendenz zeigen würden. 


Abschlüsse der Banken. Die Industrial Bank of 
Japan hat im zweiten Halbjahr 1919 einen Reingewinn von 
Yen 2718236 zu verzeichnen. Im gleichen Zeitiaum hatten die 
Bank of Taiwan einen Reingewinn von Yen 2718236 und 
dte Sumitomo Bank einen solchen von Yen 2 755 857 (gegen 
1,6 Mill. in der zweiten Hälfte des Vorjahres) erzielt. 


Forderung der japanischen Aetznatronindustrie auf Ein- 
führung eines Wertzolls. Der Bedarf Japans an Aetznatron, 
der vor dem Krieg ctwa 20 Mill. !bs. im Jahre betrug, hat sich, 


der Industrie- u. Handels-Zeitung zufolge, während 
des Krieges ausserordentlich gesteigert. Da die fremde Zufuhr 
fast ganz abgeschnitten war, entwickelte sich in Japan eine 
bedeutende eigene Produktion, deren Leistungsfähigkeit von 
12 Mill. Ibs. im Jahre 1914 auf 40-60 Mill. im Jahre 1918 stieg. 
Dies war aber nur unter dem Schutze der ausserordentlich in 
die Höhe getriebenen Preise möglich. Als diese mit der Be- 
endigung des Krieges von 36 Yen für 60 kg auf 11—12 Yen her- 
untergingen, brach die japanische Industrie zusammen und ihre 
Erzeugung ging auf etwa die Hälfte zurück. Die Engländer, die 
an der Einfuhr dieses Artikels in erster Linie beteiligt sind, 
sollen ihre Ware zum Teil unter dem Kostenpreis auf den japa- 
nischen Markt werfen, um das durch den Krieg verlorene Ab- 
satzgebiet wieder zu erlangen. Die japanischen Fabrikanten, 
die sich in ihrer Existenz bedroht sehen, rufen daher, Th.e 
Japan Times and Mail zufolge, die Regierung um Schutz 


an und verlangen neben allerhand anderen Vergünstigungen 


auch eine Erhöhung des Einiuhrzolls, der jetzt 70 cts. für 60 kg 
beträgt auf 25% vom Wert, mit der Begründung, dass bei den 
starken Preisschwankungen nur ein Wertzoll hinreichend Schutz 
gewähren könne. Der Satz von 70 cts. für: 60 kg entsprach bei 
den Vorkriegspreisen einem Wertzoll von etwa 7%%. Da die 
Regierung zum Schutze der jungen japanischen Farbenindustrie 
bereits eine Erhöhung des Einfuhrzolls auf Farben in Aussicht 
genommen hat, hoffen die beteiligten Kreise, dass auch der 
Aetznatronindustrie die erbetene‘ Regierungshilfe nicht ver- 
sagt wird. Ä 


Niederländisch-Indien. 


Die Lage der Industrie. Nach einer Reuter meldung aus 
Batavia vom 28. 5, steht die Zuckerindustrie auf Java ernsten 
Schwierigkeiten gegenüber, weil es an den nötigen Arbeits- 
kräften mangelt. Die Fabriken versuchen, dem Mangel durch 
Einführung Handarbeit sparender Maschinen abzuhelfen. Auf 
dem Baumarkt herrscht grosser Mangel an Portlandzement und 
Eisenbeton. Die Preise für diese Produkte, deren Handel in 
den Händen von drei bis vier Häusern ruht, sind ins Un- 
gemessene gestiegen. ' E 


Ausfuhrverbote. Von Niederländisch-Indien können folgende 
Erzeugnisse nur mit besonderer Ausfuhrerlaubuis ausgefülırt 
werden: Reis, Gold und Silber, Kohle, Heilmittel, Artikel iür 
Krankenpflege, Instrumente für chemische oder naturwissen- 
schaftliche Untersuchungen, Waffen, Schiesspulver, Munition, 
Produkte der Cassava-Pflanze, Mais, Cinchona-Rinde, Chinin 
und Chininsalze, Pfeffer, Sago und Geflügel. 


Tätigkeit der Japaner. ‚Ein englischer Konsulatsbericht 
weist auf die Tatsache hin, dass eine Anzahl der grossen 
japanischen Zugkergesellschaften auf Formosa ihr Augen- 
merk auf eine Betätigung in Niederländisch-Indien, vor- 
nehmlich auf Java, richten. So hat die Niitaka Sugar Co. vor 
Kurzem ihr Kapital von Yen 5 Mill. auf 10 Mill. erhöht, um ihre 
Tätigkeit auch auf Niederländisch-Indien ausdehnen zu können, 
wo sie den Anbau von.Zucker, Gummi und Kopra plant. Die 
Nagai Seito Kabushika Kaisha, die über ein Kapital von Yen 
10 Mill. verfügt, will sich ebenfalls auf den Anbau von Zucker 
und dessen Verwertung in Java legen. Die Gesellschaft hat 
dort kürzlich ein grosses holländisches ‚Unternehmen aufgekauft. 
Seit Anfang 1919 wird zum ersten Mal javanischer Rohzucker 
nach Fornmmsa ausgeführt, um dort raffiniert zu werden. 


Eine neue Bank. Der London and China Tele- 
graph vom 14. 6. enthält eine Meldung aus Batavia, wonach 
dort eine neue Bank mit einem Kapital von Gld. 10 Mill. ge- 
gründet werden soll. Das neue Unternehmen wird der Rotter- 
damsche Bankvereeniging angegliedert. Dr. Willem Wester- 
mann, Sohn des Direktors der Rotterdamsche Bankvereeniging, 
wird das neue Unternehmen in Batavia leiten. 


Einrichtung einer Flugpost.e. Zwischen Batavia und Teloh 
Betong (l.ampongs) ist ein Flugpostdienst eingerichtet worden. 
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Erscheint zweimal monaflich. 


Am Vorabend der Wiederaufnahme"der Beziehungen Deutschlands zu China und Japan. 
Von C. Fink. | 
1. China. 


EinneuesKabinett. Zurückweichen 
Japans. Englands Auffassung. Wider- 
stand gegen das Bankkorsortium und 
Japan. Das Misstrauen der Chinesen. 
Aufteilungsgerüchte. Ein Tropfen 
auf den heissen Stein. Auflösung der 
Tutschünate Abneigung gegen eine 
Finanzkontrolle. Unterhandlungen 
zwischen Norden und Süden Neue 
Kämpfe Die deutsche Mission. 


Aus Peking wurde unter dem 1. Juli gemeldet, es sei 
gelungen, ein neues Kabinett. zu bilden. Den Vorsitz hätte 
Chou-Shu-mou übernommen, als Kriegsminister werde’ der 
bisherige Ministerpräsident General Chin-Yung-peng 
amtieren. Weitere Namen werden nicht genannt. Man darf 
annehmen, dass die neue Regierung noch keineswegs voll- 
ständig organisiert ist. Vor allem steht noch nicht fest, 
wer Minister des Aeussern werden soll, obwohl die Yer- 
handlungen mit Chou wegen Uebernahme der Ministerpräsi- 
dentschaft sechs volle Wochen in Anspruch genommen 
haben, woraus sich ohne weiteres die Schwierigkeiten er- 
geben, die der Bildung einer neuen Regierung entgegen- 
gestanden haben und auch weiter entgegenstehen. Genannt 
wird als möglicher Minister des Aeussern Shih - Chao- 
chi (Alfred Sze), der jetzige Gesandte in London. 
Ob jedoch gerade er geneigt sein wird, die Lösung der 
schwierigen Frage des Abbaus des japanischen Militärabkom- 
mens in die Hand zu nehmen, ist zum mindesten zweifel- 
haft. Die- Abwicklung der Verpflichtungen, die sich für 
China aus diesem Vertrag ergeben, erscheint aber unter den 
obwaltenden Umständen eine der Hauptaufgaben des neuen 


Kabinetts. Denn eine Regierung, in der Chou-Shu-mou und | 


Chin-Yun-peng eine Rolle spielen, muss zum mindesten als 
nicht japanfreundlich angesprochen werden. Sie kann nach 
Lage der Dinge nur gegen den Wunsch des ganz im japa- 
nischen Fahrwasser schwimmenden Anfuklubs zustande ge- 
kommen sein, und zwar unter dem Einfluss des sehr starken 
Generalgouverneurs der Mandschurei, Chang-Tso-lin, der so- 


genannten Chihli-Gruppe der Tuischüns und der mit ihnen 
eng verbundenen drei Yangtse-Tutschüns sowie der ausdrück- 
lichen Billigung ihrer Ziele durch den Präsidenten der Repu- 
blik Hsü-Shi-chang. Letzterer dürfte sogar die treibende 
Kraft bei der Berufung Chous gewesen sein. Chou gehörte 
als Gouverneur der Provinz Heilungkiang zu den Getreuen 
Hsüs, als dieser noch Generalgouverneur der Mandschurei 
way. Ä 
Die Tatsache, dass dieses: Kabinett zustande gekommen 
ist, wird automatisch ein vorläufiges Zurückweichen Japans 
zur Folge haben. Das ergibt sich auch schon daraus, dass 
Japan, obwohl China seinen Ende April gemachten vVor- 
schlag, sich über die Tsingtauer und die Schantungfrage: 
auseinanderzusetzen, recht scharf abgelehnt hat, Mitte Juni 
eine neue Note an die Pekinger Regierung gerichtet und 
sein Versprechen, Schantung zu räumen, erneuert hat, an 
Stelle der Politik der starken Hand, die eine Zeit lang ge- 
führt worden ist, also wieder der Versuch getreten ist, durch 
gütliche Verhandlungen zum Ziel zu kommen. | 

In gewissen englischen Kreisen scheint man das Zu- 
standekommen des neuen Kabinetts mit Genugtuung zu be- 
grüssen. Bezeichnend genug für die Gefühle, die man in 
diesen Kreisen Japan und der Erneuerung des Bündnisses mit 
ihm entgegenbringt! Der Pekinger „Times“-Vertreter glaubt, 
schon von dem Anbruch besserer Zeiten sprechen zu dürfen. 
Wie er sich das denkt, angesichts der furchtbaren Ebbe, die 
im Pekinger Staatsschatz herrscht und die trotz des angeb- 
lichen Zustandekommens des Finanzkonsortiums, das China 
die Mittel zu einer Gesundung vorschiessen will, noch lange 
nicht behoben ist, sagt er freilich klugerweise nicht. Be- 
merkenswert ist auch, dass der Name des Finanzministers 
im neuen Kabinett noch nicht genannt worden ist. 

Der Widerstand gegen etwaige Anleihen des Konsor- 
tiums ist im stetigen Wachsen begriffen. Die amerikanische 
Presse sucht den Eindruck zu erwecken, als ob dieser Wider- 
stand von Japan entfacht und künstlich geschürt würde. 
Dass das richtig ist, erscheint indessen recht zweifelhaft. 
Die Chinesen fürchten, es werde infolge der Anleihe des Kon- 
sortiums zu einer Finanzkontrolle kommen, und, sie fürchten 
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augenscheinlich, dass diese Finanzkontrolle sehr bald. von 
Japan ausgeübt werden würde. Die Chinesen fangen an, 
in allen Organisationen, in denen Japaner sitzen, japanische 
Organisationen zu sehen, und die Folge davon wieder ist, 
dass sich die in China herrschende japanfeindliche Stim- 


mung nicht nur auf die Organisation als solche, sondern auch’ 


‚auf die andern Mächte, die mit Japan zusammenwirken, 
überträgt. Das wird neuerdings von englischer Seite, die 
gerne sehen würde, dass die Dinge sich anders entwickelten, 
offen eingestanden. Die englische Presse Ostasiens klagt 
laut, dass sich die Schwierigkeiten mit den Chinesen seit 
dem Augenblick ganz ausserordentlich mehren, wo die 
Japaner zum Beispiel in der Verwaltung der internationalen 
Niederlassung Schanghais mitzusprechen begonnen haben. 
Neben der Stellung eines Teils der Polizei ist nach englischer 
Auffassung die Hand Japans besonders in allen diploma- 
tischen Fragen, die die internationale Niederlassung be- 
treffen, ziemlich deutlich zu erkennen. In Schantung aber, 
versichern die englichen Blätter, zeige sich, dass, während 
die Deutschen früher nur gewisse wirtschaftliche Rechte be- 
sassen, die Japaner heute die ganze Provinz in einem Mass 
wirtschaftlich aufsaugten, das früher nie für möglich ge- 
halten worden wäre, daneben aber auch offen eine politische 
und militärische Herrschaft über Schantung ausübten. 


Dass das alles die Einleitung der von Japan gewünsch- 
ten Verhandlungen mit China betreffs Schantungs und Tsing- 
taus ausserordentlich erschweren muss, ist selbstverständlich. 
Zwar versichert die Tokioer Regierung ein über das andere 
Mal, sie werde Schantung wieder räumen, aber in weitesten 
Kreisen des chinesischen Volkes herrscht ein zur Zeit unüber- 
windliches Misstrauen gegen alles, was von Japan kommt 
oder mit Japan in Verbindung steht. Wer sich offen mit 
Japan oder japanischen Ansprüchen identifiziert, hat auch 
für sich mit dem Misstrauen der Chinesen zu rechnen. Das 
ist in mehr als einer Hinsicht eine bedauerliche und recht un- 
bequeme Erscheinung; sie muss aber in jede Rechnung ein- 
gestellt werden. 


Verschärft wird dieses Misstrauen der Chinesen nicht 
unwesentlich durch die neuerdings wieder. auftauchenden Ge- 
rüchte von Aufteilungsabsichten. Der Pekinger Vertreter 
der „Chicago Tribune“, Frazier Hunt, berichtet, die chine- 
sische Politik sei vielfach auf die Auffassung eingestellt, 
Japan, Frankreich und England hätten sich über eine Auf- 
teilung Chinas verständigt. England solle Szechuan , das 
Hinterland von Canton und gleiche Handelsberechtigung im 
Yangtse-Tal erhalten, Frankreich die Provinzen Yünnan und 
Kuangsi, Japan den Rest Chinas. Bedenkt man dabei, dass 
diese drei Mächte ausser Amerika in dem Konsortium sitzen, 
das die Finanzwirtschaft Chinas sanieren will, so ist das 
Misstrauen der Chinesen gegen das Konsortium ohne 
weiteres verständlich. Die amerikanische Presse, die für die 
Vereinigten Staaten in Anspruch nimmt, sie seien die ein- 
zigen Freunde Chinas und würden als solche auch von 
China anerkannt, charakterisiert die Lage wie folgt: ‚China 
ist im Geheimen, aber entschieden, fremdenfeindlich,; unge- 
heuer japanfeindlich, mürrisch englandfeindlich und vor- 
sichtig frankreichfeindlich.“ 

Dazu kommt aber noch ein weiteres. Wenn man hört, 
dass das Konsortium in Aussicht genommen hat, China 
unter gewissen Voraussetzungen 50 Millionen Dollars zu 
leihen, wovon zunächst nur 10 Millionen als Vorschuss ge- 
geben werden sollen, so muss man die Frage aufwerfen, was 
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‚sammen 270 Millionen Dollar. 
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denn mit diesen 50 Millionen erreicht werden soll. Holling- 
ton K. Tong hat in „Millards Review‘ Ende April schon ein 
Bild von den Finanzen Chinas gemalt, das den furchtbaren 
Zustand, der, im Schatzamt in Peking herrscht, klar erkennen 
lässt. Es lohnt sich, seine Zahlen wiederzugeben: Die Rück- 
stände der Heeres- und der Zivilverwaltung betrugen Ende 
1918 bereits 30 Millionen Dollar, Ende 1918 war der Rück- 
stand für das Heer infolge der Revolution in Südwestchina 
um weitere 30 Millionen Dollar gewachsen. Dazu kamen 
für 1919 eine Unterbilanz der Zivilverwaltungen von 13 Mil- 
lionen Dollar und des Heeres im ordentlichen Etat von 
17 Millionen Dollar. Die Vorschüsse der Bank von China 
und der Verkehrsbank beliefen sich Ende 1919 auf 50 Mil- 
lionen Dollar und die sonstigen fälligen Schulden in China 
und im Ausland auf 130 Millionen Dollar. Das sind zu- 
Da sind allerdings 50 Mil- 
lionen nur ein Tropfen auf den: heissen Stein. 


Vielleicht würde sich mit diesem Betrag die Entlassung 
der überflüssigen Truppen durchführen lassen und damit 
wenigstens eine Grundlage für die zukünftige Finanzreform 
geschaffen werden können. In diese Erwägung spielte vor- 
übergehend ein Vorschlag des Tutschüns von Chekiang hin- 
ein, des grundehrlichen Generals Lu-Yung-hsiang, der an- 
regte, kurzerhand alle Tutschünate abzuschaffen. Eine Zeit 
lang glaubte man, dass hinter diesem Vorschlag der Marschall 
Tuan-Chi-jui stände, der z. Z. fern von Peking weilt, offenbar 
um abzuwarten, wie der Versuch ausfallen wird, die Anfu- 
partei vom ausschlaggebenden Einfluss in Peking auszu- 
schalten. Es zeigte sich indessen bald, dass der Lusche Plan 
jeder festern Grundlage und aller starken Unterstützung 
anderer Kreise entbehrte. Es wurde zwar überall anerkannt, 
dass das heutige System von Uebel sei, und seine Beseitigung 
schon deshalb zu begrüssen sei, aber ehe man sich zu einem 
so gewichtigen Schritte entschlösse, müsse man sich doch 
darüber klar sein, was denn an die Stelle der Tutschünate 
treten solle. Dabei wurde ziemlich unverblümt angedeutet, 
dass aus einem militärisch schwachen China letzten Endes 
nur die Grossmächte Vorteil ziehen würden, die dann China 
ihren Willen aufzwingen vermöchten. 


Man kommt in China immer mehr zu der Erkenntnis, 
dass man „von einem bösen Geist im Kreis herumgeführt“ 
wird, und man sieht den Weg nicht, der aus dieser verzwei- 
feltln Lage herausführt. Selbst wenn das Konsortium .die 
für die Entlassung der überflüssigen Truppen nötigen 
50 Millionen hergibt, würde damit eigentlich noch recht 
wenig erreicht sein. Zwar versichert der Vizelinanzminister 
des vorigen Kabinetts Pan-Fu, China habe genügend natür- 
liche Hilfsquellen, um die Mittel für einen neuen wirtschaft- 
lichen Aufschwung bereitstellen zu können. Aber er ver- 
gisst, dass auch die Erschliessung dieser Hilisquellen recht 
erhebliche neue Mittel erfordert. Und, wie die Dinge heute 
liegen, kann als Geldgeber für sie wohl nur das internationale 
Finanzkonsortium in Frage kommen. Es ist indessen kaum 
anzunehmen, dass England, Frankreich und Japan so tief, 
wie dazu nötig wäre, in den Beutel greifen werden, wenn 
ihnen nicht vorher ganz bestimmte Zusagen wegen der Sicher- 
heit des Kapitals gemacht werden. Auf der andern Seite 
aber will man in Peking, und ganz besonders in den Kreisen, 
die der neuen Regierung nahestehen, von irgend einer Finanz- 
kontrolle nichts wissen. Ob Peking schliesslich nicht doch in 
den sauren Apfel beissen muss, ist eine offene Frage; vorläu- 
fig wehrt es sich mit Händen und Füssen dagegen. 


Dass unter solchen Umständen die Aussichten sehr _ge- 
ring sind, dass es zwischen dem Norden und dem Süden in 
absehbarer Zeit zu einem Einvernehmen kommt, liegt auf der 
Hand. Eine Zeit lang haben sich Lu-Yung-ting und Tsen- 
Chun-hsuan, also die starken Führer des weniger radikalen 
Teiles der Südpartei, die auch wohl noch heute monarchische 
Pläne zu fördern nicht ablehnen, bestrebt, zu einem Einver- 
nehmen mit Chin-Yun-peng und seinen Freunden in Peking zu 
kommen. Das führte dann dazu, dass der Unterhändler der 
Nordpartie in Schanghai, Wang-I-tang,. der im Anfuklub 
eine einflussreiche Rolle spielt und sich auf irgend eine 
Weise den Weg zur Ministerpräsidentschaft bahnen möchte, 
die Verhandlung mit der radikalern unbedingt republikani- 
schen Gruppe des Südens, deren Sprecher Wu-ting-fang und 
Tang-Shao-yi sind, wieder anzuknüpfen sich beinühte. Für 
die Anfupartei war dabei wohl mit ausschlaggebend, dass 
sie angesichts der durch das Land gehenden Feindschaft 
gegen Japan, zu dem sie enge Beziehungen unterhält, ihr letzt- 
hin verblassendes Ansehen durch die Wiederherstellung des 
inneren Friedens wiederaufputzen. zu können hoffte. Es sieht 
indessen so aus, als ob diese doppelten Annäherungs- 
bestrebungen inzwischen wieder zum Stillstand gekommen 
sind, jedenfalls verlautet in der Oeffentlichkeit über sie nichts 
mehr. Natürlich schliesst das nicht aus, dass unter der Hand 
weiter verhandelt wird. Es fehlt keineswegs an Anzeichen, 
dass Präsident Hsü-Shi-chang ehrlich bestrebt ist, vor allem 
wieder Frieden ins Land zu bringen. Für die Berufung 
Chou-Shu-mous zum Ministerpräsidenten mit dem ausdrück- 
lichen Auftrag, das als seine Hauptaufgabe anzusehen, 
spricht auch, der Umstand, dass er in den Gegensätzen des 
Nordens und des Südens bisher keine Führerstellung einge- 
nommen hat und dass’er kein Parteigänger Japans, also nicht 
von vornherein ein Stein des Anstosses in Canton ist. 

Einstweilen ist man freilich, soweit sich von hier über- 
sehen lässt, vom Friedensschluss noch ziemlich weit ent- 
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fernt. Es liegen Meldungen vom Wiederausbruch der 
Kämpfe in der Provinz Hunan vor, wo sich die Truppen der 
Nordpartei im vollsten Rückzug befinden, während die sieg- 
reich vordringenden Truppen der Südpartei bereits Yo-chou 
besetzt haben. Neuerdings meldet die „Times“ sogar, dass 
eine bewaffnete Auseinandersetzung zwischen den 'Partei- 
gängern und den Gegnern Japans in Nordchina unvermeid- 
lich erscheine.. Zahllose Chinesen suchten im Gesandt- 
schaftsviertel Pekings und in den Fremdenniederlassungen 
Tientsins Unterkunft und Schutz, da man einen Zusammen- 
stoss der Truppen der Anfupartei mit denen der sogenann- 
ten Chihli-Partei jeden Augenblick erwarte und mit der 
Möglichkeit eines Staatsstreiches des Generalgouverneurs 
der Mandschurei Chang-To-Lin. rechne. Angeblich werden 
1200 amerikanische Marinesoldaten in Peking erwartet, wäh- 
rend Kriegsschiffe der fremden Mächte vor Tokio eintreffen. 

Sind danach die Aussichten, ob in absehbarer Zeit 
wieder gesunde politische Verhältnisse in China Platz greifen 
werden, im Augenblick noch gering, so bleibt abzu- 
warten, wo die deutsche Mission unter Generalkonsul von 
Borch, die am 22. Juni in Kobe eingetroffen war und in- 
zwischen chinesischen Boden betreten hat, ihre ersten Fäden 
an®uspinnen imstande sein wird, um die deutsch-chinesischen 
Beziehungen wieder auf eine festere Grundlage zu bringen. 
China hat zwar schon eine ganze Reihe von Kriegsverord- 
nungen aufgehoben, aber noch sind die Fesseln keineswegs 
beseitigt, die dem Handel und Verkehr der wenigen in China 
gebliebenen oder neuerdings dorthin zurückgekehrten Deut- 
schen auferlegt sind. Wirklich Erspriessliches wird die 
deutsche Mission nur erreichen können, wenn in Peking eine 
starke Regierung sitzt, die bereit und imstande ist, den be- 
rechtigten Wünschen Deutschlands ein williges Ohr zu leihen. . 
Wie weit dazu das Kabinett Shou-Shu-mou in der Lage sein 
wird, muss abgewartet werden. 


Il. Japan. 
Die Regierung und die Presse. Aus- ı sibirische Expedition. Darüber, dass die Vereinigten Staaten 


gang der Wahlen Die Wahlrechtsre- 
form. Stadt gegen Land. Eine mora- 
lische Niederlage? Umschwung der 
Stimmung wegen der sibirischen 
Unternehmung. Japans Rückzug und 
die Besetzung Nord-Sacchalins. Die 
Erneuerung des Bündnisses mit Eng- 
land. Amerikanische Bestrebungen. 
Deutschlands Aussichten. 

Der Ausgang der Wahlen zum Reichstag, die Mitte Mai 


stattfanden, hat dem Kabinett Hara eine unbedingte Mehr- 


heit in der Volksvertretung gebracht. Für den mit den Ver- 
hältnissen in Japan weniger Vertrauten musste das einiger- 
massen überraschen, wenn er sah, in wie scharfer Weise 
eigentlich die gesamte Presse des Landes die Regierung, 
namentlich wegen des sibirischen. Äbenteuers, angriff und 
den Anschein hervorhebt, als sehne das ganze Volk die 
Stunde herbei, wo das Kabinett Hara endlich einem andern 
volkstümlicheren Platz machen würde. Für den aber, der 
weiss, wie fest die Regierung tatsächlich die Presse, vor 
allem in Fragen der auswärtigen Politik, in Händen hat, lag 
der Schluss nahe, die Regierung billige diese Extratour, ja, 
wünsche sogar wahrscheinlich die Stellungnahme gegen die 


von Amerika das Vorgehen Japans in Sibirien mit wachsen- 
dem Unmut verfolgten, bestand kein Zweifel. Mochte das 
amerikanische Volk ruhig bis auf weiteres denken, die öffent- 
liche Meinung in Japan werde sich dieses Mal stark genug 
erweisen, um die Tokioer Regierung zur Umkehr zu bewe- 
gen. Allmählich scheint man sich dann in Washington ins 
Unvermeidliche gefügt zu haben, als man erkannte, dass die 
Freunde in London gewillt seien, das Vorgehen Japans still- 
schweigend zu dulden, wenn-es ihm nicht in geheimen Ab- 
machungen schon längst in aller Form zugestimmt hatte. 
Dafür, dass das -geschehen ist, spricht Manches. Ist diese 
Annahme richtig, so konnte die Tokioer Regierung freilich 
ruhig dem Toben und Lärmen der Presse, die Truppen 
müssten aus Sibirien zurückgezogen werden, zusehen, lenkte 
es doch die Aufmerksamkeit bis zu einem gewissen Grad ab. 

Inzwischen hat die Regierung ihre Stellung im Reichstag 
ganz erheblich verstärkt. Dort verfügt die ihr nahestehende 
Seiyukai über 270 Sitze, während die 3 anderen Parteien zu- 
sammen nur 176 haben, und zwar Kensekai 108, die Koku- 
minto 29 und die Unabhängigen 49, wobei & Wahlkreise 
noch nicht einbegrifien sind. Trotz des zahlenmässigen 
Sieges spricht die Osakaer Presse von einer moralischen 
Niederlage der Regierung; die Wahlrechtsfrage würde mit 
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noch viel grösserem Nachdruck betrieben als bisher und 


durchgesetzt werden. Tatsächlich haben die Oppositions- 
parteien unmittelbar nach der Konstituierung des am 27. Juni 
zusammengetretenen neuen Reichstag schon am 30. Juni neue 
Wahlrechtsanträge eingebracht, und sie rechnen mit der 
Durchsetzung wenigstens eines wesentlichen Teiles ihrer 
Forderungen um so mehr, als das Kabinett Hara sein Haupt- 
gewicht auf Fragen der auswärtigen Politik legen muss. Wie 
sehr das der Fall ist, zeigte sich bereits in einer der ersten 
Sitzungen des neuen Reichstages, als (am 3. Juli) der Mi- 
nister des Aeussern, Vicomte Uchida, im Anschluss an Mit- 
_ teilungen über die Vorgänge in Sibirien erklärte, der Reichs- 
tag werde sich in dieser Session im wesentlichen nur mit 
Vorlagen zu beschäftigen haben, „die auf eine Entwicklung 
der nationalen Macht Japans abzielen“, was angesichts der 


grossen Heeres- und Flottenvorlage und der Verbesserung 


der Verkehrsmittel, die die Regierung bereits angekündigt hat, 
recht bemerkenswerte, aber auch sehr eindeutige Aus- 
sichten eröffnen. | 

Aus dieser Behandlung der Dinge ist vielleicht der 
Schluss zu ziehen, dass die Regierung jetzt entschlossen ist, 
zunächst die -Auseinandersetzung über die Wahlrechtsfrage 
auf eine spätere Zeit zu vertagen. Rücksichtslos genug hat 
der Ministerpräsident Hara die Wahlrechtsbewegung Wäh- 
rend des Wahlfeldzuges bekämpft. Er malte als Schreck- 
gespenst die Zerstörung aller Klassenunterschiede an die 
Wand und wies immer wieder darauf hin, dass Japans 
ganzes Staatswesen von jeher auf diesem Unterschied beruht 
hätte und gross und stark geworden wäre; ihn jetzt plötzlich 
beseitigen zu wollen, hiesse die Axt an die Wurzel der 
Kraft des Staates legen. Der Ausbruch der Finanz- 
panik, die Krisis in der Industrie mit ihren Arbeiterentlassun- 
- gen und die daraus sich ergebende Not der Beschäftigungs- 
losen arbeitete der Seiyukai in die Hände; der Opposition 
fehlten die schlagenden Argumente gegen Haras Darlegun- 
gen. Auf diese Weise erklärt sich ohne weiteres der uner- 
wartet grosse Sieg der Regierung. 

Auf der anderen Seite lässt sich nicht verkennen, dass 
die Wahlen insofern eine Klärung der Dinge gebracht haben, 
als alle grossen Industrie- und Handelsstädte, in denen das 
Volk in unmitelbarere Berührung mit der demokratischen 
Strömung kommt, die heute über die ganze Welt geht, für die 
Kenseikai, die Kokuminto und die Unabhängigen gestimmt 
haben. Vielleicht nicht einmal wirklich so sehr, weil sie 
das allgemeine Stimmrecht für unbedingt nötig erachten, 
wie, weil sie gegen die am Ruder befindliche Regierung 
Front zu machen entschlossen waren, die für sie die Ver- 
teuerung aller Lebensbedürfnisse usw. vertantwortlich 
machen. Man darf nicht vergessen, dass es die Reisunruhen 
des Jahres 1918 in den Grossstädten gewesen waren, die 
Hara ans Ruder gebracht hatten, und dass an seine Wirt- 
schaftspolitik vom Proletariat der Industriezentren grosse 
Hoffnungen geknüpft waren, die sich inzwischen nicht erfüllt 
haben. In den ländlichen Wahlkreisen, die von diesen 
Fragen weniger unmittelbar berührt werden und im allge- 
meinen mit der gegenwärtigen Lage zufrieden sind, hat daher 
die Regierung ihre Anhängerschaft unbedingt verstärken 
können. 

Es wird danach für die Regierung vor allem darauf an- 
kommen, ob sie imstande ist, bei weiterer Erwerbslosigkeit 
in den Industriedistrikten oder weiterer Steigerung der Kosten 
des Lebensunterhaltes ohne gleichzeitige entsprechende Er- 
höhung der Löhne etwaigen Arbeiterunruhen vorzubeugen 
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oder solche schnell und stark zu unterdrücken. Verfügt sie 
über diese Mittel nicht oder scheut sie vor ihrem rückhalts- 
losen Einsetzen zurück, so dürfte die Osakaer Presse nicht 
so unrecht haben, wenn sie von einer trotz des Stimmenzu- 
wachses moralischen Niederlage -der Regierung spricht. 

Während sich die Regierung anschickt, die Zustimmung 
des Reichstages zu den Militär- und anderen, die Wehrkraft 
des Landes stärkenden Vorlagen zu gewinnen, betreibt sie 
ihre Pläne in Sibirien unentwegt weiter: Die läuten Töne 
der Presse, die noch während, der Wahlen die sofortige Räu- 
mung Sibiriens verlangte, sind plötzlich verstummt. Ja, die 
Presse macht-heute die Regierung plötzlich ‘dafür verant- 
wortlich, dass sie mit ungenügenden Mitteln auf dem asia- 
tischen Festland eingegriffen hat. Nicht davon ist hier die 
Rede, dass japanische Truppen in immer wachsender Zahl 
sich in Sibirien festsetzen, sondern davon, dass nicht genü- 
gend Truppen zur Verfügung gestanden haben, um den Tod 
des japanischen Konsuls und die Hinschlachtung von 700 
seiner Landsleute in Nikolajewsk zu verhindern. Aus An- 
lass der Todesfeier für diese Opfer japanischer Ausdehnungs- 
bestrebungen auf dem asiatischen Festland ist es in Tokio 
und anderen Plätzen zu eindrucksvollen Kundgebungen ge- 
kommen. Im Herrenhaus bekannte sich der Kriegsminister 
General Tanaka auf eine sehr dramatische Interpellation 
Baron Sakatanis, wer für das Fehlen eines genügenden 
Truppenaufgebots in Nikolajewsk verantwortlich zu machen 
sei, als den Schuldigen. | | 

‘Von einer Räumung Sibiriens ist heute nicht mehr die 
Rede. Zwar erklärt man in-Tokio, aus Tschita würden die 
japanischen Truppen zurückgezogen, weil sie dort zur Siche- 
rung des Rückzuges der Tschecho -Slowaken nicht mehr 
nötig seien, aber recht bezeichnend wies dieser Tage der 
Londoner „Daily Express“ darauf hin, dass’ der Kosaken- 
Hetmann Semenow, der sich stolz Herzog der Mongolei 
nenne und ein ausgesprochener Schützling und Parteigänger 
Japans sei, dort die Wache gezogen habe. Von einer Rück- 
kehr japanischer Truppen nach Japan verlautet bisher nichts; 
ausdrücklich hat vielmehr Vicomte Uschida am 3. Juli im 
Reichstag erklärt, bis eine zuverlässige Regierung in Sibirien 
aufgerichtet sei, könnte die Küstenprovinz nicht geräumt wer- 
den. Um aber über die an Russland für das Blutbad in Niko- 
lajewsk zu leistende Genugtuung ein Faustpfand zu haben, 
werde Japan die nördliche bisher noch Russland gehörige 
Hälfte der Insel Sacchalin besetzen. Und welcher Art die 
„zuverlässige Regierung in Sibirien“ sein soll, geht aus’ einer 
Mitteilung des japanischen Höchstkommandierenden in Si- 
birien, General Oi, hervor, der die Behörden in Werchne- 
Udinsk hat wissen lassen, grundsätzlich sei er mit der Bil- 
dung eines ostsibirischen Staates einverstanden, müsse aber 
darauf bestehen, dass dieser Staat alle Gouvernements des 
fernen Ostens umfasse und dass als das Haupt eines dieser 
Gouvernements General Semenow anerkannt wurde, damit 
dieser an den weiteren Verhandlungen Anspruch habe. 

Angesichts der Entwicklung der Dinge im fernen Osten, 
die ein interessantes Licht auf die oben erwähnten ameri- 
kanischen Meldungen ostasiatischer Aufteilungsgedanken 
werfen, gewinnt die Frage erneut Bedeutung: Wird das eng- 
lisch-japanische Bündnis erneuert werden? Mit ihr beschäf- 
tigt sich die japanische und englische Presse Ostasiens seit 
Monaten sehr eingehend. Die öffentliche Meinung in Japan 
ist im Gegensatz zu früheren Auffassungen überwiegend 
für die Erneuerung. In Paris hat sich der Schwager des 
Kaisers von Japan, Prinz Ihashi, der dort die Kriegschule 
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besucht, dieser Tage ebenfalls dafür ausgesprochen, wobei 
er Sogar einer Hinzuziehung Frankreichs als Dritten im 
Bunde das Wort geredet hat. In den eigentlichen Kreisen 
Ostasiens will man von der Erneuerung nichts wissen und 
dringt in die Londoner Regierung, von einer solchen abzu- 
sehen. Auffallend ist jedenfalls, dass Zuverlässiges über das 
Schicksal dieses für die Zukunft Ostasiens so überaus wick- 
tigen Staatsvertrages nicht bekannt gegeben ist, obwohl bis 
zum 13. ds, Mts. eine Kündigung erfolgt sein muss. In der 
bisherigen Form hat der Vertrag sich überlebt und wird un- 
verändert daher kaum weder von England noch von Japan 
weitergeführt werden wollen. Vor wenigen Tagen hat Mi- 
nisterpräsident Hara im japanischen Reichstag noch erklärt, 
die Verhandlungen über die Erneuerung seien noch nicht 
abgeschlossen; dagegen wollte die Pariser Ausgabe der 
„Chicago Tribune“ dieser Tage erfahren haben, die Erneue- 
rung des Bündnisses würde nicht zustande kommen (es läuft 
übrigens unter allen Umständen noch bis zum 13. Juli 1921), 
sondern werde durch einen erglisch-amerikanischen Vertrag 


'betrefis des gemeinsamen Schutzes der Interessen Englands 


und Amerikas im fernen Osten ersetzt werden. Wie weit 
diese Meldung den Tatsachen entspricht, bleibt abzuwarten, 
eine Bestätigung liegt bisher-nicht vor, nicht zu übersehen 
aber ist, dass von gewisser amerikanischer Seite schon seit 
Monaten in dieser Richtung gebohrt worden ist. Entspricht 


das den Wünschen amtlicher Kreise in Washington, so wird 


die Bewegung eine erhebliche Stärkung durch den neuen ame- 
rikanischen Gesandten Charles Crane in Peking finden, der 
dieser. Tage dort eintreffen wird, während er, als ihm schon 
vor einer Reihe von Jahren dieser Posten anvertraut werden 
sollte, wegen seiner unfreundlichen und unvorsichtigen 
Aeusserungen über Japan im letzten Augenblick‘ zurückge- 
rufen werden musste. 

Inzwischen machen sich aber in Amerika auch andere 
Strömungen geltend. Zwar haben die Bestrebungen des 
Staates Kalifornien, den Japanern als Ansiediern namentlich 
kleinbürgerlicher Art an der pazifistischen Küste Schwierig- 


‚keiten zu machen, letzthin wieder von sich reden gemacht 


und zu einem amtlichen Schritt Japans in Washington ge- 
führt, aber andere Kreise Nordamerikas suchen einen Aus- 
gleich mit Japan herbeizuführen. Die Versuche des ameri- 
kanischen Bankherrn Lamont, Japan zum Anschluss an das 
Chinesische Finanzkonsortium zu bewegen, waren freilich 
wohl weniger von dem Wunsch beseelt, fortan bessere Be- 
ziehungen zu Japan zu schaffen, als die Stellung Amerikas 
auf dem asiatischen Festland zu festigen. Dagegen verfolgte 
schon die Reise, die eine Anzahl anderer amerikanischer Ge- 
schäftsleute unter Führung des Bankherrn Vanderlip gleich- 
zeitig nach dem fernen Osten unternahmen, entschieden 
japanfreundliche Tendenzen. Nach seiner Rückkehr nach 
Amerika hat Vanderlip seine Landsleute eindringlich gewarnt, 
den Bogen bei der Kritik Japans nicht zu AUEROON wie 
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die Dinge heute liegen, sei Japan die einzige 'starke Macht 
im Osten gegenüber den fast regierungslosen chinesisch-sibi- 
rischen Gebieten, und Japan habe. schon aus diesem Grund 
dort verantwortungsvolle Pflichten zu erfüllen. Ende ds. 
Mts. werden 136 Mitglieder des amerikanischen Kongresses 
auf einer gemeinsamen Studienreise den fernen Osten be- 


suchen, bei welcher Gelegenheit nicht nur Japan, sondern. 


auch Korea (neben den Philippinen und China) besucht wer- 
den sollen. Auch bei dieser Gelegenheit dürften Fäden 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen Japanern und Ame- 
rikanern angeknüpft werden, die auf die gelegentlich gespann- 
ten Verhältnisse der beiden. Küstenländer des Stillen Ozeans 
nicht ohne Einfluss bleiben werden. 


.. So stehen dann auch in Japan die Dinge vor einer 
schwerwiegenden Neugestaltung in den Augenblick, wo der 
erste Botschafter der deutschen Republik — richtiger vor- 
läufig Geschäftsträger — Dr. Solf seinen Fuss auf den Boden 
des aufstrebenden Inselreichs setzen wird. In einer Hin- 
sicht wird trotz allen Nebels, der noch über der Zukunft 
Japans lagert, Dr. Solf freilich eine klarere Lage vorfinden, 
als bei seiner Abreise von. Deutschland vorauszusehen war, 
wenn auch in einem für Deutschland weniger erfreulichen 
Sinn, als vielfach erhofft worden war. Unter Bezugnahme 
auf Artikel 299 des Versailler Friedensvertrages, wonach die 
vor dem Kriege in Kraft gewesenen Vertragsbeziehungen 
zwischen Deutschland und den Ententemächten grundsätz- 
lich gelöst werden sollen, soweit die Ententemächte ihren 
Fortbestand nicht als wünschenswert ansehen, sich aber auch 
der Vertragsinhalt so vollkommen geändert hat, dass der 
Vertrag nicht mehr erfüllt werden kann, hat Japan dieser 
Tage mit einer einzigen ziemlich belanglosen Ausnahme alle 
alten Verträge mit Deutschland gekündigt. Man müsste auf 
Derartiges in Deutschland gefasst sein. Ob die Kündigung 
ganz aus der innersten Ueberzeugung Japans erfolgt ist, 
dass es ohne das nicht ginge oder das seine Interessen das 
unbedingt erforderten, oder ob dabei mehr formelle Gründe 
den Ausschlag gegeben und Rücksichten auf die Verbündeten 
mitgesprochen haben, kann hier nicht erörtert werden. Im 
allgemeinen hat Japan ja den Friedenszustand mit Deutsch- 
land wiederhergestellt und die den freien Handel behindern- 
den Gesetze und Verordnungen aufgehoben. Ob es gelingen 
wird, noch etwas vom Besitz für das deutsche Volksvermögen 
zu retten, wird sich in kurzem zeigen. Die Verhandlungen 


mit der Tokioer Regierung über die Herstellung neuer Be- 


ziehungen Deutschlands und Japans, die der Krieg vor sechs 
Jahren so jäh zerrissen hat, werden voraussichtlich beginnen, 
sobald Dr. Solf an Ort und Stelle einen Ueberblick über die 
tatsächlichen Verhältnisse und die Gesinnung gewonnen 
haben wird, mit der Japan an dem Abschluss efnes neuen 
Vertrages zu gehen gewillt ist. , 


Abgeschlossen Berlin, den 12. Juli 1920. 


i u u Die industrielle Bedeutung Indiens. | 


Von G. Buetz, Dessau. 


Seiner Natur und seiner wirtschaftlichen Entwicklung 
nach ist Indien ein Agrarland. Die Industrie, welche in 
Indien entstand, steht bisher in keinem Verhältnis zu ihren 
Möglichkeiten. Nach den letzten Veröffentlichungen der 
deutschen Regierung im Jahre 1911 besass das Land, das 
eine Einwohnerschaft von ungefähr 320 Millionen Menschen 
besitzt, 2856 mechanische: ind) betriebene Privatunter- 


nehmungen und 36 staatliche oder kommunale Betriebe. 
Die bisher bestehenden Industrien lehifen sich eng der Agrar- 
wirtschaft an, sie sind Agrarindustrien. Baumwollentkör- 
Dungsanstalten, Baumwollfabriken, Jutepressen, Jutefabriken, 
Reismühlen und Mehlmühlen nehmen den ersten. Platz unter 
den indischen Industrien ein. Es bestanden 1368 Baumwoll- 
entkörnungsanstalten, 258 Baumwollfabriken, 115 Jutepressen, 
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62 Jutefabriken, 220 Reismühlen und 40 Mehlmühlen. Die 
Oelgewinnung kann nicht zu den Industrien gerechnet werden, 
da die Oelgewinnung im Rahmen des Hausgewerbes erfolgt. 
Nach Gebieten gestellt, befindet sich der Hauptteil der Baum- 
wollfabriken in der Provinz Bombay und sogar zumeist in 
Bombay selbst. Die Erzeugung der Spinnereien und We- 
bereien stellte sich für 1912/13 auf den Wert 'von 
618472802 £ bei Garnen und auf 1220442545 Yards 
Gewebe. In keiner Weise genügte indessen die 
Eigenproduktion (Ziffern nach .Bombay Mill. Corners 
Association 1913). Das Ungenügen der Eigenpro- 
duktion geht am besten aus der notwendigen Einfuhr her- 
vor. An Textilwaren hatte Indien im Jahre 1912/13 folgende 
Einfuhr nötig: Baumwollene Garne kamen für 2 964 977 £ 
ungebleichte Zeugwaren für 16742086 £, gebleichte für 
9017586 £, bunte und bedruckte Zeuge für 8 171 333 £,' Näh- 
garne für 246 260 £, wollene Garne für 263511 £, sonstige 
Zeugwaren für 129511 £ zur Einfuhr. Den Hauptanteil der 
Einfuhr lieferte England,’ an zweiter Stelle stand Deutsch- 
land, danach kam Oesterreich-Ungarn. Die Einfuhr textiler 
Waren von Deutschland nach ‚Indien betrug 1913 an Baum- 
wollgeweben für 10,1 Mill. Mark, an wollenem Kleiderstoff 
für 8,5 Mill. Mark, Baumwollstoffen für 2,7 Mill. Mark, 
Baumwollgeweben für 1,1 Mill. Mark. (Nach dem Sta- 
tistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich 1913.) Die bis- 
herige Geringfügigkeit der Textil- Industrie ist bereits an 
diesen Stichproben erkennbar. Eine nennenswerte Bedeu- 
tung erlangte im Kriege allerdings die Herstellung von ge- 
bleichtem Schirting.? 2 | 


Die Betriebe für Baumwollentkörnung sind über das 
ganze Land hin verteilt. Konzentriert aber wiederum ist die 
Juteindustrie. Bengalen ist hier der Zentralpunkt. Sämt- 
liche Betriebe befinden sich in und um Kalkutta, zumeist an 
dem Wasserwege gelegen. Die Zahl der Webstühle belief 
sich im Januar 1912 auf 32 631. Die Produktion stellte sich auf 
nur 424 Mill. Mark und etwa auf 974 Mill.Yards (Hessinans). 
(Nach der Liste der indischen Jutespinnereien und Webereien 
vom Januar 1913.) Das festgelegte Kapital betrug rund 
200 Mill. Mark. Diese Industrie ist ebenso entwicklungfähig 
wie leistungskräftig. 1850 zählte man erst 7964 Webstühle! 
Die Ausfuhr von Jute wächst ständig. Im Zeitraume 
1912/13 wurden 18 033 782 £ für die Ausfuhr von Rohjute und 
15 247 404 für die Ausfuhr von Fabrikaten der Jutefabriken 
eingenommen. Die Steigerung von Jahr zu Jahr ist beträcht- 


lich. Die Ausfuhrwaren brachten 1910: 21,64 Mill. £ gegen 


33,27 Mill. £ 1913 ein. 


Auch die Müllereindustrie ist konzentriert und zwar in 
Birma. Die Reismühlen von Birma sind umfangreich und 
nach den Forderungen der neuesten Technik angelegt. Zwar 
beginnt Bengalen und Madras eine Reismühlenindustrie zu 
entwickeln, doch können diese Mühlen sich mit jenen Birmas 
nicht vergleichen. Die Reismühlen stehen in keinem Verhält- 
nis zu dem Reisanbau und dessen Ertrag, der 1912 auf 


° England lieferte im Durchschnitte für 3057 Mill. Yards 
Baumwollwaren nach Indien, sodass 97 % der Baumwollwaren- 
einfuhr Indiens von Grgssbritannien kam. Die Einfuhr ist um 
die Hälfte im Kriege zurückgegangen, sie stellte sich 1914 auf 
2378 Mill. Yards und 1918 auf 1430 Mill. Yards. Auch die 
Armeekleidung stellt Indien jetzt selbst her. : 


® Die indische Schirting-Industrie führt bereits nach dem 
Persischen Golfe, dem Roten Meergebiet und Ostafrika aus. 
Die englische Industrie zeigt sich über die Entwickelung beun- 
ruhigt. Auch fertige Kleidung wird hergestellt. 


180 Mill. Kubikfuss Luxusholz. 


4 


"80,24 cwts. angegeben wurde, die Ausfuhr des zum Versand 
hergestellten Reises stellte sich auf 51,66 Mill. cwts. (Be- 
richte für Gewerbe und Industrie 1915 S. 433.) 


Wie schon ihre Zahl ergibt, nehmen die Weizenmühlen 
nur eine untergeordnete Stelle ein. Ihr Konzentrationspunkt 


"ist Kalkutta. Während die Reismühlen ausschliesslich für den 


Versand arbeiten, decken die Weizenmühlen den Inlandsbedarf 
der Europäer wie den Bedarf der Hafenstädte. Die Weizen- 
ausfuhr ist überwiegend die von Körnern. 


Unter den nicht zu landwirtschaftlichen Industrien ge- 
hörenden Industrien stehen an erster Stelle die Sägewerke, 
die Eisen- und Messinggiessereien und die Eisenbahnwerk- 
stätten. Ihnen gliedert sich die Papierindustrie und die In- 
dustrie der Steine an. Auch die Anfänge einer Schwer- 
industrie sind vorhanden. Im Kriege entwickelte sich eine 
‚chemische Industrie, eine Oelindustrie! und eine Leder- 
industrie.? ö | 


Die Holzindustrie müsste in Indien den vorhandenen 


‚ Rohstoffen und dem vorhandenen billigen Arbeitsmaterial - 


nach eine sehr entwickelte sein. Indien ist überaus waldreich. 
23,5 % des Landes gleich 62 916 040 ha der Bodenfläche sind 
Waldland. Man rechnet mit einer wahrscheinlichen. Ertrags- 
menge von 74 bis 75 Mill. Kubikfuss Nutzholz und etwa 
Die wichtigsten Holz- 
arten sind das Teakholz, das Sulalholz, das Eben- 
baumholz wie das Nussbaum- und Rosenholz. (Bisley 
„India“ 1891.) Die Ausfuhr ’ von Hölzern: brachte 
von 192 bis 1913 einen durchschnittlichen Ertrag 
von 809582 £. Es gab 104 Sägewerk, die in 
dem eigentlichen Waldlande Indiens, in Birma gelegen 
sind. Eine Papierindustrie mit dem Holzstoffe als Roh- 
material kennt Indien nicht. Die Streichholzindustrie, die sich 
der billigen Hölzer halber entwickeln müsste, hat keine Ent- 
wicklungskraft gezeitigt. 1911 gab es nur 5 Zündholzfabriken. 
Eine Industrie zur Holzverarbeitung gibt es bisher nicht. Das 
Handwerk betreibt die Holzverarbeitung, doch auch nur im 
unzulänglichen Masse entsprechend der Nachfrage. Die Ein- 
fuhr müsste demnach den Markt eindecken.. In dem Zeitab- 
schnitte 1912/13 wurde für. 655714 £ Zündhölzer, .für 
143 000 £ Möbel, für 17939 £ Holzgerät eingeführt. (Bericht 
des Kaiserl. Generalkons. 1914 in Calcutta.) - 


Die Eisenindustrie ist in Indien ural. Man kannte 
den indischen Woatz - Stahl bereits im frühesten 
Mittelalter? Indien hatte 1911 86 Eisen- und Messing- 
giessereien und 150 Eisen- und Messingschmelze- 
reien. Die meisten ‘Werke liegen in Bengalen und 
Madras. Meist handelt es sich hier jedoch um Eingeborenen- 
werke in primitivster Form. 128 Eisen- und Messing- 
schmelzen brachten 1889 nur einen Ertrag von 1,05 Mill. 
Rupien. (Die Produktion von Roheisen in Britisch-Ostindien 
S. 15.) Eine Schwerindustrie ist nur durch zwei 


ı Es wird heute, im Gegensatz zu der uralten aber völlig 
einseitigen indischen Oelindustrie vornehmlich hergestellt San- 
delholzöl aus den staatlichen Sandelholzwäldern in Mysore und 
Cowey, Zitronenöl in Ceylon, Eukalyptusöl am Nilpiri, Karda- 
monöl (Näheres Buetz, die indische Oelindustrie Allg. Anz. d. 
chem. Ind. 1920 No. 39). 

? Die Regierungsfabrik in Cawnpore produzierte monatlich 
1913/114 33000 lbs. Felle, 1918/19 200000 Ibs., 1917/18 
wurden 361 674 cwt gegerbte Felle ausgeführt, als Gerbstoff 
dient die Rinde der Cassia Auriculata. | 

® Die syrische hochentwickelte Feinstahlindustrie beruhte 
auf dem eingeführten indischen Stahle. 


- 


Werke, die Tata Iron and Steel Works in Mittelindien und 
den Bengal Iron and Steel Works in Bengalen ver- 
treten. Das letztere Werk ist 1895 angelegt, hat aber erst 
von 1900 an mit einem gewissen Erfolge arbeiten können. 
Die Tata Iron and Steel Works hatten 1913 eine Produktion 


von 180.000 t, die Bengal Iron and Steel Works eine solche 


von 400000 t. Vor dem Kriege waren bei den Tatawerken 
2 Hochöfen und 4 Aschenöfen in Betrieb, jetzt 5 Hochöfen 
und 6 offene Oefen. Die ErWeiterungen kosteten 120 Mill. 
Ruhden. Die hier errichteten industriellen Massnahmen 
können nur als ganz unzulänglich dem Reichtume Indiens an 
Erzen und zumal an Eisenerzen gegenüber angesprochen 
werden. In allen Gebirgsteilen‘ Indiens kommen Eisenlager 
vor. Die Eisenlager vom Chanda und Zabakjur in den 
indischen Zentralstaaten gelegen, sind von fast unermess- 
lichem Reichtum. In Bengalen sind die Eisenfunde überaus 
mannigfach und das Eisen ist hochwertig. Die Produktion 
ist äusserst gering, denn sie betrug im Jahre 1891 30 082, 1900 
60183 und 1912 637444. Also auch die Produktions- 
steigerung ist keine den vorhandenen Rohstoffen angemessene. 
Da nicht einmal die Rohprodukte mehr eine genügende 
Förderung nach Verarbeitung finden, kann von dem Bestehen 
einer Maschinen-Industrie natürlich keine Rede sein. Die Re- 
gierung hat Eisenbahnwerkstätten errichtet, ihre Produktion 
ist aber durchaus unwesentlich. Infolge dieser Verhältnisse 
ist-die Einfuhr natürlich erheblich, die Ausfuhr aber eine 
äusserst geringe. An Eisen, Eisenmaterial und Maschinen 
wurden eingeführt im Jahre 1912/13: 


Eisen- und Stahlwaren 7670753 
Eisenbahnmaterial 4 208 598 
Apparate 088 584 


Maschinen und technische Artikel 3011 203. 

Zu dieser Einfuhr gesellt sich noch jene von: Eisenkurzwaren, 
welche sich auf eine Höhe von 2278717 £ belief. Die Ein- 
fuhr erfolgte zu einem überwiegenden Teil von seiten Eng- 
lands. Aber auch Deutschland war stark beteiligt. Nach der 
deutschen Reichsstatistik (Bd. 171) lieferte Deutschland für 
12,7 Mill. Mark schmiedeeisernes Stabeisen, für 5,3 Mill. Mark 
Maschinen, für 5 Mill. Mark Eisenblech, für 3,1 Mill. Mark 
Eisenbahnmaterial, für Schmiedeeisen, Strassenbahnschienen 
für je 1,1 Mill. Mark nach Indien. Stark erweiert hat sich 
im Kriege die Herstellung von Schienen und Geschützen. 

Die Industrie der Steine und Erde ist durch die Zement- 
industrie, die Ziegelindustrie, die Tonwarenindustrie ver- 
treten. Sie ist, wie in allen Ländern primitiver Wirtschaits- 
entwicklung mit dem Handwerk stark vermischt. Die Zement- 
industrie ist in Madras entstanden. Sie war 1914 durch 
5 Grosswerke vertreten. Die Ziegeleiindustrie ist, soweit es 
sich um Ziegeleien von ‚Einheimischen handelt, in ganz Indien 
verbreitet und gut entwickelt. Grosswerke finden sich an der 
Malabarküste. Ihre Produktion besteht in Dachziegeln, Flur- 
steinen und Dränageröhren. Die Tonwarenindustrie, meist 
Eingeborenenbetrieb ist fast in jeder indischen Stadt heimisch. 
Meist handelt es sich indessen um die Herstellung von Krügen, 
Vasen, Eingeborenenhausgerät. Gute Porzellane müssen ein- 
geführt werden. -1912 bis 1913 wurden für 362 073 £ Porzel- 
lane und irdene Waren eingeführt. Die Glasindustrie, das 


Schwesterkind der Porzellanindustrie ist in Indien ein Fremd- 


ing. Es bestehen nur drei Werke, welche mit Hilfe von Re- 


. gierungunterstützungen Laternenglas liefern. Die Glaseinfuhr 


ist demnach eine grosse. Sie belief sich für 1912/13 auf 
1168 931 £. | 


"Wolfram. 


s. 1). 
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‚Aus diesem kurzen Ueberblick ist ersichtlich, dass von 
einer Industriealisierung Indiens in keiner Weise gesprochen 
werden kann. Diese Tatsache ist in soweit verwunderlich, 
als Indien alle Vorbedingungen für eine Industrie aufweisen 
kann. Zunächst hat Indien die reichen Rohstoffe. Indien be- 
sass 1912/13: | 


Baumwolle in einer Anbaufläche von 2... 21,6 Mill. Acres 


Jute ”„ „ „ a wie 2,97 „ „ 
Leinsaat - „ „ S re 08 z® 
Tabak „ ”„ „ 2 u a DE SE 1,06 » ”„ 
Kautschuk „ ,, 05 5» 


„ BEE 
Er besitzt reiche und umfassende Lager an Manganerzen, 
Eisenerzen, Bleierzen, Kupfererzen, Zinn, Blei, Glimmer und 
(Die Wolframvorkommen Birmas liefern jetzt 
schon Y, der Weltproduktion.) Indien hat sein Indigo und 


infolge seines Waldreichtums Lacke, Kautschuk, Gummi und 


Harze. 

Auch die Feuerungsirage ist eine günstige. Neben seinem 
Waldreichtume — die Ausbeute von Brennholz wurde 1912/13 
auf 182 862 623 Kubikfuss angegeben — besitzt Indien Kohle 
und Petroleum. Indien hat eine Reihe von Kohlengruben. 
Kohlenfelder liegen in Calcutta, in den Zentralprovinzen bei 
Assam und bei Heidarabad. Die besten Lager sind bei Cal- 
cutta und in Bengalen. Die Kohlenausbeute an Steinkohlen 
betrug im Jahre 1892: 2142306t. Im Jahre 1901 gleich 
6964 301t und im Jahre 1912 gleich 14 706 339t (Bericht 
für Handel und Industrie (ausser 1912) Jahr 1904 
Im Jahre 1917: 17326384 ti. Die Erzeugung 
von Petroleum betrug 1912 gleich 249083518 Gal- 
lonen. Das Haupterzeugungsgebiet für Petroleum ist Birma, . 
das sieben grosse Petroleumfelder besitzt. Weiter sind 
Petroleumquellen in Assam und in Miasersali. Da die Aus 
beute beider Erdschätze noch in dem Anfangsstadium liegt, 
ist erkennbar, dass nicht nur die Gegenwart, sondern auch 
die Zukunft Indiens an: Brennmaterial für industrielle Zwecke 
keinen Mangel leiden kann, den Hafenstädten steht zudem 
immer die Schiffskohle zur Verfügung. 

Auch die verkehrstechnische Erschlossenheit jener Ge- 
bietsteile Indiens, die zunächst für die Industrialisierung in 
Frage kommen, ist eine nicht so ungünstige wie vielleicht an- 
genommen wird. Indien verfügte bei dem Ausbruche des 
Krieges über ein Eisenbahnnetz in der Länge‘von 34 656 
fertigen und 70000 englischer Meilen projektierter Linien.' 
Allerdings sind die Landstrassen in einem üblen Zustande. 
Die Ströme Indiens aber sind, wenn auch bisher noch in un- 
vollkommener Weise — als Handelswege benutzbar gemacht 
worden. Die Schiffahrt auf dem Ganges, dem Brahmaputra 
und Indus wie Irrawaddy ist nicht unbedeutend. Der Irra- 
waddy ist die Verkehrsstrasse Birmas zur chinesischen Grenze, 
Calcutta hat sich durch Kanäle den Wasserweg des Brahma- 
putra und des Ganges nutzbar gemacht. Eingeborenenboote 
und Dampfschiffe vermitteln den Verkehr. Die Küstenschifi- 
fahrt ist lebhaft, der Segelschiffahrtsverkehr gut entwickelt. 
Die Häfen Indiens entsprechen zwar durchaus nicht alle den 


‘an sie gestellten Forderungen, die Vorarbeiten sind aber in 


einem solchen Umfange vorhanden, dass ein Weiterbau auf 
keine erheblichen, gar unüberwindlichen Widerstände stossen 
dürfte, sofern Kapital und Willen sich hier vereinigen 
würden. usa 

! Im Kriege ist die Bahnverbindung nach Persien durch den 


Ausbau der Guetaher Fisenbahn. nach Seistan wesentlich 
gehoben. 
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Der zwischenstaatliche Schuldenausgleich. 


' Von F.O. Schwarzenberger 


Zu den einschneidensten und für den Einzelnen fühl- 
barsten Massnahmen des Friedensinstruments von Versailles 
gehören die Vorschriften des Teils X, die Wirtschaft- 
lichen Bestimmungen, welche die privaten Rechte 
der Staatsangehörigen in weitestgehendem Masse in Mit- 
leidenschaft ziehen. Der Friedensvertrag trifft hierbei eine 
grundlegende Einteilung in „Schulden“ (Abschnitt 
II, Art. 296 nebst Anlage) und „Güter (Eigentum), 
Rechte und Interessen“ (Abschnitt IV, Art. 297/298 
nebst Anlage). In das erste Gebiet fallen alle auf Bar- 
geld lautenden persönlichen Verbindlichkeiten zwischen 
den Angehörigen der am Ausgleichsverfahren teilnehmenden 
Staaten unter gewissen besonderen Voraussetzungen. Zu 
dem ungleich weiteren zweiten Gebiet gehören alle sachen-, 
$amilien-, erb-, handels- und sonstigen forderungsrechtlichen 
Ansprüche und Rechte, die nicht auf Bargeld lauten: alle 
solche Güter, Eigentümer, Rechte, Interessen, Beteiligungen 
und dergleichen unterliegen, soweit sie sich im Machtbereiche 
der ehedem feindlichen Staatsgewalten befinden, der Zurück- 
behaltung und Zwangsveräusserung. und haften für die 
Wiedergutmachungsschuld des Deutschen Reiches gegenüber 
den alliierten und assoziierten Mächten und ihren sämtlichen 
Angehörigen. 

Für die Regelung der persönlichen, aus der \Vorkriegs- 
zeit stammenden Geldverbindlichkeiten hingegen sieht der 
Art. 296 ein besonderes, bankmässig arbeitendes zwischen- 
staatliches Ausgleichsverfahren vor zwischen dem 
Deutschen Reiche einerseits und denjenigen alliierten und 
assoziierten Mächten, welche sich diesem Verfahren an- 
schliessen. Unter den besonderen Voraussetzungen der 
Ziffern 1—4 des Art. 296 des FV. sind ausgleichsfähig grund- 
sätzlich nur vor dem Kriege begründete (entstandene) 
persönliche Geldverbindlichkeiten zwischen solchen An- 
gehörigen der betreffenden Mächte, welche zum Zeitpunkte 
des Inkrafttretens des Friedensvertrages zwischen diesem 
Staate und dem Deutschen Reiche in deren beiderseitigen Ge- 
bieten ihren Wolınsitz, ihre Geschäftsniederlassung, ihren Sitz 
oder ihren Aufenthalt hatten; nur für die aus Staats- 
schuldverschreibungen einer Ausgleichsmacht herrührenden 
Forderungen sind Ausnahmen dahin vorgesehen, dass die 
Gläubiger nur die Staatsangehörigkeit, nicht aber den Wchn- 
sitz in ihrem Lande zu besitzen brauchen. 

Ueber den rechtlichen Grund, aus dem die Schuld- 
verhältnisse bei den bereits vor dem Kriege fällig ge- 
wordenen Verbindlichkeiten erwachsen sind, ist eine Ein- 
schränkung nicht getroffen; sie können daher auf Gesetz 
beruhen, wie aus Vertrag herrühren und umfassen dem- 
nach alle auf Bargeld lautenden Ansprüche aus Vertrag, 
Quasikontrakt (Geschäftsführung ohne Auftrag bzw. Stell- 
vertretung ohne Vertretungsmacht), ungerechtiertigter Be- 
 reicherung, unerlaubter Handlung, zwischen Eigentümer und 
Besitzer, aus Familien- und Erbrecht sowie auch auf Grund 
von einseitigen Verfügungen (Schenkungen) unter Lebenden 
und von Todes wegen (Erbschaften, Vermächtnissen). Ins- 
besondere gehören hierher auch die Forderungen aus Ver- 
sicherungsverträgen — sofern sie vor oder in dem 
Kriege fällig geworden sind —, für welche die besonderen 
Bestimmungen der 88 8—24 der Anlage zu Art. 299-303 
des FV. zu beachten sind, sowie die aus der Ausstellung 
von Handelspapieren, wobei ausdrücklich betont ist, 


An 


dass das Recht des jeweiligen Inhabers und damit auch 
sämtliche Pflichten aus dem Papier (Wechsel, Scheck) mit 


‘den ‚verschiedenen Rechtsbehelfen auf das betreffende Aus- 


gleichsamt übergehen. Ebenso sind ausgleichsfähig und 
ausgleichspflichtig Ansprüche auf die während der Dauer 


des Krieges fällig gewordenen Zinsen, Dividenden, 


Gewinnanteile und die ausgelosten oder sonst rück- 
zahlbar gewordenen Grundbeträge von Handels 
papieren aller Art (Aktien, Shares, Kuxen, Anteilscheinen), 
gleichgültig, ob sie sich im Inlande oder im neutralen oder 
im feindlichen Gebiet in Verwahrung befinden. \Wohl 
zu unterscheiden von dieser Gruppe von Forderungen sind 
aber die Ansprüche auf Herausgabe von Wertpapieren 
selber, die in einem ehedem feindlichen Staate in Verwahrung 
liegen: solche Wertpapiere "sind den sachenrechtlichen Vor- 
schriften unterworfen und fallen in das oben erwähnte zweite 
Gebiet der Güter (Eigentum), Rechte und Interessen, zu deren 
Zwangsliquidation jede alliierte und assoziierte Macht nach 
dem .FV. berechtigt ist. “ 

Von den Mächten im Fernen Osten hat sich bisher allein 
Siam im Februar d. Js. dem Ausgleichsverfahren ange- 
schlossen; jedoch ist von der Errichtung eines siamesischen 
Prüfungs- und Ausgleichsamtes hier bisher nichts bekannt 
gewörden. Da Siam am 22. Juli 1917 in den Krieg ein- 
getreten war und den FV. am 10. Januar 1920 ratifiziert 
hat, fallen alle vor dem ersten Tage begründeten und bis zu 
dem zweitgenannten Datum fällig gewordenen Geldforde- 
rungen der gegenwärtig im Gebiet des Deutschen Reiches 
ansässigen Deutschen gegen die in Siam ansässigen 
Siamesen unter den staatlichen Ausgleich; auf beiden 
Seiten nehmen sowohl natürliche wie juristische Personen 
oder Handelsgesellschaften aller Art und auch ihre in- oder 
ausländischen Zweigstellen am Ausgleiche Teil. 

Für die vorlagepflichtigen Handelspapiere, namentlich 
also Wechsel, ist in Siam ein Gesetz erlassen worden, 
welches für die infolge des Krieges versäumte Vorlage und 
andere Handlungen eine Nachholungsfrist bis zum 11. Juli 
d. J: setzt. Da es unmöglich ist, bis zu diesem Tage dem 
noch gar nicht errichteten siamesischen Prüfungs- und Aus- 
gleichsamt gegenüber die erforderlichen Handlungen vor- 
zunehmen, kann den Gläubigern nur geraten werden, bei 
der Anmeldung ihrer Forderungen aus‘ solchen vorlage- 
pflichtigen Papieren zugleich auf das der Ausstellung zu- 
grurnde liegende Rechtsgeschäft (Kauf, Darlehn, Miete u. dgl.) 
zurückgreifen und sie nicht bloss auf das inzwischen viel- 
leicht bedeutungslos gewordene Papier zu Stützen. 

Japan gegenüber, welches die Teilnahme am Aus- 
gleichsverfahren ausdrücklich abgelehnt hat, .ist das vom FV. 
sowohl wie vom deutschen Ausführungsgesetz zum FV. vor- 
gesehene Verbot der unmittelbaren Regelung von Vorkriegs- 
verbindlichkeiten mit dem Ablaufe des 24. Februar 1920 
ausser Kraft getreten. Es steht daher jedem deutschen 
Gläubiger oder Schuldner völlig frei, sich mit seinem Ge- 
schäftstreund in Japan über die Regelung von Vorkriegs- 
schulden unmittelbar ins Benehmen zu setzen; die Aus- 
legung des FV. dahin, dass auch solche deutschen Geld- 
forderungen der allgemeinen Zurückbehaltung und 
Zwangseinziehung durch den gegnerischen Staat unterlägen, 
beruht auf einer Missdeutung, die im klaren Wortlaute des 
FV. keine Stütze finden kann. 
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China, welches den FV. bisher überhaupt noch nicht 
ratifiziert hat, nimmt daher einstweilen am Ausgleichs- 
verfahren nicht teil. Ihm gegenüber ist das Verbot der un- 
mittelbaren Schuldenregelung deshalb auch noch in Wirk- 
samkeit. 

Australien schliesslich nimmt auf britischer Seite 
am Ausgleichsverfahren teil, wobei als Zeitpunkt des Kriegs- 
ausbruchs mit Grossbritannien der 4. August 1914 und als 
der Tag der Beendigung des Krieges der 10. Januar 
1920 gilt. 

Die Teilnahme am Ausgleichsverfahren bringt sowohl 
für den deutschen Schuldner 'wie für den deutschen 


Gläubiger recht erhebliche Vorteile mit sich: der 


deutsche Schuldner braucht seine, selbst auf fremde Valuta 
lautende, Schuld dem Reichsausgleichsamt nur zum 
Voskriegskurse zu bezahlen, während das Reich 
dem Gläubiger seine Forderung, wenn sie auf eine aus- 
ländische Währung lautet, zum Tageskurse auszahlt, 
nachdem sie vom Schuldner anerkannt worden ist. 


Hegt ein deutscher Gläubiger noch irgendwelche Zweifel . 


hinsichtlich der Ausgleichsfähigkeit seiner Forderung, . so 
kann er sie deshalb doch, unbesorgt um .die im FV. ange- 
drohte Busse für Zuvielforderungen, beim RAA. anmelden, 
da dieses von Amts wegen eine sorgfältige Prüfung vor- 
nimmt und ihm im gegebenen Fall weitere Weisungen er- 
teilen wird. Zwar ist den Beteiligten jede Regelung 
ausgleichspflichtiger Verbindlicbkeiten sowohl vom FV. wie 


Politische Rundschau. 


o China. 


Abschaffung der fremden Postanstalten. Das chinesische 
Abgeordnetenhaus hat am 14. 6. eine Vorlage angenommen, die 
die Abschaffung der fremden Postanstalten vorsieht. 


Kurze Nachrichten. Der rumänische Kronprinz ist am 
17, 6. auf der Durchreise nach Japan in Schanghai eingetroffen. 

Der ehemalige französische Mmisterpräsident Painl&v&, der, 
nach Mektimgen aus englischer Quelle zum Ratgeber der chine- 
sischen Regierung in Eisenbahnfragen ernarfitt werden sol, ist 
am-22. 6. in Peking eingetrofien. 


Japan. 


Kämpfe in Korea. Einer Reuter meldung vom 12. 6. aus 
Tokio zufolge haben bewaffnete koreanische Banden in Stärke 
von 2000 Mann eine japanische Grenztruppe am Tumen an- 
gegriffen. Die Banden wurden, nachdem sechs Zusammen- 
stösse stattgefunden hatten, auf chinesisches Gebiet vertrieben. 
Die Japaner verloren 62, die Koreaner 42 Mann. 


Vermischte Nachrichten. 


Jubilare des Seminars für Orientalische Sprachen in Beriin. 
Am 12. Juli konnte der chinesische Lektor des Seminars für 
Orientalische Sprachen in Berlin, Hsueh-Schen, auf eine 
dreissigjährige Lehrtätigkeit zurückblicken. Herr Hsueh er- 
freut sich bei seinen vielen Schülern einer grossen Beliebtheit. 
Während des Weltkrieges hat er unentwegt und treu zu 
Deutschland gewalten und ist mit seiner betagten Gattin in 
Berlin geblieben. Die Dozenten und seine Schüler, ehemalige 
wie gegenwärtige, veranstalteten dem am Ende der sechziger 
stehenden Jubilar als Zeichen ihrer Verehrung eine kleine Feier, 
von der der Jubilar sichtlich gerührt war. Auch der Verband 
für den Pernen Osten hatte seine Glückwünsche und eine Dedi- 
kation übersandt. Möge es Herr Hsueh noch lange vergönnt 
sein, seiner Lehrtätigkeit nachzugehen. 

Geh. Reg.-Rat Professor Dr. O. Lange, der Leiter der 
japanischen Abteilung des Seminars und Senior der Japanologic 
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von der deutschen Gesetzgebung N jedoch steht 
ein rein informatorischer Schriftverkehr frei, und die 
deutschen Gläubiger können sich hierfür auch der Zustim- 
mung des RAA. versichern bzw. selbst seine Vermidung 
in Anspruch nehmen.* 


Das Interesse des Reiches gebietet es dringend, jeden 
einzelnen deutschen Auslandgläubiger zur Anmeldung seiner 
Forderungen bei dem Reichsausgleichsamt zu veranlassen, 
weil ein bei den monatlich erfolgenden zwischenstaatlichen 
Abrechnungen etwa sich ergebender Saldo zu Lasten d&s 
Reiches sofort und in Gold beglichen werden muss. Da 
jede Anmeldung vor Weitergabe amtlich genau überprüft 
wird, kann jede irgendwie zweifelhafte Geldforderung ohne 
Besorgnis vor der im Friedensvertrag angedrohten Busse 
für Zuvielforderung angemeldet werden. Die Frist zur An- 


meldung läuft bereits am 31. ds. Mts. ab. 


% 


* Da es unmöglich ist, im Rahmen eines kurzen Aufsatzes 
diesen so bedeutsamen wie schwierigen und umfangreichen 
Gegenstand auch nur einigermassen eingehend zu erörtern, wird 
auf die von Herrn Schwarzenberger herausgegebene, im Ver- 
lage von Carl Heymann, Berlin W.8, Mauerstrasse 43/44, 
erschienene, mit einer Einführung und zahlreichen Anmer- 
kungen versehene Textausgabe des Reichsaus- 
gleichsgesetzes verwiesen, welche auch die Ausfüh- 
rungsvorschriften sowie die grundlegenden Bestimmungen 


des Friedensvertrages mit Erläuterungen enthält. (Anmerkung 
der Schriftleitung.) 
In Deutschland vollendete sein 70. Lebensjahr. Prof. ‚Lange 


wirkt seit 1887, dem Begründungsjahr des Seminars. Wenn auch 
körperlich leidend, so befähigt ihn doch eine grosse geistige 
Frische immer noch, sich seinen umfangreichen Arbeiten mit 
voller Kraft zu widmen. Gross ist die Zahl seiner Schüler, die 
im Staatsdienst in Ostasien Verwendung gefunden haben, wie 
derjenigen, die sich anderen Berufen und dem Dienste der 
Wissenschaft gewidmet haben. 


| i  Ostasiatenecke. |! | 
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Einwanderung Deutscher nach China. Die chinesische 
Regierung gibt unterm 30. 4. folgendes bekannt: 
Vorläufiges Verfahren betreffend Einwande- 
rung Deutscherins (chinesische) Reichsgebiet. 

$ 1. Wenn Deutsche darum einkommen wollen, dass sie 
das Reichsgebiet betreten dürfen, so müssen sie ihren diesbe- 
züglichen Antrag unter Darlegung der Gründe an den im Aus- 
lande residierenden Gesandten oder Konsul richten und dessen 
Entscheidung abwarten. 

$ 2. Die im Auslande residierenden chinesischen Gesandten 
und Konsuln dürfen die Gesuche Deutscher, das Reichsgebiet 
betreten zu dürfen, genehmigen, wenn sie feststellen, dass die 
in $ 3 der Bestimmungen über die Behandlung der Untertanen 
vertragloser Staaten vorgesehenen Voraussetzungen nicht vor- 
liegen. Soweit aber die Gesuchsteller zu den früher Heim- 
gesandten (Repatriierten) gehören oder zu Zweifeln Anlass 
geben, ist zuvor die Stellungnahme des Waichiaopu und des 
Ministeriums des Innern drahtlich zu erbitten. 

Wenn die im Ausland residierenden chinesischen Gesandten 
und Konsuln obige Fälle von Genehmigung bearbeiten, müssen 
sie erforderlichenfalls die Stellung einer Bürgschaft verlangen. 

8&8 3. Wenn die im Auslande residierenden Gesandten oder 
Konsuln gemäss dem in $ 2 Absatz 1 Satz 2 festgesetzten Vor- 
behalte beim Waichiaopu und beim Ministerium des Innern 
drahtlich Stellungnahme erbitten, so müssen diese beiden 
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Ministerien gemeinschaftlich über die Erteilung einer be- 
sonderen Erlaubnis zum Betreten des Reichsgebietes beraten. 

Für die Prteilung der besonderen Erlaubnis ist von den 
Ministerien des Acussern und Innern eine Richtschnur fest- 
zusetzen. 

8 4. Die im Auslande residierenden chinesischen Gesandten 
oder Konsuln haben den deutschen Untertanen, denen sie die 
Genehmigung zur Einwanderung ins Reichsgebiet erteilen oder 
denen auf ihre Drahtmeldung hin nach gemeinschaftlicher Be- 
ratung zwischen dem Waichiaopu .und dem Ministerium des 
Innern durch diese Ministerien die besondere Erlaubnis zum 
Betreten des Reichsgebietes erteilt wird, Pässe zur Einwande- 
rung ins Reichsgebiet zu verabfolgen. 

($ 3 der Bestimmungen über die Behandlung der Unter- 
tanen vertragloser Staaten besagt: „Untertanen vertragloser 
Staaten, die liederlich, die mittellos sind oder von denen zu 
besorgen steht, dass sie für die innere Ruhe und Ordnung oder 
für die Gesundheit eine Quelle der Gefahr bilden könnten, darf 
der Eintritt ins Reichsgebiet verweigert werden.‘) 


Ein Stimmungsbild aus Schanghai. Aus Schanghai wird uns, 
Ende Mai, geschrieben: Wantchee buy Mangos? Bei wem 
bringen diese wenigen Worte nicht Erinnerungen zurück an die 
schönen Zeiten des Schanghaier Frühlings, wo man diese herr- 
liche Frucht genoss? Ich weiss nicht warum, aber der Frühling 
kommt mir dieses Jahr besonders schön vor. Sei es, dass wir 
so lange darauf haben warten müssen, denn der Frühling Ist 
dieses Jahr sehr spät gekommen. Auch haben wir seit Anfang 
Februar, seitdem die Herren aus der Kriegsgefangenschaft 
Japans hierher zurückgekommen sind, fast täglich Regen ge- 
habt. Es regnete wochenlang und schien gar nicht aufhören zu 
wollen. Darum begrüssen wir jetzt die herrlichen Frühlings- 
tage doppelt. Sie bringen uns auch die schönen Rosen, Korn- 
blumen usw., und was die Erdbeeren anbetrifft, so kommt es 
mir vor, als ob es dieses Jahr einen Ueberfluss daran gibt, Wer 
möchte nicht morgen, zu: Pfingstsonytag, mit in den Jessfield- 
Park? Aber, ich soll ja Neuigkeiten aus Schanghai berichten. 
Die Rennen sind vorüber und gab es wieder das übliche Raten 
und Spekulieren auf die Champions. Ein kaum bekannter Pony, 
Mr. Robsons Bydand, gewann das grosse Rennen und 
schlug alle die alten Bekannten. Nur Castle-wood konnte 
sich den dritten Platz sichern. Auffällig war allerdings, dass 
Ezra und Genossen ganz von dem Rennplatze verschwunden 
sind. Castle-wood war in anderen Besitz übergegangen. 
Trotz strömendem Regen wurden die Champions gelaufen und 
der glückliche Inhaber des ersten Loses, ein portugiesischer 
Clerk in Hongkong, zog $ 127000; auf den zweiten Preis fielen 
$ 80000 und auf den dritten Preis $ 36000. Man bedenke, was 
das für einen gewaltigen Umsatz bedeutet! Vor acht Jahren 
betrug der erste Preis kaum $ 40000. Ja, Schanghai hat Geld 
und gibt es auch aus. Auffallend ist der grosse Zuzug von 
Amerikanern, die in der Lage sind, das Geld trotz hohem Kurs, 
mit vollen Händen auszugeben. Neulich wurde ein wohlhabender 
Schanghaier Amerikaner als Zeuge vor Gericht vom amerikani- 
schen Richter gefragt, mit wieviel er glaubte, dass ein ver- 
heirateter Mann in Schanghai leben könnte, ohne in Schulden 
zu geraten? Die Antwort lautete, dass, wenn der Mann sich 
schr einschränken würde, er mit mex. $ 350 auskommen könnte. 
Vom Richter darauf befragt, wieviel er jeden Monat ver- 
brauchte, antwortete er: „Tis. 2500.—" Gleich am Sonntag 
nach dem Rennen kam ich am Rennplatz vorbei, da war es, als 
ob über Nacht, wie die Pilze, plötzlich alle die Mattenhäuschen 
aus der Erde gewachsen scien. Jedes kleine Plätzchen am 
Rennplatz ist vergeben für irgend eine sportliche Betätigung. 
Auch dasselbe Mattenhäuschen, was früher unter dem Namen 
„Deutscher Tennis-Klub Schanghai“ bekarmmt war, steht wieder 
an demselben Plätzchen, alles sieht aus wie früher, nur die 
dänische Flagge zeigt an, dass darin die Hauptveränderung 
stattgefunden hat. Mit jedem aus Triest kommenden Dampfer 
treffen jetzt Landsleute ein; man sieht heute viele bekannte 
Gesichter in den Strassen. „Menschenskind, wo kommen Sie 
her?" heisst es, und man freut sich des Wiedersehens. 


Pr. 


“ wenigen Boardinghäuser sind voll. 


- fluss fliesst, blüht und gedeiht täglich weiter. 
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Hier möchte ich ein kleines Mahnwörtchen beifügen. Es 
kommen nämlich jetzt über Triest Herren hier an, die ohne 
einen Cent in der Tasche landen und hoffen, dass ihre Lands- 
leute ihnen schon weiterhelfen werden. Die schönen Zeiten 
sind vorbei, wo die Grosskaufleute grosszügig helfen konnten. 
Heute muss jeder an sich selbst denken und muss sein Geschäft 
wieder aufbauen, was mit den grössten Hindernissen geschehen 
muss, denn noch hat China keinen Frieden gezeichnet, noch 
besteht das Handelsverbot mit Deutschland. Auch sind die 
Lebensmittelpreise, wie ja überall in der Welt, auch hier stark 
gestiegen. Ferner ist es ganz unmöglich, passende Büroräume 
zu finden. Schanghai ist bis oben hin voll, wer auch Geld hat 
und zahlen will, findet nichts. Die Häuserbesitzer machen sich 
diese Gelegenheit zunutze, indem sie ihre Mieten alle um 75 bis 
100 % heraufschrauben und dabei keine Schwierigkeiten haben, 
ihre Häuser los zu werden. Für drei Zimmer Büroräume in 
der Bankgegend Schanghais, werden heute Tis. 500 pro Monat 
bezahlt. Wenn Landsleute landen, ist immer die grosse Frage, 
wo Unterkunft‘ finden? Es ist nämlich sehr schwer, und die 
Leider sind die Deutschen 
über. ganz Schanghai zerstreut, wir haben noch keinen passen- 
den Zusammenkunftsort gefunden. Unter den Umständen ist 
-den Zusammenkunftsort gefunden. Unter diesen Umständen ist 
Benachrichtigungssystem haben wir noch nicht eingeführt. Es 
wird Zeit, dass wir eine deutsche Zeitung bekommen. Bisher 
war das Y. P. S. Hotel „das No. I. good smell-house“ während 
der Mittagszeit von Deutschen besucht, aber es kamen zu 
wenige hin. Jetzt ist abends bei Wingon ein Biertisch, der 
„Klub Germania“, wo aber mit Ausnahme einiger durstigen 
Kehlen und Bridgefreunden weiter nicht viel los ist. Eine Zeit- 
lang war das Tagesgespräch” der „Markkurs“. Die einzigste 
Stelle, wo man Mark kaufen konnte, war auf der Hclländischen 
Bank. Der höchste Kurs; den die Bank hier gab, war 110 Mark 
für den Tael. Wie froh waren wir noch im lahre 1917, wo wir 
für jeden Tael 4,17 Mark bekamen! Jetzt wiederum sind wir 
traurig, erstens, dass wir keine Taels mehr üyyig haben, um 
sie zu dem hohen Kurs in Mark umzuwandeln, und zweitens, 
weil dieser hohe Kurs uns sagt, wie entwertet das deutsche 
Geld ist, was doch auch das Leben unserer lieben Angehörigen 
in der Heimat so furchtbar verteuern muss. ‘Wie gesagt, 
Schanghai, das Schlaraffenland, wo Milch und Honig im Ueber- 
Wenn man die 
Robison Road hinaufgeht, da erstaunt man, zu sehen, dass 
eine grosse Baumwollspinnerei neben der anderen entsteht. 
Riesengebäude werden dort aufgeführt. 


Zum Schluss möchte ich noch mitteilen, dass die Tram- 
way Co. jetzt auch wieder „Season-tickets' an Deutsche aus- 
gibt. Im April noch weigerte sich die Gesellschaft, dieses zu 
tun. Da schrieb einer der mutigen deutschen Herren hier an 
den englischen Generalkonsul direkt und erhielt die Antwort, 
dass die Tramway Co. im Irrtum sei, da es kein Verbot mehr 
gäbe, wonach Deutsche keine „Seasons“ haben könnten. So 
kammt eins nach dem anderen, man muss nur Mut und Aus- 
dauer haben, aber auzlı das nötige Kleingeld, um durchzuhalten. 

W.R.C. 


Gabe der „Nore“-Passaglere an das Rote Kreuz. Auf: dem 
Dampfer „Nore“ erhielt eine Anzahl der „repatriierten‘‘ Deut- 
schen auf Bestellung in Singapore im März 1919 Zigarren, die 
sich als vollständig von Insckten aufgefressen erwiesen. Der 
Zahlmeister des Dampfers, durch dessen Hände die Bestellung 
gegangen war, hat von der Singaporer Firma den bezahlten 
Betrag zurückverlangt und erhalten. Auf Beschluss des da- 
maligen Vorstands der Passagiere und des Finanzausschusses 
ist der Betrag — M. 110860 — dem Zentralkomitee der 
Deutschen Vereine vom Roten Kreuz überwiesen worden. Der 
Landesdirektor der Provinz Brandenburg, von Winterfeldt, hat 
als Vorsitzender des Zentralkomitees jetzt dem Vorsitzenden 
des Finanzausschusses, Herrn C. Laurösch, über „diese hoch- 
herzige Spende‘ Quittung erteilt und gebeten, „allen, die dazu 
beigetragen haben, allerherzlichsten Dank zu übermitteln.“ 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Ein Krach in Schanghai. Nach einer Reuter meldung aus 
Schanghai vom 23. 6. ist unter den chinesischen „Piece good“- 
Händlern und Ausfuhrleuten Schanghais infolge des Fallens des 
Silbers eine Panik entstanden. Die chinesische Handelskammer 
hat zur Ueberwindung der Krisis zwei Vorschläge gemacht. 
Erstens, dass die Abnahme der schwimmenden Güter und der 
bereits angekommenen erst nach sechs Monaten erfolgen soll, 
und, zweitens, dass alle noch nicht ausgeführten Lieferungsver- 
träge annulliert werden. Die britische Handelskammer, der 
diese Vorschläge zur Beschlussfassung vorlagen, weigert sich, 
irgendeine Bewegung zu unterstützen, die die Unantastbarkeit 
eines geschriebenen Vertrags bedroht. Aus einer Meldung an 
die Morning Post geht hervor, dass sich die Krisis nicht 
allein auf die am Einfuhrhandel interessierten chinesischen 
Kreise beschränkt. Infolge grosser Spekulationen mit Spinnerei- 
aktien musste das Juni-„Settlement“* verschoben werden. Die 
Krisis soll besonders für zahlreiche der neu errichteten, 
amerikanischen Firmen verhängnisvoll sein. 

Neue Baumwollspinnereien. Alle Nachrichten aus China 
über Jie rasch vorwärtsschreitende Industrialisierung des 
Landes stimmen darin überein, dass der Ausbau der einheimi- 
schen Baumwollindustrie die grössten Fortschritte macht. In 
fast allen Bezirken, wo Baumwolle angebaut wird, sind neue 
Spinnereien entstanden oder sie befinden sich im Bau. Die 
Ver. Staaten sind der Hauptlieferant für die Spinnereieinrich- 
tungen, und zwar ist die Nachfrage aus China so gross, dass 
die amerikanische Industrie kaunı imstande ist, alle Bestellungen 
auszuführen. Die Anbaufläche für Baumwolle in China ist im 
vergangenen Jahr um 30 % vergrössert worden, die vorjährige 
Erzeugung betrug etwa 2 Mill. Ballen zu 150 engl. Pfund. Einem 
englischen Konsulatsbericht entnehmen wir, dass nach der 
letzten Zählung 1401566 Spindeln in Betrieb sind, neue Spin- 
nereien mit 250000 Spindeln befinden sich im Bau und weitere 
250 000 Spindeln sind bestellt. | 

Das untere Yangtsetal, dessen Schwemmland, sich vorzüg- 
lich zum Baumwollanbau eignet, scheint das Baumwollindustrie- 
Zentrum für China zu werden. Im vergangenen Jahr wurden 
dort fünf Spinnereien eröffnet, davon zwei in Wusieh und je 
eine in Schanghai, Wuhu und Kiukiang. Die Zahl der Spindeln 
beträgt zwischen 10000 und 15000. Die Spinnerei in Kiukiang 
arbeitet mit einem Kapital von $ 2 Mill. 

Auch in der Provinz Hunan, die ebenfalls die günstigsten 
Vorbedingungen zum Baumwollanbau besitzt, regt sich die 
Unternehmungslust. Chinesische Kapitalisten der Stadt Wei- 
hui-fu haben die Errichtung einer Baumwollspinnerei be- 
schlossen. Die Grundstücke sind bereits gekauft und die 
Maschinen in England bestellt worden, von wo sie im Herbst 
eintreffen werden. Aus Canton kommt aus englischer Quelle 
die Nachricht, dass dort eine grosse Spinnerei nach dem Vor- 
bild eines chinesischen Unternehmens in Haiphong errichtet 
werden soll. Hinter dem neuen Unternehmen stehen die 
72 Gilden Cantons, die gemeinsam mit einem Konsortium von 
Auslandschinesen das Kapital in Höhe von £ 5 Mill. aufbringen. 

Hebung der Seidenindustrie im unteren Yangtsetal. Wie der 
britische Konsul in Nanking berichtet, hat vor kurzem das 
Ackerbauministerium in Peking den Provinzialverwaltungen 
von Kiangsu und Tschekiang $ 100000 zur Hebung der Seiden- 
kultur bewilligt. Das Geld soll hauptsächlich die Bauern zur 
Zucht der Seidenraupe ermuntern. Die Seidenindustrie der 
Stadt Sung-kiang, die vor einigen Jahren ins Leben gerufen 
wurde, hat sich glänzend entwickelt; die Maulbeerpflanzungen 
vergrößern sich von Jahr zu Jahr. In diesem Jahr sind schon 
15000 Maulbeerbäume in der Provinz Tschekiang aufgekauft 
worden. Die Seidenindustriellen von Wusih haben in den letzten 
zwei Jahren grosse Ciewinne erzielt. In Sutschou ist eine neue 
Industrie, die Herstellung von Seidenspitzen, entstanden, in der 
tausend Arbeiter beschäftigt sind. Die Fabrikation von 
schwarzen Satinbrokaten hat eine grosse Entwicklung ge- 
tommen, es sind nicht weniger als 200 000 Arbeiter beschäftigt. 


Die Brokatmuster, die ursprünglich durch Handarbeit hergestellt 
wurden, werden jetzt auf maschinellem Wege eingewirkt. 


Eine internationale Ausstellung in Peking, 1921. Jüngst 
wurde aus China berichtet, dass für den August 1920 in Peking 
eine Industrieausstellung geplant sei. Jetzt wird von Japan 
Times and Mail gemeldet, dass die chinesische Regierung 
für das Jahr 1921 eine internationale Ausstellung in Peking plane. 
Für die Durchführung der Ausstellung, deren Kosten auf eine 
Million Yen veranschlagt werden, sei bereits ein Kommissar 
ernannt worden. 

Nähere Auskünfte erteilt das Ausstellungs- und Messeamt 
der deutschen Industrie, Berlin NW. 40, Hindersinstr. 2. 


Lieferungen für die Tientsin—Pukouer Bahtı. Der englische 
Konsul in Nanking berichtet, dass die Verwaltung der Tientsin— ° 
Pukouer Bahn im vergangenen Jahr 24 neue Maschinen ein- 
gestellt hat. Die Einrichtung einer Eisenbahnfähre zwischen 
Nanking und Pukou ist geplant, die Gesamtkosten werden auf 
$ 3,5 Mill: veranschlagt. 


Kautschukindustrie in Südchina. In den letzten zwei Jahren 
ist, wie World Salesman mitteilt, vom Kiungchou auf der 
Insel Hainan Kautschuk in bedeutenden Mengen nach Sinzapore 
und Honzkong verschifft worden. Er ist im Lande selbst er- 
zeugt. Die Bäume wachsen vorzüglich, und der Kautschuk kam 
in genügender Menge gewonnen werden. Schwierigkeiten sind 
allerdings in den hohen Transportkosten und in dem hohen 
Siiberkurs vorhanden, aber man hofft, diese Schwierigkeiten zu 
überwinden. Dies ist der erste Anfang einer eigenen Kautschıirk- 
industrie in China. Die Neuerung erregt grosses Interesse. Es 


“ist wahrscheinlich, dass in etwa zehn Jahren Kautschuk als ein 


wesentlicher Posten des chinesischen Ausfuhrhandels figurieren 
wird. 

Abschluss der Staatsbank. Der Reingewinn der chinesi- 
schen Staatsbank (Bank of China) für das Jahr 1919 beziffert sich 
auf $ 3,4 Mill, wovon 10% auf die Reserve überschrieben 
werden. 

Aktiengesellschaften. Die Shanghal Gas Co. hatte m 
Geschäftsjahr 1919 einen Reingewinn von Tls. 133,833 gegen 
189,306 im Vorjahr. Eine Dividende von Tis. 2 per Aktie wurde 
verteilt. 

Der Reingewinn von Hall & Holtz Ltd. betrug für das 
abgelaufene Geschäftsjahr nur $ 15,805. Eine Dividende kam 
nicht zur Verteilung. Der Geschäftsgang der Zweignieder- 
lassungen in Tientsin, Hankou und Kuling war gut. 

Die China Import & Export Lumber Co. schüt- 
tete eine Dividende von 8%, aus, ausserdem wurde auf jede 
Aktie ein Bonus von Tls. 25 gezahlt. 

Die Hongkong Electric Co. zahlt eine Dividende 
von $ 2,25 und ein Bonus von $ 0,75 für die Aktie, 


Japan. 


Zur Wirtschaftskrisis. Englischen Privatnachrichten aus 
Tokio zufotge, die der London and China Telegraph 
vom 21. 6. wiedergibt, bezeichnen die wirtschaftliche Lage noch 
als sehr verworren. Auf dem Markt für Baumwollgarn setzte 
im vergangenen Monat infolge des Silbersturzes eine starke De- 
pression ein. Auch auf dem Aktienmarkt dauern die unsicheren 
Verhältnisse an, besonders die Baumwoll- und’ Zuckeraktien sind 
stark gefallem Die Reispreise sind weiter zurückgegangen und 
haben Yen 27,5 erreicht; eine weitere Preissenkung wird er- 
wartet. Auf dem Geldmarkt herrscht ein ziemlich ruhiger Ton. 
Auf dem Zündholzmarkt hat eine newe Krisis eingesetzt, eine 
grosse Anzahl Fabriken mussten geschlossen werden. Im all- 
gemeinen stimmen die Nachrichten dahin überein, dass die 
Krisis allmählich überwunden wird. Dieser Ansicht gab auch 
der Präsident der japanischen Reichsbank in einer Unterredung 
mit dem Tokioer Vertreter der Times Ausdruck, indem er 
erklärte, dass kein Anlass zu Befürchtungen sei. 


Der koreanische Aussenhandel 1919. Nach einem Bericht 
-des britischen Generalkonsuls- in- Seoul betrug der Gesamtwert 
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der Einfuhr nach Korea £ 32,7 Mill. gegen 17,8 im Vorjahr. Der 
Wertzuwachs ist hauptsächlich auf die Preissteigerung der Ein- 
fuhrartikel zurückzuführen. Den Hauptanteil an der Einfuhr 
hatte Japan (21,5 Mill.), es folgteıı China mit 7,1, die Ver. Staaten 
mit 2,3, England mit 0,6, Niederl.-Indien mit: £ 0,3 Mill. Die 
Ausfuhr ist um 50 % gestiegen, sie betrug £ 25,6 Mill. Von der 
Ausfuhr gingen W) % nach Japan, an zweiter Stelle stand China 
mit 7 bis 8%. Koreanische Erzeugnisse wurden für knapp £ 2000 
nach England verschiftt. 


Ein neues Warenhaus. Nach einem englischen Konsulats- 
bericht aus Osaka ist dort eine neue Gesellschaft, die Naniwaya 
Co. Ltd. gegründet worden, die in Nakanoshima, dem Geschäfts- 
zentrum Osakas, eim grosses Warenhaus errichten will. Das 
Kapital des Unternehmens beträgt Yen 30 Mill. 


Bau einer Eihschlenenbahn. Nach BasternEngineering 
vom 24. 6. hat eine japanische Kapitalistengruppe in Tokio bei 
der Regierung die Erlaubnis zum Bau einer Einschienenbahn 
nachgesucht, die von Shimbashi über die Kanäle und den 
Sumida-Fluss bis Yoroibashi geführt werden soll; als Endpunkt 
ist Tabata vorgesehen. Jeder Wagen kann fünfzig Passagiere 
aufnehmen. Die Geschwindigkeit beträgt etwa 25 engl. Meilen 
die Stunde. Die Baukosten für die Meile werden auf etwa 
Yen 1,6 Mil. veranschlagt. Das Kapital des Unternehmens wird 
Yen 15 Mill. betragen. 


Kupfererzeugung und Kupierverbrauchh Die japanische 
Kupfererzeugung hat während des Krieges unter dem Ein- 
fluss der steigenden Preise stark zugenommen. Der Höhepunkt 
wurde nach Tetegraaf, 27. 6. 20, im Jahre 1918 mit 95 500 t 
erreicht. Da aber gegen das Ende des Krieges die Preise fielen, 
sarrk auch die Förderung; sie betrug 1919 nur noch 83000 t, 
oder 13500 t weniger als 1918. 
Kupfers in Japan beträchtlich sind, macht sich die Konkurrenz 
des Auslandes in Japan geltend. Nicht nur die Ausfuhr von 
Kupfer aus Japan nimmt ab, sondern auch die Kupfereinfuhr, be- 
sonders aus Amerika, steigt. So kommt es, dass der japanische 
Kupfermarkt überfüllt ist und man ein Herabgehen der Preise 
erwartet. Förderung, Ein- und Ausfuhr und Eigenverbrauch 
von Kupfer stellten sich in den letzten 5 Jahren wie folgt: 


Förderung Einfuhr Ausfuhr Verbrauch 
(in 1000 t) 
1919 . .. 80 27,6 19,1 65,6 
19318 .. 0.95 1,1 . 26,8 64,4 
1917 . . . 579 4,0 26,0 33,7 
1916 . . . 59,0 1,9 33,2 29,3 
1915 43,2 —_ 26,9 71,0 


Während also die Ausfuhr von 33 200 t in 1916 sich auf 19100 t 
in 1919 verminderte, stieg in denselben 4 Jahren die Einfuhr 
von 1900 t auf 27600. Emde 1919 wurde der Kupfervorrat 
Japans auf 28000 t mehr als das Jahr zuvor geschätzt. Der 
Eigenverbrauch Japans an Kupfer hat bis 1919 stark zu- 
genommen, aber in der zweiten Hälfte 1919 ist eine starke Ver- 
änderung darin eingetreten, sodass man ihn für das laufende 
Jahr bedeutend geringer schätzt. 


Die Steinkohlenerzeugung. Japan erzeugte im Jahre 1919 
an Steinkohlen 3,3 Mill. t. Die Einfuhr betrug 1,1 Mill. und die 
Ausfuhr 1,7 MiN. t. Verbraucht wurden nach Telegraaf 
vom 27. 6. &® für Dampfschiffe 3,4 Mill, für Eisenbahnen 
5,7 Mil, für die Industrie 15,5 Mill. und für. die Salzsiederei 
0,8 Mill. t. Für das laufende Jahr 1920 rechnet man auf eine 
10%ige Zunalune der Kohlenförderung, was aber für den steigen- 
den Bedarf Japans nicht genügend erscheint. 


Von der Aetznatron-Industrie. Die Aetznatron-Industrie 
gehört zu den Industriezweigen, die während des Krieges einen 
bedeutenden Aufschwung genommen haben, jetzt aber nach dem 
World Salesman motleidend geworden sind. Vor dem 
Kriege wurden in Japan jährlich 25 Mill. lbs. verbraucht. Da- 
von lieferte Japan selbst 12 Mill, und das übrige wurde em- 
geführt. Diese Einfuhr hörte im Kriege auf, England erliess 
sogar ein Ausfuhrverbot. Infolgedessen stiegen natürlich m 


Da die Förderımgskosten des“ 


Japan die Preise, und die Fabrikanten machten alle An- 
strengungen, um den Bedarf selbst zu decken, besonders als der 
Verbrauch m Japan selbst wuchs. Heutzutage werden in 
Japan 50 bis 60 Mill. Ibs. jährlich verbraucht, die Erzeugung be- 
trägt etwa 50 Mill. Aber. jetzt sind die Preise gefallen. Wäh- 
rend des Krieges erzielte man Yen 36 für 100 km (1 kn = 
600 g), nach dem Waffenstillstand fielen die Preise auf 
Yen 10 bis 11. Infolgedessen Hessen die Fabrikanten ihre Fabri- 
kafjon von 50 Mill. auf 30 Mill. sinken. Aber England und 
Amerika benutzten die Gelegenheit, um die Lücke anszufüllen. 
Die Engländer, die zu Hause Yen 12 per 100 Ibs. verlangen, ver- 
kaufen in Japan für Yen 10 bis 11. Die japanische Fabri- 
kanten rufen deshalb je länger ie mehr nach Staatshilfe: billiges 
Salz als Rohstoff, billige Frachten, Aufhebung von allerlei 
Steuern, Hilfe durch das staatliche Laboratorium, und vor allem 
erhöhten Schutzzoll! Der gegenwärtige Zoll für Aetznatron be- 
trägt 70 Yen auf 100 kin. Das erscheint den Japanern nicht ge- 
nügend, sie wünschen einen starken Zoll ad valorem. Bekannt- 
lich bewegen sich auch die Wünsche der Farbenfabrikanten in 
gleicher Richtung. Die Regierung hatte einen Entwurf vor- 
bereitet, aber die Auflösung des Parlaments kam dazwischen. 


Niederländisch-Indien. 


Wirtschaitliche Regsamkelt. Es ist auffallend, wie gross 
das Interesse ist, das englische und amerikanische Handels- 
und Industriekreise der wirtschaftlichen Entwicklung Nieder- 
ländisch-Indiens in letzter Zeit entgegenbringen. In der angel- 
sächsischen Fachpresse häufen sich Meldungen und Artikel über 
die guten Aussichten: in dem holländischen Kolonialbesitz:; die 
englischen und amerikanischen Handelssachverständigen weisen 
in den Berichten an ihre Regierungen auf die zunehmende Be- 
deutung Javas und Sumatras für eine wirtschaftliche Betätigung 
hin. Ende vorigen Monats ist in London die Gründung einer 
britischen Handelskammer für Niederländisch-Indien erfolgt, der 
alle an der Erschliessung Niederländisch-Indiens interessierten 
britischen Kreise angehören; die Handelskammer veröffentlicht 
eine Zeitschrift, die Netherlands Indies Review, die 
monatlich erscheint. Wie gross die Bedeutung ist, die ameri- 
kanische Kreise neuerdings Niederländisch-Indien beimessen, 
geht daraus hervor, dass die grosse amerikanische Import- und 
Exportfiirma Rogers, Brown & Co. eine Niederlassung in 
Soerabaya eröffnet hat. Die Herstellung eines direkten 
Dampferverkehrs zwischen Amerika und niederländisch- 
indischen Häfen wird zurzeit geplant. Zahlreiche Erzeugnisse 
Javas und Sumatras, wie Zucker, Tabak, Oel, Oelsaaten und 
Gummi tauchen in letzter Zeit auf dem amerikanischen Markt 
auf. Die Einfuhr von den Ver. Staaten besteht hauptsächlich 
aus Maschinen und Konserven. 

Neben den Engländern und Amerikanern sind es die Japaner, 
die im Begriff stehen, sich einen grösseren Anteil an der wirt- 
schaftlichen Erschliessung zu sichern. Vor kurzem haben japa- 
nische Kapitalisten, nach Eastern Engineering vom 


‚24. 6., die Zuckerfabrik von Krajan Rejo für fl. 45 Mill. auf- 


gekauft. Dasselbe Konsortium hat nun auch die Wiinschenk- 
Betriebe im Djokja-Bezirk für fl. 16,5 Mill. erworben. 

Inzwischen trifft die holländische Kolonialregierung weitere 
Massnahmen zur Erschliessung des Landes. Es handelt sich vor 
allem um den Ausbau des Verkehrswesens. Fine neue Staats- 
bahn ist von Siboga, der Hauptstadt der Residentur Tapanoeli 
(Sumatra) nach Padang Sidermpoean, eine Strecke von etwa 
100 km, geplant; die Bahn soll später siebzig km weiter nord- 
östlich nach Koto Pinang geführt werden, um sie an die Deli- 
Bahn anzuschliessen. Die Strecke erfordert den Bau von zwei 
Brücken in der Residentur Tapanoeli. Das Verkehrswesen auf 
Nordwest-Borneo soll ebenfalls ausgebaut werden; u. a. ist der 
Bau einer Dampfbahn von Pontinak nach Sambas vorgesehen. 

Die Industrialisierung des Kolonialgebiets macht ebenialls 
Fortschritte, besonders auf dem Gebiet der Eisenindustrie. Vor 
kurzem ist in Bandoeng die erste Fabrik zur Herstellung von 
Rohren und eisernen Behältern errichtet worden. Das Kapital 
des Unternehmens beträgt fl. 1 Mill. 
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Machtkämpfe in Ostasien. 
Von C. Fink. 
I. China. N 


Der Kampf der Tutschüns. 


Truppenzusammenstösse in Nord- 
china. Japans Shantungnote Chinas 
Antwort. »Anrufung des Völkerbundes. 
Vorstoss der Chihli-Partei. Die Räu- 
mung Hunans. Fortgesetzte Kabinetts 


krisis. „Fuanist der Mann!“ Chang- 
ı Tso-lin in Peking. Entlassung des 
„Kleinen Hsü“. Tuans Gegenzug. 


Monarchische Gerüchte Ausbruch der 
Feindseligkeiten. Japans Neutralität. 
Haltung der fremden Mächte Cranes 
Schmeicheleien. 


Im vorigen Bericht ist kurz auf den Ausbruch neuer 
Feindseligkeiten in verschiedenen Teilen des Chinesischen 
Reiches hingewiesen worden. Seitdem sind vierzehn Tage ins 
Land gegangen, und fast will es scheinen, als hätte „der grim- 
mige Krieg seine Stirn entrunzelt“. Zu ernsten Zusammen- 
stössen von Truppen ist es trotz des Aufgebots nicht unbe- 
deutender Machtmittel auf beiden Seiten bisher nicht gekom- 
men. Man hat den Eindruck, dass Vorsicht einmal wieder für 
den besseren Teil der Tapferkeit gehalten wird. Es sieht so 
aus, als trügen die feindlichen Generale Bedenken, ihre 
Streitkräfte wirklich in einem Entscheidungskampf einzusetzen, 
wobei vielleicht auch das Bewusstsein mitsprechen mag, dass 
kein unbedingter Verlass auf die Heerhaufen ist, an deren 
Spitze sie stehen. Die letzten Nachrichten besagen, in 
Pao-ting-fu würde verhandelt. 

_ Ziemlich deutlich aber lässt sich seit dem Eintreffen der 
letzten Post aus China, die Nachrichten bis zum 10. Juni um- 
fasst, ein Bild von den Ereignissen zeichnen, die zu den 
letzten Ereignissen geführt haben, und damit werden dann 
auch spärlich vorliegende Meldungen über-diese selbst etwas 
verständlicher. 

Das Verlangen Japans, China solle sich über die Shan- 
tungfrage mit der Tokioer Regierung unmittelbar ausein- 
andersetzen, war der Pekinger Regierung sehr ungelegen ge- 
kommen. Sie liess drei Monate verstreichen, ohne die 
Rpanische Note zu beantworten. Als dann Tokio am 


26. April an die noch immer fehlende Antwort erintierte, 
wurde die Frage, was geschehen solle, brennend. Aber der 
Ministerpräsident Chin-Yun-peng konnte sich nicht ent- 
schliessen, Farbe zu bekennen. Innerlich stand er wohl auf 
der Seite derer, die Japan gegenüber einen grundsätzlich ab- 
lehnenden Standpunkt einnehmen. Aber er wollte nicht ver- 


gessen, dass er seine Stellung nicht sowohl den’ Gegnern 


Japans verdankte, als vielmehr seinem alten Gönner 
Marschall Tuan-Chi-jui und dem Einfluss des japanfreund- 


lichen Anfuklubs, und er wollte sich ihnen gegenüber nicht 
undankbar erweisen. Er zog die Folgerung daraus und bat 


um seinen Abschied. 


Einstweilen übernahm der Marineminister Admiral Sah 
den Vorsitz im Kabinett, und dieser entschloss sich nach 
einigen Wochen (am 22. Mai), eine Note nach Tokio zu 
richten, in der ausgeführt wurde, angesichts der zeitweilig 
entrüstet japanfeindlichen Haltung des ganzen chinesischen 
Volkes und mit Rücksicht auf die zwischen Japan und China 
bestehende Freundschaft sei die Regierung nicht in der Lage, 
auf die Anfragen Japans eine Äntwort zu erteilen. China 
wünsche indessen dringend, den Zustand, wie er vor dem 
Krieg bestanden habe, in der Provinz Shantung wiederher- 
zustellen, wo die japanischen Truppen durch chinesische er- 
setzt werden müssten. Da diese Angelegenheit mit der Rück- 
gabe Tsingtaus nichts zu tun habe, rechne China bestimmt 
auf Erfüllung seines Wunsches durch Japan. Damit war die 
Sache bis auf weiteres erledigt, und auch in Tokio gab man 
sich zunächst mit diesem Bescheid zufrieden. Man hatte dort 
kaum etwas anderes erwartet. Möglicherweise wird man den 
Gesandten in Peking Obata, der im Grunde eine Niederlage 
erlitten hat, opfern. Dafür spricht, dass man einen Beamten 


im gleichen Rang, wie Obata, der China aus mehrjähriger. 


Tätigkeit als Legationssckretär in Peking kennt, den bis- 


herigen Gesandten in Bern Honda, mit einer Studienreise - 


durch Nord- und Südchina betraut hat, und gleichzeitig den 
für London bestimmten Botschafter Hayashi beauftragt hat, 
in Mukden mit dem Generalgouverneur Chang-Tso-lin Rück- 
sprache zu nehmen, während ein Flügeladjutant des Kaisers 
von Japan, Hauptmann Matsukitd, der einen Auftrag i 
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Sibirien auszuführen hatte, die Rückreise über Hankou macht. 
Der Gesandte Obata, hieß es in der Presse plötzlich, leide an 
Schlaflosigkeit und sei erholungsbedürftig. Gerüchte, die von 
seiner bevorstehenden Abberufung sprachen, sind inzwischen 
freilich zunächst widerrufen. Einstweilen aber ist man in 
japanischen Kreisen recht rührig geworden. Japan dehnt 
seinen Einfluss in Shantung aus. Es werden neue Tele 
graphen- und Telephonämter eingerichtet und die Zahl der 
japanischen Beamten vermehrt. Die schutzbedüritigen In- 
teressen Japans werden zusehends umfangreicher. 

Inzwischen hat Peking seinen Beitritt zum Völkerbund 
erklärt, und zwar auf Grund des Friedensvertrages mit 
Oesterreich, den es vor allem wohl zu diesem Zweck unter- 
zeichnet hat, nachdem es den Beitritt zum Friedensvertrag 
mit Deutschland abgelehnt hat. Damit ist für China die Mög- 
lichkeit gewonnen, die Shantungfrage seinerseits dem Völker- 
bund zu unterbreiten. Was damit erreicht werden kann, ist 
allerdings nicht zu ersehen. Ein Leitartikel der „Peking and 
Tientsin Times‘ weist darauf hin, für den Völkerbund sei 
doch die eigentliche Grundlage der Versailler Friedensver- 
trag, und schwerlich würde der Völkerbund ein Jota von 
diesem ändern, womit natürlich nur Japans Stellung gestärkt 
sei, während China sich durch seine Weigerung, mit Japan 
zu verhandeln, in eine recht unglückliche Lage gebracht habe. 

Aber eine andere Folge ist durch den Zwischenfall mit 
der japanischen Note ausgelöst, und diese mag von weit- 
tragendster Bedeutung für die Zukunft Chinas werden. 

Die Tutschüns, die zur sogenannten Chihli-Partei ge- 
hören und die ihnen ergebenen Yangtse-Tutschüns glaubten, 
mit dem Rücktritt des Ministerpräsidenten Chin-Yun-peng sei 


die Zeit gekommen, den Einfluss der Anfupartei ganz auszu- 


schalten. Sie beschlossen, gründliche Arbeit zu machen, diese 
aber mit grosser Umsicht vorzubereiten. Zu diesem Zweck 
wurde zunächst eine ganze Reihe von Truppenverschiebun- 
gen im Reich vorgenommen. 


dungen, war in der zweiten Aprilhälfte und den ganzen Mai 
über von Kämpfen widerstreitender Truppenabteilungen die 
Rede. Bald kamen Meldungen über Zusammenstösse aus 
Szechuan, bald aus Shansi, bald wieder aus Yünnan und 
Hunan. Im wesentlichen handelte es sich aber, wie sich jetzt 
herausstellt, nur um Truppenverschiebungen, die in Vor- 
bereitung ihres später beabsichtigten Einsetzens an anderer 
Stelle angeordnet worden sind. 

Am deutlichsten zeigt sich dieser Vorgang in Hunan. 
Dort hatte der Tutschün General Wu-Pei-fu leidliche Ruhe 
gehalten. Der Tutschün von Chihli, Tsao-Kun, einer der 
Hauptrufer im Streit mit dem Anfuklub, aber brauchte seines 
politischen Freundes Wu Truppen zur Verstärkung der 
Chihli-Partei im Norden, um sich im gegebenen Augenblick 
gegen den Anfuklub durchzusetzen. Er erwirkte einen Befehl 
vom Kriegministerium, Wu solle nach Chihli zurückkehren. 
Als Wu-Pei-fu sich anschickte, nach Norden abzuzichen, 
liessen ihn die Führer der Südtruppen, die zur Partei Lu- 
Yung-tings und Tsen-Chun-hsuans gehörten und mit denen 
er schon längst freund-nachbarliche Verbindungen an der 
Südgrenze Hunans unterhielt (wie ja auch Fäden von Lu 
und Tsen zur Chihli-Partei im Norden führten), wissen, sie 
würden sich eines Vorstosses nach Norden enthalten, wenn 
alles beim alten blicbe, wenn Wus Nachfolger nicht weiter 
nach Süden vorrücken werde, ihnen aber vor allem der für 
ihre Soldaten nötige Reis wie bisher aus Hunan geliefert 
würde. Als dann gegen ihr Erwarten zum Nachfolger Wu- 
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| In der Presse Chinas, ein- 
schliesslich der englischen Blätter und den Reuterschen Mel- 
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Pei-fus ein Anfumann ernannt wurde, General Chang-Chin- 


'yao, der Beziehungen nach Yünnanfu hatte, hielten sie sich 


an ihr Wort nicht weiter gebunden. Für die verworrene 
Lage ist es, ebenbei bemerkt, bezeichnend, dass Chang den 
Truppen Wus zum Transport nach Norden . Karren und 
Boote erst zur Verfügung stellte, nachdem Wu sich verpflich- 
tet hatte, Sorge zu tragen, dass seine Soldaten sich unterwegs 
aller Plünderungen enthielten. 

Lu-Yung-ting aber liess gegen das von seinen Offizieren 
mit Wu getroffene Abkommen kurzerhand seinen General 
Tan-Yen-kai in Hunan einmarschieren und diese Provinz be- 
setzen. Aber auch dabei ist es, obwohl die Sache an sich 
ernst gemeint war, nur zu ganz unerheblichen Kämpfen ge- 
kommen. Präsident Hsü richtete wiederholt die Bitte an G®&- 
neral Lu-Yung-ting, er möge dafür sorgen, dass kein un- 
nötiges Blut vergossen, der Hunaner Zwischenfall vielmehr 
möglichst schnell auf gütlickem Wege beigelegt würde. 
Woraus sich übrigens wieder einmal ergibt, wie stark die 
Beziehungen zwischen der Chihli-Partei, zu der auch Präsi- 
dent Hsü neigt, und Lu-Yung-ting schon längst sind! 

Als Wu-Pei-fu sich Mitte Juni ganz aus Hunan losgelöst 
hatte und mit seinen Truppen durch Hupeh und Honan 
nach Chihli gekommen war, glaubte die Chihli-Partei, jetzt 
sei ihre Stunde gekommen. In allen den Wochen, die seit der 
Beurlaubung des Ministerpräsidenten Chin-Yun-peng ver- 
gangen waren, hatten Verhandlungen wegen seiner Nach- 
folgeschaft stattgefunden. Admiral Sah lehnte entschieden 
ab. Des Präsidenten Hsü Freund Chou-Shu-mou nahm den 
Auftrag der Kabinettsbildung zwar an, kam aber wochenlang 
nicht aus der Stelle. Chin Yun-peng wurde unter diesen Um- 
ständen von der Chihli-Partei und der ECantoner Regierung, 
d. h. Lu-Yung-ting und Tsen-Chun-hsuan, immer wieder ge- 
drängt, an der Spitze der Regierung zu bleiben; man wollte 
ihm unbedingt freie Hand geben, man wollte Frieden 
schliessen, Canton und verschiedene Yangtseprovinzen woll- 
ten ihm Geld geben, bis er mit dem internationalen Kon- 
sortium eine neue Anleihe abschliessen könnte. Aber Chin 
glaubte, sich gegen den Anfuklub nicht durchsetzen zu dürfen 
und zu können. Der „Peking Leader“ schrieb am 12. Mai: 
„Chin hat den Augiasstall nicht, wie er wollte, reinigen 
können; der Anfugeist ist unentfernbar!“ Und wie eine 
Bombe wirkte ein Artikel des japanischen ‚North-China 
Standard‘ am 26. Mai: „Tuan ist der Mann, der allein in der 
Atmosphäre der Eifersucht und der Umtriebe in dem finan- 
ziell völlig erschöpften Land, das noch nicht einmal in den 
Völkerbund aufgenommen ist, Rettung bringen kann; er ist 
der einzige starke Mann; er ist Anfumann, ist das Haupt der 
Peyang-Partei, er hat sich mit Sun-Yat-sen, Wu-Ting-fang, 
Tang-Shao-yi und Tang-Chi-yao ausgesöhnt.“ Aber Tuan 
zeigte zunächst wenig Neigung, dem Ruf seiner japanischen 
Freunde zu folgen. Er moclıte besorgen, beim Parlament die 
nötige Stimmenmehrheit nicht zu finden, die er brauchte, um 
als Ministerpräsident bestätigt zu werden, da in den letzten 
Monaten eine grössere Anzahl von Mitgliedern (man spricht 
von 130) aus dem Anfuklub ausgeschieden und damit das 
Stimmenverhältnis im Parlament zunächst unübersichtlich ge- 
worden war. Leute, die Tuan kennen und ihn fortgesetzt 
beobachten, wollen bemerkt haben, Tuan sei letzthin alt ge- 
worden; ihm fehle die frühere Tatkraft, er komme schwer zu 
grossen Entschlüssen. Das mag sein anfängliches Zögern 
erklären. Jedenfalls hat die Chihli-Partei die dadurch ent- 
standene Lage nachdrücklich ausgenutzt. Freilich keiner ihrer 


Führer wollte das Wagnis übernehmen, sich offen an die 
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Spitze einer Bewegung zu stellen, deren Ausgang sich noch 
nicht.klar übersehen liess. Man griff immer wieder auf Chou- 
Shu-mou zurück, obwohl dieser keineswegs der Aufgabe ge- 
wachsen war und deshalb zunächst auch niemanden finden 
konnte, der als Minister mit ihm ins Regierungsboot zu 
steigen Lust verspürt hätte. 

In dieser Lage griffen endlich in den ersten Junitagen 
die starken Männer des sogenannten Tutschünbundes ein. 
Der Generalgouverneur der Mandschurei, Chang-Tso-lin, er- 
schien mit Tsao-Kun in Peking und veranlasste den Präsi- 
denten Hsü, ein Machtwort zu sprechen, Chou-Shu-mou zu 
befehlen, sofort ein Kabinett zu bilden, ganz gleichgültig, 
wer dazu genommen würde. Damit waren die Würfel ge- 
fallen. Es war nun klar, dass Chou nur ein Strohmann war, 
dass es sich um einen Machtkampf zwischen Tsang-Tso-lin 
und Tuan-Chi-jui handelte. Vorübergehend traten in der 
nächsten Zeit die Gegensätze anderer Männer mehr in den 
Vordergrund, will man aber die Dinge richtig verstehen, 
wird man an dem Ringen der beiden Genannten um die 
Macht als dem Wesentlichen festhalten müssen. 

Der nächste Sehachzug „ Chang-Tso-lins richtete sich 
gegen eine Persönliehkeit, die ihm- schon lange unbequem 
geworden war: den General Hsü-Shu-cheng, den früheren 
Chef des Generalstabes, der neuerdings als’der Reorganisator 
der Mongolei eine hervorragende Rolle zu spielen begonnen 
hat, da er es versteht, sich durch Aufstellung einer eigenen 
Truppe dort die nötigen Machtmittel zu schaffen. Der 
„Kleine Hsü“, wie er im Gegensatz zum Präsidenten Hsü- 
Shi-chang, dem „Grossen Hsü“, genannt wird, sitzt, wenn er 
nicht in Urga ist, in Kalgan, von wo er mit einem Auge 
seinen mongolischen Amtsbezirk überwacht, während das 
andere auf Peking gerichtet ist. Ihn zu stürzen, wurde die 
Aufgabe der beiden nach Chang-Tso-lin mächtigsten Männer 
im Tutschünbund: des Tutschüns von Chihli Tsao-Kun und 
des bisherigen Tutschüns von Hunan Wu-Pei-fu. Sie mussten, 
zweifellos im Auftrag Chang-Tso-lins, der dieses Mal selbst 
schlauerweise im Hintergrund blieb, den Präsidenten Hsü 
bestimmen, den „Kleinen Hsü“ abzusetzen. Der „Kleine Hsü“ 
erklärte indessen, er erkenne das Absetzungsdekret nicht an, 
er bliebe auf seinem Posten. Zur 

Nun erschien plötzlich Marschall Tuan-Chi-jui, der sich 
eine Zeit lang aus Peking zurückgezogen hatte, in der Haupt- 
stadt, machte dem Präsidenten schwere Vorwürfe wegen 
seiner Massnahmen gegen den „Kleinen Hsü“, überzeugte 
ihn, dass er sein Ohr falschen Ratgebern geliehen habe, und 
bestimmte ihn schliesslich, zur Strafe diese Ratgeber ihrer 
Aemter zu entsetzen. Der eigentliche Anstifter Chang-Tso-lin 
scheint bei dieser Gelegenheit nicht genannt worden zu sein. 
Der zweite Bannstrahl des „Grossen Hsü“ traf nun Tsao- 
Kun und Wu-Pei-fu. Aber auch sie erklärten, das Absetzungs- 
dekret nicht anzuerkennen, vielmehr auf ihrem Posten be- 
harren zu wollen. 

Das wurde der Anlass zur Aufnahme offener Feind- 
seligkeiten. Tsao-Kun rückte von Tientsin aus gegen Peking 
vor, Wu-Pei-fu führte seine Streitkräfte von Süden gegen die 
Hauptstadt. Diese wird von den Anfuleuten gehalten, die 
damit den Präsidenten Hsü in ihre Hand bekommen haben 
und ihn tatsächlich als Gefangenen festhalten. Chang-Tso-lin 
hatte noch im letzten Augenblick Peking verlassen und war 
nach Mukden zurückgegangen. In der Mandschurei verfügt 
Chang über angeblich 100000 Mann Mit diesen konnte er 
natürlich ohne weiteres den Ausschlag geben; fraglich war 
nur, wie weit ihm die Japaner frei Hand lassen würden, die 
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enge Beziehungen zu Marschall Tuan-Chi-jui unterhielten 
und den.Anfuklub bisher unterstützt hatten. Es ist nicht aus- 
geschlossen, dass die Japaner inzwischen es aber für klug 
erachtet haben, ihre Politik anders einzustellen. In den letzten 
Wochen sind ausser dem Botschafter Hayashi auch der japa- 
nische Vizekriegsminister Generalleutnant Yamanashi und der 
Chef der japanischen Gendarmerie Generalleutnant Ichimitsu 
in Mukden gewesen und haben mit den dortigen Behörden 
verhandelt. Was sich dort abgespielt hat, ist im einzelnen 
nicht zu übersehen. Dagegen ist bekannt geworden, dass 
Japan seine unbedingte Neutralität den inneren Kämpfen 
Chinas gegenüber erklärt hat. An sich ist dieser durchaus 
korrekte Schritt eigentlich selbstverständlich. Aber aus allen 
vorliegenden Pressenachrichten ergibt sich, dass er einiger- 
massen überraschend gekommen ist. Die weitere Entwick- 
lung der Dinge wird zeigen, ob darauf zurückzuführen ist, 
dass die Anfupartei eine auffallende Unlust zeigt, das gezo- 
gene Schwert wirklich zu brauchen, und sich, angeblich 
unter sehr weitgehenden Zugeständnissen — eine Meldung 
spricht sogar von Bedingungen, die einer Kapitulation gleich- 
kämen — zu Verhandlungen mit der Chihli-Partei bereit er- 
klärt hat, die zurzeit, wie schon erwähnt, in Pao-ting-fu 
stattfinden. 7 

Der Vollständigkeit wegen muss hier eines bisher frazi- 
lich nicht bestätigten Gerüchtes gedacht werden. Ueber 
Paris kam dieser Tage die Meldung, hinter den Macht- 
kämpfen in China versteckten sich monarchische Bestrebun- 
gen. Dass der monarchische Gedanke in China zahlreiche 
Anhänger hat, ist zweifellos. Wer, falls die Pariser Be- 
hauptung den Tatsachen entspricht, als die Träger der Kaiser- 
bewegung anzusprechen wären (wobei übrigens keineswegs 
unbedingt an die Rückkehr der Tsingdynastie gedacht wer- 
den muss), ergibt sich aus den Verhältnissen ohne weiteres. 
Tuan-Chi-jui ist schon zweimal der Retter der Republik ge- 
wesen, einmal als. Yüan-Shi-kai sich die Kaiserkrone aufs 
Haupt setzen wollte, das andere Mal, als General Chang- 
Hsün 1917 seinen Staatsstreich unternahm, und seine 
Freunde im Süden, die Sun-Yat-sen, Tang-Shao-yi‘ und 
Wu-Ting-fang, sind die eigentlichen Führer der re 
publikanischen Partei. Dagegen haben Kenner der 
Verhältnisse an der Waschechtheit des Republikanismus der _ 
anderen Machthaber im Süden, vor allem General Lu-Yung- 
tings, stets gezweifelt; sein alter Freund, General .Chang- 
Hsün ist wohl der überzeugteste und opferwilligste aller 
Monarchisten in China und unter den Generalen der Chihli- 
Partei findet sich mehr als einer, der der Republik lieber heute 
als morgen ein Ende machen würde, und der es noch heute 
bedauert, dass seinerzeit Yuan-Shi-kai seine ehrgeizigen Pläne 
nicht hat durchführen können. Diese Erwägungen sind, bis 
nicht eine Bestätigung der monarchischen Bewegung über- 
haupt vorliegt, natürlich rein theoretischer Art. Indessen 
darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass grosse Aus- 
einandersetzungen in einem Staatswesen oft auch Aende- 
rungen in der Form der Staatsverfassung herbeigeführt haben. 
China hat aber heute noch immer keine allgemein anerkannte | 
Verfassung. Das alte Parlament, das in den letzten Jahren 
in Canton gesessen hat, kürzlich in Shanghai versammelt 
war und sich dann nach dem sichern Yün-nan-fu zurück- 
ziehen wollte, arbeitet nun schon volle sieben Jahre an einer 
Verfassung, ohne aus der Stelle zu kommen. 

Entscheidende Kämpfe haben zwischen den feindlichen 
Gruppen bisher anscheinend nicht stattgefunden. Vorposten 
haben aufeinander gefeuert; hier und_da ist auch wohl ein 
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unbedeutendes Gefecht zu verzeichnen gewesen, und ein paar 
Verwundete sind in Peking eingeliefert. Man gewinnt un- 
willkürlich den Eindruck, als seien die von der ausländischen 
Presse über den Bürgerkrieg in China verbreiteten Mel- 
dungen absichtlich übertrieben, um ein etwaiges Eingreifen 
der zurzeit vornehmlich in China interessierten Mächte zu 
entschuldigen, das sich viel weniger als nötig erweisen 
dürfte, um wieder Ruhe und Ordnung im Land herzustellen, 
als vielmehr als ein Vorwand zur Ausübung einer erheblich 
strengeren Kontrolle über die Finanzverwaltung Chinas, die 
den Mächten starke Kopfschmerzen verursacht, seit sich eine 
so auffallende Abneigung der Chinesen zeigt, sich in die 
Hände des neuen internationalen Bankkonsortiums zu be- 
geben, das China „sanieren“ will. : 

“Freilich von einer tatsächlichen Anleihe an China ist es 
neuerdings in den Kreisen.der fremden Mächte auffallend 
still geworden. Es ist immer fräglicher, wer das Geld geben 
soll. London braucht sein Gold für andere als die chinesischen 
Zwecke notwendiger, Paris hat nichts, und Japan zeigt nach 
wie vor wenig Lust, seine Extratouren aufzugeben (es hat 
um den ersten Juni herum wieder fünf Millionen Yen für die 
Mongolei zur Verfügung gestellt); da bleibt nur Amerika 
übrig. | 
Wie sehr die anderen Mächte mit Amerika als dem 
zukünftigen Geldgeber Chinas rechnen, der — wenigstens vor 
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der Hand — auch die auf sie entfallenden Teile zu überneh- 
men hat, das zeigt sich in der Art, wie ihre Presse sich zu 
dem neuen amerikanischen Gesandten in Peking, Charles 
R. Crane, stellt. Dass die amerikanische Presse ihm schon 
Vorschusslorbeeren darbringt und ihn als den kommenden 
grossen Mann feiert, ist, wenn auch nicht berechtigt, so doch 
erklärlich. Sehr auffallend ist dagegen, dass auch die japa- 
nische Presse dem neuen Herren Rosen streut, und dass die 
englische, der die Cranesche Art zum mindesten sehr un- 
bequem ist, kein Wort der Missbilligung findet. Den Chinesen 
hat sich Crane bei seinem Eintritt in Peking mit recht 
plumpen Mitteln empfohlen: „Versailles war für euch ein 
viel wertvollerer Erfolg als es ein rein politischer Sieg je 
hätte, sein können. Die Welt hat dank euren vortrefflichen 
Vertretern erfahren, von was für hohen Idealen ihr euch 
leiten lasst. Ihr habt einen moralischen Sieg sondersgleichen 
errungen, die ganze Welt erkennt das an.“ Mit solchen 
Schmeichelworten hat Crane versucht, die schwierige Lage 
zu überbrücken, in die die Haltung seines wortbrüchigen 
Herrn und Gebieters Wilson in Versailles die Chinesen ge 
bracht hat — die Lage, die der unmittelbare Anlaß zu den 
Ereignissen geworden ist, die den Machtkampf zwischen 
nel und Tuan-Chui-jui zum Ausbruch gebracht 
aben. 
Abgeschlossen, den 23. Juli 1920. 


II. Japan. 


Das englisch-japanische Bündnis. 

Die Meldung der Tagespresse, das englisch-japanische 
Bündnis sei auf ein Jahr erneuert, entspricht den Tatsachen 
nicht. Japan und England verhandeln noch über eine 
etwaige Erneuerung. Die Entscheidung, ob man sich über 
eine solche einigen wird, dürfte erst gegen Ende des Jahres 
fällen. Das zurzeit bestehende Bündnis wurde im Juli 1911 auf 


zehn Jahre geschlossen, läuft also noch bis zum Juli 1921. 


Eine Kündigung hatte ein Jahr vor dem Ablauf zu erfolgen. 
Ob eine solche in aller Form ausgesprochen worden ist, ist 
nirgendwo gemeldet. Mit- der Möglichkeit, das Biindnis zu 
erneuern, wird auf beiden Seiten zwar gerechnet. Japan 
wie England aber sind sich darüber einig, dass an eine cin- 
fache Erneuerung in der bisherigen Form nicht gedacht 
werden kann. Das geht auch aus einer gemeinsamen an den 
\V’ölkerbund gerichteten Mitteilung Lord Curzons und Baron 
Chindas hervor, der Geist des Bündnisses stände im Ein- 
klang mit dem Völkerbund, in der Form würde der Vertrag 
cen Bestimmungen des \Wölkerbundes angepasst werden. 
Diese Erklärung trifft schwerlich den Kern der Sache. japan 
und England sind sich über den Inhalt eines etwaigen neuen 
Vertrages noch so wenig einig, dass von dem Geist, der in 
dem neuen Vertrag seinen Ausdruck finden soll, noch gar 
nicht die Rede sein kann. - 

Die Vereinigten britischen Handelskammern in China 
haben erst vor wenigen Tagen der englischen Gesandtschaft 
in Peking mitgeteilt, dass sie gegen jeden neuen Vertrag 
Verwahrung einlegen würden, wenn die japanische Regie- 
rung nicht vorher der britischen klar und unzweideutig er- 
lläre, dass sie die Mandschurei und ihre Eisenbahnen sowie 
Tsingtau und die Bahnen in der Provinz Schantung an 
China zurückzugeben gewillt sei, da durch die heutigen Zu- 
stände der britische IlHandel ausserordentlich schwer ge- 
schädigt würde. Ganz ähnlich hat sich vor kurzem die eng- 
lische China Association in Shanghai ausgesprochen, und 
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auch unter der britischen Kaufmannschaft in Japan herrscht 
dieselbe Auffassung. 

Zunächst hatte Japan gegen die schon seit vielen 
Monaten von englischer Seite betriebene Stimmungsmache 
gegen den Vertrag, in der am nachdrücklichsten wohl der 
alte Chinakenner J. ©. P. Bland in der „Times“ und Wooc- 
head in der „Peking and Tientsin Times“ das Wort geführt 
haben, sehr wenig getan. Am 5. Juni aber ergriff Graf 
Okuma zu der Frage der Erneuerung in viel beachteter Weise 
das Wort, und zwar in einem Interview mit einem Vertreter 
der in Tokio erscheinenden amerikanischen „Japan Adver- 
tiser“. Er erklärte, Japan verlange keine ausschliesslichen 
Vorrechte, wolle sich aber von niemandem in Ostasien aus 
schalten lassen. England und Japan hätten schliesslich die- 
selben Interessen in der Welt; ob Amerika Teilhaber an dem 
Bündnis werden könne, sei angesichts seiner Monroedoktrin 
fraglich, an sich würde Japan die Vereinigten Staaten als 
Dritten im Bund begrüssen. Graf Okuma legte dann in sehr 
sachlicher Weise dar, dass England nach wie vor den Schutz 
Japans für Indien nötig brauche, wie früher gegen das impe- 
rialistische, so heute gegen das bolschewistische Russland. 
Damit hat er den wunden Punkt Englands berührt und den 
britischen Gegnern des Vertrags zum mindesten Stoff zum 
Nachdenken geliefert. Am selben Tag erschien in der 
„Osaka Asahi“ ein Aufsatz über das „einseitige“ Bündnis, 
auf das Japan sich Amerika gegenüber nicht zu stützen VeT- 
möge und das deshalb ausschliesslich England Vorteil 
bringe; Japan habe gar keinen Anlass, England um eine 
Erneuerung des Bündnisses zu bitten. Auch die „Yomiuri 
schrieb am 8. Juni, eine Erneuerung des englisch-japanischen 
Bündnisses habe für Japan wenig Wert, es sei denn, 
Amcrika trete ihm bei. 

Laute Stimmen des Protestes gegen das Bündnis kamen 
inzwischen von dritter Seite, die nicht subjektiv, sondern ob 
jektiv daran interessiert ist: vom China. Schwerlich werden 
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England und Japan darüber einfach zur Tagesordnung 
übergehen können. In aller Form hat der chinesische 
Minister des Aeussern am 4. Juni ausgesprochen, das chine- 
sische Volk sei tief dadurch verletzt, dass schon in den Ver- 
trägen von 1905 und 1911 von China die Rede gewesen sei, 
ohne dass China selbst befragt worden sei; der chinesische 
Gesandte in London sei angewiesen worden, der englischen 
Regierung mitzuteilen, die Behandlung Chinas einfach als 
ein Länderbegriff in derartigen Verträgen würde nicht 
länger geduldet werden; sie würde als eine unfreundliche 
Handlung aufgefasst werden. Die englische Regierung hat 
sich demgegenüber zwar in einer vorläufig mündlichen Er- 
örterung völlig freie Hand vorbehalten; .es bleibt indessen 
abzuwarten, wie die schriftliche Antwort auf die chinesische 
Note ausfallen wird, zumal Peking inzwischen erklärt hat, 
dass nach Eingang der englischen Erwiderung Japan in 
ähnlicher Weise angegangen werden solle. 
ist in die Frage der Erneuerung des Bündnisses eine neue 
Verwickelung getragen worden. Andererseits darf natür- 
lich nicht ausser acht gelassen werden, dass sich England 
und Japan grundsätzlich darüber einig sind, dass die fort- 
gesetzten Unruhen in China und die Ohnmacht der Pekinger 
Regierung diesen gegenüber als eine ernste Bedrohung des 
Friedens Ostasiens anzusehen sind und dass ein Zweck des 
bisherigen Bündnisvertrages die Aufrechterhaltung des 
Friedens im fernen Osten gewesen ist. 

Welchen Standpunkt die Londoner Regierung im ein- 
zeinen der Erneuerung des Bündnisses gegenüber einnimmt, 
ist bisher nicht bekannt geworden. Für London kommen, 
abgesehen von den Fragen der grossen auswärtigen Politik, 
auch schwerwiegende Rücksichten auf die einzelnen Teile 
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des britischen Weltreiches in Frage. Kanada und Australien 
schliessen sich nach wie vor gegen die Einwanderung von 
Japanern ab. Australien und Neuseeland erheben nach wie 
vor Einspruch gegen die japanische Verwaltung auf den 
ehemals deutschen Südseeinseln nördlich des Aequators. 
Mit auf Betreiben der englischen Dominien ist der japanische 
Antrag auf Beseitigung der Rassenfragen bei Festlegung 
des Völkerbundsstatuts abgelehnt worden. Die Grossmacht 
Japan wird kaum gewillt sein, ein Bündnis einzugehen, in 
dem es nicht nach jeder Richtung als gleichberechtigt aner- 
kannt wird. Andererseits ist es mehr als fraglich, ob die 
britischen Dominien ihren bisherigen Standpunkt Japan 
gegenüber aufgeben werden. Klarheit darüber wird erst die 
Konferenz des Ministerpräsidenten der britischen Dominien 
bringen, die Ende des Jahres in Westkanada, voraussichtlich 
in Vancouver, und möglichst unter Teilnahme des britischen 


‘Ministerpräsidenten Lloyd George und des Ministers des 


Aeusseren Lord Curzon, stattfinden soll. Und bezeichnend 
ist, dass die Londoner „Morning-Post“ dieser Tage ankün- 
digen konnte: „Die Washingtoner Regierung, die wegen 
ihrer gespannten Beziehungen zu Japan ein sehr‘ grosses 
Interesse an dieser Konferenz hat, ist von London über den 
Konferenzplan unterrichtet worden.“ 

Danach dürfte - selbst eine grundsätzliche Entscheidung 
darüber, ob das englisch-japanische Bündnis erneuert wer- 
den wird, heute noch nicht gefallen sein. Die Konferenz 
in Vancouver kann noch grosse Ueberraschungen bringen, 
wenn es der Londoner Regierung nicht gelingt, sich bis da- 
hin mit den Gliedstaaten des Weltreichs, an dessen Spitze 
es steht, über eine auch für Japan annchmbare Grundlinie 
zu einigen. 


Die Arbeiterfrage in Japan. 


Die augenblickliche Lage des Arbeitsmarkts in Japan ist 
der Propaganda für die Gewerkschaftsbewegung, die in 
den ersten Anfängen steckt, ausserordentlich günstig. Die 
gewaltige Wirtschaftskrisis, in der zurzeit das Inselreich 
steht, hat die Schliessung einer grossen Anzahl Fabriken im 
Gefolge gehabt und Tausende und aber Tausende von Ar- 
beitern sind dadurch brotlos geworden. Die japanische Re- 
gierung tut ihr Möglichstes, um die Arbeitslosigkeit in engen 
Grenzen zu halten und versucht, entlassene Arbeiter in 
anderen Betrieben unterzubringen, um das Entstehen einer 
für den inneren Frieden verhängnisvollen Gefahrenquelle zu 
vermeiden. Die Propagandisten der Gewerkschaftsbewe- 
gung sehen ihren Weizen blühen, sie reden den beschäfti- 
gungslosen Arbeitern ein, das beste Mittel, ihre Lage zu ver- 
bessern, sei der Eintritt in die Yuaikai, die Gewerkschaft. 
Da der japanische Arbeiter bisher der politischen Tätigkeit 
ziemlich ferngestanden hat, wird er leicht eine Beute der 
Demagogen, denen es zunächst natürlich weniger darauf an- 
kommt, die wirtschaftliche Lage der Arbeiter zu verbessern, 
als ein politisches Werkzeug in die Hand zu bekommen, mit 
dem ein manche Aussicht versprechender Kampf zugunsten 
der Wahlrechtsreform zu führen ist. 

Nach der letzten, im Jahre 1917 abgeschlossenen Sta- 
üstik waren in Fabriken und’ industriellen Betrieben, die 
mehr als zehn Arbeiter beschäftigen, insgesamt 1 280 964 
Arbeiter tätig. Von diesen Arbeitern waren 713 120 Frauen 
und Mädchen, und zwar von ihnen weitaus der grösste Teil 
in der Textilindustrie angestellt. Im Bergbau verschiebt sich 


das Verhältnis zugunsten des männlichen Arbeiters. Die 
Bergbauindustrie beschäftigte 383843 Arbeiter, davon 
156 412 unter Tag. Rund hunderttausend Frauen betätigten 
sich im Bergbau. 

Von der augenblicklichen Wirtschaftskrisis ist kein In- 
dustriezweig verschont geblieben. Die Textil-, Eisen- und 
Hüttenindustrie, sowie die Papier- und Zündholzindustrie 
und deren Arbeiterschaft scheinen die Hauptleidtragenden zu 
sein; von der Arbeitslosigkeit in der Zündholzindustrie sind 
nicht nur die Fabrik-, sondern auch zahlreiche Heimarbeiter 
betroffen. Aus dem Industriezentrum Osaka, wo sich die 
Krisis zuerst fühlbar machte, sind die entlassenen Arbeiter 
nach Nord-Kyuschu gezogen, in der Hoffnung, dort Be: 
schäftigung zu finden; inzwischen mussten aber zahlreiche 
Betriebe im Industriegebiet Nord-Kyuschus geschlossen wer- 
den. In den meisten Betrieben ist den Arbeiteın die Kündi- 
ung überraschend gekommen und sie sahen sich, mit dem 
letzten Wochenlohne, einem Nichts gegenüber. Betriebe, die 


‚aus finanztaktischen Gründen Arbeitseinschränkungen vor- 


nehmen mussten, zahlten jedoch den entlassenen Kräften 
grössere Summen aus, um ihnen über die schlimmste Zeit, 
wenn möglich bis zur Wiedereinstellung, durchzuhelfen. In 
manchen Fällen wurde auch die Yuai-Kai bei den Leitungen 
cer Betriebe vorstellig, um sie zur Zahlung eines vorläufigen 
Abfindungsgeldes an die Arbeiter zu veranlassen. Es muss 
hıeıvorgehoben weden, dass sowohl die Arbeitgeber und die 
Behörden einerseits, wie die Arbeiterschaft andererseifs den 
guten Willen zeigen, die Krisis der Beschäftigungslosigkeit 
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nicht zu verschärfen. Vollbeschäftigte Betriebe stellen 
nach Möglichkeit entlassene Arbeiter ein, und man kann 
daher von einem gewissen kollegialen Zusammenarbeiten 
der Arbeitgeber in der japanischen Industrie sprechen, das 
zweifellos viel dazu beiträgt, der Industriz das Vleberwinden 
der Krisis zu erieichtern. 

Vor dem Kriege war der japanische Industriearbeiter 
schlecht bezahlt. Während des Krieges, wo die meisten In- 
dustriezweige, vornehmlich die Textilindustrie, einen gewal- 
tigen Aufschwung nahmen, setzte eine erhebliche Besserung 
der Lohnverhältnisse ein. In einer Studie, die William Hyde 


Price in der Mainummer des Trans-Pacific 
veröffentlicht, legt der Verfasser Gewicht auf die 
Feststellung, dass die grossen japanischen Spinne- 


reien viel Aufwendungen gemacht haben, unr die Lage ihrer 
Arbeiterschaft zu verbessern. Die. von der Fabrik zur Ver- 
fügung gestellten Wohnungen wurden verbessert, die Ver- 
pflegung (die die Fabriken zu einem nominellen Tagespreis 
von 10 Sen liefern) reichhaltiger gestaltet und die Löhne er- 
höht. Im vergangenen Sommer erhielten Spinnereiarbeite- 
rinnen, neben freier Wohnung und Verpflegung, 40 Sen bis 
Yen 1,75 den Tag. Neueingestellte, ungelernte Arbeiterinnen 
haben nach kurzer Zeit einen Tagesverdienst von 0,50 bis 
0,75 Yen den Tag, wenn sie imstande sind, 60 bis 70 Spin- 
deln oder zwei Webstühle zu bedienen. Die Kinderarbeit in 
den Fabriken, die in früheren Jahren im Ausland vielfach zu 
Kritiken Anlass gab, ist ziemlich abgeschafft. Wo Kinder 
zwischen 11 und 14 Jahren tätig sind, geschieht dies aut 
Antrag der Eltern mit besonderer polizeilicher Erlaubnis, die 
gewährt wird; wenn die Familie schlecht situiert ist. 

In der Bergbauindustrie verfügen die Gruben nicht über 
einen alteingesessenen Arbeiterstamm, denn der Bergarbeiter 
hat einen Wandertrieb, den sein sesshafter Kollege in Europa 
nicht kennt. Bei einem Bergbauunternehmen auf Kyuschu 
waren von 7500 Arbeitern 5000 bereits anderwärts tätig ge- 
wesen; von 1800 Grubenarbeitern desselben Unternehmens 
waren nur elf länger als zehn Jahre im Dienst, 1200 weniger 
als ein Jahr, 364 zwei Jahre, 164 drei und 67 fünf Jahre. Den 
japanischen Bergarbeitern wird nachgesagt, dass sie das 
Geld mit Vorliebe für gutes Essen und gute Kleidung aus- 
geben; se rekrutieren sich hauptsächlich aus der Landarbeiter- 
schaft, die von Grube zu Grube zieht, sich dort verdingt und 
den Rest ihrer Tage in ihrer engeren Heimat verbringt. Der 
Tageslohn richtet sich nach der Arbeitsleistung, es besteht 
also eine Art Akkordsystem. Im Sommer v. Js. konnte ein 
Grubenarbeiler täglich Yen 2,00 bis 2,50 verdienen. Häufig 
schliessen sich auch Arbeiter und Arbeiterinnen (in manchen 
Fällen auch die Familie) zu Arbeitsgemeinschaften zusammen, 
die den gemeinsam verdienten Tageslohn unter sich verteilen, 
dabei erhalten gewöhnlich die Frauen denselben Anteil wie 
die Männer. Die Grubenarbeiter haben neben ihrem Akkord- 


lohn noch Vorteile aller Art. Die Gruben sorgen nicht nur 
für Unterkunft, sondern liefern auch noch Reis, und zwar in 
der Regel weit unter dem Marktpreis, und in den Kantinen 
können sie dlle Bedarfsartikel zu erheblich herabgesetzten 
Preisen kaufen. Um einen festen Arbeiterstamm heranzu- 
ziehen, zahilen die Unternehmer langfristigen Arbeitern be- 
sondere Prämien. Für die Kinder der Arbeiter unterhält die 
Verwaltung Schulen, Kindergärten und sonstige : gemein- 
nützige Einrichtungen. Nicht überall ist das Los der Berg- 
arbeiter gut. Besonders in bergbaulichen Kleinbetrieben, die 
mit geringem Kapital möglichst hohe Gewinne erzielen 
wollen, sollen schlimme Zustände herrschen; mit der Bezal- 
lung der Arbeiter glaubt die Verwaltung ihre Pflicht getan zu 
haben. Gelegentlich der Reisunruhen in Japan waren es 
hauptsächlich die geizigen Kleinunternehmer, die die Wut der 


Bergarbeiter zu fühlen bekamen. 


In diesem Zusammenhang ist der Hinweis interessant, 
dass in einem grossen japanischen Bergbauunternehmen ein 
Wahlsystem eingeführt worden ist, das dem Arbeiter Ge- 
legenheit gibt, seine Interessen gegenüber der Verwaltung zu 
vertreten. Die Arbeiterschaft wählte aus ihrem Kreise 200 
Vertrauensmänner, aus denen ein Zwanziger-Rat hervorging, 
der die vermittelnde Instanz zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern bildet. Den weiblichen Arbeitern wurde bei 
dieser Gelegenheit das gleiche Stimmrecht wie ihren männ- 
lichen Kollegen gewährt. | 

‚An der japanischen Arbeiterschaft geht die „neue Zeit“ 
nicht spurlos vorüber, wie schon eingangs angedeutet wurde. 
Die japanische Regierung ist nach Kräften bemüht, fremde 
Einflüsse, die die Arbeiterschaft zu einem politischen Instru- 
ment macher wollen, ausser Landes zu halten. Die Presse 
steht unter einer scharfen Zensur, ebenso die Versammlungen. 
Fast täglich beschäftigen sich die Gerichte mit Verstössen 
gegen das Press: und Versammlungsgesetz, selbst Professo- 
ren und Schriftsteller, die sich theoretisch in ihren Veröffent- 
lichungen mit sozialistischen und verwandten Problemen be- 
fassen sind vor einer Verfolgung durch die Staatsgewalt nicht 
sicher, wie eine ganze Anzahl Prozesse beweisen, mit denen 
sich seit Jahresfrist die Gerichte zu befassen hatten. Gerade 
in dem Augenblick, wo die japanische Industrie gezwungen 
ist, Arbeiter in vorher nie dagewesener Weise zu entlassen 
und wo die Beschäftigungslosen eine Gefahr für den inneren 
Frieden bilden können, findet die politische Propaganda be- 
sonders guten Boden. Die japanischen Arbeiterführer be- 
nützen die günstige Gelegenheit, um zur Sammlung zu 
blasen und wenn die Krisis vorüber ist, in der sich zurzeit 
die japanische Industrie befindet und die Arbeiter wieder nach 
ihren alten Wirkungsstätten zurückgekehrt sind, so wird 
zweifellos die Gewerkschaftbewegung weitere Fortschritte ge- 
macht haben. Der Kampf zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern dürfte dann auf der ganzen Linie entbrennen. 


Die industrielle Bedeutung Indiens. 
Von G. Buetz, Dessau. 


II. 

Die Gründe der langsamen Entwicklung Indiens als 
Industriegebiet waıcen mannigfach. Sie tragen zumeist den 
Namen Grossbritannien. England hatte kein Interesse da- 
ran, Indien zu einem Industriestaat umzugestalten, da die 
Schaffung von Industrien in Indien die englische Einfuhr 
herabdrückte. Weiter hätte die Industrialisierung eine all- 


’_\ 


gemeine Hebung der Kultur zur Folge gehabt. Dies wäre 
für England genau so gefahrvoll wie die durch die In- 
dustrialisierung eintretende Bereicherung der indischen 
Bevölkerung. England hatte eine Interesse an der Industriali- 
sierung Indiens nur insoweit, als man um seinen Absatz an 
industriellen Hilfsmitteln zu erweitern, jene Industrien zu 
heben wünschte, die in England nicht bestehen, „Im Kriege 
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wollte man von diesem Grundsatze zunächst nicht abweichen 
und betrieb allein die. Entwicklung der chemischen Industrie, 
einer Farbstoffindustrie, der Zuckerindustrie, der Jute- 
industrie, der elektrischen Industrie und der Reismühlen- 
industrie. 
ten Grad der Entwicklung erlangen. Da in der indischen 
Handelswelt natürlich kein Zweifel darüber bestand, dass 
es höchst unproduktiv für den indischen Geldbeutel war, 
die zahlreichen Rohprodukte zu billigen Preisen auszuführen, 
um sie als Fertigfabrikate für teures Geld von dem Ausland 
zurückzukaufen, erwachte die Selbständigkeitsbewegung 
Indiens im Kriege insbesondere auf wirtschaftlichem Gebiete. 
England seinerseits musste auf die Wünsche Indiens Rück- 
sicht aus politischen Gründen nehmen. Andererseits muss 
England bei seiner jetzigen Finanzlage damit rechnen, 
Indien noch weit mehr zu seinem wirtschaftlichen Stützpunkt 
zu machen, als dies bereits zuvor der Fall war. Zu ver- 
lockend ist andererseits die Aussicht, durch die Entwicklung 
gewisser Industrien die. Einfuhr Deutschlands und Oester- 
reichs und Ungarns unmöglich zu machen. Gerade die In- 
dustrien, welche den deutsch-österreichischen Markt sperren 
sollen, waren in Indien kaum entwickelt. Die alte indische 
Zuckerindüstrie ist beispielsweise durch die Rüben- 
zucker- und die Rohrzuckerindustrie Javas, Japans und Mau- 
ritiens ganz zurückgegangen. -Im Zeitabschnitt 1912/13 hatte 
Indien eine Zuckereinfuhr von 13 500 332 cwts. Zucker. Weit 
überwog allerdings die Einfuhr von Rohrzucker. Die 
chemische Industrie war nur durch Fabriken zur Herstellung 
von Schwefelsäure vertreten, die in Calcutta, Rangoon und 
Bombay bestanden. Im Kriegslaufe wurden rund 20 grosse 
chemische Werke angelegt. Die Farbenindustrie, früher 
durch die Indigowirtschaft weltbekannt vertreten, zeigte, 
verdrängt durch die chemische Farbe, ein noch ungünstige- 
res Bild als die Zuckerindustrie. 1912/13 führte Indien nur 
noch für 11 857 cwts. Indigo aus. Von 1900 bis 1913 sarık 
der Markt schätzungsweise hinsichtlich der Ausfuhr von 
60 Millionen auf 3 Millionen Mark. Im Kriege sind vom 
Staat bedeutende Summen für die Farbenindustrie aus- 
gegeben.!) Die neuen Bestrebungen wurden von einer Kom- 
mission geleitet, die von dem Departement of Commerce 
and Industry im Mai 1916 eingesetzt wurde und deren Leiter 
Sir Holland, der ehemalige Generaldirektor der Indien 
Geological Survey, war. Die Kommission bereiste Indien 
und richtete eine Reihe von Fragebogen an die einzelnen in- 
dischen Handelskammern. Vertreter des Handels, der In- 
dustie und der Bankwelt wurden herangezogen. Das 
Material ist nicht veröffentlicht worden. Die Informations- 
reise Sir Hollands währte vom November 1916 bis zum 
Mai 1917. Sie machte in Indien viel böses Blut. Der in- 
disch-englische Kaufmann wünschte nur industrielle Er- 
weiterungen, Massnahmen, die allein dazu beitragen, Miss- 
stände für die englisch kontrollierten Werke zu beseitigen. 
Man verlangte eine Verbesserung der Häfen, der Landwege, 
neue Bahnbauten, Regelungen im Bankwesen und Industrie- 
ausstellungen. Manche Handelskammern haben auch jede 
Form einer industriellen Erweiterung Indiens abgelehnt. Die 
indischen Vertreter haben eine Erweiterung aller Industrie- 
gruppen und die hierzu notwendigen Massnahmen empfoh- 
len. Die Regierung lehnt von vornherein eine Förderung 
aller Industrien ab! Selbst die energisch verlangte 


1 


Man sucht neue Rohstoffe zu gewinnen, so die Farb- und 
_Akaligewinnung; auch bemüht sich eine Firnisindustrie die 
erstellung von Druckerfarben und roten Farben zu erreichen. 


Auch diese Industrien sollen nur einen beschränk- 
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Ernennung von indischen Handelsvertretern im Auslande 
wurde abgelehnt, da es England ratsam erschien, den Be- 
trieb indischer Erzeugnisse, Engländern: zu überlassen. 
Dass Grossbritannien tatsächlich die Förderung des gesam- 
ten industriellen Lebens Indiens nicht wünschte, geht schon 
aus dem Umstande hervor, dass man bei seinen Reform- 
vorschlägen die Schutzzollfrage überhaupt nicht berührte. 
Die Einführung des Schutzzolles ist für Indien aber eine 
Lebensfrage. England fand durch Sir Hollands Mund eine 
merkwürdige Erklärung, dass die Schutzzollfrage nicht zu 
verhandeln sei. Er meinte, es sei ihm unklar, dass Indien 


einen Schutzzoll wünsche, da seine Industrie doch ohne einen 


Schutzzoll so leistungsfähig sei. Einmal konnte bisher von 
dieser Leistungsfähigkeit keine Rede sein, andererseits war 
die Kommission dann unnötig. In Wahrheit kann Gross- 
britannien einen Schutzzoll in Indien natürlich nicht 
gebrauchen. Als erster Lieferant Indiens würde sein 
Absatz am meisten leiden. England lieferte beispielsweise 
im Durchschnitt der letzten Friedensjahre 60 % der Eisen- 
und Stahleinfuhr und 69.% der Textileinfuhr, insgesamt be- 
lief sich seine Einfuhr nach Indien auf rund 80 %. Diese 
Einfuhr ging 1916 auf 52,4%, 1917 auf 58,7 %, 1918 auf 
56,25%.'. Eine Stärkung der Stellung des Engländers in 
Indien brachte die Industriekommission. Die eigentlichen 
Misstände wurden nicht beseitigt. Zunächst erhält Indien 
keinen Schutzzoll und bleibt damit dem Weltmarkte ausge- 
liefert. Nur die feindliche Einfuhr wird soweit als möglich ge- 
hemmt. Jene Einfuhr benötigt Indien aber gerade, wenn 
es keine heimische, grosszügige Industriealisierung erreichen 
kann. Auch wenn der Zollbund Englands mit seinen Kolo- 
nien zu. erreichen‘ wäre, würde es Indien nicht möglich 
sein, hierdurch wesentliche Vorteile zu erlangen. Denn 
die Ueberschwemmung Indiens mit englischer Ware 
würde nicht gemindert, die Produktion nur verteuert 
werden. Neben der Forderung nach Schutzzoll ist eine 
zweite grundlegende Forderung für die indische Industrie 
eine allgemeine industrielle Schulung der Bevölkerung. Die 
Beschaffung eines geeigneten Arbeiterstammes bereitet der 
indischen Industrie unendliche Hindernisse. Der Fehlschlag 
vieler Industrien lag lediglich in dem Mangel an geeigneten 
Arbeitern und Technikern. Man braucht Werk- und Fach- 
schulen, technische Anstalten, um sein Material heranzu- 
bilden, man benötigt auch Massnahmen, um der Verelen- 
dung ganzer Gegenden entgegenzutreten. Nur auf einer 
finanziellen, körperlich leistungsfähigen Bevölkerung kann 
Indien eine Industrie aufbauen. Die Bekämpfung der 
Hungersnot und Seuchen ist eine Notwendigkeit für die In- 
dustrie. Die indische Regierung aber hat es nicht eilig damit, 
den Inder aus seiner Unwissenheit, aus Krankheit und 
Armut zu erlösen. Zur Bekämpfung der Hungersnot kamen 
bisher 10 Pfennig etwa auf den Kopf der Bevölkerung. Im 
Jahre 1856, 1866, 1877, 1899, 1905 wüteten schwere 
Hungersnöte, verbunden mit Pestepidemien in Indien. Schon 
die Hebung der Löhne würde eine Verbesserung der Lage 
der Eingeborenen bringen. In Bengalen zahlte die In- 
dustrie 1907 durchschnittlich an 21 Pfennigen den Tag. Zu 
Englands Besorgnis haben die indischen Kaufleute jetzt von 
sich aus Fabrikschulen und Werkschulen ins Leben gerufen. 
Auch die indischen Grossbanken haben sich bemüht, Han- 
delsschulen zu gründen. M 

! Die 
573,1 Mill. Rp. Die Gewinner waren Japan, dessen Einfuhr von 


116,3 für 1917 auf 252,5 Mill. Rp. für 1918 stieg, und’ Amerika, das 
die Einfuhr von 79,5 Mill)iRp-> aufn104,1Mill. Rp. steigerte. 


Einfuhr Englands belief sich 1918 nur noch auf 
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Indien bedarf aber nicht nur der geschulten Arbeiter 
und Techniker, es braucht Industriebeamte mit Kenntnissen, 
es braucht die indischen industriell geschulten Unternehmer. 
Ein grosser Teil der dem Missgeschick anheimgefallenen 
Industriegründungen war nur ein Opfer der Unkenntnis von 
Leitung und Beamtenschatft. 

Eine Tatsache, die England bekannt ist. Indien bedarf 
der Handelsschulen und technischer Institute. Indien bedarf 
der Ausbildungszeit in Europa. Der Indier eignet sich zu 
der Nüchternheit der Industriekultur nicht, sein bewegter 
Sinn raubt ihm den scharfen ruhigen Blick. Hier ist Er- 
ziehung nötig. Die bestehende Halbbildung des gesellschatt- 
lichen und kapitalistischen Indiers muss durch europäische 
Arbeitsformen ersetzt werden. Hierzu braucht Indien die 
Gleichstellung der oberen Schichten Indiens mit jenen 
Englands. Dazu die Hand zu bieten, ist man in Eng- 
land keineswegs gewillt. Im Kriege hat der indische Unter- 
nchmerstand sich nur von sich aus zu entwickeln versucht. 
Vor allen Dingen ist die. Arbeit des Kapitals in Indien er- 
reicht worden‘. Da Indien von Misserfolgen in dem Industrie- 
leben heimgesucht war, zeigte das indische Kapital eine be- 
- greifliche Zurückhaltung, die Beschaffung von Geldern 
wurde für den industriellen Willen: so zu einem starken 
Hemmnis. Der teure Kredit bewirkte wiederum eine empfind- 
same Belastung der Produktion. Man wünscht, dass die Re- 
gierung Industrie- und Handelsbanken mit genügenden 
 Zweigniederlassungen schaffe. Hierzu war die Regierung 
bereit. Ebenso hat die Regierung den Wünschen nach einer 
Verbesserung der Wasser- und Landwege entsprochen. Auch 
dem Genossenschaftswesen, das vorhanden, aber bisher ohne 
Leistungskraft war, ist eine Belebung durch geeignete Leitung 
zugeführt worden. | 

Bemerkenswert ist die Gründung der Industriebank, 
deren Kapital 60 Mill. Rp. bei 25 Mill. Rp. eingezahlten 


ı Während im Jahre 1913 nur insgesamt 242139000 £ mit 
Einschluss staatlicher Obligationen in der indischen Statistik neu 
anreleet wurden, wurden im Jahre 1919 ausschliesslich der 
britischen staatlichen Darlehen 237 688 780 £ in neuen Gesell- 
schaften angelegt. Vom Januar—März 1920 wurden allein 
117 788083 £ in Neugründungen angclegt. 


Kapitals betrug. Ein vorwiegend für europäische Zwecke 
gegründetes Institut kommt die Industriebank der allge- 
meinen Industrieentwicklung sehr zugute. 


Die. neuen Industrieberichte aus Indien zeigen immer 
deutlicher, dass Indien zum Leidwesen Englands dahin ge- 
langt ist, sich eine eigene Industrie zu schaffen, das heisst 
eine Industrie die auf der Nutzniessung indischer Rohstoffe 
beruht, das bedeutet die Schaffung einer Textilindustrie und 
Eisen-Montanindustrie. Man wird also gerade Produkte 
herstellen, die England bisher hauptsächlich einführt. Nach 


Pioner Mail wurden in den drei Anfangsmonaten 1920 ge- 


gründet: 
mit Kapital 
361 Textilgesellschaften 48 603 000 £ 
174 Schiffahrtsgesellschaften 22853993 £ - 
183 Lebensmiittelgesellschaiten . 18 663 775 £ 
183 Motorgesellschaften . 6.639 300 £ 
154 Maschinengesellschaften . 5914700 £ 
, 100 Bekleidungsgesellschaften . 4179565 £ 
174 Bergbaugesellschaften 6179450 £ 
Den Ausfall der englischen, deutschen und österreichi- 
schen Einfuhr haben Japan und die Vereinigten 
Staaten ausgeglichen. Auch Skandinavien konnte 
seinen Handel mit Indien vergrösern. Auf jeden 


Fall würde es für das indische Wirtschaftsleben hemmend 
auch für die Zukunft sein, dass man seinen Goldbestand min- 
derte und dass ein starker Abstrom indischen Kapitals nach‘ 
dem Auslande infolge der erheblichen Verteuerung der Ein- 
fuhr bei einem Rückgange der Ausfuhr Platz grifl. Darum 
hat England alles verfügbare Kapital Indiens nach Möglich- 
keit zu sich herangezogen. Dazu gesellt sich die Steigerung 
des Silberpreises®”. Trotz des Krieges und seiner Einwir- 
kungen auf Indien steht indessen fest, dass solange England 
Herr über Indien bleibt, an eine durchgreifende Industriali- 
sierung Indiens kaum zu denken ist. 


2 Der iibärareik stand 1913: 29% und 1919 67. Der Silber- 
umlauf belief sich 1919 in Indien auf 506 Mill. Rp. Während in 
den 5- Vorkriegsiahren 26% der Weltsilberförderung nach 


Indien gingen, waren es 1918/19 122 %. 


Politische Rundschau. 


China. 


Abschafiung der Militärgouverneurposten. Nach chinesi- 
schen Zeitungsmeldungen ist seit dem 1. 6. die Militärverwal- 
tung der Provinz Yünnan abgeschafft worden. Die Verwaltung 
liegt in den Händen eines Zivilgouverneurs. Der bisherige Mili- 
tärgouverneur von Yünnan, Tang-Ki-yao, von dem die An- 
regung ausging, hat die übrigen Provinzen aufgefordert, seinem 
Beispiel zu folgen. Diese Verwaltungsreform in Yünnan ist für 
ganz China ven grundsätzlicher Bedeutung. Vor der Revo- 
lution des Jahres 1911 lag die Verwaltung der Provinzen stets 
in den Händen ziviler Generalgouverneure und Gouverneure. 
Die militärische Note in die Verwaltung wurde vom damaligen 
Präsidenten Yuan-Schi-kai gebracht, der selbst aus dem Militär- 
beruf hervorgegangen, glaubte, die Provinzen fester an die Zen- 
trale Peking ketten zu können, wenn er an die Spitze der Pro- 
vinzialverwaltungen ihm ergebene General stellte. Damit brach 
er mit einer Jahrhunderte alten Tradition, die dem Zivilbeam- 
ten die höchsten Acmter im Reiche sicherte. Das System der 
Militärverwaltung hatte sich aber in der Folgezeit für China 
richt heilbringend erwiesen. Die Militärgyuverneure ver- 
standen cs, sich, auf ihnen ergebene Truppen gestützt, Macht 
und Einfluss zu sichern und diese häufig gegen die Zentralge- 


A 


walt in Peking auszuspielen. Die ganze innerpolitische Lage in 
China steht unter dem Zeichen der Machtkämpfe ehrgeiziger 
Militärgouverneure. Zweifellos würde eine grosse Entspan- 
nung herbeigeführt, wenn es gelänge, dem Zivilbeamten wieder 
die führende Stellung zu geben, die er unter der Mandschu- 
Dynastie eingenommen hatte; damit würden auch aus der 
inneren Politik viele Reibungsflächen verschwinden. Allerdings 
ist vorläufig kaum damit zu rechnen, dass die an Selbstherrlich- 
keit gewohnten Militärgouverneure ihren Posten freiwillig auf- 
geben. Die Reform dürfte daher zunächst nur auf Yiinnan be- 
schränkt bleiben. 


Niederländisch-Indien. | £ 


Voranschlag zum Staatshaushalt. Das Budget 1921 für 
Niederländisch-Indien weist an Einnahmen fl. 717,5 Mill., an Aus- 
gaben 767,9 Mill. auf. Der Fehlbetrag von fl. 50,4 Mill. wird sich 
um weitere 20 Mill. vergrössern, wehn die neue Besoldungs- 


ordnung für Beamte des niederländisch-indischen Staats- 
dienstes in Kraft tritt. 
Vermischte Nachrichten. 
Deutsche Literatur am Tsing-Hua College. Professor 


Lawrence A. McLouth, Vorstand der Abteilung- für deutsche 


Sprache und Literatur an der Universität New York, hat einen 
Ruf an das Tsing-Hua College in Peking erhalten. Die Anstalt 
bereitet junge Chinesen auf das Studium an amerikanischen 
Hochschulen vor. 

* Die englische Sprache an der Peking — Hankouer Bahn. 
Nach Mitteilungen der chinesischen Presse soll die französische 
Sprache, die bisher bei der Verwaltung der Peking—Hankouer 
Bahn als amtliche Verkehrssprache Geltung hatte, durch das 
Englische ersetzt werden. Diese Neuordnung gehört mit zu 
den Massnahmen, die letzthin von der französischen Presse als 
eine systematische Verdrängung des französischen Einflusses 
in China bezeichnet wurden. 

Chinesische Studenten in Frankreich. Nach Mitteilungen 
der französischen Presse konnte achthundert chinesischen 
Studenten, die in Grufpen von 150 in letzter Zeit in Paris ein- 
getroffen sind, keine Unterkunft gewährt werden. 120 Studenten 
mussten infolgedessen in Fontainebleau, 70 in Montargis und der 
Rest in Melon untergebracht werden. 

Fin Hotelmonopol in China. Privatnachrichten aus Schang- 
hai, Ende Mai, zufolge, hat die Shanghai Hotel Co. Ltd. die 
Besitzerin des Astor House und des Palace Hotel in Schanghai 
und die Erbauerin des neuen Luxushotels am Rennplatz, das 
sechshundert Betten und einen grossen Theatersaal erhalten soll, 
das Hotet Kalee erworben. Das Hotel Kalee hatte sich unter 
deutscher Leitung aus einer kleinen Privatpension zu einem be- 
liebten Familienhotel entwickelt und ging während des Kriegs, 
um der Liquidierung zu entgehen, 'in amerikanischen Besitz 
über; der bisherige Leiter, ein Elsässer, führte das Hotel als 
Franzose weiter. Die Erwerbung des Hotels Kalee durch die 
Shanghai Co. Ltd. geschah in der Weise, dass sie zunächst den 
Grund und Boden, auf dem das Hotel steht, erwarb, um in zwei 
oder drei Jahren auch den Hotelberieb zu übernehmen, 
vorläufig von den Amerikanern weitergeführt wird. Der Wert 
des Anwesens wird auf Taels 525000 veranschlagt. Mit dem 
Erwerb des Kalee-Hotels verfügt die Shanghai Hotel Co., die 
dann vier Hotels in ihrer Hand vereinigt, über ein unum- 
schränktes Monopol. Ausserhalb des Rings stehen nur das ame- 
‚ Tikanische Savoy Hotel (ein Unternehmen zweiten Ranges) und 
das französische Hotel des Colonies. Wie verlautet, gehen die 
Bestrebuugen der Shanghai Hotel Co. Ltd. noch weiter; auch 
die führenden europäischen Hotels in Peking und Tientsin sollen 
monopolisiert werden. 

Ein schwerer Einbruch in Hongkong. Ein schwerer Ein- 
bruchh den Reuter zum Gegenstand einer telesraphischen 
Mefdung macht, wurde in Honzkon« verübt. Diebe drangen in 
das Lager der Firma Ulfmann & Co. ein und raudten Diamanten 
im Werte von £ 40.000. | 

Streik auf einem Ostasiendampfer. Prinz Nakhom von Siam, 
der sich vor kurzem auf einem französischen Ostasiendampfer 
nach Europa begeben hat, erzählte einem englischen Ausfrager, 
dass ein Teil der Mannschaft, hauptsächlich die Heizer, während 
der Pahrt in Streik traten. Das Schiff trieb mehrere Tage lıilf- 
los auf dem Ozean. An Getränken erhielten die Passagiere nur 
Brackwasser und salzigen Kaffee. 
2EE8 E28 


«.. Mitteilungen -oeeeone. 


: des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W.35, Potsdamer Straße 283 IL 
0080289069006 0000 #900 0000 0000 0000 990 90 0000 090000 0000 0000 0090 00000000 0000 0000 0000 0000 
Der Deutsch-Ostindische Wirtschaftsverband ist, wie es bei 
der Begründung dieser Organisation bereits in Aussicht ge- 
nommen war, mit dem Verbande für den Fernen Osten ver- 
schmolzen worden. Der bisherige Vorstand des Deutsch-Öst- 
indischen Wirtschaftsverbandes, bestehend aus den Herren: 
Konsul Freudenberg, 1. Vorsitzender, W. Hamann, 2. Vorsitzen- 
der, Geheimer Kommerzienrat Conrad von Borsig, F. Gösling, 
A. Franzius, Bankdirektor Sandberg, W. Wolpert ist zwecks 
earbeitung der speziellen ostindischen Fragen als „Ostindische 
ömmission“ zum Verbande für den Fernen Osten getreten. 


Versteigerte Grundstücke in Tsingtau. Eine private Liste 
et von der japanischen Regierung in Tsingtau versteigerten 
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- Schanghai. 
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(irundstücke und der erzielten Verkaufspreise liegt in der Ge- 
schäftsstelle des Verbandes zur Einsichtnahme durch die Inter- - 
essenten aus. 


Beurlaubung des Generalisekretärs. Herr Dr. Linde ist 
während des Monats August beurlaubt. Als sein Stellvertreter 
wird Herr Geheimer Admiralitätsrat Dr. Schrameier 
während dieser Zeit in der Geschäftsstelle des Verbandes für 
den Fernen Osten, Berlin W. 35, Potsdamer Strasse 28 Il, 
tätig sein. Br 

Deutsche Depots beim niederländischen Generalkonsulat in 
Für diejenigen Repatriierten, die beim niederländi- 
schen Generalkonsulat in Schanghai vor ihrer Abreise von 
China Gegenstände hinterlegt haben, liegt eine sie betreffende 
Mitteilung in der Geschäftsstelle des Verbandes zur Einsicht- 
nahme aus. Auswärtige Interessenten können Abschrift der 
Mitteilung gegen Einsendung der Postgebühr von M. 0,40 durch 
die Geschäftsstelle des Seen Berlin W. 35, Potsdamer 
Strasse 28, erhalten. 
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|. Ostasiatenecke. 


‘ Dr. Karl Rappenecker f. Aus China erhalten wir die 
Trauerkunde, dass Herr Dr. Karl Rapfpenecker, Physiker an der 
Tung Chih-Schule in Woosung, am 18. Mai d. J. beim Baden im 
Whangpoo ertrunken ist. Seine Wirksamkeit in China erstreckte 
sich nur über wenige Monate; er kam im Februar 1914 mit 
6 anderen Herren nach Schanghai, um an der dortigen Deutschen 
Medizin- und Ingenieurschule für Chinesen die reichen ideellen 
Lohn verheissende Lehrtätigkeit auszuüben. Der Eifer, mit 
welchem er seine Berufsaufgaben erfüllte und auch andere da- 
mit zusammenhängende Fragen erledigte, konnte für seine Kol- 
legen vorbildlich sein. Im Juli 1914 verliess er Schanghai, um 
in Tsingtau zu üben. In der langen japanischen Gefangenschait 
hat der rege Mann unermüdlich an weiterer Vervollkommnung 
in Wissenschaften urid Sprachen gearbeitet und durch Vorträge 
und Lehrtätigkeit seine Mitgefangenen gefördert. Als im März 
d. J. endlich die Befreiungsstunde schlug, hörten wir mit grosser 
Freude, dass er wieder als Vertreter deutscher Wissenschaft an 
der chinesischen Tung Chih-Schule in Woosung tätig sein 
würde, um dort in seinem Kreise das gegenseitige Verständnis 
der beiden Völker zu fördern. Nur kurze Zeit hat der erst 
34jährige Mann dort wirken können. Das Andenken an Dr. Rap- 
penecker wird von Allen, die ihn u in hohen Ehren ge- 
halten werden. 


Verlobung im Hause v. Truppel. Die vielen Deutschen aus 
NIstasien, die in dem zgastfreien Hause des früheren Gouver- 
neurs von Tsingtau, Admiral von Truppel, und seiner Ge- 
mahlin verkehrten, wird es interessieren zu erfahren, dass sich 
Fräulein Annemarie von Truppel mit Herrn Diplom-Ingenieur 
Direktor Paul Werners (Frohnau i. d. Mark) verlobt hat. 


Neues aus Schanghai. Uns wird folgender Auszug aus 
einem Brief aus Schanghai, datiert den 15. Mai, zur Verfügung 
gestellt: Es wäre ja sehr schön. wenn Sie wieder Gelegenheit 
hätten, bald wieder nach hier zurückkehren zu können, aber 
Sie würden alles sehr verändert finden. Sehr schön ist’s gerade 
jetzt nicht hier. Das alte gesellige Klubleben ist für die nächste 
Zeit vorbei. Von den früheren englischen Bekannten grüssen 
uns fast keine mehr, höchstens, wenn man sie mal alleine trifft 
und dann gewöhnlich in einer Weise, dass man gern darauf ver- 
zichtet. Sind zwei von ihnen zusammen, so haben sie gegen- 
seitig eine Heidenangst voreinander, dass der andere sehen 
könnte, dass er einen Deutschen grüsst oder auch nur ansieht. 
Nun, für die erste Zeit haben wir ja auch genügend zu schuften, 
um nur überhaupt den Lebensunterhalt zu verdienen. An Export 
war ja bisher kaum zu denken. Die Exporteure haben vor 
Tahresfrist glänzende Geschäfte von hier nach Amerika gemacht. 
Zurzeit liegt aber auch dieses wieder darnieder, da die Leute 
viel zu viel exportiert haben und jetzt noch grosse Vorräte in 
Amerika unverkauft liegen sollen. In Japan ist augenblicklich 
ein grosser Schlamassel, zurückzuführen auf die guten Zeiten 
und ganz bedeutende Ueberspekulation; das wird in. Amerika 
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und anderen Ländern auch noch mit der Zeit kommen. Auch 
vielleicht hier in Schanghai. Versäumt haben Sie anscheinend 
hier noch nichts. K. sitzt auch hier und kann wegen des Kurses 
mchts machen. Inzwischen ist Silber aber stark gefallen und 
wird denklich auch noch weiter heruntergehen und ich bin der 
Ansicht, dass es, wenn auch nicht so tief wie früher, aber doch 
noch bis auf etwa 3/— bezw. 4/— heruntergehen wird. 


Grundstück- und Hypothekenverkehr in Tsingtau. Herr 
Otto Ritthausen in Tsinztau (Fuji machi Nr. 3) teilt folzen- 
des mit: „Beider Abwiekelung der hier von Deutschen beschlag- 
nuähmten Besitzgexenstände, wie Häuser, Örundstücke, Hypo- 
theken bei Chinesen, Hypotheken bei Europäern, stellt es sich 
heraus, dass eine ganze Reihe von deutschen Bürgern, die irüher 
hier ansässig waren, keinen Vertreter am Platze haben. Ich 
habe mich hier als Vertrauensmann und Treuhänder, der sich 
mit Abwicklung solcher Gelegenheiten beiasst, wieder nieder- 
xclassen und bitte alle Interessenten, die sich um Rat an Sie 
wenden, darauf hinzuweisen, dass ich ihre Anselegenheiten hier 
erledigen kann und will, sobald sie mir notarielle Vollmacht oder 
konsularisch beglaubigte Vollmacht nach hier einsenden, auclı 
Hypothekenbriefe und dersd.. Ich vertrete schon eine ganze 
Reihe von Deutschen in diesen Angelegenheiten." 


Aktien der Anglo-German-Brewery. Von zuständiger Stelle 
wird uns folgendes zur Veröffentlichung zur Verfügung ge- 
stellt: Die Aktien der Anglo-German-Brewery Co. 
l.td. in Tsingtau sind, da es sich um eine in Hongkong nach 
englischem Recht eingetragene Firma handelt, gemäss der Be- 
kanntmachung des Reichsministers für Wiederauibau vom 12. 5. 
1920 (Reichsanzeixer vom 14. Mai) bei „der Stelle für Aus- 
ländische Wertpapiere des Reichsfinanzministeriums, Berlin W. 35, 
Potsdamer Str. 122a/b“ durch Vermittlung einer inländischen 
Bankfirma anzumelden. Die bis 10. I. 1920 fälligen Dividenden 
sind bei dem Reichsausgleichsamt, Berlin W., Wilhelm- 
strasse 94/96, anzumelden. Die in Frage kommenden Eigen- 
tiimer bitten wir zu veranlassen, die Anmeldungen umgehend 
vorzunehmen, da die Frist bereits abgelaufen ist, und wir 
finanzielle oder sonstige Nachteile, die sich durch verspätete 
Anmeldung ergeben sollten, den Wertpapierbesitzern über- 
lassen müssten.“ 

Formulare, die zur Anmeldung der Werte bei den Banken 
zu verwenden sind, können von der obenerwähnten „Stelle für 
Ausländische Wertpapiere“ bezogen werden. Indessen sind die 
genauen Rechtsverhältnisse der Brauerei noch nicht geklärt. 


Teure Rennponies in Schanghai. Der London and 
China Telegraph vom 12. 7. enthält eine Mitteilung, wo- 
nach in Schanghai die Preise für Rennponies ins Ungemessene 
westiegzen sind, mongolische Ponies werden für 2000 Taels unter 
der Hand weiterverkauft; bei ihrer Ankunft in Schanghai kosten 
sie 500-600 Taels, Bei den Frühjahrsrennen wird dem mon- 
volischen Pony in dem australischen Galloway ein ernster Wett- 
bewerber entstehen. Versuche, den Galloway als Rennpony in 
Schanghai einzubürgern, werden zurzeit gemacht. Ein australi- 
scher Pony kostete etwa £ 100. 


Deutsche Walten In chinesischem Besitz, Nach einer Mit- 
teilung des London and China Telegraph vom 12.7. 
hat der Militärgouverneur von Kuangtung an seine Dienststellen 
Anweisung gegeben, dass die seinerzeit bei deutschen und 
österreichischen Regierungsagenten (7?) eingezogenen Waffen 
und. Munition nach den Yamen in Canton gebracht werden 
sollen. Aussenommen sind Feuerwaffen. Gewehre und Pistolen, 
die sich im Besitz von Privatpersonen befanden; solche Gegen- 
stande sollen an ihre Eigentümer zurückgegeben werden. 

Auslandsdeutsche und Vermögenserklärung. AD. A. I. Amt- 
licherseits war die Ansicht vertreten worden, dass auch die ins 
Ausland zurückkel'renden Auslanddeutschen, ‘ie von der Sicher- 
heitsleistunge befreit sind. auf Grund des $ 12 des Steuerllucht- 
xesetzes vor Verlassest des Reichs ausser zur Auswäanserimegs- 
anzeixe auch zur Abswabe einer Vermörsnserklärung verpflichtet 
seien. Das Deutsche Ausland-Institut, das dieser Auffassung 
nicht beipflichten konnte, hat es sich aniclegen sein lassen, die 
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Frage einer Klärung zuzufüihren. In einer authentischen Fr- 
kiärımg ist der Reichsfinanzmirister der Auffassung des Deut- 
schen Auslard-Instituts beigetreten. Es ist somit die Frage 
dahin entschieden, dass Auslanddeutsche vor Aufgabe des 
dauernden Aufenthalts im Inlande nur zur Erstattung der Aus- 
wanderungsanzeize, nicht aber zur Beifügung einer Vermögens- 
erklärung verpflichtet sind. 

Einreise in englische Kolonien. Nach amtlicher englischer 
Nachricht bedürfen Staatsangehörise eines früher feindlichen 
Staates, die nach einer der englischen Kolonien oder Protek- 
tsrate einwandern oder zurückkehren wollen, eines besonderen 
E:laubnisscheines, der von dem Colonial Secretary oder einen 
anderen entsprechenden Beamten der betreffenden Kolonie oder 
des Protoktorats ausgestellt sein muss, ehe Wie Zulassung er- 
folgen kann. Eine entsprechende gesetzliche Regelunz ist in 
alien englischen Kolonien und Protektoraten erfslgt. Sie gilt für 
drei Jahre, naclı deren Ablauf eine Neuregelung eriolgen kann. 
Die g’eichen Bestimmungen zelten für die Gebiete, deren Man- 
dat England erhalten hat. Die australische Regierung hat die 
Landung aller fremden Staatsangehörigen in dem ehemals deut- 
schen Neu-Guinea verboten. Die Regierung von Neuseeland hat 
bıschlossen, aus Samoa alle feindlichen Staatsanzehörixen, die 
nicht Familienbeziehungen in Samoa haben, zurückzuschicken. 


Ein missglückter Durchbruch nach der Heimat. Fine inter- 
essante Reise von China nach Ost-Turkestan, über die nach 
einem Vortrag des einen Teilnehmers in den Naturwissen- 
schaften berichtet wird, haben Kapitänleutnant Straehler 
und Kapitän Sachse, der letzte Kommandant des „litis“, im Jahre 
1916 unternommen. Sie versuchten aus der japanischen Ge- 
fangenschaft zu entiliehen und quer durch China und Ost- 
Turkestan nach Afghanistan zu gelangen. Beide kamen glück- 
lich nach Nanking aın unteren Yangtse und gelangten durch 
verschiedene chinesische Provinzen bis nach Lantschou, der 
Hauptstadt der Provinz Kansu. ' Dann ging es durch öde 
Steppenlandschaft längs der mehr als 2000 Jahre alten chinesi- 
schen Mauer nach Sutschou, der westlichsten grösseren Stadt 
des eigentlichen China. Von da ging es in die Wüste, und di: 
Reisenden sahen nun 10 Tage lang keinen Baum. Luft- 
spiegelungen zeigten oft die schönsten Landschaftsbilder, die ' 
aber in uichts zerflossen, wenn man näher kam. In Ost- 
Turkestan, das seit 1878 nach dem grossen Mohammedaner- 
Aufstand von China Sstraffer verwaltet wird, wunderten sich die 
Reisenden darüber, wie vortrefflich die Chinesen die Herrschaft 
führen. Sie haben die Nachkommen der früheren Machthaber 
türkischer Herkunft in allen äusseren Ehren gelassen, aber die 
Begs leiten ihre mohaımmedanischen Gemeinden unter der Ober- 
hoheit der chinesischen Gouverneure der Ambans. Dem von 
hohen Schneegipfeln gckrönten Tien-Schan entgegen, eilten dann 
die Reisenden von Oase zu Oase; auf dem Ritt nach Turfan 
besuchten sie die zahlreichen Ruinen, darunter die der grossen 
Stadt Adana. Sehr viele dieser Ruinen sind unter teilweise - 
hundert Meter hohen Sanddünen begraben. Während Ost- 
Turkestan einen ausgesprochen mohammedanischen Charakter 
zeigte, machte Turfan einen durchaus russischen Eindruck. 
Durch Wüste und Felswege ging nun der Ritt nach Karaschar. 
aber dort erreichte ihre bisher so kühn und glücklich voll- 
brachte Expedition ihr Ende am 14. April, denn der chinesische 
(jouverneur hatte von Peking den Befehl erhalten, die Weiter- 
reise nicht zu gestatten. So mussten sich die Reisenden 
schweren Herzens zur Umkehr entschliessen und erreichten 
Anfang Juni wieder Lantschou. ‚Von hier konnten sie durch 
einen glücklichen Zufall die Fahrt auf dem Huangho mit einem 
Floss fortsetzen und passierten die gewaltigen Stromschnellen, 
die die chinesischen Flösser glänzend zu überwinden verstehen. 
Zahlreiche Goldwäscher arbeiten an diesem Fluss, der in seinem 
Unterlauf „Fluss des goldenen Sandes“ heisst, aber ohne nenn- 
baren Erfolg. Anfang Juli trafen die Reisenden in Schanghai 
ein. Ihre Expedition hatte 167 Taxe gedauert. Die von ihnen 
zurückgelegte Entfernung betrug rund 10000 Kilometer, also ein 
Viertel des Erdumfanges, so dass durchschnittlich pro Tag 
60 Kilometer zurückgelegt wurden. 


Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Eintübrung der Einkommensteuer. 
ieren Einführung von der Pekinger Regierung seit einiger Zeit 
geplant ist, soll zum ersten Mal am 1. 9. 20 erhoben werden. 


Erölfnung der ersten chinesischen Börse. Nach einer Mel- 
dung ds Manchester Guardian vom 5. 7. ist in Schan- 
ghai unter dem Namen Stock and Produce Exchange 
ofShanghal die erste chinesische Börse eröffnet worden. 
Die Börse besteht aus vier Abteilungen: Lebensmittel, Aktien, 
Baumwolle und Garn. Die Einrichtung von Abteilungen für 
Baumwollwaren, Getreide und Farben ist geplant. Das Kapital 
beträgt $ 5 Mill. 


Veröffentlichungen der Seezoliverwaltung. Die statistische 
Abteilung der chinesischen Seezollverwaltung kündigt an, dass in 
diesem Jahre die Veröffentlichung der Vierteljahrs- und Jahres- 
berichte auf einer anderen Grundlage erfolgen wird. In Zukunft 
werden in den Vierteljahrsberichten nicht mehr die Häfen in ihrer 
(iesamtheit dargestellt, sondern jeder Hafen wird einzeln be- 
handelt. Auch die Anordnung der Statistik wird übersichtlicher 
gestaltet. = 


Reismangel in Schanghai. Die Reispreise in Schanghai, die 
sich m den letzten Jahren zwischen $ 7 wıd 12 den Pikul 
(604 kg) bewegt haben, sind Ende Jımi in schneller Folge auf 
$ 16 gestiegen, ein Preis, der in Zeiten der höchsten Teuerung 
nicht erreicht worden ist. Wie Reuter unterm 1. 7. aus 
Schanghai berichtet, haben die chinesischen ımd ausländischen 
Behördeg Massnahmen ergriffen, um eine Spekulation zu ver- 
hindern. In den Speichern lagern noch Vorräte für 40 Tage. Die 
Resgikde hat als Höchstpreis $ 14 festgesetzt. Die Stadtver- 
waltung hat eine Bekanntmachung erlassen, in der die Speku- 
kanten mit hohen Strafen bedroht werden. Trotz des fest- 
gesetzten Höchstpreises wurde in den Läden ein Pikul für F 16 
verkauft. Vietfach stürmte die Menge die Läden, um sie aus- 
zuplündern. Naclı den letzten Meldungen aus Schanghai hat sich 
die Lage erheblich gebessert. 

Ueberbrückung des Yangtse. Kurz nach der Revolution des 
Jahres 1911 tauchte in chinesischen Kreisen mm Zusammenhang 
mt dem Wiederaufbau Hanyangs der Gedanke auf, den 
Yangtse bei Hankou zu überbrücken. Wie jetzt der Londpn 
and China Telegraph auf Grund von Mitteilungen von 
zuverlässiger Seite berichtet, haben sich zwei einflussreiche 
Kompradores des Planes angenemmen. Die Brücke soH 
a Huang =nua [ol bei Wutschang und Hanyang gebaut 
wer 


Amerikanische Dampfer für Salztransporte.e Wie wir den 
ommerce Reports entnehmen, werden aus ‘den Salz- 
bezirken des nördlichen Kidfigsu jährlich über Haitschou etwa 
30000 t Salz nach den Yangtsehäfen verschiff. Die Hälfte 
dieser Menge geht nach Schi-erl-wei, dem grossen Salzdepot 
bei Tschin-kiang. Für den Abtransport des Salzes herrscht ein 

gel an Fahrzeugen, dem durch die Einstellunz von amerika- 
nischen Holzschiffen, die während des Krieges in den Ver. 
Staaten gebaut worden sind, abgeholfen werden soll. 


Stapelläufe in Schunghal. ‚Der erste von den Kiangnan Dock 
add Engineering Works auf Rechnung. der amerikanischen Re- 
Merung gebaute Frachtdampfer Mandarin ist vor kurzem in 

hanghai vom Stapel gelassen worden. Das Schiff hat eine 
ange von 429 Fuss und seine Maschinen entwickeln bei 
300 Pferdekräften eine Schnelligkeit von 10% Knoten. Der von 
ter Shanghai Dock and Engineering Co. Ltd., erbaute War 
iara (jetzt in Yannis UmBEIaul) hat seine erste Versuchs- 
fahrt unternommen. 


‚ Ein britisches Elsenwerk In Nordchina. Ein Schanghaier 
eiter berichtet den London and China Tele- 
Kfaph vom 5. 7., dass die Kailan Mining Administration in der 
he der Kaiping-Gruben in nächster Zeit ihr neues Fisen- 


tmelzwerk in Betrieb nehmen wird. Die Erze werden in der 


Die Einkommensteuer, 


Provinz Tschekiang gewonnen und auf Dampfern den Gesell- 
schaft, die Kohlen nach dem Yangtsetal bringen, als Rückfracht 
geladen. Man hofft, bei Tsching-wang-tao eine Stahlindustrie ins 
Leben zu rufen, falls das Rohniaterial billig beschafft werden 
kann. | - 


Japanische Unternehmungen in der Mandschurel und Mon- 
golel. Im Jahre 1919 smd nach dem Chamber of Com- 
merce Journal (Yokohama) in der Süidmandschurei 250 neue 
japanische Unternhmen mit einem Gesamtkapital von Yen 150 
Millionen ins Leben gerufen worden, darunter Papiermühlen, 
Zement-, Farben- und Glasfabriken. Eine Anzahl der neuen Ge- 
sellschaften betätigt sich auch auf landwirtschaftlichem Gebiet, 
vornehmlich des Reisanbaus. In der Mongolei ist die Noko 
Kogyo Kaisha (Mongolia Enterprise Co.) mit einem Kapital: von 
Yen 10 Mill. gegründet worden, hinter dem die bekannte Firma 
Okura & Co. stel. Zweck des Unternehmens ist die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Hilfsquelien der Mongolei. 


Die F.delmetallverschiifiungen Hongkongs. Zum erstenmal 
seit dem Jahre. 1914 veröffentlicht das Gouvernement in Hong- 
kong die Ein- und Ausfuhrziffern der verschifften Münzen und 
Edelmetalle. Nach einem amerikanischen Konsulatsbericht 
liegen die Zahlen für das erste Vierteljahr 1919 vor. Als be- 
merkenswerte Tatsache bezeichnet der Bericht dis Einfulır von 
Gold aus Sibirien (Wladiwostok) als Deckung für die von der 
britischen Regierung der Regierung in Sibirien gemachten Vor- 
schüsse. Das von Wladiwostok nach Hongkong verschiffte 
Gold hatte einen Wert von 90 Mill. Rbl. Der Betrag wurde in 
Hongkonger Banken deponiert. Ferner ist die Tatsache beach- 
tenswert, dass der Gold- und Silberstrom, der sich aus den Ver. 
Staaten über Hongkong nach Indien ergoss, versiegt ist, da die 
Nachfrage aus Indien nachliess; es ist jedoch auch möglich, dass 
von den Straits Settlements grössere Einfuhren nach Indien 
stattgefunden haben. 


Japan. 


Ein chinesisch-japanisches „Selden-Bündnis“. Chamber 
of Commerce Journalt, Mainummer, das Organ der 
japanischen Handelskammer in Yokohama, gibt eine Anregung 
der Hochi wieder, eine Arbeitsgemeinschaft der chinesischen 
ımd japanischen Seidenindustriellen herbeizuführen. Das Blatt 
macht den Vorschtag, dass sich japanischss, chinesisches und 
amerikanisches Kapital zur Hebung der chinesischen Seiden- 
industrie zusammenschliesst. 


- Die Pappindustrie in Japan. Vor dem Kriege beschäf- 
tigten sich nur wenige Unternehmen mit der Pappfabrikation. 
Heute zählt man, wie das Chamber ofCommerce Jour- 
nal (Yokohama) feststellt, 32 Fabriken mit einer monatlichen 
Erzeugung von 8000 t. Als neuestes Unternehmen ist die Nikka 
Paper Milt entstanden, die im vergangenen Jahr die Fabrikation 
aufgenommen hat. Die Industrie leidet unter dem Mangel an 
Stroh, dem Hauptrommaterial. Die Strohvorräte nehmen infolge 
der erhöhten Nachfrage ab. Der wachsende Mangel an Roh- 
material hat eine Anzahl Unternehmen zum Eingehen einer Ar- 
beitsgemeinschaft zwecks Einkaufs des Materials veranlasst. 
Dem Ring gehören die im letzten Jahr gegründeten Papp- 
fabriken an; es wird erwartet, dass diese Arbeitsgemeinschaft 
auf dem Gebiet des Rohmaterialeinkaufs zu einer engeren 
Fusion führen wird. Die grosse Nachfrage nach Pappe wird auf 
die hohen Holzpreise zurückgeführt, denn Pappe wird in vielen 
industrien als Holzersatz verwendet. 


Holz und Papier. Die finanzielle Krisis der japanischen 
Industrie hat es dahin gebracht, dass seit Ende April in der 
Umgegend des Fuji in der Präfcktur Shidzuoka 40 Papier-. 
fabriken stillstehen. Es sind schon beträchtliche Verluste ein- 
getreten, und so ziemlich alle Angestellten sind mit einem 
Vierteljahrsgehalt entlassen worden. Einer der. Direktoren 
äusserte sich kürzlich: „Wir haben während der 5 Kriegsjahre 
Yen 100 Mill. verdient, aber der ganze Gewinn ist durch den 
letzten Zusammenbruch verloren gegangen: 
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Auch die Zündhölzerfabrikation, die schon früher über 
schlechte Zeiten klagte, ist von dem Krach bedeutend getroffen 
worden. Die Fabrikanten in Kobe und Umgegend sahen sich 
genötigt, die Löhne ihrer Angestellten um 30 % herabzusetzen 
und.halten das noch für zu wenig, da tatsächlich überhaupt 
keine Aufträge vorliegen. Es soll von jetzt ab am 1., 3., 6. und 
und 8. jedes Monats gefeiert werden, ausser an Sonntagen usw. 


Die Matsutani-Fabrik, die Teikoku-Fabrik und verschiedene : 


andere haben auch schon Arbeiterentlassungen vorgenommen, 
sodass das Gespenst der Arbeitslosigkeit vor der Türe steht. 


Entwicklung der Kondenstnilch-Industrie. In dem englischen 
Teil der japanischen Zeitschrift Kogyo-no-Dai-Nippon 
(Das industrielle Japan) wird ein interessanter Ueberblick über 
die Entwicklung der Kondensmilchindustrie gegeben. Die Zucht 
von Milchkühen und damit auch die Herstellung kondensierter 
Milch steckte bis vor Kriegsausbruch noch in den ersten An- 
fängen. Im Jahre 1913 betrug die Produktion an kondensierter 
Milch etwas über drei Mill. Kin (1. Kin gleich 600 g). Zur 
Deckung des japanischen Inlandbedarfs mussten 70:% des Ge- 
samtverbrauchs aus dem Ausland eingeführt werden. Im Jahre 
1918 verdreifachte sich bereits die Produktion und die Ein- 
fuhr ging in dem entsprechenden Verhältnis zurück. Gieich- 
zeitig setzte eine starke Ausfuhr des japanischen Milchprodukts 
ein, die sich 1918 auf 118850 Kin bezifferte. Vor dem Kriege 
bezog Japan kondensierte Milch aus England, Canada, [’rank- 
reich und der Schweiz. Während des Krieges waren die Ver. 
Staaten mit Eagle Brand der Hauptlieferant. Die japanische 
Ausfuhr ging nach den Straits Settlements, Niederländisch-Indien 
und China. Der Entwicklung der japanischen Kondensmilch-In- 
dustrie kam die Schutzzollpolitik zustatten. Auf je hundert Kin 
eingeführter Kondensmilch wird ein Zoll von Yen 5,55 erhoben. 
Eine weitere Beihilfe erfährt die Industrie dadurch, dass sie 
von der Zuckerverbrauchsteuer befreit ist, ferner werden neue 
Betriebe nicht zur Einkommensteuer herangezogen. Die Zahl 
der Betriebe beträgt zurzeit 32, die Hauptproduktionsgebiete 
liegen in Boshu, Mishima, Sapporo. Der Aufschwung, den die 
Industrie in den letzten Jahren genommen hat, ist jedoch nur 
äusserlich.. Obwohl der Herstellungsprozess erheblich ver- 
bessert worden ist, reicht er nicht aus, um den europäischen und 
amerikanischen Erzeugnissen Gleichwertiges entgegenzustellen. 
Da ferner die Industrie künstlich hochgezüchtet worden ist, 
fehlt ihr eine gesunde Grundlage. Das Kapital der Uhnter- 
nehmungen, von einigen Ausnahmen abgesehen, ist nicht er- 
heblich und da die einzelnen Betriebe bei Einkauf von Rohmilch 
in heftigem \Wettbewerb stehen, ziehen die Milchpreise immer 
mehr an. Im allgemeinen haben die Milchindustriellen gute Ge- 
winne eingcheimst, da die Nachfrage das Angebot bei weitem 
überstieg. Die Industrie geht jedoch schweren Zeiten entgegen, 
wenn nicht ein Zusammenschluss der verschiedenen Unter- 
nchmen erfolgt. 


- 


Niederländisch-Indien. 


Verbesserung der Arbeitslöhne auf Java. Sowohl die nieder- 
ländisch-indisch& Regierung als auch die Arbeiterkreise der 
holländischen Kolonien versuchen neuerdings in übereinstimmen- 
uer Form die Arbeiterlöhne entsprechend den heutigen Verhält- 
n'’ssen aufzubessern. Die Bewerunz ging, wie man aus einer 
an den Nieuwe Rotterdamsche Courant vom 3. 7. 
gerichteten Zuschrift eines Kenners der wirtschaftlichen Veihält- 
wisse in Niederländisch-Indien ersicht, vom Regierungsresi- 
dlenten in Soerakarta aus. Dieser hatte den Zuckerfabrikanten 
seines Bezirkes den Vorschlag gemacht, sie sollten von ihrem 
Reingewinn einen kleinen Prozentsatz, beispielsweise 5%, ab- 
sondern und daraus einen Fonds bilden, um den Arbeitern 
höhere Löhne, vor allem aber soziale Verbesserungen zu ver- 
schaffen, wie Arbeiterhäuser, ärztliche Pflege umd ähnliches. 
Der Generalgouverneur Indiens fand das von dem genannten 
Residenten gerebene Beispiel so beherzigsnswert, dass er an 
sämtliche Residenten der holländischen Kolonien die Aufforde- 
rong richtete, Versuche in gleicher Weise zu unternehmen. Der 
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Generalgouverneur wünschte vor allem von ihnen zu erfahren, 
vb auch die Erbpächter der Gwmmmi-, Kaffee- und Teekulturen 
geneigt seien, in gleicher Weise für das Wohl imer Arbeiter zu 
sorgen. So anerkennenswert der Gedanke als solcher auch sei, 
lässt sich der Korrespondent des Rotterdamer Blattes nun ver- 
nehmen, so hat der Generalgouverneur andererseits nicht be- 
dacht, dass jener Vorschlag keine allgemeine Anwendung finden 
kann, und zwar aus den Verhältnissen des indischen Arbeits- 
marktes selbst heraus. Die Bedingungen der dortigen In- 
dustrie sind, soweit Arbeiterverhältnisse in Frage kommen, z. B. 
bei der Zuckerindustrie ganz anders als im Bergbau und der 
Plantagenindustrie. Die Zuckerindustrie muss über eine an- und 
eingesessene A:beiterbevölkerung verfügen können, das heisst, 
sie macht mit ihren Arbeitern auf lange Jahre hinaus laufende 
Abschlüsse, so dass diese im eixent&hen Sinne des Wortes zu 
ansässigen Bevölkerungsschichten werden. Die übrigen ein- 
heimischen Industrien aber haben fast immer mit nomadenhaften 
Arbeitern zu tun, bei denen wohl Lohmaufbesserungen an- 
gebracht wären, für die aber eine Aufbesserung im Wohnungs- 
wesen und ähnlichem weniger in Frage käme. Es soll nun 
durchaus nicht damit gesagt scin, dass diese Industrien sich die 
Abgabe von Reingewinnen zugımsten der Arbeiter nun völlig er- 
sparen dürfen, nur müsse ein Unterschied in der Verteilung des 
Prozentsatzes vom Reingewinn an ansässige und an herum- 
ziehende Arbeiter gemacht werden. Letztere werden während 
der Dauer ihrer Beschäftigung auf den Gummi-, Kafiee- und 
Teeplantagen in Kampongs untergebracht, die die Arbeitgeber 
in provisorischer Form errichten. Ihnen einen Gewinnanteil zum 
Zwecke der Errichtung ständiger Hütten auszahlen, hiesse ein- 
fach schwergewonnenes Geld nutzlos wegwerfen. Ferner ist 
der Taglohn für Zeitarbeiter bereits ein höherer als der, der den 
ansässigen Arbeitern auf den Zuckerplantagen gezahlt wird. 
Auch gibt es viele Unternehmer in den anderen Industrien, so 
in der Landwirtschaft, die den Zeitarbeitern sowohl freie Unter- 
kunft als auch freie Kost gewähren. Sie lassen selbst den Ar- 
heitern freie ärztliche Behandlung und Prämien von 10 Gulden 
zuteil werden, wenn sie ein Jahr bei ihn:n aushalten. Die 
Kolonialregierung hat die Feststellung und Aufbesserung der 
Arbeiterverhältnisse nun einer Regierungskommission über- 
lassen, die sich mit einem Fragebogen von ni:ht weniger als 
140 Punkten an die Unternehmer gewandt hat, so dass diese 
dessen Beantwortung völlig ratlos gegenüberstehen. Die Inter- 
esgentenkreise scheinen daher auch entschlossen, das Ergebnis 
dieser Rundfragen abzuwarten und dann erst entsprechend dazu 
Stellung zu nehmen. Es ist also, mit einem Worte, zunächst 
nur die Zuckerindustrie, die in der Lage und auch gewillt ist. 


‘von ihren Reingewinnen einen Prozentsatz für ihre Arbeiter 


abzuzweigen und zu deren Gunsten praktisch zu verwenden. 


Aufkauftätigkeit der Japaner. Nach der Mainummer des 
Dutch East-Indian Archipelago hat das japanische 
Konsortium, das vor kurzem die im Klaten-Distrikt (Zentral- 
Java) gelegene Zuckerfabrik Gedaren aufgekauft hat, jetzt 
wegen des Ankaufs der Ketandan-Pflanzung, die in demselben 
Bezirk liegt, Unterhandlingen angeknüpft. 


Einführung der drahtlosen Telephonie. Wie in der Mai- 
nummer des Dutch East Indian Archipelago mi- 
geteilt wird, werden zwischen Bandoeng und Manggari (bei 
Weltevreden) Versuche mit drahtloser Telephonie gemacht. 

Neue Unternehmen. In Tiiatlap an der Südk‘iste von JavA 
errichten Van Dongens Oil Mills Ltd. eine grosse Oelmühle. — 
In Socrabaya ist eine Farbenfabrik entstanden, die täglich 30 
Kilogramm Anstrichfarben herstellt. 


Philippinen. 


Krisis in Manila. Wie der Londonand ChinaTele- 
graph vom 5. 7. berichtet, sind die Papier- ımd Gasolinvof 
räte in Manila nahezu erschöpft; ob neue Zufuhren zur rechten 
Zeit eintreffen können, erscheint fraglich. Sechzig Druckereien 
in Manila stehen infolge der Papie.krisis vor der Schliessunf. 
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Was geht in China vor? 


Von C. Fink. 


. Unklare Verhältnisse Peking und 
Shanghai überrascht. Der Ausgang der 
KämpfeumPeking.NeueProbleme. Japans 
Politik in China. Chang-Tso-lins Stel- 
lung zu Japan, Amerikas neuer Kurs. 
„KeinejapanischeMonroedoktrin“ Eng- 
lands Pxrestigepolitik. Die iunnenhetze 
einschwererFeßler. 


Auf die Frage: „Was geht in China vor?“ ist eine Ant- 
wort nicht ganz einfach zu geben. Ein alter Freund, der in 
Peking sitzt und die politische Entwickelung Chinas seit 
vielen Jahren genau .und mit Verständnis verfolgt, schreibt 
mir unter dem 17. Juni: „Es ist sehr schwer auch nur ein 
ungefähres Bild von dem Wirrwarr zu malen, der zurzeit 
wieder einmal in China herrscht. Die neueste Entwickelung 
in Hunan kann sehr ernst werden. Die Spannung zwischen 
“Ghina und Japan ist durchaus noch nicht aufgehoben, wenn 
ich Japan im Augenblick auch aus Furcht vor Isolierung 
nachgiebig zeigt und die sibirische Frage Tokio ganz in 
Anspruch nimmt. Ich berichte, sobald die ‚Entwickelung 
durchsichtiger geworden ist.“ Wenige Tage vorher wurde 
aus Shanghai geschrieben: „Die Politik in China bleibt im 
Gärungszustand. Kämpfe werden aus Hunan, Szechuan, 
Kansuh, Shansi und Fukien gemeldet, die zum Teil von poli- 
fischer Bedeutung sind. Aber es scheint, als ob eine gewisse 
Partei und Presse, die englische eingeschlossen, die Lage 
viel ernster darstellt, als sie ist. Die Anhuileute, die ich ge- 
sprochen habe, lachen über alle die Lügennachrichten und 
meinen zuversichtlich, daß Tuan- Chi-jui und der Anfuklub 
die Lage beherrschen.“ 

Wie anders haben sich dann die Dinge entwickelt. In 
Peking und Shanghai ist man trotz aller rechtzeitigen War- 
Nungn einmal wieder gründlich überrascht _ worden. 
Die Anfupartei hat für den Augenblick zu bestehen oder 
wenigstens ein politischer ausschlaggebender Belang zu sein 
aufgehört. Der Telegraph hat inzwischen das äusserlich 
Wichtigste der letzten Wochen berichtet. Danach hat sich die 
Lage seit Mitte vbrigen Monats wie folgt gestaltet: 

Die Anfutruppen 'sind: geschlagen; die Chihlipartei hat 
gesiegt, nachdem der Generalgouverneur der Mandschurei 

ng-Tso-lin nach anscheinend anfänglichem Zögern offen 


auf ihre Seite getreten ist. Westlich und südlich von Peking 
ist eine Division . Marschall Tuan-Chi-juis völlig zersprengt, 
ihr Kommandeur ist gefangen ‘worden; darauf sind zwei 
weitere Anfu-Divisionen zum Feind übergegangen. Die 
Anfupartei sucht das damit zu erklären, sie habe die Stärke 
der japanfeindlichen Stinnmung im Volk unterschätzt und 
deshalb von Anfang an mit übermächtigen Imponderabilien 
zu kämpfen. gehabt, ihre’ Offiziere und Mannschaften hätten 
sich geweigert, das Schwert für eine Sache zu führen, die 


‘sich mit ihrem Nationalgefühl nicht, vertrug. Tuan-Chi-Jui 


hat dann seine bei Yang-tsun stehenden Truppen nach 
Norden in der Richtung von Kalgan abmarschieren zu lassen 
versucht. Ob es ihm gelungen ist, wird nicht gemeldet. Da 
ein Misserfolg schwerlich verschwiegen wäre (schon weil die 
englischen Berichterstatter, wie die ganze öffentliche Meinung 
der Engländer in China, im Herzen auf seiten der Chihlipartei 
stehen), ist anzunehmen, daß diese Truppen zu denen .des 
„Kleinen Hsü‘ gestoßen sind, die vorläufig noch ungeschla- 
gen in der Mongolei stehen dürften und möglicherweise den 
Kern einer Streitmacht bilden, mit denen die Chihlipartei eines 
Tages zu kämpfen haben wird und so ganz leicht nicht fertig 
werden dürfte. Weniger wahrscheinlich ist es, dass Tuan- 
Chi-jui eine in Tsi-nan-fu stehende Division seiner soge- 
nannten Verteidigungsarmee noch nach Norden hat bringen 
lassen können, da die Eisenbahnbrücke bei Te-chou zerstört 
ist. Was an Truppen der Anfupartei in Peking, gewesen ist, 
hat die Waffen strecken müssen: Chang-Tso-lin und Tsao- 
Kun haben je ein Regiment in Peking einrücken lassen, die die 
Entwaffnung des “egners überwacht haben. Tuan-Chi-jui 
hat angesichts dieser Wendung der Dinge um Enthebung 
seines Postens als Kommandeur der Verteidigungsarmee ge- 
beten, die ursprünglich angeblich aufgestellt war, um einen 
Einbruch deutscher Kriegsgefangenen aus Sibirien in China 
und dann dem Vordringen des Bolschewismus gemeinsam 
mit Japan Einhalt zu gebieten, jetzt aber entgegen ihrer 
eigentlichen Bestimmung in den Bürgerkrieg eingesetzt war. 
Nach einigem Zögern hat Präsident Hsü-Chi-chang dieses 
Abschiedsgesuch bewilligt und lässt die Truppenverbände 
Tuans auflösen. Gegen den „Kleinen Hsü“, dessen Aufent- 
haltsort unbekannt ist, und die zur Anfupartei gehörigen 
Minister der Finanzen_ des Handels und des Verkehrs und 
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einige andere Häupter der geschlagenen Partei sind Verhafts- 

befehle erlassen worden. Die letzten Nachrichten lauten 
 — echt chinesisch —, Präsident Hsü verhandele zwischen den 
feindlichen Generalen. Tuan-Chi-jui ist einstweilen noch in 
Peking. Inzwischen hat sich die Regierung in Canton mit 
dem Präsidenten Hsü in Verbindung gesetzt und die Auf- 
lösung des alten Parlaments, von. dem noch immer Reste in 
Canton geblieben sind, unter gewissen Bedingungen ange- 
boten. Präsident Hsü trägt sich mit dem Gedanken, den 
Wünschen Cantons entgegenzukommen und die Auflösung 
des Pekinger Parlaments anzuordnen, die in diesem Augen- 
blick sich unschwer wird durchführen lassen, da die Mehr- 
zahl der Abgeordneten, die Anfuleute, mehr darauf bedacht 
sind, die eigene Person in Sicherheit zu bringen, als sich in 
Amt und Würden zu erhalten. Wer unter der „Regierung in 
Canton“ gemeint ist, wird in den vorliegenden Telegrammen 
nicht gesagt, offenbar aber Lu-Yung-ting und Tsen-Chun- 
hsuan, die ja längst Beziehungen zur Chihligruppe unter- 
halten und seit der Sezession der Führer der liberalen Canton- 
partei (Tang-Shao-yi, Wu-Ting-fang und. Sun-Yat-sen) freie 
Hand im Süden haben. Man steht anscheinend vor einer 
Einigung des Reiches, das seit Jahren durch die Gegensätze 
von Nord und Süd in zwei feindliche Heerläger geteilt war, 
wobei indessen nicht vergessen werden darf, dass der Süden, 
als dessen Führer sich Canton stets gefühlt hat, heute nicht 
in den Händen der Kuangtungleute ist, sondern in denen der 
"Kuangsileufe, die von jeher die Rivalen und Gegner der 
Kuangtungleute gewesen sind. Ein kleiner Rest der Kuang- 
tungleute und ihrer Freunde halten noch in Yün-nan-fu unter 
dem Tutschün Tang-Chi-yao aus, der Rest scheint zurzeit, 
unter sich uneinig, versprengt zu sein. Inzwischen verhan- 
deln Chang-Tsao-lin und Tsao-Kun in Tientsin, was zunächst 
zu geschehen hat. Es fehlt offenbar an starken Männern, 
denen man die Regierung anvertrauen kann. : Die öffentliche 
Meinung unter den Chinesen Nordchinas verlangt die so- 
fortige Ausschreibung von Neuwahlen zum Parlament und 
einen Ausgleich mit dem Süden. Chang-Tso-lin hat diese 
Forderungen als berechtigt anerkannt, ist bisher aber noch 
nicht imstande gewesen zu sagen, wie er das Ziel glaubt 
erreichen zu können. 


Ob die Cantonesen und die Anfuleute eines Tages wieder 
erstarken und den Kampf gegen die heutigen Machthaber, die 
Chihlipartei, von neuem aufnehmen können, bleibt abzuwarten. 
Auch in Zukunit wird damit zu rechnen sein, dass sich feindliche 
Tutschüns befehden werden, wie sie es zum Schaden Chinas, 
das damit an den Rand des Abgrunds gedrängt wird, seit Jak- 
ren tun. Dazwischen kommt cine Meldung aus Tokio, wonach 
das chinesische Kaiserhaus das japanische davon verständigt 
habe, es sei bereit, die Regierung in Peking wieder zu über- 
nehmen.“ Was hinter dieser Nachricht steckt, ist noch völlig 
unklar. Dass in der Kaiserfrage das letze Wort noch nicht 
gesprochen ist, dürfte jedem klar sein, der sich mit den ost- 
asiatischen Dingen eingehend beschäftigt hat und dass die 
Männer, die heute die Macht in Hägden haben, Chang-Tso- 
lin, Tsao-Kun, Lu-Yung-ting usw. sich noch heute im 
Grunde viel weniger als republikanische als als kaiserliche 
Generale fühlen, ist ebenso bekannt, wie dass Japan in der 
Republik China stets einen unbequemen Nachbarn gesehen 
hat und die Wiederaufrichtung des Kaiserreichs ehrlich be- 
grüssen würde. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass 
Chang-Tso-lin dem Vertreter der Londoner Morning-Post 
versichert hat, eine Wiederaufrichtung des Drachenthrons 
der Mandschudynastie läge ihm völlig fern. 


% 
Ganz unrichtig ist es, wie namentlich in der Pariser 


Presse, vor- allem im Temps, aber auch in deutschen Zei- 


tungen behauptet wird, dass mit der japanfeindlichen Anfu- 
partei nun auch Japans Sache in China verloren sei. So ein- 
fach liegen die Dinge nicht. 


Japan hatte bald nach Ausbruch des- Weltkrieges VeT- 
sucht, sich,mit gepanzerter Faust eine Vormachtstellung in 
China zu schaffen. Aber Japans Rüstung erwies sich dafür 
nicht stark.genug; es konnte die im Mai 1915 in Pekin über- 


reichten 21 Forderungen nicht durchsetzen. Tokio bemühte 


s 


sich dann, sein Ziel auf anderem Wege zu erreichen: es 
unterstützte einzelne der militärischen Machthaber in China, 
indem es ihnen Anleihen gewährte, wofür ihm wertvolle 
Gerechtsame zugestanden wurden, während es gleichzeitig die 
Zahl seiner Truppen und Beamten in China nach Möglichkeit 
vermehrte und, wo es konnte, neue Interessen’ schuf oder alte 
verstärkte. Die Folge war, dass Japan, namentlich in der 
amerikanischen und englischen Presse Ostasiens, der Vor- 
wurf gemacht worden ist, es schüre unter der Hand das 
Feuer innerer Gegensätze in China. Als Japan dann in Paris 
am Friedenstisch offen seine Ansprüche auf Kiäutschou And 
auf die deutschen Rechte in Shantung erhob und die west- 
lichen Grossmächte diesen Anspruch unterstützten, brach der 
Unwille in China los und nahm schärfste Stellung gegen 
Japan, vielfach rücksichtslosesten Boykott aller japanischen 
Waren nicht nur predigend, sondern tatsächlich durch- 
führend. Sehr bald merkten auch die Japan freundlichen 
Männer in China die Folgen dieses Boykottes. Ganz be- 
sonders fühlte das Misstrauen,. das ihm wegen seiner Bezie- 
hungen zu den japanischen Kreisen entgegenbracht wurde, 
Marschall Tuan-Chi-jui. Diese Wendung ist es gewesen, die 
sich dann Tuans alte Gegner, die sogenannte Chihlipartei, die 
er seit dem Staatsstreiche der Kaiserpartei im Jahre 1917 so 
rücksichtslos bekämpft hatte, zunutze gemacht haben. wobei 
sie um so mehr hofften sich durchzusetzen, als bekannt ge- 
worden war, dass Tuan alt und schwach geworden sei. 


Der Erfolg ist auf Seite der Chihlileute gewesen, nach- 
dem es ihnen gelungen war, den stärksten Mann des Nordens 
für sich zu gewinnen, den Generalgouverneur der Man- 
dschurei, Chang-Tso-lin, der aus kleinen Verhältnissen (seine 
Gegner behaupten, er sei einst Banditenführer gewesen) zur 
Macht aufgestiegen war. Chang gilt heute als der kommende 
Mann in China. 


Es ist bezeichnend, dass Japan sich durch seine Neu- 
tralitätserklärung in dem Augenblick, wo diese Entscheidung 
fiel, aus den chinesischen Wirren zurückzog. Aeusserlich 
mag es den Anschein haben, als sei nun Japan bis auf 
weiteres ausgeschaltet, da’ seine Beziehungen zur Anfupartei 
zweifellos sehr viel enger gewesen sind, als zur Chihlipartei. 
Aber es lässt sich nicht übersehen, wie Chang-Tsao-lin heute 
zu Japan steht. An scharfen Gegensätzen zwischen ihm und 
dem japanischen Generalgouverneur von Kuantung hat es 
früher nicht gefehlt; letzthin aber haben einflussreiche Staats- 
männer und Offiziere auffallend oft ihren Weg von Tokio nach 
Mukcden gefunden, und es ist bekannt geworden, dass Chang 
in den letzten Monaten mit dem Haus Okura sehr grosse Ge- 
schäfte, bei denen es um gewaltige Liegenschaften in der Man- 
dschurei ging, abgeschlossen hat. Auch das lässt wieder er- 
kennen, dass Japan nicht ein, sondern viele Eisen im chine- 
sischen Feuer hat und seine Zukunft keineswegs ausschliess- 
lich auf Tuan-Chı-jui und seine Anfufreunde gebaut hat. 
Japan kann auf seine letzten Ziele in China nicht verzichten, 


will es nicht auf seine Grossmachtstellung verzichten. Seine 
Hand wird sich in China bald wieder zeigen. 


Und das um so mehr, da England und Amerika gerade‘ 


jetzt die grössten Anstrengungen machen, Japan aus der 
während des Weltkrieges auf dem ostasiatischefl Festland er- 
rungenen Vormachtstellung wieder herauszudrängen Wir 
sehen eine neue Phase des politischen Kampfes im Fernen 


Osten beginnen, in dem auf der einen Seite Japan, auf der 


anderen die beiden angelsächsischen Grossmächte auf dem . 


Plan stehen. 

Die japanischen Staatsmänner haben in China, wie schon 
erwähnt, nicht immer eine gerade Linie verfolgt, sondern bald 
diesen, bald jenen Umweg eingeschlagen, um ans Ziel zu 
kommen. In einem Punkt aber sind sie stets einig gewesen; 
dritte Mächte durften sich unter keinen Umständen in die 
- Beziehungen Japans zu China einmischen. Deshalb dürfte 
auch von den mit grossen Worten angekündigten Plänen des 
neuen amerikanischen Gesandten in Peking Charles R. Crane 
nicht ohne weiteres allzuviel zu halten sein. Erzielt Amerika 
in China politische Erfolge, so muss sich zunächst dadurch 
die augenblickliche Spannung zwischen China und Japan 
verschärfen, letzten Endes aber wird auch dieser Erfolg sich 
wieder als ein Bumerang erweisen und Amerikas Stellung 


nicht nur Japan gegenüber, sondern auch in China erheblich ' 


erschweren. Durch die Auslassung der japanischen Presse, 
auch der Blätter, die sich selbst als liberal bezeichnen und 
die nicht ausgesprochen amerikafeindlich sind, wie die 
„Asahi“, geht ein Unterton, der deutlich die ‚feste Ent- 
schlossenheit ganz Japans erkennen lässt, sich in das chine- 
sische Spiel unter keinen Umständen hereinreden zu lassen. 
Ja, die japanische Presse hat sogar, als Crane einem Inter- 
viewer in Tokio gegenüber erklärte, er werde vorurteilslos 
an die chinesiche Frage herangehen, von der er bisher noch 


so gut wie nichts verstände, ihr Missbehagen darüber recht 


offen ausgesprochen, dass der amerikanische Gesandte, ehe 
er seinen Posten in Peking antrat, nicht in Tokio die aus- 
drückliche Versicherung abgegeben habe, er werde sich unter 
keinen Umständen in die japanisch-chinesischen Angelegen- 
heiten einmischen. In Tokio pocht man heute so nachdrück- 
lich auf die Anerkennung der japanischen Vormachtstellung 
in Ostasien, die aus Anlass des Ishii-Abkommens vom Staats- 
. sekretär Lansing 1917 anerkannt worden ist, dass man China 
sogar das Recht abstreitet, die Shantungfrage vor den Völker- 
bund zu bringen. Das Japan Chronicle charakterisierte 
die Lage kürzlich, wie folgt: „Von dem Anspruch, dass die 
japanisch-chinesischen Angelegenheiten nur Japan und China 
angehen, kommen wir zu dem Anspruch, dass alle Gesandten 
-in Peking sich des Rechtes einer moralischen Unterstützung 
Chinas so weit begeben müssen, dass sie noch nicht einmal die 
Höflichkeit und die Fähigkeiten ihrer chinesischen Freunde 
preisen dürfen. Von da bis zu einer Kontrolle der führenden 
Diplomatie in China ist aber nur ein kleiner Schritt.“ Dahin 
aber wollten es die Staatsmänner in London und Washington 
augenscheinlich nicht kommen lassen. Der amerikanische 
Staatssekretär Colby hat dieser Tage mit dem britischen. Bot- 
schafter in Washington Geddes, dem britischen Gesandten 
in Peking Alston (der sich auf’einer Reise nach London dort 
aufhält; nachdem er, aus Tokio dorthin versetzt, eben erst 
seinen Pekinger Posten übernommen hat) und dem bisherigen 
amerikanischen Botschafter in Tokio Morris eine Reihe von 
Konferenzen gehabt, die sich auf die ostasiatischen Fragen 
bezogen. Als wichtigstes Ergebnis dieser Unterredungen 
weiss das Londoner Daily Chronicle zu me Eng- 
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land habe sich der amerikanischen Auffassung angeschlossen, * 
dass das Lansing-Ishii-Abkommen Japan keineswegs freie 
Hand in China lasse, und erkenne keine japanische Monroe- 
doktrin in Ostasien an. Das lässt auf Pläne einer aktiven Poli- 


tik Amerikas in China schliessen, die schwerlich mit denen 


Japans ganz übereinstimmen dürften. Aber auch England ist 
offenbar entschlossen, die sich ihm wie ein Wunder bietende 
Gelegenheit nicht ungenutzt vorüber gehen zu lassen, sein in 
den letzten Jahren doch vielfach geschädigtes Prestige in China 
wieder zu festigen. 

Wie sich unter diesen Umständen die Dinge in "China 
weiter entwickeln werden, kann erst die Zukunft zeigen. Die 
Beute des letzten Kampfes, den wir in seinen äusserlichen 
Auswirkungen sich haben abspielen sehen, ist, wie schon 
gesagt, noch nicht verteilt. Die innere Geschichte dieses 
Kampfes ist noch ungeschrieben. Morgen können sich neue 
Belange geltend machen, die unerwartete Aussichten eröffnen, 
die alle Berechnungen über den Haufen werfen: Belange, die 
ebenso sehr ihre Wurzeln in China selbst haben, wie solche, 
die von aussen hineingetragen werden, sei es von Japan, sei 
es von England, sei es von Amerika. 


Wir Deutschen haben im Lauf der letzten sechs Jahre so 


‚viele und so schwere Enttäuschungen erlebt, dass es vermes- 


sen wäre, wollten wir die Hoffnung hegen,, der Wirrwarr, der 
heute in China herrscht, könne oder würde gar uns einen 
Vorteil bringen. Immerhin dürfen wir uns sagen, mögen die 
Dinge sich gestalten, wie sie wollen, die Bäume unserer 
Widersacher werden auch in China nicht in den Himmel 
wachsen und ihre Kronen: so weit ausdehnen, dass unter 
ihrem Schatten schliesslich kein deutscher Grashalm mehr ge- 
deihen kann. Dass sich ganz besonders der englische Baum 
unter den heutigen Verhältnissen nicht ganz ungehindert 
mehr entfalten kann, ergibt sich aus einem mir zur Verfügung 
gestellten Brief von Ende Juni aus Hankau, in dem es heisst: 
„Die englische Presse bringt jetzt zum ersten Male zum Aus- 
druck, dass die Hineinziehung Chinas in den Krieg ein Fehler 
gewesen sei. Es wird dabei erklärt, dass der grösste Teil 
des chinesischen Volkes einen Unterschied zwischen . den 
weissen Nationen nicht zu begreifen versteht. Heute sieht 
endlich der Engländer ein, was er sich damals mit seiner 
Propaganda, wobei wir den Chinesen als Hunnen und 
schlimmeres Pack hingestellt wurden, eingebracht hat. Es 
freut uns besonders, dass ausgerechnet das schlimmste eng- 
lische Hetzblatt in China, die Central China Post, dieses Zu- 
geständnis bringt.“ 

Auch England wird seine Politik in China, die es mit un- 
beschränkter Rücksichtslosigkeit ausschliesslich auf die selbst- 
süchtigsten Ziele einstellen zu können geglaubt hatte, von 
Grund aus ändern müssen, will es sich nicht eines Tages 
einer unhaltbaren Lage gegenüber finden. Zweifellos wird die 
Nicht-Erneuerung des in Jahresfrist ablaufenden ‚Vertrages mit 
Japan ganz besonders für die Chinapolitik Englands von Be- 
deutung sein. London kann nicht mehr, wie es in der Ver- 
gangenheit getan hat, mit souveräner Verachtung über die 
Interessen aller’ anderen fortschreiten. Auch England hat heute 
mit neuen Verhältnissen zu rechnen, mit neuen Konstellationen, 
die in diesem Augenblick in China entstehen. Es wird den 
natürlichen Rechten Chinas sowohl wie Dritter Rechnung 
tragen müssen, denn es nimmt dort heute nicht mehr eine un- 
bestrittene Vormachtstellung ein, sondern muss auf den Lug- 
aus sein und Antwort suchen auf die Frage: „Was geht in 
China vor?“ 
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Reform der chinesischen Schrift? 


Von Fritz Secker. 


Für den aus China repatriierten Deutschen, der gewohnt 


war, an Ort und Stelle die politischen und wirtschaftlichen 


und geistigen Strömungen des neuen China zu verfolgen und 
sich im Kreis chinesischer Freunde Anschauung und Beleh- 
rung zu holen, ist es eine schwierige Aufgabe, sich in der 
Heimat, abgeschlossen von dem lebendigen Quell der Ge- 
schehnisse, ein anschauliches Bild von dem neuen Werden 
zu machen. Bei der Beurteilung der jeweiligen Verhältnisse 
aus weiter Ferne ist man vorläufig noch auf Nachrichten aus 
zweiter und dritter Hand angewiesen, man nimmt unbewusst 
deren Lesart in sich auf, versucht zwar, diese auf Grund der 
eigenen Kenntnis der Dinge zu verbessern, erhält jedoch, trotz 
aller Objektivität, mit der Zeit ein völlig schiefes Bild der 
tatsächlichen Lage. 


Diese Worte der Einleitung glaube ich vorausschicken 
zu müssen, wenn ich auf Grund einer langen Abhandlung, 
die J. Olin Howe (offenbar der verangelsachste Name eines 
Chinesen) im New York Sun & Herald über eine auf- 
sehenerregende Reform der chinesischen Schrift veröffentlicht. 


Ich erinnere mich noch, dass im Herbst 1918, wo die 
Deutschen in China wenig Musse hatten, sich mit neuen 
geistigen Strömungen des Landes zu beschäftigen, eine Mel- 
dung durch die chinesische Presse ging, wonach es einem 
gewissen Wang-Djao gelungen sei, ein (nicht romanisiertes) 
Lautalphabet zusammenzustellen, und dass das chinesische 
Unterrichtsministerium die Einführung, des neuen Alphabets 
auf allen Schulen plane. Ueber’ die weitere Entwickelung der 
Angelegenheit berichtet nun der Howesche Artikel. Schenkt 
man dem Verfasser Glauben, so steht eine gewaltige Um- 
wälzung auf dem Gebiet des chinesischen Schriftwesens be- 
vor. Howe teilt eine Anzahl Fälle mit, wo Analphabeten mit 
Hilfe des neuen Systems, chinesisch Chu yin tse mu genannt, 
überraschend schnell Lesen und Schreiben gelernt haben. 
Siebzig Jahre alte Frauen bemeistern das neue System in 
wenigen Wochen, aufgeweckte Literaten innerhalb eines 
Monats und Kinder in noch geringerer Zeit. Howe erzählt 
den Fall von zwei jungen Dörflern, die ihren Lebensunterhalt 
durch Herstellung von Holzlöffeln verdienten; sie wurden 
von der Vorsteherin einer Schule, die bei ihnen Löffel kaufte, 
in der neuen Schrift unterrichtet. Eines Tages begaben sich 
die Löffelschnitzer in ‘eine einsame Gebirgsgegend und 
hielten sich in der Hütte armer Bergbewohner auf; da sie 
kein Schreibpapaier mit sich führten, übten sie sich in der 
neuen Schrift an den Wänden. Als sie nach einiger Zeit die 
Bergbewohner verliessen, waren diese mit Ausnahme eines 
steinalten Mütterchens imstande, zu lesen und zu schreiben. 
Versuche, die an Schulen veranstaltet wurden, zeigten noch 
verblüffendere Ergebnisse. 
in Hankou konnten die neue Schrift bereits nach eintägigem 
Studium lesen und ziemlich gut schreiben; Literaten ge- 
brauchten nur eine Stunde, um sich in der Lautschrift zurecht- 
zufinden. . 

Nach Howe ist die Provinzialverwaltung von Schansi in 
der Einführung des neuen Systems führend geworden, nach- 
dem ein Pekinger Regierungserlass von 23. 11. 1918 Chu yin 
tse mu gutgeheissen hatte. In öffentlichen Bekanntmachungen 
ermunterte der Zivilgouverneur von Schansi die Bevölkerung, 
sich die neue Lautschrift anzueignen und er liess zweiein- 


Die Schüler des Lehrerseminars 
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halb Millio Unterrichtsbücher verteilen. Den verschie- 
denen Beruisklassen wurde eine Frist zur Erlernung der 
Schrift gesetzt. Zivi- und Militärbeamte, Lehrer und 
Männer in gehobenen Stellungen, Schüler der Mittelschulen, 
Soldaten, Schutzleute, deren Vorgesetzte und Regierungs- 
angestellte mussien das neue System innerhalb eines Monats 
erlernt haben, Firmenchefs und Dorfälteste in zwei Monaten. 
Vom 1.1. d. J. mussten innerhalb derselben Zeit alle Männer 
unter 40 und Frauen unter 25 das neue System erlernen. Auf 
Nichtbefolgung der Anordnung wurden Strafen ausgesetzt. 


Um das System überall volkstümlich zu machen, bereisen 
im Auftrag der Regierung Wanderredner das Land; es sind 
bereits Zeitungen und andere Veröffentlichungen in der Laut- 
schrift geplant. 


Worin besteht nun das neue System? Eine Tabelle, die 
Olin Howe seinem Artikel beifügt, gibt eine ungefähre Auf- 
klärung. Insgesamt sind 39 Lautzeichen vorhanden, darunter 
24 Anlaute, 3 Mittellaute und 12 Schlusslaute. Nach der 
Wadeschen Umschreibung ergeben sich folgende Lautbilder: 

Anlaute: Ke, K’& Ng(o), Chi, Ch’i, Ni, Te, T’e, Ne, Pe, 
P'e, M&, Fe, (Wo) V, Tzu, T’zu, Sz’u, Chih, Ch’ih, Shih, He, 
Hsi, Le, Jih. 

Mittellaute: Y(i), W (u), Yü) 

Schlusslaute: A, O, E, Y (Eh), W (Ei), Ai, Ao, Ou, 
An, Ang, E(n), E(ng), Einh). 


Sämtliche Laute bestehen aus ein bis zwei, höchstens 
vier Strichen. Der Ton (es gibt 5) wird durch einen Punkt, 
der je nachdem, rechts und links oder oben und unten steht, 
dargestellt. 


Weitere Angaben macht Olin Howe leider nicht; es ist 
daher nicht möglich, einige praktische Beispiele anzufügen. 
Das einzige, was uns Howe noch verrät, ist, dass die neue 
Schrift, ebenso wie die alte, von oben nach unten gelesen 
wird. Das wichtigste ist jedoch (und das erwähnt Howe nur 
andeutungsweise), dass das neue Schriftsystem bei der 
Mannigfaltigkeit der chinesischen Dialekte die Kenntnis der 
„Einheitssprache“ zur Voraussetzung hat; diese Einheits- 
sprache, die auf dem „Mandarin“ basiert, ausserhalb 
ihres lautverwandten Sprachgebiets volkstümlich und der 
neuen Lautschrift dienstbar zu machen, dürfte nicht leicht sein. 
Die von Howe mitgeteilten, verblüffenden Erfolge scheinen 
zunächst auch tatsächlich nur im. en nn des „Man- 
darin“ erzielt worden zu sein. 


Die in China mit dem Chu yin Be mu gemachten Ver- 
suche verdienen mit Aufmerksamkeit verfolgt zu werden, be 
sonders vom Kaufmann, der durch die neue Lautschrift ein 
Mittel erhält, die breitesten Schichten des Volkes mit seiner 
Reklame zu erreichen und das Bedürfnis für seine Erzeugnisse 
zu erwecken. Auch dem Absatz von Schreibmaschinen, die 
auf das neue Lautzeichenalphabet eingestellt sind, eröffnen 
sich gewaltige Aussichten. Vorerst muss man jedoch das Ein- 
treffen weiterer Nachrichten über das System abwarten. 

Treffen die optimistischen Angaben Olin Howes zu, so 
kann das neue Schriftsystem für die gesamte Entwicklung 
Chinas von unübersehbarer Bedeutung werden; man male 
sich aus: ein Volk von 400 Millionen würde fast über Nacht 
an das geistige Weltgeschehen angeschlossen. 


ac mes in. Britisch-Indien. 


Von H. Fehlinger. 


Die modernen Umgangssprachen der Bevölkerung Bri- 
tisch-Indiens gehören: fünf verschiedenen Sprachfamilien zu, 
nämlich der indo-europäischen, drawidischen, tibeto-chinesi- 
schen, austral-asiatischen und malayo-polynesischen. Insge- 
samt sind bisher 220 selbständige einheimische Sprachen be- 
kannt, wozu überdies noch verschiedene fremde Sprachen 
kommen, die aus andern Ländern Asiens und Europas stam- 
men. \Weitaus der grösste Teil der Bevölkerung, nämlich 
232823000 Personen, sprechen indo-europäische Sprachen, 
die in Asien ‚heimisch sind; sie verteilen sich auf die indische 
und die iranische Gruppe wie folgt. 


Pr Zahl der 
Sprachen Personen 
Indo-europäischer . Sprachstamm, j 
arischer Zweig: ic 
Indische Gruppe . 32 230 755 857 
Iranische Gruppe 5 2 066 654 
zusammen 37 232 922 511 


Arische Sprachen herrschen überall in Indien vor mit 
Ausnahme von Birma, den Bergen von Assam und jenes Teils 
der vorderindischen Halbinsel, welcher südlich der Linie Kol- 
hapur-Puri liegt. In diesem Gebiet werden fast ausschlie®s- 
lich drawidische Sprachen gesprochen, die ausserdem in eini- 
gen Gegenden der Zentralprovinzea und auf dem Plateau 
von Chota-Nagpur ‚angetroffen werden, und sogar im fernen 
Belutschistan, im äussersten Nordwesten des Reiches, haben 
wir in den Brahui ein kleines Volk mit drawidischer Sprache. 

Die arischen Sprachen kamen einst mit wandernden 
Stämmen über den Hindu-Kusch und die Berge Belutschistans 
nach Indien. Sie warden von den Eingeborenen übernom- 
men, mit welchen die fremden Einwanderer sich vermischten. 
Auch in moderner Zeit konnte och festgestellt werden, dass 
dort, wo nicht-arische Bevölkerungen mit geringem Kultur- 
besitz mit Arierh in Berührung kommen, ‚die Sprachen der 
ersteren in kurzer Zeit verdrängt werden. Die Arier machen 
keinen Versuch, diese Sprachen zu erlernen, und die Not 
wendigkeiten des Verkehrs zwingen die Einheimischen, sich, 
so.gut es geht, mit der Sprache der er höherer Kultur 
vertraut zu machen. 

Die iranischen Sprachen sind auf Belutschistan 
und die afghanischen Grenzgebiete beschränkt; am stärksten 
vertreten ist von ihnen hier das Paschto (1,6 Mill. Personen) 
sowie das Balotsch (0,5 Mill. Personen). 

Innerhalb der indo-arischen Sprachgruppe 
sind die Hindi-Sprachen (98,5 Mill. Personen) die wich- 
tigsten. Sie sind besonders in den Vereinigten Provinzen 
Agra-Oudh, in Bihar-Orissa sowie in Zentral-Indien und 
Berar verbreitet. Aber eine dieser Sprachen, nämlich das 
Hindustani, hat weit mehr als lokale Bedeutung. Nament- 
lich dessen als Urdu bezeichneter persianisierter Dialekt ist 
die allgemeine Verkehrssprache in weiten Gebieten des mitt- 
leren Indien. Die Urdu-Literatur ist wohl muselmanischen 
Ursprunges, aber die Sprache wurde doch vornehmlich von 
den Hindubeamten des Moghul-Reiches persianisiert. Im 
Dekan wird Urdu von den Muselmanen selbst dort gewöhn- 


lich gebraucht, wo drawidische Sprachen bodenständig sind. 


Während der ersten Jahrhunderte ihres Bestandes blieb die 
Urdu-Literatur ganz auf lyrische Dichtungen beschränkt. 
Prosa-Urdu verdankt seinen Ursprung der englischen Be- 
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setzung Indiens. Ein reines Hindi wurde von den englischen 
Lehrern an der Hochschule zu Fort William zustande ge- 
bracht, indem sie aus dem Urdu alle Worte arabischer und 
persischer Herkunft ausmerzten und an deren Stelle dem 
Sanskrit entlehnte Worte setzten. Diese Kunstsprache, die . 
den Ansprüchen der orthodoxen Hindi durchaus gerecht 
wird, wird nun von vielen gebildeten Bewohnern Ober- 
indiens, die Urdu nicht anwenden, als Schriftsprache benutzt. 
Urdu wird gewöhnlich in abgeänderter persischer Schrift ge- 
schrieben, das reine Hindi aber in Deva-nagari-Lettern (gleich 
Sanskrit. Dem Hindi nahe verwandt sind Radschastani 
(14 Mill. Personen), Gudscharati (10,7 Mill. Personen) und 
Pandschabi (15,9 Mill. Personen). Im allgemeinen, wenn sie 
nicht mit Fremdwörtern überladen sind, kann man die Hindi- 
sprachen als wohlklingend und ausdrucksvoll bezeichnen. 
Ihre Grammatik ist einfach, und der eigene Wortschatz ist 
sehr gross, auch besitzen sie die Eignung, um Abstracta aus- 
zudrücken. 

Von den östlichen arischen Sprachen hat Ben gali die 
weiteste Verbreitung; es wird von 48,4 Millionen Personen 
gesprochen. Die zahlreichen Dialekte dieser Sprachen lassen 
sich zu drei. Gruppen vereinigen, der westlichen, östlichen 
und nördlichen. Westbengalisch wird in dem Lande zu 
beiden Seiten des Hooghly und weiter im Westen gesprochen. 
Der Mittelpunkt des Ostbengalischen ist die Stadt Dacca; süd- 
wärts erstreckt es sich bis Tschittagong, doch ist der .dortige 
Dialekt für jemand, der aus Calcutta kommt, sehr schwer 
verständlich, und er ist überdies unschön. Nordbengalisch 
wird im Norden des Ganges und im unteren Teile des Assam- 
tales gesprochen. 

Von den 15 Drawidensprachen, die von- 62,7 
Millionen Personen gesprochen werden, sind Tamil, Kara- 
nesisch und Telugu hervorzuheben. Das Tamil (8,1 Mill. 
Personen) stellt in sprachlicher Hinsicht die altertümlichste 
Form dar und hat einen nicht unbedeutenden Einfluss auf 
andere Idiome ausgeübt, wozu seine Literatur es ausgezeich- 
net erscheinen liess. Es hatte eine hervorragende Literatur 
aufzuweisen. Weniger reich und originell ist die Literatur 
des Telugu (23,5 Mill. Personen), das aber eine sehr wohl- 
lautende Sprache ist. Seit dem 16. Jahrhundert drangen .aller- 
dings viele fremde Elemente in die Sprache ein, und früh 
schon bereitete sich ein Verfall des literarischen Geschmackes 
vor, der in Rama Razus Werken mit ihren Spielereien mit 
doppelsinnigen Wörtern und sonstigen absonderlichen Kunst- 
stückchen die tiefste Stufe erreicht. Karanesisch wird von 
10,5 Mill. Personen gesprochen. Es besitzt eine ziemlich alte 
Literatur. 

Tibeto-chinesische Sprachen (13 Mill. Personen) 
herrschen vor in Birma, in den Bergen von Assam, sowie 
im Himalayagebiet von Ladakh, in Kaschmir bis zum 
Mischmi-Lande im Osten Assams. Austral-asiatische 
Sprachen werden hauptsächlich gesprochen auf dem Plateau 
von Chota-Napgur und in dessen Grönzgebieten, in der Um- 
gebung von Rangun und in einigen Schan-Staaten. 

Die literarischen Schätze der indischen Sprachen kommen 
nur einem ganz kleinen Teil des Volkes zugute, denn die 
grosse Mehrzahl der Bewohner Indiens sind des Lesens und 
Schreibens unkundig. Diesbezügliche Angaben wurden 1911. 
für 313 415 000 Personen erlangt. Davon waren 294 876 000 
Analphabeten und 18539000 konnten lesen und schreiben. 
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In englischer Sprache lesen und schreiben konnten 1 670 000 
Personen. 
166 242000 mindestens zwanzigjährigen Personen waren 
152 581 000 Analphabeten und 13 661 000 konnten lesen und 
schreiben, davon 1 196.000 in englischer Sprache. Unter den 
20jährigen und älteren Personen waren die Analphabeten 
unter den Männern mit 85 % und bei den Frauen mit 98,8 % 
vertreten. Von der Gesamtbevölkerung waren 94,1 %. An- 
alphabeten. Unter den Angehörigen der animistischen 
Stämme waren 99,4 % Analphabeten, unter den Mohamme- 
danern 96,2 %, unter den Hindu 94,5 %; die wenigsten An- 


(Die Zahl der Europäer beträgt 199 800.) Ven“ 


alphabeten, nämlich 28,9 %, weisen die Parsi (Zoroaster) auf. 

Beachtenswert ist,. dass das von sozialen Hemmungen 
am wenigsten betroffene Gebiet Indiens, und zwar Birma, die. 
meisten des Lesens und Schreibens kundigen Personen auf- 
weist: 22,2 9. der Bevölkerung; dann kommen die Andaman- 
und Nikobar-Inseln mit 16 %, der südindische Eingeborenen- 
staat Kotschin mit 15,1 %, der südindische Staat Travancore 
mit 15 %, der Staat Baroda mit 10,1 % und die kleine Pro- 
vinz Kurg mit 10%. Dagegen gab es in Kaschmir nur 
2,1% und in der zentralindischen Agentie 2,6% 6 des Lesens 
und Schreibens kundige Personen. 


Politische Rundschau. 


China. 


Wu-Ting-fang in Japan. Nach dem Japan Ch ronicle 
vom 24. 6. hat sich .der bekannte südchinesische Führer Wu- 
Ting-fang gelegentlich eines Aufenthalts in Japan zugunsten einer 
Zusammenarbeit Chinas und Japans in der Förderung ihrer ge- 
meinsamen Interessen ausgesprochen. 


Verhaftung eines Redakteurs. Nach einem Pekinger Bericht 
an den Japan Weekly Chronicle yom 24. 6. hat die 
Verhaftung des Redakteurs der Yi-schi-bao, Li-Tsung-lin (in 
- westländischen Kreisen ‘unter dem Namen Li-Sum-lin bekannt, so- 
wie die Durchsuchung seiner Redaktionsräume ziemliches Auf- 
sehen erregt. Li, der nebenamtlich noch Sekretär im Finanz- 
ministerium ist, wird zur Last gelegt, dass er Einzelheiten über 
die Flugzeug-Anleihe "veröffentlicht habe, und zwar brachte er 
die Tatsache an die Oeffentlichkeit, dass die Curtiss-Gesellschaft 
eine Anleihe in Höhe von $ 5 Mill., von der die Hälfte in Flug- 
maschinen begeben werden sollte, mit der Pekinger Regierung 
"abgeschlossen habe. Die Angelegenheit machte insofern in 
westländischen Kreisen Aufsehen als die Yi-schi-bao ein rein 
amerikanisches Unternehmen ist, und man in der Durchsuchung 
der Redaktionsräume einen ungesetzlichen Üebergriff sieht. Li 
ist es offenbar wieder gelungen, freizukommen und im Gesandi- 
schaftsviertel Zuflucht zu finden.- / 


Die Arbeiterirage. Die Erfahrung lehrt, dass jede grössere 
in Europa oder Amerika. entstandene Bewegung, sei sie geistiger 
oder sozialer Art, ihre Wirkungen auf China ausübt. China ist 
nun einmal in der glücklichen oder unglücklichen Lage, auf 
solche Aeusserungen westländischer Fort- oder Rückschritte 
reagieren zu müssen. So haben sich in letzter Zeit die Nach- 
richten über bolschewistische Strömungen gemehrt. Man be- 
fasst sich theoretisch mit bolschewistischen Gedanken. Tat- 
sächlich ist das gesamte gesellschaftliche Leben der Chinesen 
auf einer Grundlage aufgebaut, die schon seit Jahrtausenden 
den Bojschewismus überwunden hat. Wenn nun gewissenlose 
Hetzer ihr Programm durchführten und einen gewaltsamen Um- 
sturz der Dinge heraufbeschwörten, so würde dem chinesischen 
Volk von aussen her künstlich etwas aufgezwungen werden, was 
es schon längst friedlich überwunden hat. Das gleiche gilt auch 
von der sozialen Frage. Auch diese Frage hat das Chinesentum 
schon seit langem gelöst. Der Durchschnittschinese ist mit 
seinem L.os zufrieden. Ja, der Kuli lebt heutzutage, was die An- 
zahl der zur Ernährung notwendigen Kalorien anlangt, vielleicht 
bedeutend besser als der Durchschnittseuropäer. Es ist eine 
auffallende Tatsache, dass, je mehr man in Europa cxperimen- 
tiert, das l.os des Menschen, vornehmlich des Arbeiters, glück- 
licher zu gestalten, gefade „die gegenteilige Wirkung erzielt 
wird, denn höhere Arbeiterlöhne bedingen bekanntlich eine Ver- 
teuerung des Herstellungsprozesses und damit des Fertig- 
erzeugnisses. Jungchinesen, die längere Zeit in Europa geweilt 
haben oder sich theoretisch mit westländischen Arbeiter- 
problemen befasst haben, glauben ihrem Lande einen Dienst zu 
erweisen, wenn sie all diese Probleme, die Europa noch keines- 
wcegs gelöst hat, in ihr Land hineintragen. Als bemerkenswertes 
äusseres Ereignis mag die Tatsache angeführt werden, dass am 
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1. Mai in den grösseren Städten Chinas sozialistische Kund- 
gebungen stattgefunden haben. Bei dieser Gelegenheit konnte 
man jedoch feststellen, dass es sich nicht um Kundgebungen 
handelte, die aus der chinesischen Arbeiterschaft ‚selbst .heraus 
entstanden sind, sondern um Veranstaltungen junger Studenten, 
denen es gelungen war, die Umzüge zu organisieren. Nichts ist 
leichter in China, als solche künstlichen Kundgebungen ins Werk 
zu setzen, mit der Absicht, auf das urteilslose Ausland einen 
gewissen Eindruck zu machen. Fin geschickter Redner, der mit 


Schlagworten um sich zu werfen weiss, hat gerade in China bei 


der urteilslosen Masse leicht eine grössere Gefolgschaft; die 
Masse folgt aber ebensogern einem Führer, der treffende Gegen- 
argumente ins Feld führt. Von diesem Gesichtspunkte aus be- 
trachtet, darf man den Maikundgebungen keine allzugrosse 
Bedeutung beimessen. Fs “ist jedoch nicht zu verkennen, dass die 


‚ Studenten unter der chinesischen Arbeiterschaft mit Erfolg 


von einer Gewerkschaftsbewegung die Rede gewesen. 


propagandistisch tätig sind, Im Mai vorigen Jahres kam es in 
Schanghai sogar zu einer Art Generalstreik, bei dem es sich 
jedoch nicht um die Erfüllung gestellter Lohnforderungen 
handelte, sondern es war ein von jungen Patrioten .geschürter 


‚ Proteststreik gegen die Schanfungklausel des Versailler Ver- 


trages. Die Kundgebung‘ zeigte, wie gross der Einfluss ist, 
den gewisse chinesische Kreise schon auf die arbeitende Be- 
völkerung gewonnen haben.“ Nach dem allgemeinen Streik 
setzten eine Anzahl Teilstreiks ein, die in europäischen Baum- 
wollspinnereien Schanghais ihren Anfang nahmen und allmählich 
auch auf‘ rein chinesische Gewerbezweige übergriffen. Die 
Arbeiter verlangten im Hinblick auf die Teuerung der Lebens- 
mittelpreise höhere Löhne, die von den Arbeitgebern auch 
ziemlich glatt bewilligt wurden, da sich die Forderungen offen- 
bar in gemässigten Grenzen bewegten. Ganz andere Forde- 
rungen hatten jedoch vor kurzem die bei einer Hongkonger 
Dock-Gesellschaft beschäftigten Monteure gestellt. Sie ver- 
langten kurzerhand 33 Prozent L.ohnerhöhung und traten bis zur 
Erfüllung ihrer Forderungen in den Ausstand. Es handelt sich 
hier um gelernte Arbeiter, die nicht zu ersetzen waren, da ai 
solchen Kräften in China grosser Mangel ist, denn sonst wäre es 
für die Arbeitgeber ein Leichtes gewesen, neue Arbeiter einzu- 
stellen, ohne die Gegenmassnahmen der Gewerkschaft befürchten 
zu müssen. Die Arbeitgeber wurden gezwungen, die Lohner- 
höhungen zu bewilligen, weil ihner“keine anderen Kräfte zur 
Fortführung ihres Betriebes zur Verfügung standen. Dasselbe 
Damoklesschwert hängt über allen europäischen Industrieunter- 
nehmungen in China, die über eine gelernte Arbeiterschaft ver- 
fügen. Seit dem Streik in Hongkong ist sich der gelernte Ar- 
beiter seiner Macht bewusst, und in der englischen Presse Ost- 
asiens werden Befürchtungen laut, dass die Lohnbewegung nach 
dem Hongkonger Vorbild unter Umständen einen allgemeinen 
Umfang annehmen könnte. 

In den letzten Monaten ist in der Presse Ostasiens vielfach 
Es hiess 
sogar, dass sich an manchen Orten die Ricksha-Kulis organisiert 
hätten. Leider fehlen über diese für die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung Chinas wichtigen Vorgänge alle näheren Angaben. 
Es ist nicht zu verkennen, dass durch die Rückkehr tausender 


s damm 611r. 


gelernter chinesischer Arbeiter aus Europa, die während des 
Krieges in den Munitionsfabriken und sonstigen kriegsindu- 
striellen Unternehmungen beschäftigt waren, eine neue Note in 
die chinesische Arbeiterbewegung kommt, die mit der fortschrei- 
tenden Industrialisierung des Landes zweifellos allmählich an Be- 
deutung gewinnen wird, wie das heute in Japan bereits in hohem 
Grade der Fall ist. Mit der Zeit werden sich vielleicht auch die 
ostasiatischen Löhne einem gewissen Weltstandard nähern, und 
die Zeit wird dann nicht mehr fern sein, wo die „billigen asiati- 
schen Arbeitskräfte“ der Vergangenheit angehören. Wenn man 
allerdings liest, dass europäische Industrieunternehmen in. China 
ihren Aktionären 50 bis über 100 Prozent Dividende verteilen 
konnten, so ist einem Lohnzuwachs an die Arbeiterschaft ein 
weiter Spielraum gelassen, ohne dass eine Verteuerung der be- 
treffenden Erzeugnisse vorgenommen werden müsste. 
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Deutscher ‚Grundbesitz in Tsingtau. Unter dem 6. Januar 
dieses Jahres gibt das japanische Auswärtige Amt bekannt, dass 
aller deutscher Grundbesitz in Tsingtau, gleichgültig ob er 
Kriegsgefangenen oder anderen Personen gehört, zu Geld ge- 
macht werden wird. 

Kleider und Haushallingsserenstände die zum täglichen 
Leben gebraucht werden, können auf Antrag der Eigentümer 
von der Kontrolle befreit werden. 

Kriegsgefangene geniessen nur für ihre Privateffekten, die 
sie mit sich geführt haben, den durch Art. 4 des Wafienstill- 
standsabkommens gewährleisteten besonderen Schutz. Weiter- 
gehende Ansprüche der Kriegsgefangenen mit Bezug auf ihr in 
Tsingtau zurückgebliebenes Eigentum werden von der japa- 
nischen Regierung nicht anerkannt. 

Am 14. Mai d. J. teilt das japanische Auswärlige Amt mit, 
dass die. japanische Regierung beschlossen habe, für jeden 
einzelnen individuellen Eigentümer in Tsingtau, gleichgültig, wo 
derselbe sich aufhält, einen Betrag bis zu 10.000 Yen freizugeben. 


Offene Stellen In der Mandschurel. - Für ein grosses 
japanisches Unternehmen in der Südmandschurei wird ein 
Grubensteiger für oxydischen Fisenerzbau in kristallinen 
Schiefern (Magnetit und Hämatit, sowie ein Hochofenmeister 
gesucht. _ 

Bewerber, die durch Zeugnisse den Nachweis erbringen 
können, den vorstehenden Bedingungen gerecht . zu werden, 
wollen sich unter Nr. E./Wl. 27095 an die Abteilung A des 
Burdes der, Auslandsdeutschen, Berlin W. 10, Rauchstrasse 23, 
wenden. 
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„Der politische Kampf im Fernen Osten und Chloss 
Sinanzielle Schwäche“ Verlag Friedrich Perthes, 
Gotha. Die gesamtpolitische Entwicklung während des Welt- 
krieges wird in wertvoller Weise 'ergänzt durch die übersicht- 
liche Darstellung vom politischen Kampf im Fernen Osten und 
von Chinas finanzieller Schwäche. In recht anschaulicher 
Form beleuchtet der Verfasser Dr. W. Foth den wirtschaft- 
lichen Kampf der Grossmächte in China vor dem Kriege, und 
schildert schliesslich, wie die politischen Ereignisse während 
des Weltkrieges zur Vormachtstellung Japans in. Ostasien ge- 
führt haben. Besonderen Wert verdienen die Ausführungen des 
Verfassers über die vor dem Kriege von Deutschland betriebene 
Ostasienpolitik und über die Ursachen, die ihren Zusammen- 
bruch veranlasst haben. Gleichwohl findet der Verfasser neue 
Grundsteine, auf denen in Zukunft die Beziehungen zwischen 
Deutschland und China aufgebaut werden können, und gibt -zum 
Schluss einige nützliche Anregungen für die deutsche Politik in 
Ostasien. Im Zusammenhang mit der politischen Gestaltung 
der Ereignisse in. Ostasien ist die Anleihegeschichte Chinas dar- 
gestellt. Durch die knappen und klaren Ausführungen in 
Dr. Foths Abhandlung ist der Mangel an einer geeigneten 
Uebersicht iiber die politische und wirtschaftliche‘ Entwicklunz 
in China während der letzten zehn Jahre und besonders im 
Verlaufe des Weltkrieges behoben. G: Sch. 
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, | Ä China. 


Die Wirtschaftslage Chinas Im Jahre 1919. 
Von Hermann Gipperich, Berlin. 


Allgemeines. Die Kriegsjahre hatten für.das Wirtschafts- 
leben Chinas eine Reihe günstiger wie auch nachteiliger Er- 
scheinungen hervorgebracht. Infolge der dem chinesischen 
Volke innewohnenden Zähigkeit und Schwerfälligkeit hat China 
es nicht verstanden, die ihm gebotenen Vorteile gleich 
seinem Nachbar Japan voll auszunützer Auf der andern Seite 
haben aber auch dadurch die ungünstigen Ereignisse nicht die- 
jenigen schwerwiegenden Folgen für sein .Wirtschaftsleben her- 
vorgerufien, die sie bei den empfindlicher organisierten west- 
ländischen Staatsgebilden gehabt haben würden. Die Einstellung 
der Feindseligkeiten im November 1918 bewirkte somit auch 
keine einschneidende Aenderung. Wenn man das Jahr 1919 
trotz aller Widersprüche als das erste Friedensjahr bezeichnen 
will, so bot die wirtschaftliche Lage Chinas in diesem Jahre 
wesemlich däs gleiche Bild wie in den vorhergehenden Kriegs- 
jahren. Die politischen Verhältnisse blieben genau so ver- 
worren, die Trennung zwischen Norden und Süden blieb un- 
überbrückt, selbstsüchtige Beweggründe beeinflussten die Führer, 


Unfähigkeit und Korruption beherrschten die Beamtenschaft, 


und das ganze unermesslich reiche Land zeigte ein Bild der 
ärksten Schwäche. Bemerkenswert war jedoch eine stark an- 


wachsende Anteilnahme des Volkes an den Ereignissen, die sich. 


allerdings, wie bei den Studenten, oit 
lärmender Weise äusserte. 

Von den äusseren Einflüssen übte Chinas Stellungnahme 
zum Friedensvertrag von Versailles die stärkste Wirkung auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse aus. Gemäss Artikel 156 bis 
158 des Friedensvertrages hatte Deutschland auf alle seine 
Rechte in der Provinz Schantung zugunsten Japans verzichtet. 
Gegen diese Bestimmungen erhob die chinesische Regierung 
Einspruch, da sie sich selbst als einzig berechtigte Nachfolgerin 
Deutschlands in Schantung” betrachtete, und die chinesischen 
Delegierten in Versailles verweigerten am 28. Juni 1919 die 
Unterzeichnung des Friedensdokumentes. Das Verhältnis Chinas 
zu Deutschiand blieb auch ungeklärt, als in der Rolge die 
chinesische Regierung am 15. September eine Bekanntmachung 
veröffentlichte, die den Kriegszustand mit Deutschland mit dem 
28. Juni für beendet erklärte. Die wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern konnten auch darnach .nicht in 
normaler Weise wieder aufgenommen werden. 

Die unnachgiebige Stellung Japans zur Schantungfrage rief 
in der chinesischen Bevölkerung eine ungeheure Erregung gegen 
alles Japanische sowie gegen die chinesischen Staatsmänner, 
denen es nicht gelungen war, Chinas Forderungen durch- 
zusetzen, hervor. In dieser Bewegung spielten die Studenten 
eine hervorragende Rolle und erzwangen u. a. die Entlassung 
der Minister Tsao-Ju-lin, Lu-Cheng-yu und Chang-Tung-hsiang. 
Wirtschaftlich äusserte sich die Bewegung hauptsächlich durch 
einen streng durchgeführten Boykott japanischer Waren, 
japanischer Schiffahrtsliniei u. dgl. m., der einen bedeutenden 
Erfolg hatte und die Handelsbeziehungen zwischen China und 
Japan stark beeinflusste, 

Nicht nur von politischer, sondern auch von grosser wirt- 
schaftlicher Bedeutung waren Chinas Bestrebungen im ver- 
gangenen Jahre, sein Verhältnis zur Acusseren Mongolei und 
zu Tibet zu regeln, denen jedoch fremde Einflüsse offen oder 
versteckt entgegenarbeiteten. In der Mongolei ging (General 
Hsü-Shu-cheng energisch und erfolgreich vor. Er durchquerte 
im Herbst mit einer kleinen Iruppenmacht die Wüste Gobi, 
rückte in der mongolischen Hauptstadt Urga eim und veranlasste 
die mongolische Regierung, die Aufhebung der Autonomie der 
Aeusseren Mongolei bei der Regierung in Peking zu beantragen. 
Diese stimmte 'selbstverständlich freudig zu. An dem fait 
accompli änderte nichts, dass der russische Gesandte in Peking 
gegen die dadurch erfolgte Aufhebung des Kiachta-Vertrages 
vom 7. Juni 1915 zwischen China, Russland und der Aeusseren 


in unangebrachter, 


Wirtschaftliche Nachrichten. 


Mongolei Einspruch erhob. Welche Rolie bei diesen Ereignissen 
Japan und der Ataman Semenow, selber ein Burjäte, also 
sibirischer Mongole, hinter den Kulissen gespielt haben, ist nicht 
ganz klar. Wirtschaftlich hat China mit der Wiedergewinnung 
der Mongolei sich ein für ausgedehnte Viehzucht hervorragend 
geeignetes, auch für Ackerbau in Betracht kommendes und an 
Bodenschätzen reiches Gebiet gesichert. — Von geringerer wirt- 
schaftlicher, aber grosser politischer Bedeutung waren die Ver- 
handlungen zwischen China und Tibet. Hierbei übernahm Eng- 
land die Rolle eines Vermittlers, und wenn es auch äusserlich 
eine Einigung zwischen beiden herbeizuführen suchte, scheint 
es die dauernde Erfolglosigkeit der Verhandlungen nicht ungern 
zu sehen. u 

Die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Beziehungen zu 
Deutschland erschwerte China selbst dadurch, dass. es. im Jahre 
1619 lange nach Einstelime der Feindseligkeiten ınter dem 
Diucke seiner Bundesgenossen die Repatriierung der in: China 
ansässigen deutschen Kaufleute und andern Zivilpersonen vor- 
nahm. Durch diese durch keine kriegerische Notwendizkeit be- 
gründete und mit unnötiger Härte durchgeführte Massnahme hat 
China nicht nur Deutschland, sondern auch sich selbst erheblich 
geschädigt. Auch die Veräusserung deutschen privaten Grund- 
besitzes in Chima, z. B. der Deutsch-Asiatischen Bank, der 
deutschen Klubs usw. nach tatsächlicher Beendigung des Krieges 
ist im ‚Interesse eines kimftigen guten Einvernehmens zwischen 
beiden Ländern sehr bedawerlich. 

Von weiteren nach Beendigung des Krieges gegen Deutsch- 
land gerichteten wirtschaftlichen Massnahmen ist der Plan eine> 
Sonder-Zolltarifs, der im Handelsverkehr mit den Ländern, die 
nicht im Vertragsverhältnis zu China stehen, n Anwendung 
kommen soll, zu verzeichnen. Während vertraglich der er- 
hobene Ein- und Ausfuhrzoll grundsätzlich auf 5 v. H. festgelegt 
ist, sieht der autonome Zolltarif Sätze von 5-1W®v.H.vor. — 
Schliesslich sei noch als wirtschaftlich wichtige Folge des ver- 
tragslosen Zustandes zwischen Deutschland und China der Ver- 
lust der exterritorialen Rechte für die in Chma lebenden 
Deutschen erwähnt. Ob es später gelingen wird, diese Rechte 
für Deutschland zurückzuerwerben, erscheint bei der im dieser 
Angelegenheit sehr entschlossenen Haltung der chinesischen 
Regierung zum nrimdesten zweifelhaft, 

In der inneren Politik war im Jahr& 1919 die Tremnmg 
zwischen Norden und Süden auch wirtschaftlich die folgen- 
schwerste Erscheinung FEigentliche Kämpfe zwischen den 
Truppen der beiden Parteien fanden nur in zanz unbedeutendem 
Umfange statt; doch .ist es begreiflich, dass die tiefgehende 
Spaltung im Volke die Unsicherheit im Lande vermehrt, wo- 
durch das Räuberunwesen stark überhand nahm. Um den Streit 
beizulegen, wurde zu Anfang des Jahres zwischen den heiden 
Parteien eine Friedenskonferenz vereinbart, zu welcher der 
Norden Chu-Chi-chien, der Sirdden Tang-Shao-yi als Delegierten 
ernannte. Die Konferenz trat im Februar im früheren deutschen 
Klub in Schanghai zusammen, ging aber nach dreimonatigen er 
gebnislosen Verhandlimgen im Mai wieder auseinander. Eine 
zweite im September nach Schanghai berufene Priedenskor- 
ferenz, zw der als Delegierter des Nordens Wang-I-tang ent- 
sandt wurde, verlief ebenfalls erfolglos; in ihrem Verlaufe trat 
der Delegierte des Südens Tang-Shao-yi von seinem Amte 
zurück. Die Aussichten auf eine baldige Einigung blieben dem- 
nach ımzünstig. Inzwischen wurden die Finanzen Chinas durch 
cen Unterhalt von unverhältnismässig zrossen Truppenmassen 
bekastet, die zum grössten Teil zwecklos waren md lediglich 
eine Gefahr für das Land bildeten. Die Kosten dieser über- 
hüssigen Truppen gehörten zu den brennendsten Fragen der 
chinesischen Finanzwirtschaft und erregten auch die Aufmerk- 
samkeit der ausländischen Gläupdiger Chinas. 

Einen ungewöhnlich breiten Raum besonders in der emr- 
Hschen Presse Ostasiens nahınen die Berichte übe ein Wieder- 
aufleben des Anbaues von Mohn in China und damit des 
Opiumgenusses ein. Es steht wohl ausser Frage, dass die ver- 
worrenen Zustände ın China die Veranlassımg waren, dass in 
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vielen Gebieten der Mohnanbau wieder eingeführt würde, häufig 
sogar wohl aus Beweggründen rein finanzieller Art, da dıe ein- 
tägliche Ophmngewinnmg die Mittel zur Besoldımg der 
Treppen schaffen musste. Die auffallende englische Propaganda 
erweckte aber den Verdacht, als sei ihr an dem Nachweis ge- 
kegen, dass China seiner Verpflichtung zur Unterdrückung des 
Molmbaues nicht nachgekommen, wodurch England auch seiner 
seits nicht mehr an die Verpflichtung gebunden wäre, die 
indische Opiumeinfuhr nach China zu vertündern. Von min- 
destens ebenso grosser Wichtigkeit wie die Unterdrückung des 
Anbaues von Molm in China wäre die Verhinderung des 
Schmuggels mit Opium umd Opiumpräparaten aus dem Auslande. 
Der Schmuggel wurde hauptsächlich von japanischen und russi- 
schen Zwischenhändlern betrieben, und die chinesichen Zollbe- 
hörden sind, wie der Generalinspektor des Seezolls kürzlich 
selbst eingestehen musste, hiergegen machtlos. 

Fin erfreuliches Gegenstück zum Mohnanbau Dot die fort- 
schreitende Entwicklung des Ackerbaus in anderen Teilen 
Chinas, besonders in der Mandschurei, wo zwar Bohnen und 
Sorghum weitaus die erste Rolle spielen; doch komnte beispiels- 
weise, um ein wenig beachtetes Erzeugnis zu nemen, die Siml- 
mandschurische Zucker-Geseltschaft in ihrem Jahresbericht für 
1919 melden, dass sich die Erzeugung von Rübenzucker gegen- 
über dem Verjahre verdoppelt habe. 


Finanzen. Die Staatsfinanzen Chinas gerieten 1919, trotz 
glänzender Einnahmen iminer mehr in einen Zustand trostloser 
Zerrüttung. Die Einmalmen des Seezotis m Höhe von 46 Mill. 
Haikuam Taek übertrafen alte bisherigen Jahresergebnisse. 
Das gleiche trifft auf die Einnahmen der Salzverwaltung zu, 
die trotz der ungünstigen Zustände im Lande von 71 864 000 
Doflar im Jahre 1918 awf 80672 000 Dollar im Jahre 1919 stiegen. 
Von dieser Summe behielten jedoch die Provmzialbehörden so- 
gleich über 26 Mitt. Dollar für eigenen Bedarf zurück — en 
trauriges Zeichen der Machtkosigkeit der Pekinger Zentralregie- 
rung. Da die auf den Salzeinnahmen tastenden Verpflichtungen 
sich nur auf 11% Mill. Dollar beliefen, verblieben der Zentral- 
regierimg noch Ueberschüsse in Höhe von mehr als 50 Mill. 
Dollar. Aus den Eimnahmen der Zollverwaltung konnten der 
Pekinger Regierung nach Begteichung aller Verpflichtungen, 
einschliesslich der aus der Reorganisationsanleihe, 22% Mill. 
Taels zur freien Verfügung ausgehändigt werden. | 

Diese grossen Ueberschüsse jedoch, die beim derzeitigen 
Kurse mehr als 25 Mill. Pfund. Sterling betragen — was dem 
Gesamtbetrage der Reorganisationsanleihe von 1913 entspricht 
— und die zum Aufbau und zu Reformen dringend benötigt 
wurden, zerrannen durch Auszahlungen: an eine Armee, über 
welche die Zentralregierung die Gewalt verloren hatte, und an 
eine Verwaltung, die von politischen Parteien ausgebeutet 
wurde. Infolge des ausserordentlich hohen Standes des Silber- 
kurses waren die Ansprüche der auf Goldwährung lautenden 
ätsseren Anleihen sehr gering. Wem die chinesische Regie- 
rımz es trotz der aussergewöhnlich gtänzenden Einnahmen nicht 
verstand hawszuhalten, so gibt das zu den schlimmsten Befürch- 
inmzen Anlass. Weit entfernt, aus den Einnahmen die Ausgaben 
zu decken, musste die Regierung im Auslande, meist in Japan, 
Anleifte über Anleihe awfnehmen, wogegen wertvolle Objekte 
verpfändet wurden Es sei nur die japanische Anleihe von 20 
Mit Yen erwähnt, für die als Sicherheit die Einnahmen der 
Tetegraphermverwalting dienen, und die amerikanische Anleihe 
von 30 Mitt. Gold-Dollar, für wekche die Einnahmen aus dem 
Wein und Tabak- opot verpfändet wurden. Noch bezeich- 
nender waren die kleinen und kleinsten Anleihen der Regierung 
bei den ausländischen Banken, wie die 500 000 Dollar zur Heim- 
beförderumg der in: Chima ansässigen Deutschen und die 300 000 
Dollar zur Bestreitung der Unkosten der chinesischen Friedens- 
delegation in Versailles. 

Im engen Zusammenhange mit den Anleihebedürfnissen der 
chinesischen Regierung stand die Neubildung des Konsortiums 
der fremden Banken. Das Bankenkonsortium, das ursprünglich 
ins Leben gerufen war, um eine gewisse Einheitlichkeit in der 
chinesischen Anleihepolitik herbeizuführen, und die Konkurrenz 
unter den verschiedenen Nationen auszuschalten, hatte im Laufe 
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der Jahre durch verschiedentlichen Wechsel der Mitglieder 
mehrfach sein Aussehen geändert. Die im Jahre 1919 versuchte 
Wiederbelebung des Konsortiums unter Beteiligung Amerikas, 
Enklands, Frankreichs und Japans stiess auf erhebliche 
Schwerigkeiten. Die Streitigkeiten innerhalb der einzelnen 
nationalen Gruppen, wie beispielsweise in. der englischen, in 
welcher bisher aussenstehende Banken ohne Erfolg die Mono- 
polstellung der Gruppe um die Hongkong & Shanghai Banking 
Corporation angriffen, konnten bald beigelegt werden. Ein viel 
grösseres Hindernis bot aber die Haltung Japans. Japan ver- 
langte mit Rücksicht auf seine geographische Lage und seine 
besonderen Interessen, dass die Mamdschurei und: die Mongolei 
ausserhalb des Tätigkeitsbereiches_ des Konsortiums bleiben 
sollten. Da sich die übrigen Beteiligten hiermit nicht einver- 
standen “erklären konnten, wurde die Bildung des Konsortiums 
bis Ende 1919 vereitelt, doch scheint nach späteren Nachrichten 
jetzt eine Einigung schliesslich doch nach erfolgt zu sein. 
Heftig bekämpft wurde das Konsortium in China selbst, be- 
sonders von dem Anfu-Klub, der sogenannten Militärpartei, der 
man eine enge Fühlung mit Japan nachsagt. In weiten Kreisen 
Chinas wird das Bankenkonsortium als Vorläufer einer fremden 
Schuldenverwaltung, die sich bei Fortsetzung der jetzigen üblen 
Finanzwirtschaft allerdings auf die Dauer kaum vermeiden 
lassen wird, angesehen. 

Dass bei diesen Zuständen die chinesischen Regierungs- 
banken, nämlich die Bank von China und die Verkehrsbank, 
schon lange kein volles Vertrauen mehr genossen, nimmt nicht 
weiter Wunder; ihr Papiergeld wurde in Peking, dem Platz 
der grössten Ausgabe der Bagknoten, nur zu etwas über dem 
halben Nennwert angenommen. Zur Beseitigung der -Uebel- 
stände wurde von den ausländischen Banken die Gründung einer 
staatlichen Münze in Schanghai vorgeschlagen, die das neue 
Einheitsgeld gewissermassen unter Kontrolle der ausländischen 
Banken prägen soll und gegebenenfalls auch Banknoten auf 
Grund einer ausreichenden Silberreserve ausgeben kann. 

Inzwischen nehmen.die zahlreichen Gründungen chinesischer 
und gemischter Banken ihren Fortgang. Da sie ihr Entstehen 


‚vielfach nicht den Bedürfnissen des Handels und Verkehrs, 


sondern politischen Beweggründen verdanken, so befindet sich 
viel Spreu darunter, die nach kurzer Dauer verweht sein wird. 


— An den gemischten Unternehmungen waren japanische Inter- 


essen in hohem Masse beteiligt; für den Westen waren von den 
Neugründungen von besonderer Bedeutung die (chinesisch- 
amerikanische) Commercial and Indästrial Bank of China in 
Peking und die Banca Italo Cinese in Tientsin. Die Commercial 
and Industrial Bank of China hat ein Aktienkapital von 10 Mill. 
Dollar, das zur Hälfte eingezahlt ist, und nennt als Präsidenten 
den früheren Premierminister Chien-Neng-hsün, als ersten 
Vizepräsidenten J. A. Thomas und als zweiten Vize- 
präsidenten Hsü-En-yüan. Das Aktienkapital der Banco Italo 
Cinese beträgt 4800000 chinesische Silber-Dollar und 16 000 000 
italienische Gold-Lire, von dem je ein Viertel zur Zeichnung 
aufgelegt und "aufgenommen ist; ikr Präsident ist der frühere 
Verkehrsminister Hsü-Shi-ying, ihr Vizepräsident Lionello Scelsi. 

Die Geschäfte der in China arbeitenden fremden Banken 
waren trotz aller politischer Wirren glänzend, und sie werden 
fraglos infolge des hohen Silberstandes an ihre Aktionäre für 
1919 gute Dividenden verteilen können. Um von den jüngeren 
Banken eine zu nennen, deren Geschäfte nicht immer günstig 
beurteilt wurden, so konnte die im Jahre 1913 mit einem Aktien- 
kapital von 45 Mill. Francs gegründete Banque Industrielle 
de Chine, die für 1918 eine Dividende von 10 v. H. ausgeschüttet 
hatte, ihr Kapital im Februar 1919 auf 75 Mill. Francs erhöhen, 
und im November 1919 wurde eine abermalige Erhöhung auf 
150 Mill. Francs beschlossen. 

Handel. Die guten Ergebnisse der Banken, die hohen Zoll- 
einnahmen usw. ‚lassen schon darauf schliessen, dass 1919 für 
den Handel Chinas ein gewinnbringendes Jahr war. Diese 
Folgerung findet in den einzelnen Geschäftszweigen im all- 
gemeinen eine volle Bestätigung, sodass China wieder einmal 
die für die europäfsche Anschauung merkwürdige Erscheinung 
bietet, dass sein Handel blühte, während seine Staatswirtschaft 
am Rande des Abgrundes entlang schwankte. Die Gesamtein- 
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nahmen des Seezolls beliefen sich 1919 auf rund 46 Mill. Hai- 
kuan Taels. Hiervon entfielen auf die hauptsächlichsten Plätze: 


(in Haikuan Taels) 1919 1918 
Schanghai . 14 289 700 10 903 047 
Tientsin mit Tschinwangtau 5565 800 4 293 102 
Dairen. . . 2 2 .2.20.2..4556 900 3 562 196 
Hankau 4219500 ° 3267 830 

Kanton SER 247190) .2 280 941 
Kiautschau . . . . , 1 666.700 1 412 906 


Man muss sich hüten, auf der Höhe der Zolleinnahmen etwa 
Schlüsse auf die Bedeutung des Handels im Verhältnis der Plätze 2y 
einander ziehen zu wollen; die Zahlen geben lediglich einen Anhalt 
für die Entwicklung der einzelnen Plätze von 'einem Jahr zum 
andern. Die Bewegung ist aber unverkennbar, dass der. Süden 
in der Entwicklung des Aussenhandels immer weniger mit Nord- 


und Mittelchina Schritt zu halten vermag. Besonders bemerkens- 


wert ist im Norden die schnelle Entwicklung von Dairen im 
japanischen Pachtgebiet. | 

Dieser Fortschritt war auch im Jahre 1919 nicht unter- 
brochen worden, trotzdem in ganz China der aus politischen 
Beweggründen entsprungene Boykott japanischer Waren tiefe 
Spuren im chinesisch-japanischen Handelsverkehr hinterliess. 


Es zeigte sich an vielen Stellen ein Rückgang der japanischen. 


Einfuhr, der zum Teil sicher auf das Wiedererwachen des 
europäischen Wettbewerbs zurückzuführen ist, zum grösseren 
Teil aber auf dte Boykottbewegung. Ganz deutlich lassen dies 
die Zahlen für Waren, für die ein, europäischer Wettbewerb 
ausser Frage steht, erkennen. S® verschob sich das Verhältnis 
der Einfuhr japanischen und indischen Baumwollgarnes in China 
in den ersten drei Vierteljahren 1919 im Vergleiche zum gleichen 
Zeitraum des Vorjahres wie folgt: | 


(in Pikuls) 1.1.—30.9.18 1.1-30.9.19 


Japanisches Garn 560 455 477162 
Indisches Garn 431 839 581 723 


In Schanghai wurden an Kohlen eingeführt aus: 


(int) . 1. Halbj. 1918 ı. Halnj. 1919 1.7.— 30.9. 19 
Japan 532 944 3:8 581 132 619 
‘China 219 624 282 118 221 078 


Die englischen und amerikanischen MHandelskreise, die dem 
wirtschaftlichen Vordringen Japans in China während des 
Krieges mehr oder weniger untätig zusehen mussten, be- 
grüssten freudig die Schädigung des lästigen Wettbewerbes. 
Von japanischer Seite wurden den Engländern und Amerikanern, 
besonders der in China ganz unter amerikanischem Finflussc 
stehenden Young Men’s Christian Association, offen der Vor- 
wurf gemacht, dass sie die chinesische Boykottbewegung gegen 
Japan kräftig gefördert hätte. (Fortsetzung folgt.) 


Verordnung über Grupdurkundensteuer. Die Pekinger 
Regierung hatte Ende vergangenen Jahres zwei für die Deutschen 
wichtige Verordnungen erlassen, die wir im Wortlaut wieder- 
geben: 


l. Verordnung betreffend Grundurkunden- 
steuer von „speziellem“ Eigentum. 


l. Chinesen, welche Grundstücke eines Deutschen oder 
eines Oesterreichers als Pfand übernehmen oder kaufen, haben 
die folgenden Bestimmungen zu beobachten: 

a) Bei Häusern oder Grundstücken, die weder in einer 
Niederlassung noch in einem von China selbst geöffneten Hafen 
liegen, ist der Antrag auf Erteilung des Grundbriefes an das zu- 
ständige Vermögensverwaltungsamt (VA.) zu richten, an das 
auch die Grundurkundensteuer abzuführen ist. Das gleiche gilt 
bei Pfanderwerb und Kauf von Häusern und Grundstücken, die 
in einem Spezialgebiet liegen. 

Wenn das fragliche Grundeigentum das Bureau für die 
Liquidation der D.A.B. (LB.) angeht, so ist der Antrag auf Fr- 
teilung des Grundbrieies an diese LB. zu richten, an das auch 
die Grundurkundensteuer abzuführen ist. 
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b) Bei Grundstücken, die in einer Niederlassung oder in 
einem von China selbst geöffneten Handelshafen bestehenden 
Vorschriften und Bezahlung der dortigen Registrierungsgebühr 
auch noch bei dem nächsten VA. oder dem LB. der Grundbrief 
zu .erwirken und die Grundurkundensteuer zu entrichten. 

Die Grundurkundensteuer beträgt beim Kauf 6% vom Kauf- 
preis und beim Rfanderwerb 3% vom Pfandbetrag: 

2. Ausländer, welche Häuser oder Grundstücke » eines 
Deutschen oder Oesterreichers durch Pacht erwerben, haben 
die folgenden Bestimmungen zu.beobachten: 

a) Bei Häusern und Grundstücken, die weder in einer 
Niederjassung noch in einem von China selbst geöffneten Hafen 
liegen, tritt Behandlung wie im Spezialgebiet ein. Hinsichtlich 
der zu zahlenden Grundurkundensteuer ist in’ Gemässheit der 
Verordnung betreffend Grundurkundensteuer in den Spezial- 
gebieten zu verfahren. 

b) Bei Häusern und Grundstücken, die in einer Nieder- 
lassung oder einem von China selbst geöffneten Hafen liegen, 
ist abgesehen von der Beobachtung der- in der Niederlassung 
oder dem selbst geöffneten Hafen bestehenden Vorschriften und 
Bezahlung der dortigen Registrierungsgebühren auch noch bei 
dem nächsten VA. bzw. dem LB. ein Grundbrief zu erwirken, 
für den eine Amtsgebühr zu entrichten ist. Die Amtsgebühr 
beträgt 1% vom Erwerbspreis. 

3. Wenn ein VA. oder ein LB. einen Grundbrief ausfertigt, 
so hat es diesen nach Fingang der fälligen Grundurkundensteuer 
bzw. der Amtsgebühr dem Amt des unmittelbar zuständigen Be- 
zirksmagistrats zwecks Hinzufügung des Magistratssiegels ein- 
zusetzen. _ 

4. Es werden zwei Arten, A. und B., der Grundurkunden 
eingeführt. Das Finanzministerium hat die Formulare festzu- 
legen und dem VA. und LB. zur Benutzung zu übersenden. 
Formular A wird an Chinesen ausgefertigt, es besteht aus drei 
Austertigungen. Die erste Ausfertigung 'erhält der Bewerber, 
die zweite wird von dem VA. oder LB. dem Ministerium für die 
Akten eingereicht, die dritte von der zuständigen Bezirks- 
magistratur zu den Akten genommen. Formular B wird an Ause 
länder ausgefertigt. Die erste Ausfertigung erhält der Erwerber, 
die zweite wird von dem VA. oder dem LB. dem Finanz- 
minister für die Akten eingereicht, die dritte wird von dem zu- 
ständigen Fremdenamt zu den Akten genommen. 

5. Wenn ein Chinese oder Ausländer auf dem erworbenen 
Grundstück ein Haus baut, so hat: er die Kosten des Hauses an- 
zumelden, um hierüber eine Zusatzurkunde zu erhalten. Ab- 
gesehen von der bereits bezahlten Grundurkundensteuer oder 
Amtsgebühr, ist für das Gebäude eine ergänzende Grund- 
urkundensteuer oder Amtsgebühr zu entrichten. 

6. Chinesen oder Ausländer, die nach 6 Monaten nach dem 
Abschluss des Uebereignungsvcerfahrens oder 6 Monate nach 
Fertigstellung des nachträglichen Gebäudes die fällige Grund- 
urkundensteuer nicht bezahlt oder falsche Angaben gemacht 
haben, werden gemäss der $$ 7 und 8 des Grundurkundensteuer- 
gesctzes bestraft. 

Sind vor der Veröffentlichung dieser Verordnung Ueber- 
eignungsverträge abgeschlossen oder Gebäude fertiggestellt 
worden, so sind die fraglichen Steuern innerhalb drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu entrichten. Bei Frist- 
überschreitung tritt die gleiche Strafe ein. 

7. Die VA. und LB. haben die bei ihnen eingehenden Steuern 
und Gebühren gesammelt an das Finanzministerium abzuführen. 

8. Die vorstehende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. | 
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I. Verordnung betr. Grundurkundensteuer 
inden Spezialgebieten. 


1. Bei der Uebertragung von Häusern und Grundstücken in 
den Spezialgebieten haben Chinesen sowohl wie Ausländer die 
nachstehenden Bestimmungen zu beachten: 

2. Chinesen können in den Spezialgebieten von Chinesen 
und Ausländern Häuser, und Grundstücke durch Pfand oder 
Kauf erwerben. Ist der ursprüngliche Eigentümer ein Ausländer, 
so hat der Erwerber mit diesem zusammen bei dem Fremdenamt 
Vermessung zu beantragen. Erst nach erfolgter Genehmigung 
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dieses Amtes darf die Uebertragung erfolgen. Alsdann ist bei 
dem Amt des Bezirksmagistrats (Hsien) die Ausfertigung eines 
Grundhrieies gemäss den Bestimmungen aber die Grund- 
urkundensteuer zu entrichten. 

3. Ausländer können in den er nach Mass- 
gabe der in den von China selbst bei geöffneten Häfen geltenden 
Bestimmungen für Chinesen und Ausländer Häuser und Grund- 
stücke pachten (Cheng tsu: aequivalenter Ausdruck für kaufen: 
mai, welch letzteres aber nur auf Landerwerb durch Chinesen 
angewandt wird). Der Erwerber hat gemeinschaftlich mit dem 
ursprünglichen Eigentümer Vermessung bei dem Fremdenamt 
und Erteilung eines Grundbriefes zu beantragen (tsu ch’i). Er 
hat eine Grundbriefsteuer von 6% vom Kauf- {Pacht-) Preis 
zu entrichten. 

4. Wenn ein Chinese oder Ausländer auf dem erworbenen 
Grundstück ein Haus baut, so hat er die Kosten des Baues dem 
Magistrat bzw. dem Fremdenamt anzumelden, um hierüber eine 
Zusatzurkunde zu erbalten. Abgesehen von der bereits bezahlteri 
Grundurkundensteuer für das Land ist für das Gebäude eine 
Urkundensteuer von-6 % von den Baukosten zu entrichten. 

5, Chinesen oder Ausländer, die sechs Monate nach dem Ab- 
schluss des Uebertragungsvertrags oder sechs Monate nach 
Fertigstellung des nachträglich errichteten-Gebäudes die fälligen 
Steuern nicht bezahlt oder falsche Angaben gemacht haben, 
werden gemäss der ss 7 und 8 des Grundurkundensteuergesetzes 
bestraft... 

Sind vor der Veröffentlichung dieser Verordnung Ueber- 
eignungsverträge abgeschlossen worden, so sind die fraglichen 
Steuern innerhalb dreier Monate nach Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung zu entrichten. Bei Fristüberschreitungen tritt die 
gleiche Strafe ein. 

6. Die fremden Aemter und Magistrate haben ®e bei ihnen 
eingegangenen Steuern mit einer genauen Aufstellung an die 
Provinzialfinanzämter abzuführen, die sie dann an das Finanz- 
ministerium weiterzuleiten haben. 

7. Die vorstehende Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
öffentlichung in Kraft.“ 

Beide Verordnungen wurden am 19. 12. 19 durch Präsidial- 
erlass bekanntgegeben und am folgenden Tag in der Cheng- 
tu-kung-pao (Regierungsanzeiger) veröffentlicht. 


Grosse Nachfrage auf dem chinesischen Markt. Die Times 
vom 5. 8. gibt einen kurzen Auszug aus einem Bericht des 
britischen Handelssachverständigen in Schanghai. H. H. Fox. 
Der Bericht weist auf die Anstrengungen Japans und der Ver. 
Staaten hin, Grossbritannien vom chinesischen Markt zu ver- 
drängen. Fox ist der Ansicht, dass die Industrialisierung 
Chinas zwar grosse Möglichkeiten biete, dass aber .das, Vor- 
kommen von Kohle, Fisen und Antimon vielfach überschätzt 
werde.. Die Nachfrage nach Manchester-Erzeugnissen, Maschinen 
aller Art, Glas und Farbstoffen sei ungeheuer gross. Der Wett- 
bewerb der deutschen Farbstoffe macht sich bereits fühlbar, 
Farbstoffzufuhren aus England gehen langsam und nur in be- 
scheidenem Masse vor sich. Was den’ chinesischen Ausfuhr- 
handel anlangt, so hat die Tecausfuhr stark gelitten, da England 
dem Erzeugnis seiner Kolonien den Vorzug gibt und die Ausfuhr 
nach Russland unmöglich ist. 
Firmen eine grosszügige Reklame und Propaganda, die Ent- 
sendung von Vertretern, die der Landessprache mächtig sind, 
Ausbau der Handelskammern und schnellere Zn stark ge- 
fragter Erzeugnisse. 


Propaganda für Sheftleid. Der Sheffield Das Tele- 
graph vom 27. 7. teilt mit, dass zurzeit der zweite Sekretär 
der britischen Handelskammer in Schanghai, Percy Campbell, 


in Sheffield weile, um in dortigen Fabrikantenkreisen Stimmung, 


für einen nachdrücklichen Absatz von Messerschmiedewaren in 
China zu machen. Seiner Ansicht nach machten die Sheffielder 
Pabrikanten nicht genügend Reklame, um ihre Erzeugnisse auf 
dem chinesischen Markt äbzusetzen. Von den führenden 
Sheffield-Firmen unterhalte nur ein Unternehmen einen eigenen 
Vertreter in China und dennoch seien die Aussichten für den 
Absatz der Sheffielder Erzeugnisse in China ausserordentlich 
günstig. Amerika beherrscht zurzeit den Markt, Japan, das die- 


Fox verlangt von den britischen |’ 
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selbe Stellung erringen möchte, macht aber in China denselben 
Fehler wie auf dem übrigen Weltmarkte: es versucht gute aus- 
ländische Fabrikate nachzuahmen, gebraucht dazu aber 
schlechtes Material und schenkt der Ausführung keine ‚besondere 
Beachtung. Britische Erzeugnisse werden nach Campbell den 
amerikanischen und japanischen bevorzugt. ‚Campbell erwähnte 
verschiedene Fälle, wo der chinesische Käufer amerikanische 
und japanische Ersatzwaren zugunsten des britischen Produkts 
zurückwies. Er weist ferner darauf hin, dass ein ‚Volk von 


- 400 Mill. zurzeit noch Essstäbchen aus Holz gebrauche, und er 


malt die gewaltige Bedeutung Sheffields für China aus, wenn 
die Chinesen einmal] zum Gebrauch von metallenen Essbestecken 
und dergleichen übergingen. 


. Japan und der deutsche China-Handel. Die Times vom 
1. 6. bringt die Nachricht, dass japanische Chinahäuser fast den 
gesamten deutschen China-FHandel übernommen haben und dass 
sie trotz des antijapanischen Boykotts ihre Stellung behaupten. 
Elektrische Bedarfsartikel, Maschinen, Papier und „sundries“, 
die vor dem Kriege vom deutschen Kaufmann auf den chine- 
sischen Markt BeDIaeNE wurden, seien heute in Japanischen 
Händen. 


Eine chinesische Handelsmission in den Ver. Staaten. Der 
Londonand China Telegraph vom 3. 8. berichtet von 


‚der Anwesenheit einer chinesischen Handelsmission in den Ver. 


Staaten unter Führung, des Schanghaier Baumwollindustriellen 
und Finanzmannes C.' C. Nieh. In einer Rede, die Nieh in New 
York gehalten hat, wies er darauf hin, dass die Industrialisierung 
Chinas unter zwei Mängeln leide, der Knappheit an Kapital und 
dem Fehlen technisch vorgebildeter Kräfte. . Bei dem Werk der 
Industrialisierung müssten AusIanoische und chinesische Unter- 
nehmer zusammenarbeiten. - 


Fuslonea von Versicherungsgesellschaften. Wie der 
Manchester Guardian vom 2. 8. meldet, ist die Shanghai 
Life Insurance Co. Ltd. von der China Mutual Life Insurance 
Co. Ltd. vom 1. 8. d. J. übernommen worden. Die Gesell- 
schaften werden jedoch ihre bisherigen Betriebe getrennt 
weiterführen. Die Verschmelzung ist aus Gründen der Spar- 
samkeit erfolgt.’ 


Die Zukunft der Mongolei. Ein amerikanischer Natur- 


“forscher Roy Chapman Andrews, der kürzlich im Auftrage des 


New Yorker naturwissenschaftlichen Museums anderthalb Jahre 
lang die Mongolei bereist hat, ist jetzt zurückgekehrt und spricht 
sich in einem Interview, das wir in der Julinummer des World 
Salesman, Yokohama, wiedergegeben finden, über die land- 
wirtschaftlichen und kommerziellen Aussichten der Mongolei 
geradezu begeistert aus. Er meint, die Amerikaner sollten ihr 
möglichstes tun, um sich die dort zu erwartende Zukunft nicht 
zu verscherzen. Augenblicklich sind die Engländer überall an 
der Spitze. Dieses reiche Neuland, halb so gross wie die Ver. 
Staaten, aber nur von 3 Mill. Menschen bewohnt, wird bald 


. kreuz und- quer von Flugzeugen überflogen werden und zwar 


von englischen Handley-Page-Apparaten. Die Marconigesell- 
schaft hat Karawanen von 1500 Kamelen ausgeschickt, um die 
Apparate für drahtldse Telegraphie an Ort und Stelle zu bringen, 
so dass demnächst Peking mit Urumtsi in Verkehr seig wird. 
Andrews, der von seiner Frau begleitet war, hat ganz Nord- 
china und die Mongolei bereist.e. Von Kalgan in der Provinz 
Chihli ist die Gesellschaft mit vier Autos in die „Wüste“ vorge- 
drungen, nachdem sie ihre Kamelkarawane nach Urga voraus- 
geschickt hatte. Urga ist die Hauptstadt der Mongolei, die 
heilige Stadt des lebenden Buddha. Die Amerikaner fanden, dass 
die Vorstellungen, die man sich von der Wüste Gobi macht, ganz 
falsch sind. Es ist durchaus keine Sandwtiiste, sondern ähnelt 
eher den Prärien von Kanada. Weithin ist die sogenannte 
Wüste mit Gras bedeckt, das in der Regenzeit drei Fuss hoch 
wird. Fine Menge Vieh könnte darauf ernährt werden. Minde- 
stens die Hälfte der Wüste Gobi liesse sich landwirtschaftlich. 
oder für die Viehzucht brillant ausnutzen. Nördlich von Urga 
sind grosse Fichtenwaldungen, auch finden sich wertvolle Mine- 
ralien. Zunächst wird das Automobil wohl das Hauptverkehrs- 
mittel bilden, aber man wird daran denken müsseny das ganze 
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Land von Kalgan bis Urga durch eine Eisenbahn zu durch- 
schneiden und die Verbindung mit der sibirischen Bahn herzu- 
stellen. Die Regierung will in diesem Jahr eine Luftverkehrs- 
linie von Peking nach Urga einrichten. In dem Palast des 
Hutukhtu, des sogenannten lebenden Buddha, des weltlichen und 
geistlichen Herrschers der Mongolei fanden die Amerikaner 
Schreibmaschinen, Phonographen und andere moderne Erfin- 
dungen aller Art. ® 


2 Japan. 


Eine neue japanische Schiifahrtsliiniie.e Wie dem New 
York Sun & Herald vom 28. 6. aus Tokio berichtet wird, 
hat sich die Osaka Shosen Kaisha der Batavia-Frachtkonferenz 
angeschlossen und Vorbereitungen getroffen, eine regelmässige 
Schiffahrtsverbindung nach Europa einzurichten. Bisher ge- 
hören der Batavia-Konferenz die Blue Funnel Line, der Rotter- 
dam Lloyd und der Netherlands Lloyd an. Die Konferenz hatte 
bisher versucht,. andere Reedereien fernzuhalten. In letzter 
Zeit hat jedoch die Konferenz den Standpunkt geändert und an- 
geblich auf Anregung der Blue Funnet Line. die Osaka Shosen 
Kaisha zugelassen. In japanischen Kreisen wird der Wandel in 
der Haltung der Konierenz dahin gedeutet, dass der Ring gegen 
die zunehmende Tätigkeit der amerikanischen Schiffahrtslinien 
gestärkt werden soll. Die Osaka Shosen Kaisha wird nunmehr 
einen regelmässigen Dienst zwischen Soerabay» und Marseille 
irber Batavia, Sumatra, Port Said und Genua einrichten. 
Dampfer werden zu diesem Zweck in Dienst gestellt. Der erste 
Dampfer, die India Maru, sollte Ende Juni aus Kobe ab- 
gehen. Die Hauptfracht wird aus Tabak, Gummi, Kaffee, Kopra 
und Zucker bestehen. Bezüglich der Frachtraten sind die ersten 
vier Artikel an die Konferenz gebunden; bezüglich der Ver- 
schiffung von Zucker bestehen keine Einschränkungen. Wie ver- 
lautet, will auch die Nippon Yusen Kaisha dem Beispiel der 
Osaka Shosen Kaisha folgen und sich der Konferenz an- 
schliessen. . 


Britisch-Indien. 


Vom Häutehandel. Im verflossenen Jahre wurde der Häute: 
handel in Britisch-Indien mit einem Ausfuhrzoll von 15% be- 
lastet, wovon 10% für die Ausfuhr nach Teilen des Britischen 
Reiches als Rabatt in Abzug kommen sollten. Diese Massregel 
sollte angeblich in erster Linie zum Schutz der einheimischen 
Gerbereieh dienen, verfolgte daneben natürlich den Zweck, die 
Ausfuhr von Häuten aus Britisch-Indien nach Zentral-Europa 
durch den hohen Rabatt, der bei Verschiffung nach Teilen des 
Britischen Reiches gewährt wurde, hauptsächlich über London 
zu führen. Den indischen Gerbereien war diese als Schutzzoll 
wirkende Ausfuhrabgabe durchaus willkommen, nur haben auch 
sie seit Einführung dieser Massregel energisch gegen die Ge- 
währung des erwähnten Rabatts agitiert. Der Häutehandel da- 
gegen ist inzwischen in die äusserste Bedrängnis geraten, da 
die inländischen Gerbereien nicht imstande sind, genügend 
grosse Quantitäten zu verarbeiten, während die Ausfuhr völlig 
ins Stocken geraten ist. Die „Calcutta Skins and Hides Traders’ 
Association“ hat sich daher im verflossenen Mai mit energischen 
Vorstellungen an die Calcutta-Regierung gewandt. Es heisst in 
dieser Einzabe u. a. wie folgt: “ 

„Die allgemeine Lage und die Aussichten des. Handels sind 
nie so düster gewesen wie gegenwärtig. Kein Handelszweig in 
Indien ist durch den Krieg so heftig erschüttert worden wie der 
Häutehandel: aber selbst in den ärgsten Tagen des Krieges hat 
dieser Handel keinen derartigen Tiefstand erfahren wie jetzt. 
Während des Krieges musste sich dieser Handel mit den un- 
vermeidlichen Erfordernissen abfinden, aber die Regierung kam 
ihm mit umfangreichen Käufen, teils direkten, teils durch die 
indischen Gerbereien zu Hilfe. Jetzt jedoch ist dieser Handel in 
einer viel schlimmeren Lage, ohne Aussicht auf Erleichterung 
oder Hilfe von irgendeiner Seite. 

Die allein in Calcutta eingelagerten Häute beziffern sich auf 
über I Million im Werte von ungefähr 10 Millionen Rupies. Die 
Anzahl der an verschiedenen Plätzen im Inneren Jagernden 
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Häute ist noch wesentlich grösser und wird auf 1% Millionen 
Stück im Werte von 15 Millionen Rupies geschätzt. In Calcutta 
ist momentan keinerlei Absatz, da die Warenhäuser überfüllt 
sind und neue Konsignationen nicht vorgebracht werden können. 


Die Folge davon ist, dass wertvolle Häute seit einiger Zeit im. 


Inneren schutzlos der Sonne und dem Regen preisgegeben um- 
herliegen und verderben.“ | 

In der angeführten Petition an die Calcutta-Regierung heisst 
es ferner: „Während der vier Monate von Januar bis April der 
fünf Jahre von 1910—19]4 wurden 17961 497 Stück Häute aus- 
geführt, was für diese vier Monate, die als die normale Handels- 


saison angesehen werden können, einen Jahresdurchschnitt von. 


3592 358 Stück ausmacht. Für die entsprechenden vier Monate 
des Jahres 1920 betrug die Ausfuhr nur 1544603 Stück. Die 
gewaltige Diiferenz von 2 047 755 Stück lässt sich nicht auf eine 
verminderte Lieferungsfähigkeit des Landes zurückführen. Sie 
bedeutet für Indien einen ungefähren Verlust von. tiber 20 
Millionen Rupies für die angegebenen 4 Monate des laufenden 
Jahres gegenüber der entsprechenden Zeit in den Jahren vor 
dem Kriege.“ . 

Ein Korrespondent des Statesman bemerkt hierzu, dass 
die indischen Häutehändler sich seinerzeit mit der Einführung 
der Ausfuhrabgabe in der Hoffnung abgefunden hätten, dass der 
heimische Verbrauch gross genug werden würde, um eine ein- 
heimische Industrie zu entwickeln und zu versorgen und da- 
durch den Verlust aufzuwiegen, der der Häute-Ausfuhr ent- 
stehen musste. Diese Erwartungen seien indessen nicht erfüllt 
worden. Auch in der vorgenannten Eingabe der, „Calcutta Skins 
and Hides Traderst! Association“ heisst es wie folgt: „Der Aus- 
fuhrzoll, der vor 9 Monaten eingeführt worden ist, hat die daran 
geknüpften Erwartungen nicht erfüllt, und während sich fremde 
Märkte all@ählich der Einfuhr indischer Erzeugnisse ver- 
schliessen, ist an Stelle der erwarteten Zunahme im heimischen 
Verbrauch eine ständige Abnahme eingetreten. Mein Verband 
macht sich keiner Uebertreibung schuldig mit der Behauptung, 
dass die Madras-Gerbereien, die in erster Linie durch den aul- 
erlegten Ausfuhrzoll begünstigt werden sollten, in keiner Weise 


‚imstande‘ gewesen sind, aus dieser ihnen erwiesenen Ver- 


günstigung Nutzen für sich zu ziehen.“ Es wird ferner in einem 
Briefe der „Hide and Skin Shippers’ Association“ an die 
Handelskammer in Bengalen darauf hingewiesen, dass die in 
Indien zur Verfügung stehenden Mengen an Häuten von ge- 
ringer Qualität, die den Hauptbestandteil in Indien ausmachen, 
die Bedürfnisse der indischen Gerbereien und der Märkte im 
Britischen Reiche bei weitem übersteigen. 

Auf die in diesem Zusammenhange von der Regierung von 
Bengalen aufgeworfene Frage der Wiederaufnahme von Handels- 
beziehungen mit Deutschland hat die indische Regierung auf die 
am 8. Jannar d. J. vom Vizekönig anlässlich einer Konferenz der 
Handelskammern von Indien und Ceylon und auf eine Bekannt- 
machung vom 21. Februar 1920 ähnlichen Inhalts hingewiesen. 
Es wurde darin hervorgehoben und es wird nochmals erklärt, 
dass die Regierung keineswegs die Politik verfolge, britische 
Kaufleute im Wettbewerb auf den Märkten der früher feind- 
lichen länder zu behindern und dass es wünschenswert sei, 
wenn britische Kaufleute es an keiner Bemühung fehlen lassen 
würden, in Zentral-Europa wieder festen Fuss zu fassen. Die 
indische Regierung habe bereits die Absicht ausgesprochen, 
Deutsche aus Indien für eine Dauer von 5 Jahren vom Datum 
der Beendigung des Krieges auszuschliessen. Obwohl sie also 
Deutschen nicht gestatten wird, in Indien während dieser Zeit 
Handel zu betreiben, stelle einer Wiederaufnahme von Handels- 
beziehungen mit deutschen Firmen seitens der Firmen in 
Britisch-Indien nichts im Wege. 

Diese Erklärung der Regierung übersieht allerdings die hohe 
Ausfuhrabgabe von 15 %, die nach wie vor einer Wiederaui- 
nahme der direkten Häuteausfuhr nach Zentral-Europa im Wege 
stehen wird, und es ist wohl anzunchmen, dass die Agitation für 
die Wiederaufhebung dieser hinderlichen Abgaben in Indien fort- 
gesetzt werden wird. 
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China, Japan 


und Sibirien. 


Von C. Fink. 


Dasneuechinesische Kabinett. — Chang- 
-Tso-lins Sieg. — Das chinesisch-japa- 
nische Schutzbündnis. — Allerlei Zwi- 
schenfälle — Japansunveränderte Ziele 
inChina.— JapanischeAuffassungenvon 
Sibirien. — Misstrauen gegen Werchne- 
Udinsk. — Semenows zweifelhafte Stel- 
lung. — Werchne-Udinsk und Wladiwo: 
stok. — Japans Rückendeckung. 


Der „Grosse Hsü“, der Präsident der Republik China, 
ist gelegentlich wohl das „Steh-wieder-auf-Männchen“ ge- 
nannt worden, womit angedeutet werden sollte, dass er sich, 
mag kommen, was wolle, doch immer wieder auf seine Füsse 
stelle und sich so ziemlich unbeschädigt aus den schwierig- 
sten Lagen zu ziehen wisse. Auch bei den letzten Macht- 
kämpfen in China hat er seinem Scherzuamen Ehre gemacht. 
Nach recht langwierigen Verhandlungen ist endlich ein neues 
Kabinett zustande gekommen und sieh, der Ruhm Hsü-Shi- 
changs, dessen Stellung schon arg bedroht erschien, hat 
Seinen alten Glanz zurückgewonnen. Hsüs beste Freunde 
haben sich entschlossen — und zwar unter Preisgabe 
mancher bisher vertretenen Auffassung —, in den Minister- 
rat einzutreten. Hsü aber, dessen Präsidentenstuhl durch die 
Züge und Gegenzüge der vorhergegangenen Wochen, wobei 
heute der Name der Staatsoberhäupter unter einem Bann- 
lluch gegen den „Kleinen Hsü“ und morgen gegen dessen 
Gegner Tsao-Kun und Wu-Pei-fu stand, ins Wanken gekom- 
men war, ja schon gestürzt schien, blieb neu gestärkt an der 
Spitze der Regierung. General Chin-Yun-peng, dessen Rück- 
tritt vor einigen Monaten den Anstoss zu den Machtkämpfen 
zwischen Tuan-Chi-jui und Chang-Tso-lin gegeben hatte, 
hat wieder den Vorsitz im Kabinett und gleichzeitig das 
Kriegsministerium übernommen. Die Finanzen hat dieses 
Mal — und das ist angesichts der mit dem internationalen 
Bankkonsortium schwebenden Verhandlungen vielleicht das 
Wichtigste bei dem Revirement — Chou-Tse-chi übernommen. 
Das Auswärtige Amt ist dem bisherigen stellvertretenden 
Minister Wu-Ven anvertraut. An der Spitze der Flottenver- 
waltung bleibt Admiral Sah-Tschen-ping und das Ackerbau- 
und Handelsministerium übernimmt Wang-Nai-Ping. 


Damit ist wenigstens vorläufig eine Krisis überwunden, 
die die Zukunft Chinas schwer bedrohte. Nachdem die 
Anfupartei geschlagen und der Generalgouverneur der 
Mandschurei Chang-Tso-lin mit seinen Freunden Tsao-kun 
und Wu-Pei-fu von der Chihlipartei siegreich in Peking ein- 
gezogen war, schien zunächst die Kabinettfrage einer sehr 
einfachen Lösung entgegengehen zu sollen. Aber nur zu 
bald zeigte sich, dass die Lage bei Weitem nicht so einfach 
war, wie man auf den ersten Blick angenommen hatte. Unter 
den Siegern brach der Streit um die Beute aus. Chang-Tso- 
lin widersetzte sich dem Verlangen des ehrgeizigen Generals 
Wu-Pei-fu, dass ihm das Kriegsministerium übertragen würde, 
auf das Entschiedenste. Es wurde sehr bald klar, dass 
Chang bestrebt war, die Heeresverwaltung nicht in die Hände 
eines Mannes fallen zu- lassen, der Japan als unversöhnlicher 
Gegner gegenüberstand, und ein solcher wäre Wu den 
Japanern gewesen. Wochen und Wochen vergingen, bis es 
endlich gelang, die Kabinettsbildung in Bahnen zu leiten, 
die auch den mächtigen Chang, der letzten Endes die Ent- 
scheidung im Kampf gegen den Anfu-Club herbeigeführt 
hatte (ohne seine hunderttausend Mann aus Mukden hätte 
sich wahrscheinlich die Sache erheblich anders gestaltet) be- 
friedigen konnte. Wenn man einerseits. die Rolle im Auge 
behält, die Chang-Tso-lin bei der Neuordnung der Dinge 
in Peking gespielt hat, andrerseits bedenkt, dass General 
Chin-Yun-peng vor einigen Monaten den Vorsitz im Kabi- 
nett niederlegte, weil er nicht unmittelbar mit Japan über 
Schantung und Kiautschou verhandeln wollte, so liegt der 
Gedanke nahe, dass die Regierung in Peking fortan keinen 
extrem ablehnenden Standpunkt Japan gegenüber einnehmen 
wird. Chang wäre schwerlich wieder nach Mukden zurück- 
gekehrt, wenn er sich dafür nicht sichere Bürgschaften hätte 
geben lassen. Die Stellung Tschang-Tso-lins zu Japan aber 
hat sich in den letzten Wochen geklärt. Bereits in der vori- 
gen Nummer dieses Blattes ist auf die verschiedentlichsten 
Besuche japanischer Diplomaten und Generale in Mukden 
hingewiesen und die Vermutung ausgesprochen worden, dass 
dort ein Ausgleich früher zwischen Chang und den Japanern 
bestandener Gegensätze herbeigeführt worden sei, der um so 
wichtiger sein musste, da die Japaner offensichtlich von ihren 
früheren Schützlingen der Anfupartei' etwas abgerückt waren. 
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Die Anfupartei war der Hauptträger des chinesisch-japani- 
schen Bündnisgedankens gewesen und in Verbindung damit 
der neuen „Verteidigungsarmee“ in Nordchina unter dem 
Kommando Marschall Tuan-Chi-juis, die tatsächlich von 
Japanern organisiert und finanziert wurde, um angeblich den 
Widerstand gegen die vordringenden Soldatenmassen der 
roten bolschewistischen Armee zu stärken. Jetzt wird es be- 
kannt, dass es dem japanischen Vizekriegsminister General- 
leutnant Yamanashi schon vor Wochen gelungen ist, Chang- 
Tso-lin von der Notwendigkeit zu überzeugen, dass die Ab- 
machungen der beiden Regierungen über den Grenzschutz 
gegen Sibirien auch weiter aufrecht erhalten werden. Einen 
schroff ablehnenden Standpunkt Japan gegenüber wird also 
das neue Kabinett Chin-Yun-peng nicht einnehmen können. 
Wie sich das in der Praxis gestalten wird, ist freilich 
noch eine offene Frage. In den breiten Massen des chinesi- 
schen Volkes ist von einer Verminderung der Abneigung 
gegen Japan vorläufig noch keine Rede. Dazu kommt, dass 
es an immer neuen Zwischenfällen, die die Lage oft recht 
schwierig gestalten, nicht fehlt. Nachträglich wird bekannt, 
dass bei dem Blutbad von Nikolajewsk, wo Hunderte von 
Japanern der Wut der bolschewistischen Russen zum Opfer 
fielen, ein chinesisches Kriegsschiff auf die Japaner gefeuert 
hat. Man hat versucht, die Sache, die offenbar auch den 
Japanern sehr peinlich war, zunächst geheim zu halten. All- 
mählich ist sie aber doch durchgesickert. Japan hat natür- 
lich Genugtuung verlangt. China daraufhin eine Uhnter- 
suchung eingeleitet und die Sache damit dilatorisch behandelt. 
Das Ergebnis der Untersuchung scheint indessen zu sein, 
dass von chinesischer Seite ein. schwerer Missgriff getan 
worden ist. Auch sonst wollen die Reibungsflächen zwischen 
beiden Mächten nicht verschwinden. 

Es ist im hohen Grade bezeichnend, daß der Ton, den 
Japan neuerdings China gegenüber anschlägt, trotz alledem 
sehr viel milder, um nicht zu sagen versöhnlicher klingt, als 
es eine Zeit der Fall war, dass man in Tokio unbequemen 
Zwischenfällen gegenüber immer wieder ein Auge zudrückt 
und mit Nachdruck betont, nur ein enges Zusammengehen 
Chinas und Japans könne die grossen, den Völkern des fer- 
nen Ostens drohenden Gefahren bannen. Dieser Gedanke hat 
sogar bei einem Mann wie Sun-Yat-sen (dessen engere Par- 
teifreunde im letzten Jahre Japan gegenüber einen recht 
schroff ablehnenden Standpunkt eingenommen haben) Wurzel 
geschlagen. Wie der „Manchester Guardian“ kürzlich 
schrieb, hat Sun kurz und bündig erklärt, China werde seine 
inneren Wirren nur überwinden, wenn es an dem seinerzeit 
mit Japan geschlossenen Schutzbündnis festhalte und die 
21 Forderungen, die Japan im Jahre 1915 an China gestellt 
habe, annehme. Unter solchen Umständen kann kein Zweifel 
bestehen, dass man in der Neubildung des chinesischen Kabi- 
netts einen Akt zu sehen hat, der für die weitere Entwicklung 
der ostasiatischen Dinge von grosser Bedeutung ist. Augen- 
scheinlich sind in China Kräfte am Werk, die der chinesischen 
Politik Richtlinien. geben wollen, die trotz allem, was ge- 
schehen ist, und trotz aller Volksstimmung ein Zusammen- 
gehen mit Japan möglich machen wollen. Ein Schlaglicht 
auf diese Bestrebung wirft eine Aeusserung, die nach einer 
Mitteilung der jungchinesischen „Shanghai Gazette“ der 
chinesische Gesandte in London Alfred Sze getan hat: der 
einzige Ausweg, sich der vom internationalen Bankkonsor- 
tium angestrebten Finanzkontrolle Englands und Amerikas 
zu entziehen, sei die Ablehnung jeglicher neuen Anleihe 
dieses Konsortiums. Ebensowenig Zweifel aber, wie an 
chinesischen Bestrebungen, einen Ausgleich mit Japan zu 


finden, kann an dem Wunsch Japans bestehen, einen’ Aus- 
gleich mit China herbeizuführen. Es ist kein Zufall, dass 
der Privatsekretär Viscomte Katos Matsumoto plötzlich mit 
Aufklärungen über die Beweggründe hervortritt, die im Jahre 
1915 seinen Gebieter veranlasst haben, die .bekannten 21 For- 
derungen an China stellen zu lassen. Japan glaubte auf 
diese Forderungen schon seit und infolge des russisch-japa- 
nischen Krieges (1904—1905) ein Recht zu haben; es sej ein 
schwerer Fehler des damaligen japanischen Ministerpräsi- 
denten, Fürsten Katsura, gewesen, das nicht klipp und klar 
in Peking zu erklären; dadurch seien Missverständnisse aller 
Art entstanden, bei China wie bei den westlichen Gross- 
mächten; Kato sei, als er im Jahre 1915 durch Ueberreichung 
der 21 Forderungen diesen Fehler wieder gutmachen wollte, 
weit hinter den Wünschen der öffentlichen Meinung Japans 
zurückgeblieben, habe aber für die tatsächlich gestellten For- 
derungen die Zustimmung Englands, Frankreichs und Italiens 
gehabt, wie sich das ja auch nachträglich am Verhandlungs- 
tisch in Paris gezeigt habe. Aus dieser hochbedeutsamen 
Veröffentlichung ergibt sich, dass Japan sachlich seine poli- 
tischen Ziele in China nicht geändert hat und ändern will. 
Wenn es, um sie zu erreichen, heute andere Wege einschlägt, 
als es vor fünf Jahren versucht hat, so -müssen dafür 
zwingende Gründe vorliegen. 

Diese Gründe wird man in der Entwicklung der Dinge 
in Sibirien zu suchen haben. Die sibirische Frage macht der 
Tokioer Regierung anscheinend nach wie vor erhebliche 
Kopfschmerzen. Im eigenen Land ist die Stimmung dem 
Unternehmen, das die Regierung, ohne das Parlament um 
Rat zu fragen, eingeleitet hat, nicht sehr günstig. Vorüber- 
gehend hat zwar die japanische Presse unter dem Eindruck 
des Nikolajewsker Blutbades ein entschiedenes Auftreten 
Japans in Sibirien gefordert. Aber neuerdings macht sich in 
der Presse der Opposition unverkennbar wieder eine ab- 
lehnende Haltung geltend. Es werden Bedenken aller Art, 
namentlich finanzieller, gegen die Fortsetzung der kriege- 
rischen Handlungen in Sibirien geäussert. 

Weite Kreise des japanischen Volkes vertreten die Auf- 
fassung, es seien ungezählte Millionen verausgabt worden, 
ohne dass greifbare Erfolge zu verzeichnen wären. Die 
„Jiii“ hat kürzlich festgestellt, Japans Waffen- und Muni- 


. tionslieferungen an Russland zur Zarenzeit hätten 292 Mil- 


lionen Yen gekostet, die sibirische Expedition weitere 300 
Millionen; das mache insgesamt mehr als 700 Millionen Yen. 
Dazu käme aber noch ein nicht unerheblicher Betrag, der dem 
Kosakenhetman Semenow, der bei Tschita einen unabhängi- 
gen Staat zu errichten sich bemüht, zur Verfügung gestellt 
sei, und schliesslich die sehr bedeutenden Summen, die von 
Japanern in Sibirien in gewerbliche Unternehmungen aller 
Art gesteckt worden seien. Auch müsse Japan mit einem 
Aufwand von mindestens 40 bis 50 Millionen für den Rück- 
transport seiner nach Sibirien gesandten Armee rechnen. 
Trotzdem sind keine Anzeichen vorhanden, dass man sich an 
amtlichen Stellen in Tokio bereits ernstlich mit dem Abbau 
der sibirischen Expedition beschäftigt. Im Gegenteil, die der 
Regierung nahestehende Presse weist neuerdings mit Nach- 
druck auf die Notwendigkeit hin, die Truppen ungeschwächt 
in der Küstenprovinz stehen zu lassen; Wladiwostok sei 
völlig „bolschewistisch verseucht“, und General SemenoW, 
der bisher als ein Schützling Japans galt, habe sich mit der 
Regierung in Werchne-Udinsk nicht einigen können. Im 
Herrenhaus in Tokio ist sehr offen zum Ausdruck gekommen, 
allzu grosses Vertrauen dürfe man in die Fähigkeit Werchne- 
Undinsks, sich als unabhängiger Pufferstaat zu behaupten, 


nicht setzen; sobald die japanischen Truppen aus. Sibirien 
zurückgezogen würden, drohe ein völliger Zusammenbruch 
. des neuen Staatswesens vor den andringenden bolschewisti- 
schen Streitkräften Westsibiriens. Die Behauptung der ein- 
mal in Sibirien eingenommenen Stellung aber sei so wichtig 
für die gesamte Zukunft des Landes, dass geldliche Rücksich- 
ten in diesem Augenblicke nicht den Ausschlag geben dürften 
und das um so weniger, da die finanzielle Lage des japani- 
schen Reiches keineswegs so ungünstig sei, wie es die Oppo- 
sitionspresse aus taktischen Parteirücksichten darstelle. Noch 


skeptischer in bezug auf die Zukunft Ost-Sibiriens äussert 


sich die „Chugai Shogyo Shimpo“, die Sowjetregierung in 
West-Sibirien werde die Regierung in Werchne-Udinsk erst 
dann endgültig anerkennen, wenn Japan sich ganz aus 
Sibirien zurückgezogen habe. Japan werde aber angesichts 
der Erfahrungen, die es mit der Unaufrichtigkeit Sowjet- 


russlands bisher gemacht habe, eines Tages sicher Anlass | 


haben, die Zurückziehung seiner Truppen aus Sibirien schwer 
zu bereuen, denn von der Zukunft der sibirischen Frage hänge 
das Aufsteigen und Sinken Japans ab. 

Offenbar bereitet sich in Ostsibirien eine ganz neue Ord- 
nung der Dinge vor, die in absehbarer Zeit für die ganze 
ostasiatische Frage von weittragendster Bedeutung werden 
muss. Gegen die ehemaligen Minister der Koltsehak-Regie- 
rung ist von sibirischen Sowjets in den letzten Monaten mit 
rücksichtslosester Schärfe vorgegangen worden; sie sind teils 
zum Tode, teils zu schweren Kerkerstrafen verurteilt. 
„Japan Times and Mail“, die freilich den Dingen nicht ganz 
unparteiisch gegenübersteht, stellt ferner fest, dass die Sow- 
jetregierung auf alle Art bestrebt sei, mit den ehemaligen 
Offizieren Koltschaks aufzuräumen. Seit dem Tode ihres 
Führers, vor nunmehr einem halben Jahre, seien zwischen 
Nikolsk und Habarowsk allein 87 von ihnen ermordet worden. 
Entspricht das den Tatsachen, so zeigt es, dass die Herr- 
schaft der Japaner hier nur auf schwachen Füssen steht, sonst 
würden sie als die ehemaligen Bundesgenossen Koltschaks 
kaum dulden, dass die Bolschewisten .in dieser Weise gegen 
die Elemente‘ vorgehen, auf die sie (die Japaner) sich früher 
gestützt haben. Eine bisher freilich unbestätigte Meldung will 
sogar wissen, dass neuerdings alle Japaner in Ochotzk von 
den Bolschewisten ermordet seien. Mag dies auch über- 
trieben sein, es wird immer fraglicher, ob der Rückzug der 
Japaner aus Transbaikalien, wo ihre Anwesenheit nichtmehr 
nötig ist, weil die Tschechoslowaken von dort abtranspor- 
tiert sind, ganz freiwillig ist. Engfreundschaftliche Be- 
ziehungen zu dem neuen Freistaat Transbaikalien, dessen 
Regierung in Werchne-Udinsk sitzt, hat Japan bisher jeden- 
falls noch nicht gefunden. Auf ein Ersuchen dieses Staates, 
Japan möge doch den Kosakenhetmann Semenow, der in 
Tschita als Gebieter eines anderen neuen sibirischen Staates 
auftritt, veranlassen, seine Truppen aus der Eisenbahnzone 
zurückzuziehen, hat Tokio erklärt, ausserstande zu sein, sich 
in die inneren Angelegenheiten Russlands’ einzumischen, ein 
Standpunkt, den Japan Wladiwostok gegenüber, wie erinner- 
lich, nicht eingenommen hat. Andererseits ist es aber auch 
nicht sicher, wie weit Semenow heute noch unbedingt auf 
japanische Unterstützung rechnen kann, wenn er von dritter 
Seite ernstlich angegriffen wird. Die „North China Daily 
News“ schrieb schon Anfang Juni, Japan warte nur auf eine 
günstige Gelegenheit, Semenow endgültig fallen lassen zu 
wollen. Die Gründe für diese ihre Auffassung gibt das eng- 
lische Blatt nicht an. Sie liegen aber auf der Hand. Seme- 
now, der sich schon seit langer Zeit sehr stolz und heraus- 
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‘Nachbarn, Japan und Sowjetrussland, gegenü der Fr 
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tordernd der „Fürst der Mongolei“ nennt, verfolgt ehrgeizige 
Pläne, die ihn in unüberbrückbaren Gegensatz zu anderen 
Schützlingen Japans bringen müssen. Das hat sich bereits 
mit Bezug auf die mongolischen Pläne des „Kleinen Hsü“ 
gezeigt, und das ist in noch viel höherem Masse ‚der Fall, mit 
der Plänen, die der Generalgouverneur der Mandschurei 
Chang-Tso-lin verfolgt, unbequem zum mindesten ist der bur- 
jätische Kosakenhetmann Semenow den Japanern ‚heute. 
Semenow seinerseits trägt sich noch mit. hochfliegenden 
Plänen. Anfang Juni hat er eine grosse Volksversammlung 
nach TChita berufen. Die sibirische Bauernpartei, eine andere 
altrussische Ziele verfolgende Bauerngruppe, die sibirischen 
Kosaken (vielfach burjätischen Ursprungs) sowie Flüchtlinge 
aus der Ukraine und Donkosaken hatten ihre Vertreter ge- 
sandt.., Semenow, der persönlich anwesend war, wusste 
durch geschickte Reden die Versammlung in seinem Sinne 
zu beeinflussen. Er schalt auf die Verschwendung, die die 
Regierungen in Werchne-Udinsk und Wladiwostok' trieben, 
und die notwendigerweise zum Untergang führen müsste. 
Die Versammlung nahm eine Entschliessung an, um Hilfe 
bei der Neuordnung der Dinge in Ostsibirien zu bitten. Man 
wird abwarten müssen, was für einen Resonanzboden dieser 
Ruf in Tokio finden wird. Abgesehen von gelegentlichen 
Auslassungen einzelner der japanischen Regierung, nahe; 


‚stehender Blätter, die ihre Zweifel in bezug auf die, Zuver- 


lässigkeit Werchne-Udinsk und Wladiwostoks ausspre< EN, be- 
wahrt man in Japan dem Liebeswerben Semenows gegenüber 
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die grösste Zurückhaltung. Semenow hat neuefdings ‚einen 
eigenen. „Gesandten“ nach Tokio geschickt, eine General 
Siroboyarski, der dort nachdrücklich vor dem, Chef der Re: 
gierung in Werchne-Udinsk warnen soll, der. sich "an No, 
schekow nenne, tatsächlich aber Jobelson eisen ind. ein 
berüchtigter Bolschewist. jüdischer Abstamm ng.,spi Un 'an 
der Niedermetzelung von Hunderten von Japanern in B ago- 
weschtschensk 1918 teilgehabt habe. Inzwischen macht ‚die 
Regierung in Werchne-Udinsk die grössten. Anstrengungen, 
sich Wladiwostok zu nähern. Man sucht den Zusammen- 
schluss der beiden ostsibirischen Republikeri mit. aller, Magit 
zu betreiben, da man nur auf diese Weise .ein Staatswesen 
schaffen zu können glaubt, das sich den. beik en mächtigen 
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zu behaupten in der Lage sein wird. I 
So etwa liegen die Dinge, denen sich die ‚To IC T, Re- 
gierung gegenüber befindet. Japan ist, ausserstande, die 
Dinge gehen zu lassen wie sie wollen, es köftnfg ‚sich denn 
doch eines Tages Lagen gegenüber befinden, ,wp es nicht 
mehr Herr seiner Entschlüsse ist. Die sibirjsche. hrasf: muss 
in einem Japan befriedigenden Sinne gelöst werden., Dazu 
aber bedarf Japan zunächst der Rückend kung, im üden, 
Diese hat es weitsichtig rechtzeitig durch di ‚Verabtedungen 
R . RER EI A N a 

zu schaften gesucht, die es mit Chang-Tso-lig ‚in R en .ge- 
troffen hat. Wenn auch keineswegs alles, was in. C na sich 
in den letzten Monaten abgespielt hat, auf diese. Yerabredun- 
gen zurückzuführen ist, so hat Japan doch .dje, Freignisse 
klug für sich auszunutzen verstanden, indem a des ent- 
scheidenden Stunde die Bildung ‚eines neuen Kahinetfs durch, 
seine Freunde so beeinflussen konnte, dass ihm nicht ein 
unversöhnlicher Gegner in den Rücken fallen könnte. Durch 
die Erneuerung des Schutzbündnisses mit Japan hat China 
sich in der sibirischen Frage zunächst auf die Seite, Japans 
gestellt. Manches deutet darauf hin, dass diesem, ersten 
Schritt einer Annäherung an Japan in absehbarer iZeit andere 
folgen. i EUR ebd. 
‚milmoLee 
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Zur Behandlung deutschen Eigentums in Japan. 


Uns werden folgende, von Dr. K. Vogt, Yokohama 
(z. Zt. Hamburg), angefertigten Uebersetzungen aus dem 
Japanischen Staatsanzeiger vom 27. Mai 1920 zur Verfügung 
gestellt: | 


KaiserlicheVerordnungNr. 171 v. 26. Mai 1920. 


In der Erkenntnis der dringenden Notwendigkeit, die 
Verfügung über das Vermögen (der Feinde) gemäss dem 
Friedensvertrage der Verbündeten und assoziierten Länder 
einerseits und Deutschland andererseits Zu regeln, genehmigt 
der Kaiser nach Anhörung des Geheimen Staatsrats gemäss 


Art. 8 Abs. 1 der: Verfassung die nachstehende Verordnung . 


und befiehlt hiermit ihre Veröffentlichung. 


Den 28. Mai 1920. 
gegengezeichnet von sämtlichen Kabinettsmitgliedern. 


Art. 1. Für die Leistung der Zahlungen, die nach Art. 
297 des Friedensvertrages zwischen den verbündeten und 
assoziierten Ländern einerseits und Deutschland andererseits 
aus dem von der Japanischen Regierung unter Verwaltung 
gestellten, dem Deutschen Reiche, den deutschen Staatsange- 
hörigen oder juristischen Personen gehörigen Vermögen zu 
bewirken sind, ist die vorliegende Verordnung massgebend. 


Art. 2. Wer eine Elypothek, ein Pfandrecht oder eine‘ 


andere Sicherheit an dem im vorstehenden Artikel erwähnten 
Vermögen geltend machen will, hat hierbei den Bestimmun- 
gen der Art. 3—6 Folge zu leisten. 

Art. 3. Der Inhaber einer in Art. 3 erwähnten Sicher- 
heft hat binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung seinen Anspruch bei dem Amt für ‚Verwaltung 
des feindlichen Eigentums anzumelden. i 

Bei der Anmeldung ist Art und Grund der Sicherheit 
sowie der Betrag der Forderung anzugeben, ferner sind 
Beweisurkunden oder deren Abschriften beizufügen. 

Art. 4. Der Inhaber einer Sicherheit, der sich erst nach 
Ablauf der obigen Frist meldet, kann sein Recht nur insoweit 
geltend machen, als noch Restbeträge des unter Verwaltung 
gestellten Vermögens vorhanden sind. 

Art. 5. Der Sicherheitsanspruch laut Art. 2 kann auch 
bezüglich einer noch nicht fälligen oder bedingten Forderung 
sowie einer Forderung von unbestimmter Dauer geltend ge- 
macht werden. 

Bei bedingten Forderungen oder solchen von unbestimm- 
ter Dauer erfolgt die Befriedigung des Sicherheitsanspruchs 
auf Grund des von den beteiligten Sachverständigen der 
„Sonderrechtsprüfungskommission“* festgesetzten Wertes. 

Art. 6. Das Amt für Verwaltung des feindlichen Eigen- 
tums zieht zuerst vom Erlös des verwalteten Vermögens, das 
den Gegenstand der angemeldeten Sicherheit bildet, dic 
Kosten der Verwaltung ab und befriedigt dann aus dem Reste 
die Inhaber von Sicherheiten oder Vorzugsrechten in der 
durch das Bürgerliche Gesetzbuch oder andere Gesetze VOr- 
reschriebenen Reihenfolge. 

Art..7. Wer Zahlungen gemäss Artikel 1 beansprucht, 
hat binnen sechs Monaten vom Inkrafttreten dieser Verord- 
nung einen Antrag auf Prüfung seines Anspruchs bei der 
„Sonderrechtsprüfungskommission“ einzureichen. 


° Anmerkung des Uebersetzers: Die „Sonderrechtsprüfungs- 
Fommmssion’” ist die nach Kais. Ver Nr. 173 eingesetzte bes. 
Komm. zur Prufiunsz der Forderungen It. Art. 297 des Friedens- 
vertries gegen das unter Verwaltung gestellte deutsche Privat- 
eigrentum. 


din 
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Die Kommission kann auch noch nach Ablauf der oben 
bezeichneten Frist den Antrag auf Prüfung annehmen, falls 
ein zu Recht bestehender Grund vorliegt. | 

Ein den vorstehenden Bestimmungen nicht entsprechen- 
der Prüfungsantrag wird unter der Voraussetzung angenom- 
men, dass die Zahlung nur insoweit stattfindet, als noch nach 


Befriedigung der den obigen 2 Absätzen gerecht ‘werdenden . 


Antragsteller Restbeträge vorhanden sind. 

Ist der Antrag auf Prüfung in Gemässheit der vorstehen- 
den drei Absätze angenommen worden, so gilt dieser Antrag 
als ein an das Amt zur Verwaltung des feindlichen Eigen- 
tums gerichteter Antrag auf Zahlung. 

Art. 8. Wer als Gegenstand der Entschädigung Rück- 
gabe seines Eigentums® fordern will, hat diesen Wunsch 
binnen 5 Monaten vom Inkrafttreten dieser Verordnung aus- 
zudrücken und Prüfung seines Anspruchs bei der Sonder- 
rechtsprüfungskommission zu beantragen. 

Art. 9. Der in Art. 7 bezeichnete Prüfungsantrag wird 
für die Unterbrechung der Verjährung der gerichtlichen 
Geltendmachung der Forderung gleichgeachtet. 

Art. 10. Die Prüfungskommission kann, wenn es zum 


Prüfungszweck erforderlich ist, Zeugen oder Sachverständige 


vernehmen oder aridere Beweisaufnahmen anordnen. 

Gerichte oder andere Behörden können um Vornahme 
der Beweisaufnahme ersucht werden. 

Ueber die in den obigen Absätzen vorgesehene Beweis- 
aufnahme wird eine Kaiserliche Verordnung Bestimmung 
treffen. 

Art. 11. Organisation der Sonderrechtsprüfungskom- 
mission und die Prüfung betreffenden erforderlichen Vor- 
schriften werden durch Kais. Verordnung geregelt. 

Art. 12. Mit Ausnahme der Fälle, in denen die Prü- 
fungskommission den Antrag auf Prüfung einer Entschädi- 
gungsforderung für unbegründet erachtet, hat die Kommis- 
sion den Antrag der näch dem Friedensvertrag zwischen den 
verbündeten bezw. assoziierten Ländern und Deutschland 
zuständigen Stelle zu übergeben. 

Art. 13. In den Fällen, wo Rückgabe des Vermögens 
gemäss Art. 8 gewünscht wird, ist bei Ausübung des Ver- 
fahrens nach Art. 12 der Vermerk zu machen, dass entweder 


die Rückgabe erfolgt ist, oder dass sie unmöglich oder nur 
zu einem Teile möglich ist. 


Art. 14. Wer gegen den Beschluss der Prüfungskom- 


mission über den Prüfungsantrag wegen einer Geldforderung 


Einwendungen erhebt, kann binnen drei Monaten von der 
Mitteilung des Beschlusses vor den ordentlichen Gericigten 
Klage erheben. 

Art. 15. Für die in Art. 14 bestimmte Klage gegen die 


Partei, die keinen Wohnsitz im Inlande hat, ist das Gericht, 
in dessen Bezirk sich das von der Regierung unter Verwal- 
tung gestellte Vermögen befindet, zuständig. 


Die Stadt Tokio gilt als der Ort, wo sich das oben ge- 


nannte Vermögen befindet. 


Art. 16. Das von der Regierung in Chosen, Taiwan, 


Karafuto, Kwantung und in den bisher besetzten Gebieten 
unter Verwaltung gestellte Vermögen untersteht dem Amt 
tür Verwaltung des feindlichen Eigentums. 


Art. 17. Die Zahlungen gemäss Art. 1 werden von dem 


Amt für Verwaltung des feindlichen Eigentums ın Höhe der 


* Ve]. Friedensvertrag Art. 207 eu. f. Der Uebersetzer. 
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Geldbeträge geleistet, die nach Massgabe des in dieser Ver- 


ordnung vorgesehenen Verfahrens festgesetzt sind. 
Zusatzbestimmung. 


Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. 


Kais. Verordnung Nr. 172 vom 26..Mai 1920 (betrifft 
formale Abänderungen in der Organisation des Amtes für 
Verwaltung des feindlichen Eigentums). 


Kaiserliche Verordnung Nr. 173 vom 26. Mai 1920 
betreffend Organisation der Sonderrechts- 
| prüfungskommission. 

Art. 1. Die Sonderrechtsprüfungskommission steht unter 
Aufsicht des Justizminsters und besteht aus einem Präsiden- 
ten und 15 Mitgliedern. 

Art. 2. Zum Präsidenten wird der Vizeminister des 
Justizministeriums ernannt. Die DUNgNESEN setzen sich wie 
folgt zusammen: 

aus dem Vorsitzenden der Vertragsabteilung im Ministe- 

rium des Äeussern, 

dem Vorsitzenden der Polizeiabteilung im Ministerium 

“des Innern, 

dem Vorsitzenden der AIyLans lung. des Ausizminieie; 

Hums, 

2 Geheimräten des Gesetzgebungsamtes, 

2 Geheimräten des Ministeriums des Aeussern, 

2 Geheimräten des Ministeriums des Innern, 

2 Geheimräten des Justizministeriums und 

4 Richtern. | 

Art. 3. Die nach Artikel 2 aus Geheimräten und Richtern 
zu wählenden Mitglieder der Kommission werden auf Vor- 
schlag des Justizministers vom Kabinett ernannt. 

Art. 4. Der Präsident führt die Geschäite der Kommis- 
sion, er ist der Vorsitzende in den Sitzungen. 

Im Verhinderungsfalle wird der Präsident durch ein vom 
Justizminister designiertes Mitglied der Kommission vertreten. 

Art. 5. Die Sitzungen können erst dann eröfinet werden, 
wenn wenigstens 5 Kommissionsmitglieder anwesend sind. — 
Die Versammlung beschliesst mit der Stimmenmehrheit der 
erschienenen Mitglieder. Bei. Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Art. 6. Die Prüfungskommission hat .drei Geschäfts- 
führer, die auf Vorschlag des Justizministers durch das Kabi- 
nett aus den höheren Beamten der betreffenden Behörden 
gewählt werden. 

Die Geschäftsführer führen die allgemeinen Geschäfte 
unter Leitung des Präsidenten der Kommission. 


Art. 7. Bei der Prüfungskommission werden einige 
Sekretäre angestellt, die von dem Justizminister ernannt 
werden. 
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Die Sekretäre haben unter Leitung des Präsidenten, der 
Kommissionsmitglieder sowie der Geschäftsführer das Pro- 
tokoll sowie die sonstigen allgemeinen Geschäfte zu führen. 


Zusatzbestimmung. 


Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. 


Kaiserliche Verordnung Nr. 174 v. 26. Mai 19%0 
betreffend Vorschrift für die Prüfung von 
- Sonderrechten. 


Art. 1. Der Antrag’ auf Prüfung eines Sondcrrechts er- 
folgt durch Einreichung eines Antragschreibens bei der 
Sonderrechtsprüfungskommission. 

Das Schriftstück soll Antrag, Grund und Angabe der 
Beweismittel erhalten; Beweisurkunden oder deren Abschrift 
sind beizufügen. 


Art. 2. Die Prüfungskommission kann, wenn sie es für 
erforderlich hält, die Parteien vernehmen. 


Art. 3. Auf die Beweisaufnahme finden die Vorschriften 
der Zivilprozessordnung über Beweisaufnahme entsprechende 
Anwendung; jedoch sind Verhängung von Geldstrafen und 
Verhaftungen bei Beweisaufnahmen ausserhalb der Gerichte 
unzulässig. 

Die Sonderrechtsprüfungskommission kann durch be- 
sonders bestellte Kommissionsmitglieder die Beweisaufnahme 
oder andere erforderliche Untersuchungen vornehmen lassen. 


Arky4. Die Bekanntgabe der Beschlüsse der Prüfungs- 
kommission erfolgt in der Weise, dass der schriftliche Be- 
schluss mit Begründung der. Partei zugestellt wird. 

Ist der gegenwärtige Wohnsitz der Partei unbekannt, 
oder eine andere geeignete Mitteilung. des Beschlusses nicht 
möglich, so erfolgt die Bekanntmachung des Hauptinhalts 


“des Beschlusses durch dreimalige Veröftentlichung in dem 


Staatsanzeiger. 

Die Bekanntmachung des Beschlusses durch den Staats- 
anzeiger gilt als bewirkt nach Ablauf von zwei Monaten 
von dem Tage der letzten Veröffentlichung. | 


Art. 5. Die 88 11, 12 und 14 des Gesetzes über: die 
freiwillige Gerichtsbarkeit finden auf das Prüfungsverfahren 
der Prüfungskommission entsprechende Anwendung. — Auf 
die Kosten des Prüfungsverfahrens finden die Vorschriften 
der Z.-P.-O. über Tragung der Prozesskosten, ferner das Ge- 
richtskostengesetz in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten sowie 
die SS 27, 31 und 32 des Gesetzes über die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit entsprechende Anwendung. 


Zusatz: 


Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröftentlichung 
in Kraft. 


Das Verkehrswesen Siams. . 


) 
Von Paulus 


Für Hinterindien haben seit den ältesten Zeiten Flüsse 
ınd Kanäle als Hauptverkehrsadern gedient, und das trifft 
für viele Teile der dortigen Länder auch heute noch zu. In 
Birma sind es der Irrawadi und der Salween, in Siam der 
Menam-Chowphya und zwischen Anıam und Siam sowie 
in Kambodscha der aus dem fernen Tibet herabströmende, 
gewaltige Mekhong-Fluss, die die Hauptverkehrsadern bilden. 


Fruye. 


Allerdings ist der Mekhong wegen seiner mächtigen Fälle 
und Schnellen nur stufenweise zwischen diesen teils unüber- 
windlichen Ilindernissen befahrbar, und auch der Menam- 
Chowphya bietet hauptsächlich zu Ende der trockenen. Jahres- 
zeit, von März bis Mai, der Schiffahrt in seinem oberen Laufe 
durch Nordsiam wegen der vielen Schnellen allerlei Schwie- 
rigkeiten. 
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Die Einwanderung der kurz vor und nach Christi Ge- 
burt in Hinterindien aus dem südlichen und südwestlichen 
China einwandernden Thaı (d. h. Siamesen, Laoten und 
diesen Völkern anverwandte Stämme) bewegte sich längs der 
Flüsse. Dort, so sagt auch eine in Sukhothai, Nordsiam, auf- 
gefundene Steininschrift, gab es „Reis und Fisch in Hülle 
und Fülle“. Dort an den Flüssen liessen sich die Neuan- 
kömmlinge nieder und drängten immer weiter bis an die 
Küsten des heutigen Golfes von Siam und bis weit hinein 
in die Malayische Halbinsel, die zur Glanzzeit Siams diesem 
Königreiche in ihrer ganzen Länge bis einschliesslich Singa- 
pore und Pulo-Pinang unterworfen war. 

Der Menam-Chowphya hat im Laufe der Jahrhunderte 
scine Mündung rasch in den Golf hineingeschoben, und wo 
heute die Hauptstadt Bangkok dreissig Kilometer entfernt 
vom Meere liegt, da flutete noch vor gar nicht allzu langer 
Zeit das Meer, und, wie die Geschichte Nord-Siams erzählt, 
konnten noch im Jahre 1200 seegehende Dschunken aus 
China bis zu der heute über 450 Kilometer oberhalb der 
Mündung gelegenen alten Hauptstadt Sukhothai in Nord- 
siam hinauffahren. Es lassen sich auch an mehreren Stellen 
in der breiten und über 300 Kilometer langen Alluvialebene 
des unteren Menam-Chowphya Sandbänke feststellen, die 
früher wohl als Barre der jeweiligen Mündung des Flusses 
vorgelagert waren. 

Auch die Küstenschiffahrt in Hinterindien ist sehr rege, 
und die Fischerei ist überall ein Haupterwerbszweig. Es 
gibt aber wohl kaum ein Land, wo man derartig viele und 
verschiedenartige Flussfahrzeuge sieht, wie gerade®h Siam. 
Da gibt es kleinste und grösste Einbäume, die mit Paddeln 
oder Stangen bewegt werden, Fährboote, Frachtboote, 
schwerfällige, überdachte Reisboote und elegante Hausboote, 
die aus Teakplanken gebaut sind und von stehenden Rude- 
rern mit an Pflöcken festgebundenen, langen Ruderstangen 
fortbewegt werden. Dabei führt in den grösseren Booten 
der letzte Ruderer das Steuer mit dem Fusse. Ist der Wind 
günstig, so wird gesegelt, wobei auch häufig noch Matten- 
Segel verwendet werden. 

Bei feierlichen Gelegenheiten, wie zur Zeit des grossen 
Tempelgabenfestes (Kathin) im Oktober, sieht man Prozes- 
sionen königlicher Ruderbarken auf dem Fluss in der Haupt- 
städt Bangkok. Es sind das prächtige Fahrzeuge, deren 
Rumpf: aus dem ausgehöhlten Stamm eines Waldriesen be- 
steht. :'Sie sind oft über 60 Meter lang, ganz geschnitzt, ver- 
goldet 'und mit buntem Glas ausgelegt. Vor und hinten 
sind schön geschwungene Schifisschnäbel in Form mystischer 
Tiere (Naga, Hongsa u. a.), und in der Mitte ist ein Thron- 
baldachin für den König oder für eine Buddhafigur mit Gaben 
für die Tempel. Von hundert Ruderern bewegt, schiesst die 
Barke schneller als ein Dampfboot durchs Wasser. Ein 
herrlicher Anblick, wenn die Ruderer unter „ho-hiu“-Rufen 
pleichzeitig ihre in der Sonne aufblitzenden Ruder ins Wasser 
tauchen. 

Die Hauptmärkte finden auf „den Flüssen und Kanälen 
in der Hauptstadt und den grösseren Plätzen des Landes statt. 
Hunderte von Booten mit Früchten, Gemüsen, Fischen, 
l.ebensmittela aller Art drängen sich da am frühen Morgen 
in buntem Gewinmel durcheinander und werden von ihren 
Insassen, meist sind es bei den Marktbooten Frauen, mit 
grösster Geschicklichkeit, ja, Eleganz gelenkt. Eine Fülle von 
l.audesproduktea kommt da zusammen, wie sie wenige andere 
Länder des Ostens aufweisen können. Denn Siam ist ein 


reichgesegnetes Land, und Mangel kennen die Leute dort 
kaum. 

In der Talebene des mittleren und unteren Menam- 
Chowphya gibt es zahlreiche Kanäle, die zugleich der Schiff- 
fahrt und der Bewässerung für die Gärten und riesigen Reis- 
felder dienen. In früheren Zeiten, bis um die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts, wurden solche Wasserstrassen viel- 
fach durch Kriegsgefangene gegraben, die man dann selbst 
als Hörige auf dem so erschlossenen Neuland ansiedelte. 
Noch heute findet man häufig genug - Ortschaften, deren Be- 
völkerung aus Abkömmlingen von Anamiten, Kambod- 
schanern, Malayen, Mon und Laoten bestehen und oft sogar 
noch ihre Muttersprache sprechen. Bei Absteckung solcher 
Kanäle wurde die Baulinie nach den Himmelsrichtungen be- 
stimmt, und die Wasserverhältnisse, Ebbe und Flut, genau 
mit in Betracht gezogen. Interessant ist, dass bei Anlage des 
grossen Hauptkanals auf dem Westufer bei Bangkok die 
Richtlinie durch Kanonenschüsse, die man durch das Dschun- 
gel feuerte, festgelegt wurde. 

Durch Gefangene und Corve-Arbeiter konnte sich der 
König in alten Zeiten ohne grosse Kosten den Bau von 
Kanälen, Befestigungen, Tempeln usw. leicht erlauben. Heute 
muss der Staat auch in Siam alle diese Arbeiten im Kontrakt 
vergeben und viel Geld dafür bezahlen. 

Das im Jahre 1904 gegründete Kanalamt arbeitet für die 
Zeit von 1912 bis 1924 mit einem Gesamtvoranschlag von 
32 Millionen Tikal (13 Tikal — 1 £ Sterling) zur Ausführung 
der neuen, grossen Irrigations- und Schiffahrtskanäle im 


‚Tale des mittleren und unteren Menam-Chowphya, wodurch 


die Reisernte Siams in Bälde. mehr als verdoppelt und die 
Schiffahrt erleichtert werden soll. Auch ‘mit der besseren 
Ausnutzung, dem Ausbau und der Regulierung der übrigen 
Flussläufe Siams wird sich das Kanalamt befassen und 
zweifellos werden seine Arbeiten dem Lande zum grossen 
Segen gereichen. Die umfassenden und zum Teil äusserst 
schwierigen Vorarbeiten zur Anlage dieser Flussregulierun- 
gen, Schiffahrts- und Bewässerungskanäle sind das Werk des 
Holländers J. Floman van der Heyde, der leider Siam zu früh 
verliess, und an dessen Stelle nun Engländer getreten sind. 

In der siamesischen Flussschiffahrt werden heutzutage 
unzählige Dampfboote, Schlepper, Dampfbarkassen und 
Motorboote verwendet, die sich bei diesen Wasserbewohnern 
einer ausserordentlichen Beliebtheit erfreuen. Es gibt wohl 
kaum eine Stadt im fernen Osten, die über eine derartig 
grosse Zahl von Kraftfahrzeugen im Flussverkehr verfügt 
wie Bangkok. Hier bietet sich auch ein glänzendes Absatz- 
feld für die deutsche Motorindustrie, und gut organisierte 
Motorbootswerften sind in Siam zweifellos eine sichere Kapi- 
talsanlage. Solch eine Werft muss auch zu gleicher Zeit Ab- 
teilungen für Reparatur und Verkauf von Automobilen und 
Flugzeugen sowie zur Anlage von Das ngssyaluen 
besitzen. 

Auch der Seeverkehr mit Siam hat in den letzten Jahr- 
zehnten stark zugenommen, trotzdem der Haupthafen 
Bangkok am Menam-Chowphya im entferntesten Winkel des 
weit in das Festland ausholenden Golfes von Siam, fernab 
von der Flauptverkehrsstrasse nach China und Japan liegt. 

Siam ist mit Singapore, Niederländisch-Indien, Saigon. 
Swatow und Hongkong sowie mit Japan durch direkte 
Dampferlinien verbunden. Die Fahrt von Singapore bis 
Bangkok dauert etwa 4 Tage. Den Küstenverkehr vermitteln 
verschiedene Dampierlinien. (Fortsetzung folgt.) 
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Politische Rundschau. 


China. 


Programm des neuen Kabinetts. Nach einer Reutermeldung 
aus Peking vom 11. 8. hat der neue Ministerpräsident Chin-Yun- 
peng folgendes Programm bekanntgegeben: 1. Einigung des 
Landes, 2. Trennung der Militär- und Zivilverwaltung, 3. Auf- 


lösung der überflüssigen Truppenteile und Sparsamkeit m der 


Zivilverwaltung, 3. Reform der Finanzen, wobei der Vorschlag 
gemacht wird, eine Konferenz chinesischer und westländischer 
Finanzsachverständiger einzuberufen, auf der die Reform der 
Währung und Steuern erörtert werden sollen und 5, Reform des 
Unterrichtswesens nach praktischen Gesichtspunkten. 


Ostasiateneke. ;:- ; 
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Graf Pappenheim 1. Wie wir hören, ist der in weiten 
Kreisen der Ostasiaten bekannte Graf Pappenheim (Baron von 
Calatin) am 12. August in der Nähe von Oberkirch (Baden) ge- 
legentlich eines Ausflugs plötzlich und ohne Schmerzen an 
Herzschlag verstorben. Graf Pappenheim weilte seit der Jahr- 
hundertwende in China und wurde im April vorigen Jahres mit 
dem D. „Atreus“ repatriiert. 


Adressennachweis. 


Gth: I 


G. Brachmann, u Ha Fong Tsuen, Berliner 
Mission. 

H. Delkeskamp, <a: M. Bos Esa. Manager Oriental 
Press, Schanghai, Avenue Edward VII 

H. Glaubitz, Berlin-Charlottenburg, Horstweg 22. 

H. Goetze, Prüfungsstelle des Reichsbeauftragten für die 
Ueberwachung der Ein- und Ausfuhr, Münster i. Westf., Neu- 
brückenstr. 4. 


Eugen Kiesslich, Frankfurt a. Main, Beethovenstr. 45. 


Richard Behrend, Berlin W. 50, Eislebener Str. 13, 


Yang Kung NHsü,p. A. ai Berlin-Charlotten- 
burg, Augsburger Str. 48. 

Carl A. Illing, p. A. Mitsubishi Co, Berlin Ww. 8, 
Friedrichstr. 186. 

Heinrich Krippendorjf, Kgl. 
Niederl. Konsulat. 

W. Lührss, Hamburg, Uhlandstr. 35. 

O. Mar&chal, Hannover, Goethestr. 46. 

Martin March, Hamburg, Feldbrunnenstr. 57. 

Direktor Moritz Meyer, Amsterdam, Keizersgracht 604. 

Frau John Rabe, Hamburg, Mundsberger Damm 35. 

J.Richard,p, A. PaulObst, Eisenhammer b. Neumühl 
i. d. Neumark. 

B. Rosenbaum, Hamburg, Feldbrunnenstr. 57. 

 E. Rottweiler, Deisslingen i. Württ., Amt Rottweil. 

C. Rütze, Hamburg 24, Lübecker Str. 109 H. 6. 

Carl! Schmitz, Chefoo (China). . 

C. Schröter, Berliner Mission Fongchuen, anien (Süd- 


'Tientsin (China), 


china). 


A. Stiebritz, Frankfurt a. M., Zeil 52 III. 
E. R. Vennewitz, p. A. Continentale Handelsvereini- 
gung, G. m. b. H., Karlsruhe 1. Baden. 


Heinrich Wahl, Canton (South-China), Berliner 
Mission. | 

Albrecht Welze L, Charlottenburg, Leibnizstr. 109 II. 

F. Wenck, ‚Hamburg - Uhlenhorst, Heinrich - Herzsch- 


Strasse 121 III. 
L. Wiegand, Flensburg, Mürwitz. . 
Julius Wolff, Müncheberg i. d. Mark, Hauptstrasse 5, 
Hugo Witte, Basel, Deutsches Konsulat. 
A. Wölken, Göttingen, Friedländerweg 331. 
A. Zeller, Krünn b. Mittenwald (Oberbayern). | 
Rechtsanwalt Manfred Zimmerma nn, Stuttgart, Jäger- 
"strasse 66. 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


. China, 
“ Die Wirtschaftslage Chinas im Jahre 1919, 


Von Hermann Gipperich, Berlin. (Fortsetzung ) 


Die Engländer in China waren sich wohl bewusst, dass die 
Wiedergewinnung ihrer während des Krieges an Japan ver- 
lorenen Vormachtstellung besondere Anstrengungen erforderte. 
Als Aeusserung dieser Bestrebungen war die Konferenz der 
britischen Handelskammer in China, die Anfang November in 
Schanghai zusammentrat, bemerkenswert. Der britische Ge- 


sandte in Peking, Sir John, Jordan, nahm persönlich an ihr teil, 


und es waren auf ihr vertreten die britischen Handelskammern 
in Charbin, Mukden, Niutschwang, Peking, Tieytsin, Tschifu, 
Tsingtau, Tschungking, Hankau, Tschangscha, Tschinkiang, 
Schanghai,. Futschou, Swatau, Hongkong. Die gefassten Be- 
schlüsse, die sich auf Abschaffung der Likin gegen das Zu- 
geständnis der Frhöhung des Einfuhrzolles gemäss dem Mackay- 
Vertrage von 1902, auf Reform des chinesischen Justizwesens, 
auf Einführung eines Handelsmarkengesetzes und andere seit 
Jahrzehnten immer wiederkehrende Forderungen bezogen, 
brachten im allgemeinen wenig Neues. Interessant war viel- 
leicht die Forderung, die britische Regierung möge auf einen 
Teil der Boxerentschädigung zugunsten englisch-chimesischer 
Erziehungsanstalten in China und der Ausbildung chinesischer 
Studenten in England verzichten. — Auch in England selbst 
fehlte es nicht an Bestrebungen zur Förderung des englisch- 


chinesischen Handels, und man plante u. a. die Gründung einer 


chinesisch-englischen Handelskammer in London. 

Die chinesischen Handelskammern nicht nur in China, son- 
dern auch im Auslande, wie in Niederländisch-Indien und selbst 
Amerika haben sich während des Krieges und auch danach zu 


einem wichtigen Machtfaktor entwickelt ımd haben in ne 
politischen Fragen häufig ausschlaggebend eingegrifien. 

Die Handelsbeziehungen zwischen „Deutschiand und Chma 
konnten auch 1919, trotzdem die im Laufe des Jahres erfolgte 
endgültige Aufhebung der englischen schwarzen Listen ein er- 
hebliches Hindernis beseitigte, noch nicht wieder aufgenommen 
werden, da mangels vertraglicher Abmachungen die Voraus- 
setzungen dazu fehlten. In Handelskreisen besteht auf beiden 
Seiten offensichtlich der Wunsch, die Verbindung so bald wie 
möglich wieder anzuknüpfen und hoffnungsvolle Ansätze fün die 
künftige Entwicklung sind hier wie dort vorhanden. So sind 
beispielsweise in China rein chinesische Unternehmungen ge- 
gründet worden, die sich in erster Linie den Handel mit Deutsch- - 
iand zur Aufgabe machen. In jeder Weise trat der Hunger 
Chinas nach deutschen Waren zutage, und es wird hauptsächlich 
von der Leistunssfähizkeit der deutscher Industrie abhängen. 
welchen Platz deutsche Erzeugnisse auf dem chinesischen Markt 
in Zukunft einnehmeir werden. Das Ansshen der deutschen 
Farbenindustrie haben alte jahrelangen Machenschaften von 
Deutschlands Feinden m China nicht zu untergraben vermocht. 
Die japanischen Farben entsprachen weitaus nicht den Anfoıde- 
rungen des chinesischen Marktes und die amerikanische Farben- 
industrie, die während des Krieges ein sehr viel gefährlicherer 
Konkurrent Deutschlands geworden war als die ‚japanische. 
hatte offenbar micht genügend Interesse für China, um auf die 
dortigen Wünsche und Eigenheiten einzugehen. Englische Teer- 
farben wurden in China so gut wie gar nicht angeboten. 

t Eine gewisse. Schwierigkeit für die Wiederaufnahme der 
Handelsbeziehingen zwischen Deutschland und: China bietet zu- 
nächst noch die Frage des Zolltarifs, deren Regelung noch nicht 
erfolgt ist. Die chinesische Regierung äusserte 1919 die Ab- 
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sicht, auf Waren aus Ländern, die in keinem Vertragsverhältnis 
zu China stehen, einen Sondertarit in Anwendung zu bringen. 


Dieser in Aussicht genommene Tarif sieht Wertzölle in 
folgender Höhe vor: 
Notwendige Artikel ..... 5-0v.H 
. Nützliche Artikel ....... 19— 20 v.H. 
Genussmittel . .. 2.2.2... 2)— 30 v.H. 
Lirxusartikel : ... 2.2.2... 30—100 v. N. 


und würde auch für deutsche Waren in Betracht kommen, so- 
lange der vertraglose Zustand zwischen Deutschland und China 
andauert. Ob eine solche Differenzierung gegen einzelne Länder 
sich bei der jetzigen Organisation der chinesischen Zollbehörden 
praktisch auf die Dauer durchführen lässt, erscheint zum 
mindesten zweifelhaft. Die praktische Durchführung der Mass- 
nahme ist für China vielleicht auch !m Augenblick von ge- 
ringerer Wichtigkeit als die theoretische Anerkennung seiner 
Zollautonomie durch diejenigen Staaten, mit denen es in Zukunft 
neue Handelsverträge abschliessen. wird, weil hierdurch eine 
erste Bresche in eine schon lange als unbequem empfundene Be- 
schränkung gelegt wird, deren gelegentliche Erweiterung der 
Zukwnft überlassen werden muss. Wichtig ist fir China auch, 
dass es dam bei den kimftigen Handelsverträgen für die Ein- 
räumung seines Minimaltarifs Gegenseitigkeit von den anderen 
Kontraheuten verlangen kann, was bisher bei der Einseitigkeit 
der Verträge ausgeschlossen war. 


Mit den derzeitigen Vertragsmächten hat China eine 
Revision der bestehenden Zollsätze des Einfuhrtarifs vorge- 
nommen; der neue Tarif ist 1919 für Waren, die nach dem 
1. August verschifft waren, in Kraft getreten An dem Grund- 
satze eines Wertzolles von 5 v. H. der vertraglich festgelegt 
ist, ist nichts geändert worden; es handelt sich vielmehr nur 
um Revision der Werte, die von Zeit zu Zeit aus praktischen 
Gründen durch gegenseitige Vereinbarungen für eine grosse 
Anzahl : von Artikeln für eine Reihe von Jahren festgelegt 
werden. Die leizte derartige Revision hatte 1902 stattgefunden 
und da im allgemeinen die Werte der Waren seitdem erheblich 
gestiegen waren, so schätzte das chinesische Scezollamt die 
jährlichen Mehreinnahmen aus der letztjährigen Revision auf 
4 Mill. Haikuan Taels. 

Von entscheidendem Einflusse auf jeden Zweig des Aussen- 
handels Chinas, das noch immer nach einer Silberwährung 
rechnet, ist die Gestaltung des Silberpreises, der im Jahre 11919 
eine. ungeahnte Höhe erreichte. Das Jahr begann mit einem 
Silberpreis von 48he pence für die Unze in London. Da die 
englische Regierung bis Mai 1919 Zwangspreise für Silber fest- 
legte, so waren die Schwankungen in den ersten vier Monaten 
des Jahres verhältnissmässig geringfügig; danach setzte dann 
aber eine schnelle Aufwärtsbewegung ein, sodass inı Dezember 
ein Preis von 79% pence erreicht wurde. "Der Devisenkurs 
folgte im äüllgemeinen dem Silberpreis: zu Beginn des Jahres 
wurde in Schanghai der Schanghai-Taels (111,4 Schangchai-Taels 
gleich 100 Haikuan-Taeis) für telegraphische Ueberweisung mit 
5 quotiert: zum Schluss des Jahres mit 7.9. Der Jahresdurch- 
schnitt war 57% für 1919, 48°. für 1918, 2:3” für 1915. 
Fin hoher Silberkurs begünstigt die Einfuhr von Waren aus 
Ländern mit Goldwährung und erschwert die Ausfuhr dahin. 
Der hohe Silberkurs erleichterte es also den europäischen Län- 
dern. den während des Krieres beeinträchtisten Absatz ihrer 
Waren in China wieder zu erhöhen. Zweifellos hat die englische 
Baumwollwarenausiuhr nach China einen guten Teil ihres 
Auischwungs im Jahre 1919 dem Steigen des Silberpreises zu 
verdanken. Nach amtlichen englischen Berichten betrusr die 
Ausinhr von Baumwollearn aus Eneland nach China und Hong- 
konw im Jahre 1918 67800 Ibs. im Werte von 11968 £, im Jahre 
1919 dawexen 350800 ]Ibs. im Werte von 84037 £. Die Ausfuhr 
von Baumwollstickwäaren (Cotton Piece Goods) aller Art belief 
sich IV1S auf 210370 Jood Yards im \erte von 10153557 £, 1919 
aber auf 304422200 Vards im Werte von 15 14$0688 £. 

Gute Erfolge hatte die erselische Industrie auch auf dem 
(iebiete der Lieferungen für die chinesische Regieruns, die 
fruher hauptsächlich in den Händen deutscher Firmen Jagen, zu 


verzeichnen. Bei den Fabriken von Vickers Ltd. und Handley 
Page wurden: eine Reihe von Flugzeugen für Handels- und 
Verkehrszwecke in Auftrag gegeben, von denen ein Teil bereits 
Am vergangenen Jahre in Peking eintraf. 

Im März und April 1919 wurden die Verträge der chinesi- 
schen Regierung mit der englischen Marconi-Gesellschaft vom 
27. August und 9. Oktober 1918 über Lieferung drahtloser Tele- 
phon- und Telegraphenstationen veröffentlicht, die der Gesell- 
schaft eine tatsächliche Monopolstellung auf dem chinesischen 
Markte gaben. Sie ist auch zur Hälfte an der Chinese National- 
Wireless-Telegraph-Company beteiligt, die 1919 begründet 
wurde und die Herstellung von drahtlosen Apparaten sowie die 
Unterhaltung der drahtlosen Stationen in China zum Zweck hat. 

Dass aber auf der anderen Seite auch England mit ähnlichen 
Missständen in seinem Ausfuhrhandel zu kämpfen hatte wie 
Deutschland, bewicsen die in der Times veröffentlichten Klagen 
chinesischer Auftraggeber, dass die englischen Maschinen- 
fabrikanten die abgeschlossenen Lieferungsverträge nicht inne- 
hielten, sondern Preise und Lieferungsfristen willkürlich änderten. 

Die Ausfuhr chinesischer Erzeugnisse wurde 1919 durch den 
hohen Silberkurs stark beeinträchtigt. Von den hauptsächlichen 
Ausfuhrartikeln war besonders Tee durch den Krieg arg in 
Mitleidenschaft gezogen. Anzeichen einer geringen Besserung 
waren allerdings 1919 vorhanden. — Auch der Seidenmarkt 
hatte während: des Krieges sehr daniedergelegen, erholte sich 
aber schnell nach Abschluss des Waffenstillstandes, da eine 
starke Nachfrage aus Europa, Südamerika usw. einsetzte, die 
gar nicht voll befriedigt werden konnte. — Den Hauptanteil an 
der Ausfuhr chinesischer Schafwolle, die fast ausschliesslich über 
Tientsin geht, nahm Japan, dessen Industrie Schwierigkeiten bei 
dem Bezuge der Wolle aus Australien hatte. Die Nachfrage 
nach Wolle lenkte erneut die Aufmerksamkeit der interessierten 
Kreise in Japan und England auf die Mongolei, deren Woll- 
erzeugung noch grosser Ausdehnung fähig ist. 

Industrie. Die Industrialisierung Chinas, die in der Zeit 
vor dem Kriege grosse Fortschritte ‘gemacht hatte, wurde durch 
den Krieg gehemmt oder doch zum mindesten in ihrem Tempo 
verlangsamt, da die Lieferung der-erforderlichen Maschinen aus 
Europa und Amerika ausblieb. Für die im Lande vorhandenen 
Industrien, jedenfalls soweit sie unter europäischer Leitung 
standen, und infolgedessen die Einnahmen nicht zum Teil in 
Privattaschen flossen, war 1919. ein gewinnbringendes Jahr, 
trotzdem sich auch an einzelnen Stellen dieses Landes. des 
Ueberflusses an Arbeitskräften die. Anfänge einer Arbeiter- 
bewegung mit Streiks und anderen Kampfmitteln bemerkbar 
machten, so besonders in Schanghai. Tatsächlich hat sich die 
Lebenshaltung auch für den chinesischen Arbeiter in den letzten 
Jahren so verteuert, dass Lohnerhöhungen gerechtiertigt er- 
scheinen, besonders wenn man die Riesengewinne der englischen 
Unternehmiyigen in China in Betracht zieht. In Schanghai hatte 
der Preis des Hauptnahrungsmittels, Reis, in den letzten Jahren 
folgende Entwicklung genommen: 

1919 1918 1917 1916 1915 ı914 1913 

& 9,20 7,80 7, 8.— 920 . 740 7,60 
für den Pikul (gleich 60.453 kg). Mieten stiegen in diesen sieben 
Jahren etwa um 0 v. H.. Kleidung (Baumwolle) 40 bis 50 v. H. 
Petroleum oder Kerzen 5) v. H., Kohlen 150 v. H. 

a) Schiffbau. Einen besonderen Aufschwung nahm, be- 
ginstiet durch die Foleeerscheinungen des Krieges, die Schiff- 
bauindustrie. Diese hat ihren Schwerpunkt in und um Schanghai, 
wo sich die grössten Werften Chinas befinden. Erst in weitem 
Abstande folgen die anderen Plätze, wie Tientsin, das aber 
immerhin auch dem Stapellauf einiger Schiffe von 2200 bis 2700 
Pexistertonnen von der während des Krieges angelegten 
französischen Werft bei Hsinho sah. — Von den Schanghaier 
Betrieben nahm das Kiangnan Dock den grössten Aufschwung. 
Es ist dies die älteste und grösste Anlage für den Bau von 
Dampfiern, und ist ein Unternehmen der Pekingxer Zentral- 
reeierummg. Im Juli 1918 hatte es ein Abkommen mit der ameri- 
kanischen Regierung getroffen. demzufolge alsbald mit dem Bau 
von vier 10000 Tonnen-Dampfern bei einer Länge von 455 Fuss 
fiir amerikimische Rechnung besennen wurde. Der vereinbarte 
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Gesamtpreis belief sich auf 30 Mill. Taels. 
bedingte eine Erweiterung und einen Ausbau der bestehenden 
Anlage. Die hierfür erforderlichen Maschinen und sonstigen 
Materialien wurden, soweit sie nicht in China selbst beschafit 
werden konnten, wiederum von Amerika bezogen. Auf diese 
Weise hat Amerika die Lösung des Problems versucht, die 
billigen chinesischen Arbeitskräfte zu seinem Vorteil auszunutzen 
und gleichzeitig seiner Maschinen- und Werkzeugindustrie 
laufende gute Aufträge zu sichern. — Die Shanghai Dock and 
Engineering Company, Limited, eine englische Gesellschaft, 
hatte den Bau für englische Rechnung von fünf Standard-Schiffen 
von 331 Fuss Länge übernommen, von denen 1919 ein Teil vom 
Stapel gelassen werden konnte. Dieselbe Gesellschaft voll- 
endete auch zwei Dampfer für eine norwegische Reederei in 
Drammen und nahm einen Auftrag einer chinesischen Reederei 
in Angriff. — Eine andere englische Gesellschaft, die New 
Engineering and Shipbuilding Works, baute ebenfalls See- 
dampfer und hatte u. a. auch von der erwähnten norwegischen 
Reederei einen grösseren Auftrag erhalten, von dem ein Schiff 
im Januar und eins im Dezember 1919 zu Wasser gelassen 
wurde. —- Schliesslich sei noch die unter dem Namen Nicolas 
Tsu Engineering and Shipbuilding Works bekannte chinesische 
Privatwerft genannt, die 1919 wiedeg wie im Vorjahre einen 
260 Fuss langen Dampfer für eine chinesische Küstenreederei 
vom Stapel lassen konnte. Dieses chinesische Unternehmen 
wurde im Herbst 1919 ‘in eine französische Gesellschaft unter 
dem Namen Societ& Franco-Chinoise de Constructions 
Metalliques et M&caniques mit einem Aktienkapital von 1 200 000 
Taels umgewandelt. Erhebliche Erweiterungen der Anlagen 
wurden geplant. 

Es versteht sich von selbst, es die günstige Entwicklung 
der Schiffbauindustrie zu einer Anzahl von Neugründungen Ver- 
anlassıng gab, an denen u. a. auch japanische Interessen be- 
teiligt waren. 


b) Textilindustrie. Ebenfalls in und um Schanghai hat 
die moderne Baumwollindustrie Chinas ihren Hauptsitz. Die dort 
befindichen Spinnereien und Webereien sind, trotz des Ueber- 
gangs von zwei grossen Unternehmungen, der „International“ 
ınd der „Yuyüan“ in japanische Hände, zn grösseren Teil 
Figentum englischer Gesellschaften ımd erzielten im Jahre 1919 
klänzende Geschäftsergebnisse. Bei starken Rücklagen konnten 
für 1919 an die Aktionäre hohe Dividenden ausgeschüttet wer- 
den, von der „Ewo“ beispielsweise 130%, von der „Kungyik“ 
NR usw. — "Ausserhalb Schanghais war die Entwickhing der 
Industrie m Tientsim und Tsingtau besonders bemerkenswert: 
wo im Laufe des Krieges mehrere moderne Baumw ollspinnereien 
entstanden waren, denen nun die überaus günstige Konjunktur 
m vergangenen Jahre die Anfangsschwieriskeiten sehr er- 
leichterte, Insgesamt verfügen nach einer Schätzung gie Baum- 
woffspinnereien in China ber 1% Mill. Spindeln und beträgt die 
Jahreserzeugimg rund 1 Mil. Ballen Garn. Aber nicht nur die 
äussere Ausbreitung der Baumwollindustrie hatte der Krieg ver- 
anlasst, sondern auch eine innere Entwicklung, und die Fabriken 
m China waren 1919 in der Läge, feinere Garne und eine 
grössere Auswahl von Geweben herzustellen als vor dem 

e. Bei at diesen Fortschritten der modernen Baumwoll- 
industrie in China 'darf aber nicht übersehen werden, dass auch 
heute noch das chinesische Volk einen sehr grossen Teil seines 
Bedarfs im eigenen Hause und im Kleinbetriebe mit der Spinde! 
und auf primitivenm Webstuhle herstellt. War die Entwicklung 
der Spinnerei und Weberei auch am augenfälligsten, so machte 
doch auch die maschinelle Herstellung von Wirkwaren in China 
erhebliche Fortschritte. Der Gebrauch von gewirkten Strümpfen, 
Handschirhen und dergl. m. war in China vor ihrer Einführung 
durch. Europäer unbekannt. so dass diesen Industriezweig von 
Traditionen unbelastet seinen Finzug nehmen konnte. Die 
grösste Strumpfwirkzrei in China dürite jetzt die Piencer Knit- 
ting Milt in Schanghai sein mit einer Leistungsfähigkeit von 1000 

end Paar täglich. Die Li-Kiang-Gesellschaft in Swatau 
hatte schon 1917 54000 Paar Socken hergestellt. 

Eine natürliche Folre des Aufschwungs der chinesischen 
Textilindustrie war eine starke Nachfr“ge nach Textilmaschinen 
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aller Art, die vom Austande weitaus nicht befriedigt werden 
konnte. | 

Em Zweig chinesischen Handwerksileisses, der von der 
Industriafisierung nicht berührt wurde und auch wohl nicht be- 
rührt werden wird, ist die Teppichknüpierei, lie in den nörd- 
lichen Provinzen. besonders in Tientsm und Peking ihren 
Mittelpunkt hat, wo wollene Teppiche auf einfachen Spann- 
rahmen hergestellt werden. Infolge des Ausiallcs türkischer 
und persischer Erzeugnisse während des grössten Teiles der 
Kriegszeit waren chinesische Teppich® auf dem Weltmarkt sehr 
begehrt und erzielten hohe Preise. Im Jahre 1919 setzte jedoch 
eın flawerer Geschäftsgang wieder ein. 


c) Bergbau. Wohl den wichtigsten Platz unter den Indu- 
strien Ciiinas nimmt der Bergbau ein, und hierunter ist wieder- 
um der Kohlenbergbau an erster Stelle zu nelnnen. Die Kohlen- 
bergwerke in China konnten aus den infolge des Krieges er- 
höhten Preisen für Kohle Nutzen ziehen und hatten für das ver- 
gangene Jahr gute Gewinne zu verzeichnen. Das grösste Unter- 
nehmen auf diesem Gebiete ist die englisch-chinesische, Karlan 
Mining Administration in Tientsin, deren Konlenfelder im Ge- 
biete von Tangschan Hegen und die 1919 eine Jahresiörderung 
von nahezu 4 Mill. Tonnen hatte, Dieses Untermehmen trız 
sich 1919 mit weitgehenden Plänen, die eine Ausdelinung seines 
Einflusses auf die reichen Kohlenlagxer im nördlichen Teil der 
Provinz Schansi zur Fa’ge haben würden. Die Pläne der Kailan 
Mining Administration verdienen, in Kuropı mit voller Auf- 
merksamn.ıt verfolgt zu weri*n. Schon jetzt haben an der ge- 
samten Kohlenförderung Chinas die nördlishen Provinzen Mand- 
schurei, Tschihli, Schantung, Schansi und Honan einen Anteil 
von ungefähr 60 v. H., der sich infolge des energtschen Vor- 
gehens der Kailan Mininz Administration in Tschihli und neuer- 
dings Schansi und der Japaner in der Mandschurei zweifellos 
in absehbarer Zeit erhöhen wird. Zwar wurde auch aus Mittel- 
und Südchina im Jahre 1919 die Erschliessung neuer Kohlen- 
fekder gemeldet, doch stehen diese an Bedeutung offenbar denen 
ım Norden nach. 

Die in Mittelchina arbeitende Han-yeh-ping-Gesellschaft, der 
die Pinghsiang-Kohlengruben, die Tayeh-Eisenminen und das 
Fisenwerk in Hanyang gehören, konnte für das Jahr 1918 aus- 
gezeichnete Ergebnisse erzielen. Die Bruttoeinnahmen aus den 
arei Betrieben beliefen sich auf insgesamt 18% Mill. Taels und 
ermöglichten die Auskehrung einer guten Dividende an die 
Aktionäre. Die Ergebnisse des Jahres 1919 wurden der nach- 
lassenden Kriegskonjunktur wegen ungüustiger beurteilt. Auf 
das Unternehmen hatten sich japanische : Interessenten durch 
eine Reihe von Geldanleihen einen ae Einfluss im 
Laufe des Jahres gesichert. 

Die Fisenerzgruben von Fensisneehan beı Nanking, die 
bisher von einem Privatunternehmen ausgebeutet wurden, 
wurden 1919 von der chinesischen Regierung übernommen 
Die chinesische Regierung schloss ihrerseits ein Abkommen mit 
cer japanischen Firma Okura & Co. zwecks gemeinsamer Fr- 
richtung eines Eisenwerks mıt einem Kapital von 100 Mill. Yen 
wovon China 60 %, Japan 40 % aufbringen sollte, die chinesische 
Kapitalbeteiligung jedoch durch ein japanisches Darlehen gedeckt 
wird. Die Auslieferung der Eisenerzgruben an japanische Inter- 
essen ..erregte in China lebhafte Entrüstung und trug dazu bei, 


die japanfeindliche Stimmung zu schüren. Wie die Eisengruben 


im Yangtse-Gcbiet, so sind in noch erhöhtem Masse die Eisen- 
gruben in der Mandschuwrei dem japanischen Einfluss unter- 
worfen. Hier war die Penlisihu Coal and Iron Mininz Company 
unter japanisch-chinesischer Leitung schon seit mehreren Jahren 
tätig und hatte gute Erfolge2 zu verzeichnen. Noch grössere 
Hoffnung setzte man aber auf die Erzgruben bei Anshan, unge- 
führ 100 km südlich von Mukden. Die Ansıaan-Stählwerke er- 
zeueten im Mai 1919 ihre ersten 100 t Rolieisen, und man 
hoffte. die Menge bald auf 260 t täglich steigern zu können. 
Nach Vollendung des zweiten MHochofens soll eine Leistungs- 
fähigkeit von 150000 t jährlich erzielt werdemr. Man erwartet, 
mit der Herstellung von Stahl vor Ende 1920 beginnen zu 
können. Die Maschinen werden aus der Schweiz und aus 
Amerika bezogen. (Schluss folgt.) 
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Ein britisches Welssbych über den China-Handel. Um das 
Interesse für den chinesischen Markt zu erwecken und weiter zu 
pflegen, hat das britische Handelsamt jetzt cin Weissbuch über 
den China-Handel ‚herausgegeben, das von der gesamten eng- 
lischen Presse eingehend besprochen wird. Das Weissbuch ist 
von dem britischen Handelssachverständigen in Schanghai, Fox, 
unter Mitarbeit seiner Kollegen in Canton und Peking zu- 
sammengestellt und behandelt die Stellung des britischen China- 
Handels \Venn in der Denkschrift auch manches für den mit 
den chinesischen Verhälf@ssen Vertrauten wiederholt wird, so 
ist sie doch im Hinblick auf die britischen Hoffnungen und 
Wünsche in China von Interesse. 

Im Jahre 1919 betrug (so heisst es in der Denkschrift, die 
in der Times vom 7. 8. besprochen wird) der Wert der Ge- 
samteinfuhr Chinas nur 12/6 auf den Kopf der Bevölkerung, eine 
Ziffer, die sich bei der fortschreitenden Entwicklung des Landes 
noch gewaltig vergrössern .wird. In letzter Zeit hat die 
Industrialisierung Chinas rasche Fortschritte gemacht, und es 
sind ale Anzeichen vorhanden, dass das Land einer der führen- 
den Industriestaaten der Welt wird, weil es alle Rohstoffe in 
seinem Gebiet vereinigt. Sind einmal scine Bodenschätze 
systematisch erschlossen, so sind alle Vorbedingungen für die 
Maschinen-,. Schiffbau- und verwandten Industrien vorhanden. 
Arbeitskräfte sind reichlich und billig. Andererseits wird die 
Entwicklung der chinesischen Industrie durch den Mangel an 
Verkehrswegen und durch die unwissenschaftliche Behandlung 
der Rohstoffe gehemmt. Fremde Hilfe ist notwendig; mit der 
Gründung von Unternehmen auf kooperativer Basis ist be- 
gonnen worden. Eine solche Zusammenarbeit mit verantwort- 
lichen chinesischen Geschäftsleuten ist für den Ausländer in 
China nicht ohne Vorteil. 

Die grösste Ausdehnung auf industriellem Gebiet ist in der 
Textilindustrie erfolgt. Alle Spinnereien blicken fast ohne Aus- 
nahme auf gewinnreiche Abschlüsse zurück. Gelegentlich 
wurden wegen Ueberproduktion und Schwierigkeiten bei der 
Erlangung von Rohmaterial Besorgnisse geäussert, aber die in 
ausländischem Besitz befindlichen Spinnereien haben vorläufig 
eine glänzende Zukunft. Die Seidenspinnerei-Industrie der Um- 
gebung Schanghais und Cantons gewinnt an Bedeutung. Zur- 
zeit gibt es in China nur zwei Eisen- und Stahlwerke. Für die 
Ausbeutung von Antimon, Zink, Kupfer usw. bjetet sich ein 
„grosses Feld; das chinesische Berggesetz macht jedoch einer 
Beteiligung von Ausländern bei der bergbaulichen Erschliessung 
Schwierigkeiten. Moderne Fördermethoden werden fast nur 
bei Kohle und Eisenerzen angewandt, Eisenvorkammen sind im 
Vergleich zu den Vorkommen in anderen Ländern nicht gross. 
Es wird angenommen, dass die Erschliessung der Hilfsquellen 
Chinas eher von der Entwicklung auf industriellem und land- 
wirtschaftlichem, als auf bergbaulichem Gebiet abhängig ist. 

Was den Wettbewerb chinesischer, im modernen Fabrik- 
betrieb hergestellter Erzeugnisse betrifft, so dürfte er auf Jahre 
hinaus nicht zu fürchten sein. Die chinesischen Fabriken werden 
der Herstellung billiger Erzeugnisse ihre Aufmerksamkeit 
schenken, und wenn sich die allgemeine Lebenshaltung hebt, 
wird für importierte, bessere Qualitäten eine Nachfrage 
herrschen, die das einheimische Angebot übersteigt. 

Der britische Handel mit Baumwolle und Erzeugnissen 
daraus (piece goods) hat ein Jahr nach dem Frieden seine alte 
Stellung völlix wiedererrungen. Für den Absatz britischer 
Stahl- und Moctallerzeugnisse ist der chinesische Markt auf- 
nahmefähig. Der wachsenden Nachfrage nach Maschinen aller 
Art, hauptsächlich Textilmaschinen und elektrischen ist Auf- 
merksamkeit zu schenken; die Industrialisierung des Landes 
wird eine erhöhte Nachfrage zur Folge haben. 

Aus derselben Quelle, aus der die Times die obigen Aus- 
führungen entnimmt, schöpft auch der Yorkshire Obser- 
ver vom 5. 8, der einige bemerkenswerte Angaben über den 
Absatz britischer Farbstoffe in China macht. Die erste Ladung 
Indigo (L.. L.) traf im November v. J. in Schanghai ein, seitdem 
sind in kurzen Zwischenräumen weitere Ankünfte erfolgt. Alle 
Berichte stimmen darin überein, dass das britische Produkt Bei- 
fall gefunden hat: es sei dem Indigo (C.1.B.A.), dem augen- 
hlicklichen „Standard“, nach dem die Qualität des synthetischen 


"Ad 


Indigös bemessen wird, an Güte völlig gleich. Die Zufuhren sind 
wegen des beschränkten Ausfuhrverbots jedoch äusserst gering 
und langsam. Anilinfarben wurden ebenfalls gut aufgenommen, 
die Knappheit und Unregelmässigkeit der Zufuhren lässt zur- 
zeit einen systematischen Absatz noch nicht zu. Amerikanische 
und kontinentale Erzeugnisse werden vielfach in China billiger 
angeboten. 

Das Weissbuch stellt zum Schluss einige Richtlinien für die 
Ausbreitung des britischen Handels auf. Es verlangt, dass sich 
mehr englische Geschäftshäuser, auch wenn sie nur über ge- 
ringeres Kapital verfügen, in China niederlassen und sich zum 
Vermittler der englischen Erzeugnisse machen sollen. Inter- 
essant ist, dass den Firmen der, Rat gegeben wird, sich nach 
Möglichkeit vom Kompradore und dem in den Vertragshäfen 
sitzenden Händler unabhängig zu machen. Der kaufmännische 
Nachwuchs wird aufgefordert, die Landessprache zu erlernen 
und Geschäftsreisen im Innern zu unternehmen. Es wird den 
Häusern in England abgeraten, mit chinesischen Geschäfts- 
häusern in direkten Handelsverkehr zu treten, und der Vor- 
wurf gemacht, dass sich nicht im gegenseitigen Wettbewerb 
stehende Fabrikanten zu Absatzkonzernen zusammenschliessen, 
die ihren eigenen Vertreter in China unterhalten oder ihre Ver- 
tretung an eines der in CBina ansässigen, eingeführten britischen 
Häuser geben. Schliesslich wird die Forderung aufgestellt, dass 
eine grosszügige Reklame betrieben wird, deren Kosten auch der 
Fabrikant zum Teil bestreiten soll. 


Eine Industriebank in Canton. Nach einer Mitteilung des 
London and China Telegraph vom 9. 8. ist in Canton 
von chinesischer Seite die Gründung einer Industriebank mit 
einem Kapital von $ 20 Mill. beabsichtigt. Zweck des Uhnter- 
nehmens ist die Förderung der einheimischen Industrie. 


Chinesische Koble für Europa. Die Tatsache, dass in 
nächster Zeit die ersten chinesischen Kohlen auf dem 
europäischen Markt erscheinen werden, ist von der europäischen 
Presse allgemein beachtet worden. Es handelt sich um eine 
Probelieferung von 10000 t an die Verwaltung der dänischen 
Staatsbahnen und um die Verschiffung einer zehinfachen Menge 
nach Marseille. Die englische Fachzeitschrift Eastern 
Engineering .vom 12. 8. sicht in den Kohlenabschlüssen 
einen neuen Abschnitt in der Entwicklung des chinesischen Aus- 
fuhrhandels. Das Blatt ist der Ansicht, dass, falls die Kohlen- 
schätze Chinas systematisch erschlossen werden, China in der 
Lage ist, Kohlen zu billigsten Preisen auf den Weltmarkt zu 
bringen. Nach den letzten Schätzungen haben die chinesischen 
Kohlenfelder eine Ausdehnung von 417000 engl. Geviertmeilen. 
Die Kohlenvorkommen in der Provinz Schansi sind allein im- 
stande, den gesamten Weltbedarf an Kohle für mehrere hundert 
Jahre zu decken. Die Anthrazitvorkommen Chinas sind viermal 
grösser als die gesamten Weltvorkommen. Die meisten chine- 
sischen Kohlengruben können ohne grössere Schwierigkeiten 
und mit Hilfe billiger Arbeitskräfte ausgebeutet werden. 
Eastern Engineering ist der Ansicht, dass nur die Aıs- 
beutung der Kohlenvorkommen den wirtschaftlichen Aufschwung 
Chinas beschleunigen wird. Durch den Absatz seiner Rohstofic 
erweitert sich die Aufnahmefähigkeit des Landes für Einfuhr- 
waren. 


Die wirtschaftliche Bedeutung Mukdens. Die Julinummer 
des in Yokohama erscheinenden World Salesman weist 
auf die wachsende Bedeutung Mukdens, der Hauptstadt der 
mandschurischen Provinz Fengtien, für das Ein- und Ausfuhr- 
geschäft hin. Wer über flüssiges Geld verfügt, dem bietet sich 
gute Gelegenheit zum Ankauf von Landesprodukten, wie Pelze, 
Felle und Häute, Bohnen, Schweineborsten, Hanf, Bohnenöl usw. 
Auf dem Einfuhrmarkt herrscht stets eine grosse Nachfrage nach 
Kleineisenwaren, Baumwollwaren, Leder, Maschinen, elektrischen 
und Eisenbahnbedarfsartikeln. Ein grosser Teil des Geschäits 
liegt zwar in japanischen Händen, doch ist auch für andere 
Wettbewerber genügend Raum vorhanden. 


Errichtung eines Handelmuseums in Tschungking. Die 
am oberen Yangtse gelegene Stadt Tschungking, die durch einen 
Dampiferverkehr an das Weltverkehrsnetz angeschlossen ist, ist 


von $ 60000 gegründet und 
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der wichtigste Ein- und Ausfuhrhafen für die Provinz Setschuan, 
die als eine der reichsten Provinzen Chinas gilt. Vor dem 
Kriege waren auch einige bekannte deutsche China-Häuser in 
Tschungking vertreten. Wie wir dem London and China 
Express vom 16. 8. entnehmen, plant nun die chinesische 
Handelskammer in Tschungking die Errichtung eines Handels- 


museums, in dem alle Erzeugnisse der Provinz ausgestellt 


werden sollen. Die Verwaltung des Museums will ausserdem 
alles für den Handel Setschuans wichtige Material sammeln und 
es weiteren Kreisen zugänglich machen. Im Museum sollen auch 
Erzeugnisse des Westens ausgestellt werden. 


Die Zukuntit Harbins. Die Times vom 14. 8. weist auf die 
grosse Bedeutung Harbins hin, das auf dem besten Wege ist, 
der Handelsmittelpunkt für ÖOstsibirien zu werden. Da die 
weitere Umgebung der Stadt über grosse wirtschaftliche Hilfs- 
quellen verfügt, wird in absehbarer Zeit mit der Erriohtung 
wichtiger industrieller Unternehmen gerechnet, wie Eisen- und 
Kohlenbergwerken, Glas- und Schuhfabriken, Gerbereien, Oel- 
mühlen und elektrischen Strassenbahnen. Die Japaner be- 
absichtigen, Harbin mit der Küstenstadt Possiet zu verbinden, 
indem sie die Tschangtschun -Kiriner Bahn nach Possiet 
weiterführen. Für Wladiwostok, dessen Hafen drei Monate 
im Jahr vereist is, würde durch das eisfreie Possiet ein 
ernster Wettbewerber entstehen. 


Besitzwechsel einer Baumwolispinnerei In Schanghal. Die 
in Liquidation befindliche Shanghai Cotton Manufacturing Co. 
ist in japanischen Besitz übergegangen und wird unter dem 
Namen Shanghai Boshoku Kabushiki Kaisha weitergeführt. Die 
neue Gesellschaft verfügt über ein Kapital von Tls. 4 Mill. in 
Aktien zu Tis. 50. 


Förderung der Teeindustrie. Die vereinigten Teegilden der 
Provinzen Hupen, Anhui, Huhan, Kiangsi, Tschekiang und Fukien 
hatten vor einiger Zeit beim Ackerbauministerium um die Ge- 
rechtsame zur Gründung einer Bank zur Förderung der Tee- 
industrie nachgesucht. Das Gesuch ist nunmehr bewilligt 
worden. Die neue Bank wird über ein Kapital von $ 15 Mill. 
verfügen. 


Erfolge einer chinesischen Nährmittelfabrik. Im Jahre 1916 
wurde, wie wir der Augustnummer des World Salesman 
(Yokohama) entnehmen, von chinesischen Unternehmern in 
Schanghai die Hing Wha Paste Co. mit cinem Kapital 
in Hongkong eingetragen. 
Die Gesellschaft verarbeitet Mehl zu * Nährmitteln, wie 
Makkaroni, Nudeln usw. auf maschinellem Wege Die 
Erzeugnisse fanden in China, Amerika und Niederländisch- 
Indien, wohl hauptsächlich unter der chinesischen Be- 
völkerung, einen glatten Absatz, sodass der Betrieb der Nach- 
frage nicht mehr gerecht werden konnte und ein Ausbau vor- 
genommen werden musste. Im Jahre 1918 wurde das Kapitai 
auf $ 200000 und kürzlich auf $ 1 Mill. erhöht. Zweigbetriebe 
sind in Hongkong, Tientsin und Hankou eingerichtet worden. 
Das Unternehmen befindet sich unter rein chinesischer Leitung. 


Drahtlose Station In Schanghai. Einer Reutermeldung aus 
Peking vom 14. 8. zufolge plant die Pekinger Regierung die Er- 
richtung einer grossen drahtlosen Station in Schanghai, die dem 
wirtschaftlichen und amtlichen Telegrammverkehr dienen soll. 


Nachfrage nach Emalllewarenu. Nach der Times vom 14.8. 
waren vor dem Kriege österreichische Emaillewaren sehr be- 
gehrt und hatten einen zukunftsreichen Markt. Inzwischen 
haben die Japaner einen Teil dieses Handelszweiges an sich ge- 
rissen, weil andere Länder bisher keine ernstlichen Versuche 
gemacht haben, den Absatz von Emailleerzeugnissen zu be- 
treiben. China kann eine ungeheure Menge von Emaillewaren 
aufnehmen, besonders im Innern, wo sie noch unbekannt sind 
und sich leicht einbürgern. 


Aufschwung der Erdnussausfuhr. Seit einem Jahrzehnt 
werden Erdnüsse aus China in grösseren Mengen ausgeführt. 
Wenn sich die Entdeckung bewahrheitet, die nach dem World 
Salesman (Yokohama) kürzlich in dem Versuchslaboratorium 
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der Universität New York gemacht worden ist, dann wird 
zweifellos in den nächsten Jahren mit einer gewaltigen Nach- 
frage nach Erdnüssen zu rechnen sein. Die Versuche in New 
York haben nämlich ergeben, dass sich aus Erdnüssen Milch 
gewinnen lässt, die alle Eigenschaften der Kuhmilch besitzt. 
Die Erdnussmilch enthält 4 bis 8% Fett und 2,4 bis 3,3% 
Protein. Die Nerstellungskosten sollen geringer als die Ge- 
winnung von Kuhmilch sein. 


Eine italienische Eisenbanngerechtsame. Nach einer Reuter- 
schen Meldung, die der Londonand China Telegraph 
vom 3. 9. wiedergibt, ist zwischen der Tsang-tschou-Schi-dja- 
dcehuanger Bahnverwaltung und einem italienischen Konsortium 
ein Präliminarvertrag zum Bau einer Verbindungsbahn zwischen 
der Tientsin-Pukouer und Peking-Hankouer Bahn unterzeichnet 
worden. Die neue Linic soll von Tsang-tschou, das an der Nord- 
strecke der Tientsin-Pukouer Bahn liegt, nach Schi-dja-dschuang 
am Kreuzungspunkt der Schansi- und Peking-Hankouer Bahn 
geführt werden. Im Vorvertrag wird den Konzessionären 
eine Option von sechs Monaten gelassen. Die Baukosten werden 
auf $ 10 Mill. veranschlagt. Die Länge der neuen Strecke be- 
trägt 455 Li; als Bauzeit sind drei Jahre vorgesehen. 


Vom Moschushandel. In der Juninummer von’ Kehlly's 
Monthly Trade Review werden von sachverständiger 
Seite einige interessante Angaben über die chinesische Moschus- 
ausfuhr gemacht, die sich jährlich auf etwa £ 82500 beziiiert. 
Der Moschushandel, dessen Hauptsitz die chinesisch-tibetische 
Stadt Ta-tsien-lou ist, leidet sehr unter den dortigen ımsicheren 
politischen Verhältnissen. Der jährliche Handel! Ta-tsien-lon:s 
wird auf 300 000 bis 400 000 Taels geschätzt. Der Moschus wird 
von den tibetischen Eingeborenen nach Ta-tsien-lou gebracht 
und dort an die chinesischen Kaufleute verkauft. (Im Jahre 1914 
hatte sich in Ta-tsien-lou auch ein französischer Aufkäufer 
riedergelassen, der hauptsächlich nach Marseille verschifite: 
Die Schriftleiting.) Moschus wird aus einer Drüse des männ- 
lichen Tieres gewonnen, ein Tier gibt selten mehr als zwe! 
Unzen. Um ein Kin (chines. Pfund) Moschus zu erhalten, 
müssen 22 Tiere ihr Leben lassen. Die Larerung von Moschus 
ist mit grossen Schwierigkeiten verknüpft, da er leicht. ver- 
dunstet, ausserdem kann er nur in der kalten Jahreszeit ver- 
frachtet werden. Im Jahre 1914 kostete in Ta-tsien-lou eine 
Unze Opium 16 bis 17 Taels, der Preis stieg im Jahre 1919 auf 
24 Taels. Um die Exportmengz Ta-tsien-lous an Meschus zu 
erhalten, werden jährlich schätzungsweise " etwa 100.600 
Moschustiere getötet. 


Japan. 


Japanische Handelskammern gegen die amerikanische 
Schifiahrtsbill. Die Handelskammer von Tokio und 8 andere 
japanische Handelskammern haben, It. London and China 
Telegraph vom 16. 8. 20, angekündigt, dass sie gegen die 
Schädigungen der japanischen Schiffahrt durch die neue 
amerikanische Gesetzgebung energische Gegenmassregeln er- 
greifen wollen. Eine Kommission soll ernannt werden, um die 
nötigen Schritte zu beraten und die Pläne zum Schutze der 
japanischen Schiffahrt auszuführen. 


Lage der Kohlenwirtschaft. Seit Ausbruch des Krieges hat 
die Industrie des japanischen Kohlenbergbaues bedeutende Fort- 
schritte Aufzuweisen, was sich in der Begründung einer zahl- 
losen Menze neuer (iesellschaften äusserte. Allein im vorigen 
Jahre 1919 sollen in Japan, nach dem Augustheft des World 
Salesman (Yokohama), nicht weniger als 102 neue Gesell- 
schaften mit einem Gesamtkapital von ungefähr 130 Mill. ins 
Leben getreten sein, und man erwartet, dass diese Zahl im 
laufenden Jahre noch bedeutend überstiegen wird. Indessen ist 
sehr die Frage, ob diese zahlreichen Gesellschaften sich dauernd 
desselben Wohlergehens erfreuen werden, wie es ihnen vor dem 
Kriege und während des Krieges beschieden war. Einige von 
ihnen glauben allerdings an die Fortdauer der goldenen Zeit 
und verlassen sich dabei auf das gegenwärtige Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage. Es herrscht zunehmende Nachfrage 
nach Kohle. während die Lieferung beschränkt ist. Diese Ge- 
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sellschaften glauben also nicht, dass der Kohlenpreis in der Zu- 
kunft heruntergehen wird, im Gegenteil, sie glauben an ein 
ständiges Steigen. Der Bedarf an Kohle, hoffen sie, wird weiter 
zunehmen, und infolgedessen werden die Aussichten der 
Industrie günstig eingeschätzt. 
und ist schuld an der Begründung vieler neuer Gesellschaften. 

Auf der anderen Seite gibt es aber viele Sachverständige, 
die sich so rosigen Ansichten nicht anschliessen können. Es 
wäre etwas anders, wenn die Verhältnisse noch so lägen wie 
vor dem Kriege. Damals waren die Arbeiterschaft und die 
Preise der l.ebensmittel und damit die Gestehungskosten niedrig. 
Die hohen Kosten der Erzeugung sind der Hauptgrund für die 
pessimistische Ansicht, dass es Gesellschaften von beschränkter 
Finanzkraft schwer fallen wird, ihre Arbeit aufrechtzuerhalten. 
Man behauptet, dass die Zunahme der Erzeugerkosten be- 
deutend grösser ist als die Zunahme der Kohlenpreise. Die Er- 
höhung des Kohlenpreises hat mit den Kosten der Gewinnung 
durchaus nicht Schritt gehalten, sodass es für die Erzeuger un- 
möglich scheint, Kohle zu billigen Preisen zu liefern. Sclıon 
jetzt ist es für viele Gesellschaften, die Kohlenbergbau betreiben, 
unmöglich, auszukommen, wenn ihre Erzeugung nicht sehr gross 
ist. Betrachtet man die gegenwärtigen Gestehungskosten für 
die Tonne Kohle mit den frülieren Kosten, so sieht man eine ge- 
waltige Zunahme. Eine Bergbaugesellschaft hat darüber Unter- 
suchungen angestellt, aus denen sich ergibt, dass die Erzeuger- 
se!bstkosten per Tonne im Jahre 1913 im Durchschnitt Yen 6,15 
betrugen; diese Ziffer hat sich beinahe verdoppelt, sie beträgt 
jetzt Yen 12.8 und in manchen Kohlengruben sogar Yen 15 
oder 16. Noch mehr gestiegen sind die Frachtkosten. Im Jahre 
1911 betrug die Fracht sowohl von Muroran (im Norden) wie 
von Wakamatsu (im Süden) nach Yokohama per t 80 Sen bis 
Yen 1,10. Diese Sätze stiegen in den ersten 7 oder 8 Monaten 
1919 auf die Höhe von Yen 9,80. Seitdem sind sie allerdings ge- 
fallen, stehen aber immer noch auf Yen 4,20; das ist eine Zu- 
nalhme von mehr als Yen 3 gegen die Ziffer von 1911. 

Man sagt allerdings, dass der Verdienst der Kohlen- 
produzenten etwa Yen 12 per 100 kin beträgt (1 kin gleich 
600 g), soweit es sich um bessere Kohlensorten handelt; 
aber man muss nicht vergessen, dass die Gewinnung dieser 
besseren Kohlensorten sehr beschränkt ist. Der grössere 
Teil der Kohlenerzeugung liefert nur Material zweiten und 
dritten Grades. Tatsächlich bestechen etwa 50% der ganzen 
Kohlenerzeugung Japans aus Kohlengrus, und die Preise sind 
meist 30 bis 40 % geringer als Stückkohle. Da die gegenwärtigen 
Kohlenpreise auf Yen 180 bis 200 per 10 000 kin (oder 6 t) stehen, 
sagen manche, haben die Produzenten immer noch einen guten 
Verdienst, aber nach Ansicht der pessimistischen Sach- 
verständigen ist das von der Wahrheit weit entiernt. Wie be- 
reits bemerkt, ist die Erzeugung der besseren Sorten, die den 
Grubenbesitzern einen ziemlich hohen Verdienst abwerfen, recht 
beschränkt. Die Kohlenlager in Tagawa, Karatsıu (Kyushu), 
Yırmoto, Tsutsuji (in den Provinzen Aidachi und Iwaki) und 
Yubari (Hokkaido), die die besten Kohlen liefern, sind schon 
recht sehr erschöpft, während die Gewinnungskosten ohne 
Ausnahme steiren. Von einigen Kohlensorten abgeschen, bietet 
der grössere Teil dersKohle eigentlich gar keinen UÜeberschuss 
für die Erzeuger, die infolgedessen von der Bewirtschaftung 
der Gruben lediglich Schwierigkeiten haben. 


Zusammenschlüsse elektrischer Unternehmungen. Die Aus- 
dehnung der elektrischen Industrie in Japan war cine der be- 
merkenswerten Erscheinungen des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs während der Kriegszeit. Angesichts der plötzlichen 
Krisis auf dem Finanzmarkt und der Weigerung der Banken, 
Kredite zu gewähren, haben sich jedoch laut Manchester 
Comm. vom 12. 8 viele dieser Proickte als undurchführbar er- 
wiesen. Die Regierung beabsichtigt nunmehr alle elektrischen 
Unternehmungen zu verschmelzen, in der Hoffnung, dadurch die 
Industrie zu stabilisieren. Nach Ansicht des Verkehrs- 
ministeriums werden diese Verschmelzungen nicht nur die Aus- 
beutung der Wässerkräfte erleichtern und sie wirtschaftlicher 


Solch eine Voraussetzung war 


westalten, sondern es auch den Gesellschaftern erleichtern, ' 
Kapital aufzubringen. i 


Wiederausfuhr von Baumwolle. Die Menge der aus Indien 
nach Japan in der Zeit von November 1919 bis Ende Mai 1920 
eingeführten Baumwolle betrug im ganzen 1 100000 Ballen. Nur 
ein geringer Teil konnte zu Baumwollgarn verarbeitet werden, 
der Rest liegt in den Speichern verschiedener Städte, so lagern 
etwa 500000 Ballen in Tokio, Osaka, Kobe und Yokohama. Da 
in diesem Rohmaterial bedeutende Kapitalien festgelegt sind, hat 
die Cotton Spinners Union beschlossen, die Ge- 
nehmigung zur Wiederausiuhr der in den Speichern lagernden 
Baumwolle nach Schanghai und Europa zu beantragen. 


Steigende Löhne. Japan hört allmählich auf, das Land der _ 
billigen Arbeitskräfte zu sein. Die Erzeugerkosten der 
iapanischen Spinnereien sind bereits in der zweiten Hälfte 1919 
gegen die erste Hälfte desselben Jahres um 50-60 % gestiegen. 
Infolgedessen erhöhte, wie London and China Tele- 
graph vom 16. 8. 20 mitteilt, eine der massgebenden Gesell- 
schaften ihren Garnpreis von 70 Yen auf 120 Yen für den Ballen 
von 400 Ibs. Für Mitte dieses Jahres wurde ein weiteres Steigen 
auf 160 Yen erwartet. ‘ 


Die Zuckerernte auf Formosa. Nach einem britischen 
Konsulatsbericht ist der Ausfall der diesjährigen Zuckerernte 
auf Formosa günstiger gewesen, als nach dem Taifun im August 
letzten Jahres allgemein angenommen wurde. Die Erzeugung 
von Zentrifugalzucker beträgt 3,5 Pikul gegen 4,5 Pikul des Vor- 
jahres; an braunem Zucker wurden nur 220000 Pikul (1919: 
536000 Pikul) gewonnen. 


Niederländisch-Indien. 


Eine ständige Ausstellung in Batavi..e Wie Londonand 
China Telegraph vom 16. 8. mitteilt, haben die Handels- 
kreise Batavias den Plan gefasst, eine ständige Ausstellung zu 
veranstalten, wo jede Firma Maschinen und sonstige Handels- 
artikel ausstellen kann. Die Kosten der Einrichtung der Aus- 
stellung werden auf fl. 1 Mill. veranschlagt. 


Dampierverbindung mit Kanada. Zwischen Kanada und 
Niederländisch-Indien ist, beginnend mit August d. J., ein regel- 
mässiger Dampferdienst eingerichtet worden. Die Dampfter, die 
der Houston Line angehören, gehen von Montreal nach Indien 
und den Straits Settlements und laufen Samarang und 
Soerabaya an. 


Die PHanzenölindustrie auf Java. Die britische Handels- 
kammer für Niederdändisch-Indien in London veröffentlicht, nach 
dem Eastern Engineering vom 12. 8., Einzelheiten über 
die Pflanzenölindustrie in Niederländisch-Indien, hauptsächlich 
auf Java. Die wichtigsten Unternehmungen sind: Die Insulinde 
Oil Mills, die acht Oelmühlen, zwei Raffinerien und eigne Tank- 
einrichtungen für den Abtransport besitzen; das Kapital, ein- 
schliesslich der Reserven, beträgt £ 3,5 Mill. Zu den Anton 
Jurgens Margarine Works gehören vier Anlagen, das Uhter- 
nehmen ist einer der Hauptversorger des Weltmarktes mit 
künstlicher Butter. Die United Java Oil Mill (Soerabaya) be- 
sitzt drei Mühlen und hat ein Kapital von £ 300000. Van 
Dongens Oil Mill in Bitlar (Java) vergrössert ihr Kapital aui 
£ 250000 und errichtet eine neue Anlage. Die Cooperative 
Oil Mills Sedia Maioe, die über ein Kapital von £ 65000 ver- 
fügen, haben den ersten Versuch unternommen, den Ein- 
geborenen zur Gewinnung von besserer Kopra zu veranlassen. 
indem sie ihm einen Gewinnteil gewähren. Die Slamat Oel- 
mühle der Firma Douwenhorst, Mulder & Co. (Titlatjap) an der 
Südküste von Java ist die einzige durch Wasserkraft betriebene 
Mühle, alle anderen werden mit Elektrizität betrieben. Die 
Mühlen der Java Overseas Co. in Socerabaya verarbeiten Kopri 
und Kapoksaat. Im chinesischen Besitz befinden sich die an der 
Westküste von Borneo gelegenen Hemmes- und Wilhelmina- 
Miihlen, die monatlich etwa 200 t Rohöl herstellen. 

Die Erzeugung der Insulinde Oil Mills, die im Jahre 1916 
5t Mill. Ibs. betrug, hatte sich 1918 auf 125 Mill. Ibs. gesteigert. 
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Das Wiedererstarken der Kuo-min-tang. 
Von C. Fink. 


Unklare Verhältnisse Chang-Tso-lins 
ausschlaggebender Einfluss. Japan und 
die Anfupartei. Mukden, 
Stützpunkt. Chang-Tso-lin und die An- 
fuleute. Die Cantoner Sezessionisten 
und die Chihlipartei. Wiedererwachen 
der Kuo-min-tang. Kuangtung und Ku- 
angsi einig Die Republik des Süd- 
westens. Englandfeindschaft in China. 
Boykottdrohungen gegen England. 
Chihli gegen Chang-Tso-lin. England 
gegen Japan. 

Die politische Lage in China ist durchaus unklar. Ueber- 
einstimmend lauten so die Meldungen aus den verschiedenen 
Teilen des Landes. Es vollzieht sich eine vollständige Um- 
gestaltung der Dinge; Männer und Parteien, die gestern 
machtlos waren, geben heute den Ton in der Regierung an. 
Werden sie es aber noch morgen tun? Selbst wer an Ort 
und Stelle der Entwicklung unmittelbar folgt, wagt nicht, 
mit Sicherheit zu sagen, was der nächste Tag bringen wird. 
Nur darin sind sich alle einig, dass alles im Fluss, dass bis- 
her Endgültiges nicht geschaffen ist. Wer indessen in ruhi- 
ger Sachlichkeit die vorliegenden Postberichte in Verbindung 
mit den inzwischen eingetroffenen Kabelmeldungen an sich 
vorüberziehen lässt, wird doch gewisse Anhaltspunkte finden, 
die ihm gestatten, wenigstens die Richtlinien zu skizzieren, 
auf denen sich die Dinge neu gestalten. Ich will versuchen, 
diese Richtlinien herauszuschälen. 

- Vor vierzehn Tagen sagte ich, in Peking sei ein neuer 
Ministerrat gebildet, in dem aber der gegenwärtige National- 
held, General Wu-Pei-fu, der im Juni und Juli mit seinen 
Truppen von Hunan den Vorstoss gegen Peking machte, der 
im weiteren Verlauf zu der völligen Niederlage der Anfu- 
partei führte, infolge des Einspruchs des *Aukdener General- 
gouverneurs Chang-Tso-lin das verlangte Kriegsministerium 
nicht erhalten hat, während Chang-Tso-lin selbst Peking 
wieder verlassen hat. Mittelbar ist daraus folgender Schluss 
zu ziehen: Chang-Tso-lin hat kein Interesse daran, und des- 
halb durch seinen Einfluss verhindert, dass die siegreiche 
Chihli-Partei das Erbe der vertriebenen Anfupartei anträte. 
Offenbar hat Chang den Wunsch gehabt, die Allmacht des 


Japans neuer 


Anfuklubs zu brechen, dessen Führer in der Wolle sassen 
und sich in unglaublicher Weise bereicherten, aber es ent- 
sprach keineswegs seinen Wünschen, dass sich die Chihli- 
partei restlos an die Stelle der Anfupartei setze, vielmehr 
wollte er selbst das Zünglein an der Wage der Macht 
werden, der ausschlaggebende Belang, der den beiden Par- 
teien die Stange hielt, bald auf diese, bald auf jene gestützt, 
das entscheidende Wort sprach und den politischen Kurs des 
chinesischen Staatsschiffs bestimmte. Chang-Tso-lin war 
weder Anfu- noch Chihlimann; innerpolitisch hatte er .sich 
nie festgelegt. Das einzige, was man bestimmt von ihm 
weiss, ist, dass er nicht japanfeindlich ist. Das hatten geine 
grossen Geschäfte mit der Firma Okura bewiesen, das die 
häufigen Besuche japanischer Diplomaten und hoher Offi- 
ziere in Mukden, deren letzter Mitte Juli der des auf einer 
Informationsreise durch China begrifienen (bisher in der 
Schweiz beglaubigten) Gesandten Honda gewesen ist. Aus- 
gesprochen japanfeinlich war dagegen die Chihlipartei; da- 
her auch das anfängliche Zögern Chang-Tso-lins sich vor- 
behaltlos auf die Seite Tsao-Kuns und Wu-Pei-fus gegen die 
Anfupartei zu stellen. 

Hier ein Wort der Erklärung, weshalb Japan trotz der 
Feindseligkeit, mit der es von der Chihlipartei behandelt 
wurde, in so auffallender und unerwarteter Weise vom 
Anfuklub abgerückt ist, wenn der bekanntgegebene Grund, 
die Beobachtung unbedingter Neutralität allen innerchinesi- 
schen Streitigkeiten gegenüber, diese Abwendung äusserlich 
auch durchaus rechtiertigt. Die Südwestpartei (der Tutschün 
von Yünnan Tang-Chi-vao, Sun-Yat-sen, Tang-Shao-yi und 
Wu-Ting-fang), die ja mit den Anfuleuten zu einem Frieden 
zu kommen suchten, um die Sache des freien Volkes gegen 
die Anhänger des monarchischen Gedankens (einerseits Ge- 
neral Lu-Yung-ting, andererseits die Chihli-Partei) durchzu- 
setzen, hatten im Juni einen Aufruf erlassen, der zum An- 
schluss an die Kuo-min-tang aufforderte und jedem ohne 
Rücksicht der Person und der Partei Freundschaft bot, so- 
weit er sich verpflichten wollte, die Aufhebung des chinesich- 
japanischen Militärabkommens zur Verteidigung der Grenzen 
gegen Invasion und Bolschewismus zu verlangen, und sich 
zu einer gegen Japan gerichteten Politik zu bekennen bereit 
sei. In dem Aufruf hiess es, Marschall 'Tuan-Chi-jui und 
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seine Freunde (also die Anfuleute) hätten sich jetzt auf die 
Seite der Kuo-min-tang gestellt und billigten deren Ziele. 
Damit wären natürlich Tuan und der Anfuklub Japan gegen- 
über schwer kompromittiert, da der Anfuklub, der sich da- 
durch wohl im Ansehen des Volkes noch mehr zu schädigen 
fürchtete, die Südwestpartei nicht von den Rockschössen 
schüttelte, und es ist durchaus verständlich, dass Tokio 
stutzig wurde und sich nach zuverlässigen Freunden umsah. 
Wo es diese zu finden glaubte, ergibt sich aus den erwähnten 
Reisen japanischer Staatsmänner und Generale ohne weiteres. 

Das Schwergewicht des japanfreundlichen Einflusses in 
China war damit nach Mukden verlegt, und Chang-Tso-lin 
hat die Erwartungen Japans jedenfalls vollauf erfüllt, als er 
verhinderte, dass der ausgesprochen japanfeindliche General 
Wu-Pei-fu nach Niederwerfung der Anfuleute als Kriegs- 
minister an die Spitze der Heeresverwaltung Chinas trat, wo 
er den Japanern zum mindesten sehr unbequem werden 
konnte. Aus dieser Entwicklung ergibt sich dann aber ohne 
weiteres, dass Chang-Tso-lin sich für die Zukunft neue 
Bundesgenossen suchen muss, denn auf die Dauer kann er, 
wenn zurzeit auch der mächtigste Mann im Reich, nicht allein 
stehen. Nach Lage der Dinge kann er aber Bundesgenossen 
am leichtesten in den alten, jetzt ihrer Allmächt beraubten 
und deshalb nicht mehr gefährlichen Anfuleuten finden. 
Dieser Gedanke erhellt ohne weiteres eine gewisse Stütze, 
wenn man bedenkt, dass einerseits Marschall Tuan-Chi-jui, 
der eigentliche Führer der Anfupartei, sich unbehelligt hat 
von der politischen Bühne zurückziehen dürfen, andererseits 
die Grossen des Anfuklubs ein Asyl in der japanischen Ge- 
sandtschaft in Peking gefunden haben. Beiläufig bemerkt 
soll sich, im Gegensatz zu einer früheren Meldung, wonach 
er in die Mongolei entkommen sein ®ollte, unter denen, die 
heute den Schutz der Roten Sonne im Weissen Feld geniessen, 
auch General Hsü-Shu-cheng (der Kleine Hsü) befinden. Be- 
zeichnenderweise wird indessen trotz des von der Regierung 
auf seinen Kopf gesetzten Preises schon jetzt in Peking der 
Wunsch laut, Hsü möge wieder nach Urga gehen, da er 
schliesslich doch der einzige sei, der in der Mongolei Ord- 
nung schaffen könne; auch die mongolischen Abgeordneten 
bitten darum. Es ist also keineswegs ausgeschlossen, dass 
eines Tages die heute in Acht und Bann getanen Anfuleute 
wiederkommen, dann aber an der Seite ihres Gegners von 
gestern, des Generalgouverneurs der Mandschurei Chang- 
Tso-lin, stehen werden. 

Daneben spinnen sich aber auch noch andere Fäden an. 
Hatten vor dem letzten Umsturz schon Beziehungen der 
Cantoner Sezessionisten (Sun-Yat-sen, Tang-Shao-yi und Wu- 
Ting-fang) zu den Anfuleuten bestanden, so suchen diese 
jetzt offenbar ebenfalls Fühlung mit Chang-Tso-lin zu ge- 
winnen. Dass die Cantoner Sezessionisten auf anderem 
Weg zum Frieden mit dem Norden kommen sollten, erscheint 
ausgeschlossen. Ihr früherer Gegenspieler in Schanghai war 
General Wang-I-tang. Dieser ist mit dem Sturz seiner Anfu- 
ircunde von der Bildfläche Schanghais verschwunden; an 
seine Stelle ist der Nankinger Tutschün General Li-Shun ge- 
treten, ein Freund der Chihlileute. Trotz der gemeinsamen 
Abneigung beider gegen Japan, wird es zwischen den Can- 
toner Sezessionisten und der Chihlipartei aber schwerlich zu 
einem Einvernehmen kommen. Der Gegensätze sind zu 
viele; nicht der letzte ist ihre Stellung zum republikanischen 
und monarchischen Staatsgedanken. 

Die Leidtragenden bei diesem Gegensatz dürfte die sieg- 
reiche Chihlipartei sein, die sich damit in der für sie so wich- 


tigen Frage des Friedens mit dem Süden geradezu unüber- 
windlichen Schwierigkeiten gegenübersieht. Denn hinter 
den Cantoner Sezessionisten steht die Kuo-min-tang, und 
deren Einflluss ist im ganzen Süden in erstaunlichem 
Wachsen begriffen. Eine Zeitlang schien diese Partei er- 
ledigt zu sein. Letzthin aber hat sie sich zu neuer Tätigkeit 
aufgerafft. Das ha. jedenfalls mit zu einer Klärung der 
Dinge in Südchina geführt. 

Wie weit General Lu-Yung-ting, der heeresgewaltige 
Kuangsimann, der Kuangtung seinem Willen unterjocht hatte, . 
bei dem Sieg der ihm befreundeten Chihlipartei auf seine 
Rechnung gekommen ist, lässt sich noch nicht übersehen. 
Manches weist darauf hin, dass Lu Enttäuschungen erlebt 
hat. Andererseits ist kaum anzunehmen, dass die Chihli- 
partei es sich leisten kann, weit von Lu abzurücken, der 
seine Stellung in Canton — augenscheinlich angesichts des 
Wiedererstarkens der Kuo-min-tang und als Abwehr gegen 
diese — erheblich gestärkt hat. Die beiden Kuangprovinzen 
haben sich ausgesöhnt; Kuangtung und Kuangsi haben sich 
die Bruderhand gereicht und stehen geschlossen da. Das 
macht sie zu einem nicht zu unterschätzenden Belang. 


Auf der anderen Seite hat aber auch der Südwesten an 
einheitlicher Stärke gewonnen. General Tang-Chi-yao hat 
sehr geschickt gearbeitet. Yünnan, Kueichou und Szechuan 
bilden heute einen geschlossenen Block unter seiner Führung. 
Ihm haben sich die Cantoner Sezessionisten und die Kuo- 
min-tang angeschlossen, und es scheint, dass der Südwesten 
sich von Peking lossagen und eine unabhängige Republik bil- 
den will, deren Hauptstadt Chungking am oberen Yangtse in 
der Provinz Szechnan sein soll. In dieser Republik würden 
dann die nicht zu unterschätzenden Streitkräfte General 
Tang-Chi-yaos mit der Kuo-min-tang zusammenstehen. Dass 
es ihr sehr bald gelingen würde, sich ‚auch der Provinz 
Hunan zu bemächtigen und damit ihr Machtbereich bis an 
die Dreistadt Hankou-Hanyang-Wuchang auszudehnen, darf 
als wahrscheinlich bezeichnet werden. Die Kuo-min-tang 
aber ist es, die schon jetzt ihre Hand über den Kopf der 
Chihlipartei weg der Mandschurei zu reichen sucht. Damit 
würden dann Tsao-Kun und Wu-Pei-fu, die Sieger in dem 
letzten Ringen mit der Anfupartei, unter Umständen in das 
Kreuzfeuer Tang-Chi-yaos und Chang-Tso-lins geraten kön- 
nen, während ihnen Hilfe nur aus Canton werden könnte, wo 
Lu-Yung-ting und Tsen-Chun-hsuan die alleinige Herren sind. 


Was der Entwicklung der Dinge noch eine besondere 
Note gibt, ist, dass die wieder erstarkende Kuo-min-tang auf 
ihr Banner nicht nur „Kampf gegen Japan!“ geschrieben hat, 
sondern auch über England seine Meinung zu sagen wagt. 
Die Abneigung weiter Kreise in China gegen England 
hat in den letzten Monaten erstaunlich zugenommen. Dar- 
über sind sich alle neueren Berichte aus China einig. Die 
Chinesen sehen ein, dass sie von England hineingelegt 
worden sind. 

Diese Volksstimmung ist so stark, dass auch die Pekinger 
Regierung ihr Rechnung tragen muss; die Tage, wo der 
britische Gesandte Sir John Jordan der ungekrönte König 
in Peking war, sind vorüber. In Schanghai hatte Ende Juli 
eine Versammlung der chinesischen Kaufmannschaft_ statt- 
gefunden, in der beschlossen wurde, keine Geschäfte mehr 
mit britischen Versicherungsgesellschaften zu machen, wenn 
nicht gewisse, von den Gesellschaften abgelehnte Forderun- 
gen sofort bezahlt würden. Gegenüber der Ankündigung 
einer Erhöhung der Lagergelder durch englische Speicher- 


gesellschaften stellten die chinesischen Verschiffer einen Boy- 
kott der englischen Dampfer in Aussicht. Man sicht die 
Früchte des Boykotts gegen Japan: die Chinesen sind sich 
der Macht eines passiven Widerstandes gegen den Stärkeren 
bewusst geworden und treten im Vollgefühl dieser ihrer 
Macht mit einer rücksichtslosen Kraft auf, die noch vor 
Jahrestrist kein Mensch für möglich gehalten hätte. Und 
die Erkenntnis dieser Macht dringt langsam, aber unaufhalt- 
sam durch das ganze Land; es wächst aus ihr heraus ein 
fester Volkswille, und diesem Willen wird fortan auch die 
eigene Regierung Rechnung zu tragen haben. Das ist eine 
Erscheinung im öffentlichen Leben Chinas, deren Neuheit 
allein es schon äusserst schwierig macht, vorauszusehen, was 
kommen wird. 
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‘Eines aber ‘tritt allmählich immer deutlicher in die Er- 
scheinung: ein gewisser Gegensatz Japans und Englands 
in China. Ob dieser auf die Dauer unüberbrückbar sein 
wird, lässt sich von hier aus nicht übersehen. Einst- 
weilen aber gibt auch die Stellung gewisser englischer 
und japanischer Kreise einen Anhalt zur Beurteilung 
der allgemeinen politischen Lage in China: England wünscht 
eine starke Chihlipartei, die eng mit Canton verbunden ist, 
Japan den Machteinfluss Chang-Tso-lins, der mit dem Süd- 
westen verbündet ist und dadurch der japanfeindlichen Sur 
mung der Kuo-min-tang ein Ende bereitet. 
Das ungefähr erscheinen mir die Richtlinien, nach Ant 
sich die Dinge in China weiter entwickeln werden. 
‚Abgeschlossen am 9. September 20. 


Das Verkehrswesen Siams. 


Von Paulus Freye. 


Zwischen Kopenhagen und Bangkok besteht eine 
direkte Verbindung durch Motorschiffe der dänischen East 
Asiatic Company. Der Hauptprozentsatz der ein- und 
ausgehenden -ITonnage wurde vor dem Kriege durch 
Schiffe unter deutscher Flagge gestellt. Der Nord- 
deutsche Lloyd unterhielt vor dem Kriege Dampferlinien 
zwischen Singapore, China und Siam. Diese Dampfer 
wurden bei Kriegsausbruch am 22. Juli 1917 von der siamesi- 
schen Regierung beschlagnahmt. 

Im Gegensatz zu den idealen Verhältnissen des Wasser- 
verkehrs im eigentlichen Siam sind die Landstrassen schon 
immer, ebenso wie in vielen anderen ostasiatischen Ländern, 
sehr vernachlässigt worden. Fest angelegte Kunststrassen 
gibt es in Siam nur sehr wenige, und diese wurden erst in 
jüngster Zeit in der Hauptstadt und anderen Plätzen des 
Landes sowie in deren nächsten Umgebung angelegt. Trotz- 
dem hat aber das Auto in Siam hauptsächlich in den letzten 
Jahren starken Eingang gefunden. Deutsche Marken wurden 
dort vor dem Kriege besonders gern gekauft. 

Das Hauptverkehrsmittel im Lande sind starke, zwei- 
raderige Büffel- und Ochsenkarren mit aus Bambus geflochte- 
nem Schutzdach, sowie auch Tragochsen, Ponys und Elefan- 
ten. Das siamesische Pierd ist klein, aber sehr kräftig und 
ausdauernd. Der Bestand ist sehr gering und das Land 
zählt gegenwärtig bei einer Bodenfläche, die das Deutsche 
Reich übertrifft, nur etwas über hunderttausend Pferde. Da- 
gegen ist der Bestand an Zugtieren, Rindvieh und Wasser- 
büffeln sehr gross. Die noch vorhandenen wilden Elefanten- 
herden werden sehr geschont, und das Schiessen von Ele- 
fanten ist streng verboten. Aus .diesen Herden wurden hin 
und wieder junge Tiere aufgefangen, die dann gezähmt als 
. Reit- und Arbeitselefanten Verwendung finden. Auf Reisen 
wird der Elefant noch viel zum Tragen von Menschen und 
Lasten gebraucht, da er ausserordentlich ausdauernd ist und 
auch das schwierigste Gelände im Gebirge mit grosser Ge- 
schicklichkeit überwindet. 

Der Bahnbau hat, ebenso wie in. vielen Gebieten Äsiens, 
so auch in Siam, den Strassenbau überholt. Der Eisenbahn- 
bau hat daher in Siam auch viel grössere Bedeutung als der 
Wegebau. 

Im Jahre 1892 wurde unter der Regierung des ver- 
storbenen Königs Chulalongkorn der Bau einer Bahn von 
der neuen Hauptstadt Bangkok nach der alten Hauptstadt 
Ayuthia über eine Strecke von etwa 75 km in Normalspur- 
breite begonnen. 


(Schluß.) 


Die Bauleitung unterstand deutschen Ingenieuren und 
wurde schon bald nach Beginn der Arbeiten zum Königlichen 
Eisenbahndepartement unter einem deutschen Generaldirektor 
erhoben. Die Strecke bis Ayuthia wurde 1897 dem Verkehr 
übergeben und alsbald der Weiterbau über das Dong-Phya- 
Fai-Gebirge bis zur Provinzialhauptstadt Korat im östlichen 
Zentralasien fortgesetzt und im Jahre 1900 die Gesamtstrecke 
von 264 km vollendet. Der Bau. dieser Bahn bot hauptsäch- 
lich im gebirgigen Gelände erhebliche Schwierigkeiten, und 
dem tückischen Klima des Dong-Phya-Fai (wörtlich: Urwald 
des Feuergeistes) erlagen durch Fieber, Ruhr und Cholera 
Tausende von Kulis sowie auch einige Europäer. Man sagt, 
dass dort im Urwald an Toten auf er Eisenbahnschwelle 
ein Kuli kommt. 

Von dieser Bahn aus wurde Siichzeiip die eigentliche 
Nordbahn (ebenfalls Normalspur) am Ostufer des Menam- 
Chowphya vorgeschoben, und im Jahre 1901 die erste 41 km 
lange Strecke bis-zur Stadt Lopburi mit ihren interessanten, 
alten Tempelruinen und 1905 eine weitere 117 km lange 
Strecke von Lopburi bis zur Stadt Pakuampoh am Zusammen- 
fluss der beiden. grossen Quellströme .des Menam-Chowphya 
eröffnet. 

Da der Bahnbau den damals noch verhältnismässig ge- 
ringen Staatseinnahmen grosse Lasten auferlegte, so wurde 
im Jahre 1903 eine erste ausländische Anleihe von 1 Million 
Piund Sterling zu 95 mit 4% Proz. Zinsen und 1907 in Eng- 
land, Deutschland und Frankreich eine weitere Anleihe von 
3 Millionen Pfund Sterling zu 98 mit 414, Proz. Zinsen auf- 
genommen, um die Stetigkeit im Bahnbau sicherzustellen. 

1907 erreichte der Gleiskopf der Nordbahn die nördliche 
Provinzialhauptstadt Pitsanulok, 1908 den Ort Bandara am 
Pitsanulok-Fluss, der dort durch eine mächtige Brücke über- 
spannt wird. Die Nordbahn hatte somit schon eine Gesamt- 
länge von 435 km, wozu noch 1909 eine Zweigbahn von 
29 km von Ban-Dara bis zur Stadt Savankhalok am Jom-Fluss 
kam. Nachdem dann noch ein weiterer Teil der Nordbahn 
von Ban-Dara in einer Länge von 52 km vorgeschoben war, 
wurde der Bau dieser Strecke aus finanziellen Gründen zu- 
nächst eingestellt, da nach Ansicht des von englischen Rat- 
gebern geleiteten Finanzministeriums sich ein Weiterbau zur 
Verbindung mit Chiengmai, der Hauptstadt des Siam unter- 
stehenden und an Britisch-Birma grenzenden Laoslandes, 
nicht rentieren würde. Tatsächlich war aber der Grund ir 
englischen Plänen zu suchen, die einen festeren Anschluss 
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der Laosländer, wo englische Interessen stark vertketen 
waren, auf jeden Fall verhindern wollten. Obendrein war 
aber für Siam die Bahn von bedeutendem strategischem 
Vorteil. 1908 wurde der erste Teil der Ostbahn (Normalspur) 
von Bangkok bis zu dem 63 km entfernten Handelsplatze 
Petriu eröffnet. Ursprünglich sollte diese Bahn bis nach 
Französisch-Kambodscha, Pnompenh und Saigon durch- 
geführt werden. Die Siamesen fürchteten aber diese direkte 
Verbindung mit dem stets vordrängenden, gallischen Nach- 
barn, und daher ist diese Ostbahn auch heute noch nicht über 
Petriu weiter vorgebracht. Auch der Gedanke, die Korat- 
bahn nach Osten und Nordosten zu bis zum Mekhong-Flusse, 
der indochinesischen Grenze, zu verlängern, scheiterte bislang, 
ebenfalls hauptsächlich mit aus ähnlichen Gründen. Gegen- 
wärtig wird allerdings im Tale des Mun eine strategische 
Schmalspurbahn von Korat bis zur Stadt Ubon gebaut, die 
unweit der Munmündung in den Mekhong nahe bei der fran- 
zösischen Grenze liegt. Zusammen mit dieser Schmalspur- 
bahn wird auch eine feste Heerstrasse angelegt. 1903 wurde 
eine Meterspurbahn auf dem Westufer des Menam-Chowphya 
von‘ Bangkok über die Residenzstadt Nakon-Phatom bis Rat- 
buri und Petehaburi in einer Länge von 152 km eröffnet. 
Diese Strecke führt durch das teils ebene, teils sanft zum 
Gebirge aufsteigende Hinterland der Golfküste über den 
Tachin- und Mekhong-Fluss und hat sich bislang am besten 
bezahlt gemacht. Die Baukosten betrugen 8115877 Tikal 
oder etwa 53714 Tikal für das laufende Kilometer (1 £ — 
13 Tikal). Zwei Flüsse mussten durch grosse Brücken über- 
spannt werden. Schon bald darauf wurde die Fortführung 
dieser Linie durch die siamesischen Provinzen der Malayi- 
schen Halbinsel mit schliesslichem Anschluss an das britische 
Bahnnetz der Föderierten Malaienstaaten geplant. Diese 
Halbinsel wird aber vornehmlich von den Engländern als 
Interessensphäre betrachtet und ist durch ihren Reichtum an 
Zinn, Wolfram, Erzen, Kohlen, Gummi, Cocos und landwirt- 
schaftlichen Produkten aller Art sehr wertvoll. Dort auch 
hatten die Briten, durch scheinbares Aufgeben ihrer Exterri- 
torialität in Siam, die diesem Königreich unterstehenden Klein- 
sultanate Kelantan und Tringganu sowie Kedah übernommen, 
nachdem zuvor wohlweislich die Finanzen dieser Länder 
durch Beihilfe des siamesischen Staates saniert worden waren. 

Im Frühjahr 1909 gelang es nun der geschickten Diplo- 
matie Englands den Siamesen zum Weiterbau und zur Vol- 
lendung der Malayischen Halbinselbahn eine Anleihe von 
4 Millionen £ - Sterling durch die Finanzverwaltung der Föde- 
rierten Malaienstaaten zu geben. Zugleich wurde in dem 
Abkommen festgelegt, dass die Bahn ausschliesslich unter 
britischer Leitung und Verwaltung zu bauen sei. 

Bis dahin stand die Eisenbahnverwaltung Siams nur 
unter deutscher Leitung, und deutsche Ingenieure und Beamte 
bekleideten die wichtigsten Posten. Die Organisation war 
mustergültig, und trotz der grössten Schwierigkeiten des 
Baus, der teils völlig entvölkerten Gebiete, durch welche die 
Bahn führte und trotz der Konkurrenz durch die billigere 
Fluss-Schiffahrt war es den grossen Anstrengungen, dem un- 
ermüdlichen Fleiss und der Sparsamkeit der deutschen Inge- 
nieure und Beamten gelungen, das billigste Durchschnitts- 
kilometer in ganz Ostasien zu bauen und die Balın so. zu 
eutwickeln, dass sie dem Staat etwa 5 Proz. des angelegten 
Kapitals einbrachte; ein Erfolg, den zweifellos wohl nur 
deutsche Gewissenhaftigkeit und Energie zu erzielen imstande 
war. Dabei hatten unsere Landsleute stets mit vielen \Wider- 
wärtigkeiten zu kämpfen, die hauptsächlich durch politische 
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Einflüsse der Franzosen und Engländer entstanden, denen 
diese glänzenden Leistungen der Deutschen, verbunden mit 
dem stetig wachsenden Handel Deutschlands in Siam, ein 
Dorn im Auge waren. Konnte man keinen Engländer an 
Stelle des deutschen Generaldirektors der Bahnen setzen, so 
sollte dieser zum mindesten durch einen Siamesen verdrängt 
werden, um so den englischen Einflüssen besseren Spielraum 
zu schaffen. Versuche dieser Art wurden auch schon damals 
und hauptsächlich bei den Verhandlungen über die Anleihe 
zum Bau der Halbinselbahn (Südbahn) im jahre 1909 ge- 
macht. Gescheitert sind sie zu jener Zeit hauptsächlich an 
der Tatsache, dass die Siamesen den grossen Wert und die 
Tüchtigkeit, die Pflichttreue der deutschen Beamten klar er- 
kannt hatten. oo. 

Leider gelang es aber den Engländern, insofern eine 
Spaltung der Bahnverwaltung herbeizuführen, dass man 
ihnen angesichts der gewährten 4 Millionen Pfund - Anleihe 
die alleinige Oberleitung des Baues und Betriebes der Malayi- 
schen Halbinselbahn (Südbahn) als selbständiges Eisenbahn- 
amt unter einem englischen Direktor übertrug und völlig von 
der Verwaltung der übrigen Staatsbahnen abtrennte. Aber 
auch die Engländer machten sich die Erfahrungen der deut- 
schen Ingenieure zunutze und stellten die ganze Anzahl 
dieser Herren beim Bahnbau ein, da sie sich der daraus er- 
wachsenden Vorteile wohl bewusst waren, und sie die Be 
amten ja nach Vollendung der Linie zur gegebenen Zeit ab- 
schieben konnten. Die Südbahn ist 1917 in einer Gesamt- 
länge von etwa 1200 km und Anschluss an die englischen 
Bahnen der Föderierten Malaienstaaten fertiggestellt worden, 
so dass jetzt ein direkter Durchgangsverkehr von Bangkok 
durch die Malayische Halbinsel bis Penang und Singapore 
stattfindet, wodurch die Post- und Personenbeförderung ganz 
bedeutend beschleunigt und auch der Verkehr zwischen 
Europa, Indien und Siam sehr verkürzt wird, da man den 
umständlichen Seeweg um Singapore durch den Golf von 
Siam nicht mehr in dem Masse wie früher zu . benutzen 
braucht. Hauptkopfpunkt des siamesischen Teils der Halb- 
inselbahn ist der vortrefflich gelegene Hafenplatz Trang am 
Bengalischen Meerbusen, dem sicherlich noch, nicht nur mit 
Bezug auf schnelleren Transitverkehr von Indien und Europa 
nach Siam, sondern auch von diesen Ländern durch Siam bis 
Indochina und China, nach Herstellung des Anschlusses an 
die dortigen Bahnlinien eine bedeutende Zukunft beschieden 
ist. Die Reise von Europa nach dem Fernen Osten wird dann 
über die Landlinie von Trang, durch die Malayische Halbinsel, 
Siam, Tongking nach Schanghai, Japan und Peking ganz be- 
deutend verkürzt werden. Auch mögen wohl viele Reisende 
dann diese äusserst interessante Fahrt durch die herrlichsten 
und reichsten Gebiete Südostasiens mit Gelegenheit zur Be 
sichtigung der Sehenswürdigkeiten dieser alten Kulturländer 
der oft recht rauhen und tückischen Seereise durch das 
Gelbe Meer vorziehen. Ä 

Es wird wohl noch Jahre dauern, ehe die durch teils 
schr schwach bevölkerte Gegenden führende Südbahn sich 
als Unternehmen für den Staat rentieren wird. Die Gebiete 
der Malayischen Halbinsel aber, welche sie erschliesst, sind 
eine der herrlichsten Gegenden des Erdballs, ausserordent- 
lich fruchtbar und für Gummi-, Cocos- und andere Plan 
tagen sehr geeignet sowie reich an Zinn, Wolfram, Erzen, 
Kolilen und grossen Nutzholzwaldungen. 


Seit 1912 wurde auf starkes Verlangen der siamesischen , 


Militär- und Verwaltungsbehörden zwecks besserer Zentrali- 
sierung und strafferer Zusammenfassung der Provinzialver- 
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waltung Siams der Bau der Nordbalın wieder aufgenommen 
und in mühsamer Ueberwindung des schwierigen Berggelän- 
des in Nordsiam durch deutsche Ingenieure ausgeführt. Als 
am 22. Juli 1917. das sonst stets deutschfreundlich gesinnte 
Siam auf Betreiben der Engländer Deutschland den Krieg 
erklärte, da hatten unsere emsigen Kulturarbeiter den Bahn- 
bau schon bis Lampang vorgebracht, und nur noch 65 km 
fehlten bis zur nördlichen Hauptstadt Chiengmai, dem vor- 
läufigen Endpunkte der Bahn. Auch diese Strecke ist mittler- 
weile vollendet und dem Verkehr übergeben worden. Die 
Gesamtlänge der Nordbahn beträgt nun einschließlich der 
Nebenlinien 1000 Kilometer. 

Die Reise von Bangkok bis Chiengmai, die früher 
mehrere Wochen dauerte, kann jetzt in zwei Tagen zurück- 
gelegt werden. Dadurch tritt das Nordland in engere Be- 
ziehungen zum eigentlichen Siam. Der früher dort über- 
wiegende englische Einfluss wird mehr und mehr abge- 
schwächt, und Siam hat sich in wirtschaftlicher und mili- 
tärischer Beziehung ein grosses Gebiet seines Reiches vor 
Uebergriffen gesichert, das sich durch seinen Reichtum an 
Teak und wertvollen Bauhölzern aller Art, seine ‚blühende 
Landwirtschaft, seine teils noch völlig ungenutzten Boden- 


schätze an Erzen, Kohlen, Petroleum zu einem der wert-. 


vollsten Teile des Königreiches entwickeln wird. 


Das Gesamtnetz der siamesischen Bahnen einschliesslich 
der in Privathänden befindlichen Kleinbahnen Bangkok-Pak- 
nam (Flussmmündung des Menam Chowphya) und Bangkok- 
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Chang-Tso-lIn, der kommende Mann. Der bekannte 
britische Schriftsteller Y. P. Bland entwirft in der Times ein 
Charakterbild des Militärgouverneurs in Mukden Chang-Tso- 
lin. den er als den kommenden Mann in China bezeichnet. 
„Chang ist, wie die meisten augenblicklichen Machthaber 
Chinas verhältnismässig jung für sein hohes Amt. Er steht im 
47, Lebensjahr und verwaltet die Geschicke der drei mandschu- 
rischen Provinzen. Als ich mit ihm in dem reich ausgestatteten 
Empfangsraum seines Mukdener Amtsgebäudes über die ver- 
schiedenen Tagesfragen (die Lage in Peking, die mögliche Auf- 
lösung seiner Truppen, den Opiumhandel, Japans Forderungen 
betreffs seiner „Sonderinteressen“ in der Mandschurei und 
Schantung und andere heikle Fragen) sprach, begann ich das 
Geheimnis seines raschen Aufstieges zur Macht zu verstehen, 
ımnd ich lernte seine Fähigkeiten schätzen, die seinen Namen von 
Kirin bis Kanton bekannt gemacht haben. Im Süden werden 
sie sagen, dass Chang in den alten Mandschutagen ein Räuber- 
führer war. Das mag der Fall sein, denn er ist ein Mann, der 
in allen Sätteln gerecht ist. 
ein Mann drakonischer Verwaltungsmassnahmen und als un- 
ermüdlicher Arbeiter gilt; hat die Figur des Militärgouverneurs 
etwas besonders Ansprechendes. Chang ist von zarter Gestalt, 
einfach bürgerlich gekleidet und spricht in wohlabgewogenen 
Worten, sodass man in ihm eher einen Gelehrten der alten 
Schule vermutet. Aber hinter dem gepflegten Aeusseren ver- 
birgt sich Energie und Mannesmut und eine überaus grosse Be- 
weglichkeit des Geistes. Die Vorbedingung zur Führernatur in 
China ist dieselbe wie vor 1000 Jahren: das repräsentative 
Aeussere, das den Massen Respekt einflösst. Die Verwaltungs- 
methoden Changs erinnern in vieler Hinsicht an die der grossen 
Kaiserinwitwe Tse-Hi, die als ein Vorbild orientalischer Staats- 
kunst gelten kann. Er hat das feine Instinkt des „Ueber- 
mandarinen“, der genau weiss wie weit er ohne Gefahr zu gehen 


Aber abgesehen davon, dass er als‘ 
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Tachin-Meklong (in der Küstengegend westlich von Bang- 
kok) hat jetzt eine Gesamtlänge von etwa 2400 Kilometern 
mit einem Anlagekapital von etwa 150 Millionen Tikal. Nach 
Ausführung sämtlicher jetzt noch geplanten Bahnen, 
Strassen, Kanäle, Schleusen sowie nach Regulierung der teils 
schwierigen Flussläufe wird Siam bald als eines der reich- 
sten‘ Länder Südostasiens dastehen. 

Auch dd Flugwesen hat in Siam schon Eingang ge- 
funden, und die Armee besitzt bei Dorn-Müang etwa 20 
Kilometer nördlich der Hauptstadt Bangkok eine Flieger- 
schule mit grossem Flugplatz. Landungsplätze sind u. a. bei 
der Hauptstadt Bangkok, bei Nakon-S’ri Dharmaraj und 
Trang in der Malayischen Halbinsel, Ayuthia (alte Haupt- 
stadt 70 km nördlich von Bangkok), Korat und Ubon (Ost- 
siam), Pitsanulok, Lampang und Chiengmai (Nordsiam) an- 
gelegt. Im Jahre 1919 berührten auch englische Flieger In- 
dien, Birma und Siam bei der grossen Wettfahrt von Europa 
nach Australien. Zweifellos wird, ebenso wie hier in Europa, 
so auch dort in Ostasien. sich in nicht allzulanger Zeit der 


' Flugpost- und. Passagierdienst zwischen den Hauptländern 


entwickeln. Deutschland aber muss mit aller Energie dahin- 
streben, sich an der Entwickelung des Verkehrswesens sowie 
am Handel im Fernen Osten, seinem Hauptabsatzmarkte vor 
dem Kriege, wieder tatkräftig zu beteiligen. Denn immer 
wieder muss es betont werden, dass der finanzielle und wirt- 
schaftliche Wiederaufbau Deutschlands in erster Linie nur 
durch den Wiederaufbau unseres Exporthandels und unserer 
Beziehungen zum Auslande verwirklicht werden kann. 


Politische Rundschau. 


hat. Im amtlichen Verkehr betrachten ihn seine Landsleute als 
eine Art Genie. 


Chang-Tso-Lin ist der Leiter seiner eigenen Bank. Er steht 
fast hinter jedem Handelsunternehmen und sein Einfluss wirkt 
in den drei östlichen Provinzen wie ein elektrischer Strom. 
Als Finanzmann und Militärgouverneur hat er etwas drastische 
Methoden im Verkehr mit seinen Wettbewerbern auf 
dem Finanzmarkt. Es wird z. B. berichtet, dass, als einige 
lokale Banken einen Konzern gründen wollten, um eine 
Festsetzung des Wechselkurses mit einem erheblichen Gewinn 
in die Hand zu bekommen, Chang die Hauptbeteiligten zu einer 
Versammlung berief und ihnen in seiner Eigenschaft als Militär- 
gouverneur eröffnete, dass jeder Versuch, eine Krisis auf dem 
Geldmarkt herbeizuführen, mit der sofortigen Enthauptung be- 
antwortet werde. Seitdem haben die Aktien der Bank des 
Generalgouverneurs einen „guten Markt“. Im Bohnenhandel, im 
Reishandel, im Holzhandel und bei den Eisenbahntransportgesell- 
schaften - ist überall Chang-Tso-lins Einfluss fühlbar, und seine 
Privatkasse füllt sich. Nicht allein in der Mandschurei, sondern 
auch in Peking und weiter im Süden hat er viele und tätige 
Vertrauensleute. Wenn sich die Berichte bewahrheiten, spielen 
diese Vertrauensleute in dem einträglichen Opiumhandel eine 
führende Rolle. Die Truppen Chang-Tso-lins erhalten ihren 
Sold regelmässig, und er sieht selbst nach dem Rechten, dass 
sie gut genährt werden, denn er unterhält seine eigenen 
Proviantämter. Die Disziplin der Truppen ist gut, was zur 
Folge hat, dass in der ganzen Mandschurei Ruhe und Ordnung 
herrscht und sich die Industrie ungehemmt entfalten kann. In 
Chang-Tso-lin haben wir ein Schulbeispiel, dass es nur einer 
starken Hand (wohltätigen Despotismus) bedarf, um China der 
Blüte entgegenzuführen. In der Mandschurei gibt es heute keine 


"Räuber mehr, und wenn jeder Militärgouverneur so handeln 


würde wie Chang, so gäbe es auch keine Räuber im übrigen 
China.“ 


176 


Vermischte Nachrichten. 


Gründung der „Deutschen Vereinigung Yokohama“. Wie 
uns aus Yokohama geschrieben wird, ist dort am 15. Juli d. J. 
die „Deutsche Vereinigung Yokohama“ gegründet worden, deren 
Zweck der Zusammenschluss aller in Japan lebenden Deutsch- 
gesinnten, die Wahrung -und Vertretung der wirtschaftlichen 
Interessen, Förderung deutsch-kultureller Bestrebungen und 
Pflege der deutsch-japanischen Beziehungen sein sall. Dem Vor- 
stand gehören an die Herren: C. Rohde, Vorsitzender (Fa. 
Carl Rohde & Co.), H.Splittgerber, stellvertr. Vorsitzender 
(Fa. Friedr. Bayer & Co.), H. Kummert, Schatzmeister (Fa. 
Deutsch-Asiatische Bank), E. Grimm, Schriftführer (Fa. H. 
Ahrens & Co. Nachf.), R. Pohl (Fa. C. Illies & Co.), G. G. 
Schramm (Fa. Paul Schramm & Co.), H. Fokkes (Fa. Otto 
a & Co.), Paul H elm,G. Wendler (Fa. Otto Reimers 
& Co 


„Deutscher Abend“ in Tokio. In Tokio ist seit Kriegs- 
ausbruch der erste „Deutsche Abend‘* abgehalten worden. Der 
„Deutsche Abend“ ist eine Vereinigung von Japanern, die in 
Deutschland studiert haben, in crster Linie von Medizinern. An 
den Veranstaltungen nehmen Deutsche als Gäste teil. Gelegent- 
lich der ersten Wiedereröffnung hielt der Professor der Medizin 
an der Universität Tokio, Dr. med Irisawa, eine Begrüssungs- 
rede, die wir ihres bemerkenswerten Inhalts wegen in vollem 
Wortlaut ‘wiedergeben: 

„Unser „Deutscher Abend‘ bestelhıt, 
schon seit mehr als zehn Jahren. Wenn wir uns nach: an- 
strengender Berufsarbeit in dieser geselligen "Zusammen- 
kunft einfinden konnten, so machte es uns deswegen eine be- 
sondere Freude, weil wir hier nicht allein geistige Erholung und 
Anregung fanden, sondern auch mit unseren verehrten deutschen 
Freunden und Gästen einen angenehmen Abend in echt deutscher 
(jemütlichkeit verbringen konnten und dabei Gelegenheit hatten 
uns in der Sprache unserer hochverehrten Meister zu üben. Nur 
selten konnte leider der „Deutsche Abend“ während des Krieges 
mit Rücksicht auf äussere Umstände stattfinden. Nachdem aher 
Frieden geworden ist, wollen wir den „Deutschen Abend“ regel- 
mässig und recht oft begehen. Es freut mich ganz besonders 
heute anlässlich des „Tanabata-Festes“ und an dem ersten 
„Deutschen Abend‘ nach dem Friedensschluss die hochverehrten 
deutschen Gäste und unsere Mitglieder aufs wärmste begrüssen 
zu können und ihnen allein zu danken, dass sie sich so zahlreich 
eingzefunden haben. Lassen Sie uns, meine verehrten Herren 
Mitglieder, dafür sorgen, dass der „Deutsche Abend“ gemütlicher 
denn je gestaltet wird, und der Verein immer mehr wachse und 
xedeihe! 

Im fünfiährigen gigantischen Völkerringen hat das deutsche 
Volk seine sprichwörtliche Tüchtigkeit überall bewiesen. Aber 
gegen eine Welt von Feinden konnte es sich auf die. Dauer 
nicht behaupten, und so sehen wir das herrliche Deutschland von 
Einst im tiefsten Unglück und das deutsche Volk in beispiellosem 
Flend. Fast möchten auch wir am deutschen Volk verzagen, 
wenn nicht die Weltgeschichte lehrte, dass der gütige Himmel 
einem sittlich gesunden und tüchtigen Volk gerade in Zeiten 
nationalen Niedergangs edle Männer und Frauen erweckt, die 
das Volk aus der Finsternis zum Lichte ziehen und ihm zeigen, 
wie es aus dem ewigen Born des Geistes neue Schaffenslust, ziel- 
bewusste Tatkraft und neue Erkenntnisse schöpfen soll zum 
eirenen Heil und zum Segen der ganzen Menschheit. Unu 
rerade die deutsche Vergangenheit ist reich an solchen Bei- 
spielen. 

Jene Gestirne am wissenschaftlichen ans wie Einstein 
und Planck erfüllen auch uns mit neuer Hoffnung, dass das 
„Volk der Dichter und Denker“ noch immer manche würdige 
Gieisteshellen uns schenken wird. Mit emsigen Bienenfleiss hat 
das deutsche Volk gerade im letzten Jahrhundert Unendliches 
auf dem Gebiete der Wissenschaft geleistet. So haben sogar 
während dieses Krieges der enzlische Gelehrte Bertrand Russel 
und der französische Romain Rolland die Kulturarbeiten des 
deutschen Volkes besonders anerkannt. Und ich glaube nicht 


wie Sie alle wissen, 


zu viel zu behaupten, wenn ich sage, dass unter allen Völkern 
das deutsche Volk am meisten für Wissenschaften geleistet hat. 
Mit Bewunderung ünd Staunen sieht die Welt, dass das deutsche 
Volk sogar inmitten seines „Daseinskampfes“ noch Zeit zur 
l.ösung wissenschaftlicher Aufgaben fand. 

Wenn auch die ganze Welt daher dem deutschen Geist 
keinen.geringen Dank schuldet, so erkennen wir, dass ihm unsere 
japanischen Kulturarbeiter am meisten zu Dank verpflichtet sind. 
Seit mehr als vierzig Jahren geniessen wir die Segnungen des 
deutschen Geistes auf allen Gebieten der Kultur. 

In Anbetracht dieser Tatsache werden unsere . grossen 
deutschen Meister und ihre Jünger irre geworden sein an ihren 


japanischen Zöglingen und Kollezen und nicht ganz mit Unrecht 


die Dankbarkeit schmerzlich vermisst haben. 

‚ Aber wir möchten an dieser Stelle betonen, dass die japani- 
schen Gielehrten und Künstler diesen Krieg ebensowenig gewollt 
und herbeigeführt haben wie die deutschen. Mit Schmerzen 
sehen wir die Bande unserer Freundschaft zerreissen und mit 
Grauen das Wüten des Völkerkrieges. Und ungeduldig warteten 
wir auf den Zeitpunkt, da uns ein Friede würde, -der uns die 
gemeinsame Fortsetzung der Kulturarbeiten zum Segen der 
ganzen Menschheit ermöglichte. Wir stehen auf dem Standpunkt, 
dass in der Wissenschaft und Kunst keine geographischen und 
militärischen Grenzen sind, und die gegenseitige Anerkennung 
der Verdienste und gemeinsame Arbeit nötig sind, wenn die 
ganze Menscheit ihre Früchte ernten soll. 

Es wäre ja eine eitle Selbstüberhebung, wenn der Jünger 
auf seine geringen Leistungen pochend die Verdienste des 
Meisters nicht mehr für nötig erachtete. Nein, gerade dieser 
Krieg hat dargetan, wie unendlich wir Japaner vom deutschen. 
Geist und Gemüt noch lernen können. 

“ Indem wir in hohem Sinne unserer hochverehrten deutschen 
Meister forschen und schaffen, indem wir ihnen und ihrem Volke 
unsere Liebe und Verehrung zollen, glauben wir unseren schuldi- 
gen Dank ausdrücken zu können. Dazu aber bedürfen wir in 
mancher Hinsicht der kundigen Führung des deutschen Geistes. 

Im Namen des „Deutschen Abends“ möchte ich die hoch- 
verehrten deutschen Meister und ihre deutschen Jünger bitten, 
die geistigen Beziehungen wieder anzuknüpfen und unser Ver- 
hältnis noch inniger und fester gestalten zu helfen. Die an- 
wesenden verehrten deutschen Gäste bitte ich Dolmetsch 
unserer Gesinnung zu werden und unsere Ziele dadurch fördern 
zu helfen, dass sie den „Deutschen Abend“ durch ihre angenehme 
Gegenwart recht oft verschönern.“ 


Abgelehnte Berufung nach Peking. Der Privatdozent für 
Literaturgeschichte an der Technischen Hochschule Studienrat 
Dr. Waldemar Oehlke ist vom preussischen Ministerium für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung zum ausserordentlichen 
Honorarprofessor ernannt worden. Prof. Dr. Oehlke hatte in- 
zwischen einen Ruf als ordentlicher Professor für deutsche 
Philologie an die Reichsuniversität Peking in China erhalten, 
den er aber ablehnte. Gleichzeitig sollte ihm die Direktion des 
neucrrichteten Germanischen Seminars in Peking übertragen 
werden. Prof. Oehlke gehört dem Hauptvorstand des „Deutschen 
(iermanistenverbandes“ an. 


Ueberschwemmungen in Japan. Auf Grund von Nachrichten. 
die über Honolulu eingetroffen sind, meldet London and 
China Telegraph vom 23. 8 20, dass auf den beiden 
grossen Südinseln Japans, Kyushu und Shikoku, grosse 
UÜcherschwemmungen ganze Städte und Dörfer zerstört haben, 
und dass sowohl der Menschenverlust wie der Sachschaden 
ganz atıssergewöhnlich hoch sind. 


Nöte In Nordchina. Englischen und amerikanischen Zeitungs- 
nachrichten zufolge ist die Lage der Landesbevölkerung in Nord- 
china, hauptsächlich in den Provinzen Tschihli und Honan, ver- 
zweifelt. Kaum ist im Norden nach den Machtkämpfen Ruhe 
eingetreten, da machen sich die Anzeichen einer Hungersnot 
bemerkbar. Infolge des Ausbleibens der Frühjabr- und Sommer- 
regen verdorrte die Frucht auf den Feldern und um das Unglück 


voll zu machen, durchziehen grosse Heuschreckenschwärme das 
Land und richten auf den Feldern unübersehbaren Schaden an. 
Eine Reutermeldung aus Tientsin berichtet, dass: Tausende 
von Menschen vor dem Hungertode stünden und dass bereits 
ganze Familien Selbstmord begangen hätten. Wie schlimm die’ 
Lage ist, geht auch daraus hervor, dass die Eltern, nur um ein 
paar Dollar zum Einkauf von Lebensmitteln zu haben, ihre 
‚Kinder, hauptsächlich Mädchen, an Händler verkaufen. Der 
Chicago Tribune wird aus Peking gemeldet, dass in der 
Provinz Honan eine Choleraepidemie ausgebrochen ist, und dass 
sich die Seuche nach Norden weiterverbreitet. Längs der 
Peking—Hankouer Bahn sollen bereits ganze Dörfer ent- 
völkert sein. 


Personalnachrichten. . 


Konsul a. D. Streich 1. Konsul a. D. K. J. Streich ist in 
seiner Heimat Schwäbisch-Gmünd nach schwerer Krankheit ver- 
storben. Er trat 1878 in den deutschen Konsulatsdienst in China 
ein, wurde, wie üblich, zunächst der deutschen Gesandtschaft 
in Peking zugewiesen. war dann Dolmetscher ın Canton und 
Schanghai und von 1889 bis 1906 Konsul in Swatau. Seiner 
ehrenwerten Persönlichkeit werden sich viele der älteren Ost- 
asiaten noch erinnern. 


Tod eines Schanghaier Notablen. Aus Schanghai kommt die 
Nachricht, dass der auch in deutschen Kreisen bekannte 
Schanghaier Notable Schen-Tun-Ho im Alter von 64 Jahren ge- 
storben ist. Schen stammte aus Ning-po. Unter der Mandschu- 
regierung bekleidete er den Posten eines Generals. Während 
der Revolution 1911 wurde er in weiten ausländischen Kreisen 
durch seine aufopfernde Tätigkeit für das Rote Kreuz bekannt. 
Er starb, ohne sein letztes Werk, ein Hospital für ansteckende 
Krankheiten, verwirklicht zu sehen. 
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: des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28II. 
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Fünfzehnter Ostasiaten-Abeiid. Wir beehren uns Alermik 
die Mitglieder und Freunde unseres Verbandes (mit Damen) zu 
einer zwanglosen Zusammenkunft auf Mittwoch, .den 22. Sep- 
tember 1920, abends 8 Uhr, in den Bankettsaal des Restaurants 
„Rheingold‘“ (Eingang Potsdamer Strasse) ergebenst einzuladen. 
An diesem Abend wird Herr Pfarrer Ernst Schroeder aus 
Tokio einen Vortrag über „Deutsche Aufgaben und 
Aussichten in Japan“ halten. 
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Warnung vor verirühter Einreise nach China. Privat- 
nachrichten, die in letzter Zeit von China nach hier gelangt sind, 
weisen übereinstimmend auf die grossen Schwierigkeiten hin, 
denen sich der zurückkehrende Deutsche gegenüber sieht, wenn 
er nicht über ausreichende Mittel verfügt, um iür die Ueber- 
zangszeit seinen Lebensunterhalt zu bestreiten. Die Lebens- 
verhältnisse haben sich in den letzten Monaten von Grund auf 
geändert. Auch über China geht eine Teuerungswelle, die sich 
auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens zeigt. Dass schliess- 
lich wieder einmal bessere Zeiten für das Deutschtum in China 
kommen werden, davon sind alle, die durch langjährige Arbeit 
mit dem Lande verknüpft sind, fest überzeugt. Den Interessen 
des Deutschtums wird jedoch am schlechtesten gedient, wenn 
sepatriierte Chinadeutsche nur „um aus Deutschland heraus- 
zukommen‘, ohne ausreichendes Kapital und ohne festes An- 
stellungsverhältnis nach China zurückkehren wollen. Es ist da- 
her vorläufig dringend vor einer überefften Ausreise zu warnen. 


Neues von „draussen“. Alte „Chinesen“ werden folgende 
Mitteilungen, die Privatbriefen entnommen sind, interessieren: 
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Die Chekiang Industrial Bank hat Verbindung mit der 
Rotterdamschen Bank hergestellt und handelt auch in aus- 
ländischen Valuten. Die Asia-Bank zeigt sich sehr entgegen- 
kommend. Damit ist das Monopol der. Netherlands Trading Co. 
gebrochen. 

Am Haus Peking Road Nr. 18 in Schanghai sieht man ein 
Schild „Shanghai Machine Co.“ ‚ allerdings mit neuen chinesi- 
schen Namen. 

Die chinesischen Zeitungen haben wenig Notiz von der An- ° 
kunft der deutschen Delegierten genommen, was ja ganz er- 
freulich, aber sicher absichtlich geschehen ist. Die „Sin-Wen- 
pao“ weist auf die Wichtigkeit des deutsch-chinesischen 
Handels hin. _ 

Die Sprachenschule der Tung-chi-Schule ist vorläufig in die 
Kaiser-Wilhelm-Schule verlegt, nachdem. zuerst die Rechts- 
schule dort eingezogen war. Die Tung-chi-Schule hat zur Er- 
weiterung ihrer Bauten in Wusung $ 250000 erhalten: der Be- 


trag reicht aber für den geplanten Umbau der bisher benutzten 


Gebäude nicht aus. Infolgedessen soll der Tung-chi-Schule die 
ehemalige Kadettenanstalt in Wusung zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die Schüler der Tung-chi-Schule haben sich vor den grossen 
Sommerferien den Provinzialprüfungen unterworfen und sie alle 
mit I bestanden. 

Dr. Rall vom Krankenhaus Rppendorf-Hamburg ist am 3. Juli 
in Sehanghai angekommen und in die deutsche Aerztefirma ein- 
getreten. . - 

Der Vertreter von Westphal & Co. hat vom norwegischen 
Konsul freie Büroräume mieten wollen. Weil er Deutscher ist, 
konnte der Konsul mit Rücksicht Auf die englische Handels- 
kammer und norwegische Reedcreiinteressen ihm nicht ver- 
mieten. 

In Hongkong wird: bekannt gemacht, dass der Briefwechsel 
mit Deutschen betreffs ausstehender Schulden und Forderungen 
erlaubt ist, sofern er keine Umgehung des SREIDIER ALS, im 
Auge hat. 

‘Der Cercle hört in Schanghai hat den ten deutschen 
Gartenklub, jetzt Verdungarten, erworben. Für eine Strasse ab- 
getretenes Land, die dem Kriek folgt, hat er anderes Land als 
Entschädigung erhalten, sodass 40 Tennisplätze angelegt werden 
können. Es soll ein grosses Klubgebäude („das schönste im Osten‘) 
errichtet werden. Die alten Anlagen des Cercle sportif gehen 
auf die französische Gemeindeverwaltung über, die ja schon stets 
den Löwenanteil der Klubkosten aus öffentlichen Mitteln be- 


stritten hat. CF. 
: Adressennachweis. 
A. Berker, Essen (Ruhr), Isabellastr. 33, 
W. Diehl, Tientsin. 


E. Gerz, Hamburg-Eimsbüttel, Schäferkampsallee 68. 

A. H. Glaeser, Göttingen. 

Klaus Greve, Kiel, Hardenbergstr. 2911. | 

Fr. Henniger, Postrat, Bremen, Otto - Gildemeister- 
Strasse 9. 

Willi Jacobi, Leipzig, Marschenerstr. 5,.b. Frau Haase. 

Robert Jähnchen, Berlin S. 61, Geibelstr. 1. 

Alfred Jung, Leiter der städt. Gewerbeschule, ‚Lehe- 
Bremen, Hafenstr. 53. 

Ph. Kelles, Mukden, Mandschurei. 

Hans E. Lieb, Wesel, Fluthgrafstr. 14. 

C.A.Losk e, Wartha i. Schles., Bez. Breslau. 

W. Mertzsch, Potsdam, Burgstr. 55. 

Alfred Mittag, Oldenburg, Brommystr. 15. 

Albert Mothes, Architekt, Holzminden, Bahnhofstr. 24. 

FE. Munder, Ahrensburg b. Hamburg, Bismarckallee 5. 

Kanzler Scharffenberg, Berlin-Steglitz, Schloss- 
strasse 101. 

F. Segebarth, Düsseldorf, Wagnerstr. 44. 

Arthur Wolf, Aachen, Adalbertstr. 72. 
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Wirtschaftliche Nachrichten. 


Se 


China. 


Die Wirtschaftslage Chinas im Jahre 1919. 
Von Hermann Gipperich, Berlin. (Schluß.) 


Von Bedeutung für die Zukwmft dürften die Funde von 
Wolframerzen in Südchima, deren Abbau erst in den letzten 
Jahren, w z. im recht oberflächlicher Weise, in Angriff ge- 
nommen wurde, werden. Die hauptsächlichen Vorkommen 
liegen in Süd-Hıman, Süd-Kiangst und Ost-Kuangtunzg. Die 
hohen, während des Krieges für Wolfram bezahlten Preise riefen 
eine rege Tätigkeit der chinesischen Unternehmer henvor; als 
dann aber nach Abschluss des Waffenstillstandes die in Schang- 
hai ınd Hongkong bezahlten Preise auf die Hälfte und.dann im 
Laufe des Jahres 1919 auf ein Viertel fielen, wurde der Betrieb 
zum grössten Teil als nicht mehr lolınend eingestellt. . Von 
einer kleinen Schmelzanlage in Dairen im japanischen Pacht- 
gebiete, die sich überdies erst im Versuchsstadium befindet, 
abgesehen, hat China selbst noch keinerlei Verwendung für 
Wolframerz, so dass es ausschliesslich auf die Ausfuhr ange- 
wiesen ist. Im Jahre 1918 waren 10 365 t Tungsten aus China 
ausgeführt worden. 


d) Verschiedenes. Im einseinen nicht so In Auge fallend 
wie die grossen Industriezweige, im ganzen aber von nicht ge- 
ringer Bedeutung sind die Fortschritte auf den kleineren Ge- 
bieten der Industrie. 

Die Werkstätten der verschiedenen Eisenbahnlinien wurden 
durch den Krieg gezwungen, ihren Umfang und ihr Arbeitsfeld 
zu erweitern. Besonders die Tangschan-Werkstätten der 
Peking—Mukden-Linie haben bemerkenswerte Fortschritte in 
dem Bau von Eisenbahnwagen und selbst Lokomotiven gemacht. 
— Die Shanghai-Tramways Co. entschloss sich 1919, selbst zum 
Bau von Strassenbahnwagen überzugehen, und erwarb zu dem 
Zwecke ein Stück Land, auf dem die Fabrikanlage errichtet 
werden soll. — Die Herstellung von Flugzeugen mit Ausnahme 
der Motoren wurde von der Regierung ins Auge gefasst und 
wird sich zweifellos — verwirklichen lassen. — Der Gründung 
der Chinese National Wireless Telegraph-Company, die u. a. 
die Herstelimg von drahtlosen Apparaten durch chinesische 
Arbeiter zum Zweck hat, wurde schon oben Erwähnung getan. 
— In Tientsin errichtete die amerikanische China-Mongolia- 
Export-Cumpany eine neue Gefrieranlage, um die Ausfuhr von 
gefrorenem Fleisch zu betreiben. — In Schanghai erwog man 
wiederum den Plan einer Brücke über den Huangpu, ohne jedoch 
zu einem Ergebnis zu kommen. — In noch weiterer Ferne dürfte 
das beinahe phantastisch anmutende Projekt des Engländers 
Sidney J. Powell liegen, das sich auf die Nutzbarmachung der 
Stromschnellen des Yangtse zwischen Itschaıe ımd Tschung- 
king bezieht. — Sehr viel praktischere Arbeit für de Gegenwart 
leisteten die Japaner in der Mandschurei, wo sie durch Griün- 
dung oder Beteiligung an Oelmühlen u. dgl. m. die Industriali- 
sierung des Landes wesentlich förderten. — Die fabrikmässige 
Herstelhing von Zigaretten durch die British-Aınerican Tabacco- 
Co. sowie durch die Nanyang-Brothers C9. und andere chine- 
sische Unternehmungen nahm infolge des Krieges einen starken 
Aufschwung. — Es kann nicht der Zweck dieser Abhandlung 
sein, eine ausführliche Beschreibung aller Industriezweige 
Chinas zu geben; doch werden die angeführten Beispiele die 
Auffassung bestätigen, dass bei Rückkehr normaler Verhältnisse 
die Industrialisierung Chinas ein sehr viel schnelleres Tempo 
einschlagen wird, als es während des Krieges möglich war. 


Schiffahrt und Verkehrswesen. Eine besonders 
schädliche Hemmung erfuhr durch den Krieg der so bitter nötige 
Ausbau des chinesischen Verkehrswesens. Die den UÜecbersee- 
verkehr vermittelnden Danıpfer wurden für mittelbare oder un- 
mittelbare Kriegszwecke der Ostasienfahrt entzogen, und die auf 
chinesischen Werften in Bau befindlichen Schiffe waren fürs Aus- 
land bestimmt. Die Frachten nach Europa und Amerika stiegen ins 
Unermessliche. Nur Japan zog Nutzen aus der Lage und seine 


Schiffahrt gewann gegenüber den Wettbewerbern mit Riesen- 


ru 


m 


' empfindlich schädigte. 


-schritten an Boden. An diesem Bilde änderte das erste Friedens- 


jahr im allgemeinen wenig; doch machten sich einzelne An- 
zeichen des Abbaues des Kriegszustandes bemerkbar. Auf jeden 
Fall ist es der japanischen Schiffahrt nicht gelungen, die Führung 
im chinesischen Verkehr an sich zu reissen; England behielt die 
erste ‚Stelle, wenn auch hart bedrängt von Japan. Diesen Er- 
folg hatte England zum Teil dem gegen Japan gerichteten 
Boykott zu verdanken, der auch die japanischen Schiffahrtslinien 
Als treffendes Beispiel sei hier die 
Flussschiffahrt auf dem Yangtse angeführt: Zwischen Schanghai 
und Hankau beförderte die japanische Reederei auf 230 Reisen 
durchschnittlich 71 t Frachteauf jeder Reise, eine englische 
Gesellschaft 327 t, eine andere englische Gesellschaft 196 t und 
die chinesische Gesellschaft 343 t Fracht. — Ein weiteres Bei- 
spiel diene zur Illustration der allgemeinen Desorganisation der 
chinesischen. Küstenschiffahrt: An die chinesischen Staatseisen- 
bahnen waren vor dem Kriege von England mehrere Loko- 
motiven verschifft worden; diese wurden bei Ausbruch des 
Krieges in Hongkong gelöscht und konnten erst 1919 nach 
Tientsin weiter verladen werden. — Nicht nur im Küsten- 
verkehr, sondern auch im Verkehr mit Europa machten sich 
noch 1919 Mangel an Frachtraum und infolgedessen hohe 
Frachtraten uggünstig bemerkbar. Im Verhältnis zu anderen 
Routen geben die Raten von Europa nach Ostasien allerdings 
noch ein verhältnismässig vorteilhafteres Bild; ist es doch Tat- 
sache, dass in manchen Fällen die Fracht beispielsweise von 
England nach Ostasien billiger ist als von England 
nach den Mittelmeerhäfen. Die Frachten für die Heim- 
reise, d. h. von Ostasien nach Europa, wurden dagegen noch 
im Oktober 1919 von einer Grundrate von 100 Shillings für die 
Tonne auf 120 Shillings erhöht. 


Der Makel an Dampfern führte auch in China dazu, Motor- 
schiffe zu bauen und in den Verkehr zu bringen, und zwar 
sowohl Motorschiffe als auch Segelschiffe mit Hilfsmotoren. 
Derartige Schiffe fanden hauptsächlich im Süden Verwendung: 
doch hat die Entwicklung, die u. a. auch von englisch-chinesi- 
schen Kreisen in Singapore gefördert wurde, bisher noch keinen 
grossen Umfang angenommen. Von Bedeutung für die Zukunft 
kann die Motorschiffahrt nicht nur für den Küstenverkehr, son- 
dern auch auf den Flüssen und mehr noch auf den zahlreichen 
Kanälen im Binnenlande werden. Es sei hier nur an den alten, 
von Tientsin nach Hangtschou laufenden Kaiserkanal erinnert, 
dessen Ausbau 1919 nach jahrelangen Verhandlungen mit 
amerikanischen und japanischen Finanziers in Angriff genommen 
werden konnte. Die hierzu erforderliehen Geldmittel waren 
durch eine ausländische Anleihe beschafft worden. Von grosser 
Rührigkeit war auch 1919 wieder die aus Europäern und 
Chinesen zusammengesetzte Flussbehörde in Tientsin, die zur 
Aufgabe hat, den Hafen und den Zufahrtsweg auf dem Paiho 
(Haiho) instandzuhalten und zu verbessern. Im vergangenen 
Jahre wurde besonders an der Regulierung des Oberlaufes 
gearbeitet sowie Pläne für eine weitere Korrektion der Fluss- 
mündung bei Taku und für die Anlage eines Tiefwasserhafens 
an der Mündung ausgearbeitet. — Die Flussbehörde in Schanghai 
beschränkte sich auf die gewöhnlichen Instandhaltungsarbeiten 
am Huangpu. — Der Bau der Hafenanlagen in Tschifu machte 
Fortschritte, konnte aber nicht, wie geplant, 1919 zu Ende 
geführt werden. 


Bemerkenswerte Foftschritte machte die wegen der 
Stromschnellen so schwierige und gefährliche Dampischiffahrt 
auf dem oberen Yangtse zwischen Itschang und Tschungking, wo 
im Herbst 1919 nicht weniger als 9 Dampfer verkehrten und 
allem Anschein nach gute Gewinne einbrachten. Das Ereignis, 
dass auf dieser Strecke der erste Dampfer in Fahrt gebracht 
wurde, liegt erst verhältnismässig kurze Zeit zurück. 


Was den Landverkeflr in China betrifft, so konnte auch das 
vergangene Jahr darin wenig Verbesserung bringen. Die Fisen- 
bahnverwaltungen litten darunter, dass eine Ergänzung ihres 
Materials aus Europa während des Krieges und auch noch 1919 
nur in sehr beschränktem Umfange möglich war. Infolgedessen 


befand sich auf einigen Linien das rollende Material in einem 
geradezu vorkommenen Zustande. Trotzdem hatten die Bahnen 
gute Einnahmen zu verzeichnen. Die Ueberschüsse waren im 
vergangenen Jahre deshalb besonders hoch, weil die Anleihen 
der Bahnen fast ohne Ausnahme in Goldwährung aufgenommen 
worden sind; ihre Verzinsung und Amortisierung erforderte 
also bei dem hohen Silberkursc eine verhältnismässig geringe 
Summe in chinesischer Währung. — Die dringend erwünschte 
Vereinheitlichung der chinesischen‘ Staatseisenbahnen, die jetzt 
ein buntes Durcheinander englischer, französischer, amerikani- 
scher, deutscher und chinesischer Konstruktionen und Materials 
bilden, wurde von der chinesischen Regierung betrieben, und 
sie fasste 1919 den Beschluss, Normen für das rollende Material 
festzulegen. Weitere Bestrebungen in dieser Richtung kommen 
durch die regelmässig einberufenen Konferenzen für den Eisen- 
bahndurchgangsverkehr zum Ausdruck, deren siebente im 
Oktober 1919 in Peking mit Erfolg stattfand. 

In gleicher Weise wie bei den Eisenbahnen, so:war auch 
bei den Strassenbahnen der Ausbau und die Instandhaltung 
durch den Krieg und seine Folgen sehr erschwert worden. In 
welchem Umfange sich die Strassenbahnen bei den Chinesen 
trotz des anfänglichen Widerstandes eingebürgert haben, wird 
u.a. dadurch bewiesen, dass in der Internationalen Niederlassung 
von Schanghai (also mit Ausschluss der französischen Nieder- 
lassung) auf einem Netz von nur 17,45 englischen Meilen (gleich 
rund 28 km) im Mai 1919 nicht weniger als 8,1 Mill., im August 
1919 gar 8,5 Mill. Passagiere befördert wurden. 

Die Bemühungen der chinesischen Regierung zur Behebung 
der Verkehrsnot des Landes erstreckten sich auch auf den Bau 
von Strassen. Landstrassen im europäischen Sinne fehlen zur 
Zeit in China vollkommen. Durch Präsidialerlass vom 
14. November 1919 wurde eine Verordnung über den Bau von 
Landtrassen erlassen. Von praktischem Werte ist diese aller- 
dings bisher nicht geworden, und die einzige Strasse, deren Bau 
infolge privater Initiative des Automobilklubs in greifbare Nähe 
gerückt zu sein scheint, ist die zwischen Tientsin und Peking, 
eine Entfernung von weniger als 150 km. 

Dass bei dem geschilderten Zustande der Verkehrswege die 
Postverbindungen in weiten Teilen Chinas noch sehr im argen 
liegen, ist nur zu verständlich, und die chinesische Postverwal- 
tung verdient alle Anerkennung für das, was sie mit den vor- 
handenen dürftigen Mitteln geschaffen hat. — Von nicht nur 
wirtschaftlicher, sondern besonders politischer Bedeutung ist 
die geplante Errichtung von drei Stationen für drahtlose Tele- 
graphie in der Aeusseren Mongolei und Chinesisch-Turkestan 
(in Urga, Urumtschi und Kaschgar), deren Bau gemäss dem 
Vertrag vom Oktober 1918 der englischen Marconi-Gesellschaft 
übertragen war. Durch die Verbindung untereinander und mit 
der Station in Peking ist hier ein weiterer Faktor zur Festigung 
des. chinesischen Einflusses in den Aussenländern geschaffen und 
gleichzeitig die Möglichkeit einer drahtlosen Verbindung mit 
Europa geboten. 


Schluss. Wenn aus eineın Rückblick auf die wirtschaft- 
che Entwickiung Chinas im Jahre 1919 Schlüsse auf die Aus- 
sıchten für die Zukımft gezogen werden sollen, so könnten di? 
Aussichten als schlechtweg glänzend bezeichnet werden, wenn 
nicht die Gefahren auf dem Gebiete der inneren und äusseren 
PoHtik, insbesondere die ımverantwortliche Finanzwirtschaft 
der Regierung, ihre Rückwirkung avf den Handel schliesslich 
doch nicht verfehlen können. Immer mehr ziehen Frenıde, u. z. 
in erster Linie Japaner, den Nutzen aus dem Wirtschaftslehen 


Chinas, und taten- und hilflos steht die Regierung der an-. 


schwefenden Flut ausländischen Einflusses gezenüber. Ohne 
Rücksicht auf die Not des Reiches bekämpien sich Norden und 
Süden, die Provinzialregierungen und die Parteien untereir- 
ander und verschwenden di2 Gelder für den Unterkalt üher- 
Hüssiger Truppen Ungenützt bleibt die günstige Geiegenheit 
des hohen Süberkurses zur Abtragung der drückenden fremden 
Anlefhen, und in chinesischen und ausländischen Kreisen Pekings 
spricht ınan schon offen von der drohenden iremden Kontrolle 
der chinesischen Finanzen. Deutschland wird und kann nur rein 
wirtschaftliche Ziele in China verfolgen; eine Aufreibung Chinas 
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in immeren und äusseren Kämpfen kann ihm dauer nur Nachteil 
bringen, und nur eme Konsolidieiıung der Verhältnisse in China 
kann die angestrebte Entwicklung der Handelsbeziemungen 
zwischen den beiden Ländern ermöglichen. Das chinesische 
Volk bietet alle Gewähr für eine solche Entwicklung, ınöge die 
chinesische Regierung auch baid den Weg aus den Sıurmpfe 
herausfinden. i 


Die anti-japanische Boykottbewegung in Canton. Nach 
einer Meldung des London and China Telegraph vom 
23. 8. ist die Boykottbewegung gegen japanische Waren in 
Canton von neuem aufgelebt. Arbeiter, Kaufleute und Lehrer 
haben .sich zur Förderung der Boykottbewegung zusammen- 
geschlossen. Die grössten Geschäftshäuser der Stadt haben sich 
schriftlich verpflichtet, keine japanische Waren einzuführen. 


Feuerlöschgeräte in Canton. Auf einer Versammlung der 
Bürger- und Beamtenschaft wurde beschlossen, 
$ 30000 für den Ankauf von zwei Motor-Löschgeräten aus- 
zuwerfen. 


Hongkong. 


Deutsche Handelsmarken in Hongkong. In einer Sitzung des 
Gesetzxebenden Rats der Hongkonger Regierung vom 23. Juni 
1920 wurde u. a. auch eine gesetzliche Abänderung der Trade 
Marks Ordinance, 1909, beschlossen. Der Oberstaatsanwalt 
führte dazu aus: „Dieses Gesetz gehört zur Klasse der zeit- 
weiligen Nachkriegsgesetzgebung; mit anderen Worten, es ist 


‘nötig geworden durch die durch den Krieg geschaffene Lage 


und wird nur zeitweilige Anwendung finden. Es enthält zwei 
Hauptbestimmungen. Die eine bezieht sich auf die deutschen und 


‚die österreichisch-ungarischen Handelsmarken und die andere 


ist allgemeiner Natur. Die erste betrifft die deutschen und die 
österreichisch-ungarischen Marken und behandelt die praktischen 
Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben haben, dass Handels- 
marken von Angehörigen dieser beiden Mächte abgelaufen, aber 
nicht erneuert worden sind. Das gegenwärtige Gesetz verlange, 
dass, ehe eine zeitlich erloschene Handelsmarke aus dem Register 
entfernt werden kann, der Registerführer den Eigentümer der 
Handelsmarke von der Absicht der Entfernung der Marke aus 
dem Register benachrichtigen muss, wenn die Erneuerungs- 
gebühren nicht bezahlt worden sind und die Tatsache der Nicht- 
bezahlung der Gebühren zu veröffentlichen hat. Die Zeit für 
diese Benachrichtigung sei jetzt abgelaufen. Es war nicht mög- 
lich, wie vor dem Kriege, diese feindlichen Firmen zu benach- 
richtigen. Es wäre zwecklos gewesen, die Benachrichtigung 
an die Hongkonger Adresse der früheren Eigentümer zu senden, 
und die Adressen der Eigentümer in Deutschland waren nicht 
immer bekannt, und es sei auch nicht bekannt, ob die Benach- 
richtigungen ihre Adressen in Deutschland oder Oesterreich je 
erreichen würden. Alle diese Handelsmarken seien unter der 
Verordnung von 1917 dem Verwalter des feindlichen Eigentums 
(Custodian of Enemy Property) unterstellt, und es wäre gleicher- 
massen zwecklos für ihn, solche Benachrichtigungen abzusenden, 
da er kein Mittel habe, mit den früheren Eigentümern in Ver- 
bindung zu treten, und er habe auch keine Gelder oder Befugnis, 
die Erneuerungsgebühren zu bezahlen. In Ansehung dieser Tat- 
sachen sei der Zweck dieser Bestimmung ausdrücklich der, dass 
weder die Unterlassung der Benachrichtigung seitens des 
Registerführers noch der Nichtempfang einer Benachrichtigung 
durch den eingetragenen Eigentümer irgendein Hindernis bi'den 
könne für die Entfernung irgendeiner solchen Handelsmarke aus 
dem Register, die früher deutschen oder österreich-ungarischen 
Eigentümern gehörten und die abgelaufen (expired) und inner- 
halb eines Jahres nach der Ratifizierung des Friedensvertraxes 
von Versailles von den Eigentümern nicht erneuert worden sind. 

Die andere Klausel (3) des Gesetzes sei von allgemeiner Be- 
deutimg und habe den Zweck, dem Gouverneur im Rate zu er- 
mächtigen, für den Notfall Vorschriften zu erlassen zur Aus- 
führung gewisser Bestimmungen in dem Friedensvertrage von 
Versailles. Artikel 307 des Vertrages bestimme, dass mindestens 
ein Jahr nach dem Inkraittreten des Vertrages den Angehörigen 
der verschiedenen kriegführenden Mächte zu lassen sei, während 
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dessen sie die nötigen Massnahmen zur Erhaltung ihrer Handels- 


markenrechte zu treffen haben, was ihnen vorher wegen der | 


durch den Krieg bedingten Verhältnisse nicht möglich gewesen 
war zu tun. Es sei gegenwärtig unbekannt, ob irgendein An- 
trag zur Verlängerung der Frist gestellt sei oder eingehen 
werde, doch wenn dies der Fall sei, so würde diese Klausel den 
Gouverneur ermächtigen, solche Anträge zu bescheiden. 
sind natürlich gehalten, die Bestimmung des Friedensvertrages 
auszuführen, welche im allgemeinen in der Kolonie und im 
ganzen Reiche Gesetzeskrait haben.“ | 

Der Kolonialsekretär sekundierte, und das Gesetz gelangte in 
die zweite Lesung. Der Rat rahm dann im Ausschuss das 
Gesetz Klausel für Klausel durch, und da keine Aenderungen be- 
antragt wurden, beantragte der Oberstaatsanwalt die dritte 
l.esung. Der ‘'Kolonialsekretär sekundierte, und das Gesetz ging 
durch die dritte Lesung und wurde angenommen. 

Die Eigentümer der Handeismarken haben also schleunigst 
ihre Rechte zu wahren. 


Japan. 


Zur Lage im mitteljiapanischen Industriegebiet. Der grosse 
Finanzkrach, der im Frühjahr d. J. in Japan betroffen hat, wirkt 
noch immer nach. Unser Tokioer Berichterstatter hatte bei 
einer Reise in den Industriebezirk von Osaka kürzlich Gelegen- 
heit, sich von dieser Sachlage persönlich zu überzeugen. Wir 
geben aus seinem Bericht im folgenden einige allgemein inter- 
essierende Mitteilungen: 

Bereits der Anblick der Fabrikvorstädte bestätigte den 
grossen Niedergang der Produktion im Osaka-Distrikt. Von den 
zahllosen Fabrikschornsteinen rauchten nur die allerwenigsten, 
und das sind meist Gas- und Elektrizitätsanstalten. Zu der wirt- 
schaftlichen Krise kommt noch der Ausbruch der Cholera. Die 
Dampierlinien aller Nationen haben bereits Osaka als verseucht 
erklärt und laufen den Hafen nicht mehr direkt an. 

Unter diesen Umständen leiden natürlich auch die Aus- 
sichten der deutschen Einfuhr. Wie mehrfach auch schon von 
anderen Ländern berichtet wurde, herrscht in Japan bei den 
deutschen Firmen, die den Zwischenhandel besorgen, viel Klage 
über die Offerten der deutschen Maschinenbaufabriken, be- 
sonders über die Unsicherheit betreffs des endgültigen Preises 
und über die langen Lieferfristen. Es ist klar, dass das Geschäft 
dadurch ausserordentlich erschwert wird. Es ist auch nicht 
leicht, den Kaufleuten die Schwierigkeiten der wirklichen Lage 
Deutschlands so darzulegen, dass sie ihren speziellen Inter- 
essentenstandpunkt entsprechend korrigieren, ebenso wie es 
dem deutschen Produzenten schwer fällt, sich von der Lage des 
Auslandkaufmanns ein rechtes 3ild zu machen. 

Trotzdem sind aus Deutschland schon erhebliche Mengen 
von Waren eingetrofien, in Kobe z. B. allein Farbenim Werte 
von Yen 4.Mill. Aber die japanischen Importeure, die die 
\Waren vor der Absendung von Deutschland mit Bankkredit bar 
bezahlt haben, können sie jetzt nicht an die Verbraucher ab- 
setzen, da deren Betriebe meistens stillieren. Die Banken 
können teilweise die Kredite nicht erneuern, sodass man an 
eine Wiederausfuhr denkt, um die Farben nicht verschleudern 
zu müssen. Achnlich liegt es mit fast allen Einfuhrwaren. Die 
Folge ist eine ÜUcberiüllungz aller Zoll- und Warenlager von Kobe, 
aus Yokohama hört man diescibe Klage. 

Die eigene Produktion Japans hat, wie ja allgemein bekarmmt 
ist, während der Kriegszeit gewaltige Fortschritte gemacht. Die 
Werkstätten der Kawasaki-Schiffswerft, die Modell- 
tischlerei, die Messingdreherei, die Giesserei und die Werk- 
statten für Zusammensetzung der Maschinen usw. sind in der 
modernsten Weise eingerichtet. Sie enthalten vorwiegend 
amerikanische, jedoch auch eng:ische und japanische Maschinen. 
Fin neues Angebot dürfte für den Augenblick wenig Friolg 
haben. Trotz der wirtschaftlichen Krise, die auch den Schiffs- 
bau in ausserordentliche Schwierigkeiten gebracht hat, arbeitet 
die Kawasaki-Werft rentabel weiter. Der Grund ist der. dass 
sic Regierungsaufträgo hat: aber man rechnet atıch hier schon 
mit einer Verschlechterung ihrer Lage. Die Fabrik beschäftigt 
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trotz des wirtschaftlichen Niederganges noch etwa 15000 

Arbeiter aller "Kategorien, die einen Tagelohn von Yen 2,50 bis 

10 erhalten. Der Höchstlohn von Yen 10 wird an Werkführer, 

Vorarbeiter und besonders hochausgebildete Metallarbeiter ge- 

zahlt, das bedeutet bei dem heutigen Kursstande nach deutschem 

(ielde ctwa 170 M. Handlanger erhalten Yen 2,50, als Durch- 

schnittslohn werden Yen 4—5 gezahlt. Allerdings ist es nur die 

Stahl bearbeitende Maschinenindustrie, die in Osaka, Nagoya 

usw. zu so hohen Löhnen gelangt. Die Arbeiter gehören angeb- 

lich sämtlich der sozialistischen Vereinigung Yuai-Kai an. Im Be- 

reich der Kawasaki-Werft sind Störungen nur in geringem 

Masse vorgekommen. da einerseits die Firma eine liberale 

Arbeiterpolitik betreibt, andererseits die üble Wirtschaftslage 

Arbeiterentlassungen erforderlich macht und die Arbeiter sich 

vor der Entlassung fürchten. Die Arbeitszeit beträgt angeblich 

12 bis 14 Stunden, aber solche Bestimmungen werden nirgends 

in Japan streng durchgeführt, ausser bei Regierungsunter- 

nehmungen. Die Arbeiter dulden die Uebertretungen nicht un- 

gern, da sie sich gern einen vermehrten Verdienst sichern. So 

werden ‚auch die Festsetzungen der Seemannskonferenz in 

Genua vermutlich in der japanischen Schiffahrt noch längere 

Zeit nur auf dem Papier stehen. In den Industrien, die sich aus 

der Hausindustrie zum Fabrikbetriebe entwickelt haben, werden 

die alten Auffassungen der beliebigen Arbeitsdauer und der. 
mangelnden .Altersbeschränkungen noch lange weiterwirken; 

hierzu gehört .. die gesamte Textil-, Seiden- und Porzellan- 
industrie. Dagegen die Industrien, die von Europa neu ein- 
geführt wurden, in erster Linie die Stahl- und Fisenindustrie, 
arbeiteten in gewissem Umfange von vornherein nach euro- 
päischen Arbeitsbegriffen und sind daher tarifmässigen Fest- 
setzungen viel eher zugänglich. 

Die Porzellanindustrie Japans konzentriert sich 
um die Stadt Nagoya. Erzeugnisse der deutschen Industrie 
spielen dort eine grosse Rolle, und man nennt die Porzelfän- 
industrie Nagoya geradezu die deutsche. Das Handelsmuseum 
jener Stadt enthält neben den Erzeugnissen des Distrikts eine 
planmässige Zusammenstellung europäischer Modelle und 
Muster. Es mag hierbei erwähnt werden, dass in Nagoya über- 
haupt eine allgemeine ausserordentliiche Deutschfreund- 
lichkeit zu bemerken ist. Die deutschen Kriegsgefangenen 
aus dem Lager zu Nagoya haben vielen Angchörigen der Be- 
völkerung wesentliche Dienste xeleistet, und man erinnert sich, 
was in Japan selten ist, dieser Hilfe noch immer in Dankbarkeit. 
Ein deutscher Ingenieur Hafels hat der Waggonfabrik Nagoya 
Nippon Sharyo Kaisha die Konstruktion von Automobil- 
Karosserien beigebracht. Ein anderer Kriegsgefangener hat 
für einen Japaner bei der Maschinenfabrik Chuotekkojo in 
Atsuta bei Nagoya eine Waschmaschine gebaut, sodass dieser 
Japaner der erste Waschmann Jer Stadt und ein reicher Mann 
geworden ist. Für einen anderen Japaner haben fünf deutsche 
Kriegsgefangene einen Sumpf trocken gelegt, auf dem er dann 
vorteilhaft japanische Häuser bauen konnte. 

Die Porzellanindustrie hat durch die Krisis sehr gelitten. 
Der Export nach Anıstralien ist zurückgegangen, die Ausfuhr 
nach den Ver. Staaten soll in altem Umfang weiterbestehen. Die. 
Beschäftigung weiblicher Arbeiter nimmt zu. Die Löhne be- 
tragen Yen 0,50 (für Kinder) bis 2,50 (für erwachsene männliche 
Arbeiter) täglich. Ausserdem besteht ein gewisses Akkord- 
system, indem bei der Ablieferung ein Ueberschuss über die 
Durchschnittsleistungen besonders bewertet wird; wer z. B. 1% 
Teller mehr liefert, bekommt 50 Sen Lohnaufschlag. Die Formen 
und Muster des in der Nagoya Seitojo hergestellten Porzellans 
sind fast ausschliesslich deutsche. In allen Gruppen stehen 
Muster deutscher Fabrikate zum Anschauungsunterricht. Die 
hergestellten Produkte sind nicht immer erstklassige. Das weisse 
Porzellan hat häufig bläuliche und bräunliche Töne. Die 
Maschinen stammen meistens von einer nahegelegenen japa- 
nischen Fabrik. Die Muster der Verzierungen sind gewöhnlich 
den deutschen Mustern nachgemacht und werden mit Oblaten 
von Frauen aufgetragen, Fehler werden durch Handmalerei ver- 
bessert. Eine Stufe höher stehen die Verzierunzen mit Hand- 


malerei, auch nach deutschen Mustern, durch Männer auf- 
getragen, daneben natürlich auch japanische Motive. Früher 
wurden die bunten Druckoblaten und die Farben für die Hand- 
malerei ausschliesslich aus Deutschland bezogen; jetzt-hat sich 
eine japanische Fabrin der Lieferung angenommen. 


Die Verfeinerung der Holzarbeiten hat schr zugenommen, 
besonders in der Fournier- undIntarsienarbeit. Die 
Asano Mokkojo in Nagpya zeichnet sich darin besonders aus. 
Sie verfertigt dancben aber auch Fässer für Zement und älın- 
liche Massenartikel; ein Exportartikel für Indien sind die Holz- 
kisten, in denen der Ceylontee nach England geschickt wird. 
Die Fabrik beschäftigt 350 Arbeiter mit einem Durchschnitts- 
Inhn von Yen 2 bis 3,50. Die Maschinen stammen sämtlich aus 
der Chuottekkojo in Atsıta und sind natürlich Nachbildungen 
ausländischer Modelle. Die Messer der Schälmaschine erreichen 
eine Grösse von 2,5 m, sie sind aus Tokio, kosten Yen 600 und 
sollen ein Jahr lang gebrauchsfähig bleiben. Neuerdings hat die 
Fabrik die Herstellung der Holzteile für Flugzeuge auf- 
genommen. Das Birkenholz kommt aus Hokkaido. Die Flug- 
zeuge selbst werden von der Nagoya Sharyo Kaisha gebaut; 
der Rest einer französischen Militärfliegerkommission, ein 
Offizier und ein Mechaniker, sind die Leiter. 


Auch eine Geigenfabrik, die Suzuki Violin Kojo, ist 
in Nagoya entstanden, die Schöpfung eines technisch ver- 
anlagten früheren Geigenspielers. Dieser betrachtet sich selbst 
als Konkurrenten der deutschen Geigenindustrie Die Fabrik 
liefert angeblich jährlich für Yen 1 Mill., die Hälfte ist für den 
Export bestimmt. Die Preise schwanken von Yen 5 bis Yen A. 
Yen 10 kosten die üblichen (eigen in den Läden, also etwa 
M. 170. Die Ausfuhr geht naclı Austral-Asien und nach den 
Ver. Staaten. Neuerdings werden auch mit Erfolg Gitarren und 
Mandolinen verfertigt. 


In Nagoya existiert cine vrose Waggonfabrik, die 
Nagoya Nippon Sharvo Kaisha. Sie verbindet Holz- und Stahıl- 
arbeit: Alle Arten von Holzwazen, Eisenbahnwaggons, Wagen 
seder Art für Dampfbahnen und clcektrische Bahnen und neuer- 
dings auch Flugzeuge werden gebaut. Bei dem grossen Bedart 
an Eisenbahnmaterial ist sie voll beschäftigt, wird also durch 
die Konjunktur in keiner Weise beeinflusst. Zur Zeit beschäftigt 
sie 1800 Arbeiter zu Monatslöhnen von Yen 75 bis 350. Wie 
immer sind die Eisenarbeiter die höchsten Lohnempfänger. 
Während der Kriegszeit haben mehrere deutsche Kriegs- 
zefangene, die von Beruf Schmied waren, japanische Arbeiter 
des Werkes in ihrem Fache ausgebildet. Die Fabrik liefert 
ährlich etwa 280 Frachtwagen und achtzehn Personenwagen, 
die Leistung lässt sich aber steigern auf 300 Frachtwagen und 
dreissig Waggonwagen. Von dem Wagenunterbauten liefert die 
japanische Industrie nur wenig, das Material kommt über- 
wiegend aus Amerika. Für die Eisenbahnwagen liefert das Ver- 
kehrsministerium die. Stahlteile, für die Privatwagen kauft das 
Werk selbst ein. Nicht nur Jie Radsätze, Bremsen, Federn, 
werden von Amerika bezogen, sondern auch die Winkeleisen der 
Rahmenkonstruktion. Der Preis eines Schnellzug-Personen- 
wagens wird auf Yen 22—25000 angegeben, der für einen 15-t- 
Frachtwageg mit Yen 18000 und der für einen Kleinbahnfracht- 
wagen mit Yen 4500. Werkzeugmaschinen stammen aus Eng- 


land und Amerika, werden teilweise auch in Japan gefertigt. 


Neuerdings sind grosse Fabrikgebäude im Bau, um auch Loko- 
motiven für den Staat zu liefern. Alle Maschinen sind aus 
Amerika bezogen. So ist jetzt für einige Zeit die Absatzmög- 
lichkeit deutscher Maschinen in Japan ziemlich beschränkt, wenn 
auch an vielen Stellen die Neigung hervortritt, im Bedarfsfalle 
wieder auf Deutschland zurückzugreifen. 


Trotz der schlechten Konjunktur. die ja gerade den 
Seidenmarkt mehr als alle anderen Industrien betroffen 
hat, ist jedoch die Hara Seishi Kaisha mit 750 Arbeitern in 
vollem Betrieb. Diese Gesellschaft gehört zu den grössten 
Produzenten von Seidenfäden für den Yokohama-Seidenmarkt. 
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Sie besitzt mehrere Spinnereien in den verschiedenen Seiden- 
zuchtgebieten und arbeitet fast ausschliesslich mit weiblichem 
Personal. Die Frauen bedienen die Spinnmaschinen mit un- 
glaublicher Fertigkeit. Die Arbeitslöhne betragen hier Yen 0,40 


bis 2,50, bestätigen also die Regel, dass die Frauenarbeit die 


Preise niedrig hält. Die Qualität der Seide ist durch Einführung 
italienischer und französischer Kokons verbessert worden. Man 
hat jetzt eine fünfmalige Ernte im Jalıre, die sich fast gleich- 
mässig über das ganze Jahr verteilt. | 


Niederländisch-Indien. 


"Kohle auf Java. Holländisch-Indien braucht nach Mit- 
teilung des Dutch East Indian Archipelago vom 
Die Einfuhr betrug 
1913 rund 400 000 t, und 1919 velief sie sich auf 125000 t, in 
diesem Jahre dürfte sie auf 100000 t herabgehen. Der Rest 
muss im Lande selbst gewonnen werden. Die Regierung besitzt 
Kohlengruben, deren Ertrag in diesem Jahre auf etwa 1 Mill. t 
geschätzt wird, im Jahre 1922 hofft man eine Förderung von 
1,4 Mill. t zu erzielen. Ferner existieren Kohlengruben im 
Privatbesitz. Neuerdings sind Lager entdeckt worden in dem 
Nistrikt Tjibadak, in den Preanger Regentschaften und in Rem- 
bang. Die Konzessionen für die Ausbeutung sind für die 
Preanger-Lager einem Herrn H. von Essen, für die zu Rembang 
einem Herrn W. Freundlich erteilt worden. Viele private 
Kohlenzruben sind sehr reichhaltig, und zum Teil werden sie 
noch gar nicht bewirtschaftet. Die Vorkommen in den Regie- 
rungsgruben setzt man auf 535 Mill. t. Es ergibt sich daraus, 
dass Java in einigen Jahren zu den kohleausführenden Ländern 
gehören wird. i 


Neue Elektrizitätswerke.. Ein durch Wasserkräfte be- 
triebenes: Elektrizitätswerk am Tes-See in der Residenzschaft 
Benkoelen, Südwest-Sumatra, liefert die Kraft für die Gold- 
minen der Regierung zu Tambang Sawah. Das Werk ist in 
vollem Betrieb und liefert genügend Strom. Die Herstellung hat, 
wie Dutch East-Indian Archipelago berichtet, 
fl. 1,5 Mill. gekostet und gestaltete sich ziemlich schwierig. Ein 
Kanal von 1700 m musste gegraben werden, und eine Röhren- 
leitung von F80 m Länge und 1,40 m Stärke wurde gelegt. Die 
Wasserturbinen stammen aus der Schweiz und die Generatoren 
aus Amerika. Bei Batavia ist eine Elektrizitätsanlage mit 
Wasserkraft am Tiihabit-Flusse im Bau und ziemlich fertig. Sie 
soll Strom für die Anlage einer drahtlosen Telegraphenstation 
liefern und ausserdem die lokalen Elektrizitätswerke ergänzen. 
Ferner wird neuerdings Wasserkraft zur Erzeugung von. 
Elcktrizität verwendet zu Pengalengan am .Flusse Tjisarua, zu 
Dago, zu Bandong und Tjibadak bei Buitenzorg; die letztere 
Anlage soll eine Eisenbahnlinie von Buitenzorg nach Batavia 
und Tandiong Priok, ferner die Strassenbahn mit elektrischer 
Kraft versorgen. 


Geschältliche Mitteilungen. 


Der zweite Teil der zum Verkauf bestimmten Kunstwerke aus den 
Sächsischen Staatssammlungen wird durch Rudolph Lepke's Kunst-Auktions- 
Haus am 12. Oktober und folgende Tage versteigert, und zwar diesmal nicht 
in Berlin, sondern in Dresden, inden Räumen des Sächsischen 
Kunstvereins auider Brühl’schen Terrasse. Die Ausstellung 
findet ebenfalls dort vom 9.—11l. Oktober von 10—2 Uhr statt. Wiederum 
sind ces hauptsächlich die köstlichen Meissener Arbeiten der Frühzeit, die in 
schier unerschöpflicher Mannigfaltigkeit zum Ausgebot kommen, die Prunk- 
stücke der Boettger- und Kaendlerzeit, grosse Tiere, Kleinkunst, Vasen und 
Geschirre. Von grösster Schönheit sind auch die reichen Beiträge aus der 
Sammlung des Chinaporzellans aus dem 17. Jahrhundert. Die Gemälde- 
Galerie gibt einen: Beitrag von 9 Bildern, darunter Pastelle von Rosalba 
Cariera, Dietrich, Ricci u. a. Auch das Grüne Gewölbe gibt eine grössere 
Kollektion ab, freilich keine Prunkstücke, in der Hauptsache Elfenbeinplastik 
des 17. und 18., Jahrhunderts. Den Schluss bilden wiederum einige köstliche 
Arbeiten aus dem Historischen Museum und der Gewehrgalerie, Blankwallfen, 
Schwerter, Doliche, Pistolen. 

Der reich illustrierte Katalog 1854 ist zum Preise von M. 50,— durch 
Rudolph Lepke, Berlin, zu beziehen. j 
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Waidetsunsstischaft für 1 


Handelsnesellschaft für 
West-Indien und Süd-Amerika 


(Handel-Maatschappij voor West-Indie 
en Zuid-Amerika) 
Curacao, Holl. Westindien 
Kapital: 1000 000,— Gulden 
Hauptsitz: Curacao, Holl. West-Indien 


Die West-Indischen Inseln, 
Venezuela und Columbien. 


Interessenzone: 


Bank- und Wechselgeschäfte. 
Einfuhr aller Bedarfsartikel (Stoffe, Lebens- 


su 

Bi 

= und Genußmittel, Metallwaren, Baumaterialien, 

: Motore, Motorfahrzeuge, Maschinen, Porzellan, 

- Steingut usw.) Ä 

m Ausfuhr aller tropischen Boden- und Industrie- 

7 Erzeugnisse. 
Wahrnehmung der Interessen überseeischer 

1 Firmen. 
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Oktob D b 
Wer fährt ir: ler: 


bezw. Reiseanschluß? 
nach China Gefl. Zuschriften erbittet 


Karl Ettinger, Rünthel, Kr. Hamm, Westfalen, Waldstr. 266. 


Osaka Shosen Kaisha 


H.C.RÖVER 


Ernst Frische 
Al-Japan- und China-Kunst 


Ankauf von 
AI-China-Porzellanen, Stoffen und 
ganzen Sammlungen 


Berlin W. 66, Wilhelmstr. 49 


HAMBURG, Holzbrücke 9 
Schiffismakler 


Spedition + Assekuranz 


Regelmäßige direkte Verladungen: 
Hamburg —Niederl. Indien 
alle 14 Tage 
über Pt.-Said, Suez, Colombo, Penang, Singapore. 
Hamburg — China — Japan 
alle 4 Wochen 
über Manila, Hongkong, Shanghai. 
Hamburg — England 
. alle 3 Tage ' 
über Grimsby nach allen Orten Englands. 
Billigste, bequemste u. schnellste 
Gelegenheit für Passagiere. 
Spedition nach allen Teilen der Welt 
Versand-Adresse: | 
H. C. Röver, Hamburg, Freihafen. 


(Japanische Dampfschifiahrt-Gesellschaft) 


Ostasien-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg 
nach Port Said, Singapore, Hongkong, 
Shanghai, Kobe una Yokohama 


mit Gütern in Durchtracht nach 
Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, 
Dairen, Wladiwostock usw. 
. „Himalaya Maru“* . . . im Oktober 
. „Alps Maru“ im November 
. „Atlas Maru“ im Dezember 
. „Argun Maru‘“ . im Januar 1921 


Änderungen vorbehalten. 
Lagerfreie Stückgutannahme: Asla-Kal, Schuppen 36. 


Nähere 
Auskunft erteilt 


Java-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg 


nach 


Padang, Batavia, Samarang, 


Soerabaja 
mit Gütern in Durchfracht nach 
allen anderen Plätzen Niederländisch-Indiens. 
D. „Iindo Maru' . am 31. Oktober 


D, „Malay Maru* . . . . Im November 
D. „Java Maru“ . im Dezember 


Änderurgen vorbehalten. 
Güterannahme: Asia-Kal, Schuppen 36. 
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Painleves Chinafahrt. 


B Vonrc. Fink. 
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Anfang Mai erschienen in der Pariser Presse Mitteilun- 
gen, der chemalige Ministerpräsident Painleve werde im Auf- 
trag des Präsidenten der französischen Republik nach China 
gehen, um über die Beteiligung Frankreichs an der Aus- 
gestaltung des chinesischen Unterrichtswesens an Ort und 
Stelle Verabredungen zu treffen. In Paris war man offenbar 
der Auffassung, Frankreich laufe Gefahr, auf diesem von allen 
Kulturmächten umstrittenen Gebiet von seinen Wettbewer- 
bern überholt zu werden, wenn es nicht ausserordentliche 
Anstrengungen mache und Versäumtes eiligst nachhole. ” Als 
seine Wettbewerber sah es in erster Reihe Amerika und Eng- 
land an. Wie sehr man sich dauernd in Paris mit den 
Schöpfungen namentlich der Amerikaner beschäftigt, die dort 

arges Herzbedrücken verursachen, zeigen die umfangreichen 
Auszüge und Uebersetzungen, die gerade in diesen Tagen 
wieder das Journaldes Debats aus der Mainummer der 
FarEastern Review bringt, die schr eingehende und reich 
illustrierte Schilderungen der amerikanischen Lehranstalten 
(„Yale in China“ hat man sie genannt) enthält. Dass auch 
mit Deutschland noch ernstlich zu rechnen sein würde, ist 
vielleicht den siegestrunkenen Franzosen gar nicht erst in den 
Sinn gekommen; jedenfalls wurde der Name Deutschland zu 
Beginn der Kampagne im Frühjahr kaum genannt. Die Lage 
galt allerdings als ernst. Die Ere Nouvelle wies darauf 
hin, dass Frankreich, wenn es auch im Krieg erfolgreich wert- 
volle geistige Errungenschaiten verteidigt habe, die ihm er- 
möglichen würden, seinen Platz als einen der führenden Welt- 
mächte zu behaupten, doch damit zu rechnen habe, dass seine 
Kraft im Augenblick erschöpft sei. Es könne vor der Hand 
nicht wie andere Völker Kapital und Menschen an das Aus- 
land abgeben, vor allem keine Techniker, wie China sie ge- 
rade jetzt brauche, um seine Umgestaltung zu einem moder- 
nen Industriestaat in die Wege zu leiten. Die Zeit sei, wie in- 
dessen zuzugeben wäre, kritisch; die Gefahr, dass die iran- 
zösische Sprache, die im Geistesleben des modernen China 
bereits eine nicht zu unterschätzende Rolle spiele, aus China 
verdrängt würde, sei nicht niedrig anzuschlagen. Trete das 
aber ein, so sei Frankreich ein für alle Mal von dem gewalti- 
gen wirtschaftlichen Betätigungsfeld ausgeschaltet, das sich 
den westlichen Mächten (wozu natürlich auch Amcrika zu 
zählen ist) in China erschliesst. Das einzige Mittel, sich 


seinen Platz an der Sonne Chinas zu sichern, sei, unter 
einem Teil der Elite der chinesischen Jugend französische 
Kultur zu verbreiten. Als das besondere Programm Frank- 
reichs (als ob zum Beispiel gerade in dieser Hinsicht nicht 
auch Deutschland im Gegensatz vor allem zu den Angel- 
sachsen schon seit Jahren bahnbrechend in China gewirkt 
habe!) wurde in Aussicht gestellt, dass den chinesischen 
Studenten, die ihre Ausbildung als Lehrer, Ingenieure, 
Juristen, Aerzte usw. suchen würden, in Frankreich Gelegen- 
heit gegeben würde, sich während des Studiums der Wissen- 
schaften des Westens auch durch chinesische Lehrer mit 
chinesischen Wissenschaften vertraut zu machen. Der 
Pariser Presse wurde angekündigt, auf Anregung des Präsi- 
denten Hsü-Shi-chang habe man in Frankreich eine Hoch- 
schule für Chinesen geschaffen. Der Soir wusste von der 
Stiftung einer hunderttausend Bände umfassenden chinesischen 
Bibliothek für ein Institut für Hochchinesisch in Paris zu 
berichten, während von der französischen Regierung sozu- 
sagen als Gegengabe ein in der Nähe von Lyons geschleiftes 
Fort für ein Internat für 2000 chinesische Studenten zur Ver- 
fügung gestellt wurde. Die Pariser Presse schielte dabei 
stark nach Belgien hinüber. und regte an, dass die herrlichen 
chinesischen Pavillons, die zu Beginn dieses Jahrhunderts 
der Kunstsinn König Leopolds in dem von ihm über alles 
geliebten Park von Laeken hatte errichten lassen (Erzeugnisse 
der 'Kunsthandwerkschule der Jesuiten in Sicawei), dem 
chinesischen Institut in Lyoris geschenkt würden, ohne aller- 
dings in Brüssel dafür trotz der Versicherung, das Opfer 
werde sich für Belgien hundertfach lohnen, irgendwelche 
Gegenliebe zu finden. 

Mit einem grösseren Gefolge, zu dem ausser dem Dele- 
gierten der französischen Regierung Yu-Kin Emil Borel von 
der Ecole Normale, der Rechtsgelehrte Germain Martin und 
der Tiefbauingenieur Nadal gehörten, reiste Painleve am 
18. Mai von Paris ab. Die Pariser Blätter — soweit sie ihm 
nicht aus Parteirücksichten feindlich gegenüberstanden und 
seine Reise eine Verbannung nannten, um den gerade damals 
etwas unbequemen Politiker Painleve von Paris zu entfernen 
— feierte ihn bereits als den Nationalhelden, der dafür Sorge 
tragen werde, dass Frankreich in China das Kulturerbe des 
ohnmächtigen Deutschlands antrete;-nie sei der Augenblick, 
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schrieb der Temps, für die Schaffung eines starken- Mittel- 
punktes "französischen Geisteslebens an Stelle der brutalen 
Ausdehnunigsbestrebungen Deutschlands so günstig gewesen, 
wie eben damals. 2 

Die folgenden Ereignisse waren ganz danach angetan, 
cie nach äusseren Wirkungen haschenden Franzosen in dem 
Glauben zu bestärken, Painleve habe eine Siegesfahrt nach 
dem Fernen Oster unternommen. In Peking wurde der 
ausserordentliche Botschafter der französischen Republik mit 
grossen Ehren empfangen; die Gesandtschaft hatte tüchtig 
vorgearbeitet und, die Aufstellung und Durchführung eines 
Programmes durchgesetzt, dass in den weiteren Kreisen mit 
chinesischen ‚Gepflogenheiten nicht Vertrauter den Eindruck 
hervorrufen konnte, als sähe man in China in Painleve einen 
längst erwarteten Heiland. Aus allen erreichbaren Pro- 
vinzen waren Vertreter des Schulwesens nach Peking berufen, 
um an den Beratungen über die Förderung chinesisch-fran- 
zösischer Pläne teilzunehmen. Präsident Hsü bat seinen 
Gast, sich zeitweilig auch als Berater des chinesischen Ver- 
kehrsministeriums zu betrachten und dieser Behörde seinen 
wertvollen (durch besondere Sachkenntnis wenigstens nicht 
getrübten) Rat für eine Reorganisation und Zentralisation 
der chinesischen Eisenbahnen zur Verfügung zu stellen. 
Dankbar sprach Painleve sich über die ihm bereiteten Ehrun- 
gen aus, und man sorgte in Peking dafür, dass kein ge- 
ringerer als Reuter diesen Dank Painleves auf der ganzen Welt 
kundgab. Frankreich war gerettet; seine Mission als grosser 
Kulturbringer in China, die es zum ersten Mal zur Zeit des 
alten französischen Königtums übernommen hatte (wobei 
allerdings das merkwürdige „Missgeschick“ unterlief, dass 
die französischen Jesuiten dem staunenden Europa und ins- 
besondere Frankreich viel mehr von chinesischer Kultur ver- 
mittelten, als den Chinesen französische), stand fest! 

Freilich so’ ganz nebenbei fielen schon damals ein paar 
Wermutstropfen in den Becher Weins französischer Begeiste- 
rung. Der Amerikaner Dr. John Dewey kündigte bei den 
Feierlichkeiten, die das Studienjahr der ehemaligen Deutschen 
Medizin- und Ingenieurschule in Wusung abschlossen, an, 
der Leiter dieser von China übernommenen Anstalt Yuan 
werde binnen kurzem nach Deutschland gehen (er weilt ge- 
rade in diesen Tagen in Berlin, um neue Lehrer für die 
Schule zu gewinnen und deutsches Lehrermaterial, vor allem 
deutsche Maschinen als Modelle, zu erwerben. Es lag darin 
zweifellos eine kleine Spitze gegen Frankreich, und die 
North China Daily News unterstrich das 
vielleicht nicht ganz freiwillige amerikanische Kom- 
pliment deutscher Leistungen noch mit den, wenn auch 
anders gemeinten, Worten: „Ein: neues Beispiel der 
Bemühungen Deutschlands, seine Kultur wieder in 
China einzuführen! Um dieselbe Zeit, wo das Echo 
de Chine stolz anzeigte, wieder seien hundertdreissig 
chinesische Studenten nach Frankreich abgereist, veröffent- 
lichte die von Chinesen (Mitgliedern der Kuo-min-tang) 
herausgegebenen Shanghai Gazette den Brief eines 
französischen Studenten aus Lyons an seine in Canton leben- 
den Eltern. Darin hiess es, die Lage der chinesischen 
Studenten in Frankreich sei jämmerlich; der französisch- 
chinesische Schulverein, der sie veranlasst habe, nach Frank- 
reich zu gehen, habe sie schmählich irregeführt, als er ihnen 
versicherte, sie brauchten nur einen ganz geringen Geld- 
betrag mitzubringen, sie würden in Frankreich reichlich 
lohnende Beschäftigung finden und neben der Erwerbsarbeit 
(las Studienpensum spielend bewältigen können. Das ent- 
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spräche den Tatsachen keineswegs; im Gegenteil, seit dem 
Ende des’ Weltkrieges könne Frankreich nicht einmal seine 
eigenen Angehörigen beschäftigen, geschwerge denn anderen 
eine solche bieten. Wer aber etwas verdiene, erhielte so ge 
ringen Lohn, dass er davon den Unterhalt zu bestreiten 
schlechterdings nicht in der Lage sei. Der Brief schloss mit 
einer nachdrücklichen Warnung, sich nicht durch die glühen- 
den Schilderungen der Franzosen und ihrer Freunde in 
China verleiten ‘zu lassen, die Universität in Lyons zu be- 
ziehen. 

Inzwischen hat Painleve China wieder verlassen und die 
Heimreise angetreten. Die Agence Havas gibt sich die 
erdenklichste Mühe, den Erfolg seiner Bestrebungen in den 
glühendsten Farben zu malen. Nicht nur auf dem Gebiet des 
Schul-, sondern auch auf dem des‘ Eisenbahnwesens, schrieb 
das Journal des Debats vor einigen Tagen, sei seine 
Mission durchaus gelungen. Bezeichnend sind die Abschieds- 
worte, in denen Painleve seine in China gesammelten Ein- 
drücke festlegte: ‚Die inneren Unruhen Chinas sind nur 


‚oberflächlich und berühren die tatsächliche Arbeit der Nation 


nicht sehr. Das chinesische Volk vegetiert nicht, geschweige 
denn, dass es stagniert. Seine Entwicklung macht die über- 
raschendsten Fortschritte. Das 20. Jahrhundert wird das 
Jahrhundert Chinas werden, wie das Charakteristische des 
19. Jahrhunderts der gewaltige Fortschritt Amerikas gewesen 
ist. Der Wissensdurst Jungchinas ist wunderbar. Der Geist 
der Chinesen eignet sich ebenso sehr für wissenschaftliche 
Studien wie der der Europäer. Was aber in China fehlt, ist 
eine wissenschaftliche Grundlage. Die fremden Mächte 
müssen bei der Schaffung des ersten Tausend gelehrter 
Chinesen behilflich sein. Dann wird China seinen alten 
Platz in der Weltkultur wieder einnehmen. Die öffentliche 
Meinung in China ist schon heute mächtig; bald wird sie 
unwiderstehlich sein. Sie wird immer nationaler, ohne des- 
halb fremdenfeindlich zu werden. China ist stets mehr als 
cine Kulturmacht, denn als eine Nation geschildert worden. 
Morgen wird China, während es eine Kulturmacht bleibt, 
eine im wesentlichen dezentralisierte Nation werden, trotz- 
dem aber ein unteilbares Ganzes und ein Element der Zu- 
verlässigkeit im Konzert der Kulturmächte bleiben.“ Wie 
weit sich das bestätigen wird, bleibt abzuwarten. 

Hier sei nur folgendes festgestellt: 

Am 4. August brachte 'das Schanghaier Echo de 
Chine eine längere Abhandlung über die frühere deutsche 
Schule in der französischen Niederlassung (die Anlagen der 
deutschen Medizin- und Ingenieurschule). Es sprach sehr 
kräftig sein Missvergnügen über die unerhörte Langsamkeit 
aus, mit der die Verhandlungen wegen endgültiger Ueber- 
lassung der „ecole boche“ an die französische Verwaltung 
betrieben würden, obwohl der Friedensvertrag von Ver- 
sailles sie ihr „als gerechte Entschädigung“ zugesprochen 
hätte, musste aber die Tatsache anerkennen, dass die chine- 
sische Regierung und vor allem gewisse „noch sehr von 
deutschen Auffassungen erfüllte“ hohe chinesische Beamte 
von einer solchen Ueberlassung nichts wissen wollen. Auch 
die Pariser Zeitschrift ’Asie Frangaise verlangte vor 
einigen Wochen die schleunige Uebertragung der Anstalt an 
Frankreich; inzwischen aber müsste die Finanzierung der - 
zu schaffenden Schule (wofil verstanden: noch zu schaflenden, 
nachdem man die Anlagen den Deutschen vor mehr als drei 
Jahren abgenommen hat!) in die Wege geleitet, über den 
von der chinesischen Regierung zu leistenden Beitrag ver- 
handelt und Interesse bei der Grossindustrie Frankreichs und 
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der französischen Kaufmannschaft in Schanghai für die Ecole 
franco-chinoise d’Arts et Metiers geweckt werden. Bis zum 
4. August, dem Tag, an dem der Artikel des Echo de 
Chine erschien, hatte die chinesische Regierung seine Ein- 


willigung, dass das Gelände mit seinen Bauten in den Besitz: 


der Franzosen überging, nicht erteilt; im Gegenteil, sie er- 
hebt nachdrücklich Anspruch darauf und erklärt (den Ver- 
sailler Vertrag hat China bekanntlich nicht unterzeichnet!), 
Frankreich habe nichts damit zu tun. Die Sache ist durch- 
aus unerledigt, und Peking kann warten. Vielleicht werden 
auch noch andere Stellen Gelegenheit haben, über das end- 
gültige Schicksal dieser Schulanlage ein Wort mitzusprechen. 
Nach einem Erfolg Painleves aber sieht es gerade nicht aus, 

‘ dass diese den Franzosen auch aus Prestigefragen sehr am 
Herzen liegende Angelegenheit während seines Aufenthalts 
in Peking nicht hat geregelt werden können. 

Noch empfindlicher ist ein Schlag, der den Franzosen 
kurz vorher von anderer: Seite versetzt wurde. Es war in 
den Tagen, wo sich Painleve in Peking auf alle Weise feiern 
liess und als der grosse Wohltäter Chinas auftrat, als die 
amerikanisch Millards Review einen Aufsatz ihres 
Pekinger Mitarbeiters, Hollington K. Tong, eines in Amerika 
*erzogenen Chinesen, veröffentlichte. Darin hiess es: „Ernste 
Chinesen heissen die Schaffung einer besonderen Universität 
für junge Chinesen in Frankreich nicht willkommen. Sie 
halten es nicht für geraten, dass eine grosse Anzahl von 
Chinesen zusammen studiert, weil sie dadurch nicht in die 
Lage kommen, viel von französischer Kultur kennen zu lernen 
und sich den französischen Geist zu eigen machen, was nur 
erreicht werden kann, wenn sie eng mit französischen 
Studenten verkehren und sich völlig unter sie mischen. . 
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Vor Jahren hat Japan die Meiji- und die Waseda-Universität, 
vor allem aber die Chen-Sen-Akademie für die Ausbildung aus- 
schliesslich von Chinesen geschaffen. Das Ergebnis war, dass 
keiner eine ordentliche Ausbildung mit nach China brachte. 
Mit der Errichtung der chinesischen Universität in Lyons 
ahmt die französische Regierung nur eine alte Methode nach, 
mit der die Japaner gearbeitet haben, die die Chinesen in 
ihren eigenen Schulen nicht haben wollten, sich ihres Wohl- 
wollens aber zu sichern wünschten; inzwischen ist diese aber 
als ein Fehlschlag erkannt worden: Wollen die Franzosen 
wirklich den Chinesen ihre Kultur und Denkweise er- 
schliessen, so brauchen sie ihnen nur ihre Lehranstalten zu 
öffnen und ihnen ebenso viel Freiheit zu gewähren, wie ihren 
eigenen Studenten, dürfen sie aber nicht auf einen für sie ab- 
gesonderten Platz beschränken.“ Auch das war eine bittere 
Pille, die Painleve& in China, und zwär von einem dank seiner 
Ausbildung im Ausland mit den Verhältnissen und Bedürf- 
nissen genau vertrauten Chinesen gereicht worden ist. 

Man wird also der weiteren Entwicklung der Dinge 
mit Ruhe entgegensehen dürfen. Weder ist es Herrn: Pain- 
leve gelungen (oder wird es ihm oder seinen Nachfolgern 
gelingen), die bestehenden Schulanstalten und Bestrebungen 
der bisherigen Wettbewerber Frankreichs zu beseitigen oder 
nur zu überflügeln, noch auch gewinnt es den Anschein, als 
sei es Frankreich gelungen, ein für alle Male „die brutalen 
Ausdehnungsbestrebungen Deutschlands“ durch „die Schaf- 
fung eines starken Mittelpunktes französischen Geisteslebens“ 
auszuschalten. Vorläufig ist eben dieser Mittelpunkt offenbar 
noch nicht geschaffen. Aus den Fehlern unserer Gegner aber 
werden wir manches lernen können. | 

Berlin, den 23. September 1920. 


Chinesische Nöte. 


Von Fritz Secker. 


Man muss schon in die vielgepriesenen Zeiten Yaö und 
Schuns zurückgehen, um in der chinesischen Geschichte ein 


Jahr ausfindig zu machen, in dem nicht irgend ein Teil 


Chinas von Dürre, Hungers- oder Wassersnot heimgesucht 
worden ist. Die alte chinesische Geschichtsschreibung und 
die Chroniken der Städte und Dörfer bestehen fast aus- 
schliesslich aus der Aufzeichnung verheerender, elementarer 
Ereignisse. In den Anfangskapiteln der grossen geschicht- 
lichen Romane geben meistens mächtige Naturerscheinungen 
das nötige Relief für die kommende wildbewegte Handlung, 
die klassischen Romanschreiber gefallen sich auch darin, 
allerlei schwere Nöte als Strafe des Himmels für die Misse- 
taten der Helden anzugeben. Was sich jetzt in den letzten 
Monaten in China wieder einmal abgespielt hat, ist ein 
grosser Roman mit spannender aufregender Handlung. Wir 
sehen einige ehrgeizige Generale, gestützt von den ihnen er- 
gebenen Söldnertruppen, unsichtbar geleitet von diplomati- 
schen Hintermännern, die den Einfluß ihrer Länder mit allen 
erdenklichen Mitteln festigen möchten, wir sehen Kämpfe und 
Blutvergiessen, ausgesogenes und unterdrücktes Volk, leere 
Staatskassen, Intrigen, den Sturz der Bösen und das Empor- 
‚Jommen der Neuen wie zu der Zeit der „Drei 
Reiche“. Alles das, was sich in letzter Zeit inner- 
politisch in China abgespielt hat, hat nach chinesischer 
Auffassung den Unwillen des Himmels erregt, der nunmehr 
mit furchtbaren Waffen sein Strafgericht sandte. Nordchina 
ist von einem nationalen Unglück heimgesucht worden, wie 


es seit Jahrzehnten nicht mehr über das Land brauste. Eine 
Bevölkerung, so gross wie die französische, nagt heute 
am Hungertuch. Der Frühjahrsregen, der die junge Saat 
recken sollte, blieb aus, desgleichen der reifende Erntesegen, 
und statt ihm verbrannte die unerbittliche Hochsommersonne 
Ar’ und Halm auf den Feldern. Südtschihli und ein Teil der 
Provinz Honan sind nach übereinstimmenden Meldungen, 
die aus China gekommen sind, ein erbarmungswertes Feld 
der Verwüstung, auf dem sich unbeschreibliche Szenen und 
Familientragödien abspielen. Dreissig bis vierzig Millionen 
Menschen stehen einem Nichts gegenüber. Sie nähren sich 


von Gras, Baumwurzeln und Rinden, sie schlachten in Ver- 


zweitlung ihr letztes Vieh, falls es nicht schon vor Hunger 
eingegangen ist, und wo noch Nahrungsmittel käuflich sind, 
da verkaufen Eltern für wenige Kupferstücke ihre Kinder, 
und wenn nirgendsmehr etwas Ess- und Kaufbares aufzu- 


treiben ist, da versammelt der Familienälteste seine An- ° 


gehörigen um sich und erleichtert ihnen durch Abgabe von 
Gift, freiwillig aus dem Leben zu scheiden, ehe der Hunger 
seine Opfer fordert. In wilder Flucht verlässt die Bevölke- 
rung Hof und Herd und zieht wie zur Zeit der Völkerwande- 
rung mit ihrem Vieh in benachbarte Provinzen, die von der 
Dürre verschont geblieben sind. 

Tausend mitleidige Hände rühren sich, um die Not zu 
lindern. Die Pekinger Regierung hat, um das erste Hilfswerk 
einzuleiten, einen Betrag von zwei Millionen Dollar flüssig 
gemacht, der jedoch als ausserordentlich gering erscheint, 
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wenn man bedenkt, dass nach ganz vorsichtigen Schätzungen 
über 25 Millionen Pfund Sterling nötig sind, um der schwer 
heimgesuchten Bevölkerung einige Erleichterung zu ver- 
schaffen. Die ausländischen Missionare nehmen sich, wie in 
früheren Jahren, der erbarmungswerten Opfer an, um zu 
retten, was zu retten ist. 

Wenn alle früheren elementaren Ereignisse dieser Art 
nicht imstande waren, der chinesischen Regierung nachdrück- 
lich vor Augen zu führen, wie notwendig es ist, 
durch Anwendung moderner technischer Hilfsmittel eine 
Wiederholung derartiger für das gesamte Wirtschafts- 


leben schädlicher Vorkommnisse zu verhindern, so 
sollte dieses Mal die Lehre eindringlich genug sein. 
Nordchina, hauptsächlich der jetzt von der schweren 


Dürre heimgesuchte Teil, ist aller Feuchtigkeit sammelnder 
Waldungen bar. Es müsste endlich einmal an eine gross- 
zügige Aufforstung gegangen werden. Was in dieser Hin- 
sicht in wenigen Jahren erreicht werden kann, hat das 
Tsingtauer Beispiel zur Genüge bewiesen. Denkt man ferner 
an das gewaltige Bewässerungswerk, das in Aegypten und 
Mesopotamien geleistet worden ist, wo sterile Sandwüsten in 
blühende Oasen verwandelt wurden, so sollte es technisch 


doch möglich sein, das unter ausgetrockneten Flussbetten 
fliessende Wasser einem grosszügigen Bewässerungssystem 
dienstbar zu machen, und sei es zunächst auch durch die 
Aufstellung zahlreicher Windmotoren, ferner durch den Bau 
von Kanälen, die Anlage von Staudämmen usw. Gerade jetzt, 
wo die chinesiche Regierung ernstlich an die Auflösung über- 
flüssiger Truppenteile geht, werden Tausende und aber 
Tausende von Händen frei, die sonst (wie die Erfahrung lehrt) 
wieder zu den Waffen greifen und als Räuberbanden das 
Land unsicher machen werden. 

Das deutsche Volk und vor allem die zahlreichen Deut- 
schen, die China durch langjährigen Aufenthalt lieb- 
gewonnen haben, haben mit Trauer von dem Drama, das 
sich in Nordchina abgespielt hat und noch abspielt, Kennt- 
nis genommen. Von hier praktische Hilfe zu leisten verbieten 
Raum und Valuta. "Es steht jedoch der chinesischen Regierung 
frei, sich die Hilfe deutscher Ingenieure und Sachverständiger 
zu sichern, die uneigennützig und ohne politische und wirt- 
schaftliche Nebe ngedanken ein nutzbringendes Kulturwerk 
schaffen, will China ein Gebiet, auf dem dreissig bis vierzig 
Millionen Menschen wohnen, nicht endgültig von seinem 
Nationalreichtum abschreiben. 


Das heutige Sibirien. 


Innerpolitisches. 


Als oberste Behörde für Sibirien ist theoretisch das 
„Sibirische Revolutionäre Komitee‘ (Sibrewkom) zu betrach- 
ten, das in Omsk seinen Sitz hat und der Moskauer Zentral- 
regierung, dem Zentralvollzugskomitee, untersteht, wo es 
auch seine Vertreter hat. 

Dem Sibrewkom unterstellt sind die revolutionären 
Gouvernementskomitees (Gubrewkom). Für das Oouverne- 
_ ment Jenissei befindet sich das Gubrewkom in Krasnojarsk. 
Ihm präsidiert ein Vorsitzender mit seinem Beamtenstab, und 
die Verwaltung selbst ist getrennt in die Abteilungen für 
Finanzen, Justiz (mit der ausserordentlichen Kommission an 
der Spitze), Verpflegung, Hygiene und Sanitätswesen, All- 
gemeine Volksbildung, Soziale Fürsorge, Landwirtschaft und 
Volkswirtschaft. 

Dass die Arbeiter- und Bauernregierung bemüht ist, die 
Lage der Kranken, der Altersschwachen und der Kinder eT- 
träglich zu gestalten, bedarf nur einer kurzen Erwähnung. 
Die übrigen Abteilungen entsprechen unseren heimischen 
Reichsämtern. Besonderes wäre nur über die ausser- 
ordentliche Kommission und den Volkswirt- 
schaftsrat zu sagen. 

DieausserordentlicheKommission zur Ver- 
foleung der Konterrevolution, Sabotage und Spekulation 
(Tschreswytschaika oder kurz „Tscheka“ genannt) ist das ge- 
fürchtete Instrument zur Ausübung des proletarischen Terrors, 
mit Llilfe dessen jeder Missliebige unschädlich gemacht werden 
kann. Ihr zur Seite steht das „revolutionäre Tribunal“, 
dessen Rechtsprechung eine überaus strenge ist. Spekulanten 
und Schieber werden schwer bestraft. Auch gegen kom- 
munistische Parteimitglieder wird aufs strengste vorgegangen, 
wenn Beweise vorliegen. 

Als Beweis des Terrors kann folgender Fall angeführt 
werden: Unteroffizier Beyer aus Stettin hatte als gewählter 
Vertreter des deutschen Mannschaftskomitees einige Leute, 
die ihm ihre Absicht, in die Rote Armee einzutreten, mit- 
geteilt hatten, ersucht, sich die Sache doch nochmals in ihrem 
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eigenen Interesse zu überlegen Er wurde denunziert, wegen 
gegenrevolutionärer Agitation ‘ verhaftet, erkrankte im Ge- 
fängnis an Flecktyphus und kam dort elend um. Er wurde 
in einem russischen Massengrab begraben, und es bedurfte 
vieler Vorstellungen, bis er wieder exhumiert und auf dem 
Friedhof der Kriegsgefangenen beigesetzt wurde. Nach 
seinem Tode wurde das Verfahren nochmals aufgenommen 
und schloss mit einem Freispruch ab, wodurch sein Schicksal 
erst recht die Folie der Tragik erhält. 

Dem Volkswirtschaftsrat (Sowjet Narodnawo 
Chosjatistwa, kurz Sownarchos) obliegt die Regelung der ge- 
sarten Produktion, die Erforschung von Naturschätzen, Erz- 
lagern, Kohlen, die Gewinnung von Rohmaterialien, Ver- 
teilung von Rohprodukten und Halbfabrikaten an die weiter- 
verarbeitende Industrie, ferner die Ausarbeitung von Pro- 
jekten für die Vereinheitlichung und Hebung der Industrie. 
Zwölf deutsche Ingenieure waren u. a. beschäftigt an dem 
Projekt einer grossen Anlage im Minussinsker Revier, am 
oberen Jenissci, mit Kohlenförderung, Erzförderung, Kokerei, 
Ueberlandzentrale, Hochofenwerk, Stahl- und Walzwerk, 
Stahl- und Eisengiesserei, an einer Maschinenfabrik für 
chemische Industrie und einer landwirtschaftlichen Maschinen- 
tabrik. 

Demgemäss zerfällt der Sownarchos, den Bedürfnissen 
der Industrie entsprechend, in eine ganze Reihe’ von Uhnter- 
abteilungen für Eisen- und Metallindustrie, chemische, Textil-, 
Ilolz- und Lederindustrie, Bergbau, Heizmaterial und Trans- 
portwesen. Jeder dieser Unterabteilungen ist ein Kommissar 
beigegeben, dessen Verhältnis zum disponierenden Leiter 
(Sawjediwajuschtschi) der Unterabteilung gesetzlich nicht 
festgelegt ist. Besonders auffallend ist das vollkommene 
Fehlen jeder Verbindung und Verständigung der Unter- 
abteilungen untereinander. Als Beispiel mag dienen, dass 
der „Besondere Bevollmächtigte für die Heeresversorgung“ 
einen mehrere Millionen Rubel betragenden Auftrag auf Holz- 
arbeiten dem Kriegsgefangenenlager zur Ausführung über- 
gab, da die Holzabteilung sich ausserstande erklärte, das 


— en 


nötige Brettermaterial zu beschaffen. Der ganze Apparat 
arbeitete in Krasnojarsk noch recht schwerfällig, was aber 
wohl auf die kurze Zeit seines Bestehens zurückzuführen ist. 
Solche Fehler können behoben werden, soweit sie nicht ihre 
Begründung in dem den Russen mangelnden Organisations- 
talent finden. Ein Grundfehler des Rätesystems besteht über- 
haupt in dem Mangel an einheitlicher Führung. Jeder ein- 
zeine Sowjet ist bestrebt, in seinem Wirkungskreis selbständig 
zu regieren. Dieser Missstand tritt auch in dem Verhältnis 
der Moskauer Zentralregierung zum Sibrewkom, sowie in 
dem Verhalten der Gubrewkom zu diesem letzteren zutage. 

Die Stellung der russischen Intelligenz 
in Sibirien zum Sowjetsystem war anfangs naturgemäss 
durchaus ablehnend. Grundsätzlich durfte und konnte sich 
die Intelligenz unter dem Bolschewismus in allen Zweigen des 
wirtschaftlichen Lebens betätigen. Bei Uebernahme der Re- 
gierung durch die Bolschewiken in Krasnojarsk wurden alle 
Stände aufgefordert, mitzuarbeiten. Diejenigen, die sich so- 
fort zur Verfügung stellten, wurden auch, ohne Sich als kom- 
munistische Partejmitglieder eintragen zu müssen, in ihren 
Stellungen belassen. An Menschenverlusten haben die 
Schichten der Intelligenz, besonders in Russland, sehr erheb- 
lich gelitten. Viele entkamen rechtzeitig ins Ausland. Ge- 
steigert wurde aber das Mass der verübten Grausamkeiten, 
dies muss betont werden, durch die entsetzlichen Gewalt- 
taten, deren sich unter Koltschak nicht zuletzt die Tschechen 
schuldig machten. Metzeleien kamen wiederholt vor. 

Die bestehenden Gesetze zwingen die Intelligenz, denı 
Zwange nachzugeben und sich der Regierung zur Verfügung 
zu stellen. 

Ueber das Steuerproblem ist folgendes zu sagen: 
Nach den Budgetvoranschlägen über den Staatshaushalt 
scheint die Aufbringung und Deckung der gesamten riesigen 
Kosten für Heer und Staatsverwaltung so gedacht zu sein, 
dass lediglich die Ueberschüsse der einzelnen nationalisierten 
Betriebe dafür dienen sollen, besonders die Ausbeute an Pla- 
tin, Gold und Silber sowie die natürlichen Reichtümer an 
Erzen, Kohle, Salz usw. Zunächst aber beschränkt sich die 
Kostendeckung auf das Drucken neuer „Verrechnungszeichen“ 
(Geld), dem wohl in Kürze die Annullierung der Zaren- und 
Kerenskigeldzeicheni folgen wird, die ja in der Annullierung 
der Staatsanleihen und des Koltschakgeldes bereits einen Vor- 
gang gefunden hat. In den oberen Behörden ist bei 
vielen, besonders bei den fachmännischen Leitern der Volks- 
wirtschaftsräte, der beste Wille vorhanden, dem Staate zu 
dienen und möglichst rasch aus allen Schwierigkeiten heraus- 
zukommen. Leider steht dem aber die fehlende Einheitlich- 
keit in der Vertretung führender Gesichtspunkte entgegen, die 
noch fühlbarer wird durch den häufigen Wechsel in den 
Oberleitungen. Die Unterbeamten dagegen leben 


‚schlecht und recht in den Tag hinein, reden viel, trinken Tee 


und rauchen, arbeiten aber recht wenig. 
Die Frage erscheint angezeigt, ob unsere Ingenieure und 
Arbeiter an den russischen Zuständen eine Freude hätten? 


. Ob ihnen die Ausschaltung jedes individuellen und des 


Familienlebens als erstrebenswert erscheint? Das Dulden 
dieser Zustände durch den einfachen Russen kann man nur 
verstehen, werın man berücksichtigt, dass der Russe in seiner 
Sprache z.B. keinen Ausdruck für das Wort „Heim“ hat. Ein 
eigentliches Heim kennt er nicht. Er begnügt sich mit einer 
Ecke zum Schlafen, einem Samowar für Tee, Tabak und 
wenn möglich Schnaps; damit lebt er im Süden wie im 
Norden oder auch in Sibirien. 
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Für die Propagierung des Kommunismus sind auch in 
Sibirien überall sogen. Agitationspunkte (Agitpunkt), ein- 
gerichtet, besonders auf den Bahnhöfen. Ihre Wirkung auf 
das Volk ist nicht zu unterschätzen. Man bedient sich dabei 
ausgiebig der Grammophone, die die berühmten Reden der 
bolschewistischen Führer endlos hersagen, und der Bilder- 
reklame. Durch diese wird dem Volke immer wieder ein- 
gepeitscht, wie herrlich es einmal in der Räterepublik werden 
wird, wenn erst noch der Bauer das Nötige hergibt, um den 
hungernden Arbeitern Russlands Gind demnächst auch 
Sibiriens zu helfen, und wie sodann die Arbeiter für den 
Bauern alle nötigen Geräte und sonstige „Gegenstände erster 
Notwendigkeit“ freudig herstellen werden. 


Die Stellung des sibirischen Bauern zur 
Räterepublik ist grundsätzlich von derjenigen des russi- 
schen Bauern schon dadurch unterschieden, dass in Sibirien 
niemals ein Grossgrundbesitz oder Feudalsystem bestanden 
hat. Der Bauer konnte so viel Grund und Boden für sich 
haben, wie er zu bearbeiten imstande war. Es herrschte also 
kein Mangel an Boden. Auch fehlte das Abhängigkeitsver- 
hältnis vom Grossgrundherrn vollkommen. Der Krieg 
brachte es mit sich, dass der gesamte Transport und der Aus- 
landshandel lahmgelegt wurde. Es kam schliesslich soweit, 
dass infolge Mangels an einer leistungsfähigen Industrie in 
Sibirien der Bauer nicht einmal das Notwendigste an Klei- 
dung, Wäsche, landwirtschaftlichen Geräten für Geld kaufen 
konnte. Wenn weiter schon durch die Verpflegungsnot- 
wendigkeiten des Heeres, später durch Koltschak und die Ver- 
bündeten ihm auch von seinen Produkten immer mehr weg- 
genommen wurde, so kam nach dem Vormarsch der Roten 
Armee dazu die rücksichtslose Annullierung der sibirischen 
Valuta (Koltschakgeld). Bauernsöhne und die Pferde wurden 
auch von den Roten mobilisiert, unerhörte Requisitionen 
durchgeführt, ja-sogar jeder freie Verkauf und der Tausch- 
handel verboten und als konterrevolutionäre Handlung unter 
strenge Bestrafung gestellte. Was also soll der sibirische 
Bauer vom Rätesystem erwarten, da seine Lage sich nur 
immer mehr verschlechtert hat? 

Die ungeheuren Verpflegungsschwierigkeiten nichi nur 
der russischen Arbeiter, sondern auch der sibirischen Städte 
brachten wohl die Moskauer Zentralregierung auf den Ge- 
danken, die I. Armee in eine Arbeiterarmee zu verwandeln, 
die aber in dieser Erntezeit keine Rolle mehr spielen kann, 
da sie für den polnischen Feldzug eingesetzt werden musste. 
Durch Instruktoren und Agitatoren sucht die Räte- 
regierung bei den Bauern mehr Einfluss zu gewinnen, jedoch 
erhofit sich dieser eine Besserung der Verhältnisse nur noch 
vom „alten System“. Dass zu diesem Wunsche auch sein 
Bedürfnis nach der Kirche beiträgt, die von der Räte- 
regierung bekämpft wird, ist wohl zu begreifen, da der 
russische Dorfpope etwas wesentlich anderes ist, als ein 
deutscher Dorfgeistlicker. Der Pope auf dem Dorfe ist ein 
Bauer wie die übrigen, bearbeitet sein Land selbst und ver- 
kauft seine Produkte auf dem Markte. 

Ein grosser Fehler des herrschenden Rätesystems besteht 
darin, dass die Kommissare oft ganz junge Leute sind, ohne 
irgendwelche Erfahrung und Ueberblick über das Ganze. Die 
Abteilungsvorstände lassen oft ebenfalls die nötigen Kennt- 
nisse in dem ihrer Aufsicht unterstellten Fache vermissen, da 
das Hauptgewicht bei diesen Personen auf die Zugehörigkeit 
zur kommunistischen Partei gelegt wird. 

Es scheint ausgeschlossen, dass, auch beim besten Willen 
dieser Beamten, eine geordnete Verwaltung zustande kommt, 
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wie sie ein so grosses Land braucht. Das Rätesystem wird 


wohl einer demokratischeren Form mit Parlamentarismus’ 


Platz machen müssen. 


Wirtschaftliches. 

Vor dem Kriege waren die Lebensbedingungen in 
Sibirien günstiger und leichter als im europäischen Russ- 
land. Wenn schon für letzteres die Regel galt: „Niemand 
braucht in Russland zu hungern, wenn er arbeiten will“, so 
bestand sie vollends für Sibirien zu Recht. Der besonders in 
den südlichen Strichen und in Westsibirien fruchtbare Boden 
erzeugte Gemüse aller Art, Kartoffeln, Beerenobst und Ge- 
treide, wogegen Aepfel, Birnen und Südfrüchte nur. in den an 
China angrenzenden Landstrichen gediehen. Auch während 
des Krieges hat die Bevölkerung kaum irgendwelchen Mangel 
gelitten, und nur in letzter Zeit beginnt sich durch die Zer- 
rüttung des Transportwesens oftmals an diesem oder jenem 
Ort ein Mangel an gewissen Lebensmitteln bemerkbar zu 
machen. Eine eigentliche Vieh- und Pferdezucht im west- 
europäischen Sinne ist in Sibirien nur in geringen Ansätzen 
vorhanden. Dennoch ist der Bestand an Vieh und Pferden 
genügend. Noch 1915 wurden z. B. in Krassnojarsk für ein 
Arbeitspferd Rb. 30, für eine .Kuh Rb. 10 gezahlt. Be- 
merkenswert ist, dass die Einfuhr deutscher Waren nach 
Sibirien auch während des Krieges nicht völlig zum Still- 
stand gekommen war. Faber-Bleistiite, Leonardische Tinten, 
Messerwaren, Werkzeuge und Medikamente deutschen Ur- 
sprungs waren fast in allen Städten Sibiriens zu haben und 
wurden der minderwertigen japanischen Erzeugung vor- 
gezogen. Als Kuriosum verdient hervorgehoben zu werden, 
dass sich sogar deutsche Druckknöpfe mit der Aufschrift 
„Kriegsdruckknopf“ in. ziemlich ansehnlicher Menge nach 
Sibirien Eingang zu schaffen vermochten. Augenblicklich 
kann von fast allen Handelszentren Sibiriens gesagt werden, 
dass sie sehnsüchtig auf deutsche Waren warten und dass die 
Konjunktur für die Wiederaufnahme des 
HandelsverkehrsmitSibirien, soweit hierbei die 
Psychologie des sibirischen Verbrauchers in Frage kommt, 
noch niemals so günstig gelegen hat wie 
zur Zeit. 

Die Folgen des Krieges und der Revo- 
lution haben natürlich auch auf das öffentliche Leben in 
Sibirien überaus schädigend eingewirkt, jedoch sind sie hier 
in ihren Wirkungen für das Wirtschaftsleben im allgemeinen 
nicht von so einschneidender Bedeutung gewesen wie im 
europäischen Russland. Man darf annehmen, dass sich das 
land verhältnismässig schnell wieder erholen wird. Die in 
Sibirien vor dem Kriege nur sehr gering entwickelte In- 
dustrie ist zur Zcit allerdings vollständig zusammen- 
ecbrochen. Die wenigen wichtigeren Betriebe, wie z. B. ein 
kleines Eisenhüttenwerk in Abakansk in der Provinz Jenissei 
und einige Leder-, Filz-, Glas- und Ilolzfabriken, sind durch 
die andauernden Mobilisierungen ihrer Arbeiter beraubt und 
nur notdürftig unter Verwendung von Kriegsgefangenen 
weitergeführt worden. Auch die Goldausbeute und die 
Kupfergewinnung sind während des Krieges stark 
zurückgegangen. Einigermassen aufrecht erhalten wurde 
noch der Betrieb in den Kohlengruben von Nowo- 
Nikolajewsk, Taipa, Koltschugino, Anscharsk und Tscherem- 
chowo. Die kleine Grube bei Krasnojarsk fällt wegen der 
Minderwertigkeit ihrer Kohle nicht ins Gewicht. Auch im 
Uralliegt alles verödet, was nicht unbedingt für die Kriegs- 
industrie gebraucht wird. Die meisten Anlagen haben durch 
den jahrelangen Stillstand schr gelitten oder sind während 
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der vielen Kampihandlungen, die sich dort abspielten, zer- 

stört worden. Erst mit Beginn des Februar 1920 wurden 

aus Sibirien die dort vorhandenen technischen Arbeitskräfte, 

Ingenieure und professionellen Arbeiter, nach dem .Ural ab- 

befördert. Auch die Lebensmittelbestände beginnen in letzter 

Zeit in Sibirien durch die andauernden Requisitionen für die 

Rote Armee sehr erheblich zurückzugehen. Desgleichen sind 

auch die Viehbestände stark zusammengeschmolzen. Die 
reiche Kriegsbeute der Roten Armee bei der Eroberung 
Sibiriens an Kleidung, Wäsche und Medikamenten ist zur 
Zeit fast verbraucht, ja sogar Nähfaden und Nadeln sind 
kaum mehr erhältlich. Hierzu kommt noch eine empfindliche 
Holznot, zu deren Steuerung alle Sägen und Beile im Besitz 
der Bauern eingezogen werden mussten. Zucker ist nur in 
sehr geringen Mengen vorhanden, und Salz, das in grossen 
natürlichen Vorkommen bei Atschinsk und südlich von Omsk 
offen zutage liegt, muss mit ungeheuren Preisen bezahlt 
werden. An Transportmitteln fehlt es natürlich auch ia 
hohem Grade. Dem Mangel an Medikamenten wird 
vielfach dadurch abgeholfen, dass Kriegsgefangene zum Sam- 
meln von Arzneipflanzen mobil gemacht werden. Auf diese 
Weise können. wenigstens die einfachsten Hausmittel verab- 
reicht werden. Den Bemühungen der Räteregierung, dem 
Mangel an rollendem Material auf den Eisenbahnen abzu- 
helfen, ist bisher kein Erfolg beschieden gewesen, dagegen 
gelang es in verhältnismässig kurzer Zeit, die großen zer- 
störten Brücken über die Flüsse Ob, Tom, Irtysch, die 
Wolga und über yiele kleinere Flüsse wiederherzu- 


stellen. Der Fahrbetrieb selbst vollzieht sich sicher und 


regelmässig, wenn auch mit nicht allzu grosser Schnelligkeit. 
Leider wird das wenige noch für den Berieb taugliche 
Material durch die gesteigerten Anforderungen des Verkehrs 
zusehends abgenutzt. Die Zerstörungen am Fuhrpark, an 
Lokomotiven und Waggons sind so umfangreich, 
dass an eine baldige Wiederherstellung schwerlich zu denken 
ist. An einzelnen Stationen an der grossen sibirischen Bahn 
liegen, wie aus einem uns zugegangenen Spezialbericht her- 
vorgeht, oft bis an 50 vollständig unbrauchbare und demon- 
tierte Lokomotiven, deren Kessel durch den Frost geplatzt 
sind. Längs des ganzen Bahndammes kann man ferner 
Hunderte von verbrannten und zertrümmerten Waggons 
liegen sehen. Ungeachtet der bedeutenden Lieferungen der 
Verbündeten an Eisenbahnmaterial und Wagen wird der 
augenblicklich noch vorhandene Bestand an brauchbarem 
Material nach einer Zusammenstellung der Zeitung Kras- 
nojarski Rabotschi auf nur 25 % der Friedensziffer geschätzt. 
Derselbe Rückgang macht sich auch an der Handels- 
flotte bemerkbar. Insbesondere die Zahl der Schlzppkähne 
auf den grösseren Flüssen ist viel zu gering, um den ÄAn- 
forderungen des Warenverkehrs zu genügen. 


Um die Wiederherstellung geordneterer Verhältnisse in 
Sibirien anzubahnen, wäre zunächst erforderlich, dass der 
Verkehr auf der Eisenbahn sowie auf den Flüssen mit Ein- 
setzung aller Mittel wieder in Gang gebracht wird, und dass 
die Landwirtschaft mit den notwendigsten Geräten und Werk- 
zeugen verschen wird, um die Verpflegungsverhältnisse 
wieder normal zu gestalten. Die vorhandenen russischen 
Werkstätten sind natürlich nicht in der Lage, Lokomotiven 
und Waggons in genügender Menge zu bauen. Die im Ural 
vorhandenen Bergwerks- und Hüttenanlagen müssen ausser- 
dem wieder instand gesetzt werden, um ihrerseits das Roh- 
material liefern zu können. Auf diesem Gebiete eröffnet sich 


für die deutsche Industrie eine sehr beträchtiiche Absatzmög- 


lichkeit an Fertigfabrikaten, wie Lokomotiven, Lokomobilen, 
Waggons, Dreschmaschinen, Dampfpflügen, Eggen, Schienen, 
Werkzeugmaschinen, Förderanlagen usw. Ausserdem würde 
eine grössere Zahl von Ingenieuren und Technikern lohnende 
Beschäftigung. in Sibirien finden. Der Plan einer Uebersied- 
lung deutscher Arbeiter in grösserem Masstave nach 
Sibirien könnte aber erst dann ernstlich ins Auge gefasst 
werden, wenn das Transportwesen und gleichzeitig auch die 
Landwirtschaft in Sibirien wieder auf eine höhere Leistung 
gebracht sind. Erst dann wird auch die sibirische Industrie 
die Möglichkeit zum Wiederaufbau und einer gedeihlichen 
Entwicklung haben. 


Politische 


China. 


Zur Lage. (Kabeldienst des Transocean.) Schanghai, 
den 21. 9. Die politische Lage in China ist noch durch- 
aus ungeklärt. Es vollziehen sich neue Machtverschiebungen, 
deren Tragweite sich noch nicht ganz übersehen lässt. 
Insbesondere kommen aus dem Süden, wo angeblich 
die Japaner mit dem General Lu-Yung-ting verhandeln, 
die widersprechendsten Meldungen. Bezeichnend für die 
Lage ist, dass der stärkste Mann im Norden, der General- 
gouverneur der Mandschurei General Tschang-Tso-lin, der enge 
Beziehungen zu Japan unterhält, einerseits zum Kampf für die 
Befreiung der Provinz Kuang-tung aufruft, die sich Lu-Yung-ting 
unterworfen hat, andererseits verlangt, dass ihın alle die Ge- 


. biete anvertraut werden, auf die die Japaner in ihren bekannten 


21 Forderungen vom Jahre 1915 Anspruch erheben, nämlich 
ausser der ihm bereits unterstehnden Mandschurei die Mongolei 


und die Provinzen Schantung und Fukien. 


Vor den deutsch-chinesischen Verhandlungen. (Kabeldienst 
ds Transocean.) Schanghai, den 20. 9. Der frühere 
Minister des Aeussern Lu-Tscheng-hsiang, der auch während 
eines Teiles des Weltkrieges an der Spitze des Auswärtigen 
Amtes gestanden und als solcher an der Entwicklung der Dinge 
mitgewirkt hat, die zum Abbruch der Beziehungen mit Deutsch- 
land und schliesslich zur Kriegserklärung geführt haben, hat es 
abgelehnt, den Vorsitz in den jetzt beginnenden Verhandlungen 
mit der deutschen Deputation. zu übernehmen. Der Vorsitz ist 
ietzt Dr. Wang angeboten. 


China und Sowjet-Russland. Aus englischer Quelle kommt 
die Nachricht, dass das Wai-chiao-pu in Peking den russischen 
Gesandten Fürst Kudachew (der diplomatische Vertreter des 
nichtbolschewistischen Russlands) aufgefordert hat, von seinem 
Posten zurückzutreten, einem Wunsche, dem Fürst Kudachew 
nach einer anfänglichen Ablehnung auch nachgekommen ist. 


Gleichzeitig hat die chinesische Regierung den Vorschlag ge-- 


macht, vorläufig alle russischen Interessen in China selbst zu 
übernehmen, und sie hat einen Teil dieses Programms bereits 
durch die Uebernahme der russischen Niederlassung*in Hankou 


in die Tat umgesetzt. Dieses Vorgehen der chinesischen Re-. 


gierung soll in ausländischen Kreisen grosses Aufschen gemacht 
haben, und wie verlautet, haben die britische, französische und 
amerikanische Handelskammer in Hankou im Hinblick auf die 
von,der Pekinger Regierung vorgenommene Aufhebung der Ex- 
territorialität Verwahrung eingelegt. 

Welche Motive dem Vorgelien der chinesischen Regierung 
zu Grunde liegen, lässt sich von hier aus nicht übersehen. Es sei 
in diesem Zusammenhange aber an die Botschaft erinnert, die 
die russische Sowjet-Regierung durch Vermittlung des Volks- 
kommissars Jansen im März d. J. ari die Pekinger und Kantoner 
Regierung richtete. Sowjet-Russland erklärte sich damals u. a. 
bereit, auf alle Verträge und Sondervorrechte, die China im 
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Um vielfach herrschenden irrtümlichen Anschauungen 
entgegenzutreten, muss wiederholt werden, dass die klimati- 
schen Verhältnisse des heutigen Sibiriens für den West- 
europäer bei weitem nicht so ungünstig liegen, wie oftmals 
angenommen wird. Im Gebiet der grossen sibirischen Bahn 
ist das Klima durchweg erträglich, wenngleich Temperaturen 
bis 40° Reaumur unter O0 und darunter und im Somnier 
ebenso viel Grad über Null zu verzeichnen sind. Die ausser- 
ordentliche Trockenheit der Luft macht diese Temperatur- 
verhältnisse erträglich. Die südlicher gelegenen Striche 


nähern sich in ihren klimatischen Verhältnissen vielfach 


Mitteleuropa, wenngleich der kontinentale Einschlag natür- 
lich auch hier erhalten bleibt. | 


Rundschau. 


Laufe der Jahrhunderte Russland gewährt hatte, zu verzichten, 
darunter auch auf die Konsulargerichtsbarkeit, sowie auf sämt- 


liche in russischem Privatbesitz befindlichen Bergbau, und 


andere Gerechtsame, einschliesslich der russischen industriellen 
Anlagen in Hankou. Ob zwischen jener Botschaft und dem 


Vorgehen der Pekinger Regierung ein gewisser Zusammenhang 


besteht. mag dahingestellt bleiben. Auffallend ist jedoch, dass 
zur Zeit eine russische Kommission Peking besucht, mit der 
massgebende chinesische Kreise Fühlung genommen haben. Der 
Kabeldienst des Transoceanu meldet darüber: 


Schanghai, den 20. September. 


In Peking ist am 5. d. M. eine Kommission von Werchne- 
Udinsk eingetroffen, um über einen Handelsvertrag mit China 
zu verhandeln. Von dem französischen und dem amerikani- 
schen Gesandten wurde grosser Druck auf die chinesische 
Regierung ausgeübt, die Abordnung überhaupt nicht zu emp- 
fangen, wobei die Behauptung aufgestellt wurde, die Gesandt- 
schaft vertrete in Wahrheit nicht die Interessen Werchne- 
Udinsks, sondern die der Moskauer Regierung. Das Aus- 
wärtige Amt hat indessen trotzdem Fühlung mit der Gesandt- 
schaft genommen und lelınt jetzt einen weiteren Verkehr mit 
der noch, immer in Peking befindlichen Gesandtschaft des 
früheren Zarenreiches ab, die sich als die berufene Vertreterin 
Russlands ausgibt und bisher auch über die noch vorhandenen 
russischen Mittel zu diesem Zweck verfügt. 


Britisch-Indien. | N 


- Zur Lage. Wie kritisch die Lage in Britisch-Indien ge- 
worden ist, zeigt der Bericht eines dortigen Mitarbeiters des 
Manchester Guardian über die gegenwärtige Stimmung 
der Anglo-Inder und der einheimischen Bevölkerung (veröffent- 
licht am 27. 8. 1920). In dem Aufsatz heisst es, sein Verfasser 
habe das Empfinden, als ob jeder, der von Grossbritannien nach 
Indien kommt, alsbald seine demokratischen Anschauungen ver- 
liere. So waren in der Beurteilung der jüngsten Menschen- 
schlächterei in Amritsar die in Indien ansässigen Engländer 
praktisch einhellig zugunsten des Generals Dyer eingenommen. 
Das Vorgehen dieses brutalen Blutmenschen wurde nicht ver- 
urteilt — wie es die Parlamentsmehrheit in England tat —, 
sondern geradeaus gutgeheissen. Die wenizen, die gegen die 
herrschende Stimmung aufzutreten wagten, wurden giftig an- 
gegriffen und riskierten, von der Gesellschaft weächtet zu 
werden. Dort und da protestierten Missionare, aber nicht aus 
politischen, sondern kirchlichen Beweggründen. Auch manche 
Beamte der Zivilverwaltung teilten die Meinung der heimatlichen 
Parlament:melrheit, aber ihnen ist zu reden verboten, und die 
Inder sahen sich vergeblich nach einem Engländer um, der des 
Generals Dver Handlungsweise verdammt haben würde Nur 
Furcht vor einem neuen Militäraufstande und das Bewusstsein 
der völligen Unzulänglichkeit der englischen Militärmacht in 
Indien kann die Haltung der Anglo-Inder im Dyerfall erklären, 
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die wissen, dass das Ansehen und die moralischen Stützen der 
englischen Herrschaft durch scnlechte Regierung auf der einen 
Seite und nationalistische Agitation auf der andern Seite unter- 
graben worden sind. In dem Aufsatze heisst es dann wörtlich: 
„verlässliche Gewährsmänner bezeugen, dass es in Indien keine 
einzige Zeitung in indischer Sprache mehr gibt, die sich an die 
(irundsätze nüchterner Journalistik hält. Blätter, die noch vor 
einigen Jahren anständige Organe der Nachrichtenverbreitung 
waren, sind zu Werkzeugen der Entstellung und Schmähung ge- 
worden. Ausserhalb des Landes kann man es sich gar nicht vor- 
stellen, ein wie einflussreicher Faktor im öffentlichen Leben 
Indiens die in Eingeborenensprachen geschriebene Presse ge- 
worden ist. Jedes Dorf hat seine Bezieher von ungestümen 
rexierungsfeindlichen Blättern. Die Dorfweisen lesen diese laut 
den lesensunkundigen Bewohnern vor, und selbst blosse Schul- 
iungen erheben Anklagen gegen .„.die teuflischen Bemühungen der 
ungläubigen fremden Beherrscher, Freiheit und Religion zu ver- 
nichten“. Der englische Beamte in jedem Dienstzweig wird nun 
überall als ein gefühlloser Fremder und herzloser Despot an- 
gesehen, der darauf aus ist, ein hilfloses Volk zu tyrannisieren 
und jedem berechtigten Versuch zu Fortschritt und Aufklärung 
entgegenzutreten. Von der anderen Seite hört man kein Wort 
der Rechtfertigung. Die im Jahre 1917 von der Regierung unter- 
nommenen matten Versuche, dem Volk die Wahrheit zu sagen, 
haben überhaupt aufgehört oder sie werden’ von irgendeiner 
amtlichen Aufklärungsstelle lässig fortgesetzt. Die Regierung 
diskutiert die Grundsätze der Selbstverwaltung am Rande eines 
Vulkans, während die europäischen Vereinigungen und die Be- 
wunderer der starken Hand im Lande das Volk zur Raserei 
treiben. Und der einsame Demokrat denkt traurig daran, dass 


die Götter jenen Verrücktheit eingaben. die sie vernichten 
wollen.“ 
Allerdings scheinen die gegenwärtigen Weltbeherrscher 


ausserstande zu sein, die Wirklichkeiten zu erkennen, weder in 
Europa, noch in Asien. Das Aufwachen des Ostens zu natio- 
nalem Bewusstsein ist eine Tatsache, wenn sie auch selbst den 
Kennern der Zustände überraschend kam. Aus der Welt zu 
schaffen ist sie aber nicht melır, und wenn die Engländer in 
Indien nicht vermögen sich mit ihr beizeiten abzufinden und eine 
kluge volkstümliche Politik zu betreiben, so wird ihre Macht- 
stellung eine recht grosse Einbusse erleiden. 
H. Fehlinger. 


3 Niederländisch-Indien. 


Ein chinesischer Kongress in Soerabaja.. De Telegraaf 
vom 10. 9. entninmt dem Soerabaia Handelsblad 
folgende Mitteilung: Inter dem Schutze der „Tiong Hwa King 
Hwee“, einer Vereinigung von chinesischen Arbeitnehmern, 
wurde in Sambongau ein Chinesenkongress abgehalten, zu 
welchem alle Arbeiter-Organisationen in Niederländisch-Indien 
eine Einladung erhalten hatten. Der Kongress snlite drei Tage 
dauern. Als wichtigster der 19 Punkte zählenden Tagesordnung 
war die Errichtung eines zcitralen Thionghoa-Bundes, also 
eines chinesischen Syndikats, eufgeführt. Von den 21000 im 


Bezirk von Soerabaja ansässigen Chinesen aber wohnten nur, 


einige F0 der ersten Versammlung bei. Ueberhaupt zählten die 
in der letzten Versammlung anwesenden Chinesen kaum 200. 


Die Versammlung wurde durch cinen Herrn Liem Thaij Tiwan 


geleitet. Anf dem Vorstandstische befand sich auch ein Ka- 
binettsformat eine Photographie des Ehrenpräsidenten der Ver- 
einissung. deren Rahmen mit einem roten Bande verziert war. 
Der Vorsitzende teilte nach einer kurzen Eröffnungsrede mit, 
dass zu seinem l.eidwesen die Errichtung eines Zentralen 
Thionghoa-Bundes nicht vorgenommen werden kann, weil nicht 
zenug Teilnehmer am Kongress zugegen wären. Er beantragte 
dafür eine Vereinigung des Namens Persariktean Ichtiar 
Kemadioean zu gründen. Deren Ziel soll es sein, Konflikte 
zwischen Chinesen und Eingesessenen auf schiedsrichterlichem 
Wege beizulegen. Dieser Beschluss wurde von der Versamm- 
lung angenommen. Die erste Sitzung hatte um %8 Uhr be- 
vonnen, war aber schon um 10 Uhr beendet. Ehe die An- 


wesenden aueinandergingen, teılte der Vorsitzende noch mit, 
dass wegen Mangels an zu beratenden Gegenständen die zweite 
Versammlung nicht mehr stattfinden würde. 


Vermischte Nachrichten. 


Der deutsche Klub in Yokohama. Die Japaner haben den 
deutschen Klub in Yokohama für Yen 220 000 zwangweise an- 
xckauft, um das Grundstück zur Erweiterung der Postanstalt 
zu verwenden. Die Kaufsumrne ist seltsamerweise noch nicht 
ausgezahlt, sondern befindet sich gemäss dem Kriegsgesetze 
über das fremde Eigentum noch unter Verwaltung der Pro- 
vinzialbehönde. An diese hat sichnun, laut LondonandChina 
Telegraph vom 15. 9. 20, im Auitrage der Mitglieder des 
früheren deutschen Klubs Herr Richard Schmidt-Scharff ge- 
wendet mit dem Ersuchen, einen Teil der Summe zur Be- 
eründung eines neuen deutschen Klubs herauszugeben. 


Japanisches Angebot für deutsche Gelehrte. Die B. Z. am 
Mittag brachte dieser Tage ein Telegramm der amerikani- 
schen United Press aus Tokio vom 22. September, wonach 
man in Japan die Anstellung einer Reihe deutscher Gelchrter 
wünscht. Das Telegramm nannte als das von einem ungenannten 
Staatsmann für diesen Zweck in Aussicht genommene Gehalt 
1000 Yen im Jahr, was bei einer Anstellung von 200 Gelehrten 
eine Ausgabe von jährlich 200 000 Yen nötig machen würde, und 
füxte hinzu, dass aber selbst ein fünffach so hoher Betrag gut 
angewandt wäre. Für Kenner der Verhältnisse lag es auf der 
Hand, dass hier die Amerikaner ein falsches Spiel spielten, wenn 
die Zahlen richtig weitergegeben waren, dass sie in verächt- 
licher Weise den Wert. deutscher Gelehrten herabzusetzen ver- 
suchten. Es war bekannt, dass gerade zur Zeit Verhandlungen 
mit früher in Japan angestellt gewesenen Gymnasiallehrern 
(wenn dieser Ausdruck erlaubt ist) im Gange waren, und zwar 
auf einer Grundlage von 400 Yen und 50 Yen Wohnungsgeld im 
Monat in Provinzialstädten. Tatsächlich ist, wie ich der 
Morning Post vom 22. September entnehme, eine ganz 
andere Bemerkung gemacht als die vom United Press an 
die B. Z am Mittag gemeldete. Der 'Staatmann, der ge- 
meint ist, ist Marquis Okuma. Er hat gesagt: | 

„Wenn Japan 200 deutschen Gelehrten ein Gehalt von je 
10.000 Yen zu zahlen hätte, würde das eine Ausgabe von 
2000000 Yen im Jahre bedenten; aber selbst wenn die Aus- 
xabe fünfmal so hoch wäre, könnte das Geld nicht besser 
angewandt werden. Das erwähnte Gehalt würde für Männer. 
die eine Anstellung suchen, recht gut sein.“ 

Man wird jedes Wort, das Marquis Okuma gesagt hat, 
unterschreiben können. 10000 Yen im Jahre ist ein durchaus 
anständiges Gehalt. Nebenbei bemerkt, es steht in einem recht 
erireulichem Gegensatz zu dem Gehalt, das kürzlich die chine- 
sische Regierung einem deutschen Gelehrten angeboten hat und 


das von diesem leider angenommen worden ist. CF. 
Ostasiatenecke. N ! 
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Neues von „draussen“. Privatbriefen aus Schanghai vom 
5. August sind folgende Mitteilungen entnommen: Sehr über- 
rascht hat es, dass die den deutschen Seezollbeamten gezahlten 
Unterstützungen nicht weiter bezahlt werden sollen. Sie haben 
für diesen Monat (August) noch die übliche Unterstützung be- 
kommen und sind nun aufgefordert worden, mit der „Nankai 
Maru“ nach Hause zu fahren. Der Landesverband China des 
Bundes der Auslandsdeutschen hat ihnen den Rat gegeben, in 
die Heimat zu gehen und dort ouf eventuelle Wiederanstellung 
zu warten. Viele haber hier Gelder in dem Enemy Dividend 
Fund, die ja aber nicht verfügbar sind. Ohne Unterstützung 
können sie gar nicht leben. Die Entscheidung der Regierung ist 
deshalb durchaus zu begrüssen, nur kam sie so plötzlich, dass sie 
überraschen musste. Leber Abfanrt, verfügbaren Raum für Passa- 
giere und Güter ist aber nichts Bestimmtes bekannt. Es fehlen 
noch die Nachrichten aus dem Norden. Wahrscheinlich geht der 
Dampfer zwischen dem 20. und 25. August ab. (Er ist damals 
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nicht gegangen, dürfte Schanghai vielmehr erst am 18. September 
verlassen haben.) 
Kapitän Fuhlers, der nach l.andung in Schanghai um Ein- 


reiseerlaubnis eingekommen ist, bat durch das holländische 


Konsulat Weisung bekommen, auf chinesisches Gebiet zu ziehen, 
damit die chinesische Regierung ihn gehörig beschützen kann. 

Kapitän Schierhorst hat voın Seezolldirektor Bescheid be- 
kommen, dass er als Schiffskapitän Dokumente zeichnen könne; 
seine deutsche Nationalität: wäre kein Hinderungsgrund. Er 
hofft von Yü-Ya-ching einen Yangtsedampfer (Meilee?) zu 
bekommen. 
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| jes Verbandes für den Fernen Osten. : 
Berlin W.35, Potsdamer Straße 28 II. } 

15. Ostasiaten-Abend. Mittwoch, den 22.. September, hatten 
sich die in Berlin weilenden Ostasiaten zu ihrer 15. Zusammen- 
kunft vereinigt. Herr Admiral von Truppel begrüsste die zahl- 
reich Erschienenen und gedachte dabei auch derjenigen, die in- 
zwischen nach Ostasien hinausgefahren sind, um draussen die 
Arbeit wieder aufzunehmen, nachdem sie durch ihre Repatri- 
ierung aus ihr herausgerissen wurden. Dann nahm Herr Pfarrer 
Schroeder aus Tokio das Wort zu seinem Vortrage „Deutsche 
Aufgaben und Aussichten in Japan“. In tiefgründiger, weit- 
ausholender Darstellung trat Herr Pfarrer Schroeder für eine 
kulturelle Tätigkeit Deutschlands ein, deren Zicl sein müsse, 
in gemeinsamer Arbeit zwischen West und Ost eine Synthese 
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des occidentalen und des orientalischen Geistes herbeizuführen. 


Reicher Beifall dankte Herrn Pfarrer Schroeder für seine inter- 
essanten Ausführungen. v0 

Wie an den sonstigen Ostasiaten-Abenden schloss sich auch 
diesmal’ eine zwanglose Plauderstunde dem Vortrage an. 


; Bücher- und Zeitschriftenschau. :: 


Eine Reise durch die deutschen Kolonien, 6. Band, 
Kiautschou. Verlag Ausland und Heimat, Stuttgart. 

Mit stiller Wehnwut durchblättert man das mit reichem 
Bilderschmuck und anschaulichen Text versehene Werk. 
Tsingtaus Stadt und Hafen, die gebirgige Umgebung, Bilder aus 
dem Leber und Treiben des chemaligen deutschen Schutz- 
gebietes ziehen an uns in bunter Abwechslung vorüber. Das 
Werk sollte als Erinnerung an das bedeutsame Kulturwerk an 


der Schantunger Küste auf keinem Büchertisch der Östasiaten | 


fehlen. Ein von sachkımdiger Feder geschriebener Text ergänzt 
die Bilder wirkungsvoll. 


Auslandswarte. Organ des Bundes der Auslandsdeitscher. 
Der Bund der Auslandsdeutschen lässt soeben zum erstenmal 
wieder ein eigenes Nachrichtendlatt erscheinen. Die vierzehn- 
tägix erscheinende Zeitschrift soll alle Fragen erörtern, welche 
die Auslandsdeutschen betreffen. Die erste Nummer des 
Blattes weist einen reichhaltigen Inhalt auf, der sicher das 
Interesse weiter Kreise finden wird. Die Zeitschrift ist in 
Deutschland einstweilen zu einem Preise vom M. 3,— viertel- 
jährlich (Einführungspreis) durch die Post zu beziehen. Dr.L. 
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j Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Zur chinesischen Wirtschaitspolitik. Die vom japanischen 
Handelsmiristerium herausgegebenen Berichte Nagai Shoko 
Jiho (Handels- und Industrienachrichten) enthalten eine mit 
dem Monat Januar d. J. abgeschlossene Darstellung der Wirt- 
schaftspolitik Chinas. Da es sich hier um amtliches Material 
der japanischen Regierung handelt, kann die Aufzeichnung be- 
sonderen Anspruch auf Beachtung erlıeben. 


Nach der Darstellung ist die Förderung der Landwirtschaft 
das Hauptziel der chinesischen Wirtschaftspolitik. Das im 
September 1912 veröffentlichte Ackerbau- und Forstgesetz war 
der erste Schritt auf diesem Wege. Seit 1914 machen sich aber 
auch Anzeichen geltend, dass die Regierung einer Hebung der 
Industrie grössere Aufmerksamkeit widmet, wie verschiedene 
seitdem in Krait getretene Gesetze und Verordnungen beweisen. 
An erster Stelle ist das Gesetz betreffs der staatlichen 
Subvention industrieller Unternehmungen zu nennen, das im 
Januar 1914 in Kraft trat. Dieses Gesetz bestimmt, dass 
folgende, von chinesischen Staatsangehörigen gegründete und 
beim Handelsministerium eingetragene Unternehmen auf die 
Dauer von drei Jahren Anspruch auf Regierungssubvention er- 
heben können: Baumwoll- und Wollspinnereien, Eisengiesse- 
reien, Seidenfilaturen, Zuckerraifinerien und Tee-Unternchmen. 
Die jährliche Unterstützung besteht aus einem Betrag, der 6% 
des eingezahlten Kapitals ausmacht. Die zu unterstützenden 
Industrien werden in zwei Grade eingeteilt; zum ersten Grad 
gehören die Eisenwerke,' Baumwoll- und Wollspinnereien, der 
Rest gehört dem zweiten Grad an. Unternehmen ersten Grads, 
die über ein Kapital von weniger als $ 700 000, und solche zweiten 
Grads, die über ein Kapital von weniger als $ 200000 ver- 
fügen, haben keinen Anspruch aüf Regierungsunterstützung. Die 
Baumw 'ollindustrie wird besonders bevorzugt. Bereits im Jahre 
1913 wurden die Provinzialverwaltungen angewiesen, FEr- 
hebungen über die Spinnerei- und Webindustrie zu machen. 
Vom Ackerbauministerium wurde die Losung ausgegeben. im 
ganzen Land den Anbau von Baumwolle zu fördern. Im Jahre 
1914 wurden in den Provinzen Tschihli, Kiangsu und Hupeh 
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Baumwollversuchspflanzungen eingerichtet. In das Jahr 1919 
fällt die Errichtung eines besonderen „Amtes zur Ueberwachung 
des Baumwollbaus“. Das neue Amt arbeitet nach folgenden 
Richtlinien: 

1. Feststellung der Erzeugung, Studium der Marktverhält- 
nisse und der geologischen Vorbedingungen für den Baumwoll- 
anbau im ganzen Land, Ausarbeitung von Plänen zur Förderung 
der Baumwollkultur. 

2. Studium des internationalen Baumwollmarkts zwecks 
Festlezung einer besonderen Schutzzollpolitik für Baumwolle 
chinesischen Ursprungs. 

3. Verbesserung Ger einheimischen Baumwollpflanze durch 
Kreuzung mit dem ägyptischen und amerikanischen Erzeugnis. 

4. Förderung des Zusammenschlusses von Spinnereien 
zwecks Entwicklung der Spinn- und Webindustrie, Errichtung 
von vorbildlichen Textilbetrieben, Einrichtung von Weberei- 
schulen, Erleichterung des Transports von Rohdaumwolle u 
Fertigfabrikaten. 

5. In den Provinzen, die für den Baumwollanbau Bas 
haben, werden Zweigämter einzerichtet. 

6. Herausgabe einer Monatsschrift („Berichte für die Textil- 
industrie“, in denen über den Stand des Baumwollanbaus und 
über die Vorgänge auf dem internationalen Markt berichtet wird. 

Der Leiter des Amts für die Ueberwachung des Baumwoll- 
anbaus hatte vor kurzem dem Präsidenten der Republik eine 
Denkschrift vorgelegt, in der der Zusammenschluss der Baum- 
wollindustrie, die Bildung einer Vereinigung der Baumwoll- 
industriellen, die Errichtung einer Spinnerei und die Ausbildunz 
von Baumwollsachverständigen gefordert wird. 

Nächst der Baumwollindustrie schenkt die chinesische 
Regierung der Förderune der Zuckerindustrie ihre Aufmerksam- 
keit. Im Jahre 1914 wurden darüber besondere (iesetze erlassen 
und eine Fachkommission eingesetzt. In der Zuckerfrage lässt 
sich die Regierung von dem Gedanken leiten, vorläufig nur so- 
viel Raffinerien zu gestatten, als Zuckerrohr zur Verarbeitung 
vorhanden ist. 

Im November 1914 wurde ein Präsidialerlass veröffentlicht, 
der besondere Prämien für die Errichtung von „Musterfabriken“ 
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(model factories) aussetzt. Gleichzeitig wurde eine Verordnung 
in Kraft gesetzt, wonach Erzeugnisse der einheimischen Industrie 
durch besondere Massnahmen gegen fremde Importwaren ge- 
schützt werden; zu diesen Erzeugnissen gehören: Zucker, 
Porzellan, Mehl, Papier, Konserven, Glaswaren, Seifen, Kerzen 
und Textilwaren. Auf Anregung der interessierten Handels- 
gilden in Schanghai, entschloss sich die Pekinger Regierung im 
Februar 1915 den Ausfuhrzoll auf Strohborten, Mattengeflechte, 
Spitzen-, Seiden- und Hanffabrikate und kandierte Früchte auf- 
zuheben. Im Juli desselben . Jahres machte die „Vereinigung 
zum Schutz einheimischer Erzeugnisse“ in Schanghai den Vor- 
schlag, den Ausfuhrzoll auf in China hergestellte (nach 
europäischen Mustern nachgeahmte) Erzeugnisse völlig oder 
teilweise zu erlassen. Bei der Festlegung der Richtlinien einer 
Wirtschaftspolitik machte sich der damalige Ackerbauminister 
Chou-Tse-chi (im neuen Kabinett Chin-Yün-peng zum Finanz- 
minister ernannt. Die Schriftl.) bescnders verdient, und es ver- 
ging keine Sitzung des Ministerrates, wo er seinen Kollegen 
nicht mit neuen praktischen Vorschlägen aufwartete. Chous 
Politik war folgende: 

1. Besondere private Industrie-Unternehmen sollen von der 
Regierung subventioniert werden. 3 

2. Errichtung einer Hypothekenbank, um privaten Unter- 
nehmen erleichterte Kreditmöglichkeiten zu verschaffen. 

3. Ausbau der staatlichen und anderen öffentlichen Unter- 
nehmen, die als vorbildliche Betriebe gelten sollen. 

4. Genaues Studium der chinesischen Rohproduktverhält- 
nisse. 

5. Befreiung. der in chinesischen Betrieben hergestellten 
Waren von den Likinabgaben. 

6. Ausarbeitung besonderer Bestimmungen zwecks Ver- 
besserung einheimischer Erzeugnisse. 

7. Ermässigung der Bahnfrachten für einheimische Er- 
zeugnisse. 

Am 21. Juli 1915 gab ein Präsidialerlass das Industrie- 
Prämiengesetz bekannt. Nach diesem Gesetz sollen diejenigen 
Fabrikanten, die Stapelprodukte herstellen und mit einem Kapital 
von mehr als $ 50000 arbeiten, besondere Prämien erhalten. 
Von den Vorschlägen Chou-Tse-chis ist die Herabsetzung der 
Likinabgaben für in China hergestellte Erzeugnisse durch- 
gegangen. Durch diese Massnahme, die zweifellos zur Förde- 
rung der einheimischen Industrie beigetragen hat, ist auch die 
Errichtung neuer europäischer Industrie-Unternehmungen be- 
sinstigt worden, da deren Erzeugnisse ebenfalls der Likin- 
ermässigung teilhaftigr geworden sind. 

Laut einer am 23. April 1917 erlassenen Bestimmung der 
chinesischen Seczollverwaltung ist die Erhebung von Zoll- 
abgaben vereinheitlicht worden. Die Bestimmung sieht vor, dass 
auf maschinellem Wege hergestellte Baumwollerzeugnisse 
chinesischer und ausländischer Fabriken nach dem allgemeinen 
Tarif von 1858 verzollt werden sollen. Auf Waren, die in dem 
allgemeinen Tarif nicht aufgeführt werden, wird ein Zoll von 
5% des Wertes erhoben. Eine Anzahl anderer Erzeugnisse sind 
zum Teil völlig abgabenfrei oder die Abgaben sind herabgesetzt 
teils um die Ausfuhr zu fördern, teils um die einheimischen Er- 
zeugnisse gegen die ausländische Konkurrenz zu schützen. Roh- 
material, das zur Herstellung europäischer Erzeugnisse in 
chinesischen Betrieben dient, ist abgabenfrei. Der Ausfuhrzoll 
auf Tee betrug ursprünglich 1 Tael 2 Mace 5 Candarin für 100 
Kin. Seit dem 1. Januar 1914 ist er auf 1 Tael herabgesetzt 
Vom 1. Oktober 1919 ist Tee, falls er ins Ausland exportiert wird, 
für 3 Jahre nicht zollpflichtig, während die Likinabgaben für 
Tee auf die Hälfte herabgesetzt worden sind. "Nach 3 Jahren soll 
ein never Ausfuhrtarif in Kraft treten. Der Ausfuhrzoll für 
chinesische Shectings, der ursprünglich 1 Tael 5 Mace per 
Pikul betrug. wurde auf 1 Tael herabgesetzt. Seit dem 16. Mai 
1917 sind Sheetings im Küstenhandel zollfrei. Ferner sind seit 
dem 1. Juli 1918 die Likin- und andere Handelsabgaben auf die 
Dauer von 3 Jahren aufgehoben worden. Für Weizen wurden 
die Zollabwaben für zwei Jahre bis April 1920 ausser Kraft 
vesetzt. 


Osaka-Gas-Gesellschaft. 


. Japan. 


Zur japanischen Handelskrisis. Um der gegenwärtigen Lage 
der Seidenindustrie aufzuhelfen, hat nach Times vom 20. 9. 
20 die japanische Regierung beschlossen, dem Syndikat der 
Züchter, Spinner und Exporteure Yen 50 Mill. vorzuschiessen. 
Nach einer Auslassung des Ackerbauministers ist der Zweck 
dieses Darlehens, den Seidenpreis auf Yen 1500 für 100 Kin zu 
halten; ausserdem wird für nötig gehalten, die Ausfuhr auf die 
Hälfte zu beschränken und die Erzeugung herabzusetzen. Die 
Regierung will die Vorräte von- sefährdeten Firmen übernehmen. 
Wie im Kokumin Shimbun mitgeteilt wird, stehen gegen- 
wärtig in Osaka 700 Textilfabriken still und 50 000 Arbeiter sind 
unbeschäftigt. 


Japan gegen das Dumping. Die japanische Regierung hat 
neuerdings Massregeln gegen Schleuderpreise eingeführt und 
den Zolltarif geändert. Wenn irgendeine wichtige japanische 
Industrie durch Einfuhr fremder Güter zu einem unbillig 
niedrigen Preise oder durch schleuderhaften Verkauf bereits 
eingeführter Güter bedroht ist, kann die zur Untersuchung von 
Dumping ‚allen eingesetzte Kommission vorschlagen, die be- 
treffende Ware mit einem Zuschlagszoll bis zur Höhe des an- 
gemessenen Marktpreises zu belasten. Zu dem Zolltarif selbst 
sind eine Anzahl vo:ı Zusätzen gemacht wor.ın; einige Waren 


"sind auf die Freiliste gesetzt worden, während die Zölle auf 


Wein, Bier, Spirituosen, reinen und denaturierten Alkohol, des- 
gleichen für Maschinerie zur Metall- und Holzbearbeitung erhöht 
worden sind. Die Finzelheiten sind nach LondonandChina 
Telegraph vom 20. 9. 20 durch die Ueberseehandelsabteilung 
des Handelsministeriums zu erhalten. 


Aussichten für Farbstoffe und Chemikalien. Infolge der 
Unterbrechung der deutschen Farbstofflieferungen hat die 
japanische Farbstoffindustrie während des Krieges einen solchen 
Aufschwung nehmen können, dass nach der Zeitschrift Drug 
and Chemical Markets Ende 1918 in Japan insgesamt 
100 Fabriken mit einem eingezahlten Kapital von Yen 14 Mill. 
etwa 2800 Fachleute und Arbeiter beschäftigten. Die gesamte 
Farbstoffausbeute betrug in jenem Jahre 9 Mill. Kin {1 Kin = 600 g) 
im Werte von Yen 23 Mill. gleich etwa 90 % des Wertes der 
vor Kriegsausbruch in Japan eingeführten Farbstoffe. Die Zahl 
der hergestellten Farbstoffsorten betrug etwa 80.. Die Kohlen- 
teerindustrie wurde vor mehr als 20 Jahren durch die Tokyo 
Gas Co. ins Leben gerufen und blieb viele Jahre lang deren 
Monopol. Kurz vor Beginn des Krieges gründeten die Regie- 
rungsstahlwerke zu Wakamatsu die Miike-Kohlen- und 
Der Ausbruch der Feind- 
scligkeiten brachte eine lebhafte Nachfrage nach Kohlenteer- 
erzeugnissen zur Herstellung von Farbstoffen und Sprengstoffen. 
Infolgedessen begannen verschiedene Gasgesellschaften mit der 
Erzeugung von Benzol und Toluol. Im Jahre 1918 beschäftigten 
sich 9 Gas- und andere Gesellschaften mit der Herstellung von 
Kohlenteererzeugnissen: ihre Ausbeute betrug in jenem Jahre 
3100 t reines Benzol, E90 t reines Toluol, 40 t reines Xylol, 125 t 
kristallisierte Karbolsäure, 1400 t gereinigtes Naphthalin und 
160 t Rohantlıracen, insgesamt 5415 t. Im Jahre 1913 betrug die 
Nachfrage nach eingeführten Teeriarbstoffen insgesamt 5753 t. 
sodass die japanische Farbstoffindustrie keinen Rohstoffmangel 
leiden dürfte, wenn man annimmt, dass aus 1 t gereinigter Roh- 
stoffe I t FarbstcXf hergestellt werden kann. 

Von der Regierung ist gemeinsam mit verschiedenen Unter- 
nchmergruppen ein Stickstofflaboratorium zur Erforschung 
der Gewinnung von Nitraten eingerichtet worden. Die Her- 
stellung rauchender Schwefelsäure wurde vor dem Kriege nur 
in den Heeres- und Marine-Pulverfabriken ausgeführt, jetzt aber 
auch von der Nippon Ryusan-, der Nippon Senryo-. 
der Mitsui-Bergwerks- und anderen Gesellschaften. Auch 
eine Anzahl Fabriken zur Herstellung von Aetznatron und Am- 
moniaksoda ist wälırend des Krieges entstanden, während die 
Leblanc-Sodafabriken mit Hochdruck arbeiteten und grosse 
Gewinne einheimsten. Ammoniak ward in grossen Mengen er- 
zeugt, und auch Actzkali wird jetzt hergestellt. Die Kalium- 
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und Natriumbichromatfabriken werden nach dem Kriege wahr- 
scheinlich schwer mit ausländischem Wettbewerb zu kämpfen 
haben. Kalium- und Natriumchlorid, Chlorkalk, Arsenik, Kalium- 
ferricyanid, Kaliumpermanganat und Bleisuperoxyd werden in 
Japan jetzt gleichfalls erzeugt. Die Mitsui- Bergwerksgesell- 
schaft stellt Reduktionsmittel, wie Eisenstaub und Zinkstaub 
her. Auch Natriumsulfid, -bisulfit und -hydrosulfit, Zinnstaub 
und Zinnchlorid sind zu haben, ebenso im Ueberfluss Kochsalz, 
Schwefel, Natriumnitrat, Natriumacetat, Acthyl- und Methyl- 
Alkohol, Formaldehyd, Chlor und Zinkchlorid. Da die An- 
wendung des elektrischen Verfahrens zur Gewinnung von Phos- 
pkor in den letzten Jahren grosse Fortschritte gemacht hat, wird 
auch die Herstellung von Phosphorpentachlorid, -pentaoxyd und 
-trichlorid zunehmen. Bariumkarbonat, Calciumkarbonat und 
Calciumchlorid werden jetzt im Lande erzeugt. Kupferpulver 


Kupfermonochlorid und Kupfersulfat wurden auch schon vor dem 


Kriege in grossen Mengen erzeugt. Zweifelhaft ist, ob die japa- 
nischen Hersteller von Aetznatron, kalzinierter Soda und ver- 
wandter Erzeugnisse des Preises wegen dem ausländischen 
Wettbewerb werden standhalten können. 

Nach sorgfältiger Vergleichung der japanischen und ameri- 
kanischen Farbstoffpreise am japanischen Markt, der japanischen 
und amerikanischen Herstellungskosten der Farbstoffe und der 
jetzigen japanischen Farbstoffpreise mit den Vorkriegspreisen 
für deutsche Farbstoffe am japanischen Markt glaubt der Ge- 
währsmann der DrugandChemicalMarkets, dass fast 
kein japanischer Farbstoff selbst mit Hilfe von Schutzzoll erfolg- 
reich mit deutschen Erzeugnissen in Wettbewerb treten kann, 
und dass deshalb nur wenige japanische Farbstoffsorten den 
deutschen Wettbewerb überleben ‘werden. Gegen die ameri- 
kanischen Farbstoffe werden sich nach dieser Beurteilung einige 
japanische Farbstoffe halten können, und mit Hilfe von Schutz- 
zoll sogar die meisten; die Farbstoffindustrie der Ver. Staaten 
ist aber. der japanischen in Bezug auf die Grösse der Anlagen 
und die Mannigfaltigkeit der hergestellten Farbstoffsorten vor- 
aus, sodass auch der amerikanische Wettbewerb der japanischen 
Farbstoffindustrie gefährlich werden kann. 

Auch in China sind die Aussichten der deutschen Farben- 
industrie recht gut. Laut Bericht des Ueberseehandelsamtes, 
wiedergegeben in Chem. Trade J. & Chem. Eng. vom 
14. 8. 20, betrug 1919 der Wert des in China eingeführten künst- 
lichen Indigos H. K. Ta&ls 1,31 Mill, gegen Tis. 146 642 im Vor- 
jahre, und der der eingeführten Anifnfarbstoffe Tis. 3,04 Mill., 
gegen Tls. 752000 im Jahre 1918. Der Handel hat also beträcht- 
lich zugenommen, aber trotz der, hohen Preissteigerung bleiben 
die Zahlen weit hinter .denen von 1913 zurück, da damals für 
Tis. 5401 820 Anilinfarbstoffe und für Tis. 9633 157 künstlicher 
Indigo in China eingeführt wurden. 1913 betrug der Verbrauch 
künstlichen Indigos in China etwa 17000 t. Der seitdem ein- 
getretene Minderverbrauch wird teils der vermehrten An- 
pflanzung natürlichen Indigos und teils sparsameren Verwen- 
dungsverfahren des Farbstoffes zugeschrieben. Statt des Vor- 
kriegspreises von etwa Tis. 40 für 1 Picul synthetischen Indigos 
werden jetzt für die gleiche Stärke Tls. 120 bis 140 für 1 Picul 
gefordert. | 

Als Einfuhrländer kommen in Betracht die Schweiz, 
Amerika, Frankreich, Deutschland und Grossbritannien. Haupt- 
einfuhrfirma synthetischen Indigos ist zur Zeit die Schweizer 
Chemische Industrie-Gesellschaft (in China als CJBA bekannt). 
Die eingeführten Mengen warerfim ersten Teil des vergangenen 
Jahres noch klein, haben aber seitdem beträchtlich zugenommen. 
Aus Amerika haben 2 oder 3 Firmen Indigo in begrenzten 
Mengen eingeführt, es sind aber grössere Mengen für dieses 

ahr versprochen worden. Die amerikanische Dupont Company, 
die die Farbstoffherstellung jetzt ganz im grossen betreiben will, 
wird, den Berichten zufolge, erst etwa Fnde dieses Jahres 
Indigo und Anilinfarben nach China senden können. Aus Frank- 
reich hat die Cie. Generale d’Extr&me Orient einzelne Sendungen 
Indigo eingeführt, die französischen Ursprungs sein sollen. In 


‚Schanghai 
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den letzten 3 Monaten sind über 6000 Piculs deutscher Indigo 
(B. A. S. F. und M. L. B.) durch grosse chinesische Handels- 
häuser, die früher mit Vertretern deutscher Fabriken in 
in enger Verbindung standen, eingeführt worden. 
Diese Sendungen stammen vermutlich aus Vorräten, die sich 
während des Krieges in holländischen Häfen angesammelt haben 
und scheinen hauptsächlich durch japanische Schiffe herüber- 
gebracht worden zu sein. Die ersten britischen Indigosendungen 
(LL) xamen in Schanghai im ve@gangenen November an und 
diesen sind in kurzen Zwischenräumen häufige kleine Sendungen 
gefolgt. Nach allen Berichten sol! das britische Erzeugnis guten 
Anklang finden und dem Indigo CJIBA, nach dem zur Zeit in 
China künstlicher Indigo beurteitt wird, vollkommen gleich sein. 


Die verfügbaren Mengen sind aber nur klein und für die Nach- 


frage gänzlich unzureichend. Der chinesische Anilinfarbenmarkt 
wurde 1919 von amerikanischen Firmen beherrscht: ausserdem 
nahmen noch schweizerische und japanische Firmen an dem 
Geschäft teil. Die ersten britischen Farbensendungen kamen 
gegen Ende Oktober an. Die Chinesen sind dem herrschenden 


Farbstoffmangel und den hohen Preisen durch äusserste Spar- 


semkeit im Gebrauch der Farbstoffe begegnet, und der Ver- 
brauch ist jetzt viel geringer als früher. Die schweizerischen 
Erzeugnisse sind gut, aber ihre Menge ist unzureichend. 
Japanische Firmen haben mit einigen Farbstoffen, z. B. 
Schwefelschwarz, gute Geschäfte gemacht. Seit kurzem wird 
das Geschäft aber schwer durch die Sperre beeinträchtigt. Die 
Beschaffenheit der wenigen in Japan hergestellten Farbstoffe 
ist verschieden, im ganzen aber nicht unbefriedigend. Auch über 
die Beschaffenheit der amerikanischen Farben werden wenig 
Klagen laut. Von manchen Farben haben die Amerikaner grosse 
Mengen einführen können, aber die Lieferungen geschehen 
langsam und sind ungewiss, und viele Farben sind nur in sehr 
beschränkter Menge zu haben. Die britischen Erzeugnisse 
haben im ganzen gute Aufnahme gefunden. Da aber die zur 
Verfügung stehenden britischen Farbstoffmengen hoffnungslos 
unzureichend sind und voraussichtlich zunächst auch bleiben 
werden, so kann die gute Handelsgelegenheit von den englischen 
Firmen nicht voll ausgenutzt werden. Auch scheint es, dass 
die Preise für manche britischen Farbstoffe bedeutend höher 
sind, als die für ähnliche amerikanische Ware. 


Haienverbesserungen in Japan. Nach einer amtlichen Mit- 
teilung, die London and China Telegraph vom 20. 9 
20 wiedergibt, befindet sich der Hafen von Yokoltıama in seiner 
dritten Ausbauperiode. Er soll um 397000 Quadratyards ver- 
grössert werden, neue Kais in einer Länge von 8000 Fuss werden 
angelegt und eine neue Strasse wird gebaut, um die neuen Kais 
mit der Hauptstrasse zwischen Yokohama und Tokio zu ver- 
binden. Nach Beendigung dieser Ausbauperiode soll noch eine 
weitere vierte erfolgen. In Kobe sind bereits beträchtliche Er- 
weiterungen erfolgt. Der Hafen hat jetzt- eine Fläche von 
12 Mill. Quadratyards mit einer Tiefe von 36 Fuss. Vier Piers 
mit einer Länge von 1200 Fuss sind gebaut. Die Wellenbrecher 
sind teils vollendet, teils im Bau. Für Moji liegt ein Plan vor, 
den Hafen mit einem Kostenaufwand von Yen 5,25 Mill. inner- 
halb der folgenden Jahre bis 1926 auszubauen. Wegen der 
starken Strömung sollen auch auf der gegenüberliegenden Seite 
bei Shimonoseki Verbesserungen ausgeführt werden. Die 
Häfen von Hakata und Kokura im nördlichen Kyushu sollen für 
Ozeandampfer zugänglich gemacht werden. Erhebliche Ver- 
besserungen erhalten auch die hauptsächlichsten Häfen der 
Nordinsel Hokkaido: Hakodate, Otaru, Muroran, Kushiro. An 
allen vier Stellen sind Wellenbrecher im Bau. s 


Bau von Unterseebooten. Privatnachrichten zufolge, die in 
letzter Zeit aus Japan herübergekommen sind, wird auf der 
Mitsubishiwerft fieberhaft an grossen Unterseebooten ge- 
arbeitet. Es wird vermutet, dass Japan bereits im Besitz von 
ungefähr 200 Unterseebooten ist. Man kann wohl annchnıen, 
dass die von der deutschen Beute nach Japan geschickten Unter- 
seeboote in vielen Einzelheiten als Vorbild gedient haben. 
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Die ehemaligen deutschen Südseekolonien. 
| Von €. Fink. 


Vor einigen Monaten beschäffigte sich die Londoner 
Times mit dem ehemaligen deutschen Samoa. Wenn in all 
den Kriegsjahren immer und immer wieder in der englischen 


Presse und, aus dieser übernommen, in der amerikanischen 


und französischen zu lesen gewesen war, die Deutschen seien 
vollständig unfähig, Kolonien zu entwickeln und deshalb un- 
würdig, sie zu besitzen, wenn im Friedensvertrag das noch- 
mals mit grösster Rücksichtslosigkeit zum Ausdruck gebracht 
wurde, als man einen Grund für die Welt brauchte, weshalb 


Deutschland seine Kolonien abzugeben habe, so steht damit, 


was die Times diesen Sommer zu berichten wusste, doch 
in einem sehr grossen Widerspruch. Mit süss-saurer Miene 
wird da zugegeben: „Es war einmal eine blühende Kolonie. 
Es war einmal!“ Es ist auf Samoa etwas geleistet worden 
unter deutscher Herrschaft — etwas, was man in Zukunft 
nicht wieder leisten zu können befürchtet. Die Zahl der 
Chinesen und Melanesier, die die Bodenarbeit auf den Pflan- 
zungen besorgt haben, ist auf ein Drittel der zur deutschen 
Zeit üblichen zurückgegangen; die Pflanzungen haben dar- 
unter furchtbar gelitten; sie sind, wie der englische Bericht 
zugibt, von Unkraut überwuchert und die Bäume leiden 
schwer unter Krankheiten, die man früher nicht kannte. Die 
Arbeiterfrage bietet keine Hoffnung einer Lösung: Die Neu- 
anwerbung auf den Salomoninseln ist von den australischen 
Behörden und dem Londoner Kolonialamt verboten, gegen 
die Einfuhr chinesischer Kulis, die an sich möglich wäre, 
haben die neuseeländische und die australische Regierung 
grundsätzliche Bedenken. In Wellington, der Hauptstadt 
Neuseelands, zerbricht man sich ernstlich den Kopf, wie dem 
Uebel abzuhelfen ist; bisher hat man einen Ausweg nicht ge- 
funden. 

Ganz ähnlich liegen die Dinge auf dem ehemaligen Neu- 
guinea. Auch dort ist kein Fortschritt zu bemerken. Im 
Gegenteil, die Wirtschaft geht zurück. Laut klagen die dort 
ansässigen Briten, sie könnten mit den Fidschi-Inseln und 
anderen Gruppen der Südseeinseln den Wettbewerb nicht 
aushalten; die britischen Gesetzgebungen legten der Ent- 
wickelung der Südseekolonien zu schwere Fesseln an. 
(Nebenbei bemerkt kommen aus dem ehemaligen Deutsch- 
Ostafrika ganz ähnliche Klagen; Times und Morning 
Post haben sich letzthin über die Zukunft Tanganyikas, 
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wie es heute in England heisst, sehr pessimistisch ausgelassen, 
und neuerdings bezeichneten englische Reisende in der Zeit- 
schritt Common Sense die dort herrschenden Zustände 
als ein Chaos! In Südwest aber, geben die Südafrikaner zu, 
könnten sie mit britischen Methoden nicht durchkommen; man 
werde den deutschen Ansiedlern ihre alten Einrichtungen, 
vor allem ihre Schulen, möglicherweise aber sogar ihr deut- 
sches bürgerliches Gesetzbuch lassen müssen. Der schla- 
gendste Beweis für die Unfähigkeit der Deutschen, Kolonien 
zu entwickeln und zu verwalten!) 

In einem sehr lebhaften Gegensatz zu diesen Miss- 
erfolgen der Briten auf den einst deutschen Südseekolonien 
stehen die Berichte, die von den Inselgruppen nördlich des 
Aequators unter japanischer Verwaltung kommen. Dort 
atmet, wie es scheint, alles Fortschritt. Mit grossem Ziel- 
bewusstsein hat Tokio den Ausbau dieser Kolonialgebiete -- 
Neujapan nennen sie es — in die Hand genommen. Auch 
ein Amerikaner, Thomas J. M’Mahon, der die Inseln im 
letzten Frühjahr besucht hat, hat nur Günstiges zu berichten 
gewusst. Sein Urteil ist um so beachtenswerter, als man in 
Amerika — ebenso wie Australien .— die Fortschritte der 
Japaner in der Südsee nicht gerade mit den allergünstigsten 
Augen verfolgt. Freilich einen unbeugsamen Herrenstand- 
punkt haben sich die Japaner auf den Marianen, Karolinen 
und Marschallinseln schon zu eigen gemacht: „Und folgst 
du nicht willig, so brauch’ ich Gewalt.“ Aber es scheint dort 
doch allerlei erreicht zu sein. 

‘ Die Verwaltung der Inseln liegt in den Händen des 
Marineministeriums. Es herrschen also dort ähnliche Ver- 
hältnisse, wie seinerzeit im deutschen Kiautschou. Der 
Schluss liegt nahe, dass die Japaner den Inseln, wenn sie sie 
auch nicht befestigen dürfen, vor allem strategische Bedeu- 
tung beimessen; es ist ihr gegen die amerikanischen Philip- 
pinen, die holländischen Sundainseln, das australische Neu- 
guinea und das wiederum amerikanische Guam und weiter 
die Hawaiischen Inseln vorgeschobener V.orposten. Gleich 
nach Besetzung der Inseln wurde auf Jaluit eine Funken- 
station errichtet, heute sind alle Hauptinseln (Saipan, Truk, 
Ponape, Jaluit, Yap, Palau und Angaur) durch Funken- 
stationen miteinander und mit Japan selbst verbunden. Auch 
mit der Einrichtung eines neuen Kabelverkehrs mit den Süd- 
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seeinseln rechnet man schon in Japan. Das amerikanische 
Kabel über den Stillen Ozean wird heute den vorhan- 
denen Ansprüchen nicht mehr gerecht. 
förderte es etwa eige Million Worte im Jahr, heute muss es 
0 bis 10 Millionen befördern, obwohl die Leistungsfähigkeit 
auf nur 8 Millionen Worte im Jahr berechnet‘ war. Dabei 
wächst die Zahl der Telegramme, die über den Stillen Ozean 
gehen, von Jahr zu Jahr. In Tokio trägt man sich ernstlich 
mit dem Plan, ein weiteres transpazifisches Kabel zu schaffen; 


die dafür nötigen 50 Millionen Yen stehen zur Verfügung. 


Die Frage ist nur, wie weit Amerika sich an dem Unternehmen 
beteiligen will und wie das Kabel geführt werden soll. 
Trotz des etwas längeren Weges werden in Japan Stimmen 
laut, dass es über die Marschallinseln geführt wird. Eine 
regelmässige Schiffsverbindung mit den Südsee-Inseln unter- 


hält die Nippon Yusen Kaisha, deren Dampfer die Rundfahrt 


von Japan aus in 40 Tagen machen; kleine Dampfer laufen 
zwischen den Inseln. 


Sechs Verwaltungsbezirke sind geschaffen: 
Saiparı — die ehemaligen Marianen umfassend, 
Palau — die West-Karolinen westl. vom 137. Längengrad, 
Yap — die West-Karolinen östlich vom 137. Längengrad, 
Truk — die Ost-Karolinen westlich vom 154. Längengrad, 
Ponape — die Ost-Karolinen östlich vom 154. und die 
Marschallinseln westlich vom 160. Längengrad, 
Jaluit — die Marschall-Inseln östl. vom 160.Längengrad. 


Alle Angelegenheiten der bürgerlichen Verwaltung sowie das 
Gerichtswesen unterstehen einem Zivilgouverneur. 
einzelnen Inseln hat man die eingeborenen Häuptlinge zu 
Leitern der örtlichen Verwaltung gemacht. Zum Teil gilt 
das Gewohnheitsrecht der Eingeborenen, zum Teil aber auch 
das japanische Gesetz. Der letzte vorliegende Finanzbericht 
ist der des Jahres 1917. Danach ergab sich ein Ueberschuss 
der ordentlichen Einnahmen über die ordentlichen Ausgaben 
von 156 000 Yen, wobei indessen zu berücksichtigen ist, dass 
die Marine daneben an 800000 Yen für ihre Zwecke auf- 
gewandt hat, welchen Betrag sie aus dem Erlös ”rr Phos- 
phatnroduktion gedeckt hat. Die Eingeborenen haben eine 
Kopfsteuer zu entrichten, die nach den Verhältnissen ver- 
schieden hoch ist, keinesfalls aber den Betrag von 10 Yen 
im Jahr übersteigt; alte Leute und Familien mit 5 und mehr 
minderjährigen Kindern sind von der Steuer ganz befreit. 
Eine Zahlung in barem Geld ist nicht unbedingt geboten; 
die Abrabe von Kopra oder die Leistung von Arbeit (höch- 
stens 20 Tage im Jahr) kann an ihre Stelle treten. Die 
Japaner und andere Ausländer zahlen (auch für Kinder über 
sechs Jahre) je 20 Yen Kopfsteuer im Jahr. Ausserdem wird 
ein&® Gewerbesteuer erhoben; von dieser befreit sind aber 
Händler mit weniger als 1000 Yen Umsatz im Jahr, Hand- 
werker, die weniger als 500 Yen Betriebskapital haben, und 
alle Bergleute, die ihre mit eigener Hand geförderten Pro- 
dukte selbst verkaufen. 

Unmittelbar nach der Besitzergreifung der Inseln durch 
die Japaner hahen Ein- und Ausfuhr einen erheblichen Rück- 
gang gezeigt. Allmählich aber heben sie sich wieder. Von 
Interesse sind folgende Zahlen. Unter deutscher Verwaltung 
betruren im Jahre 1913 


Einfuhr Ausfuhr 
Marianen 295 419 231 491 Mark 
Karolinen 1 774 SW 2 930 950 en 
Marschallinseln . 947 732 1 436 837 3 


inszesamt; 7616 929 Mark 


Alliten. 


Vor dem Krieg be- : 


Auf den’ 


Im Jahre 1917 haben unter japanischer Verwaltung betragen 


Einfuhr Ausfuhr 
Saipan 59 950 50055 Yen 
Truk . 195 950 76493 „ 
Yıap .» 57 963 81138 „ 
Palau . 55 500 27677 „ 
Ponape . 182 892 99551 „ 
Jaluit . 382 767 465 961 


insgesamt: 1535 797 Yen, 

was etwas über 3 Millionen Mark (zum Vorkriegskurs) ent- 
spricht. Mit Ausnahme von Jaluit trieben die anderen Bezirke 
fast ausschliesslich Handel mit Japan. Man darf annehmen, 
dass sich die Verhältnisse seitdem weiter günstig entwickelt 
haben. Seit 1916 spielen auch Schwefel und Mangan unter 
den Ausfuhrartikeln eine Rolle. Auf die Einfuhr wird im allge 
meinen ein Wertzoll von 10 vom Hundert erhoben; eine Aus- 
nahme machen Tabak (59,50 Yen per 100 Kin), Bier und Reis- 
wein (5 Yen den Liter), Wein (30 Yen den Liter), andere 
Spirituosen (1 Yen den Liter). Bei der Ausfuhr wird Zoll 
erhoben auf Kopra (8 Yen die Tonne), Nüsse (2 Yen die 
Tonne),. Schildpatt (50 Ven per 100 Kin), Düngemittel (1 Yen 
die Tonne) und Häute (50 Yen das Stück). 

Mit grossem Nachdruck sind die Japaner an die Lösung 
der Aufgaben gegangen, die die Landwirtschaft stellt Scharfe 
Bestimmungen sind erlassen, dass alles von den Taifunen in 
den Kriegsjahren heimgesuchte, verwüstete I.and sofort wie- 
der urbar gemacht werden muss. In drei Jahren müssen auf 
ihm neue Kokuspflanzungen stehen. Zunächst kamen die 
Eingeborenen mit Ausflüchten; man verlange Unmögliches 
von ihnen. Als sie aber merkten, dass sie mit solchen Ent- 


“schuldigungen nicht durchkämen, beugten sie sich unter das 


Joch der Arbeit, so hart es ihnen ankommen mochte. 
„Ueberall wird gearbeitet“, schreibt der obeneenannte Ameri- 
kaner auf Grund eigener Anschauung, „in zehn Jahren wer- 
den die Inseln dreimal soviel Kopra ausführen, als vor dem 
Krieg.“ Es scheint, als gelänge den Japanern, was in ver- 
pangenen Zeiten den Spaniern und den Deutschen nicht ge 
lungen ist: Die Eingeborenen legen die gewohnte Trägheit 
ab, weil sie die Früchte steter Arbeit zu sehen beginnen. 
Auch auf anderen Gebieten, als in der Kopraerzeugung, be 
reiten sich neue Zeiten vor. Die Japaner wollen eine groß- 
artige Flechtindustrie (Matten, Panamahüte usw.) schaffen; 
die Kokusnusspalme und der Pandanus liefern dafür ein vor- 
zügliches Material, und die Geschicklichkeit der Eingeborenen 
in der Flechterei hat sich bereits erwiesen, wie auch die Her- 
stellung von Farbstoffen für das Flechtmaterial eine alte 
Kunst der Eingeborenen ist. Mit grösserem Kapital aber wird 
die japanische Finanz nicht zurückhalten, sobald sich ergibt, . 
dass die Bodenschätze der Inseln die Möglichkeit eines ge- 
regelten Abbaues bieten. 

Mit allen Mitteln setzt die japanische Verwaltung 
die Einführung der japanischen Sprache durch. Das Deutsche 
ist so gut wie verboten; die deutschen Schulen sind ge 
schlossen, dafür sind japanische eröffnet. Auf den kleinen 
Inseln lernen die Kinder die Anfangsgründe des Lesens und 
Schreibens; dann kommen sie für drei Jahre in die Schulen 
der Distriktshauptstädte und werden dort zu Japanern g« 
stempelt. Auf der andern Seite bemühen sich die Japaner, die 
Sprache der Eingeborenen zu lernen und mit ihnen in der 
heimischen Mundart Geschäfte zu machen. Nach bekannten 
Vorbildern werden auch auf der Südseeinsel bunte Bilder 
des japanischen Kaiserpaares verbreitet, und man findet über- 


all japanische Kalender und Karten. Ja, die japanische Tracht 
wird mit einer sanften, liebenswürdigen Gewalt den Einge- 
borenen aufgezwungen; die Frauen gehen in Kimonos und 
tragen das Haar nach japanischer Art; die Männer stolzieren 
in europäischer Kleidung japanischer Herkunft einher, wobei 
auch der japanische Spazierstock nicht fehlt. Die Jugend ge- 
fällt sich in Khakiuniformen und schwarzen Soldatenmützen 
japanischen Schnitts. 

Man sieht aus alle dem, mit welchem Nachdruck 
die Japaner ans Werk gehen, sich diesen Teil der Kriegs- 
beute, der ihnen in den Schoss gefallen ist, zu sichern 
und zu einem ausgiebigen Besitz ausubauen. Wie weit es 
ihnen gelingen wird, muss die Zukunft zeigen. Sie haben, 
was sie an deutschen Einrichtungen vorgefunden haben, über- 
nommen, haben das vorhandene ausgebaut oder ihren beson- 
deren nationalen Verhältnissen angepasst umgestaltet, lassen 
überall aber den Ernst erkennen, das Feld zu bestellen, so 
lange es Zeit ist, um im gegebenen Augenblick die Ernte in 
die Scheuer bringen zu können. Ob sich die Japaner auf die 


Dauer mit den Inseln nördlich vom Aequator begnügen wer- 


den, ist eine offene Frage. Bezeichnend ist es jedenfalls, dass 
man in gewissen australischen Kreisen heute schon zu der 
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Ueberzeugung kommt, dass man auf die Dauer ohne das 
Menschenmaterial Asiens eine erfolgreiche Kolonialpolitik 
in den tropischen Gebieten der Südsee nicht durchführen 
kann. Der Gegensatz zwischen den unter asiatischer und 
britischer Verwaltung stehenden Inseln springt freilich 
überall in die Augen. Wo die japanische Flagge weht, herr- 
schen Ordnung und Zucht; mit orientalischem Herrengeist 
treten die Japaner dem Eingeborenen gegenüber; sie zwingen 
ihn zu arbeiten — die Jugend in der Schule, die Erwachsenen 
in den Pflanzungen und Bergwerken. Im Gegensatz zu den 
von den Briten übernommenen Kolonien wird nicht über 
Rückschritte und Verfall geklagt; alles geht vorwärts. Und 
was wir anerkennen wollen, nirgendwo ertönt eine schein- 
heilige überhebende Sprache, die trotz aller eigenen Miss- 
erfolge den deutschen Vorbesitzern die Fähigkeit zu koloni- 
sieren abzusprechen sucht. Im Gegenteil, aus dem, was japa- 
nischer Fleiss und ernstes Streben auf den Südseeinseln zu 
schaffen sich bestreben, klingt mittelbar eine Anerkennung 
dessen heraus, was sie vorgefunden haben. Umsonst schal- 
ten die Japaner heute da, wo sie die Herren fortan sein 
wollen, nicht alle Deutschen mit sorgsamer Gründlichkeit aus, 
lassen aber das deutsche Werk bestehen. 


Wirtschaftliches aus Britisch-Indien. 


Die indische Währung. 

Am 31. August ds. Js. wurde in der gesetzgebenden Ver- 
sammlung in Simla in erster Lesung der „Indian Coinage 
Bill“ angenommen, auf Grund welcher für den Sovereign und 
halben Sovereign als gesetzliche Zahlungsmittel die feste Rate 
von zehn Rupien festgelegt wird. Angesichts der hohen 
Preise, die in den ersten Monaten d. J. für Silber herrschten, 
hatte die Regierung bereits im vergangenen Februar ange- 


deutet, dass Massregeln ergriffen werden müssten, um der 


Einschmelzung des indischen Silbergeldes zu begegnen, doch 
ist die Absicht, speziell zu der obigen Massnahme zu greifen, 


von der Regierung erst am 21. Juni d. J. ausgesprochen 


worden. 


Für die Gestaltung des indischen Wirtschaftslebens wird 
der neue „Indian Coinage Act‘ von weittragender Bedeutung 
sein. Herr Hailey; dem es als „Finance Member“ oblag, den 
Gesetzesentwurf der Versammlung vorzulegen, liess es sich 
in seiner Begründung angelegen sein, der von indischer Seite 
zu erwartenden Kritik im voraus zu begegnen. Nach seinen 
Ausführungen hätte eine Rückkehr zur Parität von 15 Rupien 
für den Sovereign zur zwingenden Folge, dass der Silber- 
gehalt der Rupie vermindert werden müsste, was einen grös- 
seren Bedarf nach den entsprechend entwerteten Zahlungs- 
mitteln und im Zusammenhange damit eine allgemeine Inila- 
tion und Preissteigerung für die notwendigen Bedürfnisse 
der Massen verursachen würde. Befürchtungen für den in- 
dischen Ausfuhrhandel seien, so bemerkte der optimistische 
Regierungsvertreter, in keiner Weise zu hegen. Die passive 
Handelsbilanz Indiens während der letzten Monate sei durch- 
aus nicht eine Folge des teilweise durch die Abgabe der 
Reserve Councils zu 2/’— hoch gehaltenen Rupiekurses, son- 
dern erkläre sich aus besonderen Gründen: aus der Erhöhung 
der Einfuhrziffern durch die jetzt für die indische Industrie 
eintreffenden, seit geraumer Zeit bestellten Maschinen, und 
aus den grossen Ausfällen in der Ausfuhr infolge der 
Stockung im Häute- und Fellehandtl, des Aufhörens der 


japanischen Baumwollkäufe, des Ausfuhrverbots für Getreide 
und der Warenanhäufung und Absatzstockung in Europa. 
Natürlich vermochte der Regierungsvertreter seine Apologetik 
nicht ohne den Hinweis zu schliessen, dass die neue Mass- 
regel vor allen Dingen im Interesse der darbenden indischen 
Massen getroffen werden muss, denen es das vorliegende 
Gesetz ermöglicht, für jede zehn Rupien sich Baumwollwaren 
im Werte von einem englischen Pfunde kommen zu lassen. 


Als berufener Sprecher für die gefährdeten Interessen 
des indischen Handels und der heimischen Industrie übte 
Herr Tata an dem vorgelegten Entwurfe die schäriste Kritik. 
In der Tat hätte der Verkauf der Reserve Councils nicht nur 
direkten Verlust verursacht, sondern es habe auch infolge der 
Steigerung des Rupiekurses die indische Ausfuhr ausseror- 
dentlich gelitten. Auch für die Zukunft würden dem indischen 
Exportgeschäfte diese Folgen der Kurserhöhung nicht er- 
spart bleiben, da die indischen Ausfuhrprodukte für die Welt- 
märkte stark verteuert würden. Noch schwerer sei aber die 
Bedrohung der indischen Industrie, die statt durch Einfuhr- 
zölle in ihrer jungen Entwicklung geschützt zu werden, einer 
Ueberflutung des Landes mit billigen Erzeugnissen des Aus- 
landes preisgegeben würde. Indiens Interesse sei in diesem 
Gesetze Lancashire' geopfert und es sei zu beklagen, dass die 
Finanzpolitik des Landes in einer Entfernung von 5000 
Meilen durch eine in London sitzende Kommission bestimmt 
würde. Herr Tata beantragte die Vertagung des übereilten 
Entwurfes, drang aber bei der Zusammensetzung des Legis- 
lative Councils natürlich nicht durch. 

Bei der Kompliziertheit der Probleme lassen sich selbst- 
verständlich eine ganze Reihe von Argumenten für und wider 
die Festsetzung der 10 Rupie-Parität vorbringen. Eine Ver- 
teuerung der Lebensmittel kann bei den heutigen unruhigen 
Verhältnissen in Indien der Regierung natürlich nicht will- 
kommen sein; doch wird von indischer Seite, schon längst 
dafür agitiert, der Verteuerung der Nahrungsmittel durch 
Zölle auf deren Ausfuhr zu steuern, anstatt deren freie Aus- 
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fuhr in jeder Hinsicht, namentlich auch durch die Tarıt- 
politik der Eisenbahnen, zu stimulieren. Auch darf nicht über- 
sehen werden, dass der darbende Indier die besagten 10 
Rupien, für deren Gegenwert Lancashire ihm Webwaren im 
Werte von einem Pfund englisch liefern wird, erst aus dem 
Erlös für den Verkauf der Landesprodukte darzustellen hat, 
deren Preis ja die neue Kursfestsetzung gerade recht niedrig 
halten soll. Der indischen Textilindustrie aber droht die 
doppelte Gefahr der verschärften englischen Konkurrenz und 
der Beeinträchtigung der Absatzmöglichkeiten in China, 
Afrika und dem Persischen Golf. 


Man wird dem Verlauf der Dinge in Indien mit grossem 
Interesse zu folgen haben. Viele Faktoren zu Gunsten der im 
Kriege aufgeblühten indischen Industrie haben in ihrer Wir- 
kung bereits aufgehört; so die Kriegsaufträge der Regierung, 
das Fehlen der fremden Konkurrenz, die als Schutzzoll wir- 
kenden hohen Seefrachten usw. Zu einer solchen Zeit muss 
das neue Gesetz ohne Zweifel als eine recht empfindliche 
weitere Belastung empfunden werden, welcher namentlich die 
neueren Gründungen, die noch keine Gelegenheiten zu den 
grossen Abschreibungen der Kriegsjahre gefunden haben, 
vielleicht nicht gewachsen sein dürften. | 


Erwähnt sei hier noch, dass auch der japanischen Textil- 
industrie, die ganz besonders auf den Bezug der indischen 
Baumwolle angewiesen ist, eine empfindliche Schädigung 
droht, da der erhöhte Kurs der indischen Rupie für Japan 
den Einkauf des benötigten Rohmaterials erschweren wird. 


Vom Häutehandel. 


In der Wochenausgabe des Pioneer vom 6. August 
steht an erster Stelle ein längerer, „Häute und Felle“ über- 
schriebener Artikel. Er beginnt mit der interessanten Eröff- 
nung, dass kürzlich einige Länder, einschliesslich der Ver- 
einigten Staaten, Frankreich und Italien, gegen die von der 
indischen Regierung mit Bezug auf Häute und Felle verfolgte 
Zollpolitik Einspruch erhoben hätten. Diese gipfelt bekannt- 
lich darin, dass auf die Ausfuhr von rohen Häuten und 
Fellen ein Ausfuhrzoll erhoben wird, der 15 Proz. ad valorem 
beträgt, wovon jedoch 10 Proz. auf alle nachı Gross-Britan- 
nien und seinen Kolonien ausgeführten Häute und [’elle ver- 
gütet werden. Während des Krieges befassten sich auf 
direkte Veranlassung der indischen Regierung zwei Körper- 
schaften, das Imperial Institute und die Holland Industrial 
Commission, mit Untersuchungen über die Möglichkeiten 
einer größeren kommerziellen Verwertung in England der 
hauptsächlichen Rohstoffe Indiens. Der Zweck der Holland 
Commission war, Massnahmen vorzuschlagen, durch die in 
Indien Industrien hervorgerufen werden könnten, der des 
Imperial Institute, Mittel und Wege zu finden, wie sich eine 
grössere Verwertung der indischen Rohstoffe innerhalb des 
britischen Weltreichs ermöglichen liesse. Die Vorschläge der 
Holland Commission hatten also in erster Linie im Auge, 
durch Auferlegung eines Ausfuhrzolls die indische Gerberei 
zu stärken und zu heben, während die Erwägungen des Im- 
perial Institute in erster Linie davon ausgingen, dass der 
grösste Teil der Ausfuhr von Rohhäuten und -Fellen Eng- 
land und seinen Kolonien gesichert werden müsse. Im Jahre 
1912/13 gingen nämlich 47 Proz. der ganzen Ausfuhr von 
Rohhäuten nach Deutschland und Oesterreich, und 74 Proz. 
aller Rohfelle nach den Vereinigteri Staaten, während England 
nur 8Proz., bezw. 12Proz. der Rohware bezog. „Das Export- 
Geschäft in Häuten“, sagt der Artikel, „lag fast gänzlich in 
der Hand deutscher Firmen. Die Rohware ging hauptsächlich 
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nach Deutschland, von wo ein bedeutender Teil davon wie- 
der nach England in Gestalt von fertigem Leder zurückkar 
Die grossen Einkäufe von Ziegenfellen durch die Vereinigten 
Staaten geschahen hauptsächlich für Rechnung von Chrome- 
Gerbern, die eine Spezialität in Glaceleder herstellen, für das 
England ein bedeutender Käufer ist.“ 


Die englischen Gerber, an die sich das Imperial Institute 
bei seinen Nachforschungen wandte, formulierten daraufhin 
gewisse Bedingungen, die sie als unerlässlich erachteten, falls 
die Verbindung des indischen Häutehandels mit Deutschland 
aufhören und dafür mit den britischen Interessenten aufge- 
nommen werden sollte. Diese Bedingungen waren: 


1. Die Einführung eines Ausfuhrzolls auf indische Roh- 
häute mit einem Nachlass für solche Häute, die inner- 
halb des britischen Weltreichs gegerbt würden; 

2. die Ausmerzung deutscher und österreichischer Firmeu 
aus dem indischen Exportgeschäft; 

3, die Bewilligung finanzieller Unterstützung seitens der 
britischen Regierung (!!).“ 


Falls diese Bedingungen erfüllt würden, hegten sie die 
Zuversicht, dass sie innerhalb dreier Jahre nach Beendigung 
des Krieges 4 Millionen Häute, anstatt der paar hundert- 
tausend ver dem Kriege, würden verarbeiten können. Sie 
meinten auch, der indische Bauer würde durch den Wechsel 
der Kundschaft nicht verlieren, sondern könne eher gewinnen, 
da an Stelle einer Vereinigung feindlicher Firmen eine Anzahl 
in Wettbewerb stehender britischer Firmen treten würde. 
Der Artikelschreiber führt dann noch an, wie die britischen 
Gerber sich bemüht hätten, durch allerlei Vorschläge den in- 
dischen Bauern und Schlachtern für eine Verbesserung der 
Art des Abziehens und Herrichtens der Häute und Felle zu 
interessieren, muss aber zugeben, „dass diese Vorschläge 
sehr wenig praktischer Ärt gewesen seien“. (Sie waren ge 
radezu kindisch und zeugten von phänomenaler Unkenntnis 
der Verhältnisse in Indien). „Im grossen und ganzen“, sagt 
er, „hinterlässt der Handelsbericht des Imperial Institute den 
Eindruck, dass er in erster Linie im Interesse der britischen 
Gerber verfasst worden ist, aber man darf nicht vergessen, 
dass die industrielle Bewegung in Indien damals noch nicht 
ihren jetzigen Umfang angenommen hatte, und der Haupt- 
zweck war das Herausfinden sicherer Märkte für indische 
Rohprodukte. Der Krieg hat deutlich gezeigt, dass, falls ein 
Land nicht in der Hauptsache kommerzielle Beziehungen mit 
befreundeten Nationen unterhält, sein Handel plötzlichen Er- 
schütterungen unterworfen ist, von denen es sich nur lang- 
sam erholen kann. (Eine reizende Logik, denn wer ist 
schliesslich „befreundete Nation“ ausser England selbst?!) 
Bei sonst gleichen Voraussetzungen ist es also besser, dass 
Indien seinen Handel lieber innerhalb des britischen Empe- 
riums als ausserhalb treiben sollte. Dies setzt aber voraus, 
dass die Bauern und Händler hierdurch nicht zu kurz kom- 
men, und dies muss eine Bedingung des Handels innerhalb 
des Emperiums sein. Man kann Sentimentsgründe hiergegen 
vorbringen, aber in der Praxis wird die Ware stets dem, der 
das meiste bietet, zufallen, ganz gleich, was seine Nationali- 
tät sein möge“. _ 

Aus früheren kürzlich an dieser Stelle veröffentlichten 
Auszügen aus der indischen Presse wissen wir, dass durch 
die Einführung des Ausfuhrzolls auf Häute und Felle bisher 
eine wesentliche Hebung der indischen Gerbereiindustrie nicht 
gelungen ist, wohl aber sind durch die Ausschaltung allen 
fremden Handels die Urbesitzer der Ware und die einge 
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borenen Händler beträchtlich zu kurz gekommen. Es scheint, 
dass selbst bei derartigen Unterstützungsmassnahmen seitens 
der Regierung die englischen Gerber nicht in der Lage sind, 
auch nur annähernd das Quantum von Rohhäuten, das In- 
dien hervorbringt, zu verarbeiten. Die Folge ist ein unglaub- 
lich niedriges Niveau der Häutewerte in Indien selbst, das 
angeblich den grössten Vorteil von der fiskalischen Mass- 
regel geniessen sollte, und eine vor dem Kriege niegekannte 
Aufspeicherung von Rohhäuten und -Fellen, deren Qualität 
natürlich bei den klimatischen Verhältnissen stark leidet, so 
dass hierdurch eine weitere starke Entwertung dieses kost- 
baren Rohprodukts eintreten muss — zum Schaden der ein- 
geborenen Händler, Schlachter und Bauern natürlich. 

Wie weit die Dinge in dem einst so blühenden Häute- 
geschäft in Indien gediehen sind, geht aus einem Telegramm 
hervor, das dem Pioneer unter dem Datum des 14. ugust 
aus Calcutta gesandt wurde: 

„Die vollständige im ganzen Lande herrschende Stag- 
nation im Häutegeschäft hat nun auch den Dacca Markt er- 
griffen. Fast dreimalhunderttausend Stück Häute wurden 
früher jede Woche von Dacca exportiert, aber in den letzten 
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Jahren waren 70000 Stück das. Höchste, was weggeschickt 
werden konnte. ‘Natürlich sind die Leute, die vom Haupt- 
geschäft leben, etwa 10 000 an der Zahl, übel dran. Im letzten 
Monat wurden 10000 Häute von Dacca verschifft, aber sie 
blieben unverkauft in Calcutta liegen,“ 

Das spricht für sich selbst. Ob es den Engländern, die 
vor dem Kriege selbst offen zugegeben haben, dass sie den 
Artikel „Häute“ nicht zu handeln wissen, nun wohl aufgeht, 
wohin ihre blindwütige Politik der Ausmerzung aller deut- 
schen Interessen führt? Die Eingeborenen haben es sicher- 
lich schon lange eingesehen und wissen gewiss auch, dass 
ein halbes Dutzend Deutscher aus der Branche die Dinge 
drüben bald wieder einrenken könnten — vorausgesetzt 
natürlich, dass auch die prohibitiven Zollschranken fielen. 
Nach inzwischen eingetroffenen Nachrichten scheint es, als 
ob die von den Eingeborenen gegen die Ausfuhrzölle über- 
haupt und die Bevorzugung der englischen Gerberei im be- 
sonderen gerichtete Propaganda schon einigen Erfolg aufzu- 
weisen hat, denn die Zollsätze auf die Ausfuhr sollen beträcht- 
lich ermässigt worden sein, doch fehlen noch bestimmte 
Nachrichten. 


Politische Rundschau. 


China. 


Sensationsmeldungen über China. In den letzten Tagen sind 
eine Reihe widersprechender und doch scheinbar in einem ge- 
wissen Zusammenhang stehender Meldungen aus englischer, 
französischer und amerikanischer Quelle über einen Umsturz 
in China nach Deutschland gelangt. Danach sollte es dem 
Generalgouverneur der Mandschurei, General Chang-Tso-Lin 
gelingen sein, das republikanische Regime in Peking zu stürzen 
und die Monarchie auszurufen. Gleichzeitig kam die Meldung, 
dass der Militärgouverneur von Kiangsu, General Li-Chun 
Selbstmord begangen habe oder ermordet worden sei. Die Ver- 
mmutung lag nahe, dass zwischen diesen gemeldeten Vorgängen 
in Peking und Nanking ein gewisser Zusammenhang bestehe, 
und da schliesslich die Nachricht von der Ausrufung der 
Monarchie aus drei verschiedenen Quellen gemeldet wurde, so 
batte man zunächst keinen Grund an ihrer Richtigkeit zu 
zweifeln, um so mehr als in den letzten Wochen die monarchi- 
Stischen Strömungen in China sich stärker als sonst üblich be- 
merkbar gemacht hatten. Inzwischen liegt eine Meldung des 
Wolifschen Büros vor, wonach die Pekinger Reglerung die 
Gerüchte eines Staatsstreiches dementiert. 


Welche Vorgänge Anlass zu den Sensationsmeldungen ge- 


geben haben, lässt sich bisher nicht übersehen. Man sollte 
annehmen, dass, wo Rauch ist, auch Feuer ist. Interessant ist 
In diesem Zusammenhang eine Meldung des Japan Ad- 
vertiser vom 7. August, wonach am 4. August die Gencrale 
Chang-Tso-lin, Tsao-Kun, Wan-Chen-yuen, Li-Chun und elf andere 
Tutschüns einen Erlass veröffentlicht haben, der lautete: 

„Es wird immer wieder berichtet, dass es in China zwei 
Parteien gebe, von denen die eine die Monarchie zurückführen 
wolle, die andere für die Republik eintritt. Der unheilvolle 
Bericht fügt hinzu, die Monarchisten seien im Wachsen. Oifen- 
bar ist das Gerücht von den Leuten verbreitet worden, die Zwie- 
tracht unter uns säen und das Land in hoffnungslose Unordnung 
"ürzen wollen. Wir erklären hiermit: Unser einziges Ziel ist, 
den Präsidenten zu schützen und im: Einklang mit dem Willen 
des Volkes eine wahre republikanische Regierung zu fördern.“ 


Kang-Yu-wei für einen Vertrag mit Deutschland. (Meldung 
des Transocean-Dienstes, Schanghai, den 18. Ok- 
tober) Der bekannte chinesische Reformator Kang-Yu-wei hat 
der Regierung eine Denkschrift überreicht, in der er den sofor- 
tigen Abschluss eines Vertrages mit Deutschland, unabhängig 
von den Wünschen der anderen Mächte, dringend enapfiehlt. 


China und Sowjet-Russland. Ueber die weitere‘Entwicklung 
der chinesisch-russischen Angelegenheit liegen folgende Meldun- 
gen des Transocean-Dienstes vor: 


Schanghai, den 1. Oktober 1920. 


Die Pekinger Regierung hat die russischen Nieder- 
lassungen in Tientsin und Hankau übernommen und plant 
Massnahmen, durch die die Ostchinesische Eisenbahn, die 
als Teil der Sibirischen Bahn durch die Nordmandschurei 
geht, unter ihre Kontrolle kommt. Das alte russische Ge- 
neralkonsulat in Schanghai wird weitergeführt, ohne dass 
ihm aber China einen amtlichen Charakter zucrkennt. Die 
Russisch-Asiatische Bank hat sich unter französischen 
Schutz gestellt. 

Die chinesische Regierung hat alle russischen Gerichte 
in China abgeschafft. Vorläufig kümmert das russische 
Generalkonsulat in Schanghai, wo es den Schutz der Inter- 
nationalen Niederlassung geniesst, sich um den Erlass nicht, 
sondern übt nach wie vor Gerichtsbarkeit über die russi- 
schen Staatsangehörigen aus. 


Schanghai, den 10. Oktober. 


Die Leitung der Ostchinesischen Eisenbahn in der Nord- 
mandschurei wird ein gemischtes Direktorat übernehmen, 
an dessen Spitze ein chinesischer Präsident tritt. Die 
Russisch-Asiatische Bank bleibt die Bank der Eisenbahn. 
Sie wird laut Artikel 12 das Kapital und die Zinsen zurück- 
erstatten. Die ausländische Presse zeigt sich über diese 
Regelung der Angelegenheit sehr nervös und stellt sich auf 
die Seite der Russen. 


Inzwischen hat die Pekinger Regierung auf die von den 


‘fremden Gesandtschaften wegen der Uebernahme der russischen 


Konzessionen erhobenen Vorstellungen geantwortet. Die Pariser 
Ausgabe des New York Herald vom 2. 10. meldet darüber, 
dass die chinesische Regierung in ihrer Antwortnote betont 
hahe, dass sie sich in ihrem Vorgehen gegen die russischen 
Interessen von Präzidenzfällen habe leiten lassen und dass sie 
sich in keiner Weise mit ihrer Handlungsweise Wünschen des 
Vertreters der sibirischen Regierung untergeordnet habe. Die 
Verwaltung der russischen Konzessionen und Privilegien würden 
einem chinesischen Fremdenkommissar anvertraut, bis die zu- 
künftige russische Regierung anerkannt sei. Die Meldung deutet 
die Stimmung in massgebenden ausländischen Kreisen dahin, 
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dass die Haltung der chinesischen Regierung vernünitig sei 
und dass die Russen das Opfer von Ereignissen geworden seien, 
die früher oder später eingetreten wären. 


In diesem Zusammenhang ist eine Kopenhagener Meldung 
an die Londoner Morning Post vom 30. 9. von Interesse, 
wonach Litvinoff darauf hinarbeite, der erste Sowjetgesandte 
in Peking zu werden. 


Japan. 


Deutschland und Japan. In der japanischen Gaiko Jiho 
(„Diplomatischen Zeitschrift‘) bezeichnet der Herausgeber 
Hanazawa die Wiederaufnahme der amtlichen Beziehungen 
Japans zu Deutschland aus Anlass der Ankunft des deutschen 
Botschafters Dr. Solf als ein Ereignis, zu dem man sich beglück- 
wünschen müsse, nicht nur im Interesse der beiden betroffenen 
Länder, sondern auch in dem des Friedens und der Wohlfahrt 
der Welt und der ganzen Menschheit. Hanazawa bedauert, dass 
die Diplomatie im Jahre 1914 keine glücklichere Hand gehabt 
und nicht einsichtsvoller gehandelt habe, sodass der Krieg ver- 
mieden wäre. Er fährt dann fort: „Deutschland und Japan waren 
im Krieg miteinander, sehen jetzt aber ein, dass der Krieg 
zwischen ihnen hauptsächlich eine Folge von Irrtümern und 
Uebereilungen beider Regierungen gewesen ist, dass sie 
während des Krieges nicht mit solcher Weissgluthitze wie 
andere Völker miteinander gekämpft haben, dass sie vielmehr 
einen von dem gewöhnlichen sehr verschiedenen Krieg geführt 
haben. Auch lässt sich nicht leugnen, dass die Japaner in ihrem 
tiefsten Herzen bedauern, dass, weil Japan sich für die Sache 
Grossbritanniens am Kriege beteiligt und zu ehrlich für britische 
Interessen eingetreten ist, das Gleichgewicht der Welt zum 
Nachteil Japans ganz ausserordentlich gestört ist. Unter diesen 
Umständen hat Japan ein tiefes Interesse an der Zukunft 
Deutschlands, und zwar in einem ganz anderen Sinne, als vor 
dem Kriege. Wir können uns die Torheit nicht leısten, uns ganz 
ausschliesslich von englisch-französischen Interessen leiten zu 
lassen, und für alle Zeiten in anormale Verhältnisse, die mit dem 
Kriege in Verbindung stehen, gezogen zu werden.“ 

- Hanazawa erinnert daran, dass Baron Goto von seiner Reise 
nach England und Amerika den Eindruck mitgebracht habe, 
England habe einen „Abwehrkrieg gegen das Wachsen und den 
Aufstieg Deutschlands, insbesondere seine wunderbare fort- 
schreitende Organisation“ geführt. Es habe sich also im 
wesentlichen um einen Kampf dieser beiden Mächte um die 
Vorherrschaft gehandelt, die anderen Mächte seien nur mit in 
den Strudel hineingerissen worden. „Wenn aber die Vorherr- 
schaft der Demokratic, der Kampf gegen den Militarismus und 
die Sache der Gerechtigkeit und der Menschlichkeit, auf die die 
Staatsmänner der Entente so grosses Gewicht legen, nur hohle 
Phrasen einer Propaganda sind, so ist kein Grund ersichtlich, 
weshalb die Japaner in Zukunft Feindschaft gegen Deutschland 
hegen sollten. Im Gegenteil, wir müssen auf unserer Hut sein, 
dass wir nicht von angelsächsischer Propaganda vergiftet wer- 
den und unsere Möglichkeit den wahren Stand der inter- 
nationalen Politik und die wirkliche Weltlage zu erkennen, 
lahmgelegt wird. Die Gestaltung neuer Beziehungen zu 
Deutschland, das so tief gestürzt sei, wie noch nie 
cin Volk, und deshalb auch nicht an Weltpolitik denken könne, 
sei nicht einfach. Auch wäre kaum anzunehmen, dass Japan 
sehr bald in besondere diplomatische Beziehungen zu Deutsch- 
land treten werde. Wohl aber gäbe es in beiden Ländern 
Männer, die eine Freundschaft Deutschlands und Japans zu 
fördern wünschten. Von manchen sei bereits auf die Möglich- 
keit eines Zusammengehens Deutschlands, Japans und Russ- 
lands hingewiesen worden. Jedenfalls fehlte es nicht an Be- 
rührungspunkten, zumal sich die Verhältnisse in beiden Ländern 
vielfach ähnelten (Uebervölkerung, Mangel an Rohstoffen, Be- 
dürfnis nach Kolonien, Missverstandenwerden von anderen 
Völkern, Behandlung als Stiefkinder durch andere); beide 
Länder müssten daher die Tugend der Ausdauer üben und in 
beiden müssten Regierung und Volk eng zusammen stehen. 


An sich bedeute das noch nicht, dass es im Interesse beider 
läge, zusammenzugehen; würde aber Deutschland im Westen 
untergehen und Japans Stern im Osten sinken, so würde das 
einen Verlust für die Welt bedeuten, da es sie weit schlimmer 
als heute der’Tyrannei des Kapitalismus ausliefern würde. „In 
diesem Sinne haben das Dasein und die Blüte Deutschlands und 
Japans einen grossen kulturellen und moralischen Wert.“ 

Hanazawa schliesst seinen Aufsatz mit einer Würdigung der 
Person Dr. Solfs, deren Kaliber schon zeige, welche Bedeutung 
man in Deutschland auf die Beziehungen zu Japan lege, wobei 
nicht zu vergessen sei, dass Deutschland früher nicht immer 
glücklich in der Wahl seiner Vertreter in Tokio gewesen sei und 
die Beziehungen beider Länder oft zu wünschen übrig gelassen 
hätten (z. B. in der Haussteuerfrage, wo Deutschland mit 
England zusammenging). „Zweiiclhaft aber ist es, ob Dr. Solfs 
Bemühungen Erfolg haben würden, wenn er versuchen würde, 
die Öffentliche Meinung in Japan plötzlich wieder mit den 
üblichen Mitteln der deutschen Propaganda deutschfreundlich zu 
gestalten Er wird gut tun, diesen Weg zu meiden." 


Vom Genro. Vor einigen Tagen ist in Tokio unerwartet der 
alte Fürst Yamagata eingetroffen, in körperlicher Frische, wie es 
in eitem Telegramm der Times aus Tokio heisst, nachdem 
er vor einigen Monaten schon telegrapisch totgesagt war. Fürst 
Yamagata wird mit Vicomte Okuma und Baron Matsukata über 
die kalifornische Sache sprechen. Diese neue Zusammenkunft 
des Genro macht in Japan um so mehr Aufsehen, als sie in 
einem Augenblick stattfindet, wo der Ministerpräsident Hara 
und der Marineminister Kato in der Provinz sind, um die Politik 
der Regierung in Vorträgen und Reden zu vertreten. Vor einem 
Jahr hiess es, der Genro sei ein für alle Male erledigt, heute 
steht er in ganzer Kraft wieder da. 


Vermischte Nachrichten. 


Chinesischer Studentenabend in Berlin. Namens des Ver- 
bandes für den Fernen Osten hatte Generalsekretär Dr. Linde 
die in Berlin studierenden Chinesen und eine Anzahl deutscher 
und chinesischer Herren zu einer geselligen Zusammenkunft für 
Montag, den 11. Oktober, in den Muschelsaal des Restaurants 
„Rheingold‘“ eingeladen. U. a. bemerkte man den chinesischen 
Vertreter Dr. Chang, Ministerialdirektor Knipping, Konsul 
Dr. Walter und Gymmnasialdirektor Dr. Soehring, Schulreferent 
im Auswärtigen Amt. Dr. Linde sprach einige Worte der Be- 
grüssung und mahnte die jetzt aus China nach Berlin ge- 
kommenen, neuen Studenten, mit Eifer ihren Studien obzuliegen, 
und die Zeit ihres Autenthalts auszunutzen, damit sie mit neuem 
geistigem Rüstzeug in die Heimat zurückkehren können. 
Dipl.-Ing. Schu Hua Hu dankte im Namen der Studenten für die 
Worte Dr. Lindes und gab seinem Wunsche nach einer Ver- 
tiefung der geistigen Beziehungen zwischen China und Deutsch- 
land Ausdruck. Die nächsten Veranstaltungen werden im 
grösseren Kreise erfolgen und sollen durch Lichtbildervorträge 
besonders anregend gestaltet werden. 


Gründung eines Deutsch-Japanischen Sprachvereins In 
Tsingtau. im Laufe des August ist in Tsingtau ein Deutsch- 
Japanischer Sprachverein gegründet worden, dem sofort 35 
deutsche und 50 japanische Herren als Mitglieder beigetreten 
sind. Ehrenmitglied des Sprachvereins ist der Chef des Stabes, 
Exzellenz Mukomishi. Die Anregung zur Gründung des 
Vereins, der zurichst den Zweck hat, bei seinen Mitgliedern 
die Kenntnis der deutschen und japanischen Sprache gegenseitig 
zu fördern, ist von dem japanischen Regierungsrat Herrn 
Yamada ausgegangen, während sich auf deutscher Seite be- 
sonders die Herren D. Richard Wilhelm, O. Rittmüller 
und Rechtsanwalt Dr. Rumpf an den vorbereitenden Grün- 
dungsarbeiten beteiligt haben. Der Verein soll ein Versuch 
sein, gute persönliche Beziehungen zwischen den Deutschen und 
Japanern in Tsingtau herzustellen. Dazu sollen insbesondere 
Sprachkurse, Vortragsabende und gesellige Veranstaltungen 
dienen; ausserdem wird der Sprachverein deutsche und japa- 
nische Zeitungen und Zeitschriften halten, Uebersetzungen ver- 


anstalten usw. Der Vorstand des Vereins besteht aus 6 Mit- 
gliedern und zwar aus je einem deutschen und japanischen 
Vorsitzenden, je einem deutschen und japanischen Schriftführer 
und je einem deutschen und japanischen Kassenwart , 


In welchem Geiste der Verein seine Bestrebungen ver- 
wirklichen will, ergibt sich aus den Worten, die Herr Yamada 
am Tage der Gründung an die erschienenen Herren richtete. 
Er führte aus: 


„Wir Japaner haben von alters her als unsere besondere 


Mission die Aufgabe auigefasst, orientalische und westliche 
Kultur zu verschmelzen und damit die Wohlfahrt der ganzen 
Welt zu fördern In diesem erhabenen Gedanken haben wir 
vor dem Krieg mit Deutschland, das eine hohe Kultur besitzt, 
in freundschaftlicher Beziehung gestanden, und die deutsche 
Wissenschaft hat auf die japanische Wissenschaft einen grossen 
Einfluss ausgeübt. Der grausame Krieg hat aber diese freund- 
liche Kulturbeziehung beider Völker zugrunde gerichtet, und 
Deutschland und Japan haben sogar hier in Tsingtau die Waffen 
gekreuzt. Dass es so gekommen ist, geschah jedoch aus rein 
politischen Gründen, die mit den Gefühlen des japanischen 
Volkes gegen das deutsche Volk absolut nichts zu tun hatten. 
Die kulturelle Freundschaft zwischen beiden Völkern ist damals 
das Opfer der Politik geworden. Aber gerade in diesem Krieg 
haben beide Völker Gelegenheit gehabt, sich gegenseitig viel 
genauer kennen zu !crnen. Es war ein Glück in diesen un- 
glücklichen Tagen, dass Verhältnisse sich im Keime entwickelten, 
die zu der Hoffnung berechtigten, dass beide Völker in Zukunft 
noch viel freundlicher und vertrauter als vorher miteinander 
verkehren werden. Ein iapanisches Sprichwort heisst: Aus 
Unglück entsteht Glück. Manchmal lassen sich aber die Sprich- 
wörter leichter aussprechen als durchführen. Aber nun bietet 
sich hier eine Gelegenheit, in gegenseitiger Uebereinstimmung die 
beiden Völker auf kulturellem Wege näher zu bringen. Im 
Namen des Vorbereitungsausschusses spreche ich meinen Dank 
dafür aus, dass es mit Ihrer Unterstützung, meine Herren, soweit 
gekommen ist, heute die Gründungsversammlung des Sprach- 
vereins abhalten zu können. Der Friede ist zwar in Versaillös 
geschlossen worden, doch ist die ganze Welt noch immer in 
grosser Verwirrung und scheint noch fortgesetzt in kriege- 
rischem Zustand zu schweben. Wir dürfen aber wohl darauf 
stolz sein, dass wir hier in friedlicher Eintracht leben und die 
beiden Völker nunmehr auf kulturellem Wege aufs neue zu- 
sammenbringen können. Wir hoffen, dass Sie, meine Herren, 
uns dabei unterstützen werden, dass der Sprachverein seine 
kulturelle Mission vollbringt.‘“ 


Alle an der Förderung der Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und Japan interessierten Kreise werden den Herren, die 
den Deutsch-Japanischen Sprachverein in Tsingtau gründeten, 
Glück zu ihrem Vorgehen und dem Verein selber besten Erfolg 
für seine Bestrebungen wünschen. Dr. L. 


Versteigerung altchinesischer Porzellane in Dresden. Die 
dieser Tage in Dresden erfolgte Versteigerung altchinesischer 
Porzellane aus der Sächsischen Staatssammlung zu Dresden 
verlief äusserst lebhaft. Niemals wurden in Deutschland so hohe 
Preise für Chinaporzellane gezahlt. Das Gesamtergebnis der 
versteigerten Kunstschätze überschritt sechs Millionen Mark, 
neun Zehntel des versteigerten Chinaporzellans ging in deutschen 
Privatbesitz über. 


me Mitteilungen BON EEEESEES 


ı des Verbandes für den Fernen Osten. 
} Berlin W.35, Potsdamer Straße 281. 
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Stellennachweis. Es ist dem Verbande bekannt geworden, 
dass von einem industriellen Unternehmen mehrere jüngere 
Herren (nicht unter 26 Jahren) mit guter kaufmännischer Vor- 
bildung, die in Ostasien tätig gewesen sind, angestellt werden 
sollen. Etwaige Interessenten stellen wir anheim, sich an den 
Verband zu wenden. 
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=Neues von „draussen“. Privatbriefen aus Schanghai 
von Mitte August sind folgende Mitteilungen entnommen: 

Die Meldepflicht und die sonstigen "Beschränkungen der 
Deutschen in beiden Niederlassungen sind aufgehoben; die 
Deutschen können sich frei und ungehindert bewegen; die Be- 
nutzung des Fernsprechers ist wieder gestattet. 

Die Deutschen leben, nach wie vor, ganz für sich und haben 
weder Gelegenheit noch Verlangen, mit den Angehörigen der 
bisher feindlichen fremden Nationen in Berührung zu kommen. 
Als eine Art von Klub dient ein kleiner Raum bei Wing-On, 
einem der grössten neuen chinesischen Geschäftshäuser in der 
Nanking Road. 

Wenn auch die gehässigen Angriffe auf alles Deutsche in der 
gegnerischen Presse z. Zt. nachgelassen haben, ist doch an dei 
Schanghaier Deutschen noch jetzt klar erkennbar, wie stark die 
feindliche Bedrückung war, unter der sie bisher zu leben ge- 
zwungen gewesen sind. Da den Deutschen die alten Hongs 
genommen sind und das Verbot des Handels mit dem Feind noch 
besteht, auch die Frage der Beschlagnahme deutschen Eigen- 
tums noch nicht geregelt ist, sind die noch in Schanghai ver- 
tretenen deutschen Firmen gezwungen, zur Vorbereitung neuer 
Geschäfte sich mit kleinen Räumen in ungünstiger Lage ohne 
Verwendung ihres Hong-Namens zu behelfen. Im Betrieb wird 
die grösste Sparsamkeit angewendet. e 

Die deutsche Kirche ist unbenutzt. Während in der schönen 
deutschen Schule in der Wei-hai-wei Road z. Zt. die Sprach- 
schule der Tung-Chi-Schule untergebracht ist, werden die 
wenigen noch vorhandenen deutschen Kinder in einem Haus 
in der Markham Road unterrichtet. ” 

Schanghai macht mit der stark veränderten Hauptstrasse, 
der Nanking Road, der Unzahl neuer Häuser und blinkender 
Geschäfte, dem Lärm der zahllosen Autos ganz den Eindruck 
eines über Nacht reich gewordenen Kriegsgewinnlers. 

Aus Peking wird hinzugefügt, dass die Verhältnisse der 
Deutschen in Tienstin und Peking ein wenig günstiger zu be- 
urteilen sind, als die in Schanghai herrschenden. Der Vorteil 
für Tientsin liegt in dem Vorhandensein der früheren deutschen 
Niederlassung, die, unter einer nicht unfreundlichen chinesischen 
Verwaltung stehend, den Deutschen. bessere Lebens- und 
Niederlassungsbedingungen bietet, als die internationale Nieder- 
lassung in Schanghai. 


Neues aus Hankau. Einem Briefe aus Hankau vom 2]. August 
ist folgendes entnommen: „Ich bin am 6. August wohlbehalten 
in Schanghai angekommen und nach wenigen Tagen Aufenthalts 
ımbehelligt nach Hankau weitergefahren, wo ich am 14. ds. 
eintraf. In Schanghai bekam ich noch etwas von der ausser- 
gewöhnlichen starken Hitzwelle ab, jetzt ist das Wetter Gott sei 
Dank wieder erträglich und heute sogar angenchm kühl. 

Von den deutschen Männern traf ich hier eine Menge alter 
Bekannter wieder, die Frauen sind noch fast alle in Kuling. 
Treffpunkt für die Deutschen ist das ehemalige Kontor von 
Bechler im Garrels-Börnerschen Hong; dort geht es nach alter 
Weise her. 

Die Stimmung unter den Deutschen in geschäftlicher Hin- 
sicht ist sehr gedrückt, denn für Importgeschäfte macht das 
Deutsche Reich Schwierigkeiten und für Export ist der Kurs zu 
hoch. Jeder rechnet im Privatleben nach Mark, was früher nur 
die „Griffins‘ taten, gewöhnlich aber auch sehr schnell aufgaben. 
Bei dem hohen Kurs, den der Dollar jetzt in Mark hat, ist das 
anders geworden: man dreht den Dollar verschiedentlich um, 
ehe man ihn ausgibt, und lebt dementsprechend sehr sparsam. 

Die Hongkongbank hat ein palastähnliches Gebäude an die 


Stelle ihres alten gesetzt, auch andere Firmen der Alliierten 


haben neue Kontorgebäude errichten lassen, Speicher von riesen- 
haften Aussenmassen werden ebenfalls aufgeführt.“ 


Gepäckstücke ex Dampfer „Ume Maru‘“, 2. Reise. Mit der 
am 30. September 1920 in Hamburg»angekommenen „Ume 
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Maru“ sind für nachfolgende Personen Qepäckstücke ein- 
gegangen: K. Boehm, R. Sander, H. Goecke, Max Koehler, Stahl- 
mann, L. Wiegand, Therese Dietrich, J. Grolmmann, J. Hansi. 
W. Weber, Hedwig Raabe, M. Schäfer, Samseck. Die ver- 
genannten Empfänger werden gebeten, sich mit der flamburg- 
Amerika-L.mie, Abteilung Personenverkehr, Hamburg, Ferdirand- 
strasse 58, wegen Auslieferung der Gepäckstücke ins Be- 
nehmen zu setzen. 


Adressennachweis. 


L. Ahlers, Hauptmann a. D., bei Friedr. Krupp, Essen- 
Ruhr, Bredeney, Alfredstr. 291. 

Heinrich Ahrens, Tsingtau, P. o. B. 167. 

Carl Albers, Hamburg 24, Immenhof 6 (früher in 
Schanghai). 

W.Bartmer, Berlin W. 15,.Meineckestr. 6, Grth. III. 

Kapitän H. Bierwirth, Schanghai, 1242 East Han- 
bury Road. 

Garn.-Verw.-Dir. Fr. Brandt, Rüstingen-Wilhelmshaven, 
Göckerstr. 66. 

G. Dietrich, Metgethen b. Königsberg 1. Pr., Königs- 
weg 19. 

Baumeister Erwin Eichelberg, American post office, 
Shanghai (via America). 

S. Eichner, Resident Manager of Funster Bos & Comp., 
Tientsin, Victoria Terace 20. 

H. Figge, Direktor der Deutsch-Asiatischen Bank, p. Acdr. 
Herrn G. Rust, Shanghai, 16 Markham Park. 

KarlIH. Fischer, Tsingtau, P. o. B. 33. 

C. O0. Frericks, Hamburg, Flemingstr. 5hp. 

W. M. Geim, Berlin-Tempelhof, Dorfstr. 351. 

R. Georgi, Berlin W. 50, Passauer Str. 6/7, b. Gantzer. 

E. Gerz, Brebach-Saar, Stummstr. 7. 

A.H. Glaeser, Göttingen, Kirchweg 24. 

Alfred Göhring, Betinus & Co. Peking, China. 

Reg.-Rat G. de Grahl, Schöneberg, Frhr.-v.-Stein-Str. 2. 

Herm. Grantz, c/o American Machinery & Export 
Co., Tientsin (N.-China). 

C. Grapow, Hermsdorf b. Berlin. 

J. Th. Guy, i. Fa. John Guy, Hamburg, Neuer Wall 42. 

K.F. H. Hake, Hankow (China). 

Dr. E. Harris, Genf (Schweiz), Rue de Montlhoux 6. 

Arthur W. Heinzel, Tsingtau, P. o. B. 169. 

Rudolf Herbertz, Hannover, Sextrostr. 151. Br 

Hermann Kälble, Fredeo, Bayer & Co, Rio 
de Janciro, Travessa Santa Rita 22, 

HansEugenKärker, Essen, Richard-Wagner-Str. 171. 

Medizinalrat Dr. Hans EwaldKersten, Münster i. W. 
Ludgeri-Str. 33. 

O. Knothe, I. Fa. Thomas & Co. Hamburg, Rathausstr. 27, 
Bülowhaus. 

Dir. FW. Koeppe, 
Schierke (Oberharz). 

Max Krippendorf, Tientsin. German Ex.-Concession. 

Herm. Kröger, Dortmund-Eving, Württembergerstr. 98. 

Fritz Kronenbere, Köln a. Rh., Moltkestr. 85 III. 

H. Lehmann, Halle a. S., Lindenstr. 83. 

(. I. iebach, Hauptmann a. D., Charlottenburg, Schloss- 
strasse 30.21. 

F. Massmann, Kamen (Westf.), Cämerstr. 25. 

Heinr. Mertens, Hamburg 20, Falkenried 84 hpt. 

W. Mertzsch, Nowawes, Stahnsdorfer Str. 36. 
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Bücher- und Zeitschriftenschau. 
„Die Isolierung Janans.“ Vor anderthaib Jahren erschien im 
Verlag von C. IL. van Langenhuysen in Amsterdam ein 
Buch in enrlischer Sprache: „The Problem of Japan. By 
an Ex-Counsellor of Lexation in the Far East". Fs machte da- 
mals in den am fernen Osten interessierten Kreisen einiges und 
nicht unberechtigtes Aufschen. Sein Inhalt kann in drei Teile 


Eon 


Hotelbetriebs-Ges. Friedrichshöh, 


zerlegt werden: eine Darstellung der politischen Ereignisse, die 
das gegenwärtige japanische Problem herbeigeführt haben, eine 
Reihe von Dokumenten, darunter bisher unbekannte geheime 
Verträge, und politische Ausblicke. Am überraschendsten 
wirkte die Veröffentlichung der Geheimverträge. Ein solcher 
sollte zwischen Frankreich, Russland und Japan geschlossen sein; 
der Zusammenbruch Russlands macht ihn gegenstandslos. Andere 
geheime Verträge beziehen sich angeblich auf das Saarbecken 
(1917 zwischen Grossbritannien, Frankreich und Russland ge- 
schlossen), auf Syrien und Palästina (zwischen Frankreich und 
Russland), auf Serbien usw.; dazu kommen dann noch Mit- 
teilungen über Bestrebungen der schon durch Putnam Weale 
bekannt gewordenen, von Japanern gegründeten „Gesellschaft 
vom schwarzen Drachen“. Wie weit im einzelnen die von dem 
ungenannten Gesandtschaftsrat mitgeteilten Urkunden authen- 
tisch sind, lässt sich nicht sagen. Tatsächliche Unterlagen zur 
Beurteilung ihrer Echtheit gibt der Verfasser nicht; andererseits 
haben spätere Freignisse zum mindesten gezeigt, dass gewisse 
Kreise Pläne verfolgt kaben oder noch heute verfolgen, wie sie 
in den angeblichen Urkunden angedeutet werden; sie mögen also 
zum Teil oder alle echt sein. Praktischen Wert haben sie frei- 
lich heute nicht mehr. Der bei weitem beste Teil des Buches 
ist der, der sich mit den tatsächlichen Ereignissen in Ostasien 
bis zum Jahr 1918 befasst. Der Verfasser hat sie klar und über- 
sichtlich zusammengestellt, sodass auch der den Dingen ferner 
Stehende ein plastisches Bild der damaligen Lage erhält. Um so 
weniger Günstiges ist von allen den Kapiteln zu sagen, in denen 
Zukunftsmusik gemacht wird, und sie machen ungefähr die Hälfte 
des Buches aus. Sie sind inzwischen durch die Ereignisse über- 
holt, und diese lassen, was der Verfasser in bestimmte Aussicht 
stellt, als wesenlose Hirngespinste erscheinen. Es ist vieles 
anders, ganz anders gekommen, als der Gesandtschaftsrat ge- 
glaubt hatte. Das hätte eigentlich dem Verlag der deutschen 
Ausgabe (Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Ge- 
schichte m. b. H., Charlottenburg, die im Herbst 1920 das Buch 
unter dem Titel: „DieIsolierung Japans“ hat erscheinen 
lassen) zu denken geben sollen. Das Interesse an dem Buch war, 
wie gesagt, im Frühjahr 1919 lebhaft und gross; es kann es heute 
nicht mehr sein. Schade um die aufgewandte Mühe und Arbeit, 
aber auch die technische Herstellung, die an die Börsen der Ver- 
lexer so unerschwingliche Anforderungen stellt! Schade ganz 
besonders aber auch, weil die Uebertragung aus dem Englischen 
durch Professor I. A. Sauter eine Leistung ist, die einer besseren 
Sache wert gewesen wäre! Wir haben in den letzten 10 bis 
15 Jahren so viel entsetzlich oberflächliche, geschmacklose 
deutsche Uebersetzungen aus dem Englischen bekommen, die 
von der Nichtbeherrschung der englischen wie der deutschen 
Sprache die traurigsten Beweise ablegten, dass — wir mögen 
wollen oder nicht — die „Isolierung Japans“ wenigstens mit dem 
Gefühl der Genugtuung aus der Mand legen, dass wir in Deutsch- 
land noch Uebersetzer haben, die etwas können. Diese An- 
erkennung möge den UÜecberseizer das Gefühl verschmerzen 
lassen, dass er sein Können an einem wenigstens zum Teil un- 
zulänglichen Gegenstand bewiesen hat. CF. 


Schmiedel: „Die Deutschen in Japan.“ Im Verlag von 
K. F. Köhler in Leipzig ist dieser Tage ein Buch des 
Eisenacher Gymnasialprofessors Otto Schmiedel, der von 1857 
his 1892 für den Allsemeinen evangelisch-protestantischen 
Missionsverein in Japan tätig gewesen ist, unter dem Titel „Die 
Deutschen in Japan“ erschienen. Geschrieben Ist es schm vor 
zwei Jahren. Der grösste Teil des Buches bringt Erinnerungen 
des Verfassers. Er versucht dabei insbesondere die deutscher- 
scit$ in Japan gemachten Fehler blosszulegen. Dass der Ver- 
fasser dafür immer erschöpfendes Material zur Verfügung ge- 
habt hat, namentlich für die lanze Zeit, wo er nicht selbst in 
Japan gewesen, also auf Mitteilungen Dritter angewiesen ist, er- 
scheint allerdings fraglich, wenn auch ohne weiteres anerkannt 
werden muss, dass Schmicdel augenscheinlich eifrig bemüht ge- 
wesen ist, sich stets in bezug auf das Deutschtum In Japan auf 
dem Laufenden zu erhalten und dazu nach vielen Richtungen 
Verbindung zu pflegen. Mit grossem _Nachdruck tadelt er den 


kleinstaatlichen Serviltsmus, den er vielfach ıwmter den 
Deutschen Japans beobachtet hat; wäre Schmiedel im }etzten 
Jahrzehnt vor dem Krieg in Japan gewesen, er hätte sicher für 
diese Zeit ein anderes Urteil gefällt. Sehr viel glücklicher ist 
der Verfasser bei der Einschätzung der wissenschaftlichen 
“ Leistungen der Deutschen in China; da hat er freilich wohl die 
Glanzzeit selbst an Ort und Ste!le miterlebt und unter Eindrücken 
gestanden, die im mit Recht zu vollem Lob anregen. Das ganze 
Buch Schmiedels macht den Eindruck eines ernsten Versuchs, 
den Deutschen im Ausland seinen Landsteuten daheinı näherzu- 
brngen. In dieser Hinsicht ist es bahnbreshend. Wir 
brauchen solche Schriften; es ist dringend geboten, dass im 
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Deutschtum im Ausland bedeutet, nicht sowohl für sich selbst, 
als vielmelir als Teil des Volksganzen. Die durch den Krieg 
aus ihrem Wirkungskreis „draussen“ gerissenen und, vielfach 
mittellos in die Heimat gebrachten Deutschen würden hier 
anders beurteilt werden, als es der Fall. ist, würden für ihre 
Not ein Herz finden, das hier leider nur in Ausnahmefällen für 
sıe schlägt, werm maır sich mit ihnen früher eingehender be- 
schäftigt hätte. Hier. gilt es, cine Lücke auszufüllen. Man muss 
es dem Verlag von K. F. Köhler danken, dass er sich ent- 
schlossen hat, eine Sammtung von Büchern „Die Deutschen im 
Ausland“ herauszugeben, und Schmiedel, dass er külm das 
Werk begomen und den ersten Stein für den Ehrenbau des 


Deutschen Reich Verständnis für das geweckt wird, was das | Auskandsdeutschtums geschaffen hat. 


- Wirtschaftliche Nachrichten. 


Zum Wiederaufbau des deutschen Handels. Nach einer 
Meldung der Shanghai Gazette sind kürzlich deutsche 
Waren auf japanischen Dampfern in Schanghai angekommen. 
Die Ladungen bestanden hauptsächlich aus Anilinfarben, Nadeln, 
Nägeln und Zigarren. 

Wie London and China Telegraph berichtet, sind 
seit Friedensschluss sieben deutsche Kaufleute und einige 
Missionare nach Kanicn zurückgekehrt. Drei deutsche Firmen, 
Jebsen & Co., Reuter, Bröckelmann & Co. und A. Berblinger, 
haben ihre Geschäfte am West-Bund wieder eröffnet. 


Aussichten des englischen Handels. Der zur Zeit in England 
weilende Handelssachverständige der britischen Gesandtschaft 
in Peking, H. H. Fox, gewährte einem Vertreter des Man- 
chester Guardian eine Unterredung. Nach Fox liegen die 
Hauptschwierigkeiten bei.der Ausdehnung des britischen Handels 
in China erstens in der Frage der Lieferzeit und ferner darin, 
dass britische Fabrikanten nicht imstande sind, verbindliche 
Quotierungen für ihre Erzeugnisse zu geben. Die politische Lage 
in China sei nicht so ernst, als vielfach in Handelskreisen an- 
genommen werde. Sie sei jedenfalls nicht imstande, irgend- 
welchen starken Einfluss auf den Handel auszuüben. Tatsächlich 
habe sich der Fremdhandel mit China in letzter Zeit sogar weiter 
gebessert. Als grosses Hemmnis im wirtschaftlichen Aufschwung 
Chinas sieht Fox das mangelliafte Verkehrswesen an. Nach 
seinem Dafürhalten setzt die wirtschaftliche Entwicklung Chinas 
eigentlich jetzt erst ein, und es wird eine ungeheure Nachfrage 
nach britischen Erzeugnissen stattfinden. Der englische China- 
handel ist während des Krieges hart betroffen worden, viel 
härter als der amerikanische oder japanische Handel mit China. 
Wenn die britischen Händler nur imstande sind, die Lieferfristen 
einzuhalten, dann ist alle Hoffnung vorhanden, dass sie ihre alte 
Stellung wieder gewinnen. Fox nahm auf die ungeheure Zu- 


nahme der Einfuhr von Amerika und Japan nach China Bezug: 


und sprach einige Befürchtung über die Möglicnkeit aus, dass 
amerikanische und !apanische Erzeugnisse mit der Zeit beim 
chinesischen Kaufmann beliebt werden könnten. Es sei danı 
schwer, an ihre Stelle wieder oritische Erzeugnisse zu setzen. 
Die Nachfrage nach Baumwollerzeugnissen wird !n China weiter 
anhalten. Die Chinesen haben überall im Lande Baumwoll- 
spinnereien eingerichtet, deren ‚grobe Erzeugnisse auf Jahre 
hinaus vielleicht mit Japan nicht aber mit Lancashire in Wett- 
bewerb treten könnten. Bisher haben die Chinesen mit dem 
Bleichen, Färben oder Bedrucken noch nicht begonnen, aber mit 
der Zeit werden sie diese Prozesse selbst vornehmen. Dann sei 
allerdings damit zu rechnen, dass der Handel Lancashires teil- 
weise verloren geht. 

Betreffs der Finanzlage in Clıina wies Fox darauf hin, dass 
man zwischen den Finanzen der chinesischen Regierung und 
der finanziellen Lage des chinesischen Volkes unterscheiden 
müsse; die amtliche Finanzlage sei schlecht und die des Volkes 
sehr gut. Es sei in China eine Menge Gold vorhanden, das 
in allen möglichen industriellen Unternehmungen angelegt werde. 
Die Abneigung gegen Ausländer sei zunehmend im Schwinden 


begriffen und es sei auf Seiten einflussreicher chinesischer Kauf- 
leute und Beamten cine ausgesprochene Tendenz bemerkbar, 
sich mit britischen Unternehmern gemeinsam auf industriellen 
Betrieben zy betätigen. 

Die Handelslage in Harbin. Vor dem Kriege wurde der 
Einfuhrmarkt in Harbin fast ausschliesslich mit deutschen Waren 
versorgt, hauptsächlich Eisen, Metallwaren, Farben, Arzeneien 
und Maschinen; ausserdem herrschte eine gute Nachfrage nach 
Baumwoll- und Lederwaren. Während des Krieges fand in 
grosser Export, der in Harbin lagernden Einfuhrartikel statt. 
Die Folge war, dass die deutschen Erzeugnisse nach Russland 
gingen und die Bestände durch amerikanische und japanische 
Fabrikate aufgefüllt wurden. Augenblicklich (Anfang August) 
ist Harbin mit Einfukrwaren aller Art überschwemmt Der 
grösste Teil der Erzeugnisse ist für Russland bestimmt. Infolge 
anhaltender Verkehrsstörungen können die Erzeugnisse nicht 
gegen Westen abgeschoben werden. Es Wird jedoch mit einer 
baldigen Behebung der Verkehrsschwierigkeiten in Sibirien 
gerechnet. 

Ausgeführt werdin heute noch dieselben Artikel wie vor 
dem Kriege: Bohnen, Bohnenöl, Weizen, Pelze und Felle. Ein 
grosser Teil der Pelze und Felle ging vor dem Kriege nach 
Deutschland; inzwischen hat Amerika jenen Handelszweig an 
sich gerissen. Die Amerikaner machen offenbar alle Anstren- 
gungen um führend im Pelzhandel zu sein. Als Sammelpunkt 
für Rohstoffe erfreut sich Harbin einer guten geographischen 
Lage, da sowohl mandschurische, als mongolische und sibirische 
Erzeugnisse leicht greifbar sind. Z. Zt. herrscht ein gewisser 
Mangel an Rohprodukten auf dem Markte. Der Rubel ist im 
geschäftlichen Verrechnungsverkehr fast völlig ausgeschaltet. 
Der Handel findet fast ausschliesslich nach mexikanischen 
Dollar- und Yen-Quotierungen statt. 


Ausbau des drahtlosen Verkehrs. Nach einer Mitteilung der 
Londoner Times vom 25. 9. ist im Himmelstempel in Peking 
eine drahtlose Station eingerichtet worden, die der Oeffentlich- 
keit zur Benutzung freigegeben worden ist. Alle Telegraphen- 
ämter sind ermächtigt, drahtlose Telegramme zu denselben 
Sätzen anzunehmen wie für die telegraphischen Landlinien; von 
Peking aus können nunmehr drahtlose Telegramme nach Kalgan, 
Wutchang, Wusung, Schanghai und Futschou gesandt werden. 
Für Schiffe oder Flugzeugstationen bestimmte Telegramme 
können nur im Hauptamt zu besonderen Raten aufgegeben wer- 
den. Die Einrichtung einer drahtlosen Station in Urga, der 
Hauptstadt der Mongolei, wird im Laufe des Oktober erfolgen. 


Gründung einer grossen chinesischen Tabakgesellschaft. In 
Peking ist mit einem Kapital von £ 1 Mill. de Chung Hua 
Tobacco Co. gegründet worden. Das Kapital wurde, laut 
London and China Telegraph vom 4. 10. 20, vom 
Peking Syndicate gegeben. Die Maschinen werden durch das 
Syndikat gekauft; eine Anzahl Engländer werden dem  Unter- 
nehmen angehören. Der Zweck des Unternehmens ist die Ver- 
drängung der englisch-amerikanischen Zigarettengesellschaften 
vom chinesischen Markt. 
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Neue Baumwolispinnerelen In Mittelchina.. Nach einer 
Meldung des London and China Telegraph vom 
4. 10. 20 macht die Aufstellung der Maschinen für die Pao Cheng 
Cotton Mills in Schanghai, die das grösste Unternehmen dieser 
Art in China werden sollen, grosse Fortschritte. Die Gesamt- 
kosten des Unternehmens belaufen sich, einschliesslich Grund 
und Boden, Maschinen und Gebäuden, auf $ mex. 10 Mill. Die 
Spinnerei hat 100000 Spindeln; die tägliche Erzeugung von 
Baumwollgarn wird auf 100000 Ibs. veränschlagt. Sämtliche 
Maschinen sind amerikanischen Ursprungs. 


Die am 13. 6. in Changchou (Provinz Honan) eröffnete Yu 
Foong Cotton Mill ist mit 50 000 Spindeln und 1200 Webstühlen 
ausgestattet. Inzwischen sind weitere 40000 Spindeln und 200 
Webstühle in Amerika bestellt. 


Entwicklung der Schlifbauindustrie. Ein Spezialbericht der 
Londoner Times vom 25. 9. nimmt den kürzlich in Schanghai 
bei den Kiangnan Dock and Engineering Works erfolgten Stapel- 
lauf des Dampfers „Mandarin“ zum Anlass, einen Ueber- 
blick über die Entwicklung der Schiffsbauindustrie in China zu 
geben. Der Dampfer war von der amerikanischen Schiffahrts- 
behörde bestellt und hat eine Länge von 445 Fuss und eine 
Ladefähigkeit von 10000 t; seine Maschinen entwickeln eine 
Arbeitsleistung von 3000 PS. Der Bau eines solchen Schiffes 
wäre an sich Schon eine bemerkenswerte Leistung einer 
chinesischen Schiffsbauwerft, dass aber vier weitere Fahrzeuge 
derselben Grösse im Bau sind, ist ein Beweis für die gewaltigen 


Fortschritte, die die Industrie in China in den letzten paar 
Jahren gemacht hat. Vor 16 Jahren konnte von dem Bestehen 
einer Schiffswerft noch keine Rede sein. Die Kiangnan Dock 
Yard besass damals nur ein Trockendock, keinerlei Konstruk- 
tionswerkstätten und Maschinenanlagen. Die Werft sollte für 
die Zwecke der kaiserlich chinesischen Marine bestimmt sein, 
alle Reparaturen an chinesischen Kriegsschiffen wurden jedoch 
in britischen Werften in Schanghai oder Hongkong ausgeführt. 
Im Jahre 1905 unterbreitete Admiral Yeh, der in England er- 
zogen war, der Regierung einen Plan zum Ausbau der Kiangnan 
Dock Yard. Von Anfang ab ist die Werft nach kaufmännischen 
Cirundsätzen geleitet worden; sie verfügt über keine anderen 
Vorrechte als die, die auch den ausländischen Werften in China 
nicht gewährt wurden. Alles für die Werft eingeführte Material 
musste die feststehenden Zollsätze zahlen. Die Kiangnan Dock 
and Engineering Works mussten sich ihre Stellung im Wett- 


bewerb mit anderen ausländischen Werften in China erringen. 


Geschäftliche Mitteilungen. 


Hamburg-Südafrika. Die Holland-Südafrika Linie, welche seit Anfang d. J. 
einen regelmässigen monatlichen Frachtdampferdienst von Antwerpen, Rotterdam 
und Hamburg-Bremen nach Walfischbay, Lüderitzbucht, Kapstadt, Port Elizabeth, 
East London und Durban unterhält, hat neuerdings ihren Fahrplan erweitert. 
Es werden von jetzt ab auch die Häfen Lourenco Marques (Delagoa Bay) und 
Beira direkt angelaufen. Die nächsten Abfahrten von Hamburg finden statt 
am 3. November per Dampfer „Nieuwe Maas’ und am i8. November per 


'Dampfer ‚Jagersiontein, — Ausser Frachtgut befördern die Dampfer auch 


Briefpost von Hamburg nach Südafrika, die mit entsprechendem Leitvermerk 
versehen sein müssen. Nähere Auskunft bei den Generalvertretern Phs. van 
Ommeren (Hamburg) G. m. b. H., Hamburg, Alsterdamm 10/11. 
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putsches. — Li-Shuns Selbstmord. — Die 
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Shünund Wu-Pei-fu. — HupethundHunan. 
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Misserfolge der Cantonesen. — Neue 
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Süden. — Chin-Yunpengs neues Regie- 
rungsprogramm. — Leere Regierungs- 
kasse — Auswärtige Anleihen. — DasIn- 
ternationale Bankkonsortium. 


Anfang August wurde an dieser Stelle die Frage auf- 
geworfen: „Was geht in China vor?“, ohne dass eine bündige 
Antwort darauf .erteilt werden konnte. Und noch vier 
Wochen später mussten, wenn auch gewisse Richtlinien der 
Entwickelung erkennbar waren, die Verhältnisse in China 
als in allgemeinen unklar bezeichnet werden. Seitdem sind 
wieder sechs Wochen vergangen, und es lässt sich auch heute 
‚noch kein: klares Bild von der Lage in China geben. Es ist 
alles in der Gärung, alles im Werden begriffen. Nichtsdesto- 
weniger lohnt es sich, wieder einmal Halt zu machen und 
den Blick rückwärts auf das zu werfen, was sich inzwischen. 
abgespielt hat. 

Der aus amerikanischer Quelle stammenden Meldung von 
einer Wiederaufrichtung des Kaiserreiches in China durch 
die Südchinesen ist schon kurz in der letzten Nummer dieses 
Blattes Erwähnung getan worden. Was den Anlass zu 
dieser Nachricht gegeben hat, die sich inzwischen als falsch 
erwiesen hat, ist auch heute noch unbekannt; bestätigt hat 
sich dagegen die Meldung, der kurz vorher zum Geucral- 
inspektor der Provinzen Kiangsu, Anhui und Chekiang 
(dessen Tutschün sein Gegner General Lu-Yung-bsiang ist) 
ırnannte bisherige Tutschün von Kiangsu, General Li-Shun, 
habe Selbstmord begangen. Was den um die Aufrechterhal- 
tung der Ordnung im üntern Yangtsetal seit Jahren hoch- 
verdienten Offizier zu diesem Schritt getrieben hat, ist aber 
noch völlig undurchsichtig. Es klafft eine weite Lücke in 
der Berichterstattung der zweiten Oktoberwoche, und zwar 


Fink. 


nicht-nur in der sonst über die Vorgänge in China gut und 
zuverlässig unterrichteten englischen Presse, sondern auch 
auf den chinesischen ‚Gesandtschaften in Europa. Trotzdem 
lässt sich schon jetzt sagen, dass der Selbstmord Li-Shuns 

mittelbar nicht ohne bedeutsame Folgen bleiben wird. Wohl. 
meldet ein Schanghaier Telegramm, irgendwelche Verwicke- 
lungen seien'infolge der Erledigung des Nankinger General- 
inspektorats nicht zu befürchten, aber Pekinger Meldungen 
lassen das, zum mindesten zweifelhaft erscheinen. Der Tod 
Li-Shuns ist der Anlass zu einem neuen Machtkampf zwischen 


‘den beiden starken Männern des Nordens, Chang-Tso-lin 


und Tsao-Kun, geworden. (Auf die Gegensätze dieser bei- 
den Generale, die im Juli Schulter an Schulter gegen den 
Anfuklub gestanden hatten, ist schon hingewiesen worden.) 
Beide dann haben nach der Niederwerfung der Anfupartei 
ihren Machtbezirk erheblich auszudehnen und zu verstärken 
gewusst. Chang-Tso-lin, der schon vorher zum. General- 
inspektor der drei mandschurischen' Provinzen ernannt war, 
wurde auch mit der Aufsicht über die Mongolei betraut. 
Die Mongolei war das Gebiet gewesen, aus dem die Aniu- 
partei durch. ihr Mitglied den General Hsü-Shu-cheng (den 
Kleinen Shü) starke Kraft geschöpft hatte, eine Kraft, die 
nicht nur der Chihlipartei, sondern auch dem Machthaber 
in der Mandschurei Chang-Tso-lin sehr unbequem zu wer- 
den begonnen hatte. Chang hat sich einfach an die Stelle 
Hsüs gesetzte. Um nun Tsan-Kun zu entschädigen, musste 
der ‚Präsident Hsü-Shi-chang (der Grosse Hsü) sich ent- 
schliessen, Tsao zum Generalinspekteur der drei Nordostpro- . 
vinzen des eigentlichen Chinas zu machen, Chihlis, Honans 
und Shantungs. Tsao wurde damit eine Macht zu Teil, wie 
sie einem ihrer Satrapen, und sei-es dem verdienstvollsten 
und zuverlässigsten, in die Hand zu legen, das Kaiserreich 
nie gewagt hätte; die Versuchung, die sich daraus ergab, 
erschien den klugen Mandschufürsten viel zu gross. 

Aber weder Chang noch Tsao ist mit diesem Macht- | 
zuwachs zufrieden. Ihr letztes Ziel ist, sich die Wahl zum - 
Vizepräsidenten der Republik zu sichern, die nun schon zwei 
Jahre unvollzogen geblieben ist. Des „Grossen Hsüs“ Stärke 
auf dem Präsidentenstuhl ist sein Alleinstehen. Ein willens- 
starker, ehrgeiziger Vizepräsident würde ihm das Leben bald 
so schwer machen, dass er den Abschied nehmen müsste. 
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Das wissen Chang wie Tsao sehr genau; sie sehen sich da- 
her schon als den allmächtigen alleinigen Diktator an der 
Spitze des Reiches. Einstweilen suchen sie, um ihren An- 
spruch auf die Vegepräsidentschaft durchzusetzen, ihre Macht- 
mittel zu vermehren. Beide haben in Peking beantragt, ihr 
Heer um 100000 Mann vermehren zu dürfen. Ohne die Ge- 
nehmigung abzuwarten, haben sie sofort mit der Anwerbung 
der entlassenen Anfutruppen begonnen, und Chang-Tso-lin 
hat sich,in Peking kurzerhand des zur Errichtung einer 
Flugpost in China angekauften englischen Flugzeugparks 
bemächtigt und ihn unter dem Schutz einer seiner Divisionen 
von Peking nach Mukden bringen lassen. 

Jetzt ringen Chang und Tsao um den Einfluss in Nan- 
king. Chang verlangt, dass sein alter Freund der General 
Chang-Hsün (der im Juli 1917 das zehntägige Kaiserreich 
wiederaufrichtete und seitdem in Peking ein einfluss- 
loses Dasein führte, während seine alten Truppen in 
Sü-chou-fu (Nord-Kiangsu) stehen, der Nachfolger Li-Shuns 
wird, Tsao-Kun dagegen setzt sich für den General Wu- 
Pei-fu ein. Wu, wie erinnerlich der Dritte im Bunde gegen 
die Anfuleute, hatte sich mit Chang und Tsao nach dem 
Sieg entzweit. Er verlangte die Einberufung einer National- 
versammlung, die zu entscheiden habe, was in China ge 
schehen solle, um wieder Ruhe und Einigkeit im ganzen 
Reich herzustellen. Man darf annehmen, dass Wu sich bei 
dem Kampf gegen die Anfupartei tatsächlich vorwiegend 
von idealen Beweggründen hat leiten lassen. Aber der selbst- 
lose Vaterlandsfreund fand bei seinen Mitkämpfern für sein 
Ziel gar kein Verständnis; Chang und Tsao waren stets nur 
darauf aus gewesen, sich die Macht in die eigenen Hände 
zu spielen; nichts wäre ihnen unbequemer als eine National- 
versammlung, die die Generale heimschicken und ihre Heere 
auflösen würde, um dann eine reine Zivilverwalung an die 
Stelle der Tutschüns zu setzen- Wu, der selbst eine Macht- 
vergrösserung abgelehnt hatte, wurde mit Titeln und Ehren 
überhäuft, ihm aber sehr freundlich, deshalb aber nicht 
weniger bestimmt bedeutet, für seine Pläne sei der Boden 
nicht gepflüg. Wu hat ‚sich darauf erbittert aus Peking 
zurückgezogen, hat sein Heer, das sich schon in den Kämpfen 
gegen die Anfuleute als das schlagfertigste erwiesen hat, 
hinter den Hoangho zurückgezogen und hält als Vize- 
Generalinspektor der Provinzen Chihli, Shantung und Honan 
von Lo-yang aus die Hankou-Pekinger Eisenbahn besetzt, um 
die weitere Entwickelung der Dinge abzuwarten und sein 
Schwert im gegebenen Augenblick in diese oder jene Schale 
zu werfen. Wenn jetzt Tsao-Kun Wu als Generalinspekteur 
am untern Yangtse vorschlägt, so zeigt das, dass inzwischen 
zwischen ihnen beiden bereits neue Fäden angesponnen sind. 
Selbstverständlich wird Chang-Tso-lin alles aufbieten, die 
Versetzung Wus nach Nanking zu hintertreiben, denn mit 
ihr wäre er Tsao-Kun wesentlich an Macht unterlegen. Mög- 
lich, dass daraus ein Dritter Vorteil zieht; der Kommandeur 
der Truppen in Kiangsu, General Tsi-Hsieh-yuan, wird eben- 
falls schon als Li-Shuns möglicher Nachfolger genannt. 

Der Vollständigkeit wegen muss hier erwähnt werden, 
dass Peking auch aus den beiden Hu-Provinzen (dem ehe- 
maligen kaiserlichen Generalgouvernement Liang-MHu) ein 
Generalinspektorat gebildet hat. Dieses ist dem bisherigen 
Tutschün von Hupeh, General Wang-Chen-yüan, übertragen 
worden. Dabei bleibt aber die Frage offen, ob Wangs Ein- 
fluss sich tatsächlich auch auf die Provinz Hunan erstreckt. 
An der Spitze Hunans stelıt als Tutschün General Tan-Yen- 
kai, also kein von Peking, sondern ein vom Tutschün Tang- 
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Chi-yao von Yünnan (dem Haupt der neuen Südwestrepublik 
Sze-Yün-Kuei) ernannter Mann. Tan-Yen-kai wird sich daher 
schwerlich, bis die Verhältnisse nicht klarer sind, Wang-Chen- 
yüan unbedingt unterordnen, so dass vorläufig Wangs er- 
weiterte Macht nur auf dem Pekinger Papier steht. 

Ueber das, was sich im Südwesten abspielt; fehlen zurzeit 
noch zuverlässige Nachrichten. Es ist noch fraglich, ob sich der 
neue Staatenbund unter Tang-Chi-yaos Führung behaupten 
kann. Die drei Provinzen Szechuan, Yünnan und Kueichou bil- 
den an sich ein Wirtschaftsgebiet, das ohne fremde Hilfe durch- 
aus lebensfähig ist. Darüber gibt man sich augenscheinlich 
in Peking keinem Zweifel hin. Man rechnet dort mit dem 
Vorhandensein dieser sich unabhängig erklärenden Gruppe 
als mit einem realen Machtbelang, wie es scheint, in höherem 
Grade sogar als mit Canton, wo möglicherweise die Tage Tsen- 
Chun-hsans ihrem Ende entgegengehen. General Tang-Chi-jao, 
der Machthaber in Chungking, hat den Anteil der drei Pro- 
vinzen an den Seezolleinnahmen verlangt und gedroht, falls 
Peking ihn nicht anweise, ihn bei den Banken zu beschlag- 
nahmen. | 

Inzwischen kommen indessen Nachrichten, wonach die 
Truppen Tangs wieder aus Szechuan herausgeschlagen sind 
und das Rumpfparlament sich von Chunking nach Shanghai 
zurückgezogen hat. Bestätigt sich das, so ist es mit dem 
Vormarsch Tang-Chi-yaos nach Osten vorläufig wohl zu 
Ende. In Chungking, der Hauptstadt Sze-Yün-Kueis (wie 
der Staat nach den drei ursprünglichen Provinzen genannt 
wird) hatte man sich bereits mit dem Gedanken, das Meer 
zu erreichen, getragen. Man suchte von Huan durch Nord- 
Kuangtung oder Süd-Kiangsi der Provinz Fukien die Hand 
zu reichen, suchte aber auch im Tal des Nordflusses nach 
Süden stossend Canton zu erreichen. 

Hatte bis vor kurzem die Kuangsi-Partei unter General 
Lu-Yung-ting zusammen mit dem alten kaiserlichen Staats- 
mann Tsen-Chun-Hsuan, der sich einst rühmen durfte, der 
Mann nach dem Flerzen der Chincsen zu sein, die fast un- 
bedingte Macht in der Provinz Kuangtung, so hat sich das 
in den letzten Wochen gründlich geändert. Lu und Tsen 
waren mit ihrer Stellung in Canton nicht zufrieden. Sie 
wollten ein für alle Male mit den Kuangtungleuten aufräu- 
men, die sich unter dem Drucke der Kuangsitruppen Lu-Yun- - 
tings aus der eigenen Provinz nach dem benachbarten Fukien 
zurückgezogen hatten. Die Cantonesen hatten dort eine 
Militärgrenze geschaffen, ein starkes Bollwerk gegen ein 
weiteres Vordringen der Kuangsitruppen nach Nordosten. 
Unier dem Vorwand, der Tutschün Li-Hao-chi vou Fukien 
habe es mit dem Marschall Tuan-Chi-jui gehalten und müsse 
deshalb seines Amtes entsetzt werden, drang im August 
plötzlich der Tutschün von Kuangtung Mo-Yung-hsün auf 
Befehl Lus und Tsens überraschend in Fukien ein. Anfäng- 
lich hatte er Erfolge zu verzeichnen. Plötz!ich aber wandte 
sich das Blättchen. Der cantonesische General Chen-Chiung- 
min, ein überlegener Stratege, zog seine Leute in kürzester 
Zeit zusammen und warf sie Mo entgegen. Er schlug ihn 
nicht nur wieder aus Fukien heraus, sondern warf ihn über 
seinen Stützpunkt Swatou bis nach Hui-chou (100 Kilometer 
östlich von Canton am Tungkiang, Ostfluss) zurück Dort 
stehen sich -Chen-Chiang-min und der Mo-Yung-ksün nun 
gegenüber. Es scheint, als gelänge Chen dort der Durch- 
bruch nach Canton nicht; angeblich aber lässt er zurzeit 
einen Teil seiner Truppen eine Schwenkung naclı Nerd- 
westen machen, um im Tal des Pekiang, -des Nordflusses, 
gegen Canton vorzustossen. Wenn nicht alles tauscht, solien 


die Cantonesischen Truppen sich im Nordfiusstal mit \Yün- 
naner Truppen General Tang-Chi-yaos und Hunaner Truppen 
des Generals Tan-Yen-kai vereinigen, wenn das nicht in- 
zwischen durch den Umschwung in Szechuan unmöglich 
geworden ist. 

Zwischen Tang-Chi-yao, dem Haupt von Sze-Yün-Kuei, 
einerseits und dem Tutschün von Fukien Li-Hao-chi und dem 
Führer der Kuangtungtruppen Chen-Chiang-min anderer- 
seits, war bereits ein Einvernehmen erzielt worden. Lu-Yung- 
ting befand» sich in einer schwierigen Lage, eingekeilt 
zwischen den Yünnan-Hunan- und den Kuangtung-Fukien- 
Truppen, hatte er sich mitten in einem bodenfremden Volk 
gegen eine Uebermacht zu verteidigen. Bezeichnend ist, dass 
in Canton alle Hongkonger Zeitungen verboten waren und die 
örtlichen Zeitungen nichts von dem Rückzug der Kuangsi- 
trıppen aus’ Fukien bringen durften. Inzwischen hat sich 


aber auch im Süden die Lage wieder geändert. Chen-Chiung- . 


min soll von Mo-Yung-hsün wieder nach Swatou zurück- 
geworfen sein. j 

Neben diesen reinen militärischen Machtgruppierungen 
im Lande steht in Peking die Zentralregierung, ein Präsi- 
dent und ein Ministerrat mit einem von ihm abhängigen Par- 
lament. Wie wenig die Zentralregierung die zur Durchfüh- 
rung ihrer Aufgaben nötigen Machtmittel hat, zeigt das Pro- 
gramm des Ministerpräsidenten General Chin-Yun-peng, 
dessen Hauptziel die Beseitigung der heutigen Heeresver- 
bände ist, die das Rückgrat des ganzen Tutschünatsystems 
bilden. Das Heer soll fortan dem Präsidenten der Republik 
als Höchstkommandierenden unterstehen, kein einzelner Ge- 
neral soll mehr als eine Brigade befehligen, die Divisionen 
werden als Verbände aufgelöst (woher dann die Stäbe zur 
Führung grösserer Truppenverbände im Notfall kommen 
sollen, wird verschwiegen!), und die Friedenskonferenz soll 
bestimmen, wie die Brigaden über das Land zu verteilen 
sind.. Chin will also den Tutschüns das Genick brechen. Zu 
diesem Zweck will er ihre Machtmittel in die Hände der 
dreißig Politiker legen, die fortan die Friedens- oder, wie er 
sie nennt, Einigkeitskonferenz bilden sollen. Diese Politiker 
sollen dafür Sorge tragen, dass die Machtmittel fortan im 
Lande so verteilt werden, dass die Regierung den Provinzen 
wieder ihren Willen aufzwingen kann. Das aber bedeutet 
nichts anderes, als dass das heutige Kabinett, ein an sich 
nicht lebensfähiges Notgebilde, mit dem Chang-Tso-lin und 
Tsao-Kun über den toten Punkt fortkommen und die Regie- 
rungsmaschine recht und schlecht in Gang halten zu können 
glaubten, sich so lange am Staatsruder halten will, bis ihre 
Führer, also der Präsident der Republik oder wahrschein- 


licher der Ministerpräsident sich stark genug fühlen, an 


Stelle der heutigen Diktatoren selbst die Diktatur zu über- 
nehmen. Ob Männer wie Chang-Tso-lin und Tsao-Kun, von 
der ganzen Reihe der dii minorum gentium ganz zu schwei- 
gen, es soweit kommen lassen werden? | 

Was aus alledem werden wird, lässt sich von hier zur- 
zeit nicht übersehen. Womit aber ads „harter Tatsache“ zu 
technen ist, und zwar von allen, von den heute sich aufs 
Messer bekämpfenden Generalen wie von den widerstreiten- 
den Regierungen in Peking, Chungking und Canton, ist die 
verhängnisvolle Geldknappheit in allen Kassen. Der Süden 
ist heute so vielfach gespalten, dass an eine irgendwie ein- 
heitliche, grosszügige Finanzverwaltung dort überhaupt nicht 
zu denken zu sein scheint. Wer über ein paar hunderttausend 
Dollars verfügt, kann sich nach Belieben einen der Kon- 
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dottieri und seinen Anhang kaufen. Stärkerer Gemeingeist 
scheint im Südwesten zu herrschen, wo Tang-Chi-yaos starke 
Hand waltet; dort steckt aber die neue unabhängige Repu- 
blik noch so sehr in den Kinderschuhen, dass sich nicht er- 
kennen lässt, wie die Mittel zur Führung der Regierung auf- 
gebracht werden sollen und können. Der Norden sieht den 
einzigen Ausweg aus der furchbaren Not in einer fremden 
Anleihe. Dort spitzen sich die Dinge verhängnisvoll noch 
infolge der entsetzlichen Hungersnot zu, die in Shantung, 
Honan und Anhui infolge schlimmer Missernte herrscht. 
Die ‚Regierung muss kostspielige Notstandsarbeiten anord- 
nen, sollen nicht Millionen im Winter ums Leben kommen. 
Auch dazu bedarf sie einer Anleihe. 

Eine Anleihe aber kann, wie die Dinge liegen, heute nur 
vom Internationalen Bankkonsortium kommen. Dieses will 
indessen China keinen Käsch vorstrecken, bis nicht der Frie- 
den im Lande unter einer starken, allgemein anerkannten 
Regierung wiederhergestellt ist, und will auch dann seine 
Börse nur unter der Bedingung öffnen, dass dem Konsor- 
tium eine Kontrolle über die Verwendung der Anleihen zu- 
gestanden wird. Bisher hat man in Peking eine solche auf 
das entschiedenste abgelehnt, da sie nur der Anfang einer 
Finanzkontrolle sein würde. Wird die Not die widerstreben- 
den Geister dem Willen der internationalen Banken gefügiger 
machen? Ein Telegramm aus Schanghai stellt das in Aus- 
sicht; man sehe in Nord- wie in Südchina ein, dass es so 
wie bisher nicht weiterginge. Ist aber bei den heutigen 
Machthabern der Verzichtwille vorhanden, ohne den ein wirk- 
licher Wandel zum Bessern undenkbar ist? Werden Norden, 
Süden und Westen sich unter das kaudinische Joch der 
Finanzkontrolle beugen und dem Bruderzwist im Lande ein 
Ende machen? 

Das Internationale Bankkonsortium tagt. seit dem 11. Ok- 
tober in Washington. Es hat sich über die grundsätzlichen 
Fragen geeinigt. In einer Erklärung, die das Konsortium 
veröffentlicht hat, wird die Angelegenheit anscheinend mit 
Sammethandschuhen angefasst. Das Abkommen der Ameri- 
kaner, Engländer, Japaner und Franzosen lautet: 

„Die nationalen Gruppen sind der Ansicht, dass dem 
Interesse des chinesischen Volkes am besten durch ein Zu- 
sammengehen der verschiedenen Bankgruppen, die die An- 
lageinteressen’ ihrer Länder vertreten, gedient wird, wo- 
durch für die chinesische Regierung das für einen wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau und für bessere Verkehrsmittel 
nötige Kapital bereitgestellt wird. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, sind die nationalen Gruppen bereit, sich gleich- 
mässig an Unternehmungen zu beteiligen, die als geeignet 
angesehen werden, China bei der Ausnutzung seiner 
grossen öffentlichen nutzbringenden Werte zu helfen, und 
begrüssen zu diesem Zweck die Beteiligung chinesischen 
Kapitals.“ 

Gleichzeitig wird bekannt, dass die vier genannten Bank- 
gruppen je zwei Neuntel der Anleihen übernehmen werden, 
während das letzte Neuntel der nachträglich zugelassenen 
belgischen Finanz vorbehalten bleibt. Von einer Kontrolle 
über die Verwendung des Geldes ist in der Erklärung nicht 
die Rede; sie ist aber wohl nach den früheren Erklärungen 
die unerlässliche Vorbedingung. Auch darüber ist nichts ge- 
sagt, wie man sich die Beteiligung des chinesischen Kapitals 
denkt. Soll dafür gegebenenfalls auch China bei der Kon- 
trolle über die Verwendung Sitz und Stimme haben? Nach 
der Schanghaier Meldung sieht es fast so aus, als glaube 
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man das in China und beurteile im Hinblick darauf die Aus- 
sichten, mit dem Konsortium zu einer Einigung zu kommen, 
etwas günstiger. Endgültiges wird darüber aber erst zu 
sagen sein, wenn Einzelheiten über die Washingtoner Ver- 
handlungen, bei denen die führenden Männer Thomas F. La- 
mont, Sir Charles Addis, M. K. Takeuchi und Rene de la 
Chaume sind, bekannt werden. Ganz leicht werden die Ban- 
ken es China nicht machen, sein Haus in Ordnung zu 
bringen. Auf der andern Seite wird kein billig Denkender 


anderes erwarten, so lange Ruhe und Ordnung in 
China nicht wieder hergestellt sind, so lange nicht Bürg- 
schaften dafür gegeben werden, dass eine starke Regierung 
in den Stand gesetzt ist, das Staatsschiff durch die heute 
links und rechts, vorn und hinten drohenden Klippen zu 
steuern, und so lange über die gesamte Lage des Reiches und 
die Ziele der Machthaber fast undurchdringliche Unklarheit 
herrscht, wie es heute der Fall ist. 
Abgeschlossen am 25. Oktober 1920. 


Flugwesen in China. 


Bis zur Beendigung des Weltkrieges hatten die mass- 
gebenden Kreise in China den bedeutungsvollen Möglich- 
keiten, die sich aus einem Ausbau des Flugwesens für das 
verkehrsarme Land ergeben konnten, nur verhältnismässig 
gcıinges Verständnis entgegengebracht. Zwar war bereits im 
Jahre 1913 durch den französischen Instrukteur Brissaud 
im. Auftrage Yuanschikais mit einem Park von 12 französi- 
schen Aeroplanen eine Fliegerschule in Peking eröffnet wor- 
den, zu der während des Krieges weitere Schulen in Nanyuan 
und Futschou hinzukamen. Auch sonst wurde wohl dieses 
oder jenes Projekt in Angriff genommen; im allgemeinen 
blieben aber alle diese Versuche ohne nennenswerte prak- 
tische Ergebnisse, da es die beteiligten Regierungsstellen an 
der erforderlichen Zusammenarbeit fehlen liessen. Eine der 
alten französischen Maschinen fand während der kriege- 
rischen Verwicklungen des Jahres 1917 Verwendung; im 
übrigen dienten sie aber ausschliesslich repräsentativen 
Zwecken. Erst die Erfahrungen des Weltkrieges legten der 
chinesischen Regierung den Gedanken nahe, dass das Flug- 
zeug berufen sei, in grösserem Umfange zur wirtschaftlichen 
und verkehrstechnischen Erschliessung des Landes beizu- 
tragen. Mitte des Jahres 1919 wurde ein Luftamt eingerich- 
tet, an dessen Spitze der General Ting Ching berufen wurde. 
Dieser schloss alsbald nach seinem Amtsantritt mit der Firma 
Vickers in London einen Vertrag auf Lieferung einer grossen 
Anzahl von Flugzeugen für Handels- und Verkehrszwecke. 
Nach zuverlässigen Meldungen sollen 40 grosse Gebrauchs- 
maschinen und etwa 100 Unterrichtsapparate zur Ausbildung 
von Flugzeugführen sowie das erforderliche Ersatz- und 
Instandsetzungsmaterial zur Ablieferung gelangt sein. Die 
englische Firma hat in dem Vertrage auch die Errichtung 
von Reparaturwerkstätten und Flugzeughallen in China 
übernommen. Die Finanzierung des Auftrages geschah 
durch die Ausgabe von 1800 000 6prozentiger chinesischer 
Regierungs-Sterling-Schatzscheine in London, rückzahlbar 
zwischen 1925 und 1939. Die englische Regierung unter- 
stützte ihrerseits das Unternehmen dadurch, dass sie dem 
chinesischen Luftamt den Oberst F. V. Holt zur Verfügung 
stellte, einen ersten Fachmann, der sich im Kriege grosse 
Verdienste erworben hatte. Ueber die Verwendung der ein- 
zelnen Maschinen ist nur bekannt geworden, dass sich bei 
den Kämpfen im Juli d. J. die Anhänger der Anfupartei eines 
dieser Apparate zu militärischen Zwecken bedienten, was 
die englische Regierung zu einem scharfen Protest und der 
Zurückziehung ihrer Piloten veranlasste. In der ersten Hälfte 
des Jahres 1920 wurde unter ausländischer Beteiligung auf 


mehreren Strecken ein regelmässiger Luftverkehrsdienst ein- 
gerichtet; so mit französischem Kapital die Linien Hongkong— 
Makao und Hongkong—Schanghai, dann im Mai d. J. eine 
ständige Flugpostverbindung zwischen Peking und Tientsin. 
Diese Leistungen in einem Lande wie China dürfen nicht 
unterschätzt werden; immerhin hätte noch erheblich mehr 
geschehen können, ‘wenn die Zerfahrenheit der innerpoliti- 
schen Lage nicht immer wieder ungünstig auf die Entwick- 
lung eingewirkt hätte. General Ting Ching, der im übrigen 
mit grosser Tatkraft an seine Aufgabe heranging, vermochte 
sich gegnerischen Bestrebungen gegenüber nicht immer voll 
zu behaupten. Ihre Spitze fanden diese Strömungen in dem 
General Ting-Shih-yuan, der, ein Anhänger der Anfupartei, 
den chinesischen Luftdienst unter seinen Einfluss zu bekom- 
men suchte. Dies führte naturgemäss zu schweren Reibun- 
gen, die der Sache in keiner Weise zuträglich waren. Erst 
die Niederlage der -Anfupartei machte diesen Treibereien ein 
Ende. General Ting Ching, heute auf die weitere Entwick- 
lung von massgebendem Einfluss, beabsichtigt das chine- 
sische Flugwesen auf der Grundlage weitgehender Selbstver- 
waltung unter Heranziehung der massgebenden Interessenten- 
kreise neu aufzubauen. Z. Zt. sollen grosse Mengen Flug- 
zeugmaterial nach China unterwegs sein, um einen gross-” 
zügigen Luftverkehr nach den entlegeneren Teilen des chine- 
sischen Reiches, die bisher noch nicht über Eisenbahnverbin- 
dungen verfügen, ins Leben zu rufen. Es wird darauf ver- 
wiesen, wie wichtig es ist, dass die Flugzeughäfen, Material- 
depots und Reparaturwerkstätten in der Nähe günstiger Ver- 
kehrsstrassen gelegen sind, als welche in China in erster 
Linie die grossen Flussläufe in Frage kommen. China- wäre 
dann in der Lage, auf kleinen Tankdampfern die Betriebsmittel 
von den Ursprungsländern chne Umladung an die Ver- 
brauchsstelle zu schaffen, was die Betriebskosten auf ein 
Mindestmass beschränken würde. Ferner ist die Errichtung 
von neuzeitlichen Schulen für die Ausbildung des Maschinen- 
und Flugzeugpersonals durch Instrukteure der britischen 
Luftilotte vorgesehen. Soweit bekannt, soll zunächst die 
Weiterführung der Linie Hongkong—Schanghai nach Han- 
kau in Angriff genommen werden. Auch private Kreise be- 
ginnen sich neuerdings in verstärkten Masse für die Ent- 
wicklung des chinesischen Luftverkehrs zu interessieren. So 
hat sich im August dieses Jahres mit einem Kapital von 
$ 100 000 in Schanghai die „Chinese American Aviation Cor- 
poration“ gebildet, zu deren Geschäftsbereich alle Arten von 
Unternehmungen gehören werden, die mit dem Flugwesen 
in Zusammenhang stehen. Weitere Gründungen sollen in 
Kürze zu erwarten sein. J/IMs. 
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China. 


Zar Lage. (Meldung des Transocean- Dienstes. 
Schanghal, den 16. Oktober.) Der Selbstmord des Tutschüns 
von Kiangsu, General Li-chun, wird keine störenden Folgen 
hervorrufen. 

In der Provinz Kuangtung bereiten sich neue Kämpfe 
zwischen den Kuangsi-Truppen und den Cantonesen, die von der 
Provinz Yünnan unterstützt werden, vor. 

Auf den Rat des Generalgouverneurs der Mandschurei, 
General Chang-Tso-lin hat die Pekinger Regierung den Japanern 
dte Zustimmung nicht erteilt, ihre Truppen in Hungchun an der 
koreanischen Grenze, wo kürzlich bolschewistische Unruhen 
torgekommen sind und das japanische Konsulat niedergebrannt 
worden ist, zu verstärken. Japan setzt indessen seine militäri- 
schen Massregeln fort. 


Chinas Schulden. Das Internationale Finanzkonsortium, 
das zur Zelt in Washington tagt, hat keinen Zweifel darüber 
gelassen, dass es eine Anleihe erst geben wird, wenn wieder 
Frieden im Lande herrscht. Dass das in abschbarer Zeit der 
Fall sein wird, erscheint wenig wahrscheinlich. Peking muss 
also andere Wege einschlagen, will es nicht eines Tages sich 
gezwungen sehen, den Staatsbankerott anzumelden. Die Ein- 
nahmen der Zentralregierung in Peking belaufen sich zur Zeit 
auf monatlich $ 5, die Ausgaben auf $ 13 Mill. Ministerpräsi- 
dent Chin hat angesichts dieser trostlosen Lage angeordnet, so- 
fort alle irgend entbehrlichen. Beamten zu entlassen und die 
Stärke des Heeres bis auf 60 Divisionen herabzusetzen; durch 
ersteres würden 1 Mill., durch letzteres 4 Mill. im Monat zu 
sparen sein. Aber auch dann bleiben noch 3 MiH. ungedeckt. 
Der Ministerrat denkt an eine Vermögensabgabe, mit der nicht 
nur der laufende Fehibetrag, sondern auch der rückständige 
Sold und Lohn gedeckt und eine Reihe kleinerer ausländischer 
Anleihen zurückgezahlt werden sollten. Dabei handelt es sich 
um emen Bedarf von $ 260 Mill, 60 Mill. für rückständigen 
Sold, 30. Mill. für rückständige Verwaltungsausgaben, 40 Mill. 
für Vorschüsse chinesischer Banken und 130 MiH. für kleine 
auswärtige Anleihen. Wie die Vermögensabgabe eingezogen 
werden soll, darüber verlautet einstweilen nichts. In der Presse 


findet der Plan des Ministerpräsidenten freimdliche Aufnahme, 


aber auch sie weiss über seine Ausführbarkeit nichts zu sagen. 


Die Japaner in der Mandschurel. Es ist letzthin zu Ruhe- 
störungen an der nordöstlichen Ecke der mandschurisch- 
koreanischen Grenze, im sogenannten Chientao-Gebiet, dessen 
Hauptstadt Hung-chun ist, gekommen. 
russische Bolschewisten und chinesische Banditen sind plündernd 
und sengend in die Städte eingedrungen und haben es dort be- 
sonders auf die Japaner abgesehen. In Hun-chun ist das 
japanische Konsulat niedergebrannt. Die Japaner haben darauf 
Truppen aus Wladiwostok zum Schutz Ihrer Staatsangehörigen 
und amtlichen Vertreter herangezogen. Darüber herrscht in 
Peking grosse Erbitterung, und es findet ein lebhafter Noten- 
austausch statt. Dazu veröffentlicht die japanische Botschaft 
in London eine Darstellung, wonach angesichts der von korea- 
nischen Ausständischen angezettelten Unruhen im Chientao-Gebiet 
die japanische Regierung die Pekinger sowie die Örtliche chine- 
sische Regierung. wegen gemeinsamer Schritte zur Unter- 
dräckung der Bewegung angegangen habe. Als dte Chinesen 
soiche ablehnten und allein vorgingen, verschlimmerte sich die 
lage. Die wenigen von ihnen nach Hung-chun entsandten 
Truppen erwiesen sich als unzureichend. Infolgedessen habe 
Japan in der Selbstverteidigung gehandelt, als es zum Schutz 
seiner Grenzen Truppen ins Chientao-Gebiet abordnete und dabei 
Ling-Ching-tsou, Tou-Tao-kou und Pai-Tsao-ko besetzte. Am 
9. Oktober ging dem Gesandten Obata in Peking eine Mitteilung 
der chinesischen Regierung zu, in der angesichts der Umstände 
die Notlage Japans anerkannt wurde. Am 12. richtete die 
Regierung eine neue Note an den Gesandten Obata, in der sie 
im Gegensatz zu der ersten Mitteilung ihre Zustimmung zur Ent- 


Aufständische Koreaner, 


Politische Rundschau. 


sendung der japanischen Truppen zurückzog. Inzwischen hatten 
sich die Verhältnisse so yerschlimmert, dass die japanische 
Regierung sich dazu nicht mehr verstehen konnte. In Tokio 
wünsche man ein Zusammengehen mit China in der Angelegen- 
heit und erkläre, die ergriffenen Massnahmen seien nur als vor- 
läufig zu betrachten. 


Japan. 


Deutschland und Japan. Oegenüber einer „Matin“-Meldung 
aus Tokio, wonach Deutschland mit falschen Nachrichten 
zwischen Japan und den Alliierten, insbesondere Amerika, Un- 
irieden zu stiften sich bemühe, stellt das Wolifsche Büro fest, 
dass es sich um einen abgefeimten Versuch handle, Japan und 
Amerika sowie beide mit Deutschland zu verlietzen, während 
tatsächlich Deutschland das grösste Interesse An der Befesti- 
gung des wahren Friedenszustandes in der ganzen Welt "habe. 


Japan und die Rassenfrage. In den letzten Tagen kam eine 
Meldung aus Tokio, wonach die japanische Regierung sich ent- 
schlossen hat, die Rassenfrage, die wie erinnerlich schon bei den 
Pariser Verhandlungen über den Friedensvertrag eine Rolle 
spielte, damals aber wnerledigt blieb, dem Völkerbundsrat bei 
seinem ersten Zusammentreten nicht vorzulegen, weit der 
Völkerbund vorläufig nicht stark gemug sei, eine solche Frage 
zu erledigen. Damit hat man in Tokio eine bedeutsame tak- 
tische Schwenkung vollzogen. Noch vor Monatsfrist kommte die 
Associated Press genau das Gegenteit melden; Japan werde die 
Angelegenheit sofort nach seinem Zusammentritt dein Völker- 
bund ımterbreiten. In diesem Sinn hatte sich der Minister- 
präsklent Hara in der Sitzung” der Provinzialgouvernsure aus- 
gesprochen und die Lage bei dieser Gelegenheit als sehr ge- 
spannt bezeichnet. An den Ernst der Lage wollte freilich schon 
damals die oppositionele Kenseikas nicht glauben, die zum Aus- 
druck bringen liess, die Politik Haras enttäusche sehr; Japan 
werde in Kalifornien genau so den Rückzug antreten müssen, 
wie es den Rückzug in China ımd Korea angetreten habe. Auf 
den Ernst der Lage wies wm jene Zeit auch ein Besuch hin, den 
der Minister des Aeussern Uchida wegen der kalifornischen 
Frage dem Haupt des Genro, dem Fürsten Yamagata, auf seinem 
Besitz in Odawara abstattete. Die Erörterung der kalifdrnischen 
Frage war damals in Japan sehr lebhaft, und es griffen die alten 
bewährten Staatsmänner und massgebenden Persönlichkeiten 
Ger verschiedensten Kreise in auffallend grosser Zahl in den 
Streit der Meinungen ein. Vicomte Okuma richtete nach Ame- 
rika die Warming: Von den europäischen Anarchisten und Bol- 
schewisten drohe dem Vereinigten Staaten eine viel ernstere 
Gefahr, als von den "hunderttausend fleissigen Japauern, die 
ruhig ihrem Beruf nachgingen und sich in keiner Weise um die 
Fragen der amerikanischen Politik oder Wirtschaft kinnmerten. 
Vicomte Shibusawa : empfahl die Ernennung einer grossen - 
Kommission von Japanern und Amerikanern, die die bestehenden 
Gegensätze eingehend besprechen sollte, um zu einer Lösung 
der Frage zu kommen, wie diese Qegensätze ein für aılc Male 
zu beseitigen seien. Auch die Verfassingsmässigkeit einer Aus- 
schliessung der Japaner aus Kalifornien wurde erörtert, ımd der 
New York American wollte sogar wissen, Japan werde diese, 
falls die Volksabstimmung das japanfeindliche Gesetz annchme, 
im amerikanischen Bundesobergericht anfechten. Selbst- 
verständlich fehlte es auch an einer schärferen Tonart in der 
japanischen Presse nicht. Und wie es in den Wald schallte, 
schallte es wieder hinaus. In der amerikanischen Presse wurde 
darauf aufmerksam gemacht, dass Japan in seinen: Protesten 
gegen die Ausschliessung der Japaner aus Kalifornien nicht 
folgerichtig vorgehe, da es selbst alle chinesischen und ardderen 
asiatischen Arbeiter sowie alte Chinesen und sonstigen Japa- 
ner, die in Japan Land kaufen wollten, von Japan fernhalte. 
Sicherlich ist die Erörterung der ganzen Angelegenheit durch 
die Machtkämpfe in Amcrika sehr verschärft worden und wird 
daher nach der Wahl ganz von selbst wieder abflauen. Immer- 
kin stehen hinter den Erörterungen Fragen grumdsätzlicher 
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Natur, die eines Tages zu einer Entscheidung gebracht werden 
müssen. Offenbar hält man in Tokio aber den Augenblick nicht 
für geeignet, wo Japan seine Forderungen durchsetzen kann; 
die Form, die gefunden ist, um die Sache zu vertagen, lässt aber 
kaum einen Zweifel darüber, dass es sich um einen — wenn 
auch nur vorübergehenden — Rückzug Japans handelt. 


Vermischte Nachrichten. 


Spende chinesischer Farbenhändler. Ein Leser des 
Berliner Tageblatts liess der Redaktion aus 
Schanghai die sehr erfreuliche Mitteilung zugehen, dass 


ces ihm gelungen ist, unter den dortigen chinesischen Farben- 
händlern eine Sammlung für diedarbenden deutschen 
Kinder zusammenzubringen, die die Summe von 63000 M. 
ergeben hat. Der Abonnent des Berliner Tageblatts 
hat ausser dieser Summe selbst eigenhändig noch weitere 
2000 M. hinzugefügt, sodass die Redaktion über die erhaltene 
65000 M. mit innigem Dank an die hochherzigen Spender im 
Namen der arrhen unterernährten Kleinen quittieren konnte. 


Es spendeten: 


Firma Soeykong Hong 500 Taels 


„ Soeyloong Hong . . . . 200 „ 
„ Soeytah Hong . . . .. 20  „ 
» Vanchanglee Hong . . . 100 „ 
» Sing Kong Zung Hong. . 100 „ 
„ Shing Chong Hong . . . 100 „ 
»„ Yuen Kong Takoe Hong . 100 „ 
„»„ Sung Tuck Kee Hong . . 10 „ 
Herr Po Shong ‚Hong . . . . . 100 „ 
1500 Taels 
1 Tael 42 Mark = 63000 Mark 
Ungenannt 200 „ 


65 000 Mark. 


Kundgebung für das Deutschtum in Ostasien. Das Ham- 
burger Fremdenblatt schreibt: Zu einer Kundgebung für 
das Deutschtum in Ostasien im Patrietischen Gebäude hatten der 
Allgemeine Evangelisch-Protestantische Missionsverein, der Ost- 
asiatische Verein und der Verein für das ‚Deutschtum im Aus- 
lande eingeladen. In einer Begrüssungsansprache dankte Herr 
‘Martin March im Namen der drei Vereine den Versammelten für 
ihr Erscheinen. | 

Universitäts-Professor Dr. Franke (Hamburg) betonte, dass 
der China-Deutsche nicht an der Zukunft verzweifeln und sein 
Deutschtum von sich tun solle, sondern er solle die Lehren, Jie 
der Krieg gegeben habe, beherzigen. Das Deutschtum in OÖst- 
asien als Kultureinheit werde nur Bestand haben, wenn es sich 
stärker als bisher an das nationale Volkstum der Heimat an- 
lehne; Voraussetzung dabei sei allerdings, dass die Heimat 
selbst sich als nationaler Staat fühle und gestalte. 

Pfarrer D. Wilhelm (Tsingtau) sprach dann über den Wieder- 
aufbau der deutsch-chinesischen Beziehungen. Er hob hervor, 
dass die Aussichten hierfür nicht vollkommen trübe seien; das 
Deutschtum sci zwar schwer geschädigt, aber es bestehe in 
China noch. China sei bestrebt, die volle Gleichberechtigung 
mit den europäischen Mächten zu erzielen. Ein Vertrag mit 
Deutschland sei für China wertvoll als Grundlage für weitere 
Verträge, und dann werde es vielleicht bereit sein, gewisse 
Zugcständnisse an Deutschland zu machen. Deutschlands In- 
dustrie, Handel und Wissenschait hätten ihren guten Ruf nicht 
verloren. ‚China sei dauernd aufnahmebereit. 

Pfarrer Schröder (Tsingtau) führte u. a. aus, dass unsere 
wichtigste Weltaufgabe sei, teilzunehmen an dem Ausgleich der 
grossen Weltkulturen des Ostens und unseres Westens. Bisher 
seien diese geschieden gewesen, jetzt aber drängen sie auf Aus- 
gleiche, auf gegenseitige Befruchtung. Kein Volk sei so geeignet 
für diese Auixabe, wie gerade das deutsche. Neben der Mitarbeit 
an der gegenseitigen Auscinandersetzung beider Kulturen harre 
unser noch die Aufgabe, auch wirtschaftlich und geistix dem 
Osten zu helfen. Deutschland habe also wichtige Aufgaben, und 


«An... 


das Wort Fichtes gelte jetzt: „Versagt das deutsche Volk, ver- 
sagt die Welt.“ 

Das Schlusswort nahm Pastar Dr. Junge (Borgfelde); er gab 
der Hoffnung Raum, dass die Aufgaben und Aussichten des 
Deutschtums im Auslande und besonders in Ostasien nicht 
hoffnungslos sein mögen. Der Frauenchor von Fräulein Clara 
Hoffmann trug einige deutsche Volkslieder wirkungsvoll vor. 


Vier Jahre Geologie In Peking. Wir lesen im Deutschen 
Reichsanzeiger: \ 

In der Oktobersitzung der Gesellschaft für Erdkunde sprach 
der Professor E. Solger über das Thema: Vier Jahre als Geologe 
in Peking. : 

Der Vortragende war von 1910 bis 1913 als Professor der 
Geologie an der chinesischen Reichsuniversität in Peking tätig, 
wurde dann vom chinesischen Handelsministerium mit der Ein- 
richtung einer geologischen Reichsaufnahme von China betraut, 
jedoch schon nach neun Monaten durch den Ausbruch des Welt- 
krieges von dieser Arbeit fortgerufen. Er ging als Reserve- 
offizier nach Tsingtau, kam beim Fallen des Platzes in japanische 
Kriegsgefangenschaft und ist von dort erst in diesem Jahre nach 
Berlin zurückgekehrt. Einleitend erinnerte er daran, dass 
F. von Richthofen, als er 1868 nach Peking kam, die Absicht 
hatte; die chinesische Regierung für eine geologische Aufnahme 
des Reiches zu gewinnen. So solle der Vortrag ein kurzer 
Bericht darüber sein, wie dieser Richthofensche Wunsch nun In 
Erfüllung gegangen sei, wenn auch der Ausgang des Krieges die 
deutsche Mitarbeit daran zunächst ausgeschaltet hat. Der Vor- 
tragende begann mit einigen Angaben über die Pekinger Uni- 
versität, die im Gegensatz zu anderen, oft auch als Universität 
bezeichneten Unterrichtsanstalten englischer oder amerikani- 
scher Missionen, eine chinesische Regierungsgründung war. Der 
Unterricht wurde mit Ausnahme der Abteilung für chinesische 
Klassik fast durchweg in ausländischen Sprachen erteilt, selbst 
die chinesischen Lehrkräfte bedienten sich für die europäischen 
Wissenschaften im allgemeinen am liebsten der europäischen 
Sprache in der sie sie gelernt hatten. Die meisten Dozenten 
waren Ausländer. Ausser fünf Deutschen, von denen zwei in 
der technischen Abteilung mit englischer Unterrichtssprache. 
lehrten, waren Engländer, Amerikaner, Franzosen und Japaner 
tätig. Der Universität wurde in der Hauptsache nach amerikani- 
schem Vorbilde betrieben, stark abweichend von. der deutschen 
Lehr- und Lernfreiheit, wie überhaupt die Chinesen wohl -in 
dieser Universität weniger eine Stätte zur Vermittlung tieferer 
Bildung sahen, als eine Anstalt zur Ausbildung in denjenigen 
Kenntnissen, die das Eindringen europäischer Verkehrsverhält- 
nisse von einem gewissen Teile des chinesischen Beamtentums 
in Zukunft fordern musste. Den Studenten, die die Abteilung 
wählen konnten, in die sie eintreten wollten, war in dieser dann 
ein ganz bestimmter Lehrgang vorgeschrieben, der sie nur mit 
wenigen Professoren in Berührung brachte. Deutsche Uhnter- 
richtssprache war nur in der naturwissenschaftlichen Abteilung 
eingeführt, die aus einem völlig getrennten chemischen und geo- 
logischen Lehrgange bestand. Von den meist 500 Studenten der 
gesamten Universität gehörte etwa ein Dutzend der chemischen 
Klasse an, nur fünf der geologischen. Die geringe Zahl der 
Studenten hing mit der geringen Verbreitung der deutschen 
Sprache zusammen. Die übliche Vermittlungssprache zwischen 
Furopäern und Chinesen war eben das Englische. Deutsche 
Versuche, durch Schulen unsere Sprache zu verbreiten, litten 
sehr darunter, dass die Chinesen den praktischen Nutzen der 
Beherrschung einer Sprache nicht einsahen, an deren Stelle 
der Deutsche selbst im Handel dauernd die englische gebrauchte 
und wohl gebrauchen musste. Der Vortragende vertrat daher 
die Ansicht, dass das Deutsche als Marktsprache in China niemals 
eine Zukunft gehabt habe, sondern nur als zweite europäische 
Sprache, die dem bereits englisch sprechenden Chinesen nun die 
inneren Tore der europäischen Bildung aufschloss, und diese 
Bedeutung werde die deutsche Sprache unabhängig von der 
politischen Lage behalten, solange Deutschland nicht von seiner 
Kulturhöhe heruntersinke. Die Studenten der geologischen 
Klasse stammten alle aus einer in Peking 1907 eingerichteten 


Vorbereitungsschule, an der auch schon Deutsche unterrichtet 
und auch die Anfangsgründe der. Geologie schon vorgetragen 
hatten. An dieser Stelle erwähnte der Vortragende, dass die 
Tsingtauer Hochschule infolge des Krieges zwar eingegangen 
sel, dass aber die ältere deutsche Medizinschule in Schanghai, 
die durch Ingenieurkurse erweitert worden .sei, jetzt mit chine- 
sischem Gelde in Wusung weitergeführt werde, ein Zeichen da- 
für, wie gut sich hier der deutsche Unterricht bei den Chinesen 
eingeführt habe. Der geologische Unterricht an der Reichsuni- 
versität litt zunächst unter dem Mangel an Sammlungen 
chinesischer Gesteine und unter dem Fehlen eines klaren Zieles, 
zu dem die Studenten vorzubereiten waren. Versuchte der 
Vortragende auch dem ersten Fehler durch Wanderungen mit 
den Studenten und eigene Sammelreisen in den Ferien nach 
Möglichkeit abzuhelfen, so konnte doch ein gedeihliches Wirken 
des Unterrichts nur Im Zusammenarbeiten mit einer geologischen 
Reichsaufnahme erwartet werden, die einerseits den Zöglingen 
nach Beendigung des Lehrganges Stellungen bieten konnte, 
andererseits -die Gewinnung des nötigen .Materials 
Sammlungen ermöglicht: hätte. Daher bemühte sich der Vor- 
tragende, die Finrichtung einer geologischen Reichsaufnahme 
anzuregen, und unterbreitete dem chinesischen Ministerium 
eine Denkschrift in diesem Sinne. Da brach die chinesische 
Revolution aus, die den Sturz der Mandschuregierung 
und die Ausrufung der Republik unter Yuan- Shih -kai 
brachte. Fin grosser Teül der Studenten ging in ihre Heimat 
zurück, der Unterricht musste zeit veilig unterbrochen werden 
und konnte erst im Frühjahr 1912 wieder in vollem Umfange 
beginnen. Die newen Herren im Hiamdelsministerium förderten 
den Gedanken einer geologischen Reichsaufnahme, und Anfang 
1913, als der Vertrag mit der Universität ablief, wurde der Vor- 
tragende als europäischer Leiter der neuen Reichsaufnahme 
angesteltt, während ihm als chinesischer Leiter Herr Ting Wen 
Kiang zur Seite gestellt: wurde, der seit Kriegsausbruch die 
Leitung allein tatkräftig weitergeführt hat. Da zunächst die für 
die geologischen Arbeiten verfügbaren Mittel nur geringe 
waren, wurde von der Anstellımg weiterer europäischer Hilis- 
kräfte abgesehen. Dagegen wurde in Peking eine Schule mit 
chmesischen Lehrern gegründet zur Ausbildung künftiger Geo- 
logen. Die beiden Leiter machten inzwischen ausgedehnte Er- 
kundımgsreisen, um eine persönliche Kenntnis von der Schich- 
tenforge und des wichtigsten Lagerimgsverhältnisses in ver- 
schiedenen Teilen des Reiches zu gewinnen, auf Grund dessen 
dann diejenige Gliederung und Bezeichnungsweise für die ein- 
zenen Schichtungsgruppen ausgearbeitet werden sollte, die den 
Stadenten der genannten Schule als Schema für ihre Aufnahme- 
arbeiten in einem Schlusskursus vorzuschreiben wären. Der 
Krieg ınterbrach die Arbeit, aber die japanische Kricgsgefanzen- 
schaft bot Prof. Solger Gelegenheit, seine Studien, die sich auf 
die grosse Ebene und fure Umgebimg bezogen luatten, weiter 
zu verarbeiten Er hat seine Auffassung von der Entstehung 
der chinesischen Gebirge :vor der Jahresversammlung der 
Deutschen Qeotogischen Gesclischaft ver kurzem in Hannover 
vorgetragen. 

So überginz er diesen Teil seiner wissenschaftlichen Ar- 
beiten umd behandelte dafür im zweiten Teile seines Vortrages 
die Geologie der jüngsten Formationen Chinas mit ihrer te- 
sonderen Beziehung zur Menschengeschichte. In grossen Zügen 
war der Inhalt seiner Ausführungen etwa folgender: Schon F. 
von Richthofen hatte erkannt, dass der Löss in China in einer 
trockenen Steppenperlode gebiklet sei, der eine feuchte Periode 
starker Phesswirkımg voraufgegangen und eine ebensolche ge- 
folgt sei, während in der Steppenperiode selbst der Gelbe Fluss 
ımd die kleinen Wasserläufe der Grossen Ebene versiegten, 
ohne das Meer zu erreichen. Dieser von B. Willis zu Unrecht 
hestrittene .umd durch eine ganz unmögliche Theorie ersetzte 
Grundgedanke erwies sich bei genauerer Betrachtung der Ver- 
hältnisse als durchaus richtig ımd liess sich noch weiter aus- 
bauen. Demnach ist mit grosser Wahrscheinlichkeit anzu- 
nehmen, dass jeder Vereisungszeit innerhalb des Eiszeitalters 
m China eine Steppenperiode entsprach, deren Trockenheit 
mcht nur die grosse Ebene, sondern in noch höherem Grade 


an 
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die heutigen Steppenlandschaften Turkestans und Kansıs unbe- 
wohnbar machte ınd die Menschen Nord- und Mittelchizas teils 
auf kleine Stellen am Fusse der verhältnismässig regenreicheren 
Gebirge, teils auf die Küstenkandschaften am Stillen Ozean zu- 
sammendrängte. Mit dem Ende der letzten Vereisimgszeit wurde 
das Klima feuchter. Die bisher bewohnbaren Oasen im Ver- 
sickerungsgebiet der Flüsse wurden nun überschwemmt. 
Schliesslich aber fanden die entstehenden Seen einen Abfluss 
zuen Meere, und das Wasser schnitt sich hier allmählich so tief 
ein, dass jene Scen verschwanden und dass sogar der Grund- 
wasserspiegei in der Nähe der Flüsse immer tiefer sank. Daher 


. entsteht leicht der falsche Eindruck, dass das Klima seit der 


Eiszeit trockener geworden sei, während in Wirklichkeit nur in 
einem an sich feuchten Klima das Grundwasser schwerer ver- 
wertbar geworden ist.e Die chinesische Sage bewahrt diese 
Vorgänge noch in der Erzählung von der grossen Flut zur Zeit 
des Kaisers Yao, die durch Kanalgrabungen des Kaisers Yü 
endlich abgeleitet worden sei. Ein zweites Ereignis, das China 
seit dem Ende der Eiszeit betroffen hat, ist das Ansteigen des 
Meeres, wodurch der in der Eiszeit trocken gelegene Boden des 
Gelben Meeres überflutet wurde, so dass die Küste bei Paotingfu 
nahe an das Gebirge herangetreten sein muss, während das 
Tal des Yangtse damals bis gegen Hankou hinauf in einen 
Meeresarm verwandelt wurde, den dann erst der Yangtseschlick 
ausgefüllt hate Der Vortragemde setzte das Ansteigen des 
Meeres, seinen Ursachen wie seinem Zeitpunkt nach, mit der 
Litoniasenkung der deutschen Küsten gleich und gewanı damit 
ein Zeitmass von grosser Wahrscheinlichkeit, so dass die Schlick- 
bildung seit diesem Vorgange etwa auf acht Jahrtausende zu 
veranschlagen sein würde. Das gibt einen neuen zeolcgischen 
Anhalt zur Beurteilung der berühmten Reichsgeograpkie der 
Yükung, deren Ursprung in das dritte Jahrtausend vor Christus 
gesetzt wird, also spätestens in die Mitte des genannten Zeit- 
raumes. Der Vortragende deutete die Anzaben dieses Buches, 
in einigen Punkten von Richthofen abweichend, dahin, dass die 
Meeresbuchten von Paotinzfu und vom unteren Yangtse di- 
Grenzen gebikdet hatten, innerhalb deren sich die ältesten Chi- 
nesen vom Westen her in die Ebene ausbreiteten. Er ging 
dam auf die Frage der Herkunft der chinesischen Rasse ein, für 
die das Tal des Wei-Flusscs übereinstimmend mit der chinesi- 
schen Ueberlieferumg auch geologisch am wahrscheinlichsten ist. 
Von hier wanderten die Urchinesen einerseits nach T[urkestan, 
andererseits mach der Grossen Ebene. Hier. mischten sie sich 
mit Küstenvölkern eines vermutlich totemistischen Kulturkreises. 
Später drängten Altaivölker sich von Westen her in das Wei- 
Tat ein, nachdem aber vielleicht schon vorher eine Berührung 
zwischen den Chinesen und den inzwischen nach Turkestan 
eingewanderten indogermanischen Tocharen eingetreten sein 
mag. Erst nachdem die Anschwemmungen des Gelben Flusses 
einen grossem Umfang im Osten von Paotingfu angenommen 
hatten, dürfte eine wirksame Verbindımg der Chinesen mit den 
am.Nordrande der Grossen Ebene um ’Peking und östlich davon 
wohnernden tungusischen Völkern eingetreten.sein, und die damit 
verbundene Steppenperiode, die die Menschen auf enge, insel- 
artige Gebiete zusammengedrängt hat, erscheint beim Weiter- 
denken dieser Auffassımg als die Erzeugerin der scharf ge- 
prägten Menschenrassen, die wir am Anfang der Geschichte 
f{:nden und allmählich so stark durch Mischungen beeinflusst 
sehen, dass die Völkerkunde immer wieder ratlos vor dem 
Rassenproblem steht, das doch das A und Ö ihrer Weisheit 
bleiben muss. In China hat sich trotz starker Mischungen ein 
einheitlicher Volkscharakter in besonders hohem Masse durch- 
gesetzt. Das ist das Verdienst der konfuzianischen Lehre, die 


mit Unrecht von Furopäern nis ein veraltetes Erziehurgsmittel 


hingestellt wird. Sie hat China chinesisch erhalten. \Venn sie 
wirklich jetzt angelsächsischen Gedanken weichen sollte, so 
wird das kein Erwachen Chinas sein, sondern ein gefährliches 
Fieber, aus dem China nur genesen kann, wenn es die fremden 
Einflüsse langsam, aber sicher zur Seite schiebt, wie es das 
schon so oft getan hat, um nur das von ihnen aufzunehmen, 
was sich mit dem chinesischen Grundwesen, das konfuzianisch 
ist, verträgt. Der stellvertretende Vorsitzende Proiessor 
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O. Baschin hob hervor, dass neuerdings wieder Verbindungen 
der Gesellschaft mit der amerikanischen, der schottischen Ge- 
sellschaft für Geographie in Edinburg und mit der ältesten erd- 
kundlichen Gesellschaft, der Societ€ de Geographie in Paris (be- 
stehend seit 1821), angeknüpft worden sind, ımd zwar auch 
nit der Pariser Gesellschaft auf deren eigene Anregung. Das 
lässt “ür die Zukunft Erfreuliches erhoffen. 


Die Universität Hongkong. Eine vor kurzem eingesetzte 
Sonderkommission hat sich mit der finanziellen Lage der Uni- 
versität Hongkong beschäftigt, die infolge Fehlens von aus- 
reichenden grösseren Stiftungen, wie sie älteren englischen Uni- 
versitäten zur Verfügung stehen, nicht glänzend ist. Die Kom- 
mission hat festgestellt, dass die Anstalt der Bank $ % Mill. 
schuldet, dass dem Reservefonds im letzten Jahr $ 70000 ent- 
noınmen sind und für dieses noch $ 145000 ungedeckt sind. Die 
englische Presse Ostasiens ist sich einig darüber, dass das Geld 
aufgebracht werden müsse, denn der Bestand der Universität 
dürfe nicht in Frage kommen, habe doch die Untersuchungs- 
kommisison selbst ihren weiteren Ausbau, besonders den der 
Medizin- und technischen Schule dringend empfohlen, um den 
wachsenden Ansprüchen der Chinesen gerecht zu werden. 


Ingenieurschule In Shansl. Die chinesische Regierung hat 
für den Neubau der Ingenieurschule in Tai-yüan-fu den Betrag 
von $ 50900 und als fortlaufende jährliche Unterstützung der 
Anstalt $ 20 000 bewilligt. An der Spitze der Ingenieurschule 
steht H. Wong, der seine Studien auf dem Londoner College of 
Science of South Kensington gemacht hat. 


Die Hungersnot in China. Nach den vorliegenden Berichten 
ist das Elend in den von der Hungersnot betroffenen‘ Gegenden 
ranz ausserordentlich gross. Die Regierung sieht sich einer 
gcradezu verzweifelten Lage gegenüber; ihr fehlen die Mittel 
zur Finleitung grosszügiger Notstandsarbeiten. Um wirkliche 
Hilfe zu schaffen, sind 200 Millionen Taels nötig. Was gegeben 


wird, ist nur ein Tropfen auf den heissen Stein, wenn auch nicht. 


verkannt "werden kann, dass von den verschiedensten Seiten 
grosse Anstrengungen gemacht werden, Hilfsmittel aufzubringen. 
In Schanghai bemüht sich Tang-Shao-yl, einen Fonds von fünf 
Millionen Taels zu sammeln. Missionsberichte besagen, dass in 
den Provinzen Chihli, Shantung, Honan und Shansi 10,8 Millionen 
Menschen von der Hungersnot betroffen sind. Andere Quellen 
sprechen von 30 bis 40 Millionen. In Westshantung sollen allein 
5 Millionen Not leiden. Das betroffene Gebiet erstreckt sich 
von Pao-ting-fu etwa 1000 km nach Sirden ımd von der Cirenze 
Shansis in einer Breite von 100 bis 500 Li nach Osten. Die 
Durchschnittsernte in diesem Gebiet soll nur etwa 8% einer 
Normalernte betragen. 
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Neues von draussen. Privatbriefen aus Schanghai von 
Anfang und Mitte -September sind folgende Mitteilungen ent- 


, nommen: 
Unsere Aussichten, mit den Chinesen auch amtlich wieder: 


zu normalen Beziehungen, wenn auch auf anderer Grundlage 
als früher, zu kommen, werden selbst von unseren Gegnern 
günstig beurteilt, wie unter anderm ein Artikel beweist, den 
kürzlich Millards Review brachte. Dass unsere Sache nur 
langsame Fortschritte macht, wird hier von den Deutschen nicht 
ungünstig beurteilt. Das liegt in der ganzen Natur der Dinge 
in Peking, wo niemand entscheidendes zu unternehmen wagt, 
solanze der Geldnot nicht geholfen und die dringendsten Forde- 
rungen der Diktatoren befriedigt sind. Es bedarf also grosser 
Geduld.: Von hier wird der stellvertretende Vorsitzende der 
Deutschen Vereinigung, Rechtsanwalt Mahnfcldt, nach Peking 
schen, um die deutsche Kommission in Schanghaler Angelegen- 
ı heiten zu beraten. Auch von Hankau und Tientsin gehen auf 


Wunsch der Kommission ortskımdige, fachmännische Berater 
' nach Peking. 
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Das Liquidationsbüro der Deutsch-Asiatischen Bank wird 
wieder von S. E. Lucas geleitet, also einem Beamten der 
chinesischen Regierung. Einer der kürzlich aus Deutschland 
zurückgekehrten Deutschen hat ihm zum Ausgleich einer Schuld 
verschiedene Wertpapiere angeboten. Das scheint die Aufmerk- 
samkeit des Liquidators auch auf andere Deutsche gelenkt zu 
haben. Er hat die Frage aufgeworfen, ob früher gegen Deutsche 
ergangene Urteile des Gemischten Gerichts, die nicht volistreckt 
werden konnten, weil die Deutschen inzwischen deportiert 
waren, jetzt nach der Rückkehr vollstreckt werden könnten, aber 
den den . Tatsachen entsprechenden Bescheid erhalten, es sei 
zwecklos, irgend etwas gegen sie zu unternehmen, da sie durch- 
weg kein Vermögen hätten. 

Für Anteile des früher deutschen Gartenklubs sind hier kürz- 
lich einem Deutschen ungefähr 73 Taels das Stück gutgeschrieben 
worden. 


Besuch von Anlaufhäfen. Deutschen ist jetzt wieder un- 
beschränkt die Landung in Port Said gestattet. Auch in 
Hongkong ist die Landung jetzt möglich, freilich nur mit Pass- 
visum der britischen Behörden und nur am Tage. Dagegen sind 
Singapore und Colombo allen Deutschen nach wie vor streng 
verschlossen. 


Adressennachweis. 


H. Mollitor, c/o Pao Chong Iron founding, Hanyang 

(Hupe), China. 

O. Fritz Müller, Oberlt. a. D., Dresden-N. 24, Wieland- 

strasse 6. . 

- F. Nicolai, Prokurist der Emder Verkehrs-A.-G, Emden. 
Dr. M. Pfeiffer, Obersiabsveterinär, Hannover, Lister 

Kirchweg 101. 

Fritz Rittmüller, Tsingtau, P. o.B. 33. 

Dr. Rumpf, Rechtsanwalt, Tsingtau, P. o. B. 135. 

G. Rust, Schanghai, 16 Markham Park. 

Anton Schilinsky, p. Adr. M. Neufeld, Berlin, Doro- 

theenstrasse 43. 

Albert Schmidt, Meissen, Hotel Alberthof. 

H. G. Schmidt, Hamburg- Amerika Linie, Ostasien- 

Abteilung, Hamburg. 

Richard Schmidt, Altona-Bahrenfeld, Vogelweide 41. 

F. Starke, Bad Pyrmont, Haus Dammköhler. 

R. Steinle, Berlin W, Martin-Lutherstr. 2 JIE 

Seezolldirektor L. von Strauch- Segefeld b. Weimar. 

Konsul Alex Tigges, German Legation, Peking. 

H. P. Trumpp, Architekt und Ziviling., c/o N. U. Zee- 

haven Kolenstation, Sabang, Sumatra, Nederlandsch-India. 

C. D. Voskamp, Missionssuperintendent, Tsingtau. 

Prof. ©. Warburg, Hamburg, Alte Rabenstr. 34, 

Dr. P. Weischer, Marine - Oberstabsarzt, Tsingtau, 

kurume machi 38. | 

H. Weissenborn, 

b. Frau Ahrends. 

Prof. Dr. H. Wirtz, Geheimer Regierungsrat, Köln-Mül- 

heim, Dürerwaldstr. 35. 
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: Bücher- und Zeitschriftenschau. 4 

Vollerthun: „Der Kampt um Tsingtau“. Im Verlag von 
S. Hirzel in Leipz’ge ist soeben eine vom deutschen Stamd- 
punkt erschöpfende. Darstellung jener Episode des Weltkriegs 
erschienen, die sich in Ostasien abgespielt kat: „Der Kampf um 
Tsingtau“. Ihr Verfasser ist Konteradmiral Vollerthun, der als 
Vorstand der Zertralverwaltung des Schutzgebietes Kiautschou 
im Reichsmarineamt auf einen Besichtigungsreise. im fernen 
Osten vom Kriegsausbruch in Schanghai überrascht und, von 
Deutschland abgeschnitten, kurz entschlossen nach Tsingtau 
zurückkehrte und sich dort in den Dienst des Vaterlandes stellte. 
Vollerthun gibt im wesentlichen die Aufzeichnungen seines Tage- 


Buches wieder; als Vorstand der Nachrichtenabteitung Ist ihm 
natürlich alles Wissenswerte während der letzten Monate, in 
denen die deutschen Farben vom Diedrichstein wehten, ohne 
weiteres zugeflossen, 
fassendes Bild zu geben, das auch zahlreiche Einzelheiten ent- 
hält, die das Ganze um so reizvoller gestalten und im schlichter 
Darstellung gar manchem der wackeren Mämer ein wohlver- 
dientes Denkmal setzen. Wir wissen mın von massgebender 
militärischer Seite, wie ces in der Festung ausgesehen hat. Von 
den Belagerern sirdl schon früher Darstellungen erschienen; sie 
sind in Deutschland durchweg indessen wenig bekannt. Es kt 
bedawerlich, dass der Verfasser, dem dieses Material jedenfalls 
zugängig war, nicht auch darauf Bezug genommen hat (etwa in 
erläuternden Fussnoten); sein Buch hätte dadurch zweifellos 
erheblich an Wert gewonnen. Offenbar hat Vollesthun aber ab- 
sichtich keine anderen Quellen bemuitzen wollen; selbst das 
Buch des von ihm stark gepriesenen Fliegerofiiziers Plüschow 
bat er nicht gelesen. Dass die starken Ausfälle in der das Buch 
eimieiterrden Vorrede gegen Japan und die Behandlung während 
der japanischen Kriegsgefangenschaft nötig waren, erscheint 
mehr als zweifelhaft; sicherlich war es ein hartes Los, das die 
Kriegsgefangenen getroffen hat; manches hat den ihrer Freiheit 
Beraubten gefehlt, Gegensätze in der europäischen und asiati- 
schen Auffassung mussten sich im Laufe der langen Jahre er- 
geben und den Besiegten ihre Lage unnötig hart erscheinen 
tassen; trotz alledem hat man den Eindruck, als ob hier sub- 
jektive Findrücke und unbequeme Erfahrungen manches in ein 
ungünstigeres Licht gerückt haben, als unbedingt nötig war. 
Sieht man aber davon ab, so muss der Leser an dem Volterthun- 
schen Buch seine Freude haben. Es ist ein Zeugnis deutscher 
Treue im schönsten Sinne, einer Treue, die den Eid, der dem 
Kaiser und dem Vaterland geschworen war, bis zum letzten 
Augenblick gehalten hat. Im Gedanken an sie kann sich, um mit 
dem Verdasser zu sprechen, das Hoffnungsgrün der Zukunft zu 
nenem Blühen emporranken. CF. 


. Auslanddeutsche 1920-21. 


und er ist daher m der Lage, ein um- 
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Fin Taschenbuch für 
Herausgegeben von W. Herken- 
roth. Verlag von Walther Bangert, Hamburg. 

Die Exportbuchhandlung Walther Bangert hat von W. 
Herkenroth, einem Beamten beim Staatskommissariat für die 
Hamburgische Universität, eine Fülle wissenswertes Material 
zusammenstellen lassen, das weniget dem Ostasien-Deutschen 


Hamburgischer Auslandskalender. 


.als dem Auswanderungslustigen nach Südamerika eine Quelle 


der Belehrung ist, wenn darin auch einige das Auslanddeutsch- 
tum im allgemeinen angehende Bestimmungen enthalten sind. 


Leider konnten eine Reihe wichtiger Gesetze und Verordnungen, 


deren Kenntnis für das Auslanddeutschtum besonders wichtig 
ist, wie das Steuerfluchtgesetz, die Gesetze über Entschädigung 
der Auslanddeutschen usw. keine Aufnahme finden, weil sie 
offenbar während der Drucklegung des Handbuchs erlassen 
worden sind. Das Handbuch, dem noch ein zweiter Teil mit 
Originalabhandlungen gesondert beigegeben ist, ist noch recht 
verbesserungsbedürftig.. Immerhin ist der Versuch, den Inter- 
essen des Auslandsdeutschtums durch Herausgabe eines jähr- 
lichen Kalenders zu dienen, zu begrüssen, und es ist zu hoffen, 
dass die Veranstalter die nächstjährige Veröffentlichung auch 
dahin ausbauen, dass sie der Ostasiendeutsche mit einigem Ge- 
winn benutzen kann. 


Buddhismus (Buddha und seine Lehre). Von Prof. Hermann 
Beckh, Privatdozent an der Universität Berlin. Verlag 
wissenschaftlicher Verleger Walter deüruyter& Co, Berlin- 
Leipzig. 

Als 174. Band der ling Göschen erscheint ein hand- 
liches und erschöpfendes Werk über den Buddhismus. Es wurde 
vom Verfasser angestrebt, ein lebensvolles Bild des geschicht- 
lichen Buddha, der Art seines Lehrens und Wirkens auf Grund 
der Urtexte herauszuarbeiten. Neben dem geschichtlichen 
Buddha wird auch dem Buddha der Legende ande Auf- 
merksamkeit geschenkt. 


Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


. Zur Reorganisation der chinesischen Finanzen. Spricht 
man von den chinesischen Finanzen, so hat man zwischen den 
Staatsfinanzen und der finanziellen Tragfähigkeit des Volkes zu 
unterscheiden. Staatsfinanziell lebt die Pekinger Regierung 
tatsächlich von der Hand in den Mund. Die Einnahmen reichen 
kaum aus, um die Verwaltung zu unterhalten, geschweige denn, 
irgendwelche Aufwendungen für produktive Zwecke zu machen. 
Past 50% aller Staatseinnahmen werden durch die Aufrecht- 
erhaltung der Reichs- und Provinzialtruppen verschlungen. Das 
Rückgrat des8Staatseinnahmen bilden die Seezölle und die Er- 


träge der Salzverwaltung, beide Organisationen stehen bekannt- 


lich unter ausländischer Leitung. Da die Einnahmen der beiden 
Institute fast völlig von dem ausländischen Anleihedienst (Ver- 
zinsung und Amortisation der ausländischen Anleihen) in An- 
spruch. genommen werden, bleibt für die Staatskasse in Peking 
wenig übrig. Die Verschuldung Chinas hat seit der Revolution 
des Jahres 1911 erheblich zugenommen. Es fällt der chinesi- 
schen Regierung, die im übrigen ihrem Zinsendienst pünktlich 
nachkommt, immer schwerer, fremde Anleihen zu erhalten, da 
die Geldgeber die Begebung der Gelder von einer gewissen 
Kontrolle über die Ausgaben abhängig machen. Vor dem Kriege 
wurden alle grösseren Staatsanleihen durch das sogen. Sechs- 
mächte-Syndikat abgeschlossen, einem internationalen Bank- 
konsortium, dem auch Deutschland angehörte. Die Ver. 
Staaten zogen sich kurz nach der (ersten) Wahl Wilsons aus 
dem Syndikat zurück, und während des Krieges musste auch 
Deutschland aus dem Konsortium ausscheiden. Im Mai v. J. 
wurde ein neues Bankkonsortium für China ins Leben gerufen, 
dessen erste Tagung von 11. bis 15. Oktober in New York statt- 
fand. Auf der Tagesordnung stand ein Blütenstrauss von 


Wünschen und Vorschlägen, die sich mit der Stabili- 
sierung der chinesischen Finanzen befassen, darunter folgende 
Punkte: Währungsreform, Ausbau des Eisenbahnwesens, Fest- 
setzung des Masstabs der Ueberwachung der Anleihen durch 
Vertreter des Konsortiums, Verwendung, Festlegung der Vor- 
bedingungen zur Begebung von Anleihen (u. a. für die Auflösung 
überflüssiger Truppenteile), Vorsorge, dass die Ueberschüsse 
der Zoll-, Salz- und anderen Einnahmen als Sicherheit für die 
Rückzahlung der Anleihen dienen. Der Konsortiumvertrag 
wurde am 15. Oktober unterzeichnet. Die Unterzeichner sind: 
für die britische Gruppe die Hongkong and Shanghai Banking 
Corporation, für die französische Gruppe die Banque d’Indo- 
Chine, für die Japaner die Yokohama Specie Bank und schliess- 
lich für die amerikanische Gruppe Morgan, Kuhn & Loeb, die 
National City Bank, die Chase National Bank und andere 
Finanzinstitute. Die in dem Konsortium vertretenen Geldgeber 
kennen natürlich die Finanzlage Chinas ‘genau und es ist nicht 
ausgeschlossen, dass sie andere Sicherheiten für ihre Anleihen 
als die Einnahmen der Salz- und Zollverwaltung verlangen. Es 


ist damit zu rechnen, dass in Zukunft auch die Wein- und Tabak- 


steuer und schliesslich auch die ausserordentlich ausbaufähige 
Grundsteuer herangezogen werden; diese Steuern werden 
zweifellos unter den obenerwähnten „anderen Einnahmen“ zu 
verstehen sein. Die Begebung neuer Anleihen an China wird 
für das Konsortium nicht nur ein blosses Geldgeschäft bleiben, 
sondern es wird auch dafür gesorgt, dass die Industrien der am 
Konsortium beteiligten Länder nicht zu kurz kommen. Das er- 
hellt daraus, dass sich die New Yorker Konferenz auch mit dem 
Ausbau des chinesischen Eisenbahnwesens befasst, in dem 
während des Krieges ein völliger Stillstand eingetreten ist, 
einesteils weil der internationale Geldmarkt durch die Kriezs- 
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ausgaben in Anspruch genommen war, andererseits mussten auch 
die im Bau befindlichen Strecken ohne Material bleiben, da die 
ausländischen Industrieunternehmen für den Kriegsbedarf 
arbeiteten. Die Tagesordnung der Finanzkonferenz sieht nament- 
lich den Ausbau der Hu-Kuang-Bahnen vor, an dem vor dem 
Kriege deutsche Interessenten erheblich interessiert waren. Es 
handelt sich offenbar um die Fortführung der Linie von Mittel- 
china nach Setschuan hinein. Beurteiler des. chinesischen Wirt- 
schaftslebens stimmen dahin überein, dass der Handel an einem 
Punkt angelangt ist, wo er durch den Ausbau des Verkehrs- 
wesens gefördert werden muss; durchzieht einmal ein gross- 
zügiges Bahnnetz das Land, so wird die Entfaltung des Handels 
keine Grenzen kennen. China, dessen Nordgrenze den 60. und 
dessen Südgrenze den 20. Breitengrad berührt, verfügt über ein 
Bahnnetz von nur 5000 engl. Meilen; würde die Meilenzahl 
verzehnfacht, so wäre immer noch genügend Raum für Zweig- 
linien. Die chinesischen Bahnen bilden sich bei dem zunehmen- 
den Fracht- und Passagierverkehr allmählich zu einer Einnahme- 
quelle für die Regierung aus. Seit 1915 ist bei den Staatsbahnen 
ein einheitliches Rechnungswesen eingeführt, sodass man sich 
jetzt von der Rentabilität der Linien ein besseres Bild machen 
kann als früher. Nach einem Bericht des chinesischen Verkehrs- 
ministeriums für das Jahr 1919 sind die Bruttoeinnahmen seit 
1915 von $ mex. 57 auf 82 Mill. erhöht, was eine Zunahme von 
44% oder 11% pi A. bedeutet. Den Mehreinnahmen von 
$ mex. 25 Mill. stehen nur $ mex. 7 Mill. Ausgaben gegenüber. 
Im Hundertsatz ausgedrückt betragen die Verwaltungsausgaben 
nur 28% gegen 44% Mehreinnahmen. Allgemein gesprochen 
verzinst sich das in Eisenbahnen angelegte Kapital um 10,7 %. 
em Ergebnis der Beratungen in New York wird man mit 
dem grössten Interesse entgegensehen müssen, werden sie doch 
nicht allein zeigen, unter welchen Bedingungen das neue Kon- 
sortium China in Zukunft Anleihen für seinen Ausbau zur 
Verfügung stellen will, sondern wieweit augenblicklich das 
Kapital der im Konsortium interessierten Länder Neigung zeigt, 
sich in China zu investieren. Der finanzkräftigste Partner im 
Konsortium sind zweifellos die Ver. Staaten; dasselbe gilt auch 
bis zu einem gewissen Grade von Japan, obwohl man augen- 
hlicklich nicht überblicken kann, wieweit der grosse Finanz- 
krach die finanzielle Stosskraft nach 'aussen beeinträchtigt hat. 
Aus einer Auslassung des Londonand China Telegraph 
vom 11. 10. geht hervor, dass England und Frankreich mit der 
Kapitalinvestierung im eigenen Lande vollauf beschäftigt sind. 
Zwischen Jen Zeilen liest man die Befürchtung, dass vielleicht 
die Ver. Staaten vor allen anderen, im Konsortium beteiligten 
Länder die grösste Neigung zeigen, sich anleihepolitisch in 
Peking zu betätigen. Vor allem fürchtet das Blatt, dass die 
Amerikaner bei der Lieferung von Eisenbahnmaterial gefährliche 
Wettbewerber der Briten werden können, da augenblicklich 
Bestrebungen im Gange sind, das chinesische Eisenbahnnetz, 
auch das geplante Bahnnetz, nach amerikanischem Muster zu 
vereinheitlichen. Das würde bedeuten, dass die britische In- 
dustrie von allen Eisenbahnlieferungen nach China in Zukunft 
so gut wie ausgeschaltet sein wird. Die Angelegenheit be- 
schäftigt zur Zeit die Federation of British Industries, und dass 
der London and China Telegraph im Zusammenhang 
mit der Tagung des neuen China-Konsortiums diese Tatsache 
nachdrücklich unterstreicht, ist gewiss kein Zufall. 


Tschou-Tse-chl über die Finanzen. Der Pekinger Bericht- 
erstatter der Londoner Financial News hatte vor kurzem 
eine Unterredung mit dem chinesischen Finanzminister Tschou- 
Tse-chi, über die er unterm 4, 9. seinem Blatt berichtet. Tschou 
ist der Ansicht, dass es drei bis vier Jahre dauern wird, um in 
das jetzt herrschende Finanzchaos dieselbe Ordnung zu bringen, 
wie sie im Jahre 1915 herrschte. Das Haupthindernis, einen 
geordneten Etat aufzustellen, sieht der Finanzminister in den 
gewaltigen Ausgaben für militärische Zwecke und die un- 
genügende Aufsicht der Zentralverwaltung in Peking über das 
Finanzwesen der Provinzen. Die Machthaber einzelner Pro- 
vinzen weigern sich nicht nur, ihre Pflichtbeiträge an die 
Pekinger Zentralkasse zu überweisen, somdern sie greifen auf 
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alle möglichen Geldquellen zurück, um die Mittel zur Aufrecht- 
erhaltung ihres militärischen Apparates zu erhalten. Einige 
Machthaber in den Provinzen gehen sogar soweit, bei der 
Zentralregierung Geldbeträge anzufordern. Der Finanzminister 
sieht in der stärksten Beschneidung aller militärischen Aus- 
gaben den einzigen Weg aus dem Chaos. 


Die Teueryngswelle. Von der allgemeinen Teuerung, die 
durch die Welt geht, ist auch China nicht verschont geblieben. 
In den letzten Wochen ist z. B. der Reis in Schanghai auf 
$ mex. 16 für das Pikul (60,4 kg) gestiegen, was, im Vergleich 
zu dem bisherigen Durchschnittspreis einer Steigerung um 
60% gleichkommt. Die Teuerung beschränkt sich jedoch nicht 
nur auf die chinesischen Küstenstädte, sondern macht sich auch 
im Inland fühlbar. Brooklyn Daily Eagle vom 26. 9. gibt 
die Aecusserımg eines aus China zurückgekehrten Missionars 
wieder, wonach in Hutschou, einer ostchinesischen Stadt, ge- 
lernte Handwerker jetzt einen Tagelohn von $ mex. 1 ver- 
dienen müssen, um mit der gesteigerten Lebenshaltung Schritt 
zu halten; ungelernte Arbeiter verdienen nicht unter dreissig 
Dollarzents täglich. Auch die Häusermieten sind im Steigen. 
Ein von der Mission gemietetes Anwesen, das jährlich $ mex. 360 
Miete kostete, ist auf 360 $ gesteigert worden. Aus anderen 
Teilen Chinas kommen Berichte über eine zunehmende Ver- 
teuerung des Baumaterials. | 


Antimonvorkommen. China besitzt grosse Antimonvor- 
kommen; Hunan in Mittelchina ist die Antimon-Provinz, doch 
werden auch in den Provinzen Yünnan, Setschuan, Kueitschou 
und Kuangsi Vorkommen ausgebeutet. Nach einer Zusammen- 
stellung des Iron Monger hat der Weltkrieg die Antimon- 
ausfuhr aus China begünstigt. Im Jahre 1917 betrug die Aus- 
fuhr von rohem und verarbeitetem Antimon 578 094 und im Jahre 
1918 272989 Pikul (1 Pikul 60,4 kg). Der Wert der Ausfuhr 
betrug in diesen beiden Jahren Hk.-Tls. 5,7 Mill. Die Ausfuhr 
von Antimon regulus bezifferte sich 1919 auf nur eine halbe 
Million Taels. 


Petroleumvorkommen in Nordchina.. Bohrungen nach 
Petroleum in China sind bisher von wenig praktischem Erfolg 
gewesen. Die Standard Oil Co. erhielt vor einigen Jahren eine 
Konzession zur versuchsweisen Ausbeutung der Petroleuinvor- 
kommen in den Provinzen Schensi und Tschihli. Die Versuche 


wurden aber, nach dem Iron Monger, wegen der allzuhahen 


Kosten aufgegeben. Nach dem Urteil von Sachverständigen 

ist das chinesische Petroleum derartig schlechter Qualität, dass 

sich die Ausbeute nicht lohnt. 
\ 


Japan. 


Kapitalvermehrung der japanischen Banken. In 1919 haben 
fast alle japanischen Banken ihr Kapital erheblich vergrössert, 
sodass das gesamte Grundkapital aller japanischen Banken 
Anfang 1920 Yen 1597 Mill. betrug, wovon Yen®@092 Mill. ein- 
gezahlt sind. Die Kapitalveränderungen der führenden Banken 
stellen sich wie folgt: 


(in Mill. Yen) Vor dem Kriege Ende 1919 
Yokohama Specie . 20 100 
Mitsui 48 100 
Taiwan a ar je u ee 60 
Mitsubishi. . . . 2 2202. 0] 50 
Bai-Ichi 22,7 50 
Industrial . 30 50 
Bai-San . 10 30 
Chosen . 40 80 
Fünfzehnte 40 100 
Hundertste 10 25 


Von August 1914 bis November 1918 wurden 78 neue Banken 
gegründet mit einem Aktienkapital von Yen 119,5 Mill. 


Das japanische Bler In Ostasien. Das japanische Bier, das 
selbst den Wirkungen des chinesischen Boykotts standhielt, be- 
ginnt jetzt unter Wettbewerb zu leiden. Die fallende Ausfuhr 


wird teilweise dem steigenden Wiedereindringen der deutscher, 
englischen und amerikanischen Biere in den bisherigen Absatz- 
märkten Japans zugeschrieben, und die japanischen Brauereien 
sind darüber, It. North China Herald, sehr beunrihigt. 
In einigen Brauereien müssen die Arbeiter wegen Be 
einschränkung teilweise entlassen werden. 


Japanisch-rumänisches Handelsbüro., Als sichtbarer Erfolg 
des kürzlichen Besuchs des rumänischen Kronprinzen in Japan 
ist unter Leitung des bekannten japanischen Finanzmannes, 
Baron Shibusava und unter Teilnahme vieler einflussreicher 
Geschäftsleute und Fabrikanten Japans ein privates japanisch- 
rumänischs Handelsbüro The Japan-Roumanian 


Commercial Board zur Förderung des Handels zwischen 


den beiden Ländern begründet worden. 


Niederländisch-Indien. 


Zur Lage der Plantagengesellschaften. In der Welt der 
koßoniaten Pflamtagenbesitzer gärt es seit kurzem wieder und 
nicht wenig. Diesmal ist es besonders die Gummigewinnung, 
die den Staaten, die Kolonien besitzen, Kopfschmerzen ver- 
ursacht. Es ist das Losungswort ausgegeben worden, dass die 
Qummierzeugung eingeschränkt werden. müsse, Abgesandte der 
English Rubber Growers Association haben sich nach Holtand 
begeben, ıan mit der im Haag sitzenden Internationalen Gummi- 
vereinigung ernstäch Rücksprache zu mehmen. Es ist auch 
von der Errichtung eines gemeinsamen Zentralbüros für den 
Gummivertrieb die Rede, von dem sich die englischen Gummi- 
händler Gutes versprechen und für. dessen Zustandekommen 
das Einverständnis der holländischen Gummiplantagenbesitzer 
unumgänglich notwendig: ist. 

Wie weit die englisch-holländischen Unterhandlungen In 
diesem Augenblicke gediehen sind, ist nicht bekannt. Es lässt 
sich aber inzwischen über die Gesamtlage der Gummibewirt- 


schaftung in den holländischen Kolonien so manches sagen, was . 


auf die Zukımft dieser Industrie gewisse Schlüsse zu ziehen 
eraubt. In Betracht kommt nach dieser. Richtung vor allem 
die Ostküste von Sumatrg, Dieses Gebiet, das sich besonders 
für die Anpflanzung von Gummibäumen eignet, wird ausser von 
holländischen auch von englischen ımd belgischen Gesellschaften 
bewirtschaftet. Es lässt sich nachrechnen, dass in den ersten 
drei bis vier Jahren dieser Bewirtschaftung England 70, Holland 
4 und Beigier ungefähr 15 Mill. fl. in. den dortigen Plantagenbau 
gesteckt haben. Alle diese Gesellschaften .beschäftigten sich an- 
fängich und im der Hauptsache mit dem Absatz des Roh- 
produktes in Europa. Man war mit dem Preise, den der euro- 
päische Fabrikant bezahlen wollte, zufrieden, sobald er nur 
den Hersteungspreis des Rolıgummis deckte. "Dieser fusste in 
erster Lmie auf billigen Arbeitslöhnen. Die Gesellschaften 
“ komten denn auch in den Jahren reichlicher Ernte fette Divi- 
denden verteilen. Gleichzeitig versuchte man den Herstelhungs- 
preis miedriger zu gestalten. Je höher aber die Produktion 
stieg,‘ desto höher stiegen auch die Erntekosten, und als die 
aligemeine Teuerung auch im Niederländisch-Indien aı 
dehnung gewann, brachen schwierige Zeiten für die Plantagen: 
geseäschaften an. Bald war der Ausgleich zwischen 
stetungs- und Absatzpreisen erreicht. Es stiegen nicht nur die 
Gehälter für das europäische und die Löhne für das Kuli-Perso- 
nat, man musste auch. grosse Beträge für den Lebensunterhalt 
der Kulis beiseite stellen. Die holländische Kolonialregierung 
verpffichtet den Arbeitgeber an der Ostküste zur Lieferung von 
Sumatra-Reis zum Grundpreise von fl. 10 für je 100 kg. Damit 
konnte man früher bequem auskommen, heute aber müssen die 
Unternehmer der Regierung zehnmal so viel für den Reis be- 
zahlen. Fine 2000 acres (800 ha) bewirtschaftende Gesellschaft 
kam daher heute ruhig fl. 100000 Verlust für Reisbelieferung 
an die Kulis buchen. Nimmt man nun an, dass dieselbe Gesell- 
Schaft im laufenden Jahre genau so viel Gummi erzeugt wie im 
Jahre vorber, nämlich 350 000 kg Rolıgummi, so kostet sie heute 
das kg Rohgummi ungefähr 30 cts. mehr infolge der gestiegenen 


. dehntes ist. 


Aus- . 


Her- 
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Reisbeschaffungspreise. Es mag hier eingeschaltet werden, dass 
dieses ungünstige Verhältnis zunächst nur auf die Ostküste von 
Sumatra zutrifft, während die Verhältnisse auf Java etwas gün- 
stiger liegen. Es spricht demnach von selbst, dass die Gesell- 


. schaften, wenn sie ;hre Existenz sichern wollen, sich bemühen 


müssen, einen Ausgleich zwischen Herstellung und Absatz mög- 
lich zu machen. Da sich. die Herstejlungskosten im Augenblicke 
nicht verringern kessen, muss man versuchen, den Marktpreis 
höher zu gestalten. Dieser Markt lässt sich ebenfalls nicht mehr 
beeinflussen. Im August dieses Jahres gingen die Gummipreise 
andauernd zurück. Es hängt daher lediglich von der Kaufkraft und 
Kauflust der Abnehmer äb, ob die Gummigesellschaften auch 
fernerhin lebensfähig sind. Was bleibt übrig? Die Produktion muss 
zunächst*einmal gehörig eingeschränkt werden. Und um dieses 
Ziel zu erreichen, unterhandeln in diesem Auzenblicke Fng- 
länder und Holländer. Es darf nämlich auch nicht übersehen 
werden, so .schreibt ein Plantagennesitzer, dass ın Nieder- 
ländisch-Indien nicht mehr allein Holländer, Engländer und 
Belgier den Plantagenbau betreiben. Die Amerikaner, die für 
die indischen O:trmnierzeuger durch so viele Jahre nur Ab- 
nehmer, d. h. Fabrikanten gewesen sind, warfen sich ebenfalls 
auf die Plantagenwirtschaft und bebauten, dark ihrer Kapitals- 
kraft, grosse Strecken mit Gummibäumen in fabelhaft kurzer 
Zeit. Da die Amerikaner auf diese Weise Produzenten, Käufer 
und Verwerter gleichzeittg sind, da sie ferner das System des 
Vorkaufsrechtes eingeführt. haben, 80 versteht es sich‘ von 
selbst, dass die europäischen Plantagengesellschaften stark ins 
Hintertreffen geraten. Von dieser Gefahr haben sich die euro- 
päischer Käufer- bisher noch keine renügemt klare Vorstellung 
gemacht. Jetzt aber sind die Engländer .auf die Zwangswirt- 
schaft, die die Amerikaner in Kürze auf den europäischen 
Gummimärkten ausüben körnen, aufmerksam geworden. Sie 
haben daher das Losimgswort ausgegeben: entweder Einschrän- 
kung der Produktion; oder,- was vorzuziehen :wäre, gemein- 
schaftliches Vorgehen in Gestalt der oben bereits erwähnten 
Errichtung eines Zentral-Absatzbüros. Dieses hätte die Markt- 
preise aufzustellen und zu bestimmen, ob die Produktion ver- 
mehrt oder herabgesetzt werden snli. So also liegen die Ver- 
hältnisse auf dem internationalen Girmmimarkte. 

Was dagegen die allgemeine wirtschaftliche Lage von 


_ Niederländisch-Indien betrifft, so bezeichnen sie Kenner, wie 


Cohen Stuart, der soeben von einer Reise dirtirin nach Amster- 


dam zurückgekehrt ist, als zufriedenstellend.. Auch er betont 


das Anziehen aller Preise für den täglichen Bedarf, doch ist 
die Teuerung nicht so gross wie im Mutterlande, Auch die 


_Arbeitsverhältnisse sind dort günstiger als in Europa. Die in 


Indien vorgekommenen Ausstände fallen deshalb nicht beson- 
ders ins Gewicht, weil das Arbeitsfeld Indiens em zu ausge- 
Es ist allerdings nicht zu leugnen, dass es m der 
iMländischen Bevölkerung hier und da lebhaft gärt, Bisher ist. 
es der-holändischen Regierung noch immer gegtück kl, Herrin der 
Lage zu bleiben. 


Britisch-Indien. 


Ausfuhr von Weizen. Gemäss einer Veröffentlichung des 
Staatssekretärs für Indien hat die indische Regierung für die 


.. Zeit bis Ende März 1920 die Ausfuhr von 400 000 t Weizen ge- 


stattet, vorausgesetzt, dass der Weizen innerhalb eines fest- 
gcsetzten Höchstpreises zu beschaffen sein wird. Dieser Höchst- 
preis soll Rs. 6.2.6 per maund franko Karachi für Choice 


‚white Karachi- Weizen betragen und die Ausfuhr ist auf 


Karachi beschränkt. Sie hat für Rechnung der Regierung zu 
erfolgen und sich ergebende Gewinne sollen gegebenenfalls an 
die Regierung abgeführt werden. Bemerkenswert ist, dass hin- 
sichtlich der Bestimmungsländer, nach denen der freigegebene 
indische Weizen ausgeführt werden darf, keinerlei beschränkende 
Bestimmungen erlassen worden sind. Man rechnet übrigens 
damit, dass die von der Regierung festgesetzte Menge später auf 
eine Million Tonnen erhöht werden wird. 
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Ostsibirien. 


Von C. Fink. 


Anfang des Sommers tauchten Gerüchte auf, die ost- 
sibirischen Provinzen des Russischen Reiches wollten sich zu 
einem unabhängigen Freistaat zusammenschliessen. Es hiess, 
die Bewegung würde nachdrücklich von Japan unterstützt, 
das auf diese Weise einen Pufferstaat schaffen zu können 
hofite, der die Tokioer Regierung vom Albdruck des auf 
dem Vormarsch nach Osten befindlichen Bolschewismus be- 
freien könnte. Es handelt sich bei diesem neuen Staats- 
'gebilde um eine ganze Reihe ehemaliger russischer Provin- 
zen: Transbaikalien, Jakutsk, das Amurgebiet, die Küsten- 
provinz, Kamtschatka und Nordsachalin. Nebenbei bemerkt 
umfassen die sechs Provinzen ein Gebiet von 6,7 Millionen 
Geviertkilometer, also ziemlich genau zwei Drittel von ganz 
Europa, oder anderthalbmal soviel wie Europa ohne Russ- 
land. Bevölkert ist dieses Gebiet freilich mit nur etwas 
über zwei Millionen Menschen, während man auf einer 
gleich grossen Strecke in Europa etwa 300 Millionen zählen 
würde. Es ist immerhin von Wichtigkeit, sich die Riesen- 
abmessungen dieses Gebietes und die auffallend geringe Be- 
völkerung klarzumachen, weil sich aus ihnen allein schon 
die SCHWIEIBKEIIEN, daraus einen Pufferstaat zu machen, 
ergeben. 

Ostsibirien stellt dabei keiiieswegs eine in sich ge- 
schlossene Einheit dar. Es ist vielmehr in eine Reihe von 
kleineren Gruppen gespalten. Von grösserer Bedeutung 
sind drei Staaten, die sich dort im Lauf der letzten Jahre 
entwickelt haben. Ihre Hauptstädte sind Werchne-Udinsk, 
Tschita und Wladiwostok. Daneben nehmen, vorderhand 
wenigstens, auch Blagoweschtschensk und Habarowsk 
Selbständigkeit für sich in Anspruch. 

Räumlich am kleinsten ist von der ersten Gruppe der 
Staat Werchne-Udinsk, dank der ausserordentlichen Willens- 
und Tatkraft seines Führers aber der an Stosskraft stärkste. 
Die Stadt Werchne-Udinsk liegt rund 100 Kilometer östlich 
vom Südende des Baikalsees, dort wo der vom Changai- 
Gebirge kommende, nordöstlich durch die Mongolei 
fliessende Selenga nach Aufnahme eines von Osten kommen- 
den Nebenflusses plötzlich durch das Gebirge, 
Baikalsee umschliesst, nach Westen umbiegt, um seine 
Wasser in den Baikal zu ergiessen. \Werchne-Udinsk war 
ein aufblühender Handelsplatz an der grossen Sibirischen 


das den’ 


Eisenbahn, dessen Handel im wesentlichen von Chinesen 
beherrscht wurde und wird. In ‚Werchne-Udinsk hat sich 
als ein Ableger der Irkurtsker Regierung, die wieder voll- 
ständig von Moskau abhängt, eine rein bolschewistische 
Regierung aufgetan, die die Städte, Dörfer und die Gebirgs- 
täler in einem Umkreis von etwa 100 Kilometer um die Stadt 
beherrscht. Die Seele dieser Regierung ist Krasnotschekow, 
der zugleich das Auswärtige Amt dieses Freistaats leitet. 
Hinter dem rein russischen Namen dieses Gewalthabers 
soll sich ein Russe jüdischer Abstammung namens Jobelson 
verstecken, der in bolschewistischen Kreisen als einer der 
erbittertsten Gegner Japans gilt und angeblich Hunderte 
von Japanern, nur weil sie Japaner sind, hat hinrichten 
lassen. Mag daran nun wahr sein, was will, Tatsache ist, 
dass von Werchne-Udinsk eine starke Japanfeindlichkeit 
ausgeht und dort die Seele des Widerstandes gegen ein 
Vordringen Japans bis zum Baikal sitzt. 


Oestlich an diesen Staat schliesst sich Transbaikalien 
mit der Hauptstadt Tschita. Tschita liegt etwa 400 Kilo- 
meter Östlich von Werchne-Udinsk am Onon, einem Neben- 
fluss des Sitka, der sich in den Amur ergiesst, und an der 
Sibirischen Eisenbahn. Es war lange Zeit der Stützpunkt 
der grossrussischen Partei, die die Hoffnung auf die 
Wiederherstellung eines Zarentums noch nicht aufgegeben 
hat. Hier hat bis vor wenigen Wochen als Machthaber 
der Kosaken-Hetman Semenow, ein Burjäte, gesessen. Seme- 
now erhebt den Anspruch, als Erbe des im Sommer von 
den Bolschewisten in Werchne-Udinsk ermordeten Admiral 
Koltschaks der legitime Herrscher von ganz Osisibirien zu 
sein. Es hat jedenfalls eine Zeit gegeben, wo Semenow 
von Tschita aus eine wirkliche Macht ausübte, wenn seine 
Ansprüche auf die Oberherrschaft der Mongolei (er nannte 
sich Herzog der Mongolen!) auch wohl nur auf dem Papier 
standen. Immerhin spielte er in Tschita eine Rolle. Die 
Glanzzeit seiner Regierung fiel in den Anfang Juni dieses 
Jahres, wo ihm die sibirischen Bauern und Kosaken sowie 
Flüchtlinge aus der Ukraine und vom Don, die das Kriegs- 
schicksal nach dem fernen Osten verschlagen hatte, als ihrem 
anerkannten Führer zujubelten und ihm Heeresfolge ge- 
lobten, wenn er den Säbel ziehen und sie nach \Vesten füh- 
ren würde, um die Länder jenseits des Heiligen Meeres (des 


218 


Baikalsees) wieder dem rechtmässigen Russland zu unter- 
werfen und sich mit den Trägern des Zarengedankens in 
der russischen Heimat zu vereinigen. Zu einem solchen 
Siegeszug ist es freilich nicht gekommen; auch für Semenow 


hiess es bald: Rückwärts, rückwärts, stolzer Cid! Auf das 
Weshalb wird: unten noch zurückzukomnıen sein. Hier sei 
nur der Gegensatz betont, in dem sich das zaristiszhe 


Tschita, das einen starken Rückhalt an Japan fand, einer- 
seits dem bolschewistischen Werchne-Udinsk gegenüber, 
andererseits dem demokratisch-sozialistischen \W’ladiwostok 
gegenüber befand. Räumlich waren für Tschita die stärk- 
sten Vorbedingungen einer kräftigen Entwicklung gegeben. 
Ihm gehörte der grössere Teil der chemaligen Provinz 
Transbaikalien und der Amurprovinz,“ zusammen etwa 
1 Million Geviertkilometer, an, und dazu kam dann noch 
Jatutsk mit etwa freilich : überwiegend in Wintereis be- 
grabenen 3,8 Millionen Geviertkilometern. 


Die Küstenprovinz bildet den dritten grossen Freistaat. 
Ihr gliedern sich Kamtschatka und Nordsachalin an; die 
Küstenprovinz selbst ist etwa»über eine halbe Million Ge- 
viertkilometer gross, Nordsachalin hat dagegen nur 14000, 
Kamtschatka aber fünfviertel Millionen Geviertkilometer. Die 
Regierung in Wladiwostok liegt in den Händen eines 
Quinquevirats, dessen überragende Persönlichkeit der 
General Bildirew ist. Neben diesem Fünfmännerrat steht 
cine Nationalversammlung, aus deren Mitgliedern ein 
Ministerrat gebildet ist, in dem neben Angehörigen der 
bürgerlichen Parteien Sozialdemokraten und Kommunisten 
sitzen. Letztere lassen keine Gelegenheit unbenutzt, ihren 
Einfluss zu erweitern, um schliesslich das Heft ganz in die 
Hand zu bekommen, ohne dieses Ziel bisher indessen er- 
reicht zu haben. Es liegt in der Natur der Sache, dass bei 
cinem Versuch, die drei ostsibirischen Staaten zusammenzu- 
schliessen, Wladiwostok die Wahl hatte, sich mehr auf das 
benachbarte Tschita oder das entierntere Werchne-Udinsk 
zu stützen. Die Gegensätze mit Tschita waren unüber- 
brückbar, so gelang es — und das war natürlich ein Erfolg 
der Kommunisten —, Verbindungen mit Werchne-Udinsk 
herzustellen und mit diesem gemeinsam die Einigung ganz 
Östsibiriens zu betreiben, und zwar unter möglichster Ein- 
schränkung, wenn nicht völliger Ausschaltung Tschitas. Vor- 
läufig ist aber auch mit Werchne-Udinsk das Ziel nicht 
erreicht. | 

Die beiden kleineren Staatsgebilde, die sich noch un- 
abhängig aufgetan haben, Blagoweschtschensk und Haba- 
rowsk, spielen daneben nur eine untergeordnete Rolle. Blago- 
weschtschensk ist rein bolschewistisch. An sich viel zu 
klein, um sich auf die Dauer behaupten zu können, sucht 
es Parteigänger — und wie es scheint, nicht erfolglos — 
in der alten Amurprovinz. Habarowsk hat sich lediglich 
aus Opposition gegen das mächtig aufstrebende Wladi- 
wostok selbständig erklärt. Es fehlt nicht an Leuten in 
llabarowsk selbst, die das Vorgehen der Stadtregierung 
unpatriotisch nennen und einen Ausgleich mit \Wladiwostok 
fordern. Vorläufig dringen sie aber nicht durch, da der 
Stadtrat sich an die Japaner anlehnt, die bei dem Abbau 
ihrer sibirischen Expedition, die sie zur Räumung Trans- 
baikalies und der Amurprovinz zwingt, die Hand Ilaba- 
rowsks um so lieber ergreifen, als sie damit einen nicht un- 
wesentlichen Stützpunkt an der Grenze der Küstenprovinz 
und der Amurprovinz in ihre Hand bekommen. 


Der Gedanke des Zusammenschlusses ganz Ost- 
sibiriens zu einem Pufierstaat ging, wie schon erwähnt, von 


An. 
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Japan aus. Japan wollte sich damit die Vorkerrschaft in 


"Nordostasien sichern. Wie weit es dabei im Einvernehmen 


vor allem mit seinem engeren Bundesgenossen England ge- 
handelt hat, kann hier nicht entschieden werden. Manches 
spricht für ein Einvernehmen Tokios und Londons in dieser 
Angelegenheit. London würde es jedenfalls nicht uner- 


‚wünscht sein, wenn Japan sich in Sibirien festbeisst, wird 


doch ohne weiteres jedes ernste Vordringen Japans nach . 
Süden in der Richtung auf Australien lahmgelegt, erhält 
aber England damit doch in dem Gebiet, in ‚dem es trotz 
aller Ereignisse und Entwicklungen auch heute noch seine 
eigenste Interessensphäre sieht, im Yangtsetal, wieder freiere 
Hand. Auf der anderen Seite solt nicht verschwiegen wer- 
den, dass der englische Ministerpräsident Lloyd George An- 
farıg Juni im Haus der Gemeinen erklärt hat, Japan habe, 
ohne die Alliierten zu befragen, die starke Aktion zur: Be- 
freiung und Zurückführung der Tschechoslowaken aus 
Sibirien unternommen, und es läge nicht im Interesse der 
britischen Politik, ihm deshalb in den Arm zu fallen, zumal 
die Verhandlungen wegen: Erneuerung des englisch-japa- 
nischen Bündnisses eine gewisse Zurückhaltung Tokio 
gegenüber wünschenswert machten. 


Tatsächlich hat Japan sich dazu entschliessen müssen, 
den Vorstoss, den es nach dem Baikal machte, abzubrechen 
und seine Truppen zurückzuziehen. Nach aussen konnte 
es die Chamade, die es blasen liess; sehr wohl damit er- 
klären, dass der Zweck der Uebimg erreicht sei: Die 
Tschechoslowaken hätten unter dem Schutz der Waffen 
Japans ihren Rückzug bewerkstelligen können. Auffallend 
war nur, dass in der eigenen japanischen Presse diese Dar- 
stellung nicht allgemein war. Man suchte den Rückzug auf 
die verschiedenste Art zu erklären, unter anderem auch da- 
mit, dass das eisige Winterklima Sibiriens dem japanischen 
Heer unerhörte Opfer an Menschen kosten würde, die Japan 
unter keinen Umständen bringen dürfe. Reisende, die durch 
Sibirien gekommen sind, berichten dagegen, der Hass gegen 
die Japaner sei so ungeheuer, dass selbst grössere japa- 
nische Abteilungen ihres Lebens nicht mehr sicher seien. 
Wenn man an Vorkommnisse, wie das Blutbad ven Niko- 
lajewsk denkt, klingt das nicht ganz unmöglich. 


Es ist jedenfalls überraschend, dass der japanische 
Minister des Aeussern Vicomte Uchida Anfang Juli noch 
erklärte, Japan sei auf Gedeih und Verderb mit Semenow, 
dem Herrn in Tschita, verbunden und würde ihn dort unter 
allen Umständen halten, und dass schon wenige Wochen 
später der Kriegsminister zugeben musste, die japanischen 
Truppen hätten Transbaikalien geräumt und damit sei die 
bisher Semenow geliehene Unterstützung fortgefallen. Es 
ist noch in der Erinnerung, dass Japan Mitte Juli Verhand- 
lungen mit Werchne-Udinsk wegen der Gründung des 
Pufierstaates anknüpfte. Diese Verhandlungen haben sich 
sehr bald wieder zerschlagen, vornehmlich, weil Japan dar- 
auf bestand, dass Semenow als das Staatsoberhaupt von 
Tschita anerkannt würde und als solcher an den Verhand- 
lungen teilnehmen sollte. Japan trug sich damals mit der 
Hoffnung, einen Staat ins Leben rufen zu können, der seine 
Unabhängikeit Sowjet-Russland gegenüber würde behaup- 
ten können. Davon, dass das, mindestens sowcit Werchne- 
Udinsk ın Frage kommt, möglich ist, dürfte Japan in- 
zwischen zurückgekommen sein. Japan hat indessen, wie 
men zugeben muss, das Ausserste getan, Scmenow zu 
stützen. Ais \Weichne-Udinsk im Verlauf der Verhand- 
lung:n von jatan veılangte, es solle Semenow veranlassen 


sica von der Sıbuischen Rahn zurückzuziehen und damit 
den Weg von Werchne-Udinsk nach Wladiwostok ireizu- 
g:ben, Ichınte ex gas Änsinnen mit dem bemerken ab, es 
wünsche sich nicht in innere russische Streitfragen cinzu- 
mischen. Die Verhältnisse gestalteten sich aber für Japan 
samer ungünstiger; 'seine Stellung’in Transbaikalien wurde 
mmer unlıaltbarer. s 
Tokio gab den Befchl, die Truppen zurückzuzichen, so- 
Imge das noch ohne CGpfer möglich war. Der Einspiuch 
Jagegen imı eigenen Lande blieb wirkungslos. Die 
„Vorodzu‘“ warnte, Leben und Eigentum aller Japaner werde 
geährdet, wenn die Truppen abzögen; Semenow allein 
könne sie nicht schützen. Die „Chugai Shogyo‘“ wies mit 
nichWtgeringem Nachdruck auf die erheblichen wirtschaft- 


lichen Werte hin, die für Japan in Sibirien auf dem Spiel 


ständen. Die Regierung hatte für solche Stimmen kein Ohr 
mehr, so genehm sie ihr wenige Monate vorher gewesen 
wären, als Blätter wie die „Jiji“ das sofortige Aufgeben 
eines Abenteuers verlangten, das Japan alljährlich 150 Mil- 
tonen Yen koste, ohne etwas Nennenswertes einzubringen 
und die Staatsfinanzen dem Bankerott zuführen müssten. 
Die japanischen Händler mussten aufpacken und mit den 
Truppen das Land verlassen. Die grossen wirtschaftlichen 
Werte, von denen die „Chugai Shogyo‘“ gesprochen hatte, 
sind preisgegeben worden. 

Japan zieht offenbar die Bilanz des sibirischen OGe- 
schäftes. Es stösst die faulen Kunden ab und sammelt in 
sicherer Stellung, was zu retten ihm wertvoll scheint. Und 
sein Schützling Semenow scheint sich seinem Herrn und 
Meister angeschlossen zu haben. Tschita hat der Kosaken- 
hetman “verlassen. Dort ist Anfang September noch ein 
Bomenattentat auf ihn verübt. Die japanischen Meldungen 
von seinem Tod haben sich nicht bestätigt. Aber Semenows 
Tage in Tschita waren gezählt. Er musste angesichts der 
starken $olschewistischen Welle, die von Werchne-Udinsk 
gegen Transbaikalien brandet und ihm namentlich viele 
Anhänger unter seinen engeren Landsleuten, den Burjäten, 
raubt, sich zurückziehen. Wo er sich im Augenblick be- 
findet, ist schwer zu sagen. Eine unverbürgte Nachricht 
will wissen, er sei in die Hände seiner Todfeinde gefallen; 
ihm stünde dasselbe Schicksal bevor, das seinen Vorgänger, 
Admiral Koltschak, erreicht hat. Möglich, dass die Nach- 
richt den Tatsachen entspricht, möglich aber auch, dass der 
schon einmal Totgesagte eines Tages an einem anderen Ort 
wieder auftaucht. 

Das Wesentliche an der heutigen Lage ist, dass Japan 
sich wieder hinter das Bureja-Gebirge zurückgezogen hat 
“wad sich anschickt, vorläufig die Küstenprovinz und Nord- 
sachalin um so stärker zu besetzen. Auch weiter südlich 
hat Japan den Rückzug nach Osten angetreten. Mitte 
September meldete die „Peking and Tientsin Times“, plötz- 
fich seien alle japanischen Truppen aus dem Gebiet west- 
fich von Harbin verschwunden; auch die japanischen Händ- 
ker seien von dort weggezogen, und die japanischen 
Flaggen, die eine Zeitlang auf allen Bahnhöfen flatterten, 
würden nicht mehr gehisst. 


Die Frage ist, ob sich Japan auf die Dauer in der 
Küstenprovinz wird halten können. Die Volksstimmung ist 
auch dort überwiegend japanfeindlich. Dem weiss man 
aber in Tokio schr geschickt Rechnung zu tragen. Der 
japanische Höchstikommandierende in Sibirien, General Oi, 
kat am 18. September erklärt, die politische Lage habe sich 
‚ meuerdings so gebessert, dass er den Befehl, Iabarowsk zu 
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räumen, hätte geben können. „Ich hoffe“, sagte er, „dass 


ich zur Einigung der ostsibirischen Regierungen beitragen 


kann und dass dadurch der Friede und die guten Beziehun- 
gen Russlands und Japans gestärkt werden.“ Und sein 
Generalstabschef, General Takajanagi, hat sogar dem Ver- 
treter Reuters die baldige Räumung weiterer Gebiete in 
Aussicht gestellt; die Bahn von Nikolsk nach Habarowsk 
sei den Russen schon zurückgegeben. 

Ueber die letzten Gründe, die Japan zu diesen Mass- 
nahmen veranlasst haben, verlautet natürlich nichts. Es ist 
keineswegs ausgeschlossen, dass man in Tokio hofft, mit 
Wladiwostok auf einen freundschaftlicheren Fuss als bisher 
zu kommen, so dass das sibirische Abenteuer schliesslich 
nicht im Sande verläuft. Die überwiegende Mehrheit des 
eingesessenen Volkes der Küstenprovinz ist heute keineswegs 
bolschewistisch; im Gegenteil, die Bauern wollen von den 
Lehren Moskaus nichts wissen; sie sind durchaus kapita- 
listisch orientiert. Ein Einvernehmen Wladiwostoks mit 
Werchne-Udinsk ist daher auch bisher nicht zustande ge- 
kommen. Man wird sich möglicherweise in den massgeben- 
den Kreisen Wladiwostoks die Frage ernstlich vorlegen, ob 
unter den obwaltenden Umständen die Anwesenheit der 
japanischen Truppen nicht ein Schutz gegen den Bolsche- 
wismus ist, der in den letzten Monaten erheblich über die 
Grenzen von Werchne-Udinsk nach Osten vorgedrungen ist. 


Wie es im bolschewistischen Werchne-Udinsk aussieht, 
davon hat der Pekinger Vertreter der „Times“ vor einigen 
Tagen ein beredtes Bild gegeben. Ein Reisender, der eben 
aus Werchne-Udinsk in Peking eingetroffen ist, berichtet: 
„Die Regierung von Werchne-Udinsk ist tatsächlich ein Ab- 
leger der Moskauer Sowjet-Regierung. Alle Arbeiter, ein- 
schliesslich Rechtsanwälte und Aerzte, erhalten in Werchne- 
Udinsk einen Lohn von monatlich 300 Papierrubel, womit 
sie in den Regierungsgarküchen das unbedingt für den 
Lebensunterhalt Nötige kaufen können. Privateigentum gibt 
es nicht mehr. Soweit ihre Erzeugnisse nicht requiriert 
sind, tauschen die Bauern das Ueberflüssige für alte Kleider 
ein. Fleisch und Zucker fehlen ganz; das Volk ist entsetz- 
lich unterernährt. Der ganze Aussenhandel liegt in den 
Händen der Chinesen, deren Privateigentum unberührt 
bleibt. Die Truppen, unter denen sich auch viele Magyaren 
befinden, zeigen gute Disziplin. Wer Kritik an der Regie- 
rung übt, wird nach Irkutsk geschickt und dort erschossen; 
sonst kann man tun, was man will. Wodka ist vollständig 
verboten. Die Industriearbeiter streben von der Stadt aufs 
flache Land, um sich ihren Lebensunterhalt selbst zu be- 
sorgen. An der Spitze der Regierung steht der Bolschewist 
Krasnoschokow. Er hat alle Minister eingesetzt und führt 
ein autokratisches Regiment, das sich nur Moskau beugt. 
Im Umlauf sind 31, Milliarden Papierrubel, die in Moskau 
für die Republik des Fernen Ostens hergestellt sind. Das 
Schulwesen liegt sehr im argen. Der zurzeit in Peking 
weilende angebliche Vertreter von Werchne-Udinsk, Yourin, 
ist in Werchne-Udinsk ganz unbekannt; er kommt direkt 
aus Moskau. Aller Unternehmungsgeist ist aus dem Volke 
verschwunden; kein Mensch arbeitet mehr, als er zu leisten 
gezwungen wird.“ 

Dass man in Peking grosse Neigung verspüren sollte, 
mit einem Staat, in dem es so aussieht, freundnachbarliche 
Beziehungen anzuknüpfen, ist wenig wahrscheinlich. Man 
hat die Gesandtschaft-Werchne-Udinsks, die ein Handels- 
abkommen mit China schliessen wollte, nach einigem 
Zögern ins Land kommen lassen... Man hat sie dann mit 
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einer gewissen Schlauheit benutzt, um endlich mit der alten 
zarischen Vertretung, die trotz Umsturzes und Räterepublik 
in Moskau noch immer nicht nur in Peking sass, sondern 
tatsächlich recht erhebliche russische Interessen wahrnalm, 
aufzuräumen und sich Exterritorialrechte und anderes zurück- 
geben zu lassen, was man unter anderen Verhältnissen einst 
dem mächtigen Nachbarn hatte zugestehen müssen. Aber 
weiter scheint man in Peking sich mit dem Vertreter 
Werchne-Udinsks, der nur ein Strohmann Moskaus ist, nicht 
einlassen zu wollen. Trotz aller Bemühungen gelingt es 
nicht, für Yourin in Peking ein Unterkommen zu finden. 
Hatte man in Moskau damit gerechnet, sich die japanfeind- 
liche Stimmung in Peking nutzbar machen und China zu 
einem Zusammengehen gegen Japan veranlassen zu können, 
so wird man sich inzwischen darüber klar geworden sein, 
dass diese Rechnung ein Loch hat. Das aber kann nicht 
ohne Folgen für die japanische Stellung in Sibirien bleiben. 
Möglich, dass der Vorstoss von Werchne-Udinsk nach Peking 
für die japanische Sibirienpolitik den Wendepunkt bedeutet. 


Jedenfalls macht sich in der russischen Presse Ostasiens 
die Ueberzeugung geltend, dass die rückwärtige Konzen- 
trierung der japanischen Truppen nach dem südlichen Teil 
der Küstenprovinz lediglich ein taktisches Mannöver ist, 
durch das ein neuer Vorstoss der Japaner nach Westen im 
nächsten Frühjahr verkappt werden soll. Die ir Wladrwostok 
erscheinende ‚„Dalnewstochneje Obozrnje“ Rundschau des 
Fernen Ostens) erklärt, die ganze Lage in Ostsibirien sei 
sehr unsicher, der vorläufige Waffenstillstand ziemlich be- 
deutungslos, die Schwierigkeiten würden erst mit den Ver- 
handlungen über die Schaffung endgültiger Verhältnisse be- 
ginnen. Insbesondere werde man auch von den Kosaken- 
hetman Semenow noch manches hören und zwar ak Vor- 
kämpfer der japanischen Politik. Dass die Freunde Mpans 
seine Rolle in Ostsibirien noch für keineswegs ausgespielt 
hält, geht u. a. auch daraus hervor, dass die Japan sehr 
freundliche Zeitung „Russky Golos“ Ende September ‚offen 
forderte, Japan solle das Protektorat über den russischen 
fernen Osten übernehmen. . 


Zur Arbeiterirage in Japan. 


Von Buetz. 


Die japanische Arbeiterbewegung ist so jungen Datums 
vie die Industriebewegung Japans überhaupt. Die japanische 
Arbeiterbewegung trägt die Kennzeichen, die jeder Industrie- 
Arbeiterbewegung innewohnen und ist dennoch ein Neues 
an sich. Die japanische Arbeiterbewegung zeigt uns nicht 
nur psychologisch und wirtschaftlich interessante Merkmale, 
die Arbeiterfrage Japans bietet auch eine höchst beachtens- 
werte Erscheinungsiorm im Zusammenhange mit der Frage 
der Produktionskraft und der industriellen Konkurrenzfähig- 
keit Japans auf dem Weltmarkt und insonderheit auf dem 
europäischen Markte. 

Zunächst einmal, woher kommt die unruhige Stimmung 
der Arbeiterschaft und in welchen Formen äussert sie sich. 
Japan hat eine Arbeiterbewegung eigentlich in dem Augen- 
blick erlangt, als man eine Industrie entwickelte. Das ist 
eine der neueren Erscheinungen der proletarischen Macht- 
äusserungen in dem allgemeinen Entwicklungstempo der- 
artiger Bewegungen. Gewiss hat man in, England mit dem 
Wachsen der Industrie eine Arbeiterbewegung gehabt, diese 
ist aber von den japanischen Arbeiterunruhen völlig ver- 
schieden. In England wandte sich das Proletariat gegen die 
Industrie als Industrie, das heisst, man glaubte in der Ueber- 
windung des Handwerks durch die Maschine das Herannahen 
des Endes seiner Existenz zu sehen und wandte sich so 
gegen die Maschine und nicht gegen den Unternehmer. 
Japans Arbeiterschaft begrüsst die Industrie als Entwicklerin 
neuer Arbeitsbedingungen, aber sie wendet sich gegen den 
Unternehmer. Während es in Europa Generationen bedurft 
hat, eine massenempfindende, eine staatsempfindende In- 
dustrie-Arbeiterschaft zu schaffen, hat man in Japan diesen 
Zeitraum der Entwicklung übersprungen. Die japanische 
Arbeiterschaft hat ein starkes Klassenbewusstsein und Zu- 
sammengcehörigkeitsgefühl. Die Wirkungen dieses unmittel- 
baren Ueberganges von der landwirtschaftlich empfindenden 
und der klassenbewussten Bevölkerung sind tief einschnei- 
dend, ja entscheidend für die Industrie. Die europäische In- 
dustrie gewann einen Zeitraum, um sich auszuarbeiten. Alle 
Versuche, alle industrielle Schulung wurde mit einer an sich 
noch anspruchslosen, in jedem Falle überwiegend willigen 
Arbeiterschaft vorgenommen. In diesera Zeitpunkte, als die 
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organisierte Widerstandsbewegung des Proletariats eintrat, 
war die Industrie eingearbeitet und konkurrenzfähig gewor- 
den. Die japanische Industrie ist aber weder eingearbeitet 
noch konkurrenzfähig, und trotzdem soll sie die organisierte 
Widerstandsbewegung des Proletariats ertragen; das ist eine 
überaus schwere Belastung für die Unternehmerschaft, eine 
so schwere Belastung, dass heute schon die Gefahr be- 
steht, man werde noch nicht genug gefestigt sein, sie tragen 
zu können. Hiermit aber noch nicht genug. Eine organi- 
sierte, mit Klassenbewusstsein erfüllte Arbeiterschaft pflegt 
dieses Klassenbewusstsein aus dem Selsbstgefühl der Leistung 
heraus zu entwickeln. Man ist etwas, leistet etwas und stellt 
so seine Forderungen. Die bewusste europäische Arbeiter- 
bewegung setzte in dem Augenblicke ein, in dem die Ar- 
beiterschaft insgesamt erkannte, dass die erlangte Leistungs 
fähigkeit des Arbeiters dem Industriellen einen hohen Ge 
winn einbrachte, einen Gewinn, den man mit den eigenen 
Bezügen nicht in Einklang zu bringen wusste Es ist zu 
beachten, dass die Form des proletarischen Selbstbewusst- 
seins auf Grund der erworbenen Leistungskraft dann eintrat, 
als die Arbeiterschaft längst aus den Lehrjahren heraus war, 
als die Arbeiterschaft tatsächlich eine industrielle Leistung 
vollbrachte. Japan hat nun eine selbstbewusste Arbeiter- 
schaft als Beginn der Leistung erlangt, das heisst, Japan 
hat eine auf Leistung stolze Arbeiterschaft, wo keine Leistun- 
gen vorhanden sind. Die Wirkungen hiervon sind wieder 
für die japanische Industrie ausserordentlich schwer. Als die 
europäischen Arbeiter mit ihrem Eigendünkel hervortraten, 
waren sie gelernte Arbeiter, die japanischen Arbeiter sind 
mit ganz geringer Ausnahme ungelernte Arbeiter und die 
gelernten Arbeiter entsprechen in ihren Leistungen etwa den 
angelernten europäischen Arbeitern. Aber Selbstdünkel hat 
zur Voraussetzung, dass man sich als gelernte, kkistungs- 
fähige Kraft glaubt. Das Ergebnis hiervon ist, dass die 
japanischen Industriearbeiter, die schlechterdings nichts 
können und denen nichts so heilsam wäre als ein ständiges 
Zulernen, von einem Eigendünkel erfasst sind, der das Zu 
lernen fast unmöglich macht. Es wird ständig darüber ge- 
klagt, dass die Industriearbeiter, wenn sie sich die 

lagen ihrer Tätigkeit noch nicht einmal angelernt haben, wenn 


sie mut einige Handgriffe beherrschen, sich einbilden, nun- 
mehr hochqualifizierte Arbeiter zu sein. Die japanischen 
Arbeiter, die so dringend nötig einer Weiterausbildung be- 
dürften, weigern sich aus ihrem Eigendünkel heraus, diese 
Weiterbildung vorzunehmen. Nun wird der angelernte Ar- 
beiler durch die täglich wiederholte gleiche Handlung auch 
ohne seinen Willen an sich zu einer weiteren Vervollkomm- 
nung gelangen. müssen. Das ist nun aber nicht der Fall. 
Der japanische Arbeiter hat noch gar keine industrielle 
Schulung, und so ist er ein unständiger Arbeiter, das will 
sagen, dass der japanische Arbeiter überall eine Tätigkeit 
beginnt, sich in einer Reihe von Industrien eine gewisse, sehr 
bescheidene Fertigkeit anlernt und so letzten Endes ein voll- 
kommen unbrauchbarer Arbeiter ist. Es wird von allen Seiten 
betont, dass Japan nur ganz vereinzelt wirkliche Qualitäts- 
arbeiter kennt und dass diese dann als Seltenheitsware weit 
über ihre Leistungen bezahlt werden. Wenn die japanische 
Industrie aber leistungsfähig werden will:und wenn sie vor 
allem auf dem Weltmarkte konkurrenzfähig werden will, dann 
braucht sie als Grund hierzu die gelernte Arbeiterschaft. 
Um diese gelernte Arbeiterschaft als Masse zu erhalten, 
brancht man eine Reorganisation des Lehrwesens und des 
allgemeinen Bildungswesens. Das Lehrlingswesen Japans: 

Japan kannte in der nicht industriellen Entwicklungszeit, 


das heisst in jener Epoche, in der man in Kunsthandwerk’ 


und im Baugewerbe hohe Erfolge zeitigte, ein gut ausgebil- 
detes Lehrlingswesen, die Lehrlingszeit betrug etwa 7 bis 
10 Jahre. Heute sollen die Lehrlinge in 3—5 Jahren ihr 
Handwerk erlernen. Die Lehrlinge halten aber ihre durch- 
schnitliche l.ehrlingszeit nicht inne, da sie dauernd ihren 
Beruf wechseln. Man hat diese so ausgesprochene Un- 
beständigkeit der japanischen Industriearbeiter darauf zurück- 
zuführen gesucht, dass man den Japaner an die einseitige 
Industriearbeit, die sich von der ehemaligen Arbeit im Kunst- 
handwerk so wesentlich unterscheidet, erst langsam gewöh- 
nen muss, dass man ihm erst langsam in das Bewusstsein 
zuräckrufen muss, dass auch Teilleistungen ein: Verantwort- 
lichkeitsgefühl verlangen. Nun ist man zweifellos berechtigt, 
dieses Moment einzustellen, die Unständigkeit ist hiermit 
aber nicht erklärt; hinzu tritt vielmehr, dass die Lehrlings- 
ausbildung im System falsch gehandhabt wird und die Lehr- 
Inge sehr oft körperlich viel zu leistungslos sind, um auf 
die Dauer die ihnen auferlegte Industriearbeit ausführen zu 
“ können. Es spielen hier die Ausbeutungsbestrebungen 
der Unternehmerschaft eine ganz wesentliche Rolle. Wenn 
die Unternehmer sich beklagen, dass man keine billigen Lehr- 
Iinge und keine gelernten Arbeiter hat, dann muss diesen 
Klagen gegenüber doch gefragt werden, ob die Unternehmer 
ihrerseits auch ordentlich ausbilden. Aber da muss doch 
dann gesagt werden, dass die Ausbildung tatsächlich mit 
wenigen Ausnahmen alles zu wünschen übrig lässt. Man 
hat immer wieder die Erfahrung gemacht, dass überall dort, 
wo die jungen Leute zu einer ordnungsmässigen Lehre her- 
angezogen wurden, das heisst, wenn sie eine geeignete Lehre 
durchmachen und wenn man ihnen auch die Existenzmöglich- 
keit bietet, eine Lehrzeit einhalten zu können, dann man in 
solchen Fällen auch .seine Erfolge zu ernten hatte. Grosse 
Werke, die dazu übergegangen sind, durch gelernte Vor- 
arbeiter ihre Lehrlinge 3—8 Jahre auslernen zu lassen und 
diese Lehrlinge auch durch Abendkurse ausbilden zu lassen, 
erlangen auf diese Weise Arbeitskräfte. Wie wenig man bis- 
ber noch für die Fachausbildung getan hatte, ergibt sich 


auf einen Arbeiter 1—2 Lehrlinge kommen. 
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daraus, dass man nach dem Stande von 1912 (Heber: Pro- 
bleme der. Weltwirtschaft, Seite 219) an Lehrlings- und tech- 
nischen Primarschulen besass in der Holzbearbeitung 18, 
der Metallbearbeitung 5, in der Mechanik 1, in der Färberei 
und Weberei 35, in der Landarbeit 14, in Keramik 2, 
in der Seidenherstellung 10 . und sonst noch 5. Ganz 
wenige Grosswerke haben eine eigene Lehrlingsschule 
angelegt. Die Unternehmer brauchen Arbeitskräfte so not- 
wendig, dass man die noch unausgebildeten. Lehrlinge be- 
reits als ausgelernte Arbeiter anstellt, und hiermit erreicht 
man, dass diejenigen Lehrlinge, die nicht angestellt werden, 


.der Meinung sind, ihrerseits nunmehr auch genug geleistet 


zu haben und der Lehre entlaufen. Andererseits gibt man 
den Lehrlingen ein so geringes Entgelt, dass die Lehrlinge 
die Lehre aufgeben müssen, um sich einen Verdienst: zu ' 
suchen. So gibt es Lehrlinge, die im Monat 2—3 Yen 
Taschengeld erhalten. Andererseits stellt man viel zu viel 
Lehrlinge ein, so dass die Ausbildung überhaupt nicht vor- 
genommen werden kann, oder man lässt die Lehrlinge in der 
Fabrik aufwachsen, wo sie Wohnung, Kleidung wie Nah- 


rung erhalten und in den ungesundesten und traurigsten 


Verhältnissen ihre Tage verbringen. Hier ist es kein Wunder, 
wenn der Lehrling das Weite sucht. Es gibt Werke, in denen 
Hier handelt 
es sicht gar nicht darum, Lehrlinge auszubilden, sondern 
lediglich darum, durch eine Aussaugung der Menschenkraft 
zu billigem Arbeitermaterial zu kommen. Auch hier ist es 
nicht verwunderlich, sondern natürlich, dass die Arbeiter an 
einen lohnenderen Arbeitsplatz zu gelangen suchen. Es ist 
selbstverständlich, dass, wenn diese Elemente nun noch mit 
Klassenbewusstsein erfüllt werden, die Koniliktsstofie sich 
ınehren. 

Woher kommt nun die unruhige Siimung der Arbeiter? 
Die Arbeiter haben die reifen Ideen des Sozialismus, die sich 
in Europa erst langsam ausbildeten, importiert erhalten. Es 
ist nicht das dumpfe Erwachen, die langsame Einsicht not- 
wendig, sondern man hat die fertige Lehre erhalten, fordert 
nur mehr; auch diese Lehre fand in Japan einen so über- 
raschend schnellen Eingang, weil tatsächlich ganz gewaltige 
Uetelstände bestehen. In Europa hat sich die Industrie erst 
langsam zur Grossindustrie heraus entwickelt, in Japan be- 
ginnt man mit der Grossindustrie. Infolgedessen stellen sich 
nun auch sofort alle Uebel einer Grossindustriekultur ein. 
Erfahrungsgemäss sind die Unternehmer nur schwer dazu 
zu bringen, von sich aus eine Abhilfe der Industrieübel, wenn 
man sie so nennen will, zu schaffen. Stets hat der Staat, der 
Träger der Sozialkultur, warten müssen, d. h. die Gesun- 
dungsmassnahmen wurden durch legislative Massnahmen im 
Wege des Zwanges herbeigeführt. Nun ist und bleibt aber 
alle Sozialkultur abhängig von der Leistungskraft der In- 
dustrie. Dem Staate muss stets daran gelegen sein, eine 
leistungsfähige Industrie zu erhalten, und daher kann er mit 
seinen sozialen Zwangsmassnahmen. die Tragfähigkeit der 
Industrie nicht überschreiten. Da die japanische In- 
dustrie nicht eingearbeitet ist, und da die Industrie keine 
Weltkonkurrenzkraft erlangt hat, muss sie vor nachdrück- 
lichen sozialen Lasten bewahrt werden. So bleiben die 
Uebelstände, und der japanische Arbeiter, dem man die 
Augen geöffnet hat, fühlt sich als entrechteter Sklave und 
wünscht dies Sklaventum abzustreifen. Es muss gesagt 
werden, dass der japanische Arbeiter allerdings Grund genug 
hat, seine Lage verbessert sehen zu wollen. (Schluss folgt.) 
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Die Lage in Japan. 


„To.“ Kobe, den 19. Sestenher 1920. 

Japan, das während des Krieges eine so blühende Wirt- 
schaft entwickelt hatte, dass eine ganz neue Kaste von fast 
über Nacht reich gewordenen Geschäftsleuten — Narikin 
nennt der Japaner sie — entstanden ist, leidet nun schon 
seit Monaten unter einer empfindlichen Depression. Während 
des Krieges sind neue Industrien im Lande ins Leben ge- 
rufen, und sie konnten kaum der Nachfrage genügen. Eng- 
land und Amerika waren ausserstande, die gewohnten 
Waren nach dem Osten zu bringen, von Deutschland, das 
seit der Kriegserklärung Japans 1914 östlich vom Suezkanal 
überhaupt ausgeschaltet war, gar nicht zu sprechen. Japan 
erkannte die Möglichkeit, sich an die Stelle der anderen zu 
setzen, und tat es mit dem Schwung, der ihm bei sdichen 
plötzlichen Vorstössen eigen ist. Jetzt, wo. wieder Friede 
herrscht, wo England und Amerika selbst wieder über 
reichliche Tonnage verfügen und Absatz für ihre Waren 
suchen müssen, sieht sich Japan plötzlich in die Verteidigung 
gedrängt. Und diese ist sa. schwierig, in mancher Hinsicht 
so unmöglich, dass es das Feld wieder räumen muss, das 
es kaum gewonnen hatte. Es seien nur ein paar Beispiele 
angeführt. Im Jahre 1918/19 führte Bombay für 102,8 Mil- 
lionen Yen Baumwollwaren aus Japan ein, im Jahre 1919:20 
waren es nur für 21,2 Millionen Yen; ähnlich geht es mit 
den meisten anderen Waren, namentlich Kleidungsstücken, 
Kurzwaren, Metall, Wollgarn und Holzwaren. Nur auf dem 
Glas und Streichholzmarkt hat sich Japan behaupten 
können... 

Die Folge solcher plötzlichen Rückschläge im Neuland 
hat zu einer schweren Krisis in, der japanischen Industrie 
geführt. Unendlich viele Betriebe sind stillgelegt. Gar 
mancher Fabrikschornstein raucht nicht mehr, gar manche 
Kohlengrube hat für ihre schwarzen Schätze keinen Absatz 
mehr. Deutsche Kreise wird es insbesondere interessieren, 
dass die letzthin in grösseren Mengen eingeführten deut- 
schen Farbstoffe wegen Stillstands vieler kleinerer Webe- 
reien nur schlecht Absatz fanden. Und die Stockung in der 
Industrie greift wieder auf andere Zweige der Volkswirtschaft 
über. Die Räder stehen still. Japan ist auf dem Weltmarkt 
nicht konkurrenzfähig. Und das schlimmste ist, die Aus- 
sichten, dass es nach einer Zeit des Atemholens den Wett- 
bewerb mit den älteren Industriestaaten des Westens mit 
einiger Hoffnung auf Erfolg wieder aufnehmen kann, sind 
sehr gering. Die Arbeiterfrage spielt da eine gewichtige 
Rolle. Die japanischen Arbeiter wollen sich eine Arbeits- 
zeit erkämpfen, wie ihre europäischen und amerikanischen 
Brüder sie sich erobert haben. Tatsächlich hat der japa- 
nische Arbeiter früher bei zchn-, cli- und zwölfstündiger 
Arbeitszeit nicht geleistet, was der geschulte westliche 
Arbeiter in acht Stunden schuf. Mit der Einführung der 
achtstündigen Arbeitszeit in Japan wird der Vorteil der 
billigen Arbeitskraft, den Japan bisher noch hatte, ganz hin- 
fällig. Man darf das — nebenbei bemerkt — nicht ver- 
gessen, will man verstehen, weshalb auf dem internatio- 
nalen Arbeiterkongress in Washington im Frühjahr die 
japanischen Arbeiter bei ihren Genossen aus Amerika und 
Europa so starke Unterstützung fanden, als auch für Japan 
die Achtstundenschicht einzuführen angeregt wurde. 

Japan steht heute jedenfalls mitten in einer wirtschaft- 
lichen Krisis allererster Ordnung, und unter dieser leiden 
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Industrie und Handel gleichermassen. . Dazu kommt, dass 
die. Ernteaussichten keineswegs glänzend sind. Mit einer 
Trockenheit, wie das benachbarte China, hat Japan dank 
seiner. Insellage nie zu rechnen, aber desto öfter richten 
übermässige Regenfälle und von ihnen verursacht schwere 
Ueberschwermmungen viel Unheil im Lande an. So war es 
auch in diesem Sommer. Schon heute lässt sich sagen, dass 
viel Geld ins Ausland gehen muss, um den zur Ernährung 
des Volkes nötigen Reis ins Land zu schaffen. Dabei wächst 
die Bevölkerung zuschends. Der Geburtenüberschuss be- 
läuft sich auf 600 000 im Jahr. Gelingt es nicht, eine starke 
Exportindustrie aufzurichten, die den Wettbewerb mit dem 
Ausland unter allen Umständen aufnehmen kann, so bleibt 
nur Auswanderung übrig. Den japanischen Auswanderern 
aber wird überall ein Riegel vorgeschoben: Die Vereinigten 
Staaten, Kanada, Australien schliessen sich gegen die Japa- 
ner mit. unverminderter Unerbittlichkeit ab. Ob die Kolo- 
nisation in Südamerika. sich auf die Dauer bewähren wird, 
bleibt abzuwarten. Die Entfernung vom Mutterland ist sehr 
gross, die Lebensbedingungen sind vielfach zu verschieden. 
Einen vorläufigen Auslass bieten wohl die Mandschurei, 


(die Mongolei und Ostsibirien; aber die Japaner haben nicht 


einmal ihre eigene Insel Hokkaido kolonisieren können; sie 
sind kein Volk, dem der kalte Norden liegt. Sie gehen in 
diese Gegenden nur, wenn ausserordentlicher Gewinn winkt, 
und auch dann nur vorübergehend. 

Unter den obwaltenden Umständen’ sicht es nicht ge- 
rade glänzend für Japans Zukunft aus. Das erklärt auch, 
weshalb die Regierung recht zaghaft der Herbsttagung des 
neuen Reichstages, in dem. sie eine überwältigende Mehrheit 
hat, entgegensieht. Unter dem Druck der wirtschaftlichen 
Not im Lande entwickelt sich die Arbeiterbewegung in 
einer den Machthabern Tokios wenig genehmen Weise. 
Ueberall schiessen sozialdemokratische Blätter empor und 
verraten, dass die Stimmung im Volk sich unter der Not des 
wirtschaftlichen Daseins gegen die Regierung wendet und 
diese mit ihren Massen eines Tages bekämpfen wird. : Auch 
bolschewistische Gedanken finden Einlass im Land; die Un- 
zufriedenheit des Volkes bereitet ihnen einen Boden, und 
das geistige Proletariat, das in Japan zusehends wächst, 
weiss sich alle Mittel dienstbar zu machen, die es im Kampf 
gegen die Besitzenden brauchen kann. Damit soll num 
keineswegs angedeutet werden, dass sich die Dinge in 
Japan in ähnlicher Weise wie zum Beispiel in Deutschland 
entwickeln müssen. Dass es zu gewaltsamen Volkserhebun- 
gen und Umwälzungen kommen müsse, dafür fehlt in Japan 
vor allem ein mit den Grosstädten und nur mit diesen auf 
Gedeih und Verderb verwachsenes Massenproletariat. Die 
japanischen Grossindustriellen verschliessen sich der Not- 
wendigkeit, dass sie rechtzeitig für eine wirtschaftliche Auf- 
besserung ihrer Arbeier und Angestellten sorgen müssen, 
keineswegs; sie bringen in dieser Hinsicht entschieden 
grössere Opfer, als die Industriellen Europas und Amerikas. 
Das ist schon in ihrer ganzen von der westländischen SO 
grundverschiedenen Lebensauffassung begründet. Aber trotz- 
dem kann und wird die Vertretung sozialistischer und radi- 
kaler Anschauungen unter den Arbeitern nicht ohne Wir- 
kung bleiben. Nur, dass diese zunächst viel mehr als irgend 
wo anders sich darin äussern wird, dass, wenn nicht sehr 
durchgreifende Reformen eingeführt werden, sich die In- 


dustrie Japans auf den Weltmärkten immer weniger wett- 
bewerbsfähig erweisen wird. 

Es ist schwer, in einem kurzen Bericht ein erschöpfen- 
des Bild von der Not der Arbeiterschaft infolge der 
Arbeitslosigkeit zu geben. Es seien hier nur ein paar 
Zahlen mitgeteilt, die den Blättern der letzten Tage ent- 
nommen sind. In Yokohama müssen 3000 Arbeiter im Hafen 
feiern. In den Häfen Kobe, Asuka, Nagasaki, Karatsu, 
Taiwan und Dairen lagen dieser Tage Schiffe von zusammen 
310000 Tonnen unbeschäftigt, das sind an 10 Prozent der 
gesamten Tonnage Japans. Vorläufig werden die- grossen 


Schiffe noch in Dienst gehalten, unter den mittleren und . 


kleineren sieht es um so böser aus. Eine amtliche Statistik 
gibt folgende Zahlen. Im Verkehr über den Stillen Ozean 
waren beschäftigt: 


japanische Postdampfer 
„ Trampdampfer 12 „, 


6 mit 140949 t, 15 mit 101794 t 
120 670 t, 19 „ 95150 t 


Japanische Reeder (soweit es sich nicht um die grossen, 
mittelbar oder unmittelbar von der Regierung unterstützten 
Gesellschaften handelt) suchen ihre Schiffe abzustossen, so- 
lange noch Aussicht besteht, dass sie einigermassen an- 
nehmbare Preise erzielen. Die. noch beschäftigten grossen 
Werften können die Tonne zu rund 125 Golddollars bauen 
(bei einem Preise von 140 Golddollars für die Tonne ameri- 
amerikanischer Stahlplatten) und bekommen für fertige Schiffe 
etwa 150 Golddollars, während Amerika und England etwa 
160 Golddollars fordern. Die kleinen japanischen Reeder 
sind unter diesen Umständen froh, wenn sie für ihre alten 


Schiffe 100 bis 110 Dollars die Tonne erhalten, ein Preis, 
der nicht unerheblich hinter dem zurückbleibt, der während: 


des Krieges bezahlt worden ist. Unter diesen Um- 
ständen kann es nicht überraschen, dass die Zahl der 
Schifisbauwerften, die sich während des Krieges in ganz 
ausserordentlicher Weise vermehrt hatte, in den letzten 
Monaten wieder sehr stark zurückgegangen ist, von 145 


auf 22. Eine ganze Reihe der kleinen Werften ist von den 


grossen aufgesogen worden, andere haben den Betrieb ein- 
gestellt und werden jetzt abgerüstet. 


Wir stehen hier überhaupt in einer Zeit der Liqui- 
dation. Jeder sucht heimzubringen, was er kann, ehe infolge 
der Verhältnisse noch grössere Verluste drohen. Während 
der Hochkonjunktur in den letzten Jahren waren die Banken 
nur zu bereit gewesen, für jedes Geschäft, das ihnen an- 
geboten wurde, die Geldmittel herzugeben, und die Reichs- 
bank stellte den Privatbanken dafür geradezu unbeschränkte 
Beträge zur Verfügung. Man muss aber anerkennen, die 
Reichsbank war trotz alledem wachsam. Im Augenblick, wo 
sich das erste Zeichen bemerkbar machte, dass ein Um- 
schwung eintreten würde, sperrte sie sofort den Privat- 
banken den Kredit. Die Massnahme wurde so plötzlich ge- 
troffen, dass es fast zu einem allgemeinen Krach kam; durch 
vorsichtiges Lockerlassen der Zügel gelang es indessen, die- 
sen abzuwenden. Aber die Privatbanken zogen ihre Lehre 
daraus. Es ist heute ausserordentlich schwer, Geld von 
ihnen zu erhalten. Die Waren müssen verkauft werden. Das 
drückt natürlich wieder auf die Preise, die zum Teil fort- 
grsetzt zurückgehen. Heute steht der Preis sogar von Welt- 
stapelartikeln, wie Eisen, Kupfer, Baumwolle, Chilesalpeter 
usw. hier im Lande erheblich unter dem Weltpreis. Zum 
Teil ist das allerdings unmittel auf ungesunde Spekulationen 
zurückzuführen. Dafür nur ein Beispiel: Japan hat stets 
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Kupfer ausgeführt, da es sein eigenes Erzeugnis nicht auf- 
brauchen kann. Im Jahre 1917 betrug die Ausfuhr 87 Mil- 
In der Zeit vou I. Januar 1919 bis zum 
30. Juni 1920 ist.nur für 28,8 Millionen Kupfer ausgeführt, 
gleichzeitig aber für 46,7 Millionen eingeführt. Worauf die 
Spekulanten es dabei abgesehen hatten, ist kaum zu ver- 
stehen, es sei denn, dass sie mit einem solchen Anziehen 
des: Weltkupferpreises rechneten,: dass Kupfer ihnen eine be- 
sonders gute Anlage für flüssiges Kapital zu sein schien. 
Denn dass man in Japan mit einer grosszügigen Währungs- 
ıeform in China unter japanischer Aegide rechnete, wofür 
erhebliche Kupfermengen nötig wären, wie letzthin behauptet 
worden ist, nimmt niemand ernst. Die Folge dieser Ueber- 
einiuhr ist, dass Japan jetzt vermehrt ausführen muss, wobei 
die Händler natürlich nicht annähernd den Preis erzielen, 
den sie zur Zeit der teueren Frachtsätze für die Einfuhr 
haben zahlen müssen. Die öffentliche Meinung hierzulande 
beschäftigt sich zurzeit mit diesem und ähnlichen Fällen 
sehr stark und verlangt, dass den Banken — die letzten 
Endes doch nur mit den öffentlichen Mitteln der Reichsbank 
arbeiten — die Beleihung solcher ausschliesslich zu Speku- 
lationszwecken eingeführten oder angehäuften Waren, für die 
im j.ande selbst gar kein Bedürfnis ist, in Zukunft unmöglich 
gemacht wird. Einen Vorteil aus der gegenwärtigen Lage, 
wo viele Tonnen unnötig eingeführter Waren wieder aus 
dem land geschafft werden müssen, weil die Eigentümer 
siz angesichs der Flaute in der Industrie und der Knappheit 
von baren Mitteln zu halten gar nicht imstande sind, ziehen 
natüslıch nur die Reedereien. Böte sich ihnen diese Ge- 
legenlicit der Verwendung ihrer Schiffe nicht, würde lie 
Zahl der müssigliegenden oder zum Verkauf angebotenen 
Dampfer noch viel grösser sein. 


Der straffen Organisation der Banken und ihrem an 
sich gesunden Stand ist es zu danken, dass das Land bisher 
trotz aller Rückschläge und schlechten Aussichten ohne 
nennenswerte Zusammenbrüche grosser Firmen davon- 
gckommen ist. Dagegen hat diese Zeit recht deutlich be- 
wiesen, dass die Organisation der japanischen Industric 
noch viel zu wünschen übrig lässt. Konnte sie sich auf 
den asiatischen Märkten, die sie in den ausserordentlichen 
Zeiten des Krieges anderen Industriestaaten abgenommen 
hatte, nicht behaupten, so musste daraus durchaus nicht 
ohne weiteres folgen, dass sie ihren Betrieb überhaupt ein- 
schränken und dass viele tausende, um nicht zu sagın 
handerttausende von Arbeitern brotlos würden. Es gibt auf 
der Welt so viele Gebiete, die geradezu nach Waren aller Art 
schreien. Auf diese Nachfrage sich einzustellen, hat die 
jäpanische Industrie nicht verstanden. Ihr fehlte es nicht 
an arbeitsstarken Armen, wie so manchem europäischen In- 
dustrieland,. das durch den Krieg gelitten hat, ihr fehlte es 
nicht an Rohmaterialien aller Art oder der Möglichkeit, 
wenn es diese nicht im eigenen Lande hatte, sie herbeizu- 
schaffen, ihr fehlte es nicht an Schiffen, die ihre Erzeugnisse 
ins Ausland bringen konnten, wohl aber fehlte es ihr an 
den weitsichtigen „Kapitänen der Industrie“, die aus der 
Not eine Tugend zu machen verstehen, die die Kraft Japans 
in neue Wege zu leiten wissen. Hier bieten sich aber für 
die Zukunft noch grosse Möglichkeiten — Möglichkeiten, 
die zugleich auch den Boden für eine Gesundung der sozialen 
Verhältnisse des Landes bereiten würden, so dass Volk und 
Regierung in friedlicher Arbeit einer aussichtsvollen Zu- 
kunft entgegensehen könnten. 
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Die Lage 


„To.“ Schanghai, den 9. September 1920. 


In geschäftlicher Hinsicht herrschte in ganz China 
während des Vorsommers eine wenig befriedigende Stim- 
mung. Aus allen Teilen des Landes kamen Berichte von 
ausnahmsweise grosser Trockenheit, aus einigen sogar von 
unerhörter Dürre. Schon im vorigen Jahr war die Ernte 
in einigen Gebieten recht knapp gewesen, so dass es im 
Winter an gutem Saatgetreide fehlte. Dann kam plötzlich 
im Juli ein Umschwung; starke Regenfälle gingen überall 
nieder, und diese hielten auch den ganzen August über an. 
Die feuchte Witterung erstreckte sich über den ganzen 
Osten; selbst von Australien, wo in einzelnen Teilen drei 
Jahre lang kein Regentropfen gefallen war, kamen beruhi- 
gende Nachrichten. Aber wie es immer in solchen Fällen 
geht: aus dem Segen wurde bald Unsegen. Im Yangtse- 
tal hatte der Bauer im allgemeinen wenig Anlass zu klagen; 
Korn, Reis und Baumwolle gediehen. Aber aus der Mand- 
schurei kamen vielfach Berichte von vernichtenden Ueber- 
schwemmungen, die sogar einzelne Kohlenbergwerke unter 
Wasser gesetzt und sonst manchen Schaden angerichtet 
haben. Ebenso liegen die Dinge in Korea, und Japan hat 
einen der nassesten Sommer erlebt, die je zu verzeichnen 
gewesen sind; die Reisernte ist dort stark geschädigt, und 
die Fluten haben dort unsäglich viel Unheil angerichtet; 
mehr als tausend Menschen haben ihr Leben eingebüsst, die 
Felder in weiten Gebieten sind mit Steingeröll bedeckt und 
völlig vernichtet, und bei einem einzigen furchbaren Sturm 
wurden 260 Brücken fortgerissen. Das alles kann auf die 
Nachfrage nach den Erzeugnissen des reichen Yangtsetals 
nicht ohne Einfluss bleiben. Aber trotz alledem herrscht 
dort keineswegs eitel Freude. In geradezu schreiendem 
Gegensatz zu den zuten Ernten des grossen Flussgebietes 
steht das Elend, das in Südtschihli, \Westschantung und 
Nordhonan herrscht. Ein riesiges Gebiet von etwa 25 000 
Geviertkilometern ist von einer furchtbaren Hungersnot be- 
droht. Kein Tropfen Regen ist dort gefallen; alles ist ver- 
trocknet. Schon heute weiss die Bevölkerung nicht, wovon 
sie sich ernähren soll. Und noch haben wir Sommer. Was 
soll erst werden, wenn der Winter kommt und die kalten 
Winde über das Land fegen? Ein Elend sondergleichen! 

Es ist ein tragisches Geschick, dass dieses Elend gerade 
die Gebiete betrifft, von denen man geglaubt hatte, sie seien 
in Zukunft gegen Hungersnöte gefeit, wie sie in vergangenen 
Zeiten mit furchntbarem Griff das Volk nur zu oft gewürgt 
hatten. War im letzten Jahrzehnt doch die Eisenbahn von 
Pukou nach Tientsin gebaut worden! Man rechnete damit, 
dass es nun verhältnismässig leicht sein würde, Lebens- 
mittel in dieses Gebiet zu leiten, wenn einmal wieder, wie 
früher, infolge der wahnsinnigen Abholzung des Wald- 
bestandes und der mangelnden Voraussicht einer aufbauen- 
den Waldwirtschaft, eine Missernte zu verzeichnen wäre. Die 
Eisenbahn ist da, aber es fehlen die Wagen, die das Nötige 
auf den Schienen heranrollen könnten. Die Soldateska der 
chrgeizigen Generale, die das Land nicht zur Ruhe kommen 
lässt, hat sich der Wagen bemächtigt, zunächst um in ihnen 
die Fahrt nach dem Norden zu machen, wo ihre Herren 
und Meister ihnen im Kampfe gegen die Anfuleute reiche 
Beute und den seit langem rückständigen Lohn versprochen 
hatten, dann aber um in ilınen Ersatz für die Kasernen zu 
haben, die nicht vorhanden sind, um den vielen Tausenden 


in China. 


von Soldaten Unterkunft zu gewähren. Es fehlt am Aller- 
nötigsten auf der Pukouer Eisenbahn. In den Speichern 
von der Südstrecke sollen 20000 Tonnen Getreide auf- 
gestapelt sein. Aber es ist unmöglich, diese in die Hungers- 
notgebiete zu werfen, bis die Soldaten ihre rollenden Wohn- 
stätten aufgegeben haben und diese wieder den Zwecken 
dienstbar gemacht werden, für die sie gebaut sind. 


An die Auflösung ihrer Heere denken aber die Macht- 
haber im Lande heute weniger als je. Die Hoffnungen, die 
sich an den Sturz der Anfupartei geknüpft hatten, sind 
längst zerstoben. An die Stelle eines Tuan-Tschi-jui und 
Hsü-Schu-tscheng sind ein Tschang-Tso-liin und Tsao-Kun 
getreten, das System aber ist dasselbe geblieben, hat sich 
vielleicht nur noch verschlimmert. Alle Welt ist unzufrieden, 
und das Volk hat Recht, unzufrieden zu sein. Das neue 
Kabinet erweist sich unfähig, die Aufgaben zu lösen, die 
ihm gestellt sind, die Einnahmen und: Ausgaben des 
Reiches ins Gleichgewicht zu bringen. Kaum hat der neue 
Ministerpräsident Tschin Yunpeng sein Kabinett zusammen- 
gebracht, da will es ihm schon wieder auseinanderlaufen. 
Der Finanzminister Tschou Tse tschi hat schon zweimal um 
seine Entlassung gebeten und kann kaum mcechr gehalten 
werden. Solange die Generale sich nicht enischliessen, ihre 
Heere ganz ausserordentlich einzuschränken, ist freilich jede 
Liebesmüh vergebens. Fünf Millionen Dollars betragen die 
monatlichen Einnahmen der Pekinger Regierung. Ihnen 
stehen 13. Millionen Ausgaben gegenüber. Die Staats- 
männer, die heute am Ruder stehen, zerbrechen sich die 
Köpfe, wie der Fehlbetrag gedeckt werden soll. Es sind 
Ausschüsse eingesetzt, um Vorschläge zu machen, wo und 
wie gespart werden kann. Vorläufig ist man im Schatzamt 
wieder auf die alten Mittelchen verfallen, die letzten Endes 
die Ursache allen Unheils sind: man zahlt die Gehälter der 
Beamten und den Sold der Truppen nicht aus. Die Beamten 
verschiedener Ministerien haben für den August nur die 
Hälfte ihres verfassungsmässigen Einkommens erhalten, und 
den Herren Volksvertretern hat man — offenbar um ihnen 
zu zeigen, wohin die Bewilligungsfreudigkeit führt — sogar _ 
zwei Drittel ihrer Tagegelder einbehalten. Am schlechtesten 
aber ist es dem Lehrstand gegangen: den Schulmeistern ist 
bisher noch kein Cent ihres Augustgehaltes gezahlt worden. 
Inzwischen entlässt man sogenannte Ratgcber und über- 
llüssige Beamte; sclbst wenn damit, wie behauptet wird, 
450 000 Dollar gespart werden, ist das nur ein Tropfen 
auf den heissen Stein. Es lässt sich leicht ermessen, wohin 
das alles schliesslich führen muss. Einstweilen hat die Re- 
gierung von einigen Tientsiner und Pekinger Banken wieder 
einmal gegen .irgendein Pfand 1% Millionen Dollars ge- 
liehen und zahlt dafür Wucherzinsen, hat aber wenigstens 
für die Machthaber selbst, wie das Volk behauptet, die 
nötigen Barmittel, mit denen diese ihren mehr oder weniger 
üppigen llaushalt führen können. 


Unter diesen Umständen wirkt es fast lächerlich, wenn 
man hört, der eigentliche Macher im Internationalen Bank- 
konsortium, das Chinas Finanzen von New York aus re- 
organisieren soll, der Amerikaner Lamont habe dem Finanz- 
minister Ischou Tse tschi ein warmes Glückwunschtelegramm 
aus Anlass seines Amtsantritts gesandt. Ob man wirklich 
in der Wall Street daran denkt, China unter den heutigen 


Verhältnissen Geld zu borgen, oder ob man glaubt, dass 
Tschou der Mann ist, der die vom Konsortium verlangte 
Vorbedingung dafür schaffen kann, nämlich Einigkeit und 
Frieden im Reich. Vorläufig sieht es nicht danach aus. Auch 
die Pekinger Regierung selbst scheint nicht emstlich mit 
der Möglichkeit zu rechnen, dass sie den Boden für eine 
Wiedergesundung der Finanzen mit internationaler Hilfe 
schaffen kann. Man spricht von einem Reichsnotopfier, um 
ein in Deutschland geläufiges Bild zu brauchen. Die fetten 
Piründer, die Kriegsgewinnler usw. sollen mit einer - Ver- 
mögensabgabe belegt werden. Phantastische Zahlen werden 
genannt, was dabei zusammenkommen könnte: genug, um 
alle laufenden Schulden (40 Millionen) und rückständigen 
Gehälter (90 Millionen) sowie die kleinen Anleihen (130 Mil- 
lionen) Dollars zu decken und um noch reichliche Mittel für 
die nächste Zeit übrig zu behalten. Wie aber die Pekinger 
Herren diese Steuer beitreiben wollen, darüber schweigen 
sie sich vorläufig noch aus. 

Unter solchen Umständen haben alle Reformbewegun- 
gen — geredet wird von solchen überall und immer — nur 
recht akademischen Wert. Auch der Wunsch der Kauf- 
mannschaft, man solle endlich das in den verschiedenen 
Provinzen verschiedene Taelgewicht (die Grundlage der 
Silberschuhe, die das Zahlungsmittel in China beim Aus- 
gleich in bar sind) beseitigen und eine einheitliche Münze 
auf der Dollarbasis für ganz China schaffen, wird sich bis 
auf weiteres kaum verwirklichen lassen. Schon früher, als 
das Finanzelend noch nicht annähernd so schlimm war, hat 
man erklärt, ohne eine fremde Anleihe sei eine solche Mass- 
nahme nicht durchzuführen. Da ist man schon wieder bei 
den fremden Anleihen! Fast scheint es wirklich, als ginge 
es ohne eine solche nicht, und fast möchte man glauben, 
die behielten Recht, die behaupten, das Internationale 
Finanzkonsortiuu würde eines Tages, auch ohne dass seine 
Vorbedingungen erfüllt wären, mit Geldmitteln einspringen, 
dafür sich aber — und darauf kommt es ihm im Grunde 
an —, ohne China weiter zu befragen, die Finanzkontrolle 
sichern. Dass derartiges eintreten wird, fürchten ernste 
chinesische Patrioten schon längst, daher die Abneigung 
weiter Kreise gegen die Helfer in der Not in London und 
New York! 

Es kann unter solchen Verhältnissen nicht überraschen, 
wenn das Geschäft in China stark daniederliegt. Im Grunde 
muss man sich wundern, dass es nicht schon längst zu- 
sammengebrochen is. Man kann immer wieder sehen, wie 
stark und gesund an sich die chinesische Volkswirtschaft 
ist, die ein solches Staatselend nun schon jahrelang ertragen 
kann, ohne zugrunde zu gehen. Freilich, so still, wie im 
Monat August, ist es lange nicht gewesen. Verträge für 
Warenlieferungen sind so gut wie gar nicht gemacht; jeder 
beschränkt sich darauf, das Nötigste im ‚Augenblick, wo er 
es braucht, zu kaufen. Die Geldknappheit ist zu gross. Das 
zeigt sich auch darin, dass die Hongkong and Shanghai 
Banking Corporation den Zinsfuss für Vorschüsse auf 
$ Prozent hat erhöhen müssen. Die einzigen Lichtpunkte 
im Geschäft bildet die schr starke englische Nachfrage nach 
Oel und Staaten, woraus Hankou erhebliche Gewinne zu er- 
zielen hofft: Für die Weltlage bezeichnend ist, dass aus den 
Teilen Chinas, wo die Ernte gut war, grosse Mengen 
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Weizen nach Europa, namentlich nach London und Liver- 
pool, verschifft sind und dass sogar Amerika sich für 
chinesischen Weizen zu interessieren beginnt. \Wer hätte 
das noch vor ein oder «wei Jahren für möglich gehalten! 
Wenn allerdings China ein Weltversorger werden will, wird 
es sich entschliessen müssen, endlich ausreichende Hafen- 
einrichtungen zu schaffen. Angeblich hat London 45 000 
Tonnen Kohle in China gekauft. Amerikanische Dampfer 
sollten sie nach Europa bringen. Ein Dampfer des United 
States Shipping Board hat kürzlich in fünf Tagen in Pukou 
am Yangtse, dem Stolz der unter englischem Einfluss stehen- 
den Südstrecke der Tientsin—Pukouer Bahn, ganze 2000 
Tonnen laden können; dann hat er missvergnügt Dampf 
aufgemacht und ist nach Tsingtau gegangen, um dort deu 
Rest an Bord zu nehmen. Nach Tsingtau, dessen Muster- 
hafen, das Werk deutschen Könnens, alle Einrichtungen 
seiner Wettbewerber schlägt! 


Die Tatsache deutscher Ueberlegenheit bei technischen 
Anlagen macht sich hier übrigens trotz aller Vertuschungs- 
versuche von Engländern, Amerikanern, Franzosen und 
Belgiern (letztere nicht zu vergessen!) auf Schritt und Tritt 
bemerkbar, und in den massgebenden chinesischen Kreisen 
verschliesst man sich ihr auch keineswegs. Eine deutsche 
Firma hat gegen britische und amerikanische Firmen den 
Lieferungsvertrag für eine elektrische Anlage in Tungtschou 
am Yangtse im Werte von 300000 Dollar (das sind zum 
gegenwärtigen Kurs über 20 Millionen Mark): erhalten. 
Unsere deutschen Landsleute rühren sich wieder. Freilich, 
es sind nur die allerersten Erfolge, die zu verzeichnen sind. 
In den Berichten der Seezollverwaltung kommt Deutschland 
als Ursprungs- oder Bestimmungsland noch recht, recht sel- 
ten einmal vor. Der deutsche Kaufmann hat keinen leichten 
Stand hierzulande. Sein Verhältnis zu den ehemaligen 
Kriegsgegnern ist noch alles andere als gut Die englische, 
amerikanische und französische Presse in ganz Ostasien (mit 
alleiniger Ausnahme des „Kobe'Chronicle“) hetzt nach wie 
vor gegen alles Deutsche und alle Deutschen; wenn in der 
äusseren Form vielleicht auch vorsichtiger als früher, des- 
halb sachlich doch nicht weniger vergiftend, und leider ist 
dasselbe von einem erheblichen Teil der chinesischen Presse 
zu sagen, soweit diese nämlich unter dem Einfluss unserer 
Gegner steht oder mit ihnen geschäftliche Verbindungen 
unterhält. Selbstverständlich löst das wieder bei uns Deut- 
schen Gefühle aus, die sich in einer vornehmen Zurück- 
haltung und starker Abschliessung gegen unsere Mit- 
bewerber äussern. Noch schwerer aber als das alles, lastet 
auf der hiesigen deutschen Kaufmannschaft, dass ihre Mittel 
von Tag zu Tag beschränkter werden. Sie hofft noch immer, 
dass die Entschädigung endlich gezahlt wird, die das 
Deutsche Reich nach dem Versailler Frieden den geschädig- 
ten Deutschen zu leisten hat. Wenn China den Vertrag auch 
nicht unterzeichnet hat, wird es auf Arierkennung dieser 
Verpflichtung durch Deutschland doch bestehen. Bis die 
Entschädigung nicht geleistet ist und nicht ein neuer 
Handelsvertrag die rechtlichen Grundlagen zum Wieder- 
aufbau schafft, ist an eine wirkliche Gesundung des siechen 
deutschen Leibes auch hier draussen nicht zu denken. Möge 
man das an den massgebenden Stellen daheim nicht ver- 
gessen! 
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Politische Rundschau. 


China. 


Zur politischen Lage. Der Rückzug der cantonesischen 
Armee unter General Chen-Chiung-min von Huichou nach 
Swatou ist nur ein vorübergehendes Zurückweichen vor .einer 
letzten Kraftanstrengung der Kuangsitruppen unter dem Tut- 
schün Mo-Yung-hsün gewesen. Inzwischen haben die Cantonesen 
die Offensive wieder ergriffen und dieses Mal ganze Arbeit 
leisten können. Die Einzelheiten fehlen noch. Soviel aber steht 
fest: Am 31. Oktober sind die cantonesischen Truppen wieder 
in Canton eingezogen. Die Niederlage der Kuangsileute ist voll- 
ständig. Der alte Tsen-Chun-hsuan ist aus Canton geflohen und 
hat Schanghai zu Schiff erreicht, das. ihm nun ein sicheres Asyl 
gewähren wird. Noch ehe sie Canton den Rücken wenden 
mussten, haben Gereral Lu-Yung-ting und Tsen-Chun-hsuar 


einen Erlass veröffentlicht, in dem dic seinerzeit feierlich ver- 


kündete Unabhängigkeit des Südens wieder aufgehoben wird. 
Ein echt chinesischer Schachzug, der Lu und Tsen den Weg zur 
gelegentlichen Rückkehr ins politische Leben ermöglichen soll! 
In Peking hat man das sehr schnell verstanden. Präsident Hsü- 
Shi-chang greift den Abschiedserlass der beiden bisherigen 
Machthaber Cantons mit bewunderungswürdiger Schnelligkeit 
aui und erlässt selbst sofort zwei Kundgebungen. In der einen 
bittet er um Vorschläge, wie nun endlich die Einigkeit des 
Reichs wiederhergesteilt werden kann, in der anderen stellt er 
sofortige Neuwahlen zu einem Parlament auf Grund des Wahl- 
gesetzes in Aussischt. Tsen-Chun-hsuan aber erhält eine Ein- 
ladung, schleunigst nach Peking zu kommen, um dort über eine 
endgültige Regelung der schwebenden Fragen zu verhandeln. 
Die Dinge liegen danach formell so, dass der bisher unabhängige 
Süden (das heisst die Provinzen Kuangtung und Kuangsi) jetzt 
wieder ein Teil des Chinesischen Reiches sind und infolgedessen 
Peking unterstehen. Tatsächlich aber haben’ Lu-Yung-ting und 
Tsen-Chun-hsuan, die bisherigen Herren des unabhängigen Süd- 
staates keine Macht in Kuangtung mehr, können also nur inı 
Namen von Kuangsi handeln. Stand schon früher der ganze 
Südwesten (vor allem die Provinzen Yünnan und Kueichou) dem 
Regiment Lus und Tsens feindlich gegenüber, so tut das heute 
auch die Provinz Kuangtung. Die eigentlichen Führer Kuang- 
tungs aber befinden sich noch in der Verbannung; Sun-Yat-sen 
und Wu-Ting-fang haben ebenfalls ihr Asyl in Schanghai, und 
von dort aus legen sie nuh mit grossem Nachdruck gegen die 
vom Präsidenten Hsü-Shi-chanz eingeleiteten Schritte “Ver- 
wahrung ein. Tsen-Chun-hsuan könne, nachdem er geschlagen 
aus Canton geflohen sei, nicht mehr im Namen Kuangtungs 
sprechen, dazu seien sie nur berechtigt. Mit ihnen müsse erst 
Frieden geschlossen werden, che ein ncues Parlament gewählt 
werden könne. Man muss abwarten, wie sich demgegenüber 
nun Peking stellen wird, ebenso was der Tutschün von Yünnan, 
(Giencral Tang-Chi-yao zu der neuen Wendung der Dinge zu 
sagen hat. Auch seine Stellung ist bei weitem nicht mehr so 
stark, wie sie vor wenigen Wochen gewesen sei. Von seinem 
neuen unabhängigen Staat Sze-Yün-Kuei kann heute keine Rede 
mehr sein. 
Nachbarn befreit, haben die Yünnanleute wieder aus ihrer 
Provinz herausgeschlagen. Der älte Tutschün Hsiung-Ko-wu ist 
wieder Herr in Szechuan und hat sich Peking angeschlossen. 
So ist denn, fast über Nacht, die Stellung Hsü-Shi-changs erheb- 
lich stärker geworden, als irgend jemand voraussehen konnte. 
In der Opposition zu Peking stehen heute nur noch drei Pro- 
vinzen: Kuangtung, Yünnan, Kueichou. Wird das diplomatische 
(ieschick Pekings und die Macht der ihm ergebenen Generale 
ausreichen, auch deren Widerstand zu brechen und damit die 
Vorbedingunsen zu schaffen, die das Internationale Bank- 
sındikat in New York verlangt, um China die Mittel zur Ver- 
fneung zu stellen, die es zum Wiederaufbau des Reiches so 
dringend braucht? Fast sieht es so aus, als ob die Not der Zeit 
noch in zwölfter Stunde die Einickeit wiederherstellen wird, zu 
der vernünftige UÜeberlesung jahrelang den Weg nicht finden 
koennte. 


Auch die Szechuanleute haben sich vom Joch ihrer 


Hofinung auf eine Besserung der Lage in China. Die 
englischen Bestimmungen über den Handel mit dem Feind in 
China sind aufgehoben worden. 

Trotz fortgesetzter Kämpfe zwischen den siderstreitänden 
Parteien im ganzen Lande gestalten sich die nachdrücklichen, 


Bestrebungen ger Peckinger Regierung, den Frieden im Lande 


wiederherzustellen, jetzt hoffnungsvoller, Dazu trägt nicht wenig: 
bei, dass die Finanznot im ganzen Lande von Tag zu Tag wächst. 
und alle einsehen, es müsse Wandel geschaffen werden. Aber 
auch die Bedingungen, die anscheinend im Gegensatz zu bis- 
her gehegten Befürchtungen das Internationale Bankkonsortium. 
für die Gewährung von Anleihen stellen wird, werden aLgemein 
als annehmbar bezeichnet. 

Das diplomatische Korps hat die vorläufigen Nassrahnen 
der Pekinger. Regierung Russland gegenüber anerkannt. 


Reformplan des chinesischen Ministerpräsidenten. . Chin Yün. 
peng, der nach Beilegung der Kämpfe in Peking abermals 
Ministerpräsident geworden ist, hat folgende Vorschläge ge- 
macht für eine Regelung der Militärfrage. Die Truppen sollen 
vermindert werden auf insgesamt 300000 Mann. nur in drin- 
gendstem Notfall soll eine Truppenstärke von 400000 Mann 
gestattet werden. Der Oberbefehl über alle Truppen liegt in 
den Händen des Präsidenten, der Oberbefehlshaber wird. Kein 
General darf mehr als eine Brigade befehligen, es sei denn, dass 
besondere Befehle des Präsidenten eine höhere Truppenzahl 
gestatten. Die Mongolei und 'Chinesisch-Turkestan sollen zu 
besonderen Militärbezirken gemacht werden, für die wegen ihrer 
entfernten Lage besondere Bestimmungen erlassen werden 
sollen. Die Friedenskonferenz zwischen Nord und Süd soll be- 
stimmen, wieviel Beträge notwendig sind für die Entlassung 
unnötiger Truppen im Norden und Süden, alle Ausgaben für die 
Armee sollen künftig durch den jährlichen Etat festgesetzt 
werden. 


Fremde Truppen in China. Nach Mitteilungen einer Tient- 
siner Zeitung beträgt die Zahl der fremden Besatzungstruppeir 
in Nordchina, Peking-Tientsin-Distrikt, 4906. Davon sind 1142 
Japaner, 1533 Amerikaner, 1348 Franzosen, 668 Engländer, 
113 Italiener, 78 Holländer und 21 Belgier. Hiervon stehen in 
Peking 222 Amerikaner, 179 Japaner, 89 Engländer, 122 Fran- 
zosen, je 78 Italiener und Holländer und 21 Belgier. In Tientsin 
stehen grössere Abteilungen, nämlich 1146 Amerikaner, 781 
Japaner, 261 Engländer und 982 Franzosen. Der Rest verteilt 
sich auf die Militärstationen an der Bahnlinie Peking — Tient- 
sin — Schanghai — Kuan. 


Militärische Lage in Canton und Szechuan. Die Provinz 
Kuangtung hat sich von der Herrschaft der Kuangsileute frei- 
gcernacht. Die führenden Cantonesen bereiten die Wiederauf- 
richtung einer Regierung ihrer eigenen Leute vor. 

Aus Szechuan sind die Yünnaner Truppen vollständig ver- 
trieben und der Tutschün Hsiung-Ko-wu ist wieder eingesetzt. 

Der Handel mit dem Süden und dem Yangstetal belebt sich 
wieder. Die allgemeinen Aussichten bessern sich zusehends. 


Russischer Angriff auf Urga. Russen, die angeblich vom 
Baron Ungern geführt werden, haben sich mit Mongolen ver- 
bunden und Urga angegriffen, Sie sind zweimal geschlagen 
worden, man erwartet jedoch, dass sie ihren Angriff erneuern. 

Die bolschewistische Armee in Transbaikalien hat den 
Kosakenhetmann Semenow geschlagen und sich der Regierung 
in Tschita bemächtigt. Reuter ist der Ansicht, dass Semenow 


die Erhebung der Mongolen unterstützt, während iu einem Teil 


der chinesischen Presse die Auffassung vertreten wird, dass die 
Japaner eine Hand im Spiele haben. 

Missverständnisse, die zwischen dem japanischen Geesandten 
Obata und der Pekinger Regierung bestehen, tragen zur Ver- 
wickelung der Nungchuner Angelegenheit bei. 

Wechsel in der chinesischen Gesandtschaft In London- und 
Washington. Dr. W. K. Wellington Koo, der bisherige chine- 
sische Gesandte in Washington, hat die Vertretung der 


chinesischen Interessen in London übernommen an’ Stelle des 
bisherigen Vertreters Alfred Sze, der an seiner Stelle nach 
Washington geht. Dr. Koo hat China bekanntlich während der 
Friedensverhandlungen in Versailles vertreten und wegen der 
China unbefriedigenden Lösung’ der Schantungfrage die Unter- 
zeichnung des Friedensvertrages abgelehnt. Man geht wohl in 
der Annahme nicht fehl, dass Dr. Koo in London eine stärkere 
Unterstützung der chinesischen Forderungen in dieser Frage 
herbeiführen soll. 


Neuer Seniorkonsul in Schanghal. Der belgische General- 
konsul für China, D. Siffert, der seit Anfang 1901 die belgischen 
Interessen in Schanghai vertrat, ist aus dem 'Chinadienst aus- 
geschieden und hat Ende August die Heimreise angetreten. 
Siffert hat sich durch seine Feindschaft gegen alles Deutsche 
während des Krieges neben dem englischen Generalkonsul 
Fraser besonders ausgezeichnet. Während seiner Tätigkeit in 
China war er nicht weniger als 11 Jahre Seniorkonsul in 
“ Schanehai. Zu seinem Nachfolger auf diesem Posten wählte 
das Konsulatkorps in Schanghai den englischen Generalkonsul 
Sir Edward Fraser. 


Neuer Doyen in Peking. An Stelle des in diesem Frühjahr 
in die Heimat zurückgekehrten englischen Gesandten Sir John 
Jordan ist der spanische Gesandte Exzellenz Louis Pastor Doyen 
des diplomatischen Korps in Peking geworden, nachdem bis jetzt 
während seiner Erkrankung der französische Gesandte Auguste 
Boppe vertretungsweise die Geschäfte als Doyen geführt hatte. 


‚Japan. 


Zum Gedächtnis Melli Tennos. Acht Jahre sind vergangen, 
seit der Kaiser Mutsuhito, der erste, der nach der Nieder- 
werfung des Shogunats die kaiserliche Macht wieder zu Ansehen 
brachte, um dann in mehr als 50 jähriger Regierung das Land 
zu einer ausserordentlichen Höhe politischer und geistiger Macht 
zu führen, die Augen für immer schloss. Dem Brauch ver- 
gangener Zeiten folgend, ist dem toten Fürsten zu Ehren jetzt 
ein glänzender Tempel errichtet worden, der seiner unsterb- 
lichen Seele ein Heim bieten soil, von dem aus sie weiter zum 
Heil des Volkes wirken kann. Fünf Jahre lang haben Künstler 
und Handwerker an dem Werk geschafft; 20 Millionen sind 
durch öffentliche Sammlungen aufgebracht, um es würdig aus- 
zugestalfen; so ist ein Denkmal entstanden, das der Nachwelt 
Kunde bringen soll, wie Meiji Tennos Zeitgenossen ihren Fürsten 
geliebt und verehrt haben. Man durfte gespannt sein, wie das 
japanische Volk von heute — ein so ganz anderes als das von 
der Aussenwelt abgeschlossene zur Schogunenzeit, unter der 
der letzte Rrinnerungstempel an einen verstorbenen Mikado er- 
richtet worden ist — als Ganzes sich zu dem Totenfest stellen 
würde, das aus Anlass der Einweihung des im Park Yoyogi vor 
den Toren Tokios jetzt für Meiji Tenno errichteten Tempels 
stattiinden würde Die kühnsten Erwartungen sind über- 
troffen. Eine halbe Million Fremde sind nach Tokio 
gepilgert, um Zeuge der Weihe des Tempels zu sein, der im 
schattigen Grund uralter Bäume fern vom Getriebe der ge- 
schäftigen Weltstadt, der Seele Meiji Tennos ein schützendes 
Dach bi dessen Glanz an die Macht des Herrschers, dessen 
ehrfurcht£ebietende Stille an das sorgende Walten eines Mannes 
mahnt, der auch im diesseitigen Leben in majiestätisch unnah- 
barer Abgeschiedenheit für seine Kinder, das japanische Volk, 
gesorgt und geschaltet hat. Das ganze Japan nahm an der Feier 
teil, die sich über drei volle Tage erstreckte, die vom 1. bis 
3. November dauerte. Und nicht nur hinaus zum Tempel Meiji 
Tennos, der nun im immergrünen Park weiterlebt, wo er dem 
Rauschen des Bergstroms lauschen darf, das er, wie er als alter 
Mann im Liede sang, über alles geliebt hat, olıne aber im rast- 
losen Leben des Herrschers je die Musse zu finden, sich diesem 
Genuss restlos hinzugeben, pilgerten die gewaltigen, nach 
Hunderttausenden zählenden Scharen des Volkes, und harrten 
dort geduldig Stunden und aber Stunden aus, nur von dem 
Wunsch und der Hoffnung getragen, einen flüchtigen Blick auf 
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das Aeussere des Bauwerks tun zu können, in dem jeder Japaner 
ein Nationalheiligtum sieht, sondern auch zur zinnengekrönten, 
von uralten Baumwivfeln umrauschten, durch breite Wasser- 
gräben von der Aussenwelt abgesperrten Kaiserburg im Herzen 
der Stadt zogen sie, um zu sehen, ob nicht ein glückliches 
Geschick ihnen vergännen würde, den lebenden Tenno, des 
grossen Meiji Sohn, zu schauen. Nationale Feiertage waren es, 
wie sie mit so innerlichem Miterleben des Geschauten zu be- 
gehen nur wenigen Völkern der heutigen Zeit gegeben ist. Der 
Bedeutung des Tages hat einer der Führer des japanischen 
Volkes, der Feldmarschall Fürst Yamagata, beredten Ausdruck 
verliehen. Er hat dabei versucht, auch dem Nicht-Japaner klar 
zu machen, was die Hezzen des japanischen Volks im Angesicht 
des neuen Heiligtums bewegt, hat ihm das „Norito“ vor Augen 
geführt, von dem Kaiser Mutsuhito erfüllt war, die Liebe des 
Fürsten zu seinem Volke, dem kostbarsten Gut, das zu hegen 
und zu pflegen ihm anvertraut war. Rückblickend auf die Meiji- 
Zeit ruft Fürst Yamagata, der älteste unter den Staatsmännern 
Japans, aus: „Wer auf die letzten fünfzig Jahre zurückschaut, 
muss sich des grossen Unterschiedes von damals und heute be- 
wusst werden. Dass Japan die Höhe nationaler Grösse erreicht 
hat, von der aus es als ein Glied der grossen Familie der Völker 
für die Kültur der Welt das Seine auf dem Gebiet der Wissen- 
schaften, dor Literatur, der Künste beitragen konnte, das hat es 
wesentlich dem grossen Charakter und der gewaltigen Persön- 
lichkeit Meiji Tennos zu danken. Es ist ein alter Brauch in 
Japan, die Männer unter die Götter zu versetzen, ‘die sich in 
ihrem Leben um den Staat besonders verdient gemacht 'hahen, 
um so ihre Geister für alle Zeiten dem Herzen der Nachwelt 
teuer zu machen. Es ist nur natürlich und ziemlich, dass das 
japanische Volk den Wunsch hegt, der Seele seines Kaisers, der 
seinem Volk ein Führer gewesen ist und sein ganzes Leben nur 
dem Wohl seines Reiches gewidmet hat, einen Altar zu errichten. 
In diesem Sinne nehmen wir inbrünstig an der Weihe des Meiji- 
Tempels teil und pflegen den Glauben, dass der grosse Herrscher 
sich 'noch unter uns bewegt.“ CF. 


Japanische Kaisersgeburtstagsfeier in Berlin. Am 31. Ok- 
tober beging die hiesige japanische Gemeinde in der Botschaft 
den Geburtstag ihres Kaisers. Der Kaiserliche Geschäftsträger 
Herr Debuchi hatte dafür, entgegen dem sonstigen Gebrauch, 
nur zu einer „Tasse Tee“ geladen. Vielleicht hatte der schlichte 
Charakter des Festes in dem wenig befriedigenden Gesundheits- 
zustand des Kaiserlichen Geburtstagskindes seinen Grund; in 
japanischen Kreisen wird aber auch die Vermutung geäussert, 
es habe das von einer andern Nation gegebene böse Beispiel 
einer xlanzvollen Feier ihres Nationalfesttages inmitten all des 
gegenwärtigen deutschen Leids vermieden werden sollen. Unter 
den etwa 140 Anwesenden gaben die beiden Studierenden der 
Berliner Universität Dr. Otsu und Dr. Uchida eine ergreiiende 
Schilderung der furchtbaren Notlage der deutschen Studenten 
und erweckten damit so tiefen Eindruck, dass die Versammlung 
sofort für die Linderung der Not Geld unter sich zu sammeln be- 
schloss. Es kamen nicht weniger als 20000 Mark zusammen, die 
der Wissenschaftlichen Nothilfe der Universität Berlin über- 
wiesen wurden. 

Die obige Veranstaltung hat Vorläufer in der Se einer 
ähnlichen Summe, die vor kurzem von ehemaligen Heidelberger 
Studierenden unter den Professoren der Universität Tokin der 
Heidelberger Universität zur Verfügung gestellt worden ist. 


Japanischer Botschaiter für Berlin. Der bisherige japanische 
Gesandte in Stockholm, Hioki, ist, Zeitungsmeldungen zufolge, 
zum japanischen Botschafter in Berlin ernannt worden. Hioki 
ist 1863 geboren und entstammt einer alten Samuraifamilie. Er 
studiorte Rechtswissenschaft an der Kaiserl. Universität in Tokio 
und trat dann nach seiner Promotion in den auswärtigen Dienst 
ein. Mit 26 Jahren wurde er 1889 dem Generalkonsulat in New 
York und 1891 der Gesandtschaft in Washington zugeteilt. In 
der Folge war er bei den diplomatischen Vertretungen in 
Petersburg (1892), in Söul (1894), in Peking (1900) und in 
Washington (1903) tätig. In den Jahren 1906-1908 war er 
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Botschaftsrat in Berlin. Von 1908-1914 war er Geschäftsträger 
und Gesandter in Chile, 1914 wurde er Gesandter in Peking, wo 
er während der kritischen Kriegsjahre die japanischen Inter- 
cssen vertrat und durch die Ueberreichung der berühmten 
25 resp. 21 Forderungen an die chinesische Regierung. vom 
Januar‘ 1915 bekannt wurde. Von China ging Hioki nach 
Schweden. 
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Neues von draussen. Aus Tientsin berichtet der „Handels- 
stand im Auslande“ u. a.: Die Verhältnisse in Tientsin, wie 
überhaupt in ganz China, sind für deh deutschen Kaufmann 
zurzeit noch überaus schlecht. Soviel ich verstehe, ist China 
auch heute noch mit Deutschland im Kriegszustand. Die Rechte 
der Exterritcerialität sollen uns Deutschen nicht wieder zuge- 
standen werden, und ehe Deutschland hierin nicht einwilligt, soll 
kein neuer Handelsvertrag abgeschlossen werden. Von deut- 
schen Chinafirmen sind einige Chefs bereits hier draussen 
wieder eingetroffen, was meiner Ansicht nach aber verfrüht ist, 
da an eine Aufnahme des Geschäfts von deufscher Seite aus 
gar nicht zu denken ist. Es ist davor zu warnen, ohne feste 
Anstellung herauszukommen, da anderenialls Enttäuschungen 
sicher sind. Alliierte Firmen stellen auch heute noch keine 
Deutschen ein. Es ist ein paar Herren gelungen, bei amerikani- 
schen Firmen unterzukommen, und der Grund dafür ist der, 
dass sie mit Spezialkenntnissen aufwarten konnten. Es wurde 
auch sofort von der amerikanischen Kammer der Beschluss 
zefasst, keine weiteren Deutschen mehr einzustellen. Der Handel 
mit Deutschland wird noch insofern erschwert, als Import- 
waren eimen Zoll von 20 % (teils 10%, teils 20%, d. R.) zu 
zahlen haben, 

Aus Schanghai bringt dieselbe Zeitschrift den Brief eines 
Chinadeutschen,.der sich schon am 21. Februar d. J. von Holland 
nach China begeben hatte. In diesem heisst es: 

Es sind im grossen und ganzen vielleicht wieder 30 Bene 
hier, die als Angestellte miserabel bezahlt werden, 150-170 $ 
im Monat. (Dass bei dem Stand unserer Valuta und der Ge- 
schäftslosigkeit deutscher Firmen noch keine Gehälter wie einst 
vor dem Krieg gezahlt werden können, mag bedauerlich' sein, 
ist aber vorläufig kaum zu ändern! d. R.) Es geht eine grosse 
Geschäftskrisis durch ganz Asien, im Export wird nichts ge- 
macht und für den Import ist keine Ware zu bekommen. Vor 
allem sind vicle Russen hier. Die Hotels und Pensionen sind 
sehr überfüllt, während ausserdem noch grosse Wohnungsnot 
herrscht. Für Deutsche ist es heute noch unmöglich, Geschäfte 
zu machen. Auch dürfen selbst die neutralen Firmen noch keine 
Deutschen anstellen, am wenigsten in leitenden oder sonst 
besseren Stellungen. Die Nahrungsmittel sind im Preise kaum 
gestiegen (? d. R.), jedoch sind die Wohnungsmieten, Kleider, 
Möbel usw. ausserordentlich teuer geworden. Ich würde zurzeit. 
einem Deutschen, wenn er nicht fest engagiert ist, nicht raten, 
aufs Geratewohl herauszukommen. Es laufen schon jetzt genug 
Stellungslose herum, und solche, die das Geld für die Rückreise 
gliicklicherweise haben, kehren mit dem nächsten Dampfer 
zurück! 

Aus Schanghai wird uns von Ende August geschrieben: 

Fin Teil der früheren englischen Bekannten grüsst mich 
wieder, doch nur, falls der Betreffende allein und kein anderer 
Tneländer dabei ist. Sind sie zu zweit, so sehen sie an einem 
vorbei. 

Als ich nach Tsingtau fuhr, war ich, glaube ich, der erste 
Deutsche, der wieder von PButterfield & Swire Passage be- 
kommen hat. Bisher hatten diese Herren sich immer geweigert, 
Hinnen Passage zu zeben. Es ıst wohl darauf zurückzuführen, 
dass ein Herr Pf. aus Futschau, der eine Engländerin zur Frau 
hit. als man auch ihm keine Passage geben wollte, die Gründe 
schriftlich verlangte. Er wurde dann zum Manager gebeten, 
und als er bei diesem vorstellig wurde und unter anderem 
fragte, wie cs tmter Giesen Umständen möglich wäre, dass die 
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Firnıa als Veitieter der Holt-Linie in Hamburg bei den deutschen 
Kaufleuten um Frachten bettelte, sagte ihm der Manager, der 
mit einem Male äusserst höflich wurde, sie würden von jetzt ab 
auch wieder an Deutsche Fahrkarten verkaufen. 

Also so sind die Engländer noch hier, Sir E. Fraser und viebe 
andere Engländer werden sicher nicht mit diesen Neuerungen 
zufrieden sein und möchten uns auch jetzt noch lieber zum 
Teufel jagen. Die Engländer stehen viel mehr unter der Fuchtel 
der Regierung und ihrer Presse, als jemals die Deutschen xe- 
standen haben. Es wäre vielleicht ganz angebracht, wenn man 
die Handelskammern zu Hause einmal auf die Versessenheit 
der Engländer uns Deutschen hier draussen gegenüber auf- 
merksam machte. Nur die englische Regierung zu Hause kann 
auf die Regierung der „Grossmacht Schanghai“ einen dahin- 
gehenden Jruck ausüben. | 

Ein anderer Fall passierte neulich mit dem alten belgischen 
Konsul Siffert. Er hatte einem belgischen Häuserkonzern ver- 
boten, ein Haus an Deutsche zu vermieten. Als dies der 
Manager der belgischen Bank hörte, war er sehr aufgebracht 
und sagte, er würde hierüber nach Belgien berichten. 

Dass wir immer noch kein „Standing“ hier draussen wieder 
haben, ist natürlich zum weitaus grössten Teil den fremden 
Konsuln hier zu verdanken, die sicher gegen den Willen der 
Regierungen zu Hause die Sache noch viel länger hinausziehen 
möchten. Äenderung hierin kann nur auf Vorstellung und viel- 
leicht auch schon mit einem gewissen, jetzt wohl nicht mehr 
unberechtigten Druck unsererseits erreicht werden. 


Aus dem Sommeraufenthaltsort Kuling wird berichtet, dass 
dort internationale Tenniswettspiele stattfanden, bei denen zum 
ersten Male wieder Deutsche zugelassen wurden. Eine junge 
Deutsche gewann die Meisterschaft im Dameneinzelspiel und 
zusammen mit ihrer Schwester den I. Preis im Damendoppelspiel. 

Ueber seme Reise von Kobe nach Kanton und die 
veränderten Verhältnisse berichtet ein Herr aus Kanton von 
Mitte September. ' In seinem Bericht heisst es: 

Für Südchina ist ein Pass, der. von der südchinesischen 
Regierung ausgestellt wird, nötig und ein solcher wird auf be- 
sonderen Antrag mit genauer Angabe des Alters, der Gründe 
der Einreise usw. hier in Kanton erteilt. Da ich in Kobe meinen 
Pass für Kanton vorzeigen konnte, hatte ich im übrigen nur 
eine Beglaubigung des Konsuls nötig gegen Zahlung von Yen 5. 
Es ist natürlich auch möglich nach hier ohne Pass herein- 
zukommen, doch ist ein entsprechender Antrag nachträglich 
zu stellen. 

InHongkong habe ich mich dann anderthalb Tage auf- 
gehalten, durfteanLandgehen und war gänzlich un- 


belästigt. Auf besonderes Gesuch beim Colonial 
Secretary wird der Aufenthalt an Land wohl immer 
gestaftet für Düurchreisende, anscheinend steht in dieser 


Beziehung die Lokalregierung auf einem loyaleren Standpunkt 
als dies in anderen englischen Hafenplätzen der Fall ist, wenn 
ich auch gehört habe, dass letzthin Deutsche ebenfalls in Singa- 
pore an Land gehen konnten. Hongkong hat sich sonst wenig 
verändert, einige neue Gebäude sind entstanden, aber sonst ist 
alles so geblieben, wie es früher war. 

Das ganze Gegenteil dazu bildet Kanton, denn Kanton hat 
sich in den fünfzehn Monaten meiner Abwesenheit . zu einer 
Grossstadt entwickelt, d. h. Grossstadt ist Kanton wohl schon 
immer gewesen, nur hat sich dies in dem äusseren Anblick der 
Stadt nicht so dargestellt. 

Man war im vergangenen Jahre dabei, die alte Stadtmauer, 
die die alte von der neuen Stadt trennte, niederzureissen, aber 
dass die Regierung mit einer solchen Ausdauer und Schnellig- 
keit dieses Werk voilbringen würde, das hatte ich nicht er- 
wartet. Da, wo einstmals die Stadtmauer gestanden hat, sind 
jetzt grosse breite Strassen angelegt worden, wo man früher im 
Tragstuhl eder während der Kriegszeit zu Fuss ging, fährt man 
jetzt mit der Rickshaw oder sogar mit dem Auto, denn der 
Automobilverkehr ist hier in der letzten Zeit auch recht be- 
deutend aufgekommen. Natürlich hat das Niederreissen der 
Mauer nicht genügt, um die Strassen so anzulegen, wie sie an- 
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gelegt worden sind, auch ganze Häuserreihen haben daran 
glauben müssen, besonders da, wo es galt, Verbindungsstrassen 
zu bauen. Man ist von seiten der Regierung rücksichtslos zu 
Werke gegangen, um das Projekt, das übrigens noch nicht voll- 
endet ist, durchzuführen und man ist den chincsischea Be- 
wohnern, denen man z. B. Häuser enteignet hat, nicht a:lzu 
freundiich in der Bezahlung dieses enteigneten Grund uni 
Bodens entgegengekommen. Bezahlung ist nur in wenigen 
Fällen an die Hausbesitzer erfolgt und das hat natürlich sehr 
böses Blut in der Bevölkerung gemacht. Ich bringe auch die 
jetzigen Unruhen, in denen wir uns augenblicklich befinden, auch 
mit diesem Vorgehen der Regierung in Zusammenhang, wenn 
auch noch eine Menge andere Fragen hier mitspielen. Immer- 
hin ist die Entwickelung Kantons durch die jetzt geschaffenen 
Anlagen schon ein gutes Stück weiter vorangekommen und es 
wäre zu erhoffen, dass die neue Regierung, die sich doch über 
kurz oder lang hier aufsetzen wird, das Geschaffene anerkennen 
und weiter zu verfolgen bemüht sein wird. 

Sie kennen ja wohl die Existenz der Südregierung, deren 
Haupt Sun Yatsen gewesen ist, der sich aber doch durch die 
Gegensätze, die er durch seine Bestrebungen mit dem Norden 
hervorrief, auf die Dauer nicht halten konnte. Sun ist schon vor 
einigen Monaten mit seinen Anhängern, Wu Ting Fang usw., von 
hier fortgegangen und Kanton ist so unter die Aegide verschie- 
dener Männer geraten, die, da sie nicht Provinz Kwangtung- 
Leute sind, sondern aus Kwangsi stammen, sich nicht gerade 
allzu grosser Beliebtheit hier erfreuen. Durch, wie man hier 
sagt, recht rigoroses Handeln und Vorgehen ist nun der Gegen- 
satz zum Ausbruch gekommen und Chang Kwing Ming, der für 
die Südregierung in Fukien gegen den Norden kämpfen sollte 
(er war übrigens in 1913 bereits Gouverneur hier in Kanton), 

hat einfach kehrtgemacht und zieht nun gegen die hier sitzen- 
“den Kwangsileute mit ihren Truppen zu Felde. Wie weit er 
vorangekommen ist in seinem Unternehmen, lässt sich bei all 
den_Berichten, die herumschwirren, einwandfrei nicht fest- 
stellen, dass er Fortschritte gemacht hat, ist immerhin un- 
zweifelhaft anzunehmen. Das arme Kwangsi Hat sich eben hier 
in Kanton bereichern wollen (man soll z. B. grosse Wertschätze 
einfach fortgeschickt haben, unter anderem auch die ganze 
Bibliothek der Stadt Kanton): und nun kommt ein Mann, dem 
dieses Getriebe eben über die Hutschnur ging und der sagt: 
Kanton und Provinz Kwangtung für die Kantonesen. So liegen 
die politischen inneren Verhältnisse augenblicklich hier und es 
bleibt abzuwarten, was weiter geschehen wird. 

Wie die Verhältnisse für uns Deutsche hier liegen, lässt sich 
im Augenblick schwer sagen. Ueschäftlich ist es nicht anders 
wie an den weiteren Plätzen Chinas, d. h. es ist seit den letzten 
Monaten sehr wenig Geschäft und es wird wohl auch noch 
eine Weile so weitergehen. Schön ist das nicht, denn wir haben 
alle wohl mehr erhoiit als eingetreten ist, aber nun wir einmal 
an den Wiederaufbau denken, gibt es nur eine Parole: Aus- 
halten, so lange wie es möglich ist. Die Zeit des Umschwunges 
muss doch einmal kommen, wenn nicht die Verhältnisse zu 
Hause oder ich möchte. einmal sagen, in ganz Europa noch 
schlechter werden sollten. 

Wir sind hier ohne Frauen und Kinder ungefähr 35 Deutsche 
und wohnen zum Teil auf Fongchoen, dem Grundstück der 
Berliner Mission oder an dem Ostende der Stadt, in Tungshan. 
Alles das, was an Wohnungen zur Verfügung stand, ist auch 
besetzt und es ist schwierig, für alle, die noch nach hier 
kommen sollen, Unterkunft zu finden. An anderen Plätzen, wo 
noch Europäer wohnen, ist ebenfalls Platzmangel, also tat- 
tächlich eine Wohnungsnot, nur mit dem Unterschied, dass man 
hier vor einer Zwangseinquartierung vorläufig noch sicher ist. 
Lebensbedingungen haben sich sonst wenig verändert, Preise 
sind ungefähr die gleichen geblieben wie früher. Ueber Hitze 
konnte man hier bisher auch nicht klagen, es ist ein ganz eigen- 
tümlicher Sommer, der seine Regenzeit bis in die ersten Tage 
dieses Monats ausgedehnt hat, während in regelrechten Jahren 
damit zu Ende Juni Schluss sein sollte Für den Rest dieses 
Jahres ist also nicht mehr viel zu befürchten. 
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Shameen hat uns seine Pforten ebenfalls wieder geöffnet. 
jedenfalls insoweit als wir, wenn wir dort geschäftlich zu fun 
haben, uns dort ungehindert bewegen dürfen. Auf Shameen 
seinen Wohnsitz zu nehmen, wird hoffentlich keinem Deutschen 
wieder einfallen nach allem, was dort vorgefallen ist. Im 
iibrigen kommt man mit fremden Staatsanghörigen bei den ver- 
schieden gelegenen Wohnplätzen gar nicht zusammen. Wir 
können wnsere Partien Tennis auf der Mission sehr schön für 
uns allein spielen, wenn wir abends aus dem Geschäft nach 
Hause kommen und fühlen uns wohler dabei. 


Wilhelm Trendel 7. Schon auf der Heimreise begriffen, ist 
W. Trendel, einer der bekanntesten und beliebtesten deutschen 
Chinaresidenten, in Schanghai einem schweren Krebsleiden nach 
erfolgloser Operation erlegen. Schon bald nach der Besetzung 
der Kiautschoubucht hatte er sich in diesem deutschen Neuland 
niedergelassen, um sich hier in Tsingtau als Hotelier eine neue 
Existenz zu gründen. Später ging er nach Peking, wo er die 


‚wirtschaftliche Leitung des jedem Ostasienreisenden bekannten 


Hotel des Waggons L.its übernahm. Lange Jahre hat er in 
Peking unermüdlich zum Besten des Hotels und seiner Gäste ge- 
wirkt. Bei Kriegsausbruch eilte er, in dem sich das Soldaten- 
blut des ehemalixen Artillerieoffiziers wieder regte, nach 
Tsingtau, um bei der Verteidigung des Platzes mitzuwirken, an 


dessen Aufbau er in den ersten Jahren seines Bestehens selbst 


mitgewirkt hatte. Hier zeigte sich Trendel als ein un- 
erschrockener, umsichtiger und rastlos für seine Leute und seine 
Stellung tätiger Offizier. Auf der flachen Passkuppe, dem 
äussersten rechten Punkt der Tsingtau vorgelagerten Höhen, 
stand seine Batterie, offen, ungeschützt, ohne Kasematten, ohne 
festes Werk, 6 alte, sehr alte 9-cm-Feldkanonen, die 1870 einmal 
modern gewesen sein mochten und an denen er vor langen 
Jahren selbst ausgebildet worden war. Dem Ausbau seiner 
Stellung und der Fürsorge für seine Leute galt seine Arbeit. Für 
das, was er hier als Kommandeur der Passtruppe während der 
engeren Einschliessung geleistet hat, hat ihm Konter-Admiral 
Vollerthun in seinem unlängst erschienenen Buch „Der Kampf 
um Tsingtau“ ein bleibendes Denkmal gesetzte Wer während 
der Belagerung Tsingtaus auf dem rechten Flügel der deutschen 
Front, in der Tschanschan-Ecke stand, in der sich Land- und 
Seebeschiessang zusammenfanden zur Zerstörung dessen, was 
in harter Arbeit geleistet worden war, dem wird die kalt- 
blütige Unerschrockenheit Trendels während der schweren Be- 
schiessung unvergesslich sein. l’ag für Tag belegten die japani- 
schen Schiffe mit ihren 30,5-cm-Kalibern und später auch die 
Gieschütze der Belagerungsartillerie die offene Passkuppe mit 
schwerstem Feuer, ohne mehr zu erreichen als die Ausser- 
gefechtsetzung einiger ihrer Kanonen. Uns, die wir am Fusse 
der Passkuppe lagen und jeden Schuss beobachten konnten, 
wollte oft der Atem stille stehen bei der Unmasse von Eisen, die 
auf Trendels Batterie und Stellung niederprasselte, und gar oft 
meinte einer: Nun muss es wohl zu Ende sein da oben. Aber 
Trendel schien gefeit zu sein. Kaum war die Eisenladung einer 
Schussfolge niedergegangen, da stand der Wackere schon wieder 
an seinen Geschützen, um dem Gegner durch einige wohlgezielte 
Schüsse in die Reihen der Schanzenden zu zeigen, dass alle 
Mühe, aller Aufwand an Munition vergebens sei. Bescheidern 
wies er alle Bewunderung, die wir ihm zollten, zurück, da die 
Beschiessung ja doch so harmlos sei. Trendel war einer der ganz. 
ausserordentlich wenigen Tsingtauer „Helden“, dem die ganze 
Besatzung noch während-der Einschliessung das Eiserne Kreuz 
1. Klasse einhellig als „verdient“ zusprach, dessen Insignien er, 
obwohl so reichlich verdient, nun nicht mehr tragen sollte, die 
aber hoffentlich doch wohl seiner Familie übersandt werden, 
den Kindern eine sichtbare Erinnerung an die Taten des Vaters. 

Seit dem Fall von Tsingtau war Trendel in Geiangenschaft 
in Japan, zunächst im Lager zu Fukuoda, später in Narashino. 
Unvergesslich wird er allen Kameraden sein, die hier mit ihm 
5 Jahre die engen Verhältnisse der Gefangenschaft teilten und 
die sich so oft an seiner unverwüstlichen Frische und seinem 
frischen, derben Humor beim Sport und in der Unterhaltung er- 
freuten. Die lange Gefangenschaft hatte ihn nicht gebrochen, und 


der trübe Ausgang des Krieges, der die guten deutschen Aussichten 
in China zerstörte, ihm nicht seinen Optimismus rauben kötınen. 
Aber seine Hoffnungen in Peking scheinen sich nicht erfüllt zu 
haben, dass er sich zur Heimkehr entschloss. 

Nun liegt er in fremder Erde im internationalen Schanghai, 
das wälırend des Krieges so unduldsam gewesen gegen alles 
Deutsche. Mögen die Verhältnisse bald die Ueberführung seiner 
Ueberreste nach Tsingtau gestatten, damit. er., bei den 
Gefallenen von Tsingtau zur ewigen Ruhe bestattet werden kann 
angesischts der Passkuppe, die er im Leben so herrlich ver- 
teidigte. Ehre seinem Andenken! Dr. F.W.M. 


Ehrung des Redakteurs Woodhead. Nach einer Meldung des 
Echo de China aus Schanghai von -Ende August hat der 


Präsident der chinesischen Handelskammer in Tientsin und ein 


Mitglied des Provinziallandtages von Chili den Herausgeber 
der Peking und Tientsin Times, H. G. W. Woodhead, ein 
prachtvolles Automobil als Geschenk angeboten als ein Zeichen 
der Dankbarkeit für die Politik, die er in seinem Blatt vertreten 
hat und die China sehr nützlich gewesen sei. Woodhead, der 
1914 Herausgeber der Peking Gazette war, hat stets eine aus- 
gesprochene Chinapoiitik vertreten und China gegenüber un- 
berechtigten oder übertriebenen Forderungen des Auslandes 
scharf in Schutz genommen hat. In ganz besonderer Weise ver- 
trat er während. des Krieges die chinesischen Interessen gegen 
die weitgehenden Ansprüche der japanischen Politik. 


Deutsche Kaufleute in Kanton. Wie London and China 
Telegraph berichtet, sind seit Friedensschluss 7 deutsche Kauf- 
leute und einige Missionare nach Kanton zurückgekehrt. Drei 
deutsche Firmen, Jebsen & Co. Broeckelman & Co. und A. 
Berblinger haben ihre Geschäfte am Westbund wieder eröffnet. 


Mitteilungen «ernennen; 


| des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28Il. 
SO000090 0008 09000 0000 0000 000020000000 00000009 95H ETF EOS SE ODE SER an 
Rejichsnotopfer. Dem Verband sind von verschiedenen 
Seiten Anfragen zugepgangen, ob die in der Heimat weilenden 
China-Deutschen verpflichtet seien, Steuererklärungen zum 
Reichsnotopfer abzugeben. AMarauf ist zu antworten, dass 
grundsätzlich jeder zur Abgabe ciner Steuer- 
erklärung verpflichtet ist, ‘bei dem nach dem Er- 
messen seines zuständigen Finanzamtes die Möglichkeit einer 
Steuerpflicht vorliegt. Der Bund der Auslandsdeutschen be- 
merkt jedoch dazu, dass seines Erachtens die Auslandsdeutschen 
aber nicht verpflichtet seien, hezüglich ihrer Entschädigungs- 
ansprüche Schätzungswerte anzuführen; sie könnten vielmehr 
verlangen, dass die Veranlagung später erfolge, nachdem die 
senaue Entschädigungssumme bekannt sei. 
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Nach $ 2 des Gesetzes über das Reichsnotopfer vom 
3l. Dezember 1919 sind von der Entrichtung des Reichsnot- 
opiers diejenigen Angehörigen des Deutschen Reiches aus- 
genommen, die bereits vor dem 31. Juli 1914 sich mindestens 
zwei Jahre ununterbrochen des Erwerbes wegen oder aus 
anderen zwingenden Gründen im Ausland aufgehalten haben, 
ohne einen Wohnsitz im Inland zu haben, und entweder am 
31. Dezember 1919 noch im Ausland wohnen oder innerhalb 
eines Jahres nach Friedensschluss des Erwerbes wegen im 
Ausland wieder ihren Wohnsitz nehmen. Für Reichs- und 
Staatsbeamte gilt diese Bestimmung nicht. 

Da nach dieser Bestimmung nur diejenigen Deutschen aus 
dem Fernen Osten, die bereits vor dem 10. Januar 1920 ihre 
Ausreise wieder angetreten haben, von der Steuerpflicht be- 
freit sind, hat der Verband an das Reichsfinanzministerium eine 
Eingabe gerichtet und gebeten, dahin zu wirken, dass die 
Wiederausreisefrist zunächst bis zum 10. Januar 1922 (d.h. zwei 
Jahre nach Friedensschluss) verlängert werde. Der Verband 
hat in seiner Eingabe auf die grosse Härte hingewiesen, die 
darin liegen würde, wenn Deutsche aus Ostasien. die vor dem 
10. Januar 1921 ausgereist seien, von der Steuerpflicht befreit 
seien, während die grosse Zahl derjenigen, die wegen Pass- 
schwierigkeiten oder aus sonstigen Gründen einstweilen noch 
nicht wieder ausreisen können, der Abgabepflicht untcrliegen. 
Welchen Erfolg die Eingabe des Verbandes haben wird, werden 
wir später an dieser Stelle mitteilen. 

Auf vorstehenden Antrag des Verbandes für den Fernen 
Osten ist vom Finanzministerium folgende Antwort eingegangen: 

„Auf das gefällige Schreiben vom 5. d. M. 

Ich beabsichtige eine Verlängerung der Frist, binnen deren 
die Auslandsdeutschen ihren Wohnsitz wieder im Ausiande zu 
nehmen haben, um nach $ 2 Abs. I Nr. 1 des Gesetzes über das 
Reichsnotopfer von der Abgabepflicht befreit zu werden auf 
2 Jahre, in nächster Zeit herbeizuführen und glaube damit Ihren 
Anregungen zu entsprechen.“ 

Weitere Mitteilungen in dieser Sache werden wir an dieser 
Stelle veröffentlichen. - 


Wechsel in der Schriitleitung der „Ostasiatischen Rund- 
schau“. Da Herr Fritz Secker demnächst wieder nach Ost- 
asien hinausreist, hat Herr Dr. F.W. Mohr die Liebenswürdig- 
keit gehabt, die verantwortliche Schriftleitung für die „Ost- 
asiatische Rundschau“ zu übernchmen. 


Ostasiatenabend. Mitglieder und Freunde unseres Ver- 
bandes sowie sonstig2 Ostasiaten werden auf die nächste ge- 
scllige Zusammenkunft aller Ostasiaten am Montag, dem 
22. November, abends 8 Uhr, im Muschelsaale des Hotels 
„Rheingold“, Eingang Potsdamer Sir. 3, freundlichst eingeladen. 
Ein Vortrag findet an diesem Abend nicht statt. 


Wirtschaftliche Nachrichten. 


China. 


Abrechnung des Englischen Custodian of: Enemy Property. 
Für alle China-Deutsche, denen auf Grund des englischen 
Handelsverbots mit dem Feind Wertpapiere, Aktien oder andere 
Vermörensstücke unter englische Verwaltung gestellt wurden, 
wird die nachstehende Mitteilung von Wert sein, aus der hervor- 
«cht, dass der englische Custodian auf Anfrage Abrechnung über 
zwangsweise verkaufte Wertpapiere erteilt. 

„Von dem Custodian in China of Enemy Property in 
Schanshai bekam ich kürzlich auf meine Anfrage Verkaufs- 
abrechnung meiner Astor House-Hotel Debentures. Sie lautete 
dahingehend: Verkaufskurs 70 Tacls plus 6% Zinsen für 5 Jahre.“ 


Der chinesische Exporthandel 1919. Die jetzt ebenfalls vor- 
liexenden Statistiken der chinesischen Seezollverwaltung über 
den chinesischen Exporthandel 1619 gibt eine ausführliche Dar- 
Stellung des chinesischen Ausfirirhandels. Die chmesische Aus- 
fuhr stier danach von rund 380 Millionen Taels im Jahre 1910 
uf 630 Miltionen im Jahre 1919. Nicht weniger als 31 Länder 
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des Erdballs bezogen Waren aus China. Den Löwenanteil-nahm 
Japan auf, das für nicht weniger als 195 Millionen Taels aus 
China bezog gexen 163 Millionen im Jahre 1918 und 105 Millionen 
1915. Hongkong, das vor dem Kriexe im Chinahandel an der 
Spitze marschierte, steht an zweiter Stelle mit 131 Millionen. 
Nach den Vereinigten Staaten gingen 1917 für 94 Millionen, die 
im Berichtsjahre auf 101 Millionen stiegen. Die Zahlen für 
England zeigen gegenüber 1918 eine Vermehrung um mehr als 
das Doppelte, eine Tatsache, die auf die mit Kriegsende ein- 
setzende regere Handelsbetätizung nach Ostasien hindeutet. 
1917 gingen von der chinesischen Ausfuhr nach England nur 
Waren im Werte von 26 Millionen, 1919 dagegen für 57 Millionen. 
Die chinesische Ausfuhr nach Frankreich betrug 34 Millionen. 

Eine Abnahme ist zu verzeichnen bei Russland, Spanien, 
Italien. Australien und Südafrika, während eine Steigerung der 
Ausfuhr von China eingetreten ist nach der Türkei, Persien, 
Aegvpten und den nordisäen Staaten. Bemerkenswert ist, dass 
in der neuen Exportstatistik auch die Namen der Zentralmächte 
wieder erscheinen, zimächst allerdings nur mit schr kleinen Be- 
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trägen. NHiernach gingen 1917 nach Deutschland Waren für 
50 Tacls, 1918 nichts, 1919 wird der Wert der Ausfuhr naclı 
Deutschland auf 183 866 Taels angegeben, während in demselben 
Jahre nach Oesterreich-Ungarn für rund eine Million Taels ver- 
schickt worden seien. Die Hauptausfuhrhäfen 1919 waren 
Schanghai mit 237 Millionen, Hankou mit 124 Millionen, Dairen 
mit 105 Millionen, Tientsin mit 71 und Canton mit 70 Mill. Taels: 


Chinesische Kohlen für Europa. Aus China haben die ersten 
Kohlenverschiffungen stattgefunden. Der erste Kontrakt betraf 
28000 t Kohlen für Dänemark, das bekanntlich für seine Kohlen 
fast vollständig von den englischen Kohlenlieferungen abhängig 
ist. Es bleibt abzuwarten, ob Dänemark als regelmässiger 
Käufer auf dem chinesischen Markt erscheint. Neben Dänemark 
scheinen auch Italien und Südfrankreich dem Bezug chinesischer 
Kohlen nähertreten zu wollen. Nach einer Nachricht aus 
Schanghai von Ende August verlautet, dass dort wegen der als- 
baldigen Lieferungen von 100 00) t Kohlen Verhandlungen statt- 
zefunden haben. Der Preis für die Tonne chinesischer Kohlen in 
Südfrankreich und Itatiien würde sich auf 190 Schilling belaufen, 
also um ein weniges geringer sein als der Preis für Cardifi- 
Kohle in Port Said. Nach einer späteren Meldung der Times 
haben Kaufleute aus China 200000 t für 10 £ die Tonne in 
Europa angeboten. Die für die europäischen Verschiifungen vor- 
zesehenen Kohlen kommen durchweg aus rein chinesischen 
Kohlengruben, und zwar hauptsächlich aus den grossen Kohlen- 
lagern in Südschantung, den Chunz’ Hsing Minen bei Tsau- 
tschuang in Kreise Ihsien, die eine vorzügliche Kohle liefern und 
in ihrer Güte der Cardiff-Kohle nur um 25% nachstehen. Es 
darf allerdings bezweifelt werden, ob die Gruben in der Lage 
sein werden, für regelmässige Verschiffungen die notwendigen 
Mengen zu produzieren, da die Fördereinrichtungen hierfür 
wenig eingerichtet sind, indem neben einigen modernen Gruben- 
anlagen auch noch ein primitiver, wenig ertragfähiger Abbau 
über Tage stattfindet. Eine Modernisierung aller Anlagen würde 
allerdings die Produktion zu einem Umfange steigern können. 
der einen geregelten Export ermöglichen würde. Verschiffungs- 
hafen für die in Frage stehenden Kohlenmengen soll Pukou, am 
unteren Yangtse gegenüber Nanking werden, das bekanntlich 
eine unmittelbare Bahnverbindung mit den Gruben in Ishien hat, 
während eine Verschiffung von Tsingtau, solange die schon von 
Deutschland geplante und konzessionierte Bahn durch Süd- 
schantung nicht fertiggestellt ist, wegen der erheblich weiteren 
und teureren Bahnfahrt kaum dafür in Betracht kommen dürfte. 
Da inzwischen das Kohlenabkommen in Spa Frankreich in über- 
reichlicher Weise mit billigerer Kohle versorgt, so ist kaum an- 
zunehmen, dass nennenswerte Verschiffungen für Versailles aus 
China Tatsache werden. 


Schwierige Lage der Schanzhaler Manufakturwarenhändler. 
Die Schanghaier Manufakturwarenhändler haben sich mit der 
Forderung an den britischen Generalkonsul gewandt, dass alle 
Aufträge, die bisher nicht zur Verschiffung gekommen sind, auf- 
gehoben werden, und dass die ausländischen Importeure von 
Manufakturwaren einen Teil des durch die ungünstigen Kurs- 
verhältnisse und.die L’eberschwemmung des Marktes mit Waren 
entstehenden Verluste auf sich nehmen, um Bankerotte und eine 
vollständige Einstellung des Geschäftes zu verhindern. Die 
britischen Grosskaufleute geben zu, dass die Lage recht ernst 
sei, stellen aber eine unmittelbare Gefahr für den Markt in Ab- 
rede und lehnen ab, die geschlossenen Verträge aufzuheben. 


Japan. 


Japanische Papierfabrikation. Die gesamte japanische 
Papierfabrikation aller Papierfabriken in Japan beträgt jährlich 
rund 168000 t. Hiervon sind 30000 t Zeitungspapier, 15000 t 
werden von dem japanischen Monopolbureau für Zigaretten 
benötigt, 70900 t werden verwandt für den Druck der Elementar- 
Schulbücher, 20000 t für die Lehrbücher der Mittelschulen, 
3000 t für die Schulbücher anderer Lehranstalten. 16000 t sind 
notwendig für den Druck der verschiedenen Magazine, 7000 t 
für die Streichhölzerfabrikation, 3000 t für die Herstellung von 
Postkarten, während 17000 t als Einpackpapier Verwendung 
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finden. Der Bedarf für die Zeitungen und Zeitschriften beträgt 
02% der gesamten Papierfabrikation. Die eigene Produktion 
fremder Papiersorten ist in der Lage, mit der steigenden Nach- 
frage Schritt zu haiten. Ein grosser Teil der Produktion geht ins 
Ausland, und zwar hauptsächlich nach China, nach Indien und 
den Südseeinseln. 


Elektrische Birnen. Die Nachfrage nach elektrischen Birnen 
nimmt in Japan ständig zu, der Bedarf ist zurzeit das 2% fache 
iin Vergleich zu 1914. Im letzten Jahre wurden in Japan rund 
15 Millionen neue elektrische Lampen angelegt, während der 
Bedarf an Birnen, 1% Birne pro Lampe berechnet, auf 23 
Millionen geschätzt wird. . Bisher rechnete man 2 Birnen pro 
Lampe, aber eine ständige Verbesserung der japanischen 
Fabrikate führte nach und nach zu einer Verminderung im Ver- 
brauch. Auch die Ausfuhr elektrischer Birnen aus Japan nimmt 
zu. Sie betrug 160000 Yen im Jahre 1902 und 2867000 Yen 
im Jahre 1917. Nimmt der Export in demselben Verhältnis 
weiter zu, so rechnet man in diesem Jahre mit einer Gesamt- 
ausfuhr von 14 Millionen Birnen, so dass die Gesamtproduktion, 
Inlandverbrauch und Ausfuhr, über 37000000 Stück beträgt. 
Rund 80 bis 90 % der Gesamtproduktion entfallen auf die Tokio- 
Abteilung der Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft und nur 10 
bis 20% auf die anderen Fabriken. 


Japans Handel nach Indien und der Südsee. Der Gesamt- 
wert des japanischen Handels zwischen Japan und Indien so- 
wie den Südseeinseln belief sich im ersten Halbjahr dieses 
Jahres auf über 629 Millionen Yen, das bedeutet eine Ver- 
mehrung von etwa 80 % gegenüber derselben Periode des Vor- 
jahres. Besonders bemerkenswert ist die Zunahme der Ausfuhr 
von Japan, die von 95 Millionen Yen um 120 % auf 212 Millionen 
Yen stieg, während cie Einfuhr aus denselben Gcbieten, aus 
Britisch-Indien, Singapore, Niederländisch-Indien, Siam, Franzö- 
sisch-Indo-China und den Philippinen rund 417 Millionen Yen 
betrug. 

Die Einfuhr von Stabeisen. Die Einfuhr von Stabeisen aus 
Amerika und China nimmt jährlich zu, während die Zufuhren 
aus England eine ständige Abnahme verzeichnen. 1914 war der 
japanische Bedarf 467 000 t, von denen in Japan selbst 300 000 t 


‚hergestellt, während der Rest von 167000 t eingeführt wurde. 


1919 stieg der Bedarf auf 840 000 t, von denen 645 000 t durch die 
heimische Produktion gedeckt werden konnte, während 200 000 t 
noch eingeführt werden mussten. Seit Beendigung des Krieges 
zeigt die Zufuhr aus Amerika eine ständige Zunahme. Die Ein- 


‘fuhr aus China betrug 1913 insgesamt 56996 t, 1919 stieg sie 


auf 155000 t. Die Zufuhr aus Amerika stieg von 400 t im Jahre 
1913 auf 29800 t im Jahre 1913, während der Bezug aus Eng- 
land von 978000 t im Jalıre 1913 auf 8700 t im Jahre 1918 fiel. 


Schiifsbauten der Nippon Yusen Kaisha. Die Nippon Yusen 
Kaisha hat drei weitere Schiffe von 10000 t bei der Mitsuibishi- 
Werft in Nagasaki in Auftrag gegeben, die sämtlich während 
des nächsten Jahres fertiggestellt werden sollen. Es handelt 
sich um Frachtdampfer mit Einrichtungen für die Beförderung 
von Passagieren. Die Gesellschaft hat einen Schiffbauplan auf- 
gestellt, der für die nächsten 5 Jahre nicht weniger als 500 000 t 
vorsieht. Hiervon sind bereits 33 Schiffe zu insgesamt 114 000 t 
in Auftrag gegeben, nämlich 6 Schiffe von 10 500 bis 11 000 t bei 
der Yokohama-Werft, 2 Passagierschiffe von je 5000 t sind in 
Glasgow in Auftrag gegeben, während andere auf anderen 
japanischen Werften gebaut werden. Die neuen Passagierboote 
aus Glasgow sollen verwandt werden für einen neu ein- 
zurichtenden Expresscienst zwischen Schanghai und Nagasaki. 


Wanderausstellung. Tokioer Handels- und Industriekreise 
haben unlängst eine Schiffsladung japanischer Waren in ver- 
schiedene Plätze des Auslandes entsandt, um dort als Wander- 
ausstellung der japanischen Fabrikate Propaganda zu machen. 
Da der erste Versuch einen grossen Erfolg aufzuweisen hatte, 
so soll der Gedanke der Wanderausstellung weiter zepflegt und 
gefördert werden. Sceptember-Oktober sollen zwei neue Schiffe 
niit zwei derartigen Wanderausstellungen an Bord in See gehen, 
nämlich eine nach Sibirien und Nord-China, die andere nach den 
l.ändern im südlichen Stillen Ozean. 
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MINI Allgenneiner und politischer Teil SE 


Japan und Amerika. 


Von C. Fink. 


Wenn man die deutschen Tageszeitungen liest, so muss 
man unwillkürlich den‘ Eindruck gewinnen, als ständen wir 
am Vorabend eines: neuen Krieges, der dieses Mal um die 
Vormachtstellung im und anı Stillen Ozean ausgefochten 
werden soll. Es vergeht kaum eine Woche, dass die deut- 
schen Zeitungen nicht aus dem Haag oder der Schweiz 
kommende Telegramme bringen, die kurze Auszüge aus 
Kabelgrammen englischer und amerikanischer Zeitungen 
enthalten, die die Lage als äusserst gespannt darstellen. 
Gelegentlich finden diese Telegramme dann auch in Leit- 
artikeln einen Widerhall. Sehr aufiallende Auslassungen 
brachte vor einigen Tagen auch der „Corriere d’Italia“, der 
als dem Vatikan nahestehend gilt. Danach soll man in den 
Kreisen des Päpstlichen Stuhls einen japanisch:amerikanischen 


Krieg für unvermeidlich halten, zumal England- unter der 


Hand und zwar im Einvernehmen mit südamerikanischen 
Staaten zu einem solchen hetze. Auch französische Blätter 
behaupten, am Londoner Auswärtigen Amt gäbe man sich 
- keinem Zweifel über den Ernst der Lage hin, das englisch- 
japanische Bündnis sei. ernstlich bedroht. Letzteres mag 
Tichtig sein, nur dürften die Ursachen nicht im japanisch- 
amerikanischen Gegensatz zu suchen sein, sondern ganz 
anderswo. In einem Aufsatz über den „Aufschwung des 
Orients‘‘ schrieb diese Woche Dr. A. Wirth im „Roten Tag“: 
„schon regen sich die Nachzügler des Nationalismus, schon 
erwachen die Koreaner, die Siamesen, die Tibeter, die Ma- 
laien. Ihr Hass richtet sich gegen Europa: für sie ist aber 
Europa in England De Und den Hass schürt und 
nützt Japan.“ 

Man soll in der Politik nicht weissagen; zu oft 
nur haben sich die Dinge im letzten Augenblick, wo man 
schon den sicheren Port unmittelbar vor sich zu sehen 
glaubte, so weändert, dass das Gegenteil von dem eintrat, 
was man erwartet hatte.‘ Wer aber heute mit Ruhe die 
ausländische Presse selbst liest, muss meiner Meinung nach 
zu dem Schluss kommen, dass alles dafür spricht, dass sich 
die Wolken, die sich infolge japanisch-amerikanischer Gegen- 
sätze über dem Stillen Ozean im Lauf der letzten Jahre zu- 
sammengeballt haben, wieder verzichen werden. 


EEE EEE EEE En ge Te a Te 


Zweitellos bestehen zwischen Japan und den Vereinigten 
Staaten ernste Gegensätze. In Amerika spielt die Arbeiter- 
frage eine immer grössere Rolle. : Die Zeit, wo unbeschränk- 
ter Raubbau getrieben werden konnte, wo es schliesslich 
nicht darauf ankam, ob’ ein paar hunderttausend Einwande- 
rer mehr oder weniger sich im Lande ansiedelten, sind längst 
dahin.., Mit grossem Missbehagen und vielem Neid sieht 
die alteingesessene Arbeiterschaft, die aus einer Mischung 
aller möglicher, ursprünglich europäischer Bestandteile ent- 
standen ist, sich heute aber. als die ausgesprochenen und die 
allein berufenen Träger des Amerikanertums fühlen, dass ihre 
Stellung . durch arbeitsamere und mit bescheideneren Ver- 
dienst zufriedene Neukömmlinge, namentlich aus Asien, be- 
droht wird. Das ist ganz besonders der Fall in den West- 
staaten der Union, und es ist vor allem dort der Fall, seit 
diese Staaten zum Teil ihren Charakter als reine Ackerbau- 
staaten aufgegeben und den von Industriestaaten anzuneh- 
men begonnen haben. Sehr interessante, Ausführungen dar- 
über veröffentlicht Toyoji Chiba (‚The Truth aboiüt Japanese 
Farming in California‘) in der Oktobernummer der 
in englischer Sprache erscheinenden allasiatischen Zeitschrift 
„Ihe Asiem Review“. Man befürchtet in den. Weststaaten, 
dass die Japaner, die sich zunächst als Gartenbauer nieder- 
gelassen haben, eines Tages so stark und so zahlreich wer- 
den könnten, dass sie massgebenden Einfluss auf die Ent- 
wickelung: des gesamten wirtschaftlichen Lebens der Länder 
westlich von den Rocky Mountains gewinnen könnten. Man 
will deshalb die japanische Einwanderung ausschliessen und 
ihren Nachkommen das durch die Verfassung der Vereinig- 
ten Staaten an sich gewährleistete Recht, Bürger der Union 
zu werden, nehmen. Die Kämpfe, die darob zwischen dem 
Staat Kalifornien und der Bundesregierung geführt werden, 
erstrecken sich schon über lange Jahre. Mehrfach ist es 
Washington gelungen, die Kalifornier von Massnahmen ab- 
zuhalten, die dazu führen mussten, das Verhältnis zu Japan. 
unleidlich zu gestalten. Während der letzten Wahlperiode 
ist die japanische Frage in Kalifornien von neuem akut ge- 
worden, sie ist zu einer Wahlparole erhoben und hat schliess- 
lich dazu geführt, dass bei einer Volksabstimmung die Mehr- 
heit der Bewohner Kaliforniens den Ausländern, und als. 
solche werden alle Eingewanderten angesehen, soweit sie 
die amerikanische Staatsangehörigkeit-nicht erworben haben, . 
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das Recht, Grund und Boden zu erwerben, abgesprochen 
Das wurde selbstverständlich in Japan als ein Verlust 


hat. 
politischen Ansehens empfunden, und die japanische Regie- 
rung konnte gar nicht umhin, gegen den kalifornischen Be- 
schluss Verwahrung einzulegen. In Tokio ist man sich aber 
darüber vollständig klar, dass die Frage der Einwanderung 
von Japanern in deu \Weststaaten Amerikas letzten Endes 
keine Lebensfrage für die lapaner ist. Man hat schon längst 
durch das sogenannte ‚„Gentlemen’s Agreement“ dem Ver- 
langen der Kalifornier Rechnung getragen und der Einwan- 
derung japanischer Arbeiter ein Ende gemacht. 
mit Unrecht hat dabei Vicomte Okuma darauf hingewiesen, 


Japan und Amerika hätten in den letzten 60 Jahren ihre . 


Rollen vertauscht; früher hätten sich Japan auf Weisung der 
Samurais gegen das Ausland abgesperrt;, heute ver- 
weigern Amerika den Japanern den Zutritt. Neuerdings 
hat sich die japanische Regierung bereitgefunden, über die 
weitere Gestaltung der Einwandererifrage mit Washington 
Verhandlungen zu führen; zu diesem Zweck hat die ameri- 
kanische Regierung ihren Botschafter aus Tokio Morris eben- 
falls nach Washington berufen, und zwischen ihm und dem 
japanischen Botschafter Shidehara ist es in den letzten Tagen 
zu einer Einigung gekommen, wonach Japan tatsächlich 
in der Frage der Ansiedlung von japanischen Arbeitern in 
Amerika nachgibt. „Die Gleichheit, die Japan sucht, umfasst 
nicht notwendigerweise auch eine Gleichberechtigung an 
Besitzrechten“, lautet die Formel, auf Grund derer ein Aus- 
weg gefunden worden ist. Wie der „New York Herald“ 
vom 15. dieses Monats hinzufügt, habe die Volksabstimmung 
in Kalifornien, ganz gleichgültig, ob sie aufrecht zu er- 
halten ist oder nicht, offenbar die japanische Regierung da- 
von überzeugt, dass es aussichtslos ist, sachlich die pazifi- 
schen Staaten zu einer anderen Auffassung zu bekehren. 
Wenige Tage später fügte dasselbe Blatt hinzu, dass selbst- 
verständlich Amerika nach wie vor Japaner der gebildeten 
Klasse nicht allein unbeschränkt in den Vereinigten Staaten 
zulassen, sondern ihnen auch gleiche Rechte mit den An- 
gehörigen aller anderen Staaten gewähren würde. 

Schon aus diesen Mitteilungen der amerikanischen Presse 
geht hervor, dass man, auch in Amerika Gewicht darauf legt, 
mit den Japanern aut einem Fuß zu bleiben, der die Aufrecht- 
erhaltung freundschaftlicher Beziehungen in Zukunft mög- 
lich macht. Ein nicht unerheblicher Teil der scharfen Ton- 
art, die Japan gegenüber von der amerikanischen Presse an- 
geschlagen war, ist offenbar auf die Wahlkampagne zurück- 
zuführen. Während eines Wahlfeldzuges werden unendlich 
viel Versprechungen geinacht, unendlich viele Dinge in Aus- 
sicht gestellt, die wirklich zu halten kein Mensch die Absicht 
hat. Es ist jedenfalls kein Zufall, dass am Wahltag selbst 
bereits von der Washingtoner Regierung die ersten Erklärun- 
gen in die Presse gebracht wurden, dass, wie auch immer 
die Abstimmung in Kalifornien ausgehen würde, diese keinen 
ausschlaggebenden Einfluss auf die zwischen Japan und 
Amerika schwebenden Verhandlungen haben würden, dass 
zwei Tage später bekanntgegeben wurde, es sei das, bereits 
oben erwähnte, vorläufige Abkommen zwischen Japan und 
Amerika erzielt; ein Vertragsentwurf darüber werde dem 
Senat im Dezember zugehen, und dass gleichzeitig die 
„Associated Press“ aus Tokio melden konnte, auch die 
Abstimmung nur ganz nebensächlich behandelt; eine Aus- 
gleich zwischen den beiden Mächten kommen. Wie sehr die 
japanische Regierung auch in diesem Fall die Presse ihres 
l.andes wieder in der Hand gehabt hat, zeigt sich daraus, 
dass dıe überwiegende Mehrheit der Blätter die kalifornische 
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Nicht ganz - 


Abstimmung nur ganz nebensächlich behandelt (eine Aus- 
nahme machen die „Vorodzu“ und die „Nichi-Nichi“, die 
anderen Blätter beschäftigen sich fast nur mit der voraus- 
sichtlichen Wirkung des Wahlausganges auf die Teilnahme 
Amesikas am Völkerbund, wobei sie freilich zu dem 
Schluss kommen, . dass durch die Erwählung Hardings zum 
Präsidenten: Japans Vertrauen zum Völkerbund einen weite- 


‚ren schweren Schlag erlitten habe. 


Es ist nicht ausgeschlossen, dass man in Japan die Wen- 
dung, die die Einwandererfrage in Kalifornien schliesslich 
genommen hat, im Grunde gar nicht so ungern sieht. In 
der japanischep Presse ist letzthin mit nicht zu verkennender 
Schärfe die Frage aufgeworfen worden, wohin denn Japan, 
wenn ihm die pazifischen Staaten, Kanada, Australien, die Süd- 
bestandes lenken solle. Der Gedanke einer asiatischen 
Monroedoktrin, den der damalige Sonderbotschafter Ishis 
1916 in New York unverhillt zum Ausdruck brachte, Japan 
müsse in Asien eine Vormachtstellung eingeräumt werden, 
hat im ganzen japanischen Volk heute Wurzel gefasst. Man 
mag im einzelnen in den Kreisen der Gegner der Regierung 
mit dem als militaristisch verschrienen Vorgehen der Regie- 
rung in Schantung, in der Mandschurer und in Sibirien nicht 
einverstanden sein, das hindert aber nicht, dass heute das 
Wort „Asien den Asiaten“ in allen Volkskreisen Japans. 
rauten Widerhall findet. „Asien den Asiaten“, aber immer 
nur unter der Führung Japans! Zielbewusst hat die Re- 
gierung das Programm, das in diesen Worten liegt, durch 
alle die Jahre des Krieges hindurch gefördert. Tokio mag 
hier und dort einen Rückschlag erlebt haben, in der Haupt- 
sache hat es aber erhebliche: Fortschritte gemacht und hat 
seine ganze Politik darauf eingestellt, dieses Programm auch 
weiter zu entwickeln. 

In der kalifornischen Frage hat Japan nachgegeben. Ob 


es den Erwerb der grossen Gerechtsame in Kamtschatka und 


Nordostsibirien, die das Syndikat Vanderlip für sich in An- 
spruch nimmt, Amerika ebenso zugestehen wird, ist eine 
ofiene Frage. Es ist anzunehmen, dass Japan zunächst alles 
aufbieten wird, um die Amerikaner aus jenen Gebieten fern- 
zuhalten. Letzten Endes aber darf nicht verkannt werden, 
dass Sibirien für Japan als Kolonialland immer nur ein Not- 
behelf sein kann. Die Japaner sind kein nordisches Volk; 
sie haben auf der eigenen Insel Hokkaido mit ihrem- nörd- 
lichen Klima keine Erfolge auf kolonisatorischem Gebiet er- 
zielt, und sie werden das in Sibirien noch weniger können. 
In Sibirien wird die Masse der Japaner zunächst nur als in 
einem Land, in das man eine Art von „Sachsengängern‘ 
schickt, eine Rolle spielen. Aber auch wirtschaftlich ist 
Sibirien nicht das Hauptziel, dem Japan zustrebt. Seine 
ganze Aktion in Ostsibirien ist mehr eine politische, als eine 
wirtschaftliche. Japan will sich den Bolschewismus vom 
Leibe halten. Zu diesem Zweck glaubte es, die Gründung 
eines Pufierstaates wäre das beste Mittel. Japan hat den 
geplanten grossen Pufferstaat vom Japanischen Meer bis zu 
den Ufern des Baikalsees, in dem es den Protektor spielen 
wollte, nicht schaffen können. Wohl aber hat es verstanden, 
sich in der Küstenprovinz so weit festzusetzen, dass die von 
Moskau ausgehenden Gegenbestrebungen eines Pufierstaates 
unter der Sowjetregierung ebenfalls erfolglos geblieben sind. 
Inzwischen arbeitet Japan mit unendlichem Nachdruck an 
der Festigung seiner Stellung in China. Vorübergehend hat 
es zweifellos auch dort Rückschläge mancher Art erlebt; 
der Boykott seiner Waren durch die Chinesen hat ihm eine 
schwere wirtschaftliche Wunde geschlagen. Aber schon 
sind genügend Anzeichen vorhanden, die darauf schliessem 


lassen, dass Japan am Vorabend neuer grosser Fortschritte 
in China steht. Nicht nur in China, sondern auch in den an 
China grenzenden Ländern, in der Mongolei, in Tibet und 
in Indien! 

Es deutet vieles, sehr vieles darauf hin, dass der Haupt- 
gegner Japans in Ostasien nicht Amerika, sondern‘ England 
ist. Darüber herrscht augenscheinlich auch in England kein 
Zweifel. Die Stimmung in England gegen die Erneuerung 
des Bündnisses mit Japan ist im Wachsen begriffen. Die 
englische Presse, ganz besonders die des Fernen Ostens, be- 
tont in unverblümten Worten, dass England unter keinen 
Umständen das Risiko laufen werde, durch ein neues Bünd- 
nis mit Japan in einen Gegensatz zu Amerika gebracht zu 
werden. Auf der anderen Seite gibt man sich in weiten 
Kreisen Japans aber auch keinem Zweifel darüber hin, dass 
England auf die Erneuerung des Bündnisses mit Japan gar 
kein Gewicht legt, wenn man sich ohne Japan mit Amerika 
über die ostasiatischen Dinge verständigen kann. Man 
fürchtet in London augenscheinlich nur, dass sich die Be- 
ziehungen Japans und Amerikas so gestalten könnten, dass 
Japan seinerseits auf das Bündnis mit England verzichten 
könnte. 

In der „Chicago Tribune“ vom : 20. November 
finden sich folgende Sätze: „Das Bündnis mit Japan war 
für England zur Aufrechterhaltung des Friedens notwendig; 
seit Deutschland ‘und Russland, gegen die das Bündnis ge- 
richtet war, ausgeschaltet sind, hat Grossbritannien nur noch 
ein. Interesse daran, den Frieden auf dem Pazifik in einer 
Amerika genehmen Weise sicherzustellen. In England inter- 
essiert man sich daher nur noch für den Abschluss eines 
japanisch-amerikaniseh-englischen Bündnisses, das auch den 
Dominien gerecht wird“. Werden diese Worte den Auffass- 
ungen massgebender Kreise in London gerecht, so spricht 
aus ihnen nur die Besorgnis, das Einvernehmen zwischen 
Amerika und Japan — das selbstverständlich ohne weiteres, 
das heisst ohne Mitwirkung Englands, den Frieden auf dem 
Ozean sicherstellt — könne sich letzten Endes gegen Eng- 
land richten, zumal sich auch’ auf anderen Gebieten zwischen 
England und Amerika mancherlei Reibungsflächen und Riva- 
litäten herausbilden. Man rechnet in London damit, dass es 
zu einem japanisch-amerikanischen Krieg trotz allen Ge 
schreies in der Tagespresse nicht kommen wird, und — 
man möchte zum eigenen Schutz der Dritte im Bunde Japan- 
Amerika werden. | 

Abgeschlossen den 27. November 1920. 
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Chinesisch-englisches Zusammenwirken 
in China. 

. Vor Dr. F.M. Mohr. Zu 

In englischen industriellen und Handelskreisen beobachtet 
man die Entwicklung in China und die dort infolge der 
ausserordentlich reichhaltigen Bodenschätze gebotenen 
Möglichkeiten mit grösster Aufmerksamkeit. Man ist sich 
jenseits des Kanals in den massgebenden Ostasiaten-Kreisen 
sehr wohl klar darüber, dass bei den durch die Verträge 
festgelegten Aufenthaltsbeschränkungen der Europäer auf die 
Vertragshäfen und ihre nächste Umgebung der Beteiligung 
von Europäern an der Ausbeutung der chinesischen Boden- 
schätze aller Art grosse Fesseln geschlagen sind. Die 
chinesische Regierung hat sich schon seit geraumer Zeit be- 
reit erklärt, alle Aufenthaltsbeschränkungen für Europäer im 
Innern fallen zu lassen, falls die fremden Mächte auf das 
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ihnen bisher zustehende Recht der Exterritorialität verzichten. 
Wenn auch die Mächte im Prinzip die Berechtigung eines 
Entgegenkommens: in dieser Frage anerkennen, so wird ein 
vollständiger Verzicht auf sie im Laufe der nächsten Jahre 
von den „befreundeten Mächten“ wohl kaum zu erwarten 
sein. Um nun die Vorteile, die China durch seine reichen 
und billigen Rohmaterialien und seine billigen Arbeitskräfte 
bietet, ausnutzen zu können und um etwa zu verhindern, 
dass Angehörige derjenigen Staaten, die auf Grund der 
neuen Verträge. die Exterritorialität nicht mehr besitzen, hier 
einen nicht einzuholenden Vorsprung gewinnen, hat man in 
Londoner Kreisen sehr eingehend ein Zusammenwirken von 
Chinesen und Engländern in Form einer chinesich-englischen 
Handelsgesellschaft erwogen. Man hofft auf diese Weise, die 
Bedenken, die bisher in bezug auf eine Kapitalbeteiligung 
an reinchinesischen Handelsgesellschaften bestanden, zer- 
streuen zu können und andererseits englischen Kapitalisten 
die Möglichkeit zu geben, sich auch ausserhalb der Vertrags- 
häfen. bei der Erschliessung der Bodensätze zu beteiligen. 
Im Juli dieses Jahres fand in der englischen Gesandtschaft 
in Peking eine Konferenz statt, an der von englischer Seite 
der bekannte Major Nathan von der Kailan-Minen-Gesell- 
schaft und Herr Metcalf von der Firma Babcock & Co., von 
chinesischen Seite der bekannte Finanzmann Liang Schiyi, 
der frühere Ministerpräsident Chien Nung hsün und Hsü En 
yüan, die letzteren als Vertreter einer Gruppe chinesischer 
Kaufleute, Kapitalisten und Beamten, teilnahmen. Für die 
neue Gesellschaft wurden besondere Privilegie ı von seiten 
der chinesischen Regierung erwartet und in d'r Tat auch 
gewährt. i 

Wenn man auch von britischer Seite zunächst Bedenken 
geltend machte, dass es nicht wünschenswert sei, eine chine- 
sische Industrie zu erziehen und zu organisieren für die Her- 
stellung von Artikeln, die auf dem Weltmarkte den britischen 
Waren Konkurrenz machen könnten, so betonte man doch - 
andererseits die Notwendigkeit, diesen Weg zu beschreiten, 
weil man sicher sei, dass sonst Japaner, Amerikaner und 
Deutsche nicht zögern würden, eine derartige, günstige 
Gelegenheit zu einem aussichtsreichen Zusammenwirken 
mi: chinesischen Geldleuten und einflıssreichen Poli-. 
tikern zu ergreifen. Jedenfalls : sei dieser Weg des 
Zusammenarbeitens mit Chinesen vorteilhaft, weil trotz 
der Konkurrenz für die eine oder andere britische 
Ware jede englisch kontrollierte Fabrik in China in 
vielen Beziehungen ein wertvoller Zubringer für den 
englischen Handel und die eigene Industrie sei. Die 
englische Gesandtschaft in Peking unterstützte diese Auf- 
fassung sehr energisch. Insbesondere wies der englische 
Handels-Sachverständige darauf hin, dass es Hauptaufgabe 
der englischen Teilhaber sein müsse, für die richtige Organi- 
sation zu sorgen und der neuen Handelsgesellschaft, die 
einer geschickten Leitung, geschickter Methoden und ein- 
gehenden Kenntnis der fremden Märkte bedürfe, die richtigen 
Männer zur Verfügung zu stellen, während die Chinesen ihrer- 
seits wertvolle Momente zu einem erfolgreichen Gelingen 
beitragen könnten, nämlich Beisteuerung von Kapital, däs in 
Beamten- und Kaufmannskreisen bekanntlich reichlich vor- 
handen sei, ihre Kenntnis der lokalen Verhältnisse, 
ihren politischen Einfluss und Erwerbung von Minen und 
anderen Rechten, die sonst Europäern versagt blieben. 
Als Aufgabe der neuen Gesellschaft wurde bezeichnet die 
Beteiligung an industriellen, kommerziellen und finanziellen 
Unternehmungen aller Art. Das Kapital soll 5 Millionen 
Dollar betragen, und zwar je zur Hälfte aus gewöhnlichen 
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Aktien und Gründer-Aktien bestehen, die sämtlich auf 100 
Dollar lauten sollen. An die Spitze der Gesellschaft sollen 
acht Direktoren treten, und zwar je vier Engländer und vier 
Chinesen. . 

Am 4. November fand in London eine Sitzung der mass- 


vebenden Persönlichkeiten statt, an der unter anderem teil- 


nahmen R. T. Nugent, der Direktor des Verbandes Britischer 
Industrieller, mehrere Vizedirektoren dieses Verbandes, ferner 
der frühere britische Gesandte in Peking Sir John Jordan, 
Major Nathan, der bekannte ostasiatische Schriftsteller Bland 
sowie Vertreter des englischen Auswärtigen- und Handels- 
Amts. Jordan wies auf die ungeheuren Möglichkeiten hin, 
die ein land ven der Ausdehnung Chinas mit den unge- 
heuren Lagern an Rohstoffen für die Zukunft biete, und zwar 
im besonderen für die Lieferung elektrischer Anlagen und 
aller Art Maschinen, von denen ein grosser Teil zurzeit aus 
lapan käme. Zurzeit bestände eine sehr starke Nachfrage 
nach elektrischen Anlagen, und selbst Dörfer und kleine 
Städte schlössen sich zusammen, um gemeinsame Lichtan- 
lagen zu ermöglichen. . Das Wirtschaftsleben Chinas sei 
durch die politischen Vorgänge viel weniger in Mitleiden- 
schaft gezogen, als dies in anderen Ländern der Fall sei. 
Demn der den Chinesen eigene friedliche Charakter überwinde 
alle Schwierigkeiten, so dass der Handel trotz der Beteili- 
gung am Kriege und der ununterbrochenen inneren Wirren 
sich ständig ausdehne. Geld, das auf Anlage wartet, sei 
in China reichlich vorhanden. Immerhin sei der neue Weg 
ein Experiment und, um dieses zu einem erfolgreichen Ab- 
schluss zu führen, sei grosser Takt den chinesischen Teil- 
habern gegenüber notwendig. Engländer und Chinesen 
seien zur Zusammenarbeit besonders geeignet, da die Chine- 
sen für die Engländer freundliche Gefühle empfänden. Beide 
Völker seien gute Handelsleute, ausserordentlich praktisch in 
ihrer Veranlagung und beide besässen grosse Weitherzigkeit 
im Geben und Nehmen. Bland wies unter anderem darauf 
hin, dass es ausserordentlich bedenklich sei, die hier gebotene 
Gelegenheit und hier gewährten Vorteile nicht zu benutzen, 
da alle von der chinesischen Regierung gewährten Vorrechte 
der Gesellschaft ohne besondere Auflagen und Kosten an- 
geboten seien. Griffe man nicht zu, so sei zu befürchten, 
dass die Chance verloren ginge und von unseren Konkur- 
rcnten mit Freuden aufgenommen würde; es müsse sofort 
ein Kapital von £ 240000 zu gleichen Teilen von Eng- 
ländern und Chinesen aufgebracht werden. Nach weiteren 
Besprechungen wurde ein Komitee gewählt, das die nötigen 
Vorarbeiten für die Gründung der chinesisch-englischen 
Handelsgesellschaft in die Hand nehmen soll. 

Telegramme aus l.ondon vom 12. meldeten inzwischen, 
dass die Gesellschaft tatsächlich mit einem Kapital von 
£ 240000 gegründet worden ist, und dass sie demnächst 
schon ihre Arbeit in China aufnehmen soll. 

Die Erkenntnis, dass nur ein Zusammenwirken mit chine- 
sischen Kapitalisten und Kaufleuten der fremden Betätigung 
in China neue grrosse Aussichten für die Zukunft bietet und 
dass nur auf diesem Wege die unermesslichen Bodenschätze 
im Innern des Landes zum Besten der Weltwirtschaft er- 
schlossen werden können, bricht sich demnach also auch 
schon jenseits des Kanals Bahn, wo man bisher doch der- 
artiren Unternehmungen und einem zu intimen Zusammen- 
schen mit den Asiaten, echt britisch, kühl bis ans Hierz gegen- 
über stand. Dass freilich so ein hervorragender Kenner 
Chinas wie Sir John Jordan den Irrtum aller Furopäer, dass 
die Chinesen gerade für sie so besonders freundliche Gesin- 
nungen hezten, teilt, nimmt einigermassen Wunder, wo ge- 
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“Arbeitgeber und Arbeitnehmer abgestreift 


rade er doch entgegen seiner Ueberzeugung 1914—1917 eine 
Politik in Peking vertreten musste und vertreten’ hat, die 
Chinas Interessen in Tsingtau und Schantung aus reinem 
britischen Egoismus den Japanern geopfert hat, und er doch 
sicherlich auch weiss, dass diese Tatsache keinem politisch 
denkenden Chinesen. mehr verborgen ist.. Dass in China 
überall, mit Ausnahme der Regierungskassen, in Stadt und 
Land viel Geld vorhanden ist, das der sicheren und einer 
gewinnreichen Anlage wartet, ist richtig. Es wird in erster ' 
Linie den Angehörigen der Nationen zur Verfügung stehen, 
die auf eine Politik der Bevormundung den Chinesen gegen- 
über verzichten, sie in jeder Hinsicht aus innerer Ueber- 
zeugung als gleichberechtigt anerkennen und deren Vertreter 
bei den gemeinsamen Unternehmungen durch ihre Kenntnis 
von Land, Leuten und Sprache sowie durch ihren Takt das 
Vertrauen der chinesischen Teilhaber. gewinnt, das allein ein 
erspriessliches Zusammenarbeiten gewährleistet. 


Zur Arbeiterfrage in Japan. 
Von Buetz. (Fortsetzung statt Schluß.) 


Es sind mehr als Uebelstände vorhanden. Die Löhne 
sind . derartige bisher, dass eine gesunde Arbeitskraft in 
weitaus den meisten Fällen nicht aufrecht erhalten werden 
kann. Soziale Schutzmassnahmen bestehen so gut wie nur 
auf dem Papier; von einer Arbeiterwohlfahrtspflege kann 
ebensowenig die Rede sein. 

Wohl aber haben die letzten Jahre in den Unternehmer- 
kreisen einen reichlichen Wohlstand entstehen lassen, so dass 
der Gegensatz zwischen Arm und Reich ein noch weitgehen- 
derer ist, als das zuvor der Fall war. Zu beachten ist fer- 
ner, dass mit dem Anwachsen der Grossbetriebe im Kriege 
auch die letzten patriarchalischen Beziehungen zwischen 
worden sind. 
Welche sozialen Massnahmen bestehen in Japan? Bis vor 
dem Kriege hatte Japan als Sozialgesetze das Gesetz be 
treffend die Arbeit in Fabriken vom 28. März 1911, als ein- 
zigen legislativen Träger des Arbeiterschutzes. Das Gesetz 
enthält im wesentlichen einen Schutz der Frauen- und Kinder- 
arbeit in Fabriken, in denen ständig mehr als 15 Arbeiter 
beschäftigt werden. Als Mindestalter der Beschäftigung 
wurde das zwölfte Lebensjahr angenommen. Für Frauen 
und Kinder wurde eine Maximalarbeitszeit von zwölf Stun- 
den festgelegt, wobei es sich um die Arbeitszeit von Kindern 
unter 15 Jahren handelte. Hierbei wurden auch so viele 
Ausnahmen zugelassen, dass die Bestimmungen lediglich 
auf dem Papier standen. Kindern unter 15 Jahren und. 
Frauen wurde die Nachtarbeit nach 10 Uhr abends und ver 
4 Uhr morgens untersagt. Auch hier waren wieder Aus 
nahmen zugelassen. Als Ruhepausen wurde eine halbstün- ' 
dige Ruhepause bei voller zehnstündiger Arbeit angesetzt. 
Bei mehr als elfstündiger Arbeitszeit musste die Ruhepause 
eine Stunde ausmachen. Ein Betriebsschutz war in der. 
Weise eingeführt, dass für gewisse maschinelle Hand- 
habungen Frauen- und Kinderarbeit untersagt wurde. Fer- 
ner wurde eine prinzipielle Haftpflicht des Fabrikbesitzers 
bei Verletzungen, Erkrankungen und Todesfällen, die durch 
die Fabrikarbeit eingetreten, festgelegt, sofern den Arbeiter 
kein schweres Verschulden traf. Die Haftpflicht bezog sich 
auf die Erstehung der Aerztekosten, ein Drittel des Lohnes 
in der Arbeitslosenzeit und ein Sterbegeld von mindestens 
20 Yen gleich 40 Mark. Auch diese Haftpflicht war .eine 
mehr theoretische als praktische. Es zeigt sich also, dass 
kaum ein Schutz und eine Hilfe vorhanden war und es zeigt 


sich vor allen Dingen an der Art, wie man den Schutz vor- 
nahm — bei zehn Stunden Kinderarbeit eine halbe Stunde 
Pause! —, dass die Ausnutzung der Arbeiterschaft eine 
ungeheure is. Man hat also die fplgende Lage, dass 
Japan eine Grossindustrie errichtet, die mit der Industrie 
Europas und Amerikas konkurrenzfähig sein soll und dass 
man im übrigen Zustände innerhalb der Arbeiterschaft kennt, 
wie sie in Europa im Beginn des 19. Jahrhunderts herrschten, 
also zu einer Zeit, da die Industrie durchaus noch national 
eingestellt und so im Sinne der heutigen Verhältnisse 
noch absolut Kleinindustrie war. Das Missverhältnis 
zwischen der Ausbeute der Arbeitskraft, den Gewinnen 
der Unternehmer und dem Masse dessen, was man 
als Leistung von den Arbeitern verlangen will und 
verlangen muss, 
Arbeiterunruhen in Japan vollauf zu verstehen ver- 
mag, um so mehr, als auch die neue Entwicklung im 
Kriege, die Japan in einem so ungeheuren Masse industricali- 
sierte, durchaus keine Besserung der Lage der Arbeiter ver- 
ursacht hat. Es ist wohl unter dem Zwange der Unruhen 
und auch unter dem Gesichtspunkte, dass man die Lage der 
Arbeiter verbessern muss, wenn man die notwendige 
Leistung der Arbeiter erreichen wolle, eine neue Sozialgesetz- 
gebung in die Wege geleitet worden. Was hier aber erreicht 
wurde, ist wiederum keine Hilfe, sondern die Erweckung 
eines Scheines der Hilfeleistung. Die Arbeiterschaft, die 
sich ihrer Lage vollkommen bewusst ist, hat erkannt, dass 
man erneut mit unzulänglichen Mitteln die schwere Lage 
des Proletariats bekämpfen will, hat nur noch an Auflehnung 
durch die neuen Sozialverfügungen zugenommen. Es muss 
ja auch Misstimmung unter den Arbeitern erregen, 
dass das Fabrikgesez von 1911 noch immer nicht 
geändert ist und wenn es geändert werden wird, dann 
ist eine wesentliche Hilfe auch in keinem Falle zu 
erwarten. Es sind nur folgende Aenderungen vor- 
gesehen: Unterstellung des Gesetzes auf Betriebe mit zehn 
Personen; die Kinderarbeit soll mit 14 Jahren beginnen, 
die Arbeitszeit von zwölf auf zehn Stunden gemindert 
werden, die Frauen- und Kindernachtarbeit soll mit 5 Uhr 
morgens abschliessen. Ausserdem soll verheirateten Frauen 
sine sechswöchige Ruhe nach einer Geburt zugebilligt 
werden. Eine Sozialverbesserung besteht immer noch nicht 
und dabei ist gerade sie bei der hohen Unfallzahl und den 
häufigen Krankheiten doppelt geboten. Lungentuberkulose 
und Beriberi, Gehirnkrankheiten sind unter der Arbeiter- 
schaft weit verbreitet, die Tuberkulose tritt insbesondere als 
Folgeerscheinung der Unterernährung auf. Und diese 
Unterernährung ihrerseits ist wieder eine Folgeerscheinung 
der Löhne, die ein Auskommen nicht gestatten. So niedrig 
die Lebensmittel sind, haben sie doch nie eine Anpassung 
an die Löhne gefunden. Eine Aufstellung, die Heber für 
1908 gibt, zeigt das für eine allerdings weiter zurückliegende 
Zeit. Es stellten sich in den genannten Jahren Preis und 
Lohn wie folgt: 


Reis . he a re 2 Weber. „. 2. 2.2.2...285 
Rindtlessch . . . . 275 Färben... Ws: 5 0 199 
Hering . ». ... 1% Schiffbauer . . . . . 254 
Sal2 u.a. rt Gießer .. Eee Be DOR 
Bohnen . . . . . 206 Papıermacher 231,9 
Schoyusauce . 226,5 Walzer 191,5 
Sake . 2 20202..247 Drucker 207,9 
Tee See ra DD Töpfer ee re 228 
Zucker 227 Steii metz . 2... 254 
Baumwolle . . 1475 
Hanf . nu, se 108 


Holzkohle _ = ne nl 


ist. so gross, dass man die heutigen 


gelernte Arbeiter um etwa 70 %. 
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Im allgemeinen wurden also Löhne vezahlt, bei denen 
ein Auskommen nicht möglich war. In welcher Weise ein 
japanischer Arbeiter mit Familie zu leben hatte, ergibt sich 
daraus, wenn man bedenkt, dass die Ausgaben einer vier- 
köpfigen Familie sich etwa auf 265, 270 Yen im Jahre stell- 
ten. Das entspricht einer jährlichen Ausgabe von etwa 
530 Mark und 540 Mark. Dass hierbei eine Eixistenzmög- 
lichkeit nicht besteht, ist ersichtlich. Im Kriege haben sich 
die Löhne nun zwar gehoben, doch die Lebensmittel sind 
zur gleichen Zeit in solcher Weise gestiegen, dass sie die 
Lohnaufbesserungen weit übertroffen haben und diese Lohn- 
steigerungen müssen im Zusammenhange mit den zuvor 
gezahlten Löhnen gedacht werden. In einer 13—-16stündi- 
gen Arbeitszeit wurden im Durchschnitt an Frauen nach 
deutschem Gelde 50 Piennige gezahlt; dabei ist die Frauen- 
arbeit ungemein verbreitet; sie wurde im Jahre 1910 auf 
vierhunderttausend Personen geschätzt. Hiervon lebten 
70 «; der Frauen in den Fabriken und bezogen noch weni- 
ger Entgelt, weil sie Wohnung und teilweise auch Kost in 
den Fabriken hatten. Die männliche Arbeitskraft wurde nicht 
viel besser entlohnt. Nach der Angabe des Finanzministe- 
riums wurden im Jahre 1911 Durchschnittslöhne für männ- 
liche Arbeiter in der Höhe von 45—70 Sen, das entspricht 
einer Summe von 0,90—1,40 M., gezahlt. Dabei hatte man 
Löhne von 30 Sen und die höchsten Löhne waren jene von 
900 Sen. Die Löhne sind nach und nach gestiegen. 
Qualitätsarbeiter erreichten einen Tageslohn von 5 bis 
7 Mark. Die Löhne für gelernte Arbeitskräfte sind 
von 1914 zu 1919 um etwa 20 % gestiegen. Die Löhne für 
Nun sind die J.ebens- 
ımittelpreise aber in ganz anderer Weise gestiegen. Das 
Hauptnahrungsmittel Reis war bis Ende. 1919 bereits um 
125 ; gegen.den Stand von 1914 gestiegen. Wie die 
Lebensmittel haben sich die Preise für Wohnung, Kleidung 
und Feuerung gesteigert. Hierzu kommt, dass die. Be- 
schäftigung nicht immer in dem Massstabe erfolgte, als dies 
notwendig war. Japan hat in diesem Kriege Krisenperioden 
erlebt und befindet sich seit dem Waffenstillstande eigentlich 
in einer dauernden Krise. Nach der Angabe des Reichs- 
arbeitsblattes Nr. 10 vom Jahrgang 1919 wurden vom Novem- 
ber: 1918 zum April 1919 insgesamt 41 921 Arbeiter, darunter 
31 729 männliche Arbeitskräfte entlassen. Da irgendwelche 
Hilfen für die Zeit einer arbeitslosen Zeit nicht vorhanden 
sind, musste die Not eine erschreckende Ausdehnung an- 
nehmen. Zur Verbildlichung der Preise sei nur gesagt, dass 
Japan in seinen Haupt- und Hafenstädten zeitweise höhere 
Lebensmittelpreise kannte als London und New York. Und 
nun stelle man neben diese Preise die bezogenen Löhne und 
darnach errechne man sich die Lage der arbeitenden Be- 
völkerung. (Schluß folct.) 


Politische Rundschau. 
China, 


Die Hungersnot in Nordchina. Die Kölnische Volks- 
zeitung brinst aus der Feder des Pater Klaus von 
der Nordschantunger Franziskaner Mission eine erschütternde 
Schilderung aus dem Hungersnotgebiet in Nordchina. In dem 
Bericht heisst es unter anderem: 

„Eine Gottesgeissel ganz wnerhörter Art liegt über drei 
blühenden Provinzen Nordchinas: der Hungertod! Zu gut 
90 75 ist Nordchina Bauernbevölkerung, vom Ertrag der Felder 
hängt ihr Leben ab; wie soll sie dies fristen ohne Ernte! Seit 
fast einem halben Jahrhundert ist in Chinas Geschichte solch 
unglaubliche Trockenheit nicht mehr eingetreten: Schantung, 
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Chili, Honan stehen vor dem Verhungern. Die 
Weizenernte im Juni war ein zrosser Fehlschlag, da seit dem 
\inter kaum etwas Regen gefallen war. Etwa handhoch stan- 
den die Halme zur Zeit der Ernte, ein Morgen Land brachte 
knapp einige Pfund Weizenkörner! Die Aussaat zur Herbstfrucht, 
Kauliang und Hirse musste zurückgesetzt werden, da immer noch 
kein Regen fiel. Als letzte Hoffnung blieb die”Maisaussaat gegen 
Mitte Juli, aber auch diese Hoffnung wurde in sehr weiten 
Strichen getäuscht; der Himmel sandte keinen Regen oder doch 
so spärlich nach monatelanger trockenster Hitze, dass die Feuch- 
tixkeit in. wenigen Tagen wieder völlig aufgesogen war. Wie zur 
Winterszeit schauen unübersehbare graue Felder klagend und 
vor Trockenheit schmachtend zum Himmel empor, verschmach- 
tend und verzagend schaut der Bauer auf seine wertlosen 
Aececker. Der Chinese, durchschnittlich mit wenigen Erdengütern 
gesegnet, lebt jahraus jahrein von der Hand in den Mund. Zu- 
rücklegen und Sparen sind ihm fremde Begriffe. Sein- bisschen 
Land wirft cben gerade so viel ab, wie es zum dürfitigen Unter- 
terhalt ausreicht. Das land ist übervölkert, der Besitz ausser- 
ordentlich zerstückelt infolge der unaufhörlichen Familien- 
teilungen. Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten gibt es keine, da 
jede Industrie im Inland fehlt; so sieht sich der so genügsame 
und arbeitsfreudige Bauer jetzt plötzlich vor ein wahres Nichts 
gestellt. Er muss verhungern! Wer mag es ihm da verübeln, 
wenn er zu jedem Mittel greift, wenigstens noch einige Zeit 
sein Leben zu fristen. In ganzen Scharen zieht man hinaus, zu- 
erst auf der Suche nach Baumblättern; alle Obstbäume der Um- 
gegend werden ihrer Blätter beraubt, bald starren leere Aeste 
xegen Himmel. Andere schliessen sich zu Plünderungszügen zu- 
sammen. Hier sind es gegen hundert Frauen und Kinder, die von 
Reicheren Getreide begehren und nicht fortgehen und nicht nach- 
lassen, zu schreien und zu weinen, bis man ihnen etwas gegeben 
hat. Dort wandern schmächtige Männerscharen in ein grosses 
Dorf und nehmen mit Gewalt Getreide aus den Kammern der 
Wohlhabenden, stürzen sich am Kaiserkanal auf cben an- 
kommende Getreideschiffe. Wehrt sich der Eigentümer, so ist 
es um sein Leben geschehen. Gestern wurden hier in der Stadt 
Techow z. B. zwei halbwüchsige Burschen, die solch einem 
Reichen den Garaus gemacht hatten, zum Stadttor geführt und 
dort erschessen. Die Not, die schreckliche, treibt den sonst so 
friedlichen Mann zur Gewalttat. Der Menschenhandel blüht in 
erschreckender Weise, Mädchen werden für einige Dollar ver- 
kauft oder auf den Strassen einfach liegen gelassen, die Eltern 
ziehen weiter! Das Leben gilt nichts mehr; ganze Familien 
greifen zum Selbstmord! Von den letzten Sapcken kauft man 
sich noch etwas Getreide und Fleisch, verarbeitet dies zu den 
so beliebten Fleischnastetchen, dem Nationalgericht Chinas, 
mischt eine Portion scharfes Gift hinein, und gemeinsam isst 
man, und gemeinsam stirbt man nach wenigen Stunden! Der 
mutigere Teil der Bevölkerung. der am Leben hängt und erst 
alles versucht, verkauft sein Vieh um einen Spottpreis und 
schüttelt dann den Sıaub von den Füssen. Zu Zehn-, ja zu 
Hunderttausenden wandert man aus in gesegnetere Striche. 
Meist geht die Wanderung mit Frau und Kind, in kleineren oder 
grösseren Trupps hinauf in den Norden, zur Mandschurei, zur 
Mongolei oder auch nach dem Westen, nach Schansi, in der 
Hoffnung, dort irgendwie Verdienst oder wenigstens etwas 
Fssbares zu finden. Ein Nachbarmissionar aus Chili erzählte mir 
dieser Tage, dass von seinen etwa 3000 Christen keine tausend 
mehr daheim seien. Und das ist erst der Anfang der Bewegung, 
wir stehen noch in der warmen Jahreszeit. Schätzungsweise 
trifft die Hungersnot gegen 30 bis 35 Millionen Chinesen in 
diesen drei Provinzen. Fine Strecke von etwa 15000 Kilometer 
l.änge und 500 Kilometer Breite gleicht einer Wüste, denn der 
Frtrag der Felder auf dieser Strecke kommt einem Nichts gleich!“ 


Soweit der Brief. 

Es hat erst eines energischen Anstosses von aussen bedurft, 
che die durch die innerpolitischen Auseinandersetzungen in 
Peking gebundene Regierung sich zu energischen Schritten 
zur Bekämpfung der notleidenden Gebiete aufgerungen hat. 
Sie bat. um den Flüchtigen Prot und Unterhalt zu 


/ 


verschaffen, recht 'erhebliche Notstandsarbeiten angeordnet, 
die, !n vernünftiger Weise und sachgemäss ausgeführt, 
als ausgezeichnete Zufuhrstrassen für die Eisenbahnen 
dienen, der Entwicklung von Industrie und Verkehr in den durch- 
zogenen Gebieten nützlich und so immerhin von bleibendem 
Werte sein könnten. So sollen eine Anzahl Motorstrassen aus- 
gebaut werden, so von Peking nach Peitaiho, von Tientsin naclı 
Tsinanfu, Tsinanfu nach Kaifengfu, von Tschifu nach Weihsien. 
Aber, wenn irgendwo, so sind in China die guten Vorsätze billig. 
Um die notwendigen Mittel für diese Arbeiten und die Hilis- 
aktion zu gewinnen, hat die chinesische Regierung das alte 


4-Mächte-Syndikat um eine Anleihe von 10000000. $ ersucht, 


doch haben die Banken des alten Syndikats den Antrag zu- 
ständigkeitshalber an das neue Konsortium überwiesen, das sich 
bisher noch nicht dazu geäussert hat. Ferner hat die chinesische 
Regierung die Vertragsmächte gebeten, vorübergehend, für die 
Dauer eines Jahres, einer Erhöhung der 5% iger Wertzölle 
um 10 % zuzustimmen, wodurch etwa 4-5 Millionen Dollar ge- 
wonnen würden. Eine entsprechende Auflage soll von Post, 
Salz, Telegraphie, Eisenbahnen und anderen öffentlichen Ein- 
nahmequellen erhoben werden. Die meisten Regierungen der 
Vertragsmächte haben der Zollerhöhung zugestimmt, doch darf 
man annehmen, dass eine gewisse Kontrolle und Mitwirkung der 
Mächte bei der Verwendung der Mehreinnahmen zur Bedingung 
scmacht wird. Von dem Zuschlag auf die Seezölle entfielen rund 
90% auf den englischen, japanischen und amerikanischen Handel, 
und zwar zu je 36% auf England und Japan und etwa 18% auf 
die Ver. Staaten. In allen Vertragshäfen haben sich Hilfs- 
komitees der verschiedenen Nationalitäten und Hilfsvereine der 
Chinesen gebildet, die alle recht ansehnliche Beträge stifteten 
zur Rettung der schwer heimgesuchten Landsleute. Mindestens 
50 Mill, $ sollen erforderlich sein, der ersten Not einigermassen 
zu steuern. Diese Massnahmen, ‘die staatlichen Notstands- 
arbeiten wie die private Mildtätigkeit, mögen die augenblickliche 
Not lindern, eine grundsätzliche Lösung des ganzen Problems 
bringen sie nicht, das seinen tieferen Grund hat in der ausser- 


ordentlichen Volksdichtigkeit ünd der überaus starken Fort- 


pflanzung dieser Rasse. Freilich hat mancher Staat in Europa, 
wie z. B. Sachsen und Belgien, eine dichtere Bevölkerung auf- 
zuweisen auf den Quadratkilometer als weite Teile Chinas, aber 
hier bietet eine stark entwickelte Industrie ausgedehnte Lebens- 
möglickeiten und ein stark entwickeltes Verkehrsstrassennetz 
die Gelegenheit, die notwendigen Massen von Lebensmitteln in 
Kürze und rechtzeitig von dem Ausland oder anderen Teilen des 
Inlandes heranzuführen. Weides fehlt in China. Das Eisenbahn- 
netz .ist erst im Anfang seiner Entwicklung, die chinesischen 
lL.andstrassen spotten noch immer jeder Beschreibung und sind 
vor allem im Sommer zur Regenzeit unpassierbar, das ausge- 
dehnte Flussnetz kommt für einen nennenswerten Verkehr kaum 
in Betracht, da es verschlammt und versandet, die Industrie 
steckt auch erst in ihren Anfängen und vermag nur einem kleinen 
Teil der Riesenbevölkerung Nahrung zu gewähren. Nicht SO 
schr der Mangel an eigenen landwirtschaftlichen Produkten 
führt so oft zur Katastrophe als die Unmöglichkeit, die VOT- 
handenen Vorräte rechtzeitig in die entblössten Gebiete ZU 
werfen. Die Mandschurei exportiert in diesem Jahre Weizen 
nach England, aus dem Yangtsce wird eine selten gute Ernte an 
Reis gemeldet, der aber von den Kaufleuten aus Spekulations- 
gründen zurückgehalten wird. Möge diese neue Katastrophe für 
die chinesische Regierung eine letzte Mahnung sein, den inneren 
Hader zu begraben und sich mit allen Kräften der inneren 
Reorganisation zu widmen, dem Ausbau der Verkchrsstrassen 
— Eisenbahnen, Flüsse und Wege —, der Förderung der Land- 
wirtschaft und der Entwicklung der Industrie. Hand in Hand 
hiermit müssen gehen ethische Massnahmen, um den überstarken 
Geburtenüberschuss herabzumindern durch ein Verbot der 
faktisch weitverbreiteten Vielehe und der allgemein üblichen 
Ehe der Minderjährigen. 


In mancher Hinsicht beachtenswerte Worte schreibt Er 
alte Chinakenner I, O. P. Bland im Londoner Observer U 
Hungersnot in China. 


‘ 


‚and Ordnung im Land sicherstellen. 


„Irotz aller Abwehrmassnahmen sind Millionen dem Tod geweiht. Weder 
hamanitäre Pläne, noch Gesetze können einem Volk, das sich so schnell ver- 
mehrt, wie die Chinesen, die nötigen Lebensmittel schaffen und damit Frieden 
Solange die Geburtsrate in China 55 für 
das Tausend beträgt, muss entweder ein Teil des Volkes auswandern, oder es 
wird durch gelegentliche Hungersnöte dezimiert werden. Bei der heutigen Ge- 
burtsrate wird die Bevölkerung sich unter sonst normalen Verhältnissen in 
ungefähr 20 Jahren verdoppeln, das heisst: sie wird sich Ende dieses Jahr- 
kunderts auf 214 Milliarden belaufen, also grösser sein, als die Bevölkerung der 
ganzen Erde heute ist, und weit über das hinausgehen, was die Erde ernähren 
kann, Infolgedessen nehmen die Chinesen ‘ Ueberschwemmungen, Krankheiten 
and Hungersnöte als ein vom Himmel 'gesandtes Schicksal hin. Sie eines 
andern zu belehren, wird lange Zeit dauern. Wollen aber Amerika und 
Europa in nennenswertem Masse helfend eingreifen, so wird das nur die 
Lebensmittelpreise in ihren eigenen Ländern in die Höhe schnellen lassen.‘ 

Bland erkennt die Dürre des letzten Sommers als die un- 
mittelbare Ursache der jetzigen Hungersnot an, weist aber nach- 
drücklich darauf hin, dass die Beamten‘ von einer erheblichen 
Schuld nicht freigesprochen werden könnten, weil sie die Aus- 
{uhr vom Reis aus dem Yangtsgtal nach Japan, die Geld in ihre 
Taschen geleitet habe, gestattet haben. Unter solchen Um- 
ständen sei es nur zu bedauern, dass die Hilfsfonds zur Bekämp- 
fung der Hungersnot durch eine Erhöhung der Seezölle oder 
andere Finanzmassrexeln aufgebracht werden sollten. . Was 
Bland über die starke Geburtszahl der Chinesen sagt, ist an sich 
zweifellos richtig. Er vergisst aber darauf hinzuweisen, dass 
eben diese Fruchtbarkeit die Stärke der Chinesen ist. China hat 
an Dauerhaftigkeit alle Staatswesen der Welt weit übertroffen 
und seine eigenwüchsige Kultur und Denkweise völlig unbeein- 
flusst: vom Ausland bewahrt, schreibt ein bekannter deutscher 
Kulturhistoriker, Dr. Hugo Rachel, in seiner eben erschienenen 
„Geschichte der Völker und Kulturen“. Seiner ungewöhnlichen 
Lebensfähigkeit verdankt China es, dass es die immer neu ein- 
strömenden Barbaren aufsaugen konnte, wobei allerdings die 
gleichförmige, nüchterne und einfache Art der chinesischen 
Kultur und Gedankenwelt von jeher die Angleichung niederer 
Völker erleichtert hat. 


Die chinesische Post im Jahre 1919. Der Bericht der 
chinesischen Postverwaltung für das Jahr zeigt trotz des Krieges 
und der ununterbrochenen Wirren im Innern dieselbe stetige 
Weiterentwicklung wie in den vorhergehenden Jahren: Aus- 
dehnung des Postbetriebs in allen Teilen des weiten Reichs, 
gesteigerte Leistungen. erhöhte Einnahmen, zunehmendes Ver- 
trauen. Die nachfolgenden Zahlen geben eine Uebersicht über 
die beiörderten Postsachen während der letzten Jahre: 


1916 1917 1918 


— nr —— 


1919 
Gewöhn!. Briefe | a 
od.Drucksach. 230 335 420 256 275 250 277 137500, 311 237 300 


Einschreibebriefe 16978400 18488640 21112200 24070850 
Eilsachen . 3082544 3585 320 39905560 4589170 
Versich. Sachen 35 909 32 140 28 778 25 672 


Der Rückgang in der Zahl der versicherten Sachen wird 
auf die zunehmende Sicherheit und Schnelligkeit des ganzen 
Postbetriebs zurückgeführt, die eine Versicherung der aufge- 
zebenen Postsachen als nicht mehr: so notwendig erscheinen 
lassen. Die Hauptfortschritte während des Jahres 1919 bestehen 
aber in der ausserordentlichen Ausdehnung der Poststrassen: und 
Vermehrung der lokalen Postbezirke und Postämter, so dass tat- 
sächlich auch die entferntesten Dörfer die Post erreichen können 
und umgekehrt. Auch der finanzielle Abschluss ist ein befriedigen- 
der. Die Einnahmen, die zum ersten Male 1915 einen Ueber- 
schuss von 302 000 $ über die Ausgaben aufwiesen, sind weiter, 
und im Verhältnis zu den bisherigen Ueberschüssen ganz an- 
sehnlich gestiegen, indem sie die Ausgaben um 2 440 000 $ über- 
trafen, während das Einnahmeplus 1916 nur 937000 und 1917 
erst 1422000 $ betrug. 


Zur Schantungirage. Auf der Konferenz der Regierungs- 
präsidenten in Tokio teilte der Ministerpräsident Hara unter 
anderem mit, dass die chinesische Regierung Japans Anerbieten 
zu direkten Verhandlungen über die Schantungfrage abgelehnt 
habe. Japan habe deshalb weiter keinen Anlass, Schritte in 
der Angelegenheit zu unternehmen. Sobald sich jedoch China 
eines besseren besönne, sei Japan auch heute noch jederzeit 


— 
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bereit, seine Truppen aus Schantung zurückzuzieien. Bekannt- 
lich hatte Japan unmittelbar nach Abschluss des Friedensver- 
trages mit dem Deutschen Reich Anfang dieses Jahres wieder- 
holt China gedrängt, über die Frage zu verhandeln. China liess 
zuerst die Aufforderungen des Gesandten Obata unbeantwortet 
und erwiderte schliesslich, als es um Antwort gedrängt wurde, 
es sei ihm unmöglich, in der Frage mit Japan zu verhandeln, da 
es den Versailler Vertrag nicht mit unterzeichnet habe und die 
Volksstimmung in China so ungünstig wie nur möglich für die 
Anknüpfung direkter Verhandlungen mit Japan sei. Jetzt be- 
richtet die Asahi aus Peking, dass die Haltung der chinesischen 
Regierung in dieser Frage entgegenkommender zu, werden be- 
ginne und mehrere Mitglieder bereits direkten Verhandlungen 
mit Japan .das Wort redeten. | R.K. 

Empfang der deutschen Kommission in Peking. Havas 
meldet, It. „Frkf. Z.“, dass die deutsche in China weilende Kom- 
mission vom Minister des Auswärtigen empfangen wurde. Sic 
wurde durch den holländischen Gesandten eingeführt. ' 

„I0"-Telegramm aus Schanghai von 11. 11. 20: 
Der Ministerpräsident, General Chin-Yun-peng hat sich in 
sehr optimistischer \Veise über die Absichten des Friedens- 
manifestes des Reichspräsidenten, dem eine freiwillige Ueber- 
gabe der kantonesischen Regierung an Peking geiolgt sei, sowie 
über die Reorganisation der Friedenskommission und die Er- 
wählung eines neuen Parlaments ausgelassen. Praktisch dürfte 
das Angebot der kantonesischen Regierung von keinenr grossen 
Wert sein, da es noch von den Kuangsileuten ausgegangen war, 
die inzwischen aber vom Kuangtung-Heer aus Kanton vertrieben 
sind. Es ist recht unwahrscheinlich, dass sich die jetzt im 
Süden herrschende Partei dem Friedenserlass des Präsidenten 
unterwerfen wird. Nachdem sich der Tutschün von Hunan, 
Tan Yen-kai, für einen Anschluss an den Süden entschlossen hat, 
hängt eine friedliche. Einigung von ganz China offenbar davon 
ab, dass Peking in der japanischen und in der Parlamentsfrage 
erhebliche Zugeständnisse macht. 

18, 11.: Die Wahl Hardiness zum. Präsidenten der 
Ver. Staaten hat hier die Hoffnung auf eine günstige Erledigung 
der Schantungfrage durch den Völkerbund stark erschüttert, da 
nach den Aeusserungen Hardings als Senator während der Wahl- 
kampagne kaum anzunehmen ist, dass sich die neue Regierung 
der Ver. Staaten an die seinerzeit von der Wilsonschen Regie- 
rung China gemachten -Zusagen halten wird. Infolgedessen ist 
hier davon die Rede, dass die Pekinger Regierung das Schieds- 
gericht im Haag anrufen wird. | 

Die Aussichten, dass das Verfahren wegen Hochverrats 
gegen die Mäupter der Anfu-Partei, die ein Asyl in der japani- 
schen Gesandtschaft gefunden haben, eingestellt, und dass ihnen 
Gelegenheit gegeben wird, sich wieder politisch zu betätigen, 
wachsen. Neuerdings setzt sich dafür nicht nur der General- 
gouverneur der Mandschurei, Tschang-Tso-lin, ein, der seinerzeit 
auch dafür gesorgt hatte, dass das eigentliche Haupt der Anfu- 
Partei, Marschall Tuan-Tschi-jui, unbehelligt blieb, sondern auclı 
die Kuomintang, die Volkspartei. die wie erinnerlich, schon 
vor den Julikämpfen mit der. Anfu-Partei über einen Ausgleich 
zwischen Nord- und Südchina verhandelt hatte. . 

22. 11.: Die Entwicklung der Dinge in Nordostasien hat hier 
ganz plötzlich einen starken Umschwung hervorgebracht, der 
sich in einem vollständigen Darniederliegen des Geschäftes 
äussert.. Die Sowjetarmee dringt von Werchne-Udinsk siegreich 
nach Osten vor. Sie treibt die Truppen des Kosakenhetmans 
Semenow vor sich her und drängt diese über die mand- 
schurische Grenze nach Süden, wo sie von den Chinesen ent- 
waffnet werden. Es erscheint sehr zweifelhaft, ob China seine 
Stellung in Urga behaupten kann, da auch dort die Sowijet- 
truppen, die von gut bewaffneten mongolischen Banden unter- 
stützt werden, erhebliche Fortschritte machen. Auf der anderen 
Seite ist nicht zu verkennen, dass Japan in der Küstenprovinz 
moralisch an Boden gewinnt, wo es dem bolschewistischen Vor- 
stoss nachdrücklich entgegentritt. Es erscheint daher zweifel- 
haft, ob die unter dem Einfluss der Bolschewisten in Tschita 
zustandegekommene Sowjetregierung darauf rechnen kann, dass 
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die Wladiwostoker Regierung sich mit ikr zu einer ostsibirischen 
Republik verschmelzen wird. Wenn es den Japanern auch nicht 
gelungen ist, ihren Plan, einen Pufferstaat vom Japanischen 
Mecr bis zum Baikal unter ihrem Protektorat zu schaffen, so 
erscheint es zunächst noch ebenso fraglich, ob die Sowijet- 
regierung einen solchen Staat unter ihrem Protektorat wird 
aufrichten können. | 
| Japan. 
Zur Lage In Japan. | 
Die Konferenz der Regierungspräsidenten. 


Wie regelmässig alle halben Jahre oder sonst vor bevor- 
stehenden grossen Freignissen, zum Beispiel jetzt vor der Auf- 
stellung der kommenden Haushaltsvorlage, fand vom 20. Sept. 
ab wieder einmal eire Konferenz sämtlicher Regierungspräsi- 
denten des ganzen Reiches in Tokio statt. Diese Veranstaltungen 
sind für den Beobachter der japanischen Politik und Wirtschait 
wichtig, weil die Regierung diese Gelegenheit benutzt, um die 
Cirundsätze, die sie in Politik und Verwaltung befolgt wissen 
will, vor der Oefientlichkeit zu verkünden. Ausser den Regie- 
rungspräsidenten Altjapans, deren Stellung etwa der der 
preussischen Oberpräsidenten entspricht, weil Japau keine 
Provinzen hat, sondern unmittelbar in Regierungsbezirke ein- 
geteilt ist, nahmen an der Konferenz auch der Polizeichef des 
(jeneralgouvernements Korea und die Gouverneure der ver- 
schiedenen korcanischen Provinzen teil. 

Am 21. September gab der Ministerpräsideut Hara einen 
Ueberblick über die aussenpolitische Lage. Danach ist die 
l.age im Inland wie im Ausland hochgradig ernst. Der Welt- 
krieg ist zwar zu Ende, aber allenthalben sind drohende Kon- 
flikte zwischen den verschiedenen Mächten bestehen geblieben, 
und der . wirtschaftliche Wettbewerb zwischen den einzelnen 
Ländern wird mit einer Schärfe und Erbitterung geführt, wie 
nie zuvor. Früher konnte sich Japan fast ausschliesslich mit den 


Weltmächte, und es gibt nirgends in der Welt eine Frage, von 
der Japans Interessen nicht irgendwie mittelbar oder unmittelbar 
berührt würden. Dice Verantwortung seiner Leiter ist daher 
riesengross geworden. Was ,die sibirische Frage angeht, so hat 
Japan im Einklang mit der Erklärung, die es kundgab, als es 
zuerst Truppen in Sibirien landete, beschlossen, seine Truppen 
von allen Punkten zurückzuziehen, wo sie nicht mehr unbedingt 
notwendig sind. Das Ausland wird gebeten, deshalb nun endlich 
seinen Argwohn hinsichtlich der japanischen Absichten fallen 
zu lassen. Es zeigt sich jetzt endlich ein Weg, der zur Lösung 
des Falls von Nikolajewsk führen kann. Daher hat die Re- 
gierung beschlossen, Nordsachalin solange als Pfand besetzt zu 
halten, bis sich ın Russland eine verantwortliche Regierung ge- 
bildet hat, mit der der Nikolajewsker Streitfall befriedigend 
beigelegt werden kann. UÜcber die Aeusserungen Haras hinsicht- 
lich der Schantungfrage berichten wir in anderem Zusammen- 
hang. Ueber die kalifornische Frage haben Verhandlungen mit 
der Washinetoner Regierung begonnen, über deren Gang jedoch 
noch keine Mitteilungen gemacht werden können. Die Regierung 
hofft jedoch, dass sich in Anbetracht der früher »o freundlichen 
Bezichungen zwische:a Japan und den Ver. Staaten Mittel und 
Wege zu einer freundschaftlichen Erledigung der kalifornischen 
Schwierigkeiten werden finden lassen. Innenpolitisch habe es 
die Regierung an fortwährenden Warnungen vor finanziellen 
Spekilatioren nicht fehlen lassen, leider nur ınit teilweisem 
Erfolg, so dass das Wirtschaftslieben von finanziellen Störungen 
und schweren Krisen nicht verschont geblieben sei. Die Regie- 
rung habe heliend eingegriffen, wo immer ihr das möglich 
rewesen sei, und werde auch weiter mit allen Kräften helfen. 
Was die Landesverteidigung angeht, ist zwar Japans Volkskraft 
nicht mehr dieselbe wie früher; wo aber alle am Krieg beteiligt 
eewesenen Mächte dabei sind, die im Kriege erhaltenen Wunden 
zu heilen, muss auch Japan das Seinige tun, um seine Stärke zu 
l.ande und zur See zu behaupten, womöglich sogar zu steigern. 
Seit der letzten Konferenz der Regierungspräsidenten im März 
haben sich, wenn auch nicht so stark, wie in den in erster Linie 


ostasiatischen Fragen befassen; heute ist es eine der fünf grossen 


vom Krieg, betroffenen Tändern, auch in Japan weitgchende ° 
Wandlungen im Geistesleben vollzogen, die aufs innigste mit dem 
Weltkrieg zusammenhängen. Es wäre sehr falsch, wollten wir 
Japaner hochmütig und überlegen uns. über die Schwierigkeiten 
und Nöte aufhalten, mit denen die anderen Länder zu tun haben; 
wir haben genug vor unserer eigenen Tür zu kehren. Selbst 
gebildetere Leute tändeln bei uns mit Ideen, die hart an Bolsche- 
wismus streifen. Und leichtfertige Demagogen suchen die neue 
Lage dazu auszunutzen, sich auf Kosten der geistigen Gesundheit 
des Volkes Einfluss auf die Volksmassen zu sichern. Reaktionär 
konservative Gedanken können uns nicht weiterhelfen, aber 
gefährliche Gedanken entgegengesetzter Art untergraben die 
Wurzeln der Verfassung unseres Reiches. Die Regierung wird 
es sich angelegen sein lasscır, in jeder Weise für die Erhaltung 
der geistigen Gesundlteit des Volkes zu sorgen. 

Der Minister des Innern, Tokonami, kündigte am folgenden 
Tage die wichtigsten von der Regierung in Angriff genommenen 
Verwaltungsarbeiten an.‘ Dazu gehört- eine Erhöhung der Zu- 
schüsse für die Shinto-Tempel, um das Ansehen und Einkommen 
der Shinto-Priester zu heben und so zur Steigerung der 
Frömmigkeit als Grundlage aller Sittlichkeit beizutragen. Es 
soll Sorge getragen werden, dass künftig nicht wieder so viele 
Verstösse gegen die Wahlgesetze vorkommen, wie bei den 
letzten Reichstagswahlen im Mai. Von den Regierungs- 
präsidenten werden Vorschläge zum Ausbau der Selbstver- 
waltung erbeten, zwecks allmählicher Erweiterung‘ des Wahl- 
rechts. Im Ministerium des Innern ist eine neue Abteilung ge- 
schaffen worden, die sich eigens mit Angelegenheiten sozialer 
Natur befassen soll. Fürsorge für die .Lebenshaltung des 
arbeitenden Volkes, Hilfe für Arme, Verhütung von Unfällen, 
Arbeitslosenfürsorge, Säuglingsschutz, Hebung der guten Sitten, 
Reform der Eta-Dörfer usw. usw. gehört zur Zuständigkeit der 
Abteilung für Sozialpolitik. Sie arbeitet im engsten Einver- 
nehmen mit der neugebildeten Kyochokai, der Gesellschaft für 
Sozialpolitik, die in erster Linie ein harmonisches Zusammen- 
arbeiten zwischen Kapitalisten und Arbeitern zu erhalten be- 
strebt ist und in den wenigen Monaten ihres Bestehens schon 
treffliche,. Arbeit geleistet hat. Sie studiert aufs gründli.hste die 
soziale Frage im In- und Ausland, unterstützt Arbeitslose, sorgt 
für die Ausbildung der Lehrlinge, für Fachschulen der Arbeiter 
und erleichtert den Volksmassen die Beschaffung gesunden und 
notwendigen Lesestoffs. Die Regierung hat beschlossen, die 
Ciesellschaft durch Geldbeiträge zu unterstützen, und die Re- 
gierungspräsidenten werden angewiesen, ihr die Arbeit in jeder 
Weise zu erleichtern. Viel zu wenig ist bisher geschehen für 
den Schutz der Säuglinge, der Schulkinder und der arbeitenden 
Jugend, obwohl die Pflege der heranwachsenden (Generation zu 
den dringendsten Pflichten des Staates gchört. Die Zahl der 
Verbrechen steigt fortwährend, und gerade in jüngster Zeit sind 
viele Verbrechen unaufgeklärt geblieben; hier müssen un- 
bedingt neue Mittel und Wege zur Abhilfe gefunden werden. 
Die Sorge für die Hebung des Verkehrswesens hat immer zu 
den eigensten Aufgaben gehört, durch deren Erfüllung die 
Seivukai ihre Wähler an sich gekettet hat. Auch jetzt wieder 
hat die Regierung im laufenden Rechnungsjahr grosse Summen 
flüssig vermacht, mit denen das Eisenbahnwesen, aber auch die 
L.andstrassen und die Strassen in den Städten verbessert wer- 
den sollen, Was die Volksgesundheit betrifft, so zeigen zwar 
die Messungen an Schülern eine Zınahme der Grösse und des 
Körpergewichts. aber die Untersuchung der Rekruten lässt eine 
Besserung der Volksgesundheit vermissen. Die Sterblichkeit 
von Säuglinzen und Jugendlichen nimmt zu. Die Seuchenbe: 
kämpfung hat zwar Fortschritte gemacht, aber Tuberkulose, 
Geschlechtskrankheiten und andere ansteckende Krankheiten 
greifen doch in besorgniserregender Weise um sich. Die Re- 
xierung hat Gesetze zur Bekämpfung der Tuberkulose und 
des Trachoms und cine Revision des Aerztegesetzes atus- 
rearbeitet und Sanatorien für Geisteskrankheiten eingerichtet 
und veranstaltet jetzt eine Ausstellung, durch welche die Grund- 
sätze für Säuglingspflege und Hygiene für Jugendliche im Volk 
verbreitet werden sollen. 


Der Verkehrsminister Noda legte der Konierenz anstatt 
einer besonderen Ansprache eine Denkschrift über die Lage 
der Schiffahrt vor. die sich im Kriege hoher Blüte erfreute, jetzt 
aber traurig darniederliegt, weil die Frachten abnehmen und 
die ausländischen Schiffe ihre alten Linien wieder aufnehmen. 
Angesichts des gesteigerten Wettbewerbs und der ernsten Krise 
müsse jeder Wettbewerb unter den japanischen Reedern' selbst 
ausgeschaltet werden und durch einheitliches Zusammenarbeiten 
Verwendung möglichst für jedes japanische Schiff gefunden 
werden. Von den BRegiernngspräsidenten werden Vorschläge 
erbeten, wie die Regierung der Arbeitslosigkeit der Seeleute 
abhelfen und verhüten kann, dass infolge der Stillegungen und 
Einschränkungen der Nachwuchs der seemännischen Bevölke- 
rıng verloren geht. R. Kunze (Tokio). 


Vom japanischen Flugwesen. Mit einem am 23. September 
aus Europa in Yokohama eintreffenden Nippon-Yusen-Kaisha- 
Dampfer ist dort eine Anzahl ehemals deutscher Flugzeuge an- 
gekommen, die von den Alliierten Japan zugeteilt worden sind. 
Sie werden als Muster teils den Flugzeugwerken von Tokoro- 
zawa, teils dem Tokioter Militärarsenal überwiesen. 


Nach japanischen Meldungen. von Ende September soll in 
Pyoengyang in Korea ein japanisches Militärfliegerkorps er- 
richtet werden. | 


Generalmajor Shizuma, der Japan auf der Genfer Völker- 
bunds-Konferenz als Fachmann für Flugwesen vertritt, hat vor 
der Abfahrt einem Vertreter der Jiji die Mitteilung gemacht, 
die Beratung des Flugwesens werde auf der Konferenz als letzter 
Punkt der Tagesordnung zur Sprache kommen. Die von den 
verschiedenen Staaten dafür genildete Kommission werde etwa 
zwei Jahre versammelt bleiben. Weitere Schwierigkeiten 
würden ihre Arbeiten aber nicht bereiten, da voraussichtlich 
vom Ausland kommende Flugzeuge künftig bei der Ankunft wie 
hei der Abfahrt ebenso behandelt werden würden, wie ietzt 
ausländische Seeschiffe. 


Zum Schutz der japanischen Pischereiberechtigungen an der 
Küste von Kantschatka hat Japan ein Geschwader von kleinen 
Kreuzern dorthin entsendet, denen drei Wasserflugzeuge von 
der Marinefliegerstation Oppama zugeteilt worden sind, um bis 
in den. Winter hinein längs der kamtschatkischen Küsten zu 
kreuzen. ; 


Die Nichinichi erfährt, dass die japanische Regierung 
segen dreissig englische Offiziere von der British Royal Air 
force (Naval Division) als Instrukteure in Dienst genommen hat, 
die Anfang 1921 in Japan erwartet werden und alsbald ihre 
Tätigkeit auf der neuerrichteten Flugzeugstation an der Bucht 
von Kasumigaura im Regierungsbezirk Ibaraki beginnen sollen. 
Das Blatt will wissen, dass Japan sich künftig statt der bis- 
herigen französischen ausschliesslich englische Marineflieger 
verpflichten werde, da diese ihren französischen Kameraden bei 
weitem überlegen seien. 


L 2 


Neue japanische Telefunkenstation. Wie japanische Blätter 
Ende September meldeten, sollte in kurzem die neue Telefunken- 
Serrderstation in Haranomachi im Regierungsbezirk Fukushima 
eröffnet werden. Sie vermag nach diesen Meldungen im Tag 
bis zu fünihundert Sendungen aufzugeben, mithin die jetzt stark 
in Anspruch genommenen Kabel zwischen Japan und Amcrika 
‚kräftig zu entlasten. Die Gebühr soll angeblich nur zwei Drittel 
der bisherigen Gebühr für das gekabelte Wort betragen. Nach 
Eröffnung der neuen Station soll die Telefunkenstation Funabashi 
ausschliesslich Zwecken der Marine vorbelialten bleiben. 


Vom englisch-japanischen Bündnis. Ein Telegramm der 
okumin aus Peking meldete Ende September, es liege ein 
Bericht des chinesischen Gesandten in London vor, wonach die 
englische Volksstimmung sich mehr und mehr gegen eine Er- 
Neuerung des Bündnisses mit Japan richte. Vielmehr nehme die 
Neigung zu einem Abkommen mit den Ver. Staaten tagtäglich zu, 
und es sei wahrscheinlich, dass ein solches nach der Wahl des 
neuen Präsidenten geschlossen werden würde. — Was man hofft, 
das glaubt man gern. 
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Allgemeine. Unzufriedenheit. Aus den verschiedensten 
Plätzen von Korea und seiner ınandschurischen Nachbarschaft 
kommen wieder Nachrichten von Unruhen, Auffindung von 
Bomben und Munition, feindseligem Verhalten gegen Japaner 
und koreanische Beamte, Verhaftungen angeblicher Verschwörer, 
ja die Behörden wollen sogar der grössten Verschwörung auf 
der Spur sein, die jemals für die Unabhängigkeit Koreas an- 
gezettelt worden sei. Die näheren Einzelheiten darüber werden 
natürlich noch geheimgehalten, doch sollen die Verschwörer. 
ausser Bomben und Haridgranaten sogar Geschütze in ihrem 
Besitz gehabt haben. Die japanischen Blätter kümmern sich 
wenig darum und verzeichnen meist resigniert die Tatsache, 
dass eben in Korea noch immer die tiefste Unzufriedenheit 
herrsche. Gaiko Jiho und Chugai Shogyo ziehen dar- 
aus die Folgerung, dass jede Versöhnlichkeit als Schwäche. aus- 
gelegt werde und eben mehr Truppen gesandt werden müssten, 
wenn die vorhandenen noch nicht genügten. Nur die. Jiji ver- 
traut darauf, dass die letzthin durchgeführten Reformen mit der 
Zeit doch ihre Wirkung tun würden, wenn sie auch leider noch 
viel zu unzulänglich seien. In der Tat scheint die mildere Herr- 
schaft des jetzigen Generalgouverneurs, Admiral] Saito, sich von 
der rücksichtsloseren seines Vorgängers, des Feldmarschalls 
Graf Hasegawa, mehr durch die versöhnlicheren äusseren 
Formen zu wmterscheiden, die ja in solchen schwierigen Ver- 
hältnissen von ausserordentlicher Bedeutung sind, während der 
schlimmste Stein des Anstosses, das Benehmen der sehr zahl- 
reichen Polizei gegen die Bevölkerung, sich nicht allzusehr ge- 
ändert zu haben scheint. Sehr erschwert wird die Lösung des. 
Problems durch den starken Rückhalt, den die unzufriedenen 
Koreaner in der Heimat und .noch mehr in China anscheinend 
an den amerikanischen Missivnaren finden, deren Einfluss 
japanische Blätter es unter anderem auch zuschreiben, dass von 
sämtlichen koreanischen Christen auch nicht ein einziger an der 
Weltkonferenz für Sonntagsschulen teilgenommen hat, die Ende 
September in Tokio tagte. Ebenso bietet die Nähe der mand- 
schurischen Grenze, besonders das Chientao-Gebiet an der 
Tumenmündung, Verschwörern immer wieder Unterschlupf und 
eine bequeme Operationsbasis für bewaffnete »Einfälle, deren 
mehrere mit angeblichen Streitkräften bis zu viertausend Mann 
im Verlauf dieses Herbstes unternommen, aber natürlich immer 
wieder zurückgeschlagen worden sind. 

Ostsibirien. | 

Japan und Ost-Sibirien. Wir-haben an anderer Stelle er- 
wähnt, dass der Ministerpräsident Hara auf der Konferenz der 
Regierungspräsidenten ankündigte, dass jeder Platz in Sibirien 
zeräunit werden solle, dessen Besetzung nicht: mehr unbedingt 
notwendig sei. Laut einem Kokusai-Telegramm aus Wladi- 
wostok hat der dortige Minister des Aeusseren, Winagrodow, 
der japanischen Regierung seinen Dank für die erfolgte 
Räumung Chabarowsks ausgesprochen und die Hoffnung hinzu- 
xefügt, dass nun bald die gesamte Küstenprovinz geräumt sein 
möge, da die Räumung den ersten Schritt zur Wiedergesundung 
Ostsibirien bedeute. Wie ferner ein Telegramm der United 
Pressaus Tokio vom 10. November meldet, hat das japanische 
Kabinett weschlossen, alle japanisch - chinesischen Militärab- 
kommen aufzuheben und seine Truppen aus der Mandschurei in 
die Bahnzonen oder an die Küste zurückzuziehen. 
vielmehr sein Minister des Acussern, Graf Uchida, hat also so 
ziemlich in seinem langjährigen Kampf mit den Militärbehörden 
obgesiegt und endlich «die Liquidierung des sibirischen Aben- 
teuers des Feldmarschalls Graf Terauchi erreicht. Die Seiyukai 
nat sich von Anfang an diesem Abenteuer hartnäckig widersetzt: 
sie.hat es aber nicht verhindern können und wurde, als sie 
sclbst ans Ruder gekommen war, durch den Gang der Ereignisse 
Schritt für Schritt weiter hineinzezogen. Sie hat aber, sobald 
sie es vermochte, planmässig den Abbau des Unternehmens be- 
trieben. und würde damit vermutlich schon viel früher ans 
Ziel gekommen sein, wenn nicht dem verstorbenen Feldmarschalf 
Terauchi in seinem Sohn, der stärksten Kraft des Grossen 
Generatstabes, en ungewöhnlich begabter und rücksichtslos 
entschlossener Verteidiger des väterlichen Erbes/erständen wire 
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Wirtschaftliche Lage in China. To: Schangh.ai, den 
27. September 1920. Ber Mangel an Barmitteln in den Regie- 
rungskassen hält nach wie vor an. Er hat sich besonders emp- 
findlich geltend gemacht in den letzten Wochen, wo es nach 
chinesischem Brauch unbedingt nötig war, den Anforderungen des 
Mittelherbstzahltages gerecht zu werden. Die Bemühungen der 
chinesischen Reichsfinanzwirtschaft, diese Schwierigkeiten zu 
überwinden waren geradezu tragikomisch. Der Finanzminister 
musste eine Anzahl von Bankherren bitten, seine fälligen An- 
leihen zu stunden. Dabei bot man 7. B. eincr Pekinger Bank 
Papierxeld im Nennwert von 950 000 -Dollar als „Sicherheit“ für 
eine Schuld von 400 CC0 Dollar an. Um 5 Millionen aufzubringen, 
wurde eine Anzahl von Agenten beauftragt, eine ganze Reihe 
von neuen kleinen Anleihen, bis herunter zu 20000 Dollars, äb- 
zuschliessen. Mit grösster Mühe gelang es schliesslich dem 
Finanzminister in Tientsin und Schanghai wenigstens 3 Millionen - 
aufzubringen, sowie die Gesandten der Vertragsmächte zu ver- 
anlassen, weitere 3 Millionen aus den inzwischen eingegangenen 
Seezolleinnahmen freizugeben. 

Die Regierung sieht ein, dass die Wirtschaft so nicht weiter- 
gehen kann. Sie hat sich daher entschliessen müssen, den 
„Geldgott‘ Liang Schi yi nach Peking konımen zu lassen, jenen 
Finanzkünstler, der ir vergangenen Zeiten es verstanden hat, 
dem Reich immer wieder neue Einnahmequellen zu erschliessen 
und die Staatswirtschaft vor dem Bankerott zu bewahren. Von 
ihm stammt dann der Plan, eine innere Anleihe von 60 Millionen 
Dollar aufzunehmen, die mit 6 % verzinst werden soll. Von dem 
Frtrag dieser Anleihe sollen 36 Millionen benutzt werden, um 
die entwerteten Noten der Bank von China und der Verkehrs- 
bank einzulösen: da diese zurzeit mit 40-60 Cents bewertet 
werden, wird es nicht schwer halten, die alten Noten einzuziehen. 
Der Rest von 24 Millionen soll dann verwandt werden, um die 
Hypothekenschulden dieser beiden Banken abzulösen. Bis zum 
1. Februar n. J., d. I. bis zum nächsten chinesischen Neujahr, 
sollen die Notenpressen dieser beiden Banken stillstehen, danach 
aber die Ausgabe von Papiergeld unter gewissen Einschränkun- 
gen wieder gestattet werden. Der Plan hat in der Oeffentlichkeit 
indessen trotz der Zauberworte „Liang Schi yi“ keinen all- 
gemeinen Beifall gefunden. Als Hauptgegner traten die Parla- 
mentarier auf, die man nach Hause geschickt hatte, ohne ihnen 
ihr Gehalt zu zahlen. Die Regierung konnte sich der Erkenntnis 
nicht verschliessen, dass deren Opposition gefährlich werden 
könnte; sie musste, ob sie wollte oder konnte, in die Tasche 
greifen und zunächst den Volksvertretern 370000 Dollars auf 
den Tisch legen. Inzwischen hat Liang Schi yi sich einer früher 
geschlossenen, aber noch nicht durchgeführten, amerikanischen 
Anleihe entsonnen; die Pacific Development Company in New 
York hatte seinerzeit China gegen Verpfändung der Schnaps- 
und Tabaksteuern einen Betrax Ba 20 Millionen Dollars zu- 
gesagt, darauf bisher aber erst 5 Millionen ausgezahlt. Liang 
hat aber auch hier keinen Erfolg erzielt, in Amerika hat man 
ihm rundweg erklären lassen, unter den heutigen Umständen sei 
nur im Einvernehmen mit dem Internationalen Bankkonsortium 
Geld für China zu haben. Unter diesen Umständen bleibt kaum 
eine andere Quelle als die japanische zur Verfügung. 

In der allergrössten Verlewenheit befindet sich in diesen 
Zeiten der Jeeren Regierungskassen der Uhnterrichtsminister. 
Ihm ist es nicht gelungen, die Mittel für die rückständigen Ge- 
hälter der l.ehrer und seiner eigenen Beamten zu erhalten. Ein 
allgemeiner l.ehrerstreik steht in Aussicht. Um für die Zuktunft 
wenigstens die Mittel zu erlangen, die für den Unterhalt der 
Schulen nötig sind, soll vom 1. Januar ab eine Einkommensteuer 
eingeführt werden. Die Gesetzesvorlage ist bereits aus- 
gearbeitet. 

Eine Zeitlang hiess es, der Finanzminister würde selbst nach 
New York gelien. um dort mit dem Finanzkonsortium über die 
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zukünftige Ordnung der chinesischen Finanzen zu sprechen, wo- 
bei er eine Erhöhung der Seezölle bei gleichzeitiger Abschaffung 
des Likins anbieten würde. Darüber ist es aber offenbar zu 
keiner Einigung mit dem Süden gekommen, der nach wie vor. 
die Zuständigkeit der jetzigen Pekinger Regierung ablehnt. Es 
ist nicht ausgeschlossen, dass der Süden die heutige Geldver- 
legenheit Pckings für seine politischen Zwecke ausnutzen wird, 
und es sicht sehr danach aus, als ob er dabei von amerikani- 
scher Seite unterstützt wird. 

In einem auffallendem -Gegensatz zu der grossen Finanz- 
kalamität der Regierung stehen die immerhin recht erheblichen 
Beträge, die aus allen Teilen des Volkes für die Hilfsaktion zu- 
eunsten der vor der Hungersnot Betroffenen eingehen. Ein 
Aufruf, den ein Ausschuss von Chinesen, an dessen Spitze Tang- 
Schao-yi steht, erlassen hat, hat von den verlangten 5 Millionen 
auf der Stelle 2% Millionen erbracht. Dabei hat die Familie 
Scheng, deren früheres Haupt der vor einigen Jahren ver- 
storbene (Grossindustrielle und Finanzmann Scheng-Kung-pao 
war, allein 400000 Dollars gestiftet, die Commercial Bank of 
China 100.000, der bekannte Farbenhändler Tschiu Wei tsching 
ebenfalls 100000 Dollar. Bezeichnend ist, dass drei der in die 
japanische Gesandtschaft geflüchteten Führer der  Anfupartei, 
sich erboten haben, als „Sühne für ihre Sünden“ eine halbe 
Million zu stiften, falls man ihnen Straffreiheit- zusichern wollte, 
ein Schritt, der allerdings vom Kleinen Hsü auf das schärfste 
gemissbilligt und in der Oeffentlichkeit allgemein abgelehnt 
wırde. 

Auch sonst fehlt es in China keineswegs an den nötigen 
Barmitteln. Das ergibt sich am besten aus der grossen Zahl 
neuer Geschäftsunternehmungen, von denen tagtäglich berichtet 
wird. Es würde zu weit führen, jeden einzelnen aufzuführen. 
Es genügt, festzustellen, dass ein reger Geschäftsgeist sich auf 
allen Gebieten geltend macht. In Deutschland wird es besonders 
interessieren, dass japanische Kaufleute, die schon in der letzten 
Zeit der deutschen Verwaltung organisierte Ausfuhr von ge- 
schlachtetem Vieh aus Tsingtau mit Nachdruck aufgenommen 
haben; es ist dort eine grosse Fleischkonservenfabrik mit 
einem Kapital von 5 Millionen Dollars gegründet worden, die 
jährlich etwa 200000 Stück Rindvieh schlachten wird. Mit 
besonderer Kraft setzen die Engländer sich für die Einrichtung 
eines Fliegerdienstes in China ein. Die Vickers China Company 
hat mit der Regierung einen Vertrag abgeschlossen, wonach sie 
einen Flugplatz mit vorläufig 100 Flugzeugen, dem nötigen Per- 
sonal, einer Fliegerschule usw. einrichten will, wofür sie chinesi- 
sche Schatzscheine im Gesamtbetrage von 1,82 Millionen Pfund 
Sterling in Zahlung genommen hat. Die Amerikaner bemühen 
sich augenblicklich vor allem, in die frühere Vormacht der 
Engländer auf dem Bankgebiet eine Bresche zu legen. Nach- 
dem sie schon in den letzten Jahren mehrere neue Banken er- 
richtet haben, ist dieser Taxe hier die Chinese-American Com- 
mercial and Industrial-Bank eröffnet worden, die gleichzeitig 
Zweigbanken in Peking, Tientsin, Hankou, Harbin und Manila 
eingerichtet hat. Ferner wird bekannt, dass Amerikaner in der 
Nähe von Wutschang ein grosses Hochofenwerk einrichten wer- 
den. Ein lebhafter Wettbewerb scheint sich auf dem Gebiet der 
Funkentelegraphie und Fernsprechanlagen vorzubereiten. Um 
letztere bemühen sich die Japaner sehr stark, ohne allerdings 
bei der chinesischen Bevölkerung rechte Gegenliebe zu finden. 
Die Marconi-Gesellschaft will mit einem Aufwand von 3 Mill. 
Pfund Sterling 44 Funkstationen in China errichten, hat indessen 
von der Regierung hören müssen, sie habe, namentlich an- 
gesichts der herrschenden Verpflichtungen, die ihr aus der Be- 
kämpfung der Hungersnot erwachsen, für solche Anlagen zur- 
zeit keine Mittel. 

Auf der anderen Seite ist nicht alles Gold, was glänzt. Auch 
China hat unter manchen wirtschaftlichen Sorgen zu leiden. Die 
Hanyanger Stahlwerke haben seit 3 Monaten keine Kohlen 
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mehr bekommen,: die Aufrechierkaltung ihres Berriehee: ist an- 
zeblich in Frage gestellt. Die Kohlenfrage wird überhaupt für 
China akut; die heute erschlossenen Gruben können der Nach- 
frage bei weitem nicht mehr gerecht werden. Es bieten sich 
da gewaltige Möglichkeiten, sobald die nötigen Geldmittel 
$lüssig gemacht werden können. Auf diesem Gebiet sucht sich 
übrigens China nach Möglichkeit vom Ausland freizumachen. 
Die Hsieh-Feng-Gruben, die bisher den mächtigen Anfuführern 
zehörten und die auch die ehemals deutschen Tsching-Hsing- 
Kohlenbergwerke umiassen, sind jetzt ganz unter chinesischer 
Kontrolle. Es ist in diesem Augenblick eine neue Gesellschaft 
für ihre Ausbeute in der Bildung begriffen. Die Leitung der 
Gruben und Anlagen ist vollständig geuechen Ingenieuren an- 
vertraut worden. 


Neue Banken und Banktfilialen. Eine neue chinesische Bank, 
die Huai hui Industriebank, mit 2 Mill. $ eingezahltem Kapital 
ist in Schanghai eröffnet worden. Inhaber der Bank ist der 
bekannte Grossindustrielle Chang Chien und sein Bruder. 


Die Chinese American Bank of Commerce (Commercial and 
Industrial Bank of China) hat Mitte September ihren Geschäfts- 
betrieb in Tientsin und Schanghai in eigenen Gebäuden eröffnet. 
Etwa vor einem Jahre von amerikanischen und chinesischen 
Geldleuten gegründet, unterhält sie jetzt Zweigstellen in Peking, 
Tientsin, Chentou, Hankou, Harbin und Manila. Filialen. in 
Tsinaniu und Canton sollen in Kürze folgen. Das Kapital beträgt 
10000000 $, das zur Hälfte von Chinesen, zur Hälfte von 
Amerikanern übernommen wurde. Präsident ist der frühere 
Premier Chien Nung hsün, Vizepräsidenten sind der AICHKANEL 
Thomas und der Chinese Hsü En yüan. 


Die Schanghaier Zweigstelle der Nederlandsch Indische 
Handelsbank hat Mitte September an der Ecke Kiangsu und 
Kiukiang Road ihren offiziellen Geschäftsbetrieb durch einen 
Empfang eröffnet. 

Aus Tsinanfu, der Hauptstadt von Schantung wird gemeldet, 
dass die Banque industrie!le de Chine dort eine Zweignieder- 
lassung eröffnet hat. Da die Deutsch-Asiatische Bank bei Aus- 
hbruch des Krieges mit China geschlossen wurde, so ist diese 


„Iranzösische Bank dic einzige europäische Bank daselbst. 


Steigender Bedarf von Toilette-Artikeln In China. Die 
Nachfrage nach Parfiimerien und Toilette-Artikeln, deren Ein- 
fuhr im letzten Jahre 776000 £ betragen hat, nimmt dauernd 
stark zu. Die wohlhabenden Chinesen gebrauchen diese Artikel 
in sehr üppiger Weise und auch bei den Chinesen beigerlei 
Geschlechts, die mit Europäern in Berührung kommen, nimmt 
die Nachfrage schnell zu. 


Phonographen in der Mandschurei. Ein amerikanischer 
Handelsbericht aus Mukden weist darauf hin, dass Phonographen 
bei den Chinesen ausserordentlich beliebt seien und der Absatz 
in der Mandschurei ausserordentlich verstärkt werden könnte, 
wenn die Fabrikanten und fremden Importeure sich selbst mehr 
dem Vertriebe widmeten, anstatt dies lediglich den chinesischen 
Händlern zu überlassen. Sie dienen in China nicht nur der 
Unterhaltung, sondern auch zu Reklamezwecken. Die chinesi- 
schen Geschäfte versuchen sehr häufig durch ihre Töne 
Kunden heranzulocken. Bei Eröffnung von neuen Läden spielt 
der Phonograph immer eine grosse Rolle, und auch in den 
Strassen, in den Techäusern und in sonstigen Unterhaltungs- 
lokalen findet man fast regelmässig diese Instrumente. Bisher 
hat ein französisches Instrument guten Absatz gefunden, 
während ein amerikanischer Apparat bisher zu teuer war. Alle 
japanischen Versuche, japanisch. Fabrikate einzuführen, hatten 
wenig Erfolg, weil die Instrumente schlecht und verhältnis- 
mässig teuer waren. Hauptsächlich finden natürlich Absatz 
Platten in chinesischer Sprache. Der amerikanische Bericht 
schlägt vor, dass amerikanische Verkäufer 20 % Anzahlung und 
den Rest in monatlichen Raten verlangen sollen, damit möglichst 
vielen die Anschaffung eines Instrumentes ermöglicht werden 
könnte. Ratsam sei, einen grosser Vorrat von Platten in 
Mukden auf Lager zu halten. 


| 
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Abnahme der Löhne und Lebensmittelpreise in Japan. 
Die in Japan im Fıühling bis Sommer einsetzende starke 
Wirtschaftskrisis, die auf allen Gebieten der Industrie zu einer 
starken Einschränkung der Betriebe führte, führte in den letzten 
Monaten zu einem Abbau der Löhne. So wurden nach Fest- 


stellungen der Handelskanımer in Kobe im Juli durchschnittlich 


15 % an Löhnen weniger gezahlt als im Juni. Der Rückgang ist 
im ganzen Lande zutage getreten, in einigen Plätzen war er 
stärker, an &inigen geringer. Durchweg ist ein Abbau der Löhne 
um 15 % zu verzeichnen. Die nachstehende Zusammenstellung 
xibt das Maximum und das Minimum sowie den Durchschnitt 
dar täglichen L.ohnbeträge in Yen: . 


Mini- Maxi- Durch- - Mini- Maxi- Durch- 

Arbeiterklasse mum 'mum schnitt Arbeiterklasse mım mum schnitt 
Baumwoll- Hauer 2,00 2,50 2,20 

spinner . . 1,27 1,78 1,59 Papiermacher 
Weber: Männer 1,60 4,00 2,80 (jap. Papier) 1,56 2,21 1,82 
Weber: Frauen 0,69 2,20 1,15 (europ. Pap.) 1,50 3,00 2,00 
Schmiede 2,20 3,50 2,34 l.ackarbeiter . 2,00 4,50 3,50 
Buchbinder 2,00 3,00 2,50 Streichholzarb. | 
Buchdrucker . 2,00 3,00 2,60 Männer . 0,755 3,00 1,50 
Tischler . 2,80 3,30 3,00 Frauen 0,30 1,50 0,62 
Maurer . 3,00 3,60 3,10 Oelpresser 2,00 3,00 :2,20 
Anstreicher 3,00 4,00 3,50 Sakebrauer.- 
Mattenmacher. 2,10 2,50 2,30 Männer , 1,30 2,80 1,80 
Möbeltischler . 1,90 2,50 2,10 Frauen 0,60 1,10 0,80 
Schuhmacher . 2,80 3,80 3,30 Zuckerfabrik- 
Holzschuhmach. 1,70 2,10 1,90 arbeiter . 1,10 245 1,40 
Schneider 2,00 250 2,30 Müller . : 0,80 3,39 1,50° 
Tagarbeiter 1,50 2.80 220 


Ebenso : zeigen die Preise für Lebensmittel sowie die sonsti- 
gen Lebensbedürfnisse durchweg ein bedeutendes -Sinken. In 
Tokio betrug die Abnahme bei den 56 hauptsächlichsten Waren 
durchschnittlich 89%. Die sinkende Tendenz zeigte sich be- 
sonders in Textilwaren sowie in den verschiedenen Getreide- 


arten. Für Juni 1919, Mai 1920 und Juni 1920 wurden für die 
wichtigsten Artikel folgende Indexziffern gemeldet: 
Juni Mai Juni Juni Mai Juni 
. 1919 1920 1920 1919 1920 1920 
Reis . . . 3755 424 374 weiß. Baum- 
Gerste . . 390 466 358 wollstoff . 353 279 261 
Weizen . . 297 280 234 Hanf. . . 274 417 360 
Sojabohnen 273 321 277 Indigo . . 473 453 416 
Weizenmehl 337 287 277 Holz . . . 205 420 372 
Fischdünger 272 326 261 Eisen . . 281 263 . 220 
Oelkuchen. 263 387 326 Kupfer . . 153 142 139 
Zucker . . 492 695 677 Steine . . 201 424 424 
Tee. . .„ 251 255 255 Ziegelsteine 204 ' 512 472 
‚Salz... 300 421 421 Zement . . 184 346 335 
 Miso . ....43 551 511 Matten . . 266 381 337 


Sojasäure . 203 281 244 
Sake. . . 215 205 ' 259 


Jap.Papier. 266 665 545 
Fremdes „ 488 542 542 


Eier . . . 201 236 280 Pflanzen- 

Tabak(ausl.) 191 246 296 wachs . . 278 312 306 _ 
Rohseide . 274 243 182 Leder. . . 335 476 455 
Baumwoll- Kohlen . . 418 444 435 


garn „ .„ 544 410 376 Petroleum . 507 371 368 


Eine gute Uebersicht über die enorme Steigerung der 
Lebensbedingungen in Japan während des Krieges zeigen die 
Indexzifern für die ersten Monate der Jahre 1916-1920: 


1916 1917 1918 1919 1920 
Januar. . . 145 168 22$ 277 398 
Fehruar . . 153 166 232 275 414 
März . . . 154 167 _ : 238 267 425 
April . . . 153 173 243 267 397 
Mai. . ..150 182 242 278 359 
Juni .„...149 190 245 295 327 
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In Tokio wurden unlängst vergleichende Indexziffern für 
Tokio, London und New York veröffentlicht, die zeigen. dass 
Tokio im Laufe des Krieges Jie teuerste dieser 3 Städte ge- 
wordei ist. 


geben sich folgende Indexziffern: 


Tokio London Newyork 
August 1914/15 995 116 118.9 
u 1915/16 111.7 146 124,3 
> 1316/17° 132 191.8 154 2 
Juli 1917/18 179.8 226.8 « 203.3 
„INEII 5. 0.0. %.2183 235 | 212 3 
„ 1919,20 .. .0.291.8. 200 232.3 


Unter Zugrunde! u der l.ebensmittelpreise von 1900 ist 
das Verhältnis der einzelnen Indexziffern wie folgt: 


Tokio London : Newyork 
September 1917/18 .. . 2333 2727 2333 
a 1918/19 284.3 280 6 237.4 
er 1919/20 365.2 353.4 258.7 
Danach wäre also T&kio teurer als London und New York. 


Japans Handel mit Südamcrika ınd Südostasien. Während 
des Krieges hatte sich Japans Handelsbilanz infolge der 
ausserordentlich gimstigen Kriegskonjunktur stark aktiv. ent- 
wickelt, ınd zwar hauptsächlich auch nach den Ländern 
Südamerikas und Südostasiens, die in erster Linie auf japanische 
Waren angewiesen waren. Seit dem Ende des Krieges ist indes 
hier wieder ein Umschwung eingetreten. Die Einfuhr‘ aus diesen 
. Gebieten. wie überhaupt die Gesamteinfuhr, hat die Ausfuhr nach 
dem Ausland wieder erheblich überschritten. Für Südamerika 
und die (iebiete Südostasiens werden für das erste Halbjahr 1920 
folgende Yen-Zahlen gemeldet: 


Ausfuhr nach Einfuhr von 

China. . . 234 000 co 137 000 000 
Canton- Gebiet . 61 200 000 152 570 000 
Hongkong 31 700 000 850 000 
Britisch-Indien 101 300 000 335 560 000. 
Straits Settlement 22 720 000 11 490 000 
Niederländisch-Indien 65 660 000 44 370 000 
Französisch-Indochina . 1 920 000 11 780 000 
Siam . . .'. 2 500 000 I 720 000 
Philippinen . 17 890 000 11 790 000 
538 890 000 707 430 000 


Ueberschuß der Einfuhr: 168 540 000 Yen. 


Einfuhr von 
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Ausfuhr nach 


Argentinien 12 360 060 2 780 0 000 
Brasilien. ; 1 560 000 1 540 000 
Chie . . .. 850 000 21 250 000 
Peru B I 730 000 340 000 
andere l.änder 2 250 000 1 200 000 

18 7500. 0 27 110000 


Utberschub der Einfuhr 8 360 000 Yen. 


Japans Schitfahrt Ende Juni 1920. Ende Juni d. J. waren 
insgesamt 779 japanische Schiffe über 1000 t mit 
260300 t auf den verschiedenen Seehandelsstrassen in \Varen- 
austausch tätie. Hiervon entfielen: 

Anzahl Schiffe Tonnen 


auf den japanischen Küstenhandel 173 340 600 
»„  „ Japan- Chinaverkehr 330 505 800 
”" u Yangt:e . . 12 30 800 

auf die Japan— Ameflkafahrt 35 203 90) 
»  „» Japan—Südamerikafahrt . . . 8 102 000 
„_  „ Japan- Newyorkfahrt . I 22 138 000 
"» » Hongkong-Amerika-Japanfahrt . 17 148 000 
»  „ Australienfahrt TERN 33 136 000 


Legt man die Preise für Juli 1914 zugrunde, so er-. 


insgesamt 


auf die verschiedene Sülseelahrten : 113 300 


46 
»„ Euro afahrt 02 503.000 
»  „ Japan— Indienfahrt 37 149 000 


”» /„ Mitte'meerfahrt 18 8.000 


Da ‘die Gesamttonnage der japanischen Handelsflotte mit 
etwas über 3 Mill. t angegeben wird, so lagen Ende Juni über 
300 000 t Schiffsraum unbeschäftigt. 5 


Elektrisierung der japanischen Eisenbahnen. In dem 
japanischen Fisenbahnministerium beschäftigt man sich ein- 
gehend mit der Elektrisierung der japanischen Fisenbahnen. 
Nach einer Mitteilung des Ministeriums für Landwirtschaft 
und Handel beträgt der Gesamtvorrat an Kohlen in Japan 
8 Milliarden t. Augenblicklich verbraucht Japan 28 Millionen t. 
doch nchme man an, dass :der jährliche Verbrauch in etwa 
10 Jahren auf das Doppelte steigen werde, Man befürchte 
darum, dass in etwa 50 Jahren der gesamte Kohlenvorrat Japans 
erschöpft sei, und dass Japan dann Kohlen zu teueren Preiser: 
vom Auslande beziehen müsse. Mit Rücksicht auf diese dring- 
liche Lage: hat die japanische Regierung das Brennstoff- 
laboratorium errichtet,‘ das Versuche anstellen soll über den 
ökonomischsten Verbrauch von Kohlen und Oel. Die japanischen 
Staatseisenbahnen verbrauchen jährlich 3,6 Millionen t Kohlen, 
sodass eine Elektrisierung der Eisenbahnen eine grosse Fr- 
sparnis an Kohlen bedeuten würde. 

‘Japan besitzt nach den. Ver. Staaten die grössten Wasser- 
kräfte, die bisher aber nur in geringem Masse nutzbar gemacht 
sind. Bisher verfügt das japanische Fisenbahnamt über ins- 
gesamt 58 Meilen elektrische Bahnen, die sämtlich in und bei 
Tokio konzentriert sind. Das Fisenbahnamt hat darum die 
Elektrisietung von weiteren 161 Meilen bis zum Jahre 1926 vor- 
gesehen. Die längste der neuen Linien ist 95 Meilen. 164 Meilen 
sollen dann weiter folgen. Der für diese Bahnen notwendige 
elektrische Strom soll aus einem Kraftwerke gewonnen werden. 
das am Schinanofluss in dem Regierungsbezirk Nagano errichtet 
werden soll und das insgesamt 193 182 Pferdekräfte liefern soll. 
Die Gesamtkosten wurden auf Yen 75 Mill. geschätzt. Fine dies- 
bezügliche Vorlage wurde vom japanischen Reichstage ab- 
gelehnt, während sie vom japanischen Herrenhaus angenommen 
wurde. Die Regierung hat nun eine neue Vorlage beim Reichs- 
tage eingebracht, nach der eine halbamtliche Elektrizitäts- 
gesellschaft gegründet werden soll. Die Dauer der Gesellschaft 
soll 100 Jalıre und das Kapital Yen 100 Mill. betragen, wodurch 
50 Millionen durch die Regierung beigesteuert werden sollen. 
teils"in bar, teils in Gestalt der bereits bestehenden elektrischen 
Stromanlagen, in Land und anderem Eigentum. Die Vorlage 
sieht vor, dass nur die japanische Regierung, öffentliche 
japanische Körperschaften, japanische Untertanen’ und juristische 
Personen, die nach japanischem Recht organisiert sind, Aktien 
erwerben können. 


Stahlwerk in Yawata. Die Produktion des Yawata-Stahl- 
werks hat in letzter Zeit derartig nachgelassen, dass die Durch- 
führung des japanischen Schiffbauprogramms dadurch überhaupt 
in Frage gestellt wird. Yoshida, der Chef der Handelsabteilung 
des Stahlwerks, schätzt die Unterproduktion auf rund 20 %. 
Die Ursache hierfür liegt seiner Auffassung nach in der Herab- 
setzung der Arbeitszeit von 10 auf 8 Stunden. Andere Gründe 
seien Faulheit und ein auffälliges Luxusleben auf seiten der 
Arbeiter, zweifelsohne ein Resultat der hohen Löhne, sowie die 
Ständig zunehmende Einführung sozialistischer Gedanken, die 
eine starke Unruhe in die Arbeiterschaft trügen. 


Mangan-Produktion Ir Japan. Amerikanische Kabelberichte 
meldeten, dass die japanische Manganproduktion Rekordziffern 
hervorgebracht hätte. Die Gesamtproduktion betrug in diesem 
Jahre 62800 t oder 42700 mehr als 1913. Die Ursache der 
Steigerung lax in der Ausdehnung des japanischen Schiffbaus, 
sowie der anderen Eisen- und Stahlindustrie. Ein Teil der 
japanischen Produktion ging ins Ausland, doch betrug die Ge- 
samtmenge 1918 nur 2600 t. 


Stahl und Eisensand. Nach einer Meldung aus Tokio hat das 
"Kriegsministerium bekannt gegeben, dass neuerdings Versuche 
stattgefunden haben aus vulkanischem Eisensand Stahl herzustellen. 
Falls diese Methode angenommen würde, so würde Japan damit 
. unabhängig werden von einem Stahl-Import aus dem Auslande. Die 

antijapanischen Betreibungen in China seit Unterzeichnung des 
Friedensvertrages von Versailles zwingen Japan, die eigene 
Stahlindustrie zu erhöhen. Die oben erwähnten Versuche haben 
im September begonnen, sie haben erträglich gute Resultate ge- 
liefert. Wenn auch die grossen Vorteile dieser Erfindung vom 
militarischen Standpunkte aus nicht zu leugnen waren, so war 
damit noeh nicht der Beweis ihres wirtschaftlichen Vorteils 
erbracht. 


Steigerung der Zinneinfuhr nach Japan. Meldungen der 


japanischen Presse zeigen, dass die Einfuhr von Zinn während 


des Krieges stark gestiegen ist. Während 1896 die Einfuhr nur 
4000 t betrug, stieg sie im Jahre 1915 auf 39000 und im Jahre 
1919 auf 37 000. 


Niederländisch-Indien. 


Gute Aussichten. Aus Niederländisch-Indien berichtet die 
englische Handelskammer für : Niederländisch-Indien: Vor 
einiger Zeit habe sie britische Exporteure darauf aufmerksam 
gemacht, dass Java und Niederländisch-Indien grosse Mengen 
Fisenbahnmaterial und Eisenbahnwaggons benötigten. Zweifel- 
los könnten grosse Aufträge nach Grossbritannier gehen, wenn 
die dortigen Fabriken für Eisenbahnmaterial sich hinreichend 
für diesen Handel interessierten. Es, scheine aber, dass die 
britischen Firmen nicht in der l.age seien zu konkurrieren, da 
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festgestellt worden sei, dass Aufträge für 56 Lokomotiven an 
verschiedene Fabriken in Sachsen und Hannover gegangen 
seien. Daraus müsse man schliessen, dass .die britischen 
Fabriken dieser Art die Ausdehnungsmöglichkeiten nach Nieder- 
!ändisch-Indien nicht Feachteten oner zu stark beschäftigt wären, 
sich darum zu kümmern. 


Anstellungsaussichten. ‘ Einem zuverlässigen Bericht aus 
Niederländisch-Indien ist «folgendes zu entnehmen: 

l. Plantagen. Die Rezierung, der die Mitarbeit deut: 
schen Kapitals sehr erwünscht ist, gibt noch Land ab auf Borneo, 
Sumatra, Celebes, nicht mehr auf Java; hier ist nur noch aus 
Privathand l.and käuflich. Nähere Auskunft erteilt das Departe- 
ment voor Landvouw in Buitenzorg. 

2. Polizeitruppe. Die Regierung will den Polizeidienst 
erheblich erweitern und ist bereit, deutsche Offiziere und Unter- 
offiziere in die Polizeitruppe einzustellen; in die Kolonialarmee 
werden Deutsche vorläufig nicht eingestellt. Anmeldungen an 
das Ministerium für Kolonien im Haag. 

3. Die Regierung hat Bedarf an Ingenieuren, Technikern, 
Aerzten, Handwerkern und Landwirten (akademisch gebildete 
Landwirte für die Verwaltung und für Versuchsstationen kommen 
nicht in Frage). 2. 


Zusammenschluss der Zucker-Industriellen in Java. Es wird 
berichtet, dass eine Anzahi Zuckerinteressenten in Java unter- 
einander in Verhandlungen stehen zwecks Abschluss eines 
Zuckertrusts mit der Unterstützung des Java Oversea. Die vier - 
beteiligten Firmen produgieren insgesamt 88000 t Zusker. Man 


hofft, Jass weitere Interessenten sich anschliessen, so dass der 


Trust insgesamt 2.000 000 Picels ä 60,4 kg kontrollieren würde. 


Behandlung beschlagaahmten deutschen Vermögens in Ostasien. 


1. Japan. Verkaufdeutscher Grundstücke. Seit | unterbreitet werden, während die Fälle unter 3 durch die 


dem 1. Juli dieses Jahres bis Ende September sind am Bluff in 
Yokohama weitere 8 Grundstücke. mit Gebäuden, die Deutschen 
gehörten, durch einfachen Verkauf und nicht durch Ver- 
steirerung in die Hände von Japanern übergegangen. 6 Grund- 
stücke mit je 4223 Tsubo = rund 14000 qm Land und 32 Ge- 
häuden, die Herrn F. R. Retz gchörten, sind von 5 japanischen 
Geschäftsleuten für 111057 Yen gekauft worden. Ein anderes 
Grundstück -— 669 Tsubo = 2200 qm Land und 3 Gebäuden —, 
den Herren H: Gravert und Herrn R. Pohl gehörig, wurden für 
22000 Yen verkauft. Für ein weiteres, C. Gilbert gehöriges 
Grundstück schwebea zurzeit noch Verhandlungen en 
japanischen Behörden und einem privaten Käufer. 

Deutsches Eigentum und japanische Forde- 

rungen. Auf Grund der Bestimmungen des Friedensvertrages 
ist in Japan im Justizministerium eine besondere Kommission 
zusammengetreten zur Prüfung von besonderen Ansprüchen. 
Sie ist jetzt mit Prüfung der ihr vorgelegten Forderungen. be- 
schäftirt. An der Spitze der. Kommission steht der Vizejustiz- 
minister Suzuki. Mitglieder sind unter anderem der Direktor 
der Vertrags-Abteilung im Auswärtigen Amt Dr. Yamagawa, 
der Direktor der Polizei-Abteilıng Kawamura und der Chef der 
Zivil-Abteilung Yamanouchi. Die geltend gemachten Forde- 
rungen werden nach drei Gesichtspunkten unterschieden: 

1. Forderungen, die bezwecken eine Wiedererlangung oder 
Entschädigung für Eigentum, das innerhalb Deutschlands 
durch Kriegsmassnahmen der deutschen Regierung ver- 
loren gegangen oder beschädigt worden ist. 

2. Solche Forderungen, die auf Zahlung einer Entschädigung 
gehen für Verluste, die japanische Untertanen erlitten 
haben infolge einer Handlung der deutschen Regierung 
zwischen der deutschen Kriegserklärung (gemeint sind 
wohl die Kriegserklärungen Anfang August) und Japans 
Eintritt in den Krieg. 

3. Forderungen, die Zahlunz von Geldschulden deutscher 
Untertanen an japanische Gläubiger darstellen. 

Die unter 1 und 2 fallenden Forderungen sollen zur end- 
zültigen Entschädigung dem desitsch-japanischen Schiedsgericht 


Kommission selbst ihre Erledigung finden. Forderungen, die als 
gerechtfertigt befunden werden, sollen aus dem beschlagnahmten 
deutschen Vermögen der ehemais feindlichen Untertanen, das 
sich jetzt in der Verwaltung des Ministeriums des Innern be- 
findet, befriedigt werden. 

Die Zivilverwaltung in Kobe hat in derselben Frage dem 
englischen Generalkonsul eine Mitteilung gesandt, wonach 
Untertanen der alliierten oder ‚neutralen Staaten, die Forde- 
rungen an deutsche Untertanen haben oder in Besitz von Schuld- 
verschreibungen sind, und zwar sowohl an natürliche wie an 


. Juristische Personen, solche Ansprüche bei der oben genannten 


Kommission anmelden sollen. 
Chin. Verkauf von Versicherungspolicen 
Für viele Leser der Rundschau wird die nachstehende Mit- 


‚teilung eines China-Deutschen von Interesse sein, die derselbe 
von The Lion, Mutual Provident Life Assurance Society, Peking, 


erhalten hat. Diese hat ihm auf Anfrage geschrieben: „In Beant- 
wortung Ihres Schreibens teilen wir Ihnen ergebenst mit, dass 
die Versicherungspolicen der Untertanen ehemals feindlicher 
Staaten von der Französischen. Gesandtschaft in Peking ver- 
kauft worden sind.“ | 
Siam. Die siamesische Regierung hat Anweisung gegeben, 
dass alles beschlagnahmte Vermögen, soweit cs ehemaligen 
feindlichen Untertanen gehört, die mittlerweile Untertanen 
alliierter oder neutraler Staaten geworden sind oder seinerzeit 
durch besondere Genehmigung der Krone von der Verschickung 


aus Siam befreit wurden, den Eigentümern zurückgegeben 

werden soll. De 
Deutschland. Abschlagszahlung auf 'auslän- 

dische Wertpapiere Das Reichsfinanzministerium- 


macht bekannt, dass auf eine Anzahl ausländischer, festverzins- 
licher Wertpapiere an die Empfangsberechtigten vom 13. De- 
zember ab eine weitere Abschlagszahlung geleistet wird. 
Darunter fallen auch die chinesische Reorganisationsanleihe von 
1913, die Tientsin-Pukou-Eisenbahnanleihe von 1908 und chine- 
sische Hukuang-Anleihe von 1911, Auf je 20 £ werden je 400 M. 
ausgezahlt. 
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UNI UNNNNUN Eene Nachrichten |llllliNNNNNNNNNMN. 


China. 


Die .‚Flotte'‘ des Südstaats, die 1917 zum Süden überging, hat sich der_ 


Regierung in Peking wieder zur Verfügung gestellt, die ihr Zahlung aller vom 
Süden noch geschuldeten Gehalts- und Lohnrückstände versprach. 

Ein Engländer, Oberstleutnant St. Clair Smallwood, ist zum Ratgeber des 
äronautischen Departements der Pekinger Regferung ernannt worden. 

Etwa 100 chinesische Studenten, darunter 6 weibliche, sind Mitte Oktober 
in Frankreich eingetroffen, die zum Studium der französichen Sprache und 
französischen Handelsmethoden auf verschiedene Schulen verteilt werden 
sollen. Ein Studieninspektor, Kaulou, Direktor des Pekinger Observatoriums, 
sowie zwei andere Professoren sind mit der Aufsicht über sie betraut. 

Auf Anregung der japanischen, englischen und amerikanischen Regierung 
soll in Mukden zur Erleichterung für die in Mukden und Umgebung ansässigen 
Geschäftsleute ein chinesisches Seezollamt eröffnet werden. Waren, die von 
Mukden aus verschifft werden sollten, mussten bisher in Antung, Newchuang 
und anderen Hafenplätzen verzollt werden. _ 

Aus Canton wird eine starke Nachfrage nach menschlichem Haar ge- 
meldet. Deutsche Kaufleute hätten bereits grosse Aufträge erhalten. 

Dem ehemaligen französischen Ministerpräsidenten Painleve wurde bei 
seinem Aufenthalt in Peking von der Reichsuniversität unter grossen Feterlich- 
keiten der Dr. phil. ehrenhalber verliehen. 

Nach neuesten Berichten ®ll es in China 44,7 Millionen Schafe, rund 
16 Millionen Rinder und 23 Millionen Schweine geben: 

Die Ausfuhr chines. Seiden- und Baumwolispitzen ist von 123 000 Taels 
im Jahre 1913 auf über 2 Millionen Taels im Jahre 1919 gestiegen. 

Chinesische Anleihen sind für Oktober teilweise beträchtlich gestiegen. 
Die 5%ige Goldanleihe von 189% stieg von 69 am 1. Oktober auf 7433 am 26., 
die 41,%ige von 18% von 54 auf 61 und die me Anleihe‘ von 1895 von 68 
auf 73. 

Die Wuchang Electrie Light Company hat ihre gesamten Anlagen gegen 
eine Anleihe von 300 000 Dollar an eine japanische Gesellschaft verpfändet. Die 
ganze aus Deutschland stammende Maschineneinrichtung wurde bei der Ueber- 
nahme durch die Japaner entfernt und durch japanische Maschinn ersetzt, 

In den bekannten Kohlengruben bei Tangschan, die der Kailan Minen Ge- 
sellschaft gehören, fand Mitte Oktober eine heftige Explosion statt, die 422 
chinesischen Arbeitern den Tod brachte. }19 konnten gerettet werden. Die 
Ursache wird auf das Rauchen der Arbeiter zurückgeführt. 

In Schantung wird für dieses Jahr eine Erdnussernte erwartet, die die von 
1919 um 20% übertreffen soll. Bei günstiger Witterung wäre sie au 85% von 
bester Qualität. 

Eine amerikanische Firma hat mit Chang Tso lin einen Kontrakt abge- 
schlossen auf Lieferung von 10000 Spindeln und 100 Webstühlen zum Preise 
von rund 700 000 Dollar für eine neu zu errichtende, moderne Baumwollispinnerei 


in Mukden. 
Amerikanische Phonographenfirmen haben in Peking eine eigene 
Agentur errichtet. Apparate im Kabinettyp, 4165 Fuss hoch, werden für 


175 Dollar verkauft bei Bar- und für 295 Dollar bei Ratenzahlungen oder Ge- 
währung von Krediten. 

In China wird eine Verordnung des Präsidenten erwartet, nach der in 
China mit Wirkung vom 1. Januar 1921 ab eine Einkommensteuer erhoben 
werden soll. 

Die Pekinger Jihpao berichtet, dass eine belgisch-chinesische Dampf- 
schiffiahrts-Gesellschaft im Entstehen begriffen sei, deren Kapital 50 Millionen 
Franken betragen soll. Aktien können nur von Chinesen und Belgiern erworben 
werden. Der Betrieb solle zunächst auf 4 Schiffen aufgenommen werden. 

Die Regierung in Hongkong hat sich bereit erklärt, 1 Million Dollar bereit- 
zustellen, um das Defizit der Hongkonger Universität zu decken. ° 

Japanische Kaufleute planen in Tsingtau die Errichtung einer grossen 
Fleischkonservenfabrik, die jährlich 200 000 (?) Stück Rindvieh usw. ver- 
arbeiten will. 5 Millionen Dollar Kapital seien bereits gezeichnet. 

Dr. Wellington Koo, Chinas Vertreter beim Völkerbund, will dort eine 
Erörterung der Schantungfrage beantragen. Für den Fall, dass sein Antrag ab- 
gelebnt werde, will er die Entscheidung des beim Völkerbund eingerichteten 
internationalen Schiedsgerichts anrufen. 

In Hongkong wurden auf einer japanischen Dampfpinasse 18 000 Unzen 
Opium im Werte von 250 000 Dollar beschlagnahmt. Der Führer des Bootes 
wurde mit 5000 Dollar oder 6 Monaten schweren Kerkers bestraft. 

Ein grosses Feuer zerstörte im September in Tientsin die Gebäude der 
unter japanischer Leitung stehenden Tientsin Warehousing Company. Das ge- 
samte Lager an Baumwollstofien, Baumwollgarn, Streichhölzern u. a. im Werte 
von 3 Millionen Yen ist verloren. 

Der Verkehrsminister Yie Kung cho hat Ende September befohlen, Pläne 
auszuarbeiten für einen gemeinsamen Zentralbahnhof aller in Peking mündenden 
Bahnen, nämlich der Peking—Mukden-Bahn, der Peking—Hankou- und der Pe- 
king—-Suiyuanbahn. 

Die drahtlose Marconistation in Urga geht ihrer Vollendung entgegen. 

4 Absolventen des Nanyang College (Gouvernement Institute of Technology) 
sind von der chinesischen Regierung nach Frankreich gesandt worden, um das 
Elektrizitätswesen zu studieren. 

Seezolldirektor Lyall in Schanghai wird während seines Urlaubs durch 
Seezolldirektor Lowder aus Hankou vertreten. Wade geht von Nanking nach 
Tientsin, Moorhead von Kowloon nach Chungking. 

Aus Hankou melden englische Zeitungen, dass die „Alliierten’' dort mit der 
chinesischen Verwaltung der chemals deutschen Niederlassung sehr wenig zu- 
frieden sind. Baue jemand ein Haus, so müsse er hier Steuern, dort Abgaben 


und drüben Gebühren bezahlen, die alles in allem etwa 18% der Baukosten aus- 
machten, ohne dass von all diesen Einnahmen etwas verwandt werde für all- 
gemeine Verbesserungen oder Reparaturen. 

Die Hauptzeit für die Gewinnung von Trockenei und Gefrierei sind in 
Schanghai nach einer amerikanischen Meldung die Monate April— Juli, innerhalb 


deren eund 9% der gesamten Produktion erfolgt. 1918 gingen 2 300 000 Pfund 
Gefrierei und 571 322 Pfund Trockenei von Schanghai nach den Vereinigten 
Staaten. 1919 waren die entsprechenden Zahlen 3 920 000 und 3 948 000 Pfund. 

Die Zahl der Amerikaner in Tientsin ist von 317 im Jahre 1917 auf 530 im. 
August ‚3920 gestiegen. 

In ‘San Franzisko und anderen Küstenplätzen der Vereinigten Staaten ist 
eine Bewegung im Gange, alle von Amerika nach China verschifften Waren 
durch einen angebrachten Zettel mit dem Aufdruck ‚„meikuo chy tsao — made 
in United States’’ als Waren amerikanischen Ursprungs kenntlich zu machen. 

Ein Bürgerkommittee in Kanton bot Anfang Oktober den Führern der 
Kuangsbi-Truppen 1500 000 Piund in bar, wenn sie sich ergäben oder die- 
Stadt räumten, damit der Streit aufhöre. 


Japan. 

Der japanische Marineetat für das laufende Jahr beträgt in seinem Vor- 
anschlag 340 000 000 Yen. 

Nach der ersten amtlichen Schätzung wurde für das laufende Jahr eine 
Reisernte von 63%, Millionen Koku a 180 Liter erwartet. Das bedeutet gegen 
das Vorjahr ein Mehr von 4% und gegen den Durchschnitt ein Mehr von 12%- 
Nach neuesen vertrauenswärdigen Schätzungen wird eine Ernte von 58 Mil- 
lionen Koku erwartet. 

Das japanische Kriegsministerium trägt sich mit dem Gedanken, für die 
Armee ein Gewehr mit grösserem Kaliber einzuführen. Das jetzige Kaliber ist 
0,255zöllig, während das englische 0,303- und das französische 0,314zöllig ist. 

Mainichi meldet, dass die für die nächste Zeit geplante Weltreise des 
japanischen Kronprinzen, die diesen über Formosa, Siam und Indien nach 
Europa und Amerika führen sollte, auf unbestimmte Zeit verschoben ist, da 
der geplante Besuch des Prinzen von Wales in Japan nicht stattfindet. 

Die Reisernte in Korea wird auf 75 Millionen Bushels geschätzt. 

Die Deutsche Medizinische Wochenschrift teilt mit, dass in Japan ver- 
schiedene Hilfsaktionen für die deutsche Wissenschaft veranstaltet wurden. 
Der Präsident der pharmazeutischen Gesellschaft habe einen Betrag von 2 Mil- 
lionen Mark gestiftet. Drei japanische Medizinprofessoren haben unter ihren 
Kollegen, die in Heidelberg studierten, 1000 Yen gesammelt und dem Bürger- 
meister von Heidelberg überwiesen. 

Die für den 1. Oktober zum erstenmal für ganz Japan einheitlich ange- 
ordnete Volkszählung hat bei der Bevölkerung grosses Misstrauen erweckt, da 
die Bevölkerung in ihr Steuermassnahmen vermutete. Die Regierung versuchte, 
die Unruhe der Bevölkerung durch weitgehende Aufklärung zu bannen. Amtlich 
wurde bekanntgegeben, dass die Volkszählung weder zu „Steuerzwecken erfolge 
noch um verborgene Verbrecher ausfindig zu machen”. Früher wurde die Be- 
völkerungszahl durch Feststellungen der Polizei von Haus zu Haus ermittelt. 

Am 31. September wurde Yokohama—Tokio und Umgebung von einem in 
unmittelbarer Nähe vorübergehenden Taifun heimgesucht, der grossen Schaden 
anrichtete. Von den verschiedensten Seiten wurden Tunneleinstürze sowie Land- 
rutsche gemeldet. Starker Regen und Sturm verursachte in Yokohama eine 
Ueberschwemmung von 7165 Häusern, von denen 144 einstürzten. Insgesamt 
wurden 54 Personen getötet, 17 werden vermisst. Fast gleichzeitig hat in 
Wakamatsu ein Riesenfeuer 240 Häuser zerstört und grossen Schaden angerichtet. 

3 000 000 Yen Vermögenswerte deutscher und österreichischer Residenten 
stehen in Kobe unter japanischer Kontrolle als Sicherheit für Verluste, die 
japanische Untertanen durch den Krieg erlitten haben. 

Das deutsche Klubgebäude in Yokohama, dass nach der Beschlagnabme 
durch die japanische Regierung zur Vergrösserung des Ortstelephons für 
220 000 Yen an das Verkehrsministerium verkauft worden war, musste Mitte 
September geräumt werden. Ein neuer deutscher Klub soll demnächst wieder 
in einem kleinen einstöckigen Gebäude am Bund Nr. 16, das zurzeit noch von 
der Japan Spinning and Engineering Agency besetzt ist, eröffnet werden. Mit 
Rücksicht auf die Finanzlage wurde von der Neuerrichtung eines Klubgebäudes 
Abstand genommen. 

Nach einer Veröffentlichung des japanischen Handelsministeriums ist infolge 
der Wirtschaftskrisis überall eine ungeheure Massenanhäufung von Waren, 
hauptsächlich von Maschinen, Lebensmitteln und Waren allgemeiner Art, zw 
verzeichnen. 

Seit Abschluss des Waffenstillstandes bis Juli d. J. sind von Japan 79% 
Postanweisungen im Betrage von über 10500 M., gleich rund 10500 Yen nach 
Deutschland gegangen, hauptsächlich zum Ankauf von Büchern. Der frühere 
Höchstbetrag einer Postanweisung betrug 1000 M., jetzt infolge des niedrigen 
Markkurses 320 M. 

Die Bevölkerung Japans hat seit dem Jahre 1908 jährlich um rund 700 090 
Köpfe zugenommen. Die durchschnittliche Geburtenziffer betrug im Jahr- 
zehnt 1908—1917 jährlich 1753 000, die Sterbezifier 1087 000. Die Geburts- 
rate auf 1000 war 1908: 33,7 gegen 32,4 im Jahre 190% die Sterbeziffer 20,9 
und 21,4 in denselben Jahren. 

Nach einer Mitteilung des Barons Kondo hat Japan während der letzten 
6 Jahre allein an Frachten und durch Verchartern der Schiffe 2 300 000 000 Jen 
reinen Gewinn erzielt. Gleichwohl, schreibt der Japan Chronicle,s werden 
Häuser deutscher Witwen verkauft, um mit dem Erlös Kriegsverluste zu 
ersetzen. 

Am 7. Oktober kaufte man in Wladiwostock für I Jen 1700 der neuen 
Rubel. 


ERRNUNNINILNNNUNIHINNNNIUNHINNNUNNN DSasatenecke ll. 


247 


Freunde und Leser der „Rundschau“ werden gebeten, ihnen zugehende Briefe und Nachrichten aus China, Japan, Korea, Siam, Niederl.- Indien, soweit 
sie für die Allgemeinheit wirtschaftliches, politisches oder persönliches Interesse haben, freundlichst zur Verfügung zu stellen. Die Redaktion. 


u 


Neues von draussen. 


China. 
schen Niederlassung in Hankou durch die chine- 
siche Regierung, über die Telegramme aus China unlängst 
berichteten, schreibt uns ein alter Hankou-Resident, Herr P. 
Wolfram, folgendes: | 


Die .russische Niederlassung liegt von der Hankower 
Chinesenstadt aus gerechnet als zweite zwischen denen der 
Engländer und Franzosen, hat also eine noch günstigere Lage als 
unsere ehemalige deutsche, die erst an vierter Stelle folgte. Ihr 
Grund und Boden ist natürlich vorwiegend in russischem 
Privatbesitz. Als besonders umfangreiche Grundstücke wären 
zu nennen: Die Ziegelteefabriken der Firmen S. W. Litvinofi 
& Co. und der Trading Company Successor to Alex. Goobkin, 
A Koosnetzofi & Co., Hauptsitz in Moskau, ferner die Russisch- 
Asiatische Bank, der russische Klub, das sehr umfangreiche 
Grundstück des russischen Konsulats und anderer in Privat- 
besitz befindlicher Grundstücke und Häuser. 

Eine Enteignung dieser Grundstücke, in der Art wie es mit 
denen in der ehemaligen deutschen Niederlassung geschehen ist, 
wird wohl kaum von der chinesischen Regierung beabsichtigt 


sein, da diese sich ja nicht mit Russland im Kriege befunden hat. 


Die Enteignung kann sich also nur auf die administrative Ver- 
waltung beziehen, womit zunächst gemeint ist, dass der 
offizielle Titel „Russische Niederlassung“ abgeschafft wird und 
die Polizei- und Steuergewalt von den Chinesen beansprucht 
wird. 

Es sei hier an das Verhalten der in China und Japan feben- 
den Russen erinnert, nachdem in Russland selbst sich die 
Boischewisten die Regierungsgewalt angeeignet hatten. Zu- 
sammen. mit dem russischen Gesandten in Peking — in ähnlicher 
Weise auch in Japan — erklärten die Vertreter der russischen 
Gemeinden in Schanghai, Tientsin und Hankou ‚öffentlich durch 
die Zeitungen ihre Neutralität, womit zum Ausdruck gebracht 
werden sollte, dass sie jede Gefolgschaft mit den neuen Macht- 
habern Lenin und Trotzki ablehnten. 

Es war dies mehr oder weniger eine Handlung der Selbst- 
erhaltung namentlich mit Rücksicht darauf, dass nach dem 
Brest-Litowsker Frieden Russland nicht mehr zum Feindbund 
gehörte, ja von diesem jetzt ebenfalls als feindliche Macht be- 
trachtet wurde auf Grund der früheren Verträge. 

.Wäre also eine solche Neutralitätserklärung nicht erfolgt, 
so stand besonders für die Hankou-Russen zu befürchten, dass 
sie gleich wie wir aus den anderen Niederlassungen, vorzugs- 
weise der englischen, wo sie nicht unbedeutenden Grundbesitz, 
Häuser und Fabrikanlagen besitzen, ausgewiesen und diese ent- 
eignet worden wären. | 

In ihrem Vaterlande selbst werden sie diesem Schicksal 
wohl kaum entgangen sein, denn es ist als sicher anzunehmen, 
dass sich die bolschewistische Regierung ihres Eigentums in 
Moskau und anderen Städten mit besonderer Liebe an- 
genommen hat. 

Zum Schluss sei noch bemerkt, dass, wenn sich die eingangs 
erwähnte Meldung bestätigen sollte, die chinesische Regierung 
mit der russischen Niederlassung in Tientsin in gleicher Weise 
verfahren dürfte. | 


Einem Privatbrief aus Schanghai von Mitte September 
ist folgende Mitteilung entnommen: 

„AHmählich machen sich Anzeichen bemerkbar, dass die 
Stimmung im englischen Lager uns Deutschen gegenüber um- 
schlägt. Unter den alteingesessenen Engländern herrscht freilich 
nach wie vor der alte Ton verhaltenen Hasses, der sich gelegent- 
lich auch in den bekannten, gegen die „Huns“ gerichteten Ein- 
gesandts der englischen Zeitungen äussert. Die Zeitungen selbst 


Ueber die Beschlagnahme der russi-: 
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fühlen sich bel diesen Ausfällen gegen uns Deutsche offenbar 

wenig wohl; sie sind geschult genug, um einzusehen, wer 
schliesslich die eingeworfenen Fensterscheiben zu bezahlen hat; 
sie sind sich auch völlig klar darüber, dass politische Klugheit 
jetzt das Einschlagen anderer Wege erfordert, ähnlich denen, die 
man mit soviel Geschick und Erfolg nach dem Krieg in Süd- 
afrika den Holländern gegenüber eingeschlagen hat. Oeffnen 
die hiesigen Zeitungen gelegentlich ihre Spalten im Sprechsaal 
trotzalledem mehr oder weniger wüsten Angriffen auf die 
„Huns‘“, so sehen wir darin heute nur ein Zugeständnis an ge- 
wisse englische Bezieher des Blattes, deren Denkweise über die 
Kriegsstimmung noch immer nicht hinauskommen kann oder die - 
sich in ihrer Hoffnung, die Deutschen auf Jahre hinaus ebenso 
aus China ausgeschlossen zu sehen, wie Indien, die Straits 
Settlements usw. sich ihnen gegenüber verschliessen, getäuscht 
sehen. Auf der andern Seite müssen wir anerkennen, dass die 
jüngeren Engländer, die im Krieg selbst an der Front Dienst 
getan und die Deutschen auch ihrem tatsächlichen Verhalten auf 
dem Schlachtfeld oder (sie, die Engländer, als Gefangene) hinter 
den Kampflinien kennen gelernt haben, ausserordentlich viel zur 
gerechteren Beurteilung der Deutschen beitragen. Sie haben 
die Achtung vor dem Feinde gewonnen und sich bewahrt, und 


‚sie Jassen sich von denen, die während des Krieges fern vom 


Schuss in behaglicher Sorglichkeit gute Geschäfte mit Chinesen 
und Japanern machen konnten, nicht betören, sagen ihnen viel- 
mehr des öfteren die Wahrheit in recht ungeschminkten Tönen. 
Erfreulich ist, dass im deutschen Lager diese Stimmen wohl mit 


. freudiger (Genugtuung verzeichnet werden, nicht aber Anlass zu 


einem taktlosen Sichaufdrängen werden, wie wir das iri der 
Vergangenheit hier in Schanghai in vollständigem Missverstehen 
internationaler Beziehungen und Frffindschaften nur zu oft haben 
erleben müssen. Möge diese Zurückhaltung auf deutscher Seite 
von Dauer sein: sie kann nur dazu beitragen, allmählich die 
Beziehungen von Deutschen und Engländern hier draussen 
wenigstens erträglich zu machen!“ — 

In einem anderen Schreiben aus Schanghai vom 24. Sept. 
heisst es: | 

„Hier wird es als ein günstiges Zeichen für den Verlauf der 
jetzt in Peking gepflogenen Verhandlungen der deutschen Kom- 
mission mit der chinesischen Regierung, die den Abschluss eines 
neuen Handelsvertrages vorbereiten sollen, aufgefasst, das sie 
von der Presse wie gar nicht erwähnt werden. Offenbar haben die 
chinesischen Zeitungen von Peking einen Wink bekommen, den 
Gang der Verhandlungen nicht durch ungeschicktes Dazwischen- 
fahren zu erschweren oder zu stören. Man gibt sich hier all- 
gemein der Hoffnung hin, dass wenn China auch grundsätzlich 
in gewissen Fragen unerbittlich sein wird, (man braucht nur 
an die Behandlung der Yourinschen Gesandtschaft aus Werchne- 
Udinsk zu denken), sich für die Ausführung nachher annehm- 
bare Formen finden lassen werden. Auch in Peking weiss man, 
dass der Bogen nicht überspannt werden darf. Freilich lässt 
sich nicht verkennen, dass gewissen Kreisen der Regierung seit 


dem Eintreffen südamerikanischer Gesandtschaften und jetzt 


der bolschewistischen Eröffnungen der Kamm mächtig ge- 
schwollen ist, wie sich überhaupt in China neuerdings vielfach 
Zeichen eines starken Nationalbewusstseins geltend machen. 
Sicherlich aber wird der Minister des Aeussern, Dr. Yen, der ja 
Deutschland aus eigener Anschauung kennt, Vernunft walten 
lassen und die chauvinistischen Heisssporne rechtzeitig in ihre 
Schranken zurückweisen. Das ergibt sich mittelbar auch aus 
wiederholten Auslassungen, die sich in den Japan nahestehenden 
Blättern finden. In Peking schätzt man, wie ich höre, auch die 
Tatsache, dass Deutschland überhaupt direkte Verhandlungen 
mit China eröffnet hat, als eine sehr willkommene Anerkennung 
der Gleichberechtigung Chinas ein, aus_der sich bei späteren 
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Verhandiungen im Völkerbundsrat nicht ganz belanglose Vor- 
teile werden ziehen lassen. 

Japan. Nachstehende Klagen eines Tapandeuk 
schen über die Art und Weise, wie deutsche Fabrikanten 
ihre Preise und Verkaufsbedingungen fixieren, wollen wir 
ihres berechtigten Interesses wegen unseren Lesern nicht vor- 
enthalten. | 

In der April-Nummer des Echo ist ein Aufsatz von 


Dr. Mathies vom Reichswirtschaftsministerium: „Verkäufe ins 
Ausland“ enthalten, der eine. Verteidigung enthält gegen die 


vielen Klagen vom Auslande uber die Art und Weise, wie: 


.deutsche Fabrikanten seit Monaten ihre Preise und Verkaufs- 
Bedingungen fixieren. Ich habe die gleichen Klagen ebenfalls 
schon an meinen Vertreter in Hamburg gerichtet. Die sämt- 
lichen Antworten, die ich bis soweit von deutschen Fabrikanten 


auf meine verschiedenen Anfragen hin erhielt, sind unbefriedi- 


gend, und schliessen vorläufig jedes einigermassen sichere und 
reelle Geschäft aus. Wo Preise notiert werden, sind dieselben 
entweder in englischer Pfund-Sterling-Währung oder in Dollars 
xegeben. Was für Dollars gemeint sind, wird nicht angegeben; 
es sind anscheinend amerikanische Gold-Dollars gemeint, aber 
dass es’ auch mexikanische und andere Silber-Dollars auf der 
Welt gibt, das scheint man im Inlande Destschlands zu über- 
schen. An und für sich erweckt die Notierung deutscher Waren 
in fremder Minze den Eindruck. als ob Deutschland heutzutage 
nur noch eine alliierte Kolonie sei; der Eindruck, den dies Ver- 
fahren auf den deutschen Kaufmann im Auslande macht, dem es 
Jaran Jiegt, den deutschen Handel und die deutsche Industrie 
wieder hoch zu bringen, ist ein trostloser und entmutigender. 
Eine einzige Ausnahme hiervon habe ich aus Leipzig zu ver- 
zeichnen. von wo aus mir ein Musikalien-Verlag deutsche 
Reichsmark-Preise notiert, und gleichzeitig anzeigt, dass der 
offizielle Kurs M. 20 für den Yen beträgt. Das macht einen 
bedeutend besseren Eindruck. — Im übrigen lauten die Berichte 
der deutschen Fabrikanten efast ausschliesslich dahin: Preise 
können nicht garantiert werden, Lieferzeit kann nicht bestimmt 
innegehalten werden und der Fabrikant behält sich das Recht 
vor überhaupt nicht zu liefern, aber Bezahlung muss vorher 
eingeschickt werden. Dass solche Bedingungen unhaltbar und 
undurchführbar sind, muss jedem vernünftigen Menschen ein- 
Teuchten; der ausländische Käufer deutscher Waren soll sich mit 
Haut und Haaren dem deutschen Fabrikanten oder den deut- 
schen inneren Unruhen oder was sonst eintreten möge, über- 


| liefern, auch der 


Willkür des Fabrikanten: und wenn Herr 
Dr. Mathies auch noch so viel die Treue und den Glauben an 
die deutschen Industriellen und die deutschen Kaufleute ver- 
teidigt, die Tatsache bleibt bestehen. Auf Treu und Glauben 
kann kein solides Geschäft aufgebaut werden, noch dazu nicht, 
wo man noch täglich von Schiebereien, Durchstechereien, so- 
genannten Kriegsprofitlern und dergleichen mehr liest, und wo 
man ferner Kenntnis von der allgemeinen Jdegenerierten Moral, 
wo Dicbstahl an der Tagesordnung steht, erhalten hat. Unter 
solchen Umständen ist es mehr denn je geboten, dass gesetzlich 
für Innehaltung eingegangener Verpflichtungen gesorgt wird. 
Ich verkenne durchaus nicht die Schwierigkeiten, mit denen die 
deutsche Industrie heutzutage noch zu kämpfen hat, und von 
denen Herr Dr. Mathies in seinem Aufsatz spricht, immerhin 
bin ich der Ansicht, dass die Bestimmungen über den Auslands- 
Handel Deutschlands bis soweit schlecht gewählt sind Die vielen 
Klagen, die hierüber vom Auslande eingetroffen sind, liefern den 
besten Beweis dafür, denn diese kommen von praktischen Kauf- 
leuten, die in dieser Beziehung mehr Erfahrung haben, als alle 
Beamten der Welt zusammen genommen. . 
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Berlin W.35, Potsdamer Straße 28 II. 
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Genraikonsul Dr. Rössier 1. Am 8. November starb in Berlin 
nach kurzer schwerer Krankheit der Generalkonsul I. Klasse 
Dr. Walther Rössler, der allen Chinadeutschen durch seine lang- 
jährige Tätigkeit in China, besonders als Konsul von Canton 
bekannt ist. Sein Tod erfolgte nur wenige Tage vor seiner Aus- 
reise nach Barcelona, seinem neuen Posten. Die Deutsche 
Allgemeine Zeitung widınet ihm in ihrer Ausgabe vom 
12. 11. folgenden Nachruf: 


Mit ihm verliert das Auswärtige Amt einen seiner tüchtigsten und be- 
fähigten Generalkonsuln, und sein unerwartetes Hinscheiden hat in die Reihe 
erprobter Auslandsbeamter eine schwer auszufüllende Lücke gerissen. In 
besonderem Masse besass Dr. Rössler ein klares Urteil über die politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse seines Wirkungskreises, auch war es ihm 
in seltener Weise gegeben, den für ein erspriessliches Wirken nötigen engen 
Zusammenhang mit der deutschen Kolonie stets zu finden und zu erhalten. 
Sein frühzeitiges Hinscheiden wird daher nicht nur von seinen Mitarbeitern, zu 
denen er im kollegialsten Verhältnis stand, sondern auch in weiten Kreisen 
aufs tiefste bedauert werden. Generalkonsul Dr. Rössler war Badener von 
Geburt und hat nach Abschluss seiner zuristischen Vorbereitungszeit über zwei 
Jahrzehnte, seit dem Jahre 1900, dem auswärtigen Dienst angehört. Nach 
einer zweijährigen Ausbildungszeit begann er 1902 seine auswärtige Laulbahn 
als Vizekonsul beim Generalkonsul Barcelona, demselben, zu’: dessen Leiter er 
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jetzt wieder vor wenigen Wochen ernannt worden war. 
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Japan. Palast in Tokio eine Konferenz mit zwei anderen älteren Staatsmännern, 


Die japanische Regierung hat beschlossen, von 1922 ab die 
“sechsjährige Schulpflicht auf 8 Jahre auszudehnen. 
Mehrkosten sollen vom Reich getragen werden. 

Havas meldet, dass sowohl England wie Amerika eine japanische Be- 
stellung auf 200 000 Tonnen Petroleum abgelehnt. Die japanische Marine ist 
dadurch auf die viel zu kleinen einheimischen Vorräte angewiesen. 

Etwa 380 000 japanische Fahrzeuge mit einer Besatzung von fast 
1,5 Millionen Mann liegen in den ostasiatischen Gewässern, bei Formosa, 
Liukin-Insel, Korna, Manschurei, Sibirien, Sachalin und Japan der Fischerei ob. 
Der Gesamtwert der Fischercierträge ist 120 Millionen Jen. 

Io Hawai leben rund 100 000 Japaner, die japanische Staatsbürger sind, 
daneben 20--30 000 staatenlose Japaner. 


bisherige 
Die hierdurch entstehenden 


Personalnachrichten. 


Kaiser von Japan. Die ‚Osaka Mainichi’' hörte Ende September vom 
Minister des Kaiserlichen Hauses, General Nakamura, dass zwar der Gesund- 
heitszustand des Kaisers von Japan sich febessert habe, dass der Kaiser aber 
noch nicht ao weit gekräftigt sei, um voraussichtlich den im November in 
Kyushu stattfindenden Kaisermanövern beiwphnen zu können. 

Marquis Matsukata. Marquis Okuma. Fürst Saionji. Wiederholte Ge- 
ruchte, wonach der Uross-Siegelbewahrer des japanıschen Kaisers, Marquis 
Matsukata, einer der wenigen Uecberlebenden unter den älteren Staalsmännern, 
sein Amt wegen seines hohen Alters von 80 Jahren niederzulegen beabsichtige 
oder bereits miedergelegt habe, werden von zuständiger Stelle als falsch be- 


zeichnet. Marquis Matsukata hatte noch am 24. September im kaiserlichen 
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nämlich mit Marquis Okuma und Fürst Saionji. 


Feldmarschall Fürst Yamagata. Der Präsident des japanischen Geheimen 
Kronrats Feldmarschall Fürst Yamagata lag längere Zeit auf seinem Landsitz in 
Odawara ziemlich schwer erkrankt danieder, hat sich aber voliständig wieder 
erholt und wurde Ende September von Odawara in Tokio erwartet, wo sich, 
wie die ,Jiji’' mitteilt, Marquis Okuma eine Besprechung mit ibm über die 
politische Lage erbeten haben soll. Allgemein wurde diese Besprechung als 
von Okuma in nicht sehr günstigem Sinn für das Kabinett Haba beabsichtigt 
aufgefasst, doch wurde angenommen, dass Fürst Yamagata auch weiter seine 
Flügel schirmend über das Seiyukai-Kabinett breiten werde. 

Vizeadmiral Baron Akamatsu. Im Alter von 80 Jahren ist in Tokio einer 
der Schöpfer der japanischen Kriegsflotte, Vizeadmiral Baron Akamatsu, ins 
Grab gesunken. Er war noch einer der ältesten japanischen Marineoffiziere 
und hat noch in Holland seine ersten Studien gemacht. Ausser seinen Ver- 
diensten um die Organisation der Flotte, für die er den Titel eines Barons 
und den Rang eines Vizeadmirals erhielt, hat er sich bei der Bekämpfung auf- 
ständischer Wilden in Formosa ausgezeichnet. Er war zuletzt Kommandeur 
des Kriegshafens Yokosuka. 
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Bücher- und Zeitschriftenschau. }! 
Die „Rundschau“ wird in Zukunft regelmässig in der 
„Bücherschau“ einen Ueberblick geben über neu erschienene 
Werke über die ostasiatischen Länder. Eine Besprechung ein- 
zelner Werke behält sich die „Rundschau“ vor. Ohne Weber- 
sendung eines Rezensionsexemplars findet. eine Besprechung 
nicht statt, Die Redaktion. 
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Entwicklung der japanischen Eisenindustrie während des 
Krieges, 1920; 11,80 M.; von Dr. S. Berliner und Kurt Meissner. 
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Buchhandlung, Hannover. 
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in China 


in China 


von Konsul Dr. A. Nord, 


G. Allen 


Die Handelshochschule in Berlin veranstaltet in Verbindung mit dem 
Deutsch-Argentinischen Zentralverband vom Mittwoch, dem 24. November 1920 
bis Mittwoch, den 2. Februar 1921, in der Aula der Handelshochschule eine 
Vortragsreihe von insgesamt 10 Vorträgen über Argentinien, 

Interessenten von Russland werden darauf hingewiesen, dass die Monats- 
schrift „Russischer Kurier‘, der bei Kriegsausbruch im 8. Jahrgang stand, 
wieder erscheint. 

Ein Leser der Rundschau fragt an: Inwieweit ist ein vor dem Kriege im 
Ausland erworbenes und im Auslande verbliebenes Vermögen eines Deutschen 
steuerpflichtig, wenn der Inhaber dieses Vermögens während des Krieges 


wieder nach Deutschland zurückgekehrt ist und hier seinen Wohnsitz ge- 
nommen hat? 
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Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde: verantwortl. Schriftleiter: Dr. F.W. Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: 


Hauptschriftleiter Arthur Dix. 


verantwortl. Schriftleiter: Dr. Mohr; für die Anzeigen: H. Pabst; sämtlich in Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.m.b.H., Berlin sw. 
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Die Unabhängigkeitsbewegung 
—der Philippinen. 
Von C. Fink. 


Der Ausgang des Weltkrieges hat den Amerikanern eine 
schwere Sorge gebracht: ihre Stellung auf den Philippinen 


_ wird heute nach ihrer Auffassung ernstlich von Japan be- - 


droht. Japan hat die nördlich* vom Aequator liegenden 
Inseln des ehemaligen deutschen Kolonialbesitzes im Stillen 
Ozean (die Marianen, .die Marschallinseln, die Karolinen 
ünd die Palauinseln) während des Weltkrieges im Einver- 
nehmen mit seinen damaligen Bundesgeriossen England, 
Frankreich und Russland besetzt. „Vorläufig besetzt“ wird 
immer wieder betont. Wer aber die Entwickelung, die diese 
Inseln in den letzten Jahren unter japanischer Verwaltung 
genommen haben, gefolgt ist (ich habe darüber einiges in 
der Nr. 18 dieser Zeitschrift mitgeteilt), wird der „Chicago 
Sunday Tribune“ vom 17. Oktober zustimmen, die resigniert 
schreibt: „Wir (die Amerikaner) würden tatsächlich Toren 
sein, wollten wir noch Zweifel darüber hegen, dass diese 
Inseln dauernd in den Besitz Japans übergegangen sind.“ 
Die Inseln schieben: sich als starker Riegel von Nord:n 
zwischen die Vereinigten Staaten von Amerika und die Phi- 
lippinen. Im Kriegsfall wären: letztere von Amerika - sofort 
abgeschnitten. In Amerika selbst ist man über den Wert der 
Philippinen unter den gegebenen Verhältnissen sehr geteilter 


Ansicht. Die einen sehen in ihnen eine erhebliche strategische‘ 


Schwächung der Vereinigten Staaten auf dem Pazifik und 
raten, sich dieses schwachen Punktes baldigst zu entledigen, 
die anderen wollen von einer solchen Preisgabe nichts wissen, 
treten vielmehr für eine erhebliche militärische Verstärkung 
der Philippinen ein, die als Stützpunkt der amerikanischen 
Chinapolitik heute weniger als je entbehrt werden könnten. 
Auch in der Frage, wie sich die politische Zukunft der Inseln 
gestalten wird, soweit die Vereinigten Staaten in Frage kom- 
men, dürfte aber. kaum eine Entscheidung fallen, ehe nicht am 
1. März nächsten Jahres die republikanische Partei mit dem 
Amtsantritt des erwählten Präsidenten Harding die Ge- 
schäfte übernommen hat und nach ihrem Willen zu lenken im 
Stande ist. 

Im Jahre 1916 hatten die unter demokratischer Leitung 
stehenden Vereinigten Staaten den Philippinen das Recht einer 
erheblich erweiterten Selbstverwaltung zugestanden. Das 
Jones-Gesetz, das am 29. August 1916 vom Kongress ange- 


nommen worden ist und den Philippinen Unabhängigkeit zu- 


sagte, sobald sie eine stetige Verwaltung für die Inseln ge 
schaffen hätte, brachte sofort die Ablösung der aus Ameri- 
kanern bestehenden sogenannten Philippinen-Kommission 
durch einen aus Philippinern bestehenden Senat sowie die 
Errichtung von fast ausschliesslich mit Philippinern besetzten 
Verwaltungsbehörden. Von letzteren steht heute nur noch 
eine, das Erziehungswesen, zu dem übrigens auch das Oe- 
sundheitsamt gehört, unter der Leitung eines Amerikaners, 
wie auch fast in ihm allein noch amerikanische Beamte tätig 
sind. Wie schnell die amerikanischen Beanıten durch philip- 
Pinische ersetzt worden sind, ergibt sich unter anderem dar- 
aus, dass es 1916 rund 2600, 1917 noch 1310 Amerikaner gab, 
neben denen 9859 Philippiner standen, während 1918 nur noch 
420 Amerikaner im Amt waren, dafür aber 9993’ Philippiner. 
Seitdem hat sich das Verhältnis weiter zu Gunsten der Philip- 
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piner geändert. Damals war die Auffassung, dass den Philip- 
pinen in kürzester Zeit volle Selbständigkeit und Unabhängig- 
keit gewährt werden müssten, in den Vereinigten Staaten 
ganz allgemein. Im Frühjahr 1919 (also nach dem Abschluss 
des Waffenstillstandes) fasste, die „Anti- Imperialistic League“ 
in einer Versammlung in New York sogar eine Entschliessung, 

wonach dem Friedensprotokoll ausdrücklich die Bestimmung 
einzuverleiben sei, dass den Philippinern vollständige Un-. 
abhängigkeit verbürgt würde. Damals traf eine Abordnung 
der Philippiner unter Führung des Senators Don Manuel 
Quezon in Washington ein, dem sowohl brieflich vom Prä- 
sidenten Wilson, wie mündlich vom Kriegsminister (die Ver- 
waltung der Inseln untersteht dem Kriegsministerium) ver- 
sichert wurde, die Erfüllung der Unabhängigkeitswünsche 
der Philippiner begegneten sich mit denen der amerikanischen 
Regierung, die dem Kongress schon in der allernächsten Zeit 
eine dahingehende Vorlage werde zugehen lassen. Man muss 


‘Quezon zugestehen, dass er sehr ‘geschickt in Washington 


vorzugeben wusste; er schmeichelte dem amerikanischen 
Selbstgefühl, in dem er bei jeder Gelegenheit betonte, wie sehr - 
die Philippinen sich den Vereinigteg Staaten zu Dank ver- 
pflichtet fühlten und wie sehr sie auch in Zukunft jederzeit 
von dem Wunsche beseelt sein würden, dem auf alle Art und 
Weise Ausdruck zu verleihen; der Völkerbund, den damals 
Präsident Wilson in Paris ins Leben zu rufen sich bemühte, 
spielte in den mannigfachen Reden, die Quezon in Amerika 
hielt, damals ebenfalls eine grosse Rolle. Und ein Echo er- 
hielten die Worte Quezons in Briefen aus Manila, in denen 
versichert wurde, nichts hätten die Philippiner so aufrichtig 
bedauert, wie daß der Krieg ein vorschnelles Ende genommen 
hätte; fünfzehntausend Philippiner hätten auf dem Sprunge 
gestanden, den Amerikanern zu beweisen, wie aufrichtig treu 
sie dem Sternenbanner seien, und in das amerikanische Heer 
einzutreten, wic ja auch stets auf den Philippinen ausser- 
ordentlich grosse Beträge der amerikanischen .Kriegsanleihen 
gezeichnet worden seien. Es herrschten diesseits wie jenseits 
des Stillen Ozeans eitel Freude und hoffnungsvolle Stim- 
mung, dass ein neues Lorbeerblatt der „Humanität und Zi- 
vilisation“, die Unabhängigkeit der Philippinen, Denn Wer- 
den sollte. 

Aber es ist bei dem Wunsche gehlieben. - Anderthalb 
Jahre sind seitdem vergangen; an den Verhältnissen auf den 
Philippinen hat sich auch nicht das geringste geändert. Da- 
für waren freilich nicht allein die Amerikaner verantwortlich. 
Auch unter den Philippinern selbst gewann der Zweifel, ob 
eine vollständige Unabhängigkeit der Inseln tatsächlich im 
Interesse der Philippiner läge, Boden. Derselbe Senator 
Quezon, der im März vorigen Jahres als Unabhängigkeits- 
apostel mit fliegenden Fahnen nach Washington gekommen 
war, sprach im Juni offen aus: „Eine unabhängige philip- 
pinische Regierung würde nicht die Macht haben, einem ja- 
panischen Angriff Widerstand zu leisten.“ Eine Bürgschaft 
der Vereinigten Staaten wäre ganz unerlässlich. Es darf daran 
erinnert werden, dass damals der jetzt erwählte Präsident, 
Senator Harding von Ohio, im Ausschuß des Bundessenats 
für auswärtige Angelegenheiten ausdrücklich die Frage an 
Senator Quezon richtete, ob die Philippinen eine Unab- 
hängigkeit ohne Schutz der Vereinigten Staaten in irgend 
einer Form annehmen würden. Darauf entgegegnete Quezon, 
es würde im Interesse beider Länder liegen, sich über diese 
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Frage zu verständigen. „Das Wesentlichste für den Augen- 
blick ist die Unabhängigkeit. Nichts erstreben die Philippiner 
heute mehr, als die Unabhängigkeit und den Völkerbund. Sie 
sind davon überzeugt, dass ihre Unabhängigkeit geachtet 
werden wird. Sie sind auch der Ansicht, dass ihnen die Un- 
abhängigkeit unmittelbar nach dem Friedensschluss verliehen 
wird.“ Auf eine ihre Tendenz an der Stirn tragende Frage 
Senator Phelans von Kalifornien gab Quezon bei jener Ge- 
legenheit die Zahl der Japaner auf den Philippinen mit 10 000 
an; sie erwürben aber, im Gegensatz zu den Japanern in 
Kalifornien, auf den Inseln nur selten Grund und Boden; 
einem vom philippinischen Kongress bereits angenommenen 
Gesetz, das den Japanern den Landerwerb auf den Philip- 
pinen ganz unmöglich machen würde, hätte das Washing- 
toner Staatsdepartement bisher seine Zustimmung nicht 
erteilt. \ 

Die japanische Gefahr für die Philippinen ist, wie hier 
erwähnt werden muss, soweit mir erinnerlich vor etwa Jahres- 
frist zum erstenmal auch in einem amtlichen amerikanischen 
Bericht an die Wand gemalt worden. Damals meldete der 
stellvertretende Gouverneur der Inseln Mindanao und Sulu, 
dass die Japaner sich systematisch in wachsender Zahl auf 
der Insel Davao festsetzten. In etwa sechs :Monaten des 
Jahres 1918 sei ihre Zahl dort von 9500 auf 12000 gestiegen 
(Quezon sprach im Juni sl919 von insgesamt nur 10000 Ja- 
panern auf den Philippinen), und man müsse annehmen, dass 
sich die Einwanderung nach ganz festgelegten Plänen ent- 
wickele, wie man das ja auch in Hawaii erlebt habe. Von 
einer solchen starken Einwanderung ist nachher nie wieder 
die Rede gewesen. Dagegen lässt sich nicht verkennen, dass 
die Japaner grosse Anstrengungen machen, in das philip- 
pinische Geschäft zu kommen. Insbesondere ist es dem Ein- 
greifen. der Japaner zu danken, dass sich die Hanfindustrie 
der Philippinen in den letzten Jahren ausserordentlich ge- 
hoben hat; ein grosser Teil der Erzeugung der besseren Fa- 
brikate der Insel Mindanao.geht heute nach Japan. Auch die 
Perlfischerei hat japanischem Unternehmungsgeist letzthin 
viel zu danken. Neuerdings ist schliesslich auch von japani- 
schen Bestrebungen die Rede gewesen, sich durch Hergabe 
von grösseren Kapitalien den Ertrag von Zuckerpflanzungen 
im Calamba-Gebiet zu sichern. Ueber derartige wirtschaft- 
liche Unternehmungen hinaus sind aber planmässige Koloni- 
sationsbestrebungen der Japaner auf den’ Philippinen bisher 
nicht nachgewiesen. 

Doch. um auf die Zusage der Amerikaner, den Philippinen 
Unabhängigkeit zu gewähren, zurückzukommen, so muss fest- 
gcstellt werden: Ausserhalb der Vereinigten Staaten und der 
Phikppinen hat kein Mensch die von den Amerikanern ge- 
machten Versprechungen je schr ernst genommen. Der fran- 
zösische Abgeordnete Perraux veröffentlichte im Juni vorigen 
Jahres im Mülhausener „Express“ einen Aufsatz, in dem er 
in nicht misszuverstehender Weise andeutete, die Zusagen 
der Amerikaner seien nichts als Redensarten und eine leere 
Komödie: Selbstverwaltung, ja; Unabhängigkeit, nein. In 
Amcrika dächte niemand daran, den Philippinern freie Ver: 
fügung über ihre Ein- und Ausfuhr zauzugestehen; Amerika 
werde sich die volle Ausbeute der Ililfsquellen der Philip- 
pinen unter allen Umständen vorbehalten; die von Amerika 
an die Wand gemalte japanische Gefahr sei angesichts der 
verschwindend kleinen Zahl der dort ansässigen Japaner ein 
zu durchsichtiges Manöver, um ernst genommen zu werden. 

Mit grossem Nachdruck hat im August dieses Jahres 
der japanısche Professor Matsunami von der kaiserlichen 
Universitat Tokio bei einer Gastvorlesung vor der Universi- 


or: 


tät Manila die Unterstöllung, Japan trage sich mit einem An- 
schlag auf die Philippinen, zurückgewiesen. Japan, erklärte 
er, habe ausser engeren Handelsbeziehungen keinerlei Ab- 
sichten auf die Philippinen. Man sei sich auch in Tokio dar- 
über völlig klar, dass wenn die Japaner sich der Philippinen 
zu bemächtigen suchen würden, sie auf viel grössere Schwie- 
rigkeiten stossen würden, als die Amerikaner; im übrigen 
hätte Japan an den Erfahrungen, die es mit Korea gemacht 
hätte, das es der Haltung Chinas und Russlands wegen .neh- 
men musste, gerade genug. 

e Um dieselbe Zeit erklärte das frühere Kongressmitglied 
für Kalifornien Charles H. Randall einem Vertreter der „New 
York World“ gegenüber, es sei gar nicht daran zu denken, 
den Philippinen innerhalb der nächsten fünfundzwanzig Jahre 
Unabhängigkeit zu gewähren. Neun Millionen der Bewohner 
der Inseln von insgesamt zehn Millionen hätte auch nicht das 
geringste Verständnis für. Selbstverwaltung; es sei daher 
töricht, die Philippiner sich selbst zu überlassen. Eine Wen- 
dung könne für die Philippiner wie für den Rest der asiati- 
schen Völker erst eintreten, wenn diese,amerikanisiert seien. 
Es soll hier nicht erörtert werden, wie weit eine Amerikani- 
sierung der breiten Masse asiatischer Völker überhaupt 
möglich ist. Darüber findet sich in Hyndmans Buch „The 
Awakening of Asia“ manche interessante und beherzigens- 
werte Ausiassung. Wir haben hier nur mit der Tatsache zu 
rechnen, dass in Amerika weite Kreise nicht nur an die Mög- 
lichkeit einer Amerikanisierung des Fernen Ostens glauben, 
sondern auch entschlossen sind, sie mit allen Mitteln zu för- 
dern. Für die Philippinen ist das in erster Linie der Fall. 

Es wäre sonst mehr als auffallend gewesen, dass der 
Kongress der Vereinigten Staaten noch für das Jahr 1919/20 
einen Betrag von 30 Millionen Dollars über das ausserordent: 
liche Budget hinaus für das Erziehungswesen der Philippinen 
bewilligte, wenn wirklich die Absicht bestanden hätte, den 
Inseln binnen kurzem die volle Unabhängigkeit zu gewähren. 
Die philippinische Presse forderte diese aber mit unge 
schwächtem Nachdruck. Der Widerhall, den ihr Werben in 
Amerika fand, ist indessen keineswegs ungeteilt. Die „New 
York Evening Post“ hat die Frage aufgeworfen: „Dürfen wir 
dem Generalgouverneur der Philippinen, Harrison, trauen, 
wenn er sagt: „Ihrem Temperament, ihrer Erfahrung, ihren 
finanziellen Fähigkeiten nach sind die Philippiner berechtigt, 
von jeglicher fremden Regierung befreit zu werden,“ oder 
dem Vizegouverneur Yecater, wenn er sagt: „Die Verwal- 
tungsfähigkeit, die die Philippiner in den letzten Jahren ge- 
zeigt haben, steht einzig in der Weltgeschichte da“? 

Die Ereignisse, die mit dem Friedensschluss und der 
Heimkehr Wilsons, seiner Erkrankung und der Vorbereitung 
der neuen Präsidentenwahl in Verbindung stehen, haben dazu 
geführt, dass man auch in den demokratischen Kreisen 
Washingtons die Philippinenfrage „dilatorisch“ behandelt. 
Dagegen hat aber der.Kongress der Philippiner im März 
dieses Jahres sehr entschieden Verwahrung cingelegt. Er 
nahm von neuem eine Entschliessung an, in der die sofortige 
Verleihung voiler Unabhängigkeit gefordert wurde. Aber- 
mals wurde eine Abordnung nach Washington gesandt, um 
nie Erfüllung der philippinischen Forderungen nachdrücklich 
zu betreiben. Der Schriftführer dieser Abordnung, Maxime 
Kalaw, fasste die Forderungen damals wie folgt zusammen: 

Das philippinische Volk fordert Unabhängigkeit in 
irgend einer Form, die die Vereinigten Staaten gewähren 
wollen. Wir haben vier Vorschläge gemacht: - 

1. Unabhäugiekeit der Philippinen unter dem Völkerbund, 

2. bedirgte und vollständige Unabhängigkeit, 


. 


3. Unabhängigkeit unter einem Neutralitätsvertrag der 
Vereinigten Staaten, Japans und anderer Mächte, der 
den Philippinen eine ähnliche Unabhängigkeit gewährt, 
wie Holland sie hat, 


Unabhänpigkeit unter dem Schutze der Vereinigten 
Staaten entweder für eine Reihe von Jahren oder bis 
die Vereinigten Staaten uns die volle Unabhängigkeit 
“ gewähren wollen. 


Die Noffnung der Philippiner, bald das erstrebte Ziel zu 
erreichen, erhielt im vergangenen Sommer einen argen Stoss, 
als der Kongress in Washington das Gesetz über die Küsten: 
schiffahrt annahm, das dem Präsidenten Vollmacht gibt, dieses 
Gesetz auch auf die Kolonien anzuwenden. Der grosse 
Freund Amerikas, der Präsident des philippinischen Senats, 
Don Manuel Quezon, steilte sich nun plötzlich an die Spitze 
einer Bewegung, die mit aller Kraft ge&en diese Bestimmung 
des amerikanischen Gesetzes Verwahrung einlegte und es 
zu bekämpfen sich zur Aufgabe machte. In den amerikani- 
schen Kreisen auf den Philippinen sah man in dem Vorgehen 
Quezons und seiner Freunde eine nur schlecht verkappte 
Bestrebung, endlich greifbare Erfolge in der Unabhängigkeit 
zu erzielen, die, wie man, allgemein annahm, von englischer 
und japanischer Seite gefördert würden, da man in London 
und Tokio offenbar wenig Lust verspürte, sich von der 
Philippinen-Schiffabrt zum Vorteil der Amerikaner aus- 
schliessen zu lassen. Diese amerikanische Gegenströmung 
führte dann Anfang August zu der Annahme einer Ent- 
schliessung durch die amerikanische Handelskammer in Ma- 
nila, in der ausdrücklich verlangt wurde, dass die Vereinig- 
ten Staaten die Staatsoberhoheit über die Philippinen behal- 
ten sollen und den Philippinern nur örtliche Selbstverwaltung 
zugestanden wird, etwa in der Art, wie die anderen ameri- 
kanischen Territorien durch einen von Washington ernannten 
Gouverneur verwaltet werden. Die Philippiner waren sofort 
mit einer Antwort bei der Hand. Es war um die Zeit, wo die 
amerikanischen Kongressabgeordneten, die Ostasien besuchten, 
in,Manila eintrafen. Die philippinischen Setzer aller in eng- 
lischer Sprache erscheinenden Zeitungen traten in einen Streik 
ein und machten es damit den amerikanischen Blättern un- 
möglich, ihren Gästen aus dem Washingtoner Kongress die 
Dinge so darzustellen, wie sie es wünschten. 


Nach der Reise der Abgeordneten ist es dann zu einem 
heftigen Zeitungskrieg in Manila gekommen. Einer der 
Führer der Unabhängigkeitsbewegung, Jaime de Veyra, vor- 
tragender Rat im Unterrichtsdepartement, verlangte in un- 
verblümten Worten, die Vereinigten Staaten sollten endlich 
ihr Versprechen erfüllen und die Unabhängigkeit gewähren, 
wie das ja auch der eigenen amerikanischen Unabhängigkeits- 
bewegung entspreche, die ausdrücklich sage, dass eine Ke- 
gierung ihre Macht nur aus der Einwilligung der Regierten 
ableiten könne. Die im Jones-Gesetz vorgesehene zuverlässige 
Regierung sei jetzt vorhanden. Zweimal hätte der amerika- 
nisch Kongress innerhalb der letzten anderthalb Jahre Ent- 
Schliessungen für die Bestrebungen «er Iren angenommen, 
wie viel mehr Anspruch „hätten die Philippiner darauf, dass 
die Amerikaner ihnen die längst zugesagte Unabhängigkeit 
verliehen! Dagegen machte die amerikanische „Manila Timzs“ 
geltend, der Weltkrieg habe ja auch, wie Quczon selbst in 
Washington zugegeben hatte, die Philipziner zu der Er- 
kenntnis gebracht, dass die erste Voraussetzung eiaer Un- 
abhängigkeit sei, dass das Land gegen jeden Druck von 
aussen gesichert dastehe. Es nütze nichts, dass man das 
Üigene Land verwalten könne, wenn man sich nıcht gegen An- 
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gritfe von aussen zu schützen vermöge. Dieser Schutz aber 
set für die Philippinen nur voraanden, sc Jangr die ameri- 
kanische Flagge über ihnen wehe; auf dic Form dr Regie- 
rung komme es dabei nicht an. Die Vereinigten Staaten aber 
könnten eine Verantwortung für Gebiete über See nur 
übernehmen, wenn sie ihnen gehörten; ein Martäft des Völ- 
kerbundes, wie es die Philippiner wünschten, auszuüben, 
läge ganz ausserhalb der Politik Washingtons.. Wenn aber 
die Philippiner sich jetzt auf den Standpunkt stefJten, es sei un- 
natürlich oder unedel, sich gegenüber dem Schicksal eines 
Volkes, das man zu politischer Reife erzogen habe, gleich- 
gültig zu verhalten, so habe Amerika nur die einfache, aber end- 
gültige Antwort darauf: Tut, was ihr wollt! Senator Quezon 
scheint: befürchtet zu haben, dass die ‚erregte Erörterung 
schlieslich eine Lage herbeiführen könnte, die einen dicken 
Strich durch die Bestrebungen der Philippiner machen müsste. 
Er spannte, um mit Schiller zu reden, die Nase ein und er- 
klärte, seine Landsleute seien zu: gewissen grundsätzlichen 
Zugeständnissen bereit: sie wollten Amerika dauernde Stütz- 
punkte für sein Heer und ‚seine Flotte auf den Inseln. ein- 
räumen, alle Amerikaner rechtlich mit den Philippinern gleich- 
stellen, Bürgschaft für die Durchführung, der gesundheits- 
polizeilichen Erlasse der amerikanischen Verwaltung sowie 
betreffs Aufrechterhaltung der Beziehungen zum Ausland 
geben. Dagegen erklärte die philippinische Presse mit gro- 
ssem Nachdruck, an die Umwandlung der Philippinen in 
ein sogenanntes Territorium, wie es heute Alaska, Hawaii, 
Portorico und Tutuila seien, sei nicht zu denken; denn das 
würde ja die Philippiner dauernd zu einem Bestandteil des 
Gebiets der Vereinigten Staaten machen und den Philippinern 
jede Hoffnung auf spätere Unabhängigkeit nehmen. Die 
amerikanische Handelskammer hat darauf anscheinend diese 
Forderung fallen iassen; die ihr nahestehende „Manila Times“ 
erklärte am 9. September, man dächte nicht an die Verwal- 
tung nach Art der amerikanischen Territorien, sondern an 
eine nach Art der englischen Dominien, wo die Exekutive 
beim König und einem Ministerrat lägen, die örtlichen An- 
gelegenheiten aber ausschliesslich von der eingesessenen Be- 
völkerung erledigt würden. | 

Aber auch dieser Vorschlag hat bei den Philippinern 
keine‘ Gegenliebe gefunden. Eine neue Abordnung, dieses 
Mal unter Führung de Veyras, hat sich Mitte September nack 
Amerika begeben, um dort lebhafte Propaganda für die Un- 
abliängigkeit der Philippiner zu machen, wie sie schon vor 
vier Jahren im Jones-Gesetz versprochen worden sei. Es 
bleibt abzuwarten, ob de Veyra in Amerika Erfolg haben 
wird. Vor der Hand scheint es, als ob man in den inter- 
essierten Kreisen Amerikas nicht daran denkt, die Früchte, 
die man auf den Philippinen mit Aufwand grosser Mittel 
gehegt und gepflegt hat, anderen in den Schoss fıllen zu 
lassen. Es ist anzunehmen, dass die Republikaner einen 
grundsätzlich anderen Standpunkt einnehmen werden, als die 
Demokraten eingenommen haben, als sie den Philippinern 
unter Wilsons erster Präsidentschaft zur Zeit des Weltkrieges 
Freiheit und Unabhängigkeit in Aussicht stellten. Die „Chi- 
cago Sunday Tribune“ schrieb letzthin: ‚Wir wollen nicht 
weissagen, wollen uns auch nicht auf Dogmen versteifen: 
Aber die Sache ist wert, ernstlich durchdacht zu werden. 
Wir können uns nicht treiben lassen. Tun wir es, werden 
wir unsere Gleichgültigkeit mit unnötigen Opfern an gutem 
amerikanischem Blut und vielleicht einem schweren Verlust 
unserer Stellung als Weltmacht zu bezahlen haben.“ 

Ein interessantes Licht wirft die liberale, allasiatische 
Bestrebungen fördernde japanische „Asian Review“ auf die 
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philippinische Frage. In ihrer Oktobernummer schreibt das 
Blatt: „Der amerikanische Kapitalismus sieht sich auf den 
Philippinen bedroht, wenn die von Washington gemachten 
Zusagen gehalten werden. Damit würden nämlich die wirk- 
lichen Interessen der Philippiner gefördert werden, die stets 
mit denen ‘der ‘Ausländer auf den Philippinen im Wider- 
spruch gestanden haben. Die Entschliessung der amerikani- 
schen Handelskammer in Manila zeigt einen grossen Mangel 
an „fair play'‘g ohne das £ine ruhige, sachliche Erledigung 
der Angelegenheit unmöglich ist. Das Vorgehen der Handels- 
kammer hat unter den Philippinern die grösste Aufregung 
verursacht. Sie verlangen jetzt, dass die ihnen gemachten 
Versprechungen gehalten werden. Als Asiaten sprechen wir 
den Philippinern unser aufrichtiges Mitgefühi aus und hoffen 
dass sich ihre Wünsche bald verwirklichen werden. Onkel 
Sam aber erinnern wir an das alte lateinische Wort: Fiat 
justitia, ruat caelum“. 


Neudeutsche China-Politik. 
Von Dr. W.Schrameier.: 


Das neueste Werk des Regierungsrates Dr. F. W. Mohr* 
das diese Frage behandelt, gehört zu den besten China- 
büchern, die in den letzten Jahren in Deutschland erschienen 
sind. Seit Professor Frankes „Ostasiatischen Fragen“ gibt 
es keine Schrift, die sich mit der wirtschaftlichen und politi- 
schen Stellung der Deutschen im Fernen Osten als einem 
Problem beschäftigt, das auch die Notwendigkeiten, Bedürf- 
nisse und Wünsche Chinas zu berücksichtigen und in den 
Kreis ernster Erwägungen zu ziehen hat. Ein Unglück ist, 
dass das Buch nicht früher erschienen ist, und über den 
meisten seiner vortrefllichken Anregungen und Vorschläge 
das leidige „Zu spät!“ steht, das das Treiben der für die 
Auslandspolitik verantwortlichen Stellen vielfach in so be- 
dauerliche Weise charakterisiert. Trotzdem muss man dem 
Verfasser dankbar sein, dass er seine Gedanken nicht in sich 
verschlossen hat. Wer ein Interesse an der Entwicklung der 
Dinge im Fernen Osten nimmt, die keine Frage von heute, 
sondern der Zukunft ist, und, mögen wir Deutschen uns in 
den nächsten Jahren praktisch daran beteiligen oder nach 
dem Willen der Entente davon ausgeschlossen bleiben, das 


wichtigste Ereignis dieses Jahrhunderts werden wird, ein. 


Ereignis, vor dem alle bisherigen Erscheinungen der Um- 
wälzung Europas verblassen und in Nichts versinken, der 
wird mit Nutzen von diesen Gedanken sich beeinflusen lassen, 
die ein Verständnis der kommenden asiatischen Bewegung 
von der Küste des Stillen Ozeans her erleichtern. 

Der Verfasser beginnt mit einem kurzen Ueberblick der 
deutsch-chinesischen Beziehungen bis zur Kriegserklärung 
und <chliesst daran eine Erörterung der politischen Zicle 
Chinas. Mit einer Fülle von geschichtlichen Belegen und 
statistischen Nachweisen enthält cheses Kapitel die wert- 
vellsten Fingerzeige zu einer Neuorientierung unserer Stel- 
lung zur chinesischen Frage. Hlier liegt der Kernpunkt, 
von dem aus unsere Bewertung und Behandlung Ostasiens 
einzusetzen hat. In den zwei letzten Kapiteln zieht der \Ver- 
fas’er die Folgerungen für den deutschen Handel und den 
deutschen Chinadienst. Während die Forderungen für den 
Handel im allgemeinen sich auf Dinge beschränken, die längst 
als notwendie erkannt und zum gressen Teil verwirklicht 
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waren, und zwar deshalb, weil die deutsche Kaufmannschaft 
jeder anderen deutschen Betätigung im Auslande im all- 
gemeinen sich weit überlegen zeigte, ja, der deutsche Handel 
in China in seinen Methoden und Wirkungen jeden, auch den 
ältesten und kraftvollsten Wettbewerber an die Wand zu 
drücken drohte — weshalb wäre denn sonst der Raubzug 
der von England aufgehetzten Welt gegen unser Volk nötig 
gewesen! —, entrollen die Vorschläge für die Neuorgani- 
sation des deutschen Chinadienstes, weniger des deutschen 
Schulwesens, als unserer amtlichen Vertretungen, vor allem 
der deutschen Presse und der d:utschen Aufklärungsarbeit 
sowie der Presseberichterstattung ein trübes Bild von Be- 
gehungen und Unterlassungen, die in direktem ‚Gegensatz 
zu unserer kaufmännischen Arbeit standen und nicht nur seit 
Jahren den Gegenstand ernster Beunruhigung jedes einsich- 
tigen Deutschen, sondern der Schadenfreude und des Hohnes 
seiner Konkurrenten und des aufrichtigen Schmerzes der uns 
befreundeten asiatischen Nationen bildeten. 

Mit der Beurteilung,der deutsch-chinesischen Politik des 
Verfassers braucht man natürlich nicht in allen Punkten ein- 
verstanden zu sein, ohne dass dadurch an der Bedeutung 
und Wertschätzung. des Buches irgend etwas gemindert 
würde. Hinsichtlich der Besetzunx Tsingtaus lassen sich 
jedenfalls verschiedene Auffassungen geltend machen. Sie 
war die notwendige Folge des deutschen Einspruchs in 
Schimonoseki. ‘Oh diese zeitgemäss erfolgte, lässt sich als 
offene Frage betrachten. Nachdem aber einmal der Einspruch 
gemacht war, liessen sich die notwendigen Weiterungen 
nicht vermeiden. Durch den Einspruch stellte sich Deutsch- 
land auf die Seite der seit 1891 bestehenden französisch- 
russischen Koalition, die sich gegen die einseitige, politisch- 
wirtschaftlich so übermächtige Beeinflussung Chinas durch 
England richtete.- Deutschland griff damals zum ersten Male 
in seiner Geschichte als Weltmacht ein, indem es bewies, dass 
es bei der Schlichtung der Welthändel, selbst fern von 
Europa, nicht unbeachtet bleiben dürfe. Sollte es nicht bei 
einer törichten Geste bleiben, so musste es sich auch die 
nötige Machtstellung in China schaffen, die ihm erlaubte, 
seinem Auftreten Nachdruck zu verleihen. Die deutsche 
Politik verfolgte kein anderes Ziel, als China, zu stärken, es 
im Interesse eines ungehinderten Warenverkehrs zum Absatz 
der Erzeugnisse deutscher Industrie wirtschaftlich zu festigen 
und auf eigene Füsse zu stellen. Gegenüber der Beengung 
seiner Niederlassung und Verkehrsmöglichkeit durch Eng- 
land, die in Plätzen wie Schanghai, Hankou, Canton höchst 
unangenchm empfunden wırde, suchie Deutschland Be- 
wegungsfreiheit. Durch den Schritt von Schimonoseki 
wurde China uns verpflichtet; der Entgelt des Dienstss, 
den wir ihm erwiesen, war ihm bekannt. Es waren 
die Bergwerks- und Eisenbahnenkonzessionen, deren Aus- 
nutzung die Provinz Schantung aus ihrer Abgesperrtheit 
losriss und ihr ungeahnten Wohlstand zuführte. 

Zu den Bedingungen gehörte auch die Abtretung Tsing- 
taus als offenen Hafen unter deutscher Hoheit und mit der 
Verpflichtung einer eventuellen Rückgabe. Was hätten die 
Konzessionen genützt, wenn kein Hafen gewesen wäre zur 
Verschiffung und zur einheitlichen® Zusammenfassung aller 
Interessen der wirtschaftlichen und kulturellen Hebung und 
Kischliessung der Provinz unternommenen Bestrebungen? 
In der Tat hat Tsingtau niemals eine andere Rolle gespielt. 
Sie wäre noch wirksamer gewesen, wenn nicht dem aus 
dhücklichen Rate der chinesischen Behörden, besonders des 
weitsichtiisen Gouverneurs \Yüan Schi kei zuwider deutsch? 
; Ressortempfindlichkeit auf eine konsularische Vertretung in 


Tsinanfü bestanden und damit der grossen systematischen 
Gegenarbeit anderer Nationen den Weg geöffnet hätte. 

Alles für und nichts gegen China! war der Wahlspruch, 
unter dem Tsingtau und die deutsche Arbeit gedieh. Es war 
der gleiche Wahlspruch, der dem deutschen Handel und dem 
deutschen Kaufmann im Gegensatz zu der englischen Aus- 
beutungspclitik seine massgebende Stellung in Ostasien ver- 
schafft hatte. Die juristischen Kunststücke, die mit der Inter- 
pretation des einfachen Konzessionsvertrages von 1898 ge- 
trieben wurden, blieben harmlose Spielereien. Sie drohten 
ernst zu werden, als wegen ein paar Salzpfannen im Schutz- 
gebiet die Verwaltung dem befreundeten Lande Schwierig- 
keiten bereitete. Bis dahin hatte die chinesische Regierung 
keinerlei Grund zur Klege; im Gegenteil, lauter und ehr- 
licher als ven der chinesischen Beamtenschaft der Provinz 
Schantung ist wchl niemals das Lob deutscher Verwaltung 
in Tsingtau und BELAURL Betätigung in der Provinz ver- 
kündet worden. 

Eine grosse Schuld an der Verkennung unserer Pflichten 
gegen China trägt die deutsche Presse, besonders die 
deutsche Berichterstattung über China. Dass es Ausnahmen 
gibt, rühmliche Ausnahmen, ist seibstverständlich. Mit Recht 
stellt der Verfasser sie in den Vordergrund und lässt das 
übrige als Andeutung zwischen den Zeilen. Aber um so 
ernsthafler sind seine Mahnungen für die Umgestaltung 
unseres Pressewesens und der Aufklärungsarbeit über und 
in China zu würdigen. Hier ist.gründliche Arbeit zu leisten, 
last ebenso gründlich wie in der Reorganisation unserer amt- 
lichen Vertretungen. Der Sturm, der während des Krieges 
in der deutschen Kaufmannschaft, hauptsächlich «unserer 
Hansastädte, gegen das bestehende System des Auswärtigen 
‚Amtes gelaufen wurde, hat scheinbar Wandel gebracht. Man 


muss hoffen, dass der Geist unserer China-Politik 
ein anderer geworden ist, fern von der Art, die sich 
in Kettelerbogen und Sühneprinzen nicht genug tun 


konnte, deren Hochmut den trostlosesten Eindruck in dem 
von China zurückgewiesenen Handelsvertragsentwurfe von 
1905 fand, indem sie die China-Politik lediglich als ein Pro- 
blem betrachtete, das von Deutschland seinen Ausgang zu 
nehmen hatte. 

Manches ist getan und unterlassen worden, was sich 
nunmehr bitter rächt. Der Verband für den Fernen Osten 
hat es seiner Aufgabe entsprechend an Vorschlägen nicht 
fehlen lassen. Ncech vor dem Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen richtete er eine Eingabe an das Auswärtige 
Amt mit dem Vorschlage, im Hinblick auf die Abschüttelung 
der Opiumschmach durch China und in Nachahmung der 
Aufhebung der türkischen Kapitulationen auf die Konsular- 
gerichtsbarkeit, deren Anwendung sich zuletzt gegen Deutsch- 
land gekehrt hatte, zugunsten Chinas zu verzichten. Als 
spontanes Angebot würde diese Handlung ihre Wirkung auf 
das chinesische Volk und die Regierung sicher nicht verfehlt 
heben. Dieser Eingabe folgten andere Denkschriften, die das 
Angebot einer Zolltarif- und Finanzautonomie Chinas, soweit 
Deutschland in Frage kam, begründeten und befürworteten. 
Die Raffiniertheit des Friedensvertrages hat, indem Deutsch- 
land vorgeschoben wurde, China selbst in der Weise ge- 
Irc#ien, dass eine Verwirklichung dieser seiner Wünsche auf 
absehbare Zeiten hinaus unterbunden zu sein scheint. Wäre 
eine aufrichtige Unterstützung der durchaus berechtigten 
Orderungen noch vor Bekanntwerden des Friedensvertrages 
erfolgt, so genösse die deutsche Regierung in den Augen der 
Chinesen den Vorzug, den Anstoss zur Mündigkeitserklärung 
des schwergedrückten Volkes gegeben zu haben. Der mora- 


€ nn en nn, un. 


255 


lische Gewinn wäre unberechenbar. Noch bestand bei dem 
Friedensschluss in Versailles die Möglichkeit, uns selbst 


zwar dem grausamen Diktat zu unterwerfen, aber gegen die 


Folgen, die diese Bestimmungen für China haben, zugunsten 
dieses Landes, das selbst die Unterzeichnung verweigerte, 
feierlich Einspruch zu erheben. Auch dieser Vorschlag ist 
von dem Verbande zur richtigen. Zeit gemacht worden. Un- 
verzeihlich aber war, dass wir im Friedensvertrage unter 
Nichtbeachtung aller darüber verfassten Denkschriften auf 
Kiautschou zugunsten Japans verzichteten, und damit Japan 
etwas zusprachen, was uns überhaupt nicht gehörte und nie- 
mals gehört hatte. Kiautschou ist niemals etwas anderes ge- 
wesen, als chinesischer Boden, gepachtet auf eine gewisse 
Reihe von Jahren durch Deutschland. Der politische Ver- 
zicht auf Pachtland zum Besten eines Dritten steht ziemlich 
einzig da in der Gescliichte. Nachdem die Wendung zur 
Erhaltung des Kiautschougebietes für China, wie der Ver- 
fasser berichtet, kurz nach dem Ausbruch des Krieges ver- 
eitelt war, musste Deutschland wenigstens die im Friedens- 
vertrage ihm zugemutete Rechtswidrigkeit würdig zurück- 
weisen. 

Unsere Stellung in China wäre anders, hätte man die 
vielen Gelegenheiten, ihm einen ehrlichen Dienst selbst unter 
dem Drucke eigener’ Not zu erweisen, nicht versäumt. Die 
Bedingungen, die’ uns für den Handel mit China auferlegt 
sind, wären gewiss nicht leichter geworden, aber wir hätten ' 
ein Prestige erworben, dessen moralische Auswirkung früher 
oder später unserem Kredit zugutegekommener Saldo wäre. 

Nichts haben wir geboten, was wir zur richtigen Zeit 
hätten bieten können und müssen. Verachtet und beschimpft 
von unseren Feinden, stehen wir als Flehende vor China, 
das trotz der Kriegserklärung nie zu: unseren Feinden ge 
zählt hat. Kein Deutscher darf in dieser Zeit der Regierung, 
die allein die Last und Verantwortung trägt, ihre nicht be- 
neidenswerte Aufgabe erschweren. Wir müssen davon durch- 
drungen sein, dass die besten und fähigsten Männer mit der 
Anknüpfung neuer Beziehungen betraut sind. Wir müssen 
den Glauben haben, dass ein neuer Geist der. Versöhnlichkeit 
und des Verständnisses für die Bedürfnisse des chinesischen 
Volkes unsere Schritte leitet. Wege und Ziel hat der Ver- 
fasser in überzeugender Weise dargelegt. Er hat den 
Schleier von den vielfachen Verfehlungen gerissen, die unser 
Ansehen und unsere Bedeutung im Auslande minderten. Die 
Vorschläge, die er macht, sind von ernstem Willen, beruhend ' 
auf gründlicher Erfahrung, eingegeben. Kein Deutscher, der 
sich mit dem China-Problem befasst, sollte an der Schrift 
vorübergehen. Denn selbst, wo das unselige „Zu spät“ die 
Wucht der Ausführungen beeinträchtigt, bleibt das Problem 
als solches in klarer Herausarbeitung bestehen. Es wäre zu 
bedauern, wenn die Kenntnisse und praktischen Erfahrungen 
des Verfassers für unsere künftige pclitische Betätigung in 
China keine Verwendung finden würden. 


Japan an der Tumen-Mündung 
und in Sibirien. 
Von R. Kunze (Tokio). 

Alle japanischen Zeitungen von Änfang Oktober sind 
Tag für Tag angeiüllt mit Nachrichten aus dem Chientao- 
und Elunchun-Gebiet, das heisst dem öÖsilichsten Teil der 
Mandschurei, jenem schmalen Zipfel, de? sich zwischen 


Korea im Süden und der russischen Küstenprovinz hindurch 
bis ans Japanische Meer erstreckt. In diesem schmalen 
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Grenzwinkel, der die Verbindung zwischen Wladiwostok 
‘und Korea bildet und schon mehr als einmal "Gegenstand 


scharfer diplomatischer Kämpfe zwischen China und Japan 


gewesen ist, haben sich an der Mündung des Tumen seit 


Ende September sehr bewegte Vorgänge abgespielt. In 


diesen Grenzwinkel haben sich von jeher mit besonderer 
Vorliebe solche Koreaner geflüchtet, die mit der japanischen 
Herrschaft unzufrieden waren oder die japanischen Behör- 
den ‘zu scheuen Ursache hatten. Sehr bald sind ihnen die 
Japaner gefolgt, haben in den Städten Chientao und Hunchun 
zu beiden Seiten des Tumen Konsulate errichtet, denen bald 
Nebenstellen der Konsulate an kleineren Plätzen folgten, und 
waren dann genötigt, zum Schutze der Konsulate erst Poli- 
zei, dann Soldaten dort auf das chinesische Gebiet konfmen 
zu lassen. Trotzdem oder gerade deshalb hörten die Un- 
ruhen in dem Grenzgebiet niemals auf. Wir haben schon 
neulich berichtet, dass während des Sommers mehrfach be- 
wafinete Einfälle von dort über die Grenze nach Korea hin- 
ein gemacht worden sind und weitere für den Herbst geplant 
wurden. Auf die japanischen Beschwerden hin hat der Tuchün 
von Kirin Anfang September die chinesische Garnison 
in Hunchun verstärkt. Dentioch mehrten sich seit Anfang 
September fortgesetzt die Gerüchte, wonach die Zahl ver- 
dächtiger Banden in jener Gegend mehr und mehr zunehme. 
_ Schliesslich kamen sehr bestimmte Berichfe des japanischen 
Konsuls in Chientao, dass für den 2. Oktober ein bewafineter 
Ueberfall starker Räuberbanden auf das Hunchuner Konsulat 
geplant sei, zu dessen Abwehr dringend Truppenverstärkun- 
gen aus Korea benötigt würden. Diese Verstärkungen 
wurden abgesandt,. kamen aber zu spät, und so war Hunchun 
in den Morgenstunden des 3. Oktober die Stätte eines er- 
bitterten Kampfes Gegen sechs- bis achthundert Räuber, 
unter denen sich aber nach japanischen Berichten gegen drei- 
hundert unzufriedene Koreaner und russische Bolschewiken 
befanden, griffen, bis an die Zähne mit Bomben und Ge- 
wehren bewaffnet, das Konsulat an, in das sich viele Japaner 
mit ihren Wertsachen geflüchtet hatten, und das von einer 
schwachen Besatzung von Schutzleuten und Soldaten ver- 
teidigt wurde, und eroberten es nach einer fünfstündigen 
Schiesserei, worauf es in Brand gesteckt und dem Erdboden 
gleichgemacht wurde. ‘Der Konsul und die meisten Verteidi- 
zer kamen mit dem Leben davon. Darauf machten sich die 
. Sieger an die japanische Nicderlassung, plünderten und ver- 
brannten Häuser, töteten und misshandelten die Bewohner. 
Im ganzen sollen an diesem Tage gegen fünizig Japaner 
und ihnen treue Koreaner getötet oder schwer verwundet 
worden sein. Als die selinlichst erwarteten Verstärkungen 
erschienen, hatten sich die Räuber schon mit ihrem Raub in 
die sicheren Berge im Norden zurückgezogen, wo übrigens 
ihre Zahl. seitdem ständig gewachsen und auf anderhalb- 
tausend gestiegen sein soll. Es heisst, dass in jenen Kämpfen 
auch die chinesischen Truppen nicht nur nicht die Japaner 
geschützt, sondern mit den Räubern gemeinsame Sache ge- 
macht und sich mit ihnen in die Berge zurückgezogen haben. 
Es folgte nun natürlich das übliche diplomatische Nach- 
spiel in Mukden und in Peking. In beiden Plätzen sollen 
die chinesischen Behörden mit den obigen japanischen gleich- 
artire Nachrichten erhalten und militärische Hilfe zugesagt 
haben. Chang Tso lin, der Generalgouverneur der drei 
mandschurischen Provinzen, hat bereits Verstärkungen nach 
Ilunchun und Chientao abgehen lassen. Zugleich wandten 
sich die japanischen Bewohner und Behörden hilfeilchend 
an das Generalgouvernement in Seoul und die Regierung in 
Tokio und wiesen darauf hin, dass, wenn nicht bald aus- 
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reichende Hilfe käme, der Tumen zufriere und damit die Ge- 
fahr unabwendbar werde, dass die Tumen-Mündung von 
demselben Schicksal ereilt würde, wie im letzten Winter Niko- 
lajewsk. Die japanische Presse nahm bereitwilligst die Kla- 
gen und Hilferufe auf und unterstützte sie wirksam, ein’ amt- 
licher Bericht.der Tokioer Regierung stellte sie als berechtigt 
hin und sagte wirksame Hilfe zu, und in der Zwischenzeit 
sind nicht nur einige Bataillone aus Korea neu am Tumen 
stationiert worden, auch das Schlachtschiff „Hizen“ ist von 
Wiadiwostok aus dort erschienen’ um im Notfall ein Lan- 
dungskorps zu stellen. Zugleich sind die diplomatischen 
Verhandlungen in Mukden und Peking ihren Gang weiter- 
gegangen. ne 

Nach zahlreichen Erfahrungen in den letzten Jahrzehn- 
ten ist der Beobachter immer versucht, die Berichte über 
chinesisch-japanische Grenzzwischenfälle in der Mandschurei 
für übertrieben zu halten. Oft werden kleine ‚Vorfälle in der 
englisch orientierten Presse Japans und Chinas ungebührlich 
aufgebauscht, oft geschieht dies von japanischer Seite, um 
irgendwelchen Wünschen und: Forderungen einen Schein 
von wirklicher Begründung zu geben. Ob der Ietztere Fall 
hier vorliegt, ist schwer zu sagen. Mit Sicherheit aber darf 
man annehmen, dass die japanische Politik. aus den Unruhen 
am Tumen Nutzen zu ziehen verstehen wird. Das Hunchun- 
und besonders das Chientao-Gebiet ist, wie gesagt, schon 
mehrfach der Zankapfel zwischen Japan und China gewesen, 
und solange Wladiwostok ugd das russische Küstengebiet sich 
in japanischen Händen .befindet, hat Japan ein natürliches 
Intersse daran, sich auch in den Besitz der Brücke zwischen 
Wladiwostok und Korea zu setzen. Da in diesen Wirren die 
Rechtsirage gewöhnlich eine sehr geringe Rolle spielt, die 
Machtfrage dagegen eine um so grössere, darf man wohl an- 
nehmen, dass in diesen Gegenden nicht eher Ruhe einkehren 
wird, ehe nicht das Japanische Meer seinen Namen mit Recht 
führt, das heisst, rings von japanischem Gebiet umgeben ist, 
falls nicht etwa die unberechenbare Grösse Moskau noch 
einen Strich durch die japanische Rechnung macht. 


Japan und Sibirien. 


Die Liquidation des japanischen Abenteuers in Sibirien 
schreitet weiter fort. Nach in London eingegangenen Tele- 
grammen haben die Bolschewiken so gut wie ganz. Trans- 
baikalien in ihre Hand gebracht, nachdem die Armeen von 
Semenow und Kapel in Stärke von etwa 10000 Mann über 
die chinesische Grenze haben fliehen müssen und dort ent- 
wafinet worden sind. Die neugebildete kommunistische Re- 
gierung in Tschita unterhält die engsten Beziehungen zu 
Moskau. Die Erregung solt in Japan ungeheuer gross sein, 
und man erwäge dort, ob man das Land nicht wieder in 
seine Gewalt bringen solle, nachdem man daselbst über 
60 Millionen Yen für die Expedition ausgegeben habe und 
von privater japanischer Seite grosse Werte dort wirtschaft- 
lich angelegt worden scien. Diese Meldungen sind anschei- 
nend stark gefärbt, oder sie gehen auf einseitig militaristi- 
sche Quellen in Japan zurück. Da Japan noch die Küsten- 
provinz mit Wladiwostck grossenteils besetzt hält, kann es. 
leicht verschmerzen, dass alles übrige Land wieder unter die 
Botmässigkeit Moskaus zurückkehrt. Mit der Küstenprovinz, 
Wladiwostok und Nordsachalin hat es höchst wertvolle 
Faustpfänder in Händen und kann den kommenden Verhand- 
lungen über den Zwischenfall von Nikolajewsk und die 
Kosten seiner Expedition ruhig entgegenschen. Wenigstens 
scheint das der Standpunkt der japanischen Regierung und 
des überwiegenden Teils des japanischen Volkes zu sein, das 
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allen Bemühungen von militärischer Seite, die Bevölkerung 
für das sibirische Abenteuer zu interessieren, kühl bis ins 
Herz hinein geblieben ist, ob ihm nun Sibirien in Lichtbildern 
oder die Ueberreste der Opfer von Nikolajewsk in einer Aus- 
stellung vorgeführt wurden, während es anderseits allen 
Vorgängen in Kalifornien und im sonstigen Amerika mit’ einer 
Art Fieberschauern gespanntester Erwartung folgt, die sehr 
stark an die Volksstimmung vor dem Krieg mit Russland er- 
innert. Dass Japan nicht gewillt ist, das. Faustpfand Nord- 
sachalin wieder herauszugeben, wird. durch eine . Erklärung 
des dortigen vorläufigen Landtags, der die‘ Bolschewiken für 
alle Unordnung vor. der Ankunft der Japaner verantwort- 
lich macht und. die Zustände ohne die japanische Besetzung 
als einfach unhaltbar hinstell. Wie sollte auch Japan, das 
selbst so sehr arm an Petroleum ist, Sachalin mit seinen 
reichen Schätzen an Naphtha usw. freiwillig wieder heraus- 
geben können! Der vielfach verbreiteten Auffassung, wonach 
die Washingtoner Regierung in Tokio gegen die Besetzung 
Nordsachalins Einspruch erhoben habe, ist der Vizeminister 
des Auswärtigen Haniwara entgegengetreten, der in einer 
Vorstandssitzung der Seiyukai dahin Auskunft gab, die 
Washingtoner Regierung habe sich nur nach Japans Ab- 
sichten in Nordsachalin erkundigt und mit einer einfachen 
Darstellung dieser Absichten zufrieden gegeben. 

Dass Sibirien neben China jetzt einer der wichtigsten 
Brennpunkte des japanisch-amerikanischen Gegensatzes ge- 
worden ist, hat auch wieder der bekannte Vanderlip-Vertrag 
mit Sowjet-Russland gezeigt, durch den der genannte ameri- 
kanische Grosskapitalist sich von der Moskauer Regierung 
gewaltige Eisenbahn- und Bergbaurechte auf Kamtschaka und 
in Ostsibirien hat zuerteilen lassen neben riesigen Waren- 
bestellungen im Gesamtbetrag von einer Milliarde Gold- 
dollar in dem einzigen Jahr 1921. In welchem Sinne Lenin 
diesen Vertrag aufgefasst sehen möchte, zeigt seine Rede auf 
der letzten Bezirkskonferenz der Kommunisten in Moskau, 
wo er nach einem Telegramm der „Roten Fahne‘ vom 3. De- 


zember unter anderm sagte: „Indem wir Amerika diese Ge- 


techtsame geben, spitzen wir die Beziehungen zwischen 
Japan und Amerika zu, und diese Zuspitzung werden wir in 
unserm Interesse ausnutzen.“ 


Zur Arbeiterfrage in Japan. 
Ä Von Buetz. : (Schiuß.) 


Die Streikbewegungen sind im allgemeinen der Ausdruck 
der unter der Arbeiterschaft herrschenden Erregung gewesen. 
Diese Streikbewegungen unterscheiden sich von denen in 
Europa. Es handelt sich nicht um revolutionäre Unruhen, 
wie man voif seiten Englands gerne verbreiten wollte, es 
handelt sich auch nicht um wohlorganisierte Bewegungen, 
sondern um die Anfangsmühen eines selbstbewussten, aber 
mittellosen Proletariats zur Herbeiführung von Streik- 
bewegungen zur Erringung besserer Lebensbedingungen. 
Infolge des geringen Kapitals, über das die Streikkassen ver- 
fügen, und infolge der Armut der Arbeiter, welche einem 
Verdienst nachjagen müssen, sind die Streikbewegungen von 
meist kurzer Dauer, so dass sie ohne Wirkung blieben. Es 
gab 1918 beispielsweise 330 Streikbewegungen unter 417 
Streiks von einer Dauer von 1—3 Wochen, und nuf 15 Streik- 
bewegungen vermochten sich über mehr als 20 Tage auszu- 
dehnen. Infolge der Kurzfristigkeit der Bewegungen hatten 
nur 60 Streiks von den 417 einen Erfolg für die Arbeiter, 
etwa 25 führten nach Verhandlungen zu einem Vergleich. 
Sämtliche andere Bewegungen verliefen ohne Erfolg für die 
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Streikenden. Am organisiertesten sind die Metallarbeiter, 
die nach englischem Vorbild eine Art Trade Union gebildet 
haben, die Arbeiter in den Bergwerken und die Hafenarbeiter: 
Die Textilarbeiter sind noch gänzlich unorganisiert, wenig- 


‚stens, in dem Sinne, dass eine Streikbewegung einen Rück- 


halt an ihnen fände. Während die Metallarbeiter eine ruhige 
Besserung anstreben, sind im Bergbau die radikaleren Ele- 
mente an einer Gewerkschaftsbildung tätig.. Japan hat heute 
etwa 250000 Bergeute, die sich organisert haben und deren 
Organisation so ziemlich ausgebildet ist. Man hatte hier 
eine zugkräftigexrevolutionär angehauchte Propaganda be- 
trieben, die um so wirksamer war, als die Lage der Berg- 
arbeiter sehr drückend ist. Bis zum Kriegsbeginn erhielten 
Bergarbeiter 95 Sen, Träger 61 Sen, Handlanger 88 Sen am 
Tage. Dabei wurde nach Möglichkeit mit Frauen- und 
Kinderarbeit produziert, und hier erhielt eine weibliche 
Trägerin 37 Sen, eine Handlangerin 46. Sen und ein weib- 
licher Bergarbeiter 67 Sen. Kınder erhielten 35 Sen als Berg- 
arbeiter, 17 Sen als Handlanger und 22 Sen als Träger am 
Tage. Die Arbeitszeit aber schwankt zwischen 12 und 16 
Stunden. Infolge der unzulänglichen Verwendung von Ma- 
schinen ist eine Verwendung von Menschen im Bergbau be- 
sonders gross. Nach Heber wurden im Jahre 1908 allein 
in den Kohlengruben 123 000 ‚Personen beschäftigf, und die 
eigentliche Montamausbeute hat in Japan erst im Kriege ein- 
gesetzt. An Minenarbeitern zählte man nach dem Japan 
Year Book 1912 nur 634 350, eine Ziffer, die sich stark er- 


‘weitert haben muss, denn Japan hat nicht nur seine Kupfer- 


und Kohlen-, sondern auch seine Blei- ünd Petroleumausbeute 
wesentlich vermehrt. . Die Schiffsindustrie hat bisher die 
besten japanischen Arbeiter, und mit der Leistung steigt 
natürlich auch das Klassenbewustsein, so dass man hier mit 
seinen Forderungen hervortritt. Wie sehr die Streikbewegun- 
gen zugenommen haben, geht aus den folgenden Ziffern her- 
vor. Nach dem Board of Trade Journal vom Februar 1919 
haben sich die Zwangsmassnahmen der Arbeiter in der Form 
von Streiks in folgender Weise entwickelt: 


Streiks Streikende Streiktage 
1914 50. 7904 34 801 
1915 64 ° 7852 31 449 
1916 108 8413 28 872 
1917 . 398 "57 309 186 070: 
1918 . 417” 66 457 203 737 


Für 1919 sind die Ziffern noch ganz erheblich in die Höhe 
gegangen. Das Jahr 1919 brachte auch noch .die so- 
genannten Reisunruhen, die schon 1918 eingesetzt hatten, 
in verstärkter Form. ' Die Ziffern, die für 1919 gegeben 
werden, widersprechen sich und werden wchl mit voller 
Absicht nicht einwandfrei veröfßentlicht werden. Nach dem 
Bericht der Handelskammer von Osaka sollen im Jahre 1919 
480 Sreiks ausgebrochen sein, nach anderen, allerdings 
britischen Meldungen spricht man von 516 Streik- 
bewegungen. | 
Der Grund der Streikbewegungen ist im” wesentlichen 
die Forderung nach einer Anpassung des Lohnes an die 
Preise, einer Verkürzung der Arbeitszeit und eines grösse- 
ren Arbeiterschutzes. Die heute herrschenden Lohnhöhen 
sind schwer festzustellen, denn in Japan herrscht das System 
der Prämien, die einen Zuschlag zu dem Lohne bilden. Diese 
Prämienlöhne entwickeln sich bei Grosswerken immer mehr 
und nehmen einen Umfang an, der nahezu der Lohnausgabe 
an sich entspricht, hinzugerechnet werden allerdings die 
Gratifikationen, die zu Neujahr und zu der sommerlichen 
Bon-Feier üblich sind und bei Grosswerken oft eirien Monats- 
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lohn ausmachen. Ein Grosswerk setzte für 1919 seine Lohn- 
unkosten beispielsweise so fest, dass man 28900 Yen als 
Lohn und 20000 Yen als Prämien und Gratifikationen an- 
gab. Nach den „Nachrichten für Handel, Industrie und Land- 
wirtschaft“ Nr. 74, 1919, wurden an reinen Löhnen durch- 
schnittlich an ungelernte Arbeiter 2 sh und’ für gelernte 
5—7 sh, für ungelernte Arbeiterinnen 1 sh 4 d. und für ge- 
lernte Arbeiterinnen 2—3 sh gezahlt. Die Löhne sind aber 
völlig verschieden. Es wird mit einem Durchschnittsver- 
dienste von 40—45 sh im Monat auch heute noch gerechnet. 
Zimmerleute verdienen auch jetzt noch im Höchstfalle 
1,25 Yeri am Tage, Tagelöhner erhalten höchstens 55—65 Sen 
am Tage. Die Löhne sind also völlig unzulänglich und sie 
wirken den Preisen gegenüber unhaltbar. Die Bank von 
Japan berechnete schon im Januar 1918 folgende Preise. 
Es wurden gezahlt im Dezember für 


Reis Weizen Mehl! Zucker Tee Konle Petroleum Holzkohle Baumwelltuch 
1914 106 144 160 245 112 144 158° 92 85 
1917 199 207 234 274 140 357 227 237 209 


Die Lebensmittel im Juli 1914 mit 100 angesetzt, standen 
sie im März 1918 auf 242,6. Man vergleiche hierzu die ein- 
getretenen Lohnsteigerungen. 

Der Kampf gegen die Arbeitszeit, den die japanische 
Arbziterschaft führt, ist ebenso berechtigt. Nach der Statistik 
des japanischen Ministers für Ackerbau und Statistik vom 
l. September 1917 wurde gearbeitet in den Spinnereien zwölf 
Stunden, in den Seidenfabriken und Seidendruckereien 13 bis 
15 Stunden, in den Webereien 14—-16 Stunden, in den 
Maschinenfabriken, Schiffs- . und Munitionswerken 14—16, 
in sonstigen Fabriken 11—14 Stunden. Es bedarf keines 
Kommentars, dass _unterernährte Arbeiterkräfte bei einer 
derartigen Arbeitszeit zugrunde gehen müssen und es ist 
ersichtlich, dass auch gesunde Kräfte nicht in der Lage sind, 
bei einer derartig langen Arbeitsanspannung auch nur an- 
nähernd gute Resultate zu erzielen. Die Folgen von Ermü- 
dung und Ueberanstrengung müssen hier unweigerlich ein- 
treten. 

So einwandfrei die Tatsache besteht, dass Japans Ar- 
beiterschaft andere Lebensbedingungen erhalten muss, SO ein- 
wandfrei weiter feststeht, dass die Arbeiterschaft nur dann 
die für eine Produktion notwendigen Kräfte und Kenntnisse 
erhalten kann, die notwendig sind, um einer Weltkonkurrenz 
hochwertige oder zum mindesten ausreichende Fabrikate 
anbieten zu können, so wenig geklärt erscheint die Frage, 
ob die japanische Unternehmerschaft fähig ist, eine grössere 
soziale Belastung ertragen zu können. Es kann hier wohl 
nach allem, was über die l.age der japanischen Industrie be- 
kannt geworden ist, gesagt werden, dass die japanische In- 
dustrie infolge ihrer vielen Schwierigkeiten eben nicht in der 
Lage ist, diejenigen l.öhne zu zahlen, die erforderlich sind, 
um den grössten heute herrschenden UÜcbelständen abzu- 
helfen. Wenn die japanische Industrie konkurrieren will, 
dann muss sie billig arbeiten und sie kann nur billig her- 
stellen, wenn sie ihre Produktion weiter auf dem menschlichen 
Raubbaue aufbaut. Sie kann schlechterdings an Gestehungs- 
kosten nicht sparen und dann stellt sie schon weit teurer 
her, als dies dem Absatz dienlich ist. Wenn nun aber der 
japanische Arbeiter in seiner unwürdigen und wirtschaftlich 
triben Lage gelassen wird, so kann die japanische Industrie 
andererseits nicht damit rechnen, zu guten Leistungen zu 
gelangen, denn die gute industrielle Leistung baut sich in 
erster Linie auf den gesunden und willigen und dem mit 
Kenntnissen verschenen Arbeiterstamme auf, nicht aber auf 
der J.eistung eines entnervten und kenntnislosen Kuli. Hierin 
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liegt das industrielle Problem der japanischen Arbeiterfrage. 
Diese Problemstellung ergibt sich daraus, dass Japan alle 
Zwischenstufen einer industriellen Entwicklung übersprungen 
hat, da die. Arbeiter aber ihre Selbsthilfe ausbeuten werden, 
sind in Japan recht ernste Zusammenstösse zwischen den 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu erwarten, die der In- 
dustrie ihre Konkurrenzfähigkeit wesentlich beeinflussen 
dürften. a 


Politische Rundschau. 
China. 


K’ang Yu-wei für den Frieden mit Deutschland. Wie im 
‚Jahre 1917, als die politischeu Kreise in Peking sich zur 
Kriegserklärung gegen Deutschland anschickteu, K’ang Yu- 
wei seine Stimme erhob gegen einen Schritt, der mit. der 
‚konfuzianischen Lehre und den wahren Interessen des Lan- 
na unvereinbar sei, so tritt er jetzt in einem in der „Ta lu 

i pao“ vom 7. ‚Oktober veröffentlichten und an die Pekinger 

egierung, alle öffentlichen Körperschaften und alle Pekinger 
Zeitungen gerichteten Brief für einen baldigen Friedens- 
schluss mit Deutschland und die Heranziehung deutscher 
Köpfe für den Wiederaufbau in China ein. K’ang Yu-wei 
schreibt: 

„Durch ‚die jahrelangen Unruhen hat unser Land 
grosse Einbusse erlitten. Das Reich verlässt sich jetzt 
nicht mchr auf sich selbst, sondern hofft auf den Völker- 
bund. Es ist eine Schande ohnegleichen, die unser ganzes 
Volk mit tiefstem Schmerz erfüllen muss und nie vergessen 
werden darf, dass unser Riesenreich mit seinen 400 Mil- 
_ lionen Einwohnern hinter einem kleinen Staat wie Serbien 
zuriückstcht, und auf gleiche Höhe wie der Staat 4. Ranges 
Siam gestellt wird. Wenn wir nicht die grössten Änstren- 
gungen machen, um möglichst bald aus dieser Erniedri- 
gung herauszukommen, verdienen wir es nicht, Menschen 
und Volk genannt zu werden. Die Anstrengungen aber, 
in denen wir es weit gebracht haben, bestehen lediglich 
darin, dass wir uns gegenseitig verwunden und abschlach- 
ten. Der Anstand istverschwundenunddie 
: Gesetze beseitigt. Unser Zustand lässt sich mit 
einem Satz kennzeichnen: Da die Materie nicht verfeinert 
wird, ist eine Verfeinerung der Wissenschaften ausge- 
schlossen. Es bleibt nichts als eine wüste Oede. Unser 
in Unwissenheit erhaltenes Volk wird in eine Welt voll 
gegenseitigen Wettbewerbs gestellt. Wehe, muss das nicht 
zum Untergang führen? 

Ueberdies sind bei dem Wettbewerb zwischen den 
Völkern streng moralische Grundsätze massgebend; es ist 
unberechtigt, wenn ein weniger entwickeltes Volk ein höher 
entwickeltes unterdrücken will. Das riesige Indien mit 
seinem hochentwickelten Glauben an Güte und Demut ist 
der Sklave Englands geworden, weil es die Verfeinerung 
der Materie unterlassen hat. Aber in China ist sogar der 
Anstand verschwunden, und so ist es in seinen gegen- 
wärtigen beklagenswerten Zustand geraten. 

Die Verfeinerung der Wissenschaften ist die Grundlage 
der Blüte eines Staates. Das ist zwar leicht zu sagen, und 
doch ist etwas schr schweres dabei. Deutschland ist zwar 
besiegt worden, aber Deutschland vermochte fünf Jahre 
lang ganz allein in einem furchtbaren Krieg ‚sämtlichen 
Mächten der Erde energisch Widerstand zu leisten; es 
ist zwar schliesslich besiegt worden, aber mit Ruhm besie gt 
worden. Das wissen ja alle. Wie konnte Deutschland aber 
eine derartige Leistung vollbringen? Weil seine Wissen- 
schaft auf der höchsten Stufe steht, und weil es so viele 
fähige Deutsche gibt. Auch das weiss die ganze Mensch- 
heit. Deutschland hat einen entsetzlichen Zusammenbruch 
erlitten, leidet äusserste Not an allem, und doch stehen die 
anderen Mächte, Deutschland missgünstig beobachıtend, da- 
neben und zittern vor Angst, weil sie fürchten, dass das 
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erloschene Feuer wieder aufflammt, und der Tag der Ver- 

geltung nahe ist. Betrachtet aber unser Riesenreich mit 

seinen 400 Millionen in Ruhe dahin lebenden Einwohnern. 

Die Fremden behandeln es geringschätzig, fast so, als ob 

. es gar nicht da wäre. Was für ein Gegensatz zu Deutsch- 
. land! Das kann nur daran liegen, dass bei uns Materie 
und Wissenschaft nicht vervollkommnet ist. 

Der heute „Völkerbund‘“ genannte Bund ist nichts 
als ein Bund von fünf Mächten. Kleine und schwache 
Nationen zu schützen vermag er nicht. Das ist sehr 
draurig, sehr merkwürdig, aber auch sehr klar. So lange 
es die Welt noch nicht zu einem grossen gemeinschaftlichen 
Staat gebracht hat, ist der einzelne Staat auf sich selbst an- 
gewiesen. Ein Staat aber kann nur dann mächtig und nur 
dann selbständig werden, wenn er die Materie verfeinert 
und die Wissenschaften hochhält, damit die Ausbildung 
fähiger Leute möglich wird. Es gibt kein anderes Mittel. 

Das mächtige England war noch im 16. Jahrhundert 
eine durchaus unzivilisierte; kleine und schwache Nation. 
Dann aber brach in Deutschland der Dreissigjährige Krieg 
aus, der 18 Millionen Menschen das Leben kostete. 
Deutsche Adlige, Grosskaufleute, Gelehrte und Künstler 
hatten durch den Krieg ihre Heimstätte verloren. Diese 
Deutschen aber nahmen die Engländer in ihre Dienste. 
Und dasselbe machten die Engländer mit französischen 
Adligen, Grosskaufleuten, Gelehrten und Künstlern nach 
der. Revolution in Frankreich. Die Folge davon war, dass 
in England die Materie verfeinert wurde, die Wissenschaf- 
ten aufblühten, eine Menge fähiger Leute dort lebten, und 
schliesslich England in den letzten hundert Jahren die 
erste Macht auf der ganzen Erde ist, deren Flagge Sonne 
und Mond sowohl nach dem Untergang als nach dem Auf- 
gang bescheinen. 

Im 9. Jahre der Regierung T’ung chih (1870) hat 

- Deutschland Frankreich besiegt. Als sieben Jahre später 
in Philadelphia die grosse Ausstellung stattfand, haben 
die Deutschen nur eine goldene Medaille bekommen und 
die für eine Krupp-Kanone. Darüber waren die Deutschen 
tief beschämt. Unter grossen Geldopfern sicherten sie sich 
in der folgenden Zeit die Dienste berühmter französischer 
Kunsthandwerker. Leute von hohen Fähigkeiten, vervoll- 
kommneten ihre Wissenschaften. verbesserten ihre Fabriken 
und würden schliesslich eine Macht, die sämtlichen Mäch- 
ten auf der Erde Widerstand leisten konnte. 

Japan hat bereits einen Handelsvertrag mit Deutsch- 
land abgeschlossen, und Deutschland einen Botschafter 
nach Japan geschickt. Die Japaner fangen in weitgehen- 
dem Masse tüchtige Deutsche für sich ein. Aber wir, wir 
schrecken immer noch vor einem Vertrag mit Deutschland 
zurück. Was für ein Gegensatz zu Japan! Gerade ist der 
Bürgerkrieg im Norden zu Ende, und es wird täglich über 

rosse Regierungsangelegenheiten verhandelt. Darf ich 
ragen, was eigentlich für das Reich von Bedeutung ist? 

Die Hoffnung der Regierung und des Volkes richtet 
sich auf die Schaffung einer Grundlage eines blühenden 
Reiches. Unserm Reich kann aber nur dadurch geholfen 
werden, dass die Materie verfeinert und die Wissenschaft 
vervollkommnet wird. Heute ist Deutschland nach seiner 
grossen Niederlage verärmt; deutsche Erzeugnisse, seit 
langem aufbewahrt, sind billig zu kaufen. Tüchtige 
Deutsche mit Fachkenntnissen und erstaunlichen Fähig- 

- keiten irren herum, ohne ihr Brot verdienen zu können. 
Zu einem gegen früher hundertmal billirerem Preise kön- 
nen wir ım grossem Masstabe deutsche Erzeugnisse aui- 
kaufen und tüchtige Deutsche anstellen. Diese Gelegen- 
heit, die alle tausend Jahre einmal kcnımt, dürfen wir 
nicht unbenutzt vorübergehen lassen. Ein weiter Blick 
ist uns not. Aber den Leuten, welche uns regieren, fehlt 
der weite Blick; immer sind sie in ihrer Klause und 
kämpfen um die Meisterschaft ım Bett. Sie schen selbst, 
wie die Japaner mit den Deutschen einen Vertrag 
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schliessen, aber wir müssen es natürlich anders machen! 
Wahrhaftig, es ist völlig wnverständlich. Ist die Schan- 
tungfrage der Grund? Die hat doch aber nur mit dem 
Völkerbund und mit Japan zu tun. Was soll sie wieder 
den Deutschen gegenüber aufgeworfen werden? Sagt 
etwa jemand, wir fürchteten uns vor anderen Staaten und 
‚wagten nicht, mit Deutschland einen Vertrag (eigentlich 
meng: Bund) zu schliessen? Wie kann aber ein Reich, 
das seine Selbständigkeit hochhält, seine Politik nach dem 
Stirnrunzeln von andern richten? Die Mächte können 
heute wegen einer geringfügigen Ursache Truppen nicht 
in Bewegung setzen, und es ist nicht zu fürchten, dass 
China wie eine Melone zerteilt wird. ‘ Bolivien, Schweden, 
Norwegen, Polen, alle solche Staaten schicken Gesandte 
zu uns; nur die Beziehungen zu dem uns durch die alte 
Freundschaft verbundenen, in wissenschaftlicher Beziehung 
an erster Stelle stehenden Deutschland bleiben abge- 
brochen, und darum kümmert man sich nicht. Was 
Deutschland uns bieten kann, kann für uns nur von 
grossem Vorteil sein. 

Meine Herren! Ich hoffe, dass Sie Augen und Ohren 
aufmachen und, mit weiten Blick in die Zukunft, den 
Abschluss eines Vertrages mit Deutschland unverzüglich 
ins Werk setzen werden. Meine Herren von der Presse, 
Sie müssen mit Lebhaftigkeit dafür eintreten, dass die Re- 
gierung schnell handelt.“ i 

K’ang Yu-wei hat richtig erkannt, was China zu seiner 
Genesung not tut: Friedensschluss im Innern und nach 
Aussen. Nur als geeinter Staat mit starker einheitlicher Re- 
gierung wird China im Rate der Völker die Stellung sich 
erringen können, die seiner vieltausendjährigen Kultur und 
Geschichte, seinen 400 Millionen Bewohnern und seinen 
grossen wirtschaftlichen Möglichkeiten gebührt. Aber wird 
K’ang Yu-wei’s Stimme, die er 1917 vergebens erhob, diesmal 
durchdringen und sich Gehör verschafien in den politischen 
Kreisen Pekings? Wir fürchten zu Chinas eigenem Un- 
segen, nein! Er, der 1895—98 das Haupt der ersten grossen 
Reformära war, der 1898 ganz Clıina, den Kaiser - einge- 
schlossen, mit seinem überschäumenden Reformeifer ent- 
zündete und mit sich fortriss, hat leider heute in der Poiitik 
keinen entscheidenden Einfluss mehr, die, wie überall in der 
Welt, so auch in Peking, von anderen, weniger idealen 
Grundsätzen beherrscht wird, als wie sie K’ang Yu-wei, der 
Verteidiger und Verkünder konfuzianischer Ideen und Ge- 
danken, auch diesmal in seinem Aufruf an die Oeffentlichkeit 
wieder vertritt. 

Telegramme aus Schanghai, 7./3. Dezember 1920. Die 
englische Presse verteidigt das Internationale Bankkonsor- 
tium, muss dabei aber zugeben, dass es einen Wettbewerb 
anderer Finanzgruppen in China auszuschalten bestrebt ist. 
Das heisst tatsächlich natürlich, dass das Internationale 
Konsortium den ganzen Anleihedienst Chinas monopolisieren 
will, soweit die Bedürfnisse der Regierung und die Förde- 
rung von Unternehmungen im Öffentlichen Interesse in Frage 
kommen. Die englische Presse lässt ferner, was bisher ge- 
heimgehalten war, erkennen, dass nach dem Protckoll der 
New Yorker Konferenz des Konsortiums von China eine 
Verpfändung seiner Grundsteuer als Sicherheit für die An- 
leihen gefordert werden soll. 

Soldaten, die seit neun Monaten ohne Sold sind, haben 
in Itschang Läden und Geschäftshäuser geplündert, darunter 
auch japanische. Der angerichtete Schaden ist recht er- 
heblich. 

Trotz der finanziellen Schwierigkeiten, in denen sich 
die Regierung befindet, weist der Finanzminister Tschou-Tse- 
tschi die Hilfe des Internationalen Bankkonsortiums zurück, 
da diese ein Monopol darstelle, das sich mit dem Plan trage, 
die Souveränitätsrechte Chinas in Ketten zu iegen. Das Fi- 
nanzministerium braucht vor dem chinesischen Neujahr, das 
heisst bis Mitte Januar, einen Betrag von 30 Millionen Dol- 
lars, den es durch eine innere Anleihe aufzubringen hofft. 
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China und Russland. Eigentüntliche Erfahrungen macht 
Chima heute mit seinem russischen Nachbarn. In die Nord- 
mandschurei sind Abteilungen des russischen Sowjetheeres ein- 
gedrungen und suchen sich des Kriegsmaterials des inzwischen 
aus Transbaikalien verdrängten Kosakenhetmans Semenow, das 
in Hailar und Harbin liegen soll, zu bemächtigen. Die Pekinger 
Regierung ist durch eine Mitteilung des Kommissars der Mos- 
kauer Sowjetregierung Tschitscherin vom 14. November stark 
überrascht worden, in der es heisst, der Einmarsch sei auf Er- 
suchen der örtlichen chinesischen Behörden im der. Nord- 
mandschurei erfolgt, die die Sowjetregierung um Unterstützung 
gegen die Semenowschen Lente und die der Republik China 
feindlich gesimmten Elemente gebeten. In der Note Tschitscherins 
heisst es: „Die Sowjetregierung erachtet die schleunige Vernich- 
tung der Semenowschen Räuberbanden.als im Interesse beider 
Länder gelegen und ist deshalb zur Leistung der erbetenen Hilfe 
bereit. Sie versichert, dass die Sowjetfuppen das Land als die 
Freunde Chinas betreten und das Land wieder verlassen wer- 
den, sobald sie ihre Aufgaben erfüht haben.“ In Peking ist man 
von dieser Wendung, die die Anknüpfurg von Verhandlungen 
mit dem russischen Nachbarn durch die Zulassung eines Ge- 
sandten des Freistaates Werchne-Udinsk wenig erfreut, und die 
Vertreter der Entente tragen dafür Sorge, dass das Schreck- 
xespenst des ins Land eindringenden Bolschewismus der chine- 
sischen- Behörden immer wieder vorgeführt wird. Arrdererseits 
scheint es auch, als ob man in Peking den Russen gegenüber 
kein ganz reines Gewissehi hat. Die Klagen der Russen über ein 
ımerhört hartes und oit brutales Verhalten der Chinesen ihnen 
gegenüber, seit die Konsulargerichtsbarkeit der Russen in China 
aufgehoben ist, mehren sich zusehemis. In Peking sucht man 
sich damit zu entschuldigen, es handele sich um Uchbergriffe 
einzelner Miitärbcehörden, auf die man keinen unmittelbaren Fin- 
fluss habe. Dagegen wird von russischer Seite erkiärt, das ent- 
spräche keineswegs den Tatsachen, die chinesische Regierung 
selnost komme den Verpflichtungen nicht nach, die es in dem 
Augenblick übernommen habe, wo sie die Gerichtsbarkeit über 
die Russen übernommen habe. 


Japan. 


Eine japanische Stiftung für die deutsche Wissenschaft. 
Auch Japan will sich an der Förderung deutscher wissen- 
schaftlicher Arbe:’ten und Forschunzen, die durch den wirt- 
schaftlichen Zusamnienbruch "unseres Vaterlandes so arsser- 
ordentlich stark beeinträchtigt werden, beteiligen. Der Präsident 
der Hoshi Pharmaceutical Company Hayime Hoshi hät dem 
deutschen Botschafter Dr. Soii einen Betrag von IM N0O Yen, 
der zu den gegenwärtigen Kurs einen Betrag von mehr als 3 Milli- 
enen Mark ausmacht, zur Förderung deutscher wissenschait- 
lieirer Forschunzen zur Verfügung gestellt. Es verlautetr hier, 
dass die deutsche Resizrung diese hochherzize Stiftung Dereit- 
willig entzegengenonmen hat, und, wie Dr. Soli hier mitteilte, 
tür Forschungen auf dem Gebiet der Medizin und Chemie ver- 
wenden wird. Es ist bezeichnend, dass das hiesige amerika- 
nische Blatt, der „Japan Advertiser“, das sich kürzlich heitigen 
Ansrilien aus den Reihen seiner eigenen Landsleute ausgesetzt 
sah, weil es die letzthin berichtete Ansprache des deutschen 
Rotschafters vor der Wirtschaitlichen Gesellschaft Japans fast 
in wörtlicher Uebersetzung wicdergtgeben hatte, womit doch 
den Interessen der Entente keineswegs genützt würde, auch 
diese Stiftunz in schon äÄusserlich auffallender Form seinen 
l.esern mitteilt. Das Blatt hat Hoshi interviewen lassen und 
von diesem etwa folrendes gehört: Seine eigene (issellschait, 
die Heshi Pharmaceutical Company hinze keineswers von deut- 
schen Entdeckunsen ab und 2r rechne daher nicht auf unmittel- 
hare Vorteile für seine Gesellschaft von seiner Gabe. Man 
misse heute aber wieder wie früher international denken und 
den allzemein wissenschaftlichen Fortschritt auf der Welt unter- 
stützen. Hoshi sarte dann weiter: „Unsere Studenten gehen 
mach Deutschland. um dort zu studieren, und geniessen die Vor- 
teile der Fortschritte der deutschen wissenschaitlichen For- 
schung. Was haben wir Japaner aber bisher getan, um den 
wissenschaftlichen Fortschritt der Welt zu fördern?  Selbst- 
verständlich werden wir, wenn auch keine unmittelbaren Vor- 
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teile aus den deutschen Forschungen ziehen können, mittelbar 
solcher teilbaftig werden.“ Solche Worte sind natürlich in gaız 
ausserordentlichem Masse dazu angetan, die Beziehungen 
Deutschlands zu Japan wieder inmiger zu gestalten. Auch ist 
es in hohem Grade erfreulich, dass aus den Worten Hoshis eine 
Anerkenmung der Tatsache spricht, dass Deutschand trotz der 
Ueberfüllung seiner Universitäten Mittel und Wege gefunden 
hat, japamischen Studenten wie vor dem Kriege Gelegenheit zu 
geben, ihre Studien im Deutschland fortzusetzen und zum Ab- 
schluss zu bringen. Nebenbei zeigt sich auch hier wieder, von 
wie wenig Erfolg die Hetze unserer ehemaligen Kriegsgegner 
begleitet gewesen ist, die mit allen Mitteln bestrebt gevesen 
sind, die Japaner von dem Besuch deutscher Hochschulen abzu- 
halten. Dass auch die wissenschaftlichen Gesellschaften Japans 
es ablehnen, an der — namentlich von Frankreich betriebenen — 
Aussperrung Deutscher von internationalen wissenschaftlichen 
Bestrebungen. teilzunehmen, wird inzwischen dort bekannt ge- 
worden sein. Unser Botschafter Dr. Solf hatte volikommen 
recht, wenn er bei seinem Amtsantritt hier wiederholt darauf 
hinwies, dass neben der Pflege wirtschaftlicher Beziehungen es 
die Hauptaufgabe Deutschlands und Japans sein müsse, auf dem 
Gebiet der völkerversöhnenden und völkervereinenden Kultur 
gemeinsam zu arbeiten, wm wieder zu freundschaftlichen Be- 
ziehungen zu gelangen, wie sie Jahrzehntekang zwischen Japan 
und Deutschland bestanden haben. 


Kronprinz von Japan. Nach Angaben von Beamten im 
kaiserlich japanischen Hausministerium sind alle Gerüchte, die 
von einer Verheiratung des Kronprinzen im nächsten Jahr 
sprechen, falsch; eine Heirat werde sicher nicht vor Jen 
Jahr 1923 stattfinden, alse wohl nicht vor dem 25. Lebensjahr 
nach japanischer Rechnung. Ebenso sei die geplante Auslands- 
reise des Kronprinzen um einige Jahre aufgeschoben. 


Baron Tanaka. Die Gerüchte, die von einem baldigen 
Rücktritt des Kriegsministers Generalleutnant Baron Tanaka 
sprechen, verdichten sich immer nmiehr. Angeblich hat ein Streit 
zwischen dem General und Oberstleutnant Terauchi im Grossen 
Generalstab aus Anlass der sibirischen Expedition Anfang, Sep- 
tember zu einem unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Kriegs- 
ministerium und Grossem Generalstab geführt, in dessen Folge 
sowohl der Ministerpräsi@®nt Hara wie der Generalfeldmar- 
schall Fürst Yamagata dem Kriegsminister den Rücktritt nahe- 
gelegt haben sollen. 


Kuroiwa. Der Eigentümer und Chefredakteur der Zeitung 
„Yorozu Choho“, Kuroiwa, ist am 6. Oktober in Tokio an 
Schwindsucht gestorben im Alter von 58 Jahren. Unmittelbar 
vor dem Tode wurde ihm vom Kaiser die fünfte Rangklasse ver- 
lichen. Nachdem er in verschiedenen Zeitungen als Redak- 
teur tätig gewesen war, gründete er 1892 den „Yorozu Choho“, 
das anfangs nicht viel mehr als ein sehr geräuschvolles Sen- 
sations- und Skandalblatt war und diesen Ruf auch heute noch 
nicht völlig verloren hat, aber doch mit zu den verbreitetsten 
Zeitungen Japans gehört. Kuroiwa ist auch der Gründer des 
Tokioer Presseverbands Shunjukai, dessen Vorsitzender er 
mehrere Jahre hindurch war. Er hat sich auch als Verfasser 
und Ucbersetzer wie als Philosoph eine Art Ruf erworben und 
hat zuerst angelsächsische Detektivromane durch Uebersetzun- 
gen in Japan verbreitet. 

Japanische Kaisermanöver. Die diesjährigen . japanischen 
Kaiserinanöver, an denen aber der Kaiser bekanntlich aus Ge- 
sundheitsrücksichten nicht teilgenommen hat, fanden im Regie- 
rungsbezirk Oita auf der Insel Kyusthu vom 8 November ab 
statt und wurden am 11. mit einer Kaiserparade abgeschlossen, 
die der Kronprinz in Vertretung seines Vaters abnahm. Die 
Manöver leitete der Generalstabschef General Uyehara. an der 
Spitze der Nord- und der Südarmce standen die Generale 
Hongo und Matsukawa. ° 


Befestigung der Bonin-Insein. Die japanische Läandesver- 
teidizung plant die Erneuerung der grossenteils veralteten Be- 
festigungen auf den als Aussenwerke dem japanischen Insel- 
reich vorgelagerten Inseln. Mindestens zehn grosse neue Be- 


festigungen auf solchen Inseln sind ins, Auge gefasst, als deren 
erste die der zwischen der Tokio-Bucht und den Mariannen 
gelegenen Bonin-Inseln in Angriff genommen werden soll. Die 
Verteidigung der Südsee-Inseln lag bisher ausschliesslich in den 
Händen des Marineministeriums, mit der Anlage der neuen Be- 
festigungen wird auch das Kriegsministerium an ihr beteiligt 
werden. Es ist bereits eine Kommission zur Vornahme der 
grundlegenden Untersuchungen nach den Bonin-Inseln abge- 
gangen. 

Streit um die deutschen Kabel. Nach Meldungen der japa- 
nischen Blätter herrscht Streit zwischen den japanischen und 
amerikanischen Behörden darüber, wern die deutschen Kabel im 
Stillen Ozean gehören sollen. Nach der „Yomiuri“ haben die 
amerikanischen Delegierten in Versailles widerspruchslos zuge- 
stimmt, als die Konferenz Japan die deutschen Kabellinien 
Yap-Guam, Yap-Schanghai und Yap-Menado zusprach. Uebri- 
gens habe Japan die Linie Yap-Schanghai schon seit 1915 im 
Besitz und über seine Ryukyu- Inseln geleitet. Japam soll beab- 
sichtigen, den Streit dem Völkerbund zu unterbreiten. 

Ein Wilikommgruss' der „Yamato“. Die japanischen mili- 
tärischen Kreisen nahestehende „Yamato Shimbun“, die zu allen 
Zeiten ein besonders starkes Interesse für Deutschland gezeigt 
hat, feiert die Wiederanknüpfung der diplomatischen Beziehun- 
gen zwischen Deutschland und Japan durch die Ausgabe einer 
Sondernummer in deutscher Sprache, in der auf die Bedeutung 
dieses Ereignisses hingewiesen wird. In einem Aufsatz wird 
unter der Ueberschrift „Wiederherstellung des deutsch-japani- 
schen Handels“ auf die Unentbehrlichkeit deutscher Waren für 
die japanische Wirtschaft aufmerksam gemacht und die Hoff- 
nung geäussert, dass nun auch die berühmten durch die Kriegs- 
not dem deutschen Erfindergeist abgerungenen wichtigen neuen 
Erzeugnisse nach Japan kommen möchten. Als Gegenleistung 
möge Japan den Deutschen mit dem aushelfen, was sie gegen- 
wärtig am dringendsten brauchten, Insbesondere mit Lebens- 
mitteln und Schiffsraum, And auch die deutsche Reichsregierung 
möge die neuen Handelsbeziehungen durch Aufhebung der hem- 
menden Ausfuhrbeschränkungen fördern. 


 Soldatenunruhen in Japan. Ein Moskauer Telegramm der 
„Roten Fahne“ vom 20. November berichtet, dass in Moskau 
Meldungen aus Tokio eingetroffen sind, wonach dort an vielen 
Orten Unruhen von Soldaten vorgekommen seien. In Nsaka 
habe von der Waffe Gebrauch gemacht werden müssen. - Die 
Regierung habe schliesslich beschlossen, den Sold um das 
2,5-fache zu erhöhen und den Soldaten jede Woche einen freien 
Tag zu geben sowie ihre Kost zu verbessern. — Vielleicht 
handelt es sich wieder um Soldaten. die aus Sibirien zurückge- 
kehrt und dort vom Bazillus des Bolschewismus infiziert wor- 
den sind. 


Japan auf dem Genter Völkerbundkongress. In der ersten 
Kommission der Genfer Versammlung des Völkerbundes nahm 
der Führer der japanischen Abordnung Graf Ishii die Gielegen- 
heit wahr, um auszusprechen, welchen ausserordentlich hohen 
Wert sein Land dem Völkerbund beimesse. Man könne das 
schon daraus ersehen, dass die japanische Abordnung 5 Monate 
von Japan abwesend sein müsse, um jedes Jahr einer ein- 
monatigen Versammlung beizuwohnen. Die Hin- wie die Rück- 
reise dauere zwei Monate, und die Schiffe seien so überfülit, 
dass sie diesmal ein eigenes Schiff hätten chartern müssen. Aber 
Japan bringe diese Opfer gern in dem Bewusstsein, dass terri- 
torialer Ehrgeiz und aggressive Politik aufhören müssten und 
dass ein Zustand harmonischer Versöhnung, eine gerechte und 
gleichmässige Behandlung aller Menschen für alle kommenden 
Zeiten herrschend sein müsse, Vermutlich meint Graf Ishii 
so harmonische Versöhnung, wie Sie zwischen Japanern und 
En auein und zwischen Engländern und Iren schon heute 
esteht, 


Vom englisch-japanischen Bündnis. Auf einem Parteitag der 
Ppositionspartei Kenseikai in Sendai hielt deren Präsident 
icomte Kato eine Rede, in der er auch des englisch-japanischen 
ündnisses gedachte. Dieses hat nach ilım zwanzig Jahre !ang 
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den Drehpunkt der japanischen Äussenpolitik gebildet and eben- 
so lange den Frieden Ostasiens aufrechterhalten. (Sehr richtig, 
denn nur durch das englisch-japanische Bündniss ist der Krieg 
gegen Russland und der Ueberfall auf Tsingtau ermöglicht wor- 
den. Anm. d. Red.). Dieselbe Rolle wird das Bündnis auch in 
Zukunft spielen. Viele wollen nichts von ihm wissen, weil es 
nur England, wicht aber Japan Vorteil gebracht habe; aber wo 
würde Japan jetzt sein, wenn es vor zwanzig Jahren nicht das 
Bündnis geschlossen hätte? Andere hielten es für unvereinbar 
mit dem Völkerbund. Aber wie das Bündnis in Ostasien, wolle 
der Völkerbund in der ganzen Welt den Frieden awfrechthalten 
(Nette Aussichten! Anm. d. Red.), und der Völkerbund sei noch 
unfertig, das Bündnis mit England also zu seiner Ergänzung 
notwendig. : 

Einem Ausfrager der „Osaka Mainichi“ gegenüber erklärte 
der nach dreizehnjähriger Abwesenheit in die Heimat zurückge- 
kehrte Botschafter in London, Graf Chinda, die Engländer seien 
sich über die Verlängerung oder Nichtverlängerung des Bünd- 
nisses noch rficht schlüssig, würden sich aber sicherlich in ihren 
Entschlüssen nicht von den japanfeindlichen Engländern in 
China und im sonstigen Ostasien beeinflussen lassen. 


Neue Gesandtschaften und Konsulate. Wie die „Jiji“ im 
Auswärtigen Amt erfährt, ist der Bau zahlreicher neuer Ge- 
sandtschafts- und Konsulätsgebäude in Aussicht genommen, 
hauptsächlich für die vielen Konsulate und Gesandten mit den 
zahlreichen durch den Versailler Vertrag neugegründeten 
Staaten, neue Gesandtschaften in Griechenland und Polen sind 
bereits bewilligt. . Die Gesandtschaft in Konstantinopel wird 
bedeutend erweitert werden, wo Japan jetzt auch die Be- 
wachung der Dardanellen und des Bosporus mit übernommen ° 
hat. Zur Errichtung einer neuen Gesandtschaft in Bukarest hat 
der Besuch des rumänischen Kronprinzen in Tokio vor einigen 
Monaten den Anstoss gegeben. In der Tschechoslowakei und in 
Jugoslawien unterhält Japan jetzt schon Gesandtschaften 'und 
wird dort nunmehr Gesandtschaftsgebäude errichten. ' Fine 
besondere Gesandtschaft für Peru soll’ von der Gesandtschaft 
in Chile, von der die peruanischen Beziehungen bisher mitver- 
waltet wurden, abgetrennt werden. Die japanischen Wahlkon- 
sulate in Italien ferner sollen in Berufskonsulate umgewandelt 
werden, und eine ganze Anzahl neuer Konsulate sind in China zu 
errichten. 


t 

Japaner ohne Staatangehörigkeit.e. Nach Meldungen aus 
Hawaii gibt es dort ausser den gegen 100000 japanischen Be- 
wohnern noch 20—30 000 Japaner, die. sich niemals in die amt- 
lichen Matrikel haben eintragen lassen, also nach japanischem 
Gesetz keine japanische Staatsangehörigkeit haben. Oder viel- 
mehr haben bei den meisten ihre Eltern es unterlassen, ihre Ge- 
burt amtlich anzumelden. j 


Kleine Kämpfe in Formosa. Die „Hochi“ berichtete im Ok- 


tober von kleineren Kämpfen der japanischen Besatzung auf 


Formosa mit den Ueberresten einiger versprengter und auf- 
geriebener Stämme der Ureinwohner, die sich in die Berge 
nördlich von Shinchiku zurückgezogen hätten und dort den 
Japanern einen letzten verzweifelten Widerstand leisteten, hoff- 
nungslos, aber fest entschlossen, bis zum Letzten auszuharren 
und lieber zu Grunde zu gehen, als sich der iapanischen Herr- 
schaft zu unterwerfen. Angesichts der gewaltigen Ueberlegen- 
heit bewaffneter Polizei mit Maschinengewehren und Bomben 
von Flugzeugen aus ist das Schicksal solcher kleiner Ueberrcste 
freier Ureinwohner besiegelt. = 


Ausländer in Yokohama. Als Ergebnis der am 1. Oktober 
veranstalteten Volkszählung haben die Behörden iestgestellt, 
dass in Yokohama am genannten Tage inszesamt 6801 Ausländer 
lebten, darunter 2661 Frauen. Diese verteilen sich auf die ein- 
zelnen Völker wie folgt: Chinesen 3936, Briten 1054, Russen 503, 
Amerikaner 522, Deutsche 277, darunter 115 Frauen, Franzosen 
136, Portugiesen 67, Schweizer 43. Italiener 31, Holländer 29, 
Dänen 20, Griechen 18, Polen 17, Norweger 16 Deutsch-Oester- 
reicher 14, Belgier 10, Chilenen und Serben je 8, ferner je ein 
Staatsbürger von Peru, Panama und Argentinien. 
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Wiederaufleben der „Taisho Nichinichi“. 
vor einigen Monaten die neugegründete dritte grosse Zeitung in 
Osaka, die Taisho Nichinichi, sehr bald nach ihrem Er- 
scheinen wieder eingegangen, weil sie sich trotz grossen Kapitals 
und vorzüglicher Leitung gegenüber ihren beiden grossen Neben- 
buhlern, den in Mittel- und Westjapan alteingeführten und über- 
aus einflussreichen Blättern Osaka Asahi und Osaka 
Mainichi nicht behaupten konnte. 
ist nun das Blatt wieder aufgelebt. Sein neuer Herausgeber 
und Hauptschriftleiter ist ein gewisser Nishimura Kozo, ein be- 
kannter Anhänger und Werber für eine neue Religion, die Omo- 
tokyo, die angeblich stark sozialistischen Einschlag hat, nach 
den Beteuerungen ihrer Gläubigen aber olıne jeden Zusammen- 
hang mit: der sozialistischen Bewegung steht. Der Stab des 
Blattes wird sich aus den alten Mitarbeitern der Taisho 
Nichinichi und Verkündern der neuen Lehre zusammen- 


setzen. Natürlich wird die Auflage des Blattes in seinem 
neuen Gewande sehr viel bescheidener sein als zuyor.. R.K. 
Unbekannte Dörfer in Japan entdeckt. Wie die „Osaka, 


Mainichi‘ berichtet, haben die Behörden an der Grenze der drei 
Regierungsbezirke Miye, Nara und Wakayama, also in hohem 
und schwerzugänglichem Gebirgsland, zwei Dörfer entdeckt, die 


bisher amtlich den Behörden unbekannt waren, deren Bewohner 


also auch weder besteuert noch zum Heeresdienst herangezogen 
wurden, weder Schulpflege genossen noch an den Wäalılen teil- 
nehmen konnten. Infolgedessen sind auch fast sämtliche der je 


Bekanntlich ist 


Jetzt, Ende September, 


etwa tausend Bewohneg Analphabeten. Bei ihnen besteht noch 
die Merkwürdigkeit, dass die meisten Kinder keine Vornamen 


“haben, wie dies in alten Zeiten bei den unteren Klassen Japans 


gebräuchlich war. Mit der Aussenwelt hatten die beiden Dörfer 
nicht viel mehr Verkehr, als dass gelegentlich Bewohner sich 
in benachbarten Märkten einfanden, um Einkäufe zu machen. 


Vorlage über Arbeiterorganisation. Die Asahi meldet, 
dass die Regierung in der kommenden Reichstagssession eine 
Vorlage üher Arbeiterorganisation einbringen werde, und knüpft 
daran die Frag&, ob darin der verüchtigte $ 17 der Polizeiord- 
nung abgeschafft werden solle. Im Ministerium des Innern sei 
ihr gesagt worden, der Paragraph sei keineswegs unvereinbar 
mit der neuen Vorlage, doch solle die Polizeiordnung eine durch- 
greifende Verbesserung erfahren. ‚Der genannte Paragraph ist 
bekanntlich der springende Punkt, um den sich die ganze soziale 
Bewegung in Japan gegenwärtig dreht. Er verbietet den Zu- 
sammmenschluss von Arbeitern verschiedener Betriebsarten zu 
Gewerkschaften und gestattet nır Gewerkschaften, die Arbeiter 
derselben Betriebsart umfassen, offenbar um die Möglichkeit 
eines Ciencralstreiks oder die Bildung’ zu mächtiger Gewerk- 
schaften zu verhindern. oder so lange wie möglich aufzuhalten. 
Dass die Wogen der sozialen Bewegung, wenn auch nicht mehr 
so $türmisch wie im letzten Frühjahr, doch gegenwärtig immer 
noch sehr hoch gehen, zeigt die sehr grosse Zahl von Sozialisten- 
versanimlungen, die Tag iür Tag aufgelöst werden, meist nach- 
dem fast jedem Redern beinah unmittelbar nach dem ersten 
Wort von der Polizei das Wort abgeschnitten worden war. 
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Die wirtschaftliche Lage in Ostasien. 


Die wirtschaftliche Fntwicklung der beiden Grossstaaten 
Ostasiens, Chinas und Japans, wurde durch den Weltkrieg in 
ganz entzegengesetzter Weise beeinflusst. Für Japan brachte 
der Krieg eine nie ‚dagewesene Konjunktur voll kühnster Er- 
wartungen, xrösster Möglichkeiten und riesenhafte Gewinne, 
die jedes weitere Kriegsjahr steigerten. Die konkurrierenden 
Waren aus Deutschland, Ocsterreich und England verschwanden 
von den Märkten, nicht nur des eigentlichen Ostasien, sondern 
aus allen Ländern am Indischen und Stillen Ozean. Teils blieb ihre 
Zufuhr überhaupt aus, wie die aus Deutschland, teils wurde sie 
ausserordentlich stark eingeenst, wie z. B. die englische, und wie 
die Waren verschwanden die fremden Dampfer, die teils für 
Truppentransporte und die notwendige Zufuhr von Lebens- 
mitteln benötigt wurden, teils durch die Kriegsoperationen auf 
den Mecresboden versanken. Ueberall sprangen japanische 
Waren in die Bresche und ersetzten nach und nach fast vollstän- 
dir die ausfallenden europäischen, insbesondere die englischen; 
japanische Schiffe übernahmen überall den Verkehr. Die Nach- 
frage nach japanischen Waren stieg ganz ungchcuer. Die In- 
dustrie suchte ihr durch Ausdehnung der Produktion zu begegnen. 
Neue Fabriken, neue Industrien wuchsen pilzartig aus dem 
soden. Die alten vergrösserten und verdoppelten ihre Betriebe. 
Ebenso die japanischen Werften, die Tonnage auf Tonnage 
bauten, uralte Dampier noch zu Riesenpreisen abstiessen oder 
vercharterten. Die japanische Handelsflotte wuchs während der 
Kriegszeit auf über drei Millionen Tonnen. Regierung, Industrien 
und Schifiahrt arbeiteten planmässig Hand in Hand, den japani- 
schen Handelserzeugnissen den Weg zu bahnen, fremde Waren, 
in erster J.inie amerikanische, vom ostasiatischen Markt aus- 
zuschliessen. Japanischer Schiffsraum stand zunächst iapanischen 
Wären, iapanischen Händlern zur Verfügung. Die japanischen 
l.inien steilten die Durchiracht von Amerika nach China ein, 
von Amerika kommende Waren blieben in Kobe-Yokohama ad 
kalendas graccas liegen, so dass kontraktmässixe Lieferung 
Amerikanern in China einiach unmöglich. die Lieferungs- 
fähigkeit der japanischen Industrien dagegen in ein helles Licht 
gesetzt wurde  Unvcheure Gewinne waren die naturgemässe 
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Fölgerung. Ein Goldstrom ergoss sich über Japan, das vor dem 
Kriege doch zu den armen Staaten zählte. Allein aus Schiffs- 
frachten und Vercharterungen flossen während der letzten sechs 
Jahre nach japanischen Quellen nicht weniger als Yen 2,3 Mili- 
arden Reingewinn in die Kassen der Schiffahrtslinien. Die staat- 
lichen Goldreserven betrugen Ende 1912 nur rund Yen 350 Milli- 
onen, davon 136 Millionen in Japan selbst und 214 Millionen im 
Ausland, hauptsächlich auf den Banken in England. Ende 1919 
waren sie angewachsen auf über 2 Milliarden, nämlich 702 Millionen 
in Japan und 1,350 Milliarden inı Ausland. Die Staatseinnahmen 
zeigten entsprechende Steigerungen und Japan ist wohl von alleu 
Kriegsteilnehmern das einzige Land, das statt schwerlastender 
Detizits in seinen Etats reiche Leberschüsse aufweist. In den- 
sc!ben Verhältnissen stieg die Produktion aller Industrien, Textil- 


waren, Seide, Zucker, Mehl, Maschinen aller Art im besonderen. 


Der Diebstahl der vozelfreien deutschen Patente, die Lahmlegung 
des deutschen Kaufmannes und planmässige Hindernisse für die. 
anderen Kaufleute stärkten weiter die Stellung der japanischen 
Industrie und des japanischen Mandels. In vielen Ländern, so 
vor allem in China überholte der japanische Handel bei weiten 
den englischen... Nichts kennzeichnet mehr den äusseren Auf- 
schwung Japans und seine Kriegsbereicherung als ein Blick in 
das Strassenleben von Tokio von 1914 und 1920. 1914 waren 
die Automobile in japanischer Hand zu zählen und der Europäer 
mit einem Auto genoss eine gewisse Achtung. 1920 betrug die 
Zahl der Privatautos in Tokio allein in die-Tausende und überall 
ragen jetzt mehrstöckige Geschäftshäuser, wo 1914 nur dürftige 
Holzhütten gestanden hatten. 

Die ihm gebotene, nie wieder kommende Konjunktur hat 
Japans Industrie und Handelswelt nicht zu nutzen gewusst, durch 
Licterung dauernder Oualttätsware sich einen festen Kunden- 
kreis und damit auch dauernden Absatz zu sichern für die Zeit. 
wenn nach dem Kriere die alten Industrieländer wieder mit ihrer 
alten Energie und alterprobten Wären auf dem Markt erschienen. 
Aus billiger Gewinnsucht sandten sie zu erträg'ichen Preisen 
sıte Muster zur Ansicht und auf eingehende Ordre miserabl« 
Waren. Amtliche Berichte der japanischen Konsulate urd 
Generalkonsniate klagen oft genug gerade während der Kriegs- 
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zeit über diese verwerfliche Gewohnheit japanischer Händler. 


Ueberall wurden japanische Waren während des Krieges gekautft,. 


weil sie beim Fehlen anderer gekauft werden mussten. Aber 
es geschah widerwillig und überall stieg die Sehnsucht nach den 
solange entbehrten europäischen Waren. Da Schiffe und Waren 
auch nach dem Waffenstillstand fehlten, so hielt der Siegeszug 
der japanischen Waren auch 1919 noch an. Erst 1920 trat 
plötzlich der von Einsichtigen längst erwartete, von der grossen 
Masse gefürchtete Umschwung ein. Die fremden Schiffe kehrten 
zurück in steigender Zahl und mit ihnen gute Waren. Das 
japanische Schiffahrts- und Warenmonopol bsach zusammen, die 
Vercharterungen nahmen ab, der unbenutzte Schiffsraum stieg 
— Ende Oktober lagen bereits über. 300 000 t unbenutzt in den 
japanischen Häfen —, japanische Waren büssten ein Absatzgebiet 
nach dem anderen ein, der chinesische Boykott japanischer 
Waren machte sich zeitweise recht empfindlich bemerkbar. So 
sank die Ausfuhr, während die Einfuhr stark stieg, weil die in 
Frwartung einer günstigen Aufwärtsbewegung schon 1919 ge- 
machten Bestellungen jetzt in einem grösseren Umfang ein- 
liefen, und die aktive Handelsbilanz der letzten Jahre wieder in 
ihr Gegenteil verkehrten. In den grossen Handelsplätzen Kobe, 
Yokohama, Tokio häuften sich die Ein- und Ausfuhrgüter zu un- 
geheuren Massen von enormen Werten. Die Folge war eine 
starke Versteifung des Geldmarktes und eine rasch zunehmende 
Knappheit an baren Geldmitteln. Die Händler vermoehten ihre 
Verpflichtungen nicht zw erfüllen, viele Geschäftshäuser brachen 
zusammen, zahlreiche andere suchten die drohenden Verluste ab- 
zuwehren, indem sie-nach altjapanischer Gewohnheit ihr gefähr- 
lich werdende Kontrakte einfach annullierten. Selbst angeschene 
Millionenhäuser von Weltruf wurden stark in Mitleidenschaft 
gezogen und erlitten Verluste, die in die Hunderttausende 
gingen. Wie immer in solchen Krisen griff die Regierung und die 
Staatsbank ein durch Gewährung reichlicher Barmittel und Be: 
vorschussung der Waren, um allzugrossem Verderven zu steuern. 
® Die Krisis ergriff das ganze Wirtschaftsieben und wurde 
bedenklich erst durch ihre lange Dauer. Der weiteren Anhäufung 
von Ausfuhrgütern suchte man zu steuern durch eine starke. Ver- 
minderung der Produktion. In fast allen Industrien, besonders 
in der Textilindustrie, wurde die Ausbeute beträchtlich ein- 


geschränkt, durch Verkürzung der Arbeitszeit, Entlassung zahl- 


reicher Arbeiter und Angestellten, so dass auch in Japan eine 
starke Arbeitslosigkeit herrscht. Wieweit die japanische Staats- 
bank ihre Kredite ausdehnen und so weitere Zusammenbrüche 
verhindern kann, ist nicht ohne weiteres ersichtlich. Es liegen 
aber Anzeichen vor, dass sie bereits auf Realisierung ihrer Dar- 
lehen drängt und bevorschusste Firmen zum Losschlagen ihrer 
Lager zu jedem Preis drängt. Und die Aussichten für die nächste 
Zeit sind keineswegs günstig, da der Boykott in China letzthin 
neu entfacht ist, die schärfere Konkurrenz Europas und Amerikas 
sich in China bereits stark bemerkbar macht und der englische 
Handel das an Japan verlorene Absatzfeld in Indien in Riesen- 
schritten wieder erobert und die reue amerikanische Schiffahrts- 
gesetzgebung der japanischen Schiffahrt nach amerikanischen 
Häfen in absehbarer Zeit ein Ende zu bereiten droht. 

Anders wirkte der Ausbruch des Weltkrieges und seine 
lange Dauer auf China. Die alteingewohnten Einfuhrwaren aus 
Deutschland blieben aus, die englischen liessen stark nach. Eine 
eigene Industrie, die wie in Japan die Kriegskonjunktur hätte 
ausnützen und die wirtschaftliche Entwicklung in neue Bahnen 
hätte lenken können, fehlte fast vollständig. So trat in den 
ersteg Kriegsjahren in vielen Waren. wie z. B. deutschen Farben, 
eine vollständige Erschöpfung, in anderen ein starker Mangel 
tin, dem allerdings in den späteren Jahren durch minder wertige 
Iapanische Waren vielfach abgeholfen wurde. Fremde Waren, 
wie solche aus Amerika, waren nach Zurückziehung der meisten 
fremden Schiffe fast nur mit japanischen Linien zu bezichen, 
deren Politik oben bereits gekennzeichnet wurde. Unter den 
vielfachen Finfuhrbeschränkungen der kriegführenden Staaten 
tt auch die Ausfuhr aus China, die „ungeheure Steigerung des 
iiberpreises und dessen ständige Schwankungen kamen hinzu. 
ie politische Zerrissenheit und die traurige Trennung zwischen 
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Nord und Süd mit all ihren inneren Wirren erschwerte mit ihren 
mannigfachen Hemmnissen die Beteiligung der Kaufleute nicht 
wenig. Das Kriegsende schien hier Wandel und Besserung zu 
schaffen. Die völlige Erschöpfung Europas an Lebensmitteln 
und Rohstoffen aller Art lenkt die Aufmerksamkeit erneut auf 
China, das mancherlei zu bieten hatte und das die nun in steigen- 
dem Masse freiwerdenden Schiffe nach Europa werfen konnte, 
während es selbst infolge der Minderwertigkeit der japanischen 
Waren und der starken antijapanischen Boykottbewegung Ver- 
langen hatte nach den englischen Baumwollwaren und den 
sonstigen, seit 1914 vermissten Einfuhrwaren. So zeigte das Jahr 
1919 einen seltenen Aufschwung des Ein- und Ausfuhrhandels, die 
beide nie erreichte Rekordziffern aufwiesen und die auch im 
ersten halben Jahr 1920 noch ausserordentlich günstige Rück- 
schlüsse auf die weitere Entwicklung gestatteten. Aber sie 
waren irrig. Die politischen Vorgänge in Peking, der Sturz der 
japanfreundlichen Militärpartei' durch die Machthaber von 
Mukden und Tientsin erschütterten das Vertrauen der Kauf- 
mannschaft und brachten vor allem durch die ständigen Militär- 
transporte und die rücksichtslose Requirierung von rollendem 
Material in Nordchina den ganzen Güterverkehr in heillose Ver- 
wirrung, dgss beispielsweise die Kailan-Minen-Gcesellschaft ihre 
Kunden in Tientsin..und anderen Plätzen nur bis zu 70% be- 
liefern konnte. Schon im Sommer wurden Berichte laut aus 
den verschiedensten Gegenden über ungünstige Ernteaussichten. 


‚Während im Yangtsetal die Ernte überall vielversprechende 


Aussichten bot und tatsächlich auch erfüllte, wurden die weiten 
Ebenen Nordchinas von einer schweren Trockenheit heim- 
gesucht, die beide Ernten vollständig vernichtete. Eine furcht- 
bare Hungersnot war die Folge, die in der Provinz Tschili über 
20 Millionen, in Schantung über 4, in Honan über 19, in Schansi 
und Schensi über 15, insgesamt über 58 Millionen Tod und Ver- 
elendung brachte. . Da eine Industrie fehlt und Leben und Kauf- 
kraft der ganzen Bevölkerung abhängt von den Prträgen des 
Bodens, so kann man die unheilvolle Wirkung einer derartigen 
Katastrophe ermessen, wenn statt eines immerhin beträchtlichen 
Absatzes mit lohnendem Gewinn Hunderte von Millionen Dollar 
erforderlich sind, um diese Menschenmassen überhaupt dem 
Leben zu erhalten. Ungünstig beeinflusst wurde der heimische 
Markt, hauptsächlich in seimfer grössten Zentrale Schanghai, end- 
lich auch durch das Sinken der Preise, das die Händler zur 
Zurückhaltung bestimmte. Ausschlaggebend wirkten die 
chaotischen Verhältnisse im Lande,. die dem Kaufmann das Ver- 
trauen nahmen, so dass er das Risiko für den Transport ins 
Innere nicht tragen will. Obwohl das Land fast völlig entblösst 
ist von piece goods, 
September und Oktober fast völlig eingeschlafen, und gar 
manche chinesische Firma .musste_ schliessen oder den 
europäischen Geschäftsfreund um Unterstützung bitten. Für das 
Baumwollgeschäft war die Lage nicht besser, da die sinkende 
Tendenz der Baumwollpreise in Amerika und Indien in 
Verbindung mit den guten Ernteaussichten in China selbst 
nur geringe Nachfragen von seiten der Spinner zeitigte. Aber 
die Hauptsache war auch hier mangelndes Vertrauen in die Zu- 
kunft, weil eben keine feste Preisbildung möglich ist und die 
Fabriken nicht so recht an die Arbeit gehen können. Auch Tee 
und Seide wurden nicht gehandelt und exportiert, während Mitte 
Oktober für mehrere Tausend Tonnen Samen abgeschlossen 
wurden, von denen zum ersten Male wieder rund tausend für 
Deutschland bestimmt sind. 

Die Lage war zeitweise so ernst, dass eine Verssinline 
chinesischer Firmeninhaber beschloss, an die fremden Kaufleute 
mit dem, japanischen Gedankengängen ganz vertrauten, Vorschlag 
heranzutreten, alle Lieferungsverträge zu annullieren, der aber 
von seiten der englischen Kaufmannschaft unter Berufung auf die 
Heiligkeit der Verträge zurückgewiesen und von den Chinesen 
dann selbst als undenkbar verworfen wurde. Für den deutschen 
Handel mit Ostasien sind die Verhältnisse noch immer ungeklärt. 
Die Versteigerung deutschen Grund und Bodens in Japan und 
Tsingtau dauert an, ohne dass irgendwelche Auszahlungen er- 
folgten, die dem deutschen Kaufmann die für die Wiederauf- 


war das Geschäft in Schanghai August, - 
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nahme seines Geschäfts notwendigen Mittel in die Hand gäben. 
Und der Friede mit China ist noch immer nicht geschlossen. Die 
Rechtsunsicherheit und unterschiedliche Zollbehandlung hält an, 
Valutafragen und Schiffsraummangel machen ein reguläres Ge- 
schäft unmöglich und dabei noch nirgends eine begründete Aus- 
sicht auf eine bedeutende Besserung der ganzen Lage. Dr. Mohr. 


China. 


Englisch-chinesisches Zusammengehen. In Peking fanden 
Mitte September zwischen Chinesen und Engländern, vertreten 
durch einen Herrn Frodshanı vom Peking-Sydikat, Verhand- 
- Jungen’ statt zwecks gemeinsamer Ewichtung und Betriebs einer 
Tabakfabrik. Die Abmachungen sollen sich im wesentlichen auf 
derselben Linie bewegen wie die Vereinbarungen zwischen der 
chinesischen Drahtlosen Gesellschaft und der durch das Peking- 
Syndikat vertretenen Marconi-Gesellschaft, die unlängst von 
dem Ministerpräsidenten gezeichnet worden sind. 

Das Kapital beträgt 2 Millionen £ und soll zur Hälfte von 
Chinesen und zur Hälfte von Engländern aufgebracht werden, 
doch soll zunächst auch der chinesische Anteil von den eng- 
lischen Finanzleuten vorgescHhossön werden. Das Peking-Syndikat 
als solches hat mit diesen Abmachungen nichts zu tu@& Irgendein 
Abzug oder eine Kommission wird nicht gemacht, auch werden 
den englischen Finanzkreisen keinerlei Kontrollrechte über das 
Wein- und Tabakmonopol eingeräumt, wie in der chinesischen 
Presse schon vielfach befürchtet wurde. Auch sonst werden 
der geplanten Tabakfabrik keinerlei Vorrechte zugestanden, die 
die Einnahmen des Monopolamts beeinträchtigen könnten, da 
das ganze Unternehmen ein rein kaufmännisches sein soll. 

Der Generaldirektor des Monopolamtes Chang Schou ling 
wollte ursprünglich das ganze Kapital in China aufbringen, doch 
hatten seine. Bemühungen in dieser Richtung keinen Erfolg. Um 
aber den in Ghina produzierten Tabak nicht durch ausländische 
Firmen allein verarbeiten und so allen Gewinn ins Ausland ab- 
fliessen zu lassen, hat Chang diesen Weg der Zusammenarbeit 
mit England gewählt. 

“ Die Neugründung findet von japanischer Seite eine ziemlich 
starke Opposition. Bekanntlich haben Japaner vor etwa einem 
Jahre mit einem Kapital von Yen 10 Mill. die Ostasiatische 
Tabakgesellschaft gegründet, die dert Anbau von Tabak, haupt- 
sächlich in Schantung und in der Mandschurei, und seine Ver- 
arbeitung betreibt, die sich nun durch das neue Unternehmen in 
seinen Aussichten bedroht sicht. Sie hatte sich selbst vor 
einiger Zeit dem chinesischen Wein- und Tabakbüro gegenüber 
zu einer grösseren Anleihe für die Errichtung der jetzt geplan- 
ten Tabakfabrik bereit erklärt. Das japanische Anerbieten war 
indes seinerzeit von Chaug Schou ling als mit den Interessen 
Chinas nicht vereinbar abgelehnt worden. 


Beziehungen zwischen Deutschland und China. Die chinc- 
sische Hsin Wen Pao in Schanghai schreibt unter der Ucber- 
schrift „Deutschlands Verkehr nach China“ folgendes: | 

Deutschland wünscht die Handelsbeziehungen zu China 
wiederherzustellen, und es hat zu diesem Zwecke besondere 
Vertreter nach China entsandt. Ihre Absicht ist, wieder Ver- 
bindung mit den Chinesen zu suchen und die Haltung der Chi- 
nesen Deutschland gegenüber festzustellen. Wenn Deutschland 
auch inı Kriege unterlegen ist, so ist es doch zweifelhaft, ob 
Deutschlands Wettbewerb und Handel im Fernen Osten damit 
beseitigt ist. Will Deutschland seine wirtschaftliche Blüte der 
früheren Zeit wieder erlangen, so ist dies unmöglich ohne die 
Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen zu China. Um die 
Handelsbeziehungen mit China wieder herzustellen, wird es not- 
wendig sein, den guten Willen und die Mitwirkung bestimmter 
Kautleute zu gewinnen. Es handelt sich vor allem um jene, 
welche glauben, dass der europäische Kriege China eine gün- 
tive Gielegenheit gexeben hat, seine eigene Industrie zu ent- 
wickeln. Aber sie wissen leider nicht, die gebotene Gelegenheit 
wirklich zu benutzen und deshalb konzentrieren sie sich auf 
Kleine Gewinne und versäumen dadurch die grossen Mörlicn- 
keiten. Sie beachten nur die sofortigen Gewinne und üb®r- 
schauen die Aussichten für die Zukunft. Werden wir jetzt, wo 


deutsche Vertreter in China eingetroffen sind, in der Lage sein, 


‚aus dieser Anwesenheit den grösstmöglichsten Nutzen zu ziehen 


und einen umfassenden Plan aufzustellen, der für uns nützlich 
ist? Das ist unbedingt notwendig für die Zukunft unserer In- 


‚dustrie, da der Handel zwischen China und Deutschland gering 


ist. Jetzt, wo Deutschland in seinen’ Handelsbeziehungen so 
stark gebunden ist, wird China, wenn ein vernünftiges Ueber- 
einkommen zustande kommt, nicht mehr leiden unter unbilligen 
Vertragsverhältnissen, noch in seinen souveränen Rechten be- 
einträchtigt werden. 

Bleistiite. Di®@ japanischen Bleistiftfabriken produzierten 
jährlich während des Krieges für über 3 Millionen Yen, während 
die jährliche Ausfuhr 2 Millionen Yen betrug. Der grösste Teil 
der Ausfuhr ging nach Südamerika, Indien, Russland und Frank- 


“reich. Auch die Herstellung von Füllfederhaltern nahm erheb- 


lich zu. 1919 wurden für 4,5 Millionen Yen hergestellt, die Ge- 
samtzahl der Fabriken stieg in Tokio auf über 160. 


Abschlüsse in China. Die North China Daily News 
meldet von Mitte Oktober, dass der Generaldirektor der Siemens- 
werke in China, Kocher, einen Kontrakt abgeschlossen hat für 
Lieferung aller Maschinen für eine Grube in der Nähe von 
Mangchou, obwohl Deutschland bisher immer behauptet habe, 
derartige Maschinen für die Wiederherstellung der Kohlenfelder 
in Frankreich nicht liefern zu können. 
Deutschland elektrisches Material bestellt für die Ausrüstung 
von Fabriken zum Bau von Strassedbahnwagen, indem er 
englische, französische und amerikanische Produkte erheblich 
unterbieten konnte. Reuter fügt hinzu, dass Kocher während des 
Krieges einer der eifrigsten Propagandisten war, der durch 
chinesischen Einfluss von der Repatriierung befreit worden sei. 


Zementindustrie. Die Lage der japanischen Zementindustrie 
wird als sehr günstig geschildert. Fast alle Zementfabriken 
haben ihren Absatz und ihre Geschäfte erheblich ausgedehnt, 
während gleichzeitig überall neue Gesellschaften mit Kapitalien 
von 1—3 Millionen Yen entstehen. Die alten Gesellschaften 
haben ihr Aktienkapital bedeutend erhöht. Während vor dem 
Kriege für ein Fass Zement von 48 Kamme ä& 3,75 kg etwa 3 Yen 
betrug, stieg der Preis in diesem Frühling auf 17 Yen pro Fass 
und beträgt zurzeit 12—13 Yen. Da alle Rohmaterialien im In- 
land selbst in grossen Mengen vorhanden sind, ‚so hat die 
japanische Zementfabrikation mit irgendwelchen Schwierigkeiten 
in dieser Hinsicht nicht zu rechnen. Die Produktion betrug vor 
dem Kriege 3,7 Millionen Fass, von denen rund 150.000 ins Aus- 
land gingen. Diese Produktion stieg im Jahre 1919 auf 6,5 
Millionen Fass, während dic Ausfuhr auf 997000 Fass stieg. 


Japan. 


Soziale Bewegung in Japan. Die Yuwaikai, die grösste Ar- 
beitergewerkschaft Japans, feierte Anfang Oktober den achten 
Jahrestag ihrer Begründung durch öffentliche Umzüze und 
Volksversammlungen. Die „Osaka Mainichi‘ knüpfte daran eine 
Warnung. an Rehörden und Polizei, ihr Verhaiten geren die 
Yuaikai von Grund aus zu ändern Jetzt werde die Gcwerk- 
schaft von der Polizei mit grösstem Misstrauen behandelt, stän- 
dig unter Beobachtung gehatlen und als gefährlich gehemmt, wo 
immner es möglich sei. Dabei sei die Yuaikai, an westiändischen 
Massen gemessen, ausserordentlich harmlos und bescheiden, 
doch nehme angesichts der behördlichen Verfolgung der radi- 
kale Geist unter ihr täglich zu. Jetzt sci es für die Kyochokai. 
die sich Versöhnung von Kapital und Arbeit zum Ziel gesetzt 
habe, noch möglich, etwas zu erreichen. Wenn aber dag Un- 
verstand der Polizei so weiter getrieben werde, werde bald 
alles zu spät sein. 

Dasselbe Blatt meldet, dass durch Verschmelzung vieler 
kleinerer Gewerkschaiten von Bergleuten der Verband der 
Rergarbeiter ganz Japans, die Zen Nihon Kofu Renzokai mit 
200 Mitzliedern gebildet worden ist. 

Bevölkerungsbewegung In Japan. Das Gesundheitsamt im 
iapanischen Ministersum des Innern gibt als Durchschnittsziiiern 
für die Jahre 1908-1917: 1 753 740 Geburten und 1087 623 Todes- 
fälle an. Die nachstehende vom Gesundheitsamt veröftentlichte 


Kocher hat ferner aus 


Tafel weist in den letzten Jahren ein langsames Zurückgehen der 
Geburten und eine ebenso langsame Zunahme der Todesfälle 
auf, und ebenfalls geht der . Geburtenüberschuss der letzten 
Jahre beständig zurück, wenn er auch noch über 600 000 im 
Jahr beträgt. Zu beachten ist natürlich, dass der Zeitraum von* 
vier Jahren zu kurz ist, um darauf sichere Folgerungen zu 
begründen, und dass die amtlichen Erhebungen recht unzuver- 


lässige Quellen darstellen. 
Geburts- Sterblich- 


Geburten Todesfälle rate keit 

in 1000 in 1000 auf 1000 auf 100 
1908 . . . 1,662 1,029 33,7 209 
1909 . . . . 1,693 1,091. 33,9 21.9 
1910... . 1,712 +,064 33,9 21,1 
1911 . . .1,747 1,043 34,0 20,3 
1912 . 1,737 1,u37 33 3 19,9 
1913 . 1,757 1,027 33.2 19,4 
1914 . . 1,808 1,061 33,7 20,5 
1915 . . . ...1,799 1,093 33,1 20,1 
1916 . . . . 1,804 1,187 32,7 21,5 
1917... . 1812 1,199 32,4 21,4 


Sozialpolitische Massnahmen. Nachdem schon vor mehreren 
Monaten eine besondere Abteilung für Sozialpolitik beim Mini- 
sterium des Innern eingerichtet war, hat die Regierung jetzt ein 
besonderes dem Kabinett unmittelbar unterstelltes Amt für 
Sozialpolitik eingerichtet und damit zum Ausdruck gebracht, 
dass sie den immer stärker werdenden Zeitströmungen im 
Lande Rechnung zu tragen bereit ist. Das neue Amt umfasst 
drei Abteilungen: Erforschung der tatsächlichen Verhältnisse der 
Arbeiter, die Gewährung unmittelbarer Hilfe in Notfällen und 
die Schaffung von vorbeugenden Massnahmen. Das sind die 
ersten amtlichen Versuche in Japan, der sozialen Frage 


systematisch beizukommen und dem Elend der Arbeiter in den 


Grossstädten zu steuern, während bisher die Bekämpfung der 
Notlage so gut wie ausschliesslich der Privatinitiative oder den 
Gemeinden überfassen war. Bekannt ist, dass z. B. die Stadt 
Osaka, die grösste Industriestadt des neuen Japan, eine sehr 
umfangreiche soziale Fürsorge für die Arbeiter geschaffen hat 
und dass diese bis in die letzte Einzelheit einem Vorbild nach- 
geahmt ist, das ihre Schöpfer in Elberfeld gefunden haben. 
Wenn jetzt die Staatsregierung in die soziale Fürsorge helfend 
und fördernd eingreifen will, geschieht das in erster Reihe, weil 
man mit Schrecken die Schar der Beschäftigungslosen wachsen 
sieht.” Der Rückgang und teilweise Stillstand der Fabriken 
macht Hunderttausende brotlos. Eine Ueberschlag ergibt, dass 
in den letzten Monaten 600 000 Arbeiter beschäftigungslos ge- 
worden sind. 50000 haben die Gemeinden und der Staat bei 
öffentlichen Arbeiten einstellen können, und 300 000 ist die Rück- 
kehr aufs Land ermöglicht worden, so dass sie wieder in der 
Landwirtschaft Verwendung finden, die sie, angelockt von den 
verhältnismässig hohen Löhnen der Fabriken in den Kriegs- 


jahren, verlassen haben. Das lässt aber einen Rest von 250 000 . 


Arbeitslosen, für die Rat geschafft werden muss, soll das Elend 
diese Leute nicht zu unüberlezten Schritten und Gewalttaten 
treiben. Selbstverständlich fehlt es nicht an politischen Ver- 
führern, die die Lage auszunutzen und das Volk für um- 
stürzlerische Gedanken zu gewinnen suchen. Schon vor etwa 
zwei Monaten wies die „Yamato“ auf die Ausbreitung radikal- 
sozialistischer, syndikalistischer, anarchistischer und bolsche- 
wistischer Gedanken in Japan hin, der die Polizeiorgane offenbar 
mit grosser Besorgnis gegenüberstehen. Andererseits ist auch 
die gemässigte Sozialdemokratie in Japan trotz aller Hinder- 
nisse, die ihr in den Weg gelegt werden, eifrig bemüht, sich zu 
organisieren. Anfang August wurde ein Zentralverband der 
Sozialisten Japans gegründet, in dem die Schriftleiter der letzt- 
hin ausserordentlich zahlreich gewordenen sozialdemokratischen 
Zeitungen die führende Rolle spielen. Demgegenüber hat dann 
einen Monat später die Regierung eine Organisation gestellt, 
die Kyocho-Kai, die aus Arbeitgebern und Arbeitern besteht und 
vom 1. Dezember ab eine Arbeiterzeitung herausgeben wird, in 
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der alle sozialen und technischen Fragen erörtert werden sollen 
und durch die ein Ausgleich der Interessen der Arbeiter une der 
Industrie gefördert werden soll. 


Handel mit dem Südseegebiet. Zur Förderung des japani- 


“schen Handels mit dem Südseegebiet, zu dem man in Japan 


ausser den Südseeinseln im engeren Sinne auch die Philippinen, 
Hinter- uhd Holländisch-Indien rechnet, fand den Oktober über 
im Gebäude der Tokioer Handelskammer eine Ausstellung von 
Erzeugnissen’ der Philippinen und Holländisch-Indien statt, die 
später auch durch Yokohama, Nagoya, Kyoto, Osaka, Kobe und 
Niigata wandern soll. Sie war veranstaltet von det Südsee- 
Gesellschaft, die unter der Leitung des Vorsitzenden Baron Den 
und des Vizepräsidenten Hayakawa die Förderung des japani- 
schen Handels mit dem Südseegebiet betreibt. 


Abschaffung der Schilfahrts-Subventionen. Für die kom- 
mende Reichstagssession wird vom Verkehrsministerium eine 
Gesetzvorlage ausgearbeitet, durch die mit der Abschaffung und 
Neuordnung der „Subventionen für die Ermunterung der See- 
schiffahrt begonnen werden soll. Es sollen. jedoch nur. solchen 
Reedereein die Subventionen entzogen werden, die, wie die 
Nippon Yusen Kaisha, völlig auf eigenen Füssen stehen und 
ohne jede Regierungsunterstützung auskommen können. Aber 
auch solchen Reedereien sollen die Gebühren verbleiben, die sie 
von der Regierung für die Beförderung der Post beziehen, und 
diese Gebühren werden sich in der Höhe nicht viel vom den 
bisher bezogenen Subventionen unterscheiden. Praktisch wird 
also alles so ziemlich bleiben wie zuvor. 


Bauprogramm der japanischen Staatsbahn. Nach den in der 
43, Reichstagssession angenommenen Vorlage über das Baupro- 
gramm der Staatsbahn sollen bis zum Rechnungsiahr 1929 noch 
insgesamt 2000 Kilometer neue Gleise gelegt werden. «Davon 
entfallen auf das laufende Rechnungsjahr die Neulegung eines 
Doppelgleisgs zwischen Sendai und Ishikarigawa sowie die Ge- 
winnung von Neuland vor den Häfen Muroran und Otaru auf 
Yezo. Die Verdoppelung der Strecken der Sanyo-Bahn und die 
Legung eines neuen Gleises zwischen Kyoto und Otsu werden 
erst im kommenden Rechnungsjahr fertiggestellt werden können. 
Bis 1924 dagegen soll der Tunnel zwischen Atami und 
fertiggestellt werden, der jetzt in Angriff genommen worden ist, 
um später die Bahn von Tokio nach Kobe über Odawara, Atami 
und Numazu zu leiten, statt wie bisher über Yamakita und 
Gotemba, wo sie alljährlich durch Bergstürze und Ueber- 
schwemmungen für Wochen unterbrochen wird. und Jahr für 
Jahr etwa Yen 4 Mill. Unkosten erfordert. Die Gesamtkosten 
für den Tunnelbau sind mit Yen 60 Mill. veranschlagt. 


Die neue Reisernte. Die bis Ende November fällige dies- 
jährige Reisernt€ in Japan wird vom Ministerium für Handel 
und Landwirtschaft auf insgesamt 65,5 Mill. Koku, das sind mar 
als 1 Mill. Koku über dem Durchschnittsjahr, geschätzt. Er- 
fahrungsgemäss muss allerdings jedes Jahr ein beträchtlicher 
Diskontsatz von diesen amtlichen Schätzungen abgezogen wer- 
den, doch soll in der Tat die heurige Reisernte überreichlich 
sein. Angesichts dieses zu erwartenden Ucberflusses hatte der 
Ministerrat Anfang Oktober beschlossen, 100000 Koku einze- 
führten Reis zur Linderung der chinesischen Hungersnot nach 
China auszuführen. ' 


Klagen über die japanische Post. Ueber die Langsamkeit 
und Unregelmässigkeit der japanischen Postverwaltung sind 
wohl zu allen Zeiten Klagen geäussert worden, zum guten Teil 
mit Recht, weil die Post-, Telegraphen- und Telephonverwal- 
tung seit jeher ebenso wie das Unterrichtsministerium die 
Stiefkinder der japanischen Haushalte gewesen sind, für die 
neben den Ausgaben für Heer und Flotte, für Schiffahrtsubv:n- 
tionen und Schuldentilgung kein Geld mehr übrigblieb. Niemals 
aber waren die Klagen so berechtigt, wie seit dem Beginn des 
Weltkriegs, der den Handel und Verkehr in ungeahntem Mass 
ausdehnte und damit die Post, die Telegraphen- und Telephon- 
verwaltungen ganz gewaltig belastete, während sich gleichzeitig 
der Beamtenstab gewaltig verringerte, weil bei den ständig 
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wachsenden Löhnen und Gehältern, die Handel urd Industrie 
zahlten, niemand Lust hatte, für kärgliches Gehalt weiter 
Dienst zu tun. Telephonanschlüsse für neue- Abonnenten, die 
schon vor dem Krieg oft erst 8-10 Jahre nach der Bestellung 
geliefert werden konnten, verzögerten sich seit dem Kriege 
immer mehr, so dass eine eigene Art Börse für Anrechte auf 
Telephonlieferung sich bildete. Telegramme kamen oft später 
an, als einfache Briefe, aber auch Briefe und Pakete aus dem 
Ausland wurden oft erst Wochen nach Ankunft im Hafen ver- 
teil. Von Jahr zu Jahr mehr ging die Post- und Telegraphen- 
verwaltung aus den Fugen, und es ist nur zu hoffen, dass der 
jetzt eingetretene Rückgang und Stillstand vieler Gebiete des 
Handels allmählich wieder zu einer Beschleunigung der Ver- 
kehrsverwaltung führt. 


Eine deutsche Bibliothek nach Japan. Das Ohara-Institut 
für Landwirtschaft in Osaka- hat die grosse und wertvolle 
Bibliothek des verstorbenen Botanikerss und TPhysiologen 
Dr. Schäfer an der Universität Leipzig für M. 800000 oder 
Yen 30000 käuflich erworben. Die Versuche der Universitäten 
Tokio und Kyoto, sich in den Besitz der Bibliothek zu bringen, 
sind aus finanziellen Gründen gescheitert. 


Vom japanischen Flugwesen. Die japanische Reichs-Zivil- 
Flieger-Gesellschaft veranstaltete am 24. November vom 
Paradeplatz in Osaka aus Flüge nach Nagasakl, wobei über den 
Städten Okayama, Zentsuji, Matsuyama und O-ita Postsäcke mit 
Fallschirmen niedergelassen wurden. 

Das Tokioer Regierungspräsidium hat sich an die Ausfüh- 
rung des Planes gemacht, zwischen Tokio wand den in weiter 
Entfernung der Tokiobucht vorgelagerten Inselgruppen Hachljo 
und Bonin einen Luftpostdienst einzurichten. Durch den Flieger 
Isobe sind im Laufe des Okiober die notwendigen Vorbereitungen 
hinsichtlich Feststellung und Einrichtung von Landungsplätzen 
auf den verschiedenen Inseln getroffen worden. 

Mit dem Nippon Yusen Kaisha-Dampfer „Garter‘- sollten am 
24. September aus der deutschen Beute 325 Flugzeuge in Yoko- 
hama ankommen und von den Agenten der Mitsui Bussan Kaisha 
für die Regierung übernommen werden. Da sich an Bord aber 

der in Hamburg festgestellten 325 nur 323 Flugzeuge be- 
-Tanden, verweigerte die Mitsui Bussan Kaisha die Abnahme, 
worauf das Kriegsministerium die Sache in. die Hand ge- 
nommen hat. 

Wie die Osaka Mainichi meldet, wird im Militär- 
fliegerbureau bedauert, dass in letzter Zeit so viele Flieger- 
unfälle mit tödlichem Ausgang vorgekommen sind und von 
weiteren Fortschritten des japanischen Flugwesens abgeschreckt 
haben. Die meisten Unfälle kommen in der Weise zustande, dass 
die Flieger sehr wohl wissen, dass ilır Flugzeug schadhaft ist, 
aber kein Geld zum Ausbessern haben, und trof&dem fliegen, um 
nicht für feige zu gelten. Das Bureau hat jetzt der Reichs- 
Flieger-Gesellschaft Yen 30000 zur Verfügung gestellt, teils zur 
Ermunterung für Flieger und für den Bau neuer erstklassiger 
Maschinen. teils als Trostgeld für Verunglückte oder deren 
Hinterbliebene. 


Niederländisch-Indien. 


Die englische Handelskammer in Niederländisch-indien hat 
die englische Industrie wiederholt auf die Möglichkeiten hin- 
gewiesen. -die Niederländisch-Indien für eine industrielle Be- 
tätigung bietet. Die Kolonialregierung bemühe sich vor allen 
Dingen, die Transportgelegenheiten zu erleichtern und auszu- 
dehnen. In dem neuen Etat für i919'20 sind grosse Beträge ein- 
gesetzt für die Erweiterung der Eisenbahnlinien und die Ver- 
mehrung des Eisenbahnmaterials. 20000 £ sind vorgesehen für 
den Ankauf von Automobil-Lastwagen für Java und Sumatra. 
Das Ministerium für Landwirtschaft und Handel hat eine Mill. £ 
angefordert zur Errichtung wirtschaftlicher Laboratorien und 
für die Organisation einer besseren Forstverwaltung. 

Eine Anzahl der bedeutendsten Geschäftsleute Niederländisch- 
Indiens, Bankdirektoren und Kaufleute, sind zum Studium der 
japanischen Industrie- und Handelsverhältnisse und zur Aus- 


An 


dehnung der bestehenden Geschäftsbeziehungen zwischen beiden 
Ländern nach Japan gereist, wo sie in den verschiedenen Städten 
von den führenden Persönlichkeiten aus Industrie und Handel 
empfangen wurden. 


Deutsches Eigentum im Ausland, Reisebeschränkungen. 


1. Beschränkte Freigabe deutschen Eigentums in Siam. 


In Ausführung des Gesetzes über das Verbot des Handels 
mit feindlichen Ländern sind, laut „P. P. N.“ nach der „Bangkok 
Times“ vom 7. 9, 1920, vom Finanzministerium folgende Be- 
stimmungen ergangen! 

1. Der Treuhänder feindlichen Eigentums soll das in seinem 
Gewahrsam befindliche Eigentum zurückerstatten, soweit es 
früher feindlichen Staatsangehörigen gehörte, welche die Staats- 
angehörigkeit einer der alliierten und assoziierten Mächte er- 
worben oder solchen feindlichen Staatsangehörigen, welche von 
der Deportation während des Krieges ausgenommen waren. 

2. Im Ermessen des Treuhänders steht es, solches Eigentum 
feindlicher Staatsangehörigen zurückzuerstatten, welches einen 
Affektionswert für den Eigentümer besitzt, jedoch nicht einen 
Sehätzungswert von 100 Ticals (1 T. = 2,60 M. Gold) pro Person 
übersteigt, ferner Eigentum, dass nach seiner Meinung gesetz- 
mässigerweise zurückerstattet werden sollte. 

3. Der Treuhänder kann dem Eigentümer oder seinem Ver- 
treter gegen eine angemessene Gebühr Einsicht in das Eigentum, 
Abrechnungs-, Geschäfts- oder Privatbücher und Dokumente 
feindlicher Staatsangehöriger oder Geschäfte gestatten, die zu- 
folge dem oben erwähnten Gesetz liquidiert worden sind und sich 
in seinem Gewahrsam oder in dem des Departements für Handel 
und Statistik befinden. Gleicherweise kann er die Anfertigung 
von Abschriften gestatten und die Weitergabe von Einzelheiten, 
die sich darauf beziehen. 

4. Der Treuhänder feindlichen Rigentums kann wegen irgend- 
einer Handlung, die von ihm im guten Glauben in Ausführung 
oben erwähnter Bestimmungen begangen worden ist, in keiner 
Weise haftbar gemacht werden. . 

Die deutschen Interessen in Siam werden durch die Nieder- 
ländische Gesandtschaft in Bangkok wahrgenommen. 


2. Deutscher Klub in Yokohama. 


Nach iapanischen Meldungen hat der - Deutsche Klub in 
Yokohama das dem Herrn C. Illies gehörige Grundstück auf dem 
Bluff Nr. 4 von der Regierung für Yen 50 000 gekauft und wird 
im Laufe der nächsten zwei Monate dahin übersiedeln. Für sein 
früheres grosses Grundstück an der Honchodori hat er von der 
Regierung den Betrag von Yen 130 000 erhalten, so dass ihm eine 
Reserve von Yen 80 000 für die Kosten des Umzugs, der Wieder- 
instandsetzung usw. verbleibe. 


3. Keine Einreise nach den Südseeinseln. 


Wie uns mitgeteilt wird, sind Anträge einzelner Deutscher 
an die japanische Regierung betr. Rückreise nach den Südseeinseln 
abschlägig beschieden worden. Verschiedene Gründe liessen 
eine Rückkehr von Deutschen nach Saipan auf den Mariannen- 
inseln und nach Kili auf den Marschallinseln noch nicht für an- 
gebracht erscheinen. 


4. Vorübergehender Aufenthalt in Singapore. 


Die Regierung der Straits Settlements hat unter dem 
14. September 1920 eine Zusatzverordnung zu der Verordnung 
von 1919, betr. Angehörige früher feindlicher Staaten, erlassen. 
Sie umfasst nur zwei Artikel und ermächtigt die Polizeibehörde 
jedes Settlements. Angehörigen ehemals feindlicher Staaten Lan- 
dung und Aufenthalt bis zu 7 Tagen zu gestatten, wenn sie sich auf 
der Durchreise nach einem Platz ausserhalb der Kolonie befinden. 

Als Grund für diese Massnahmen wird angegeben, dass ver- 
schiedentlich Angchörigen chemals feindlicher Staaten. die in 
Singapore auf Dampier nach neutralen Ländern umsteigen 
wollten, auf Grund der bestehenden Gesetze die Landung ver- 
weigert werden musste, obwohl ihre Pässe das ordnungsmässige 
Visum britischer Behörden aufwiesen. 
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Personalnachrichten. 


Matsui. Der japanische Botschafter in Paris Matsui ist Ende September 
auf Urlaub nach Japan gereist. 


Baron Hayashi. Der neue Botschafter in London Baron Hayashi hat am 
13. Oktober dem König von England sein Beglaubigungsschreiben überreicht 
und zugleich dem britischen Ministerpräsidenten Lloyd George Geschenke des 
Kaisers von Japan überbracht. 

Prinzessin Yamashina. Asano. Anfang November fand in Tokio die Ver- 
mählung der Prinzessin Yamashina Yasuko, einer Nichte der Kaiserin von 
Japao, mit Asano Nagatake, dem Erben von Marquis Asano, statt. 


peuneenuuennn. Mitteilungen 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 33, Potsdamer Straße 2811. 

Ostasiatenabend. Mitglieder und Freunde unseres Ver- 
bandes sowie sonstige Ostasiaten werden auf die nächste ge- 
sellige Zusammenkunft aller Ostasiaten am Dienstag, dem 
ll. Januar 1921, abends 8 Uhr, im Bankettsaal des Hotels ‚‚Rhein- 
gold“, Eingang Potsdamer Strasse 3, freundlichst eingeladen. Es 
findet ein Vortrag von Herrn Dr. Wilhelm aus Tsingtau statt. 

Ehemalige Tsingtauer treffen sich an diesem Abend am 
Tsingtautisch, der für Tsingtau reserviert wird. 


Verlorengegangener Brief. Herr I. H. Schläger, 125, Hong- 
Shing-Fang, Schanghai, North Honan Road Extension, schreibt 
dem Verband: „Am 28. September d. J. ist ein für mich aus 
Deutschland auf der amerikanischen Post eingetroffener ein- 
geschriebener Brief verloren gegangen. Der Absender ist mir völlig 
unbekannt, und es ist nicht ausgeschlossen, dass ein frülierer 
China-Deutscher diesen Brief geschrieben hat.“ Vielleicht er- 
fährt der Schreiber des Briefes auf diesem Wege von dem Ver- 
lust seines Briefes an Herrn Schläger. 


Verfrühte Ausreise nach China. Das Reichswanderungsamt, 
das in seinem alle vierzehn Tage erscheinenden Nachrichten- 
blatt über die Auswanderungsmöglichkeiten nach den ver- 
schiedenen Ländern des Erdballcs berichtet, teilt uns einen Be- 
richt aus China vom 18. September d. J. mit, in dem es unter 
anderem heisst: 

„Wer mit den gegenwärtizen Verhältnissen in China ver- 
traut ist, wird den Vorschlag, deutsche Handwerker zur Aus- 
wanderung nach China anzuregen, auf das allerentschiedenste 
verwerfen. Damit soll nicht gesagt sein, dass nicht vielleicht 
der eine oder andere deutsche Handwerker hier sein kümmer- 
liches Brot gewinnen könnte; jedoch besteht kein Zweifel, dass 
die überwiegende Mehrzahl der Einwanderer in China un- 
rettbar verelenden würde. Gegen den chinesischen Hand- 
werker kann der deutsche unmöglich aufkommen. Be- 
zeichnend für die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt in 
Tientsin ist eine amtliche Bekanntmachung des Gemeinderats 
der englischen Niederlassung, die in der „Municipal Gazette“ 
in folgendem Wortlaut veröffentlicht wurde: 

Destitute Foreigners. Ä 
All persons without definite work in view, or without 
regular means of support, are warned that there is no 
scope for labour by ioreismers in Tientsin and no otlier 
kind of employement is obtainable. 

Es scheint notwendig, dass in der deutschen Presse Klar- 
heit über die Verhältnisse geschaffen wird, die den Deutschen 
in China erwarten und dass eindringlich vor unüberlegter 
Auswanderung gewarnt wird. Dabei sollte dann auch mit 
einer Anschauung aufgeräumt werden, die sich anscheinend in 
weiteren deutschen Kreisen festgesetzt hat: dass die deutsche 
Regierung die Pilicht und die Mittel hat, allen Reichs- 
angehörigen, die im Ausland aus irgendeinem Grunde hilis- 
bedürftig geworden sind, in weitestem Masse finanzielle 
Unterstützung angcdeihen zu lassen. Die Tatsache, dass so 
viele Deutsche, die im Auslande durch den Krieg erwerbslos 
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geworden und an der Heimreise verhindert worden waren, 
jahrelang untätig auf Reichskosten in China gelebt haben, hat 
in manchen Köpfen unhaltbare Vorstellungen aufkommen 
lassen. Nur so ist es zu erklären, dass Familien, die 1919 von 
Tientsin aus repatriiert waren, bei erster Gelegenheit hierher 
zurückgekehrt sind, ohne Aussicht auf Stellung, ohne Geld, 
ohne Kleidung, aber mit der Ueberzeugung, dass die Reichs- 
regierung sie ernähren, beherbergen und bekleiden müsse, bis 
sie eine zusagende Beschäftigung gefunden hätten.“ 


Den in diesem Bericht vertretenen Auffassungen kann sich 
der Verband für den Fernen Osten nur anschliessen. Weder sind 
die vor dem Kriege stets freigebig eingesprungenen deutschen 
Firmen in der Lage, stellungslose Landsleute zu beschäftigen oder 
zu unterstützen, noch hat die deutsche Vertretung, die zu ganz 
anderen Aufgaben in China weilt, bei den augenblicklichen 
Valutaverhältnissen Mittel zur Verfügung, voreilig und stellungs- 
los zurückgekehrten China-Deutschen beizuspringen. Allmählich 
sollte doch in Deutschland das Verständnis dafür aufgehen, dass 
wir den Krieg verloren haben, dass wir mit China formell noch 
immer im Kriege leben und dass der Betätigung deutscher 
Firmen und Einzelpersonen durch die ganze Lage noch immer 
schwere Fesseln geschlagen sind. Nur wer eine feste Anstellung 
in deutschen, chinesischen oder japanischen Diensten hat oder 
genügende Barmittel besitzt, soll die Ausreise nach Ostasien an- 
treten. i 


Nankal-Maru-Gepäck. Mit Dampfer Nankai-Maru sind eine 
grössere Anzahl Kollis ehemaliger Ostasien-Residenten ein- 
getroffen, deren Adressen zum Teil nicht näher angegeben sind. 
Dieselben werden ersucht, ihre genaue Adresse der Hamburg- 
Amerika-Linie, Abteilung Personenverkehr, Gep. C, mitzuteilen, 
damit die Zusendung tunlichst noch vor Weihnachten erfolgen 
kann. Die hinter den Namen angegebenen Ziffern bedeuten die 
Zahl der Kollis: A. Becker, Hamburg (1), A. Boekelmann, Ham- 
burg (1), Missionar E. Doenges (1), Frau G. Flicht (2), Dr. Faber 
(1), E. Geyer, Pforzheim (3), A. Giesel, Hamburg (10), F. Mann, 
Kiel (2), H. Richter, Berlin (2), Werner Rautenberg, Berlin (2), 
K. Rappuscher (? Rappenecker), Nachlass (5), G. Strauss, Marine- 
Stabsarzt, Kiel (4), Martha v. Stein, Remscheid (1), Vissering, 
Lüneburg (2), Dr. Otto Wiedfeld, Berlin (2), F. Krause (1), 
F. Rusch, Berchtesgaden (1), M. Pohle, Leipzig (1), Reichel, 
Dresden (1), Paula Kirn (1), A. Schlegel, Berlin (1), R. Wieser 
(1), W. Henzler, Hamburg (1), Marinebaurat Lampe (1), 
H. Schneider, Berlin (1). | 
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Bücher- und Zeitschriftenschau. # 


C. J. Wolft: Kriegswolken im Fernen Osten. 
rauch, Berlin-Steglitz.) Der Verfasser entwirft mit Geschick ein Bild von der 
Auswirkung des Weltkrieges in den beteiligten Ländern. Eingehend behandelt 
er dann Amerika und Japan. Er kommt zu dem Schluss, Amerikas Prestige in 
China, seinem bedeutendsten Absatzgebiet (?), würde bedenklich leiden, wenn 
es, wie in Mexiko, immer nur mit dem Munde Krieg führte und sich von den 
Japanern dauernd auf der Nase herumtanzen liesse. In der vorigen Ausgabe 
dieser Zeitschrift ist der gegenteilige Standpunkt eingenommen worden, der An- 
sicht Ausdruck verlichen, dass es zwischen Amerika und Japan nicht zum 
Krieg kommen wird. Die Zukunft wird zeigen, wer Recht behält. Auch was 
der Verfasser über die politischen und wirtschaftlichen Folgen und Lehren für 
Deutschland zu sagen hat, unterrichtet den Leser nur einseitig; er trägt m. E. 
den tatsächlichen Verhältnissen zu wenig Rechnung, ist auch bei weitem nicht 
erschöpfend gerade über das unterrichtet, was bereits für den Wiederaufbau 
der Handelsbeziehungen zum Fernen Osten geschieht, von dem Wiederanknüpfen 
wichtiger politischer und kulturpolitischer Fäden weiss er anscheinend gar 
nichts. Dem gegenüber muss mit Nachdruck einmal ausgesprochen werden: So 
wenig wir mit Selbstbeschuldigungen und Klagen über Verlorenes weiter- 
kommen, so wenig erreichen wir mit einer lauten Kritik an allem und jedem, 
ohne dass die Berechtigung einer solchen Kritik überzeugend nachgewiesen 
wird: nur ruhige sachliche, alle Belange ins Auge fassende und fördernde 
Arbeit kann uns weiter bringen. In der vorliegenden Arbeit, soviel Richtiges 
sie im Einzelnen enthalten mag, scheint dieser für den Wiederaufbau unent- 
behrliche Grundgedanke zu fehlen, 
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N. Weber: Im Lande der Morgenstilie. (Herdersche Verlagshandlung, 
Freiburg i. Br.) Ein prächtiges Werk, das wie wenige der deutschen Literatur 
geeignet ist, den Leser in den Geist des koreanischen Volkes einzuführen. 
Korea wird in der Geschichte des Fernen Ostens noch eine bedeutende Rolle 
spielen. Für Deutschland ist es — abgesehen von der sehr erfolgreichen Be- 
tätigung eines Hamburger Welthandelshauses in Chemulpo — bisher mehr oder 
weniger ein verschlossenes Gebiet gewesen. Auf keines der Länder Ostasiens 
hat der deutsche Geist bisher wohl so wenig Einfluss gehabt, wie auf das ‚Land 
der Morgenstille’‘. Eine Anzahl deutscher katholischer Priester wirkte in aller 
Stille dort: in aller Stille, aber mit deshalb nicht geringerem Erfolg. Ihr Oberer 
besuchte sie kurz vor dem Weltkrieg. Was der Benediktiner-Erzabt von 
St. Ottilien Norbert Weber auf dieser seiner Fahrt gesehen hat, hat er in seinem 
Tagebuch in packenden Schilderungen, in seiner Skizzenmappe mit geschicktem 
Stift und mit der Kamera als vorzüglicher Lichtbilder festgehalten. Erst jetzt 
nach dem Krieg hat er sich entschlossen, alles der weiteren Oeffentlichkeit zu- 
gänglich zu machen. Dem trefflichen Inhalt des Buches, das als ein Standard- 
werk der deutschen Literatur über Korea anzusprechen ist, entspricht die Aus- 
stattung, die der Verleger dem Werk gegeben hat. Papier, Druck, die Farben- 
tafeln, die Hunderte von anderen Abbildungen, alles ist zu einem Ganzen ver- 
einigt und in eine Form gebracht, die uns an die besten Leistungen des deutschen 
Buchverlags vor dem Krieg erinnert. Das Studium des Buchs kann nicht drin- 
gend genug empfohlen werden; in reizvoller Weise führt der Verfasser den Leser 
durch einen Teil des Landes, macht iba mit dem Denken und Trachten seines 
Volkes, mit dessen Schaffen und Wirken bekannt und wird diesem Volk dabei 
ebenso durch scharfsichtiges Eindringen in seines Wesens Kern wie durch echtes 
Wohlwollen und tiefe Herzensgüte gerecht. Als Künstler — ein solcher ist der 
Verfasser — trägt er noch eine besondere Note in seine Aufzeichnungen. Dabei 
merkt man, wie gründlich er sich auf alles vorbereitet hatte. Religionswissen- 
schaftlich wird manches Wichtige und Neue über den Buddhismus beigebracht; 
gelegentliche Ausflüge ins Geschichtliche, ins Kultur- und Kunstgeschichtliche 
lassen den Verfasser als gründlichen Kenner auch dieser Materien erscheinen. 
Bei den Unterbaltungen mit Hoch und Niedrig, vom japanischen General- 
gouverneur bis zum einfachen Landarbeiter, steht Weber seinen Mann. Es ist 
eine Freude in dieser Zeit, wo sonst eigentlich nur von den Nöten der Zeit die 
Rede ist, wo sonst aus jeder gedruckten Zeile uns die Fratze des Partei- 
kampfes anglotzt oder gerechter Zorn sich Luft gegen die Uebergriffe mäch- 
tigerer, überheblicher Nachbarn zu machen sucht, einmal wieder ein Buch zu 
lesen, das Dinge bebandelt, die weitab von den Kämpfen des Tages stehen, das 
uns von einem Volk erzählt, das auch seine politische Selbständigkeit verloren 
hat und nun zu neuem nationalen Leben allmählich erzogen werden muss — 
den Koreanern im Lande der Morgenstille. 


S. Berliner: Die Estwicklung der japanischen Eisenindustrie während 
des Krieges. Orgamisation und Betrieb des japanischen Importhandels. Organi- 
sation und Betrieb des Exportgeschälts in China. Organisation und Betrieb des 
Import-Geschäfts in China. (Verlag der Hahnschen Buchhandlung in Hannover.) 
Gleich vier Schriften über Ostasien, zwei über Japan, zwei über China! Der 
Verfasser war vor dem Krieg Professor der Handelstechnik an der Universität 
Tokio. Das ist schon Gewähr dafür, dass er in den Büchern, die er uns bietet, 


Mustergültiges leistet. Den Laien spricht zweifellos am meisten das Buch an, 
in dem Dr. Berliner gemeinsam mit Kurt Meissner (Geschäftsführer der Firma 
L. Leybold Shokwan, Tokio) die Entwicklung der japanischen Eisenindustrie 
während des Krieges behandelt. Es ist eine umfassende Darstellung einer 
Leistung, die jedem Achtung abnötigen muss. Erst aus diesem Buch erfährt 
man, was alles in Japan geschaffen worden ist, wie die Zufuhr des Eisens und 
der Kohle organisiert worden sind, wo Hochöfen und Stahlwerke entstanden 
und wie die Industrie dann das Halbmaterial weiter zu verarbeiten begonnen 
hat. Wer noch nicht gewusst hat, was China für Japan ist, hier lernt er es. 
Einem Land, das mit so grundlegenden Lebensbedürfnissen auf andere ange- 
wiesen ist, sind ganz bestimmte Bahnen vorgeschrieben. Durchhalten oder 
untergehen heisst es. Zum Verständnis dessen trägt die Berliner-Meissnersche 
Schrift Wesentliches bei. — Mit der Gründlichkeit des deutschen Gelehrten be- 
handelt Berliner im zweiten Heft die Organisation und den Betrieb des ja- 
panischen Importhandels.. In der Musse des Kriegsgefangenenlagers in Bando 
hat er in enger Berührung mit Männern der Praxis das Material zusammen- 
getragen und verarbeitet. Die Darstellung ist lückenlos. Dasselbe ist über die 
beiden, die Organisation und den Betrieb des Geschäftes in China behandelnden 
Schriften zu sagen. Berliner selbst ist, soweit mir bekannt, nicht in China ge- 
wesen; seine Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse hat er auf dem Umweg 
über Dritte erhalten. Aber auch hier hat er Mustergültiges geleistet. Das ihm 
zur Verfügung stehende Material ist ausgezeichnet und ist sehr gut verwertet: 
wer sich über die einschlägigen Fragen unterrichten will, kann mit Erfolg zu 
den Berlinerschen Schriften greifen. 

Martin Buber: Chinesisghe Geister- und Liebesgeschichten. (Lite- 
rarische Anstalt Rütten u. Loening, Frankfurt a. M.) Selbst des Chinesischen 


nicht mächtig, hat Buber an der Hand von fremdsprachlichen Uebersetzungen 


(was sich leider im deutschen Text öfters recht fühlbar macht, da er von 
englischen Redewendungen abhängig bleibt) eine Auswahl chinesischer Erzäh- 
lungen gebracht. Er hat vor allem das schon ältere Buch von Giles „Strange 
Stories from a Chinese Studio’ benutzt und sich durch einen chinesischen 
Freund ergänzen lassen. Die Sammlung ist geschickt zusammengestellt. Sie 
führt vorzüglich in das Geistesleben des chinesischen Mittelstandes ein, wirft 
gute Schlaglichter auf seinen Geisterglauben und räumt mit manchen auf Grund 
gelehrter Bücher, die nur ganz bestimmte Kreise berücksichtigen, vorgefassten 
Meinungen auf. Es weht ein frischer Zug durch diese Geschichten, die den 
Chinesen vielfach doch so ganz anders, vor allem menschlicher erscheinen 
lassen, als man es sonst gewohnt ist. Das Buch kann nur empfohlen werden. 

Josef Hellauer: China, Wirtschaft und Wirtschaitsgrundlage. (Berlin 
und Leipzig, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger, Walter de Gruyter u. Co.) 
Professor Hellauer hat die im Winter 1919-20 unter seiner Leitung an der 
Berliner Handelshochschule von durchweg im praktischen Leben stehenden, aus 
China zurückgekehrten Chinesen’ gehaltenen Vorträge (K. Blickle, Dr. 
Michelsen, Albert Nathanson, F. W. K. Otte, August Reiss, Fritz Strecker. 
M. Th. Strewe und M. A. Wagner), die durch zwei weitere Dr. Lindes und 
Dr. Schrameiers ergänzt worden sind, in Buchform herausgegeben. CE 

Die ‚Rundschau‘ wird noch ausführlich auf das letzte Buch zurück- 
kommen. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl. Schriftleiters Dr. F.W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Dix, 
verantwortl.Schriftleiter: Dr. F.W.Mohr; für die Anzeigen: H. Pabst; sämtlich in Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.m.b.H., BerlinSW. 


Ostasien-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg 
nach Singapore, Hongkong, Shanghai, 
Yokohama una Kobe 


mit Gütern in Durchfracht nach 
Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, 
Dairen, Wladiwostock usw. 


„Alps Maru® „ . .„ . .„ 15. Dezember 
. „Atlas Maru® . . . . . 30. Dezember 
„Argun Maru* . . . .„ 25. Januar 1921 
.„Andes Maru*. . . . . im Februar 1921 
„Havana Maru* . . . „. im März 1921 


„Havre Maru* . . . . im April 1921 
Änderungen vorbehalten. 
Lagergeldfreie Güt.rannanme: Asia-Kal, Schuppen 386. 


Nähere 


000000 


Osaka Shosen Kaisha 


(Japanische Dampfschiffiahrts-Gesellschaft) 


Auskunft erteilt „IH. LIND, HAMBURG Gröningersir.25 


Fernsprecher: Hansa 3229 und 3230. 


Java-Dienst 


Von Hamburg direkt nach 
Port Said, Padang, Balavia, Samarang, Soerabaya 


mit Gütern in Durcnfracht nach anderen Häfen 
Niederländisoh-Indiens 


D. „Malay Maru* . . . . 15, Dezember 
D. „Java Maru* . . . . im Januar 1921 


Mittelmeer - Dienst 


Von Hamburg direkt nach 
Marseille und Genua 


D. „Malay Maru“* . . . am 15. Dezember 
D. „Java Maru“ . . . im Januar 1921 


Änderungen vorbehalten. 
Güterannanme: Asia-Kal, Schuppen 36. 
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Der Streit um die Insel Yap Nachrichtenübermittlung erkannt hatten, erhellt daraus, dass 
| zum Beispiel Frankreich und Amerika ihr erstes, sie direkt 
und seine Kabel. verbindendes Kabel über einen englischen Stützpunkt (New 
Am 14. Dezember hat die nach Washington einberufene | Foundland) legten. Dabei wirkte allerdings die Auffassung 
Verkehrskonferenz der fünf Hauptmächte, die über das | mit, dass Privateigentum im Kriege unantastbar sei, und die 
Schicksal der deutschen Seekabel und der Insel Yap ent- Kabel gehörten ja, wie schon erwähnt, mit geringen Aus- 
scheiden sollte, ihr vorläufiges Ende gefunden, ohne dass | nahmen Privatgesellschaften. 
«ine Einigung erzielt worden ist. Um sich von den dort Amerika, das eine Gefährdung dieser Austassuing schon 
verhandelten Fragen und von den Interessen Deutschlands, | früh ahnte, beantragte bereits 1869, die mternationale Tele- 
die durch den endgültigen Raub seiner Kabel vernichtet sind, | graphenkonferenz solle beschliessen, dass die Zerstörung von 
ein Bild zu machen, bedarf es eines kurzen Rückblicks. Be- | Kabeln im Kriege, wie im Frieden der Seeräuberei gleichzu- 
ruht doch die ganze Kabelindustrie letzten Endes zum | stellen und dementsprechend zu ahnden sei. Erst die Pa- 
xrossen Teil auf deutscher Arbeit; denn Werner Siemens war | riser Konferenz 1884. brachte einen internationalen Kabel- 
es, der 1848 in der Kieler Bucht überhaupt das erste Unter- | Schutzvertrag, jedoch nur für den Frieden. Auf Englands 
wasserkabel legte. Auf seiner Guttapercha-Ader-Presse und | Antrag musste kriegführenden Mächten die Freiheit des, 
seinen Messapparaten sowie auf seiner Kabel-Legetheorie hat | Handelns so, als wenn der Vertrag nicht bestände, aus- 
sich zum grossen Teil die spätere englische Seekabelindustrie | drücklich vorbehalten werden. Für Kriegsverhältnisse sind 
aufgebaut. Nachdem 1851 das erste Seekabel zwischen Calais | zum ersten Mal von Amerika während des spanisch-ameri- 
und Dover gelegt worden war, wurde 1858 das erste trans- | kanischen Krieges Grundsätze aufgestellt worden. Danach 
atlantische Kabel zwischen der irischen Küste und Amerika | sollten im .Kriege als zerstörbar solche Kabel angesehen 
fertig. Der amerikanische Bundespräsident Buchanan tele- | werden, deren beide Enden auf feindlichem Gebiet liegen. 
zrraphierte damals an die Königin Viktoria den Wunsch, dass | Kabel, welche Feindesland mit neutralen Staaten verbinden, 
der Telegraph jederzeit als neutral angesehen werden solle, | sollten nur an der feindlichen Küste innerhalb der Dreimeilen- 
damit die ihm anvertrauten Botschaften auf dem Wege nach ! zone zerstört werden dürfen. Für andere Kabel war nur 
ihrem Bestimmungsorte selbst bei Feindseligkeiten gceheiligt | cine mehr oder weniger strenge Zensur vorgesehen. Diese 
seien. Ein Wunsch, der sich später nicht erfüllt hat. Und | Grundsätze haben keine internationale Anerkennung gefun-: 
zwar scheiterte er hauptsächlich an Englands Kabelpolitik. | den. Schon im italienisch-türkischen Kriege hielten die 
England war das einzige Land, das schon damals die Wich- | Italiener die Vorschrift über die Dreimeilenzone nicht inne. 
tigkeit eines Welttelegraphennetzes für seine wirtschaftlichen | Und nachdem in der zweiten Haager Konferenz 1907 Vor- 
und weltmachtpolitischen Ziele voraussah. Die englischen | schläge über erhöhten Kabelschutz an Englands Widerspruch 
Ueberseekabel sind zwar auch später mit geringen Aus- | gescheitert waren, hat im Weltkriege England schon in den 
nahmen von Privatgesellschaften gelegt und betrieben wor- | ersten Augusttagen 1914 die deutschen Kabel, die nach neu- 
den, die englische Regierung verschaffte sich aber den ge- | tralen Ländern führten, durchweg auf hoher See gekappt, und 
wünschten Einfluss durch Subventionierung auch unrentabler | hat sich dann auch in der Behandlung feindlicher wie neu- 
Linien, sowie durch die Bestimmung, dass Kabelzwischen- | traler Kabel durch keinerlei völkerrechtliche Bedenken beein- 
stationen nur auf englischen Gebieten angelegt werden | flussen lassen. | 
durften, dass die Angestellten Engländer sein mussten und Deutschland ist in seinem Streben nach unabhängigen 
schliesslich dadurch, dass sich England das alleinige Kabel- | Kabeln immer wieder auf englischen Widerstand gestossen. 
landungsrecht in anderen Ländern zu sichern suchte. Dafür | 1896 hatte es zwar eine Linie Emden— Vigo erreicht, obgleich 
mussten die Gesellschaften englische Regierungstelegramme | England die Landung in Spanien hatte hintertreiben wollen; 
mit Vorzug und zu halber Taxe befördern; und im Kriege | dies Kabel diente zunächst nur dem Anschluss an englische 
behielt sich die Regierung das Recht vor, die Kabel durch | Linien. Das längst geplante deutsche Kabel nach Amerika 
eigene Beamte bedienen zu lassen und für jeden anderen | kam erst 1899 zustande. Bis dahin war die deutsche Re- 
Verkehr zu sperren. Unter der absoluten Kabel-Hegemonie, | gierung vertraglich gebunden, Telegramme nur über die 
die England seit 1885 erreicht hatte, hatten die anderen | Kabel der Anglo-American Telegraph Company zu leiten. 
Länder natürlich zu leiden. Das fühlte besonders Frank- | Diese Gesellschaft suchte denn auch das Landungsrecht auf 
reich, als es bei seiner Expedition in Tonking 1885 von | dem einzigen in Betracht kommenden neutralen Stützpunkt, 
dem englischen Kabel abhing und die Engländer Befehle, | den Azoren, zu hintertreiben. Schliesslich erlangte Deutsch- 
die von Paris an die Heeresleitung gegeben wurden, will- | land das Landungsrecht nur unter der Bedingung, dass das 
kürlich zurückhielten, und als später im Konflikt mit Siam 1893, | Kabel von einer englischen Firma hergestellt und gelegt 
sowie beim Tode des Sultans von Marokko 1884 französische | wurde. Ein anderes Hindernis bildete der Aufkauf der Gutta- 
Telegramme in London zunächst politisch ausgewertet und | perchavorräte durch England. Und schliesslich weigerten 
erst danach der französischen Regierung weiter übermittelt | sich die Landtelegraphengesellschaiten in Amerika, die mit 
wurden. Ausser Frankreich waren es namentlich Deutschland | der Anglo-American Telegraphı Company in Verbindung 
und Amerika, die die Abhängigkeit vom englischen Kabel- | standen, Depeschen der deutschen Kabelgesellschaft weiter 
. netz schwer empfanden. Und als im Burenkrieg England | zu befördern. Diese Schwierigkeit wurde schliesslich durch 
seine ganzen Kabel nach Afrika für alle anderen Nachrichten | Vertrag mit der einzigen Konkurrenzgesellschaft, der Com- 
sperrte, wurde der Wunsch bei den anderen Nationen, sich | mercial Cable Conıpany, überwunden. 
von diesem Joche freizumachen, allgemein. Wie wenig die Die Schaffung deutscher Kabelwege ist mit das Ver- 
| anderen Länder früher die Wichtigkeit einer unabhängigen | dienst der Firma Felten & Guillaume in Köln-Mühlheim, mit 
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der die Regierung nach englischem Muster entworfene Ver- 
träge schloss. Sie gründete 1899 die Norddeutschen See- 
kabel-Werke Nordenhamm und die Deutsch-Atlantische Tele- 
graphengesellschaft in Köln. Felten & Guillaume legten auch 
später durch ihre Tochtergesellschaften, die Deutsch-Süd- 
amerikanische Telegraphengesellschaft bzw. die Ost-Euro- 
päische Telegraphengesellschaft Kabel von Vigo nach Te- 
neriffa, Monrovia und Pernambuco, sowie ein Kabel von 
Constanza nach Konstantinopel, welch letzteres das englische 
Monopol im Schwarzen Meer durchbrach. 

Neben einer unabhängigen Nachrichtenübermittlung 
nach Amerika, war eine solche nach Ostasien für Deutsch- 
land von besonderem Interesse. Dorthin führten bisher nur 
die englischen Linien durch den Indischen Ozean und der 
l.andtelegraph nach Wladiwostok mit den anschliessenden 
Kabeln der russisch-dänischen Great Northern Telegraph 
Company nach Nagasakı—Shanghai—Hongkong. Hier deckten 
sich die deutschen Interessen mit denen der Holländer, die 
eine Verbindung mit ihren Kolonien erstrebten. Beide Länder 
einigten sich daher in einem Staatsvertrage vom 10. Juni 1902 
über ihre Kabelpolitik im Fernen Osten. Auf Grund dieses 
Staatsvertrages kam dann am 19. Juli 1904 als Tochterge- 
sellschaft von Felten & Guillaume die Deutsch-Niederlän- 
dische Telegraphengesellschaft in Köln mit einem Kapital von 
7 Millionen Mark zustande. Sie ist eine deutsche Aktienge- 
sellschaft, an der aber Finanzleute beider Staaten beteiligt 
sind und die an den vorgenannten Staatsvertrag gebunden 
ist. Diese Gesellschaft legte von der deutschen Karolinen- 
insel Yap drei grosse Seekabel, das eine nach der Ma- 
ıianen-Insel Guam, die seit 1898 im Besitze der Vereinigten 
Staaten ist, ein zweites nach Shanghai und ein drittes nach 
Menado auf der holländischen Insel. Celebes. Die gesamten 
Kabel waren von den Norddeutschen Seekabel-\erken an- 
gefertigt und ausgelegt. Die Arbeit, die von dem deutschen 
Kabeldampfer „Stephan“ geleistet wurde, fand selbst in Eng- 
land Anerkennung als Meisterstück der Kabeltechnik, da 
grosse Schwierigkeiten, namentlich wegen der ungeheuren 
Meerestiefe von rund 8000 Metern, zu überwinden waren. 
Das deutsch-niederländische Kabelnetz wurde im Oktober 
1905 vollendet. In Shanghai erreichte man so den Anschluss 
an ein bereits vorher gelegtes deutsches Kabel nach Tsing- 
tau und Tschifu, sowie an das oben erwähnte russisch- 
dänische Kabel nach Wladiwostok. Guam war von den Ame- 
rikanern schon bei seiner Inbesitznahme als nationaler Stütz- 
punkt für ihr künftiges Pacific-Kabel in Aussicht genommen 
worden. Dieses Kabel, das von San Francisco über Guam 
nach den Philippinen führt, ist scit dem 4. Juli 1903 tatsäch- 
lich eröffnet. Mit dem Anschluss des im Oktober 1905 voll- 
endeten deutsch-niederländischen Kabelnetzes an das ame- 
rikanische Kabel in Guam war somit der Ring einer von 
Fngland völlig freien unabhängigen Telegraphenverbindung 
um die Erde geschlossen. Da nicht vorauszuschen war, dass 
sich jemals England mit Russland und Amcrika in einem 
Kriege gegen Deutschland zusammenfinden würde, und da 
ausserdem die Kabel Privateigentum waren, an denen Hlol- 
länder und Deutsche gleiche Rechte hatten, so durfte man 
damals hoffen, dass selbst in einem Kriege die deutschen 
und holländischen Kolonien nıcmals ganz von ihren tele- 
graphischen Verbindungen mit Europa abgeschnitten werden 
würden. Auch Frankreich hatte durch Legung eines Kabels 
von Saigon nach Votianak auf Holländisch-Borneo 1904 An- 
schluss an das deutsch-hollandische Kabelnetz gesucht, wäh- 
rend Amerika sein Pacific-Kabel durch eine eigene Verbin- 
dung von Manıla nach Shanghai und eine solche von Guam 
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nach den Bonin-Inseln, wo es das japanische Kabel von Yoko- 
hama traf, ausdehnte. Dies war die Lage bei Ausbruch des: 
Weltkrieges. | 

Japan besetzte bald nach Beginn seiner Feindseligkeiten: 
die deutschen Marianen-, Karolinen-, Marschall- und Palau- 
Inseln und bekam damit die Insel Yap und die von dort 
ausgehenden Kabel in seine Gewalt. Die Japaner beschlag- 
nahmten dic Kabelstation gleich nach Besetzung der‘ 
Insel, nahmen die Station in eigenen Betrieb und schafften 
das dort lagernde Vorratskabel fort. Das von Yap nach 
Shanghai führende Kabel durchschnitten sie in der Höhe: 
der Liuku-Ingeln und landeten es auf der Insel Kiushiu, um 
es so zu einer telegraphischen Verbindung über Nagasaki 
zu benutzen. Das Kabel von Yap nach Guam nahmen sie 
zunächst nicht in Benutzung, während sie das nach Me- 
nado führende Kabel weiter betrieben. Sie setzten also nicht 
allein die deutschen, sondern auch die holländischen Ange- 
stellten der Deutsch-Niederländischen Telegraphengesell- 
schaft auf der Insel ab. 

Im Jahre 1917 wurde zwischen den Kabinetten von 
Tokio, London, Paris und Rom ein Abkommen dahin ge- 
schlossen, dass die Inseln nördlich des Aequators im Pacific 
unter japanischer Besetzung und diejenigen südlich des 
Aequators unter britischer bleiben sollten. Wie gründlich 
Japan diese Herrschaft zur Kolonisierung der nunmehr Neu- 
Japan genannten Inseln benutzt hat, ergibt ein Bericht des. 
japanischen Zivilgouverneurs dieses Gebiets. Danach sind. 
in den ersten fünf Jahren der Besetzung 2500 Japaner in 
das Gebiet eingewandert (1500 von ihnen nach Saipan). Sie 
widmen sich hauptsächlich der Zuckererzeugung und Baum- 
wollpflanzung. Die Deutschen sind nach Friedensschluss aus- 
dem Gebiet vertrieben und haben bis heute noch nicht die 
Erlaubnis zur Rückkehr erhalten. Von Ausländern befinden 
sich nur noch einige englische Kaufleute auf den Inseln, die 
sich aber auf die Dauer gegen die Konkurrenz der durch 
ihre Regierung: unterstützen Japaner nicht werden halten 
können. Die deutsche Sprache ist in Neu-Japan verboten, die 
deutschen Einrichtungen sind aber als mustergültig von den 
Japanern beibehalten worden. Nur japanische Schulen für 
die Eingeborenen sind überall eingerichtet. 

Nach den Bestimmungen, die der Versailler. Vertrag in 
der Anlage VII zu Artikel 244 Deutschland auferlegt hat, 
muss Deutschland auf seine Kabel zugunsten der alliierten 
und assoziierten Hauptmächte verzichten. Soweit die Kabel. 
Privateigentum sind, soll ihr Wert auf Grund der ursprüng- 
lichen Anlagekosten mit einer angemessenen Abschreibung 
für Abnutzung berechnet und Deutschland auf die Wieder- 
gutmachungsschuld geschrieben werden. 

Eine Entscheidung des Obersten Rats vom 7. Mai 191% 
bestimmte sodann die Japaner zu Mandataren des Völker- 
bundes für die deutschen Inseln nördlich des Aequators. ES 
sei im Zusammenhang hiermit erwähnt, dass die deutsche 
Regierung vor kurzem gegen die Verteilung der deutschen 
Kolonien durch die alliierten und assoziierten Hauptmächte 
protestiert hat. Deutschland vertritt dabei den Standpunkt, 
dass nach dem Friedensvertrag nur der Völkerbund.als Gan- 
zes (d. h. dessen Vollversammlung), nicht aber der Völker- 
bundsrat, der ja nur aus den alliierten und assoziierten 
Hauptmächten gebildet wird, Mandate über deutsche Ko- 
lonien verteilen darf. 

Seit dem 9. Oktober d. J. tagte nun in Washington die 
sogenannte Verkehrskonferenz der fünf Hauptmächte: Ame- 
rika, England, Frankreich, Japan und Italien, welche über 
das Schicksal der deutschen Kabel und Telegraphenstationen 


entscheiden sollte. Zu dieser Konferenz waren weder Hol- 
land, das doch ein Miteigentum an einigen Kabeln besitzt, 
noch China, in dessen Gebiet einige der strittigen Kabeln 
liegen bzw. auslaufen, hinzugezogen. Die japanische Presse 
hatte schon seit längerer Zeit immer wieder den Standpunkt 
betont, dass Japan berechtigt sei, das, was es im Kriege er- 
obert habe, auch dauernd zu behalten. Insbesondere könne 
ihm weder China noch die Vereinigten Staaten die erober- 
ten Südsee-Inseln und die drei von Yap und zwei von Tsing- 
tau ausgehenden Kabel streitig machen, da weder China, 
noch die Vereinigten Staaten den Versailler Vertrag unter- 
zeichnet hätten. 

Demgegenüber haben die Vereinigten Staaten den Stand- 
punkt vertreten, dass Kriegsmassnahmen mit Beendigung der 
Feindseligkeiten ihr Ende erreicht hätten und dass in Be- 
zug auf die Kabel nunmehr derselbe Zustand wie vor dem 
Kriege wieder herzustellen sei, insbesondere habe diejenige 
Macht, welche ein Kabel durchschnitten und an eigener Küste 
gelandet habe, nunmehr das alte Kabel wiederherzustellen. 
Diese Forderung bezieht sich einerseits auf das deutsche 
Kabel Emden—Vigo, das die Franzosen durchschnitten und in 
Brest gelandet haben (Amerika hat nämlich den Wunsch, 
wieder eine direkte tefegraphische Verbindung mit Deutsch- 
land zu haben). Anderseits bezieht sich die amerikanische 
Forderung auf das von den Japanern durchschnittene und 
bei Nagasaki gelandete deutsch-niederländische Kabel Yap— 
Shanghai. Ferner verlangte Amerika, dass alle Verträge, 
welche amerikanische mit deutschen Kabelgesellschaften vor 
dem Kriege gehabt hatten, nunmehr zwischen Amerika und 
derjenigen Macht, die jetzt jene Kabel in Besitz hätte, wie- 
derhergestellt würden. Diesen Forderungen widersprachen 
auf der Washingtoner Konferenz Japan, England und Frank- 
reich, Die oben geschilderte Entwicklung des Weltkabel- 
netzes macht es verständlich, dass hier Japan und Frank- 
reich die Unterstützung gerade von England gefunden 
haben, während es anderseits begreiflich ist, dass Amerika 
seine Unabhängigkeit in der übersceischen Telegraphie, die 
es vor dem Kriege hatte, zu wahren sucht. ‚Japan, England 
und Frankreich beriefen sich bei ihrem Widerspruch auf die 
bereits erwähnte Bestimmung des Versailler Vertrages, nach 
welcher Deutschland definitiv auf seine Kabel verzichtet 
habe, also eine Wiederherstellung nicht in Betracht komme. 
Amerika hat darauf seinen ursprünglichen Standpunkt auf- 
gegeben. Es versuchte dann wenigstens, die ÜUebertragung 
der Insel Yap zur Treuhand der fünf Hauptmächte durch- 
zusetzen, sowie folgende Forderungen: das Recht in allen 
unter einem Mandat des Völkerbundes stehenden Kolonien 
Kabel zu landen, sowie unbehinderten Durchgang für alle 
Kabeltelegramme durch alle Kabelämter der Welt. In diesem 
Kampfe um die Entreissung Yaps aus den Händen der Ja- 
paner wurde die amerikanische Regierung eifrig von ihrer 
Presse unterstützt, die diese amerikanischen Forderungen für 
den einzigen Lohn erklärten, den Amerika für seine der 
Menschheit im Weltkriege geleisteten Dienste verlange. Die 
amerikanische Presse behauptete dabei auch, daß England mit 
Japan unmittelbar nach dessen Eintritt in den Krieg einen 
Geheimvertrag geschlossen habe, in dem es Japan den 
dauernden Besitz von Yap und den Kabeln zugesichert habe. 
Nachdem das Kabel zwischen Guam und Yap nach Frie- 
densschluss wieder in Betrieb genommen war, hatten die 
Japaner zwar den Amerikanern gestattet, auch den auf Yap 
liegenden Kabelkopf durch amerikanische Angestellte be- 
dienen zu lassen. Da jedoch das japanische Gesetz eine Be- 
Stimmung enthält, nach welcher Telegraphenstationen auf ja- 
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panischem Gebiet nur durch Japaner betrieben werden dür- 
fen, so fürchtet Amerika, selbst die z. Zt. bestehende Ver- 
günstigung zu verlieren, sobald Yap endgültig japanischer 
Besitz bleibt. In dem Streit um die Insel brachten die Ame- 
rikaner als Argument für die Internationalisierung Yaps auch 
vor, dass ihre nach China weitergehenden Telegramme in 
Yap einer japanischen Zensur unterzogen würden, der sie 
sich nicht unterwerfen könnten. Die Japaner wiesen diesen 
Einwand damit zurück, dass sie erklärten, wenn Amerika 
früher seine Telegramme über deutsche Linien geleitet habe, 
so stehe nichts im Wege, sie jetzt über japanische Linien zu 
leiten. Das amerikanische Argument ist übrigens, nebenbei 
bemerkt, nicht sehr überzeugend, denn Amerika besitzt ja von 
Guam aus noch ein eigenes direktes Kabel nach Shanghai. 


Die amerikanische Presse erklärte in ihren Besprechun- 
gen auch, die Insel Yap in Händen der Japaner sei eine 
dauernde Bedrohung der Philippinen und des Nachrichten- 
und Schiffsverkehrs zwischen den Vereinigten Staaten und 
ihrem Inselbesitz. Yap habe einen guten Hafen und eigne 
sich auch zur Anlage eines Flugplatzes, von dem aus Guam 
sofort auf dem Luftwege angegriffen und so die Verbindung 
zwischen Amerika und den Philippinen abgeschnitten wer- 
den könne. Man ging soweit, die Anlage einer amerika- 
nischen Flottenstation und eines Flugplatzes in Guam zu 
propagieren. \on japanischer Seite wird übrigens jede Ab- 
sicht, auf einer der neu erworbenen Inseln einen Flotten- 
stützpunkt anzulegen, entschieden abgeleugnet. 
Bonin-Inseln dagegen, die ihnen schon vor dem Kriege ge- 
hörten, haben die Japaner bereits einen solchen Stützpunkt. 


Japan hat auf der Konferenz seinen Standpunkt auf- 
rechterhalten, nach welchem es sich unter Berufung auf die 
Entscheidung des Obersten Rates vom 7. Mai 1919 endgültig 
als Mandatarstaat über Yap "betrachtet, und nach welchem 
die Kabel derjenigen Macht, die sie im Kriege beschlagnahmt 
hat, endgültig gehören, so dass eine Umlegung nicht gefor- 
dert werden könnte. Es fragt sich dann nur noch, wie sich 
Japan mit Holland wegen dessen Miteigentum an den Yap- 
Kabeln auseinander setzen will. 


Wie erwähnt, war Holland zur Konferenz nicht hinzu- 


gezogen worden. ‚Die holländische Regierung hatte schon im 
Kriege, gleich nachdem die Nachricht von der Beschlagnahme 
der Kabelstation Yap bei ihr eingetroffen war, auf diploma- 
tischem Wege von Japan Auskunft erbeten. Darauf 
hat die .japanische Regierung später .‚erwidert, dass 
Japan eine Beschlagnahme niemals ausgeführt habe, dass 
vielmehr die japanischen Behörden das Besitztum der Gesell- 
schaft unter Aufsicht genommen hätten, bis eine. Entschei- 
dung der alliierten Mächte getroffen sein werde. Im Jahr 
1919 hat Holland bei der deutschen Regierung gegen die 
Abtretung der Kabel durch Deutschland protestiert. Die 


deutsch-niederländische Telegraphengesellschaft sei nämlich, - 


wenn auch als deutsche Aktiengesellschaft gegründet, nach 
dem Staatsvertrage vom 24. Juni 1902 nicht berechtigt, mit 
einer anderen Regierung einen Vertrag ohne Genehmigung 
der deutschen und holländischen Regierung zu schliessen. 
Auch könnten die Deutschen höchstens über ihren, aber 
nicht über den holländischen Anteil am gemeinsamen Eigen- 
tum verfügen. Diesen Standpunkt hat Holland. damals 
gleichzeitig sowohl der Friedenskonferenz wie auch den in- 
teressierten Mächten mitgeteilt. Im Herbst 1920 hat Hol- 
land dann gegen das Verbleiben der Kabel in japanischem 
Besitz in Washington protestiert; dieser Protest wurde dem 
amerikanischen Kongress vorgelegt. Schliesslich hat die 
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holländische Regierung noch im Oktober d. J. in London 
dem japanischen und dem amerikanischen Botschafter eine 
Denkschrift über ihre Stellung in der Kabelfrage überreicht 
und hat dabei eine gemeinschaftliche Konferenz der alliierten 
Mächte und Hollands vorgeschlagen, da Holland bei einer 
endgültigen Regelung der Kabelfrage nicht übergangen 
werden dürfe. _ 
Während die Verkehrskonferenz in Washington tagte, 
gelangte eine Pressenachricht hierher, dass Japan Amerika 
das Angebot gemacht habe, ein gemeinsames japanisch-ame- 
rikanisches Kabel an der Pacific-Küste der Vereinigten Staaten 


u 


Von Dr. 


Trotz der Tatsache, dass für Tsingtau Geldmittel stets 
reichlich zur Verfügung standen, dass alle Reichsmittel und 
privates Kapital auf ausserordentlich kleines Gebiet konzen- 
triert werden konnten und dass darum das in Tsingtau Ge- 
schaffene auffallender in die Augen stach, als beispielsweise 
die mit demselben Aufwand in den ausgedehnten afrikani- 
schen Kolonien hergestellten Anlagen, ist in dem äusseren 
Aufbau unserer „Kolonie“ am Gelben Meer Glänzenderes ge 
leistet worden, als in der Kolonialgeschichte der Staaten, 
die nach dem Versailler Frieden allein zur Kolonisation über- 
seeischer Gebiete berufen sind, je geleistet worden ist- Aus 
einem kleinen unscheinbaren Fischernest wurde in wenigen 
Jahren eine moderne Hafenstadt, aus den Einöden an kahler 
Berge Hang die einzige bewaldete und erholungspendende 
Oase im Zug von. fast 2000 km Küstenöde. Durch den’ Zu- 
zug zahlloser wohlhabender Chinesen, besonders aus der 
einflussreichen Beamtenklasse, nach Ausbruch der chinesi- 
schen Revolution wurde die bis dahin fehlende oder doch 
stark vernachlässigte Verbindung mit dem chinesischen 
Volkskörper hergestellt und ein gewisser Rückstand der 
Entwicklung überwunden. Durch zahlreiche Dampierlinien 
war es dem Weltverkehr angeschlossen. Neue Bahnen soll- 
ten weite fruchtbare, erz- und eisenreiche Gebiete erschliessen 
und ihre Produkte über Tsingtau der Weltwirtschaft zu- 
führen. ‘Die zunehmende Industrialisierung Schantungs 
sicherte ihm eine glänzende Zukunft, an der Handel und 
Industrie aller Völker, die es wollten, in gleicher Weise teil- 
nehmen konnten, denn es war nicht die Art der deutschen 
Verwaltung, in kleinlicher Engherzigkeit dem nicht deutschen 
Kaufmann irgendwelche Hindernisse für seine Betätigung in 
den Weg zu legen. 

Diese Entwicklung wurde jäh unterbrochen und in gänz- 
lich andere Bahnen geleitet durch den Weltkrieg. Seit dem 
englisch-japanischen Bündnis und dem Rückzug Russlands 
aus Korea und der südlichen Mandschurei (Port-Arthur, 
Dalny, Mukden) stand Deutschland-Tsingtau in Ostasien 
isoliert. Die Sicherung Tsingtaus durch rechtzeitige Ver- 
ständigung mit Japan war seit 1904 die einzige wirkliche 
Aufgabe von politischer Bedeutung, die unserer Diplomatie 
harrte, von ihr nicht gelöst wurde. Wenn Japan gegen 
uns marschiert, ist Tsingtau nicht zu halten, war die resig- 
nierte Parole. Und dass Japan marschieren werde, musste 
jedem klar sein, der sich mit der japanischen Festlandspolitik 
der letzten 30 Jahre einmal beschäftigt hatte. Sicherung im 
Rücken auf dem asiatischen Festland in Korea, Mandschurei 
und Nordchina war das Ziel der japanischen Real- und In- 
teressenpolitik, damit die marinepolitisch nach dem Stillen 
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zu landen. 
aber abgelehnt, weil Japan darauf bestanden hätte, dass die 


Das Staatsdepartement habe dieses Anerbieten 


Kontrolle über dieses Kabel trotz des äusseren Charakters 


des Unternehmens als eines amerikanisch-japanischen tatsäch- 


lich in den Händen der Japaner verbliebe. 

Am 14. Dezember hat nun die Verkehrskonferenz in Wash- 
ington ihr Ende gefunden, ohne zu einer endgültigen Ent- 
scheidung über die deutschen Kabel gelangt zu sein. Sie 
hat sich zunächst bis Mitte März vertagt. In der Zwischen- 


zeit sollen einstweilen die tatsächlichen Verhältnisse, wie bis- 


her, fortdauern. 


Die Japaner in Tsingtau und wir. 
F. W. 


Mohr. 


Ozean gerichtete Seefront durch keinen Gegner auf dem 
Festland gefährdet werde. Von der Südspitze von Formosa 
über die Liukiu-Inseln und das eigentliche Japan entlang 
bis nach Hokkaido und Sachalin ist die japanische Seestel- 
lung, wenn erst einmal die neuen Befestigungspläne für die 
Bonin-, Liukiu- und Okinawa-Inseln .durchgeführt und im 
Kriege alle Secfahrtszeichen und Leuchtfeuer entfernt sind, 
undurchdringbar. Die einzige Einfahrt, die Strasse - von 
Formosa, ist leicht zu sperren. Würden Tsingtaus Befesti- 
gungen, die noch erst unbedeutend und.nur als Schutz gegen 
einen Handstreich, gegen Unruhen wie 1900, gedacht waren, 
animal ausgebaut (kein deutscher Reichstag würde ja die 
Mittel dafür bewilligt haben!), so konnte es in der Hand oder 
im Bunde mit einem Gegner immerhin erhebliche Sorgen und 
Gefahren bereiten. Sie bei geeigneter Gelegenheit zu 
bannen, wird der japanishe Generalstab schon lange er- 
wogen haben. Diese Gelegenheit bot der Weltkrieg. Auch 
die ketzte Chance, die letzte noch mögliche Lösung, Tsingtau 
noch vor dem Eingreifen Japans an China zurückzugeben, 
wurde nicht benutzt. So war Tsingtaus Schicksal besiegelt, 
denn die Annahme des japanischen Ultimatums war undenk- 
bar, hätte zu dem Verlust die Schande gehäuft, ohne unsere 
politische Stellung zu verbessern. 


Seit dem 7. November 1914 steht Tsingtau unter japani- 
scher Militärverwaltung. Wer nach der Gefangenschaft in Ja- 
pan Tsingtau wiedersah, der war nicht wenig erstaunt über 
die äusseren Veränderungen. Neue Befestigungen waren nicht 
aufgeführt. Die alten Infanteriewerke lagen in Schutt und 
Trümmern. Im Forstgarten gegenüber den Gräbern der 
Tsingtau-Gefallenen erhob sich das japanische Siegeszeichen. 
Die Europäer waren fast vollständig von den Strassen ver- 
schwunden. Das hässliche Loch der Ziegelei am Eingang 
von Tapautau hatte einem neuen Viertel mit Gartenanlagen 
japanischen Stils Platz gemacht. Nach dem Hafen hin reihte 
sich Haus an Haus und eine neue Stadt war entstanden 
hinter dem Missionshügel bis nach Taitungtschen mit 
grossen Schulgebäuden, Tempeln und Industrieanlagen, alles 
nach dem von uns bereits entworfenen Bebauungsplan, nur 
in hässlicher und hässlichster Ausführung. Die japanische 
Bevölkerung hatte stark zu, die europäische stark abgenom- 


men. Oktober 1918 lebten in Tsingtau 
Japaner Chinesen Europäer 
Stadtgebiet 19 094 73 304 497 davon 340 Deutsche 
Landgebiet 480 102 869 58 Engländer 
Eisenbahnzone 6222 828 45 Russen 
25 796 182 004 33 Amerik. 


21 Verschied. 


Unter den Japanern befanden sich 1742 Beamte mit etwa 
. 3000 Familienmitgliedern, im übrigen die übliche japanische 
Bevölkerung. Die grösseren japanischen Banken, Firmen 
und Reedereien hatten ihre Niederlassungen in Tsingtau, 
auch eine Anzahl Gewerbetreibende und Industrielle hatten 
sich angesiedelt in Tsingtau. So sah man eine Salzraffinerie, 
eine Mehlmühle, zwei Eigelbfabriken, eine Eisfabrik, zwei 
Brennereien, zwei Konservenfabriken, eine Oelmühle, zwei 
Giessereien, zwei Maschinenfabriken, eine Kupferschmelze, 
drei Druckereien, neun Ziegeleien, eine Zementfabrik, zwei 
Gerbereien, zwei Streichholzfabriken, insgesamt 65 Anlagen 
mit einem Betriebskapital von 12614 000 Yen. Der Schifis- 
verkehr hatte die alte Friedenshöhe ncch nicht wieder er- 
reicht. Er war im wesentlichen auch nur Binnenverkehr 
zwischen dem Mutterland und dem gewonnenen Neuland. 

Unzweifelhaft hat sich Tsingtau in den fünf Kriegs 
jahren stark vergrössert, ja, fast verdoppelt an Ausdehnung, 
verschönert hat es sich ebenso unzweifelhaft nicht. Dass 
der ganze Geist der Verwaltung und ihrer Politik mit 
dem Einzug der Japaner ein anderer würde, war nach dem 
Vorbild von Port-Arthur - Dalny ohne weiteres zu erwarten. 
Ueber die Tätigkeit. der japanischen Militärverwaltung in 
Tsingtau hat sich im „Manchester Guardian“ ein Eng- 
länder ausgesprochen, der unter dem 16. Oktober 1920 
aus Tsingtau schreibt: 


Für die Chinesen gibt es zurzeit 'nur eine Frage von 
aktueller Bedeutung, das ist der Uebergang der deutschen Rechte 
in Schantung an die Japaner. Schantung ist eine der reichsten 
Provinzen der Republik und hai das Glück, eine Bevölkerung 
zu besitzen, die sich durch Zähigkeit und Unabhängigkeitsgefühl 
auszeichnet. Die Bewohner von Schantung sind bis auf den 
letzten Mann antijapanisch, und die Tatsache, dass die Japaner 
in Tsingtau sitzen, das bestimmt ist, der grösste Handelshafen 
'm nördlichen China zu werden, ist für jeden Chinesen höchst 
beängstigend und bescnders verletzt es seinen nationalen Stolz, 
dass eine fremde Rasse sich in der Provinz festsetzt, die die 
Heimat des Konfuzius ist. 

Die politische Laxe in Tsingtau ist eigenartig. Seit der Ein- 
nahme durch die Japaner steht Tsingtau unter Militärregime. 
Sein. Mittelpunkt ist der Militärgouverneur, dem ein Zivilbeamter 
untersteht, der Chef der Zivilverwaltung der Tsingtauer Garnison. 
Welzhes die Befugnisse dieses Herrn sind, hat bis jetzt niemand 
ausfindig machen können. Jedenfalls arbeitet er mit ganzem 
Herzen an der Verwirklichung des Zielcs, alle Fremden aus einem 
Platz auszuschalten, den er in Privatgesprächen als eine iapa- 
nische Kolcnie bezeichnet Das ganze Verwaltungssystem ist 
arsserordentlich kleinlich und lästig. Es ist auch herzlich un- 
beliebt bei allen, die ihm unterstehen und es findet Gunst nur 
in den Augen von 1500 Beamten, die für eine Bevölkerung von 


20 000 Japanern und 60 000 Chinesen nötig sind. Es ist eine auf ° 


die Spitze getriebene Bureaukratice, und wie jede Bureaukratie ist 
auch diese erfolglos und teuer. 
. denermassen bestechlich und selbst die Japaner können nichts 
erreichen, wenn sie die Behörden nicht vorher durch die üb- 
lichen Methoden überzeugen. 

Ein seltsamer Landverkauf. Ein typisches Bei- 
spiel dieser Methoden bietet der Verkauf von Grundstücken, der 
vor einiger Zeit stattfand. Nach der Einnahme von Tsingtau 
wurde das deutsche fiskalische Eigentum beschlagnahmt und sehr 
viel Privateigentum wurde im Laufe der Jahre von den japa- 
nischen Behörden requiriert. Gleichwohl blieben viele schöne 
Besitztümer, die deutschen Kaufleuten gehörten, übrig. Ihr 
Schicksal blieb lange Zeit in der Schwebe, bis im vorigen Monat 
ihr Verkauf in öffentlicher Auktion beschlossen wurde. Auf 
Vorstellung des britischen Konsuls (desselben, der mit den 
Japanern November 1914 triumphierend in die eroberte Stadt 
einzog, d. Red.) wurden Ausländer zu dieser Auktion zugelassen. 
Aber da ein meistbietender Ausländer die wohlerwogenen Pläne 


Sie ist des weiteren zugestan- 
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der Japaner hätte über den Haufen werfen können, das unter 


dass die ganzen Grundstücke in drei Haufen verkauft werden 
sollten. Die Folge war, dass kein Privatmann mitbieten konnte, 
denn er hätte 30 bis 40 Häuser kaufen müssen, um nur das eine 
gewünschte zu erhalten. Um ferner zu verhindern, dass noch 
nicht in Tsingtau vertretene grosse englische oder amerikanische 
Firmen an der Auktion teilnähmen, so wurde beschlossen, dass 
niemand ein Angebot abgeben dürfe, der nicht bereits am 
30. November 1919 in Tsingtau ein Geschäftsbureau hatte und der 
nicht als Hauptgeschäftszweig die Anlage von Geld in Grund 
und Boden betrieb. Im einzelnen wurde für die Auktion bestimmt: 


1. Einfehende Angcbote werden von den Japanischen Behörden am 
18. Dezember 1919, vormittags 11 Uhr, geöffnet. 

2. Mitbieten darf nur, wer am 30. November in Tsingtau eine Geschäfts- 
niederlassung hat und dessen Hauptgeschäft die Anlage von Geld in 
Grund und Boden ist. 

3. Erreicht das höchste Angebot den von der Verwaltung fesigesetsten — 
aber nicht bekanntgesebenen — Höchstpreis nicht, so werden die Bicter 
zur Abgabe eines zweiten Angebotes aufgefordert, worauf die Verwaltung 
mit diesen Bietern. in unmittelbare Verhandlungen ‚eintreten wird. 

4. Die Oeffentlichkeit wird bei dem Termin nicht zugelassen, nur wirkliche 
Bieter erhalten Zutritt. 


Obwohl der festzesetzte Höchstpreis lächerlich gering war, 
wırrde er von keinen Angebot erreicht und eine japanische 
Landsesellschaft (der Gouvernementsangehörige und Verwandte 


‘von solchen nicht fernstanden, d. R.) kaufte dann den größten 


Teil der besten Grundstücke in Tsinztau zu HuReIAhT ein Viertel 
des wirklichen Wertes. 

Halbamtlicher Schmuggel. Fremde, die an die 
l.obgesänge auf die Tüchtigkeit der Japaner gewöhnt sind, über- 
rascht es nicht wenig, von allen Seiten zu hören, wie wenig die 
japanische Verwaltung eigentlich, Positives leistet. Die japani- 
schen Kaufleute klagen selbst am meisten über ilıre mangelnde 
Leistungsfähigkeit und hohen Kosten. Sie bestätigen beispiels- 
weise die Anschauungen fremder Bergwerkssachverständiger, 
um nur einen Zweig des Ingenieurfachs zu nennen, dass der 
Betrieb japanischer Kohlenminen höchst Kostspielig undewenig 
produktiv sei. Schmuggel von Opium und Waffen ist an der 
Tagesorduung und vollzieht sich mit stillschweigender Billigung 
und zum Vorteil der militärischen Beamten. Die Methode ist 
ausserordentlich einfach. Alle für das Militär bestimmten Sen- 
dungen sind von der Untersuchung durch die Zollbehörde und 
von Zöllen befreit, obwohi die Zollabkommen zwischen Deutsch- 
!and und China cine derartige Befreiung nicht vorsahen und die 
Zolluntersuchung, soweit wir wissen, von den chinesischen See- 
zollbehörden ausgeübt wurde, so oft sie es für angebracht hielten. 
Opium und Waffen werden als Militärvorräte bezeichnet, von 
Japan hereingebracht und vor den Augen der Zollbeamten ein- 
geführt. In Tsingtau selbst besteht ein Opiummonopol, das in 
den letzten paar Jahren mehrere Millionen Dollars eingebracht 
haben soll. Ueber dic näheren Umstände und den genauen Um- 
fang des Geschäfts war nichts zu ermitteln. Alle Einnahmen aus 
ihm aber sind zur Deckung der enormen Unkosten verwandt 
worden,. die die Anlagen in Tsingtau beanspruchten. Die 
Deutschen verfolgten in bezug auf die Öffentlichen Arbeiten, 
Anlagen asphaltierter Strassen, Aufforstung usw., deren Gesamt- 
kosten wie es heisst mehr als 26 Millionen Pfund (?) detrugen, 
eine sehr weitsichtige Politik. Aber ihre blosse Unterhaltung, 
ohne jede Ausdehnung derselben, kostet jetzt mehr, als durch 
lokale Steuern aufgebracht werden kann. 

Die Handelsaussichten in Tsingtau. Der 
wichtigste Punkt in der Tsingtaufrage vom britischen Stand- 
punkt aus betrachtet, ist die Frage, wie die zukünftige inter- 
nationale Stellung Tsingtaus sein wird. Sie ist fraglich und man 
kann nur Mutmaßungen hegen, doch ist als ziemlich sicher an- 
zunehmen, dass sich für den fremden Handel gute Gelegenheiten 
bieten werden, ganz gleich, wie über Tsingtau schliesslich ent- 
schieden werden wird. Die erste Frage, die hierbei auftaucht, 
ist die Grunderwerbsfrage. .Wie bereits oben erwähnt, ist das 
ganze deutsche fiskalische Eigentum in Besitz des japanischen 
Gouvernements und durch einen Schwindel ist naulich fast alles 
Privateigentum zu lächerlich geringen Preisen in die Hände einer 


allen Umständen verhindert werden musste, so wurde angeordnet, 
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japanischen Landgesellschaft übergegangen. Die Folge ist, dass 
Jaraner in Tsingtau zu niedrigen Preisen Grundstücke erwerben 
können und die Verkäufer doch roch mehrere 100 % verdienen. 
Für einen Briten ist es indes cin schwieriges Problem, sich 
ein Grundstück ‘von hinreichender Größe und für cine hin- 
reichend lange Zeitdauer zu sichern, um moderne Bureaus mit 
ihren ersten grossen Kosten anlegen zu können, und die Japaner 
legen britischen Firmen jedes denkbare Hindernis in den Weg, 
wenn dieselben ein freies Besitztum erwerben wollen. Ihre Lage 
ist darum recht schwierig. 

Von der Bodenfrage abgesehen, ist das wichtigste Problem 
die Kontrolle über den Hafen, das Lotsenwesen, die Molen- 
gebühren und die Seezölle. Vor dem Kriege wurden die Zölle 
durch den’ chinesischen Seezoll erhoben. Zwar haben die chinesi- 
schen Seezölle auch heute noch eine nominelle Kontrolle über die 
Frhebung der Zölle, aber sie müssen ausschliesslich japanisches 
Personal benutzen. Ein japanischer Zivilist wird cs niemals 
wagen, den Wünschen eincs japanischen Offiziers zu opponieren, 
und als der japanische Seezolldirektor es einmal tat, wurde er 
öffentlich beschimpft und ständigen Scherereien und steter Miss- 
achtung ausgesetzt. 

Hafenkontrollc. Augenblicklich steht der Mafen unter 
einem Hafenmeister, der in Wirklichkeit der Chef der japanischen 
Polizei ist. Die Molen und Molenschuppen sind ein Teil der 
Eisenbahn und sie unterstehen mit dieser wieder der sogenannten 
Zivilverwaltung. Die chinesischen Seezölle arbeiten darum in 
jeder Hinsicht unter dem japanischen Armeeoberkommando,. Die 
naturgemässe Folge ist endlose Bureaukratie, endlose Hin- 
haltunzen. Es ist unbedingt notwendig, dass die chinesischen 
Seczölle die ganze Kontrolle über den Hafen zurückerhalten, und 
dass der Gencralinspekteur der chinesischen Sceezöille vollkommen 
freie Hand behält, den Scezolldirektor und die übrigen Beamten 
aus Angehörigen der Nationen zu wählen, die ihm gut scheinen, 
wobei er das Vorhandensein einer grösseren japanischen Be- 
völkerung gebührend zu berücksichtigen hätte. Und wenn die 
Japaner nicht auch direkt mit Zwangsmassnalımen in die ge- 
schäftliche Betätigung der Fremden eingreifen, so legen sie den 
fremden Kaufleuten doch alle möglichen kleinlichen Hindernisse 
in den Weg, die der ihnen eigentümliche bureaukratische Zug 
erfinden kann, indem sic beispielsweise die fremden Postdampfer 
auf der Aussenreede 3 bis 4 Stunden liegen lassen, endlose 
Schwierigkeiten mit ‚den Molengebühren machen usw. 

Die Eisenbahn nach Tsinanfu, der Hauptstadt von Schantung, 
ist in den Händen des japanischen Gouvernements und wird so- 
weit ordentlich verwaltet Japanische Firmen und japanische 
Waren erhalten keine (? die Red.) Vorzugstarife, und obwohl 
auch hier mancherlei Acrger und kleinliche Hindernisse zu über- 
winden sind, so hat doch auch der japanische Kaufmann damit 


zu rechnen. Der Betrieb der Bahn leidet indes unter dem Mangel 


an rollendem Material und Lokomotiven, doch glaubt man, dass 
Bestellungen gemacht worden sind. um dieser Schwierigkeit 
abzuhelien. Waren, die mit der Balın nach Tsinanfu befördert 
werden, bezahlen keinen Likin (Inlandzoll). Diese anerkennens- 
werte Tatsache (die schon immer bestanden hat, die Red.) wird 
zu dem ferneren Gedeihen von Tsingtau und Tsinanfu sehr viel 
beitragen. 

Zwangs-Japanisch. Die Japaner stehen auf dem 
Standpunkt, dass jeder, der nicht einen Brief in japanischer 
Schrift adressieren kann, es eben lernen muss, und deshalb ist 
es fast Ehrensache für sie, alle ausländischen Briefe an falsche 
Adressen zu befördern. Ein fremder Kaufmann beantragte un- 
Hänsest beim japanischen Postdirektor eine kleine Entschädigung, 
weil die Briefträger anderer Leute Briefe regelmässig bei ihm 
abräben und er so gewissermassen ein Unterbeamter der Post 
sei, der die Briefe zu sortieren und weiterzuverteilen hätte. Sein 
Antrag: hatte die gewünschte Wirkung und er selbst wird nicht 
mehr durch fremde Briefe belästigt. Bricie werden indes schr 
häufig geöffnet und gelesen, um dann mit einigen Taxen Ver- 
späatung den Adressaten zu erreichen. Noch häufiger gehen Briefe 
überhaupt verloren und verschwinden vollständig in den Räumen 
des Postamts. 


. 


Die Wurzel alles Uebels dieser unzureichenden Verwal- 
tung scheint die Fortdauer der Militärverwaltung und ihrer 
Militärgescetze zu sein, denen öffentlich alle Nationalitäten 
noch immer unterworfen sind, obwohl die Feindseligkeiten doch 
schon lange aufgehört haben. Die Militärbureaukraten, denen die 
Verwaltung unter den Militärgesetzen anvertraut ist, sind immer 
bereit, jedem Handel, ausser dem japanischen, alle möglichen 
Er und seien sie noch so kleinlich, in den Weg zu 
egen. 

Auch die Tatsache, dass die Vertreter der englischen 
Handelskammern in China auf ihrer Anfang November in 
Schanghai stattgchabten Tagung sich mit der Tsingtau- 
Politik Japans beschäftigten und sich dabei besonders gegen 
die „im letzten Sommer erlassenen lästigen Quarantäne- 
bestimmungen‘“ aussprachen, „die nichts anderes als eine 
wirtschaftliche Waffe in entsprechender Verkleidung zu sein 
schienen,“ beweist, dass die englischen Handelskreise Ost- 
asiens mit der Entwicklung der ganzen Verhältnisse in 
Tsingtau-Schantung nicht zufrieden sind, da sie den erwarte- 
ten Anteil an der Kriegsbeute an diesem Punkt der Erde 
nicht gebracht hat. Dass insbesondere die englischen Kauf- 
leute und ihr Konsul in Tsingtau, die ja doch wohl durch 
die Feder des Zeitungskorrespondenten sprechen und eigent- 
lich ein ununterbrochenes Loblicd auf die gute Verwaltung 
der verhassten Hunnen singen, die ganze Wucht der Ver- 
änderungen gegenüber den Zuständen von 1914 am eigenen 
leibe und im eigenen Geschäft spüren, könnte fast zur 


Schadenfreude reizen, wenn wir uns als nüchterne Politiker 


in diesem Falle ausnahmsweise nicht einmal vollkommen frei 
davon fühlten. | 

Wer sich einmal ernstlich mit der japanischen Aussen- 
politik beschäftigt hat, dem sind die Richtlinien bekannt, 
welche die japanische Politik mindestens seit 25 Jahren un- 
verrückbar verfolgt; territoriale Machtausdehnung und wirt- 
schaftliche Expansion unter starker Vorzugsbehandlung ein- 
heimischer Waren und Kaufleute und unter Ausschluss, 
jedenfalls aber möglichsten Erschwerungen für nichtjapa- 
nische Erzeugnisse und ihre Vertreter. Da Tsingtau nach 
den Erklärungen der japanischen Regierung von 1914 an 
China zurückgegeben werden soll, so traf die Militärverwal- 
tung alle Massnahmen, um Japans wirtschaftlichen und poli- 
tischen Einiluss in Tsingtau mit oder ohne Fremdennieder- 
lassung für alle Zeiten sicherzustellen, etwa so, wie die Eng- 
länder in der internationalen Niederlassung in Schanghai, 
allerdings auf legalerem Wege, ihren ausschlaggebenden Ein- 
fluss zu begründen verstanden. _ | | 

Zu diesen Massnahmen gehörte in erster Linie der Er- 
werb alles Grund und Bodens, der wegen seiner Lage für 
das gesteckte Ziel von Wert war, also vor allem in der 
ganzen Hafengegend. Alles fiskalische Eigentum wurde 
gleich nach der Besitzergreifung übernommen, gegen alles 
Recht auch eine Anzahl Privathäusern, in denen während der 
Belagerung vorübergehend deutsches Militär in Quartier ge 
Icgen hatte. Ein Teil der Grundstücke wurde in den nach- 
folgenden Jahren durch Kauf erworben, in anderen Fällen 
Ichnten die Eigentümer teils aus geschäftlichen, teils aus 
patriotischen Gesichtspunkten einen Verkauf ab. Der Frie- 
densvertrag gab Japan die willkommene Handhabe, alles 
deutsche Eigentum in Japan wie in Tsingtau zu beschlag- 
nahmen und in schärfster Form zu liquidieren, obwohl Japan 
durch den Krieg nicht nur nicht gelitten, sondern materiell, 
wirtschaftlich, politisch und territorial ausserordentlich 8% 
wonnen hat und obwohl ein solcher Schritt durch den Frie 
densvertrag durchaus in das Belieben der einzelnen Regie 
rungen gestellt ist. Man hat behauptet, die Liquidierung € 


folge, um aus ihrem Erlös Privatforderungen japanischer 
Bürger in Höhe von etwa 10 Millionen Yen sicherzustellen. 
Forderungen in dieser Höhe bestehen zweifellos nicht, da 
Kriegsforlierungen, Kriegsentschädigung und U-Bootsschäden 
ja besonders behandelt werden sollen. In Alt-Japan will 
man seit langem die Ewig-Pachtrechte der Fremden beseiti- 
gen, in Tsingtau wollte man den japanischen Einfluss für 
die Zukunft sichern, auf, den Südseeinseln das Feld frei 
machen für die wirtschaftliche Betätigung der eigenen Lands- 
leute. Darum eben erfolgte allüberall die Liquidierung des 
deutschen Grundbesitzes im ganzen japanischen Herrschafts- 
bereich, obwolıl nach den ausdrücklichen Erklärungen der 
japanischen Regierung vom August 1914 mit einem derarti- 
<en Vorgehen mindestens für Alt-Japan nicht gerechnet 
werden konnte. 

Dass die Japaner bei dem Verkauf des deutschen Eigen- 
tııms in Tsingtau, an dem nun nichts mehr zu ändern ist, 
sich gegen Ueberraschungen sicherten, um einen Uebergang 
cer wirtschaftlich wertvollen deutschen Grundstücke in nicht- 
japanische, nach Lage der Dinge nur englisch-amerikanische 
Hände zu verhindern, kann man ihnen von ihrem Standpunkt 
zus nicht einmal verargen. Aber die durch nichts gerecht- 
fertigte Verschleuderung der deutschen Grundstücke im 
"Massenverkauf und zu Yenpreisen, die vielfach nicht einmal 
«ie auf den Häusern lastenden Dollarhypotheken deckten, so- 
wie die in diesem Sommer erfolgte Versteigerung der Ge- 
schäftseinrichtungen und Lagerbestände weit unter ihrem 
Wert müssen nur zu berechtigtes Erstaunen erregen. Und 
wir beklagen, dass die von der japanischen Regierung schon 
seit weit über Jahresfrist in Aussicht gestellte Auszahlung 
von 10000 Yen auf jedes in Tsingtau beschlagnahmte Grund- 
stück ncch immer nicht erfolgt ist, dass die japanische Re- 
gierung sich nicht entschliessen kann, wie in Alt-Japan so 
auch in Tsingtau 50 %. des Versteigerungserlöses. auszu- 
zahten und dass sie deutschen Südseckolonisten noch immer 
die Rückkehr dorthin ohne Angabe zwingender Gründe ver- 
weigert. 

Graf Okuma, der 1914 als Ministerpräsident den Beitritt 
Japans zu unseren Feinden vollführte, hat in der August- 
nummer der Zeitschrift „Taikwan“ unter der UÜeberschrift 
„Vorzügliche Gelegenheit für die Uebertragung deutscher 
Zivilisation nach Japan“ einen Aufsatz veröffentlicht, aus dem 
wir einige Abschnitte anführen wollen: - 


Stellung der Wissen- 
schaften in Japan. Für die wissenschäaftliche Er- 
ziehung in Japan bestelien bekanntlich politische, technische, 
landwirtschaftliche und medizinische Abteilungen an 
Kaiserlichen Universitäten in Tokio und Kyoto, und auch sonst 
werden die Naturwissenschaften an verschiedenen höheren 
technischen und medizinischen Schulen sowie an den privaten 
Universitäten gelehrt. 
ziehung in Japan etwa rückständig sei. Nichtsdestoweniger 
bleibt die unleugbare Tatsache bestechen, dass 
nicht ein einziser Fallin Japan existiert, in 
dem Japaner irgendwelche bemerkenswerte 
Erfindungen gemacht haben Die Geschick- 
lichkeit und Erfahrung der Japaner in bezug 
beispielsweise auf die Herstellung von Ma- 
Schinen, sind so dürftig. dass alle komplizierteren 
Maschinen vom Ausland importiert werden müssen, wobei man 
bessere Ware zu einem billigeren Preise erhält. 
ist die Kenntnis der Japaner in den chemischen Industrien so 
mangelhaft und unentwickelt, dass die Qualität der in Japan her- 
gestellten Drogen und Chemikalien so minderwertig und dabei 


Unbefriedigend.e 


so teuer ist, dass ihre Herstellung in Japan sehr unökonomisch 


ist. In der Produktion von Farbstoffen ist die japanische 


den. 


Man kann nicht saxen, dass diese Er- 


Insbesondere - 
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Industrie in ihren allerersten Anfängen. Zwar werden An- 
strengungen gemacht, die chemische Industrie zu entwickeln, 
aber Japan kann unter den augenblicklichen Bedingungen in 
bezug auf chemische und andere wichtige Industrien kaum er- 
folgreich mit dem Auslände konkurrieren. Aber angesichts 
der heutizen Lage unserer Industrien kann man’es nur als 
problematisch bezeichnen, ob Japan in der Laxe sein wird, seine 
Stellung zu halten, wenn es erst mit der fremden Industrie in 
Wettbewerb treten miss. 

Verwendung deutscher FähigkeitenundEr- 
fahrungen. Aus Bricien aus Deutschland lässt sich ein 
Ueberblick gewinnen über die augenblickliche wirtschaftliche 
lage und die psychologische Stimmung des deutschen Volkes: 

Die den Deutschen eigentümliche Charakteranlage und 
Neigung für wissenschaftliche Studien und ihr gleichmässiges 
ausdauerndes Temperament wird ohne Zweifel die nationale 
Kraft Deutschlands früher oder später wieder herstellen, und 
die deutschen Industrien werden sich wieder erholen zu ihrer 
früheren Blüte, wie schwer auch das Land durch den Krieg und 
die aus ihm entstehenden Lasten getroffen worden ist. Augen- 
blicklich ist zwar das Land in chaotischen Verhältnissen, und 
wenn auciı der Patriotismus der Deutschen genau so feurig ist 
wie früher, so sind doch die politischen Grundlagen des Landes 
schwach und erschüttert, und noch immer wird das Land nieder- 
gehalten durch die übertriebenen Lasten, welche die Alliierten 
ihm auferlegen. Ein ungeheuerer Betrag Papiergeld ist im Um- 
lauf, der die Valuta in ganz bejammernswerter Weise be- 
einträchtigt. Zweifellos wird deutsche Ausdauer und Zähigkeit 
letzten Endes die Situation meistern, aber es wird einige Jahre 
dauern, ehe Deutschland politisch und wirtschaftlich auf eine 
solide Grundlage gesetzt werden kann. Augenblicklich ist 
Deutschland in seinen industriellen und wirtschaftlichen Be- 
strebungen gehemmt durch den Mangel an Rohmaterial und 
Kapital. In allen Kreisen des Volkes und der Gesellschaft 
herrscht cin Gefühl der Unsicherheit und Ungewissheit, so dass 
eine gesicherte Arbeit nicht möglich ist. So haben Leute, die 
über wertvolle Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, keine 
Gelexenheit, ihr Wissen zu verwerten. Unter diesen Umständen 
werden solche Leute sich freuen. in Japan eine Anstellung zu 
finden, wenn ihnen passende Stellungen geboten werden. 

Zu so ungewöhnlichen Zeiten wie die jetzigen sind, in denen 
der Wettbewerb der Völker schärfer wird als je zuvor, muss 
man sagen: Wollte Japan eine Besserung und Wiederherstellung 
seiner politischen, sozialen und industriellen Verhältnisse er- 
reichen durch Fortsetzung der bisher üblichen normalen 
Methoden, sc wäre dieses Verfahren viel zu langsam. Das 
Japanische Erziehungssystem mag für normale Verhältnisse gut 
sein, aber in Zeiten, wie wir sie jetzt durchleben, ist es un- 
möglich, eine Heranziehung für Talente durch den regulären 
Schulbetrieb zu erwarten. Japan muss andere Massnahmen er- 
greifen, damit es nicht zurückbleibt in dem jetzt einsetzenden 
industriellen Wettkampf. Glücklicherweise für Japan gibt es in 
Deutschland so zahlreiche Leute von unzweiichhafter Be- 
fähigung und Erfahrung. die unter dem Mangel an Beschäftigung 
zu leiden scheinen, da zahlreiche Firmen in Deutschland wegen 
Mangels an Rohmaäaterial und Kapital nicht arbeiten. Ohne 
Zweifel werden diese Deutschen ins Ausland gehen, nach 
Anterika, Holland, Spanien. Schweden, Norwexen und anderen 
Ländern, um hier Beschäftigung zu suchen. 

Die Notwendigkeit deutscher Fachleute. 
Diese Lage sollte in der Tat von uns als cine seltene Gelexen- 
heit betrachtet werden, deutsche Fachleute zu uns 
einzuladen und bei uns zu verwerten, so dass 
eine neue Epoche wissenschaftlichen Fort- 
schrittsbei unsin Japan einsetzen kann. Wenn 
wir bedenken, dass etwa 500 ausländische Gelehrte und Fach- 
leute in Japan arbeiteten nach der Restauration des japanischen 
Kaisertuns, so wird die Anstellung mehrerer Hundert Deutscher 
keine Rolle spielen, wenn wir den wissenschaftlichen Fortschritt 
und die wissenschaftliche Entwicklung, die wir erstreben, in Bc- 
tracht ziehen. Es gibt viele Zweige der Wissen- 
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schaften und Industrien, wo die Mitwirkung deutscher Fach- 
leute erforderlich ist, wie zum Beispiel in der Herstellung 
neuer Maschinen, Motorwagen, Luftfahrzeuge 
und Unterseeboote. Ein grosser neuer Konzern sollte 
gegründet werden zu dem speziellen Zweck, die Mitwirkung 
deutscher Fachleute zu gewinnen. Es besteht wohl kaum ein 
Zweifel, dass angesichts der augenblicklichen Lage in Deutsch- 
land jede Zahl von deutschen Fachleuten, deren Japan bedarf, 
gewonnen werden kann. Einige von ihnen könnten zweckmässig 
verwendet werden zu Vorlesungen an japanischen Universitäten, 
um japanischen Professoren und Studenten der Naturwissen- 
schaften einen neuen Ansporn zu geben und zu einem inten- 
siveren Studium und zu wissenschaftlichen Untersuchungen zu 
führen. So wird ein grosser Fortschritt erzielt für die Ent- 
wicklung der Naturwissenschaften und ihrer Anwendung zu 
industriellen Zwecken. Augenblicklich werden viele verschiedene 
Arten von Maschinen, z. B. auch Spinnereimaschinen, von Eng- 
land eingeführt, aber mit Hilfe von Deutschen würde es leicht 
sein, diese Maschinen sämtlich in Japan selbst herzustellen. 
Würden Maschinen dieser Art, die jetzt noch eingeführt werden, 
im Lande selbst hergestellt, so würde das ganz wesentlich zu 
der Entwicklung der verschiedenen Industrien in Japan und zu 
einem bedeutenden Wachstum der chemischen, elektrischen, der 
Weberei- und Farben-Industrie führen. Inder Tat,die An- 
stellung deutscher Fachleute würde eine neue 
Epoche bedeuten in der industriellen Ent- 
wicklung unseres Landes. 


Zusammenarbeit zwischen Japan und 
Deutschland. Bisher hat Japan immer eine grosse An- 
zahl von Fachleuten als Studierende ins Ausland entsandt zum 
Zwecke des Studiums und der Erkundung, aber wenn wir uns 
der deutschen Mitwirkung hier in Japan versichern könnten, so 


sci das für Japan nicht nur sehr vorteilhaft, sondern es wäre. 


auch ökonomischer als Japaner ins Ausland zu entsenden. 
Nehmen wir an, dass Japan 10000 Yen Gehalt zahlt für jeden 
der anzustellenden 300 Deutschen, so würde das einen jährlichen 
Betrag von. nicht mehr als 3 Millionen Yen ausmachen. Selbst 
wenn Japan 10 Millionen Yen jährlich für diesen Zweck aus- 
geben würde, so würde diese Ausgabe nur eine unbedeutende 
Rolle spielen im Vergleich mit den durch diese Ausgaben er- 
reichten Resultaten. Die Anstellung von Deutschen in dieser 
Zeit, wo Deutschland sich in schlechten Verhältnissen befindet, 
würde bei ihnen ein Gefühl der Dankbarkeit erzeugen, wodurch 
ein Weg für eine bessere Freundschaft zwischen Deutschland 
und Japan gewonnen werden könnte. Die Verwendung deutscher 
Fachleute würde ferner den Erfolg haben, die insulare Eng- 
herziekeit der Japaner zu beseitigen, die noch iınmer ein Erb- 
teil jener Ausschlusspolitik ist, welche die Tokugawaregierung 
über 200 Jahre geführt hat. Unter allen Umständen kann man 
die segensreichen Wirkungen, die aus dieser Zusammenarbeit 
von Japanern und Deutschen zu industriellen Zwecken folgen 
können, kaum bezweifeln, und Japan wird durch sie in eine 
bessere industrielle Lage versetzt. Das schliessliche Resultat 
einer solchen Politik würde sein, das Wexfallen fremder Ein- 
fuhr aus dem Ausland und eine gesteigerte Ausfuhr japanischer 
Waren nach China, Indien, nach der Südsee und Südamerika, 
in der Tat eine glänzende Gelegenheit für Japan, eine industrielle 
Entwicklung des Landes durch deutsche Mitwirkung zu fördern. 
Japan sollte deutsche Tüchtigkeit und Erfahrung willkommen 
heissen, die jetzt infolge der Arbeitslosigkeit brach liegen. Wenn 
Japan bewusst die augenblickliche Gelegenheit ergreift, so kann 
es sich in absehbarer Zeit bereits zu einem industriellen Staat 
entwickeln. Aus dem dargelegten Grunde fordere ich die 
iapanischen Kaufleute und Kapitalisten auf, diesem Vorschlag 
einschende Beachtung zu schenken, so dass er in die Wirklich- 
keit umgesetzt werd.n kann.“ 

Japanische Wirtschaftskreise haben sich Okumas An- 
schauungen zu eigen gemacht und sich mit japanischen Uni- 
versitätslehrern, die in Deutschland ihre Ausbildung genos- 
sen, in wiederholten Kundgebungen und auch Stiftungen für 
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wissenschaftliche Einrichtungen in Deutschland für die 
Wiederherstellung und Ausdehnung wirtschaftlich-kultureller 
Beziehungen zwischen beiden Ländern ausgesprochen, Be- 
strebungen, die in dem derzeitigen deutschen Veftreter in 
Tokio einen warmen Befürworter haben. Auch der japani- 
schen Regierung wird nicht unbekannt sein, was deutsche 


“Köpfe, deutsche Industrieerfahrungen und technische Er- 


rungenschaften für die weitere Entwicklung und Mobilisie- 
rung der japanischen Wirtschaft und Industrie zu leisten ver- 
mögen, wenn sie dieser ungehemmt zur Verfügung stehen. 
Wenn wir diese Bestrebungen auf eine 
gegenseitige. Annäherung auf dem Ge- 
biete der Wissenschaft und Wirtschaft 
zu unterstützen bereit sind, so geschieht 


es nur in der selbstverständlichen Er- 
wartung, dass diese Annäherung nicht 
zu einer einseitigen Ausnutzung der 
augenblicklichen Notlage Deutschlands 
‚durch die Japaner führt, sondern sich 
auf dem Wege gegenseitigen Nehmens 
‘und Gebens vollzieht. Wir verlangen von der 
japanischen Real- und Interessenpolitiik nicht, dass 
Japan, das für die kommenden Auseinandersetzungen 


eines Rückhalts an.einer starken Militär- oder Marinemacht 
bedarf, sich politisch liiere mit dem militärisch zusammen- 
gebrochenen und wirtschaftlich und finanziell in seinen 
Grundlagen erschütterten Deutschland. Aber wir er- 
wartenvonderjapanischenRegierung,dass 
siedurch wirtschaftlichesEntgegenkommen 
und, hierzunächstdurcheine beschleunigte 
wohlwollende Erledigung aller Liquida-_ 
tionsfragen, baldige Auszahlung der in 
Aussicht gestellten Liquidationsbeträge, 
Erhöhung dieser Beträge für Tsingtau auf 
dieselbeHöhewieinAltjapanundRückkehr- 
erlaubnisfürdiewenigendeutschen Südgee- 
kolonisten die Grundlagen schafft für die 
von seinen Wirtschafts- und Universitäts- 
kreisen erstrebte wissenschaftlich - wirt- 
schaftlich - kulturelle Annäherung an 
Deutschland, bei der trotz der schweren 
Lage Deutschlands letzten Endes Japan bei 
dem derzeitigen Stande seiner von Graf 
Okuma so deutlich charakterisierten Wis- 
senschaftund Wirtschftunzweifelhaftdoch 
am meistenwird gewinnemkönnen. 


Politische Rundschau. 


Der Kampf um die Exterritorialrechte in China. 
Von C. Fink. 


Mit starkem Zielbewusstsein sucht die chinesische Regie- 
rung die Aufhebung der Fxterritorialitätsrechte der Vertrags- 
Staaten zu erreichen. Deutschland und Oesterreich sind dieser 
Rechte durch die Kriegserklärung Chinas verloren gegangen, 
und es erscheint ausgeschlossen, dass sie ihnen von neuem zU- 
gestanden werden. Südamerikanischen Staaten, die Handels- 
und Freundschaftsverträge mit China anstreben, ist das Recht 
aui Exterritorialität ihrer Staatsangehörigen grundsätzlich ab- 
geschlagen worden, ebenso ist es in den letzten Monaten den in 
Europa neugebildeten Staaten, Polen, der Tschechoslowakei und 
Jugoslawien ergangen. Jetzt hat China, wenn auch nur Vor- 
läufig, auch die Exterritorialitätsrechte der Russen aufgehoben. 
weil man im Augenblick keine Vertretung einer anerkannten 


russischen Regierung in China vorhanden sei. Die Interessen 


Chinas sind bisher noch immer durch die alten Vertreter der 
Zarenregierung wahrgenommen worden, die ihrerseits, unter- 
stützt vom diplomatischen Korps der Ententemächte, ob China 
will oder nicht, über die Beträge verfügt, die China Russland als 
Boxerentschädigung schuldet. Zeitlich ist die Aufhebung der 
Beziehungen Chinas zu dieser alten russischen Vertretung im 


selben Augenblick eingetreten, wo als Vertreter der bolsche- . 


wistischen Regierung von Werchne-Udinsk (tatsächlich natürlich 
Moskau) ein ehemaliger Chikagoer Rechtsanwalt Tobelson, der 
sich heute Jurin nennt, in Peking ankam, um ein neues Handels- 
und Grenzabkommen mit China zu treffen. Die chinesische 
Regierung hat indessen ausdrücklich erklärt, dass die Aufhebung 
der Beziehungen zum alten Russland mit den Verhandlungen mit 
der Werchne-Udinsker oder Moskauer Regierung nichts zu tun 
habe. Sie hat aber alle Folgerungen aus dem Abbruch der Be- 
ziehungen zum alten Russland gezogen, die sich aus früheren 
russischen Verträgen für die Russen ergebenden Rechte vor- 
läufig beseitigt und, soweit sie dazu imstande war, die Ver- 
waltung des russischen Eigentums in ihre Hände genommen. Da- 
bei sind auch die russischen Exterritorialitätsrechte bis auf 
weiteres suspendiert. 

Wird die Aufhebung dieser Rechte nicht wieder rückgängig 
gemacht, so hat die Mehrzahl der Europäer in Zukunft keinen 
Anspruch mehr auf Exterritorialität in China, ist vielmehr der 
chinesischen Gerichtsbarkeit unterstellt. Es hat auch unter 
Deutschen in China nicht an Stimmen gefehlt, die darin leichten 
Herzens einen Vorteil sehen wollten; man rechnete damit, dass 
solchen Ausländern Freizügigkeit in China zugestanden werden 
würde; vom rein geschäftlichen Standpunkt glaubte man daraus 
nicht unerhebliche Vorteile für den deutschen Handel erhoffen 
zu dürfen. Diese Illusionen sind inzwischen aber wieder ver- 
flogen. Es liegen heute Erklärungen massgebender chinesischer 
Stellen vor, wonach es ganz ausgeschlossen erscheint, dass den 
Ausländern, die keine Exterritorialitätsrechte besitzen, in bezug 
auf das Niederlassungs- und Reiserecht in China auch nur die 
allergeringsten Zugeständnisse über das hinaus gemacht werden, 
was den Vertragsmächten bisher hat zugestanden werden 
müssen. Im Gegenteil, alles deutet darauf hin, dass die Staaten, 
die neue Verträge mit China schliessen wollen, auch in anderer 
Hinsicht erheblich schlechter gestellt sein werden, als es die 
Grossmächte sind, die als Sieger aus dem Weltkrieg hervor- 
gegangen sind und sich jetzt als die Herren der Welt fühlen. Ins- 
besondere ist davon die Rede, dass englischen Unternehmern 
grosse Zugeständnisse in bezug auf die Anlage industrieller 
Unternehmungen ausserhalb der Vertragshäfen gemacht werden 
sollen, die die Vorrechte zunächst Englands und dann wohl der 
anderen alten Vertragsmächte den Mächten mit neuen Verträgen 
gezenüber ganz wesentlich zu stärken geeignet erscheinen. 
Daran, dass ohne weiteres ähnliche Rechte Angehörigen anderer 
Staaten eingeräumt werden, denkt die chinesische Regierung 
nicht, 

Vorläufig darf man allerdings nicht verkennen, dass das 
letzte Wort in der Frage der Exterritorialität der Russen noch 
nicht gesprochen ist. Die chinesische Regierung hat erklärt, 
diese Rechte seien nur vorläufig suspendiert, würden aber wieder 
hergestellt werden, sobald eine anerkannte russische Regierung 
vorhanden wäre. Dagegen hat das diplomatische Korps in 
Peking Stellung genommen, nicht in der sonst wohl üblichen 
scharf präzisierten Form, doch aber mit nicht misszuverstehen- 
der Deutlichkeit. Insbesondere haben sich aus naheliegenden 
Gründen ‘die Franzosen zu Verteidigern der Rechte gemacht, 
die China einst dem russischen Zarenreiche hatte zugestehen 
müssen. In Schanghai kümmert sich tatsächlich eigentlich kein 
Mensch um den Pekinger Erlass. Der langjährige russische 
Generalkonsul von Grosse waltet auch heute noch seines Amtes 
und spricht über russische Staatsangehörige nach wie vor Recht. 
Die Pekinger Regierung hat wohl oder übel dem stillschweigend 
zustimmen müssen; es fehlt ihr eben an Machtmitteln, ihren 
Willen in der unter der Verwaltung der Vertragsmächte stehen- 
den internationalen Niederlassung durchzuführen. Höhnisch 
konnte letzthin die ‚North China Daily News“ ihr zurufen, 
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es würde ihr nicht erlaubt werden, auch nur einen einzigen 
Russen in Schanghai anzurühren. Nur in’einem Punkt hat China 
den Sieg davongetragen: der Fremdenkommissar ist angewiesen, 
keinen russischen Beisitzer im Gemischten Gerichtshof mehr zu- 
zulassen. Und an dem Ernst, das erstrebte Ziel unter allen 
Umständen zu erreichen, kann angesichts der in Peking 
herrschenden Auffassung kein Zweifel bestehen. Wenn die 
„North China Daily News“ auch mit grossem Nachdruck erklärt, 
China habe niemals einer bestimmten Regierung in Russland die 
Exterritorialität ihrer Staatsangehörigen zugestanden, sondern 
dem russischen Volke selbst, so fügt sie doch ziemlich kleinlaut 
hinzu, das Pekinger Auswärtige Amt werde im gegebenen 
Augenblick schon hundert Gründe finden, weshalb es den Russen 
die einmal entzogenen Exterritorialitätsrechte später nicht 
wieder zugestehen werde. 

Inzwischen sind auch die russischen Niederlassungen in den 
Vertragshäfen vorläufig unter chinesische Verwaltung gestellt wor- 
den. Dagegen wagter sich der englische und der amerikanische 


. Gesandte mit einem Vorschlag hervor, diese Gebiete zu inter- 


soll z. B. 


nationalisieren, da auf ihnen nicht nur Russen, sondern auch viele 
Angehörige anderer, Exterritorialitätsrechte geniessender Ver- 
tragsmächte ansässig seien, aber ohne Erfolg. Der chinesische 
Minister des Aeussern Dr. Yen-hui-tscheng hat eine solche Zu- 
mutung sehr nachdrücklich zurückgewiesen und die Verwaltung 
der russischen Niederlassungen in Tientsin dem tatkräftigen 
Polizeipräsidenten Yang-l-teh übergeben. Man lässt im grossen 
und ganzen dort, wie in den anderen ehemaligen russischen 
Niederlassungen, die bisherige Verwaltungsreform bestehen, hat 
sich indessen das Recht vorbehalten, diese je nach Bedarf ab- 
z„uändern. Ganz einfach liegen die Dinge für die chinesische 
Regierung nicht, und sie wird, schon im wohlverstandenen 
eigenen Interesse, allerlei Zugeständnisse machen müssen. So 
in dem wichtigen Eisenbahnknotenpunkt in der 
Mandschurei, in Harbin, das russische Gericht erhalten bleiben; 
Berufungen gegen sein Urteil aber haben in Zukunft an das 
chinesische Distriktsgericht und den höchsten Gerichtshof in 
Peking zu gehen. . Offenbar will die chinesische Regierung damit 
erundsätzlich zum Ausdruck bringen, dass chinesische Parteien 
(jelegenheit haben müssen, einen chinesischen Richter anzurufen. 
Also auch hier macht sich trotz aller russischen Bemühungen 
bereits ein klaffender Riss im Exterritorialbau für Russland 
geltend. 

Wenn China auch die Beziehungen mit der alten russischen 
Giesandtschaft abgebrochen hat, weil diese eine nicht mehr be- 
stehende Regierung vertritt, so erkennt das diplomatische Korps 
in Peking vorläufig diese Gesandtschaft doch noch immer als 


. zu Recht bestehend an und sorgt dafür, dass ihr die zum Dasein 


nötigen Mittel zufliessen, und zwar aus den Zahlungen, die 
China auf Grund des Boxerprotokolls zu leisten hat, obwohl 
China ausdrücklich erklärt hat, dass es diese Zahlungsverpflich- 
tungen an die alte russische Regierung nicht mehr anerkennen 
könne. Die Russisch-Asiatische Bank hat sich unter französischen 
Schutz gestellt. Auch dagegen hat Peking Einspruch erhoben. 
weil dafür kein Rechtstitel gegeben sei. In der Mandschurei ist 
China damit wie mit der Ablehnung französischen Schutzes für 
andere russische Unternehmungen erfolgreich gewesen; sic 
gestattet nicht, auf den Gebäuden dieser Unternehmungen die 
französische Flagge zu hissen. In der Mandschurei stehen eben 
den Chinesen Machtinittel "zur Verfügung, die sie in anderen 
Teilen ihres Landes zurzeit nicht haben. Es ist daher anzu- 
nchmen, dass Pcking mit seiner schroffen Stellungnahme gegen 
Frankreich nicht ganz durchdringen wird. In Schanghai z. B. 
kann es die Franzosen zum Einziehen ihrer Flagge auf dem Ge- 
bäude der Russisch-Asiatischen Bank nicht zwingen. Dagegen 
sind alle russischen Postanstalten in China geschlossen worden, 
und es ist sogar die Rede davon, dass die russischen Schiffe, die 
chinesische Häfen anlaufen, interniert werden sollen. 

Alles das wird noch zu recht schwierigen und weitläufigen 
Verhandlungen Anlass geben. Kampflos wollen die Russen das 
Feld nicht räumen. Zumächst hatte auch die südrussische 
Wrangelsche Regierung sehr entschieden Einspruch gegen die 
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WMacınahmen Chinas erheben, hatte sogar Drohungen ausx 
stossen, China werde für al’en durch sein Vorgehen re 
Schaden Ersatz zu leisten haben. Dieser Einspruch ist natürlich 
scit Wrangels Niederlage ein Jeeres Wort geworden, und China 
versteht es meisteriich, seine Absichten weiter zu veriolgen. 

Wie die Dinge schliesslich ausgehen werden, lässt sich noch 
nicht übersehen. Das wird wesentlich davon abhängen, wie die 
Verhandlungen mit der neuen Republik des Fernen Ostens, deren 
Vertreter Jurin schon seit Wochen in Pekinz weilt, sich ge- 
stalten werden. Otfienbär klamimnert man sich im chinesischen 
Auswärtigen Amt an die MHoiinung, eines Tages mit der Sowjet- 
rexierung zu cinem Abkommen zu selangen. das Chinas Rückgrat 
anderen Mächten gexenüuber stärken könnte. Es läsıt sich in- 
dessen nicht verkennen, dass die letzten polnischen Erfolge gegen 
die Russen diese Hoffnung Pekings wieder etwas beeinträchtigt 
haben. Das geht soweit, dass man die Unterhandiungen mit 
nrin vorläufig abgebrochen und einen Vertreter mit neuen 
Instruktionen nach Moskau gesandt hat. < 

Der Entwickelung der Dinge wird ganz besonders in den 
Kreisen der Ententenächte die grösste Aufmerksamkeit ge- 
schenkt. Japan vor allem hat an ihr ein tiefgchendes Interesse, 
da seine eigenen Beziehungen zu Russland heute auf eine schrofie 
Absage an den Bolschewismus eingestellt sind, ihm also auch 
eine unmittelbare Stärkung der Sowjetregierung durch ein Ab- 
kommen mit China keineswegs gleichgültig sein kann. England, 
Frankreich und Amerika aber fangen an einzusehen, dass sie 
sich selbst den Ast, auf dem sie sitzen, abzusägen begonnen 
haben, als sie China veranlassten, den Deutschen und Oester- 
reichern die FExterritorialitätsrechte zu entziehen. 


„Japans Kulturmission‘“. 
Von P. Kuaze, Tokio. 


In den letzten Monaten vor dem zu erwartenden Plebiszit 
der Einwohner Kaliforniens hat die japanische Presse, getreu 
der vermutlich von der Regierung ausgegebenen Losung, den 
Standpunkt eingenonmnen, dass auf die Amerikaner am besten 
lurch eine starke, würdige, entschlossene, ja selbst drohende 
Haltung einzewirkt werden könne. In demselben Sinne meldete 
Pernter, der ja von Japan ausgehend ebenfalls ein japanisches 
Pressorgan ist, in alle Welt die kriegerische. und gexen Amerika 
feindiiche Stimmung des japanischen Volkes und seiner Presse, 
und solche wie englische ausschende Meldungen haben dann den 
Anlass zu den in der deutschen Presse immer wiederkehrenden 
Behauptungen gegeben. dass die Engländer Japan und Amerika 
zum Kriez gegeneinander aufhetzten, wofür sich bis jetzt wenig- 
“tens schwer cin Beweis erbringen Jassen dürfte. Zu der ver- 
ınutlich von der japanischen Regierung ausgegebenen Losung 
chört wahrscheinlich auch die stattliche Anzahl von Aufsätzen, 
ın denen der Nachweis versucht wird, dass Japan, weit entfernt, 
cine von Natur angriffslustige und „mülitaristische“ Nation zu 
ein, sich im Gegenteil während seiner ganzen Geschichte als 
vin hervorrarend friedliebendes und vornehmlich mit der Er- 
iillung seiner Kulturmission beschäftistes Volk erwiesen habe. 
Die bemerkenswertesten solcher Aufsätze sind die von Baron 
(joto und den Ministerpräsidenten Häara im Gaiko Jtho, von 
dem letzteren auch in dem Parteiorgan der Seivukai, Chuo, 
veröfientlichten. Baron Goto gibt eine vergleichende Üchersicht 
der Geschichte Japans ung der der curopäischen Völker. Er 
hindet, dass die Geschichte aller arischen Völker von Eroberungen 
und Ansrriliskriexen wirnmle, dass diese Völker von einer leiden- 
schaftlichen Lust beseelt seien, Völker von anderer Religion oder 
Busse erbittert zu bekriegen. Die japanische Geschichte kenne 
weder Rassen-, noch Religionskriege. Sie weise weder Kreuz- 
zuge, noch eine Völkerwanderung, noch einen Dreissigjährigen 
Kriege auf. Japan hat immer viel mehr durch friedliche An- 
passung, als durch Kriege seine Erfolge erzielt, die Einigung des 
zusammen japanischen Inselreichs ist wunderbar jeicht und ver- 
haltnismässig unblutig vor sich gegangen. Wie in den Adern des 
Japaners das Blut der verschiedensten Rassen Ostasiens 
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und der Südseezebiete vereinigt fliesst, so sind auch die 
Kulturen Indiens, Chiras, Koreas in der japanischen vereinigt, 
ohne dass es zu dieser Vereinigung Blutvergiessens bedurit 
hätte. Japan ist jetzt geradezu die Sammelstätte für altindische 
Kultur, für altchinesische Kunst und Wissenschaft geworden, von 
denen zahllose Erzeugnisse, in der Heimat verloren, in Japan 
treulich aufbewahrt worden sind. Ebenso hat Japan die ver- 
schiedensten Religionen gastlich bei sich aufgenommen, Shinto, 
Buddhismus, Konfuzianismus, Christentum wirken in Japan fried- 
lich nebeneinander. Japans Aussenpolitik ist ohne Verständnis 
für diese japanische Kulturmission nicht zu verstehen. Sie wird 
getragen von dem Gedanken, dass alle Völker sehr wohl als eine 
xrosse Familie nebeneinander herleben könnten. Wenn Ameri- 
kaner, Kanadier und Australier gie Japaner anklagen, dass sie 
sich nicht fremden Völkern anzupassen verstünden, so ist das 
ein vollkommenes Missverständnis des japanischen Volks- 
charakters. Im Einklang mit seiner Ehrfurcht vor der alt- 
indischen Kultur ist Japan auch ein treuer und aufrichtiger An- 
hänger des Bündnisses mit England. Alle von Engländern, 
Amerikanern und Chinesen gegen die japanische Aussenpolitik 
scrichteten Angriffe beruhen auf Vorurteilen und auf Unkenntnis 
des japanischen Kulturgeistes. 

Hara bedauert, dass die wenigsten Ausländer, die über Japan 
sprechen und schreiben, Japan wirklich kennen. Japans Ge- 
schichte, Dichtung und Volksleben werden von ausländischen 
Kritikern, die Japan als kriegsliebend und militaristisch ver- 
schreien, unbeachtet gelassen. Japan hat niemals Rassenkricge 
geführt. Die Kriege der Meiji-Zeit dienten der Verteidigung 
segen fremde Angriffe. Japan hat Korea, die Mandschurei und 
Siuchalin nur in seinen Besitz gebracht, um den Frieden Ostasiens 
zu erhalten. Wohl ist Japans Geschichte mit Bürgerkriegen an- 
gefüllt, wenn eine, regierende Familie die andere ablöste; aber 
das Kaiserhaus haben alle diese Familien über sich anerkannt. 
Nicmals finden wir in der japanischen Geschichte so furchtbare 
Grausamkeiten, wie in der Geschichte anderer Völker. Dagegen 
finden sich immer wieder mitten in den Kriegen Episoden, wo 
feindliche Fürsten die hungernden Völker der Gegner mit Reis 
oder Salz versorgen. Japans bildende Kunst beschränkt sich 
fast ganz auf buddhistische Gegenstände, der Volksgeist ist also 
entschieden auf Religion, nicht auf Krieg gerichtet. Die japanische 
Dichtung beschäftigt sich fast ausschliesslich mit Blumen, Vögeln, 
den Mond, der Natur, mit Liebe, Frieden und Stille. Im Gegen- 
satz zu den Nationalhymnen fast aller andern Völker enthält das 
„Kimigayo“ keine einzige an Krieg und Eroberung. Die Romait- 
dichtungen der Tokugawa-Zeit sind eher weibisch als kriegerisch 
zu nennen. Viel eher als ein kriegslustiges und ehrgeiziges Volk 
könne man Japan ein zurückgeblicbenes Volk nennen; denn Wer 
es irgend vermag, lebt am liebsten ruhig und müssig für sich 
und seine Familie. Ferner wird Japan der Vorwurf gemacht, € 
sci selbstsüchtig und kümmere sich nur um sich und seit 
eissenen Interessen, nie aber um die Interessen anderer oder gar 
der ganzen Welt. Aber im Weltkrieg habe doch Deutschland er- 
wartet, Japan werde sich hinterrücks auf Russland stürzen: 
Japan ist aber seinen Bündnispflichten treugeblieben und hat für 
die Menschlichkeit auf seiten der Alliierten gekämpft. Ohne 
Japans Bundestreue hätte Eneland nie seine Flotte aus Ostasien 
ins Mittelmeer und in die Nordsee zurückziehen, Russland mie 
seine sibirischen Korps an die Front werfen können. Wie anders 
würde der Krieg geendet haben, wenn Japan weniger selbstlos 
xchandelt hätte! Japan hat nie das Völkerrecht verletzt oder £%- 
gchene Versprechen gebrochen. Japan ist im Grunde immer ZU 
bescheiden und zurückhaltend gewesen. Allerdings sind im VeT- 
hältnis zu China böse Missverständnisse vorgekommen, aber 
daran ist nur das Ungeschick gewisser Staatsmänner (gemein! 
ist Vicomte Kato, das Haupt der Gegxenpartei Kenseikai. An. 
d. Red.) und ein Abweichen von den überlieferten Grundsätzen 
schuld gewesen. 

Ob diese Verteidigungsschriften auf die Amerikaner grosse! 
Eindruck machen werden, lässt sich bezweifeln. Es lässt sich 
ungefähr ebensoviel für. wie gegen die Beweisführungen Haras 
und Baron Gotos anführen. 


China. 


China im Völkerbundrat. Nach den Neuwahlen zum Völker- 
bundrat, die am 15. Dezember in Genf stattfanden, setzt sich 
der Völkerbundrat für das kommende Jahr aus den Vertretern 
Englands, Frankreichs, Belgiens, Italiens, Spaniens, Brasiliens, 
Japans und Chinas zuammen. Der neunte Platz wird nach wie 
vor für die Vereinigten Staaten reserviert, auf deren Beitritt 
zum Völkerbund noch immer gerechnet wird.- China tritt an 
Griechenlands Stelle, seine Wahl erfolgte beim 3. Wahigang mit 
21 Stimmen. Wir beglückwünschen China, das als Mitunter- 
zeichner des österreichischen Friedensvertrags zum Völker- 
bund gehört, für die ihm zu teil gewordene Anerkennung. Da 
scheint Wellington Koo, der bekannte Vorkämpier für Chinas 
Rechte in Schantung, mit seinen recht deutlichen und weitgehen- 
den materiellen Anträren stark abgeiallen zu sein, dass Chinas 
Freunde wieder einmal eine äussere Ehrung Chinas als Ersatz 
und Entschädigung für diese Enttäuschung für notwerdig hielten. 


Vorschuss an China. Nach langen Verhandlungen sollen sich 
nach einer Meldung aus Peking nunmehr die fremden Banken 
endlich bereit erklärt haben, vier Millionen Dollars zur Be- 
kämpfung der nun schon Monate währenden Hungersnot zur 
Verfügung zu stellen. (Wie sagt doch das bekannte Sprichwort: 
Doppelt gibt, wer schnell gibt.) Als Sicherheit sollen besondere 
Zuschläge auf die verschiedenen Zölle und Steuern dienen, über 
die die fremden Banken eine Kontrolle ausüben wollen. 


Ostchinesische Bahn. Wie jetzt bekannt wird, hat die 
chinesische Regierung am 19. November eine Note an die japa- 
nische Regierung gerichtet, in der sie die sofortige Zurück- 
ziehung der japanischen Truppen verlangt, die noch immer als 
sogenannte „Bahnwachen“ der Ostchinesischen Bahn entlang 
stationiert sind. 


Deutsche Nachrichten in China. Seit einiger Zeit treffen 
wieder regelmässig deutsche Nachrichten in China ein, da die 
chinesische drahtlose Station in Peking die deutschen Funk- 
sprüche auffängt und an die chinesische Presse weiterleitet. 
Auch in Japan werden sie von Reuter-Kokusai als deutsche Tele- 
gramme kenntlich veröffentlicht. Unter anderem wurde z. B. 
eine Rede des Ministers Hermes über die deutschen Ernäh- 
rungsaussichten sowie die deutsche Denkschrift für die Brüsse- 
ler Finanzkonferenz in vollem Umfang wiedergegeben. 


Keine Räumung Schantungs. Da China nach wie vor jede 
Erörterung der Schantungfrage mit Japan ablehnt, so ist nach 
einer neuerlichen Erklärung des japanischen Ministerpräsidenten 
Hara Japan nicht in der Lage, sein Versprechen betreffend die 
Räumimg Schantungs durchzuführen. Und Baron Hayashi, der 
Führer der japanischen Delegierten zum Völkerbund, hat sich 
am 9. Dezember in Genf xeäussert: Wir wollen Kiautschou dem 
internationalen Handel öfinen. Japan ist bereit, mit China über 
Kiautschou zu verhandeln, aber wir müssen selbstverständlich 
Kompensationen haben.“ 


Plünderungen in Ichang. Am 30. November mecuterten 
wegen rückständiger Soldzahlung die in Ichang stehenden Trup- 
pen. Die ganze Stadt wurde schwer geplündert und dann in 
Brand gesteckt. Abgesehen von fremdem Eigentum, das im 
grossen und ganzen unberührt blieb, blieb kaum etwas übrig, 
das zur Mitnahme gereizt hätte. Um weitere Ausschreitungen 
zu verhindern, zahlte die chinesische Handelskammer dem 
General der meuternden Truppen $ 60 000, Das Eigentum von 
3 Japanern und 2 Briten wurde beschädigt. Die Bank von 
China und andere chinesische Banken wurden geplündert und 
medergebrannt. Die Ruhe wurde indes durch loyale Truppen 
bald wieder hergestellt. 

Auch die Plätze Tayüe und der Anlaufhafen Shasi, etwa 
100 km unterhalb Ichang, wurden von Truppen geplündert. 


To-Telegramme aus Schanghai vom 12.118. Dezember 1920. 

Um Plünderung zu vermeiden, sehen sich die kauf- 
männischen Verbände an vielen Plätzen genötigt, Geld auf- 
zubringen, um den Sold der unbezahlten Soldaten zu bezahlen. 


ıl 


Die Regierung befindet sich in ernsten Schwierigkeiten. 
Ihre Verhandlungen mit chinesischen Banken haben teilweise 
einigen Erfolg. 

Die neue Regierung Mintang (liberale Partei), die in 
Kanton aufgerichtet ist, stellt sich Peking scharf gegenüber. 
Sie hat einen Bund der Provinzen gegen Pcking angeregt und 
beginnt mit dessen Organisation im Süden. 

Die Soldaten, die wegen lang rückständigen Soldes un- 
botmässig werden, versetzen das sanze Yangtsetal sowie 
andere (iebiete Chinas in einen Zustand von Angst und 
Schrecken. In der Hauptstadt der Provinz Hunan, Tschagsche, 
bemühen sich die Kaufleute, Geld aufzubringen, um die Ver- 
pflichtung der Regierung den Soldaten gegenüber zu erfüllen. 


Bevölkerung in Schanghal. Nach der neuesten Zählung 
leben in der Internationalen Niederlassung in Schanghai 23 307 
Ausländer und 759839 Chinesen und in der französischen Nieder- 
lassung 3562 Ausländer und 160 667 Chinesen. 


Japan. 


Hioki. Zum Botschafter in Berlin ist, wie schon lange er- 
wartet und von uns schon gemeldet worden war, der gewesene 
(iesandte in Stockholm, Hioki, ernannt worden. Hioki ist in 
Berlin wohlbekannt und wird von seinen hiesigen Landsleuten 
wie vom deutschen Volk warm willkommen geheissen werden. 
Er ist einer der in Japan beliebtesten Männer der japanischen 
Diplomatie und gilt als einer ihrer fähigsten Köpfe, dem noch 
eine grosse Zukunft bevorstehe. Besonders berühmt sind seine 
Begabung für fremde Sprachen und sein Rednertalent. Er ist 
1863 in der Provinz Ise geboren, graduierte in der Rechtsfakultät 
der Universität Tokio, 1888, wurde ein Jahr darauf dem General- 
konsulat in New York und 1891 der Washingtoner Botschaft 
attachiert, kam 1892 nach Petersburg, 1894 nach Seoul, 1900 nach 
Peking, 1906 nach Berlin als Botschaftsrat. Für seine dortigen 
Verdienste hinsichtlich des russischen Krieges erhielt er die dritte 
Klasse des Ordens der Aufgehenden Sonne. Bei seiner Heimkehr 
von Berlin veröffentlichte die japanische Presse gerechte und 
warm anerkennende Worte Hiokis über das deutsche Volk. 1908 
bis 1914 war er Gesandter in Chile und wurde nach Ausbruch 
des Krieges auf den Gesandtenposten in Peking berufen, den er 
bis 1916 innegehabt hat. Dort, auf dem damals wichtigsten Diplo- 
matenposten Japans, der gewöhnlich mit Gesandten im Botschafter- 
rang besetzt wird, hat er eine diplomatisch ausserordentlich 
wichtige Rolle zu spielen gehabt; hatte er doch die Politik seines 
Cheis, des Aussentninisters Vicomte Kato, und dessen einund- 
zwanzig Forderungen und Ultimatum zu vertretn. Von dort ins 
Auswärtige Amt berufen, wurde er 1918 nach Stokholm als Gie- 
sandter versetzt, eine der wenigen Hauptstädte, in der während 
des Krieges auch Deutschland vertreten war. Von dort ist Hioki 
im Herbst dieses» Jahres über Berlin und Paris nach Japan 
heimgereist, von wo er am 30. November nach Berlin abreisen 
sollte. Hioki gehört dem Herrenhaus an. 


Ehrung deutscher Wissenschaft in Japan. Im Gegensatz zu 
den gehässigen und albernen, besonders von französischen, 
belgischen und sonstigen Gelehrten beliebten Anpöbeleien der 
deutschen Wissenschaft gaben, wie ein Tokioer Telegramm der 
United Press vom 13. Dezember meldet, zweihundert 
japanische Gelehrte zu Ehren des deutschen Botschaiters Dr. Solf 
und seines Stabes ein Festessen in Anerkennung der wissen- 
schaftlichen Leistungen Deutschlands und zur Ermutigung für 
künftige deutsche wissenschaftliche Bestrebungen. 


Japanisch-amerikanische Militär- und Marinefragen. Nach 
Washingtoner Telegrammen der Deutschen Zeitung und anderer 
Blätter hat der Senat der Ver. Staaten den Antrag Borah 
einer Konmission überwiesen, wonach England und Japan der 
Vorschlag gemacht werden soll, in den nächsten fünf Jahren den 
Bau von Kriegsschiffen um die Hälfte herabzusetzen. Obwohl 
sich der Marinesekretär Daniels dagegen aussprach, soll der 
Antrag dennoch Aussicht auf Verwirklichung haben, wenn auch 
der künftige Präsident Harding für eine weitere Verstärkung der 
Krieesilotte sein soll. 


Ferner soll nach denselben Meldungen das Staatsdepartement 
den Botschafter in Tokio beauftragt haben, von der japanischen 
Regierung Aufklärung wegen der Zusammenziehung japanischer 
Truppen auf der Insel Formosa Aufklärung zu erbitten. 
Von anderer Seite wird die Stärke dieser Truppen in 
Formosa auf 30000 Mann angegeben, und in Washington 
soll Besorgnis gehegt werden, dass diese Truppen die ameri- 
kanische Stellung auf den Philippinen bedrohten. Uns ist über 
diese Truppen auf Formosa nichts bekannt. Ebensogut. wie 
gegen die Philippinen könnten sie, wenn sie wirklich dort zu- 
sammengezogen werden, gegen Fukien bestimmt sein, da ein 
etwaiger Krieg Japans mit Amerika naturgemäss ein Zwei- 
frontenkrieg sein würde, bei dem sich Japan durch rasche Be- 
setzung von Fukien die Beherrschung der Strasse von Formosa 
sichern würde. 


Japanisches Geschwader im Atlantischen Ozean. Tele- 
gramme aus Washington melden, dass ein japanisches Ge- 
schwader im argentinischen Kriegshafen Bahia Blanca ein- 
getroffen ist. So wird die japanische Kriegsflagge allmählich 
immer weiteren Teilen der Welt bekannt. 


Parteipolitik. Die beiden stärksten Parteien im japanischen 
Reichstag rüsten sich mit Macht für den kommenden Kampf im 
Winter und Frühling. Sowohl die Seiyukai wie die Kenseikai 
haben grosse, stark besuchte Parteitage auf Kvushu abgehalten. 
Nach der Hochi, die der Kenseikai nahesteht, beabsichtigt die 
Kenseikai in vollem Ernst, in der kommenden Session die 
Seiyukai-Regierung zu stürzen; über das angeblich geplante 
Bündnis mit der Kokuminto und der Mehrheit des Herrenhauses 
gexen die Regierung verlautet aber noch nichts. Ihre Angriffe 
richtet die Opposition in erster Linie gegen die auswärtige 
Politik des Kabinetts, in der Tat wohl deren verwundbarsten 
Punkt, und macht sie verantwortlich für alle die Schwierigkeiten 
mit Kalifornien, Sibirien, China, ferner aber auch für die weitere 
Entwicklung der sozialen Frage, die Unruhen in Korea und die 
andauernde Wirtschaftskrise: Ihre Forderungen gehen auf den 
Rücktritt der Regierung, eine Besserung der auswärtigen Politik, 
eine Wirtschafts- und Steuerreform und allgemeines Wahlrecht 
für Männer. Die parteilose „Yomiuri“ glaubt nicht, dass die 
Opposition imstande sein wird, die Regierung zu stürzen. 


Die Kämpfe auf Formosa. Nach Meldungen aus Formosa 
haben dort am 20. Oktober erbitterte Kämpfe zwischen der 
japanischen Besatzung und einem Wildenstamm stattgefunden. 
Die Japaner haben natürlich gesiegt und grosse Mengen Lebens- 
mittel erbeutet. Die Osaka Mainichi veröffentlicht einen 
längeren Bericht eines hochgestellten Beobachters der Dinge in 
Formosa. der die vielfach gestellte Frage, warum die Kämpfe mit 
den Eingeborenen niemals abreissen, dahin beantwortet, dass die 
japanischen Truppen und Beamten viel zu lässig vorgingen. Die 
elektrisch geladenen Drahtverhaue, die das ganze noch freie 
Wildengebiet umschliessen, seien wertlos, da viel zu schwach 
geladen, und weil die Wilden sich einfach darunter hindurch- 
grüben. Dass die Wilden immer noch zu Ueberfällen und Kopf- 
jagden ausbrächen. geschehe nicht etwa aus religiösem Aber- 
xlauben, sondern meist aus schr berechtigter Rache gegen brutale 
(jewalttätickeiten der japanischen Soldaten und Beamten, be- 
sonders für Vergewaltigung von Frauen und Mädchen, wogegen 
die Wiiden ganz besonders empfindlich seien. Ehe Japan nicht 
tatkräftire und vor allem sittlich einwandfreie Beamte und 
Soldaten nach Formosa schicke, würden die Kämpfe und 
Schwierigkeiten dort nie abreissen. 

Veröfientlichungen Pooleys. Das vor einigen Monaten in 
l.ondon erschienene Buch des früheren Reutervertreters in Tokio, 
Poolev, „Japan’s Foreign Policies“ bestätigt das schon 1904 im 
Nıw Yorker American veröifentlichte Gerücht, wonach die 
japanische Tegierung während des japanisch-russischen Krieges 
einem Polen, namens Gilinski, einen Scheck von 138 Millionen 
Yen ausgestellt habe, der am 22. März 1915 unter der Bedingung 
fällig werden sollte, dass Gilinski in Russland eine Revolution 
oder sonstige Zustände schaffe, durch die Russland an der Fort- 
führung des Krieges gehindert werde. Nur gibt Pooley die Höhe 


des Schecks mit 46 Millionen Yen an und fügt hinzu, er sei im 
Frühling 1919 tatsächlich in London bezahlt worden. Die japa- 
nische Botschaft in London hat alsbald nach dem Erscheinen des 
Buches die Tatsache entschieden in Abrede gestellt. Dass Japan 
an der Hervorrufung der Revolution in Russland gerade zu der 
Zeit, da Russland endlich imstande gewesen wäre, nach lauter 
Niederlagen Siege zu erfechten, beteiligt gewesen ist, scheint 
Tatsache zu sein, doch enthalten die Darstellungen des 
American und Pooleys zu viel Unwahrscheinliches, als dass 
sie geglaubt werden könnten. 


Das Verhältnis von Kokusai und Reuter. Anlässlich eines 
Streits zwischen amerikanischen Blättern und den Organen des 
Tokioer Leiters der Kokusai, Kennedy, stellt der Japan 
Chronicle fest, dass am 2. April 1914 der damalige Baron 
Shibusawa, der eigentliche Gründer der Kokusai, im Tokioer 
Teikoku Hotel (Imperial Hotel) erklärt habe: „Die führenden 
Wirtschaftskreise hätten lange den Mangel einer Organisation 
empfunden, durch die Japan im Ausland besser bekannt gemacht 
werden könnte. ..... Erst im vorigen Jahr (1913) kam es dahin, 
dass sich zwanzig bis dreissig führende Geschäftsmänner zu 
einer Konferenz zusammenfanden und, als sie vernahmen, dass 
Herr J. R. Kennedy für das Amt eines Generaldirektors ge- 
wonnen werden könne, übereinkamen, das Unternehmen finanziell 
zu unterstützen. Der Chronicle setzt dann weiter ausein- 
ander, wie Reuter ausgekauft wurde und die Bedingung einging, 
dass unter Reuters Namen nur noch solche Telegramme aus 
Japan versandt werden sollten, die ihm von der Kokusai über- 
geben würden, und crläutert dann: der Zweck des Verfahrens 
bestand nicht so sehr darin, dass unter dem Namen der Kokusai 
Telegramme nach Japan gesandt werden ‘sollten, sondern dass 
die Kokusai das Recht erhielt, unter dem Namen Reuters Tele- 
gramme aus Japan in alle Welt zu versenden. 
der sogenannte Reuter-Telegramme aus Japan zu Gesicht bekam, 
konnte auf den Gedanken kommen, dass er japanische Meldungen 
vor sich hatte. Die Kokusai behauptet jetzt, dass sie keine Tele- 
gramme aus Japan versende, und dass Kennedy Reuters An- 
gestellter sei. Aber Kennedy ist von der Kokusai als General- 
direktor angestellt, um für Japan günstige Nachrichten unter dem 
Namen Reuters in die Welt zu senden. 


Der Tokioer Setzerstreik und der „Yorozu Choho“. Ende 
September brach unter den Setzern der führenden Tokioer 
Zeitungen ein Streik aus, weil ihre Forderungen: Achtstunden- 
tag, zwei Arbeitsschichten, Bezahlung von Ueberstunden und 
Erhöhung der Löhne, nicht bgwilligt wurden. 'Es kam zu Ver- 
haftungen und Aussperrungen, der „Hochi“ wurden wieder ein- 
mal die Fenster eingeworfen. Aber weniger alltäglich als diese 
Vorkommnisse ist, dass der „Yorozu Choho“, während alle 
übrigen Zeitungen festblieben, die Forderungen der Setzer be- 
willigte und darauf von dem aus sechzehn Zeitungen bestehen- 
den Verband der Tokiver Presse ausgeschlossen und in Verrui 
erklärt wurde. Das gemassregelte Blatt veröffentlichte darauf 
am 19. Oktober einen L.eitaufsatz zu seiner Verteidigung, der 
sich in wütenden Aneriffen auf die beiden mächtigsten unter 
allen japanischen Zeitungsverlagen, die „Osaka Asahi'" und 
„Osaka Mainichi” oder vielmehr deren Tokiver Organe „Tokyo 
Asahi” und Tokvo Nichinichi” ergeht, in denen es die eigent- 
lichen Urheber seiner Aussperrung sicht. Die „Millionäre des 
Westens“, klagt der „Yorozu“, suchen durch ihre beiden hiesigen 
Organe die ganze Tokiver Presse niederzuringen. Alle andern 
Tokiver Zeitungen ausser uns leiden schon schwer unter ihrer 
Ueberhebung und Gewalttätigkeit und werden mit der Zeit von 
ihnen niedergerungen weıden. Die jetzigen Schwierigkeiten 
rühren nur daher, dass die beiden Tokioer Organe der Osakaer 
Verlage in ihrem Konkurrenzkampf, um sich gegenseitig zu 
unterbieten, Abendausxaben einführten, so dass die armen Setzer 
von acht oder neun Uhr früh bis weit über Mitternacht zu 
arbeiten haben. Wo der „Yorozu“ für die Setzer eingetreten ist, 
macht die ganze Bande, auch die andern Tokioer Blätter, g£e- 
meinsame Sache nit der Geldmacht der Millionäre des Westens, 
weil sie uns als ihren gefährlichsten Nebenbuhler fürchten. * 


Denn niemand, 
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Die wirtschaftliche Depression in Japan. 
Von Dr. F.W. Mohr. 


Die ungeheure Wirtschaftskrise in Japan dauert nach 
einem Bericht des englischen Handelsrates bei der Botschaft 
in Tokio, Crowe, mit unverminderter Heftigkeit an, ja die all- 
gemeine Meinung erwartet in Japan eine weitere Steigerung 
der Krisis gegen Jahresende. Aussichten auf Besserung der 
Lage vor Frühling sind nicht vorhanden und auch dann 
wird jede Besserung der Lage noch abhängig sein von den 
Verhältnissen in den Vereinigten Staaten. Trotz aller pessi- 
mistischen Auffassungen ist Crowe der Ansicht, dass die finan- 
zielle Lage Japans im ganzen genommen durchaus gesund ist. 
Pei der ganzen Beurteilung der Lage darf man den eigentüm- 
lichen Volkscharakter nicht außer acht lassen. Heute ist der 


japanische Kaufmann schwärzester Pessimist, um morgen - 


schon einem gänzlich ungerechtfertigten Optimismus zu hul- 
digen. -Die Handelsbilanz, die zur Freude aller Staatsleute 
und Wirtschaftspolitiker während des Krieges aktiv geworden 
war, ist für die ersten acht Monate dieses Jahres wieder stark 
passiv geworden, indem einer Einfuhr von 1897 000 000 Yen 
eine Ausfuhr von nur 1 467 000 000 Yen gegenübersteht. Aber 
gleichwohl hat der Yen seinen günstigen Hochstand beibe- 
halten, indem er Anfang Oktober mit 3 sh notierte gegen 
2 sh 0% d Friedenskurs. Diese Tatsache in Verbindung mit 
der starken Einfuhr von Gold, die seit Beginn des Jahres 120 
Millionen Yen übersteigt, beweist, dass Japans finanzielle 
Lage gesund ist. Der hohe Wechselkurs erklärt sich teils dar- 
aus, dass der Yen-Kurs der Wechselrate zwischen England 
und Amerika folgt und teils dadurch, dass, während in nor- 
malen Zeiten die Banken den Export durch den Import finan- 
zieren, Importeure jetzt nicht in der Lage sind, ihre Ver- 
pflichtungen bei Fälligkeit zu erfüllen und darum um Stun- 
dung nachsuchen müssen. So müssen die Banken für das 
Exportgeschäft Bargeld finden. . Im einzelnen ist über die 
Wirtschaftslage zu sagen: 

Baumwolle und Baumwollgarne. Nichts 
zeigt mehr die ungeheure Spekulation während der Auf- 
wärtsbewegung als das Baumwecligeschäft, obwohl auch die 
Spekulation in anderen Geschäftszweigen nicht gering war. 
Vor dem Kriege betrug Japans Einfuhr an Rohbaumwolle, die 
hauptsächlich aus Indien und Amerika kam, jährlich durch- 
schnittlich rund 1607 300 Ballen zu 400 englischen Pfund. 
1914 betrug die Einfuhr 1960000 Ballen, in den nächıstey 
Jahren betrug sie, immer für das Jahr vom 1. September 
Pi 31. August gerechnet, 

1916/17 2390 400 Ballen 

1917/1822830 900 ,, 

1918/19 2167200 „, 

1919/20 2803600 „ d.h. 
für die elf Monate vom 1. September 1919 bis 31. August 1920, 
so dass für das letzte Jahr mit einer Einfuhr von 2 900 000 
Ballen gerechnet werden kann. Dass trotz der starken Aus- 
dehnung der Baumweollspinnereien derartige Einfuhren den 
Bedarf übersteigen, ist selbstverständlich, und man glaubt, 
dass Baumwollspinner und Kaufleute nicht weniger als 
1300 000 Ballen über den Bedarf hinaus in Iländen haben. 
Ein sehr grosser Teil ist zu ausserordentlich hohen Preisen 
eingekauft, auf die jetzt schon 50% verloren sind. 

Die Spinner waren schon Derechtiet, zu so hohen Preisen 
einzukaufen, weil sie ihre Garne zu sehr guten Preisen ver- 


kaufen konnten, aber jetzt bei dem starken Sinken der Preise 
erklären die Garnmakler, dass sie die Ware ‚nicht abnehmen 
könnten, und so haben die Spinner jetzt neben den Ver- 
lusten auf die Rohbaumwolle selbst auch noch die Verluste 
auf die Garne zu tragen. Wie stark der Fall war, kann man 
aus der Tatsache ersehen, daß die Quotierungen für Garne 
im April 641, für September-Lieferungen 582 und Anfang 
Oktober nur noch 269 Yen betrugen. Erstaunlich ist, dass die 
Spinner sich nicht zusammenschliessen, um die Makler zur 
Abnahme zu zwingen, aber die Spinner erklären, ein solcher 
Sehritt sei nutzlos, ausserdem verstosse er gegen alles Her- 
kommen. Dazu kommt, dass sämtliche Makler betroffen sind, 
so dass gerichtliche Massnahmen unendliche Zeit erforderten, 
während man durch freundschaftliche Verständigung weiter 
komme. Zu diesem Zweck hat sich ein Syndikat gebildet, 
dem die Regierung einen Vorschuss von 40 000 000 Yen 
zur Verfügung gestellt hat. Aber trotzdem sind weitere Ver- 
wicklungen eingetreten dadurch, dass einige Firmen infolge 
anderer Verluste nicht in der Lage waren, ihren kompromiss- 
mässigen Anteil an den Verlusten zu tragen. An diesem un- 
geheuren Durcheinander sind beteiligt die Spinner, die Roh- 
baumwollenkaufleute, die Garnmakler, die Garnexporteure, die 
Weber, die Textilkaufleute und Exporteure. Die ganzen Be- 
ziehungen' dieser Kreise untereinander sind so verzwickt, dass 
vielen Leuten eine Lösung aller anderen Schwierigkeiten im 
Mandel unmöglich erscheint, so lange nicht dieses Problem 
gelöst ist. 

Folgende Punkte sind für die Beurteilung der ganzen 
Lage von grossem Wert und sie treffen mutatis mutandis 
auch auf die meisten anderen Industrien zu. 


l. Unvermögen,die Verbrauchsfähigkeitdes 
Landes richtig zu beurteilen. 


Obwohl die Baumwollspinner gut organisiert sind und 
ihre Organisation alle 14 Taxe ausführliche Statistiken ver- 
öffentlichen, scheinen die einzelnen Firmen sich über die Lage 
doch gründlich getäuscht zu naben. Nicht nur haben sie die 
Aufnahmefähizkeit des Inlandsmarktes zu günstig beurteilt, 
sie haben auch ungeheure heimliche Vorräte nicht beachtet, 
die zu Spekulationszwecken gelagert und von den Banken 
finanziert wurden. Für andere Industrien, besonders Wolle. 
war nur wenig wertvolles statistisches Material vorhanden 
und das vorhandene wurde nicht richtig ausgenutzt. 


2. Unehrlichkeitder Makler. 


Wüäirend des wirtschaftlichen Aufschwunges müssen die 
Makler enorme Gewinne gemacht haben, aber jetzt. wo ihnen 
Verluste drohen, lehnen sie die Erfüllung der eingegangenen 
Kontrakte ab und verlangen, dass die Regierung und die 
Steuerzahler mit öffentlichen Geldern ihnen zu Hilfe kommen. 
Wie schon oben hervorgehoben, würden gerichtliche Schritte 
gegen sie gegen alles Herkommen verstossen, was umso merk- 
würdiger ist, als diese Auffassungen Ausländern gegenüber 
nicht gelten, da man ihnen wcgenüber, wenn sie einmal in 
Verzug geraten, immer sehr stark auftritt. Bei der augenblick- 
lichen Notlage der Baumwollindustrie sind die beteiligten 
Parteien meist Japaner, aber man sollte doch euwropäischer- 
seits bei Zwistigkeiten, z. B. zwischen einem fremden Woli- 
händler und japanischen Käufern, stets im Auge behalten, wie 
die Japaner ihren eigenen Landsleuten gegenüber verfahren. 


3. Einschränkung der Produktion. 


Anstatt die Verluste abzuschreiben und selbst zu weniger 
erträglichen Preisen gesteigerten Absatz nach dem Ausland 
zu suchen, versucht man durch eine Einschränkung der Pro- 
duktion den ganzen Handel lahmzulegen und so die Preis» 
künstlich hoch zu’halten. 
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-4. Maschinenkontrakte. 

Vor einigen Monaten erst noch herrschte in japanischen 
Kreisen eine lebhafte Erregung über die Verzögerungen in der 
Lieferung englischer Textilmaschinen. Das Interesse an ihnen 
ist jetzt vollständig geschwunden. Zahlreiche Verträge wur- 
den anulliert und ankommende Maschinen lässt man innerhalb 
des Zollbereiches im Hafengebiet ganz offen im Freien liegen. 

5.Arbeiterfragen. 

Auf der Washingtoner Arbeiterkonierenz hat Japan sich 
bekanntlich verpflichtet, von 1922 ab die Nachtarbeit für 
Frauen zu beseitigen und den zanzen Fabrikhetricb den 
europäischen Methoden anzupassen. Eine entsprechende Ge- 
setzesvorlage hätte dem letzten Reichstag zur Beschluss- 
fassung vorzelegt werden müssen, aber weiten seiner decr- 
zeitieen Auflösung kann die Vorlage erst im nächsten Jahr zur 
Entscheidung kommen. Da gerade die billigen Löhne für Ar- 
beiter und besonders für die Nachtarbeit der Frauen ein Haupt- 
vorzug für die japanischen Baumwollspinnereien war, so hätte 
man glauben können, dass in einer so schwierigen Zeit wie der 
jetzigen die Baumwollspinner gegen die Abschaffung der billi- 
gen Frauennachtarbeit sein würden. Aber das scheint nicht der 
Fall zu sein, der entsprechende (icsetzentwurf soll in den 
Kreisen der Kapitalisten nicht auf Widerstand stossen. 

Der Scidenmarkt. Die Lage auf dem Seidenmarkt 
ist noch ungünstiger wie bei der Baumwolle, mit dem ein- 
zigen Unterschied, dass Seide ein Exportartikel ist. Vor dem 
Kriege kostete Seide im Durchschnitt 900 Yen der Ballen, 
der Yen zu 2 sh 013d gerechnet. Im Januar 1920 hatte 
man die Ballen in Japan und Amerika hochgetrieben auf 4500 
Yen, und im März, kurz vor dem Niedergang, betrug der 
Preis noch 3500 Yen. Im April fiel er auf 2500 Yen, im Iuli 
auf 1150 Yen, den niedrigsten Punkt bisher, wobei der Yen 
in diesem Jahre zwischen 2 sh 6 d und 3 sh schwankte. Aus 
diesem Preissturz kann man ersehen, wie ungeheuer die Ver- 
luste der Spekulanten gewesen sein müssen. Auch hier such- 
ten die Betroffenen in erster Linie Hilfe von der Regierung. 
Wenn der amerikanische Markt sich erholen und Amerika 
grosse Posten kaufen würde, ginge alles gut, aber Bedarf und 
Nachfrage ist sehr gering, weil noch grosse Vorräte ıNen 
Vereinigten Staaten vorhanden sind und amerikanische Käufr 
die Bestrebungen der japanischen Regierung, die Preise unter 
allen Umständen hochzuhalten, mit Misstrauen beobachten. 
Geht jetzt keine Nachfrage aus Amerika ein, so ist anzu- 
nehmen, dass die japanische Regierung einspringen wird, um 
auf unabsehbare Zeit die Preise künstlich so hoch zu halten. 
In der Tat hat die japanische Regierung scit November 4700 
Picul aufgekauft, um dem Handel über die schlechte Zeit 
hinwegzuhelfen. Gleichwohl liegen immer noch 95 000 Picul 
auf Lager, davon 45 000 in Yokohama und 50 000 in anderen 
Plätzen. 

Wolleund Wollgewebe. Im Wollgeschäft hatte 
man mit der allergünstigsten Entwicklung gerechnet und ge- 
rade in diesem Geschäftszweig %®nd am meisten Kontrakte 
anulliert worden. Auch jetzt, wo man die Lage schon besser 
überschen kaın, muss man sich noch wundern, dass der 
Zusammenbruch so plötzlich kam und diese Dimensionen 
annalım. Nach den Zollstatistiken wurden in den ersten sieben 
Monaten 1920 nur für 12 Millionen Wolle eingeführt und da 
auch in den vorhergehenden drei Jahren sich die Einfuhr 
in durchaus normalen Bahnen vollzog — 1917 war die Ein- 
fulır 6,2 Millionen, 1918: 19,5 Millionen und 1919: 12,3 Mil- 
lionen —, so konnte man mit einer gewissen Sicherheit an- 
nehmen, dass grosse Vorräte nicht auf Lager waren. Aber 
da die Wollhändler alle mit ihrer Einfuhr grosse Profite 
gemacht hatten, so gaben sie alle in Erwartung steigender 
(Gjewinne viel grössere Aufträge als gewöhnlich. Die genauen 
Zahlen ihrer Aufträge wird man wohl nie erfahren, aber 


aus einigen Beispielen kann man schliessen, dass es sich 
um rund 80 Millionen handeln muss. Dabei haben die Händ- 
ler ausserachtgelassen, wie stark die inländische Produktion 
gestiegen war und ein weiteres Hemmnis für den Absatz 
waren die hohen Preise, die von Schneidern verlangt wurden. 

Da so ungeheuer viel Aufträge annulliert wurden, so 
können die Aussichten für die Zukunft als etwas besser be- 
zeichnet werden, und besonders dann, wenn die Banken, wie- 
der bereit sein werden, finanzielle Erleichterungen zu 
schaften. 


Schiffahrt. Wie überall ist man auch aus den 
Schiffahrtskreisen an die Regierung herangetreten, zwecks 
Unterstützung und im Zusammenhang damit wurden 
mancherlei Gerüchte laut, die teils von einer Nationalisierung 
der Schiffahrt, teils von einem Zusammenschluss der grossen 
Schiffahrtsgesellschaften sprechen. Derartige Bestrebungen 
sollen vom Verkehrsministerium unterstützt werden. Jeden- 
jalls bleibt die Tatsache bestehen, dass trotz der günstigen 
Kriegskonjunktur die Zahl der Schiffseigentümer, die noch 
im Besitz ihrer Kriegsgewinne sind, auf fünf oder selchs zu- 
sammengeschmolzen ist. 

Genannt wurden für eine grosse Vereinigung die vier 
grossen Schiffahrtsgesellschaften, über die folgende Angaben 
erhältlich sind: 


Anzahl gr. Gesamtwert 
Gest Ilschaften der Schiffe Tonnage Yen 
Nippon Yusen Kaisha 98 462932 34139492 
Osaka Shosen s 126 335073 51 834 822 
Tokyo Kisen -„ 10 90204 18081 879 
Kokusai Kisen „- 58 312 373 157 450 257 
Gesamt . 292 1 200 582 61 506 450 
Kapital derselben: 
Grund- Eingezahltes Reserven 
kapital Kapital USW. 
Nippon Yusen Kaislıa . 100.000 000 53000000 112 230445 
Osaka Shosen S 100 000 000 62 500000 64 283 909 
Tokyo Kisen a ; 32 500000 22 720 375 14 281 221 
Kokusai Kisen = L 100 000 000 87 500 000 7 453 742 


des letzten halben Geschäftsjahres: 
Gewinnsumme gezahlte Dividende 
16 966 336 


Gewinne während 


— 


Nippon Yusen Kaisha . 58,6 9, 
Osaka Shosen , ’ 12 260 463 39,2 9%, 
Tokyo Kisen - 800 835 2.0:9%, 
Kokusai Kisen $,, 13 091 468 299%, 


Nach Drahtnachrichten von Mitte Dezember scheinen in- 
des aber alle Verschmelzungspläne aufgegeben worden zu 
sein. 


Düngermittel 1913 wurden über 70 Millionen Yen, 
las sind 10 Prozent der Gesamteinfuhr, Düngermittel einge- 
führt, ein Betrag, der schon damals als ausserordentlich hoch 
betrachtet wurde. 1919 betrug die Einfuhr, teils infolge der 
Preissteigerung, 190 Millionen Yen oder 9 Prozent der Ein- 
fuhr. Dagegen erreichte sie schon in den ersten sieben Mo- 
naten des Jalııes 1920 einen Betrag von nicht weniger als 
1290000 t zu 200 Millionen Yen oder 12 Prozent der Ge 
samteinfuhr. Der Markt ist infolgedessen überschwenmt mit 
Düngemitteln. Grosse Verluste waren die Folge und grosse 
Mengen mußten wieder ausgeführt werden. Bemerkenswert 
ist dabei, dass die Reisernte von 1914, auf welche die 1913 
eingeführten 70 Millionen Düngermittel verwandt wurden, 
57 Millionen Koku (a 180 Liter) brachte gegenüber einer auf 
58 Millionen Koku geschätzten Ernte von 1920. 


Metalle. Einer der grössten Eınfuhrposten sind Me- 
talle. Eisenexporteure machten grosse Vermögen während des 
Krieges, und da Eisen und Stahl ausserordentlich knapp 
waren, so wurden zahlreiche neue Eisenwerke ins Leben ge- 
rufen, deren Anlagen grosse Summen verschlangen. Von 
den neuen Werken soll sich nicht eines bezahlt machen. Ver- 
schiedene haben geschlossen, andere arbeiten mit starken 
Verlusten. 

Hervorzuheben ist die starke Einfuhr von galvanisierten 
Platten und Zinnplatten durch Firmen, die in diesem Geschäft 
jeder Erfahrung ermangelten und die jetzt über grosse Lager 
entwerteter Vorräte verfügen. Erstaunen erregen ferner die 
Erscheinungen auf dem Kupfermarkte. Während Japan dank 
seiner Kupferproduktion in normalen Zeiten jährlich rund 
40 000 t aus- und nichts einführt, betrug die Ausfuhr im ersten 
Halbjahr nur 3500 t gegenüber einer Einfuhr von 20 000 t. 
Da ein Inlandsbedarf hierfür nicht vorhanden war, so folgte 
ein erheblicher Preissturz. Die eingeführten Kupfermengen 
mussten mit schweren Verlusten wieder ausgeführt werden 
und die Spekulanten stehen jetzt vor dem Bankrott. 


Der Exporthandel. \ährend im Importhandel 
überall übermässige Einkäufe festzustellen waren, so dass jetzt 
die Zollschuppen und die Lagerhäuser der Importeure so 
überfüllt sind, dass ihre Räumung Monate beanspruchen 
wird, liegen die Verhältnisse im Exporthandel ein gut Teil 
günstiger, zum Teil deshalb, weil der Export nach Australien 
wieder lebhaftere Formen angenommen hat. Zwar war man 
in Australien vor einem Jahre nach Pressemeldungen so 
sehr entrüstet über die minderwertige Beschaffenheit der von 
Japan gelieferten Waren, dass man nur noch im äussersten 
Notfalle von Japan kaufen wollte. Um die Zeit des Waffen- 
stillstandes annullierte man alle Kontrakte, da man hoffte, die 
gewünschten Waren von England erhalten zu können. Aber 
die hohen Preise in England und die Schwierigkeiten in der 
Lieferung verhinderten ein sonst aussichtsreiches Geschäft, 
so dass Australien reumütig wieder zu den japanischen 
Waren griff, die es vor einigen Monaten erst wegen ihrer 
schlechten Qualität geschmäht hatte und für die es jetzt teure 
Preise bezahlen mußte. In den ersten sieben Monaten 1918 
hatte die Ausfuhr nach Australien 33,9 Millionen Yen be- 
tragen, in derselben Zeit 1919 war sie auf 17 Millionen 
Yen gesunken, während sie 1920 mit 33,5 Millionen Yen die 
Rekordziffer von 1918 fast schon wieder erreicht hat. Die 
Ausfuhr für das ganze Jahr 1920 wird die Ziffern von 1918 
sicher ‘übersteigen, da derartig viele Aufträge, insbesondere 
auf Seiden- und Baumwollwaren, aus Australien vorliegen, 
dass es schwer ist, den nötigen Frachtraum zu finden. 


£hina. 


Krisis im Baumwollgeschäft. Eine Meldung aus Schanghai 
vom 20. Oktober sagt, dass das Baumwollwarengeschäft in 
Schanghai vollkommen zum Stillstand gekommen sei. Die Lage 
der Chinesen ist nach ihrer ungeheuren Spekulation zurzeit des 
hohen Silberkurses nunmehr höchst kritisch. Nach der „China 
Press“ haben von den 500 chinesischen Baumwcllwarenfirmen 
bereits 80 ihren Betrieb eingestellt, während von den übrigen 
ein grosser Teil ebenfalls vor dem Bankerott stelit. Die Ge- 
samtverluste wurden damals auf Taels 30 Mill. geschätzt. 

Nach einer To.- Meldung aus Schanghai vom 18. 12. rechnet 
man im Baumwollenhandel mit dem Zusammenbruch der zahl- 
Teichen kleinen Händler und mit einer schr kritischen Zeit bis 
zum chinesischen Neujatır (2. Januarhälfte). Während der letzten 
Wochen sind Zahlungseinstellungen mit Verbindlichkeiten von 
anderthalb Millionen Dollars vorgekommen. 
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Eisenausfuhr nach Japan. 1919 wurden 365 650 t Eisenerze 
allein aus den zum Hanyeping-Eisen- und Kohlenwerk gehörigen 
Taye-Minen‘ nach Japan exportiert gegenüber 212 200 t 1918 
und 247910 t im Jahre 1917. Die gesamten Verschiffungen er- 
folgten auf Grund besonderer Abmachungen mit der japanischen 
Regierung. Japan ist zurzeit auf stärkere Zufuhren aus China 
angewiesen, weil bei den unsicheren Verhältnissen in Sibirien 
auf Zufuhren von dort nicht zu rechnen ist. 


Eisenausfuhr aus Schantung nach Japan. In den Eisen- 
minen in Chin ling chen in Schantung, deren Erschliessung 
durch die Schantung-Bergbaugesellschaft kurz vor dem Kriege 
geplant und beschlossen worden war, wurden nach jetzt be- 
kannt werdenden Berichten im Monat März 11532 t Eisenerze 
gewonnen. Damit steigt die Gesamtproduktion für das Jahr 
vom 1. April 1919 bis Ende März 1920 auf rund 142 000 t. Fast 
die gesamte Produktion ging über Tsingtau nach den staatlichen 


Eisenwerken in Yawata auf der Insel Kyushu. Nach den be- 
stehenden Kontrakten sollten monatlich 15700 t zur Ver- 
schiffune kommen, aber dio" tatsächlichen Verschiffungen 


schwankten zwischen 10000 und 20000 t. April 1920 kamen 
19710 t und Mai 1920 rund 12000 t zur Verschiffuns. 


Verkehr auf der Schantung-Bahn. 1919 wurden insgesamt 
087500 t Güter unter dem Normaltarif auf der Schantung-Bahn 
befördert oder 156 700 t mehr als im Jalıre 1918. Die Gesamt- 
zahl der Passagiere betrug in demselben Jahre etwa 3 Millionen. 
Unter den transportierten Gütern befanden sich: 


Kohlen 446 600 t 
Erdnüsse 77539 „ 
Weizen 44 166 „ 
Bohnen 42 367 „ 
Koks 39593 „ 
‚Erdyussöl 29612 „  - 
Petroleum 25000 „, 


Lebendes Vieh . 40 492 Stück 


Farbenmangel in Ostasien. Nach Ansicht amerikanischer 
Farbenchemiker, die als Vertreter der grössten amerikanischen 
Werke Ostasien bereisten, sind mindestens 5 Jahre erforderlich, 
um die gänzlich entblössten Märkte des Orients, beson- 
ders Chinas, wieder aufzufüllen, da die Fabriken nicht in der 
Lage wären, der starken Nachfrage zu genügen. Sie betonten 
ferner, dass kein amerikanischer Farbenfabrikant sich Sorge 
mache über eine etwa wieder auflebende deutsche Konkurrenz. 
Die Fabrikanten in Amerika und Europa hätten hinreichend zu 
tun, der Nachfrage in China gerecht zu werden, die zurzeit 
bedeutend stärker sei als in Japan, wo die allgemeine wirt- 
schaftliche Depression sich geltend mache. 


Japanische Kaufleute in Hankou. Mitte Oktober trafen 36 
japanische Grosskaufleute in Hankou ein, um die Handelsver- 
hältnisse am mittleren Jangste zu studieren. 


Kohlenproduktion in Schantung. Im Jahre 1915 sollen die 
japanischen Militärbehörden etwa 260000 t Kohlen aus den 
Kohlenminen in Schantung gewonnen haben. 1916 sei diese 
Menge auf 435000 t gestiegen und entsprechende Steigerungen 
in der Kohlengewinnung seien für die Jahre 1917 und 1918 zu 
verzeichnen. Wenn diese Angaben den Tatsachen entsprechen, 
so würde Japan zurzeit etwa 1 Mill. t Kohlen aus Schantung 
gewinnen. 


Bankdepots bel der Deutsch-Asiatischen Bank in Tsingtau. 
Die zuständige Behörde in Tsingtau hat nach einer amtlichen 
Mitteilung aus Tokio die Depots der dortigen Filiale der 
Deutsch-Asiatischen Bank nicht unter Kontrolle gestellt. An- 
träge auf Auszahlung seien deshalb unmittelbar an die 
Bank zu richten. Die japanische Regierung wird ersucht wer- 
den, zwecks Auszahlung der Gutliaben die erforderlichen Bar- 
mittel der Deutsch-Asiatischen Bank aus dem zurzeit noch be- 
schlagnahmten Kassenbestande freizugeben. 
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Noch immer die „Hunnen“. Bei den mündlichen Verhand- 
lungen mit dem britischen Treuhänder für feindliches Eigentum 
brauchte dieser, nach einer To-Meldung von Mitte Dezember, in 
seiner amtlichen Eigenschaft offentlich statt des Wortes „die 
Deutschen“ die Bezeichnung „Hunnen“. 

Wir können es schliesslich ertragen, aber ein gelegentlicher 
Hinweis in London auf das Lächerliche und Ueberflüssige der- 
artiger dummer und unsachlicher Redensarten bei amtlichen 
Verhandlungen wird sicher leicht Abhilfe schaffen. 


Japan. 


Die Volkszählung in Japan. Das Ergebnis der am 1. Oktober 
zum ersten ‘Mal gleichzeitig für ganz Japan in derselben Nacht 
abgehaltenen Volkszählung ist nach einer Meldung der 
Vossischen und der Deutschen Zeitung, wie folgt: 
Die Einwohnerzahl des gesamten japanischen Reiches, ein- 
schliesslich.der Japaner, dic sich im Ausland aufhalten, 77 005 510. 
Davon leben in Alt-Japan 55961 140. in Korea 17 284 207, auf 
Sachalin 105 765 Menschen. Von den Bewohnern von Alt-Japan 
waren 28042956 Männer. und 27918 154 Frauen. Die männliche 
Bevölkerung soli nach der Vossischen Zeitung seit der 
letzten Volkszählung um 124850 Köpfe gewachsen sein; da sie 
aber nach der Volkszählung von 1916 bereits 28 119 545 betragen 
hat, ist sie seitdem vielmehr um 76559 Köpie gefallen, Die Zahl 
der Frauen soll von 28042 995 auf heute 27 9153 154, d. h. also um 
124 841 gefallen sein. Sic betrug aber 1916 nur 27519057, ist 
also danach um 399 097 gewachsen. Da die früheren Erhebungen 


auf gänzlich veralteten Methoden beruhten, erübrigt es sich, über. 


die Ursachen dieser angeblichen seltsamen Bevölkerungs- 
bewegung nachzugrübeln. 

Die Bevölkerung der grössten Städte wird der Reihe nach, 
wie folgt, angegeben: Tokio 2173162, Osaka 1252 972, Kube 


608 628. Kyoto 591 305, Nagoya +29 99%, Yokohama 422 942. 


Schiffahrtssubventionen. Die japanische Regierung hat be- 
schlossen, vom 1. Oktober ab für den Rest des Rechnungsjahres 
die nachstehenden Schiffahrtssubventionen zu zahlen und dann 
lie aufgeführten weiteren Beträge für das volle kommende 
Rechnungsiahr vom 1. April 1921 ab. Es handelt sich dabei 
“arum, die Linien, die während des Krieges neu entstanden sind 
und sich unter den veränderten Verhältnissen jetzt nicht allein 
würden halten können, vorläufig über Wasser zu halten. An 
dem allgemeinen Plan, alle irgend entbehrlichen Subventionen 
aufzuheben, ändert dieser Beschluss nichts. Es werden er- 
halten: 

1. Osaka Shosen Kaisha nach der Ostküste Südamerikas dies 

Jahr Yen 376 927, nächstes Jahr 1 336 202. 

2. Tovo Kisen Kaisha nach der Westküste Südanıcrikas dies 
Jahr Yen 262 888, nächstes Jahr 1 246 819. 
3. Osaka Shosen Kaisha für die Java-Bangkok-Fahrt dies 

Jahr Yen 75000, nächstes Jahr 370 000. 

4. Nisshin Kisen Kaisha für die Süd-China-Fahrt dies Jahr 
Yen 75000, nächstes Jahr 150 000. | 

Chosen Yusen Kaisha für die Korea-Fahrt dies Jahr Yen 
50000, nächstes Jahr 100 000. 
Ferner vom kommenden Rechnungsjahr ab zwei ganz ncue 
"inien: 

1. Nippon Yusen Kaisha für die Fahrt von Schanshai nach 
Naxasaki Yen 215 000. 

2. Eine neue Linie für die Nord-China-Fahrt Yen 117 000. 


Zur Lage der Pächter in Japan. Die Oktobernummer des 
„Toho Jiron“ bringt einen Aufsatz über die wirtschaftliche Lage 
der Pächter in Japan, der zu dem Schluss kommt, dass es den 
Pächtern in Japan schlechter gehe, als irgendwelchem andern 
Berufsstand. Den Nachweis erbringt der Verfasser durch die 
Tatsache, dass in allen Regierungsbezirken, in denen Bergbau 
besteht, namentlich in Fukuoka auf Kyushu, die Pächter und 
L.andarbeiter in die Bergwerke abströmen, obwohl der Berg- 
mann in Japan schlechter bezahlt ist als irgendein anderer 
Industriearbeiter in Japan. Die Folge ist, dass ganze Landstriche 
aus Mangel an Pächiern und Landarbeitern veröden und die 
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Grundeigentümer schon mit dem Gedanken umgehen, sich 
chinesische Landarbeiter kommen zu lassen, wogegen aber wohl 
gesetzliche Hindernisse bestehen dürften. Es zeigt sich hier die 
wundeste Stelle der ganzen japanischen Volkswirtschaft. Die 
Regierung hat in der Meiji-Zeit, nur auf die schnelle Hebung 
von Industrie und Ausfuhrhandel bedacht, so gut wie nichts 
Wesentliches für die Landwirtschaft getan und gestattet, dass 
ein sehr grosser Teil der Bauern von städtischen Kapitalisten 
ausgekauft wurde. Meist verkauft der heruntergekommene 
Bauer nicht sogleich sein ganzes Grundstück und bearbeitet als 
Pächter den verkauften Teil für den neuen Eigentümer. Durch- 
schnittlich sollen die freien Bauern nicht mehr als einen Hektar 
Reisland haben, von dem sie bis zu 20 Koku zu je 50 Yen ernten; 
sie müssen also mit ihren Familien von durchschnittlich vier 
bis fünf Köpfen von einem Jahresertrag von 1000 Yen leben. 
Daher ist es kein Wunder, wenn die Zahl der freien Bauern 
immer mehr ab- uhd die Zahl der Pächter immer mehr zu- 
nimmt. Nach Erhebungen des Ministeriums für Handel und 
l.andwirtschaft zählten Ende Juli 1920 sämtliche Bauernfamilien 
Japans 5»: Millionen oder um fast 10000 mehr als Ende 1917. 
Davon bebauten nur eigenes Land nur 1,7 Millionen Familien 
oder um 1100 mehr als Ende 1917. Die Pächterfamilien ohne 
jedes eigene l.and zählten 172 Millionen, um fast 17000 mehr als 
Ende 1917, während die Zahl solcher Pächterfamilien, die auch 


noch eigenen Grund bebauten, etwas über 2 Millionen: betrug, 


das heisst um über 8000 weniger als 1917. Daraus zieht das 
Ministerium den Schluss, dass die Zahl der freien Bauern, die 
Pächter werden, fortwährend wächst und ebenso die Zahl der 
Pächter, die auch noch den letzten Rest eigenen Bodens ver- 
kauft haben. Die in Japan weitverbreitete Annahme, dass auch 
die landwirtschaftliche Bevölkerung zu den Kriegsgewinnlern 
gehört habe, 'trifft also nicht zu. Wohl haben die städtischen 
Kapitalisten, denen das landwirtschaftliche Grundeigentum ge- 
hört, zum Teil Riesengewinne gemacht und durch Wucher, Auf- 
stapelung der Feldfrüchte und Spekulationen die immer wieder- 
kehrende Reisnot und die dadurch bedingten Unruhen ver- 
schuldet. Die eigentliche Landbevölkerung aber hat an diesen 
Gewinnen keinen Anteil gehabt und wird mehr und mehr 
proletarisiert; ein Anblick des Jammers für den, der den 
prächtigen alten japanischen Bauernstand kennt und liebt. Die 
Regierungen können oder wollen wenig gegen diese Ent- 
wicklung unternehmen. Denn die Seiyukai, die eine über- 
wältigende Mehrheit im Abgeordnetenhause hat, hat den Kern 
ihrer Wähler in eben dem städtischen Grosskapital, das sich zum 
Eigentümer des ländlichen Grund und Bodens macht, sowie in 
den von diesem abhängigen Bauern. Hier zeigt sich die ganze 
Hilflosigkeit der politischen Parteien und des Parlamentarismus 
gegenüber den wichtigsten Lebensfragen der Volksgesundheit 
und der Velkswirtschaft. 


Die japanische Arbeiterbewegung. In der japanischen 
Arbeiterbewegung herrscht reges Leben. Die Yuaikai, die 
grösste Arbeitergewerkschaft, rüstet sich zu einem grossen 
Propagandafeldzug in diesem Winter. Ueberall werden von den 
Ortsgruppen Vorlesungen über Arbeiterfragen gehalten. Alle 
Führer und die besten Redner sollen in den Wintermonaten im 
sanzen Lande umherreisen und neue Mitglieder anwerben. Am 
19. Oktober fand in Yokohama cine Konferenz der Führer der 
Yuaikai mit den Führern der namhaftesten seemännischen Ver- 
cinigungen statt, auf der beschlossen wurde, sämtliche See- 
mannsvereinigungen aufzulösen und mit der Yuaikai zu ver- 
schmelzen. Die förmliche Verschmelzung war für den 15. No- 
vermber ins Auge gefasst. Innerhalb der Yuaikai selbst wird die 
Stimmung immer radikaler. Der Einfhiss des alten Kagawa, des 
„Arbeitervaters” und langjährigen Vorsitzenden, ist immer mehr 
im Schwinden, um jugendlichen Heissspornen, vor allem 
Takavama, dem Führer der Kyotoer Ortsgruppe, Sakai, Osugi 
und anderen Platz zu machen. Von der gewaltigen Beliebtheit 
Kagawas unter allen japanischen Arbeitern ist nicht mehr viel 
übrig, seit ihn seine eigenste Gefolgschaft, der Verband der 
Osakaer Setzer, als Träumer und Phantast verlacht. Kagawa 
hat seinen Einfluss stets dazu benutzt, von gewaltsamem Vor- 


gehen, unüberlegten Streiks und dergleichen abzumahnen. ° Sein 
Ziel war die Durchsetzung des allgemeinen Wahlrechts, von 
dessen Einführung er sich Wunderdinge für die Arbeiter ver- 
sprach. Vielleicht mit Recht; nur blieb er den Seinen das Rezept 
schuldig, mit dem das allgemeine Wahlrecht der übermächtigen 
Seiyukai abgetrotzt werden kann. 

Neben der wirtschaftlichen Arbeit der Yuaikai geht eine Icb- 
hafte politische Arbeiterbewegung her. Im Oktober hat sich ein 
Verband der japanischen Sozialisten gebildet, der im Dezember 
in Tokio seine Gründerversammlung abhalten wird. An seiner 
Spitze stehen der genannte Sakai und Yamakawa. Nach einer 
Meldung der „Asahi“ wollen diese das Hauptgewicht auf 
Werbung in der Armee legen, doch hält das Blatt ein solches Be- 
ginnen für ein höchst gefährliches und hoiinungsloses ‚Unter- 
nehmen. Sehr geschwellt ist der Mut der Sozialisten durch die 
teils erfolgte, teils bevorstehende Ankunft zweier namhafter 
Führer aus Europa, Ishikawas und Moritas. Ishikawa ist Ende 
Oktober in Japan gelandet, nachdem er sich neun Jahre lang in 
Europa. meist .in Belgien und Frankreich, sogar. in Marokko, in 
sehr engem Verkehr mit russischen Anarchisten bewegt hat. 
Morita wird im Januar erwartet. Er war bekanntlich in den 


grossen Verschwörerprozess verwickelt, der dem verstorbenen. 


Kaiser nach dem Leben getrachtet haben soll, und wurde wegen 
Majestätsbeleidigung verurteilt. Aus dem Gefängnis entlassen, 
ging er ins Ausland und lebte zunächst in der Schweiz und in 
Berlin, danach in Ungarn und Polen, wo er stark an den 
revolutionären Bewezungen beteiligt gewesen sein soll. Von 
der Heimkehr beider wird ein starker Anstoss für die 
sozialistische Bewegung in Japan erwartet. " 


Arbeitslosigkeit in Japan. Die Arbeitslosigkeit infolge der 
wirtschaftlichen Krise und des allgemeinen Abbaus der Kriegs- 
wirtschaft war in Japan im Monat Oktober noch inımer in der 
Zunahme. Nach den amtlichen Angaben der Arbeit nachweisen- 
den’ Behörden, die natürlich nur einen kleinen Teil der vor- 
kommenden Fälle erfassen, kamen auf 4730 offene Stellen 6408 
Bewerber. Am besten standen sich die Hausangestellten, bei 
denen auf 874 Nachfragen nach Dienstmädchen nur 586 Be- 
werberinnen kamen. In Bergbau und Industrie dagegen kamen 
auf 2341 Bewerber nur 1297 Stellen, bei den Bauhandwerkern 
auf 355 Bewerber 230 Stellen, bei Handwerkern, „Bantos“, 
l.adendienern auf 1079 Bewerber 1058 freie Stellen, bei den 
Transportarbeitern auf 800 Arbeitslose 545 Nachfragen nach 
Arbeitern. Am grössten war das Missverhältnis bei Lehrern 
und Privatbeamten, wo auf 1235 Arbeitslose nur 717 offene 
Stellen kamen. Während in den Regierungsbezirken Kyoto und 
Gumma die Zahl der offenen Stellen die der Arbeitslosen über- 
wog, war das Gegenteil der Fall in Osaka, Kobe, Yokohama: in 
El Nagoya und Okayama hielten sich beide ungefähr die 

age. 


Von der Kyochokal. In der Roshi-Kyochokai, kurz 
 Kyochokai genannt, der vielgerühmten Gesellschaft zur Aus- 
gleichung der Gegensätze zwischen Kapital und Arbeit, hat es 
schon seit längerer Zeit stark und immer stärker gekriselt. Nach- 
dem einer der Vorsitzenden und höheren Beamten nach dem 
andern ersetzt worden war oder verbittert über die Misswirt- 
schaft sein Amt niedergelegt hatte, ist schliesslich Ende Oktober 
Herr Soeda, Abteilungschef im Ministerium des Innern, als neuer 
Vorsitzender eingezogen und hat einen guten Teil seines alten 
Stabes in die neue Stellung mitgebracht. Die Blätter betrachten 
diese Entwicklung als das Ende aller grossen Erwartungen. die 
im Volk von der mit gewaltigen Geldmitteln ausgerüsteten und 
überall sympathisch begrüssten. Gesellschaft gehegt wurden. 
- Jetzt halten die Blätter der völliz dem Leben abgestorbenen und 
gänzlich unter den Einfluss verknöcherter Beamten geratenen 
Gesellschaft noch bei ihren Lebzeiten Nachrufe und erklären sie 
für das Opfer unfruchtbarer Beamtenwirtschaft. Der Gedanke, 
der sie ins Leben rief, war vortrefflich; sie hätte, als sich eben, 
verfrüht und noch. ohne rechte Kraft, die ersten wie Strohfeuer 
Wirkenden Aeusserungen der Arbeiterbewegung geltend machten, 
mit ihrem Riesenkapital den noch kleinen, zersplitterten und 
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finanziell völlig ohnmächtigen Gewerkschaften und Arbeiter- 
verbänden einen nie wieder einzuholenden Vorsprung ab- 
gewinnen können. Sie hätte von sich aus, was der Staat ver- 
absäumt und nun die Gewerkschaften schaffen wollen, eine 
Alters-, Invaliditäts- und Arbeitslosenversicherung einrichten 
können. Sie hätte als Schiedsrichterin bei den zahllosen 
kleineren und grösseren Ausständen und Lohnstreitigkeiten 
ihrem Ziel, der Versöhnung von Kapital und Arbeit, nähcr- 
kommen können? Nichts von den sozialen Einrichtungen hat sie 
geschaffen, und ihren Schiedsspruch haben bald die Arbeiter, 
bald die Arbeitgeber abgelehnt, die ersteren, weil in ihr kein 
einziger Arbeiter vertreten war und sie lediglich als Organ der 
Kapitalisten angesehen werden musste, letztere, weil ihre Be- 
amten dem praktischen Leben mehr oder weniger völlig fern- 
standen. Die. „Kokumin“ bekennt angesichts dieses Endes der 
Kyochokai mit trübseliger Entsagung, dass mehr oder weniger 
alles, was bisher in Japan an sozialer Arbeit geleistet worden 
:st, verloren sei. Die Saiseikai — bekanntlich das einzige, was 
von Fürst Katsuras grosszügig geplanter, der deutschen sozialen 
Gesetzgebung Kaiser‘ Wilhelms I. und Bismarcks nachgebildeter ° 
Arbeiterfürsorge verwirklicht worden ist friste zwar ihr 
Dasein noch, man höre aber nie etwas von ihr, und sie sei ebeıo 
greisenhaft verkümmert wie jetzt Kyochokai. Der Grund liege 
wohl darin, dass es in Japan noch keine eigentliche Arbeiterfrage 
gebe. Uchrigens hat sich die Kyochokai unter ihrer neuen 
Leitung zu einer neuen Unternehmung aufgerafft. Sie will ge- 
meinsam mit der genannten Saiseikai grosse Krankenhäuser für 
Arbeiter hauen, in Oiil, Oshima und Omori mit einem Kosten- 
aufwand von.einer Million Yen, wobei sie Selbst den Bau, 
die Saiseikai die medizinische Einrichtung besorgen soll. Das 
ist sicher ein lobenswertes soziales Unternehmen, aber hat es 
viel mit Versöhnung von Kapital und Arbeit zu tun? 


Küstenschifiahrt in Japan. Nach einer Kokusai - Meldung 
ziehen die japanischen Behörden Erkundigungen ein über die 
Wirkungen des «Gesetzes betreffend Küstenhandel. Fremde 
Schiffe waren bisher bekanntlich ausgeschlossen. Man beab- 
sichtigt, eventuell auch den freinden Schiffen die. Küstenschiff- 
fahrt in Japan zu gestatten. 


Grunderwerb durch Ausländer in Japan. Die Frage des 
Grunderwerbs durch Ausländer ist bereits vor Jahren gesetzlich 
festgelegt worden, doch ist das betreffende Gesetz nie if Kraft 
getreten, weil die Einführung des Gesetzes durch kaiserliche 
Verordnung unterblieb. Wie verlautet, soll in der nächsten 
Reichstagssession eine neue Gesetzesvorlage eingebracht wer- 
den, die den Erwerb von Grundbesitz durch Ausländer grund- 
sätzlich regeln soll. 


Russisch - japanisches Zusammengehen in Wladiwostok. In 
Wladiwostoker Handelskreien ist man zu der Ueberzeugung 
gekommen, dass an eine Entwicklung Ostsibiriens ohne fremde 
Gelder nicht zu denken ist. Es wird deshalb die Gründung 
einer russisch-japanischen Bank zwecks Finanzierung von Han- 
dels- und Industrieunternehmungen geplant. Das Kapital soll 
Yen 10 Mill. betragen, das zu 5 Millionen von japanischen 
Finanzleuten, 2—-3 Millionen von der japanischen Regierung und 
zu 2 Millionen von Russen aufgebracht werden soll. Die Be- 
teiligung der japanischen Regierung will man dadurch gewinnei, 
dass man ihr von russischer Seite bestimmte Konzessionen in 
Aussicht stellt. 


Japanischer Oelbedarf. Die Beschaffung des notwendigen 
Oelbedarfs für die Marine u. a. scheint der japanischen Regie- 
rung Schwierigkeiten zu bereiten. Anträge auf Lieferung von 
200 000 t wurden sowohl von England wie Amerika abgelehnt. 
Die Besetzung der nördlichen Hälfte von Sachalin erfolgte 
nicht zum wenigsten mit Rücksicht auf die dortigen Oelvor- 
kommen. Aus Niederländisch-Indien wird jetzt berichtet, dass 
Anfang September zwischen der holländischen Colonial- 
Petroleum-Gesellschaft in Soerabaya und der japanischen Nihon- 
Petroleum-Gesellschaft ein Abkommen geschlossen wurde über 
den Ankauf grosser Oelfelder in Borneo. 
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BEIPREUNEERENSS Mitteilungen 


des Verbandes für den Fernen Östen. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28 u. 
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Ostasienabend. Mitxlieder und Freunde unseres Verbandes 
sowie sonstige Ostasiaten werden an die nächste gesellige Zu- 
sammenkunit am Dienstag, den 11, Januar 1921, abends 8 Uhr, 
im Bankettsaal des Hotels „Rheingold‘“, Eingang Potsdamerstr. 3, 
erinnert. Herr Dr. Wilhelm aus Tsingtau wird an diesem Abend 
über „Deutsche Kulturaufgaben in China“ sprechen. 

Besondere briefliche. Einladungen werden in Zukunft nicht 
mehr versandt. Sie werden nach Möglichkeit der vorher- 
xehenden Nummer der „Ostasiatischen Rundschau“ beigelegt. 

Generalsekretär Dr. Linde, der seit Oktober erkrankt war 
uyl sich einer schweren Magenoperation unterziehen musste, 
ist jetzt wieder soweit hergestellt, dass er vor wenigen Tagen 
die Klinik verlassen konnte. Herr Dr. Linde, der zurzeit zur 
Erholung in Bayern weilt, wird am 24, Januar seine Tätigkeit 
wieder in vollem Umfange aufzunehmen. 

Bericht aus Tsingtau. Dem Verband für den Fernen Osien 
ist eine ausführliche Darstellung der Liquidationen in Tsingtau 
zugegangen. Dieselbe kann von Interessenten in den Geschäits- 
räumen des Verbandes, Potsdamerstr. 28, während der (e- 
schäftsstunden von 9--4 Uhr cingesehen werden. 


Die Redaktion der 
allen Mitarbeitern, Abonnenten, Lesern 
kKaunten ein glückliches Neues Jahr. 


„Ostasiatischen Rundschau“ wünscht 
und persönlichen Be- 
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Nachstehend bringt die „Ostasiatische Rundschau“ eine Zu- 

sammienstellung der seit 1914 erschienenen Bücher über Ost- 

asien ımter besonderer Berücksichtigung von Kunst und 

Literatur, die der Redaktion von Herrn Dr. Klar, Kunst- 

gsewerbemuseum. zur Verfügung gestellt und von ihr in einigen 
Punkten ergänzt wurde. 


A. Ostaslen. 
1. Kunst. 
Glaser, Kunst ÖOstasiens. 
2. Allgemeines. 
M. von Brandt, China und Japan. Hirzel, Leipzig 1914. 
Aus dem Fernen Osten, Rückblick und Ausblick, 
rheinischen Grossindustriellen. Marcus & Weber, Bonn 1914. 
Willy Haas, Die Scele des Orients, Grundzüge einer Psychologie des 
orientalischen Menschen. Diederichs. Jeua 1916. 


Inselverlag, Leipzig 1920. 


von einem 


Hentig, Meine Diplomatenfahrt ins verschlossene Land. Ullstein, 
Berlin. 246 S. 

Graf Kayserling, Reisetagebuch eines Philosophen. Duncker 
& Humblot, München 1919. 671 S. 

Ernst Schultze, Prostitution bei den gelben Völkern. Marcus 


& Weber, Bonn. 460 S. 
OkakuraKakuzo, Das Buch vom Tee. 
verlag, Leipzig. Nr. 274. 


B. Indien, Indochina, Malayenstaaten. 
1. Kunst. 

Curt Sachs, Musikinstrumente Indiens und Indonesiens, zugleich Ein- 
führung in die Instrumentenkunst. 117 Abb. Georg Reimer. Handbücher der 
Köonigl. Museen. 1915. 

R. Seidenstücker, 
Hamburg 1916. 114 S. 

Karl M)öäring, Kunst und Kunstgewerbe in Siam. 

Karl Döring, Buddhistische Tempelanlagen in Siam. 


Berlin 1916. 2 Rd. 
Paul Westheim, Indische Baukunst. Wasmuth, Orbis pictus. Bd. 1. 


Kari With, Buddhistische Plastık, Anton Schrele, Wien. 2. Aufl. 1920. 
William Cohn, Indische Plastik. Cassırer 1920. 

2. Religion, Philosophie. 
Garbe., 


Aus dem Englischen. Insel- 


Südbuddhistische Studien. Bd. I. Meissner, 


Berlin 1918. 2 Bd. 
Verlag Asien, 


Indien und das Christentum. Tübingen 1914. 


ee 
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Hermann Oldenberg, Lehre der Upanisharen und die Anfänge des 


Buddhismus. Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 1915. 366 S. 

G. Grimm, Die Lehre des Buddha; die Religion der Vernunft. 
München 1915. 

Held, Deutsche Bibliographie des Buddhismus. Hans Sachs-Verlag, 


München 1916. 190 S. j 
H. Oldenberg, Die Religion des Veda. 2. Aufl. Cotta, Stuttgart 1917. 
Hawy.. Buddhismus nach älteren Pali-Werken. Neue Ausgabe von 

R. Schmidt, Münster 1919. 

3, Sprache und Literatur: 
W. Geiger, Pali. Literatur und Sprache. 
Meyer, Das Weib im altindischen Epos. 
Johannes Hertel, Indische Märchen. 


Trübner, Strassburg 1915. 
W. Heims, Leipzig 1915. 
Diederichs, Jena 1919. 


Hans Schacht, Indische Erzählungen. Edwin Frankfurter, Verlag, 
Lausanne und Leipzig 1918. 
4. Politik und Wirtschaft: 

Altred Maas, Quer durch Sumatra. B. Behr, Berlin. 2. Aufl. 


C. China-Turkestan-Tibet. 
1. Kunst: 
Ernst Boerschmann, Baukunst und religiöse Kultur der Chinesen. 
Georg Reimer, Berlin 1914, 
‚Otto Pelka, Chinesisches Porzellan. 
1914. 148 S. 
3. Sprache und Literatur: : . 
H. Rudelsberger, Chinesische Novellen, 2 Bd. Inselverlag, 
Leipzig 1914. _ 
Otto Hauser, Chinesische Geschichte aus der Han-, Tang- und Sung- 
zeit. Alex. Duncker-Verlag, Weimar 1917. 
—H_ Hülle, Das chinesische Schrifttum, 
& Co. 23°S. 
4. Politik, Wirtschalt und Verschiedenes: 
v. Mackay, China, die Republik der Mitte. 
sichten. Cotta 1914. 
Dr. Albert Tafel, Meine Tibetreise, 1. 
Deutsche Verlagsgesellschaft, Leipzig 1914. 346 S. 
Georg Schweizer, China im neuen Gewande, 
schaft im Fernen Osten. Siegismund, Berlin 1914. 244 S. 
Derling, 2 lahre am Hofe von Peking. Aus dem Englischen von 


Schmidt & Günther, Leipzig 


Berlin 1920. Verlag Oesterheld 


Ihre Probleme und Aus- 


Bd. 20 Abb. Union, 


Kultur und Wirt- 


E. Hyne. Heinrich Minden, Dresden 1915. 

A. v. Le Cog: Volkskundliches aus ÖOstturkestan. Dietrich Reimer, 
Berlin 1916. 

Wagner, Aufenthalt und Niederlassung Fremder in China. Curtius, 


Berlin 1918. 

Die chinesische Landschaft. 
Bd. 4. 

F. Perzynski, Von Chinas Göttern. Kurt Wolff, Verlag, München 1920. 


Ernst Wasmuth. Orbis pictus 


J. Hellauer, China: Wirtschaft und Wirtschaftsgrundlagen. Berlin, 
Leipzig 1920, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger. 282 
F. W. Mohr, Gedanken zur neudeutschen Chinapolitik. Strüdersche 


Buchdruckerei, Neuwied 1920. 246 S. 


W. Foth, Der politische Kampf im Fernen Osten und Chinas finan- 
zielle Schwäche. Gotha 1919, Verlag Perthes A.-G. 116 S. 

v. Rheinbaben, Chinesische Verfassung 1900—1917, 
R. v. Deckers Verlag. 93 S. 

A. Nord, Die Handelsverträge Chinas. Leipzig 1920. 214 S. K. F. Koehler, 


Verlag. 
E. Erkes, China, in Perthes Kleine Völker- und Länderkunde. 168 S$. 
Gotha 1919, Verlag Perthes. 


D. Japan, Korea. 
1. Kunst: 
Kümmel, Kunstgewerbe in Japan, R. C. Schmidt, Berlin 1919, 2. Aufl. 
2. Sprache, Politik, Wirtschaft, Verschiedenes: | 

Ringelberger, Japan und Deutschland, ihre kulturellen und po- 
litischen Beziehungen. Winter, Heidelberg 1914. 

Norbert Weber, Im Lande der Morgenstille, Reiseerinnerungen aus 
Korea. Karl Seidel, München 1914, 

F. W. Mohr, Vademecum, Japanische Unterrichtsstunden, Tokio 1918. 
Verlag Geiser u. Gilbert. 250 S. . 

Die Isolierung Japans. Von einem früheren Legationsrat 1M 
Fernen Osten. Charlottenburg 1919. Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik 
und Geschichte. 158 S. , 

Das Problem Japans. Von einem chemaligen Gesandtschaftrat ım 
Fernen Osten. Leipzig 1920. K. F. Koehler, Verlag. 19 S. 

Th. Schuchart, Japans Rüstung für den Handelskrieg. Berlin 1918. 
Verlag Malcomes (früher Siemenroth). 99 S. 

v. Schwarzenegg, Japan und Wir. 
Bruckmann. 44 S. 

O. Schmiedel, Die Deutschen in Japan. Leipzig 1920. K. F. Koebhler. 
370 S. 

P. Ostwald, Deutschland und Japan. 
Simion Nf. 32 S. 

P. Ostwald, Die Grossmächte in Ostasien. Langensalza 1918. 

L. Ulrich, Der Wirtschaftskrieg, Japan. Jena 1917. 


Berlin 1917, 


München 1919, Verlag Hug 


Berlin 1920. Verlag Leonhard 


Dr. F. W. Mohr, „Vademecum — Japanische Uhnterrichtsstunden'. 

Im Verlag von Geiser u. Gilbert, A.-G., Tokio, sind 1918 die „Japanischen 
Unterrichtsstunden‘' erschienen, ursprünglich aus dem Gefangenenlager hervor- 
gegangen und in erster Linie für den Gebrauch der Kriegsgefangenen bestimmt 
gewesen, welche die unfreiwillige Musse in Feindesland dazu benutzen wollten, 
die Landessprache für den gegenwärtigen oder zukünftigen Gebrauch zu er- 
lernen. Da sie bei den Kriegsgefangenen und anderen Deutschen in Japan 
eine günstige Aufnahme fanden, hielt es der Verfasser für seine Pflicht, sie im 
Druck erscheinen zu lassen, der aber durch die Zensur wie durch andere 
Schwierigkeiten um einige Jahre verzögert worden ist. Der Krieg, dieser 
„Vater aller Dinge‘, hat also auch dieses Biüfhlein hervorgebracht, dessen 
Entstehungsgeschichte es schon allein für die Besprechung unmöglich macht, 
jeden seiner Sätze kritisch unter die wissenschaftliche Lupe zu nehmen, wie 
wir es tun müssten, wenn ein Forscher in Deutschland sich in seiner stillen 
Gelehrtenstube an das Unternehmen heranwagen wollte, den vorhandenen, vor- 
trefflichen Lehrbüchern der japanischen Umgangssprache von Lange, Plaut usw. 
ein neues ebenso brauchbares oder noch brauchbareres hinzuzufügen. Etwas 
ganz anderes ist es, wenn ein Kriegsgefangener in den sprachlichen Nöten des 
Gefangepnenlagers die feindliche Sprache selbst erst erlernt und damit wie 
sich selbst so seinen gefangenen Kameraden wertvolle Dienste leistet und dann 
die nun einmal fertig vorliegende Arbeit heraysgibt, um sie für eine weitere 
Oeffentlichkeit nutzbar zu machen. Von einer solchen Arbeit durch eine ge- 
wissenhafte, aber pedantische Kritik abschrecken zu wollen, liegt uns völlig 
fern. Wir sind ausserdem der Meinung, dass jedes Buch mit Freude und mit 
herzlichem Dank für die Mühen des Verfassers begrüsst und willkommen ge- 
heissen werden muss, das statt all der von .neidischen Feinden abgerissenen 
Brücken vom deutschen zum japanischen Volk neue Brücken zu schlagen 
unternimmt. Davon abgesehen, halten wir Dr. Mohrs „‚Vademecum’' für durch- 
aus lebensfähig. Es steht hinsichtlich seiner Brauchbarkeit etwa in der Mitte 
zwischen den Lehrbüchern der Umgangssprache von Plaut und von Seydel. 
Sehr viel gediegener und zuverlässiger als Seydel, bleibt es freilich an wissen- 
schaftlicher Gründlichkeit und Genauigkeit des Ausdrucks hinter dem Plautschen 
Buch zurück, ist dafür aber praktisch brauchbarer und pädagogisch handlicher 
gehalten als dieses. Zu den besonderen Vorzügen des Buches darf sein Vor- 
wort gerechnet werden, das mit höchst dankenswertem Nachdruck auf die 
Notwendigkeit hinweist, sofort mit dem Studium der Sprache auch das der 
Kana-Schrift und der chinesischen Zeichen zu beginnen, und für diesen Zweck 
die wunderhübschen, vom japanischen Unterrichtsministerium herausgegebenen 
Lesebücher für die Elementarschule empfiehlt. Das alte Sprichwort: „Was 
Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr" trifft, wie auf wenig anderes, 
auf das Erlernen der chinesischen Schrift zu, die nur der einigermassen ge- 
wandt zu meistern hoffen darf, der sich sobald wie nur irgendmöglich von der 
Eselsbrücke der lateinischen Umschrift freizumachen wagt und versteht. Leider 
hat der Verfasser — wie für die Bedürfnisse der Kriegsgefangenen begreiflich 
war — es für nötig gehalten, im zweiten Teil seines Buches die lehrreichen 
Uebungsstücke der genannten Lesebücher in lateinische Schrift zu übertragen, 
statt sofort mit ihnen die Erlernung der Kana, deren Darstellung erst ganz am 
Schluss kommt, und die der chinesischen Zeichen zu verbinden. Die Schwäche 
des ersten Teiles dürfte in den Uebungsbeispielen zu suchen sein, die, wie es 
bei der Art der Entstehung ja nicht gut anders sein konnte, von der unüber- 
trefflichen klassischen Echtheit und Eleganz in Altmeister Langes Büchern weit 
entfernt sind und nur zu häufig verraten, dass ihr Verfasser seinen Stoff nicht 
ın der Freiheit aus dem Vollen geschöpft hat, sondern im Gefangenenlager hat 
konstruieren müssen. Sehr wertvoll ist am Schluss die Zusammenstellung der 
wichtigsten Länder- und Städtenamen usw., besonders die Nebeneinander- 
reihung der chinesischen und japanischen Aussprache ostasiatischer Namen. 
Würde diese Aufstellung zu einer grösseren Sammlung erweitert und durch 
Hinzufügung chinesischer Personennamen und Angabe der chinesischen Zeichen 
ergänzt, so würde sie einem oft und tief empfundenen Bedürfnis jeden Lesers 
japanischer Zeitungen abhelfen können. R. Kunze (Tokio). 

Buddhistische Kunst auli Java. 

Im Innern Javas sind uralte Bauwerke erhalten geblieben, die von einer 
durch fremden Einfluss herbeigeführten Hochkultur zeugen, die längst wieder 
verschwunden ist. Indische Kolonisten kamen und fassten die in viele Klein- 
heiten zersprengte javanische Volksmasse gemäss dem indischen gesellschalft- 
lichen, religiösen und geistigen System zu grösseren Einheiten zusanımen, 
rissen sie zu einer gemeinsamen Idee hin, wobei diese Volksmasse willfährig 
gehorchte. Um die Mitte des 8. Jahrhunderts erreichte die vorderindische 
Kultur in Mitteljava eine kaum vollendete schöpferische Reife, doch nach 
einem Bestand von kaum 300 Jahren ging sie plötzlich, wie von heute auf 
morgen, unter. Bald darauf, etwa vom 11. Jahrhundert an, blühte diese 
Kultur an anderer Stelle, im Osten Javas, noch einmal auf, und zwar diesmal 
tiefer mit der malaiischen Seele der Insel verwoben und im 13. Jahrhundert 
von einem neuen Impuls südindischen Lebens erfüllt; doch im 15. Jahrhundert 
stürzte sie abermals zusammen. Jedem, der die Ruinen sieht, fallen ihre 
Schönheit und ihre künstlerische Vollendung in die Augen. Ihre kultur- und 
kunstgeschichtliche Bedeutung völlig klar zu legen, begegnet vielen Schwierig- 
keiten. Das bedeutendste der Bauwerke, das von Boro-Budur, ist eine Stupa, 
worunter man ein pyramidenförmiges Bauwerk versteht, dessen ganzer Unterbau 
nur als Träger und Zugang zu dem Heiligtum auf dem Gipfel zu betrachten ist. 
Die acht Terrassen des Unterbaues stellen den von Buddha gelehrten acht- 
lachen Pfad der Läuterung dar, auf dem der Mensch von Stufe zu Stufe empor- 
steigen muss, um aus dem niederen Erdengetriebe in das Reich des Geistes zu 
kommen. Den Terrassenpfad beleben Bilder in unerschöpflicher Gestaltenfülle. 

Ein an tiefschürfenden Gedanken ungemein reiches Buch über diese Bau- 
werke hat Karl With geschrieben.“ Die ersten Abschnitte desselben gehen den 
kulturgeographischen und philosophischen Grundlagen der altindischen Kunst 

*% Karl With: Java. Brahmanische, buddhistische und eigenlebige Archi- 
tektur und Plastik auf Java. VII u. 186 S. 4°, 165 Abb. u. 13 Grundrisse. 

agen i. W. 1920. Folkwang-Verlag. 
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auf Java nach. With betont die schöpferische Anteilnahme des javanischen 
Geistes an dieser Kunst; ‚selbst dort, wo noch nicht [wie später in Ostjava) 
die beiden Elemente klar als eigene Bestandteile sich gegenüberstehen, wo das 
indische Element auf den ersten Blick das Beherrschende und Eindruck- 
bestimmende zu sein scheint, wird man bald den innewohnenden Geist Javas 
spüren‘. Gerade das javanische Element ist es, das den Grad der Vollendung 
und Schönheit dieser Werke ausmacht und das sie merklich vom Geiste, nicht 
von der Qualität der altindischen, jedenfalls aber der gleichzeitig indischen 
Werke unterscheidet. Die „wundersame Vereinigung von indisch-übersinnlicher 
Vehemenz mit malaiischer Innigkeit, von unromantischer Klarheit mit unbe- 
rührter Phantastik, des indischen Stolzes mit malaiischer Glückhaftigkeit, der 
indischen Konzentration mit der Weichheit malaiischen Lächelns, der visionären 
Zauberkraft Indiens mit der harmonischen Lebensfülle Javas diese Ver- 
mischung hat aus Java einen Märthenwald von Göttern und Tempeln gemacht. 
Indojavanisch bezeichnen wir diese Kunst in ihrer Verschmelzung zweier Rassen, 
die einander so glücklich ergänzen und die ein Spiel der Natur zu einem er- 
schütternden Werke vercinigte‘. In ihren letzten Gründen wird freilich die 
einzigartige Fülle, Reife und Durchbildung der indojavanischen Kunst immer 
ein Rätsel bleiben. 

With unternimmt es, die Ursachen des "Zusammenbruches der indojavani- 
schen Kultur klarzulegen. Er denkt, dass die Formen vorderindischen Lebens 
dem malaiischen Lande ungemäss waren, weil sie vom Mutterboden abgesprengt 
waren und weil der malaiischen Rasse eine starke eigene Potenz der Lebens- 
auffassung eigen ist. Sobald die vorderindische Wanderung nach Java auf- 
hörte, war es auch mit deı Lebensfähigkeit der indojavanischen Kultur vorbei, 
die von dem weitentlegenen Zentrum her genährt werden musste. Das Leben 
auf Java kehrte wieder in die ihm von Natur und Rasse vorgeschriebenen 
Bahnen zurück, es nahm wieder ‚an Stelle der grossen höfischen Zentren die 
patriarchalisch-kommunistische Form der Dorfgenossenschaft an, wirkte sich 
in dem engen Kreis häuslichen Lebens und dörflicher Verpflichtungen aus’', 

Ungünstig für das Erhaltenbleiben der indojavanischen Kultur war ferner 
der Umstand, dass ihr Verbindungsweg von Nord nach Süd verlief, vom Hima- 
laja in die Aequatorzone hinein; deng die tropische Natur begünstigt den jähen 
Wechsel des Lebens und der Kulturen, von ‚„rauschender Fülle und vernich- 
tendem Untergang". 

Wie alle geistigen Schöpfungen Indiens, so sind auch die indojavanischen 
Baudenkmäler metaphysisch vrientier. Aus dem .spekulativen Erkenntnis- 
streben der indischen Menschen erwächst alle ihre geistige und künstlerische 
Auswirkung. Dieses Streben fand ihr Ziel in dem Gedanken, dass die ganze 
Welt ein einziger Komplex ist, der Wirkung nach Realität, der Wesenheit nach 
aber Geist. In der Seele des Menschen liegt die Teilhaftigkeit mit dem Geist, 
dem göttlichen All.. Geist und Materie sind in demselben Sinne wandelbar., 

„bis beide ineinander in einem höheren Sein aufgehen, in dem nur noch der 
Geist herrscht, aber ohne dass der Körper geschmäht und — geschändet wird’. 
Im Menschen ist die Seele als göttlicher Teil frei, ‚die Form aber, unter der 
diese Seele lebt, die das Göttliche ummantelt, gehört der Welt der Materie 
an und damit dem ewigen Kreislauf des Stofflichen, denn die Materie erzeugt 
immer Materie: Seele und Körper aber stehen ja gewissermassen in einem Ab- 
hängigkeitsverhältnis, dessen indirekt proportionaler Charakter im Zustande des 
Nirvana sich als unendlich gross und unendlich klein ausdrückt. So muss auch 
die Seele so lange wandern, bis sie sich selbst vollkommen erlöst hat. Ihre 
Existenzform wird jeweilig bestimmt durch den Grad der seelischen Potenz, die 
Summe ihrer Geistigkeit in der Vorgeburt und ihrer guten Handlungen oder ihrer 
Beschauung. Das Mass der Stofflichkeit aber bestimmt immer wieder Geburt 
in einer ihrem Triebe und ihrer Stärke entsprechenden Lebensschicht. Die 
Stellung des einzelnen ist also niemals Zufall, sondern Schicksal, und nur in- 
sofern ist der einzelne frei, als er im Rahmen seiner Geburt ein Leben führt, 
das je nach Potenz in einer höheren oder tieferen Lebensstufe sich wieder- 
gebiert. So .umfasst ein und dasselbe Prinzip die ganze Welt des Vergangenen 
und Zukünftigen vom niedrigsten Tier bis zum Bodhisattva im Tushitahimmel 
oder in umgekehrter Richtung von einer höchsten Gottheit bis hinunter in 
Formen wie die Eber-Inkarnation des Vishnu. Doch ist der Unterschied in 
beiden Fällen nicht zu vergessen: der Gott nimmt über seine geistige Art 
hinaus frei eine Existenzform an, während die Seele ihrem Karma folgen muss.‘ 
Die Staffelung des All, bis hinauf zu einem unstofflichen Gipfelpunkt, 
welche dem Prinzip immer reiner werdenden Geistes entspricht, ist am Tempel- 
bau von Boro Budur auf Java verbildlicht, der eindruckvollsten Schöpfung 
indojavanischer Kunst. Der grundlegenden Denkart der Erbauer entspricht „die 
zentrale Anordnung, das Bilden von Reihen, das stufenförmige Staffeln und das 
Zusammenfassen aller Vielheiten unter eine oberste umfassende Einheit.“ 

In der indischen Kunst ist alles so sehr dem Methaphysischen eingeordnet, 
dass sie im letzten Grunde nicht auf der treibenden Macht eines künstlerisch 
produktiven Willens, sondern auf der Triebkraft metaphysischer Lustgefühle be- 
ruht, und dass die Formen nicht den ästhetischen sondern den philosophischen 
Gesetzen untertan sind... ‚Dem Formdasein der indischen Kunst kann man 
nur dann gerecht werden, wenn man ihr Wesen aus den metaphysischen Ur- 
bedingungen heraus als notwendig und adäquat erfasst. Das ist ein Akt ge- 
fühlsmässiger Intuition. Aber ein bedenkliches Zeichen für Europa ist es doch, 
dass diese Kunst so lange als eine Kuriosität gelten konnte und dass gerade 
Forscher, denen wir die Kenntnisse der Sprache, Religion und Philosophie 
Indiens verdanken, für diese Kunst keine anderen Urteile übrig hatten, als dass 
sie widernatürlich, geschmacklos, geschlechtlich oder abstrus sei.” Die Kunst 
ist in Indien ein wesentlicher Bestandteil der Religion. Deshalb drückt sich 
dieses Landes künstlerisches Gestalten ‚in einer unerhörten Plastik aus, in einer 
tiefen Lust des Umfassens, des Umspannens.‘' Alles Verbildlichen ist ein Um- 
fassen der Welt im Geiste der Offenbarung. Die Bildform wird bestimmt nicht 
durch Naturanschauung, sondern von der Offenbarung höherer Werte. 

Da alle Formen der indischen Kunst unter dem Banne überwirklicher 
Geltung stehen und ‚alle Elemente des Künstlerischen in der Vision der Offen- 
barung liegen und nicht aus einer sensualistischen Gesinnung heraus entwickelt 
sind, gelangte diese Kunst ohne Abstraktion zu reinen Formwerten, die an 
Grösse, Reinheit und Grundsätzlichkeit den Werten der religiösen oder philo- 
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sophischen Erkenntnisse gleichkommen. Die Formprobleme des künstlerischen 
Ausdrucks müssen denen des philosophischen, religiösen und literarischen Aus- 
drucks parallel laufen, da sich derselbe Geist in allen auswirkt und derselbe 
unumstössliche Glaube, dieselbe Einstellung der Weltgesamtheit gegenüber alle 
diese Formen bestimmt.’’ Dementsprechend sind die Formprinzipien der indo- 
javanischen Kunst Reihenbildung, Terrassenschichtung, Ueberordnung. ,.Das 
Kunstwerk als solches wirkt als ein göttliches Gebilde, und der Künstler als 
Mensch inkarniert sich in seinem Werk zu einer höheren Stufe des Seins. In 
ihm wirkt die göttliche Kraft; das Unbegreifliche der Offenbarung, der ans jen- 
seitige Ufer der Welt gelangten Weisheit, gilt nicht als menschliche Tat, sundern 
als Werk des Göttlichen.' 

Die ausführliche Betrachtung, die With über die Formprobleme der indo- 
javanischen Architektur anstellt, führt ihn vielfach zu einer von der gebräuch- 
lichen abweichenden Formdeutung. Er findet; dass die Architektur — besonders 
im mitteljavanischen Stil — zum Ausdruck grösster künstlerischer Einheit wurde; 
sie entwickelte ibre plastische Monumentalwirkung aus reinen, ungegenständ- 
lichen Formwerten und schuf sich damit eine Basis, die Unendlichkeitsfaktoren 
mit schärfster Prägnanz in einer aufs höchste gesteigerten Wirklichkeitsfiorm 
zu verbildlichen; sie wurde gleichzeitig zum mormmentalsten Ausdruck meta- 
physischer Grundelemente, denn alle architektonischen Formwerte nehmen ihre 
Gültigkeit aus ihrem philosophischen, ihrem überwirklichen Zusammenhang. 
Hinter dieser Architektur steht als formschaffendes Prinzip ein unendliches 
universales Weltgefühl. Diese Architektur ist die Verbildlichung des unend- 
lichen Körpers im unendlichen Raum. 


Ausführlich befasst sich With mit den Hauptproblemen der Plastik der 
indojavanischen Kunst. Der starken und oft plötzlichen Wandelarbeit der 
Formen ist nicht immer leicht zu folgen. Es ist besonders schwer, sich nach 
der einfachen und tiefen Schönheit und der klaren Anschaulichkeit der Boro- 
Budurwerke in die seltsame Phantastik, Verzweigtheit und Schwere der osl- 
javanischen Werke zu versenken. Aber man darf das Eine nicht gegen das 
Andere ausspielen, dena in all diesen Werken lebt die gleiche Wahrhaftigkeit 
und Gültigkeit. Schliesslich schreibt With: „Der Typus des Eotwicklungs- 
ablaufes der javanischen Kunst ist nicht ein allgemein-gesetzlicher wie In der 
ägyptischen, indischen und chinesischen Kunst, auch nicht ein sekundärer wie 
in der griechischen, frühchristlichen, mittelalterlich-westeuropäischen und ja- 
panischen, sondern ein lokalbedingter, unter Wechsel des rassenmässigen 
Trägers. Die javanische Kunst ist eine Grenzerscheinung, im Sinne der Oase, 
eine lokale Kulturinselbildung im Meere tropischer Naturvölker: im Anfang 
indische Kolonialkunst auf javanischem Boden, am Ende malaiisch-javanische 
Volkskunst auf indischem Boden, d. h. auf dem Moränenschutt des indischen 
Kulturstromes, der sich über Java ergossen und dort seine Sedimente abge- 
lagert hatte. Nur so ist es zu verstehen, dass das Entwicklungsgesetz der 
künstlerischen Gestaltung auf Java in umgekehrter Rejhenfolge erscheint als 
etwa in Griechenland oder in China; hier steht das vollplastische, frei- 
modellierte, universalempfundene und beobachtungsmässig entwickelte Gott-Bild 
am Anfang und das blockhafte, analytisch zerlegte, isoliert empfundene und 
vorstellungsmässig erfundene Götter- und Geister-Symbol am Ende der Ent- 
wicklung.‘ H. Fehlinger. 


Allgemeiner Teil: 


Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: Dr. F.W. Mohr. 


— Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftieiter Arthur Di 


verantwortl.Schriftleiter: Dr.F.W.Mohr: für die Anzeigen:B. Langer; sämtlich in Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.m.b.H., Berlin $ 


Ostasien-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg 
nach Singapore, Hongkong, Shanghai, 
Yokohama una Kobe 


mit Gütern in Durchfracht nach 
Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, 
Dairen, Wladiwostock usw. 


„Atlas Maru* . . . . 830. Dezember 
Der Dampfer liegt in Ladung. 
.„Argun Marur . . . . 25. Januar 1921 
„Andes Marur*. . . . . im Februar 1921 
„Havana Maru* . . . . im März 1921 
.„Havre Maru* . . . . im April 1921 


Änderungen vorbehalten. 
Lagergelidfreie Güterannanme: Asia-Kal, Schupp»n 36. 


Nähere 
Auskunf erteilt 


Des! 


Osaka Shosen Kaisha 


(Japanische Dampischiffahrts-Gesellschaft) 


Java-Dienst 
Von Hamburg direkt nach 


Port Said, Padang, Balavia, Samarang, Soerabaya 


mit Gütern in Durcnfracht nach anderen Häfen 
Niederländisch-Indiens z 


D. „Java Marur . . . .„ im Januar -1921 


Mittelmeer - Dienst 


Von Hamburg direkt nach 
Marseille und Genua 
D. „Java Maru= ... 


Änderungen vorbehalten. 
Güterannanme: Asla-Kai, Schuppen 36, 


im Januar 1921 2 


„TH. LIND, HAMBURG +23: ,; 


Fernsprecher: Hansa 3229 und 32530. 


Rudolf Strauss 


Berlin-Schöneberg, Ebersstr. 76 


TeLl-Adresse: Rubberrustra, Berlin 
A.B.C. Code 5h Edition 


QAUIODUAHERGLDARTRRGROSDDORGADDADLORORODIROOLEGUOGARDBOBDAUROLLRDDOLGDORDSTORRDETLERERDADILLIRES 


Werkzeuge « Maschinen 
Motoren aller Art 


Chemische Rohprodukfe 
rı U. Halbfabrikafe Import 


Expo 


DEUTSCHE INDUSTRIE“ 


Zeitschrift des Reichsverbandes der Deutschen Industrie 
=. Verlag Berlin SW 19, Krausenstraße 38-39 - - 


Das Blaft der Industriellen 
Deutschlands 


Wer Verbindungen bzw. eine Stellung in der Industrie 
sucht, benutzt mit Aussicht auf Erfolg diese Zeit-- 
schrift, da sie von den Industriellen selbst oder den 
leitenden Beamten der Industrie regelmäßig gelesen wird. 


m 


EEE EEE EEE EEE EEE 
mm Allgemeiner und politischer Teil |lllllilIN 


Japan und Amerika. 
Von R. Kunze (Tokio). 


In-den letzten Monaten ist die ganze Welt mit Meldun- 
gen über den Gegensatz zwischen Japan und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika überschwemmt worden, durch die 
der Eindruck erweckt wird, als sei ein bewaffneter Zu- 
sarmmenstoss zwischen den östlichen und westlichen An- 
wohnern des Stillen Ozeans mindestens in absehbarer Zu- 
kunft unvermeidbar. Soweit diese Nachrichten aus Amerika 
stammten, waren sie teils ein Ausfluss der Kämpfe um die 
Präsidentenwahl, in denen alle Parteien der ewig japanfeind- 
lichen Stimmung in den Weststaaten zu Wahlzwecken Vor- 
schub geleistet haben. Teils waren sie in Finanzspekula- 
tionen: begründet, insofern die amerikanische Finanz zur Zeit 
der japanischen Tee- und Rohseiden-Ausfuhr ein Interesse 
hatte, die Valuta des japanischen Gold-Yen, die gegenwärtig 
günstigste. Währung aller Ueber-Pari-Länder, durch Kriegs- 
gerüchte etwas herabzudrücken. Teils halfen diese Kriegs- 
gerüchte der amerikanischen Rüstungsindustrjie, in der Zeit 
fast allgemeiner Steckung der amerikanischen Ausiypr, 
wenigstens von der eigenen Regierung zu verdienen. 


Zum grössern Teil aber gingen die Gerüchte von Japan 
aus und waren dort Ausfluss der taktischen Haltung, welche 
die Tokioer ‚Regierung und unter ihrem Einfluss die grosse 
Mehrzahl aller Zeitungen angesichts der kalifornischen Frage 
eingenommen haben. Wie schon so oft in den letzten andert- 
halb Jahrzehnten, haben die Kalifornier wieder einmal den 
Versuch gemacht, dem wirtschaftlichen Vordringen der 
Japaner in ihrem Staat ein Ziel zu setzen, und hatten für 
Anfang November eine Volksabstimmung angesetzt, die den 
im Lande ansässigen Japanern die letzte Möglichkeit nehmen 
sollte, alle früheren Gesetze gegen den Erwerb und Besitz 
von japanischem Grundeigentum zu umgehen. Japan hat 
gegenüber der inzwischen erfolgten Volksabstimmung in 
Kalifornien, die natürlich das von ihren Urhebern angestrebte 
Ergebnis gehabt hat, keinerlei diplomatische Schritte unter- 
nommen, in. der Erwartung, dass die zwischen Tokio und 
Washington schwebenden allgemeinen Verhandlungen zu 
einem Vergleich in der kalifornischen Angelegenheit führen 
werden. Wie der Minister des Aeussern Graf Uchida aber 
im Reichstag erklärt hat, behält sich Japan für den Fall, dass 
die Verhandlungen dieses Ergebnis nicht haben sollten, volle 
Handlungsfreiheit gegenüber der kalifornischen Streitfrage 
vor. Den Vergleich denkt sich die japanische Oeffentlichkeit 
etwa in der Richtung, dass bereits begründete japanische 


. Rechte in Kalifornien unangetastet bleiben, aber keine neuen 


mehr begründet werden können und überhaupt jede japa- 
nische Einwanderung von Kalifornien ferngehalten wird. 


An sich ist die kalifornische Frage weder für 
Japan noch für die Vereinigten Staaten eine Lebensfrage. 
Solange Japan selbst den Ausländern das volle Grundeigen- 
tum vorenthält, kann es sich nicht wundern, wenn Kalifornien 
von seinem Hausrecht Gebrauch macht. Weder Japans Ehre 
noch die Gleichberechtigung aller Rassen, zu deren Vor- 
kämpfer sich Japan auf der Versailler Konferenz gemacht 
hat, ist irgendwie von den Kaliforniern angetastet worden. 
0 wertvoll für Japan ‘die Spargroschen der japanischen 
Gärtner und Landarbeiter aus Kalifornien sind, für seine 
Wirtschaft sind sie im Grunde doch entbehrlich. Und als 
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Siedlungsgebiet für die Massen des japanischen Bevölke- 
rungs-Ueberschusses kommen die amerikanischen Weststaaten 
schon seit gut einem Jahrzehnt nicht mehr in Betracht; 
zählen in ihnen allen die sämtlichen Japaner doch nicht mehr 
als einige Hunderttausend, während der Geburten-Ueber- 
schuss in Japan jedes Jahr über eine halbe Million ausmacht. 
Einzig aus „Prestige“-Gründen liegt Japan daran, die wirt- 
schaftliche Stellung seiner Ausgewanderten durch den obigen 
Vergleich ein wenig zu schützen, und zur Durchsetzung dieses 
Vergleichs soll die Taktik helfen, in Reden, Zeitungsaufsätzen 
und Telegrammen durch eine möglichst drohende und ent- 
schlossene Haltung Eindruck auf die Amerikaner zu machen. 


Von solcher japanischen Propaganda sind dem deutschen 


Zeitungsleser vornehmlich die Reuterschen Telegramme 
aus Tokio zu Gesicht gekommen, und da er sie für englische 
Telegramme hält und die japanische Taktik nicht durchschaut, 
so erwecken sie weithin den Eindruck, als werde von eng- 
lischer Seite mit Macht zum japanisch-amerikanischen Kriege 
gehetzt. Für eine englische Kriegstreiberei liegen aber bis- 
her wenigstens keinerlei Beweise vor. Die Reuterschen 
Telegramme gaben einesteils nur die tatsächliche schroffe 
Haltung der japanischen Oeffentlichkeit wieder, andernteils 
sind sie bekanntlich gar keine englischen, sondern halbamt- 
lich japanische Meldungen. Denn im Jahre 1914 hat die 
halbamtliche japanische Agentur Kokusai Reuter ausgekauft 
und unter anderm durchgesetzt, dass Reuter nur noch solche 
Meldungen aus Tokio verbreiten’darf, die er von der Kokusai 
erhält; mit andern Worten: die halbamtlich japanische Ko- 
kusai darf unter dem Deckmantel von Reuters englisch 
scheinendem Namen für Japan günstige Telegramme in der 
Welt verbreiten. Als halbamtlich japanische Meldungen 
aber mussten die Reuterschen Telegramme aus Tokio folge- 
richtig an der allgemeinen Taktik der entschlossenen Haltung 
teilnehmen. 

‘ England nat auscheinend, wenigstens für absehbare Zeit, 
kein Interesse daran, Japan in einen Krieg mit Amerika zu 
verwickeln, der, wie die Dinge heute liegen, für Japan leicht 
verhängnisvoll werden kann. Niemand zweifelt daran, dass 
Japan, ganz besonders im Anfang des Krieges, die amerika- 
nischen Besitzungen in den ostasialischen Gewässern in 
raschem Siegeszuge überrennen kann; aber damit ist der 
Friede nicht zu erzwingen, und für einen längeren Krieg 
fehlen Japan die gesicherte Volksernährung, der Ueberfluss 
an Rohstoffen, besonders Kohlen, Baumwolle, Eisenerzen und 


Petroleum, von denen schon wenige Wochen moderner _ 


Kriegführung ungeheure Massen verschlingen, und vor 
allem fehlt Japan die Freundschaft des chinesischen Volkes, 
dessen Gunst die Mängel zu einem guten Teil ausgleichen 
könnte. Die soziale Frage bietet zwar für Japan bei weiten 
nicht so grosse Gefahren und Schwierigkeiten, wie sie ge- 
wöhnlich hingestellt werden, da die starke Erregung der 
Arbeitermassen vom vorigen Winter und Frühjahr mit dem 
plötzlichen Abbau der Kriegswirtschaft zusammenhing und 
bereits abgeflaut ist, die eigentliche Arbeiterbewegung in 
Japan aber erst in den ersten Anfängen steckt. Dennoch 
darf wohl mit Sicherheit angenommen werden, dass Japan 
einen langen Krieg bei weitem nicht so viele Jahre wird 
aushalten können, wie es das deutsche Volk im Weltkrieg 
vermocht hat. | 

England aber hat, wie gesagt, für absehbare Zeit an- 


22 


scheinend keinen Anlass, ein solches Verhängnis auf Japan 
herabzuziehen und überhaupt Japans Stellung zu erschweren. 
Japan und England sind Verbündete, und die deutsche 
Oeffentlichkeit wird gut tun, Bündnisse mit England nicht 
immer ausschliesslich unter dem Gesichtspunkt des „perfiden 
Albion“ zu betrachten. England ist unter Umständen sehr 
wohl der treue Freund seiner Freunde, zumal wenn sein 
eigenes politisches Interesse das erfordert. Und Japan hat 
bisher kein Recht, sich über mangelnde englische Vertrags- 
treue zu beklagen: im Gegenteil hat England wiederholt 
gegenüber kleinen japanischen Zweideutigkeiten weitgehende 
Nachsicht geübt. Gewiss, Japan ist unter anderm auch 
Englands wirtschaftlicher Nebenbuhler und hat zum Beispiel 
im Krieg den grössten Teil des englischen Handels mit China, 
Südost- und Südasien, Australien, Indien und Südafrika an 
sich gerissen; aber England hat sich noch nie durch wirt- 
schaftliche Interessen von den leitenden Grundsätzen seiner 
grossen Politik abbringen lassen, sehr zum Aerger der eng- 
lischen Kaufleute in China, denen das Bündnis mit Japan 
von je her ein Dorn im Auge gewesen ist. Und schliesslich 
hat England einen grossen Teil des im Kriege an Japan ver- 
lorenen Handels bereits wieder einzubringen vermocht. 
Jedenfalls hat England in und seit dem Krieg Japan nirgends 
aussenpolitische Schwierigkeiten bereitet, vielmehr sein Vor- 
gehen in. Nordchina, in Sibirien und auf Sachalin jederzeit 
gefördert. 

Das englisch-japanische Bündnis läuft noch bis zum 
13. Juli 1921 fort. Die Verhandlungen wegen seiner Er- 
neuerung, die bereits seit dem Waffenstillstand im Herbst 
1918 vor sich gehen, bereiten Schwierigkeiten einmal wegen 
der Festsetzung der Gegenleistung, die England für den von 
Japan zu gewährenden Schutz der englischen Stellung in 
Indien bieten soll, dann aber und hauptsächlich wegen des 
Gegensatzes zwischen den auscinandergehenden Interessen 
Grossbritanniens einerseits und seiner Dominien Kanada, 
Australien und Neu-Seeland anderseits. Wir werden von der 
Haltung der Dominien weiter unten sprechen. Wenn das 
englische Mutterland seinen Willen durchsetzen kann, dann 
ist anzunelimen, dass das Bündnis rechtzeitig erneuert, jeden- 
falls aber stillschweigend verlängert werden wird. Denn 
England kann für abschbare Zeit das japanische Bündnis 
nicht entbehren, da es ihm zu bedeutende Vorteile gewährt. 
Als Verbündeter Japans und in der Entente mit Frankreich 
umspannt England mit Riesenarmen den gesamten europäisch- 
asiatischen Kentinent und kann in jedem seiner Teile von 
Osten wie von Westen her bewaffnet eingreifen. Gegenüber 
den immer mächtiger werdenden amerikanischen Rüstungen 
zur Sec, die offensichtlich die englische Sceegeltung zum Wett- 
bewerb herausfordern, hat England ein Interesse, wenn der 
Druck der amerikanischen Kriegsflotte zur Hälfte durch das 
Dasein der verbündeten japanischen Flotte in den Stillen 
Ozean verlegt wird. Durch das Bündnis wird ferner Japan 
an der Seite Englands festgehalten und kann während seiner 
Dauer nicht die starke Stellung an der Spitze aller farbigen 
Völker einnehmen, auf die cs in Versailles durch seinen 
Rassen-Antrag leise drohend hingewiesen hat. Und ebenso 
hält das Bündnis für die Dauer seiner Geltung den japanisch- 
australischen Gegensatz in der Schwebe, der durch den Aus- 
gang des Weltkrieges eine Zuspitzung erfahren hat. 

Seit dem Weltkrieg ıst Deutschland als Besitzer der 
Inselgruppen ausgeschieden, die im Stillen Ozean mitten 
zwischen den Gebicten Japans im Norden, Australiens im 
Süden und Amerikas im Osten und Westen gelegen sind. 
Die Gebicte der drei Mächte stossen jetzt nahıc dem Aequator 
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_ australischen Handel starken Abbruch getan, 


unmittelbar aufeinander. Während aber der Erwerb der 
nördlichen deutschen Inseln durch Japan zwar dem englisch- 
sonst aber 
Japans geographisch bedingte politische und strategische 
Stellung zu Australien ziemlich unberührt gelassen hat, .hat 
er die strateeisch-politische Stellung Japans zu Amerika 
durchaus zum Nachteil des letzteren umgestaltet. Die von 
Ost nach West gerichtete strategische Aufmarschstellung der 
Vereinigten Staaten im Stillen Ozean, die vom Panama- 
Kanal und vom Golden Gate über Samoa und Hawaii nach 
Guam und den Philippinen geht, wird jetzt nicht nur an «der 
Spitze von der japanischen Aufmarschlinie im Westen ge- 
troffen, die von Kyushu über die Ryukvu-Inseln und Formosa 
gegen die Philippinen führt; sondern eine zweite japanische 
Aufmarschlinie schneidet jetzt in der Verlängerung der 
Tokioer Bucht über die Bonin- Inseln, die Karolinen-, Maria- 
nen- und Palau-Inseln die amerikanische Linie mitten durch 
und hält den wichtigen amerikanischen Brückenpfeiler Guam 
geradezu von allen Seiten umschlossen. Ein solches geo- 
graphisch-strategisches Verhältnis, das noch durch die von 
Yap und Guam auslaufenden Kabel und die beiderseitigen 
Telefunkenstationen und Befestigungen erschwert wird, ist 
auf die Dauer unhaltbar, je mehr die japanische Auswande- 
rung die Südsce-Inseln erobert und sich auch immer weiter 
un die amerikanischen Inselgebiete ausbreitet. 

Japan wird auf den deutschen Inseln nicht als Eroberer, 
sondern als ein grösserer Bruder begrüsst, der die von den 
Deutschen gesäte reiche kolcnisatorische Ernte einbringt, 
anscheinend im Fluge die Herzen der Eingeborenen gewinnt 
und mit der Zeit die ganze, der japanischen verwandte Be-_ 
völkerung der Inseln mit seiner Rasse zu verschmelzen im 
Begriff ist. Hier erfolgt anscheinend mit Naturgewalt der 
Rückschlag gegen vorgeschichtliche Bewegungen, der auf 
Rassen-Zusammenhängen in der Urzeit beruht, und der 
Traum von einem japanischen Dreihundert-Millionen-Reich 
der Zukunit, das sich über die ganze Inselflur der Südsee 
erstreckt, erscheint als das Gegenteil einer phantastischen 
Utopie, soweit er nicht .die in europäischem und amerikani- 
schem Besitz befindlichen Inseln und Halbinsein am und im 
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Australien mit umfasst. 

“ Alle diese Inselgebiete scheinen von der Natur selbst für 
die Aufnahme des japanischen Geburten-Ueberschtsses be- 
stimmt zu sein, und die Ausbreitung der japanischen Aus- 
wanderung über diese Inseln findet anscheinend in dem 
Willen der fremden Besitzer seine einzige Schranke. Dort 
und in den amerikanischen Weststaaten geliemmt, aber kann 
der japanische Geburten-Ueberschuss nur noch in den nörd- 
lichen, ziemlich menschenleeren Gegenden Altjapans oder auf 
Hokkaido und Sachalin, in Korca, der Mandschurei und Ost- 
sibirien Aufnahme finden. In allen genannten nördlichen 
Gebieten aber steht der japanischen Ansiedlung der süd- 
ländische Volkscharakter der Japaner mit seinem konserva- 
tiven Festhalten am halbtropischen Haus- und Reisbau und 
sciner geringen Widerstandskraft gegen Kälte im Wege, einer 
Massen-Einwanderung in China und Korea aber die über- 
legene Begabung der Chinesen und Koreaner für Landwirt- 
schaft und Viehzucht. Da aber Japan weder den Willen 
ncch die Kraft zu haben scheint, diese in seinem Volks- 
charakter liegenden Gründe gegen eine Ausbreitung nach 
Norden und Westen zu beseitigen, bleibt ihm nur dasselbe 
Aushilfsmittel, mit dem Deutschland seine stetig wachsende 
Bevölkerung auf zu engem Gebiet zu ernähren versucht, 
nämlich gesteigerte Industrialisierung. 


Für eine grosse Industrie aber fehlen Japan im Inland 
die natürlichen Voraussetzungen, nämlich: Rohstoffe, Boden- 
schätze und genügende Kaufkraft des eigenen Volkes. Japan 
ist also wirtschaftlich durchaus abhängig vom Ausland, von 
dem es infolge Vernachlässigung seiner Landwirtschaft einen 
Teil seiner Lebensmittel, hauptsächlich Reis, ferner die wich- 
tigsten Rohstoffe, nämlich Kohle, Eisen und Rohbaumwolle, 
beziehen und das den grössten Teil der Industrieerzeugnisse 
aufnehmen muss. Rohbaumwolle bezog Japan bisher haupt- 
sächlich aus Indien und Amerika, Wolle aus Australien; um 
sich hinsichtlich beider unabhängiger von den angelsächsi- 
schen Ländern zu stellen, hat es, neben gesteigertem Anbau 
von Baumwolle im eigenen Land, besonders in Korea, China 
veranlasst, grosszügig Baumwolle anzubauen, und hat in der 
Mongolei ‚gemeinsam mit China grosszügige Schafzüchtereien 
angelegt, da die Schafzucht im Inland nicht gedeiht. Ebenso 
ist China Japans Hauptlieferant für Kohle und Eisen. Ausser- 
dem aber ist China Japans grösster Abnehmer von Industrie- 
produkten; allein an Baumwollwaren gehen sechzig vom 
Hundert der gesamien japanischen Ausfuhr nach China. 
Nächet Baumwollwaren ist Roliseide der wertvollste japa- 
nische Ausfuhrartikel; er wird grösstenteils von den Ver- 
einigten Staaten aufgenommen, kann dort aber als Luxus- 
einfuhr jederzeit verboten werden. Somit ıst die japanische 
Wirtschaft wohl oder übel vollkommen auf China angewiesen, 
und ein Verlust des chinesischen Absatzmarktes würde nicht 
weniger bedeuten, als eine völlige Zerrüttung der gesamten 
japanischen Wirtschaft. Nun wird aber der chinesische Markt 
Japan nicht nur von England, sondern, und zwar seit dem 
Kriege in gewaltig gesteigertem Mass, von Amerika streitig 
gemacht, dem jetzt der europäische Markt verschlossen ist 
und das für seine riesigen Ernteüberschüsse und seine neue 
Handelsflotte natyurgemäss neue Märkte sucht. Nun rich- 
teten sich Amerikas Handel und Industrie schon unter den 
letzten republikanischen Präsidenten Roosevelt und Taft kräf- 
tig auf den ostasiatischen Markt ein, den ihnen die demokra- 
tische Präsidentschaft Wilsons wieder verschlossen hat; je 
mehr aber neuerdings die Republikaner an Einfluss gewinnen, 
desto stärker macht sich der amerikanische Wettbewerb in 
China bemerkbar, und desto mehr treten die Vereinigten 
Staaten Japans wirtschaftlichen und politischen Plänen auf 
dem asiatischen Festland störend und hemmend in den Weg. 
Amerika hat für solche Zwecke vorzügliche Werkzeuge an 
seinen Missionaren in China und Korea und an den von 
diesen abhängigen Christlichen Vereinen Junger Männer, die 
überall den Gegensatz zwischen China und Japan und 
zwischen Japanern und Koreanern verschärfen und, neben 
England, das meiste zum Stillstand des japanischen China- 
handels infolge des chinesischen Boykotts aus Anlass der 
Schantungfrage beigetragen haben. 

Nun ist aber, wie gezeigt, für Japan die ungehemmte 
Steigerung seines Absatzes in China geradezu eine Lebens- 
frage seiner Wirtschaft, die, wenn sie ernstlich gestellt wird, 
selbst das Wagnis eines gefährlichen Krieges gebieterisch 
eriordert. Japan hat immer wieder vergeblich versucht, die 
Amerikaner von diesem Stand der Dinge zu überzeugen, 
für die der Absatz nach China wohl recht angenehm, nie 
aber eine Lebensfrage ist. Japan ist ferner dauernd bestrebt 
gewesen, allen Reibungen mit Amerika auf dem chinesischen 
Markt sorglich aus dem Wege zu gehen, so durch weit- 
gehende Nachgiebigkeit in der Frage des Bank-Konsortiums, 
so durch wiederholte Vorschläge zu gemeinsamem japanisch- 
amerikanischen Zusammenarbeiten in China, wobei Amerika 
das Kapital, Japan seine besseren Kenntnisse und’ Beziehun- 
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gen beisteuern sollte. Amerika ist allen solchen Vorschlägen 
unzugänglich gewesen, und es sieht nicht so aus, als ob sich in 
Zukunft Reibungen in China dauernd könnten vermeiden 


lassen. 


Aehnliche Keime zu gefährlichen Zusammenstössen wie 
der chinesische Markt, freilich in weit geringerem Mass, 
bergen die amerikanisch-japanischen Beziehungen zu Sibirien, 
zu Sachalin, zur Mandschurei und Mongolei, zu Korea und 
Schantung, zu Mexiko, ferner, wie schon erwähnt, auf den 
Südseeinseln und in den amerikanischen Weststaaten, und 
neuerdings noch die Jonessche Schiffahrts-Akte. Bekannt- 
lich hat die Moskauer Sowjet-Regierung, wie Lenin offen zu- 
gegeben hat, durch ihre dem Milliardär Vanderlip vorge- 
schlagenen Konzessionen den japanisch - amerikanischen 
Gegensatz zu verschärfen bezweckt, um Amerika gegen Japan 
auszuspielen und sich an Japan für die Unterstützung 
Koltschaks und für die Besetzung der Küstenprovinz und 
Nordsachalins zu rächen. Lenin hat aber damit eine Nieder- 
lage erlitten und viel von seinem vorher recht beträchtlichen 
Ansehen in Japan eingebüsst; denn in der Beantwortung des 
japanischen Hinweises auf die zwischen Japan und der Zaren- 
regierung abgeschlossenen Fischereiverträge hat Washing- 
ton erklärt, es denke nicht daran, die Vanderlipschen Gerecht- - 
samen zu genehmigen, die übrigens in der amerikanischen 
Oefientlichkeit recht abweisend aufgenommen worden sind. 
Freilich sind sich Japan und Amerika all dieses gefährlichen 
Zündstoffes zwischen ihnen voll bewusst, und da mindestens 
für den Augenblick keines ein Interesse an einem kriegerischen 
Zusammenstoss hat, so dürfte ein solcher wohl für die 
nächste Zukunft vermieden werden. Aber beide rüsten mit 
gewaltiger Kraft, und zwar zu Lande wic zu Wasser, denn 


‚für Japan würde ein Krieg mit Amerika vermutlich zu einem 


Zweifrontenkrieg mit China als zweitem Gegner werden. Was 
Japan angeht, so beträgt sein Haushalt nach der dem Reichs- 
tag zugegangenen Vorlage nicht weniger als 1,562 Millionen 
Yen, wovon allein 263 Millionen auf das Landheer und 
562 Millionen Yen auf die Marine entfallen. Das bedeutet 
eine Steigerung der Ausgaben für die Armee um 50 Millionen, 
für die Flotte um 125 Millionen Yen. Die amerikanischen 
Rüstungen bewegen sich in verhältnismässig noch rascherer 
Gangart aufwärts. Es ist daher zu verstehen, wenn im 
Washingtoner Senat ein Antrag Borah beraten wird, nach 
dem Amerika, Japan, England, Frankreich und Italien wegen 
einer Einschränkung der Rüstungen wenigstens zur See ver- 
handeln sollen. Natürlich macht, wie Japan Amerika, so 
auch Amerika Japan für das rasche Tempo der Rüstungen 
verantwortlich und meint, Japan würde keinerlei Anlass zur 
Verstärkung seiner "Kriegsflotte haben, wenn es nicht nach 
der Seeherrschaft im Stillen Ozean strebte. Sogar Japans 
angebliche Bereitwilligkeit, auf eine Flottenbaupause einzu- 
gehen, wird in Amerika als ein Versuch verdächtigt, Rüstungs- 
massnahmen in Gestalt von Anlagen für die Flotte am Lande 
durch anscheinend kommerzielle Unternehmungen für die 
Handelsschiffahrt zu verschleiern. So enthält auch die 
Rüstungsfrage wieder Stoff genug zur Verschärfung des 
Gegensatzes, und allein schon das.gewaltige Gewicht der 
Rüstungen könnte eines Tages Anlass zum Losschlagen 
werden. 

Sehr zweifelhaft ist die Haltung, die England im Falle 
eines kriegerischen Zusammenstosses zwischen Japan und 
Amerika einnehmen dürfte. Es ist sehr misslich, in dieser 
Frage den Propheten spielen und in Englands, in aussen- 
politischen Dingen ebenso grosszügig brutales wie borniert 
kurzsichtiges Gehirn hineinschauen zu wollen. In seiner 
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Geschichte scheint England, ähnlich wie das Römerreich, 
grundsätzlich mit dem schwächeren gegen den stärkeren von 
zwei Gegnern und Nebenbuhlern zu gehen; und wenn Japan 
nicht wenigstens den Glauben hat, dass England hinter ihm 
stehe, wird es sehr schwer zu dem Wagnis des Kampfes zu 
bringen sein. 

Allem Anschein nach ist Englands Gegensatz zu Amerika 
sehr viel schärfer, als der zu Japan, und das scheint auch 
die vorwiegende Auffassung in Japan zu sein. Aber einer 
offenen‘ Unterstützung Japans durch England stehen die 
engen Beziehungen des englischen und amerikanischen Gross- 
kapitäls, die Unfassbarkeit eines englisch-amerikanischen 
Krieges für die englische öffentliche Meinung und die weit- 
gehende Rassen- und Kulturgemeinschaft der angelsächsi- 
schen Völker entgegen, und da es Tausende von, Abstufungen 
der Neutralität gibt, wird England wohl dafür sorgen, dass 
ein Zusammenstoss nur und erst dann erfolgt, wenn dies in 
seinem Interesse liegt, und nicht eher wieder aufhört, als 
bis sich beide Kämpfer so weit geschwächt haben, dass Eng- 
lands Interesse ein Einhalten gebietet. Allerdings hat vor 
kurzem der japanische Botschafter in London Baron Hayashi 
einem Mitarbeiter der „Times‘“ gegenüber erklärt, zwischen 
Japan und England bestehe kein Geheimabkommen, und Eng- 
land werde keinesfalls Japan in einem undenkbaren Kriege 
zwischen Japan und Amerika unterstützen, da das englisch- 
japanische Bündnis lediglich bezwecke, Japans und Eng- 
lands territoriale Rechte und Interessen in Ostasien und 
Indien wahrzunehmen. 

Auf der andern Seite machen sich seit dem Weltkrieg in 
immer wachsendem Mass innerhalb des britischen Weltreichs 
die Interessen der Dominien gegenüber denen des Mutter- 
-landes geltend, vor allem die Kanadas, Australiens und Neu- 
Scelands. Durch die Presse gingen vor kurzem Meldungen, 
wonach die genannten drei' Dominien mit den Vereinigten 
Staaten über gemeinsame Massregeln gegenüber der japani- 
schen Einwanderung verhandelten. Auch in manchen ande- 
ren Hinsichten fühlen sich die drei Dominien den Vereinig- 
ten Staaten enger verbunden, als dem englischen Mutterland. 
Seit Jahresfrist ist die Rede von kanadischen Bestrebungen, 
einen eigenen Botschafter in Washington zu unterhalten, die 
von der englischen Presse, und wohl mit Recht, als Ausfluss 
der Absicht, Kanada allmählich von England loszulösen, an- 
gesehen werden. Ferner soll, nach der „Vossischen Zeitung“, 
der „United Telegraph“ eine Meldung aus Sidney veröffent- 
licht haben, wonach die australische Regierung bereit sei, ihre 
Flotte näher mit denen Kanadas und Neu-Seelands zu verbin- 
den, damit dieses Geschwader gemeinsam mit ‘der amerikani- 
schen Flotte den Schutz des Stillen Ozeans übernehmen könne. 
Eine Londoner Meldung von einem beabsichtigten Flotten- 
bündnis zwischen Kanada und den Vereinigten Staaten hat 
zwar der amerikanische Marinesekretär Daniels in Abrede ge- 
stellt, nicht aber die gleichfalls von der „Vossischen Zeitung“ 
vemeldete Tatsache, dass das kanadische Geschwader die 
Falırt nach dem Stillen Ozean angetreten hat, um dort mit 
cinem amerikanischen Geschwader gemeinsame Manöver 
vorzunehmen, wofür die amerikanische Regierung die Durch- 
fahrt durch den Panamakanal gestattet hat. Jedenfalls kann 
die IHlaltung der britischen Dominien noch Ü'eberraschungen 
von unabsehbarer Tragweite zur Folge haben. Im Gegen- 
satz dazu dürfte bei einer weiteren Zuspitzung des Ver- 
haltnisses zwischen Japan und Amerika noch die Haltung 
einiger, den Vereinigten Staaten nicht gerade freundlich ge- 
sinnten südamerikanischen Republiken von Bedeutung wer- 
den, vor allem die von Chile mit seiner ausgesprochenen 


Freundschaft für Japan, die bei der Stärke der chilenischen 
Flotte und Chiles geographischer Lage in der Flanke der 
Vereinigten Staaten immerhin ins Gewicht fallen könnte. 

Mit aller Bestimmtheit dagegen darf gesagt werden, dass 
ein japanisch-amerikanischer Krieg nicht nur nicht im deut- 
schen Interesse liegt, sondern im Gegenteil den deutschen 
Interessen höchst schädlich sein würde. Es wäre ein kind- 
licher Standpunkt, wollte man jeder Veränderung auf dem 
weltpolitischen Theater zujubeln, weil unsere gegenwärtige 
Lage so schlecht ist, dass sie bei einer- Veränderung nur ge 
winnen, nicht aber mehr verlieren könne. Wir dürfen doch 
die Hoffnung hegen, dass Amerika für uns endlich ein Liefe- 
rant von Rohstoffen: und Lebensmitteln wird, uns durch 
Warenkredite oder durch Besserung unserer Valuta hilft und 
und vielleicht gar dazu beiträgt, uns die Last des Versailler 
Vertrages ein wenig zu erleichtern. Wird aber Amerika in 
einen Krieg mit Japan verwickelt, so dürften alle solche Hoff- 
nungen zu Wasser werden. Schliesslich sind ein starkes 
Japan und ebenso ein starkes Amerika durch ihr blosses 
Dasein schon ein Gewinn für das Deutsche Reich, indem sie 
den Druck der Armeen und Kriegsflotten unserer Nachbarn 
auf unsere Grenzen und Küsten abschwächen; es dürfte also 
nicht im deutschen Interesse liegen, wenn sich beide gegen- 
seitig zerfleischen und schwächen. 


Deutsche Kulturpolitik in China. . 
Von Richard Wilhelm. 


Es erscheint ein Dogma aller Politik zu sein, dass sie 
sich möglichst frei von Kultur zu halten hat. Das Ziel der 
Politik ist im wesentlichen das materielle Interesse des Landes, 
das sie vertritt. Kultur kennt höhere Ziele und sucht den 
Fortschritt menschlichen Wesens zu fördern. Es scheint 
daher ein Widerspruch zu sein, wenn man Von Kulturpolitik 
reden wollte. Allein es gibt auch eine Politik, die die Kultur 
als wesentliches Ziel ihrer Arbeit kennt und bewusst in ihre 
Pläne mit aufnimmt. Und gerade diese Politik ist in China 
seit Jahrtausenden im höchsten Ansehen. Interessenpolitik 
hat es in China zu allen Zeiten gegeben, aber die reife 
Entwicklung staatlichen Denkens hat den Weg gezeigt über 
blosse Interessenpolitik hinaus zur Kulturpolitik. Bezeich- 
nend hierfür ist der Anfang eines der bekanntesten philo- 
sophischen Schulwerke Chinas, des Mong Dse. Der Philo- 
soph schildert hier progranımatisch sein Zusammentreffen 
mit einem der chinesischen Landesfürsten jener Zeit. Der 
Fürst redet ihn an: „Da du so weit her kommst, wirst du 
sicher auch etwas wissen, das meinem Lande zum Nutzen 
dienen kann.“ Der Philosoph weist demgegenüber mit 
grossem Schartsinn nach, dass solche staatliche Interessen- 
politik mit Notwendigkeit den Egoismus mit all seiner staats- 
zersetzenden Macht im eigenen Lande fördern müsse und 
daher letzten Endes verderblich sei. Nicht Interessenpeolitik, 
sondern ethische Gesichtspunkte, Kulturpolitik’ seien allein 
eines grossen Landes würdig. 

In Wirklichkeit wird es für einen Kulturstaat auch auf 
die Dauer unmöglich sein, sich intensiv politisch zu betätigen, 
ohne dass er irgendwie Kultur verbreitet. Allein es ist ein 
grosser Unterschied zwischen den Wirkungen solcher un- 
beabsichtigten Kulturtätigkeit, solange die Politik des Staates 
wesentlich nach Interessen orientiert ist, und einer Politik, 
welche die Pflege der Kulturgüter bewusst in ihren Plan 
aufnimmt. Nur eine solche Betätigung besitzt die suggesti- 
ven ‘Kräfte, die ihrer Tätigkeit nicht nur Sachen, sondern 
auch die Menschen zugänglich macht. 
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Auch die deutsche Betätigung in China hat in der Ver- 
gangenheit der kulturellen Arbeit nicht entbehrt. Deutsch- 
land trat verhältnismässig spät in den Kreis der Mächte ein, 
die in China eine selbständige Politik betrieben. Aber schon 
vorher sind kulturelle Wirkungen auch von deutscher Seite 
in China bemerkbar. Unter den Jesuiten, die der katholi- 
schen Religion in China durch ihre wissenschaftliche und 
kulturelle Arbeit einen solchen günstigen Boden bereitet 
haben, dass es an einem Haar hing, dass China dem Christen- 
tum eröffnet worden wäre, war der Deutsche Adam Schall 
und eine Reihe anderer Missionare aus dem Elsass. Auch 
‚ die evangelische Mission hat durch den Deutschen Gützlaff 
ihre ersten Antriebe erhalten. Er war es, der mit seinen 
wenn auch phantastischen Plänen zur Christianisierung 
Chinas das Missionsinteresse diesem Lande zuwandte. Auch 
die deutsche Wissenschaft hat Bedeutendes geleistet zur Er- 
forschung der Verhältnisse Chinas. Es sei hier nur der 
Name Richthofen genannt, der weit über die Grenzen 
Deutschlands hinaus seinen Klang verbreitet hat. 

Die politischen Beziehungen zwischen Preussen-Deutsch- 
land und China wurden zunächst aufgenommen unter eng- 
lischer Vermittlung, und von englischer Seite her geschah es 
auch, dass China auf die militärische Stärke Deutschlands, 
die sich im 70er Kriege bewährt hatte, hingewiesen wurde 
in einem Buch „Der Preussisch-Französische Krieg“, _das 
weite Verbreitung in den Bibliotheken chinesischer Gelthrter 
und Beamten gefunden hat. Hierdurch ist es zu verstehen. 
dass weitsichtige Beamte, die eine neue Ordnung des chinesi- 
schen Heerwesens erstrebten, in erster Linie deutsche In- 
strukteure und Lehrer herangezogen, die sich zum Teil auch 
hervorragend bewährt haben. 

Es war ferner der deutsche Handel, der die ne: 
Kundschaft immer mehr an sich zog durch zwei Eigen- 
schaften des deutschen Käaufmannes, seine Anpassungs- 
fähigkeit an die Bedürfnisse des Marktes und seine Bereit- 
schaft, in weitgehendem Masse den Wünschen seiner Käufer 
Rechnung zu tragen. 

Neben diesen Verbindungen wurde das Deutschtum zu- 
nächst durch die evangelische Mission, die ihr Werk im 
Süden betrieb, vertreten; die Berliner Mission, die Rheinische 
Mission und die Baseler Mission, deren Mitglieder sich auch 
grösstenteils aus Deutschen rekrutieren, sind hier an erster 
Stelle zu nennen.” Auch die Mission beschränkte sich nicht 
auf kirchliche Tätigkeit, sondern stellte sich gleichzeitig in 
den Dienst der Kulturvermittlung. Es sei hier namentlich 
hingewiesen auf die überaus wichtige Tätigkeit von Dr. theol. 
Faber vom Allgemeinen Evangelisch-Protestantischen Mis- 
sionsverein, der sich nicht nur als Botaniker bei der Er- 
forschung der chinesischen Flora einen Namen gemacht hat, 
sondern der in erster Linie sein sinologisch umfassendes 
Wissen dazu verwandt hat, in einer Reihe von mustergülti- 
gen Schriften, deutsches Christentum und deutsche Schul- 
und Kulturverhältnisse den Gebildeten Chinas nahezubringen. 

Nehmen wir hinzu, dass damals Deutschland politisch 
„vertreten war Uurch den weitsichtigen und mit den mass- 
gebenden Kreisen in dauernder Fühlung lebenden Herrn von 
Brandt, so ist es nicht verwunderlich, dass in jener Zeit 
zwischen China und Deutschland die besten Bezichungen 
herrschten. China hatte von Deutschland nichts zu fürchten 
und vieles zu erhoffen. Umgekehrt waren auch auf deutscher 


* Anmerkung: Die katholische Mission stand zunächhst 
unter französischem Protektorat, ein Zustand, den erst Bischof 
von Änzer für seine Gesellschaft änderte. 


25 


Seite die freundschaftlichen Beziehungen zu China durch 
keine politischen Sonderinteressen getrübt. 

Die Lage änderte sich sehr wesentlich, als durch den 
chinesisch-japanischen Krieg die militärische Ohnmacht des 
ungeheuren Reiches vor aller Welt offenbar wurde Die 
europäischen Staaten waren überwiegend der Meinung, dass 
es nun Zeit sei, zuzugreifen, sich Interessensphären zu 
sichern, um bei der Aufteilung Chinas, die man bestimmt 
erwartete, nicht zu kurz zu kommen. Diese Gedanken fanden 
namentlich auf englischer Seite lebhaften Widerhall. Deutsch- 
land liess sich aus seiner bisherigen Rolle uninteressierter 
Freundschaftlichkeit heraulocken und trat, um sich einen 
Platz an der Sonne zu sichern, in den Wettlauf der Staaten 


‘ein, in dessen Verlauf eine ganze Reihe von „Pachtgebieten“ 


vom chinesischen Staatskörper mehr oder minder gewaltsam | 
abgerissen- wurden. Der Boxeraufstand war die Antwort 
auf dieses Eingreifen. Er war das letzte Aufflammen des 
alten chinesischen Nationalgefühls.. Er wollte mit Gewalt 
sich die Eindringlinge vom Hals schaffen, um die Erhaltung 
der alten Zustände in China zu ermöglichen. Er ist in sich 
zusammengebrochen, weil er den verfehlten Versuch ge- 
macht hatte, die Uhr der Weltgeschichte gewaltsam zurück- 
zustellen. Sein Zusammenbruch wurde für China das Signal, 
eine neue Bahn zu beschreiten und sich rückhaltlos der 
Durchführung energischer und gründlicher Reformen hin- 
zugeben. 

Bei der Durchführung dieser Reformen boten sich Japan 
und die westlichen Mächte an. Es soll hier keine Kritik ge- 
übt werden an den Motiven, die bei einem Teile dieser Mächte 
unzweifelhaft zugrunde lagen, und an den Folgen einer 
Tätigkeit, die schliesslich ayıf die chinesische Revolution hin- 
drängte. Jedenfalls dürfen wir behaupten, dass Deutsch- 
land in durchaus selbstloser Weise China seine Hilfe zur 
Verfügung gestellt hat. Einmal brachte die Entwicklung von 
Tsingtau eine Reihe kultureller Kräfte in Gang. Der Bau 
der Stadt, die Anlegung des Hafens und der Werft und die 
damit verbundene systematische Ausbildung des Arbeiter- 
materials, die Aufforstung des Geländes, die Herstellung einer 
geordneten und sicheren Rechtspflege, der Bau der Bahn 
und Anlegung der Kohlenbergwerke in Schantung, das alles 
sind Vorgänge, die insofern kulturell gewirkt haben, als sie 
die ganze Lebenshaltung der Bevölkerung sehr wesentlich 
hoben. 

Aber auch eine direkte Kulturarbeit setzte ein. Tsingtau, 
das zunächst geplant war als Stützpunkt für die deutsche 
Flotte im Osten und durch ein für beide Teile günstiges Zoll- 
abkommen mit China sich immer mehr zum Einfallstor deut- 


‚schen Handels für Nord-China entwickelte, sollte auch zu 


einer Stelle werden, von der aus deutsches Schulwesen und 
deutsche Wissenschaft ihren Eingang in China finden sollten. 
Ein Schulsystem wurde ausgebaut, das, anhebend mit den 
Volksschulen auf dem Lande in der deutsch-chinesischen 
Hochschule gipfelte, in welcher eine juristische, medizinische, 
technische und landwirtschaftliche Fakultät vorgeschen war 
und mit der ein Uebersetzungsbüro verbunden war, das 
deutsche Wissenschaft in chinesischer Daaehe zugänglich 
machen sollte. 

Gleichzeitig wurden die Missionen: die Berliner Mission, 
der Allgemeine evangelische protestantische Missionverein 
und die katholische Steyler-Mission herangezogen, zur Mit- 
hilfe bei der Kulturverbreitung durch Schulen und Hospitäler. 

Allein Tsingtau war nicht das einzige Zentrum, von dem 
aus deutscher Kultureinfluss auf China ausging. In Schanghai 


ist durch die vereinigte Arbeit einer Reihe von Männern 
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mit langjähriger Erfahrung die Medizin- und Ingenieurschule 
zustande gekommen, die sich so stark und dauerhaft erwiesen 
hat, dass sie selbst die Stürnie des Krieges überstand. Eben- 
so entstanden an einer ganzen Reihe von anderen wichtigen 
Orten deutsche Sprach- und Realschulen, die zu einem regel- 
rechten Schulsystem, zusammengefasst werden sollten. Ge 
wiss haben sich auch bei allen diesen Arbeiten manche Schwie- 
rigkeiten gezeigt. Der Reichtum an individueller Besonder- 
heit, der für Deutschland charakteristisch ist, hat auch hier 
manche Folgen gehabt, die für die Leiter mitunter. eine be- 
trächtliche Arbeitslast bedeuteten. Aber alles in allem ge- 
nommen, dürfen wir sagen, das» das deutsche Schulwesen 
in China einer gesunden Weiterentwicklung entgegenzugehen 
im Begriff war. 

Inzwischen hatte Chinas überstürzte Reformbewegung 
zur Revolution geführt. Die Beamten des alten Staates 
zogen sich zurück und ianden in Tsingtau eine so gastliche 
Aufnahme, dass weitaus der grösste Teil von ihnen hier 
seinen Wohnsitz aufschlug. Hierdurch ergab sich, für 
deutsch-chinesischen Kulturaustausch eine ungeahnt günstige 
Gelegenheit. Nicht nur durch literarische Vermittlung oder 
durch Verkehr mit chinesischen Gelehrten zweiten oder 
dritten Grades, sondern durch unmittelbaren persönlichen 
Verkehr mit den hervorragendsten Vertretern chinesischer 
Wissenschaft und chinesischer Kultur eröffnete sich der Ein- 
blick in ein Gebiet, wie er vorher wenigen Europäern mög- 
lich gewesen war. Ein Gedankenaustausch setzte ein, der 
für beide Teile von Vorteil war. Die deutsche Philosophie, 
die in Kant ihren bedeutendsten Vertreter hat und dig chine- 
sische Lebensweisheit, die in Konfuzius ihren Meister sieht, 
. berührten sich hier unmittelbar, und es zcigte sich, dass die 
zemeinsame ethische Richtung, die für beide Geistesheroen 
massgebend ist, einen fruchtbaren Boden abgab für wissen- 
schaftliche und kulturelle Verständigung. Eine wissenschaft- 
liche Vereinigung wurde gegründet. Ein Jahrbuch war 
schon im Druck begrifien. Aber ebenso regte sich das 
wissenschaftliche Interesse in Schanghai und an anderen 
Punkten, und auch hier wurde Bemerkenswertes geleistet. 

Mitten in diese Bestrebungen hinein kam der Weltkrieg 
und zerbrach das fröhlich ‘sich entfaltende Leben, dessen 
kräftige Entwicklung soeben begonnen hatte. Tsingtau 
wurde belagert und eingenommen. Die Hochschule und alle 
staatlichen Anstalten wurden von .den Japanern beschlag- 
nahmt. China wurde von den alliierten Mächten in den 
Krieg hineingedrängt, und so geschah auch an den übrigen 
deutschen Niederlassungen alles, was die Alliierten durch- 
setzen konnten zur Zerstörung deutscher Kulturbetätigung 
und Vernichtung des erwähnten deutschen Fleisses, bis 
schliesslich nach dem Frieden die gewaltsanfe Zurückbeförde- 
rung der Deutschen dem ganzen Verniehtungswerke die 
Krone aufsetzte. 

- Esfragtsich nun, was in Zukunft zu geschehen hat. Wohl 
mag die allgemeine Ermattung, die als Folge des Krieges in 
Deutschland eingetreten ist, die Beschäftigung mit so fern 
liegenden Fragen als etwas Ueberflüssiges erscheinen lassen. 
Allein es wäre der grösste Irrtum, wenn wir auf weitere 
kulturelle Betätigung in China verzichten wollten: Denn ein 
Volksorganismus lebt nur dann, wenn es ihm gelingt, sich 
dauernd seinem Wesen entsprechend zu betätigen, und darum 
ist eine solche Arbeit für uns Deutsche Lebenserfordernis, 
und sie wird auch in Zukunft nötig sein. Wir dürfen uns 
vom äusseren Schein nicht beeinflussen lassen. Was in 
China offiziell geschah gegen Deutschland, liegt durchaus 
in der kichtung dessen, was die alliierten Mächte auch sonst 


gegen uns unternommen haben. Allein hinter diesen amt- 
lichen Massnahmen steht keineswegs das chinesische Volks- 
empfinden in seiner Gesamtheit. Es gibt eine ganze Reihe 
von Anzeichen, die darauf hinweisen, dass man in allen 
Gauen Chinas uns auch heute noch die Sympathien wahrt, 
die wir früher genossen haben und dass der Zusammenbruch 
Deutschlands ihm die Achtung vor seiner Stärke nicht ent- 


zogen hat, die sich in dem jahrelangen Kampfe gegen eine 


überlegene Welt in Waffen gezeigt hat. So sind denn auch 
an verschiedenen Orten noch Ueberreste der deutschen 
Kulturunternehmungen vorhanden, die mit chinesischer Hilfe 
bis auf den heutigen Tag weitergeführt werden. Das sind 
hofinungsvolle Anknüpfungspunkte, bei denen die neue Ar- 
beit einsetzen kann. z 

Um die deutsche Kulturarbeit in China für die Zukunft 
auf eine sichere Basis zu stellen, ist es unbedingt nötig, dass 
man von einer mehr unbewussten und unzusammenhängen- 
den Betätigung übergehe zu einer ganz bewussten plan- 
mässigen Bebauung des Feldes. 

Wir haben heute keine Machtinteressen mehr in China. 
Unsere ganzen Interessen sind wirtschaftlicher und kultu- 
reller Art. So können wir ihre Vertretung ohne Hemmnisse 
einheitlich gestalten, und es ist zu hoffen, dass das den ge 
wünschten Erfolg einer neuen freundschaftlichen Annäherung 
zwischen China und Deutschland herbeiführt, die ja auch 
für ugser ganzes weiteres Leben, dem so viele Gebiete des 
Weltmarktes verschlossen geblieben sind, von ungeahnter 
Bedeutung ist. 

Vor allem gilt es, dass wir uns keinen Illusionen hin- 
geben und nicht freundschaftliche Stimmungen, die uns da 
und dort entgegengebracht werden, für etwas nehmen, das 
mehr bedeute, als es zunächst ausdrückt. Wir müssen der 
Wirklichkeit ganz sachlich und ohne Vorurteil ins Angesicht 
sehen, wenn wir die Grundlagen schaffen wollen, auf denen 
wir etwas erreichen können. Es ist eine Wirklichkeit, die zu- 
nächst keineswegs rosig ist, und es hat gezeigt, dass die amt- 
liche Politik Chinas durchaus im Schlepptau der Entente sich 
befindet, und dieser Druck wird dadurch verstärkt, dass man 
sich hat überreden lassen, Deutschland sei fernerhin weder zu 
fürchten noch zu beachten. Diese Hemmnisse, so wenig sie 
ausser acht gelassen werden därfen, sind dennoch nicht un- 
überwindlich. Durch den Krieg ist nicht nur Deutschland 
zusammengebrochen, sondern die ganze Welt. Auch das 
alte China, wie es früher war, hat aufgehört zu bestehen, 
und ein neues China ist in der Bildung begriffen, in dem 
wirtschaftliche Faktoren von grösserer Bedeutung sind als 
die Faktoren staatlicher Gewalt und Zentralisation. Hier 
hat eine systematische Durchforschung der Verhältnisse ein- 
zusetzen, alle Erscheinungen, die Aufschluss geben über die 
Kräfte, die hier am Werk sind, sind sorgfältig zu prüfen und 
ihre Ergebnisse zu buchen. 

So wird z. B. der ganze Handel in China mit der Zeit 
auf wesentlich neue Grundlagen gestellt werden müssen. 
Während bisher in China der Kaufmann nur eine unter- 
geordnete Rolle spielte und daher europäischer Handel er- 
folgrzich vermittelt werden konnte durch chinesische Mittels- 
leute, die als Angestellte im Dienste europäischer Firmen 
standen, so macht sich heute in immer weitergehendem Um- 
fange die Erscheinung geltend, dass einflussreiche und ge- 
bildete Kreise geneigt sind, ihre Kapitalien auf dem Gebiet 
des Flandels und der Industrie arbeiten zu lassen. Diesen 
veränderten Verhälinissen muss natürlich Rechnung getragen 
werden durch eine entsprechende Organisation des Handels 
von europäischer Seite. Aber auch sonst gibt es eine Reihe 


von Dingen, die in Veränderung begriffen sind. China ist 
zum Bewusstsein seiner Bedeutung gelangt. Nicht nur 
durch den Zusammenbruch Deutschlands, sondern auch 
durch den ängstlichen Eifer, mit dem sich die Alliierten um 
seine Hilfe bemühten, und es wird nicht länger mit der Rolle 
eines Staates zweiter Klasse zufrieden sein. Die Gleichberech- 
ligung auf politischem Gebiet, der Austausch von Lernen 
und Lehren auf wissenschafilichem Gebiet sind Dinge, die 
kcmmen müssen. Vor allem aber ist es wichtig für jede 
Verbreitung wirklicher Kultur, dass in das gärende Ghaos 
der sich bekämpfenden Ideen der alten und neuen Zeit ein 
mochtvoller Strem geistigen Denkens hineingeleitet wird, 
der eine Lebenskraft bildet, die stärkend auf die in der Ent- 
wicklung begriienen Charaktere zu wirken 
Wenn es Deutschland gelingt, die neue Notwendigkeit recht- 
zeitig zu erkennen und aus freien Stücken einen Schritt zu 
tun, dem sich andere frülıer oder später anschliessen missen, 
nämlich den Schritt der Anerkennung der kulturellen Gleich- 
berechtigung Chinas, so haben wir Hofinung, manches 
wieder zu erreichen, was jetzt unwiederbringlich verloren 
scheint. Nur ein Grundsatz ist dabei besonders wichtig. 
Was heute ven uns in der Welt geschieht, bleibt nicht un- 
berchtet, was wir sagen, bleibt nicht ungehört. . Eine ganze 
Welt von Feinden beobachtet uns, und jede unbedachte 
Aeusserung, jedes optimistische Selbstlob wird unmittelbar 
zum Hindernis für unsere Arbeit werden. Darum gilt es 
für jeden, der sich am neuen Aufbau der deutsch-chinesischen 
Kulturbeziehungen beteiligen will: „Lerne handeln, ohne zu 
reden !“ 


Politische Rundschau. 


Der politische Zeriall Chinas. 
"Veen C. Fink. 


Die Verhältnisse in China sind immer noch sehr undurch- 
sichtig. Ueber den Erlass des Präsidenten Hsü Schi-tschang, der 
im Oktober erklart.liatte, der Friede zwischen Nord und Süd 
sei wiederhergestellt, die Einigktit des gesamten chinesischen 
Reiches wieder erreicht, spottet die gesamte chinesische Presse. 
Die Schanghaier „Schun-Pao“ meint, die Pekinger Regierung sei 
in einen Zustand versetzt, der stark an jenen erinnere, den die 
amerikanischen Wunderdcktoren mit ihrer sogenannten „Christ- 
iichen Wissenschaft (Christian Science)“ herzustellen ver- 
ständen; sie redeten den Patienten ein, das Leiden sei behoben, 
und die Patienten glaubten das dann. Offenbar wolle auch 
Präsident Hsü dem Volk suggcrieren, dass alles wieder in 
schönster Ordnung sei; die Tatsatlıen straften ihn aber sichtlich 
Lügen. 

Men muss wirklich in der chinesischen Geschichte weit 
zurückzschen, wenn man Verhältnisse finden will, die den 
‚heutigen einigermassen ähneln. Es war in den letzten Jahr- 
hunderten vor unserer Zeitrechnung, als nicht endenwollende 
Bürgerkriege in dem Lelınstaat der Tschou das Land durch- 
tobten und das Reich unaufhaltsam dem Zerfall zuführten. 
Genau wie heute wurde damals den Machthabern in der Reichs- 
hauptstadt die Stellung als Reichsoberhaupt streitig gemacht: 
la, den heutigen Verhältnissen nicht unähnlich, nahmen wieder- 
holt auch fremde Staaten eine Vormazhtstellung in China in An- 
Spruch. Eine ganze Reihe mehr oder weniger selbständiger 
Starten bildeten sich im L.aufe der Jahre heraus, die Tsin und 
Wei im heutigen Shansi und Shensi, die Tsi, die Tschou und die 
Lu im heutigen Shantung, die Wu im unteren Yangtsetal, die 
Sung, die Tsu, die Tsching und die Han im heutigen Honan und 
die Yen in der jetzigen Previnz Tschihli. Trotz der Zeriahren- 
heit, die sich aus dieser politischen Vielgestaltigkeit ergab, ging 
Cas Reich, wenn man den losen Staatenbund von damals über- 
haupt. noch so nennen durfte, in seiner Ausdehnung in jener 


imstande ist. 
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Zeit ebensowenig zurück, wie das heute der Fall ist. Im Gegen- 
teil, die einzelnen Staaten suchten sich noch über die Reichs- 
grenzen auszudehnen, schon um ihre eigene Macht zu ver- 
erössern und durch Angiiederung neuer Gebiete ein Ueber- 
gewicht über den Nachbarn zu gewinnen. Wer muss dabei nicht 
an die heutigen Bestrebungen der Machthaber in Nordchina, sich 
Cie Mongolei wicder zu wunteriochen, oder an die nicht enden- 
woilenden Kämpfe an der tibetischen Grenze denken? Im 
Innern siegten damals, genau so wie heute, die Stärkeren und 
deiinten sich auf Kosten der Schwächeren aus. Immer wieder 
kam es zwischen ilınen zu erbitterten Känıpfen, ohne dass die 
Zentralregierung imstande gewesen wäre, diesem Treiben Ein- 
halt zu gebieten. Und als schliesslich um die Mitte des dritten 
Jahrhunderts der Zusammenbruch der an der eigenen Schwäche 
zugrunde gehenden Dynastie Tschou nicht melır aufzuhalten 
war, brach ein Kampf aller gegen alle aus. Immer warf sich 
cin Nachbar auf den andern, überwand der Stärkere den 
Schwächeren. Allmählich wurde so die Zahl der Staaten wieder 
geringer, und schliesslich blieb im Kampf um die Macht der 
Stärkste allein ais Sieger auf dein Platz. Man könnte den Ver- 
gleich von damals noch viel weiter spinnen. Das Reich der 
Ts:hou war vernichtet; es gehörte der Vergangenheit an. Aber 
es hatte nıcht umsonst bestanden; auch der Kampf der Feudal- 
staaten untereinander, deı der Tschou-Zeit das: Gepräge ge- 
geben hatte und nach ihrem Sturz mit verdoppelten An- 
strengungen weitergeführt worden war, war zu Ende. Die 
Rückwirkung aber, uie dieser Kampf auf geistigem Gebict im 
Kreis der Gebildeten ausgelöst hatte, machte, sich siegreich 
geltend. Es waren neue Lebensanschauungen, wern auch auf 
alte Üecberlieferungen und Lehren begründct, die sich in jener 
Zeit politischer Schwäche durchzuringen verstanden. In jener 
Zeit des Elends und der Not, die 'einen vollständigen Verfall der 
Gesellschaft und aller moralischen und religiösen Ueberliefe- 
rungen der Vorfahren herbeizuführen drohten, standen drei 
grosse Männer auf, deren Bedeutung für alle scitdem ver- 
flossenen Jahrhunderte von ausschlaggebendstem Einfluss ge- 
geblieben ist: Kung-Fu-Tsc, Lao-Tse und Meng-Tse. Diese drei 
grossen Weisen der Tschou-Zeit gchören zu den tiefsten Denkeri 
aller ‚Zeiten und aller Völker. Was mit dem Schwert in der 
and damals ausgefochten wurde, war das wenigste; der wahre 
Kampf war der Kampf um die Ideen. 

Auch heute ist der Kampf der Ideen fraglos der bedeut- 
samere und in seinen Folgem wichtigere. Auch heute sehen 
wir, dass trotz des Zerfalls der politischen Macht geistige 
Kräfte an der Arbeit sind, ein neues China zu schaffen. Ob 
irgendeiner von den Männern, deren Namen heute häufig ge- 
nannt werden, jenen Geistern der alten Tschou-Zeit an die 
Seite gestellt werden kann, soll hier nicht weiter crörtert 
werden. Die Verhältnisse auf der Welt sind komplizierter, viel- 
seitiger geworden, so dass ein Mann sie in ihrer Gesamtheit 
kaum noch zu umspannen imstande ist. Dass aber, was die 
grossen Reformatoren der letzten Jahrzehnte, Männer wie 
Kang Yu-wei oder Liang Tschi-tschao, was ein Sun Yat-sen oder 
die im Ausland erzogenen Staatsmänner Jungchinas ihrem 
Vaterland gebracht haben, von umwälzender Bedeutung teils 
schon geworden ist, teils noch werden wird, wird niemand in 
Abrede stellen. Dazu kommt das Eindringen der Technik des 
Abendlandes, die das gesamte Wirtschaftsleben Chinas auf eine 
neue Grundlage stell. Wie in den Zeiten der Tschou schen wir 
auch heute in den einzelnen Teilen des chinesischen Reiches 
eine früher nie geahnte Blüte, während die politische Macht der 
Zentralregierung immer weiter zeriälit. 

Die Hoffnungen, die man in politischer Hinsicht im letzten 
Sommer an den Sturz der Anfu-Partei geknüpft hatte, haben 
sich nicht erfüllt. Aeusserlich zwar scheint es, als ob die beiden 
mächtigsten Satrapen der Pekinger Regierung in Nordchina, 
der Generalgouverneur der Mandschurei Tschang Tso-lin und 
der Generalinspekteur der Provinzen Tschihli, Schantung und 
Honan Tsao-Kun, in enger Freundschaft zueinander stehen: 
haben sie doch letzthin sogar ihre unmündigen Kinder mit- 
einander verlobt. Wer aber szlärfer zusieht, muss gewahren, 
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wie Tschang und Tsao sich gegenseitig mit aller Kraft be- 
kämpfen, wie jeder nur bemüht ist, die eigene Machtfülle zu er- 
weitern und zu befestigen, um: im gegebenen Augenblick den 
Freund zu verraten und ihn niederzuringen. Als kürzlich ‘die 
kleine Schutztruppe der Pekinger Zentrairegierung in Urga sich 
der Aufgabe, die Hoheitsrechte Chinas in der Mongolei zu 
schützen, nicht gewachsen zeigte und die Entsendung von 
weiteren zuverlässigen Truppen notwendig wurde, lehnte Tsao- 
Kun den Befehl des Präsidenten Hsü, eine seiner Brigaden nach 
Urga zu senden, auf das entschiedenste ab. Der Beweggrund 
war, dass Tsao seine Kräfte nicht zersplittern, seine Stellung im 
eigentlichen. China ungeschwächt erhalten wollte. Tsao sah 
nämlich eine schwere Gefahr für seine Stellung daraus er- 
wachsen, dass sein Freund und Bundesgenosse Tschang Tso-lin 
sich mit allen Kräften dafür einsetzte, dass der alte Haudegen 
und Kaisermacher von 1917 Marschall Tschaug Hsün zum 
Generalinspekteur der unteren Yangtseprovinzen ernannt würde, 
womit natürlich Tschang Tso-lin ein erhebliches Uebergewicht 
über ihn (Tsao-Kun) gewonnen hätte. Sehr gegen ihren Willen 
musste infolgedessen die Pekinger Zentralregierung mit der 
Ordnung der Dinge in der Mongolei den ihr schon viel zu 
mächtigen Generalgouverneur der Mandschurei Tschang Tso-lin 
beauftragen, der diese Aufgabe selbstverständlich nur zu gerne 
übernahm, konnte ein Eingreifen in der Mongolei ihm doch nur 
Machtzuwachs und ein Uebergewicht über Tsad-Kun bringen. 
Zurzeit herrscht äusscerlich zwischen Tschang Tso-lin und Tsao- 
Kun uoch Frieden. Es bedarf aber nur eines Funkens, um das 
Pulverfass zur Explosion zu bringen und einen neuen Bürger- 
krieg in Nerdchina zu entfachen. Für diesen ist übrigens 
Tschang Tso-lin sichtlich bestrebt sich die Unterstützung der 
Anfu-Leute, die er im letzten Sommer selbst mit zu stürzen be- 
miht gewesen war, zu sichern. Die eigentliche Seele der Aniu- 
Partei, der Kleine Hsü, ist Mitte November aus der japanischen 
Giesandtschaft entwichen, die ihm bis dahin ein Asyl gewährt 
hatte. Für die Laxe ist es bezeichnend, dass am Tage vor dieser 
Flucht Tschang Tso-lin den Präsidenten Hsü ersucht hatte, den 
Kleinen Hsü zu begnadixen und ihn seiner (Tschang Tso-lins) 
Armee in der Mandschurei zuzuteilen. Wohin sich der Kleine 
Hsü inzwischen gewandt hat, ist Lisher nicht bekannt geworden; 
man geht indessen kaum fehl, wenn ınan annimmt, dass er mit 
Tschang Tso-lin in engster Fühlung steht. 

Inzwischen haben sich auch die Dinge in Südchina ver- 
schoben. Die Kuangsi-Partei hat Canton räumen müssen. Dort 
sind die Führer der fortschrittlichen Min-Tang, Sun Yat-scn, 
Wu Ting-fang und Tang Schao-yi wieder eingezogen und haben 
unter dem Jubel der Bevölkerung die Regierung übernommen. 
Mit recht geteilten Gefühlen sehen die Cantonesen dagexen der 
Pückkehr des alten Parlaments entgegen, das bisher nichts ge- 
leistet, sondern nur eine Belastung des Budgets Cantons dar- 
westelit hat und jetzt ebenfalls wieder im Paradies von Canton 
ein Asyl sucht. Zum Tutschün von Kuangtung ist Generäl 
Tschen Tschiung-ming, der den Vorstoss gegen die Kuangsi- 
truppen aus der Provinz Fukien militärisch organisiert und er- 
folereich durchgeführt hatte, ernannt worden. Er hat der Be- 
volkerunzg zugesast, alle Spielhöillen zu schliessen und sie gegen 
Ausschreitungen der Soldateska zu schützen; ob und wie weit 
er das halten kann, wird erst die Zukumit zeigen. Es scheint, 
's ob die Kuangsi-Partei noch nicht alle Hofinungen auigegeben 


habe, sich die Provinz Kuantung wieder zu unterwerfen. Au- 
schlich sind Kırıngsi-Truppen in der Umgcegrnd von Siu- 


tschou-fu am Nordiluss zusammengezogen. 

Der Tutschün von Yünnan Tang Tschi-yao hatte während 
des Spätherbstes in der Provinz Szetschuan eine schwer? 
Niederlage erlitten und diese Provinz wieder vollständig räumen 
mussen. Neuerdings hat er Truppeuverstärkungen heran- 
„ezowen und versucht, den dort verlorenen Boden wieder Zu 
gewinnen bei Tschien-wei, vier Tage von Tscheng-tu-fu.  Da- 
bei hat ibm aber die Provinz Kueitschou, die stets zu 
ihm gehalten hatte, die Heeresfolge verweigert.  Kucitschou 
will die Kriegslasten, aus denen es selbst gar keine Vorteile 
ziehen kauen nicht mehr trage; es will sich endgültig von 


Yünnan trennen und sucht wieder Anschluss an Peking zu ge- 
winnen. 

Im mittleren Yangtsetal machen sich dagegen neuerdings 
in der Provinz Hunan Bestrebungen geltend, die namentlich von 
den Studentenkreisen getragen werden, die auf einen Bruch mit 
Peking hinarbeiten und das Bestreben (anscheinend unter An- 
lehnung an General Wu Pei-fu) haben, sich vollständig selb- 
ständig zu machen. 

So geht alles wirr durcheinander. Heute entsteht hier ein 
ncuer unabhängiger Staat, morgen dort. Heute schliessen zwei 
Machthaber miteinander ein Bündnis gegen einen Dritten, um 
morgen einem neuen Bund gegen den früheren Freund und Ge- 
nossen beizutreten. Man müsste meinen, dass über diesen 
politischen Zerfall alles zugrunde ginge Tatsächlich aber 
kommen aus China Berichte, die, wenn auch gelegentliche 
Handelskrisen den ruhigen Gang der Dinge unterbrechen, von 
einer stetigen wirtschaftlichen Entwicklung und Erschliessung des 
Landes und einer geistigen Wiedergeburt weiterer Kreise des 
Volkes zu berichten wissen. Dafür legt das beredtste Zeugnis 
die Gründung der vieten neuen Unterrichtsanstalten mit fremden 
Lehrern und der Zug der Studenten ins Ausland ab. Auch heute 
scheint, was mit dem Schiwert in der Hand ausgefschten wird, 
das wenigste zu sein, China vielmehr an der Schwelle einer 
neuen Zeit geistiger Entwicklungen zu stehen. Freilich, wenn 
historische Erinnerungen für die Beurteilung der gegenwärtigen 
Lage erlaubt sind, dürfen wir nicht vergessen, dass die 
politischen Machtkämpie der Tschou-Zeit über zweihundert 
Jahre gedauert haben, bis mit Tschin-Schi-Huang-Ti der neue 
starke Mann auftrat, der mit eiserner Faust aus den Resten, die 
er vorfand, ein neues, einheitliches China schmiedete. Wer 
will sagen, wie viel Jahre oder Jahrzchnte es noch dauern mag, 
his dieses Mal China der Retter und Wicederhersteller des Ein- 
heitsreiches erstehen wird? 


China. 


Die Flucht des Kleinen Hsü. Es bestätigt sich, dass der 
Kleine Hsü am 15. November aus der japanischen Gesandtschatt 
in Peking, die ihm ein Asyl gewährt hatte, entwichen ist. Der 
japanische Ciesandte Obata hat das der chinesischen Regieruns 
amtlich mitgeteilt. Letztere verlangt eine formelle Ent- 
schuldienng Japans und die Bestrafung des Kommandanten der 
iapanischen Gesandtschaftswache, ausserdem die Auslieferuns 
der andern noch in der japanischen Gesandtschaft befindlichen 
Anfu-Führer. Die chinesische Presse ist über die Flucht des 
Kleinen Hsü teilweise sehr erregt und verlangt, dass China 
Japan für alle Folgen verantwortlich mache, die ein neues Ein- 
greifen Hsüs in die chinesische Politik zur Folge haben würde. 
Auffallend ist, dass die englische „Peking & Tientsin Times“ in 
dasselbe Horn stösst und ausdrücklich darauf hinweist, dass die 
Note Obatas erst so spät in die Hände des Ministeriums de» 
Auswärtisen gelangt sei, dass Nsü einen Vorsprung von 36 
Stunden zchabt hätte. Seine Flucht hätte sicher verhindert 
werden können, wenn die japanischen Behörden mit dem sonsi 
bei ihnen üblichen Nachdruck für eine „Isolierung von draussen 
rechtzeitig Sorge getragen hätten. Wohin sich der Kleine Hsu 
sewäandt hat, steht nicht fest; allgemein wird angenommen, € 
sei nach Urga gegangen. 


Hochzeit des Kalsers von China. Der Sachwalter der 
Tsing-Familie Schi Hsü hat den Präsidenten Hsü Schi-tschanx 
um cine Beisteuer von $ 1! Millionen für die dieses Jahr gr- 
plante Hochzeit des Kaisers Hsuan-Tung, der jetzt etwa acht- 
zchn Jahre alt ist, gebeten. Der Präsident erklärte sich ausstT- 
stande, das Gesuch ohne Befraxen des Kabinetts zu entscheiden, 
legte Schi Hsü aber ans Herz, die grösste Sparsamkeit bei de 
Feierlichkeiten walten zu lassen. 


Zur Lage in der Mongolei. In der Mongolei scheint alles 
drüber und drunter zu gehen. Seit die Russen auf !hrv 
Exterritoriäalrechte verzichtet haben, machen sich die chines!- 
schen Soldaten der xgröbsten Ausschreitungen ihnen gegenüber 
schuldig. Es scheint, dass der ‚kommandierende chinesische 
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General Tschu-Tschi-hsiang die Kontrolle über seine Leute voll- 
ständig verloren hat, denn diese plündern überall. Selbst der 
Palast des Hutuktu in Urga, in dem ungeheure Schätze und 
Kunstgegenstände angesammelt waren, ist von ihnen nicht ver- 
schont geblieben, und die Behandlung, die der Hutuktu selbst 
von ihnen erfährt, wird als entwürdigend bezeichnet. Wieder- 
holt hat General Tschu in Peking um Verstärkung gebeten, ohne 
diese indes mit der nötigen Pünktlichkeit zu erhalten. In- 
zwischen wird Urga von russischen (bolschewistischen) Truppen 
bedroht. Diese haben die Strassen von Kiachta nach Urga be- 
setzt. Die chinesischen Truppen sind nicht in der Lagt gewesen, 
ihrem Vordringen Halt zu gebieten. Angeblich haben sich den 
Russen Burjäten und Japaner angeschlossen. In einem amt- 
lichen Telegramm nach Peking behauptet General Tschu, er 
habe selbst festgestellt, dass sich nicht allein japanische Offiziere 
bei der angreifenden Truppe befunden hätten, sondern auch 
japanische Artilleristen, die schwere Artillerie und die 
Maschinengewehre bedient hätten; ausserdem seien zwei er- 
beutete Geschütze Kanonen des modernsten japanischen Typs 
gewesen. 
heutigen Zustände in der Mongolei verantwortlich. In einem 
gewissen Gegensatz dazu stehen andere Meldungen, wonach die 
Japaner sich mit den Amerikanern geeinigt und diesen zu- 
gestanden haben, die Gerechtsame, die isüher den Russen (den 
Vertretern der zaristischen Regierung) gegeben waren, aus- 
zubeuten. 


Die chinesischen Seezolleinnahmen im ahte 1920. Trotz 
der politischen Wirren, die in China herrschen, hat die Seezoll- 
verwaltung eine höhere Einnahme als im vorigen Jalıre zu ver- 
zeichnen. Sie beliefen sich im Jahre 1920 auf 49,5 Millionen 
Haikuan Taels, das sind 3,5 Millionen mehr als 1919. Dazu 
kommen an rein chinesischen Zöllen noch 4,4 Millionen. Nach 
Erfüllung aller Verpflichtungen Chinas _den Vertragsmächten 
gegenüber für den Anleihedienst und Entschädi$ungen haben der 
Zentralregierung 23,1 Millionen Haikuan Taels zur Verfügung ge- 
stellt werden können. Der Vertreter der „Times“ macht darauf 
aufmerksam, dass diese Rekordeinnahme trotz aller in China 
herrschenden Widrigkeiten, wie Hungersnot, Bürgerkriez, 
Räuberunwesen, Boykott Japans und Silbersturz, hat erzieit 
werden körnnen. Damit sei ein Beweis für das wachsende Be- 
dürfnis fremder Waren in China und für den Ueberfluss an 
eigenen für die Ausfuhr zur Verfügung stehenden Erzeugnissen 
xegeben. Die Möglichkeiten seien unbegrenzt und die Aussichten 
für die Zukunft besser als je. Er empfiehlt dringend, alle Vor- 
bereitungen für die grosse Entwicklung zu treffen, der China 
entgegenginge, sobald sich die innerpolitischen Verhältnisse 
bessern und die Verkehrsmittel vermehrt werden. Kommerziell 
könng, China nicht rückwärts, sondern müsse vorwärts gehen. 
Wer jetzt ein wenig Mühe und Kapital in China aufwendet, 
würde in Zukunft eine reiche Ernte einbringen. 


Deutsche Interessen in China. (To. aus Schanghai, Ende 
Oktober 1920.) Nach der hiesigen englischen Presse zu urteilen, 
sind die Engländer sehr besorgt wegen des Wiedererscheinens 
des deutschen Kaufmannes und deutscher Waren. Die Wochen- 
schrift „Finance & Commerce“ widmet dieser leidigen Frage 
einen längeren Artikel, in dem erzählt wird, eine Anzahl deut- 
scher Kataloge und Briefe seien der Schriftleitung vorgelegt 
worden. 
aber ausgezeichnet. "Einige seien in englisch, französisch und 
deutsch abgefasst, Quotierungen meistens in Pfundsterling. Ge- 
rüchte behaupten sogar, sagt der Schriftleiter, dass alliierte 
Firmen deutsche Agenturen anzunehmen bereit wären. Das Blut 
kocht einem in den Adern, wenn man denkt, dass so etwas mög- 
lich ist.... Dass England auf gewisse Rechte des $ 18, An- 
laze II des Artikels 243 des Friedensvertrages zugunsten 
Deutschlands verzichtet, kann die „North China Daily News“, 
die im allgemeinen die Auffassungen der englischen Regierung 
und der massgebenden englischen Kaufleute in Schanghai 
wiedergibt, nicht verstehen. Man solle doch lieber Frankreich 
als Deutschland gegenüber etwas Mitleid beweisen. Heute hat 


General Tschu macht die Japaner allein für die: 


Das Papier sei zwar schlecht, Druck und Illustrationen 
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auch die „North China Daily News“ bereits eingesehen, dass 
deutsche Ware in China gehandelt werden muss. Sie ver- 
öffentlicht mit den nötigen Entschuldigungen und Vorbehalten, 
natürlich auch mit den üblichen Ueberschriften den Nauener 
Funkspruch vom 29. Oktober. Die folgenden Ueberschriften 
sind ihre Anmerkungen: „Wie weit wird sich Deutschland dem 
Friedensvertrag unterwerfen? Verleumdungen der Entente. 
Gewaltmassnahmen.“ (Es handelt sich um die Berichterstatting 
über die wichtigen Reichstagsverhandlungen jener Tage über 
die auswärtige Politik, die Rede des Aussenministers Simons 
und die Erklärungen der Parteiführer dazu). Mit folgendem Satz 
führt sie diese Neuerung ihrer Berichterstattung ein: „Dass 
wir die deutschen Funksprüche heute veröffentlichen, bedeutet 
nicht, dass Nauen in den Spalten unseres Blattes unbeschränkte 
Bewegungsfreiheit für seine Propaganda haben wird.“ 


Zur Geschichte der Währungsreiorm. 


VonBrunoSimmersbach, Hütteningenieur zu Wiesbaden. 


Man muss es als eine überaus auffallende Erscheinung fest- 
stellen, dass China, dieses grosse Reich der Mitte, welches auf 
eine geschichtliche Entwicklung von mehr als 4000 Jahren 
zurückblickt, wie sie einheitlicher kein Volk der Erde sonst zu 
verzeichnen hat, ein l.and, dessen Finanz- und Steuerwesen bis 
in das graue Altertum zurück verfolgt werden kann, dessen Auf- 
zeichnungen über die Geschicke des chinesischen Volkes uns 
Aufschlüsse über die Entwicklung und Lösunz von Fragen 
politischer und sozialer Natur bringen, welche in Theorie und 
Praxis sich in der Geschichte späterer Völker wiederholen und 
die erst nach Tausenden von Jahren Länder mit westländischer 
Kultur in Bewegung gesetzt, dass ein solches Land bezüglich 
seiner Ge!d- und -Währungsverhältnisse nur auf einem sehr 
primitiven Standpunkt und auch auf diesem oft zu einer ver- 
hältnismässig späten Zeit angelangte und bis heutigen Tages 
verblieben iet. 

Es muss dies um so mehr auffallen, als wir in den Chinesen 
ein handeltreibendes Volk von iıöchster Bedeutung aus ältester 
Entwicklung vor uns haben, welches als solches Handelsvolk 
schon zu einer sehr frühen Zeit mit den Völkern des Westens in 
Berührung kam, die Erzeugnisse des eigenen Landes mit den- 
jenigen der fremden Länder austauschend. Ferner fällt es auf, 
wenn man bedenkt, dass wir in der beschreibenden Geschichte 
der einzelnen chinesischen Dynastien Abhandlungen von hervor- 
ragender Bedeutung über Staatseinkünfte, Steuern, statistische 
Angaben usw. finden. 

Dabei ist der Chincse von jeher ein geborener Händler ge- 
wesen, der zumeist auch recht unternehmungslustig und selbst 
zur Spekulation geneigt ist. Wo er heute seit Jahrzehnten mit 
dem Europäer in Berührung ist, da.hat er sich den Grundsatz 
„Ehrlich währt am längsten“ völlig zu eigen gemacht und ist ein 
solider, ehrbarer Kaufmafin geworden, auf dessen Wort man 
sich verlassen kann. Dem Chinesen der guten alten Schule liegt 
vor allem daran, dass er dem Ausländer gegenüber seinen guten 
Ruf — sein Gesicht — nicht einbüsst. Das neuere Geschlecht 
nimmt es zwar in dieser Hinsicht schon weit leichter, doch 
werden eingegangene Verträge im grossen und ganzen erfüllt, 
auch wenn die Marktverhältnisse inzwischen für den Besteller 
ungünstig geworden sind. Allerdings betrachtet es der Chinese 
als sein gutes Recht, im Ausfuhrgeschäft den Ausländer zu über- 
vorteilen. Die chinesischen Kaufleute und Gewerbetreibenden, 
auch die Grosshändler sind in freiwilligen Körperschaften — 
Gilden — nach Handels- und Gewerbszweigen vereinigt. Da- 
durch sind sie dem ausländischen Kaufmann gegenüber fast stets 
im Vorteil, da sie ihm als geschlossene Masse gegenübertreten 
können, während die Ausländer sich gew öhnlich in scharfem 
Wettbewerb untereinander bekämpfen. 

Schon aus der Zeit etwa 2000 Jahre vor unserer Zeit- 
rechnung sind uns Berichte überliefert, wonach Shun, der be- 
rühmte Hero des chinesischen Altertums, sich anschickte, 
Normaigewichte und Normalmasse aufzustellen, und später nach- 
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folgende Dynastien haben erneut, namentlich zu Anfang ihrer je- 
weiligen Regierungszeit, Edikte erlassen, um diese, wichtigen 
Punkte für ein geordactes Staatswesen in die richtigen Wege zu 
leiten. Aber es lag einerscits in der Regierungsform, in der Auf- 
fassung des Volkes über das Wesen des Herrschers, als „Sohn 
des Himmels“, von dem die Edikte, auch jene über das Geld- 
wesen, ausgingen, andererseits auch in der Dezentralisierung 
der Verwaltung, als das Reich anfing, ein einheitlich politisches 
Ganzes zu werden, dass seit Beginn der Geschichte Chinas bis 
auf den heutigen Tag nie cin geordnetes Münzwesen auf- 
sckommen ist. Ferner waren es auch die überaus traurigen Er- 
fahrungen, die furchtbaren Krisen, welche immer wieder von 
neuem über das chinesische Volk hereinbrachen, verursacht 
durch die Unehrlichkeit der Regierungen, die nicht imstande 
waren, für die Dauer der Zeit gleichartige Stücke herzustellen, 
die die Ursache abgabes, dass ein geordncetes System über- 
haupt nicht aufkommen konnte. Die miserablen Zustände der 
(Gjeldverhäitnisse sind es gewesen, welche Dynastien stürzten 
und über das Volk viel Elend gebracht haben. Diese selben Zu- 
stinde waren stets und sind es wohl auch noch heute, eines der 
wrössten Uebel, unter denen China zu leiden hat. Unmöglich 
konnte dabei auch eine auf Frieden und gedeihliche Entwicklung 
des Landes basierende Einrichtung eines geordneten einheit- 
lichen Geldwesens gezeitigt werden, und so hat China in diesem 
Zweige seiner Staatsangelegenheiten die uralte Periode nie über- 
wunden; das Land hat in diesem Falle aus deıh Verkehr mit 
iremden Kulturvölkern keinen Nutzen gezogen. 

Der Umstand, dass für die grossen, ausschlaggebenden 
Handelsbeziehungen : Chiras mit dem Auslande nur Silber- 
zahlunzen in Betracht ksınmen, hat zu der Annahme geführt, 
dass China das Land ciner Silberwährung sei. Aber ganz ab- 
gesehen davon, dass die genaue Fassung des Begrifics 
„Währung“ sich auf China kaum jemals nur irgendwie an- 
wenden lässt so stösst man auch ferner noch insofern auf 
Schwierigkeiten, als hierbei, was Silber anlangt, das, „was Geld 
sein soll“, nicht durch aen Staat als Behörde festgestellt ist, 
sondern ein System daistellt, wie es sich in den verschiedenen 
Provinzen und selbst ii einzelnen Bezirken, im Verkehr mit 
den verschiedenen Einze'behörden, Zolistellen usw. heraus- 
gebildet hat. 

China hat zwei oder streng genommen eigentlich drei von- 
einander ganz unabhängige Währungen. Für den Kleinverkehr 
bestand bis vor noch,eimm Jahrzehnt die bekannte, mit einem 
l.och versehene Bronzemünze ais das im ganzen Lande übliche 
Zahlungsmittel. Die von den Ausländern in China Käsch (Caslı) 
genannte Münze wird neuerdings von den nach anderen Mustern 
scpräxten Kupfermünzen immer mehr verdrängt. Bei grösseren 
Zahlungen bedient man sich des Silbers, und zwar in der Regel 
des ungemünzten, von den Ausländern „Sycee“ genannt. Die 
Einheit ist die chinesische Münze, der „Tael“ genannt, von einer 
bestimmter Feinheit. 
iast an jedem Orte und manchmal selbst an dem gleichen Orte 
verschieden. Für den Aussenhandel ist von Wichtigkeit der 
Tael des Seezollamts, der Haikwan Tael, welcher bei der 
Zahiung der Zölle zugrunde zelegt wird. Nach der zuver- 
lässigsten Angabe ist er gleich 584,85 feinem Silber (38,150 g 
Feinsilber). Der Haikwan-Tael ist jedoch lediglich Rechnungs- 
seld, tatsächlich werden die Zölle in der Ortswährung entrichtet. 
Der Durchschnittswert des Haikwan-Taels betrug: 1880: M. 5.05, 
1889: M. 4,50, 1860: M. 5,30, 1893: M. 3.80, 1895: M. 3,40, 1808: 
M. 2,66, 1900: M. 2,76-3,16, 192: M. 2,33—2,56, 1903: M. 2,68, 
1904: M. 292, 1905: M. 3,07, 1%6: M. 3,36. Der Tael. 
chinesisch Liang, ist in China sowohl eine Geldeinheit wie auch 
(iewicht. Der Tael als Geldgrösse wird in 10 Tsien oder Mace 
zu 10 Fen oder Candarin, also in 100 Candarin oder auch in 


1000 Cash eingeteilt und ist eine chinesische Munze Lianz - , 
Silber von je nach den Handelsplätzen verschiedener Feinheit. 
In Canton und Hongkonz rechnet man 717 Taels = 1000 mexi- 


kunische Dollar, so dass der Canton- oder Hongkong-Tael 
33.186 g Feinsilber enthüllt und zum Preise von M. 9% für das 
Kilt gramm Feinsilber eiscm Wert von M. 3,058 entspricht. Bei 


Gewicht wie Feinheit dieses Taels sind’ 
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demselben Silberpreise ıst der Shanghai-Tael, dessen Feinsilber- 
gehalt 34,246 g beträgt = M. 3,082 und der Regierungs-Tael, 
meist Haikwan-Tael genannt, in welchem alle Zölle und Tonnen- 
sclder entrichtet werden, bei 28,150 & Feinsilbergehalt gleich 
M. 3,433. Der Canton-Tael oder Liang als Gold- und 
Silbergewicht hat die Schwere von 37,573 g, und 
16 Taels machen I Kin cder Catty aus. Als Handelsgewicht ist 
der Tael etwas schwerer, nämlich 37,799 g. 

In alter Zeit galten Lei den Chinesen Perlen, Jaspis, Schild- 
krötenschalen, Muscheliü, Seide und Leinewand als Geld. 
Letztere wurde von wen Marktmeistern zu diesem Zwecke 
eigens zu einer Breite von 2 Zoll und einer Länge von 16 Zoll 
abgestempelt. Unter der Regierung des Kaisers Wu-ti (14086 
vor unserer Zeit) wurden dem Kaiser bei seinen täglichen 
Audienzen oder an hohen Festtagen durch den holien Adel und 
seine Verwandten bemalte viereckige Tierfellappen dargebracht, 
welche dann als Geld unter das Volk gingen. Doch waren auch 
schon Münzen im Kurs, für welche schon im 12. Jahrhundert vor 


“unserer Zeit die runde Furm gewählt wurde. 


Nachdem der Kupferımünze schon. in alten chinesischen 
Zeiten Erwähnung getan ist, wurde sie unter der Tang-Dynastie 
(618-907 unserer Zeit) allgemein eingeführt, und. heute ist die 
chinesische Münze ein rundes Geldstück aus einer Legierung 
von Kupfer, Blei und Zinn. Sie heisst heute Tsien und wird auf 
einer Schnur in Abteilungen zu je 1000 Stück aufgereiht, dafür 
sind die Tsien in der Mitte viereckig durchlocht. In alten Zeiten 
nannte man die Münze bezeichnenderweise „Huo“, „das, was 
für ein anderes eingetauscht wird“. Eine Schnur, Tiau, besteht, 
aus 10 Abteilungen Tsien, soll also genau genommen 1000 
Münzen enthalten, aber je nach Ortsgebrauch schwankt diese 
Menge. Die Münze selbst wird, von dem portugiesischen Worte 
Caixa her, in korrupierter Form Cash (Käsch) genannt, aus 
dem Malayischen stammt ihr anderer Name Sapeke. Nach 
anderer Lcsart soll das Wort Caixa zunächst eine von den 
Portugiesen 1511 in Malakka vorgefundene Zinsmünze be- 
zeichnen. 

Jedenfalls hatte der Geist der Chinesen mit der Herstellung 
dieses Geldstückes, des Käsch, die höchste Stufe seiner Er- 
findungsgabe erreicht, und Generation auf Generation ist diesen 
alten Pfad weiter geschritten, den das Volk vor 3000 Jahren be- 
treten hat. Der chinesische Nanıe für die Münze ist Chien oder 
Tsien. 10 Käsch oder auch Li genannt machen 1 Fen oder 
Feng, welches auch Candarin heisst; 10 Candarin 1 Fiau oder 
Mace (spr. Mess) und 10 Fiaus = 1 Tael. Die Münze mit dem 
viereckigen Loch zum Aufreihen trägt auf der Vorderseite den 
Titel der Regierung, den Nienhas und das Zeichen tungpao oder 
viianpao, was soviel wie Kurantgeld besagt. Die Rückseite des 
Käsch war in früheren Zeiten glatt, oft jedoch mit kennzeigginen- 
den Merkmalen, wie Halbmond, Punkt oder dem Zeichen der 
Miünzstätte versehen, niemals aber mit dem Namen oder gar 
Bildnis des Kaisers und auf der Rückseite in mandschurischer 
Sprache das Wort „pao“ = kurant und den Namen der Provinz, 
wo sie geprägt ist. Seit Anfang dieses Jahrhunderts wurden 
zunächst in der neu eingerichtefen Münzstätte in Canton nicht 
nur die uralten Cash aus Kupfer, Blei und Zinn oder auch aus 
Kupfer, Zinn und Zink im Gewichte von etwa 4 g geprägt, 
sondern auch Silbermünzen. Diese sind Stücke zu '/o, %, % und 
1 Dollar; Drachentaler werden sie genannt. Die Feinheit dieser 
Silbermünzen ist 600 Tausendstel. Das Gewicht eines Dollars 
beträgt 26,899 g, so dass derselbe 24,209 g Feinsilber enthält, 
was etwa M. 2.179 ergibt, bei einem Silberpreise von M. W% 
pro kg. Die silbernen Teilmünzen werden nach Bedürfnis gc- 
prägt, sind aber meistens von einem geringen Feingehalt. Münz- 
anstalten zur Herstellun. der alten Kupfermünzen, welche bis 
zum heutigen Tage noch gezogen werden, befinden sich in jeder 
Provinziallauptstadt. Nie Hauptteile der Legierung sind 
Kupfer und Zink, während Blei und Zinn nur in geringer Menge 
vertreten sind. In diesem Geldstück wird die Grundsteuer er- 
hohen, werden die alltäglichen Geldgeschäfte des Volkes unter- 
einander ahgewickelt und schliesslich auch alle Geschäfte von 
Bedeutung abgeschlossen. (Fortsetzung folgt.) 
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NN Wirtschaftliche Nachrichten ll... 


Förderung der Eisen- und Stahllabrikation 
sowie der Schilisbauindusirie In Japan. 


Dr. F. W. M. Eine von der japanischen Regierung ein- 
berufene Finanz- und Wirtschaftskommission hat vor kurzem 
über die Förderung der Eisen- und Stahlfabrikation der Re- 
gierung einen Bericht eingesandt, der sich eingehend mit der 
Bedeutung dieser Industrie für die Zukunft Japans und der 
deshalb gebotenen staatlichen Förderung befasst. 

Die grosse Bedeutung von Eisen und Stahl für die na- 


tionale Verteidigung und industrielle Entwicklung sei ohne . 


weiteres klar und alles müsse getan werden, um die In- 
dustrie auf eine unabhängige Grundlage zu stellen. Da der 
genaue Bedarf än Eisen und Stahl für die verschiedenen In- 
dustrien sehr schwer festzustellen war, . so musste man zu 
Schätzungen greifen. Nach diesen Schätzungen werden in 
Japan in den Jahren 1920—24 der japanischen Industrie durch 
die heimische Produktion folgende Mengen zur Verfügung 
gestellt werden können. 
Rohr isen 


(in Tonnen) ° Stahlmaterial 


1920 : 377616 1923 : 466185 1920 : 1031551. 1923 : 1227421 
1921 : 467619 1924 : 491 166 1921 : 1099251 1924 : 1287421 
1922 : 437 106 192: : 1164 081 
An Erzen und Kohlen werden bei Friedensverhältnissen 
benötigt: 
Ei;enerze Kohlen 


1929:3 709000 1923:451” 200 


1924 .. 4 786 60) 


1920 : 6 040 000 
1921: 3 978 400 1921 ::6 473 200 
1922:4 247 800 1922 : 6 „26 400 


Eines besonderen Schutzes bedarf die Herstellung von 
dünnen Stahlplatten für die elektrische Industrie, die Her- 
stellung Verzinnter Platten, Herstellung von Roheisen mit nie- 
derem Phosphorgelhalt, von Spezial-Stahl und von Eisen auf 
elektrischem Wege. 

Die Kommission betrachtet als bestes Mittel für die 
Entwicklung der japanischen Eisenindustrie eine Verschmelzung 
aller der in Betracht kommenden Industriekonzerne, da in die- 
ser Weise eine beträchtliche Erleichterung in dem Erwerb des 
Materials und in der Verteilung der fertiggestellten Waren 
zu erzielen sei. Ferner seien für den Schutz der Industrie 
Schutzzölle notwendig von 10% ad valorem auf Roheisen 
und 15% auf Stahl und Stahlmaterial, ferner, dass Stahl für 
die ganze Schifisindustrie zollirei eingeführt werden dürfe. 
Solange der 'Vertragstarif in Kraft sei, sollten den Impor- 
teuren. Subsidien gezahlt werden und zwar die Differenz 
zwischen den Vertragszöllen und den von der Kommission 
vorgeschlagenen neuen Wertzöllen. Ferner schlägt die Kom- 
mission vor, dass bei Verwendung einheimischen Stahls für 
den Schiffsbau den Verbrauchern dieses Stahls Subsidien ge- 
zahlt werden sollen in Höhe des Einfuhrzolles, der von 
Solchem Material erhoben wird. Ohne derartige Schutzmass- 
nahmen sei auf eine günstige Entwicklung der Schifisbau- 
materialien-Industrie nicht zu rechnen, während der Fort- 
Schritt der Eisenerzindustrie gehemmt werde. Aus demselben 
Grunde wird es nötig sein, einen Einfuhrzoll von 15% auf 


1923: 7 339 600 
192: 7772800 


alles eingeführte Stahlmaterial, das für den Schiffsbau not- - 


wendig ist, zu erheben. 
Als weitere Schutzmittel werden vorgeschlagen: 


l. Die Regierungswerke sollen grundsätzlich Eisen, Stahl und 
Stahlmateria! inländischer Produktion benutzen. 
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2. Für den Transport der in der Eisen- und Stahlindustrie be- 
nötigten Materialien sowie der aus diesen hergestellten 
Waren soll die Regierung nötigenfalls zu Wasser und zu . 
Lande Erleichterungen gewähren. 

Die bestehenden Bestimmungen für die Herstellung von 

Eisen auf elektrischem Wege sollen einer Revision unter- 

zogen und auch dieser Produktionsmethode bestimmte Er- 

leichterungen gewährt werden. 

. Da die Eiscnindustrie zu ihrer Anlage grosser Geldmittel 
bedarf, so soll die Regierung die Bereitstellung von Mitteln 
für die Eisenindustrie erleichtern. 

. Es soll ferner eine Einrichtung geschaffen werden für die 

wissenschaftliche Erferschung der Eisenfabrikation, für die 

Ausbildung von Fachleuten und Arbeitern dieser Industrie. 

Eisen- und Stahlindustrie, die durch Japaner in der Mand- 

schurei und anderen Plätzen betrieben werden, sollen ..in 

derselben Weise wie die einheimische Industrie geschützt 

werden. s 

Zur Unterstützung der Schiffsbauindustrie führt die Kom- 

mission Gründe nationaler Verteidigung, wirtschaftliche und 

industrielle Notwendigkeiten an. Weil die Handelsschiffe in 

Kriegszeiten mancherlei Pflichten zu erfüllen hätten, so sei 

es notwendig, dass das Land eine hinreichende Anzahl 

Schiffe aller Art zur Verfügung habe für den Transport der 

Kriegsmaterialien und Lebensmittel. Infolge der grossen Be- 

deutung der Unterseeboote wird es für eine Marine schwer 

sein, die See absolut zu beherrschen, und deshalb ist es not- 
wendig, dass mehr Handelsschiffe gebaut werden, um die 

Gefahren des Unterseebootkrieges zu vermindern. Augen- 

blicklich sei Japans Schiffsbauindustrie nicht so ausgebaut, 

dass sie den Bedürfnissen eines Krieges wird gerecht werden 
können und, da Schiffe nicht im Handumdrehen gebaut wer- - 
den können, so müsse Japan mindestens seine jetzigen 

Schiffsbaueinrightungen beibehalten und sie langsam aus- 

dehnen, jedenfalls für alle Fälle gut gerüstet sein. Die in- 

sulare Lage Japans macht Japan von den Zufuhren zur See 
abhängig, aber nur durch sie können Handel und Industrie 
des Landes sich weiter entwickeln. 

Krieges litten alle Kriegführenden durch die Knappheit an 

Schiffen, wodurch die militärischen Operationen stark ge- 

hemmt wurden, und ebenso machte sich der Mangel an 
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‚Schiffen ausserordentlich fühlbar bei der Zufuhr der notwen- 


digen Lebensbedürfnisse. Auch Japan hat darunter gelitten, 
aber die Lage Japans unterschied sich doch insofern von den 
Ländern Europas, als Japan lediglich Schwierigkeiten hatte, 
seinen Handel und seine Industrie weiter "zu entwickeln. Auf 
Grund dieser Erfahrungen werden alle Staaten ihre Schifis- 
baumöglichkeiten vermehren, und Japan wird bestimmt mit 
einem heftigen Wettbewerb der anderen Länder zu rechnen 
haben. Noch heute hat Japan eine beträchtliche Zahl im 
Ausland gebauter Schiffe mit mehr oder weniger veraltetem 
Typ. Nach Berichten von 1918 sind die meisten Schiffe unter 
6000 t im Ausland: gebaut und mehr oder weniger veraltet. 
Auch unter den während des Krieges im Ausland neu ge- 
bauten und von dort bezogenen Schiffen gibt es nicht wenige 
von minder guten Konstruktionen. Ihr Ersatz oder Umbau 
wird deshalb als dringend notwendig bezeichnet werden 
müssen. Da es schr nachteilig ist, alle Schiffe aus dem Aus- 
land zu beziehen, so muss es Japans Ziel sein, alle Schiffe 
für Japan auf japanischen Werften bauen zu lassen. Vor 
dem Kriege stand Japan bedeutend günstiger als Europa 


Während des leizten 
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und Amerika infolge der geringeren Löhne der japanischen 
Seeleute, doch ist dieser Vorteil infolge der jetzt gezahlten 
höheren Löhne verschwunden. Alle Massnahmen müssen 
darauf gerichtet sein, den Schiffsbau so zu fördern, dass 
Japans Reedereien in der Lage sind, erfolgreich mit dem 
Ausland zu konkurrieren. 

"Nach der bisherigen Erfahrung unserer Schiffsbauindu- 
strie wäre Japan schliesslich in der Lage, jährlich 700 000 t 
vom Stapel zu lassen. 1918 betrug der Gesamtaufwand für 
Neubau und Reparatur von Schiffen nicht weniger als 450 
Millionen Yen, doch fiel dieser Betrag im Jahre 1919 auf 
350 Millionen Yen. Das sind rund 40% des Gesamtwertes 
aller von der japanischen Maschinenbauindustrie hergestell- 
ten Werte, dieim Jahre 1918 insgesamt 1 120 000 000 Yen aus- 
machten. 1918 wurden in der Schiffsbauindustrie an ein- 
gezaliltem Kapital und Anleihen 150 Millionen Yen angelegt, 
während z. B. für 1917 die in den Baumwollspinnercien an- 
gelegten Beträge 1 100 000 000 Yen betrugen. In der Tat, der 
japanische Schiffsbau ist nunmehr der bedeutendste Zweig 
der cisenverarbeitenden Industrien im Lande und beschäftigt 
nicht weniger als 80 000 Arbeiter. Jede Einschränkung dieser 
Industrie hat schwere Folgen für das ganze Wirtschafts- 
leben. Aus diesen Gründen muss von Seiten der Regierung 
alles geschehen, um die Schiffsbauindustrie zu schützen und 
zu ermuntern. 

Die Kommission fasste ihre Vorschläge in folgende 
Punkte zusammen: 


1. Direkte Unterstützung. 

a) Angesichts der grossen Entwicklung, wie sie unsere 
Schiffsbauindustrie seit Ausbruch des Krieges genommen 
hat, ist ein unmittelbarer Schutz, so wie er durch das 
Gesetz betr. Förderung des Schiffsbaues vorgesehen ist, 
nicht mehr ratsam. 

b) Eine direkte Unterstützung durch Gewährung von Bei- 
hilfen für die Steigerung des Absatzes von Schiffen an 
das Ausland wird nicht melır für notwendig gehalten. 

2. Indirekte Unterstützung. 

a) Die Einfuhrzölle auf Stahlmaterial und H®lz, die für den 
Bau oder Reparatur von Schiffen verwandt werden, 
müssen aufgehoben werden, um den Schifisbauern den 
Erwerb von Schiffisbaumaterial zu erleichtern und so 
ihre Stellung gegenüber fremden Schiffsbauern zu 
stärken. Ferner sollen zollireci eingeführt werden alle 
für die Ausrüstung benötigten Teile, Zutaten und 
Maschinen sowie solche Eisenkonstruktionen, die in 
Japan selbst nur schwer hergestellt werden Können. 
Der Schiffsbau im l.ande selbst soll weiter gefördert 
werden, eventuell durch Zahlung von Subsidien auf 
Grund des Ciesetzes betr. Schiffahrtsubsidien. 

Der Einiuhrzoll .auf die im Auskand gebauten und nach 

Japan verkauften Schilie muss bestehen bleiben. 

Wird Schilisbau- und Ausrüstungsmäaterial zollfrei ein- 

geführt, so sind besondere Vergünstigungen für ins 

Ausland verkaufte Schiffe nicht melır erforderlich. 

e) Massnahmen sind notwendig um Erleichterungen für die 
(Gewährung Jangfristiger Anleihen zu schaffen und die 
notwendigen Beträge für eine Erhöhung der zu zahlen- 
den Unterstützungen bereitzustellen. 

f) Die Einrichtung einer besonderen Versuchsanstalt für 

Schiffsbau soll von der Ressierung ohne Verzögerung in 

die Hand genommen werden, da eine solche Einrichtung 

für den Fortschritt in der Schitisbauindustrie unentbehr- 
lich ist. 

Für Schiffe von besonders hervorragender oder beson- 

derer Konstruktion soll die Regierung einen Teil der 

Baukosten tragen und ebenso für ihre Unterhaltung in 

Friedenszeiten beisteuern, damit derartige Schiffe 

leichter gebaut und unterhalten werden können. 


-b) 


c) 
d) 


x) 


Zu diesen Vorschlägen äussert sich die „Jiji‘“ Mitte 
Oktober im grossen und ganzen zustimmend. Sie hebt her- 
vor, dass Schutzmassnahmen, unbedingt erforderlich seien, 
wenn sie auch den beantragten Zollschutz nicht ohne weiteres 
für ein geeignetes Mittel betrachten will. Erhöhte Zölle be- 
deuten nach ihr naturgemäss erhöhte Steuern für den Ver- 
braucher. Die „Jiji“ sieht die beste Unterstützung in einer 
Verschmelzung aller in Betracht kommenden Industrien, doch ; 
sei es dann unbedingt erforderlich, dass in diese. Vereinigung 
der Eisenwerke durch Kauf auch das Regierungsstahlwerk in 
Yawata einbezogen würde, da sonst der Wettbewerb "zwi- 
schen beiden doch üble Folgen für die Konkurrenzfähigkeit 
der japanischen Industrie mit dem Ausland haben könnte. 
Unter diesen Folgen hätte die neue Vereinigung zu leiden. 
Eine Verschmelzung auch der Yawata-Staatswerke mit den 
privaten Firmen sei darum unbedingt erforderlich. Dagegen 
sei die Einführung erhöhter Einfuhrzölle für "alles Stahlmate- 
rial und Holz, das nicht für die Schiffsbauindustrie bestimmt 
sei, ausserordentlich bedenklich. Denn. derartige Zölle be- 
deuteten nichts anderes als cine beträchtliche Erhöhung der 
Produktionskosten: aller"sonstigen Stahl und Eisen verarbei- 
tenden Industrien. Die Exporteure würden hierdurch in eine 
ungünstige Lage versetzt, da sie nur zu teueren Preisen 
exportieren können und die Verbraucher für die zum Leben 
notwendigen Waren erheblich mehr bezahlen müssten. Soll 
Japan mit dem Ausland in Handel und Schiffahrt erfolgreich 
konkurrieren, so müsse man darauf achten, die Produktions- 
kosten soweit wie möglich zu verringern. Und dies sei am 
besten durch den vorgeschlagenen Zusammenschluss der 
massgebenden Eisenwerke zu erreichen, da eine solche ka- 
pitalkräftige Vereinigung am besten in der Lage sei, alle Ein- 
kaufs- und Absatzmöglichkeiten erfolgreich auszunutzen. 


Die städtische Bevölkerung Im Indishhen Reich. 
Von H. Fehlinger. 


Britisch-Indien ist von einer vorwiegend bodenbauenden 
Bevölkerung bewohnt. Im Jahre 19%#1, als- dort die letzte 
Volkszählung stattfand, fanden nahezu 72 Proz. der Ein- 
wohner durch Ausübung landwirtschaftlicher Tätigkeiten 
ihren Unterhalt. Die im Vergleich mit Europa geringe In- 
dustrie- und Verkehrsentwicklung macht es auch erklärlich, 
dass es in Indien, das 315 Millionen Einwohner zählt, ver- 
hältnissmässig wenige Städte gibt. Für Zwecke der Volks- 
zählung gelten als Städte alle Orte „mit irgendeiner Art von 
Munizipalverwaltung‘“ und andere Orte mit mindestens 5000 
Einwohnern, welche die Leiter der Volkszählung in den ein- 
zelnen Provinzen als „Städte“ betrachten wollen. ‚Aber 
städtischer Charakter nach europäischen Begriffen mangelt 
der Mehrzahl der grossen Bevölkerungsansammlungen; sie 
sind über die normalen Grenzen hinausgewachsene Dörfer. 
Handel und Gewerbe sind noch immer auf eine relativ kleine 
Zahl grosser Städte beschränkt. Im Jahre 1911 gruppierten 
sich die 2153 indischen Städte nach ihrer Einwohnerzahl, 
wie folgt: 


Einwohner Zahl der Gesamteinwohrerzahl 
pro Stadt Stadte jeder Städtegruppe 
über 100 000 30 7075 782 = 23,8 Proz. 

50 000 —100 090 45 3010281 = 101 ,„ 
20 000— 50 000 181 5545820 = 187 „ 
10 000 — 20 000 442 6163854 = 20,7 „ 
:5000— 10000 848 5944 503 = 209 
wenig. als 5 000 607 200788 = 67 ,„ 


Zusammen 2153 29 74% 228 = 100,0 Proz. 


Von 1%1—1911 nahm die Bevölkerung der Städte bloss 
um 1 Proz. zu. Die grosstädtische Bevölkerung vermehrte 
sich um 6,1 Proz., die Bevölkerung der Städte mit je 20 000 
bis 50 000 Einwohnern um 2,1 Proz. und die der Städte mit 
weniger als 5000 Einwohnern um 2,9 Proz.; in den anderen 
Städtegruppen ergaben sich Bevölkerungsrückgänge. Seit 
1881 hat sich die städtische DeVolk NE um 24,3 Proz. 
vermehrt. 


Im ganzen Reich wohnten 1911 durchschnittlich 95 Proz. 
der Bevölkerung in Städten und 90,5 Proz. auf dem Lande. 
Relativ am zahlreichsten ist die Stadtbevölkerung in 
Adschmer-Merwara (28 Proz.), Manipur (21,6 Proz.), Baroda 
(19,9 Proz.), im britischen Gebiet ven Bombay (19 Proz.) 
und in den Eingeborenenstaaten von Bombay (15,7 Proz.). 
Gar keine städtische Bevölkerung haben die Andamanen 
und Nikobaren, sowie Sikkim. Die städtische Bevölkerung 
bildet bloss 0,9 Proz. der Gesamtbevölkerung in den Ein- 
geborenenstaaten von Bihar und Orissa, 1,7 Proz. in den Ein 
geborenenstaaten der Zentralprovinzen, 2 Proz. in Assam 
usw. In den hauptsächlichen britischen Provinzen stellt sich 
der Anteil der städtischen Bevölkerung, wie folgt: Bengalen 
6,5 Proz., Bihar und Orissa 3,7 Proz., Vereinigte Provinzen 
10,2 Proz., Zentralprovinzen und Berar 8,5 Proz., Madras 
11,8 Proz., Bombay 19 Proz., Pandschab 11,1 Proz., Birma 
93 Proz. Der Anteil der Stadtbevölkerung hängt auch hier 
vornehmlich von dem Grade der industriellen Entwicklung 
des betreffenden Gebietes ab. Die Tendenz za städtischer 
Siedlungsweise ist am meisten im Westen und am wenigsten 
im Nordosten ausgeprägt. Im Nordosten hat zwar Manipur 
last 22 Proz. städtische Bevölkerung, doch kommt dies ledig- 
lich daher, dass die Anhäufung von Dörfern, welche die 
„Hauptstadt“ Imphal bildet, als eine Stadt behandelt wird. 
Neben der Wirtschaftsentwicklung haben politische und 
historische Faktoren Einfluss auf die Stadtbildüng. Die 
Meinung, welche im amtlichen Volkszählungsberichte aus- 
gesprochen wird, nämlich, dass die mongolische Bevölkerung 
weniger als Angehörige anderer Rassen zu städtischer Sied- 
lungsweise neigt, halte ich für irrig, denn in China wie ander- 
wärts haben sich die Mongolen der städtischen Siedlungs- 
weise ziemlich zugeneigt gezeigt. 

Bemerkenswert ist die Verteilung der städtischen Be- 
völkerung Indiens nach dem Geschlecht. Während in Europa 
die weiblichen Personen in elen Städten noch stärker über- 
wiegen als im allgemeinen, sind in Indien die weiblichen 
Personen in den Städten noch mehr in der Minderzahl als 
sonst. Bei der Gesamtbevölkerung trafen 1911 auf 1000 männ- 
liche Personen 953 weibliche, in den Städten aber war das 
Verhältnis 1000 zu 847. Besonders in grossen Handels- und 
Industriezentren ist das Missverhältnis arg. Das kommt 
daher, weil in Indien die grosse Mehrheit der häuslichen 
Dienstboten, Ladenbediensteten und Fabrikarbeiter männ- 
lichen Geschlechts. sind; es werden überwiegend männliche 
"Arbeitskräfte vom Lande nach der Stadt gezogen. 


Von den Anhängern der verschiedenen Religionsbekennt- 
nisse zeichnen sich die Parsi durch ihre Vorliebe für städtische 
Wohnweise aus; von ihnen lebten 1911 durchschnittlich 86,5 
Proz. in Städten, und dieses Verhältnis schwankte in den ein- 
zelnen britischen Provinzen zwischen 65,7 in Bihar und Orissa 


und 99,6 in. Adschmer-Merwara. Von den Dschain wohnten : 


29,6 Proz. in Städten, von den Christen 21,3 Proz., von den 
Mohamedanern 12,3 Proz und von den Hindu 8,8 Proz. Die 
Anhänger der herrschenden Religion sind dem Stadtleben am 
meisten abgeneigt. 
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Der Anteil der Stadt- an der Gesamtbevölkerung ging 
von 9,9 Proz. 1901 auf 9,5 Proz. 1911 zurück. Die Haupt- 
ursache davon war wohl die Pestepidemie, von der die Städte 
erheblich schwerer betroffen wurden als das Land, was nicht 
aur eine erhöhte Sterblichkeit, sondern auch eine teilweise 
sehr starke Abwanderung von Stadtbewohnern zur Folge 
hatte. Ohne die Verheerungen durch die Pest hätte die 
städtische Bevölkerung wahrscheinlich überdurchschnittlich 
rasch zugenommen, da die wirtschaftliche Entwicklung auf 
eine Verdrängung des hausindustriellen durch den fabrik- 
mässigen Gewerbebetrieb hinausläuft. 


Bevölkerungsstillstand . oder Rückgang herrschte aber 
selbst im letzten Jahrzehnt nicht in allen Städten vor; manche 
Städte haben vielmehr bedeutend an Volkszahl zugenommen. 
Der. wachsende Aussenhandel fördert die Entwicklung der 
Hafenstädte und die Ausbreitung des Eisenbahnnetzes in dem 
Wachstum der en günstig, die Eisenbahnzentren 
sind, doch benachteiligt sie zugleich jene Städte, die ihre 
Grösse und wirtschaftliche Stellung hauptsächlich dem Ver- 
kehr auf den Binnenwasserstrassen verdankten. So haben in 
manchen Fällen selbst von der Pest schwer heimgesuchte 
Städte ihre Bevölkerungszahl bemerkenswert vermehrt, wäh- 
rend die umgebenden Landbezirke Bevälkerungsverluste er- 
litten. Ein Beispiel ist Delhi, das um 12 Proz. zunahm, wäh- 
rend die Einwohnerzahl des Bezirks, in dem die Stadt liegt, 
um 4,6 Proz. zurückging. 


Die Zahl der indischen Grosstädte betgig 1911 30; im 
letzten Jahrzehnt schied Baroda aus der Reihe der Gross- 
städte aus, während Dschubbulpor und Dacca neu dazu 
kamen. Zwölf Grosstädte haben seit 1901 an Bevölkerung 
ab- und achtzehn haben zugenommen. Der Bevölkerungs- 
verlust war am grössten in Mandalay: (24,8 Proz.), Nagpur 
(20,6 Proz.), Dschaipur (14,4 Proz.) und Cawnpor (12 Proz.). 
Manche Städte mit Bevölkerungsabnahme, wie etwa Man- 
dalay, sind im Verfall begriffen,. während bei anderen der Be- 
völkerungsverlust die Folge der Pest und vorübergehend ist, 
was im Fall von Nagpur und Cawnpor zutrifft. Die fort- 
schreitenden unterscheiden sich von den verfallenden Städten 
besonders durch die grosse Zahl ihrer zugewanderten Ein- 
wohner, die sich in Bombay, Calcutta und Howrah auf mehr 
als 70 Proz. der Gesamteinwohnerzahl beläuft. Auf der an- 
deren Seite sind in Patna, Mandalay und Bareilly kaum 10 
Proz. der Bevölkerung auswärts geboren. 

Ucber 200000 Einwohner haben folgende zehn Städte 
Indiens: 


Einwohnerzahl Zu- oder Abnahnıe - 


1911 seit 1901 
Calcutta . 1 043 307 + 9,9Proz 
Bombay . 979 465 + 26,2 „ 
Madras . 518 660 + 18 „ 
Haiderabad 500 623 + 11,6 „ 
Rangun . 293 316 + 195 „, 
Lucknow 259 798 — 16 „ 
Delhi . 232 837 + 116 „ 
Lahore . 228 687 + 12,7 „ 
Ahmedabad 216 777 + 16,8 „ 
Benares . 203 804 — 44 ,„ 


Im Fall von Boinbay erklärt sich die ungewöhnlich be. 
deutende Bevölkerungszunahme in den zehn Jahren haupt- 
sächlich dadurch, dass im Jahre 1901, als die Volkszählung 
stattfand, ein. grosser Teil der Einwohner die Stadt wegen 
der Pest verlassen, hatte. 
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China. 


Chinesische Banken und ihre, Kapitalkraft. Die chinesische 
Bankgesetzgebung in China ist erst recht jungen Datums. 1907 
erschienen die Bestimmungen für die allgemeinen Geschäfts- 
banken sowie die Sparbanken, die alle die japanischen als 
Muster hatten. Seit der Begründung der chinesischen Republik 
zeigt das chinesische Bankwesen europäischen Stils eine starke 
Entwicklung. Die normalen Geschäftsbanken stehen unter der 
Kontrolle des Finanzministers, dessen Zustimmung bei der Er- 
richtung erforderlich ist. Er hat das Recht, jederzeit die Ge- 
schäftslage und das Eigentum der Bank zu prüfen. Alle sechs 
Monate sind’ sie zur Aufstellung einer Bilanz verpflichtet, die 
dem Finanzminister einzureichen und in der Presse zu ver- 
öffentlichen ist. Die sogenannten Sparbanken, die in erster 
Linie das Depositengeschäft pflegen, müssen Aktiengesell- 
schaften sein. Als Sicherheit für die bei ihnen eingezahlten 
Depositen müssen sie verzinsliche Bonds von Staats- oder lokalen 
Anleihen im Werte mindestens von 4 ihrer Depositen erwerben 
und bei anderen Banken hinterlegen® Die „Finance and 
Commerce“, Schanghai, bringt in ihrer Ausgabe vom 6. Oktober 
eine Zusammenstellung von 18 chinesischen Banken, die ver- 
trauenswürdig sind und in gutem Rufe stünden. 


Fi- Kapital Eingez 
Sitz lialen in$mex. Kap.rund Reserv. Depositen 
Bank of China . . . . Dt 106 60 000 000 12280000 4116000 19 460 000 
Bank of Communications Peking 69 15000000 7500000 3295000 81 009 000 
The National Commercial 
Bank, Ltd. . . . . Schanghai 6 1000000 1000000 340 700 . 16 953 000 
The Cnekiang Industrial 
Bank ar. a . Hargchou ‚3 1000 000 710 000 81 400 5800 000 
Tone Snanghai Commergıal 
& Savıngs Bank . . . Schanghai 11° 1000000 1000000 116000 6 394 000 
Salt Industrial Bank . . Peking 9 5000000 2500000 517000 |22 713.000 
Chung Foo Union Bank. Tientsin 3 2000000 1020 000 54000 3568 000 
Young Brothers Banking 
Curporation . . Chungking 8 1.000.000 700000 195800 4589 000 
Chung Hwa Commercual 
& Savings Bank . . . Schanghai — 250000 250000 54200 134900) 
The Bank ot Canton, Ltd. Hongkong 3 2860000 2860 000 _ 7 883 000 
King Ching Banking 
Corporation . Tientsin 4 5000100 2000000 200000 12467000 
Sin Hua Savings Bank Peking 2 5000000 1250000 206000 9680 500 
Kiangsu Bank . Schanghai 8 100000 600100 160000 2281 000 
The Continental Bank Tientsin 2 200,100 1000000 97800 5016000 
The National Industrial 
Bank of China . Tientsia 4 20000000 2223 600 460) 3153 000 
The Bank of Shantung . Tsinanfu 8 5000000 1220000 60000 3953 000 
i 16 246 12710.000 38110000 9543.00.» 364 000 000 
(in Taels) 
Ningpo Commercial Bank Schanghai 3 1500000 650000 77000 4967 000 
CommercialBank ofChina Schanghai — 5000000 2500000 1245000 4870000 
2 3 6500 00u 3130000 1322.00 9800 000 


Der Gesamtbetrag der von allen Banken gewährten Kredite 
und Vorschüsse belief sich auf 344 209000 mex. $ und 11 527 000 
Taels, des Reingewinns für das letzte Jahr 10 228 000 mex. $ und 
3063 000 Taels, der Kassenbestände 44 829 000 mex. $ und 2 105 009 
Taels und der Guthaben bei anderen Banken endlich 45 129 00V 
nex. $ und 726 7U0 Taels. Ä 


Abschluss der Chinese Engineering & Mining Co. Die 
Chinese Engineering & Mining Cc. hat unlängst ihren Abschluss 
für das Geschäftsjahr 1919/20 veröffentlicht, der einen Rein- 
gewinn von 1100000 £ auiweist. 57:2 % des Reingewinns oder 
936650 £ gehen hiervon in Form von Steuern und Abgaben an 
die englische Regierung. An die Aktionäre wird eine steuer- 
freie Dividende von 30 % verteilt, während der Rest für 
Steuern, Reserven, Amortisation verwandt werden soll. 
440 000 £ werden auf neue Rechnung vorgetragen, doch hat maıı 
beschlossen, hiervon 400 000 £ in Form neu auszugebender I-x- 
Aktien an die bisherisen Aktionäre zu verteilen, da man das 
Kapital der Gesellschaft um 1 Million £ erhöhen will. Die 
restlichen 000 000 £ Aktien sollen später ausgegeben werden, 
wenn die wirtschaftliche Entwicklung oder neue  Ühnter- 
nehmungen cs erfordern. 

Auf der Gieneralversammlung der Aktionäre wurde bekannt- 
gegeben, dass die Anlage eines Eisenwerks beabsichtigt und 
bereits beschlossen sei. Es sei bereits ein Vertrag abgeschlossen, 


 \ 


der der Gesellschaft im Yangtsetal 4000000 t hochhaltiger 
Eisenerze sichere, während weitere Untersuchungen und Ver- 
handlungen im Gange seien, Rohstoffe auch noch aus anderen 
Quellen zu sichern. Die neuen Eisenwerke sollen in unmittel- 
barer Nähe von Chinwangtao errichtet werden, dem Ver- 
schiffungsplatz für die von der Kailan-Minengesellschaft ge- 
förderten Kohlen und Winterhafen von Tientsin. Der Transport 
der Eisenerze soll durch die eigenen Dampfer der Gesellschait 
erfolgen, die auf diese Weise volt ausgenutzt würden, oder 
durch andere Dampfer, die zum Kohlen nach Chinwangtao gehen. 

Interessant sind die Beträge, welche die Gesellschaft in 
Form der verschiedenen Steuern an den Staat zu zahlen hat. 
542 000 £ entfallen auf Excess-profits-Steuer. Die Korporations- 
gewinnsteuer beanspruehte zunächst nur 21 000 £, da sie diesmal 
nur die Gewinne eines halben Jahres erfasst. An Einkommen- 
steuer sind 90952 £ zu entrichten. 

Während des Geschäftsjahres wurden 4010980 t Kohlen 
abgesetzt, das sind 882 303 t mehr als im Vorjahre. Man hofft 
die Förderung der bestehenden Anlagen im nächsten Jahre auf 
4% Millionen t steigern zu können. Die Erschliessung einer 
ncuen Mine ist geplant, die nach Fertigstellung in etwa 5 Jahren 
5000 t täglich oder 1,5 Millionen t jährlich fördern soll, so dass 
die Gesamtausbeute dann auf 6 Millionen stiege. Um den Ab- 
transport zu erleichtern, soll das’ Geleise nach dem Hafen ver- 
doppelt werden, während die Hafenanlagen selbst eine be- 
deutende Erweiterung erfahren sollen. 

Die Gesellschaft hatte in der letzten Zeit des Geschäfts- 
Kir mit erheblichen Transportschwierigkeiten zu kämpfen, da 

ie militärischen Machthaber vielfach das gesamte Eisenbahn- 
material beschlagnahmten. So war sie zeitweise mit der 
kontraktlichen Lieferung von mehreren hunderttausend Tonnen 
rückständig, und Tag für Tag ınussten- Tausende von Tonnen 
bei den Minen selbst auigestapelt werden. 


Fremde Bevölkerung in China. 1875 betrug die fremde 
Bevölkerung in China 3579 Köpfe, sie stieg auf 7905 im Jahre 
1S$7 und auf 11167 inı Jahre 1897. 1907 wurden_bereits 69 852 
Fremde in China gezählt. 1913 stieg ihre Zahl auf 163 227 und 
1917 auf 220485. Ihre Zahl hat weiter zugenommen, da zurzeit 
nicht weniger als rund 300000 Russen auf chinesischem Gebiet 
ansässig sind. Abgesehen von der Zunahme der Russen ist die 
Steigerung auf die zunehmende Einwanderung der Japaner 
zurückzuführen. Von den grösseren Geschäftshäusern waren 
1864: 75 % britisch. während der Rest auf verschiedene andere 
Staaten entfiel. Die Zahl der fremden Firmen war 1875: 343, 
wovon 211 britisch, 52 deutsch, 46 amerikanisch, 12 russisch, 
6 französisch und eine japanisch war. Die Zahl der fremden 
Firmen’ stieg in 1S87 auf 420, 1897 auf 636, 1907 auf 2295, 1913 auf 
3805 und 1917 auf 7055. 1913 zähkte man 1269 japanische, 1229 
russische, 590 britische, 296 deutsche, 131 amerikanische und 
106 französische Grossfirmen. 

Chinesische Regierungstinanzen. (To. aus Schanghai Ende 
Oktober 1921.) Die Regierung ist nicht mehr in der Lage, Geld 
für die notwendigsten Verwaltungskosten aufzubringen, ge- 
schweige denn für den Tilgungs- und Zinsdienst einer Anzahl 
grösserer, aber besonders kurzfristiger kleiner Verlegenheits- 
anleihen. lım Lande ist ihr Kredit erschöpft und vom Ausland 
ist nichts zu erwarten, ehe nicht ein allgemeiner Finanzplan vor- 
gelegt und vom Konsortium genehmigt worden ist. 

Dagegen wirtschaften die militärischen Machthaber Tschang 
Tso-lin und Tsao Kun darauf los, als ob sie aus dem Vollen 
schöpften. Beide haben ihre Heere vermehrt, so dass die „auf- 
gelösten“ Grenzverteidigungstruppen vollständig geworden sind. 
Die von Peking genehmigte Vermehrung der Truppen in der 
Provinz Tschihli um drei Divisionen erfordert eine Jährliche 
Mehrbewilligung von 3 Millionen Dollar aus den Reichskassen 
und 2 Millionen aus Mitteln der Provinz. Tschang Tso-lin, der 
drei neue gemischte Brigaden in der Mandschurei aufgestellt hat, 
wird wohl ähnliche Forderungen an Peking stellen. 

Nach der Peking and Tientsin Times haben viele 
Beamten, darunter auch Ausländer, seit Monaten kein Gehalt 
bekommen. 
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Eine eigenartige und sehr bedeutsame Nachricht bringt die 
Tokioer Asahi. Sie berichtet: „Da es schwer hält, aus- 
geliehenes Geld von China zurückzubekommen, sind die Bank 
von Chosen, die Industriebank und Bank von Formosa in nicht 
geringe Verlegenheit geraten. Zur Zeit des Ministeriums 
Terauchi wurden China unter der Bezeichnung „Industrielle 
Anleihen“ bedeutende Summen vorgeschossen: zunächst Yen 
30 Millionen mit Bergwerks- und Waldbeständen der Mand- 
schurei als ‚Sicherheit, dann 20 Millionen für Eisenbahnen in 
Schantung, mit anderen Anleihen zusammen etwa Yen 160 Mill. 
Nun stellt sich heraus, dass überhaupt kein amtlich vollzogener 
Vertrag, sondern nur die mit dem Kabinett Tuan getroffenen 
vorläufigen Abmachungen vorliegen. Man sucht deshalb Mittel 
und Wege, den Banken zu ihrem Recht zu verhelfen, und er- 
wartet, dass eine selhır ernste Frage daraus entstehen wird... .“ 

Bezeichnend für die Finanzlage der Regierung ist ein 
Kabinettsbeschluss, wonach der Vorschlag des Tutschüns von 
Schantung abgelehnt wird, besondere Schuldscheine im Nenn- 
betrage von 5 Millionen Dollar für 450 000 Dollar zu verkaufen. 
Man stellt dem Tutschün aber frei, sie als Pfand für eine Anleihe 
im genannten Betrag anzubieten! 

Nach einem Bericht der Shanghai Gazette hat der 
Finanzminister als Sicherheit für eine fällige Anleihe 5 prozentige 
Schatzanweisungen im Betrage von 20 Millionen Dollar aus- 
‚gegeben. | 

Trotz der allgemeinen Unbeliebtheit der Einkommensteuer, 
soll sie dennoch im nächsten Jahresbudget mit 4 Millionen auf- 
genommen werden. Sie soll aber zunächst nur auf Beamte an- 
gewandt werden, weil das Volk keine weiteren Lasten 
tragen kann. | ' 

Japan. a 

Nippon Yusen Kaisha. Die halbjährliche Zusammenkunft 
wurde am 29. November in Tokio abgehalten und eine Dividende 
von 30% vorgeschlagen. Der Präsident, Baron R. Kondo, emp- 
fahl die Annanme des Berichts und der Bilanz unter Hinweis aui 
die ungeheure‘Zunahme der Welt-Tonnage und auf die starke 
Flaute im Schiffshandel, welche seiner Meinung nach mehrere 
Jahre anhalten würde, aber schliesslich ohne Zweifel das Ueber- 
leben der Geeignetsten zeitigen würde. Er legte dar, dass die 
N. Y. K. in der Lage sei durchzuhalten, da die Position der Ge- 
sellschaft ausserordentlich stark sei. Der reduzierte Buchwert 
der Aktiva betrug: Yen’ 169000600 verglichen mit dem einge- 
zahlten Kapital von Yen 58000000 einschliesslich 103 Dampfer 
von 460000 Tons (Brutto), bewertet mit nur Yen 81 per Brutto- 
Tonne, worüber die Gesellschaft stolz sein könne. Baron R. 
Kondo wurde zum Präsidenten wiedergewählt und’ Mr. Y.Ito, ein 
früherer Manager der Lordoner Filiale, wurde zum Vizepräsi- 
denten erwählt. 

Oefientliche Arbeiten In ‘den japanischen Kolonien. Der 
neue Etat sieht für die Kolonien bedeutende Ausgaben vor. Der 
Etat für Korea beläuft sich auf 170 Millionen Yen oder 
50 Millionen mehr als im vorigen Jahre. Für das Pachtgebiet 
Kuantung sind 15 Millionen in Ansatz gebracht, der Hauptposten 
hiervon sei für die defensive Ausstattung der mandschurischen 
Eisenbahn bestimmt. Für Sachalin sind 13 Millionen Yen aus- 
geworfen einschliesslich der Summen für Hafenanlagen. 

Japanische Projekte auf den -Phillppinen und in Nieder- 
ländisch-Indien. Nach Mitteilungen der Eastern Engineering 
haben japanische Finanzleute auf den Philippinen neulich für 
500000 $ eine ganze Insel erworben, um hier Landwirtschaft 
zu treiben. Eine andere japanische Gesellschaft steht in Ver- 
handlungen, um die in Zentral-Java gelegenen Besitzungen 
Niojoerondang bei Sragu und Demangan sowie die Besitzungen 
Ngupit und Ketandan zu erwerben. Ferner planen Japaner bei 
Klaten eine neue Zuckerfabrik. Die an der Eisenbahn zwischen 
Surakarta und Samarang gelegene Besitzung Sumber Lavang 
von insgesamt 17 577 acre oder rund 10520 ha Umfang ist eben- 
falls für den Betrag von 600000 Gulden in japanische Hände 
übergegangen, nachdem sie 1918 für 70.000 Gulden ihren Eigen- 
tümer gewechselt hatte. Ferner haben japanische Kapitalisten 
die Zuckerplantage Gadaren für 1 900.000 Gulden erworben. 


Philippinen. 


Eisenlager auf den Philippinen. Obwohl nach den 
Schätzungen Sachverständiger die Philippinen Eisenlager von 
melir als 500 Millionen metrischen Tonnen Umfang bergen, ist 
von einer heimischen Eisenindustrie nichts zu merken. Pflug- 
schare sind fast das einzige Produkt, das aus einheimischem 
Eisen hergestellt wird und auf dem Markt erscheint. 


Die Einfuhr von Eisen und Stahl sowie Eisen- und Stahl- 
fabrikaten nach den Philippinen betrug: 


1908: 4011612 Pesos, 1916: 7526477 Pesos, 
1910: 11118916 „ 1917: 1185515 , 
‚1913: 17272808 1918: 24507970  „ 
1914: 13966 8858 „ 1919: 44 735 174 
Hauptsächlich bestand die Einfuhr aus Maschinen für 
Zuckerfabriken sowie Maschinen und Pumpen für Berg- 
werksanlagen, woraus man schon die Richtung: der einsetzenden 
Entwicklung ersehen kann. 1910 machte die Einfuhr von Eisen 
und Stahl sowie Fabrikaten aus diesen etwas über 18 % der ge- 
samten Einfuhr aus, eine Tatsache, die bei dem ungeheuren 
Eisenreichtum der Inseln nach einem im „Trans-Pacific“ er- 
schienen Aufsatz von F. A. Reyes, dem Direktor der Handels- 
und der Industrie-Abteilung in Manila, einigermassen verwunder- 
lich ist. Nach. geologischen Feststellungen befindet sich auf 
Mindanao in der Surigao-Provinz ein Eisenvorkommen, das mit 
den grössten der Welt einen Vergleich wohl aushält. 


Die Haupteisenvorkommen befinden sich in der Provinz 
Surigao auf der Insei 'Mindanag und den Provinzen Bulacan, 
Camarines, Rizal, Pangarinan und Benguet auf der Insel Luzon, 
ausserdem wurde Chromeisen in befriedigenden Mengen in der 
Provinz Antique gefunden. Fast 99% alles auf den Philippinen 
bisher festgestellten Eisenerzes liegt in den Feldern von Surigao, 
die etwa 100 qklm gross sind und rund 500 Millionen metrische 
Tonnen enthalten. Mehr als 400 Millionen Tonnen liegen so 
günstig, dass der Abbau keine grossem Schwierigkeiten bereiten 
und sich wohl verlohnen würde, nur würden die ersten Anlagen 
grosse Summen verschlingen. 275 Millionen Tonnen liegen da- 
von in einer Gegend, die an verschiedenen Stellen relativ nahe 
die Küste erreicht, weitere 130 Millionen Tonnen in der Nähe der 
Daiikan-Bucht, die ausgezeichnete Verschiffungsmöglichkeiten 
bictet. Die Schwierigkeit liegt hier darin, dass die einzelnen 
Vorkommen in Gegenden liegen, die von 200-400 m hohen Ge- 
birgszügen eingeschlossen und durch diese voneinander getrennt 
sind. Die Erze sollen selbst nach anhaltendem Trocknen noch 
immer 2% Wasser enthalten. 


Die Provinz Surigao liegt an der nordöstlichen Küste der 
Insel Mindanao, die ausserordentlich dünn bevölkert ist. Bereits 
1860 wurden Versuche gemacht, die Eisenlager auszubeuten, 
aber der ungeheure Kapitalbedarf, die Schwierigkeiten mit dem 
Import der Bergwerksmaschinen sowie die Arbeiterfrage liessen 
bis jetzt alle Versuche mehr oder weniger scheitern. Die 
Eisenlager in der Provinz Bulacan liegen in einer unentwickelten 
Gegend und enthalten etwa 1,2 Millionen Tonnen, davon über 
1,1 Millionen Tonnen bei Camaching, während alle anderen 
Eisenvorkommen weniger umfangreich sind und meist 100 000 
Totnen nicht erreichen. , 


Niederländisch-Indien. 


Die Industrielage in Niederländisch-Indien nach einem 
japanischen Bericht. Die Industrie in Niederländisch-Indien ist 
erst in ihren Anfängen. Grössere Bedeutung haben bisher eigent- 
lich nur die Zucker- und Gummiindustrie, die Tee- und Kopra- 
gewinnung, die Herstellung von Oel und die Gewinnung von 
Zinn. Infolge des Krieges sind indes auch in Niederländisch- 
Indien neue Industrien entstanden, die infolge der durch den 
Krieg gewordenen günstigen Konjunktur eine gute Entwickelung 
nahmen. Holländische Schiffe haben sich bemüht, den Tonnage- 
bedarf der kolonialen Hafenplätze zu befriedigen, so dass hier 
der Ausfall der fremden Schiffe sich weniger fühlbar machte 
als in anderen Teilen der Welt, zumal auch japanische Linien 
mehr als bisher Niederländisch-Indien anliefen. Von seiten der 
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niederländisch-indischen Regierung ist mancherlei geschehen, 
die industrielle Entwickelung zu fördern. 1915 wurde eine be- 
sondere Kommission aus höheren Beamten und führenden 
Finanzleuten und Industriellen gebildet, die alle Massnahmen 
zur Förderung der Industrie in ständiger Fühlungnahme mit dem 
wirtschaftlichen Leben treffen sollten. 1918 wurde eine beson- 
dere Industrieabteilung in dem Handels- und Industriedeparte- 
ment des Gouverneiments ins Leben gerufen, die sich zur Auf- 
gabe gesetzt hat, private Unternehmungen mit allen wissen- 
schaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Auskünften zu 
versehen, insbesondere über die natürlichen Hilfsquellen an 
Ruhmaterialien, die beste Art und Weise, sie zu raffinicren, und 
über die Markt- und Arbeitsverhältnisse. Ihre Arbeiten werden 
besonders wertvoll dadurch, dass sie über wissenschaftliche 
Versuchsstationen 
verfügt. Ebenso ist eine Versuchsanstalt für Porzellan gegründet 
worden. Aufgabe dieser Abteilung ist es ferner, neue, bisher 
noch nicht vertretene Industrien an dazu geeigneten Plätzen ins 
Leben zu rufen. Um die Industrien zu neuen Unternehmungen 
und Neuanlagen anzuregen, gewährt die Kolonialregierung Er- 
leichterungen aller Art und unter bestimmten: Umständen auch 
Kapital für neue Unternehmungen. Hand in Hand mit diesen 
Massnahmen gehen solche zur Pflege und Förderung der ein- 
geborenen Industrien, zu deren Schutz und Förderung sich ein 
besonderes Syndikat gebildet hat. Jährliche Ausstellungen sollen 
ferner dazu dienen, für die Produkte und Industricerzeugnisse 
Niederländisch-Indiens Propaganda zu machen. 1918 trat eine 
besondere Ausstellungskommission für Niederländisch-Indien ins 
Leben, die im Mai 1920 in Bandong die erste Ausstellung Ver- 
anstaltete. 

Maschinen und Werkzeuge sowohl als Rohmaterial für 
mechanische Industrien wurden bisher vom Ausland eingeführi, 
da die Stahlwerke in Süd-Sumatra den Bedarf nicht zu decken 
vermochter und gelernte Arbeiter in genügender Zahl fehlten. 
Die Maschinenfabriken und ebenso die Stahlwerke weisen bisher 
eine gute Entwicklung auf. In bezug auf Schiffbau ist nur das 
Marinearsenal in Soerabaya in der Lage, Stahlschiffe zu bauen. 
doch fehlen auch diesem Arsenal ausgelernte Arbeiter in ge- 
nügender Zahl. Besondere Fortschritte hat die Herstellung von 
Speiseöl gemacht und im Zusammenhang damit auch das 
Raifinieren von Oel, so dass man in der Oeclindustrie bereits 
fürchtet, dass das Angebot von Kopra zu gering sein und die 
Preissteigerung für Kokosnüsse die weitere Entwicklung ge- 
fährden könnte. Jedenfalls muss man damit rechnen, dass die 
Oelindustrie in Niederländisch-Ingien sich stark entwickeln und 
einen grossen Teil des Weltbedaris decken wird, aber hierzu ist 
eine Steigerung der Kopraproduktion erforderlich durch weitere 
Ausdehnung der Kokosnussplantagen. In Verbindung mit der 
Oelprodukion hat man auch mit der Herstellung von Seife be- 
gonnen, die man auf eine mehr wissenschäftliche Basis stellen 
will. Ebenso zeixt die Herstellung von Dachziegeln, Ziexel- 
steinen und feueriesten Steinen gute Fortschritte und die Zahl 
ihrer Fabriken nimmt von Monat zu Monat zu. Ebenso hat ma 
mit der Herstellung von Zement, Zementziexeln und sonstigen 
Zementiabrikaten begonnen.  Kalköfen werden in steigender 
Zahl errichtet und auch die Errichtung einer Glasfabrik ist be- 
reits beabsichtigt. Daneben bestehen cine beträchtliche Zahl von 
Zuckerraflinerien, Webereien, Reisrafiinerien und Mehlmühlen 
und cbenso zahlreiche Kleinere Fabriken. die aus Kakao Schoko- 
lade herstellen.  Evenso macht die Herstellung von Gasolin 
beträchtiiche Fortschritte. Die Fabrikation von Zigarren und 
/ixaretten wurden vervollkommmet und auf die verschiedensten 
Marken ausgedehnt. Die Herstellung von destilliertem Wasser, 
lLimonaden und Eis ist so reichlich, dass sie den Bedürfnissen der 
tropischen Gegenden genügt. Von den führenden chemischen 
Industrien sind zu nennen die Fabriken für Oxygen, Carbonatc, 
Sedium-Sulfite, Sulphuric Acid und Carbid. Auch die Zahl der 
Gasanstalten nimmt zu. 

Die Zahl der bedeutendsten Fabriken und die Zahl ihrer 
Arbeiter nach dem Stande von 1916 ist aus beifolgender Zu- 
SUMMENStELUUNE Zu erschen: 


und Laboratorien der verschiedensten Art - 


Anzahl Anzahl 
Produkt der Fabriken der Arbeiter 

Cement . i 35 2 677 
Kalk i 100 2 364 

„ Ziegel aller Alt 22222022267 3 060 
Glas R Ba ee ze ee l 56 

„ Arrak, Bier usw... oo 2020000047 612 
Biscuit _ 2 2 2 2 2 2 222.87 8ı8 
Tapioca . 2 2 2 2 2 ne. 4l 2 136 
Kalfeer 5.0.30 So a fj 832 
Oelraffinerien . . . 2 2 2202.47 1532 
Zigarretten . . 2 2 2 2 222.0. 70 1954 
Eis. 2 020..50 816 
chem Fabriken aller Art. 202.620 9200 
Eisenfabriken aller Art 202 10 250 
Holzverarpveitung . 435 7 500 
Weriten ee ee: ale a 26 3 684 
Lederfabriken . . 8 418 
Buchdruckereien und Buchbindereien 92 Ss 318 
Elektrizitäts- und Gaswerke. . 15 1 205 


Die Regierungswerke für Eisenbahnmaterial, Schiffswerften, 
Opium- und Salzgewinnung sowie Regierungsdruckereien um- 
fassen insgesamt 8 Anlagen mit rund 9200 Arbeitern, so dass 
sich die Gesamtzahl aller Industrie-Anlagen in Niederländisch- 
Indien auf 2261 mit einer Gesamtarbeiterzahl von 68 207 beläuft. 


Australien. 


Der Viehbestand In Australien. Die Zucht von Schafen und 
Rindvieh sowie der Anbau von Weizen sind bekanntlich di: 
Hauptbeschäftigungen der australischen Bevölkerung, während 
die Ausbeute von Metallen und sonstigen Mineralien ihrem Werte 
nach weit zurücksteht. Der ungeheure Umfang der australischen 
Vichzucht geht aus folgenden Zahlen hervor. Es beträgt die 
Ausfuhr in £ von 


1913 1917/18 
Wolle. . 2 2 2 2 2002. 26 268 000 24 586 000 
Schafshäuten . . . 2 2 2.2. 2 481 000 809 
Talg . . ee, R 2 158 000 886 
ne Hameln . B 2 896 000 453 000 
geirorenem und konserviertem Fleisch 3715 000 6 007 000 
Häute. . . B ee a 1418000 211 000 
Butter und Milch. er 3 640 000 5 933 000 


So betrug der Gesamtwert de Askkihr der aus der Schaf- 
zucht gewonnenen Produkte 1913 über £ 33 Millionen und 19T7/18 
über £ 26 Millionen. Die tatsächliche Ausbeute ist indes auch 
während dieses Jahres gestiegen, nur die Ausfuhr hat infolge des 
Krieges nachgelassen. So betrug z. B. der gesamte Wollertrag 
1917,18 nicht weniger als £ 37 Millionen. Aus der Rindvieh- 
zucht wurden Werte gewonnen von über £ 8 Millionen. Im 
Jahre 1915 gab es in Australien 9931 416 Stück Rindvieh gegen 
11 956 024 im Jahre 1917, während die Zahl der Schafe 1913 ins- 
gesamt 85 Millionen gegen 69 257189 im Jahre 1915 betrug. Auf 
die einzelnen Gebiete Australiens verteilt sich das Vich selır un- 
gleich, wie die nachfolgende Zusammenstellung zeigt: 


Schafe %,, rund Rinder 05 
Neu-Süd-Wales 38 482 000 45,0 5 317 17.000 44,5 
Queensland . . . . 17204000 20,0 3 148 000 26 
Viktoria 14 760 000 17 1 371000 11,5 
Westaustralien . 6 384 000 7,5 957 000 8,0 
Südau-traliı n 6 230 000 7,3 313 000 2,6 
1 asmanien 2 1 711 000 2,0 108 000 1,6 
Territorien . . .. 194 000 0,23 651 000 5,5 

Deutsch-Neu-Guinea. 
Enteignungsgesetz. Der englische Administrator der ehe- 


maligen deutschen Kolonie Deutsch-Neu-Guinea, Brigadegeneral 
Thomas Griftiths, hat mit dem 1. September 190 unter-der Be- 
zeichnung Expropriation ordinance 1920 ein Enteienungsgesetz 
eriässen, dass in der Government Gazette vom ]. Sept. 
veröffentlicht wurde. Das Gesetz ist mit der Veröffentlichung in 
Kraft getreten und gilt für alle Gebiete. die am Tage des Inkraft- 
tretens der Verordnung unter dem Namen Deutsch-Neu-Guinea 
bekannt sind, d. h. Kaiser-Wilhelms-Land. Bismarck-Archipel, 


Admiralsinseln und alle anderen deutschen Besitzungen südlich 
des Aequators, ausser den deutschen Samoainseln und der Insel 
Nauru. Sie bezieht sich auf alles deutsche Eigentum, das nach 
der Verordnung Sach- und Personeneigentum sowie alle Rechte 
umfasst, die rechtskräftig sind oder sich rechtlich aus Personen- 
oder Sacheigentum ergeben. Die Verordnung erstreckt sich 
nach $ 3 auf 

a) jede Firma oder Gesellschaft von der der Administrator 
durch einen von .ihm unterschriebenen Erlass erklärt, dass sie 
nach seiner Meinung direkt oder indirekt, ganz oder teilweise 
unter dem Einfluss oder für Nutzniessung von Untertanen 
Deutschlands geleitet oder kontrolliert wird, oder von einer 
Person, die in Deutschland wohnt oder dort Handel treibt; 

b) jede Person, von der der Administrator durch einen von 
ihm unterschriebenen Erlass erklärt, dass sie nach seiner 
Meinung eine gebürtige Deutsche ist; 

c) jedes Vermögen eines verstorbenen Deutschen, von dem 
der Administrator durch einen von ihm unterschriebenen Erlass 
erklärt, dass es Vermögen gemäss dieser Verordnung ist. 

Mit der Veröffentlichung der im $ 3 vorgeschenen Erlasse 
soll alles Eigentum, das von den in Betracht kommenden Per- 
sonen oder Gesellschaften in Besitz gehalten wird, sowie die 
Berechtigung, dieses Eigentum auf andere zu übertragen oder 
irgendwie mit ihm Handel zu treiben, an den von der australi- 
schen Regierung ernannten Sachwalter ausgeliefert werden, wo- 
mit ale Rechte und Interessen der betreffenden Personen oder 
Gesellschaften aufhören. Die Rechte des Sachwalters in Hin- 
sicht auf das ihm ausgeliceferte Vermögen bestimmt sich nach 
der Treaty of Peace Act 1919, samt Zusatzbestimmungen und den 
Trading with the Enemy Acts 1914-1916. Die Verfügung über 
das Vermögen soll geschehen durch einen Ausschuss von drei 
Personen, die durch den Sachwalter ernannt werden. Verkäufe 
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von Land oder Rechte daran sind dem Ausschuss nicht gestattet. 
Im Bereiche dieser Verordnung darf jedes Ausschussmitglied 
gerichtliche Zeugenausagen fordern, den Eid abnehmen und die 
Beibringung von Dokumenten und Büchern verlangen. Die in 
SS 10-14 enthaltenen Strafbestimmungen sehen Geldstrafen von 
100 bis 500 £ und Gefängnisstrafen bis zu einem Jahre vor, z. B. 
für Verweigerung der Zengenaussage, Nichterscheinen bei La- 
dung, Verweigerung des Eides und Auslieferung von Dokumenten 
und Büchern, Nichtauslieferung von im Besitz befindlichem be- 
schlagnahmten Eigentum, Verheimlichung von Büchern, Papieren 
sowie irgendeiner Kenntnis über das beschlagnalımte Vermögen 
usw. Bis zur Ablieferung des Eigentums an den Ausschuss darf 
keiner der Angestellten ohne Genehmigung des Ausschusses seine 
Stellung nıederlegen oder entlassen werden. Rechtsgültige Bnt- 
scheidungen dieses Ausschusses bedürfen der Unterschrift des 
Vorsitzenden und der Veröffentlichung in der Raboul 
Gazette oder der Zustellung an die in Frage kommende 
Person durch einen Erlass des Administrators, des obengenannten 
Brigadegenerals Thomas Griffitlhs. 

Durch Erlass von demselben Tage wurde alles Eigentum, 
das der 

Neu-Guvinea Compagnie. 

Herusheim & Co. A. G. 

Hamburgische Südsee Aktiengesellschaft, 

Mioko Commerciai and Plantation Company Litd., 

Heinrich Rudolf Wahlen, G. m. b. H., 

Norddeutscher Lloyd, Bremen, 

Bremer Südsee Gesellschaft m. b. H. & 

Forsaytli, Kirchner & Co. G. m. b. H,, 
gehört, sowie die Berechtigung, mit diesem Besitz Geschäfte zu 
machen oder sonstwie darüber zu verfügen, auf den in der Ver- 
ordnung vorgesehenen Sachwalter übertragen. 
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des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2831i. 
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18. Ostasiatenabend. Die 18. Zusammenkunft ehemaliger 
Ostasiaten, die am 11. Januar im Bankettsaal des Hotels Rhein- 
gold stattfand, erfreute sich eines ausserordentlich starken Be- 
suchs. Unter den Erschienenen überwogen diesmal die Tsingtauer, 
— auch die ehemaligen Gouverneure Exz. von Truppel und 
Meyer-Waldeck waren zugegen, — doch waren auch Schanghai, 
Tientsin. Peking, Tokio und andere Plätze reichlich vertreten 
Exz. von Körner, der Vorsitzende des Verbandes für den Fernen 
Osten, eröffnete mit herzlichen Begrüssungsworten die Zusam- 
menkunft, worauf er Herrn Dr. Wilhelm das Wort erteilte zu 
seinem Vortrage über deutsche Kulturpolitik in China, den wir 
etwas gekürzt an anderer Stelle wiedergeben. Reicher Beifall 
der Anwesenden dankte dem verdienstvollen Kulturpionier für 
seine Ausführungen, die wir der besonderen Aufmerksamkeit 
unserer Leser empfehlen und für die Exz. von Körner dem 
Redner herzlichsten Dank sagte. 

Nach dem Vortrage fand ein Iebhafter Verkehr von Tisch 
zu Tisch und ein reger (iedankenaustausch statt, dem die Polizei- 
stunde’ nur zu früh ein Ende bereitete. | 


Ostasiatische Rundschau. Durch Verschen des Expedienten 
wurde einer kleinen Anzalı! Abonnenten am 1. Januar statt der 
ersten Nummer des neuen Jalrgans irrtümlicherweise die 
Nummer vom 15. Dezember zugesandt. Die Redaktion bittet 
alle davon Betroffenen, das Versehen zu entschuldigen, und die 
ausgebliebene Nr. I beim Verband für den Fernen Osten, Pots- 
Jdamer Strasse 28, anzufordern. 


Adressennachweis. 
Dr. BB Adamczewski, Shanghai, 5 Siking Road c/o, J. Lanboov 


u. Co. 

Korvettenkapitän a. D. H. Andre&e, z. Zt. Braunlage (Harz). 

F. Bargmann, Firma Hai Chang Hong, 22 Kiukiang Road, Shanghai. 

H. Brickner, Wermelskirchen (Rhld.), Wustbacher Str. 26. 

Wilbelm Carl, Spandau, Teltower Str. 9. 

Arthur Ficker, Zollbetriebsassistent, Untergettengrün, Post Ebmath i. 
Vogtl. 

M. Fiegel, Dipl.-Ing, Tokio (Japan), Imperial-Hotel. 

Michael Friedländer, Breslau, Brandenburger Str. 54 part. 

H. Geiger, Verband der Inlanddeutschen, Berlin W. 35, Potsdamer 
Strasse 28. 

Ernst Grosse, Geh. Regierungsrat, Berlin-Friedenau, Wilhelmshöher 
Strasse 18. i 

Heinrich Georg, Missionar, China Inland Mission, Sungyang, Hangchow. 

Heinrich F. H. Goetze, Köln, Gereonshaus Z. 57. 

Dr. Karl Haniel,’Landrat a. D., Düsseldorf-Grafenberg. Grafenberger 
Allee. 

Prof. Dr. 
Kaiserplatz 14. 

Johannes Hasche, Dresden A., Elisenstr. 78, 1. 

R. Janssen, Bern, Bantigestrasse. 

Martin Kallin, Tientsin, Victoria Terrasse 4. 

Eugen Kiesslich, Frankfurt a. M., Hohenzollernstr. 

Hermann Köhler, Schanghai, Wonglo Road, Y, 54. 

G. Korndörfer, Cassel-Wilhelmshöhe, Löwenburgstr. 3. 

Heinrich Krippendorf, Tientsin, 4h Road No. 14. 

Max Krippendorf, Tientsin, Netherlands Delegate, 21 Wilson Street. 

Julius Krüger (Peking), Gross-Lichterfelde-Ost, Wilhelmplatz 6. 

C. Landgraf, 18 Kiangse Road, Shanghai. 

A. Lüthje, p. Adr. J. H. Borchert, Hameln, Gröningerstr. la. 

Rudolph Mell, Leiter der deutsch-chinesischen Schule, Canton. 

OÖ. Meusser, Magdeburg, Papenstr. 12. 

Frau Meyer-Waldeck, Berlin W. 50, Bamberger Str. 2. 

Heinrich Mollitor, Berlin NW. 52, Thomasiusstr. 24. 

Karl Nietsch, Küstrin,. Kommandantenstr, 8283. 

Hermann Pfeiffer, Amsterdam, 258 Heerengracht, 

G. Philipp, Shanghai, Holländ. Generalkonsulat. 

Dipl.-Ing. EE Ruche, Woosung b. Shanghai, Tung Chi College. 

A. Schäuble, Wurmlingen, Post Rottenburg a. N, 


Fritz Härtel, Oberarzt der chirurgischen Klinik, Halle, 


181. 
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Ing. Leopold Schinz, p. A. Bartels, Berlin, Wartenburgstr. 11. Dipl.-Ing. Wiegrefe, Direktor des Technikums Strelitz (Mecklenburg). 
W. Schröder, Bremen, Albersstr. 18. Dr. E. Will, Tientsin, Ex Germain Concession, W. Wilsonstreet 46. 
Dr. Leopold Schutz, Berlin W. 30, Barbarossastr. 5a b. Frey. Ingenieur J. Winter, p. A. Sceberufsgenossenschaft, ‘Hamburg. 
Kapitänleutnant a. D. Seiffert, Hannover, Vahrenwalderstr. 1. G. C. Wolf, Rotterdam, Provenierssingel 30. 
Fritz Staatsmann, Neckargemünd i. Baden. F. Tiefensee, p. A. Frau Studienrat Richter, Berlin NO. 55, Brauns- 
Karl Stoffregen, Cassel-Bettenhausen, Auf dem Forst, Wohnstr. 5. berger Strasse 1411. 
Max Thomas, i. Fa. Matthias u. Stoff, Berlin C., Kaiserstr. 8. 
H. P. Trumpp, Architekt u. Zivil-Ing., clo Zechaven en Kolenstation Sa- „ersonalnachtichten. 

bang, Poelve Weh, Sumatra, Nederlandsch Indien. Kronprinz von Japan. Der japanische Kronprinz hat in Vertretung seines 
E. Vockerodt jr., Hamburg, Hansastr. 37. verhinderten Vaters die Kaisersgeburtstagsparade auf dem Paradeplatz von 
W. H. Vogd, p. Adr. Hardy & Co., G. m. b. H., Berlin W. 51, Mark Yoyogi in Tokio abgenommen. 

grafenstr. 36. Prinz und Prinzessin Kuni. Der Generalleutnant Prinz Kuni Kuniyoshi ist 
Alexander Vogelsberg, Arnstadt i. Thür., Marlittstr. 15. am 16. November von Kobe mit seiner Gemahlin nach Formosa abgereist, an- 
Cari A. Wendt, Friedenau, Handjerystr. 78. | scheinend um die Zustände auf der Insel kennen zu lernen und zur weiteren 
L. Wiegand, Homburg v. d. Höhe, Louisenstr. 161. Versöhnung der Unterworfenen beizutragen. | 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantworti. Schriftleiter: Dr. F.W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Dix 
verantwortl.Schriftleiter: Dr. F.W.Mohr: für die Anzeigen: B Langer; sämtlich in Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.m.b.H., Berlin SW 


Osaka Shosen Kaisha 


(Japanische Dampfschiffahrts-Gesellschaft) 
Ostasien-Dienst Java-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg „Von Hamburg direkt nach 
nach Singapore, Hongkong, Shanghai, Port Said,Batavia,Samarang und Soerabaya 


mit Gütern in Durchfracht nach anderen Häfen 


Yokohama ura Kobe _ | Niederländisch-Indiens 
mit Gütern in Durchfracht nach  D. „Malay Maru* . . . am 15. Januar 
Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, D. „Java Marus . . . . am 25. Januar 
Dairen, Wladiwostok usw. Il 
I AN Mittelmeer - Dienst 
e »llevans Marus . . . . im Februar Von Hamburg direkt nach 
: avre Maru* . . . . im März : ei genügendem 
D. „Himalaya Maru*r . . . im April Marseille und Genua Endungsangeboi) 
. D. „Shunko Maru“* . . . . im Mai D. „Malay Maru“ . . . am 15. Januar 
D. „Alpe Maru* . . . . . im Juni D. „Java Maru“ . . . am 25. Januar 
Änderungen vc ‘behalten. Änderungen vorbehalten. 
Lagergeldfreie Güterannanme: Asla-Kal, Schuppen 36. ° Güterannahme: Asla-Kali, Schuppen 36. 
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Fernsprecher: Hansa 7229, 32530. - Nordsee 3999. - Alster 344, 354, 383. 
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Samson Goldschmidt |} ||| ‚„OEUTSCHE ınDusreie- 
=——— Verlag Berlin SW 19, Krausenstraße 38-39 | 
| Das Blatt der Industriellen 
S N Deutschlands | 


Wer Verbindungen bzw. eine Stellung in der Industrie 
sucht, benutzt mit Aussicht auf Erfolg diese Zeit- 
schrift, da sie von den Industriellen selbst oder den 
leitenden Beamten der Industrie regelmäßig gelesen wird. 


Assekuranz-Makler 
Transporf-Versicherung 
See-, Fluss- u. Landfransportf 


Kriegsrisiken | 

Aufruhr-Versicherung UNNIRERINIRNBENGEUKUHKANGONAUNEALDUNRRRDROHORORRRUDNKORUKORAKERDDENRONAUINDIARDURTTRINIRAAKARBRAHIKDANDTIDKDLDDDDBERBDRRRBBBBDBSRBBRDRIODLBRTTKARLORDRORLNN 
Telegramm - Adresse: Ä | über Ausbleiben oder unpünkt- 
Sameddi-Hamburg Beschwerden liches Eintrefien einzelner Hefte 


Fernspr.: Merkur 2926, 2927, 2928 


der „Ostasiatischen Rundschau“ wolle man zunächst an das 
zuständige Postamt und erst bei Nichterfolg an den Verlag r chten 
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Die koreanische Frage. 
Von Missionsdirektor D. Dr. Witte, Berlin-Steglitz. 


Heute sind’ wir leider in bezug auf die Nachrichten aus 
der aussereuropäischen Welt weithin angewiesen auf die aus 
den Entente - Telegraphen - Büros stammenden Nachrichten. 
Mit fast unbegreiflicher Harmlosigkeit druckt ein Teil der 
deutschen Presse auch über Ostasien die Nachrichten aus 
diesen Quellen nach, trotzdem über Ostasien einwandfreie 
Nachrichten aus deutschen Quellen zu haben wären. Die 
koreanische Frage gehört zu den Gegenständen, über die 
die Entente zielbewusst seit Jahren schon tendenziöse Nach- 
richten verbreitet. Sie gehört in das Gebiet der drei Vor- 
würfe, die man in der angelsächsischen Weltpresse heute 
gegen. Japan erhebt, wie früher gegen Deutschland. Der 
erste Vorwurf ist, Japan sei politisch ein Barbarenland, denn 
es habe noch keine republikanische Demokratie, wobei man 
sich immer wieder fragt, warum denn die Engländer an der 
Monarchie festhalten, während sie anderen Völkern diese 
Staatsform zum Vorwurf machen. Der zweite Vorwurf ist, 
Japan sei militaristisch. Die riesigen Flotten Englands und 
Amerikas sind natürlich nicht militaristisch. Ein neutraler 
Schriftsteller hat einmal im Kriege geschrieben: „Militaris- 
mus ist immer diejenige vorzügliche Rüstung, um die man 
den anderen beneidet.“ Der dritte Vorwurf ist der: Japan 
begeht Kolonialgreuel, nämlich in Korea (Chosen).. Von 
der brutalen Behandlung der Farbigen in Amerika, von der 
unmenschlich höchst grausamen Niederwerfung der letzten 
indischen Aufstände redet kein angelsächsisches, auch kein 
kirchliches Blatt, aber: Japan begeht Kolonialgreuel in 
Korea. 

Wir haben gar keine Veranlassung, Fehler und Härten 
der Japaner zu verdecken, aber wir haben noch weniger 
Grund, alle Weltvorgänge durch die angelsächsische Brille 
zu sehen. In Wahrheit liegt die koreanische Frage augen- 
blicklich anders, als die Angelsachsen sie der Welt schildern. 
Jeder Unbefangene wird zugeben, dass Japan um seiner 
Zukunft willen gar nicht anders konnte, als seine Hand 
auf Korea zu legen, das eine Eigenexistenz schon lange nicht 
mehr besass und, wenn es in andere Hände kam, für Japan 
eine unmittelbare Drohung bedeutet hätte. Japan schaltete 
die Russen militärisch gründlich aus, viel schwieriger war 
und ist es, die „friedliche Durchdringung“ der Amerikaner 
dort zu beseitigen. Die Amerikaner hatten im Jahre 1893 
Korea unter ihren besonderen Schutz gestellt und halten bis 
heute daran fest, dass sie die Wahrung der Menschenrechte 
zu kontrollieren berufen seien. Solche idealen Motive müssen 
ja oft in der Politik dazu herhalten, um eigensüchtige Inter- 
essen zu verbergen. | 

Die Japaner standen mit der Einverleibung Koreas vor 
einer Aufgabe, deren Grösse sie anfangs vielleicht nicht klar 
genug erfassten und deren Lösung zuerst gewiss etwas 
brutal begonnen wurde. Wo aber ist in der ganzen Welt 
je eine Kolonisationsarbeit ohne solche Härten begonnen 
worden? Im Laufe der vergangenen elf Jahre sind die 
schlimmen Auswüchse der Militärgewalt beseitigt und ist 
eine sehr humane Zivilverwaltung durchgeführt worden. 
Selbst unter der Militärherrschaft sind aber doch nicht nur 
Untaten begangen worden, sondern ist unendlich viel Gutes 
geschehen. Die Japaner haben in den nur elf Jahren ihrer 
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Allgemeiner und politischer Teil ill! 


} Herrschaft geradezu erstaunlich viel zum Besten der Koreaner 


geleistet. Als die Japaner das Land besetzten, war der 
fruchtbare Boden weithin eine öde, unbebaute Wüste. Wo 


‚Ackerbau war, wurde er in primitivster Weise betrieben. 


Die Misswirtschaft in Verwaltung und Gerichtsbarkeit, deren 
Grausamkeit weit schlimmer war als alle ‚„Untaten“ der 
Japaner, war ohnegleichen. Von Industrie und Handel waren 
nur kümmerliche Ansätze da. Für Schulzwecke wurden im 


. ganzen Lande 163000 mex. Dollar ausgegeben, davon 


135 000 für Seoul, also nur 28 000 für das ganze übrige Land. 
Heute sind weite Strecken aufgeforstet, jedes Jahr werden 
grosse Ländereien (im letzten Jahre allein 557 000 cho) neu 
in Bearbeitung genommen. Die Obstbaumkultur, die Baum- 
wolle, der Seidenbau’ werden in grosszügiger Weise geför- 
dert, der Ertrag der Kohlengruben hat sich verdreifacht, der 
Handel Koreas ist von 53 auf 131 Millionen Yen (1917) 
gestiegen. Die Fernsprechlinien sind von 302 auf über 3000 
Meilen ausgedehnt worden und über das ganze Land ist ein 
Schulsystem ausgebaut, durch das jedes koreanische Kind 
vier Jahre Unterricht haben kann. In allen Schulen wird 
in sechs Wochenstunden auch koreanische Sprache und Lite- 
ratur gelehrt, in den Geschichtstunden auch eingehend 
koreanische Geschichte behandelt. Die Japaner haben sogar 
schon Findel- und Waisenhäuser eingerichtet, Schulen für 
Blinde und Taubstumme und ein Haus für verwahrloste 
Kinder liederlicher Eltern. 

Es ist auch durchaus nicht so, dass der wirtschaftliche 
Aufschwung Koreas in der Hauptsache den Japanern zugute 
kommt. Den 17 Millionen Koreanern stehen im ganzen nur 
336 872 Japaner gegenüber, von denen ein sehr grosser Teil 
Beamte, Lehrer und Polizisten sind. Die grosse japanische 
Landgesellschaft (Oriental development Company) hat auf 
ihren Ländereien 120 000 koreanische Pächter und führt jedes 
Jahr nur 300 Japaner als Pächter ins Land. Diese Japaner 
braucht sie ‘als Lehrmeister der Koreaner. Sie produzieren 
durch grösseren Fleiss und Gewandtheit 60 v. H. mehr als 
die Koreaner. . Sogar das wesentlich amerikanische „Missions- 
jahrbuch für Japan‘ musste bereits im Jahre 1917, des Lobes 
über den Aufschwung Koreas voll, schreiben: „Die Regierung 
ist jetzt voll eingerichtet, die Guten werden ermutigt, die 
Bösen werden bestraft nach dem japanischen Gesetzbuch, 
die Reste des (sehr viel härteren) koreanischen Gesetzbuches 
sind im Laufe des Jahres beseitigt worden. Die Leute haben 
jede erreichbare Bürgschaft für die Sicherheit von Leben und 
Eigentum.“ Die Landwirtschaft gedeiht so gut, dass man 
eine neue Zukunft vor den Leuten liegen sieht. Wir hören, 
dass man früher von dem sehr armen, koreanischen Bauern 
dasselbe sagt, wie von den Bauern daheim, dass er Gold 
macht:“ . 

Dass bei alledem Japan das Ziel im Auge behält, das 
Land und das Volk sich möglichst zu assimilieren und fester 
mit Alt-Japan zu verbinden, wird niemand ihm zum Vorwurf 
machen können. Man mag es ja vielen Koreanern nachfühlen 
können, dass sie den Verlust ihrer politischen Selbständigkeit 
beklagen, aber Korea war in einem derartigen Niedergang 
seit langer Zeit, dass es sich eigentlich nicht verwundern 
konnte, dass es von einem tüchtigeren Volke aufgesogen wird. 
Die Koreaner haben in den letzten Jahrhunderten auch kul- 
turell so wenig Eigenes geleistet, dass die Einfügung ihres 
Wesens in die japanische Kultur auch keinen Verlust für die 
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Menschheit bedeutet. Man wird daher dem Oberen der deut- 
schen Benediktiner-Mission in Korea, Erzabt Norbert Weber 
von St. Ottilien, zustimmen müssen, wenn er schreibt: 


„Will Japan sich im gesicherten und friedlichen Besitze 
Koreas behaupten, dann muss es, so leid dies jedem tut, -der 
mit Liebe und Interesse an den Sitten und Gebräuchen den 
Kulturstand eines Volkes abmessen will, in der begonnenen 
Nivellierungsarbeit fortfahren.“ 


Da der Wohlstand Koreas wächst, Handel und Industrie 


aufblühen und das früher furchtbar geplagte und ausgesogene 
Volk jetzt Freiheit und guten Verdienst hat, so ist es nicht 
verwunderlich, dass die weitaus grössere Mehrzahl der Ko- 
reaner mit ihrem Schicksal und der Herrschaft der Japaner 
durchaus zufrieden ist. Nur kleine Kreise sind es, die, zum 
Hass gegen die Japaner aufgehetzt, das Ziel verfolgen, die 
Herrschaft der Japaner wieder abzuschütteln und zu diesem 
Zweck den Aufstand im März 1919 angezettelt haben, der 
gar nicht anders als mit einer schweren Niederwerfung der 
Aufständischen enden konnte. In Schanghai hat eine soge- 
nannte koreanische Unabhängigkeitsregierung ihren Sitz; von 
hier aus wird die Misstimmung gegen die Japaner immer 
neu geschürt. Dass dazu die Mittel nicht fehlen, dafür sorgen 
Japans „gute Freunde“. 


In Korea selbst gehören zu den erbittertsten japan: 
feinden bestimmte Kreise de? Christen der amerikanischen 
Mission, vor allem der Presbyterianer. Dass das so ist, hat 
verschiedene Gründe. Amerika galt und gilt den Koreanern 
als ihr Schirmherr. Als nun die japanische Einverleibung 
kam, und mit ihr manche Härten, schlossen sich grosse 
Scharen Koreaner der amerikanischen Mission an; die Zahl 
der Christen stieg bald auf mehr als 200 000. Dass es nicht 
nur religiöse Gründe waren, die der Mission diese grossen 
Mengen zuführten, haben nüchterne Missionare stets offen 
zugegeben. Die amerikanischen wie die englischen Missionare 
sind für jede fremde Regierung durch ihr starkes nationales 
Selbstbewusstsein stets recht unbequem. Hier in Korea kam 
hinzu, dass die amerikanischen Missionare die Japanisierung 
Koreas fast wie eine Beleidigung Amerikas ansahen und 
alle japanischen Massnahmen scharf kritisierten. So glaubten 
denn die japanfeindlichen Koreaner, sie seien in ihren poli- 
tischen Bestrebungen von den Missionaren gedeckt. Hat doch 
sogar ein Missionsarzt sich nicht gescheut, sich an den japa- 
nischen Gouverneur mit der Frage zu wenden, wann Japan 
die Unabhängigkeit Koreas wieder herstellen werde. Als 
die Japaner bei dem Ausbau des Schulwesens auch die Mis- 
sionsschulen unter Kontrolle stellten, und genau wie in Alt- 
Japan die Entfernung des Religionsunterrichts aus dem offi- 
ziellen Lehrplan forderten, erhob sich ein grosses Geschrei 
in der. ganzen christlichen Presse der Welt, auch einem Teil 
der deutschen, Japan vergewaltige und unterdrücke die Mis- 
sion. In Wirklichkeit hat Japan schon aus politischer Rück- 
sicht auf Amerika die Mission in Korea so freundlich wie 
nur irgend möglich behandelt. Aber ein Grosstaat wie Japan 
hat doch wohl das Recht, sein Schulwesen so zu ordnen, wie 
es ihm gut erscheint. Der Amerikaner (!) Charles H. Shervill, 
früher Gesandter Amerikas in Argentinien, hat ganz Recht, 
wenn er über diesen Punkt auf Grund eigener Studien in 
Korca schreibt: „Die japanische Regierungsart passt für dies 
land, und wenn irgendwelchen Amerikanern die japanische 
Regierungsart nicht passt, so ist das Beste, sie verlassen das 
l.and, in dem es ihnen so gar nicht gefällt. Das ist denn 
auch für die Beziehungen zwischen Japan und Amerika 
dringend zu wünschen.“ Shervill ist persönlich kein Gegner 
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der Mission, gehört vielmehr zum‘ Missionsausschuss der 
Presbyterianer in New York. 

Das schon erwähnte „Missionsjahrbuch für Japan“ 
musste denn auch 1917 bereits zugeben: „Die Regierung 
(Koreas) hat nicht die Absicht, die christliche Propaganda 
zu beschränken oder zu hindern.“ „Viele der Missionsschul- 
männer sind jetzt überzeugt, dass es sehr wohl möglich ist, 
in Uebereinstimmung mit den Wünschen dieser Beamten 
(des Erziehungswesens) zu arbeiten, da diese den grössten 
Wunsch haben, denjenigen Missionaren zu helfen, die willig 
sind, sich mit ihnen ins Einvernehmen zu setzen. « Ja, wenn 
man erlebte, dass die Ersetzung des obligatorischen 
Religionsunterrichts durch fakultativen die religiöse 
Wirkung desselben nicht schädigte, sondern erhöhte! 

Trotzdem blieben die Christengemeinden zum grossen 
Teil die Mittelpunkte der antijapanischen Propaganda, und 
die Missionare haben sich nicht entschieden genug gegen die 
aufrührerischen Tendenzen ihrer Christen ausgesprochen. 
In den Gottesdiensten wurden zum Beispiel Gebete für die 
Herstellung der koreanischen Unabhängigkeit geduldet. Für 
den 1. März 1919 hatten die Japaner die Erlaubnis zur Ab- 
haltung von Gedächtnisfeiern für den verstorbenen Kaiser 
von Korea bereitwilligst erteilt. Aber wie wurde diese Weit- 
herzigkeit gemissbraucht! In Pyongyang, der christlichen 
Zentrale, wurde am Schlusse dieser Gottesdienste eine Er- 
klärung der Unabhängigkeit Koreas verlesen; diese Prokla- 
mation trug auch die Unterschrift der bekanntesten christ- 
lichen Pastoren. Die ersten „Manzai“ wurden in den Kirchen 
ausgerufen. So nahm der Aufstand dort in den Kirchen seinen 
Anfang. Aehnlich vollzog sich der Beginn der Kämpfe in 
Chinnampo. Diese Tatsachen sind bezeugt durch den ame- 
rikanischen (!) Missionar Frank Herron Smith, der die 
Dinge als Augenzeuge mit erlebt hat und im „Japan Adver- 
tiser“ gegen die übliche amerikanische Darstellung der Vor- 
gänge und der Lage einen scharfen Einspruch erhoben hat. 
Dass die Japaner nach diesen unerhörten Vorgängen nicht 
kurzer Hand alle amerikanischen Missionare aus Korea ver- 
jagt haben, was ihr gutes Recht gewesen wäre, erklärt sich 
nur aus der politischen Rücksichtnahme auf Amerika. So 
musste man sich damit begnügen, einen Missionar wegen 
Beschützung von Verbrechern zu verurteilen und mehr als 
1500 Christen wegen Aufruhrs unter Anklage zu stellen 

Nach diesem Konflikt bemüht sich die amerikanische 
Mission nun doch scheinbar einer grösseren Vorsicht. Der 
erwähnte, übermässig dreiste Missionsarzt ist von seiner 
Mission abberufen worden, und als auf dem internationalen 
Sonntagsschul-Kongress in Tokio im Oktober 1920 ein ko- 
reanischer Abgeordneter ein Klagelied anstimmte, wurde er 
zunächst sehr kühl angehört und ihm aber bald einfach das 
Wort entzogen. Freilich konnte man nicht gut in Tokio 
gegen Japan Front machen. Beseitigtaberistheute 
der GegensatzinKoreanicht. Die Christenkreise 
sind nach wie vor heimliche Sammelpunkte der Japan-Feinde. 
Als jüngst dem Missionsbischof Welch, der sich über die 
japanische Ueberwachung beklagte, von den Japanern der 
Vorschlag gemacht wurde, sie wollten die Ueberwachung 
sofort aufheben, wenn er die Bürgschaft übernehme, dass die 
Methodistenkirchen sich von Politik fernhielten, konnte der 
Bischof dies Gebot nicht annehmen. Bei der Niederwerfung 
des Aufstandes im März 1919 haben die Japaner nicht mehr 
Grausamkeiten begangen gegen die Aufrührer als diese vor- 
her gegen die Japaner. Und die Japaner haben sofort alles 
Erdenkliche getan, um die Folgen des Aufstandes zu heilen. 
Man kann sich auch nicht wundern, dass die koreanische 


Polizei in Korea heute noch an einer gewissen Nervosität 


leidet. Es ist eine sehr schwierige Aufgabe, eine so heimliche’ 


Bewegung zu ‚überwachen. 

Japans Konkurrenten aber freuen sich der Schwierig- 
keiten, die es in Korea: hat, denn sie gönnen ihm nicht den 
friedlichen Ausbau des Lebens in Korea. Amerika zumal 
leidet mit Ingrimm seine wirtschaftliche Verdrängung. aus 
diesem reichen Lande. Ä | 
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Im grossen kann man zusammenfassend sagen, dass 
Japan in Korea human vorgeht. Wir haben keinen Grund, 
in das angelsächsische Entrüstungsgeschrei einzustimmen. 
Es kann unseren deutschen Interessen nur schaden, in die 
inneren Angelegenheiten der japanischen Verwaltung Koreas 
dauernd kritisch hineinzaleuchten. Denn wir brauchen ein 
gutes Verhältnis zu Japan, wie auch Japan ein solches Ver- 
hältnis zu uns wünscht. 


Indochina. 


Der Generalgouverneur von Indochina, Maurice Long, 
hat bei seinem Eintreffen in Marseille Mitte 
Dezember Zeitungsberichterstattern gegenüber über die Lage 
und die Zukunftsaussichten Indochinas bemerkenswerte Er- 
klärungen abgegeben. Nach den Meldungen französischer 
Zeitungen, insbesondere des „Temps“ und „Matin“, hat 
Indochina einen glänzenden Aufschwung genommen und 
während des Krieges zu den Kriegslasten Frankreichs ganz 
erheblich beigesteuert. 

Während des Krieges lieferte die Kolonie dem Mutter- 
lande 120 000 Annamiten’ als Kämpfer, Automobilführer und 
Arbeiter, Hunderttausende von Tonnen Lebensmittel und 
30 Millionen Francs dürch Zeichnung von Kriegsanleihe. 
Schon jetzt führt Cochinchina durchschnittlich 12—15 Mil- 
lionen Quintu Reis aus. Das ist mehr als der gesamte Ge- 
treideexport Algiers, Tunis’ und Marokkos beträgt. Aus 
Tongking kommen jährlich 30 000 Tonnen Zink und 500 000 
Tonnen Kohle, und man könnte leicht auch etwa 50 000 
Tonnen Eisen gewinnnen. Baumwolle, Seide, Zucker, 
Gummi, Kaffee und andere Kolonialerzeugnisse könnten den 
gesamten Bedarf Frankreichs decken. Die Geschicklichkeit 
der Bevölkerung wie ihr Fleiss sind ausserordentlich, und 
durch sanitäre Verbesserung ihrer Lage, durch die die 


Kindersterblichkeit verringert werden würde, würden sich - 


die jetzt 20 Millionen Einwohner Indochinas schnell ver- 
mehren. Von Reformen erwähnte Long die Schaffung einer 
beratenden Eingeborenenkammer in Annam und von Provin- 
zialräten in Laos, die Vorbereitung für eine annamitische 
moderne Rechtsprechung und ein neues bürgerliches Gesetz- 
buch, ferner die Entwicklung des öffentlichen Unterrichts- 
wesens, wobei besonders die Gründung einer höheren Han- 
delsschule an der Universität Hanoi und einer Fischerei- und 
Navigationsschule erwähnenswert ist. Indochina, führte 
Long aus, ist nicht mehr eine Kolonie, die von Paris aus 
regiert wird, sondern auf dem Wege, ein Staat zu werden. 
Auf dem Unterbau der örtlichen beratenden Organisationen 
wird man über kurz oder lang eine Vertretung, welche sich 
mit den allgemeinen Problemen Indochinas zu befassen haben 
wird, errichten. Die wirtschaftliche Lage ist höchst befriedi- 
gend und verbessert sich von Jahr zu Jahr. Die gesamte 
Ein- und Ausfuhr betrug 1911: 500 Millionen Franken und 
stieg 1915 auf 800 und 1919 auf 1800 Millionen Fran- 
ken, sie hat für das erste halbe Jahr 1920 bereits eine 
Milliarde 200 Millionen Franken erreicht. Zudem ist die 
Handelsbilanz, trotz der ständig steigenden Einfuhr, stets 
aktiv gewesen. Dadurch sowie durch die Steigerung des 
Silberwertes wurde der ungeheuerlich hohe Kurs des Silber- 
dollars, der im letzten Februar bis auf 17 Franken gestiegen 
war und jetzt ungefähr um 10 Franken herum schwankt, 
hervorgerufen. Deshalb erfolgte die Festlegung eines 
Zwangskurses. Long will Ermächigung zur Ausgabe einer 
Reihe von örtlichen Anleihen in Dollars erhalten, und er 


verspricht sich‘ davon auch ohne jede Bürgschaftsleistung 
seitens Frankreichs grossen Erfolg. Indochinas Kredit, der 
sich in dem hohen Kurs seines Geldes deutlich zeigt, ist 
im ganzen Osten unbestritten. Jeder weis, dass die Kolonie, 
deren Steuereinnahmen allein bereits mehr als eine halbe 
Milliarde Franken ergeben, nicht nur ihren laufenden Ver- 
bindlichkeiten nachkommen, sondern auch noch jährlich über 
80 Millionen Franken für neue Arbeiten übrig behalten 
kann. Der Generalgouverneur hat bereits ein Programm 
ausgearbeitet, damit die Ausbeutung der Reichtümer in der 
Kolonie im grössten Umfange in die .Hand genommen 
werden kann. Die Kolonie verlangt vom Mutterlande nur 
die Leiter und Techniker, die Maschinen und Industriewaren, 
die zu dieser Ausbeutung notwendig sind. Aber sie ver- 
langt keinen Cent, keine Finanzierung ihrer Anleihe, sie will 
alles mit ihren eigenen Krediten und Mitteln schaffen, und 
sie wird dem Mutterlande immer mehr eine mächtige wirt- 
schaftliche und politische Stütze werden. Bald wird sie ihm 
für seine militärischen’ Aufgaben in Europa 40000 Mann, 
deren Rekrutierung schon jetzt vorbereitet wird, stellen 
können, Sie verlangt für dies alles nichts weiter als ein 
liberaleres und den wirtschaftlichen und finanziellen Erfor- 
dernissen besser angepasstes Regime. 

Einem anderen Berichterstatter gegenüber sprach sich Long 
höchst lobend über die Loyalität der indochinesichen Bevölke- . 


rung während des Krieges aus. Diese sei mit ihrer Lage völlig 


zufrieden, und selbst die chauvinistischen Führer gäben an, 
dass ohne Frankreichs Hilfe das Land niemals zu seinem 
jetzigen Wohlstand gelangt wäre. Das Zusammenarbeiten 
der Franzosen mit den leitenden ‘Klassen der Eingeborenen 
würde immer inniger und besser, und die geistige Entwick- 
lung des Volkes mache dank der erzieherischen Tätigkeit: 
Frankreichs immer ‘grössere Fortschritte. Während heute in 
ganz Ostasien, in China wie in Korea, in Japan wie in dan 
Malayenstaaten und in Indien eine allgemeine soziale Un- 
ruhe herrsche, die in China und Korea sogar teilweise bis 
zur Anarchie ausgeartet sei und die die englischen Staats- 
männer mit Besorgnis erfülle, sei Indochina in tiefster Ruhe. 
Niemals sei für Frankreich die Gelegenheit günstiger ge- 
wesen, seine moralische Ueberlegenheit im Osten zu er- 
weisen und dort die ihm zukommenden Früchte seines Sieges 
zu pflücken. Der Sturz des russischen Kolosses und die 
völlige Beseitigung Deutschlands haben einen gewaltigen 
Eindruck auf die Asiaten gemacht, den grössten vielleicht 
auf die Chinesen und die Japaner, die vor 1914 die Vernich- 
tung dieser beiden Weltmächte niemals für möglich gehalten 
hätten. Aber die Asiaten sind auch über die Schwierig- 
keiten und das zweifellos gesunkene Ansehen des alten Eng- 
land erstaunt. Der Einfluss dieser drei europäischen Natio- 
nen überwog den bisher durch die Niederlage von 1870 ver- 
minderten Einfluss Frankreichs. Heute dagegen stehen die 
beiden grossen Demokratien Amerika und Frankreich an der 
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Spitze, und gerade infolge ihrer demokratischen Gleichheits- 
grundsätze können sie am besten bolschewistischen Ein- 
flüssen widerstehen. 


Vor seiner Abreise nach Frankreich hat General- 
gouverneur Long bei Eröffnung des „Conseil de Gouverne- 
ment“ in Hanoi sich etwas weniger optimistisch über die 
Lage in Indochina ausgesprochen. Er erklärte dabei, die 
Budget-Lage sei infolge der patriotischen Opfer für das 
Mutterland und neuer dringender Bedürfnisse schwierig. 
Die Goldkrisis sei noch in voller Stärke, neue Steuern wären 
nötig, und die Verwaltung sei durch einen noch nie erlebten 
Mangel an Personal gelähmt. Von einer Behebung aller 
dieser Mißstände hänge wiederum die Ruhe unter den Ein- 
geborenen ab. Wenn auch das Budget durch Reserven im 
Gleichgewicht bleibe, sei doch für die weitere Entwicklung 
eine schleunige Anleihe notwendig, und zwar solle diese 
gleich in grossem Maßstabe unternommen werden. Der 
Zwangskurs des Dollars sei nur eine vorläufige Massregel 
und solle nicht länger, als unbedingt notwendig, beibehalten 
werden. Der Handel müsse seine Freiheit und die öffent- 
lichen Finanzen ihre Sicherheit so bald wie möglich wieder- 
erhalten. | 

In seiner Ansprache bei der Eröfinung des „Conseil de 
Gouvernement“ äusserte sich Long auch über die Notwendig- 
keit, den Elementarunterricht der Eingeborenen zu heben. 
Auch erklärte er die Einrichtung einer Fischerei- und Navi- 
gationsschule wegen der grossen Küstenausdehnung Chinas 
und der Notwendigkeit der Schaffung einer eigenen Handels- 
marine für erforderlich. Derartige Fachschulen würden, wie 
der Hanoier Berichterstatter des „Temps“ bemerkt, in der 
Tat sehr vorteilhaft sein. Geeignete Plätze wären Saigon, 
Phnom-Panh, Hue, Haiphong. Die bisherigen Fachschulen 
für die verschiedenen Handwerke der Eingeborenen und für 
Mechaniker und Maschinisten wären von grösstem Nutzen. 
Durch die in den erstgenannten Schulen ausgebildeten Leute 
würde überhaupt erst das ganze Automobilwesen ‘und das 
. Bestehen der vielen Betriebe mit maschinellen Einrichtungen 
in der Kolonie ermöglicht. In gleicher Weise würde auch 
erst durch das in den Navigationsschulen ausgebildete Per- 
sonal die Möglichkeit zur Gründung der dringend gewünsch- 
ten Handelsmarine gegeben. 


Ein Artikel des „Temps“ beschäftigt sich mit der Man- 
nigfaltigkeit und Menge der Produkte Indochinas und schil- 
dert besonders die Reiskultur und den Reishandel. Für die 
Ausbeute dieser reichen Schätze sei aber eine Handelsflotte 
dringend nötig, und gerade im Kriege habe sich das Bedürft- 
nis in beängstigender Weise gezeigt. Zwar wurde die Aus- 
besserungswerft in Saigon in eine Bauwerft umgeformt und 
dort auch ein Frachtdampfer von 3500 Tonnen gebaut. Das 
sei aber nur eine ungenügende Aushilfe gewesen. Jährlich 
gehen 450000 Tonnen Ladung von Indochina nach Frank- 
reich. Dagegen genügen in umgekehrter Richtung 150 000 
Tonnen. Sarraut hat für seinen Plan der Schaffung einer 
indochinesischen Handelsflotte zahlreiche Anhänger gefun- 
den, und diese Flotte ist heute in der Bildung begriffen. 
Zwei Frachtdampfer sind im Dienst, zwei in Haiphong und 
einer in Saigon im Bau, Verhandlungen über den Kauf eines 
anderen werden geführt, und die Stimmung aller massgeben- 
den Kreise ist der Ausführung des Planes günstig. 

Auf der für 1923 geplanten Kolonialausstellung in Mar- 
seille wird die indochinesische Ausstellung ein umfassendes 


Bild von der Bedeutung und dem Reichtum Indochinas geben. 


"Alle Produkte des Landes werden ausgestellt werden, das 


ganze Handwerk und Kunstgewerbe wird vertreten sein, 
ebenso Handel und Industrie. Sowohl französische wie 
annamitische Interessenten werden sich beteiligen. 


Die Entwickelung Indochinas. Cucherousset schreibt in 
seiner Halbmonatsschrift L’EveilEconomiquedeL’In- 
dochine, .dass heute, wo Frankreich Käufer für seine In- 
dustrieerzeugnisse fehlen, der indochinesische Markt mit seinen 
16 Millionen Einwohnern glänzende Aussichten für den Absatz 
böte. Während des Krieges hätten sich dort kleine Industrien 
wunderbar entwickelt und durch den Verkauf von fast 3 Mil- 
lionen Tonnen Reis in den Jahren 1918 bis 1920 zu noch nie da- 
gewesenen Preisen hätten die indochinesischen Bauern Mil- 
liarden. von Franken verdient. Die Kaufkraft der Eingeborenen 
setze selbst die Europäer in der Kolonie in Erstaunen. In 
40 Jahren hat sich Haiphong vom Dorf zu einer modernen Stadt 
von 60000 Einwohnern entwickelt, andere schnell wachsende 
Städte sind Benthuy in Annam, Pnen-Penh in Kambodscha und 
das Paradies des Ostens, Saigon mit 260 000 Einwohnern. Es 
gibt heute in Indochina etwa 130 moderne Fabriken, und zahl- 
reiche neue sind im Bau; ungeheure jungfräuliche Wälder wrerden 
in Gummi- und Kaffeeplantagen umgewandelt. In Nord-Annam 
entwickelt sich eine grosse Konservenindustrie.. Gegenwärtig 
leidet Indochina wie die Schweiz unter seiner hochwertigen 
Valuta, dyrch die seine Ausfuhr zum grössten Teil zum Stillstand 
gebracht ist. Mit Hilfe einer Anleihe in Silber, die in Ostasien 
begeben werden könnte, wird die Kolonie schnell die jetzige 
Krisis überwinden und die grossen Arbeiten für ihre weitere 
Entwicklung durchführen können. 4000 Kilometer Eisenbahnen 
und 500 Kilometer elektrische Bahnen, mehrere Tausend Kilo- 
meter Strassen und grosse Hafenverbesserungen in Saigon und 
Haiphong sind dringend benötigt. Ferner sind in Tongking und 
Nord-Annam Bewässerungsanlagen für 150000 Hektar im Bau, 
die mit elektrischen Anlagen verbunden werden solten. Zahl- 
reiche Städte und Gemeinden besonders in Cochinchina wün- 
schen elektrische Beleuchtung, Filtrieranlagen und Eisfabriken. 
In den Häfen werden Kühlanlagen benötigt, Automobilfabriken 
werden geplant. Die Nachfrage nach Material für Bewässerungs- 
anlagen, nach landwirtschaftlichen Maschinen (Wagen, Schlepp- 
automobilen, Reis- und Zuckermühlen) und Bodenbearbeitungs- 
material ist unbegrenzt, ebenso nach Druckereien, Bergbauwerk- 
zeugen- und Maschinen, nach Dampfmotoren, Turbinen, Gas- und 
Oelmotoren, Schwebebahnen, Eisenbahn- und Strassenbahn- 
material, cisernen Brücken usw. Aber auch Geschmack und 
Luxusbedürfnisse haben sich in der Bevölkerung entwickelt, und 
da sie jetzt reichlich Geld besitzt, so wünscht sie die guten und 
schönen französischen Waren, die nicht mehr durch Zölle ge- 
schützt zu werden brauchten. So bietet sich gute Aussicht auf 
Absatz von Bijouterien, Parfümerien, Uhren, Sonnen- und Regen- 
schirmen, optischen und photographischen Artikeln, Drogen, 
moussierenden Weinen, Dosenmilch, Biskuits und Bonbons. 
Schuhen und besseren Konfektionswaren und anderen Luxus- 
waren. Die französischen Fabrikanten sollten sich aber nicht 
darauf beschränken, nur durch die in Indochina bestehenden 
fianzösischen Firmen Handel zu treiben, sondern sie sollten 
auch persönlich die alle Jahre im Dezember in Hanoi stattiin- _ 
dende Messe besuchen und dort auch selbst ausstellen. Ein 
Stand kostet für 14 Taxe 10 bis 20 Dollar (85 bis 170 Franken). 
Auf der Reise nach Hanoi sollten sie sich auf zwei oder drei 
Wochen in Cochinchina, was sowohl für den Touristen wie für 
den Geschäftsmann vorteilhaft sein würde, aufhalten. 


Die japanische Haushaltsvorlage. 
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Von R. Künze (Tokio). 


Der durch kaiserliche Verordnung auf den 25. Dezem- 
ber zu seiner .vierundvierzigsten Session einberufene japa- 
nische Reichstag beschäftigt sich seit seinem Wiederzusam- 
mentritt nach den Neujahrsferien mit einer Haushaltsvorlage, 
die in der Presse als „der schlimmste Haushalt, der je von 
einer Seiyukai-Regierung vorgelegt wurde“, bezeichnet wird. 
In der Tat ist die Vorlage im höchsten Grade kennzeichnend 
für die Kluft, die das Japan der Gegenwart von dem vor 
dem Kriege trennt. Gegen damals haben sich die Ziffern 
des Haushalts verdreifacht. Statt des damaligen Gesamt- 
betrags von 570 Millionen Yen fordert die jetzige Vorlage 
nicht weniger als Yen 1 562 000 000, und das auch erst, nach- 
dem der Finanzminister mit rücksichtsloser Schere alle 
Wünsche seiner Ministerkollegen beschnitten und die Vor- 
lage um insgesamt 250 Millionen Yen gekürzt hat. Dennoch 
übertrifft sie um ebensoviel den Haushalt für 1920—21, 
dessen Gesamthöhe sich auf Yen 1 330 000 000 belief. 

Nach der Vorlage gliedert sich der Haushalt in einen 
ordentlichen und einen ausserordentlichen Teil. Die ordent- 
liche» Einnahmen betragen 903 000 000 Yen, die ausser- 
ordentlichen Einnahmen 659 000 000 Yen; die ordentlichen 
Ausgaben dagegen 1 236 000 000 Yen, die ausserordentlichen 
Ausgaben 326 000 000 Yen. Auf die einzelnen Ressorts ver- 
teilen sich die Ausgaben wie folgt: 


Marineministerium . . Yen 493 281 000 


Kriegsministerium - . . 2 2 2 2» :245 000 000 
Verkehrsministerium . „ 268 000 000 
Finanzministerium . nen 251 950 000 
Ministerium des Innern . . . . . „107143000 
Unterrichtsministerium . » 56 000 000 
Ministerium für Handel und Land- : 
wirtschaft . . . . . En » 51 730 000 
Auswärtiges Amt . -. . . 2 2.2..n..23473000 
Justizministerium . . . N 3.650 000 


Fast die Hälfte des nn Haushaliabeirags entfällt 
also auf die Forderungen für Marine und Armee, die zu- 
sammen Yen .738 281 000 betragen, gegen Yen 823 719 000 
für sämtliche übrigen Ressorts. 

Im einzelnen verlangt das Marineministerium für Neu- 
bauten von Kriegsschiffen 144 Millionen Yen, für Anlagen zu 
Wasser und zu Lande 33 Millionen, für den Luftdienst 7,7 Mil- 
lionen und für Ergänzung der Vorräte 7 Millionen Yen. 
Vorher bewilligt waren schon 226,8 Millionen Yen, deren 
Kosten sich jedoch infolge der allgemeinen Steigerung aller 
Preise um 68 Millionen Yen erhöht haben. 

Für das Landheer werden angefordert: für Ergänzung 
der Vorräte 17 Millionen, für Korea 12,3 Millionen Yen, für die 
Armceorganisation 28982000, für die Kavallerie 4 Mil- 
lionen, für Artillerie und Train 7 Millionen und für Ermunte- 
rung der Pferderennen 50 000 Yen. 

Von den Unternehmungen des Finanzministeriums ent- 
fallen 6,5 Millionen auf Korea. Um 6 Milionen wird der 
Tilgungsfonds für Anleihen erhöht, 28 Millionen sind für 
die Erhöhung der Zinszahlungen bestimmt. 

Interessant sind unter den Plänen des Ministeriums des 
Innern der auf zehn Jahre verteilte Plan der Verbesserung 
des Flusses Kisogawa, von dem auf das vorliegende Jahr 
rund 1 Million kommt. Ferner die Hafenbauten für Yokohama 
I Million, für Shimonoseki 300 000 und für Shimizu 400 000 
Yen. Eine weitere Million ist für die Erneuerung des Tem- 
pels der Sonnengöttin in Ise ausgeworfen. 

Das Unterrichtsministerium bedenkt mit 4 Millionen 


neue Hochschulen, mit je einer Million die Subvention von 
Privatschulen und die Universitäten. 

Das Auswärtige Amt hat die Beschneidungen des 
Finanzministers mit am ärgsten zu fühlen bekommen. Unter 
anderm kann es in diesem Jahr für sein Nachrichten- 
wesen nur 1,7 Millionen anfordern gegen 4,5 Millionen im 
Vorjahr. 

Fast völlig unverändert ist der Haushalt des Justiz- 
ministers geblieben, dem die Mittel für fast sämtliche neuen 
Pläne gestrichen worden sind. 

Zur Erklärung und Begründung der Vorlage hat der 
Finanzminister Vicomte Takahashi erklärt, die Regierung sei 
so sparsam gewesen, wie irgend möglich, weil einmal die 
Steuerkraft des Volkes in der Abnahme begriffen sei, ander- 
seits aber alle Preise gestiegen seien. Zu befürchten sei nun 
nur, dass der Reichstag noch einige neue Ausgaben über 
die Vorlage hinaus bewilligen könnte, für die dann die 
Deckung schwer zu finden sein würde. Durch Ausgabe von 
Schatzscheinen gedenke die Regierung während des kom- 
menden Rechnungsjahres zu finanzieren 34,4 Millionen füt 
die Erweiterung des Fernsprechwesens, weiter 9,8 Millionen 
für Telegraphie und 6,5 Millionen für die Ausrüstung der 
geplanten neuen Hochschulen. 

Wenn der Finanzminister die Befürchtung ausspricht, 
dass der Reichstag noch höhere Ausgaben über die Vorlage 
hinaus bewilligen könnte, so ist das wohl mit einigem 
Augurenlächeln gesprochen worden, sonst wäre es als 
ausserordentlich optimistisch zu verstehen. Wenigstens ist 
die Presse, obwohl sie schon seit dem’ Herbst schonend auf 
die unerhörte Höhe des Haushalts vorbereitet worden ist, 
noch ganz starr über so riesige Forderungen und nennt die 
Vorlage den schlimmsten Haushalt, der je von einer Regie- 
rung der Seiyukai vorgelegt worden sei. Anstatt an die 
Möglichkeit noch höherer Ausgaben zu denken, nimmt sie 
übereinstimmend an, dass ein beträchtlicher Teil der Forde- 
rungen gestrichen werden wird, und knüpft die ernstlichsten 
Bedenken an eine etwaige ungekürzte Bewilligung des 
Haushalts. .. Ä 

Die ‚‚Jiji‘“ sucht die Regierung zu entschuldigen, da die 
Riesenhöhe des neuen Haushalts fast ganz in den Preissteige- 
rungen und fast garnicht in neuen Unternehmungen ihren 
Grund habe. Dennoch kann auch das Blatt nicht umhin, 
die ungeheure Kühnheit der Regierung “und ihrer Finanz- 
beiräte zu bewundern, die in einer Zeit ausgesprochenster 
Wirtschaftsdepression den Steuerzahlern mit diesem Budget 
zu kommen wagen. 

Sehr absprechend äussert sich die „Asahi“, indem sie 
die Verfasser der Vorlage mit den meisten japanischen Kauf- 
leuten vergleicht, die zur Zeit einer Konjunktur vor freudiger 
Ueberraschung aus dem Häuschen geraten und sich in 
Zeiten wirtschaftlichen Niedergangs dann gar nicht zu helfen 
wissen. Die Vorlage opfere den Bedürfnissen des Augen- 
blicks die wirtschaftliche Zukunft und müsse unbedingt 
gründlich zusammengestrichen werden. Besonders gefähr- 
lich sei, dass so viele Einnahmen ir derselben Höhe ge- 
schätzt werden, wie im Vorjahr, obwohl sich doch die 
Wirtschaftsverhältnisse so gründlich verändert hätten. Die 
Seiyukai brüste sich mit ihrer sogenannten „positiven Politik“, 
dennoch enthalte die Vorlage ihrer Regierung kaum nennens- 
werte neue Unternehmungen. 

Ganz ähnlich äussert sich die „Tokyo Nichinichi“, die 
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besonders die Sorge äussert, dass wegen der falschen Ein- 
schätzung der Einnahmen die Ueberschussfonds aus den 
früheren Haushalten so gut wie aufgezehrt werden dürften, 
so dass die Regierung im Lauf des Rechnungsjahrs aus 
Mangel an Fonds um ihre Bewegungsfreiheit kommen könne. 
Da der Finanzminister noch nie so*iesige Abstriche gemacht 
habe, wie diesmal, so sei von neuen Unternehmungen kaum 
die Rede. 

Im Gegensatz zu fast allen andern Blättern sieht die 
„Yomiuri‘“ den Hauptgrund für die Riesenhöhe des Haushalts 
ausser in der allgemeinen Preissteigerung gerade in den 
neuen Unternehmungen, die von allen Blättern vermisst 
werden, und die in der Tat in der Vorlage kaum nennens- 
wert enthalten zu sein scheinen. Aber die „Yomiuri“ nennt 
die Vorlage einen echten Seiyukai-Haushalt, der ganz die 
„positive Politik“ der Seiyukai widerspiegle, da er nicht nur für 
Armee und Marine, sondern auch für das Unterrichtswesen, 
für Unterstützung von Handel und Industrie, vor allem aber 
für den Ausbau des für die Erschliessung der Provinzen be- 
stimmten Bahnnetzes freigebig grosse Summen vorsehe; man 
wisse nur nicht recht, ob alle diese Ausgaben dem Wohl des 
Landes dienen sollten oder nur dem Parteiinteresse der 
Seiyukai. 

Kein einziges Blatt aber scheint Anstoss daran zu 


nehmen, worin doch der Hauptgrund für die gegen die Vor- 
kriegszeit um das Dreifache gesteigerte Höhe des Haushalts 
zu suchen ist: nämlich an den gewaltig gesteigerten Forde- 
rungen für das Landheer und noch mehr für die Kriegsflotte. 
Nachdem die Regierung den ganzen Herbst über die Presse 
in ihrer schrofien und feindlichen Haltung gegenüber 
Amerika ermuntert, zum mindesten diese Haltung wohl- 
wollend geduldet hat, ist die Volksstimmung von einer 
solchen Nervosität ergriffen, dass mit einer wesentlichen 
Kürzung gerade der Flottenforderungen nicht gerechnet zu 
werden braucht. Sicherlich sind auch die japanischen Forde- 
rungen für Heer und Flotte, im Verhältnis zu den Rüstungen 
der übrigen am Stillen Ozean interessierten Mächte in keiner 
Hinsicht übermässig zu nennen, wie dies der japanische Bot- 
schafter in London Baron Hayashi kürzlich durch einen 
überzeugenden Vergleich klar gemacht hat. Japan hat, so 
sagte Baron Hayashi zu einem Vertreter des „Daily Tele 
graph“, im kommenden Rechnungsjahr Ausgaben in Höhe 
von 70 Millionen Pfund Sterling vorgeschlagen, Nordamerika 
dagegen in Höhe von 300 Millionen. Und das australische 
Bauprogramm sehe acht Schlachtschiffe und acht Schlacht- 
kreuzer vor, also genau so viel wie Japan, obwohl doch 
die Bevölkerung Japans um ein Vielfaches grösser sei. als die 
Australiens. Ä 


Politische Rundschau. 


China. 


Die chinesische Gerichtsbarkeit über die Russen und die 
Times. Die führende englische Presse in China, insbesondere 
die North China Daily News, hat in der Frage „Be- 
scitigung der russischen Konsulargerichtsbarkeit‘‘ scharf Stel- 
lung genommen gegen das Vorgehen der chinesischen Regierung, 
die, wie schon früher hier berichtet wurde, Ende September die 
Beziehungen zu den alten russischen Vertretern abbrach und die 
3IWMO Russen der chinesischen Gerichtsbarkeit unterstellte. 
Der Times-Korrespondent in Peking stösst in dasselbe Horn. 
Er weiss zu berichten, dass chinesische Truppen Russen 
äusserst brutal behandelt haben, dass die chinesischen Richter, 
die in Harbin Recht sprechen sollten, jeder Kenntnis russischen 
Rechts entbehren, dass besonders in der Mandschurei und Mon- 
golei äusserst unbefriedigende Zustände herrschen und dass es 
zurzeit in China fast gänzlich unmöglich sei, einen Prozess 
gexen Russen zu führen. Die Chinesen seien wohl in der Lage 
gewesen, die ganze Maschine der bisherigen russischen Be- 
hörden und Gerichte zu beseitigen, ohne in der Lage zu sein, 
etwas Neues an ihre Stelle zu setzen. Der Times -Korrespon- 
dent bezweifelt nicht den guten Willen der chinesischen Re- 
Kierung, aber er bezweifelt ihre Fähigkeit und Macht, ihre Ab- 
sichten auch in die Tat umzusetzen. Abgesehen davon habe 
China noch nicht den Grad der Entwicklung erreicht, der es 
Auslindern ermögliche, die Konsularegcerichtsbarkeit mit einem 
Gefühl der Sicherheit aufzugeben. Ehe man so weit sei, habe 
China noch einen langen Weg zu gchen. Und der beste Beweis 
hierfür sei eben Chinas Verhalten in der russsischen Frare 
während der letzten Monate. 

Das diplomatische Korps in Peking hat die chinesische Re- 
Kierung schon vor einiger Zeit ersucht, ihr schriftliche Zusiche- 
rurgen Jaruber zu geben. wie es die russischen Interessen zu 
schützen gadachte. Die Antwort sei. schreibt der „Times”- Kor- 
respondent. von größtem Interesse fur alle Fremden in China. 
Ihe Deutschen und Oesterreicher hätten ihre alten Vertrass- 
werte verloren und China fuhle sich stark genue, mit allen 
eisen Stauten Verträge mit ihm genehmen Besttmmungen abzu- 
seröchen. Die Fremden sahen aber in China noch immer eiren 
orrenta,schen Staat. dem eine wirksine Rechtspfege fehle. Zu- 
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dem sei China jetzt in einem Zustande der Anarchie. Unter 
den augenblicklichen Umständen seien die alten Verträge un- 
entbehrlich für den fremden Handel, die fremde Industrie und 
die sonstigen Unternehmungen. Jedes Schwanken der fremden 
Regierung in :-bezug auf ihre Beibehaltung sei den fremden 
Interessen schädlich. Die Fremden seien verpflichtet, in dieser 
Frage zu den Russen zu halten. Eine etwaige Gleichgültigkeit 
auf ihrer Seite ermutige China, ihre eigenen Rechte selbst anzu- 
tasten. Die Lage sei äußerst schwierig, und ihre weitere Ent- 
wicklung beobachte man in allen Kreisen der Fremden mit 
grösster Aufmerksamkeit. 

Als China bei der Kriegserklärung an Deutscilland die 
deutsche Konsulargerichtsbarkeit aufhob und die Deutschen im 
Lande der chinesischen Gerichtsbarkeit unterstellte, da herrschte 
bei den Alliierten und nicht zum wenigsten bei der „Norttı Chim 
Daily News“ und in der „Times“ eitel Freude und Zustimmung. 
Freilich traf es damals die verhassten Deutschen. Jetzt kcemmt 
die Reihe an die eigenen Verbündeten. Uns ist kein Fall be- 
kannt geworden. dass damals die englische Presse gegen dieses 
Vorgehen der chmesischen Regierung mit Rücksicht auf die 
gememsamen Interessen aller Fremden protestiert hätte. Im 
Gegenteil. die chinesische Regierung wurde noch zu ihrem 
Vorgehen ermuntert und gedrängt. Mit der Beseitigunr der 
russischen Konsilargerichtsbarkeit befürchtet man wohl nicht 
mit Unrecht, dass bei nächster Gelegenheit China auch die Ab- 
schaffung der englischen Konsulargerichtsbarkeit verlangen 
würde. 

China wird nun wohl allmählich erkennen, wo seine wahren 
Freunde sind. und zur Erkenntnis kommen, dass es von Seinen 
Alliierten bisher nicht al'zuviel Dank für seine Kriegsbeteili 
gung gefimden hat. Praktische Vorschläge wie man China in 
dieser Frage wirklich helfen könne, um die wol!berechiieten 
Interessen der chinesischen Politik mit den menschlichen Inter- 
essen der davon betrofienen Russen in Einklanzr zu Frineen. 
sind in der englischen und sonstigen alliierten Presse O:tasiers 
nicht gemacht worden. Chinas Interessen und poritische Ziele 
sind ihr eben gleichgütig. wenn sie einmal, selbst in leicht lös- 
barem Widerspruch steten zu den eixeren sorwum gehüteten 
und so bequemen Reciiter einer vergangenen und veralteten 
Zeit. 


Istder „Times"-Korrespondent bereit, auch 
für die Deutschen in China dasselbe Recht zu 
fordern, das er jetzt für die Russen in so un- 
eigennütziger Weise unter Berufung auf die 
gemeinsamen Interessen aller Fremden so 
warm verteidixst? Wir können China nur empfehlen, 
wenn es auf dem einmal begangenen Wege sein Ziel erreichen 
will, nachdrücklichst für die WiederhersteHung der Einheit und 
Ordnung im ganzen Reich ‘und die Einführung einer wirksamen 
unpartelischen Rechtspflege schnellstens Sorge zu tragen, um 
allen Einwendungen und Einsprüchen von seiten des Auslandes 
in seine innere Politik vorzubeugen. 


Fürst Koudacheff. Der bisherige (zaristische) Gesandte in 
Peking, Fürst Koudacheff, hat sich am 15. Januar in Schanghai 
nach Frankreich eingeschifft, womit die alte zaristische Ver- 
tretung ihr definitives Ende erreicht hat. 


Generalkonsul G. Jamleson, von 1864--1899 im engiischen 
Konsulardienst in China und dann einer der Mitbegründer und 
langjähriger Leiter des Peking-Syndikats, dessen Hauptanlagen 
m Honan, auf dem Nordufer des Huangho, mach ihm benannt 
sind, ist am 30. Dezember in London gestorben. 


Japanfeindliche Stimmung in China. Gegenüber aus 
Schanghai kommenden Nachrichten, wonach sich in den 
Pekinger Regierungskreisen das unverkennbare Bestreben 


geltend macht, einen Ausgleich mit Japan herbeizuführen, 
deuten Pekinger Nachrichten darauf hin, dass das keineswegs 
der Fall ist. Darüber kann allerdings kein Zweifel bestehen, 
dass man in Japan bestrebt ist, die politischen und wirtschaft- 
lichen Reibungsflächen, die im letzten Jahr an Schärfe erheblich 
zugenommen - haben, nach Möglichkeit auszuschalten. Wenn 
man aber in gewissen Kreisen damit rechnet, dass die offenbar 
von amerikanischen Kreisen stark genährte Japanfeindlichkeit 
in China unter der Last ihrer eigenen Unwahrheit und Ueber- 
treibung sowie unter den Enttäuschungen, die die Politik des 
Präsidenten Wilson China bereitet hat, zusammenbricht, so 
scheint das den Tatsachen nicht gerecht zu werden. Auch die 
verhältnismässig schroffe Stellung des Finanzministers gegen 
das Internationale Finanzkonsortium, das unter amerikanischer 
Führung steht, darf schwerlich als ein Anzeichen dafür auf- 
gefasst werden, dass die Fekinger Regierung sich endgültig von 
den andern Mächten ab und Japan zuwenden wird. Die heute 
am Regierungsruder in Peking stehenden Männer wissen nur 
zu genau, dass sie morgen von der Volksstimmung weggefegt 
sein würden, wenn sie eine ausgesprochen japanfreundliche 
Politik verfolgen würden. In dieser Hinsicht sind zwei Artikel 
von Interesse, die kürzlich in der „Peking Daily News“ er- 
schienen sind, deren Auslassungen im allgemeinen als halbanıt- 
lich aufzufassen sind. In dem einen dieser Artikel geht das 
Blatt mit ungewöhnlicher Schärfe ins Gericht mit Japan für sein 
Eintreten für die Rassengleichheit beim Völkerbund. Das sei 
ein Betrug, denn Japan selbst behandele die Ausländer keines- 
wegs auf gleichem Fuss; man solle doch nur daran denken, dass, 
während England Inder als Mitglieder des britischen Parlaments 
zulasse, weder Formosaner noch Koreaner noch Ainus in den 
japanischen Reichstag gewählt werden könnten. Die Japaner 
verlangten in Kalifornien Rechte, die sie Ausländern in Japan 
nicht zugeständen, wobei gegenteilige Gesetze einfach nicht 
durchgeführt würden. Die Japaner hielten sich überhaupt für 
eine besondere, allen andern überlegene Rasse und wünschten 
innerlich gar nicht, dass ihre Anträge betreffs Rassengleichheit 
angenommen würden, hätten sie vielmehr nur gestellt, um aus 
ihrer Ablehnung auf andern Gebieten Vorteile zu ziehen. I 
einem andern Aufsatz ruft de Peking Daily News den 
Japanern zu: „Die Hände weg von Sibirien!“ Die japanische 
Politik in Sibirien sei die schreiendste Verletzung aller Grund- 
sätze, für die der Weltkrieg ausgekämpit worden sei. Japan habe 
kein Recht, sich in die inneren Angelegenheiten Russlands ein- 
zumischen und Sibirien vorzuschreiben, welcher Art ihre Regie- 
rung in Zukunft sein müsse. Das tue Japan aber fortgesetzt und 
habe sich nicht gescheut, Wladiwostok darauf aufmerksam zu 
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machen, dass ein Anschluss an Tschita sehr unangenehme Folgen 
nach sich ziehen würde. Japan lehne für diesen Fall bezeichnen- 
derweise alle Verantwortungen für die Verhältnisse ab, die es 
selbst schaffe. | 

Das Internationale Bankkonsortium. Ende November hatte 
der chinesische Finanzminister Chou Tse-chi in der Oeffent- 
lichkeit eine entschieden ablehnende Haltung dem  Inter- 
nationalen Bankkonsortium gegenüber eingenommen. China 


könne von dieser Vereinigung der Hochfinanz kein Mittel an- 


nehmen, da sie die Kontrolle über die Grundsteuern Chinas an- 
strebe und sich anschicke, eine Finanzkontrolle über China aus- 
zuüben. Augenscheinlich hat man in den Kreisen des Finanz- 
konsortiums den Eindruck erhalten, als sei man China gegen- 
über etwas zu weit gegangen. Die Vertreter des Konsortiums 
in Peking stellen neuerdings in einer Note an die chinesische 
Regierung in Abrede, dass sie ein finanzielles Monopol in 
China sich sichern und die Grundsteuern als Bürgschaft für ihre 
Darlehen fordern wollten. Es ist indessen nicht bekannt ge- 
worden, dass sich inzwischen das Verhältnis der Pekinger 
Regierung und des Konsortiums so gebessert hätte, dass der 
Abschluss einer Anleihe in absehbarer Zeit erwartet werden kann. 

In einer Unterredung mit einem chinesischen Journalisten 
wies Dr. Sun auf die Notwendigkeit hin, dass die Chinesen den 
Koreanern in ihrer Unabhängigkeitsbewegung hülfen. Es sei 
falsch, wenn sie ihre ganze Aufmerksamkeit jetzt nur auf die 
Schantungfrage richteten, die mandschurische und koreanische 
seien gleichbedeutend für China. Die Chinesen müssten zuerst 
die Aufhebung des Vertrages von Schimonoseki erstreben, um 
den Koreanern zur Unabliängigkeit zu verhelfen. Dann käme 
als nächste Aufgabe die Aufhebung der 21 Forderungen; mit 
ihrer Abschaffung würde die Schantungfrage sich automatisch 
lösen. Zur Erreichung aller dieser Ziele seien eine starke 
öffentliche Meinung in China und das unablässige Bemühen um 
die Syınpathie‘ der Mächte nötig. Es blieben dann China zwei 
Wege zur Wahl, der unmittelbarer Verhandlungen mit der 
japanischen Regierung oder der der Entscheidung durch den 
Völkerbund. ‘Tang Schaco-yi’s Ansichten sollen sehr ähnliche 
sein. Er zweifelt daran, dass das. Vorlegen der Schantungfrage 
bei der Völkerbundskonferenz China nutzen werde. Auch er 
meint, dass die Chinesen im a:ilgemeinen Intersse des fernen 
Ostens die koreanische Unabhängigkeitsbewegung mit aller 
Kraft unterstützen sollten; sobald erst Koreas Unabhängigkeit 
erreicht sei, würden sich auch die chinesisch-japanischen Streit- 
fragen von selbst lösen. Die Tokyoer „Mainichi‘“ bemerkt dazır, 
dass unter den Chinesen die Bestrebungen, die 21 Forderungen 
Japans zu beseitigen, immer mehr um sich griffen, und dass 
damit immer grössere Aussicht bestehe, dass die Südchinesen 
und Koreaner zusammengehen werden. 

Der Kleine Hsü. Ueber den Aufenthalt des Kleinen Hsi, 
der Anfang November aus der japanischen Gesandtschaft ent- 
wichen war, herrscht noch immer vollständiges Dunkel. Die 
Vermutungen, wo er sich befindet, gehen weit auseinander. Die 
Pekinger Regierung ist anscheinend fest entschlossen, den ihr 
sehr unbequemen „Kleinen Hsü‘ zu beseitigen, ehe es ihm gelingt, 
mit den andern Gegnern Pekings in enge Fühlung zukommen, und 
hat deshalb eine Belohnung von 100 000 Dollars auf seinen Kopf, 
ob tot oder lebend, ausgesetzt. Nach einem Bericht des chinesi- 
schen Gesandten in Tokio sollte sich der „Kleine Hsü‘ in Osaka 
verborgen halten. Dagegen erklärte die japanische Regierung, 
sie würde Hsü eine Landung in Japan überhaupt nicht ge- 
statten und habe Massregeln dagegen getroffen. Die chinesische 
Presse ergeht sich darauf in Spekulationen, wohin sich Hesü, 
von dem man festggınahm, er sei auf einem japanischen Dampfer 
aus China entkommen, wenden würde. Die einen meinten, er 
würde nach Schanghai gehen und sich dort mit den Führern der 
Mintang in Verbindung setzen, um eine Revolution im Yangtsetal 
zu entfachen und die heutigen Machthaber in Peking zu stürzen. 
Andere wieder waren der Ansicht, Hsü werde über Korea und 
die Mandschurei seinen Weg än die Mongolei suchen, und dort, 
wo er sich grossen Ansehens unter den Fürsten erfreue, den 
Kampf gegen die Regierung eröffnen, 
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Eine französische technische Schule in Schanghai. In den 
Gebäuden der früheren deutschen Medizin- und Ingenieurschule 
in der französischen Niederlassung in Schanghai werden vie 
Franzosen jetzt eine technische Schule für Chinesen unter dem 
früheren Lehrer an der französischen städtischen Schule. 
C. Maybon, einrichten. 
trag von 2 Millionen Franken dafür gestiftet. Das Lehrpersonal 
wird aus 12 französischen Universitätsprofessoren, die bereit; 
mit Werkzeugen und Fabrikationsmaschinen unterwegs sind, 
und 12 chinesischen I.chrern bestehen. Die Schule wird nır 
eine technische Vorbereitungsanstalt für die französisch- 
chinesische Universität in Lyon sein. Das auf ihr bestandene 
Examen qualifiziert die Schüler zum Eintritt in die Lyoner 
Universität. Man hofft, dass die Chinesen einen gleichen 
finanziellen Beitrag wie die Franzosen spenden werden. 


Zur Lage In Kanton. In Kanten hat in den ersten Dezember- 
tagen cine Massenversammlung der Mintang stattgefunden, die 
von neuem Dr. Sun Yat-sen zu ihrem Bannerträger ausrief. Es 
besteht die Absicht, zunächst ein neues vorläufiges Parlament 
zu wählen, das dann einen vorläufigen Präsidenten der Republik 
China erwählen soll. Als solcher ist, wie gesagt, Sun Yat-sen 
in Aussischt genommen. Sobald eine Einigung zwischen Nord 
und Süd auf die eine oder andere Weise hergestellt ist, sollen 
dann Parlament und Präsident als endgültig für ganz China 
bestehend anerkannt werden. An die Spitze der Verwaltun:z 


der Provinz Kuangtung will die Mintang Dr. Wu Ting-fang' 


stellen. 


Personaländerungen im Yangtsetal. Das bisherige Haupt 
der Provinz Hunan, Tau Yen-kai, hat Anfang Dezember seinen 
Amtsbezirk verlassen und sich nach Hankou begeben, von wo 
aus er Anschluss an die Führer der Mintang in Kanton suchte. 
Zum Tutschün von Hunan ist darauf General Chao Hung-ti er- 
nannt worden. Gleichzeitig ist an die Spitze der drei unteren 
Yangtse-Provinzen: (Kiangsu, Kiangsi und Anhui) General Wan 
Schi-chen getreten, cine Tatsache, die einem Machtzuwachs 
des Generalinspekteurs der Mandschurei Chang Tso-lin gleich- 
kommt. In Schanghai ist der vor einiger Zeit abgeschafite 
Posten eines Verteidigungskommissars wieder eingerichtet worden 
und dieser dem General Hao Feng-lin anvertraut worden. General 
Wang Schi-chen hat sich aber ausdrücklich den Befehl über sämt- 


liche Truppen der drei ihm unterstehenden Provinzen vor- 
behalten. 
Kueichou. Nach den in der vorigen Nummer wieder- 


xegebenen Meldungen hatte die Provinz Kueichou dem Tutschün 
von Yünnan, Tang Chi-yao, die Heeresfolge aufigesagt, nach- 
dem letzterer wieder aus der Provinz Szechuan herausge- 
schlagen werden war. Damit hat aber der bisherige Tutschüs 
von Kueichou die Stellung des Liu Hsien-tse so gründlich xe- 
schwächt, dass dieser sein Heil nur in eiliger Flucht finden 
konnte. Seine bisherigen Unterbefehlshaber erklärten, sie 
dächten gar nicht daran, ihre Verbindung mit Yünnan zu lösen 
und den Beschluss des Provinziallandtags, sich Peking wieder 
zu unterwerfen, anzuerkennen. Der stärkste der Generale, Lu 
Tiao, hat sich zum Tutschün gemacht und die alten Beziehungen 
zu Tan Chi-yao wiederhergestellt, so dass nun der ganze 
Siden, mit Ausnahme der alten Kuangsipartei, wieder xe- 
schlossen gegen Peking steht. F 

Ataman Semenofi ist am 4. Dezember mit kleinem Gefolge 
in Gensan eingetroffen und anscheinend mit Tsingtau als Zie. 
sofort über Scoul-Antung nach Dairen weitergereist. 


Japan. 


Der neue japanische Botschafter in Berlin. Am 18. Januar 
ist der neue japanische Botschafter Hioki in Berlin eingetroffei, 
tmd am 22. hat er dein Reichspräsidenten sein Beglaubigungs- 
schreiben übergeben. In seiner Ansprache gab der Botschafter 
seiner ULeberzeugung Ausdruck, dass die harmonische Ent- 
wicklung der neuen Beziehungen, „die der Friedensvertrag her- 
gestellt habe, durch eine korrekte und ehrliche Aus- 
juhrung sciner Bestimmungen und durch die 


Firmen in Frankreich haben einen Bei- 


‚lichkeit. liege, ehrlich zu erfüllen. 


gerechte und billige Regelung aller sich 
aus ihm ergebenden Fragen gesichert werden 
könne. Er gab dem Vertrauen Ausdruck, bei seinen Be- 


mühungen, die neuen Beziehungen zum besten Vorteil beider 
Iänder zu entwickeln, auf die aufrichtige und wirksame Mit- 
arbeit des Reichspräsidenten sowie der Regierung der 
Deutschen Republik rechnen zu dürfen: Auch der Reichs- 
präsident äusserte den Wunsch, dass sich die Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern harmonisch entwickeln möchten, 
und versicherte, dass das deutsche Volk, das durch den Krieg 
sehr viel schwerer gelitten habe als das Ausland wisse, schon 
zahlreiche Beweise seines ernsten Willens erbracht habe, die 
harten Friedensbedingungen, soweit dies im Bereiche der Mög- 
Der neue Botschafter werde 
in seinem Bestreben, das gegenseitige Verhältnis zum Nutzen 
beider Länder günstig zu gestalten, jederzeit der aufrichtigen 
Mitwirkung der deutschen Regierung begegnen. Schliesslich 
sab der Präsident noch seiner Ueberzeugung Ausdruck, dass es 
im wohlverstandenen Interesse Deutschlands und Japans liege. 
die früheren geistigen und wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern auf dem Boden gegenseitigen Ver- 
ständnisses und Vertrauens wiederherzustellen und auszubauen. 

Ganz ähnlich wie in den obigen Worten zum Reichs- 
präsidenten hat sich der neue Botschafter auch schon vor seiner 
Abreise in Japan selbst geäussert, nämlich einem Vertreter der 
Osakaer „Taisho Nichinichi“ gegenüber, dem er erklärte, er 
werde es sich in Deutschland vor allen Dingen angelegen sein 
lassen, die durch den Krieg abgerissenen Bande der Freund- 
schaft zwischen Japan und Deutschland wiederherzustellen. 
Schwierigkeiten, die sich dieser Wiederanbahnung der Freund- 
schaft in den Weg stellen könnten, seien höchstens aus Gründen 
der inneren deutschen Zustände zu befürchten. Japan habe 
gegen Deutschland gekämpft, schulde aber der deutschen 
Wissenschaft auserordentlich viel, und je eher die freundschait- 
lichen Beziehungen zwischen den beiden Völkern wieder be- 
ständen, um so besser für Japan. Er selbst werde sich die er- 
denklichste Mühe geben, den Rest von Verstimmung, der etwa 
noch ım deutschen Volk gegen Japan zurückgeblieben sei, zu 
beseitigen. Hinsichtlich der allgemeinen Politik der Mächic 
gegenüber Deutschland, die sich aus den eingegangenen Ver- 
einbarungen und Verpflichtungen ergebe, könne Japans Haltunz 
natürlich rur dieselbe sein wie die der übrigen Mächte. Eine 
Erklärung aber, wie sie dem Londoner Botschafter Baron 
Hayashi it den Mund gelegt werde, dass die Mächte gar nicht 
daran dächten, Deutschland in den Völkerbund aufzunehmen, 
xönne nur irrtümlich berichtet worden sein. 

Wie wir von privater japanischer Seite hören, stehen alle 
obigen Meinungsäusserungen des neuen Botschafters durchaus 
im Einklang mit den Absichten seiner Regierung, deren amtliche 
Organe in Deutschland nicht müde würden, ihr"n Landsleuten 
wieder und immer wieder einzuschärfen, sie möchten alles 
unterlassen, was das deutsche Volk gegen Japan verstimmen 
könne, vor allem das Herumspionieren in Fabriken und der- 
gleichen, und möchten alles tun, was wieder herzliche Be- 
ziehungen zwischen den beiden Völkern schaffen könne. 


Das deutsche Volk nimmt von alleı 
diesen amtlichen und halbamtlichen Er- 
klärungen Kenntnis Von dem neuen Botschafter 


weiss es, dass er sich jederzeit, in Deutschland wie Japan und 
in neutralen Ländern, als ein aufrichtiger Freund Deutschlands 
erwiesen hat, den die Herbeiführung einer ehrlichen Ver- 
ständigung und die Anbahnmung gegenseitiger Freundschaft nicht 
nur Vorstandes-, sondern auch Herzenssache ist. Was die 
japanische Regierung angeht, so ist im deutschen Volk die 
cberzeugung weit verbreitet, dass Japan eine schwere Last 
von Verantwortung für den Ausbruch des Weltkrieges zu tragen 
hat, indem Japan als das Zünglein an der Völkerwage imstande 
gewesen sein würde, den Weltkrieg zu verhüten, dass es sich 
aber selbst durch seine friedensfeindlichen Abmachungen mit 
England die Erfüllung dieser Pilicht gegen die Menschheit un- 
möglich gemacht hat. Wenn der japanischen Regie- 
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rung jetzt wirklich ernstlich daran gelegen 
ist,jeden Rest von Verstimmung zu beseitigen, 


so versteht das deutsche Volk nicht, warum 
sich dann Japan zur selben Zeit, in der die 
obigen Erklärungen abgegeben werden, im 


Gegensatz zu den südamerikanischen und 
anderen vornehmer denkenden Staaten, so 
giefig am deutschen Privateigentum durch 
Liquidationen bereichert, zu denen es durch 
keinerler Verträge verpflichtet ist. 
Japanische Siedliungspoliikk. Am 15. Januar hatte der 
Amerikaner S..S. Mc Clure in der Londoner „Times“ einen 


Artikel über die Gelbe Gefahr veröffentlicht, in der er ein festes 


Bündnis zwischen den englischsprechenden Völkern Amerikas 


und des britischen Reiches als einzige Hoffnung zur Aufrecht- 


erhaltung des Friedens und der Zivilisation hingestellt hatte. 
Der „Times“ sind dagegen mehrere Zuschriften zugegangen. 
H. H. Johnston warnt davor, dass von den Angelsachsen gegen 
eine Besiedelung Ostsibiriens, der Mandschurei, Chinas, der 
Mongolei und der Philippinen durch die Japaner gehetzt würde; 
diese Länder könnten durch die Japaner nur gewinnen. J. O. 
P. Bland weist auf tiefliegende Irrtümer der Auffassungen. Mc 
Clures hin. Der Gedanke der Allasiatischen oder Allfarbigen 
Gemeinschaft sei neu. Auffallenderweise stamme er aus den- 
selben Kreisen, die im Völkerbund ihr Ideal sehen. Man müsse 
indessen im Auge behalten, dass tatsächlich in China und Korea 
heute die Ängelsachsen weniger gefürchtet seien als die Japancr, 
und dass nur die Pax Britannica einen selbstmörderischen Kampf 
in Indien verhindere. Frederic Coleman betont mit grossem 
Nachdruck, die überwiegende Mehrheit der Japaner von heute 
hege gar nicht den Wunsch, den fernen Osten zu verlassen; es 
sei bedauerlich, dass namentlich die Hearstsche Presse immer 
wieder die Japaner als eine Bedrohung der Angelsachsen hin- 
stelle, während die westliche Zivilisation von weit grösseren Ge- 
fahren bedroht sei als der gelben. 

Eugen Chen weist darauf hin, dass angesichts der Tatsache, 
dass die Zahl der Geburten letzthin zurückgegangen, die der 
Todesfälle sehr stark gestiegen sei, Japan für den „Ueberschuss“ 
seiner Bevölkerung in Sachalin, Hokkaido, Korea und Formosa 
vollständig Platz habe. Für den Bezug von Rohmaterial aber 
aus China und dem sonstigen Ostasien könne Japan andere Wege 
als die bisher begangenen einschlagen. Im übrigen habe China 
gar kein Interesse an den von Japan auigerollten Fragen; so- 
lange es die Mandschurei, die Mongolei und Tibet habe, brauche 
es keine Auswanderer nach Amerika und Australien zu schicken. 
Dagegen könne er J. O. P. Bland nicht in dem beipflichten, was 
er über alilasiatische Bewegung gesagt habe. Eine solche mit 
allen Schrecken eines Rassen- und Zivilisationskrieges könne 
doch nicht ganz in Abrede gestellt werden. Richtig sei dagegen, 
dass man in Clıiina weniger Abneigung gegen die Angelsachsen 
als gegen die Japaner habe. 

Beilegung des Futschouer Zwischenfalls. Aus Anlass des inı 
Mai 1919 im Zusammenhang mit der Versailler -Konferenz und 
der Schantungfrage ausgebrochenen chinesischen Boykotts 
gegen den japanischen: Handel kam es bekanntlich am 16. No- 
vember 1919 in der Stadt Futschou zu grossen Schlägereien und 
Schiessereien zwischen Japanern und Chinesen, hauptsächlich 
zwischen chinesischen Studenten und japanischen Matrosen, wo- 
bei zehn Chinesen und fünf Japaner mehr oder weniger schwer 
verwundet wurden, Der Zwischenfall wurde von beiden Seiten 
arg aufgebauscht, vesonders taten die englische Presse und 
amerikanische Missionare in China das Ihrige, um aus ihm eine 
grosse Staatsaktion zu machen. Seitdem haben ein volles Jahr 
lang zwischen den beiden beteiligten Regierungen Verhandlungen 
geschwebt, die erst’ durch eine Abmachung vom 12. November 
1920 beendet worden sind. Die japanische Regierung hat die 
zwischen ihrem Gesandten in Peking Obata und dem chinesi- 
schen Minister des Aeussern Yen ausgetauschten Noten ver- 
öffentlicht, durch die der Streitfall in freundschaftlicher Weise 
beigelegt wird. Obwohl die japanische Presse anfangs den 
Mund sehr voll genommen hat, scheint doch die ganze Schuld 


berichten 


47 


auf japanischer Seite gewesen zu sein; denn Japan erklärt sich 
in diesen Noten bereit, die schwerer verletzten Chinesen durch 
ein Schmerzensgeld von je $ 1300 zu entschädigen und an den 
Eigentümer eines beschädigten chinesischen Gasthauses $ 800 
Entschädigung zu zahlen. z 


Wahlen fı der Republik des Fernen Ostens. Wie ein 
Privattelegramm der „Roten Fahne“ aus Moskau meldet, haben 
in Wladiwostok die Wahlen für die Nationalversammlung der 
Republik des Fernen Ostens stattgefunden. Das Ergebnis war 
ein überwältigender Sieg der Bolschewisten, denen von 66 neuen 
Abgeordneten nicht weniger als 50 angehören, während auf die 
Menschewisten nur 15 und auf die Kadetten nur ein Ab- 
geordneter kamen. 


Japanisch - amerikanischer Zwischenfall in Wiadiwostok. 
Nach verschiedenen Meldungen aus Wladiwostok lıat dort ein 
japanischer Wachtmeister einen amerikanischen Marineoffizier 
namens Langdon erschossen. Amerikanische Blätter sollen 
erklären, es genüge nicht, dass die japanischen Behörden 
ihr Bedauern über das Geschehene aussprächen. Vielmehr habe 
das Washingtoner Auswärtige Amt bereits einen schr ernsten 
Protest in Tokio überreichen lassen und erklärt, Amerika könne 
Japan nicht das Recht zugestehen, eine Militärmacht iu 
Wladiwostok zu halten. Die jetzige Angelegenheit könne als 
durch eine Bestrafung der Schildwache erledigt angesehen 
werden, doch müssten die japanischen militärischen Massnahmen 
in Wladiwostok einer Aenderung unterzogen werden. 

Uebrigens ist die Stadt Chabarowsk am 21. Oktober von 
den letzten japanischen Truppen geräumt worden. Zugleich mit 


den Truppen hat auch der japanische Vizekonsul die Stadt ver- 


lassen, in der jedoch noch gegen zwölf- bis dreizehntausend 
Japaner zurückgeblieben sind. 


Yap-Guam. Ein aufgefangener Funkspruch meldeic 
19. Januar, Amerika werde angesichts der Uebernahme der 
ehemals deutschen Kolonien in der Südsee nördlich vom 
Aequator auf eine Befestigung der Insel Guam, die im wmfang- 
reichsten Masse vorgeselien war, verzichten und sich auf einc 
starke Stellung in Hawaii zurückziehen. In St. Louis, Mo., hat 
vor kurzem der Kongressabgeordnete Dyer wieder von den 
srossen Befestigungen Japans auf den ehemals deutschen Süd- 
seeinseln gesprochen. Demgegenüber hat der Adiutant des 
japanischen Marineministers Kapitän Nomura dem Vertreter des 
Kokusai-Dienstes gegenüber erklärt, alle diese Meldungen ent- 
behrten jeglicher Grundlage. Es fehle auf diesen Inseln nicht 
an guten Häfen, keiner sci aber von Japan zum Flottenstütz- 
punkt ausgebaut, wie die Amerikaner sich solche in Pearl Har- 
bor, Hawaii und Cavite geschaffen hätten. Der Besuch der 
Inseln stände jedem frei. Der Besitz Yaps bildet indessen nach 
wie vor den (Gegenstand von Meimingsverschiedenheiten 
zwischen Amerika und Japan. Aus Anlass der Telegraphenkon- 
ferenz in Washington verlangte die „Hochi‘, dass, wenn Japan 
Amerika eine Mitkontrolle über die Kabelverbindungen Yaps 
zugestehen solle, auch die amerikanische Insel Guam unter inter- 
nationale Kontrolle gestellt werden müsste. Das Blatt hält eine 
Zustimmung Amerikas in diesem Punkt allerdin«s für aus- 
geschlossen; daraus müsse aber Amerika die Folge ziehen um 
die japanischen Ansprüche auf die Yapkabelt anerkennen. Ihn 
einem zweiten Artikel verlanzt die „Hochi“ die weitere Be- 
handlung der Angelegenheit durch eine Konferenz aller Mächte. 
die den Friedensvertrag von Versailles gezeichnet hätten. 
Amerika, das dazu nicht gehöre, habe schon aus diesem Grunde 
kein Recht, mitzusprechen. Ebensowenig habe China ein Recht. 
wenn es dieses auch in Anspruch nchme. Das Blatt schliesst 
mit der Bemerkung, die Yapkabel gehören Japan, besonders 
weil Japan ein Einverständnis darüber mit Holland erzielt hat. 


Erdbeben in Jap. Nachrichten aus Japan vom 2!. Dezember 
von einem grossen-Erdbeben, das weite Teile der 
Welt berührt habe. Die drahtlose Marinestation Jokosuka er- 
hielt von der Station in Jap einen amtlichen Bericht, wonach Jap 
praktisch zur Wüste geworden sei. Der angerichtete Schaden 
soll grösser sein, als ihn je ein Erdbeben über eine Insel des 
Stillen Ozeans gebracht hat. . 
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Die Bevölkerung der Philippinen. 
Von H. Fehlinger. 


Seitdem die Philippinen-Inseln unter amerikanischer 
Oberhoheit stehen, wurden dort zwei Volkszählungen aus- 
geführt, nämlich 1903 und 1915. Die Zählung vom März 
1903 fiel jedoch nicht vollständig aus, es entzogen sich ihr 
ziemlich viele Einwohner, was um so leichter erklärlich ist, 


als seit der Niederwerfung der letzten Aufstände erst ver-- 


hältnismässig kurze Zeit verstrichen war. Ermittelt wurden 
im Jahre 1903’ insgesamt 7635426 Einwohner, Ende 1915 
jedoch 9503271, so dass die Zunahme 1867 845 beträgt. 
Aus dem eben “angegebenen Grunde drückt diese Zahl nicht 
die Bevölkerungsvermehrung in den 1334 Jahren aus, die 
zwischen beiden Zählungen verstrichen sind. 

Im Jahre 1903 bestand eine einheimische Bevölkerung 
aus 6915 136 Angehörigen der zivilisierten Stämme und 
647 740 Angehörigen der wilden Stämme; unter letzteren 
waren die mohammedanischen „Morostämme“ mit 277547 
Personen am stärksten vertreten, dann folgten die Igoroten- 
stämme mit 211 520 Personen. Von den ziviliserten Stäm- 
men umfassten die Visayer 3219030 Personen, die Tagalen 
1 460 695, die Ilokaner 803 942, die Bikol 566 365 usw. 

Ende 1915 wurden 8 413 347 christliche Eingeborene ge- 
zählt, ferner 315 980 Mohammedaner, 35 926 Negrito, 664 652 
andere, nicht-christliche Eingehcrene und 73 366 Eingewan- 
derte, wovon etwa zwei Drittel Chinesen waren. Die Zahl 
der Philippiner-Chinesenmischlinge wird auf etwa eine halbe 
Million geschätzt, jene der Philippiner-Europäermischlinge 
auf rund 200 000 (H. O. Beyer, „Population of the Philippine 
Islands“; Manila 1917). 

Am dichtesten bevölkert sind gewisse Bezirke auf der 
Insel Luzon, nämlich: Nord- und Süd-Ilokos, Union, Panga- 
sinan, Cagayan, Zambales, Bulakan, Rizal, Laguna, Batan- 
gas, Ambos-Camarines, Albay und Sarsogon, ferner die Insel 
Cebu und die Küstengebiete der Inseln Samar, Leyte, Panay 
und Negros. Auf der grossen Südinsel Mindanao sind so- 
gar die meisten küstennahen Landschaften recht schwach 
bevölkert, und zwar leben dort vorwiegend mohammeda- 
nische Stämme. Recht menschenarm sind die Inseln Mindoro 
und Palawan. 

Die Visayer, der numerisch stärkste Philippinerstamm, 
zählte 1915 3977210 Personen; sein Wohngebiet umfasst 
die Inseln Samar, Leyte, Cebu, Negros, Bohol, Panay, die 
übrigen Visaya-Inseln, einen Streifen an der Südküste von 
Mindoro, einen grossen Teil der Küsten Palawans und einige 
Striche an der Nord- und Ostküste von Mindanao. 

Die Tagalen, welche den grössten Teil Mittelluzons, die 
West-, Nord- und Ostküste von Mindoro und eine Anzahl 
kleinerer Inseln bewohnen, waren 1915 1789049 Köpfe 
stark, die Ilokaner in Mittel- und Nordluzon 988 841, die 
Bikol im äussersten Süden von Luzon, auf Masbate usw. 
685 309, die Pangasinan im Süden des Lingayengolfs 381 493, 
die Pampanga im Norden der Bucht von Manila 337 184 
usw. Die Gesamtzahl der christlichen Stämme ist. 13, wobei 
die Dumagat auf den Kalawatinseln (352 Personen) als be- 
sonderer Stamm gezählt sind. 

Ueber die Einteilung der wilden Stämme (vielleicht 
würde man besser sagen der kulturarmen Stämme) gehen 
die Ansichten der Ethnographen schr weit auseinander. Die 
volkreichsten davon sind nach den Zählungsergebnissen von 


1915 die Ifugao im nördlichen Luzon (132 500), die Kalinga 
(67 450), die Bontok-Igoroten (63 258), die Kankai-Igoroten 
(47 887), sowie die Manobo (39 600). Ob sich diese kultur- 
armen Stämme von den übrigen auch in ihrer körperlichen 
Erscheinung unterscheiden, ob beide abweichende anthro- 
pologische Typen darstellen, ist noch immer nicht sicher 
entschieden. Es scheint, dass die in den leichter zugäng- 
lichen Gebieten wohnenden christlichen und mohammedani- 
schen Philippiner durch deutlichere Kennzeichen der mongo- 
lischen Rasse ausgezeichnet sind als die kulturarme Bevölke- 
rung im gebirgigen Innern der Inseln. 


Beide Gruppen sind, nach den Aeusserungen der meisten 
Amerikaner, die sich lange auf den Philippinen aufhielten, 
durch bemerkenswerte, geistige Bildsamkeit ausgezeichnet, 
und die Fortschritte, welche die Kultur seit der amerikani- 
schen Okkupation besonders unter den Igoroten von Luzon 
gemacht hat, dürfen als sicherer Beweis dafür gelten, dass 
die während der spanischen Herrschaft nicht christianisierten 
Eingeborenen in bezug auf geistige Befähigung keineswegs 
hinter den christlichen Philippinern zurückstehen. Wm. A. 
Reed („The Negritos of Zambales“) ist sogar hinsichtlich 
der psychischen Veranlagung der zwerghaften Negrito- 
stämme zu durchaus günstigen Schlüssen gekommen. Kör- 
perlich weichen die Negrito von den übrigen Eingeborenen 
der Philippinen bedeutend ab; sie stehen den Pygmäen der 
malayischen Halbinsel und der Andamaninseln nahe. 


Die Zahl der reinblütigen Chinesen, die auf den Philip- 
pinen leben, beträgt wohl kaum 50000, doch ist die Zahl 
der Chinesenmischlinge mindestens zehnmal so gross. 
J. Montano (,„Rapport sur une Mission aux Isles Philip- 
pines“; Archives des Missions Scientifiques usw., 3. Reihe, 
Bd. 11, Paris 1885) hatte gewiss recht, wenn er namentlich 
die Bikol, Tagalen und Visayer al$ reich an chinesischem 
Blut ansprach. Die Kulturbeziehungen zwischen den nörd- 
lichen Inseln der Philippinergruppe und China dauern schon 
lange. Man darf annehmen, dass Chinesen gelegentlich 
ihrer Seefahrten nach den Molukken und nach Borneo schon 
vor dem 13. Jahrhundert die Philippinen kennen lernten, doch 
erbringen die chinesischen Geschichtsbücher keine Beweise 
hierfür, sondern erst in den Annalen der Mingdynastie wird 
der Philippinen Erwähnung getan, und zwar als von dort 
1372 eine Gesandtschaft nach China kam. Von jener Zeit an 
wurden die Beziehungen zwischen beiden Ländern rege, und 
es scheint sogar, dass Kaiser Yung-lo zeitweise eine nomi- 
nelle Oberherrschaft über die Stämme Luzons innehatte. 
Als die Spanier die Philippinen eroberten, befanden sich 
chinesische Kolonien auf Luzon und Mindoro, und die neuen 
Herren lebten in beständiger Furcht vor einem chinesischen 
Einfall, weshalb man die Chinesen-Kolonien strenge beauf- 
sichtigte. Gegen die ihnen seitens der Spanier zuteil ge 
wordene Behandlung lehnten sich die Chinesen Luzons 
wiederholt auf, was auch wiederholt ihre Verbannung zur 
Folge hatte, doch zogen stets bald neue chinesische Einwan- 
derer herbei, die wieder geduldet wurden. Die nach den 
Philippinen gewanderten Chinesen heirateten dort in der 
Regel eingeborene Frauen, und es kann als sicher gelten, 
dass hauptsächlich in den wohlhabenden Gesellschaftskreisen 
auf Luzon und auch auf den Visayainseln die Chinesenmisch- 
linge schr stark vertreten sind. Man gibt das zwar nicht 
gern zu, aber es ist doch so. Einflüsse der materiellen Kultur 


der Chinesen trifft man fast überall auf den Inseln sowohl 
in der Landwirtschaft wie in der gewerblichen Tätigkeit. 


Die Philippinen umfassen insgesamt 3141 Inseln, die 
einen Flächeninhalt von 119542 Quadratmeilen haben. Die 
grösste der Inseln. ist Luzon mit 40 969, die nächstgrösste ist 
Mindanao mit 36 292 Quadratmeilen Umfang. Neun weitere 
Inseln haben jede mehr als 1000 und 20 Inseln jede mehr als 
100 Quadratmeilen Umfang. 


Aufhebung der Bestimmungen betr. Handel mit dem Feind. 
Das britische Auswärtige Amt hat der deut- 
schen Botschaft in London auf Anfrage amt: 
lich mitgeteilt,dass mitderam 12. Oktober v.). 
erfolgten Aufbebung aller „Trading with the Enemy 
Regulations affecting German Nationals in China“ der alte 
Zustand wie vordemKriege wiederhergestelit 
sei und dass eine entsprechende Veröffeni- 
lichung durch die britischen Konsulate in 
China erfolgt ist. j 

Wie mag sie’s ertragen, unsere gute alte Freundin, dic 
North China DailyNews? 


Neue Banken. In Manila ansässige Chinesen haben mit 
10 Mill. Pesos Kapital eine Bank ins Leben gerufen, die untsr 
amerikanischer Leitung in Calle Rosario, Manila, am 16. August 
ihren Geschäftsbetrieb eröffnet hat. 

Die Park Union Foreign Bank, New York, beabsichtigt laut 
Aeusserung ihres Vizepräsidenten T. F. Aspden ihren (e- 
schäftskreis in China durch Errichtung neuer Filialen in Peking, 
Tientsin, Hongkong und anderen Plätzen weiter auszudehnen. 

Eine newe Französisch-Astatische Versicherungsgesellschait 
mit emem Kapital von 3 Millionen Franken hat sich in 
Schanghai gebildet und registrieren lassen. Gescnäftszweig: 
Versicherımgen aller Art. 

Die Equitable Trust Co. im New York hat in Verbindung 
mit mehreren finanzkräftigen Banken der Pazifikstaaten eine 
neue Bank für China gegrimdet, die Equitabte Eastern Banking 
Corporation, mit einem Kapital! von 2 Millionen Dollar Gold. 
Die Geschäftsleitung der neuen Bank wird ihren Sitz in 
Schanghai nehmen. 


Produktion von Rohselde in Ostasien. Nach einer Meldung 
des „The Siikworm‘, des Organs der Silk Association of Ame- 
arica, betrug die Qesamtproduktion an Rohseide: 

1917/18 1918/19 1919/20 


87 145 000 89 907 000 100 111 000 Pfund 


Von der Gesamtzahl des Jahres 1919/20 entfallen 4 928 000 
Pfund auf Europa, 2293000 Pfund auf die Levante und 
92890 000 Pfund auf Asien. Der Anteil Asiens emtfällt in erster 
Linie auf Japan mit 49850000 Pfund und auf China, wo in 
Schanghai und Hinterkand schätzungsweise 27190 000 und in 
Canton 15 530 000 Pfund gewonnen wurden. Während in China 
etwa 45% der Gesamtproduktion exportiert werden, war das 
Verhältnis für Japan 75% in 1917/18, 67 % in 1918/19 und 67 % 
für 1919/20. ‚ 

Schanghaler Verkehr. An der Ecke Nanking und Kiangse 
Road passiertemn nach einer m der „Municipat Gazette‘ vom 
16. September veröffentlichten Statistik während der 12 Tag- 
stunden von 7 Uhr morgens bis 7 Uhr abends 


7. April 1909 23. März 1916 27. Aug. 1920 
Fußgänger . . . _ 35 588 40 645 
Autos. . . .. 249 1 610 3124 
Ritschas . 16 460 20 441 18 189 
Wagen 1587 1 754 765 
Straßenbahnwagen 490 640 I 
Wheelbarrows . . 513 1785 923 
Handkarren . . . 45 341 448 
Räder . . u: 859 _ 1033 


“haltende Besserung ein. 
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Chinesische Wolle. Schafherden gibt es im eigentlichen 
China nicht oder doch nur in ganz vereinzelten Fällen. Wohl 
aber finden sich grössere und zalhlreichere Schafherden in den 
mongolischen Grassteppen, auf denen eime ganz besonders gute 
Rasse gedeihen soll. Aber eime planmässige Aufsicht und 


Pflege derselben findet nicht statt, und auch die Schafschur | 


ist eine ausserordentlich primitive, da sie moderne Erfahrungen 
nirgends berücksichtigt. Die Schafe werden zweimal im Jahre 
geschoren. Die zweite Schur ergibt nur geringe und nur weni; 
ger wertvolle Erträge. Die beste Wolle stammt aus dem west- 
lichen Gebiete, aus dem Hochland von Kokonor und der tibeta- 
mischen Grenze. Auch sie ist im Vergleich zu der australischen 
und zu anderer Wolle nicht die beste, die Qualität lässt ausser- 
ordentlich viel zu wünschen übrig. Ausserdem sind! von seiten 
der chinesischen Regierung keinerlei Versuche gemacht wor- 
den, die Schafzucht zu verbessern. Der eigentliche Woilhandel 
begann im Jahre 1881 und hat seitdem einen beträchtlichen 
Umfang angenommen. Firmen aller Nationen waren an ihm 
bei Kriegsausbruch beteiligt, die überallhin ins Innere ihre Auf- 
käufer entsandten oder die Wolle durch einheimische Agenten 
aufkaufen liessen. | 

Auch die Kamelwole kommt in erster Linie aus der Mon- 
golei und aus Turkestan, die beste Sorte Kamelwolle wird zur 
Unterkleidung verarbeitet und vielfach auch zu Teppichen. 

Schätzungsweise beträgt die gesamte Wollerzeugung in 
China und Tibet 200 000 000 Pfumd, während die von Indicı und 
Afghanistan 160 Millionen Pfund beträgt. Da die Zahl der 
Schafe in den beiden letzten Ländern auf 50 Millionen geschätzt 
wird, so kann man annehmen, dass in China ımd Tibet etwa 
70 Millionen Schafe existieren müssen. Die Ausfuhr von Wolle 
aller Art betrug 192: 3005000 Pfund, 1905: 51 Millionen, 1913: 
43 219000, 1917: 51 435 000 und 1918: 49 007 300 Pfund. Während 
der Wert der Ausfuhr 1902 nur £ 38000 betrug, war ihr Wert 
1918: £ 3235000. Die Ausfuhr aus Indien betrug vergleichs- 
weise 1901/02: 19592000 Pfund und 1917/18: 43 000 009 Pfund. 
Von der gesamten Ausfuhr gingen nach den verschiedenen 


Ländern: 1913 1918 
| a We Ne 
Vereinigte Staaten U Fo SE 7: 37 Fer) 1 Fe |) 127° 
Großbritannien. 14° , 18°% 8,7% 10.4°%%, 
Japan . 3,20, 3,9%, 46,4% 46,1°%o 


So ist wie m vielen amderen Waren auch in bezug auf die 
Wolle Japan einer der Hauptabnehmer Chinas geworden. 


Die Baumwollindustrle in China. Die Baumwollindhistrie in 
China geht zurück auf die grossen Vizekönige Li Hung-chang 
und Chang Chi-tung, die die ersten Spinnereien errichteten, um 
China von der Einfuhr aus dem Auslande unabhängig zu machen. 
Die Hauptanlagen entstanden indes erst später im Wettliewerb 
mit den in Schanghai errichteten europäischen Anlagen. Die 
hauptsächlichsten chinesischen Spinnereien entstanden in der 
Provinz Kiangsu, und zwar in den Plätzen Schanghai, Tungchou, 
Suchou und Hangchow. Nach Ueberwindung einer starken. fast 
zehn Jahre dauernden Krisis, in der die Aktien zahlreicher Ge- 
sellschaiten von 100 auf 1 fielen, setzte allmählich eine an- 
Vor dem Kriege waren inszesamt 
857 000 Spmdeln im Betrieb, 1915 etwa eine Million. Zur Besse- 
rung der Baumwollzucht wurde Baumwollsamen aus Amerika 
eingeführt. Doch hat auch der amerikanische Samen die auf 
ihn gestellten Hoffmungen nicht ganz erfüllt. Die Gesamtzahl 
der Spinnereien in China, die fast alle im Gebiete des Yangtse 
liegen, beträgt 48, ihre Jahresproduktion etwa 13001000 Picuis. 


Fine chinesische Eisenbahnanleihe. Reuter meldet, die 
chinesische Regierung habe mit 27 modern geleiteten ‚Banken 
eine Anleihe von $ 6 Millionen zum Kurs von 95 gegen 8% Ver- 
zinsung abgeschlossen, die zur Erneuerung des Fuhrparkes ver- 
schiedener chinesischer Eisenbahnen verwandt werden soll.‘ Die 
„Times“ nennt das Geschäft ein Experiment, das indessen be- 
achtenswert sei, da sich zum ersten Male chinesische Handels- 
kreise zusammengeschlossen hätten, um die Regierung zu unter- 
stützen und eine Finanzreform herbeizuführen. Dadurch würde 
möglicherweise die Stellung der Tutschüns erschüttert und 
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würden normale Verhältnisse wiederhergestellt werden können. 
Nach der japanischen „Shuntien Shih-Pao“ hatte die chinesische 
Regierung die Vertragsmächte ersucht, ihr den Teil der Ueber- 
schüsse der Seezölle auszuzahlen, der bisher für den Süden vor- 
behalten war. Angeblich hatte aber nur die amerikanische 
Regierung zugestimmt, die andern dagegen das Gesuch ab- 
gclehnt. Daraufhin hat die chinesische Regierung die Vertrags- 
mächte mınmehr um ihre Zustimmung zu einer Verpfändung des 
Ueberschusses der Seezölle für die Sicherstellung innerer An- 
leihen ersucht. Eine Entscheidung über diesen wichtigen Schritt 
steht noch aus. 

Drahtlose Telegraphle in China. Zwischen der Federai 
Wireless Co. in San Franzisco und der chinesischen Regierung 
ist ein Vertrag über Errichtung einer Grossfunkenstation in 


Schanghai mit Nebenstationen in Canton, Peking und Harbin 


abgeschlossen. Die amerikanische Gesellschaft erhält das Be- 
triebsrecht für zehn Jahre, nach welcher Zeit China das Vor- 
kaufsrecht auf die eine Million £ kostende Anlage hat. England 
hat gegen den Vertrag Verwahrung eingelegt, da er im Wider- 
spruch zu den mit der Marconi-Gesellschaft im Mai 1919 ge- 
schlossenen Verträgen steht; es sei unverständlich, wie China 
mit einer Gesellschaft Verträge abschliessen könne, die sich der 
Patente Marconis bediene. 


Zementindustrie in China. In China bestelien zurzeit eine 
Anzahl Zementfabriken, die durchweg mit gutem Erfoige ar- 
beiten. Zu nennen sind die Chee Hsin Zement Gesellschait in 
Tanschan in der Provinz Chilt, die in vier durchaus modernen 
Oefen jährlich etwa 600000 Fässer produziert, während cine 
Zweiggesellschaft von ihr, die Hawkee Hupei Zementwerke in 
Hankou jährlich 300 000 Fass erzeugen. In Canton arbeitet eine 
Fabrik unter Leitung des Finanzministeriums mit einer täg- 
lichen Ausbeute von 200 Fass. Eine englische Zementiabrik. 
die Green Isfand Company, unter Leitung der Firma Shewan, 
Thomes & Co. in Hongkong, erzeugt ebenfalls 600 000 Fass im 
Jahre. In der Nähe von Dairen bestehen zwei Zementfabriken, 
die beide jährlich je 200000 Fass produzieren. 


Ein englisches Kohlenunternehmen in Südchina? Zwischen 
britischen Kapitalisten und der unlängst aus Kanton vertrieberen 
Militärregierung soM am 23. April 1920 ein Vertrag abgeschlossen 
worden seim nach welchem ein britisch-chinesisches Syüdikat 
ganz bedeutsame Gerechtsame erhalten sollte, so z. B. auf die 
Dauer von W) Jahren die Ausbeutung aller Kohlenvorkcn:men 
in der Provinz Kuantung, ferner das Recht auf den Bau von 
Bahnen, Strassen, Kanälen und anderen Verkehrsanlagen. Das 
Kapital sollte 10 Millionen Hongkong-Dollar betragen und durch 
Ausgabe von einer Million 10-Dollar-Aktien aufgebracht werden. 
Die Pekinger Regierung hat unlängst Abschriöt dieses Vertrages 
erlralten, doch hat sie ihre Zustimmung zu dem Abkommen bis- 
her noch nicht gegeben. 


Das Budget Hongkongs. Bei Vorlage des Budxets für 1921 
im gesetzgebenden Rat Honskongs stellte der Gouvernetr fest, 
dass das Defizit für 190 1137322 Dollar betrüge. Die Ursache 
bierfür sei das Sinken der Einnahmen aus dem Opiummonopol 
von 6 Millionen auf 4% Millionen. Für 192] würden die Gesamt- 
ecimmahmen auf 15 363350 DoMar und die Aussaben auf 17 349 150 
Dollar veranschlagt. Es sei eine beträchtliche Frhöhung der 
Steinpelsteuern beabsichtigt, von denen man 1 Million mehr er- 
warte, als un laufenden Jahr; auch aus den: Tabak erhofie mat 
cine Mehreinnahme von 60000 Dollar, aus den Wasserabgaben 
von 250000 Dollar, von den Postämtern von 70000, von der 
Lisenbahn von 66 SW und aus Landverkäufen von 100 000 Dollar. 
Für Koulun Iexte der Gouverneur einen grossen Erweiterungs- 
plan vor. Zur Behebung der Wohnunssnot würde Jie Regic- 
rung darauf schen. dass bebaubares Land auch tatsächlich be- 
baut würde. Im allgemeinen erklärte der Gouverneur die Aus- 
sichten für gut und den Unterschied zwischen Einnahmen und 
Ausgaben für nicht besorgniserregend. Eine neue Bestenerungs- 
iorm sei einstweilen nicht in Aussicht genommen. 


Volkszählung in Schanghai. In Schanghai hat in diesen 
Iierbst eine Volkszählung stattgefunden. Danach leben zurzeit 
in Jer internationalen und der französischen Niederlassung zu- 
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sammen 26869 Ausländer. Davon entfallen 23 307 auf die inter- 
nationale und 3562 Ausländer auf die französische Niederlassung. 
Weitaus an erster Stelle stehen der Zahl nach die Japaner, und 
zwar nit 10215 in der internationalen und 306 in der franzö- 
sischen Niederlassung. Selbstverständlich ist das bei weitem 
nicht die Gesamtzahl der in Schanghai lebenden Japaner, be- 
kanntlich wohnen viele Tausende von ihnen an den Grenzen der 
Niederiassungen auf chinesischem Gebiet. An zweiter Stelle 
stehen unter den Ausländern die Briten, und zwar mit 5341 in 
der internationalen und 1044 in der französischen Niederlassung. 
Dann kommen die Amerikaner mit 2264 in der internationalen 
und E49 in der französischen Niederlassung. In der inter- 
nationalen Niederlassung wohnen ferner 1301 Portugiesen und 
1266 Russen. Den sechsten Platz nehmen die Franzosen ein, 
von denen in ihrer eigenen Niederlassung 530 (also erheblich 
weniger als Briten und Amerikaner) und in der internationalen 
316 wohnen. In der internationalen Niederlassung sind 280 
Deutsche gezählt worden gegen 1155 im Jahre 1915; wieviel 
Deutsche in der französischen Niederlassung und auf chinesi- 
schem Boden wohnen, wird nicht berichtet. | 


Japan. 


Soziale Bewegung in Japan. Die Yuaikai, die grösste 
japanische Arbeiter-Gewerkschaft, hat einen grossen Erfolg zu 
verzeichnen, indem ihre Bemühungen, die sämtlichen Ver- 
einigungen und Verbände von Seeleuten mit ihrer eigenen Ab- 
teilung für Seeleute zu verschmelzen und zum Aufgehen in der 
Yuaikai zu veranlassen, so gut wie vollständig von Erfolg ge- 
krönt worden sind. Es machte sich zwar noch ein gut Teil 
Eifersucht gegen das Uebergewicht der Yualkai geltend, aber bis 
Mitte November hatten sich die meisten der bestehenden 48 Ver- 
bände zum Eintritt in die Yuaikai bereit erklärt. Die noch 
ausserhalb verbleibenden Vereinigungen sind meist. so un- 
bedeutend, dass die Yuaikai sie sich selbst überlassen kann, dı 
ihr eigener Vorteil sie über kurz oder lang doch der grossen 
Gewerkschaft zuführen wird. 

Schr grosse Erfolge hat in den letzten Monaten auch die 
Gewerkschaft der Maschinenarbeiter der Eisenbahnen zu ver- 
zeichnen, die sich bisher nur auf die drei grossen östlichen 
Eisenbahndirektionen Tokio, Sendai und Nagoya beschränkt und 
am 13. Oktober eine Mitgliederzahl von 2213 ‚hatte, die aber 
ständig sehr rasch zunimmt. Sic besteht erst seit Mitte April 
1920 und hatte erst mit strengen Massregelungen der Eisenbahn- 
behörden, besonders der Direktion Sendai, zu kämpfen, die aber 
höchstens für ihr Wachstum günstig gewirkt haben. Sie steht 
unter der Leitung eines Präsidenten Tanaka und eines Vize- 
präsidenten Oba. Seit August. unterhält sie eine Zeitschriit, 
„Kokka no Ketsumyaku“, das heisst: Arterien des Staates, die 
bereits eine Auflage von 5000 hat. Jedes Mitglied zahlt monat- 
lich einen Yen Beitrag, und es ist bereits ein Kapital von Yen 
50000 zusammengekommen. Der ehemalige Verkehrsminister 
Baron Goto bezeigt der Gewerkschaft sein reges Interesse 
und hat ihr eine namhafte Zuwendung zum Geschenk gemacht. 

Bekanntlich ist die soziale Frage in Japan gegenwärtig 
ebenso oder noch mehr als eine Arbeiterfrage eine Frage der 
Volksschullehrer, die ausserordentlich kläglich besoldet und da- 
her durchweg unzufrieden und wenig genefgt sind, die ihnen an- 
vertraute Jugend in vaterländischem Sinne zu beeinflussen. Da 
aber keine Partei im Reichstag ein Interesse hat, sich ihrer an- 
zunehmen, so geschieht richts für sie, und wenn es in Japan 
einen Nährboden für den Belschewismus gibt, so ist es der Stanıl 
der Volksschullehrer. Vor kurzem hat sich im Regierungsbezirk 
Shiga ein Verband der Volksschullehrer gebildet zu dem Zweck. 
die wirtschaftliche Lage seiner Mitglieder zu verbessern. Ueber 
die Hälfte aller Volksschullehrer des Regierungsbezirks trat ihm 
bei. Aber der Regierungspräsident Hotte berief eine Konferenz 
aller ihm unterstellten Bürgermeister und Gemeindevorsteher 
und verlangte, dass der Verband für staatsgefährlich und die 
Zugehörigkeit zu ihm für unstatthaft erklärt werde. Einige zar- 
hafte Lehrer machten daraufhin ihre Beitrittserklärung rück- 
rängig, die grosse Mehrzahl aber blieb dem neuen Verband treiı. 


Aehnlich gedrückt wie die soziale Stellung der Volksschullehrer 
ist auch die der Lehrer an den privaten Mittelschulen. Auch sie 
haben sich im November zu einem Verband, der sich über das 
ganze Reich erstreckt, zusammengeschlossen, und zwar zu dem 
Zweck, die Regierung oder die Behörden der Regierungsbezirke, 
Kreise und Gemeinden zu Zuschüssen für die Gehälter der Lehrer 
privater Mittelschulen zu veranlassen. Sie verhandeln gegen- 
wärtig durch das Herrenhausmitglied Ebara mit dem Uhnter- 
richtsminister Nakahashi. Sie können zu ihren Qunsten an- 
führen, dass das durchschnittliche Gehalt eines Lehrers an einer 
privaten Mittelschule nur Yen 80 beträgt, während an den staat- 
lichen Schulen schon die Volksschullehrer Yen 90 und die Mittel- 
schullehrer sogar Yen 118 im Durchschnitt erhalten. 
Südmandschurische Bahngesellschaft und “ Koreanische 
Staatsbahn. Die Verwaltung der Koreanischen Staatsbahn hat 
mit der Südmandschurischen Eisenbahn-Gesellschaft im Juli 1917 
- einen Vertrag geschlossen, demzufolge die Bahngesellschaft für 
zwanzig Jahre die Verwaltung der Koreanischen Staatsbahn mit 
übernimmt und dafür an das Generalgouvernement Korea 6 % 
Zinsen für die von diesem gemachten Auslagen zahlt. Das 


Generalgouvernement kann jedoch jederzeit von dem Vertrag 


zuritcktreten, dessen Hauptzweck die Ueberwindung der ewigen 
Streitigkeiten über die Anschlusslinie Antung-Mukden war. 
Jetzt erfährt die Presse, dass das Generalgouvernement nächstes 
Jahr von dem Vertrag zurücktreten wolle und daher schon ent- 
sprechende Ziffern in den Haushaltentwurf des kommenden 
Rechnungsjahres eingestellt habe. Die Reichsregierung nehme 
aber Partei für die Südmandschurische Bahn und suche das 
Generalgouvernement von seinem Plan abzubringen. Die 
„Asahi” meint, dem Generalgouvernement seien 6%: nicht 
genug; man brauche ihm also nur eine höhere Verzinsung zu 
bieten und alles sei in Ordnung. 


Ergebnisse der Volkszählung. Weitere Ergebnisse der 
Volkszählung in der Nacht vom 31. Oktober auf den I. November 
werden, wie folgt, veröffentlicht: 

Die Bevölkerung von Tokio wird mit 2 147000 Einwohnern 
angegeben. Das bedeutet angeblich eine Abnahme um 228 000 
Menschen, doch hat sich jedenfalls die Polizei bei ihren früheren 
unvollkommenen Feststellungen geirrt. 

In Osaka wurden festgestellt: im ganzen Regierungsbezirk 
1330 498 Rinwohner. Davon kamen auf die Stadt Osaka: Männer 
668 756, Frauen 579 300, im ganzen 1248956 Menschen. Angeb- 
lich eine Abnahme um insgesamt 346 941 Menschen oder 221 697 
Männer und 125 244 Frauen. 

In Kobe ergab die Volkszählung 138982 Haushalte und 
607 164 Einwohner, eine angebliche Abnahme um 9239 Haus- 
halte und 50 000 Einwohner. 

Zugleich sind die Ziffern für die Geburts- und Sterbefälle 
für das Jahr 1919 fertiggestellt worden. Sie betragen: Geburten: 
1823481, Todesfälle 1513687. Das bedeutet gegen das Jahr 
1918 eine Zunahme der Geburten um 18000, der Todesfälle um 
298 250. Der Geburtenüberschuss betrug 1919: 309 794, im Jahre 
1918 dagegen 5% 043: er zeigt also eine Abnahme um 280 249, 
die mit der aussergewöhnlich hohen Zahl der Sterbefälle an 
Influenza im Jahre 1919 erklärt wird. 

Japanisches Oelmonopol. Die japanische Regierinmg beab- 
sichtigt anscheinend, dem im Januar rcu zusammentretenden 
Reichstage eine Vorlage betrefiend die Errichtung eines Oel- 
monopols zu ımterbreiten, das die gesamten japanischen Be- 
sitzungen umfassen soll, 1919 prodızierte Japan mır %# % der 
gesamten Oelproduktion der Welt. Die Ausbeute der japanischen 
Oelfelder nahm beständig ah. 1916 wurden gewonnen 
123 558 416 Gallonen, 1917 betrug die Ausbeute 119576 223 
Gaflonen, 1918 mer noch 102110650 Gallonen. Nach der Aus- 

eute der ersten neun Monate 1920 zu schliessen, die mir 
67 737 796 Qallonen betrug, wird man für das ganze Jalır 1919 
mit nicht mehr als 9 Millionen Gallonen rechnen können. Hand 
.in Hand mit einer Abnahme in der Erzeugung von Rohöl geht 
eine ständig steigende Nachfrage nach Benzin. Die Produktion 
von Benzin stieg von 240000 Tins in 1914 auf eine Million im 
Jahre 1919. Trotz dieser gesteigerten Produktion ist der Ver- 
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brauch stärker als die heimische Erzeugung, und zwar um rund 
20%, so dass immer grössere Mengen eingeführt werden 
müssen. Wurden 1914 erst 78000 Tins eingeführt, so stieg die- 
selbe Einfuhr 1919 auf 266 000 Tins. Der gesteigerte Verbrauch 
ist in erster Linie auf die Awomovhile zurückzuführen. 

Man geht nicht fehl in der Annahme; dass das geplante Oel- 
monopol: in erster Linie dazu dienen soll, die von der Marme 
benötigten Mengen Oel sicherzustellen, nachden Versuche 
der japanischen Regierung, von Amerika und England je 200 000 
Tonnen zu beziehen, fehlgeschlagen sind. In den verschiedensten 
Plätzen wurden neue Oelfelder "angebohrt, aber ohne allzu 
grosse Erfolge. Die Abnahme in der Produktion wird zum Teil 
darauf zurokgeführt, dass seit deın Waffenstillstand es ausser- 
ordentlich schwer geworden ist, Bohrer bester Qualität nach 
Japan einzufihren. 


Japanische Wollinteressenten. Die japanischen Wollinter- 
essenternr haben sich zu einer Textil-Fabrikanten-Vercinigung 
zusammengeschlossen. Sie sind übereingekommen, keine Woll- 
einkäufe mehr zu machen, solange nicht die vorhandenen Vor- 
räte, die für em ganzes Jahr reichen sollen, aufgebraucht sind. 


Kohblengewinnung,. Die Kohlengewinnung stieg m Japan 
von 22 Millionen t 1914 auf schätzungsweise 30 Millionen t 
nn Jahre 1919. Nimmt die Steigerung in demselben Masse zu, 
so rechnet man mit einer Erschöpfung der japanischen Kohlen- 
vorräte in etwa 50 Jahren, falls nicht neue Kohlenfelder enideckt 
und erschlossen werden, Japans Interesse an festländischer, 
also an chinesischer Kohle, wird dadurch hinreichend gekenn- 
zeichmet. 


Japans Nationalvermögen. Wie sehr das Nationalvermögen 
Japans in den letzten 50 Jahren gewachsen ist, zeigt eire Zu 
samnmıenstellung des früheren Finanzministers -Takahashi im 
„National Wealth of Japan“. Nach seinen Berechnungen betrug 
das Nationalvermögen Japans im Jahre 1868 6,818, 1871 7,317, 
1877 8,571, 1889 13,043, 1894 16,667, 1904 22,742, 1912 37,523 
Milliarden. - Leider umfassen die Berechnungen Takahashis 
nicht die Jahre 1912—1920, die bekanntlich eine weitere starke 
Vermehrımg des japanischen Nationalvermögens gebracht haben. 


Bergbau In den Malayenstaaten. 


Die Kohlenminen in Selangor, besser bekannt unter dem 


Namen Rawang - Kohlenfelder, konnten, nach der „Eastern 
Engineering“, 1919 ihre Produktion um 22553 t auf 
191 293 t steigern. Der weitaus grösste Teil wurde im 


l.ande selbst verbraucht durch Industrie und Eisenbahnen, und 
mır 24961 t wurden exportiert. Man hofft, im Verlaufe 
weniger Jahre die Produktion auf rund 400000 t steigern 
zu können. Insgesamt wurden 113 107 Arbeiter beschäftigt, das 
sind 31514 weniger als im Jahre 1918. Die Kohlenminer haben 
insofern mit Schwierigkeiten zu kämpfen, als die Beschaffung 
von Brenmmateriat Schwierigkeiten bereitet. Abgesehen von 
88839 t Kohlen sollen hierzu 3397 t Oet und angeblich nicht 
weniger als 798 366 t Holz verwandt worden sein. 

Tungsten und Gold. 1919 wurden insgesamt 435 t Tungsten 
exportiert, das sind 80 t mechr als im Vorjahre. Die 
Raub-Mine in Pahang produzierte 15 306 Unzen Gold, zu denen 
die an anderen Plätzen gewonnen 
wurden. 

Zinn. Die Laxe der Zinngruben war im Jahre 1919 cine 
durchweg günstige, obwohl auch hier die Minen infoigre der 
allgemeinen Weltlage mit gewissen Schwierigkeiten zu rechnen 
hatten. Ob die Zinngewinnung sich weiter rentieren wird, wird 
von den Weltpreisen abhängiz sein. Bedeutsam ist, dass die 
Regierung der Vereinixrten Malayenstaaten im Dezember 1920 
— und dies war das dritte Mal in 6 Jahren — aufgefordert 
worden ist, alle Zinnvorräte, die auf dem Weltmarkt keinen 
Absatz finden, aufzukaufen, um die Zinnindustriellen vor dem 
Zusammenbruch zu retten. 1919 wurden insgesamt 36935 t 
Zinn ausgeführt, das sind 435 t weniger als im Vorjahre. Der 
Lokatpreis für Zinn schwankte zwischen Dollar 66 für 1 Picul 
als Minimum und Dollar 166 als Maximum, b£i: einem Diurch- 
schnittspreise von rund Dollar 126 gegenüber Dollar 150 im 
Jahre 1918. 
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i Bücher- und Zeitschriftenschau. ;: 

China, Wirtschaft und Wirtschaftsgrundiagen. Berlin und 
Leipzig 1920/21, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger (Wal 
ter de (iruyter & Co.). 281 S. 43,20 M. 


Dr. Joseph Hellauer, Professor an der Handalshoch- 
schute Berlin, hat seit dem Wintersemester 1916/17 an der Ber- 
liner Handelshochschule mit der Veranstaltung von Kursen be- 
gonnen, in denen durch Vorträge von Spezialfachleuten mit an- 
schliessender Diskussion die Wirtschaft in und mit bestimmten 
Auslandsgebieten sowie die Entwicklungsbedingungen dieser 
Wirtschaft vom privatwissenschaftlichen Standpunkte aus be- 
handelt werden sollen. Nach der Absicht Hellauers sollen. diese 
Kurse zum Ausbau der Wirtschaftslehre, besonders der Privat- 
wirtschaftslehre beitragen, gleichzeitig aber auch praktische 
Bestrebungen auf dem Gebiete internationaler wissenschaftlicher 
Betätigung durch Anregungen und Klarlegung der Verhältnisse, 
von denen der Wirtschaftserfolg abhängig ist, ganz besonders 
aber durch Darstellungen über die in Frage kommenden 
Methoden des Wirtschaftsbetriebs fördern. Auf den ersten 
Kursus im Winter 1916/17 über die Türkei folgte im Winter 
1919/20 ein zweifer über China. Die damals gehaltenen Finzel- 
vorträge sind von Hellauer gesammelt und unter obigem Titet 
ımlängst in Buchform herausgegeben worden, in der Annahme, 
dass bei. den geringen Kermmtnissen, die in Deutschland noch 
über China bestehen, und angesichts der deutschen Literatur, 
die über dieses Land bisher vorhanden ist, dieses Buch einem 
lebhaften Bedürfnis begegnen wird. 

Der Wert und der Erfolg derartiger Wirtschaftkurse über 
das Audand liegt m allererster Linie m der richtigen Auswahl 
der Vortragenden, hängt davon ab, dass nicht auslandfremde 
Theoretiker, die an Deutschlands hohen Schulen noch immer so 
stark vertreten sind, graue Theorien aufstellen, sondern dass 
Männer praktischer Auslandserfahrung ihre in ihrer Beruis- 
tätigkeit inmitten des fremden Volkes gemachten Beobach- 
tungen, Erfahrungen und durch Studien vertieften Anschaw 
ungen den massgebeiden Kreisen unseres politischen und Wirt- 
schaftstebens vortragen. In dieser Hinsicht hatte Hellauer 
durchweg eine gute Hand. Kemer des chinesischen Wirt- 
schaftslebens standen unter den aus China gewaltsam heim- 
geschafften Landsleuten ja auch in genügender Zahl zur Ver- 
tügung. Dr. Schrameier behandelte mit der ihm eigenen Gründ- 
lichkeit „Wirtschaftsgrundlagen, Wirtschaft und Wirtschafts- 
politik“ und Dr. Linde, als langjähriger Qeneralsekretär des 
Verbandes für den Fernen Osten mit der Materie gründ- 
lich vertraut, „die fremdländischen und im besonderen 
‘die deutsche Kulturpropaganda in China“, Die „Verfassüig, Qe- 
setzgebing, Verwaltung und Rechtspflege in China (mit Be- 
rücksichtigung der Rechtsstellung der Fremden in China)“ fand 
in Dr. Michelsen, dem früheren Bezirksamtmann und Dozenten 
im Schutzgebiet Kiautschou einen zuständigen und sachkundigen 
Bearbeiter, ebenso das „Verkehrswesen und Industrie‘ sowie 
der „Bergbau in China“ in dem Ingenieur M. Th. Strewe. 
„Presse und geschäftliche Propaganda in China” besprach 
F. Secker, einst Redakteur der Tsingtauer Neuesten Nach- 
richten und später beim Ostasiatischen Lloyd. W. K. Ötte be- 
handelte die „Finanzwirtschaft mit besonderer Bericksich- 
tigung des Zolhvesens“. Da Otte früher im chinesischen See- 
zoll tätig war, so mag es entschuldbar sein, dass die eigent- 
liche Finanzwirtschaft, die als Ursache der ganzen Schwäche 
und Bevormundımg Chinas doch allergrösstes Interesse bean- 
spruchen darf und muss, hinter dem Seezoll, der doch nicht ein- 
mal die grösste Einnahmequelle ist, etwas zu sehr zurücktritt, 
während die Ottesche Darstellung des „Geldwesens" ein ab- 
gerundetes Bild des auf diesem Gebiete herrschenden, nur dem 
Chinesen verständlichen Durcheinanders gibt. In August 
Reiss, Prokurist bei der Deutsch-Asiatische Bank, der als 
Kenner die „Innere Organisation fremder Firmen“ sowie das 
„Bankwesen in China‘ erörterte, kam der erfahrene Bankfach- 
mann zu Worte, und in K. Blickle („das Ausfuhrgeschäft aus 
China’), in A. Nathanson („Seidenproduktion und Seidenhandel 


in China“) sowie m M. A. Wagner („Der Einfuhrhandel nach 
China‘) die praktischen Kaufleute, die auf Grund ihrer lang- 
jährigen Erfahrung im Chinageschäft eine lehrreiche Dar- 
stellung der von ihnen behandelten Fragen gaben. 

Hellauer hat sich schon’ mit der Veranstaltung der Kurse 
über die. Auslandswirtschaft, denen wir an allen Universitäten 
und sonstigen Hochschulen .sowie in allen grösseren Städten 
im Rahmen der vorhandenen Kräfte weiteste Nachahmung wün- 
schen, ein grosses Verdienst erworben. Aber Hallauer hat sich 
damit nicht begnügt. Er hat auch die Mühe nicht gescheut, die 
einzelnen Vorträge zu sammeln und erscheinen zu lassen, so 
dass sie mit dem mündlichen Vortrag nicht der Vergessenheit 
anheimfielen, sondern nunmehr in Buchform eine dauernde Be- 
reicherung der deutschen Chinaliteratur bilden, die an brauch- 
baren Veröffentlichungen nur deshalb so ausserordentlich arm 
ist, weil anerkannte Kenner chinesischer Verhältnisse, an denen 
es auch in Deutschland nicht fehlt, Wissen und Können unpro- 
duktiv in sich verschliessen. 

Wir stehen jetzt im Fernen Osten vor der Neuordnung 
unserer politischen Beziehungen zu China und dem Wiederauf- 
bau unserer durch den Krieg verlorenen wirtschaftlichen Stel- 
lung. Nur dann werden wir die ungeheuren Möglichkeiten, die 
uns der Ferne Osten und China im besonderen bieten, in vollem 
Umfange zu nutzen vermögen, wenn wir die Orundlagen des 
chinesischen Wirtschaftslebens genau kennen und aus dieser 
Kenntnis heraus die richtigen Methoden wählen und jede ge- 
gebene Gelegenheit energisch ergreifen. Das neue Buch über 
China, dessen Wert durch kleine äusserliche Mängel, wie z. B. 
verschiedene Transskriptionen für die chinesischen Namen, nicht 
beeinträchtigt wird, gehört trotz der heutigen. hohen Buch- 
handelpreise in die Bücherei nicht nur jedes Chinadeutschen, 
sondern jedes Politikers, Industriellen und Wirtschaftlers, den 
Beruf oder Stellimg zur Beschäftigung mit China zwingt. 

Dr. F. W. Mohr. 
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E05 Neues aus Ostasten. Bo: 
Aus Schanghal, von Mitte November. Das äussere Bild der 
Stadt hat sich nicht allzusehr verändert. Der Bund hat so eine 
Art Mittelallee bekommen. Einige grosse Bauten sind dort ent- 
standen, u. a. wird auf dem Siemssen-Grundstück ein grosser 
Betonbau aufgeführt. Das Gebäude der Hongkong- uuc 
Schanghaibank wird niedergerissen umd ein prächtiger Bau bis 
zur Foochowroad wird vorbereitet. Die russische Kolonie hat 
sich bedeutend ausgedehnt und’ist sehr rührig. Es erscheinen | 
zwei grosse russische Zeitungen, die deutsche Gesellschaft _ 
sammelt sich langsam wieder. Kirche, Gemeinde und Club sind 
in der deutschen Vereinigung zusammengefasst, die in dein ehe- 
maligen Marinekasino in der Astorroad ihren Sitz haben wird. 
Die Zahl der Deutschen ist wieder auf 377 Personen an- 
gewachsen. Die Schute umfasst die Klassen von Nona bis 
Quarta und wird von 25 Kindern besucht. Als Pastor der evan- 
gelischen Gemeinde ist Pfarrer Müller aus Peking berden 
worden und amtiert seit einer Woche, er 'hat zugleich 20 Stun- 
den wöchentlich an der Schule ifbernommen. (Aus Heidorns 
Wochenbericht.) | 


Tientsin. Aus einem Brief vom 3. Dezember 1920: China 
ist augenblicklich wenig erfreulich. Das Geschäft in China stockt 
vollkommen, wenigstens hier im Norden. In Schanghai wird e® 
nicht viel anders sein, während es in Canton gut gehen soll. 
Vor allem liegt der Export völlig danieder. Amerika kauit 
nichts und Europa kann bei‘ der schlechten Wechselrate nur » 
eine kleine Menge aufnehmen. Während Wolle sonst doch ein 
Hauptausfuhiartikel Tientsins war, so braucht man jetzt nur an 
den grossen Anlagen von Forbes & Co. sowie Wilson & 00. 
vorbeizugehen, um zu schen, dass deren riesengrosse Reiti- 
gungs- und Verpackungsanlagen ohne irgxendwelches Leben sind 
und vollkommen leblos daliegen. Das Strohbortengeschäft liex! 
vollständig danieder. In Amerika liegen grosse Mengen, nie 
mand will neue Waren. Weil der Export in China so vollkom- 
men ruht, auch Indien bei der Baumw.olldepression wenig Baum- 


wolle absetzt, so sinkt der Silberkurs rapide. Während im Früh- 
jahr emmal der Tael zum Golddollar stand wie 100 :150, ist 
augenblicklich das Verhältnis wie 100:80, eine Veränderung, die 
wir besonders im Import merken. 

Aus Saga auf Kyushu (Süd-Japan) schreibt Herr Th., ehe- 
mals Kriegsgefangener in Kurume: „In Saga gefällt es mir sehr 
gut, besser als ich es in Kurume von dem Leben in diesem 
Kirschblütenländchen erhofft hatte. Besonders sagt ‚mir meine 
Tätigkeit zu. Nach den ersten Nagelproben, d. i., nachdem ich 
durch verschiedene praktische Ausführungen meiner Entwürfe 
deren Lebensfähigkeit bewiesen hatte, widmete ich mich vor- 
wiegend Verwaltungsfragen und der Ausgestaltung von Nor- 
mungsregeln für die gesamte Fabrikation. Hierin ist es mir 
bis jetzt gelungen (wenn auch mit gelegentlichen heftigen Stür- 
men), sogar die Herren Japaner von der Zweckmässigkeit sol- 
cher Dinge zu überzeugen und sogar — zu begeistern. Heute 
arbeiten alle nach fest vorgezeichneten Bahnen und nicht zunı 
Schaden unserer. Fabrik. | 

Ausser Dienst habe ich reiche Abwechslung. Von Anfang 
an wetteiferten nicht nur einzelne Herren unserer Fabrik, son- 
dern auch andere Herren und Familien darin, mich die Kriegs- 
gefangenschaft sobald wie möglich vergessen zu lassen. Beson- 
ders nett sind die in Saga ansässigen Aerzte, an ihrer Spitze 
ein bekannter Frauenarzt und Hochschullehrer, Professor 
Ikeda, der längere Zeit in Berlin studiert hat. Auf seine Ver- 
anlassung wurde schon im Februar eine Deutsch-Japanische Ge- 
sellschaft ins Leben gerufen. An den monatlich einmalig statt- 
findenden Gesellschaftsabenden nehmen ausser mir als alleinigen 
Europäer ungefähr 25—-30 japanische Aerzte und Juristen teil. 
Jede Woche gebe ich einmal Unterricht in der deutschen 
Sprache. Da dieses aber dem Bedarf nicht genügt und meine 
Zeit sehr beschränkt ist, habe ich Herrn S. aus Kurume zur 
Unterstützung herangebeten. Er kommt jetzt sehr oft nach Saga 
und teilt meine Ansieut; dass die Leute in Saga doch netter 
sind. 


Deessnesuninnonnenen sonne. Mitteilungen snnnsansnnansannnenunn nee 


; des Verbandes für den Fernen Osten. 
. Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 
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Dr. Linde. Der Generalsekretär. des Verbandes für den 
Fernen Osten, Dr. Linde, ist in voller Gesundheit von seinem 
Erholungsaufenthalt in Bayern zurückgekehrt und hat am 24. Ia- 
nuar seine Arbeit wieder aufgenommen. 

Verlorene Kisten. Von der mit der „Nankai Maru‘ nach 
Deutschland gebrachten Bücherei des Herrn C. Fink fchlen 
zwei Kisten. Die eine enthält unter anderem Jie gebundenen 
Exemplare des „Ostasiatischen Lloyds‘“ von 1896 bis 1919 und 
die gebundenen Exemplare der „Deutschen Zeitung für China“, 
die andere eine grosse Anzahl Jahresberichte der Seezollver- 
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waltung. Wer über den Verbleib dieser Zeitschrifen:- und 
Biicher Angaben machen kann, wird um gefl. Mitteilung an den 
Eigentümer (Berlin-Friedenau, Ringstrasse 50) gebeten. 


Unglückstall des Herrn F. Lieb. Der vielen Ostasiaten be- 
kannte Teilhaber der Firma Lieb, Rummler &. Co. Herr 
F. Lieb, ist von einem ausserordentlich schweren Unglücksfall 
betroffen worden. Als er sich vor wenigen Tagen zu einer 
Sitzung des Vorstandes der Abteilung Ostasien der Berliner 
Ortsgruppe des Bundes der Auslandsdeutschen begeben und 
einen Strassenbahnwagen besteigen wollte, stürzte er so un- 
glücklich ab. dass Herr Lieb sofort in die Charite gebracht wer- 
den musste. Dortselbst erwies sich die sofortige Amputation 
eines Beines als notwendig. Bei der grossen Beliebtheit, der 
Herr Lieb sich bei allen, die ihn kennen, erfreut, ist ihm die 
wärmste Teilnahme weitester Kreise an seinem herben 'Miss- 
geschick sicher. 


Adressennachweis.. 


Otto Bona, Bad Harzburg, Mühlenstr. 11. 
Curt L. Falian, i. Fa. Leybold, Shokwan u. Co,, Tokio, Kötzschen- 
broda-Dresden, Alleestr. 11. 
Max Friedrichs, i. Fa. Friedrichs & Schmidt, Leipzig, Kohlgarten- 
strasse 17. 
C. Gilewitz, i. Fa. Carlowitz & Co., Hankow, China. 
Th. Hannig, Kiel, Düsternbrook 37. 
Herold, Harbin (Manchuria), c’o Chinese Post Office. 
Carl Hübner, Peking. 
Victor John, Potsdam, Roonstr. 4. 
R. Kallenbach, Recklinghausen, Steinstr. 10. 
Dr. med. M. Kautzsch, Krumbachtal, Post Eltingen, Oberamt Leonberg, 
Württemberg. 
Dipl.-Ing. Paul Kretzmann, Ronsdorf, Remscheidtstr. 34. 
Kapitän z. See a. D. Kühne, Charlottenburg, Reichsstr. 4. - 
L. Leybold Shokwan, Tokio, p. Adr. Herren Simon, Evers & Co. 
G. m. b. H., Hamburg, Moenckebergstr. 13. 
Legationsrat Dr. A. Lütgens, Zehlendorf-Mitte, Albertinenstr. 14. 
F. Mehler, Cassel, Friedrichstr. 34. - 
Walther Meutzner, Mölln i. Lbg., Hauptstrasse. 
E. Meyerhoff, i. Fa. Mahn & Hunger, G. m. b. H., Berlin C. 19, 
Gertraudenstr. 23. 
Exzellenz Meyer-Waldeck, Berlin W. 50, Bamberger Str, 2. 
Alfred Mittag, Oldenburg, Iindenstr. 2. 
Geheimer Legationsrat Dr. A. Mudra, Berlin W., Schellingstr. 7. 
Otto Ernst Pegler, Bin.-Grunewald, Hohenzollerndamm 112. 
Dr. Pernitzsch, Niederländisch-Indien, Batavia, Disch. General-Kon- 
sulat. ; 
Marine-Generaloberarzt Praefke, Kiel-Wik, Chefarzthaus (Marine- 
Lazarett). 
O. Rettberg, Berlin-Gross-Lichterfelde, Kommandantenstr. 9%. 
W,. Freiherr v. Ruffin, Berlin SW. 61, Waterlooufer 14 Il. 
Vizekonsul Scheffler, Berlin-Steglitz, Hubertusstr. 14 III, b. Weber. 
Hans Schubert, Berlin-Charlottenburg, Reichskanzlerplatz 5. 
Gerhard Schultz, i. Fa. Richard Behr & Co., Hamburg. 
Legationsrat Dr. H. Limmer, Berlin W. 50, Nachodstr. 9. 
F. Tiefensee, Berlin NO. 55, u Str. 14 II, b. Frau Studien- 
rat Richter. 
Major Wendt, Heinrichswalde, Kr. Niederung, Ostpreussen. 
Hauptmann Güntherv. Wiluski, Dresden-N,., Kaserne d. Inf.-Regt. 177. 
F.Würz, Missionsinspektor, Richen b. Basel (Schweiz), (deutsche Adresse: 
Lörrach-Stetten, Baden). 
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Kunsf u. Aniquimfäfen 
Spezialifä: CHINA 


über Ausbleiben oder unpünkt- 
B Es C h W e rd e n liches Eintreffen einzelner Hefte 


der „OÖstasiatischen Rundschau“ wolle man zunächst an das 
zuständige Postamt und erst bei Nichterfolg an den Verlag richten. 


Osaka Shosen Kaisha 


(Japanische Dampifschiffahrts-Gesellschafft) 


Ostasien-Dienst  "Java-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg Von Hamburg direkt nach 
nach Singapore, Hongkong, Shanghai, || PortSaid,Batavia,Samarang und Soerabaya 


mit Gütern in Dirchfracht nach anderen Häfen 


Yokohama una Kobe Miederländisch-Indiens 


mit Gütern in Durchfracht nach | D. „Malay Maru*s . . . am 15. Januar 
Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, D. „Java Maru* . . . . am 25. Januar 
Dairen, Wladiwostok usw. | 
nase Marie on Emo denier Mittelmeer - Dienst 
. „Havana Maru*s . . . . im Februar Von Hamburg direkt nach 


a mir “2. Im März - Marseille und Genua fei gerügenden 
Shunko Maru‘ . ME ‚In i D. Dean Maru“* . . „. am 16. Januar 
. „Alpe Mara“ „Java Maru“* . . . am 25. Januar 
Änderungen vorbehalten Änderungen vorbehalten. 
Lagergeldfreie Güterannahme: Asla- Kal, Schuppen 38. Güterannahme: Asla-Kal, Schuppen 386. 
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Fernsprecher: Hansa 3229, 3230. - ‚eteneeh 3999. - Alster 344, 354, 385. 
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Compania Naviera Sota y Aznar 


Regelmäßiger monatlicher Dienst von Hamburg direkt 
(Antwerpen und Rotterdam anlaufend) 
nach 


Pernambuco, Bahia, Rio de Janeiro, Santos, 
Montevideo, Buenos Aires 


D. „Jata Mendi” . . ..... . . am 28. Januar 
D. „Atxeri Mendi’” . . . . . . . . im Februar 


Lagergeldfreie Güterannahme am Ausfuhr-Schuppen. — Nähere Auskunft erteilt der Vertreter 
Asia-Haus 


E. TH. LIND, HAMBURG, soninveret. 25 


Fernsprecher: Hansa 3229, 32350 — Nordsee 3999 — Alster 344, 354, 383 
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Allgemeiner und politischer Teil ll 


[\ 


Zur Lage in China. 
Von ©. Fink. 


Die Dinge in China befinden sich immer noch durchaus 
im Fluss; wie sie sich endgültig gestalten: werden, ist ausser- 
ordentlich schwer zu übersehen. Wer sich ausschliesslich 
aus der fremden Presse des Fernen Ostens ein Bild zu machen 
versucht, kann kaum einen anderen Eindruck gewinnen, als 
dass ein furchtbares Chaos herrscht und der vollständige 
politische Zusammenbruch des Reiches, wenn heute über- 
haupt noch von einem solchen die Rede sein kann, unmittel- 
dar bevorsteht. Wem daneben aber noch andere Quellen 
zur Verfügung sehen, wird die Dinge etwas anders beurteilen. 


Ich habe im Laufe der letzten Monate wiederhok ver- 
sucht, ein Bild von den inneren Parteiungen, die das Land 
durchtoben, zu entwerfen. Es ist nicht unwesentlich, dass 
man sie genau verfolgt, weil sie in hohem Masse geeignet 
sind erkennen zu lassen, wie die Dinge sich gestalten. Ich 
will daher zunächst auch heute wieder ein Bild von der Lage 
zu entwerfen versuchen. 


In Nordchina verschärft sich zusehends der Gegensatz 
des Generalinspekteurs der Provinzen Chihli, Shantung und 
Honan, Generals Tsao-Kun, und des Generalinspekteurs der 
Mandschurei, Generals Chang Tso-lin. Tsao-Kun, selbst an- 
scheinend wenig beliebt, ist in hohem Masse auf die Macht 
seines ersten Unterführers, des Generals Wu Pei-fu, ange- 
wiesen, der bei den  Machtkämpfen des letzten Sommers, in 
denen die Anfupartei unterlag, leer ausgegangen ist und 
dessen radikale politische Neigungen, die in dem Ruf nach 
einer Urabstimmung des ganzen Volkes ihren Ausdruck 
fanden, ihn bei der Mehrzahl der Tutschüns verdächtig 
machten. Es ist ein Treppenwitz der Geschichte, dass aus- 
gesucht General Tsao-Kun, der vielfach auch heute noch als 
einer der Hauptführer der monarchistischen Bewegung in 
China angesprochen wird, sich auf diesen politisch-radi- 
kalsten aller Heerführer stützen muss. Neben Tsao-Kun übt 
im Norden massgebenden Einfluss General Chang Tso-lin 
aus. Er ist insofern Tsao überlegen, als er persönlich in 
seinem Lager beliebt ist und unmittelbar über schlagiertige 
Truppen verfügt. Auch Chang ist im Herzen zweifellos 
Monarchist und würde den Drachenthron lieber heute als 
morgen wiederaufgerichtet sehen. Dass er enge Beziehungen 
zu Japan unterhält, wird zwar immer wieder abgeleugnet, 
ist trotz alledem aber eine Tatsache, mit der im weitesten 
Masse zu rechnen ist. Eng verbunden ist Chang mit dem 
alten Haudegen Marschall Chang-Hsün, der im Sommer 1917 
den jungen Mandschukaiser wieder auf den Thron setzen 
wollte. Ueber die Rolle, die Chang-Hsün seitdem spielt, 
gehen die Meinungen weit auseinander. Während die einen 
ihn zu den Toten .werfen, sehen die anderen in ihm auch 
heute noch die „Macht hinter dem Thron“. Dafür, dass er 
politisch keineswegs erledigt ist, spricht jedenfalls, dass er 
seit dem Tod des Generalinspekteurs des untern Yangtse, 
Generals Li-Shun, wiederholt als dessen voraussichtlicher 
Nachfolger genannt worden ist, und zwar als ein Platzhalter 
Chang Tso-lins in Mittelchina, gestützt auf den letzterer 
natürlich ein erhebliches Uebergewicht über seinen „Freund“ 
und Nebenbuhler Tsao-Kun gewinnen würde. Daneben 
sucht Chang Tso-lin sich offenbar die Unterstützung der 
Anfuleute zu sichern, die trotz der Niederlage des letzten 


Sommers noch keineswegs erledigt sind, vielmehr morgen 
wieder als nicht zu unterschätzender Machtbelang in die Er- 
scheinung treten können, diese zugleich aber in eine von ihm 
unbedingt abhängige Stellung zu bringen. 

In Canton haben die alten Vorkämpfer Jungchinas Sun 
Yat-sen, T’ang Shao-yi und Wu Ting-fang eine neue fort- 
schrittliche Regierung aufgerichtet; sie erfreuen sich zunächst 
des Beifalls ihrer engeren Landsleute. Erst die Zukunft wird 
erweisen müssen, ob es sich dabei um ein bald wieder er- 
löschendes Freudenfeuer über den Abzug der bisherigen Be- 
drücker, der verhassten Kuangsileute, handelt, oder ob die 
neue Regierung dieses Mal sich die Erfahrung‘ vergangener 
Zeiten zu eigen gemacht hat und in der Lage ist, positive 
Wiederaufbauarbeit zu leisten. Vorläufig haben die Herren 
sich mit einer grossen Geste eingeführt; sie haben nach 
Schliessung der Spielhöllen die Seezollverwaltung beschlag- 
nahmt und wollen nur einen Teil des Ueberschusses dieser 
an die fremden Gläubiger und die Pekinger Regierung ab- 
führen, die übrigen Einnahmen aber für das Land selbst 
verwenden. Man darf gespannt darauf sein, wie sich die 
Vertragsmächte dazu stellen. 

ı «Während man in Canton davon spricht, ein neues Reichs- 
parlament einzuberufen, das natürlich im ganzen übrigen 
China vor der Hand nicht anerkannt werden wird, und einen 
neuen Präsidenten zu wählen, für welchen Posten San Yat- 
sen in Aussicht genommen ist, rüsteten sich die alten Gegner 
in Kuangsi von neuem zu einem Angriff auf das reiche 
Kuangtung. General Lu Yung-ting und seine Freunde haben 
zurzeit ziemlich freie Hand, denn ihr stärkster Feind, der 
Tutschün von Yünnan, General T’ang Chi-yao, ist durch seine 
Unternehmungen gegen Szeschuan gebunden. Von ihm 
können infolgedessen auch die neuen Herren in Canton zur- 
zeit keine wesentliche Unterstützung erwarten, so dass sie 
zunächst wenigstens einigermassen isoliert dastehen. Immer- 
hin ist und bleibt Jungchina, dessen Hauptquartier heute 
wieder Canton ist, ein Belang, mit dem gerechnet werden 
muss. Das sagt man sich offenbar auch in Nordchina, denn’ 
es fehlt nicht an Anzeichen, dass die Anfuleute ihre alten 
Beziehungen zu den Cantonesen wiederaufzunehmen bestrebt 
sind; hinter den Anfuleuten steht aber Chang Tso-lin. 

Was diese Männer des Nordens von den Cantonesen 
heute noch grundlegend trennt, ist ihr Verhältnis zu Japan. 
Chang Tso-lin und die Anfuleute neigen Japan zu, die Can- 
tonesen ergehen sich vorläufig noch in der wildesten Agi- 
tation gegen die Japaner. Die Frage ist nur: gegen die 
Japaner überhaupt oder gegen die bisher von Tokio ver- 
folgte Politik? Das ist heute schwer auseinander zu halten. 
Es fehlte indessen nicht an Zeichen, dass Tokio seine Politik 
China gegenüber in grundlegender Weise zu ändern im Be- 
griff steht, richtiger wohl schon begonnen hat. Ebenso ist 
nicht zu verkennen, dass ruhige Erwägungen in Peking den 
Gedanken wohl pflegen, zu einer Einigung mit Japan zu 
kommen. Die Wirkung kann sich nicht von heute auf morgen 
äussern. Aber es werden heute ganz neue Fäden zwischen 
China und Japan angesponnen, die sich eines Tages als 
starke Belange in der weiteren Entwickelung Ostasiens er- 
weisen können. | 

Das scheint überhaupt in diesem Augenblick das Wich- 
tigste zu sein, dass man in Peking wie in Tokio zur Ueber- 
zeugung kommt, auf dem bisherigen Wege fördere man nicht 
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die eigenen Interessen, sondern nur die der westlichen 
Mächte, und dass man nun nach einem Ausgleich sucht. . Ist 
das richtig, und mancher Strohhalm lässt erkennen, wie die 
Strömung geht, $o haben wir innerpolitisch in China mit der 
Tatsache zu rechnen, dass die Beziehungen der Pekinger 
Regierung und Chang Tso-lin sich inniger gestalten, dass 
sich Präsident Hsü Shi-chang und der Ministerpräsident 
Chin Yün-peng von Tsao-Kun und seinem Anhang abwenden. 
Entspricht das aber den Tatsachen, so erklärt sich ohne 
weiteres auch der sehr pessimistische Ton, der durch die 
ganze von den Westmächten beeinflusste Presse Ostasiens 
(vor allem also die englischen und amerikanischen Blätter) 
gcht. England und Amerika haben stets Chang Tso-lin, den 
Anfuleuten und wer sonst noch als halbwegs japanfreundlich 
angesprochen werden konnte, feindlich gegenübergestanden. 
Bei ihnen würde also die Erkenntnis mitsprechen, man habe 
auf das falsche Pferd gesetzt, was sicher den wenig freund- 
lichen Ton erklären würde, den ihre Presse heute vielfach 
China gegenüber anschlägt. 


Aber bei der Beurteilung Chinas in der angdisachäischen | 


Presse spielt auch noch eine zweite Erwägung mit. Peking 
sucht Beziehungen zu Sowjetrussiand anzuknüpfen. China 
kann sich auf die Dauer nicht von seinem nördlichen und west- 
lichen Nachbarn abschliessen; es muss ein modus vivendi 
für beide gefunden werden. Masslosen Zumutungen Mos- 
kaus gegenüber, auch wenn sie versteckt über Werchne- 
Udinsk oder Tschita im Namen der Republik des Fermen 
Ostens kommen, verhält man sich in Peking schrofi ab- 
lehnend; sobald aber mildere Saiten in Moskau aufgezogen 
werden, ist man sehr zum Äerger, namentlich Englands, 
wieder zu Verhandlungen bereit, wobei man übrigens mit 
der „vorläufigen Einziehung der Exterritorialitätsrechte der 
Russen“ schon eine recht reiche Beute eingebracht hat. Die 
Verhandlungen mit Moskau sind den Westmächten — und 
in diesem Fall sicherlich auch Japan — ein Dorn im Auge. 
Aber so hat man in Peking stets gearbeitet. Möglichst viele 
Eisen im Feuer und nie den letzten Trumpf aus der Hand 
geben, ehe das Spiel unbedingt gewonnen ist! 


Ueber die bolschewistische Gefahr erhebt die englische 
Presse Ostasiens viel Geschrei. Darf man sich dadurch irre 
machen lassen? Der Unterstaatssekretär des Waichiaspu 
Dr. Tyau, der eben zum Mitglied der chinesischen Abordnung 
für den Völkerbund ernannt ist, hat kürzlich im „New York 
Ilcrald“ in schr beredter Weise nachzuweisen versucht, dass 
eine bolschewistische Gefahr für China nicht bestehe. Da- 
gegen schützten schon die Verteilung des Grund und Bodens, 
an dem, in kleine Parzellen und Bauernhöfe zerlegt, sieben 
Zehntel der Bevölkerung des Landes Eigentumsrechte hätten, 
und der kollektivistische Aufbau des chinesischen Staates. 
Auf der andern Seite lässt sicht nicht verkennen, dass die 
sozialistischen Gedanken in den letzten Jahren ig China an 
Boden gewonnen haben. Ein kürzlich nach China berufener 
deutscher Gelchrter glaubt zu seiner grössten Ueberraschung 
feststellen zu müssen, dass die Mchrzalıl der Studenten der 
Universität Peking Anhänger der Lelire Karl Marx’ seien. 
Wenn nun auch zwischen den Theorien eines Marx und der 
Praxis der Sowjets in Russland eine weite Kluft gähnt, wird 
man an der Tatsache schwerlich vorbeikommen, dass sich 
trotz eines Tyau neue Gedanken im konservativen China ent- 
wickeln, und niemand kann vorausschen, wohin der Strom 
schliesslich sich erwiessen wird. 

Dass eine unmittelbare Umsturzgefahr in China trotz des 
dort zurzeit anscheinend herrschenden Chaos nicht besteht, 
wird übrigens gelegentlich auch in der englischen Presse 


Chinas zugegeben. In dieser Beziehung ist ein Leitartikel 
bemerkenswert, den die „North China Daily News“ Anfang 
Dezember brachte. Darin wurde mit grossem Nachdruck 


erklärt, die Zukunft Chinas sei keineswegs aussichtslos; 


letzten Endes habe doch das Volk die Herrscher in der Hand, 
und es machten sich von vielen Stellen, vor allem bei den 
Studenten und den Bauern, Zeichen bemerkbar, dass man des 
Kampfes müde und entschlossen ist, wieder Ruhe und Ord- 
nung im Lande herzustellen. Dabei deutet der Schreiber an, 
es sei keineswegs ausgeschlossen, dass damit wieder ein 
Monarch den Thron besteigen würde; nicht die Wiederein- 
führung des Kaisertums ‚an sich bereite Schwierigkeiten, 
sondern nur die Wahl des geeigneten Mannes. Vorläufig sei 
allerdings die Ueberzeugung, China bedürfe einer einheit- 
lichen Leitung in allen Fragen der Finanzverwaltung und 
der auswärtigen Politik sowie des Heeres und der Flotte, 
noch nicht allgemein im Lande verbreitet (Dr. Tyau erklärte 
im Gegensatz dazu in dem erwähnten Aufsatz im „New York 


'Herald“, das chinesische Volk habe sich völlig an den repu- 


blikanischen Gedanken gewöhnt und die Belange, die vor 
zehn Jahren zum Sturz der Mandschu-Dynastie geführt 
hätten, seien heute infolge der Gesamtentwickelung der Dinge 
auf der Welt hundertfach gestärkt). Nichts aber erschwere 
die Wiederherstellung eines einheitlichen Reiches unter 
starker Spitze so sehr, wie das ungeheure Misstrauen, das 
ganz China gegen Peking hege. 


Dieser Gedanke ist zweifellos sehr beachtenswert. "Die 
Misswirtschaft und Ziellosigkeit Pekings trägt in hohem 
Masse Schuld an den heutigen verworrenen Verhältnissen 
Chinas. Die Methoden der Regierung sind im wesentlichen 
dieselben geblieben, wie sie zur Kaiserzeit waren; es fchlt 
aber die Stetigkeit der Leitung und die starke Hand, die die 
Zügel fest in der Hand hält. Peking ist, wie mit Recht ge- 
sagt ist, heute kaum mehr primus inter pares im Lande selbst. 
Was ihm von Ansehen und wirklichem Einfluss noch ge- 
blieben ist, ist mehr auf die Tatsache zurückzuführen, dass 
es der von den fremden Mächten anerkannte Sitz der Regie- 
rung ist und dass sich dort jener Interessenkamipf unter den 
fremden Mächten abspielt, der sich ein Uebergewicht über 
die anderen zu sichern bemüht ist, als dass Peking der Sitz 
einer Zentralregierung wäre, bei der alle Fäden "zusammen- 
liefen. Wir erleben, dass China tatsächlich in eine ganze Reihe 
selbständiger Staaten zu zerfallen droht, die nur noch sehr 
locker durch gewisse althergebrachte Einrichtungen zu einem 
Bundesstaat zusammengehalten werden. Das \Wesentlichste 
der heutigen Entwickelung in China ist die Stärkung der 
Autonomie der Provinzen. Ob es selbst einem ganz Starken 
gelingen würde, dieser Bewegung Einhalt zu tun und wieder 


eine lebensfähige alles beherrschende Zentralregierung zu 


schaften, ist zum mindesten zweifelhaft. Sollte sich der mon- 
archische Gedanke wieder durchsetzen, so würde auch der 
neue Kaiser voraussichtlich den einzelnen Landesteilen weit- 
gehende Autonomie lassen müssen und sich nur auf die Zu- 
sammenfassung der Verwaltungszweige beschränken können, 
die aus den vielen kleinen einen grossen Bundesstaat oder 
Staatenbund machen würden. 


Vorläufig herrscht freilich im Land noch endlose Viel- 
spältigkeit unter den politischen Führern und infolgedessen 
viel Unruhe, so dass der Zeitpunkt noch recht fern erscheint, 
wo wieder geordnete Verhältnisse vorhanden sein werden. 
In dieser Hinsicht können wir die Dinge in China in mehr 
als einem Punkt mit denen in Deutschland vergleichen. 
Und wir werden dort wie hier zu Jdem Schluss kommen 
müssen, dass die Unruhe die natürliche Folge des Kampfes 


der Geister, die eine neue Zeit heraufzuführen bestrebt sind, 
und des Fehlens der wirklichen starken Männer ist, die die 
Verhältnisse unbedingt meistern. Vor kurzem erinnerte ein 
Chinese in der‘englischen Presse mit Recht an ein Wort des 
grossen chinesischen Weisen Kung Fu-tse: „Sind Männer 
vorhanden, wird die Regierung gedeihen; ohne Männer aber 
zerfällt die Regierung“. Es würde ungerecht sein, wird in 
einem Aufsatz der Londoner „Asiatic Review“ ausgeführt, 
von den Männern, die heute die Geschicke Chinas leiten 
(es wird dabei besonders der Mitglieder des Parlamentes ge- 
dacht), zu erwarten, dass sie Vollkommenes leisten; man 
dürfe nicht vergessen, dass sie ihre ganze Ausbildung noch 
unter .dem alten, jetzt beseitigten System erhalten hätten und 
nicht von gestern auf heute aus ihrer Haut heraus könnten. 
Jedes Land, das einen grundlegenden Wandel in seinen Ver- 
hältnissen durchmache, habe mit-einer Zeit von Unruhe und 
Wirren zu rechnen; in ihnen käme aber der Wille des Volks 
zum Ausdruck, einen Ausgleich zwischen seinen Ueberliefe- 
rungen und den Forderungen der Neuzeit herbeizuführen. 
Ausländische Beobachter Chinas haben letzthin ver- 
schiedentlich ähnliche Gedanken ausgesprochen und davor 
gewarnt, den’heutigen politischen Unruhen zu grosse Bedeu- 
tung beizumessen. Der frühere französische Minister Pain- 
leve, der vor einigen Monaten im Interesse französischer 
Schul- und Universitätsbestrebungen in. China weilte, er- 
achtete die Kämpfe der Tutschüns als ganz oberflächliche 
Vorgänge, di& die Wurzel chinesischen Wesens in keiner 
Weise berührten; China “stände nicht still, sondern mache 
eine Zeit grosser, weittragender Entwickelung durch; der 
Wunsch zu lernen, sei unter seiner Jugend allgemein, und 
es bilde sich eine neue öffentliche Meinung heraus, die einen 
Teil des Schwergewichts des geistigen Lebens vom Rein- 
Kulturellen auf das Nationale schieben werde. Aehnlich hat 
sich auch der frühere amerikanische Gesandte in Peking Dr. 
Reinsch ausgesprochen. China habe eine Reihe von Ver- 
suchsstationen durchmachen müssen; alle Bestrebungen aber, 
die natürliche Entwickelung aufzuhalten oder in künstliche 
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Bahneg. zu leiten, seien fehlgeschlagen; allmählich käme 
alles ganz von selbst ins richtige Gleis. Auch der kürzlich 
von London nach Washington versetzte chinesische Gesandte 
Shi Sao-ki (Alfred Sze) ist kurz vor seinem Abschied von 
England dem britischen Minister des Aeussern Lord Curzon 
sehr entschieden entgegengetreten, als dieser auf dem Jahres- 
essen der Central Asia Society im Dezember den für einen 
Staatsmann in verantwortlicher Stellung immerhin bemer- 
kenswerten Ausspruch tat: „China ist zwar eine Republik 
geworden, befindet sich aber in den Zuckungen einer mili- 
tärischen Krisis, deren Folgen niemand zu übersehen 
vermag“. RR 

Wir können nur die Hoffnung hegen, dass Sze Recht 
behalten wird, wenn er sich bei dieser Gelegenheit auf den 
Standpunkt stellte: „Lässt man China sich auf sich selbst 
besinnen, so wird der Frieden bald wiederhergestellt sein, 
denn die chinesische Kultur stützt sich ausschliesslich auf 
moralische Kräfte. Die ganze Philosophie des Kung-Fu-tse 
bewegt sich in dieser Richtung. Wir sehen in der materiellen 
Gewalt etwas so Untergeordnetes, dass wir dem Soldaten in 
unserer sozialen Ordnung den alleruntersten Platz an- 
weisen.“ Ein’solcher Ausspruch von einem Manne, der als 
ein Führer Jungchinas gilt, mag den, der glaubt, die Denk- 


weise des modernen Chinesen habe sich der des westlichen 


Kulturkreises angepasst, überraschen. Es ist wichtig, sich 
derartige Auslassungen wie die Sze’s immer wieder vor 


Augen zu halten, schon weil sie den unüberbrückbaren 


Gegensatz der östlichen und westlichen Welt wieder in die 
Erinnerung bringt. Wie die Japaner will auch der Chinese 
seine Kultur keineswegs preisgeben, wenn er sich gewisse 
Errungenschaften des Westens zu Nutzen zu machen be- 
strebt ist. Ausdrücklich betont Sze: „Die Einschätzung des 
kämpfenden Kriegers wird sich in China nicht ändern, so- 
lange dem chinesischen Volk die Möglichkeit gegeben ist, 
sich im Geist seines eigenen Nationalcharakters zu ent- 
wickeln.“ Zur richtigen Beurteilung der Lage in China ist es 
geboten, sich in die Denkweise der Chinesen hineinzufühlen. 


Das Kabinett Hara vor der vierundvierzigsten Reichstagssession. 


Von R. Kunze (Tokic). 


Der japanische Reichstag ist am 27. Dezember zu seiner 
vierundvierzigsten Session zusammengetreten, die nach all- 
gemeiner Ueberzeugung eine der langweiligsten und an 


Ueberraschungen ärmsten unter allen Reichstagssessionen 


Japans zu werden versprach. Zwar ist, wie wir neulich dar- 
gelegt haben, ein Haushalt in bisher für Japan unerhörter 
Höhe zu erledigen, aber weder bieten die verschiedenen Re- 
 formvorlagen der Regierung irgendwelche Entscheidungen 
von grundsätzlichem Interesse, noch steht das Schicksal des 
Kabinetts selbst irgendwie in Frage. Die Zeiten sind auch 
für Japan zu ernst, als dass der sonst so häufig massgeblichen 
Volkslaune nachgegeben werden könnte, die einen Kabinetts- 
wechsel verlangte, nur weil die Regierung bereitg zwei Jahre 
lang im Amt war. Natürlich möchten die Oppositions- 
parteien, die „konservative“ Kenseikai und die „radikale“ 
Kokuminto, der ‚liberalen‘ Seiyukai die Macht und die 
Futterkrippe je eher je lieber entwinden, aber gegen die 
absolute Mehrheit der Seiyukai im Abgeordnetenhaus sind 
sie machtlos, und das Herrenhaus, in dem die Freunde der 
. Seiyukai in der Minderheit sind, richtet sich in seinen Ent- 
scheidungen wesentlich nach dem Willen des älteren Staats- 
manns Feldmarschall Fürst Yamagata, der, je älter er wird 


und je milder und massvoller er seinen Einfluss ausübt, um 
so unbestrittener als der tatsächliche Beherrscher Japans 
anerkannt wird. Fürst Yamagata aber hat gerade in letzter 
Zeit in zahlreichen Fällen, in denen seine engere Gefolg- 
schaft, die sogenannte Militär- oder Bureaukraten-Partei, in 
Gegensatz zur Regierung geraten war, den Ausschlag zu 
Gunsten der Regierung gegeben. Diese ist aber bekanntlich 
im Herbst 1918, als der Zusammenbruch Deutschlands un- 
verkennbar war, als die erste rein-parlamentarische Regierung 
Japans ans Ruder getreten, um den Krieg zu liquidieren und 
die verschiedenen durch seinen Ausgang entstandenen 
Probleme wenigstens vor der Hand zu erledigen. Mit der 
vorläufigen Ordnung solcher Probleme aber ist das Kabinett 
gerade in der Gegenwart derart in Anspruch genommen, dass 
schon die verschiedenartigen Verhandlungen mit dem Aus- 
land durch einen Kabinettswechsel empfindlich gestört 
werden würden. So wird das Kabinett Hara allem Anschein 
nach die vierundvierzigste Reichstagssession gefahrlcs über- 
stehen ‘und neben dem ersten Kabinett Katsura, das den 
russisch-japanischen Krieg führte, eines der langlebigsten 
Kabinette des modernen Japan werden. 

Ein Beispiel der Gunst, die Fürst Yamagata dem Kabinett 
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Hara erwiesen hat, ist, dass er Baron Goto dazu übßrredet 
hat, die Wahl zum Oberbürgermeister von Tokio anzu- 
nehmen. Baron Goto ist auf seiner erstaunlichen Laufbahn, 
die ihn vom Arzt und Krankenhausleiter zum Zivil- 
gouverneur von TFormosa und .Generaldirektor der Süd- 
mandschurischen Bahn, dann vom Chef des Eisenbahnamts 
zum Verkehrsminister und Minister des Innern geführt hat, 
allmählich in solche Höhen gelangt, dass ihm als Ziele seines 
Ehrgeizes nur noch die Posten, des Aussenministers oder 
Ministerpräsidenten zugetraut werden. Da Vicomte Kato, 
der Führer der Gegenpartei Kenseikai, so ziemlich in allen 
Lagern unbeliebt ist, gilt Baron Goto als der einzige wirklich 
gefährliche Nebenbuhler Haras, um so gefährlicher, als er 
sich bereits innerhalb der Seiyukai einen kleinen, aber zuver- 
lässigen Anhang zu sichern verstanden hat, der jederzeit 
bereit ist, auf Gotos Wink die Partei zu wechseln. Wie ge- 
fährlich ein solcher Zustand für die gesicherte Fortdauer des 
Seiyukai-Blocks ist, weiss Hara aus den Erfahrungen der 
Kokuminto, die zu völliger parteipolitischer Bedeutungs- 
losigkeit herabgesunken ist, weil Katsura und Goto 1913 
ihren Anhang in der Kokuminto zum Uebertritt in die 
Doshikai veranlassten, aus der dann die heutige Kenseikai 
erwachsen ist. Als Oberbürgermeister von Tokio aber hört 
Baron Goto auf, gewissermassen als Anwärter auf den Vor- 
sitz im Kabinett auf der Lauer zu liegen; ja er scheidet für 
eine Zeit lang aus dem eigentlichen politischen Leben aus 
und betritt ein. Gebiet, auf dem zwar auch grosse Preise 
winken, namentlich für die unerreichte Organisationsgabe 
eines Goto, das aber in Japan auf Schritt und Tritt mit Fuss- 
angeln und Fallstricken besät ist und einen nicht völlig ge- 
festigten Charakter nur zu leicht zum Straucheln bringt. 
Baron Goto aber wird von seinen politischen Gegnern vor- 
geworfen, dass ihn weniger die politische Macht locke, als 
. die mit ihr verbundenen Möglichkeiten materiellen Gewinns; 
er soll also aufs Glatteis gelockt werden. Seine Annahme der 
Wahl dürite aber beweisen, dass sich Goto gegen die Ver- 
suchungen der Kommunalverwaltung gewappnet weiss, denn 
sie erfolgt in einem Augenblick, in dem kaum eine einzige 
grössere Stadt Japans von Korruption und Skandalen frei 
ist. Die preussische Städteordnung, welche die deutschen 
Stadtverwaltungen zu den saubersten, blühendsten und 
billigst verwalteten Gemeinwesen der Welt gemacht hat, hat 
sich in Japan bisher nicht bewährt. Hier fehlt anscheinend 
der selbstlose und tatkräftige Gemeinsinn der Magistrats- 
beamten, die immer wachsame Wahrnehmung der öffentlichen 
Interessen durch die Stadtverordneten; vielmehr betrachten 
in Japan die einen ihr Amt als reiche arbeitslose Pfründe, 
die Andern als Quelle zu schamloser und meist ungestrafter 
Bereicherung. Kaum hat der grosse Skandal der Kyotoer 
Stadtverwaltung mit der gerichtlichen Verurteilung zahl- 
reicher Stadtverordneten und Beamten bis hinauf zum Re- 
gierungspräsidenten geendet, da bringt jeder Tag neue Ent- 
hüllungen eines noch viel umfangreicheren Skandals, der die 
leitenden Beamten und die Stadtverordnetenversammlung der 
Hauptstadt Tokio zum Rücktritt gezwungen und sehr viele 
von ihnen dem Untersuchungsrichter zugeführt hat. Peinlich 
ist dabei besonders für das japanische nationale oder 
monarchische Ehrgefühl, dass der Skandal aufs engste mit 
dem Bau des Tempels für Kaiser Meiji zusammenhängt, den 
Japans Staat und Volk erst Anfang November mit über- 
wältigenden Festfeiern und anscheinend ticfster andachts- 
voller Ehrfurcht eingeweiht haben. Die Veruntreuungen am 
Mesji-Tempel, die in die Millionen Yen zu gehen scheinen, 
sch.inen einen wahren Rattenkönie von weiteren Unter- 
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schlagungen und Erpressungen, besonders in der Gasver- 
waltung, zu Tage bringen zu wollen, und wenn Baron Toto 
in seinem neuen Amt durchgreiit, glückt es ihm wahrschein- 
lich, eine neue „Tokiwakai“ aufzuheben, wie sie 1913 zu 
Fall gebracht. wurde, das heisst eine Art japanische 
„jammany“ ‘zu gemeinsamem Raub und Diebstahl ver- 
schworener und durch Hehlerei und Erpressung zusammen- 
gehaltener „Stadtväter“. Die Säuberung der hauptstädtischen 
Verwaltung ist ein Arbeitsfeld, vollauf» des Ehrgeizes und 
der grossen Gaben Baron Gotos wert; hier kann er ebenso 
wie im Gesundheits-. und Verkehrswesen zeigen, wie segens- 
reich das deutsche Beispiel in Japan wirken kann, wenn nicht 
nur seine äusseren Formen, sondern auch sein innerer Geist 
mit übertragen wird. Bringt doch Baron Goto schon von 
Formosa und den mandschurischen Bahnzonen her über- 
reiche praktische Erfahrungen in kommunaler Verwaltungs- 
arbeit mit. So angegriffen, dürfte die neue Tätigkeit Baron 
Gotos ein Ergebnis bringen, das die Erwartungen seiner 
Gegner schwer enttäuscht und wieder einmal beweist, dass 
er den geraden Weg erkennt und einschlägt, wenn die Andern 
ihn einen Umweg nehmen oder die Flinte ins Korn werfen zu 
sehen wähnen, gerade wie 1915, als er aus dem gefährlichen 
Vorstand der Kenseikai austrat und nach Korea zu Graf 
Terauchi in die „Verbannung“ ging, aus der er dann 1916 
als Minister im Kabinett Terauchi wieder auftauchte. 


Ein weiterer Punkt, in dem Fürst Vamagata zu Gunsten 
der Regierung den Ausschlag gegeben zu haben scheint, ist der 
Streit zwischen dem Kabinett und dem Grossen Generalstab 
über die Besetzung von Chientao. Wir haben seinerzeit be- 
richtet, wie eine starke Bande von unzufriedenen Koreanern, 
chinesischen Räubern, Hunghutzen und angeblich russischen 
Bolschewisten im Hunchun- und Chientao-Gebiet japanische 
Konsulate angegriffen und zerstört hat, und wie darauf nach 
mannigfachen für beide Teile unbefriedigenden Verhand- 
lungen zwischen Tokio und Peking der Generalgouverneur 
von Korea und nach ihm der Tuchun von Kirin grössere 
Truppenverbände: zu Strafexpeditionen ins Chientao-Gebiet 
haben einrücken lassen. Ueber die Tätigkeit der chinesischen 
Truppen liegen keine einwandfreien Berichte vor; jedenfalls 
ist ihr Verhältnis zu den japanischen keineswegs das von 
Freunden und Verbündeten. Die japanischen Truppen haben 
inzwischen ihre Aufgabe gelöst, das heisst die etwa noch 
vorhandenen bewafineten Haufen zersprengt und in die 
Berge verfolgt und im übrigen sich als Strafexpedition im 
strengsten Sinne benommen, das heisst Vergeltung an den 
koreanischen Bewohnern geübt, Hunderte von Koreanern er- 
schossen, Häuser niedergebrannt, darunter eine Anzahl 
Kirchen und Schulen im Eigentum angelsächsicher 
Missionare, und zahlreiche Verhaftungen vorgenommen. 
Nach japanischen Berichten sind 375 Koreaner hingerichtet, 
177 verhaftet worden, 1558 haben sich freiwillig ergeben, 
193 Häuser wurden zerstört, ferner 13 Kasernen, 2 Kirchen 
und 5 Schulgebäude; 513.Gewehre und Revolver, 100 Ma- 
schinengewehre und 42000 Patronen wurden erbeutet. Die 
chinesischen Berichte dagegen sprechen von über tausend 
zerstörten Häusern, zwischen drei- und viertausend ge 
töteten Koreanern und über dreissig getöteten Chinesen, und 
äussern glühende Erbitterung über ein so unmenschliches 
und rachsüchtiges Vorgehen. Nicht nur in Mukden fanden 
erbitterte chinesische Kundgebungen gegen die Tätigkeit der 
Japaner in Chientao statt, sondern auch in vielen andern 
Städten Chinas, wo auch eine Wiederholung des Boykotts 
gegen den japanischen Handel. gefordert wurde. Auch die 
chinesische Regierung scheint diese Stellungnahme ihrer 


Landsleute zu billigen und forderte mit Entschiedenheit eine 
sofortige Räumung des Gebiets, nachdem dort die Straf- 
expedition ihren Zweck erfüllt hatte. Anderseits wollen die 
Japaner durch Haussuchungen in Besitz von Beweisen ge- 
langt sein, wonach die chinesischen Behörden und Truppen 
nicht nur nicht gegen die Banden eingeschritten seien, 
sondern sie geflissentlich gegen die Japaner in Schutz ge- 
nommen hätten. Auch fehlte es nicht an den. üblichen Bitt- 
schriften und Telegrammen japanischer Bewohner, wonach 
das Gebiet dauernd besetzt, ja von Japan einverleibt werden 
müsse, wenn anders das Leben und Eigentum der dortigen 
Japaner geschützt sein solle. Daraufhin scheint in Tokio 
hinter den Kulissen ein heftiger Kampf zwischen dem 
Kabinett und dem Grossen Generalstab vor sich gegangen 
zu sein. - Während sich der letztere, offenbar ernstlich be- 
müht hat, die dauernde Besetzthaltung des Gebiets durch- 
zusetzen, bestand die Regierung auf sofortiger Räumung, 
und schliesslich scheint ein Machtwort des Fürsten Yamagata 
zu ihren Gunsten dem Streit ein Ende gemacht zu haben. 
Die Regierung konnte bei diesem Ringen nicht nur den 
stärkeren Einfluss des Kriegsministers Generalleutnant 
Tanaka für sich geltend machen, sondern auch eine leise Ver- 
wicklung mit-dem verbündeten England, eine notwendig ge- 
wordene Stellungsänderung in der allgemeinen China- 
Politik und die Schw enenden Verhandlungen mit den Ver- 
einigten Staaten. 

Die leise Häkelung mit dem verbündeten Grossbritannien 
entbehrt nicht der bitteren Komik für den zuschauenden 
Deutschen in Erinnerung der pharisäischen Heuchelei und 
giftigen Niedertracht, mit der im und nach dem Weltkrieg die 
Alliierten sich als unschuldsvolle Beschirmer von 
„Zivilisation“ und Gerechtigkeit gegenüber angeblicher 
„hunnischer‘‘ Gewalt und Grausamkeit aufgespielt haben. 
Die Aburteilung koreanischer Christen und das Nieder- 
brennen von Missionsschulen und Kirchen im Chientao- 
Gebiet haben die dort ansässigen, sowieso. schon den 
Japanern nicht allzu günstig gesinnten englischen und 
amerikanischen Missionare gegen die japanische Besatzung 
in Harnisch gebracht, und im Auftrag der letzteren schrieb 
ein Oberst Mizumachi an einen englischen Missionar: einen 
Brief, dessen Inhalt in der von den Missionaren gegebenen 
Fassung erheblich von der gekürzten der halbamtlichen 
Kokusai abweicht. Nach der wörtlichen Wiedergabe der 
Missionare bedayıert Mizumachi das Niederbrennen von 
Wohnhäusern, Kirchen und Schulen; diese seien aber sämtlich 
Stätten der Verschwörung gewesen. Niemals seien Brand- 
legungen oder Hinrichtungen ohne erbrachten Beweis er- 
folgt. Vielleicht seien auch efhige Unschuldige mit erschossen 
worden; aber der Zwang zu schnellem Handeln habe keine 
eingehende gerichtliche Untersuchung erlaubt, und der Tod 
Unschuldiger sei ein kleineres Ucbel, als wenn Schuldige 
entkommen wären und die Keime künftiger Unruhen mit 
sich verbreitet hätten. Den Truppen sei jedoch strengstens 


zur Pflicht "gemacht worden, unter keinen Umständen das von, 


dem englischen General Dyer in Amritzar in Indien gegebene 
Beispiel barbarischer Grausamkeit zu befolgen. Die 
japanischen Truppen hätten am 30. Oktober eine Massen- 
- verbrennung der koreanischen l.eichen vorgenommen, hätten 
aber nicht abwarten können, bis auch die letzte Leiche völlig 
verbrannt sei, da sie wegen der Kaisersgeburtstagsfeier am 
3i. schnell in ihre Kasernen zurückgemusst hätten.. Sie 
würden aber zu Unrecht verleumdet, als hätten sie ein Blut- 
bad unter den Koreanern angerichtet und deren Leichen un- 
bestattet liegen lassen. Die Missionare sollten das Evan- 
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gelium predigen und sich nicht in die Politik einmischen; die 
grosse Mehrzahl der Japaner aber sei überzeugt, dass sie 
beständig die Koreaner gegen Japan aufhetzten. Sie 
schadeten damit nur den Beziehungen zwischen den ver- 
bündeten Völkern und dem Erfolg ihrer eigenen Arbeit. Mit 
demselben Recht könnten sich japanische Buddhisten in 


Indien in die Beziehungen zwischen Engländern und Indern 


einmischen. Dieser Brief war natürlich für die japanfeindlichen 
Missionare ein „gefundenes Fressen“ und wurde mit Windes- 
eile über die ganze Welt verbreitet. Er hatte insofern ein 
Nachspiel, als sich am 4. Dezember der englische Botschafter 
in Tokio Sir Charles Eliot zum Aussenminister Graf Uchida 
begab und bedauerte, dass der Brief von Oberst Mizumachi 
eine weitere Entfremdung zwischen Japan und den eng- 
lischen Missionaren in Chientao und Korea hervorgerufen 
habe. Obwohl das Auswärtige Amt statt der Militärbehörde 
sein Bedauern aussprechen musste, kam ihm der Zwischenfall 
vermutlich sehr gelegen. Er wird die Durchsetzung des Ent- 
schlusses zur Räumung von Chientao wesentlich erleichtert 
haben, die dann Mitte Dezember erfolgt ist. Japan hat sich 
jedoch in einer Mitteilung an China für den Fall erneuter 
Unruhen volle Handlungsfreiheit vorbehalten, da es den 
Schutz der Japaner in Chientao nicht den chinesischen Be- 
hörden allein überlassen könne. 


Die Räumung Chientaos mag auch durch die drohende 
Nähe des hereinbrechenden Winters beschleunigt worden sein, 
die ja auch die völlige Räumung von Chaborowsk und Noko- 
lajewsk im letzten Herbst mit veranlasst haben wird. Soll doch 
die Zahl der Frostschäden und Todesfälle infolge Erfrierens in 
der sibirischen Expeditionstruppe ungeheuer gross sein. Die 
sibirischen Expeditionstruppe ungeheuer gross sein. Die 
Räumung Chientaos und Ostsibiriens mit Ausnahme von 
Wladiwostok und dessen Nachbarschaft bedeutet aber einen 
weiteren gewichtigen Fortschritt der Politik des Kabinetts 
Hara, sich auf dem asiatischen Festland nördlich von Korea 
und China auf das unbedingt notwendige Mindestmass von 
Einmischung zu beschränken. Die Forderung der Chitaer 
Regierung, auch Wladiwostok zu räumen, da überall im Ge- 
biet der Republik des Fernen Ostens schon Ruhe und Ord- 
nung herrsshten, wird aber wohl' ebensowenig erfüllt wer- 
den wie die parallele, aus Anlass des \Wladiwostoker 
Zwischenfalls angeblich vom amerikanischen Staatsdeparte- 
ment an die Tokioer Regierung gerichtete Forderung, Japan 
solle aufhören, in Wladiwostok bürgerliche oder militärische 
Verwaltungsrechte auszuüben. Wenigstens hat, nach einer 
Havas-Meldung aus Tokio, der Kriegsminister Generalleut- 
nant Tanaka im. Reichstag dagegen ausgeführt, Japan sei 
sehr wohl berechtigt, in Wladiwostok solche Befugnisse aus- 
zuüben, da ihm seinerzeit vom Konsularkorps diese Aufgabe 
übertragen worden sei. Die scharfe. Note der Washingtoner 
Regierung, auf die diese Erklärung des Kriegsministers Be- 
zug nimmt, im Verein mit der weiteren Meldung, wonach 
Amerika in allem Ernst, wenn auch nicht durch den kali- 
fornischen Spekulanten Vanderlip, mit der Moskauer Regiec- 
rung formlose Verhandlungen wegen Ueberlassung eines 
Stützpunktes in Nord-Sachalin oder Kamtschatka pflegen soll, 
zeigen, mit welchem Nachdruck die Vereinigten Staaten sich 
gegenwärtig der ostasiatischen Fragen annehmen. Die in 
Japan geäusserte Annahme, in den japanisch-amerikanischen 
Verhandlungen über Kalifornien sei Japan bestrebt, seine 
Rechte in Kalifornien zu opfern, um sich dafür volle Freiheit 
auf dem asiatischen Festland, also auch in China und be 
sonders in Schantung, zu erkaufen, ist deshalb nicht sehr 
überzeugend. Japan dürfte schon frolr sein, wenn es durch 
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Aufopferung seiner kalifornischen Interessen einen ameri- 
kanischen Verzicht auf Einmischung allein in Sachalin und 
Sibirien erkaufen könnte. Dass diese Verhandlungen auch 
von japanischer Seite offensiv geführt werden, scheirt aus 
zwei Tatsachen hervorzugehen. Bei der Eröffnung der 
Genfer Völkerbunds-Konferenz hat Graf Ishii es für not- 
wendig gehalten, zu erklären, dass Japan seinen Antrag auf 
Anerkennung der Gleichberechtigung aller Rassen in diesem 
Jahre nicht vorbringen werde. Die der Regierung nahe- 
stehende Presse billigt den Inhalt dieser Erklärung, versteht 
aber nicht, weshalb sie überhaupt erfolgte. Baron Makino 
habe zwar in Versailles angekündigt, er werde den Antrag 
so lange im Völkerbund vorbringen, bis er eines Tages an- 
genommen werde; aber deswegen sei Japan doch nicht ver- 
pflichtet, auf jeder einzelnen Völkerbunds-Konferenz den An- 
trag zu erneuern. In Graf Ishiis Erklärung ist also eine an 
die Adresse der Vereinigten Staaten gerichtete leise Drohung 
enthalten, ebenso in der weiteren Tatsache, dass die japa- 
nische Regierung am 7. Dezember dem Vorläufigen Aus- 
schuss für Auswärtige Politik ihren Entschluss kundgab, 
General Obregon als Präsidenten von Mexiko anzuerkennen, 
also vor dessen Anerkennung durch England und Frankreich, 
während die Vereinigten Staaten an seine Anerkennung die 
Bedingung geknüpft haben, dass ihnen neue Petröleum- 
Gerechtsamen in Mexiko verliehen werden. In der gleichen 
Sitzung beschäftigte sich der Diplomatische Ausschuss auch 
erneut mit der Frage der strittigen deutschen Kabel, die von 
Yap ausgehen. 

Bei solchem Stand der japanisch-amerikanischen Ver- 
handlungen ist zu verstehen, dass Japan ernstlich gewillt 
ist, die Schantung-Frage und überhaupt seine Streitigkeiten 
mit China durch unmittelbare Verhandlungen mit China in 
versöhnlichem Sinne beizulegen. Wir haben neulich japa- 
nische Stimmen wiedergegeben, wonach die Pekinger Regie- 
rung bereit sei, über die Schantung-Frage zu verhandeln, 
falls sie vorher über Japans Absichten unterrichtet werde. 
Nun hat der chinesische Delegierte zur Völkerbunds-Konfe- 
renz, Wellington Koo, von Genf aus seiner Regierung tele- 
graphiert, Baron Hayashi, Japans Botschafter jn London, 
sei mit dem Vorschlag an ihn herangetreten, Japan und 
China sollten unter den nachstehenden Bedingungen die 
Schantung-Frage regeln: Tsingtau solle ein oflener chinesi- 
scher Vertragshafen werden. Alle Bewohner, gleichviel 
welcher Staatsangehörigkeit,; sollten zu gleichen Rechten an 
der Stadtverwaltung beteiligt werden. Die Schantung-Bahn 
solle ein. gemeinsames chinesisch-japanisches Unternehmen 
werden; wolle China sie allein betreiben, so müsse es Japan 
seine Rechte abkaufen; andernfalls könne der gemeinsame 
Betrieb zeitlich befristet werden, so dass China nach Ablauf 
der Frist die Bahn kaufen oder das Verhältnis fortsetzen 
könne. Er, Wellington Koo, habe den Vorschlag abgelehnt, 
da allein die „öffentliche Meinung“ darüber entscheiden 
könne, und habe zu Protokoll geseben, dass China die 
Schantung-Frage der nächsten Völkerbunds-Konferenz unter- 
breiten werde. Wenn hier die japanischen Bedingungen 
rıchtier wiedergegeben sind, so erscheinen sie schr günstig 
als Grundlage für Verhandlungen, die bei gutem Willen auf 
beiden Seiten sehr leicht zu einem Einverständnis führen 
können. Wie aber die japanische Presse angibt, besteht 
augenblicklich bei den Machthabern in Peking weniger als 
je Stimmung, zu einem Finverständnis mit Japan zu ge- 
langen. Bis zu der Flucht des „Kleinen Hsü“* aus der 
Pekinger japanıschen Gesandtschaft sei alles auf gutem Wege 
vewesen, der Fuchouer Streitfall wurde beigelegt, in der 


Hunchuner Frage zeigte sich Peking zu Entgegenkommen 
bereit, es ging auf die Aufhebung des militärischen Gefieim- 
vertrages von 1918 ein. Kaum aber sei Hsü entkommen, 
da habe sich der chinesische Aussenminister Yen mit einer 
Flut von Forderungen auf den japanischen Gesandten Obata 
gestürzt und diesem tagtäglich neue Schwierigkeiten bereitet. 
China habe .die sofortige Zurückziehung der japanischen 
Truppen längs der Ostchinesischen Bahn, ebenso die sofortige 
Räumung von Chientao verlangt; es habe Oberst Izume ge- 
hindert, den Rückzug Semenoffs zu decken, und wolle nun 
auch von der freundlichen Beilegung der Schantung-Frage 
nichts wissen. Vorher habe China auch die Anerbietungen 
der russischen Behörden in Werchne-Udinsk glatt abge- 
wiesen, Moskau wolle äuf alle von der Zarenregierung er- 
worbenen Rechte in der Mongolei verzichten, falls China die 
Moskauer Regierung anerkenne. Jetzt aber sei es zu einer 
Art Einvernehmen zwischen Peking und Moskau gekommen, 
und China wage nür noch nicht so recht, vor Japan, Amcrika, 
England und Frankreich die bolschewistische Regierung an- 
zuerkennen. Es lässt sich natürlich schwer feststellen, wie 
weit diese japanischen Darstellungen begründet sind. Wären 
sie es, so wäre die in Japan verbreitete Auffassung um so 
verständlicher, dass die japanische Regierung ernstlich ent- 
schlossen ist, ihre gesamte China-Politik auf neue Grundlagen 
zu stellen und je eher, je besser zu einem freundlichen Ein- 
verständnis mit China zu gelangen. Das Haupthindernis für 
eine folgerichtige und erfolgreiche China-Politik Japans be- 
stand bisher immer in der fortwährenden Durchkreuzung 
der Absichten des Auswärtigen Amts durch die des Grossen 
Generalstabs. Die Ereignisse der. letzten Monate lassen aber 
den Schluss zu, dass das Kabinett Hara seinen militärischen 
Widersachern so ziemlich obgesiegt hat, und wenn sich die 
fortwährenden Gerüchte von einem bevorstehenden GOe- 
sandtenwechsel in Peking bestätigen, so läge ein weiteres 
Anzeichen vor für eine Neuregelung der chinesisch-japani- 
schen Beziehungen, die für beide Grossmächte Ostasiens nur 
segensreich werden kann. 


"Politische Rundschau. 
China. 


Deutsche Relchsangehörige in China. Das mit der Wahr- 
nehmung der deutschen Interessen betraute Niederländische 
Generalkonsulat in Schanghai hat am 10. Nayember v. J. die 
machstehende Bekanntmachung erlassen: 


Ich mache darauf aufmerksam, dass seitens der chine- 
sischen ' Ministerien des Aeusseren und des Inneren die 
folgenden Bestimminmgen, mißreteilt durch Schreiben des 
hiesigen Fremdenamts vom 3. d. M., betreffend 

das Landen und den Aufenthalt von deutschen Reichs- 
angehörigen in China, 
erlassen worden sind: 

Die Einreise von Deutschen in China ist auf diejenigen 
beschränkt, die im Besitze einer besonderen Erlaubnis dazu 

sind. " 

Falls Personen, ohne im Besitze eines für die Einreise 
vültigen Passes zu sein, ankommen, so müssen die Lokal- 

 behörden deren Landung verhindern. 

Es hat sich herausgestellt, dass in Zukunft bei der Lan- 
dung der Deutschen eine Passkontrolle notwendig ist. 

Ueber diejenigen Deutschen, die ohne Er'aubnis sich in 
China aufhalten und nun um eine nachträgliche Anufent- 
haltserlaubnis nachsuchen, sind genaue Erkundigungen über 
ihren Beruf und ihr Benehmen einzuzichen. Sie müssen 
eine darauf bezügliche Bescheinigung von einen Könin. 
Niederländischen Konsulat uder einem fremden Mlaubwürti- 
een Kaufmann beibringen und/ eine. Verpilichtime unter- 


schreiben, dass sie sich allen Gesetzen Chinas unterwerfen. 

Erst wenn diese Bedingungen erfirllt sind, können die 
Lokalbehörden eine Aufcnthaltserlaubmis ausstellen. 

Ich bemerke noch, dass, um Unzuträglichkeiten init den 
chinesischen Behörden zu ‚vermeiden, alle ankommenden 
Deutschen sich in ihrem eigenen Interesse bald nach dem 
Eintreffen bei dem hiesigen Frefmdenamt melden scliten. 
Dies ist für die spätere /Beantragung und Ausstellung von 
chinesischen Pässen für Reisen ins Innere wichtig, da 
andernfalls in solchen Fällen Schwierigkeiten entstehen. 


Nähere Erkumdigungen über die Bedeutung dieser Ver- 
schriiten haben ergeben, dass die in dem Rımdschreiben an” die 
Fremdenkommissare mitgeteilten Vorschriften keine sachliche 
Neuregekmg enthalten, sondern als Ausführungsbestimmungen 
der bisher in Kraft befindlichen Verordnungen zu betrachten 
sind. 


Der Diedrichstein in Tsiagtau. Die japanische Regierung 
hat. nach Meldung des „Japan Ad'vertiser‘“ beschlossen, um 
China ein weiteres Zeichen ihrer Freundschaft zu geben, den 
bekannten Adter am Diedrichstein, der nach dem Fall Tsingtaus 
mit einer japanischen Inschrift übermeisselt wurde, zu ent- 
fernen, um so das letzte Symbol ‘der verletzten ciinesischen 
Souveränität zu beseitizen. Die Oberschicht des Diedrichsteins 
mit Adler und japarischer Inschrift soll zur grösseren Ehre des 
japanischen Militarismus in das Militärmuseum nach Tokio ge- 
bracht werden. 

Der Diedrichstein mit dem anstössigen Adler wird den 
Chinesen woll erträglich gewesen sein. Hat Japan plötzlich 
wirklich solchen Respekt vor der chinesischen Souveränität, 
dann sollte es chinesischen Wünschen entsprechend endlich 
die während des Krieges erpressten 21 Forderungen vom 
Januar 1915 aufgeben, das Sonnenbanner in Schantung und 
Tsingtau emziehen, den ungesetzlichen Handel seiner Lands- 
leute mit Morphium und Opium verbieten, die chinesische Ge- 
bietshoheit in der Mandschurei und im Chientaogebiet restlos 
anerkennen und so manches andere mehr. Wir fürchten, dass 
diesen Forderungen gegenüber, die seit Jahren keine Gnade 
bei den japanischen Staatsmännern gefunden haben, die Ent- 
fernung des Adlers am Diedrichstein für die Chinesen nur «einen 
sehr imaginären Wert haben wird. 


Einkommensteuer und Etat. Die chinesische Regierung 
plante bekanntlich die Einführung einer Finkommensteuer, die 
am 1. Januar in Kraft treten sollte. Infolge der allgemeinen 
Opposition hat der Finanzminister entschieden, dass ihre Er- 
hebung zunächst ımm drei Monate verschoben werden soll. Bei 
den heutigen Verhältnissen in China wird es wohl eine Ver- 
legung ad catendas graecas werden. 

Der Etat für das 9. Finanzjahr der Republik konnte bisher 
dem Parlament noch nicht zur Beschlussfassung vorgelegt wer- 
den Die Provinzen sind deshalb angewiesen worden, bis auf 
weiteres nach dem Etat für das abgelawfene Jahr zu wirt- 
‚schaften. 


Zollzuschlag für die notleidenden Gebiete. Sämtliche 
Mächte haben nach 3 langen Monaten anscheinend dem Zoll- 
zuschtag von 10% für die von der Hungersnot betroffenen 
Tetfe Nordchinas zugestimmt. Der erhöhte Zoll — 51% ad 
vaorem — sollte vom 1. Januar ab zur Erhebung kommen. 
Eine Einigung darüber, wer die Meltrbeträge verwalten soll, 
ist noch nicht erzielt. 

Das Bankkonsortiinm hat «der chinesischen Regierung eine 
Notanleihe für die Hungersnot im Betrage von $ 4 Mill. gewährt. 
Als Sicherheit dienen die Zollzuschläge. 


Aufhebung der fremden Postanstalten in China. Auf dem 
Weltpostkongress, der vor einiger Zeit in Madrid stattfand, ver- 
suchten die chinesischen Delegierten, die Zustimmung der in 
Betracht kommenden Länder zur Aufhebung der fremden Post- 
ämter zu erreichen. Aber mchr als der Ausdruck einer herz- 
hchen Sympathie mit den chinesischen Wünschen war von den 
amerikanischen, französischen und englischen Vertretern nicht 
zu erreichen. Mit Rücksicht auf die augenblickliche Laze in 
China sei die Aufhebung der iremden Posten nicht zweck- 
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mässig. Voraussetzung hierfür sei die Organisierung einer 
chinesischen Post (die längst besteht, d. -R.), die allen Bedürf- 
nissen der Fremden genüge. 


Chiniesisch-Französische Schule in Schanghai. Der chinesische 
Finanzminister ist von der Zentralregierung ermächtigt worden, 
für die Einrichtung der von China und Frankreich gemeinsam 
zu betreibenden Handelsschule in Schanghai die notwendigen 
Mittel bereitzustelen, nachdem die französische Regierung 
ihren Beitrag von $ mex. 30000 geleistet hat. Die Gesamt- 
unterhaltıumgskosten belaufen sich auf rund $ 130 000, die von 
beiden Regierungen getragen werden sollen. 


Zölle in Südchina. Wie bereits früher gemeldet wurde, hatte 
die neue südchinesische Regierung, an deren Spitze Sun Yat-sen 
steht, von der Seezollverwaltung die Abführung der Zölle an 
sie verlangt. Das diplomatische Korps in Peking hat End: 
Jamrar den Senior-Konsul in Canton angewiesen, der süd- 
chinesischen Regierung in Canton mitzuteilen, dass die fremden 
Mächte eine Einmischung der Cantoner Regierung in die Er- 
hebung der Zölle nicht dwden würden. 


Das Chinesisch-japanische Milltärabkommen aufgehoben. 
Wie Reuter Ende Januar mitteilt, haben die chinesische und 
japanische Regierung ein Abkommen unterzereimet, auf Grund 
dessen das Militärabkommen vom Mai 1918 aufgehoben wurde. 
Die damalige japanfreundliche Anfiupartei-Regierumg hatte de; 
Abkommen damals abgeschlossen, um ein einheitliches Zusam- 
menwirken Chinas und Japans gegenüber der immer mehr nacn 
Osten vordringenden bolschewistischen Gefahr zu erzielen. Dass 
dieses Abkommen in erster Linie japanischen Interessen dienlich 


war und darum stets von allen Gegnern der Anfupartei aufs hef- 


tigste bekämpft worden war, ist selbstverständlich. Japanische 
Offiziere sollten bei notwendig werdenden Operationen die 
militärische Leitung haben; Japan erhielt das Recht, seine Trup- 
pen durch die Mandschurei ziehen zu lassen, Japan Hieftrt: 
gegen schweres Geld die Waffen für die Chinesen. 

Nachdem alle Aktionen der Alliierten in Sibirien fehlee- 
schlagen sind, der Bolschewismmis auch bereits ganz Ostsibirien 
durchdrungen hat, die chinesische Regierung selbst in Verhand- 
lungen mit Yurin, dem bolschewistischen Vertreter, eingetreten 
ist und die ganze ostchinesische Balm in eigene Verwaltung 
übernommen hat, war ein weiteres Verweilen japanischer 
Truppen in der nördlichen Mandchurei und in der Eisenbahn- 
zone überflisssig und bei ihren bekannten Absichten auf die 
Bahn auch gefährlich. 

Ob die Aufhebung des Militärabkommens eine grundsätz- 
liche Umkehr in der japanischen Chinapolitik bedeutet, muss 
erst abgewartet werden. 


AusHieferung Semenoffs. Yurin, der inoffizielle Vertreter 
Sowjetrussiands in Peking, hat an den Militärgouverneur der 
Mandschurei, General Chang Tso-lin, das Ansinnen gestellt, den 
in Port Arthur weilengen Semenoff auszuliefern. Chang Tso-lin 
hat das Ansuchen zuständigkeitshalber ar die japanischen Be- 
hörden in Port Arthur weitergegeben. 


China und der Bolschewismus. - Der „New York Herald“ 
veröffentlicht Aeusserungen des Unterstaatssekretärs im 
Waichiaopu, Dr. Philip Tyau, dem Vertreter der „Associatel 
Press“ gegenüber, wonach die Meldung, dass China eine Beute 
des Bolschewismus werde, völlig falsch sei. Den Bolschewis- 
mus habe China wohl am wenigsten von allen Ländern in der 
Welt zu fürchten. Nicht nur sei der Grundbesitz in kleinen 
Parzel!en unter viele Millionen vorm Bauern verteilt, die sieben 
Zehntel der Gesamtbevölkerung bilden, sondern es bestehe ach 
keinerlei Kapitalismus im europäischen Sinne. Die chinesische 
GesceHschaft mit ihrem alten koilektivistischen Aufbau stehe dem 
Marxistischen Kommimismus schroff_ gegenüber. Der Untstand, 
dass China mit den bolschewistiscohem Gebieten eine viel tauserä 
Meilen lange offene Landgrenze habe und dass in russischen 
Städten heute noch swrosse chinesische Handelskolonien be- 
ständen, während alle anderen Ausländer dort verschwunden 
seien, sollte beweisen, dass die Chinesen immun seien und allein 
von allen Nationen dem Bolschewismus gegenüber standhalten 
könnten. 
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Es scheint, dass man in Peking ernstlich den Wunsch hezt, | Forstwirtschaft. und das Schulwesen zu versorgen. so dass 


einen modus vivendi mit dem nördlichen Nachbarn zu finden. 
Ganz frei von der Befürchtung „qui mange du bolchevisme en 
meurt“ kann man sich aber dort trotz der zuversichtlichen Er- 
klärımg Dr. Tyaus nicht machen. Das Waithiaopu: hat als 
Vorbedingung für weitere Verhandlungen mit dem Vertreter der 
Sowjetregierung Yurin folgende Bedingungen gestellt: 

1. Die Republik des Fernen Ostens darf keine kommu- 
nistische Propaganda in China treiben; 

2. Die Republik des Fernen Ostens verpflichtet sich, die 
Chinesen für Verluste während des Krieges und infolge 
der Entwertung des Rubels zu entschädigen; 

3. Die Republik des Fernen Ostens verpflichtet sich zu einer 
guten Behandlung der Chinesen in Sibirien; 

4. Die Republik des Fernen Ostens legt China alle mit 
Sowjetrussiand ımd anderen Ländern geschlossenen 
Handelsverträge vor; 

5. Die Republik des Fernen Ostens verzichtet auf die alten 
russischen Rechte an der Ostchinesischen Bahn; ° 

6. Die Republik des Fernen Ostens verzichtet auf Exterrito- 
rialität und Konsulargerichtsbarkeit, wie es Bolivien und 


geschlossene Abkommen die Grundlage bilden. 
Vieleicht ist der Grund des vorsichtigen Vorgehens der 
Pekinger Regierung auf gewisse Charbiner Mekdungen zurück- 
zuführen. Danach befanden sich Ende November bolsche- 
wistische Truppen in der Mandschurei, und es wurde für 
schwierig erachtet, sie zımm Wiederverlassen des Landes zu 
bewegen, solange sich noch „Weisse Truppen‘ dort befänden. 
Es machten sich danach infolgedessen in Charbin Stimmen 
laut, die der Pekinger Regierımg nahe legten, auf eime schleu- 
-nige Entfernung der „Weissen Truppen“ aus der Mandschurei 
zu bestehen. Die Kommmmisten, heisst es in dem Bericht weiter, 
trügen in Charbin eine sehr zuversichtliche Miene zur Schau, 
seit die Sowjettruppen in Südrussland ihre grossen Erfolge er- 
rungen hätten und in Transbaikalien Fortschritte machten. 
Die Bolschewisten erzietten mit ihrer Propaganda ‘besonders 
unter den chinesischen Arbeitern der Eisenbahn Erfolge. Die 
Stimmung in Charbin wurde als schr nervös geschildert; man 
befürchtete ein Einrücken grösserer Mengen bolschewistischer 
Truppen, die dam dort eme Schreckensherrschaft aufrichten 
würden. Wohihabendere Ren übertrügen ihre Habe und 
Häuser Fremden, um sie gegen eine Beschlagnahme durch die 
Bolschewisten sicherzustellen. WVerschiedentlich seien bcreits 
Bombenattentate vorgekommen; das erste gegen die Zeitung 
„Zrayra". 
Das neue Cantoner Kabinett. 
nett setzt sich wie folgt zusammen: 
Minister des Innern: Dr. Sun Yat-sen, 
Finanzminister: T’ang Shao-yi, 
Verkehrsminister: General T’anx Clji-yao (zeitweilix ver- 
treten durch General Wang Pei-chun), 
Justizminister: George C. Hsu., x 
Minister des Acussern: Dr. Wu T’ine-fang (gleichzeitix 
stellvertretender Finanzminister), 
Kriegsminister: General Chen Chiung-ming, 
Chef des Generalstabs: General Li Lich-chung, 
Chefsckretär: Ma Chiung-wu. 


Eine Konferenz der chinesischen Finanz. Auf Anweisung 
der Pekinger Behörden haben die chinesischen Bankinteressen- 
ten in Schanghai alle chinesischen Banken und Geldhäuser im 
Yangtsetal und in anderen Provinzen, sowie die führenden 
Häuser in Honsckong, Singapore, den Straits, Manila und. im 
übrigen Ausland zur Entsendung von Vertretern zu einer Kon- 
ferenz in Schanghai eingeladen. Ihr Zeitpunkt soll nach Eingang 
der Antworten festgesetzt werden. Der Zweck ist, über die 
Bildung einer starken chinesischen Bankenorganisation zu be- 
raten, die imstamde ist, die chinesische Regierime mit Geld- 
mitteln unter annchmbaren Bedinzunzen für den Wiederaufbau 
des Landes, wie z. B. für die Entlassung überilüssiger Truppen, 


Polen bereits getan haben; 
7. Für weitere Verhandlungen soll das letzthin in = 


Das neue Cantoner Kabi- 


China sich'vor dem Internationalen Konsortium nicht zu beugen 
braucht. Diese Konferenz würde netürlich für die weitere 
nationale Entwicklung Chinas von grösster Bedeutung sein. 
Bemerkenswert ist ferner, dass die alten berühmten Shansi- 
Banken, die vor der Zeit der ausländischen Banken in China 
das Gekt- und. Bankwesen in den Händen hatten, an dieser Kon- 
ferenz in hervorragendem Masse beteiligt sein werden. Die 
Chinesischen Behörden tun ihr Aeusserstes, um die Bankiers und 
Kapitalisten zu beeinflussen, damit die Konferenz zustande 
konmt. . 

Englische Schulbestrebungen in China. In englischen Krei- 
sen in China verfolgt man die Bestrebungen der Amerikaner 
und Franzosen auf dem Gebiet des Schulwesens mit unverkem- 
barer Besorgnis, Die „North-China Daily News“ fürchtet, 
Amerika und Frankreich hätten England Schon soweit überholt, 
dass es vielleicht für England bereits zu spät sei. Jedemtalls. 
müssten die grössten Anstrengungen gemacht werden, das eng- 
lisohe Schulwesen in China zu fördern; es genüge aber keines- 
wegs, dass man für die Frage in England Interesse zeigt, man 
müsse sich zu Taten aufraffen. 

Auf der Jahresversammlung der Christian Literatur Society 
in Schanghai im November .wies der Vorsitzende Dekan Symons 
auf die grossen Erfolge hin, die der christliche Unterricht in 
China in den tetzten 35 Jahren (solange besteht die Gesellschaft) 
gemacht hätte. .Der von Dr. Timothy Richard stammende Ge-- 
danke, den Chinesen mit Hilfe der westlichen Literatirr näher 
zu kommen, habe sich glänzend bewährt. Die Gesellschaft be- 
absichtige eine neue verstärkte Propaganda in ganz China, die 
angesichts der Wiedergeburt des geistigen Lebens der Chineser 
auf grosse Erfolge rechnen dürfe. Bischof Lambuth bezeichnete 
die heutige Regierung Chinas als hoffnungslos korrupt, setzte 
aber grosse Hoffnungen auf die heutigen chinesischen Studenten, 
die nm 25 Jahren Einfluss im Lande ausüben würden Die 
Hauptübel, die sich in China bemerkbar machten, müssten mit 
Flugschriften bekämpft werden, die in Tausenden von Exem- 
plaren über das Land: verbreitet werden müssten. 

Bei der Lesımg des Budgets in Hongkong wurde von dem 
chinesischen Mitglied des gesetzgebenden Rates Lau-Chu-pak 
der Vorwurf gegen die Engländer erhoben, dass sie sich micht 
genügend um die chemaligen Schilder und Studenten englischer 
Anstalten kümmerten. England habe die Pflicht, die von In 
ausgebildeten Chinesen auch weiter im englischen Kulturkreis 
verkehren zu lassen. | 

Fortschritte in Macao. Kein Hafen in China hat sich in der 
beiden letzten Jahren so entwickelt, wie der Hafen von Macao. 
Seinerzeit wurde er durch die Eröffnung Hongkongs ausser- 
ordentlich benachteiligt, später durch die Versandung des Deltas 
des Westflusses ganz unbrauchbar. Heute sind die Zeiten vor- 
über, wo Portugal einzig und: allein aus dem Monopol der Spiel- 
und Opiumquellen Einnahmen zieht. Es wird ein umfangreicher 
Seehafen gebaut, in dem Schiffe mit 25 Fuss Tiefgang einlaufen 
können; es werden grosse Molen und Kajen geschaffen. Die 
portugiesische Regierung will dafür im ganzen $ 10 Mill. auf- 
wenden, von denen tatsächlich 9 in den Banken bereitliegen- 
Der Handel Macaos belief sich im Jahre 1919 auf $ 27 Milk; 
man rechnet nach Fertigstellunz des Hafens auf eine schr starke 
Entwicklung. 


Zur Hungersnot in China. Nach Meldungen der Londoner 
„Times“ nimmt das Flend in den Hungerstandsgebieten immer 
grösseren Umfang an. Tausende fallen auf den Strassen vor 
Hunger um, und Tausende warten auf den Tod als eine Er- 
lösung; ganze Familien begehen Selbstmord. Die Zeitungen im 
China bringen spaltenlange Aufsätze mit furchtbaren Einzel- 
heiten und schwere Anklagen gegen die Regierung, die nicht 
rechtzeitig auf Abhilie bedacht gewesen sei. Die „North-China 
Daily News“ insbesondere erklärt, viel wichtiger. als dass 
China augenblicklich unter einer der schlimmsten je erlebten 
Hungersnöte zu leiden habe, sei, dass fast in jedem Jahre in 
China Hungersnöte vorkonmen, die Regierung aber trotzdem 
nichts unternehme, um ihnen vorzubeugen. Auch in diesem 


den Bau von Eisenbahnen und Strassen, die Bewässerung, die | Falle hätte Peking voraussehen können dass eine Hunzersmoß 
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käme. Das einzige, was die Regierung getan habe, sei, gewisse 
Zuschläge zu den Zöllen und Abgaben einzuführen, die angeblich 
zur Bekämpfung der Hungersnot erhoben würden, überall aber 
das grösste Misstrauen erregten. Ob von seiten der Fremden 
eine erfolgreiche Bekämpfung der Not möglich sei, müsse be- 
zweifelt werden, solange die Chinesen selbst so gut wie nichts 
täten. Dass sie nichts täten, sei wieder im wesentlichen darauf 
zurückzuführen, dass kein Chinese Peking Geld anvertrauen 
wotle, da er wisse, dass dieses Gekd von den Machthabern nur 
bemitzt würde, um sich selbst im Amt zu behaupten. Auch die 
chinesische Presse ist voll von Mitteilungen über die Missver- 
waltung der Hilfsgelder; gewisse chmesische Beamte schreckten 
nicht davor zurück, sich aus dem Elend ihrer Landsleute zu 
bereichern. Ganz besonders gelte das von den Leuten, die die 
Umgebung der Tutschüns Tsao-Kun und Chan Tso-lin bildeten, 
wenn diese selbst auch nichts davon wüssten. Auf der Tientsin- 
Pukou-Eisenbahn, die Tsao-Kun untersteht, würden gewaltige 
Mengen Reis nach Pengpu gebracht, und zwar irgghtirei, weil 
sie angeblich für die Hungersnotgebiete bestimmt seien, während 
tatsächlich die Nordchinesen gar keimen Reis essen. Aehntlich 
läge es mit der Peking-Mıirkdener Eisenbahn, die Getreide aus 
der Mandschurei frachtfrei nach Tientsin befördere. Aus den 
Berichten der Zoltverwaltung sei leicht zu ersehen, wohin dieses 
Getreide käme. Die Zuschläge zu den Zöllen würden zwar von 
der Seezollverwaltung erhoben; wozu aber tetzten Endes die 
eingegangenen Beträge gebraucht würden, weiss niemand. 

Die französische Niederlassung In Schanghai. Grosse Un- 
zufriedenheit herrscht in Schanghai mit den Leistungen der 
Compagnie Francase de Tramways st d’Eclairage Electrique, 
die schoft seit Jahren den Ansprüchen nicht mehr gerecht wer- 
den. Die Gesellschaft hat sich 70% des elektrischen Stromes, 
den sie für die französische Niederlassung braucht, von der 
internationalen Hefern lassen. Die Wasserversorgung hat na- 
mentäch tm letzten Sommer vollständig versagt. Dabei hat 
die Pariser Gesellschaft im Jahre 1919 bei einem Kapitat vor 
Fr. 8 Mill. einen Gewinn von Fr. 19 Mill. erzielt. Eine Anzahl 
von Zuschriften in der „North-China Daily News“ bringt der 
Unwillen der Bevölkerung darüber zum Ausdruck; was sie zu 
sagen haben, wird in einem Leitartikel des Blattes sare unter- 


strichen. 
Japan. 


China und Japan. Als Mitte November bekannt ne dass 
Yu Chun-tan, ein Vertreter des Generalinspekteurs der Man- 
dschurei, des Generals Chang-Tso-lin, nach Japan gesandt sei, 
m mit der Tokyoer Regierung übePfeinen Ausgleich mit China 
zu verhamdeln, bemächtigte sich der chinesischen Presse grosse 
Aufregung. Es könne keinem Zweifel unterliegen, dass Chang 
Tso-lin sieh mit dem Ministerpräsidenten Chin Yün-peng über 
neue Richtlinien Japan gegenüber geeinigt hätte, da von anderer 
Seite eine finanzielle, materielle und geistige Unterstützung 
tür China doch nicht zu haben sei. Wenige Wochen später ver- 
öffentlichte die „North-China Daily News“ aus einer ‘)uelle, 
die sie als sehr zuverlässig bezeichnet, eine Mitteilung, wonach 
es Yu Chun-tan gelungen sei, ein geheimes Abkommen mit 
Japan zu verabreden, das an die Stelle des in China wie von 
den fremden Mächten viel bekrittelten sogenannten „Verteidi- 
gzungs-Vertrags“ treten sollte, nach dem China und Japan gewisse 
m#itärische Massnahmen zum Schutz gegen die russischen Bol- 
schewisten (ursprünglich gegen die Gefahr eines Einbruchs ent- 
lassener deutscher Kriegsgefangener aus Sibirien in China) ver- 
abredet hatten. Das newe Abkommen soll (nach dem Gewährs- 
mann der „North-China Daily News“) Japan das Rerzht ein- 
räumen, seine Truppen in der Mandschurei und Mongnlei frei 
zu bewegen, ımmerhalb zewisser Grenzen über Jdie Ostchinesische 
Bahn zu verfügen, Japarf ferner ein Monopol für alle Lieferungen 
von Kriegsmaterial an China sichern und das Versprechen ent- 
halten, dass die Shantimgfrage von China nicht vor dem Völker- 
bund gebracht wird. Dagegen soll Japan der heutigen Pe- 
kinger Regierung und Chang Tso-lin pekuniäre Unterstützung 
zugesagt, ferner versprochen haben, keine Anleihe mit dem 
"Sirdwesten und den Anfuleuten abzuschliessen (offenbar. damit 
diesen gar nichts anderes übrig bleibt, als sich mit Peking zu 
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einigen und bei der Festsetzung des Kleinen Hsü mitzu- ' 
wirken (der bekanntlich Chang Tso-lin immer als ein unbe- 
quemer Rivale erschienen ist. An 'der Wichtigkeit der 
Meldung sei nicht zu zweifeln; dem japanischen Berater Chinas, 
Sakatani, sei bereits der Abschluss des Vertrags von mass- 
gebender Stelle in Tokyo mitgeteilt worden. Der Gewährsmann 
der „North-China Daily News“ kommt zu dem Schluss, damit 
hätten Chang Tso-lin_ und Chin Yün-peng tatsächlich, um ihre 
eigenen Interessen zu fördern, die Mamdschurei und die Mon- 
golei an Japan ausgeliefert. Inzwischen hat Reuter die Mel- 
dung von dem neuen Geheimvertrag auf Veranlassung des 
Waichiaopu dementiert; dieser Stelle sei nichts von derartigen 
Abmachungen bekannt. Vom Waichiaopu aufgefordert, seine 
Truppen von der Ostchinesischen Eisenbahn zurückzuzichen, 
hat indessen die japanische Regierung das in sehr kurzer Form 
abgelehnt; Tokyo könne auf eine sichere Verbindung mit der 
Grenze nicht verzichten. Seitdem sind sechs Wochen ver- 
gangen; jetzt wird aus Peking ımd Tokyo in knappster Form 
gemeldet, der chinesisch-japanische „Verteidigungs-Vertrag‘“ sei 
aufgehoben. Man darf gespannt sein, ob an seine Stelle der 
neue Yusche Geheimvertrag getreten ist. 

Japanische Eisenbahnschatzscheine. Wie in Amerika und 
England beabsichtigt die japanische Regierung auch ihrerseits 
den kleinen Sparer mehr als bisher für öffentliche Angelegen- 
heiten und Anleihen zu interessieren. Sie will deshalb bei’ der 
Ausgabe der neuen 5 % igen Eisenbahnschatzscheine die Privat- 
leute In erster Linie bei der Zuteilung berücksichtigen. Die neuen 
Schatzscheine, die bei allen Postämtern käuflich zu erwerbern- 
sind, sollen im Betrage von 25, 50, 100 und 500, Yen zu einem 
Ausgabekurse von 94,5 ausgegeben werden. 

Die Anleihe, die zum Bau und zur Erhaltung von Eisenbahnen 
bestimmt ist, soll 20 Millionen Yen betragen. Insgesamt sind 
vom Reichstag für diese Zwecke bewilligt worden 185 Millioner 
Yen. Obige 20 Millionen sollen die letzte Ausgabe für 1920 dar-- 
stellen. 11 Millionen Yen sind bereits ausgegeben, während 48 
Millionen ‘Yen wenn nötig 1921 erhoben werden sollen. 

Deutsches Konsulat in Yokohama. In Yokohama ist laut W. 
T. B. ein deutsches Konsulat eröffnet worden, mit dessen Leitung 
der Vizekonsul Sell beauftragt wurde. 

Europareise des Kronprinzen. Die Weltreise des japani- 
schen Kronprinzen scheint nunmehr endgültig beschlossen zır 
sein. Sie soll nach Reuter am 24. Februar in Begleitung des 
Grafen Chinda, General Nara, des Admirals Togo: und anderer 
Würdenträger beginnen. Der Kronprinz begibt sich an Bord 
des in England gebauten Schlachtschiffes Katori, das von dem 
Schlachtkreuzer Kashima begleitet wird, von Japan unmittelbar 
nach London. Auf der Rückreise wird er auch andere europäi- 
sche Hauptstädte, dagegen nicht Arnfterika, besuchen. Da die 
Ankunft des Kronprinzen in England etwa zu der Zeit erfolgt, 
in der die Erneuerung des britisch- -japanischen Bündnisses fällix 
ist, so kann die Reise des StonmDEinzen von aktueller politischer 
Bedeutung werden. 

Angst vor amerikanischer Spionage. Die Polizei der: 
Hauptstadt Tokio prüft, zurzeit Pläne, wie man am erfolgreich- 
sten amerikanische Touristen in Japan überwachen könne. Man 
ist nämlich in Tokio der Ueberzeugung, dass die sogenanrten 
Touristen in Wirklichkeit alles Regierungsagenten seien, deren 
Aufgabe die Ausspionierung der industriellen und militärischer 
Verhältnisse Japans sei. 

Japaner in Hawai. Die Zahl der in Hawai lebenden Japa- , 
ner beträgt nach der letzten Zählung 109000 bei einer Gesamt- 
bevölkerung von 256000. Während die eingeborene Bevölkc- 
rung seit 1910 um rund 2200 abgenommen hat. haben die Japa-- 
ner in derselben Zeit um ein Drittel zugenommen. 


Niederländisch-Indien. 


Deutsche Lehrkräfte für Niederländisch-Indien. Die nieder- 
ländische Presse auf den Sunda-Inseln wendet sich fast ein- 
mütiz gegen die Verwendung deutscher Lehrkräfte in der Kolonie. 

Das „Bataviaasch Nieuwesblad“ bezeichnet den Plan, 
deutsche Lehrkräfte anzustellen, als ein „Debacle‘“ des- Unter- 
richts. Nach halbjährigem Unterricht im Holländischen fremde 


64 


‘ 


Lehrer auf die indische Jugend loszulassen, wäre lächerlich, 


wenn es nicht eigentlich zum Weinen wäre. Hoffentlich werde 
diese Prüfung dem bisher ohnehin’ schon sehr vernachlässigten 
Unterrichtswesen in Indien erspart. 

„Nieuws van den Dag voor Ned-Indie“ schreibt: Die indische 
Jugend wird das Kreuz eines verstümmelten Sprachunterrichts 
auf sich zu nehmen haben, denn diese „mit Dampfbetrieb dres- 
sierten“ Deutschen können unmöglich in der holländischen 
Sprache etwas leisten. 

Der „Locomotief“ hegt technische und politische Bedenken 
wegen die Anstellung von Deutschen, die Grund zu internatio- 
nalem Misstrauen geben werde; das Ausland werde in dieser 
Massnahme einen Akt von Deutschfreundlichkeit bei der hol- 
ländischen Regierung erblicken. 

Der „Soerabajasche Courant‘“ meint, dass zur Not 5000 
Deutsche angestellt und auf die indische Jugend losgelassen 
werden könnten. : Den dadurch freiwerdenden holländischen 
l.chrern solle dann Gelegenheit gegeben werden, die Vakanzen 
in den europäischen Schulen auszufüllen. 

.Das „Soerabajasche Handelsblad“‘ bemerkt, dass der Schritt 


beweise, wie traurig es mit dem Personal für den Unterricht, 


in der Kolonie bestellt sei. Die ganze Sache liefe auf eine 
Täuschung hinaus. Ausserdem würde wohl kaum ein vernünf- 
tiger Deutscher dem Ruf Folge leisten. 

Nach einem: Telegramm aus Weltevreden wird aus Rem- 
‚ bang gemeldet, dass die dortige Versammlung der Schulkom- 
mission und Interessenten sich für die Verwendung deutscher 
Lehrkräfte als Notbehelf, um aus der Sackgasse zu geraten, er- 
klärt habe. . 

Diese aus den holländischen Kolonien kommenden Proteste 
finden in einem Teil der heimischen Presse einen Widerhall. 

„De Nieuwe Courant“, der sich stets besonders mit Kolo- 
uialfragen beschäftigt (er hat ein eigenes Kolonial-Beiblatt), 
schreibt: „Wir wissen sehr wohl, dass viele Deutsche sich sehr 
leicht der holländischen Umgebung anpassen, aber ihre Sprache 
besitzt in der Regel nicht dasselbe grosse Anpassungsvermögen. 
Ferner müsste es jetzt ein sehr schlechter Deutscher. sein, wenn 
er seine Stellung als Lehrer in der Kolonie eines kleinen Staates 
nicht, sei es auch zum Teil unbewusst, zur Verbreitung des 
deutschen Gedankens ausnützen würde. Dies mag die logische 
Folge des verlorenen Krieges sein, und es soll den Deutschen ja. 
auch weiter kein Vorwurf daraus gemacht werden. Aber wer 
die Ueberzeugung hegt, dass sich die Holländer besser zum 
Kolonisieren eignen als Deutsche (Ausspruch Dr. Solfs) und wer 
die Verbreitung des niederländischen Gedankens wünscht, muss 
alles tun, was in seinen Kräften steht, um die Bewohner des 
Ostens in der eindrucksiähigen Jugendzeit soviel wie möglich 
unter niederländischen Einfluss zu bringen. Zur Not könnte ja 
der Unterricht ungeprüften holländischen, durch einen Sonder- 
kursus vorbereiteten Lehrkräften nach dem Beispiel Amerikas 
übertragen werden. e 

Im „Nederlander”, dem Hauptblatt der christlich-histori- 
schen Partei, äussert ein Inspektor Fabius die Ansicht, dass ein 
Deutscher auf 5 Holländer keine grosse Gefahr bei der Er- 
ziehung bilde, und dass Plattdeutsch der holländischen Sprache 
schr verwandt sei. 

Der sehr verbreitete, parteilose, aber durchaus entente- 
freundliche „Telegraaf“ bringt einen Aufsatz Professor R. 
Casimirs, in dem die Tüchtigkeit der deutschen Lehrer aner- 
kannt wird, aber Bedenken gegen ihre sprachliche und metho- 
dische Einigung für Indien geäussert werden. Casimir schlägt 
vor, die Anstellungsbedinsungen für Holländer günstiger zu ge- 
stalten und so aus Holland selber die nötige Anzahl Lehrer zu 
bekominen. Auch diese allgemein gebildeten und jungen hol- 
landischen Lehrkräfte sollten noch eine kurze Sonderausbildung 
xeniessen. Die Deutschen halte man lieber der indischen Jugend 
fern, und die holländische Lehrerschaft erhalte man intakt. 

„Loorts“® wirft die Frage auf, ob sich nicht flämische 
stellenlose Leehrkrafte besser zum Unterricht im „niederländi- 
schen Geist" in Indien eisenen würden als Deutsche. 


di. 


In der zweiten Kammer der Generälstaaten hat das Mit- 
glied Bulten an den halländischen Kolonialminister die Anfrage 
gerichtet, ob es zutreffe, dass die Regierung beabsichtige, 200 
deutsche Lehrer in den indischen Eingeborenen-Schulen nach 


. einem sechsmonatigen Vorbereitungskursus anzustellen, und welche 


Beweggründe zu diesem Plan geführt hätten? Der 'Kolonial- 
minister hat auf diese Anfrage geantwortet, dass die dem Kolonial- 
minister in Sachen des Elementarunterrichts in Niederländisch- 
Indien beratend zur Seite stehende Kommission den Vorschlag 
gemacht habe, eine Anzahl ausländischer Lehrkräfte nach Ab- 
solvierung eines Spezialkursus im Hofländischen für Indien an- 


zustellen. Dieser Vorschlag werde jetzt in Indien in Erwägung 
gezogen. Von einem diesbezüglichen ' Regierungsbeschluss sei 
noch keine Rede. 

Dem liberalen „Nieuwe Rotterdamsche Courant“, das 


Deutschland gegenüber stets sachlich und vorsichtig ist, geht in 


der Frage®ler Anstellung deutscher Lehrkräfte eine Mitteilung 
zu, die stark den Eindruck einer offiziösen Entschuldigung 
macht: 

1. Der Vorschlag bezweckt ausländische Lehrerdiplome den 
holländischen gleichzustellen und ihre Inhaber zur Lehrtätigkeit 
in Niederländisch-Indien zu berechtigen, falls sie den Beweis ge- 
nügender Kenntnis der holländischen Sprache, Geschichte und 
Geographie (Hollands und Indiens) und der Lehrmethoden der 
indischen Schulen erbringen. Diesen . sorgfältig Ausgewählten 
soll noch ein halb- oder einjähriger Kursus erteilt werden. 

2. Die ausländischen Lehrkräfte werden voraussichtlich in 
den deutschen Grenzgebieten — Ostfriesland, Westhannover, 
Nordwestfalen — gesucht werden, da dort holländische Sprache 
und Art bekannt sind. Hochdeutsche, Engländer und Franzosen 
würden sprachlich nicht genügen. Flamen zeigten im allge- 
memen wenig Neigung zur Laufbahn über See. 

3. Das Unterrichtswesen in Indien befindet sich hinsichtlich 
der Lehrkräfte in einer Notlage. 

4. Weitere Gehaltserhöhungen würden ebensowenig wie die 
bisherigen den geringsten Einfluss auf die Gewinnung hollän- 
discher Lehrkräfte für Indien haben. 

5. Auch würde Indien, das sogar bei „produktiven“ Unter- 
nchmungen Sparsamkeit walten lassen muss, von einer Erhöhung 
der Ausgaben für „unproduktive‘“ absehen müssen. 

6. Die Anstellung ausländischer Lehrkräfte würde in keiner 
Weise die Interessenten der holländischen und niederländisch- 
indischen Lehrkräfte schädigen. 

7. Es ist zu beachten, dass I. Holland selbst wahrscheinlich 
noch lange Mangel an Lehrkräften haben wird, 2. dass immer 
nur ein verhältnismässig kleiner Teil von Holländern willens 
sein wird, nach Indien zu gehen. (Alter, Gesundheit, Scheu vor 
dem Unbekannten, Unkenntnis der indischen Verhältnisse usw.) 

8. Diese sorgfältig ausgewählten Ausländer werden unter 
den mehr als 2000 holländischen Lehrern nur zehn vom Hundert 
betragen und deshalb schwerlich schädlich wirken. Könnte das 
der Fall sein, dann wäre Indien schon längst für Holland ver- 
dorben. Es gab Zeiten, wo die Mehrheit des europäischen 
Hecres in Indien aus Ausländern bestand. Deutsche waren dort 
Offiziere, cs gab einen deutschen Lagerkommandanten (Bern- 
hard von Sachsen-Weimar) und einen deutschen Generalgouver- 
neur (von Imhoff); viele deutsche Gelehrte, Forscher und andere 
waren dort tätig. Trotz allem hat die Kolonie ihren nieder- 
ländischen Charakter bewahrt. 

9. Die aus Elementarlehrern bestehende Kommission, die 
den Plan zur Entsendung ausländischer Lehrer ausgearbeitet 
hat, sah doch offenbar darin das beste Mittel zur Behebung der 
jetzigen Schwierigkeiten, 

10. Eine Beantwortung der Frage, ob es besser sei, den 
Unterricht in Indien einzuschränken, oder die erwähnte Not- 
massregel zu ergreifen, kommt der Kommission nicht zu. 

Der „Nieuwe Courant“ bemerkt dazu, er habe keinen 
Augenblick befürchtet, dass durch die geplante Massnahme hol- 
ländische Lehrkräfte benachteiligt würden. Für ihn sei ledig- 
lich die nationale Seite der Fraxe von Interesse. G.F. 
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N Wirtschaftliche Nachrichten ll 


Die wirtschaftliche Lage Niederländisch-Indiens. 


Die Javasche Bank hat unlängst ihren 92. Jahresbericht 
für das Geschäftsjahr 1919/20 erscheinen lassen, den die 
„Deutsche Wacht“ in Batavia zum Abdruck bringt. Ihr ent- 
nehmen wir auszugsweise folgende Angaben über die wirt- 
schaftliche Entwicklung der blühenden holländischen Kolonie. 

Wiewohl sich der Einfluss der Weltlage auch in Niederl.- 
Inden fühlbar machte, darf doch der .wirtschaftliche und 
finanziebe Zustand dieser Kolonie befriedigend genamnt werden. 
Den verfügbaren Daten zufolge lässt sich der Betrag der 
Schulden Niedert.-Indiens am 31. Dezember 1920 beziffern wie 


folgt: . 
Feste Anleihen . . 202.22... Gulden 412 432 WO 
nen Schukd . a EEE „204 372 000 


Gulden 616 804 900 
Die schwebende Schuld ist gedeckt : 
durch Stewern . » Gulden 180 000 000 
und durch Lebensmitelvorräte : u 40 CO 000 


Gulden 220 000 000 
so dass die schwebende Schuld Gulden 16 Millionen mehr be- 
trägt als die Deckung. 

Den seit 1912 ausgegebenen Anleihen von 372% Millionen 
Gulden, wovon ein Betrag von 28% Millionen bereits abgelöst 
ist, so dass ein Betrag von 343% Miltionen Gulden übrigbleiht, 
steht in dieser Periode eine Investierung von 483 Millionen 
Gulden gegenüber, so dass die Vermehrung der Schuld durch 
die Vermehrung der Anlagen weit übertroffen wird. 

Durch die grosse Nachfrage nach Waren, die nach und nach 
ausverkauft umd in Geld umgesetzt warem entstand ein Ueber- 
fluss an Geld, ohne dass dasselbe jedoch billig zu beksmmen 
war. Dieser Vorrat an Geld wartet auf weitere Verwendung in 
der Prodısktion, um wieder in Rohmaterial und später durch 
Arbeit in Waren umgesetzt zu werden. Zu diesem brachiiegen- 
dem Kapital kommen noch die Gewinne, die beim Verkauf von 
Waren gemacht wurden, und die hohen Beträge, die in der 
Kriegsindustrie verdient wurden. 

Betrachtet man nun die Diskontokurse an verschiedenen 
Plätzen, dann zeigt sich, dass 1919 verhältnismässig wenig Ver- 
änderungen vorgekommen siml. Der Bankdiskont in England 
wurde.im Oktober von 5 auf 6% erhöht. Die französische, 
deutsche, italienische und österreichische Bankrente blieh 5 %. 
Der Diskonto in der Schweiz war 4% % ünd wurde im August 
ad 5% erhöht. In den Niederlanden blieb sie unverändert 
44%. Die Javasche Bank berechnete nur 3% %. 

Die hohen Marktpreise erforderten einen ungewöhnlich 
grossen Betrag von Zirkulationsmitteln, doch ging die Ausgabe 
von Banknoten stets mit einer entsprechenden Deckung gepaart. 

Die Valhutafrage in Europa hat nur wenig Einfluss auf die 
Preise der Produkte Niederl.-Indiens. 

Löhne und andere Unkosten sind hier nicht im gleichen 
Masse gestiegen wie der Preis, den die Produkte erzielen. Sie 
werfen daher dem Produzenten einen reichen Gewinn ab. Wer 
in Niederl.- Indien Produkte einkaufen wi, muss in 
Nieder1.-Indien-Geld bezahlten, welches sich 
aui Goldwährung stützt. Nur hinsichtiich des rexel- 
mässigen Absatzes und der Vermehrung des "Absatzes der 
haben die Währungsverhältnisse in Mittel- 
europa einen ungimstizen Einfluss auf den wirtschaftlichen Zu- 
stand Niederk.-Indiens. 

Was aber den Import betrifft. so fühlt man in Niederl.- 
Indien nur die Vorteile der entwerteten Valuta. Wiewohl die 
Produktionskosten in England. Frankreich, Deutschland und 
Oesterreich ungeheuer gestiegen sind. bieiben die Preise, zu 
denen die Waren angeboten werden, schliesslich doch tief unter 
den normalen Preisen. . 


“ gegenüber, 


In Frankreich und Deutschland beginnt man bereits die Im- 
portwaren für Niederl.-Indien in niederl.-indischer Valuta zu 
notieren. Die v&n hervarragenden ouropäischen Finanzmännern 
entworfenen Pläne zur Verbesserung der Valuta können keinen 
blefbenden Erfolg haben, wenn nicht ınit dem Orient gerechnet 
wird. Der Osten wird nicht mehr, wie früher, vom Abend- 
kande beherrscht, sonderm er ist auf dem besten Wege, sich in 
wirtschaftlicher Hinsicht selbständig zu machen. Der Osten 
bleiht ein grosses Absatzzebiet für die europäische Industrie. 
Er hat aber während des Krieges gelernt, sich selbst zu hekien 
ımd seine Einkäufe auch in Japan und Amerika zu machen. 
Europa findet sich daher in Niederl.-Indien einer ernsten 
japanischen und amerikanischen Konkurrenz gegenüber. 

Ausserdem hat Niederl.-Indien nach Friedensschluss wieder 
seine direkten Verbindungen mit Deutschland. und Oesterreich 
aufgenommen. Direkte Dampferverbindungen zwischen Ham- 
burg ımd Niedert.-Indien sowie Triest über Singapore machen 
es möglich, den Transit auszuschalten. 

Auch 1919 hattem die Geldkurse nur wenig Einfluss auf die 
Wechselkurse, die wohl: überall abnormal waren. Sie werden 
abnormal bleiben, solange der Export der Länder, die den 
Wechselkurs gegen sich haben, kleiner bleibt als der Import 
und solange keine Reorganisation des Geldweseris erfolgt, wo- 
durch die Endabrechnungen auf einer festen Basis vollzogen 
werden können. Vielen Ländern ist es unmöglich, die Verrech- 


nung auf Gold zu basieren, da die Abgabe von Gold ihre Zirku- 


iationsmittel noch mehr entwerten würde. 
Es betrug die Metalldeckung für die in Umlauf befindlichen 
Noten: 


En - Juni 1914 Dezember 1919 
England Dee ar fe 134,6 %, 25,7 °%: 
Frankreich . . . 2 20202...670 07 
Deutschland . . . . 2... 54,3 2,2 
Amerika . . 2 2 22020202686 58,3 
Niederlande Be re er 61,7 


Demgegenüber erscheinen de Ziffern für Niederl.-Indien 
sehr günstige. Denn am 27. Juni 1914 stand umlaufenden Bank- 
noten und anderen Verpflichtingen in Höhe von 123290 128 
Gulden ein Metallvorrat von 54157952 Gulden = 4.04% 
während am 3. Januar 1920 die Metalldeckung 
41.62 % betrug (Banknoten, Münzscheine usw. 422 067 470 Gul- 
den, Metallvorrat 175671 241). | 

Der Geldmarkt in Niederl.-Indien hatte das ganze Jahr \hin- 
durch Ueberiluss.. Der höhere Ertrag, den die Produkte des 
Landes aufbrachten, blieb — vorläufig wenigstens — im Lande 
und erhöhte den Bedarf an Zirkulationsmitteln. Die Be- 
schaffung einer genügenden Metallbedeckung 
machte der Javaschen Bank viele Sorgen. 

Die Emission der 6%igen Anleihe NiederlL-Indiens zur Kon- 
solidierung der schwebenden Schuld wäre missglückt, wäre die 
Javasche Bank nicht hilfreich eingesprungen. Sie erklärte sich 
bereit, die Anleihc-Papiere mit %% zu belehnen bei einem Zins- 
fuss von 4%, welcher zwei Jahr lang nicht erhöht werden dari. 
Es wurden in Holland 52 Millionen und in Niederl.-Indien 
128 Millionen Gulden gezeichnet, wovon nicht weniger als 
85 Millionen Guiden belehnt wurden. ö 

‘ Trotz der guten Sicherheit, die niederl.-indische Staats- 
papiere bieten, besteht wenig Neigung, das Geld in solchen 
Werten anzulegen. 

Auch die Gemeinden und Bezirke hatten Schwierizkeiten 
mit der Begebunsr von Anleihen. Die bisherigen 5%igen An- 
leihen sind im Kurs stark gefallen, und selbst auf der Basis von 
GC % konnte kein Geld gefinden werden. Die Regierung musste 
zu Hilfe kommen und durch zeitweilige Bürgschaft die Ausgabe 
von Akzepten ermöglichen, die bei verschiedenen Banken unter- 


zebracht wurden, nachdem die Javabank die Diskontierang zu 


5% % zuresagt hatte. 
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Was die Fmissior von Fifekten betrifft, so wurden 1919 
einschliesslich der niederländischen Anleihe, Effekten zum Be- 
trage von 252 600 000 Gulden ausgegeben, die einen realen Wert 
von 297953 150 Gulden vergegenwärtigen. Ein Betrag von 
Gulden 16,2 Miflionen kommt auf Rechnung der neuen Emission 
von Anleihen der Amsterdanıschen Bank, so dass auf Unter- 
nchmungen in Niederl.-Indien ein Betrag von = 853 150 Gulden 
zu stehen kommt, der sich wie folgt verteilt: 


Gulden 
Banken ende en A . 52 430 000. — 
Fabriken . . . “; . 21 607 500.—- 
Elektrizitäts- und Gaswerke .. 3405 00. — 
Kulturunternehmungen . ... 7 140 080.— 
Eisenbahnen und T rams 6 750 000.—e 
Hotels . .. j 2 377 500.—- 
Technische Bureaus 1 164 150.—- 
Spediteure . j 1 405 000.—- 
Autogeschäfte 537 500.-— 
Baugesellschaften ; 500 000.— 
Andere Unternehmungen 3 536 500.—- 


\ reg 100 853 150.— 

Für die letzten sechs Gruppen wurde fast ausschliesslich 
in Niederl.-Indien. gezeichnet. Bei den übrigen Gruppen war 
auch Holland beteiligt. Man kann annehmen, dass von den 
100 Millionen Gulden 30 bis 40 Millionen Gulden auf Niederl.- 
Imdien entiallen. 

Der Handel N.-Indiens hat sich enorm re Bei an- 
dauernd steigenden Preisen der Produkte bestand rege Nach- 
frage, und auch die Verschiffungsgelegenheit besserte sich zu- 
schends. Wohl konnte der von niederländischen Schiffen ge- 
botene Frachtraum die Nachfrage in N.-Indien noch nicht be- 
friedigen, und daher gestattete die Batavia’sche Frachten- 
Konferenz ihren Kunden auch andere Schiffe zu benutzen, ohne 
dass dies den Verlust des Rechts auf Rückvergütungen nach sich 
zog, aber die Frachtraten der gescharterten ausländischen 
Schiffe waren sehr hoch im Vergleich zu den Frachtraten, die 
den niederländischen Schiffahrtsgesellschaften bezahlt werden 
mussten. 

Dass man gerne höhere Frachtraten bezahlte, lässt einiger- 
massen erkennen, wie gross in der ganzen Welt die Nachfrage 
nach niederländisch-indischen Produkten war. Dabei machten 
Skandinavien und Amerika, die früher gewöhnt waren, in 
Amsterdam, Hamburg und London einzukaufen, ihre Einkäuie 
direkt in Indien, was zur Folge hatte, dass sich der Handels- 
verkehr zumal zwischen Amerika und N.-Indien recht lebendig 
gestaltete. Viel mehr als früher wurden durch Aınerika für die 
Einkäufe in Indien Kredite eröffnet, und erschienen auf Amerika 
sezozene Wechsel hier auf dem Markte. 

Ein Vergleich der Preise der wichtigsten Produkte Anfang 
und Ende 1919 gibt folsendes Bild: 


Januar 1919 Dezember 1920 


Zucker 14, - ‚- Gulden 45,50 Gulden. 
Kaffee: Java 65,—- |. D—- 
Robusta 3, 64,— „ 
Koprah ; 1750. 3450 „ 
Schwarzer Pfeffer 4I,— u 4,— „ 
Rubber 1,02', „ 147 „ 
Tapioka 11,50 ” 1 1, = ID 
Zinn 130),- „ 196,— 


Die Ausfuhrziifern über das Jahr 1919, die hier unten folgen, 
können nicht als Massstab dienen für die Produktion im Jahre 
1919. Der unterbrochene Verkehr zur See in den vorhergelen- 
den Jahren hatte grosse Vorräte an Produkten in N.-Indien an- 
zchäuft. Sobald sich wieder mehr Gelegenheit zur Verschiffung 
bot, trachtete man, so viel als möglich davon zu verschiffen. 

Das gilt vor allen vom Zucker. Die Verschiffung war 
vrösser als in normalen Jahren, da im Jahre vorher die ganze 
Ernte nicht verschiift werden konnte. Ende 1919 aber war nur 
mehr ein verhältnismässisz kleiner Vorrat Zucker auf Java vor- 
handen. 


Ale 


Da bei fortdauernder Verschiffung auch dieser Rest (von 
3 Millionen Pikyl) bald zu verschwinden drohte, wodurch der 
einheimische Konsum (der auf 800 000 Pikul geschätzt. wird) in 
Gefahr kam, übernahm die Regierung den unverkauften Rest 
Superieur aus der Ernte 1919, der 300000 Pikul betrug, zum 
Preise von Gulden 31 per Pikul, um ihn notwendigenfalls von 
regierungswegen zu verteilen. Wohl hätte man durch ein Aus- 
fuhrverbot für Zucker das Gleiche erreicht, und die Preise, die 
beinahe auf Gulden 50 per Pikul stiegen, wären infolgedessen ge- 
sunken, aber die Regierung verzichtete auf diese Massregel. 

Da man fürchtete, dass auch das Produkt der Ernte 1920 
vom Ausland aufgekauft werden könnte und es dann für die ein- 
heimische Bevölkerung schwierig wäre, das einheimische 
Produkt au einem annehmbaren Preis zu kaufen, entschloss sich 
die Regierung, von dieser Ernte weitere 1500000 Pikul' an- 
zukaufen, und dies zum Preise von Gulden 34. 

Die erhöhten Ausfuhrziffern von 1919 geben ein sprechendes 
Bild von der Lebendigkeit, die im Jahre 1919 den Handel N.- 
Indiens beherrschte. 

1917 1918 1919 


Arachides geschält 6222 000 K.G. 5010000 K.G. 881100 8.6. 


„ ungeschält 8657000 „ 2169000 „ 6091000 „ 
Arrak . ae 103 000 Liter 21 000 Liter 1738 000 Liter 
Kakao. . 1555000 K.G. 806000 K.G. 2408000 K.G. 
Kautschuk . . 18957000 „ 17303090 „ 35263000 „ 
Coca . 175577 „ 494184 994 208 „ 
Koprah . 24931000 „ 3493000 „ 103848000 „ 
Staartpeper . . 93751000 „ 85558000 „ 214431000 „ 
Cibebei j 

Bambushüte . 2830 000 St. 1576000 St. 4110000 St. 
Pan4ımahüte .. 3353000 „ 265500 „ 5751000 „ 
Büfrelhäute . . 3141000 K.G. 1127000 KG. 5751000 K.G. 
Rinderhäute . 1885 000 „ 1610000 „ 4560000 „ 
Andere Häute . 2556000 St. 1026000 St. 3078000 St. 
Chinarinde . 2696 000 K.G. 2440000 K.G. 5402000 K.G. 
Chinin 129 900 J„, 251104 „ 642028 „” 
Kaftee, Java 1702000 „ 645000  „ 1266600 „ 

» . Liveria 547000 „ 281000 „ 2150000 „ 

Ri Robusta 9890000 „, 3402000 „ 7852300 „ 

“ auderer 1194000 „ 1107000 „ 8233000 „ 


Oele, Fette: 


Katjang . 1404218 Liter 2489895 Liter 6715 609 Liter 
Klapper . 2772700 „ 2777700 „ 76861000 „ 
Pfeffer, weisser 2371000 KG. 1741000 K.G. 3644 000 KG. 
3 schwarzer 9868000 „ 10135000 „ 20355000 „ 
Spiritus . 5 093 000 Liter 4 916 000 Liter 15 462 000 Liter 
Tabak, Blatt 1 998000 K.G. 1053000 K.G. 3239200 K.G. 
„ krossok 5039000 „ 2204000 „ 6096 000 „ 

„ gerippt 351000 „ 202 000° 639 000 „ 
Viehfutter: Boengkil 

von Kokos . 1557000 „ 1 WM) „14090000 
Oelkuchen 166700 „ 20000 „ 31517000 „ 
Kapok . 11702000 „ 8843000 „ 17082000 „ 
Kattun, gereinigter 322000 „ EU „ 227000 „ 

- roher . 65700 „ 1473000 „ "379000 „. 
Sisal . 13792000 „ 14051000 „ 1511900 „ 
Oelhaltige Kerne: 

Djarakerne 32MW „ 560000, 1218W „. 

Kapokkerne . 1318000 „ 70 „ . 9035000 „ 

Sesam . 656 000 269000 „ 1929000 „ 
Der grosse Aufschwung ist auch aus der Schiffahrts- 


statistik zu erschen. Die vier grössten Hafenplätze N.-Indiens 
weisen im Jahre 1919 folrenden Verkehr auf: 
Anzahl Schıife Inhalt in m? 


un nn nn 


Batavia 1772 (1531) 8 401 909 (5 719 870) 
Samarang. 1072 (875) 6597 411 (4654 131) 
Soerabaja. 1508 (1258) 7 330 304 (5 208 352) 
Makassar . 545 06520) 2 350 600 (1 989 420) 


Die Ziffern in Klammeru geben die Zahlen vom Jahre 


1918 an. 
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werden. 


Es spricht von selbst, dass durch diese günstige Entwicklung 
des Geschäftsganges in N.-Indien die Spekulation beinahe bei 
allen Produkten gewaltig zunahm. 

Infolgedessen mussten bei plötzlichem Fallen der Preise 
mehrere Male Kunstgriffe angewendet werden, um die speku- 
lierenden Händler vor Untergang zu bewahre® und dadurch die 
Marktlage zu retten. Was den Zucker betrifft, so wurden selbst 
Pläne erwogen, um das weitere Fallen der Preise überhaupt un- 
möglich zu machen, was das Ansteigen der Marktpreise zur 
Folge hatte. 

- Im Kaifeehandel wurden Truste gebildet, die die Marktlage 
retteten. Grosse Summen wurden, durch die Spekulanten ver- 
dient. 

Allgemein machten sich in hohem .Masse die angenehmen 
Folgen des Ansteigens der Preise der Landesprodukte fühlbar, 
Der Eingeborene bekam für sein Produkt mehr als früher und 
ebenso die europäischen Kulturen. Es wurde und wird auch nun 
noch viel Geld mit den Landesprodukten verdient, aber auch der 
Lebensunterhaltdurchschnitt stieg enorm, vor allem musste maıı 
für die wichtigsten Nahrungsmittel viel mehr bezahlen als früher. 
Artikel des täglichen Qebrauchs, wie Eier, Hühner, Kokosnüsse 
usw. sind vielfach um 100 % im Vergleich mit den Preisen vor 
dem Kriege gestiegen, so dass auch in N.-Indien, wie in der 
ganzen Welt, für die Arbeitskräfte viel mehr bezahlt werden 
musste. 

Was den Import betrifft, so kann konstatiert werden, dass 
viele deutsche Waren, die in den Niederlanden lagerten, nach 
Friedensschluss argebracht werden konnten, und dass alle 
Sorten Waren aus Deutschland wieder angeboten wurden. Ja, 
der Markt wurde vielfach mit solchen Waren geradezu über- 
strömt, und es wär nur der guten Position des Handels zu ver- 
danken, dass die Preise hochgehalten werden konnten. 

Als Folge des politischen Zustandes in China wurde von 
chinesischer Seite in N.-Indien eine Boykottbewegung gegen 
japanische Waren in Szene gesetzt. Da aber hierzulande nicht 
allein Chinesen als Zwischenhändler auftreten, sah man bald 
ein, dass der Boykott auf die Dauer wenig Effekt haben würde. 
In verschiedenen Teilen des Landes haben die Araber den 
Zwischenhandel an sich gerissen, und auch die Japaner liessen 
es sich angelegen sein, mit den Eingeborenen direkt in Ver- 
bindung zu kommen. Die Chinesen selbst trachteten auf allerlei 
Weise die Bestimmungen des Boykotts zu umgehen, und 
schliesslich richtete sich die allgemeine Stimmung gegen den 
Boykott. _ 

Die Batikindustrie hät noch immer unter den hohen Preisen 
der Rohmaterialien zu leiden, sowohl was Kattun als auch Farb- 
stoffe betrifft. Ueberdies stellten die Importeure von schweizer 


und amerikanischen Farbstoffen die Bedingung, dass gleichzeitig 


mit dem Kattun auch eine Partie Farbstoffe abgenommen 
werden musste. Die Erfahrung hat also gelehrt, dass diese 
Farbstoffe die Konkurrenz mit dem deutschen Fabrikat nicht 
aushalten können. Die schweizer und amerikanische Ware wird 
nur gekauft, weil andere nicht erhältlich ist. Sobald die deut- 
schen Farbstoffe wieder auf dem Markt erscheinen, wird der 
Batiker zweifellos wieder diesen den Vorzug geben. 

Was die Nahrungsmittel betrifft, so blieb das Geschäft gänz- 
lich in den Händen des Gouvernements N.-Indiens. Der ganze 
Reisimport ging durch seine Hände. Ein Versuch einzelner 
Händler, wieder ins Geschäft zu kommen, ist missglückt, da die 
festgestellten Maximumpreise und das Einfuhrverbot den Handel 
unmöglich machten. 
bildung günstig wirkt, kann füglich ausser Betracht gelassen 
Es steht aber fest, dass der Reishandel in N.-Indien, 
der früher eine gute Einnahmequelle für viele war, gegenwärtig 
vernichtet ist. Es dürfte auch nicht so einfach sein, den früheren 
Zustand wieder herbeizuführen. “ 

Angesichts der Unsicherheit in der geregelten Zufuhr von 
Reis aus dem Auslande ist man, vor allem auf der Ostküste von 
Sumatra, darangegangen, besonders auf den Tabakplantagen 
auch Nahrungsmittel anzupflanzen. Der Erfolg war günstig. 
Man hat Reis genug für die Ernährung der Arbeiter auf 3 bis 


Inwiefern diese Massregel auf die Preis- ' 
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10 Monate geerntet, und auch der Preis ist befriedigend. Die 
Zukunft wird lehren, ob die Tabakkultur durch diese Ausnutzung 
des Bodens nicht allzu sehr leidet, und doch wird es nötig sein, 
das Anpflanzen von Reis fortzusetzen, um die Ernährung der 
Arbeiter zu sichern. Es könnten, vielleicht auf gemeinsame 
Rechnung, Reisplantagen in Atjeh oder Süd-Sumatra angelegt 
Die Preise, für welche durch die Regierung an die 
Bevölkerung Reis abgegeben wird, sind in den verschiedenen 
Teilen des Landes. verschieden. Die Festsetzung eines Einheits- 


' preises für ganz N.-Indien scheint zu den Unmöglichkeiten zu ge- 


hören. 

Im allgemeinen waren die Ernährungsverhältnisse N.-Indiens 
Ende 1919 recht günstig. Die Ernte auf Java war befriedigend, 
und auch in den Aussenbesitzungen war die Ernte gut. 

Der Plan, in der Residentie Palembang Reis im grossen zu 
pflanzen, beginnt sich zu verwirklichen. Nach den vorliegenden 
Berichten sind die zu erwartenden Resultate gut. 

Die Entwicklung neuer Industrien in N.-Indien wurde leb- 
haft gefördert. Aus dem oben Gesagten — wir "meinen die 
Kapitalanlagen in industriellen Unternehmungen — kann man er- 
sehen, dass man mehr und mehr Vertrauen in die industrielle 
Entwicklung des Landes zu setzen beginnt. 


a Ina 
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Deutscher Handel in China. Die Schanghaier fremde Presse ' 
beschäftigt sich sehr eingehend mit dem- deutschen Handel; ihr 
entgeht, wie es scheint, keine Mitteilung, die irgendwo in der 
Weit veröffentlicht wäre. Auffallend häufig wird die „Frank- 
furter Zeitung“ zitiert. Nachdem über das Wiedererscheinen 
der Deutschen zunächst unverkennbare Bestürzung zu erkennen 
gegeben wurde, was schliesslich auf eine glänzende "Reklame für 
die Industrie und Handel Deutschlands hinauslief, haben die 
Blätter jetzt anscheinend die von ihnen begangene Dummheit 
erkannt und greifen jetzt zu einem anderen ebenso törichten 
Mittel, bei der Behandlung der Frage des deutschen Handels 
in China: Deutschland wird als erledigt, geschlagen, wett- 
bewerbsunfähig hingestell. Zu einer vernünftigen sachlichen 
Betrachtung der Verhältnisse kommen die Zeitungen nicht; 
offenbar ist die herrschende Nervosität zu gross. England und 
Frankreich, aber auch Amerika, haben sich in China teils durch 
ihr politisches Vorgehen, teils durch schlechtes Geschäftsge- 
baren vielfach stark geschädigt. Der zuverlässig arbeitende 
deutsche Kaufmann und seine „Made in Germany“-Waren wer- 
den gefürchtet, weil es wieder heisst: ‚arbeiten und liefern, was 
verlangt wird. 

Nach den Zollberichten sind im Monat September die fol- 
genden chinesischen Produkte von Schanghai nach Deutschland 
ausgeführt worden: Sesamsaat 8384, Ramie 168, Strohborten 37, 
Antimon * 1764, Gallnüsse 129,’ Eierprodukte 7037 Pikuls.. Im 
japanischen „North-China Standard“ hiess es vor einiger Zeit: 
der Aussenminister zeigt den Deutschen gegenüber grosses Ent- 
gegenkommen; wer eine Bescheinigung des holländischen Kon- 
suls oder einer achtbaren fremden Firma vorlegt, erhält einen 
Pass. Nach einem anderen Bericht soll derselbe Minister auf 
eine Anfrage den Bescheid erteilt haben, obwohl das Handels- 
verbot mit Deutschland amtlich noch nicht aufgehoben sei, sei 
nichts gegen den Handel mit Deutschen einzuwenden, sofern die 
besonderen Zollsätze bezahlt werden. 


Ausländisches Kapital In chinesischen Unternehmungen. Wie 
jetzt aus amtlichen Quellen bekannt wird, sind 1918 in China ins- 
gesamt 84 neue Aktien-Gesellschaften mit einem Kapital von 
$ mex. 53 560 000 entstanden, während 1919 die Zahl der neu- 
gegründeten Gesellschaften 93 erreichte, deren Kapital $. mex. 
33 560 000 beträgt. Unter diesen Neugründungen waren 52 in- 
dustrielle mit $ mex. 21721000 Kapital sowie 26 elektrische 
Unternehmungen mit dem verhältnismässig geringen Kapital- 
betrag von $ mex. 3125000. Japanische Zeitungen sind der An- 
sicht, dass die starke Unterbindung des europäischen Handels 
durch den Krieg in erster Linie, diese Neugründungen veranlasst 
hat, bei denen besonders amerikanische und britische Geldinter- 
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essenten eine Rolle spielten. Wein auch einige der neuen Unter- 
nehmungen bereits in Schwierigkeiten seien, so brauchten die 
Aussichten doch nicht für ungünstig gehalten zu werden, weil 
Amerikaner und Engiänder bereit seien, mit den Chinesen zu- 
sammenzuarbeiten. Der englische Handel mit China hat, wie zu 
erwarten, nach dem Ende des Krieges wieder stark zugenommen, 
während der japanische durch das Wiedererscheinen der europä- 
ischen Waren .in China stark abgenommen hat. Japanische 
Zeitungen betrachten diese Neugründungen mit ausländisohem 
Kapital mit gewisser Besorgnis und großer Aufmerksamkeit, da 
ihre Weitcerentwicklung auch für den chinesisch - japanischen 
Handel von Bedeutung sein wird. Von dem Gedeihen und Blühen 
dieser Gesellschaften wird insbesondere auch die weitere Grün- 
dig anderer Geselschaften abhängen sowie die weitere Beteili- 
sung ausländischen Kapitals. Die chinesischen Handelsgesell- 
schaften und gemeinsamen chinesisch - ausländischen Unter- 
nehmungen hatten in der Vergangenheit mit grossen Hindernissen 
zu kämpfen, die teils in der Geschäftsführung, teils in der 
Beamtenschaft, teils in der ganzen Geschäftsmoral ihren Grund 
hatten. So hatten sich die grossen Banken der Finanzierung 
derartiger Unternehmungen des grossen Risikos wegen vielfach 
ierngehalten. Ob sie diese ihre Zurückhaltung beibehalten wer- 
den, muss abgewartet werden. Eine absolute Sicherheit ist 
jedenfalls nur dann zu erwarten, wenn die Einheit in China 
wiederhergestellt und eine geordnete Verwaltung ins Leben tritt 
und moderne Handcelsgesetze und eine wohlorganisierte Rechts- 
pflege sichere Verhältnisse geschaffen hat. 


Japan. 


Schiifsbau in Japan. Nach einer Zusammenstellung des 
Weltschiffsbaus (Handelschiffe) für das Jahr 1920 sind in diesem 
Jahre in Japan 456 642 t vom Stapel gelaufen gegenüber 611 883 t 
im Jahre 1919 und 489924 t im Jahre 1918. Nimmt man die Ver. 
Staaten aus, so entfallen auf Japan nicht weniger als 34,5 % des 
gesamten Weltschiffsbaus. Wie sehr die japanische Schifisbau- 
industrie sich entwickelt hat, kann man darans ersehen, dass 
die Ziffern des einen Jahres 1920 fast genau die Bauziffern des 
Jahrzehnts 1904/13 erreichen. Die für 1920 gegebenen Zahlen 
umfassen nur Stahlschiffe.. Gebaut wurden unter. anderem 
30 Schiffe von 5-6000 t und 21 Schiffe von 6-10 000 t. Die 
grössten waren 1 Tankschiff von etwa 8000 t und 2 Dampier 
von je 9695 t, | 

Auf Werften in China wurden 14 Schiffe gebaut mit 33 705 t 
und in Hongkong 7 Schiffe mit 23 904 t. _ 


Nippon Yusen Kaisha in Tokio. In dem am 30 September 
abeclaufenen Halbjahr 1920 erzielte das Unternehmen ein- 
schliess'tch des Vortraxzes von 3 044 332 Yen einen Reirgewinn 
von Yen 12 433 250, woraus Yen 470 000 dem Reserveionds über- 
wiesen, 19 % Dividende mit Ye: 2,9 Mill. und 20% Extradivi- 
dende mit Yen 5.8 Mill. verteilt, Yen 435 Wo) Tantiemen ver- 
xitet und Yen 2823280 vorgetraxsen werden. In der Bilanz 
stehen u. a. zu Buch: n:cht eingezahltes Kapital mit Yen 42 Mill., 
abgesetzter Buchwert der Flotte mit Yen 41,13 Mill., Anzahlun- 
gen auf neue Schiffe mit Yen 7,65 M!ll. Grimcbesitz und Gebäude 
mit Yen 7,67 Mill. Wertpapiere mit Yen 75,89 Mill, Bank und 
Kassa mit Yen 34,04 Mill. und Debitoren mit Yen 8,3 Mill, 
Andererseits betrugen bei Yen 100 M.u. der Versicherungsfonds 
Yen 17,14 Mill., der Schiffsreparaturenfonds Yen 5,28 Mil. der 
Reserveionds Yen 15,82 Mill, der Dividendenauszleichstonds 
Yen 226 Mill, Fonds zur Ausdehnung des Dienstes und Ver- 
hesserung der Flotte Yen 15,7 Mill.. Reserve zum Bau und Re- 
paratur von Gebäuden Yen 3 Mill. die besondere Reserve Yen 
2 Mill, besondere Reserve für Abschreibung von Schiifen im 
Bau und den Arkauf von Schiffen Yen 10,67 M!. und Kredi- 
toren Yen 1,87 Mill. — In der Cioneralversammlung am 29. No- 
vermnber 19% führte der Präsilent der Gesellschait, Baron Konuo, 
zu diesem Ergebnis u. a. aus: Der Nettogewinn für das abıee- 
lautene Ho'bruhr beträrt Yen 9,4 Mill, was, verglichen mit dem 
vorberscherden Halbjahr, eine Abnahme von Yen 7,6 M!!l. be- 
deutet. Dhes ist bediglich der uber die ganze Welt verbrciteten 
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Depression des Handels zuzuschreiben, verbunden mit einer 
Reihe von Arbeiterschwierigkeiten, welche die Dampfer häuftg 
in den Häfen stilliegen lassen. Diese Erscheinung ist a’s eime 
Nachwirkung des Krieges anzusprechen; eine Wiederkehr nor- 
naler Verhältnisse ist vor einer Reihe von Jahren nicht zu er- 
warten. Die Lage ist verschärft worden durch den Unistand, 
dass am Ende Juni die Welt-MHandels-Tomage sich af 
5300 000 t belief, was, vergichen mit der Vorkriezstonnage, 
einer Zunahme von 8500 000 t entspricht. Zurzeit befinden sich 
7 650 000-t Schiffe in Bau, so dass nach Fertigstellung derselben 
die Welttonnage 60000 000 t betragen wird. Auf der anderen 
Seite zeigt zwar der Ueberseehandel des vergangenen Jahres 
einen Wertzuwachs von über 70%, die Warenmenge hat jedoch 
eine Abnahme von 30% gegen das Vorkriegsjahr erlitten Fs 
ist daher kein Wunder, dass es schwierig ist, Ladung für die 
Schiffe heranzuziehen, was selbstverständlich zur Folge hat, 
dass die Frachtraten bedeutend gefallen sind. Eine Besserung 
der Lage ist erst zu erwarten, wenn die industriellen und finan- 
ziellen Bedingungen der Weltwirtschaft wieder auf den Vor- 
kriegsstand gebracht worden sind und der Ueberfluiss ar 
Tonnage durch das Gesetz der natürlichen Auswahl ausgeglichen 
ist. „Inzwischen“, führte Baron Kondo aus, „werden wir Ge- 
legenheit haben, eine starke Probe ünserer Ausdlauer und Stärke 
abzulegen.“ Er berichtete sodann über die Tätigkeit iremder 
Schiffs-Konzerne und erläuterte die grosszügigen Massnahmen, 
welche vop den verschiedenen fremden Regierungen zum 
Schutze und zur Entwicklung der Schiffahrt unternommen wor- 
den sind, mit besonderer Berücksichtigung Amerikas. Was. 
Japan anbelangt, so werde auch dieses Land nicht von den Wir- 
kungen des internationalen Wettbewerbs verschont bleiben. 
Die gegenwärtige Handelstonnage Japans beträgt doppelt so viel 
als vor dem Kriege, und eine nicht geringe Anzahl Schiife be- 
findet sich in Bau. Andererseits betrug die Zunahme des Aussen- 
handels während des abgelaufenen Jahres im Vergleich zum 
Vorkriegswert nur 23%. Wie gross die Schwierigkeiten sind. 
die sich der Schiffahrt in den Weg stellen, geht aus der Tat- 
sache hervor, dass zurzeit 7000 bis 85000 t Schiffe stillieren, 
und eine Zunahme ist zu erwarten. Es ist dies ein äusserst 
Besorgnis erregendes Moment und wirklich hohe Zeit für alte 
Beteiligten, mit vereinten Kräften der Gefahr zu begegnen. Ar- 
gcesicht$ der günstigen finanziellen Ausnahmestellung der Nippon 
Yusen Kaisha könne diese (iesellschaft mit Zuversicht hofien, 
die Krise überwinden zu können. Gegen das eingezahlte Kapital 
Yen 58 Mil. beträgt der reduzierte Buchwert der Aktiva 
Yen 169 Mill, einschliessend 103 Dampfer von 490000 Br.- 
Reg.-Tonnen, eingesetzt mit nur Yen 83 pro Brutto-Register- 
Tonne, eine’ Tatsache, „auf die wir stolz seim kömnen‘“, wie der 
Redner sagte. 


Verminderte Ein- und Ausfuhr. Infolge der bereits früher 
geschilderten Wirtschaftskrisis hat die Einfuhr nach Japan 
und die Ausfuhr aus Japan stark nachzclassen. Während die 
Einfuhr mach Japan im Mai rund Yen 290 Millionen betrug, fiel 
sie in den nachfolgenden Monaten bis auf 107 Millionen m 
Monat November, das ist eine Abnahme von 63%. Ebenso fid 
die Ausfuhr, die im Mai ebenfalls rund Yen 29% Millionen be- 
tragen hatte, um 47% auf 104 Millionen im November. Die 
Gesamtausfuhr 1920 betrur bis zum 25. Dezember Yen 1928 
Millionen, der eine Gesamteinfuhr von Yen 2320 Millionen gegen- 
übersteht, so dass mit einem Einfuhrüberschuss von Yen 392 
Millionen die Handelsbilanz wieder stark passiv geworden ist. 


Betriebseinstellungen im japanischen Bergbau. Wie das 
Bergebauamt in Osaka, dem 18 Regierungzsbezirke unterstehen. 
mitteilt, haben seit Beginn der Wirtschaftskrisis zahlreiche 
Minen ihre Betriebe stillgeiergt. In dem Osaka-Berebezirk sollen 
nicht weniger als 46 Bergwerke zum Stillstand gekommen sein. 
Die Zahl der beschäftigten Bergarbeiter ist von 35000 aul 
21000 gesunken. 


Hydroclcktrische Werke in Japan. Die Finanz- und Wirt- 
schaftskrisis hat auch auf den Bau der hydroelektrischen An- 
lagen hemniend eingewirkt. Gleichwohl hofft man bis 1925 eine 
Anzahl Werke fertigstellen zu können. So soll das Werk am 
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Tonefluss schon 1922 10 060 Kilowatt und das Inawaschirewerk 
1923 20000 Kilowatt erzeugen. Die Nagoya-Elektrizitäts- 
gesellschaft will am Jahagifluss einen Wassersturz von 420 Fuss 
zur Elektrizitätsgewinnung benutzen. 


Japans Bedarf an Textilmaschinen. Infolge der durch den 
Krieg gebotenen Aussichten nahm die Einfuhr von Textil- 
maschinen in Japan m den letzten Jahren stark zu. Die Ein- 
fuhr stieg innerhalb dreier Jahre von 2 auf 8 Millionen Dollar 
Gold. Während die Vereinigten Staaten vor dem Krieze nicht 
einmal 1% aller Spinn- und Webmaschinen für Japan lieferten, 
betrug die Einfuhr aus den Vereinigten Staaten 1918 und 1919 
bereits über die Hälfte. Es ist nicht abzusehen, ob infoige der 
Krisis ie Eimfuhr von Webmaschmen sich vermindern wird 


oder ob düe Nachfrage nach ihnen die Aaugenblickliche Krisis 
überdauern wird. 


Siam. 
Der Eisenbahnbau In Siam. Die schon seig einer Reihe von 
Jahren im Bau begriffene siamesische Nordbahn. die 1919 in- 
folge der Unmöglichkeit der Beschaffung von Eisenbahnschienen, 
Maschinen und anderem Eisenbahnmaterial stark behindert 
wurde, soll nunmehr von neuem in Angriff genommen werden. 
Der Bahndamm hat bereits die Stadt Chiengmai in Nordsianı, 
nicht weit vom Oberlauf des Mekong, erreicht. Die von Bangkok 
ausgehende Südbahn wurde auf der Strecke an der Westküste 
1917/18 vollendet und mit den Bahnen der Maläyenstaaten ver- 
bunden, so dass der durchgehende Verkehr bereits eröffnet wer- 
den konnte. 1918/19 wurde der Damm an der Ostküste bis zur 
Grenze von Kelantan Januar bereits gestellt. Auch die Fort- 
führung der siamesischen Ostbahn bis nach Französisch-Indo- 
‘china und ‚ihre Verbindung mit den dortigen Bahnen ist geplant. 
Auf diese Weise sucht man einen durchgehenden Zugverkehr 
zwischen Bangkok und Saigon zu schaffen und weiter noch 
Singapore auf dem Landwege mit den Hauptplätzen Indochinas 
zu verbinden. Die Vermessungsarbeiten für die siamesische 
Ostbahn sind schon begonnen und sollen schon in zwei Jahren 
vollendet werden. Der augenblickliche Generaldirektor für 
siemesische Bahnen begünstigt energisch die Einführung 
mcederner Methoden. Jedes Jahr gehen eine Anzahl Studenten 
zum Studiym - der Technik und Eisenbahnverwaltung nach 
Amerika; auf dem ganzen Bahınsystem soll die Ein-Meter-Spur- 
weite eingeführt werden, um durchgehende Züge Rangoon — 
urma — Saigon — Indochina zu ermöglichen. Die 24-Stunden- 
zeit ist bereits eingeführt, ebenso das metrische System in 
Maßen und Gewichten. 


Indodhina. 
Indochina als Auswanderungsland für Franzosen. Ein 
durch den Aufsatz Cucheroussets über Indochina (der 


in Nr. 3 der „Ostasiatischen Rundschau‘ wiedergegeben war) 
anzeregter junger Franzose beklagt sich in einer Zuschrift an 
die „L’Action Frangaise“, dass ihm von der Auswanderung nach 
Indochina von allen Seiten abgeraten worden sei, da diese 
Kolonie nur für Leute mit grossen Kapitalien gute Aussichten 
biete, Selbst das Wirtschaftsbüro des indochinesischen Gou- 
vermements in Paris warne durch Anschlag von einer Aus- 
wanderung nach Indochina ohne Vertrag oder bedeutende 
Mittel. Das Blatt erwidert darauf in einem ausführlichen Auf- 
Satz, dass in der Tat zur Begründung eines eigenen Unter- 
nehmens für einen jungen Kolonisten in Indochina ein be- 
trächtliches Kapital notwerdig sei; dieses werde sich aber in 
einigen Jahren glänzend verzinsen. Für Unbemittelte im all- 
gemeinen biete jedoch die Kolonie keine Aussichten. Die Ent- 
wiklung ihrer natürlichen Quellen, ihrer Bergwerke und Wäl- 
er, ihres Handels und ihrer Industrie, wird in der Ausführung 
den Eingeborenen überlassen bleiben. Aus Frankreich wird man 
azu nur höhere Angestellte, Ingenieure, Techniker und Spezia- 
listen berufen. Schon die unteren Angestellten werden in der 
lonie selbst unter den Söhnen der dortigen Beamten, unter 
ehemaligen Beamten, Unteroffizieren und Soldaten der Be- 
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satzung ausgewählt werden. An eine Massenauswanderung sei 
also nicht zu denken; nur für Kapitalisten und leitende Persön- 
lichkeiten sei in Indochina Platz. Trotzdem sei die Entwick- 
lung der Kolonie, die in erster Linie die Annamiten von der wirt- 
schaftlichen Vorherrschaft der Chinesen befreien und sie zu 
einem reichen Volke machen wird, gerechtfertigt, denn Frank- 
reich wird ebenso grossen Vorteil davon haben, indem Indo- 
china ihm seine Rohstoffe liefert und damit die französische 
Industrie von dem schweren Tribut befreit, den sic jetzt an das 
Ausland zu zahlen hat, und indem weiter die Kolonie ein aus- 
sichtsvoller Absatzmarkt für das Mutterland wird. Endlich 
bieten auch die Verwaltungslaufbahn und die Gelehrtenberufe 
(wie die des Arztes, des Tierarztes, der Lehrer, der Wirt- 
schaftsinspektoren usw.) einer beschränkten Anzahl von Fran- 
zosen Beschäftigungsaussichten. 


Die Universität Hanol. Ein Berichterstatter dee „Temps“ 
schreibt aus Indochina einen ausführlichen Bericht über die 
Universität in Hanoi, die 1918 gegründet wurde. Sie hat ins- 
gesamt jetzt 600 Studenten; in der medizinischen und pharma- 
zeutischen Fakultät sind 141, in der Tierarzeneischule 51, in der 
Rechts- und Verwaltungsabteilung 117, ferner gibt es noch eine 
Abteilung für öffentliche Arbeiten, eine solche für Pädagogik und 
eine.Handelsschule. Demnächst wird noch eine Fischerei- und 
eine Navigationsschule und eine Schule für angewandte Wissen- 
schaften hinzukommen. Die grösste Bedeutung hat die Medizin- 
schule. Zum Eintritt in sie ist ein Befähigungszeugnis, das etwa 
dem Abiturientenzeugnis entspricht, erforderlich. Der Kursus 
beträgt vier Jahre; auch aus allen Teilen Chinas kommen 
chinesische Studenten zum Studium. In der Schule für öffent- 
liche Arbeiten werden Techniker, Landesvermesser und andere 
ausgebildet; auch auf ihr studieren Chinesen. Die Abteilung für 
angewandte Wissenschaften bildet die Leiter von Arbeiten sowie 
Elektriker und Chemiker aus. Die Absolventen der Rechts- 
fakırltät werden Beamte und in etwa 10 bis 12 Jahren in der 
Landesverwaltung die heutigen Mandarine ersetzen. Bei der 
Schwierigkeit, aus Frankreich die benötigte grosse Zahl von 
L.chrkräften zu beschaffen, ist auch die pädagogische Anstalt 
von grosser Bedeutung, da sie eingeborene Lehrer ausbildet. 
Es ist besonders erfreulich, dass auf ihr auch noch junge Lehrer 
von 25 bis 30 Jahren, die bereits jahrelang unterrichtet haben, 
ihre Ausbildung vervollständigen. Von ihrem Elementarunter- 
richt wird es abhängen, ob die grosse Masse der Bevölkerung 
aus ihrer Unwissenheit und ihrem Aberglauben herausgerissen 
wird. 

Viele Franzosen in Indochina, fährt der Berichterstatter 
fort, tadeln dieses grosse Uhnterrichtsprogramm, sie fürchten, 
dass die Universität auch viele gefährliche Unzufriedene tnd 
Radikale ausbilde. Natür!ich haben die Begründer des Instituts 
auch an diese Möglichkeit gedacht und zur Vorbeugung folgende 
getroffen: 1. Man verleiht nicht allen Studierenden Diplome, 
2. wer aber ein Diplom erhält, erhält von der Regierung auch 
sofort ein Amt oder Beschäftigung, 3. die Kandidaten, die das 
Diplom nicht erhalten haben, werden ihrer früheren Beschäf- 
tigung zugeführt und den Ortsbehörden empfohlen. Dasselbe 
geschieht ferner am Ende jedes Studienjahres mit den jungen 
Leuten, die sich als unfähig und zur Fortsetzung ihrer Studien 
nicht geeignet gezeigt haben; je nach ihrem Studienfach ver- 
wendet man sie als Sanitätsgehilfen, Aufseher bei öffentlichen 
Arbeiten, Dolmetscher und dergleichen. Auch will man die Zu- . 
lassung zur Universität immer mehr erschweren. Wie man 
sieht, ist dafür gesorgt, dass alle Studierenden, gleichviel ob sie 
die Reifeprüfung bestehen oder nicht, eine ihren Kenntnissen 
angepasste Beschäftigung erhalten. Die Universität wird dauernd 
die sorgfältige Beobachtung dieses Punktes im Auge behalten. 


Malayenstaaten. 


Die Ausfuhr von Gummi aus den Malayenstaaten betrux im 
Jahre 1920 insgesamt 101 326 t gegenüber 108393 t im Jahre 
1919 und 78283 t in 1918. 


BEER — Eur 
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O. Franke: Studien zur Geschichte des konfuzianischen Dog- 
mas und der chinesischen Staatsreligion. Hamburg, L. Frie- 
drichsen & Co. 190. Hamburgische Universität. Abhandlungen 
aus dem Gebiet der Auslandskunde (Fortsetzungen der Abhand- 
lungen des Hamburgischen Kolonialinstituts) Band 1 Reihe B. 
Völkerbunde, Kulturgeschichte und Sprachen, Band 1. 

Das Werk besteht aus zwei Teiten: 1. Das Problem des 
Tsch‘un-t‘'siu, 2. Tung Tschung-schu‘'s Tsch'um-t‘siu fan lu. Das 
Problem besteht in dem erstawmlichen Missverhältnis zwischen 
der Dürftigkeit des überlieferten Textes des Tsch‘un-t‘siu, des 
einzigen Werkes, dessen Verfasserschaft dem Konfuzius selbst 
zugeschrieben wird, und seiner Wertschätzung durch den Ver- 
fasser selbst, .seine Zeitgenossen und unmittelbare Nachfolger 
{Möng tse), sowie die ganze konfuzianische Gelehrtenwelt bis 
auf den heutigen Tag. Franke behandelt, nachdem er das Pro- 
blem in kurzer Darstellung klar herausgehoben hat, erst die 
Lösungsversuche europäischer Sinologen, die zu keinem be- 
friedigenden Erfolg geführt haben, im besten Falle (Grube) zu 
«der Hypothese, das Tso tschuan als Kommentar zum Tsch’un- 
t‘siu (mit Ausnahme von späteren Zusätzen) sei von Konfuzius 
selbst veriasst, das Tsch‘un-t‘siu sei nur eine Abschrift oder ein 
Auszug aus der Staatschronik von Lu, deren sich der Meister 
als Faden fir den Inhalt des Tso tschuan bedienen wollte. Es 
folgt darum eine eingehende Darlegımg, wie sich die chinesische 
Kritik im Laufe der Jahrhunderte zu dem Problem gestelit hat, 


bis der Schöpfer des orthodoxen Dogmas, Tschu Hi, alle Ver- 


suche, durch besondere Erklärung des Textes ihm Bedeutung 
zu verleihen, für unnötig erklärte; die Wucht der im Tsch’‘un- 
t'siu aufgezählten Tatsachen scheint ihm Gut und Böse so er- 
greiffend vor Augen zu führen, dass es der Somderdeutungen 
nicht bedarf. Die Ansichten späterer Autoren (Ma tuan-lin u. a.) 
hatten nach Tschu Hi keine rechte Entfaltungsmöglichkeit mehr. 

In jüngster Zeit, am Ende des 19. Jahrhunderts, ist dann der 
kantonesische Literat K’ang Yu-wei* in dem Bestreben, seine 
bekannten politischen Umformungspläne durch die Lehren des 
Konfuzius zu rechtfertigen, den geschichtlichen Spuren der 
Ueberlieferung der kanonischen Texte nachgegangen und zu dem 
Ergebnis gekommen, dass die Lehren des Konfuzius aus Anlass 
der grossen Staatsintriruen beim Uebergang von der früheren 
zur späteren Haiudynastie zuerst von Liu Hin, dem Netordner 
des Kanons am Ende der vorchristlichen Zeit zu politischen 
Zwecken verändert und gefälscht worden seien. Die Folgezeit 
habe dann auf diesen Fälschungen weitergebaut umd so die kon- 
fuzianische Lehre immer ärger entstellt.e Die Folge sei zu- 
nehmende Verderbnis im ganzen Staatsorganismus gewesen. 
Das Tsch‘un-t'siu haben die Reformatoren zur Grundlage ge- 
nommen, auf der sie ihre 'Theorie vom Staate aufbauten, um 
ihre Rechtfertigung durch das Altertum und durch Korfuzius 
zu finden. K’ang hat die überragende Stellung des Tso tschuan 
iür unberechtigt erklärt und dafür dem Kommentar des Kung- 
yang (und dem des Ku-liang) die Bedeutung zurückgegeben, 
die er während der früheren Han-Zeit besessen hatte, die ihm 
nıın aber durch Liu Hin zugunsten des Tso tschuan entrissen 
worden war. Franke erklärt zum Schluss dieses Kapitels, dass 
Kıng (und sein Vorgänger Liu Feng-lu) der abendländischen 
Forschung, der es vor allem um die geschichtliche Wahrheit 
über Konfuzius und seine Lehren zu tun ist, den rechten Weg 
zur Lösung des Problems gezeigt habe. 

Im folgenden gibt dann Franke seine Lösung des Probloms. 
Durch sorgfältige Prüfung zunächst derälte- 
stenNachrichtenüberdasTsch'un-t'siuimSchi 

°“ Es ist. derselbe, der 1917 in einer Denkschrift seine Stimme 
xexen Chinas Kriexserklärung an Deutschland erhoben hat, siche 
Mohr: Gedanken zur Neudeutschen Chinapolitik, S. 39 ff. 


und eingehende kritische Würdigung der 


ki 
späteren Tradition beseitigt er in über- 
zeugender Weise die Nebelhülle, die sich im 
Laufe der Jahrhunderte über die Tatsachen 
gcbreitet hatte. Das Ergebnis seiner Untersuchungen fasst 
Franke in kurzen Sätzen am Schluss des ersten Teils zusammen 
wie folgt: 

Das Tsch'un-t'sin ist kein OSSCIEHIWEIE, sondern em 
Lehrbuch der Staatsethik. 

Es besteht aus den kurzen kragenden Formeln, die Kon- 
fuzius schriftlich niederlegt, und-.dem zwnächst geheim gehaftenen 
Auslegungssystem, das er mündlich seinen Schülern mitgeteilt 
hat. - 
Dieses Auslefäingssystem hat sich in zwei Trägerreihen oder 
Schulen mündlich fortgepflanzt, bis es um die Mitte des zweiten 
Jahrhunderts vor Christi schriftlich niedergelegt wurde m den 
beiden Kommentaren Kung-yang tschuan und Kır-liang tschuan. 

Das uns also Tso tschuan überlieferte Werk ist kein 


Kommentar des Tsch’un-t‘siu, sondern ein davon ganz -unab-. 


hängiges, selbständiges Werk, vielleicht eins von den zahl- 
reichen Tsch’un-tsiu-Werken vom Ausgange der Tschou-Zeit; 
es ist erst durch die systematischen Fälschungen Liu Hin’s am 
Ende der vorchristlichen Zeit mit dem Tsch’un-ts’iu verbimden 
und als ein Kommentar dazu ausgegeben worden. 

Das Tso tschuan hat altmählich die beiden wirklichen 
Kommentare des Tsch’im-ts’m zur Seite gedrückt und damit 
auch den Weg zum Verständnis desselben mehr und mchr ver- 
diunkelt. 

Liest man das Tsch’un-ts’iu mit Hilfe des mündlich gegebe- 
nen Auslegungssystems, so wird die hohe Wertschätzung des 
Altertums, von der vor allem Mene ts& Zeugnis ablegt, durch- 
aus verständlich. 

Im letzten Abschnitt des ersten Teiles hatte Franke aus- 
einandergesetzt, dass das Tso tschuan. kein Kommentar zum 
Tsch’un-ts’iu, sondern ein selbständiges Werk ist, und das wir 
als eigentliche und einzige uns erhaltene Kommentare des 
Tsch’un-ts’iu die Werke des Kung-yang und des Ku-liang anzu- 
sehen haben. Der stärkste Träger der mündlichen Ueberlieie- 
rung, wie sie im Kommentar des Kung-yang schriftlich nieder- 
gelegt wurde, ist Tung Tschung-schu, der Verfasser des 
Tsch’un-ts’iu fan lu. Mit ihm und seinem Werk macht uns 
Franke im zweiten, umfangreicheren Teil seiner Studien be- 
kannt. Die Nachrichten über Tung’s äussere Lebensschicksale, 
die kurz aber hinreichend sind, um ein abgeschlossenes Bild 
von seinem Wirken zu liefern, bespricht Franke ausführlich im 
1. Kapitel. Tung’s Werke werden in zwei Abteilungen ge- 
gliedert: cine grosse Zahl kleinerer Abhandlungen, Denk- 
schriften, Berichte u. a., die aus besonderen Anlässen entstan- 
den waren, und ferner systematische Darlegungen der durch 
Kung-yang übermittelten mindlichen Geheimlehren des Tsch’ım- 
ts’iu. Ein Teil der Abhandlungen usw. ist dann später auch 
mit den lückenhaft gewordenen Darlegungen mit dem heutigen 
Tsch’un-ts’iu fan lu zusammengestellt worden: einige weitere 
Denkschriften u. a. sind, meist nur in Bruchstücken, gesondert 
erhalten, der Rest ist verloren. Da Tung zeitlich dem grossen 
Meister und den ältesten Uebermittlern seiner Lehren verhält- 
nismässig nahestand (er lebte zwischen 170 und % v. Chr.). 
so ist seine orthodox konfuzianische Denkweise von besonderem 
Wert; sie gibt uns das getreueste Abbild des ursprünglichen 
Konfuzianismus, das für uns überhaupt erreichbar ist. Im 
2. Kapitel behandelt Franke Tung’s Stellung in der Geschichte 
der konfuzianischen Lelrre, das schwankende Schicksal seiner 
Wertschätzung durch die Jahrhunderte bis zu den nevesten 
Versuchen, seinem Werk wieder Geltung zu verschaffen zur 
Verteidigung der modernen Reformbewcgung. Franke glaubt, 
die Verwerfunz Tung‘s durch Tschu Hi und die anderen grossen 
Dogmatiker der Sung-Zeit sei nicht zum wenigsten dadurch 
veranlasst, dass der Text seiner Schriften in _ceinem Zustand 


überliefert worden war, der ihre volle Auswertung zur Unmög- 
lichkeit maclıte. Hätte ınan statt des Trümmerhauiens. den sie 
darstellen, ein lückenloses grosses Werk vor sich geiabt. so 
wäre ihr Einfluss doch vielleicht nicht so leicht zu unterbinden 
gewesen. 

Nachdem im 3. Kapitel die Geschichte des Tsch*un-ts‘iu fan 
lu kritisch geprüft worden ist, geht Franke zur ausführlichen 
Darstellung von Tung's Lehrsystem über. Er sieht von einer 
Uebersetzunz des gesamten T. t. fan lu ab, weil diese wegen 
notwerliger weitschichtiger Erklärungen ein Werk von sehr 
grossem Umfang ergeben würde. In der Uebersicht des Lehr- 
systems behamdelt Franke der Reihe nach Wesen md Be- 
deuting des T. t., Metaphysik, Ethik, Staatsichre, Religiöses. 

Die Ucbersetzung eines für mehrere Fragen der Konfuziani- 
schen Staatsethik besonders wichtigen Abschnittes, des dritten 
des T. t. fan lu, als Beispiel für die Darstellungsart des Tune 
Tschung-schu, beschliesst den Text der Studien. Es folgt ein 
sehr sorgfältiger Index und 11 Tafeln chinesischen Textes, näm- 
lich: Abschnitt über Tung Tschung-schu aus dem Sch ki, 
Tıng Tschung-schu tschuan aus den früheren Han-Annalen und 
Text des dritten Abschnittes des T. t. fan lu. 

Frankes Werk bietet, abgesehen von der 
wichtigen Lösung des Tsch'un-t'siu-Problems, 
ander kein ernster China-Forscher vorüber- 
gehen kann, und der reichen Aufklärung über 
die ursprünglichen Lehren des Konfuzius eine 
erstaun!Iche Fü!le von Einzelinfiormationen, 
z.T.inzahlreichrenasusführlichenAnmerkungen. 

Der erste Teil: Das Problem des T. t. ist bereits in den 
Mitteilungen des Seminars für orientalische Sprachen zu Ber- 
lin, Jahrgang XXI, Abtl. I, veröffentlicht worden; der Druck des 
zweiten Teils hat sich der Zeitverhältnisse wegen an der 
gleichen Stelle nicht ermöglichen lassen, wie es im Vorwort 
heisst. So erfreulich es auch ist. dass durch die 
Hamburgische Universität dasErscheinen des 
Gesamtwerkes in würdiger Form gesichert 
werdenkonnte,sobedauerlichistesdoch,auch 
hierzusehen, wiedieNotlagederWissenschaft 
der Veröffentlichung hervorragender wissen- 
schaftlicher Leistungen Hindernisse in den 
Weg legt. Das Wiedererscheinen der Mit- 
teilungen des orientalischen Seminars zu 
Berlinist dringend erwünscht. NH. Wirtz. 
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Brief aus Schanghai vom 10. Dezzmber 1920: 

In China herrscht ein unglaubliches Interesse an philosophi- 
schen Fragen umd insbesondere auch an deutscher Philosophie; 
Eucken ist ihnen nächst Kant durch ihre modernen Zeit- 
schriften am besten bekannt geworden; Häckel allerdings nicht 
minder, wie ich in Parenthese hinzusetze! Daneben gebt cs 
für die Chinesen einen berühniten französischen Philosophen, 
Bergson, und einen beriülmten englischen, Bertrand Russell: 
diesen aber offenbar nur deshalb, weil er augenblicklich in 
China reist und durch die Zeitungen mit Gewalt zu einer erst- 
klassigen Berülnntheit hinauiseschraubt wird. Nicht viel anders 
ists mit dem Amerikaner John Dewey, der eigentlich Professor 
an der Columbia-Universität st, aber von den Chinesen für 
schweres Geld nach Peking berufen worden ist, um dort. fürchte 
ich, Selbstverständlichkeiten als grosse Neuisckeiten auf dem 
Gebiete der Weisheitsichre auszuposzunen. Ich habe hier in 
Schanghai eine Rede von :hm an chinesische Studenten gehört, 
vie sich durch nüchternste Plattheit auszeichnete. Doch Sie 
wollen gewiss anderes von mir hören als diese Randbermerkune 
über die Auwffassıınz europäischer Philosophie durch die Chi- 
nesen. In Schanghai-Nankinz soll (?) eine neue, die zweite, 
chinesische Universität eingerichtet werden, zum Teil mit Aus- 
hau der bereits vorhandenen Hierher Normal School in Nanking, 
die meines Wissens ganz unter dem Einfluss der Amerikaner 
steht. Dr. W. Oechike, der neue’ Dozent für Peking, ist vor 
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einigen Tagen hier duschgefahren. Hoffentlich hat er in Pekins 
mehr Glück als ein anderer Dozent, der, wie ich gehört trabc. 
seit vier Monaten kein Gehalt bekommen hat. Wahrscheinliclı 
haben nur Amerikaner, Engländer, Franzosen usw. ihr Gehalt 
empfangen, die chinesischen Lehrer dagegen auch alle nicht, 
so dass ein Streik schon wieder vor der Tür stand. Jetzt ist 
die wolle Nachzahlung in Kürze versprochen worden. Die 
chinesische Regierung leidet aber, wie schon immer, unter 
chronischer Geldvertegenheit. Seit der Vernichtung des Ein 
ilusses der Anfu-Partei ist die Unsicherheit der herrschenden 
Kreise in Peking schlimmer geworden als sie vorher war. So 
gcht‘s aber ja schon seit langem in China, und das ist Ihnen ja 
auch längst keine neue Erscheinung mehr. ....... 


Aus Tientsin wird uns unter dem 14. Dezember 1920 ge- 
schrieben: 

Hier in China sieht es geschäftlich immer böser aus. Das 
Silber ist rapide gefallen, steht ungefähr noch 10-15 % von 
seinem Friedensstande entfernt, wenigstens berechnet auf die 
einzigen stabilen Werte, auf Golddollar und Goldyen. Im Früh- 
jahr gab es einmal eine Zeit, wo man für den Tael 1,80 Gold- 
dollar bekam, augenblicklich erhält man nur Golddollar 0,72. 
Man sollte meinen, dass sich nun wenigstens der Export ent- 
wickeln würde; aber auch das nicht. Amerika hat den Kredit 
gestoppt und Kauft nichts. Man erwartet, dass eine grosse Zahl 
amerikanischer Firmen Pleite machen oder wenigstens den Be- 
trieb zumachen wird. Kein Schaden, denn während des Krieges 
hat sich in China eine Unzahl amerikanischer Firmen nieder- 
gelassen. Auch Chinesen haben in ihrer Tätigkeit als Compra- 
dore mit den Amerikanern viel verloren, so dass schon mancher 
sich den ehrlichen Deutschen wieder zurückgewünscht hat. Die 
Deutschen haben warten gelernt und wissen sich zu bescheiden. 
Sie müssen sich jetzt wieder einmal den Spruch merken: 
„Durchhalten“, es werden ja auch wieder einmal bessere Zeiten 
kommen. Bares Geld haben sie nicht viel gehabt, Kredite haben 
sie nicht bekommen, so haben sie sich nicht festlegen können. 
Trotzdem kommen mit jedem Dampfer mehr Deutsche an, die 
im, wenigstens nach ihrer Ansicht, gesegneten Osten wieder 
Ihr Glück versuchen wollen. Aber schon so mancher hat ge- 
stöhnt: wäre ich doch in der Heimat geblieben, da hätte ich 
ebensoviel verdient, und dabei noch Vergnügen gehabt. Es ist 
ja auch, was Anregung und Abwechslung betrifft, traurig be- 
stellt. Die Kriegsgefangenen sind noch diejenigen, die sich das 
Leben nach ihrem fünfjährigen Eingeengtsein noch am besten 
einrichten können. Sie sind ja im allgemeinen genügsam und 
freuen sich allein bei einem guten Buch, während die übrigen im 
allgemeinen die sogenannte Budenangst bekommen und Gesell- 
schaft haben müssen. Auch die Frauen können im allgemeinen 
nicht allein sitzen. Sie müssen erst recht Abwechslung haben 
und verlangen dann gewöhnlich ins Kino geführt zu werden, 
zurzeit die einzig mögliche Abendzerstreuung, 


Aus Samatang in Niederländisch-Indien schreibt 
ein anderer Kriegsgefangener, der von Japan aus dort Stellung 
angenommen hat. Ich lebte fünf Monate bei meinen Verwandten 
in West-Java und nahım dann mit Rücksicht auf die ungünstigen 
Verhältnisse daheim eine Anstellung in einer hiesigen holländischen 
Handelsfirma an. Es sind hier nur wenige Deutsche und mein 
Umgang setzt sich ausschliesslich aus Holländern, einigen Ameri- 
kanern (auch Australiern, die angenehmer und neutraler sind als 
Engländer) zusammen. Das Leben spielt sich hier auf eine be- 
sondere, von Ostasien recht verschiedene Weise ab. Klima und 
Charakter des Landes sowie der inländischen Bevölkerung sind 
die Ursache davon. 

Die Holländer unterscheiden sich von uns Deutschen in 
ihrer Aulage doch mehr als man denken sollte. Ich finde sie 
wegen ihrer Aufrichtigkeit und Schlichtheit angenchm, wiewohl 
man bei ihnen als gefühlvoller, sentimentaler und philosophisch 
veranlagter Deutscher ganz auf dem Trockenen liegt, wenn man 
diese Seiten seiner Anlage hervortreten lässt. Es sind seiner- 
zeit, wie Sie wohl wissen, eine Anzalıl Deutscher in Batavia 
angestellt worden. Ich habe zwar wenig von ihnen gesehen, 
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aber manches gehört. Einige haben recht gute Stellungen er- 
halten und befinden sich in guter Lage. Fast alle haben sich 
nach abgelaufener Probezeit zum Hierbleiben entschlossen. 

Dasselbe ist auch bei mir der Fall. Ich bleibe einige Jalıre 
in Holländisch-Indien, das uns so gastfrei aufgenommen und mit 
mancherlei taktvoller Rücksicht behandelt, Es gibt auch Deut- 
schenhasser, die sich von den Vorurteilen der Massc .nicht be- 
freien können; der gebildete Holländer dagegen ist im allge- 
meinen, wenn nicht deutschfreundlich, so doch voller Respekt 
segen das Deutschtum, da er seine Bildung und Erziehung viel- 
tach Deutschland verdankt. 


Mitteilungen 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 

19. Ostasiatenabend. Der Verband bechrt sich, seine Mit- 
glieder und Freunde (mit Damen) zu einer zwanglosen Zu- 
sammenkunft auf Montag, den 28. Februar 1921, abends 8 Uhr, 
in den Muschelsaal des Restaurants „Rheingold“ (Eingang 
Potsdamer Strasse) einzuladen. Ein Vortrag findet nicht statt. 


Schriften des Verbandes. Wie unseren Mitgliedern bekannt 
ist, hat der Verband eine Schriftenreihe herausgegeben, die 
auch in Zukunft fortgesetzt werden soll. Bisher sind folsende 
„Schriften des Verbandes‘ erschienen: 

Band 1: „Kiautschou“, seme Entwicklung und Bedeutung, 

von Dr. W. Schrameier; 

Band 2: „Deutschland und China nach dem Kriege‘. 
Deutschland und das chinesische Geistesleben, von Pal 
Rohrbach, Die wirtschaftlichen Aufgaben Deutschlands 
in China, von Wolf von Dewall; 

Band 3: „Beiträge zur neuesten Geschichte Chinas“, 
Dr. Pyau Ling; 

Band 4: „Aufenthalt und Niederlassung Frenider in China“, 
von Dr. Wilhelm Wagner; 

Band 5: „Die Förderung des japanischen Aussenhandels im 
Weltkriege‘“, von Otto Mossdori. 

Von diesen Arbeiten befindet sich noch eine kleine Anzahl 

im Besitz des Verbandes. Er stellt sie seinen Mitgliedern zum 
Vorzugspreise von 3.— M. pro Heft zur Verfügung und bittet 
die Interessenten, ihre Bestellungen möglichst umgehend an die 


von 


Geschäftsstelle, Berlin W. 35, Potsdamer Strasse 28, II, zu 
richten. Ä 
Verlorenes Gepäck. Herr C. A. Hehold, Neusulza in 


Sachsen, Wolframstr. 4, hat vor seiner Repatriierung in einem 
Godown der Hamburg-Amerika-Linie in Tientsin zwei Kisten im 
Gewicht von I0d kg, gezeichnet G. H 200 + 300 zurück zelassen. 
Trotz alier Bemühungen ist es bisher nicht möglich gewesen, 
diese Kisten wieder aufzufinden, Diejenigen, die etwas über 
den Verbleib dieser Kisten wissen, werden gebeten, sich direkt 
mit Herrn Hebold ins Benehmen zu setzen. 


Gepäck aus „Nankai Maru“. Bei Entlöschung des 
Darmpfers „Nankai Maru“, zweite Reise aus Ostasien, ist eine 
Reihe von Bekleidungsstücken usw. in den lLaderäumen vor- 


gefunden worden, die anscheinend aus beschädigt angclieferien 
Kisten und Koifern stammen Diese Gegenstände lagern bei 
der Dienststelle der Admiralität, Hamburg S8, Hohebrücke 1, II. 
Eine L.iste der Gegenstände liegt bei der Dienststelle der Ad- 
miralität in Hamburg, in der Geschäftsstelle des Verbandes für 
den Fernen Osten, Berlin W. 35. Potsdamer Strasse 28, II und 
bei Herrn R. W. Heidorn, Hamburg, Neuer Wall 68, aus. 
Interessenten können sie dort einschen. 


Liegestühle von „Nankal Maru“. Vom Dampfer „Nankai 
Maru‘“, erste Reise, lagert noch eine Anzahl gebrauchter Liege- 
stuhle bei der Geschättsstelle der Hamburg-Amerika-Linie am 
Hauptbahnhof in Hamburg, die von den Eigentümern bisher 
nicht abgefordert wurden. Etwa Ende Februar dieses Jahres 
sol wine Öffentliche Versteigerung derjenigen Stühle  vor- 
zenonmmen werden, die bis dahin von den Eigentümern nicht ab- 
scholt sind. 
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Fritz Lieb 1. Wie wir in der vorigen Nummer der Ost- 
asiatischen Rundschau: mitteilten, erlitt Herr Lieb einen schweren 
Strassenbahnunfall, der die Amputation eimes Unterscherkels 
erforderlich machte. Zu unserem lebhaften Bedauern müssen 
wir heute unsere Mitteilung dahin ergänzen, dass Herr Lieb 
am 27. Januar an den Folgen dieses Unfalls verschieden ist. 
Der Verstorbene, welcher im 52. Lebensjahre stand, war 
ctwa 25 Jahre für die Herren Arnhold, Karberg & Co. in Hong- 
kong, zuletzt als dortiger Leiter der Firma, tätig. Sein lauterer 
Charakter hatte Herrn Lieb viele Freunde in Ostasien und: in 
Deutschland erworben. Die reichen Erfahrungen, die er drüben 
gesammelt hatte, werden nur schwer zu ersetzen sein. 

Die Beerdigung des Verstorbenen hat in Hamburg statt- 
gefunden. 


An die Leser der „Ostaslatischen Rundschau.“ Viele, wenn 
nicht die meisten, der Chinadeutschen haben draussen photo- 
graphiert. Viele, besonders die Eisenbahner, sind in Gegenden 
fern vom gewöhnlichen Verkehr gekommen, manche haben Zeit 
und Lust gefunden, sich mit chinesischem Leben oder chinesi- 
scher Kunst zu beschäftigen, einige vor allem mit der Baukunst. 
Ihre Pläne, Griradrisse, Zeichnungen, all die Aufnahmen, die sich 
auf dieses Gebiet beziehen, liegen in den allermeisten Fällen un- 
benutzt und unbekannt da, sei es, weil neue Arbeiten die Lust 
an den alten zurückgedrängt haben, oder weil keine Zeit für sie 
da ist oder keine Gelegenheit, sie unter den jetzigen Umständen 
bekannt zu machen. Ich denke dabei in erster Linie an ver- 
einzelte und zufällige Arbeiten und Gelegenheitsaufnahmen, 
weniger an solche, die von vornherein zu einem bestimmten 
wissenschaftlichen Zweck gemacht sind. 

An wissenschaftlichen Reisen nach China und den Osten 
überhaupt wird in den nächsten Jahren nicht zu denken sein. 
Kämen aber die verborgenen Schätze all dieser Aufnahmen 
ans Licht, so würden sie wahrscheinlich mehr Ertrag geben, als 
solch eine Reise. Könnte nicht ein Weg gefunden werden, dies 
zu verwirklichen — etwa indem die Besitzer ihre Bilder und 
Zeichnungen einer Mittelstelle einschickten und hier die wirklich 
wertvollen gesondert und nun etwa als Dispositive der Allgemein- 
heit zugänglich gemacht würden, vielleicht in Verbindung mit 
einer unserer grossen Lichtbilderanstalten? Vielleicht könnten die 
Aufnahmen auch bei einem Museum gesammelt werden, von 
dem jeder, der sie zu wissenschaftlichen Arbeiten oder Vor- 
trägen benutzen will, Abzüge oder Lichtbilder erhalten kännte. 

Wir dürfen nicht vergessen, dass es vor dem Kriege und 
meines Wissen auch ietzt z. B. über chinesische und japanische 
Architektur an brauchbaren Werken nur deutsche gab. Solche 
Arbeiten auch trotz allen Feinden in Zukunft möglich zu machen, 
dabei kann jeder helfen, der das, was er hat, und.mögen es auch 
nur einzelne Aufnahmen sein, den wissenschaftlich Arbeitenden 
zugänglich macht. 

Bremen, am 1. Februar 1921. Dr. Melchers. 

Die vorstehenden Ausführungen des Herrn Dr. Melchers 
empfehlen wir der besonderen Aufmerksamkeit unserer Leser. 
Der beste Weg, um alles vorhandene Material festzustellen. 
scheint uns der zu sein, dass alle Interessenten und Besitzer von 
Photographien, Zeichnungen, Skizzen usw. sich unmittelbar mit 
Herrn Dr. Melchers (bei Bode, Hauptbahnhof) in Verbindung zu 


setzen. Die Redaktion. 
Chinesischer Tee. Die ehemaligen ÖOstasiaten, die den sa 
chinesischen Tee nicht entbehren wollen, wird es interessieren, dass Herr 


P. Wolfram, der früher Einkäufer einer der bedeutendsten russischen Tee- 
firmen in Hankou war, in Erfurt, Theaterstr. 8, ein Teegeschäft eröfinet hat 
Interessenten mögen sich mit ıhm unmittelbar in Verbindung setzen. 
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Japan Ende 1920. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Der auf den 25. Dezember einberufene japanische Reichs- 
tag vertagte sich alsbald auf den 27., nachdem das Abge- 
ordnetenhaus zum Vorsitzenden das Mitglied der Seiyukai 
Ooka und das Herrenhaus den Fürsten Tokugawa zu seinem 
Vorsitzenden wiedergewählt hatte, und hielt dann am 27. 
seine erste ordentliche Sitzung ab, in der in Abwesenheit 
des Kaisers der Ministerpräsident Hara die kaiserlich® 
Thronrede verlas. Diese enthält nichts Besonderes, betont 
die wachsende Freundschaft mit allen Vertragsmächten und 
weist nur ganz im allgemeinen auf das Haushaltsgesetz und 
andere Gesetzentwürfe hin, deren gründliche Durchberatung 
von der gewohnten Pflichterfüllung der Volksvertreter er- 
wartet wird. Die beiden Häuser stellten darauf den Text 
der Antwort an den Kaiser fest, die sich gleichfalls ganz in 
den hergebrachten Formen hält, und wählten die Kommission, 
die sie dem Kaiser überbrachte. An dem gleichen Tage 
wurden vier geschriebene Interpellationen der Kenseikai über 
den Skandal in der Tokior Stadtverwaltung eingebracht, auf 
welche die Regierung nach den Neujahrsterien zu antworten 
versprach, und dann vertagte sich der Reichstag bis zum 
21. Januar, nachdem noch von drei Mitgliedern der Koku- 
minto und einem Wilden der Antrag gestellt worden war, 
allen Männern über fünfundzwanzig Jahre, die im Besitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte sind und nicht von Mildtätig- 
keit unterhalten werden, das aktive Wahlrecht für den Reichs- 
tag zu verleihen. 

Damit ist aufs neue der Streit um das allgemeine Wahl- 
recht Gegenstand der Reichstagsverhandlungen geworden, 
der schon in den beiden letzten Jahren so viel Staub auf- 
gewirbelt und im vorigen Jahr zur Auflösung des Reichstags 
und zu Neuwahlen geführt hatte. Bemerkenswert ist, dass 
sich die stärkste Oppositionspartei Kenseikai nicht an dem 
Antrag beteiligte, der übrigens inzwischen, wie neuerliche 
Telegramme gemeldet haben, mit grosser Mehrheit abgc- 
lehnt worden ist, wie vorher zu erwarten war. Schwerlich 
war es den Einbringern sachlich Ernst mit ihrer Forderung, 
die gegen den gegenwärtigen Zustard nur einen gering- 
fügigen Fortschritt bedeutet. Schon jetzt haben alle unbe- 
scholtenen Männer über fünfundzwanzig Jahre, die im Jahr 
drei Yen direkte Steuern zahlen, das Wahlrecht, von dern 
auch der Antrag sämtliche Frauen wie bisher ausgeschlossen 
halten will. Sicherlich hat die „Osaka Asahi“ recht, wenn 
sie ausführt, dass im Volk eine tiefe Sehnsucht nach dem 
allgemeinen Wahlrecht bestehe, weil es der jetzigen Partei- 
wirtschaft ein Ende machen könne, dass aber aus demselben 
Grunde die grösseren Parteien Seiyukai und Kenseikai, die 
Hauptstützen der regierenden Plutokratie, von ihm nichts 
wissen wollten, so dass eigentlich nur die Wilden, allenfalls 
noch die ohnmächtige Kokuminto, am wenigsten aber die 
Regierungspartei Seiyukai ein Interesse an ihm hätten, ob- 
wohl die letztere von ihren ersten Anfängen her stets mit der 
Forderung des allgemeinen Wahlrechts auf den Wählerfang 
gegangen sei. Die Parteien sollten sich aber hüten, diese 
dem Volk nichts weniger als gleichgültige Frage auch weiter 
lediglich als, Spielball ihrer Parteiinteressen zu behandeln; 
denn wenn das Volk auch noch ruhig und geduldig auf die 

Erfüllung der ihm gemachten Versprechen zu warten scheine, 
werde es nicht lange mehr dulden, in seinen berechtigten Er- 


entfalle. 


wartungen genarrt zu werden. Wer die Wählrechtsfrage mit 
Ernst angreife, könne gewiss sein, dass er das ganze 
japanische Volk hinter sich habe. Offenbar wird hier auf 
die Bestrebungen des gemässigten Flügels der Arbeiter- 
bewegung hingewiesen, die mit Hilfe des allgemeinen Wahl- 
rechts die Erfüllung ihrer Forderungen zu erkämpfen hofft, 
während der radikalere Flügel diese Hoffnung angesichts 
des Widerstands der kapitalistisch gerichteten Parteien als 
aussichtslos verwirft. 


Neben der Wahlrechtsfrage beschäftigte sich die "Presse 
nach der Vertagung des Reichstags hauptsächlich mit der 
kritischen Besprechung der riesenhaften Haushaltsvor- 
lage. An der Einnahmen-Seite wird besonders bemängelt, 
dass die von der Regierung erhofften Mehreinnahmen an 
Steuern und Zöllen angesichts der immer noch fortdauernden 
schweren Wirtschaftskrise niemals einkommen würden, so 
dass der Haushalt, der tatsächlich schon einen Fehlbetrag auf- 
weise, weil er auf die Ueberschüsse aus früheren Haushalten 
zurückgreifen müsse, auch der Form nach keinen Ausgleich 
der Ausgaben mit den Einnahmen darstelle. Vornehmlich 
aber wird bemängelt, dass über die Hälfte der Ausgaben für 
Heer und Flotte bestimmt sind, während auf das Unterrichts- 
ministerium noch nicht ein Dreissigstel der Aufwendungen 
Eine riesige Kriegsrüstung zu Lande und zur See 
aber schwebe ohne eine ausreichende Volksbildung völlig in 
der Luft. Von den Forderungen des Kriegsministeriums 
müssen nach der „Jiji“ alle Aufwendungen für die Küsten- 
befestigungen gestrichen werden, da Japans Küsten weit 
vorn auf hoher See durch die Flotte verteidigt werden 
müssten. Die Durchführung der Flottenpläne hält wohl die 
ganze Presse für notwendig .angesichts des amerikanischen 
Wettrüstens, spricht aber die Hoffnung aus, dass auf Japans 
Anregung zwischen Japan, England und Amerika Be- 
sprechungen über eine allgemeine Einschränkung der Flotten- 
bauten zustande kommen möchten. Inzwischen hat Anfang 
Februar der Führer des radikalen Flügels der Kenseikai, der 
gewesene Justizminister Ozaki, diese Hoffnung in der Form 
eines Entschliessungsantrags eingebracht, der jedoch nach 
neueren Telegrammen mit grosser Mehrheit abgelehnt 
worden ist. Diese Ablehnung, die ohne den Willen der Re- 
gierung nicht möglich gewesen wäre, bildet wohl einen Be- 
standteil der offensiven Taktik, die Japan bei seinen Ver- 
handlungen mit den Vereinigten Staaten anwendet. 


Diese Verhandlungen befinden sich immer noch in dem 
Anfangsstadium, da sie von den beiderseitigen Botschaftern 
Baron Shidehara und Morris geführt werden, die sie Ende 
Dezember dem Abschluss so nahe gebracht haben sollten, 
dass in Kürze ein umfangreicher Bericht den Regierungen 
in Tokio und Washington zugehen sollte. Angeblich sollen 
sie darin vorschlagen, dass den Japanern im Gebiet der Ver- 
einigten Staaten dieselben Rechte gewährt würden, wie allen 
anderen Staatsangehörigen, während das sogenannte Gentle- 
men'’s Agreement dahin abgeändert werden solle, dass kein 
japanischer Arbeiter mehr nach Kalifornien und Hawaii aus- 
wandern dürfe; wohl aber sollten andere als Arbeiter überall 
einwandern dürfen, und Arbeiter auch nach den Philippinen. 
Das kalifornische Landgesetz würde damit seine Rechtskraft 
verlieren; doch bliebe es den Kaliforniern unbenommen, allen 
Ausländern, also auch den Japanern, den Erwerb und Besitz 
von Grundeigentum zu verbieten. _Unmittelbar vor Jahres- 
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schluss scheinen dann die Verhandlungen wieder ins Stocken 
geraten zu sein, oder vielmehr nimmt ein Teil der Presse an, 
dass der Vertragsentwurf erst nach dem Regierungsantritt 
des Präsidenten Harding fertiggestellt werden solle, um 
dessen Politik völlig freie Hand zu lassen. Uebrigens ‚hat 
die kanadische Regierung -amtlich erklärt, die New Yorker 
Meldung, wonach Amerika, Kanada, Australien, Neu-Seeland 
und Süd-Afrika geheime Verhandlungen über gemeinsame 
Massnahmen gegen die japanische Einwanderung gepflogen 
hätten, sei völlig unbegründet; die Washingtoner Regierung 
habe sich nur, um Material für ihre Verhandlungen mit 
Japan zu erlangen, nach dem Stand der gesetzlichen Behand- 
lung der japanischen Einwanderung in den genannten 
britischen Dominien erkundigt; von gemeinsamen Mass- 
nahmen gegen japanische Einwanderer aber könne gar nicht 
die Rede sein. 


Die Regierungen von Tokio und Washington haben in- 
zwischen auch eine Einigungsform gefunden für den japa- 
nisch-amerikanischen Zwischenfall in Tientsin vom 12. und 
13. März 1919, der durch eine gemeinsame Veröffentlichung 
von Noten der beiderseitigen Gesandtschaften in Peking am 
13. Dezember beigelegt worden ist. Darin spricht Japan 
sein Bedauern aus für die unbefugte Verhaftung zweier 
amerikanischen‘ Soldaten und deren wahrheitswidrige Ab- 
leugnung durch die Tientsiner Polizeibehörden, Amerika aber 
für das rechtwidrige Betreten des japanischen Polizeigefäng- 
nisses und die unprovozierte tätliche Beleidigung eines Be- 
amten der Südmandschurischen Bahn durch amerikanische 
Soldaten. 

Ein ähnlicher Zwischenfall hat sich'am 20. Dezember in 
der australischen Stadt Broome abgespielt. Die Berichte 
darüber an die Associated Press, das Auswärtige Amt und 
die „Tokyo Nichinichi“ gehen auseinander. Nach den beiden 
ersten waren nur Malaien und japanische Perliischer be- 
teiligt; ein Malaie habe angefangen und einen Japaner mit 
Steinen geworfen, worauf es zu einer Keilerei zwischen 
Japanern und Malaien kam, wobei zwei Japaner getötet und 
drei Malaien verwundet wurden; schliesslich hätten die 
Weissen für die Japaner Partei genommen und das Frei- 
willigenkerps die Ruhe wieder hergestellt. Spätere Mel- 
dungen scheinen aber die Darstellung der „Nichinichi“ zu 
bestätigen, wonach der Kampf nur zwischen Japanern und 
Weissen vor sich ging, während die Malaien sich ganz 
neutral verhielten und die australische Presse in schärfster 
Form gegen die Japaner Partei nimmt, die eine wohlverdiente 
l.ektion für ihr herausforderndes Benehmen erhalten hätten. 
Die „Sydney Sun“ habe geschrieben: „Die Wiederkehr 
solcher Zwischenfälle muss schliesslich zum Krieg führen. 
Wir bewundern die Fähigkeiten und die Macht des japa- 
nischen Volkes, aber seine Sitten und Gebräuche sind von 
unsern allzusehir verschieden, deshalb ist es besser, alle 
Japaner aus Australien auszuweisen, ehe unsere Städte mit 
ihnen überfüllt werden und ähnliche Zwischenfälle alle Tage 
wiederkehren. Der Zwischenfall in Broome hat bewiesen, 
dass die Japaner eine minderwertige Rasse sind.“ Die japa- 
nische Presse äussert sich ziemlich bestürzt über den 
Zwischenfall, der der australischen Ausschliessungsbewegung 
erwünschtes Material liefere, wenn die Regierung nicht 
schleunigst den Beweis erbringen könne, dass die Japaner 
keine Schuld treffe. Die „Yamato“ ist stolz darauf, dass die 
Japaner in Australien verhasst sind, nur weil sie fleissig und 
selbstbewusst seien: „Wir hätten die Engländer für weniger 
kleinlich gehalten, aber der Zwischenfall zeigt, wie nervös 
sıe stnd. Wir Japaner wie alle Ostasiaten sind stets duldsam 


und freundlich gegen fremde Rassen gewesen; um so grösser 
muss unsere Verachtung gegen die Weissen sein, die in 
Broome Scharfschützen gegen Japaner aufbieten, deren ein- 
zige Waffen Knüttel sind, und dabei Christenliebe, Mensch- 
lichkeit, Demokratie und Brüderlichkeit aller Völker im Munde 
führen.“ 


Der an sich unbedeutende Zwischenfall wird: die Stim- 
mung gegen Japan in Australien nicht freundlicher gestaltet 
haben, von der doch zu einem guten Teil die Aussichten für 
die Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses ab- 
hängen. Ueber diese hat der englische Ministerpräsident auf 
eine Anfrage im Unterhaus geäussert, die Regierung werde 
keinen Schritt in der Angelegenheit tun, ehe nicht die Kon- 
ferenz der Dominions im Juni 1921 einen Entschluss gefasst 
habe. Da das Bündniss erst im Juli abläuft, wäre eine förm- 
liche Erneuerung unmittelbar vor Toresschluss immerhin 
noch nicht ausgeschlossen. 


Anscheinend im Zusammenhang mit dem englisch-japa- 
nischen Bündnis war geplant worden, :dass der japanische 
Kronprinz über Marseille und Paris nach London fahren 
und auf der Rückreise die Vereinigten Staaten besuchen 
sollte, in der Hauptsache, um sich eine Anschauung von den 
Zuständen ausserhalb Japans zu bilden. Funkentelegramme 
gaben schon das Datum seiner Abreise von Tokio auf den 
4. Mäız an. Nach neuesten Meldungen soll diese Angabe 
verfrüht sein und die Reise erst im Juli erfolgen, also nach- 
dem der Bündnisvertrag möglicherweise: förmlich erneuert 
worden ist. Nach der Rückkehr sollen dann die Ver- 
mählungsfeierlichkeiten mit der ältesten Tochter des General- 
leutnants Prinz Kuni stattfinden. In der deutschen Presse 
hat eine merkwürdige Meldung die Runde gemacht, als ob 
diese Vermählung einen Bruch mit dem Herkommen darstelle, 
das nur eine Heirat von Angehörigen des Kaiserhauses mit 
den fünf ebenbürtigen Familien gestattet; als ob die Familie 
des Prinzen Kuni, die zur engsten Verwandtschaft des 
Kaiserhauses gehört, diesem weniger ebenbürtig wäre, als 
die Go-Sekke. Natürlich liegt eine Verwechselung insofern 
vor, als bisher das Herkommen einem Herrscher oder 
künftigen Herrscher Japans eine Auslandsreise nicht ge- 
stattete. 

Die eigenartige Stellung, in der gegenwärtig Japan, Eng- 
land und Amerika zueinander stehen, und die auch in dem 
wiederholten Aufschub der Kronprinzenreise ihren Ausdruck 
findet, wird in einem wichtigen Aufsatz der „Osaka Asahi“ 
über die Unzulänglichkeit der herkömmlichen Politik des 
Auswärtigen Amtes behandelt. Danach ist diese schwierige 
Stellung in erster Linie durch den Versailler Vertrag ver- 
schuldet, der alle Beziehungen in der Welt in Unordnung ge- 
bracht habe. Aber auch „Kasumigaseki“, das Auswärtige 
Amt, hat seine Pflicht nicht getan. Seine Organisation und 
seine Methoden sind völlig veraltet, nur Mittelmässigkeiten 
können in ihm aufsteigen, und abgelebte Greise versperren 
hoffnungsvollen Jüngeren den Platz. Die Aufwendungen im 
Haushalt für „Kasumigaseki“ haben sich im Verhältnis noch 
viel stärker gesteigert, als selbst die für die Marine, aber 
seine Leistungen, besonders im Nachrichtenwesen, bleiben 
weit hinter denen des Kriegs- und Marineministeriums 
zurück. In allem klebt es am Alten, es nimmt auf die Volks 
stimmung weder in Japan noch im Ausland irgendwelche 
Rücksicht. Die Grundlage seiner aussenpolitischen Welt- 
anschauung bilde immer noch die Lehre vom Gleichgewicht 
der Kräfte, obwohl das Gleichgewicht der Kräfte in der 
Welt durch den Krieg zerstört worden sei und sich so bald 
nicht wieder aufbauen lassen werde. Japan könne, da 


Deutschland und Russland darniederliegen, nur durch den An- 
schluss an England das Gleichgewicht aufrechterhalten. Eng- 
land aber. hat seinen Dominien gegenüber lange nicht mehr 
die staske Stellung, wie vor dem Krieg, und muss sich in 
hohem Grade nach den Wünschen der Dominien richten. Die 
Lehre vom Gleichgewicht der Kräfte führt zu immer stärkeren 
und stärkeren Rüstungen und bringt das Auswärtige Amt 
immer stärker unter den Einfluss der „Militaristen“. Die ein- 
zige Politik von „Kasumigaseki‘“ besteht im englisch-japa- 
nischen Bündnis, obwohl dessen Erneuerung völlig von Eng- 
land abhängt. Es ist gar nicht so unmöglich, dass 1921 ein 
Jahr der Verzweiflung für das japanische Volk werden wird, 
da es keineswegs ausgeschlossen sei, dass England, 
„Kasumigasekis“ einzige Hoffnung, Japan im Stiche lasse. 
Auch sonst ist die Presse mit den Erfolgen der Aussen- 
politik sehr wenig zufrieden, namentlich im Hinblick auf die 
grossen Erfolge, die Wellington Koo, der chinesische 
Delegierte, auf der Genfer Völkerbundskonferenz erzielt 
haben soll, und verlangt, dass künftig Japan auf wichtigen 
Konferenzen durch jüngere und mutigere Männer vertreten 
werde. Bei dem chinesisch-japanischen Notenwechsel über 
die Flucht Hsue Shuchengs und die Auslieferung der noch in 
der japanischen Gesandtschaft verbliebenen Anfu-Männer 
nimmt sie zwar einheitlich für die Regierung Partei, ist aber 
sonst mit der bisherigen China-Politik des Kabinetts Hara 
wenig einverstanden. Es habe zwar die frühere Ein- 
mischungspolitik Terauchis aufgegeben, übertreibe aber die 
Politik der Nicht-Einmischung so weit, dass darunter wesent- 
liche wirtschaftliche Rechte Japans in der Nord-Mandschurei 
und gegenüber dem Bank-Konsortium zu kurz gekommen 
seien. Die japanische Aussenpolitik habe überhaupt keine 
wichtigere Aufgabe, als endlich die dringend notwendigen 
guten Beziehungen zu China herzustellen. Namentlich sei 
das notwendig, falls sich die verschiedenen Meldungen aus 
Moskau und Sibirien bestätigen, wonach ein russisch- 
chinesiches Abkommen nicht nur über die ostchinesische 
Bahn, sondern über das ganze Gebiet, das die Mongolei, die 
Mandschurei und Ost-Sibirien umfasst, zustande gekommen 
sei. Danach sollen alle früheren Verträge zwischen der Ost- 
chinesischen Bahn und Privaten ihre Rechtskraft verlieren, 
die Bahn gemeinsam von russischen und chinesischen Be- 
amten verwaltet und alle Frachten für die Sowjet-Regierung 
zum halben Frachtsatz befördert werden. In den Bahnzonen 
verlieren alle Russen die Exterritorialität, und Russland und 
China werden das mongolische, mandschurische und ost- 
sibirische Gebiet durch eine unter gemeinsamem russisch- 
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chinesischen Kommando stehende Truppenmacht gegen jeden 
Dritten verteidigen, der es kriegerisch oder unter irgend- 
welchen sonstigen Vorwänden angreift. 

Gegenüber den innen- und aussenpolitischen Fragen 
treten in der Berichtszeit die Vorgänge sozialer Art stark in 
den Hintergrund. Die Polizeibehörden haben durch eine 
Art Statistik festgestellt, dass im vergangenen Jahr die Zahl 
nicht nur der Ausstände, sondern auch der streikenden 
Arbeiter ausserordentlich nachgelassen hat, und suchen den 
Grund dafür darin, dass die Arbeiter sehr viel ruhiger und 
vernünftiger geworden seien, als im Jahr vorher, aber auch 
in der Wirksamkeit der für Aussöhnung von Kapital und 
Arbeit wirkenden Einrichtungen. Wie in der ganzen \Welt, 
so hat natürlich auch in Japan der Rückschlag gegen die 
revolutionäre Hochflut von 1918-19 die Hauptsache zu 
diesem Erfolg beigetragen, mitgewirkt hat aber auch sehr 
bedeutend die ausserordentliche wirtschaftliche Notlage der 
von der furchtbaren Wirtschaftskrise betroffenen japanischen 
Arbeiter. Das vom Magistrat von Tokio neugeschaffene 
Bureau für soziale Wohlfahrtspflege stellt jedoch fest, dass 
zwar in den meisten Fabriken infolge der Depression die 
Zahl der Arbeitsstunden wesentlich gekürzt worden, die Zahl 
der völlig Arbeitslosen aber bedeutend kleiner sei, als zu er- 
warten war. Dagegen ist die Annahme der Polizeibehörden, 
dass die für Aussöhnung von Kapital und Arbeit wirkenden 
Einrichtungen so erfolgreich gearbeitet hätten, als reichlich 
optimistisch abzuweisen. Die jetzt ganz unter dem Einfluss 
des Ministeriums des Innern stehende Kyochokai (Gesellschaft 
zur Versöhnung von Kapital und Arbeit) hat zwar unter 


‚ihrer neuen Leitung neue Wege eingeschlagen und freund- 


liche Beziehungen zu der Yuaikai, der in den letzten Monaten 
immer mehr erstarkten Arbeitergewerkschaft, anzuknüpfen 
verstanden; irgendwelche wirkliche Erfolge . aber hat sie 
bisher noch nicht aufzuweisen. Neben der Yuaikai hat sich 
kurz vor Jahresschluss ein Gegenstück zu unserer deutschen 
Afa gebildet, der Osakaer Bund der Handelsangestellten, der 
die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage seiner Mitglieder 
erstrebt und zunächst das altpatriarchalische Verhältnis 
zwischen den Arbeitgebern und -Nehmern im Handels- 
gewerbe, namentlich das veraltete Banto- und Lehrlingswesen, 
auf neue Füsse stellen will. So geht auch in dieser Hinsicht 
die neue Zeit in Japan mit Macht über die altgewohnten 
Formen und Einrichtungen hinweg, und es ist nur zu 
wünschen, dass über der Nacheiferung des europäischen Vor- 
bilds nicht vergessen wird, so viel wie möglich von dem Alt- 
bewährten und Eigenen zu erhalten. 


Asiatische Auffassungen. 
Von CE. Fink 


Unter der Ueberschrift „Die Ergebnisse des Weltkrieges 
vom asiatischen, Standpunkt“ brachte kürzlich der „Nieuwe 
Rotterdanische Courant“ eine in mehr als einer Hinsicht be- 
merkenswerte Auslassung aus der Feder eines „Jung- 
asiaten“, hinter dem sich unschwer ein vom Bolschewismus 
angesteckter Asiate erkennen lässt. Sicherlich ist, was dieser 
„Jungasiate“ vorzutragen hat, nicht die allgemeine Aui- 
 dassung aller Asiaten. Mit einigem aber von dem, was er 
sagt, schlägt er zweifellos Saiten an, die, wenn nicht bei 
allen, so doch bei der überwiegenden Mehrheit der Asiaten 
wiederklingen werden. In dieser Hinsicht sei auf einen Auf- 
satz hingewiesen, den Ku Hung-ming, also ein stark 
konservativer Chinese, der gegen jeden Verdacht mit radikal- 


sozialistischen oder kommunistischen Gedanken auch nur zu 
liebäugeln, gefeit ist, im November 1914 in der „Peking 
Gazette‘ veröffentlicht hat (abgedruckt unter der Ueberschrift 
„Die christlichen Kirchen und der Krieg“ in seinem sehr 
interessanten Büchlein „Vox clamantis“). Ku Hung-ming 
machte schon damals den „hochmütigen“ europäischen 
Mächten den Vorwurf, dass die Ursache des Krieges, mit 
Jacobus zu reden, „der Geist sei, der begehrt und eifert“, 
„der greuliche Zustand der Geistesbeschaffenheit der Be- 
völkerung Europas von heute“. Schon in Ku Hung-mings 
um 1899 erschienenen „Papers from a Viceroy's Yamen“ 
findet sich der Satz „Die wirkliche Anarchie der heutigen 
Welt hat ıhren Sitz nicht in China — wiewohl die Chinesen 
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unter ihren Folgen leiden —, sondern in Europa und in 
Amerika.“ Man darf an solchen Auslassungen nicht blind 
vorübergehen, sie werfen scharfes Licht auf die Denkweise 
der Asiaten und sind geeignet, uns gegen unliebsame Ueber- 
raschungen zu schützen. Man braucht nicht jedes Wort, 
das von Asiaten gesprochen wird, als der Weisheit letzten 
Schluss zu betrachten, man darf sich aber auch nicht unge- 
straft hochmütig über sie hinwegsetzen. 

Von diesem Standpunkt aus dürfte der folgende Auszug 
aus dem Artikel des „Nieuwe Rotterdamsche Courant“ 
Interesse auch in weiteren deutschen Kreisen finden. 


Die Jungasiaten unterscheiden in den heutigen Weltcereig- 
nissen zwei Strömungen; die eine ist eine Folge der Diplomatie 
des ewigen Friedens; div andere eine der vom Bolschewismus 
in die Welt gebrachte Unruhe. Dje erste kommt vor allem iin 
Völkerbund zum Ausdruck. Nach Ansicht der Jungasiaten ist 
dieser indessen nır ein neuer gewaltiger Bund der siegreichen 
Mächte und praktisch nichts anderes als eine Wiederholung des 
Wiener Kongresses. der heiligen Alliänz, der Diktatur Mctter- 
nich, Die zweite Strömung ist nicht viel anders als eine 
Wiederholung der französischen Revolution. Schlagworte wie 
„ewiger Friede" und „gerechte Verteilung der Macht“ warei 
auch zu Anfang des 19. Jahrhunderts an der Tagesordnung. Da- 
mals lief ebenso wie heut, die ganze Friedensbewegung nur auf 
eine Vernichrung des eigenen Einflusses hinaus. Neu ist heute 
nur das Wort vom „Selbstbestimmungsrecht der Völker“, aber 
auch das ist nichts weiter als eine Anpasung an die alte Regel 
„Teilen und Herrschen”. 

Die ganze Politik der Pufferstaaten in Osteuropa, die sich 
angeblich auf dem Selbstbestimmungsrecht aufbauen, hat bis 
jetzt nur fortwährende Unruhen hervorgebracht, die vom 
ewigen Frieden genau so weit entfernt sind, wie die Spitze des 
Mont Blanc vom Meeresgrunde.  Viclleicht schafft aber diese 
„Camouflage-Politik“ den Asiaten eine Möglichkeit, endlich ihr 
Schicksal in die eigere Hand zu nehmen, während Europa sich 
immer weiter in seine eigenen Ungerechtigkeiten verrennt. Erst 
wenn Asien sich selbst zurückgegeben sein wird, werden sich 
die Ideale der Weltdemokratie und des Völkerbundes ver- 
wirklichen lassen. Der ganze Weltkrieg war letzten Endes nur 
ats dieser Gier der vuropäischen Völker nach der asiatischen 
Beute entstanden und auf der Friedenskonferenz, die den ewigen 
Frieden schaffen sollte, sah man in Asien nur die Beute und 
wird sie so lange sehen, wie man um sie kämpft. Man wird 
abwechselnd in einem Scheinfrieden dahinleben und offenen 
Kriege führen, bis man endlich einsicht, dass. wili man wirklich 
Frieden auf der Welt scnaffen, man in Asien nicht länger nur 
die vmstrittene Beute erblicken dart, sondern Asien Gelexen- 
heit geben muss, sich selbständig zu entwickeln. Augenblicklich 
ist man aber weiter als je davon entiernt. Der Zusammenbruch 
Russlands hat Asien vollkommen Englands Gnaden auseliefert. 
Das Gleichgewicht in der asiatischen Politik beruhte im Jahre 
1214 noch auf drei Punkten: dem englisch-französischen Ab- 
kommen von 1504, den englisch-japsnischen Bündnisverträgen 
von 1902, 1006 und 1911 und dem englisch-russischen Abkommen 
von 1907. 

Noch nie war Englands Macht so gross wie heute. Bisher 
hatte Amerika zeglaubt, dass England für die Ausbreitung der 
Pemokratie wirke, jetzt aber fragen die Amerikaner: „Wie kann 
die Welt von der britischen Gefahr befreit werden?“ 

Ausser Amerika kann nur noch Japan Einfluss auf die zu- 
Kinftiven \Veltereignisse haben. Alle Völker, die, vom asiati- 
schen Standpunkt geschen, den britischen Machtbestrebungen 
ein Gexengewicht bieten konnten, sind durch den Krieg in den 
Hintergrund gedrängt. Weder für Japan, noch für China. noch 
fır Asien im allgemeinen ist es von Vorteil, dass Deutschlands 
Steöung im Stillen Ozean ganz vernichtet ist. Genau genommen 
sınd also durch den Auszang des Krieges die Aussichten für 
Asıen cher dusterer, als glänzender geworden. 

Ostasien verschliesst sich keineswegs der Tatsache, dass 
der Kriex den Vorteil gebracht hat, dass in Europa auigeklärte 
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Fortschritt für die Menschheit. 


Ansichten Eingang gefunden haben und die Zeit vorbei ist, wo 
in Europa eine Rasse über die andere herrschte. (? Der Ueber- 
setzer.) Das Selbstbestimmungsrecht ist jedenfalls ein grosser 
Wenn auch die Lehre Lenins, 
abgesehen von Russland, in Europa wenig Beifall findet, so be- 
trachten die Jungasiaten die Entstehung des Bolschewismus 
doch überwiegend als eine Offenbarung. Wird doch durch ihn 
gelehrt, dass kein Volk länger, als es selbst wünscht, der Sklave 
des Kapitals zu bleiben braucht. Das muss man im Auge üe- 
‚alten, will man verstehen, was Asien, wo mehr als die Hälite 
der Menschen der ganzen Welt wohnen, von der Zukunft er- 
wartet. Ferner darf man nicht ausser acht lassen, dass bei den 
langgeknechteten Völkern Asiens durch den Krieg ein kriegerischer 
Geist geweckt worden ist. Das wird natürlich von den Kreisen 
Europas und Amerikas, die auf eine endliche Abrüstung rechneiı, 
bedauert werden. Darf man aber erwarten, dass die farbigeii 
Völker, die Solange die Sklaven der Weissen waren, nachdern 
auch bei ihnen der kriegerische Geist erwacht ist, Sklaven 
bleiben wollen? Der Völkerbund und der Gedanke eines Welt- 
friedens werden von den Asiaten solange als Komödie be- 
trachtet, wie die Weissen die Farbigen unterdrücken und ver- 
achten. Man mag in Geni und anderswo soviel reden, wie man 
will, die Asiaten sehen die Zeit kommen, wo sie mit Gewait 
nehmen müssen, was ihnen gutwilliv nicht gegeben wird. Ur- 
sprünglich strebten sowohi die Asiaten wie das moderne Eurovä 
nach demselben Ziel, der Befreiung der Menschheit von Aus- 
nutzung und Unterdrückung. Aber während die Weissen diese 
Grundsätze für die ganze Menschheit predigen, sie jedoch nur 
im Interesse der Weissen verwirklicht schen wollen, fordern die 
Asiaten, dass auch sie der Scenungen der Grundsätze der 
Weissen teilhaft werden. Das ist der grosse Unterschicd 
zwischen gem, was Europa und Asien anstreben. Jungasien 
verlangt daher von den Arbeitern und den Sozialisten Europas 
und Amerikas, dass sie durch die Tat beweisen, dass sie nicht 
mit der Bourgeoisie und den Kapitalisten unter einer Decke 
stecken, sondern dass sie jeden Menschen, ob farbig oder weiss, 
das zugestehen, was ihm zustcht. Geschieht das nicht durch 
eine friedliche Bewegung, so wird es dahin kommen, dass die 
weissen Völker in Asien keine grösseren Rechte fordern dürfeii, 
als sie selbst den Asiaten bei sich zugestehen. In diesem Falk 
erwarten die Asiaten Hilfe vom Bolschewismus. Jeder Asiaw 
bewundert die Art, wie das lang unterdrückte russiche Volk sich 
seiner Herrscher entledigt hat. Die Jungasiaten schen in den 
Jungrussein nur ihre Bundesgenossen im Kampf um die Befreiung 
der Welt von Ausbeutung, Imperialismus und Fremdherrschaäftt. 
Den Asiaten würde daher nichts willkommener sein, als dass in 
England, das sich die Vormacht der Weltdemokratie nennen 
lässt, tatsächlich aber das stärkste Bollwerk einer überlebten 
Weltauffassung ist, eine Art bolschewistische Umwälzung statt- 
fände. Erst wenn das geschähe, würde die Menschheit auf der 
ganzen Welt befreit werden können. Die Sinnfein-Bewegunz 
in Irland wird mit dem grössten Interesse von den Asiaten ver- 
folgt. Jungasien ist bereit, im gexebenen Augenblick, den Sinn- 
feinern und den Bolschewisten die Hand zu reichen. 


Der Unterton dieser Zeilen des „Jungasiaten“ ist die 
Klaec, dass Asien von Europa und Amerika missverstanden 
wird, dass Europa und Amerika, gestützt auf äusserliche 
Machtmittel einer nach der technischen Seite überlegenen 
Zivilisation, Asien vergewaltigen, dass sie die Kultur Asiens, 
die der Asiate als der Kultur des Westens weit überlegen er- 
achtet, nicht verstehen. Klagen dieser Art kann man heute 
vielfach in der ostasiatischen Presse lesen (dass bei der über- 
wiegenden Mehrheit der Asiaten eine noch grössere Un- 
kenntnis der Dinge ın den westlichen Ländern besteht, wird 
dabei verschwiegen, man möchte sagen in uns unverständ- 
lichem geistigen Hochmut verschwiegen). In der Januar- 
nummer der fortschrittlichen von Japanern herausgegebenen 
„Asian Review“ wird den europäischen und amerikanischen 
Journalisten — mit ganz wenigen Ausnahmen — der Vor- 


wurf gemacht, sie suchten nicht das Land, in dem sie wirken, 
und sein Volk ernstlich kennen zu lernen, sondern lebten von 
sensationellen „Enten“, durch die sie die Beziehungen der 
Völker des Westens und Ostens, namentlich zur Zeit 
politischer Spannung, auf das ärgste gefährdeten. Wird 
man der „Asiarı Review“ so ganz Unrecht geben dürfen? Es 
liegt viel Wahres in ihren Worten. 

Im Zusammenhang hiermit sei auch auf einen Aufsatz 
bingewiesen, den kürzlich die „Revue des deux mondes“ 
brachte; er sucht zu zeigen, wie sich die Mentalität der Völker 
Ostasiens letzthin gewandelt hat. Die „Gelben Massen“ 
nähmen lebhaften Anteil am Bolschewismus, dessen Moral, 
Temperament und Methoden aus dem Asiatischen, Tatari- 
schen in der russischen Seele stammten. Der Kuli nehme die 
Ueberlegenheit der Weissen und die Forderung, ihnen zu 
dienen, nicht länger hin. Wie überall in den internationalen 
Beziehungen kämen auch in Ostasien die höheren Grundsätze 
der Freiheit und Selbstbestimmung zum Durchbruch. 


Und noch eins, das, wer es mit den Völkern des Fernen 
.Ostens ehrlich und aufrichtig meint, nicht vergessen darf ! 
Wir dürfen nicht in uns allein den unanfechtbaren Könner 
sehen, der zum lehrer des Ostens bestimmt ist und ihn zu 
neuem Leben erwecken soll, im Asiaten aber den Nicht- 
Könner, der dankbar für die Brocken sein muss, die von 
unseren Tischen fallen. So liegen die Dinge denn doch 
sicherlich nicht. 

Kürzlich hat der schon eingangs erwähnte chinesische 
Gelehrte Ku Hung-ming eine Serie von Aufsätzen in dem 
japanischen, in englischer Sprache in Pcking erscheinenden 
„North China Standard‘ veröffentlicht. An Auszüge aus 
dem Bericht Sir George Stauntons, der die Eindrücke wieder- 
gibt, die die erste englische Gesandtschaft im Jahre 1799 in 
China gewonnen hat, knüpft Ku Hung-ming bemerkenswerte 
Auslassungen darüber an, wie im Lauf der letzten hundert 
Jahre die Ausgeglichenheit der Chinesen, und zwar herunter 
bis zum Kuli, sich zum Schlechteren verändert habe. Ku 
Hıung-ming schreibt das im wesentlichen dem Einfluss der 
modernen amerikanischen Erziehung zu, die er für oberfläch- 
lich und schlecht erachtet. Durch das „Neue Lernen“ ver- 
lören die Chinesen die.ihnen von den Vorvätern vererbte 
Kultur; die ihre Schulrufe in die Welt brüllenden Studenten 
hätten China nicht gebessert, sondern nur zerstörend gewirkt; 
die gute Sitte ginge vollständig verloren. Ku Hung-ming 
verwahrt sich nachdrücklich gegen den ihm gemachten Vor- 
wurf, er wolle die Zeit zurückstellen. Dass er das nicht 
könne, wisse er ganz genau; mat dürfe aber nicht Maschinen, 
Automobile, Lastaufzüge und Flugzeuge für die Träger einer 
Kultur ansehen, das seien nur die Menschen, die Geschöpfe 
Gottes. Ku Hung-ming schliesst seine Bemerkungen mit dem 
Abdruck eines Artikels des Mitgliedes der französischen 
Akademie Brieux, der genau zu denselben Schlüssen käme wie 
er: Die Chinesen machten im republikanischen China keine 
Fortschritte, sondern verfielen schnell in rohe Barbarei; der 
Soldat sei eine ebenso grosse Bedrohung im Lande ge- 
worden, wie der Räuber, er sei letzten Endes nur ein Räuber 
in Uniform, weil er seinen Sold nicht erhielte, schliesslich 
doch aber leben müsse. Gegen diese Auslassungen Ku Hung- 
mings, die anscheinend in weiten Kreisen Chinas Aufsehen 
erregt haben und von den Ausländern scharf verurteilt worden 
sind, nimmt die von einem Amerikaner geleitete „Millards 
Review“, die heute recht eigentlich ein Organ der in Amerika 
erzogenen Jung-Chinesen ist, Stellung. Sachlich vermag sie 
allerdings Kus Auslassungen nicht zu widerlegen. Zur Ver- 
teidigung Jung-Chinas wird nur ausgeführt, es sei nur dem 
von den Amerikanern nach China gebrachten Geist zu danken, 
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dass in der jetzigen Ilungersnot nicht Zehntausende mehr 
umkämen, als es sonst der Fall sein würde, — womit natür- 
lich nichts bewiesen ist. 

Schliesslich sei hier noch auf einen Aufsatz hingewiesen, 
den der japanische Staatsmann Marquis Okuma in der 
„Asian Review“ über die unterschiedliche Behandlung der 
Rassen veröffentlicht hat. Nachdrücklich fordert er seine 
Landsleute auf, sich für eine Beseitigung dieses Zustandes 
einzusetzen und nicht zu erlahmen, wenn nicht gleich zu Be- 
ginn unumstrittene Erfolge winkten. Interessant ist, wie 
Marquis Okuma die Entstehung des Rassengegensatzes zu er- 
klären sucht. In Europa seien Vorurteile gegen die Farbigen 
dadurch entstanden, dass zwei Jahrtausende lang Perser, 
Hunnen, Türken, Tataren, Mongolen und vor allem (?) 
Araber immer wieder in die Staaten der weissen Völker ein- 
gebrochen wären ıMd unsagbares Elend über sie gebracht 
hätten. Die Feindschaft der Weissen gegen die Farbigen sei 
daher wohl zu verstehen, aber berechtige die Weissen doch 
keineswegs zu dem hochmütigen Standpunkt, die weissen 
Rassen als kulturell den farbigen überlegen zu bezeichnen. 
In Wirklichkeit bemesse die weisse Rasse die Stufe der Kultur 
der farbigen Völker um so niedriger, je dunkler deren Haut- 
farbe sei, eine Auffassung, die sich weder wissenschaftlich 
noch durch Tatsachen rechtfertigen liesse. Im Gegenteil, 
zahlreiche farbige Völker hätten im Laufe der Zeiten be- 
wiesen, dass sie den weissen Rassen durchaus ebenbürtig 
seien. Marquis Okuma nimmt das ganz besonders für Japan 
in Anspruch und leitet daraus die Berechtigung Japans ab, 
im Kampf um die Beseitigung der unterschiedlichen Behand- 
lung der farbigen Rassen: der Vorkämpfer zu sein. 

Es soll an dieser Stelle nicht untersucht werden, was 
sich gegen den Standpunkt Okumas im einzelnen einwenden 
lässt. Mit Recht erheben auch die weissen Völker Klage, dass 
sie von den Farbigen — und ganz sicher nicht zuletzt von 
den unter ihnen kulturell am höchsten stehenden — falsch be- 
urteilt werden, dass auch bei diesen Vorurteile bestehen, die 
geeignet sind, Gegensätze zu schaffen und zu verschärfen. 
Das alles aber darf uns nicht hindern, in ganz anderem Mass 
als bisher in den Geist der farbigen Völker einzudringen und 
ihre Denkweise verstehen zu lernen suchen. 

Im obigen ist ein kleines buntes Mosaik asiatischer Auf- 
fassungen geboten. Möge es zum Nachdenken in deutschen 
Kreisen anregen. Wir brauchen uns keineswegs alles, was 
in diesen Ausführungen asiatischer Denker gesagt wird, zu 
eiven zu machen, brauchen es nicht einmal ohne weiteres als 
berechtigt anzuerkennen. Aber wir müssen diese Auf- 
fassungen kennen, wollen wir hoffen, einen Boden unter den 
Völkern des Fernen Ostens zu finden, der uns in den Stand 
setzen wird, fortan mit ihnen Hand in Hand erfolgreich zu 
wirken, nicht nur zur Förderung völkerverbindender Ideale, 
sondern auch zur Erreichung von Zielen, die für uns im 
wohlverstandenen eigenen Interesse erstrebenswert sind. 


Politische Rundschau. 


Chinesische Geldmittel für die Pekinger Regierung. Die 
Pekinger Regierung hat in diesem Jahr rechtzeitig für das 
chinesische Neujahr die Beträge aufgebracht, die es für die 
Zahlung seiner rückständigen Beamtengehälter brauchte, und 
zwar von einem Konsortium chinesischer Banken. Diese haben 
$ 3,5 Millionen Schatzscheine mit einem Diskont von 12 %, die 
nach einem Jahr einzulösen sind, übernommen. Für den rück- 
ständigen Truppensold weigerten sich die Banken Geld her- 
zugeben. Die Soldaten resp. ihre. Kommandeure hatten in- 
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zwischen zur Selbsthilfe gegriffen. An verschiedenen Orten 
kam es zu Unruhen der Truppen, die dann die Stadt plünderten, 
ausserdem aber die Kauimannschaft zwangen, erhebliche Be- 
träge zur Verfügung zu stellen, damit der von Peking nicht ge- 
leistete rückständige Sold bezahlt werden konnte, wogegen 
dann die Soldaten sich verpflichteten Ruhe zu halten. Das 
Beispiel wirkte auf andere Städte, die ohne es in den eigenen 
Mauern erst zu Unruhen kommen zu lassen, das Geld recht- 
zeitig aufbrachten. Es scheint, als ob die Kaufmannschaft in 
den Provinzen sich bis auf weiteres damit wird abfinden 
müssen, Geld für den Sold der Truppen aufzubringen. Damit 
wäre vorläufig die Finanzlage Pekings nicht unwesentlich er- 
leichtert. Die Neujahrsanleihe der chinesischen Banken ist 
übrigens, so wenig sie voraussichtlich die letzte bleiben wird, 
die erste der Regierung gewährte gewesen. Schon vorher hatten 
die Banken ihr 4,8 Millionen vorgeschossen und weitere 2,5 
Millionen für die Errichtung einer Einheitemünze in Schanghai 
zur Verfügung gestellt. Wesentlich bei diesen Anleihen aber 
ist, dass die Uceberschüsse der Seezoll- und Salzverwaltung die 
Sicherheit für diese Anleihen (insgesamt bisher rund $ 10 
Millionen) bilden und dass der Generalinspektor der Seezoll- 
verwaltung die Ueberschüsse tatsächlich zur Verfügung der 
Banken halten will. Noch wichtiger aber ist, dass das 
Kunsortium der chincsischen Banken sich bereit erklärt hat, 
die Mittel zur Entlassung der Truppen und zum Bau neuer 
Fisenbahnen aufzubringen, falls ihm weitere Sicherheiten 
hinterlegt werden. Tatsächlich will damit das chinesische 
Konsortium dasselbe leisten wie das internationale unter 
Amerikas Führung, ohne indessen auf die vom internationalen 
seforderte Verpfändung der Grundsteuer und eine Art Finanz- 
kontrolle zu bestehen. Das macht der Regierung die inneren 
Anleihen natürlich viel genehmer als die auswärtigen, und 
darin liegt die weittragende politische Bedeutung dieser 
Neuerung. Es bleibt abzuwarten, ob das chinesische Konsortium 
sein Wort hält oder halten kann. Einstweilen gewinnt man 
aus den Auslassungen der fremden Presse den Eindruck, als 
werde das der Fall sein. Ueber den Verlauf einer inzwischen 
nach Schanghai einberuienen Konferenz nicht nur der chinc- 
sischen Banken und Finanzmänner in China selbst, sondern auclı 
der in Südasien, Amerika usw. tätigen liegen zwar noch 
keine Meldungen vor. Auf ihr sollte das Konsortium endgültig 
in xrosszügiger Weise gebildet werden. Inzwischen macht die 
amerikanische Presse allerlei satirische Bemerkungen über den 
xewaltigen Apparat, den man in Bewegung setzen müsse, um 
ein paar Millionen zu unerhört hohem Zinssatz zu erhalten, und 
die Londoner Times glaubt Peking warnen zu sollen, sich auf 
das chinesische Konsortium zu verlassen; das würde in alle 
Winde veriliegen, wenn eines Tages der Silberkurs falle, Chinas 
auf Gold laufende Zahlungsverpflichtungen damit höhere Silber- 
beträge als heute eriorderten und dann Seczoll- und Saulz- 
verwaltung keine Ueberschüsse miehr aufweisen würden. 
Sicherlich liegt darin ein Kern Wahrlieit. Aber ein ganz klein 
wenig erhält man doch den Eindruck, als ob das internationale 
Konsortium mit Bedauern die Felle wegschwimmen sicht, die 
es schon geborgen gewälnt hatte. Die Stellung der Pekinger 
Regierung würde natürlich ganz ausserordentlich gefestigt 
werden, wenn es ihr gelänge, im eigenen Land die Mittel aui- 
zubringen, die ihr vom Ausland nur unter Bedingungen gewährt 
werden sollten, die — man mag die Dinge drehen und wenden 
wie man will -—- einer Preisgabe gewisser Hoheitsrechte gleich- 
kommen und schon deshalb Anlass zu neuen inneren Schwierig- 
keiten geben würden. 

Die neue Cantoner Regierung. Sun Yat-sen beabsichtigt, ein 
Heer von & Divisionen aufzustellen. Es verlautet, er habe mit 
einem Japaner eine Aprozentige Anleihe von $ 10 Millionen ab- 
weschlossen, die mit Sondersteuern der Provinz Kuangtung 
sichergestellt werden sollen. Ein Teil dieses Betrages ist für 
den Ankauf von Waffen und Munition bestimmt. Angeblich 
sind bereits 8 Feldgeschütze, 24 Maschinengewehre und 2000 
Gewehre mit Munition in Canton eingetrolien; eine zweite 
Sendung soll folgen. Ein anderer Bericht will wissen, dass Sun 
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auch die Goldbergwerke der Provinz Kuangtung mitverpfändet 
habe. Die Pekinger Regierung hat erklärt, sie werde die An- 
leihe unter keiner Bedingung anerkennen. Dazu bemerkt die 
Peking Daily News in einem Leitartikel: Wenn div 
Provinz Kuangtung imstande wäre, neue Steuer für die Aul- 
stellung eines derartigen Heeres aufzubringen, so sehe sich die 
chinesische Regierung ausserstande, ihr noch weiter einen Teil 
der Einnahmen der Seezoll- und Salzverwaltung zu überweisen. 
Die Zentralregierung habe oft genug ihren guten Willen gezeigt, 
zu einer Einigung mit Canton zu kommen, unter den obwalten- 
den Umständen aber müsse sie darauf bestehen, dass weder 
die Seezoll- noch die Salzverwaltung Sonderverträge mit der 
Provinz Kuangtung abschlösse. 

Es scheint, dass innerhalb der neuen Regierung in Canton 
ernste Meinungsverschiedenheiten zwischen Sun Yat-sen und 
dem General Chen Chiung-ming über die Teilung der Beute 
nach Abzug der Kuangsi-Truppen und den Anschluss an den 
Anfuklubs entstanden sind. Chen verlangt die sofortige Auflösung 
der Bürgergarden und will von der Erhebung der Sondersteuern 
nichts wissen. Dagegen will sich Sun auch weiter auf die 
Bürgergarde stützen; offenbar glaubt er, sein Ansehen als 
Präsident des Südens erfordere es, dass er seine eigenen 
Truppen habe. In der Peking Daily News wird scharfe 
Kritik auch an diesem Verhalten Suns geübt, der sich so sehr 
an ein Zerstören gewöhnt hätte, dass er gar nicht mehr in der 
Lage sei, Aufbauarbeit zu leisten. Man könne über den 
Präsidialerlass, der von einer Aussöhnung des Nordens und 
Südens sprach, lachen, jedenfalls habe er aber gezeigt, dass 
man in Peking bereit sei, was in der Vergangenheit liege. zu 
vergessen, um mit Canton zu einem Einvernehmen zu kommen. 
Angesichts des beabsichtigten Zusammengehens Sun Yat-sens 
und der Anfuleute sei es aber aussichtslos, dass ein Ein- 
vernehmen erzielt würde. Suns Vorgehen sei geradezu Landts- 
verrat. 

Seit die Zentralregierung und das diplomatische Korps es 
abgelelint haben, einen Teil der Ueberschüsse der Seezolll- 
verwaltung für den Unterhalt der Cantonregierung zur Ver- 
fügung zu stellen, unterhält Dr. Sun Yat-sen enge Beziehungen 
zu seinen japanischen Freunden und bemüht sich auf alle Art 
und Weise, dem Boykott in japanischen Waren in Südchina ein 
Ende zu bereiten. Er hat zwei grossen japanischen Firmen 
seine Unterstützung zugesagt, wenn sie Waren über Canton 
nach China schicken wollten. Sie brauchten zurzeit überhaupt 
keine Zölle zu zahlen, da die Cantoner Regierung ja keinen Aı- 
teil an den Ueberschüssen der Seezollverwaltung haben sollte. 
Die Pekinger Regierung hat dagegen Verwahrung bei der 
japanischen Gesandtschaft eingelegt. 

Inzwischen hat sich die Lage der Cantoner Regierung in- 
dessen durch Vorgänge in der Provinz Yiünnan anscheinend 
erheblich verschlechtert. Ueber die Ereignisse in Szechuan 
liegen zuverlässige Nachrichten nicht vor. Es gewinnt aber 
den Anschein, als habe Tang Chi-yao dort keine weiteren Er- 
folge zu verzeichnen. Dagegen heisst es, wie die Londoner 
Morning Post meldet, in Yünnan sci eine Militärrevoite 
ausgebrochen, und Tang Chi-yao infolgedessen nach Mengtse 
(also dem äussersten Süden seiner Provinz) geflohen; da 
Yünnan bisher den Kern der Truppen des unabhängigen Süd- 
chinas gestellt hätte, sei damit die Südregierung erheblich g°- 
schwächt. In Nordchina scheint man derartiges erwartet zu 
haben. Sowohl Tsao Kun wie Chang Tsao-ling vertreten die 
Auffassung, man solle den Süden sich selbst und seinen innereil 
Streitirkeiten überlassen, um erst, wenn es sich dadurch gC- 
nügend geschwächt hätte, in Hunan mit einem vernichtenden 
Schlag einzugreifen. Einstweilen rechnet Sun Yat-sen indessen 
oifenbar noch immer mit der Möglichkeit, dem Norden seine 
Willen aufzwingen zu können. Er hat in Peking wissen lassen. 
er sei zu einem Ausgieich bereit, falls Peking alle Oiiiziere aus 
verantwortlichen Regierungsstellen entferne, der Präsident iM 
aller Forın den Erlass zurückziehe, wonach zwischen Norden 
und Süden schon Frieden bestehe, und Peking sich verpflichte, 
keine weiteren äusseren Anleihen abzuschliessen. Dass Sun 


ernstlich annehmen könnte, dass Peking namentlich auf die 
beiden ersten Bedingungen eingeht, ist wohl ausgeschlossen; 
so kommt seine Erklärung tatsächlich einer Ablehnung von Ver- 
handlungen gleich. 

Militarismus in China. Dr. Tyau vom Waichiaopu hat eine 
Erklärung veröffentlicht, wonach China nicht eigentlich unter 
einem Militarismus zu leiden habe, sondern an dem Ueber- 
xzewicht, das die militärischen Organisationen in den Provinzen 
der Zentralregierung gegenüber erhalten haben. An sich sei die 
Zahl der Truppen, die in China unterhalten würden, im Ver- 
Aältnis noch lange nicht so gross wie die Zahl der regulären 
Truppen, Polizei und Bürgerwehr in Deutschland, nachdenı 
dieses jetzt, wie anzuerkennen sei, vollständig entwaffnet wäre. 
‚Dass China seine militärische Organisation besonders der Ein- 
richtung der Tutschünate ändern müsse, sei nicht zu leugnen. 
Chinas grösster Feind sei indessen nicht der Militarismus in 
len Provinzen, sondern die niedrige Lebenshaltung der Massen 
des Volkes und der Luxus, den die Benutzung moderner Ver- 
kehrsmittel usw. in China darstelle. In keinem Lande der Welt 
nachen sich die Nach-Krieg-Probleme in solcher Nacktheit 
zeltend wie in China, da bei der grossen Masse des Volkes der 
Abstand zwischen Leben und Verhungern so klein sei, dass fast 
«ein Nichts ihn beseitigen könne, und da zu dieser Schwierigkeit 
die weitere Einiührung neuer Steuern käme. 


Chinesische Gerichtsbatkelt über Deutsche. Peking bemüht 
sich, sich auf die Ausübung der Gerichtsbarkeit über Deutsche 
and andere Ausländer vorzubereiten. Verschiedene chinesische 
Juristen sind bereits angewiesen worden, sich mit den neıen, 
China gestellten Aufgaben vertraut zu machen. Zwei von ihnen, 
Lu Wen-kan und Lin Tsu-shun sind inzwischen nach Europa 
abgereist, un dort Studien zu machen. 

Zu derselben Frase wird aus Schanghai noch geschrieben: 
Das schlimmste, was uns im Gemischten Gericht passieren 
kann, droht uns wohl von den Herren Rechtsanwälten. Be- 
zeichnend für die Ehrenhaftigkeit, die diese Gesellschaft sich 
gegenseitig zutraut, war ein Zwischenfall bei einer neulichen 
Sitzung, der noch ein Nachspiel im amerikanischen Gericht 
haben wird. Der Rechtsanwalt Dr. Fischer, der früher Oester- 
reicher war, jetzt aber Italiener und Teilllaber des Cavaliere 
Musso ist, nannte seinen amerikanischen Kollegen Fleming einen 
„Blackmailer“. Dieser entgegnete, er verstände nicht, weshalb 
Dr. Fischer ihm einen Vorwurf aus dem mache, was er selbst 
treibe. Hofientlich können wir später chinesische Anwälte be- 
kommen, und ohne die ehrenwerte Zunft internationaler An- 
wälte, die sich seit Jahren schon im gemischten Gericht breit- 
macht und sieh dort die Mittel zum Unterhalt von Automohilen 
and anderem Luxus verdient, auskommen. 

Deutschland und China. Eine Reutermeldung aus Peking 
besagt, dass die bisher durch die deutsche Kommission in China 
zeführten Verhandlungen zwecks Abschluss eines deutsch- 
chinesischen Handelsvertrages zum Stillstand gekommen seieıı, 
and zwar deshalb, weil Deutschland die Meistbegünstigung ver- 
lange. China soll erklärt haben, dass es zunächst das Ergebnis 
der Verhandlungen zwischen Amerika und Deutschland ab- 
warten wolle, ehe es seine endgültigen Entschliessungen fasse. 
Eine Bestätigung dieser Reuternachricht bleibt abzuwarten. 


Eine neue chinesische Universität. Der Rektor des Lelırer- 
Seminars in Nanking, Dr. P. W. Kuo, hat nach grossen Bemühun- 
gen durchgesetzt, dass im Rahmen früher gefasster Pläne jetzt 
eine zweite Reichsuniversität, und zwar teils in Schanghai und 
teils in Nanking, errichtet wird, die den Namen Kuo Li Tung 
Nan Ta Hsüch (Reichsuniversität des Südostens) führen soll. 
Kuo hat seine Ausbildung an der Columbia-Universität in New 
York erhalten. Die Mittel für die Errichtung der neuen Hoch- 
schule hat Kuo durch eine Schenkung eines chinesischen Multi- 
millionärs in den Straits Settlements, Chang Pu-ching, er- 
halten, der für diesen Zweck das Gelände der ehemaligen Nan- 
yang-Ausstellung in Nanking, das einen Wert von $ 220000 
darstellt, gekauft und geschenkt hat. Die Pekinger Regierung 
hat am 7. Dezember beschlossen, für die vorläufige Weiter- 
amterhaltung des Lehrerseminars und die ersten Ausgaben der 
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neuen Universität. eine häa!be Million Dollar zur Verfügung zu 
stellen. Von der Universität sollen die Rechtsfakultät und die 
Häandelshochschule nach Schanghai kommen, die übrigen Faku!- 
täten nach Nanking. 


Internationaler Pressklub in Peking. Ende Oktober hieit 
der internationale Pressklub in Peking eine Versammlıng ab. 
an der 16 Chinesen und 5 Briten teimahmen. Da der Anfuklub 
keine Gelder mehr für den Pressklub hergeben kann, ist diesem 
die bisherige Regierungsunterstützung entzogen. Er wili sich 
nım für die nächsten 6 Monate selbst zu finanzieren suchen. 
hält sich aber „Gönmern‘“ bestens empfohlen. Inzwischen haben 
einige seiner Hauptmitgfieder Stellung bei der neuen Regiermg 
gefunden, so Lennox Simpson (Putman Weale), der deshalh 
plötzlich eine Inspektionsreise nach der Nordimandschurei ab- . 
brach und damit auch seine Berichterstattung, sowie Hollington 
Tong von „Millard’s Review“, der seitdem seine Politik in dem 
genannten Blatt wesentlich geändert hat. (Ausser Torg hat 
auch der jetzige Hauptschriftleiter dieses „amerikan'schen‘ 
Blattes, J. B. Powell, ein lohnendes Pöstchen bei der chinesi- 
schen Regierung gefunden. Der Begründer und frühere Leiter 
der Zeitschrift, Thomas F, Millard, hat seine Rechte an dem 
Blatt schon vor Monaten verkauft, um sich ganz dem Posten 


“ eines Beraters der Pekinger Regierung zu widmen. 


Zur Lage in Kansu. Grosses Aufsehen hat in der chine- 
sischen Presse die Abberufung des bisherigen Tutschüns von 
Kansu Chuang Kuang-chien und die Ernennung Ma Fu-hsiangs 
zu seinem Nachfolger gemacht. Chang war ein treuer Anhänger 
der Anfupartei und hat sieben Jahre Ordnung und Ruhe in 
Kansu gehalten. An sich lag daher kein Anlass vor, ihn ab 
zuberuien, im Gegenteil, die Provinz ist ihm im Grunde ’dank- 
bar, dass er verhindert hat, dass Kansu in die Kämpfe ein- 
bezogen worden ist. Ma ist wie die Mehrzahl der Leute in 
Kansu Mohammedaner. Zur Zeit der Mandschu-Kaiser hat stets 
ein Mohammedaner an der Spitze der Provinz gestanden. Erst 
Yüan Shi-kai hat den mohammedanischen Gouverneur, den er 
vorfand, Ma An-niang, beseitigt und dem von ihm ernannten 
Chang Kuang-chien Truppen aus Chihli und Schantung zur 
Unterstützung mitgegeben. Chang hat in den letzten Jahren 
freilich den grossen Fehler begangen, dass er nur noch seine 
Verwandten in Aemtern unterbrachte und aus der Provinz Kansıı 
herzog, was er bekommen konnte. Das und seine Zugehörigkeit 
zur Anfupartei haben seiner Laufbahn in Lan-shou-fu ein Ziel ge: 
setzt. Jetzt steht Kansu wieder unter mohammedanischer 
Leitung. 

Zur Lage in der Mongolei. Eine sehr wichtige Nachriciıt 
kommt über die Lage in der Mongolei. Die chinesischen Truppen 
haben ihre Stellung in Urga, das seit Monaten von Kolonnen, 
die sich der Hauptsache nach aus unzufriedenen Mongolen, 
Teilen der russischen Truppen des Barons Ungern-Sternberg 
(Unterbefehlshaber des Semenoifschen Heeres) und Burjäten zu- 
sammenstezten, von drei Seiten bedrängt worden ist, geräumt. 
Die Befürchtungen, es würden nicht genügend Proviant und 
Munition für die Verteidiger über den Winter in Urga sein, hat 
sich anscheinend als berechtigt erwiesen. In den ersten Tagen 
des Februar ist die Stadt gefallen. Der Hutuktu, der oberste 
Lama der mongolischen Kirche, ist geflohen, nachdem er schon 
vorher von den wegen Soldrückständen unbotmässigen chinesi- 
schen Truppen arg belästigt und sein unberechenbare Schätzc 
umfassender Palast von ihnen geplündert worden war. Was 
aus der chinesischen Garnison geworden ist, ist nicht klar. Nach 
einer Meldung ist sie zu den Russen übergegangen, nach einer 
anderen nach Nordosten, nach einer dritten nach Süden ab- 
gezogen. Der Fall Urgas und seine Besetzung durch die Truppen 
Scemenoffs sind ein Ereignis von weittragendster- politischer 
Bedeutung. Ueber ihre voraussichtlichen Wirkungen ist so 
lange nichts bestimmtes zu sagen, wie nicht feststeht, welche 
Ziele die russischen Truppen letzten Endes mit diesem Vorstoss 
in die Mongolei verfolgen und wessen Geschäfte sie damit be- 
sorgen, die eigenen, die der mongolischen Fürsten im Gegensatz 
zum Hutuktu oder die der Japaner, die nach englischen Be- 
richten für den Angriff auf Urga Offiziere, Waffen und Artille- 


risten zur Verfügung gestellt haben sollen. Eine Bestätigung 
dieser Behauptung liegt bisher nicht vor,.es mag sich um un- 
verantwortliche japanische Abenteurer gehandelt haben, die sich 
den Kämpfenden angeschlossen haben, dass ihrer aber über- 
haupt von englischer Seite immer wieder Erwähnung getan 
worden ist, dürfte seinen Grund darin haben, dass man in Simla 
jede Veränderung in der Mongolei mit grossem Misstrauen und 
Missbehagen verfolgt, weil sie nur zu geeignet ist, die Wünsche 
Grossbritanniens auf Tibet zu beeinträchtigen. 


Unruhen in Hupeh. Mit welchen Mitteln die Tuischims in 
Mittelchina heute für ihr Dasein kämpfen, schildert der Tien- 
tsiner Korrespondent der „Morning Post“ wie folgt: Die Zentral- 
regierung ernannte kürzlich einen Zivilgouverneur für die Pro- 
vinz Hupeh, der indessen beim Tutschün keine Gnade fand. Dieser 
suchte ihn aus seinen Amt zu verdrängen, stiess dabei auf schr 
entschiedenen Widerstand beim Ministerpräsidenten. Darauf 
schlug der Tutschün einen anderen Weg ein, um sich des Gou- 
verneurs zu entledigen. In lehang brach plötzlich ein ernster 
Aufstand aus, die Stadt wırrde . systematisch geplündert, und 
dabei wurde auch Eigentun von Ausländern vernichtet. Peking 
ımisste in die Tasche greifen, um den meuternden Truppen den 
rückständigen Sokd zu zahlen, obwohl die Soldaten sich längst 
durch Plimderung schadlos gehalten hatten. Kaum war die 
Ruhe in Ichang wiederhergestellt, brachen ähnliche Unrihen 
in Hankou und Wuchang aus. 


Kueichou. General Lu Tiao, der nach der Flucht des 
Generals Liu Hsien-shih den Oberbefehl in Kueichou über- 
nommen hatte, hat seine anfänglich verfolgten Pläne nicht 
durchführen können. Am 10. Dezember hat er einen Aufruf 
erlassen, durch den er sich für die Zukunft freie Hand be- 
halten will; darin heisst es: 

1. Die Unabhängigkeit der Provinz wird bis auf weiteres 
aufrechterhalten, vorläufig aber mit keiner Partei ein Av- 
komnien geschlossen. 

2. Es werden weitere Erwägungen angestellt, ob die Un- 
abhängigkeitserklärung aufrechtzuerhalten ist. 

3. Eine Einwirkung Dritter auf die Angelegenheit Kueichous 
wird nicht geduldet; Subsidien von aussen werden nicht an- 
Kenommen. 

4. Vom 1. Januar ab wird Selbstverwaltung eingeführt; das 
System der bisherigen Militär- und bürgerlichen Verwaltung 
wird abgeschafft, die Finanzverwaltung dem Provinziallandtag 
unmittelbar unterstellt. 

Amerikanische wissenschaftliche Expedition nach China. 
Das New Yorker Museum of Natural History sendet im Februar 
eine grosse wissenschaftliche Expedition nach China, um naci 
etwaigen Ücberresten des Zwischengliedes zwischen Mensch und 
Affen (the missing link) zu forschen und auch ethnographische 
Studien über die Ureinwohner Chinas (Lolos, Miao und Li) zu 
machen. Daneben sollen aber auch Hunderttausende von 
Exemplaren asiatischer Tiere und Pflanzen gesammelt und 
später in der in New York mit einem Kostenaufwand von 
s 1 Million zu erbauenden Hall of Asiatic Life auigestellt wer- 
den. Das Hauptquartier der Expedition wird in Peking sein. 
Ihre Dauer ist auf 5 Jahre angesetzt. Im ersten werden palä- 
ontologische und zoologische Studien in China getrieben werden, 
im zweiten ebensolche in der Mongolei, wobei noch Geologen 
hinzutreten werden. In den letzten drei Jahren wird sich der 
wissenschaftliche Stab über grosse Gebiete Zentralasiens ver- 
teilen. 


Chinesisch-mexikanischer Handelsvertrag. In Mexiko wer- 


den Verhandlungen geführt, die zum Abschluss eines neuen 
Hamdeisvertrages führen sollen. 
Japan. 
Japan und Deutschland. Dem Vertreter der Taisho 


Nichi Nıchi gegenüber hat der neue Botschafter in Berlia, 
Hioki, kurz vor seiner Abreise von Japan die Teilnahme Japans 
am Kriege als eine unglückliche Sache bezeichnet, die so schnell 
wie möglich in dem Bestreben vergessen werden müsse, die 
freundlichsten Beziehungen zu einem Lande, dem Japan so viel 
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verdanke, wiederherzustellen. Der Japan Chronicle be- 
merkt dazu, wenn Hioki wirklich eine überzeugende Botschaft 
guten Willens Deutschland bringen wolle, er ihm mitteilen 
müsse, dass das deutsche Privateigentum in Japan nicht bc- 
schlagnahmt und die Geschäftsaussichten nicht zerstört würden. 
Wie die Dinge aber liegen, werden die Deutschen nicht nach 
Worten, sondern nach Taten urteilen. Die Havas-Meldungen, 
dass die japanischen Delegierten auf der Genfer Konferenz die 
französischen in loyalster Freundschaft unterstützten, sind in 
Japan nicht dementiert worden, und so erscheint es ziemlich 
unnötig, meint der Chronicle, dass Hioki dem japanischen 
Blatt sagt, die Erklärung Baron Hayashis, dass er mit Frankreich 
hinsichtlich des weiteren Ausschlusses Deutschlands vom Völker- 
bund übereinstimme, müsse unrichtig wiedergegeben sein. 

Die Tokvo-Keizai (Tokyoer Dekonomist) hat 
eine deutsche Nummer veröffentlicht, in der eine Reihe 
japaniscıer und deutscher Staatsmänner und Geschäftsleute zır 
Wort kommen. Der Botschafter Hioki ist auch hier sehr 
hoffnungsvoll und erkennt an, was Japan Deutschland auf dem 
Gebiet der Wissenschaft und der Industrie vor dem Kriege 
zu verdanken gehabt habe und dass damals enge Handels- 
beziehungen bestanden haben. Alle Handels- und Industric- 
kreise Japans hofften, dass diese Beziehungen bald wieder aui- 
ıebten. Der Botschafter Dr. Solf nimmt Bezug auf ein Wort 
Baron Sakatanis, wonach die Japaner bis zum letzten Ende 
einen Kampf durchfechten, dann aber auch bereit sind. ehrlich 
mit dem ehemaligen Feind die Hand zu schütteln. Dr. Solf 
sicht darin den Ausdruck freundlicher Gefühle für Deutschland. 
Er hoffe, dass „aus dem Osten das Licht kommen wird” und die 
Erkenntuis, dass Deutschland nicht ausgcrottet werden könnte. 
Deutschland werde jeden, der ihm in seiner augenblicklichen 
traurigen Lage behilflich sei. dankbar sein. Der frühere Finanz- 
ıninister Baron Sakatani erinnert daran, dass Deutschland sich 
durch seine Teilnahme an der Intervention Russlands und 
Frankreichs nach dem chinesischen Krieg sowie durch seine 
Pachtung und Befestigung Tsingtaus Japan zum Feind gemacht 
habe, nachdem Japan früher aus Dankbarkeit für die Uhnter- 
weisung im wissenschaftlichen und militärischen Dingen Deutsch- 
land freundschaftlich gesinnt gewesen wäre; ein Hindernis, dass 
sich zwischen beiden in Zukunft wieder Freundschaft her stelle, 
bestehe nicht. Sakatani weist Deutschland vor allem auf die 
Möglichkeit hin, seinen Handel über See mit Hilfe japanischer 
Schiffe wieder aufzunehmen. Japan werde ein friedliches 
Deutschland mit seinem überlegenen wissenschaftlichen Köunen 
und seinen unermüdlichen Fleiss nit offenen Armen: wieder 
aufnehmen. Deutschlands Aufgabe werde es auch sein, mit an 
dem Wiederaufbau Russlands von Westen zu arbeiten, während 
Japan ein gleiches von Osten mit in Angriff nehmen werde. 
Die Aufgaben der Menschlichkeit bedingten ein Zusammen- 
wirken Deutschlands und Japans. Der Direktor der Mitsui- 
Bussan-Kaisha Odagaki erklärt, kein Schatten von Feindschaft 
sci bei den Japaneriı zurückgeblieben. vielmehr hofiten alle, 
Deutschland werde sich von seinen Kriegswunden bald erholen; 
andernfalls würde der Verlust für die Welt unberechenbar sein. 
Japan werde gern mit Deutschland in wirtschaftlichen Fragen 
Hand in Hand gehen, wenn Deutschlands Wirken der ganzen 
Welt zugute kommen und Deutschland seinen Verpflichtungen 
aus dem Friedensvertrag nachkommen werde Der Gross- 
industrielle Koizuli erklärt die deutschen Maschinen für die ge- 
eignetsten in Japan, die amerikanischen seien zu schwer und 
die englischen nicht auf der Höhe technischen Fortschritts. 
Die deutschen Ingenieure und Fachleute seien besser diszi- 
pliniert und sorgfältiger als die anderer Nationen. Deutschland 
solle Maschinen in Japan einführen und ihren Erlös in japa- 
nischen Industriewerten anlegen. Japan werde sich bemüheı, 
die deutschen Erfindungen auf jedem chemischen Gebiet zu ver- 
werten. Am eingehendsten schreibt der frühere Finanzminister 
Shoda, der auf die finanziellen Verhältnisse Deutschlands und 
seine Steuersysteme zu sprechen kommt. Er ist der Ansicht, 
Deutschland würde alle Schwierigkeiten überwinden, wenn es 
sich bereit fände, den Verpflichtungen des Friedensvertrages, 


vor allem des Schadenersatzes, nachzukommen. Ernst sickt 
Shoda die Deutschland bedrohende kommunistische Gefahr an, 
glaubt aber, Deutschland sei vernünftig und stark genug, ihr 
Widerstand zu leisten. Von deutschen Geschäftsleuten haben 
Beiträge geliefert: der Vertreter der Siemens-Schuckert-Werke 
Mchr, der Teilhaber der Firma C. Illies & Co. Rudolf Pohl und 
Kurt Meissner von der Firma L. Leybold, die sich alle zu- 
versichtlich über die Zukunft des deutschen Handels in Japan 
auslassen. 

Japanische Hilfe für deutsche Kinder. Der hiesige Vertreter 
der japanischen Zeitungen „Tokyo Nichinichi Shimbun“ und 
„Osaka Mainichi Shimbur“, Herr Ohara, hat der Berliner 
Kinderhilfe im Namen des Herausgebers der genannten Blätter, 
Herrn Motoyama, den Betrag von 300000 Mark überreicht. 

Politische Krisis In Japan. Der Präsident des Geheimei 
Rates, Prinz Yamagata, hat sich laut „Dena” veranlasst gesehen, 
infolge der Missstimmung weitester Volkskreise über seinen 
Widerstand gegen die Verlobung des Kronprinzen Hirohito mit 
der Prinzessin Nagake von seine hohen und überaus einfluss- 
reichen Posten zurückgetreten. Sein Nachfolger im Präsidium 
des Geheimen Rates wird den Tokioter Blättern zufolge der 
bisherige Vizepräsident, Graf Kiyura, werden. Mit dem Prinzen 
Yamagata, der auch als Haupt der Militärpartei namentlich in 
letzter Zeit heftigen Anfeindungen seitens der öffentlichen 
Meinung seines Landes ausgesetzt war, scheidet eine der be- 
rühmtesten Persönlichkeiten Japans, man kann wohl sagen, einer 
der Schöpfer des modernen Japans, aus dem öffentlichen Leben, 
Die moderne japanische Armee ist im wesentlichen sein Werk; 
während des russisch-japanischen Krieges war er Generalstabs- 
chef und bekleidete in den Jahren 1889 bis 1898 das Amt des 
Ministerpräsidenten. Auch später gchörte er zahlreichen 
Kabinetten an und wurde mit wichtigen militärischen Aufgaben 
und Missionen in Europa betraut. 

Die Unabhängigkeit der Koreaner. Das Dezemberheft von 
l.a Corce Libre schreibt über die Unabhängigkeits- 
bestrebungen der Koreaner unter anderem, dass sich in der 
Mandschurei und in Sibirien fast eine Million koreanischer 
politischer Flüchtlinge befinden. Auf diese stützen sich die 
Koreaner, die die Unabhängigkeit ihres Landes mit Gewalt er- 
reichen wollen. Diese Auslandkoreaner verschaffen sich durch 
Sammlungen ihrer Landsleute die nötigen Mittel zum Ankauf 
von Waffen; sie bilden dann kleine bewaffnete Abteilungen, Jie 
die japanischen Grenzposten an der koreanisch-sibirischen 
(irenze unaufhörlich beunruhigen, und sie hoffen eines Tages 
zahlreich genug und so gut ausgerüstet zu sein, dass sie eine 
Armee bilden und die Japaner aus Korea herauswerfen können. 
Die Japaner behaupten, dass diese koreanischen Banden mit 
den Bolschewisten verbündet seien, dass ist jedoch nur bis zu 
einem gewissen Grade richtig. Die Russen, stützen sich aui 
die Koreaner und diese ihrerseits auch auf die Russen, denn 
beide haben ein gemeinsames Ziel, den Kampf gegen Japan mit 
allen Mitteln! Deshalb bekennen sich die Koreaner aber nicht 
zum Bolschewismus; sie nehmen nur die Hilfe, wo sie solche 
erhalten, sei es vom Roten Russland oder vom Weissen 
Amerika. 

Japan in der Südsee. Auf eine Anfrage hat der japanische 
Minister des Aeussern Viconte Uchida im Reichstag erklärt, es 
habe zwischen Grossbritannien und Japan eine Meinungs- 
verschiedenheit über die Gleichberechtigung in der Südsee be- 
standen. Japan habe sich schliesslich bis zu einer späteren 
endgültigen Regelung die englische Auffassung zu eigen ge- 
macht, wonach die Gleichberechtigung südlich vom Aequator 
nicht Platz greifen soll, vorausgesetzt, dass England Japan alle 
bisher in der Südsee erworbenen Rechte zuerkennt, was Enz- 
‚and zu tun versprochen habe. 

Aus Sidney wird gemeldet, von den dortigen Gerichten 
würden drei Japaner verfolgt, die in einem kleinen Scgelboot 
von Singapore nach Thurslay Island gegangen und sich von dort 
nach Zerstörung ihres Bootes in Australien eingeschlichen 
hätten. | 

Der japanische Generalkonsul in Sidnev Tamaki beklazst 
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sich über die Häufigkeit missgünstiger Ausfälle der australischen 
Presse, die Japan vorwerfe, sich mit finsteren Plänen in bezug 
auf Australien zu tragen. Australien habe keinen sichereren 
Freund als Japan, wie der Weltkrieg gezeigt hätte. 

In Brisbane hat der Ministerpräsident von Queensland, 
Theodore, die sofortige Besiedlung Nord-Australiens verlangt, 
das von einer asiatischen Einwanderung bedroht sei. 


Auslandsschäden. 


Anmeldeirist der Auslandsschäden. (Aus der Auslands- 
warte.) Aus uns gemachten Mitteilungen glauben wir mit Be- 
stimmtheit annehmen zu dürfen, dass in allernächster Zeit eine 
ziemlich beschränkte Frist zur Anmeldung der Auslandsschäden 
festgesetzt werden soll. 

Zu dieser Nachricht bemerken wir, dass eine derartige 
Fristfestsetzung absolut notwendig ist und übrigens einen Vor- 
gang in der Fristfestsetzung der Anmeldungen zum Reichs- 
ausgleichsamt hat. 

Letzten Endes muss endlich einmal der Umfang des uns 
infolge der Kriegsmassnahmen im Ausland zugefügten Schadens 
wenigstens einigermassen festgestellt werden. 

Es ist doch klar, dass das Reich uns nicht Mittel bewilligen 
kann, über deren ungefähre Höhe es nicht orientiert ist, und dann 
ist wiederum die Regierung nicht in der Lage, ohne Zahlen mit 
den einzelnen alliierten Ländern über die allerseits verlangte 
Rückgabe des deutschen Eigentums in praktische Verhandlungen 
einzutreten. 

Zur Klärung dieser so wichtigen Frage können alle Aus- 
landsdeutschen Mitglieder oder Nichtmitglieder des Bundes, 
beitragen, wenn sie uns schnellstens anmelden. 

Die Vorstände der Landesverbände und der Ortsgruppen 
im Reich und draussen werden dringend gebeten, diese Nach- 
richt allerwärts bekanntzugeben, denn nachgewiesenermassen 
sind rund 250000 Auslandsdeutsche geschädigt worden, von 
denen bis jetzt etwa 60000 angemeldet haben. Diesen vielen 
Auslandsdeutschen zur Erstattung des erlittenen Schadens zu 
verhelfen, ist eine Ehrenpflicht eines jeden Auslandsdeutschen. 

Die für das Vaterland so notwendige Wiederherstellung der 
früheren so glänzenden Auslandsverbindungen ist nur möglich, 
wenn eine geschlossene grosse Front von Auslandsdeutschen in 
die Lage versetzt wird, sich wieder praktisch zu betätigen. 
Meldet deshalb alle an und gebt diese Meldung in allen 


auslandsdeutschen Kreisen bekannt. HH. G. Sen d. 
Abteliung Ostasien der Berliner Ortsgruppe des Bundes 
der Auslandsdeutschen.. Nachdem Herr Konsulatssekretär 


Heinrich Kanter, der seit 8 Monaten in dankenswertester 
und selbstlosester Weise die Geschäfte der Abteilung Ost- 
asien geführt hatte, seit dem 1. Februar 1920 wieder im Aus- 
wärtigen Amt tätig ist, ist eine Neuregelung in der Bearbeitun: 
der Angelegenheiten der Abteilung notwendig geworden. Die 
allgemeinen Angelegenheiten der Abteilung wird in Zukunft der 
Vorsitzende, Herr C. Fink, erledigen. An seine Adresse bei 
der Transocean G. m. b. H., Berlin W., Budapester Strasse 9, 
sind daher alle Korrespondenzen zu richten. Auch steht Herr 
Fink zu dringenden persönlichen Besprechungen, soweit cs 
sich nicht um Entschädigungsangelegenheiten handelt, den Mit- 
gliedern der Abteilung nach vorheriger telephonischer Ver- 
einbarung eines geeigneten Zeitpunktes (Amt Lützow 8365) zur 
Verfügung. Die Vorprüfung der Entschädigungsansprüche hat 
Herr G. Martini, Klosterstrasse 75, Berlin C., Abteilung S., 
Zimmer Nr. 8, übernommen, an den alle Anträge auf Ent- 
schädigung unmittelbar zu richten sind, und der auch etwa ge- 
wünschte Auskünfte in Entschädigungssachen erteilt. 

Das bisherige Bureau der Abteilung in der Potsdamer 
Strasse 28 ist aufgelöst, und es wird daher zur Vermeidung 
von Verzögerungen gebeten, keine die Abteilung Ostasien be- 
treffenden Schreiben mehr nach dort zu richten. Alle Zahlungen 
sind, soweit sie nicht über das Postscheckkonto der Abteilung 
(Berlin NW. 7 Nr. 74960) gehen, an den Schatzmeister des Vor- 
standes, Herrn A. Reiss, Deutsch-Asiatische Bank, Berlin W., 
Unter den Linden 31, zu machen. 
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Die wirtschaftliche Lage Niederländisch-Indiens. 


Der schon in Nummer 4 der „Ostasiatischen Rundschau“ 
erwähnte und teilweise wiedergegebene Jahresbericht der 
Javaschen Bank behandelt neben der allgemeinen Wirtschafts- 
lage Niederländisch-Indiens auch die Entwicklung der ein- 
zelnen Inseln, über deren Verhältnisse nach der „Deutschen 
Wacht“ im wesentlichen folgendes gesagt wird: 

Die Aussenbeziehungen nehmen an Bedeutung ständig zu. 
Das Arbeitsfeld, das hier noch brach liegt, ist so ausgedehnt, 
dass es sich wohl der Mühe lohnt, die Aufmerksamkeit darauf zu 
lenken. 

Sumatra, dessen Ostküste den wichtigsten Teil der Insel 
bildet, zeigt eine Entwicklung, die nicht allein ganz Indien als 
Muster dienen kann, sondern auch deutlich beweist, wie die 
Privatinitiative geradezu Wunder verrichtet, das heisst aus Ur- 
wäldern und Sümpfen ein blühendes Kulturland von mehr als 
1 Million Hektar hervorgezaubert hat, auf dem sich mehr als 
44) Farmen befinden. 

Wer, wie der Berichterstatter, nach längerer Zeit die Ost- 


küste von Sumatra wieder besucht, wird durch die Entwicklung: 


des Landes geradezu überwältigt. Nicht allein die grosse Aus- 
breitung der Kulturen und die damit verbundene Verbesserung 
der Verkehrswege, sowie die ausgezeichneten hygienischen 
Massnahnıen zeigen das grosse Kulturwerk, das hier verrichtet 
wurde, sondern auch in vieler anderer Hinsicht zeigt s’ch die 
Wohlfahrt des Landes und die bedeutende Stellung, welche es 
im Welthandel einnimmt. So ist die Gummiproduktion, die noch 
1912 nur 2,69 v. H. der Weltproduktion ausmachte, im Jahre 1919 
bereits auf 10 v. H. gesticgen. Hier seien nur einige Ausfuhr- 
ziffern genannt: 


inkg) 1917 1918 1919 
Gummi 20 252 111 19 445 447 38 185 935 
Tabak . 4 437 807 3 209 833 37 248 843 
Tee. 1 791 437 2 308 584 4 249 505 
Kaffee Lib. 197 293 114 838 1 181 188 
Kaffee Rob. 290 652 32 354 4.439 234 
Gambir 3534 710 3 321 839 4 833 950 
Pfeffer . 4 110 573 5 125 323 4 221 873 
Kopa . 3 764 153 3 321 646 6 207 467 


Was die Kokoskultur betrifit, so kann gesagt werden, dass 
9125 Hektar mit Kokospalmen bepflanzt waren und dass allein 
die europäische Produktion von Kopra für das Jahr 1922 auf un- 
gefähr 13 Millionen kg geschätzt wird. 

Die Ausfuhr von Betel-Nüssen betrug ca. 3% Millionen kg, 
die von Rottan fast 3 Millionen kg, Kartoiteln jedoch, die auf der 
Karo-Hochebene gebaut werden, wurden mit Rücksicht auf den 
hiesigen Lebensmittelmangel viel weniger ausgeführt, als in 
anderen Jahren, nämlich nur I Million kg. 

Der Wert der Einfuhr betrug: 


1917 . 58115000 Gulden 
1918 . 67 356 000 
1919 . 86 705 000 


Als sich die Einfuhr von Reis immer schwieriger gestaltete, 
verpflichtete die Regierung alle mit Kontrakt-Arbeitern arbei- 
tenden Farmen zur Anpflanzung von Nahrungsgewächsen. Dies 
wurde auf die gewohnte energische \Weise in Angriff genonimen 
und in der Tat waren die Resultate in jeder Bezichung be- 
friedigend. 

Es ist geplant, die Rodunzen in Simeloengoen mit Hilfe von 
Batakern aus Toba und Samosir bis zu einem Flächenmass von 
2200 ha, die Rodungen in Koealoe zu einem Ausmass von 
33000 ha der Reiskultur zuzuführen und überdies die Beriese- 
lung von etwa 75000 ha Felder in Atjeh auszubauen, wodurch ein 
Produktionsüuberschuss von fast 30 Millionen kg Reis erzielt 
werden könnte, 
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Es’ verdient noch hervorgehoben zu werden, dass das in 
Sumatra investierte Kapital zu % ausländisch ist und die Eng- 
länder immer mehr und mehr Uebergewicht bekommen. 


Borneo. In dem Südostteil von Borneo wurde dem Werte 
nach importiert: 
1917 für 23 000 000 Gulden 
1918 „ 19 000 000 “= 
1919 „ 26 000 000 er 


Die guten Preise der Buschprodukte gewährten der Bevöl- 
kerung reichlichen Gewinn. Ausländischer Reis wurde 1919 be- 
deutend weniger eingeführt als 1918, nämlich 1% Million kg gegen 
11 Millionen kg im Jahre zuvor. 

Was die europäischen Pflanzungen betrifft, so macht dieser 
Bezirk gute Fortschritte. Das Interesse nimmt zw und wenn 
eine Tramverbindung mit dem Binnenlande zustande kommt, 
dann werden sich die Ansuchen um Konzessionen für die Grün- 
dung von europäischen Gummi-, Kokos- und Oelpalmplantagen 
zweifelsohne vermehren. 

Auch der Steinkohlenbergbau ist in Ausbreitung begriffen. 

Die Ausfuhr nach Java nimmt beständig zu, während sich 
die Ausfuhr nach Singapore in gleichem Masse vermindert. Was 
das Verkehrswesen betrifft, so wird die Erwartung ausgespro- 
chen, dass die Anlage von Strassen beschleunigt werden möge, 
und der Bau einer Trambahn nach Pontianak und dem wich- 
tigen Küstengebiet von Mempawa, Singkawang und Sambas bal- 
digst in Angriff genommen werde. 


Celebes. Hier ist eine ruhige Entwicklung wahrzunehmen. 
Von dem wichtigsten Landesprodukt, Kopra, wurde ausgeführt: 


1919 . 1 776 576 Pikul 
1918 . 27694 „ 
1917 . 527104 ,„ 


Die Oelfabriken fülırten 27333 Fass Oel aus. Auch die Aus- 
fuhrziffern für die übrigen Landesprodukte zeigen eine starke 
Vermehrung; desgleichen hat sich die Einfuhr von fast allen 
Waren nahezu verdoppelt. 

Die Hafenwerke von Makassar nahen ihrer Vollendung, doch 
mit dem Eisenbahnbau ist man über die ersten Vorarbeiten noch 
nicht hinausgekommen. 

Ucber die Hauptprodukte Niederländisch-Indiens macht der 
Bericht schr interessante Angaben, die wir nur im Auszug 
wiedergeben können. 

Zucker. Bei schr guten Preisen und starker Nachfrage 
erlebte die Zuckerindustrie im Jahre 1919 eine bisher un- 
bekannte Blütezeit, die voraussichtlich noch einige Jahre an- 
halten wird, weil der Weltbedarf infolge des Ausfalls an Rüben- 
zucker ein dauerndes Defizit aufweist. Bei einem durchschnitt- 
lichen Verkaufspreis von 50 Gulden per Pikul errechnet man 
von der Ernte von 1920 einen Gesamtertrag von 1% Milliarden 
oder nach Abzug der Produktionskosten einen Reingewinn von 
etwa 1 Milliarde Gulden für die Produzenten und Fabrik- 
besitzer. 
Produziert wurden: 


1914 22655000 Pikul 1918 28 714.000 Pikul 
1915 21358000 „ 1919 21683000 » 
1916 26389000 1920 25 000 000 - 
1917 29289000 (geschätzt) 


Von der Ausfuhr gingen 


nach ‚Japan 6 100 062 Pikul nach Australien 1 836 667 Pikul 
„ Brit.-Indien 5519803 „ „ Frankreich 1505061 - 
England . 4864554 „ „ Skandinav. 150000 .„ 
Hongkong 3582256 „ „ Singapore 1272%7 - 

Tee. Die günstigen Marktverhältnisse setzten die 


Plantasen instand, ihre Produktion zu vermehren und auch 
von den eingeborenen Pilanzern wieder frische _Teeblätter aui- 


-zukaufen. Da auch die Witterungsverhältnisse günstig waren, 
so konnte für 1919 eine gegen 1918 um 20 % höhere Ernte er- 
wartet werden, so dass für die Ernte der drei letzten Jahre 
‘folgende Zahlen gegeben werden können: 


(in kg) 1917 1918 1919 
Java 43 500 000 36 000 000 42 500 000 
Sumatra 2 000 000 3 000 000 4 000 000 

Gesamt 45 500 000 39 000 000 46 500 000 


Da Amsterdam und London wieder für die Tee-Einfuhr aus 


Niederländisch-Indien geöffnet wurden, so traten im Export 
zrosse Veränderungen ein. Es xingen nach | 
(in kg) 1917 1918 1919 
Holland 639 000 494 000 25 136 000 
England 1 698 000° — 12 356 000 
Nordamerika . 16 284 000 20 448 000 2 912 000 
Australien 5 286 000 5 176 000 7 262 000 


Die differenzierten Einfuhrzölle in England haben den be- 
fürchteten ungünstigen Einfluss nicht ausgeübt, da die Ver- 
mehrung des Konsums von 5% auf 9 Pfund per Kopf und Jalır 
die Preise derart in die Höhe trieb, dass der erwähnte Einfuhr- 
zoll keinen praktischen Nachteil zur Folge hatte. 

Kaffee. Im Jahre 1919 wurde die letzte Auktion für 
Regierungskaffee gehalten, und damit wurde die Periode, worin 
die eingeborene Bevölkerung verpflichtet war, für die Regierung 
Kaffee zu produzieren, ein für allemal abgeschlossen. Der aus 
den Vorjahren noch vorhandene Vorrat — insgesamt 1 600 000 
Ballen — konnte 1919 ebenfalls ausgeführt werden. 


Steinkohlen. Die Produktion von Steinkohlen betrug in 


Regierungsgruben Privaten Gruben 
1917 591 200 207 600 
1918 625 900 192 300 
1919 998 322 51 260 


Petroleum. Die Oelproduktion in Niederländisch-Indien 
macht 3,5 % der Weltproduktion aus und betrug 


1917 1 687.441 t, 
1918 1906 681 t, 
1919 2.092 870 t. 


Das Rohöl wird an Ort und Stelle zu Leuchtöl, Benzin, 
Schmieröl und Paraffin verarbeitet und grösstenteils ausgeführt. 

Gold wurde 1917 für 6841 700, 1918 für 4572570 und 1919 
für 4692950 Gulden gewonnen, während die Produktion voi 
Regierungs -Zinn 1919/20 200 791 Pikul gegen 195200 Pikul im 
Vorjahr betrug. _ 


Die Entwidlung der Industriellen Betriebe In 
seit 1914. 


Die nachfolgenden statistischen Zusammenstellungen, 
die wir einem Aufsatz der ,Jiji“ über die industrielle Ent- 
wicklung Japans entnehmen, ergänzen in anschaulicher Weise 
das Bild von dem wirtschaftlichen Aufschwung, den Japan in- 
folge einer günstigen Kriegskonjunktur nehmen konnte und 
von der „Ostasiatischen Rundschau“ schon eingehend behan- 
delt wurde. | 

Anzahl der neugegründeten industriellen 


Japan 


Handelsgesellschaften: Ge- 

1914 1915 1916 1917 1918 1919 samt 
Brauereigewerbe . . 15 113 111 126 214 210 774 
Lebensmittelfabrikation. 201 200 131 131 147 196 805 
Baumwoll-Industrie . 166 140 232 378 624 581 195 
Chemische Industrie 87 63 202 282 471 392 1410 
Porzellan und Töpferei 45 25 8 123 141 107 483 
Metall-Industrie 55 68 91 172 340 152 823 
Waggon- und Schiffbau 7 10 0 5 63 15 143 
Maschinen u. Werkzeuge 97 78 9 202 404 360 1134 
Gas- und Elektrizität 6 55 2 Tr 60 316 
Verschiedenes . 455 467 465 695 651 831 3109 


Insgesamt 1307 1222 1479 2216 3311 2728 10 952 
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Hatte das japanische Volk vor dem Krieg einen grossen Teil 
seiner Lebensbedürfnisse durch den Import aus dem Austande 
decken müssen, so wurde es jetzt nach Unterbrechung des 
grössten Teils seiner alten Handelsbeziehungen von selbst auf 
den Weg einer Höchstausnutzung der mn Lande selbst befind- 
lichen Erzeugungsmöglichkeiten gedrängt. Im Zusammenhang 
hob sich die Ausfuhr zu einer bis dahin ımgeahnten Höhe. Ein 
Goldstrom floss in das Land, die Kaufkraft des früher armen 
Landes machte sich durch eine ausserordentliche Steigerung der 
flüssigen Zahlungsmittel und Schatzanweisungen bemerkbar. 


Ausfuhr, Einfuhr und Notenausgabe (in Mil- 
lionen Yen): . 


Notenausgabe Ausfuhr- 

am Jahresende Ausfuhr Einfuhr Ueberschuß 
1914 . 385 613 610 — 8 
1915 . 430 728 545 + 183 
1916 . 601 1153 770 —+- 383 
1917 . 831 1 603 1 035 + 568 
1918 . 1144 1 962 . 1 668 + 304 
1919. 1172 1 377 1585 — 208 


Ebenso wie die grosse Knappheit an Schifistonnage während 
des Krieges für das Land einen ımgeahnten Aufschwung der 
Schiffbauindustrie hervorrief, so musste das - gänzliche Aus- 
bleiben aller europäischen Zufuhren an chemischen Produkten 
auch auf diesem Gebiete zu Neugründungen im Lande anregen. 
Hand in Hand damit ging die Entwicklung der Web- und 
Spinnereiindustrie. Die Nachfrage nach männlichen und weib- 
lichen Arbeitskräften für die vorgenannten vier Industriezweige 
war naturgemäss besonders rege und ein grosser Andrang nach 
den Industriezentren fand statt, wie die nachfolgende Auf- 
stellung der in den Jahren 1914 und 1918 in Fabrikbetrieben be- 
schäftigten Arbeiter zur Genüge zeigt. 


Anzahlder Betriebe und Arbeiter: 
Anzahl der Betriebe Anzahl der Arbeiter 


1914 1918 1914 . 1916 
Farbstoffe . ...8541 10 558 551 205 803 244 
Maschinen u. Werkzeuge 1401 3114 96 882 318 174 
Chemische Produkte 1770 2 709 94 726 176 532 
Lebensmittel 2 663 2 744 72 002 84 981 
Verschiedenes 2 507 3124 85 941 113 118 
Spezialfabriken 180 139 10 697 8712 
Gesamt 17062 22391 911453 1504 761 
Betriebe unt. Regierungs- 
verwaltung . 143 130 169 620 172 603 
Insgesamt 17205 22521: 1081073 1677264 


Bemerkenswert ist, dass die Löhne, besonders in der Baum- 
wollindustrie, so sehr stiegen, dass die vor dem Krier in dem 
genannten Industriezweig ganz aussergewöhnlich schlecht be- 
zahlten weiblichen Arbeitskräfte jetzt ihre männlichen Kollegen 
zahlenmässig weit überholten. 


In Osaka stellte sich im Jahre 1919 der Taxesdurchschnitt 
des Arbeitslohnes in Yen wie folgt für: 


Juli-Sept. April-Mai Juli-Sept.1918 
. Spinnereien (Frauen) 1,003 0,813 0,733 
Wollenstoffe (Männer) ' 1,500 1,540 1,266 
Straßenbahnschaffner 1,213 1,020 0,890 
Straßenbahntührer 1,043 1,043 0,946 
Tischler (Männer) 2,800 2,500 2,200, 
Raffinerie (Männer) . 1,916 1,716 1,800 

Eine natürliche Folge des ausserordentlichen Arbeitsan- 


anzebotes, der ständig steigenden Preise für alle Lebensbedürf- 
nisse, der höheren Arbeitslöhne und der damit verbundenen 
höheren Produktionskosten war, wie in der übrigen Welt, eine 
immer mehr zunehmende Unrast der Arbeitnehmer, die sich in 
einer Reihe von Streiks äusserte, Die amtlichen Fest- 
stellungen geben in dieser Bezichung folgendes Bild: 
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Anzahl Anzahl 
der Streiks der Streikenden 
1914 . 50 7904 
1915 . 64 7852 i 
1616 . 108 8413 
1917 . 398 57 309 
1918 . 417 66 457 


1919 . 497 63 137 


Achtzig Prozent aller seit 1917 so rapide gestiegenen Streiks 
hatten die Erzwingung von höheren Lohnforderwigen zum Ziele. 
Der Prozentsatz der erfolglos gebliebenen Streiks dürfte 13 bis 
19 auf das Hundert betragen. In dieser Beziehung ist die mach- 
folgende Aufstellung von Interesse: 


Streiks: 


1914 1915 1916 1917 1918 1919 
Höhere Lohnforderungen 25 38 71 304 340 400 
Widerstand gegen L.ohn- 
herabsetzungen . . .. 1 8 4 14 17 17 
Bessere Behandlung 2 1 12 12 6 i 
Beschwerden gegen Leitung 3 ) 9 17 16 38 
Andere Ursachen ; 9 12 12 51 38 83 
Erzielte Resultate: | 
Vergleich . . en 222 21 393 167 205 261 
Forderungen voll anerkannt 8 17 17 7 608 6 
Forderungen zurückgezogen 15 20 39 92 84 80 
Forderungen abgelehnt . . h) 6 13 92 68 93 


Dass die Löhne trotz aller Erhöhungen mit der Verteuerung 
der Lebensbedürfnisse nicht Schritt hielten. ist bekannt. Die 
wenigen Zahlen, die hier folgen, genügen in dieser Reriechung. 
Fir Löhne und Lebensunterhalt sei das Jahr Wi3 &s Otrel- 
schnitt mit je 190 angenommen: 


I. ebensunterhalt Löhne 
1913 . 100 100 
1914 . 93 98 
1915 . 89 98 
1919 i 238 209 
1920 Mär; i 325 291 
1920 Juni 257 280 

Solanre die allgemeine Warenknappheit auf den Welt- 


markt amlıielt. ging die schrittweise Entwicklung der Industrie 
und des Handels und Hand in Hand damit die Steigerung der 
l.öhne und des Lebensunterhaltes in Japan weitcı. In dem 
Moment jedoch, in welchem die bis dahin kriegführenden 
Handelsmächte wieder mit grossen Vorräten auf den Plan er- 
schienen, musste natürlich in Japan ein grosser Rückschlag ein- 
tretem den die „Rundschau” bereits in ihren früheren Nummern 
in seiner ganzen (irösse gekennzeichnet hat. 

Die Schwierickeiten, die sich der japanischen Industrie vom 
Frühjahr 1920 ab entgexenstellten und sie ganz unvorbereitet 


trafen, werden durch nachfolgende beiden Tabellen hinreichend 
illustriert. 
Industrielle Neugründungen (Aprit bis Juli 192). (Kapital- 
einheit ist 1000 Yen.) 
April Mai Juni Juli 

An- Kapi- An Kapi- An- Kapi- An- Kapi 

zahl tal zahl tal zanl tal zahl tal 
Brauerei . . 39 4889 20 1184 20 3310 9 371 
l.ebensmittel i >38 1313 19 1023 16 1426 13 1158 
Baumwollenfabrikate 120 151% 77 9538 64 41789 35 3556 
Chemische Industrie 79 9097 28 3843 36 3381 11 2502 
Porzellan, Töpferei . 26 1169 14 1006 12 380 13 290 
Metallindustrie . 12 516 9 374 8 1291 5 43 
Maschinen, Werkzeuge 56 6768 25 2080 31 4431 33 1667 
Gas, Elektrizität . . 11 1275 7 12681 5 7340 6 403 
Verschiedenes. . . 79 5189 40 2756 36 3529 29 1641 


Gesamt 4%W 45314 239 34537 228 65840 154 11951 


An. 


nz 
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Nach Meldungen der Polizeibehörde von. Tokio schlossen in 
den Monaten Januar bis Juni 1920 im dortigen Polizeibezirk eine 
Anzahl Fabriken ihre Betriebe, und zwar: 


Jan. Febr. Märt April Mai Juni 
Aus allg. Geschäftsumständen 1 3 2 10 35 8 
Weg. Veränderung d. men -— - - — 5 106 
Höhere Gewalt . . 1 2 1 6 20 — 


Arbeiterentlassungen fanden statt (in runden Tausenden) im 
Januar 38, im Februar 45, März 55, April 76. Mai 106, Juni 106. 
während die Neueinstellungen dagegen im Januar 55, Februar 
66, März 94, April 79, Mai 62, Juni 62 betrugen. 

Zum Schluss sei noch ein Blick auf die Webwarenindustrie 
geworfen, um die Entwicklung dieses für Japan so wichtigen Er- 
werbszweiges während des Krieges und der Nachkricgszeit zu 
zeigen. 

Zu Ende 1914 bestanden an solchen Betrieben, die unter das 
Fabrikbetriebsgesetz fallen, 8541 mit zusammen 551205 Ar- 
Leitern, Ende 1918 dagexen 10558 Betriebe mit zusammen 
803 244 Arbeitern, 

Das investierte Kapital der neu gexründeten Firmen behel 
sich auf rund 250 Millionen Yen, Weitcre Gründungen sind bis 
Ende März 1920 mit einem Gesamtkapital von rund 156 Millionen 
Yen eriolgt. Die Arbeiterzahl in den fabrikmässigen Betrieben 
betrug zu der genannten Zeit über eine Million und dürfte sich 
wohl einschliesslich der nicht-fabrikmässigen Betriebe der Web- 
waren-Industrie auf rund 1700000 Arbeiter gestellt haben. Ar- 
beiterentlassungen aus Webereien und Spinnereien infolge der 
allgemeinen schlechten Geschäftslage des Landes nach dem 
Frühjahr 1920 sind auf rund 200000 zu schätzen Immerhin 
bleibt die Tatsache bestelien, dass Japan infolge des Krieges in 
der Lage gewesen ist, scine Webwarenimdustrie in ausserordent- 
licher Weise zu entwickeln und dadurch den früher führenden 
Handelsmächten erfolgreich Konkurrenz zu machen. 

Neuere Nachrichten aus Japan besazgen, dass die Krise auf 
dein Gebiet der. Industrie und des Hande!s noch keineswegs 
überwunden ist und dass Regierung und Kaufimannschaft mit 
Sorge der Entwicklung der Dinge entzexensehen. 


China. 


Das internationale Bankkonsortium. Upton Close wirit in 
Millards Review die Frage auf, was für Ziele das inter- 
nationale Bankkonsortium verfolge und gibt darauf vier mög- 
liche Antworten: 


l. Grossbritannien, Japan und Frankreich wollen Amerika be- 
ruhigen und abhalten, dass es seinen Einfluss über- 
wältigend gestaltet, che sie wieder in der Laxe sind, aul 
finanziellem Gebiet den Wettbewerb mit Amerika wieder 
aufzunehmen. 

2. Das Konsortium ist ein idealistisches Unternehmen, das 
von einem Wilson ausgedacht ist, um die Speisekammer 
abzuschliessen, damit sich Jdas republikanische China nicht 
durch Naschen den Magen verdirbt, den Chinesen viel- 
mehr zu ernster Arbeit anhält und ihn in bezug auf seine 
Ernährung unter Aufsicht stell, wobei es Bedingunge' 
stellt, wonach China sich entweder unter die Vormund- 
schaft des Konsortiums beugen muss oder alle Hoffnungti 
aufzugeben hat, Hilfe im Ausland zu finden. 

3. Das Konsortium soll nicht sowohl in China bevor- 
munden, als es gegen die Konzessionsjäger der Nationeit 
sicherstellen, die keine Achtung vor der Offenen Tür 
Chinas haben. 

4. Es ist ein Unternehmen von Finanzmännern, nicht abe 
von Staatsmännern und in erster Linie auf geschäftlichen 
Vorteil zugeschnitten, wobei es aber schr ungeschäits- 
mässige Wege beschreitet und sich zu abstrakten Grund- 
sätzen bekennt, wodurch es tatsächlich unter den Einfluss 
gewisser Staatsmänner kommt und sich letzten Ende: 
selbst ein Grab gräbt. 


Der Verfasser ist der Ansicht, dass die letzte Antwort die 
richtige ist, und bedauert, dass, wenn das Konsortium ernstlich 
am Wiederaufbau Chinas mitzuarbeiten beabsichtige, es nur für 
5 und nicht für 50 Jahre gegründet worden ist. 


Schiffbau in China. Wir lesen in der „North China 
Daily News“: „Soweit die Schiffahrt in Betracht kommt, 
wird im 20. Jahrhundert nichts von so grosser Bedeutung 
werden wie die Entwicklung der pazifischen Fahrt und das 
Wachsen der pazifischen Häfen. In Japan wird jetzt eine Reilıe 
von Schiffen gebaut, die mit den allermodernsten Maschinen 
ausgerüstet werden. Dasselbe ist in Schanghai und Hongkong 
der Fall e Vor dem Kriege wurden auf den Werften in China 
in der Hauptsache nur Reparaturen ausgeführt, jezt aber 
werden auch grosse Schiffe gebaut, und im wesentlichen 
werden auch die Maschinen dafür’ in China mit chinesischen 
Arbeitern hergestellte Die Taiku-Werft in Hongkong hat eine 
erosse Anlage zum Bau von Turbinen geschaffen. Sie rechnet 
otienbar mit einer vollständigen Umgestaltung der Küsten- 
schiffahrt, aber auch mit dem Bau von grossen Schiffen, die 
durch den Suezkanal nach Europa gehen können. 


Die chinesische Bevölkerung Schanghais. Nach der 
„Municipal Gazette“ hat die Volkszählung in Schanghai im 
Oktober vorigen Jahres eine starke Zunahme der chinesischen 
Bevölkerung in der internationalen Niederlassung ergeben. Ihre 
Zahl beträgt 759839, davon 333 257 Männer, 208 479 Frauen und 
218103 Kinder. 1895 betrug die Bevölkerung nur 240 995, 1900 
345 276, 1905 452 716, 1910 448005, 1915 620401. Sie hat sich 
also in 25 Jahren mehr als verdreifacht. Die Chinesenbevölke- 
rung in der französischen Niederlassung ist hierin nicht einbe- 
griffen. Die meisten Chinesen in Shanghai stammen ars Kiangsu 
(292599); aus Chekiang kommen 235779 und aus Kuangtuns 
54016. 


Flugverkehr in China. Aus Mangel an Fliegern und Mitteln 
hat die chinesische Regierung von ihrem ursprünzlichen Plan, 
17 Hauptilugfinien und 8 Nebenlinien für Handels- und Ver- 
kehrszwecke zu betreiben, abselien müssen. Es werden einst- 
weilen nur folxzende fünf Hawptlinien eröfinet: 

l. Peking—Schanghai über Tientsin, Tsinan, 

Nanking; 

2. Peking—Hankou über Paoting, Shihchiachuar, Tseniesheu 

und Chiumatien; 

3. Pekinge—Harbin über Peitaiho, Chinchou, 

Changchun; 
4. Peking—Urga über Kalzan, Pangekiang, Uteh-Tanenu und 
Ulianghai; 

5. Urga—Kobdo über Sapuktai und Uliassutai. 

Drahtlose Telegraphie in China. Ir Nr. 3 der „Rundschau“ 
war mitgeteilt worden, dass eine amerikanische Gesellschaft mit 
der chinesischen Regierung einen Vertrag über die Errichtung 
einer Gross-Funkenstation in Schanghai mit verschiedenen 
Nebenstationen abgeschlossen, und dass England daraufhin gegen 
den Vertrag Verwahrung eingelegt habe. Anscheinend war die 
chinesische Regierung bereit, den Einspruch als berechtigt an- 
zuerkennen. Denn aus Peking kommt jetzt eine Reutermeldung, 
wonach das amerikanische Ministerium des Aeusseren der 
Chinesischen Regierung mitgeteilt habe, dass die Ver. Staaten 
die Annullierung des obenerwähnten Vertrages als cine un- 
freundliche Handlung betrachten müssten. Nach einer anderen 
Meldung scllen die Ver. Staaten für diesen Fall mit der Ab- 
berufung ihres Gesandten gedroht haben. 


Erdnüsse in China. Der Anbau von Erdnüssen hat in allen 
Teilen Chinas während der beiden letzten Jahrzehnte sehr stark 
zugenommen. Der „China Advertiser“ ist der Ansicht, dass 
rund 20 Mill. chinesische Morgen (mou, dessen Grösse nicht ein- 
wandfrei feststeht und in den verschiedenen Gegenden mit 614, 
921 und rund 1400 qm angegeben wird, die Red.) mit Erdnüssen 
bepflanzt werden. Der Gesamtertrag dieser Flächen wird auf 
220 Mill. Pikuls A 60 kg geschätzt. 

Der Anteil der wichtigsten Provinzen an Bebauungsfläche 
und Ertrag wird schätzungsweise wie folgt angegeben: 


Hsüchou und 


Mikden: und 


. 
— ee en et 
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Bebaut, mou Ertrag, Pikul 


Bezirk Peking 319 561 1 136 213 
Chihli 1 248 558 2 315 074 
Schantung 3 136 287 178 933 508 
Schansi a 112189 2 804 725 
Kiangsu . .... 1 556 267 4512 897 
Anhui 471709 7259 876 
Kiangsi . 5. 391 163 1 220 429 
Fukien . u: . 8901185 1 239 644 
Hupei . . . 2. =. 1 105 937 4 291 035 
Hunan . 1 375 048 1 028 620 
Kuangiung 8659 119 7 251 773 
Kuangsii . . . 2... 1 576 238 4 776 356 
Mukden, Kirin, Honan, Cheki- 

ang, Schensi, Sinkiang und 

Kueichou 862 952 561 984 


Während Erdnüsse und Erdnussöl früher meist nach Europa 
gchandelt wurden, hat sich der Erdnussmarkt während und be- 
sonders nach dem Kriege mehr nach Amerika verschoben. 


Japan. 


Die wirtschaftliche Lage Japans während der Kriegsjahre. 
Der Handelssachverständige der britischen Botschaft in Tokio 
Huglı Horne hat einen Bericht über die kommerzielle, industrielle 
und finanzielle Lage in Japan von 1914—-1919 ausgearbeitet, der 
jetzt vom Departement of Overseas Trade veröffentlicht 
worden ist. Japans Blüte nach dem Russisch-Japanischen Krieg 
hatte in den folgenden Jahren einen Rückschlag erlitten: um 
1915 herum jedoch hatte der Weltkrieg eine grosse Zahl euro- 
päischer Industrien, von denen sowohl der Osten, wie auch Süd- 
amerika für den Bezug notwendiger \aren abhängig waren, 
schon soweit stillgelegt, dass diese Länder sich nach anderen 
Bezugsquellen umsehen mussten. Sie fanden sie in Japan, und 
die Folge war, dass die Japaner sich von einer Schuldnernation 
in eine Gläubigernation umwandelten. Gleichzeitig damit ent- ' 
wickelte sich auch die japanische Schiffahrt; trotzdem scheint 
man in Japan von Anfang an gefürchtet zu haben, dass es sich 
bei diesen günstigen Verhältnissen nur um eine Kriegsphase 
handelte. Nach dem Waffenstillstand zeigte sich dann ein Nach- 
lassen der Konjunktur; aber noch einmal gelangte sie zu un- 
beschränkter Blüte 1919, erst dann kam die Krisis mit allen ihren 
jetzigen Folgen. Horne meint, dass sich von den nach Europa 
gesandten japanischen Waren wahrscheinlich Bier, billige Baum- 
woll-Manufakturen, Glaswaren, Bürsten und Streichhölzer ihre 
Stellung als regelmässige Ausfuhrwaren erhalten werden. Im 
übrigen werde aber der ausländische Wettbewerb die Nachfrage 
nach japanischen Waren beeinträchtigen. Immerhin sollten, 
wenn die jetzige Qualität und die Preislage beibehalten werden 
könnten, die Märkte in Indien, Java, China und Südamerika für 
Japan nicht verloren gehen. Hierin liegt aber die Schwäche 
des japanischen Handels, eine Schwäche, die erst kürzlich die 
japanischen Konsuln in Sidney und Calcutta beklagten. Japan 
hat, wie Horne bemerkt, sich die Notlage während des Kriexes 
zunutze gemacht und seine Fabrikanten und Kaufleute haben, 
um möglichst grosse Gewinne schnell zusammenzuraffen, Waren 
von sehr minderwertiger Beschaffenheit auf die leeren Märkte 
gebracht. Eine Folge dieser unklugen Politik sind dann die zahl- 
reichen Abbestellungen nach dem Waffenstillstand gewesen und 
die Schwierigkeiten für Japan, die eroberten Stellungen in 
Ländern, wie Indien und Java, zu befestigen. Hier ist der 
wunde Punkt im japanischen Handel, denn Japan kann seine 
minderwertigen Waren nicht so billig liefern, dass ihre Minder- 
wertigkeit im Verhältnis zu ihrem Preis nicht in Betracht käme. 
Horne bezeichnet die Theorie, dass asiatische Arbeit so viel 
billiger ist als europäische, als falsch. Die ursprünglichen Kosten 
sind allerdings viel geringer, aber dafür sind auch die Güte und 
Gebrauchsfähiskeit der japanischen Waren viel geringer. Unter 
den günstigsten Umständen ist das Verhältnis nicht höher als 
2 zu 3, und viele setzen es sogar auf Lzu 2 an. „Es ist somit 
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zweifelhaft, ob die tatsächlichen Produktionskosten der Waren 
in Japan niedriger sind als in England.“ Der „North-China 
Herald‘ bemerkt bierbei, dass das Vorgehen der englischen 
Textilarbeiter 1919 dieses Gleichgewicht inzwischen gestört 
haben mag, aber auch die japanischen Arbeiter hätten inzwischen 
für bessere Lebensbedingungen, Verkürzung der Arbeitszeit und 
höhere Löhne agitiert, was dann allerdings durch die Krisis 
wieder unterbrochen worden sei, aber bei der Wiederbelebung 
des Handels sich wahrscheinlich von neuem zeigen werde. Eine 
Wirkung der Kriegsgewinne war, dass Japan seine ausländische 
Schuld von Yen 174 Mill. verringern konnte. Hinsichlich seiner 
grossen Aktiengesellschaften zeigte sich dieselbe Wirkung des 
Krieges wie im Ausland, nämlich Zusammenschluss und Kapitals- 
erhöhung. So vermehrte die Yokohama Specie Bank ihr Kapital 
von Yen 20 Mill. auf 100 Mill., die Mitsubishi Bank das ihrige 
von 1 auf 50 Mill. Das Bedenkliche aber war die Manie für 
Neugründungen, die Horne als in ausser jedem Verhältnis zu den 
Bedürfnissen des Landes stehend bezeichnet. Auch seien die 
Aktionäre zu gierig auf Dividenden von 60, 70, ja selbst von 
100% zum Schaden der Fürsorge für eine weitere Entwickelung 
gewesen. Alles in allem zeigt sich im japanischen Handelsleben 
bei aufsteigender Konjunktur ein Mangel an Klugheit und Vor- 


sicht und danach beim Eintritt der nach solchen Perioden | 


grosser Entwickelung unvermeidlichen Reaktion ein Mangel an 
Stabilität und Gegenmitteln zur Abschwächung der Rückschläge. 


Ein japanischer Stahltrust. Ein zu diesem Zweck ernamntes 
Sonderkomitee empfiehlt eine Wirtschaftsgemeinschait zwischen 
der Oriental Steel Co., der H>kkaido Iron Foundry, der Kwaishi 
Iron Foundry, der South Manchurian Iron Foundry, den Mitsu- 
bishi Steet Works und den Pei-Chi-Hu Steel Works. Der Ein- 
fuhrzoll auf fertige Eisen- und Stahlerzeugnisse müsse so ge- 
regelt, werden, dass er die Einfuhr des von der japanischen 
Stahlindustrie benötigten Rohmaterials fürdere. Eine Betecili- 
gung des Staates in geldlicher Hinsicht an dem Unternehmen ist 
nicht ausgeschlossen. Von einem Anschluss der Staatsstahl- 
werke in Wakamatsu ist dagegen nicht die Rede. Die oben- 
genannten 6 Werke und das Wakamatsu-Werk erzeugen heute 
ctwa W)% allen Stahls in Japan. Die Regierung ist an dem 
Unternehmen nicht vom Geschäftsstandpunkt aus imteressiert, 
sondern lediglich aus militärischen Gründen. 


Die japanische Schiffahrt. Die gesamte Tonnagce Jder japa- 
nischen Dampf-Handelsschiffahrtt betrug Ende Juni 1920: 
3 130.000 t, worin alle Fahr2euge über 20 t enthalten sind. Hier- 
von waren registriert 2898 mit 2965 593 t in Alt-Japan, während 
der Rest von 188 Schiffen und rund 166 000 t in Korea, Formosa 
und Dairen registiert war. 

Segelschiffe gab es 15 692 mit 1017864 t Tragfähigkeit, so 
caass Japan zusammen über 18 778 BAUTZEUBE mit einer Gesomt- 
tonnage von 4150027 t veriiixte. 

Unter den 3086 Damipischiffen gab es 7% Schiffe von über 
1000 t und mit einer Gesamttonnage von 2636 120 t. 

Im einzelnen verteilen sich die 2923 in cigentlichen Japan 
registrierten Dampfschiffe auf die einzelnen Grössen wie folgt: 


Größe Anzahl Br.-t Reg.- -t 
über 20 t 1 232 51 521 22 311 
& 100 „ 374 69 506 35 147 
" 300 „ 203 82 253 47 574 
„ 5 352 258 892 123 463 
„ 100, 205 335 004 217 215 
»..20W „ 194 372779 234 277 
„3 „ 100 337 814 212 566 
„IM, 1 225 492 118 842 
„5000, 108 615 565 412.252 
„Bw, 35 226 214 150.025 
„7, 24 177 979 113 140 
„Bo, 4 32.670 20.057 
„ 910, 10 95418 60 997 
.» 19000, 6 71896 38 485 
Summa: 2923 2 982 909 1875 951 


An. 


Die Segelschiffe sind in erster Linie kleine Fahrzeuge 
zwischen 20 und 100 t, wie die nachfolgende Zusammenstellung 
zeigt: 


Größe Anzahl Br.-t Reg.-t 
über 20 t 11 452 . 945 678 451 728 
» 100 „ 2 814 396 920 340 988 

Mr 300; - 37 22 038 - 15 340 
„1000, 2 2 366 2 059 

„ 200 , 1 2 403 1 383 
Summa: 14 331 972 908 814 259 


Wie sich die grösseren Schiffe auf die verschiedenen (ie- 


sellschaften verteilen, ist aus der nachfolgenden Zusammen- 
stellung ersichtlich: 
Anzahl Schiffe: Anzahl t 
Eigentum der Regierung . . . 21 40611 
R „ Nippon Yusen Kaisha 100 481 820 
e „ Osaka Shosen Kaisha . 82 339 943 
. „ Tokio Kisen Kaisha . . 10 901% 
; »„ Kukusai Kisen Kaisha . 58 311 418 
. „ Mitsui Bussan Co.. . . 19 66 524 
x „ Kawasaki Kisen Kaisha . 9 32 793 
” „ Kutsuta Kisen Kaisha . 11 49 466 
. „ Tatsuma Kisen Kaisha . 11 47 287 
= „ Kishimoto Kisen Kaisha 12 45 291 
= „ Taiyo Kisen Kaisha . . 8 44 968 
a „ Yamashita Kisen Kaisha 15 44 262 
y „ ÜUchida Kisen Kaisha. . 12 35 749 
Nissin Kisen Kaisha . . 13 32 767 
Anäkie Dampfer (freifahrend) . 409 953 006 
Japanische Schiffahrts- und Schifibausubsidien. Der Ablauf 


der Zeit, für die der Nippon Yusen Kaisha Subsidien für ihre 
E:uropa-, Holland-, Amerika- und Australienfahrt gewährt wer- 
den, wird voraussichtlich der Anlass werden, mit dem System 
der Swosidien ganz zu brechei, um durch ein System, wonach 
jür die Postbeförderunz Zahlung geleistet wird, ersetzt zu 
werden. Subsidien werden heute ausser an die erwähnte Ge- 
sclischaft gezahlt: I. an die Osaka Chosen Kaisha für ihren 
Dienst nach der Ostküste Südamerikas, der zehnmal im Jahr 
von Kobe über Hongkong, Singapore, Kapstadt, Santos, Buenos 
Aires und Rio de Janeiro und dann zurück über Christobal nach 
Yokohama geht, und zwar mit 6 Schiffen von etwa 5800 t, 
2. an die Toyo Kisen Kaisha für einen Ähnfichen Dienst nach 
der Westküste Südamerikas, der von Kobe über Honolulu nach 
Valparaiso geht, 3. an die Osaka Chosen Kaisha iür einen 
Dienst zwischen Java und Bangkok über Singapore, Batavia 
und Samarang, Jer wöchentlich mit 2 Schiffen von 1500 t be 
trieben wird, 4. an die Nishin Kisen Kaisha für ein 36 maligen ' 
Dienst im Jahr mit 3 Schiffen zu je 2000 t zwischen Shanghal, 
Honsrkong und Canton, 5. an die Chosen Yusen Kaisha für einen 
Dienst zwischen Yokohama und Chemulpo über Moji, Fusan, 
Gensan und Mokpo. 

Ein Sonderausschuss, der zu diesem Zweck ernannt worden 
ist, macht für den Schifisbau folgende Vorschläge: Direkte 
Subsidien sollen nicht gezahlt werden, ebenso keine Export- 
prämien für fertige Schiffe. Dagegen soll der Schiffsbau mittel- 
bar gefördert werden durch Zollireiheit auf Stahl, Holz und an- 
deres Schiffsbaumatcrial, sowie alle Maschinen und sonstigen 
Teile, die zur Ausrüstung von Schiffen nötig sind. In Japan ge- 
bauten Schiffen sollen gewisse Vorteile eingeräwnt werden 
Im Ausland xebaute Schiffe haben Zoll zu zahlen. Die Finan- 
zierung des Schitfsbaus soll durch langfristige Anleihen ge 
fördert werden. Es wird eine Versuchsstation zur Förderung 
des Schifisbaucs errichtet. 

Das Flugwesen in Japan. Japan, das mit britischer tech- 
nischer Hilfe den Bau von Riesemr-Seceflurzengen bexinnt. hat 
als Modelltvpen kürzlich einen Anteil (S&-100 Stück) voa den 
ausgelieferten deutschen Kriegsilugzeugen erhalten. Sie wurden 
zum Teil dem Tokioer Heeresarsenal, zum Teil den Heeres 
Flugwerken von Tokorozawa überwiesen. Die bisher volig 
für Heer und Marine arbeitende japanische Flurzeueimdesirie 


pvaute in den Mitsulishi-Werken hauptsächfich italienische und 
französische Landtypen, auf der Kawasaki-Werit meist englische 
Handley-Paig-Seetypen. Neuerdings soll die Tokioer GOas- 
kompagnie den Bau von Daimier-Flugmotoren in Heeresauftrag 
begonnen haben, währemd dem Heer für seine eigenen Bauten 
auch noch die Nagoya-Waggon-Fabrik zur Verfügung steht. 
Man sucht zunächst die teuer erworbenen nichtdeutschen Pa- 
tente zu verwerten, ehe an den Erwerb deutscher Lizenzen 
usw. heaangegangen wird, trotzdem man deren technische 
Ueberlegenheit anerkennt. Das Budget der japanischen Luft- 
streitkräfte sieht für Heeresflugzeuge 820 Mill, für Marine- 
flugzeuge 12,25 Mill. und für organisatorische Zwecke 9,5 Mill. 
Yen vor. An den vorjährigen Manövern haben zum ersten Mal 
zwei Fliegerbataillone teilgenommen. 


Die Untergrundbahn in Tokio. Im November 1918 hatte 
sich in Tokio eine Gesellschaft gegründet, die sich den Bau 
emer Untergrundbahn in Tokio zur Aufgabe stellte. Ihr Kapital 
betrug Yen 10 Mil. sie hatte auch die staatlichen Konzessionen 
zum Bau erhalten; wie jetzt bekamt wird, hat sie eine Erhöhung 
des Kapitals auf Yen 80 Milk. beschlossen, ursprünglich hatte es 
Yen %& Mill. betragen sollen, war dann aber wegen der schlech- 
ten Wirtschaftslage auf Yen 10 Mill. herabgesctzt worden. Von 
diesem Betrage sind insgesamt 10% eingezahlt worden. Aber 
trotz dieser schwachen finanziellen Grundlage hat man ihr 
jetzt gestattet, ihr nominelles Kapital von Yen 10 Mill. auf Yen 
&% Mill. zu erhöhen. 

Der Bau der ersten Strecke, die etwa 9°2 englische Meilen 
klang sein und die Stadt von Norden nach Süden durchqueren, 
also Shnagawa und Ueno verbinden soll, wird auf Yen 45 Mill. 
geschätzt, während die Durchführung des gesamten Baüuplanes 
etwa Yen 100 Milk. kosten würde. Die Kosten für die ersten 
Arbeiten sollen durch den Verkauf eines bestimmten Aktien- 
betrages aufgebracht werden während man später gegen 
Sicherheit oder gegen Verpfändung der bereits geieisteten Ar- 
beiten eim Darlehen aufnehmen will. Für den Fall, dass die 
Aktien auf dem einheimischen Markt keiner Absatz finden 
soften, wilt man auch Gelder durch Ausgabe von Obligationen 
im Auslande aufbringen. 

Zahl der Seeleute in Japan. Die starke Zunahme der 
japanischen Handelsschiffahrt hat zu einer entsprechend starken 
Zunahme des seemännischen Personals geführt. Für sie werden 
folgende Zahlen angegeben: 


Seeleute Offiziere u. Ingenieure 
1913 .. 2225% 26 516 
1919 327 600 41 392 


Diese Zahlen bedeuten indes nicht das tatsächliche see- 
männische Personal, das auf den Schiffen tatsächlich verwendet 
wird, sondern die Gesamtzahlen der in den offiziellen Listen als 
Seeleute eingetragenen Personen. Die Gesamtzahl der wirklich 
an Bord befindlichen Seeleute dürfte 90000 bis 100000 kaum 
übersteigen. 


Fallende Häute- und Lederpreise in Japan. Die Preise für 
Häute und Leder sind seit März vorigen Jahres ständig ge- 
sunken, so dass viele Fabrikanten zeitweilig vom Bankerott 
bedroht scheinen. Das Sinken der Preise ergibt sich aus der 
nachfolgenden Zusammenstellung: 


März November 
Kuhhäute (100 englische Pfund 65 Yen 50 Yen 
. Ochsenhäute . . 30 „ 8 „ 
Kuhhäute aus Korea (120 Pf. ji 120 „ 85 „ 
chin Kuhhäute . 115 „ 5 „ 
Etefant-Häute. . 200 „ 180 „ 
Chromleder 1 quf. 09 „ 09 „ 


Schutzzölle in Japan. Wie Serhanieh, plant die japanische 
Regierung Schutzzölle einzuführen für alle die Fälle, in denen 
fremde Finfuhrwaren mit billigen Verkaufspreise eine wichtige 
einheimische Industrie zu zefährden drohen. 

Um die in Japan herrschende Teuerung zu vermindern, 
wird eine gesetzliche Vorlage erwartet, auf Grund deren die 
Zölle auf Reis, Graupen, Weizen, Bohnen und andere Lebens- 
mittel aufgehoben werden. 
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Südostasien. 

Selbstverteidigung von Singapore. Das Straits Budget 
schreibt, dass es in Anbetracht der geringen Zahl der 
europäischen Bevölkerung im Falle innerer oder äusserer Un- 
ruhen notwendig sein würde, jeden gesunden Mann zum Frei- 
willigendienst aufzurufen. Im Kriegsfall würde bei einem von 
der See her drohenden feindlichen Angriff die gesamte Garnison 
sowie auch das Freiwilligenkorps aus der Stadt zum Schutze 
der bedrohten Küstenpunkte herausgezogen werden, und in 
einem solchen Fall wären dann Frauen und Kinder unbeschützt 
gegen eine innere Gefahr. Bei dem Charakter der eingeborenen 
Bevölkerung wären bei äusserer Bedrohung innere Unruhen 
fast mit Sicherheit zu erwarten. Ausser dem -Freiwilligenkorps 
sei deshalb noch eine Bürgergarde wünschenswert, zu der unter 
Umständen auch die zuverlässigeren Chinesen und Eurasier 
herangezogen werden könnten. Aber auch ohne den Fall eines 
Krieges müsse man immer mit der Möglichkeit innerer Wirren 
rechnen; es sei bekannt, dass eine lebhafte bolschewistische 
Propaganda vor sich gehe, und wenn sie auch noch nicht grosse 
Fortschritte gemacht haben möge, so sei doch das Gift in der 
Kolonie; sofern andere Ursachen bei den arbeitenden Klassen 
dazukämen, könne leicht Unheil entstehen. Es sollte deshalb 


ein Ausschuss für die öffentliche Sicherheit gebildet werden, 


der sich beizeiten mit der Frage der Verteidigung der Kolonie 
gegen innere und äussere Feinde beschäftigen müsse. 

Maurice Long über Indochina. Generalgouverneur Maurice 
Long hat auch in Paris vor der Union des grandes Associations 
Francaises, deren Präsident Poincar& ist, einen Vortrag über 
die wirtschaftliche und politische Lage Indochinas gehalten, in 
dem er neben den schon bekannten Ausführungen noch be- 
sonders die Erfolge der französischen Kolonisationstätigkeit in 
der Ausrcttung der häufigen Epidemien und in der Beseitigung 
der ebenfalls häufigen Hungersnöte, die die Bevölkerung 


anderer asiatischer Länder dezimierten, hervörhob. Ferner be- 


tonte er die Gewährung unentgeltlichen Unterrichts und gleicher 
Entwicklungsmöglichkeiten für die indo-chinesische Jugend; 
ihre Elite werde dadurch für die französischen Interessen ge- 
wonnen. Welche Ertolge dabei schon erzielt seien, zeige dis 
Tatsache, dass die auf der Hochschule in Saigon ausgebildeten 
Aerzte: für 42 Provinzen hinreichten. Diese Entwicklung will 
Long noch beschleunigen. Die Indochineseh sollen immer mehr 
selbst alle Bedürfnisse ihres Landes befriedigen können. Durch 
die demnächstige Dollaranleihe will er die Sparsamkeit Indo- 
chinas fördern. Schliesslich plant Long auch Indochina zu 
einem Touristenland zu machen. 

Eisenbahnen in Indochin.. Der Berichterstatter des 
Temps in Hanoi schreibt über die Entwicklung des Verkehrs- 
wesens in Indochina, die dank einer vom Parlament 1912 be- 
willigten Anleihe von 90 Millionen in den letzten Jahren mit 
Ausnahme der Kriegsjahre eingetreten ist. In Cochinchina 
wurden die Kanäle verdoppelt, in Tonking und in Annam führte 
man grosse Bewässerungsanlagen aus, und in ganz Indochina 
wurde das Wegenetz, das 1911 3500 km betrug, auf 9000 km 
gebracht. Alle diese Strassen dienen nicht nur dem Automobil- 
verkehr, sondern auch dem wirtschaftlichen Verkehr der Ein- 
geborenen. Der Eisenbahnbau ist durch den Krieg zwar ver- 
zögert, aber doch nicht vollständig eingestellt worden. In 
Tonking ist die Linie von Hanoi näch Nachan bis zur chine- 


sischen Grenze verlängert, die Erdarbeiten für die Strecke der 


grossen Transindochinesischen Bahn von Vinh nach Dongha 
sind vollendet; es brauchen nur noch die Schienen gelegt zu 
werden. Demnächst sollen gebaut werden 1. die noch an der 
Vollendung der Transindochinesischen Bahn fehlenden Strecken, 
2. die Linie von Saigon nach Cambodja, 3. die Linie Saigon- 
Soc Trang. Die baldige Vollendung der Nord-Südlinie ist von 
dringendster Notwendigkeit, um endlich den Verkehr zwischen 
den drei Ländern Tonking, Annam und Cochinchina zu er- 
leichtern. Ausserdem wäre aber auch eine Ostwestbahn etwa 
von Dongha oder Vinh an der Küste quer durch Laos nach der 
siamesischen Grenze erwünscht, vo wo sie über Korat mit 
Bangkok verbunden werden könnte. Damit wäre ein Teil der 
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grossen südasiatischen Bahn vollendet, die im Norden über 
Hanoi nach Canton führen würde. Durch die Bahn von Cochin- 
china nach Cambodja werden dessen Reisgebiete, die jährlich 
mehrere Hunderttausende von Tonnen Paddy (unenthülster 
Reis) ausführen, die über bisher sehr schlechte Verkehrswege 
haben, an den Weltverkehr angeschlossen. Von dem Mekong 
und seinen Nebenflüssen sind diese Reisgegenden von un- 
bebauten überschwemmten Gebieten getrennt, so dass sie durch 
Wege kaum zu erreichen sind, während andererseits der 
Wasserweg ‘auch nur für eine schr kurze Zeit des ‚Jahres be- 
nutzbar ist. Durch die Eisenbahn wird der Reis jederzeit billig 
zur Ausfuhr gebracht werden können. Ferner wird auch durch 
diese Bahn das für Touristen interessante Phnom-Penh erreicht 


und eine weitere Verbindung mit Bangkok und Ost-Siam her- 
gestellt werden. In ähnlicher Weise wird auch die Bahn von 
Saigon nach Soc-Trang, dem Mittelpunkt des reichsten Reis- 
gebietes, vor allem die Reisausfuhr begünstigen. Alle diese 
Linien werden nicht nur Gewinn abwerfen, sondern auch die 
Einigkeit der verschiedenen Länder des Kolonialreiches festigen. 


Autonomie für Niederländisch-Indien. In einem Vortrag in 
der Indischen Gesellschaft im Haag hat der Sekretär des Volk- 
rats A. B. Cohen Stuart am 28. Januar ausgeführt, dass der 
Kurs der holländischen Kolonialpolitik in den letzten Jahren auf 
die Gewährung der Autonomie für die Kolonie Niederländisch- 
Indien gerichtet sei. Cohen Stuart hält die Regierungsfiorm der 


Schweiz (Bundesrat) für Indien am geeignetsten. 


UNI Verschiedenes lila 


Sassassasinreciieen nenn Mitteilungen PELOLLELTETTETTETTELTITTTT 


des Verbandes für den Fernen Östen. ' 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 
=*o....u.„„„„„...„.„..„u..s.,..u......009000080900990900000 9999900008008 900890 00000900000 

Liquidationserlös in Tsingtau. Alle Grundstückseigentümer 
in Tsingtau, deren Grundstücke von seiten der Japaner be- 
schlagnahmt wurden und liquidiert werden, wird die Nachricht 
aus Tsingtau interessieren, dass die japanische Regierung die 
(Gjleichstellung der Deutschen in Tsingtau mit denen in Altjapan 
hinsichtlich der Auszahlung des Liquidationserlöses beschlossen 
und die Behörden in Tsingtau mit entsprechender Anweisung 
verschen hat. 

Danach würden als» auch in Tsingtau 50 Prozent 
zur Auszahlung gelangen. UÜcber die auch einigermassen inter- 
essierende Frage, wann die Auszahlungen stattfinden, ist nichts 
Neues bekannt geworden. 


Darlehnsgesuche. Für die Allgemeine Darlehnskasse für 
aus Feindesland vertriebene Reichsdeutsche bestimmte Dar- 
Ichnsgesuche sind nach wie, vor an den Verband für den Fernen 
Osten, Berlin W. 35, Potsdamer Strasse 28, zu richten, durch 
den die Vorprüfung und Weiterbehandlung im Einvernehmen 
mit der Allgemeinen Darlehnskasse eriolgt. 


Gepäck aus Ostasientransportdampfern. Folgende Gepäck- 
stücke sind mit den verschiedenen Transportdampfern aus Ost- 
asien in Hamburg eingetroffen, aber bisher von den Empfängern 
noch nicht abgenommen worden. Die beigesetzte "Ziiier gibt 
die Anzahl der Kolli an. Kolli zu 

a) lagern bei der Hamburg-Amerika-Linie, 

h) bei der Firma Matthias Rohde & Co. 

Die Einpfänger werden ersucht. sich zwecks Entgegen- 
nahıne der Kolli mit der H. A. L. Hamburg, Alsterdaimm, bzw. 
Matthias Rohde & Co. Hamburg, Gr. Reichenstrasse, in Ver- 
hindung zu setzen. 

a) „Ume Maru” 1. Reise: M. B. 10 (1), K. 8 (1), K. 40 (1), 
W. Krüger (1), ohne Marken 1 Nähmaschine (beschädigt), 
it Kolli Betten, 1 Kolli Bettlatten. 

„Nankai Maru“ 2. Reise: A. Bockelmann, Ham- 
burg (1), F. Mann, Kiel (2), G. Strauss, Mar.-Stabsarzt, 
Kiel (4), Martha v. Stein, Remscheid (1), Dr. Otto Wied- 
feld, Berlin (2), F. Krause. M. Pole, Leipzig, A. Schlegel, 
Berlin. Marinebaurat Lampe, H. Schneider, Berlin, W., 
Giastrock, Mehl, Schöppenstedt, Aug. Mehl, Hamburg, H. 
Schurmpeter, Claus je 1 Kolli, E. Petri 2 Kolli, ferner ohtte 
Marke, anscheinend aus Wiladiwostok, 2 Kolli, Inhalt: 
Maurmoraufsatz zur Waschkommode und 1 Spiexel. 
„uUme Maru” 1. keise: Hekscher, Schmidt, M. A. K., 
Voigtänder. Hallets, Thorn, H. L. Limmer, Hatzenbusch, 
Jankowskv, Frl. Beck, Dr. P. Krieg je I Kolli. 

„Nankaı Maru" 2 Reise: Gut (3, W. Tegethoif (1), 
Grappendorf 8), M. M. Wladiwostok N. 7855 (1), W. 
N.5(). 
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Adressennachweis. 


Foth, Dr., Nürnberg, Bayreuther Str. 10 IV. 

Friedlaender, Immanuel, Neapel, Villa Hertha. 
‚  Geschke, Pension von Böhm, Berlin, Artilleriestr. 16. 

Günther, Hugo, c;o Herrn Fritjof Höhnke, 17 Museum Road, Schanghai. 

Haesloop, C. i. Fa. Julius E. Danielsen jr., Hamburg I, Ferdinand- 
strasse 36. 

Herbertz, Rudolf, i. Fa. Carlowitz & Co., Hankow (China). 

Jürges, R., Trier. Mosel, Gilberstr. 72. 

v. Knorr, Kapitän, Tokio, Kijimachi-ku, Hirakawachi, Gochome 19. 

Korch, Wilhelm, Export, Aktiengesellschaft, Berlin W. 8, Behrenstr. 26 a. 

Körner, Hermann, China, Export und Import Company, Hamburg, 
Glockengiesserwall 15 I. 

Krapf, Dr. H., Frankfurt a. M., Leerbachstr. 113. 

Maßmann, Adolf, Heiligenhafen i. Holstein, Markt 4. 

Müller, Major a. D., P., Berlio-Südende, Potsdamer Str. 81. 

Raesfeld, K. F., Orlok Hilier, Station Dolok Merangir, Sumatra t{Deli). 
Ndl.-Indien (bei allen Zuschriften den Vermerk ‚per Nederl. Mail‘). 

Sebes, Heinrich, Berlin W. 50. Marburger Str. 4, Hospiz des Westens. 

Seiftfert, Kapitänleutnant a. D., Bonn, Bismarckstr. 15. 

Schinz, L., Berlin SW. 47, Yorkstr. 74. 

Schaffner, E. Hannover, Bodenstedtstr. 

Schaffrath, Aachen, Jakobstr. 27. 

Schumann & Co. Leipzig-Plagwitz. e 

Schwengenbecher, Carl, Berlin-Lichterfelde, Marienstr. 15. 

Stoller, W., Berlin-Oberschöneweide, Wilhelminenhofstr. 44a. 

Treitschke, Hans, Dezernent im Wirtschaftsamt, Danzig-Langfuhr, 
Bahnhofstr. 6. 

Tittel, H., Postsekretär, Padang-Sumatra, Nipponkang, Niederl.-Indien. 

Vetter, Edmund, Inh. d. Fa. F. F. Schulze & Co., Leipzig-Co. 

Wiechers, F., Stettin, Falkenwalder Str. 211, p. Adr. 
A. Hagedorn. 


ee REN a ee 

v. Fries. Als einer der ersten fiel 1914 in den Kämpfen im 
Vorgelände von Tsingtau der Leutnant d. R. von Fries. Auf der 
jedem Tsingtauer wohl bekannten und oft besuchten Waldersee- 
höhe, die einen so herrlichen Rundblick gestattete über das weite 
Vorgelände bis zum Lauschan, aus dem der Angriff erfolgte, un! | 
das im Hintergrund liegende Tsingtau, dem die Verteidisu:.ız 
galt, stand seine Batterie. Als am Vormittag des 28. September 
der allgemeine Angriff der Japaner -die kleine Schar der Ver- 
teilliger aus dem Vorgelände hinter die Drahthindernisse zurück- 
drängte, traf ein Volitrefier die Batterie Fries und raffte auch 
ihn hinweg. Erst wenige Monate vor Ausbruch des Krieges wur 
er nach Ostasien gekommen. Als einer der ersten opferte er, der 
durch sein frisches, unverzagtes Auftreten rasch die Liebe seiner 
Soldaten gewonnen hatte, sein Blut und junges Leben unserer 
schönen Heimat im Fernen Osten am Gelben Meer. An der 
Stelle, wo er gefallen war, wurde er auch begraben. 

Dem Wunsch des alten Vaters, den Lieblingssohn in heimischer 
Erde beigesetzt zu schen, hat die japanische Regierung, wie wir 
hören, nunmehr stattgegeben und die Ueberführung der Leicht 
von Tsingtau nach Deutschland »gestättet, deren Ausführung di. 
licbenswürdige Mitwirkung der Firmen Mitsubishi und Osanı 
Shosen Kaisha wesentlich erleichtert haben. Ruhe sanit vw 
deutscher Erde! 


13. 
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Allgemeiner und politischer Teil \llililihl 


Die mongolische Frage. 
Ven C. Fink. 


Ich habe bereits in der vorigen Nummer dieser Zeitschrift 
kurz gemeldet, dass die Hauptstadt der Mongolei, Urga, nach 
mehrmonatiger Belagerung in die Hände eines Heerhaufens 
gefallen ist, der sich aus einem Teil der Ungern-Sternberg- 
schen (also nicht bolschewistischen) russischen Truppen in 
Ostsibirien, aus unzufriedenen Mongolen und Burjäten sowie 
aus einer kleinen Schar chinesischer und japanischer Aben- 
teurer zusammensetzte, nachdem es dem von den Urga ver- 
teidigenden chinesischen Truppen arg belästigten Hutuktu, 
den man als eine Art Geisel dort festhielt, gelungen war, aus 
der Stadt zu entfliehen und sich unter burjätischen Freunden 
in Sicherheit zu bringen. Die politische Lage in Sibirien, über 
die im wesentlichen nur Meldungen der Sowjetregierungen 
vorliegen, ist schwer zu übersehen. Konnte man es anfangs 
für möglich halten, dass es sich bei dem Vorstoss aus dem 
Gebiet um den Baikalsee in die Mongolei um ein mehr oder 
weniger vereinzeltes Abenteuer einer versprengten Abteilung 
von Russen handelte, die bei den chinafeindlichen Fürsten der 
Mongolei Unterstützung gefunden hatten, möglicherweise 
auch als deren Landsknechte gegen den sich die Alleinherr- 
schaft anmassenden Hutuktu kämpften, der gestützt auf seine 
Lamas und auf Kosten der Fürsten einen vom Lhassaer Dalai- 
lama unabhängigen Staat zu bilden seit langem anstrebt, so 
legen die neuesten Nachrichten den Schluss nahe, dass es sich 
bei den Kämpfen um Urga um ein sehr weit ausgreifendes, 
zielbewusstes Vorgehen der antibolschewistischen russischen 
Kräfte handelt, die sich heute im ganzen ehemaligen russischen 
Reiche regen. Es scheint, dass der Kampf gegen die Moskauer 
Gewaltherrschaft auf der ganzen Linie entbrannt ist. Auch 
Sibirien steht wieder in Flammen. Der Kosakenhetman 
Semenow, selbst ein Burjäte, also ostsibirischen Stammes, der 
lange als der von Japan unterstützte Vorkämpfer einer bürger- 
lichen Ordnung gegen das bolschewistische Regiment galt, das 
in Werchne-Udinsk und seit einiger Zeit in Semenows altem 
Hauptquartier Tschita seinen Stützpunkt hat, ist angeblich 
den Sowjettruppen gegenüber siegreich und befindet sich 
zurzeit wieder, wie einst sein Vorgänger Admiral Koltschak, 
auf dem Vormarsch nach Westen. Es ist kaum anzunehmen, 
dass unter diesen Umständen selbst ein kleiner Teil der 
Semenowschen Truppen (zu ihnen gehört die vom Baron 
Ungern-Sternberg befehligte Abteilung) Erlaubnis erhalten 
hätte, sich an einem Vorstoss nach Urga zu beteiligen, wenn 
dieser Vorstoss nicht einen wesentlichen Teil des gesamten 
Semenowschen Planes darstellt. Um die mögliche Bedeutung 
der mongolischen Diversion zu verstehen, ist es nötig, einen 
Blick in die Entwickelung der Dinge in Hochasien während 
des letzten Jahrzehnts zu werfen. 


Schon in den letzten Jahren der Mandschudynastie der 
Tsings fühlten die Chinesen im wachsenden Masse, namentlich 
im Gebiet der Kalkasmongolen, russische Einflüsse. Ihnen 
suchten sie zielbewusst durch die Ansiedlung chinesischer 
Bauern und Händler entgegenzuarbeiten; die Märkte und 
Städte an den grossen das Land durchziehenden Strassen, 
sowie die Tempel und Klöster wurden die Vorposten des 
Chinesentums. Schliesslich gelang es aber doch den Russen, 
durch die geschickte Verwendung von lamaistischen Burjäten 
in die Stellung Chinas unter den Priestern eine Bresche zu 


legen. Damit war eine Bewegung eingeleitet, die zu einer 
vollständigen Entfremdung der Mongolei und Chinas zu 
führen drohte. Nur das Silber der chinesischen Händler er- 
wies sich immer wieder als der Schlüssel, der ihnen alle Tore 
der Mongolei öffnete. In Peking hat man sich seit dem Aus- 
gang des russisch-japanischen Krieges über die Gefahren, die 
den sogenannten chinesischen Aussenländern drohte, nie 
Zweifeln hingegeben. Man hat es auch nicht an Versuchen 
fehlen lassen, in der Mongolei Verhältnisse zu schaffen, die 
eine Wiederholung dessen, was sich unter russischem und 
japanischem Einfluss in der Mandschurei abspielte, unmöglich 
machen sollten. Aber die Sünden Chinas in vergangenen 
Zeiten waren nicht wieder gut zu machen. Die Tsings hatten 
in der Mongolei immer nur ein Gebiet gesehen, das auf alle 
Weise auszubeuten ihr gutes Recht sei; an die Kulturarbeit, 
zu der ein Kolonialpolitik treibendes Volk verpflichtet ist, will 
es im unterworfenen Gebiet dauernd festen Fuss fassen, hatten 
sie nie gedacht. Das mag gut gehen, solange dieses Kolonial- 
land keinen andern starken Nachbar hat und selbst wehrlos 
am Boden liegt. In dem Mass aber, wie sich die aussen- 
politische Lage änderte, wie an der langgestreckten Nord- 
grenze der Mongolei ein mächtiges russisches Reich entstand, 
wurde auch in der Mongolei das mit Gewalt niedergehaltene 
Nationalitätsgefühl wieder wach. (Aehnlich entwickelten sich 
die Dinge auch in den anderh chinesischen Aussenländern: 
Tibet und Turkestan). Es konnte nicht fehlen, dass sich immer 
engere Beziehungen zwischen der Mongolei und Russland ent- 
wickelten; schon die wirtschaftlichen Verhältnisse trieben 
dazu. Die Gefahr, die damit China drohte, wurde von weit- 
sichtigen Männern rechtzeitig erkannt.. Im Jahre 1905 hat der 
damalige Generalgouverneur der Huprovinzen Chang Chi- 
tung eine Denkschrift nach Peking gerichtet, in der er empfahl, 
mit Tokyo einen Vertrag zu schliessen, wonach Japan 200 000 
Mann in die Mandschurei legen sollte, die in dem Augenblick, 
wo Russland Anstalten treffen würde, sich in die Mongolei 
festzusetzen, Urga zu besetzen hätten. (Also der Vorläufer 
des letzthin so viel umstrittenen, von Tang-Chi-jui ge- 
schlossenen chinesisch-japanischen Verteidigungsvertrags, der 
erst dieser Tage auf Betreiben der japanfeindlichen Kreise in 
China hat aufgehoben werden müssen!) Aber selbst damals 
waren die Wirkungen des von Li Hung-chang eingeleiteten 
Bewegung eines Anschlusses Chinas an Russland in Nord- 
china noch so lebensstark, dass Chang Chi-tungs Anregung 
in den Archiven Pekings ein Grab gefunden hat. 

Inzwischen verschoben sich die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Mongolei vollständig. Russland suchte von 
Norden, China von Süden und Osten vorzudringen und sich 
einen möglichst grossen Teil des Landes abhängig zu machen. 
Dieser Wettkampf kam bald in der Entwickelung der Städte 
und Märkte der Mongolei deutlich zum Ausdruck. Maimat- 
schin (bei Kiachta), Uliassutai und Kobdo neigten zu Russ- 
land; Dolonor, Kalgan, Tatungfu, Ninghiafu und Sutschoufu 
wurden immer mehr die Vorposten der Stellung, die vorher 
Peking der Mongolei gegenüber eingenonimen hatte. 


Vom Jahre 1906 ab stand die Mongolei im ‚Zeichen 
russischen Vordringens. Russland suchte sich in der Mongolei 
für den Verlust der Mandschurei schadlos zu halten. Das 
anfängliche Misstrauen der Mongolen, die für ihr Land ähn- 
liche Gefahren befürchteten, wie sie in vergangenen Zeiten 
Türken und Tungusen gebracht hatten, wussten die Russen 
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geschickt zu überwinden. Wesentlich kam ihnen dabei die 
immer weiter nach Norden ausgreifende Siedelungspolitik der 
stets beleidigende Ueberhebung zur Schau tragenden Chinesen 
zustatten, denen die Mongolen wirtschaftlich nicht gewachsen 
waren und von denen sie sich infolgedessen stets übervorteilt 
fühlten. Wie zielbewusst andererseits die Russen in der 
Mongolei vorgingen, liessen die unzähligen „Forschungs- 
reisen“ russischer Geologen und anderer Wissenschaftler und 
Techniker durch die Mongolei, wobei es keineswegs immer 
ohne Vergewaltigung abging, deutlich erkennen. Freilich den 
Vorgängen in jenem Teil der Erde hat man ausserhalb der un- 
mittelbar interessierten Kreise stets nur wenig-Beachtung ge- 
schenkt. 

Ich entsinne mich heute noch des Aufsehens, das die plötz- 
liche Aufrollung der mongolischen Frage in der grossen 
Politik zu Beginn des Jahres 1911 machte, ohne allerdings auf 
die Dauer die Aufmerksamkeit der politischen Kreise Europas 
und Amerikas zu finden, denen auch damals die Mongolei 
Hekuba war (wie sie es auch wohl heute trotz ihrer. weltwirt- 
schaftlichen Bedeutung noch ist.) Am 31. Januar 191F er- 
schien gleichzeitig im Pariser „Matin“ und in der Petersburger 
„Nowoje Wremja“ eine Mitteilung über einen schweren 
russisch-chinesischen Konflikt. Russland habe ein Ultimatum 
an China gestellt. 
cliffesche „Daily Mail“ eine Andeutung von einem geheimen 
deutsch-russisch-japanischen Abkommen über eine Aufteilung 
Chinas gebracht, die aber von andern Londoner Zeitungen 
unter Hinweis auf das starke englisch-japanische Bündnis als 
ein Hirngespinst bezeichnet worden war. Die Meldung des 
„Matin“ und der „Nowoje Wremja“ kamen wie ein Blitz aus 
heiterem Himmel. In Petersburg war an die Stelle Iswolkis 
im Ministerium des Aeussern Sasonow getreten, der Russ- 
lands auswärtige Politik nicht länger als blindes Werkzeug 
englischer Interessen und französischer Rachtpläne hergeben, 
sondern in erster Reihe wieder auf die Verfolgung russisch- 
nationaler Ziele einstellen wollte. Vom Ministerpräsidenten 


Stolypin darin unterstützt, wollte Sasonow auch die ost- 
asiatische Stellung Russlands wieder stärker betonen, mochte. 


das auch an der Themse Unbehagen erregen. Japan war seit 
dem Krieg gegen Russland dank seinem Bündnis mit England 
zur Grossmacht ausgewachsen; alle Aussicht, wieder in den 
Besitz’ eines eisfreien Hafens am Golf von Petshili zu kommen, 
waren damit für Russland vernichtet. England bestrebte sich 
mit allen Mitteln, die reichen Goldlager Tibets zu gewinnen, 
ehe ein anderer die Hand darauf legen konnte. Amerika war 
um die Gerechtsame des Baus einer Eisenbahn in der Ost- 
mongolei und Nordmandschurei bemüht. Chinas Erwachen 
musste die Stellung Russlands weiter erschweren; es konnte 
der Tag kommen, wo Peking einem weiteren Vordringen 
Russlands einen Damm entgegenzusetzen vermochte; Peters- 
burg musste damit rechnen, dabei auch Japan auf der Seite 
Chinas zu finden. Sasonow wollte angesichts dieser Ent- 
wickelungen das schwer erschütterte Ansehen Russlands im 
Fernen Osten unter allen Umständen wiederherstellen. Die 
Gelegenheit dazu sollte die mongolische Frage bieten. 

Im Jahre 1881 hatte Russland sich in einem Vertrag mit 
China über Turkestan gewisse Rechte für seine Staatsange- 
hörigen in den mongolischen Grenzgebieten zusagen lassen; 
diesen Vertrag hatte China 1891 und 1901 stillschweigend er- 
neuert, war dazu aber 1911 nicht wieder bereit, hatte den Ver- 
trag vielmehr 1910 gekündigt. Die der „Nowoje Wremja“ 
nahestehenden Kreise verlangten, als man mit China zu keinem 
neuen, den russischen Interessen wie bisher entgegenkommen- 
den Vertrag gelangen konnte, offene Gewaltpolitik; das ganze 
üppige Weizenland, grosse Wälder und unendliches Acker- 
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Wenige Tage vorher hatte die North- . 


land umfassende Gebiet nördlich vom Tanna-ola-Gebirbe — 
bisher war das Sajan-Gebirge die Grenze — müssten zu 
Sibirien geschlagen werden. (Das von Russland beanspruchte 
Gebiet war so gross, wie etwa das ostelbische Preussen.) 
Petersburg suchte starken Druck auf Peking auszuüben, um 
sein Ziel zu erreichen. Aber Peking leistete Widerstand. Erst 
als Russland in aller Form ein dreitägiges Ultimatum an China 
richtete, erklärte sich Peking vorbehaltlich einer Verständi- 
gung über die Einzelheiten zur grundsätzlichen Anerkennung 
der russischen Forderungen bereit. Auffallender Weise lenkte 
nun plötzlich auch Russland ein und erklärte sich mit der 
Note Pekings trotz ihrer sehr grossen Unbestimmtheit be- 
friedigt; man nahm damals allgemein an, in Petersburg habe 
die Besorgnis die Oberhand gewonnen, Japan möge sich 
hinter China stellen und damit einen Konflikt hervorrufen, 
dessen Tragweite sich nicht übersehen liess. 

Wenige Monate später trat der damalige russische 
Kriegsminister General Suchomlinow eine Reise nach Ost- 
asien an. Hatte es zunächst den Anschein gehabt, als sollte 
diese Fahrt offene Feindseligkeiten einleiten, so nahmen die 
Dinge tatsächlich eine ganz andere Wendung. Nach der 
Rückkehr des Kriegsministers knüpfte Russland die Verhand- 
lungen mit China wieder an; am 1. September 1911 wurde in 
Petersburg eine Konferenz zur Revision des russisch-chine- 
sischen Vertrages, von 1911 eröffnet; .China hatte einen 
moralischen Sieg errungen. Ehe aber ein neuer Vertrag an 
der Newa abgeschlossen werden konnte, brach in China die 
Revolution aus, die den Sturz der Tsingdynastie brachte. Der 
mongolische Komet, der so plötzlich am politischen Himmel 
erschienen war, verschwand damit plötzlich wieder im un- 
durchsichtigen Nebelmeer. Aber in Petersburg wurde der 
Schluss, der sich aus den Erfahrungen der letzten Jahre er- 
geben hatte, fest im Auge behalten. Man wollte zwischen 
Russland einerseits und China und Japan andererseits einen 
Pufferstaat legen. Man stellte sich darauf ein, Ereignisse zu 
verhindern, die die Erreichung dieses Zieles unmöglich machen 
konnten, versäumte aber auch keine Gelegenheit, sie zu 
fördern. | 
Eine solche bot sich sehr bald. Der Hutuktu lıatte un- 
mittelbar nach dem Sturz der Mandschudynastie alle Be- 
ziehungen zur Republik China abgebrochen und die Mongolei 
für unabhängig erklärt. Er brauchte die Geneigtheit Russ- 
lands um so mehr, da er schon nach wenigen Wochen merkte, 
dass er sich nicht unbedingt auf die Khane der Aeussern 
Mongolei verlassen könnte, und da er die Mehrzahl der 
Dschassaks der Innern Mongolei als offene Gegner erkannte. 
Russland war natürlich sofort bereit, die Stellung des 
Hutuktus nördlich der Wüste Gobi zu stärken, so wenig 
dessen moralischen Eigenschaften ihn zum Herrscher ge- 
eignet erscheinen liessen, bot sich damit für Russland doch 
eine glänzende Gelegenheit, seine wirtschaftlichen Be- 
strebungen in der Mongolei, namentlich die Ausbeutung von 
Bergbaurechten, nachdrücklich zu betreiben. 

In diese Zeit (Sommer 1912) fiel der Besuch des Fürsten 
Katsura in Petersburg, der — augenscheinlich im Auftrag der 
massgebenden Staatsmänner Japans — angesichts der Ding? 
in China Abmachungen über eine „Entente von grösster Be- 
deutung für die Erhaltung des Friedens im Fernen Osten“ 
treffen sollte, „deren Bedeutung dem englisch-japanischen 
Bündnis kaum nachstehen würde“, wie die russische Presse 
damals schrieb. Der plötzliche Tod des Kaisers von Japan 
setzte den Pekinger Verhandlungen zwar ein vorzeitiges 
Ende. Aber diese waren in der Hauptsache zum Abschluss 
gebracht. Russland konnte sie zur Grundlage seiner weiteren 
Politik machen. 
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Am 24. Juli 1912 traf der russische Gesandte Korostowetz 
ein geheimes Abkommen mit dem Hutuktu, durch das Russ- 
land sich gegen Gewährung einer Anleihe von 5 Millionen 
Rubel zum tatsächlichen Herrn der Mongolei machte. In 
Peking sah man dadurch die Stellung an der Nordgrenze des 
Reiches gefährdet. Auch die chinesische Regierung hatte sich 
in den letzten Monaten mit dem Gedanken getragen, aus der 
unbotmässigen Aeussern Mongolei einen Pufferstaat zu 
machen — zum Schutz gegen Russland. Dieser Plan schien 
plötzlich aussichtslos; die Innere Mongolei war durch das 
Vorgehen Russlands unmittelbar bedroht; es schien nur eine 
Frage der Zeit, dass Russland auch die Hand nach Nordchina 
ausstrecken würde. Die Erregung, die sich ganz Chinas be- 
mächtigte, als das Abkommen Russlands mit dem Hutuktu be- 
kannt wurde, ging weit über das gewohnte Mass hinaus. Die 
Hauptbestimmungen des Vertrages waren: 

l. Russland schützt die Mongolei gegen alle andern 


Staaten. 

2. Die Mongolei darf Anleihen nur in Russland ab- 
schliessen. 

3. Russland erhält ein Monopol für den Eisenbahnbau. 

4. Russland erhält ein Vorrecht auf die Ausbeute aller 
Bergwerke in der Mongolei. 

5. Jede Einmischung Chinas in die Angelegenheiten der 


selbständigen Mongolei ist unzulässig. 

In der Duma bezeichnete Sasonow den Vertrag als die 
natürliche Folge der Verschleppungspolitik Chinas, das zu 
keinem Einvernehmen mit Russland habe kommen wollen, auf 
das sogar Drohungen, wie die des Einmarsches in Kuldscha, 
keinerlei Eindruck gemacht hätten. Die Tutus Chinas ver- 
langten — in vollständiger Verkennung der ihnen zu Gebote 
stehenden Machtmittel — die sofortige Eröffnung von Feind- 
seligkeiten gegen Russland. In Peking schätzte man die 
Möglichkeiten richtiger ein. Mit allen Mitteln suchte man 
dort, um dem russischen Schachzug ein Paroli zu bieten, den 
Gegensatz der mongolischen Fürsten gegen den Hutuktu zu 
verschärfen. Ereignisse, die vollständig ausserhalb des 
Fernen Ostens lagen, kamen Peking mittelbar zu Hilfe: die 
Verschärfung des russisch-österreichischen Gegensatzes im 
Jahre 1912. Die liberale Presse Russlands warnte vor neuen 
Abenteuern in Asien; Frankreich weigerte sich, dem Bundes- 
genossen Mittel für seine ostasiatischen Pläne zur Verfügung 
zu stellen, und das um so mehr, weil Russland es ablehnte, 
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Jem internationalen Finanzkonsortium, das China eine grosse 
Anleihe zur Umgestaltung seiner Verwaltung geben wollte, 
beizutreten, wenn seine Vorrechte in der Mongolei und Nord- 
mandschurei nicht anerkannt würden. Die inneren Ereignisse 
in Russland (Ermordung des Ministerpräsidenten Stolypin 
usw.) legten der russischen auswärtigen Politik dann zunächst 
weitere Fesseln an. 

Aber auch in Peking wusste man, dass man den Bogen 
nicht überspannen durfte. Wie stets, so hatte man auch dieses 
Mal wieder mit japanischen Einflüssen zu rechnen. Ein un- 
bedingter Sieg Chinas über Russland lag keineswegs im 
Interesse Japans. Seine Stellung in der Mandschurei konnte 
durch eine völlige Ausschaltung Russlands in Hochasien nur 
gefährdet werden. Daher musste der Abzug der Russen aus 
Urga verhindert werden. Die halbamtliche „Japan Times“ 
erklärte Ende des Jahres 1912, ein Vertrag des Hutuktu mit 
Russland käme der Tokioer Regierung keineswegs un- 
erwartet; die Aeussere Mongokei neige viel mehr zu Sibirien 
als zu China, von dem sie die Wüste Gobi scheide. Russland 
könne aber auf eine endgültige Regelung seines Grenzhandels, 
die China zu verschleppen suche, nicht verzichten Reuter er- 
kannte damals an, das offenbar zwischen Japan und Russland 
zustande gekommene Einvernehmen stände an Bedeutung dem 
englisch-japanischen Bündnis kaum nach. 

Russland hatte durch den Vertrag mit dem Hutuktu ganz 
erheblich mehr gewonnen, als es bei seinen Verhandlungen in 
Peking je erstrebt hatte. Es glaubte damit in die Lage g>- 
kommen zu sein, einen Ausgleich mit China zu finden. In 
der Duma erklärte Sasonow, Russland dächte an gar keine 
Erweiterung seines Besitzstandes in Asien, schon um seine 
Stellung auf dem Balkan nicht zu gefährden, und das fran- 
zösische Organ der russischen Gesandtschaft in Peking, das 
„Journal de Peking“, stellte sogar in Aussicht, wenn China 
von einer Wiedereroberung der Aeussern Mongolei Abstand 
zu nehmen sich verpflichte_ und ihre Selbständigkeit an- 
erkennen wolle, brauche die Unabhängigkeit der Mongolei 
keine Tatsache zu werden. Wenn dem auch die Drohung 
hinzugefügt würde: „Widersetzt sich China dem, so wird der 
Vertrag von Urga durchgeführt und die Mongolei wird un- 
abhängig“, so scheint man sich in Petersburg doch kein 
graues Haar haben wachsen lassen, dass mit dem Angebot an 
Peking tatsächlich der neu gewonnene Freund um die Frucht 
seines Strebens, den Lohn seiner Zusagen gebracht würde. 

(Schluß folgt.) 


Japans Außenpolitik bis Mitte Januar. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Der deutsche Botschafter Dr. Solf, der neueren Nach- 
richten zufolge am 28. Februar dem Kronprinzen von Japan 
als dem Vertreter des erkrankten Kaisers sein Beglaubigungs- 
schreiben überreicht hat, hat sich vorher in seiner Eigenschaft 
als Geschäftsträger nach Möglichkeit zurückgehalten, aber 
diese Zeit der Zurückgezogenheit anscheinend nach Kräften 
dazu ausgenutzt, sich im Gegensatz zu den meisten seiner 
Vorgänger eine gründliche Kenntnis von Japans Land und 
Volk zu verschaffen. Unter anderm hat der Botschafter die 
Zeit der Neujahrsferien zu einer Bereisung des kulturell und 
wirtschaftlich nächst dem Kanto, der Gegend um Tokio und 
Yokohama, interessantesten und wichtigsten Gebiets von Alt- 
japan, dem Kamigata mit den Städten Kyoto, Osaka und Kobe, 
verwandt und bei Gelegenheit einer Einladung der Deutschen 
Vereinigung in Kobe mit dieser im Club Concordia Reden aus- 
getauscht, die über den Rahmen der bisher üblichen Festreden 
hinausgehen. Soweit sich von hier und aus der japanischen 


Presse ersehen lässt, hat das bisherige Auftreten des Bot- 
schafters auf das japanische Volk einen recht günstigen Ein- 
druck gemacht und mit dazu beigetragen, die vielfach weit- 
gehenden Sympathien zu verstärken, die jetzt von der japa- 
nischen Bevölkerung dem deutschen Volk entgegengebracht 
werden. Bezeichnend für diese Sympathien ist unter anderm 
ein Aufsatz der „Yamato‘“ vom 13. Januar, der sich mit der 
Entwaffnungsfrage beschäftigt und in vorsichtiger Form dar- 
legt, dass die Deutschen beim Friedensschluss mit Wilsons 
vierzehn Punkten und der Vorspiegelung eines Friedens ohne 
Annexionen und Entschädigungen übertölpelt und dann 
waffenlos zur Unterschreibung unmenschlicher Bedingungen 
gezwungen worden seien, deren Unerfüllbarkeit den Fran- 
zosen immer neue Vorwände zu Forderungen und Drang- 
salierungen biete, die alle auf den Endzweck hinzielten, das 
Ruhrgebiet in französischen Besitz zu bringen. Die hoff- 
nungslose Lage Deutschlands und die Unmenschlichkeit seiner 
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Behandlung durch die Alliierten müssten eigentlich das ! Aeusserungen der japanischen Presse zwischen den Zeilen die 


amerikanische Volk veranlassen, im Namen der Menschlichkeit 
auf den Plan zu treten. 
Die Schlussbemerkung darf wohl so verstanden werden, 
dass es den Japanern nicht unlieb sein würde, wenn sich die 
Vereinigten Staaten stärker als bisher in die europäischen 
Händel einmischten. Ein Eintreten Amerikas für Deutschland 
würde den Gegensatz zwischen England und Amerika mehr 
oder minder verschärfen, und in demselben Grad würde die 
japanische Bundesgenossenschaft für England an Wert ge- 
winnen. Ueber die Erneuerung des englisch-japanischen Bünd- 
nisses haben Anfang Januar in der Londoner Presse sehr leb- 
hafte Auseinandersetzungen stattgefunden, an denen nament- 
lich auch der japanische Botschafter Baron Hayashi teilge- 
nommen hat. Lord Northcliffes Auffassung, wonach schon 
jetzt England durch Artikel IV des dritten Bündnisvertrags 
von 1911 von der Verpflichtung entbunden worden sei, Japan 
im Kriegsfall gegen die Vereinigten Staaten beizustehen, hat 
Baron Hayashi ausdrücklich bestätigt, und den staunenden 
Hinweis der japanischen Presse, Artikel IV entbinde die Ver- 
tragschliessenden doch nur von der Bündnispflicht gegenüber 
solchen Mächten, mit denen sie einen allgemeinen Schieds- 
vertrag abgeschlossen hätten, der 1911 zwischen England und 
Amerika angestrebte Schiedsvertrag sei doch aber vom 
Washingtoner Senat verworfen worden, hat dann eine Reuter- 
Meldung zu beschwichtigen versucht, wonach die englische 
Regierung Japan mitgeteilt habe, sie sehe den im September 
1914 zwischen England und Amerika abgeschlossenen Vertrag 
über die Friedenskommission als einen vollwertigen allge- 
meinen Schiedsvertrag im Sinne von Artikel IV des Bündnis- 
vertrags an. Die japanische Presse stutzt über diese un- 
erwartete Eröffnung. Die „Yomiuri“ zweifelt, ob. Japan sich 
wirklich mit dieser englischen Auffassung einverstanden er- 
klärt hat, und versteht noch weniger, weshalb die Regierung 
das japanische Volk ohne jede Kenntnis von der etwaigen Be- 
freiung Englands von seiner Bündnispflicht gelassen hat, und 
verlangt, dass die Regierung möglichst bald dem Reichstag 
Rechenschaft über ihr Verhalten -ablege. Die „Osaka Asahi“, 
die früher als die meisten anderen Blätter Zweifel an dem Wert 
des Bündnisses und Gileichgültigkeit gegenüber seiner Er- 
neuerung oder Nichterneuerung geäussert hatte, erklärt, dass 
nach diesen’ Eröffnungen das beste wäre, wenn das Bündnis 
unverlängert abliefe. In England bestehe sowieso keine 
Stimmung mehr für seine Erneuerung angesichts des wirt- 
schaftlichen Wettbewerbs der beiden Verbündeten in China, 
und die gegenwärtigen freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen Japan und England könnten auch nach Ablauf des 
inhaltlos gewordenen, rein förmlichen Vertrags weiter fort- 
bestehen. Anders die „Kokumin“, der das Bündnis, auch 
wenn es sachlich an sich wertlos geworden sei, immer noch 
als eine Art Sicherheitsventil gilt, durch das eine japanisch- 
amerikanische oder englisch-amerikanische Explosion ver- 
hindert werde. Denn Amerika stehe, allen obigen Aus- 
Iegungen Northcliffes und Baron Hayaslııs zum Trotz, dem 
Bündnisvertrag misstrauisch gegenüber und lasse sich nicht 
von dem Glauben abbringen, dass er jetzt cinzig und allein 
gegen es gerichtet sei. Das Blatt sicht eine Bzstätigung seiner 
Auffassung darin, dass die amerikanischen Marinebehörden 
von einer Abrüstung zur See nichts wissen wollten, solange 
das englisch-japanische Bündnis bestehe, und hält den wirt- 
schaftlichen Gegensatz zwischen den englischen und den 
amerikanischen Interessen in China für so schwerwiegend, 
dass er allein schon für England die Erneuerung des Bündnis- 
vertrags wünschenswert mache. Vielleicht darf man aus den 
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Auffassung. herauslesen, dass sie eine Erneuerung des 
Bündnisvertrags wünscht und sicher mit ihrem Zustande- 
kommen rechnet, und dass ihre, einander vielfach entgegen- 
gesetzten Bemerkungen nur bezwecken, die Bedingungen, 
unter denen schliesslich die Erneuerung zustande kommt, für 
Japan zu verbessern. 

Wie alle obigen Pressstimmen andeuten, hängt die Frage 
der Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses aufs 
engste mit Japans Beziehungen zu den Vereinigten Staaten. 
zusammen. Alle drei Mächte sind schon heute in drei 
schwebende Fragen verwickelt, die mit der Zeit eine Lösung 
erheischen. Es sind dies der schon oben erwähnte wirtschaft- 
liche Wettbewerb in China, der erst nach der Bildung einer 
demokratischen Regierung in Amerika seine volle Schärfe er- 
halten wird, das gegenseitige Wettrüsten zur See und der 
Streit um die Insel Yap und ihre Kabel. In der Rüstungsfrage 
hat Japans Vertreter auf der Genfer Völkerbundskonferenz 
Vicomte Ishii erklärt, Japan könne keine Abrüstung vor- 
nehmen, solange Amerika mit aller Macht zur See weiter rüste. 
Etwas entgegenkommender ist die Erklärung von Baron 
Hayashi in London, Japan werde sofort folgen, sowie ihnı 
eine der beiden angelsächsichen Mächte vorangehe. Auch 
dieses Entgegenkommen ist der „Jiji“ noch nicht weit genug, 
die in auswärtigen Fragen oft das Sprachrohr der Regierung 
ist. Sie hält die Stellungnahme von Vicomte Ishii für zu 
schroff, die von Baron Hayashi für unklar und zaghaft. 
Selbstverständlich müsse Japan zu seiner Selbstverteidigung 
folgen, wenn die beiden anderen Mächte den Wahnsinn des 
Wettrüstens forttrieben. Aber die fortgesetzte Last der ın- 
geheuern Rüstungen und immer höherer Besteuerung werde 
Japan wirtschaftlich zu Grunde richten, schwere soziale Un- 
ruhen im Gefolge haben und schliesslich doch einen Krieg un- 
vermeidlich machen. Der Drang nach Abrüstung werde in 
allen Ländern stärker und stärker, mit einziger Ausnahme des 
reaktionären Frankreich, und Japan tue am besten, wenn es, 
statt zaghaft hinter den andern Mächten herzuhinken, sich 
an die Spitze der Abrüstungsbewegung stelle. Es könne 
schon jetzt sein Landheer ohne Schaden um die Hälfte ver- 
ringern und könne eine Konferenz der Seemächte zur Be- 
sprechung der Abrüstung anregen. Damit werde nicht nur 
aller Argwohn der Völker gegen die angeblichen ehrgeizigen 
Absichten Japans zerstreut, sondern wahrscheinlich sogar der 
Anstoss zu einem tatsächlichen Beginn der Abrüstung zur See 
gegeben. Anders äussert sich Marquis Okuma gegenüber 
einem Vertreter des „Japan Advertiser“ dahin, dass Japans 
Flotte ausschliesslich der Verteidigung diene und bisher immer 
hinter den wirklichen Bedürfnissen Japans zurückgeblieben 
sei, hauptsächlich aus Mangel an Material und Ingenieuren. 
— Okuma hätte hinzufügen können: infolge des Widerstandes 
der Militärpartei, der jetzt die in der Seiyukai-Regierung ver- 
körperte Flottenpartei obgesiegt hat — —. Japan werde sich 
aber hüten, den Fehler Deutschlands zu wiederholen und sich 
mit den weit überlegenen angelsächsischen Mächten in ein 
Wettrüsten einzulassen. Dem Völkerbund, der noch wie ein 
unmündiges und hilfloses Kind sei, könne die Sorge für die 
Durchführung der Abrüstung nicht anvertraut werden. Hier 
müssten die Mächte vorangehen, die stärker als der Völker- 
bund seien; gingen sie voran, so müsse die ganze übrige Welt 
nachfolgen, und Japan würde das mit Freuden tun, da es 
wahrscheinlich zu arm sei, schon seine jetzigen Flottenpläne 
zu Ende zu führen, vorausgesetzt, dass es die zu seiner Ver- 
teidigung unentbehrlichen Seestreitkräfte behalte. England 
und Amerika aber bauten Kriegsflotten, die weit über das zu 


ihrer eigenen Verteidigung notwendige Mass hinausgingen. 
Okumas Hinweis auf die deutsche Flotte ist natürlich unge- 
recht, da sie offensichtlich nur für Verteidigungszwecke diente 
und, wie der Krieg gezeigt hat, nicht einmal für diese Aufgabe 
ausreichte, insofern sie die englische Hungerblockade nicht 
abwehren konnte. Deren Abwehr war, abgesehen von einer 
wirklich effektiven deutschen Tauchbootblockade der eng- 
lischen Küsten, nur durch offensive Niederkämpfung der eng- 
lischen Kriegsflotte zu erreichen, und so ist mit dem Begriff 
des Verteidigungszwecks für die Abrüstungsfrage nichts ge- 
wonnen. Die Anregung der „Jiji“, Japan solle den Anstoss 
zu einer Abrüstuagskonferenz geben, hat bisher in Japan 
keinen Erfolg gehabt, da inzwischen der Reichstag den ent- 
sprechenden Antrag Ozaki mit grosser Mehrheit abgelehnt 
hat. Dagegen hat Anfang März der Washingtoner Senat den 
Präsidenten ersucht, eine Konferenz Amerikas, Englands und 
Japans einzuberufen, auf der die Abrüstungsfrage wie alle 
übrigen schwebenden Streitfragen aufrichtig und freimütig be- 
sprochen werden sollen. Es scheinen Grürde für .die An- 
nahme vorzuliegen, dass die Japanische Regierung sowohl 
der Ablehnung der Anregung im eigenen Reichstag wie ihrer 
Annahme im Washingtoner Senat nicht fernsteht. Was die 
übrigen Streitpunkte betrifft, so hat Amerika inzwischen beim 
Völkerbundsrat in aller Form Protest eingelegt gegen dessen 
Beschluss vom 17. Dezember 1920, wonach die Insel Yap dem 
japanischen Mandat zugewiesen wird. Der Völkerbundsrat 
erklärt sich in seiner Antwort für unzuständig und verweist 
Amerika an die Regierungen der alliierten Mächte, obwohl 
nach dem Versailler Vertrag weder die alliierten Mächte noch 
der Völkerbundsrat, sondern einzig und allein der Völkerbund 
selbst berechtigt ist, “über das Schicksal der deutschen Kolonien 
zu entscheiden. In bezug auf den Wladiwostoker Zwischen- 
fall, der zur Erschiessung eines amerikanischen Marine- 
Ingenieurs durch einen japanischen Posten führte, ärgert sich 
die japanische Presse, dass sowohl der japanische Botschafter 
in Washington, wie die japanischen Militär- und Marine- 
Kommandanten in Wladiwostok und ebenso der dortige japa- 
nische diplomatische Agent den Amerikanern amtlich ihr Be- 
dauern ausgesprochen haben, obwohl der Posten nach allen 
Berichten einfach seine selbstverständliche Pflicht getan hat. 
In der Mandschurei scheint neuerdings noch eine neue Streit- 
frage entstanden zu sein, insofern die amerikanische Gesandt- 
schaft in Peking durch wiederholte Noten den japanischen Be- 
hörden das ihnen während des Krieges erteilte Recht entzieht, 
die nach der Mandschurei gehenden Personen zu überwachen, 
während Japan auf die Ausübung dieses Rechts im Interesse 
der Sicherheit seiner Bahnzonen noch nicht verzichten zu 
können meint. = 

Unter Hinweis auf diese Streitigkeiten hatte, wie ein 
Kokusai-Telegramm vom 3. Januar nach Tokio gemeldet hat, 
die Schanghaier Presse die baldige Rückberufunf des japa- 
nischen Gesandten in Peking Obata in Aussicht gestellt, dem 
seine Regierung angekündigt hätte, dass die Beziehungen 
zwischen Japan und Amerika so gespannt seien, dass alles 
darauf ankomme, dass zwischen Japan und China ein freund- 
licheres Verhältnis eintrete. Diese Auffassungen werden 
durch eine amtliche Erklärung des Tokioer Auswärtigen Amts 
als vollständig aus der Luft gegriffen abgewiesen. Es ist aber 
unverkennbar, dass in den chinesisch-japanischen Beziehungen 
in neuerer Zeit eine deutliche Wendung zum Besseren einge- 
treten ist. Diese Wendung macht sich noch nicht so sehr im 
Norden, wie im Yangtsetal und im Süden Chinas bemerkbar. 
Der von Engländern und Amerikancın unterstützte, haupt- 
sächlich von nationalistischen chincsischen Studenten ge- 
schürte Boykott gegen den japanischen Handel hat offenbar 
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so weit über das Ziel hinausgeschossen, dass die natürlichen 
chinesischen Wirtschaftinteressen darunter zu leiden beginnen, 
und die Gegenwirkung der chinesischen Handelskreise gegen 
die nationalistische Agitation hat unter anderm in Tschung- 
king Anfang Januar zu einem heftigen Zusammenstoss 
zwischen Kaufleuten und Studenten geführt. Die chinesische 
Handelskammer in Schanghai hat den dortigen japanischen 
Kaufleuten ein Dankschreiben übermittelt dafür, dass diese im 
letzten Jahr während der schweren Handelskrise dem Wunsch 
der Chinesen nachkamen und abgeschlossene Aufträge unter 


eigenen Opfern rückgängig machten, während nach der japa- 


nischen Presse englische und amerikanische Kaufleute die Er- 
füllung solcher Wünsche unter Hinweis auf die Handelsmoral 
abgelehnt hätten. Die gesamte chinesische Kaufmannschaft 
in Mittel- und Südchina stehe jetzt Japan äusserst freundlich 
gegenüber, was besonders auch im Februar auf der General- 
versammlung der Schanghaier Chinesischen Handelskammer 
zum Ausdruck kommen werde. Auch die Cantoner Regierung 
unter Sun Yatsen, Tang Schaoyi usw., die früher so japan- 
feindlich gewesen sei, nehme jetzt eine äusserst freundliche 
Haltung gegen Japan ein, offenbar angesichts des Drucks, 
den die Engländer und Amerikaner im Bankkonsortium auf 
China auszuüben suchten. Diese Wahrnehmungen werden 
von 'der japanischen Presse aller Richtungen mit Freude be- 
grüsst, die die Hoffnung ausspricht, dass, wenn nur die 
Tokioer Regierung den Kurs fortgehe, den sie letzthin in ihrer 
China-Politik eingeschlagen habe, endlich ein dauerhaftes und 
wirklich festbegründetes Freundschaftverhältnis zwischen 
China und Japan zustandekommen und damit die politischen 
und wirtschaftlichen Zustände Ostasiens eine gesicherte 
Grundlage gewinnen würden. .Diese freundlicheren Be- 
ziehungen haben auch zu einer endlichen Beilekung des 
Nikolajewsker Zwischenfalls, soweit China und Japan an ihm 
beteiligt sind, geführt, insofern China sich damit einverstandei 
erklärt hat, der japanischen Regierung und dem Wiladi- 
wostoker Kommandanten der japanischen Garnison sein Be- 
dauern über die Beschiessung von Japamern durch das 
Kanonenboot „Chiangheng“ auszusprechen, die Schuldigen 
zu bestrafen und den Hinterbliebenen 30 000 Dollar zu zahlen. 
Es ist schwer zu. sagen, ob sich diese Besserung in den 
chinesisch-japanischen Beziehungen als dauerhaft erweisen 
wird, und wie weit in ihnen auch die englische Hand tätig ist, 
die für Japan in China Schwierigkeiten aus dem Wege räumt, 
um ihm die Hand gegen Amerika freizumachen. 

Auch gegenüber dem Nachbar nördlich von China scheint 
sich die japanische Regierung den Weg zu einem allmählich 
freundlicher werdenden Verhältnis bahnen zu wollen. Es 
sind zwar Anfang Januar aus den verschiedensten Gegenden 
Ostsibiriens Alarmmeldungen - über Zusammenziehung 
bolschewistischer Truppen und anscheinende Angriffsab- 
sichten gegen die japanischen Besatzungen nach Tokio ge- 
langt, und der Kabinettsrat scheint sich verschiedentlich mit 
ihnen beschäftigt zu haben. Aber die in der japanischen 
Presse zum Ausdruck kommende Stimmung ist vorwiegend 
die, dass Regierung und Reichstagsmehrheit im Gegensatz zu 
den Wünschen des Militärs geneigt seien, sich zu der Republik 
des Fernen Ostens freundlich zu stellen, sie anzuerkennen, ob- 
wohl sie nur ein Tochterstaat der Moskauer Sowjetregierung 
sei, und durch Verhandlungen mit ihr möglichst bald die 
Streitfragen wegen Nikolajewsk, Nord-Sachalin, Räumung der 
Küstenprovinz und Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen 
beizulegen. Eine solche Haltung war zu erwarten, nachdem 
Japan durch das Fallenlassen Semenows dem Vordringen der 
Bolschewisten den Weg bis an den Stillen Ozean geöffnet 
hatte. 
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ne 2 


Von der japanischen Presse. 
Von H. Tittel, Padang. 


Der Aufschwung Japans auf allen Gebieten des modernen 
Lebens ist allbekannt. Mag vieles auch noch unvollkommen 
und oberflächlich sein, das in den letzten 40 Jahren .Geleistete 
verdient gewiss Anerkennung. 

Indessen hat ein Stück japanischen Fortschritts im Aus- 
lande sehr wenig Beachtung gefunden, nämlich seine 
Leistungen im Zeitungswesen. Hier handelt es sich freilich 
um ein Gebiet, das wegen der Schwierigkeit von Sprache und 
Schrift nicht jedem zugänglich ist, und doch zeigt sich auch 
hier der Fortschritt des Landes in erstaunlicher Klarheit. 

Während Japan kurz nach der Staatserneuerung von 1867 
nur wenige Zeitungen besass und auch bis zum Chinakriege 
keine nennenswerten Erwerbungen auf dem Gebiete der 
Presse machte, so setzte doch nach diesem Kriege und be- 
sonders nach dem gegen Russland ein neues Leben im Presse- 
betrieb ein. Selbst in kleinen Städten entstanden Zeitungen, 
besonders traten aber zahlreiche Wochen- und Monats- 
schriften nach englischem und amerikanischem Muster ins 
Leben. “Der anglo-amerikanische Einfluss ist seitdem vor- 
herrschend geblieben, er reicht vom Gewande der Zeitung 
bis in ihre Seele, die Sprache, wie wir unten sehen. 

Heute besitzt Japan fast 4000 Zeitungen: nicht nur Tage- 
blätter, sondern besonders auch Wochen- und Monats- 
schriften (die englischen Magazines) sowie zahlreiche Fach- 
blätter aller Art. Auffallend ist die grosse, fast übergrosse 
Zahl der Jugendschriften, bestimmt für Kinder vom sechsten 
Lebensjahre an bis hinauf zu den Studenten der Kaiserlichen 
Universität. Auch diese Art der Literatur hat ihre Berechti- 
gung: die Schwierigkeit von Schrift und Stil erfordert viel- 
seitige Uebung und Behandlung. Mit bunten Bildern und 
knappen Worten zunächst wird dem Schüler die chinesische 
Schrift verzuckert. Dann folgen Preisaufgaben für Schön- 
schrift — eine Kunst in Ostasien —, für Stilübungen, Ge- 
dichte usw., und so fort bis. zum schwierigen chinesischen 
Aufsatz, der, wie man sagt, ohne Füsse auf dem Magen 
läuft. ’ 

Zeitschriften für alle Wissensgebiete, Medizin, Volkswirt- 
schaft, Technik, Handel usw. sind reichlich vorhanden. Einige 
Monatsschriften sind dem Studium fremder Sprachen ge- 
widmet. Es ist bemerkenswert, dass sich trotz des Krieges 
vier Monatsschriften für deutsche Sprache halten konnten. Sie 
sind trotz mangelnder deutscher Hilfe von Japanern gut ge- 
leitet, wenngleich die vielen Druckfehler störend wirkten. 
Aber ein japanischer Setzer hat arge Mühe mit der eigenen 
Schrift, für lateinischen oder gar deutschen Satz bleibt ihm 
wohl nicht viel übrig. Sonst überwiegt natürlich die Zahl der 
Bläiter für englische Sprache. Die „Japan Times“ gibt eng- 
lische Schüler- und Studenten-Nummern heraus. Deutsch- 
land hat in dieser Hinsicht gewiss früher viel versäumt. Es 
ist bedauerlich, dass die einzige deutsche Zeitung Japans, die 
‚Deutsche Japanpost“ zu Beginn des Krieges ihr Erscheinen 
einstellen. musste. Gegenwärtig erscheinen neun englische 
und amerikanische Tageszeitungen in Japan, abgesehen von 
weniger wichtigen, von Japanern herausgegebenen Sachen. 
Viele Blätter bringen ständig Uebersetzungen und eigene Auf- 
sätze in englischer Sprache. 

In Jahre 1916 betrug die Zahl der japanischen Zeitungen 
3066, davon entfielen auf die Hauptstadt Tokio mit Vororten 
1201, auf das dünnbevölkerte Ilokkaido 121, auf Osaka 227, 
auf den Bezirk Nagasaki 36, auf die Ryukyu-Inseln 20 usw. 
Im Vergleich dazu hatte (1916) London 759, Berlin 630 Tages- 
zeitungen und Wochenschriften. 
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und Anzeigepreise, Schriftleitung, 


Die grossen Blätter sind oft geleitet von einflussreichen 
Politikern oder zurückgetretenen Staatsmännern. Die vor- 
nehmsten Zeitungen Japans sind gegenwärtig: Tokio 
Mainichi Shimbun, gegr. 1869, Tokio Nichinichi Shimbun 
(1871), Hochi Shimbun, Yomiuri Shimbun (1873), Chugai 
Shogyo Shimpo (Handelsblatt, 1875), Jiji Shimpo (1882), 
Yamato Shimbun, Kokumin Shimbun (sozial), Osaka Asahi 
Shimbun (1879) und Osaka Mainichi Shimbun (1881). 

Auch in den Aussenländern, Kolonien und Siedelungs- 
gebieten erscheinen japanische Zeitungen. So in beträcht- 
licher Anzahl in Korea, z. T. auch japanisch beeinflusst, in 
koreanischer Sprache; ferner in Formosa, Sachalin, der 
Mandschurei, in China, Hawai und Singapore. 

Alle politischen Parteien und Richtungen sind natürlich 
in der Presse vertreten, doch überwiegt die Zahl der farblosen 
unabhängigen Blätter. Die Zensur ist streng; sie bezieht sich 
vornehmlich auf militärische Dinge. Im übrigen wird manches 
freie Wort und manche bissige Karikatur geduldet. 

Werfen wir nun einen Blick in eine moderne japanische 
Tageszeitung. Sie beginnt natürlich auf der — nach unserer 
Auffassung — letzten Seite. Die Kopfleiste steht nicht oben 
quer, sondern rechts in der oberen Ecke in grosser Schrift, 
meist auf verziertem Grunde, darunter Angaben über Bezugs 
Geschäftsstelle, Fern- 
ruf usw. | 

Die Bezugspreise sind für die grossen Blätter ziemlich 
gleich. Sie betrugen (August 1920): für die Einzelnummer 
Sen 5, für einen Monat’Yen 1,20, für 3 Monate Yen 3,55, für 
6 Monate Yen 7,05. Postgebühr fürs Inland ist Sen 15 monat- 
lich. Die Preise der Provinzblätter sind nicht wesentlich 
billiger trotz geringeren Umfanges. Für Geschäftsanzeigen 
sind zu zahlen: 

Für eine Zeile von 15 Zeichen Kleinschrift (etwa 4% cm) 
Yen 1,20, für 1 Zeile von 7 Zeichen grössere Schrift (etwa 
4%. cm) Yen 2,40, für grössere Anzeigen dementsprechende 
Preise nach besonderer Abmachung. 

An die Kopfleiste schliesst sich links in mehreren quer- 
laufenden Spalten der Leitartikel an, der nach Form und In- 
halt den europäischen Zeitungen etwa gleichkommt. Dann 
folgen die Tagestelegramme und, auf der unteren Hälite, 
Feuilletons oder Berichte aus Europa und Amerika. Denn 
die grossen Tageszeitungen von Tokio und Osaka halten 
eigene Berichterstatter in den europäischen Hauptstädten. 
Es scheint freilich, dass diese Herren wenig und ungleich- 
mässig für ihren Beruf vorgebildet sind. Wir vermissen in 
ihren Berichten die Gründlichkeit, sehen auch im japanischen 
Text übergll die Schere. Der kleinliche Klatsch dieses Teils 
der Zeitung macht die Berichte oft für Deutsche ungeniessbar. 

Seite 2 bringt weiter Telegramme sowie kurze inner- 
politische Nachrichten, Berichte aus China, vom Parlament 
und von den Parteien. _Das untere Viertel ist meist für An- 
zeigen bestimmt. Die 3. Seite wird von Japanern meist zu- 
erst gelesen; sie enthält Klatsch: Unglücksfälle, Verbrechen 
und Sport in allen, auch kleinen Blättern, ziemlich gleich- 
mässig, oft auch Abbildungen und Karikaturen. Hier sei 
bemerkt, dass Publikım und Presse in den letzten Jahren 
dem Sport und der körperlichen Ausbildung der Jugend 
grösstes Interesse entgegenbringen. Berichte über Sport und 
Spiel, vornehmlich über das volkstümliche Singen, über 
Bogenschiessen, Zweihandfechten, Jujitsu fehlen in keinem 
Blatte. Grosse Zeitungen veranstalten Sportfeste mit Wett- 
gehen, Wettschwimmen, Baseball usw. (Schluß folgt‘ 


Politische Rundschau. 


China. 


Aufhebung der Konsulargerichtsbarkelt. Die „Central China 
Post“, das englische Organ in Hankou, beschäftigt sich in ‚einen 
Leitartikel mit „Ereignissen, mit denen man rechnen: müsse“. 
Nach der dort geäusserten Ansicht müsse man im laufenden Jahre 
mit einer Aufhebung der fremden Konsulargerichtsbarkeit in 
China rechnen. Gewichtige Anzeichen aus dem Osten und 
Westen deuteten darauf hin. dass man Chinas Drängen in dieser 
Frage nachgeben wolle. Die „Central China Post“, die nicht 
das führende Blatt der englischen Interessen in China ist, steht 
mit ihrer Stellungnahme bisher ziemlich allein. Immerhin ist 
es beachtenswert, dass ein englisches Organ so positiv seine 
Ansicht äussert in einer Frage, in der die Mehrzahl der Briten 
zweifellos noch anderer Meinung ist. Will man China viel- 
leicht entschädigen für so manche Enttäuschung, die seine 
Alliierten und Freunde ihm in und seit Versailles bereitet haben, 
oder fürchtet man, dass Angehörige der Staaten, die die Kon- 
sulargerichtsbarkeit nicht mehr besitzen, durch freiere Bewegung 
im Innern einen schwer einzuholenden Vorsprung gewinnen 
könnten? 

Erdbeben in Nordwest-China. In den Tagen um Weihnachten 
fand in den Provinzen des nordwestlichen China ein starkes 
Erdbeben statt, das sich an verschiedenen Tagen in ausser- 
ordentlich kräftigen Stössen mehrmals wiederholte. Wenn auclhı 
eine neuerliche Meldung, die von 250000 Toten sprach, über- 
trieben sein dürfte, so scheinen die angerichteten Zerstörungen 
doch ganz beträchtlich zu sein. eIn einzelnen Plätzen stürzte die 
Stadtmauer ein und begrub viele unter ihren Trümmern. Bei 
einer Stadt kamen die Berge ins Wanken, füllten Täler und 
Ravinen aus und töteten Hunderte von Menschen und Tieren. 
-Landrutsche werden aus verschiedenen Plätzen gemeldet. In 
einer Stadt in Kansu öffneten sich die Strassen und brachten die 
umliegenden Häuser zum Einsturz. Die von dem Erdbeben. heim- 
gesuchten Gebiete umfassen ungeheure Flächen. Seit 30 Jahren 
ist ein Erdbeben vor diesem Umfang und diesen Wirkungen nicht 
mehr vorgekommen, 

Im nördlichen China die Riesenliungersnot, jetzt im Nord- 
westen wieder cin furchtbares Erdbeben! Ueber wen grollt 
der Himmel, dass er so empfindlich straft, wo doch der Himmels- 
sohn keine Schuld mehr auf sich laden kann? . 


Ein Vertreter Chinas nach Washington. Die chinesische 
Regierung hat beschlossen Dr. John C. Ferguson, einen ihrer 
zahlreichen Ratgeber, mit einem Handschreiben des Präsidenten 
in besonderer Mission nach Washington zu entsenden, um dem 
neuen Präsidenten Harding Vortrag zu halten über die politische 
Lage in China und seine Beziehungen zum Ausland. 


Umiang der Plünderungen in Ichang. Die hier schon ge- 
meldeten Plünderungen in Ichang durch nicht bezahlte Truppen 
scheinen recht erheblich gewesen zu sein, da der angerichtete 
Schaden nach amtlichen chinesischen Meldungen über 1% Mill. 
Dollar betrug. Drei japanische und eine französische Firma 
wurden vollständig niedergebrannt, während sechzehn japa- 
nische, ‘acht amerikanische, sieben englische, sieben franzö- 
sische, zwei russische, zwei italienische und eine griechische 
zeplündert wurden. 

Japanische Universität in Schanghai. Chinesischen Meldui:- 
gen zufolge sollen die Japaner die Errichtung einer japanischen 
Universität für chinesische Studenten in Schanghai planen, deren 
Leiter der frühere japanische Ratgeber in Peking, Dr. Ariga, 
übernehmen soll. 

Die südchinesische Regierung hat beschlossen, Delegierte 
rach England, Frankreich, Japan und den Ver. Staaten zu ent- 
senden, um den Regierungen dieser Staaten mit den Ansichten 
und Absichten der Regierung in Kanton bekannt zu machen. 

Amerikanische Propaganda. Eine amerikanische Firma 
plant eine chinesische Ausgabe der in den Ver. Staaten er- 
scheinenden pharmazeutischen Zeitschrift, um die Chinesen für 
amerikanische Chemikalien und Drogen zu interessieren. 
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Japan. 


Kriegspropaganda. In der Bukyo Sekai veröffentlicht der 
wegen seiner imperialistischen Propaganda bekannte General- 
leutnant z. D. Kojiro Sato einen langen Aufruf an die japanische 
Jugend, wprin er sie dringend auffordert, körperliche und 
militärische Uebungen abzuhalten, um sich für die, wie er sagt, 
unvermeidliche kriegerische Auseinandersetzung mit Amerika 
vorzubereiten. 

Der General sucht zuerst in längeren Ausführungen zu be- 
weisen, dass zuerst China und Russland alle Anstrengungen 


“ machten, um Japan zu vernichten, dass aber japanische Tüchtig- 


keit und Tapferkeit über die Feinde triumphierte. Doch seien 
diese Bedrohungen nur Kinderspiele gewesen gegen das, was 
dem Reich in Zukunft von Amerika drohe. Dem amerikanischen 
Volk, welches sich vorher Japan gegenüber freundschaftlich ge- 
stellt habe, sei jetzt, nachdem die Alliierten ihm allein den Sieg 
über Deutschland zu verdanken hätten, der Kamm geschwollen. 
und es warte nur einen günstigen Moment ab, um über Japan 
herzufallen. Schon jetzt besitze Amerika die grösste Kriegs- 
flotte der Welt. Yor dem Kriege bestand die Armee der Ver- 
einigten Staaten aus 120000 Mann, jetzt aber aus mehr als 
300 000 und dazu würden jährlich weitere 650000 Mann durelı 
die Militärdienstpflicht ausgebildete Ausserdem würde in allen 
Schulen die Jugend militärisch vorgebildet, und körperlicher 
Sport werde mit allen Mitteln betrieben. Aufgestachelt durch 
die Erfolge, glaube das amerikanische Volk sich alles leisten 
zu können, was geeignet sei, dem Ansehen Japans zu schaden 
und seine Existenz in Frage zu stellen, wenn nicht rechtzeitig 
Abwehrmassregeln ergriffen würden. Dazu ist jedes Mitte! 
recht, und zum Schluss müsse man doch an das Schwert 
appellieren. Einer Auseinandersetzung mit Waifengewalt sei 
allerdings das japanische Volk wenig geneigt, da es von Natur, 
wie bekannt, sehr friedliebend sei. Bei aller Friedensliebe düriv 
das Volk aber nie vergessen, dass ein Krieg kommen. werde 
und dass kaum zu erwarten sei, dass er in ein oder zwei Jahren 
beendigt sein werde. Deswegen dürfe die Jugend nie ausser 
acht lassen, dass sie den Fremden gegenüber, ganz besonders 
aber gegenüber Amerikanern, Vorsicht und Zurückhaltung be- 
obachten und alles tun müsse, um sich für einen Krieg voı- 
zubereiten. Dazu sei die körperliche ünd geistige Ausbildung 
zur höchsten Entwicklung zu bringen, körperlich, um den Aıı- 
strengungen militärisch gewachsen zu sein, geistig, um Kriegs- 
schiffe ıınd Waffen aller Art herstellen zu können. 


Vertrauensvotum für die Reglerung Hara. Trotz heitigster 
Angriffe der Opposition gegen die innere und äussere Politik des 
Kabinetts hat der japanische Reichstag mit 259 gegen 141 
Stimmen ein Vertrauensvotum für die Regierung Hara be- 
schlossen, bei den derzeitigen Parteiverhältnissen eine ganz 
natürliche Erscheinung. Unbedeutende Demonstrationen vor 
dem Reichstag wurden von der Polizei leicht zerstreut. 


Neue Anleihe. Die japanische Regierung hat am 4. März 
nach einer Reutermeldung neue Schatzscheine im Betrage vo 
Yen 70 000 000 zu 5% ausgegeben. Die Anleihe ist für ausser- 
ordentliche militärische Ausgaben bestimmt. 
Ausgabekurs ist 93,50. 


Dr. Soli. Der deutsche Botschafter Dr. Soli hat am 26. Febr. 
dem Kronprinzen von Japan als dem Vertreter des erkrankteu 
japanischen Kaisers sein Beglaubigungsschreiben überreicht. 


Deutsch-Asiatische Bank. Nach einer Meidung des „London 
and China Telegraph“ vom 28. Februar ist das Gebäude der 
Deutsch-Asiatischen Bank in Yokohama einschliesslich des 
Grundstücks an die Kvoritsu Versicherungsgesellschaft in Kyoto 
verkauft worden. Der Verkaufspreis wird auf etwa Yen 300 000 
geschätzt, doch ist der genaue Preis nicht festzustellen, da dis 
Behörden jede Auskunft darüber verweigern. 


m Wirtschaftliche Nachrichten |lililimmmmm 


Die wirtschaftliche Entwicklung Koreas. 


Die Bank von Chosen (Korea) hat kürzlich anlässlich ihres 
zehnjährigen Bestehens eine Schrift veröffentlicht, worin sie 
ausführlich über die Entwicklung des Landes unter japanischer 
Herrschaft berichtet. Wenn man auch diesen Bericht unter 
japanischen Gesichtswinkel betrachten muss und nicht ver- 
gessen darf, dass er in erster Linie für das japanische Volk 
selbst geschrieben ist und andererseits der Welt die 
Segnungen des japanischen Regiments gegenüber den mit 
ihren harten Zwingherren unzufriedenen Koreanern vor 
Augen führen soll, so muss doch zugegeben werden, dass der 
Fortschritt ein merklicher gewesen ist. Dass europäische 
Firmen nur unter den grössten Schwierigkeiten und ständigen 
Schikanen der Behörden, wie überall in japanischen Kolonien, 
ihren Geschäften nachgehen können, bedarf keiner besonderen 
Erwähnung. 

Achnlich wie die Südmandschurische Eisenbahn-Gesell- 
schaft, die, trotz ihres Charakters als Privatgesellschaft, in 
der Mandschurei doch in der Hauptsache ein Regierungsunter- 
nehmen ist, sich bemüht hat durch Gründung von Banken, 
Betrieb von Bahnen, Bergwerken, Hotels, Gas- und Elektrizi- 
tätsanstalten, Dampferlinien usw. das grosse Hinterland von 
Dalny (Dairen) zu durchdringen und dem japanischen Handel 
zu erschliessen unter Ausschluss konkurrierender europäischer 


und amerikanischer Firmen, so wurde auch von der japa- 


nischen Regierung die Bank von Korea gegründet und mit 
weitgehendsten Befugnissen ausgerüstet, indem sie als eine 


Art Zentral-Finanzamt der Regierung eingerichtet wurde. . 


Ihre Gründung erfolgte im Jahre 1909. 

Die nachfolgenden Angaben sollen zeigen, wie die Bank 
ihrer Aufgabe gerecht wurde. 

Die Koreaner sind durchweg ein ackerbautreibendes Volk. 
Wie im benachbarten China wird die urbar gemachte Fläche 
intensiv, aber nach völlig veralteten Methoden bearbeitet, wes- 
halb die Erträge weit hinter den möglichen Erträgnissen zu- 
rückbleiben. Dazu kam, dass weite Flächen vernachlässigt 
und allmählich wieder der Bearbeitung entzogen wurden. 
Man legte daher eine Reihe von Musterwirtschaften an und 
suchte auf alle Art und Weise die Anbaufläche selbst und die 
Ergiebigkeit des Bodens und die Qualität der Ernte zu 
steigern. 

1920 hatte die unter den Pflug genommene Fläche um 
76 Prozent zugenommen. Wie sich die Ernteerträgnisse ge- 
steigert haben, zeigt die nachfolgende Aufstellung in Bushel 


a 35,5 Liter: 1910 1918 
Reis 45 148 599 76 018 392 
Gerste . . 13579 427 28 556 547 
Hirse 17 104 097 28 103 169 
Sojabohnen . . 13 629 076 24 159 530 
Baumwolle (Pfund engl. 26 692 564 103 050 299 


Reis und Bohnen wurden in grossen Mengen ausgeführt. 
Auch andere landwirtschaftliche Produkte zeigen eine ähnliche 
Steigerung, welche im allgemeinen nicht nur auf die grössere 
Anbaufläche, sondern auch auf bessere Bewirtschaftung zu- 
rickzuführen ist. 

Seidenkokons, welche grösstenteils zur Verarbeitung nach 
Japan gingen und 1918 einen Wert von 5 Millionen Jar- 
stellten, waren um das achtfache gestiegen. 

Vor der Annexion Korcas durch Japan wurde fast gar 
kein Bergbau im Lande getrieben, nur Goldgräberei bestand 


t 
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in nennenswertem Umfange; die Ausbeutungsrechte hatten 
Europäer inne. Das Bild hat sich seit 1910 geändert; inner- 
halb der folgenden 10 Jahre wurde Schürfberechtigung er- 
teilt an 2942 Japaner, 2010 Koreaner und 126 Ausländer. 
Im Jahre 1916 als Rekordzifier wurde Gold im: Werte von 
Yen 15 471545 gefördert, welches fast ganz nach Japan aus- 
geführt wurde. 

Kohlen kommen in grosser Menge und abbauwürdiger 
Beschaffenheit: vor, doch ist bisher die Ausbeutung kaum 
nennenswert. Anders steht es mit den sehr zahlreichen Eisen- 
erz-Vorkommen, deren Erschliessung und Ausbeutung im 
Interesse Japans liegt und von denen man hofft, dass sie den 
Bedarf des grossen, eisenarmen Mutterlandes voll decken 
werden. 1918 wurde für Yen 15431 675 Roheisen und für 
Yen 1155906 Eisenerz ausgeführt. Weitere mineralische 
Produkte sind Blei, Zink, Kupfer, Silber und Graphit. 

Einen recht nennenswerten Aufschwung hat die Fische- 
rei. in den als sehr fischreich bekannten koreanischen Ge- 
wässern genommen. 1910 wurde der Wert dieses Erwerbs- 
zweiges auf Yen 7 872.000 beziffert, während er sich im Jahre 
1918 auf Yen 51 980 000 belief; im gleichen Zeitraum stieg 
die Zahl der Fischer von 93 400 Köpfen auf 346 350. Japa- 
nische Fischer stellten hierzu einen beträchtlichen Prozentsatz. 

Wie im benachbarten China hat auch in Korea von jeher 
die Zucht von Seidenraupen und die Verarbeitung der Kokons 
eine grosse Rolle gespielt, allerdings geschah die Verarbei- 
tung des Materials nach veralteten Methoden. Die Japaner . 
haben es, verstanden, auch auf diesem Gebiet bessernd ein- 
zugreifen und die Zahl der Betriebe für‘ Verarbeitung des 
Rohmaterials, soweit es nicht nach Japan ging, stieg von 252 
mit einem Erzeugungswert von Yen 19 639 655 im Jahre 1911 
auf rund 1700 mit einem Produktionswert von Yen 156 801 630 
im Jahre 1918. Gut entwickelt wurde ausserdem die Töpfe- 
rei, Papierfabrikation und Baumwollweberei, welch letztere 
im Jahre 1917 auf 76613000 Wert geschätzt wurde. 

Die als fabrikartige Betriebe geführten industriellen 
Unternehmungen beliefen sich im Jahre 1920 auf 1358: Japan 
steht mit 736 an erster Stelle, weiter folgen 605 koreanische, 
4 japanisch/koreanisch gemischte und zum Schluss 13 fremde 
Betriebe. Das investierte Gesamtkapital betrug etwas über 


| Yen 39 Millionen, von welcher Summe fast 34 Millionen japa- 


nisch waren. 1917 wurde das Gesamterzeugnis vorgenann- 
ter Betriebe auf rund Yen 100 Millionen berechnet. 

Entsprechend der im Vorstehenden geschilderten Ent- 
wicklung zeigt auch der auswärtige Handel des Landes 
steigende Zahlen, besonders in den letzten Jahren. Schon 
vor der Einverleibung in Japan hatte dieses Reich den weit- 
aus grössten Anteil, nämlich gegen 70 Prozent an Ausfuhr 
und Einfuhr, er ist dann in späteren Jahren auf etwas über 
80 Prozent gestiegen. Eine gedrängte Uebersicht seit 1899 
ergibt folgendes Bild: 


in Yen» Einfuhr Ausfuhr Gesamt 
1899 10 389 000 9 308 000 19 698 000 
1904 27 817 00 12607000 40424 000 
1909 3797000 23208000 60 778 000 
1914 635365000 45213 300 108 749 300 
1919 282 423 400 224.084 500 506 507 900 


Wie sich die vorstehenden Gesamtzahlen im einzelnen 
verteilen, sollen die nachstehenden wenigen Einzelangaben 
zeigen, und zwar für 


Ausfuhr: 

Erzeugnisse 1910 1914 1918 
Laudwirtschaft- . 15103000 26265 000 160 835 000 
Fischerei . 1 039 000 2 770 000 17 795 000 
Bergbau . f 1335000 1915000 9 590 000 
Forstwirtschaft . 311000 335 000 1 260 000 
Industie . . . . 124 000 700 000 18 003 000 
Gold und Silber .. 4100000 10828 000 4 414 000 
Verschiedenes 2 000 000 2 400 000 12 187 000 

Gesamt 24013000 45213000 224 084 000 


Auffällig ist beim Vergleich der vorgenannten Zahlen, dass 
trotz des bekannten Waldreichtums Koreas die Forstwirt- 
schaft eine verhältnismässig geringe Rolle bei der Ausfuhr 
spielt, doch dürfte der Grund darin zu suchen sein, dass Alt- 
japan selbst noch grosse, wenig erschlossene Waldgebiete 
besitzt und seinen Inland- und Ausfuhrbedarf aus eigenen 
Beständen zu decken in der Lage ist. 


Ein- und Ausiuhr in Japan im Jahre 1920. 

Die allgemeine wirtschaftliche Krise in der ganzen Welt 
machte sich auch in Japan gegen das Frühjahr 1920 hin in 
immer stärkeren Masse geltend. Wenn man auch in japa- 
nischen Handelskreisen damit rechnete, dass nach dem un- 
erhört starken Aufschwung des Handels während des Krieges 
und der unmittelbaren Nachkrfegszeit ein Rückschlag ein- 
treten müsse, hatte man diesen Rückschlag bei weitem nicht 
so hoch eingeschätzt, in Erwartung der weiteren hohen Ge- 
winne aus Frachten und Waren wie während der Kriegszeit, 
auch nachher noch eine Unmasse Neugründungen auf allen 
Gebieten vorgenonmen, die eingeräumten Kredite bei den oft 
nur schwach fundierten Banken voll in Anspruch genommen 
und langfristige Lieferungsverträge aller Art abgeschlossen. 
Mit einem starken Fallen der Preise, wie dieses hauptsächlich 
in der zweiten Hälfte des Jahres für viele Warengattungen und 
besonders auch für Schiffsfrachten eintrat, hatte man durchaus 
nicht gerechnet. Die Folge war eine Wirtschaitskrise, wie sie 
Japan bisher noch nicht gekannt hat und deren Ende auch 
heute noch nicht abzusehen ist. Viele Banken und unzählige 
Gesellschaften sind zusammengebrochen, und war während 
der Kriegszeit häufig das Arbeitsangebot grösser, als die 
Nachfrage, so macht sich die Arbeitslosigkeit heute mehr und 
mehr geltend. 

Gegen Jahresende haben in den grossen Industriezentren 
verschiedentlich Sitzungen der Fabrikanten und Grosshändler 
unter Vorsitz führender Bankkreise und hoher Beamter des 
Finanzministeriums stattgefunden, um Mittel zur Abhilfe zu 
finden. Das Allheil-Mittel glaubt man nunmehr gefunden zu 
haben, indem vorgeschlagen wurde, auf die Ausbreitung des 
Ausfuhrhandels und Herabsetzung der Produktionskosten hin- 
zuarbeiten. Wie das allerdings anzufangen ist, wusste man 
noch nicht. Die Beamten des Finanzministeriums glaubten 
versichern zu können, dass die Aussichten für 1921 keinen 
Anlass zu grossem Pessimismus böten, wenn sie andererseits 
auch durchaus nicht günstige seien. 

Nachstehend wird eine Reihe von Zahlen aus dem für 
das Jahr 1920 erstatteten Bericht des Finanzministeriums 
wiedergegeben. 


USE und Einfuhr 1916/1920: 


Ausfuhr Einfuhr 
1916 . . Yen 1127468118 756 427 910 
1917 . i . 1603 005 048 1 035 811 101 
1918 . . 1962 100 668 1 668 143 835 
1919 . .. 2.098 872 617 2 173 459 880 
1920 . 1 928 864 000 2 320 712 000 
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Wie man sieht, hat die Einfuhr im Jahre 1920 die Aus- 
fuhr um rd. 400 Millionen Yen übertroffen, während in der 
Kriegszeit das umgekehrte Verhältnis der Fall war. 

März-April 1920 wiesen Rekordzahlen, söwohl für Ein- 
als Ausfuhr auf, danach gehen die Zahlen von Mcenat zu 
Monat rapide herunter: 


Ausfuhr. April Yen 217,5 Mill, Dezember Yen 68 Mill., 
Einfuhr März Yen 329 Mill., Dezember Yen 81,5 Mill. 


In diesem Zusammenhang sei noch erwähnt, dass Japans 
Goldreserve, welche am 27. Dezember 1919 den höchsten 
Vrosr erreichten Stand aufwies, schon in den ersten drei 

onaten des Jahres 1920 um mehr als 100 Mill. Yen ver- 
mindert wurde und inzwischen ständig weiter gesunken ist. 

Ganz besonders ins Gewicht für den Ausfall in der Aus- 
fuhr fällt der Minderabsatz an Seide; für Rohseide allein be- 
läuft sich dieser Minderbetrag auf Yen 149 Millionen, wovon 
120 Millionen auf die Vereinigten Staaten von Amerika und 
2 Millionen Yen auf Kanada, welches gegenüber 1919 über- 
haupt keine Seide aus Japan im Jahre 1920 bezogen hat, ent- 
fallen. 

Ferner zeigen Minderausfuhren Bohnen und Erbsen, 
Stärke, Tee, Bier, Konserven, vegetabilische Oele, Kampher, 
Eisen, Kupfer, Leder, Streichhölzer, wollene Tuchg, Hüte und 
Mützen, Papier, Stacheldraht, Eisengeschirr, Maschinen, 
Schirme, Bürstenwaren usw. 

Der abnorme Ausfall an Seide dürfte zum grossen Teil 
auf die verkehrten Massnahmen der Kaiserlich Japanischen 
Seidenhandels-Gesellschaft zurückzuführen sein, weil sie gegen 
Mitte des Jahres mit allen Mitteln versuchte, die fallenden 
Seidenpreise auf der alten ungewöhnlich hohen Stufe festzu- 
halten, nachdem es den Anschein hatte, als ob Europa, 
welches bereits grössere Bestellungen gemacht hatte, und auch 
Amerika als rege Käufer auftreten würden. Dieses Gebahren 
hat allgemein verschnupft und Amerika zog sich gänzlich vom 
Markt zurück. 

Baumwollstoffe und Garne zeigten eine Zunahme, doch 
blieb diese weit unter 100 Millionen, wie man erwartet hatte, 
zurück, während die Zunahme im Jahre 1919 an 200 Millionen 
betragen hatte. 

Was die Einfuhr anbelangt, so ist eine bemerkenswerte 
Abnahme in Reis, Salz, Gummi, Oelsamen, Erzen, Roheisen, 
Blei und einer Reihe anderer Artikel zu verzeichnen. Am 
grössten ist die Mindereinfuhr an Reis, doch dürfte diese vor- 
zugsweise auf die aussergewöhnlich gute Ernte in Japan 1920 
zurückzuführen sein, während für die anderen Artikel lediglich 
die schlechte Geschäftslage massgebend war. 

Eine allgemeine Uebersicht zeigt, dass sich der Handel 
Japans mit Asien in Einfuhr und Ausfuhr für 1920 die Wage 
gehalten hat, und zwar hauptsächlich dadurch, dass geringere 
Importen von China stattfanden, während andererseits die 
Ausfuhren nach Britisch-Indien, Asiatisch-Russland und China 
geringer waren; weit übertreffen die Einfuhren von Europa 
und Nordamerika die Ausfuhren nach dort, während für Süd- 
amerika und Australien ein Ueberschuss zugunsten Japans zu 
bemerken ist. 

Das Gesamtresultat des Jahres 1920 wird in Japan als 
sehr unbefriedigend bezeichnet und man hofft, dass die fallen- 
den Preise zusammen mit einer allmählichen Festigung des 
Silberkurses und des Baumwollmarktes im Jahre 1921 einen 
wohltätigen Einfluss auf die Gesamtlage zeitigen werden, 
wobei man sich aber keineswegs verhehlt, dass die wachsende 
Depression auf dem Handels- und Geldmarkt einiger Staaten 
geeignet ist, eine Gesundung des japanischen Handels hinaus- 
zuschieben. C.Schwengenbecher. 


Zentralmünze in Schanghal. Die grossen chinesischen 
Banken haben eine Vereinigung gebildet, welcher sich bisher 
27 Banken angeschlossen haben, mit dem Ziel, bei der Ver- 
xebung von Anleihen, besonders an die Regierung, nach ge- 
meinsamen Grundsätzen vorzugehen. Eine der ersten Hand- 
Iungen dieser Vereinigung war die Gewährung eines Vor- 
schusses von 2,5 Millionen Silberdollar an die Regierung für 
den Bau und die Einrichtung einer Zentralmünzanstalt in 
Schanghai. Es sind schon länger Bestrebungen im Gange, das 
jetzige veraltete und umständliche Geldwesen von Grund auf 
zu reformieren und als Einheitsmünze für das ganze Reich den 
mex. Silberdollar einzuführen. 


Die Mitsuibishi-Werft.e Die Schiffsbau-Abteilung der Mit- 
suibishi-Gesellschaft wurde 1917 nach einer Mitteilung der 
Tetsu Sekai reorganisiert, in der der Bau von Schiffen einer 
besonderen Firma, der Mitsuibishi-Schiffsbau-Gesellschaft über- 
tragen wurde, die zu diesem Zweck mit einem Kapital von 
50 Millionen Yen gegründet wurde. 30 Millionen Yen wurden 
davon sofort eingezahlt. Die Firma hat ihr Hauptbüro in Tokio 
und unterhält Schiffswerften in Nagasaki, Kobe und Hiroshima. 
Stahl- und Waffenfabriken in Nagasaki, eine Fabrik für elektri- 
sche Apparate in Kobe und ein Laboratorium bei Tokio. Nicht 
nur Bau und Reparatur von Kriegs- und Handelsschiffen, son- 
dern auch Wie Herstellung von Flugmaschinen, Motorwagen, 
Dampf- und elektrische Maschinen, Torpedos und Maschinen 
aller Art wird von ihr betrieben. Die Schiffswerft in Nagasaki 
ist die älteste in Japan und besteht bereits seit über 60 Jahren. 
Sie beschäftigt insgesamt 1400 Beamte und Angestellte und 
17000 Arbeiter und ist in der Lage, jährlich 120 000 t vom Stapel 
zu lassen. Während der letzten 25 Jahre wurden von ihr gebaut 
36 Dampfer zwischen 1000 bis 5000 t, 38 Dampfer zwischen 
5000 bis 10000 t, sowie 6 Dampfer von über 10000 t. Dazu 
wurden über 1400 Dampfer repariert. Ferner sind 25 Kriegs- 
schiffe, darunter eine Anzahl Schlachtschiffe von der Mitsuibishi 
gebaut worden. ; 

Die Kobewerft bedeckt eine Fläche von mehreren 1000 qm 
und wurde 1905 errichtet. Insgesamt sind hier 750 Beamte und 
10 500 Arbeiter beschäftigt. In. Kobe befinden sich 3 Schwimm- 
docks von je 12 bis 16000 t. Eine Anzahl kleinerer Fabriken 
und Werften in kleineren Städten liefern die notwendigen 
Ergänzungsmaschinen und Materialien. 


Verluste englischer Firmen. Hier sieht es auch ganz böse 
zus, und kann man sich nur freuen, dass man an der grossen 
Krisis nicht beteiligt ist. Die grössten englischen Firmen sind 
alle bankerott, wenn die Banken ihnen nicht helfen. Es werden 
Summen verloren, von denen man sich gar keinen Begrifi 
machen kann. Jardine, Matheson & Co. sollen allein in New 
York über 7 Millionen Golddollars verlieren, und Firmen wic 
Forbes, Wilson usw. verlieren nicht viel weniger. Wie die 
Banken diesen Leuten helfen wollen, ist mir ein Rätsel, desn 
eolche Summen werden in Jahrzehnten nicht so leicht ver- 
dient. Es scheint doch noch eine ausgleichende Gerechtigkeit 
zu geben, woran man manchmal allerdings zweifeln möchte. 
In Importen sieht es auch trostlos aus. Die Firmen sitzen auf 
enormen Lägern, und die Chinesen weigern sich, abzunehmen 
und den Kurs zu fixieren, der immer weiter fällt. In Schanghai 
waren gerade als ich durchreiste 85 Händler „Ningpo more far‘ 
gegangen, auf Nimmerwiedersehen. Ein junger Engländer war 
mit Taels 1'2 Millionen Kursdifferenz ebenfalls verschwunden. 
Die Leute müssen hier wahnsinnig gewesen sein und von den 
Verhältnissen zu Hause keine Ahnung gehabt haben. Jetzt 
sitzen sie alle da mit dicken Köpfen und ihren Jdicken Autos. 
(Nach Heidorus Wochenbericht vom 3. März.) 


Dänische Motorschific auf der Ostasientahrt.e Englische 
Zeitungen berichten, dass die dänische East Asiatic Co in 
Kopenhagen, die schon vor dem Krieg regelmässige Dampier- 
verbindungen nach Ostasien unterhielt, neuerdings grosse Au- 
strengungen mache, um noch mehr in das dortige Fraclıt- 
seschäft hineinzukommen. Vorläufig ist das in Kopenhagen neu 
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nicht ohne deutsche Erzeugnisse auskommen könne, 


gebaute Motorschiff „Java“ für die Fahrt über Suez nach China, 
Australien und zurück über Südafrika in Dienst gestellt worden. 
Das Schiff hat 13000 . Brutto-Registertonnen, und läuft rund 
12 Seemeilen. Es ist mit Dieselmotoren ausgerüstet. Bei 1500 t 
Oelvorrat beträgt der Aktionsradius 35 000 Seemeilen. Der Oe!- 
vorrat braucht nur einmal unterwegs erneuert zu werden. Es 
sollen täglich rund 14 t Oel verbraucht werden, und da der 
Preis für die Tonne heute etwa £ 8 frei London beträgt, sind die 
Betriebskosten gegenüber Kohlenfeuerung weit geringere. Vier 
weitere Schiffe dieser Art sind in Kopenhagen im Bau. 


Amerikanische Handelskammer in Tsingtau. Die in Tsingtau 
ansässigen amerikanischen Firmen haben sich zu einer Handels- 
kammer zusammengeschlcssen, das wäre nach Peking, Tientsin, 
Schanghai, Hankou, Changsha und Harbin die siebente. 


Neue Bank. Die Chinesen über See sollen nach chinesischen 
Zeitungen in Schanghai die Gründung einer neuen Bank be- 
absichtigen, die den Namen Chung Man Bank führen und 
$ 20000 000 Kapital haben soll. 


Ausfuhr nach den Ver. Staaten. Nach einem Bericht des 
amerikanischen Generalkonsulats in Schanghai wurden im Jahre 
1920 aus Schanghai für $ Gold 71159000 Waren nach den Ver. 
Staaten ausgeführt. 


Zuckerfabrik in Schantung. „Millards Review“ meldet, dass 
Versuche, die in 25 Bezirken der Provinz Schantung mit Zucker- 
rüben angestellt wurden, durchweg erfolgreich ausgefallen sind. 
Die in Tsinanfu errichtete Zuckerfabrik werde demnächst ihren 
Betrieb aufnehmen und hoffe mit ihren aus Amerika bezogenen 
Maschinen und 20 Angestellten jährlich etwa 10000 t Zucker 
produzieren zu können. 


Japan. 


Deutsche Erzeugnisse auf dem japanischen Markt. Es: 
dürfte noch in aller Erinnerung sein, welche grossen An- 
stfrengungen unsere Feinde, besonders Amerika und Japaıı, 
während des Krieges machten, um die deutsche führende 
Stellung in Farbstofien, chemischen Produkten und Instrumentei: 
zu vernichten. In Japan hatte sich schon im Laufe des Krieges 
die Erkenntnis Bahn gebrochen, dass man auf die Dauer doc: 
glaubte 
aber, besonders auch auf Grund der Einflüsterungen der inter- 
essierten britischen und amerikanischen Handelskreise, dass die 
deutschen Waren infolge der unheilvollen Einwirkungen des 
langen Krieges, des Umsturzes und des Tiefstandes der 
deutschen Mark weder ia Qualität noch im Preise konkurrenz- 
fähig sein würden. Nachdem nun allmählich wieder deutsclıe 
Erzeugnisse in grösserer Menge nach Japan hineinkommen, hat 
man dort mit Erstaunen festgestellt, dass sie in der Qualität 
nicht nur den britischen, amerikanischen und japanischen Waren 
weit überlegen, sondern noch besser sind als deutsche Erzeur- 
nisse vor dem Krieg: und dabei billiger als die eigenen und 
fremden. 

Japanische Zeitungen berichten, dass diese Tatsachen be- 
sonders auffällig mit Bezug auf medizinische und ärztliche 
Instrumente, Mikroskope, Thermometer, künstliche Augen. 
Ferngläser und dergleichen seien. Die aus Deutschland ein- 
geführten Röntgen-Apparate gestatteten eine 3000 fache Ver- 
grösserung, die japanischen höchstens eine 800 fache. Unter 
diesen Uniständen sei nicht zu verwundern, dass die Deutsch- 
land feindliche Konkurrenz mit Recht fürchte, allmählich wieder 
durch Deutschland verdrängt zu werden, besonders da die 
Japaner aus diesen Erfahrungen kein Hehl machten, deutsche 
Erzeugnisse der oben genannten Art rcge verlangt werden und 
jetzt regelmässig wieder eintreffen. 

Dass Farbstoffe noch nicht in grösserer Menge von seiter 
der japanischen Industrie nach Deutschland in Auftrag gegeben 
worden sind, hat seinen Grund in erster Linie darin, dass 
Deutschland in Erfüllung des Friedensvertrages grosse Mengen 
den früher feindlichen Regierungen zur Verfügung stellen muss. 
und man fürchtet, dass die Regierung die sich ansammelnden 
Vorräte zu jedem Preis auf den Markt werfen wird. Es ıst 


jedoch sicher, dass zrosse Bestellungen nach Deutschland ge- 
langen werden, sobald die diesbezüglichen Verhandlungen mit 
der Regierung der Kaufmannschaft festen Boden unter den 
Füssen schaffen. Die Zeitungen weisen besonders darauf hin, 
dass z. B. die amerikanischen Alzarinfarben so minderwerti: 
seien, dass sie für Wollwaren überhaupt nicht und für gewöhn- 
liche Baumwollfabrikate kaum Verwendung finden können, und 
dass in dieser Beziehung das deutsche Fabrikat ohne jede 
Konkurrenz sein werde. 

Dieselmotoren für japanische Dampfer. Japanische Schiff- 
fahrtskreise sind in Erwägungen eingetreten, ob es ratsam sei, 
ihre grossen Dampfer ganz oder teilweise mit Dieselmotoren 
auszurüsten und Neubauten von vorneherein mit solch.n 
Motoren für Schwerälfeverung zu versehen. Man ist sich 
darüber klar, dass die früheren Zeiten, in welchen man billiger 
bauen und den Betrieb aufrecht erhalten konnte und daher auch 
bei unrationellem Betrieb den fremden Linien gegenüber 
konkurrenzfähig blielL, endgültig vorüber sind. England, 
Norwegen, Holland, Dänemark und besonders Amerika bauen 
zurzeit grösstenteils Dampfer mit Schwerölmaschinen, und die 
vorhandenen Dampfer mit Kohlenfeuerung werden teilweise uni- 
gebaut, nachdem sich herausgestellt hat, dass Schweröl- 
feuerung bei weitem wirtschaftiicher ist. Zurzeit haben die 
Nippon Yusen Kaisha und die Osaka Shosen Kaisha einige grosse 
Dampfer auf Stapel, die-sowohl für Kohlen- als auch für Oel- 
feuerung cingerichtet werden. 

Freilich verhehlt mar sich in Japan keineswegs die Tat- 
sache, dass Japan vollkommen vom Ausland, besonders von 
Amerika, bezüglich seines Oelbedarfs abhängig ist. da weder itvı 
Lande selbst noch in seinen Aussenbesitzungen Oclquellen vor- 
handen sind und dass diz grossen amerikanischen Petroleum- 
gesellschaiten jederzeit in der Lage sind, dem Lande die Preise 
vorzuschreiben, und dass die japanische Handelsflotte im Falle 
eines Krieges, in welchem sich Amerika feindlich stellt, in grosse 
Gefahr gerät. Der Preisbildung würde man, wie man meint, 
durch Abschluss Jlanglautender Lieferungsverträge begegnen 
können, und die Gefahr des Stilliegens während eines Krieges 
will man durch die Erbauung zahlreicher grosser Vorratstanks 
vermindern. Es wird von Interesse sein, die Entwicklung dieser 
Angelegenheit zu verfolgen. 

Bedrängte Lage der Schiiiswerften in Osaka. Von den 
74 Werften in Osaka, welche während des Krieges die vor- 
liegenden Aufträge kaum zu bewältigen imstande waren, waren 
Ende 1920 nur noch 21 einschliesslich der allerkleinsten Werke 
im Betrieb. Auch diese Zahl ist inzwischen weiter zurück- 
gegangen, indem mehrere Werften entweder von den grösseren 
übernommen worden sind oder miteinander verschmolzen 
wurden. Die Osaka Schifisbauwerft versuchte in Ermangelun:s 
anderer Aufträge Fischdampfer zu bauen, musste aber auch 
dieses Beginnen mangels Aufträge wieder aufgeben. Die Nitta- 
werit hat ihre Anlagen Öffentlich zur Verpachtung angeboten. 
Die Nomurawerft ist in eine Fabrik für Kessel und Rohre um- 
gewandelt worden. Andere Werften bauten anfänglich Schiffe 
auf eigene Rechnung, mussten aber auch hiermit bald wieder 
amhören, da die Selbstkosten höher waren, als die gebotenen 
Preise für diese Schiffe. Die Arbeitslöhne sind zwar etwas 
gefallen, doch werden für Schiffsbaumaterialieu immer noch 
Yen 220 bis 230 pro Tonne gefordert, während die grossen 
kaufkräftigen Reedereien für die Schiffstonne höchstens Yen 150 
zahlen wollen. "Unter diesen Umständen ist es zu verstehen, 
dass die Schiffbau-Interessenten Japans recht düster in die Zu- 
kunft blicken und Betriebscinstellungen im ganzen Lande an der 
Tagesordnung sind. 

Oelindustrie in Japan. Da in Japan der Oclverbrauch für 
Kriegsschiffe, Handelsdampfer, Motoriahrzeuge und anderes 
mehr ständig im Steigen begriffen ist und das Land selbst mur 
wenig Oclielder besitzt, ist das Land fast gänzfich von der Ein- 
fuhr abhängig. Um der dadurch im Falle eines Krieges drohen- 
den Gefahr erfolgreich begegnen zu können, hat die Regierun: 
nunmehr unter dem Namen „Nationales Brennstofi-Institut” eine 
besondere Behörde eingerichtet, deren Aufgabe es ist, Mittel 
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und Wege zur Eigenerzeugung des gesamten Oelbedarfs des 
Landes zu finden. Zu diesen Zwecke sollen die wenigen Oel- 
felder innerhalb Altiapans und in den Kolonien zur .‚Höchst- 
leistung ggbracht: werden. Ferner will man aus Kohlen Oel 
gewinnen. Kohlen sind in genügender Menge im Lande vor- 
handen. Die Gesamtausbeute im Jahre 1919 betrug etwas über 
3l Millionen t. Die Sachverständigen behaupten, das man aus 
Kohlen 10% brauchbares Oel gewinnen könne und dass bei 
einer weiteren Steigerung der Kohlenausbeute der Eigenbedari 
in Japan selbst gedeckt werden könnte. 

Zementfabrikation in Japan. Bei Beginn des Krieges be- 
standen in Japan insgesamt 19 Zementfabriken, die aber nicht 
imstande waren, den Gesamtbedarf des Landes zu decken, so 
dass grössere Mengen eingeführt werden mussten. Bis 1918 
stieg die Zahl der Fabriken auf 31, welche mit einem Kapital von 
rund Yen 35 Millionen arbeiteten. Demzufolge stieg die 
Produktion von 4 Millionen Fass im Jahre 1914 auf 6% Millionen 
im Jahre 1919, während der Preis von Yen 4 auf Yen 14 für das 
Fass gestiegen ist. Japan ist nunmehr nicht‘ nur gänzlich von 
der Einfuhr unabhängig, sondern führt auch noch erheblich aus. 
Seine Ausfuhr ist in derselben Zeit von 400 000 Fass auf 1 265 000 
Fass gestiegen. 

Eisenhbestände in Japan. In Japan haben sich im Laufe dır 
Krisis allmählich grosse Bestände angehäuft. Eisenwaren und 
Eisen in Ferm von Platten, Barren und Stangen sollen rund 
377000 t auf Laxer liegen. Auf Absatz kann bei der schlechten 
Geschäftslage nicht gerechnet werden. Um die Lage zu besseın, 
hat sich eine Vereinigung der Eisenhändler gebildet, die Ver- 
käufe zu Schleuderpreisen verhindern will. Die Eisenplatten 
smotierten Yen 14, geringere Qualitäten Yen 10, Eisenwaren 
durchschnittlich Yen 11 und Näxel Yen 18,50. 

Funkenstation bei Osaka. In der Nähe von Osaka soll eine 
neue drahtlose Station errichtet werden. Zu diesem Behufe 
sind Yen 260 000 in den Etat eingesetzt. 

Japanischer Schiltsverkauf ins Ausland. Das japanisch« 
Verkehrsministerium teilt mit, dass vom 1. Januar ab bis Mitte 
November 1920 insgesamt 68 japanische Schiffe mit 240 000 i 
an das Ausland, zumeist an England, Italien und Frankreich, ver- 
kauft worden sind. Hierunter sollen sich auch Schiffe befinden, 
die aus amerikanischem Stahl während des Krieges für Japan 
gebaut worden sind. 

Lioyds Schilisregister in Japan. Bisher ınussten japanisclie 
Schiffsbauer die Baupläne von Schiffen durch Techniker zwecks 
Registrierung nach Londen und New York schicken. Ein Ver- 
treter von Lloyds Register, der Schiffsbausachverständige für 
die Vereinigten Staaten und Kanada, H. J. Cox, ist in Kohe ein- 
xctroffen, um mit den japanischen Schiffsbauinteressenten über 
deren Wünsche zu verhandeln. wie die Registrierung der 
japanischen Schiffe in Japan selbst am besten vorgenomme:: 
werden könne. Lloyds Register hat jetzt berci®s 23 Schitis- 
bauinspektoren in Japan ud eigene Bureaus in Kobe, Yokohama, 
Nagasaki und Hakodate. Sollte eine UÜebereinkunft erzielt 
werden, so würde in Zukunft die Registrierung in Japan cer- 
folgen, wodurch bei jedem Schiffsbau rund 3 Monate gec- 
spart werden. 

Schlechte Finanzlage in Japan. Die japanische Regierung 
hat ausser anderen Massregeln Yen 200 Millionen bereitgestelit, 
um mit diesem Betrag die zahlreichen durch die Wirtschafts- 
krisis in Zahlungsschwierigkeiten geratenen Firmen und Unter- 
nchmungen, an deren Erhaltung die Regierung bzsonders inter- 
essiert ist, vor dem Zusammenbruch zu retten. 


Niederländisch-Indien. 


Bestellung deutscher Lokomotiven für Java. Eine deutsche 
Firma hat den Zuschlag für die Lieferung von Lokomotiven für 
Java erhalten, da sich das Angebot bei weiten billiger stellte 
als das der konkurrierenden Firmen anderer Länder. Die 
deutsche Firma verlangte für zwei Lokomotivtypen, wie die 
nordamerikanische Presse schreibt, $ 25000 bzw. $ 22000. 
während die amerikanischen Fabrikanten für die gleichen Typeci' 
X 63000 bzw. $ 60500 verlangten. . 


. Bes 
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UNI eine Nachrichten ll: 


Mitteilunge 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W.)35, Potsdamer Straße 2811. 2 
20. Ostasiatenabend. Der Verband bechrt sich, seine Mit- 
glieder und Freunde (mit Damen) zu einer zwanglosen Zü- 
sammenkunft auf Dienstag, den 22. März 1921, abends 8 Uhr, 
in den Muschelsaal des Restaurants „Rheingnid“ (Eingang 
Potsdamer Strasse) einzuladen. Ein Vortrag findet nicht statt. 


Der 19. Ostasiaten-Abend, der am 28. Februar stattfand, 
erfreute sich wiederum eines ausserordentlich lebhaften Be- 
suches und verlief. wie alle übrigen Zusammenkünfte, in der 
angeregtesten Unterhaltung aller Teilnehmer. Von den aus- 
wärtigen Besuchern wurden insbesondere Herr und Frau 
Minister von Buri von ihren vielen Schanghaier Freunden und 
Bekannten auf das herzlichste begrüsst. Zum ersten Male seit 
Monaten konnte auch Herr Dr. Linde wieder an einem Öst- 
asiatenabend teilnehmen; von allen Seiten wurden ihm wärmste 
Glückwünsche zu seiner Wiederherstellung ausgesprochen. G. 


Dr. Togos Rückkehr nach Japan. Herr Dr. Shigenori Togn, 
erster Sekretär der japanischen Botschaft, hat Berlin am 5.d.M. 
zu einem mehrmonatlichen Heimaturlaub verlassen, von 
dem er voraussichtlich nicht wieder hierher zurückkehren wird. 
Dr. Togo traf bereits im Mai 1919 mit der ersten japanischen 
Kommission in Berlin ein und hat über ein Jahr lang bis zur 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen die Interessen Japanıs 
hier wahrgenommen. Bei dieser verantwortungsvollen Tätig- 
keit hat er stets grössten Takt und Umsicht bewiesen, so 
dass alle, die mit ihm dienstlich und ausserdienstlich in Be- 
rührung kamen, ihn ungern scheiden schen. 


Gesuchte Adresse. Wir bitten um Mitteilung der Adresse 
des Herrn Dietrich Luerssen, früher in Chinkiang, an das 
Verbandsbureau, Berlin W, 35, Potsdamer Strasse 28. 


Teeversand. Herr P. Wolfram, Erfurt, hat gebeten. den 
Lesern der „Ostasiatischen Rundschau‘, im besonderen den che- 
maligen Ostasiaten, zur Kenntnis zu bringen, dass er in Erfurt 
ein Teeversandgeschäft errichtet hat. Er hält sich für den 
Bezug von Tee empfohlen und bittet, ihn bei seinem neuen 
Unternehmen durch recht zahlreiche Aufträge zu unterstützen. 
Als früherer Einkäufer einer der bedeutendsten russischen Tee- 
firmen in Hankau verbürgt Wolfram sich für Lieferung von 
durchaus einwandfreier Ware. Wegen näherer Einzelheiten 
weisen wir unsere Leser auf seine Anzeige in der „Ostasiatischen 
Rundschau“ hin. Se 


Oelverbrauch japanischer Schlachtschiiie.. Das neue 
japanische Schlachtschiff „Nagato“ soll täglich rund 100 t Roh- 
petroleum verbrauchen, deren Preis etwa Yen 8000 beträgt. 


Adressennachweis. 


Böhm, K., Eppendorf b. Bochum (bis zum 1. April). 

Böhme, Karl, Marinse-Stabszahlmeister a. D., Laboe b. Kiel, Strandstrasse. 
Boemer, C. I. Koblenz a. Rhein, Mainzer Strasse 771. 
Czarnetzki, F. c/o Kai Lee Gung Tse, Changsha, Provinz Hunan. 
Franz, Richard, Amsterdam, Kaizersgracht 520-522 {v. d. Heydt-Kerstens- 


Bank). 

de Grahl, Prof., Regierungsrat, Berlin W. 30, Motzstr. 64 IV. 

Grösser, E., Bankdirektor, Commerz- und Privat-Bank, Bremeu. 

Hack, Dr. F. W., Berlin W. 62, Landgrafenstr. 19 pt. 

Hasford, W., Bank für Handel und Industrie, Hamburg I, Bergstr. 161, 
Hermannshaus. 

Hickmann, cand. rer. pol., E. B., Berlin N. 39, Nordufer 5. 

Jankowski, E., Südende, Halskestr. 120. 

Kammerer, W., Ernst Kammerer, Ing., Siemens-Schuckert-Werke, Abt. 
Uebersee, Neukölin, Berthelsdorfer Str. 6 IV 1. 

allin, Martin, Ex-General-Concession, Bund 46, Tientesin. 

Köppe, F. W. E. Direktor, Schierke/Harz, Hotel Fürstenhof. 

Kühne, R., Deutsche Wacht, Batavia (Ndi.-Indien). 

Merck, Dr., Karl, Darmstadt, Heinrichstr. 29. 

Metzner, Paul, i. Fa. K. Hinlopen & Co., Soerabaia, Java INdl.-Ind.). 

Pfeifer, Dr. M., Mülheim a. Rhein, Berliner Str. 18. 

Piper, Christian, Heiligenhafen (Holstein). 

Ritter, F. W., Hamburg 39, Willtstr. 15. 

Schott, Fritz, Regierungsbaumeister, Marburg, Kasernenstr. 27. 

Seiler, Peter, Hans, Essen (Ruhr), Nikolausstr. 8 II. 
& Specht, Richard, Werkzeugmaschinenfabrik, Eisen- und Metallgiesserei, 
oswig i. A 
iller, Fritz, Essen, Virchowsir. 122. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: Dr. P.W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Besptacheiniekter Arthur Diz, 


verautwortl. Schriftleiter: De. F.W. Mohr; für die Anzeigen :s B. Langer; sämtlich ia B 


erlia. — Druck: Bushdruckerei des Deutschen Schrißtsnvesiags O. m. b. H., Beriia SW. 


Osaka Shosen Kaisha 


(Japanische Dampfschiffiahrts-Gesellschaf) 


Ost-Asien-Dienst 


Regelmäßige monatliche Expeditionen von Hamburg nach 


Singapore, Hongkong, Shanghal, Yokohama, 
Kobe und Dajlren 


mit Gütern in Durchfracht nach Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, Wladiwosiok usw. 


D. „Havre Maru”. .. am 30. März 
D. „Himalaya Maru” im April 
D. „Shunko Maru”. im Mai 


D. „Andes” Maru 


im Juni 
im Juli 
im August 


D. „Alps Maru” 

D. „Atlas Maru” . 

D. „Argun Maru”. 
im September 


. Änderungen vorbehalten. — Lagergeldfreie Güterannahme am Asia-Kai, Schuppen 386. 


Nähere Auskuntt 


jia-H 
erteilt der Vertreter „IH. LIND, HAMBURG Gröningerstr.25 


Fernsprecher: 


Hansa 37229, 3230. - Nordsee 39909. - Alster 344, 354, 385. 
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am Allgemeiner und politischer Teil |lllliiliM 


Jap und die Kabel im Stillen Ozean. 
Von Dr. F. W. Mohr. 


Die Vereinigten Staaten haben beim Völkerbund Protest 
eingelegt gegen die Ulebertragung des Mandats über Jap an 


Sie verlangen Jap aus politischen und wirtschaft- 
lichen Gründen und gewissermassen als einen — dochı recht 
bescheidenen — Anteil an der Kriegsbeute für sich. Japans 
Regierung, Volk und Presse beharrt auf seinem Anspruch auf 
Jap, weil die Insel im Kriege Deutschland „entrissen“ worden 
sei. Seit Wochen überstürzen sich die Meldungen, die 
Reuter, Havas und Reuter-Kokusai über die Jap-Frage aus- 
geben und die kleine Insel stünde jetzt zweifellos im Mittel- 
punkt des allgemeinen Interesses, wenn nicht London für eine 
starke Ablenkung gesorgt hätte. Auch deutsche Zeitungen 
sprechen tagaus, tagein von der Insel Jap als Kabel-Knoten- 
punkt und Flottenstützpunkt. Die wirtschaftliche Bedeutung 
der Kabelfragen im Stillen Ozean, auf der zum grössten Teil 
auch ihre politische basiert, ist bei allen Ausführungen meist 
nicht oder nur wenig beachtet worden. 

Zwischen Japan und den Vereinigten Staaten besteht nur 
eine einzige Kabellinie, die von San Franzisko ausgeht und 
über Honolulu und die Midway-Inseln nach dem ebenfalls 
amerikanischen Guam führt, das etwa 3000 Meilen von der 
amerikanischen und 1500 Meilen von der asiatischen Küste 
liegt. Von hier geht ein Teil über Manila nach China 
(Schanghai), ein anderer Zweig führt nach den japanischen 
Bonin-Inseln, die japanisch Ogasawarajima : heissen. Alle 
diese Linien sind amerikanisch und gehören der Commerbcial- 
Pacific-Cable Company. Von den Bonin-Inseln stellt ein japa- 
nisches Regierungskabel die Verbindung mit Japan (Yoko- 
hama) und ein ehemals deutsches Kabel die Verbindung mit 
Jap-Celebes her. Diese eine Kabellinie zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Japan genügte früher absolut den Ver- 
kehrsbedürfnissen. Sie besitzt, wie der frühere japanische 
Vizeminister Kakichi Uchida im Trans-Pacific auseinander- 
setzt, eine Arbeitsfähigkeit von 8 bis 9 Millionen Worten, 
während beispielsweise im ganzen ersten Geschäftsjahr nur 
635 000 Worte über die Linie gingen. Der Verkehr zwischen 
Japan und den Vereinigten Staaten nahm während des Krieges 
ausserordentlich stark zu. 1914 wurden 945 000 Worte, 1915: 
1228000 Worte, 1916: 1825000 Worte, 1917: 3322 000 
Worte und 1918: 4 297 000 Worte auf ihm befördert, während 
man ihre Zahl für 1919 auf 5 000 000 schätzt. Das sind indes 
nur die aus Japan über die Bonin-Inseln in Guam eintreffen- 
den Telegramme. Mindestens ebensoviele Worte laufen über 
die China- und Manila-Linie nach Guam. Von hier aus gehen 
nun die China-Manila- und die Japan-Bonin-Telegramme in 
ihrer Gesamtheit auf dem einen Kabel nach Amerika weiter. 
Daß bei einer so lebhaften Inanspruchnahme starke Verzöge- 
Tungen eintreten, ist verständlich. Kabeltelegramme von 
Japan nach den Vereinigten Staaten waren während des 
Krieges oft zwei Wochen, vor August 1919 durchschnittlich 
ın der Regel 10 Tage unterwegs. Sehr viele Telegramme 
wurden darum als dringende Telegramme zu den dreifachen 
Gebühren aufgegeben. Aber selbst als dringende Telegramme 
brauchten sie oft vier bis fünf Tage. Sie waren ausserdem 
Nur beschränkt zugelassen, indem einer Firma oder einer 
Privatperson an einem Tag die Absendung nur eines dringen- 
den Telegrammes gestattet war. Jede Störung oder Unter- 
brechung des einen Kabels machte sich darum ausserordent- 


lich unangenehm bemerkbar. Denn dann mussten alle Tele- 
gramme über die auch schon überlastete Linie Australien- 
Vancouver gehen, auf der besonders die Strecke Fanning- 
Inseln bis Vancouver wegen ihrer langen Spannung, die be- 
kanntlich die längste der Welt ist, den an sie gestellten An- 
forderungen nicht gewachsen war. Bei der ständigen Zu- 
nahme des Verkehrs nimmt man an, dass nach Fertigstellung 
des geplanten, aber noch nicht begonnenen Kabels sofort 
wieder mit einem dritten begonnen werden müsse, wenn man 
mit der Entwicklung des Verkehrs Schritt halten wolle. 

Eine gewisse Erleichterung für den Verkehr trat ein, als 
während des Krieges die drahtlose Marinestation Funabashi, 
unweit Tokio, von der Marineleitung für neun Stunden am 
Tag dem Verkehrsministerium zur Verfügung gestellt wurde. 
Bei einer Stärke von 200 Kilowatt bewältigte sie mit Hawai 
als Zwischenstation im Ein- und Ausgangsverkehr etwa 4000 
Worte am Tage. Grosse Erwartungen setzt man jetzt auf 
die neue Grossfunkstation bei Haranomachi, die etwa 180 
Meilen nördlich von Tokio gelegen ist und Ende 1920 
vollendet wurde. Ihre Masten haben bei 196,30 Meter Höhe 
an der Basis einen Durchmesser von 17,65 Meter und an der 
Spitze von 1,35 Meter. Bei einer Stärke von 300-400 Kilo- 
watt erwartet man eine Tagesleistung von durchschnittlich 
10000 Worten. Da diese Station lediglich dem Handelsver- 
kehr mit Amerika dienen soll, so wird sie für den Verkehr 
immerhin eine bedeutende Erleichterung bringen, zumal auch 
die Gebühren (1,44 Yen das Wort nach San Francisko und 
1,20 Yen das Wort nach Hawai).noch um ein Drittel geringer 
sein sollen als die Gebühren für die Kabelbenutzung. Endlich 
wurde noch der Bau einer weiteren drahtlosen Station mit 
einer Leistungsfähigkeit von 4 Mill. Worten für und bei Kobe 
vorgeschlagen, doch ist dieses Projekt noch nicht entschieden. 

Wenn auch die drahtlosen Stationen wesentliche Ver- 
kehrserleichterungen bedeuten, so scheint man in Japan doch 
den Kabeln grundsätzlich den Vorzug zu geben. Die ersten 
Anlagekosten sind zwar erheblich grösser, dafür aber die Be- 
triebskosten geringer. Aber ausschlaggebend ist, dass bei 
dem drahtlosen Verkehr das Telegrammgeheimnis nicht ge- 
wahrt bleiben kann. Man hat sich darum in Japan sehr ein- 
gehend mit der Anlage eines zweiten Kabels beschäftigt, die 
durch die Japan-America-Telegraph Company erfolgen soll. 
Es standen zwei Wege zur Debatte. Der nördliche, der vom 
nördlichen Japan zu den Aleuten führen und in Vancouver 
oder Seattle endigen sollte. Sein Vorteil ist die relative Kürze 
und darum seine Billigkeit. Aber man hat ihn doch fallen 
lassen, weil er zu sehr nach Norden führt, Monate lang durch 
Eis gesperrt ist, Reparaturen darum sehr schwer oder über- 
haupt nicht möglich sind und die Verbindung darum für Kauf- 
leute höchst unsicher und die Verzinsung für die Gesellschaft 
höchst zweifelhaft ist. Man hat sich deshalb für eine süd- 
lichere Route entschieden, ohne sich indes über die einzelnen 
Landungspunkte schon endgültig klar geworden zu sein. Er- 
wogen wurden folgende drei Linien, von denen aber nur 
noch die Linienführung zu II oder III in Frage kommt. 


I „Meilen: 
Japan-Bonin-Inseln . . 2 2 2.2.2.2.663 
Bonin-Guam. . . 2 2 2 2 2 2 2...89 
Guam-Midway. . . 2 2 2 2.2.2...2606 
Midway-Honolulu. . . » 2 2.2..2...1332 
Honolulu-Frisco . . 2 2 2.2.2.2...2276 
7 776 
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1 Meilen 11 Meilen 

Japan-Bonin . . . . . 663 Japan-Bonin . 663 
Bonm-Marschalinseln. . 2342 Bonin-Midway . . 2423 
Marschal-Honolulu. . 2387 Midway-Honolulu . 1 405 
Honolulu-Rrisco 2389 Honolulu-Frisco 2 389 
71775 6 680 


Die Linie zu III ist bei der grösseren Kürze naturgemäss 
billiger, ihre Kosten werden auf 38 000 000 Yen geschätzt. 
Sie schliesst aber wieder das amerikanische Midway ein, das 
kaum mehr als ein kleiner Sandfleck ist und neben dem Kabel 
der Commercial Pacific Cable Company kaum noch Platz 
bietet für ein zweites Kabel. Die Linie II würde statt Midway 
die japanischen Marschallinseln berühren, wo hinreichend 
Platz vorhanden ist. Sie ist aber länger und würde etwa 
4 Millionen Yen teurer sein als die Route zu III. Die Finan- 
zierung, die insgesamt etwa 50 Millionen Yen erfordert und 
für die sich japanischerseits die bekannten Namen Shibusawa, 
Okura, Nakajima, Inoue (Präsident der Bank von Japan), 
Mitsubishi, Mitsui & Co. und andere interessieren, soll durch 
Japan und Amerika, evtl. zu gleichen Teilen erfolgen, doch 
will man in Japan die gesamte Kontrolle des Kabels in der 
Hand behalten, auch selbst ein Kabelschiff bauen und für die 
Instandhaltung sorgen. Das amerikanische Geschäftsleute 
lediglich ihr Geld hergeben, um japanische Interessen zu 
fördern, dürfte indes kaum anzunehmen sein. 

Wer den erbitterten Handelskrieg kennt, den Japan 
während des Krieges unter rücksichtsloser Ausnutzung der 
Kriegskonjunktur gegen die amerikanische Konkurrenz ge- 
führt hat und der zum Teil nur möglich war durch die Be- 
herrschung der von Japan ausgehenden und der über Jap 
gehenden Kabel, kann verstehen, dass Amerika sich in seinem 
Verkehr mit China und Asien, für die Zukunft von der japa- 
nischen Kontrolle freimachen will. Das ist aber nur möglich 
durch den Besitz der Insel Jap oder doch mindestens durch 
die Kontrolle der über Jap führenden Kabel. Nach Jap führt 
von Guam ein deutsches Kabel, das hier Anschluss hatte an 
das ehemals deutsche Kabel nach Schanghai. Dieses wurde 
bei Kriegsausbruch von den Japanern durchschnitten und 
durch Umlegung über die Liukiu-Inseln zu einer neuen Ver- 
bindung mit Südjapan benutzt. Von Jap führte ferner ein 
Kabel der Deutsch-Niederländischen Telegraphengesellschaft 
in Köln nach Menado auf Celebes, so dass sich in Verbindung 
mit den sonstigen deutschen und amerikanischen Kabellinien 


sowohl für die Vereinigten Staaten wie Deutschland eine von 
England unabhängige Weltkabelverbindung ergab. Sie wird 
aber für die Vereinigten Staaten unliebsam unterbrochen, 
wenn eben Jap als Kabelstation in japanischer Hand bleibt, 
also einer Verwaltung untersteht, die nach amerikanischer 
und auch sonstiger Auffassung skrupellos die Rechte der Aus- 
länder missachtet, wenn die Interessen der eigenen Kaufleute 
oder politische Rücksichten es erfordern. Jap ist für die Ver- 
einigten Staaten auch deshalb wichtig, weil es mit Honolulu- 
Midway und Guam eine wichtige Etappe ist auf dem Wege 
zu den Philippinen. | 

Die ehemals deutschen Südseeinseln nördlich des Aequator 
betrachtet in Japan jeder als wohlerworbenes Eigentum. 
"Dass Japan nur das Mandat übertragen ist, bekümmert 
niemanden. Man richtet sich darum häuslich auf ihnen ein 
und rüstet sich für alle Eventualitäten. Das Hauptquartier 
der japanischen Marinestation ist die Insel Truk. Nachdem 
anscheinend eine Befestigung der Insel Jaluit an dem Wider- 
spruch Australiens und Neuseelands gescheitert ist, die die 
unmittelbare japanische Nachbarschaft höchst unangenehm 
empfinden, hat sich die japanische Regierung zur Befestigung 
der etwa 500 Meilen von der japanischen Küste entfernt 
liegenden Bonin-Inseln entschlossen. Eine diesbezügliche 
Vorlage ist bereits vom Reichstag genehmigt worden. 

_ Die befestigten Bonin-Inseln sind eine gute Vorposten- 
und Ausfallsstellung, die die amerikanischen Etappen nach 
Manila flankieren und schnellstens einen Vorstoss nach dem 
heute noch amerikanischen Guam gestatten, von dem die ein- 
zige Kabelverbindung nach den Philippinen (Manila) und 
China (Schanghai) führt. In den Vereinigten Staaten denkt 
man in erster Linie rein wirtschaftlich an die Kabel Jap— 
Guam, Jap—Menado (Celebes), Jap—China und Guam— 
Manila, in Japan dagegen expansionspolitisch an den Flotten- 
stützpunkt Jap und — noch verblümt und unausgesprochen 
— an Guam und die Philippinen. Darum für alle Möglich- 
keiten zunächst einmal die jedenfalls recht stark ausfallende 
und im Zeitalter der „Abrüstung“ höchst auffällige Befesti- 
gung der Bonin-Inseln als vorgeschobensten Posten der 
militär- und marincpolitisch nach dem Stillen Ozean orien- 
tierten Frontstellung, die bei Beseitigung der Seezeichen und 
Löschen der Leuchtfeuer von der Südspitze Formosas über 
die Liukiu-Inseln und die Küsten Altjapans bis nach Hokkaido 
und Sachalin eine schier undurchdringliche Linie bildet. 


China. 
Von C. Fink. 


Noch immer Trennung von Nord- und 
Süd-Südwestchina. Fehlende Zentralge- 
walt — Rivalität im Norden. Chronische 
Geldnot — Finanzkonsortium — Chine- 
sische Banken. Verhältnis zu Japan: 
Schantungfrage Beziehungen zu Sowjet- 
russland Aufhebung der russischen 
Konsulargerichtsbarkeit. Geschäftslage. 
Deutsch-Chinesische Verhandlungen. 

Die Lage in China wird innerpolitisch noch 
immer beherrscht durch die unselige Trennung von Nord und 
Süd, die egoistische Rivalität der verschiedenen Militärgouver- 
neure, das immer fühlbarer werdende Fehlen einer starken 
Zentralgewalt und die chronische Geldnot der Pekinger Re- 
gierung. 

Infolge innerer Fehden und heftiger Kämpfe schien der 
Südstaat, mit Canton als Hauptstadt, zeitweise der Auflösung 


nahe. Seine Häupter, Sun Ya tsen, Teang Shao-yi und Wuing- 
fang hatten Canton verlassen. Ihre Stelle nahmen die Führer 
der siegreichen Kuanghsi-Armee ein, General Lu Yung-ting 
und Tsen Chun-hsüan. Bald schon mussten auch sie wieder 
fluchtartig Canton aufgeben, nicht ohne vor ihrer unfrei- 
willigen Abreise in einem feierlichen Erlass die Auflösung 
des Südstaates zu proklamieren und Peking ihrer Ergeben- 
heit zu versichern. In Peking herrschte darob eitel Freude 
und Sonnenschein. Der Präsident Hsü Schi chang feierte 
in einer Kundgebung die wiedergewonnene Einheit, ver- 
sprach Neuwahlen zum Parlament und verhiess weitestes 
Entgegenkommen. Zu früh und — umsonst! Sun Ya tsen 
kehrte mit seinen Getreuen zurück, übernahm von neuem die 
Regierung des Südstaates und sprach den Geflüchteten das 
Recht ab, im Namen des Südens verbindliche Erklärungen 
abzugeben. Die Absicht der neuen Regierung indes, die 
ganzen Zollämter zu besetzen, um durch Beschlagnahme aller 
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Zolleinnahmen die nötigen Mittel für die Verwaltung des 
Südstaates zu gewinnen, wurde nur durch den Einspruch 
der fremden Diplomaten vereitelt, die mit energischen Mass- 
nahmen drohten. 

Versuche des .ehrgeizigen Militärgouverneurs von 
Yünnan, Tang Chi yao, desselben, von dem Ende Dezember 
1915 die Erhebung gegen das Kaisertum Yüan Schi Kais 
ausging, sich ein eigenes Reich Sze-Yün-Kuei (Szechuan, 
Yünnan und Kueichou) zu schaffen, scheiterten nach anfäng- 
lichen starken Erfolgen, als seine bereits weit über den 
Yangtse nach Szechuan vorgerückten Truppen eine vernich- 
tende Niederlage erlitten. Szechuan hielt fest zu Peking. 

In Peking selbst fehlte die strafie Zentralgewalt, wie sie 
Yüan Chi Kai zum letzten Male verkörpert hatte, die überall 
anerkannt wird und die zur Durchführung ihres Willens 
über einen festen Stamm zuverlässiger Führer und Truppen 
verfügt, als die nationale Empörung über das anmassende 
Gebaren der japan-freundlichen Militärpartei, die unter Füh- 
rung des Generals und langjährigen Ministerpräsidenten 
Tuan Chi jui jahrelang die japanischen Interessen verfochten 
hatte und durch Aufnahme unproduktiver Anleihen im Be- 
trage von mehreren hundert Millionen Dollar Chinas Zukunft 
schwer belastete, den im Anfuklub fundierten Einfluss dieser 
Partei beseitigte, schien es eine Zeitlang, als könnte man auf 
Besserung hofien. Aber die scheinbar rein nationale Be- 
wegung endete schliesslich in einer stark bewaffneten Rivali- 
tät, zwischen Ts’ao k’un, dem Militärgouverneur von Chihli 
in Tientsin, und Chang Sto-lin, dem Kommandierenden der 
Mandschurei in Mukden, demselbst wieder stark japan- 
freundliche Neigungen nachgesagt werden. So wurde der 
Machtbereich der Zentralregierung in unmittelbarer Um- 
gebung von Peking selbst hart umstritten und ihre ganze 
Autorität beruhte letzten Endes nur auf dem guten Willen 
der militärischen Machthaber der benachbarten Provinzen. 
Nur ein verschwindender Teil der anderthalb Millionen, meist 
überflüssigen Truppen hielt mit ihren Führern unmittelbar 
zur Pekinger Regierung, der vor allem die Geldmittel fehlen, 
sie durch regelmässige Soldzahlung untrennbar an sich zu 
ketten. 

Denn empfindliche Geldnot ist chronisch in Peking, ob- 
wohl mit dem Eintritt Chinas in den Krieg eine wesentliche 
Hilfe eintrat, indem ein beträchtlicher Teil seiner Schuld- 
zahlungen — Wegfall der Boxerentschädigung an Deutsch- 
land, Stundung der alliierten Entschädigung für fünf Jahre 
— aufhörte und diese Beträge für andere Zwecke zur Ver- 
fügung standen. Trotzdem betragen seit Jahren die regel- 
mässigen baren Einnahmen der Pekinger Regierung monat- 
lich kaum mehr als fünf Millionen Dollar, während zur Be- 
streitung der allernotwendigsten Auslagen 12—13 Millionen 
erforderlich wären. So wächst das Defizit. Man hilft sich 
nach alten, erprobten Vorgängen einmal mit kleinen Anleihen, 
die noch immer gegen gute Zinsen erhältlich sind, sodann, 
indem man den Beamten nur einen Teil ihres Gehaltes zahlt, 
den Lehrern meist nichts und den Soldaten den Sold schuldig 
bleibt. Diese machen sich dann, wenn es gar zu lange 
dauert, selbst bezahlt, indem sie in den Städten rauben und 
plündern, wie es erst wieder unlängst die Plünderungen 
mehrerer Handelsstädte am Yangtse zeigen. An die immer 
wieder beabsichtigte Entlassung der überflüssigen Riesen- 
heere ist nicht zu denken. Das vereitelt die Eifersucht der 
militärischen Machthaber, das verhindert auch der Geld- 
mangel der Regierung, die von der einzig sicheren und er- 
giebigen Einnahmequelle, den See- und Salzzöllen, auch noch 
an die Südregierung abgeben muss. Nur die baldige Eini- 
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gung aller’ Reichsteile kann zu einer Lösung führen, nur die 
Errichtung einer starken Zentralgewalt eine vernünftige 
Finanzpolitik gewährleisten. 


Nach fast zweijährigen mühevollen Verhandlungen, in 
denen die Japaner zähe und mit Erfolg die Anerkennung ihrer 
Sonderstellung in der Mandschurei und Mongolei durch- 
setzten, kam schliesslich, und zwar zunächst für fünf Jahre, 
das neue Finanzkonsortium englisch-französisch-japanisch- 
amerikanischer Banken zustande, das lediglich öffentliche An- 
leihen Chinas und der einzelnen Provinzen finanzieren will, 
aber für irgendwelche Unternehmungen privater Initiative 
keine Geltung haben soll. Aber obwohl das Wasser der 
Geldnot ihr bis zum Halse stand, lehnte die chinesische Re- 
gierung, unterstützt von der öffentlichen Meinung, bisher 
stolz jede finanzielle Unterstützung von diesem Konsortium 
ab, einmal weil China in einer so wichtigen Frage über seine 
eigene Zukunft an den Verhandlungen nicht beteiligt worden 
sei, und dann, weil die fremden Banken letzten Endes die 
Finanzkontrolle erstrebten, die mit Chinas Souveränität nicht 
vereinbar sei. Im Augenblick grösster Geldverlegenheit, den 
kritischen Wochen und um Neujahr, in denen alles Zahlung 
verlangt, sprangen chinesischen Banken mit den notwendigen 
Beträgen ein, die sich wohl zum ersten Male in der Finanz- 
geschichte Chinas zu einem nationalen Konsortium zusammen- 
fanden. Auch dieses Konsortium stellte die Bedingung, dass 
die überzähligen Truppen entlassen werden sollten. Als 
Sicherheit dienen die Ueberschüsse aus Seezoll- und Salz- 
steuern. Die Erhebung der schon seit längerer Zeit be- 
schlossenen Einkommensteuer, die unwiderruflich am 
1. Januar in Kraft treten sollte, wurde — wahrscheinlich als 
Konzession an die Banken und Kaufleute — abermals auf 
unbestimmte Zeit, man darf wohl sagen, ad kalendas graecas, 
hinausgeschoben, ein weiteres Zeichen für die Schwäche 
dieser sogenannten Zentralregierung. 


Aussenpolitisch krankt China noch immer an der un- 
gelösten Schantungfrage und seinem ungeklärten Verhältnis 
zu Japan. Direkte Verhandlungen über die Rückgabe 
Tsingtaus, das Japan angeboten hat, hat China zurück- 
gewiesen, weil es Tsingtau-Schantung nur durch den imagi- 
nären Völkerbund entgegennehmen will. Auf die Dauer wird 
China nichts gewinnen durch seine Weigerung. Denn dass 
sich irgendeine Macht oder gar der Völkerbund energisch 
für seine Forderungen einsetzen wird, ist ebensowenig an- 
zunehmen als, dass Japan, dem die deutschen. Rechte Tsing- 
tau-Schantung durch seine Verbündeten und den Friedens- 
vertrag zugesprochen sind, die Vermittlung eines Dritten an- 
nehmen wird. Der japanische Fremdkörper wird sich immer 
tiefer und unausrottbar in das Wirtschaftsleben Schantungs 
einiressen, je länger er dort unter dem Schutze des Militärs 
unkontrollierbar wirken kann. Der japanische Grunderwerb 
in Tsingtau und Tsinanfu, die Ausschaltung der fremden 
Konkurrenz, der Waffenschmuggel und der Vertrieb von 
Kokain und Morphium durch japanische Händler sollten doch 
zu denken geben. Ebensowenig wie ein vernünftiger Wieder- 
aufbau Zentraleuropas möglich ist, wenn der Sieger unter 
Ausschaltung aller Vernunft lediglich auf seine Macht pocht, 
ebensowenig kann China auf eine friedliche Entwicklung und 
Zusammenfassung in seinem Innern hoffen, solange es durch 
eine often feindselige Haltung Japan gegenüber, diesem Ver- 
anlassung gibt, alle Feinde der Zentralregierung im Norden 
und Süden planmässig zu verhetzen und zu unterstützen. 
Die Geschichte der chinesischen Boykottbewegungen hat end- 
lich auch zur Genüge bewiesen, dass Boykotts vorübergehand 
wirtschaftlich empfindlich treffen können, dass sie aber poli- 
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tische Streitfragen nicht zu lösen vermögen, weil eben die 
wirtschaftlichen und kaufmännischen Interessen des eigenen 
Landes eine wirkliche strikte Durchführung eines Boykotts 
auf längere Zeit nicht gestatten. 


Der alte Bedränger der weitausgedehnten Nordgrenze, 
das zaristische Russland, ist im Kriege verschwunden. Von 
diesem Druck ist China zunächst befreit. Ob aber die Ab- 
lösung der aggressiven Militärpolitik der Zarenregierung 
durch die noch viel aggressivere Propagandapolitik der Bol- 
schewisten, die nunmehr auf ganz Sibirien bis nach Wladi- 
wostok beherrschen, auf die Dauer zu Chinas Vorteil aus- 
schlagen wird, ist immerhin fraglich. Wenn auch China 
in erster Linie Agrarstatt is, dem eine grosse In- 
dustriebevölkerung mit sozialistischen Ideen und ein ent- 
sprechendes Grossstadtproletariat fehlt, so sind doch hier 
Elemente vorhanden, wie die leicht entzündbaren Studenten 
und die Riesenmassen von Soldaten, die bolschewistischer 
Propaganda sehr leicht unterliegen und dann ähnlich wie die 
Boxer unter entschlossener Führung der bisherigen Regie- 
rungsform und Regierungskaste schr wohl gefährlich werden 
können. Wie in die verschiedenen Staaten Europas hat 
Moskau auch nach Peking seinen Vertreter entsandt, um hier 
wieder Handelsbeziehungen anzuknüpfen. Trotz des offen- 
sichtlichen Unbehagens der alliierten Vertreter und ihres 
Abratens hat die chinesische Regierung nach einigem Zögern 
die Verbindung mit ihm aufgenommen, zumal er auch. poli- 
tisch wertvolle Konzessionen in Aussicht stellte, wie Auf- 
hebung der bisherigen zaristischen Verträge, mit all ihren 
Vorrechten, Verzicht auf alle früheren Konzessionen, unbe- 
dingte Anerkennung der chinesischen Souveränität und Ver- 
zicht auf die bisherige Konsulargerichtsbarkeit. 

Kein Wunder, dass die chinesische Regierung zugrifi. 
Denn hier fand sich ein Bundesgenosse in seinem Kampf 
um die Wiedergewinnung der vollen Souveränität und der 
Aufhebung der fremden Konsulargerichtsbarkeit, um den die 
Chinesische Regierung trotz aller Not im Innern und trotz 
der abweichenden Haltung seiner Kriegsalliierten zielbewusst 
kämpfte. Durch die Kriegserklärung an Deutschland und 
Oesterreich war die Gerichtsbarkeit dieser Staaten weg- 
gefallen. Die russische bestand noch immer und wurde noch 
im Herbst 1920 durch die Vertreter der alten bereits seit vier 
Jahren gestürzten zaristischen Regierung ausgeübt, die 
ausserdem nur noch durch die von China gezahlte Boxecr- 
entschädigung ihr Dasein fristen konnte. Im August stellte 
China diese Zahlungen ein, im September brach es alle Be- 
ziehungen mit den bisherigen russischen Vertretern ab, die 
russischen Niederlassungen in Tientsin und Hankow wurden 
besetzt, die Konsulargerichtsbarkeit der Russen wurde auf- 
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gehoben, die in China lebenden Russen, deren Zahl 1919/20 
auf über 300 000 gestiegen war, den chinesischen Gerichten 
unterstellt. Die Ostasiatische Bahn wurde der einseitigen 
russischen Verwaltung entzogen. Sie wurde von einer chine- 
sisch-russischen Kommission, in der die Chinesen den Präsi- 
denten stellen und den ausschlaggebenden Einfluss besitzen. 
China blieb fest auch als seine Kriegsfreunde, besonders Eng- 
land, Frankreich und Japan, die Partei der Russen ergriffen 


‚und durch ihre diplomatischen Vertreter schärfsten Wider- 


spruch gegen die Entrechtung der schutzlosen Russen er- 
hoben. Als 1917 die deutschen Niederlassungen aufhörten 
und die verhassten Deutschen den chinesischen Gerichten. 
ausgeliefert wurden, da herrschte eitel Freude bei den Alliier- 
ten. Jetzt scheinen sie zu ahnen, dass das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker. marschiert, und dass die Zeit nicht mehr 
allzu fern ist, wo auch sie widerwillig auf ihren Herrenstand- 
punkt verzichten und sich einordnen müssen in Recht und 
Verwaltung des Landes, in dem sie leben. 

Geschäftlich wird aus fast allen Plätzen starke Untätig- 
keit gemeldet. Der Silberpreis ist rapide gesunken, grosse 
Läger von Importwaren häuften sich an, da die Chinesen 
ein weiteres Sinken der Preise erwarteten und darum keine 
Käufe tätigten. Der Export ruhte, hauptsächlich weil 
Amerika nichts kaufte. Ueberall werden ungeheure Verluste 
bekannt, von denen auch bekannte englische Grossfirmen 
stark in Mitleidenschaft gezogen wurden. Zahlreiche Firmen 
aller Nationen stehen vor dem Zusammenbruch, wenn nicht 
die Banken helfend eingreifen. Am besten scheinen in dieser 
Krisis noch die deutschen Firmen daran zu sein, da sie ohne 


grosse Barmittel und ohne Kredit von seiten der Banken sich 


nicht mit grossen Beträgen festlegen konnten. Im übrigen ist 


die Möglichkeit deutscher Betätigung noch immer stark be 


schränkt durch den auf die Dauer unhaltbaren Kriegszustand 
zwischen Deutschland und China und die hierdurch ge- 
schafiene Rechtsunsicherheit. Wie Reuter unlängst meldete, 
sollen die deutsch-chinesischen Verhandlungen zum Stillstand 
gekommen sein, weil Deutschland das Recht der Meist- 
begünstigung verlange und weil China erst das Vorgehen 
Amerikas abwarten wolle. Das Vorbild der Vereinigten 
Staaten hat die chinesische Politik in den letzten Jahrzehnten 
sehr häufig beeinflusst, noch zuletzt im Frühjahr 1917 bei 
der® Abbruch der Beziehungen und der Kriegserklärung. 
Wir können nur hoffen, dass die Vereinigten Staaten recht 
bald die alten, normalen Beziehungen zu Deutschland wieder 
aufnehmen und dass China in seinem eigenen Interesse wie 
in unserem grosszügig dem amerikanischen Vorbild folgt, 
und nicht zum Schluss noch den Einflüsterungen unserer 
Kriegsgegner erliegt, und unter Berufung auf den Friedens- 
vertrag unerfüllbare Bedingungen stellt. 


Eine neue Religion in Japan. « 
Von,R. Kunze (Tokio). 


Der Weltkrieg, dessen Ausbruch und Verlauf nicht denk- 
bar gewesen wäre ohne die tiefe Erkrankung der ganzen 
Welt am Materialismus und Mammonismus, hat in vielen 
Ländern, namentlich in Asien, eine Vertiefung des seelischen 
Lebens zur Folge, die sich auch darin äussert, dass die Völker 
sich darauf besinnen, was sie an religiösen UÜeberlieferungen 
von ihren Vätern überkommen haben. So auch in Japan. 
Wir schätzen die tiefe Wirkung des Weltkriegs auch auf die 
Volksmassen unserer Gegner nicht richtig ein, wollten wir 
übersehen, dass im japanischen Volk in den Jahren von 1915 
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bis 1918 eine starke Beängstigung geherrscht hat angesichts 
der deutschen Siege, die den vielen politisch Denkenden im 
Volk die bange Frage vorlegten, ob nicht die japanische Re- 
gierung eine höchst gewagte Politik eingeschlagen habe, als 
sie sich den Alliierten gegen das waffengewaltige Deutsche 
Reich anschloss. Und als der Zusammenbruch der Mittel- 
mächte vorauszuschen war, brachte das gewaltige Erstarken 
der Vereinigten Staaten in militärischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht die neue Beängstigung, ob angesichts der Zer- 
trümmerung der kontinentalen Mächte überhaupt noch ein 


Weg für Japan gangbar sei, der die drohende Erdrückung 
durch die überlegenen angelsächsischen Seemächte abwenden 
könnte. In dieser Zeit, die wirtschaftlich auf der einen Seite 
eine unerhörte Steigerung von Reichtum und Luxus, auf der 
andern eine ebenso unerhörte Steigerung aller. Preise und 
tiefstes Elend besonders des Mittelstandes mit sich brachte, 
wurde in Japan die neue Religion geboren, die jetzt noch 
von der Parteien Hass und Gunst heiss umkämpft wird, so 
dass niemand sagen kann, ob ihr plötzliches Aufflammen 
und reissend schnelles Umsichgreifen nur ein Strohfeuer war, 
das ebenso schnell wieder in sich zusammensinken wird, oder 
ob hier in der Tat das japanische Volk gefunden hat, was es 
suchte, nämlich Ersatz für die Weltanschauung des Westens, 
an die man sich unter weitgehender Aufopferung des 
Glaubens der Väter vertrauensvoll angeklammert hatte, die 
aber im Weltkrieg so hilflos versagte, durch die Wieder- 
belebung und Erneuerung der altnationalen Weltanschauung 
der Shinto-Religion in einer Form, die nicht nur dem japa- 
nischen Volk, sondern allen Völkern einen Halt zu bieten 
vermag: die Omotokyo oder Religion vom Grossen Ur- 
sprung. 

Nach einer gerichtlichen Aussage ihres Obersten Priesters 
Deguchi ist die Omotokyo gar keine Religion, sondern will 
nur ihre Gläubigen lehren, was sie zu tun und zu lassen 
haben, in geistiger und sittlicher Hinsicht sowohl wie 
politisch, gesellschaftlich und wirtschaftlich. Prüft man ihre 
spärlichen Dogmen, so erscheint die Omotokyo als eine Art 
Sekte der Shinto-Religion, während ihre ausgebreitete Sitten- 
lehre anscheinend alles Beste zusammenfassen will, was 
Shinto, Buddhismus und Christentum an ethischen Geboten 
verkündet haben. Da der Shinto, die altnationale Natur- 
„religion Japans, ihrem Wesen und Ursprung nach wohl eng 
mit dem altgermanischen Naturmythos von Baldur, Wodan 
und Loki verwandt ist, so würde die Omotokyo, auf deutsche 
Verhältnisse übertragen, etwa einem Versuch entsprechen, den 
Baldurmythos zu neuem Leben zu erwecken, aber vertieft und 
bereichert durch die sittlichen Lehren des katholischen und 
evangelischen Christentums, der Gebote von Moses und 
Mohammed, der Weltanschauung von Bramah und Buddha, 
der Deutungen von Konfuzius und Menzius. Alles aber 
durchdrungen von einer streng nationalen Weltanschauung, 
die allerdings, völlig abseits von Krieg und Politik, für jedes 
Volk von seinem besondern Standpunkt aus gelten möchte. 

Das Rom oder Mekka der Omotokyo ist die Landstadt 
Ayabe in der Provinz Tamba, ein wenig nordwestlich von 
der alten Kaiserstadt Kyoto. Von Ayabe stammen die Ammen 
für die Säuglinge des Kaiserhauses; von dort die heiligen 
Stiere, die den altertümlichen Karren ziehen, auf dem die 
Kaiser und Kaiserinnen Japans nach uraltem Gebrauch zur 
letzten Ruhe getragen werden. Ayabe war der Mittelpunkt 
des Seidenbaus und der Seiden-Industrie, als diese vor Jahr- 
hunderten zuerst vom .asiatischen Festland in Japan einge- 
führt wurden, und die Seidenwebergilde von Ayabe stand 
stets in besonders engen Beziehungen zum Kaiserhaus. Das 
Kaiserhaus aber ist der Mittelpunkt des Shinto, als Nach- 
kommen der Sonnengöttin Amaterasu, die den ersten Kaiser 
auf die Erde niedersandte, um Japan — oder die Mensch- 
heit — nach dem Willen der Himmlischen zu beherrschen. 

In Ayabe starb 1918 die Gründerin der Omotokyo, Frau 
Deguchi Nao, die über achtzig Jahre alte Witwe eines Hand- 
werkers, der sein Leben lang ein wüster Trunkenbold ge- 
wesen war. Acht Kinder hatte sie ihm geboren, die er bei 
seinem Tode in hilflosester Armut hinterliess, und in ihrem 
langen Leben musste sie die schmerzliche Erfahrung machen, 
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dass alle diese Kinder, mit Ausnahme der beiden jüngsten, 
eins nach dem andern jämmerlich verkamen. Auch die Ge 
schichte ihres Landes war während ihrer letzten Jahrzehnte 
beständig mit Krieg und Kriegsgeschrei erfüllt: innerhalb 
zwanzig Jahren war Japan am Krieg mit China, am Boxer- 
krieg, am Kriege gegen Russland und zuletzt an dem furcht- 
baren Weltkrieg beteiligt. All dieses innerliche und äusser- 
liche Leid drängte sie, sich vom Irdischen ab- und Ueber- 
irdischen zuzuwenden, und ihr Trost in Leid und Gram wurde 
es, mit ihrer ungeübten Hand niederzukritzeln, wie die Welt 
nach dem Willen der Götter sein solle, aber leider nicht sei, 
und welche Mittel die Menschheit anwenden müsse, um 
wieder dem Willen der Götter gemäss zu leben und Seelen- 
frieden zu finden. Wie den meisten: Japanern der unteren 
Volksklassen, waren ihr religiöse Vorstellungen überkommen, 
die eine Mischung von Shinto und Buddhismus darstellten, 
wenn auch bei den besonderen Verhältnissen von Ayabe die 
Beziehungen zum Kaiserhaus und damit der shintoistischen 
Vorstellungen überwogen. Der Tempel, zu dem sie ihre 
Wünsche zu tragen pflegte, war der des Shinto-Gottes 
Ushitora no Konjin, der „Goldenen Gottheit des Nordostens“, 
einer ursprünglich taoistischen Gottheit, dessen Tempel in 
der Nordost-Ecke der Stadtmauer bösen Geistern das Ein- 
dringen in die Stadt verwehrt. Wie der Shinto mit der her- 
gebrachten Duldsamkeit aller ostasiatischen Religionen diese 
ihm ursprünglich fremde Gottheit übernommen hatte, so ver- 
wechselte die ungelehrte Deguchi Nao diesen ursprünglich 
taoistischen Konjin mit der Shinto-Gottheit Kuni-Tako-Tachi, 
einem der Götter der Schöpfung, dem Mittelpunkt der Shinto- 
Sekte Konkokyo, und vermengte so die Kulte und Lehren 
dieser beiden Gottheiten, die in ihrem Denken eine weitere 
Vermengung mit den zu ihr gedrungenen Bestandteilen des 
Buddhismus und Christentums eingingen. Schon 1892 ver- 
kündete sie, dass Konjin, unter dem sie Kuni-Tako-Tachi ver- 
stand, mit ihrer Seele eins, sie also seine Verkörperung ge- 
worden sei, und begann von da ab, unermüdlich ein Heft um 
das andere in ihrer ungelenken Schrift mit Prophezeiungen 
und Geboten anzufüllen, die der Gott in ihrer Seele der 
leidenden und irrenden Menschheit verkünde. Der kurz zu- 
sammengeiasste Inhalt ihrer verworrenen Lehren ist ein Ge- 
mengsel von Vorschriften, wie man durch Gebet, Versenkung 
und eine Art Hypnotismus Herr über körperliche Schmerzen 
und irdisches Leid werden könne, wie die irdische und die 
himmlische Natur im Menschen sich zu einer Einheit erheben 
könnten, und wie Ayabe der Mittelpunkt der Welt zu werden 
bestimmt sei, von dem aus der Kaiser von Japan an der 
Spitze einer Anzahl von Jüngern die seelische Wiedergeburt 
der Menschheit bewerkstelligen werde. 

Die krause Lehre der Nao no obasan, der Alten oder 
Grossmutter Nac, wie sie gewöhnlich genannt wird, würde 
sich nie so rasch ausgebreitet oder solche Bedeutung ge- 
wonnen haben, wenn sich ihr nicht drei Helfer hinzugesellt 
hätten: ein geschmeidiger Organisator, der auf den Wegen 
der Welt besser bewandert war, als die weltfremde alte 
Prophetin, die sozialistischen oder kommunistischen Be- 
strebungen der Zeit, die neben den scelischen Bedürfnissen 
der Gläubigen auch deren materielle Bedürfnisse zu be- 
friedigen drängten, und der vaterländische Geist vieler Offi- 
ziere, die zu dieser ernceuerten Form des Shinto ein politisches 
oder chauvinistisches Element hinzutrugen. 

Der Paulus der Kodo-Omotokyo, der Lehre vom Grossen 
Ursprung des Kaiserlichen Weges — Kodo, kaiserlicher Weg, 
entspricht dem Namen Shinto, Weg oder Lehre der Götter —, 
wie die neue Religion seit ihm genannt wird, wurde der jetzige 
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Kyoshu oder Oberste Priester, der Schwiegersohn der Alten 
Nao, der durch Verheiratung mit ihrer jüngsten Tochter in 
ihre Familie eingetretene Deguchi Wanisaburo. Er war ur- 
sprünglich ein Bauer aus der Provinz Tamba, war aber weiter 
im Lande herumgekommen und hatte mancherlei andersartige 
religiöse Vorstellungen in sich aufgenommen, ehe er einen 
Einblick in die Lehren seiner Schwiegermutter gewann. Er 
war von Charakter weicher, bildsamer und anschmiegsamer 
und darum fähiger, sich anderen anzupassen und andere an 
sich heranzuziehen, als die Alte Nao, deren mannigfache 
ILebensnöte mehr männliche Charakterzüge in ihr heraus 
gebildet hatten, so dass sie dem Spott und Hohn der sie ver- 
lachenden Mitbürger von Ayabe mit der Drohung entgegen- 
trat, sie werde Feuer an ihre Häuser legen. Als seine geistige 
Hauptwaffe wird ihm eine natürliche Schlauheit und der Hang 
zu Lug und Trug von den Gegnern nachgesagt, die freilich 
keine unbefangenen Richter sein werden. Und wenn er mit 
seiner Schwiegermutter auch mancherlei abergläubische Vor- 
stellungen teilt, hat er doch weit klarere Kenntnis der 
buddhistischen und christlichen Lehren, ja selbst mancherlei 
von philosophischer Wissenschaft in sich aufgenommen. Er 
will schon von seinem zwölften Jahre ab seltsame Stimmen 
in sich gehört und seltsame Gesichter ausser sich wahr- 
genommen haben, so dass er sich, wie so viele ungebildete 
Japaner, von einem Dämon besessen glaubte. Er suchte sich 
über seinen Zustand durch wahlloses Lesen von Büchern über 
Dämonenwesen klar zu werden und stiess bei dieser Lektüre 
auch auf gediegenere wissenschaftliche Werke. Grossen Ein- 
fluss auf ihn gewann ein shintoistischer Tempelpriester namens 
Honda Chikanori, der ihn in shintoistischen Okkultismus ein- 
weihte und ihn lehrte, durch anhaltendes Fasten und Nacht- 
wachen die verborgene Gottheit in seiner Seele zu erkennen 
und die Kraft zu gewinnen, einen guten Geist in die Scelen 
anderer zu senden und dadurch den darin wohnenden bösen 
Geist auszutreiben. Als er von der Alten Nao hörte, dass 
sie auf verwandten Wegen wandle, kam er 1898 zu ihr nach 
Ayabe, und beide beschlossen, fortan gemeinsam zu wirken. 
Er wurde ihr Schwiegersohn und nahm den Familiennamen 
seiner Gattin an, die jetzt als die Nachfolgerin ihrer Mutter 
als das eigentliche Haupt der neuen Kirche verehrt wird, 
wenn ihr auch die geistigen Gaben der Mutter und des 
Gatten nur in gerıngem Grad eigen sind.- Deguchi Wanisa- 
buro, dessen ursprünglicher Name Ueda Kisaburo war, ist 
jetzt etwa fünfzig Jahre alt, ist Vater von drei gesunden 
Kindern und lebt selbst gesund und zufrieden, mit der Leitung 
seiner Gemeinde beschäftigt und eine rege und gewandte 
schriftstellerische Propaganda für die neue Lehre treibend. 
Nach ihm sind Buddhismus, Christentum und alle 
anderen Religionen nur der Untergrund, auf dem die Götter 
das Gebäude der seelisch erneuten Menschheit aufgebaut 
wissen wollen. Das japanische Volk ist von gen Göttern aus- 
erwählt worden, die ganze Menschheit seelisch und sittlich zu 
einigen. Die Japaner sind vor anderen Völkern hervorragend 
begabt worden, den Willen der Götter zu erkennen, haupt- 
sächlich durch die Beschaffenheit der Ilaare, welche die 
Empfänger der Botschaften aus der Geisterwelt sind, während 
die Haare zum Beispiel der weissen Rasse einige Zoll von 
der Spitze ab abgestorben sind. Deshalb tragen die 
Gläubigen der Omotokyo das Haar möglichst lang und lassen 
cs frei über den Rücken herabfallen. Sie tragen auch meist 
eine bestimmte Tracht, die aus den Gebirgsdöriern von Tamba 
stammt, wenn sie auch keine Vorschrift dazu nötigt. Ebenso- 
wenig ist ihnen Fasten oder vegetarische Speise geboten; 
doch lehrt Wanisaburo, dass dem seelisch feiner Gebildeten 
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schon von selbst das Essen von Fleisch oder Fisch zuwider 
ist. Er selbst nährt sich nur von Reis und Rettichen (daikon). 
Seine Gläubigen sollen aber meist einen unterernährten und 
blutarmen Eindruck machen, besonders die körperlich hart 
arbeitenden, während er selbst fett und wohlgenährt er- 
scheint. Ä 

Zu den Gläubigen der Omotokyo haben sich bald An- 
hänger der sozialistischen oder kommunistischen Bewegung 
gesellt, sei es, weil sie in ihr etwas ihren unklaren Ansichten 
Verwandtes witterten, sei es, weil die Herde der neuen 
Propheten, ähnlich wie die ersten Christen, in einer Art 
Gütergemeinschaft lebt, und sie so einen Teil ihrer Forde- 
rungen bei ihr verwirklicht finden. Sehr wahrscheinlich spie- 
len hier höchst materielle Gesichtspunkte mit, weil viele Ar- 
beiter, die nach dem Aufhören der Kriegsindustrie brotlos 
wurden, als Anhänger der neuen Lehre eine leichte und be 
queme Versorgung fanden. Technisch wird die Gütergemein- 
schaft zum Teil so ausgeführt, dass alle Tempel und Tempel- 
gerundstücke sowie das Land, dessen Bebauung der Gemeinde 
den Unterhalt liefert, im Grundbuch auf den Namen des Ober- 
priesters eingetragen sind. Alle Aufwendungen für Ge 
meindezwecke geschehen in der Form, dass der Oberpriester 
persönlich den Dotierenden Schuldscheine ausstellt. Deguchi 
soll so einVermögen erworben haben, das in die Millionen geht. 

Aehnlich wie in Russland der geschmeidigere Lenin durch 
den starren und fanatischeren Trotzki wirksam unterstützt 
wird, hat Deguchi eine sehr wirksame Unterstützung durch 
Asano gefunden, einem früheren Lehrer des Englischen an 
der Marine-Ingenieur-Schule im Kriegshafen Yokosuka. Asano 
wurde durch eine wunderbare -Heilung seines Kindes für die 
Omotokyo gewonnen und hat ihr die wesentlichsten Dienste 
geleistet, indem er ein politisches Element in die vorher völlig 
unpolitische Omotokyo hineinbrachte.e Er machte die neue 
Lehre für Offiziere und Chauvinisten mundgerecht, indem er 
sie in eine politische Modernisierung des alten Shinto um- 
dichtete, die alte Shinto-Mythologie in recht gewagter Weise 
auf die heutigen geographischen und politischen Zustände 
‚umdeutete, die seelische Einigung der Menschheit unter der 
Leitung des japanischen Kaisers als eine kriegerische und po- 
litische verstand und ihr dadurch zahlreiche Anhänger in 
Armee und Marine gewann. Asano hat, als die Lehre schon 
weitere Verbreitung gewonnen hatte, die bankrott gewordene 
dritte grosse Zeitung in Osaka, die „Taisho Nichinichi“ er- 
worben und durch diese eine sehr weitreichende Propaganda 
betrieben, unter deren Einfluss das politisch-chauvinistische 
Element neuerdings stärker in den Vordergrund getreten ist, 
als vielleicht den Leitern der Gemeinde von Ayabe lieb ist. 
Ueberhaupt ist die weite und rasche Ausbreitung der Lehre 
zu einem wesentlichen Teil den Presseverhältnissen in Osaka 
zuzuschreiben, wo die ersten und stärksten Aufsehen erregen- 
den Berichte über die Gemeinde in Ayabe gerade zum 
Mittelpunkt des Konkurrenzkampfs der beiden grossen 
Osakaer Zeitungen wurden, die dann auch durch die Tokioer 
Presse übernommen wurden. 

Es konnte nicht fehlen, dass die neue Bewegung alsbald 
zahlreiche Gegner fand und mancherlei Verfolgungen zu über- 
stehen hatte. Schon das Flineinspielen sozialistischer und 
kommunistischer Gedankengänge erweckte das Misstrauen der 
Staatsbehörden, die zum Teil sehr mit Recht überall „gefähr- 
liche neue Gedanken“ wittern, und die gegenwärtig noch 
versuchen, der sozialen Bewegung weitgehend mit Gewalt 
entgegenzutreten. Ebenso ist der Staat sehr feinfühlig in- 
bezug auf seine shintoistischen Grundlagen, die vielen durch 
die willkürlichen Veränderungen von Shinto-Lehren seitens 


der Neuerer als gefährdet erscheinen. Einiges Aufsehen macht 
neuerdings besonders die Bewegung der Familie von Vicomte 
Kuki, des früheren Fürstenhauses von Ayabe, gegen den 
Omotokyo, dessen Schutzpatron die oben genannte, von der 
Alten Nao versehentlich missverstandene Gottheit Ushitora 
no Konjin ist, und das sich seinen Heiligen von den Deguchis 
nicht freiwillig entwenden lassen will. Aber Verfolgung einer 
Religion schafft Märtyrer, und es bleibt abzuwarten, ob die 
anscheinend gegen Ayabe heraufziehenden gefährlichen 
Stürme ihr mehr schaden oder nützen werden, als die bis- 
herigen Angriffe von Gegnern, die sich meist darauf be- 
schränkten, die Gemeinde und ihre Propheten und Priester 
als eine Herde unwissender und abergläubischer Bauern, ver- 
führt und ausgebeutet von dem schlauen und auf seinen Vor- 
teil wohlbedachten Deguchi hinzustellen, dem oder dessen 
Mitarbeitern auch sexuelle Uebergriffe gegen weibliche Gläu- 
bige nachgesagt wurden. 
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So unreif, kindisch und abergläubisch vieles an der neuen 
Lehre erscheint, ist doch nicht zu verkennen, dass aus all dem 
Wust immer wieder tiefe, reine und klare Gedanken hervor- 
leuchten, wie überhaupt die Grundgedanken der nationalen 
Naturreligion des Shinto durchaus entwicklungsfähig und 
fruchttragend für die modernen Verhältnisse erscheinen. Na- 
mentlich die Darlegungen in der „Taisho Nichinichi“ sind ge- 
legentlich von ergreifender Schönheit der Sprache und Er- 
habenheit der Gedanken. Ein abschliessendes Urteil über die 
ganzeBewegung und ihre Aussichten ist bisher noch nicht 
möglich. - Es muss aber den Abendländer bedenklich machen, 
dass die Bewegung, mag sie nun eine Zukunft haben oder 
nicht, ihren Ausgang hat von der Verzweiflung über das hilf- 
lose Versagen der westlichen Weltanschauungen, das sich 
nach den übereinstimmenden Bekundungen zahlloser Ange- 
höriger der ost- und südasiatischen Völker so kläglich im 
Weltkrieg offenbart hat. 


Die mongolische Frage. 


Von C. 


Im Pekinger Ministerrat kam es über den Frontwechsel 
Russlands zu scharfen Auseinandersetzungen. Der Minister 
des Aeussern Liang Meng-ting weigerte sich überhaupt mit 
Russland über die Mongolei zu verhandeln, da das einer An- 
erkennung der neuen Ordnung gleichkäme. Als er auf Wider- 
stand bei seinen Amtsgenossen stiess, trat er zurück. An 
seine Stelle kam ein alter Freund Russlands: Lu Cheng-hsiang, 
der schon in den Wer Jahren Gesandtschaftssekretär in Peters- 
burg gewesen war und 1895 Li Hung-chang zur Krönung 
nach Moskau begleitet hatte. Lu versuchte zunächst die 
russische Gesandtschaft zur Nachgiebigkeit in einer Reihe von 
Punkten zu bewegen. Aber selbst die Zusage, China werde 
in Zukunft keine gedienten Soldaten mehr in der Mongolei an- 
siedeln, vermochte Russland nicht zur Preisgabe in irgendeinem 
wesentlichen Punkt zu veranlassen; vor allem weigerte sich 
Russland, seinen Anspruch auf die Vormachtstellung in der 
Innern Mongolei aufzugeben. Ein Versuch Chinas, den 
Hutuktu zur Wiederunterwerfung zu bewegen, schlug fehl. 
Im September 1913 trat auch. Lu angesichts der Aussichts- 
losigkeit irgend etwas zu erreichen zurück. 

Inzwischen befestigte der Oesandte Korostewetz die 
Stellung Russlands in Urga auf alle Art und Weise. Seine 
russische Schutzwache wurde auf die Stärke einer gemischten 
Brigade gebracht, Urga selbst wurde befestigt. Der be 
stochene Hutuktu liess alles geschehen. Daneben sicherte 
sich Russland die Gerechtsame zum Bau der Eisenbahn Urga- 
Kiachta. Der Versuch Russlands, alle anderen Nicht- 
Mongolen aus der Mongolei auszuschliessen, zeitigte aber 
bald unerwünschte Folgen. Der Handel, insbesondere die 
Einfuhr von Ziegeltee, ging stark zurück, und das erregte 
wieder bei den Mongolen unverkennbare Missstimmung 
gegen Russland. Dazu kam, dass die Versuche russischer 
Offiziere, für den Hutuktu ein mongolisches Heer aufzustellen, 
gescheitert waren, wenn auch die Schuld dafür nicht den 
Russen zugeschoben werden konnte. Ein grosser Teil der 
ausgehobenen Mongolen erwies sich körperlich unbrauchbar 
und unüberwindlich faul; die Hälfte aller mongolischen 
Männer aber sind Lamas und als solche vom Waffendienst 
befreit. 

Peking unternahm nun noch einmal einen Versuch, die 
verlorene Stellung in der Mongolei zurückzugewinnen. Es 
stützte sich dabei auf die dem Hutuktu abgeneigten Fürsten 


Fink. 


der Aeussern Mongolei, die um so mehr für einen Anschluss 
an Peking zu haben waren, als sonst angesichts. der Ver- 
stimmung über Russland ein Ausgleich Pekings mit dem, 
Hutuktu über ihren Kopf fort drohte. Zum Verständnis der 
Lage muss hier eingeschaltet werden, dass die Unabhängig- 
keitsbewegung der Mongolei ihren Halt so recht eigentlich 
nie bei den Fürsten, sondern immer nur bei den Lamas ge- 
habt hat. Sie ist auch keineswegs erst mit dem Sturz der 
Tsings entstanden, sondern schon älter. Sie ist seit dem 
Jahre 1910 zu spüren gewesen. Die treibende Kraft dabei 
war ein Burjäte, der sich in Lhassa dem Studium. des 
Lamaismus gewidmet und dort lange Jahre für einen An- 
schluss Tibets an Russland gewirkt hatte, wofür ihm der Zar 
den echt russischen Namen Dortschew verliehen hatte, wenn 
man dem Spiel des schlauen Asiaten in Petersburg auch mit 
unverkennbarem Misstrauen begegnete. Immerhin ist es aber 
den Wühlereien dieses Dortschew gelungen, die Russen zu 
veranlassen, nicht nur ein begehrliches Auge auf Lhassa zu 
werfen, sondern sich auch unmittelbaren Einfluss in Urga zu 
sichern. Und burjätische Lamas sind es auch später gewesen, 
die nach dem Sturz der Tsings mit den russischen Staats- 
männern über eine Unterstützung der unabhängigen 
Mongolei verhandelt haben. Standen somit die Russen mit 
den Mongolen im Bund gegen die Chinesen, so haben letztere, 
als sie im Winter 1911 ganz plötzlich nach dem Sturz der 
Tsings aus der Mongolei flüchten mussten, einzig und allein 
dem Eingreifen der Russen in Urga zu danken, dass sich ihre 
Flucht (auch die der Ambans) ohne Zwischenfall vollzog. 
Uebrigens blieb damals ein grösserer Teil der chinesischen 
Bauern, die sich in der Mongolei angesiedelt hatten, unbe- 
helligt, nachdem sie auf ihre chinesische Staatsangehörigkeit 
verzichtet und die mongolische angenommen hatten. 

In der Mongolei fühlte man sich nach dem amtlichen 
Abbruch der Beziehungen zu China sehr bald enttäuscht; 
man merkte, dass man vom Regen in die Traufe gekommen 
war. Die Russen konnten den Ausfall des chinesischen 
Handels, wie sie vorher in Aussicht gestellt hatten, keines- 
wegs ersetzen. Auch darauf glaubte Peking sich in seinen 
Bestrebungen stützen zu können, neue Verbindungen mit 
Urga anzuknüpfen. Aber Russland erwies sich bei diesem 
Wettkampf, der oben im einzelnen geschildert ist, politisch 
doch als der Stärkere. Im Juni 1913 wurde eine Konferenz 
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nach Petersburg berufen, und hier wurden Massnahmen zum 
systematischen Ausbau des russisch-mongolischen Handels 
vereinbart. 

Jetzt erkannte Peking, dass es das Spiel verloren habe 
und ohne ein Einvernehmen mit Russland eines Tages ganz 
aus der Mongolei ausgeschaltet sein würde. Unter diesen 
Umständen musste man sich wohl oder übel zum Nachgeben 
Russland gegenüber entschliessen. Es kam zu erneuten Ver- 
handlungen zwischen China und Russland und schliesslich zu 
einem Abkommen, in dem China die Selbständigkeit der 
Aeussern Mongolei in allen Fragen der Verwaltung aner- 
kannte, während China die Oberhoheit und damit die Auf- 
sicht über die auswärtigen Angelegenheiten der Mongolei be- 
halten sollte. Russland übernahm es, die Zustimmung des 
Hutuktu zu erwirken. Aber damit wollte sich das Parlament 
in Peking nicht einverstanden erklären, das dem damaligen 
Präsidenten Yuan Shi-kai auf Schritt und Tritt Schwierig- 
keiten zu machen bestrebt war. Kaum hörte der Hutuktu 
davon, so schwoll ihm auch schon wieder der Kamm. Er 
weigerte sich, dem russisch-chinesichen Abkommen beizu- 
treten. Vielmehr bereitete er eine Verfassung vor, die ihn 
zum Autokraten der Mongolei gemacht hätte. Um im letzten 
Augenblick zu retten, was zu retten war, erklärte Yuan Shi-kai 
dem Parlament, bestände es auf seiner Ablehnung, so werde 
er ohne ‘Parlament die mongolische Frage mit Russland 
regeln. Das sichien um so gebotener, da die Japaner sich 
einzumischen drohten, weil ihre Interessen durch _ fort- 
währende Unruhen in der Innern Mongolei geschädigt seien, 
und in Peking das Gespenst einer russisch-japanischen Ver- 
ständigung wieder auftauchte. Unter diesen Umständen 
wurde am 5. November 1913 in-Peking zwischen dem Minister 
des Aeussern Sun Pao-hi und dem Gesandten Krupenski 
eine „Erklärung“ verabredet, deren Hauptsätze waren: 

1. Russland erkennt die Oberhoheit Chinas über die 
Aeussere Mongolei an. 
China erkennt die Selbständigkeit der Aeussern 
Mongolei an. 
China verpflichtet sich, in die Verwaltung und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Aeussern Mongolei nicht 


2. 


3. 


einzugreifen, keine Truppen in die Mongolei zu senden’ 


und dort keine Siedelungspolitik zu treiben, behält sich 
aber das Recht vor, einen Vertreter nach Urga zu 
senden. Russland verpflichtet sich, ausser den Kon- 
sulatswachen keine Truppen in die Aeussere Mongolei 
zu senden, sich nicht in die Verwaltung des Landes 
einzumischen und keine Siedelungspolitik in der 
Mongolei zu treiben. 

China bedient sich der guten Dienste Russlands, um 
einen Handelsvertrag mit der Aeussern Mongolei im 
Sinne des russisch-mongolischen Vertrages abzu- 
schliessen. 


Damit war natürlich der Traum des Hlutuktu, alle 
Mongolen unter seinem Szepter zu einem unabhängigen Reich 
zu vereinigen, zerstört. Der ganze Zorn Urgas wandte sich 
nun gegen Russland, dem allein das Fehlschlagen der ge- 
hegten Hoffnungen zugeschrieben wurde, ohne dass bedacht 
wurde, dass das gesteckte Ziel weit über die eigenen Kräfte 
gegangen war. Wie eisig der Reif war, der sich auf die zarte 
Pilanze der russisch-mongolischen Beziehungen legte, zeigte 
cin Zwischenfall: als der Vertreter Russlands im Januar 1914 
dem Ilutuktu aus Anlass des chinesischen Neujahrsfestes 
Glückwünsche darbringen wollte, erkrankte der Ilutuktu 
plötzlich, um den Gesandten des Zaren nicht empfangen zu 
MIUISSEN. 
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Im Frühjahr 1914 vollzog sich dann eine vollständige 
Abwendung des Hutuktu von Russland. Der Kirchenfürst sah 
ein, dass seine bisherige Politik ihm die Khane immer mehr 
entiremdete, und fühlte, der Tag werde kommen, wo er allein 
stehen würde. Aber einem engen Anschluss an Peking war 
er ebenso abgeneigt. Er suchte mit anderen Mächten Ver- 
bindungen anzuknüpfen. Seiner Aufforderung, eigene Ver- 
treter nach Urga zu senden, leistete indessen weder England 
noch Deutschland, weder Amerika noch Frankreich Folge; 
sie alle sahen in der Mongolei immer nur einen Teil des 
Chinesischen Reiches. Plötzlich trat eine neue Wendung ein: 
der Hutuktu stellte seinen Besuch in Peking in Aussicht. Nun 
raffte Russland, obwohl ihm schon die Hände durch den Aus- 
bruch des Weltkrieges gebunden waren, seine ganze Kraft 
zusammen und zwang Urga seinen Willen auf. Von Peters- 
burger Siegesnachrichten geblendet, gab der Hutuktu im 
September 1914 dem Drängen Russlands nach und entsandte 
Vertreter zu Verhandlungen über einen Beitritt der Mongolei 
zum russisch-chinesischen Abkommen vom 15. November 1913 
nach Kiachta. 

Wieder zogen sich die Besprechungen zunächst Monate 
lang erfolglos hin. Erst als Russland im Frühjahr 1915 
seinen Vertreter abzurufen drohte, gab der Hutuktu nach. 
Am 7. Juni 1915 wurde in Kiachta ein Vertrag zwischen Russ- 
land, China und der Mongolei geschlossen, der im wesent- 
lichen bestimmte: 


l. Die Aeussere Mongolei erkennt die chinesisch-russische 
Erklärung vom 5. November 1913 an. 
Die Aeussere Mongolei erkennt die Oberhoheit Chinas 
an; Russland und China erkennen die innere Selb- 
ständigkeit der Aeusseren Mongolei an. 
Die Aeussere Mongolei darf keine EVeitage mit andern 
Mächten schliessen. 
Der chinesische Amban darf eine Schutzwache von 
- höchstens 200 Mann in Urga unterhalten, seine Ver- 
treter in Uliasutei, Kobdo und Kiachta von höchstens 
50 Mann. 
Russland darf eine Konsulatswache von höchstens 
150 Mann nach Urga senden, nach anderen Plätzen 
von höchstens 50 Mann. 
Die Aeussere Mongolei darf keinen Zoll auf von 
Chinesen eingeführte Waren erheben, die chinesischen 
Händler sind aber denselben Abgaben des Binnen- 
handels unterworfen, wie die Mongolen. 
Die Gerichtsbarkeit über die Chinesen übt der Amban 
aus. 
Bei Streitigkeiten zwischen Mongolen und Chinesen ist 
das Oericht der beklagten oder angeklagten Partei zu- 
ständig. Dasselbe gilt für die Russen. Bei Streitig- 
keiten zwischen Chinesen und Russen ist sinn- 
entsprechend das chinesische oder russische Gericht 
zuständig. 


Die Verpflichtung, fortan in amtlichen Schriftstücken 
wieder neben dem eigenen (mongolischen) auch den chine- 
sischen Kalender zu brauchen, bringt die Anerkennung der 
Oberhoheit Chinas durch den Vasallen in nicht misszuver- 
stehender Weise zum Ausdruck. Trotzalledem hatte China 
mit diesem Vertrag nur einen Scheinerfolg erzielt. Der 
eigentliche Sieger war Russland, das verhindert hatte, dass 
sich Peking und Urga über seinen Kopf verständigten, und 
durchgesetzt, dass Peking die innere Selbständigkeit der 
Mongolei anerkannt hatte. Mochte sie nun auch der Form 
nach wieder dem Reichsverband Chinas angehören, tat- 
sächlich blieb die Mongolei soweit von China losgelöst, dass 


2. 


Russland seine Interessen in Urga jederzeit selbständig und 
erfolgreich vertreten konnte. Lange sollte sich Russland aber 
seines Sieges nicht freuen. Die Dinge in Europa gestalteten 
sich doch wesentlich ungünstiger für das Zarenreich, als es 
zur Zeit der Kiachtaer Verhandlungen geschienen hatte. 
Andererseits verstand der chinesische Amban es sehr ge 
schickt, in Urga wieder Einfluss zu gewinnen, zumal die 
russischen „Schutzwachen“, den Bedürfnissen der Kriegs- 
führung entsprechend, längst aus der Mongolei hatten zurück- 
gezogen werden müssen, was in Urga den Eindruck eines 
vollständigen Rückzuges der Russen machte. Seitdem hat sich 
der amtliche russische Einfluss nicht wieder in Urga durch- 
zusetzen vermocht. Nach dem Zusammenbruch des Zaren- 
reiches und dem Frieden von Brest-Litowsk suchte die 
Moskauer Regierung ihre Guthaben im Fernen Osten nach 
Möglichkeit zu liquidieren. Als sie sich deshalb an den 
Hutuktu wegen Rückzahlung gewährter Anleihen (angeblich 
nur eine Million Taels) wandte, ging dieser den chinesischen 
“Residenten um ein Darlehn an. Im Mai 19183 entschloss man 
sich in Peking, dieses zu bewilligen und sicherte sich damit 
eine neue Handhabe, Druck auf die Mongolei auszuüben. 


. Um die Stellung Chinas in der Mongolei richtig zu ver- 
stehen, ist es nötig, hier noch einmal zeitlich zurückzugreifen. 


Als Russland seinen grossen Vorstoss gegen die 
Mongolei im Jahre 1906 ansetzte, entschloss sich die Pekinger 
Regierung, die Verwaltung der Mongolei vollständig um- 
zugestalten. Der Präsident des Kolonialamts (Li fan yuan) 
Fürst Su (der Nachkomme einer der mandschurischen so- 
genannten Eisenhelmfamilien, die dem Fürsten der Man- 
dschrei China zu unterwerfen behilflich gewesen sind) unter- 
nahm eine Studienreise in die Mongolei. Seine Denkschrift 
öffnete den Staatsmännern in Peking die Augen über den 
Umfang der in der Mongolei zu leistenden Arbeit, aber auch 
die gewaltigen Mittel, die zu ihrer Durchführung nötig 
waren. Su schlug vor, zwei mongolische Provinzen zu 
schaffen, grundlegende Neuerungen auf dem Gebiet des Acker- 
baues und der Viehzucht durchzuführen und erhebliche 
Mengen chinesicher Bauern in den neuen Provinzen anzu- 
siedeln. Aber es fehlte Peking an den Mitteln zu einer gross- 
zügigen Reform. Die kluge Kaiserin Tse-Hsi stellte zwar 
aus ihrer Privatschatulle eine halbe Million Taels zur Ver- 
fügung, um die Bedeutung der mongolischen Frage zu unter- 
streichen. Aber ihre Gabe war ein Tropfen auf den heissen 
Stein. Fürst Su trat bald darauf an die Spitze des Ministe- 
riums des Innern; seinem Nachfolger im Kolonialamt Shou 
Chi fehlte die nötige Kraft, ein Werk wie die Reorganisation 
der Mongolei anzugreifen. Er begnügte sich abzuwarten, 
was für Erfolge der Fürst Kalatschin haben werde, der in 
seinem Fürstentum in der Innern Mongolei auf eigene Kosten 
allerlei Reformen eingeleitet hatte. Inzwischen sollte der 
Amban in Urga Unterlagen für weitere Entschliessungen 
schaffen. Der Plan, eine Automobilverbindung von Kalgan 
nach Urga zu schaffen, verschwand ebenso schnell wieder 
in der Versenkung, wie er nach der internatiönalen Auto- 
fahrt Peking— Paris 1908 aufgetaucht war. 


Wenig erfreulich machte sich im Jahre 1910 der Einfluss 
des Dalai Lama in der Aeussern Mongolei geltend. Vor 
einer nach Lassa entsandten chinesischen Besatzungstruppe 
war der Kirchenfürst nach Urga geflohen. Darauf hatte 
die chinesiche Regierung ihn für abgesetzt erklärt. Russland 
hatte in den ersten Märztagen dagegen Verwahrung ein- 
gelegt; es könne einem solchen Wechsel mit Rücksicht auf 
seine zahlreichen burjätischen Untertanen in Sibirien nicht 
untätig zusehen. Augenscheinlich wurde diese Auffassung 
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auch den Mongolen beigebracht, denn im April meldete der 
Amban aus Urga, der Hutuktu habe 2700 Mann aufgeboten 
und stehe im Begrifi, sich gegen Peking zu erheben. Der 
Urga erklären, er dächte nicht daran, sich in die inneren An- 
gelegenheiten der Lamakirche einzumischen, aber ebenso- 
wenig könne er dulden, dass sich das anerkannte Staatsober- 
Prinzregent Chun griff sofort nachdrücklich ein. Er liess in 
haupt Tibets ohne Wissen und Zustimmung Pekings ins 
Ausland begebe und dort der Sicherheit Chinas unzuträgliche 
Verbindungen anknüpfe. Das geschah um die Zeit, wo die 
mongolische Frage, wie oben erwähnt, im Vordergrund des 
Interesses stand und Peking mit einem Zusammengehen 
Russlands und Japans rechnen musste. 

Der chinesische Staatsrat beschäftigte sich im Sörnmer 
1910 eingehend mit der mongolischen Frage; man 
wollte wenigstens für die Ausbreitung des Schulwesens 
und die Förderung von Eisenbahnbauten in der Südmongolei 
Mittel aufbringen und zum Schutz der chinesischen Inter- 
essen zwei Divisionen dorthin legen.: Der Kriegsminister 
General Yin Chang widersprach dem nachdrücklich; mit weni- 
ger als 10 Divisionen sei in der Mongolei nichts zu erreichen; 
darauf erhielt er den Auftrag, in den nächsten drei Jahren 
diese zehn Divisionen aufzustellen. Mangel an Mitteln hat 
diesen Beschluss indessen nie zur Ausführung kommen lassen. 

In Peking wurde nun nach japanischem Vorbild eine 
„Kolonialgesellschaft für die Nebenländer“ gegründet. 
Den Vorsitz übernahm Fürst Su; unter den Mit- 
gliedern fanden sich mehrere kaiserliche Prinzen und 
verschiedene Dschassacks der Innern Mongolei. Aber 
auch diese (wahrscheinlich auf Betreiben des Kolonial- 
ministers Shou Chi, der seine Stellung dadurch beeinträchtigt 
fürchtete) viel zu weitläufig angelegte Vereinigung zersplit- 
terte sich; für China wurde nichts erreicht. Wohl aber er- 
zeugte die lebhafte Beschäftigung Pekings mit den mongoli-. 
schen Dingen sofort einen Gegendruck in Peterburg. Wie 
dieser, sich auf den Vertrag über den mongolischen Grenz- 
handel stützend, sich äusserte, ist oben dargelegt. Die Folge 
davon war, dass Shou Chi als Kolonialminister zurücktreten 
musste und Fürst Su den Posten wieder übernahm. Durch 
einen seiner Vertrauten, Wang Yung-pao suchte Fürst Su 
nun engere Beziehungen zu den Khanen herzustellen. Zum 
ersten Male bediente sich damals das Li fan yuan zu Ver- 
handlungen mit den mongolischen Fürsten eines Chinesen; 
früher waren dazu nur Mandschus oder Mongolen verwendet 
worden. Aber es war zu spät. Wenige Wochen darauf 
war die kaiserliche Regierung in Peking gestürzt. Fürst Su 
suchte im japanischen Schutzgebiet Kuantung ein Asyl. In 
Peking hatte zunächst niemand Zeit, sich um die Mongolei 
zu kümmern. Als sich später die junge Republik auf sich 
selbst besann und mit dem blauen Streifen in der fünffarbigen 
Landesfarbe dem Wunsch Ausdruck verlieh, die Mongolei 
solle fortan ein gleichberechtigtes Glied des Reiches sein, 
fand sie, wie schon erwähnt, jenseits der Wüste Gobi keine 
Gegenliebe. In Urga lachte man darüber, dass die Leute in 
Peking sich den Kopf darüber zerbrachen, wie die Mongolei 
fortan im Reichsparlament vertreten sein solle. Jungchina 
fehlten alle Fäden nach dem Norden; Chinesen und Mon- 
golen verstanden sich nicht mehr. Als der Gnadensold, «den 
die Manchus den mongolischen Fürsten gezahlt hatten, 
um diesen das Leben bequemer zu gestalten, ausblieb, waren 
die letzten Fäden ganz zerschnitten. Nur wenige Dschassacks 
der Innern Mongolei, die persönliche Beziehungen mit 
Peking verknüpften, fühlten sich noch China verpflichtet. 
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Bürger der Republik zu werden, lag den Mongolen sehr 
fern. Dann lieber unabhängig und selbständig! 

Wie sich die Dinge weiter darauf zwischen Urga und 
Peking entwickelten, ist schon gezeigt worden. 

. Nach dem Abschlusse des Vertrages von Kiachta er- 
nannte Peking den bisherigen Gesandten in Mexiko Chen Lu, 
der die Verhandlungen mit Russland und der Mongolei ge 
führt hatte, zum Amban in Urga. Mit Nachdruck ging dieser 
gewandte Diplomat sofort ans Werk, um wenigstens einen 
Teil des Bodens, der in den Jahren 1911 bis 1915 verloren 
gegangen war, für China wiederzugewinnen. Unter anderm 
wurde der Plan eines regelmässigen Postverkehrs zwischen 
Kalgan und Urga wieder aufgenommen und sehr erfolgreich 
durchgeführt. Auch militärisch wieder festen Fuss in der 
Mongolei zu fassen, bemühte sich die Pekinger Regierung. 
Unter dem Vorwand, ein Uebertreten radikal-sozialistischer 
Banden aus Sibirien in die Aeussere Mongolei verhindern 
zu müssen, schickte sie im Sommer 1918 Truppen in die 
Mongolei. Weit sind diese damals freilich nicht gekommen. 
Bei Ude, halbwegs zwischen Kalgan und Urga, mitten in 
der Wüste Gobi verlegten mongolische Truppen der ersten 
chinesischen Abteilung den Weg. Gleichzeitig liess der 
Hutuktu in Peking wissen, von einer Gefahr für China infolge 
des Uebertrittes von ein paar versprengten oder flüchtigen 
russischen Sozialisten in die Mongolei könne keine Rede sein; 
im übrigen sei die Regierung in Urga vollständig in der 
Lage, ihre Grenzen selbst zu schützen. Aber Peking hatte 
wenig Neigung, nachzugeben und dem Amban schien .die 
Gelegenheit, als „Retter des Vaterlandes“ zu erscheinen, zu 
‚verlockend, um sie nicht zu benutzen. Mittelbar förderte 
auch Japan das Einrücken chinesicher Truppen in die Mon- 


golei, weil damit die wenigen Streitkräfte, die Nordchina 
angesichts des Bürgerkrieges im eigenen Land entbehren 
konnte, an einem zur Zeit höchst nebensächlichen Punkte 
festgelegt wurden, den Japanern also in der Nord- 
manchurei und im russischen Amurgebiet nicht unbequem 
werden konnten. Peking liess auch vom Altaigebiet kleinere 
Abteilungen zum Schutz der Nordwestgrenze vorgehen. Er- 
neut legte der Hutuktu dagegen Verwahrung ein und ver- 
langte zu wissen, welche Plätze denn China eigentlich be 
setzen wolle. Unter dem Vorgeben, China komme in Urga 
nicht zum Ziel, habe auch nicht genügend Truppen, um einen 
ausreichenden Grenzschutz zu schaffen — wozu es nach 
dem zwischen China und Japan inzwischen abgeschlossenen 
Militärabkommen verpflichtet war — sandte Japan im August 
1918 schliesslich selbst Offiziere nach Urga. Damit erschien 
ein neuer Spieler auf dem umstrittenen Feld der Aeussern 
Mongolei, seit Petersburg infolge der Ereignisse des Welt- 
krieges vollständig ausgeschaltet war. 

Inzwischen haben die Kalgas-Khane die Hoffnung, eines 
Tages noch ein grosses allmongolisches Reich aufrichten zu 
können, keineswegs aufgegeben. Sie haben in den letzten 
Jahren immer wieder dafür gesorgt, dass die Unruhen in 
der Innern Mongolei nicht aufhörten und damit der Durch- 
führung der Pekinger Pläne immer neue Schwierigkeiten er- 
wuchsen. Eine ernste Gefahr für China sind diese Unruhen 
nicht geworden. Insbesondere halten sich die Dschassacks 
von ihnen durchweg fern. Das ist wohl darauf zurück- 
zuführen, dass sie von einem Anschluss an den Hutuktu 
keinerlei Vorteile glauben erwarten zu dürfen. Der an 
Peking abzuführende Tribut drückt sie nicht; dem Hutuktu 
müssten sie aber hohe Steuer entrichten, denn die Durch- 
führung der allmongolischen Pläne erfordert grosse Mittel. 
(Schluß folgt.) 


Politische Rundschau. 


Landung von Deutschen in Hongkong. Das Gouvernement 
von Hongkong hat. dem mit der Wahrnehmung der deutschen 
Interessen betrauten Generalkonsul für die Niederlande auf seine 
diesbezügliche Anfrage durch den Colonial Secretary mitteilen 
lassen, dass Deutschen die Landung und der Aufenthalt in 
Hongkong gestattet sei, wenn sie sich auf der Durchreise nach 
anderen Häfen befinden. Der Aufenthalt soll indes nicht über 
24 Stunden betragen. Ist aus irgend einem Grunde ein längerer 
Aufenthalt notwendig, so muss ein besonders begründeter An- 
trag gestellt werden. 


Kabinettskrists. Anfang März hatte Peking wieder einmal 
seine Krisis.. Wie verlautet, bestand der militärische Macht- 
haber in Mukden, Chang Tso-lin, auf der Ernennung des aus- 
gesprochen monarchisch gesinnten Changshun zum General- 
inspekteur der Yangtseprovinzen, während andererseits der 
Militärgouverneur in Tientsin, Tsaokun, gegen die Zurück- 
behaltung des Eisenbahnmaterials durch Chang Tso-lin Protest er- 
hob, wodurch für das Kabinett in Peking eine äusserst 
schwierige Lage entstand. 


Keine Verhandlungen über Tibet. Wie Reuter aus amtlicher 
Quelle erfährt, haben in den letzten 12 Monaten zwischen Eng- 
land und China keine Verhandlungen über Tibet stattgefunden. 


Zusammenschluss europäischer Arbeitgeber. Unter Leitung 
der britischen Handelskammer in Schanghai ist eine Zusammen- 
kunit britischer, amerikanischer, französischer und japanischer 
Firmen geplant, die in grösserem Umfang chinesische Arbeiter 
beschäftigen. Sie sollen sich darüber schlüssig werden, ob iu 
Anbetracht der starken Veränderungen, die sich in den Arbeits- 
“erhältnissen Schanghais und seiner Umgebung vollzogen haben, 


u \ 


ein Zusammenschluss der Arbeitgeber bereits erwünscht sei, um 
rechtzeitig geeignete Sicherungen treffen zu können, da mit einer 
baldigen starken Industrialisierung des Hinterlandes von 
Schanghai gerechnet werden kann. 

Kein Handelsvertreter Sowjetrussiands. Wie aus Peking ge- 
meldet wird, hat die chinesische Regierung es definitiv ab- 
gelehnt, eine Handelsdelegation Sowjetrusslands zu empfangen. 

Einnahmen der Salzverwaltung. Die Einnahmen aus der 
Salzverwaltung betrugen 1920 nicht weniger als $ 90 Millionen, 
das sind etwa 10 % mehr als im Vorlahr. 


Harbin unter chinesischer Verwaltung. Auf Grund des 
russisch-chinesischen Abkommens über die Ostchinesische 
Eisenbahn übten die Russen vor und während des Krieges die 
OÖberhoheitsrechte innerhalb der Eisenbahnzone aus. Hierzu 
gehörte auch der europäische Stadtteil Harbins; Knotenpunkt 
der Linie Mandschuria—Wladiwostok und Harbin—Ch’angch’un, 
während den Chinesen nominell die Verwaltung des chinesischen 
Stadtteils zustand. Tatsächlich hatten auch die Chinesen dort 
kaum etwas zu sagen. Gleichzeitig mit der Abschaffung der 
russischen Konsulargerichtsbarkeit hat die chinesische Regie- 
rung auch die Verwaltung der gesamten Stadtanlage selbst in 
die Hand genommen. 

Millionenanleihe für Kuanghsi. General Lu Yung-ting, der 
Militärgouverneur der Provinz Kuanglısi soll dem Vernehmen 
nach mit französischen Bankkreisen Verhandlungen angeknüpft 
haben wegen Gewährung einer Anleihe von $ mex. 10 Millionen 
gegen Verpfändung der Bergwerke in der Provinz. Die Zu- 
stimmung der Zentralregierung in Peking wegen des Abschlusses 
steht noch aus. Gleichzeitig hat der General von Peking den 
Betrag von monatlich $ 700 000 für die Besoldung seiner Truppen 
angefordert. 


Die Entlassung-der überzähligen chinesischen Truppen. Die 
Zentralregierung in Peking sieht sich bei der beabsichtigten Auf- 
lösung der überzähligen Truppenkörper. grossen Schwierig- 
keiten gegenüber. Man schätzt diese Zahl auf mehr als 
1% Millionen Mann und die zu ihrer Entlassung und Auslöhnung 
notwendigste Summe wird auf $ mex. 200 Millionen berechnet. 
Die Regierung verfügt nicht über Mittel, um den laufenden Sold 
zahlen zu können, geschweige denn über Gelder für rück- 
ständigen Sold und für die Entlassung. Vor allen Dingen haben 
aber die Militärgouverneure der Provinzen und die Generale 
durchaus keine Lust, sich durch die Entlassung der in ihrer 
Hand befindlichen Truppen der angemassten Gewalt zu ent- 
äussern. 

Man ist sich in Regierungskreisen "darüber klar, dass es 
unbedingt nötig ist, die Militärausgaben wesentlich ein- 
zuschränken, ehe an eine Reorganisation der chinesischen 
Finanzen gedacht werden kann. Die Auflösung der Truppen ist 
kaum ohne Aufnahme fremder Anleihen durchzuführen, doch 
würde es in diesem Falle kaum zu umgehen sein, dass die 
fremden Geldgeber die Entwaffnungsaktion und die Ausgabe 
der Gelder selbst überwachen wollen, und hierzu dürfte weder 
Regierung noch Volksvertretung sich bereit finden. 


Japan. 


Die japanische Presse und die Pariser Forderungen. Die 
japanische Presse verhält sich, mit ganz verschwindenden Aus- 
nahmen, durchaus ablehnend gegenüber den Pariser Forde- 
rungen der Alliierten an Deutschland. Die meisten Blätter 
machen zwar Vorbehalte, dass sie durchaus nicht deutschfreund- 
lich gesinnt seien oder dass an sich Deutschland verpflichtet sei, 
den von ihm angerichteten Schaden zu bezahlen oder dass an 
sich der Standpunkt der Alliierten begreiflich sei. Aber fast 
alle Blätter betonen, dass sich die Forderungen der Alliierten, 
um erfüllbar zu sein, in den Grenzen des für Deutschland Mög- 
lichen halten müssten, und dass übertrieben hohe Forderungen 
die Wiederherstellung des wahren Friedens auf lange hinaus- 
schieben und die Gesundung der Weltwirtschaft schwer auf- 
halten müssten. Das stark englisch gesinnte Handelsblatt 
„Chugai Shogyo“ nennt die Pariser Forderungen zwar nicht 
übertrieben, aber Deutschland habe bereits furchtbare wirt- 
schaftliche Schläge erlitten, seine wirtschaftliche Zukunft sei 
völlig unsicher, und es sei keine weise Politik der Alliierten, 
wenn sie selbst Deutschlands völligen Ruin herbeiführten. Sie 
sollten die goldene Mitte wählen und Deutschland helfen wieder 
gesund zu werden, damit es seine Verpflichtungen erfüllen 
könne. Es sei verständlich, wenn sich Frankreich vor einer raschen 
Wiedererstarkung Deutschlands fürchte; aber die an Deutsch- 
land gestellten Forderungen seien ungeheuer gross, obwohl 
Deutschlands Zahlungsfähigkeit höchst zweifelhaft sei. Wenn die 
öffentliche Meinung in Amerika einen Ausfuhrzoll für ungesund 
und Forderungen über Deutschlands Leistungsfähigkeit hinaus 
für unsittlich erkläre, so müsse das sehr stark zu denken geben. 
Die der Kenseikai, also auch deren Führer Vicomte Kato und 
dem englischen Bündnis, nahestehende „Kokumin“ rät den 
Franzosen, die übrigens immer ein zuverlässiger Freund Japans 
gewesen seien, grössere Geduld gegenüber den Vorgängen iu 
der-Welt an. Sie müssten bedenken, dass Deutschland, wenn es 
zahlen solle, auch dazu imstande sein müsse. Japan hoffe, dass 
Frankreich im Verein mit den andern Alliierten weise genug 
sein werde, Deutschland wieder zu genügenden Kräften kommen 
zu lassen, womit der ganzen Welt gedient sein würde. Die 
„Osaka Mainichi“, die meist am klarsten die japanische un- 
abhängige Volksstimme zum Ausdruck bringt, hält es für selbst- 
verständlich, dass die Deutschen die ungehcuerlichen Forde- 
rungen zurückweisen würden, die von allen billigen Beurteilern 
einstimmig für übertrieben erklärtt würden. Die Sach- 
verständigen seien zwar geteilter Meinung, ob Deutschland sie 
bezahlen könne; das Blatt hält das aber für ganz ausgeschlossen, 
und der Ruin Deutschlands bedeute den Ruin von ganz Europa. 
Die Alliierten sollten sich gegenüber einem Feinde, der schon 
schwer genug gestraft sei, grossmütiger verhalten. \Venn die 


kurzem an Japan den Krieg erklären wolle. 
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Alliierten nur ihrer Rachsucht genügen wollten, würden sie ein 
Urteil fällen, das sich nicht vollstrecken lassen werde. Auch 
die öffentliche Meinung in Amerika komme in Betracht, und 
wenn sich Amerika einmische, werde das nur zugunsten Deutsch- 
lands geschehen. Ehe die Alliierten ihre Forderungen nicht er- 
heblich milderten, werde Europa nicht zur Ruhe kommen. Die 
vom gleichen Verlag herausgegebene „Tokyo Nichinichi“ kann 
nicht verstehen, dass die Völker Europas im Frieden ihren Hass 
und ihre Feindschaft vom Kriege her fortsetzten. Yamatos 
Söhne kämpften im Kriege so tapfer und grimmig wie möglich; 
sobald aber der Friede erklärt sei, vergässen sie allen Hass und 
alle Feindschaft. Es sei höchst bedauerlich, dass die Europäer 
weniger edelmütig und grossherzig dächten. Die einstigen 
Alliierten wünschten Deutschlands Erholung nicht und suchten 
seine Gesundung so lange wie möglich hinauszuziehen. Das sei 
aber eine törichte Politik. Denn wenn das deutsche Volk nicht 
ausgerottet werde, sei seine Wiedergenesung.nur eine Frage der 
Zeit; wenn es aber unmöglich sei, die Deutschen auszurotten, 
warum vermöchten dann die Alliierten nicht Hand in Hand mit 
den Deutschen in den Werken des Friedens und’ der Mensch- 
heitskultur zu arbeiten? Der Druck auf Mitteleuropa müsse 
aufhören, und mit Russland müssten die Handelsbeziehungen 
wieder aufgenommen werden, sobald es auf kommunistische 
Propaganda im Ausland verzichte. Die „Yamato“, die zu den 
Kreisen der Armee und Beamtenschaft nahe Beziehungen hat, 
verurteilt die Pariser Forderungen, weil sie, statt Versöhnung, 
neue Beunruhigung in die Welt hineintragen, und hält sie, in 
Uebereinstimmung mit den Amerikanern, für undurchführbar. 
Es sei selbstverständlich, dass die Deutschen über sie nicht nur 
bestürzt, sondern empört seien, und die Haltung Deutschlands 
werde von diesem Augenblick an eine gefährliche Wendung 
nehmen. Ebenso hält es die unparteiisch und gerecht urteilende 
„Yomiuri“ für nur natürlich, dass die Deutschen über die 
Forderungen erschrocken seien, die sogar viele der alliierten 
Völker für übertrieben und unerfüllbar erklärten. Sie seien 
offensichtlich dazu bestimmt, Deutschland auf Generationen hin- 
aus zu verkrüppeln, und das widerspreche den Grundlagen des 
Völkerbundes. Deutschland sei eben lange nicht mehr das 
Deutschland vor dem Kriege, und wenn Frankreich auch am 
schwersten von allen Kriegführenden gelitten habe, sei es doch 
eines Landes mit hoher Kultur unwürdig, das erschöpfte und 
ausgehungerte Deutschland dauernd an seiner Wiederverjüngung 
hindern zu wollen. R.K. 
„Korea“ will an Japan den Krieg erklären! Der „Präsident 
der Unabhängigen Republik Korea“, Yi, ist zu Neujahr aus 
Amerika nach Schanghai, an den Sitz der „Vorläufigen Korca- 
nischen Regierung“, zurückgekehrt, und alsbald bringt die 
japanische Presse aus Schanghai Telegramme, wonach er in 
Seine Regierung 
fühlt sich sicher und verhandelt gegenwärtig mit der Cantoner 
chinesischen Regierung, an deren Spitze der bekannte Sun 
Yatsen steht, wegen ihrer Uebersiedlung nach Canton. Die 
Meinung ist allerdings innerhalb der „Regierung“ geteilt, da die 
Anhänger bolschewistischer Gedanken die Uebersiedlung naclı 
Petersburg vorschlagen. Sie können für ihren Rat geltend 
machen, dass die koreanische Unabhängigkeitsbewegung, ab- 
gesehen von Amerika, bisher hauptsächlich von den Moskauer 
Sowjets wirksam unterstützt worden ist. So befindet sich die 
einzige reguläre Truppe, über welche die „Vorläufige Regierung“ 
verfügt, dank bolschewistischer Unterstützung einige tausend 
Mann stark und mit einigen Geschützen sowie mit Maschinen- 
gewehren und Gewehren ausgerüstet, im sibirischen Alexiewsk, 
wo über ihren Kasernen die alte koreanische Landesflagge weht. 
Gefährlich kann die kleine Truppe und eine etwaige „Kriegs- 
erklärung an Japan“ natürlich der japanischen Herrschaft in 
Korea nicht werden, doch kann sie zur Fortdauer der Unsicher- 
heit an der koreanischen Nordgrenze beitragen, im Hinblick auf 
die Japan gegenwärtig die bisherigen zwei Divisionen starke 
koreanische Garnison durch die Verlegung einer weiteren 
Division nach Korea verstärkt. Im übrigen bleibt Japans 
Politik in Korea die alte vom Feldmarschall Graf Terauchi ver- 
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kündete: „Eisenfaust im Seidenhandschuh“. Das Kabinett Hara 
hat zwar nach den Unruhen der letzten Jahre und besonders 
angesichts ihrer ungeheuerlichen Aufbauschung durch englische 
und amerikanische Missionare und Pressorgane eine Reihe von 
Milderungen der strengen Verwaltung durchgeführt, wie Ab- 
schaffung der Prügelstrafe, Selbstverwaltung der Provinzen, 
Abschaffung der Gendarmerie usw., und erwägt jetzt die Be- 
seitigeung möglichst aller Urterschiede zwischen dem japanischen 
und dem koreanischen Schulwesen, wie auch die alsbaldige Ein- 
richtung von höheren Schulen, die bisher Korea vorenthalten 
wurden, und ebenfalls die Besetzung höherer Aemter im General- 
gouvernement und im Konsulatsdienst mit Koreanern. Alle solclie 
versöhnlichen Massnahmen aber haben im japanischen Reichstag 
die scharfe Kritik des Führers der Opposition Vicomte Kato ge- 
funden, und auch Professor Suehiro an der Universität Kyoto 
hält Gewalt und Strenge für die einzige in Korea wirksame 
Politik, da an eine Versöhnung und Freundschaft zwischen 
'apanern und Koreanern doch nicht zu denken sei. Zu einen 
Teil hat er sicher recht. Man tut zwar Japan unrecht, wei 
man seine Verwaltung Koreas auf eine Stufe mit der englischen 
Blutherrschaft in Irland stellt; aber mit der aus strategischen 
wie wirtschaitlichen Gründen gleich unumgänglichen Ein- 
verleibung Koreas hat sich Japan eine sehr schwer lösbare Auf- 
gabe aufgebürdet, und je besser allmählich die Wirtschafts- 
verhältnisse und das Unterrichtswesen Koreas werden, um so 
mehr gilt Fausts „Und man erzieht sich nur Rebellen!“ 


Japan und Russland. Die „Sidney Sun‘ meldet aus Tokio 
über London, dass die sibirische Presse in den letzten Wochen 
ständig über starke Truppenansammlungen der Roten Armee an 
der koreanischen Grenze berichte. Ein Krieg zwischen Japan 
und Sowjetrussland sei unvermeidlich und sein Ausbruch täg- 
lich zu erwarten. (?) Aechnliche Nachrichten: bringen auch 
japanische Blätter. Beide Teile schieben sich gegenseitig die 
Schuld an der Zuspitzung der Lage zu, indem jede Seite be- 
hauptet, dass die andere durch ihr Verhalten zum oifenen 
Kampf treibe. 


Japaner auf Hawai. Der amerikanische Kommissar für 
Erziehungswesen, Bunker, hat auf einer Informationsreise auch 
Hawai besucht. Ueber die dort lebenden Japaner sagt er in 
seinem Bericht an die Regierung unter anderem, dass sie 
fleissige und friedliche Bürger seien, die Gesetz und Ordnung 
achteten. Sie sind mit 114137 Köpfen im Jahre 1919 die zahl- 
reichste Bevölkerungsgruppe des Inscelgebietes, dann erst folgen 
in weitem Abstand die Portugiesen mit rund 25000 Köpien. 
Ungefähr die Hälfte befindet sich in unabhängiger Stellung, die 
andere Nälfte sind selbständige kleine und grosse Geschäftsleute 
und Gewerbetreibende. 

Japans Schadensanmeldungen an Deutschland. Japan hat bei 
der Reparationskommission folgende Schadensftorderungen gegen 
Dentschland angemeldet: für Sachschäden Yen 800, Seeschäden 
Yen 298000,  Kriegspensionen Yen 70000, Familienunter- 
stützungen Yen 454 000, insgesamt Yen 822 000. 

Sachverständiger für Flugwesen in Japan. Trotz des vor 
kurzer Zeit gefassten Beschlusses der japanischen Regierung, 
keine fremden Berater und Lehrer mehr in Regierungsdiensten 
anzustellen, will man jetzt einen ausländischen Sachverständigen 
fir einen neu zu schaffenden Lehrstuhl für Flugwesen an der 
Kaiserlichen Universität in Tokio berufen. Man glaubt in diesem 
Falle eine Ausnahme machen zu müssen, weil man fürchtet, 
gegenuber den Fortschritten des Auslandes im Flugwesen allzu 
schr ins Hintertreffen zu geraten. 

Der Neffe eines Aeltern Staatsmanns als Spion. Dir 
sapanischen Gerichte haben Anfang Januar den Leutnant Oyama 
Fsunanori, einen Neffen des verstorbenen Aeltern Staatsmanns 
Fürst Ovamna, wegen versuchten Verkaufs der Armee gehöriger 
Landkarten an die amerikanische Botschaft zu drei Jahren Ge- 
iangnis vererteilt, seinen Gehilfen Sckizawa zu zwei Jahren. 
Der Fall hat vor eimgen Monaten vielen Staub aufgewirbelt, 
und Ovama erklärte vor Gericht, er habe die Amerikaner nur 
int wertiosen Karten beschwindeln wollen. 


Vom japanischen Unterrichtsministerium. Wie neuere Telc- 
gramme melden, hat das japanische Herrenhaus mit 164 gegen 
126 Stimmen eine Entschliessung angenommen, die einer Miss- 
trauenserklärung gegen die Regierung gleichkommt und auf 
Grund eines entschicdenen Angriffs gegen die Uhnterrichts- 
verwaltung gefasst wurde. Soweit sich bisher ersehen lässt, 
dürften diese Angriffe teils mit der Person des Unterrichts- 
ministers Nakahashi, teils mit der Stellung der Regierung gcegen- 
über dem Elementarschulwesen zusammenhängen. Die Unter- 
richtsminister — Unterminister nennen ihn spottend deutsch- 
sprechende Lehrer und Studenten gilt als der Letzte 
unter seinen Ministerkollegen, sein Haushalt ist der kleinste von 
allen und war Jahre lang noch nicht einmal so hoch wie der 
Betrag der Schiffahrtssubventionen. Der jetzige Unterrichts- 
minister ist zwar ursprünglich aus dem Staatsdienst hervor- 
gegangen, hat aber den grössten Teil seines Lebens gewerb- 
lichen Dingen gewidmet und verfügt über keine Erfahrung in 
der Unterrichtsverwaltung. Schon deshalb ist er den ver- 
schiedenen hochgestellten Gesellschaften für Unterrichtswesen 
ein Dorn im Auge, die zur Meiji-Zeit in Dingen der Unterrichts- 
verwaltung mächtiger waren als die Regierung selbst. 
Nakahashi hat sich nun noch melır als seine letzten Vorgänger 
von diesen Gesellschaften unabhängig zu machen gewusst, und 
diese werfen ihm vor, er suche in den staatlichen Schulen die- 
selben Tendenzen grosszuziehen, wie sie in den Privatschulen 
und -universitäten vorherrschen, nämlich Bevorzugung prak- 
tischer Fachkenntnisse auf Kosten der Vaterlandsliebe und der 
Ehrfurcht vor dem Kaiserhaus. Anlass zum Eingreifen gaben 
den Gesellschaften die zahllosen Streiks von Schülern so- 
genannter Semmon-Gakko, d. h. Fachschulen, die von 
Abiturienten der Mittelschulen besucht werden und oberfläch- 
licher ein ähnliches Wissen vermitteln wie die Universitäten. 
deren Studenten nach Abso!vierung der Mittelschule noch erst die 
Kotogakko (Hochschule oder Obergymnasium) durchzumachen 
haben, die daher auch allein berechtigt sind, die akademi- 
schen Würden zu erteilen. Die Schüler zahlreicher Fachschulen 
nun haben um den Jahreswechsel herum eine ausgebreitete Be- 
wegung für Gleichstellung ihrer Schulen mit den Universitäten 
oder Erhebung ihrer Fachschulen zum Rang einer Universität 
betrieben, die vielfach von den Lehrern und Direktoren be- 
günstigt wurden, haben gestreikt, wo sie Widerstand fanden, 
und haben die Mitglieder des Herren- und Abgeordnetenhauses 
mit Petitionen bestürmt. Der Unterrichtsminister, getreu den 
Bestrebungen der „demokratischen“ Seiyukai, hat sich solchen 
Bestrebungen gegenüber durch zusagende Versprechungen fest- 
gelegt; als sich diese Versprechungen aber nicht erfüllen liessen, 
teils infolge des Widerstandes der Unterrichts-Gesellschaiten, 
teils weil der Finanzıninister den Haushalt arg zusammenstrich, 
leugnete er, im Reichstag durch Interpellationen in die Enge ge- 
trieben, seine Versprechungen einfach ab. Nun können ihm 
seine Gegner leicht vorwerfen, er übe einen verderblichen Ein- 
fluss auf die Sittlichkeit der ihm anvertrauten Jugend aus. 
Ebenso wenig vermochte Nakahashi sein Versprechen zu er- 
füllen, die Regierung würde in diesem Rechnungsjahr den staat- 
lichen Zuschuss für die von den (iemeinden unterhaltenen 
Elementarschulen um 10 Millionen, d. h. auf das Doppelte, er- 
höhen. Die Unterrichtsgesellschaften hatten seine Erhöhung auf 
Yen 50 Millionen gefordert und dagegen eine Erhöhung der 
L.ehrergehälter, die dringend geboten ist, sowie eine weitgehende 
Reiorm des Volksschulwesens verlangt. Auch sie haben eine 
ausgebreitete Propaganda getrieben und die Volksvertretung mit 
Bittschriften und mit Anklaxen gegen die Regierung über- 
schwenmt. Die Seiyukai-Regierung befindet sich nun in 
schwieriger Laxe. Hebung des Schulwesens, besonders in den 
Provinzen, hat immer zu den Hauptpunkten ihres Wahl- 
proxramms gehört. Anderseits ist der Haushalt, angesichts der 
gewaltigen Heeres- und Fiottenrüstungen, so riesig, dass beim 
besten Willen daneben keine Fonds mehr vorhanden sind. Dem 
Herrenhaus liegt vermutlich mehr daran, den Unterrichtsminister 
Nakahashi aus dem Kabinctt zu entfernen als dieses selbst zu 
stürzen. R.K 
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ı Wirtschaftliche Nachrichten | 


von der Japanischen Presse. (Schluß ) 

Seite 4 ist ausschliesslich für Geschäftsanzeigen und 
.Familiennachrichten bestimmt. Wir finden hier an erster 
Stelle Schiffsnachrichten, die oft einen beträchtlichen Raum 
einnehmen, unten Familienanzeigen, d. h. fast ausschliesslich 
Todesanzeigen. Diese sind erst seit wenigen Jahren in Mode 
gekommen und in der Abfassung den unseren etwa gleich: 
„Unser Vater... . ist nach langer Krankheit, nachdem alle 
Arznei erfolglos war, am... . verschieden. Die Beerdigung 
findet am....um.... vom Tempel aus nach 
buddhistischem Ritus statt. Das wird hiermit allen Bekannten 
mitgeteilt. Nach dem Wunsche des Heimgegangenen wolle 
man keine Kränze und Blumen spenden, auch keine Vögel 
freilassen. (Freilassung von Tieren, meist Vögeln, gilt nach 
buddhistischer Lehre als verdienstvolle Handlung.) Ort, 
Strasse, Datum Die Gattin ...... Für alle 
Verwandten Namens der Freunde. ....... : 

Zu den persönlichen Anzeigen gehören auch die hier 
eingerückten „Danksagungen für. Hilfe bei Feuer“. Feuers- 
brünste sind in Japan häufig und gross. Jede Hilfeleistung 
dabei weiss man zu schätzen; man pflegt seinen Dank dafür 
öffentlich in den Zeitungen auszusprechen. 

Während kleine Provinzblätter gewöhnlich nur aus vier 
Seiten bestehen, umfassen grössere Zeitungen meist 16 und 
mehr Seiten täglich, sie bringen weiterhin vornehmlich zahl- 
reiche Geschäftsanzeigen und kleinere Nachrichten. Alle 
Zeitungen enthalten täglich zwei Romane oder Erzählungen, 
der eine davon ist modern, oft übermodern, der andere be- 
handelt ein Thema aus der alten Geschichte des Landes, meist 
Ritterroman und dergleichen. Beide sind mit guten Bildern 
geschmückt, die bisweilen von ersten Künstlern stammen. Die 
modeme Erzählung erwerben grosse Blätter vielfach durch 
Preisausschreiben. Der historische Roman stammt aus den 
zahlreichen, bekannten Sammlungen er Art von den 
öffentlichen Geschichtenerzählern. 

Persönliche Anzeigen, Gesuche, Nachfragen und Ange- 
bote sind sonst im allgemeinen selten und treten erst in 
neuerer Zeit und auch nur in grossen Zeitungen schüchtern 
auf. Unter „gesucht“ lesen wir z. B. Verkäufer, Buchhalter, 
Drucker, Dienstmädchen, alte Sachen, Uhren, Gold, Fern- 
sprecher (der japanischen Postverwaltung liegen Tausende 
von Gesuchen um Fernsprechanschlüsse vor, die wegen 
Mangel an Material nicht erledigt werden können. Daher 
sucht man privatim einen Anschluss zu erwerben) usw. 

Auch die Geschäftsanzeigen bieten ein typisches Bild 
japanischen Lebens. Die „Jiji Shimpo“ enthielt kürzlich 
folgende Anzeigen: Patentmedizin (meist gegen Geschlechts- 
krankheiten), Kosmetika und Drogen 34, Bekleidung 4, Aerzte 
und Privatheilanstalten 7, Juwelen und Uhren 3, Bücher und 
Zeitschriften 8, Getränke (meist Sake) 8, Hausgerät 2, Banken 
und Grosshandel 17, amtliche Anzeigen 4, Schiffsnachrichten 
17, Maschinen, Fahrräder, Autos 9. 

Die Sprache der Zeitung ist die moderne Schriftsprache; 
in Roman, Erzählung und Novelle kommt natürlich auch die 
Umgangssprache, ja selbst der Dialekt zu scinem Rechte. In 
ärztlichen Anzeigen trifit man zuweilen deutsche Klänge, wie 
„dokutoru medjishinae‘“ (Dr. med.) oder das schöne „Innerist“ 
(Arzt für innere Krankheiten). Sonst aber macht sich in der 
Presse unnötigerweise das Englische breit, das, in japanischer 
Schrift, zu einem tollen Kauderwelsch wird. So lesen wir: „pua“ 
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für „poor“ (gänzlich überflüssig, denn das Japanische hat 
genügend Worte für „arm“), „doraifu‘“ für drive, „kandakuta“ 
für conductor usw. Auch die Namen der zahlreichen Patent- 
medizinen sprechen für sich und zeigen die Abhängigkeit 
Japans vom Auslande, seine Vorliebe für fremdes Wesen, die 
zumeist freilich der Geschäftswelt eigen zu sein scheint. 
Einige Beispiele: | 

Burutose-Blutose, herupu-Help (Magenmittel), Rakisa- 
toru - Laxatol, Resupiratjinu - Respiratin, djiasutase - Diatase, 
kurabu Lirimu-Club Cream u. a. m. 

Nicht übersehen darf man die Innen- und Aussenseiten 
am Falz. Hier stehen Handelsnachrichten, Kurse, Reispreise, 
Wetternachrichten, Bücherbesprechungen, amtliche Bekannt- 
machungen, Sport und Theater. Die Handelsnachrichten der 
grossen Blätter haben eine gewisse Bedeutung. Wenngleich 
der Japaner nicht gerne getreue und zuverlässige Zahlen in 
die Oeffentlichkeit gibt, so kann man doch durch eifriges Ver- 
gleichen viel Wichtiges aus diesen Spalten entnehmen. Als 
gut unterrichtet in Handelssachen gilt u. a. die „Osaka 
Mainichi Shimbun“. 

Viele grosse Blätter geben Abendausgaben heraus, die 
die tagsüber eingegangenen Telegramme und andere Mit- 
teillungen enthalten. Auch Extrablätter bei wichtigen poli- 
tischen Ereignissen sind allgemein üblich. Einige gross- 
städtische Zeitungen drucken Sonderausgaben für bestimmte 
Bezugsgebiete; so die von Osaka für die Stadt und ihre Um- 
gebung, für Kobe, Kyoto, Schikoku und Ausland. Des Sonn- 
tags erscheinen vielfach Sonderbeilagen mit Artikel über 
Kunst und Wissenschaft, ein sonst spärlich behandeltes Ge- 
biet mit Bildern und Kindermärchen. 

Ueber die Zahl der Bezieher, über Gewinn und Verluste 
sind genaue Angaben schwer erhältlich. In letzter Zeit haben 
erhöhte Löhne und abnorme Papierpreise manches kleine 
Blatt zum Schliessen gezwungen. Es ist ohnehin kaum zu 
begreifen, wie in mancher Provinzstadt von 50 bis 60 000 Ein- 
wohnern 3 bis 4 Tageszeitungen bestehen können. 

An Reklame für die eigene Sache lassen es die grossen 
Zeitungen keineswegs fehlen; sie veranstalten kostenfreie 
Vortragskurse und Lichtbilderabende, setzen Preise aus für 
Sportfeste, für Flieger und gute Romane. Auch für das all- 
gemeine Wohl wird gesorgt. Es sei auf die umfangreichen 
Sammlungen hingewiesen, die die Presse jeweils in Zeiten 
der Not veranstaltet, bei Ueberschwemmung, Erdbeben, 
grossen Feuersbrünsten,für die Sibirientruppen, ja, selbst für 
das Expeditionskorps im „japanisch-deutschen Kriege“, wie 
der amtliche Ausdruck lautet. 

Lohnend und interessant für jedermann ist ein Besuch 
im Geschäftshaus einer grossen japanischen Zeitung, z. B. 
der „Osaka Asahi Shimbun“. Es ist ein modernes, zwei- 
stöckiges Eckhaus, gelegen im besten Geschäftsviertel. Eine 
weite Halle mit anscHhliessendem Treppenhaus nimmt den 
Besucher auf. Im Erdgeschoss liegt die Geschäftsstelle, die 
Anzeigenannahme und die Setzerei. Im ersten Stock ist die 
Schriftleitung mit allen ihren Abteilungen eingerichtet, 
während eine Treppe höher die Direktoren und die Kasse ihre 
Stätte haben. Druckerei, Versand-Abteilung, Papierlager usw. 
sind ebenerdig im Keller und in anschliessenden Hallen unter- 
gebracht. Die Betriebsräume sind mit Fernsprecher und Auf- 
zügen verbunden. 
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Man arbeitet mit neuesten amerikanischen Maschinen. 
Das Personal wird verhältnismässig gut bezahlt; es sind 
Speisezimmer und Bäder für die Angestellten vorhanden. 
Im ganzen gleicht der Betrieb dem einer europäischen Zeitung. 

Besondere Beachtung allein verdient die Setzerei, die ver- 
hältnismässig den grössten Raum einnimmt. Zum Druck einer 
gewöhnlichen Tageszeitung sind mindestens 6000 verschie- 
dene chinesische Zeichen nötig nebst zweimal rund 50 japani- 
schen Silbenzeichen.. Dazu kommen die verschiedenen 
Schriftgrössen und besondere Typen. Die Setzer stehen nicht 
vor ihren Kästen wie bei uns, sondern laufen dauernd mit 
dem Setzrahmen in der Hand herum. Die chinesischen 
Zeichen sind nach Wurzeln geordnet in grossen, schrägstehen- 
den Kästen untergebracht. 

Seltene nicht vorhandene Zeichen werden sofort von beson- 
deren Arbeitern geschnitten und gegossen. Man hat ausge- 
rechnet, dass ein japanischer Setzer täglich 30 km und mehr 
zurücklegt. Denn er muss, um auch nur einen kurzen Satz 
zu setzen, 5- bis 6mal aus der einen Ecke des Saales in die 
andere laufen. Seine Augen werden durch die kleine chine- 
sische Schrift natürlich ausserordentlich angestrengt. So 
findet man viele Augenleidende unter den Setzern und 
mancher erblindet nach wenigen Arbeitsjahren. Es ist er- 
staunlich, dass trotz alledem Druckfehler verhältnismässig 
selten sind. 

Im ganzen genommen erfordert der Druck einer Zeitung 
in Japan vielmehr Mühe und Kosten als in Europa. 

Der Einfluss der Zeitung auf Regierung und Volk in Japan 
ist jetzt schon beträchtlich. Man wird in Europa gut daran 
tun, der japanischen Presse mehr als bisher Beachtung zu 
schenken. H. Tittel. 


Kupiererzeugung in Japan. 

Unter den wenigen Bodenschätzen, die Japan neben 
Kohlen in hinreichender Menge besitzt, stehen Kupiererze an 
erster Stellee Die Kupfergewinnung hat dort eine hohe 
Blüte erreicht und steht in der Weltproduktion hinter den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika an zweiter Stelle. Das 
Metall bildet einen sehr wichtigen Artikel in der japanischen 
Exportindustrie. 

Japanische Chroniken berichten, dass bereits im Jahre 708 
nach christlicher Zeitrechnung die Gewinnung von Kupfer- 
erzen in Angriff genommen wurde, nachdem man bis dahin 
genötigt war, das für Münzen und Waffen gebrauchte Metall 
von China und Korea zu holen. Die Regierung war damals 
so erfreut über das wichtige Ereignis, dass sie befahl, die 
Regierungszeit der damaligen Kaiserin die „kupferne“ zu 
nennen. 

Welche grosse Bedeutung man der Kupfergewinnung 
seit dieser Zeit beimass, geht aus dem Umstand hervor, dass 
japanische Geschichtsschreiber immer wieder auf seine Be- 
deutung hinweisen und viele Einzelheiten bringen, besonders 
auch darauf, dass die Arbeitsmethoden ständig verbessert 


wurden und gegen Anfang des 16. Jahrhunderts einen be- . 


sonders hohen Stand erreicht haben sollen. 

Nach der grossen politischen Umwälzung in Japan aus- 
gangs der Mitte des vorigen Jahrhunderts richtete die Re- 
gierung ihr besonderes Augenmerk auf den weiteren Ausbau 
der bestehenden Erz- und Kohlengruben im Lande, da sie 
ganz richtig erkannte, dass der Fortschritt des Reiches in 
erster Linie von der tatkräftigen Förderung seiner Industrie 
abhängig sei. Zu diesem Zwecke engagierte sie aus den 
westlichen Staaten, vorzugsweise Deutschland, Frankreich, 
England und Nordamerika, eine Reihe von Ingenieuren und 
Technikern und verteilte sie auf die grössten Gruben; 


zweifelsohne haben die Japaner hierdurch viel gelernt und 
ihre teilweise recht veralteten Arbeitsmethoden stark ver- 
bessert bzw. durch moderne ersetzt. 

Was nun im besonderen Kupfer anbelangt, so stand 
Japan vor Ausbruch des Weltkrieges unbestritten als Pro- 
duzent an zweiter Stelle. Die Januar-Nummer des „World 
Salesman“ (Yokohama) gibt die Produktion der wichtigsten 
ANPIFT-ETZEUgUng länder wie folgt an: 


(in 1000 Tonnen) 1906 1913 1918 
Vereinigte Staaten N.A.. . 416,5 597,4 848,2 
Japan R 2 370 73,2 96,0 
Chile . 26,0 40,2 86,0 
Mexico . 61,6 62,5 75,D 
Kanada . 19,1 34,6 52,7 
Deutschland . 20,7 25,3 41,0 
Spanien und Portugal 50,1 51,8 41,0 
Australien . 37,0 47,3 39,0 


Die Kanferpruben en sind fast über das ganze Land 
zerstreut, doch finden sich die Vorkommen am zahlreichsten 
und ergiebigsten im östlichen Teil der Hauptinsel, wo sie fast 
immer mit anderen Erzbeimischungen als Gold, Silber, Zink, 
Blei usw. auftreten. Gegen Jahresende 1920 waren rund 
1600 Schürfrechte auf Kupfer und seine Verbindungen erteilt 
worden, welche Zahl nur wenig hinter derjenigen der er- 
teilten Kohlen-Schürfrechte zurückbleibt. 

Japan ist in normalen Zeiten nur in der Lage, knapp die 
Hälfte seiner jährlichen Kupferproduktion im Lande selbst zu 
verarbeiten, die andere Hälfte führt es als Rohprodukt aus. 
Allerdings verschoben sich diese Mengen während des 
Krieges wesentlich, was ja bei der Hochkonjunktur der In- 
dustrie während der Kriegsjahre verständlich ist. Der Inland- 
verbrauch stieg von rund 28000 Tonnen im Jahre 1915 aut 
65 000 Tonnen im Jahre 1918 und ist seit dieser Zeit wieder 
ständig im Fallen begriffen. Hand in Hand damit ist das 
sprunghafte Steigen und Fallen der Preise zu beobachten. 
Als Hauptkäufer traten vor dem Kriege in erster Linie Eng- 
land und China auf, daneben aber auch die meisten 
europäischen Länder, Aegypten, Nordamerika und Indien; 
das Bild änderte sich während des Krieges, als Russland, 
England und Frankreich fast die gesamte Ausfuhrmenge auf- 
kauften. Normale Verhältnisse traten erst wieder nach dem 
Waffenstillstand ein. 

Nach „World Salesman“, den wir bereits oben zitierten, 
ergab sich für die Jahre 1912 bis 1918 in bezug auf Ausfuhr 
für Roh- und Fertigfabrikate für Kupfer und ihre Preis- 
bildung folgendes Bild: 


Ausfuhrmenge Wert davon nach: 

Jahr in Tonnen Yen England China Rußland 
1912 39000 25 Mil. 8000 7000 _ 
1913 4200 233 „ = — 
1914 4500 237 „ —_ — 5 700 
1915 58000 44,5 „ — = 30 000 
1916 GO ° 66 „ — —_ — 
1917 7200 83,5, _ — — 
1918 32300 38 „ Z— — — 


Um den en Abwärtsbewegung, die in der zweiten 
Hälfte 1918 in Menge und besonders Preis eintrat und sich 
1919 verstärkt fortsetzte, entgegenzutreten, glaubten japa- 


nische Spekulanten das beste Mittel darin gefunden zu haben, 
dass sie grosse Mengen Kupfer in Amerika aufkauften, wo 


sich die Verhältnisse nach Abschluss des Waffenstillstandes 
in ähnlicher Weise entwickelten. Sie hofften auf einen 
baldigen Friedensschluss und waren davon überzeugt, dass 


dann eine ausserordentlich grosse Nachirage in den von 
allem entblössten europäischen Ländern einsetzen werde. 
Man hatte dabei einerseits wohl übersehen, dass nach Be- 
endigung des Kriegszustandes in Europa grosse Vorräte frei 
werden würden und anderseits die Kaufkraft der verarmten 


Mittelmächte weit überschätzt. Als sich diese Spekulation 


als verfehlt erwies, blieb nichts anders übrig, als die aufge- 
kauften Mengen zu annehmbaren Preisen loszuschlagen und 
den verbleibenden grossen Rest nach Japan zu importieren 
und dort auf Lager zu legen. In den ersten 6 Monaten des 
Jahres 1920 wurden rund 40000 Tonnen von Amerika nach 
Japan eingeführt. Gleichzeitig sahen sich eine Reihe von 
Gruben genötigt, ihre Betriebe entweder ganz zu schliessen 
oder die Ausbeute einzuschränken. Mit finanzieller Unter- 
stützung der Regierung wurde im Juni 1920 die „Vereinigung 
japanischer Kupferschmelzereien“ gegründet. Sie setzte 
sofort die Produktion um 35 Prozent herunter, führte 
Standardpreise .ein und suchte die Vorräte nach Möglichkeit 
abzustossen. Man schätzte diese Vorräte bei Gründung der 
Vereinigung auf rund 50000 Tonnen. Trotz dieser Mass- 
nahmen ist keine wesentliche Erleichterung des Marktes ein- 
getreten, vielmehr haben bis Mitte 1920 mehr als 20 grössere 
Gruben entweder ganz schliessen oder ihren Betrieb ein- 
schränken müssen, wodurch einige 10000 Arbeiter brotlos 
wurden. 

Die bisher veröffentlichten statistischen Zahlen der ersten 
6 Monate des Jahres 1920 lassen jetzt bereits den Schluss zu, 
dass die Exportzahlen des Gesamtjahres ungefähr ein Fünftel 
des Jahres 1917 und ein Drittel des Jahres 1918 erreichen 
werden. Die Aussichten sind somit alles andere als glänzend. 


C. Schwengenbecher. 
China. 


Koblenlieferungs-Vertrag zwischen China und Japan. Es 
wird berichtet, dass die japanische Regierung mit der Ver- 
waltung der Kailan-Kohlengruben in Nordchina einen zehn- 
jährigen Lieferungsvertrag abgeschlossen habe. Die Gruben 
sollen jährlich 3 Millionen t Kohlen für die japanische Regierung 
liefern, zusammen also 30 Millionen t. In Nordchina herrscht 
darüber nicht geringe Aufregung, da die Gruben bei Höchst- 
leistung zurzeit im besten Falle nur 600 000 t über den Vertrag 
hinaus an die chinesischen Verbraucher abzugeben imstande 
sind. Man fürchtet daher mit Recht ein Steigen der Kohlen- 
preise in Nordchina und wirft der englischen Leitung der Gruben 
vor, dass sie bei Abschluss des Vertrags gegen die Interessen 
Chinas handelten. Es wird beabsichtigt, zwecks bequemen Ab- 
transports der Kohlen die Strecke Tongshan bis Shanhaikuan 
der Peking-Mukden-Bahn zweigleisig auszubauen. Die Vor- 
arbeiten dazu sollen bereits im Gange sein. 


Durchgangsverkehr Peking — Pukou. Aus China kommt 
die Nachricht, dass die Peking-Tientsin-Mukden- und Tientsin- 
Pukou-Eisenbahnen beschlossen haben, demnächst einen Durch- 
gangsverkehr für Personen- und Güterverkehr einzurichten. 
Reisende zwischen Pukou und Peking oder Mukden würden 
demnach ohne Umsteigen in Tientsin durchfahren können. 
Weiter wird beabsichtigt, auch den Fährdienst über den Yangtse 
von Pukou nach Nanking in der Weise zu vervollkommnen, 
dass die Züge in neu anzukaufenden Fähren über den Fluss ge- 
bracht werden, wodurch durchgehende Züge zwischen Peking 
und Schanghai gefahren werden könnten. 


Feuer in Schanghai. Eine starke Feuersbrunst vernichtete 
am 11. März in Schanghai sieben grosse Lagerhäuser, in denen 
3000 Ballen Seide und 25000 Pikuls Kokons lagerten. Mehr ais 
die Hälfte aller für den Export bestimmten Vorräte Schanghais 
wurden vernichtet. Der Schaden wird auf $ 6 Millionen 
geschätzt. 
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Zahl der Fremden in China. Ende 1920 verteilten sich die 
Fremden und fremden Unternehmungen in China auf die ver- 
schiedenen Nationen wie folgt: 


Gesellschaften Menschen 
Japaner . 4678 171 485 
Russen . . 1 760 148 170 
Engländer . 644 13 224 
Amerikaner 314 6 660 
Franzosen . 171 4 409 
Portugiesen 93 2 390 
Deutsche . . . . 2... 2 1225 
Schweden . 4 622 
Dänen . 27 546 
Belgier . 20 391 
Italiener FR er 19 376 
Spanier. . 2. 2 2 200. 8 372 
Holländer . ui Al 25 367 
Norweger . a 12 249 
Oesterreicher. . . . . . 5 27 
Mexikaner . —_ 4 
Andere Länder . 33 536 

Japan. 


Arbeitsschutz für Frauen und Kinder in Japan. Dem 
japanischen Reichstag ist ein Gesetz vorgelegt worden, welches 
die Arbeitszeit für Frauen und Kinder in Fabrikbetrieben regeln 
soll. Als Fabriken gelten Betriebe mit .nindestens 10 Arbeitern. 
Kinder beiderlei Geschlechts unter 14 Jahren dürfen nicht be- 
schäftigt werden. Die Gesamtarbeitszeit darf 9% Stunden täg- 
lich nicht überschreiten. Knaben unter 16 Jahren und Arbeite- 
rinnen dürfen zwischen 10 Uhr abends und 5 Uhr morgens nicht 
beschäftigt werden. Ferner soll ein wöchentlicher Ruhetag ein- 
geführt werden 


Folgen der Geschäftskrise in Japan. Die Okura-Industrie- 
Gesellschaft in Tokio hat gegen die Kawasaki-Werft auf Zahlung 
von Yen 3140 438 geklagt wegen Nichterfüllung eines Lieferungs- 
vertrags. Die Werft hatte 10000 t Roheisen bei der Okura- 
Industrie-Gesellschaft bestellt, dann aber wegen der schlechten 
Geschäftslage die Bestellung rückgängig gemacht. Die Liefer- 
firma war dadurch genötigt, das Eisen durch Auktion zu ver- 
kaufen, wobei sie den obigen Betrag gegenüber der Vertrags- 
summe verlor. 


Neues Bergbaugesetz in Japan. Dem Reichstag wird dem- 
nächst der Entwurf eines neuen Bergbaugesetzes vorgelegt 
werden, dessen Hauptpunkte sich mit der Verbesserung der 
Lage der Arbeiter beschäftigen. Für alle Arbeiterklassen soll 
eine achtstündige Arbeitszeit festgesetzt werden. Frauen- und 
Kinderarbeit in den Gruben selbst ist verboten, desgleichen 
während der Nachtzeit. Nicht genügend berücksichtigt dagegen 
sind Massregeln zur Verhütung von Unglücksfällen, welche, wie 
bekannt, gerade in japanischen Grubenbetrieben infolge mangeln- 
der Vorschriften recht häufig auftreten. Die Grubenbesitzer 
selbst begrüssen den Entwurf mit gemischten Gefühlen. Sie be- 
haupten, dass durch die allgemeine achtstündige Arbeitszeit und 
die Schutzverbote für Frauen und Kinder höher bezahlte Männer 
eingestellt werden müssten, wodurch die Ausgaben erhöht und 
die Produktion vermindet werden würde. 


Wasserversorgung Tokios und Yokohamas. Die höchst 
mangelhafte Versorgung der beiden Riesenstädte Tokio und 
Yokohama mit Wasser wächst sich bei der ständigen Be- 
völkerungszunahme beider Städte immer mehr zu einer 
Kalamität aus. Die bestehenden Werke sind schon lange nicht 
mehr in der Lage, dem Bedarf zu genügen, und bei Feuers- 
brünsten und langer Trockenheit bildet der Wassermangel 
geradezu eine Gefahr. Man arbeitet deshalb schon seit längerer 
Zeit an einer Vergrösserung der bestehenden Werke, aber in 
einem Tempo, das voraussehen lässt, dass nach Vollendung der 
Arbeiten der Bedarf inzwischen bereits wieder die Leistungs- 
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fähigkeit überschritten hat. Die Tokioer Stadtverwaltung be- 
absichtigte zwecks gründlicher Erweiterung ihrer Wasserwerke 
eine Anleihe auszuschreiben, doch wurde diese vom Finanz- 
ministerium verboten. Die Gründe für das Verbot sind nicht be- 
kannt geworden. Stattdessen stimmte es einer Erhöhung des 
Wasserpreises um 50 %. unter der Bedingung zu, dass die im 
Gang befindlichen Arbeiten beschleunigt würden. In Yokohama 
hofft man den Wasserverbrauch dadurch einzuschränken, dass 
jetzt überall Wassermesser aufgestellt werden sollen, wodurch 
gleichzeitig höhere Einnahmen erzielt werden könnten. Bisher 
waren die Preise nach Zahl der Bewohner eines Hauses und 
dem Mietspreis bemessen. 


Ueber Japans Rohseidenmarkt im Jahre 1920 schreibt uns 
Herr Bormann aus Yokohama: Der Rohseidenmarkt, die 
Stütze des japanischen Ausfuhrhandels, hat im vergangenen 
Jahre Erschütterungen durchgemacht, die ihre Auswirkung auf 
die Handelsbilanz nicht verfehlen konnten (s. endst. Ziffern). 


Veranlasst durch die erhebliche Mehreinfuhr der Ver- 
einigten Staaten im Jahre 1919 (36 % mehr als 1918), setzte in 
Japan eine Spekulation ein, die den Ballen Shinshiu Nr. 1 im 
Januar 1920 auf Yen 4350.— trieb (Yen 1300.— zur gleichen 
Zeit des Vorjahres). Damit war der Höhepunkt erreicht; Zurück- 
haltung seitens amerikanischer Käufer, welcher sich später die 
in den Vereinigten Staaten notwendig gewordene Fabrikations- 
einschränkung zugesellte, und die in Japan einsetzende Finanz- 
krisis hatten einen stetigen Preisfall zur Folge und am 29. Juli 
war die niedrigste Quotierung des Jahres mit Yen 1100.— zu 
verzeichnen. 

Mit Unterstützung einflussreicher Parlamentsmitglieder der 
Seiyukaj-Partei gelang Interessenten im September die Gründung 
eines Kaiserl. Seiden-Syndikats (Teikoku Sanshi Kaisha} für den 
Aufkauf der Bestände, wofür die Regierung Yen 50 Millionen 
zu niedrigem Zinsfuss zur Verfügung stellte Von dem Preis- 
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regulierungs-Ausschuss dieses Syndikates wurde ein — der 
Marktlage entsprechend — zu hoher Minimalpreis von Yen 
1500.— für Shinshiu Nr. 1 festgesetzt und auf dieser Basis der 
erste und zweite Aufkauf in Gesamthöhe von rund 12000 Bal- 
len getätigt. Unberührt von den Preisvorschriften blieb der 
Inlandsbedarf und solches Material, welches den Qualitäts- 
ansprüchen für Export nicht genügte. Einem weiteren An- 
wachsen der Lagerbestände, die rund 50 000 Ballen in Yokohama 
betrugen, wurde durch Schliessung aller Seidenhaspeleien für 
die Zeit vom 1. Dezember 1920 bis 15. Februar 1921 vorgebeugt. 

Der Möglichkeit weiteren Preissturzes, verursacht durch 
Umgehungsversuche finanzschwacher Rohseidenhalter, trat das 
Syndikat entgegen durch die Verfügung, dass die Yokohama 
Conditionier-Anstalt nur solche Waren zulassen dürfe, deren 
Kontrakte nach den Regeln der Compagnie ordnungsgemäss ab- 
gewickelt seien. 

Zurzeit liegt der Markt so, dass in das neue Jahr ein Yoko- 
hama-Lagerbestand von rund 40 000 Ballen vorgetragen werden 
musste, der Minimalpreis gewissermassen nur nominell be- 
steht, da auch die besseren Qualitäten zu gleichen Preisen ge- 
kauft werden können, und das Syndikat Gegenstand lebhafter 
Kritik ist. Man wirft ihm die Unmöglichkeit vor, die natürliche 
Reaktion auf die Dauer aufrecht halten zu können, während 
andererseits diese Versuche auf die Nachfrage des Auslandes 
nach Rohseiden sowohl wie Geweben nachteilig wirkten und die 
Arbeitslosigkeit erhöhten. — Eine in Kyoto jüngst gegründete 
Vereinigung westlicher Seideninteressenten schliesst sich dieser 
Kritik teilweise an und zielt auf die Unabhängigkeit von Yoko- 
hama, indem sie Kobe oder Nagoya zum Ausfuhrhafen für die 
Produkte westlicher Haspeleien machen will. 

Von der Haltung amerikanischer Nachfrage wird es in 
erster Linie abhängen, ob der Markt weiter in dieser Lage ver- 
harren wird und sich durch die Frühjahrszufuhren gar noch 
verschlechtert, oder ob eine Stabilisierung möglich ist. 
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Zusammenstellung über Gesamt-Ausfuhren. 
1920 1919 Abnahme 


U.S.A. .Y333 595 922 Y 600 843 237 Y 267 247 315 
Frankreich „ 37097186 „ 17157235 Y 19939 951 
England . „ 3072517 „ 3226 026 er 
Australien „ 268 426 „ 40326 „ 228100 
Andere. . „ 8565632 „ 2332000 „ 6233 542 


gesamt Y 382599683 Y 623598 914 Y 26401 593 Y 267 400 824 
„26 401 593 


Zunahme 


153 509 


Gesamtabnahme ca. 39°), d.s. Y 240 999 231 
Drahtlose Stationen in Japan. Japan musste sich bisher mit 
einer einzigen grossen drahtlosen Station behelfen, der der 


Marine gehörigen in Furabashi im Regierungsbezirk Chiba, die 
von der deutschen Firma Siemens-Schuckert gebaut und zu An- 
fang des Krieges, vollendet worden ist. Inzwischen ist eine 
weitere grosse Sonderstation in Tomioka im Regierungsbezirk 
Iwaki, etwas weiter nördlich gleichfalls an der Küste des Stillen 
Ozeans, vollendet worden, die von Japanern allein gebaut 
worden ist. Sie wurde am 10. Januar vom Verkehrsministerium 
übernommen und für die Beförderung von Privattelegrammen 
freigegeben, die nach San Franzisko das Wort Yen 1,44 und 
nach Neuyork das Wort Yen 1,74 kosten. Sie hat, ebenso wie 
die zugehörige Empfängerstation in Haranomachi, acht Kilomcter 
davon ebenfalls im Regierungsbezirk Iwaki, eine Reichweite 
von ungefähr 7500 kin, die Sendungen nach und von Amerika 
werden aber in Hawai aufgefangen und weitergegeben. Für 
die Marine wird in Oshıma, im Regierungsbezirk Nagasaki, 
gegenwärtig an einer ganz grossen neuen Station gebaut, die 
Ende dieses Jahres vollendet werden soll, falls der Reichstag 
die Flottervorlage von je acht L.inienschiffen und Schlacht- 
kreuzern für das kommende Rechnungsjahr bewilligt. Nach der 
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japanischen Presse soll sie ganz aus japanischem Material und aus- 
schliesslich in Japan selbst gebaut und der in Funabashi an 
Reichweite ganz beträchtlich überlegen werden. Die Kosten 
werden aui Yen 6 Millionen geschätzt. 


Südostasien. 
Gute Reisernte in den Südstaaten. Angesichts der schreck- 
lichen Hungersnot in Nordchina, wo Millionen Menschen dem 
Hungertode verfallen und die Regierung aus Mangel an Geld- 


_ mitteln nicht in der l.age ist, Iielfend einzugreifen, ist es von 


Interesse, zu hören, dass die Reisernte in Siam, Burma und 
Indo-China besonders gut ausgefallen ist. Grosse Vorräte sind 
aufgestapelt und warten auf Abtransport nach China, Japan und 
den Malayen-Staaten. Man schätzt die in Saigon lagernden 
Mengen auf 1% Millionen t, in Burma liegen rund I Millionen t 
und in Bangkok 4 Millionen t. Es dürfte in Anbetracht der 
grossen Vorräte mit einem baldigen Fallen der Preise zu 
rechnen sein. 
Niederländisch-Indien. 

Hanfanpflanzungen in Niederländisch-Indien. In Nieder- 
ländisch-Indien waren im Jahre 1919 mit Sisal bepflanzt 23 089 
acres, mit Cantilla 8695 und mit Manilahanf 526 acres. Die An- 
zucht des Sisal ist recht umständlich, und es dauert 7 Jahre, 
che die Pflanzen Ertrag geben, dann ist der Anbau aber lohnend. 
Es wird in der Regel auf Boden, der für Kaffee nicht mehr ge- 
eignet ist und für Gummi nicht benutzt werden kann, angebaut. 
Die Schösslinge werden 4% Jahre in Treibhäusern gehalten 
und dann zwischen Oktober und Januar in 12 Fuss auseinander- 
liegenden Reihen mit je 3 Fuss Entfernung untereinander an- 
gepflanzt. Nach 2 Jahren sind die Blätter 2 Fuss lang, und dann 
kann 4 Jalıre hintereinander bis zur Blüte der Pflanze geerntet 
werden. Man rechnet mit einer Lebensdaner der Pflanze von 
24 Jahren. 
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Machatschek, - Prof. Dr. F.: : Landeskunde 


Russisch-Turkestan. XII u. 348 S. Stuttgart 1921. Enge 
Nachf. M. 100. i 
Das mit Karten und Bildern gut ausgestattete 


Machatscheks gibt eingehend Aufschluss über die Landesnatur 
Westturkestans (Geologie und Morphologie, Klima, Pflanzen- 
und Tierwelt), seine Bevölkerung, die Besiedlung und die 
politische Gestaltung und die wirtschaftlichen Verhältnisse. Inı 
ersten Teil wird das Land als Ganzes behandelt; als zweiter 
Teil schliesst sich daran die ausführliche Beschreibung der 
einzelnen turkestanischen Landschaften. Die Darstellungs- 
weise M.s ist so fliessend, wie man sie in wissenschaftlichen 
Werken selten findet. Der Autor stützt sich auf die Ergebnisse 
eigener Studienreisen in den Jahren 1911 und 1914, sowie auf 
gründliche Kenntnis der über Turkestan vorhandenen Literatur. 
Der Ausbruch des Weltkrieges verhinderte nicht nur die 
Vollendung der zweiten Reise, sondern verursachte überdies 
den Verlust der Aufzeichnungen, Kartierungen und Photo- 
vraphien M.s. Das während seiner Anhaltung in Taschkent ge- 
sammelte und zum Teil in Europa überhaupt nicht erhältliche 
Material musste er zurücklassen. Dennoch ist sem Buch das 
beste geworden, das wir in deutscher Sprache über Turkestan 
besitzen. j | 


Sauter, J. A.: Mein Indien. Erinnerungen aus 15 glück- 
lichen Jahren. Leipzig 1921. Kochler. 

Verfasser war von scinen 19. bis zum 35. Jahre ohne 
Unterbrechung in Indien. Im Weltkrieg kam er als Gefangener 
nach England und dann in seine deutsche Heimat. Er gibt in 
dem kleinen Buche ausgezeichnete Schilderungen der Zustände 


in Britisch-Indien, namentlich des Lebens und Treibens der ein- 
heimischen Bevölkerung und flicht da und dort Betrachtunge'ı 
über das Verhältnis zwischen europäischer und orientalischer 
Kultur ein. S. hatte sich ganz und gar den Hindusitten an- 
gepasst und kam damit in viel engere Berührung mit Indern 
«ler Klassen als es Furopäern in der Regel möglich ist. Des- 
halb ist das, was er sagt, um so melır beherzigenswert. Das 
Büchlein ist allen bestens zu empfchlen, die sich über indische 
Dinge unterrichten wollen. Fehlinger. 
Chinesische Schattenschrittee Hugo Bruckmann- 
\trlag München 1921. Gesammelt und herausgegeben 
vonBerndMelchers. Wir sind heute daran gewöhnt, dass 
die Bücher in der anspruchvollsten Aufmachung erscheinen, die 
uns inhaltlich nichts zu sagen haben. Bei dem vorliegenden 
Biichlein entspricht die bescheidene Aufinachung dem be- 
scheidenen Inhalt. Das ist das Bemerkenswerteste an ilım. 
In einer kurzen Einleitung sagt Dr. Melchers, dass es sich bei 
den chinesischen Schattenrissen, die in Tsinanfu aus den 
„schmutzstarrenden Heften“ eines Chinesen entdeckt wurden, 
um einen „Ausklang der hohen chinesischen Kunst‘ handele, die 
dem Wunsche des Verfassers nach „Freude bringen“ und im 
Schattenspiel von dem Leben einer chinesischen Stadt erzählen 
sollen. Leider erzählen sie nur von dem Verfall der ost- 
asiatischen Kunst eine recht freudlose und allgemein bekannte 
Gieschichte. | 

Das, was in Bildern gezeigt wird, sind Scherenschnitte in 
farbigem Papier, keineswegs Schattenschnitte. Die Vorlagen 
sind wahllos mittels Pausen von älteren und neueren kunst- 
gewerblichen Arbeiten aller Gattungen aus Holz, Stein, Metall, 
von Geweben und Stickercien hergenommen. Auf diesem Weve 
werden niemals Schattenschnitte entstehen, auch wenn der 
Chinese seine Schere mit gewissen Freiheiten gebraucht. Jede 
Technik hat ihre bestimmten Gesetze. Die Hauptforderung des 


118 


Schattenschnittes ist Einstellung auf Konturwirkung, die die Ab- 
bildungen durchaus vermissen lassen. Nicht einmal die Qualität 
der Vorlagen ist immer einwandfrei. Die Abbildungen 3, 60, 55, 
57, 53 usw. erinnern verzweifelt an japanischen Jugendstil. 
Immerhin mögen mit solchen Scherenschnitten schöne Wirkungen 
zu erzielen sein, wenn sie als Schmuck für Lampen, Untersätze, 
Kästen und Säniten dienen, und es wäre nicht uninteressant gu- 
wesen, wenn der Verfasser sie uns in dieser Verwendung ge- 
zeigt hätte, als Ausgang für unser modernes Kunstgewerbe. In 
dieser Form zusammengestellt, wird das Buch mehr Schaden 
wie Nutzen bringen. 


Natürlich „geht das Buch. Solche Bücher „gehen“ immer. 
In der China-Ausstellung bei Friedmann & Weber war es aul- 
gelegt, und als ich danach fragte --- vergriffen. Dr. Klar. 
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Ef Neues aus Ostasien. Io: 
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Herr Fritz Secker, den Lesern der „Ostasiatischen Rund- 
schau” als ihr erster Schriftleiter wohl bekanut, schreibt uus 
aus Schanghai vom 6. Februar: 

Nach S3tägiger Fahrt sind wir nun glücklich in Schanghai 
selandet. Die Ueberfahrt war, von einigen Unbequemlich- 
keiten abgeschen, ausgezeichnet. Die paar Tage Schanghai 
haben schon Wunder gewirkt, und ich bin voller neuer 
Schäaffensfreude. Die Woehnungsnot ist hier ungeheuer gross, 
und ich hatte Mühe, ein Unterkommen zu finden. Wohnungs- 
äinter gibt es gottlob nicht, es bleibt jedem einzelnen überlassen, 
unterzukommen. Irgendwelche Schwierigkeiten bei der 
l.audung habe ich nicht gehabt. Der Strom der chinesischen 
Besucher will gar nicht versiegen, und man erweist mir alle 
möglichen Aufmerksamkeiten, darunter zahlreiche Einladungen 
zum chinesischen Essen. Das hiesige Deutschtum hat für mich 


ein neues Gesicht. Alle leben sparsam und zurückgezogein, 
einesteils der bescheidenen Einkünfte wegen, anderentei:s 


wegen des Kurses, der allerdings in den letzten Tagen eine bc- 
deutende Wandlung zum Bessern durchgemacht hat, da Silber 
andauernd fällt. Der Dollar, der bei meiner Ankunft M. 50 wert 
war, steht heute knapp 25. Da lohnt es sich bald, Mark nach 
hier zu legen. Die allgemeine Geschäftslage, nicht nur für 
Deutsche, ist äusserst flau, die Stimmung unter den Deutschen 
wegen der unverschämten Forderungen der Entente gedrückt. 
Wenn die 12’ %ixe Exportabgabe zur Tat wird, dann sche ih 
hir einen baldigen Aufbau unseres Chinahande!s schwarz. Der 
Chinadeutsche rechnet jetzt anders als vor dem Kriege und ist 
auch nicht mehr so freigebig wie früher. Aber für die ürt- 
ichen Aufgaben (Schule, Kirche usw.) stenert doch jeder, wer 
kann, monatlich seine $ 6 an die deutsche Gemeinde bei. 
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Einladung zur siebenten Hauptversammlung. Der Vorstand 
des Verbandes für den Fernen Osten beehrt sich, alle Verbands- 
mitglieder zu der diesjährigen Hauptversammlung auf 

Mittwoch, den 20. April 1921, abends 7': Uhr, 


um den Bankettsaal des Restaurants „Rheingold”, Berlin 
Potsdamer Strasse 3, ergebenst einzuladen. - 


\W., 


Taxesordnung: 


I. Genehmigung des Protokolls der letzten ordentlichen 
Hauptversammlung. 

2. Besprechung des Jahresberichtes für 1920. 

3. Anderung des S 8 der Verbaudssatzung, 

4. Wahlen zum Ausschuss, 

Der Hauptversammlung wird sich, wie im Vorjahre, ein 
Istastaten-Abend anschliessen, zu dem die Einladungen in der 
nachsten Nummer der Ostasiatischen Rundschau ergehen 


werden. 


Vortragsabend über Ostasien. Der Verband für den Fernen 
Osten und die Deutsche Kolonialgesellschaft werden gemein- 
sam am | 

Donnerstag, dem 14. April 1921, abends 8 Uhr, 

im Sitzungssaal der „Gesellschaft der Freunde“, Berlin W., 
Potsdamer Strasse 9, einen Vortragsabend über Ostasien ver- 
anstalten. Es werden an dem Abend sprechen die Herren Wirk- 
licher Geheimer Rat Dr. von Koerner, Gouverneur a. D. 
Seitz, Gouverneur a. D. Meyver-Waldeck, C. Fink 
und Regierungsrat Dr. F. W. Mohır. -— Wir laden alle unsere 
Mitglieder zu dieser Veranstaltung ein und hoffen auf eine recht 
rege Beteiligung. | 

Sammlung von Photographien. Zu der von Herrn 
Dr. Melchers angeregten Sammlung von Fnolögraplien schreibt 
uns Herr Stötzner: 

Da ich den Wert der zusammen genommen unendlich vielen 
Chinabilder aus Privatbesitz in gleicher Weise für Wissenschaft 
wie Volksbildung ausserordentlich hoch einschätze, setzte ich 
mich sofort mit den Direktoren der beiden grossen Völker- 
kunde-Muscen in Dresden und Leipzig iv Verbindung, um wo- 
möglich einen der Herren zu gewinnen um das Sanmch, 
Katalogisieren und Versenden an Interessenten zu übernehmen. 
Beide Herren waren der gleichen Meinung: Die Idee des Herrn 
Dr. Melchers ist ausgezeichnet und muss unbedingt durch- 
geführt werden. Aber die Mascen leiden (und wohl nicht nur 
diese beiden, sondern ungefähr alle) an Platzmangel und Ar- 
beitsüberlastung der Angestellten. Ausserdeın kann die Wissen- 
schaft nur einen Bruchteil der Plootographien aus Laienhänden. 
gebrauchen, ohne dass dabei die ausserordentliche Wichtigkeit 
dieses Bruchteiles unterschätzt wird. Die viele Arbeit, die 
Ordnen, Versenden, Korrespondenz, Anfertigen von Licht- 
bildern usw. verursachen, wiegt nicht den Nutzen auf, den eitn- 
zelne wenige Bilder für die Wissenschaft haben. Aber es gibt 
ein Institut, das sich in diesem Falle der Allgemeinheit zur 
Verfügung stellt, das ist der Kolonialkriegerdank, der den 
Melcherschen Plan mit Privataufnaltımen aus unseren Kolonren 
längst verwirklicht hat. Die deutschen Museen lassen sich 
schon lange von dort die gesammelten Bilder schicken, be- 
stellen für billiges Geld Abzüge, die sie als für wissenschait- 
liche Zwecke geeignet auswählen, und Vortragsredner, Volks- 
bildimgsinstitute, auch SchwWen usw., wenden sich gleichfalls 
dorthin, um Bilder und fertige Lichtbilkler zu beziehen. Wer 
also seine Aufnahmen dem Kolonialkriegerdank einschickt, dient 
der deutschen Wissenschaft und Volksbildung, aber gleichzeitig 
auch noch der Wobhltätigkeit für ehemalige Kolonialsoldaten. 
Vielleicht entschliest sich Herr Dr. Melchers, der dankenswerte 
Urheber, der Bildsammelidee, dazu, das wertvolle Biker- 
material, das keinesfalls vergraben bleiben darf, durch einen 
Aufruf in der Ostasiatischen Rundschau dem Kolonialkrieger- 
dank zukommen zu lassen. 

Zu derselben Frage macht der Folkwang-Verlas., 
(.m.b. AH, Haızeni. W., folgenden Vorschlag: 

Iniolge der Anregung des Herrn Dr. Melchers, Bremen. in 
Heft 4 der „Ostasiatischen Rundschau“ haben wir unsern Ver- 


lag. der aus dem Folkwang-Museum, Hagen i. W. (gegründet 
von Dr. H. E. Osthaus), hervorgegangen ist, als Mittelstelie 
anzubieten. 


Wir haben bereits ein schr umfangreiches photographisches 
Archiv aus Deutschland, Schweiz und Belgien und auch bereits 
einen umfangreichen Bestand von Bau- und Kunstwerken des 
Orients. Unser Archiv umfasst bereits mehrere tausend Platt“ 
sus Java, und auch Herr Dr. Melchers ist bereits unserem Vor- 
schlag ssefolgt und hat sein umfangreiches Material aus China, 
Korea usw. unserem Archiv übergeben. 

Wir stellen photographische Abzüge, Lichtbilder für Vor- 
träse, Vergrösserungen usw, selbst her, veröffentiichen abi 
auch in unserem eigenen Verlag Werke mit zahlreichen Ab- 
bildungen von solchen Komplexen des Archivs, da wir eine u 
wisse Vollständiskeit erreicht haben. Ebenso wird in diesem 
Fall von den einzelnen Gruppen ein Katalog mit verkleinerte 
Abzüvwen der wesentlichsten Bilder hergestellt, der aleı 
Forschungsinstituten und Privaten zur Verfügung steht, 
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zum Allgemeiner und politischer Teil ill 
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China vor schwerwiegenden 


Entscheidungen. 
Von €. Fink. 
Die Kaiserfrage — Der fehlende starke 
Mann. — Anmaßende Tutschüns. — Chine- 


sisches Kapital. — Der Kampf gegen das 
Internationale Bankkonsortium. — Miß- 
trauengegenPeking. — DielageinKuang- 
tung. — Neue Machtgruppierungen. — Lu- 
Yung-tings Rachepläne. — T’ang-Chi-yao. 
— Die künftige Entscheidung iin Hunan. — 
Das Wiedererscheinen Chang-Hsüns — 
Hie Kaiserreich, hie Freistaat! 


Wiederholt habe ich im -Laufe der letzten Monate an- 
gedeutet, daß in der Frage der Wiederaufrichtung des 
Kaisertums in China noch keineswegs das letzte Wort ge- 
sprochen worden ist. Das bestätigen die neuesten Nach- 
richten, die die Post aus China bringt, in nicht mißzuver- 
stehender Weise. Selbst Zeitungen, die sich bis vor kurzem 
nicht genug tun konnten, den Fortschrtt der Demokratie in 
China zu preisen, und ieden Gedanken an eine Neuordnung 
der Dinge mit monarchischer Spitze weit von sich wiesen, 
geben heute kleinlaut, versteckt oder offen, zu, daß sie sich 
geirrtt haben. „Die Republik hat völlig Fiasko gemacht“, 
schrieb die „Peking und Tientsin Times“ in den ersten 
Tagen des Februar, „man darf annehmen, daß die Fort- 
schritte . Chinas in den letzten Jahren viel größer gewesen 
wären, wenn die Mandschukaiser am Ruder geblieben 
wären.“ Das Blatt meint, würde heute eine freie, von keinen 
Parteihetzern beeinflußte Abstimmung stattfinden, so würden 
sich noch keine fünf vom Hundert für die Beibehaltung der 
Republik entscheiden. 

Wenn trotzdem die Aussichten für die Wiederaufrich- 

des Kaisertums in China im Augenblick nicht sehr groß 
en so ist das auf den entschlossenen Widerstand einerseits 
der Mehrzahl der Tutschüns und andererseits der in der 
Kuomintang zusammengefaßten radikalen Elemente zurück- 
zuführen. 

Tatsächlich verschlimmert sich die politische Lage in 
China immer mehr. Der Einfluß der Zentralregierung in 
China wird immer geringer, die Macht der Tutschüns zu- 
sehends größer. Es fehlt der „Mann mit dem Raketensatz 
an der Spitze“, um ein Wort zu brauchen, das Fürst Bis- 
marck bei dem denkwürdigen Frühstück sprach, das er zu 
Ehren des Li Hung-changs im Jahre 1896 auf seinem Land- 
sitz Friedrichsruh gab, bei welcher Gelegenheit der chinesi- 
sche Staatsmann ihm die Frage vorgelegt hatte, worauf es bei 
einer Neubelebung des politischen Lebens Chinas vor allem 
ankomme. In Peking kann man sich nicht entschließen, die 
ausgefahrenen Gleise zu verlassen und in neue Bahnen ein- 
zulenken. Es fehlt der schöpferische Geist, der nicht nur 
neue Formen schaffen kann, sondern ihnen auch neuen Geist 
einzuflößen imstande ist, dabei selbst aber die Kraft besitzt, 
das einmal als richtig und notwendig Erkannte mit eiserner 
Willenskraft durchzuführen. Einst hatte viele die Hoffnung 
bewegt, Yüan Shi-kai werde der berufene Führer sein; aber 
auch er erwies sich in der Stunde der Entscheidung als zu 
schwach; er ließ sich verleiten, Einflüsterungen „guter 
Freunde“ nachzugeben und nicht nur seine Aufmerksamkeit 


nebensächlichen Aeußerlichkeiten zuzuwenden, sondern auch 
zu gestatten, daß schmeichelnde Parasiten tagtäglich dar- 
über Mitteilungen in die Oeffentlichkeit brachten, um das 
Volk auf kommende Ereignisse vorzubereiten. Yüan Shi-kai 
vergaß, daß, wer Großes will, nicht reden darf, sondern 
handeln muß. So strahlend sein Stern am Himmel Chinas 


'aufgegangen war, so schnell verschwand er wieder in der 


Nacht des Firmaments, ohne auch nur.eine Spur zu hinter- 
lassen. 

Heute kämpft eine ganze Reihe von "Tutschüns um die 
Macht im Lande. Hsü Shi-chang wird von ihnen auf dem 
Präsidentenstuhl geduldet, weil dadurch bis auf weiteres‘ 
wenigstens verhindert wird, daß ein anderer an seine Stelle 
tritt. Aber schon schielt mehr als einer neidisch nach Peking, 
sehnsüchtig des Augenblicks harrend, wo er mit dem Wort 
hervortreten kann: Ote-toi de la que je m’y mette! 

. Dabei werden die Tutschüns von Tag zu Tag anmaßen- 
der. Seit sie den Ausweg aus der Sackgasse gefunden haben, 
in die sie geraten waren, als sie immer größere Heere auf- 
stellten, ohne über die Mittel zur Zahlung des Soldes zu 
verfügen, seit sie brandschatzend in eine Stadt einbrechen 
und sich mit Gewalt nehmen, was sie auf anderm Weg nicht 
bekommen können, wenn nicht die Gilden lieber, ohne es zur 
Plünderung kommen zu lassen, von vornherein den Betrag 
auf den Tisch legen, der zur Befriedigung der Ansprüche 
der Soldateska nötig ist, kennen sie kaum noch Maß und Ziel. 

Und vollends schlimm haben sich die Dinge gestaltet, 
seit die chinesischen Bankherren im Dezember in Schanghai 
zusammengetreten sind und erklärt haben, die Mittel, die 
die Regierung brauche, könnte sie auch von ihnen erhalten; 
dazu bedürfe es einer Verpfändung von Einnahmequellen, 
die einem Verzicht auf gewisse Hoheitsrechte gleichkäme, 
keineswegs. Nun wissen die Tutschüns, daß genug Geld 
im Lande ist, wissen auch, wo die Türen sind, an die sie zu 
klopfen haben. Wie weit freilich das Angebot der chinesischen 
Bankherren ernst zu nehmen ist, kann erst die Zukunft zeigen. 
In der fremden Presse Chinas wird allgemein der Standpunkt 
vertreten, letzten Endes werde sich jedes chinesische Bank- 
konsortium doch an das internationale wenden müssen, um 
die Mittel aufzubringen, deren China zur Reorganisation 
seiner Verwaltung, - zur Auflösung überflüssiger Truppen- 
verbände. und zur Einfügung entlassener Soldaten in das 
wirtschaftliche Gefüge des Reiches bedarf. 

In chinesichen Kreisen wird vorläufig das internationale 
Bankkonsortium mit großem Nachdruck bekämpft. Be- 
merkenswert ist ein Aufsatz, den die von Chinesen geleitete 
Zeitung „Peking Leader“ letzthin brachte. Er erinnert daran, 
daß nach dem Handelsvertrag mit Frankreich im Jahre 1858 
Monopole nicht verliehen werden dürfen. Das internationale 
Konsortium strebe aber unter amerikanischer Führung nichts 
anderes an, als ein Monopol. Dabei fällt eine für Deutsch- 
land freundliche Bemerkung ab, freilich nicht um Deutsch- 
land etwas Angenehmes zu sagen, sondern weil es auszu- 
sprechen in Chinas Interesse lag: „Es ist bekannt, daß 
Deutsche die Brücke über den Hoangho um ein Fünftel 
billiger bauen können, als alle anderen“ (gemeint ist der - 
dringend nötige Neubau der von den Belgiern im Jahre 
1905 für die Hankou—Pekinger Bahn mit einem Aufwand 
vieler Millionen gebauten Brücke, die schon seit Jahr und 
Tag nicht mehr sicher ist). Wirkliche Rettung könnten 
China nur freier Wettbewerb aller Ausländer und Ausbau 
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des eigenen Großhandels bringen. Das Konsortium habe 
Aussicht, in China ein Feld der Betätigung zu finden, aus- 
schließlich, wenn es sich darauf beschränkt, eine Finanz- 
erganisation zu bleiben, die für die Ausbeutung erteilter 
Gerechtsame die Mittel zur Verfügung stelle, sonst müsse 
es seinen Laden schließen. Wieweit solche Auslassungen 
innere Berechtigung haben, soll hier. nicht untersucht werden. 
Uns interessiert an dem Streit der Meinungen nur, daß zu- 
nächst in chinesischen Kreisen die Auffassung herrscht, man 
brauche das Internationale Konsortium nicht, man könne sich 
aus eigener Kraft helfen. 

An der Möglichkeit braucht nicht gezweifelt zu werden. 
Vorläufig aber sieht es kaum danach aus, als sei die chine- 
sische Finanz ohne sehr weitgehende Sicherheiten bereit, der 
Regierung tatsächlich nennenswerte Mittel zu leihen. Das Miß- 
trauen gegen Peking ist zu groß. Man fürchtet, daß die 
Korruption unter der Beamtenschaft soweit um sich gegriffen 
hat, daß an eine Wiederherstellung gesunder Verhältnisse 
in absehbarer Zeit gar nicht zu denken ist, und hat keinerlei 
Sicherheit, daß die Regierung von heute morgen noch da ist. 

Der Machtbereich Pekings geht heute über den Yangtse 
nirgendwo hinaus. In wesentlichen Teilen links des Stromes 
aber kann Peking sich zurzeit kaum Herr nennen. Südlich 
vom Yangtse geht zurzeit alles wild durcheinander. Kaum 
ist die neue Bundesregierung in Canton von den alten 
Kuomintang-Führern unter der Präsidentschaft Sun Yat-sens 
aufgerichtet, so ist sie auch schon wieder erledigt. Sun 
selbst, der übrigens noch immer das sichere Asyl der ran- 
zösischen Niederlassung Schanghais nicht verlassen hat, 
trägt sich stark mit Rücktritisgedanken, augenblicklich ist 
er bereit, die Unabhängigkeitserklärung der Provinz Kuang- 
tung rückgängig zu machen, wenn Peking alle finanziellen 
Verpfllichtungen übernehmen will, die er inzwischen für die 
„Bundesregierung“ eingegangen ist. Da Peking die Mittel 
dazu „im Augenblick“ fehlen, bleibt vorläufig alles beim 
alten. Herr in Kuangtung aber ist nicht Sun Yat-sen, son- 
dern sein Freund von gestern und sein Feind von heute, 
General Chen Chiung-ling. In diesem, selbst einem Hakka- 
mann, sehen die cantonesischen Hakkaleute ihren Befreier; 
Sun Vat-sen ist für sie der landesfremde Eroberer. Scharf 
charakterisiert der englische Zeitungskorrespondent Rodney 
Gilbert den Gegensatz dieser beiden Männer: „Sun spricht 
immer davon, er wolle den Süden und das Yangtsetal für 
den konstitutionellen Gedanken erobern, Chen Chiung-ling 
dagegen will den Provinzen Selbstverwaltung verschaffen 
und sie dann veranlassen, sich zu einem Bundesstaat zu- 
sammen zu schließen.“ Nur Gefühlsbelange (Chen sieht als 
echter Asiate in Sun noch immer den Vater der Revolution) 
hindern, daß es zwischen diesen beiden Männern zum offenen 
Bruch kommt. Ob Chen Chiung-ing sein Ziel erreichen 
wird, kann nur die Zukunft lehren. Immerhin darf aber 
nicht überschen werden, daß ähnliche Ziele, wie er, der 
Tutschün von Chekiang, General Lu Yung-hsiang (während 
des Krieges Verteidigungskommissar von Shanghai), und 
der Tutschün von Fukien, General Li Hou-chi, verfolgen. 
Achnliche, aber vielleicht noch großzügigere Gedanken be- 
seelen den General Wu Pei-fu, den kriegstüchtigsten Soldaten 
des Nordens, der im letzten Sommer die Macht der Anfu- 
partei gebrochen hat, heute aber, sich von seinem ehemaligen 
Freund und Gönner, dem Generalinspekteur von Chihli, 
Ilonan und Shantung, General Tsao Kun, verraten 
wähnend, nur auf den günstiren Augenblick wartet, wo er 
scın Schwert gegen seine ehemaligen Bundesgenossen in 
die Wage werfen kann. Es bereiten sich offenbar neue Bünd- 
nisse und damit neue Machtgruppierungen unter den 
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Tutschüns des Südens vor. Chen Chiung-ling soll mit Lu 
Yung-hsiang und Li Hou-chi in engen Beziehungen stehen, 
und die chinesischen Zeitungen Pekings melden, daß auch 
Hsü Shu-cheng (der Kleine Hsü), der sich zurzeit in Tsingtau 
aufhält, wo er angeblich Banditen für ein neues Heer an- 
wirbt, und andere Anfuführer mit ihnen allerlei Fäden an- 
geknüpft haben. 

Einstweilen freilich sieht es noch nicht danach aus, als 
könne Canton eine Einigung des Südens in Bälde herbeiführen. 
Es befindet sich zurzeit noch in der Verteidigungsstellung. 
Man rechnet in Kuangtung mit einem neuen Einfall der 
Kuangsileute.e Lu Yung-ting der alte Haudegen von 
Kuangsi, will dafür Rache nehmen, daß er sich aus Canton 
hat zurückziehen müssen, und die Pekinger Regierung tut 
alles, was in ihren Kräften steht, Lu zu unterstützen. Viel 
ist das freilich nicht. Aber die Aussichten Lu Yung-tings 
sind keineswegs schlecht. 


Früher war seine Stellung immer von rückwärts durch 
den Tutschün von Yünnan, General T’ang Chi-yao, bedroht, 
der es mit der Kuomintang in Kuangtung hielt. Aber seit 
dem völligen Zusammenbruch seiner auf eine Eroberung - 
Szechuans zielenden Pläne kommt T’ang für einen Angriff 
auf Kuangsi nicht mehr in Frage. Seine Hände sind ge- 
bunden. Yünnan selbst liefert ihm nicht genügend Mittel. 
Der Einfluß auf Kueichou ist verloren gegangen. Wieder- 
aufrichten kann T’ang seine Machtstellung im Südwesten nur, 
wenn er sich Szechuan von neuem botmäßig macht. Ge- 
rüchte wollen wissen, daß er zu diesem Zweck ein neues 
Heer anwirbt und deshalb nach Canton gegangen ist. Zu- 
verlässige Meldungen fehlen einstweilen, vor allem auch 
darüber, woher die Mittel für seine weiteren Pläne kommen 
sollen, hat doch Canton selbst kaum das Nötigste zur 
Deckung der eigenen Bedürfnisse. | 


Inzwischen. sucht auf Veranlassung des Generalinspek- 
teurs der Mandschurei Chang Tso-lin Peking sich mit 
Kueichou auseinander zu setzen.. Die dortigen Machthaber 
haben sich grundsätzlich zu einem Wiederanschluß an 
Peking bereit erklärt, machen aber zur Vorbedingung, daß 
Peking wieder Herr Szechuans und der wichtigen Schlüssel- 
stellung am mittleren Yangtse, der Provinz Hunan, ist. 
In Hunan wird sich tatsächlich allem Anschein nach* das 
Schicksal der heutigen Pekinger Regierung entscheiden. Ge- 
lingt es dem Norden sich dort zu behaupten, ist die Mög- 
lichkeit gegeben, wieder ein einiges Chinesisches Reich her- 
zustellen; gelingt das nicht, schließt sich Hunan dem Süden 
an, der es mit allen Mitteln der Ucberredung und Drohung 
zu sich hinüberzuziehen sucht, scheint der Zerfall des Reiches 
in zwei oder drei Staaten unvermeidlich. Nach den letzten 
Nachrichten sieht cs so aus, als habe der Vertrauensmann 
des Nordens, Chao Heng-ti, die Dinge dort wenigstens vor- 
läufig fest in der Hand, nachdem er die Führer der Südpartei 
kurzerhand als Rebellen hat erschießen lassen. 


Und nun komme ich auf den Ausgang dieser Darstellung 
zurück, wo ich auf das Wiederaufleben des Kaisergedankens 
in China hingewiesen habe. Kaum ein Vorfall hat in der 
letzten Zeit die chinesische Presse, deren Blätter ja vor- 
wiegend im liberalen Lager stehen, so stark und so anhaltend 
beschäftigt, wie das Wiederauftauchen des Namens Chang 
Ilsün. Chang Hsün ist der alte Parteigänger der Mandschus, 
der im Jahre 1917 plötzlich aus der Provinz Nord-Kiangsu, 
wo er eine starke Truppenmacht befehligte, nach Peking auf- 
brach, um dort dem jungen Kaiser Hsüan Tung wieder das 
Zepter des Reiches in die Iland zu drücken. Der Kaiser- 
traum war damals in wenigen Tagen ausgeträumt. Chang 


Hsün fand ein Asyl unter holländischem Schutz in der ehe- 
mals deutschen Walderseekaserne, bis soviel Gras über die 
Ereignisse gewachsen war, daß er als bescheidener Privat- 
mann die Straßen Pekings nicht mehr zu meiden brauchte. 
Als dann nach dem Sturz der Anfuleute der Generalinspek- 
teur des unteren Yangtse Li Shun aus Verzweiflung über 
die Wendung, die die Dinge genommen hatten, Selbstmord 
beging, wurde Chang Hsün in erster Reihe als sein Nach- 
folger genannt. Ein Schrei der Wut ging durch die liberale 
Presse. Peking zog es vor, Li Shuns rechte Hand, den Ge- 
neral Wang Shih-chen, zu seinem Nachfolger zu ernennen. 
Dann erschien um das chinesische Neujahrsfest ein Erlaß 
des Präsidenten, der Chang Hsün zum Generaldirektor des 
Forst- und Siedlungsamtes in Yehol ernannte. Und wieder 
rauschte es stark und vernehmlich im Blätterwald Chinas. 
„Solange Chang Hsün nicht vollständig kalt gestellt ist, 
werden die Gerüchte von einer Wiederaufrichtung .des Kaiser- 
hauses nicht verschwinden,“ schreibt die Schanghaier „Shun 
pao“. „Auch wenn keine weiteren Absichten hinter dieser 
Ernennung zu suchen sind“, sagt die „Shi-pao“, „ist sie 
töricht, denn sie erregt Unruhe im Land und bedroht die 
Grundlage der Republik.“ In einem Protest der chinesischen 
Kaufmannschaft Shanghais heißt es aber: 
dem Chang Hsün ja gar keine Fachkenntnis mitbringt, soll 
nur ein Sprungbrett sein, um auf andere Posten zu gelangen.“ 
Welcher Posten gemeint. ist, kann nicht mißverstanden 
werden. Abgesehen von der kurzen Zeit im Sommer 1917, 
wo sich Chang Hsün schon als allmächtiger Reichskanzler 


„Das Amt, zu 
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der von ihm wieder in die Macht gesetzten Tsings fühlte, 
war Changs Ehrgeiz immer auf die ausschlaggebende Stel- 
lung am unteren Yangtse erichtet. Bezeichnend ist jeden- 
falls, daß Chang Hsün, noch ehe er .sein Amt in Yehol an- 
getreten hat (das er nach chinesischem Brauch zunächst unter 
Hinweis auf die eigene Unfähigkeit abgelehnt hat), bereits 
sich eine Leibgarde von mehreren Bataillonen Förstern an- 
wirbt, für welchen Zweck er von der Regierung, die sich 
selbst in größter Finanznot befindet, wie chinesische Blätter 
melden, fünf ‚Millionen Dollars erhalten hat. 

Wichtige Ereignisse bereiten sich in China vor. Der 
Norden ist nach wie vor gut kaiserlich,; auch der Präsident 
der Republik Hsü Shi-chang wird überwiegend als solcher 
angesprochen. , Chang Tso-lin macht kein Hehl aus seiner 
monarchischen Gesinnung. Tsao Kun und seine Freunde 
der Chihlipartei sind stets Parteigänger der Mandschus ge- 
wesen. Lu Yung-ting in Kuangsi ist seinem ehemaligen 
kaiserlichen Herrn heut nicht minder treu ergeben, als er es 
stets gewesen ist. Jetzt tritt auch der „Kaisermacher“ Chang 
Hsün wieder ins Öffentliche Leben zurück. Kann es über- 
raschen, daß in den Organen der Kuomintang und der ihnen 
nahestehenden Parteigruppen laute Warnrufe erschallen? Es 
soll hier keineswegs der Auffassung Ausdruck verliehen 
werden, die Kaiserbewegung stehe vor nahen Erfolgen. Aber 
daß der Kampf mit dem Schlachtruf „Hie Kaiserreich! Hie 
Freistaat!“ die Gemüter des chinesischen Volkes, jedenfalls 
aber ihrer politischen Führer stark went darüber kann 
kein Zweifel bestehen. 


Die Reise des japanischen Kronprinzen. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Am 3. März ist der Kronprinz von Japan zu der ersten 
Reise aufgebrochen, die jemals einen künftigen Herrscher 
Japans ins Ausland geführt hat. Die Einschiffung erfolgte 
auf dem Schlachtschiff „Katori“, das gleich dem es be- 
gleitenden Schwesterschiff „Kashima‘“ seinerzeit in England 
gebaut worden ist. Das Geschwader steht unter dem Kom- 
mando von Vizeadmiral Oguri, dem Chef des Dritten Ge- 
schwaders, und die japanische Presse legt Wert darauf, daß 
der Kommandant der „Katori“, Kapitän zur See Kanna, von 
Geburt ein Ryu kyu-Insulaner ist, also dem Volksstamm der 
ersten japanischen Kolonie angehört, die in dem kurzen 
Uebergangszeitraum der Kolonialverwaltung so weit japani- 
siert worden ist, daß ihre Bewohner jetzt in Verwaltung und 
Bürgerrecht denen von Altjapan vollkommen gleichgestellt 
sind.: An der Spitze des sehr großen Gefolges, das den Kron- 
prinzen Hirohito ins Ausland begleitet, stehen die Prinzen 
Kan-in und Higashi-Fushimi. Von den sonstigen Begleitern 
seien erwähnt Graf Chinda, früher Botschafter in London und 
Washington, Großadmiral Togo und Zeremonienmeister 
Saionji, der Sohn des Aeltern Staatsmanns Fürst Saionji. Von 
dem jüngeren Saionji soll die erste Anregung zu der Reise 
ausgegangen sein, weshalb vor etwa Monatsfrist von einem 
überspannten Nationalisten ein Mordversuch auf ihn ausgeübt 
worden ist. | 

Nach der amtlichen Darstellung der Hofkreise ist die 
Reise von langer Hand geplant und vorbereitet worden. Sie 
verfolgt keinerlei politische Zwecke, sondern beabsichtigt in 
erster Linie, den künftigen Herrscher Japans auf seinen Beruf 
vorzubereiten und ihm eine übersichtliche Anschauung von 
den Zuständen im Ausland, namentlich in den Hof- und diplo- 
matischen Kreisen, sowie von den belgischen und nord- 


französischen Schlachtfeldern zu vermitteln. In zweiter Linie 
sollen die Besuche erwidert werden, die in den letzten Jahren 
der Prinz von Connaught und der Kronprinz von Rumänien 
dem japanischen Kaiserhof abgestattet haben. Demgemäß. 
wurden ursprünglich als Besuchsländer ins Auge gefaßt Eng- 
land, Frankreich, Belgien, Italien und, wenn möglich, 
Rumänien. Eine Zeitlang wurde auch wohl an einen Besuch 
der Vereinigten Staaten auf der Rückreise gedacht, an dessen 
Stelle dann in den Erwägungen ein Besuch der Vereinigten 
Staaten nur durch Prinz Kan-in und Admiral Togo trat, der 
aber schließlich auch aufgegeben wurde. Die Dauer der 
Reise, deren Kosten mit etwa zehn Millionen Yen ver- ' 
anschlagt werden, wurde ursprünglich auf ein Jahr be- 
rechnet; diese Frist ist aber infolge der unten dargestellten 
Vorgänge erheblich verkürzt worden, so daß der Kronprinz 
schon etwa im Oktober in Tokio zurückerwartet wird. 


In der Haltung der Presse gegenüber der Kronprinzen- 
reise ist allmählich ein bemerkenswerter Umschwung einge- 
treten. Anfangs begrüßte die Presse das in der Geschichte 
des japanischen Kaiserhauses unerhörte Ereignis mit freudiger 
Zustimmung und verweilte besonders bei dem günstigen Ein- 
druck, den der Besuch des Kronprinzen auf die Beziehungen 
zu dert befreundeten Ländern machen werde. Die „Asahi“ 
hob hervor, daß der Kronprinz dank den im Ausland ge- 
wonnenen persönlichen Anschauungen und Beziehungen viel- 
leicht in den Stand gesetzt werden würde, in der Außenpolitik 
eine ähnliche Rolle zu spielen, wie sie der verstorbene eng- 
lische König Eduard VII. dank seinen Kronprinzenreisen in 
der Einkreisung Deutschlands und der Vorbereitung des 
Weltkrieges habe spielen können. Mit der Zeit nahm die 
Presse eine bedenklichere Haltung an und verweilte dann mehr 
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und mehr bei dem zu Besorgnissen Anlaß gebenden Gesund- 
heitszustand des Kaisers von Japan, bei den bolschewistischen 
Zuständen in Europa und bei der Gefahr, die dem Kron- 
prinzen im Ausland etwa von unzufriedenen Koreanern drohen 
könne. -Allmählich traten diese düsteren Stimmen immer mehr 
“ in den Vordergrund, und schließlich teilte die Presse mit, nach- 
dem sie über „eine gewisse ernste Frage“ am Kaiserhof mit 
dunklen Andeutungen orakelt hatte, daß am Kigensetsu, dem* 
Jahrestag der Reichsgründung am 11. Februar, der neu- 
gegründete „Verband Nationaler Beter‘“ mit Hunderten von 
"Studenten und ehemaligen Soldaten in den Haupttempeln des 
Kaiserhauses, den Tempeln für Kaiser Meiji in Tokio und auf 
dem Momoyama bei Kyoto und im Tempel der Sonnengöttin 
in Ise, Gebete und Opfer darbringen und um eine Hinaus- 
schiebung der Kronprinzenreise flehen würde. 

Die „gewisse ernste Frage“ hat tagelang in der japa- 
nischen Presse herumgespukt. Obwohl die Seiyukai weitest- 
gehende Preßfreiheit als einen ihrer ersten Programmpunkte 
verkündet hat, achtete ihre Regierung aufs sorglichste darauf, 
daß nichts über diese Frage verlautete. So beschränkte sich 
die Presse auf dunkle Andeutungen, gab sich den Anschein, 
als wisse sie nicht, worum es sich handle, und dennoch war es 
seit Tagen ein Öffentliches Geheimnis, daß die Frage die 
Heirat des Kronprinzen betraf, und daß diese Reise, um deren 
Aufschiebung der „Verband Nationaler Beter“ die Ahnen des 
Kronprinzen anflehen wollte, nur vorgeschoben war, um in 
der Heiratsangelegenheit eine Entscheidung zu erzwingen. 
Namentlich seit es der „Vomiuri“ gelungen war, zu: melden, 
daß Professor Sugiura, einer der ersten Gelehrten Japans und 
gleichzeitig der Instrukteur des Kronprinzen und. seiner Ver- 
lobten, Prinzessin Kuni Nagako, sein Amt niedergelegt habe, 
um die Genro zu warnen, sich nicht unbefugt in Dinge ein- 
zumischen, die sie nichts angingen, wußte jeder im Volk, 
wovon die Rede war, obwohl die Presse beständig von der 
Zensur geknebelt und die „Yomiuri“ ungefähr jeden zehnten 
Tag verboten wurde. 

Ueber die Verlobung des Kronprinzen mit der Tochter 
des Generalleutnants Prinz Kuni sind auch in die deutsche 
Presse allerhand wirre Gerüchte gedrungen. Um eine Liebes- 
geschichte, wie gefabelt wurde, handelt es sich nicht; die 
Verlobten kennen sich anscheinend von Angesicht überhaupt 
noch nicht. Die Vermählung wurde geplant und der Ver- 
lobungsvertrag abgeschlossen, als der Kaiser noch bei 
besserer Gesundheit und noch nicht, wie heute, verfügungs- 
. unfähig war. Die Prinzen Kuni geliören zu den nächsten 
Verwandten des Kaisers, sind also Mitglieder des Kaiser- 
hauses selbst. Vermutlich aus Gründen zur Verhütung von 
Inzucht galt im japanischen Kaiserhaus das ungeschriebene 
Gewohnheitsrecht, daß Mitglieder des Kaiserhauses nicht 
untereinander, sondern nur Angehörige der Go Sekke, der 
fünf ebenbürtigen Geschlechter, heiraten durften. Weshalb 
im vorliegenden Falle von dem hergebrachten Brauch ab- 
gesehen wurde, ist bisher nicht verlautet. Viclleicht hat da 
der Umstand mitgespielt, dass die Prinzessin Kuni, die 
Mutter der Braut, aus dem Hause Shimazu stammt, dem 
chemaligen Fürstenhaus von Satsuma, und daß die Ver- 
schwägerung des Kaiserhauses mit diesem Geschlecht, dem 
Mittelpunkt der gewesenen „Flottenpartci“, sowohl dem 
Großsicgelbewahrer Marquis Matsukata, der selbst aus Sat- 
suma stammt, wie der Regierung der Sciyukai nur angenehm 
sein konnte, die ja herkömmlich die parlamentarische Stütze 
der „Flottenpartei“ ist. Dagegen waren Gegner der Ver- 
bindung die Kaiserin, sei es aus persönlichen Gründen, sei 
es, weil sie, den Go Sckke entstammt, einer Verbindung der 
Kuge, des llofadels, mit den Buke, dem Schwertadel der 


A 


ehemaligen Fürstenhäuser, abgeneigt ist; ferner der Aeltere 
Staatsmann Fürst Saionji, der ebenfalls ein Kuge ist, und 
schließlich und vor allen der Aeltere Staatsmann Feld- 
marschall Fürst Yamagata, der Vorsitzende des Geheimen 
Kronrats, der aus Choshu, dem alten. Rivalen von Satsuma, 
stammt und das erklärte Oberhaupt der alten „Militärpartei“ 
ist. Ob nun die Aelteren Staatsmänner die Kaiserin für ihre 
Pläne gewannen oder umgekehrt von ihr gewonnen wurden, 
jedenfalls war, wie es starken Anschein hat, eine Rückgängig- 
machung der Verlobung geplant oder bereits im Gange, als 
die Gegenpartei zu dem letzten ihr verbleibenden Mittel grifi 
und das Volk mit Erfolg für ihre Sache mobil machte. 


Im Volk ist die Verlobung anscheinend freudig begrüßt 
worden. Mit dem Abgehen von dem alten kaiserlichen 
Hausbrauch nahm man es nicht so ernst, freute sich vielmehr, 
daß wieder ein „alter Zopf“ mehr abgeschnitten wurde, und 
antwortete denen, die auf die Gefahren der Inzucht hinwiesen, 
daß ja der Kronprinz selbst durch seine Mutter den Go 
Sekke entstamme und eine Verbindung mit dem frischen Blut 
des Schwertadels nur, förderlich sein könne. Als die „ge- 
wisse ernste Frage‘ auftauchte und der Rücktritt von Pro- 
fessor Sugiura als Protest gegen die beabsichtigte Rück- 
gängigmachung der Verlobung gedeutet wurde, entstand ein 
Murren, einmal weil damit das Kaiserhaus ein schlechtes 
Beispiel gebe, dann weil ein Gegensatz zwischen der Braut 
und der. Mutter des Kronprinzen offenkundig wurde, aber 
auch, weil die Kaiserin zur Zeit einer Verfügungsunfähigkeit 
ihres Gemahls eine von ihm, als er noch verfügungsfähig 
war, getroffene Entscheidung umstoße, schließlich aber haupt- 
sächlich, weil wieder einmal der alte und längst begraben 
gewähnte Gegensatz zwischen Choshu und Satsuma, Militär- 
und Flottenpartei, auflebe und Geheimnisse des Kaiserhauses 
ins volle Licht der Oeffentlichkeit hinauszerre. Im Volk be- 
stand schon sowieso eine gewisse Abneigung gegen die 
Reise des Kronprinzen zu einer Zeit, wo sein Vater schwer 
erkrankt war. Nach konfuzianischer Lehre darf überhaupt ein 
Sohn nicht zu Lebzeiten seiner Eltern in die Ferne reisen, 
weil er ihnen dann seine kindliche Pflicht nicht erfüllen kann‘ 
in diesem Fall aber sollte die Abwesenheit nicht weniger als 
ein Jahr dauern, und bei dem Gesundheitszustand des Kaisers 
war es nicht als ausgeschlossen zu betrachten, daß ein Thron- 
wechsel eintrat, während sich der Erbe der Krone im Aus- 
land befand; das wäre ein in der ganzen japanischen Ge- 
schichte unerhörtes Ereignis. So hatten die „Nationalen 
Beter“ oder ihre Hintermänner es leicht, eine starke Volks- 
bewegung zu entfesseln, die sich offensichtlich für die Auf- 
schiebung der Reise, in Wahrheit aber gegen die Rückgängig- 
machung der Verlobung des Kronprinzen richtete. 

Die bloße Androhung der Kundgebung der Beter genügte 
schon, ihren Zweck zu erreichen. Es fanden sofort Konfe- 
renzen statt zwischen dem Hausminister Baron Nakamura 
und den Aclteren Staatsmännern Fürst Yamagata und 
Marquis Matsukata und danach zwischen den beiden 
letzteren und dem Aelteren Staatsmann Fürst Saionji, 
die von der Oeiffentlichkeit mit gespannter Aufmerksam- 
keit verfolgt wurden. Schließlich begab sich Marquis 
Matsukata als Großsiegelbewahrer an das kaiserliche 
Hoflager in Hayama, und der Oeffentlichkeit wurde der 
Rücktritt des Hausministers Baron Nakamura gemeldet, 
der die Verantwortung für alle Vorkommnisse auf sich ge- 
nommen hat. Mit fieberhafter Spannung wurde erwartet, 
ob auch Fürst Yamagata und Marquis Matsukata von ihren 
Posten zurücktreten würden; aber trotz aller umlaufenden 
Gerüchte scheint beides nicht der Fall gewesen zu sein. Der 


Landsitz des Fürsten Yamagata glich in den kritischen Tagen 
einem Wallfahrtsort\ an dem alle Getreuen des Fürsten zu- 
sammenströmten, um mit ihm Rat zu pflegen, darunter auch 
. der Kriegsminister General Baron Tanaka und der Ober- 
bürgermeister von Tokio Baron Goto. Als am Tage der 
Reichsgründung in der Tat die geplanten Gebete und Opfer 
der Sonnengöttin und dem Geiste Kaiser Meijis dargebracht 
wurden, war der Kundgebung bereits die Spitze abgebrochen 
worden durch eine Bekanntmachung des Hausministeriums, 
in der die förmlich vollzogene Verlobung des Kronprinzen 
mit der Prinzessin Kuni Nagako bestätigt wurde. Die Beter 
legten nunmehr kein großes Gewicht mehr auf die Auf- 
schiebung der Reise und sprachen den Gottheiten ihren Dank 
aus, daß ihre Gebete schon im voraus erhört worden seien. 
Die Kundgebungen vollzogen sich in großer Ruhe; an 
ihnen beteiligten sich in Tokio viele Hunderte, meist Stu- 
denten und gewesene Soldaten, aber auch ein starkes Auf- 
gebot von Soshi, politischen Bravos, die den Mittelpunkt 
aller politischen Volkskundgebungen bilden. Die Stimmung 
beruhigte sich vollends, als bekannt wurde, daß Professor 
Sugiura seinen Rücktritt zurückgenommen habe und daß die 
Kronprinzenreise so sehr wie möglich verkürzt werden würde. 
Voraussichtlich werden jetzt nur England, Belgien und Nord- 
frankreich besucht werden. | 

Das bleibende Ergebnis der Vorgänge ist, daß im Volk 
und in der Presse eine starke Verstimmung gegen die Äelteren 
Staatsmänner zurückgeblieben ist. Immer wieder wird in 
der Presse ausgeführt, sie möchten je eher, je lieber, zurück- 
treten und den Rest ihres Lebens in Muße genießen, da das 
Volk ihrem Gängelbande entwachsen sei. Sehr deutlich und 
stark sind aber auch die Hinweise, daß die Ereignisse für 
das Schicksal des Kabinetts Hara verhängnisvoll werden 
könnten. Der Ministerpräsident hat zwar keinen unmittel- 
baren Einfluß auf die Vorgänge am Hofe, aber er trägt vor 
dem Lande doch auch dafür die Verantwortung. Fürst 
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Yamagata hat zwar seinen Willen nicht durchzusetzen ge- 


. wußt; aber es hat sich bisher noch niemand rühmen können, 


daß er sich dauernd ungestraft gegen ihn aufgelehnt habe. 
Eine mögliche Handhabe zum Sturz der Seiyukai-Regierung 
wird deren Verhalten gegenüber der in der vorigen Nummer 
dieses Blattes erwähnten EntschließBung des Herrenhauses 
in der Unterrichtsfrage bieten; einige Blätter deuten schon 
an, daß das Herrenhaus den Haushalt nicht bewilligen werde, 
falls es mit der Haltung der Regierung nicht zufrieden sei, 
aber nicht so sehr der Haushaltsvorlage wegen, sondern 
wegen einer andern Angelegenheit, die besser nicht als die 
Ursache des Kabinettswechsels genannt werde. Vielleicht 
trifit aber die Deutung zu, daß diese „andere Angelegenheit“ 
in unerlaubten geschäftlichen Beziehungen mancher Seiyukai- 
Führer zur Südmandschurischen Bahngesellschaft besteht. 

Eine Einbuße dürfte auch das Ansehen des Kaiserhauses 
im Volk erlitten haben. Seine innersten Angelegenheiten, 
die sich sonst sorglichst dem Einblick der Außenwelt ent- 
ziehen, sind an das helle Tageslicht gezerrt worden. Mög- 
lichkeiten zur Heilung dieser Wunde bietet aber derselbe 
Anlaß, der sie schlug, nämlich die Reise des Kronprinzen. 
Nicht umsonst hat die „Asahi“, die über englische Politik 
immer besonders gut unterrichtet zu sein pflegt, auf die Rolle 
hingewiesen, die der spätere Eduard VII. als Kronprinz für 
die Einkreisungspolitik spielte. Eine ähnliche Rolle scheint 
dem Kronprinzen Hirohito zugedacht zu sein. Sein Besuch 
in England fällt gerade in die kritischen Monate Juni und 
Juli, in denen die Dominien über die künftige britische 
Außenpolitik beraten und das englisch-japanische Bündnis 
erneuert werden muß. Vielleicht soll der Kronprinz als 
Frucht der Reise einen neuen Bündnisvertrag heimbringen 
und durch seine Besuche in Belgien und Frankreich an einer 
neuen Einkreisung mitarbeiten, die abermals unter dem Deck- 
mantel des Friedens die Welt in Flammen zu setzen 
bestimmt ist. 


Siam in und nach dem Weltkriege. 


Von PaulusFreye. 


Kurz nach dem Abschluß des Friedens von Versailles 
schrieb die „London Times“, daß wohl kein Land in der 
Welt von den Folgen des Krieges so wenig berührt worden 
sei, wie gerade Siam. Siam wäre zweifellos gegenwärtig 
eines der glücklichsten Länder des Erdballs. 

In der Hauptsache kann man diesen Auslassungen des 
Londoner Blattes zustimmen, aber gänzlich frei von den 
Wirkungen der großen, wirtschaftlichen Umwälzungen ist 
Siam doch nicht geblieben. 

. Nach dem Eintritt Amerikas in den Weltkrieg, dem 
China bald folgte, war auch der Uebergang Siams zur 
Entente, der von dieser immer energischer gefordert 
wurde, nur noch eine Frage der Zeit. Siam durch diplo- 
matische Geschicklichkeit dem Kriege fernzuhalten, war bei 
seiner geographischen Lage und seiner vielfachen Abhängig- 
keit von den Alliierten auf die Dauer unmöglich, wie es auch 
bei China der Fall war. Ob unsere damalige diplomatische 
Vertretung ihrer Aufgabe ganz gewachsen war, mag dahin- 
gestellt bleiben. Nur wenn Deutschlands militärische UÜeber- 
legenheit über jeden Zweifel erhaben war, Amerika und 
China neutral blieben und Japan sich weiterhin gegen seine 
Beteiligung am Weltkrieg aussprach, konnte es Siam gelingen, 
‘ sich durch Beobachtung striktester Neutralität und durch 
unzweideutige Abweisung aller deutschen Einflüsse dem 


Drängen Englands und Frankreichs zu entziehen. Jeden- 
falls bleibt es bezeichnend für die damalige Lage in Siam, 


daß der deutsche Vertreter noch am Tage vor der Kriegs- 


erklärung, die am 22. Juli 1917 erfolgte, den Mitgliedern der 
deutschen Kaufmannschaft die Mitteilung machte, daß an 
einem Abbruch der Beziehungen überhaupt nicht zu denken 
sei, während am 23. Juli bereits sämtliche Deutsche und 
Oesterreicher unter Bewachung siamesischer Truppen in 
festem Gewahrsam waren. 

Wie überall in der Welt war es den Engländern auch in 
Siam vornehmlich um die völlige Ausmerzung des deutschen 
Handels und Einflusses zu tun, die am besten und sichersten 
durch Deportierung der maßgebenden Kreise zu erreichen ist. 

Als nach der Festsetzung einige der verheirateten Deutschen 
um Erlaubnis zum Zusammenleben mit ihren Frauen und um 
Ueberführung in ein besseres Klima baten, trotzdem sie 
jahrelang sich in dem gesunden Siam wohlgefühlt hatten, 
benutzten die Engländer diese günstige Gelegenheit und 
übernahmen im Februar 1918 sämtliche Internierte, Männer, 
Frauen und Kinder, um sie alsbald in ein „besseres Klima“ 
nach Indien hinter englischen Stacheldraht zu bringen, wo 
die Aermsten unter schlimmsten Umständen bis Neujahr 1920 
gefangen saßen. Dort im Lager zu Ahmeduagar, in der 
unwirtlichen Sandsteppe des heißen Dekkan, hatten die Eng- 
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länder sämtliche deutsche Kaufleute aus Ostafrika und aus 
Südasien von Hinterindien bis zum Suezkanal versammelt. 
Und sorgfältig behüteten sie diesen kostbaren Fang. Denn 
sie waren sich wohl bewußt, daß mit der Freilassung dieser 
Gefangenen die gefürchtete Konkurrenz für den britischen 
Handel sehr bald wieder mit voller Kraft einsetzen würde. 

Wie außerordentlich die Ueberlegenheit der deutschen 
Kaufmannschaft in Siam war, erhellt aus der Tatsache, daß 
bei Ausbruch des Krieges nach englischen Angaben nicht 
weniger als 53 % des Einfuhrhandels in deutschen Händen 
lag. Und auch in den Regierungsämtern war der deutsche 
Einfluß nicht gering. Deutsche Ingenieure bauten und leite- 
ten den größten Teil der Staatsbahnen, deutsche Aerzte orga- 
nisierten das Sanitätswesen in Heer und Flotte, deutsche 
Beamte hatten das Postwesen eingerichtet, deutsche Archi- 
tekten wurden im ‚Ministerium des Innern beschäftigt, und 
dem Einfluß eines deutschen Lehrers gelang es sogar, im 
Frühjahr 1915, also während des Krieges, die deutsche 
Sprache als obligatorisches Lehrfach an den neugegründeten, 
siamesischen Realschulen einzuführen. 

Obwohl mit dem Kriegsausbruch August 1914 jede Ver- 
bindung mit der Heimat aufhörte, gelang es der Tatkrait und 
Energie unserer Kaufleute doch, alsbald ihren Geschäfts- 
betrieb umzustellen und den neuen Verhältnissen anzupassen. 
Auch die deutschen Beamten behielten trotz aller Anfeindun- 
gen von seiten der Ententevertreter fast durchweg ihre 
Stellungen. Entlassungen im Eisenbahndienst müssen neben 
dem allerdings stark wachsenden englischen Einfluß zweifel- 
los auch auf das allzu schwächliche Auftreten des deutschen 
Generaldirektors zurückgeführt werden. 

Den Engländern gelang es deshalb in den ersten Kriegs- 
jahren, solange Siams Neutralität dauerte, nicht, den deut- 
schen Handel zu verdrängen und zu ersetzen. Ihr Handel 
ging sogar auf Grund des immer fühlbarer werdenden 
Tonnagemangels zurück, und schließlich waren sie im Jahre 
1916 nicht einmal in der Lage, größere Aufträge anzunehmen. 

Nach dem völligen Ausmerzen der Deutschen glaubten 
sie nun, leichteres Spiel zu haben, den siamesischen Handel 
an sich zu reißen. Allerdings umsonst. Denn überall in 
Ost- und Südasien gewann der japanische und neben ihm 
der amerikanische Handel stark an Boden, indem überall, vor 
allem in Bangkok, zahlreiche neue japanische Geschäfte ent- 
standen, die an der ncuerrichteten Filiale der Taiwanbank 
eine starke Stütze hatten. Die durch diese Konkurrenz her- 
aufbeschworene Gefahr ist auch heute noch nicht wieder aus 
dem östlichen Machtbereiche des britischen Imperiums ver- 
schwunden. Ä 

Dabei macht sich schon seit Ausmerzung des deutschen 
Ilandels in ganz Asien und nicht zuletzt in Siam ein starkes 
Verlangen nach den alteingeführten, bewährten und überall 
beliebten deutschen Waren bemerkbar, das gerade heute 
immer energischer in die Erscheinung tritt. \Wörtlich 
schreibt von dort jemand: „Wie das Kind nach der Milch 
der Mutter, so lechzt hier das Volk nach deutschen Waren“. 

Für Siam waren die Jahre seit Kriegsbeteiligung eine 
sehr schlechte Zeit. Ungcheure Ueberschwemmungen ver- 
nichteten im Jahre 1917 die Reisernte. 1918 und 1919 brach- 
ten ebenfalls sehr schlechte Ernten. Im Volke verbreitete 
sich, durch Aberglauben genährt, das Gerücht, daß dieses 
Unglück durch den Geist des Landes herbeigeführt sei, der 
wegen der Kriegserklärung an Deutschland grolle. Stan, 
das im Reisexport neben Burma den zweiten Platz auf dem 
Weltinarkte einnimmt und in normalen Jahren nicht weniger 
als 1 Million Tonnen exportiert, war im’ Jahre 1918 ge- 
zwungen, den Reisexport zu sperren. Trotzdem stiegen die 
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Reispreise im Lande sechsfach, ja, zeitweilig zehnfach. Gleich- 
zeitig wurden auch sämtliche anderen Lebensmittel und 


'Landesprodukte teurer. Der Importmarkt in Siam hängt 


aber völlig von dem Ausfall der Ernte und dem Umfange 
der Reisausfuhr ab. Da eine solche nicht möglich war, machte 
sich sofort ein Abflauen der Kauflust im Bazar und ein be- 
denkliches Fallen der siamesischen Valuta bemerkbar. Der 
Tikal sank schnell und konnte sich erst im Frühjahr 1920 
wieder erholen. Heute steht er auf 2 sh. 1'/,, d. oder etwa 
25,— Mark (vor dem Kriege 1 Tikal = 1,50 Mark). 

Da die letzte Reisernte wieder außerordentlich günstig 
ausgefallen ist, so ist anzunehmen, daß die staatliche Kon- 
trolle der Reisausfuhr bald wieder gemildert oder über- 
haupt wieder verschwinden wird (ist bereits geschehen! 
D. R.). Für Siam ist das von größter Bedeutung; denn der 
Handel des Landes hängt völlig von dem Ausfall der je- 
weiligen Ernte ab. 

Schon vor dem Kriege machte sich eine Tendenz bei 
europäischen Firmen geltend, sich unter Hinzuziehung 
siamesischer Aktionäre als siamesische Handelsgesellschaften 
eintragen zu lassen. Das Anwachsen der nationalistischen 
Bewegung im Lande ließ solche Geschäftstransaktionen als 
zweckmäßig erscheinen. Neuerdings ist wegen des mächti- 
gen Anwachsens der Steuerlasten in Europa diese Tendenz 
noch stärker geworden, und verschiedene Firmen, darunter 
die britische „Siam Forest Company“ Siam und der „Oriental 
Store“ der dänischen „East-Asiatic--Company“ haben sich in 
siamesische Handelsgesellschaften verwandelt. Durch Hin- 
zuziehung hoher siamesischer Regierungsbeamten und ein- 
flußreicher Persönlichkeiten verstehen es diese Unternehmen, 
sich Tür und Tor zur Erlangung von Regierungsaufträgen 
und wertvollen Konzessionen zu öÖfinen. Der kürzliche 
Winterbesuch dänischer Fürstlichkeiten hängt auch damit 
zusammen, denn die Familie des Prinzen Waldemar steht in 
engsten, geschäftlichen Beziehungen zu Siam und ist stark 
beteiligt an der East Asiatic Company, deren Motorschiffe 
„Seelandia“ und ‚„Jütlandia‘“ und andere einen direkten monat- 
lichen Fracht- und Passagierdienst zwischen : Kopenhagen 
und Bangkok unterhalten. Diese Gesellschaft hat auch unter 
Hinzuziehung siamesischen Kapitals mit dem Namen „Siam 
Steam Navigation Company“ den größten Teil der Küsten- 
linien im Golf von Siam inne. Der ehemalige Küstendienst 
des Norddeutschen Lloyd zwischen Bangkok und China so- 
wie Bangkok und Singapore wird jetzt von britischen, nor- 
wegischen und japanischen Dampfern versehen. Unter 
siamesischer Flagge fahren auch einige der beschlagnahmten 
Lloyddampfer, von denen ‚„Kaeo Sanud“ (früher N. D.L. D. 
„Petchaburi“) am 26. Dezember vorigen Jahres unter 
Führung eines englischen Kapitäns mit einer vollen Ladung 
Reis im Busen bei Koh-Ira auf einen Felsen lief und als 
bald sank. Die Schiffahrt Siams hat den Stand von 1914 
noch nicht wieder erreicht. 

Die Regierung hat jetzt zur Hebung und zur besseren 
Kontrolle des neuerdings immer stärker wachsenden Ge- 
schältslebens ein besonderes Handelsministerium errichtet, 
dem auch das erst seit einigen Jahren bestehende Statistische 
Amt angegliedert wurde. Das von diesem herausgegebene 
„Statistical and Commercial Yearbook“ gibt genaue Auf- 
schlüsse über den Handel und das Wirtschaftsieben Siams 
und ist von größtem Werte für alle Firmen, die sich mit Siaın 
befassen. i 

In dem Bestreben, sich dem fremden Einfluß immer mehr 
zu entzichen, schloß Siam mit England, Dänemark und 
Frankreich Verträge ab, wonach die Exterritorialitätsrechte 
dieser Länder aufgehoben wurden. Rein französische Staats- 


angehörige unterstehen allerdings noch dem französischen 
Konsulargericht in Bangkok. Am 16. Dezember vorigen 
Jahres hat Siam nun auch einen ähnlichen Vertrag mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika abgeschlossen, die, gegen 
Erlangung gewisser wirtschaftlicher Vorteile, jetzt ebenfalls 
die Exterritorialität ihrer Untertanen in Siam. aufgegeben 


- haben. 


Sämtliche Verträge zwischen uns und Siam sind ja bei 
Kriegsausbruch, am 22. Juli 1917, für null und nichtig er- 
klärt worden, wodurch auch unsere exterritorialen Rechte auf- 
hörten. Durch Dekrete vom Januar vorigen Jahres wurde 
allerdings der Handel mit Deutschland wieder in vollem 
Umfange und unter den alten Bedingungen (3 % Einfuhrzoll) 
freigegeben. Auch die Einreise ist Deutschen nach Erlangung 
einer besonderen Erlaubnis vom siamesischen Auswärtigen 
Amt wieder gestattet, während sie allerdings erst im Januar 
1923 wieder bedingungslos freigegeben werden soll. Unsere 
Interessen in Siam werden zurzeit noch immer durch die 
holländische Gesandtschaft vertreten. 


Wie überall in der Welt, so hat uns auch der Weltkrieg 
in Siam schwere Verluste gebracht. Wir sollten aber be- 
denken, daß zum Wiederaufbau unseres Wirtschaftslebens zu 
allererst die Wiederbelebung unseres Außenhandels gehört. 
Da aber bieten sich jetzt in Siam, wo die Anfrage nach den 
alteingeführten und stark beliebten deutschen Waren sehr 
groß geworden ist, für weitausschauende, deutsche Geschäfts- 
leute ganz bedeutende Aussichten. 

Mit Japan haben wir die politischen und kommerziellen 
Beziehungen wieder hergestellt, und mit China stehen wir 
in Verhandlungen. Bisher ist nichts darüber bekannt ge- 
worden, ob das Auswärtige Amt schon Schritte unternommen 
hat, die Beziehungen zu Siam ebenfalls wieder aufzunehmen. 
Jedenfalls kann darüber kein Zweifel mehr bestehen, daß nach 
Errichtung einer deutschen Vertretung in Siam das Dekret 
über beschränkte Einreiseerlaubnis vom Januar 1920 alsbald 
aufgehoben und die Einreise in vollem Umfange wieder ge- 
stattet würde. | 

In wenigen Ländern blühte der deutsche Handel vor 
dem Krieg prozentual so stark, wie gerade in Siam, und wir 
sollten keinen Moment versäumen, die für uns noch immer 
günstige Lage und Stimmung in diesem Lande auszu- 
nutzen. Wesentlich ist auch hier, daß als Vertreter Deutsch- 
lands ein Mann nach Siam wird geschickt, der Land und 
Leute- Handel und Wirtschaftsieben des Landes gründlich 
versteht und nicht in bloßer Repräsentation seine Auf- 
gabe sieht. 

Zwecks Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen ist 
auch an die Anbahnung eines Austauschhandels zwischen 
den beiden Ländern zu denken, wobei wir unsere für Siam 
notwendigen Erzeugnisse gegen Reis und andere Landes- 
produkte liefern würden. Neben Reis kommen hauptsächlich 
für die Ausfuhr aus Siam Teak und Harthölzer, Piefter und 
Gewürze, Felle und Hörner, Baumwolle, Zinn und neuer- 
dings auch Wolfram in Betracht. Nach der Durchführung 
neuer Bahnlinien, die im Anschluß an das bestehende Netz 
nunmehr den großen Grenzfluß Mekhong in Nord-Siam so- 
wie auch im Osten bei Ubon erreichen und drittens die Ver- 
bindung über Battambong mit Saigon herstellen sollen, wird 
sich der Binnenhandel Siams zweifellos sehr rasch ent- 
wickeln. Nach dem neuerlichen Vertrage mit den Vereinigten 
Staaten plant jetzt eine amerikanische Gesellschaft auch die 
landwirtschaftliche Ausnutzung der großen und außerordent- 
lich reichen Bodenflächen des verhältnismäßig stark unter- 
völkerten Landes. 
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Durch Siams Eintritt in den Krieg auf seiten der Entente 
hat es seine politische Stellung ohne Frage bedeutend ge- 
stärkt, da seine Kriegsverbündeten samt und sonders eine 
recht wohlwollende Politik gegen das Land betreiben. 

König Vapiravudh hat jetzt, einem allgemeinen Wunsche 
seines Volkes nachgebend, eine Prinzessin des königlichen 
Hauses geheiratet. Seine sehr einflußreiche Mutter ist im 
vorigen Jahre gestorben. Ebenso verschieden im Sommer 
vorigen Jahres sein Bruder, Prinz Shakrabongs, der Ober- 
befehlshaber des Heeres, sowie der Landwirtschaftsminister 
Prinz Rajburi. 

Den Posten eines Oberbefehlshabers hat jetzt der in 
Berlin bei der Garde ausgebildete Prinz Boripatra über- 
nommen. Im Bildungswesen des Landes besitzt der an deut- 
schen Universitäten erzogene Prinz Rangsit bedeutenden Ein- 
luß. Das Schulwesen Siams zeigt sehr bemerkenswerte Fort- 
schritte. Die Zahl der die Universität besuchenden Studenten 
wächst ständig und viele der jungen Studenten gehen zur 
Beendigung ihrer Studien nach Europa und Amerika. 

Die Aussichten in Siam sind trotz seiner Beteiligung am 
Kriege gegen uns äußerst günstig. Vergessen. wir nicht, 
durch Aufnahme der Beziehungen, der diplomatischen 
wie der kommerziellen, auch in diesem Lande den Aufbau der 
verlorenen Stellung energisch in die Hand zu nehmen und 
mit allen Mitteln zu fördern. 


Politische Rundschau. 
China. 


China und der Bolschewismus. Angesichts der Erfolge, 
die die Moskauer Sowjetregierung in Westasien zu verzeichnen 
hat (dass die englische Mission des Sir Henry Dobbs letzthin 
in Kabul auf grosse Schwierigkeiten gestossen ist. ist aus- 
schliesslich auf die weitgehende Unterstützung zurückzuführen, 
die Moskau den Afghanen zugesagt hat), ist von nicht unerheb- 
licher Bedeutung, dass die Pekinger Regiering dem Bolschew:is- 
mus neuerdings eine nicht misszuverstehende Absage hat zuteil 
werden lassen. Es ist noch erinnerlich, dass als angeblicher 
Vertreter der Regierung in Werchne-Udinsk, tatsächlich aber 
der Regierung in Moskau, vor einigen Monaten ein gewisser 
Yourin (auch Tobelsohn genannt) in Peking erschien, um über 
einen Handelsvertrag zu ımterhandeln, der um so notwendixer 
sei, als die russisch-chinesische Grenze sehr lang sei und sich 
über diese heute ein unkontrollierter Handel bewegt. Die Welt 
war einigermassen erstaunt, als Peking zunächst auf die Vor- 
schläge Yourins einzugehen schien. Dem mit den Verhältnissen 
Vertrauten musste es indessen sehr bald klar werden, worauf es 
den Chinesen ankam. Sie machten sich das Angebot der Mos- 
kauer Sowijetregierung, die hinter Yourin stand, auf die Fx- 
territorialität und andere „zu Unrecht“ von der zarischen Re- 
gierung beanspruchte Rechte verzichten zu wollen, zunutze. 
Als sie mittelbar, wie auch in den Spalten dieser Zeitschriit 
wiederholt berichtet ist, das erstrebte Ziel erreicht hatte, war 
die Rolle Yourins in Peking so gut wie ausgespielt. Tatsächlich 
wurde sie auf alle Art und Weise in Peking erschwert; richt 
einmal ein eigenes Haus konnte Yourin für sich und seine Ge- 
sandtschaft finden. Es ist von hier nicht mit unbedingter 
Sicherheit zu erkennen, weshalb nach einigen. Wochen wieder 
eine Annäherung an Yourin zustande gekommen zu sein scheitıt, 
so dass in der chinesischen Presse mit der Möglichkeit eines 
Vertragsabschlusses mit der inzwischen in Tschita errichteten 
„Republik des Fernen Ostens“, die den Freistaat Werchnt- 
Udinsk mit einschliesst, gerechnet wurde; nicht ausgeschlossen 
ist, dass man in China zeitweise mit guten Bezichungen zu 
Moskau kokettiert hat, um den Japanern zu Zeigen, man sei 
nicht unbedingt auf sie angewiesen, könne auch andere Saiten 
anschlagen. Aber die massgebenden Männer in Peking ver- 
kannten die Gefahr keineswegs, die sich aus einer Annäherung 
an den Bolschewismus ergeben musste. Und das um so weniger, 


Zu a En _n 


126 


afs die Fortschritte bolschewistischer Propaganda m China sich 
nicht mehr übersehen liessen. Zwei Mänrer sind es besonders, 
die sich als Förderer des Bolschewismus in China erweisen: 
der grosse Gelchrte Liang Chi-chao in Peking und der „Vater 
der Republik“ Sım Yat-sen in’ Schanghai, also zwei Männer, 
die sich mit ihren Gedanken zurzeit in Peking nicht durchsetzen 
können und deshalb nach Hilfe Ausschau halten. Liang übt 
einen sehr weit reichenden Einfluss auf die Studentenschaft 
Nordchinas aus, die in wachsender Zahl radikalen Anschauungen 
zu verfallen scheint. Sun Yat-sen sah sich afıgesichts des Aus- 
h'e;bens aller wirklichen Erfolge bei der erstrebten „Demo- 
kratisierung‘ Sidchinas nach neuen, zugkräftigen Mitteln 
um, die er in dem Sowjetsysten finden zu sollen 
glaubte. Der Boden für soziale Umwälzungen ist in China 
durch die Ereignisse des letzten Jahrzehnts geschaffen, nicht 
im ganzen Volk, wohl aber in nicht zu übersehendem Maße 
in den Kreisen, die durch ihre mittelbare und unmittelbare Be- 
rührung mit Ausländern veränderten wirtschaftlichen Verhält- 
nissen gegenüberstehen. Eine Förderung der bolschewistischen 
Propaganda, wenn auch nur dadurch, dass das Volk in Ver- 
handlungen mit dem Sowjetvertreter Yourin eine amtliche An- 
erkennung der Berechtigung der bolschewistischen Gedanken 
erkennen zu dürfen glauben konnte, musste daher die Pekinger 
Regierung unter allen Umständen vermeiden. Möglich, dass 
dieser Auffassung auch Japan, zu dem sich trotz allen Geschreis 
eines Teils der chinesischen Presse, einschlieslich der halbamt- 
lichen „Peking Daily News“, die Bezichungen sichtlich bessern, 
in Peking nachdrücklichen warnenden Ausdruck verliehen hat. 
Mas dem sein, wie ihm wolle, Mitte Februar hat die Pekinger 
Regierung dem Generalgouverneur der Mandschurei General 
Chang Tso-lin mitgeteilt, sie habe alle Verhandlungen mit Yourin 
abwebrochen, und zwar weil die Tschitacr Regierung, die zwar 
versprochen habe, den in Sibirien lebenden Chinesen Schutz 
angedeihen zu lassen, ihre Zusagen bisher in keiner Weise er- 
füllt habe: im Gegenteil, namentlich im Blagoweschtschensk 
seien die chinesischen Kaufleute wiederholt von kommunisti- 
schen Banden vollständig ausgeplündert, ohne dass die Tschi- 
tacr Regierung irgend etwas dagegen unternommen habe. Die 
Hissung der Roten Flagge, heisst es in dem Pekinger Erlass 
weiter, wird Yourin nicht gestattet; er wird in Peking nur als 
einfacher Privatmann geduldet. Dieser Umschwung in der 
Behandlung Yourins ist in Moskau nicht unbemerkt geblieben. 
Die Sowjetregierung hat, wie das „Echo de Paris“ unter dem 
3. April aus Kopenhagen erfährt, dieser Tage eine recht scharfe 
Note nach Peking gerichtet, in der Ersatz für Schaden verlangt 
wird, den Chinesen Russen zugefügt hätten. Schon Yourin hatte 
in einer Note vom 15. Februar auf alle möglichen Beeinträchti- 
sungen von Russen durch Chinesen hingewiesen und eine Re- 
gelung der russischen Ansprüche verlangt. Wir schon erwähnt, 
hat unmittelbar darauf Peking die Verhandlungen mit Yourin 
abeebrochen. Moskau hat, um seiner Forderung grösseren 
Nachdruck zu verleihen, eine Verstärkung seiner Truppen an 
der chinesischen Grenze angeordnet, In Peking rechnet man 
sueenscheinlich mit der Möglichkeit militärischer Maßnahmen 
der Sowjetregierung. General Chang Tso-lin ist schon vor 
einixer Zeit angewiesen, Truppen an der Grenze zusammenzu- 
ziehen. Damit steht China tatsächlich sowohl der Sowjet- 
rexierung wie den antibolschewistischen Ungern-Sternbergschen 
oder richtiger Seimenowschen Truppen, die” die Mongolei zum 
Stutzpunkt militärischer Handlungen gegen die Republik des 
Fernen Ostens machen, gerüstet gegenüber. Man darf mit 
Spannung erwarten, wie sich die Dinge an der russischen 
(irenze weiterentwickeln werden. Nach den letzten Nach- 
richten, die mir aus Ostasien zugehen, befindet man sich dort 
der ganzen Entwickelung der Dinge gegenüber ziemlich im 
Dunkeln; man weiss nicht, wie weit Sowjet-Russland seine 
Machtmittel in Europa und Westasien einsetzen wird und ein- 
setzen muss, Wenn es dort in der nächsten Zeit von starken 
Maßreveln absieht,. fürchtet man, daß es, schon um seine Heere 
zu beschattigem, den Kampf gezen Japan in Sibirien mit ganzer 
Kraut aufnehmen wird. Dass man in Japan mit einer solchen 


Wendung rechnet, ergibt sich aus der Entsendung von Ver- 
stärkungen für die japanischen Posten in Sibirien und die Be- 
festigungen, die überall insbesondere auf Nord-Sachalin, er- 
richtet werden. Käme es zu einem offenen Kampf zwischen 
Japan und Sowjetrussland, so würde das auch der Augenblick 
sein, wo China sich zu einer endgültigen Stellungnahme dem 
Bolschewismus gegenüber entschließen müßte. CF. 


Chinesischer Besuch In Deutschland. Tsai Yuan-pei- 
Rektor der Staatsuniversität it Peking, hält sich gegenwärtig 
in Berlin auf und wird auch andere deutsche Universitäts- 
städte besuchen. Er befindet sich auf einer amtlichen Studien- 
reise durch Europa. 


Satzungen des internationalen Finanzkonsortiums für China. 
Am 15. Oktober vorigen Jahres hatten die Bevollmächtigten der 
amerikanischen, englische, französischen und japanischen Bank- 
konzerne in New York die von ihnen ausgearbeiteter Satzungen 
des internationalen Finanzkonsortiums für China unterzeichnet. 
Dieses Abkommen ist unlängst der Pekinger Regierung wmter- 
breitet worden. Einleitend wird mitgeteilt, dass die beteiligten 
Bankkreise des vollen Einverständnisses ihrer Regierungen ge- 
wiss seien. Man habe beschlossen, der chinesischen Regierung 
und dem ganzen Volke durch Hergabe grösserer Beträge zu 
dienen und wolle dadurch den Wiederaufbau einer geordneten 
Staatswirtschaft und die Verbesserung von Handel und Verkehr 
in die Wege leiten und fördern. Alle Bankgruppen des Korn- 
sorttums würden dabei ımter Zugrumdelegung gemeinsamer 
Gesichtspunkte arbeiten und seien jederzeit bereit, auch chine- 
sisches Kapital heranzuziehen. Im übrigen bestimmen die acht 
Artikel des Abkommens wie nachstehend: 

l. Jede Gruppe bestimmt ihre eigene Organisation und Zu- 
sammensetzung. Neuaufmahmen eriolgen mit Znstimmiung 
der anderen Mitglieder und der Regierungen. 

2. Das Konsortium gewährt nur öffentliche Anleihen entweder 
an die Zentralregierung oder an die Einzelprovinzen wmd 
‘solche Anleihen, die von Zentralregierung oder Provinz 
garantiert sind. Anleihen an private Unternehmungen sind 
nicht Sache des Konsortiums. Früher erteilte Konzessionen 
an Einzelgruppen des Konsortiums, soweit solche nicht 
schon wesentliche Aufwendungen erfordert haben und die 
betr. Gruppe sie zu behalten wimscht, fallen an das Kon- 
sortiumn. H 

3. Die völlige Gleichberechtigung aller Gruppen bei Beteili- 
gung an den Unternehmungen des Konsortiums wird fest- 
gestellt. 

4. Jede Gruppe ist berechtigt, ihrerseits die Teilnahme au 
einem Unternehmen abzulehnen. 

5. Dieser Artikel besagt, dass die Teilnehmer an einem Uhnter- 
nehmen nicht gemeinschaftlich verbindlich sein sollen, son- 
dern jede Gruppe kommt für ihre Verpflichtungen allein 
auf. 

6. und 7. sehen vor, dass, für den Fall, dass die eine oder 
andere nationale Gruppe den auf sie entiallenden Anleihe- 
Anteil nicht unterbringen kann, dieser Anteil ganz oder 

“ teilweise einer anderen Gruppe angeboten werden kann- 

8. Die Dauer des Abkommens wird auf 5 Jahre festgesetzt. 
falls nicht durch die Mitglieder-Mehrheit eine frühere Aulf- 
lösung beschlossen werden sollte. 


Einkommensteuer in China. Gegen die von der Zentral- 
regierung in Peking geplante Einkommensteuer macht sich ein 
mchr und mehr wachsender Widerstand aller Kreise bemerk- 
bar. Genaue Angaben sind zwar noch nicht veröffentlicht 
worden, doch ist bereits so viel durchgesickert, daß man sich 
nunmehr ein allgemeines Bild der Maßnahmen zu machen im- 
stande ist. Danach sollte die Steuer bereits am 1. Januar d.J- 
in Kraft treten, die Steuerkommissionen waren bereits gebildet 
und die notwendigen Erhebungen und Bestimmungen sind ab- 
geschlossen, bzw. ausgearbeitet. Der Steuersatz beträgt für 
die Beamten '% bis 5% des Gehalts und für die Kauimannschaft 
2% des Einkommens, doch fällt nicht die gesamte Hande! 
treibende Bevölkerung unter diesen Satz. Scheinbar hat bel 
Festsetzung der Einzelsätze die Regierung die weitgehendste 


Rücksicht genommen. Ob es der Regierung mit der kürzlichen 
Erklärung, daß sie 70% des Steuerertrages zu Uhnterrichts- 
zwecken und die restlichen 30 % zur Förderung der industriellen 
Entwicklung des Reiches verwenden wolle, Ernst ist, muß sich 
noch zeigen, doch dürften die in dieser Beziehung gehegten 
Zweifel nicht ohne Berechtigung sein, da ja die immer schlimmer 
werdende finanzielle Lage des Landes die Regierung nötigt, alle 
Steuerquellen in Anspruch zu nehmen, so daß Gelder für die 
obigen Zwecke kaum frei bleiben dürften. 


China und die Lage In Ostsibirien. Die antibolschewistische 
Bewegung in den Grenzgebieten der Mongolei und Mandschurei 
macht der Pekinger Regierung nach wie vor großes Kopf- 
zerbrechen. Wie erinnerlich, wurde General Semenow nach 
langen Kämpfen mit den roten Truppen vor einigen Monaten 
völlig geschlagen und seine Truppen zersprengt. Die bolsche- 
wistischen Machthaber, die in Tschita, östlich vom Baikalsee, 
ihren Sitz haben, terrorisierten seitdem das Land und übten auf 
die Bauern einen außerordentlich starken Druck aus. Um ihre 
Macht zu festigen, suchten sie die im vergangenen Winter statt- 
gefundenen Wahlen zur Nationalversammlung der Republik des 
Fernen Ostens mit allen Mitteln, selbst mit Anwendung von 
Waffengewalt, in ihrem Sinne zu beeinflussen. Trotzdem er- 
rangen die Bauern schließlich das Uebergewicht, und die im 
Februar d. J. zusammengetretene Nationalversammlung weist 
223 Bauern auf, wozu noch 20 Buriäten kommen, gegenüber 
147 Kommunisten, 20 Sozialrevolutionären und 14 Sozial- 
demokraten. Aus Ostasien kommende Meldungen besagen, daß 
der Bruch zwischen Bauern und Bolschewisten nahe bevorstehe 
und daß die ersteren den General Semenow, der sich zeitweise 
in Dalny aufhielt, bestürmen, sich an ihre Spitze zu stellen, um 
die jetzigen Machthaber zu vertreiben und ein von den Sowjets 
unabhängiges Reich zu gründen. Größere Teile seiner früheren 
Truppen sollen sich bereits wieder entlang der mandschurischen 
Grenzen zeigen und dauernd Waffen erhalten. Die chinesische 
Regierung fürchtet aus diesen Gründen schwerwiegende Ver- 
wicklungen mit den Sowjets, der Republik des Fernen Ostens 
und Japan. Sie hat den Militärgouverneur der Mandschurei, 
Chang Tso-lin, streng angewiesen, auf die Vorgänge an der 
Grenze ein wachsames Auge zu richten. Gleichzeitig hat sie 
erklären lassen, daß sie entschlossen sei, energisch und ohne 
Rücksicht jede Finmischung in ihre Hoheitsrechte in der 
Mandschurei, Mongolei oder Turkestan zurückzuweisen. Jeden- 
falls dürften die nächsten Monate noch manche Ueber- 
raschungen aus den genannten Gebieten bringen. 


Unabhängigkeitserklärung der Mongolel. Pekinger Zeitungen 
von Mitte März bringen die Nachricht, dass der Hutuktu, der 
oberste Priester der Mongolen, die Mongolei als selbständiges 
Königreich erklärt und sich zum Herrscher hat ausrufen lassen. 
Hinter den Geschehnissen steht wahrscheinlich der frühere 
Unterführer des von den Bolschewisten geschlagenen Generals 
Semenow, der deutsch-baltische General Baron Ungern-Stern- 
berg, welcher Ende Februar an der Spitze eines sibirisch- 
burjätischen Heerhaufens die Hauptstadt der Mongolei, Urga, 
eroberte. Die Truppen des Hutuktu sind. bereits erobernd in 
de südliche Mongolei eingedrungen. Die Pekinger Regierung 
steht den Ereignissen. ziemlich ratlos gegenüber, da ihr trotz 
der im ganzen Reich unter Waffen stehenden grossen Truppen- 
mengen keine Truppen zur Unterdrückung des Aufstandes zur 
Verfügung stehen, weil die Militärgouverneure in den Provinzen 
sich der ohnmächtigen Zentralregierung gegenüber zu Abgaben 
von Soldaten und Heeresmaterial nicht verstehen wollen. Dazu 
kommt die finanzielle Bedrängnis der Regierung, die alle 
energischen Gegenmassregeln verhindert. 

Amerikanisches Konsulat in der Mongolei. Mit Rücksicht 
auf die ständig wachsende Bedeutung des amerikanischen 
Handels in der Mongolei hat die Regierung der Ver. Staaten die 
Errichtung eines Konsulates in Kalgan beschlossen, dessen 
Amtsbezirk die gesamte Mongolei umfassen soll. Der Konsul 
ist bereits ernannt und hält sich schon seit Ende letzten Jahres 
in Peking auf. Allerdings macht die chinesische Regierung 
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noch Schwierigkeiten, indem sie behauptet, dass die Verhältnisse 
in der Mongolei sehr unklar seien und dass sie für den Schutz 
des Konsulates keine Verantwortung übernehmen könne, Bei 
der Bedeutung des in amerikanischen Händen liegenden 
Handels in der Mongolei ist der Schritt der amerikanischen 
Regierung durchaus verständlich, schätzt man doch jetzt bereits 
den Wert der über Urga nach den Ver. Staaten gehenden 
Mengen an Häuten und Fellen auf über $ 3 Mill. 


Rückkehr des Prinzen Tuan, Prinz Tuan, einer der be- 
rüchtigten Führer aus der Boxerzeit, der seiner Zeit auf Ver- 
langen der fremden Mächte nach Turkestan verbannt‘ worden 
‚war, ist nach einer Reuter Meldung Mitte März plötzlich eigen- 
mächtig nach Peking zurückgekehrt. Seine Rückkehr gab zu 
Gerüchten Anlass, dass eine monarchische Bewegung bevor- 
stünde, die aber von der Regierung amtlich abgeleugnet wird. 
Das diplomatische Corps hat gegen die Rückkehr Tuans bei der 
chinesischen Regierung Protest eingelegt und seine Rücksendung 
nach Turkestan verlangt. 


Aerztliche Mission in China. 


Nachdem sich schon seit Jahren zwei große deutsche 
Missionsgesellschaften auf dein Gebiet der ärztlichen Mission 
in China betätigt haben); die Rheinische und die Baseler 
Mission, verlegt jetzt auch der Berliner Verein für ärzt- 
liche Mission, dem sein bisheriges Arbeitsfeld in Ostafrika 
durch den Ausgang des Weltkrieges vorläufig gesperrt ist, seine 
Tätigkeit rach China. In seinem Auftrag wird ein junges 
Aerzteehepaar, Dr. med. Hans Rummel (bisher Assistent an der 
Universitäts-Frauenklinik in Heidelberg) und Dr. med. Käthe 
Rummel im Laufe dieses Monats die Ausreise nach Südchina an- 
treten, um sich in einer Stadt im Flußgebiet des Pekiang (Nord- 
flusses) niederzulassen. Gleichzeitig wird der Nyassabund, der 
bisher ebenfalls in Afrika gewirkt hat, eine erprobte Kranken- 
schwester, Fräulein Käthe Schöniger, dorthin entsenden. Als 
Niederlassungsplatz ist zunächst Namyung (Nan-hsiung-chou) 
in Aussicht genommen, die Hauptstadt eines selbständigen 
Regierungsbezirks (Chou), etwa 25 Kilometer südlich vom 
Meilingpaß, über den der Heerweg von Kuangtung nach Kiangsi 
führt. Eine endgültige Entscheidung kann aber erst nach 
Prüfung aller in Betracht kommenden Verhältnisse an Ort und 
Stelle erfolgen. Dr. Rummel wird zunächst Land und Leute 
studieren und sich mit der Landessprache vertraut machen. In 
Aussicht genommen ist die Errichtung eines Hospitals, wofür 
auch von chinesischen Kreisen bereits Beiträge in Aussicht ge- 
stellt sind. Es ist lebhaft zu begrüßen, daß der Berliner Verein 
für ärztliche Mission in diesen schweren Zeiten den Mut und 
die Mittel gefunden hat, sich im Fernen Osten zu betätigen, um 
durch moralische Eroberungen ein weiteres neues Gebiet zu 
schaffen, von dem aus deutsche Kultur sich Freunde und An- 
hänger erwerben kann. In Mittelchina steht die Hochburg 
deutscher Medizin, die auch im feindlichen Lager als die Führer 
auf ihrem Gebiet anerkannten deutschen Aerzte in Schanghai, und 
daneben die Medizinschule mit dem Paulunhospital, im Süden 
blühen die weit bekannten Hospitäler in Tungkun und Kaying 
am Ostfluß; als Bindeglied zwischen beider soll nın an der 
Wasserscheide zwischen den Flußgebieten des Yangtsekianz 
und des .Sikiang ein neuer Mittelpunkt deutscher Wissenschaft 
und christlicher Liebestätigkeit entstehen, von dem wir hoffen 
dürfen, daß er auch seinerseits zur Festigung deutsch- 
chinesischer Beziehungen beitragen wird. CF. 


Japan. 

Kronprinzenreise. Der japanische Kronprinz traf auf seiner 
Europareise am 18. März in Singapore ein, wo er bis zum 22. 
blieb, Während seines Aufentlialtes daselbst machte er in Be- 
gleitung des englischen Gouverneurs eine Anzahl Besichtigungs- 
fahrten. Am 28 März erreichte er Colombo, wo er für die 
Dauer seines Besuchs beim englischen Gouverneur wohnte. 

Abberufung des amerikanischen Botschafterss. Roland H. 
Morris, der bisherige Vertreter der Ver. Staaten m Tokio 
hat seine Entlassung eingereicht, die von dem neuen Präsidenten 
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Harding angenommen wurde Morris hatte unlängst mit dem 
japanischen Botschafter in Washington, Baron Shidehara, ein 
Abkommen entworfen, das die japanische Einwanderung nach 
den Ver. Staaten und die antijapanische Landgesetzgebung in 
Kalifornien betraf. In politischen Kreisen nimmt man an, dass 
Harding alle ausstehenden Fragen der japanisch-amerikanischen 
Politik: Einwanderung, Landgesetzgebung, .Yap, in einheitlichem 
Zusammenhang regeln will. | 


Kundgebung japanischer Aerzte für Deutschland. Auf dem 
kürzlich in Wiesbaden tagenden Kongress der Balneologischen 
Gesellschaft des Deutschen Bäderverbandes gab, wie die 
„Frankf. Zeitung“ meldet, der japanische Arzt Dr. Miyadera eine 
Frklärung namens der japanischen Aerzte ab, in welcher er aus- 
führte, dass die japanischen Acrzte nach wie vor von tiefer Be- 
wunderung der Hochachtung für deutsche medizinische Wissen- 
schaft und ihre Träger erfüllt seien und dass sie etwaige Mass- 
nahmen anderer Nationen zur Schädigung deutscher Aerzte oder 
deren Angehörigen nicht billigten und mitmachen wollten. 
Fbenso wie die Aerzteschaft selbst denke auch die japanische 
Regierung. 

Abschaffung der Passkontrolle auf der südmandschurischen 
[Lisenbahn. Nach der Kriegserklärung Chinas an Deutschland 
hatte die japanische Regierung auf den Linien der Südman- 
dschurischen Eisenbalhn-Gesellschaft für alle nicht japanischen 
und chinesischen Reisenden eine strenge Passkontrolle anreourd- 
net und durch ihre Gendarmen ausführen lassen. Begründet 
wırrde diese Massnahme damit, dass verhindert werden solle, 
dass aus Sibirien geflüchtste deutsche und österreichische 
Kriegsgefangene nach China kommen sollten. Die amerikanische 
Regierung hat nun kürzlich der japanischen Regierung mitteilen 
lassen, dass sie die seinerzeit gegebene Einwilligung zur Kon- 
trolle amerikanischer Pässe zurückziehe ımd für ihre Uhnter- 
tanen ungehindertes Reisen verlange. Das hat zur Folge gc- 
habt, dass die von allen Ausländern lästig empfundene Massregel 


endlich wieder aufschoben worden ist, mit Ausnahme für 
Reisende nach Damy und Port Arthur. 
Mißgeschick der Omotokyo. Mit der ncuen Religion 


Omotokyo geht es in den letzten Wochen nicht gut, innerer Un- 
friede und äußere Verfolzungen sind über sie hereingebrochen. 
Die alten Anhänger der verstorbenen Dezuchi Nao und ihres 
Schwiegersohns Deguchi Wanisaburo sind mit den chauvinisti- 
schen Neuerern um Asano Wasaburo nicht zufrieden, die der 
Omotokyo in der Osakaer „Taisho Nichinichi“ ein einflußreiches 
Organ und damit weite Verbreitung verschafft haben. Um 
Mitte Februar wurde Asano wegen Untreue gegen den Geist 
der Alten Nao von Deguchi abgesetzt, der an seiner Statt die 
Schriftleitung der „Taisho Nichinichi‘“ übernahm und Asano die 
Leitung eines kleinen Woclhtenblättchens in Ayabe übertrug. 
Aber Deguchi konnte sich nicht lange seines Sieges freuen, 
denn wenige Tage später wurden er selbst und Asano von der 
Polizei wegen Störung des Friedens und der Ordnung verhaitet 
und in Untersuchungshaft nach Kyoto abgeführt. Acht Wagen- 
ladungen voll Bücher und Schriften wurden beschlagnahmt, um 
in dem beginnenden Prozeß gegen die Führer der Omotokyo 
als Beweismaterial zu dienen. 


Baron Kondo . Am 9. Februar starb in Tokio nach kurzer 
Krankheit Baron Kondo Rempeı, Präsident der Nippon Yusen 
Kaisha, Aufsichtsratsmitselied der Nisshin Kisen Kaisha, der 
Kirin-Braucrei und zahlreicher anderer großer Gesellschaften 
Alit ihm ist einer der großen Pioniere der Meiji-Zeit auf wirt- 
schaftlichen Gebiet dabingegangen. Er hat schon von ihren 
allerersten Anfüngen her an der Spitze der Nippon Yusen Kaisha 
gestanden und in seinem langen und erfolgreichen Leben daran 
mitzearbeitet, daß die japanische Häandelsflotte buchstäblich aus 
dem Nichts zur drittgrößten der Erde wurde. Diesen Aufsticy 
Iezeichnen am klarsten die folgenden Ziffern: im Krieg gegen 
China konnte die Nippon Yusen Kaisha der Regierung einen 
Sclniispark von 130 000 t zur Verfügung stellen, im Krieg gegen 
Wılland bereits 252000 t, und heute verfügt sie über eine Flotte 
von 47 dat. 


Japaner und Koreaner. In Tokio weilt gegenwärtig eine 
koreanische Abordnung unter Führung von Min Yonshok, dem 
Vorsitzenden des koreanischen Nationalverbandes, der vor 
einigen Jahren gegründet wurde, um eine Versöhnung zwischen 
den beiden Völkern herbeizuführen. Der Zweck der Abordnung 
besteht in der Ueberreichung einer Bittschrift an den japani- 
schen Reichstag, in der um die Verleihung des Wahlrechts für 
cen japanischen Reichstag an das koreanische Volk gebeten 
wird. Es ist das dritte Mal. daß Min eine solche Bittschrift 
überbringt. Die erste war, wie er sagt, von dreißig, die zweite 
von dreihundert, die jetzige ist von dreitausend Koreanern 
unterschrieben. Dem Einwand, das koreanische Volk sei noch 
nicht reif für Erteilung des Wahlrechts, begegnet er mit der 
Behauptung, der Hauptgrund, weshalb so viele Koreaner mit 
der japanischen Herrschaft unzufrieden seien, sei eben darin zu 
suchen, daß sie sich von jeder Teilnahme am japanischen 
öffentlichen Leben ausgeschlossen sähen. Die Erteilung des 
Wahlrechts werde das beste Mittel sein, eine rasche Ver- 
söhnung der beiden Völker herbeizuführen. Min wird wohl auf 
die Gewährung seiner Bitte noch warten müssen, bis sich die 
Zahl seiner Unterschriften um einige weitere Nullen ver- 
größcrt hat. 

Die „Jiji“ übt Kritik an der Darstellung der koreanischen 
Verwaltung durch die Beamten des Generalgouvernements im 
Reichstag und meint, die Zustände nähmen sich in der Theorie 
wohl recht schön aus, ganz anders aber in der Praxis, wo das 
MHauptübel der koreanischen Zustände die Beamtenschaft sei. 
Teils seien die Beamten überlange in Korea und hätten dann 
zwar Kenntnis des Landes und lange Erfahrung für sich, sie 
scien aber auch allen Neuerungen abgeneigt und hinderten 
Reformen. Die meisten neueren Beamten aber sähen Korea 
nur als ein Sprungbrett zu anderen Amtsstellen an. "Da die Ver- 
waltung Koreas das schwierigste Problem darstelle, mit dem 
Japan überhaupt zu tun habe, so müßten die Beamten dort die 
Elite der gesamten japanischen Beamtenschaft bilden, während 
sie in Wahrheit cher als der Abschaum der ganzen Beamten- 
schaft bezeichnet werden könnten. 

Um die Beziehungen zwischen Japanern und Koreanern zu 
verbessern und ein gegenseitiges Verständnis zwischen beiden 
Völkern herbeizuführen, hat sich in Japan ein Japanisch- 
Korcanischer Verein, die Dokokai, gebildet, an deren Spitze die 
bekannten Chauvinisten Professor Toyama und Dr. Terao, ferner 
die Führer der Kokuryukai (der Amur-Gesellschaft) und anderer 
für ein Zusammengehen der asiatischen Völker wirkender Ver- 
eine stehen. Die „Yomiuri“ begrüßt die Bildung dieser Gesell- 
schaft und ähnliche Bestrebungen der Gegenwart als Zeichen 
eines geschichtlichen Wendepunktes von höchster Bedeutung, 
insofern die asiatischen Völker der von den Weißen gebrachten 
politischen Anschauungen der Eroberung und Unterdrückung 
müde seien und gerade die bisher chauvinistischsten Kreise jetzt 
an der Verbrüderung der asiatischen Völker zur Abwehr der 
Eroberungsgelüste der Weißen arbeiteten. Die japanische Politik 
habe, weil Japan so lange völlig vereinzelt die Interessen der 
Asiaten gexen die Weißen zu schützen gehabt habe, not- 
gedrungen in deren Sinne handeln müssen und sei daher in 
Korca, Formosa, China und Sibirien angrifisweise vorgegangen. 
Jetzt müsse Japan aufhören, die Weißer in ihrer Eroberungs- 
und Angriffispolitik nachzuahmen, und müsse sich im Verkehr 
mit den Korcanern und sonstigen asiatischen Nachbarn aus- 
schließlich von Gerechtigkeit und Menschlichkeit leiten lassen. 
— Das ist wieder ein Ausdruck der allgemeinen Abwendung 
von der westländischen Weltanschauung in allen asiatischen 
l.ündern. Sobald die Wahrheit über den Weltkrieg bekamıtt 
und die Greuellügen gegen Deutschland wideriegt worden sim. 
werden die Asiaten erkennen, daß die verabschente vermeim- 
liche Weltanschauung der „Weißen“ Tediglich die Welt- 
anschauumg des alliierten Raubverbandes ist. 

Korea von J.ungenpest bedroht. Um die in Nord-China 
furchtbar wütende Lungenpest von Korea fernzuhalten, hat das 
(ieneralgouvernement an vier Stationen der Korcanischen 
Staatsbahn Quarantänestäationen eingerichtet. 
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mm Wirtschaftliche Nachrichten. |llliMMMmmN 


Bic Entwicklung der Textil-Industrie In Japan selt 1913. 


Baumwollen - Spinnereien und -Webe- 
reien: Am Ende des Jahres 1913 gehörten der „Cotton 
Spinners Union“ 51 Betriebe an, welche zusammen 2 735 000 
Spindeln und 24 200 \Vebstühle beschäftigten; ıhre Zahl war 
im Juni 1920 auf 4 124000 Spindeln und 49800 Webstühle 
gestiegen. Gleichzeitig wurde die Produktion an Baumwoll- 
garnen von 1510000 Ballen im Jahre 1913 auf 1921 000 
Ballen im Jahre 1919 und an Baumwollfabrikaten von 
416 Millionen Yard auf 740 Millionen Yard im gleichen Zeit- 
raum gesteigert. Die Gesamtzahl der über das ganze Land 
zerstreuten Baumwollspinnereien betrug im Jahre 1913 100 
mit einem Gesamtkapital von 77,5 Millionen Yen; sie erzeug- 
ten insgesamt 81 Millionen Kwamme (1 Kwamme = 3,75 kg) 
Güter im Gesamtwert von 125 Millionen Yen. Die ent- 
sprechenden Zahlen für das Jahr 1918 waren 285 Spinne- 
reien mit einem eingezahlten Kapital von 133 Millionen Yen, 
100 Millionen Kwamme Gütererzeugung im \erte von 844 
Millionen Yen. Besonders zu erwähnen ist noch, daß der 
Ballen Baumwollgarn im Jahre 1913 einen Wert von 142 Yen 
hatte, während er im Jahre 1918 403 Yen kostete. 


Die vorstehenden Wertezahlen lassen bereits erkennen, 


daß die Gewinne der Fabrikanten ganz bedeutende waren. 
Während einerseits der Preis des Rohmaterials im Verhältnis 
zum Fertigfabrikat während des ganzen Krieges keine 
sprunghaften Steigerungen erfuhr und die Löhne während 
der ersten Kriegsjahre kaum merklich, in der zweiten Kriegs- 
hälfte immerhin noch in erträglichem Maße stiegen, schnellten 
die Preise für das Fertigfabrikat infolge der außerordent- 
lichen Warenknappheit in der ganzen Welt sprungweise in 
die Höhe. . Rechneten die Fabrikanten vor dem Kriege mit 
einem guten Durchschnitts-Reingewinn von jährlich 15 Pro- 
zent, der bei außergewöhnlich gutem Geschäfte vielleicht bis 
% Prozent, aber nie höher, stieg, so konnten sie in der 
zweiten Kriegshälfte halbjährlich bis zu W Prozent 
Reingewinn verbuchen; er betrug in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1920 sogar 104 Prozent. So kam man in die Lage, 
3fach höhere Dividenden gegenüber der Kriegszeit auszu- 
schütten und aus den übrigen Reingewinnen Kapitals- 
erhöhungen vorzunehmen, hohe Reservefonds anzulegen, die 
bestehenden Betriebe auszubauen, ältere zu modernisieren 
und neue einzurichten. Bezüglich des Vorgesagten erhalten 
wir demnach das folgende Bild: Anfang 1914: 3 260 000 
Spindeln und Webstühle mit einem eingezahlten Kapital von 
89 Millionen Yen, Reservefonds rund 37 Millionen Yen, Rein- 
gewinn 11 Millionen Yen oder 25 Prozent des Kapitals und 
16 Prozent Dividende. Erstes Halbjahr 1920: 4622 000 
Spindeln und Webstühle mit einem eingezahlten Kapital von 
248 Millionen Yen, Reservefonds 154 Millionen, Reingewinn 
113,5 Millionen Yen oder 92 Prozent des Kapitals, und 48 Pro- 
zent Dividende. 

Wollwaren-Industrie: Vor dem Kriege wurden 
bedeutende Mengen Wollwaren aller Art nach Japan ein- 
geführt und die dortige Industrie hatte nur untergeordnete 
Bedeutung. Bis zum Jahre 1915 waren nur sieben Gesell- 
schaften mit einem Gesamtkapital von 18 Millionen Yen mit 
der Erzeugung von Wollwaren beschäftist. Die Waren- 
knappheit während des Krieges rief auch hier eine voll- 
kommene Umwälzung der bestehenden Verhältnisse hervor, 
und Japan führte große Mengen solcher Waren, besonders 
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wollene Decken, Wolltuche und Wollmuslin, aus und heimste 
dafür hohe Gewinne ein. Die nachstehenden Zahlen sind 
geeignet, diese Tatsachen treffend zu illustrieren: Anfang 
1915: Eingezahltes Kapital 18 Millionen Yen, Gesamtbetriebs- 
ergebnisse 46 Millionen Yen, Reingewinn 3,5 Millionen Yen 
oder 25 Prozent, Dividende 14,5 Prozent. Ende 1919: Ein- 
gezahltes Kapital 74,5 Millionen Yen, Gesamtbetriebsergeb- 
nisse 215 Millionen Yen und 30,5 Millionen Reingewinn oder 
135 Prozent und 58,7 Prozent Dividende. Die Krisis des 
vergangenen Jahres hat der abnormen Entwicklung dieses 
Industriezweiges ein gebieterisches Halt entgegengerufen und 
große Vorräte konnten nicht abgesetzt werden; man schätzt 
diese gegenwärtig auf fast 200 Millionen Yen Wert. 

Seide und Halbseide: Die Produktion stieg von 
120,5 Millionen Yen Wert für reinseidene Güter und 30,5 
Millionen Wert für Seidenbeimischungen im Jahre 1913, auf 
378 Millionen Wert für reine Seide und 71 Millionen Wert 
für Seidenbeimischungen im Jahre 1918. 

Erzeugnisse der Hanf-Industrie nahmen im 
gleichen Zeitraum von 4,5 Millionen Wert auf 18.Millionen zu. 
In übersichtlicher Form zeigt sich die Aufwärtsbewegung 
der einzelnen Produktionsmengen in nachstehender Zu- 
sammenstellung: 

(Wert der Waren in Millionen Yen.) 


Baumwolle Wolle Seide Halbseide Hanf Strumpfwaren 


1913 165,4 4 324 4 120,5 5 30, 5 45 I) 15,0 
1918 624,2 86,0 378,0 71,0 18,0 68,6 
Decken Andere Insgesamt 
1913 . 0,7 2,8 371,8 
1918 . 1,2 11,0 1 258,0 


Für das Jahr 1919 ist die Gesamtaufstellung noch nicht 
bekannt gegeben, man rechnet aber mit einer Endziffer von 
rund 1700 Millionen Yen. C. Sch. 


Kurse chinesischer Anleihen und Banknoten. Chinas 
Finanznot, die allgemeine schlechte Handelslage in ganz Ost- 
asien und das dadurch bedingte Sinken des Silberpreises 
spiegelt sich in dem außerordentlich schlechten Stand chine- 
sischer Anleihen und Noten der Staatsbanken wieder. Nach- 
stehend folgen die Durchschnittskurse für November 1920: 


Dollar-Anleihe aus dem 1. Jahre der Republik 16,50 p. 100 Nennwert 


”„ ” ”» „ 3. ” ” „ 1 „U ”„ 100 ” 
” ” „ ” 4 . „ ” ” 76,00 ”„ 100 ” 
[2 „ ”„ „ d. ” „ „ 62 ‚00 ”» 1 00 ”„ 
” ” „ ”„ 6. „ ” ”„ 88,00 (kurzfristig 


36,00 (20 Jahre) 
. 64,20 
64,20 


Kapitalserhöhung der Chartered Bank of India, Australia 
and China. Die Chartered Bank of India,- Australia and China 
hat die Erhöhung ihres Aktienkapitals von jetzt £ 2 Millionen 
auf £ 3 Millionen beschlossen, indem sie an Stelle der bisherigen 
100000 Stücke & £ 20 nunmehr 600000 Stücke A £ 5 aus- 
geben will. 


Schutz für deutsche Handelsmarken. Der holländische Ge- 
sandte in Pcking hat nach einer Meldung des London and China 
Telegraph vom 4. April in einer Note das Auswärtige Amt er- 
sucht, den Handelsmarken der deutschen Farben den notwen- 
disen Schutz zu gewähren. Zur Begründung führt er an, dass 
Japaner und auch andere Ausländer auf den chinesischen 


Noten der "Bank von China : 
Noten der chinesischen Verkehrsbank 
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Märkten Farben verkauften mit gefälschten deutschen Handels- 
marken. Die chinesischen Behörden sagten Erhebungen zu, 
erklärten aber, nicht in der Lage zu sein, wirksamen Schutz 
zu gewähren, da zwischen China und Deutschland kein 
Handelsvertrag bestehe. 

Die ehemals russische Ostchinesische Eisenbahn soll si.h 
finanziell in äußerst schlechter Lage befinden und kaum noch 
in der Lage sein, ihre Angestellten zu bezahlen. 


Eisenwerk in Klanghsi. In Kianghsi, im mittleren China, 
ist eine rein chinesische Gesellschaft gegründet worden mit dem 
Ziele, Hochöfen zur Herstellung von Eisen und Stahl zu er- 
richten. Kapitalisten haben dazu bereits $ mex. 100000 her- 
gegeben. Das Produkt soll lediglich aus einheimischem Roh- 
material gewonnen werden und zur Deckung des einheimischen 
Bedarfs dienen. Zum Bau von zwei im Bezirk “Chapei ge- 
legene Hochöfen soll das erforderliche Material bereits in Auf- 
trag gegeben sein. 


Lokomotiven für China. Nach einem Telegramm des 
Tientsiner Korrespondenten der Moraing Post hat eine chine- 
sische Bankgruppe Offerten eingefordert. für Lokomotiven der 
nachfolgenden Typen: 30 Stück Prairie, 2 Mikado, 3 Pacific 
und 6 englische, ferner für 200 Stück gedeckte und 100 Stück 
offene 40 t-Güterwagen. Die eingehenden Offerten sollen am 
15. Junt geöffnet werden. 


Weizenmehl-Erzeugung in China. In den nördlichen 
Provinzen sind seit längerer Zeit Bestrebungen im Gange, um 
die einheimische Produktion von Weizenmehl, das zurzeit bei 
weiten billiger ist als das ausländische, zu steigern und damit 
die Einfuhr fremden Mehles einzuschränken. The North 
Manchurian Flour Mill in Harbin hat im Herbst 1920 ihr Kapital 
um weitere Yen 2 Millionen erhöht, ebenso kommen Nach- 
richten vor Betriebserweiterungen anderer Mühlen. In Kaifengfu 
ist im Sommer des letzten Jahres eine mit den neuesten 
amerikanischen Maschinen ausgerüstete Mühle in Betrieb ge- 
setzt worden, die imstande ist, jährlich rund 8000 t gutes 
Weizenmehl zu liefern. Man schätzt die jährliche Weizen- 
erzeugung Chinas auf rund 5% Millionen t & 1000 kg und die 
Leistungsfähigkeit aller modern eingerichteten Mühlen des 
Landes auf nur 400 000 t jährlich. Die Mühlenindustrie ist dem- 
rach noch sehr entwicklungsfähig. Es fragt sich nur, wie weit 
es möglich sein wird, größere kapitalkräftige Kreise dafür zu 
interessieren. 


Moderne Papierfabrik In der Mandschurei. Eine chinesisch- 
japanische Gesellschaft hat in Mukden unter der Firma „Kirin 
Paper Mill“ eine Papierfabrik mit einem Kapital von Yen 5 Mill. 
gegründet. Stark beteiligt an der Gesellschaft sind die grossen 
japanischen Firmen Okura & Co. und die Agricultural Develop- 
ment Co. of Mongolia. Die Maschinen stammen, soweit be- 
kamt, aus Japan. Uecbrigens ist die fimanzielle Lage der chine- 
sischen Papierfabriken keine besonders günstige. Mehrere 
xrössere Betriebe haben in Erwartung weiter steigender Preise 
ungünstige Kaufverträxe abgeschlossen und erleiden jetzt durch 
die stark gefallenen Verkaufspreise grosse Verluste. 


Hafen-Ausbau-Pläne für die Mandschurei. Zeitungsnach- 
richten zufolxre soll der Militärgouverneur der Mandschurei, 
Chang Tso-liing, der japanischen Grossfirma Okura & Co. die 
Konzession zırım Ausbau des Haiens von Hulutao am Golf von 
Liaotung erteilt haben. Die Genehmigung der Pekinger Zentral- 
regierung soll beantragt sein. Zum Ausbau des Hafens in der 
von der Firma geplanten Weise sollen mex. $ 16 Mill. erforder- 
lich sein. Allerdings hext man in den interessierten Kreisen 
starken Zweifel an der Lauterkeit der japanischen Absichten, 
xlaubt vielmehr, dass das ganze Projekt nur ein Vorwand ist, 
um den Hafen von Hulutao zanz in die Hand zu bekommen und 
seinen Handel gänzlich auszuschalten. Seit geraumer Zeit hat 
sich der dem internationalen Mandel geöffnete Hafenplatz New- 
eluang an der Bucht von Petrtili schr günstig entwickelt und 
zu einem eriolzreichen Nebenbuhler von Dairen (Dalny) zusse- 
wachsen. Dieser Entwicklung haben die japanischen Gross- 


firmen dadurch Rechnung getragen, dass sie bereits eine grosse 
Anzahl günstig gelegener Hafengrundstücke in ihre Hand ge- 
bracht haben und am dortigen Handel stark interessiert sind. 
Chinesischerseits behauptet man nun, dass Japan kein Interesse 
daran ‘habe, sich durch den Ausbau von Hwtutao einen zweiten 
Konkurrenten zu schaffen. 


Besuch chinesischer Seideninteressenten in New York. Zu 
der in New York stattfindenden Seiden-Industrie-Ausstellung 
will die Vereimgung chinesischer Seidenhändler eine Abordnung, 
welche aus 10 männlichen und 4 weiblichen Teilnehmern be- 
stehen soll, schicken. 

Die Delegation soft sich über die Fortschritte der Sciden- 
gewinnung in anderen Ländern nach neueren Methoden, als sie 
in China üblich sind, unterrichten, und man hofft, gerade ir. 
Amerika wertvolle Anregungen zu finden. Chinesische Zeitungen 
berichten, dass die Etrichtung von Schulen zwecks Förderung 
der Seidenindustrie, besonders für die Provinzen Chekiang und 
Kiangsu, geplant sci. Bei dem grossen Geldmangel der Regierung 
wird die Initiative dazu wohl gänzlich von der Kaufmanmmschaft 
ausgehen müssen. 


Japan. 


Abänderung des Tarifes für Ein- und Ausfuhr in Japan. 
Die Aenderungen des japanischen Tarifes für Ein- und Ausfuhr 
sind, nach einem diesjährigen Bericht des holländischen Ge- 
sandten in Japan, vom 1. August 1920 ab in Kraft getreten. 
Die Tarifrevision hat hauptsächlich das Ziel, die japanische 
Industrie gegen die ausländische Konkurrenz zu schützen durch 
Freigabe einiger Grundstoffe — durch niedrigere Belastung von 
viel benötigten Stoffen — oder. durch höhere Belastung von in 
Masse vorhandenen Materialien. 

Das Gesetz, wie es jetzt besteht, erfüllt obiges Ziel ganz’ 
und gar durch seine protektionistischen Bestimmungen und Maß- 
regeln gegen „Dumping‘ ausländischer Konkurrenten. 

Das neue Gesetz kann in drei Gruppen geteilt werden, und 
zwar: l. Bestimmungen gegen „Dumping‘“, 2. Bestimmungen zum 
Nutzen der japanischen Heizölpolitik und 3. die Beschirmung 
der japanischen Industrie durch Erniedrigung des Tarifes für 
Grundstoffe und die Erhöhung desselben für Fertigfabrikate 
(Einfuhr). 

Was nun Punkt 1 betrifft, so befürwortet das neue Gesetz 
eine Kommission, die feststellt, ob ausländische Produkte nach 
Japan zu einem solch niedrigen Preise eingeführt werden, daß 
es als „Dumping‘ bezeichnet werden kann. Diese Kommission, 
welche unbeschränkte Macht hat, soll — nach einer von der 
Regierung in der Kammer abgegebenen Erklärung — zusammen- 
gestellt werden aus Reichsbeamten, Sachverständigen, Groß- 
industriellen und Kaufleuten. Auf Vorschlag dieser Kommission 
soll die Regierung dann noch Ueberwachungstaxen erheben über 
die gewöhnliche Taxe bei den davon betroffenen (d. h. als 
„Dumping‘ bezeichneten) Produkten. Der Maximumbetrag, der 
infolge dieser Taxe erhoben werden kann, wird berechnet, in- 
dem der bei der Einfuhr angegebene Preis des „Dumping“- 
Produkts von dem augenblicklich geltenden Inlandpreis desselben 
japanischen Produktes abgezogen und dann nach diesem Preis 
wie Einfuhrtaxe bezahlt werden muß. Die einzelnen Be- 
stimmungen sind so abgefaßt, daß sogar vor der Inkralit- 
tretung des Gesetzes eingeführte „Dumping“-Produkte noch der 
Ueberwachungstaxe unterworfen werden können. 

Der in 2. angegebene Schutz zum Nutzen der japanischen 
Heizölpolitik soll — nach unkontrollierbaren Informationen — 
die Möglichkeit geben, in bestimmten Fällen einen’ großen Vor- 
rat an Heizölen anzulegen oder zu unterhalten für einen 
niedrigen Preis. 

Jedoch die in 3. angegebene Beschirmung der japanischen 
Industrie ist von grober Bedeutung und wird allenthalben im 
Lande begrüßt als Ocfinung des Weges zur Expansion des 
japanischen Ausfuhrhandels. Vor allem die Kleiderstoifabriken 
sollen einer außergewöhnlichen Unterstützung von der Regit- 
rung gewiß sein. 


Zuerst wird in diesen Bestimmungen eine große Anzahl von 
Grundstoffen für die Textilindustrie, Ledergerbereien und 
chemische Industrie freigegeben. Hierunter fallen: Schaf- und 
Ziegenfelle, Schildpatt, Olivenöl, Rinderfett, ölhaltige Saaten, 
Süßholz. Chinarinde,. Enzianwurzel, Rhabarber,* Lorbeerrinde, 
Aprikosen- und Mandelkerne, Nux vomica, Gewürznelken, 
Pflanzentalg, Pech, Asphalt, Asbest, gebrannter Gips, Erz, ver- 
schiedene Mineralien, Platin, Kupfer, Bronze, Blei- und Zinn- 
abfal. Außerdem sind noch frei: Rohes Holz, Holz für Streich- 
hölzer und Kleie von Reis und Korn. 

Als Gegengewicht werden dagegen eine große Anzalıl 
Produkte neu oder schwerer besteuert, hauptsächlich Brom- 


salze, Salicylsäure, Natriımsalicylat, Kaliumbromid, Alkohol, 
denaturierter Spiritus, Antipirin, Anilinsalz, künstl. Indigo, 
Farbstoffe aus Kohlenteer und Werkzeuge Eine der be- 


merkenswertesten Erhöhungen ist die für Farbstoffe aus Kohlen- 
teer, die früher mit Yen 7 per 100 Kin (Pfund) belastet waren 
und: jetzt eine. Besteuerung von 35 % des Einfuhrwertes erleiden. 
Künstl. Indigo (früher Yen 40 per 100 Kin) ist mit 30% be- 
steuert. Die Werkzeuge und Werkzeugmaschinen sind auch 
höher belastet: für solche unter 25 kg ist die Abgabe von 
Yen 37,50 auf Yen 50,00 per 100 Kin erhöht. 

Zum Schuß werden noch alle alkoholischen Getränke 
schwerer belastet; z. B. Wein in Flaschen jetzt mit Yen 47,80 
gegen 40,00 per 100 Liter und Bier mit Yen 16,40 gegen 12,00 
per IM Liter. Diese Erhölningen sollen die ausländischen Erzeug- 
nisse im Preis den inländischen gleichstellen, da die letzteren 
schon große Steuerlasten tragen müssen und die niedrigere 
Einfuhrtaxe der ausländischen Erzeugnisse dann der Regierung 
eine gute Steuerquelle verstopfen würde. 

Durch dieses Gesetz hat man hauptsächlich danach ge- 
trachtet, durch scharfe Protektion der japanischen Industrie 
diese zu schützen gegen das Ausland. Die japanische Industrie 
ist noch jung und hat, vor allem als Folge des Weltkrieges, 
einen bemerkenswerten hohen Stand eingenommen. Doch in 
japanischen Industrie- und Handelskreisen fürchtet man die 
scharfe Konkurrenz vor allem Amerikas und in zweiter Linie 
Europas, sobald normale Zustände in den betr. Ländern die 
regelrechte Produktion wieder möglich machen. 

K. N. — Sabang. 

Japans Goldbestand. Die Goldbestände haben seit Beginn 
der industriellen Krisis ständig zugenommen. Während der 
Ueberseehandel abnahm, erfolgte ein ständiger Zufluss von 
Gold. Wie stark dieser gewesen ist, zeigt die Tatsache, dass 
die Goldbestände in Japan von Yen 702 000 000 im Dezember 
1919 um nicht weniger als Yen 435 000 000 auf Yen 1 137 000 000 
im Januar 1921 gestiegen sind. Die gesamten Goldbestände 
Japans, im Lande selbst und im Ausland, beliefen sich Januar 
1921 auf Yen 2183 000.000. 


Einführung des metrischen Systems. 1893 hat Japan das 
Dezimalsystem eingeführt, ebenso das metrische System, neben 
diesem aber die altgewolinten einheimischen Maße und (e- 
wichte beibehalten. die von den Japanern bevorzugt wurden. 
Nunmehr hat das japanische Parlament ein Gesetz angenommen, 
das den Gebrauch des metrischen Systems obligatorisch macht. 
Da das metrische System in Siam seit 1912 obligatorisch ist 
und es in China 1923 werden soll nach einem früheren Gesctz 
von 1913, so hätte das metrische System damit im ganzen 
Fernen Osten Eingang gefunden. 


Schadenieuer in Tokio. Nach einer Reutermeldung von 
Ende März wurde Tokio am 26. März von einer starken Feuers- 
brunst heimgesucht, die in den nordwestlichen Teilen der Stadt 
über 1000 Wohnhäuser, 3 Hospitäler, verschiedene Banken und 
eine Anzahl Geschäftshäuser zerstörte. 


Die allgemeine Geschäftslage war nach einem Bericht der 
The Times Trading Supplement im März im Export wie im 
Import sehr ruhig. Die aufgespeicherten Importwaren nehmen 
langsam ab, sind aber noch immer recht beträchtlich. Käufe 
iinden indes nur wenig statt. Im Exporthandel hat die Nach- 
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frage aus dem Ausland erheblich zugenommen, doch kommen 
nur wenig Geschäfte zum Abschluss, weil die gebotenen Preise 
zu stark von den verlangten abweichen. Auf dem Seiden- und 
Baumwollmarkt ist eine Besserung insofern eingetreten, weil 
die Nachfrage von Uebersce, besonders den Ver. Staaten, stetig 
zunahm und ebenso der einheimische Verbrauch stieg. 

Allenthalben werden Anstalten getroffen zur Verbesserung 
der Verkehrsmittel und Verkehrsstrassen. Zahlreiche Städte 
und Gemeinden haben grössere Summen bewilligt zum Bau von 
elektrischen Linien oder zum Bau von Strassen. Ebenso hat 
die Regierung ein grosses Fisenbahnbau- und Frgänzungs- 
programm aufgestellt. 


Kein Zusammenschluss der grossen Reedereien. Der seit 
Monaten geplante, von der Regierung warm unterstützte Zu- 
sammenschluss der vier grösseren Reedereien zu einem ein- 
heitlichen Schiffahrtstrust scheint nach neuesten Nachrichten in 
aller Form aufgegeben worden zu sein und zwar hauptsächlich 
deshalb, weil die finanzielle Grundlage der einzelnen in Betracht 
kommenden Schiffahrtsgesellschaften zu ungleich sei. 


Verband der Seeleute in Japan. Von den in den amtlichen 
Verzeichnissen eingetragenen Sceleuten und Bordarbeitern in 
Japan haben sich jetzt etwa 60000 in Yokohama zu einer 
grossen Vereinigung zusammengeschlossen; sie umfasst zurzeit 
37 Seemanns-Organisationen. Die Vereinigung als Ganzes ist 
wiederum der grossen japanischen Arbeiterorganisation, der 
Yuaikai, angeschlossen. Bezeichnend für die jetzige Haltung der 
Arbeiterschaft des Landes ist, dass der Vorstand aus seemänni- 
schen Handarbeitern bestcht. 


Tabakmonopol in Japan. Das japanische Tabakmonopol- 
amt gibt bekannt, daß im Jahre 1920 in den 917 Tabakfabriken 
der Regierung, welche rund 30000 Arbeiter beschäftigten, ins- 
gesamt 24 Milliarden Zigaretten, 3 Millionen Zigarren und 
7 Millionen Dosen Pfeifentabak hergestellt wurden. Die Anzahl 
der Zigaretten ist gegen das Vorjahr um rund 7 Milliarden ge- 
stiegen. 


Zuckerrohrernte auf Formosa. Infolge der hohen Zucker- 
preise auf dem Weltmarkt ist die auf der Insel Formosa mit 
Zuckerrohr bepflanzte Fläche für die kommende Saison wesent- 
lich größer als in den früheren Jahren. Man erwartet demnaclhı 
auch eine um etwa ein Drittel größere Ernte gegenüber dem 
Vorjahre und schätzt die neue Ernte auf wenigstens 300 000 t 
a 1000 kg. Die Ernten der letzten 6 Jahre ergaben folgende 
Resultate: 

piculs A 60,453 kg 


piculs A 60,453 kg 
3 118 000 


1915 1918 4 959 000 
- 1916 4 843 000 1919 4 363 000 
1917 3 738 000 1920 3513 000 


Desinfektion von Borsten. Durch eine Verordnung der 
japanischen Regierung wird bestimmt, dass alle nach Japan ein- 
geführten Borsten oder sonstigen Tierhaare, die für die Her- 
stellung von Bürsten Verwendung finden, in einem staatlichen, 
eigens zu diesem Zwecke errichteten Laboratorium desinfiziert 
werden müssen, Uebertretungen sind mit schweren Strafen 
bedroht. 


Koreca. 


Tabaksmonopol in Korea. Unter den verschiedenen Haus- 
haltforderungen für Korea befindet sich auch die Summe von 
30 Millionen Yen für Ankauf und Entschädigung der privaten 
Tabaksfabriken, da mit dem kommenden Rechnungsjahr in 
Korea ein Regierungsmonopol für die Herstellung und den Ver- 
kauf von Tabak eingerichtet wird. Die bestehende Tabaks- 
verbrauchsteuer von 35 % des Wertes wird beibchalten, ebenso 
der Zoll auf von Japan eingeführten Tabak. Die Regierung er- 
wartet zunächst von dem Monopol keine Vermehrung ihrer 
Einnahmen, will sich aber diese Einnahmegquelle für die Zukunit 
sichern und verhindern, daß ausländische Handelsgesellschaften 
so viel Geld aus dem Lande ziehen wie jetzt. 
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Ä . Siam. : 

Aufhebung des Reisausiuhr-Verbots. Die siamesische Re- 
gierung hat am 20. Dezember vorigen Jahres das seit Juni 1919 
bestehende Reisausfuhr-Verbot aufgehoben und die Ausfuhr von 
27000 t gegen besondere Erlaubnisscheine gestattet. Nach 
Meldungen von Mitte Februar ist das Ausfuhrverbot überhaupt 
wieder aufgehoben worden. nn 

Verbot der Silberausfuhr aus Siam. Die Regierung hat 
die Ausfuhr von Silber in gemünztem und ungemünztem Zu- 
stand verboten. Reisenden ist nur gestattet, grosse und kleine 
Silbermünzen im Gesamtwert von höchstens Ticals 10 auf Reisen 
ins Ausland mitzuführen. | 


Niederländisch-Indien. 


Die Einfuhr von Papier usw. in Java und Madoera (zwei 


Hauptinsen von _Niederländisch-Indien) stellte sich in den 
Jahren 1919 bis 1920 wie folgt: 
| Oktober 1919 Oktober 1920 
Schreibpapier . 98000 Gulden 510 000 Gulden 
Zeitungspapier 70000  „ 322 000 FR 
Zeitungspapier (altı . 542. 000 kg 244 000 kg 


von Januar bis 
November 1920 


2 645 000 Gulden 


von Januar bis 
November 1919 


Schreibpapier . 1469 000 Gulden 
Zeitungspapier 783000 „ 205500 „ 
 Zeitungspapier (alt). 2 941 000 kg 10569 000 kg 
Auslandschäden, 
Auslandreisen, Allgemein -Wirtschaftliches. 
China. 


Die Chinadeutschen und das Reichsausgleichsamt. Aus 
vielen Anfragen geht hervor, daß gar manche Chinadeutsche 
sich noch im unklaren darüber befinden, wie sie sich 
uem Reichsausgleichsamt zegenüber zu verhalten haben. 
Das Amt (Clearing) dient dazu, Schwden und Forderungen 
zwischen Deutschen einerseits und Engländern, Franzosen, 
Belgiern und Italienern andererseits zu regeln, aber nur solange 
der feindliche Untertan in seinem eigenen Lande oder den 
Kolonien ansässig ist. Das internationale Schanghai ist nichıt 
als englische Kolonie anzusehen, ebensowenig wie die franzö- 
sische Niederlassung in Schanghai als französische Kolonie gilt. 
China selbst ist dem Clearıng noch nicht beigetreten. Man kaun 
also einen englischen Schaldner in Schanghai, resp. China durch 
das Clearing nicht beikommen, höchstens englischen Geseii- 
schaften, dıe in Hongkong eingetragen sind oder solchen Ene- 
iändern oder nicht eingetragenen Firmen, die auch in Hongkong, 
Weihaiwei oder in England selbst einen Wohnsitz, resp. eine 
Niederlassung haben, alsdann muß gexen den betreffenden Platz 
angemeldet werden. In analoger Weise ist gegen Franzosen 
oder Belgier in China, z. B. gegen Banken in Tientsin vor- 
zugehen, inden gegen die Niederlassung in Paris, bzw. Brüssel 
die Forderungen einzureichen sind. Deshalb auch sind die 
Dividenden der in Hongkong eingetragenen Aktiengesell- 
schaften in China beim Reichsausgleichsamt anzumelden. Ob- 
gleich der Termin bereits abgelauien ist. werden Anmeldunxen 
noch weiter, jedoch ohne Verbindlichkeit des R. A. A., entgegen- 
genommen. Die durch das Reichsausgleichsamt eingezogenen 
Forderungen der deutschen Gläubiger werden diesen zum 
Tageskurse ausgezahlt, die von feindlicher Seite eingeiorderten 
(ielder sind von dem deutschen Schuldner zum Vorkriegskurse 
zu bezahlen. Sind Schulden und Forderungen in fremden 
Valuten vorhanden, so wird saldiert. 

(Aus Heidorns Wochenbericht vom 24. März.) 


Japan. 


Passgebühren. Bei Berechnung der Gebühren für Passvisa, 
3exlaubigungen von Unterschriften usw. hatten die japanischen 
Vertretungen bisher den Yen mit dem Friedenskurs von 2 Mark 


A: 


. 


in Ansatz gebracht. Nach neuerer Bestimmung ist der Um- 
rechnungskurs nunmehr auf Mark 10 festgesetzt worden. -Dem- 
nach betragen in Zukunft die Gebühren bei der japanischen Bot- 
schaft in Berlin und den japanischen Konswfaten in Berfin, Ham- 
burg, Frankfurt und München für ein Passvisum Yen 5=M. 50, 
für die Beglaubigung einer Unterschrift oder Uebersetzimg sowie 
für ein Ursprungszewznis Yen 10 = M. 100. Ursprungszeugnisse 
für die Eimfuhr aus Deutschland nach Japan sind nicht er- 
forderlich. 
Indien. 


Landungserlaubnis für Deutsche. Nachdem, wie in der 
letzten Nummer der „Ostasiatischen Rundschau“  semeldet 
wurde, Hongkong die Landung von Deutscher zugestanden hat, 
wenn dieselben in Hongkong umsteigen müssen, hat nun auch 
Indien eirie ähnliche Regelung getroffen. Die indische Regierung 
hat sich nach einer Mitteilung aus London bereit erklärt, um- 
steigenden umd weiterreisenden Deutschen die Landung in 
indischen Häfen zu gestatten. Notwendig ist der Besitz eines 
Passes, der das Visum einer britischen Behörde trägt, und der 
glaubhafte Nachweis, dass die Lardung nur zum Zwecke des 
Umsteigens zwecks Weiterfahrt beabsichtigt ist. . 


Eine Abfertigungsstelle für Ein- und Ausfuhrbewilligungen 
hat der Deutsche Aussenhandelsverband (Handelsvertrags- 
verein) auf Anregung aus den Kreisen der ihm angeschlossenen 
Körperschaften eingerichtet. Die Stelle übernimmt für alle 
reichsdeutschen Firmen, die sich ihrer bedienen wollen, folgende 
Dienste: 

l. Sachverständigen Rat und direkte Beihilfe zur ordnungs- 
mässigen Ausfertigung von Ein- und Ausfuhranträgen und 
zu deren Einreichung bei der jeweils zuständigen Stelle 
der Aussenhandelskontrolle. 

2. Einholung der etwa erforderlichen Informationen, Auf- 
klärung etwaiger Missverständnisse usw, durch persön- 
liche Rücksprache an zuständiger Stelle, besonders bei 
Anträgen, deren Erledigung sich verzögert oder unvor- 
hergesehene Schwierigkeiten macht. z 

Für tatsächliche Erteilung der nachgesuchten Ein- und Aus- 
fuhrbewilligungen wird selbstverständlich keine Gewähr über- 
nommen, sondern nur für prompte sachgemässe Erledigung des 
erteilten Auftrages durch einen mit der Materie vollständig ver- 
trauten Herrn. | 

Zur Deckung der Kosten werden folgende Gebühren er- 
hoben (für Verbandsmitglieder 30 % Ermässigung): 

beim Werte des Objektes: 


bis 5000 Mk. (excl.) . 25 Mk. 
5) „ 10 000 ” ”„ a 50 ”„ 
10 „ 0 000 ”„ » Yadjo 
50 „ 100000 FE 250 Mk. 
100 „ 400 000 „ „ “.. Ö 1 
40 „iMil „ „ 1000 Mk. 
über 1 ”„ er D) "ho%o 


Etwaige vom Antragsteller verlangte telephonische oder 
telegraphische Mitteilungen können, wenn grössere Kosten 
daraus entstehen, ihm ebenfalls zu Lasten geschrieben werden. 

Die Gebühren sind zugleich mit der Auftragserteilung, 
welche sofort nach Eingang des Betrages in Bearbeitung ge- 
nommen wird, der Geschäftsstelle des Aussenhandelsverbands 
(Berlin W. 9, Köthener Strasse 28/29) mit dem Vermerk: „Für 
die Abiertigungsstelle für Ein- und Ausfuhrbewilligungen“ zu 
überweisen. Ergibt sich schon bei der Bearbeitung des An- 
trages, dass er angesichts der geltenden Bestimmungen usw. 
keine Aussicht auf Genchmigung hat, so wird der eingesandte 
Betrag unter Abzug einer Kostenentschädigung von Mk. 20 zu- 
rückerstattet. Entstehen ausser der Bearbeitung des Antrages 
selbst keine weiteren nachträglichen Arbeiten (durch persön- 
liche Rücksprache und dergleichen), so wird nur eine Pauschal- 
summe von 25, 50, 60, 70, 80, 90, 100 Mk. zurückbehalten bzw. 
berechnet. 


Auszug aus der Verordnung über die Anmeldung des 

Wertes der eingeführten Waren. 

8ı. 

Für alle eingeführten Waren, die nach dem Gesetze, be- 

treffend die Statistik des Warenverkehrs mit dem Ausland, vom 

7. Februar 1906 anzumelden sind, ist bei der Anmeldung Jer 
Wert anzugeben. 


Dr 


8 2. 

Die Wertanmeldung ist nicht erforderlich bei: 

a) den von Niederlagen, laufenden Abrechnungen, aus den 
Freibezirken, Zollausschlüssen oder den landfesten Lägern 
des Freihafens Hamburg in den freien Verkehr oder zur 
Veredelung eingeführten, ferner den in die Zollausschüsse 
oder. den Freihafen Hamburg zum Verbrauch ein- 
gebrachten oder als Bedarf aus ausgehenden deutschen 
Schiffen gebrachten Waren, 

b) den im Veredelungsverkehr für ausländische Rechnung 
eingeführten Waren, 

c) den Wertpapieren der statistischen Nummer 674d, 

d) den Waren, deren Einfuhr weder im Handelsverkehr noch 
zum Zwecke der Be- oder Verarbeitung erfolgt. 


8 3. 

1. Zur Wertanmeldung ist‘ der Empfänger verpflichtet. Er 
ist berechtigt, sich durch den Frachtführer (Verirachter) oder 
Spediteur vertreten zu lassen. 

2. Bei der Einfuhr mit der Post kann die Wertangabe in der 
Zollinhaltserklärung verwendet werden. Der Empfänger hat 
sie auf Erfordern zu ergänzen oder zu berichtigen. 


4, 

1. Ist der Wert der Ware dem Anmeldenden zur Zeit der 
Anmeldung nicht bekannt, so kann die Anmeldestelle die Nach- 
holung der Wertanmeldung oder ihre Berichtigung innerhalb 
zweier \Wochen zulassen. 

2. Das Statistische Reichsamt kann auf Antrag gestatten, 
daß die Wertanmeldung bei der Anmeldestelle unterbleibt, wenn 
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der Empfänger sich dem Statistischen Reichsamt verpflichtet, 
ihm die Werte entweder für die einzelnen Sendungen oder in 
bestimmten Zeitabschmitten für eine Mehrheit von Sendungen 
gleicher Art unmittelbar mitzuteilen. Die Anmeldestellen werden 
von diesen gewährten Vergünstigungen benachrichtigt. 


85. | 

1. Als’ Wert gilt regelmäßig der Wert, den die Ware beim 
Uebertritt über die Grenze hat. Dieser Wert besteht aus dem 
Fakturenpreise der Ware am ausländischen Versendungsort«e 
nach Abzug aller Warenrabatte und den Fracht-, Versicherungs- 
und sonstigen Kosten bis zur Grenze, jedoch ausschließlich des 
deutschen Einfuhrzolls. 

2. Hat der Empfänger die Ware nicht vom ausländischen 
Versender gekauft und kennt er den Fakturenpreis im Sinne 
des Absatz 1 nicht, sc kann er dem Grenzwert den Preis zu- 
grunde legen, um den er die Ware gekauft hat. 

3. Ist ein Preis der Ware im Sinne des Absatz 1 oder 2 im 
Zeitpunkt ihres Uebertritts über die Grenze nicht bestimmt oder 
bestimmbar (Kommissions-, Konsignations- oder Speditionsgüter), 
so ist ihr Grenzwert aus ihrem Marktwert am Eingangstag im 
Eingangsort oder in Ermangelung eines solchen Marktwertcs 
aus ihrem Schätzungswert oder aus dem für Waren gleicher 
Art und Beschaffenheit zuletzt erzielten Preise zu berechnen. 

4. Seefische und andere leicht verderbliche Waren, die an 
Küstenplätzen oder an der Grenze öffentlich versteigert werden, 
sind mit dem Versteigerungserlös anzumelden. 

5. Bei Rückwaren ist der bei der Ausfuhr angemeldete 
Wert zugrunde zu legen. s 

6. 

Der Wert ist in deutscher Währung auf ganze Mark ab- 
gerundet anzumelden. Ist der Preis in ausländischer Währung 
vereinbart und ist zur Zeit der Anmeldung der für den Zeitpunkt 
der Zahlung in Betracht kommende Umrechnungskurs in die 
deutsche Währung nicht festzustellen, so kann dieser Um- 
rechnungskurs geschätzt werden. 


Ostasien Güterverkehr 
H.Kersken jr. 


Stammhaus: Amsterdam, Heerengracht 448 
Hamburg56 Rotterdam BerlinN.24 


Neuerwall 38 


Schiedamsche Singel 33 


Oranienburgerstr. 56a 


Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


Vertreter erstklassiger Reedereien. 


VUVebernahme von Großtfransporften jeder Art. 


ÄAssecuranz 


Incasso 


Lagerung 
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des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28II. 
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Berichtigung. Der in Nr. 7 der „Ostastatischen Rundschan“ 
vom ]. April gebrachte Artikel „China“ stammt 
nicht von Herrn C. Fink, wie dort irrtümlicherweise 
angegeben wurde, sondern von Dr. F. W. Mohr. Wir bitten 
die. Leser um entsprechende Berichtigung, auf die beide 
Herren Wert legen. 


$ 
® 
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Einladung zur siebenten Hauptversammiung und zum 21. Ost- 
asiaten-Abend. Der Vorstand des Verbandes für den Fernen 
Osten beehrt .sich, alle Verbandsmitglieder zu der diesjährigen 
Hauptversammlung auf Mittwoch, den 20. April 1921, abends 
7% Uhr, -in den Bankettsaal des Restaurants „Rheingold“, 
Berlin W., Postdamer Str. 3, nochmals ergebenst einzuladen. 
Die Tagesordnung ist in der vorigen Nummer der „Östasiatischen 
Rundschau“ bereits veröffentlicht. Wir beehren uns ferner, die 
Mitglieder und Freunde unseres Verbandes mit Damen zu dem 
21. Ostasiaten-Abend einzuladen, der sich unmittelbar an die 
Hauptversammlung anschließen wird. 


Sitzung der Verbands-Ausschüsse. Donnerstag, den 7. April, 


fand eine Sitzung des Hauptausschusses des Verbandes statt, 
in der der Jahresbericht für das Jahr 1920, die Abrechnung für 
1920 und der Voranschlag für 1921 vorgelegt wurden. Die Vor- 
lagen fanden die Zustimmung der Versammlung und dem Schatz- 
meister wurde Entlastung erteilte Ferner erklärte sich die 
Hauptversammlung mit dem Vorschlage der Aenderung des $ 8 
der Satzung einverstanden, der der Hauptversammlung am 
20. April zur Genehmigung unterbreitet werden wird. An die 
Sitzung des Hauptausschusses schloß sich eine gemeinsame 
Sitzung des Wirtschaftlichen und Kultur-Ausschusses an. Bei 


dieser Gelcgenheit hatte Herr Ministerialdirektor Knipping die 


Liebenswürdigkeit, über den Stand der gegenwärtigen Be- 
ziehungen zwischen Deutschland und China und über die 
schwebenden Vertragsverhandlungen zu berichten. -- Herr 
Professor Berrens erstattete einen Bericht über die deutsch- 
chinesische Ingenieurschule und ihre Neueinrichtung, während 
Herr Dr. Wilhelm-Peking über Deutschlands Aussichten in 
China und die Mittel zur Förderung der deutsch-chinesischen 
Beziehungen sprach. Der Vorsitzende der Versammlung, 
Exzellenz von Koerner, dankte den Vortragenden für ihre Aus- 


führungen und den Mitgliedern der Ausschüsse für ihr Er- 
scheinen. 
Herr Dipl.-Ing. S. D. Yüan, Präsident des Tung Chi 


Kommittees, der seit September vorigen Jahres in Deutschland 
weilte, hat vor kurzem die Rückreise nach Ostasien angetreten. 
Der Vorsitzende des Vorstandes, Exzellenz Dr. von Koerner, 
gab Herrn Yüan zu Ehren anı 29. März ein Abschicdsessen, an 
dem die Herren Professor Dipl.-Ing. Berrens. Dr. Chang Yın 
kai. Generalsekretär Dr. Linde, Wirkl. Geh. Rat Raschdau, 
l.exationsrat Dr. Soehring, Admiral v. Truppel, Fr. Urbig und 
Oberregierungsrat Walter (zugleich in Vertretung des zeitweilix 
von Berlin abwesenden Herrn Ministerialdirektors Knippins) 
teilnahmen. In einer an Herrn Yüan gerichteten Ansprache ge- 
dachte Herr Dr. von Koerner der Verdienste, die sich ersterer 
um den Fortbestand der Medizin- und Ingenieurschule in 
Schanghai in schwerer Zeit erworben hat, und gab der Hoiinung 
nach einer weiteren guten Entwicklung der Lehranstalten Aus- 
druck. Dazu solle ein die Ingenieurschule betreiiendes UÜecber- 
einkommen helien. das auf Grund der in den letzten Monaten 
mit Nerrn Yüan geiuhrten Verhandlungen socben zwischen dem 
Verbände und dem Tung Chi Kommittee abgeschlossen sei. Ein 


entsprechendes Abkoınmen werde hoffentlich in kurzer Zeit 
auch für die Medizinschule getroffen werden. Herr Yüan 
dankte in längerer deutscher Rede für die während seines Auf- 
enthaltes in Deutschland, das er mit den besten Eindrücken ver- 
lasse, jederzeit erwiesene Förderung; er werde nach wie vor 
bemüht sein, in gemeinsamer Arbeit mit dem „Verbande für den 
Fernen Osten“ für eine ersprießliche Entwicklung der 
Schanghaier Lehranstalten zu wirken. ' 


Tsingtau-Bilder. Wir verweisen auf die Anzeige in der 
heutigen Nummer, nach der Herr Fr. Brandt, Wilhelmshafen, 
Prinz-Heinrich-Straße 39, photographische Aufnahmen von zer- 
schossenen Häusern, Festungswerken, Brücken u. dergl. abgibt, 
die aus der Belagerung von Tsingtau stammen. 


E; Bücher- und Zeitschriftenschau. 
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Dr. Melchers, Chinesische Schattenschnitte.e. Zu der in Nr. 7 
Seite 117 der „Ostasiatischen Rundschau“ erschienenen Be- 
sprechung des genannten Büchleins schreibt uns Herr Albert 
Nathanson: | 

Die Dr. Melchersche,. Sammlung ist zu begrüßen und von 
dem Referenten Dr. Klar wohl nicht verstanden. 

Der Chinese sieht jedes Ornament und jede Gestalt in den 
Linien einer Pinselzeichnung. Dr. Klar glaubt, die Vorlagen seien 
„wahllos mittels Pausen von älteren und neueren kunst- 
gewerblichen Arbeiten aller Gattungen aus Holz, Stein, Metall, 
von Geweben und Stickereien hergenommen“. Für die Richtig- 
keit dieser Darstellung fehlt jeder Anhalt. Von Pausen kann gar 
keine Rede sein. Man könnte eine Reihe von Ornamenten und 
Gestalten in einer neuen Belebung seit der Ming-Zeit und weit 
früher auffolgen. Ebensowenig erbringt Dr. Klar keinen Beweis 
zu seiner Berichtigung des Ausdrucks „Schattenschnitte“, des 
Titels des Buches, den er durch „Scherenschnitte‘“ verschlimm- 
bessert hat. Die Bilder müssen entweder gestanzt oder mit einem 
oder mehreren scharfen Messern geschnitten sein. Eine Schere ist 
nicht angewendet.* Ein Beweis hierfür ist, daß aus dem Innern 
der Originale noch Papierteilchen herausfallen können, wenn sie 
während der Herstellung nicht entfernt worden sind. 

Eine so hübsche, geschlossene Sammlung von Ornamenten 
ist sehr wertvoll. Dr. Melchers hat sie, ohne auf andere Gebiete 
abzuschweifen, zur Freude vieler Kunstfreunde — bescheiden, 
wie Dr. Klar anerkennt — veröffentlichen lassen. Die Schatten- 
risse erzählen keineswegs „von dem Verfall der ostasiatischen 
Kunst“, sondern von einer noch heute hochstehenden Volkskunst. 
Daß die Zeiten der Blüte von Sung und Ming vorbei sind, wissen 
alle Bewunderer der Chinesen. Gerade diese Schattenrisse er- 
innern an Ornamentik aus alter Zeit. 

Warum sollte diese reine Sammlung Schaden bringen, weil 
Dr. Melchers keine Beispiele für die Verwendung veröffentlicht 
hat? Wer ein chinesisches Kunstwerk betrachtet, sollte nicht 
fragen, wie es sich in Europa verwenden läßt, sondern sich zu- 
nächst erinnern, daß es schon einem Zwecke gedient hat. Das 
ist zur Würdigung eines Kunstwerkes nötig. Wenn Dr. Klar 
fürchtet, daB unser Kunstgewerbe die „Schattenschnitte‘“ falsch 
aswenden wird, so hat das mit dem Wert der Dr. Melcher- 
schen Sammlung und des Buches nichts zu .tun. 

Indem ich um Veröffentlichung bitte, bemerke ich, daß ich 
weder Dr. Klar noch Dr. Melchers irgendwie kenne. 

* Eine Schere — und zwar eine recht grobe — wird gleich- 
wehl verwandt, um die Umrisse und die größeren Innenflächen 
auszuschnceiden. Nur die kleineren Innenflächen und Linien 
werden mit kleinen Messern ausgeschnitten. resp. ausgestanzf. 
Vrl. Vorwort von Dr. Melchers, auch eigene Anschauung des 
Schriftleiters. 


Allgemeiner Teil’ Hauptschriftleiter Dr. Max Linde: verantwortl. Schriftleiter: Dr. FW.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Dim, 
verantwortl. Schriftleiter: Dr. F.W. Mohr; fur dıe Anzeiges: B. Langer: samtlıch ın Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.m.b. H,, Berlin SW. 


Finanzreform in China. 
Von C. Fink. 


Politisch herrscht Chaos in China. Die Lape wird täg- 
lich verzweifelter. Was sich entwickeln wird, kann niemand 
übersehen. im Gegensatz dazu macht das wirtschaftliche 
Leben Chinas Fortschritte. Nicht auf allen Gebieten und 
nicht überall gleichmäßig; hier und da machen sich sogar 
schwere Hemmungen geltend. Im wesentlichen aber muß: 
man eine Entwicklung anerkennen, die noch vor wenigen 
Jahren in China kaum erwartet worden ist, in Ländern an- 
derer Kultur unter den obwaltenden politischen Verhältnissen 
aber geradezu undenkbar gewesen wären. Dazu kommt, 
daß in immer weiteren Kreisen der für die Entwicklung 
maßgebenden Chinesen sich ein nationaler Zug durchsetzt. 
China wird sich immer mehr seiner eigenen Kraft bewußt. 
Der Wunsch kommt zum Durchbruch, sich vom Ausland 
nach Möglichkeit unabhängig zu machen. Das Beispiel, das 
man in dieser Hinsicht in Japan vor sich hat, wirkt vor- 
bildlich. 

Die Regierung befindet sich in den größten Geldnöten. 
Verhältnisse, wie sie seit dem Ausbruch “der Revolution im 
Jahre 1911 herrschten, hat man früher nicht gekannt. Auch 
die Mandschuregierung mußte oft zu drastischen Mitteln 
greifen, um sich in den Besitz der Beträge zu setzen, die 
sie zur Durchführung notwendig. erkannter Ausgaben be- 
durfte. Der Hauptsache nach waren die Mandschus dabei 
erfolgreich. Dasselbe kann man von der republikanischen 
Regierung nicht sagen. Sie hat in etwa 9 Jahren die Schulden 
des Reiches maßlos vermehrt, obwohl die Einnahmen aus ver- 
schiedenen Quellen nicht unerheblich gestiegen sind und ihr 
Umstände zur Hilfe gekommen sind (wie z. B. das Steigen 
des Silberpreises), auf die sie weder gerechnet hatte, noch 
irgendwelchen Einfluß ausüben konnte. Bis zu einem ge- 
wissen Grade hat man sich in China mit der unerfreulichen 
Lage abgefunden. Die Mentalität der Ostasiaten reagiert in 
solchen Fällen wesentlich anders, als die der Völker west- 
licher Kultur. Nur ein Beispiel: Man hört nie, dass ein 
chinesischer Beamter seine Tätigkeit einstellt, wenn er keine 
Bezahlung erhält, wenn die Regierung ihm Monate lang 
das Gehalt schuldig bleibt. Aehnlich stehen die Dinge beim 
Heer. Der chinesische Beamte sagt: Lieber ein Amt ohne 
Geld, als weder Geld noch Amt. "Das erklärt in weitestem 
Maße, weshalb die Staatsmaschinerie trotz des herrschenden 
politischen Chaos nicht zusammengebrochen ist und nicht 
zusammenbrechen wird. Der Chinese lacht auch über den 
Gedanken, den man immer und immer wieder in den nur 
auf die Förderung des Handels eingestellten Blättern der 
fremden Mächte zu lesen gewohnt ist, daß China uarettbar 
dem Bankrott zusteuert. Ein l.and, das über so reiche Hilfs- 
quellen verfügt, wie China, geht nicht bankrott, so elende 
Verhältnisse auch hier und da vorübergehend durch die 
Schlechte Verwaltung geschaffen werden mögen. 

Klar sehende Männer in China sind sich indessen dar- 
über vollkommen einig, daß die Dinge so wie sie letztlıin 
gegangen sind, nicht weitergehen dürfen, soll das Volk 
nicht auf das allerschwerste geschädigt werden und sollen 
nicht Gefahren entstehen, deren Bekämpfung Opfer nie ge- 
ahnter Größe erfordern würden. Es sci nur auf ein Beispiel 
hingewiesen: Im Jahre 1912 wollte die chinesische Regierung 
eine innere Anleihe von 240 Millionen Dollar ausgeben. Es 
ist ihr mit Not und Mühe gelungen, ungefähr die Hälfte 
des Betrages unterzubringen. Zu welchem Kurs, darüber 
herrscht Schweigen. Nachträglich und zwar ganz besonders 
in den letzten Monaten, haben Beamte versucht, Anleihe- 
Stücke vom Rest auf den Markt zu werfen, und wenn man 
Mitteilungen aus chinesischen Finanzkreisen Glauben schen- 
ken darf, ist das zu einem Preise von sage und schreibe 
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17 Prozent geschehen. Um also über eine momentane drük- 
kende Geldverlegenheit fortzukommen, muten gewissenlose 
Beamte dem Velk zu, für 17000 Dollars, die sie sich ver- 
schafft, vielleicht noch nicht einmal im vollen Betrage- an 
ihre Amtskasse abgeliefert haben, nach einer Reihe von 
Jahren, abgesehen von den Zinsen, 100 000 Dollar zurück- 
Zuzahlen. Solche Finanzwirtschaft kann auf die Dauer aber 
kein Staat ertragen. 

Unter diesen Umständen kann man es dem Internatio- 
nalen Bankkonsortium, das sich anheischig machen wollte, 
China für produktive Zwecke, durch die mittelbar die Finan- 
zen des Landes gebessert werden sollten, nicht verdenken, 
wenn es Bürgschaften für die Finanzgebarung Chinas ver- 
langte. Von wem die starke Opposition ausging, die sich 
gegen eine Finanzkontrolle durch das Internationale Bank- 
konsortium richtet, soweit ihre Anleihen und die für ihre 
Sicherheit verpfändeten Beträge in. Frage kommen, läßt sich 
nicht ohne weiteres sagen. Es spielen da augenscheinlich die 
verschiedenartigsten Bewegungen und Belange eine Rolle. 
Auch daß es dem Internationalen Bankkonsortium an einer 
festen Geschlossenheit fehlte, hat nicht ohne Einfluß bleiben 
können. Das Internationale Bankkonsortium vertritt der 
Hauptsache nach angelsächsische Interessen. Frankreich hat 
sich offenbar nur mit Rücksicht auf die Machtfrage ent- 
schlossen mitzutun, denn es wurde von vornherein bekannt, 
daß man in Paris "Zurzeit für China keine Mittel habe (das 
hat sich seitdem auch auf manchem andern Gebiet gezeigt), 
daß man aber auf die Ucbernahme des auf Frankreich ent- 
fallenden Anteils durch die Finanz guter Freunde rechne. 
Daß Japan nur mit halbem Herzen bei der Sache war, zeigt 
sich in den Unstimmigkeiten der Erklärungen seiner Staats- 
und Finanzmänner und derer der New Yorker und Londoner 
Bankherren. Unter diesen Umständen konnte es den sich 
zurzeit noch im nebelhaften Hintergrund haltenden Treibern 
nicht schwer fallen, die öffentliche Meinung in China gegen 
das Konsortium mobil zu machen und. jede fremde Anleihe, 
an die sich die Bedingung fremder Kontrolle schließt, grund- 
sätzlich abzulehnen. 

Ende vorigen Jahres wurden die ersten Anzeichen er- 
kennbar, daß die chinesischen Banken sıch stark genug und 
berufen fü hiten, das Geschäft, das bisher die fremden Banken 
in China eemacht hatten und für das nun das Internationale 
Bankkonsortium ein Monopol anstrebte, selbst zu machen. 
Es wurde. dafür eine umfangreiche Or ganisation geschaffen. 
In den wichtigsten Städten des Landes schlossen sich die 
naclı europäischen Muster arbeitenden Banken zu gemein- 
samem Ilandel auf gewissen Gebieten zusammen. Es kam 
dann vor cinigen Monaten in Schanghai zum ersten chine- 
sischen Bankiertapge. Die chinesische Finanz bot der Re- 
gierung ihre Hilfe an und übernahm vorläufig eine Anleihe 
yon sechs Millionen, die für die Verbesserung des rollenden 
Materials der Eisenbahnen verwandt werden sollte. Man 
blieb aber dabpi nicht stehen, sondern ging weiter. Zu- 
nächst hieß es, die chinesischen Banken seien bereit, der 
Regierung auch für andere Zwecke &elder unter der Haupt- 
sache nach denselben Bedingungen zur Verfügung zu stellen, 
die das Internationale Bankkonsortium verlangt, ohne aber 
auf einer Finanzkontrolle zu bestehen. 

Nachträglich hat man sich dann in den chinesischen 
Bankkreisen eingehender mit der Frage der Finanzreform 
beschäftigt und hat schließlich zu ihrer Durchführung in 
aller Form ein chinesisches Finanzkonsortium gebildet. Dieses 
Konsortium hat zunächst zwei Schreiben an das Finanzmini- 
sterıum gerichtet. An Deutlichkeit lassen diese Schriftstücke 
nichts zu wünschen übrig. Das Finanzgebaren der Regie- 
rung wird gefährlich und liederlich genannt, Worte, wie sic 
bei dem sonst üblichen chinesichen „Kochi“ (der Beachtung 
der Höflichkeit) nicht entsprechen., Das chinesische Bank- 
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konsortium führt in dem ersten dieser Schreiben aus, 
daß Ueberschüsse, wie sie die Seezollverwaltung ın den 
letzten Jahren aufzuweisen gehabt habe, in Zukunft nicht 
immer zu erwarten, seien, denn der während des Weltkrieges 
außerordentlich gestiegene Wert des Silberpreises werde all- 
mählich wieder fallen, und die Regierung müsse sich darüber 
ım klaren sein, daß sie aus einer ganzen Reihe von Pro- 
vinzen (genannt werden Kuangtung, Yünnan, Szechuan, Hu- 
nan und Kansu) bis auf weiteres keinerlei Einnahmen er- 
warten könne und daß andere Provinzen (so Hupei, Fukien 
und Fengtien) nur ganz unbedeutende Summen nach Peking 
abführen. 
haft, ob die Regierung im Laufe des Jahres in der Lage 
sein werde, die Zinszahlungen für die innern Anleihen auf- 
recht zu erhalten. In dem zweiten Schreiben verlangt das 
Bankkonsortium eine vollkommene Reorganisation für den 
Dienst der innern Anleihen, fügt dem aber die Drohung 
hinzu, daß, wenn in dieser Hinsicht nichts geschehe, dafür 
Sorge getragen werde, daß fortan keine chinesische Bank ein 
Stück einer neuen Anleihe aufnehmen werde. 


Unter diesen Umständen blieb der Regierung kaum etwas 
übrig, als sich ernstlich mit der Frage der Finanzreorganisa- 
tion zu beschäftigen. Dem Finanzminister Chou Tse-chi 
ist dabei der Vizegouverneur der Bank von China, Chang 
Chia-ngao, mit einem ausgearbeiteten Programm zu Hilfe 
vekommen. Dieses Programm hat die volle Billigung des 
Finanzministers erhalten. Ob und inwieweit das Finanz- 
ministerium 'in der Lage sein wird, es praktisch durchzu- 
führen, kann erst die Zukunft zeigen. Für die weitere Ent- 
wickelung der Dinge wird aber außerordentlich viel davon 
abhängen, ob die von Chang Chia-ngao gemachten Vor- 
schläge in die Praxis übersetzt werden. 

Chang Chia-ngao berechnet, daß die innern Anleihen 
Chinas heute etwas über 315 Millionen Dollar betragen. Im 
einzelnen handelt es sich dabei um die folgenden Beträge: 


1. Rest der patriotischen Anleihe 226 70 $ 
2. Innere Anleihe des ersten Jahres . 121680 570 
3. Rest der 8°,,igen Heeresanleihe . 3.367 640 
4, Rest der Anleihe des 3. Jahres . 16 670 065 
5. Rest der Anleihe des 4. Jahres . 7 815 910 
6. Anleihe des 5. Jahres f 16 770 515 
7. Rest kurzfristiger Anleihen . 24 000 000 
8. Langfristige Anleihen. 45 000 000 
9 Anleihe des 8. Jahres 19 692 315 
10. Anleihen des 9. Jahres 60 000 000 


Zusammen 315 233 805 $ 


Zu diesem Betrag kommen dann noch die Zinsen und 
zwar teilweise bis zum Jahr 1941, so daß der Gesamtbetrag, 
den China für den Dienst seiner innern Schuld aufzuwenden 
hätte, 455 268 58 Dollars betragen würde. Chang Chia-ngao 
stellt sich nun auf den Standpunkt, tatsächlich habe China 
für einen nicht zu unterschätzenden Teil der Anleihen nur 
einen Bruchteil des Nennwertcs erhalten. Diese Fehlbeträge 
will er abgezogen wissen und schlägt ferner vor, die Amor- 
tısation bis Ende des Jahres 1938 durchzuführen. Er will 
nur die Summen gelten lassen, die das Reich wirklich erhalten 
und diese zu einer einzigen Schuld zusammenzulegen, die 
gleichmäßig verzinst und zurückeezahlt würde. Er kommt 
dann — auf die Einzelheiten seiner Vorschläge hier ein- 
zugehen, würde zu weit führen — zu dem Schluß, daß er 
dazu einen Betrag von 234667936 Dollars brauchen 
würde. Verzinsung und Rückzahlung sollen bereits in 
diesem Jahr beginnen; die jährlichen Beträge gehen 
allmählich” von 25,2 Millionen im Jahre 1921 auf 
48 Millionen herunter. Als Sicherheit für diese Zahlungen 
verlangt Chang Chia-npao die UVeberschüsse der Seezollver- 
waltung, die Ueberschüsse der Salzverwaltung, die heute 
306 Millionen Dollars im Jahre tragen, aber leicht auf 
40 Millionen gebracht werden können, die Wein- und Tabak- 
steuern, deren heutiger Ertrag von 3 Millionen ebenfalls 
erhöht werden kann sowie die Beträge, die in den nächsten 


Es sei unter diesen Umständen mehr als zweifel- 


zehn Jahren vertragsgemäß für die Boxerentschädigung aut- 
gewandt werden müssten. Bekanntlich hatten die Entente- 
mächte für 5 Jahre auf diese Zahlungen verzichtet. Dieser 
Zeitpunkt läuft demnächst ab. Chang will ihn um 10 Jahre 
verlänger wissen, verlangt dabei aber einen Verzicht aller 
Ententemächte auf die Hälfte der fälligen Zahlungen, die von 
China für Unterrichtszwecke aufgewandt werden sollen. 
Wesentlich ist in dem Changschen Vorschlag ferner, dat alle 
für die Verzinsung und Rückzahlung der Anleihen bestimn- 
ten Beträge bei den chinesischen Konsortiums-Banken hinter- 
legt werden müssen, daß eine Kontrolle über die Verwen- 
dung dieser Beträge aber dem Generalinspektor der S«r- 
zollverwaltung Sir ‚Francis Aglen eingeräumt werden soll 


Interessant ist, daß sich der amerikanische Vertreter des 
Internationalen Bankkonsortiums, Frederick W. Stevens, über 
diese Vorschläge in recht sympathischer Weise geäußert 
hat. Er erklärte, letzten Endes müsse China sich auf seine 
eigenen Füße stellen, deshalb seien die Vorschläge des chine- 
sischen Konsortiums durchaus zu begrüßen. Das Ausland 
wolle China kein Geld aufzwingen, sei aber bereit, ihm solche 
zur Verfügung zu stellen, wenn es darum bäte. Stevens er- 
innert bei dieser Gelegenheit daran, daß auch die Vereinig- 
ten Staaten seiner Zeit fremde Anleihen für den Bau ihrer 
großen pazifizischen Eisenbahnen nicht verschmäht hätten, 
wohl aber die Erfahrung gemacht, daß die ihnen vom Ausland, 
namentlich England, dafür gewährten Anleihen das Land 
außerordentlich gefördert hätten. Somit würden neben den 
Aufgaben des chinesischen Bankkonsortiums auch dem Inter- 
al noch wesentliche Betätigungsmöglichkeiten ge 

oten sein. 


Es bleibt abzuwarten, ob es der Pekinger Regierung ge- 
lingen wird, die Changschen Vorschläge durchzuführen. Ist 
das der Fall, würde damit ein erster wichtiger Schritt zur 
Finanzreform getan sein, aber doch nur ein erster Schritt. 
Andere nicht minder wichtige müssen folgen. Die Ausgaben 
des Reiches müssen mit den Einnahmen in Einklang gebracht 
werden. Es ist undenkbar, daß China unter den heutigen 
Verhältnissen eine halbe Milliarde Dollars im Jahr für den 
Unterhalt seiner Heere aufbringt. Das chinesische Bankkon- 
sortium verlangt seine schleunigste Ermäßigung auf 
200 Millionen; das würde immer noch das doppelte von dem 
sein, was die Mandschudynastie in den letzten Jahren ihres 
Bestandes für das Heer aufwandte. Auf die Schwierigkeiten 
der Heereseinschränkung soll hier nicht eingegangen werden; 
sie sind oft genug namhaft gemacht: Unlust der Tutschüns 
und Unmöglichkeit, unter den heutigen Bedingungen durch 
Anleihen die Mittel aufzubringen, die zur Entlassung der über- 
flüssigen Soldaten und ihre Wiederansetzung im produktiven 
Wirtschaftsleben des Reiches erforderlich sind. Ich muß mich 
heute darauf beschränken festzustellen, daß das chinesische 
Bankkonsortium auch seinerseits die Forderung der Heeres- 
einschränkung als nächste Bedingung aufgestellt hat. Die 
Deckung der späteren 200 Millionen Dollars im Jahr für das 
Heer denken sich Regierung und Konsortium so, daß fortan 
alle Stempel-, Wein- und Tabaksteuer aus den Provinzen nach 
Peking remittiert werden. Man erwartet mit Hilfe dieser und 
anderer Reichseinnahmen im ganzen 500 Millionen Dollar 
im Jahr zur Verfügung zu bekommen, so daß nach Abzug 
der 200 Millionen Heereskosten 300 Millionen für die anderen 
Verwaltungskosten übrig bleiben, was um so mehr ausreichen 
sollte, als für den auswärtigen Schuldendienst durch Bereit- 
stellung eines Teils der Ueberschüsse der Seezölle und Salz- 
abgaben die nötigen Mittel zur Verfügung gestellt sind. Die 
Provinzen würden dann, abgesehen von ihren örtlichen Ab- 
gaben, im wesentlichen auf die Genußsteuern angewiesen sein. 
Die Betriebsüberschüsse der Verkehrsmittel sollen ausschließ- 
lich für deren weitern Ausbau verwandt werden, wie das zum 
Teil wenigstens auch heute schon geschieht. 

Das alles aber ist Zukunftsmusik. Es ist hier nur mit 
geteilt, um zu zeigen, in welcher Richtung sich die Gedanken- 
gänge der an der Reorganisation der Finanzen Chinas aus 
eigener Kraft interessierten Kreisen_bewegen. 
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Das neue China. 
Von A. v. Rosthorn* 


Der Weltkrieg hat nicht bloß Europa revolutioniert; 
er hat kein Land unberührt gelassen, mochte es vom Kriegs- 
schauplatze noch so weit entfernt sein und sich am Kampfe 
beteiligt haben oder nicht. Die Störung des europäischen 
Gleichgewichts hat® auch auf Ostasien mächtig eingewirkt 
und eine neue Lage geschaffen, welche von höherer Warte 
gesehen einige interessante Ausblicke gestattet. 

Die Politik Ostasiens war seit etwa 80 Jahren 
von drei Faktoren abhängig: von China und Japan als den 
Hauptbeteiligten und von, der Haltung der übrigen Mächte 
als dem regulierenden Faktor, dem Zünglein an der Wage. 
Von den beiden Hauptmächten war die eine — Japan — 
ein kleines aber ungemein gewandtes und schlagfertiges 
Inselvolk, während die andere — China — ein Kontinental- 
reich von ungeheurer Ausdehnung war, welches, von frem- 
den Einflüssen kaum berührt, sich nur langsam und wider- 
strebend den Anforderungen der Neuzeit anpasste. Die 
Haltung der. Mächte war ein wichtiger, ja entscheidender 
Faktor, aber unbeständig und widerspruchsvoll. 

Nach dem chin.-jap. Kriege, welcher Chinas 
militärische Schwäche enthüllte, galt dieses Land als unfähig, 
seine Selbständigkeit zu behaupten. Es entstand die ‚Poli- 
tik der Interessensphären‘ China wurde auf der 
Landkarte aufgeteilt, wie es seinerzeit mit Afrika geschehen 
ist. Diese Politik schuf zahlreiche Reibungsflächen und barg 
 £roße Gefahren, in erster Linie für China, dann aber für den 
Weltfrieden überhaupt. Eine direkte Folge derselben war 
der Boxeraufstand im Jahre 1900. Einsichtsvolle Politiker 
erkannten schon damals, wie gefährlich es ist, den schlum- 
mernden Nationalismus im chinesischen Volke zu wecken. 
Die späteren Bestrebungen der Westmächte gingen denn 
auch mehr auf die wirtschaftliche Exploitation als auf: terri- 
toriale Erwerbungen in China aus. Aus diesem Wettstreit 
um die kapitalistische Ausbeutung Chinas ging die Politik 
der ofienen Tür’ hervor. 

Indessen, Rußland und Japan machten eine 
Ausnahme; ihre besonderen Interessen im fernen Osten und 
die Gesamtrichtung ihrer Politik veranlaßten diese beiden 
Länder, ihre Expansionsbestrebungen fortzusetzen. Japan 
hatte in Korea festen Fuß gefaßt und suchte von hier aus 
seinen kontinentalen Besitzstand zu erweitern. Rußland 
hatte mit französischer Unterstützung den Japanern das 
Gebiet von Kuantung abgenommen und sich selbst dort fest- 
gesetzt. Der Kampf zwischen Rußland und Japan um die 
Vorherrschaft in der Mandschurei war unausbleiblich. Er 
endete mit dem Siege Japans im Jahre 1904. Japan hatte 
damit eine Vormachtstellung in Ostasien errungen, welche 
es dank seiner Lage immer mehr befestigen konnte. Ver- 
gebens suchte Amerika das Prinzip der offenen Tür in den 
Mandschurischen Provinzen zu verteidigen. Seine schwan- 
kende Politik erlaubte es den Japanern, dieses gewaltige Ab- 
satzgebiet immer mehr zu monopolisieren, und sogar eine 
Art Monroe-Doktrin aufzustellen, nach welcher Japan in 
Ostasien dieselbe Stellung in Anspruch nahm, wie die Ver- 
einigten Staaten auf dem westlichen Kontinent. 


* Arthur von Rosthorn, der langjährige Vertreter der 
Oesterreichisch-Ungarischen Monarchie in Peking, stellt uns die 
snachstehenden Ausführungen über China zur Verfügung, die 
einen guten Ueberblick geben über das Problem China, das seit 
Jahrzehnten der Lösung harrt. Wenn Rosthorn sich mit seinen 
Schlußbemerkungen auch in erster Linie an seine Heimat 
Oesterreich wendet, so gelten sie doch nicht minder auch für 
Deutschland. D. Red. 


China war bei all diesen Vorgängen das Opfer, auf 
dessen Rücken die Rivalitäten der Mächte ausgetragen 
wurden. Es hatte keine adäquate Wehrmacht, im Zeitalter 
des Imperialismus eine verhängnisvolle Schwäche. Es war 
auch nicht leicht, eine solche aufzustellen, denn das Reich 
war eigentlich nur ein Verband mehr oder weniger auto- 
nomer Provinzen, zusammengehalten durch eine fremde 
Dynastie. Es fehlte der Zentralregierung sowohl an der 
Macht, um eine strafiere Zentralisierung durchzuführen, wie 
an den Geldmitteln, um sich eine entsprechende Armee zu 
schaften. Das ganze Budget der Zentralregierung betrug 
bis zum Jahre 1900 nicht mehr als 300 Mill. Mark.: Als 
Prinz Heinrich von Preußen die Kaiserin-Witwe im Jahre 
1899 besuchte, soll er ihr deshalb geraten haben, 1. die 
Finanzverwaltung zu zentralisieren und 2. das Heer nach 
fremdem Muster zu reorganisieren. Nach dem russisch- 
japanischen Kriege begann der Hof tatsächlich diese Refor- 
men in Angriff zu nehmen. Sie haben schließlich zum Unter- 
gang des Kaiserhauses geführt, denn die Finanzreformen, 
zu welchen auch die Verstaatlichung der Eisenbahnen ge- 
hörte, gaben den Anstoß zur Revolution und das Eingreifen 
der neuen Armeekorps entschied dieselbe zugunsten der 
Republik. B 

Alle Wirrsale, welche China seither heim- 
gesucht haben, sind als eine direkte Folge der in den letzten 
Jahren der Mandschuherrschaft angebahnten Militari- 
sierung anzusehen. Diese legte die Macht mehr und mehr 
in die Hände der Truppenführer, welche nach dem Umsturze 
auch die Zivilverwaltung an sich rissen und in den Provinzen 
als selbständige Herten schalteten. Wohl schlossen sich 
einzelne Provinzen zum gegenseitigen Schutze zusammen 
und auch die Pekinger Regierung vermochte sich auf eine 
Koalition der nördlichen Provinzen zu stützen; aber die Ein- 
heit des Reiches ist seit dem Bestande der Republik nie wieder 
hergestellt worden. 

Die innere Zerrüttung erreichte ihren Höhepunkt nach 
dem Tode Yuan Schi-k’ais, als unter der Präsidentschaft des 
schwachen Li Yuan-hung der Ministerpräsident Tuan Tsch’i- 
jui die Nationalversammlung sprengte und Südchina sich 
definitiv vom Norden lossagte. Die finanziellen Bedräng- 
nisse der Regierung zwangen sie zu verzweifelten Schritten 
der Kreditbeschaffung Zuflucht zu nehmen und trieben sie 
geradezu in die Arme ihrer Ausbeuter. 

Solagendie Dinge im fernen Osten, als der Welt- 
krieg ausbrach. Die unmittelbare Folge desselben war die, 
daß der dritte Faktor, der europäische Einfluß, aus der ost- 
asiatischen Politik wegfiel. Die Westmächte waren zu be 
schäftigt, Amerika verhielt sich zuwartend und machte dabei 
glänzende Geschäfte. Die Gelegenheit für Japan war ge- 
kommen. Unter dem Vorwande, den Frieden in Ostasien zu 
bewahren und die Schiffahrt vor Beunruhigung zu schützen, 
torderte Japan die Uebergabe des deutschen Stützpunktes 
Kiautschou in einer für Deutschland unannehmbaren Form. 
Nach kurzer Belagerung wurde der Kriegshafen genommen 
und auch die deutschen Eisenbahn- und Bergwerksbetriebe 
unter japanische Verwaltung gestellt. Um China zu be- 
schwichtigen, wurde von der japanischen Regierung öffent- 
lich verkündet, daß das deutsche Pachtgebiet nur besetzt 
wurde, um seinerzeit an China zurückgegeben zu werden. 
Das war im Jahre 1914. Heute, sieben Jahre später, be- 
findet sich dasselbe noch fest in japanischen Händen. Wie 
ging das zu? 
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Im Jahre 1915, als der Kricg im \Westen am wilde- 
sten tobte, trat Japan mit einer Reihe von Forderungen an 
China heran, unter welchen sich auch die befand, daß die 
Rechte Deutschlands in Schantung auf Japan übergehen 
scliten. Andere Forderungen betrafen Vorzugsrechte in der 
Mandschurei und der südlichen Mongolei, Bergwerks- 
konzessionen im Yangtse-Gebiet und eine Monopolstellung 
in der Provinz Fukien. Bis auf einige von Japan geheim- 
gehaltene Punkte, welche China ganz zu seinem Protektorate 
gemacht hätten, mußten diese Forderungen, welche in die 
Form eines Ultimatums gekleidet waren, von China zuge- 
standen werden. Die chinesische Regierung mußte sich 
sagen, daß sie während der Dauer des Weltkrieges und ihrer 
politischen Isoliertheit einem Konflikte mit Japan um jeden 
Preis aus dem Wege gehen müsse. Sie hoffte aber, auf 
Grund ihres unanfechtbaren Besitztitels und des feierlichen 
Versprechens Japans bei den Friedensverhandlungen zu 
ihrem Recht zu kommen. Mit großer Begeisterung wurden 
daher die Reden Wilsons, seine 14 Punkte und insbesondere 
seine Ausführungen über das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker in China aufgenommen. 

Inzwischen war äber auch Japan nicht untätig. 
Immer dringender war, namentlich während der durch den 
U-Bootkrieg hervorgerufenen Panik, der Appell an Japans 
aktives Eingreifen geworden. Und zu Beginn des Jahres 
1917 ließ sich Japan durch Geheimverträge von England, 
Frankreich, Italien und Rußland die Unterstützung seiner 
Ansprüche auf Schantung garantieren. Im April 1917 gelang 
es ihm, auch die Vereinigten Staaten zur Anerkennung seiner 
„Sonderstellung“ in Ostasien zu bewegen. Und endlich .im 
Jahre 1918, als Deutschlands Zusammenbruch offenkundig 
war, veranlaßte Japan die chinesische Regierung. in der Frage 
der Schantung-Eisenbahnen nachzugeben und damit das 
Successionsrecht Japans auf den deutschen Besitzstand an- 
zuerkennen. 

Als daher die Schantungfrage bei der Frie- 
denskonferenz zur Sprache kam, hatte Japan alle Trümpfe 
in der Hand. Das am 24. September 1918 zwischen China 
und Japan abgeschlossene Geheimabkommen, welches der 
Pekinger Regierung angeblich 20 Mill. Yen eingebracht hatte, 
war nicht nur der Oeffentlichkeit in China, sondern selbst 
den chinesischen Friedensdelegierten verheimlicht worden. 
Fs war für den Beschluß der Friedenskonferenz, welche die 
deutschen Rechte in Schantung Japan zusprach, entscheidend. 


Man könnte kein besseres Schulbeispiel 
für die Verwerflichkeit der Geheimdiplomatie ersinnen, als 
diesen aus der jüngsten Wirklichkeit gegriffenen Verrat einer 
Regierung am eigenen Volke. Das chinesische Volk hätte 
den Abschluß des Vertrages niemals geduldet. Line kleine 
Koterie, welche zufällig im Besitze der Staatssiegel war, 
hatte das gute Recht der Nation, ohne sie zu befragen, cin- 
fach verschachert. ‚Pacta sunt servanda‘, das ist der Fetisch, 
wegen dessen die Mächte, welche die heutige Welt regieren, 
den Krieg geführt zu haben, vorgeben. Ich glaube, daß der 
zum geflügelten Wort gewordene Ausspruch Bethmann Holl- 
wegs von dem „scrap of paper“ unendlich viel ehrlicher 
war und solanre wahr bleiben wird, bis einst der ganze 
staatliche Apparat in allen l.ändern von demokratischem 
Geiste erfüllt sein wird. 

Präsident Wilson versuchte ın der Schantungfrage 
zugunsten Chinas Stellung zu nehmen. Sofort warf Japan 
die Rassenfrage in Amerika als Gegenstoß auf und, als dies 
nicht genürte, drohte es mit der Abstinenz dem Völkerbund. 
Wilson unterlag ın diesem, wie in allen Punkten seines 
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schönen Programms. Aber China hat den Mut: bewiesen, 
trotz seiner diplomatischen Niederlage die Unterzeichnung 
des Vertrages von Versailles zu verweigern. 


In China löste die Pariser Entscheidung eine unerhörtt 
Erbitterung aus. Die Regierung, durch ihre Unterschrift ge- 
bunden, mußte gute Miene zum bösen Spiel machen; so nahm 
denn das Volk selbst die Sache in die Hand. Zunächst wurde 
ein Boykott gegen Japan erklärt. Ein Sturm der Entrüstung 
über den perfiden Nachbarstaat ging durch die Blätter. 
Japanische Waren und japanisches Geld wurden zurückge- 
wiesen, der japanische Handel sank auf die Hälfe seiner 
früheren Ziffer. Nur wer- das Solidaritätsgefühl der Chinesen 
kennt, weiß die Waffe des Boykotts und der passiven Re- 
sistenz richtig einzuschätzen. In Japan selbst fing man an, 
in Geschäftskreisen den Kopf zu schütteln und über die 
Militärpartei zu murren. Die japanische Regierung hat 
wiederholt Anerbietungen gemacht, in direkte Verhandlungen 
mit China über die Schantung-Angelegenheit einzutreten, die 
öffentliche Meinung nahm dagegen Stellung und die Regie- 
rung wagte es nicht, sie abermals zu provozieren. 

Im Herbst v. J. erreichte die Nemesis auch die Re- 
gierung, welche durch ihre Bestechlichkeit die Niederlage 
Chinas in Paris herbeigeführt hatte. Sie bestand vornehmlich 
aus jener Gruppe von Männern, welche im An-fu Club ver- 
einigt war, sich mit japanischem Gelde am Ruder erhalten 
hatte und als die japanophile Partei galt. Der Minister- 
präsident Tuan Tschi-jui war der Führer dieser Partei, 
welche reaktionär militaristisch und korrupt war. Sie wurde 
durch die Intervention der Militärgouverneure der Provinz 
Tschili und der Mandschurei gestürzt. Seither sind auch 
die Verhandlungen mit dem Süden wegen Zusammenschlusses 
wieder aufgenommen worden. 

Die Bedeutung Kiautschous für China oder viel- 
mehr die Gefahr einer permanenten Besitzergreifung des 
Hafens durch Japan ist klar. Was bei der Betrachtung der 
geschilderten Ereignisse als das Bemerkenswerteste erscheint, 
ist die Erstarkung der öffentlichen Meinung in 
China und ihre Einhelligkeit in der Schantung-Frage. 
Während wir früher gewohnt waren, den Chinesen zwar cin 
gewisses Maß vom Lokalpatriotismus zuzubilligen, aber 
wirkliches Nationalgefühl abzusprechen, haben wir nunmehr 
vesehen, wie ein ihm zugetügtes Unrecht, welches keines 
Richtspruches bedarf, sondern gefühlsmäßig empfunden wird, 
selbst ein zerrissenes und haderndes Volk in eine gecinte 
Nation zu verwandeln vermag. Die Träger der öffentlichen 
Meinung sind die Studierenden und die Kaufmannschaft, also 
die Intelligenz und der Wohlstand. Die übrigen Kreise folren 
vertrauensvoll ihrer Führung. In Zukunft wird nicht nur die 
chinesische Regierung, sondern auch die Diplomatie des Aus- 
landes mit der öffentlichen Meinung in viel höherem Maß. 
zu rechnen haben als bısher, und es wird nicht leicht möglich 
sein, Ansprüche durchzusetzen, welche das Rechtsgefühl oder 
die Interessen des Volkes verletzen. | 

Großen Veränderungen wird die Stellung der 
Fremden im ncuen China unterworfen sein. Vor 
zwei Jahren, als die Friedensdelegationen in Paris versammelt 
waren, schrieb ich eine kleine Broschüre über „Unser Ver- 
hältnis zu China vor und nach dem Kriege“, und ließ den 
amerikanischen Delegierten eine englische Ücbersetzung über- 
reichen. Nach einem kurzen historischen Uecberblick wırs 
ich ın dieser Schrift darauf hin, daß sich in unseren Be- 
ziehungen zu China manches ändern müsse. Ich sprach von 
dem Unfug der Settlements, von dem Mißbrauch der Bahn- 
polizei, von der fiemden Gerichtsbarkeit, von der Revision 


des Zolltarits und der Handelsverträge und von dem Finanz- 
problem. Daß die Friedenskonferenz für diese Fragen weder 
Zeit noch Verständnis haben werde, war vorauszusehen. Zu 
der Spezialkonferenz über ostasiatische Fragen, wie ich sie 
vorschlug, wird es nicht kommen. Wenn die Mächte in 
diesem Augenblick nicht andere Sorgen hätten, so wäre das 
Ränkespiel in Peking längst wieder im Gange. Das haben die 
Einzelheiten bei der Bildung des neuen internationalen Bank- 
konsortiums für China gezeigt. 


Und dennoch werden die von mir als notwendig bezeich- 
neten Reformen konımen, wenn nicht auf dem Wege von Ver- 
handlungen, dann durch den Zwang der öffentlichen 
Meinung. Das erwachte Selbstbewußtsein des chinesischen 
Volkes wird solche anormale und demütigende Einrichtungen, 
wie sie die Ausländer in China geschaffen haben, einfach 
nicht dulden. Und, genau besehen, liegt das Festhalten an 
diesem Zustande auch nicht im Interesse der Fremden, denen 
durch ein freundschaftliches, auf Ebenbürtigkeit beruhendes 
Verhältnis zu den Einheimischen viel besser gedient wäre. 
Wie ich aus den Zeitungen entnehme, verlangen die Chinesen, 
welche in den Settlements wohnen, eine Vertretung in der 
Lokalverwaltung und werden sie zweifellos bekommen. Und 
was die Frage der Exterritorialität anbetrifft, so hat 
die englische Handelskammer in Schanghai kürzlich eine Re- 
solution angenommen, in der sie den Bestrebungen um die 
Aufhebung der fremden Gerichtsbarkeit ihre Sympathie aus- 
drückt und den Wunsch ausspricht, daß England bei der Re- 
form des chinesischen Gerichtswesens mitwirken möge, 
welche als eine Vorbedingung für das Aufgeben der Ex- 
territorialität angesehen wird. Um die Jahreswende, also vor 
wenigen Wochen, sollte eine Anzahl japanischer Konsular- 
beamte mach Peking berufen werden, um an einer Enquete 
über die gleiche Frage teilzunehmen. Dies beweist immer- 
hin, daß die Frage der Exterritorialität aktuell wird und einer 
Entscheidung entgegenreift. 

Nun hat aber die chinesische Regierung bereits ein fait 
accompli geschaffen. Der deutsche und der österreichisch- 
ungarische Handelsvertrag mit China sind durch den Krieg 
außer Kraft gesetzt worden und die Regierung hat erklärt, 
keinen neuen Vertrag mit der Exterritorialitätsklausel abzu- 
schließen. Diese Erklärung ist nicht so aufzufassen, als wäre 
sie speziell gegen Deutschland oder Oesterreich gerichtet. 
Andere Staaten, wie z. B. Griechenland und Bolivien, sind 
neuestens in Verhandlungen mit China eingetreten und es ist 
ihnen bedeutet worden, daß China einen Vertrag auf der 
Basis der Gleichheit und Gegenseitigkeit abzuschließen bereit 
sei, aber den Angehörigen dieser Staaten keinesfalls eine 
eigene Gerichtsbarkeit über ihre Untertanen zugestehen 
könne. Das gleiche gilt für die neugebildeten Staaten Polen, 
die Tschechoslowakei und Jugoslawien. Es mag auf den 
ersten Blick für den Stolz dieser Nationen etwas Verletzendes 
haben, daß sie den Angehörigen der älteren Staaten nicht 
gleichgestellt sind. In der Praxis wird es sich aber zeigen, 
daß sie dabei besser fahren als diese, und dann werden Eng- 
land, Amerika, Japan und andere Länder von selbst folgen. 

Es wundertmich außerordentlich, daß Deutsch- 
land, welches so viele sachkundige Berater hat, wie ich 
vernehme — es kann ja auch ein Irrtum vorliegen — gegen 


* Hierin irrt Herr v. Rosthorn: Niemals haben wirkliche 
Sachkenner den maßgebenden Instanzen zu einem derartigen 
Schritt gerater. Schon 1917 wurde klar und deutlich der Ver- 
zicht auf die unhaltbare Konsulargerichtsbarkeit verlangt, an 
der in deutschen amtlichen Kreisen niemand mehr festhält, da 
sie ohne Gefährdung fremder Interessen preisgegeben werden 
kann, Die Red. 
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die Aufhebung der Gerichtsbarkeit über seine Angehörigen 
in China Verwahrung eingelegt hat.* Die Frage ist von so 
einschneidender Wichtigkeit für die künftigen Handels- 
beziehungen zu China, daß es sich lohnt, darauf näher ein- 
zugchen. 

Exterritorialität bezeichnet einen fingierten Zu- 
stand: eine Person, welche im fremden Lande lebt, wird so 
behandelt, wie wenn sie im eigenen Lande lebte. Hierin liegt 
nicht nur eine Fiktion, sondern ein Widerspruch, der nur 
dadurch zu erklären jst, daß die Exterritorialität ursprünglich 
bloß für das Staatsoberhaupt galt und dann auf dessen Bot- 
schafter und Gesandte übertragen wurde. Im wesentlichen 
besteht sie in dem Privileg, daß man nicht der Gerichtsbar- 
keit des Aufenthaltslandes, sondern jener des Heimatslandes 
unterworfen ist. Als die europäischen Staaten für ihre 
Untertanen in den unzivilisierten Ländern das Recht der 
Niederlassung und des Handelsverkehres erzwangen, 
glaubten sie dieselben dadurch schützen zu müssen, daß sie 
sich die Gerichtsbarkeit über sie vorbehielten. So entstand 
der exterritoriäle Status der Fremden in China, Japan, Siam, 
Aegypten, Persien, der Türkei usw. Inwieweit damit der 
Rechtspflege gedient wurde, ist eine Frage für sich, auf die 
ich nicht näher eingehen will. Ich will nur die wirtschaft- 
liche Seite derselben beleuchten. 

Da der Aufenthalt der Fremden in den ee- 
nannten Ländern gewaltsam erzwungen war und die ein- 
heimischen Behörden keine Gewalt über sie hatten, war es 
nur natürlich, daß den Ausländern besondere Quartiere zu- 
gewiesen wurden, wie den Juden in Italien ihr Ghetto, und 
daß sie in ihrer Bewegungsfreiheit sehr beschränkt waren. 
Im Handel mit den Eingeborenen mußten sie sich besonderer 
Mittelsmänner, der sogenannten Kompradores bedienen, die 
jedes Interesse daran hatten, einen direkten Verkehr mit der 
Bevölkerung nicht aufkommen zu lassen. Daß der Handel 
unter diesen Beschränkungen nicht so aufblühen konnte, wie 
er es sonst getan hätte, liegt auf der Hand. Die Exterri- 
torialität hat eine Scheidewand zwischen Fremden und 
Chinesen aufgerichtet, welche das Eindringen der westlichen 
Kultur in China um Jahrzehnte verzögert hat. 

Die Handelsverträge, welche den exterritorialen 
Status der Ausländer in China schufen, stammen aus dem 
Jahre 1844 und waren auf die damaligen Verhältnisse zuge- 
schnitten. Scither hat sich aber sehr vieles verändert. Aus 
den fünf Vertragshäfen sind mehr als dreißig geworden. 
Binnenstationen tief im Innern des Reiches sind eröffnet 
worden.‘ Ein Grenzverkehr mit den Schutzstaaten Englands, 
Frankreichs und Rußlands hat sich entwickelt; Eisenbahnen 
durchqueren das Land; Bergwerke und Fabriken sind ent- 
standen, wo fremde Experten Beschäftigung finden; in den 
Schulen werden fremde Sprachen gelehrt und fremde Lehrer 
engagiert; in den Spitälern arbeiten fremden Aerzte, in der 
Armee dienen fremde Instruktoren usw. Ganz China ist 
mit einem Netz industrieller und kommerzieller Unter- 
nehmungen überzogen, an welchen Ausländer in irgendeiner 
Form, als Aktionäre, Lieferanten oder Angestellte interessiert 
sind. Nur die Gesetzgebung, bzw. die vertragsmäßige Re- 
gelung der Beziehungen, ist nicht fortgeschritten, sondern 
steht noch immer auf dem Standpunkt von 1844. Das Ghetto 
ist längst gesprengt, aber die Tatsache „offiziell“ noch nicht 
anerkannt, 

Die Exterritorialitätin China hat sich über- 
lebt. Sie ist heute für den einzelnen eher ein Hindernis 
als ein Vorteil. Während der Chinese vollständige Freizügig- 
keit genießt, muß der Europäer einen Paß haben und von 
Ort zu Ort das Visum einholen. Während der Chinese überall 
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Land erwerben, seinen Beruf ausüben, ein Geschäft errichten 
oder eine Unternehmung gründen kann, ist der Fremde ge- 
nötigt, auf Schritt und Tritt sein Konsulat anzurufen und die 
behördliche Sanktion zu erwirken. Er verliert damit Zeit und 
Geld und bleibt doch allen möglichen Beschränkungen unter- 
worfen. 


Wir dürfen uns also durch die Aufhebung der 
Exterritorialität durchaus nicht schrecken lassen; recht- 
schaffene Kaufleute brauchen keinen Konsul zu ihrem Schutze. 
Man verspricht uns Gleichberechtigung, Gegenseitigkeit, Ge- 
rechtigkeit und Billigkeit; was wollen wir mehr? Ist es 
nicht weit mehr als die zivilisierten Staaten, wie England und 
Amerika uns zu gewähren bereit sind — von unseren 
Nachbarländern gar nicht zu sprechen? Die Wiederaufnahme 
der Handelsbeziehungen zu China wird manchen Schwierig- 
keiten begegnen. Unsere eigene Produktion ist stark redu- 
ziert, unsere Verbindungen sind abgebrochen, unser Geld ist 
wertlos, unser Unternehmungsgeist in andere Bahnen gelenkt. 
Eines der größten Hindernisse ist die Schwierigkeit und die’ 
hohen Kosten der Verfrachtung. Auch müssen wir damit 
rechnen, daß die Angehörigen der früher feindlichen Staaten 
uns die Existenz erschweren werden und müssen uns .auf 
einen gesellschaftlichen Boykott gefaßt machen. Um so höher 
werden wir die Freizügigkeit veranschlagen dürfen, 
welche uns gestattet, dem Vertragshafen den Rücken zu 
kehren und uns in einer Handelsstadt zweiter Ordnung nieder- 
zulassen, welche unserer Tätigkeit ein geeignetes Feld 
bietet. Wir werden die Möglichkeit ausnützen können, uns 
mit wohlhabenden Chinesen zu assoziieren und mit ihnen zum 
gemeinsamen Vorteile zusammenzuarbeiten. Diese Form des 
Geschäftes, der Partnership einheimischen Kapitals und 
lokaler Erfahrung mit fremder Sachkenntnis und ausländi- 
schen Verbindungen, nimmt immer mehr überhand und wird 
ganz allgemein werden, wenn die fremde Jurisdiktion weg- 
fällt. Ich habe vor fast zwanzig Jahren die Gründung 
einerBank mit österreichischem und chinesischem Kapital 
als ein vielversprechendes Unternehmen angeregt. Wir haben 
den Moment verpaßt und brauchen dies heute nicht zu be- 
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dauern, da der Krieg auch dieses Unternehmen erschlagen 
hätte. Aber die Idee war gesund und zeitgemäß, denn seither 
sind mehrere solcher Banken mit gemischtem Kapital ent- 
standen. Unsere Valuta gestattet uns natürlich nicht, 
an etwas derartiges heute noch zu denken. Aber es steht 
nichts im Wege, daß der einzelne, wenn er die Sachkenntnis. 
und die Verbindungen mitbringt, sich mit seinen paar 
Groschen und seiner Arbeitskraft an jedem beliebigen Unter- 
nehmen in diesem weiten Reiche mit aufstrebender Industrie 
und zukunftsreichem Handel beteilige. 


Inallen für den Geschäftsmann wichtigen Belangen, 
wie Zollbehandlung und Handelsvorschriften, wird er den An- 
gehörigen der meistbegünstigten Nationen völlig gleich- 
gestellt, in manchen Beziehungen, wie in der Freiheit von Be 
schränkungen für Reisen und Aufenthalt, Besitzerwerb und 
Assoziation wird er ihnen überlegen sein. Aus diesem Grunde 
wird nach kurzer Zeit auch von den anderen Nationen er- 
kannt werden, daß die Exterritorialität für sie wertlos ge- 
worden ist und aufgegeben werden muß. Damit beginnt eine 
neue Äera für die Beziehungen Chinas mit der Außenwelt. 


Abereines muß noch gesagt werden, um 
das Bild unserer künftigen Stellung in China vollständig zu 
machen. Wenn wir aus dem Rechte der Freizügigkeit und 
der Aufhebung der bisherigen Beschränkungen den richtigen 
Nutzen ziehen und die zwar bequeme, aber das Geschäft 
verteuernde Vermittlung der Kompradores entbehren wollen, 
wird es unerläßlich sein, daß die jungen Leute, welche in 
China ihr Glück versuchen, sich mit der Sprache und den 
Sitten des Landes gründlich vertraut machen. Wer nach den 
Vereinigten Staaten auswandert, wird gut tun, sich zunächst 
die englische Sprache anzueignen, wer nach Südamerika 
geht, vorher Spanisch zu lernen; ebenso wird die Elemente 
des Chinesischen beherrschen müssen, wer sich in diesem 
Lande eine Lebensstellung sucht. Das ist keine unüberwind- 
liche Schwierigkeit. Im übrigen bestcht kein Grund, warum 
wir mit dem neuen China nicht ebenso gute und vorteilhafte 
Handelsbeziehungen herstellen und unterhalten können, wie 
mit dem alten. 


Japan und u 
Von R. Kunzc (Tokio). 


Durch die deutsche Presse gehen fortgesetzt Meldungen, 
meist aus amerikanischen und australischen Quellen, wonach 
die Beziehungen zwischen Japan und Sowjet-Rußland oder 
dessen Tochterrepublik des Fernen Ostens aufs stärkste ge- 
spannt sind, so dass eine Entladung unvermeidbar sei. Bald 
wird darauf hingewiesen, daß die japanischen Soldaten bei 
Nikolsk Schützengräben und Drahtverhaue bauen, um recht- 
zeitig gegen von Iman heranrückendes russisches Militär ge- 
sichert zu sein; bald kommt die Meldung, daß die Regierung 
von Tschita 35 000 Mann nach Chabarow'sk gesandt habe, um 
die Japaner anzugreifen und vom sibirischen Boden zu ver- 
treiben. Bald wieder werden die wiederholten Aufforderungen 
erwähnt, die Tschita unter Drohungen nach Tokio gerichtet 
hat, so schnell wie möglich mit der versprochenen Räumung 
Östsibiriens Ernst zu machen, da kein Grund für die fernere 
Besetzung mehr vorhanden sei, bald die starke Propaganda, 
die Tschita durch sein amtliches Organ „Tribuna“ und andere 
Blätter gegen das japanische Militär, die angebliche Grausam- 
keit und Bedrückung der japanischen Soldaten und die an- 
geblich ununterbrochene Einmischung der japanischen Offi- 
ziere in die Rechtsprechung und Verwaltung der besetzten 


Gebiete treibt. Bald wieder werden die Forderungen heran- 
gezogen, die Japan durch seinen Generalkonsul in Wladi- 
wostok in Sachen der Fischereirechte an die Regierung von 
Tschita gerichtet hat, und die Klagen, mit denen die 
Tschitaer Regierung die „skrupellose und harte“ Ausübung 
dieser Fischereirechte durch die japanischen Beamten rügt. 
Trotz alledem kann es als ausgeschlossen erscheinen, daß 
es zu einem bewaffneten Zusammenstoß zwischen Japan und 
Rußland kommt; im Gegenteil, man könnte scherzhaft von 
einem „rauhen, aber herzlichen Ton“ in den formlosen diplo- 
matischen Bezichungen zwischen Japan und der von ihm noch 
nicht anerkannten Republik des Fernen Ostens sprechen. Ver- 
folgt man rückblickend die verschiedenen Maßnahmen Japans 
in Ostsibirien, seit cs seinerzeit den Admiral Koltschak in 
seinem Kampf gegen die Bolschewisten im Stich ließ, so er- 
kennt man, daß Japan im Grunde auf Schritt und Tritt der 
werdenden Republik des Fernen Ostens die Wege geebnet 
und das meiste zu ihrem Zustandekommen beigetragen hat. 
Als Koltschaks Macht zusammenbrach, schützte Japan den 
Ücberrest seines Heeres unter Semenow und Kappel in 
Tschita, verhinderte aber nicht, daß östlich_vom Baikalsee 
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von \NXerchne-Udinsk bis Wladiwostok eine Reihe selb- 
ständiger Republiken mit extrem bolschewistischen bis ge- 
mäßigrt sozialistischen Tendenzen entstanden, und daß diese 
vor eirzem Jahr auf einer gemeinsamen Delegiertenversamm- 
lung die Einberufung einer Nationalversammlung beschlossen, 
weiche die Verfassung einer einheitlichen Republik des 
Fernerm Ostens feststellen sollte Zu den Hauptaufgaben der 
neuera WRepublik sollte freilich gehören, daß sie die Reste der 
Wef3en Armeen vernichten und den Boden Östsibiriens von 
aller &rremden Besatzungstruppen säubern sollte. Somit war 
sie. auıch vor allem gegen Japan gerichtet, und es ist nicht 
zu Verkennen, daß ihre Werbekraft wesentlich durch das Vor- 
handl onsein der japanischen Truppen gefördert wurde. Als 
abc «lie Moskauer Sowjet-Regierung sich staatsklug jeder 
unmarttelbaren Einmischung in die Vorgänge östlich vom 
Bika] enthielt und die werdende Republik des Fernen Ostens 
ebera So, maßvoll auf die grundsätzliche Durchführung kommu- 
nist2 Sc-her Theorien verzichtete, zog Japan seine Truppen 
veeter- aus Tschita und der ganzen Amur-Provinz In die 
Kist enprövinzen und nach Nord-Sachalin zurück und gab 
damit seine bisherigen Schützlinge Semenow und Kappel 
prriS, so daß die Republik diese vernichten und ihren Sitz 
vom Werchne-Udinsk nach Tschita verlegen konnte. In- 
zwi Shen ist in Tschita die Nationalversammlung zusammen- 
getreten und hat mit der Ausarbeitung der Verfassung be- 
gonamen. Ihr Leiter Krasnoschekow hat als die Grundlagen 
der Werfassung die Abwehr ausländischer Einmischung, 
freuawnmdiliche Beziehungen zu allen Nachbarn und die 
„ÜFR a Ihhängigkeit der demokratischen Souveränität“ ver- 
künQ@lct. Das klingt nicht sehr nach bolschewistischen Grund- 
lagern des neuen Staatswesens, und je mehr dieser Eindruck 
dur<tn die fortschreitende Ausarbeitung der Verfassung be- 
stät2 go #4 wurde, um so häufiger wurden in der japanischen 
Presse von der Regierung nahestehender oder maßgebender 
Set Her die Stimmen, die eine völlige Räumung des besetzten 
ostSikbirischen Gebiets forderten oder in Aussicht stellten. 
Schlie@Bßlich hat ja Japan durch Anknüpfung forndoser Ver- 
han 4 ungen über die Fischereirechte, wenn die japanischen 
Frde rungen auch in der Tschitaer amtlichen Presse als Ver- 
SW Zalltigung und harte Bedrückung verschrieen werden, den 
erst&ra Schritt zur tatsächlichen Anerkennung der Republik 
ds FF ernen Ostens getan, und endlich hat im Reichstag 
der MNinisterpräsident Hara angekündigt, Japan warte nur 
Tele «as Ergebnis der Verfassungsberatungen ab, um mög- 
(hSt Bald seine Truppen zurückziehen und diplomatische 
aan F—Jandelsbeziehungen zu der Republik des Fernen Ostens 


a zmüpfen. 
all aß Japan mit der Zurückziehung seiner Truppen nicht 
ihnen große Eile hat, ist ihm kaum zu verdenken, denn mit 


pfo hält es gegenwärtig alle wirtschaftlichen Ausfalls- 
Oo. ten und Zugänge zwischen Rußland und dem Stillen 
dür& %a in seiner Hand, und unter dem Deckmantel der Be- 
haft 2 sse der militärischen Besetzung hat es ein schwung- 
. Handelsmonopol ausgeübt, das u. a. den Amerikanern 
orn im Auge ist. Schließlich bedeutet das besetzte Ge- 
Very Wir Japan ein Faustpfand im Hinblick auf die kommenden 
mer _ndlungen über die Entschädigung für die Nieder- 
die _AUung der siebenhundert Japaner in Nikolajewsk, für 
sich Wvie für die Kosten des ganzen sibirischen Abenteuers, 
und Japan anscheinend durch den Erwerb von Nord-Sachalin 
Qurch wirtschaftliche Konzessionen schadlos zu halten 
Sienkt. Wenn noch über die Forderungen der sonstigen 
ne hinaus, die mit starker Einmütigkeit die baldige Be- 

Ä Atgung des sibirischen Feldzugs fordert, die der Oppo- 
tionspartei Kenseikai nahestehende Presse und vor allem 
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deren Führer Vicomte Kato selbst im Reichstag mit ganz be- 
sonderer Schärfe das sibirische Abenteuer als ein Verbrechen 
verurteilt und die sofortige Herstellung freundschaftlicher Be- 
ziehungen zur Republik des Fernen Ostens verlangt, so ist 
diese Haltung der Opposition zwar zum Teil durch die Be- 
dürfnisse des parlamentarischen Kampfes bedingt; da aber 
Vicomte Kato mit seiner Kenseikai voraussichtlich’ im Oktober 
oder November wieder an die Spitze der Regierung treten 
dürite, gewinnt seine Stellungnahme die weitere Bedeutung, 
daß Japan in absehbarer Zeit mit der Republik des Fernen 
Ostens ähnliche Beziehungen haben wird, wie sie England 
zur Moskauer Sowjet-Regierung durch die Wiedereröffnung 
der IHandelsbeziehungen angebahnt hat. 


Politische Rundschau. 
Zur politischen Lage In China. 


Der Gegensatz zwischen Peking und Kanton scheint un- 
überbrückbar, und zwar anscheinend mehr infolge der \Ver- 
schiedenheit des Temperaments der Nord- und Südländer, als 
aus rein sachlichen Gründen. Dabei büßen sowohl die Pekinger 
wie die neu eingerichterie Bundesregierung in Kanton augen- 
scheinlich an Ansehen und Einfluß fortgesetzt ein. Während 
im Norden die Generalinspekteure Chang Tso-lin und Tsao-Kunı 
ihre Macht weiter durch die Aufstellung neuer Divisionen zu 
stärken verstanden haben, verliert die Pekinger Regierune. 
die sich in erster Reihe auf diese Generale zu stützen hat, zu- 
sehends an Macht. Es ist schon in der vorigen Nummer ıan- 
gedeutet worden, daß sich das Schicksal der heutigen Pekinxer 
Regierung vorausichtlich in Hunan entscheiden werde. Da- 
mals konnte hinzugefügt werden, daß der Vertrauensmann 
Pekings, Chao Heng-pi, die Dinge dort vorläufig fest in der 
Hand zu haben scheine, nachdem er die Führer der Südpartei 
kurzerhand als Rebellen habe erschießen lassen. Nach neueren 
Nachrichten bedrohen aber die Kuomintang-Generale Li Lie-chun 
und Lan Tien-wei die Provinzen Hunan ımd Hupei auf das 
Ernstlichste.e. Namentlich komnien aus Hupei fortgesetzt Hilie- 
rufe. Auch in Szechuan entgleitet der Pekinger Regierung das 
Heft wieder aus den Händen; der dortige Oberbefehlshaber 
General Hsiung Ko-wu hat sich von Peking losgesagt, sobald 
er Peking bewogen hatte, den ihm an die Seite gestellten 
General Lin Tsung-hou zurückzurufen. Am schlimmsten aber 
scheint es in der Provinz Kiangsi auszusehen, wohin Sun Yat-sen 
und die Südregierung sich zurückzuziehen beabsichtigen, wenn 
es den von Peking unterstützten Kuangsileuten gelingen sollte, 
sie wieder aus Kanton zu vertreiben. Auch im fernen Nord- 
westen wird die Lage Pekings immer schwieriger. Kansu 
scheint der Zentralregierung verloren zu gehen. Der von ihr 
neu ernannte Tutschün Tsai, ein Parteigänger Tsao-Kuns, zeigt 
auch nicht die geringste Lust, den Posten in Lanchoufu zu über- 
nehmen, nachdem es sich herausgestellt hat, daß sein Vorgänxcer 
Chang Kuang-chien sich mit dem Führer der dortigen Mohaurn- 
medaner, General Ma Fu-hsiang, geeinigt hat und seinen Posten 
nicht räumt. Hinter dem sehr einflußreichen General Ma aber 
steht — bezeichnenderweise — Tsao-Kuns Gegner, General 
Chang Tso-lin, der von Kansu aus die Stellung der Chihli-Gruppe 
zu umfassen gedenkt, sobald er den Präsidenten Hsü Shi-chang 
bewogen haben wird, ihn zum Oberbefchlshaber in der zurzeit 
wieder von Peking abfallenden Mongolei zu ernennen. \Yar 
bisher Yünnan die Hauptstütze der kantoncsischen Partei. so 
sieht letztere sich jetzt plötzlich auf sich selbst angewiesen. Sie 
ist militärisch dadurch so schwach geworden, daß auch die 
Anfu-Leute, die eine Zeitlang mit Sun Yat-sen über ein gemein- 
sames Vorgehen gegen Peking verhandelt haben, es vorzuziehen 
scheinen, sich von Kanton fernzunalten und ein anderes Gebiet 
für ihre Tätigkeit zu suchen (in der Mongolei). Die „North- 
China Daily News“ sicht in der schon gemeldeten Flucht des 
Tutschüns von Yünnan, Tang Chi-yao, einen Beweis von der 
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der Männer. die scheinbar die 
in sich vereinigen. Vor 


Schwäche der Stellung auch 
xwrößte Macht im heutigen China 
wenigen Monaten wurde Tang noch der ungekrönte König von 
Yün-Kuei-Sze (Yünnan, Kueichou, Szechuan) genannt; heute ist 
er ein gefallener Mann. Sicherlich haben die Niederlagen seiner 
Truppen in Szechuan den Anstoß zu seinem Sturz gegeben, aber 
es wird immer deutlicher, daß diese Niederlage nicht auf die 
militärische‘ Ueberlegenheit der Szechuaner Truppen allein 
zurückzuführen ist, sondern daß vielmehr das Geld Pekings da- 
bei eine wesentliche Rolle gespielt hat. Tangs Unterführer und 
jetziger Nachfolger in Yünnan, General Ku Pin-chun, hat sien 
den Peking ergebenen Kuangsileuten, zu denen er von jeher 
Beziehungen unterhalten hat, stark genähert. Für die Haltung 
üer Engländer in China ist es bezeichnend, daß, während sie 
im vergangenen Sommer beim Kampf gegen die Anfu-Partei sich 
otien als Anhänger und Freunde der Tutschüns Tsao-Kun und 
Chang Tso-lin bekannten, heute mit großer Besorgnis einer 
Machtausdehnung eben dieser Männer in Südchina entgegen- 
schen. Dice „North-China Daily News‘ bedauert den Fall Tang 
Chi-vaos sehr, weil mit seinem Ausscheiden aus dem Amt auch 
die Hoffnung auf die Erschließung der Mineralreichtümer 
Yinnnans, die Tang gegen Anleihen zu verpfänden bereit war, 
sich verflüchten. 
lisäe Regierung nicht — jedenfalls nicht erfolgreich — gerührt, 
als sie vor kurzem (Gelegenheit hatte, dafür einzutreten, daß 
Tan Chi-yao in Yünnan gehalten würde. Die Kantoner Re- 
sierung wollte ihm die nötigen Mittel für die Aufstellung neuer 
Irappen geben und rechnete dabei mit den auf die Provinz 
Kuangtung entfallenen Ucberschüssen der Seezollverwaltung. 
Wie schon berichtet, hat aber das diplomatische Korps in 
Peking einschließlich des britischen Gesandten seine Zustimmung 
zur Auszahlung eines Teils der Ueberschüsse an Kanton ver- 
weigert. Der abschlägige Bescheid des diplomatischen Korps 
brauchte übrigens Kanton noch eine zweite sehr betrübliche 
Ucberraschung. Es wird bekannt, daß die Ablehnung der 
\,iinsche Kantons auf Betreiben der amerikanischen Gesandt- 
schaft erfolgt ist. Damit erlebt also die Kantoner Regierung 
die Enttäuschung, sich gerade von der fremden Regierung ver- 
lassen zu schen, deren Angchörige und.Presse sie stets als ihre 
-wirichtigen Freunde und besten Ratgeber betrachtet hatte. 
Amerika hat sein Eintreten für Peking gegen Kanton damit be- 
gründet, daß der Wille der anerkannten Regierung maßgebend 
sein müsse. Die tiefere Ursache des Frontwechsels Amcrikas 
ist aber eine ganz andere; sie liegt in der Erkenntnis 
Washingetons, daß der Kampf gegen den japanischen EinHluß in 
China nur mit Hilfe Pekings möglich ist. C F. 


Chen Chiung-mings Pläne. Vor Jahren hat der chinesische 
Politiker Liang Chi-chao einmal gesagt. der zukünftige Retter 
Chinas scı noch nicht einmal dem Namen nach bekannt; er 
werde erst kommen, wenn der Boden für eine Neuordnung der 
Dinze reif sei. Es sind seitdem gar manche Männer in China 
aufgetreten, in denen die öffentliche Meinung — namentlich die 
der Ausländer — den starken Mann erblicken zu sollen glaubte, 
der Chinas Schicksal neu gestalten könnte. Auch heute wird 
wieder auf eine solche Persönlichkeit hingewiesen; ob mit 
Recht. wird die Zukunft zeigen. Erwähnt soll sein Name aber 
such hier werden. Es ist der starke Gegner Sun Yat-sens in 
K.ınton, General Chen Chiung-ming, der vor einigen Monaten 
seine Heimatsprovinz von den Kuangsi-Leuten befreit hat und 
heute neben Su einen ausschlaggebenden Einfluß, vielleicht so- 
war den stärkeren, in Kanton ausübt. Mit ihm hat der englische 
Berichterstatter Rodnev Gilbert bald nach dem chinesischen 
Neujahr eine Unterredung gehabt, die sich insofern von vielen 
onderen Interviews mit leitenden Chinesen unterscheidet, als 
Chen sich nicht darauf beschränkt hat, allgemeine Redensarten 
zu machen und alte Gedanken zu wiederholen, sondern neue 
feste Pläne zu entwickeln. Im wesentlichen führte er dabei aus: 
„Alle Fuhrer in Nordehina haben bisher versucht, der alten 


Auf der andern Seite aber hat sich die eng- 


monarchischen Tradition zu folgen, ihre Gegner mit Waffen- 
gewalt zu besiegen und dann alle Macht ausschließlich in ihrer 
Hand zu vereinigen. Ihre Mißerfolge haben deutlich gezeigt, 
daß China als despotische Monarchie oder militärische Auto- 
kratie mit Waffengewalt nicht wieder geeint werden kann. Das 
hat zuerst Yuan Shih-kai erfahren und nach ihm Tuan Chi-iui 
und Chang Hsun. Im selben Geist hat bisher aber auch Sun 
Yat-sen gearbeitet. Erfolg kann in Zukunft in China nur eine 
Politik haben, die dem Volk, das den Krieg nicht will, alle Macht 
in die Hände gibt. Vorläufig fehlt dem chinesischen Volk aber 
jegliche Organisation, um seinen Willen in politischer Hinsicht 
kundzugeben und durchzusetzen. Immerhin sind die einzelnen 
Gemeinden an Selbstverwaltung gewöhnt, und darauf muß 
weiter gebaut werden. Man muß von unten und nicht, wie es 
bisher geschehen ist, von oben anfangen. Das geschieht jetzt in 
der Provinz Kuangtung. Allmählich wollen wir das dann auf 
andere Provinzen ausdehnen, auch auf die des Nordens, wo wir 
manche Freunde haben. Nur so kann es gelingen, die Provinzen 
miteinander zusammenzuschließen. Das Endziel ist Lien-Sheng- 
cheng-fu, eine Regierung der- vereinigten Provinzen.“ 


Der „kleine“ Hsü._ General Hsü, der „kleine“ Hsü xze- 
sıannt, der bekannte Führer der im vergangenen Sommer von 
der Zentralregierung vertriebenen Anfupartei, soll sich nach 
neueren Nachrichten in Schanghai aufhalten und von dort aus 
versuchen, mit der südchinesischen Gegenregierung in Kantoı, 
mit der Kuomintang und mit seinen früheren Unterführern in 
Verbindung zu treten. Wie erinnerlich, hatte damals die Regie- 
rung einen hohen Preis auf seine Ergreifung gesetzt, doch hatte 
es Hsue verstanden, allen Nachstellungen erfolgreich zu ent- 
gehen. Die Regierung hat ihre Organe angewiesen, alle Be- 
wegungen Hsues scharf zu überwachen, da sie von ihm wieder 
die Anfachung von Unruhen erwartet. . 


Die astronomischen Instrumente, die im Jahr 1900 während 
der Boxerunruhen nach Deutschland und vor der Orangerie im 
Park von Sanssouci aufgestellt waren, sind bekanntlich von 
Deutschland nach China zurückgesandt. Tatsächlich war die 
Rückgabe schon vor dem Ausbruch des Weltkrieges 1914 be- 
schlossene Sache. Ausgeführt ist sie, sobald nach dem 
Friedensschluß Frachtgelegenheit nach Ostasien geboten war. 
Sie sind dann von der deutschen Kommission aufgestellt und am 
16. d. M. durch Vermittlung des niederländischen Gesandten an 
das Observatorium übergeben worden. 


Neuer Stadtrat in Peking. Die Regierung hat beschlossen. 
als vorläufigen Versuch für die Selbstverwaltung der Städte. 
für Peking die Einrichtung eines ständigen Stadtrats ins Lebe. 
zu rufen. Die Zahl der Mitglieder soll auf 30 festgesetzt werden. 
die jedoch nicht von der Bürgerschaft selbst, sondern vom 
Stadttautai gewählt werden. Wällbar sind nur Männer, Jie 
wenigstens drei Jahre in Peking ansässig sind, sich bereits im 
öffentlichen Leben der Stadt nutzbringend betätigt haben uud 
mindestens 50 Dollar jährliche Stadtsteuern zahlen. 


Chinesisch-japanische Grenzstreitigkeiten. Die chinesische 
Presse behauptet, daß neuerdings wieder viele japanisch: 
Soldaten als Polizisten und Bauern verkleidet in das von den 
japanischen Truppen erst unlängst geräumte Chientao-Gebict. 
dem Grenzland an der koreanischen Grenze, zurückgekehrt 
seien und sich dort unliebsam betätigten. So würden die dort 
ansässigen Koreaner gezwungen, sich als Japaner eintragen zu 
lassen und ihre Kinder in japanische Schulen zu schicken. 
Weiter müßten die so gewaltsam gepreßten neuen Untertanen 
einer japanischen Kolonisationsgesellschaft beitreten und ihre 
Unterschrift zu einer Bittschrift an die japanische Regierung 
geben, worin um Wiederbesetzung des geräumten Gebiet:s 
durch japanische Truppen im Interesse der Bewohner gebeten 
wird. Die chinesische Regierung soll bei der japanischen 
Gesandtschaft in Peking bereits Protest gegen die Umtriebe Jer 
dortigen Japaner eingelegt haben. 


Der langjährige spanische Gesandte in Peking. Pastor, ist 
einer Londoner Meldung zufolge gestorben. 


Amerikanische Propaganda in China. Neben den Japanern 
haben die Amerikaner in besonderem Maße die Ausschaltung 
des europäischen Einflusses während des Krieges benutzt, um 
sich in China festzusetzen. Von jeher sind ihre zahlreichen 
Missionen eifrig im Interesse ihre Landes tätig gewesen. Man 
schätzt die Anzahl der zurzeit in China arbeitenden anıcrikani- 
schen Missionare auf 3000. Sie unterhalten jetzt mehr als 130 
Hospitäler und mehrere bedeutende Universitäten und Hoch- 
schulen für Chinesen. Die zahlreichen in Amerika studierenden 
Chinesen erhalten seitens der Regierung alle nur denkbare 
Unterstützung, während in China selbst jährlich etwa $ Gold 
20 Millionen für Erziehungszwecke von sgiten der Ver. Staaten 
verausgabt werden..- Besonders stark macht sich seit geraumer 
Zeit die Pressepropaganda bemerkbar. Eine Reihe von 
= Missionszeitungen in englischer und chinesischer Sprache er- 
scheinen in größeren Auflagen bereits seit Jahren. Daneben 
sibt es zwei mit reichen Geldmitteln ausgestattete Nachrichten- 
azenturen, ie eine in Peking und Schanghai. Eine Reihe dieser 
Blätter arbeiten besonders in antijapanischem Sinne und zu 
ihnen gesellen sich nıchrere in großem Ansehen stehende Preß- 
organe, die teilweise erst in letzter Zeit in amerikanische Hände 
übergegangen sind, bzw. ganz unter amerikanischem Einiluß 
stehen. Bei allen antijapanischen Boykottbewegungen sollen 
sich die beiden in chinesischer Sprache erscheinenden Zeitungen 
„Peking Jih Pao“ und „Shanghai Jih Pao‘ besonders hervortun. 
Mehr oder weniger deutlich tritt diese Richtung auch bei den 
wohl allen Ostasiaten bekannten Zeitungen „China Preß®“, 
„North China Star“, „Peking Evening Times“, „Peking Leader“, 
„Ear Eastern Review“ und „Milliards Review“ hervor. 

Amerikanische Funkenstationen in China. Das amerikanische 
Handelsdeparteınent hat amı 23. März d. J. bekanntgegeben, daß 
in allernäshster Zeit mit der Erbauung einer Funkenstation in 
Schanghai auf Grund eines Abkommens zwischen der chinesi- 
schen Regierung in Peking und der American Federal Teie- 
graph Co. begonnen würde. Der Bau soll so beschleunigt wer- 
den, daß der Betrieb in spätestens 1% Jahren aufgenommen 
werden kann und die Anlage so stark sein, daß cine direkte 
Verbindung China--Amerika ohne Zwischenstation möglich ist. 
Weitere Stationen werden in Peking, Kanton und Harbin er- 
richtet. Die Bekanntgape dieses Abkommens seitens der 
amerikanischen Regierung ist ein Beweis dafür, daß die Ver. 
Staaten trotz der englischen und japanischen Proteste ihren 
Standpunkt der offenen Tür und freien Handelsbetätigung in 
in China durchgedrückt haben. Die englische Regierung hatte 
seinerzeit geltend gemacht, daß der englischen Marconi-Geseil- 
schaft bereits von der früheren Anfuregierung ein Monopol für 
die Einrichtung drahtloser Telegraphie in ganz China erteilt 
worden sei. Andererseits machte die japanische Regierung 
geltend, daß der japanischen Firma Mitsui auch schon ein 
zleiches Monopol seitens der chinesischen Regierung erteilt 
worden sei. 

Japan. 

Revolutionierung der Yualkal. Am 30. Januar hat in Tokio 
cine Delegiertenversammlung des Arbeiterverbandes Yuaikai 
eine Entschließung gefaßt, welche die bisherigen Bestrebungen 
der verschiedenen Arbeitervereinigungen, mit Hilfe des all- 
gemeinen Wahlrechts die Forderungen der Arbeiter durch- 
zusetzen, als völlig aussichtslos verwirft und sich für die so- 
genannte direkte Aktion erklärt. Damit hat sich der gesamte 
Verband den Beschlüssen des führenden Ortsvereins Osaka an- 
geschlossen, der schon Ende des letzten Jahres sich für Abkehr 
von der bisherigen sogenannten parlamentarischen Politik seines 
Vorsitzenden Kagawa erklärte. Kagawa hat nunmehr, infolge 
aller dieser Beschlüsse, sein Amt als Vorsitzender des Haupt- 
ausschusses der Yuaikai niedergelegt, nachdem seine gemäßigte 
Richtung so gut wie alle Anhänger in der Yuaikai verloren 
hatte. Vorsitzender des Hauptausschusses ist jetzt an seiner 
Stelle Takavama geworden, mit dem die kommunistische 
Richtung in der Yuaikai das Uebergewicht erlangt hat. Ferner 
hat noch die obige Delegiertenversammlung einen Ausschuß zur 
Ausarbeitung des Entwurfs für ein Arbeitergesetz gewählt. Da 
die Yuaikai den größten Verband japanischer Arbeitervereiie 
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darstellt, um den sich immer mehr Vereine und Verbände in vor- 
läufig freilich noch formloser Weise herumkristallisieren, so 
scheint der obige Wandel innerhalb der Yuaikai vom michr ge- 
mäßigt parlamentarischen zum mehr kommunistischen Stand- 
punkt schr bedeutungsvol zu sein als eine gefährliche 
Revolutionierung der gesamten Arbeiterbewegung in Japan. Es 
muß jedoch im Auge behalten werden, daß ein anderer Weg 
für die japanische Arbeiterbewegung gegenwärtig kaum vor- 
handen ist, wo der berüchtigte $ 17 des Vereinsgesetzes den 
Zusammenschluß der Arbeiter zu wirklichen Gewerkschaften 
mit festen Satzungen über den Umfang eines einzelnen Betriebs- 
zweiges hinaus hindert, so daß bisher nur lose Koalitionen 
größeren Umfangs mit wenig verbindlichen Richtlinien haben 
zustande kommen können und trotz der Internationalen Arbeiter- 
Konferenz in Washington die dort für alle Länder verkündete 
Koalitionsfreiheit bisher für Japan ein toter Buchstabe geblieben 
ist. Ob anderseits in absehbarer Zeit in Japan das allgemeine 
Wahlrecht eingeführt werden wird, ist fraglich, ebenso ob in 
diesem Fall die Arbeiterschaft imstande sein wird, mit seiner Hilie 
ım Reichstag die Mehrheit zu erlangen. Somit sind die Zustände 
in der japanischen Arbeiterbewegung ziemlich ähnlich den deut- 
schen Verhältnissen Ende der neunziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts, die doch auch trotz der erbitterten Kämpfe ım die 
Koalitionsfreiheit und Aufhebung der Vereinsgesetze schließlich 
auf friedliichem Wege zu der fortgeschrittensten Gewerkschafts- 
organisation geführt haben. R.K. 


Entwurf eines neuen japanischen Fabrikgesetzes. Unter deu 
Regierungsvorlagen der 'letzten japanischen Reichstagssession 
befindet sich auch der Entwurf eines neuen Fabrikgesetzes. 
Das neue Gesetz, das als eine getreuliche Ausführung der Be- 
schlüsse der Washingtoner Internationalen Arbeiter-Konfereiz 
vom November 1919 erscheint, sol am 1. Juli 1922 an Stelle des 
geltenden Gesetzes in Kraft treten. Der Entwurf stellt eine Er- 
weiterung des geltenden Gesetzes insofern dar, als er auf alle 
Betriebe Anwendung findet, die mindestens zehn Arbeiter be- 
schäftigen, wogegen das geltende. Gesetz nur die Betriebe mit 
mindestens fünfzehn Arbeitern betrifft. Der Arbeitstag wird von 
jetzt zwölf auf neuneinhalb Stunden im Tag oder siebenund- 
fünfzig Wochenstunden, bei Bergleuten auf acht Stunden täg- ' 
lich herabgesetzt. Der Begriff der Jugendlichen, der bisher nur 
Kinder bis zum zwölften Lebensjahr umfaßte, wird bis zum 
vierzehnten Lebensjahr hinaufgesetzt.e. Während nach dem bis- 
herigen Recht nur zwei Ruhetage im Monat erforderlich waren, 
muß fortan jeder Arbeiter mindestens einen Ruhetag in jeder 
Woche haben. In gesundheitsschädlichen Betrieben dürfen 
Knaben unter fünfzehn und Mädchen unter sechzehn Jahren 
nicht arbeiten, ebenso soll jetzt die Nachtarbeit der Frauen in 
den Stunden von zehn Uhr abends bis fünf Uhr früh verboten 
werden. Schwangeren muß vom dritten Monat vor bis zum 
dritten Monat nach der Entbindung Urlaub gewährt werden, und 
es soll nicht gestattet sein, Mütter wegen mangelhafter Pflicht- 
erfüllung innerhalb sechs Monate nach der Entbindung zu ent- 
lassen. Die Bestimmungen des Entwurfs über diese sechs- 
monatige Ruhezeit der Schwangeren erregen in der Presse un- 
verhohlenes Erstaunen, und es wird gefragt, ob der Unternehiner 
allein die Kosten für diesen umfassenden Mutterschutz tragen 
soll oder ob er ihm durch einen staatlichen Zuschuß erleichtert 
werden sol. Die „Osaka Mainichi“ schätzt die Kosten, die durch 
eine solche Ruhezeit erwachsen, auf rund Yen dritthalb Millionen 
im Jahr. Denn nach amtlichen Erhebungen kommen aui 
tausend weibliche Arbeiter im Jahr 225—260 Entbindungen. Auf 
die rund 600000 Arbeiterinnen, auf die das neue Fabrikgesetz 
Anwendung finden soll, würden also rund 50000 Entbindungen 
im Jahr kommen, und der Durchschnittslohn für zwölf Wochen 
dürfte mit 42 Yen angesetzt werden können. Weiter wird der 
Arbeitstag für Jugendliche unter sechzehn Jahren auf acht 
Stunden im Tag oder achtundvierzig Stunden in der Woche 
festgesetzt. Zuwiderhandlungen gegen das Gesetz werden in 
leichten Fällen mit einer Geldstrafe von fünfhundert, in 
schwereren Fällen von tausend Yen bedroht, während das 
geltende Gesetz nur eine Geldstrafe von fünfhundert-Yen kennt. 
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Das Wahlrecht für die Geistlichkeit in Japan. Bisher übten 
die Priester und Mönche in Japan kein Wahlrecht aus. Nun- 
mehr hat unter der etwa 126000 Köpfe zählenden buddhistischen 
Priesterschaft eine Bewegung eingesetzt, welche, wie es heißt, 
vom Volke selbst lebhaft unterstützt wird, mit dem Ziele, für sich 
das Wahlrecht zu erlangen, wobei sie geltend machen, daß sie ia 
auch Steuern und sonstige Öffentliche Abgaben zu leisten hätten. 

Japanische Handelskreise gegen die Erhöhung der Militär- 
ausgaben. Am 11. März fand in Osaka eine große Versammlun:s 
der Großkaufleute, Industriellen und Gilden statt, in welcher die 
Stellungnahme gegenüber den von der Regierung vor- 
seschlagenen neuen Rüstungsausgaben besprochen wurde. Es 
wurde eine Resolution angenommen, dahingehend, daß die Aus- 
gaben für Rüstungszwecke einzuschränken seien und daß diese 
Posten einer Revision unterworfen werden sollten zugunsten 
produktiver und nationalsozialer Zwecke. 

Sibirlen und Japan. Nach einer aus zuverlässiger Quclle 
schöpfenden Meldung der „Morning Post“ stehen militärische 
Operationen der Bolschewisten in Sibirien gegen die Japaner in 
absehbarer Zeit bevor. 50000 Mann Truppen sollen bereits in 
Tschita versammelt sein, während weitere Abteilungen, gut 
bewaffnet und gut diszipliniert im Anmarsch begriffen sind. 
Etwa 18000 Mann seien unlängst aus Moskau in Verchne-Udinsk 
eingetroffen, 40 000 Mann hätten sich in Habarowsk versammelt. 
DaB man in Japan die Lage mit größter Aufmerksamkeit ver- 
folge, gehe aus der Tatsache hervor, daß General Tachibanı, 
einer der fähigsten japanischen Offiziere, zum Kommandeur der 
Truppen in Sibirien ernannt worden sei. (Vxl. Leitartikel.) 

Geburten-Rückgang und Sterblichkeits-Zunahme in Japaı. 
Führende japanische Zeitungen haben einen Feldzug gegen die 
immer mchr und ınehr zunehmende Industrialisierung des 
Landes unternommen. Seit 1911 sei die Geburtsrate im 
ständigen Fallen begriffen, während umgekehrt die Sterblich- 
keit, besonders unter der Jugend, zugenommen habe. Während 
im Jahre 1914 noch 33,1 Geburten auf 1000 Einwohner kamen, 
fiel diese Zahl in ständig fallender Kurve im Jahre 1918 aut 
32,2 und die Sterblichkeit stieg im gleichen Zeitraum von 19,4 
auf 26,8. Bei Kindern kaınen im Jahre 1914 auf 1000 Jugendliche 
15,6 Sterbefälle und im Jahre 1918 bereits 18,9. Die Eröfinung 
immer neuer, großer Fabrikbetriebe in den dichtbesiedelten 
Industriebezirken bewirke das Zusammenströmen von Tausenden 
von Arbeitern beiderlei Geschlechts in allen Lebensaltern; dabei 
seien diese Städte nicht nur nicht auf die Unterbringung so 
großer Menschenmengen eingerichtet, sondern die gesundheit- 
lichen Verhältnisse in den Wohnbezirken und den Faoprik- 
betrieben seien höchst minderwertig. Dadurch werden vieie 
weniger kräftige Arbeiter, besonders Frauen und Mädchen, 
Opfer von Seuchen, wie Lungenschwindsucht und venerischen 
Krankheiten. Die Zeitungen fordern durchgreifende sanitäre 
Maßnahmen durch Einbringung verschärfter Arbeiterschutz- 
gesetze und schäriere Beaufsichtigung der Fabrikbetriebe und 
Wobhingelegenheiten durch die Sanitätspolizci. 

Englische Flieger für Japan. Kürzlich brachten wir die 
Nachricht, daß die japanische Regierung die Anstellung eines 
ausländischen Sachverständiger für Flugwesen für einen neu 
zu schaffenden Lehrstuhl an der kaiserlichen Universität in 
Tokio in Erwägung gezogen habe. Dazu verlautet jetzt, Jdas 
die japanische Marineleitung etwa 20 britische Marineflieger und 
das zugehörige Personal engagiert hat: ein Teil von ihnen ist 
inzwischen in Japan eingetroffen. 

Flottenbau. Das japanische Flottenprogramm erstreckt sich 
bis auf das Etatsjahr 192728. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen 
noch gebaut werden: 7 Schlachtschiffe, 8 Schlachtkreuzer, 
4 Kreuzer von 7000 t und mehr, 22 leichte Kreuzer von 7000 t, 
36 Torpedoboote von mehr als 1000 t und 34 von weniger als 
1000 t, dazu eine unbekannte Anzahl Unserseeboote sowie die 
notwendigen Hilfsschiffe. Anfang Januar waren u. a. 5 große 
Schiffe im ı3au: eins von 33 800 t, 23 Knoten, 8 oder 10 16-zölligen 
(jeschützen und 8 Torpedorohren; zwei von 30 600 t, 23 Knoten. 
Ss oder 10 16-zölligen Gieschützen, 8 Torpedorohren: zwei von 
43600 t, 23 Knoten, & 16-z0llisen Geschützen, 8 Torpedorohren. 
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Deutsche Vereinigungen in Japan. 

Die im lL.aufe des letzten Sommers und Herbstes in Japan 
wiedererstandenen deutschen Vereinigungen in Tokio und Yoxo- 
hama, die korporativ dem Verband für den Fernen Östen als 
Mitglieder beigetreten sind, versenden ihre ersten Jahres- 
berichte, denen wir folgendes entnehmen: 

Deutsche Vereinigung, Yokohama. Die Deutsche 
Vereinigung, Yokohama, wurde am 15. Juli 1920 gegründet mit 
einer Mitgliederzahl von 14 Firmen und 50 Einzelpersonen. Die 
Tätigkeit umfaßte neben der Erledigung lokaler Angelegenheiten 
auch die Frage der durch die Beschlagnahme des hiesigen deut- 
leute sorgen. Für die®berschlesische Grenzspende wurde cine 
Sammlung in die Wege geleitet, aus der Yen 910,86 überwiesen 
werden konnten. Die Schaffung einer Bücherei ist in die Wege 
geleitet. Der Kassenbericht schließt mit Yen 3843,09 Einnahmen 
und Yen 1846,46 Ausgaben ab, so daß bei Jahresende ein Gut- 
haben von Yen 1996,°8 vorhanden war. Am Ende des Jahres 
betrug die Mitgliederzahl 13 Firmen und 65 Einzelpersonen. 

Deutsche Vereinigung, Tokio. Die Deutsche 
Vereinigung, Tokio, wurde am 7. Oktober 1920 gegründet. Die 
Mitgliederzahl, die damals- 3 Firmen und 27 Einzelpersonen be- 
trug, war Ende des Jahres auf 5 Firmen und 70 Einzelpersonen 
gestiegen. Die Vereinigung betätigte sich mit der Vermittlung 
von Nachrichten der deutschen Botschaft an die Residenten 
schen Privateigentums erwachsenen Schadensersatzansprüche 
sowie die Frage der Frachtrabatte. Sie will ferner für die In- 
standsetzung von vernachlässigten Gräbern deutscher Lands- 
Tokios, mit der Unterstützung deutscher in Not geratener 
Residenten, mit der Veranstaltung von Vorträgen usw. Neben 
weiteren Sammlungen für unsere Sibiriengefangenen, um die 
sich die Vereinigung sxroße Verdienste erwarb, wurde die 
Samınlung für Oberschlesien veranstaltet, aus der Yen 2000 
gleich M. 60 000 an den Grenzschutz überwiesen werden konnien. 
Ein Lesezimmer, das gut besucht wird, ist eingerichtet. Ein 
Unterrichtskursus im Japanischen hat 36 Mitglicder gefunden. 
(iesellige Unterhaltungen und Sport wurden nicht vergessen. 
Einnahmen und Ausgaben für die Zeit bis Ende 1920 schließen 
mit Yen 2946,13 ab, Einnahmen und Ausgaben des Sibirien- 
komitees mit Yen 24 163,66. ° Vorsitzender der Vereinigung ist 
fierr V. Herrmann, Schriftführer W. Bunten. 

Wir wünschen den deutschen Vereinigungen in Yokohama 
und Tokio im Interesse der deutschen Sache in Japan ein 
weiteres Blühen, Wachsen und Gedeihen. 


Einreise nach China. Die chinesischen Bestimmungen 
schreiben vor, daß ankommende Deutsche sich nach ihrer Lan- 
dung sofort bei den chinesischen Behörden zu melden haben. 
doch scheinen dieselben noch nicht allseitig beachtet zu werden. 
Jedenfalls sieht sich das mit der Wahrnehmung der deutschen 
Interessen betraute Kgl. Niederländische Generalkonsulat in 
Schanghai unter dem 3. Februar zu folgender Bekanntmachung 


genötigt: 
Nach den chinesischen Bestimmungen haben die in China 
einreisenden deutschen Reichsangehörigen sich nach ihrer 


Landung sofort bei den chinesischen Behörden (in Schanghai 
beim Fremdenamt, Nr. 122, Bubbling Well Road) anzumelden. 

Von den in letzter Zeit zahlreich hier eingetroffenen 
Deutschen sind bisher nur einige den Bestimmungen nach- 
gekommen. Da die Nichtbeachtung der chinesischen Vorschriften 
seitens der Deutschen dem Generalkonsulat im Verkehr mit 
dem Fremdenamt erhebliche Schwierigkeiten bereitet und gegen- 
wärtig wieder zu unliebsamen Auseinandersetzungen Ver- 
anlassung gegeben hat. die geeignet sind, die guten Beziehungen 
mit der Behörde zu stören. so weise ich erneut darauf hin. daß 
alle ankoımmenden Deutschen die chinesischen Vorschriften be- 
achten müssen, und bringe meine Bekanntmachung vom 
10. November v. J. in Erinnerung. 

Diejenigen, die es unterlassen, sich beim Fremdenamt zu 
melden, laufen Gefahr, wegen Nichtbeachtung der Vorschriften 
vom Mixed Court zur Rechenschaft gezogen zu werden. Das 
Generalkonsulat wird in solchen Fällen jeglichen Beistand ver- 
weigern. 
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Die Zementindustrie In Japan und China. 


Die Zementindustrie Ostasiens ist noch recht jungen 
Datums; in Japan finden sich die ersten Anfänge in der Mitte 
der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, während in 
China erst wenige Jahre vor dem Weltkrieg einzelne größere 
Betriebe eröffnet wurden. Auch heute noch ist die Anzahl 
der Zementfabriken innerhalb dieses ungeheuren, dicht be- 
siedelten Ländergebietes erstaunlich gering. China wird 
zurzeit von nur etwa sechs größeren Werken versorgt, 
während Japan mit Korea zurzeit nur 18 Großbetriebe auf- 
weist, von denen einige erst in allerletzter Zeit errichtet 
wurden und ihren Betrieb noch kaum aufgenommen haben. 


Japan: In Japan richtete man erstmalig im Jahre 
1880 das Augenmerk auf die in den westlichen Kulturländern 
bereits in hoher Blüte stehende Zementindustrie, indem die 
Regierung dem Ingenieur-Departement des Handels- und Ver- 
kehrsministeriums eine besondere Abteilung angliederte, 
deren Aufgabe war, Untersuchungen über die Möglichkeiten 
und Aussichten einer japanischen Zementindustrie anzu- 
stellen. Einige Jahre später eröffnete dann ein Privatunter- 
nehmen, die Onada Cement Co., ihren Betrieb, der mit den 
modernsten Maschinen ausgerüstet war und anfänglich auch 
europäische Werkmeister beschäftigte. Dieses Werk arbeitet 
heute mit einem Kapital von 4 344 000 Yen, davon 1 044 000 
Obligationen. Neben der Fabrik in Japan selbst besitzt die 
Gesellschaft auch auf chinesischem Boden eine größere 
Anlage. 

Die eigentliche Entwicklung der japanischen Zement- 
industrie setzte erst nach Beendigung des russisch-japanischen 
Krieges ein und dürfte zum Teil die Anregung dazu aus den 
Erfahrungen dieses Krieges erhalten haben, da die japa- 
nischen Truppen während des langen Krieges für ihre um- 
fangreichen Schanzarbeiten große Mengen Zement ge- 
brauchen mußten und für diese größtenteils auf den Import 
angewiesen waren. Großen Teilen der intelligenteren Kreise 
mag damals erstmalig der große Vorteil dieses wichtigen 
Baustoffes gegenüber der bekannten leichten Bauweise in 
Japan klargeworden sein. So entstanden dann in rascher 
Folge bis zum Jahre 1918 zwölf große Zementgesellschaften, 
die durchweg alle gut fundiert und hohe Dividenden zu ver- 
teilen in der Lage sind. Die beiden letzten Jahre sahen end- 
lich noch die Gründung und Inbetriebsetzung von ‚sechs 
weiteren Großbetrieben. Insgesamt arbeiten sie mit einem 
investierten Kapital von fast 40 Mill. Yen. Einige kleinere 
Anlagen und solche Fabriken, die bis Ende 1920 ihren Be- 
trieb noch nicht aufgenommen hatten, sind in den vorstehen- 
den Zahlen nicht enthalten. Fast die Hälfte des in der japa- 
nischen Zementindustrie festgelegten Kapitals gehört der 
Asano-Cement Co., welche über 13 Millionen eingezahltes 
Aktienkapital und und 14 Mill. Yen Obligationen verfügt. 

Ein Import von Zement nach Japan kommt heute nicht 
mehr in Frage. Japan exportiert vielmehr bereits ganz be- 
trächtlich nach Korea, China und Niederländisch-Indien, wo- 
zu der Weltkrieg, wie bei vielen anderen japanischen Export- 
artikeln, wesentlich beigetragen hat. Die Qualität des Fabri- 
kates wird als gut geschildert und soll dem deutschen Port- 
land-Zement angeblich nicht allzu sehr nachstehen. Besonders 
in den letzten Jahren wurde die Qualität ganz bedeutend ver- 
bessert, so daß schon vor dem Weltkrieg der in China immer 
stärker auftretende japanische Zement aus diesem Grunde und 


infolge seines billigeren Preises den europäischen und ameri- 
kanischen Importeuren ein unbequemer Konkurrent wurde. 
Die Verpackung geschieht meist, wie auch in den anderen Ex- 
portländern, in Holzfässern zu 400 Pfund englisch. Die Er- 
zeugung betrug 1908 rund 325000 Tonnen (oder rund 
1 800 000 Fässer) im Werte von 8277000 Yen und hat sich 
bis 1912 bereits mehr als verdoppelt. Die Produktion stieg 
in den folgenden Jahren in regelmäßig ansteigender Kurve 
und erreichte gegen Ende des Jahres 1919 rund 1 170000 
Tonnen im Wert von fast 50 Millionen Yen. 


China: Die Zementindustrie Chinas ist noch jünger 
als die Japans. Auch heute noch gibt es dort nur sechs 
Werke von Bedeutung, von denen aber nur drei auf reın- 
chinesischem Boden liegen und mit chinesischem Kapital 
arbeiten. Diese sind die Chee Hsing Cement Works in 
Tongshan, die Kwangtung Cement Works in Canton und die 
Hwa Kee Cement Works in Taye am Yangtse. Das vierte 
Etablissement, welches man noch zu China rechnen kann, 
obwohl es im japanischen Pachtgebiet der Südmandschurei 
gelegen ist und, vorzugsweise mit japanischem Kapital ar- 
beitet, gehört der schon oben erwähnten Onada Cement Co. 
Das Werk wurde 1907 in der Nähe von Dairen (Dalny) an- 
gelegt und nahm 1909 den Betrieb auf. Die Produktion des 
ersten Betriebsjahres betrug 56 700 Fässer Zement und 20 000 
Zementziegel und stieg im Jahre 1915 auf 220000 Fässer 
Zement und 60000 Ziegel. Die Aussichten für dieses Werk 
sind glänzende, da das Rohmaterial in nächster Nähe in 
großen Mengen und bester Beschaffenheit vorhanden ist und 
der Bedarf infolge der großen Bautätigkeit in der unter japa- 
nischem Einfluß stehenden Südmandschurei ständig steigt. 
Als fünfte Gesellschaft ist die englische Green Island Cement 
Co. zu nennen, deren Anlagen sich in der Nähe von Hong- 
kong und Macao befinden und deren Produkte zum weitaus. 
größten Teile in China selbst Absatz finden. Endlich ist zu 
erwähnen die französische Haiphong Cement Co. in 
Haiphong in Tonkin, deren Absatzgebiet außer Indo-China 
| die angrenzenden chinesischen Gebietsteile sind. 

Die erstgenannten vier Werke haben in den letzten Jahren 
eine jährliche Durchschnittsleistung von rd. 1 360 000 Fässer 
Zement oder rund 250000 Tonnen erzielt; sie dürfte bei 
voller Ausnutzung der jetzt bestehenden Anlagen um etwa 
300 000 Fässer erhöht werden können. Das investierte Kapi- 
tal beträgt für die drei chinesischen Fabriken 7 Millionen 
Taels, für das Onada Werk 3,5 Millionen Yen und für die 
Green Island Co. 3 Millionen Hongkong-Dollar. Ueber die 
französische Gesellschaft sind Einzelheiten nicht zur Hand. 
Erwähnenswert dürfte die Tatsache sein, daß die Onada 
Werke bei Dairen, die Kwangtung‘ Werke in Canton und die 
Hwa Kee Werke in Taye durchweg mit deutschen maschi- 
nellen Einrichtungen arbeiten, während das Tongschan-Werk 
dänische Maschinen besitzt. 

Chinesische Zeitungen berichten, daß die Kwangtung 
Zementwerke, die ursprünglich von der Provinzialregierung 
erbaut und betrieben wurden, kürzlich in die Hände einer 
neu gebildeten Privatgesellschaft übergegangen sind, welche 
den infolge der kriegerischen Verwicklungen der letzten Jahre 
ins Stocken geratenen Betrieb wieder in vollem Umfang auf- 
zunehmen entschlossen ist. Auch habe sich im Süden eine 
Gruppe einflußreicher Bankiers und Industrieller zusammen- 
getan, um in Wuchow am Westfluß eine neue große Zement- 
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fabrik zu errichten. Die Anlagen sollen einen solchen Um- 
fang besitzen, daß sie imstande sein sollen, einen großen 
Teil Südchinas mit Zement zu versorgen. Die Bauleitung 


liegt in den Händen der Amerikaner, welche auch die Ein-. 


richtung liefern. 
Die in den ersten Betriebsjahren zumeist minderwertige 


Beschaffenheit des chinesischen Zementes ist von Jahr zu 


Jahr verbessert worden und würde bei dem so ausgeprägten 
chinesischen Nationalbewußtsein und sachgemäßer Propa- 
ganda geeignet sein, fremdländische Konkurrenz aus dem 
Felde zu schlagen, besonders europäische Marken, die nur 
zu bedeutend höheren Preisen geliefert werden können. Daß 
noch immer große Mengen Zement nach China eingeführt 
werden müssen, hat lediglich seinen Grund darin, daß die 
einheimische Industrie noch nicht in der Lage ist, den Oe- 
samtbedarf des Landes zu decken. Vor dem Kriege hatte 
Deutschland teils direkt, teils auf dem Wege über Tsingtau 
einen unbestrittenen Vorsprung als Zementimporteur nach 
China. Es hat heute diese Stellung an Japan abtreten müssen 
und bei den derzeitigen Verschiffungsverhältnissen besteht 
für Europa und Amerika kaum Aussicht, wieder wie vor dem 
Kriege ins Geschäft zu kommen. 
C. Schwengenbecher. 


China. 


Keine 50 prozentige Abgabe von deutschen Waren. Eit- 
xesen anders lautenden Meldungen, die letzthin verschiedentlich 
durch die deutsche Presse gingen, ist festzustellen, daß 
keinerlci Anhaltspunkte vorliegen, nach denen die 
chinesische Regierung, dem Beispiel der Alliierten folgend, die 
Erhebung einer 50 prozentigen Abgabe auf die Einfuhr aus 
Deutschland beabsichtigt. 


Flugverkehr in China. Die seit einiger Zeit gehegt:n 
Pläne wegen Eröffnung von Fluglinien im Reich scheinen ihrer 
Verwirklichung entgegenzugehen. Im kommenden Sommer soll 
der regelmäßige Post- und Passagierverkehr vorläufig zwischen 
Peking und Schanghai eröffnet werden, wobei als Zwischen- 
rlätze Nanking, Hsuechowfu, Tsinanfu; Tientsin und evti. 
einige kleinere Orte vorgeschen sind. An diesen Plätzen sollen 
Flughallen errichtet werden. In den ersten paar Monaten soll 
nur Brief- und Zeitungspost beiördert werden, später sollen 
dann Flugzeuge in den Dienst gestellt werden, die bis zu 15 
Passagiere mitnehmen können. Die Ausdehnung der Linie nach 
Kanton und nach westiichen Inlandplätzen ist vorgesehen. 


Chang Tso-lin und die Erschließung Nordchinas. Chinesische 
Zeitungen erzählen, daß General Chang Tso-lin, der allmächtige 
Militärgouverneur der Mandschurei, mit den mongolischen 
Fürsten Verbindungen angceknüpft habe und ihnen Vorschläge 
zur Verbesserung und Hebung der Viehzucht, Erschließung und 
Urbarmachung großer Flächen in der Mongolei unterbreitet 
habe. Gleichzeitig sollen große Spinnereien und Webereien 
zur Verwertung der Wollprodukte erbaut werden, wozu er die 
erforderlichen Gelder durch Banken und Firmen, die an der 
Hebung des mandschurischen und mongolischen Ausfuhrhandels 
interessiert sind, zu erhalten hofft. Bereits im vorigen Jahre 
hatte Chang mit japanischen Finanzleuten einen Vertrag ab- 
xeschlossen, durch welchen die obigen Pläne verwirklicht wer- 
den sollten. Das Kapital war auf $ 8 Millionen festgesetzt und 
beide Teile sollten je die NHälfte zuschießen, doch versagte da- 
mals die japanische Regierung ihren Untertanen die Genehmi- 
vunge Es ist möulich, daß das derzeitige kühlere Verhalten 
Chang Tso-lins gegenüber den Japanern auf die damalige 
Stellungnahme der japanischen Regierung zurückzuführen ist, 
ebenso seine kurzliche Aeußerung, daß die Unruhen in der 
Mongolei lediglich auf japanische und russische Umtricbe dort 
zurüiickzuführen seien. Es bleibt abzuwarten, inwieweit er mit 
seinen Vorschlägen bei den eifersuchtig ihre Macht wahrenden 
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mongolischen Führern Vertrauen finden wird, besonders auch 
mit Rücksicht auf scine Bestrebungen, chinesische Garnisonen 
aus den ihm ergebenen Truppen auf die Mongolei zu verteilen. 
Schiffahrt auf dem oberen Yangtse. Die Lösung der Frage, 
wie die Stromschnellen des Yangtse zwischen Ichang und Chung- 
king überwunden werden können, wird desto dringlicher, ie 
weitere Fortschritte die Erschließung der Bodenschätze der 
Provinz Szechuan machen. Es war im Jahre 1897, daB Archi- 
bald Little die Schnellen zum ersten Mal in einer Dampfpinasse 
überwand. In der Erinnerung älterer Ostasiaten wird noch 
sein, wie am 27... Dezember 1900 der Rickmersdampier 
„Shuihsiang“, an Bord dessen sich der Geograph und Schriit- 
steller Professor Dr. Georg Wegener befand, beim Versuch, 
durch die Sintan-Enge zu fahren, auf eine verborgene Klippe 
lief und damit seine Jungfernfahrt zur Todesfahrt für das Schiii 
wurde. Seitdem sind mehrfach Dampfer gebaut, die die Strom- 
schnellen, wenigstens bei günstigem Wasserstand, zu über- 
winden imstande sind. Aber den Bedürfnissen neuzeitigen 
Verkehrs genügten sie nicht. Neuerdings hat nun die englische 
Schiffswerft Yarrow & Co. einen ihrer erprobten Ingenieure 
beauftragt, an Ort und Stelle Studien zur Lösung des Yangtse- 
problems zu machen. Es handelt sich im wesentlichen um die 
Schaffung keines Sondertvps für Schiffe, die gefahrlos über die 
Schnellen fortkommen können. Von der Yarrow-Werft sind 
übrigens auch das englische Flußkanonenboot „Widgeon‘, das 
seit 1906 verschiedentlich die Yangtseschluchten durchfahren hat, 
und der Dampfer „Shuhun” gebaut, der regelmäßige Fahrıei 
zwischen Ichang und Chungking macht; ebenso neuerdings das 
Flußkanonenboot „Cricket“. 


Boykott japanischer Waren in China. Die seit Jahr und 
Tag in chinesischen Handelskreisen im Gange befindiiche und 
besonders von den Studenten geschürte Boykottbewegung gerch 
japanische Waren scheint wieder mehr anzuschwellen. Die 
Großhändler haben zwar, wie die Zeitungen berichten, grunJ- 
sätzlich alle Waren japanischer Herkunft in Verruf erklärt, aber 
die kleineren Händler führen trotz alledem noch immer die 
billigeren japanischen Artikel. Es handelt sich in der Haupt- 
sache um Medikamente, Toiletteartikel und Spielwaren aller 
Art. Als Beweis wird angeführt, daß im Jahre 1920 für fast 
Yen 400 Millionen Güter aus Japan nach China eingeführt und 
für Yen 200 Millionen von China nach Japan ausgeführt worden 
seien, und daß somit der Import gegenüber 1919 um Yen 125 
Millionen zugenommen, statt wie erstrebt, abgenommen habe. 
Die interessierten Kreise, besonders in Nordchina, haben nun 
eine Bewegung ins Leben gerufen, um diesem Zustand so rasclı 
wie möglich ein Ende zu machen, und die Händler sollen ge- 
zuungen werden, in Zukunft keinerlei japanische Waren mehr 
zu handeln. 


Japanische Handelskammern in China. Vor einigen Wochen 
fand eine Zusammenkunft von Vertretern aller japanischen 
Handelskammern in China in Schanghai statt. Auf der Tages- 
ordnung stand als wichtigster Punkt: Aussichten und Möglich- 
keiten zur Förderung des japanischen Handels in China. May 
ist sich darüber klar geworden, daß vor allen Dingen das Haupt- 
augenmerk auf die baldigste Verbesserung der Verkehrs- und 
Transportmöglichkeiten im Lande, besonders aber in den närd- 
lichsten Provinzen, zu richten sei. Man will bei der japanischen 
wie bei der chinesischen Regierung auf solche Verbesserungen 
hinarbeiten. So will man z. B. japanische Ingenieure und Tech- 
ziker zur Schiffbarmachung von Wasserstraßen aller Art heran- 
ziehen. Ferner will man auf die Verwirklichung der schon seit 
Jahren schwebenden Eisenbahnprojekte in der Mandschurei und 
Mongolei hinarbeiten. In erster Linie soll den Regierungen der 
Bau der Eisenbahn von Kalgan nach Urga, der Hauptstadt der 
außeren Mongolei, empfohlen werden. 


Portugiesische Dampfer auf der Ostasienfahrt.e. Die portu- 
giesische Dampfergesellschaft „Transportes Maritinos Jo 
Estado”, welcher aus den während des Krieges in Portugal 
interniert gewesen.n deutschen Schiffen 19 Dampier zugewiesen 
worden sind, hat neuerdings einen monatlichen Dampierverkehr 


Als erstes Schiff ist der frühere 
am 6. Januar d. J. von Lissabon 


sach Ustasien eingerichtet. 
deutsche Dampfer „Kronprinz“ 
nach Schanghai abgefahren. 


Japan. 


Die japanische Papierindustrie. Während des Weltkriexes 
war Japan von der Einfuhr von Papier und Papierholzmasse 
fast voliständig ausgeschlossen, und man mußte im Lande selbst 
den Bedarf zu decken suchen. Die Zahl der Papierfabriken 
stieg demzufolge von 35 bei Kriexsausbruch auf 65 am Ende des 


Jahres 1918 und die Produktion ? von sogenanntem „aus- 
ländischen” Papier, worunter Zeittungspapier, Schreibpapier, 


Pappe und ähnliches zu verstehen ist, von 144000 t im Jahre 
1913 auf 602 000 t im Jahre 1918; der Wert des Produktes stieg 
im gleichen Zeitraum von Yen 14 Millionen auf Yen 103 Millionen. 
Für „japanisches“ Papier hatte sich der Wert fast verdreifacht. 
Die Fabrikanten haben sehr hohe Gewinne einstecken könncıı, 
welche sie jetzt in die Lage versetzen, bei der inzwischen ein- 
getretenen allgemeinen Geschäftsstille auszuhalten. 


Großfeuer in Hakodate. Ein Großfeuer zerstörte Mitte 
April in Hakodate 4000 Häuser, darunter das. britische Konsulat, 
drei christliche Missionsanstalten und eine Anzahl Banken, 
Hospitäler, Schulen und Vergnügungslokale. 


Beseitigung der Schitfahrtssubsidien. Im japanischen Reichs- 
tag ist ein Gesetzentwurf eingebracht worden, nach welchem die 
Subsidien beseitigt weıden sollen, die der Nippon Yusen -Kaislıa 
für bestimmte von ihr erhaltene Linien, Europafahrt, Australien- 
fahrt u. a., jetzt noch gezahlt werden. An Stelle allgemeiner 
Subsidien soll nun eine Entschädigung für den Transport der 
Post treten, deren Betrag (Yen 1400000 jährlich) um etwa 
W% geringer wäre als die bisher gezahlten Subsidien. 

Während so die Einnahmen der Gesellschaft eine Minderung 
erfahren, wird sie anderscits von mancherlei Einschränkungen 
befreit, die das alte Subsidiengesetz ihr in bezug auf die Ver- 
fügungsfreiheit, Aenderung ‚der Frachtraten usw. auferlegte. 


Neuerwall 38 


Assecuranz 


Ostasien Güterverkehr 
H. Kersken jr. 
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Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands ° 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


Vertreter erstklassiger Reedereien. 


Vebernahme von Großtransporten jeder Art. 
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Subsidien der bisherigen Art werden weitergezahlt an die Toyo 
Kisen Kaisha iür ihre San Franzisko-Linie (1922: Yen 1 866 Y950 
und 1923: Yen 1819279) und die Osaka Shosen Kaisha für ihre 


Südamerika-Linie (1922: Yen 1478140 und 1923: Yen 1398 000). 


Schiffsbauten der Shanghai Dock and Engineering Co. Ltd. 
Mer für die China Merchant Steam Navigation Comp. gebaute 
Doppelschraubendampfer „Kianenan“, der auf dem. Yangtse 
zwischen Schanghai und Hankou verkehren soll, hat seine Probe- 
fahrten außerhalb Wusung erledigt. Die erzielte Geschwindix- 
keit betrug an der Versuehsmeile 16,1 Knoten. 

Der für die Ver. Staaten gebaute Frachtdampfer „Oriental, 
das dritte hier gebaute 14000-Tonnen-Fahrzeug, ist auf der- 
selben Werft vom Stapel gelassen worden. 


Siam. 

Handelsdepression in Slam. Der siamesische Handel ist 
seit der im Sommer 1920 einsetzenden allgemeinen Welt- 
handelskrise stark in Mitleidenschaft gezogen. Obwohl die 
Regierung das früher erlassene Reisausfuhrverbot inzwischen 
soweit aufgehoben hat, daß bis zum 1. Juli d. J. 415000 t Reis 
ausgeführt werden durften, sind Verschiffungen in nennens- 
wertem Umfang nicht eingetreten. Der Grund hierfür ist vor 
ullen Dingen in dem hohen Stand des Tikal zu suchen, durch 
welchen die .siamesischen Reisgroßhändler gegenüber den 
Konkurrenten in Burma, Indo-China und Südchina nicht 
konkurrenzfähig sind, um so weniger, Ja in diesen Ländern die 
vorjährige Ernte besonders gut ausgefallen ist und die Preise 
demzufolge niedrig sind. Auch der zweite wichtigste Ausfuhr- 
artikel, Teakholz, kann infolge der hohen Valuta nicht abgesetzt 
werden und liegt in großen Mengen im Lande aufgestapelt. Da- 
xegen haben sich gleich nach Kriegsende alle Handelshäuser, 
siamesische sowohl als auch fremdländische, in Erwartung noch 
höher gehender Preise große Vorräte zugelegt und können ihre 
Waren jetzt nicht los werden, so daß häufig mit großen Ver- 
lusten verkauft werden muß, lediglich- um Barmitte] in die Hand 
zu bekommen. 


Oranienburgerstr. 56a 


Lagerung 
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Mitteilungen ARLDLDLUEPPETLERELLTETETTN 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 

22. Ostasiatenabend. Wir bechren uns hiermit, die Mit- 
„lieder und Freunde unseres Verbandes zu einer zwanglosen 
Zusammenkunft Donnerstag, den 19. Mai d. J., in den Ebenholz- 
saal des Restaurants „Rheingold“, Berlin, Potsdamer Straße 3, 
ergebenst einzuladen. Diese Veranstaltung wird der letzte Ost- 
asiatenabend in diesem Winterhalbjahr sein. -- Der 23. Ost- 
asiatenabend wird im September stattfinden. 


7. Hauptversammlung. Am 20. April fand die siebente 
Hauptversammlung des Verbandes unter dem Vorsitz von Herrn 
Gouverneur von Truppel statt. Nach Genehmigung des 
Protokolls der vorigen Hauptversammlung erstattete Herr Dr. 
Linde an Hand des verteilten gedruckten Berichtes eine 
Uebersicht über die Arbeiten des Verbandes während des 
Jahres 1920. -—- Die vom Vorstande erfelgte Zuwahl von Herrn 
GC. Fink, des früheren Herausgebers des „Ostasiatischen 
Lloyd“, in den Ausschuß des Verbandes wurde einstimmig gut- 
geheißen. -— Exzellenz von Truppel verlas alsdann den gemein- 
samen Beschluß von Vorstand und Ausschuß betreffend die 
Aenderung des $ 8 der Satzung. Herr Dr. Linde begründete die 
Notwendigkeit einer Aenderung der Jahresbeiträge. Bei den 
völlig veränderten Preisverhältnissen sei es ausgeschlossen, an 
Beiträgen festzuhalten, die im Jahre 1914 unter gänzlich anderen 
Voraussetzungen beschlossen seien. Auf Anfrage von Herrm 
Rüdenberg teilte Herr Dr. Linde mit, daß bereits eine ganze 
Anzahl von Mitgliedern aus Ostasien dem Verbande beigetreten 
seien. — Die Hauptversammlung stimmt dem Vorschlage von 
Vorstand und Ausschuß zu, daß der $ 8 der Satzung hinfort 
folgende Fassung erhält: „Der Jahresbeitrag der in Europa 
lebenden ordentlichen Mitglieder beträgt mindestens Mark 50; 
er erhöht sich für in Europa eingetragene Firmen und juristische 
Personen auf mindestens Mark 250. Der Jahresbeitrag der 
außerhalb Europas lebenden Mitglieder beträgt mindestens 
mex. $ 12 oder deren Gegenwert; er erhöht sich für dortige 
Firmen, deutsche Vereine, juristische Personen usw. auf mcx. 
$ 100 oder deren Gegenwert. Alle Mitglieder des Verbandes 
haben Anspruch auf kostenlosen und portofreien Bezug der Ver- 
bandszeitschrift.- Die Beiträge werden im ersten Viertel des 
Kalenderjahres eingezogen; die Mitgliedskarte dient zugleich als 
Quittung. Während des Geschäftsjahres beitretende Mitglieder 
zahlen den Beitrag für dasselbe alsbald nach Frhalt der Mit- 
xliedskarte.“ 


Filmvorführungen. Die Kultur-Abteilung der Universutn- 
Film-A.-G., Berlin, hat am 19. April dem japanischen ‚Bot- 
schafter, Exzellenz Hioki, und am 22. April den chinesischen 
(jeschäftsträger in Berlin, Herrn Dr. Chang Yün kai, und derem 
wehalten und einen Einblick in das interessante Lehrfilmmaterial 
halten und einen Einblick in das interessante Lehrfilmmaterial 
der „Uia“ gewähren lassen. Es wurden Lehrfilme aus den Ge- 
bieten der Zoologie, Botanik, Chemie, Mathematik, Geographie, 
Technik, Medizin usw. vorgeführt und wissenschaftlich er- 
läutert. Die Vorführungen fanden den ungeteilten Beifall der 
Anwesenden. Es ist zu hoffen, daB es gelingen wird, den 
deutschen Lehrfilm im Fernen Osten einzuführen und damit neue 
eeistire Brücken zwischen Ostasien und Deutschland zu 
schlagen. 
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Gepäckstücke aus Ostasien. ci der Firma Matthias Rohde 
x Jörzens in Bremerhaven lagern noch immer cine Anzanl Ge- 
päckstücke, die mn voriren Jahre mit den Transportdampfern 
aus Ostasien dort einzetrofien sind Auch simd die Anschriften 
der Empfänger nicht bekannt. Interessenten wollen sich un- 
mittelbar mit der werrannten Firma in Verbindume setzen Aus 
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Kifuku-Maru sind noch nicht reklamiert die nachstehend be- 
zeichneten Stücke (in Klammern Anzalıl derselben): Häderer 
Pola (1). Haolicek (7), Hilscher (1). H. (1), Jankowsky, Hanı- 
burg (3). K. S. 1252 (1), Klinke (1), Krämer. Eberstadt (1), L. A. 
W. (4), Lawicka, Wien (1), J. Müller (5), E. Neufeld (1). Peter- 


"sen (2), K. Schäfer (1), Strupel, Wien (1), Tischkau (2), Zuck- 
Aus Hudsön-Maru: A. Bernd (2), P. D. (1), ci. 


schwert (1). 
W., Dockenhudeu/Eibe (4), Kreike (2), H. Ruß. Pieß (1), Matur- 
feld (1), Friedr. Pankratz (6), J, Sch., Bratsch, Kr. Leobschütz 
(3), H. G. Voß (3), P. Wolf (1). 
Reval (1), Inhalt: Handnähmaschine und Stoffreste, 
Namen und Marke (1), Inhalt: Sagopalnıonwurzeln in Erür. 

Versand der „Ostaslatischen Rundschau“ nach Ostasien. 
Von einem Mitg'iede und aufrichtigen Förderer der Bestrebun- 
gen des Verbandes in Japan geht uns die Mitteflung zu, dah 
keins der viden im Laufe des Jahres an ihn persönlich 
adressierten Hefte der „Ostasiatischen Rundschau‘ ihn erreicht 
habe. Die Zeitschrift geht nunmehr allmonatlich in hunderten 
von Exemplaren hinaus; bisher sind uns von keiner Seite Klagen 
über das Nichteisitreffen der Zeitschrift zugegangen. Wir bitten 
jedoch diejenigen unserer Mitglieder im Fernen Osten. die etw: 
doch Beschwerden über ein Nichteintreffen der Zeitschrift 
haben, es uns umgehend wissen zu lassen, damit wir den Girün- 
den nachgehen körmen. Einstweilen bleibt uns mır die Annahme 
übrig, daB es sich bei dem Verschwinder der nach Japan ge- 
sandten Exemplare um einen Einzelfall handelt. 

Gesuchte Adresse: Wir bitten, die Adresse des Herrn 
Dr. med. Lippert, früher Schifsarzt des Norddeutschen Lloyd. 
dem Verbandsbüro mitzuteilen. Es handelt sich um eine awfge- 
fundene, für ihn bestimmte Kiste. 
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Lebensverhältnisse und Lebensbedingungen in Schanghai, 
allgemeine Aussichten für Deutsche. Das Nachrichtenblatt des 
Reichs-Wanderungsamts bringt ın seiner Nummer vom 1. Mai 
über die Aussichten für Deutsche in China, die Yebens- 
bedingungen in Schanghai einen längeren Beitrag, der dem- 
selben von schr beachtenswerter und mit den deutschen Inter- 
essen wohl vertrauter Seite zugegangen ist. Er lautet: 

„Einer nennenswerten Zahl Deutscher wird China 
voraussichtlich in absehbarer Zeit eine Unterkunftsmög- 
lichkeit nicht bieten. Auch die Wiederherstdliumg nor- 
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maler Vertragsbeziehungen wird daran nichts ändern. Von 
vornherein müssen wir dringend warnen, daß irgend 
jemand, xanz gleich welchen Berufes, herauskommt, ohne 


eine feste Anstellung zu haben. 

Die allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse liegen hier 
zurzeit sehr darhieder. Das Deutschtum in China ist gründ- 
lich zerschlagen und fängt erst langsam an, sich wieder zu 
regen. Die hier (in Schanshai) befindlichen Deutschen haben 
wir teilweise nur mit großen Schwicrigkeiten in einigermaßen 
auskömmlichen Stellungen unterbringen können. Verschiedene 
mußten auf Kosten des Reichs wieder nach Hause geschickt 
werden. In anderen Fällen suchen Leute seit Monaten nach 
irgendeiner Stellung. Nimmt man dazu die erheblichen Kosten 
der Ausreise und des Lebensunterhaltes hier für einige Zeit, sa 
muss das Wagnis, aufs Geradewolil nach hier herauszukommen 
ohne sichere Quellen, auf die der betreffende zurückfallen karm. 
geradezu als eine unverzeihliche Tollbeit 
bezeichnet werden. 

In Mark umgerechnet, kostet eine Ausreise 2. Klasse heute 
etwa 18250 M., der notdüritigste J.ebensunterhalt für eine 
Monat 4W M. So sehr wir es begrüßen würden, wenn die 
stark zusammengeschmolzeren deutschen Gemeinden in China 
sich wieder vergrößerten und wir einer Anzahl unserer Lamk- 
Icute hier einen Wirkungskreis verschaffen könnten, so müssen 


Aus Nankai-Maru: Rosenie:l. 


wir andererseits doch von kostspieligen und unter den augen- 
blicklichen Verhältnissen iast aussichtslosen Versuchen ent- 
schieden abraten. Letzten Endes führt dies gewoölnlich nur 
dazu. daß das Reich die Kosten der Heimreise bezahleiı muß, 
nachdem der Betrefiende seine letzten Mittel aufvebraucht und 
die örtliche Wohltätigkeit bis zum Versagen erschöpft hat. 
Wer dagegen eine feste Anstellung hat, bei der ilun die 
Awsreise bezahlt und die alkenfalsire Rimckreise zugesichert ist, 
den sollte man, wenn die Anstellunssbedingungen erträglich 
sind. ermutigen. Allerdings sollte man ihm von vornherein alle 
IHusionen nehmen, als ob hier das Geld leicht verdient würde, 
oder ob die Lebensverhältnisse sonst etwa angenehm seien. 
Aber wenn er ein tüchtiger Mensch ist, wird er sich schon 
durchsetzen. Leute, die nicht in der Arbeit ihre Befriedigung 
suchen und finden, passen nicht hierher und dürften schwer 
enttäuscht werden. Denn der Lebensgenuß ist uns auch in be- 
scheidenen Anforderungen stark beschnitten, selbst mit den Ver- 
hältnissen in Deutschland verglichen. Nur was die Ernährung 
anbetrifft, wird man hier unvergleichlich besser gestellt sein. 
Von Berufen sind hier natürlich in erster Lirie Kauf- 
leute vertreten. Sie bilden üiberall mehr als drei Viertel der 
betreffenden Kolonien. Der deutsche Kaufmann aber findet 


vor der Hand mit geringen Ausnahmen mir bei deutschen 
Firmen ein Unterkommen. Die deutschen Firmen hinwieder 
suchen ?hre Leute durch ihre Stammhäuser m MHam- 


burg oder. Bremen aus. Danchenm bestehen nur ganz ver- 
einzeite Anstellungsmöglichkeiten m chincsischen Betrieben für 
Ingenieure und Techniker. Lehrer werden noch 
weniger als vor dem Kriege in Frage kommen. Für Nand- 
werker war schon in den früheren guten Zeiten nur ein sehr 
beschränkter Boden. Heute scheitern derartige Niederlassungs- 
pläne an der Höhe des dazu erforderlichen Grundkapitals, das 
früher wohlhabende Deutsche den Betrefienden zu keihen pilex- 
ten. Heute gibt es derartix wohlliabende Leute unter den 
Deutschen aber nicht mehr. | 
Noch einige Angaben über die: lL.ebensverhältnisse. Als 
Mindestgehalt für einen unverheirateten Mann 
muß etwa 200 Dollar plus freier Wohnung und Arzt arn- 
genommen werden. Damit können Leute mit ganz be- 
scheidenen Ansprüchen, wenn sie die hiesigen Verhältnisse 
erst kennen, so daß sie sich einrichten körmen, zur Not aus- 
kommen. Irgendwelche Anschaffungen oder Einrichtungen 
kann der Betreffende davon nicht machen. Ich selber (der 
Schreiber dieser Zeilen ist ein den gebildeten Ständen an- 
sehöriger, in geachteter Stellung befindlicher Deutscher) Iche 
denkbar einfach, wohne in einem billigen chinesischen Haus, 


habe keine Luxusausgaben und gebrauche doch etwa 250 bis 


30 Dollar den Monat. 

Wohimgen sind überliaupt kaum zu haben, so daB man im 
allgememen auf Boardinshäuser angewiesen ist. Dort kostet 
ein Zimmer mit Verpflegung etwa 150 bis 200 Dollars. Ein- 
faches Mobiliar für ein Zimmer ist mit etwa 200 Dollar zu be- 
schaffen. Eigene Verpflegung kostet etwa 40 bis 50 Dollar 
im Monat, Bedienung 20 Dollar. Für Kleidung kommt in Be- 
tracht, daß man iür den heißen Sommer in Wäsche und An- 
zügen vollständig andere Sachen gebraucht als in den anderen 
Jahreszeiten. Ein Winteranzugx kostet etwa 40 bis 50 Dollar. 
ein Sommeranzug, von denen man mindestens 6 haben muß. 
nicht unter 10 Dollar, ein Hemd etwa 5, Schuhe 10 bis 24, ein 
Regenmantel 10 und ein Wintermantel 30 bis 40 Dollar. Ent- 
sprechend sind die Preise für andere Kleidungsstücke. 

Verhältnismäßtg billig sind Licht, Heizung, Getränke, Bad, 
Reinigung der Wäsche, sehr teuer dagegen alle Vergnüsgungen. 
Nicht einberechnet sind bisher Getränke, Rauchen, Arzt. 
Apotheke, Elektrische und Rickschas, alle möglichen. Kleinig- 
keiten, Urkaubskosten, I.cbensversicherung usw. Es besteht 
natürich ein großer Unterschied zwischen Leuten, die ein- 
gerichtet sind und keine erhebliche Asıschaffuingen zu machen 
und allem sonstigen neu einrichten müssen. 

l.euten, die für China engagiert werden sollen, werden in 
der Heimat naturgemäß tausend Sachen erzählt, wie billig man 
hier leben könne. Demzxegsnüber müssen sie darüber auf- 
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»eklärt werden, damit sie auf solche Angebote nicht hereintalien. 
Als Lebensmiınium möcNte ich bezeichnen für ganz junge 
Kaufleute im Alter von etwa 20 bis 24 Jahren 200 Dollar 
niit freier Wohnung und freiem Arzt (doch wird die Mehrzahl 
einigen Ansprüchen damit nicht auskommen, sondern 
Schulden machen), für Techniker über 25 Jahren ctwa 
200 Dollar mit fıeier Wohnung und Arzt, für Ingenieure 
ctwa 400 Dollar. Dies sind unterste (renzen für un 
verheiratete Leute Ist der Betreifende verheiratet. 
mmß das Gehalt mindestens 20 Dolkar menr sein.“ 

Die in dem Schreiben angeführten Zahlen können nur als 
außerstes Minimum nach unten angesehen werden. An ein 
Zurücklegen für die Zukunft ist dabei nicht zu denken. Ange- 
hörige gebildeter Stände sollten beim Eintritt in chinesische 
Dienste, sei es als Lehrer, Ingenieure usw. durchweg Gehälter 
verlangen, die nicht zu stark abweichen von denen, die Ange- 
hörige der Alliierten in derselben Stellung verlangen und er- 


so 


halten. 


Japanische Ordensauszeichnung für Herrn Kapitän Starıpe. 
Rostock. Die japanische Regierung hat unlängst Herrn Stampe 
in Rostock die Abzeichen einer Auszeichnung zugehen lassen, dir 
sie ihnı für die umsichtige Errettung japanischer Schiffbrüchixer 
vor dem Hafen in Tschifu verliehen hat. Wie wir hören, ılext 
der Auszeichnung folgender Tatbestand zugrunde: 

Am ersten Weihnachtsfeiertage 1916, morgens zwischen 
4 und 5 Uhr. war der japanische Postdampfer Hankaku-Mariı 
von Dairen herkommend mit 450 Passägieren an Bord an der 
Nordseite des Tschifu Bluff in schwerem NW-Sturm gestrandr:t. 
Stampe erhielt anı 26. Dezember, mittags, Kunde von dem Unfall. 
und hörte, daß alle Versuche der Japaner, mit Booten dem Res: 
der Passagiere Rettung zu bringen, vergebens seien. Auch ein 
aus Port Arthur zu Hilfe gerufener japanischer wie ein anwesen- 
der chinesischer Kreuzer vermochten nichts zu erreichen. 

Herr van Exter stellte Kapitän Stampe sofort den Schlepper 
„Reinier“, einen Dampfer von 250 PS. zur Verfügung. Da der 
l)ampfer der Feiertage wegen keineh Dampf aufhatte und auclı 
wie Dunkelheit früh hereinbrach. mußte die Rettungsaktion auf 
den folgenden Morgen verschoben werden. Bei Tagesanbruchh 
ging dann Stampe mit japanischen Hilfsmannschaften in See, umı 
die Strandungsstelle zu rekognoszieren. Es lief eine schr 
schwere See, da es noch immer stark von NW wchte mit 
schweren Schneeböen. S 

. Etwa % Meile westlich der Hafeneinfahrt saß der Dampier 
auf dem Felsen fest. Da gerade Hochwasser war, war das 
ganze Schiff bis auf das Brückendeck von den anstürmendeıı 
schweren Seen überflutet. Auf der oberen Brücke waren einige 
40 Ueberlebende zusammengedrängt. Nachdem Stampe fest- 
gestellt hatte, ob und wie ein näheres Herankommen an Jen 
Dampfer möglich war, ging die „Reinier“ in den Hafen zurück. 
um Boote heranzuschaffen. . Ein junger holländischer Iugenicur. 
Herr Boers, schloß sich der Aktion an, die mit zwei Booten inı 
Schlepptau um 11 Uhr erneut begann. Langsam bahnte der 
Dampier sich den Weg durch die schwere Brandung bis aui 
etwa 150 Meter vom Wrack. Hier, durch die Felsen etwas ge- 
schützt gegen die fürchterliche Brandung, wurde Anker ge- 
worfen. Das eine Boot war inzwischen weggeschlagen worden. 
Das zweite Boot, bemannt mit vier japanischen Tauchern, fuhr 
zum Wrack hinüber, auf das zwei Mann hinüberkletterten und 
die halberstarrten Menschen herunterholten ins Boot. In füni-. 
sechsmaliger Fahrt konnten sämtliche Ueberlebenden, etwa 
4) Chinesen und Japaner und 2 Russen geborgen und damn 
gegen 6 Uhr abends nach Tschifu gebracht werden. 

Unseren Glückwunsch zu der tapferen Tat! 


Adressennachweis. 


Arnhold-Zed ® ius, W., Hamburg 14, Neuer Wandrahm 5. 
Berblinger, a. c/o The Han Yung Cie, Schanghai, 9 Szetchuan Road. 
Berrens, B. Prof., Dipl.-Ing.,. Cöln a. Rh., Eintrachtstr. 112a. 
Block, L., Hamburg, Fruchtallee 119 1. . 

Böhm, K., Dresden N., Platanenstr. 10. 

Busse, W., Chefoo (China). 

Cordes, R., Hamburg 26, Wolfshagen 18. 
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Doldt, Josef, Schönwald, Baden. ° 

Eckard, Theo, Schanghai, 57 Seymour Road 

Ettinger, Karl, Lintfort b. Mörs a. Rhein, Antonstr. 35. 

Figge, H., Bankdirektor, Schanghai, 1 Kiautchou Road. 

Frederking, Wilhelm, Konsulatssekretär, Hankow. 

von Gohren, Kapitän, Dienststelle der Admiralität, Hamburg 8, Hohe 
Brücke 1—3. 

Grünwald, Friedrich, p. A. Weckel, Frankfurt a. M., Wittelsbacher 
Allee 115, II. 

Hohn, Theodor, Betriebsleiter, Bremen, Schleifmühle 71. 

Jaeger, Ernst, Berlin-Karlshorst, Junger Jörgstr. 19. 

Kärker, Hans Eugen, Essen-Stadtwald, Waldblick 14. 

Kluge, Heinrich, Deutsche Schlächterei, Tientsin. 

Knauer, E. Berlin NW. 6, Luisenplatz 12 II. 

Krietsch, Ed., Berlin SW., Wartenburgstr. 16 III. 

Kunze, Wilhelm, stud. theol., Tübingen, Württemb., Deutsches Institut 
für ärztliche Mission. 

Kuhn, H., Hauptmann a. D., p. A. Badische Anilin- und Sodafabrik. 
Ludwigshafen a. Rh. 


Kühlborn, Georg, Berlin-Schöneberg, Trägerstr. 2. 

Liebach, G. Hauptmann a. D., Berlin W. 15, Xantener Str. 6, 
b. Bessling. 

Lwowski, W. Dr. Ing., Hüsten (Westf.), Bergstr. 6. 


Heinrich Mootz 1. Aus Hersfeld an der Fulda kommt die 
Trauernachricht, daß am 22. April d. J. Geheimer Regierungsrat 
Heinrich Mootz an Herzschlag plötzlich verschicden ist. Die 
Kunde wird in weiten Kreisen der ehemaligen Ostasien-Deut- 
schen, besonders der Tsingtauer, warme Teilnahme erwecken. 

Der Verstorbene war ursprünglich im Dienst der Baseler 
Mission nach Südchina gegangen. Nach der Besetzung des 
Kiautschou-Gebiets 1897 trat er in den Dolmetscherdienst des 
(jouvernements Kiautschou über und war dann lanse Jahre 
als Bezirksamtmann in Tsingtau tätig. Seine große Vertraut- 
"heit mit den chinesischen Volksanschauungen, Sitten und Ge- 
bräuchen, seine gründliche Kenntnis des chinesischen Rechts, 
seine vollkommene Beherrschung der chinesischen Gerichts- 
sprache und sein sicheres Empfinden befähigten ihn in seltener 


Weise zu dem schwierigen Posten eines Chinesen-Richters. auf 
den er, in stiller Zurückgezogenheit nur seinem Amt lebend, 
der deutschen Rechtspflege unter den Chinesen viele Freunde 
gewann und so der deutschen Sache wertvolle Dienste leistete. 
Der Ausbruch des Weltkriegs und das Eingreifen der Japaner 
setzte seiner Amıtstätigrkeit in Tsingtau ein Ziel. Er ging dann 
später wieder nach dem Süden zurück, wo er in Kanton im 
deutsch-chinesischen Schuldienst tätigt war. Daneben widmete 
er sich nach dem Abbruch der Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und China den chines. Behörden gegenüber der Vertretung 
deutscher Interessen in einer so umsichtigen und energischen 
Weise, daß die deutsche Gemeinde in Kanton ihn zu iütren 
ständigen Konsularvertreter wünschte und seine Ernennung zum 
Konsul von Kanton begehrte. 

Von seiner literarischen Tätigkeit ist außer kleineren Üeber- 
setzungen und kurzen chinesischen Sprachlehrheftchen eine 
Uebersetzung und Besprechung des ersten Teils des chinesischen 
Klassikcrs Mengtse zu erwähnen. Schr nützlich für die 
Tsingtau-Deutschen war eine Zusammenstellung der Namen der 
Orte in Deutsch-Schantung, in der H. Mootz kurze Mitteilungen 
über die etwa 260 Ortschaften des Kiautschou-Gebiets machte. 

Mit einem der letzten Transporte war er als einer der 
letzten Tsingtauer im Herbst vorigen Jahres aus Ostasien in 
seine Heimat Hersfeld zurückgekehrt, um sich von dem lang- 
jährigen Aufenthalt in China zu erholen. Nun hat sie dem Un- 
ermüdlichen und Arbeitsfrohen, der wohl Erholung und Stär- 
kung wollte. aber noch nicht an Ruhe und Untätigsein dachte, 
so bald und so ganz unerwartet die ewige Ruhe bereitet. die 
keine Sorse um unsere Arbeit in China mehr stört. 

Die Ostasiaten und besonders die älteren Tsingtauer be- 
klagen vo!l Trauer und Wehmut eine empfindliche Lücke in 
ihren Reihen. H. Wirtz, F. W. Mohr. 


i Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: Dr. F.W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Dix, 
re Schriftleiter: Dr. 2 M oh ; für die Anzeigen: B. Langer; sämtlich in Berlin. — Druck : Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H., Berlin SW. 
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hörden und Vereine ausrewertet ist. 
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Deutscher Auslandverlag, Walter Bangert 


Das Taschenbuch. der Auslanddeutschen: 


Der Hamburger Auslandkalender 1921/22 


brinzt den neuesten Verhältnissen entsprechend im ersten Teile alles für den Auslanddeutschen und 
am Auslande Interessierten wissenswerte Material, das unter Mitwirkung der maßzxcebenden Be- 
So sind die neuesten gesetzlichen Bestimmimngen über Aus- 
leichverfahren, Wiederauibau und dergl. behandelt. die diplomatischen Vertretungen und die deutsch 
interessierte Auslandspresse dargestellt, das Einwandererwesen der einzelnen Länder gewürdigt, wie 
auch über dıe wichtigsten Einrichtuneen und Vereine des In- und Auslandes berichtet. 
Abhandlunsen über aktuelle handelspolitische, volkswirtschaftliche und verwandte Themen kommen im 
zweiten Teil die berufensten Vertreter auslanddeutscher Interessen und erste Fachleute 
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Allgemeiner und politischer Teil |lllilllli 


Das Ringen der Parteien in Japan. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Versagen des Parlamentarismus in Japan. 

Der Kampf der politischen Parteien um die Macht ist in 
Japan bekanntlich zeitlich in die ersten drei Monate des Jahres 
zusammengedrängt, in denen die eigentlichen Verhandlungen 
des Reichstags stattfinden, während in der übrigen Zeit des 
Jahres die Gesetzgebung im Wege kaiserlicher Verordnungen 
vor sich geht. Von diesen drei Monaten gehen für die Be- 
ratungen noch die ersten drei Wochen der Neujahrsferien ver- 
loren. So ist es nicht zu verwundern, wenn die Parteien die 
ihnen zur Verfügung stehenden rund zehn Wochen ausgiebig 
zur Austragung ihrer Machtkämpfe verwenden und ihre 
eigentliche Aufgabe, die Beratung der Gesetzvorlagen, darüber 
stark zu kurz kommt. Ganz besonders ist das in der heurigen, 
44. Session des Reichstags der Fall gewesen, wo sogar der 
Haushalt trotz seiner für Japan unerhörten Höhe von andert- 
halb Milliarden Yen, obwohl er beim Erscheinen der Vorlage 
von der gesamten Presse und allen Oppositionsparteien für 
unannehmbar erklärt wurde, ohne jede Kürzung und ohne 
jedes Amendement in beiden Häusern durchgegangen ist, 
einfach weil die Parteien, in blindester Leidenschaftlichkeit in- 
einander verbissen, geradezu vergessen haben, dieser wich- 
tigsten Pflicht des Gesetzgebers zu genügen. Außer dem 
Haushalt aber ist kein einziges Gesetz von einiger Bedeutung 
angenommen worden. Kein Wunder, daß sich der Presse 
und des Volkes der tiefste Unmut über dieses gänzliche Ver- 
sagen der politischen Parteien bemächtigt hat und daß die 
von England übernommene parlamentarische Regierungsform, 
die vorher nicht genug gerühmt werden konnte, jeden Halt 
und Glauben im Volk verloren hat. Aehnlich wie nach der 
Lehre vom März der auf die Spitze getriebene Kapitalismus 
von selbst in den Sozialismus übergehen soll, haben die japa- 
nischen Parteien den Parlamentarismus auf die Spitze ge- 
trieben und damit seine völlige Widersinnigkeit dargetan. In 
welcher Richtung die Neuordnung, die aus dieser Erkenntnis 
hervorgehen muß, sich entwickeln wird, lässt sich aber bisher 
noch nicht erkennen. 

Die Stellung der Parteien. 

Auf die Spitze getrieben haben die Parteien den Parla- 
mentarismus insofern, als es der Regierungspartei Seiyukai 
gelungen war, nicht nur die absolute Mehrheit im Abgeord- 
netenhaus zu gewinnen und durch rücksichtslöse Ausbeutung 
dieser Macht im Parteiinteresse jeden Widerstand und jedes 
noch so redliche Bemühen der Minderheitsparteien im Keime 
zu ersticken, sondern auch durch engste Interessenverbindung 
mit der Kenkyukai, der stärksten Gruppe im Herrenhaus, dieses 
Gegengewicht gegen das Abgeordnetenhaus, das nach der 
Verfassung über den Parteien stehen soll, fast völlig auszu- 
Schalten. Es ist zu verstehen, daß bei solcher Sachlage jeder 
Bruchteil der beiden Häuser, der nicht zum Regierungsanhang 
gehört, weniger auf gesetzgeberische Arbeit bedacht war, die 
ja doch unfruchtbar bleiben mußte, sondern einzig und allein 
auf Angriffe gegen die Regierung. Und da die Regierung im 
allgemeinen vernünftig dem Staatsinteresse gedient hat, ab- 
gesehen davon daß ihr die Liquidierung des Erbes der 
früheren militaristischen Regierungen in mühevoller Arbeit 
nur sehr langsam und unvollkommen gelang, und daß sie den 
über Nacht heraufgekommenen sozialen Fragen recht wenig 
Verständnis entgegengebracht hat, so schien die Session an- 


m nun? 


fangs ziemlich ereignislos und langweilig verlaufen zu wollen. 
Das änderte sich aber mit einem Schlage um die Zeit des 
11. Februar, des Festes der Reichsgründung Kigensetsu, an 
dem der „Verband Nationaler Beter“ in den Tempeln des 
Kaiserhauses um Aufschiebung der Kronprinzenreise flehte. 
Durch diese Kundgebung haben bekanntlich höfische Kreise, 
die hinter der alten Flottenpartei und somit hinter der Re- 
gierung stehen, durch Bestrebungen der alten Militärpartei 
und ihres Hauptes, des Fürsten Yamagata, einen Strich ge- 


‚macht, und ein Gegenschlag von dieser Seite war um so mehr 


zu erwarten, als die ihm schier über den Kopf gewachsene 
Macht der Seiyukai dem Fürsten Yamagata ebenso unleidlich 
sein mußte, wie im Winter 1912-13 die seines übermächtig ge- 
wordenen ehemaligen Günstlings Katsura. Von dem Tage 
an, an dem sich dieser mächtige Verbündete hinter die Feinde 
der Regierung stellte, nahmen die Kämpfe im Abgeordneten- 
haus einen wüsten, wildleidenschaftlichen Charakter an, weil 
nunmehr der Opposition der Wille zum Sieg zuwuchs, der ihr 
vorher angesichts ihrer aussichtslosen Lage gefehlt hatte, und 
sienun in ihrer Leidenschaftlichkeit alle Rücksichten auf parla- 
mentarischen Anstand und gesetzgeberische Pflichten hintan- 
setzte. Trotz allem Lärm und Toben im Abgeordnetenhaus 
aber wurden die entscheidenden Schlachten nicht in ihm, 
sondern im Herrenhaus geschlagen, das in den Formen ver- 
hältnismäßig sachlich und maßvoll blieb. Freilich, mit parla- 
mentarischen Mitteln konnte auch die Opposition im Herren- 
haus der Uebermacht der Seiyukai nicht beikommen. Es ge- 
nügte aber der bloße Hinweis auf die Stelle, an der jede 
parlamentarische Partei verwundbar ist, nämlich auf die 
Korruption, die unentbehrliche Grundlage jedes Parlamentaris- 
mus. Diese, im Grunde unjapanische Strategie, entspricht 
dem englischen politischen Grundsatz, daß politische Gegner, 
wenn irgend möglich, nicht mit politischen, sondern mit 
persönlichen Mitteln zu bekämpfen sind. Die gleiche englische 
Strategie ist mit durchschlagendem Erfolg schon im Frühjahr 
1914 angewendet worden, als durch den Marineskandal 
gleichfalls eine Seiyukai-Regierung gestürzt wurde, um dem 
Kabinett Okuma-Kato Platz zu machen und England für den 
Weltkrieg eine in jedem Sinne gefügige japanische Regierung 
zu verschaffen. Die englische Strategie und die Beantwortung 
der Frage „Cui bono?“ lassen darauf schließen, daß im 
stillen als stärkster Verbündeter das englische Weltreich hinter 
die Gegner der Seiyukai getreten ist, um in Japan für eine 
japanisch-amerikanische Auseinandersetzung in englischem 
Sinn freie Bahn zu schaffen. Zwar hat die Seiyukai sofort 
die Kampfesweise der Gegner aufgenommen und mit den 
gleichen Waffen deren Häuptling Vicomte Kato empfindlich 
getroffen. So schwer aber Kato in seinem Mangel an persön- 
lichem Anstands- und pcätuschem Ehrgefühl bloßgestellt ist, 
ist doch die Seiyukai zu schwer verwundet, als daß sie an viel 
mehr als die eigene Verteidigung denken könnte, und da die 
Presse ganz überwiegend im Lager des Gegners steht und für 
diesen jetzt die Gerichte zu sprechen haben werden, ist kaum 
noch an ihrem schließlichen Unterliegen zu zweifeln. 


Beginn der Kämpfe im einzelnen. 


Nach dem Gesagten bieten die anfänglichen Verhand- 
lungen des Reichstags wenig Interesse. Sie wurden eingeleitet 
durch programmatische Erklärungen der drei Parteiführer 
Hara, Vicomte Kato und Inukai auf den Parteitagen der 
Seiyukai, der Kenseikai und der Kokuminto. Hara, im sichern 
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Gefühl der Macht, beschränkte sich auf wenig Nichtssagendes. 
Inukai sprach maßvoll über Erleichterung der Militärlasten, 
über die Notwendigkeit stärkeren Industrialismusses, Reform 
des Unterrichtswesens und soziale Gesetzgebung. Vicomte 
Kato griff insbesondere die auswärtige Politik der Regierung 
nach allen Richtungen an und tadelte vor allem das sibirische 
Abenteuer, die verfehlte China-Politik und daß von der 
Versailler Konferenz zu wenig Beute heimgebracht worden 
sei. Von der rücksichtslosen Liquidierung deutschen Privat- 
eigentums unter Bruch des Versprechens von Marquis Okuma, 
in dessen Kabinett doch Kato auswärtiger Minister gewesen 
war, an die Deutschen in Japan, ihr Eigentum und Geschäfts: 
betrieb würden in keiner Weise angetastet werden, war ebenso 
wenig die Rede wie davon, daß gerade Katos China-Politik 
mit ihren 21 Forderungen und ihrem drohenden Ultimatum 
das meiste zur Verschlechterung der Beziehungen zu China 
beigetragen hat. Auch über die ersten Interpellationen der 


Oppositionsparteien ist wenig zu sagen. Sie betrafen haupt- 


sächlich die auswärtige Politik, insbesondere die Beziehungen 
zu China und Sibirien, den Chientao-Fall, die Erschießung 
des Amerikaners Langdon in Wladiwostok, die Regierungs- 
vorlage über die Schwurgerichte, die Frage der Arbeitslosen 
und den Mißbrauch in der Handhabung der Gesetze über den 
Opiumhandel. 

Die Kämpfe um das allgemeine Wahlrecht. 

Zu größerer Bedeutung erhoben sich die Verhandlungen, 
als von der Opposition Anfang Februar Anträge auf Erweite- 
rung des Wahlrechts gestellt wurden. Die Seiyukai, als Ver- 
treterin vorwiegend kapitalistischer Interessen, ist Gegnerin 
des allgemeinen Wahlrechts, hat dieses aber gleichwohl dema- 
gogisch als Programmpunkt stets gefordert und hat, von den 
Ereignissen getrieben, die Bedingung der Mindestbesteuerung 
allmählich von 15 auf 10 und dann von 10 auf jetzt 3 Yen 
gemildert. Jetzt tritt sie der weiteren Ausdehnung mit dem 
Vorwand entgegen, das Volk sei noch nicht reif für ein un- 
beschränktes Wahlrecht. Die Kenseikai, gleichfalls eine kapi- 
talistische Partei, bekennt sich nach außen demagogisch eben- 
falls für das allgemeine Wahlrecht. Aus Rücksicht aber auf 
ihren Gönner Fürst Yamagata und auf ihre kapitalistischen 
Geldgeber sucht sie dessen Erweiterung im stillen zu hinter- 
treiben. Deshalb schloß sie sich dem von’der Kokumintö und 
einem „Wahlrechtsbund“ aus Wilden und einzelnen Ange- 
hörigen anderer Parteien eingebrachten Antrag auf allge- 
meines Wahlrecht aller Männer nicht an, sondern zerplitterte 
dessen Befürworter durch einen eigenen Antrag, der das 
Wahlrecht auf die wirtschaftlich selbständigen Männer be- 
schränkte. Beide Anträge brachte natürlich die Mehrheit der 
Seiyukai am 3. Februar mühelos zu Fall. Damit war auch 
zugleich die schr geräuschvolle Agitation der Buddlhisten- 
priester und der Frauen auf Erteilung des Wahlrechts an sie 
einstweilen erledigt. Von diesen hatten die Buddhisten nicht 
weniger als 25000 Petitionen eingereicht und überall im 
Land lärmende Volksversammlungen veranstaltet. Die Ab- 
stimmung brachte das interessante Nachspiel, daß unter 
anderen. der Kenseikai-Führer Ozaki, einer der radikalsten 
Heißsporne unter Japans Volksvertretern, der so ziemlich 
schon allen Parteien angehört hat, wegen Vergehens gegen 
die Parteidisziplin aus der Kenseikai ausgestoßen wurde. Da 
er der Kenseikai die gesamte ehemalige Chuseikai zugebracht 
hat, kann sein weiteres Verhalten immerhin zu einer gefähr- 
lichen Spaltung innerhalb der Kenseikai führen. 


Ozakis Abrüstungsantrag. 


Die Ausstoßung gab Ozaki die willkommene Freiheit, im 
Gegensatz zu der Haltunz seiner Partei einen Antrag auf 
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Abrüstung zu stellen in der Form, daß die Flotte gemäß einem 
Abkommen zwischen Japan, England und Amerika und das 
Landheer gemäß den Beschlüssen des Völkerbundes ver- 
mindert werden sollten. In der Begründung legten Ozaki und 
Shimada, gleichfalls ein Führer der Kenseikai, der bald danach 
aus der Partei austrat, den Nachdruck darauf, daß nach dem 
Haushalt die Hälfte aller staatlichen Einnahmen für Rüstungs- 
zwecke ausgegeben würden, für das gesamte Unterrichts- 
wesen aber nicht mehr als 50 Millionen Yen, während der 
Häuptling der Kenseikai Kato den Standpunkt einnahm, 
Japans Flottenprogramm der je acht Schlachtschiffe und 
Kreuzer stelle das unentbehrliche Mindestmaß der Verteidi- 
gung dar. Für den Antrag auf Äbrüstung stimmten nur 
wenige Mitglieder der Kokuminto und einige Wilde; er wurde 
mit 285 gegen 38 Stimmen begraben. 
Der Einfluß der Kundgebung am Kigensetsu. 

Der Einfluß der Vorgänge am Fest der Reichsgründung, 
den wir schon oben behandelt haben, machte sich von Mitte 
Februar ab alsbald in dem geräuschvolleren Charakter der . 
Verhandlungen bemerkbar. Am 12. Februar wurde von der 
Seiyukai ein Antrag der Opposition auf Rückverweisung der 
Haushaltsvorlage an die Regierung niedergestimmt, dann be 
gannen die lärmenden Angriffe auf den Minister des Innern 
wegen dessen rücksichtsloser Knebelung der Presse im Zu- 
sammenhang mit der Verlobung des Kronprinzen und 
schließlich die erst leise und vorsichtig einsetzenden, von der 
„Ostasiatischen Rundschau“ schon erwähnten Angriffe des 
Herrenhauses auf den Unterrichtsminister, der mit seinem nicht 
eingehaltenen voreiligen Versprechen an einige höhere 
Schulen, er werde sie zum Raug von Universitäten erheben, 
die öffentliche Sittlichkeit untergraben habe. Bemerkenswert 
ist hier, daß es der Ministerpräsident Hara in seinen Ent- 
gegnungen an der von allen seinen Vorgängern geübten 
schonenden Ehrerbietung gegenüber dem Herrenhaus fehlen 
ließ, das darauf mit einer noch recht milde rügenden, von 
115 Mitgliedern unterzeichneten Entschließung antwortete. 
Fast unbemerkt von den Nichteingeweihten erfolgte dann am 
16. Februar der entscheidende Dolchstoß der Opposition in 
Gestalt einer leisen Rüge des Herrenhausmitglieds Nakashoji, 
der Minister unter Katsura gewesen war, daß die Süd- 
mandschurische Bahngesellschaft eine Kohlengrube und einen 
Dampfer zu unerhört hohen Preisen angekauft habe. 

Lärmszenen und Mißtrauensanträge. 

Als dann nach einigen Tagen die Bedeutung dieser Rüge 
mehr und mehr den Abgeordneten und der Oeffentlichkeit er- 
kennbar wurde, kannte die Wut und Erbitterung der Oppo- 
sition kein Halten mehr, und die Mehrheit vergalt ihr mit 
gleicher Münze. Von da ab war von ordentlichen Verhand- 
lungen nicht mehr die Rede. Wüste Lärmszenen erfüllten die 
Tagungen, man suchte sich gegenseitig niederzuschreien, und 
da die Seiyukai die größere Zahl der Schreier hatte, gelang es 
ihr, fast jeden Oppositionsredner mundtot zu machen. Der 
Vorsitzende erteilte fast ununterbrochen Ordnungsrufe, 
Hinausweisungen aus dem Sitzungssaal und Ueberweisungen 
an den Disziplinar-Ausschuß. Um das Gebrüll der Gegner 
zu übertönen, wurden Tierstimmen nachgeahmt, wobei sich 
der Abgeordnete Sasaki, der „König der Mongolei“, als 
brüllender Löwe auszeichnete, und Stunden lang wurde 
darüber gestritten, ob der Reichstag ein Zoologischer Garten 
sei oder nicht. Auch an Tätlichkeiten und gegenseitigem 
Herunterzerren von der Rednertribüne fehlte es nicht, und die 
Ausschreitungen fanden ihren Höhepunkt, als die Opposition 
am 19. Februar einen ersten Mißtrauensantrag stellte, der 
unter ungeheurem Lärm im Haus und unter wüsten Straßen- 


kundgebungen mit 259 gegen 141 Stimmen abgelehnt wurde. 
Diese Lärmszenen mußten die Beratung des Haushaltsgesetzes 
verzögern, das am 13. März, wie gesagt, trotz seiner un- 
erhörten Höhe vom Abgeordnetenhaus ohne jede Aenderung 
angenommen wurde, während das Herrenhaus die Annahme 
mit einer. zweiten, diesmal einstimmig angenommenen, milden 
Entschließung begleitete, die der Regierung eine der Form 
nach leichte Rüge wegen der Versprechungen des Unterrichts- 
ministers erteilte. Da aber das Herrenhaus seit dreißig Jahren 
zum ersten Male einer Regierung eine Rüge erteilte, bildete 
diese einen vollwertigen Ersatz für die im Abgeordnetenhaus 
nicht durchzusetzenden Mißtrauenserklärung, und die Oppo- 
sition fühlte sich nunmehr ihres endlichen Sieges sicher. 
Die letzten Tage der Session. 

Die weiteren Wochen der Reichstagssession brachten 
weiter nichts nennenswertes Neues, als daß unter immer fort- 
gesetztem Lärm und Zank vier Nachträge zum Haushalt von 
der Seiyukai-Mehrheit durchgepeitscht wurden und ebenso 
ein weiterer Mißtrauensantrag der Opposition im Abgeord- 
netenhaus aus Anlaß der südmandschurischen Bahnfrage zu 
Fall kam. Das ganze Interesse des Hauses galt der Be- 
sprechung, wenn man es so nennen kann, dieser Frage und 
dem als Gegenhieb von der Seiyukai an die Oeffentlichkeit 
gebrachten Briefwechsel zwischen Vicomte Kato und dem 
Kriegsgewinnler Uchida, dem Chef der Uchida-Reederei. Die 
vorliegenden Zeitungen reichen nur bis zum 27. März, und es 
ist aus keiner Meldung zu ersehen, ob die Tagung, wie üblich, 
am 31. März zu Ende gegangen ist und ob sich in den letzten 
Tagen. noch Wichtiges ereignet hat. Anzunehmen ist dies 
nicht, da die Entscheidung jetzt in die Geschehnisse außerhalb 
des Reichstags verlegt ist. | 

Die südmandschurische Bahnfrage. 

Der Widersinn des Parlamentarismus liegt darin, daß die 
angeblichen Vertreter des Volkes in Wahrheit Vertreter des 
Kapitals sind. Jede politische Partei braucht, um Macht aus- 
zuüben, ungeheure Geldmittel und muß sich diese auf mehr 
oder minder anständige oder rechtmäßige Weise verschaffen. 
In Japan geschieht dies, wie natürlich auch anderswo, in der 
Art, daß Kapitalisten zur Zahlung von Beiträgen veranlaßt 
werden und dafür natürlich ihre Bedingungen stellen, oder 
‘daß die Partei, die an der Macht ist, alle höheren Posten in 
einträglichen Staatsbetrieben mit ihren Anhängern besetzt, 
die dafür die Parteikasse zu füllen verpflichtet sind. Eine der 
milchreichsten Kühe für jede Regierungspartei in Japan ist 
von jeher die Südmandschurische Bahngesellschaft gewesen, 
jene bekannte private Aktiengesellschaft, deren ungeheures 
Vermögen von fast einer halben Milliarde Yen zur Hälfte der 
Regierung gehört und die, deshalb unter der Aufsicht der Re- 
“ gierung, nicht nur die südmandschurische Eisenbahn, sondern 
auch die riesigen Kohlengruben von Fushun und Yentai nebst 
vielen kleineren Kohlen- und Eisengruben, sowie eine wichtige 
Frachtdampfer-Reederei betreibt und in der südmandschu- 
rischen Bahnzone wie auf der Halbinsel Liautung Straßen und 
Wege anlegt, Städte gründet und verwaltet, Straßenbahnen, 
Elektrizitäts,, Gas und Wasserwerke, Hospitäler und Gast- 
höfe größten Stils anlegt und so ziemlich das gesamte Wirt- 
schaftsleben der Südmandschurei in ihrer Hand vereinigt. 
Wie jede Regierungspartei vor ihr, hat jetzt auch die Seiyukai 
sämtliche höheren Stellen der Bahngesellschaft mit ihren An- 
hängern besetzt, und den Gegnern war es ein leichtes, aus 
den wahrscheinlich zahlreichen gewinnbringenden Geschäften, 
welche die Seiyukai mittelbar durch ihre Mitglieder in der 
Verwaltung auf Kosten der Gesellschaft abgeschlossen haben, 
drei herauszugreifen und den Beweis zu erbringen, daß durch 
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sie die Gesellschaft schwer geschädigt und das Geld in die 
Parteikasse geflossen ist. Es handelt sich dabei um einen 
Schaden von 7 110 000 Yen, den die Gesellschaft beim Ankauf 
der Taolien-Kohlengrube, einer Elektro-Chemischen Industrie 
Gesellschaft und eines Frachtdampfers im Mai vorigen Jahres - 
unmittelbar vor den Reichstagswahlen erlitten hat. Die Sache 
ist dadurch ruchbar geworden, daß mehrere Beamte, darunter 
der jetzige Gesandte in Polen, entrüstet von ihren Posten 
zurückgetreten sind und einer von ihnen alle Einzelheiten in 
einer Broschüre veröffentlicht hat. Zu ihrer Verteidigung be- 
hauptete die Seiyukai im Reichstag, die Kaufpreise entsprächen 
durchaus dem Marktwert, und Hara ließ sich die unvorsichtige 
Bemerkung entschlüpfen, die Südmandschurische Bahngesell- 
schaft sei eine rein private Gesellschaft, was bei den vielen 
heiklen Vertragsbeziehungen zu Chinesen zu gefährlichen 
Weiterungen in China Anlaß gibt. Inzwischen hat der Staats- 
anwalt zahlreiche höhere Beamte aus Dairen und Mukden zur 
Untersuchung nach Tokio zitiert, und das Interesse wendet 
sich jetzt der Frage zu, ob die Staatsanwaltschaft, die ja dem 
Iustizminister, also einem Seiyukai-Mann, unterstellt ist, un- 
abhängig genug ist, dem Recht zum Sieg zu verhelfen. - 
Der Briefwechsel Kato-Uchida. 

In der höchsten Not der Seiyukai kam ihr Hilfe von ihrem 
Parteisekretär Hirooka, der in allen Abendblättern einen 
Briefwechsel zwischen Vicomte Kato und dem Reeder Uchida 
veröffentlichte, wonach dieser, außer anderen Gaben, für die 
Parteikasse der Kenseikai vor den letzten Reichstagswahlen 
50 000 Yen hergab unter der Bedingung, daß die Kenseikai 
die Erweiterung des Wahlrechts im Sinne der Heißsporne 
Ozaki und Shimada verhindere, und daß Kato diese Be- 
dingung angenommen habe. Da Kato sich, in England in 
solchen Dingen geschult, höchst verklausuliert ausgedrückt 
hat, hat die Veröffentlichung keine rechte Zugkraft, zumal die 
Presse, obwohl sie Kato moralisch verurteilt, der Angelegen- 
heit weniger Beachtung schenkt als der Bahın-Angelegenheit. 
Natürlich sind Ozaki und Shimada empört und erklären Kato 
in aller Oeffentlichkeit für einen ehrlosen Verräter am Pro- 
gramm der Kenseikai und an seinen Mitarbeitern. 

Ausblick, . 

Allgemein wird das Schicksal der Seiyukai-Regierung als 
besiegelt angesehen, ihr Rücktritt aber nicht vor dem nächsten - 
Herbst erwartet. Ihr muß alles daran liegen, noch die Zügel 
in der Hand zu behalten, solange der Prozeß wegen 
der südmandschurischen Bahn schwebt. Die Entscheidung 
liegt hinter den Kulissen in den Kämpfen der älteren 
Staatsmänner. Siegt die Militärpartei, so würde ein 
Koalitionskabinett mit der Kenseikai als Kerm unter 
Vicomte Kato, Baron Goto, Marquis Okuma oder einem 
der Getreuen des Fürsten Yamagata, etwa Vicomte Hirata 
oder Vicomte Kiyoura in Frage kommen, das sich durch Neu- 
wahlen eine Mehrheit verschaffen müßte. Bei einem Sieg der 
Flottenpartei würde die Seiyukai weiter die Regierungspartei 
bilden; als Kandidaten für den Posten des Ministerpräsidenten 
werden für diesen Fall in erster Linie der Generalgouverneur 
von Korea, Admiral Baron Saito, neben ihm der Schöpfer 
der japanischen Kriegsflotte Admiral Graf Yamamoto ge- 
nannt. Die beiden anscheinend aussichtsreicher Kandidaten, 
die Barone Goto und Saito, legen das größte Gewicht darauf, 
sich als völlig unabkömmlich, der eine in Tokio, der andere in 
Korea, hinzustellen, vermutlich um ihre Person so lange wie 
möglich aus all den Parteizänkereien herauszuhalten. Jeden- 
falls hat auch die deutsche Oeffentlichkeit das stärkste 
Interesse, den weiteren Verlauf dieser Dinge als aufmerksamer 
Zuschauer zu verfolgen. 
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Die mongolische Frage. 
' Von C. Fink. 


schieden dagegen. Im Gebiet der letzteren kam es wiederholt 
zu Unruhen. Es machten sich fremde Einflüsse geltend. Die 
Fäden wurden von Urga gezogen; manches spricht jedoch 
dafür, daß die eigentlichen Drahtzieher nicht im Lager der 
Hutuktu zu suchen waren, sondern in Rußland und in Japan. 
Jedenfalls waren die aufständischen Mongolen mit russischen 
Ende August 1912 be- 
fanden sich mehrere Märkte der östlichen Mongolei in den 
Händen der Aufständischen. Taonanfu, der Mittelpunkt des 
aufblühenden Handels, den mit dem Meer zu verbinden 
Amerikaner, Japaner und Engländer sich gleichmäßig be- 
In Peking war man sich 
darüber klar, daß eine ernstliche Störung des dortigen Han- 
dels zu einem Eingreifen fremder Mächte führen konnte. Der 
Generalgouverneur der Mandschurei erhielt daher Befehl, 
den Aufstand schleunigst niederzuschlagen. Fünftausend 
Mann gingen von Mukden, zehntausend von Shanhaikuan 
vor, zwei weitere Divisionen wurden in Changtefu, halbwegs 
zwischen Mukden und Changchun, zusammengezogen. Die 
Südmandschurische Eisenbahn wurde von den Japanern für - 
neutral erklärt, stand also den Chinesen nicht zur Verfügung. 
Das erschwerte den Aufmarsch. Wertvolle Zeit ging ver- 
loren. Die Mongolen errangen inzwischen Erfolge und ver- 
wüsteten eine Reihe von Niederlassungen, wobei sie nieder- 
machten, was ihnen Widerstand leistete. Ein nach Peking 
gesandter Bericht sprach von 2500 Erschlagenen, darunter 
400 Frauen und 500 Kinder. Vielfach wurde über Nacht ver- 
nichtet, was in jahrzehntelanger, mühsäliger Arbeit ge 
schaffen war. Die chinesischen Truppen, obwohl der Zahl 
und Bewaffnung weit überlegen, erwiesen sich den leicht be- 
weglichen mongolischen Reitern gegenüber nicht gewachsen. 
Erst im Oktober errangen die Chinesen Erfolge und brachten 
Soweit die Aufständi- 
schen aus der Innern Mongolei stammten, legten sie dann 


Ungleich anders als in der Aeußern Mongolei ent- 
wickelten sich die Dinge in der Innern Mongolei, deren 
Dschassaks (Fürsten) stets regere Beziehungen zu Peking 
unterhalten hatten, als die Khane der Aeußern Mongolei. 
Gar mancher von ihnen war mit einer Tochter aus dem 
Kaiserhaus Tsing vermählt und bezog von ihm einen reichen 
Ehrensold. In den letzten Jahren der Mandschudynastie 
spielten einzelne der Dschassaks auch in höheren Hof- 
stellungen eine Rolle in Peking. Die unmittelbare Berührung 
mit den chinesischen Ansiedlern, das Aufblühen von Märkten 
und Städten in Gebieten, die einst von Nomaden durchzogene 
Steppen gewesen waren, blieb auf die mongolischen Stämme 
nicht ohne Einfluß. 

Auf die Reformpläne des Fürsten von Kalatschin, 
wohl des aufgeklärtesten und eines der einflußreichsten 
Dschassaks (er hat in Japan studiert und beherrscht 
das Mongolische, Chinesische und Japanische) ist schon 
hingewiesen worden. Er hatte bald nach der Studien- 
reise des Fürsten Su durch die Mongolei der Pekinger 
Regierung gleichfalls eine Denkschrift eingereicht. Als Vor- 
bedingung für alle Umgestaltungen verlangte er ein ge- 
regeltes Schulwesen mit gleichzeitiger Bekämpfung des Aber- 
glaubens, das heißt, Beschneidung des Einflusses der jedem 
Fortschritt: abgeneigten Lamas. Alles andere würde sich 
dann schaffen lassen: ein modernes Heer, ein verbesserter 
Ackerbau, die Ausbeute der Bodenschätze; Handel und In- 
dustrie würden dann ganz von selbst aufblühen und schließ- 
lich sich der Bau von Eisenbahnen als notwendig erweisen. 
Fürst Kalatschin glaubte die Mittel für diese Reiormen aus 
dem Land selbst gewinnen zu können, zumal wenn es ge- 
lingen sollte, die Zahl der Lamas zu beschränken und die 
dadurch freigewordenen Kräfte der wirtschaftlichen Er- 
schließung des Landes zuzuführen. Der Kolonialminister 
Sou Chi ging auf diese Vorschläge um so bereitwilliger ein, 
da sie keine neue Belastung des Reichsschatzes bedeuteten 
'und erwirkte einen Erlaß vom Thron, der den Fürsten von 
Kalatschin anwies, den Plan in den Grenzen seines Fürsten- 
tums in die Tat umzusetzen. Daß das gleichzeitig dem 
Kolonialminister Anlaß gab, die Pläne des Fürsten Su zu den 
Akten zu legen und auf jede eigene Betätigung zu verzichten, 
ist schon. erwähnt worden. 

Solange das Kaiserreich in Peking bestand, hat die lang- 
same, aber stetige Kulturarbeit Chinas in der Innern Mongolei 
keine nennenswerte Störung erlitten. Hier und da waren 
sogar erhebliche Fortschritte zu verzeichnen, obwohl das 
Kolonialamt als solches so gut wie nichts tat. Die Dschassaks 
selbst überzeugten sich im lebendigen Verkehr mit Peking und 
mit der unter japanischem Einfluß immer stärker aufblühen- 
den Südmandschurei von Jer Möglichkeit, auch in ihren Ge- 
bieten die Dinge auf eine andere Grundlage als bisher zu 
stellen, und waren schon im eigensten Interesse bemüht, aus 
der bisherigen Abgeschlossenheit herauszutreten und dem 
Fleiß ihrer Untertanen und der chinesischen ÄAnsiedler, die 
ins Land kamen, neue Absatzgebicte zu erschließen, 

Erst als die kaiserliche Regierung in Peking gestürzt 
war und die Acußere Mongolei sich unabhängig erklärt hatte, 
brachen auch für die Innere Mongolei schwere Zeiten an. 
Von Urga wurden die größten Anstrengungen gemacht, die 
Dschassaks zum Anschluß an die Acußere Mongolei zu be- 
wegen. Einzelne der Fürsten waren für die allmongolische 
Bewegung unter Führung der Ilutuktu, andere ebenso ent- 


m 


Schluß.) 


und japanischen Flinten bewaffnet. 


mühten, war von ihnen bedroht. 


den Mongolen schwere Verluste bei. 


die Waffen nieder. 


Jetzt hielt man es in Peking für geboten, die Dschassaks 
fest an die Republik zu schließen. Es wurde eine Konferenz 
der Fürsten nach Changchun berufen. Aber nur ein kleiner 
Verschiedene hielten es mit den 


Teil von ihnen erschien. 
Khanen der Aeußern Mongolei. 
Konferenz ergebnislos. 


Sofort lebte der Aufstand in der Innern Mongolei wieder 
Urga unterstützte die Bewegung. Mongolische Ban- 


auf. 
den brachen über den Schara-Muren in die Provinz Chihli 
ein. Chifeng und Chaoyang wurden besctzt, Kalgan bedroht. 
Die Erfolge der Angreifer waren so groß, daß General- 
gouverneur Chao Erh-hsün fürchtete, seine Truppen würden 
zu den Aufständischen übergehen. Präsident Yuan Shi-kai 
ernannte seinen vertrautesten militärischen Ratgeber, Gene- 
ral Tuan Tse-kuai, zum Tatarengeneral im Gebiet der süd- 
mongolischen Zakaren. Seinem Einfluß gelang es dann, 
wenigstens einen Teil der Dschassaks durch Zusage von 
Mitteln für das Schulwesen, Ackerbau und Gewerbe für Peking 
zu gewinnen, wobei ihnen gleichzeitig größere Selbständig- 
keit in der Verwaltung, besonders der Finanzen, zugesagt 
wurde. Peking hat, gestützt auf das neue Abkommen, dann 
eine Reihe von Grenzgarnisonen geschaffen, deren Haupt- 
stützpunkte Suiyuan, Kalgan und Jehol wurden. Damit war 
ein Frontwechsel vollzogen. Die Grenze gegen die Mongolei 
lag nicht mehr im Westen der Mandschurei, sondern entlang 
der Großen Mauer im Süden. 


Infolgedessen verlief die 


Wenn es in der nächsten Zeit nicht zu neuen ernsten 
Kämpfen zwischen Urga und Peking um die Macht in der 
Innern Mongolei gekommen ist, so ist dafür in erster Reihe 
die Leere der Kassen in den beiden Hauptstädten verant- 
wortlich. Peking hatte nur Mühe, im eigenen Land die hoch- 
auffllammende Kampfstimmung zu dämpfen. Urga hatte an- 
fänglich gehofft, die Mittel für einen Feldzug von Rußland 
zu erhalten. Als aber Petersburg als Sicherheit für eine An- 
leihe alle Goldgruben der Mongolei verlangte, legten sich 
die Khane ins Mittel; der Hutuktu mußte auf die erwartefen 
Rubel verzichten. 

Noch einmal fielen zu Beginn des Jahres 1913 Reiter- 
scharen aus der Aeußern Mongolei in die Innere Mongolei 
ein. Die Mukdener Truppen suchten sie aufzuhalten. Nach- 
gewiesenermaßen wurde den Mongolen trotz des Abbruchs 
der Anleiheverhandlungen von Russen Unterstützung zuteil, 
wie beschlagnahmte Waffentransporte bewiesen; auch sollen 
russische Offiziere und Unteroffiziere die mongolische Ar- 
tillerie geführt haben. Auf chinesischer Seite herrschte stets 
Besorgnis, eines Tages würden die Japaner sich einmischen, 
um ihren arg bedrohten Handel zu schützen; das erklärt 
jedenfalls die großen Anstrengungen, die Peking machte, 
Herr der Lage zu werden. Es wurden Truppen aus dem 
Yangtsetal in die bedrohten Gebiete geworfen. Erst im 
Spätsommer 1913 war die Ruhe wieder einigermaßen her- 
gestellt. 

Bald darauf (am 5. November), kam, wie oben erwähnt, 
das russisch-chinesische Abkommen über die Aeußere Mon- 
golei zustande. Auf Hilfe von Rußland gegen China war 
nun nicht mehr zu zählen, und allmählich schlief die Auf- 
standsbewegung in der Innern Mongolei ganz von selbst ein. 
Vom Frühjahr 1914 gewann China dort wieder sichtlich an 
Boden: die Räuberbanden wurden unterdrückt, die verlasse- 
nen Gehöfte wieder mit Bauern besetzt, in der Waldwirtschaft 
und im Bergbau wurde wieder ein geregelter Betrieb auf- 
genommen. Das Verbot der Mischehen von Mongolen und 
Chinesen wurde endlich in aller Form aufgehoben. Der 
Plan, Provinzen einzurichten, wurde wieder aufgenommen, 
erwies sich indessen als undurchführbar, da die Regierungs- 
bezirke in Chihli und Shansi, die schon seit langen Jahren 
die blühendsten Teile der Mongolei verwalteten, diese nicht 
aufgeben wollten. | 

Mit dem Abschluß des Vertrages von Kalgan am 7. Juni 
1915 war die mongolische Frage vorläufig gelöst, wenn es 
auch in den nächsten Jahren gelegentlich hier und dort zu 
örtlichen Unruhen kam, bei denen es anscheinend wiederholt 
recht blutig zugegangen ist. Als im Frühjahr 1917 die Un- 
ruhen einen besonders großen Umfang annahmen, ließen 
Rußland und Japan in Peking erklären, wenn China nicht 
sofort Ordnung schaffe, würden sie eingreifen. Daraufhin 
Taffte man sich in Peking zu tatkräftigem Handeln auf; ein 
Festsetzten Japans in der Innern Mongolei sollte unter allen 
Umständen vermieden werden. 

Schon seit dem Abschluß des Friedens von Portsmouth 
hatte sich gezeigt, daß Japan seine Einflußsphäre keineswegs 
auf die südliche Mandschurei zu beschränken gewillt sei, 
sondern sich auch im östlichen Teil der Innern Mongolei 
lestzusetzen wünschte. Bereits 1906 waren Japaner an den 
Höfen der Dschassaks erschienen, um dem allmongolischen 
Gedanken einen Boden zu bereiten und sie zu veranlassen, 
ihre Söhne zur Erziehung auf japanische Schulen zu schicken. 
Die „Japan Mail“ feierte damals in auffallender Weise den 
Fürsten Kalatschin als den „einsichtigen“ Mann, der sogar 
drei Mongolinnen zur Ausbildung nach Tokyo gesandt hatte. 


155 


Ueberall im Lande entstanden japanische Schulen. Im März 
vorigen Jahres veröffentlichte die amerikanische „China Press“ 
in Schanghai Auszüge aus einer vertraulichen Schrift, die 
angeblich von dem früheren japanischen Minister des 
Aeußern Baron Goto stammte und in der über die Teilnahme 
von Japanern an dem Vorgehen in der Mongolei (ebenso 
wie in der Mandschurei und Schantung) eine Menge inter- 
essantes Material enthält. Ob es sich dabei um eine 
Mystifikation des amerikanischen Blattes gehandelt oder ob 
die sonst „erstaunlichen Enthüllungen‘“ den Tatsachen ent- 
sprechen, ist nicht bekannt geworden. Hier soll nur fest- 
gestellt werden, daß man weder in Petersburg, noch in 
Peking je die Fortschritte der Japaner in der Innern Mongolei - 
gerne gesehen hat. Die chinesische Regierung suchte der 
japanischen Propaganda entgegenzuwirken, erreichte indessen 
so gut wie nichts. Im Sommer 1908 hieß es, daß sich fünfzig 
japanische Offiziere in Zivil mit der Landesaufnahme der 
Innern Mongolei beschäftigten. Daß von Japan auch Waffen 
ins Land geschmuggelt wurden, ergibt sich aus dem Frlaß 
der chinesischen Regierung vom März 1908, der den 
Dschassaks ebenso wie den Khanen den Ankauf streng ver- 
bot. Japanischerseits wurden auch Verbindungen buddhisti- 
scher Sendlinge mit den Lamaklöstern angestrebt, die früher 
nie bestanden hatten. Wenn auf diesem Gebiet offenbar 
wenig Fortschritte zu bemerken waren, ist das vor allem auf 
den rollenden Rubel zurückzuführen gewesen. - 

Von der Bedeutung der wirtschaftlichen Beziehungen 
Japans zur Innern Mongolei legt eine Mitteilung der chinesi- 
schen „Chung-Wei-jih-pao“ Zeugnis ab, wonach Japan 1908 
für 30 Millionen Yen Schafswolle über Dairen aus der Mon- 
golei bezogen haben soll. Selbstverständlich verfolgte Japan 
die russischen Pläne in der Mongolei mit wenig Behagen; 
eine unter russischer Herrschaft stehende Mongolei war ihm 
sehr viel unbequemer, als eine unter chinesischer. Einen 
erheblichen Gewinn konnte Japan 1913 verzeichnen. Im 
Jahre vorher hatten sich Rußland und Japan angesichts der 
Unfähigkeit der Jungchinesen eine starke Politik zu treiben 
über ihr Vorgehen in der Mongolei geeinigt. Damit hatte 
Japan China gegenüber freie Hand bekommen. Am 5. Ok- 
tober 1913 gelang es ihm, einen geheimen Vertrag mit China zu_ 
schließen, wonach Japan sich verpflichtete, für den Bau von 
fünf Bahnen in der Mandschurei und Innern Mongolei das 
Kapital zur Verfügung zu stellen. Drei dieser Pläne betrafen 
die Mongolei, und zwar die Linien: 

1. von Taonanfu über Chengtefu südwestlich bis Hoir- 

yong an der koreanischen Grenze; 
2. von Taonanfu nach Changchun; 
3. von Liaoyünchou (südlich von Taonanfu) nach Yehol. 


In Japan herrschte große Freude. .Man versprach sich viel 
von den Bahnen als Zubringer der Südmandschurischen 
Eisenbahn, und zwar sowohl in wirtschaftlicher, wie in 
strategischer Hinsicht. Von diesen Bahnen ist indessen bis 
heute keine einzige gebaut. Auch ein Versuch, den Plan zu 
verwirklichen, im Jahre 1918, nachdem Japan ein Abkonımen 
über den durch den Weltkrieg nötig gewordenen Grenz- 
schutz mit China abgeschlossen hatte, blieb erfolglos. 
Einen ernstlichen Vorstoß gegen die Innere Mongolei 
unternahm Japan im Jahre 1915. China hatte die Zurück- 
ziehung der japanischen Truppen aus der Provinz Schantung 
gefordert. Damals stellte Japan bekanntlich seine seither oft 
genannten 21 Gegenforderungen in Peking. Von diesen be- 
zogen sich verschiedene auf die Innere Mongolei: Japan 
verlangte im östlichen Teil für seine Staatsangehörigen freie 
Niederlassung, unbeschränktes Recht, Handel, Gewerbe und 
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Ackerbau sowie Bergbau zu treiben, das ausschließliche 
Recht, dort Eisenbahnen zu bauen und politische, militärische 
und Finanzratgeber oder Instrukteure anzustellen sowie die 
Zusage, daß China die in der Innern Mongolei erhobenen 
Abgaben keiner andern Macht verpfänden werde. China gab 
in diesem Punkt schließlich unter dem Druck Japans nach, 
offenbar in der Hofinung, daß beim Friedensschluß auch sein 
Verhältnis zu Japan endgülig anders geregelt werden würde, 
und stets bestrebt, das bedrohte Gebiet so stark mit chincsi- 
schen Bauern zu besiedeln, daß sein Charakter unbedingt 
chinesisch bleibt. Japan ging langsam, aber zielbewußt da- 
gegen vor. Im Sommer 1918 verlangte es die Eröffnung 
-.sieben wichtiger Städte nahe der Nordgrenze Chinas als 
„Vertragshäfen“: Kalgans, Jehols, Chaoyangfus und Dolon- 
nors in Chihli, Suiyangtings in Nordschansi, Chingchoufus in 
Fengtien und Taonanfus in der Mongolei. Dort wollte 
Japan Vorposten für eine friedliche Durchdringung der 
Innern Mongolei schaffen. Gerade diese Städte sollten aber 
auch die Stützpunkte Chinas für eine endgültige Aufsaugung 
der Mongolei werden. Von Kalgan sollten Eisenbahnen 
dorthin gebaut werden, um eine breite Grundlage für den 
Vorstoß nach Norden zu schaffen. In Tokyo verfolgte man 
diese Absicht mit wenig Behagen und ließ es gelegentlich 
auch an Warnungen gegen die Verwendung von fremdem 
Kapital als gegen die japanisch-chinesischen Abmachungen 
verstoßend, nicht fehlen. Zur Förderung ihrer Pläne hatte 
die chinesische Regierung übrigens schon im Sommer 1914 ! 
die Posten der mongolischen Chiangküns (Tataren- 
generale) in den Grenzgebieten Chihlis und Shansis 
aufgehoben und den dortigen chinesischen Tutungs 
(Kommandierenden Generalen) auch die bürgerliche Ver- 
waltung in ihrem Befehlsbereich unterstellt, da die 
Gouverneure in Tientsin und Taiyuanfu zu weit ent- 
fernt wären. Offenbar wollte Peking damit planmäßig die 
Abtrennung aller Gebiete nördlich der Großen Mauer von 
Chihli und Schansi vorbereiten und dann neue mongolische 
Provinzen schaffen. Wiederholt ist von solchen Absichten 
auf den Konferenzen der Dschassaks in Changchun und 
Suiyuan die Rede gewesen. Auch Japan rechnete anscheinend 
mit dieser Entwickelung, wollte sie aber den Chinesen nicht 
allein überlassen, sondern an ihr Anteil haben. Ende des 
Jahres 1918 schloß der japanische Großindustrielle Baron 
Okura ein Abkommen mit dem Generalgouverneur der | 
Mandschurei General Chang Tso-lin wegen Gründung einer | 
Gesellschaft, mit einem Kapital von 12 Millionen Yen, die | 
auf einem 12 Geviertmeilen großen Gelände in der Innern 
| 
| 


Mongolei im größten Maßstab Pferdezucht (für die japanische 
Reiterei) und Schafzucht (für die japanische Wollindustrie) 
betreiben soll; von Versuchen, Reis anzubauen, ist in Ver- 
bindung damit ebenfalls die Rede gewesen. Später hieß es 
ın Tokyo, dieser Vertrag sei auf Wunsch der japanischen 
Regierung wieder aufgehoben worden. Auch andere japa- 
nische Gesellschaften, die in der Mongolei Landwirtschaft 
treiben und Mühlen errichten wollten, sind im Laufe der 
letzten Jahre entstanden. Im vergangenen Sommer becrich- 
tete die Tientsiner „Chunyenpao“, daß cine Reihe von 
Dschassaks für 7 Millionen Dollar alles Oecdland, das unter 
ihrer Botmäßigkeit stand, an Japaner verkauft hätten; andere 
sollen wertvolle Erzvorkommen und Wälder Japanern zur 
Ausbeute übergeben haben. Auch andere chinesische 
Zeitungen haben ım Lauf des letzten Jahres wiederholt 
warnend auf die Fortschritte aufmerksam gemacht, die Japan 
in der Mongolei zu verzeichnen habe. 

Line nicht zu überschende Rolle haben die japanischen 


Ansprüche auf gewisse Rechte in der Innern Mongolei in 
den letzten Monaten bei den Verhandlungen des Internatio- 
nalen Syndikats, das sich unter gewissen Voraussetzungen 
China Anleihen zu gewähren verpflichen wollte, gespielt. 
Es ist wichtig, daraus folgende Angaben festzustellen: 


1. 


Der Präsident der Yokohama Specie Bank Kajiwara 
erklärte am Tage vor der Abreise des amerikanischen 
Bankherrn Lamont, der in Japan, die Verhandlungen 
über den Anschluß der japanischen Banken an das 
Internationale Syndikat geführt hatte, das Syndikat habe 
sich verpflichtet, die Sonderstellung der Japaner in 
China anzuerkennen und vom Bereich des Syndikats 
alle Fisenbahnen in China (das heißt in der Mandschurei 
und Mongolei) auszunehmen, die für Japan wichtig 
seien, ebenso alle wirtschaftlichen und anderen Inter- 
essen, die Japan erworben habe. 


‚Am Tage seiner Abreise erklärte Lamont, Japan habe 


alle Vorbehalte zurückgenommen. 

Ueber diesen Widerspruch befragt, erklärte Kajiwara, 
seine Auslassungen seien nicht richtig wiedergegeben 
— ohne indessen zu sagen, in welchen Punkten das der 
Fall sei. | 

Später führte der japanische Ministerpräsident Hara in 
einer Unterredung mit dem Sekretär .der American 
Asiatic Association Foord aus, man dürfe nicht ver- 
gessen, daß Japan historische Ansprüche auf die Man- 
dschurei und die Mongolei habe, wodurch Japan in 
eine eigentümliche Lage geraten sei. Man könne die 
japanischen Interessen nicht genau so behandeln wie 
die anderer, räumlich entfernterer Mächte; darüber 
seien sich Amerika, Frankreich und England mit Japan 
völlig einig (woraus natürlich nur der Schluß gezogen 
werden kann, daß Japan dem Syndikat keinerlei Zu- 
sagen gemacht habe). 


5. Zwei Tage später ließ ‚Lamont in der „New York 


a 


Times“ mitteilen, Hara müsse falsch verstanden sein; 
die japanische Bankengruppe habe mit ausdrücklicher 
Zustimmung der japanischen Regierung ihren ursprüng- 
lichen schriftlichen Vorbehalt betreffs der Mandschurei 
und der Mongolei zurückgezogen. 

erklärte darauf, Hara nicht mißverstanden zu 
aben. 


7. Am 11. November bestätigte auf dem Festessen der 


China Association in London Sir Charles Addis von 
der Hongkong & Shanghai Banking Corporation, alle 
Mächte hätten ihre Sonderrechte zugunsten des Syndi- 
kats aufgegeben und sich verpflichtet, das auch in Zu- 
kunft zu tun; Japan habe nur betreffs der Schantung- 
bahn einen Vorbehalt gemacht, zu dem es auf Grund 
des Versailler Friedens berechtigt war. 

Am 2. Februar hat der japanische Minister des Aeußern 
Vicomte Uchida im japanischen Reichstag erklärt, Japan 
habe auf seine Sonderinteressen in der Mandschurei 
und Mongolei nicht verzichtet, es fänden darüber zur- 
zeit zwischen den beteiligten Mächten Verhandlungen 
die nach ihrem Abschluß veröffentlicht werden 
wurden. 


Die Angaben der Amerikaner und Engländer stehen bisher 
denen der Japaner unvereinbar gegenüber. Uns interessiert 
hier nur die Tatsache, daß Japan nicht daran denkt, scıue 
Sonderinteressen in der Innern Mongolei aufzugeben. Im 
Zusammenhang hiermit darf auf eine Auslassung des gewiß 
gründlichen Kenners des Fernen Ostens J. ©. P. Bland hia- 
gewiesen werden, der in seinen Reiseberichten bei einem Be 


such Chinas zu Beginn des vorigen Jahres auch auf die 
japanischen Pläne in der Mongolei zu sprechen kommt und 
sie einen wesentlichen Belang der Politik Tokyos nennt, für 
die Japan schon zwei große Kriege geführt habe und für die 
es im Notfall das Schwert nochmals ziehen würde. „Nur 
wer diese Ansprüche Japans versteht, kann ‚die Lage im 
Fernen Osten richtig beurteilen,“ schrieb Bland.. Man wird 
in Zukunft an den japanischen Plänen und Schachzügen in 
der Innern Mongolei nicht als einer belanglosen Sache vor- 
übergehen dürfen. 

Ueber die weiteren Vorgänge in der Aeußern Mongolei 
ist in den Spalten dieses Blattes in den letzten Monaten 
wiederholt berichtet worden. China hat seine Stellung dort 
nicht behaupten können. Seine Truppen haben Urga ge- 
räumt, seine amtlichen Vertreter sind geflohen, ebenso seıne 
Kaufleute. Aufständische Mongolen haben sich gemeinsam 
mit Abteilungen der russischen antibolschewistischen Truppen 
des Kosakenhetmans Semenow der Hauptstadt der Mongolei 
bemächtigt. Der Hutuktu ist verschwunden; ob von den 
Mongolen und ihren russischen Freunden vor der Einnahme 
der Stadt entführt, um ihn gegen die Wut der chinesischen 
Soldateska zu schützen oder vom chinesischen General Chu 
Chi-hsiang vor den eindrigenden Mongolen und Russen an 
einen sichern Ort gebracht, steht noch nicht fest; die Mit- 
teilungen der ostasiatischen Presse darüber widersprechen 
sich; vieles spricht indessen dafür, daß sich der Hutuktu bei 
den Russen befindet. Er soll sich vor kurzem als „Kaiser 
der Mongolei, König der Gelben Kirche in der Mongolei und 
Tibet haben ausrufen lassen. Ze 

Angeblich sind Bestrebungen im Gange, aus der: Mon- 
golei einen Pufferstaat gegen das Vordringen des Bolsche- 
wismus zu machen. Darüber aber, wer hinter diesen Be- 
strebungen steht, gehen die Meldungen in der chinesischen 
Presse weit auseinander; bald heißt es, antibolschewistische 
Russen seien Urheber des Gedankens, bald wieder Japan 
habe die Hand im Spiel. Es ist noch nicht möglich, mit 
Sicherheit zu sagen, was tatsächlich. vorgeht. Es wird da- 
her auf die neueste Entwickelung später zurückzukommen 
sein. Was hier zur mongolischen Frage mitgeteilt ist, 
wird aber eine Beurteilung der wesentlichen Belange ermög- 
lichen, die für den Gang der Ereignisse von Bedeutung sind 
und werden können. 


Politische Rundschau. 
China. 


Chinesisch-französische Beziehungen. 
früheren französischen Kriegsministers Painlev& nach China, wo 
er wegen Ausgestaltung der französischen Teilnalıme am Er- 
ziehungswesen Chinas Verabredungen getroffen und auf Wunsch 
des Präsidenten Hsü Shi-chang eine Denkschrift über das Ver- 
kehrswesen Chinas verfaßt hat, ist seinerzeit eingehend in den 
Spalten dieses Blattes berichtet worden. Der französische Be- 
such wird jetzt von einer chinesischen Sondergesandtschaft in 
Frankreich erwidert.e An ihrer Spitze steht der ehemalige 
Ministerpräsident und Minister des Innern Chu Chi-chien. Er 
hat dem Präsidenten Millerand im Auftrage des Präsidenten 
Hsü Shi-chang ein Dankschreiben für seine Ernennung zum 
Ehrendoktor der Universität Paris und wertvolle Geschenke 
(man spricht in London von drei Eisenbahnwagenladungen) 
überbracht. Bei einem Festessen im Elisee betonte Chu, China 
habe sich die Grundsätze der französischen Revolution „Frei- 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit‘ zu eigen gemacht, und damit sei 
ein Band geschaffen, das die beiden demokratischen Republiken 
Europas und Asiens eng miteinander verknüpfen müßte: be- 
sonders hohe Erwartungen für einen Ausgleich der westlichen 
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und östlichen Zivilisation dürften von der Hochschule gehegt 
werden, die Frankreich für studierende Chinesen in Lyon er- 
richtet habe. Die französische Regierung läßt es an nichts 
fehlen, um die chinesischen Gäste außerordentlich zu feiern und 
für die französische Politik einzufangen. In etwas süßsauern 
Ausdrücken stellt der „London and. China Expreß“ fest, daß man 
in Paris nicht nur bestrebt sei, die geistigen Beziehungen zum 
Fernen Osten zu fördern, sondern auch die Handelsbeziehungen 
inniger zu gestalten, sich vor allem die Lieferungen für die Aus- 
gestaltung der chinesischen Eisenbahnen zu sichern suche. Alles 


deutet darauf hin, daß in dieser Hinsicht sehr bald ein Wettlauf 


zwischen England und Frankreich einsetzen wird. Die „Times“ 
kündigt jetzt schon ein umfangreiches Programm für den auch 
in England erwarteten Besuch Chu Chi-chiens an, bei welcher 
Gelegenheit die Universität Oxford sich besonders betätigen soll. 
Uebrigens verfolgt man in England neben den französischen 
auch die amerikanischen Bestrebungen in China mit wenig Be- 
hagen; das „Times Trade Supplement“ wies Mitte April auf 
diese mit sehr großer Deutlichkeit hin. Auch die erzieherische 
Arbeit, die Japan in Tsingtau, in Shantung und in der Süd- 
mandschurei leiste, dürfe nicht unterschätzt werden, heißt es 
dort. Man will, um sie zu bekämpfen, erhebliche Summen durch 
freiwillige Spenden der in China ansässigen britischen Kaul- 
ınannschaft aufzubringen versuchen (wobei die gegenwärtig 
wirtschaftlich außerordentlich schwierige Lage dieser Firmen, 
die den Londoner Plänen wenig günstig sind, einfach ver- 
schwiegen wird) und wird sich die Gelegenheit der chinesischen 


“ Sonderkommission nicht entgehen lassen, unı wenigstens schön 


klingende Reden auszutauschen. Inzwischen bereitet auch 
Italien große Ehrungen für Chu Chi-chien vor. Chu hat am 
12. April seinen Fuß in Venedig auf europäischen Boden gesetzt 
und ist damals sofort weitergefahren. Aber er wird Italien 
vor der Rückkehr nach China noch einmal besuchen. „Il Secolo“ 
kündigt an, bei dieser Gelegenheit würden Verabredungen 
wegen der Schaffung auch einer Hochschule für Chinesen in 
Italien getroffen werden. Einstweilen ist man in Paris mit allen 
Mitteln bestrebt gewesen, die Sahne abzuschöpfen. Und selbst- 
verständlich ist dabei nichts unversucht gelassen, die chinesische 
Mission auf alle Art und Weise gegen Deutschland, dessen 
Wettbewerb man nicht nur 'auf wirtschaftlichem, sondern auch 
auf geistigem Gebiet mit großem Mißtrauen verfolgt, einzu- 
nehmen. Als Chu Chi-chien nach einem Besuch großer fran- 
zösischer Industriewerke in der Provinz (namentlich Creusots) 
und einer Besichtigung der trotz der zweieinhalb Jahre, die 
seit der Zurückführung der deutschen Truppen aus Frankreich 
vergangen sind, noch immer nicht wiederaufgebauten Kriegrs- 
schauplätze nach Paris zurückkehrte, gab ihm am 29. April die 
Compagnie Generale d’Extreme Orient ein Abschiedsmahl. Bei 
dieser Gelegenheit sagte, wie der „Temps“ berichtet, Marschail 
Petain: „Sie haben Reims und Verdun gesehen. ‚Sie haben die 
Schäden dort wahrgenommen und verstanden, daß unsere 
Schadensersatzforderungen gerechtfertigt sind. Wie China, so 
war auch Frankreich friedlich; es hat nur die Waffen ergriffen, 
um nicht unterzugehen.' Es- ist wichtig, solche Worte, so un- 


freundlich sie an sich sind, festzuhalten. CF. 
Das Internationale Bankkonsortium. Auf die wider- 
sprechenden Erklärungen japanischer Staatsmänner und 


Bankherren und der amerikanischen ‘und englischen Vertreter 
des Internationalen Bankkonsortiums betreffs der Sonder- 
stellung Japans in China ist an anderer Stelle dieses Blattes hin- 
gewiesen worden. (Vergleiche den Aufsatz: „Die mongolische 
Frage.) Im Anschluß daran sei hier noch eines Anfsatzes der 
„Peking Daily News“ vom 11. März gedacht, der unverhüllt 
zum Ausdruck bringt, entweder müsse zwischen Japan und den 
anderen Mächten ein geheimes mündliches Abkommen be- 
stehen oder die japanische Regierung versuche, das japanische 
Volk, das von dem Konsortialabkommen nichts wissen wolle, bei 
guter Laune zu erhalten und letzten Endes durch seine Ver- 
dächtigungen das Konsortium selbst zu sprengen. Die „Peking 
Daily News“ verlangt unter diesen Umständen eine offene 
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klare Darstellung der Verhandlungen und Abmachungen, wenn 
die Pekinger Regierung es nicht vorzöge, einfach auf Grund 
der Lamontschen Auslassungen Verhandlungen mit dem Kon- 
sortium über eine Anleihe zur Erschließung der Südmandschurei 
und der Inneren Mongolei zu eröffnen; dabei müsse sich ja von 
selbst herausstellen, wie die Dinge lägen. Im scharfen Gegen- 
satz zu dieser Stellungnahme der Pekinger Regierung steht die 
der Machthaber in Canton und der hinter ihn stehenden 
Kuomintang, die auf das Nachdrücklichste erklären, sie wür- 
den Anleihen des Internationalen Bankkonsortiums unter keinen 
Umständen anerkennen, da mit ihnen schließlich doch nur die 
politischen Pläne Pekings eine Förderung erfahren würden. 
Auffallend ist es, daß die Propaganda gegen Anleihen des Inter- 
nationalen Konsortiums besonders heftig von den Kuomintang- 
gruppen in Amerika geführt wird. „Millards Review“, das 
engere amerikanisch-chinesische Beziehungen fördernde Organ, 
schüttelt ob dieser Bewegung den Kopf und fragt erstaunt, wo- 
her wohl das Geld für die in Amerika geführte Propaganda 
gegen die Konsortialanleihen käme, übersieht dabei aber, daß es 
keineswegs chinesische Kreise allein sind, die in Amerika das 
Internationale Bankkonsortium bekämpfen; es fehlt durchaus 
nicht an amerikanischen Stimmen, die den ganzen Konsortiums- 
gedanken als eine Frucht der ideologischen Politik des Präsi- 
denten Wilson bezeichnen, als einen utopischen Plan, China von 
internationalen Konzessionsjägern zu befreien, von dem das 
chinesische Volk selbst nichts wissen wolle, weil es befürchtete, 
daß die chinesische Regierung nur ihre schwer erschütterte 
Stellung mit Hilfe der Anleihen des Konsortiums für einige Zeit 
wieder zu befestigen bestrebt sein werde. In der Neuyorker 
Zeitschrift „The New Republic* vom 13. April weist ihr 
Pcekinger Mitarbeiter John Dewey darauf hin, das Mißtrauen 
weiter chinesischer Kreise gegen das Internationale Konsortium 
sei vor allem darauf zurückzuführen, daB es keineswegs auf 
eine Anregung amerikanischer Banken gegründet sei, wie man 
die Sache jetzt darzustellen suche, sondern während des 
Krieges auf Betreiben des Staatssekretärs Lansing, der sich da- 
bei viel weniger von finanziellen und wirtschaftlichen, als von 
politischen Rücksichten habe leiten lassen; auch heute 
schwankten die Maßnahmen des Konsortiums noch zwischen 
politischen und finanziellen Zielen. Dabei stoße Amerika immer 
wieder auf den Widerstand der Japaner, Engländer und 
Franzosen. Von diesen seien aber wenigstens die beiden 
letzteren zurzeit kaum in der Lage, den etwa auf sie entfallen- 
den Anteil China gewährter Anleihen zu übernehmen, so daß 
schließlich Amerika, wenn nicht alles, so doch den größten Teil 
des für China bestimmten Geldes werde aufbringen müssen. 
Augenscheinlich komme es England und Frankreich nur darauf 
an, Anleihen an China so lange (vielleicht für 5 Jahre) zu hinter- 
treiben, bis sie wieder imstande sein würden, sich an den 
Flänen des Internationalen Konsortiums zu beteiligen. Die Aus- 
sichten des Syndikats sind infolgedessen zurzeit nur wenig 
glänzend. Aber auch in dieser Hinsicht wird man sich wie in 
so mancher anderen auf Ueberraschungen in China gefaßt 
machen müssen. Auf die unmittelbare Wirkung der Lamont- 
schen Pläne, das Entstehen eines National-Chinesischen Bank- 
konsortiums, ist bereits mehrfach hingewiesen worden. Joln 
Dewey nennt diese Gründung schon heute einen Erfolg des 
Internationalen Konsortiums, wenn dessen eigene Bestrebungen 
anscheinend auch fehlschlügen. Daß man in amerikanischen 
Kreisen mit einem Fehlschlag rechnet, ergibt sich aus Auf- 
zeichnungen, die der Vertreter der amerikanischen Bankgruppe 
in Peking, Stevens, Anfang März Pressevertretern übergeben 
hat, sehr deutlich; aus ihnen sprechen unverkennbar Ungeduld 
und Aerger über die Japaner, die Stevens offen als Gegner des 
ganzen Konsortiumsgedankens bezeichnet. Bezeichnend ist da- 
wegen, daß in denselben Tagen der Direktor der Hongkong 
and Shanghai Banking Corporation in der Generalversammlung 
der Aktionäre die Japaner in Schutz nahm und meinte, man 
müsse der Entwicklung der Dinge gelassen entgegenschen. 
Stevens möchte — und darin findet man in gewissen chine- 
sischen Kreisen neuen Anlaß zu Besorgnissen, Amerika veriolge 
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mit dem Konsortium nur politische Ziele — China eine Anleihe 
für die Rückgewinnung der alleinigen Kontrolle der ost- 
chinesischen Eisenbahn geradezu aufdrängen, was angesichts 
der Tatsache, daß die Japaner ihre „besonderen Interessen“ an 
dieser Bahn durch Besetzung wichtiger Punkte in nicht miß- 
zuverstehender Weise zum Ausdruck gebracht haben, recht ein- 
deutig ist. „Der Japaner,“ heißt es in einem Schanghaier Brief, 
„der eine außerordentliche Selbstbeherrschung aus der Kinder- 
stube mit ins Leben bringt, verzieht keine Miene, aber — er 
läßt China nicht in die Verlegenheit geraten, mit der Stevens 
offenbar rechnet; die fälligen Zinsen für den Schuldendienst 
werden gestundet.“ Es unterliegt heute kaum noch einem 
Zweifel, daß China und Japan sich ohne das Internationale Bank- 
konsortium über die Östchinesische Eisenbahn einigen werden, 
sobald die sibirisch-mongolische Frage, die sicherlich einer Ent- 
scheidung zutreibt, zwischen den drei beteiligten Mächten end- 
gültig geregelt wird. Daß das japanische Beispiel für die aus- 
ländischen Gläubiger vorbildlich wirken wird, unterliegt keinem 
Zweifel; jeder möchte als der beste Freund Chinas gelten, und 
keiner wird deshalb einen für ihn ungünstigen Vergleich mit 
Japan herausfordern wollen. Wenn der Zweck des Inter- 
nationalen Bankkonsortiums, wie Präsiden Wilson seinerzeit 
auf der Pariser Friedenskonferenz erklärt hat, sein sollte, die 
Finanz- und Wirtschaftspolitik der Mächte in China zu neutrali- 
sieren und Machtbestrebungen einzelner geldgebender Fremde 
Chinas durch die Zusammenlegung aller Interessen auszu- 
schalten, so ist dank dem — berechtigten oder unberechtigten — 
Einspruch der Japaner, die in der Mandschurei, Mongolei und 
Schantung eine Sonderstellung beanspruchen, der Wettbewerb 
der fremden Mächte in Peking heute stärker als je, und Peking 
versäumt keine Gelegenheit, eine Macht gegen die andere aus- 
zuspielen. Da das chinesische Konsortium ihm dieses Spiel 
außerordentlich erleichtert, gewinnen die Machthaber in Peking 
die nötige Zeit, ihre eigenen Pläne reifen zu lassen, die, wie 
schon gesagt, der öffentlichen Meinung im Lande Rechnung 
tragend, auf eine schließliche völlige Ausschaltung des Inter- 
nationalen Bankkonsortiums abzielen. CF. 

Chinesen in Südasien. Auf den Umfang, den der chinesische 
Handel in Indien in den letzten Jahren genommen hat, kann 
man mittelbar aus der Meldung einen Schluß ziehen, daß die 
Pekinger Regierung sich mit dem Gedanken trägt, eine Anzahl 
von Konsulaten in Indien zu errichten. Aber es handelt sich 
allem Anschein nach dabei keineswegs allein um eine handels- 
politische Maßnahme; ausdrücklih wird erklärt, Peking 
wünsche die dort lebenden Chinesen ausgiebiger als bisher: zu 
schützen. Die Klagen der in den südasiatischen Ländern leben- 
den Chinesen über schlechte Behandlung nehmen sichtlich zu. 
Außer aus Indien kommen solche auch aus Hinterindien und 
Niederländisch-Indien. Immer wieder heißt es, sie (die Chinesen) 
seien durch falsche Vorstellungen und Unkenntnis der Verhält- 
nisse ins Ausland gelockt worden. Schon seit längerer Zeit hat 
die chinesische Regierung die Hafenbehörden angewiesen, 
scharfe Kontrolle zu üben und die Einschiffung nur solcher Aus- 
wanderer zu gestatten, die über die Verhältnisse der Länder, 
in die zu gehen sie sich anschickten, genau unterrichtet seien 
und denen vor allem Sicherheit dafür geleistet wird, daß etwa 
abgeschlossene Arbeitsverträge auch von den ausländischen 
Arbeitgebern eingehalten würden. Die Errichtung chinesischer 
Konsulate im Ausland soll dazu beitragen, diese Kontrolle zu 
vervollständigen. Mit was für Schwierigkeiten die Chinesen 
vicHach im Ausland zu kämpfen haben, dafür sei nur ein Bei- 
spiel angeführt. Nach einer neuen Bestimmung des amerika- 
nischen Generalgouvernements in Manila müssen fortan alle Ge- 
schäitsbücher der auf den Philippinen ansässigen Kaufleute in 
englischer, spanischer oder einer philippinischen Sprache ge- 
führt werden. Von den 20.000 chinesischen Firmen, die dort be- 
Stelien, wird sich ein großer Teil, namentlich der kleineren, 
unter diesen Umständen von den Philippinen zurückziehen 
müssen; sie sind einfach außerstande, neben ihren chinesischen 
auch noch einen einer der vorgeschriebenen Sprache mächtigen 
Buchhalter zu unterhalten. 
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Zurückgekehrte deutsche Missionare. Das der China- 
Allianz-Mission (Barmer Allianz) angehörige Missionarsehepaar 
Bender, die zu den wenigen (auf französische Umtriebe) 
deportierten deutschen Missionaren gehören, ist Mitte Februar 
wieder am Ort seiner früheren Tätigkeit in Lungchüan (Provinz 
Chekiang) eingetroffen. Ueber die Reise nach China und den 
Empfang in ihrem alten Wirkungskreis schreibt Herr Joseph 
Bender unter dem 14. März. 


„Nach vielen Hindernissen bestiegen wir am 3. Dezember 
1920 den Lioyd-Triestino-Dampfer „Pilsna“. Die Mehrzahl der 
Mitreisenden waren Deutsche, man sagt 60 vom Hundert. Das 
Reisewetter war günstig. Außer in Massaua war es den 
Deutschen nicht gestattet, an Land zu gehen. In Penang ver- 
langten die Engländer die Pässe aller nach Ostasien fahrenden 
Deutschen, andernfalls wollten sie das Schiff nicht aus dem 
Hafen lassen. Niemand war willig, den Engländern die Pässe 
einzuhändigen. Da vermittelte der uns freundlich gesinnte 
italienische Kapitän, daß ihm die Pässe zur Aufbewahrung ab- 
gegeben würden. Das geschah. Nach Singapore sollte jeder 
seinen Paß wiedererhalten. Aber erst in Hongkong wurde das 
ausgeführt. Am 16. Januar erreichten wir Schanghai und 
konnten ohne Schwierigkeit glatt landen. Durch Vermittlung 
des holländischen Konsuls erhielten wir beim Fremdenamt Pässe 
fürs Inland. Nach 3%%monatiger Reise, am 16. Februar, genau 
auf den Tag zwei Jahre nach der Ausweisung, erreichten wir 
unsere Misionsstation Lungchüan in Südwest-Chekiang. Am 
Landungsplatze wurden wir mit Böllerschüssen von einer 
großen Menschenmenge freudig begrüßt. Vom schön ge- 
schmückten Wohnhause wehten uns die deutsche und die 
chinesische Flagge entgegen. Gleich darauf erschienen der 
Magistrat und die Vertreter der verschiedenen Gilden, um uns 
zu begrüßen. Sie veranstalteten am nächsten Tage eine Fest- 
versammlung in unserer Kapelle, wo nochmals der Magistrat, 
die Vertreter der Kaufmannschaft, der Schulen und anderer 
Notabeln uns herzlich willkommen hießen. Die ganze Stadt 
nimmt Anteil an der Freude unserer Rückkehr. Auf den Straßen 
sehen wir überall freundliche Gesichter, freundliche Worte 
werden uns allenthalben entgegengerufen. China ist Deutsch- 
land wohlwollend gesinnt. Es blickt nicht verächtlich auf ein 
besiegtes Deutschland, sondern es erwartet einen baldigen Auf- 
stieg zur Macht wegen der angeborenen Tüchtigkeit der 
Deutschen. So freuen wir uns mit ihnen und beginnen mit 
neuem Mut den Wiederaufbau unserer zwei Jahre lang brach 
gelegenen Missionsarbeit. Vieles ist gestohlen worden und 
manches verdorben.® Aber wir sind dankbar, wieder hier 
zu sein.“ Zu 


Japan. 


Japan und Ostsibirien. Die Gerüchte von dem Bevorstehen 
eines bewaffneten Zusammenstoßes zwischen Japan und der 
neugebildeten Republik des Fernen Ostens, deren Regierung 
mit Schilow als Präsident, Krasnoschekow als Sckretär und 
Kogewnikow als Vizesekretär für auswärtige Politik inzwischen 
zustande gekommen ist, haben weitere Nahrung erhalten durch 
die Erklärung des japanischen Kriegsministeriums vom 21. März, 
wonach die japanische Garnison von Nordsachalin die sibirisch:n 
Plätze Nikolajewsk, Dekastri, Mago, Sophisk und andere zwecks 
Erhaltung von Frieden und Ordnung und zeitweiliger Ueber- 
nahme der Zivilverwaltung besetzen werde, in Ueberein- 
stimmung mit der bei der einstweiligen Räumung im vorigen 
Herbst veröffentlichten Erklärung. Dieser Schritt der Militär- 
behörden wird in der japanischen Presse scharf verurteilt, weil 
er zur selben Zeit erfolge, wo alle europäischen Mächte auf 
Wiederanknüpfung von Beziehungen zur Moskauer Regierung 
bedacht seien. Nicht nur die „Asahi‘ und „Yomiuri“, die immer- 
fort die Räumung Sibiriens gefordert haben, sondern auch die 
„Osaka Mainichi“ und die „Kokumin“ halten den Schritt für 
äußerft schädlich. Die „Yomiuri“ gibt zwar zu, daß angesichts 
des allgemeinen Hasses der ostsibirischen Bevölkerung gegen 
Japan und der fortwährenden Ueberfälle und Angriffe auf 
einzelne Japaner eine sofortige völlige Räumung noch nicht 
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möglich sei; aber die Besetzung der genannten Plätze bezwecke 
doch, für die Verhandlungen mit Tschita ein Faustpfand in die 
Hand zu bekommen, und dafür sei die Besetzung von Nord- 
sachalin schon ausreichend, und die weitere Besetzung wäre 
erst nötig gewesen, wenn die Verhandlungen mit Tschita sich 
zerschlagen hätten. Es sieht indessen in der Tat so aus, als ob 
die Besetzung der obigen Plätze nur als ein Druckmittel dienen 
soll, um die schwebenden Verhandlungen in für Japan günstigem 
Sinne zu beeinflussen. Denn die „Asahi“ veröffentlicht ein 
Extrablatt, wonach die Rückziehung aller Truppen für April 
oder Mai beschlossen sei, und nach anderen zuverlässigen 
Meldungen soll der bisher zwischen dem japanischen Aus- 
wärtigen Amt und dem Großen Generalstab über die Politik 
gegenüber Sibirien bestehende Gegensatz im Sinne des ersteren 
beigelegt worden sein. Die „Chuo“, das Organ der Regierungs- 
partei, erklärt noch einmal mit aller Bestimmtheit, Japans 
Politik sei eine Politik der strengsten Nichteinmischung in die 
politischen Verhältnisse Sibiriens, gleichgültig ob die Bolsche- 
wisten die Macht hätten oder nicht, und nach einer Meldung 
der „Chugai Shogyo“ hat der Minister des Aeußern Graf Uchida 
am 23. März im Kabinettsrat aufs dringendste die Notwendig- 
keit für Japan betont, sofort seine Beziehungen zur Tschitaer 
Regierung in Ordnung zu bringen, damit nicht andere Mächte, 
insbesondere Amerika, Japan zuvorkämen und der Haß der 
sibirischen Bevölkerung gegen Japan überhandnehme. Tatsäch- 
lich gehen auch, obwohl die neue Tchitaer Republik von Japan 


noch nicht anerkannt ist, förmliche Verhandlungen zwischen 


den beiden Regierungen über die Fischereigerechtsamen hin 
und her, und zwar von seiten der amtlichen Stellen, des 
japanischen Generalkonsuls in Wladiwostok Kikuchi und des 
Vizesekretärs des Aeußern der Tschitaer Regierung Kogewnikow. 
Es handelt sich dabei um den japanisch-russischen Fischerei- 
vertrag von 1907, der seit seinem Ablauf immer wieder von 
beiden Seiten tatsächlich verlängert worden ist. Die strittigen 
Punkte sind dabei hauptsächlich die von Japan angefochtenen 
Beschränkungen für japanische Fischer in der Amur-Bucht und 
die von Japan geforderten Bürgschaften für die Sicherheit der 
japanischen Fischer, vor allem aber die von Tschita bestrittene 
Ausdehnung der japanischen Fischereirechte auf die Küsten- 
gewässer der Halbinsel Kamtschatka. Die Tschitaer Regierung 
hat die japanischen Forderungen mit dem Vorschlag auf Ein- 
berufung einer amtlichen Konferenz beantwortet, an der aber * 
nicht nur Vertreter der Regierungen von Tokio und Tschita, 
sondern auch der von Moskau teilnehmen sollen, da die Hoheits- 
rechte über Kamtschatka von der Tschitaer Regierung an 
Sowietrußland abgetreten worden seien. Sie fordert noch ein- 
mal die Räumung aller Fischereigründe seitens der japanischen 
Truppen und will die volle Bürgschaft für Leben und Eigentum 
der japanischen Fischer selbst übernehmen und als Sicherheit 
für die Bürgschaft eine Summe in halber Höhe der Fischerei- 
abgaben hinterlegen. Kogewnikow erklärt sich :sogar bereit, 
selbst nach Tokio zu kommen, falls die jetzigen Verhandlungen 
mit Wladiwostok befriedigend geendigt hätten, um über die 
Anerkennung seiner Regierung weiter mit der japanischen 
Regierung zu verhandeln. So weit aber aber sind die Dinge 
offenbar noch nicht gediehen. Die japanische Regierung hält 
zunächst das Leben und Eigentum der japanischen Fischer für 
besser gesichert durch militärischen Schutz als durch die 
Bürgschaft der Tschitaer Regierung und hält deshalb an der 
Besetzung der Fischereiplätze fest, während nach dem streitigen 
Kamtschatka für die Dauer der Fischereisaison von Juli bis 
September ein Kreuzer und vier Torpedobootszerstörer entsandt 
werden sollen. Die angebliche Abtretung der Hoheitsrechte 
über Kamtschatka an die Moskauer Sowjetregierung wird in 
der japanischen Presse der Tschitaer Regierung als ein hinter- 
listiger Streich verübelt, der in Zusammenhang gebracht wird 
mit den Abmachungen der Amerikaner Vanderlip und Stephens. 
Die Presse äußert sich recht argwöhnisch hinsichtlich der 
Haltung der Washingtoner Regierung zu den seinerzeit von 
Moskau an Vanderlip vergebenen Gerechtsamen, um so mehr 
als vor kurzem dem japanischen Militärattach® in Tschita von 
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seiten der amerikanischen Botschaft in Tokio deren Handels- 
und Militärattaches nach Tschita nachgesandt worden sind; an- 
scheinend bemühen sich alle drei wetteifernd um die Erlangung 
wirtschaftlicher Gerechtsamen für ihre Landsleute. DaB vor 
kurzem ein Japaner namens Kitazawa die erste japanische Ge- 
rechtsame hat erzielen können, nämlich die Ausbeutung großer 
Forsten an der Bucht von Grossewitsch, spricht nicht nur nicht 


für die Wahrscheinlichkeit eines bevorstehenden kriegerischen 


Zusammenstoßes zwischen Japan und Tschita, sondern im 
Gegenteil für die Möglichkeit einer baldigen Beilegung der 
Streitigkeiten und die dann folgende Anerkennung der Republik 
durch Japan. Dafür sprechen ferner die verschiedenen von 
Krasnoschekow wie anderen Tschitacr Beamten an die ost- 
sibirische Bevölkerung gerichteten Mahnungen, sie solle nicht 
an die Gerüchte von bevorstehenden Feindseligkeiten zwischen 
Japan und Tschita glauben, die nur von Konterrevolutionären 
ausgesprengt würden, um die japanisch-russischen Beziehungen 
zu stören und die "Grundlagen der jungen Republik zu unter- 
graben. 


Weiteres Unglück der Omotokyo. Zu innerer Zwietracht 
und äußeren Verfolgungen werden die Gläubigen der Omotokyo 
‚durch weiteres: Unglück heimgesucht. Die großen Frühlings- 
feste im Haupttempel in Ayabe, die sonst alljährlich von über 


3000 Gläubigen besucht wurden, haben dieses - Jahr höchstens‘ 


500 Teilnehmer ‘herbeilocken können. Die Gegner freuen sich 
und sehen darin ein sicheres Zeichen des beginnenden Verfalls 
der neuen Kirche und Religion, während die Abnahme der An- 
ziehungskraft des Festes möglicherweise nur eine vorüber- 
gehende Wirkung der gerichtlichen Verfolgung ihrer Führer ist. 
Mit hämischer Genugtuung vermerken ferner einige Blätter, daß 
der Grund, auf dem der Haupttempel in Ayabe steht, als un- 
erschöpflich reich an rauchloser Kohle -erkannt worden sein 
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soll, und daß sich ein Unternehmer in Osaka bereits um behörd- 
liche Erteilung des Schürf- und Ausbeutungsrechts beworben 
habe. Von seiten ‘der Omotokyo wird das alles als bloße 
Ränke der feindlichen buddhistischen Shin-Sekte hingestellt. 
Uebrigens seien alles gegenwärtige Unglück und die Ver- 
folgungen bereits in den heiligen Aufzeichnungen der Alten Nao 
vorhergesagt worden, ebenso aber auch, daß der Gott Konjin 
die Seinigen in der höchsten Not über alles Leid siegreich 
triumphieren lassen werde. 

Nenbau des Sonnenheiligtums in Ise. Bekanntlich müssen 
die aus Holz gebauten Tempelgebäude des höchsten japanischen 
National-Heiligtums, des Tempels der Sonnengöttin bei Yamada 


in Ilse, alle zwanzig Jahre neugebaut werden, und zwar jedes 


Gebäude auf einem Platz, der schon zu diesem Zweck neben 
ihm freigelassen ist. In diesem Jahre beginnen die Arbeiten 
für den fälligen Neubau, der zehn Jahre in Anspruch nehmen 
wird und für den Kosten in Höhe von Yen 11.Millionen vor- 
gesehen sind. Der Abschluß der Bauten im Jahre 1930 wird 
durch große Festlichkeiten in hergebrachtem strengen Shints- 
stil gefeiert werden. Uebrigens werden in diesem Jahre die 
Tempelgebäude in Ise durch einen weiteren Tempel vermehrt 
werden, der für die.erste jungfräuliche Kaisertochter, die als 
Hohepriesterin der Sonnengöttin in Ise waltete, die Prinzessin 
Yamatobime no Mikoto, errichtet wird. Sie war die Tochter 
des Kaisers Suinin und sol! nach den Reichsannalen, dem 
„Nihongi“, die Insignien der Sonnengöttin im Jahre 5 v. Chr. 
nach mancherlei Irrfahrten an ihre jetzige Stätte gebracht 
haben. Die Grundsteinlegung ihres Tempels wurde am 31. März 
in Kusunokibayashi bei Yamada in Gegenwart des Hausministers 
Baron Makino, des Ministers und des Vizeministers des Innern, 
der Präsidenten des Herren- und des Abgeordnetenhauses sowie 
vieler anderer hoher Würdenträger feierlich begangen. 


TR Wirtschaftliche Nachrichten Illilimamd 


Die Landwirtschaft Britsch-Indiens. 
Von H. Fehlinger. 


Britisch-Indien umfaßt ein Gebiet von 4 668 882 al auf 
dem im Jahre 1911 über 315 Millionen Personen lebten. Die 
Einwohnerzahl hat in den seither verflossenen 8 Jahren 
kaum zugenommen, da Seuchen große Opfer forderten. Von 
dem ganzen Gebiet sind etwa zwei Fünftel unter Kultur; ein 
Fünftel ist mit Nutzpflanzen verschiedener Art bebaut, das 
zweite Fünftel umfaßt Weide- und Waldland usw. Kulti- 
vierbar sind mindestens 3 500 000 qkm. In der Landwirtschaft 
einschließlich Viehzucht waren 1911 105 335 000 Personen 
erwerbstätig, und zwar 71 463 000 männliche und 33 872 000 
wcibliche. Insgesamt fanden 224 696 000 Personen durch 
landwirtschaftliche Arbeit Unterhalt (einschließlich der nicht 
arbeitenden Familienangehörigen). Von den Erwerbstätigen 
trafen 70,7 % und von der Bevölkerung 71,7 % auf die Land- 
wirtschaft. Im gewöhnlichen Acker- und Gartenbau waren 
100 140000 Personen erwerbstätig (darunter 32 596 000 
Frauen und Mädchen), auf Tee-, Kaffee-, Chinarinden- und 
Indigopflanzungen 1 432 000 Personen, in der Obst-, Blumen- 
und Gemüsckultur, soweit sie selbständig betrieben wird, 
1 287 000 Personen, in der Viehzucht 8 161 000 Personen usw. 
Außer den 105' Millionen Personen, die hauptberuflich in 
der Landwirtschaft tätig waren, wurden noch 4 006 636 Per- 
sonen gezählt, die nebenbei Landwirtschaft betrieben. 

In den Einzelprovinzen und Eingeborenenstaaten, die 
das indische Reich bilden, ist der Prozentsatz der hauptsäch- 
lich vom Acker- und Gartenbau lebenden Personen schr ver- 
schieden; im Jahre 1912 betrug er auf den Andaman- und 
Nıcobar-Inseln bloß 38,3, in Kotschin 50,4, in Travancore 


vr % 


53,1, in Adschmer-Merwara 53,8, in Haiderabad 57,1, im 
Pandschab 58,8 usw., dagegen in Sikkim 94,4, in Assam 85,4, 
in Kurg 81,6 usw. 

In den volkreichsten britischen Provinzen Indiens gestaltete 
sich der Prozentsatz der vom Acker- und Gartenbau lebenden 
Bevölkerung wie folgt: Agra-Oudh 71,6, Bengalen 75,4, Ma- 
dras 68,7, Bihar-Orissa 78,3, Bombay 643, Zentralprovinzen 
und Berar 75,5, Birma 69,1. Die übrigen Zweige der Land- 
wirtschaft sind im allgemeinen von relativ geringer Bedeu- 
tung. Von der Viehzucht leben nur 1,6 % der Einwohner des 
Reiches; diese auffallende Tatsache ist vornehmlich durch 
religiöse Verhältnisse bedingt. Von 1901 bis 1911 nahm die 
landwirtschaftliche Bevölkerung (Erwerbstätige und Ang:»- 
hörige) in den Gebicten, wo ihre Zahl in beiden Jahren fest- 
gestellt wurde, von 190,6 auf 218,3 Millionen zu, das ist um 
etwa 15%. Die bedeutende Zunahme der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung erklärt sich aus dem Uebergang zahlreicher 
früher gewerblich tätiger Personen zur Landwirtschaft, die 
rentabler geworden ist, während der alte handwerksmäßige 
Gewerbebetrieb durch die Konkurrenz fabrikmäßiger (einhei- 
mischer und importierter) Erzeugnisse zu leiden hat und des 
halb zurückgeht. Durch den Verfall der Handwerke werden 
viel mehr Arbeitskräfte frei, als die einheimische Fabrikindu- 
strie, die sich nur langsam entwickelt, aufnehmen kann. 

Ihrer sozialen Stellung nach waren im Jahre 1911 von 
allen im Acker- und Gartenbau erwerbstätigen Personen 
2845 000 Grundbesitzer, die nicht selbst Handarbeit leisteten, 
71.096 000 Bauern und 25 879 000 landwirtschaftliche Arbeiter 
und Dienstboten.! Großgrundbesitz (Zamindarbesitz) herrscht 


a Census of India, 1911, Bd. 1, S. 440. 


vor in Bengalen, Agra-Oudh, Bihar, Orissa, im Pandschab, 
in den Zentralprovinzen, in der Nordwestgrenzprovinz und in 
Adschmer-Merwara. Die Grundbesitzer haben hier einen be- 
stimmten Teil der Pachtverträge — gewöhnlich die Hälfte — 
als Steuern abzuführen. Wo der Kleinbauer im direkten 
Pachtverhältnis zum Staat steht (wo das Raiyatwari-Verhält- 
nis herrscht), ist die Lage der Pächter zumeist eine günstigere 
als dort, wo sie von privaten Grundbesitzern abhängig sind. 
Arm ist freilich die Masse der indischen Pächter überall, sie 
führt nirgends ein beneidenswertes Dasein.? 

Die wichtigsten Ackerbauländer Indiens sind das Gebiet 
zwischen Indus und Sutledsch im Nordwesten, die an- 
schließende Gangesebene von den Himalayavorbergen bis über 
Agra, Gwalior, Rewa, Rantschi und Parabhum hinaus, das 
Brahmaputratal, der größte Teil der Zentralprovinzen, die 
Täler des Godawaıi- und Kistnaflusses, die Landschaft Gud- 
scharat, das angrenzende Baroda und die Landschaften im 
Osten der vorderindischen HalbinseL Wenig entwickelt ist 
die Landwirtschaft im Sind und in Radschputana, die in der 
Hauptsache das indische Trockengebiet bilden. Hier ist der 
Regenfall praktisch bedeutungslos und Bodenkultur nur bei 
künstlicher Bewässerung möglich, für die der Indus das 
nötige Wasser liefert. Auch in weiten Gebieten Bombays ist 
die Niederschlagsarmut das Haupthindernis rentablen Acker- 
baues und dichter Besiedelung. Daneben kommt noch die 
Bodengestaltung und die Qualität des Bodens in Betracht; 
so kann z. B. im östlichen Teil der Landschaft Korikan Acker- 
bau nur in den engen Tälern und an einzelnen Stellen der 
weniger steilen Berghänge betrieben werden. Die Arbeits- 
methoden sind rückständig, und die kleinbäuerliche Bevölke- 
rung ist zu Fortschritten kaum zu bewegen. Für die Ernte 
werden noch vielfach gewöhnliche Sicheln verwendet, und 
das Dreschen wird oft von Ochsen besorgt, welcse über das 
Getreide hingetrieben werden, oder es wird mit der Hand 
gedroschen. Es gibt zwei Ernten im Jahr, nämlich die Rabi- 
Ernte im Frühjahr und die Charif-Ernte im Herbst. Das 
wichtigste Frühjahrsgetreide ist Weizen, das wichtigste 
Herbstgetreide Reis. Hirse wird teils im Frühjahr und teils 
im Herbst geerntet. 

Für den Ertrag der Landwirtschaft ausschlaggebend ist 
in Indien vor allem die Niederschlagsmenge. Wo diese unzu- 
reichend ist, oder wo der Regen nicht regelmäßig eintritt, ist 
stest die Gefahr von Mißernten und Hungersnöten gegeben. 
Am wenigsten bedroht sind die künstlich bewässerten Ge- 
biete? besonders im Nordwesten sowie in den vereinigten 
Provinzen Agra-Oudh und in Madras; dort sind die Ernte- 
erträge am regelmäßigsten. Die Qualität des Bodens hat in 
Indien viel weniger Einfluß auf die landwirtschaftlichen Er- 
träge als die Niederschlagsmenge und die Oberflächengestal- 


tung. Die Unterschiede in der Bodenqualität sind allerdings . 


groß, und sie kommen in den Ernteergebnissen zum Aus- 
druck, wenn die übrigen Bedingungen dieselben sind. Das ist 
aber verhältnismäßig selten der Fall. Wie gering die Be- 
deutung der Bodenqualität und wie groß jene der Nieder- 
schlagsmenge ist, ergibt ‘sich aus einem Vergleich des 
Ganges- und des unteren Industaless. Die Alluvialböden 
dieser beiden Täler stimmen in ihrer Zusammensetzung nahe- 
zu überein, aber im unteren Gangestal ist die Regenmenge 
ausgiebig, im Industal hingegen ist sie viel zu gering und die 
Bodenkultur ist hier viel weniger ausgebreitet und ertrag- 
reich als dort. Die Trappformationen des Dekkan bereiten 


2 Imperial Gazetter of India, Bd. 3, Oxiord 1907. 
8 1917 190000 akın, davon im Pandschab 47(W0 qkm, in 
Madras 40 000 qkm, in Agra-Oudh 45 000 qkm usw. 
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der Landwirtschaft viel Schwierigkeiten, weil der Boden in 
der Regenzeit lehmig, in den trockenen Monaten aber zu hart 
wird. Während in der Indus-Ganges-Ebene der hölzerne 
Pflug gewöhnlich zur Bearbeitung des Bodens genügt, 
müssen im Süden häufig Hacken benutzt werden. 


Ein Zusammenhang zwischen der Art der hauptsächlich 
angebauten Feldfrüchte und der Bevölkerungsdichte läßt sich 
nicht allgemein feststellen; doch scheint es, daß in den meisten 
dichtbevölkerten Gebieten Reis die vorherrschende Getreide- 
art ist. | : 

Im Jahre 1917 waren insgesamt 898 000 qkm (221 778 000 
Acres) mit Nutzpflanzen bebaut; davon kamen auf Bengalen 
fast 100 000 qkm, auf Madras 140 000 qkm, Bombay 110 000 
qkm, Agra-Oudh 46 000 qkm, das Pandschab 93 000 qkm, die 
Zentralprovinzen 74000 qkm, Birma 5700 qkm usw. Den 
Umfang der wichtigsten Kulturen zeigt folgende Tabelle: 


Bebaute Fläche Ertrag im Jahre 1916/17 


Reis . . 323000 qkm 34,1 Mill. Tonnen, 
Weizen) 133000 „ 10,4 „ 5 

Leinsaat, rein . 86000 „ 04 „ = 

Rübsamen, Senf 16000 „ 07 „ m 

Sesam, rein. 16000 „ 04 „ . 
Zuckerrohr . 10000 „ 26. 5 

Te . 260 „ 368,5 Pfund, | 
Indigo . 3100 „ 95 500 Zentner Farbstoff 
Baumwolle . 86 000 „ 4,3 Mill. Ballen, _ 

Jute 11000 „ 83 „ „5 


Nicht Bedacht genommen ist in dieser Uebersicht auf das 
wichtigste Volksnahrungsmittel der Inder, nämlich die Hirse, 
die allerdings in der Ausfuhr keine Rolle spielt. Hauptsäch- 
von Hirse (Sorghum vulgare, Pennisetum typhoideum usw.) 
leben nach Thomas H. Holdichs Schätzung (,India“ S. 256) 
drei Viertel der Bevölkerung des Reiches. Auf sie ist selbst 
in den besten Weizengegenden des Pandschab, der vereinig- 
ten Provinzen Agra-Oudh und der Zentralprovinzen die.klein- 
bäuerliche Bevölkerung angewiesen. Daneben spielen Gerste 
und Reis eine Rolle. Reis gedeiht sogar noch in den Tälern 
Belutschistans und Kaschmirs, doch ist er nirgends in Nord- 
westen, noch im zentralen Dekkan Volksnahrungsmittel. Die 
bedeutendsten Reisländer sind Bengalen, Assam, Birma, so- 
wie" die Küstenlandschaften von Madras und Bombay. Die 
Hälfte der Baumwollproduktion entfällt auf Bombay und 
Berar; zunächst sind dann Madras, die Zentralprovinzen, 
Agra-Oudh und das Pandschab wichtige Baumwollgebiete; 
für den Jutebau kommen nur die Gegenden am Delta des 
Ganges und Brahmaputra in Betracht. Im Norden, und ganz 
besonders in den nordwestlichen Grenzländern, wird ver- 
hältnismäßig viel Obst gezogen, wie z. B. Aprikosen, Wal- 
nüsse und Maulbeeren. Dort gibt es auch weite für den 
Weizenbau geeignete Gebiete, die gegenwärtig noch gar nicht 
der Kultur dienstbar gemacht sind. | 

Tee wird gepflanzt im Hügelvorland des Himalaya, in 
Bengalen, in Assam usw., und zwar in Höhenlagen bis zu 
2000 Metern. In bedeutenden Höhen ist der Ertrag der Tee- 
kultur gering, doch wird der gute Geschmack des Erzeug- 
nisses geschätzt. Kaffee wird fast nur in den Hügelland- 
schaften von Madras in mäßigen Höhen angepflanzt. China- 
rinde gedeiht besonders gut in den Nilgiribergen und in 
anderen Landschaften des Südostens. 


* Einschließlich der Eingeborenenstaaten, 
1838 000 akm umfaßt. 
5 Nach Stateman’s Yearbook, 1918. 
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Die Oelversorgung Japans. 


Die Versorgung Japans mit Brenn- und Heizöl bereitet 
bei dem ständig steigenden Bedarf und dem Mangel an aus- 
beutungsfähigen Feldern im Lande der japanischen Regie- 
rung gar manche Sorge. 
in immer stärkerm Maße das Bestreben bemerkbar, 
alle neuen Großbetriebe von vornherein für die Oelfeue- 
rung einzurichten und die alten Werke auf sie umzu- 
stellen, da sie weit rationeller arbeitet als die Kohlen- 
feuerung. ‘Eine Reihe großer Dampfergesellschaften in Eng- 
land, Amerika, Norwegen und Dänemark und auch in ande- 
ren Ländern rüsten ihre Schiffe mit Schwerölmotoren aus, 
wodurch sie gegenüber den Schiffen mit Kohlenfeuerung in 
jeder Beziehung einen großen Vorsprung gewinnen. Japan 
fiel unverdientermaßen und ohne sein Zutun durch den Welt- 
krieg und seine lange Dauer das Glück in den Schoß, daß 
es nicht nur durch den Krieg selbst kaum berührt wurde, 
sondern im Gegenteil seinen auswärtigen Handel in unge- 
ahnter Weise ausdehnen und Verbindungen nach Ländern 
anknüpfen konnte, an welche die japanische Handelswelt vor- 
her wohl kaum denken konnte. Es liegt auf der Hand, daß 
Japan jetzt bei dem immer stärker einsetzenden Konkurrenz- 
kampf aller beteiligten Nationen alle Kräfte einsetzen muß, 
um die so leicht errungene Position zu behaupten und selbst 
konkurrenzfähig zu bleiben. So ist man sich auch in allen 
Handels- und Schiffahrtskreisen Japans schon lange darüber 
klar, daß man die Errungenschaften des Krieges nur dann 
festzuhalten ‘vermag, wenn man den neuen Pfaden folgt, die 
die Technik in den Konkurrenzländern dem Handel und Ver- 
kehr durch Anwendung des neuen Brennstoffes gewiesen hat, 
so schnell als möglich folgt, ohne die Anlagekosten zu scheuen. 

Aber nicht nur die Handelsschiftahrt und die Industrie, 
auch die Kaiserliche Marine stellt so erhebliche Anforderun- 
gen bezüglich der Bereitstellung von Heizöl, daß sie die Pro- 
duktionsmöglichkeiten des Landes weit übersteigen. So 
drängt die Entwicklung die japanische Regierung alles zu 
tun, um den gegenwärtigen und zukünftigen Bedarf an Brenn- 
und Heizöl zu decken und sicherzustellen und das Reich nach 
Möglichkeit vom Auslande unabhängig zu machen. Dieses 
Problem ist es, das der Regierung starkes Kopfzerbrechen 
verursacht, denn die .Eigen-Erzeugung des Landes genügt 
keineswegs, um auch nur annähernd den Ansprüchen gerecht 
zu werden. Wird Japan einmal in einen Krieg verwickelt 
gegen einen oder mehrere Staaten, aus denen Japan heute 
seinen Bedarf an Heizöl deckt, so muß es damit rechnen, daß 
Krieg- und Handelsflotte mehr oder weniger zur Untätigkeit 
verdammt werden. 

Dem Ministerium für Ackerbau und Handel ist nun vor 
einiger Zeit eine besondere Abteilung angegliedert worden, 
der das Studium aller das Heizöl betreffenden Fragen ob- 
liegt und insbesondere auch die Gewinnung von Schweröl aus 
Kohlen in sein Arbeitsprogramm aufgenommen hat. Daneben 
hat dasselbe Ministerium scit dem Jahre 1917 Untersuchun- 
gen angestellt, wie die Ausbeute aller in Japan selbst befind- 
lichen Oelfelder erhöht und etwa noch vorhandene, uner- 
schlossene Oelquellen neu erschlossen werden könnten. Diese 
Arbeiten sollen sich auf einen Zeitraum von 5 Jahren er- 
strecken. Unabhängig von diesen Untersuchungen sind der 
Kaiserlichen Marine durch den Reichstag Mittel in Höhe von 
400 000 Yen zur Verfügung gestellt worden, um auf Formosa 
nach Oel zu forschen. Verschiedene große japanische Ge- 
sellschaften sind im Auftrag der Marine seit längerer Zeit 
mit diesen Untersuchungen beschäftigt, doch hat man über 
den Erfolg noch gar nichts Zuverlässiges gehört. Ferner hat 
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die Kuhara-Minen-Gesellschaft das Recht erworben, auf den 
früheren deutschen Südsee-Inseln Bohrungen nach Petroleum 
vorzunehmen und etwaige Quellen auch auszubeuten. Die 
Arbeiten sind im Gange. Weiter haben mehrere große Ge- 
sellschaften, die bisher hauptsächlich in Japan selbst tätig 
waren, neuerdings ihr Hauptaugenmerk auf der Insel Sacha- 
lin zugewandt und dort in größerem Umfange Bohrungen 
und Untersuchungen auf dortige ausbeutungswürdige Vor- 
kommen von Oelquellen ausgeführt. Die bisherigen Resul- 
tate sollen befriedigend ausgefallen sein. Man erwartet, daß 
demnächst die Regierung selbst ihre Pläne bezüglich dieser 
das Land stark erregenden Frage ausführlich in der Oeffent- 
lichkeit entwickeln wird, zumal die Seiyukai-Partei eine Inter- 
pellation beim Reichstag eingebracht hat. 

Die japanische Industrie hat sich eigentlich erst nach Be- 
endigung des russisch-japanischen Krieges slärker der Aus 
beutung der Oelquellen des Landes zugewandt. Im jahre 
1902 hatte die Ausbeute mit einer Jahresproduktion von etwa 
158 Millionen Liter begonnen. 1907 hatte sich die Prodıuiktion 
verdoppelt und der Wert des Erzeugnisses belief sich auf 
wenig mehr als 5 Millionen Yen. Im Verlauf des Weltkrieges 
wurden nicht weniger als 42 neue Gesellschaften gegründet 
und demzufolge stieg die Produktion ganz beträchtlich, so 
daß sie mit Schluß des Jahres 1915 auf 470 Millionen Liter 
gestiegen war, deren Wert rund 10 Millionen Yen betrug. 
Damit war. der Höchstpunkt der Erzeugungsmöglichkeit cr- 
reicht; schon im Jahre 1919 ist die Produktion wieder auf 


‚etwa 360 Millionen Liter gesunken, und soweit Jie Zahlen 


für das Jahr 1920 bereits vorliegen, ist mit einem weiteren 
bedeutenden Rückgang zu rechnen. Bezeichnend ist, daß die 
Preise um mehr als das Dreifache gestiegen sind, denn die 
470 Millionen Liter des Jahres 1915 stellten einen Wert von 
10 Millioneh Yen dar, während die 360 Millionen Liter des 
Jahres 1919 etwa 30 Millionen Yen brachten. 

Die Sachverständigen sind im allgemeinen geneigt, diesen 
Rückgang der Produktion einer allmählichen Erschöpfung 
der vorhandenen Vorräte im Erdinnern zuzuschreiben. Japan 
selbst ist, wie bekannt, arm an Oelquellen, und die Qualität 
kann mit derjenigen anderer Länder nicht in Wettbewerb 
treten. Das Gesamtareal, auf dem sich bisher erschlossene 
Oelfelder finden, beläuft sich auf nur 3100 qkm; die Haupi- 
vorkommen liegen auf der Insel Hokkaido und in den Prä- 
fekturen Akita, Yamagata, Aomori, Niigata, Nagano und 
Shidzuoka. Die Mehrzahl der Sachverständigen ist aller- 
dings der Ansicht, daß bei Anwendung modernster Ma- 
schinen und sachgemäßer Ausbeutung und Erschließung 
weiterer Oelfelder die Gesamtproduktion auf einen Höchst- 
hetrag von etwas über 500 Millionen Liter gebracht werden 
könnte, und damit dürften sie wohl das Richtige getroffen 
Demgegenüber kann man die Behauptungen anderer 
am Petroleumhandel interessierter Sachverständiger, daß 
man diese Zahl von 500 Millionen Liter auf das Achtfache 
steigern könnte, als ziemlich phantastisch bezeichnen. Diese 
Kreise machen geltend, daß nicht erschlossene Oelvorkommen 
im Lande reichlich vorhanden seien, daß es jedoch für Privat- 
gescllschaften mit Rücksicht auf die außerordentlich hohen 
Geldkosten bei den Bohrungen und Untersuchungen unmög- 
lich sei, das ganze Risiko dieser Aufwendungen zu tragen, 
und daß die Regierung selbst die Angelegenheit in die Hand 
nehmen müsse. Man hatte deshalb auch bereits vorge 
schlagen, daß die Ausbeutung aller japanischen Oelfelder 
als Regierungsmonopol erklärt werden solle, doch wider- 
sprach das Finanzministerium dieser Forderung aus finan- 
ziellen Gründen auf das schärfste. Immerhin ist es nicht aus 


geschlossen, daß die Regierung über kurz oder lang ihren 
Widerstand gegen eine regierungsseitige Beteiligung an der 
Ausbeutung der Oelquellen wird aufgeben müssen, da die 
Frage der Versorgung des Landes mit Heizöl für Industrie, 
Schiffahrt und Kriegsmarine immer brennender wird. 

Soweit die japanischen statistischen Zahlen für die Ein- 
fuhr ausländischen Petroleums nach Japan vorliegen, sind 
keine Zahlertangaben bezüglich der Menge des eingeführten 
fremden Petroleums gemacht, doch läßt sich aus den ange- 
gebenen Wertzahlen leicht errechnen, daß die jeweilige jähr- 
liche Einfuhr ungefähr die gleiche Höhe wie die Eigenerzeu- 
gung Japans gehabt hat. Die Einfuhr ist auch trotz der er- 
höhten Inlandserzeugung des Landes von Jahr zu Jahr 
weiter gestiegen und mußte dann nach 1915 die verminderte 
Produktion wieder ausgleichen. Zum mindesten mußte Japan 
in den letzten 5 bis 6 Jahren die Hälfte seines Bedarfs an 
Brenn- und Heizöl im Ausland decken und an dieser Tat- 
sache wird auch in absehbarer Zeit sich kaum etwas zu- 
"gunsten Japans ändern. Etwa 90 Prozent des eingeführten 
Oeles kommt von den Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Rest von Niederländisch-Indien. 
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Fisenbahnbau und Betrieb In Japan während des 
Weltkrieges. 

Der Umbau der japanischen Staatsbahnen, die bekannt- 
lich in der Kapspur von 1,067 m gebaut sind, auf die Normal- 
spur von 1,435 m wurde in der japanischen Presse schon vor 
dem Kriege häufig erörtert. Als während des Krieges infolge 
der ungewöhnlichen Handelsentwicklung die Eisenbahnen 
den gesteigerten Personen- und Handelsverkehr kaum noch 
bewältigen konnten, wurden die Vorteile und Nachteile eines 
Umbaues der Eisenbahnen erneut lebhaft erörtert. 

Die meisten Zeitungen und Sachverständigen vertraten 
die Ansicht, daß es für Japan wirtschaftlicher und auf die 
Dauer gewinnbringender sei, wenn das gesamte Eisenbahn- 
netz einheitlich auf die Normalspur umgebaut werde und 
daß gerade ein Zeitpunkt, wo infolge der günstigen Kriegs- 
konjunktur starker Zufluß nach Japan stattfinde, eine nimmer 
wiederkehrende Gelegenheit für den Umbau bilde. Die Re- 
gierung dagegen und die von ihr beeinflußten Zeitungen 
sträubten sich heftig gegen solche Projekte und wiesen immer 
wieder auf die hohen Kosten des gesamten Umbaues der 
Linien und der Betriebsmittel hin, die auf mehrere Milliarden 
Ven berechnet wurden. Nach neueren Nachrichten aus 
Japan scheint die Regierung sich endgültig entschlossen zu 
haben, keinerlei Umbauten vorzunehmen und auch in Zukunit 
neue Strecken wie bisher in Kapspur zu bauen. Der ganzen 
bisherigen Ungeklärtheit dieser wichtigen Frage ist es wohl 
in der Hauptsache zuzuschreiben, daß ganz im Gegensatz 
zur sonstigen Entwicklung des Landes auf dem Gebiet des 
Handels und der Industrie während des ganzen Krieges nur 
eine kaum ins Gewicht fallende Ausdehnung des Eisenbahn- 
netzes in Japan stattgefunden hat. 

Am Ende des Jahres 1913 hatte das japanische Staats- 
bahnnetz eine Ausdehnung von 8,805 km Länge, wozu noch 
315 km Privatbahnen mit Kapspurweite traten. Diese 315 km 
Privatbahınen wurden im Laufe des Krieges von der Regie- 
rung übernommen und während der ganzen 5 Jahre nur 
850 km Neubauten ausgeführt, so daß Ende 1918 das gesamte 
Staatseisenbahnnetz 9,970 km umfaßte. Dagegen wurde die 
Länge der Schmalspurbahnen mit weniger als 1,067 m Spur- 
weite, die sich zum größten Teil im Besitz von Privatgesell- 
schaften befinden, mehr als verdoppelt, nämlich von 1345 km 
auf 3,100 km. Somit waren Ende 1913 insgesamt 10,465 km 
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mit Dampf betriebene Eisenbahnlinien im Betrieb, gegenüber 
13,070 km Ende 1918. 

Im Gegensatz zu der recht geringen baulichen Ent- 
wicklung der Eisenbahnlinien während des Krieges nahm der 
Passagier- und Frachtverkehr einen hohen Aufschwung. Im 
Jahre 1913 betrug die Zahl der von allen Eisenbahnlinien 
beiörderten Passagiere 207 Millionen und die Frachtmenge 
40,5 Millionen Tonnen. Ende 1918 waren die entsprechen- 
den Zahlen 375 Millionen bzw. 64 Millionen Tonnen. Die 
nachstehende Tabelle über die Einnahmen der Staatseisen- 
bahnen gibt ein anschauliches Bild über die starke Verkehrs- 
entwicklung während der letzten Jahre. 


EinnahmenderStaatseisenbahnen. 


Passagiere Fracht Verschiedenes Gesamt 
1913 Yen 57 296000 50737000 2444000 113477000 
1917 87017000 90595000 5912000 183 525 000 
1918 123 385 000 112 134000 8028000 243 547 000 
1919 162 824 000 130097000 fehlt noch 293 921 000 


Die in Japan so stark in Erscheinung getretene wirt- 
schaftliche Krise hat naturgemäß auch auf den Eisenbahn- 
verkehr seine Schatten geworfen; nach den bisher bekannt 
gewordenen Veröffentlichungen des Verkehrsministeriums für 
das Jahr 1920 ist mit einer Mindereinnahme gegenüber dem 
Vorjahr zu rechnen. C. Schwengenbecher. 


China. 


Schanghais Gummiinteressen. Schanghaier Bewohner 
haben nicht weniger als 15 Millionen Taels in Gummiplantagen 
angelegt. Infolge der schlechten Wirtschaftslage sind die Welt- 
marktpreise für die gewonnenen Rohmaterialien in vielen Fällen 
geringer als die Produktionskosten, so daß schwere Verluste 
unvermeidlich sind, und um so mehr, als die Banken nicht in 
der Lage sind, die Gesellschaften über die schlechten Zeiten 
hin zu finanzieren. Wenn keine’ Hilfe kommt, ist für viele Ge- 
sellschaften der alsbaldige und vollständige Zusammenbruch un- 
vermeidlich. 

Neuerdings haben sich die Gummiinteressenten zu einem 
starken Trust zusammengeschlossen, der die finanziellen 
Schwierigkeiten beheben soll. 


Baumwollindustrie in Schanghai Nach einer chinesischen 
Statistik haben die Baumwollfabriken in Schanghai im Jahre 
1919 insgesamt 70 Millionen Pfund (engl.) Baumwollgarne ver- 
arbeitet. Zwei neue Fabriken sind in Woosung in Betrieb ge- 
nommen worden. 


Ansiedlung von Schantungbauern in der Mongolei. Um der 
Not der hungerleidenden Bevölkerung Südwestschantungs, wo 
auch, wie so häufig in diesem Gebiet, im letzten Jahre wieder 
eine große Mißernte zu verzeichnen war, zu steuern, hat die 
Provinzialregierung beschlossen, etwa 6500 Bauern mit ihren 
Familien in der Mongolei anzusiedeln. Die in Frage kommenden 
Behörden sind dieserhalb bereits in Verhandlungen eingetreten 
und die Uebersiedlung soll schon im April beginnen. Die er- 
wachsenden Kosten in Höhe von etwa $ 4 Mill. will die 
Provinzialkasse von Schantung übernehmen. 


Ueberhandnehmen des Handels mit Betäubungsmitteln in 
China. Die chinesischen Zeitungen klagen, daß seit einiger Zeit 
der Verbrauch von Betäubungsmitteln, wie Kokain und 
Morphium, trotz aller Regierungsverbote und Maßregeln da- 
gegen, überhand nimmt und ständig steigt. Besonders auffällig 
sei diese Tatsache in Nordchina und im besonderen in der Man- 
cschurei zu bemerken. Es wird behauptet, daß das Kokain und 
Morphium englischen und amerikanischen Ursprungs sei und von 
japanischen Händlern vertrieben werde, welche es auf dem Um- 
wege über Japan bezichen. Während man den Jahresbedari 
Japans für ärztliche und wissenschaftliche Zwecke auf rund 


164 


1000 kg schätzte, seien im Jahre 1918 tatsächlich 5000 kg, im 
Jahre 1919 bereits 12500 kg und im Jahre 1920 schätzungsweise 
wenigstens 26500 kg dieser Betäubngsmittel eingeführt und zum 
größten Teil wieder nach China ausgeführt worden. 


Japan. 


Japanische Kolonlalausgaben für 1921/22. Das dem Reichs- 
tag vorzulegende Budget sieht für die auswärtigen Besitzungen 
Japans folgende Aufwendungen vor: Korea Yen 157 Millionen, 
Formosa Yen 115 Millionen, Sachalin Yen 13,8 Millionen, 
Kwantung Yen 16 Millionen. 


Deutscher Handel mit Japan. Wie die „Times‘‘ meldet, sind 
deutliche Anzeichen eines Wiederauflebens des deutschen 
Handels festzustelen. Nach Berichten aus Osaka und Kobe 
soll die deutsche Einfuhr im ersten Viertel 1921 in den ge- 
nannten Plätzen £ 437000 betragen haben, während die Ausfuhr 
nach Deutschland verschwindend gering war. 


Handel 1920. Im Finanzministerium ist man der Ansicht, 
daß der Gesamtbetrag des japanischen Außenhandels, Aus- und 


Einfuhr, für 1920 wahrscheinlich nicht mehr als Yen 2% bis 3 


Milliarden erreiche gegenüber 4,2 Milliarden im Jahre 1915. Da- 
nach wäre also ein Rückgang von etwa 30-40 % gegenüber 
dem Vorjahre zu verzeichnen. 


Neue Absatzgebiete für japanische Fischkonserven. In den 
letzten Jahren haben die Japaner ihre Fischindustrie erheblichh 
erweitert, insbesondere an der Küste von Kamtschatka, dem 
drittgrößten Fischereizentrum der Welt, 28 ganz modern ein- 
gerichtete Fischkonservenfabriken errichtet. Bereits im Jahre 
1919 belief sich die Ausfuhr von Fischereiprodukten aus Japan 
auf Yen 25 Millionen, wovon 16 Millionen auf gedörrte und ge- 


salzene Fische, 6 Millionen auf Konserven in Büchsen und. 


3 Millionen auf Waltran entfielen. Welche ungeheuren Mengen 
von Fischen an den japanischen Küsten gefangen werden, geht 
u. a. daraus hervor, daß sich der Wert des Sardinenfanges in 


Japan im Jahre 1918 aui nicht weniger als Yen 17 Millionen 
belief. 

Japan ist unausgesetzt bestrebt, neue Absatzgebicte für 
seine Fischereiprodukte zu finden und neue Felder der Be- 
tätigung für seine Fischer und Fischindustriellen zu erschließen. 
Da die Japaner wesentlich billiger arbeiten als die Nord- 
amerikaner, so ist in den Vereinigten Staaten ein erheblicher 
Konküurrenzkampf zwischen den amerikanischen und japanischen 
Fischereierzeugnissen entbrannt. 

In England war neuerdings das Angebot billlger japanischer 
Lachskonserven so groß, daß die Produkte der amerikanischen 
Lachsfischerei kaum noch abzusetzen waren. In letzter Zeit 
bringt Japan sogar mit direkten Dampfern Dosenlachs_ cif 
Atlantikküste der Vereinigten Staaten billiger zum Verkauf als 
die Amerikaner von der Alaskaküste liefern können, da die 
Fracht von Alaska nach Neuyork etwa doppelt so hoch Ist wie 
diejenige von Japan nach Neuyork. 

Auch in Schweden sind über England jetzt mehrere Schiffs- 
ladungen japanischer Fischkonserven eingetroffen, die hier mit 
norwegischen und französischen Produkten konkurrieren, ja 
man plant in Japan, künftig Fischkonserven direkt nach 
Schweden einzuführen. 

Ferner weilte vor einiger Zeit ein Vertreter des Fischerei- 
Departements aus Tokio in Buenos Aires, um mit der argen- 
tinischen Regierung über die Anlage von Fischerkolonien in Ver- 
bindung mit Konservenfabriken an der argentinischen Küste zu 
unterhandeln. Zu dem gleichen Zwecke ist der betreffende 
Abgesandte alsdann nach Brasilien weitergereist. 
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Pässe für Ausländer. Nach neueren Paßbestimmungen be- 
dürfen einreisende Ausländer des Paßvisums einer japanischen 
Vertretung im Ausland, das höchstens zwölf Monate vor dem 
Betreten Japans ausgestellt sein darf. 


Ostasien Güterverkehr 


H.Kersken jr. 


Stammhaus: Amsterdam, Heerengracht 448 
Hamburg36 Rotterdam Berlin N.24 


Neuerwall 38 


Schiedamsche Singel 33 


Oranienburgerstr. 56a 


Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


Vertreter erstklassiger Reedereien. 
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Vebernahme von Großtransporten jeder Art. 
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| des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 23, 
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22. Ostasienabend. Wir erlauben uns, die Mitglieder und 
Freunde unseres Verbandes an den am Donnerstag, dem 
19, Mai d. J., im Ebenholzsaal des Restaurants „Rheingold“, 
Berlin, Potsdamer Str. 3, stattfindenden 22. Ostasienabend, die 
letzte Veranstaltung in diesem Winterhalbjahr, zu erinnern. 


Bei der Russo-Asiatischen Bank deponierte Beträge. Das 
Königlich Niederländische Ministerium der auswärtigen An- 
gelegenheiten im Haag hat der dortigen Deutschen Gesandt- 
schaft mitgeteilt, daß die Russo-Asiatische Bank in China die 
bei ihr deponierten Beträge, welche Deutschen gehören, auf 
Antrag der Berechtigten freigeben wird. 


In Schanghai lagernde Privatelfekten. In einer beim Aus- 
wärtigen Amt eingegangenen Aufstellung über die nach Abfahrt 
des Transportdampfers „Nankai Maru"“ im früheren deutschen 
Generalkonsulat in Schanghai lagernden Privateffekten sind 
folgende Namen aufgeführt: Biester, H. von Broen, Brandeis 
(Wien), Benkert, Kapitän Bendixen, Butsch, P. Kohlschmidt, 
Oriental Automobil Co. E. Bock, Eilts, G. Engler, Föhse, Guido 
Hansen, Felix Hach, Albert Heil, Fräulein von Hagedorn, A. 
Jahrand, Kapitän Jacobsen, P. Klimaneck, Konnowski, M. Krebs, 
K. Kastmann, Kind & Bonns, R. Lehmann, Leo Mey, Luise Kolb, 
P. Metzner, Matzen, C. Myer (C. M. D.), E. de Marteau, F. 0. 
Preis, Fred Puvogel, Rosenhauer, W. Schwarm, Th. Scholz, 
Kriegsgefangener in Japan Schulze, ©. Struckmeyer, R. Stutzke, 
Siebert, Robert Simon, G. Siemer, K. Tidemann, J. Wacker, 
Wilkens, R. Wendt, Mertens, Pieck, v. Foerster, Hünecker, 
Bernasconi, Baist, Schönherr. 

Den Eigentümern ist zu empfehlen, alsbald über die ein- 
gelagerten Koitfier und Kisten zu verfügen und sich zu diesem 
Zwecke mit dem niederländischen Generalkonsulat in Schanghai 
unmittelbar in Verbindung zu setzen. 


Privatwaiien in Hankou. Nach Privatmitteilungen aus Hankou 
ist ein größerer Teil der dort von den Deutschen im Jahre 1917 
abgelieferten Privatwafien von den chinesischen Militärbehörden 
Anfang Februar zurückgegeben worden. Auch die übrigen Waffen 
können sofort gegen Einlieferung der damals erteilten Empfangs- 
bescheinigung wieder in Empfang genommen werden. Nach den 
uns zugegangenen Mitteilungen haben die folgenden Reichs- 
angehörigen ihre Waffen noch nicht reklamiert: W. Henne, 
Postdirektor; W, Thönissen; L. Block; P. Bernhardt; J. Boemer; 
Johann Lipporte; C. Grapow; A. Appel; A. Michel; M. von 
Arend; K. Lindemann; E. Hüschelrath; Dr. med G. Roese; Joh. 
Rohde; W. Ahrens; Rettig; W. Dubber; O. Fritze; J. A. Panny: 
C. Floeck; W. Wagner; Ch. Zevenhizen; Oehmichen; C. 
Rosiefski; H. Lindmeyer; E. Jankowski. 

- Wir verfehlen jedoch nicht, die Interessenten darauf hin- 
zuweisen, daß die Einfuhr von Militärwaffen nach Deutschland 
grundsätzlich verboten ist; zur Erteilung der Einfuhrgenehmi- 
gung für andere Waffen ist die Eisen- und Stahlzentrale in 
Berlin W.9, Linkstraße 25 zuständig. 


Rückporto bei Anfragen an deutsche Auslandsvertretungen. 
Dem Auswärtigen Amt gehen in letzter Zeit häufig Klagen der 
deutschen Auslandsvertretungen darüber zu, daß den zahlreich 
eingehenden Anträgen und Anfragen von Firmen und Privat- 
personen nur in wenigen Fällen genügend Rückporto beigefügt 
wird. Da es nicht angängig ist, die in Wahrnehmung der Inter- 
essen Finzelner entstehenden Unkosten auf die Reichskasse zu 
übernehmen, müssen die Beträge in jedem einzelnen Falle von 
dem Kostenschuldner eingezogen werden. Hierdurch entstehen 
unnötige Schreibarbeiten und unliebsame Weiterungen. Es liegt 
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dalıer im allgemeinen Interesse der Absender, allen Anfragen an 
Auslandsbehörden einen ausreichenden Portokosten-Vorschuß, 
etwa im Betrage von 2,00 M.; in deutschen Postwertzeichen 
oder unter Verwendung der internationalen Postantwortscheine 
beizufügen. 

Bei dieser Gelegenheit sei auch darauf hingewiesen, daß 
neuerdings nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen 
Ländern eine ‚wesentliche Erhöhung der Portokosten vor- 
genommen worden ist. So ist z. B. in Italien mit Wirkung vom 
1. Februar 1921 ab das Porto für einfache Briefe nach dem Aus- 
lande von 0,25 Lire auf 0,60 Lire heraufgesetzt worden. 

Bei Anfragen, durch deren Erledigung größere Unkosten 
und Gebühren voraussichtlich zu erwarten sind, wird es sich 
empfehlen, dem Antrage einen Scheck auf ein Bankhaus in dem 
betreffenden Lande beizufügen, damit durch die sonst not- 
wendige Einforderung eines Vorschusses unnötizer Zeitverlust 
erspart bleibt. 
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Deutscher Klub In Harbin (Mandschurei).. Am 26. Februar 
1921 fand in Harbin eine Versammlung von Reichsdeutschen 


-und Oesterreichern statt, um die Gründung eines Deutschen 


Klubs zu besprechen. Es waren im ganzen 31 Personen an- 
wesend, darunter acht Reichsdeutsche. Der in der Sitzung ge- 
wählte Vorsitzende, Herr E. Wießner, hielt .eine kurze An- 
sprache, in welcher er hervorhub, daß schon vor dem Kriege 
die Absicht bestanden habe, einen Deutschen Klub zu gründen, 
daß diese Absicht aber infolge des Kriegsausbruches nicht habe 
durchgeführt werden können. Es wurde beschlossen, vor- 
läufig, d. h., bis ein geeignetes Lokal für den Klub gefunden sei, 
pur an den Sonnabenden Versammlungen abzuhalten. — Als 
Eintrittsgeld wurden 50 Yen und als Monatsbeitrag 10 Yen fest- 
gesetzt. 


Warnung vor dem Verlassen der Dampfier in Singapore. 
‚Aus einem Privatbricie eines Herrn, der Ende März in China an- 
kam, hat der Verband folgendes erfahren: Das Schiff, mit dem 


Abend des ersten Tages, nach-Sonnenuntergang und nach Ein- 
stellung der Ladearbeiten, machte der ‘Herr in Begleitung zweier 


“japanischer Bekannter im Dock und in unmittelbarer Nähe des 


Schiffes einen halbstündigen Spaziergang. Die Folge davon war, 
daß er noch am selben Abend vom Schiff herunterverhaftet, 
über Nacht, da er die Kaution von 2000 Dollar nicht stellen 
konnte, ins Polizeigefängnis gesteckt und am nächsten Morgen 
von einem police-court zu 300 Dollar (Höchstmaß 2000 Dollar) 
Geldstrafe verurteilt wurde. Die Anzeige gegen den Herrn war 
von zwei mitreisenden Engländern der I. Klasse erstattet wor- 
den. Die beiden englischen Denunzianten traten gelegentlich 
der Verhandlung vor dem police-court als Zeugen auf. — Wir 
verfehlen nicht, dieses Vorkommnis zur Kenntnis aller Inter- 
essenten zu bringen. 


Aus der ostasiatischen Presse. 


Die North China Daily News bringt in ihrer Aus- 
gabe vom 15. Februar d. J. einen Klagebrief eines Korrespon- 
denten aus Szechuan, wo — zum Entsetzen aller Ausländer! — 
ein deutscher Ingenieur zwecks Vermessung einer Bahnlinie 
eingetroffen sei. Der Korrespondent schreibt: 


Tzeliutsing, Januar 1920. Ein deutscher Eisenbahn- 
Ingenieur in Scechuan. — Warum wurde ein feindlicher Unter- 
tan ernannt? — Korrektes Verhalten der hiesigen Behörden. — 
Man verlangt Aufklärung. 

Eine große Zahl von Zeitungen hat mit berechtigten Hoff- 
nungen Nachrichten gebracht über den geplanten Bau der Eisen- 


der in Frage.stehende Herr fuhr, lag in Singapore im Dock. Am: 
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bahn von Tzeliutsing und Tengyinguan, welches als Exportplatz 
für das Transportsalz gilt. Wir hörten auch am nächsten Tag, 
daß ein Beamter, der eine Besichtigung des Terrains usw. an 
Ort und Stelle vornehmen sollte, entsandt wurde. Der Herr 
landete auch vor einiger Zeit, und siehe da: Der Ingenieur war 
ein Deutscher. Unsere Bestürzung kann man natürlich besser 
sich einbilden als dieselbe beschreiben. Diese Ernennung mag 
an gewisser Stelle verständlich sein, doch müssen wir 
konstatieren, daB bis heute alle jene Kreise, welche die Sache 
in die Hand genommen haben, noch keine genügende Antwort 
auf die Frage erhalten haben: Warum wurde gerade ein Feind 
Chinas, ein Untertan desjenigen Landes, das sich noch heute 
im Kriegszustande mit China befindet, auf diese Stelle ernannt? 
Warum wird einem Feinde Chinas erlaubt, hier herumzuwandern 
und gutes chinesisches Geld (oder ist es Münze des Entente- 
Konsortiums?) hier zu verdienen? 

Wir wöllen absolut nicht dem Mann als Menschen nahe- 
treten, er mag einer der besten und tüchtigsten Männer sein, 
aber das annuliert nicht den Fakt, daß seine Kompatrioten 
unsere bittersten Feinde sind, und daß das Land, welches ihn 
aufnimmt, immer noch im Zustande des Krieges mit seinem 
Vaterlande sich befindet. (China hat bis jetzt nicht den 
Friedensvertrag unterzeichnet.) Die ganze. Angelegenheit ist 
für jeden sehr rätselhaft. 


Fine bereits stattgehabte Messung. 


Nicht genug. Vor einiger Zeit wurde eine Streckenmessung 
dieser Linie durch einen Chinesen vorgenommen. (Ein Absolvent 
von Yale, wenn ich mich nicht irre.) Es scheint uns, die wir 
weder Ingenieure noch Eisenbahnkonstruktceure sind, daß es an- 
gebracht gewesen wäre, einige Zeit die Feldmessungen usw. 
dieses Chinesen zu studieren, um so mehr, da — wie es heißt — 
die Arbeiten sehr gediegen sein sollen, auf jeden Fall gut genug, 
um mit dem Bau der Bahn zu beginnen. Warum hat man nicht 
erst einen Blick in diese Landmeßarbeiten gemacht, welche bei 
der Hand waren und noch sind, bevor man daran ging, einen 
anderen Landmesscer zu berufen, welcher das Werk von Anfang 
beginnt? .Es wird auch gemeldet, daß die Kreise, welche an 
dem Bau der Linie besonders interessiert sind, keine Idee hatten 
von der Bestimmung dieses Herrn und erst davon wußten, als 
er bereits ankam. Es wird nicht ohne Intercsse sein, zu schen, 
wie der Herr hier aufgenommen wird. Weder die Intellcktuellen, 
noch die Beamten, noch die Mitglieder der Handelskammer 
haben ihre Besuche angekündigt. Das ist nur natürlich, denn 
das sind gerade jene Kreise, welche die Frag& ins Rollen 
bringen: Warum ist dieser Mensch überliaupt hier?.... Heute 
hatte ich den Besuch dreier Herren, welche ein Empichlungs- 
schreiben zu dem Ingenieur haben wollten. Die Herren wurden 
dahin informiert, daß wir den die Wermessungen leitenden 
Herrn nicht empfangen haben, da er der Untertan eines mit 
China im Kriegszustande sich befindlichen Landes ist, und 
außerdem auch nicht der Sprache des Landes mächtig ist. 


: Bücher- und Zeitschriftenschau. 


Grezor Krause: Bali. Erster Teil. Land und Volk. 
40 u. 168 S. 4°. Hagen i. W. Folkwang-Verlag. M. 85,—. 

Bali, die östliche Nachbarinsel Javas, kommt in bezug auf 
landschaftliche Schönheit und Fruchtbarkeit dieser Perle Ost- 
indiens gleich. In kultureller Beziehung aber unterscheiden sich 
Bali und Java doch sehr, denn ersteres hat die indochinesischen 
Eixenarten weit besser zu wahren vermocht. Landschaft, Volk 
und Volksieben dieser Insel veranschaulicht Krause in dein vor- 
liegenden Band in Wort und Bilde Karl With, der das Buch 
herausgab und die Auswahl des Bildmaterials besorgte, hat eine 
belangreiche Einleitung mit der Ucberschrift „Bali und wir“ 
beigesteuert. Krause, der von 1912—1914 als Arzt in holländi- 
schen Diensten auf Bali lebte und sich nun in Borneo befindet, 


der Insel; die Dorfgenossenschaft; den Reisbau (der sich zu 
einer derartigen Höhe entwickelt hat, daß man noch heute von 
Java aus nach Bali kommt, um zu lernen), dann das alte und 
gegenwärtige soziale Systeni, das Leben der Frauen und Kinder, 
das Marktwesen, die Behandlung von Kriegsgefangenen bei den 
Baliern und den Untergang der letzten balischen Fürsten. — 
Während der Blütezeit des Hinduismus auf Java (ungefähr 700 
bis 1518) galt Bali als eine indojavanische Kolonie. Nach dem 
Fall des letzten ostjavanischen Hindureiches flüchteten im Be- 
ginn des 16. Jahrhunderts große Scharen von Civaiten und 
Buddhisten vor dem Ansturm des Islam nach Bali, wo sie im 
Laufe der Jahrhunderte mit den Eingeborenen zu einer Einheit 
verschmolzen. ‘Während Java mohammedanisch wurde, blieb 
auf Bali der Hinduismus und das Kastenwesen erhalten; 
letzteres unterscheidet sich aber in vielfacher Beziehung von 
dem in Nordindien. Es gibt keine unberührbare Klasse und die 
Kastengliederung beschränkte sich auf die soziale Oberschicht, 
etwa ein Zwanzigstel der Bevölkerung; die große Masse des 
Volkes ist kastenlos. In den Oberschichten sichern sorgsam 
geführte Geschlechtsregister der Familie die Kaste. Wie in 
Vorderindien, so herrscht auch hier Hypergamie, Frauen niederer 
Kaste oder kastenlose Frauen können sozial über ihnen stehende 
Männer heiraten,- ausgeschlossen ist jedoch die Verbindung Jer 
Frau mit dem unter ihr stehenden Manne. 

Das Buch wird allen Freunden indonesischen Volkswesens 
willkommen sein. H. Fehlinger. 
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„Sammlungen von Photographien. Zu dem Artikel des 
Herrn Stoetzner über die Sammlungen von Photographien 
schreibt uns Herr Major Plexer im Reichswehrministerium noch 
Folgendes: 

„Der von Herrn Stoetzrer eingeschlagene Weg ist unbe- 
dingt der richtige, da der Kol»nialkrieserdank nach meiner eig®- 
nen Erfahrung über eine außzrordentlich große Sammlırg von 
Photographien aus allen Kolonien bereits verfügt. Auch die 
Sammlung über Ostasien und China hat schon begonnen. Je 
empfehle aber, sich nicht an den Kolonialkriegerdank, sondern 
direkt an die Phlioto-Zentrale des Kolonialkriegerdanks G. m. 
b. H. (Mira), Berlin NW. 6, Karlstraße Nr. 31, zu wenden, 
welche die Arbeiten im Auftrage des Kolonialkriegerdanks aus- 
führt. Ich selbst bin bei Anfertigung von Lichtbildern usw. vom 
Kolonialkriergerdank auch dortlin gewiesen worden. Die 
Photozentrale untersteht einen Dr. chem. Lohmeyer und Ist 
ganz auszezeichnet geleitet. Ich habe mir dort eine Anzahl 
Lichtbilder nach Karten, Photographien usw. anfertigen lassen. 
die schr schön auszefallen sind. — Die Preise sind recht bilie. 

Mit vorstehenden Ausführungen beschließen wir munmeh! 
die Mitteilungen über die von Herrn Dr. Melchers anzererte 


Berl. Mission, Fongchuen, 


Ernst, Missions-Superintendent der Liebenzeller Mission, 


veranschamlicht in stimmungsvoller Schilderung die Landesnatur | Sammlung von Photographien. D. Red. 
LE nt 
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Allgemeiner und politischer Teil ill 


Der Deutsch-Chinesische Vertrag. 
VonC. Fink. 


Nach hier in den letzten Tagen eingegangenen Tele- 
grammen ist in Peking am 20. Mai der neue deutsch- 
chinesische Vertrag unterzeichnet worden. Es wird erinner- 
lich sein, daß vor etwa Jahresfrist eine deutsche Delegation 
unter Führung des Generalkonsuls von Borch nach Peking 
gesandt worden ist, um die durch den Krieg abgerissenen Be- 
ziehungen zu China wieder anzuknüpfen. Die chinesische 
Regierung hatte sich geweigert, den Versailler Vertrag zu 
unterzeichnen, weil dieser, ohne die Zustimmung Chinas, 
über chinesisches Gebiet verfügt, was Peking unter keinen 
Umständen als berechtigt anzuerkennen in der Lage sei. 
Die Verhandlungen haben sich fast ein Jahr hingezogen. 
Nur ganz allmählich konnte, man zu einem Einvernehmen 
kommen, das die Grundlage für die zukünftigen Beziehungen 
Deutschlands zu China bilden wird. Die öffentliche Meinung 
hat dabei in China in starkem Maße auf seiten Deutschlands 
gestanden; die Schwierigkeiten aber, die bei den Verhandlun- 
gen im Einzelnen zu überwinden waren, waren nicht gering. 
Es ist damit noch kein neuer endgültiger Freundschafts- und 
Handelsvertrag zwischen’ China und Deutschland zustande 
gekommen; ein solcher muß erst später abgeschlossen werden. 
Es ist aber dem Kriegszustand zwischen Deutschland und 
China in aller Form ein Ende gemacht und die besonderen 
Kriegsbestimmungen sind jetzt aufgehoben, nachdem tatsäch- 
lich schon seit längerer Zeit der Friedenszustand wiederher- 
gestellt und der Handel zwischen beiden Ländern wieder auf- 
genommen war. Die diplomatischen Beziehungen zwischen 
beiden Mächten können wieder aufgenommen werden, sobald 
der Vertrag von den gesetzgebenden Körperschaften ratifiziert 
sein wird. | 

Vor etwa 14 Tagen kündigte das chinesische Wirtschafts- 
bureau’ in Peking an, die Verhandlungen seien nun so weit 
gediehen, daß der Vertrag unterzeichnet werden könnte. Im 
wesentlichen sei er nach dem Vorbilde des Vertrages gestaltet 
worden, den China am 11. Juni v. J. mit Persien geschlossen 
hat. Der Wortlaut des neuen deutsch-chinesischen Ver- 
trages ist hier noch nicht bekannt gegeben. An der Hand des 
bekannten chinesisch-persischen Vertrages lassen sich aber ge- 
wisse Schlüsse auf den Inhalt des deutsch-chinesischen Ver- 
trages ziehen. 

Danach haben China und Deutschland sich das Recht 
der Gleichstellung und Gegenseitigkeit zugesichert. Da 
Deutschland tatsächlich den Chinesen die Meistbegünstigung 
einräumt, kann der Schluß gezogen werden, daß Deutschland 
erhebliche Vorteile auf dem Gebiet des Zollwesens gesichert 
sind; trotz des autonomen chinesischen Zolltarifs, der erheb- 
lich höhere Zölle vorsieht, würde danach der deutsche Handel 
genau so behandelt werden, wie der der anderen älteren 
Vertragsmächte. In bezug auf Handel und Industrie wird 
Deutschland damit den älteren Vertragsmächten in China 
gleichgestellt sein; in bezug auf die Zölle genießen China 
in Deutschland und Deutschland in China das Recht der 
Meistbegünstigung. Damit ist der deutschen Kaufmannschaft 
in China der Weg zu der Wiederaufrichtung ihrer 
eigenen Beziehungen zu ihren chinesischen Geschäftsfreunden 
geebne. Und dafür wird man manches andere, was 


auf den ersten Blick weniger günstig erscheinen mag, mit 
in’ den Kauf nehmen können. Mittelbar ergibt sich aus dem 
chinesisch-persischen Vertrag, daß beide Mächte gegenseitig 
auf das Recht der Exterritorialität verzichten. Daß eine ent- 
sprechende Bestimmung im deutsch-chinesischen Vertrag ent- 
halten sein würde, gilt schon lange als zweifellos. Ent- 
sprechend der Aufgabe eigener Gerichtsbarkeit der Deutschen 
in China dürfte, immer vorausgesetzt, daß der persische 
Vertrag auch darin vorbildlich ist, allen Deutschen Schutz 
für Wohnung und Reisen zugesagt werden. Nach dem per- 
sischen Vertrag würde. Deutschland in China (und umgekehrt 
natürlich China in Deutschland) das Recht zustehen, beruf- 
liche konsularische Vertreter überall da zu ernennen, wo 
andere Vertragsmächte Konsularvertretungen unterhalten. 
Angesichts des Zugeständnisses der Gegenseitigkeit er- 
scheint es indessen als selbstverständlich, daß Deutschland 
im Gegensatz zu Persien wie den anderen Vertragsmächten 
auch die Ernennung kaufmännischer Konsuln in China zu- 
gestanden werden wird. 


Nach einer Pariser Meldung der „Vossischen Zeitung“, 
die offenbar auf chinesische Quellen zurückgeht, sind dem 
Abkommen Zusatzprotokolle beigefügt, durch die China sich 
verpflichtet, auf die Requirierung des deutschen Eigentums 
zu verzichten, den Ertrag des bereits requirierten deutschen 
Eigentums zurückzuerstatten, die deutschen Patente (und 
wohl auch die Handelsmarken?) wieder in Kraft treten zu 
lassen. Deutschland erklärt sich bereit, die Kosten für die 
Internierung deutscher Staatsangehöriger in China zu ver- 
güten und die im Versailler Vertrag vorgesehene Entschädi- 
gung für China zu zahlen. Insofern ist augenscheinlich der 
letzte Satz ungenau gefaßt, als nicht die Kosten für die 
Internierung deutscher Zivilpersonen, sondern die der inter- 
niert gewesenen Militärpersonen von Deutschland zu ersetzen 
sind. 


Hinzuzufügen ist auf Grund einer halbamtlichen deut- 
schen Erklärung noch, daß Deutschland die Bestimmungen 
des Versailler Friedensvertrags, an denen China interessiert 
ist, als auch China gegenüber verbindlich anerkennt, dagegen 
sich außerstande erklärt, seine in der Provinz Schantung er- 
worbenen Rechte an China zurückzugeben. Was die Liqui- 
dation des deutschen Eigentums in China anlangt, so sind 
Richtlinien für die endgültige Regelung dieser Frage fest- 
gelegt worden. Durch besondere Verhandlungen sollen die 
Verhältnisse der Deutsch-Asiatischen Bank geklärt werden. 
Die Liquidation ihrer Niederlassungen in China ist noch nicht 
erledigt, so daß wohl gewisse Vermögensteile in natura 
zurückgegeben werden können. Ueber die Art aber, wie 
die Bank für ihre Forderungen an die chinesische Regierung 
abgefunden werden wird, ist noch nichts bekannt. 


Man wird abzuwarten haben, daß der Wortlaut des Ver- 
trags vorliegt, bis nähere Angaben über seinen Inhalt ge- 
macht werden können. Im Interesse der Wiederaufnahme 
der deutsch-chinesischen Beziehungen ist es erwünscht, daß 
die gesetzgebenden Körperschaften Deutschlands und Chinas 
baldmöglichst den Vertrag ratifizieren. 
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Wichtige neue Entwicklungen in China. 
VonC.Fink. 


Die unbefriedigendepolitische Lage. 

— Kabinettswechsel. — Die Kaiserfrage. 

— Präsident Sun Yat-Sen. — Die unab- 
hängige Mongolei. — Chinaunddaseng- 
lisch-japanische Bündnis. — Die chine- 
sische Nationalmünzein Schanghai. _ 
Die politische Lage wird in ganz China als im hohen 
Grade unbefriedigend empfunden. Die Presse aller Schattie- 
rungen — die chinesiche wie die fremde — sieht der Zukunft 
' mit Sorgen entgegen. Bezeichnend ist, daß insbesondere die 
englische Presse laut davor warnt, den optimistischen Aus- 
lassungen der chinesischen Diplomaten im Ausland — 
namentlich Alfred Sze’s in Washington und Wellington Koo’s 
in London — Vertrauen zu schenken, einzelne Zeitungen 
gehen sogar so weit zu verlangen, daß die öffentliche 
Meinung in Europa im Gegensatz zu den Darstellungen 
dieser Diplomaten über die wahre Lage in China aufgeklärt 
würde. Die in Hankou erscheinende „Central China Post“ 
nennt die Hungersnot, die Räuber- und die Soldatenplage die 
drei großen Leiden Chinas, deren Furchtbarkeit kaum über- 
trieben werden könne. Die Zustände würden täglich 
schlimmer statt besser. Die Zentralregierung in Peking habe 
weder Geld noch Macht. Ihre Regierungskunst bestände 
darin, die Wünsche der Tutschüns in den Provinzen nach 
Möglichkeit zu erfüllen oder nachträglich Ja und Amen zu 
sagen, wenn ein neuer Machthaber die früheren aus Amt und 
Würden verjagt habe. Man hoffe in Peking, das Reich durch 
„silberne Nieten‘ zusammenzuhalten, wisse aber nicht, woher 
das Geld dafür kommen solle. Das ist eine Darstellung, die, 
so viel Richtiges sie enthalten mag, doch wohl nur den 
Aeußerlichkeiten gerecht wird, an dem Kern der Dinge aber 
vorübergeht. Viel treffender hat diesen letzthin Generalmajor 
Dr. Karl Haushofer in den „Münchener Neuesten Nach- 
richten“ geschildert, wenn er schreibt: „Das alte Riesenreich 
ist in volleg innerer Umlagerung begriffen. Es empfindet 
sich zwar vielleicht durch den Gegensatz gegen die Umwelt 
mehr als je zuvor als Kultur- und Wirtschafts-Einheit, die 
auch äußerlich wieder zusammenkommen muß, aber trotzdem 
zerfällt es politisch mehr und mehr. Wirkliche Macht über 
das Ganze besitzt die Zentralgewalt in Peking kaum mehr. 
Wohl aber pulst cin so starkes einheitliches Kulturleben durch 
das ganze Riesengefüge, daß ferne Ziele gemeinsamen natio- 
nalen Unterrichts gesteckt, fremde Geistesströmungen ein- 
heitlich aufgenommen und durch Uebersetzungen der Uhnter- 
richtsverwaltung verbreitet werden können, wie Euckens 
Deutscher Aktivismus: Also stärkste einheitliche Kultur- 
strömungen neben Lähmung der politischen Zentralgewalt 
und partikularistischem Auseinanderstreben besonders lebens- 
kräftiger Teile.“ _ Gedanken wie diese soll man nicht außer 
acht lassen, will man zu einem richtigen Urteil! der neuen Ent- 
wickelungen kommen, die zurzeit in China vor sich gehen. 
Fin Schanghaier Radio-Telegramm meldete dieser Tage 
von einer Umgestaltung des Kabinetts. Schon seit Monaten 
wurde diese erwartet. Während der Feiertage des Chine- 
sischen Neujahrs war dann eine kleine Entspannung ein- 
getreten; aber sehr bald zeigte sich, daß die Stellung der Re- 
gierung auf die Dauer unhaltbar sei; mit den von den 
chinesischen Banken gewährten Darlehen war zunächst doch 
nur cine Galgenfrist geschaffen worden. Erleichternd hatte 
dabei auch gewirkt, daß Japan einen fälligen Wechsel von 
hundert Millionen Dollar nicht präsentierte, vielmehr bereit 
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war, ihn gegen allerlei kleine Gegendienste zu verlängern. 
Daß die kommenden Männer die Verantwortung für die dafür 
nötigen Besprechungen lieber der bisherigen Regierung, die 
dem Untergang sowieso geweiht war, überlassen haben, statt 
sich von Anfang an mit dieser, der chinesischen öffentlichen 
Meinung gegenüber undankbaren Arbeit zu belasten, ist ohne 
weiteres verständlich. Inzwischen suchte die alte Regierung 
sich nach Möglichkeit mit den Machthabern in den Provinzen 
auseinanderzusetzen. Letztere wollten sich im Bereich ihrer 
Bezirke der von Peking abhängigen Truppen entledigen, um 
sich nur auf die eigenen zu stützen und damit ihre Macht 
erheblich zu verstärken. Dabei behielten sie Steuern und 
Zölle zurück, die sie zur Zahlung derTruppen nicht entbehren 
konnten, während sie sie pflichtgemäß nach Peking hätten 
abführen müssen. Es ist dann im März zu einer Konferenz 
einer Anzahl Tutschüns mit einigen der Minister in Tientsin 
gekommen. Das Ergebnis war aber — wie vorauszusehen — 
für die Pekinger Regierung sehr unbefriedigend. Im wesent- 
lichen lief die Konferenz darauf hinaus, daß beschlossen 
wurde, die kleineren Tutschüns sollten mit der Auflösung 
ihrer Truppen beginnen (was dann auch einzelne Provinzen, 
so Schantung, durchgeführt haben), während die großen 
Tutschüns ihre Streitkräfte abermals, und zwar auf Kosten 
der Zentralregierung verstärken. Damit war tatsächlich das 
Schicksal des Kabinetts besiegelt, und es war nur noch eine 
Frage, wann die Umgestaltung eintreten und wer die 
Führung übernehmen solltee Als die aussischtsreichsten 
Kandidaten für den Posten des Ministerpräsidenten wurden 
damals der auf dem Gebiet des Finanzwesens sehr bewanderte 
und geschickte Kantonese Liang Shi-yi genannt, der seiner 
Zeit als Ratgeber Yüan Shi-kai’s eine große Rolle gespielt hat, 
und General Wang Shi-chen, der in den letzten Jahren durch 
kluge Zurückhaltung erheblichen Einfluß gewonnen hat-und 
im Yangtse-Tal den kommenden Dingen mit großer Ruhe, 
aber in jedem Augenblick zum Eingreifen bereit, entgegen- 
sieht. Schließlich haben sich aber die maßgebenden Tutschüns 
damit einverstanden erklärt, daß General Chin Yün-peng an 
der Spitze des Ministerrats bleibt, vorausgesetzt, daß er sich 
eines Teils seines Einflusses durch Verzicht aus das bisher 
gleichzeitig verwaltete Kriegsministerium begibt. Leicht ist 
Chin die Umgestaltung des Kabinetts anscheinend nicht ge- 
worden; es gab ein monatelanges Hin und Her. Am 16. Mai 
ist dann endlich das neue Ministerium zustande gekommen. 
Wesentlich ist, daß das Ministerium des Aeußern in den 
Händen Yen HHui-chings bleibt, so daß wenigstens in den 
Beziehungen Chinas zum Ausland eine gewisse Stetigkeit 
gesichert erscheint, was angesichts des soeben abge- 
schlossenen Vorvertrags für Deutschland wichtig ist. Im Amt 
bleiben ferner der Justizminister Tung Kuang, der Acker- 
bau- und Handelsminister Wang Nai-ping (der Vertrauens- 
mann Chang Tso-lins) und der Unterrichtsminister Fan Yüan- 
lien. Neu treten nach einer Reuterschen Meldung ein: als 
Minister des Innern Chi Yao-chan, als Finanzminister Li Shi- 
wei, als Verkehrsminister Chang Chih-mao, als Kriegsminister 
General Tsai Chen-hsun und als Marineminister Admiral Li 
Ting-hsin. Aus dem Umstand, daß der neue Finanzminister 
Li Shih-wei (1915 Präsident der Bank von China) letzthin an 
der Spitze eines chinesisch-japanischen Industrieunternehmens 
gestanden habe, zieht Reuter den Schuß, daß der japanische 
Einfluß im Kabinett eine Verstärkung gefunden hat. Vielleicht 
kann eine Bestätigung dieser Auffassung auch in dem Aus- 


scheiden des bisherigen Marineministers Admirals Sah Chen- 
ping aus dem Kabinett gefunden werden. Sein Nachfolger 
Li Ting-hsin war wärend des Weltkrieges Direktor des Ar- 
senals in Shanghai. Wenn unter dem von Reuter genannten 
Verkehrsminister Chang Chih-mao der bekannte Chang Yih- 
mao gemeint ist, so würde es sich um einen Mann handeln, 
der zu den erfahrensten Wirtschaftlern des heutigen China 
gehört. Chang Yih-mao trat vor etwa zwanzig Jahren zuerst 
. als Unterhändler bei der Organisation der Kaiping-Gruben 
‚auf; er lebt seitdem in Tientsin und gilt als den englischen 
Finanzeinflüssen wenig zugängig. 

Den ganzen Monat März hindurch haben sich die chine- 
sischen wie die in China erscheinenden ausländischen 


Zeitungen in auffallender Weise mit der Kaiserfrage be- . 


schäftigt. Die einen rechneten von einem zum andern Tag 
mit dem Ausbruch einer Gegenrevolution, die den Kaiser 
Hsuän Tung wieder auf den Thron bringen würde, die 
andern glaubten an einen Umschwung erst zu späterer Zeit, 
etwa im nächsten Herbst, die dritten bezeichneten jeden Ver- 
such der Wiederherstellung der Monarchie als vollständig 
 aussichtslos. Als der Hauptvorkämpfer des Kaisergedankens 
wurde von allen Seiten der Generalgouverneur der Man- 
__dschurei Chang Tso-lin genannt. Zweifellos kommt ein großer 

Teil der Auslassungen der ostasiatischen Presse auf dıe 
Sensationsmacherei von ‚Journalisten, die ihren Blättern unter 
allen Umständen etwas Neues, Aufsehenerregendes melden 
wollen. So veröffentlichte z. B. der sehr rührige Mit- 
arbeiter der „North-China Daily News“, Rodney Gilbert, 
ein Interview, daß er mit dem früheren Präsidenten 
der Republik Li Yuan-hung gehabt haben wollte. Li 
selbst hat nachher rundweg in Abrede gestellt, daß 
er die ihm in den Mund gelegten Worte gesprochen 
hätte („Jedermann fühlt, daß die Wiedereinsetzung der 
Dynastie Tsing nicht so sehr im Interesse des Kaisers läge, 
als in dem des Generals Chang Tso-lin und seiner politischen 
Freunde, deren Stellung heute schwer gefährdet ist‘); einer 
seiner früheren Sekretäre, der heute für die Regierung in 
Canton arbeite, sei für das sogenannte Interview verantwort- 
lich. Nahfung fand die Befürchtung eines Kaiserputsches 
insbesondere auch durch die Weigerung Chang Tso-lin’s, dem 
Befehl Pekings nachzukommen, in der Mongolei die Ordnung 
wiederherzustellen, woraus der Schluß gezogen wurde, 
Chang lägen andere Ziele mehr am Herzen, sowie durch die 


Rückkehr des sogenannten Boxerprinzen Tuan aus der Ver- . 


bannung in Turkestan nach Peking, um inzwischen ver- 
storbene Familienangehörige in den Kaisergräbern beizu- 
setzen. Auch ein Besuch (oder angeblicher Besuch) des alten 
Reformators und Monarchisten Kang Yu-wei in Peking wurde 
in Erinnerung an Kang’s Reise nach Peking zur Zeit des 
Putsches Chang Hsüns im Jahre 1917 dahin ausgelegt, daß 
nun ein neuer Kaiserputsch unmittelbar bevorstehe. Die 
„North-China Daily News“ ließ sich aus Peking am 24. März 
melden: „Alle Regierungsdepartements sind in höchster Auf- 
regung über die Aussicht der Wiederaufrichtung der 
Monarchie in den letzten Tagen“. Die Aufregung ist, wie 
sich inzwischen herausgestellt hat, völlig grundlos gewesen. 
Wie an dieser Stelle schon vor Monaten dargelegt worden 
ist, sind die Mehrzahl der älteren Offiziere in China und ein 
erheblicher Teil der alten Beamtenschaft noch heute kaiser- 
lich gesinnt, aber die Aussichten, daß die Republik dem 
Kaiserreich wieder weichen muß, sind zurzeit trotzdem schr 
gering, weil jeder der heutigen Machthaber weiß, daß er 
einen wesentlichen Teil seiner Macht aufgeben müßte. Denn 
nur ein Kaiser, der sich auf eine überwiegende Zentralmacht 
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stützen könnte, würde imstande sein, sich den nachı Selb- 
ständigkeit strebenden Provinzen gegenüber zu behaupten. 
Unter diesen Umständen ist es keineswegs ausgeschlossen, 
daß der „North-China Star“ recht hat, wenn er behauptet, 
es seien die Gegner Chang Tso-lin’s, die diesen ihnen un- 
bequemen General zu einem Putsch veranlassen wollten, um 
ihn unmöglich zu machen und ein für alle Male abzutun, da 


‚es ganz ausgeschlossen sei, daß sich ein Monarch heute auch 


nur wenige Tage außerhalb der Mauern Pekings behaupten 
könne. Auch der „Peking Leader“ ist der Ansicht, Chang 
Tsoslin sei viel zu klug, sich auf einen Versuch einzulassen, 
die Monarchie wiederaufzurichten. 


Nachdem zu Beginn des Jahres auf Betreiben des eigent- 
lichen Befreiers der Provinz Kuangtung von der Herrschaft 
der Kuanghsileute, Generals Chen Chiung-ming’s, die schon 
damals geplante Wahl eines Präsidenten für den (noch im 
Schoß der Zükunft ruhenden)- Bundesstaat China durch das 
sezessionistische Parlament in Canton bis auf weiteres ver- 
tagt worden war, haben die Anhänger dieses Gedankens 
seine Verwirklichung jetzt gegen Chen Chiung-ming durch- ' 
gesetzt. Sun Yat-sen ist in Canton zum „Präsidenten“ 
Chinas gewählt worden. Daß sein Machtbereich weit über 
das Weichbild Cantons hinausgehen sollte, ist recht fraglich; 
schon in der Provinz Kuangtung ist er nicht überall Herr der 
Lage. Wie wenig die neue Regierung gewillt ist, sich mit 


‚den tatsächlichen Verhältnissen abzufinden, beweist die An- 


trittsrede des neuen Präsidenten. Engster Anschluss an 
Amerika, das letzthin in nicht mißzuverstehender Weise von 
Canton abgerückt ist und in Peking Einfluß zu gewinnen 
sucht, ist die erste Forderung Sun Yat-sen’s. Diese ist nur 
dadurch zu erklären, daß der Anschluß an Amerika dem neuen 
Präsidenten unerläßlich erscheint, da der „Bundesstaat 
China“ von vornherein das Tafeltuch zwischen sich und 
Japan zerschnitten hat. Die ostasiatische Presse mißt den 
Bestrebungen Sun Yat-sens keine übermäßig ernste Be- 
deutung bei. Sun lehne es ab, schreibt der - „Japan- 
Chronicle“, sich wie Nordchina auf die bewaffnete Macht zu 
stützen, es wolle seine Kraft aus der Industrie ableiten, wohl- 
verstanden, einer Industrie, die noch nicht vorhanden sei, 
sondern erst geschaffen werden müsse. Sichtlich treibt Sun 
Yat-sen mit seinen Plänen auf einen Zerfall des Chinesischen 
Reiches hin. Vor 25 Jahren, schreibt „Millards Review“, 
war in den Kreisen des Auslandes viel von einem drohenden 
Auseinanderfallen Chinas die Rede (man entsinne sich des 
Buches „The Break-up of China“ von Admiral Lord Beres- 
ford), heute würde es von vielen Chinesen erstrebt. Einer 
der Vertrauensleute Cantons in Peking, Kuo Tai-chi, hat dort 
kürzlich ganz offen erklärt, nach Auffassung des Südens seien 
selbständige Provinzen oder kleine aus einigen Provinzen ge- 
bildete Staaten vielen besser, als ein unter Pekings Führung 
geeinigtes China. Vorläufig hat die Erwählung Sun Yat-sen,s 
zum Präsidenten einen geschlossenen Einspruch aller Tu- 
tschüns, mit Ausnahme der der Provinzen Kuangtung, Yünnan, 
Kueichou und Hunan, veranlaßt; im Interesse des chinesischen 
Volkes müsse Sun schleunigst entfernt werden. Man wird 
also mit neuen Kämpfen zwischen dem Norden und Süden zu 
rechnen haben. Was den anderen Tutschüns die neue Ord- 
nung in Kuangtung anscheinend besonders unannehmbar 
macht, ist die bolschewistische Propaganda, die dort ein- 
gesetzt haben soll. Es ist schon früher wiederholt davon die 
Rede gewesen, daß Sun Vat-sen Verbindungen mit den 
Bolschewisten angeknüpft hat. Seit er an der Spitze der Ver- 
waltung in Canton steht, hat eine russische Nachrichten- 
agentur dort eine Niederlassung errichtet, die Meldungen 
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über die Erfolge der Sowjetregierung und ihre Beziehungen 
zu anderen Staaten Eingang in die chinesische Presse ver- 
mittelt, während gleichzeitig der Vertreter der Moskauer Re- 
gierung in Canton eine russisch-chinesische Hochschule vor- 
nehmlich für Sozialpolitik zu gründen bemüht ist. Russische 
Agitatoren bilden bereits, wie der japanische „North-China 
Standard“ meldet, planmäßig Chinesen in Canton für eine 


umfassende bolschewistische Propaganda in China aus. Das 


sind Ausichten, die geeignet sind, selbst wenn das Mit- 
geteilte sich als übertrieben erweisen sollte, jeden ernsten 
Patrioten in China mit schweren Sorgen für die Zukunit zu 
erfüllen und die gemeinsame Abwehr der nördlichen Tu- 
tschüns gegen den neuen „Präsidenten“ Sun Yat-sen durch- 
aus erklärlich machen. 

Nach übereinstimmenden Nachrichten aus Schanghai und 
Moskau hat sich die äußere Mongolei von neuem unabhängig 
erklärt. Wer die neuen Machthaber. dort sind, ist nicht ganz 
klar. Nach der Moskauer Meldung nennt sich der Hutuktu 
jetzt Kaiser der Mongolei; er wäre danach wieder nach Urga 
. zurückgekehrt, von wo er kurz, ehe der Angriff der aufstän- 
dischen Mongolen, die offenbar auf seinen Befehl handelten, 
der Burjäten und Russen auf Urga erfolgte, geflohen war. In 
dem Schanghaier Funkspruch ist von einem Fürstregenten 
die Rede, der einen Ministerrat gebildet habe. . Ueberein- 
stimmend sprechen beide Meldungen davon, daß dem neuen 
Ministerrat Russen angehören und daß sofort ein Heer von 
zwanzig Divisionen aufgestellt werden soll. Die Be- 
strebungen, militärische Formationen aus den faulen, zum 
geregelten Dienst unlustigen Mongolen zu bilden, sind in ver- 
gangenen Jahren stets erfolglos gewesen; es bleibt abzu- 
warten, ob, was sich früher als unmöglich erwies, heute 
plötzlich möglich sein soll. Man darf den Meldungen gegen- 
über um so weniger eine gewisse Skepsis unterdrücken, da 
die Einigkeit unter den Mongolen und Russen, die Urga be- 
setzt haben, schon längst viel zu wünschen übrig gelassen 
hat. Die Mongolen wünschten den nach Süden abgezogenen 
Chinesen einen vernichtenden Schlag zu versetzen. Dazu 
hatten aber die Russen wenig Neigung, da ihre Ziele in ganz 
anderer Richtung lagen. Sie hatten sich an dem Zug gegen 
Urga beteiligt, weil sie dort einen Stützpunkt für ihre Kämpfe 
gegen die Bolschewisten in Transbaikalien gewinnen zu 
können hofften. Baron Ungern-Sternberg bereitete denn auch 
sofort einen Vorstoß gegen Kiachta vor, richtete also im 
wesentlichen seine Aufmerksamkeit nach Norden. Inzwischen 
liegen Nachrichten vor, wonach die Russen ihre Stellung im 
Urga, weil sie ihnen die erwartenden Vorteile nicht gebracht 
hatte, wieder aufgeben wollten. Dagegen spricht aber often- 
bar die Meldung, daß dem neuen Ministerrat in Urga Russen 
angehören. Man muß weitere zuverlässige Berichte abwar- 
ten, che man ein endgültiges Urteil über die dort neuge- 
schaffene Lage gewinnen kann. 


Die Aussicht, daß das englisch-japanische Bündnis, wenn 
auch in veränderter Form, in der nächsten Zeit erneuert wird, 
erregt in China großes Unbehagen. Man ist sich dort der 
Tatsache sehr wohl bewußt, daß Japans Machtstellung nur 
eine Folge seiner Verträge mit England gewesen ist und hegt 
daher den Wunsch, daß Japan diese Quelle seiner Kraft in 
Zukunft gesperrt werde. Der frühere Sekretär Yüan Shi-kai’s, 
Chang Yi-ling, der zweifellcs Gelegenheit gehabt hat, einen 
tiefen Blick in die Beziehungen Chinas zu Japan zu tun, ver- 
öffentlicht im „North-China Star“ einen Aufsatz, der in den 
Wunsch ausklıngt, - England und Amerika möchten sıch 
einigen, damit Japan auf dem Gebiet seiner An- 
yriffspolitik mattgesetzt werden und China endlich zur 


din 


Ruhe kommen und sich erholen könne; werde das 
englisch - japanische Bündnis erneuert, so sehe es mit 
der Zukunft des amerikanischen Handels in China bös aus. 
Mit großer Genugtuung wird unter diesen Umständen in 
China die Reutermeldung begrüßt, wonach Amerika mit dem 
Gedanken umgeht, seine ganze Flotte im Pazifik zusammen- 
zuziehen. Die „Peking Daily News“ betont dabei, daß die 
Anerkennung besonderer Interessen Japans in Asien bisher 
nur den japanischen Imperialismus ermutigt und die chine- 
sische Souveränität geschwächt habe, und verleiht der Hoff- 
nung Ausdruck, England möge doch endlich einsehen, daß es 
sich durch sein Bündnis nur dem „anmaßenden‘ Japan gegen-. 
über die Hände gebunden habe; England stände jetzt vor der 
Wahl, entweder mit Amerika zusammenzugehen und sich 


damit die Tür Chinas offen zu halten, oder mit Japan, und 


sich diese Tür vor der Nase zugeschlagen zu sehen. Die 
japanische Presse sucht den Eindruck, den das Reuter- 
telegramm augenscheinlich in China gemacht hat, nach 
Möglichkeit abzuschwächen. Der japanische „North-China 
Standard“ weist darauf hin, daß, wer immer diese Drohung 
mit der amerikanischen Flotte in die Welt gesetzt habe, die 
Dinge in Japan nicht übersehe; dort gewönne das liberale 
Element allmählich, aber sicher die Oberhand; damit müsse 
China rechnen; wolle es sich auf die amerikanische Flotte ver- 
lassen, so werde es sich eines Tages einer Lage gegenüber 
befinden, die es nur werde bedauern können. Japan suche 
keinen Streit, aber ins Bockshorn lasse es sich nicht jagen, 
auch nicht durch Drohungen gewisser englischer Kreise, die 
sich im Haus der Gemeinen sogar zu dem Vorschlag ver- 
stiegen hätten, England und Amerika sollten die Stahlliefe- 
rungen an Japan beschränken. Inzwischen betreibt aber auch 
das amtliche China in Amerika selbst eine ausgesprochen 
japanfeindliche Propaganda; es sucht dort Kräfte gegen die 
Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses mobil zu 
machen und kann es jedenfalls von seinem Standpunkt nur 
mit Genugtuung begrüßen, daß Washington seine Vertreter 
in London in dem Augenblick, wo dort der Kronprinz von 
Japan eintrifft, angewiesen hat, Besprechungen über die ost- 
asiatischen Dinge einzuleiten. Mit welchen Mitteln China 
in Amerika arbeitet, ergibt sich unter anderem daraus, daß 
die Pekinger Regierung neuerdings dem bekannten Schrift- 
steller Putnam Weale (Pseudonym für Lennox Simpson, den 
Sohn eines in England nationalisierten Deutschen, der früher 
englischer Chauvinist und einer der schlimmsten und ge- 
wissenlosesten Hetzer gegen Deutschland war, seit einigen 
Jahren aber ein ausgesprochener Parteigänger Amerikas, und 
zwar häufig auf Kosten seines Adoptivvaterlandes Englands, 
ist) nach Washington gesandt hat, wo er, wie die „Chicago 
Tribune“ dieser Tage: meldete, mit gewissen Nachdruck die 
Auffassung vertritt, ein Krieg gegen Amerika sei unvermeid- 
lich, wenn Japan den moralischen Erfolg einer Erneuerung 
seines Bündnisses mit England erziele. Daß man auch in den 
englischen Kreisen Ostasiens einer Erneuerung des Bündnisses 
mit zum mindesten etwas gemischten Gefühlen gegenübersteht, 
ergibt sich mittelbar aus den Reden, die bei der Grundstein- 
legung zum Neubau der Hongkong and Shanghai Banking 
Corporation in Schanghai am 5. Mai gehalten worden sind; 
nicht nur Vertreter der Bank, sondern auch der britische 
Gesandte in Peking, Sir Beilby Alston, betonten die Notwen- 
digkeit zukünftiren Zusammenwirkens der angelsächsischen 
Rassen mit China auf der Grundlage des „fair deal“. 

Am 4. März hat das Finanzministerium mit dem Chine- 
sischen Bankenkonsortium eine mit 9 vom Hundert zu ver- 
zinsende Anleihe von 25 Millionen Dollars gegen Ausgabe 


von. nach 3 Jahren fälligen Schatzscheinen zum Kurs von 97 
abgeschlossen. Mit dem Geld soll in Schanghai eine Münze 
errichtet werden,. die täglich’ bis: zu‘ einer halben Million 
Dollars herzustellen imstande ist. Die Maschinen sollen, 
soweit sie nicht in China selbst gebaut werden, aus Amerika 
bezogen werden. Man rechnet damit, daß der Betrieb ‘im 
Frühjahr 1923 aufgenommen werden kann. Es besteht der 
Plan, den Tael und den Silberschuh als gesetzliche Zahlmittel 
ganz zu beseitigen. In London will man von diesem neuen 
finanzpolitischen Schritt Pekings- vorläufig nicht viel wissen. 
Die „Morning Post“ sprach in diesen Tagen laute Zweifel 
darüber aus, ob eine scharfe Kontrolle von ‘Ausländern be- 
treffs des Feingehalts der Münzen zu entbehren sein würde, 
warf gleichzeitig die Frage auf, ob sich die Chinesen einer 
solchen Kontrolle unterwerfen würden, beruhigten sich 
schließlich aber mit der Versicherung, in dieser Frage hätten 
kaum die Chinesen das letzte Wort zu sprechen, sondern die 
fremden Banken, bei denen es läge, so erwünscht an sich die 
Einführung eines einheitlichen Dollars in ganz China wäre, 
minderwertige Dollars der Schanghaier Münze zurückzu- 
weisen und auf Lieferung der alten Taels und Silberschuh zu 
bestehen. Nach Feststellungen, die letzthin über den all- 
mählichen Rückgang des Feingehalts der Dollarstücke in den 
anderen chinesischen Münzen (Tientsin, Nanking, Wuchang, 
Canton und Hangchou) von Sachverständigen der Münze in 
Bombay gemacht worden sind, sind die Bedenken der 
Londoner Kreise auch im Interesse der chinesischen Geld- 


Am 27. März ist die 44. Session des japanischen Reichs- 
tags vom Ministerpräsidenten Hara für - geschlossen erklärt 
worden, nachdem beide Häuser noch in letzter Stunde 
I Million Yen für die Revision des Zolltarifs und 60 000 Yen 
für die Revision der Militär- und Marinegerichte bewilligt 
hatten. Den Regierungsentwurf über die Einführung der 
Schwurgerichte, die Hara zu Anfang der Session als eine der 
allerwichtigsten von der Regierung beabsichtigten neuen 
Maßnahmen angekündigt hatte, hat der Geheime Kronrat 
bis zum Schluß der Session nicht erledigt; wie die einen 
wollen, ‘weil der Entwurf technisch ungeschickt und fehler- 
haft ausgearbeitet war, so daß seine Mängel in so kurzer 
Zeit nicht beseitigt werden konnten; wahrscheinlicher, wie 
die Anhänger der Regierung behaupten, weil den Räten der 
Krone die Einführung der Schwurgerichte in der Gegenwart 
oder überhaupt nicht gefällt, weshalb sie die Pläne der Re- 
gierung durch passiven Widerstand mindestens für das 
laufende Jahr vereitelten. Der Regierung nahestehende 
Blätter beschweren sich über solche angeblich unstatthafte 
Einmischung in die Regierungspolitik und fordern eine Re- 
vision der gesetzlichen Bestimmungen über die Tätigkeit des 
Geheimen Kronrats. 

Am Abend nach der Schließung des Reichstags ver- 
sammelte der Ministerpräsident die Fraktionsmitglieder der 
Seiyukai und erstattete ihnen Bericht über den, wie er sagte, 
gewaltigen Erfolg der geleisteten gesetzgeberischen Arbeit, 
insofern nicht weniger als 110 Regierungsvorlagen mehr oder 
weniger unverändert angenommen worden seien. Die Presse 
ist allerdings anderer Meinung und verurteilt die 44. Session 
als eine der häßlichsten und unfruchtbarsten Sessionen in 
der gesamten Geschichte des japanischen Reichstags; die an- 
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geber freilich kaum ganz unbegründet. Einstweilen aber 
haben die chinesischen Banken die Forderung einer Kontrolle 
durch Ausländer nicht gestellt. Aber sie sind viel zu gute Ge- 
schäftsleute, um nicht zu erkennen, was auf dem Spiel steht. 
Sie haben daher nicht nur die Anstellung eines ausländischen 
Betriebsinspektors in Aussicht genommen, sondern auch die 
Ernennung eines Kontrollausschusses, dem neben Vertretern 
ihrer eigenen Organisation solche der fremden Banken, der 


verschiedenen Handelskammern in Schanghai, der Seezoliver- 


waltung usw. angehören sollen, freilich ohne daß darüber 
ein förmliches Abkommen mit den fremden Mächten ge- 
schlossen werden soll, so dass es schließlich bei der chine- 
sichen Regierung liegt, jeden Augenblick eine ihr unbequeme 
Kontrollorganisation wieder auszuschalten. Jedenfalls hat 
die chinesische Regierung mit dem Abkommen mit dem Chine- 
sischen Bankkonsortium einen außerordentlich folgenschweren 
Schritt vorwärts auf der Bahn der Umgestaltung ihres Finanz- 
wesens getan. Es ist, zumal die ursprüngliche Anregung 
der Schaffung der Einheitsmünze in Schanghai vom Direktor 
Stephen der Hongkong and Shanghai Banking Corporation 
ausgegangen ist und sie noch im letzten Jahr die einstimmige 
Unterstützung des in Schanghai abgehaltenen britischen 
Handelstags gefunden hat, kaum anzunehmen, daß nun aus- 
gesucht die fremden Banken sich weigern sollten, in Zukunft 
die neue Einheitsmünze statt der alten Taels anzunehmen, 
und daß die Bedenken der Londoner „Morning Post“ einen 


‚ ernsten Widerhall in der City finden sollten. 


Nach der Schließung des japanischen Reichstags. 
Von R. Kunze (Tokio). | 


k 


genommenen Gesetze seien fast alle unbedeutend, und das 
bewilligte Riesenbudget entspreche nicht dem Willen der 
überwiegenden Mehrheit des Volkes. Zugleich beruhigte 
Hara die Seinen wegen der umlaufenden Gerüchte über den 
bevorstehenden Rücktritt des Kabinetts, den er für völlig aus- 
geschlossen erklärte. Wenige Tage später versammelte sich 
auch die Kenseikai zu einem Parteitag für Mitteljapan in 
Tokio und nahm dort eine scharfe Entschließung gegen die 
Regierung an, der wegen ihrer rückständigen Außenpolitik 
und ihrer leichtfertigen und gesetzwidrigen Verwaltung im 
Innern jedes Vertrauen des Volkes verlorengegangen sei. 
Ihre Außenpolitik habe Japan in die gefährlichste politische 
Krise gestürzt, die es je durchzumachen gehabt habe, und 
ihre schamlose Mißwirtschaft, namentlich mit dem Opium- 
handel und der Südmandschurischen Bahn, hätten das Rechts- 
gefühl des Volkes gefährlich untergraben, und nur ein 
schleuniger Rücktritt des gesamten Kabinetts könne noch 
Rettung bringen. Ein aus der Mitte der Partei hervor- 
gegangener Antrag, der den Rücktritt des Parteivorsitzenden 
Vicomte Kato wegen dessen ehrloser Machenschaften mit 
dem Reeder.Uchida forderte, wurde unter Lärm und Tätlich- 
keiten von der Mehrheit begraben. Mit diesem Parteitag der 
Kenseikai hat die Arbeit der Parteien in.den Provinzen ihren 
Anfang genommen, wo sie ihren Wählern und Ortsgruppen 
über die Vorgänge in der letzten Session Bericht erstatten. 
Uebrigens haben sich die Anhänger der freiwillig oder un- 
freiwillig aus der Kenseikai ausgetretenen Abgeordneten 
Ozaki und Shimada zu einer neuen Partei zusammıen- 
geschlossen, der Tenshinkai, die als wichtigstes Ziel die 
Einführung des unbeschränkten Reichstagsvrahlrechts 
für Männer anstrebt. | 
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Inzwischen nehmen die Kämpfe, die über das Schicksal 
des Kabinetts und seine etwaigen Nachfolger entscheiden 
müssen, ihren Fortgang. Der Vizepräsident der Süd- 
mandschurichen Bahngesellschaft ist in Dairen in ‚Unter- 
suchungshaft genommen worden und soll ein umfassendes 
Geständnis abgelegt haben. Es wird jedoch von der Presse 
angenommen, daß der Prozeß, wie er auch ausgehen möge, 
an sich schwerlich der Regierung der Seiyukai das Leben 
kosten werde, und die ‚„Yomiuri‘ stellt fest, daß die Skandale 
wegen des Opiumhandels und der Südmandschurischen Bahn 
bei weitem nicht so starkes Aufsehen im Volk erregt hätten, 
wie 1914 der Marineskandal. Die Hauptgefahr für den Be- 
stand des Kabinetts ist aber, daß es den Aeltern Staatsmann 
Feldmarschall Fürst Yamagata zum Gegner hat und daß es 
in dessen Händen liegt, jedes ihm mißliebige Kabinett zum 
Rücktritt zu zwingen, einfach indem er als Vorgesetzter dem 
Kriegsminister, der ja nach der Verfassung eine Militärperson 
sein muß, den Austritt aus dem Kabinett befiehlt und keiner 
andern Militärperson: gestattet, als Kriegsminister in die Re- 
gierung einzutreten. Diese Waffe in der Hand der Militär- 
partei und die entsprechende Möglichkeit für die Flotten- 
partei, einem Kabinett den Marineminister zu entziehen, 
haben immer wieder in den Ministerkrisen der Vergangen- 
heit ihre entscheidende Wirkung getan, und auf der ge- 
schickten Handhabung dieser Waffen beruht letzten Endes 
die Machtstellung der Aelteren Staatsmänner gegenüber Re- 
gierungen und Parteien, die bisher trotz aller Versuche nicht 
imstande gewesen sind, der: verhaßten und allmächtigen 
Nebenregierung diese Waffen zu entwinden. Auch jetzt 
scheint Fürst Yamagata wieder von dieser Waffe Gebrauch 
machen zu wollen. Wie „Kokumin‘“ und „Chugai: Shogyo“ 


melden, hat der Kriegsminister General Tanaka seinen 


Wunsch, zurückzutreten, den er zuerst nach dem Fall von 
Nikolajewsk äußerte, um für diesen die Verantwortung zu 
übernehmen, während der letzten Session mehrfach und 
dringender geäußert und diesmal mit seiner tatsächlich ge- 
schwächten Gesundheit begründet; Hara soll ihn nur da- 
durch vom Rücktritt während der Session abgehalten haben, 
daß er ihm die Annahme unmittelbar nach der Session zu- 
sagte. Ein vielbeachteter Besuch des Ministerpräsidenten auf 
dem Landsitz des Fürsten Yamagata soll das Rücktrittsgesuch 
des Kriegsministers zum Anlaß gehabt haben. Gegenstand 
der Unterredungen soll aber darüber hinaus die von dem 
Fürsten angeregte Frage eines gleichzeitigen Rücktritts Fürst 
Yamagata’s als Vorsitzender des Geheimen Kronrats, Marquis 
Matsukata’s als Großsiegelbewahrer und Hara’s als Minister- 
präsident gebildet haben, womit die drei Hauptbeteiligten die 
Verantwortung für die bekannte „gewisse ernstliche Frage“ 
im Kaiserhaus, das heißt die vereitelte Rückgängigmachung 
der Verlobung des Kronprinzen, auf sich nehmen würden. 
Ueber die Einreichung von Rücktrittsgesuchen der beiden 
Aelteren Staatsmänner verlautcete bekanntlich gleichzeitig: mit 
dem Bekanntwerden der „gewissen ernstlichen Frage“, und 
tatsächlich hat Fürst Yamagata seitdem keiner Sitzung des 
Geheimen Kronrats mehr beigewohnt; die Entscheidung 
über ihre Gesuche scheint aber in der Schwebe geblieben zu 
sein, bis auch über den Rücktritt des Dritten im Bunde, des 
Ministerpräsidenten, die Entscheidung gefallen ist. Die 
„Yomiuri“, die der Flottenpartei nahesteht und in alle Vor- 
gängpe betreffend die „gewisse ernstliche Frage“ genau ein- 
reweiht zu sein scheint, will wissen, daß Hara ursprünglich 
hinsichtlich der Verlobung des Kronprinzen denselben Stand- 
punkt eingenommen habe, wie Fürst Yamagata, dann aber 


ohne oder gegen den Willen der beiden Aelteren Staats- 
männer die Erklärung des Hausministeriums unterzeichnet 
habe, durch die öffentlich die Verlobung bestätigt wurde. 
Die „Yomiuri“ erfährt übrigens aus dem Munde eines „ver- 
trauten Freundes des Fürsten 'Yamagata“, daß Hara sich 
unter keinen : Umständen zum Rücktritt bewegen lassen 
wolle, auch wenn die beiden Aelteren Staatsmänner zurück- 
träten. Vielleicht ist dieser Freund! der jetzt vielgenannte 
Generalgouverneur von Formosa Baron Den, den die „Nichi- 
nichi“ unmittelbar nach‘ einem Besuch bei dem Fürsten aus- 
fragte. Nach. Baron Den hat die Kenseikai auch im Fall 
eines Kabinettswechsels wenig Aussichten auf eine Nach- 
folge, und besonders Vicomte Kato habe sich durch sein 
jüngstes Verhalten so gut wie alle Aussichten verscherzt, 
jemals wieder Ministerpräsident zu werden. 

Bei solcher Sachlage ist ein Aufsatz der „Japan Times 
& Mail“, die anscheinend der englischen Botschaft in Tokio 
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nahesteht, vom 9. April von Bedeutung. Der Aufsatz geht . 


von der Enthüllung aus, daß der verstorbene Staatsmann 
‚Vicomte Oura, der unversöhnliche Feind der. Seiyukai, vor 
dem Rücktritt des Kabinetts Terauchi durch seinen Rat den 
Ausschlag gegeben habe, daß Hara mit seiner Seiyukai zum 
ersten Mal in Japan ein echtes Parteikabinett bilden durfte. 
Oura habe gleichzeitig vorausgesagt, daß auf dieses erste 
Parteikabinett erst ein Koalitionskabinett und dann erst ein 
zweites Parteikabinett werde folgen müssen. Jetzt schienen 
sich Vicomte Oura’s Vorhersagungen erfüllen zu wollen. 
Vicomte Kato, der noch vor kurzem als der voraussichtliche 
Nachfolger Haras genannt worden sei, sei durch die jüngsten 
Vorgänge als Ministerpräsident unmöglich geworden. Hara, 
dem an staatsmännischer Kraft nur Fürst Yamagata ülser- 
legen sei, müsse im Amt bleiben, aber in einem Koalitions- 
kabinett. Da aber Hara stets mit ganz besonderem Naclı- 
druck die Solidarität mit seinen Ministerkollegen betont habe, 
werde er schwerlich auf einen solchen Ausweg eingehen, und 
so kämen als Nachfolger nur die folgenden in Betracht: 
Vicomte Kiyoura, Admiral Yamamoto, Admiral Saito, Baron 
Goto und Baron Den. Vicomte Kiyoura sei ein schlauer, 
Admiral Namamoto ein ehrgeiziger Staatsmann; Admiral 
Saito sei in manchen Hinsichten vor allen anderen zum 
Ministerpräsidenten veranlagt; Baron Goto und Baron Den, 
beide gleich gewandt und begabt, hätten gleichmäßig viele 
der wichtigsten Erfordernisse für den Posten des Minister- 
präsidenten. Aber Vicomte Kiyoura habe nur im Herrenhaus, 
Admiral Yamamoto und Admiral.Saito hätten nur in der 
Seiyukai einen Anhang; Baron Goto habe einen starken An- 
hang und sei höchst populär, aber als Oberbürgermeister 
von Tokio so stark von der Reinigung der Stadtverwaltung 
in Anspruch genommen, daß er kaını in Frage komme. Da- 
gegen habe Baron Den sehr starke verborgene Kraftreserven 
(much hidden strength). Eiuer Kabinettsbildung von Baron 
Goto, Baron Den oder Vicomite Kiyoura, die sich auf eine 
unabhängige Koalition stützen müßten, werde sich Hara aufs 
äußerste widersetzen, weil sie bestrebt sein müßten, die 
Seiyukai zu zersplittern und ihr die Mehrheit zu entwinden; 
da er aber nach japanischem Brauch vor seinem Rücktritt 
scınen Nachfolger vorzuschlagen habe, werde er voraussicht- 
lich Admiral Yamamoto oder Admiral Saito empfehlen. Da 
aber Admiral Yamamoto das Odium des Marineskandals zu 
tragen habe und als Bureaukrat unpopulär sei, bleibe nur 
Admiral Saito übrig, dessen den Durchschnitt der Staats- 
männer überragende Charaktergröße seine Stärke wie seine 
Schwäche zugleich sei. 


- Politische Rundschau. 


Eine verspätete Anerkennung Deutschlands. Wiederholt ist 
von Ausländern über die chinesische Verwaltung der ehemalig 
deutschen Niederlassungen Klage geführt worden. Eine 
Schießerei in einer*Kneipe in Tientsin, an der amerikanische 
Soldaten beteiligt gewesen sind, gibt der (wahrlich nicht 
deutsch-freundlichen „Peking & Tientsin Times“ Anlaß zu einem 
erneuten scharfen Angriff auf die chinesische Polizei. Das Blatt 
stimmt bei dieser Gelegenheit ein lautes Loblied auf die ehe- 
malige deutsche Verwaltung an: „Solange die Niederlassung 
unter deutscher Verwaltung stand, geschah alles, was möglich 
war, um sie für die Angehörigen anderer Mächte zu dem 
denkbar angenehmsten Wohn- und Geschäftsplatz zu machen. 
Nie hätte der deutsche Konsul solche öffentliche Mißstände, 
wie sie jetzt herrschen, geduldet. Aber von dem, was der 
deutsche Konsul und die deutsche Gemeindeverwaltung ge- 
leistet haben, ist in den noch nicht vier Jahren, die die Nieder- 
lassung in den Händen der Chinesen ist, vieles zunichte ge- 
macht worden.“ Diese Worte gewinnen erst ihre volle Be- 
deutung, wenn man daran denkt, daß Deutschland durch den 
Versailler Frieden gezwungen worden ist, auf alle seine Be- 
sitzungen über See zu verzichten, weil „die Interessen der ein- 
xcborenen Bevölkerung berücksichtigt werden müßten‘, wobei 
„es genüge, auf die deutschen amtlichen und privaten Zeugnisse 
vor dem Krieg und auf die im Reichstag erhobenen Anklagen 
Bezug zu nehmen, um ein Bild von den kolonialen Verwal- 
‚tungsmethoden Deutschlands, von den grausamen Unterdrückun- 
gen, den willkürlichen Requisitionen und den verschiedenen 
Formen“ in den deutschen Kolonien zu erhalten. C. F. 


Deutschland und die Entente im Spiegelbild der eng- 
lischen Presse Ostasiens. Die Beschlüsse der Londoner 
Konferenz im März geben der englischen Presse in 
China Anlaß, bedenklich dem Kopf zu schüttem Aus 
der größeren Entfernung übersicht man das -Ganze ofien- 
bar besser als aus der Nähe, wo Haß und Mißgunst sowie 
die Verfolgung selbstischer Sonderinteressen das ruhige Urteil 
trüben. Allgemein wird in Ostasien die in Paris iestgelegte 
Summe der Kriegsentschädigung so hoch bezeichnet, daB 
Deutschland sie zu leisten außer stande sein werde, zumal wenn 
ihm die Rohmaterialien für seine Industrie und die Absatz- 
märkte gesperrt würden. Auch vor Anwendung militärischer 
Zwangssnaßregeln warnen Blätter, die sonst als deutschfeind- 
lich angesprochen werden müssen, auf das Nachdrücklichste. 
Man darf däraus aber nicht etwa den Schhiß zielren, daß die 
Engländer m Ostasien plötzlich von gerechtem Wohlwollen 
gegemüber Deutschland erfillt seien. Die Ursache ihrer auf den 
ersten Blick auffallenden Haltung wird ihnen ausschließlich 
durch Rücksicht auf ihr eigenes Wohlergehen diktiert. Man ist 
sich in den englischen Kreisen Ostasiens darüber klar, daB die 
Nachgiebigkeit der Londoner Regierimg Frankreich gegenüber 
für die zukünftige Weltstelhing Englands, insbesondere also 
auch die in Ostasien, eine große Gefahr in sich birgt. Das Be- 
kanntwerden des Abkommens mit Sowjet-Rußland und die 
Regelung der türkischen Frage hat geradezu Entrüstung her- 
vorgerufen. „Das nächste wird wohl sein,‘ meint die „Central 
China Post‘ 'höhnisch, „daß de Valera zwn Kaiser von Irland 
gemacht wird und England auf seine Vertragsrechte in China 
verzichtet.“ Die englichen Kreise Ostasiens fühlen eben nur 
zu deutlich, daß sua res agitur, daß es heute auch ım ihre Zu- 
kunft geht und sie fürchten, daß, wenn der Bogen Deutschland 
gegemüber zu stark gespannt wird, er eines Tages brechen wird 
und daß dann Deutschland wieder freie Hand gewinmen und der 
Entente gegenüber mit Forderungen auftreten wird, Jie dein 
Siegern sehr unbequem werden, wenn sie sie nicht gar um 
einen Teil der Früchte bringen, die sie schon in der Scheuer 
gesichert wähntern. 


Exterritorialität in China. Die Bestrebungen der Chinesen, 
die Exterritorialitätsrechte der Vertragsmächte zu beseitigen, 
machen sich immer entschiedener geltend. Die liberale Presse 


den Niederlassungen wissen. 
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Chinas fordert sie rücksichtsios. Die Pekinger Regierung will 
durch die Neuordnung. des Gemischten Gerichtes in Schanghai 
den Beweis erbringen, daß sie den Aufgaben durchaus ge- 
wachsen ist, die ihr aus der Beseitigung der fremden Gerichts- 
barkeit erwachsen würden. Die ausländische Presse in China 
wehrt sich gegen den Gedanken des Aufgebens der Vertrags- 
rechte mit Händen und Füßen. Selbstverständlich sei der Ver- 
zicht an sich durchaus wünschenswert, aber so weit seien die 
Dinge heute noch nicht. Der japanische „North-China Standard“ 
erklärt, die Behandlung, die Deutsche und Russen neuerdings 
unter chinesicher Gerichtsbarkeit erfahren hätten, beweise, daß 
die Zeit für die Abschaffung der Exterritorialitätsrechte noch 
nicht gekommen sei. Die „North-China Daily News“ geht soweit 
zu behaupten, abgesehen von den im Ausland erzogenen 
Chinesen wolle kein Chinese etwas von der Beseitigung der 
Exterritorialitätsrechte und im Zusammenhang damit der frem- 
Kein Chinese könne heute daran 
denken, da, wo der chinesische Beamte herrschte, ein geschäft- 
liches Unternehmen größeren Umfangs ins Leben zu rufen, wenn 
er nicht einflußreiche Beamte .beteilige; unter dem Schutze der 
Niederlassungen sei er dagegen gegen die Zugriffe der Be- 
amten geschützt. Sogar die Beamten schätzten den heutigen 
Stand der Dinge, wo sie- in den Niederlassungen ein sicheres 
Asyl gegen die Verfolgung von seiten machtvollerer politischer 
Gegner finden könnten. Ja, selbst die aus dem Auskand zu- 
rückgekehrten chinesischen Studenten seien, wenn sie ihre 
Ueberzeugung rückhaltlos zum Ausdruck zu bringen wünschten, 
nur in den fremden Niederlassungen dagegen sicher, nicht von 
ihrer Regierung eines Tages zur Verantwortung gezogen zu 
werden. Das mag bis zu einem gewissen Grad richtig sein, ist 
aber wohl kaum ein durchschlagender Grund für die Nichtbe- 
seitigung fremder Exterritorialrechte in China; höchster Leit- 
satz muß doch immer für den, der Gastrecht in einem fremden 
Lande annimmt, sein, sich nicht in die inneren Verhältnisse 
des Gastlandes einzumischen. Wenn aber das englische Blatt 
fortfährt, es sei schr unwahrscheinlich, daß die Deutschen Lust 
verspüren würden, wieder nach China zurückzukehren, wenn 
sie dort mit den Außenvölkern, den Tibetern, Mongolen und 
Tataren auf eine Stufe gestellt würden, wie es tatsächlich mit 
den Russen heute geschehe, so muß es den Beweis für die 
Richtigkeit dieser Auffassung erbringen. Vorläufig sind wesent- 
liche Mißstände für die Deutschen aus der Entziehung der 
Exterritorialitätsrechte unseres Wissens nicht entstanden. 


Die Boxerentschädigung. Wie erinnerlich, haben die Ameri- 
kaner auf die Auszahlung eines Teils der Boxerentschädigung 
verzichtet, daß dieser zur Förderung des Erziehungswesens 
Chinas verwendet würde, und zwar durch Beteiligung amerika- 
nischer Einrichtungen. Der Gedanke hat sich insofern als 
praktisch für Amerika erwiesen, als alljährlich eine recht erheb- 
liche Anzahl von chinesischen Studenten auf Staatskosten nach 
Amerika gesandt werden und sich dort Auffassungen zu eigen 
machen, die auf die Umgestaltung der amerikanisch-chinesischen 
Beziehungen nicht ohne Einfluß bleiben kann. Andere Mächte 
haben das Beispiel Amerikas nachzuahmen empfohlen oder 
eingeleitet. Unter diesen Umständen ist es bemerkenswert, 
daß der japanische „North-China Standard‘ von einer weiteren 
Verfolgung dieses Gedankens dringend abrät, da er letzten 
Endes nur zu einem Wettlauf so und so vieler Mächte um die 
Gunst Chinas führen könne. Das japanische Blatt empfiehlt 
auch seinerseits, daß die Mächte auf einen Teil der Boxer- 
entschädigung verzichteten, daß diese Beträge aber nicht von 


jeder einzeln im Sinne der amerikanischen Praxis verwendet 


werden, sondern in einen international zu verwaltenden Fonds 
fließen, der zur Förderung öffentlicher Arbeiten in China be- 
nutzt werden sollte. 


Chinesisch-iranzösische Handelshochschule In Schanghal. 
Unter gemeinsamer Zusammenarbeit der chinesischen und fran- 
zösischen Regierımgen soll in Schanghai eine Hamdelshoch- 
schule errichtet werden. Zum Bau der Gebäude wird die fran- 
zösische Regierung 3000 £ zuschießen und die- Hälfte der jähr- 
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lichen Unterhaltungskosten, welche auf 
den, tragen. 
Britischer Konsulardienst in China. Die „North-China Daily 
News‘ führt darüber Klage, daß es an geeignetem Nachwuchs 
für den britischen Konsulardienst in China fehle. Im Auswär- 
tigen Amt in London suche man gewisse Mißstände abzu- 
stellen, so solle vor allem die Prüfungsordnung vereinfacht 
werden. Aber das alles werde wenig nutzen, wenn man die Be- 
züge der Konsulatsbeamten nicht erheblich aufbessere. Zwar. 
seien diese letzthin erhöht worden, aber nicht genügend; das 
Vorurteil wegen mangelhafter Entschädigung für die zu 
leistende Arbeit sei keineswegs geschwunden, wie sich das aus 
dem Ausbleiben von Anwärtern für den Dienst in China deutlich 
zeige. Die Auslassung des Schanghaier Blattes sind den Lon- 
doner Behörden augenscheinlich recht unbequem. Das „Board 
of Trade Jourmal“ sucht ihre Wirkungen durch ein begeistertes 
Loblied auf die britische Konsulate in China abzuschwächen. 


Seezoli-Einnahmen im Jahre 1920. Die Seezolleinnahmen 
haben im Jahre 1920 die Höhe von 49 500 000 Taels gegenüber 
dem Vorjahr mit 46000000 Taels erreicht. Nach Abzug aller 
Verwaltungskosten und der aus den Einmahmen des Seezolls zu 
deckemden Zinsen und Amportisationen für auswärtige und ınrere 
Anleihen usw. konnten der Regierung in Schanghai 23 150 000 
Taels zur Verfügung gesteltt werden. Bemerkenswert ist, daß 
sich die Zolleinnahmen Schanghais in den leizten fünf Jahren 
mit 18833 000 Taels verdoppelt und diejenigen Dalnys (Dairen) 
mit 4902 700 Taels verdreifacht haben. Die itbrigen Haupthäfen 
sind stationär geblieben oder haben sogar etwas verluren.. 


Japan. 

Japan und die Republik des Fernen Ostens. Nach den 
letzten vorliegenden Zeitungsstimmen aus Japan sah es immer 
mehr so aus, als ob Japan in nicht allzu langer Zeit dem Bei- 
spiel Englands und Deutschlands usw. folgen und, wie diese 
mit Moskau, mit Tschita wieder förmliche Handelsbeziehungen 
anknüpfen werde. Die Londoner „Times gibt sogar ein Tele- 
gramm der „Asahi‘“ wieder, wonach Japan seine Truppen aus 
Sibirien zurückziehen werde, falls die Tschitaer Regierung die 
nachstehenden Bedingungen angenommen habe: 1. Die Republik 
des Fernen Ostens sagt dem Kommunismus ab und bleibt demo- 
kratisch; 2. Die Befestigungen von Wladiwostok werden ge- 
schleift; 3. Wladiwostok, Blagowestschensk, Chabarowsk, 
Tschita usw. werden dem Handel eröffnet; 4. Den Angehörigen 
aller Mächte werden Wahl- und Bergwerksgerechtigkeiten 
gleichmäßig verlichen; 5. Die Schiffahrt auf dem Amur wird 
freigegeben; 6. Die in Sibirien geschädigten Japaner erhalten 
Entschädigungen; 7. Personen, Eigentum und sonstige Rechte 
der Ausländer werden sichergestellt. Japan schien sich nach 
der „Chugai Shogyo“ auch in den bitteren Zwang fügen zu 
wollen, über die Fischereirechte an der Küste Kamtschatka’s, 
das die Republik des Fernen Ostens an Sowjetrußland abge- 
treten haben will, unmittelbar mit Moskau zu verhandeln, 
nachdem es für die jetzt beginnende Fischereisaison zur Sicher- 
heit der japanischen Fischer ein Kreuzer- und Torpedoboot-Ge- 
schwader nach Kamtschatka entsandt hatte. Seither scheint 
aber in den ruhigen Fortgang dieser Tschita-freundlichen Politik 
Japans im Sinne des Kabinetts Hara wieder eine Störung ge- 
kommen zu sein, insofern vielleicht der offenbar gewordene 
Bruch zwischen Fürst Yamagata und dem Ministerpräsidenten 
den Militärbehörden in Wladiwostok wieder Mut gemacht hat, 
so daß wieder einmal die Militär- und Zivilbehörden in der 
sibirischen Politik an entgegengesetzten Strängen ziehen. 
Schon die Bestrafung des Generalmajors Takayanagi, des 
(jeneralstabschefs der Fxpeditionstruppen in Wladiwostok, der 
für den besten Kenner der russischen Zustände gilt und für ein 
Jahr zur Verfügung gestellt worden ist, weil er einer Geisha 
eine Schachtel Zigaretten mit dem kaiserlichen Wappen ge- 
schenkt hat, die er selbst vom Kaiser als Geschenk erhalten 
hatte, darf vielleicht als eine gegen die Politik des Kabinetts 
serichtete Maßnahme der Militärbehörden gedeutet werden, 


13 000 £ geschätzt wer- 
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insofern sie von allen dem Kabinett günstig gesinnten Zeitungen 


als kleinlich und überflüssig verurteilt wird. Dazu kommt, daß 
die Militärbehörden in Wladiwostok, nicht nur nach der Mei- 
nung der Russen in Sibirien, sondern auch nach der Ansicht der 
meisten japanischen Blätter, den vor kurzem mißlungenen gegen 
die Tschitaer Regierung gerichteten Putsch der Kappelschen 
Truppen in Wladiwostok und Nikolsk parteiisch begünstigt 
haben. Fast alle Zeitungen, nicht nur die alten Rufer im Streit 
für die Räumung Sibiriens „Asahi‘“ und „Osaka Mainichi‘, son- 
dern auch „Yomiuri“, „Jiji“ und „Hochi“ fordern, daß Japan 
so schnell wie möglich förmtiche Beziehungen zu Tschita an- 
knüpfe und die Handelsbeziehungen zu Rußland wieder her- 
stelle, und beklagen, daß die Militärbehörden, von der falschen 
Ueberzeugung ausgehend, daß die Moskauer Sowjetregierumg 
in kurzem zusammenbrechen müsse, jetzt in Sibirien alles täten, 
um den Bolschewisten und der Tschitaer Regierung zu gunsten 
der Konterrevolutionäre Abbruch zu tun, obwohl doch Lenin 
und seine Regierung die Undurchführbarkeit der kommunisti- 
schen Theorien erkannt und sich in Wahrheit vom Bolschewis- 
mus freigemacht hätten. R.K. 


Japan und China. Es hat in Japan Aufsehen erregt, daß 
der japanische Gesandte in Peking, der Militärgouverneur von 
Tsingtau und der Generalkonsul in Mukden nach Tokio berufen 
worden sind, um mit dem Ministerium Rücksprache zu nehmen. 
Die Zeitungen glauben, daß Japans Politik gegenüber China 
einer vollkommenen Aenderung unterzogen werden wird. Die 
„Asahi‘“ bemerkt, daß die chinesische Politik der jetzigen Re- 
gierung ja bereits im Vergleich zu derjenigen des früheren 


Ministeriums eine außerordentlich milde sei, daß aber trotzdem 


die Verhältnisse noch zu weiterem Entgegenkommen zwängen. 
Nicht zum wenigsten seien bei der Aenderung der Politik 
Japans gegenüber China die drohenden kriegerischen Zu- 
sammenstöße im Norden maßgebend, auch ergäbe sich eine 
vollkommene Verschiebung der Lage nach Abschluß des Inter- 
nationalen Bankabkommens mit China. 


Japans Flottenrüstungen. Gemäß dem geltenden japani- 
schen Flottenbauplan auf der Grundlage der je acht Linien- 
schiffe und Schlachtkreuzer, für den im Haushalt auch die Kosten 
für das laufende Jahr bewilligt worden sind, sind die japa- 
nischen Werften aufs eifrigste an der Arbeit, riesige Schiffs- 
kolosse fertigzustellen, die zum Teil an Größe und Stärke 
alles übertreffen, was in den angelsächsischen Kriegsflotten 
an Großkampfschiffen vorhanden ist. Ende Juni wird in Yoko- 
suka das Linienschiff „Mutsu‘ fertig, das dort im Mai 1920 vom 
Stapel lief. Noch bedeutend größer als die „Matsu“ mit ihren 
33800 t sind die Linienschiffe „Kaga“ und „Tosa“. Ersteres 
ist dieser Tage in Kobe auf der Werft von Kawasaki, letzteres 
wird im September auf der Mitsubishi-Werft in Nagasaki vom 
Stapel laufen. Weit übertroffen werden diese beiden Riesen 
durch die Linienschiffe „Akagi“ und „Amagi“, die je 43600 t 
groß sein und 31 Knoten laufen werden und zu ihrer 


‘Vollendung nur eine Bauzeit von sechs Monaten grfordert 


haben. Die Marinebehörden kommen höchst bereitwillig der 
Bitte des Verkehrsministeriums nach, einen möglichst großen 
Teil der Schiffsbauten privaten Werften anzuvertranen, um 
diesen über die immer noch und woht für lange andauernde 
Depression im Bau von Handelsschiffen hinwegzuhelfen, und 
erkennen an, daß die Privatwerften im Bau von Kriegsschiffen 
und Kriegsschiffteilen letzthin sehr große Fortschritte gemacht 
haben. Das Marineministerium hat am 8. April eine Erklä- 
rung veröffentlicht, die der Minister, Admiral Kato, vorher 
einem Vertreter der Associated Press mitgeteilt hatte und 
die sich in der Hauptsache mit der Entwicklungsgeschichte des 
Bauplans von je acht Linienschiffen und Schlachtkreuzern be- 
schäftigt. Die Anfänge des Plans gehen bis in die Zeit des 
Krieges mit Rußland zurück, die Durchführung mußte immer 
wieder hinausgezogen werden. Der Plan hat keinen gedachten 
Feind im Auge und stellt das Mindestmaß einer wirksamen 
Verteidigung für alle Verwicklungen in Ostasien dar. Die Bau- 


kosten sind doppelt so hoch wie vor dem Kriege, sowoht wegen 
der riesig gesteigerten Preise wie wegen der Vergrößerung 
der Schiffstypen. Japan ist dem Völkerbund beigetreten und 
hat sich wiederholt für Abrüstung erklärt, seine Flotte ist aber 
zu unbedeutend, als daß es selbst anderen Mächten beim Ab- 
rüsten vorangehen könnte. Es hält aber keineswegs unter 
allen Umständen an seinem jetzigen Bauplan fest und ist gern 
zu Abmachungen mit anderen Mächten über eine Verminderung 
der Flottenrüstungen bereit. 


Baron Goto säubert die Tokioer Stadtverwaltung. Die 
Sttaatsanwaltschaft, sehr tatkräftig und wirksam unterstützt 
von dem neuen Oberbürgermeister von Tokio, Baron Goto, hat 
in den letzten vier Monaten immer neue Schleier von der 


Mäßwirtschaft hinweggezogen, die in der hauptstädtischen Ver- - 


waltung, namentlich in den Abteilungen für Straßenbau, Gas, 
Elektrizität und Schulwesen herrschte. Ein sehr großer Teil 
der Magistratsbeamten und Stadtverordneten sind in Haft ge- 
nommen, und nicht geringer sind die Verhaftungen Außenstehen- 
der, die an den Skandalen beteiligt sind oder zu sein scheinen. 
im Zusammerhang damit steht eine große Zahl von Entlas- 
sungen alter und Einsetzung neuer Beamter und Lehrer an den 
städtischen Anstalten, und da nicht immer sogleich die Gründe 
für diese Maßregeln angegeben werden können, um den (ierich- 
“ten nicht die Untersuchung zu erschweren, erheben die Be- 
troffenen und ihr Anhang in der Presse ein lautes Geschrei 
über Baron Gotos „despotische Verwaltung‘, in das auch ein- 
zeine größere Zeitungen einstimmen. Im ganzen aber wird 
Baron Gotos Vorgehen von der Oeffentlichkeit sehr sympathisch 
begrüßt, er erhält aus allen Teilen der Bevölkerung fortdauernd 
Zuschriften, die ihn ermuntern, dem Unwesen beherzt weiter 
zu Leibe zu gehen, und der allgemeine Eindruck ist, daß Baron 
Goto durch seine bisherigen Maßnahmen zur Säuberung der 
Tokioer Stadtverwalting seine Beliebtheit in weiten Volks- 
kreisen stark vergrößert hat. 


Wiederbeginn des Postdienstes über Sibirien. Eine Folge 
des engtisch-russischen Handelsvertrages ist die: Wiederauf- 
nahme des Postdienstes zwischen London und Wladiwostok 
seit Anfang April, der aber nicht wie vor dem Kriege rund 
14 Tage, sondern ungefähr einen Monat in Anspruch nehmen 
dürfte. Angesichts der großen Bedeutung des Postdienstes 
zwischen Europa und Ostasien über Sibirien scheinen jetzt auch 
die japanischen Postbehörden Verhandlungen über Beförderung 
ihrer Post durch Sibirien ins Auge gefaßt zu haben, ohne damit 
bis zur Erledigung der diplomatischen Anerkennungsfragen zu 
warten. 


Japanische Gabe für die deutsche Wissenschaft. Am 
24, März haben die japanischen Professoren Tashiro und Kyoya 
dem deutschen Botschafter Dr. Solf den Betrag von 30 000 Yen 
überreicht, den die Professoren der medizinischen Fakultät an 
der Universität Tokio für 24 deutsche und deutsch-österreichi- 
sche Universitäten gesammelt haben, an denen sie früher 
studiert haben. Die Giabe soll dazu bestimmt sein, den deutschen 
und österreichischen Professoren die jetzt so schwierige 
Lebenshaltung zu erleichtern. Einzelne Professoren haben ihre 
Beiträge von der allgemeinen Sammlung gesondert gehalten, 
um sie ihren eigenen Lehrern zukommen zu lassen. 


Ostsibirien. 


Semenow’s Kampf gegen den Bolschewismus. im März 
hat in dem japanischen Port Arthur eine Zusammenkunft der 
Führer der nicht bolschewistischen Gruppen und Heeresabtei- 
lungen stattgefunden, die trotz mancher Niederlage und 
mancher Mißerfolge noch immer im Kampf mit den Sowijet- 
truppen stehen, um sich über die fortan zu verfolgenden Ziele 
zu einigen. Ganz klar liegen die Verhältnisse in Ostsibirien 
noch nicht. Die Wahlen zur Nationalversammlung der Republik 
des Fernen Ostens hat den im Grund bolschewistenfeindlichen 
Bauern eine Mehrheit gebracht. Trotzdem scheint in Tschita 
die Herrschaft der Sowjets noch keineswegs beseitigt zu sein. 


re TEE EEE ES EEE er 2örSErCäRBSraSEIEERSEEEBESF REES GAEMERESEReSESCHED GELEBT Eros a Baer un SEE EEE 0025 BERBREERS SEIFE SERIE STE anBERaEEn 


175 


Das mag anders werden, wenn die ausgesprochene bolsche- 
wistenfeindliche Bauernbewegung in Weestsibirien sich durch- 
setzt. Das letzte Wort darüber, wer- in Zukunft Herr in 
Sibirien sein wird, und zwar ebensowohl östlich wie westlich 
vom Baikal, ist augenscheinlich noch nicht gesprochen, nament- 
lich nicht seit sich in Moskau ein grundsätzlicher Wandel in 
den Anschauungen der Führer vollzogen hat. Unter diesen 
Umständen gewinnt ein Aufruf Bedeutung, den der Kosakenhet- 
man Semenow nach der Port Arthurer Besprechung an alle 
Völker der Welt erlassen hat. In diesem Schriftstück heißt es: 
„Die Bolschewisten üben ihre Herrschaft nur gestützt auf Ge- 
walt aus. Sie haben zu diesem Zweck ein Heer aufgestellt, in 
dem Kommunisten und Freiwillige, die hoch hezallt werden, 
den Kern bilden. Unter den Kerntruppen finden sich aber fast 
gar keine Russen, sondern nur Fremde, namentlich Magyaren, 
Letten und Chinesen. Tatsächlich hat heute eine fremde Armee 
Rußland besetzt und übt dort die Herrschaft aus. Für Rußland 
bedeuset das einen Ausnahmezustand. Die landiremden Bol- 
schewisten bedienen sich Rußlands nur als Stützpunkt für eine 
Weltrevolution. Das große Verdienst der Russen, die gegen 
den Bolschewismus kämpfen, ist es, daß eben durch diesen 
Kampf, der die Kraft des Roten Heeres von Westeuropa ab- 


lenkt, für Europa erst die Möglichkeit geschaffen worden ist, 


unbehelligt von den Bolschewisten wieder an den Aufbau zu 
gehen.“ Des Weiteren gibt Semenow eine Darstellung der 
Bestrebungen der Bolschewisten in verschiedenen Ländern 
außerhalb Rußlands, so insbesonders in England, Irland, Deutsch- 
land, der Türkei, Armenien, Baku, Afghanistan und dem Fernen 
Osten. Er fährt dann fort: „In Ostsibirien haben die Bolsche- 
wisten amerikanischen Kapitalisten große Gerechtsame erteilt, 
auf die die Japaner schon früher gestützt auf Verträge mit 
der Küstenprovinz Rechte erworben haben. Nach Auslassangen 
Lenins wollen die Bolschewisten damit den Gegensatz zwischen 
Amerika und Japan vergrößern, um Japans Aufmerksamkeit 
von den Bolschewisten abzulenken und diesem Gelegenheit zu 
schaffen, sich im Fernen Osten auszubreiten.“ Semenow fordert 
seine Landsleute auf der ganzen Welt, soweit sie nicht bolsche- 
wistisch sind, auf, sich zusammenzuschließen und für den 
weitern Kampf gegen die Sowjets einen gemeinsamen Plan 
aufzustellen und durchzuführen. Er selbst sei bereit, sich einer 
Zentralorganisation zu unterwerfen; bis diese geschaffen sei, 
werde er aber den Kampf gegen die Sowjets nach wie vor in 
Sibirien weiterführen. Bemerkenswert ist, daß die englische 
Presse in China, die von dem Abkommen der Londoner Regie- 
rung mit der Moskauer wenig erbaut ist, die Worte Semenows, 
er habe durch seinen Kampf gegen die Sowjets Europa gerettet 
und ihm die Gelegenheit zum Wiederaufbau gegeben, stark 
unterstreicht. Angesichts der Auslassungen Semenow’s kann die 
folgende Meldung vom 21. März aus Helsingfors weittragende 
Bedeutung finden: „Wie die russischen Blätter berichten, ist 
Prinz Peter von Oklenburg, der sich augenblicklich in Port 
Arthur aufhält, mit General Semenow und den japanischen 
Behörden in Verbindung getreten. Prinz Peter soll in Kurzem 
als Diktator in Sibirien ausgerufen werden. Ganz Sibirien ist 
jetzt in Aufruhr. Die Roten Truppen haben erhebtiche Ver- 
luste in den Kämpfen mit den Bauern zu beklagen.“ Fine Be- 
stätigung dieser Meldung liegt bisher nicht vor. Indessen ist 
schon früher wiederholt von derartigen Plänen des sehr ehr- 
geizigen Prinzen Peter die Rede gewesen, und in Westsibirienı 
hat der Bauernaufstand, wie aus anderen Meldungen hervor- 
geht, großen Umfang angenommen, und zweifellos nicht un- 
erhebliche Erfolge aufzuweisen. Prinz Peter von Oldenburg 
ist ein Sproß jenes Prinzen Georg von Oldenburg, der im 
Jahre 1809 nach Rußland übersiedelte und sich dort mit der 
Großfürstin Katharina Paulowna vermählte. Der hier erwähnte 
Prinz Peter ist seit dem Jahre 1901 mit der jüngsten Schwester 
des letzten Zaren, der Großfürstin Olga, vermählt; der Ehe 
sind aber keine Kinder entsprossen. Prinz Peter, der 53 Jahre 
alt ist, gehört der griechisch-orthodoxischen Kirche an und hat 
sich stets als Russe gefühlt. 
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Die Entwicklung des Japanisdien kohlenbergbanes 
1893-1919. 
Von G. Buetz. 


Japan verfügt über Steinkohlenvorkommen und Braun- 
kohlenvorkommen. Die Vorkommen an Steinkohle über- 
treffen indessen weitaus jene an Braunkohlen. Der Kohlen- 
bergbau Japans ist konzentriert. Zu unterscheiden ist hierbei 
zwischen den vermuteten und den abbaufähig vorhandenen 
Vorkommen. Die bisher abbaufähigen Kohlenfelder kon- 
zentrieren sich auf der Insel Kyuschu, die etwa Dreiviertel 
der gesamten Kohlenausbeute lieferte. Die zweite Gruppe der 
Kohlenfelder ist jene auf der Insel Jesso. Hier liegen gie zu- 
künftigen Hauptkohlengebiete Japans. Nach Präfekturen ge- 
gliedert, sind die meisten Kohlenfelder zu finden in der 
Präfektur Fukuoka, Fukushima, Hokkaido, Saga, Nagasaki, 
Yamaguchi, Ibaraki. Die Braunkohlenvorkommen sind sehr 
unbedeutend. Ihre Förderung übersteigt nieht 150 000 t. 

Der in Japan befindliche Kohlenvorrat ist noch geologisch 
zu wenig erforscht, als daß seine Stärke ziffernmäßig festläge. 
Auch die Schätzungen erweisen sich als durchaus unvoll- 
kommen. Die als vorhanden festgestellten Kohlen sind gering 
gegenüber den nur gemutmaßten Vorkommen. Die in Japan 
als gemutmaßt vorkommende Kohle wird angegeben auf 
7002 Mill. t, die wirklich festgestellte auf 368 Mill. t. Nach 
der Schätzung der Chikuo-Kohlengrubenvereinigung sollen 
die vermuteten Kohlenfelder nur eine Abbaufähigkeit für 1738 
Mill. t besitzen. Nach der Schätzung des Ministeriums 
für Ackerbau und Handel, Abteilung Bergbau, wurden die 
zu gewinnenden Kohlenvorräte in Kyuschu auf 1000 Mill. t, 
in Hokkaido auf 568 Mill. t, in Fukushima auf 170 Mill. t 

einschließlich Nagato veranschlagt. Geordnet nach den Haupt- 
kohlenfeldern hatte man in Japan festgestellt und vermutet in 
Millionen Tonnen in: (Tabelle I) 


tatsäich- davon wahr- davon Produk- 
lichvor- abbau- schein. abbau- ver- tion bis 
handen fähig vorhand. fähig mutet 1911 
Mill.t Mil.t Mil.t Mill. t Min.t Mill. t 
Chikugobecken . 391,15 209 501 250 526 143,5 
Miikebecken . . 91 70 406 230 292 30,9 
Kasugabecken . . 4 2 75 37 87 8,9 
Karatsubecken . . 38 22 64 32 225 18,6 
Rishisonogibecken 72 38 105 92 295 19,9 
Kita Matsuura. . 18 10 58 29 66 10,2 
Amakusabecken . 26 13 33 15 10 1,2 
Ishikaribecken . . 50 20 1042 441 2091 21,5 
Nuromoygabecken 0,15 _ 111 33 192 0,3 
Jwakibecken . . 48 29 68 34 383 11,3 
Gibarakibecken 13,14 6,7 15,2 7,6 29,8 1,9 
Udebecken . 56,2 281 100 50 38 7,6 
Ominebecken . . 2,7 1,1 12,3 4,4 12 1,7 


Die japanische Steinkohle wird als anthrazithaltig zu nur 
etwa 60 Mill. t in den abbauwürdigen Vorkommen festgestellt. 
Der größte Teil der Vorkommen liefert halbbituminöse Stein- 
kohle, die reich an Asche und Schwefel ist. Die Ausbeute 
der Kohlenfelder Japans war zunächst eine langsame, weil 
Japan im Inlande wenig Kohlen verbrauchte, ein Außenhandel 
mit Kohle aber nur in begrenztem Umfange vorhanden war. 
Ferner war man technisch noch zu unvollkommen vorgebildet, 
um die Kohlenförderung gewinnbringend zu machen. End- 
lich fehlte es in den Kohlengruben an einem ausgebildeten 
Arbeiterstamme; es mangelte auch an einer körperlich lei- 
stungsfähigen Arbeiterschaft. Die geringe Entlohnung, die 
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die Arbeiter erhielten, sowie die Länge der Arbeitszeit 
machten die Arbeiterschaft infolge von Entkräftung zu einer 
beachtlichen Arbeitsleistung unfähig. Die technische Unvoll- 
kommenheit verlangsamte die Förderung. Der deutsche 
Handelsbericht über Japan von 1912 äußert sich über die 
technischen Einrichtungen innerhalb des Bergbaues wie 
folgt: „Wenn auch die größeren Minen heute schon viel- 
fach Elektrizität als Betriebskraft verwenden, so wird anderer- 
seits von mechanischen Förderungs- und Beförderungsmitteln 
vorläufig noch wenig Gebrauch gemacht. Druckluft und 
sonstige moderne Werkzeuge zum Abbrechen der Kohle sind 
nur in einigen wenigen Gruben vorhanden.“ Dieser kurze 
Hinweis zeigt genügend, wie extensiv die Bewirtschaftung 
war. Der japanische Kohlenbergbau verfügte eben nicht 
über diejenige Nachfrage, die notwendig wär, um eine erheb- 
liche Mehrförderung in die Wege zu leiten! Immerhin war 
schon eine lebhafte Entwicklung innerhalb der Kohlenaus- 
beute zu verzeichnen. So hat sich 1893 bis 1913 die Kohlen- 
förderung von 3,3 auf 21 Mill. t gehoben. Von 1893—1910 
berechnet, ergibt das eine Steigerung von 12,2 Proz,, während 
die Steigerung der Kohlengewinnung in Deutschland von 1885 
bis 1913: 278,7 Prozent, in den Vereinigten Staaten von 
Amerika: 412,7 Prozent und in Größbritannien 804 Prozent 
betrug. Die Kurve, welche die Produktionssteigerung des ja- 
panischen Bergbaues beschrieb, war eine durchaus gleich- 
mäßige. Man hatte 1893 eine Ausbeute von 3,3, 1900 eine 
soiche von 7%, 1910 von 15,5 und 1913 von 21 Mill. t. Erst 


im Kriege ist dann unter der ungewöhnlich hohen Nachfrage 


nach Kohle und durch den infolge der plötzlichen Indu- 
strialisierung Japans hervortretenden Kohlenmangel eine 
schnelle Steigerung eingetreten. Im Jahre 1919 hatte man 


eine Kohlenausbeute von 30 Mill. t erreicht. Im einzelnen 
wurden in den Jahren 1893 bis 1919 gefördert in Mill. t: 
1893 . . 833 1906 . 12,9 1918 . . 28,0 
189 . . 68 1911 16,2 1919 30,0 
101 . . 94 1914 . 22,0 
103 . . 101 1917 . 26,0 


Dem Werte nach betrug die Förderung 1893 rund 11 Mill. 
Yen, 1900 rund 25 Mill., 1910 rund 50 Mill, 1913 rund 
71 Mill., 1916 rund 80 Mill. und 1915 rund 286 Mill. Yen. 
Demnach hat die Wertsteigerung der Kohlenproduktion von 
1900 zu 1918 um 261 Mill. Yen zugenommen. Hier spielt 
allerdings die Steigerung des Preises infolge des Kriegs- 
zustandeg mit, denn die Kohlenpreise sind von 1914 zu 
1918 an den Haupthandelsplätzen für Kohle in den niedrig- 
sten Sorten von 8,50 Yen auf 20 Yen pro Tonne gestiegen. 
Die Preise entwickelten sich im jährlichen Durchschnittssatz 
nach den Angaben von Paul wie folgt. Es kostete Kohle 
die Tonne 


(in Yen) 1914 1915 1916 1917 1918 
‚höchster Preis . 9,— 9g,— 12, — 20,— 26, — 
nedrigstir Preis 850 7,50 7,50 12, — 20, — 


Die Preissteigerung war eine Folge der anwachsenden 
Produktions- und Beförderungsunkosten, hauptsächlich aber 
der durch den Krieg eingetretenen Kohlenknappheit. Es war 
nicht sofort möglich, die Ausfuhr einzuschränken, während 
der vorher so geringe Inlandverbrauch sich plötzlich in eine 
übergroße kaum zu bewältigende Nachfrage wandelte. In- 
folgedessen war der sonst ganz erhebliche Ausfuhrüberschuß 
bald nicht mehr vorhanden. Wie erheblich der Ausfuhrüber- 
schuß früher war, zeigen die nachstehenden Ziffern: 
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Förderung Verbrauch Ausfuhrübers (huß 
1900 7 483 000 5 262 000 1 049 000 
1903 10 139 000 6 974 000 177 000 
1909 14 825 000 8 870 000 3 418 000 


Danach hat sich also die Ueberschußmenge von 1900 zu 
1909 um 2 369 000 gesteigert! Diese hohe Ueberschußmenge 
drängte die japanische Kohlenindustrie zu einer ständigen 
Ausfuhr. Man hat diesen für die japanische Volkswirtschaft 
verhältnismäßig großen Ausfuhrziffern gegenüber vielfach 
eine falsche Vorstellung von dem Kohlenreichtum Japans 
gewonnen, während der Grund der Ausfuhr zunächst aber 
nur die Unmöglichkeit des genügenden Absatzes im Inlande 
war. Als dieser Absatz dann hervortrat, machten die Ver- 
kehrsverhältnisse eine Einschränkung der Ausfuhr unmöglich. 
Die Kohlenzentren liegen in der Nähe der Hafenplätze. Bei 
der völligen Verkehrskrise, in der sich Japan schon von 
Ausgang 1915 an befand, und die im Kriege wieder zu be- 
heben war, konnte man die Kohlen trotz dringenden Bedarfs 
nicht nach dem Inland schaffen, sie mußte nach dem Auslande, 
insbesondere dem nahen China, abgestoßen werden. 

Die Kohlenausfuhrhäfen Japans sind so gelegen, daß die 
Kohlen in chinesischen Häfen fast zu den Preisen zu haben 
sind wie im japanischen Inlande. Ausgeführt wurden: 


1903 . . . 3500 000 t 1914 . . . 3500 000 t 
1906 . . . 2300 000 1916 . . . 3000000 
109 . . . 1800000 1918 . . . 2100000 
1911 . '. . 3000000 1919 . . . 1500000 


Neben China war der Hauptabnehmer für japanische Kohle 
bisher Hongkong. Japan hat in seinem Kohlengeschäft 
dauernd ;unter dem Wechsel seiner Abnehmer zu leiden 
gehabt. So nahm die Ausfuhr an Kohle nach Asiatisch-Ruß- 
land auf Kosten der Ausfuhr nach Amerika zu; die Koblen- 
ausfuhr nach Britisch-Indien ging zurück und an ihre Stelle 
trat eine vermehrte Ausfuhr nach Französisch-Indochina. 

Im Kriegslaufe wurden die japanischen Kohlen fast aus- 
schließlich auf den Märkten von China, Hongkong, den 
Straits Settlements und den Philippinen aufgenommen. Die 
Einfuhr an Kchle, die Japan vornahm, war stets gering. 
Die Einfuhr belief sich 1912 auf rund 950 00 t und für 1919 
auf rund 546000 t Steinkohle. Es handelte sich hier vor- 
wiegend um Bunkerkohlen, die von den Gebieten übernom- 
men wurden, die den Kohlengebieten fern liegen. 

Es muß auffallen, daß die Steigerung der Kohlenförde- 
rung im Kriege im Verhältnis zur Nachfrage und dem Preise 
nur verhältnismäßig gering war. Hat doch Japan seine 
Kohlenausbeute von 1914 zu 1919 nur um 8000000 t ge 
steigert. Woher dies für Japan unerwünschte, wie ungün- 
Stige Ergebnis? Die technischen Schwierigkeiten sind be- 
reits genannt worden; sie hinderten eine weitgehende Er- 
schließung der Kohlengebiete. Hinzu kam die Arbeiterfrage. 
Für die Kohlengruben machte sich der Mangel an aus- 
reichenden Arbeitskräften besonders bemerkbar, weil infolge 
des Kriegsausbruches in den ersten Monaten ein Förderungs- 
Tückgang eintrat, der die allgemeine Wirtschaftslage zunächst 
auf eine Krise hindeutete. Die nach anderen Arbeitsbezirken 
abgewanderten Arbeiter, die man 1915 im Kohlenbergbau 
entlassen hatte, gingen dem Kohlenbergbau teilweise ganz 
verloren, weil diese Kräfte anderweitig dauernde Beschäfti- 
gung fanden. So hatte man teilweise mit einer Verminde- 
Tung der Belegschaft zu rechnen. Eine Förderungssteigerung 
durch die vermehrte Arbeitsleistung war für die japanischen 
Arbeiter aber unmöglich, da sie körperlich dem Bergbau an 
sich schon nicht gewachsen sind. Hinzu kommt, daß die 
Gruben in einem erschreckend hohen Prozentsatz Frauen und 
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Jugendliche beschäftigen. So waren nach Heber 1914 im japa- 


nischen Bergbau 26 Prozent der Beschäftigten weibliche 
| Personen. Im Jahre 1917 hatte Japan nur 250 144 Personen 
im Kohlenbergbau beschäftigt, davon waren 66508 weib- 


liche Personen. Auch im Untertagbau wurden nicht weniger 
als 47 654 Frauen neben 187530 Männern beschäftigt. Da- 
bei bleiben die Leistungen der einzelnen Arbeitskraft weit hinter 
den Förderungsergebnissen eines europäischen Arbeiters zu- 
rück. In Japan fördert ein Kohlenarbeiter im Untertagbau 
etwa um 208,17 t weniger im Jahre, als der europäische 
Arbeiter vor dem Weltkriege förderte. Hinzu kam, daß 
der Gewinn der Grubengesellschaften nicht so groß war, 
als man erhofft hatte, so daß auch dieser Anreiz zu einer 
Steigerung der Ausbeute versagte.e Der Anteil an minder- 
wertiger Kohle in der Gesamtmenge der Förderung ist in- 
folge der technischen Mängel bei der Förderung noch immer 
sehr hoch. Diese minderwertige Kohle hatte aber einen ver- 
hältnismäßig niederen Preis, der den außerordentlich gestei- 
gerten Produktionskosten wenig entsprach. So stand 1916 
der Preis für gute Kohle auf 12 Yen, der für minderwertige 


‘auf 7,50 Yen pro Tonne. 


Eine Einwirkung zur Vermehrung der Förderung ergab 
sich auch daraus, daß im japanischen Kohlenbergbau noch 
eine Reihe von kleineren und kleinsten Gruben besteht, wenn 
auch im Verhältnis zu der Gesamtförderungsmenge’ nur we- 
nige Personen das Kohlengeschäft in Händen haben. Es sind 
eigentlich nur 18 Kohlenbergbaugesellschaften, die den 
Kohlenbergbau beherrschen, soweit die Kohlenförderung über 
200 000 t in Frage kommt. Hierzu gesellen sich dann noch 
die Kohlenbergbaugesellschaften, die unter 200 000, aber über 
100 000 t fördern. Hier handelt es sich etwa um 8 Gesell. 
schaften. Eine absolut vorherrschende Stellung nimmt im 
Großgrubenbetrieb die Mitsui-Gesellschaft ein. 1911 förderte 
sie 20 Prozent der gesamten japanischen Kohlenausbeute. 
An zweiter Stelle folgt die Mitsubishi-Gesellschaft, die rund 
15 Prozent der damaligen Kohlenförderung lieferte. Als dritte 
Großgesellschaft ist noch die Hokkaido-Gesellschaft zu 
nennen, auf die etwa 8 Prozent der Gesamtförderung ent- 
fielen. Ihr gleich steht die Kajima Bergbau-A.-G. Mit rund 
4 Prozent waren die Firma Furukawa und der japanische 
Staat an der Kohlenförderung beteiligt. 

Die schlechte Allgemeinbeschaffenheit der japanischen 
Kohle ist bekannt. Es hat sich gezeigt, daß die japanische 
Kohle auch in ihrer besten Güte starke Mängel aufweist, die 
den Absatz stark beeinträchtigen. Die Kohlen schlacken 
außerordentlich und haben eine niedere Heizkraft. Von der 
gesamten geförderten Kchle sollen nur 20 Prozent diejenige 
Heizkraft besitzen, die für die Ausnutzung der Leistungs- 
kraft moderner Dampfkessel notwendig ist. Auch zur Hütten- 
kohle eignet sich die japanische Kohle nur im höchsten 
Maße unvollkommen, so daß auch hier auf eine Abnahme 
nicht zu rechnen ist. Diese Erwägungen haben wohl mit- 
gesprochen, daß gerade die großen Gesellschaften, welche 
die höchsten Unkosten haben, ihre Förderung nicht in dem 
vielleicht angängigen Maßstabe zu erweitern suchten. Die 
kleinen Gesellschaften haben allerdings im Kriege außerge- 
wöhnlich gute Verdienste gehabt, doch muß man diesen Ver- 
diensten gegenüber auch die sehr großen Aufwendungen 
für die notwendigen Erweiterungen in Betracht ziehen. Zu- 
dem sind eine Reihe von Gesellschaften erst in den letzten 
zwei Kriegsjahren gegründet worden und zumeist mit be- 
scheidenem Kapital. So verfügten die drei 1917 neu gegrün- 
deten Kohlengesellschaften über ein Gesamtkapital von nur 
15 Mill. Yen. — Fest steht, daß die eingetretene Er- 
schöpfung der von den großen Grubengesellschaften aus- 
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gebeuteten Kohlenfelder erheblich ist. Die Felder des 
Chikugobeckens wurden 1914 schon als zu 68 Prozent als 
erschöpft angegeben. Die hier befindlichen Felder aber 
sind der Produktionsstatistik nach noch die einzigen wirk- 
lich produktiv kraftvollen Kohlenzentren.‘ Vor dem Kriege 
hatte Japan — die konzessionierten sowie die noch nicht 
konzessionierten, aber abbaufähigen Felder mit eingerech- 
net — Kohlengebiete in einem Flächenumfange von 3119 qkm. 
Und diese Ziffer stellt man so sehr in den Vordergrund, daß 
man die Schattenseiten nicht voll einschätzt. Jedenfalls sind 
die Kohlenvorkommen, über die Japan verfügt, soweit sie 
nicht nur gemutmaßt sind, zu gering, um ein entwickeltes 
japanisches Industrieleben mit Brennstoff ‚genügend ein- 
decken zu können. Um die noch heute immer geringfügige 
Kohlenförderung Japans nahezu bildlich festzustellen, ver- 
gleiche man einmal die Förderungsmengen Japans an Kohle 
mit jenen der Weltförderung. Im Jahre 1912 förderten an 
Steinkohle in Millionen Tonnen die Staaten: 
Deutschland England Ver. Staaten Japfn 
250,8 264,5 450,1 19,3 
Zu der Geringfügigkeit der Kohlenausbeute gesellt sich die 
an sich mindere Güte der Kohle und die Minderwertigkeit 
infolge der unsachkundigen Behandlung. Wenn Japan bis- 
her eine-verhältnismäßig nicht geringe Kohlenausfuhr hatte 
und bis 1916 stets über einen gewissen Kohlenlagerbestand 
verfügte, so lag das nicht auf einem in Wirklichkeit nicht 
vorhandenen Kohlenreichtum, sondern auf dem geringen Ver- 
brauch an Kohle im Inland. Bei dem heutigen Stand seiner 
Industrie und bei dem großen Flottenbauprogramm, das 
Japan sich selbst gesetzt hat, kann man Japan heute wolhıl 
zu den Ländern rechnen, die bald an Kohlenknappheit leiden 
werden, es sei denn, daß Japan in großzügigem Maßstabe 
seine noch nicht geologisch erforschten, nur mutmaßlich 
reichen Kohlengebiete mit Erfolg zur Ausbeute heranziehen 
kann. Daß es sich hier um tatsächlich reiche Vorkommen 
handeln wird, ist nach den bisherigen Ergebnissen nicht 
zu erwarten. Im übrigen hindert das erschütterte japanische 
Wirtschaftsleben die Inangriffnahme der unerforschten Felder. 
Japan selbst steht diesen unerforschten Feldern an und für 
sich skeptisch gegenüber und deshalb hat man auclı schen 
längst ein Auge auf das kohlenreiche China geworfen, dessen 
Kohlenlager allen Bedürfnissen der japanischen Wirtschaft 
genügen können. 


Handel und Verkehr In Siam im Wirtschattsjahr 
1919/20. 


In Ergänzung des in Nr. 8 der „Ostasiatischen Rund- 
schau“ gebrachten Aufsatzes „Siam in und nach dem \Welt- 
kriege“ können jetzt nach Bekanntwerden der amtlichen Sta- 
tistik noch nachstehende Einzelheiten über die wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes im Wirtschaftsjahr 1919/20 mit- 
geteilt werden. | 

Nachdem der früher blühende deutsche Handel mit Siam 
und Deutschlands vorherrschender Einfluß durch die Machen- 
schaften der Alliierten während des Krieges vollständig ver- 
nichtet worden waren, hatte sich wie überall in Ostasien, 
Japan ins warme Nest gesetzt. Ihm erwuchs jedoch sehr 
bald ein in jeder Beziehung, besonders aber auf finanziellem 
Gebiet weit stärkerer Konkurrent, nämlich die Vereinigten 
Staaten von Amerika, deren Einfluß im Handel und Verkehr 
Siams heute bereits an die frühere Stelle Deutschlands ge- 
treten ist. Vor dem Kriege brachten die amerikanischen 
Tages- und Fachzeitungen nur selten Notizen über Siam, 
während heute amerikanische Handels - Zeitschriften das 
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sicherste und zuverlässigste Material gerade für dieses Land 
liefern. 

Das siamesische Wirtschaftsjahr lauft vom 1. April bis 
31. März; die nachstehenden Angaben beziehen sich daher 
auf die Zeit vom 1. April 1919 bis zum 31. März 1920, so- 
weit nicht anders bemerkt ist. Als Münzwert ist der siame- 
sische Silbertical zum Vorkriegskurs von etwa 1,50 M. ein- 
gesetzt; Umrechnung in Münzbezeichnungen der Länder mit 
Goldwährung oder in deutsche Währung verbietet sich von 
selbst, da ja, wie bekannt, Silber im Jahre 1919/20 einen 
ganz abnormen Stand hatte. 

Der Gesamtwert des auswärtigen Handels belief sich auf 
333 782 300 Tical, war also gegen das Vorjahr mit 280 273 250 
Tical um etwa 53% Millionen Tical gestiegen. Auf die 
Ausführ entfallen insgesamt 187 432500 Tical und auf die 
Einfuhr : 146 349 800 Tical. Diese Zahlen zeigen, daß sich 
der auswärtige Handel des Landes innerhalb der letzten 
10 Jahre, besonders seit Ausbruch des Krieges, mehr als ver- 
doppelt hat. Zum ersten Male seit 1914 führt die Statistik 
auch wieder Waren deutschen Ursprungs auf, wenn der An- 
teil Deutschlands bedauerlicherweise auch nur verschwindend 
gering, nämlich 37800 Tical für die Einfuhr und 64 650 
Tical für die Ausfuhr, ist. Die entsprechenden Zahlen für 
das letzte Vorkriegsjahr waren etwa 8 Mill. Einfuhr und 
8 Mill. Ausfuhr; naürlich beziehen sich die letztgenannten 
Zahlen nur auf den direkten Handel mit Deutschland, tat- 
sächlich war de. Anteil deutscher Handelshäuser in Siam 
weit größer. Gieiches gilt nun im umgekehrten Verhältnis 
für die Vereinigten Staaten, deren direkte Einfuhr z. B. sich 
seit 1914 mehr als verdreifacht hat und im Jahre 1919 
9 603 000 Tical betrug. 

Der wichtigste Ausfuhrartikel Siams ist Reis, welcher 
vorzugsweise nach Amerika, und in zweiter Linie nach Japan 
und Mittelchina geht. Infolge der Mißernte des Jahres 1919 
sah sich die Regierung gezwungen, ein Ausfuhrverbot, wel- 
ches erst kürzlich wieder mit gewissen Einschränkungen auf- 
gehoben worden ist, zu erlassen, und die Folge davon war, 
daß der Reisexport im Berichtsjahre knapp % Millionen 
Tonnen betrug, während er in normalen Jahren sich auf 
über das doppelte beläuft. Dieser Ausfall hat natürlich die 
Einnahmen aus der Ausfuhr wesentlich beeinflußt, wenn 
auch die weit höheren Reispreise eine nur um 9 Mill. Tical 
geringere Einnahme gegenüber dem Vorjahr bewirkten. In 
diesem Zusammenhang sei bemerkt, daß die neue Reisernte 
glänzend gewesen und ein rapides Sinken der Reispreise in 
ganz Ostasien die unmittelbare Folge davon ist. Dagegen 
wurde im Berichtsjahre für 8 Mill. Tical mehr an Teakholz, 
der zweitbeste Handelsartikel Siams, gegenüber dem Vorjahr 
ausgeführt. Die übrige Mehrausfuhr von etwa 20 Mill. 
Tical entfallen in der Hauptsache auf Edelmetall, Häute und 
Fischprodukte. 

Die Erhöhung der Einfuhr um rund 25 Mill. Tical kam 
zum größten Teile Amerika zugute, von wo hauptsächlich 
Metallwaren, Petroleum, Eisenbahnmaterial, Textilwaren und 
Garne, Maschinen, Konserven, Chemikalien und Drogen ein- 
geführt wurden. Besonders gewachsen ist der Anteil der 
Vereinigten Staaten an der Einfuhr von Maschinen und Eisen- 
bahnmaterial und auch an Chemikalien und Drogen. Von 
letzteren beiden Artikeln kamen seit Ausbruch des Krieges 
jährlich etwa 2000 Tonnen im Werte von 6 bis 7 Millionen 
Tical von Amerika, während vor dem Kriege das Geschäft 
hierin fast ausschließlich in europäischen Händen lag. 

Der Schiffsverkehr hatte im Berichtsjahre gegenüber dem 
Vorjahr etwas nachgelassen, doch dürfte dieser Umstand in 
der Hauptsache dem um etwa % Mill. Tonnen geringeren 


Reisexport zuzuschreiben sein, weniger der allgemeinen Welt- 
wirtschaftskrise, deren Vorboten sich eben erst in Sianı be- 
merkbar machten. Es wurden insgesamt in Bangkok 639 
Schiffe mit 581 320 Registertonnen registriert; die englische 
Flagge mit 240 Schiffen steht weitaus voran, als nächste 
folgt die japanische mit 90 und die norwegische mit 64 
Schiffen, während die deutsche überhaupt nicht vertreten ist. 

Infolge seiner günstigen Wirtschaftslage in den letzten 
Jahren ‚ist Siam im Stande gewesen, für den Ausbau seiner 
Verkehrsmittel, als da sind Eisenbahnen, Wasserstraßen und 
Landstraßen, beträchtliche Mittel aufzuwenden. Der Fisen- 
bahnbau und -Betrieb unterstand bis zur Kriegserklärung 
Siams an Deutschland überall deutschen Ingenieuren und 
Aufsichtsbeamten. Sie wurden nach der Internierung und 
dem Abtransport, soweit bekannt, zum großen Teil durch 
Amerikaner ersetzt. Man unterscheidet in Siam bezüglich 
der Eisenbahnen ein Nord- und ein Südsystem, die bisher noch 
nicht miteinander in Verbindung standen, deren Verbindung 
aber nunmehr in Angriff genommen worden ist, wozu es 
lediglich einer kurzen Verbindungsstrecke bedarf. Die Ge 


samtlänge der Staatseisenbahnen war am Ende des Wirt- 


schaftsjahres auf 2376 Kilometer gestiegen, wozu noch einige 
Hundert Kilometer Privatbahnen kommen. 

Wie bereits erwähnt, kommen als weitaus wichtigste 
Ausfuhrartikel Reis und Teakholz in Betracht. Nach der 
amtlichen Bekanntgabe waren im Berichtsjahr rund 6 620 000 
Morgen des Landes unter Kultur genommen; 90 Prozent 
dieser Fläche waren mit Reis bepflanzt und nur 64,250 Morgen 
blieben für den Anbau von Taback, Mais, Baumwolle usw. 
übrig. 

Die Waldbestände an wertvollen Hölzern sind noch un- 
geheuer groß, doch ist der Absatz mit Beginn der Welt- 
wirtschaftskrise ins Stocken gekommen und große Vorräte 
sollen im Lande aufgestapelt liegen. 

Daneben ist in den letzten Jahren auch die Ausbeutung 
und die Ausfuhr von Mineralien im Aufblühen begrifien, be- 
sonders wichtig sind Zinn und Wolfram; von ersterem wur- 
den etwa 9000 Tonnen gewonnen und verschifitt. Für das 
neue Geschäftsjahr sieht der Staatshaushaltsplan wesentliche 
Verbesserungen und Neuanlagen zwecks Ausdehnung des 
überseeischen Handels vor, ebenso Weiterführung der Eisen- 
Bahnlinien und Wasserstraßen. 

Nach dem Etatsanschlag sind 76650000 Tical an or- 
dentlichen Einnahmen und 86824000 Tical an ordentlichen 
Ausgaben vorgesehen; das Defizit von 10 174.000 Tical soll 
durch eine innere Anleihe aufgebracht werden. Daneben wer- 
den 16875000 Tical für außerordentliche Ausgaben ange- 
fordert, die aus Reserven zu decken sind. 

C.Schwengenbecher. 


Canton-Kowloon-Eisenbahn. Die chmesische Kaufmann- 
schaft von Waiyang beabsichtigt. 3 Mill. Dollar aufzubringen, 
ım von der Station Ping Wu an der Canton-Kowloon-Bahn 
aus eine Zweigstrecke nach Waichow zu bauen. Die neue 
Linie wird etwa 75 km lang sein. E 


Eisenbahnbauten als Notstandsarbeiten. Die Regierung er- 
hebt seit einiger Zeit auf die Passagier- und Frachttarife einen 
Zuschlag, welcher zur Unterstützung der Notleidenden in den 
Hungersnotgebieten bestimmt ist. Um das Geld nutzbringend 
anzulegen, hat sich die Regierung entschlossen, sofort die Erd- 
arbeiten auf den bereits früher vermessenen Neubaustrecken 
Tschifu-Weihsien (Station an der Schantung-Eisenbahn) und 
Tsangchou-Chengting (Anschlußbahn von der Tientsin-Pukou- 
Bahn nach Westen) in Angriff zu nehmen und dazu Unter- 
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stützumgsbedürftige zu verwenden; die Einkimfte aus den vor- 
stehend genannten Zuschlägen sollen ausschließlich für Arbeits- 
löbne Verwendung finden. 


Tsangchou-Chengting-Eisenbahn. Die Notabeln und Kauf- 
mannschaft der Provinz Chili sind an: die Regierung heran- 
getreten mit dem Ersuchen, sofort einer von den Antragstellern 
zu bildenden Baugesellschaft die Konzession für den-Bau der 
Verbindungsbahn zwischen der Tientsin-Pukou- und Hankou- 
Peking-Eisenbahn, ausgehend von Tsangchou und endigend bei 
Chengting zu vergeben. Die Kaufmannschaft hat sich bereit er- 


„klärt, das nötige Baukapital aufzubringen. Es handelt sich um 


die frühere Baukonzession, die an Deutschland gegeben worden 
war und die Japan auf Grund des Friedensvertrages bean- 
sprucht. {F. E. R.) 


- Tientsin-Pukou-Eisenbahn-Einnahmen. Die Finnahmen der 
Tientsin-Pukou-Eisenbahn für das Jahr 1920 belaufen sich auf 
15 567 000 $; der Reingewinn beträgt rund 3 Millionen $. Die 
chmesischen Zeitungen schröfben, daß dieses Ergebnis wider 
Erwarten günstig sei. A 


Europäisch ausgebildete Einkäufer für Eisenbahnmaterlal. 
Der „Pekinger Staatsanzeiger‘ veröffentlicht einen Ministerial- 
erlaß an die Direktionen der Peking-Mukden, Peking-Hankou- 
und der übrigen Staatsbahnlinien, worin diese aufgefordert 
werden, sofort ein oder mehrere auf fremden Schulen aus- 
gebildete Beamte zu nennen, die nach Europa und Amerika 
zur weiteren Ausbildung im Eisenbahnwesen geschickt werden 
sollen. Hier sollen diese Beamten so ausgebildet werden, daB 
sie nach ihrer Rückkehr in der Lage sind, nicht mır den Ein- 
kauf von Eisenbahnmaterial und Abnahme desselben von den 
ausländischen Fabrikanten ohne Mithilfe von Europäern, wie 
bisher, zu übernehmen, sondern auch ihrerseits andere befähigte 
Chinesen dazu heranzubilden. Damit will sich China allmählich 
von europäischer Bevormundung freimachen und gleichzeitig 
eine größere Vereinheitlichmg seiner Balmen herbeiführen. 


Vermehrung des Betriebsparks bei der Schanghai-Nanking- 
Bahn. Die Schanghai-Nanking-Bahn hat von der englischen 
Firma Jardine, Matheson und Co. 7 Lokomotiven 80 Güter- 
a und 9 Personenwagen zum Preise von 1130000 $ ge- 
autt. N 

Weiterbau der Schanghai Hangchou—Ningpo Eisenbahn. 
Bei Kriegsausbruch wurde der weitere Ausbau der Zweig- 
linien der Schanghai—Hangchou Eisenbahn aus Mangel an Geld- 
mitteln und Material eingestellte Nunmehr ist die Bauleitung 
der genannten Bahnlinie bei der Regierung um Erlaubnis zum 
Weiterbau nach Ningpo eingekommen. Die Neubaustrecke ist 
etwa 200 km lang und bildet den nach Osten an die Küste 
laufenden Teil der Gesamtstrecke Wuhu-Hangchou—Ningpo. 
die etwa 458 km lang sein würde. 


Hankou—Szechuan Eisenbahn. Die Zentralregierumg hat 
sich entschlossen, aus Mangel an Mitteln vorläufig den Weiter- 
bau der von Hankou aus durch die Provinz Hupei nach Westen 
in die Provinz Szechuan hineinlaufenden Bahnlinie aufzugeben. 
Dafür soll aber der Bau der nach Süden verlaufenden Haupt- 
linie Hankou—Canton um so energischer gefördert und die 
baldige Eröffnung des Betriebs bis zu der wichtigen Handels- 
stadt Hengchou in Hunan angestrebt werden. Die Direktionen 
der Peking—Mukden, Peking—Hankou, Peking—Suiyuän und 
Tientsin—Pukou Staatseisenbahnen sind angewiesen worden, 
für Bereitstellung der benötigten Geldmittel aus den Betriebs- 
überschüssen Vorsorge zu treffen. 


Elektrische Straßenbahn in Peking. Die chinesische Regie- 
rung hat der französischen Bankgruppe, welche die für den Bau 
der Pekinger Straßenbahn nötigen Gekder aufzubringen beab- 
sichtigt, mitgeteilt, daß sie sich entschlossen habe, chinesischer- 
seits 2 Millionen Dollar zuzuschießen, m der Art, daß das Geld 
gemeinsam von der Regierung und Privatlieuten aufgebracht 
wird. Die Regierung will dadurch verhindern, daß sie bei 
einem rein fremden Unternehmen keinen Einfluß auf die GeseN- 
schaft hat. 
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Hafen-Neubauten in China. Der Bau des Konkurrenzhafens 
von Tsängtau, Haichou, an der Südküste Schantımgs ist ietzt 
von der Netherlands Harbour Works Co., die auch die Hafen- 
bauten in Tschifu ausführt, in Angriff genommen worden. Die 
Kosten sollen sich auf. 25 Millionen Gulden belaufen. Es wird 
vielen ımserer Leser von früher her bekannt sein,. daß die 
Meinungen über dieses Projekt in Ostasien weit auseinander- 
gingen und daß besonders die Rentabilität des neuen Hafens 
stark in Zweifel gezogen wurde. Ferner hat die „Whangpoo 
Conservancy‘“ das Schanghaier Konsularkorps ersucht, einen 


Spezialisten für Hafen und Flußbauten zu ernennen für die am, 


15. Oktober in Schanghai stattfindende Konferenz, auf welcher 
der weitere Ausbau des Hafens von Schanghei beraten werden 
soll. 


Ausbau des Hafens in Wusung. Ein neugebildetes chinesi- 
sches Syndikat, das über großes Kapital! verfügen soll, hat am 
12. Februar d. J. unter dem Namen „The Woosung Commercial 
Port Bureau“ in Wusung ein Hauptbureau und gleichzeitig in 
Schanghai eine Nebengeschäftsstelle eröffnet. Als techmischer 
Berater ist der in Ostasien wohlbekannte holländische Ingenieur 
H. von Heidenstam ernannt worden; Oberingenieur ist Sydney 
J. Powell. Die Gesellschaft beabsichtigt die Entwicklung Wu- 
sungs durch Errichtung größerer Bauten aller Art. 


Arbeiten am Kalserkanal. Da die Klagen über die zu. 
mehmende Verschlammung und den allmählichen Verfall des 
Kaiserkanals sich häufen, hat die Regierung vor emiger Zeit 
endlich ein besonderes Bureau eingerichtet und Auftrag ge- 
geben, Reparaturarbeiten unverzüglich vorzunehmen. Die aus- 
gearbeiteten Pläne sehen für das erste Baujalır eme Bausumme 
von 918 000 Dollar vor, von welcher Summe etwa 425 000 Dollar 
zur Verfügung stehen. Der Best sol} durch einen Aufschlag von 
20 Prozent auf alte die Inlandzollstationen der Provinz Kiangsu 
passierenden Güter aufgebracht werden. 


Kohlenvorkommen in Anhul. In der Nähe der etwa 50 km 
nördlich von Pukou gelegenen Station Tsu hsien der Tientsin- 
Pukou-Eisenbahn ist ein ertragreiches Kohlenlager entdeckt 
worden. Der Abbau soll sehr ginstig sein da die Kohlen bis 
dicht an die Oberfläche ansteht. 


Petroleumfiunde in der Mandschurei. In der nördlichen 
Mandschurei sind ergiebige Petroleumquellen entdeckt worden, 
deren Ausbeutung von chinesischen Kaufleuten unter Aufsicht 
der Regierung betrieben wird. Als technische Leiter sind ameri- 
kanische Sachverständige angestellt. Die maschinelle Einrich- 
tung ist von Amerika bezogen. 


Fremde Firmen in China. Das chinesische Handelsmimiste- 
rim hat kürzlich eine Aufstelhmg aller in China ansässigen 
ausländischen Firmen zusammengestellt und st dabei auf die 
Gesamtzaht von 8018 gekommen, welche sich wie folgt ver- 


teilen: 
Japan 4878 Dänemark. . 27 Oesterreich . 5 
Russland 1760 Holland. . . 25 Schweden . „ 4 


England . 644 
Ver. Staaten 314 
Frankreich . 171 
Portugal. . 93 


Mebhlausfuhr von Schanghai. Die etwa 20 modern ein- 
gerichteten Mehlmühlen in umd um Schanghai haben im ietzten 
Jahre rund 17 Millionen Sack Mehl erzeugt. Das von Schanghai 
exportierte Mehl hatte einen Wert von 11 Millionen Dollar; es 
ging in der Hauptsache nach Japan, Amerika und England. 


Beigien. . . 0 
ltalen . . . 19 
Norwegen. . 12 
Spanien . .„ 8 


Deutschland 2 (?) 
Verschiedene . 33 


Ankauf von Marine-Flugzeugen durch China. Eine englische 
Firma hat mit der chinesischen Regierımg einen Kontrakt auf 
Lieferung von 105 Marineilugzeugen, die bis Ende Jum d. J. 
zu liefern sind, abgeschlossen. In den Kaufpreis von 897 20 £ 
ist auch die Herstellung von vier Flugzeughallen in Taku, 
‚Ischifu, Kiangyin und Makiang eingeschlossen. 

CHeichzeitig hat die gleiche Firma der Rezierung eine Bar- 
anleihe von 400100 £, welche Summe Marmezwecken dienen 


nd bereits an das Marineministerium überwiesen worden sein 
soll, gegeben Die Regierung beabsichtigt ihre Verbimdtich- 
keiten aus diesem Kontrakte. durch die Ausgabe von Schatz- 
scheinen zu decken. 


Salzsteuer-Einnahmen 190. Die Einnahmen der Salz- 
gabelle für das Jahr 1920 haben rund 90 Millionen Dolar er- 
bracht, das sind fast 10 Millionen mehr als im Vorjahr. 


Neue amerikanische Bank in Schanghai. Die neugegründete 
„Equitable Eastern Banking Corporation“, die ein Gründunes- 
kapital von 2 500 000,— $ besitzt, hat einstweilen ihre Bureaus 
in der Kiukiang Road Nr. 1 eröffnet. Sie wird nach Fertig- 
stellung des neuen Gebäudes der Robert Dollar Co. in der 
Canton Road dorthin übersiedeln» 


Neue chinesische Bank in Schanghai. Vor- einigen Wochen 
hat sich in Schanghai an der Ecke der Hankou- und Szechuan 
Road eine newe chinesische Bank aufgetan Sie ist von Ueber- 
see-Chinesen mit einem Kapital von 20000000 $ gegründet 
worden. 


Neue chinesisch-iranzösische Bankgründung in Schanghai. 
Die beiden, vielen Ostasiaten wohl dem Namen nach gut- 
bekannten Chimesen Chu Pau san und Shen Lien fang haben 
mit anderer chinesischen und französischen Kapitalisten zu 
sammen in der französischen Niederkassumg in Schanghai eine 
neue chinesisch-französische Bank eröffnet. Das Grimdkapital 
beträgt 10 Millionen Dollar. Wie es heißt, hat die neue Bank 
der Regierung bereits eine Anleihe von 3 Millionen Dollar g<- 
währt. 


Großes Schadenfeuer in Schanghal. Eins der größten 
Schadenfewer der letzten Jahre ist am 5. Mai in Schanghai zum 
Ausbruch gekommen. An der Ecke der North Soochow und 
North Tibet Road brannten zwei Gebäudeblocks, enthaltend 12 
große Lagerhäuser fast vollständig nieder. Auch die angrenzen- 
den Gebäude, die von der Zerstörung gerettet werden konnten, 
haben schweren Schaden erlitten Die Lagerhäuser waren bis 
zum Dache mit Ausfuhrgütern vollxepackt. Es heißt, daß die 
Versicherungsgesellschaften allen am Wert der verbramten 
Güter einen Verlust von 8 Millionen Dollar mex. erleiden. 


Die neue Münze in Schanghai. Die Behörden beabsich- 
tigen, nachdem nunmehr das Finanzabkommen mit dem. chine- 
sischen Barkkonsortium abgeschlossen ist, den Bau der großen 
Münze in Schanghai in die Wege zu leiten. Es ist dieses 
die erste seitens der Pekinger Regierung erbaute Mimzstätte 
in China und wird gleichzeitig eine der größten der Welt. Die 
Produktionsmöglichkeit soll % Million Dollar täglich betragen. 
Die Bauzeit wird auf 2 Jahre geschätzt. Soweit das Material 
nicht in China selbst beschafft werden kann, sol$ es aus 
Amerika bezogen werden, besonders was die Maschinen an- 
belangt. . 


Ausbeutung der Asbestlager in China. In Tientsin hat sich 
vorwiegend mit chinesischem Kapital eine Gesellschaft zur 
Ausbeutung der ausgedehnten Asbestlager, die man neuerdings 
in der Nähe von Peking gefunden hat, gebildet. Einzelheiten 
sind bisher noch nicht bekannt geworden, doch teilen die 
chinesischen Zeitungen mit, daß man hoffen dürfe, daß schon 
im ersten Betriebsjahre für einige 100000 Dollar Rohasbest 
ausgeführt werden könne. Die Pekinger Asbestlager liegen für 
den Export auf dem Wasserweg oder der Eisenbahn günstig 
und sind damit in Vorteil gegenüber den reichen Lagern in 
der Provinz Szetchuan, deren Ausbeutung wegen der hohen 
Transportkosten bis zur Küste sehr erschwert ist. 


Kampfiergewinnung in China. Die Erzeugimg und Ausfuhr 
von Kampfer in China hat seit 1919 recht erfreuliche Fort- 
schritte gemacht. Während die Ausfuhr dieses Artikels im 
Jahre 1914 nur etwa 114000 kg betrug und bis Ende des 
Jahres 1918 auf 340 000 kg gestiegen war, wurden im Jahre 
1919 insgesamt 13% 00 kg ausgeführt, welche einen Wert von 
1595 313 Hk. Taels darstellten. Der Kampfer wurde haupt- 
sächlich im mittleren China in der Ungegend von Changsha, 


Kiukiang und Hankow und in Südchina in der Gegend von 
Canton gewonnen. 2 

Industrielle Baupläne für Tsinanfu. Chinesische und fremde 
Banken und einflußreiche Beamtenkreise in Schantung haben 
der Provinzialregierung Kapitalien angeboten, um in der 
Provinzhauptstadt Tsinanfu größere gemeinnützige Anlagen zu 
schaffen. Eine rein chinesische Gesellschaft mit einem Aktien- 
kapital von 1 Million Dollar will in allernächster Zeit die Fr- 
bauung eines großen Wasserwerkes, welches die Chinesen- 
stadt und die fremden Niederlassungen versorgen soll, in An- 
griff nehmen. Wasser ist in der allernächsten Nähe, wie den 
Kennern Tsinanfus bekannt sein dürfte, reichlich und von bester 
Beschaffenheit vorhanden. 

Ferner ist die Erweiterung des s. Z. von deutschen Fach- 
leuten erbauten und mit deutschen Maschinen betriebenen 
Elektrizitätswerkes in Angriff genommen worden. Soweit uns 
bekannt, ist der derzeitige leitende Ingenieur ein Deutscher, 
doch sind für die Erweiterungsbauten Maschinen amerika- 
nischen Ursprungs in Aussicht genommen. 

Auch hat sich eine Gesellschaft gebildet mif dem Zwecke 
eine elektrische Straßenbahn innerhalb der Hauptgeschäfts- 
gegenden und der Niederlassungen zu erbauen und zu betreiben. 
Die Pläne sollen bereits fertig ausgearbeitet sein. Ueberhaupt 
macht sich in Tsinanfu seit einiger Zeit, besonders in den 
Fremden-Niederlassungen, wo mehrere große Geschäftshäuser 
im Bau sind, eine rege Bautätigkeit bemerkbar. 

Ausbildung chinesischer Techniker in Amerika. Lange hat sich 
in den Vereinigten Staaten eine entschiedene Abneigung geltend 
gemacht, junge chinesiche Techniker in industriellen Betrieben 
zuzulassen. Neuerdings ist es aber, wie die amerika- 
nische Zeitschrift „Labor Review" mitteilt, der Chinese 
Merchants’ Association in New -York gelungen, die Bedenken 
der amerikanischen Regierimg wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade zu zerstreuen und versuchsweise und unter gewissen Be- 
schränkungen die Beschäftigung chinesischer Techniker in den 
Vereinigten Staaten zu gestatten.‘ Das Hauptargument, mit dem der 
genannte Verband arbeitete, war, die Rassenfrage könne, so- 
weit China in Betracht komme, in einer für Amerika er- 
wünschten Weise nur gelöst werden, wenn China seine Indu- 
strie so zu entwickeln vermöchte, daß es seine Kulis nicht 
mehr ins Ausland zu senden brauche, ihnen vielmehr lohnende 
Beschäftigung bei gehobener Lebensführung im eigenen? Lande 
zu bieten vermöge. Dazu brauche China aber zunächst im 
Ausland ausgebildete Techniker, die in den Werken in China 
leitende oder aufsichtführende Stellungen einnehmen könnten. 
‚Würden solche chinesische Techniker in Amerika ausgebildet, 
so würde Amerika selbst davon großen Nutzen haben, denn 
die einmal an amerikanische Maschinen und Werkzeuge ge- 
wöhnten Chinesen würden diese auch bei sich daheim ein- 
führen, womit der amerikanischen Industrie dauernd Aufträge 
zufiießen würden. Daß in diesem Gedankengang manches 
Richtige liegt, ist unzweifelhaft. Das Washingtoner Arbeitsamt 
will aber unter allen Umständen Sicherheit haben, daß die Ge- 
werkschaften keinen Einspruch gegen die Einstellung von 
Chinesen erheben; es verlangt deshalb Bürgschaften dafür, daß 
die Chinesen für die Beschäftigung in amerikanischen Fabriken 
keinen Lohn beziehen, den amerikanischen Arbeitern also keine 
Konkurrenz, wohl möglich durch Unterbietung, machen, son- 
dern ‚Ihre Tätigkeit in den industriellen Betrieben als ein 
Studium auffassen, dessen Kosten sie selbst aufzubringen haben, 
und daß sie sich auch später nicht von amerikanischen Fabriken 
anstellen lassen, sondern unmittelbar nach Abschluß ihres 
„Studiums“ nach China zurückkehren. Die Chinese Merchants’ 
Association muß dafür Bürgschaft leisten; sie muß die Aus- 
wahl geeignzter „Studenten“ in China durch ihre Vertrauens- 
leute treffen lassen, muß für jeden Chinesen tausend Dollar 
Kaution hinterlegen, für ihre spätere Rückreise nach China 
Sorge tragen und halbjährlich dem Finwanderungsamt Listen 
über die Zahl und den Aufenthalt der in Amerika „studierenden“ 
Techniker einreichen. 
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z Japan. 

Handelsmuseum in Tokio. Der Bau des neuen Handels- 
museums in Tokio sähert sich seiner Vollendung ımd die Han- 
deiskreise und Zeitungen zeigen reges Interesse an der Entwick- 
lung desselben. Es ist als Mittelpmmkt und Hauptstelle für 
eine Reihe ähnlicher kleinerer Unternehmungen, die über das 
Reich verteilt sein sollen, gedacht und solt mit diesen zu- 
sammen eine ständige Ausstellung japanischer Exportartikel 
bilden. Die Handels- und Industriekreise sollen durch die aus- 
gestellten Waren Anregungen erhalten für die Bedürfnisse des 
auswärtigen Marktes, verbesserte Herstellungsmethoden und 
Absatzmöglichkeiten. Daneben soll das Museum selbst als 
Vermittlungsstefle für den japanischen Fabrikanten ımd den 
ausländischen Käufer dienen. Jedenfalls verspricht man sich im 
Lande von dem neuen Handelsmuseum und seinen Nebenstellen 
guten Einfluß auf die Festigung und Ausbreitung des aus- 
wärtigen Handels. 


Eisenbahnbau in Japan. Die Regierung hat kürzlich be- 
kanntgegeben, daß sie beabsichtige, zum Bau neuer Linien und 
Verbesserung alter Strecken eine neue Fisenbahn-Anleihe in 
Höhe von 33 190 000 Yen aufzunehmen. 

Das neue Budget sieht für Reparaturen an den Staatseisen- 
bahnen insgesamt 141100000 Yen vor und für Neubauten 
weitere 60 Millionen. | 

Außerdem . verlangt die Südmandschurische Eisenbahn- 
Gesellschaft im neuen Wirtschaftsjahr 200 Millionen Yen an 
ordentlichen Ausgaben für alle von dieser Gesellschaft be- 
triebenen Unternehmungen. Für Neubauten sind weitere 
70 Millionen vorgesehen, wovon 10 Millionen auf den Ausbau 
des Hafens von Dairen (Dalny) kommen und größere Beträge 
auf die Neuanlage von elektrischen Straßenbahnen. 


Elektrisierung der japanischen Staatseisenbahnen. Das 
japanische Verkehrsministerium soll beabsichtigen, die bereits 
früher zurückgewiesenen Pläne zur Blektrisierung der wichtig- 
sten Staatsbahnlinien erneut dem Reichstag in der kommendeu 
Sitzımgsperiode vorzulegen. Nachdem die Regierung kürzlich 
erst die Anträge auf Annahme der Normalspurweite abgelehnt 
hat, dürfte der neuen Vorlage kein besseres Schicksal bevor- 
stehen. 


Ablehnung japanischer Handeisgeschäfte durch Rußiand. 
Eine Reihe japanischer Großhändler hatten in letzter Zeit mehr- 
fach Verhandlungen mit der Sowjet-Regierung in Moskau an- 
geknüpft, um durch diese offiziell zum Abschluß von Handels- 
geschäften mit russischen Behörden und Privaten ermächtigt 
zu werden. Nunmehr hat die Sowjet-Regierung erklären lassen, 
daß sie nicht daran denke, mit Japanern irgendwelche Handels- 
beziehungen einzugehen, solange nicht die japanische Regierung 
Sibirien gänzlich geräumt habe. Anscheinend habe aber die 
Regierung trotz aller gegenteiligen Versicherungen dazu nicht 
nur nicht die geringste Lust, vielmehr deuteten alle Anzeichen 
darauf hin, daß Japan beabsichtige, seine Macht an der Ost- 
küste Sibiriens weiter auszudehnen. | 


Stilliegende japanische Handeisschilie. Nach einem Bericht 
des Verkehrsminsteriums vom Februar dieses Jahres lagen zu 
dieser Zeit 460 japanische Schiffe mit einem Gehalt von 230 928 
Brutto-Registertonnen beschäftigungslos in den Häfen. Von 
dieser Zahl waren 257 Dampfer und 203 Segelschiffe; mehr als 
die Hälfte des brachliegenden Tonnengehalts entfiel auf 51 
Schiffe von über 1000 Tonnen. 


Telephonnetz in der Südmandschurei und Korea. Im kom- 
menden Herbst sollt die jetzt im Bau befindlichen Reststrecken 
der Fernsprechverbindungen. zwischen Dairen und Antımg und 
einigen anderen koreanischen und mandschurischen Hauptlinien 
vollendet sein. Damit sind alle wichtigen Städte dieses großen 
Gebietes durch den Fernsprecher miteinander verbunden und das 
Netz erstreckt sich von Süden ausgehend über Fusan nach Seoul, 
Chemulpo, Pingyang, Neu Wiju, Antung bis Dairen und Port- 
Arthur und von dort weiter nach Norden über Yingkou, Liao- 
yang, Fushun, Mukden, Tiehling, Kaiyuan, Szepingkai, Chang- 
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chun und Penshihi. Mit Rücksicht auf die stärkere Bean- 
spruchung der Drähte infolge der auftretenden häufigen und hef- 
tigen Stürme ist besonders dauerhaftes Material vorgesehen. 


Flugwesen in Japan. Japan macht jetzt, wie wir bereits 
mehrfach angedeutet haben, große Anstrengungen, um: mi 
Bezug auf Flugwesen und Technik nicht hinter den anderen 
Großmächten zurückzubleiben. Von den kürzlich in England 
engagierten Ingenieuren und Sachverständigen sind bereits eine 
größere Anzahl in Japan eingetroffen. Etwa 20 davon sind in 
Yokohama mit dem Bau großer Flugzeuge beschäftigt. Das 
erste Flugzeug dieser Art wird etwa 90000 Yen kosten, die ein- 
gebaute Maschine entwickelt 900 Piferdekräfte; das Material für 
dieses und andere Flugzeuge kommt fast ausschließlich aus 
Fngland. Wie es heißt, hat Japan auch von England das aus- 
schließliche Recht zum Bau eines besonderen Typs angekauft. 
Weiter wurden für Heereszwecke 5 französische Flugzeuge für 
je 60000 Yen beschafft. 
diesen gleichzeitig französische Offiziere anzustellen, um ihre 
eigenen Offiziere bei der Handhabung zu unterweisen. 

Zu den bisher in den Marinekriegshafen Yokosuka und 
Sasebo bestehenden Flugzeughallen will das Marineministerium 
in diesem Sommer weitere Flughallen in Kure und Maizuru er- 
richtenn und die Marinefliegerkorps sollen innerhalb kurzer Zeit 
auf 15 vermehrt werden. 

Anfang dieses Monats wird in Yokohama ein Mutterschiff 
für Flugzeuge von Stapel laufen. Es hat eine Wasserverdrän- 
gung von 10000 Registertonnen und eine Besatzung von 550 
Mann und soll imstande sein, 24 Flugzeuge aufzunehmen. 

Japan-Shanshal-Flug. Die Kaiserlich-Japanische Flug- 
Gesellschaft hat für den kommenden November beschlossen, 
einen Weitflug ohne Zwischenlandımg von der Insel Kyushu 
nach Schanghai auszuführen. 

Prachtstraße in Tokio. Der Stadtrat in Tokio hat be- 
schlossen, mit einem Kostenaufwand von 5300000 Yen (ein- 
schließlich Grumderwerb) eine Prachtstraße vom Bahnhof Tokio 
bis zur Kameiima-Brücke zu erbauen. Die Länge wird etwa 
840 Meter und die Breite 50 Meter betragen. 


Jubiläum der Eröffnung von Kobe.. Vom 20. ois 
23. März hat die Stadt Kobe das Jubiläum ihres fünfzig- 
jährigen Bestehens durch glänzende Festlichkeiten ge- 
feiert. Da die Gründung der Stadt und die Eröffnung des 
Hafens am 1. Januar 1868 erfolgte, hätte die Feier schon zu 
Neujahr 1918 stattfinden sollen; sie wurde aber damals des 
Krieges wegen aufgeschoben und ist nun gleichzeitig mit der 
Vollendung der großen städtischen Wasserwerke erfolgt. Kobe 
wurde als der letzte der großen Häfen Japans dem fremden 
Handel eröffnet, fast zehn Jahre später als Yokohama, obwohl 
seine Eröffnung gleichzeitig mit der von Yokohama in dem 
Fröffnungsvertrag vorgeschen war, weil die Bewohner der zum 
Platz der Fremdenniederlassung bestimmten Nachbarstadt Hyogo 
sich lange mit Erfolg gegen Jie Aufnahme der „Fremden Bar- 
haren“ zur Wehr setzten. Die Niederlassung kam schließlich auch 
nicht inHyogo zustande, sondern östlich davon auf einem wüsten 
Platz, der von den Anschwemmungen der Flüßchen Minatogawa 
im Westen und Ikutagawa im Osten gebildet war, und dem ein 
darin gelegenes kleines Fischerdörfchen den Namen Kobe gab. 
Die Hauptschenswürdigkeit dieses Platzes war der uralte große 
Shinto-Tempel Ikuta Jinja, in dem die Kaiserin Jingo verchrt 
wird, die sagenhafte Mutter des Kriegsgottes und Eroberin 
Koreas. Ein Merkwürdigkeit war, daß das Bett der genannten 
Flüßchen nicht tiefer, sondern höher als das umgebende Land 
hegt, indem die Senkstoffe, die das Wasser von den damals meist 
untwaldeten Hügeln herunterführt, ansehnliche Dämme bilden, 
unter denen heute die Eisenbahn in Tunneln hindurchfährt. 
Heute sind diese Hügel, 
schön grün bewaldet. Terrassenförmig zu ihren Füßen hat sich 
die japanische Stadt aufgebaut Zwischen ihr und dem Meere 
entstand die Fremdenniederlassung, die mit ihrem geschützten, 
tiefen und geräumigen Hafen bald die schönste und größte der 
japanischen Vertragshäfen wurde und heute an Handels- 
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Die Regierung soll beabsichtigen, mit . 


die sich parallel zum Meer hinzichen, 
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‚betragen: 


‚Handbuch 


umsatz an der Spitze aller Hafenstädte Japans steht und 
an Finwohmerzalıl nur noch von den Millionenstädten Tokio und 
Osaka übertroffen wird. Im Gründungsjahr 1868 zählte Kobe 
noch nicht tausend Einwohner, dreißig Jahre später, als mit dem 
Aufhören der Exterritorialität die Verwaltung der Niederlassung 
mit der der japanischen Stadt verschmolzen wurde, betrug sie 
schon fast 200 000. Nach weiteren zehn Jahren, als die Nachbar- 
stadt Hyogo in ihr aufgegangen war, waren fast 400 000 erreicht, 
und heute zählt sie schon über 600 000 Menschen. Noch schneller 
ist der Umsatz des Handes gewachsen, der im ersten Jahre 
wenig über eine Million mexikanische Dollar betrug. Nach zehn 
Jahren hatte er 12, nach zwanzig Jahren schon 74 Millionen Yen 
erreicht. Von 100 Millionen Yen 1895 stieg er auf 200 Millioneu 
1900, auf 300 Millionen 1905, auf 450 Millionen 1912, auf 700 
Millionen 1916, und die erste Milliarde wurde 1917 überschritten. 
Der Umsatz des vorigen Jahres übertrifft bereits anderthalb 
Milliarden Yen, wovon, eine halbe Milliarde auf die Ausfulir und 
mehr als eine Milliarde auf die Rinfuhr kommt. Volkswirtschaft- 
lich ist Kobe das Aus- und Einfallstor des Kamigata, der großen 
Ebene um Osaka und Kyoto, des nächst der Tokio-Ebene wich- 
tigsten Wirtschaftsgebiets von ganz Japan. Der deutsche Anteil 
am Handel Kobes ist zu allen Zeiten höchst bedeutend gewesen; . 
kam doch vor dem Kriege in der Ausfuhr der Umsatz der deut- 
schen Kaufleute gleich an zweiter Stelle hinter dem der Japaner 
noch über dem der Chinesen, Engländer und Amerikaner, ob- 
wohl deren Zahl die der deutschen Kaufleute weit übertraf. 
R.K. 

Patentbestimmungen in Japan. Eine Patenterfindung in 
Japan ist vom Tage ihrer Eintragung beim japanischen Patent- 
amt auf 15 Jahre geschützt. Wer bei Anmeldung eines Patentes 
die einjährige Prioritätsfrist geltend machen will, hat eine von 
der betreffenden Regierung beglaubigte Abschrift der Be- 
schreibung nebst Zeichnung einzureichen, aus der sich Datum 


und Erfindung der zuerst in einem der Verbandsstaaten für Er- 
findungsschutz bewirkten Anmeldung ergibt. 


Alle während des 
Krieges gemachten Erfindungen haben laut Berner Abkommen 
nach Beanspruchung auf Prioritätsrecht bis zum 30. März 1921; 
eingeschlossen sind alle diejenigen Anmeldungen, die bei Aus- 
bruch des Krieges ihr Prioritätsrecht von einem Jahre noch 


nicht voll ausgenutzt haben. 


Die Gebühren der Patenttaxen für eine Patenterfindung 
für die ersten 3 Jahre Yen 20,— (bei der Eintragung 
zu bezahlen), 


 Jahrestaxen 4— 6 Jahre . ie Yen 10.— 
1— 9 „ m „ 15.— 
10-12 „ a 
13-15 „ : „nn — 

Der Inhaber cines Patentes Pe das Patentrecht ver- 


pfänden, mit einer Hypothek belasten oder einem Dritten die 
Lizenz erteilen. Hierüber ist aber dem Patentamt Mitteilung 
zu machen, um die Transaktion dem Patentamt bzw. einem 
Dritten gegenüber reehtsgültig zu machen. 

Nach dem japanischen Patent, bzw. Warenzeichengesetze 


kann, wer ein Patent anmeldet, bzw. der Patentinhaber, der im 


Auslande wohnt, eine Patentanmeldung nur durch einen Ver- 
treter, der in Japan seinen Wohnsitz hat, erwirken oder seine 
Patentrechte geltend machen. Wenn ein Vertreter in bezug 
auf Patente Gesuche oder Anträge oder dergleichen stellt, so 
muß er ein Schriftstück beibringen, das seine Vertretungs- 
befugnis hinlänglich dartut. (Vgl. auch das 1913 erschienene 
für den Verkehr mit Japan von OÖ. Scholz und 
Dr. K. Vogt, von denen letzterer Rechts- und Patentanwalt in 
Yokohama ist.) 


Niederländisch-Indien. 


Handclsstatistik 1919. Das Zollamt für Niederländisch- 
Indien gibt für das Jahr 1919 folgende Zahlen bekannt: Die 
Einfuhr belief sich auf 638060 000 Gulden und die Aus- 
fuhr auf 2145200000 Gulden. Die Ausfuhrzahl war eine 
ganz außergewöhnlich hohe und hatte seinen Grund darin. 
daß sich sehr große Vorräte an Ausfuhrgütern während 
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des Krieges angesammelt hatten, die bei dan Warenhunger 
Europas zu günstigen Preisen abgestoßen werden konnten. 1916 
betrug die Ausfuhr nur 854000000 Gulden und war im Jahre 
1918 sogar auf 672000000 Gulden gesunken. Die wichtig- 
ten Einfuhrartikel waren: Textilwaren und Garne für 149 Mill, 
Eisen- und Stablwaren 65 Milkionen, Miaschinen und Fabrik- 
ausrüstungen 58 Millionen, Reis 29 Millionen, Nahrungsmittel 
und Getränke 63 Millionen, Tabak, Zigarren und Zigaretten 
53 Millionen, Papier 12 Millionen, Automobile und Bedaris- 
artikel 23 Millionen Orden. 

Bau von Telegraphenlinien. Die holländische Regierung 
hat den Ausbau des Telegraphennetzes 
Indien beschlossen, um die einzelnen Inseln in bequemere 
Verbindung miteinander zu bringen. Es sind bisher etwa 
2000 Seemeilen Kabel in Auftrag gegeben; das zur Her- 
stellung dieser Kabelmenge benötigte Guttapercha ist Erzeugnis 

von Niederländisch-Indien selbst. Als Kabeldampfer, dient ein 
dazu umgebauter früherer deutscher Frachtdampfer. 

Neues Schwimmdock. Das in Amsterdam erbaute neue 
Schwimmdock für Niederländisch - Indien ist kürzlich in 
Soerabaya, wo es stationiert bleiben soll, eingetroffen. Es ist 
94 Meter lang umd 23 Meter breit. 


Stralts-Settlements. 


Die Wasserwerke in Singapore. Die Stadtverwaltung von 
Singapore hat $ 21500000 bereitgestellt zum Ausbau der dor- 
tigen Wasserwerke. Es sollen neue Pumpstationen, Sammel- 


becken und Zuleitungen gebaut werden. Die ganze Arbeit ver- 


teilt sich auf einen Zeitraum von 7 Jahre. 
Siam. 


Bedarf an Maschinen in Siam. Nach einem Bericht. eines . 


amerikanischen Konsuls in Siam ist in nächster Zeit dort mit 
einem größeren Bedarf an Maschinen und Motoren zu rechnen. 
Vor dem Kriege lfeferte Deutschland hauptsächlich Reismühlen; 
infolge der schlechten Reisernten der Jahre 1918 und 1919 war 
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Vebernahme von Großtransporten jeder Art. 
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der Absatz solcher Mühlen, die zumeist aus Amerika kameıı, 
nur gering, doch ist zu erwarten, daß sich die Nachfrage be- 
deutend steigern wird, nachdem die Reisernte 1%0 sehr gut 
ausgefallen ist und auch alle Aussicht für eine diesjährige gute 
Ernte besteht. Weiter dürfte sich ein gutes Absatzfekl für land- 
wirtschaftliche Maschinen aller Art ergeben, da die Regierung 
die Urbarmachmg großer Flächen zu landwirtschaftlichen 
Zwecken beabsichtigt. Mehr und: mehr macht sich eine Nach- 
frage nach kleinen, billigen Schiffsmotoren bemerkbar. Man 
schätzt die Zahl der in und um Bangkok im Verkehr befind- 
lichen Boote auf etwa 400 000, von denen bereits eine ganze An- 
zahl mit kleimen amerikanischen Schiffsmotoren ausgerüstet 
sind. Vieleicht bietet sich hier für die deutsche Industrie ein 


Betätigungsfekd. 
Philippinen. 


Asswärliger Handel 1920. Der auswärtige Handel der 
Philippinen zeigt im Jahre 190) eine wesentliche Steigerung 
gegenüber dem Vorjahr. Den Löwenanteil am dortigen Handel 
hat Amerika, die restliche Ausfuhr geht in der Hauptsache nach 
europäischen Ländern, während die restliche Einfuhr aus Ost- 
asien stammt. \ 
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tin Mill. Golddollar) davon davon 

Gesamtausfuhr nach Amerika Gesamteinfuhr auf Amerika 
1919 1920 1919 1920 1919 .190 1919 1920 
113 151 56,9 105,5 118,5 149,5 76 92,5 


Bisher war Manila-Hanfi der wichtigste Eportartikel der 
Phäippinen, doch wurde 1920 dieser Artikel erstmalig von 
Zucker, dem bisherigen zweitwichtigsten Ausfuhrprodukt über- 
holt. Gegenüber der Zucker-Ausfuhrmenge von 1919 mit 
134 000 . Tonnen im Werte von 15250000 Dollar wurden 1920 
insgesamt 177500 Tonnen im Werte von 49500000 Dollar 
Dagegen hatte die Hanfausfuhr im Jahre 1919 einen 
Wert von 27 Millionen Dollar und im Jahre 1920 einen Wert von 
36 Millionen Dollar. Hiervon gingen 57 Prozent nach Amerika, 
etwa 30 Prozent nach England und 5 Prozent nach Japan. 


Berlin N.24 


Oranienburgerstr. 56a 


Lagerung 


ll ill! 


kulfh, 1 


um Verschiedenes Ela 


00004 0909 9900 9900 000009000 9090 0 0900 0000 0 0000 0000 0900 0 98000 0000 00 00 09 00 99 00 0900 0000 


; Bücher- und Zeitschriftenschau. 


0000 0900 00 90 0990 00 00 090909 09000 9 0 0000 0009 0000 0000 0000 0000 0 000 0 8 00 0 000 0 090009000 0 00 


o...u„.ue 


Ueber Bücher. Wir wollen nicht Bücher besprechen, son- 
dern Bücher erwähnen. Mag sie jeder zur Hand nehmen und 
sich ihrem Studium hingeben. 

Als vor einigen Jahren, während des Krieges in Millard's 
Review, die Bücher genannt wurden, die man sich zur Kenntnis 
Chinas aneignen müsse, war T. T. M. de Groots: The 
Religions System of China erwähnt. Dieser an der Universität 
in Berlin wirkende Professor hat im Verlag von Georg 
Reimer, 1918, in deutscher Sprache ein 400 Seiten starkes 
Buch: „Universismus“ erscheinen lassen, das „die Grundlage 
der Religion und Ethik, des Staatswesens und der Wissen- 
schaften Chinas“ behandelt, Das Buch erläutert in verständ- 
licher Form, den Taoismus und den Konfuzianismus, als den 
„natürlichen Abzweigungen des Universums“, und enthält eine 
großartige Beschreibung des Himmelstempels zu Peking, den der 


Verfasser selbst, die größte und großartigste Opferstätte nennt, 


welche das Menschentum der Natur je erbaute“. Haben wir 
aus den früheren Schriften de Groots gelernt, daß alles Dichten 
und Schaffen, Denken und Bauen in Kunst und Leben der 
Chinesen, ihre Auffassung der Welt, des Landes und der 
Familie tief in der Religion begründet ist, so gibt uns das vor- 
liegende Buch klare Auskunft über die Quellen aus der die 
religiöse Auffassung stammt. 

De Groot, der uns in seinen früheren Schriften den tiefen 
Ernst in der chinesischen Volksseele erkennen ließ, erweitert 
unser Verstehen in klarer Sprache durch Erklären der 
Religionen selbst, ihres Ursprunges und ihrer Entwicklung in 
der Betätigung der Chinesen. Universismus, dieses von de Groot 
geprägte Wort, bedeutet die religiöse Weltanschauung der 
Chinesen, hervorgegangen aus ihrer Betrachtung des Univcr- 
sums. Der ewig sich erneuernde Kreislauf der Natur, die Er- 


neuerung des Menschengeschlechtes, der Wechsel der Jahres- 


zeiten und Ernten sind zu Religion der Chinesen geworden. Sie 
leben in ihnen und durch sie und darum ist der religiöse Begriff 
bei den Chinesen von unserem philosophischem Begriff des 
Wortes Religion in Gottesglaube, Gottesfurcht, Frömmigkeit ab- 
weichend. Die fortschreitende Modernisierung Chinas be- 
zeichnet der Verfasser am Schlusse seines Buches als die 
drohende Gefahr für das Tao des Weltalis und der (chinesi- 
schen) Menschheit. Gewisse Konzessionen hat jede Religion der 
Wissenschaft machen müssen, das wird auch die ein Tao er- 
haltene chinesische Volksseele tun können. Selbst Missionare 
der nicht einheitlich in China vorgehenden christlichen Kirche 
stoßen sich nicht ernstlich an chinesische Gebräuche, die tief im 
Tao wurzeln. Auch Japan hat trotz Modernisierung, seinem 
Volke eine einheitliche im „Universismus“ fußende Religion er- 
halten. 


Aus einer bei Bruno Cassirer erschienenen Samınlung 
„Die Kunst des Ostens” liegen vor uns zwei Bände; der eine 
betitelt: „Indische Plastik" von William Cohn, 1921, ent- 
halt 161 Tafeln und drei Textabbildungen. Es handelt sich m 
diesem Bande um Wiedergabe und Erklärung indischer Stein- 
denkmäler. Der Verfasser, der als Kunsthistoriker Indien, China 
und Japan bereist hat, kristallisiert in diesem Bande die Bei- 
spiele indischer Plastik heraus, die uns unserem Gefühl nach 
mit der plastischen Kunst Ostasiens verbinden. Liegt doch in 
der religiösen Betätigung der Antrieb zu künstlerischem 
Schaffen. „Indische Bildnerei ist rein religiös”. Darum findet 
man sie an den Tempeln und heiligen Stätten, in Felsen und 
Hohlen eingemeißelt. Die indischen Epen bereichern die 
Phantasie der bildenden Künstler. „Die Plastik ist voll von 
Werken, die wie Nlusionen zu Kalidasas Visionen wirken. Nie- 
mals hat Indien im internationalen leben der Völker cine 


PP 


Verständnisse 


größere Bedeutung gehabt, als unter den Griptas und König 
Harscha (606-647). Eine Flut von Pilgern, vor allem aus 
China, ergoß sich nach Indien, als dem heiligen Lande des 
Buddhismus, um dort die Stätten, die mit Buddhas Erdendasein 
verknüpft sind, zu besuchen, aber auch um heilige Schriften und 
Buddha-Bilder zu holen. Fa-Hin (im Jahre 401—410) eröffnete 
den Reigen der berühmten Pilger. Die ausführlichsten Nach- 
richten über Indien verdanken wir dem chinesischen Pilger 
Hsüan Tsang, der von 630-643 durch beide Indien reiste. Aber 
auch indische Missionare gingen nach China. Nie dürfte das 
Land der Mitte im engeren Gedankenaustausch mit Indien ge- 
standen haben als damals. So ist es verständlich, daß es die 
indische Bildnerei dieser Periode und nicht die von Gandhara 
war, die der chinesisch-buddhistischen Kunst der Tang-Zeit und 
damit auch der Nara-Periode in Japan ein neues Antlitz gab.“ 
Der Verfasser führt uns von Indien und Ceylon nach Angkow 
und Java und überläßt dem Beschauer, nachuem er ihm eine 
Einführung in Religion und Plastik gegeben hat, selbst an Hand 
des reichlichen Tafelwerks zu lernen. Zu diesem Zweck knüpit 
er am Schlusse des Buches Bemerkungen zu den Tafeln, so daß 
die Denkmäler in ihrem Zusammenhange verstanden werden 
können. 


Der andere uns vorliegende Band: „Die Kunst Ostasiens“ 
hat Otte Kümmel zum Verfasser und enthält 168 Tafeln 
und 5 Textabbildungen. Da auch 1921 bei Bruno Cassirer er- 
schienen, hat er. äußerlich Aehnlichkeit mit dem bereits er- 
wähnten Bande. Aber wie der Titel meldet, weist der Verfasser 
uns auf China und Japan und wartet mit Abbildungen auf von 
Kunstwerken, die „aus der wenigst bekannten aller Sammlungen 
ostasiatischer Kunst, der einzigen in Europa, die wirkliche Meister- 
werke iu einiger Zahl besitzt‘ und die — leider! „immer noch in 
Magazinräumen der Berliner Museen schlummert“. Weder dem 
Schöpfer der Sammlung, Wilhelm von Bode, noch dem Direktor 
am Kunstgewerbemuseum, Otto Kümmel, selbst ist es bisher 
vergönnt gewesen, die Sammlung, die für das ostasiatische 
Museum bestimmt ist, der Oeffentlichkeit zugänglich zu machen. 
Farblos tritt sie zum ersten Male in einer Auswahl von Ab- 
bildungen vor den Kunstfreund. Als ein freudiger Kenner leitet 
Kümmel sein Werk ein: „Der kurze Text hat nicht den Ehrgeiz, 
die Kunstwerke oder gar die ostasiatische Kunst zu „annaly- 
sieren‘, — „was sie deinem Geist nicht offenbaren mag, das 
zwingst du ihr nicht ab mit Hebeln und mit Schrauben.“ Er 
bemüht sich nur einige anerzogene Vorstellungen, die unserem 
im- Wege stehen, wegzuräumen. Lebhaft und 
freudvoll ist der Text, selbst in den Erläuterungen zum Täaiel- 
werk, geschrieben und die Aufgabe, die sich Kümmel gestellt 
hat, „den Grund allgemeiner Vorstellungen wenigstens anzu- 
deuten, aus dem die Werke hervorgewachsen sind“, wird durch 
den Aufbau des Werkes gelöst. 

Aber man kann sich an diesem Werke hungrig lesen und 
schen, und dieses Gefühl ist nur zu stillen, wenn den Ostasiaten 
eine Gelegenheit geboten würde, Teile der Sammlung selbst zu 
betrachten. Wir haben zu lange führerlos in der Kunst Ost- 
üsiens herumgetastet. Seit wir einen Einblick ahnen, fangen 
wir an zu entbehren. Wäre Professor Kümmel bereit, gelegent- 
lich einem Kreise von Ostasiaten, Teile der Sammlung aufzu- 
decken? 

Ein anderes Buch, mit gleichem Titel „Die Kunst Ostasiens“, 
der Umkreis ihres Denkens und Gestaltens von Curt Glaser 
ist 1920 neu aufgelegt, 239 Seiten stark, im Insel-Verlar. 
l.eipzig, erschienen. Dieses Buch enthält mehr Text und weniger 
(36) Abbildungen als das ihm namensverwandte. Glaser girt 
sich der „Analyse” hin. Sein Buch ist darum ebenso wertvoll’ 
„Kunst teilt Kenntnisse mit von den Dingen des objektiven Da- 
seins und dient ihrer Ueberlieferung als eine andere und all- 
gemeiner verständliche Form der schriftlichen Auizeichnung.” 


Eine andere ın deutsche Worte gefabte Erklarung: „Man soll 
nicht aus Formenteilen zusammenlesend ein Ganzes bauen, 
sondern etwas ahnen lassen von den tiefen Beziehungen der 
Erscheinungen auf den Urgrund alles Seins, von den Bildern, 
die unsichtbar im Tao enthalten sind. 


Die „Chinesische Landschaitsmalerei” mit einem Vorwort 
von Alfred Salmony ist bei Ernst Wasmuth er- 
schienen. Der junge Kunsthistoriker ist ein inniger Bewunderer 
und guter Führer. Wir würden begrüßen, wenn er erwähnen 
würde, wo die Originale zu den abgebildeten Veröffentlichungen 
zu finden sind. Einige Abbildungen sind uns bekannt, andere 
nur als Motive. 
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Herr Professor Oehlke in Peking schreibt für eine Berliner 
Tageszeitung gelegentlich Feuilletons. Er schreibt wenig, aber 
was er schreibt, ist viel: 

„Veberall steht doch geschrieben, die Chinesen seien nur 
nüchtern und praktisch, sie seien dagegen Stimmungen nicht zu- 
sänglich. Sie sind aber, wenn der Sinn dazu geweckt ist, genau 
so Iyrisch wie: alle anderen Menschen.“ Dieser deutsche Pro- 
iessor entdeckte den Sinn der Chinesen für Lyrik erst bei 
seinen Studenten und stellte sich die Aufgabe — besser spät, 
als nie — hinsichtlich der chinesischen Psyche noch allerlei 
vorauszüsetzen und zu lernen, „was man früher nicht nötig zu 
haben glaubte.“ Wir hätten geschwiegen, aber der Satz: “Vor- 
sicht vor den Auskünften deutscher Chinakenner aus früherer 
Zeit!“ .läßt darauf schließen, daß Herr Professor Dr. Ochlke 
unsere Kreise stören zu dürfen glaubt, während wir seine nicht 
stören wollen. 

Wir schlagen Forkes „Blüten Chinesischer Dichtung“, 
Magdeburg, 1899, auf und lesen in der Einleitung: „Die älteste 
Epoche der chinesischen Dichtung ist die Zeit der chinesischen 
Volkspoesie, deren schönsten Erzeugnisse wir in Schiking ge- 
sammelt finden.“ „Rückert hat den Schiking in genialer Weise 
verdeutscht und umgedichtet.“ 

Am 14. Februar 1921, zur Zeit als Professor Dr. Oechlke 
seinen Bericht abschickte, fand in der Philharmonie das 
6. Meisterkonzert statt: „Das Lied von der Erde“ von (Gustav 
Mahler. Das Programm liegt vor uns. Wir finden die Texte 
wieder in Hans Bethges „Chinesischer Flöte“, Lieder von Li 
Tai-po, Tschang Hsi, Wang, Kao-jen. 

Vor uns liegt ein Buch aus dem 17. bis 27. Tausend der 
„Chinesischen Flöte“ des Insel-Verlages. Es war schon er- 
schienen, als Herr Professor Dr. Oehlke nach China abreiste. 
Also Vorsicht, Herr Professor! Albert Nathansohn. 


Buddhistische Tempelanlagen in Siam. Von Professor 
Dr. P. Döhring. Verlag der Vereinigung wissenschaftlicher 
Verleger, Berlin, Genthiner Str. 28, 3 Bände.: Ende 1920. 

Immer mehr beginnt sich bei uns die Erkenntnis Bahn zu 
brechen, daß es außer unserer europäischen Kultur und Kunst 
noch andere alte, ebenbürtige Kulturen gibt, die von feinsinnigen 
Kennern des Abendlandes zun mindesten nicht geringer ein- 
geschätzt werden als unsere eigene. Während Chinas und 
Japans Kunst durch mehrere gute Publikationen unserem Ver- 
ständnis nahegebracht wurden, fehlte es für Siam in dieser Be- 
ziehung bisher an jeder Literatur. 

Um so freudiger ist daher das dreibändige Werk von Prof. 
Döhring, „Buddhistische Tempelanlagen in Siam“ zu begrüßen, 
das uns mit einem Mal die große reiche, künstlerische Kultur 
Siams enthüllt. 

Wohl ist die siamesische Kunst letzten Endes indischen 
Ursprungs, aber in tausendjähriger Entwicklung erhielt sie eine 
Scharf natioral ausgeprägte Eigenart. Die Pracht indischer 
Bauten hat sich hier in Siam noch gesteigert. Siamesische 
Architekten verfügen über ein großes reiches Frbe wunder- 
voller Formen. Souverän beherrschen sie diesen Schatz, den 
sie in immer neuen herrlichen Schöpfungen vergeuden. So 
entstanden Tempel, von deren traumhafter Schönheit wir be- 
Tauscht sind. Beim Anschauen der Tafeln des Werkes werden 
wir ergriffen von der Einheitlichkeit und Geschlossenheit dieser 
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spätbuddhistischen Kultur. Die heißen Tropen mit ıhrer üppigen 
Blumen- und Pflanzenpracht, vergoldet von den glühenden 


- Sonnenstrahlen, haben die Phantasie der siamesischen Künstler 


beschwingt, so daß ihre Werke uns ins Märchenland bringen. 
das unsere leisesten und süßesten Träume scheu umranken. 

Siamesische Tempel sind nicht so einheitlich gebaut wie 
unsere Kirchen. Viele Gebäude, Haupt- und Nebentempel, 
Predigthallen, Glockentürme, Bibliotheken und Wohnhäuser für 
die Mönche, Tempelgrenzsteine und Wandelhallen werden in 
großangelegten Plänen zu einem Gesamtwerk von wohltuender 
Symmetrie und Abrundung vereint. Trotzdem wirkt alle Pracht 
nicht überladen. | 

Hochragende Pfeiler, um die Cella geschart, stützen das 
reiche Tempeldach, das mit farbig glasierten Ziegeln gedeckt 
sich in mehreren Geschossen übereinandertürmt. Goldmosaik 
verkleidet die Holzteile und die reich geschnitzten Giebelfelder. 
Ganze Bauten werden in Porzellan und Schmelzfliesen ein- 
gekleidet, Fenster- und Türrahmen werden vergoldet. Im 
Innern überfluten Gemälde in satter Farbenpracht alle Wände, 
Türen und Fenster. Mild leuchtet die riesengroße, sitzende 
Buddhastatue in verklärter Ruhe aus dem Halbdunkel hervor. 
Mönche in goldgelber Gewandung schreiten ernst und in sich 
gekehrt über den dunkelgrauen, glatten Marmorboden der 
weiten Tempelhöfe, um im Haupttempel bei Weihrauchduft dic 
Abendgebete zu halten. Reiche Kränze und Opfergaben von 
stark und betäubend duftenden schneeweißen Blüten liegen auf 
dem Altar vor dem Buddhabilde. Feierlich erklingt die Litanei 
der Mönche. 

Schwer war es für einen Europäer, alle diese uns so fert- 
liegenden Dinge zu erkennen und in ihrer Eigenart zu erfassen. 
Prof. Döhring führt uns durch dieses Wunderland. Feinfühlig 
hat er die verborgenen- Gesetze siamesischer Architektur cr- 
lauscht und mit tiefgründiger Erkenntnis uns in künstlerischer 
Sprache vorgeführt. Das Werk hat nicht nur Fachwissen- 
schaftlern und Gelehrten etwas zu sagen, sondern wendet sich 
mit seinem überaus reichen Bildmaterial an alkk, die bei dem 
rastlos abhetzenden Treiben unseres modernen Kampfes ums 
Dasein sich die Sehnsucht nach wahrer, reiner Schönheit be- 
wahrt haben. Bei der prachtvollen Ausstattung in friedens- 
mäßiger Ausführung des Papiers, Druckes und der Tafeln wird 
das Buch auch jedem Bibliophilen eine dauernder Schatz 
bleiben. Dr. Ludwig Wagner. 


Landeskunde von Russisch-Turkestan von Dr. Fritz Machat- 
schek.* 21 Tafeln und 33 Abbildungen. Herausgegeben von 
Engelhorns Nachf. Stuttgart 1921. (Bibliothek lärderkund- 
licher Handbücher.) 

Den Grund zu einer allgemeinen literarischen Darstellung 
von West-Turkestan, die heute eine Literatur von gewaltigen 
Lmfange ist, hatten arabische Geographen im 8. und 9. Jahr- 
hundert gelext. In der europäischen Literatur war bisiier wolıl 
„Voyages d’un faux derviche dans TAsic 
centrale‘“ (Paris 1885) durch seine romantische Aufmachung das 
bekannteste Buch In jimgster Zeit brachte die russische For- 
schung zwei wertvolle umfangreiche Publikationen, Fürst 
Massalski: Turkestanskij Kraj und Asiatsskaja Rossija. 

Auf der Basis dieser Vorarbeiten, die durch eine zwei- 
malige Studienreise geprüft und erweitert wurden, deren Pro- 
gramm durch den Ausbruch des Krieges leider nicht in voNenm 
Umfange ausgeführt werden konnte, entstand das vorliegende 
Werk. Fraglos hat sich seit dem, Ausgang des Weltkrieges das 
deutsche Interesse für die Länder des Ostens, von denen Tur- 
kestan am meisten bereist und weit bekannt ist, gewaltig gc- 
steigert. Eine großzüzige Zusammenfassung landeskurdigei 
Forschungen über West-Turkestan in deutscher Sprache fehlte 
bisher gänzlich. So begrüßt wir dieses Buch als eine: will- 
kommene und wertvolle Gabe, als ein Handbuch nicht nur für 
deutsche Gelehrte, auch für deutsche Koloristen und Kaufleute. 
Die Zeit für dieses Buch wird kommen, wenn nach Klärung der 
politischen Verhältnisse die Grenzen dieses Landes ofien stehen, 


* Vergl. die kurze Besprechung in Nr. 7 der „Ostasiati- 
schen Rımdschau“. 
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Das gewaltige Forschungsmateria} gruppiert der Verfasser 
in einen allgemeinen und einen speziellen Teil. Auf letzteren 
einzugehen, ist im Rahmen unserer, Zeitschrift nicht geboten. 
Hier spricht ein geographischer Fachmann über die Geologische 
ınd Morphologische, das Klima, die Vegetation. Aus dem ersten 
Teil seien Einzelheiten von allgemeinem Interesse referiert. 

Das Klima Turkestans ist trocken, durchaus kontmenta), 
wmd beeinflußt entscheidend die Besiedelung und wirtschaft- 
liche Kıktivierung. Machatschek gibt in kartographischer Dar- 
stellung die Mitteltemperaturen in jedem Monat für die wich- 
tigsten Städte Turkestans nach Feststellung der russischen 
metevrologischen Statinnen an. Trotz der starken Temperatur- 
schwankungen ist das Klima bei vernünftiger Lebensführung 
richt ungesund. Die trockene Hitze ist leichter zu ertragen als 
feuchtes Tropenklima. Infolge der großen Entferming vom 
offenen Meere sind die Niederschlagsmengen außerordentlich 
gering. (Vergl. die Tabellen.) 

Die bunte ethnographische Zusammensetzung der Bevölke- 
rung, deren Kern das arische Element der Tadslıiken ist, zeigt 
eme Fiillle von Nationalitäten, die in Tabelle 6 zahlenmäßig 
übersehen werden kamn und die im Text gut charakterisiert 
sind. 
Die Besiedelung des Landes, das rund zwei Millionen 
Quadratkilometer umfaßt, ist infolge der gewaltigen Wäüsten- 
räume außerordentlich unglewhmäßig. Während die Gebiete 
von Ferghama und Samarkand eine Volksvermehrung nicht 
wünschenswert erscheinen lassen, harren in den nördlichen 
Grassteppen noch weite Flächen der Besiedelimg. Deutsche 
Kolonisten aus den Wolgagegenden finden sich südlich von 
Aulicata und nördlich und südlich von Taschkent. 

Die Einwohnerzahl wurde 1911 auf 8830 000 berechnet. 

Fast das gesamte Kulturland ist auf künstliche Bewässe- 
rung angewiesen. Der Wasserbedarf wird durch die Flüsse, 
die im Spätfrühjahr und in Frühherbst reichliche Wassermengen 
führen, gedeckt. Im Generalgouvernement Turkestan stehen 
etwa drei Millionen Hektar unter Bewässerung. Angebaut wird 
Weizen, Reis, Dschugara (Brotfrucht), Mais und Baumwolle, die 
wichtigste Kultur, der n manchen Gegenden die ganze .be- 
wässerte Fläche dient. Obst und Weinbau. von Eingeborenen 
gepflegt, wird in größerem Maßstabe in der Umgegend von 
Samarkand und Taschkent von der russischen Bevölkerung be- 
trieben. 

Die nomadisierende Bevölkerung lebt von der Viehzucht. 
Die Schafzucht ist die gewinnbringendste und bedeutendste. 
Wenn Machatschek sagt, daß das russische Kapital ein MiR- 
trauen gegen jede zrößere wirtschaftliche Unternehmung in 
Turkestan gezeigt hat, so hat er zweifellos recht. Der Berg- 
bau hat keinen großen Umfang angenommen.  (Gefimden wird 
Salz, Naphtha, Kohle und Schwefel. 

Das einheimische Kleinzewerbe hat hier, wie im ganzen 
Orient, während des Krieges fast gänzlich aufgehört. Vor dem 
Kriege wurde aus Turkestan ausgeführt: Karakulfelle, Teppiche, 
Schafdärme, Santonin. Eingeführt: Deutsche Maschinen. 
speziell für die Baimnwolindustrie, Drogen. Mineralwässer und 
einzelne Spezialartikel wie: Stahliedern, Lampen, Näh- 
nadeln usw. Wer in Turkestan lebte, erinnert sich mit Wei- 
mut an ein Land wie aus Tausend und eine Nacht, an ein Land 
mit blauem Himmel und blauen Domen aus der Zeit Timurs des 
Eroberers. Keine Stadt des Orients zeigt ein so buntes Farben- 
spiel des Bazarlebens, keine eine so wundervolle Typensamm- 
lung von Nationalitäten. wie die Städte Turkestans. keine gibt 
roch einen so reinen ımverfälschten Eindruck vom niittelalter- 
lichen Orient wie etwa Samarkand und Buchara. Als ich 1919 
Turkestan verließ, war das Land eine bolschcwistische Enklave, 
durch Fronten nach alten Seiten abgeschlossen. verarmt; die 
einheimische wie russische Bevölkeruns unter dem Druck des 
Terrors verelendet. 

Nur das herrliche Buchara, die Königin unter den Städten 
Turkestans, stand noch unangetastet mit Seinen verdeckten 
bunmtlärmenden Bazarstraßen. seit tausend Jahren parfürmiert 


mit einem Duft von Hammelfett, Zimmet und (Gewürznelken, 
scheinbar unbesiegbar, im Schutze der “imposanten mittelalter- 
lichen Stadtmauer. Das war mein letzter großer Eindruck vom 
Orient. Ir. Klar. 


Hamburgischer Auslandkalender, ein Taschenbuch für Aus- 
landdeutsche, 1921/22, von W. Heckenroth, Hamburg. Deutscher 
Auslandverlag Walter Bangert, 354 S. 

Dem Deutschen, der heute ins Ausland will, wird der Ab- 
schied von der Heimat wirklich nicht leicht gemacht. Mühsam 
sind die Hindernisse zu überwinden, die Paßformalitäten, Steuer- 
vorschriften, Ausfuhrbewilligungen u. dergl. bereiten, und nicht 
leicht ist es oft, die richtige Stelle zu finden, an die man sich 
zwecks sachdienlicher Auskunft wenden muß. Der „Ham- 
burgische Auslandkalender“, der jetzt im 2. Jahrgange vorliegt, 
ist für jeden Auslanddeutschen und jeden am Ausland Inter- 
essierten überhaupt ein praktischer Wegweiser, der wohl ge- 
ordnet eine Fülle wissenswerten Materials bringt und darum 
wohl empfohlen werden kann. 
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| des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W..35, Potsdamer Straße 2811, $ 
Kelne Abgabenfrelheit mehr für Liebesgaben. Nach einer 
Mitteilung des Reichsministers der Finanzen wird auf Grund 
des Reichsratsbeschlusses vom 27. November 1919 die Ab- 
gabenfreiheit für Liebesgaben, die in Tabakerzeugnissen.. Wem, 
Schaumwein oder Spirituosen bestehen, vom 1. Juli d. J. ab 
aufgehoben. Danach ist die Einfuhr der genannten Waren ak 
Liebesgaben wegen der hohen Belastung durch Zölle und immere 
Sterern fast durchweg nicht mehr ratsam. Fs sind zurzeit zu 
erheben für: 
a) Zigaretten: 
für 1 Zigarette etwa 0,75 M. Zoll und 0,21 M. Steuer; 
b) Zigarren: 
für die Zigarre etwa 3.15 M. Zoll ımd 0,56 M. Steuer, 
c) Rauch-Tabak — Feinschnitt: 
für das Kg. 750.— M. ZU und 4.— M. Steuer: 
d) nicht feingeschnittenen Rauchtabak: 
für das Kg. 400.— M. Zoll und 6.— M. Steuer; ferner 
e)eine Flasche Trauben-Schaumweain: 
‘im Gewicht von 1,25 ke 22,50 M. Zoll und 12.— M. Steuer; 
f) eine M-Literflascha Wein im Gewicht von I kg 4.80 M. 
Zoll und 20% des steucrpflichtigen Wertes; 

x) eine Flasche Likör: im Gewicht von 1 kg X M. 
"Zoll und 13,6 M. Momopolausgleich und Freigeld von etw. 
1.— M.; 

heine Flasche Arrak, Rum oder Kognak: 

30.— M. Zoll und 20,40 M. Monopolausgleich und Freigeld 

von etwa 1.— M. 

Firmenänderung. Die Firma Mahn & Hunger G.m.b.H. 
hat mitgeteilt, daß sie in Zukunft ihre Geschäfte nach dem 
Fernen Osten unter der Firma Mahn & Co. G. m. b. H. betreibt. 


Gesuchte Adresse: Wir bitten um Mitteilung der Adresse 
des Herrn August Lüthje, früher bei der Kajen-Verwaltung in 
Tsingtau tätig, an die Cieschäftstelle des Verbandes für dei 
Fernen Osten, Berlin W. 35, Potsdamer Strasse 281]. 


Adressennachweis. 


Barz, O. E. Dresden-A., Holbeinstr. 84 I. 

Benkwitz, Richard. Dolok-Ilir, Dolok Merangir a. Sumatra O. K 

Böhme H. E. Berlin W. 9, Voßstr. 18 I. 

du Rois-Reymond, Prof., p. A. Herrn R. Goetze, Unterlind b- 
Sonneberg i. Thür. 

Borchmann, W., Architekt, Berlin, Pappelallee 1. 

Bosch, C. Kommerzienrat. Berlin W. 15, Knesebeckstr. 63. 

Breier, Josef, Frankfurt a. Main, Rothschildallee 3 \. 

Ciossek, Bremen, Rückertstr. 24. 

Diestel, Gustav, Berlin W. 10, Kaiserin-Augustastr. 74. 

Döhn Adolf, Charlottenburg, Kuno-Fischerstr. 18 111. 


Dorpmüller, Julius, Mülheim, Ruhr. 
|.) 
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Allgemeiner und politischer Teil mm 


GREEN SIEREEERERSEEEREEEREESERERENHSSERSEETSEEEESEEEECREREERTETENTEEEEEREEBESESEESSREÄRTEESSEERRESEERSGREEESTERFEEERSEEEESEEERSEEEESEERSEEEEEERE, 


ı 


Aus Sun Yat-sens neuem Reich. | ; 4 


= Von C. Fink: 


- 


„ In Canton ist unter Mitwirkung des Restes des alten, 

3. Z. vom Präsidenten. Yüan Shi-kai aufgelösten Reichsparla- 
ments, dessen Mitglieder sich noch immer als die einzig be- 
rufenen Vertreter des chinesischen Volkes ansehen und in 
dem dazu selbst gewählten Canton tagen, der neue Bundes- 
staat China in alter Form ins Leben gerufen worden. Vor- 
laufig gehört diesem Bundesstaat freilich nur eine einzige 
Provinz an: Kuangtung.. Das Parlament hat es trotzdem für 


richtig erachtet, dem „Bundesstaat“ em Oberhaupt zu geben 


und zu diesem Dr. Sun Yat-sen zu wählen. Unmittelbar nach 
seinem Amtsantritt hat der neue Präsident einem Zeitungs- 
vertreter eine Unterredung gewährt und dabei die nächsten 
Ziele seiner Regierung &ntwickelt. Man will vor allem die 
sechs Provinzen des Südwestens einigen. 
Hilfe der alten Anführer, des kleinen Hsü und Wang I-tangs, 
das Yangtsetal in Aufruhr gesetzt werden. Weiter soll ein 
Vorstoß gegen Peking gemacht werden, und zwar durch die 
‘ Provinz Shensi, vorausgesetzt, daß es Cariton nicht an 
Waffen und an Geld fehlen wird, um die dortigen Macht- 
haber an sich zu fesseln. Und schließlich, wil] man mit Hilfe 
großer Geldmittel (woher sie genommen werden sollen, wird 
klugerweise verschwiegen) die Presse ganz Chinas für den 
neuen Bundesstaat zu gewinnen suchen. | 
Ob sich dieses Programm in der Praxis ganz so glatt 
wird durchführen lassen, wie es Sun in der Theorie entwickelt 
"hat, bleibt abzuwarten. Vorläufig muß die neue Regierung 
erst beweisen, daß sie wenigstens im eigenen Hause Herr 
ist. Schon früher ist an dieser Stelle auf allerlei Unstimmig- 
keiten hingewiesen worden, die sich in der Provinz Kuang- 
tung gelfend machen und die durch die Erwählung Suns zum 
Haupt nicht der Provinzialverwaltung, sondern ‚des neuen 
Bundesstaates China 'nicht geringer geworden sind. Daß 
Sum selbst auf Erfolg seiner Bestrebungen rechnet, kann 
kaum einem Zweifel unterliegen. Freilich von jenem Sun, 
‘der im Frühjahr 1912 an die Spitze der republikanischen Re- 
gierung in Nanking trat, ist nur noch wenig übriggeblieben. 
Unendlich viel von alledem, was so recht eigentlich chinesisch 
ist, ist in den letzten Jahren von Sun und seinen Freunden 
über Bord geworfen. Ja, man scheut sich keineswegs, die 
Axt an die Wurzel des Chinesentums zu legen, um an seine 
Stelle ohne weiteres etwas ganz Neues zu setzen, das die 
Grundlage für die weitere Entwickelung der Dinge 
bilden soll. | 
_ Wird das möglich sein? Im eigenen Lager Cantons und 
des weiteren Südens machen sich, selbst da, wo man un- 
entwegt zur Kuomintang hält, laute Zweifel geltend. Es fehlt 
nicht an warnenden Stimmen. Tang Shao-yi, also einer der 
vertrautesten Ratgeber Sun Yat-sens, hat es vorgezogen, sich 
von Canton fernzuhalten, als dort beschlossen war, durch 
das alte Parlament einen Präsidenten für den Bundesstaat zu 
wählen. Tang war klug genug, zu erkennen, daß dem neuen 
Staat auch jedes Machtmittel fehle, sich durchzusetzen, und 
daß er infolgedessen als Ministerpräsident (das Amt war ihm 
von Sun zugedacht) ein Scheindasein zu führen verurteilt sein 
würde. Der eigentliche Befreier Kuangtungs, General Chen 
Chiung-ming, der im vorigen Jahre mit den alten canto- 


nesischen Truppen den landesfremden Gewalthaber, General 


Dann soll mit 


Ä 


Lu Yung-ting, und seine rauhen Kuangsi-Truppen aus Canton. 
und der ganzen Provinz Kuangtung vertrieben hat, sieht dem 
Spiel ebenfalls mit großer Zurückhaltung zu. Man hat ihm 
das Kriegsministerium angeboten; ob er es angenommen hat 
oder annehmen wird, steht noch dahin. Ja, in Canton scheint 
man kaum noch ernstlich mit ihm zu rechnen, denn schon 
wurde als der zukünitige Leiter des Heerwesens der aus 
Yünnan vertriebene, einstmals ungekrönte König von West- 
china, General Tang Chi-yao, genannt. Auch Tang hatte 
anfänglich vor einem Zuweitstecken der Ziele gewarnt, hatte 
geraten, sich auf wirklich Erreichbares zu beschränken, zu- 
nächst das eigene Haus Kuangtung in Ordnung zu bringen. 
Als Sun und seine Freunde, zu denen in erster Reihe der alte 
Wu Ting-fang und sein ehrgeiziger, im amerikanischen 
Atlantic City und in London erzogener Sohn Wu Chao-chu 
gehören, aber auf ihren das ganze China umfassenden Plänen 
bestanden, lehnte Tang es zunächst sogar ab, sein Asyl in 
Indochina mit Canton zu vertauschen.. Auf der Fahrt nach 
Japan aber entschloß er sich schließlich doch noch, den ihm 
in Hongkong zur Verfügung gestellten Sonderzug zu be- 
nutzen und mit einem ganzen Harem seinen Einzug in Canton 
zu halten. Sun und die Wus werden dafür Opfer gebracht 
haben müssen. Tang liegt natürlich letzten Endes an der 
Entwickelung Kuangtungs nichts; er will seine alte Stellung 
im Westen wiedergewinnen, will sich wieder zum Gewaltigen 
in Yünnan, Kueichou und Szechuan machen und dann ein, 
vielleicht das entscheidende Wort bei der Neuordnung der 
Dinge in China mitsprechen. Das Kriegsministerium in 
Canton, konnte unter diesen Umständen für ihn ein nicht zu 


‚mißachtendes .Sprungbrett sein; als solches erschien es 


immerhin wertvoll genug, um eine Äenderung früherer Auf- 
fassungen zu rechtfertigen und sich in den Dienst der, wenn 
auch vorläufig nur auf dem Papier bestehenden Bundes- 
regierung unter Sun Yat-sen zu stellen. Vielleicht dachte 
Tang: Bricht Suns Präsidentschaft eines Tages zusammen, 
so läßt sich aus den Trümmern doch vielleicht ein Rest von 
Soldaten und Kriegsmaterial retten, den in. der Hand zu haben 
immerhin besser ist, als in Indochina oder Japan ohne Waffen 
und ohne Soldaten auf eine günstige Gelegenheit, wieder zur 
Macht zu kommen, warten zu müssen. Nur eine Stärkung 
für die Provinz Kuangtung und darüber hinaus für den 
Bundesstaat China bedeutete das alles nicht, und das um so 
weniger, da sich unter diesen Umständen zwischen Tang und 
dem ebenfalls nach der militärischen Macht strebenden 
General Chen Chiung-ming notwendigerweise ein scharfer 
Gegensatz entwickeln mußte. Chen aber verfügt über Ein- 
fluß in Kuangtung, nicht nur bei den Soldaten, die er sieg- 
reich aus der Verbannung aus Fukien in die Heimat zurück- 
geführt hat, sondern auch bei-den Beamten, soweit diese nicht : 
blinde Parteigänger der Kuomintang und unbedingt auf die 
Fahne Suns eingeschworen sind. Flat sich doch eine ganze 
Anzahl von ihnen letzthin, als Sun Yat-sen der bolsche- 
wistischen Propaganda ein Feld in Kuangtung schaffen 
wollte, erst an Chen mit der Frage gewandt, ob man den 
Erlassen des „Präsidenten“ Gehorsam zollen sollte. Lange 
hat dann auch Tang Chi-yao es in Canton nicht ausgehalten. 
Was der unmittelbare Anlaß zum endlichen Bruch mit Sun 
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und seinen Freunden gewesen ist, läßt sich noch nicht über- 
sehen. Tatsache aber ist, daß Tang Chi-yao nach wenigen 
Wochen Canton den Rücken gedreht hat, um ein Asyl in. 
Japan zu suchen. 

Auch die Flotte ist vorläufig noch. ein schr unsicherer 
Belang in der Rechnung der radikalen Kuomintangleute 
Cantons. Es steht keineswegs fest, daß die Regierung‘ Suns 
sich auf sie unbedingt verlassen kann. Erklärt sie sich eines 


: Tages gegen Sun, so ist damit sein Schicksal wohl besiegelt. 


Die gesamte fremde Presse des Fernen Ostens äußert 
sich’ angesichts dieser Lage über den neuen Kurs Cantons in 
hohen Maße absprechend. Auffallend ist es, daß insbe- 
sondere die englischen Blätter die Führer der Kuomintang 
als Phantasten lächerlich zu machen suchen. Es ist indessen 


« kaum anzunehmen, daß Sun Yat-sen und seine Ratgeber 


sich in neue Abenteuer gestürzt hätten, wenn sie nicht fest 
überzeugt wären, wenigstens im Süden Anhang zu finden. 
Im Augenblick mag die Lage nicht allzu günstig für Canton 
aussehen. Aber daß die andern Südprovinzen sich dauernd 
Peking wieder unterwerfen sollten, steht noch keineswegs 
fest. Morgen kann schon hier und dort ein Umschlag ein- 
treten. Einen Erfolg hat Sun 'Yat-sen jedenfalls zu ver- 
zeichnen. In Peking glaubte man schon, den Boden für einen 
ganz großen Schlag bereitet zu haben und endlich die Einig- 
keit des Reiches wiederherstellen zu können. Die dort ge- 
hegten und gepflegten Pläne sind plötzlich zum Stillstand ge- 
kommen. Man gesteht das nicht offen ein. Im Gegenteil, 
man sucht sich den Anschein zu geben, man könne der Ent- 
wickelung der Dinge mit großer Ruhe zusehen. Die „Peking 
Daily News“ schrieb Mitte April: „In den letzten Monaten 
ist immer häufiger die Rede davon gewesen, die Probleme 
des innern Wiederaufbaus Chinas durch das, was man ge- 
wöhnlich als Föderalismus bezeichnet, zu lösen. Die Führung 
haben darin die Provinzen des Südwestens übernommen, die 
einen „Bundesstaat China“, wie sie ihn nennen, geschaffen 
haben. Dieser Bundesstaat hat bisher nur ein Chaos her- 
vorgebracht und ist nach - jeder Richtung zusammenge- 
brochen.“ Der aufmerksame Beobachter aber merkt, daß 
irgendwo etwas nicht stimmt. Darauf weist vor allem ein 
ganz plötzlicher Besuch des Generalinspcekteurs der 
Mandschurei Chang Tso-lin bei seinem Kollegen in Tientsin 
Tsao Kun hin, bei dem die durch die Erwählung Suns zum 
Präsidenten geschaffene Lage besprochen worden ist. In 
Peking bestanden seit längerer Zeit im Kabinett große Un- 
stimmigekeiten. An cin weiteres Zusammenarbeiten des 
Ministerpräsidenten Generals Chin Yün-peng mit dem Finanz- 
minister Chou Tse-chi und dem Verkehrsminister Yeh Kung- 
cho war ernstlich nicht mehr zu denken. Beide Gruppen 
waren willens, sich mit den tatsächlichen Machthabern ın 
Nordchina; mit Chang Tso-ling und Tsao-Kun, zu einigen. 
Chin faßte die Gelegenheit bei den Hörnern, kam selbst nach 
Tientsin, als Chang und Tsao seine Einladung, nach Peking 
zu kommen, ablehnten, und einiete sich mit ihnen. Was im 
einzelnen bei dieser Gelegenheit verabredet worden ist, ist 
nicht bDekanrt geworden. Est ist aber augenscheinlich damals 
mehr als die inzwischen vollzorene Umbildung des Kabinetts 
beschlossen worden. Man ist in Peking sichtlich den Pro- 
vinzen Mittel- und Südelnnas gegenüber versichtiger 
worden, man hat die Verfoleung der früheren Pläne 
wemipstens vorlaufig aufresenen. Man ist stutzier geworden 
und fragt sich, ob nicht vielleicht die Tokycer „Hocht“ recht 


>. 
ag 


hat. wenn sie als das Ziel Sun Yat-sıens bezeichnet, eine 
scharfe Demarkationshnie in Mittelchina zwischen dem 
Norden und dem Süden zu schaffen. Es ist keineswers aus- 


Unterstützung im Yangsetal findet. Dort bereitet sich ein 
neuer Bund vor, der dem Einfluß Pekings in Mittelchina ein 
Paroli zu bieten versucht. An der Spitze dieses die Provinzen 
Hupsch, Hunan, Honan, Kiangsi, Kiangsu, Szechuan und 
Anhui umfassenden Bundes steht sichtbar der General- 
inspekteur der Huprovinzen Wang Chan-yan. Hinter diesem 
aber wird immer deutlicher als die eigentliche treibende Kraft 
General Wu Pei-fu, Chang Tso-lins erbittertster Gegner er- 
kennbar. Daß Wu Pei-fu beim Ausbruch eines oflenen 
Kampfes mit Chang Tso-lin ein Zusammengehen mit Canton 
ohne weiteres abweisen sollte, ist kaum anzunehmen. Damit 
hätte dann tatsächlich Sun einen nicht zu unterschätzenden 
Erfolg zu verzeichnen, und ein solcher ist für eine junge Re- 
gierung unter allen Umständen etwas wert. 


Ob sich dieser mehr negative Erfolg der Politik Cantons 
allmählich in einen positiveren auswachsen wird, ist natürlich 
eine andere Frage. Vorläufig hat die Regierung in Canton 
einen schweren Stand, sich durchzusetzen. Der Vollständig- 
keit halber scien hier die Namen der Mitglieder des Kabinetts 
mitgeteilt, es wird immerhin nützlich sein, sich ihrer später 
zu erinnern: 

Wu Ting-fang, Auswärlises Wang Po-chun, Verkehrswesen 

Tang Tıng-kuang, Flotte Liao Charrg-kai, Finanzen 

Wang Chao-ming, Unterricht Hsu Chien, Justiz 

Sun Hung-yi, Inneres Li Lieh-chun, Generalstab 


Wer däs Kriegsministerium inne hat, läßt sich nach dem 
vorher Mitgeteilten nicht übersehen. In weiteren Kreisen 
sind von den Mitgliedern der Regierung außer Wu Ting-fang 
und dem Revolutionsgeneral Li Lieh-chun wohl nur Sun 
Hung-yi, der früher in Peking unter Tuan Chi-jui Minister 
des Innern gewesen ist, bekannt, und Wang Chao-ming, einer 
der Organisatoren der Revolution von 1911, der insbesondere 
die Chinesen im Ausland (Südasien) für-den Sturz des Kaiser- 
reichs gewonnen hat. 


Nicht verschwiegen darf werden, daß sich. in Canton 
neuerdings ein schlimmer Nepotismus fühlbar macht. In 
dieser Hinsicht wetteifert freilich General Chen Chiung-ming 
ganz offen. mit Sun Yat-sen. Daß auf diese Weise die Miß- 
helligkeiten im eigenen Lager erheblich gesteigert werden, 
liegt auf der Hand. Einer der zuverlässigsten Gefolgleute 
Suns hat bereits den Auftrag erhalten — und zwar im aus- 
gesprochenen Gegensatz zu der Verfügung General Chen 
Chiung-mings — Truppen nach Canton zu bringen, auf die 
sich der Präsident in der Stunde der Gefahr stützen kann. 
Was die Schaffung einer derartigen Leibgarde für das Staats- 
oberhaupt bedeutet, weiß der Chinese natürlich ganz genau 
und noch besser, was er von der Leibgarde eines Macht- 
habers zu erwarten hat, der ihr morgen vielleicht schon den 
Sold nicht mehr zahlen kann. Es kann unter diesen Um- 
ständen nicht überraschen, wenn die Notabeln und wohl- 
habenderen Kaufleute massenhaft ihre Familien und ihre 
Wertsachen aus Canton entfernen und in Hongkong und 
Macao in Sicherheit bringen. 


Wichtig ist natürlich für die weitere Entwickelung der 
Dinge in Canton, wie sich die fremden Mächte zu dem neuen 
Staatsgebilde stellen. Vorläufig hat das diplomatische Korps 
in Peking das Verlangen Sun Yat-sens, Canton einen Teil der 
Ucberschüsse der Seezollverwaltung zu überlassen, abge- 
lehnt. Das ist vor allem auf Betreiben Amerikas geschehen, 
das, durch frühere Erfahrungen 'gewitziet, Canton unter 
keinen Umständen Mittel in die Hand geben will, den Kampf 
gegen den Norden fortzuselzen. Amerika braucht für seine 
wirtschaftlichen Zwecke Ruhe und Ordnung in China. Sun 


geschlossen, daß Canton bei dyeser Bestrebung eines Taves | Yat-sen hat gegen den Bescheid des diplomatischen Korps 


Verwahrung eingelegt; mittelbar ergäbe sich aus der Haltung 
der Mächte, sagt er, daß der Süden von ihnen als Rebellen 
behandelt würde, während tatsächlich doch die ungesetzliche 
Regierung im Norden säße, und dag einzig zu Recht gewählte 
alte Parlament ordnungsgemäß die Südregierung geschaffen 
habe. Im Gegensatz zu ihrem förmlichen Beschluß ver- 
halten sich aber einzelne Mächte dem Süden. gegenüber 
keineswegs grundsätzlich ablehnend. Immer wieder muß 
daran erinnert werden, daß neben der vollständigen Lähmung 
der politischen Gewalt und des Erstarkens partikularistischer 
Strömungen im ganzen Land die wirtschaftliche Entwicke- 
lung Chinas überall große Fortschritte macht und der 
Wunsch, eine neue einheitliche Kultur zu schaffen, allgemein 
und stark ist. Das Liebeswerben der einzelnen Großmächte 
.wird daher im wesentlichen von dem Streben, keine Gelegen- 
heit zu verpassen, eingegeben, vielmehr jetzt, wenn auch im 
geheimen, Steine für den trotz ihrer entstehenden Neubau zu 
hiefern, um sich für die Zukunft Anspruch auf Chinas Dank- 
barkeit und möglichst großen Einfluß zu sichern. 

Das sehen wir ganz besonders in Kuangtung wieder. 
Dank der Empfehlung seines Gönners, des Generals Chen . 
Chiung-ming spielt dort seit einiger Zeit als Zolldirektor ein 
gewisser Wang Kiang eine Rolle. Dieser Wang ist in der 
französischen Mission erzogen wörden und hat auf ihre 
Kosten später in Frankreich Staatswissenschaft studiert. 
Seiner bedient sich Frankreich durch die Vermittelung seiner 
Mission jetzt zur Förderung französischer Interessen, nament- 
lich auf dem Gebiet des Unterrichtswesens. Wang bereitet 
die Einführung des Französischen als obligatorischen Lehr- 
.gegenstand an allen höheren Schulen Kuangtungs und die 
Errichtung einer unter französischem Einfluß stehenden 
„Universität für den Südwesten“ vor. Wer sich der’ Zeiten 
vor dem Krieg entsinnt und die große Abneigung und das 
nicht zu überwindende Mißtrauen der öffentlichen Meinung 
gerade in den Südprovinzen Chinas gegen alles kennt, was 
von Frankreich kam, weiß, was das für die Zukunft zu be- 
deuten hat. Für den erheblichen Einfluß Wangs auf die 
heutige Regierung spricht es auch, daß es ihm gelungen ist, 
die Leitung des gesamten Wohltätigkeitswesens der Provinz 
Kuangtung in die Hände eines französischen Missionars zu 
legen. Daß unter diesen Umständen nicht nur die fran- 
zösische Mission als*solche hinter Wang steht und durch 
ihn’ eifrige Beziehungen zur Regierung Sun-Yat-sens unter- 
hält, sondern auch die amtliche französische Vertretung, kann 
nicht weiter überraschen. 

Abzuwarten bleibt nur, wie sich diese Bestrebungen der 

„kapitalistischen“ Staaten des westlichen Kulturkreises auf die 
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Dauer mit denen des „bolschewistischen“ Rußlands, zu dem 
Sun Yaät-sen, wie schon wiederholt erwähnt, Beziehungen 
unterhält, vertragen werden. Die Entwickelung der Arbeiter-: 
bewegung in. Canton erregt neuerdings®in weiten Kreisen 
vielfach Bedenken. Seit mehreren Jahren haben -sich dort 
unter fremdem Einfluß Gewerkschaften gebildet, die auch 
schon ihre eigene Zeitschrift haben. Ob sie ursprünglich von 
Bolschewisten oder bolschewistisch angehauchten Chinesen 
ins Leben gerufen ist, steht nicht fest. Seit zwei Jahren aber 
unterhält der amtliche Beaufträßte Propagandaleiter der 
Sowjets in Moskau enge Beziehungen mit ihnen und er geht 
dabei ebenso nachdrücklich wie geschickt VOT. 

Die Bedeutung der Gewerkschaftsbewegung in Canton 
hat sich letzthin mehrfach durch sorgfältig vorbereitete 
Arbeitseinstellungen erwiesen. Die Organisation der Ar- 
beiter nimmt sichtlich zu; der Boden dafür ist durch das 
allmähliche Eindringen maschinellen Betriebes auf den ver- 
schiedensten Gebieten, die Schaffung neuer Verkehrsmittel in 
. Canton selbst und von Canton mit dem Hinterland, eine über- 
raschende Bautätigkeit, die europäische Mietskasernen an 
die Stelle billiger Chinesenquartiere setzt, sowie eine in 
' Verbindung damit- auftretende soziale” Verschiebung ohne 
weiteres gegeben. : Vorläufig stehen die politischen Führer 
‚der Kuomintang — und das gilt ebens& sehr von der-Gruppe - 
um Sun"Yat-sen, wie von der um Chen Chiung-ming — 
fördernd hinter dieser Bewegung, so daß damit zu rechnen 
ist, daß diese weitere Fortschritte machen wird. Auf der 
andern Seite macht sich in‘ den Kreisen -der chinesischen 
Finanz und Industrie eine sichtlich zunehmende Abneigung 
gegen die Arbeiterbewegung geltend. Wer letzten Endes der 
Stärkere sein wird, läßt sich heute noch nicht sagen. 

Die Dinge sind i in Kuangtung trotz aller politischen’ Miß- 
erfolge in Fluß; es kommt dort eine neue Zeit herauf. Die 
im Ausland erzogene Jugend bringt neue Gedanken ins Land, 
bringt aber auch frischen Unternehmungsmut mit. Südchina 
macht einen . außerordentlichen Verjüngungsprozeß durch 
und hat dank dem Temperament seiner Bevölkerung und der 
Teilnahme der Frauen, die sich den fortschrittlichen Gedanken 
vielfach sehr zugängig zeigen, dabei auf manchem Gebiet 
schnellere Erfolge zu verzeichnen, als der Norden. Auch das 
trägt natürlich dazu bei, den Gegensatz, zwischen beiden zu 
verschärfen. Gerade aus diesem Gegensatz aber scheint 
Kuangtung zu einem erheblichen Teil die Kraft zu gewinnen, 
mit der es sich durchzusetzen 'bemüht ist. Das ist jedenfalls 
ein Lichtblick, der als ein Hoffnungsstrahl in dem düstern 
Bild des sonst augenscheinlich in Canton herrschenden . 
politischen Chaos gewertet werden muß. 


1q 


Japan vor ER Entscheidung. 


Von R. Kunze, 


Das Kabinett IHara ist mit Ach und Krach durch die 
44. Reichstag’ssession hindurchgekommen. Es kann sich aber 
der tiefen politischen Stille nicht, erfreuen, die mit ‚einem 
Mal eingetreten ist, sowie ‚der Lärm der Sitzungen des 
Reichstags verstummte. Die Angriffe der Oppositionspar- 


teien haben zwar aufgehört, und auch die politischen Ver-' 


sammlungen, die von den Parteien überall in den Provinz- 
städten abgehalten werden, machen nicht viel von sich reden. 
Dafür geht abseits der parlAmentarischen Welt der stillere, 
aber dafür um so erbitterterer Kampf weiter, ın dem die 
Reichstagsverhandlungen nur eine Episcde gewesen sind. 
Die Regierung kämpft jetzt um ihr Dasein auf zwei ge- 


Tokio. 


trennten Schlachtfeldern, einmal in Verhandlungen am Hofe 
und mit den Aelteren Staatsmännern, dann aber vor den 
Schranken der Gerichte. In den Skandalen mit dem Opium- 
Monopol und der Südmandschurischen Bahn hat die Staats- 
anwaltschaft zahlreiche Verhaftungen und Untersuchungen. 
vorgenommen, ünd mit den Aussagen des Vertrauensmannes 
der Seiyukai in der Südmandschurischen . Bahngesellschaft, 
deren Vizepräsidenten Nakanislıi, soll schr viel belastendes 
Material zu Tage getreten sein.- In der Presse herrscht aber 
das Gefühl vor, daß es trotzdem zu keiner öffentlichen Ver- 
handlung und Verurteilung der Schuldigen kommen wird, da 
die Staatsanwaltschaft auf Befehl des Justizministers, der ja 
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ein Seiyukai-Mann ist, die Öffentliche Erhebung der Anklage 
unterlassen werde, und im Volk scheint bereits allgemeine 


Resignation darüber eingetreten zu sein, da derartiges nun 


einmal von dem ®eltenden parlamentarischen System un- 
trennbar sei. Freilich werden einige private Stimmen laut, 
die behaupten, im Besitz von so durchschlagendem Beweis- 
material zu sein, daß der Lärm, den sie im Notfall erheben 
würden, die Justizbehörden dennoch zwingen werde, der 
Gerechtigkeit ihren Lauf zu lassen. Alles kommt unter sol- 
chen Umständen für die Regierung darauf an, daß sie noch 
so lange im Amt bleibt, bis über diese Dinge entschieden ist. 
Und über dieses Verbleiben im Amt wenigstens während der 
nächsten drei bis vier Monate geht der Kampf in den Ver- 
handlungen mit den Aelteren Staatsmännern. Anfangs schien 
es, als ob Feldmarschall Fürst Yamagata unerbittlich auf 
seinen Rücktritt und auf seiner Forderung bestehen wollte, 
daß der Ministerpräsident als ebenso verantwortlich wie er 
für die „gewisse ernste Frage“ mit ihm zugleich seinen Rück- 
tritt nehmen solle. 
“ wiederholten Besuchen in dessen Landsitz in Odawara um- 
zustimmen, sollten vergeblich gewesen sein, bis dann plötz- 
lich um die Mitte des Monats April die „Yomiuri“, die in 
diesen Fragen das zuverlässigste Sprachrohr der Satsuma- 
Partei und der Regiäiung gewesen zu sein scheint, melden 
konnte, es sei Hara gelungen, wenigstens so viel zu erreichen, 
daß der Feldmarschall die Rücktrittsfrage noch bis zur Heim- 
kehr,des Kronprinzen von seiner Europareise vertagen wolle. 
Von den der Choshu-Partei und der Kenseikai nahestehenden 
Blättern, insbesondere der „Kokumin“ und der „Hochi“, 
wurde daraufhin ausgeführt, die Regierung werde, ob sie nun 
wolle oder nicht, spätestens im September oder Oktober zu- 
rücktreten müssen, um ihrer Nachfolgerin Zeit zur Aufstellung 


des Haushaltsentwurfs für das kommende Rechnungsjahr zu. 


lassen. Wolle sie dann nicht freiwillig zurücktreten, so führt 
in der „Jiji“ ein führendes Mitglied der Koseikai im Herren- 
haus aus, so werde eine Tatsache von solchem Gewicht ans 
Tageslicht kommen, daß das Kabinett sie unmöglich über- 
leben könne. Anfang Mai wurde von den Blättern der beiden 
Parteien noch darüber gestritten, ob der- Kaiser das Rück- 
trittsgesuch des Fürsten Yamagata annehmen, in diesem Fall 
aber Hara nicht gezwungen sei, mitzurückzutreten, oder ob 
es Hara gelungen sei, durch seinen Einfluß auf den neuen 
Hausminister Baron Makino den Kaiser zu bestimmen, die 
Rücktrittsgesuche der Aelteren Staatsmänner abzulehnen, so 
daß diese im Amt bleiben müßten, die ganze Rücktrittsfrage 
, damit also hinfällig geworden sei. Diese letztere, der Re- 
gierung günstige Auffassung schien Anfang Mai die Ober- 
hand behalten zu wollen, und so tauchten bei Schluß der vor- 
liegenden Post wieder neue Gerüchte von dem nahe bevor- 
stehenden Rücktritt des Kriegsministers Generalleutnant 
Tanaka auf, als Anzeichen, daß Fürst Yamagata zäh scinen 
Willen durchzusetzen entschlossen ist und sich auch von 
einem so gewandten Gegner wie Hara und dessen Hinter- 
männern nicht die Klinge aus der Hand schlagen läßt. 

So dunkel und schwer zu durchschauen diese Dinge sind, 
so ungeheuer wichtig ist es, daß man versucht, ihnen so 
zeitir wie möglich auf den Grund zu schauen; denn von dem 
Ausgang dieses stillen und erbitterten Kampfes hängen fast 
alle Dinge von politischer Bedeutung in Japan, ja man kann 
sagen! hängt fast die gesamte politische Entwicklung in allen 
ländern Ostasiens ab. Zweifellos in engstem Zusammen- 
hang mit ihm steht die am 16. Mai ın Tokio zusammenge- 
tretene Kolonialkonferenz, die erste ihrer Art in der neueren 
japanischen Geschichte. Ob sie von der Regierung aus 
eigenem Antrieb cder unter Zwang seitens der Gegenpartei 
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Alle Versuche Haras, den Fürsten auf 


einberufen worden ist; ob die Regierung durch diese Kon- 
ferenz ihre bisher schon befolgte Politik auf eine festere 
Grundlage stellen will, oder ob die Konferenz ein Kom- 
promiß zwischen beiden Parteien darstellt, vielleicht das Zu- 
geständnis zu einem Systemwechsel, durch das sich. die Re 
gierung eine längere Lebensdauer erwirkt hat, läßt sich noch 
nicht übersehen. In jedem Fall wird der Kolonialkonferenz 
eine gar nicht zu überschätzende Bedeutung für die weitere 
Entwicklung in allen ostasiatischen Ländern beizumessen sein. 

Um Mitte April begannen die Ladungen zur Konferenz, 
seit dem 16. Mai tagt sie in Tokio unter dem Vorsitz des 
Ministerpräsidenten. Teil an ihr nehmen alle Kabinetts- 
minister, vor allem die Minister des Aeußern, des Kriegs und 
der Finanzen, dann der Chef des Großen Generalstabs, die 
Generalgouverneure von Korea Admiral Saito und von 
Kuangtung Yamagata, ferner die Kommandeure der Be- 
satzungstruppen in Wladiwostok und Tsingtau, der General- 
konsul in Mukden Akatsuka und der Gesandte in Peking 
Obata. Ueber Inhalt und Ergebnisse ihrer Beratungen waltet 
strengstes Geheimnis, angeblich weil unmittelbar nach ihrem 
Abschluß Verhandlungen mit allen benachbarten Ländern an- 
gcknüpft werden sollen. Nach den Ankündigungen in der 
japanischen Presse und seither eingetroffenen Telegrammen 
englischer und französischer Blätter dürfte aber bereits so 
viel sicher sein, daß sich die Beratungsgegenstände in drei 
Gruppen scheiden lassen, nämlich die sibirische Frage, die 
Chientao-Frage und die chinesische Frage, wobei die letztere 
wieder in drei Untergruppen geschieden werden kann, nämlich 
die allgemeine Politik, die Anleihefrage und die Schantung- 
Frage. 

Der Inhalt der sibirischen Frage scheint in.der mehr oder 
minder vollständigen Räumung des ostsibirischen Gebiets zu 
bestehen, abgesehen von den Plätzen, deren Besetzthaltung 
als Faustpfand für nötig erachtet wird, um Genugtuung und 
Schadensersatz für den Fall von Nikolajewsk usw. zu er- 
halten. Eine französische Meldung, wonach auch Sachalin ge- 
räumt werden soll, trifft schwerlich zu. Dagegen will die 
„Jiji“, die oft vom Auswärtigen Amt gut unterrichtet wird, 
wissen, daß Wladiwostok ein internationaler, allen Ländern 
geöffneter Freihafen werden soll, dessen Festungswerke ge 
schleift und dessen Hafenwerke, Schiffverbindungen, Finanzen 
usw. eründlich geordnet werden sAlen. Ein befestigtes 
Wladiwostok sei eine ständige Bedrohung Japans, ein inter- 
nationaler Freihafen Wladiwostok dagegen werde im Interesse 
aller Länder, einschließlich Rußlands selbst, liegen. Vielleicht 
hängt dieser Plan mit der japanischen Förderung des 
Semenowschen Putsches und der Gründung des neuen demo- 
kratischen Staatswesens unter Semenows Oberleitung zu- 
sammen. 

Die Chientao-Frage bedeutet praktisch die Frage, ob das 
mandschurische Nachbargebiet Nord-Koreas um Huntschun 
und Chientao geräumt werden kann, ohne daß Nord-Korea 
wie zuvor bewaffneten Einfällen unzufriedener Koreaner und 
Hunghutzen ausgesetzt ist. Das Chientao-Gebiet ist zugleich 
Zufluchtsort und Operationsbasis der unzufriedenen Koreaner, 
deren es in der Süd- und Nordmandschurei gegen anderthalb 
Millionen geben soll. Die „Chugai Shogyo“ äußert die Be- 
sorgnis, daß zwar die chinesischen Truppen, solange eine 
japanische Besatzung im Lande sei, getreulich mit dieser zu- 
sammen die Ordnung aufrechterhielten; daß aber nach der 
Räumung auf sie kein Verlaß nıghr sei, zumal General Chang 
Tsolın mehr auf die Versöhnung, als auf die Beaufsichtigung 
der unzufriedenen Korcaner bedacht sei. Die vor kurzem in 
Mukden abgehaltene Konferenz der japanischen Konsuln in 
der Mandschurei mit Vertretern des_Generalgouverneurs von 


‘ Korea habe die Grundlagen für einen Plan festgestellt, der 
in Tokio von der Kolonialkonferenz beraten und dann Gegen- 
stand von Verhandlungen mit General Chang Tsolin 
werden soll. 

Der wichtigste aller Beratungsgegenstände ist natürlich 
die chinesische Frage. Man braucht vielleicht nicht so weit 
zu gehen, wie Professor Sternberg im „Berliner Tageblatt“, 
nach dem Japan beschlossen hat, angesichts des drohenden 
Kriegs mit den Vereinigten Staaten sich den Rücken frei zu 
machen und eine Politik unzweideutiger Freundschaft mit 
China zu beginnen. Es genügt schon die Auffassung der 
„Kokumin“, nach der die neue Politik der amerikanischen Re- 


publikaner darauf ausgeht, in China Feindschaft gegen Japan 


zu schüren, weshalb Japan seine China-Politik auf eine ganz 
neue Grundlage stellen und vor allem Schantung, das es ja 
nie habe behalten wollen, sofort an China zurückgeben müsse. 
Unter den an China interessierten japanischen Privatleuten 
besteht ziemlich weitgehende Unzufriedenheit mit der China- 
Politik des Kabinetts Hara, die zwar aller Einmischung ab- 
hold war und billig und gerecht sein wollte, die aber sehr viel 
von dem Einfluß und den Gewinnmöglichkeiten, welche die 
rauhere Politik seiner Vorgänger Okuma und Terauchi ge- 
schaffen hatte, zerstört haben sl. Schließlich’ haben ja die 
Erfahrungen des Weltkriegs und der Nachkriegszeit, wie eine 
Abwendung von der westländischen Weltanschauung in allen 
Ländern Ostasiens, so ganz besonders in Japan eine ziemlich 
starke Bewegung für einen einigen Zusammenschluß der 
asiatischen Länder unter Japans Führung gegen Europa und 
Amerika aufkommen lassen, die sich in zahlreichen Aufsätzen 
- der .Presse und in der Grühdung von Gesellschaften wie der 
Dokokai usw. geäußert hat. So betont jetzt Professor Ukita 
von der Waseda-Universität in der Zeitschrift „Taikan‘“ den 
Bankrott von Japans bisheriger Korea- und China-Politik und 
tritt für ein engstes chinesisch-japanisches Zusammenwirken 
in einem asiatischen Kulturbund ein, und Professor Uyesugi 
von der Universität Tokio weist in der „Nichinichi“ darauf 
hin, daß Japan, das sich selbst für so stark halte, in Wahr- 
heit seine Unabhängigkeit nur dem wegen seiner Schwäche 
vielfach so verachteten China verdanke, und daß Japan ohne 


China. 


Prinz Tuan. Das diplomatische Korps in Peking hat seinen 
Nachtschlaf nicht mehr finden können, seit der Prinz Tuan aus 
der Verbannung, die ihn als einen der Hauptschutdigen an den 
Boxernnruhen im Jahre 1901 nach Turkestan gebracht hatte, 
nach Peking zurückgekommen war -- ein gebrochener alter 
Mann, der die irdischen Ueberreste verstorbener Familien- 
angehöriger in der alten Heimat beisetzen und sich selbst eine 
letzte Ruhestätte bereiten wollte. „Vertrag ist Vertrag”. 
donnerfen die Vertreter der Großmächte der Pekinger Regierung 
‘entgegen, als diese die Erlaubnis zırr Rückkelır des „Boxer- 
Prinzen‘ entschuldigen wollte, und sie schüchterten tatsächlich 
die Regierung so weit ein, daß diese antwortete, Prinz Tuan 
habe unter militärischem Schutz Peking wieder verlassen. Der 
Tag der Abreise wurde angegeben. Finer seiner Verwandten, 
der Fürst der Alashan-Mongolen, werde ihm in seinem zur 
Provinz Kansu gehörigen Gebiet ein Asyl bereiten. Der 
Zwischenfall hat noch ein kleines Nachspiel gehabt. Einer der 
Getreuen der Mandschudynastic, Ku Hung-ming, hat die Frage 
aufgeworfen, ob denn eine souveräne Regierung, wie die 
chinesische, nicht das Recht habe, einen Verurteilten nach 21 
Jahren zu begnadigen, wenn er sich die ganze Zeit einwandfrei 
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China wie China ohne Japan gegenüber dem Ansturm der 
Westländer in kurzem verloren sein würden. Nur wenn 
Japan von China geliebt werde, werde es von den Mächten 
gefürchtet werden, und nur wenn es von den Mächten ge- 
achtet und gefürchtet werde, werde es von China geliebt 
werden. | 


Um also von China geliebt zu werden, soll zunächst die 
Schantung-Frage aus der Welt geschafft werden. Nach einem 
Telegramm der ‚Times‘ meldet die „Asahi“, die japanische 
Regierung werde sofort Verhandlungen mit China wegen 
Räumung Schantungs. beginnen und sich fortan nicht mehr 
um Kohlengruben, Salzfelder usw. bekümmern. Chinesische 
Zeitur gen haben den Eindruck, als ob die Rückgabe spätestens 
im “.ptember erfolgen und schon jetzt durch die Abreise 
eines großen’ Teils des Stabes der Zivilverwaltung vorbereitet 
werde. Auch die Polizei in Tsingtau sei zuguterletzt sehr 
milde und gleichgültig-geworden. Als Gegenleistung soll 
Japan angeblich nur die Eröffnung der zwölf wichtigsten 
Plätze für den Handel und eine Ausdehnung der Konsular- 
gerichtsbarkeit in der Mandschurei verlangen. 


Den unmittelbaren Anlaß zur Berufung der Kolonial- 
konferenz'soll nach der „Kokumin“ die Frage der Verzinsung 
und Tilgung der sogenannten Nishihara-Anleihen abgegeben 
haben, die unter dem Kabinett Terauchi, dessen Agent Nishi- 
hara mit dem chinesischen Kabinett Tuan Chiji abgeschlossen 


- hat, und die nach dem Sturz der Anfu-Partei von niemand 


anerkannt und weder verzinst noch getilgt werden. Es sind 
das Beträge von im ganzen 120 bis 130 Millionen Yen, gegen 
die unter anderem Berg- und Forstgerechtsamen in Kirin und 
Heilungkiang, die Kirin-Kuaining-, die Tsinan-Shunte- und 
die Kaumi-Hsutschou-Bahnen verpfändet worden sind. Im 
vorigen Jahr hat Japan den Vizepräsidenten der Industriebank 
Ono nach China gesandt, um eine Anerkennung dieser An- 
leihen zu erwirken, der aber mit Jeeren Händen heimkehrte. 
Nun das neue Konsortium in China zustandegekommen ist, 
ist es für Japan höchste Zeit, -die Frage dieser Anleihen unter 
Dach zu bringen, und Vorbedingung dazu ist nach der 
„Kokumin“ eine grundsätzlich neue‘ China-Politik. . 


Politische Rundschau. 


in der Verbannung aufgeführt habe. : Und Ku fügt dem hinzu: 
„Ganz risehtig: Vertrag ist Vertrag! Aber enthält nicht derselbe 
Vertrag, der den Prinzen Tuan nach Turkestan verbannt, auch 
eine Bestimmung, wonach als Warnung späterer Geschlechter 
und Sühne für begangenen Mord, an dem Platz, wo die Blut- 
tat geschehen ist, zum Andenken an den deutschen Gesandten, 
Freiherrn von Kettler, ein Ehrenbogen zu errichten war?“ 
Diesen Bogen hat bekanntlich die chinesische Regierung auf 
Betreiben der Entente und: unter lautem Beifall der ausländischen 
Presse Chinas im Jahre 1919 entfernen lassen. Damals hat 
das diplomatische Korps kein Wort des Einspruchs gefunden 
und China darauf aufmerksam gemacht, daß eben ein Vertrag 
ein Vertrag ist und nicht einseitig nach Belieben von einer Seite 
gelöst werden kann. In einem Eingesandt an den japanischen 
„North-China Standard“ wird ven einem „Laughing Buddha“ 
zeichnenden Schreiber Ku Hung-ming übrigens nahegelegt, die 
Sache nicht allzu tragisch zu nehmen. Jedesmal wenn es „pein- 
lich überrascht" werde, bekäme das diplomatische Korps Leib- 
schmerzen, und immer wäre der . „amtliche Lügner“ des Wai- 
chiaopu zur Hand, das Leiden zu beheben. Diese Bemerkung er- 
hält einen eigentümlichen Hintergrund, wenn. chinesische Zeitun- 
gen melden, Prinz Tuan sei nach wie vor in Peking, er habe in 
einem Lama-Kloster Unterkunft gefunden. 
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Zur Umgestaltung Chinas. In der ersten Mainummer dieser 
Zeitschrift ist auf die Pläne Chen Chiung-ming's hingewiesen 
worden, der im Gegensatz zu den nit Gewalt von oben ein- 
ereifenden Bestrebungen der Pekinger Regierung den Wieder- 
aufban Chinas von unten mit der Schaffung örtlicher Selbst- 
verwaltung in den einzelnen Gemeinden beginnen will. Diesen 
Gedanken greift der „North-China Star‘ billigend auf: er scheine 
den chinesischen Verhältnissen viel besser angepaßt zu sein, 
als die Auffassung der Pekinger Regierung, die ganz China mit 
Giewalt beherrschen zu können glaube. Eine Einigung Chinas 
könne nur ganz allmählich durch die örtlichen Einheiten zu- 
stande kommen, die sich in den Provinzen eng zusammen- 
schließen müßten, während die Provinzen in lockere Beziehun- 
wen zur Zentralregierung treten müßten; damit werde ein Zu- 
sammenarbeiten erzielt, das durch den Ausbau des Eisenbahn- 
netzes weiter gefördert werde, ohne daß Gewalt angewandt 
zu werden brauche. Das chinesische Blatt warnt bei dieser 
Gelegenheit vor der blinden Nachahmung ausländischer Ein- 
richtungen, die vielfach für China ganz ungeeignet seien. 


Japanische Universität in Schanghal. Dr. Ariga, der frlihere 
japanische Ratgeber bei der Zentralregierimg in Peking, ist 
zımn Direktor der neu zu errichtenden chinesisch-japamischen 
Universität in Schanghai ernammt worden. 


Dr. Sun Yat-sen. Die Militär- und Zivilgouverneure der 
Provinzen.mit Ausnahme der vier südlichen, Kuangtung, Yünnan, 
Kuteitschon und Hunan, haben eine gemeinsame Proklamation 
erlassen, worin sie die Politik Sun Yat-sen’s aufs schäriste ver- 
urteilen, seine Wahl zum Präsidenten als ungesetzlich erklären 
und verwerfen, und’ ihn auffordern, für immer vom Schauplatz 
der Politik zu verschwinden. Andere Meldungen besagen, daß 
Sun Yat-sen erklärt habe, daß er eine großzügige Propaganda 
zur Ausbreitung bolschewistischer Ideen in China ins Werk 
setzen werde, und daß alle Militärgouverneure mit Ausnahme 
desjenigen der Provinz Kuangtung erklärt hätten, daß sie 
willens seien, diese Propaganda mit allen ihnen zu Gebote 
stehenden Mitteln zu unterdrücken. In Canton, dem Sitze Sun 
Yat-sens, hat die „Rusta News Agency“ eine große Filiale er- 
öffnet. von wo aus sie die chinesischen Zeitungen mit Nach- 
richten aus Sowjetrußland und dem Vordringen des Kommunis- 
mus in Europa versorgt. Ferner hat der Vertreter der 
Sowjetregierung bei Sun Yat-sen in Canton eine sogenannte 
„russisch-chinesische Universität“ eröffnet, deren Hauptfächer 
auf die Verkündung der Sowjetlehren zugeschnitten sind. Auch 
sind russische Lehrer eingetroffen. welche an einer weiteren 
russischen Schule tätig sind, deren alleiniges Ziel die Heran- 
bildung von kommunistischen Agitatoren unter den Chinesen ist. 
Ucberhaupt soll Sun Yat-sen bereits zahlreiche Fäden mit den 
Sowjets und den koreanischen Aufständischen angeknüpit haben. 


Lehrerstreik in Peking. Die Universitätsprofessoren in 
Peking sind wegen Nichtzahlung der Gehälter in Streik zetreten. 
Schon seit Monaten hat die Pekinger Lehrerschaft infolge Ebbe 
in den Kassen der Regierung kein Gehalt mehr erhalten. ebenso 
sind viele Beamtengehälter entweder gar nicht oder nur stark 
gekürzt zur Auszahlung gekommen. Den Richtern und General- 
stabsoffizieren schuldet die Regierung teilweise schon sent 
]S Monaten ihre Bezüge und die Not unter ihnen steigt immer 
mehr. Die Zentralregierung habe versprochen, daß 75% der 
venen Einkommensteuer dem Unterrichtswesen zugute Kommen 
soll, aber auch dieses Versprechen sei nun spurlos verschwun- 
den. nachdem alle verfügbaren Gelder immer von neuen für 
militärische Zwecke geopfert würden. Die Lehrer und Beamten 
sordern. daß ihnen die fälligen Gehälter baldiest aus den UÜecber- 
scehnissen der Seezollverweltung gezahlt werden sollen. 


Japan. 


Zur Reise des Kronprinzen von Japan. 
Der japanische Kronprinz Hirohito hatrsich bis zum 30. Mai 
m Kiseland aumeehalten und sich dann am Bord des Schlacht- 
schtiis „Katort” noch Frankreich begeben. wo er am Morgen 
des 31. Mai in Mayre an Land zexaneen ist. In Frankreich hält 
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er sich bis zum 15. Juni auf, um bis zum 24. Juni in Belgien und 
Holland Besuche abzustatten und am 25. Juni nach Frankreich 
zurückzukehren. Im allgemeinen ist der Kronprinz inkognito 
gereist und nur gelegentlich für die förmlichen Veranstaltungen 
aus seiner Verborgenheit herausgetreten. Der Besuch in Eng- 
land. scheint zu voller beiderseitiger Zufriedenheit ausgefallen 
zu sein. Bei seiner Ankunft begrüßte der. Prinz das englische 
Volk durch eine warm gehaltene Botschaft in den Spalten der 
„Times“, ebenso nahm er bei seiner Abfahrt nach Frankreiclhı 
in demselben Blatt einen womöglich noch herzlicher gchaltencn 
Abschied, in dem nur eine leise Hindeutung auf die durch den 
Bergarbeiterstreik ‘verursachten Wirtschaftskämpie enthalten ist. 
Der König von England hat ihn zum (ieneral der britischen 
Armee ernannt und ein Telegramm an den Kaiser ven Japan 
gerichtet, in dem er seiner Genugtuung Ausdruck gibt, daß durch 
den Besuch die Bande gegenseitiger Freundschaft zwischen den 
beiden Völkern noch fester geknüpft worden seien. Die englische 
Presse hat sich fast durchgehends zu dem Besuch warm und 
anerkennend geäußert, mit Ausnahme der Arbeiterblätter, wie 
besonders des „Labour Leader“, der den Besuch zum Anlad 
nahm, auf die tyrannische Gewaltherrschaft Japans in Korca 
hinzuweisen, die frejlich rur das Vorbild beiolge, das England 
in Irland, Indien und Aegypten gebe. Ebenso verweist der 
„Daily Herald“ auf Japans Imperialismus und aggressiven 
Militarismus, seine Unterdrückung Koreas, seine Durchdringung 
Chinas, seine Besetzung Wladiwostoks hin und befürchtet. daß 
die Regierungen Englands und Japans eine neue Intrige im 
Interesse des Weltkapitalismus planten, die ähnlich wie die 
Kronprinzenreisen des späteren Königs Eduard die Welt wieder 
in eine entsetzliche Katastrophe stürzen könne. Die Reise des 
Prinzen Hirohito bezwecke die Erneuerung des Bündnisses, das 
Bündnis könne sich aber nur gegen Amerika richten, und es sei 
selbstverständlich, daß niemand in England und Amerika den 
amtlichen Beteuerungen Olauben schenken wolle, daß das 
Bündnis gegen niemanden gerichtet sei. Mehr ergötzlich war 
die Vermütung der „Church Times“, daß der Kronprinz gar nicht 
nach Europa gekommen sei, sondern angesichts des fanatischen 
Widerstandes in Japan gegen seine Reise zu den fremden Ba:- 
baren einen Stellvertreter geschickt habe. 

Einen merkbar anderen Charakter trug der Besuch und 
Empfang des Kronprinzen in Frankreich, wo die beiderseitigen 
Aeußerungen mehr von kühler, förmlich zurückhaltender Höi- 
lichkeit diktiert erscheinen. Schon in der im Hafen von Havre 
von Bord der „Katori" aus erlassenen Begrüßungsbotschaft an 
das französische Volk findet sich der Satz, der Prinz kenne di: 
Gefühle des französischen gegen das japanische Volk, die vom 
japanischen Volk mit gleich herzlicher Sympathie erwidert wür 
den. Dabei hat fast jeder Japaner, der Frankreich und Belgien 
bereist, den Eindruck, daß die Japaner in Frankreich sehr wenig 
beliebt sind, vielleicht weil Japan trotz viel geringerer Beteili- 
gung an den Opfern des Weltkrieges besser abgeschnitten hat 
als Frankreich, und weil Japan auf Kosten Belgiens in den 
obersten Vertretungen der Alliierten Sitz und Stimme hat und 
durch diese regelmäßig für England und gegen Frankreich den 
Ausschlag gibt. Auch die Aeußerungen der französischen Presse 
sind wesentlich kühler als die der englischen, auch wenn von 
den Sozialistenbättern wie „Humanite“, „Populaire“ usw. ab- 
geschen wird, die den Besuch zum Anlaß nehmen, gegen Japans 
Imperialismus und Militarismus, seine ehrgeizigen Absichten auf 
China und seine gewen Gerechtigkeit und Völkerrecht vef- 
stoßende Politik in Schantung zu donnern, und davor warneh. 
daß die Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisvertrasen 
noch mehr als die Schlächterei des Weltkrieges unabsehbare> 
Blutvergießen im Interesse des Weltkapitalismus zur Falxe 
aben könnte. Obwohl „Libre Parole" warnend darauf hinweist 
daß die Eindrücke und Anschauungen, die der Kronprinz ee 
nei seinem Besuche in sich aufneline, die Haltung Japans nazı 
10 bis 20 Jahren, wenn er zum Mann gereift sei, beeinflusse" 
könnten. nimmt auch die ernsthaftere französische Presse N 
wenig Rücksicht auf die Gefühle, die ihre Acußerungen in den 
Kronprinzen und bei sein * L.andsleuten erwecken mi »seh- . 
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beschäftigt sich der „Matin“ vorzugsweise ınit dem Aeußeren 
«les Prinzen, der einen außerordentlich jugendlichen Eindruck 
mache und als ein höchstens Sechzehnjähriger erscheine. Ob 
das Blatt weiß, daß ein Japaner es fiir eine Kränkung ansieht, 
wenn er für jünger, d. h. weniger reif gehalten wird, als er ist? 
Derselbe „Matin‘ hält es auch für notwendig, den glänzenden 
/Zylinderhut zu erwähren, der den Prinzen in beständige Ver- 
legenheit setze, weil er ihm immer wieder zu entfallen drohe. 
Sehr große Achtung vor dem Gast beweist es auch nicht, wenn 
„Petit Parisien‘“ beinahe jeden Namen der Männer im Gefolge 
Jes Prinzen, besonders die der hochstehenden, unrichtig wieder- 
xibt, so den „Prinzen Kola“, den „Vicomte Schinda“, den „Grafen 
Mitara‘, den „Prinzen San-In‘“ usw. Auch werden sich die Gäste 
wenig gefreut haben, als der „Temps“ Japan den überlegenen 
Rat gab, es möchte sich damit begnügen, auf den umliegenden 
Mecren zu herrschen, aber nicht der Versuchung unterliegen, 
seine Zukunft anf dem unendlichen Ozean zu suchen; denn dort 
würde es heißen: „Wer wagt, verliert“. „Journal des Debats“ 
muß auch bei dieser Gelegenheit seine Angst vor Deutschland 
äußern, indem es schon im voraus die Sorge ausspricht, die 
1.age der Vorkriegszeit könne wiederkehren und Deutschland 
den Einfluß wiedergeben, den es sich in allen ostasiatischen 
Gebieten erworben habe. Unter solchen Umständen ist es nichıt 
zu verwundern, wenn die Aeußerungen des Kronprinzen 
Schärien enthalten, die vielleicht bei ihrer feinen Form nicht 
als solche empfunden werden. So sagte der Prinz auf dem 
Testessen des Präsidenten, er werde beim Beschauen der 
Schlachtfelder seine Seele ihren Lehren nicht verschließen und 
sehen, wie ein tatkräftiges und arbeitsames Volk seine Trümmer- 
stätten auf dem Wege der Arbeit wiederaufbaue und in Ord- 
nung und Frieden die Grundlagen zu neuem Gedeihen lege. Und 
am Grabe des unbekannten französischen Soldaten sprach der 
Prinz die ebenso ernste Lehre aus: damit das Opfer des 
Soldaten nicht umsonst gebracht sei, müsse fortan dauernder 
Friede die Völker unter seinen wohltätigen Gesetzen vereinigen 
und die Völker sich mehr ihrer Pflicht bewußt werden und 
weniger nach dem verlangen, was sie für ihr Recht hielten. 
= R. K. 

Japanische Aeußerungen über Deutschland. 


Während d’e japanischen Behörden mit der Liquidierung des 
deutschen Privateigentums in Japan und Tyngtau fortfahren unJ 
am 27. April die beiden letzten deutschen Grundstücke in Yoko- 
hama öffentlich versteigert worden sind, zeigt sich immer wieder 
die für Deutschland und seine Not günstige Stimmung des 
japanischen Volkes an zahlreichen einzelnen Vorkommnissen, 
namertiich an vielen rührenden Gaben einfacher Männer und 
Frauen. die zur Linderung der deutschen Kindernot bestimmt 
sind. Immer .wieder treten Bauern und Arbeiter mit schlichten 
und darunı um so herzerfreuenderen Gaben an die deutsche 
Botschaft heran, und den deutschen Vertretern muß es oft 
schwer fallen, angesichts der wirtschaftlichen Lage der japani- 
schen Bauern, Arbeiter und kleinen Beamten, die doch bei der 
jetzigen Wirtschaftskrise auch. nicht auf Rosen gebettet sind, 
die Gaben entgegenzunehmen. Jüngst ging durch die deutsche 
Presse die Meldung von einem Bäuerlein, das eigens nach Tokio 
xekommen war, um dem Botschafter 1,50 Yen zu überreichen, 
die es sich mühsam für die deutschen Kinder erspart hatte, und 
das sich dann noch 70 Sen vom Munde absparte, die eigentlich 
für sein Mittagessen bestimmt waren. Seitdem hat die Bot- 
- schaft wieder die Summe von 41 Yen von 109 Fabrikarbeiter: 
aus Osaka erhalten, und ein Eisenbahnarbeiter, der Frau und 
Mutter und 5 Kinder zu ernähren und nur noch ein Bein hat, hat 
gleichfalls 1,50 Yen den deutschen Kirdern zum-Geschenk ge- 
macht. um damit einen Teil des Dankes abzutragen, den Japan 
der deutschen Kultur schulde. Bei solcher Stimmung in den 
weiteren Kreisen des japanischen Volkes dürfen für gie Zukunft 
-die schönsten Hoffnungen gehegt werden, wenn es dem deut- 
schen Volk erst gelungen sein wird, die ungeheuerlichen Lügen 
über die Schuld am Kriege zu widerlegen.und sich von all den 
furchtbaren Verleumdungen reinzuwaschen, mit denen die ver- 
logenen Gegner ihre eigene Schuld uns zugewälzt und den 
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deutschen Namen in aller Welt beschmutzt haben. Wie der 
Glaube an diese Verleumdungen immer noch fortwirkt, zeigt ein 
Aufsatz des japanischen Organs „North-China Standard“ in 
Tientsin, der zwar davon ausgeht, daß die deutsche Heeres- 
leitung ewige Schande über die deutschen Waffen gebracht 
habe, die Versenkung der „Lusitania“ als deutsches Verbrechen 
bucht, von Grausamkeiten der deutschen Unterseeboote, Ver- 
letzungen des Völkerrechts durch die Deutschen usw. spricht, 
aber denncch fordert, daß die Belgier und Franzosen nun endlich, 
wo das .Kriegsziel crreicht sei, von ihrem maßlosen Haß gegen 
alles Deutsche fassen sollten, und das von uns seinerzeit be- 
richtete Verhalten der japanischen Mediziner der ganzen Kultur- 
welt als Vorbild hinstellt, die telegraphisch den Wunsch geäußert 
haben, gemeinsam mit der -deutschen und österreichischen 
Wissenschaft*zu arbeiten und zu forschen, die Kultur weiter zu 
entwickeln und herzliche Beziehungen zwischen den heider- 
seitigen Völkern herzustellen. Auch die Erörterungen der 
Reparationsfrage in den japanischen Blättern, die bis zum 5. Mai 
reichen, sind fortdauernd verhältnismäßig günstig gehalten, wenn 
bedacht wird, wie einseitig die japanische Presse über die wirk- 
lichen Beziehungen zwischen Deutschland und seinen Gegnern 
unterrichtet ist, und wenn auch die Anrufung der amerikani- . 
schen Vermittlung von den Blättern offensichtlich als ein auch 
gegen Japan gerichteter Schritt empfunden worden ist. Auch 
Baron Megata, Japans Vertreter auf der Genfer Völkerbunds- 
konferenz, äußert sich sehr teilnehmend über Deutschlands un- 
glückliche Lage und spricht sein volles Vertrauen aus, daß das 
deutsche Volk den aufrichtigen Willen habe, alle seine Ver- 
pflichtungen zu erfüllen, soweit das überhaupt möglich sei; es 
scheine nur in gefährliche Aufregung darüber geraten zu sein, 


daß die Mächte versuchten. ihm unvernünftige Bedingungen 
aufzuwingen.‘ \ 


Japan und die Republik: des Fernen Ostens. 


. Die schwankende Haltung Japans gegenüber den Vorgängsn 
in Ostsibirien, die seit dem anscheinend erfolgten Bruch zwischen 
dem Ministerpräsidenten Hara und dem Feldmarschall Fürst 
Yamagata wahrzunehmen war, hat weiter angedauert, und die 
Militärbehörden in Wladiwostok scheinen die Zeit, in der sie 
Oberwasser haben, gründlich ausnutzen zu wollen. Nachdenn 
vorher die Verhandlungen zwischen Tokio oder vielmehr 
Wladiwostok und Tschita .einen glatten Fortgang nehmen zu 
wollen schienen, sind sie jetzt anscheinend ins Stocken geraten. 
Noch die Note vom 14. März des Tschitaer Vizeministers des 
Aeußeren Koslewnikow in Beantwortung der japanischen Note 
vom 24. Februar über die Fischereigerechtsamen lautete trotz 
allen Verwahrungen gegen japanische Vorwürfe und trotz allen 
Anklagen gegen japanische Einmischungen die sibirischan 
Hoheitsrechte verheißungsvoll und klang in eine Reihe prakti- 
scher und maßvoller Vorschläge aus, die recht gut auf dem Wege 
zur schließlichen Wiederaufnahme der diplomatischen Be- 
ziehungen ein Stück weiter hätten führen können. Auch äußerte 
sich der Pekinger Vertreter der Republik des Fernen Ostens 
einer französischen Abordnung gegenüber sehr hoffnungsvoll 
über das schließliche Zustandäkommen bindender Abmachungen 
mit Japan, das wirtschaftlich zu stark an Ostsibirien interessiert 
sei, als daß es lange müßig zur Seite stehen könne. Und schließ- 
lich soll nach neuesten Meldungen von Anfang Juni die Moskauer 
Regierung so weit gegangen sein, Japan die Abtretung 
Sachalins und der benachbarten Küstengebiete anzubieten, falls 
Japan einen Handelsvertrag unmittelbar mit Sowietrußland 
abschließe. - 

Die so allmählich verbesserten tatsächlichen Beziehungen 
scheinen nun zuguterletzt eine schwere Belastung erfahren zu 
haben durch den am 26. Mai erfolgten Fall Wladiwostoks. Es 
wurde erwartet, daß die von den Jaßanern in die Küstenprovinz 
geschafften und dort gegen die Bolschewisten beschützten 
Kappeltruppen, die nach dem mißglückten Putsch auf 
Wladiwostok. zwar entwaffnet, aber von den Japanern wieder 
freigelassen worden waren, alsbald einen neuen größeren 
Putsch gegen die Bolschewisten- unternehmen würden, nachdem 
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ihnen schon ein kleinerer Putsch in Nikolsk geglückt war. Dieser 
größere Putsch ist nın am 26. Mai endgültig geglückt, Re- 
vierung und Miliz haben sich den Truppen Semenows ergeben, 
und an die Spitze der Verwaltung ist unter der obersten Leitung 
von Semenow selbst ein Delegiertenrat getreten, der 56 
Organisationen vertritt und eine vorlälfige Regierung gebildet 
hat, die so schnell wie möglich eine verfassunggebende 
Nationalversammlung berufen soll, um das neue Staatswesen 
auf demokratischer Grundlage zu bilden. Es soll Semenow ’'ge- 
lungen sein, sämtliche Kosaken Sibiriens zum Kampf gegen die 
Bolschewisten zu vereinigen. In Port Arthur soll ein Kongreß 
besonders von Vertretern der Handels-, Industrie- und Finanz- 
kreise Sibiriens tagen, und außer Wladiwostok soll eine ganze 
Anzahl. anderer Plätze, namentlich Nikosk-Ussurisk, Rasdolnoje, 
Spassk und Spokroeka, in die Hände der Kaprpeltrippen gefallen 
Die bolschewistischen Blätter beschuldigen die Japaner, 


sein. 
sie hätten von Anfang an hinter diesen Putschen gestanden und 
hbezweckten, in ÖOstsibirien einen neuen Pufferstaat unter 


iapanischem Protektorat zu bilden. Das Organ der bolsche- 
wistenfeindlichen Russen in Paris will sogar eine unzweideutige 
Bestätigung von der dortigen japanischen Botschaft erhalten 
haben, daß Japan die Feinde der Bolschewisten 
unterstütze und bereits Verbindungen mit der neuen Regierung 
in Wladiwostok angeknüpft habe. R.K. 


Jap und die Kabelfrage. Die „Asahi“ schrieb“kürzlich, daß 
es den Anschein habe, als ob endlich zwischen den Vereinigten 


in Sibirien - 


Staateıı und Japan wezen der Mandatsfrage über die frühere 
deutsche Insel Jap und das deutsche Kabel cine Eifigemng zu- 
standekommen werde. Da England und Frankreich bezüglich 
der deutschen atlantischen Kabel Amerika nachgegeben hätten, 
wolle auch Japan in dieser Beziehung entgegenkommend sein. 
Die japanischen Botschafter in den Vereinigten Staaten und in 
Holland hätten bereits mit den Bevollmächtigten dieser beiden 
Regierungen Verhandlungen angeknüpft, denen zufolge das 
Kabel Jap—Menado an Holland, Jap--Schanghai an Japan und 
Jap—-Guam an Amerika fallen solle. Dagegen wird Amerika 
seine Einsprüche gegen die Mandatserteilung über Jap an die 
Japaner zurückziehen. 


‘ Ein japanischer Bauer und die deutschen Kinder. Anfang 
April erschien auf der deutschen Botschaft in Tokio ein japa- 
nischer Bauer, der eigens zu diesem Zweck vom Laude nach 
Tokio gekommen war. Er hatte m der Zeitung von der Not der 
deutschen Kinder gelesen und überbrachte nun den Betrag 
von 10 Yen mit der Bitte, ihn nach Deutschland zu überweisen. 
Der deutsche Botschafter Dr. Solf sprach ihn im Namen der 
deutschen Kinder seinen Dank aus. Darauf gab der Mann dem 
Botschafter noch einen weiteren Betrag von 70 Sen. Fr habe 
damit heute sein Mittagessen bezahlen wollen; wenn aber die 
deutschen Kinder derartig Not litten. könne er auch gut einen 
Tag ohne Mittagessen auskommen. Fr hofft, in seiner Heimat- 
provinz noch mehr Geld für die deutschen Kinder sammeln 
zu können. 


RTIN Wirtschaftliche Nachrichten |lllililiNNEM 


Der Schitibau In China. 


Dr. Erast Schultze, Privatdozent 
an der Universität Leipzig. 


Wer die Wirtschaftsgeschichte Chinas kennt, ‘kann nicht° 
daran zweifeln, daß es den Chinesen, richten sie erst einmal 
wieder ihre volle Aufmerksamkeit auf das Seewesen, gelingen 
wird, darin eine bedeutende Rolle zu spielen. Haben sie sich 
darin auch während der letzten Jahrhunderte von den 
Weißen überflügeln lassen, so sollte man doch nie vergessen, 
daß die Weltgeschichte mit so kleinen Massen wie ein paar 
Menschenaltern, nicht gemessen werden darf. Blicken wir 
weiter in die Geschichte zurück, so finden wir, daß Schif- 
fahrt und Schiffbau in China denen der weißen Völker über- 
legen waren. Eine schwache Erinnerung daran bewahrt so- 
rar unser Schulunterricht, der uns — freilich mit dem dünkel- 
haften Zusatz, daß die Chinesen diesen Gedanken nie zu 
Ende gedacht hätten — erzählt, die Erfindung des Kompasses 
gebühre diesem Volke, das die Eigenschaft der Magnetnadel, 
stets nach Norden bzw. Süden zu weisen, schon um das 
Jahr 1110 n. Chr. entdeckte und später für sein Seewesen 
nutzbar machte, so daß sich seine Schiffe mit diesem In- 
strument auf die hohe See hinauswagten. 

Auch andere bedeutsame Erfindungen be- 
fruchteten das Seewesen Chinas. Beispielsweise haben sie 
schon im Mittelalter die Erfindung der wasserdichten 
Schotten gemacht und praktisch benutzt. Um dieselbe Zeit 
besaßen sie die größten Schiffe, die damals überhaupt auf 
dem Mecre schwammen. Eins von ihnen hatte vier Stock- 
werke. 

So ist es erstaunlich, wenn Nicolo Conti die Größe der 
chinesischen Schiffe im 15. Jahrhundert auf 2000 t angıbt; 
denn die größten Schiffe der weißen Völker gingen noch 
im 17. Jahrhundert über 300 t nicht hinaus, und noch gegen 
Ende des 18. erregte ein Schiff mit 1000 t Bewunderung ob 
seiner Größe; nur für ganz weite Fahrten, die besonders 
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hohe Gewinne bringen mußten, kamen diese Schiffisgrößen 
damals vor, in England und Holland nur für die Ostindien- 
fahrer, in den Vereinigten Staaten ebenfalls nur für die 
ostasiatische Fahrt. — Daß die chinesischen Schiffe im Mittel- 
alter tatsächlich größer gewesen sein müssen als die euro- 
päischen, ergibt sich auch aus ihrer Bemastung; 1294 werden 
dort bereits Schifie mit 4 Masten auf 9 Segeln erwähnt,’ 
während bei den weißen Völkern mehr als 3 Masten erst 
im 19. Jahrhundert, und zwar hauptsächlich erst seit dessen 
letztem Drittel, häufig werden. 


Offenbar lag der Gipfelpunkt des chine- 
sischen Seewesens im 13.,, 14 oder 15. Jahrhundert. 
Vielleicht wirkten auch auf diesem Gebiete die Mongolen- 
Kaiser, denen die Chinesen und viele andere asiatische Völker 
so viel verdankten, -anregend, nachdem bereits einmal, im 
7. Jahrhundert nach Chr., die chinesische Schiffahrt hohe 
Blüte erlangt hatte, Liefen doch damals chinesische Kauf- 
fahrer bis nach Mesopotamien. Dann freilich wurden sie 
von der arabischen Handelsflotte, die ihre Fahrten bis nach 
China ausdehnte, in den Schatten gestellt — bis der erse Mon- 
golen-Kaiser Kublai-Khan dem Seewesen Chinas neue Kraft 
einhauchte. Einige Menschenalter danach trat ein Rück- 
gang ein, der sich um so stärker fühlbar machte, je mehr 
die Chinesen hinter dem Vordrängen der weißen 
Völker in technischer Beziehung zurückblieben. Das blieb 
so bis gegen Anfang dieses Jahrhunderts. Seither hat sich 
zweifellos ein neuer Aufschwung angebahnt. 


Schon die von den weißen Völkern erzwungene Qeff- 
nung derchinesischenHäfen für den auswärtigen 
Handel hat dem dortigen Sceewesen einen kräftigen Auf- 
schwung gegeben. Man vergißt zu häufig, daß die Kehr- 
seite dieser wenn auch erzwungenen Erlaubnis das Be 


1) Macpherson, Annals of Commerce, London 1805, Band 1, 
S. 456. | 


kanntwerden der Chinesen mit den technischen Errungen- 
schaften der Eindringlinge war. 

Eine andere bedeutsame Anregung, die China durch die 
Aufzwingung det europäischen Schiffahrt erhielt, war die 
Erneuerung des Leuchtfeuer-wesens. Von 


altersher unterhielten die chinesischen Schiffahrtsgilden See- 


zeichen. Nachdem die Oeffnung einer Reihe von Häfen für 
die fremde Schiffahrt erzwungen war, ergänzte die kaiser- 
lich-chinesische Seezollverwaltung die alten Zeichen nach 
europäischen Mustern und organisierte einen umfassenden 
Küstendienst, Leuchtschiffe, Leuchttärme, Leuchtbojen wur- 
den angesetzt, wo sie fehlten. Alljährlich erscheint ein amt- 
licher Bericht, der bedeutende Fortschritte mitteilt: in mehr 
als 23 Bezirken unterhält China heute zusammen über 500 
Stationen. 

Es läßt sich wirklich nicht von einer Unfähigkeit der 
Chinesen zur Schiffahrt sprechen, 
geschieht.? 

Mittlerweile betrachteten die Weißen die Chinesen mehr? 
als Objekt denn als Subjekt. Ihre Billigkeit und Brauchbar- 
keit als Heizer und Kohlenzieher hat sich auf den Dampfern 
der ostasiatischen Linien so schlagend herausgestellt, daß in 
den wichtigsten. Schiffahrtsländern Verordnungen und 
Gesetze zur Einschränkung der Verwen- 
dung gelber Arbeitskräfte an Bord ergingen. 
Fürchtete man doch. vor allem in England, den britischen 
Kolonien und den Vereinigten Staaten, die schrankenlose 
Verwendung von Chinesen an Bord könne leicht dazu führen, 
eine nicht unerhebliche chinesische Einwanderung anzuregen, 
die dann nicht wieder loszuwerden sei. Uebertriebene 
Furcht vor den Lastern, die die gelbe Rasse mitbringe (im 
Grunde sind diese Lastern kaum erheblicher, nur eben zum 
Teil anders geartet als die der weißen Völker), gab diesen 
Befürchtungen in der Oeffentlichkeit so großen Nachdruck, 
daß in der Tat unter dem Druck einier beinahe einheitlichen 
Stimmung in vielen Ländern Ausschließungsgesetze gegen 
die chinesische Einwanderung beschlossen wurden. 

Wie wenig man die chinesischen Heizer heute entbehren 
kann, mag ein Hinweis auf die englische Handels- 
schiffahrt zeigen. Versuchsweise wurden 1917 die in- 
dischen und chinesischen Heizer in der Suez-Fahrt durch 
‘englische Besatzungen ersetzt, weil man Sabotage an 
Schiffen. und Ladungen befürchtete. Nach einer von der Re- 
gierung im Unterhause gegebenen Auskunft hat sich dieser 
Wechsel jedoch nicht bewährt: beispielsweise mußte auf 
dem Dampfer „Ormonde‘“ die gesamte 52 Mann starke eng- 
lische Heizerbesatzung wegen Gehorsamsverweigerung fest- 
genommen und ein Teil der Meuterer wegen Körperver- 
letzung, Ladungsberaubung und Waffenschmuggel abge- 
urteilt werden. Der Fall bedrohte die öffentliche Ruhe und 
Sicherheit in Bombay, und es mußte eine volle indische 
Heizerbesatzung eingeschifft werden.: ’ 

Jedenfalls kann kein Zweifel bestehen, daß die Chinesen 
im Stande sind, dn Wettbewerb mit der Schiff- 


fahrtder weißen Nationen aufzunehmen: Nur.ein 


Blinder kann übersehen, daß sie dies bereits seit Beginn des 
20. Jahrhunderts getan haben. So ging die Beschäftigung 
deutscher Schiffe in den chinesischen Vertragshäfen bedeu- 
tend zurück: 1903 führten sie noch 6424 Fahrten mit 
7310427 Registertonnen aus, 1908 nur noch 5496 Fahrten 
mit 6585 671 -Registertonnen. Gleichzeitig wurden chine- 

2) Waldemar Koch: 
Julius Springer, 1910.) 

3) „Wirtschaftsdienst' 


Die Industrialisierung Chinas. (Berlin, 


‘, Nr. 17 vom 26. 4. 1918. 


wie dies zuweilen‘ 
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sische Schiffe europäischer Bauart in steigendem Maße be- 
schäftigt: 1903 führten sie von den Vertragshäfen 22 697 
Fahrten mit 9500000 Registertonnen aus, 1908 dagegen 
33539 Fahrten mit 11 998 588 Registertonnen. Nur einem 
Wettbewerber waren die Chinesen nicht gewachsen: den Ja- 
panern, deren Schiffahrt einstweilen noch größere Fortschritte 
machte, weil sie bedeutenden Vorsprung vor der chinesischen 
besaß. 

Ueberaus kennzeichnen für die Fortschritte des chine:; 
sischen Seewesens sind die Ziffern für die Steigerung der 
Zahl der Segel- und Dampfschiffe des Landes im ersten Jahr- 
zehnt des 20. Jahrhunderts. Die chinesische Handelsflotte _ 
zählte an Tonnengehalt: 


— 


1900 105 1910 » 
Segelschiffe 20 541 19 561 14 314 
Dampfschifie . 18215 - 45 617 88 888 
Zusammen 38756 65 178 103 202 


An Dampfschiffen von 100 und mehr BEUNOTSZISTET: 
tonnen zählte China: 


‚Anzahl der  Brutto- 
| Dampfer Registertonnen 
Juni 1914 73 93 095 
“ Juni 1916 80 97841 


Ist also die Steigerung während der beiden ersten Kriegs- 
jahre nicht bedeutend, so läßt sich andererseits nicht bezwei- 


tfeln, daß der chinesische Schiffbau in China während 


dieser Zeit erheblichen Aufschwung nahm. Vorher beschränk- 
ten sich die dortigen Werften auf die Deckung des eigenen 
Landesbedarfs. — Infolge der wachsenden Schifisraumnot 
der kriegführenden und neutralen Länder jedoch flossen den 
chinesischen Werften nunmehr. zahlreiche Aufträge zu, daß 
ihre Entwicklung damit angespornt wurde. 
Beispielsweise erhielt die „Hongkong & \Whampoa 
Dock Co.“ schon 1916 den Auftrag, zwei Dampfer für nor- 
wegische Rechnung zu bauen, zwei weitere Dampier für 
Siam und zwei chinesische Frachtdampfer.* Die hohen Schiff- 
baulöhne in Europa zusammen mit den in die Höhe getrie- 
benen Rohstoffpreisen machten es der Gesellschaft möglich, 
den Wettbewerb mit den technisch vollkommener einge- 
richteten Werften Europas und Japans aufzunehmen, zumal 
diese alle bis. über die Belastungsgrenze mit Aufträgen 
versehen waren. 

Schon im April 1916 Kkeß sich der damalige Präsi- 
dent Juanschikai in einem Aufsatz, den er in der eng- 
lischen Zeitschrift „Cassels Magazine“ veröffentlichte, folgen- 
dermaßen aus:°® 

„Ich habe in den letzten Monaten vielfache Konferenzen 
mit chinesischen Kapitalisten über die Gründung einer chine- 
sischen Handelsflotte gehabt, und ich kann sagen, dass eine 
Reihe von Plänen in Bildung begriffen sind. Jetzt, da wir end- 
lich die gewaltige Ausdehnung unserer natürlichen Hilfsquellen 
einzuschen beginnen und die grosse Notwendigkeit inrer xe- 


eigneten . Entwicklung, denken wir naturgemäss 
daran ein Handels- und Industrievolk zu 
werden. Wir sind in bezug auf die Erschliessung natürlicher 


Hilisquellen die jüngste Nation. Um unsere Bergwerke zu be- 
arbeiten und unsere Eisenbahnen zu bauen, brauchen wir Ma- 
schinen, und um die Maschinen zu bekommen, ohne ganz auf die 
Gnade der ausländischen Dampferlinien angewiesen zu sein, 
müssen wir an die Möglichkeiten denken, die 
unser aufdem Ozean warten. Ich darf sagen, dass 
die Gründung einer oder mehrerer erstklassiger Schitfahrtslinien 
zwischen China und den Vereinigten Staaten gerade jetzt di« 


*). Wirtschaftsdienst“ vom 5. Dezember 1916. 


>) Aneführt nach der „Review of Reviews“ 
April 1916 


(London), 
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Gedanken einiger unserer fähigsten Männer beschäftigt. Wir 
haben Kapitalisten, die leicht imstande sind, 
solche Pläne zu-finanzieren, und ich hoffe zuver- 
sichtlich, dass in einem Jahr — wenn wir sie kaufen -—- oder in 
drei Jahren, wenn wir sie selbst bauen müssen, grosse Schiffe 
die chinesische Handelsflagge in den Häfen von Neuyork und 
San Francisco wehen lassen.“ 

Als größte chinesische Werft gilt die „Shanghai Dock and 
Engineering Co.“, an der außer chinestschem Kapital auch 
englisches und amerikanisches beteiligt ist. Insgesamt -be- 
lief es sich 1916 auf 22 Millionen Goldmark — eine Summe, 
deren Höhe sich durch die bedeutenden Anlagekosten er- 
klärt, da die Werft alle ihre Maschinen und Ausrüstungs- 
gegenstände aus dem Auslande beziehen mußte. Uebrigens 
lieferte die „Shanghai Dock and Engineering Co“ schon vor 
dem Kriege mehrfach Kohlendampfer an die Vereinigten 
Staaten für den Philippinen-Dienst. Ihr größter Bau war 
ein amerikanischer Kohlendampfer von 110 m Länge und 
15 m Breite mit 6000 t Ladefähigkeit, der auch seine Ma- 
schinen von der Werft erhielt; er wurde Ende 1914 in Dienst 
gestellt. Das größte Dock der Werft hatte eine Länge von 
137 m, eine Breite von 22 m. . - 


Als rein chinesisches Unternehmen seien die „Yangtse 


Engineering Works“ in der Nähe von Hankau genannt. 
Diese Werft kann Schiffe-bis zu 70 m Länge bauen. Sie 
wurde hauptsächlich durch die chinesische Regierung mit 
Aufträgen gespeist. Beispielsweise lieferte sie 1915 mehrere 
Kanonenboote von etwa 32 m Länge ab. 


In Hongkong bestehen zwei Werften, die im Stande 


sind, mittelgroße Handelsschiffe zu bauen. Beide arbeiten 
"hauptsächlich mit englischem Kapital. 

Außerdem bestehen in anderen Häfen kleinere, aber mo- 
dern ausgestattete Werften, die Flußfahrzeuge und Motor- 
boot herstellen; von der Bedeutung der letzteren wird noch 
zu sprechen sein. | 

Können die chinesischen Werften auch unter gewöhn- 
lichen Verhältnissen mit denen Europas für den Bau größerer 
Schiffe ni&ht in Wettbewerb treten, so kommt ihnen doch 
zustatten, daß sie mit ungemeinbilligen Arbeits- 
kräften rechnen. Andererseits müssen sie de Rohstoffe 
weitteurer bezahlen, so daß an einen erfolgreichen 
Wettbewerb 'im Frieden nicht zu denken war, selbst wenn 
man die geringere Uebung der Werftarbeiter ‘außer acht 
ließ. Immerhin vermochte die chinesische Werftindustrie 
den Wettkampf mit der japanischen erfolgreich 
aufzunehmen: im Bau mittelgroßer Frachtschiffe tat sie ihr 
manchen Abbruch. Denn in Japan, stellten sich die Rohstoff- 
preise kaum wesentlich niedriger als in China, während die 
l.öhne bereits höher waren." R 

Der Krieg schuf mithin für die chinesischen Werften 
eine außerordentlich günstige Lage. Auf die Preishöhe kam 
es den auswärtigen Bestellern kaum noch an. Vor allem 
sollten sie Schiffe liefern -— je mehr, desto besser. Bis dahin 
hatten die chinesischen Werften niemals Schiffe von mehr 
als 4000 t gebaut. Jetzt flossen ihnen Bestellungen auch 
auf größere Fahrzeuge zu.’ So lief im Auftrage der eng- 
lischen Schiffahrtsfirma „Alfred Holt & Co“ ım Frühjahr 
1917 auf den Taikoo-Docks der Dampfer „Autolycus“ vom 
Stapel, der 6000 Bruttoregistertonnen und eine Schwergut- 
ladefähigrkeit von 8200 t besitzt. Seine Geschwindigkeit soll 
13 Knoten betragen. Auch der Kiel eines Schwesterschifies 
wurde bereits gelegt. Zur selben Zeit mit dem „Autolycus“ 


“) Deutsche Nautische Zeitschrift „Hansa’”, Jahrsang 1916, 
S, 42. . 
°) „Statist’ vom 12. Mai 1917. 


ließ man den Dampfer „Kwai Sang“ für die Indochinesische 
Dampfschiffahrtsgesellschaft auf dem Hongkong und Wham- 
poa-Docks zu Wasser, der 3500 t faßte und das erste Schifi 
unter 6 ähnlichen sein sollte, die man bis zum September 
1917 vom Stapel zu lassen hoffte. Die Werft war mit Auf- 


trägen so überhäuft, daß sie. ihre Anlagen erweiterte, um 


nach deren Fertigstellung “sehr viel 
zu können.® 

Neben englischen Reedetn waren es hauptsächlich nor- 
wegische, die d . chinesischen Werften mit Aufträgen 
speisten. Die bedeutenden Gewinne, die der norwegischen 
Handelsflotte während des Krieges zufielen, erzeugten einen 
wahren Hunger nach Schiffen. So gaben norwegische 
Reeder schon 1916 außer drei Dampfern, Yie eine Firma 
in Haugesund bei den „Hongkong and Whampoa Dock Co.“ 
bestellte, mehrere weitere Schiffe einer Werft in Schanghai in 


größere Schiffe bauen 


- Auftrag‘; darunter befanden sich zwei Dampfer von je 3000 t, 


—— ea a Rense 


die die Reederei „Bruusgaard & Kjösterud‘“ in Drammen zu 
erhalten wünschte, und 1 Dampfer von 2050 t, den die 
Reederei Madsen in Haugesund bestellte, er lief unter .dem 
Namen „Valuta“ vom Stapel.® Ä 

Anfang 19,18 hatten die Preise für Neubauten, aber 
auch die Heuerpreise, für China eine märchenhafte Höhe er- 
reicht. Beispielsweise wurde ein amerikanischer Dampifer von 
3302 Tonnen mit einem Laderaum von 2940 Tonnen für 
die Summe von 112000 -Dollar im Monat oder 38 Dollar 
für die Ladetonne geheuert. Ein chinesischer Dampfer von 
1500 Tonnen und einer Ladefähigkeit von 1650 Tonnen 
wurde für 52000 Dollar im Monat oder 32 Dollar die Lade- 
tonne geheuert. Beide Fahrzeuge waren nicht modern, und 
noch ein Jahr vorher hätte man sie für ungefähr denselben 
Preis käuflich erwerben können, den man nun für einen 
Monat Heuer zahlte.'° | | 

Um die Mitte des Jahres 1919 waren in Schanghai 
11 Schiffe von zusammen 63 000 tons Eigengewicht im Bau, 
was für die dortigen Werften eine ausreichende Beschäfti- 
gung für eine Reihe von Monaten bedeutet. Allerdings 
liefen weitere Aufträge, wie sie rioch ein Jahr vorher von 
der Regierung der Philippinen erteilt worden waren, nicht 
mehr ein. Immerhin lieb die Lage des chinesischen Schif- 


baus trotz der Beendigung des Krieges und trotz der Steige 


rung der Valuta (aufsteigende Silberpreise) nicht ungün- 
stig. Beispielsweise beabsichtigten die „Kiangnan Dock and 
Engineering Works“ in nächster Nähe von ihren schon vor- 
handenen Anlagen ein neues Trockendock mit einem Kosten- 
aufwand von 500 000 bis 600 000 Dollar zu errichten.’ 

Uebrigens haben die Amerikaner die beste Absicht, 
sich im chinesischen Seewesen kräftig einzunisten. Nach 
eines Meldung von „Millard’s Review“ hat eine amerika- 
nische Gruppe unter Führung der „Pacific Mail Steamship. 
Company“ eine Gesellschaft gegründet, um unter der Firma 
„West China Navigation Company“ eine Schiffahrtslinie auf 
dem oberen Yangtse zu eröffnen. _Es soll zunächst ein 
Dampfer eingestellt werden, der den Personen- und Fracht- 
verkehr zwischen Kschang (Provinz Ilupeh) und Tschung- 
king (Provinz Szetuen) aufnehmen wird.’ 

Fs wäre keineswegs ausgeschlossen, daß die amerika- 
nische Werftindustrie und ebenso die amerikanischen Reed 
reien, sobald sich herausstellen sollte, daß sie auf Grund der 


*) „Fairplav” vom 28. Juni 1917. 

") Hansa”, 1910, S. 462. 

1°) Der.nene Orient, Bd. 3, Nr. &. 30. Juli 1918, 

N) Industrie- und Handelszeitung vom 18. Ausust 1920. 
I2) Industrie- und Handelszeitung vom 12. Oktober 192». 
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Lohnhöhe in Amerika selbst auf dem Weltmarkt nicht mehr | einzuzäunen, da man gefunden hat, daß Schafe, die an ein 


wettbewerbsfähig bleiben, dazu übergehen, mit den riesigen 
Kapitalsummen, die ihnen der Krieg in den Schoß geworfen 
hat, die billige chinesische Arbeitskraft zu mobilisieren. 
Schiffbau und Schiffahrt der Welt würden dadurch, wenn 
auch nicht mit einem Schlage, vor ganz neue Verhältnisse 
gestellt werden. | 


Schafzucht in Australien. 
Der durch das Ueberangebot an australischer Wolle 
hervorgerufene Preissturz in diesem Artikel lenkt die Auf- 
ınerksamkeit auf Australien, das Hauptschafzuchtland unseres 
Erdballs. Nach den letzterhältlichen amtlichen Aufstellungen 
waren etwa 88 Millionen Schafe in Australien vorhanden, 
‘ das sind mehr als doppelt soviel, wie die Vereinigten Staaten 
von Amerika und Argentinien, die dann wichtigsten Schaf- 


N 


Zuchtländer, zusammen besitzen. Diese an sich hohe Zahl. 


ist in früheren Jahren noch weit überschritten worden, zählte 
man doch zum Beispiel um 1890 mehr als 106 Millionen 
Schafe. Die Abnahme ist auf große Sterben unter den Herden, 
hauptsächlich ‘hervorgerufen durch mehrere aufeinander- 
folgende regenlose Sommer, zurückzuführen, doch haben die 
Züchter begründete Hoffnung nach den regenreichen 
Sommern der letzten Jahre und Modernisierung der Betriebe 
bald wieder den alten Stand zu erreichen. 

Nach „World Salesman, Yokohama“, dem die hier mit- 
geteilten Zahlen entnommen sind, belief sich die durch- 
schnittliche jährliche Gütererzeugung Australiens auf fast 
5,9 Milliarden Goldmark (£ 293 000 000,—);, etwa ein Drittel 
dieser Summe, nämlich 1,9 Milliarden entfällt auf Viehzucht, 
wovon wiederum 1,5 Milliarden Mark aus Schafwolle, Häuten 
und Fleisch stammen. 

Obwohl, wie eingangs: gesagt, die Anzahl der Schafe 
sich seit einer Reihe von Jahren vermindert hat, ist die Woll- 
produktion selbst ständig gestiegen; sie betrug im Jahre 1900 
bei höherer Schafzahl 544000 Ballen (1 Ballen etwa 300 
Pfund engl.) und im Jahre 1920 über 2 Millionen Ballen. Die 
Gründe für diese Erscheinung sind darin zu suchen, daß 
seit einigen Jahren die Züchter durch Anwendung moderner 
Methoden besonders auf dem Gebiet der Reinzucht, weit 
bessere Resultate erzielen. Schon 1793 war das bekannte, 
wollreiche Merinoschaf aus seiner spanischen Heimat nach 
Australien eingeführt worden, doch ließen die Farmer bis 
vor wenigen Jahren die Dinge laufen, wie sie wollten. Heute 
dagegen haben das Merinoschaft und eine sehr ertragreiche 
Kreuzung daraus fast überall die alten weniger guten Rassen 
restlos verdrängt. Dabei stellt das Merinoschaf keine 
höheren Ansprüche bezüglich Unterbringung und Er- 
nährung, als die alten Rassem und so igt es ohne weiteres 
erklärlich, daß die Gesamtanzahl leicht wieder auf die alte 
Höhe gebracht werden kann, abgesehen von der weiteren 
Erschließung des Landes, die neue Weideflächen schafft; 
folgerichtig muß daraus aber auch ein weiteres Sinken der 
Weltmarktpreise für Schafwolle hervorgerufen werden. 

Das Klima Australiens und Neuseelands ist wie kein 
anderes auf der Welt der Schafzucht günstig, nur die 
periodisch auftretenden großen Dürren geraten den Schafen 
zum Verderben. Die Herden leben jahraus, jahrein im 
Freien und suchen sich Futter und Wasser selbst. Nur ge- 
legentlich der Schafschur oder im Falle eines Verkaufs werden 
die Tiere zusammengetrieben, sonst läßt man sie laufen, 
wohin sie mögen. Allerdings geht seit den letzten 10 Jahren 
das Bestreben dahin, die früher unbegrenzt großen Weide- 
flächen in Lose von etwa 2000 Hektar aufzuteilen und diese 


” 
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bestimmtes Gebiet gebunden sind, einen höheren und feinieren 
Wollertrag geben. Man rechnet im allgemeinen bei einem 
guten Merino.auf einen Jahresertfag von 8 Pfund engl., doch 
wird dieser Ertrag unter günstigen Verhältnissen teilweise 
west ‚überschritten. Nach der Statistik gibt es zurzeit fast 
700 Farmen von über 40000 Hektar Weidefläche und die 
größten haben sogar zwischen 400 000 und 500000 Hektar 
Fläche. Das Land gehört zum großen Teil der Regierung 
und ist für eine sehr geringe jährliche Pachtsumme auf einen 
längeren Zeitraum an die Farmer vergeben; daneben gibt es 
in einigen Staaten roch große Weideflächen, die seitens der 
Regierung des betreffenden Staates pachtfrei abgegeben 
werden. Die Größe der einzelnen Farmen und der darauf 
weidenden Herden richtet sich in der Hauptsache nach den - 
jeweiligen Wasserverhältgissen. In besonders günstigen 
Regenjahren, wie das letztjährige, rechnen die bestgelegenen 
Farmen mit einer Ernährungsmöglichkeit von 7 bis 8 Schafen 
auf ein Hektar, doch werden durchschnittlich.5 Tiere auf ein 
Hektar angenommen, falls die Verhältnisse normale sind. 
Freilich liegen die Verhältnisse nicht überall so günstig und 
es gibt große Gebiete, wo man auf 1 Schaf 1 Hektar Weide- 
fläche rechnen muß. Dementsprechend schwankt die Größe 
der Herden beträchtlich. Es gibt einige wenige Herden: von - 
mehr als 500 000 Stück, 18 Herden zählen mehr als 100 000 
Tiere, 90 Farmen besitzen jede zwischen 50 000 und 100 000 
Stück und 460 Herden sind zwischen 20000 und 50.000 
Schafe stark. 

Die Gesamtanzahl von 88 Millionen Schafen verteilt sich 
auf die einzelnen australischen Staaten wie folgt: 


Fi 


Neu-Süd-Wales . 39000000 West-Australien . . 7000 000 
Queensland. . 17000000 Süd-Australien . . 7000000 
Victoria . 15 800000 Tasmania . . 2.000 000 


Der Rest von 200000 Stück entfällt auf das noch halbwilde 
Nord-Australien. . 
Wie bereits erwähnt, entstehen als Pacht für das Weide- 
land selbst, welches die Regierungen der Einzelstaaten teils 
zu einem sehr geringen Pachtsatz, teils umsonst abgibt, nur 
geringe Unkosten, doch sind die übrigen Ausgaben so hoch, 
daß es immerhin größerer Kapitalien bedarf, um mit Erfolg 
Schafzucht treiben zu können. Die Regierungen geber zur- 
zeit Flächen von etwa 4000 bis 5000 Hektar an die einzelnen 
Interessenten ab, auf welchem Gebiet der Pächter die Er-: 
bauung der nötigsten Unterkunftsräume für sich und sein 
Personal, der Brunnen und Wasserstellen, der Umzäunung 
usw. vornehmen muß. Dazu kommt der Ankauf der Herde 
und Gerätschaften und die Bereitstellung eines ‚kleinen Re- 
servekapitals für den Fall einer Dürre, die zuweilen periodisch 
mehrere Jahre hintereinander auftritt. Für eine Farm in der 
oben angegebenen Größe rechnet man somit mit. einem 
Kapital von mindestens 800000 Goldmark. Gewöhnlich 
geben die Banken gegen gewisse Sicherheiten bis zur Hälfte 
dieser Summe als Darlehn. Neuerdings bewilligt die Bundes- 
regierung den aus dem Krieg zurückgekehrten australischen 
Soldaten Darlehn bis zu mehr als 50 Prozent der Anlage- 
kosten einer Farm gegen Rückzahlung zu sehr günstigen Be- 
dingungen. Auch sind Pläne ausgearbeitet worden, um ein 
ausgedehntes Bewässerungssystem zu schaffen, doch dürfte 
dieses Projekt bei der ungeheuren Ausdehnung des Landes 
und dem Mangel an wasserreichen, großen Flüssen scheitern. 
- Der Krieg hat das Exportgeschäft Australiens für Wolle 
und landwirtschaftliche Produkte in andere Bahnen gedrängt 
und ist ein starker Anstoß geworden, diesen Handel auf 
gänzlich veränderter Grundlage neu aufzubauen. Um die 
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Bevölkerung Australiens, die ja in ihren ganzen Lebens- 
bedingungen auf den Güterexport angewiesen ist, bei guter 
Laune zu erhalten und für die tatkräftige Unterstützung der 
Kriegsführung Englands zu gewinnen, verpflichtete sich die 
englische Regierung im Jahre 1915/16, während der Dauer 
des Krieges die Gesamtproduktion des Landes an Wolle, 
Häuten, Fleisch und Getreide regierungsseitig zu festen. Kon- 
traktpreisen, die den Erzeugern einen guten Verdienst 
sicherten, zu übernehmen. Die Qualität der Wolle wurde 
durch ein Komitee von’ Sachverständigen in der Art festge- 
stellt, daß dem Farmer ein Durchschnittspreis von 15% Pence 
pıo Pfund garantiert wurde, Gewinne über diesen Preis 
hinaus sollten beim späteren Weiterverkauf durch die Re- 
gierung zur Hälfte anteilig an die Farmer fallen. Das Ab- 
kommen bezüglich der Wolle blieb bis zum 30. Juni 1920 
in Kraft und die Regierung zahlte während der 4 Saisons ins- 
gesamt £ 165 176 485,— Sterling an die Farmer auf Kontrakt- 
preis und weitere £ 6 000 000,— im Oktober letzten Jahres als 
Profitanteil, während etwa noch £ 10000000,— nach 
Räumung der noch über 2 Millionen Ballen umfassenden Re- 
gierungslager zur Verteilung kommen dürfiten. 

Die für den Fall eines neuen Krieges erwiesene Unter- 
bindung des Exportgeschäftess und die daraus folgende 
' Lahmlegung fast der ganzen Landwirtschaft und Viehzucht 
und im weiteren Verlauf der interessierten : Industriezweige 
hat den leitenden Männern im Lande klar zum Bewußtsein 
gebracht, daß es unbedingt nötig ist, Australien für den Fall 
kriegerischer Verwickelungen oder anderer Ursachen voll- 
kommen unabhängig vom Ausland zu machen. Als erste 
Maßnahme in dieser Hinsicht wurde im März 1920 ein 
Schutzzoll gegen die Einfuhr fremder Waren angenommen. 
Weitere Pläne der Bundesregierung zielen dahin, große 
Fabrikanlagen zur Verarbeitung der Rohprodukte im Lande 
selbst zu errichten und die Fertiggüter an Stelle dieses Roh- 
produktes auszuführen; die Farmer sollen sich finanziell be- 
teiligen und die Anlagen sollen ausgebaut werden, daß vor- 
läufig innerhalb von 15 Jahren etwa ein Drittel und all- 
mählich dann. die gesamte Wollproduktion im Lande selbst 
verarbeitet werden könnte. Um welche Mengen es sich 
handelt, zeigen die nachstehenden, dem. New Salesman“ ent- 
nommenen Ausfuhrzahlen: 


1911 648 081 137 engl. Pfd. 1916.17 _ 391 039 800 engl. Pid. 
1912 618 118 774 „ 1917/18 306 680 000 RR 
1913 592 325 242 e 1918/19 564 347 100 ® 
1914 15 504 807 185 e 1919 20 475 861 240 a 


1915 16 486 157 100 m ‘ 

Nach Ablauf des Regierungskontraktes machte die Bund®s- 
repierung den Züchtern gegenüber ‘mehrfach Vorschläge, 
welche den Zusammenschluß aller Interessenten zum Ziele 
hatten, um dadurch ein Fallen der Preise zu verhindern, doch 
wurden alle dahingehenden Versuche seitens der Farmer ab- 
gelehnt. Infolgedessen fanden Anfang Oktober 1920 erst- 
malig wieder seit 1916 auf allen großen Wollmärkten 
Australiens öffentliche Versteigerungen statt. Anfänglich er- 
zielte beste Merinowolle Preise, die weit über dem Vorkriegs- 
preis lagen, geringere Merinos kamen bis zu den Vorkricgs- 
preisen heran, während geringere Wolle anderer Rassen, von 
denen gerade die englische Regierung große Lagerbestände 
besitzt, überhaupt unverkäuflich blieb. Gegen Ende November 
waren die Preise allgemein so heruntergegangen, daß aller- 
beste Merinos kaum noch Vorkriegspreise brachten. 

Die großen im l.ande lagernden Vorräte der Regierung, 
welche noch durch die letztjährige außerordentlich gute 
Schafschur stark vermehrt worden sind und die Unlust der 
auswärtigen Käufer zum Ankauf großer Posten und Zahlung 


-. 


‘ Farbenindustrie nicht wieder aufleben zu lassen. 


guter Preise bilden einen weiteren Ansporn, um die Pläne 
der Regierung zur industriellen Verarbeitung des Roh- 
materials, wie oben beschrieben, zu fördern. Zurzeit be- 
sehäftigen sich nur etwa 30 größere Fabrikbetriebe mit der 
Verarbeitung der Wolle, die jedoch noch nicht einmal im- 
stande sind, den eigenen Bedarf Australiens an fertigen Woll- 
waren aller Art zu decken und so dürfte Australien immerhin 
auf absehbare Zeit für den Absatz seines Rohproduktes an 
Wolk auf den Weg der Ausfuhr angewiesen sein. 
C.Schwengenbecher. 


Die Japanische Farbenindustrie. 


Die während der Kriegsjahre in Ostasien lebenden Deut- 
schen, besonders die zahlreichen Kriegsgefangenen in Japan, 
sind Zeugen gewesen der Anstrengungen, die Japan machte, 
um die ‚glücklich vernichtete Monopolstellung der deutschen 
Im Laufe 
des Krieges entstanden in Japan eine ganze Reihe neuer 
Fabrikanlagen, dıe zahlreiche in Europa und Amerika, beson- 
ders in Deutschland und der Schweiz, ausgebildete japanische 
Chemiker und Farbentechniker beschäftigten; im Ausland auf- 
gekaufte oder von Deutschland gestohlene Patente wurden 
ausprobiert und ausgebeutet. Eine Anzahl fremder Sachver- 
ständiger, vorzugsweise aus der Schweiz und von Amerika 
wurden berufen, um da, wo man glaubte noch nicht genügend 
stark gerüstet zu sein, um der späteren etwaigen Konkurrenz 
erfolgreich begegnen zu können, auszuhelfen. Die Regierung 
selbst zeigte jedes Entgegenkommen und unterstützte kapital- 
schwache Firmen durch finanzielle Beihilfen, gestattete auch, 
daß die Fabrikleitungen sich aus der großen Anzahl der in 
Japan kriegsgefangenen früheren Angestellten der in Ost- 
asien tätigen deutschen Farbenfabriken die geeignetsten Kräfte 
heraussuchten. Allerdings machten nur recht wenige Kriegs- 
gefangene trotz lockender Versprechungen von solchen An- 
geboten Gebrauch und es darf als ziemlich sicher angenom- 
men werden, daß die wenigen Sachverständigen, die aus 
japanischen Kriegsgefangenenlagern heraus während des 
Krieges in japanischen Farbeniabriken tätig waren, die Inter- 
essen ihres Heimatlandes zu schützen wußten. Die Regierung 
glaubte ein übriges zu tun, indem Sie bald nach Abschluß des 
Waffenstillstandes dic heimische Farbenindustrie durch außer- 
ordentlich hohe Einfuhrzölle schützte. | 

So ausgerüstet hielt man sich stark genug, um den kom- 
menden Wettbewerb erfolgreich abwchren zu können. Zwar 
hatten die Klagen der Abnehmer von Farben, nachdem die in 
Ostasien lagernden Vorräte deutscher Erzeugnisse restlos 
aufgebraucht worden waren, über die Minderwertigkeit der 
fremden und einheimischen Produkte nicht verstummen wollen 
und das Wiederauffauchen deutscher Farben auf dem Markt 
einige Zeit nach Abschluß des Waffenstillstandes löste in den 
interessierten Kreisen große Befriedigung aus, nachdem sich 
herausgestellt hatte, daß das deutsche Produkt nichts an Güte 
eingebüßt hatte. Die uns feindlich gesinnte Presse Ostasiens 
mußte immer wieder während des letzten Jahres betonen, 
daß deutsche Farben ihre alte Monopolstellung in China ünd 
auch in Japan wieder einzunchmen drohten. 

So ist es zu verstehen, daß in Verbindung mit der im 
Anfang letzten Jahres einsetzenden Wirtschaftskrise, die ja, 
wie schon oft in diesem Blatt betont, sich in Japan sehr stark 
fühlbar machte, dıe dortige Farbenindustrie mit außerordent- 
lichen Schwierigkeiten zu kämpfen hat und Mittel und \Wege 
sucht, um für erhoffte bessere Zeiten durchhalten zu können. 

Schon bald nach Beendirung des Krieges sahen sich eine 
eroße Reihe von Gesellschaften genötigt, dıe Fabrikation teils 


ganz einzustellen, teils stark einzuschränken. Einer zeitweili- 
gen Belebung des Geschäfts anläßlich der Handelshochkon- 
junktur in der ersten Hälfte des Jahres 1920 folgte ein um so 
stärkerer Rückschlag, so daß von den insgesamt 72 Betrieben 
gegen Ende des Sommers 46 gänzlich geschlossen werden 
mußten, die übrigen mehr oder weniger Einschränkungen 
vornahmen. Tatsächlich war die Lage zu Beginn dieses 
Jahres so weit gediehen, daß in vielen Bezirken nur noch die 
kapitalkräftigsten Betriebe unter großen Schwierigkeiten ar- 
beiten konnten,. der Absatz, besonders nach dem Ausland 
stockte und nach Japan selbst deutsche Farben in steigendem 
Maße Eingang fanden; gleichzeitig hatten die Werke große, 
zu hohen Preisen während der Kriegszeit angekaufte Vorräte 
an Rohmaterialien auf Lager. 

Nachdem der regierungsseitig erhobene Wertzoll von 
35% auf eingeführte Farben, der, nebenbei bemerkt, im Lande 
selbst viele Gegner findet, nicht die gewünschten Wirkungen 
gehabt, im Gegenteil eher das Mißtrauen gegen japanische 
Farben im Auslande verstärkt hat, ist man auf die Idee ver- 
fallen, kleine kapitalschwache Betriebe aufzulösen, die übrigen 
gutfundierten Werke fest zu einer großen Interessengemein- 
schaft zusammenzuschließen und sie in gewissem Sinne mit 
einander zu 'verschmelzen, nachdem die’ jetzige Bevormun- 
dung gewisser Fabriken durch die Regierung aufgehoben 
worden ist. Es darf als ziemlich sicher angenommen werden, 
daß z. Z. die nech ım Betrieb befindlichen. Werke im besten 
Falle zusamnmien -mit etwa 50 Prozent ihrer tatsächlichen 
Leistungsfähigkeit produzieren. | 

Während des Krieges hat sich Amerika an die Stelle des 
früheren deutschen Farbenmonopols in Japan gesetzt. Natür- 
lich konnte es der deutschen Industrie in der kurzen Zeit noch 
nicht gelingen, seinen alten Platz wieder zurückzuerobern, 
doch ist Deutschland, wie die nachstehenden Zahlen ergeben, 
bereits wieder an die zweite Stelle gerückt; stark verloren hat 


dagegen die Schweiz: ; 
Es wurden eingeführt: 1918 1919 13920 
Von Vereinigten Staaten. . kg 842340 937440 1346 400 
„ Deutschland . . . .„..» 914560 21 640 353 200 
„ England . . . . .. „12280 55900 114 240 
„ Fraikreich . . . : 2 6540 28 080 82 800 
„ Schweiz . . 2 2.2.2.0: ..75300 : 205 800 „58440 
„anderen Ländern. . . „ 12120 7 680 60 780 


In vorstehenden Zahlen. sind nur Teerfarben und Indigo 
enthalten, dagegen nicht Farbholz-Extrakte und andere Far- 
ben, doch liegt das Verhältnis bei den übrigen ähnlich. 

Die nicht abgesetzten Vorräte japanischer Farbgn aus, 
dem Vorjahr belaufen sich nach „The World Salesman“ auf 
200 000 kg Anilinfarben, 19000 kg Alizarinfarben und 
79000 kg Indigo. Nicht enthalten in den für Deutschland an- 
gegebenen Ausfuhrzahlen der vorstehenden Liste sind die von 
Deutschland auf Grund des Friedensvertrages auf Repara- 
tionskonto zu liefernden Farben. Bisher hat die Regierung 
von diesen Vorräten nur 8000 kg zum Verkauf freigegeben, 
weil sie mit Recht fürchtet, durch größere Freigaben eine 
weitere Schädigung der heimischen Industrie zu bewirken. 

, seit Verschwinden der deutschen Farben vom Weltmarkt 
war China der beste Abnehmer japanischer Farben. Das 
Bild hat sich seit der Wiederaufnahme des deutschen Han- 
dels mit China wesentlich zu Ungunsten Japans geändert und 
über kurz und lang wird auch das Betätigungsfeld für Japan 
noch weiter eingeengt sein, nachdem nunmehr durch den Ab- 
schluß des Vorvertrages zwischen Deutschland und China 
der deutsche Handel in bezug auf Zölle wieder Gleichberech- 
tigung erlangt hat. C. Schwengenbecher. 


"zu verhältnismäßig billigen Preisen zu erstehen. 
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China. 
China und die Weltdepression. 


To. Schanghai, den 31. März 1921. 
Der schlimmste Pessimist konnte nicht voraussehen, daß die 


Zeit der Hochkonjunktur nach dem Kriege so schnell einer De- 


pression weichen würde, wje sie die Welt noch nicht gesehen 
hat. Wohl hatte jeder damit gerechnet, daß die Hochflut nach- 
lassen würde, wohl sah man theoretisch ein, daß in kurzer Zeit 
für die derartig teuer hergestellten Waren keine Absatzmärkte 
mehr zu. finden sein würden, aber daß der Sturz so schnell und 
so gewaltig kommen würde, wie er kam, daß er so die ganze 
Welt mit einem Schlage erfassen würde, daran hatte niemand 
gedacht. Ein Land, das besonders hart betröffen: woredn ist, 
war China. Der ungewöhnlich hohe Stand des Silbers ‘hatte 
China bisher in den Stand gesetzt, alle Waren, die es brauchte, 
Es hatte von 
der allgetneinen Teuerung wenig zu spüren bekommen, dena 
sein Silberdollar war während ‘des Krieges allmählich auf das 
Dreifache seines Vorkriegswertes gestiegen und hielt sich selbst 
gegen Ende des letzten Jahres noch auf dem doppelten 
Werte. Wohl litt die Ausfuhr unter dem hohen Silberwert, denn 
das Ausland war bei vielen Artikeln nicht imstande, zu der 
hohen Fracht auch ‚noch derartig hohe Preise zu zahlen, und der 
chinesische Exporteur bekam weniger Dollar für manche seiner 
Sachen, die er auf den Markt brachte, aber er konnte für diese 
Dollar um vieles pilliger erstehen als früher, so daß sich der 
Verlust wieder ausglich. Immerhin ließ : der Ausfuhrhandel 
Chinas viel zu wünschen übrige. Dahingegen blühte die Einfuhr. 
Mit seinem hochwertigen Silber kaufte China und bestellte 
China, daß die europäischen und amerikanischen Einfuhrhäuser 
gewaltige Gewinne einheimsten. Da kam der Silbersturz. Er 
kam mit, einer Plötzlichkeit, daB kein Mensch glaubte, er könne 
anhalten, man hielt ihn allgemein in ‘dieser Stärke für un- 
natürlich, ‚und jedermann rechnete auf ein schnelles Erholen des 
Silbermarktes. Man berechnete den Herstellungswert des 
Silbers, der doch viel höher war als vor dem Kriege, und 
prophezeite, daß unter diesem Wert das Silber niemals sinken 
könnte. Aber es sank doch darunter und mit Entsetzen mußten 
die Einfuhrfirmen sehen, wie der Wert ihrer Lager von Tag zu 
Tage sank. Und immer neue Warenmengen kamen auf den 
einlaufenden Dampfern an. Die Chinesen hatten die Waren bestellt, . 
als man für ein Pfund Sterling nur fünf Dollar zu zahlen hatte, 
denn sie wußten genau, daß zu, diesem doppelten Preise 
ihnen im Lande kein Mensch die Waren abkaufen würde, zum 
Teil hatten sie auch gar nicht so viele Dollar, wie sie plötzlich 
aufbringen sallten. Schwächere Firmen verschwanden darum 
über Nacht und ließen die fremden Importfirmen einfach mit 
ihren Waren sitzen. Die größeren chinesischen Firmen legten 
sich aufs Unterhandeln. Wir sind .bankrott, ‚wenn wir die 
heutigen Preise bezahlen müssen, ‚tragt die Verluste mit. Natür- 
lich meinten sie das in dem Sinne, daß die ausländischen Firmen 
den Hauptteil des Verlustes tragen sollten. Und immer voller 
werden die Speicher und immer größer werden die Verluste, 
denn auch in den Herstellungsländern sind «die Fabrikanten 
durchaus nicht willens, auf ihre Aufträge einfach zu verzichten, 
aber eine auch nur halbwegs befriedigende Lösung ist immer 
noch nicht gefunden. Man hatte früher die Chinesen getröstet, 
die Ausfuhr wird sich sofort heben, wenn das Silber fällt. Da- 
mit kommt viel Geld ins Land und die Leute werden gern auch 
höhere Preise bezahlen. Aber das Gegenteil ist eingetreten. 
Auch die Ausfuhr hat noch abgenommen, denn die ausländischen 
Märkte sind überfüllt und äußerst vorsichtig. So liegt auch dies 
Geschäft fast still. Dabei herrscht in den Kammern der Banken 
ein Ucberfluß an Silber. Millionen und Millionen an Dollar- 
werten fließen zu, sie könnten ausgeglichen und damit wenigstens 
zum Teil der Markt belebt werden, aber die Bänken sind äußerst 
ängstlich geworden, besonders auch die chinesischen. Selbst 
sehr angeschene chinesische Firmen bekommen nur sehr schwer 
und gegen sehr gute Sicherheiten heute Kredit, denn wer weiß 
denn, wieviel die als Sicherheit hinterlegten Waren in einem 
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Monat wert sind? Wer weiß, wann die Kaufleute im Innern ein- 
mal inıstande sein werden, die bei den Banken als Sicherheit 
lagernden Güter aufzusaugen? So fürchten die Banken schließ- 
lich, große Warenlager zu haben, aber nie ihr Geld dafür zu er- 
halten. Dazu kommen dte Nachrichten, daß in den Herstellungs-, 
ländern die Löhne sinken, daß dadurch die Waren noclhı billiger 
werden, daß die Frachten auch heruntergehen werden, was alles 
zusammengenommen doch die Sicherheit bietet, daß in abseiı- 
harer Zeit noch billigere Waren auf den Markt kommen werden. 


Wie unter solchen Umständen die Läger, die heute in den 
chinesischen NHafenplätzen sich aufhäufen, überhaupt noch 


einmal geräumt werden können, weiß bis jetzt kein Mensch. 
Daß ein großer Teil der Kriegsgewinne der Firmen, Jie im 
Kriege ungehindert Handel treiben konnten, heute schon ver- 
schwunden ist, ist bekannt. Aber auch die Banken haben große 
Verluste zu verzeichnen. Teils haben sie selbst durch den Kurs 
sehr stark verloren, teils verlieren sie durch die Verluste ihrer 
Kunden, die sie doch ni-ht fallen lassen können. Fine ganze 
Reihe von sogenannten „Pilzfirmen“, die während des Krieges 
plötzlich auftauchten, und von deren Millionengewinnen zum Teil 
ganz Amerika widerhallte, brechen zusammen. Dice cine von 
ihnen hatte, „nur“ sechs Millionen Golddollar Schulden, als sie 
sich zahlungsunfähig erklärte, kleinere Firmen haben einfach 
ihre Türen «wieder geschlossen, nachdem sie ihr Kapital ver- 
loren haben, andere sehen diesen Schicksal in nächster Zeit 
entgegen. Allgemein hat man das Gefühl, daß man noch nicht auf 
dem Boden angelangt ist, daß noch weitere Zusammenbrüche 
erfolgen werden. Ein gewaltiges Feuer, das Seiden- und sonstige 
Vorräte im Werte von ungefähr neun Millionen Dollar verzehrte, 
legte den in Schanghai arbeitenden Versicherungen gewaltige 
Verluste auf, dazu kommt die immer verworrener werdende 
Lage in China, die den chinesischen Kaufmann im Innern zur 
außersten Beschränkung seiner Lage mahnt, damit nicht die seit 
langem unbezahlten Soldaten ihm eines Tages seine Waren aus- 
räumen. Und nirgends ist am Horizonte eine lichte Wolke zu 
erblicken. So steht China in der heutigen Weltdepression da, 
ein Beweis dafür, daß kein Land ungeschädigt bleibt, wenn die 
anderen Länder leiden, eine Warnung tür alle, die da meinen, 
sie können ihre Nachbarländer zu Boden treten. ohne selbst 
dabei zusammnenzubrechen. 


Erfolgreicher Streik in Schanghai. Die chinesischen Ange- 
stellten der französischen Straßenbahngesellschaft in Schanghai 
forderten im März d. J. von der Direktion cine sofortige 20- 
prozentige Lohnerhöhung, eine jährliche Gratifikation in Höhe 
eines Monatslohnes, freie Lazarettbehandlung in Krankheits- 
fällen und Abänderung der harten Bedingungen für Strailohn- 
abzüre. Diese Forderungen wurden abgelehnt und die sämt- 
lichen Angestellten traten in den Streik, der in durchaus ruhiger 
Form durchgeführt wurde. Bereits nach drei Tagen erklärte 
sich die Gesellschaft zu der Annahme der Forderungen in vollem 
Umfange bereit, worauf die Arbeit ohne weiteres wieder auf- 
genommen wurde. Dieser Streik ist ein Beweis dafiir, wie in- 
folge des Krieges auch die einfachen Kulis gelernt haben, sich 
ihrer Macht gegenüber ausbeyutendem Europäertum zu bedienen. 


Rergarbeiterstreik in England und der ostaslatische Handel. 
„The London and China Express” berichtet im April-Häandels- 
bericht über die Folgen des Bergarbeiterstreiks auf den aus- 
wärtisen Handel Englands mit Ostasien. Gegenüber dem 
eleichen Monat des Vorichres sank der Export von Baumwoll- 
eornen nach China von 400000 Piund (engl) auf 15000 Pfund, 
und mich den Straits Settlements von 135 100 auf 42-400. Baum- 
wol piece yoods nach China von 63030 300 Yards auf 14537 80, 
nach Japan von 3080100 auf 615000 und nach den Straits 
Scettiemments von 12031000 auf 2469 300 Wards. Deiment- 
sprechend wären die Ausiuhrzallen für Wollen- und Wirkwaren 
und Leinen piece goods. Auch cine Reihe anderer Guter Wie 
Stchll- md Kisenwäaren aller Art. zeicen große WRuckväange. Was 
Jie Lintehr n.ch Emeland von Ostisien anbelanet, so Tult De- 
sonders Tee und Serde aum Woahrend int April 1920 inswesamt 
2 2053507 P’rund aus China nach Vnaeland winwen, Tier diese Zul 
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1921 auf 162145 Pfund Tee und Seide von China von 24524 
Pfund auf 8228, von Japan ging gegenüber 1920 zeit 5280 Pfund 
Scide im Berichtsmonat nichts nach England. Den Ersatz für 
den ausgefallenen chinesischen Tee lieferte Niederländisch-Indien 
mit holländischen und anderen Schiffen; der Export von dort 
nach England stieg von 1470252 Pfund auf 4209559. Die ver- 
gleichende Statistik der ersten drei Monate der Jahre 1913, 1920 
und 1921 zeigt “deutlich die Einwirkungen der großen Welt- 
handelskrise und des Bergarbeiterstreiks in England auf den 
Handel Ostasiens. 


Erdnußproduktion in China. Nach einer amtlichen chinesi- 
schen Statistik wurden im Jahre 1915 in der Provinz Schantung, 
welche mehr als 80 % der in China gewonnenen Erdnüsse er- 
zeugt, rund 10,8 Millionen t & 1000 kg Erdnüsse (nicht entschalt) 
scerntet. Diese Zahl dürfte sich in den letzten Jahren nicht 
wesentlich geändert haben. Die restlichen 20 % entfallen fast 
ganz auf die Provinzen Chili, Hupei, Honan und die Man- 
dschurei und die Gesamtproduktion beziffert sich somit auf etwa 
13,5 Millionen t. Damit steht China bei weitem au der Spitze 
der Erdnüsse erzeugenden Länder, erst in weiten Abstand 
folgen der Reihe nach Indien, die Vercinigten Staaten und Japan. 
Zum Export kommen die Nüsse zumeist in entschalten Zustande 
oder das Oel wird an Ort und Stelle ausgepreßt. Durch das 
Schälen vermindert sich das Gewicht um etwa 25% und der 
Umfang um rund 65 %, was bei den heutigen hohen Frachtsätzen 
sehr ins Gewicht fällt. Der Verbrauch des Landes selbst ist 
sehr bedeutend, immerhin berechnet ein amerikanischer Kon- 
sulatsbericht die Ausfuhr im Jahre 1920 aus Schantung allein 
auf mehr als 120000 t entschälter Nüsse und 84000 t Erd- 
ruBßöl. ’ - 

Zuckerfabrik in Tsinanfu. Die ncugegründete chinesische 
(jesellschaft Pui Chih Tang Kungse beabsichtigt die Erbauung 
einer grossen Rübenzuckerfabrik in der Tsinanfucr Hafen- 
vorstadt Huang tai chiao am Hsiau ching ho Kanal. Das 
Kapital von 5 Millionen Dollar ist rein chinesisch und von hohen 
Beamten und Kapitalisten aufgebracht. Die Gesellschaft soll 
das Recht erworben haben. in 25 Kreisen der Provinz Schan- 
tung allein den Anbau von Zuckerrüben betreiben zu dürfen. 
Die maschinelle Einrichtung ist in Amerika bestellt worden und 
noch in diesem Jahre soll der Betrieb aufgenommen werden. 
Die jährliche Produktion soll 6000 t betragen, welche innerhalb 
der Provinz und den angrenzenden Gebieten abgesetzt werden 
können 


Kohlengewinnung in China 1920. 
Chinas im Jahre 1920 wird auf insgesamt 13 Millionen t an- 
regcben, welche sich auf die einzelnen Provinzen wie folgt 
verteilen: Schansi 4025000 t. Chili 2300000 t, Mandschurei 
1025000 t. Honan 1000000 t, ‚Schantung 800000 t, Kiangsi 
700.000 t, Schensi, Kansu und Szetchuan je 500000 t, Yünnan 
300000 t. Kuaichou 250000 t. Hunan 200000 t. Der Rest ent- 


Die Kohlenförderung 


fällt auf die übrigen Provinzen. 


Spinnereimaschinen für China. Nach Spinunereimaschinen 
ist nach wie vor in China eroße Nachfrage. Fast jeder an- 
kommende Dampfer brinet maschinelle Einrichtungen tür neue 
Spinnercien bzw. für Modernisierung alter Betriebe. Die in den 
letzten zwei Jahren seit Beendigung des Krieges von China nazlı 
Furopa und Amerika welegten Auftiäge Tür solche Maschinen 
sind noch nicht erledigt und weitere Aufträge stehen noch zu 
urwiarten. 


Japan. 


Folgen des achtstündigen Arbeitstages in Japan. Die 
'apanischen BergwerksDbesitzer äußern sich über die Folzen, die 


die Kinfuhrung des achtstundigen  Arbeitstawues bzw. der 
4S stundiven Arbeitswoche und die Abschaffung der Nach! 


arbeit iur Frauen vwernäaß der im vorigen Jahre in Washington 
yetroffinen Abmachungen, mit sich bringen werden, sehr pessi- 
mistisch. Dieses Abkommen soll am 1. Juli d. J. in Kraft teete. 
An nnd fur sich werde ia die Kinfuhrung des achtestundigen 
Fares nicht lzueroße Schwierigkeiten verursachen, imlern eins 
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fach statt der bisherigen zwei Arbeitsschichten drei eingelegt 
werden könnten, dagegen werde der Wegfall der Frauen-Nacht- 
arbeit große Störungen und Umwälzungen hervorrufen. Das 
jetzige sogenannte „Familiensystem“ sei nur für beide Teile 
gewinnbringend, wenn die Frauen die Nachtarbeit beibehielten, 
es würde jedoch nach Ausscheiden der Frauen nicht mehr 
lohnend genug für Männer allein und um die alte Leistungs- 
fähigkeit der Gruben aufrecht zu erhalten, müßten entweder die 
Männer in 16 Stunden so viel schaffen, wie bisher in 24 Stunden, 
was dem Geist der Washingtoner Abmachungen widerspräche 
und auch sonst nicht gut möglich erscheine, oder es sel un- 
umgänglich nötig, stärkere Maschinen einzubauen, was große 
Unkosten verursache. Man rechnet in den Kreisen der Berg- 
werksbesitzer damit, daB die so notwendig werdenden Neu- 
aufwendungen ein Kapital von mindestens Yen 80 Millionen er- 
fordern werden und macht demnach Propaganda für eine 
Milderung des Abkommens zugunsten der Besitzer. 


Friedensteier-Ausstellung in Tokio. Am 10. März kommen- 
den Jahres soll im Ueno-Park in Tokio zur Feier der Wieder- 
herstellung des Friedenszustandes eine große Ausstellung er- 
öffnet werden. Die Stadtverwaltung von Tokio hat für Her- 
richtung des Platzes ıund der Gebäude den Betrag von Yen 
4 Millionen bewilligt. - Die Ausstellung umfaßt Industrie. Ueber- 


seehandel, Forstwirtschaft, Acker- und (Gartenbau, Vichzucht, 
Eisenbahn- und Verkehrswesen, einheimische und fremde 
Nahrungsmittel, Kunst, Wissenschaft und Literatur: 


Japans auswärtiger Handel im Februar. Der gesamte aus- 
wärtige Handel Japans im Februar d. J, belief sich auf nur 
Yen 195 Millionen gexen 444 Millionen im gleichen Monat des 
Vorjahrs, wovon auf die Ausfuhr Yen 76 gegen 174 Millionen 
entfallen und auf die Einfuhr Yen 118 gegen 269 Millionen. Die 
Finfuhr war demnach etwa Yen 42 Millionen größer als die 
Ausfuhr, während der Ausfuhrüberschuß im Vorjahr fast 100 
Millionen betrug. Diese Zahlen sprechen deutlich für die augen- 
blickliche schlechte Geschäftslage. 


Der Außenhandel Dainys im Jahre 1920. In der Geschichte 
der Entwicklung und Bedeutung der großen Ausfuhrhäfen Ost- 
asiens hat Daluy (Dairen), seit es unter japanischer Herrschaft 
steht, eine bisher beispiellose Stellung gewonnen. Allerdings ist 
der Hafen durch seine Lage das gegebene Ausfailtor für div 
Produkte des weiten und reichen Hinterlandes der Mandschurti, 
und eine gut ausgestattete Bahn mit mehreren Zweiglinicn, so- 
wie zahlrgiche kleine Küstenfahrzeuge sorgen für bequemen und 
raschen Antransport der landwirtschaftlichen Massengüter. 

Der Gesamthandel des Platzes, welcher im Jahre 1911 
bereits gegenüber dem früheren geringen russischen Handel 
rund 62 Millionen Haikuan Taels (Vorkriegskurs etwa°M. 3) be- 
tragen hatte, war im Jahre 1916 schon auf 140 Millionen gr- 
stiegen. Das Jahr 1920 bildet mit einem Gesamthandel von 
Tnels 198 Millionen ein Rekordiahr, und wenn nicht aile Zeichen 
trügen, dürfte diese Zahl im laufenden Jahre noch um ein Be- 
trächtliches überholt werden. Dementsprechend sind auch die 
Einkünfte des chinesischen Seezollamtes von Tacls 1739000 im 
Jahre 1915 auf Taels 4902 000 im vergangenen Jahre gestiegen, 
und Dalny rangiert jetzt an vierter Stelle der etwa 50 Ver- 
tragshäfen. 

Von der vorgenannten Zahl von Taels 198 Millionen ent- 
fallen auf die Ausfuhr 108 Millionen. Abgesehen von Japan, 
welches als Hauptimportland für Cmiter aus Dalny in Fraxe 
ummt, wurden nach Europa für Tacis 1640000, nach Korea 
für 4720000 und nach Niederländisch-Indien für 1070000 Ciüter 
verschifft. Die Hauptausfiuhrgüuter waren Bohnen und Bohnen- 
kuchen. 

Es wurden insgesamt ausgeführt an Bohnen 9405 00 picr 
(1 pical rd. 4 ke). Bohnenkuchen 15679100 picul, Bohnensl 
1 828.00 picul. welche Artikel einen Gesamtwert von Hk. Tacls 
9 Millionen darstellen. Bis auf einen verschwindend gerinech 


eat yinz die wanze Masse der Bolrenkuchen nach 
dpan, wo das Produkt als Düngemittel und Vieniutter Ver- 
wendung findet Auch die größere Hälfte der Bohnen findet 
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seinen Weg nach Japan, wo das Oel ausgespreßt wird, welches 
dann von dort nach Europa, Amerika und den übrigen Ländern 
weiterverschifft wird. In der Magdschurei selbst fehlt es bis- 
lang noch an modernen Oelmühlen, die imstande wären, die 
Bolınen im Lande selbst zu verarbeiten, außerdem gingen bis- 
her nur verhältnismäßig wenige große Ozeandampfer direkt von 
“Dalny nach Europa. 

Für das in Dalny direkt und ähieh für einen großen Teil 
des in Japan ausgepreßten Bohnenöles war vorzugsweise 
Amerika Bestimmungsland, daneben ist Europa stets ein Haupt- 


abnehmer der Produkte Nordchinas gewesen. R 


Finanzschwierigkeiten des Yawata-Eisenwerks in Fukuoka. 


: Das der Regierung gehörige Yawata-Eisenwerk in Fukuoka, 


cines der größten in Japan, befindet sich wieder einmal in 
Finanzschwierigkeiten. Scit seinem Bestehen hat das Werk 
ständig mit Unterbilanz gearbeitet und die Regierung mußte 
regelmäßige Zuschüsse leisten. Nur während der letzten Kriegs- 
jahre, als alle Werke in Japan mit Aufträgen aus Europa über- 
häuft waren und jeder .Preis gezahlt wurde, wurden beträchtliche 
Gewinne erzielt. Diese Gewinne sind nunmehr wieder restlos 
verbraucht und die Regierung hat sich bereits genötigt gesehen, 
neue Schatzscheine für Yen 300000 zur Deckung des letzten 
Defizits herauszugeben. Außerdem sind die Löhne der etwa 
17000 Mann .starken Belegschaft um täglich 20 sen vermindert 
worden. Man behauptet, daß die unverkäuflichen Lagerbestände 
des Werkes sich auf etwa 400000 t Stahl und Eisen belaufen. 


Südmandschurische Eisenbahn-Gesellschaftt.e. Die Südman- 
dschurische Eisenbahn-Gesellschaft hat der United States Steel 
Products Corporation einen Auftrag zur Lieferung von 10000 t 
Stahlschienen gegeben. Ueber den Preis ist noch nichts be- 
kannt geworden. ; \ 


Großbauten .in Tokio. In Tokio sind jetzt Verträge ab- 
geschlossen worden für die Errichtung von drei großen Ge- 
schäftshäusern für japanische Großfirmen, welche nach ihrer 
Fertigstellung die größten in ganz Asien und Australien sein 
werden. Das größte dieser Geschäftshäuser läßt die Mitsui- ' 
bishi Kaisha mit einem Kostenaufwand von fast 8 Millionen Yen 
gegenüber dem Haupthahnhof in Tokio errichten: ebenfalls am 
Balhıyhofe baut die Nippon Yusen Kaisha mit einem Kostenauf- 
wand von 5 Millionen Yen und das dritte Gebäude, für welches 
die Arbeiten bereits weiter vorgeschritten sind, gchört der 
Nippon Oil Co. 


Baupläne für Tokio. Der Stadtrat von Tokio hat be- 
schlossen, im Jahre 1921 tausend alte Brücken innerhalb des 
Stadtgebietes abzubrechen und dafür modernere zu bauen. 
300 bisherige Holzbrücken sollen durch eiserne ersetzt werden. 
Die Gesamtkosten werden a:ıf 1400 000 Yen veränschlagt. 


Straßenbau in Amoy. Der Stadtrat von Amoy hat Pläne 
ausarbeiten lassen für den Bau einer großen Straße, welche am 
Hafen beginnen und in fast gerader Linie durch die Haupt- 
geschäftsviertel hindurch die Stadt durchqueren und wieder auf 
dent Lande enden soll. Sie soll mit einem Steinpflaster ver- 
schen werden: der Fahrdamm wird 32 Fuß weit sein und auf 
beiden Seiten schließen sich je 8 Fuß breite Fußgängerwege an. 

Die Pläne schen den Abbruch der z. Z. im Straßenzuge 
befindlichen Anlagen. wie Häuser und Gräber vor, ebenso 
Ankauf des notwendisen Grund und Bodens und Aufbringung 
der Geldmittel. Die Projekte haben die Zustimmung der 
Provinzialbehörden wefunden und die maßgxebenden Persönlich- 
‚keiten Amoys selbst entwickeln rege Tätigkeit im Interesse 
der baldigen Ausführung. Eine Reihe wohlhabender Stadt- 
bewohner hat bereits Girundstücke an der projektierten Straße 
angekauit mit der Absicht, sich dort später moderne Woln- 
häuser errichten zu lassen. 

Mit einen Kostenaufwand 


als Musterhaus 
AT- 


% V\ioderne Mietshäuser u ‚Japan. 
von 150000 Yen will das „Selal Department” 
einen dreistöckieen HKisenbetonbau zur Unterbrineune von 
beitern mit ihren Familien errichten. 
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Koblengruben-Ausbeutung auf Sachalln. Die Regierung des 
japanischen Teils der Inset Sachalin hat dem heimischen 
Koloüialamt die Gründung einer Gesellschaft zur Ausbeutung 
der reichen Kohllenlager auf Sachalin mit staatlicher Beteiligung 
vorgeschlagen und gebeten, dem Reichstag eine entsprechende 
Vorlage zugehen zu lassen. Die Gesellschaft soll mit einem 
Kapital von 80 Millionen Yen arbeiten; die ausbeutungsfähigen 
Kohlenlager werden auf etwa % Mälliarde Tonnen geschätzt. 


Lackwaren-Industrie in Japan. Nach dem am Jahresende 
1919 erstatteten amtlichen Berichte belief sich die Anzahl der 
mit der Herstellung von Lackwaren alter Art beschäftigten. Be- 
triebe auf 7PR9 mit einer Gesamtangestelitenzahl von 22835. 
Der Wert des Produktes betrug 24 150237 Yen. Gegenüber 
dem Vorjahr ergibt das em Mehr an Betrieben von 373 und des 
Wertes der Produktion von fast 8 Millionen Yen. 


Die Kaiserlich japanische Seidengesellschaft. 
liche Seidengesellschaft macht große Anstrengungen, um in das 
Geschäft zu kommen. Nachdem s. Z. für die Gründung der 
Gesellschaft. seitens der Regierung 50 Millionen Yen als Grün- 
dungkapital bewilligt worden waren, ist diese Summe neuer- 
dings um weitere 30 Millionen erhöht worden. 


Koblenförderung in Japan, Die augenblickliche Kohlen- 
förderung in Japan beläuft sich auf monatlich 2 400 000 t, wozu 
noch rund 100 000 t Importkohlen kommen. Der Eigenverbrauch 
beträgt wenig mehr als 2000000 t und 250 000 t werden monat- 
Jich ausgeführt. 


Wolie und Wollwaren-Einiuhr nach Japan. Im Jahre 1920 
wurden für Yen E6 Millionen Wolle und für 28 Millionen wollene 
Fertigfabrikate nach Japan eingeführt, während die Ausfuhr 
solcher Güter sich auf nur Yen 7 Millionen belief. 


Zuckerrohranbau in Formosa. Zahlreiche japanische Ge- 
sellschaften sind bestrebt. die für den Anbau von Zuckerrohr 
bereitgestellten Flächen auf Formosa ständig durch Neu- 
rodungen zu vergrößern. Man schätzt den voraussichtlichen 


Die Kaiser- 


Ertrag der diesjährigen Ernte auf reichlich 250 000 t Zucker, 
das sind etwa 40000 t mehr als im letzten Jahre. 


Düngemititel-Einfuhr nach Japan. Im vergangenen Jahre 
wurden rund 1900 000 t Düngemittel, unter denen Bohnenkuchen 
aus China mit mehr als 1 000 000 t die weitaus erste Stelle (1919 
etwa 1,4 Mill.) einnehmen, im Werte von Yen 240 Millionen nach 
Japan eingeführt. | 


Zusammenschluß, japanischer Fischereigesellschalter. Die 
drei größten japanischen Fischereigesellschaften „The Export 
Food Co.“, „The Russo-Japanese Fishing Co.“ und „The 
Kamchatka- Fishing Co.“ haben sich zusammengeschlossen. Die 
- Vereinigung arbeitet mit einem Kapital von Yen 28 Millionen.‘ 


Die japanische Dampiertlotte. In den japanischen Schiffs- 
registern waren Ende Februar d. J. insgesamt 778 Dampfer von 
mehr als 1000 Brutt „Legistertonen und einer Gesamttonnage 
von 2522217 t er ‚vtragen. Einschließlich der auf sogenannter 
„wilder Fahrt“ (Schiffe ohne regelmäßigen Fahrplan) laufenden 
59 Dampfer waren 103 Dampfer auf Europafahrt beschäftigt. 


Japans Staatsschuld. Ende Januar d. J. belief sich die ge- 
samte Staatsschuld Japans auf Yen 3159425208, d. s. Yen 
44 386 825 mehr als am 31. Dezember.1920. Davon entfallen auf 
äußere Anleihen Yen 1424388333 und auf innere Anleihen 
Yen 1735 936 875. 


Niederländisch-Indien. 


Deutsche Arbeit in Niederländisch - Indien. „Eastern 
Engincering“ stellt recht ungern fest, daß der deutsche Einfluß 
in Niederländisch-Indien auf dem Gebiete des Handels und der 
Technik große Fortschritte macht. Es finde ein sfändiger Zuzug 
von deutschen Ingenieuren und- technischen Sachverständigen 
statt. Sie fänden seitens der dortigen Behörden, welche’ sich 
die Vermehrung und Entwicklung der Schulen für die Ein- 
geborenen zum Ziel gesetzt hätten, die willigste Aufnahme. 
Auch betätigten sich -die Deutschen bei den dortigen großen 
Hafen- und Dockbauten. 
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Allgemeiner und politischer Teil Illlilim 


‚Der deutsch-chinesische Vertrag. 
Von C. Fink. 


Der Reichstag hat in seiner Sitzung vom 21. Juni das 
deutsch-chinesische Handelsabkommen in allen drei Lesungen 
debattelos gutgeheißen. Der Wortlaut der vier Schriftstücke, 
aus denen sich das Abkommen zusammensetzt, ist an anderer 
Stelle dieses Blattes abgedruckt. Nachdem in den nächsten 
Tagen auf Grund des Reichstagsbeschlusses der Reichsprä- 
sident die Ratifikation vollzogen haben wird, wird die Rati- 
fizierung in Peking durch den Präsidenten der Republik China 
und den Ministerrat erfolgen, da zurzeit ein Parlament, das 
die Ratifizierung vornehmen könnte, in China nicht besteht. 

Damit wird dann dem vertraglosen Zustand, der ge 
herrscht hat, seit China, nachdem Japan bei der Eroberung 
Tsingtaus den. Kriegsschauplatz auf chinesisches Gebiet ver- 
legt hatte, nach seiner Auffassung in Wahrnehmung seiner 
eigensten Interessen auf Seiten der Gegner Deutschlands mit 
in den Weltkrieg eingetreten war, ein Ende bereitet. Leicht 
ist die Aufgabe, die dem Führer der zur Wiederanknüpfung 
der Beziehungen nach China entsandten deutschen Kom- 
mission, Generalkonsul von Borch, gestellt war, nicht ge- 
wesen; sie glücklich zum Schluß geführt zu haben, ist ein 
Erfolg und ein Verdienst, die nicht unterschätzt werden 
dürfen. 

Die deutsche Kommission fand, als sie ım vorigen Som 
mer in China eintraf, einen wenig günstigen Boden vor. 
Drei Jahre lang hatte die Pekinger Regierung unter dem 
einseitigen Einfluß der allierten Mächte gestanden; Deutsch- 
land wurde nur durch die Brille der Entente gesehen. Das 
hatte Vorurteile geweckt, die zu überwinden und zu besei- 
tigen nicht leicht gewesen ist. In Peking herrschte 
bei Beginn der Verhandlungen vielfach die Auffassung, 
Deutschland hätte den Versailler Vertrag schon wegen der 
Schantung- und Kiautschoufrage nicht unterschreiben dürfen. 
Die Frage, wie Deutschland es möglich gewesen wäre, sich 
der Unterzeichnung des Friedensvertrages aus diesem Grund 
zu entziehen, hatte sich freilich wohl kein Chinese ernstlich 
vorgelegt, beweist aber, wie wenig Verständnis für grund- 


‘legende Fragen der Weltpolitik auch heute noch in den wei- 


teren Kreisen der Chinesen zu finden ist, wie sehr sie auch 
noch heute auf den ihnen seit Jahrtausenden vererbten Ge- 
danken des „Reichs der Mitte“ eingestellt sind. Hatte China 
sich ursprünglich, ohne ein Gefühl besonderer Feindschaft 
gegen Deutschland zu empfinden, auf die Seite der Alliierten 
gestellt, war noch während des Krieges und selbst nach Jem 
Abschluß des Waffenstillstandes mancher Akt freundwilligen 
Wohlwollens gegen einzelne Deutsche, auch von amtlichen 
chinesischen Stellen, zu verzeichnen gewesen, so hatte sich 
seitdem eine häufig Deutschland wenig freundliche 
Stimmung an den maßgebenden Stellen Pekings entwickelt. 
Und wo eine solche nicht vorhanden war, wurde doch sehr 
ernstlich die Frage aufgeworfen und besprochen, welche un- 
mittelbaren Vorteile denn China von dem Abschluß eines 
Handelsvertrages mit Deutschland erwarten dürfe, ob es 
nicht vielmehr im Interesse Chinas liege, die unsichere l.age 
Deutschlands auch weiter mit allen Mitteln auszunutzen, 
statt sich durch ein Abkommen zu binden und Deutschland 
gegenüber Verpflichtungen einzugehen. Auch die Besorgnis, 
sich das Wohlwollen der alliierten Mächte dadurch zu ver- 
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scherzen, daß man Deutschland: Entgegenkomnien bezeigte, 
wog bei manchen chinesischen Beamten nicht leicht. Auf 
der anderen Seite soll nicht verkannt werden, daß nachdem 
sich Peking um den Preis betrogen sah, der ihm von der 
Entente für seinen Eintritt in den Krieg in Aussicht gestellt 
war, hier und dort wenigstens keine ausgesprochene Ab- 
neigung gegen eine Wiederanknüpfung der Beziehungen zu 
Deutschland mehr bestand. Immerhin aber sah sich die 
deutsche Kommission unter diesen Umständen einer Lage 
gegenüber, die zu Deutschlands Gunsten umzugestalten, zu- 
nächst außerordentlich schwierig erschien. 


Zu dieser allgemein wenig günstigen Stimmung kamen 
dann noch die besonderen Forderungen Chinas, Forderungen, 
die besonders von den Jungchinesen betrieben wurden, um 
China eine Stellung voller Gleichberechtigung im Rat der 
Völker zu sichern und mit Verhältnissen aufzuräumen, die 
ganz besonders in den jungchinesischen Kreisen als für China 
entwürdigend empfunden werden. Was die chinesische Re- 
gierung Deutschland gegenüber vor allem anstrebte, läßt 
sich kurz in folgende vier Forderungen zusammenfassen: 

1. Anerkennung aller im Versailler Vertrag zugunsten 

Chinas vorgesehenen Bedingungen, 

2. Verzicht auf die Konsulargerichtsbarkeit, _ 
3. Verzicht auf das Recht der meistbegünstigten Nation, 
4. Anerkennung der chinesischen Zollautonomie. 


Durch die erste Forderung wollte die Pekinger Regie- 
rung dem Lande materielle Vorteile sichern, die ihr schon 
angesichts der eigenen vielfach gefährdeten Stellung wün- 
schenswert erscheinen mußten; die drei anderen Forderungen 
waren mehr grundsätzlicher Art, geeignet, Chinas Stellung 
im Kampf um die Gleichberechtigung auch den älteren Ver- 
tragsmächten gegenüber zu stärken. Es war von vornherein 
klar, daß, wenn diese Bedingungen in vollem Umfang zuge- 
standen würden, die Stellung Deutschlands in China in Zu- 
kunit so erheblich schlechter als die der älteren Vertrags- 
mächte geworden wäre, daß es fraglich erscheinen mußte, 
ob Deutschland unter diesen Umständen seinerseits noch ein 
Interesse am Abschluß eines Vertrages hätte. Der nach mehr 
als sechsmonatigen Verhandlungen endlich zustandegekom- 
mene Vertrag stellt ein Kompromiß dar, das wohl das 
Aeußerste ist, was unter den obwaltenden Umständen für 
Deutschland zu erreichen war. Das ist ausdrücklich auch 
kürzlich vom Vorsitzenden des Ausschusses des Reichswirt- 
schaftsrates für Außenhandel anerkannt worden. Es ist aber 
auf der anderen Seite doch auch eine Grundlage geschaffen, 
auf der ein praktisches Zusammenarbeiten Deutschlands und 
Chinas sich in Zukunft wird ermöglichen lassen. Es wäre 
unverständig, wollte man mehr erwarten, und insofern ist 
der Abschluß des deutsch-chinesischen Abkommens, des 
ersten dieser Art, das Deutschland mit einer Macht ver- 
handelt hat, seit es mit ihr im Krieg gestanden hat, von nicht 
geringer Bedeutung. 


An diesem Erfolg haben auf deutscher Seite außer dem 
mit den Verhandlungen in Peking betrauten Führer der deut- 
schen Kommission Generalkonsul von Borch wesentlichen 
Anteil der in ostasiatischen Fragen seit zwei Jahrzehnten 
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bewanderte und bewährte Direktor im Auswärtigen Amt 
Knipping, der dabei eifrig vom Oberregierungsrat Dr. Walter 
unterstützt wurde, und Staatssekretär Dr. Boye, der aus 
seiner früheren Tätigkeit in Ostasien schon ein natürliches 
Interesse an der Wiederherstellung der Beziehungen zu 
Chinesischen Reich hatte. Aber auch der Unterhändler au 
chinesischer Seite muß hier gedacht werden. Es darf be 
zweifelt werden, ob überhaupt ein Vertrag zustandegekom- 
men wäre, wenn nicht der Minister des Aeußern, Yen Hui- 
ching, der vor dem Krieg Gesandter in Deutschland gewesen 
war und seit dem Eintritt China in den Krieg die Entwicke- 
lung der Dinge in Deutschland von Kopenhagen aus verfolgt 
hatte, sich mit großen Nachdruck für den Abschluß eines 
Vertrages eingesetzt und mancherlei Schwierigkeiten, die sich 
im Schoß der Pekinger Regierung bemerkbar machten, aus 
dem Wege geräumt hätte. Unterstützt wurde Dr. Yen dabei 
insbesondere durch den Ministerialrat Wang King-hi. 


Auf den Gang der Verhandlungen im einzelnen einzu- 
gehen, würde hier zu weit führen. Festgestellt soll nur in 
aller Kürze werden, daß es dem deutschen Unterhändler ge- 
lungen ist, nach Zugeständnis der beiden oben zuerst ge 
nannten Punkte (Anerkennung der für China geltenden Be- 
stimmungen des Versailler Friedens und Verzicht auf die 
Konsulargerichtsbarkeit) tatsächlich die Meistbegünstigung 
im Handelsverkehr und Gleichstellung Deutschlands in der 
Behandlung der Zollangelegenheiten mit den älteren Ver- 
tragsmächten durchzusetzen, wenn das auch in dem Ver- 
tragswerk als Grundsatz nicht festgelegt worden ist, vielmehr 
formell Deutschland die völlige Gleichstellung Chinas unter 
wmeingeschränkter Aufrechterhaltung seiner Hoheitsrechte, 
einschließlich der Zollautonomie, anerkannt hat. 


Damit wird eine halbamtliche Auslassung Pekings über 
das Abkommen Lügen gestraft. Das Chinesische Wirtschafts- 
büro hatte vor der Bekanntgabe des Abkommens verbreiten 
lassen, der deutsch-chinesische Vertrag decke sich inhaltlich 
mit dem letzthin von China mit Persien abgeschlossenen Ver- 
. trag. Diese Auslassung ist auf französischen Einfluß zurück- 
zuführen, der in dem genannten Büro sehr stark ist. Es 
handelt sich augenscheinlich um einen im Aerger über das, 
was Deutschland erreicht hat, unternommenen Versuch von 
Widersachern und Neidern, die Welt glauben zu machen, 
in Peking werde Deutschland heute auf eine Rang- 
stufe mit Persien gestellt. Aus dem Wortlaut der beiden Ver- 
träge ergibt sich — was hier im Gegensatz zu dem am 
l. Juni an dieser Stelle Gesagten festgestellt werden muß —, 
daß China Deutschland weitgehende Rechte zugestanden hat, 
die Persien einzuräumen für China kein Anlaß vorlag, und 
daß die Pekinger Regierung sich vollständig bewußt gewesen 
ist, mit wem sie sich an den Verhandlungstisch gesetzt hatte. 
Das nebenbei. 

Grundsätzlich hatte Deutschland es gleich bei der Er- 
öffnung der Verhandlungen abgelehnt, den Versailler Frie- 
den als auch China gegenüber bindend anzuerkennen, hätte 
es damit doch nochmals freiwillig diesen Frieden anerkannt, 
den es seiner Zeit doch nur unter Ausschließung seines freien 
Willens, unter dem Druck der Verhältnisse anerkannt hatte. 
Trciwillig hat es dagegen in Peking zugesagt, die Bedin- 
rungen zu erfüllen, die jener erzwungene Friedensvertrag 
zusrunsten Chinas vorsah. Nicht hat es unter den Deut- 
schen an Stimmen gefehlt, die mit scharfer Kritik zur Hand 
waren, als sich Berlin entschloß, der zweiten Forderung 
Clunas nachzugeben:! den Verzicht auf die eigene Gerichts- 
barkeit in Cluna auszusprechen. Den Verzicht auszusprechen 
ıst freilich kaum das richtige Wort: Deutschland hatte nicht 
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zu verzichten, es hatte die Exterritorialitätsrechte für seine 
Angehörigen schon an dem Tage verloren, wo China in den 
Krieg eintrat und seinerseits alle mit Deutschland je abge- 
schlossenen Verträge aufhob. Auf die Frage aber, welche 
Mittel denn Deutschland zu Gebote ständen, sich der For- 
derung Chinas zu widersetzen, was Deutschland für die Wie- 
dereinräumung der eigenen Gerichtsbarkeit China hätte bieten 
können, hat keiner der Kritiker je eine Antwort gewußt. Die 
tatsächlichen Verhältnisse waren hier so stark, daß Deutsch- 
land wohl oder übel nachgeben mußte. 


Wesentlich günstiger haben sich die Dinge, wie schon 
erwähnt, betreffs der .beiden anderen Forderungen der 
Pekinger Regierung gestaltet. Vor allem ist es dem deutschen 
Unterhändler gelungen, im Zusammenhange mit dem chine- 
sischen Verlangen nach Zahlung eines Kriegsschadenersatzes 
China zu bewegen, von der weiteren Liquidation des dafür 
als Pfand in der Hand gehaltenen deutschen Eigentums ab- 
zusehen. China wird, wenn ihm zunächst als Teilzahlung 
auf seine der Gesamthöhe nach noch nicht feststehende 
Forderung eines Kriegsschadenersatzes ein bestimmter Be- 
trag gezahlt wird, die weitere Liquidation deutschen Eigen- 
tums einstellen und die Erlöse der bisherigen Liquidation 
sowie alles einbehaltene Eigentum herausgeben. Die Höhe 
dieser Teilzahlung auf den chinesischen Kriegsschadenersatz 
ist in der Art festgesetzt, daß sie die Hälfte des Erlöses des 
liquidierten deutschen Vermögens zuzüglich der Hälfte des 
Wertes des sequestierten (d. h. unter Zwangsverwaltung ge- 
stellten, aber noch nicht liquidierten) deutschen Vermögens 
betragen soll. China hat bisher mit Rücksicht auf seine 
Kriegsschadenersatzforderung für etwa 1,2 Millionen Taels 
(rund eine halbe Milliarde Mark) an deutschem Eigentum 
liquidiert. Der Wert des nicht liquidierten Eigentums, den 
es noch in Händen hält, geht schätzungsweise bis zum zehn- 
fachen der letztgenannten Summe. Auf die erwähnte Teil- 
zahlung sollen A Millionen Silber-Dollar (120 Millionen 
Papiermark) in bar gezahlt werden, der Rest kann in Obli- 
gationen der Tientsin-Pukouer und Hukuanger Eisenbahn ge- 
zahlt werden, die sich im Besitz des deutschen Finanz- 
ministeriums befinden und für die China schon früher den 
Zinsendienst gesperrt hat, womit ihnen die Marktfähigkeit 
genommen ist. Sonderverhandlungen über die Angelegen- 
heiten der Deutsch-Asiatischen Bank und der Ching-Hsing- 
Gruben sind noch unmittelbar mit den Interessenten zu 
führen. 


Den durch die Nichterneuerung der Exterritorialität für 
die Deutschen geschaffenen Verhältnisse will China gerecht 
werden, indem es neue Gerichthöfe mit besonderem Verfahren 
schafft. Deutschen Rechtsanwälten wird das Auftreten als 
Beistand vor diesen Gerichten gestattet sein, und ausdrück- 
lich verspricht China für die sich auf dem Gebiet der Ge 
mischten Gerichte ergebenden Schwierigkeiten eine allen 
gerechte Lösung zu finden. Die Ausschließung der Deutschen 
von der Exterritorialität, die für die Jungchinesen, wie schon 
erwähnt, von jeher eine Forderung grundlegender Bedeutung 
gewesen ist und auf die China daher rücksichtslos beim Ab- 
schluß aller neuen Verträge besteht, ist bisher von den Alli- 
ierten auf das nachdrücklichste betrieben worden; sie war, 
wie der „Japan Chronicle“ kürzlich verriet, als eine Strafe 
für Deutschland gedacht. Jetzt aber zeigt sich, daß das 
gegen Deutschland gerichtete Geschoß eine Bumerang ist; 
es springt auf den Schützen zurück. Es wird Jen alten Ver- 
tragsmächten wenig nützen, daß ihre Presse jetzt in allen 
Tonarten ausführt, China sei für die Uebernahme der Ge- 
richtsbarkcit über Ausländer noch lange nicht reif. Die 


Frage der Beseitigung der Konsulargerichtsbarkeit wird auch 
für die andern Mächte in China nicht wieder von der Tages- 
ordnung abgesetzt werden. Es ist nur eine Frage, wann der 
Tag dafür anbrechen wird. Mit den neuen Sondergerichten 


hat China falls es seine Zusagen Deutschland gegenüber hält, 


ein Mittel in der Hand, den Vertragsmächten die Unhaltbar- 
keit ihrer Forderung nachzuweisen. Wenn dann aber diese 
nachgeben, so wird das nicht mehr ein freiwilliger Verzicht 
sein, für den man andere wesentliche Vorteile einhandeln 
kann, sondern ein kleinlautes Einschwenken in die Reihe, die 
von den neuen Vertragsmächten allmählich gebildet wird. 
Mit dem deutsch-chinesischen Abkommen wird zunächst 
eine Art von Uebergangsstadium mit gesetzlicher Grundlage 
für die Angehörigen beider Mächte geschaffen. Die diploma- 
tischen und konsularischen Beziehungen werden wieder auf- 
genommen. Deutschen und Chinesen ist es gestattet, sich 
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wieder frei im Land der andern zu bewegen, sich niederzu- 
lassen und Handel und Gewerbe zu treiben, wo immer das 
auch Angehörigen anderer Länder gestattet ist. Ihre Han- 
deilsmarken werden wieder anerkannt usw. Die, ihnen auf- 
erlegten Steuern und Abgaben dürfen nicht höher sein, als 
die von den eigenen Staatsangehörigen bezahlten. 

Ein endgültiger Freundschafts- und Handelsvertrag bleibt 
weiteren Verhandlungen vorbehalten. Generalkonsul von 
Borch hatte nur den Auftrag mit nach China genommen, 
über einen Vorvertrag mit China zu verhandeln, und zwar 
nach den Richtlinien, die für die deutsche Politik in China 
im allgemeinen als wünschenswert erkannt und als maß- 
gebend festgelegt waren. Das ist geschehen. Mit dem nun- 
mehr abgeschlossenen Vorvertrag ist der Boden geschaffen, 
auf dem der Neubau endgültiger deutsch-chinesischer Be- 
ziehungen errichtet werden kann. 


Deutsch-chinesische Vereinbarungen über die Wiederherstellung 
des Friedenszustandes. 


1. a) Erklärung des deutschen Bevollmächtigten. 


Der Unterzeichnete, ordnungsmäßig bevollmächtigter 
Vertreter der Regierung des Deutschen Reichs, hat die Ehre, 
im Namen seiner Regierung dem Herrn Minister der Aus- 
wärtigen Angelegenheiten der Chinesischen Republik das 
Folgende zur Kenntnis zu bringen: 

Die Regierung des Deutschen Reichs, von dem Wunsche 
geleitet, die Freundschafts- und Handelsbeziehungen zwischen 
Deutschland und China wiederherzustellen, und in der Er- 
wägung, 

daß diese Beziehungen auf den Grundsätzen vollkommener 
Gleichstellung und absoluter Gegenseitigkeit entsprechend den 
Regeln des allgemeinen Völkerrechts beruhen müssen, 


daß ferner unter dem 15. September 1919 der Präsident der 
Chinesischen Republik einen Erlaß über die Wiederherstellung 
des Friedens mit Deutschland veröffentlicht hat, 


daß ferner Deutschland sich verpflichtet, gegenüber China 
die aus den Artikeln 128 bis 134 des am 10. Januar 1920 in 
Kraft getretenen Vertrags von Versailles vom 28. Juni 1919 
hervorgehenden Verpflichtungen zu erfüllen, 

stellt fest, daß Deutschland durch die Ereignisse des Krie- 
ges und durch den Vertrag von Versailles gezwungen wor- 
den ist, auf alle seine Rechte, Ansprüche und Vorrechte zu 
verzichten, die es auf Grund seines Vertrags mit China vom 
6. März 1898, sowie durch alle sonstigen die Provinz Schan- 
"tung betreffenden Abkommen erworben hat, und dadurch die 
Möglichkeit, sie an China zurückzugeben, sich genommen 
sieht, 

und erklärt in aller Form: 

der Abschaffung der Konsulargerichtsbarkeit in China zu- 
zustimmen, 

zugunsten Chinas auf alle Rechte zu verzichten, die die 
Deutsche Regierung auf dem zur Deutschen Gesandtschaft in 
Peking gehörenden „Glacis“ besitzt, indem sie zugibt, daß 
man unter dem Ausdruck „öffentliches Eigentum“ im ersten 
Absatz des Artikels 130 des Vertrags von Versailles auch das 
erwähnte Gelände zu verstehen hat, 

sowie bereit zu sein, der Chinesischen Regierung die Kosten 
der Internierung von deutschen Militärpersonen in den ver- 
schiedenen Internierungslagern in China zu erstatten. 
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Der Unterzeichnete ergreift diese Gelegenheit, um dem 
Herrn Minister der Auswärtigen Angelegenheiten die Ver- 
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern. 

Peking, den 20. Mai 1921. 


(gez.) v. Borch 
Vertreter der Deutschen Regierung. 


2) Bestätigungsschreiben des chinesischen Ministers der Aus- 
wärtigen Angelegenheiten. 


Der Unterzeichnete, Minister der Auswärtigen Ange- 
legenheiten der Chinesischen Republik, hat die Ehre, dem . 
Herrn Vertreter der Regierung des Deutschen Reichs den 
Empfang seiner Mitteilung vom heutigen Tage zu bestätigen, 
durch welche der Herr Vertreter der Regierung des Deut- 
schen Reichs, ordnungsmäßig bevollmächtigt, im Namen zur 
Kenntnis gebracht hat: 

„Die Regierung des Deutschen Reichs, von dem Wunsche 
geleitet, die Freundschafts- und Handelsbeziehungen zwischen 
Deutschland und China wiederherzustellen, und in der Er- 
wägung, 

daß diese Beziehungen auf den Grundsätzen vollkomme- 
ner Gleichstellung und absoluter Gegenseitigkeit entsprechend 
den Regeln des allgemeinen Völkerrechts beruhen müssen, 

daß ferner unter dem 15. September 1919 der Präsident 
der Chinesischen Republik einen Erlaß über die Wiederher- 
stellung des Friedens mit Deutschland veröffentlicht hat, 

daß ferner Deutschland sich verpflichtet, gegenüber China 
die aus den Artikeln 128 bis 134 des am 10. Januar 1920 in 
Kraft getretenen Vertrags von Versailles vom 28. Juni 1919 
hervorgehenden Verpflichtungen zu erfüllen, 

stellt fest, daß Deutschland durch die Ereignisse des Krie- 
ges und durch den Vertrag von Versailles gezwungen worden 
ist, auf alle seine Rechte, Ansprüche und Vorrechte zu ver- 
zichten, die es auf Grund seines Vertrags mit China vom 
6. März 1898, sowie durch alle sonstigen die Provinz Schan- 
tung betreffenden Abkommen erworben hat, und dadurch die 
Möglichkeit, sie an China zurückzugeben, sich genommen 
sieht, 

und erklärt in aller Form: 

der Abschaffung der Konsulargerichtsbarkeit in China 
zuzustimmen, 
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zugunsten Chinas auf alle Rechte zu verzichten, die die 
Deutsche Regierung auf dem zur Deutschen Gesandtschaft in 
Peking gehörenden „Glacis“ besitzt, indem sie zugibt, daß 
man unter dem Ausdruck „öffentliches Eigentum“ im ersten 
Absatz des Artikels 130 des Vertrags von Versailles auch 
das erwähnte Gelände zu verstehen hat, 

sowie bereit zu sein, der Chinesischen Regierung die 
Kosten der Internierung von deutchen Militärpersonen in den 
verschiedenen Internierungslagern in China zu erstatten.“ 

Der Unterzeichnete ergreift diese Gelegenheit, um dem 
Herrn Vertreter der Regierung des Deutschen Reichs die Ver- 
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern. 

Peking, den 20. Mai 1921. 

(gez.) W. W. Yen | 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten. 


2. Begleitschreiben des deutschen Bevollmächtigten an den 
chinesischen Minister der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Peking, den 20. Mai 1921. 
Herr Minister! 
In Uebereinstimmung mit den Weisungen meiner Regie- 
rung habe ich die Ehre, Ihnen erneut zu erklären, daß die 
Deutsche Regierung den Versailler Vertrag jetzt nicht noch- 
mals generell anerkennen kann, da ein solcher Schritt mit 
der freiwilligen Annahme dieses Vertrags von ihrer Seite 
gleichbedeutend sein und seiner späteren Revision präjudi- 
zieren würde; sie wird jedoch keine Einwendungen dagegen 
erheben, daß China sich außer den Artikeln 128 bis 134 des 
Vertrags auch gewisser anderer Vertragsrechte, die für das 
eigene Land von Belang erscheinen, in ihrer gegenwärtigen 
Festlegung oder, falls die Revision stattfindet, in ihrer abge- 
änderten Form bedienen wird. 
Ich benutze die Gelegenheit, um Ihnen, Herr Minister, die 
Versicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung zu er- 
neuern. (gez.) v. Borch. 
3. Deutsch-chinesisches Uebereinkommen. 
Die Regierung des Deutchen Reichs und die Regierung 
der Chinesischen Republik, von dem Wunsche geleitet, die 


Freundschafts- und Handelsbeziehungen durch eia Ueberein- 
kommen zwischen den beiden Ländern wiederherzustellen, 


haben, indem sie die Erklärung des Deutschen Reichs vom | 


heutigen Tage als Grundlage nehmen und anerkennen, daß 
die Anwendung der Grundsätze der Achtung der territorialen 
Souveränität, der Gleichstellung und der Gegenseitigkeit das 
einzige Mittel ist, das gute Einvernehmen zwischen den 
Völkern zu erhalten, demzufolge zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Die Regierung des Deutschen Reichs: 

Herrn H. von Borch, Generalkonsul; 

Die Regierung der Chinesischen Republik: 

Herrn W. W. Ven, Minister der Auswärtigen Angelegen- 
heiten. 

Die Bevollmächtigten haben sich, nachdem sie einander 
ihre Vollmachten mitgeteilt und diese in guter und gehöriger 
Form befunden haben, über folgende Bestimmungen geeinigt: 

Artikell 

Die beiden Hohen vertragschließenden Teile haben das 
Recht, gehörig beglaubigte diplomatische Agenten gegen- 
scitier zu entsenden, welche auf Grundlage der Gegenseitig- 
keit im Lande ilıres Aufenthalts die Vorrechte und Befreiungen 
genießen, die ihnen das Völkerrecht gewährt. 

Artikelll. 

Die beiden Hohen vertragschließenden Teile gewähren 

sich gegenseitig das Recht, an allen Orten, wo ein Konsulat 


Pr 
W 


) 


oder ein Vizekonsulat einer anderen Nation errichtet ist, Kon- 
suln, Vizekonsuln und Konsularagenten zu ernennen, die mit 
der Achtung und den Rücksichten behandelt werden werden, 
die den Beamten desselben Ranges der anderen Nationen ge- 
währt werden. | 

| Artikel IM. 

Staatsangehörigen einer der beiden Republiken, die in 
dem Gebiete der anderen sich aufhalten, steht es frei, in 
Uebereinstimmung mit den Gesetzen und Verordnungen des 
Landes zu reisen, sich niederzulassen und Handel oder In- 
dustrie zu betreiben an allen Orten, wo Staatsangehörige 
einer anderen Nation es tun können. 


Sie unterstehen, bezüglich ihrer Person sowie ihres Ver- : 


mögens, der Gerichtsbarkeit der örtlichen Gerichtshöfe; sie 


müssen sich nach den Gesetzen des Aufenthaltslandes richten. 
Sie zahlen keine höheren Steuern, Abgaben oder Kontribu- 
tionen als die Landesangehörigen. 

Artikel IV. 

Die beiden Hohen vertragschließenden Teile erkennen 
an, daß alle Zollangelegenheiten allein durch die innere 
Gesetzgebung eines jeden von ihnen geregelt werden. In- 
dessen werden keine höheren Zölle als die von den Landes- 
angehörigen entrichteten erhoben auf Rohstoffe oder Fabrikate 
vom Ursprung einer der beiden Republiken oder eines anderen 
Landes, bei ihrer Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr. 

ArtikelV. 

Die Erklärung des Deutschen Reichs vom heutigen Tage 
und die Bestimmungen des gegenwärtigen Uebereinkommens 
werden als Grundlage genommen werden für die Verhand- 
lung des endgültigen Vertrags. 

Artikel VI. 

Das gegenwärtige Uebereinkommen ist in Deutsch, 
Chinesisch und Französisch abgefaßt; im Falle einer Aus 
legungsverschiedenheit gilt der französische Text. 

Artikel VI. 

Das gegenwärtige Uebereinkommen wird sobald als 
möglich ratifiziert werden, und tritt in Kraft mit dem Tage, 
an dem die beiden Regierungen einander mitgeteilt haben, 
daß die Ratifikationen erteilt worden sind. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in Peking am 
20. Mai 1921, entsprechend dem 20. Tage des 5. Monats des 
10. Jahres der Chinesischen Republik. 

(L. S.) (gez.) v. Berch. 

(L. S.) (gez.) W. W. Yen. 


4. Notenwechsel zwischen dem deutschen Bevollmächtigten 
und dem chinesischen Minister der Auswärtigen Angelegen- 
heiten. | 
a) Notedesdeutschen Bevollmächtigten. 
Peking, den 20. Mai 1921. 
Herr Minister! 

Im Auftrag der Deutschen Regierung beehrt sich der 
Unterzeichnete, in der Absicht, den Text der deutschen Er- 
klärung und des deutsch-chinesischen Uebereinkommens näher 
zu erläutern, Ihnen, Herr Minister, nachstehende Erklärungen 
abzugcben: 

1. Verzollung chinesischer Waren in Deutschland: 

Die im Artikel IV des Uebereinkommens bezeichnete Zoll- 
regclung, nach der die Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchgangs 
zölle beider Länder die von den Angehörigen des eigenen 
Landes zu zalılenden Zollsätze nicht übersteigen dürfen, hin- 
dert China nicht, sich der im Artikel 264 des Versailler Ver- 
trags gegebenen Vergünstigung zu-bedicenen. 


r 


2. Ersatz von Schäden: 

Die in der deutschen Erklärung ausgesprochene Bereit- 
willigkeit, China die Auslagen in den verschiedenen Inter- 
nierungslagern zu erstatten, ist so zu verstehen, daß Deutsch- 
land bereit ist, diese Zahlung zu leisten neben dem Schadens- 
ersatze gemäß den Grundsätzen des Versailler Vertrags. 

Die Deutsche Regierung verpflichtet sich, eine Teilzahlung 
von vier Millionen Dollar bar und dem Rest in Tientsin-Pukou 
und Hukuang Eisenbahnobligationen auf die chinesische 
Kriegsschädenersatzforderung in der noch zu vereinbarenden 
Gesamthöhe des halben Erlöses des liquidierten Vermögen der 
Deutschen in China und des halben Wertes des sequestrierten 
Vermögens an die Chinesische Regierung zu machen. 

) 3. Chinesisches Eigentum in Deutschland: 

‚ Das chinesische bewegliche und unbewegliche Eigentum 
in Deutschland wird nach Ratifizierung des Uebereinkommens 
voll zurückgegeben. 

4. Chinesische Studenten in Deutschland: 

Die Deutsche Regierung wird den chinesischen Studenten 
in Deutschland gern nach allen Kräften behilflich sein, daß 
sie Aufnahme in den Schulen erhalten oder sich praktisch aus- 
bilden können. 

Ferner wäre der Unterzeichnete dem Herrn Minister zu 
Dank verpflichtet für eine Mitteilung über folgende Punkte: 

1. Künftige Sicherheiten für das Eigentum Deutscher: 

Kann die Chinesische Regierung versprechen, daß sie 
Deutschen in China vollen Schutz in der friedlichen Aus 
übung ihres Berufs gewähren und deren Vermögen nicht 
noch einmal beschlagnahmen wird, außer in Uebereinstim- 
mung mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völker- 
rechts oder den Bestimmungen des chinesischen Rechts? 

2. Rechtsgarantien: 

Werden deutsche Rechtsfälle in China sämtlich von den 
neu eingerichteten Gerichten mit dem Rechte der Berufung 
und nach den neuen Gesetzen erledigt und wird ein ordnungs- 
mäßiges Prozeßverfahren dabei angewandt? 

Dürfen für die Dauer des Prozesses deutsche Rechts- 
anwälte und Dolmetscher, die bei den Gerichten offiziell zu- 
! gelassen sind, als Rechtsbeistände fungieren? 

3. Fälle vor den Gemischten Gerichten: 
| Welches Verfahren hat die Chinesische Regierung für 
: Prozesse vor den Gemischten Gerichten im Auge, bei denen 
Deutsche aktiv oder passiv beteiligt sind? 

4. Chinesische Bestimmungen über den Handel mit dem 
Feinde: 

Werden alle derartigen Bestimmungen mit dem Tage der 
Ratifizierung des Uebereinkommens hinfällig? 

5. Regelung von chinesisch-deutschen Verbindlichkeiten: 

Hat die Chinesische Regierung die Absicht, dem im Ar- 
tikel 296 des Versailler Vertrags vorgesehenen allgemeinen 
Ausgleichsamte beizutreten? 

Indem ich mich beehre, das Vorstehende zu Ihrer Kennt- 
nis zu bringen, bitte ich Sie, sehr geehrter Herr Minister, 
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ge- 
nehmigen. 

(gez.) v. Borch 
Vertreter der Deutschen Regierung. 
b) Antwortnote des chinesischen Ministers 
der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Peking, den 20. Mai 1921. 
Sehr geehrter Herr! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres gefälligen Schreibens 
zu bestätigen, in dem Sie in der Absicht, den Text der deut- 
schen Erklärung und des chinesisch-deutschen Uebereinkom- 
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mens näher zu erläutern, nachstehende Erklärungen abge- 
geben haben: 

„il. Verzollung chinesischer Waren in Deutschland: 

Die im Artikel IV «des Uebereinkommens bezeichnete Zoll- 
regelung, nach der die Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchgangs- 
zölle beider Länder die von den Angehörigen des eigenen 
Landes zu zahlenden Zollsätze nicht übersteigen dürfen, hin- 
dert China nicht, sich der im Artikel 264 des Versailler Ver- 
trags gegebenen Vergünstigung zu bedienen. 

2. Ersatz von Schäden: 

Die in der deutschen Erklärung ausgesprochene Bereit- 
willigkeit, China die Auslagen in den verschiedenen Internie- 
rungslagern zu erstatten, ist so zu verstehen, daß Deutsch- 
land bereit ist, diese Zahlung zu leisten neben dem Schadens- 
ersatze gemäß den Grundsätzen des Versailler Vertrags. 

Die Deutsche Regierung verpflichtet sich, eine Teilzah- 
lung von vier Millionen Dollar bar und dem Rest in Tientsin- 
Pukou und Hukuang Eisenbahnobligationen auf die chine- 
sische Kriegsschädenersatzforderung in der noch zu verein- 
barenden Gesamthöhe des halben Erlöses des liquidierten 
Vermögens der Deutschen in China und des halben Wertes 


des sequestrierten Vermögens an die Chinesische Regierung . 


zu machen. 
3. Chinesisches Eigentum in Deutschland: 
Das chinesische bewegliche und unbewegliche Eigentum 


in Deutchland wird nach Ratifizierung des Uebereinkommens 


voll zurückgegeben. 

4. Chinesische Studenten in Deutschland: 

Die Deutsche Regierung wird den chinesischer Studenten 
in Deutschland gern nach allen Kräften behilflich sein, daß 
sie Aufnahme in den Schulen erhalten oder sich praktisch 
ausbilden können.“ 

Auf die von Ihnen gestellten Fragen beehre ich mich das 
Nachstehende zu antworten: 

1. Künftige Sicherheiten für das Eigentum von Chinesen 
und Deutschen: 

Die Chinesische Regierung verspricht, daß sie Deutschen 
in China vollen Schutz in der friedlichen Ausübung ihres 


Berufs gewähren und deren Vermögen nicht noch einmal 


beschlagnahmen wird, außer in Uebereinstimmung mit 'den 


allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts oder den: 


u. Plan. 


Bestimmungen des chinesischen Rechtes unter der Voraus- ; 
setzung, daß die Deutsche Regierung in gleicher Weise gegen- ' 


über den in Deutschland wohnenden Chinesen handelt. 

2. Rechtsgarantien: 

Deutsche Rechtsfälle in China werden sämtlich von den 
neu eingerichteten Gerichten mit dem Rechte der Berufung 
und nach den neuen Gesetzen erledigt, und ein ordnungs- 


mäßiges Prozeßverfahren wird dabei angewandt. Für die’ 
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Dauer des Prozesses dürfen deutsche Rechtsanwälte und - 
Dolmetscher, die bei den Gerichten offiziell zugelassen sind, . 


als Rechtsbeistände fungieren. 

3. Fälle vor den Gemischten Gerichten: 

Bezüglich der Prozesse vor den Gemischten Gerichten, 
bei denen Deutsche aktiv oder passiv beteiligt sind, wird 
China für die Zukunft eine Lösung suchen, die allen Seiten 
gerecht wird. 


4. Chinesische Bestimmungen über den Handel mit dem : 


Feinde: 
Alle derartigen Bestimmungen werden mit dem Tage 
der Ratifizierung des Uebereinkommens von selbst hinfällig. 
Die früher beim Seezollamt eingetragenen deutschen 
Handelsmarken werden nach Ratifizierung des vorliegenden 
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Ujebereinkommens durch Wiedereintragung durch den ur- 
sprünglichen Eigentümer beim Seezollamte wieder in Kraft 
vesetzt werden. 

Bis die autonomen Zollbestimmungen allgemein ange- 
wendet werden, werden deutsche Einfuhrwaren Zölle nach 
den allgemeinen Zollbestimmungen bezahlen. 

5. Regelung von chinesisch-deutschen Verbindlichkeiten: 

Die Chinesische Regierung hat nicht die Absicht, dem im 
Artikel 296 des Versailler Vertrags vorgesehenen allgemeinen 
Ausgrleichsamte beizutreten. 

Ferner verpflichtet sich die Chinesische Regierung im Hin- 


blick auf die obige Erklärung der Deutschen Regierung, wo- 


nach sie sich zu einer Teilzahlung auf die Kriegsschäden- 
ersatzforderung an die Chinesische Regierung verpflichtet, 
mit der Vertragsunterzeichnung die Liquidationen des Eigen- 
tums von Deutschen sämtlich tatsächlich einzustellen und 
geren Empfangnahme der obigen Schadensersatzsumme nach 
Ratifizierung des deutsch-chinesischen Uebereinkommens die 
liquidationserlöse sowie alles einbehaltene Eigentum den 
Firentümern zurückzugeben. 

Die obige Regelung bedeutet die. Erledigung der im 
Satz 2 des Artikels 133 des Versailler Vertrags erwähnten 
Frage der Liquidation, Sequestration und Beschlagnahme 
deutschen Eigentums. 

Mit der Deutsch-Asiatischen Bank und den Ching-Hsing 
Minen werden die zuständigen chinesischen Behörden über 
das Verfahren bescnders verhandeln. 

Die noch nicht liquidierten Immobilien der Deutsch-Asia- 
tıschen Bank in Peking und Hankau werden jedoch dem obigen 
Verfahren entsprechend den Eigentümern zurückgegeben. 

Indem ich die Ehre habe, Ihnen Vorstehendes zu ant- 
worten, ergreife ich die Gelegenheit, Ihnen, sehr geehrter 
Ilerr, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung zu 
übermitteln. oo 
(gez.) W.W. Yen 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten. 


Denkschrift. 


Die Chinesische Regierung hat am 14. März 1917 die 
diplomatischen Beziehungen zu der deutschen Regierung 
abjrebrochen und am 14. August den Krieg erklärt. Den 
Friedensvertrag von Versailles, der auch Bestimmungen zur 
Regelung der Beziehungen zwischen Deutschland und China 


. enthält, hat China nicht unterzeichnet, weil es die Bestim- 


mungen über Schantung nicht anerkennen wollte. 

Ein Erlaß des Präsidenten der Chinesischen Republik 
vom 15. September 1919 erklärte den Kriegszustand mit 
Deutschland für beendet. Dieser Erlaß ist der Deutschen 
Regierung amtlich nicht mitgeteilt worden. Die Chinesische 
Regierung hat in Verfolg des Erlasses die Beschränkungen, 
denen die Deutschen während des Krieges in China unter- 
worfen worden waren, zum größten Teil beseitigt, hat je- 
doch das Verbot des Handels mit dem Feinde noch nicht 
wieder aufgehoben und hat besonders die Beschlagnahme 
des deutschen Figentums aufrecht erhalten sowie auch Liqui- 
dationen noch weiterhin vorgenommen. Auch die Deutsche 
Regierung hat die gegen Chinesen erlassenen Kriegesmaß- 
nahmen schon außer Kraft gesetzt. 

Der Kriegszustand zwischen Deutschland und China ist 
also zwar tatsächlich wieder aufgehoben, rechtlich aber ist 
ır noch nicht beendet, und die infolge des Kriegszustandes 
yeschaffenen Verhaltnisse harren vor allem in China zum 
großten Tel noch der Regelung; ferner fehlt die Rechts- 
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grundlage für die beiderseitigen Beziehungen, da durch den 
Eintritt des Kriegszustandes alle früheren Verträge zwischen 
den beiden Staaten aufgehoben worden sind. Zur Wieder- 
herstellung des Friedenszustandes sind deshalb besondere 
Vereinbarungen zwischen Deutschland und China notwendig. 


Die Verhandlungen wurden zwischen einer nach Peking 
entsandten deutschen Kommission und der Chinesischen 
Regierung im September 1920. begonnen und führten zu Ver- 
einbdrungen, die am 20. Mai 1921 von den beiderseitigen 
Bevollmächtigten in Peking unterzeichnet worden sind. 
Wegen der besonderen Wünsche der Chinesen erwies sich 
eine Zerlegung in vier Teile notwendig, die aber als ein 
Ganzes zu betrachten sind; es sind dies: Ä 


1. eine in deutscher, chinesischer und französischer Sprache 
abgefaßte Erklärung des deutschen Bevollmächtigten 
und das in französischer Sprache abgefaßte Bestätigungs- 
schreiben des chinesischen Ministers der Auswärtigen 
Angelegenheiten; 

2. ein in deutscher und chinesischer Sprache abgefaßtes 
Begleitschreiben des deutschen Bevollmächtigten zu der 
unter ] erwähnten Erklärung; 

3. ein in deutscher, chinesischer und französischer Sprache 
abgefaßtes Uebereinkommen; 

4. ein zwischen den beiderseitigen Bevollmächtigten in 
deutscher und chinesischer Sprache geführter Noten- 
wechsel. i 


Die Veröffentlichung der Vereinbarungen erfolgt zu | 
und 3 in deutscher und französischer, zu 2 und 4 in deut- 
scher Sprache. Der in Frage kommende chinesische Wort- 
laut kann nicht veröffentlicht werden, weil er hier zur Zeit 
nur zum Teil vorliegt und eine Ergänzung auf telegra- 
phischem Wege fast unüberwindliche Schwierigkeiten bietet. 
Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß der veröffentlichte 
Wortlaut mit dem entsprechenden chinesischen im Sinne genau 
übereinstimmt. 


Der Inhalt der Vereinbarungen ist in zwei Teile zu 
gliedern: 


l. die Liquidation des Kriegszustandes, worüber Bestim- 
mungen in der Erklärung, dem Begleitschreiben und dem 
Notenwechsel enthalten sind; 


2. das Uebereinkommen mit den grundlegenden Bestim- 
mungen für die Neuregelung der deutsch-chinesischen 
Beziehungen nebst Ergänzungen in der Erklärung und 
dem Notenwechsel. | 


Il. Die Liquidation des Kriegszustandes. 


Zu den Artikeln des Versailler Friedensvertrags über 
Schantung, die China veranlaßt haben, den Vertrag nicht zu 
unterzeichnen, wird in der deutschen Erklärung festgestellt, 
daß Deutschland durch die Ereignisse des Krieges und durch 
den Vertrag von Versailles gezwungen worden ist, auf alle 
seine Rechte, Ansprüche und Vorrechte zu verzichten, die es 
auf Grund seines Vertrags mit China vom 6. März 1898 so- 
wie durch alle sonstigen die Provinz Schantung betreffenden 
Abkommen erworben hat, und daß es sich dadurch die Mög- 
lichkeit genomnien sicht, sie an China zurückzugeben. 


Chinas ursprünglichem Ersuchen. die Deutsche Regierung 
möge der Chinesischen Regierung gegenüber eine Erklärung 
abgeben, daß sie sich an den Versailler Vertrag allgemein 
auch China gegenüber gebunden halte, konnte nicht ent- 
sprochen werden, weil, wie im Begleitschreiben ausgeführt, 
die Deutsche Regierung den Versailler Vertrag nicht noch- 


mals generell anerkennen wollte: In der Erklärung ver- 
pflichtet sich Deutschland, gegenüber China die aus den 
Artikeln 128 bis 134 des Versailler Vertrages hervorgehenden 
Verpflichtungen zu erfüllen; weitere Ausführungen hierüber 
folgen unten. In dem Begleitschreiben wird ferner zuge- 
standen, daß China sich außer den Artikeln 128 bis 134 des 
Vertrages auch „gewisser anderer Vertragsrechte, die für das 
eigene Land von Belang erscheinen“, in ihrer gegenwärtigen 
Festlegung oder, falls eine Revision stattfände, in ihrer abge- 
änderten Form bedienen könne. Die Frage der Ausübung 
solcher anderer Vertragsrechte durch China wird von Fall zu 
Fall zu erörtern sein. Unvorhergesehene Schwierigkeiten 
dürften dabei nicht hervortreten, da in den vorliegenden Ver- 
einbarungen die Punkte des Versailler Vertrags, auf die es 
China besonders ankommt, positiv geregelt sind. 

In den vorliegenden Vereinbarungen wird auf folgende 
Bestimmungen des Versailler Vertrags besonders hingewiesen: 

Es wird China zugestanden, daß es sich der Meist- 
begünstigung aus Artikel 264 gegenüber Deutschland be- 
dienen dürfe (Nr. 1 der deutschen Zusagen im Notenwechsel). 

China erklärt, daß es zur Regelung der chinesisch-deut- 
schen Verbindlichkeiten nicht die Absicht habe, dem in 
Artikel 296 des Versailler Friedensvertrags vorgesehenen all- 
gemeinen Ausgleichsverfahren beizutreten (bei Nr. 5 der 
chinesischen Zusagen im Notenwechsel). 

Bei Nr. 2 der deutschen Zusagen im Notenwechsel wird 
erklärt, daß Deutschland Schadensersatz gemäß-den Grund- 
sätzen des Versailler Vertrags leisten werde. Eine Teilzahlung 
hierauf wird in Verbindung mit der Rückgabe des deutschen 
Eigentums in China zugesagt. 

Außerdem verspricht Deutschland in der letzten Zusage 
der Erklärung, der Chinesischen Regierung die Kosten der 
Internierung von deutschen Militärpersonen in den ver- 
schiedenen Internierungslagern in China zu erstatten. Diese 
Zusage Deutschlands geht über die Bestimmungen des 
Artikels 224 des Versailler Vertrags hinaus, nach der die ver- 
tragschließenden Teile auf die gegenseitige Erstattung der 
Aufwendungen für den Unterhalt der Kriegsgefangenen in 
ihren Gebieten verzichten. Die Zusage ist im Hinblick darauf 
erfolgt, daß von deutscher Seite Aufwendungen für den Unter- 
halt kriegsgefangener Chinesen nur in wenigen Fällen er- 
folgt sind. | 

Zur Erfüllung der Verpflichtungen aus den Artikeln 128 
bis 134 ist noch folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 130 heißt es in der Erklärung, daß die 
Deutsche Regierung zugunsten Chinas auf alle Rechte ver- 
zichtet, die sie auf dem zur deutschen Gesandtschaft in Peking 
gehörenden Glacis besitzt, indem sie zugibt, daß man unter 
dem Ausdruck „öffentliches Eigentum“ im ersten Abschnitt 
dieses Artikels auch das erwähnte Gelände zu verstehen habe. 

Zu Artikel 131 ist zu bemerken, daß die Rückgabe der 
astronomischen Instrumente bereits Anfang 1919 in die Wege 
geleitet wurde. Der Transport nach China wurde durch 
Schwierigkeiten verschiedener Art verzögert. Die Rückgabe 
ist am 14. April 1921 in Peking erfolgt. 

‚ Die Frage der Behandlung des deutschen Eigentums in 
China hat eine andere, und zwar günstigere Regelung ge- 
funden, als im Artikel 133 vorgesehen ist. Diese Frage war 
für die deutschen China-Firmen am wichtigsten. Es war be- 
sonders der Wunsch, weitere Liquidationen deutschen Eigen- 
tums zu verhindern und eine baldige Rückgabe der beschlag- 
nahmten Werte zu erwirken, der dazu drängte, sobald wie 
möglich mit China zu einem Einvernehmen zu kommen. China 
hat, dem Beispiel der Alliierten folgend, mit Rücksicht auf seine 
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Kriegsschädenersatzforderung bisher an deutschem Eigentum 
für etwa 1200000 Taels liquidiert; der Wert des noch in 
seinen Händen befindlichen beschlagnahmten deutschen Eigen- 
tums geht schätzungsweise bis zum Zehnfachen dieser Summe. 
Die Chinesische Regierung betrachtet diese Werte als Sicher- 
heit für ihre Forderungen auf Ersatz ihrer Kriegsschäden, die 
noch nicht zusammengestellt sind, die aber vermutlich höher 
sein werden, als die als Pfand gehaltenen deutschen Werte. 
Es wurde vereinbart, daß die Chinesische Regierung mit der 
Unterzeichnung des Vertrags die Liquidationen deutschen 
Eigentums einstellen werde und daß die Freigabe des Pfandes 
durch China gegen die Zahlung seines halben Wertes er- 
tolgen soll; diese Zahlung soll als Teilzahlung auf die chine- 
sische Kriegsschädenersatzforderung angesehen werden, zu 
vergleichen Nr. 2 der deutschen und Nr. 5 der chinesischen 
Zusagen im Notenwechsel. So wird mit der Zahlung zwei 
Zwecken gedient: eine für Deutschland günstige Lösung. Die 
Zahlung ist wie folgt gedacht: vier Millionen Silberdollar in 
bar, der Rest in Obligationen der Tientsin-Pukou und Hu- 
kuang Eisenbahnanleihen. Diese Obligationen befinden sich 
in den Händen des Reichsfinanzministeriums und sind wegen 


Sperrung des Zinsendienstes seitens der Chinesischen Regie- 


rung zur Zeit nicht handelsfähig. 

Es ist nicht gelungen, auch das in den Händen der 
Chinesen befindliche Eigentum der Deutsch-Asiatischen Bank 
und der Ching-Hsing-Minen — bedeutende Werte — in diese 
Regelung einzubeziehen. Hierüber werden die zuständigen 
chinesischen Behörden mit den Interessenten besonders ver- 
handeln. Die noch nicht liquidierten Immobilien der Deutsch- 
Asiatischen Bank in Peking und Hankau werden jedoch dem 
obigen Verfahren entsprechend der Eigentümerin zurück- 
gegeben werden (bei Nr. 5 der chinesischen Zusagen im 
Notenwechsel). 

Das chinesischeEigentumin Deutschland 
wird nach Ratifikation des Uebereinkommens voll zurück- 
gegeben. werden (Nr. 3 der deutschen Zusagen im Noten- 
wechsel). 

Auf die deutsche Frage über künftige Sicher- 
heitenfürdas Eigentum Deutscherin China 
wird unter Nr. 1 der chinesischen Zusagen im Notenwechsel 
erklärt: 

„Die Chinesische Regierung verspricht, daß sie Deutschen 
in China vollen Schutz in der friedlichen Ausübung ihres 
Berufs gewähren und deren Vermögen nicht noch einmal be- 
schlagnahmen wird, außer in Uebereinstimmung mit den all- 
gemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts oder den 
Bestimmungen des chinesischen Rechtes, unter der Voraus- 
setzung, daß die Deutsche Regierung in gleicher Weise gegen- 
über den in Deutschland wohnenden Chinesen handelt.“ 


Die Bestimmungen über den Handel mit 
dem Feinde in China (Präsidialerlaß vom 17. Mai 1918) 
sind noch nicht offiziell beseitigt worden. Auf eine ent- 
sprechende deutsche Anfrage im Notenwechsel wird von 
chinesischer Seite erklärt, daß alle derartigen Bestimmungen 
mit dem Tage der Ratifikation des Uebereinkommens von 
selbst hinfällig werden würden (in Nr. 4 der chinesischen 
Zusagen im Notenwechsel!). 

In Verbindung hiermit steht die Frage der deutschen 
Handelsmarkenin China. Diese hatten, soweit sie 
bei dem chinesischen Seezollamt eingetragen waren, bisher 
den Schutz der chinesischen Behörden genossen. Anfang 
Januar 1921 erhielt der mit der Wahrnehmung der deutschen 
Interessen beauftragte niederländische Generalkonsul in 
Schanghai von dem chinesischen-Seezolldirektor die amtliche 
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Mitteilung, daß die eingetragenen deutschen Handelsmarken 
auf Weisung von Peking gelöscht worden seien und daß keine 
neuen Eintragungen deutscher Handelsmarken stattfinden 
würden, solange nicht die Handelsbeziehungen mit Deutsch- 
land wieder aufgenommen wären. Die sofort hiergegen von 
dem niederländischen Gesandten und von der deutschen Kom- 
. mission bei dem Waichiaopu erhobenen Vorstellungen hatten 
keinen Erfolg. Unter Nr. 4 der chinesischen Zusagen im 
Notenwechsel wird nun erklärt: „Die früher bei dem Seezoll- 
amt eingetragenen deutschen Handelsmarken werden nach 
Ratifizierung des vorliegenden Uebereinkommens durch Wie- 
dereintragung durch den ursprünglichen Eigentümer bei dem 
Seezollamt wieder in Kraft gesetzt werden.“ Durch Wieder- 
eintragung der Marken werden also die ursprünglichen Eigen- 
tümer wieder in den früheren Stand versetzt werden können. 


2. Das Uebereinkommen mit den grundlegenden Be- 
stimmungen für die Neuregelung der deutsch - chinesischen 
Beziehungen. 


Die Chinesische Regierung ließ bei Beginn der Verhand- 
lungen von vornherein erklären, daß sie die Beziehungen zu 
Deutschland nicht nach den Bestimmungen des alten Handels- 
vertrags, sondern nur auf vollständig neuer Grundlage wie- 
der aufzunehmen in der Lage sei. Denn China ist bestrebt, 
seine Beziehungen zum Ausland allgemein auf neuen Grund- 
lagen zu regeln und hierbei die drückenden Bedingungen, 
die ihm die noch in Kraft befindlichen alten Verträge auf- 
erlegen, zu beseitigen. Es war daher nicht möglich, die 
Wiedereinräumung der früher gewährten vollen Meistbegün- 
stigung von China zu erlangen. 

China wünscht völlige Gleichstellung und territoriale 
Souveränität. Es forderte daher Verzicht Deutschlands auf 
die Exterritorialität und Anerkennung seiner Zollautonomie. 
Diesen Wünschen Chinas wurde entsprochen. Die Verhand- 
lungen führten in dem Uebereinkommen zu einem Vorver- 
trage, der zunächst die Wiederaufnahme der diplomatischen 
und wirtschaftlichen Beziehungen ermöglicht und als Grund- 
lage für einen später zu vereinbarenden ausführlichen Ver- 
trag dienen soll. 

Im Eingang des Uebereinkommens wird der Wunsch 
ausgesprochen, die Freundschafts- und Handelsbeziehungen 
zwischen den beiden Ländern wiederherzustellen. Dann wird 
beiderseits zugestanden: | 

Die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehun- 
gen: Entsendung diplomatischer Vertreter mit allen 
völkerrechtlichen Vorrechten und Befreiungen; 

das Recht, konsularische Vertreter zu ernennen an 
allen Orten, wo eine andere Nation eine konsularische 
Vertretung unterhält; 

das Recht für die Staatsangehörigen des einen 
Teils, in dem Gebiete des anderen Teils zu reisen, 
sich niederzulassen und Handel oder Industrie zu 
betreiben an allen Orten, wo dies Angehörigen einer 
anderen Nation gestattet ist, wobei Unterstellung unter 
die Gesetze und Gerichte des Aufenthaltslandes statt- 

j findet und zugesagt wird, daß keine höheren Steuern, 
Abgaben und Kontributionen erhoben werden sollen, 
als die Inländer zahlen; 

die Zollautonomie bei Gleichstellung der Staats- 
angchörigen des einen Teils mit den Inländern im 
Gebiete des anderen Teils. 

Endlich wird erklärt, daß die deutsche Erklärung und 
dıe Bestimmungen des Uebereinkommens als Grundlage für 
die Verhandlungen des endgültigen Vertrags genommen wer- 
den sollen. 


Al. 


Einer besonderen Besprechung bedürfen noch die Auf- 
gabe der Exterritorialität und die Zollfrage, über die im 


‚Notenwechsel Vereinbarungen getroffen sind. 


Die Aufgabe der Exterritorialität und die 
sich daraus ergebende Unterstellung der Deutschen unter 
chinesische Gerichtsbarkeit und Steuerhoheit war nicht zu 
vermeiden, weil China, wie es in jüngster Zeit mehrfach 
bewiesen hat, kein neues Vertragsverhältnis ohne dies Zu- 
geständnis einzugehen gewillt ist. Der Verzicht wird in der 
Erklärung ausgesprochen und ergibt sich ferner aus 
Artikel III Abs. 2 des Uebereinkommens. Es ist Bedacht 
darauf genommen worden, und es soll bei den Verhand- 
lungen über den endgültigen Vertrag weiter Bedacht darauf 
genommen werden, daß den durch die Aufhebung der Kon- 
sulargerichtsbarkeit für die Deutschen möglicherweise ent- 
stehenden Unzulänglichkeiten'tunlichst vorgebeugt wird. Auf 
die deutschen Anfragen über Rechtsgarantien und Behand- 
lung der Fälle vor den Gemischten Gerichten wird unter 
Nr. 2 und 3 der chinesischen Zusagen im Notenwechsel 


erklärt: 

e „Deutsche Rechtsfälle in China werden sämtlich 
von den neu eingerichteten Gerichten mit dem Rechte 
der Berufung und nach den neuen Gesetzen erledigt, 
und ein ordnungsmäßiges Prozeßverfahren wird dabei 
angewandt. Für die Dauer des Prozesses dürfen 
deutsche Rechtsanwälte und Dolmetscher, die bei den 
Gerichten offiziell zugelassen sind, als Rechtsbeistände 
fungieren.“ Ä 

„Bezüglich der Prozesse vor den Gemischten Ge- 
richten, bei denen Deutsche aktiv oder passiv beteiligt 
sind, wird China für die Zukunft eine Lösung suchen, 
die allen Seiten gerecht wird.“ 

Diese Gemischten Gerichte bestehen für Zivil- und Straf- 
fälle in Schanghai, für Straffälle auch an einigen anderen 
Plätzen. In ihnen sitzt ein chinesischer Richter mit einem 
ausländischen Beisitzer (einem Beamten einer Vertragsmacht 
mit Konsulargerichtsbarkeit) besonders in Fällen, in denen 
Angehörige dieser Vertragsmacht als Kläger oder Interessen- 
ten gegenüber Chinesen oder Angehörigen einer Nicht- 
vertragsmacht auftreten. Seit dem Abbruch der Beziehungen 
zwischen Deutschland und China wurden in der internatio- 
nalen Niederlassung in Schanghai alle Rechtsfälle, bei denen 
Deutsche beteiligt waren, vor das Gemischte Gericht, meist 
mit dem britischen Beisitzer, in der französischen Nieder- 
lassung in Schanghai vor das Gemischte Gericht mit dem 
französischen Beisitzer gebracht — ein ganz unhaltbarer 
Zustand! Die Chinesen sind seit langer Zeit bemüht, diese 
Gemischten Gerichte wieder zu beseitigen und alle Fälle, 
für die sie zuständig sind, vor die ordentlichen chinesischen 
Gerichte oder vor noch zu errichtende Sondergerichtshöfe 
zu bringen. 

Den Chinesen fehlen weniger moderne Gesetze als darin 
genügend ausgebildete und im übrigen unabhängige Richter. 
Es ist indessen zu hoffen, daß sie bemüht sein werden, deut- 
schen Parteien vor den chinesischen Gerichten ihr Recht wer- 
den zu lassen, schon deshalb, weil andere Nationen sonst 
abgeschreckt werden würden, ihrerseits den allgemeinen 
Wunsch Chinas auf Beseitigung der Konsulargerichtsbarkeit 
zu erfüllen. 

In der Zollfrage war das Zugeständnis der Zoll 
autonomie nicht zu umgehen (Artikel IV des Uebereinkom- 
mens). Es ist grundsätzlich vereinbart, daß die Einfuhr-, 
Ausfuhr- und Durchgangszölle beider Länder die von den 
Angehörigen des eıgenen Landes zu zahlenden Zollsätze 
nicht übersteigen dürfen. 


Dazu wird in Nr. I der deutschen Zusagen im Noten- 
wechsel erklärt, daß diese Regelung China nicht hinderz, 
sich der Meistbegünstigung aus Artikel 264 des Versailler 
Vertrags zu bedienen. Dagegen wird von chinesischer Seite 
im letzten Absatz der Nr. 4 ihrer Zusagen folgendes Zuge- 
ständnis gemacht: „Bis die autonomen Zollbestimmungen 
allgemein angewendet werden, werden deutsche Einfuhr- 
waren Zölle nach den allgemeinen Zolibestimmungen be- 
zahlen.“ Unter „allgemeinen Zollbestimmungen“ sind die 
von den Vertragsmächten allgemein anerkannten Zollbestim- 
mungen einschließlich der Transitbestimmungen zu verstehen. 
Damit aber die erwähnten autonomen Zollbestimmungen all- 
gemein ängewandt werden können, müssen alle Vertrags- 
mächte, deren Angehörige jetzt die niedrigeren Einfuhrzölle 
bezahlen, ihre Zustimmung erteilen. Tatsächlich wird dem 
deutschen Handel damit Meistbegünstigung gewährt, 
denn danach werden die deutschen Einfuhrwaren in China 
nicht höhere Zölle bezahlen als andere Einfuhrwaren. Bei 
der Ausfuhr findet eine unterschiedliche Behandlung der 
Ausfuhrhändler nicht statt. 


Zwecks Ratifizierung dieser zwischen Deutschland und 
China getroffenen Vereinbarung hat die deutsche Reichs- 
regierung mit Zustimmung des Reichsrates dem Reichstag 
den nachstehenden Gesetzentwurf betr. die Deutsch-Chine- 
sischen Vereinbarungen über die Wiederherstellung des 
Friedenszustandes zugehen lassen, der vom Reichstag in 
seiner Sitzung vom 21. Juni in allen 3 Lesungen unverändert 
angenommen wurde. 


Gesetz betr. die deutsch-chinesischen Vereinbarungen über 
die Wiederherstellung des Friedenszustandes, vom 21. Juni. 


Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 

mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 
Artikel. 

Den am 20. Mai 1921 zwischen der Deutschen Regie- 
rung und der Chinesischen Regierung getroffenen Verein- 
barungen, enthalten in: 

l. einer in deutscher, chinesischer und französischer 
Sprache abgefaßten Erklärung des deutschen Bevoll- 
mächtigten und dem in französischer Sprache abgefaßten 
Bestätigungsschreiben des chinesischen Ministers der 
Auswärtigen Angelegenheiten; | 

. einem in deutscher und chinesischer Sprache abgefaßten 
Begleitschreiben des deutschen Bevollmächtigten zu der 
unter 1 erwähnten Erklärung; 

. einem in deutscher, chinesischer und französischer 
Sprache abgefaßten Uebereinkommen; 

. einem zwischen den beiderseitigen Bevollmächtigten in 
deutscher und chinesischer Sprache geführten Noten- 
wechsel. 

wird zugestimmt. 

Der deutsche und französische Wortlaut der unter 1 
erwähnten Erklärung, der französische Wortlaut des unter 
I erwähnten Bestätigungsschreibens nebst deutscher Ueber- 
setzung, der deutsche Wortlaut des unter 2 erwähnten Be- 
gleitschreibens, der deutsche und französische Wortlaut des 
unter 3 erwähnten Uebereinkommens sowie der deutsche 
Wortlaut des unter 4 erwähnten Notenwechsels werden nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel. 


” Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in 
aft. 
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Die deutsche Presse . 
und der deutsch-Kinesische Vertrag. 


Ueberwiegend billigt die öffentliche Meinung in Deutschland 
die deutsch-chinesischen Vereinbarungen. 

Die „Frankfurter Zeitung“ meint: „Im ganzen läßt 
sich sagen, daß das Erreichbare erreicht und das Ungünstige 
nach Möglichkeit erträglich gemacht worden ist. Jetzt kann 
zwischen China und Deutschland an die praktische Arbeit ge- 
gangen werden.“ Mit Bezug auf die Gemischten Gerichte, für 
die der chinesische Minister des Aeußeren nach einer Lösung 
schen will, heißt es in einem Aufsatz vom 22. Juni, sei Optimis- 
mus nicht am Platze, denn in der vid erörterten und von allen 
Seiten heiß umfochtenen Frage des Gemischten Gerichts werde 
China, das nicht Herr im eigenen Hause sei, nach wie vor nichts 
ändern können, solange die anderen Mächte nicht wollten. Den 
China-Deutschen bleibe kaum etwas anderes übrig, als die 
Niederlassungen, wenn möglich, zu meiden. Befriedigt ist das 
Blatt insbesondere, daß, solange Chinas Zollautonomie nicht 
von den anderen Mächten anerkannt ist, die deutschen Finfuhr- 
und Transitwaren genau dieselbe Behandlung finden, wie die 
Waren der Mächte, deren Beziehungen zu China nach dem 
alten Vertragssystem geregelt sind. 


Die „Rheinisch-Westfälische Zeitung“ kommt 
dagegen zu dem Schluß: „Das Abkommen als Bilanz lang- 
dauernder mühsamer Kleinarbeit ergibt jedenfalls außer den 
beträchtlichen materiellen, aber immerhin noch erträglichen 
Defizit — an große Zahlen sind wir ja gewöhnt — ein kaum 
wieder einzuholendes Minus, unter dessen niederhaltender 
Wirkung unsere deutschen Kultur- und Wirtschaftspioniere in 
Ostasien wahrscheinlich mehr und länger werden arbeiten 
müssen, um erst wieder einmal an die Stelle zu kommen, die 
vor Jahren den Ausgangspunkt bildete für das Wachstum deut- 
schen Ansehens und deutscher Erfolge in China.“ 

Auch die „Hamburger Nachrichten“ sprechen von 
„unglaublichen Zugeständnissen Deutschlands“. Formell hat das 
Blatt ferner zu rügen, daß die Regierungen des deutschen Reiches 
und der chinesischen Republik, die nach der Einleitung das 
Uebereinkcmmen abgeschlossen haben, es gleichwohl für nötig, 
nützlich, angenehm halten, sich zweimal, in Artikel 3 und 4, ihre 
Staatsform gegenseitig zu bescheinigen, indem von den „beiden 
Republiken“ gesprochen wird. „Das ist falsch und töricht zu- 
gleich und kann unter Umständen zu unangenehmen Verwicke- 
lungen führen.“ 

Die „Industrie- und Handelszeitung*“ stellt fest, 
daß in dem Staatsvertrag, den Deutschland mit China abge- 
schlossen hat, die Deutsch-Asiatische Bank außerordentlich mit- 
genommen ist, deren Verhältnisse durch besondere Verhandlun- 
gen geklärt werden sollen. „Wie die Bank für ihre Forderungen 
an die chinesische Regierung abgefunden werden wird, ist ilır 
noch nicht bekannt.“ 


Das „Berliner Tageblatt“ schreibt dagegen: „Das 
deutsche Volk wird dem chinesischen seine Teilnahme am 
Kriege, trotzdem sie ihm schwer geschadet, nicht nachtragen. 
denn es weiß, unter welchem Druck die damalige Pekinger 
Regierung gehandelt hat. Man wird hoffen dürfen, daß der 
vorläufige und später auch der endgültige Friedensvertrag 
Bestimmungen enthält, die einen allmählichen Wiederaufbau der 
früher so lebhaften deutsch-chinesischen Wirtschaftsbeziehun- 
gen ermöglichen.“ 


Dagegen weist „Der Deutsche“ nach, daß nicht so- 
wohl Druck anderer Mächte als daß das wohlverstandene Inter- 
esse des eigenen Landes China veranlaßt habe, in den Krieg auf 
seiten der Alliierten einzutreten, da ein Beiseitestehen China in 
die Reihe der Mächte dritter Ordnung herabdrücken mußte, füzt 
dann aber hinzu, daß sich die Dinge schließlich ganz ‚anders 
entwickelt haben, daß China die Früchte, die es reifen sah, 
nicht hat pilücken können. Der Aufsatz klingt dahin aus, daß 
„Deutschland trotz allen Bemühungen der Entente, etwas 
anderes herbeizuführen und nachher das Erreichte herabzu- 
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setzen, einen Erfglg errungen hat, der der Welt einmal wieder 


deutlich vor Augen führen wird, daß mit Deutschland auf dem 


Gebiet friedlichen Handelswettbewerbs und geistiger Kultur- 
arbeit auch trotz des der überlegenen Stärke der feindlichen 
Waffen gegenüber verlorenen Krieges auch in Zukunft gerechnet 
werden muß.“ 


Im „Berliner Lokalanzeiger" begrüßt sein Tokioer 
Vertreter das Abkommen ebenfalls lebhaft. Er schreibt: „Trotz- 
dem die politische und wirtschaftliche Lage Chinas für die Zu- 
kunft immer dunkler wird, können wir Deutsche als erfreuliche 
Tatsache verzeichnen, daß es unserem tatkräftigen Vertreter in 
Peking gelungen ist, noch den Friedens- und Handelsvertrag 
mit China zum Abschluß zu bringen, und zwar in Formen, dic 
trotz Fortiall der Exterritorialität nicht nur unserer alten politi- 
schen Stellung und unseren mannigfachen guten Beziehungen zu 
diesem Land in der Vergangenheit Rechnung tragen, sondern 
auch vor allem den Schutz des privaten Eigentums wieder- 
herstellen, womit China erneut eine politische Moral bekundet, 
die sehr viel höher steht als die seiner sämtlichen sogenannte: 
Kriegsverbiündeten.“ 


Auch die „Kölnische Zeitung‘ beurteilt die durch den 
Vertrag geschaffene neue Lage als nicht ungünstig für Deutsch- 
land. „Wenn unsere auswärtige Politik einigermaßen geschickt 
einsetzt, werden wir allein dadurch als ein Freund und williger 
Helfer der Chinesen erscheinen. China war ja auch das Land, 
welches, obwohl es zu unseren Feinden gehörte, wenig oder gar 
keine feindlichen Handlungen gegen uns durchgeführt hat und 
wo der Deutsche durch seine geradezu übermenschlichen 
Leistungen in diesem Weltkrieg sich ein „großes Gesicht“ ge- 
wahrt hat. Hoffen wir, daB unsere große, mächtige Industrie 
rechtzeitig die Situation erfaßt und sich die noch hier vor- 
handenen ungeheuren Absatzgebiete zur Wiederbelebung des 
deutschen Außenhandels rechtzeitig zu sichern versteht. Ich 
kin überzeugt, daß sich der deutsche Kaufmann in China bald 
wieder seine geachtete Stellung zurückerobern wird.“ 


Auf die Wirkungen des Vertrags, soweit die Ententemächte 
in Frage kommen, wird in einem Pariser Bericht der „Ger- 
mania“ hingewiesen: „Nach Artikel 280 des Versailler Ver- 
trages ist Deutschland verpflichtet, die Rechte und Interessen, 
die deutsche Staatsangehörige in Rußland. China, Oesterreich 
und anderen Ländern haben, innerhalb eines Jahres an die Alli- 
ierten zu übertragen. Nach Verlauf von sechs Monaten hat 
Deutschland der Reparationskommission die Gesamtheit dicser 
Rechte und Interessen, die Deutschland selbst besitzt, vorzu- 
legen. Deutschland hat seine Staatsangehörigen hierfür zu ent- 
schädigen. In Uebereinstiinmung mit diesem Artikel des 
Friedensvertrages hat die Reparationskommission unlängst die 
deutsche Regierung aufgefordert, dieser Verpflichtung nachzu- 
kommen, besonders soweit die Rechte und Interessen deutscher 
Staatsangehöriger in Frage kommen. Obgleich China den Ver- 
trag nickt unterzeichnet hat, soll dieser Artikel dennoch Geltung 
haben, weil in ihm auch von Besitzungen deutscher Staats- 
angehöriger in Rußland. Oesterreich und anderen Staaten die 
Rede ist, die ebenfalls nicht Unterzeichner des Versailler Ver- 
traxes sind. Da Deutschland inzwischen cinen Sonderfrieden 
mit China geschlossen hat, steht die Reparationskommission auf 
dem Standpunkt. daft die von der deutschen Regierung darin 
zugestandenen Entschädigungen, und zwar vier Millionen Dollar, 
die sofort gezahlt werden sollen. während für den Rest Eisen- 
bahnoblirationen zu übermitteln sind. Deutschland nicht der Ver- 


pilichtung entbindet, grundsätzlich den Bestimmungen des 
Artikels 260 gerecht zu werden. Die Reparationskommission 
halt diese Entscheidung aber nur im Prinzip aufrecht. Was 
die Modalitäten der Auslieferung deutscher Interessen und 


Rechte in China angscht, so prüft gewenwärtie ein Ausschuß von 
Bankleuten diese Frage.“ 
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Der Aerger über den Vertrag wird in den Enteutekreisen 
nicht verhehlt. 

Die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ läßt sich 
unter dem 24. Juni aus Paris melden: Der „Temps“ nimmt 
heute die Erklärung des deutschen Geschäftsträgers in Peking, 
wonach die deutsche Regierimg augenblicklich. nicht in der Lage 
sei, eine allgemeine gültige Anerkennung des Friedensvertraxus 
von Versailles zu erneuern, zum Ausgangspunkt seiner Betrach- 
tungen im Leitartikel und meint, man erfahre somit endiich: offi- 
ziell, daß die deutsche Regierung sich durch den Friedensvertrag 
von Versailles „nicht für rechtskräftig und rechtsgültig gebunden 
betrachte, sondern als einem Zwange untersteiend, den sie jetzt 
über sich ergehen Yasse in der Absicht, sobald als möglich und 
mit allen Mitten eine Revidierung ces Vertrages anzustreben‘‘. 
Der „Temps“ findet eine derartige Haltung der deutschen Re- 
gierung vom rechtlichen Standpunkte aus für unzWässir und 
nält sie praktisch für eine ständige Kriegsirohune. Das Blatt 
erklärt dann, daß Deutschland zweifellos versuche, sich von den 
folgen der Niederlage zu erholen, und daß Frankreich ats Haupt- 
xläubiger Deutschlands keinesfalls die Absicht haben könne. 
einen Schuldner ins Verderben geraten zu lassen. Frankreich 
habe ja große Forderungen an Deutschland, deren Deatschland 
sich durch Arbeit entledigen müsse. Aher eine Erholung Deutsch- 
sands sei mır möglich," wenm es seine Verpflichtungen vol und 
zanz achte und ihnen nachkommne „Wir können,‘ so erklärt der 
„Temps“, „eine deutsche Gefahr nicht bestehen lassen. Die 


Note, die die deutsche Regierung dem Reichstar über Jen 
Schritt bei der chinesischen Regierung zugestellt hat, wmazht 


weitere Aufklärung xebieterisch notwendig. Wir warten auf 
diese Aufklärung.“ 

Demgegenüber erklärt die „Vossische Zeıtung‘““, man 
könne nicht behaupten, daß die Erklärung der deutschen Re- 
gierung in dem Schreiben an Jen Minister Yen rechtlich unzır- 
lässig und anfechtbar sei. „Der Friedensvertrag von Versailles 
ist von der Nationatversammluug ın. Weimar unter dem Zwange 
des Uitimatums der Alliierten angenommen worden. Was ge- 
fordert werde, kann die — wenn auch unter Zwang — geleistete 
Unterschrift verpflichtende Wirkung haben und das das Unter- 
schriebene eingehalten ımd ausgeführt werde. Aber es kann 
keine Verpflichtung für die deutsche Regierung daraus abze- 
leitet weredn, freiwillig und ohne zwingenden Anlaß nochmals 
eine Anerkennung des Versailler Vertrages auszusprechen, und 
sich damit für die Forderung mach. Revision des Vertrages, die 
ja mır im Einverständnis mit den Alliierten erfolgen könnte, von 
vornheren die Hände zu binden. In dieser Auffassung haben bei 
der Kommissionsberatung des Gesetzentwurfes betr. die deutsch- 
chinesischen Vereinbarungen die Vertreter der Reichsregierunz 
und alle Parteien des Reichstages übereingestimmt. Die chine- 
sische Regierung hat denn auch nach der erwähnten Note des 
deutschen Bevollmächtigten auf ihrer ursprünglichen Forderung 
nicht mehr bestanden.“ 

Die „Frankfurter Zeitung“ bemerkt zu den Aus- 
lassungen des „Temps“: „Wein dieses Blatt so tut, als ob eine 
neue Tatsache vorläge, und erklärt, diese Haltung der deutschen 
Regierung könne richt geduldet werden, so ist das sicheriich 
nicht ganz chrlich. Der Hinweis auf die erzwungene Unter- 
schrift hat die deutsche Regierung und das deutsche Volk bisher 
nicht gehindert, die ganze Kraft Deutschlands in den Dienst des 
Vertrages zu seiner Erfüllung zu stellen. Deutschland tat es 
gerade in letzter Zeit gewiß nicht an Beweisen des guten 
Willens, die übernommenen Verpflichtungen gewissenhaft auszu- 
führen. ichlen lassen.“ 

Schließlich wird der „Deutschen Allgemeinen 
Zeitung“ noch aus Paris unter dem 25, Juni gemeid :t: „Havas 
zufolge hat sich die Reparationskommisston in ihrer Icio. 
Sitzung mit der Ausführung des Artikels 156 des Versailler Ver- 
rages beziggich der in der Provinz Schantung befir@lichen 
deutschen Güter befaßt und hat auf Grund des Artikeis 134 des 
Friedensvertrages den Wert des deutschen staatlich Eigen- 
timms in dem britischen Konzessionsgebiet von Shamceen in Can- 
ton auf 409 668 Goldmark festgesetzt." eG. E 
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Die Kämpfe in: Ostsibirien. 


Von R. Kunze, Tokio. 


Bekanntlich hatten sich die verschiedenen Provinzen Ost- 
sibiriens zusammengetan, um durch eine gemeinsame Natio- 
nalversammlung in Tschita die Verfassung einer Republik 
für den Fernen Osten feststellen zu lassen, die das gesamte 
Gebiet östlich vom Baikalsee umfasßen sollte. Die Ver- 
fassung scheint noch nicht festgestellt worden zu sein, wenig- 
stens lag bis Ende April nur erst ein von der Tschitaer 
Nationalversammlung aufgestellter Verfassungsentwurf vor. 
Seitdem ist die Meldung gekommen, daß der Vertreter der 
werdenden Republik in Peking, Yurin, an Stelle von Kras- 
noschekow zum Staatssekretär des Aeußern ernannt worden 
sei. Ob es sich hier nur um einen Ministerwechsel inner- 
halb der vorläufigen Regierung von Tschita handelt, oder 
ob inzwischen die Verfassung angenommen und Yurin neben 


anderen zum Minister einer endgültigen Regierung ernannt 


worden ist, worüber keine Meldungen hierhergelangt sind, 
entzieht sich bisher der Beurteilung. Jedenfalls hatten zum 
Zustandekommen des jungen Freistaates die japanischen Mili- 
tärbehörden in Wladiwostok absichtlich oder unabsichtlich 
das meiste beigetragen; dennoch hatte ihre wechselnde und 
wenig durchsichtige Politik das Ergebnis, daß die gesamte 
Bevölkerung Ostsibiriens, die sonst mit allen Nachbarn in 
Frieden und Freundschaft zu leben wünscht, in einem gemein- 
samen Gefühl grimmiger Feindschaft gegen Japan geeint ist. 
Das spiegelte sich auch in den Noten wider, die zur Zeit der 
Unabhängigkeitserklärung von der vorläufigen Tschitaer Re- 
gierung an China, Japan und Amerika gerichtet worden sind. 
Zwar haben auch China und Amerika auf diese Noten bis- 
her noch nicht amtlich geantwortet, da ja die förmliche 
Regierung von ihnen noch nicht anerkannt worden ist. 
Aber beide haben längst ihre Truppen vom sibirischen Boden 
zurückgezogen, und Yurin hat seinen Aufenthalt in Peking 
mit Erfolg dazu benutzt, sich durch seine großen Geldmittel 
auf die Pekinger Regierung und Bevölkerung Einfluß zu 
verschaffen, und so viel erreicht, daß das Pekinger Auswärtige 
Amt bereits in förmliche Verhandlungen mit ihm über Ab- 
schluß eines vorläufigen Handelsvertrages eingetreten ist. Er 
hat die Bereitwilligkeit seiner Regierung erklärt, chinesischen 
Kaufleuten freien Handel in Ostsibirien zu gestatten, das 
private Eigentum aller Ausländer anzuerkennen und nach 
Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen in weitere förm- 
liche Verhandlungen über die Anerkennung der neuen Re- 
publik und den Austausch diplomatischer und konsularischer 
Vertreter zu verhandeln. Ferner hat Yurin seinen Aufenthalt 


in Peking dazu benutzt, mit dem dortigen amerikanischen 


Gesandten Crane in Verbindung zu treten. Er hat an diesen 
am 26. März im Namen seiner Regierung ein Schreiben ge- 
richtet, worin er den Wunsch der Tschitaer Regierung äußert, 
aus ihrer wirtschaftlichen und politischen Isolierung heraus- 
zutreten, in Frieden und Freundschaft mit Amerika zu leben 
und dem amerikanischen Kapital reichliche Gerechtsamen für 
Ausbeutung der unerschöpflichen Bodenschätze Ostsibiriens 
zu erteilen. Das Schreiben schließt mit der Bitte um Ent- 
sendung beglaubigter Vertreter der Washingtoner Regierung 
nach Tschita und um die Erlaubnis, eine Tschitaer Gesandt- 
schaft zur Fülirung weiterer Verhandlungen in Washington 
zu empfangen. Amerika hat dieser Aufforderung alsbald 
insofern Folge geleistet, als der Handelattache und der Mili- 
tärattache der Tokioer Botschaft sich 'inzwischen nach 
Tschita begeben haben, wie es heisst, zwecks politischer und 
wirtschaftlicher Untersuchungen. Die „Peking Daily News“ 


——L——————————eeeeääeeeeeeeeee | 


r 


bringt die „politischen Untersuchungen“ in Verbindung mit 
einer früheren Anfrage der Tschitaer Regierung, wann 
Amerika Japan an die am 5. August 1918 versprochene 
Räumung Sibiriens mahnen werde — diese amerikanische 
Mahnung an Japan scheint inzwischen bereits erfolgt zu sein, 
wenn die betreffende Note sich auch nicht in der von der 
japanischen Regierung vorgenommenen Veröffentlichung des 
Notenwechsels zwischen Tokio und Washington befindet, und 
bildet anscheinend einen der Gegenstände der Verhandlungen, 
die gegenwärtig zwischen dem amerikanischen Staatssekretär 
Hughes und dem japanischen Botschafter Baron Shidehira in 
Washington über die verschiedenen japanisch-amerikanischen 
Streitiragen gepflogen werden —; die „wirtschaftlichen Unter- 
suchungen“ sucht das Blatt in dem ernstlichen Willen Ameri- 
kas zum alsbaldigen Abschluß eines Handelsabkommens mit 
der Republik des Fernen Ostens. Die Folge dieser freund- 
schaftlichen Haltung Amerikas scheint weiter gewesen zu 
sein, daß die Tschitaer Regierung eine ganze Anzahl von 
Gerechtsamen an amerikanische Kapitalisten vergeben hat. 
Auch der bekannte ‚Spekulant Vanderlip will wieder neue 
Landgerechtsamen erhalten haben, darunter zwei, die als 
Stützpunkte der amerikanischen Flotte gegen Japan in Be- 
tracht kommen könnten, nämlich die Bucht von Awatscha auf 
Kamtschatka als Kriegshafen und eine Bucht unweit von 
Wladiwostok als Petroleumstation und Basis für Marineflug- 
zeuge. Was es mit diesen Angaben auf sich hat, kann natür- 
lich nicht nachgeprüft werden; sie sind jedoch weitere An- 
zeichen für die alte Politik Moskaus und Tschitas, die Ver- 
einigten Staaten gegen Japan auszuspielen. 

Man hätte meinen sollen, daß das Vorgehen der Nach- 
barländer China und’ besonders Amerika die japanische 
Regierung hätte veranlassen sollen, ihnen auf dem gleichen 
Wege nachzufolgen oder womöglich zuvorzukommen zu 
suchen, und in der Tat hat fast die gesamte japanische Presse 
mit steigender Ungeduld auf sofortige Räumung Sibiriens 
durch die japanischen Truppen und: alsbaldige Anknüpfung 
von Verhandlungen über Wiederaufnahme der Handels- 
beziehungen gedrungen, und die gleiche Ungeduld, wenngleich 
etwas gedämpfter, läßt sich aus verschiedenen Aeußerungen 
von Regierungsvertretern über Räumung Sibiriens und Aner- - 
kennung der Tschitaer Regierung herauslesen. Und die nicht- 
förmlichen Verhandlungen zwischen dem japanischen General- 
konsul in Wladiwostok und Vertretern der Tschitaer Re- 
gierung nahmen trotz etwas ungewöhnlicher diplomatischer 
Formen einen verhältnismäßig glatten und günstigen Fort- 
gang, so daß vermutlich Japan, wenn es nach dem Willen 
der beiden Regierungen allein gegangen wäre, China und 
Amerika mit dem Abschluß eines Handelsabkommens zuvor- 
gekommen sein würde. Aber die japanischen Militärbehörden 
haben anscheinend wieder einmal, wie schon so oft,Politik auf 
eigene Hand getrieben und die amtliche Politik der Regierung 
in verhängnisvoller Weise durchkreuzt. Offenbar trieb sie ihr 
Ressortpatriotismus, das sibirische Abenteuer, das so viel 
Menschen und Geld gekostet hat, nicht ruhmlos mit dem 
negativen Ergebnis enden zu lassen, daß es Japan nichts 
gebracht als ihm einen erbitterten Feind zugezogen 
hat. Vielleicht wollten sie diesen Feind dadurch un- 
gefährlicher machen, daß sie ihn von der Küste ab- 
drängten und ihm die Küsten-, vielleicht auch die 
Amurprovinz aus der Hand wanden. Vielleicht glaubten 
sie auch ein Mittel gefunden zu haben, den Streich, 


214 


den die Tschitaer Regierung Japan gespielt hat, indem sie die 
Verfügung über Kamtschatka an die Sowjetregierung in 
Moskau abtrat, wettzumachen und dadurch die möglicher- 
weise zu Recht erteilten und für Japan höchst gefährlichen 
Konzessionen Vanderlips auf Kamtschatka aus der Welt zu 
schaffen. Vielleicht war ihr Bestreben auch darauf gerichtet, 
die Möglichkeit zu schaffen, daß Japan für die Kosten seiner 
Expedition, wie für die in den Wirren erlittenen Verluste der 
einzelnen Japaner und die früheren Anleihen und Lieferungen 
an die Zarenregierung volle Entschädigung erhielt und in 
dem Wettlauf um Konzessionen mit Amerika und China, wie 
bei der Japanfeindlichkeit Tschitas immerhin zu erwarten 
war, nicht den Kürzeren zog. Zu diesem Zweck knüpften sie 
insgeheim mit verschiedenen Gegnern der Tschitaer Regie- 
rung, unter anderen Kappel, Semenow und dem Mitglied der 
Wiladiwostoker Nationalversammlung Merkulow, Verbindun- 
gen an, die schließlich Ende Mai zum Sturz der Wladi- 
wostoker Regierung geführt und eine neue Regierung der 
Küstenprovinz, die sich von der Tschitaer Regierung los- 
gesagt hat, haben zustandekommen lassen. Der Beweis für 
diese geheimen Verbindungen ist zwar durch die Tschitaer 
Enthüllungen japanischer Geheimbefehle, der Beschlüsse einer 
Konferenz in Port Arthur usw. nicht lückenlos geführt, doch 
spricht eine starke Wahrscheinlichkeit für ihr Vorhandensein. 
Unklar ist auch geblieben, ob nicht doch vielleicht die japani- 
schen Militärbehörden bis zu einem gewissen Grad im Ein- 
vernehmen mit der Tokioer Regierung gehandelt haben, wenn 
auch nach Aeußerungen der japanischen Presse einzelne Mit- 
glieder der Regierung den Staatsstreich in Wladiwostok auf- 
richtig beklagt haben sollen, der auf einmal einen Strich dich 
die auf so glatte Bahnen gelenkten Verhandlungen mit 
Tschita gemacht und alles Gewonnene wieder in Frage 
gestellt habe. 


Die Einzelheiten des Staatsstreichs sind im allgemeinen 
den Lesern der „Ostasiatischen Rundschau‘ bereits bekannt. 
Sie werden bestätigt und ergänzt durch eine Veröffentlichung 
des japanischen Botschafters in London. Danach hat Mer- 
kulow, nachdem er die Macht an sich gerissen hatte, die 
Nationalversammlung von Wladiwostok aufgelöst und Neu- 
wahlen für den 1. Juli angekündigt, innerhalb dreier Monate 
soll dann die verfassunggebende Nationalversammlung für 
die Küstenprovinz einberufen werden. Als dann Semenow 
von Manchuria aus gegen das Abraten der Japaner in Wladi- 
wostok erschien, hinderte ihn das Konsularkorps an der Lan- 
dung und entwaffnete seine Anhänger. Schließlich hat sich 
Semenow in das Unvermeidliche gefügt, die neue Regierung 
anerkannt und ihr seine Hilfe zugesagt. Er hat noch die Oe- 
nugtuung gehabt, daß die ihm günstiger als Merkulow 
gesinnte Bevölkerung den Letzteren zu verschiedenen Zu- 
geständnissen gezwungen hat, und daß sämtliche den Bolsche- 
wisten feindlichen Kosaken in Sibirien, deren es nach der 
„Morning Post“ gegen anderthalb Millionen geben soll, ihn 
als ihr oberstes Haupt und rechtmäßigen Nachfolger des 
Admirals Koltschak anerkannt haben, und schließlich, daß 
sıch auch Baron Ungern-Sternberg in Urga seinem Ober- 
befehl unterstellt hat. Mit vereinten Kräften wollen nun 
Semenow mit seinen Kosaken von Osten her, Ungern mit 
seinem russisch-mongolischen Heer von der Mongolei aus 
vcgen Tschita rücken und nach dessen Einnahme weiter 
gegen Moskau marschieren, um die dortige Regierung der 
Bolschewisten zu Fall zu bringen. Der Plan erscheint höchst 
phantastisch und völlig unausführbar. Selbst wenn bei den 
Ententemächten die Absicht bestände, ihnen die Wrangel- 
schen Truppen zur Unterstützung zuzusenden, woran aber 


nach allseitigen bündigen Erklärungen nicht zu denken ist, 
wären ihre Kräfte für ein so weitschauendes Unternehmen 
viel zu schwach, zumal auch Japan ihnen die erhoffte mili- 
tärische Unterstützung über die Küstenprovinz hinaus rund- 
weg abgeschlagen haben soll. Die japanischen Militärbe- 
hörden sind staatsklug genug, sich nicht auf so uferlose Pläne 
einzulassen, zumal ja das sibirische Abenteuer in Japan so 
unpopulär wie nur möglich ist. Sie werden froh sein, wenn 
es gelingt, das durch den Staatsstreich für Japan Erreichte 
sicher unter Dach und Fach zu bringen. Das aber erscheint 
als kein kleiner Gewinn. Die Japaner haben sich anscheinend 
in Wladiwostok, Nikolsk und anderen Plätzen in alleinigen 
Besitz der staatlichen Banken gesetzt und eine bürgerliche 
Einwohnerwehr einrichten lassen, außer der niemand in der 
Küstenprovinz Waffen tragen darf. Merkulows Regierung, 
die vollständig von Japans Gnade abhängig ist, hat Japan 
gebeten, seine Truppen nicht aus der Küstenprovinz zurück- 
zuziehen, um für Ruhe und Ordnung zu sorgen, und hat nach 
französischen Meldungen alle von der Moskauer Regierung 
an Ausländer vergebenen Konzessionen für null und nichtig 
erklärt und schließlich Kamtschatka als zu ihrem Gebiet ge- 
hörig in Anspruch genommen, so daß damit alle mit Bezug 
auf Kamtschatka getroffenen Verfügungen der Moskauer 
Regierung ungültig werden und Japan über die Fischerei- 
rechte nur mit ihr, nicht aber mehr mit Tschita und Moskau 
zu verhandeln braucht. Da durch diese Dinge vorzugsweise 
auch die von Amerikanern erworbenen Rechte in Frage 
gestellt werden, dürfte die letzte Entscheidung über sie gleich- 
falls in den in Washington zwischen Hughes und Shidehara 
gepflogenen Verhandlungen getroffen werden. 


Dagegen dürfte sich die von Trotzki geäußerte Hoffnung, 
es werde den Roten Armeen gelingen, bis zum Herbst Wladi- 
wostok wiederzunehmen, als eitel erweisen, weniger vielleicht 
Lenins Zuversicht, daß der Angriff Semenows und Ungers 
auf Tschita keine ernste Gefahr bedeute und mit den an Ort 
und Stelle vorhandenen Truppen abgewehrt werden könne. 
Während Moskau die Verteidigung seines Herrschafts- 
gebiets an der Front Irkutsk—Baikalsee vorbereitet, kommt 
es darauf an, ob die Tschitaer Streitkräfte den von Osten 
herannahenden Truppen Semenows gewachsen sind, während 
es fraglich erscheint, ob Ungern außer seinen anderthalb- 
tausend Russen noch nennenswerte mongolische Streitkräfte 
von Süden her gegen Tschita heranführen kann, da er an- 
scheinend mit großen Schwierigkeiten seitens des Hutuktu 
und dessen Anhangs zu kämpfen hat und von Kalgan her ein 
chinesisches Expeditionsheer gegen ihn anrückt. Das Dunkel, 
das seit dem Fall von Urga über den Vorgängen in der Mon- 
golei lagerte, hat sich seitdem dank vielfachen chinesischen 
Berichten einigermaßen gelichtet. Es scheint Tatsache zu 
sein, daß die Mongolen, als China sich anschickte, die Ohn- 
macht Rußlands auszunutzen, um ihre in der Revolution von 
1911 verlorenen Rechte wiederzuerlangen, sich zunächst willig 
fügten, bis vor einigen Monaten die tyrannische Gewalt- 
herrschaft des „Kleinen Hsü“ sie zum Aufstand trieb. Der 
von Hsü eingekerkerte Hutuktu wurde von Mongolen oder 
Tibetern befreit und erklärte alsbald den Heiligen Krieg gegen 
die Chinesen. Ungern, der sich nach seiner Niederlage durch 
die Truppen Tschitas in einer Zwangslage befand, insofern 
Semenows und Annenkows Truppen entwaffnet waren und 
ihm die Tschitaer Truppen den Rückzug nach Sibirien ver- 
legten, blieb nicht viel Anderes übrig, als sich diesen Zustand 
zunutze zu machen. Gemeinsam mit den Anhängern des 
Hutuktu griff er Urga an, dessen chinesische Besatzung sich 
eine Weile verteidigte, dann, zur Hälfte aufgerieben, die 


Flucht durch sibirisches Gebiet antrat und jetzt, noch etwa 
4000 Mann stark, mit Hilfe der Tschitaer Regierung in Man- 
churia und Hailar eingetroffen ist. Nach Urga sind auch 
Kiachta und viele andere Plätze gefallen, die Berichte über 
das Schicksal von Kobdo und Uliasutai widersprechen ein- 
ander. Der äußerste in der Richtung auf Peking von chine- 
sischem Militär gehaltene Platz ist Pongkiang, das wieder- 
holte Angriffe von Norden her hat abschlagen können und 
das zur Operationsbasis der von Kalgan her unter General 
Chang Chinghui anrückenden Expeditionstruppe ausersehen 
ist. Das Expeditionskorps besteht in der Hauptsache aus 
Truppen Chang Tsolins und Tsao Kuns, denen sich der 
Tuchün von Jehol Kiang Kueiti anschließt und dessen Flan- 
ken durch Truppen aus Heilungkiang und Kansu gedeckt 
werden. Die Kosten für das Hauptkorps bestreitet die Zentral- 
regierung, die dafür bereits zwei Millionen Dollar flüssig 
gemacht haben soll. Sein langsames Vorrücken hat zu ver- 
schiedenen ungeduldigen Mahnungen von Studentenschaften 
und Handelskammern Anlaß gegeben; die Regierung ist aber 
im Besitz von Geheimbotschaften des Hutuktu, die ihr geraten 
erscheinen lassen, die Expedition mehr als militärische Kund- 
gebung zu veranstalten und zunächst alle friedlichen Mittel 
zu erschöpfen. Zunächst haben sich die ersten Alarmnach- 
richten als weit übertrieben erwiesen, insofern die Fürsten 
der inneren Mongolei meist treu geblieben und durchaus nicht 
alle Stämme der Außenmongolei abgefallen waren; auf alle 
diese wurde zunächst durch friedliche Entsendung von Ver- 
trauensmännern einzuwirken versucht. Dann aber meldete 
der Hutuktu durch einen Geheimboten dem Präsidenten, er 
sei zum Frieden bereit unter der Bedingung, daß die Mon- 
golei ihre Selbständigkeit wiedererhalte, aber einen Teil des 
Chinesischen Reiches bilde, in dem jedoch China keine 
Truppen halten dürfe; den chinesischen Kaufleuten solle freier 
Aufenthalt und Handel in der Mongolei gestattet sein und 
aller erlittener Schade ersetzt werden. Wenn China ihm helte, 
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sich von dem ausländischen Einfluß, unter dem die Mongolei 
gegenwärtig stehe, zu befreien, werde er von sich aus ver- 
suchen, diesen fremden Einfluß, das heißt den Ungerns, abzu- 
schütteln. Peking ist natürlich gern auf diesen Friedensvor- 
schlag eingegangen und hat den Hutuktu aufgefordert, einen 
Bevollmächtigten für die Verhandiungen zu senden. Der 
Hutuüktu seinerseits soll heimliche Botschaften an die Hutuktus 
von Chinghai, Kokonor, Tibet und Kansu gesandt haben, mit 
der Bitte, ihm gegen Ungern beizustehen. Dessen Verhält- 
nis zum Anhang des Hutuktu soll täglich schwieriger werden. 
Während Ungern die Militärgewalt fast ganz in der Hand 
hat, sucht ihm der Hutuktu Geld und Lebensmittel zu ent- 
ziehen. Ueber Ungerns Pläne gehen die Meldungen weit 
auseinander. Nach den einen soll er die Absicht haben, die 
ganze Mongolei in seine Gewalt zu bringen, in der Haupt- 
sache also südwärts vorzudringen; nach den anderen, glaub- 
würdigeren, soll er dazu gar nicht genügend Machtmittel 
in der Hand haben, vielmehr beabsichtigen, Semenow die 
Hand zu reichen und gegen Tschita vorzurücken. Nach dem 
Fall von Tschita solle dann Großfürst Nikolaus, der Oheim 
des letzten Zaren, zum Zaren ausgerufen werden. Auf die 
Hilfe seines Genossen Annenkow kann er nicht mehr rechnen, 
da dieser, nachdem geheime Verbindungen mit Ungern ent- 
deckt und große verborgene Mengen von Gewehren und 
Munition aufgefunden worden waren, in Dihua in Kansu 
sicher interniert worden sein soll. Daß auch bei den mongoli- 
schen Wirren der Verdacht gegen Japan geäußert wurde, es 
stehe hinter Ungern und unterstütze ihn mit Geld und Aus- 
rüstung, ja mit Truppen und Instrukteuren, und habe sogar 
eine geheime japanisch-mongolische Militärkonvention nach 
dem Muster der japanisch-hinesischen zur Abwehr eines 
Einfalls der Boschewisten von Norden her abgeschlossen, 
kann nicht wundernehmen, ist aber von Japan amtlich in 
Abrede gestellt worden. 


Politische Rundschau. 


China. 


Chinesische Sparsamkeitspläne. Der Finanzminister Chow 
Tse-chi hat dem Finanzkomitee einen Plan vorgelegt, nach dem 
die monatlichen Ausgaben für das Heerwesen für das ganze 
Reich von bisher $ 13 Millionen auf $ 5 Millionen, und für die 
allgemeine Zivilverwaltung auf monatlich $ 2 Millionen herab- 
gedrückt werden sollen. Um dieses Ziel zu erreichen, sollen 
schleunigst alle überflüssigen Truppen aufgelöst werden; bei 
der Zivilverwaltung soll die bisherige doppelte Bezahlung für 
Inhaber mehrerer Aemter aufhören und alle Beamten und An- 
gestellten, die nicht unbedingt nötig sind, sollen entlassen wer- 
den. Die Zentralregierung hat an die Provinzialregierungen 
entsprechende Anweisungen ergehen lassen. Weitere Spar- 
samkeitsmaßnahmen sind in Aussicht genommen. 


Sparschuldverschreibungen und öffentliche Schuldverschrel- 
bungen. Das „Bureau für den Umtausch der Sparschuldver- 
schreibungen gegen öffentliche Schuldverschreibungen“ macht 
bekannt, daß nicht ausgeloste Sparschuldverschreibungen (Sin- 
hua Savings Bonds) gegen Schuldverschreibungen der Inneren 
Regierungsanleihe des fünften Jahres, 1916, umgetauscht werden 
können, die vom 1. Oktober 1921 ab 6 % Jahreszinsen in halb- 
jährlichen Raten zahlen. Für jeden Dollar der Sparschuldver- 
schreibungen wird eine Verschreibung für einen Dollar dieser 
Anleihe gegeben. Größere Beträge entsprechend. Außerhalb 
Pekings wohnende Inhaber können den Umtausch ohne Gebühr 
durch die örtlichen Bureaus der Bank of China, Bank of Com- 
munications oder Sinhua Saving Bank vernehmen lassen, oder 


ihre Sparschuldverschreibungen versichert durch die Post direkt 
an das Bureau unter Beifügung einer Liste der Nummern und 
Stückzahl derselben zum Umtausch einschicken. Die zum Um- 
tausch eingereichten Sparschuldverschreibungen müssen auf 
jedem Kupon oder Streifen das Siegel oder die Unterschrift des 
Inhabers tragen. Die Anschrift des Bureaus ist: Hsi Ho Yen 
No. 186, Peking. Die Frist für den Umtausch läuft am 
30. September 1921 ab. Zinsen für die Jahre der Ueberfälligkeit 
der Sparschuldverschreibungen werden also nicht bezahlt. Die 
in Umtausch gegebenen Verschreibungen der Inneren Anleihe 
des fünften Jahres sind auch schon überfällig. Ihre Rückzahlung 
in bar ist vorgesehen in sechs halbjährlichen Raten vom Jahre 
1926 zb urd dürfte erfolgen, wenn die eben in Angriff ge- 
nommene Konsolidierunz der Inneren Anleihen Chinas unter der 
Verwaltung des Inspektor General of Customs wirklich zur 
Durchführung kommt. 

Der ursprüngliche Betrag der fünften Anleihe war $ 11 Mill., 
von denen $ 1242410 ausgelost und zurückgezahlt sind. Durch 
Umtausch von Sparschuldverschreibungen kommen $ 9 Mill. 
dazu, so daß der Gesamtbetrag dieser Anleihe sich auf $ 18 757 590 
belaufen wird. 


Aufhebung der Boxer-Entschädigung. Die Lehrer und 
Studenten der Provinz Tschili haben eine Petition an das 
diplomatische Korps in Peking vorbereitet, worin dieses gebeten 
wird, bei den Regierungen dahin zu wirken, daß die Zahlung 
weiterer Raten aus der chinesischen Boxer-Entschädigung er- 
lassen und die chinesische Regierung, ermächtigt wird, diese 
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Gelder zu Erziehungszwecken zu verwenden. Bis Anfang April 
waren fast 50000 Unterschriften innerhalb der Provinz Tschili 
gesammelt und die anderen Provinzen waren aufgefordert wor- 
den, eine gleiche Bewegung ins Leben zu rufen. 


Die Rückgabe der astronomischen Instrumente an China. 
Nachrichten von Mitte April aus China besagen, daß in Peking 
durch Vermittlung der holländischen Gesandtschaft die chinesi- 
schen astronomischen Instrumente der chinesischen Regierung 
zurückgegeben sind. 

Sarkastisch bemerkt in „Peking Leader“ ein Chinese zu 
dieser Rückgabe: „Die chinesische einheimische Presse ist sich 
einig darin, daß dieses der einzige Vorteil ist, den China aus 
seiner Teilnahme am Kriege gezogen hat.“ | 

Diese Instrumente stammten aus der Sung-Dynastie (969 
bis 1280). Sie wurden unter Chinas berülımten Kaiser Kan hi 
(1662—1722) wieder neu instand gesetzt. 

Anknüpfend an die durch den Versailler Frieden herbei- 
geführte Rückgabe derselben, möchte ich noch auf folgendes 
hinweisen: 

In Peking steht nördlich vom Altar des Himmels ein kleiner 
runder Tempel, Hoang Kiung Yü genannt. In ihm: wurden in 
schön geschnitzten hölzernen Schreinen die Ahnentafeln der 
verstorbenen Kaiser der letzten Herrscherhäuser von China 
sowie die Tafeln des Schang ti, des höchsten Gottes, aufbewahrt. 
Den Lesern dieser Zeitung brauche ich nicht auseinanderzu- 
setzen, was für Heiligtümer diese Tafeln in den Augen von 
Ahnenverchrern darstellen! 

Bei einem meiner letzten Besuche, den ich gemeinsam mit 
einem chinesischen Freunde dem Himmelstempel abstattete, er- 
. hielt ich auf meine Frage nach dem Verbleib der Ahnentafeln, 
folgende Auskunft: 

„Dieselben können Sie im Britischen Museum in London 
finden, wohin die frommen Engländer sie nach den Boxer- 
aufständen gebracht haben.“ 

Es wäre interessant, zu erfahren, wie die Engländer über 
die Rückgabe der Heiligtümer, deren Verschleppung noch weit 
mehr zu verurteilen ist, als diejenige der astronomischen 
Instrumente, denken! Bleyhöffer. 


Unterdrückung des Opiumverbrauchs. Die Zentralregierung 
hat erneut die Provinzialverwaltungen angewiesen, sich mit 
allen Mitteln für die Unterdrückung des Mohnanbaues und Aus- 
rottung des Opiumverbrauchs einzusetzen. Der Minister des 
Innern macht in einem längeren Erlaß auf die der Bevölkerung 
drohenden Gefahren aufmerksam und weist die unterstellten 
Behörden an, Beamte abzuordnen, welche befugt sind, rück- 
sichtslos alle Mohnkulturen zu vernichten. 


China und die fremden Postämter. Aus Peking wird ge- 
meldet, daß nach einem halbamtlichen Bericht der Wektpost- 
verein auf Chinas Ersuchen hin sich bereit erklärt habe, die 
fremden Postanstalten auf chinesischem Boden einzuziehen. 
Gleichzeitig wird erklärt, daß nur Japan gegen die Aufhebung 
Widerspruch erhebe. Man schätzt die Japan zuflicßenden Ein- 
nahmen aus seinen Postäntern in Schantung und der Man- 
dschurei auf jährlich mehr als Yen 3 Millionen. Besonders ein- 
träglich sind die Postanstalten in der Provinz Schantung entlang 
der Schantung-Eisenbahn, wo selbst kleine Dörfer japanische 
Postanstalten aufweisen. Die Portosätze sind niedriger als bei 
der chinesischen Staatspost und so ist leicht erklärlich, daß die 
ciniachen l.andleute ihre Postsachen durch die japanischen Post- 
anstalten befördern lassen. Kürzlich sind auch entgerwen allen 
Verträgen eine Reihe neuer japanischer Telegraphenlinien in 
der Provinz Schantung eröffnet und für den privaten Verkehr 
freigegeben worden. Da die Telegrammbetörderungskosten 
etwa zwei Drittel der Sätze der chinesischen Telegrraphenämter 
betragen, macht sich jetzt schon eine beträchtliche Abwande- 
rung von den chinesischen Aeumtern bemerkbar. 


Die Frage der Exterritorialität. Die chinesischen Zeitungen 
berichten, daß innerhalb der Regierung Beratunsen im Ganwe 


seien, auf Grund deren man an den Völkerbund herantreten 
wolle, um durch diesen die Aufhebung der Exterritorialitäts- 
klausel durchzusetzen. Gleichzeitig soll an das diplomatische 
Korps in Peking herangetreten werden wegen Aufhebung des 
gemischten Gerichtes in Schanghai, das durch einen Spezial- 
gerichtshof etwa in der Form, wie er in Harbin besteht, ersetzt 
werden soll. | 


Erdbeben in Kansu. Allmählich treffen aus der im März 
dieses Jahres durch Erdbeben schwer heimgesuchten Provinz 
Kansu Nachrichten ein. „The Times“ berichtet aus Briefen von 
dortigen Missionaren: „Die Stöße waren hauptsächlich inner- 
halb eines Gebietes von etwa 15000 Quadratmeilen fühlbar. Das 
Land liegt zwischen 3000 und 5000 Fuß über dem Meeresspiegel 
und ist von einer hohen Gebirgskette durchzogen, an deren Fuß 
sich viele Lößhügel mit tiefen Einschnitten befinden. Durch die 
Erschütterungen stürzten die Steilhänge ab und die zu Tal 
gleitenden Lößmassen- begruben eine -Reihe Dörfer und An- 
siedlungen. Die günstige Beschaffenheit der Lößhügel und der 
Steinwände hat von jeher die Finwohner veranlaßt, ihre 
Wohnungen und Stallungen in diese Wände zu graben, so daß 
ausgedehnte Wohnanlagen entstanden sind. Hier hausen die 
Menschen mit ihrem gesamten Vieh und die plötzlich nachts 
hereinbrechende Katastrophe begrub Menschen und Tiere unter 
den zusammenbrechenden Wohnhügeln. Der Präfekturbeamte 
von Pingliang schätzt den Gesamtverlust an Menschenleben 
innerhalb seines Amtsbezirkes auf 180000, das ist etwa ein 
Drittel der Gesamtbevölkerung. In Kuyuan kamen 30000 
Menschen um. Alle größeren Städte haben mehr oder weniger 
gelitten, am schlimmsten aber wohl Haicheng, welches fast voll- 
ständig von den ringsum einstürzenden Bergen begraben wor- 


den ist; dort liegen 70000 Menschen unter den Schuttmassen 
begraben. 


Chinesische Bahnpolizei an der Schantung-Eisenbahn. In- 
tolge eines Berichtes aus Tokio, daß die japanische Regierung 
sich entschlossen habe, die bisherige japanische Bahnpolizei 
entlang der Schantung-Eisenbahn zurückzuziehen, hat die 
Pekinger Regierung die Provinzialbehörden in Schantung an- 
gewiesen, sofort eine chinesische Bahnpolizeitruppe aufzu- 
stellen, und entlang der Bahnlinie zu verteilen. 


Neue Soldatenausschreitungen in Mittelchina.. Aus Ichang 
und Hankou kommen Nachrichten von neuen Soldatenmeutereien. 
Die in Ichang liegende Division sollte verlegt werden und die 
Soldaten benutzten die Nacht von 5. zum 6. Juni, um die Stadt 
zu brandschatzen. Fast alle Geschäfte wurden gänzlich aus- 
geplündert und viele Gebäude in Brand gesteckt. Auch das 
Zollamt und verschiedene Banken wurden zerstört, die Ge- 
schäftshäuser amerikanischer und englischer Firmen geplündert 
und das japanische Konsulat beschädigt. Man schätzt die Zahl 
der Getöteten auf 1000, außerdem eine große Anzahl Ver- 
wundeter. Ausländer sollen nicht getötet worden sein. 
Amerikanische und englische Kriegsschiffe sind zur Hilfe ab- 
gegangen. In Wuchang begannen die dortigen Truppen in der 
Nacht des 8. Juni eine Plünderung der Geschäftshäuser. Auch 
die Münze wurde ausgeraubt und eine größere Anzahl Häuser 
verbrannt. In Hankou selbst blieb es ruhig. 


Neue Briefmarken für China. Die Regierung beabsichtigt 
einen Satz neuer Marken herauszugeben. Statt der auf ver- 
schiedenen Werten bisher abgebildeten Dschunke sollen die 
neuen Marken den Kopf des Konfucius, eine Pavwode und ein 
Kamel zeigen. 

Japan. 


Zusammenkunft deutscher und japanischer Gelehrter. Auf 
Finladung der „Berliner Vereinigung japanischer Mediziner“ 
fand vor einigen Taxen im Hotel „Adlon” eine Zusammenkunft 
die erste nach denı Kriege — deutscher und japanischer 
(ielehrter statt. Von deutscher Seite waren erschiesen die 
Herren Proiessoren Blumenthal. Bickel, Correns, Dieck. Gold- 
schmidt, Hefiler, His, Heyvmanı,f Jacoby, Kiaus, Meissuer, 


Michaelis, Müller, Neuberg, Otto, Posner, Rosendahl, Ruöner, 
Schwalbe, Strassmann, Strauss, v. d. Velden, von japanischer 
Seite die Professoren Akashi, Arima, Ishiwara, Isobe, Kiyono, 
Koike, Kor, Mitsuda, Miwa, Nakamura, Nasu, Onuki, Sakai, 
Sagıchi, Sugimoto, Tsudi, Watamabe, sowie die Doktoren An- 
zawa, Hirabayashi, Hirose, Kojinia, Kosakave, Koyama, Kuma- 
gawa, Kuraoka, Miyadera, Nagasawa, Nakafima, Ohno, Sakai, 
Shimidzu, Shiga, Shinohara, Tomita, Uchida, Watanabe, Yoshi- 
icka. Dr. Kon, Professor der pathologischen Anatomie an der 
Hokkaido-Universität, versicherte, dass die wissenschaftliche 
Welt Japans von dem aufrichtigen Wunsche erfüllt wäre, 
dauernd mit den deutschen Fachgenossen in freundschäftlichen 
Verkehr zu bleiben. In gleichem Sinne sprach der Augenarzt 
Uchida. Auf Wunsch der Versammlung ergriff darauf Pro- 
fessor Neuberg das Wort und wies darauf hin, dass die deut- 
schen Forscher diese freundschaftlichen Gefühle der japani- 
schen Gelehrten um so eher erwidern könnten, als während des 
Krieges allein in Japan drei neue wissenschaftliche Zeit- 
schriften in deutscher Sprache gegründet wären, wodurch die 
Japaner ihr Bekentnis zur deutscher Kultur in unzweideutiger 
Weise abermals an den Tag gelegt hätten. Während des Fest- 
essens sprach Professor Rubner als Dekan der Berliner medi- 
zinischen Fakultät über die Bedeutung der Wissenschaft im 
internationalen Leben und ihre allgemeine Wichigkeit für die 
Beziehmzen zwischen den Kulturstaaten. Profess»r Gokl- 
schmidt hob die gute Aufnahme "hervor, die die deutschen Ge- 
iehrten in Japan stets gefunden hätten: Eine Reihe Japaner, 
darunter Professor Okantazo, Mitglied der. Akademie der 
Wissenschaften in Tokio, überbrachte Grüsse der Gelchrteift- 
Körperschaften Japans. 


Zur japanischen Ministerkrise. Nach einer Meldung aus 
Tokio vom 14. 6. ist General Yamanashi zum Kriegsminister er- 
nannt worden. Danach würde Generalleutnant Tanaka zurück- 
getreten sein und sein Nachiolger wäre sein bisheriger Vize- 
minister geworden, der nach Angaben der Presse sein ganzes 
Ministerium, d. h. in Wahrheit den Fürsten Yamagata gegen 
sich haben soll. Entweder ist die Kluft zwischen Hara und 
Yamagata bereits überbrückt, so daß Yamagata der Regierung 
einen Kriegsminister gestattet, oder Hara und Yamanashi wagen 
es auf den Widerstand des ganzen Kriegsministeriums hin. In 
letzteren Fall dürfte wohl bald wieder von einer Krise im 
Kriegsministerium die Rede sein. Sehr möglich stellt schon die 
Einberufung der Kolonialkonferenz das Kompromiß dar, auf das 
sich Yamagata und Hara geeinigt haben. 


Satsuma und Choshu. In der Zeitschrift „Nippon oyobi 
Nipponjin“ stellt ein gewisser Akabone die gegenwärtige Ver- 
teilung der Macht über Armee, Flotte und Wirtschaftsleben 
zwischen der Militär- und der Flottenpartei folgendermaßen 
dar: Ursprünglich waren Satsuma und Choshu erbitterte Feinde, 
jetzt sind sie aber, so sehr sie sich im Herzen hassen, häufig 
fest verbündet. Gemeinsam haben sie die Kuge, den alten Hof- 
adel von Kyoto, der früher mächtiger war als sie und zwischen 
ihnen. vermittelte, fast ganz beiseite gedrängt. Zum Beispiel 
besteht der Hofhalt des Kronprinzen aus General Haßegawa 
Choshu), Admiral Togo (Satsuma), Vicomte Hatano, früher 
Hausminister und Anhänger des Fürsten Yamagata (also Choshu) 
und Dr. Yamakawa, Anhänger des verstorbenen Feldmarschalls 
Oyama (also Satsuma), und der Hofhalt des Kaisers wird ab- 
wechselnd geleitet von Nakamura (Choshu), Vicomte Makino 
(Satsuma) und dem Großsiegelbewahrer Marquis Matsukata 
(Satsuma). Die Kuge sind also ganz aus beiden Hofhalten ver- 
drängt. Die einzigen überlebenden Genro sind Fürst Yamagata 
(Choshu), Marquis Matsukata (Satsuma) und Fürst Saionji 
(Kuge), der auf seiten Choshus steht. Man glaubt gewöhnlich, 
daß die Armee ganz unter dem Einfluß von Choshu stehe, und 
in der Tat sind der verstorbene Feldmarschall Oyama und der 
jüngere Saigo die einzigen Satsuma-Männer, die sich an leiten- 
den Stellen in der Armee halten konnten. Heute aber verteilt 
sich der Stab des Kriegsministeriums, des Großen Generalstabs 
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und des Generalinspektorats für Militär- und Unterrichtswesen 
auf Angehörige beider Parteien. Dennoch ist der Finfluß von 
Choshu in der Armee stark überwiegend und breitet sich immer 
mehr aus, und die berüchtigte sogen. Militärdiplomatie geht von 
Choshu aus. Im Wirtschaftsieben sind die großen Firmen, 
Mitsui, Okura, Takata, Mitsubishi, ja selbst Vicomte Shibusawa,, 
aufs engste mit Choshu und Satsuma verschwägert und stark 
unter ihrem Einfluß. Sonst ist seit den ersten Tagen nach der 
Restauration immer der Einfluß von Satsuma auf das Wirt- 
schaftsleben ausschlaggebend gewesen, wenn auch Männer wie 
Fujita, Kuhara, Shibusawa und Okura, ebenso Mitsui und 
Konoike Choshu näherstehen. Kanaßaki und Matsukata in Kobe 
stehen natürlich im Lager Satsumas. In den ersten Jahrzehnten 
nach der Revolution war Satsumas Finfluß überwiegend in 
Kyoto, Osaka, Tokio und Hokkaido, der Choshus in den Pro- 
vinzen westlich von und und um Tokio. Kobe gehört zum Be- 
reich von Satsuma, Yokohama seit kurzem auch. Von den 
Kolonien gehören, Formosa und Kuantung zu Choshu, Korea 
gegenwärtig zu beiden Parteien. Die Hochburgen des Einflusses 
von Satsıma waren bis zum Marineskandal der Große General- 
stab, der Kaiserliche Haushalt, das Marineministerium und die 
Reichsbank, ihre Niederlage im Marineskandal kann jetzt viel- 


leicht zum Teil durch die „gewisse ernste Angelegenheit“ wett- 
gemacht werden. 


Vom japanischen Kaiserhof. Das Hausministerium ver- 
öffentlicht anläßlich der Rückkehr des Kaisers aus Hayama einen 
Gesundheitsbericht, wonach der Kaiser durch die lange Fr- 
holungszeit in Hayama gesundheitlich sehr gebessert worden 
sei. Die Schmerzen haben fast aufgehört. Er kann zwar beim 
Treppensteigen Hilfe nicht entbehren, aber sonst ohne Schwierig- 
keit allein gehen und stehen, doch bleiben einige Sprach- 
schwierigkeiten zurück. Er braucht also noch für geraume Zeit 
vollständige Ruhe, muß sich deshalb von allen nur förmlichen 
Geschäften fernhalten und kann sich höchstens mit der Ober- 
aufsicht über die dringendsten Staatsgeschäfte abgeben. 

Die verschiedenen Blätter beschäftigen sich Mit un- 
angenehmen Zwischenfällen beim Kirschblütenfest, wonach ein 
gewisser Vicomte eine gewöhnliche Geisha unter falschem 
Namen mitgebracht und im übrigen die Gäste sich in sehr 
wenig höfischer Form auf das kalte Büfett gestürzt hätten. Die: 
„Asahi“ knüpft daran eine Betrachtung über die Vorrechte des. 
Adels, besonders im Herrenhaus und deren Mißbrauch in der 
Gegenwart, die „Nichi-Nichi“ regt an, daß die kaiserlichen 
Gärten dem ganzen Volk geöffnet werden sollten, da das Kaiser- 
haus in dieser demokratischen Zeit nicht nur für den Adel, son- 
dern für alle Staatsbürger da sei und das Volk sich sicherlich 
nicht unmanierlicher benehmen würde, als die Vertreter des. 
Adels beim Kirschblütenfest. 


Zurückziehung der japanischen Marine aus Tsingtau. 
Chinesische Meldungen besagen, daß Japan Tsingtau als 
Flottenstützpunkt aufzugeben im Begriff sei. Die nach dem 
Falle der Festung nach dort gebrachten großen Vorräte für die 
Flotte werden abtransportiert, nachdem die Verwaltungsbureaus 
am 1. April geschlossen worden und die betreffenden Behörden 
nach Japan zurückgekehrt sind. Kürzlich ist auch die in 
Tsingtau errichtete große Marine-Funkstation abgebrochen und 
das Material nach Japan zurückgebracht worden. 


Spende japanischer Aerzte. Vor einiger Zeit haben die 
Dozenten und Professoren von der medizinischen Abteilung der 
Kaiserlichen Universität in Tokio dem deutschen Botschafter 
cine Spende in Höhe von Yen 30000 überreicht, mit der Be- 
stimmung, daß diese Gelder an 24 deutsche und österreichische 
Universitäten, an denen die Spender seinerzeit studiert hatten, 
verteilt werden sollten zur Unterstützung in Not befindlicher 
Professoren. 


Fremdenverkehr in Japan. Der Fremdenverkehr in Japan 
im Jahre 1920 belief sich auf 28 265 Personen, von denen 10 996 
Chinesen, 6360 Amerikaner, 4154 Engländer und 3215 Russen 
waren. 


ft 
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uam Wirtschaftliche Nachrichten lim 


Die Japanische Auswanderung nadı Amerika. 


Angesichts der sich ständig steigernden Spannung zwi- 
schen Japan und den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
bei der die japanische Einwanderung nach dort und der 
dadurch hervorgerufene Rassenkampf eine so große Rolle 
spielen, dürfte eine statistische Darstellung der japanischen, 
Wanderbewegung zwischen Japan und Amerika, mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Vereinigten Staaten und Ha- 
wai's, von Interesse sein. Im allgemeinen herrscht die Mei- 
nung vor, daß Japan alljährlich, um seiner rasch wachsenden 
Ä Bevölkerung eine Lebensmöglichkeit zu geben, einen starken 
Auswandererstrom nach Nord- und neuerdings auch nach 
Süd-Amerika lenke. Tatsache ist aber, daß die Auswanderung 
nach Süd- und Mittel-Amerika keine sehr bedeutende ist und 
daß sich in den letzten Jahren eher eine langsame Abnahme 
bemerkbar macht, während in den verflossenn 10 bis 12 
Jahren, wie die nachstehenden Zahlen beweisen, eine ent- 
schiedene Rückwanderung der Japaner aus Nordamerika nach 
Japan eingesetzt hat. 

Das dem japaniscl#® Auswärtigen Amt angegliederte 
Wanderungsamt hat es sich zur besonderen Aufgabe gemacht, 
genaueste Statistiken in bezug auf die japanische Wander- 
bewegung nach und von Gebieten der Vereinigten Staaten zu 
führen. Die entsprechenden Zahlen bis zum Ende Oktober 
1920 liegen nunmehr vor; die in Tokyo erscheinende „The 
Trans-Pacific“, der die hier wiedergegebenen Zahlen entnom- 
. men sind, gibt die vom Wanderungsamt gesammelten Daten 
mit allen Einzelheiten wieder. 

In den 10 Monaten Januar-Oktober 1920 gingen nach 
den Vereinigten Staaten unter der Bezeichnung „Arbeiter“ 
2872 männliche und 2822 weibliche Personen, unter der Be- 
zeichnung „Nichtarbeiter“ 2944 männliche und 1792 weibliche 
Personen, d. s. zusammen 5866 Männer und 4614 Frauen, 
insgesamt 10480 Personen; und nach Hawai 1016 männ- 
liche, 1202 weibliche „Arbeiter“, 215 männliche, 175 weib- 
liche „Nichtarbeiter“, d. s. zusammen 1231 Männer und 1376 
Frauen, insgesamt 2607 Personen. Das ergibt eine Gesamt- 
zahl von 13087 Personen, wovon fast die Hälfte weiblichen 
Geschlechts sind. 

Die Gesamtzahl der von Gebieten der Vereinigten Staaten 
nach Japan zurückkehrenden Personen belief sich auf 16 470, 
d. s. 3383 Personen Mehr-Rückwanderer, und zwar von 
Amerika mehr 2192 Männer, von Hawai mehr 1917 Männer 
und 892 Frauen, dagegen als einzige Ausnahme von Amerika 
1618 Frauen weniger. 

Für die Auswanderung von Japan nach den Vereinigten 
Staaten erscheinen in einer besonderen Rubrik unter der Be- 
zeichnung „Nichtarbeiter“ 171 Beamte, 98 Studenten, 773 
Kaufleute, 696 Reisende und 3048 verschiedene. 

Die Rückwanderung ist nicht in der gleichen Weise wie 
vorstehend zerlegt, doch lassen sich immerhin durch die Auf- 
zeichnungen über die von seiten der Rückwanderer benutzte 
Dampferklasse genügend Schlüsse ziehen. Danach benutzten 
als Rückwanderer aus Amerika die erste und zweite Dampfer- 
klasse 1045 männliche und 587 weibliche Personen, die dritte 
Klasse 6113 männliche und 2049 weibliche Personen und von 
}lawai die erste und zweite Klasse 78 männliche und 20 weib- 
liche Personen, die dritte Klasse 3070 männliche und 2249 
weibliche Personen. 

Auffallend ist die Tatsache, daß, während die Zahl der 


männlichen Rückwanderer während des Zeitraumes von 1908 
bis 1919 diejenige der männlichen Auswanderer um ein be- 
trächtliches überwiegt, weit mehr Personen weiblichen Ge 
schlechtes auswanderten, als nach Japan zurückkehrten. 
Dadurch steht einem Plus von 33684 männlichen Rückwan- 
derern ein Mehr von 21 150 weiblichen Auswanderern gegen- 
über. Kennern Ostasiens dürften die Gründe für diese Er- 
scheinung nicht unbekannt sein. 


Japanische Wanderbewegung zwischen 
Japan und den Vereinigten Staaten und 
Hawai(männliche). 


nach Ver Staaten Japan Unterschied Hawai J Japan Unterschied 
1908 1145 4 347 — 3303 546 2565 — 2019 
1909 1 257 3 981 — 2724 496 2 379 — 188 
1910 1 765 4 644 — 2879 791 2180 — 1385 
1911 2475 5 071 — 2596 1498 2203 ei: 
1912 3 718 5 357 — 1639 2 352 2793 — 44 
1913 4 590 5489 — 899 2 056 2 322 — 2% 
1914 5 037 5264 r- 27 1 347 2 204 — 85 
1915 5 334 6 455 — 1124 1740 3 285 — 565 
1916 5 544 5 8494 — 350 2145 2 318 — 17% 
1917 6 566 7181 — 615 1 840 2575 — 18 
1918 5795 7975 — 2180 1 584 2 833 — 1249 
1919 7649 11026. — 3377 1739 3349 — 161 
zus. 50875 72687 —21812 18134 30006 — 11873 
Es wanderten somit nach den Gebieten der 

Vereinigten Staaten aus 69009 Männer 

und von dort zurück 102693 „ 


oder 33 684 Mehr-Rückwanderer männlichen Geschlechts. 
Desgleichen für weibliche Personen. 


nach Ver,Staaten Japan Unterschied Hawai Japan Unterschied 
1908 810 573 + 237 996 119 — 
1909 1116 . 736 + 380 1079 1141 — 8 
1910 1791 757 + 1083 1658 1 061 + 59 
1911 2 509 1 000 + 1507 2 315 1 205 + 1110 
1912 2747 1 325 + 1422 3 006 1617 -+ 139 
1913 3475 1 200 + 2275 2 709 1 266 + 1443 
1914 3 425 1 226 + 2200 1889 1 266 + 69 
1915 3187 1 795 + 1392 1999 1 385 + 614 
1916 3 392 1856 + 1536 2597 1 508 + 1089 
1917 4175 2 959 + 1216 2 165 1 891 + 27 
1918 4032 2782 + 1250 1 919 2121 _ ? 
1919 5741 4 194 + 1547 1934 2443 — 509 
zus. 36399 20403 + 15996 24263 18100 + 616 


Nach Gebieten der Vereinigten Staaten wan- 
derten demnach aus \ 60 662 Frauen 

und von dort zurück . 98503 ; 
oder 22 159 Mehr-Auswanderer weiblichen Geschlechts. 


Will man nun wie auch für 1920 als sicher annehmen, 
daß die dem Arbeiterstand angchörigen Aus- und Rückwan- 
derer durchweg die dritte Dampferklasse benutzten, so ergibt 
sich auf Grund der diesbezüglichen Aufzeichnungen, daß 
die Rückwanderer beiderlei Geschlechts weitaus „Arbeiter“ 
waren. 

Was Kanada anbelangt, so sind ie „Irans-Pacific" ın 
dem Zeitraum von 1916 bis 1918 zusammen 3160 Japaner und 
1446 Japanerinnen, d. s. 4606 Personen nach Kanada gegan 
gen, während in derselben Zeit insgesamt 5015 Personen 
zurückkehrten, also 409 Personen mehr das Land heimwärts 
verließen. 


! 


| - derung nach Chile und Argentinien. Die Zahlen für 1920 


‚derungsziffere: 


-maliger Zeit aus gleicher Quelle ins Reich der Mitte kamen. 


Von Mittelamerika kommt fast auschließlich Mexiko als 
Auswanderungsland für Japaner in Frage, aber auch hier 
ist die Gesamtzahl der Auswanderer nach dort erstaunlich 
gering; sie beläuft sich für die 19 Jahre von 1901 bis 1919 
einschließlich auf insgesamt 11 327 Personen, wovon 265 
Frauen. Lediglich die beiden Jahre 1906 und 1907 zeigen mit 
5321 bzw. 3945 Personen Rekordziffern, so daß für die rest- 
lichen 17 Jahre nur 2061 Einwanderer übrig bleiben. 

Von südamerikanischen Staaten wird Brasilien, wo 
japanische' Arbeiter hauptsächlich auf den Kaf see 
arbeiten, und Peru bevorzugt; ganz gering ist die Einwan- 


liegen noch nicht vor, sie werden für Brasilien auf höchstens 
1500 und für Peru, wohin die Auswanderung im letzten Jahre 
auch nur gering war, auf 200 bis 300 geschätzt. Für das 
Jahr 1919 ergaben sich für Südamerika folgende Auswan- 


nach Brasilien 1362, Peru 1605, Argentinien 231, Chile 40 
und nach anderen Ländern 36 Personen. 
C. Schwengenbecher. 


%. China. . 


Aussichten der Lultiahrtindustrie in China. Bemerkenswert 


viel beschäftigt sich in letzter Zeit die ostasiatische Presse mit 


dem Flugwesen: Artikel über Ankäufe von Flugzeugen, Ein- 
stellung von fremden Instrukteuren für das Flugwesen in Armee 
und Marine, Einrichtung von Luftämtern in Peking, Pao ting fu 
und Mukden wechseln ab mit Ankündigungen von Vergnügungs- 
luftfahrten, von bevorstehender Luftpostverbindung zwischen 
Peking, Tientsin und Schanghai usw. usw. 

Diese Propagandatätigkeit in den,Zeitungen zeigt, daB die 
Interessenten große Anstrengungen machen, im chinesischen 
Volke dieses neue .Beförderungsmittel für Post und Passagiere 
populär zu machen, natürlich nicht um der schönen Augen der 
Chinesen willen, sondern um der während des Kricges auf 
Massenproduktion eingestellten Luftfahrtindustrie neue Absatz- 
gebiete zu erschließen und damit Geld zu verdienen. 

Schon geraume Zeit vor den Kriege kaufte China für mili- 
tärische Zwecke Fesselballons, meist aus Japan: es waren dies 
alte narbenbedeckte Invaliden aus dem Russisch- Japanischen 
Kriege, die bei den Manövern lediglich als Dekoration am 
Himmel standen, für den Ernstfall aber ebenso unbrauchbar 
waren, wie die ausgeschossenen Feldgeschütze, welche in da- 


Nach der chinesischen Revolution wurden die ersten Kon- 
trakte für den Ankauf von Flugzeugen gemacht, mit deren Hilfe 
in Peking Flugzeugführer ausgebildet wurden. 

In dieser Zeit trat ich als Beamter im chinesischen Kriegs- 
ministerium inoffiziell an den deutschen Luitschiffbau mit der 
Anfrage heran, ob und unter welchen Bedingungen es wohl mög- 
lich wäre, daß Luftschiffe an China verkauft werden könnten. 
Dieselben waren gedacht zur Einrichtung von großen, China 
nach allen Richtungen durchquerender Luftschifflinien, z. B. von 
Peking nach Canton, Cheng te fu, nach Kansu und Kashgar, 
nach Tibet,-Urga, Ulisutai, Kobdo usw. Im Anschluß an diese 
Hauptverkehrsadern sollten Zweiglinien, befahren von Fluge- 
zeugen, in der Art von Klein- und Nebenbalinen im Eisenbahn- 
verkehr, nach allen Seiten ausgehen, so daB China als erstes 
Reich der Erde von einem Netz von Luftverkehrslinien über- 
spannt worden wäre. 

Doch es kam damals nicht zur Ausführung dieses Planes: 
erstens „gehörten seine Luftschiffe”. wie mir Graf Zeppelin 
schrieb, „für die nächste Zeit noch ausschließlich dem Dienste 
des Vaterlandes“ und zweitens, machte der Ausbruch des 
Krieges allen Hoffnungen ein jähes Ende. 

Jetzt scheint, wie oben bereits erwähnt, China die alten 
Pläne in veränderter Form aufzunehmen, mit dem Unterschiede 
für uns Deutsche, daß wir jetzt nicht mit von der Partie sind: 
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Wie bereits -in Nr. 11 dieses Blattes erwähnt, hat eine 
englische Firma mit der chinesischen Regierung einen Kontrakt 
auf Lieferung von 105 Marineflugzeugen abgeschlossen; an der 
Küste sollen mehrere Flugzeugstationen 'angelegt werden. In 
Peking befindet sich bereits eine größere Anzahl von Flug- 
zeugen, welche imstande sind, je 10 Personen zu tragen. Im 
l.aufe dieses Sommers soll ein Luftpost- und Passagierdienst 
zwischen Peking, Tientsin und Schanghai aufgenommen werden. 
Vier weitere englische Marineoffiziere sind in China als Lehrer 
tür Luftfahrtwesen eingetroffen. In Schanghai hat sich ein 
Luitiahrklub gebildet. 

Alles dieses deutet darauf hin, daß sich in China weite Per- 
spektiven für die Tätigkeit der Luftschiffindustrie auftun. Diese 
Gewißheit bekommen wir zu einer Zeit, wo man in Deutschland 
daran geht, dieselbe zu’erdrosseln. 

Der Schandfriede von Versailles und die neuesten Be- 
schlüsse der Entente verbieten für die deutsche Luftfahrtindustrie 
den Bau von Luftschiffen und Flugzeugen bis zu dem Zeit- 
punkte drei Monate nach der von der feindlichen Luftfahrtüber- 
wachungskommission zu treffenden Feststellung der erfolgten 
restilosen Ablieferung des Heeresluftiahrtgerätes, d. h. praktisch 
auf eine völlig unbestimmte Zeit, deren Festsetzung ganz der 
Willkür unserer Feinde überlassen ist. 

Infolge der Unterzeichnung‘ des. Ultimatums muß obige For- 
derung durchgeführt werden. Das würde das Ende der deut- 
schen Luftfahrtindustrie bedeuten, wenn vom Reiche keine 


‚Gegenmaßregeln getroffen werden. Diese müssen in Bewilligung 


des von unseren ‚großen Luftfahrtfirmen’ geforderten Schadens- 
ersatzes bestehen, der den letzteren die Möglichkeit geben 
würde, sieh bis zur Beendigurig der ihnen aufgezwungenen Bau- 
sperre über Wasser zu halten, damit sie sich später wieder in 
ausländischen Absatzgebieten, wie zZ. B. Amerika und China, 
betätigen können. 

Wenn wir auch jetzt in letzterem Lande von jedem Wett- 
bewerb ausgeschlossen sind, so weiß jeder, der die Chinesen 
kennt, daß dieselben ebenso wie wir die Beendigung „dieses 
Zustandes herbeisehnen. 

Dazu kommt, daß dieselben neuerdings in allen großen 
politischen und wirtschaftlichen Fragen ihrem Ideal, Amerika 
folgen: so war es bei ihrer Kriegserklärung, so bei der Beendi- 
gung des Kriegszustandes. 

Augenblicklich sind Anzeichen vorhanden, daß Amerika sich 
für große Luitschifflinien interessiert und es ist mit Sicherheit 


zu erwarten, daß — eine geschickte Propaganda über Amerika 


nach China vorausgesetzt — auch letzteres hierin seinem Vor- 
bilde folgen würde. 

Für diesen Moment muß unsere Luftschiff-Flugzeug-Industrie 
fahig und bereit gehalten werden, das Versäumte nachzuholen, 
und zwar durch weitgehendste Unterstützung deshalb durch die 
Regierung; die hierfür jetzt notwendigen Ausgaben werden sich 
mit Zins und Zinseszins bezahlt machen. Bleyhöffer. 


. Ministerialerlaß betr. Anstellung Im Eisenbahndienst. Der 
\erkehrsminister hat kürzlich einen ErlaB ausgegeben über die 
Anstellung von Sachverständigen und Spezialisten für Eisen- 
bahnwesen. Der Erlaß ist sehr ausführlich gehalten und umfaßt 
fast alle in das Eisenbahnfach fallenden Zweige der Technik und 
Verwaltung; besonderer Nachdruck wird auf die Ausbildung im 
Auslande bzw. durch Ausländer gelegt. Bewerbern wird An- 
stellung versprochen, falls sie nachstehende Bedingungen zu 
erfüllen imstande sind: ’ 

1. Nachweis der Ausbildung im Eisenbahnbau, Maschinen- 
wesen, Verwaltung und Rechnungswesen, Betrieb usw. oder 
Ausbildung auf Universitäten und technischen Hochschulen in 
China oder Ucbersee; desgleichen praktische Ausbildung in 
Betrieben. Bewerbungschreiben, Diplome, Zeugnisse und andere 
Papiere sind an den Vorstand der Eisenbahnverwaltung im 
Ministerium einzusenden. 

2. Bewerbungen müssen vorläufig bis Ende 1921 in Peking 
vorliegen. 


3. Bewerber, die nicht in Peking_ihren Wohnsitz haben, 


- 
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sollen nicht nach der Hauptstadt kommen, sondern ihre evtl. 
Einberufung abwarten. | 

4. Alle Bewerbungsschreiben müssen vom ‘Bewerber selbst 
und handschriftlich geschrieben sein. Zuwiderhandlungen 
schließen von der Uebertragung eines Amtes aus. 3 

5. Allen Bewerbungen ist ein genauer, wahrheitsgemäßer 
Lebenslauf und Ausbildungsgang beizufügen. Versuche, auf in- 
direktem Wege ein Amt zu erhalten, hat die Ausschließung des 
Bewerbers zur Folge. | 


Peking—Mukden-Eisenbahn. Die British and Chinese Banking 
Corporation hat der Peking—Mukden-Eisenbahnverwaltung einen 
Kredit in Höhe von mex. $ 7 Millionen zum Bau eines zweiten 
Gleises zwischen Tangschan und Scham hai kuan bewilligt. Die 
Arbeiten sollten am 2. Juni aufgenommen werden und innerhald 
eines Jahres beendigt sein. Als Sichtrheit gelten die Rein- 
einnahmen der Peking—Mukden-Eisenbahn. Die Lieferung des 
Oberbaumaterials geschicht im Wege der öffentlichen Aus- 
schreibung. 


Geschäftslage In Tientsin. Das „Board of Trade Journal“ 
läßt sich über die derzeitige Geschäftslage Tientsins wie folgt 
aus: „Die jetzt erhältlichen Zahlen zeigen, daß das Jahr 1920 für 
Tientsin ein Rekordjahr gewesen ist, was in Anbetracht der 
großen geschäftlichen Depression in ganz Ostasien um so er- 
fteulicher ist. Die Einfuhr von Gütern aus fremden Ländern 
(olıne Inlandeinfuhr) des Jahres 1919 mit Hk. Taels 85 438 380 
wurde um rund Hk. Taels 350 000 übertroffen. Dagegen fiel die 
Ausfuhr, die im Jahre 1919 Hk. Taels 71550 033 betragen hatte, 
um ungefähr. Hk. Täaels 350000. Auch einheimische Importen 
fielen, und zwar von Hk. Taels 189 775934 im Jahre 1919 auf 
Hk. Taels 176213790 im Jahre 1920. Trotz Hungesnot und 
politischer Unruhen im Inland, war die allgemeine Marktlage 
gut. 
einer Reihe von (Gütern besonders lebhafte Nachfrage, doch darf 
man nicht erwarten, daB sogleich ein flottes Importgeschäft 
möglich sein wird. Immerhin zeigen die letzten Zollamts- 


Die ersten drei Monate des laufenden Jahres zeigten in 


a ee nen nn nern 


gunsten Japans geändert: 


—— | 


berichte, daß sich der Handel in Metallen, Farben, Eisenbahn- 
material, Bauholz usw. wesentlich gehoben hat und die all- 
gemeine Tendenz ist eine weiter steigende. 


Japan—China-Handel. Der Handel Japans mit China be- 
hält seine fallende Tendenz weiter. Im März betrug der Export 
von Japan nach China Yen 22538000, das sind gegenüber dem 
gleichen Monat des Vorjahres Yen 25823 000 weniger. Importe 
nach Japan von China beliefen sich auf Yen 10 998 000, das sind 
Yen 14 150000 weniger. Für das erste Vierteljahr 1920 waren 
die Zahlen für Exporte Yen 70111000 und für Importe Yen 
32 808 000, gder gegenüber dem Vorjahr weniger Yen 40 842 0W 
bzw.: Yen 34 312 000. 


Japan—-Aegypten-Handel. Infolge des Krieges hat der vor- 
her unbedeutende Handel Japans mit Aegypten einen bemerkens- 
werten Aufschwung genommen. Hauptausfuhrartikel nach dort 
sind Baumwollengewebe geringerer Qualität, von denen monat- 
lich etwa 5000 Ballen nach Aegypten abgehen. Die Yokohama 
Specie Bank hat kürzlich in Alexandria eine Filiale eingerichtet. 
Die japanische Ausfuhr nach Aegypten bis Ende 1915 betrug 
jährlich etwas über Yen 1 Million und die Einfuhr ägyptischer 
(jüter etwa Yen 7 Millionen. Nach dieser Zeit sind Ein- und Aus- 
fulır bedeutend gestiegen, doch hat. sich das Verhältnis zu- 
für das Jahr 1920 sind die Ausfuhr- 
zahlen Yen 30 6300 und die Einfuhrzahlen Yen 262 000. 


_ Japans Beuteanteil an deutschen Luftkriegsmitteln. Nach 


"Meldungen aus Tokio sind kürzlich die letzten, Japan seitens 


der Internationalen Reparationskommission zugesprochenen 
deutschen Flugzeuge in Japan eingetroffen. Danach hat Japan 
100 Marineflugzeuge, 136 Marineflugzeugmotoren und 1 Zeppelin- 
luftschiff (für 25 Mann Besatzung) aus dem deutschen Beaute- 
anteil erhalten. Luftschiff und Flugzeuge sind in den Dienst der 
kaiserlichen Marine gestellt worden, während 83 kürzlich von 
Frankreich gekaufte Flugzeuge der Heeresverwaltung über- 
wiesen worden sind" Wie man sieht, macht Japan große An- 
strengungen. um sein Militärflugwesen weiter auszubauen. 


Ostasien Güterverkehr 
H.Kersken jr. 
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Allgemeiner und politischer Teil |lliililiiä 


Rechtsverhältnisse der Deutschen in China. 
Von Rechtsanwalt Dr. A. F. Vorwerk. | ‚ 


Im fünften Artikel des jetzt ratifizierten deutsch-chine- 
sischen Uebereinkommens heißt es, daß die Bestimmungen 
dieses Uebereinkommens und die Erklärung des Deutschen 
Reiches, die am Tage der Einigung über das Uebereinkom- 
men abgegeben ist, die Grundlagen bilden sollen für den end- 
gültigen Vertrag. Diese Vereinbarung könnte man so aus- 
legen, als ob außer dem jetzt abgeschlossenen Uebereinkom- 
men und den zu ihm geliörigen Erklärungen zurzeit über- 
haupt keine Vertragsabmachungen zwischen Deutschland und 
China beständen. Das ist aber nicht richtig. 


Durch den Ausbruch eincs Krieges zwischen zwei Staa- 
ten ‘werden die zwischen ihnen abgeschlossenen Einzelver- 
träge aufgehoben, soweit sie nicht ganz oder teilweise gerade 
für den Kriegsfall geschlossen sind, wie z. B. die Haager 
Konventionen. Erloschen sind demnach insbesondere auch 
Handelsverträge. Diese Ansicht wird von den Völkerrechts- 
lehrern fast allgemein vertreten, dafür spricht auch das Vor- 
gehen der Staaten. So enthält z. B. der Frankfurter Frieden 
von 1871 Bestimmungen über das Wiederaufleben früherer 
Verträge zwischen Deutschland und Frankreich. Kurz nach 
Ausbruch des Weltkrieges ergingen ferner in Deutschland 
Verordnungen, die diejenigen Staatsverträge bezeichneten, die 
als nicht mehr in Kraft befindlich anzusehen sind, und der 
Vertrag von Versailles zählt eine Reihe von Staatsverträgen 
auf, die wieder gelten sollen. 


Als Ausnahmen von der Regel über das Erlöschen von 
Verträgen werden aber diejenigen Staatsverträge angesehen, 
die nicht nur zwischen den feindlichen Mächten, sondern zu- 
gleich mit anderen, also neutralen, Staaten abgeschlossen 
sind. Und mit Recht. Denn ein Teil der Vertragsschließen- 
den, nämlich die nunmehr im Krieg befindlichen, kann nicht 
als befugt angesehen werden, sich selbst von Verpflichtun- 
gen zu entbinden, die einzuhalten auch anderen (den neu- 
tralen Staaten) gegenüber versprochen worden ist. 


Hält man diese Ansicht für richtig, so würde z. B. der 
nach den Boxerunruhen in Peking 1901 abgeschlossene Frie- 
densvertrag, der übrigens im Art. 128 des Vertrags von Ver- 
sailles ausdrücklich erwähnt wird, durch den Kriegsausbruch 
nicht aufgehoben worden sein, da er von Spanien und den 
Niederlanden mitabgeschlossen ist. 


Unsere Feinde haben sich nun allerdings im Kriege auf 
einen anderen Standpunkt gestellt: sie haben, und zuletzt — 
im Jahre 1917 — auch China, diejenigen Verträge gleich- 
falls für aufgehoben erklärt, die neutrale Staaten miteinge- 
gangen sind. Immerhin wird diese Frage jetzt nach Friedens- 
schluß für jeden einzelnen Vertrag zu prüfen sein. 


Für das Verhältnis zwischen Deutschland und China 
kommt aber weiter in Betracht der Vertrag von Versailles. In 
der vom chinesischen Minister der Auswärtigen Angelegen- 
heiten bestätigten Erklärung des deutschen Bevollmächtigten 
vom 20. Mai 1921 wird Deutschland gebunden, gegenüber 
China die Verpflichtungen, die dieser Vertrag unter der 
Ueberschrift „China“ (Art. 128/134) aufführt, zu erfüllen. 
Auch sonst ist er aber in die Verhandlungen in Peking hinein- 
gezogen worden; beispielsweise hat China erklärt, daß es 
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das Ausgleichsverfahren des Art. 296 nicht wünscht, so daß 
hierfür in Ostasien einstweilen in Betracht kommen: Straits 
Settlements, Hongkong, Weihaiwei, Indochina und Siam, 
während für die Philippinen noch keine Entscheidung ge- 
troffen ist. 

Es würde zu weit führen, hier zu untersuchen, wie weit 
die einzelnen Bestimmungen des Vertrages von Versailles in 
die Rechtsverhältnisse der Deutschen in China eingreifen. Es 
soll hier nur folgendes herausgegrifien werden: In Nr. 13 
der „Ostasiatischen Rundschau“ vom 1. Juli 1921 ist auf 
S. 212 ein Bericht wiedergegeben, wonach die Reparations- 
kommission den Art. 260 seinem Wortlaut entsprechend für 
anwendbar hält auf die Rechte und Interessen deutscher 
Reichsangehöriger an öffentlichen Unternehmungen oder 
Konzessionen in China, obgleich China den Vertrag von Ver- 
sailles nicht unterzeichnet hat. Der Wiedergutmachungsaus- 
schuß ist im Unrecht. Denn Deutschland und China waren 
durch den Vertrag von Versailles nicht gehindert, für 
Deutschland günstigere Bedingungen, als dort festgesetzt 
waren, zu vereinbaren. Das ist geschehen durch die Ab- 
machungen über Freigabe des deutschen Eigentums, die eine 
Aenderung des Art. 133 zu Deutschlands Gunsten enthalten, 
durch die Abmachung über künftige Sicherheiten für das 
Eigentum Deutscher in China usw. Diese Abmachungen darf : 
der Wiedergutmachungsausschuß nicht unbeachtet lassen da- 
durch, daß er die Uebertragung von Rechten und Interessen 
Deutscher, die soeben freigegeben sind, auf sich selbst for- 
dert, und, nachdem eine Entschädigung für die Freigabe 
schon an China gezahlt ist, jetzt diese Rechte und Interessen 
nochmals für sich als Entschädigung einzieht. 

Das Vorgehen des Wiedergutmachungsausschusses zeigt 
aber, von wo die Gefahr droht. 

Es muß bei den weiteren Verhandlungen nicht so sehr 
auf China geachtet werden, das seit der Ratifizierung des 
Uebereinkommens nicht mehr unser Feind ist, sondern man 
muß sich schützen vor denjenigen Staaten, die der Form nach 
Frieden mit uns geschlossen haben, aber unsere Feinde ge- 
blieben sind. Was alles von ihrer Seite erwartet werden 
kann, ergibt sich auch aus dem bekannten Buch von Keynes, 
der aus Art. 235 des Friedensvertrages ein Recht der alliier- 
ten und assoziierten Mächte hergeleitet hat, die Uebertragung 
irgendeines einem deutschen Staatsangehörigen zustehenden 
Eigentumsrechts zu verlangen. Als Beispiel wählte er das 
Figentum der Deutschen Uebersee-Elektrizitäfsgesellschaft in 
neutralen Staaten Südamerikas. 

Beachtet man dies, so ist nicht abzusehen, wie weit 
unsere Feinde gehen werden in China, wo nach dem briti- 
schen Order in Council vom 9. Dezember 1919, dem soge- 
nannten China (Treaty of Peace) Order in Council 1919, der 
König von Großbritannien „infolge Vertrags, Zugeständ- 
nisses, Herkommens, Duldung und anderer gesetzlicher Mittel 
Macht und Gerichtsbarkeit“ (power and juris- 
dicticn) hat. 

Hoffentlich wird die deutsche Vertretung bei den bevor- 
stehenden Verhandlungen diesen Punkt besonders im Auge 
behalten. 


Machtpolitik in China. 
Von C. Fink. 


Erst die jetzt eingetroffenen Zeitungen aus China er- 
möglichen, ein einigermaßen zuverlässiges Bild von den Er- 
eignissen zu gewinnen, die Mitte Mai zu dem bereits erwähn- 
ten Kabinettwechsel in Peking geführt haben. Im Gegensatz 
zu früher an dieser Stelle Gesagtem muß danach festestellt 
werden, daß nicht sowohl die Fragen der Reichspolitik als 
solche im Vordergrund der Besprechungen gestanden haben, 
die ihren Abschluß mit der teilweisen Umbildung des Mi- 
nisterrats fanden, als vielmehr Sorgen der maßgebenden Ge- 
walthaber in Nordchina betreffs der Zukunft ihrer eigenen 
Stellung. Die Flut der Meldungen, die die ostasiatische 
Presse über den Verlauf der Tientsiner und Pekinger Be- 
sprechungen füllte, war außerordentlich groß. Die Meldun- 
gen selbst waren undurchsichtig und widersprachen sich 
fortgesetzt. Das Richtige, das sie enthielten, wurde vielfach 
nicht: geglaubt, weil es überraschend kam und, soweit die 
fremde Presse in Betracht kam, in das Bild, das sie sich ihren 
Wünschen und den Auffassungen westlicher Denkweise 
entsprechend gemacht hatte, nicht eingereiht werden konnte. 
Es verrät auf Seite der beteiligten Chinesen einen ungewöhn- 
lichen Grad politischer Gewandtheit und Verschlagenheit, 
daß es gelingen konnte, der weiteren Oeffentlichkeit wochen- 
lang den eigentlichen Kern der Verhandlungen zu verbergen 
und diese dann plötzlich zu einem Ende zu bringen, das alle 
Welt überraschte. Das fortwährende Hin und Her, das 
müßige Gerede über dies und das, ohne daß den“ Worten 
Taten gefolgt wären, sind offenbar die Ursache gewesen, daß 
die fremde Presse Ostasiens allmählich müde wurde, sich mit 
der Tientsiner Konferenz so gründlich zu beschäftigen, wie sie 
Anspruch darauf hatte, und infolgedessen bei gelegentlichen 
Auslassungen auf ein ganz falsches Gleis kam. 

Es verlohnt sich, nachträglich auf das, was sich in dem 
Monat vom 15. April bis 15. Mai in Tientsin und Peking ab- 
gespielt hat, einen Rückblick zu werfen, schon weil nur 
Kenntnis der Ereignisse jener Wochen Verständnis für das 
bringen kann, was weiter geschehen wird. 

Am 15. April traf unerwartet der Generalinspekteur der 
Mandschurei Chang Tso-lin in Tientsin ein, wohin sich 
gleichzeitig sein Kollege aus Paotingfu, der General- 
inspekteur von Chihli, Schantung und Honan, Tsao Kun be- 
geben hatte. Kaum war diese Tatsache bekannt, so erschien 
in Tientsin auch die Mehrzahl der Pekinger Kabinettsminister, 
um die beiden Machthaber Nordchinas zu begrüßen. (They 
danced attendance, heißt es in einem Tientsiner Bericht 
der „Morning Post“) Damit entstand in der Presse 
zunächst der Eindruck, daß die schon seit längerer 
Zeit erwartete Kabinettsumbildung vor einer unmittel- 
baren Lösung stände.. Der Anlaß der Zusammenkunft 
Chang Tso-lins mit Tsao Kun ist aber augenscheinlich 
ausschließlich der Machtzuwachs gewesen, den ihr dritter 
Kollege im Yangtsetal, der Generalgouverneur von Hukuang 
Wang Chan-yüan zu erringen im Begriff stand. Zwar gab 
es von jeher in der Provinz Hunan eine unter dem Einfluß 
Cantons stehende Partei, die sich mit großem Nachdruck 
gegen Wang auflchnte, dafür aber suchten die mit Canton 
unzufriedenen Machthaber der Provinzen Yünnan, Kueichou 
und Szechuan Verbindungen mit Wang anzuknüpfen. Mitte 
März hieß es bereits, die Abgesandten dieser Provinzen 
hätten mit Vertretern der Provinzen Hunan und Hupei in 
Wuchang Besprechungen gehabt, und es sei bei dieser Ge- 
legenheit ein Schutz- und Trutzbündnis zustande gekommen, 
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das sich zum Führer General Wang Chan-yüan erkoren und 
sich zu einer rückhaltslosen Unterstützung der Pekinger Re- 
gierung verpflichtet hätte. Die Bedeutung dieses Abkommens 
braucht man nicht zu überschätzen; immerhin konnte eine 
solche Stärkung der Stellung des Pekinger Kabinetts eines 
Tages für die Machthaber im Norden, Chang Tso-lin und 
Tsao Kun, unbequem werden. Das um so mehr, da Wang 
selbst ein ehrgeiziger Mann ist. Seit dem Tode des General- 
inspekteurs von Liang-kiang (um den alten gewohnten 
Namen der Kaiserzeit beizubehalten), General Li-Shuns, 
strebte Wang nach Nanking; die Nankinger Stellung hat von 
jeher als einflußreicher als die Wuchanger gegolten, das un- 
tere Yangstetal als wichtiger als das mittlere. Gelang es 
Wang Chan-yüan, seine nicht ganz offen daliegenden Pläne 
durchzusetzen, so wurden die Machtverhältnisse im Norden 
wesentlich verschoben, konnten es jedenfalls werden, und 
zwar ebenso sehr auf Kosten Chang Tso-lins wie auf die 
Tsao Kuns. 

Unter diesen Umständen wünschte Chang sich mit Tsao 
zu einigen, ehe es zu spät war. Das war der Anlaß seiner 
plötzlichen Reise nach Tientsin. Erheblich gestärkt wurde 
die Stellung Changs und Tsaos dadurch, daß sofort eine 
Reihe von Ministern aus Peking nach Tientsin eilten und da- 
mit zum Ausdruck brachten, sie wünschten sich mit den 
beiden Generalinspekteuren zu einigen. Das galt insbe 
sondere vom Finanzminister Chou Tse-chi und dem Ver- 
kehrsminister Yeh Kung-cho, zwei sehr tüchtigen Beamten, 
von denen namentlich der letztere sicher auf die Uhnter- 
stützung Chang Tso-lins glaubte rechnen zu können, da sein 
Ministerium Chang die nicht unerheblichen Mittel zur Ver- 
fügung stellte, mit denen er (und zwar anscheinend als der 
alleinige Tuchün!) den Sold seiner Truppen regelmäßig 
zahlen konnte. 

Offenbar waren Chang Tso-lin und Tsao Kun trotz 
mancherlei Reibungsflächen, die zwischen ihnen bestanden 
(insbesondere empfand Tsao es als wenig erfreulich, daß 
Peking ihm den Sold für seine Truppen schon seit Monaten 
schuldete und daß Chang im unteren Yangtsetal Einfluß zu 
gewinnen suchte, das Tsao als seine Interessensphäre be- 
trachtete) sich sehr schnell darüber einig, daß ihre Stellungen 
in Zukunft nur gesichert sein würden, wenn sie fest zu- 
sammenhielten. Nachdem diese Einigung erzielt war, ergab 
sich das Weitere fast von selbst. Der nächste Schritt war, 
sich des Kabinetts zu versichern. Das Angebot der in 
Tientsin erschienenen Minister, sich auch weiter zur Ver- 
fügung zu halten, konnte nicht ohne weiteres angenommen 
werden. Zwar konnte Chang Tso-lin wohl auch weiter auf 
die Goldquelle des Verkehrsministeriums rechnen, wenn auch 
Yeh Kung-cho in Voraussicht dessen, was kommen konnte, 
alle Einnahmen der ihm unterstellten Bahnen mit Hilfe von 
Lieferungsverträgen für neues Bahnmaterial und den Bau 
der Suiyuaner Bahn für die nächsten sechs bis zwölf Monate 
verpfändet hatte. Aber der Finanzminister war außerstande, 
einen Plan vorzulegen, der den Forderungen der anderen 
Tuchüns für rückständigen Sold gerecht geworden wäre. 
Damit war scin Schicksal entschieden. Tatsächlich kehrte 
Chou Tse-chi sehr bald nach Peking zurück, meldete sich 
krank und reichte sein Abschiedsgesuch ein. Der Vizefinanz- 
minister Pan Fu, der zwar zunächst die Leitung der Ge 
schäfte übernalım, ließ ebenfalls keinen Zweifel, daß er unter 
diesen Umständen baldmöglichst zurückzutreten wünschte. 


Inzwischen war der Ministerpräsident General Chin 
Yün-peng einer Einladung Chang Tso-lins und Tsao Kuns 
folgend, selbst in‘ Tientsin eingetroffen. Nach wenigen 
Tagen war sich auch Chin darüber klar, daß es auch für ihn 
das Vernünftigste sei, mit Chang und Tsao zusammenzu- 
gehen. Die drei Männer schlossen nun Blutsfreundschaft; 
wer China kennt, weiß, was das bedeutet. Von diesem 
Augenblick war das Schicksal des Verkehrsministers Yeh 
Kung-cho besiegelt, mochte die Presse auch noch so oft und 
nachdrücklich wiederholen, Chang und Tsao würden keine 
Umbildung des Kabinetts verlangen. Chang mußte ihn 
preisgeben, da Chin sich ebenso sehr weigerte, mit Yeh zu- 
sammenzuarbeiten, wie Yeh vorher gefordert hatte, daß Chin 
durch einen anderen Ministerpräsidenten ersetzt würde. Als 
ein heiteres, Intermezzo darf verzeichnet werden, daß Yeh, 
auf seine Freundschaft mit Chang Tso-lin pochend und daher 
seine Stellung unerschütterlich wähnend, noch während 
der ersten Tage der Tientsiner Konferenz den Machthabern 
beweisen zu sollen glaubte, er habe eine Wünschelrute und 
könne letzten Endes alles Geld aufbringen, das die Tuchüns 
so nötig zur Soldzahlung brauchten. Es wurden plötzlich 
fünf Millionen Staatsanleihen auf den Markt geworfen und 
von diesem aufgenommen. Nachträglich stellte sich heraus, 
daß Yeh die chinesischen Banken veranlaßt hatte, das Geld 
zu geben, wogegen er ihnen in Aussicht gestellt hatte, er 
werde dann im Amt bleiben, und das chinesische Bankkon- 
sortium könne darauf rechnen, daß nur noch zu pro- 
duktiven Zwecken Anleihen ausgegeben und nur noch durch 
sie finanziert werden würden. Das Bedenken, daß in diesem 
Fall kein produktiver Zweck vorhanden war, die Banken also 
im Grunde ihre früher gestellte Forderung preisgaben, wurde 
dadurch umgangen, daß die Banken nicht selbst um eine An- 
leihe ersucht wurden, sondern — angeblich im Auftrag 
Dritter — Anleihestücke im offenen Markt kauften. Zu spät 


sahen sie nachher ein, daß sie sich von noch Schlauern hatten - 


übertölpeln lassen. 

Nachdem der Dreibund Chang Tso-lin, Tsao Kun, Chin 
Yün-peng hergestellt war, gingen Chang und Tsao an die 
Regelung der zukünftig Wang Chan-yüan im Yangtsetal ein- 
zuräumenden Stellung. Was in dieser Hinsicht vereinbart 
worden ist, ist in den Einzelheiten noch nicht ganz klar. 
Wang sah sich aber plötzlich vor Tatsachen gestellt, die er 
entweder anerkennen mußte oder die für ihn den Ausgang 
eines wenig aussichtsreichen Kampfes gegen die Machthaber 
im Norden werden mußten, zumal er sich, wie schon er- 
wähnt, nicht einmal fest auf seine eigene Provinz Hunan ver- 
lassen konnte, ja sogar in Wuchang eine anscheinend von 
der Cantoner Kuomintang geschürte Meuterei vorkam. Dazu 
kam, daß Wang aus eigener Tasche bereits angeblich 
8 Millionen Dollar für den Sold seiner Truppen vorgeschossen 
hatte und diesen Betrag als verloren ansehen mußte, wenn es 
zwischen ihm und Peking zum Bruch kam, was ihm, dem die 
chinesische Presse große Habgier nachsagt, wenig verlockend 
erschienen sein mag. Wohl oder übel mußte auch er sich 
daher mit Chang und Tsao einigen. Wie stark deren Stellung 
schon damals war, zeigte sich, daß sie einen Vorschlag 
Wangs, sich in Peking zu treffen, kurzer Hand ablehnten und 
darauf bestanden, daß Wang, wenn er mit ihnen verhandeln 
wollte, sich ebenso nach Tientsin bemühe, wie es der 
Ministerpräsident mußte, der von Mitte April bis Mitte Mai 
mehrfach in Tientsin erschien. 

In die Tientsiner Verhandlungen hinein spielte, worauf 
schon in einem früheren Aufsatz hingewiesen worden ist, die 
Erwählung Sun Yat-sens zum Präsidenten des Bundesstaates 
China. Mochte die chinesische Presse, soweit sie nicht zur 
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Kuomintang schwor, die Dinge in Canton als ein aussichts- 
loses Abenteuer behandeln, Chang Tso-lin und Tsao Kun 
glaubten keinen Augenblick, die Sache auf die leichte Schulter 
nehmen zu dürfen. So lange General Li Shun die Wacht am 
untern Yangtse gehalten hatte, wurde, was immer in Canton 
geschehen mochte, als ziemlich unerheblich angesehen. Die 
Lage hatte sich aber neuerdings gewandelt. Weder konnte 
man sich zunächst unbedingt auf Wang Chan-yüan in 
Wuchang verlassen, der der von Canton gewährten aufstän- 
dischen Bewegung in Hunan nicht Herr werden konnte, noch 
auch ließ sich übersehen, wie sich die Dinge im untern 
Yangtsetal entwickeln würden. In Chekiang sitzt recht ver- 
ärgert General Lu Yung-hsiang (zur Kriegszeit Kommandant 
der Truppen im Schanghaier Arsenal). Er schielt sehnsüchtig 
nach den Nankinger Posten; er möchte Generalinspekteur von 
Kiangsu, Anhui und Chekiang werden. In Peking ist man 
an sich nicht abgeneigt, diese Neugruppierung vorzunehmen, 
wenn Lu dafür Sorge trägt, daß die Wahlen zum Reichspar- 
lament den Wünschen und Erwartungen Pekings entsprechen. 
Das aber wieder kann Lu nicht zusagen, denn Kiangsu und 
Anhui lehnen ihn ab; sie wollen, was der historischen Ent- 
wicklung entspricht, mit Kianghsi zusammengehen, wollen vor 
allem aber von der Errichtung eines Generalinspektorats in 
Nanking unter einem ihnen von Peking aufgezwungenen 
Mann nichts wissen. Sie haben untereinander Verabredun- 
gen gegenseitigen Schutzes und Zusammenwirkens zur Auf- 
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung geschlossen; darüber 
hinauszugehen erachten sie als vom Uebel. Für Nordchina 
ergibt sich daraus aber, daß der feste Damm fehlt, der in 
vergangenen Zeiten den Norden gegen einen Vorstoß des 
Südens schützte.. Einen Ausweg aus diesen Dilemma sieht 
man in Peking anscheinend zurzeit noch nicht. 


Die Unsicherheit an dem großen Strom, der Nord- und 
Südchina trennt, ist für die Machthaber im Norden der zwin- 
gende Grund gewesen, sich die Dienste Wang Chan-yüans 
zu sichern; seine eigene ungefestigte Stellung machte es ihnen 
möglich, ihm ihre Bedingungen aufzuzwingen. Ein Gerücht 
will wissen, Wang hätte sich sogar mit einer Zahlung von 
4 Millionen Dollar für seine Soldvorschüsse, also der Hälfte 
des angeblich selbst aufgewandten Betrages, zufrieden erklärt. 
Chang und Tsao haben Wang Truppen und Kriegsmaterial 
versprochen, um zunächst Hunan vollständig zu unterwer- 
fen. Den Ehrgeiz Wangs haben sie von dem ursprünglichen 
Ziel, Nanking, ab und anderen Aufgaben zu gelenkt. Wang 
soll freie Hand dem Südwesten gegenüber erhalten, soll also 
versuchen, die Provinzen Yünnan, Kueichou und Szechuan 
wieder für den Reichsverband zu gewinnen. Ob dies gelin- 
gen wird, bleibt der Zukunft vorbehalten. 


Daß sich Chang und Tsao eines Tages einigen werden, 
ein Generalinspektorat am untern Yangtse zu schaffen, unter- 
hiegt keinem Zweifel; es ist unentbehrlich für die Sicherheit 
Pekings. Wie das Problem aber gelöst werden kann, steht 
augenscheinlich noch nicht fest. 

Unentschieden ist ferner zurzeit auch noch, was aus dem 
äußersten Nordwesten werden soll, den Provinzen Shensi 
und Kansu. Täuschen aber nicht alle Anzeichen, so werden 
diese Gegenden als die zukünftige Interessensphäre Tsao 
Kuns anerkannt werden, wenn sie auch einen eigenen General- 
inspektor erhalten und somit nach außen selbtändig er- 
scheinen. 

Für die nächste Zeit hat man anscheinend sechs größere 
Machtbezirke in China zu unterscheiden: . 


1. die Mandschurei und Mongolei unter Chang Tso-lin; 
2. Nord- und Nordwestchina unter Tsao Kun; 


3. das mittlere Yangtesetal mit Ausblick auf den weiteren 
Westen und Südwesten unter Wang Chan-yüan; 

4. das untere Yangtsetal, das sich vorläufig unter den Tu- 
chüns von Kiangsu, Kianghsi und Anhui zusammenge- 


schlossen hat, ohne einen Generalinspekteur zu 
wünschen; 

5. die Provinzen Chekiang und Fukien unter Lu Yung- 
hsiang; 


6. die Provinz Kuanghsi unter Lu Yung-ting. 
Außerhalb dieses Verbandes steht dann 

7. die Provinz Kuangtung unter Sun Yat-sen, die ihre Da- 
seinsberechtigung als Kern des von der Kuomintang ge- 
planten Staatenbundes China erst nachzuweisen hat und 

im Augenblick — anscheinend erfolgreich — bemüht ist, 

einen Angriff der Kuanghsitruppen unter Lu Yung-ting 

zurückzuweisen. Ä 

Die Hauptmacht liegt natürlich in. den Händen Chang 
Tso-lins und Tsao Kuns. Um diese beiden Sterne gruppiert 
sich alles andere. Vorläufig sind die beiden Führer sich 
einig. Das zeigte sich in sehr deutlicher Weise noch während 
der Tientsiner Besprechungen. Dainals brachen in der Pro- 
vinz Honan Unruhen aus, die auf eine Beseitigung des Tu- 
chüns Chao Ti zielten; es bedurfte aber nur eines energischen 
Wortes Chang Tso-lins und Tsao Kuns, um die streitende 
Partei zu veranlassen, die Waffen niederzulegen, und Chao 
Ti, sich Tsao Kun bedingungslos zur Verfügung zu stellen. 
Eine andere Frage ist, ob sich die Dinge eines Tages nicht 
stärker erweisen werden, als der gute Wille, der Ende April 
zur Besiegelung der Freundschaft der beiden Machthaber 
durch Blut führte. Die Tokyoer „Hochi‘“ glaubt bezeichnen- 
der Weise nicht, daß das Zusammenarbeiten Changs und 
Tsaos auf die Dauer möglich sein kann. Es fehlt, sagt das 
japanische Blatt, heute in China eine wirklich überragende 
Persönlichkeit. Stark könne China daher nur so lange sein, 
wie Chang, Tsao und das Kabinett zusammenständen. 

Als sich Chang Tso-lin, Tsao Kun und Wang Chan- 
yüan, die drei Triumvirn, wie sie allgemein in der ostasiati- 
schen Presse genannt werden, in Tientsin geeinigt hatten, 
zogen sie im Triumph in Peking ein, um ihren Werk durch 
eine Umgestaltung des Kabinetis (eine Frage, in die sie sich 
unter keinen Umständen einmischen zu wollen wiederholt 
erklärt hatten!) die Krone aufzusctzen. Präsident Hsü Shi- 
chang war so erbittert über die Tientsiner Vorgänge, daß 
er erklärte, er werde unter keinen Bedingungen einen Eingriff 
in die Kabinettsfrage dulden, cher würde er abdanken. Es 
fehlte auch sonst nicht an Stimmen, die die Konicrenzen des 
Triumvirats als Zusammenkünfte von Verschwörern bezeich- 
neten; „ganz unbercechtigt ist das nicht“, meint die „North- 
China Daily News“, „denn diese drei Männer verkörpern den 
Militarismus, die Flerrschaft der Macht.“ Aber Worte sind 
Schall und Rauch. Auf einer der feierlichen Veranstaltungen 
zu Ehren des Triumvirats in Peking erschien auch Hsü Shi- 
chang und erkannte in warmen Worten die Verdienste der 
Generalinspekteure sowie des Ministerpräsidenten Chin Yün- 
peng an. Alles löste sich in Wolhlgefallen auf. 

Inzwischen hatte sich die öffentliche Meinung lebhaft mit 
der Frage beschäftigt, wer das Verkehrs- und wer das Finanz- 
ministerium übernehmen würde Es muß um letzteres ein 
wahres Wettlaufen stattgefunden haben. Der Vertreter der 
„North China Daily News“ in Peking, Rodney Gilbert, wußte 
zu melden, einer der Bewerber habe versprochen, falls die 
Wahl auf ihn fiele, sofort 30 Millionen Yen auf den Tisch zu 
legen. „Da er das Amt nicht erhalten hat“, fürt Gilbert hin- 
zu, „wird angenommen, daß der Sierer in dem Rennen noch 
etwas mehr in Aussicht hat stellen können.“ Die plötzliche 
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Ernennung des einstigen Gouverneurs der Bank von China, 
Li Shi-wei, zum Finanzminister kam dann jedenfalls sehr über- 
raschend; ernstlich hatte an ihn vorher wohl niemand außer- 
halb des allerengsten Kreises der Machthaber gedacht. Li hatte 
bis dahin an der Spitze eines japanisch-chinesischen Syndi- 
kats gestanden und gilt, wie die Presse unverblümt erklärt, 


als ein Vorkämpfer der japanischen Interessen in China. 


Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß Li durch die 
Zeitungen hat verbreiten lassen, vor Uebernahme des Finanz- 
ministeriums habe er die Forderung gestellt, unter keinen 
Umständen dürfe Druck auf ihn ausgeübt werden, mit Ja- 
panern weitere Anleihen abzuschließen. „Millard’s Review“ 
wirft ihm bereits offen vor, die japanischen Banken, die In 
den Jahren 1918, 1919 und 1920 Privatdarlehen gegeben 
hätten, rechneten wegen Konsolidierung dieser Anleihen auf 
ihn. Gleichzeitig wird bekannt, daß der japanische Finanz- 
mann Ono, der sich seit einiger Zeit in Peking aufhält und 
dort dieInteressen der Nishihara-Gruppe vertritt, die imGegen- 
satz zum internationalen Konsortium die meisten japanischen 
Darlehen an China vermittelt hat, unmittelbar nach dem Amts- 
antritt des neuen Pekinger Kabinetts eine Anleihe für den 
Bau der Suiyüaner Eisenbahn von 10 Millionen Dollar abge- 
schlossen hat und wegen einer weiteren größeren Anleihe ver- 
handelt, die durch die Einnahmen der erhöhten Steuern auf 
Alkohol und Tabak sichergestellt werden soll. 


Aber nicht nur ist die öffentliche Meinung Li gegenüber 
mißtrauisch. In weiten Kreisen hat es nicht weniger ver- 
stimmt, daß Chang Tso-lin durchgesetzt habe, daß sein 
eigentlicher Vertrauensmann im letzten Kabinett, der Minister 
des Innern, Chang Chih-tan (ein, nebenbei bemerkt. sehr 
fähiger Kopf) dasVerkehrsministerium übernommen hat. Auch 
Chang Chih-tan wird eine starke Neigung für Japan nachge- 
sagt. Yeh Kung-cho machte noch in 12. Stunde die denkbar 
größten Schwierigkeiten betreffs Uebergabe des Amtes: er 
weigerte sich, die Beträge der von ihm bisher verwalteten 
Betriebe seinem Nachfolger auszuliefern. Schließlich mußte 
aber auch er nachgeben. Damit ist — und das ist, wie der „Pe 
king Leader“ feststellt, das wichtigste an dem Wechsel — die 
sogenannte Verkehrspartei bis auf weiteres aus der Regie- 
fung ausgeschaltet; daß sie die Regierung fortan auf das 
Erbitterste bekämpfen wird, unterliegt keinem Zweifel. 


Einen warmen Empfang hat das neue Kabinett in der 
chinesischen Presse nicht gefunden. Die Blätter schen in den 
Tientsiner Vorgängen nur eine Verschiebung in den Macht- 
verhältnissen, ohne daß wesentlich neues oder besseres er- 
reicht wäre. Eine ganze Reihe von chinesischen Blättern, wie 
fast alle fremden, erklären, das politische Chaos sei unbe 
hoben, es bestehe nach wie vor in bedrohlichster Weise. Die 
Tientsiner Konferenz habe die schwebenden Fragen der 
Reichspolitik nicht gelöst, ja einzelne Zeitungen gehen sO 
weit, zu behaupten, sie scien überhaupt nicht berührt wor- 
den. Auch die fremde Presse Chinas ist von dem neuen Ka 
binett wenig erbaut. „Wir meinen,“ schreibt die „North 
China Daily News“ mit bezug auf einen der Regierung ge 
machten Vorwurf, sie sei japanfreundlich, „es darf von einem 
Kabinett nie heißen, daß es irgend einer fremden Macht freund- 
lich ist. Von diesem Gesichtspunkt aus ist es bemerkenswert, 
daß die Veränderungen, die im allgemeinem nicht nur unnötig, 
sondern überflüssig sind, sich unter Umständen vollzogen 
haben, die zu Mißtrauen Anlaß geben müssen. Es 
schon namhafter Erfolge dieses neuen Kabinetts, um das 
Land davon zu überzeugen, daß die Veränderungen Irg 
etwas mit Chinas Wohlfahrt zu tun haben.“ Noch ad 
sprechender verhält sich „Millard’s Review“, die dem Kab* 


nett mit bezug auf die Finanzlage wenig Aussicht auf lange 
Lebensdauer zuspricht: „Gestattet der neue Verkelrsminister, 
daß die Eisenbahnfonds für militärische Zwecke verwendet 
wird, verliert er das Vertrauen des Volkes, gestattet er es 
nicht, gerät er mit dem Finanzminister, dem Ministerpräsi- 
denten und den Führern der Militärpartei in Gegensatz. Er- 
hält der Finanzminister Geld aus Japan, so wird er sich nicht 
lange behaupten können, da er dann auf einen starken \Vider- 
stand des Volkes stoßen wird, dem sich kein chinesischer 
Beamter, sei er Soldat oder Zivilist, auf die Dauer aussetzen 
kann.“ 

Um dies düstere Bild nicht ganz ohne einen helleren 
freundlicheren Ton an einer Stelle bei Seite zu legen, sei er- 
wähnt, daß übereinstimmend die Beibehaltung des Ministers 
des Aeußern, Yen Hui-ching, warm begrüßt wird. Man bucht 
mit Genugtuung zu seinen Gunsten den Vertrag mit Deutsch- 
land, den ersten mit einer Großmacht, in dem der Anspruch 
Chinas in der Exterritorialitätsfrage und der des autonomen 
Zolltarifs haben durchgesetzt werden können, und vielleicht 
noch mehr die grundsätzliche Neuregelung der Bezizhungen 
Chinas zu Rußland, der sich seine Vorgäuger sicht ge- 
wachsen gezeigt hatten. Von Yen erwartet man weitere Er- 
folge. „Er hat stets die volle Unterstützung der öffentlichen 
‘Meinung in China gehabt“, schreibt die „Peking Daily News“, 
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und der „Peking Leader“ meint: „Eine Aenderung im Mini- 
sterium des Aeußern ist überhaupt nicht in Frage gekommen. 
Das ist insofern von Bedeutung, da die auswärtigen Be- 
ziehungen Chinas an Wichtigkeit zunehmen.“ Der japanische 
„North China Standard“ nennt Yen einen der besten Diplo- 
maten Chinas. 

Das Triumvirat hat unmittelbar nach der Umgestaltung 
des Kabinetts Peking wieder verlassen: Chang Tso-lin und 
Tsao Kun als die eigentlichen Sieger (in der „Peking Daily 
News“ heißt es sogar: „Chang hat heute das Trumnpfaß in 
der Hand“), Wang Chan-yuan als der zur Gefolgschaft ge- 
zwungene mit den vielleicht schwierigsten Aufgaben. W’esent- 
lich wird es darauf ankommen, ob er seinen Freunden im 
Norden einen neuen Ansturm des Südens wird vom Halse 
kalten können. Vorläufig hat sich die auf reine Macht gegrün- 
dete Politik der Generalinspekteure noch einmal durchgesetzt. 
Ob sie sich auf die Dauer behaupten kann, wird die Zukunft 
zeigen. Schon werden Stimmen laut, die darauf hinweisen, 
vor einem Jahre sei die Anfupartei unter dem Vorwand, 
China müsse von der Machtpolitik der Generale befreit wer- 
den, gestürzt worden, ihre Nachfolger aber verfolgten heute 
genau dieselben Ziele; sachlich sei nichts geändert, nur der 
Name gewechselt. Den neuen Machthabern werde das 
Schicksal ihrer Vorgänger nicht erspart bleiben. 


Die Verhandlungen über das englisch-japanische Bündnis. 
Von R. Kunze (Tokio). | 


Im Mittelpunkt der weltpolitischen Geschehnisse stand 
in den vergangenen Wochen die in London versammelte 
Reichskonferenz der Ministerpräsidenten aller britischen 
Dominien, und als der wichtigste Punkt ihrer Beratungen 
wurde allgemein die Frage der Erneuerung des englisch- 
japanischen Bündnisses angesehen. Da der dritte Bündnis- 
vertrag im Juli vorigen Jahres von Seiten der englischen 
Regierung gekündigt worden war, mußte das Bündnis bis 
zum 13. Juli dieses Jahres erneuert worden oder an diesem 
Tage ablaufen. Offensichtlich lag es in der Absicht sowohl 
der japanischen, wie der englischen Regierung, daß das 
Bündnis erneuert werden sollte, und diese Erneuerung sollte 
offenbar durch die Anwesenheit des japanischen Kronprinzen 
in Europa einen besonders deutlichen Anstrich erhalten und 
dem japanischen Volke gewissermaßen als dessen eigentliches 
Werk dargestellt werden können. Die Erneuerung lag im 
dringenden Interesse Japans, das sich nach dem Zusammen- 
bruch Rußlands und des Deutschen Reiches gegenüber den 
beiden angelsächsischen Mächten vereinzelt fühlt und in 
deren, von weiten und einflußreichen Kreisen angestrebten 
Zusammenschluß das Bündnis als einen trennenden Keil hin- 
einschieben möchte. Auch wird Japans weltpolitische Stellung 
in vielen Hinsichten durch das „Prestige“ als Verbündeter 
Englands gefördert. Ob Japan, wie ihm viele nachsagen, die 
Erneuerung des Bündnisses wünschte, um, auf es gestützt, 
den angeblich unvermeidlichen Krieg gegen Amerika wagen 
zu können, ist psychologisch schwer zu ergründen. Wahr- 
scheinlicher ist, daß Japan, genau wie dem Deutschen Reich 
vor dem Weltkrieg, alles daran gelegen sein muß, einen 
Krieg zu vermeiden. Es braucht viele Jahre, wo nicht Jahr- 
zehnte, um die im letzten halben Jahrhundert, ganz besonders 
aber im Weltkrieg gewonnene wirtschaftliche und politische 
Stellung innerlich auszubauen und fest zu begründen. Da 
es nicht in Japans Willen allein liegt, den Krieg 
zu vermeiden, der ihm vielmehr, noch mehr als der 


Weltkrieg dem Deutschen Reich, durch seine Lebensinteressen 
aufgezwungen werden kann, bedeutete das Bündnis immer- 
hin eine, wenn auch schwache, Sicherung gegen den Kriegs- 
ausbruch und eine noch schwächere Verstärkung der Sieges- 
möglichkeit in einem solchen Krieg. Somit wünschten wohl 
Japans Regierung und Volk gleichermaßen dringend die 
Erneuerung des Bündnisses, wenn beide auch dem englischen 
Verbündeten gefühlsmäßig gleich kühl gegenüberstehen 
mögen und jedes andere Bündnis mit einer Großmacht lieber 
schließen möchten als dieses. 

Sehr viel weniger einheitlich war die Stellung der Regle- 
rung und der Bevölkerung des Britischen Reiches zu dem 
Bündnis mit Japan. Die Regierung wünschte seine Erneue- 
rung aus mannigiachen Gründen. In dem japanischen Ver- 
bündeten hat sie in allen Fragen des Völkerbundes wie des 
Obersten Rats der Alliierten einen ebenso uninteressierten wie 
zuverlässigen Schildknappen gegenüber Frankreich und Bel- 
gien. Das Bündnis mit der asiatischen Macht läßt den Gegen- 
satz zu den gewaltsam beherrschten asiatischen Untertanen 
in Indien usw. ein wenig gemildert erscheinen. Auf der 
andern Seite wird Japan durch die Vorteile des Bündnisver- 
hältnisses gehindert, seine politischen Trümpfe als Rassen- 
verwandter und natürlicher Führer der asiatischen Völker 
gegen die Weißen auszuspielen. In China hat England wirt- 
schaftlich einen immer schwerer zu haltenden Stand gegen- 
über der mächtig andringenden Wirtschaftskraft der Vereinig- 
ten Staaten, denen gegenüber Japan, wenn freilich auch selbst 
Mitbewerber, der natürliche Verbündete aller europäischen 
Völker ist. Der vielleicht tiefste und zwingendste Grund der 
Erneuerung des Bündnisses für die englische Regierung aber 
war wohl, daß sowohl Japan wie Amerika wirtschaftlich 
wie als Flottenmächte für England unerträglich reich und 
stark geworden sind, so daß das englische Interesse erfor- 
derte, sie beide sich gegenseitig in einem Krieg schwächen 
zu lassen; stand aber England nicht mindestens scheinbar 
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als Verbündeter hinter Japan, so würde dieses voraussichtlich 
das furchtbare Wagnis eines Krieges 'mit aller Kraft zu ver- 
meiden versuchen. 

Anders aber als die Londoner Regierung standen zu dem 


Bündnis das englische Volk und wieder anders die Regierun-. 


gen der britischen Dominien, die schon vor dem Weltkriege 
immer mehr Einfluß auf die Reichspolitik gewannen, seit dem 
Weltkrieg aber diese schon beinahe ausschlaggebend be- 
herrschen. Kanada, Australien und Neuseeland haben in der 
Einwanderfrage genau die gleichen Interessen gegenüber 
Japan wie die Vereinigten Staaten. Kanada fühlt sich diesen 
so eng verbunden, daß ihm das Bündnis als der Keil, der die 
angelsächsischen Mächte auseinanderhielt, unerträglich cr- 
scheint, und fürchtet, daß das Bündnis das Wettrüsten im 
Stillen Ozean verschärfen würde. Australien und Neusce- 
land, die am Aequator Japans Nachbarn geworden sind, 
sehen es zwar nicht ungern, daß das Bündnis die natürliclıe 
Spannung zwischen ihnen und dem japanischen Nachvar ein 
wenig mildert, möchten es aber um alles in der Welt vermei- 
den, in einen Gegensatz zu den Vereinigten Staaten, ihrem 
natürlichen Verbündeten gegenüber Japan, hineingezogen zu 
werden. Südafrika fühlt sich als Vorkämpfer g°genüber dem 
aggressiven und militärischen britischen Imperalismus und 
steht als solcher den englischen liberalen und Arbeiterparteien 
sehr nahe, die jeder Kriegsmöglichkeit abhold sind, sich mehr 
von Beweggründen des Erwerbslebens, als von politisch. 
Erwägungen leiten lassen und gefühlsmäßig Japan ab- 
geneigt sind, das ihnen als militaristischh als Feind 
der Arbeiterbewegung und als gefährlicher Konkurrent 
ihrer Kaufleute in China, Korea, der Mandschurei und 
Mongolei und in Sibirien erscheint. Die englische Re- 
gierung dachte sich wohl, daß auf der Reichs- 
konferenz Australien und Neuseeland für, Kanada und 
Südafrika gegen ein erneutes Bündnis stehen würden, 
dem jede offene Spitze gegen Amerika genommen 
war, und daß bei diesem Gegensatz Indien, das, obwohl 
Kronkolonie, doch auf der Reichskonferenz mitzuraten hat, 
den Ausschlag für die Erneuerung geben würde. Unerwarte- 
terweise aber ist auf der Konferenz auch Indien als Gegner 
der Erneuerung aufgetreten — wenigstens hat dies nach den 
vorliegenden Nachrichten den Anschein, da die Beratungen 
der Konferenz streng vertraulich gehalten werden und die 
englische Regierung, die sich im Krieg und in Versailles als 
Gegner aller Geheimdiplomatie gebärdete, darüber nur ver- 
lauten läßt, was ihr beliebt, — und hat nichts davon wissen 
wollen, daß Japan ein Recht habe, für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung in Indien und im Indischen Ozean mitzusorgen. 
Damit haben die Gegner des Bündnisses auf der Konferenz 
die Mehrheit erlangt, und ihr Widerstand ist anscheinend 
schon dort für die Londoner Regierung unüberwindlich ge- 
worden. 

Dieser Stand der Dinge auf der Konferenz ist alsbald mit 
allem Nachdruck und mit großem Geschick von den Gegnern 
des Bündnisses außerhalb der Konferenz ausgenutzt worden, 
und zwar waren dies die Liberalen und Arbeiter in England, 
in den Dominien, in China und Amerika und schließlich vor 
allem die Washingtoner Regierung. Die englische Opposi- 
tion hat von dem Augenblick an, wo der Kron- 
prinz von Japan nach Frankreich abreiste, in der 
Presse den Kampf gegen das Bündnis aufs schäriste 
begonnen und sich unter anderm über die Schlauheit 
der Regierung beklagt, die den Aufenthalt des Kron- 
prinzen in England gerade erst eine Woche vor Be- 
oinn der Reichskonferenz enden ließ, so daß den Gegnern 
des Bündnisses die Erörterungen des Für und Wider in der 
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Presse aus Gründen des Taktes gerade während der wirk- 
samsten Zeit verboten war. Sie nutzte die kurze ihr verblie- 
bene Zeit nach Kräften aus, wies auf die zweifelhafte Rolle 
hin, die Japan als Verbündeter während des Weltkrieges ge- 
spielt habe, auf Japans aggressives Vorgehen in Schantung, 
in der Mandschurei und in Sibirien, auf seine Handelskon- 
kurrenz in China und Südasien, auf die Möglichkeit eines 
neuen Krieges, den das Bündnis im Gefolge haben könne, 
und vor allem auf die Verstimmung, die seine Erneuerung in 
China und besonders in Amerika auslösen müsse. Sie for- 
derte, daß nicht die Bündnisfrage auf der Reichskonferenz,, 
sondern alle Fragen des Stillen Ozeans, also Japans Be- 
völkerungsüberschuß, seine Stellung in der Mandschurei und 
Mongolei, in Schantung und Korea, die Kabelfrage von Jap 
und die Frage der Mandate über die Südseeinseln und 
vor allem die Abrüstungfrage auf einer Konferenz beraten 
werden sollten, auf der nicht nur Erfigland und seine Do- 
minien, sondern auch Japan, China und Amerika vertreten 
seien. Ihnen kam der All-Australische Arbeiterkongreß zu 
Hilfe mit einer Entschließung, die nicht nur gegen das Bünd- 
nis, sondern gegen jeden Geheimvertrag Einspruch erhob, 
der den Keim zu künftigen Kriegen enthalten könne. Zu 
Hilfe kamen ihnen auch die Briten in China, namentlich die 
Handelskammern, und die an China interessierten Verbände 
der Textilindustrie von Manchester mit zahlreichen Eingaben, 
Denkschriften und Ausführungen in der Presse über die 
Schädlichkeit einer Erneuerung des Bündnisses. Auch die 
chinesische Regierung hat es an reger Propaganda gegen das 
Bündnis nicht fehlen lassen. Nicht nur der Außenminister 
Yen hat persönlich eine Erneuerung des Bündnisses als eine 
Gutheißung der von Japan während des Krieges befolgten 
Gewaltpolitik bezeichnet, sondern auch die chinesischen 
Handelskammern und wichtige Handelsgilden haben Tele- 
gramme über Telegramme an die Regierungen und Parla- 
mente Englands und seiner Dominien gesandt und sogar für 
den Fall der Erneuerung des Bündnisses unverhohlen mit 
einem Boykott gegen britische Waren gedroht. Im Auftrag 
der chinesischen Regierung haben auch deren zahlreiche eng- 
liche und amerikanische Ägenten, Lennox Simpson, 
Ferguson, Lansing usw., in Amerika wie in England eifrig 
und mit Erfolg gegen das Bündnis gearbeitet. Der Beweg- 
grund der chinesischen Regierung scheint dabei gewesen zu 
sein, nicht nur Japan die Verstärkung seiner Machtstellung 
durch das Bündnis zu entziehen, sondern auch einem japa- 
nisch-amerikanischen Krieg vorzubeugen, der zwar vielleicht 
letzten Endes mancherlei Vorteile für China mit sich bringen 
könnte, sicher aber China in ähnlicher Weise zum Haupt- 
leidtragenden und zum Schlachtfeld machen würde, wie dies 
im japanisch-russischen Krieg der Fall gewesen ist. Den Aus- 
schlag aber hat schließlich anscheinend die Haltung der 
Washingtoner Regierung selbst gegeben. 

Die Außenpolitik der Washingtoner Regierung hat vom 
Amtsantritt des Präsidenten Harding an sofort das so lange 
unter Wilson Verabsäumte nachzuholen gesucht und mit 
größtem Eifer den Grund für ihre neue Ostasien-Politik ge- 
legt. Durch.ihren Protest gegen die Ueberweisung der Kabel 
von Jap und des Mandats über die nördlichen Südseeinseln 
an Japan ist die ganze Gruppe von Streitfragen aufgerollt 
worden, die hinsichtlich des Stillen Ozeans, Chinas und 
Sibiriens zwischen Amerika und :Japan bestehen. Da sich 
Frankreich in der Kabel- und Mandatsfrage sofort unzwei- 
deutig auf die Seite Amerikas stellte und Englands Haltung 
anscheinend undurchsichtig geblieben ist, hat Japan das 
Klügste getan, was es tun konnte, nämlich den Weg unmittel- 
barer Verhandlungen mit Washington unter Ausschluß der 


zweifelhaften Verbündeten beschritten. Für die Verhand- 
lungen, die sein Botschafter Baron Shidehara mit dem amer!: 
kanischen Außenminister Hughes aufgenommen hat, ist ihm 
der Botschaftsrat Matsuoka von Tokio zu Hilfe gesandt 
worden, der als der geschickteste und kenntnisreichste der 
jüngeren Diplomaten Japans gilt. Während Japan in der 
Kabelfrage soweit nachgab, daß es Amerika das Eigentum 
an dem Kabel Menado— Jap— Guam oder — die Nachrichten 
hierüber sind noch nicht klar — die Handhabung dieses zu 
internationalisierenden Kabels anbot, die Amerika ange- 
nommen haben soll, ist es unter der Bedingung, daß Amerika 
Japans Mandat über Jap anerkennt, zu einer Besprechung 
und Neuregelung der ganzen Mandatfrage bereit, die natür- 
lich seinem eigensten Interesse entspricht, da dabei notwendig 
auch die Ausschließungspolitik Australiens und Neuseelands 
gegen Japaner auf den südlichen Südseeinseln zur Sprache 
kommen muß. Frankreich scheint, um sich an Amerika anzu- 
schmeicheln, einen ähnlichen Standpunkt einzunehmen, 
während England um der mesopotamischen Oelfelder willen 
von einer Neuaufrollung der Mandatfrage nichts wissen will. 
Nicht nur Baron Shidehara hat sich über den Fortgang der 
Verhandlungen recht befriedigt geäußert, sondern auch von 
amerikanischer Seite wird betont, daß Japan darin einen 
klaren Beweis für seinen guten Willen zu aufrichtiger Ver- 
ständigung gegeben habe. Ist über diese ersten Grundfragen 
eine Einigung erzielt, so will Japan der amerikanischen Re- 
gierung alle weiteren Fragen zur Regelung vorlegen; wie es 
heißt, die kalifornische Einwanderfrage in dem Sinne, daß 
es gegen ein allgemein alle Ausländer treffendes Gesetz nichts 
einzuwenden hat, wohl aber gegen jede unterschiedliche Be- 
handlung von Japanern oder Asiaten; daß Berufung gegen 
Gesetze der Einzelstaaten beim Obersten Bundesgericht ge- 
geben wird oder daß die Einwanderung bestimmter Klassen 
ganz verboten, die anderer wieder in größerem Umfang zu- 
gelassen wird. Es konnte nicht ausbleiben, daß während 
dieser Verhandlungen hüben wie drüben die volle Leiden- 
schaftlichkeit der Volksmassen beider Länder wieder erwachte, 
und während die amerikanischen Weststaaten, denen sich an- 
scheinend jetzt auch Kanada anschließen will, neuerdings 
wieder eifrig mit Anträgen und Annahme von Ausschließungs- 
gesetzen vorgehen, ging in der japanischen Presse ein recht 
heftiger Feldzug gegen Amerika vor sich, bei dem es schon 
in den vorliegenden Auslassungen an recht starken Be- 
schimpfungen und Andeutungen nicht fehlte, die sich aber 
später noch sehr verstärkt haben müssen, da die japanische 
Regierung es schließlich für geboten erachtete, der Presse 
jede Besprechung der Jap- und Abrüstungsirage zu verbieten 
und eine Reihe von Zeitungen, darunter auch den amerika- 
nischen „Japan Advertiser“ in Tokio, zu beschlagnahmen. Es 
fehlt aber auch in Japan während dieser Zeit nicht an 
Stimmen, die zu Besonnenheit und Versöhnung mahnen. So 
hat der japanische Handelstag in Osaka die Regierung auige- 
fordert, in der Abrüstungsigage den ersten Schritt zu tun; die 
„Osaka Mainichi“ entwirft einen großzügigen Plan, wie alle 
Stille- Ozean-Fragen bei beiderseitigem Nachgeben be- 
friedigend beigelegt werden könnten, und eine Abordnung 
japanischer Parlamentarier bereist Amerika, "um für Ver- 
söhnung zu wirken. 

Auf der andern Seite hat Washington in der Bündnisfrage 
zunächst eine abwartende, aber scharf beobachtende Haltung 
eingenommen, die aber von mehr oder weniger leisen Kund- 
gebungen seiner Stimmung begleitet war, und schließlich mit 
äußerster Energie eingegriffen. Als die Bündnisirage auf die 
Tagesordnung der Reichskonferenz kam, machte der 
Washingtoner Vertreter der „Times“, der in allen seinen wich- 
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tigen Auslassungen in engster Fühlung mit dem Staats- 
departement gestanden haben wird, den Vorschlag, die Welt- 
meere sollten unter die Angelsachsen derart verteilt werden, 
daß England die Ordnung im Atlantischen, Amerika die im 
Stillen Ozean zu hüten habe, und es hieß demgemäß, Amerika 
konzentriere seine gesamte Schlachtflotte im Stillen Ozean, 
was freilich alsbald wieder in Abrede gestellt wurde. Als 
dann die Erneuerung des Bündnisses auf der Konferenz 
durchzugehen schien, wurde die Neuordnung des amerika- 
nischen Flottenplanes bekanntgegeben, nach dem es bei einer 
Teilung der Flotte in eine Atlantische' und eine Pazilische 
blieb, wenn auch der letzteren die neuesten und stärksten 
Schiffe zugewiesen wurden. Zugleich trat der Staatssekretär 
am 22. Juni in einem Conımuniquc amtlich und in voller 
Oeffentlichkeit den unwahren, geflissentlich von englischer 
Seite ausgesprengten Behauptungen entgegen, wonach 
Washington in alle Einzelheiten der Bündnisberatungen 
eingeweiht worden sei und seine volle Zufriedenheit damit 
ausgesprochen habe. Der Staatssekretär hielt es gegenüber 
solchen Aussprengungen für geboten, den falschen Eindruck 
zu zerstören, als ob Washington über diese Dinge auf dem 
Laufenden gehalten und mit ihnen einverstanden sei. Der 
Presse gegenüber erläuterte der Staatssekretär dann dieses 
Communique, das überall das größte Aufsehen erregte, dahin, 
daß zwar England keinerlei Verpflichtung habe, Washington 
in seine Pläne einzuweihen; daß aber eine amtliche britische 
Note sehr viel dazu beitragen werde, die große Surge, mi’ der 
die Nachrichten von den Bündnisplänen das amerikanische 
Volk erfüllten, zu zerstreuen. Die, sicher beeinflußte, Presse 
führte dann weiter aus, das amerikanische Volk in seinen 
weiteren Kreisen erhalte erst jetzt eigentlich Kenntnis von 
dem Bündnis, nämlich in dem Sinn, daß es Gefahren für seine 
eigene Zukunft in sich berge, und werde erst dann beruhigt 
sein, wenn es sicher sei, daß in dem Fall eines amerikanisch- 
japanischen Krieges, den niemand fürchte, an den aber jeder- 
mann glaube, Japan völlig isoliert sein würde. Eine bloße 
Klausel, die eine aktive Hilfspflicht Englands ausschließe, ge- 
nüge dazu nicht, da ja auch eine indirekte englische Kriegs- 
hilfe für Japan entscheidend sein könne. England stehe jetzt, 
und ebenso Amerika, mit seiner Außenpolitik auf dem Scheide- 
wege, und ehe hier keine Entscheidung gefallen sei, müßten 
zahlreiche Entscheidungen der amerikanischen Außenpolitik, 
die in engstem Einvernehmen mit der britischen zu bleiben 
wünsche, in der Schwebe bleiben, unter anderm auch die 
über die Friedens-Entschließungen des Kongresses gegenüber 
den Mittelmächten. Zugleich meldete Reuter aus Washington, 
daß Harding republikanischen Führern des Abgeordneten- 
hauses gegenüber den Wunsch geäußert habe, der Kongreß 
möge sich deutlich und in möglichst allgemein gehaltener 
Form für die Weltabrüstung äußern, worauf prompt im Ab- 
geordnetenhaus der Antrag Borah fast einstimmig ange- 
nommen wurde, der den Präsidenten ermächtigt, mit England 
und Japan in Verhandlungen über Abrüstung einzutreten. 


Mit diesem in der Sache ebenso kühnen und starken wie 
in der Form eleganten echt staatsmännischen Zug Washing- 
tons waren Lloyd George und seine britischen Imperialisten 
einfach mattgesetzt, und es blieb ihnen nichts übiig, als die 
Segel zu streichen und klein beizugeben. Ihre Bestürzung be- 
kundete sich deutlich in ihrem Schwanken über die zunächst 
erforderlichen Maßnahmen. Zuerst meldete Reuter, der japa- 
nischen Regierung sei der Vorschlag gemacht worden, das 
Bündnis mit England auf drei Monate bis Mitte Oktober zu 
verlängern, während deren die Reichskonferenz ihre Erörte- 
rungen abschließen könne. Diesem Vorschlag soll dann 
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Japan, dem ja nichts anderes übrig blieb, zugestimmt haben. 
Bald aber hatte sich !leygl George gefaßt, und Reuter konnte 
nun melden, daß der Iordkanzler die Urteil2 der englischen 
Kronjuristen umgestoßen habe, so daß die im Juli vorigen 
Jahres erfolgte Kündigung des Bündnisvertrages gar keine 
Kündigung gewesen sei. Der Vertrag laufe also ohne Kündi- 
gung noch ein weiteres Jahr fort, und eine Verlängerung um 
drei Monate sei nicht mehr notwendig. Nach amerikanischen 
Meldungen hat die japanische Regierung wohl oder übel auch 
dieser Auffassung ihres englischen Verbündeten zugestimnit. 
Die japanische Presse soll — man hört den Meldungen noch 
das resignierte Seufzen ihrer Auslassungen an — ausgeführt 
haben, England werde sich nun doch erst mit Amerika ver- 
ständigen, und Japan werde sich notgedrungen amerikani- 
schen Forderungen fügen müssen, falls England diese billige. 
Wah:;scheinlich wären nun längere Besprechungen mit Eng- 
land notwendig, und die politischen Verhältnisse könnten sich 
in so langer Zeit noch wesentlich ändern. Auch die bsitische 
Reichskonferenz ist alsbald auf Hardings Gebot einge- 
schwenkt und hat den englischen Außenminister. beauftragt, 
unverzüglich mit dem amerikanischen und japanischen Bot- 
schafter die Einberufung einer Konferenz für Beratung eines 
dreiseitigen englisch-amerikanisch-japanischen Abkommens zu 
verhandeln. In gut unterrichteten Londoner Kreisen will man 
wissen, daß Japan auch dieser Konferenz zustimmen werde. 

Der Gedanke einer Konferenz für ein dreiseitiges Ab- 
kommen über den Stillen Ozean stammt ursprünglich von dem 
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australischen Ministerpräsidenten Hughes, der sich seıner- 
zeit mit Händen und Füßen dagegen gewehrt hat, mit einer 
durch Instruktionen seiner Regierung und Volksvertretung ge- 
bundenen Marschroute auf die Reichskonferenz zu gehen, 
vermutlich also in engster Fühlung mit Washington gehandelt 
hat. In den obigen Verhandlungen hat sich somit zum ersten 
Mal offenbart, daß die englische Regierung seit dem Welt- 
krieg nicht mehr Herr im britischen Reichshause ist, und 
daß fortan die wichtigsten Fragen der britischen. Reichspoli- 
tik in erster Linie durch die Wünsche und Bedürfnisse der 
größeren Dominien entschieden werden, deren Interessen 
denen der Vereinigten Staaten näher stehen als denen des 
englischen Mutterlandes. Untreue schlägt ihren eignen 
Herrn. England verriet Europa, als es in kurzsichtiger Selbst- 
sucht den Weltkrieg entfesselte mit dem Ergebnis, daß für 
absehbare Zeit kein europäischer Staat mehr in weltpolitischen 
Dingen an erster Stelle entscheidet. Der Hintergedanke, mit 
dem die englische Regierung die Erneuerung des Bündnisses 
anstrebte, Amerika durch Japan so zu fesseln und zu 
schwächen, daß es nur .als Juniorpartner in die angel- 
sächsische Gesamtfirma eintreten könne, muß bis zur Stille- 
Meer-Konferenz fallen gelassen werden. Die Frage ist, ob 
die Gerissenheit und Skrupellosigkeit der englischen Staats- 
männer nicht doch noch Hintertüren finden wird, durch die 
sie das englisch-japanische Bündnis in irgendwelcher Form 
oder ganz formlos in die britische Reichspolitik einschmug- 
geln können. 


Politische Rundschau. 


Der Zusammenbrud der Banque Industrielle 
de Chine. | 
Seit Beginn des Jahres waren Gerüchte im Umlauf, die 
Verhältnisse der Banque industrielle de Chine ließen zu wün- 
schen übrig. Die französische Regierung sah sich veranlaßt, 
ihren amtlichen Vertretern in China nahezulegen, der Bank 
gegenüber Vorsicht walten zu lassen. Es war nicht das erste 


Mal, daß im Ausland arbeitende französische Banken, die als’ 


empfchlendes Aushängeschild einem einflußreichen Parla- 
mentsmitelied das Amt eines Vorsitzenden des Verwaltungs- 
rats übertragen hatten, in Zahlungsschwierigkeiten geraten 
waren, die in mehr als einer llinsicht Anlaß zu ernsten Be- 
denken gereben hatten. Auch an der Spitze der Bangqıte indu- 
strielle de Chine stand ein solcher Politiker von nicht uner- 
heblichem Finfluß, der Senator für das Seine-Departement 
Andre Berthelot. 

Die Bank war 1913 von einem Spekulanten, Charles 
Victor, gerründet; Victor selbst verkrachte bald darauf. Seine 
ostasiatische Gründung schien einen glänzenden Aufschwung 
zu nehmen. Von dem ursprünglichen Kapital von 45 Mil- 
lionen Franken hatte die chinesische Regierung ein Drittel ge- 
zeichnet; das sicherte der Bank ein lohnendes Arbeitsfeld. 
Während des Krieges suchte die Bank an allen wichtigen 
Plätzen des Fernen Ostens Fuß zu fassen. Im Jahre 1919 
wurde ihr Kapital auf 75, 1020 auf 150 Millionen Franken 
erhöht. Hatte die Bank zunächst vor allem Beteiligung an 
industriellen Unternehmungen und Verträgen für öffentliche 
Arbeiten gesucht, so fing sie allmählich auch an, sich auf ein 
rein spekulatives Gebiet zu begeben. Seide und Reis waren 
die Hauptgüter, an deren Finanzierung sie sich beteiligte. In 
welchem Maßstabe das der Fall war, sei an einem Beispiel 
eezeirt. Als der große Silbersturz eintrat, geriet sie einem 
annamitischen Reishändler in Saigon gegrenüber in Verbind- 


lichkeiten von 60 Millionen. „Das Geld der Dummen ist zu 
waghalsigen, uferlosen Spekulationen benutzt worden“, 
schreibt die „Humanite“. Die Schwierigkeiten der Bank 
hatten schon seit einiger Z:it auch in Ostasien nicht verbor- 
gen bleiben können. Reuter berichtete darüber bereits Anfang 
Januar nach London. Die Chinesen, die in großer Zahl der 
Banque industrielle de Chine Gelder anvertraut hatten, wur- 
den stutzig. Ein bedeutender amerikanischer Konzern, der als 
Bürgschaft für in China übernommene Regierungsarbeiten 
einen Betrag von einer halben Million Dollars bei der Bank 
hinterlegt hatte, verlangte Rückgabe des Depots. 

In den Kreisen der Bankleitung hat man schon zu Be- 
ginn des Jahres eingeschen, daß man ohne erhebliche Unter- 
stützung fremder Finanzinstitute nicht durchkommen werde. 
Die Banque de Paris et des Pays-bas unternahm die Bildung 
eines Konsortiums, das helfend eingreifen sollte. Aber man 
wandte sich auch an andere Stellen. Wozu war Senator 
Andre Berthelot Präsident des Verwaltungsrats? Am 
16. Januar dieses Jahres ging ein Telegramm vom Quai 
dOrsey an die Gesandtschaft in Peking und die Konsulate in 
China — der französische Gencralkonsul in Hongkong hat's 
nachher in einem vom Aerger übe die Reutermeldung einge- 
gebenen Brief an die „Hongkong Daily Preß“ ausgeplaudert 
und der französische Konsul in Ilankau hat es, auf gelbes 
Papier gedruckt, in seinem Amtshaus an die Aushängetafel 
geheftet —, das den amtlichen Vertretungen Frank- 
reichs ein Eintreten in der Ocffentlichkeit für die Bank, das 
Einsetzen der moralischen Unterstützung der französischen 
Regierung zur Pflicht machte. Auffallenderweise haben beide, 
einander direkt widersprechende Anweisungen die Uhnter- 
schrift des Ministers nicht getragen. Befördert worden sind 
sie auf Anweisung des Generalsekretärs des Pariser Aus- 
wärtigen Amtes Philippe Berthelot — eines Bruders des am 


Schicksal der Bank unmittelbar interessierten Senators Andre 
Berthelot. 

Inzwischen wurde auch die Pekinger Regierung ins 
Vertrauen gezogen und ihr die gefährdete. Lage der Bank 
mitgeteilt. Sie müsse helfen! Wie das’ geschehen könne? 
Durch Ausgabe einer chinesischen Staatsanleihe. Wohl ver- 
standen hinter dem Rücken des Internationalen Bankkonsor- 
tiums, das gerade damals die größten Anstrengungen machte, 
der Anleihewirtschaft ein Ende zu bereiten! In Peking fand 
ıman sich bereit, neue Schuldtitel auszugeben. Die Bank von 
Peking, erklärte der französische Ministerpräsident Briand 
dieser Tage, habe die Verhandlungen geführt. 300 Millionen 
Franken wollte sie damit aufbringen. Davon sollten 75 bis 
100 Millionen in die leere Kasse des Pekinger Schatzamtes 
fließen, der Rest könne dann zur Sanierung der Banque indu- 
strielle de Chine benutzt werden. 

In Paris hatten die Banken, die dem Internationalen Kon- 
sortium angehören, Bedenken. Der Sanierungsplan der 
Banque de Paris et des Pays-bas kam nicht von der Stelle; 
er drohte zu scheitern. Die Banque industrielle konnte nicht 
warten. Man (d. h. augenscheinlich Senator Andre Berthe- 
lot) ging den Finanzausschuß der Kammer an, in Anbetracht 
des auf dem Spiel stehenden politischen Ansehens Frank- 
reichs, das durch den Zusammenbruch der Bank schwer ge- 
* schädigt zu werden drohte, Staatsmittel bereitzustellen. Der 
Vorsitzende des Finanzausschusses, der Abgeordnete Millies- 
Lacroix, erklärte: „Unmöglich, ohne daß der Kammer ein 
Gesetzentwurf vorliegt, der zur Zahlung ermächtigt.“ Daß 
diese Antwort kommen würde, hatte man sich natürlich vor- 
her gesagt, sich jedenfalls bei einiger Ueberlegung sagen 
müssen. Es war daher schon ein anderer Schritt unternom- 
men worden. Man (dieses Mal war es der Generalsekretär 
des Auswärtigen Amtes Philippe Berthelot) hatte eine Note 
nach London gerichtet und die englische Regierung um Hilfe 


gebeten. London hatte einen runden wohlgeflochtenen Korb. 


gegeben. Die Erregung der französischen Oeffentlichkeit 
über diesen Zwischenfall war, als er später bekannt wurde, 
außerordentlich. Der Schritt in London war ohne Vorwissen 
des französischen Minister des Aeußern Leygues, der seit dem 
Herbst zugleich Ministerpräsident war,*getan, und zwar zu 
einer Zeit, wo erhebliche Meinungsverschiedenheiten zwischen 
London und Paris über die Behandlung von für beide weit 
wichtigeren Fragen bestanden, die dann zum Kabinetts- 
wechsel führten. 

Die Lage der Banque industrielle de Chine wurde immer 
schwieriger. Ende Juni richtete in einer letzten Sitzung des 
Hilfskonsortiums der Direktor der Banque de Paris et des 
Pays-bas die direkte Frage an den anwesenden Finanzmini- 
ster Doumer, ob die chinesische Regierung auf die Unter- 
stützung des französischen Finanzministers (der seine Ein- 
willigung zur Auflegung jeder fremden Anleihe.geben muß) 
rechnen könne. Doumer, der übrigens ebenso wie der Mi- 
nister des Innern, Marraud, im Aufsichtsrat der Banque de 
- YIndochine sitzt, die dem Internationalen Bankkonsortium für 
China angehört und ein erbitterter Konkurrent der Banque 
industrielle de Chine ist, schwieg. Auf einen Zusammenhang 
des Schweigens Doumers und der Interessen des Internatio- 
nalen Bankkonsortiums für China weist die „Humanite“ sehr 
deutlich hin. Nicht ohne Einwirkung auf die ab 
lehnende Haltung der französischen Regierung dürlte eine 
Entschließung gewesen sein, die ihr wie dem Parlament am 
23. Juni von der Societ& chinoise en France pour la Paix 
internationale, der Association generale des Etudiants chi- 
nois en France, der Societe d’Estudes extr&me-orientales, der 
Association des Travailleurs chinois en France und vom 
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Groupement des Representants de la Presse chinoise A Paris 
zugegangen war. Darin war gegen die Anleihe der chinesi- 
schen Regierung entschiedene Verwahrung eingelegt; die 
Rettung der Banque industrielle de Chine sei für ihre Ausgabe 
nur ein Vorwand, die Pekinger Regierung wolle sich damit 
Barmittel verschaffen; das chinesische Volk werde schon aus 
diesem Grunde die Anleihe später niemals anerkennen. Da- 
mit war das Schicksal der Saniefüngsaktion besiegelt. Wenn 
der Finanzminister Doumer bei einer anderen Gelegenlıeit 
gesagt hat, der französischen Regierung sei bisher ein An- 
trag der chinesischen wegen Uebernahme der Anleihe nicht 
zugegangen, und auch die chinesische Gesandtschaft in Paris 
aus naheliegenden Gründen erklären läßt, sie wisse von der 
Absicht, eine Anleihe in Frankreich unterzubringen, nichts, 
so ist das natürlich so aufzufassen, daß die von 
der Bank von Peking vermittelte Anleiheangelegenheit 
noch nicht in das Stadium formeller amtlicher Verhand- 
lungen getreten war. Das pflegt in solchen Fällen immer 
erst dann zu geschehen, wenn alle Einzelheiten geregelt sind, 
so daß der das Geld suchende Staat sich keiner Abweisung 
mehr auszusetzen Gefahr läuft. Darüber, daß die Angelegen- 
heit in Peking mit dem französischen Gesandten Boppe und 
nach dessen Tod mit dem Geschäftsträger Pardoux »e- 
sprochen worden ist, kann kein Zweifel bestehen. 

Am 30. Juni erschien der Direktor der Banque indu- 


| strielle vor dem Pariser Handelsgericht und stellte das Oe- 


such, einen Zwangsvergleich herbeizuführen. Ueber dieses 
Gesuch kann erst entschieden werden, wenn dem Gericht alle 
Einzelheiten vorliegen; wird es abgelehnt, tritt Konkurs ein. 
Ueber die Höhe der Verbindlichkeiten der Bank ist Zuver- 
lässiges bisher nicht bekannt. Zuerst wurde gesagt, die chi- 
nesischen Depots bei der Bank beliefen sich auf eiwa 100 Mil- 
lionen Franken; später wurde ein erheblich höherer Betrag 
(250 Millionen Franken) angegeben. Die „Kölnische Zei- 
tung“ schätzt sie auf 400 Millionen Franken tınd die der fran- . 
zösischen Gläubiger auf-60 Millionen. Lenox Simpson (Put- 
man Weale), der auf diesem Gebiet gut unterrichtet sein 
dürfte, spricht ebenfalls von mehreren hundert Millionen 
Franken chinesischer Depots, wozu aber noch eine sehr er- 
hebliche Summe für Notenumlauf und ein großer Betrag von 
bei der Bank hinterlegten chinesischen Staatspapieren komme. 

' Man ist sich in Paris über die Bedeutung des „Krachs“ 
durchaus klar. Hat er zunächst an der Börse keinen über- 
mäßigen Eindruck gemacht, so ist das daraus zu erklären, 
daß die Börse ihn erwartete und sich rechtzeitig auf ihn vor- 
bereitet hatte. Nachträglich aber hat sich auch der Pariser’ 
Finanzkreise eine gewisse Beunruhigung bemächtigt. Die 
Ausgabe der letzten 150000 Aktien zu je 500 Franken (mit 


‚einem Aufschlag von 155 Franken, zum tatsächlichen Kurs 


also von 655 Franken) wird von beteiligter Seite angefochten. 
Der Prospekt enthalte falsche Angaben; für 1919 sei bereits 
eine Dividende bezahlt, die nicht vorhanden gewesen wäre. 
(1918 8, 1919 10 Prozent.) Erkennt das Gericht die Berech- 
tigung des Einspruches an, würden die Inhaber der neuen 
Aktien für den Betrag Gläubiger der Bank werden und 
brauchten, soweit die neuen Aktien nicht voll einbezahlt sind 
(auf einen großen Teil ist erst die Hälfte gezahlt), den Rest 
nicht mehr einzubezahlen. Aus alledem geht hervor, daß die 
Verhältpisse der Bank noch völlig ungeklärt sind. Um so 
schwieriger wird die durch den Zusammenbruch geschaffene 
Lage, und zwar nach verschiedenen Richtungen. 

Zunächst werden die Maßnahmen der Regierung zu 
einem Sturmlauf gegen das Kabinett Briand ausgenutzt. Das 
„Echo de Paris“ hatte den Wortlaut des von Paris nach Lon- 
don gerichteten Hilfegesuchs veröffentlicht. In der Zeitung 


230 


war es als vom Ministerpräsidenten und Minister des Aus- | und zwar aus rein politischen Gründen anderer Natur, vor- 


wärtigen Leygues unterzeichnet wiedergegeben. Leygues 
bezeichnete das als eine gemeine Fälschung. Die nationali- 
stische Gruppe um Poincare, zu der er gehört, nahm sich der 
Sache sofort an. Leygues brachte eine Interpellation in der 
Kammer ein. Der Form nach richtete diese sich gegen den 
Generalsekretär Philippe Berthelot, sachlich wollte sie Briand 
treffen. Es war natürlich den nationalistischen Radikalen viel 
erwünschter, Briand und seine Freunde mit Hilfe eines inner- 
politischen Skandals zu stürzen, um sich dann an seine Stelle 
zu setzen, als mit dem schwereren Geschütz der äußeren Po- 
litik ihm eine Niederlage in Form eines Mißtrauensvotums zu 
bereiten. Wie stark am Sturz Briands von nationalistischer 
Seite aus diesem Anlaß gearbeitet wird, ergibt sich auch aus 
einer heftigen Preßfehde, die sich seitdem zwischen dem Ab- 
geordneten General Castelnau und Briand entsponnen hat, 
wobei schon nicht mehr die Bankfrage, sondern die Machen- 
schaften des Herrn Philippe Berthelot die Hauptrolle spielen. 
In der Kammer nahm Briand sich Leygues gegenüber Berthe- 
lots sehr warm an. Ob ihm das etwas nutzen wird, ist eine 
andere Frage! Das Bittgesuch nach London ist ein kräftiges 
Agitationsmittel in den Händen der Opposition, obwohl es 
die englischen Banken selbst nicht erreicht hat. Der damals 
neu ernannte Botschafter de Saint-Aulaire hatte keine Ge- 
legenheit, den Gouverneur der Bank von England und den 
früheren Schatzkanzler MacKenna, der jetzt an der Spitze der 
London City Bank steht, zu benachrichtigen, wie die Weisung 
aus Paris gelautet hatte. Briand bezichtete in der Kammer 
das „l’Echo des Paris“, dessen Mitteilung darüber ihren Weg 
inzwischen in die ganze französische Presse gefunden hatte, 
der Fälschung. Eine sofort eingeleitete Untersuchung hat in- 
zwischen ergeben, daß das dem „l’Echo de Paris“ zugestellte 
Schriftstück die Unterschrift des Ministers Leygues nicht ge- 
tragen hat. Ungeklärt ist bisher nur noch, wer die Fälschung 
begangen hat und zu welchem Zweck sie begangen ist. Denn 
daß Leygues sofort Einspruch erheben würde, lag auf der 
Hand. 

Neben dieser Interpellation Leygues geht eine zweite 
Interpellation in der Kammer, die der Abgeordnete für Cochin- 
china, Outrey, angekündigt hat. Durch diese Interpellation 
soll vor allem der Stand der Bank selbst klargelegt und damit 
festgestellt werden, ob die Regierung dieGelegenheit, die Bank 
zu retten, verpaßt oder absichtlich nicht benutzt hat; „welche 
geheimen Kräfte am Werk gewesen sind, die Sanierung zu 
hintertreiben.“ Outrey vertritt den Standpunkt, durch den 
Zusammenbruch würde der Kredit Frankreichs nicht nur in 
China, sondern im ganzen Fernen Osten auf das Empfind- 
lichste geschädigt. Das hat er in einem längeren, sachlich 
gehaltenen Aufsatz des „Journal“ eingehend begründet. Die 
Befürchtungen Outreys sind nicht ganz ungerechtfertigt; in- 
folge des Zusammenbruches der Banque industrielle de Chine 
ist es in China zu „runs“ auch auf andere ausländische Ban- 
ken gekommen, so insbesondere auf die amerikanische Asia 
Banking Corporation. Da, soweit bisher bekannt, alle Depo- 
siten glatt ausgezahlt werden konnten, dürfte sich die Auf- 
regung der Chinesen inzwischen wieder gelegt haben oder 
bald wieder legen. Ministerpräsident Briand erklärte sich 
Outrey gegenüber sofort bereit, seine Interpellation demnäclıst 
zu beantworten, fügte aber hinzu, die Bilanz der Bank vor- 
zulegen sei zurzeit noch nicht möglich. Auch verlangte 
Briand dringend, daß eine Besprechung der Interpellation bis 
nach den Sommerferien vertagt würde. Inzwischen hat im 
Buro der Banque industrielle de Chine eine Unterredung 
Lriands und Doumers mit Outrey über die weitere Behand- 
lung der Interpellation stattgefunden. Offenbar will Briand, 
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läufig Zeit gewinnen. Das ist ihm gelungen. Trotz er- 
bitterten, hartnäckigen Einspruchs Leygues’ ist die Inter- 
pellation mit Zustimmung Outreys am 7. Juli von der Kammer 
mit einer Mehrheit von 30 gegen 239 Stimmen vertagt 
worden. 

Im französischen Blätterwald tobt ein Sturm der Ent- 
rüstung. Man hat offenbar das Empfinden, daß man sich 
einem großen Skandal gegenüber befinde. Man sucht nun, 
wie immer in solchen Fällen, nach dem Schuldigen. Sehr un- 
angenehm wird vor allem empfunden, daß ein Senator in 
recht kompromittierender Weise verwickelt ist, zumal gleich- 
zeitig eine andere Bankgeschichte ähnlicher Art laut wird, 
wo ein Abgeordneter im Aufsichtsrat sitzt. Die Folge davon 
ist, daß der Kammer bereits ein Antrag zugegangen ist, wo- 
nach in Zukunft Senatoren wie Abgeordneten verboten sein 
soll, im Verwaltungsrat von französischen Banken mit einem 
Wirkungskreis im Ausland zu sitzen. 

Auf die Beziehungen der Banque industrielle de Chine 
zur chinesischen Regierung und die Rolle, die sie als Treu- 
händer für chinesische Sparer gespielt hat, ist schon hinge- 
wiesen worden. In den maßgebenden Pariser Kreisen hat 
man die Bank tatsächlich als eine der hervorragendsten Ver- 
mittler und Förderer französischen Einflusses im Fernen 
Osten betrachtet. Es fehlte im gegebenen Augenblick auch 
nicht an Stimmen, die das sehr deutlich zum Ausdruck 
brachten. Einem Ausfrager der „Oeuvre“ erklärte der frühere 
Ministerpräsident Painleve, der vor kurzem für Zwecke der 
französischen Propaganda in China gewesen war: ‚Nür ein 
Gesichtspunkt ist maßgebend: die materielle und moralische 
Stellung Frankreichs im Fernen Osten. .. Wenn die Depots 
der Chinesen bei der Bank nicht völlig sichergestellt werden, 
kann Frankreich nur auf den Fernen Osten verzichten. Es 
verliert dann dort seine Ehre und seinen Kredit... Wenn 
Frankreich sich von diesem großen Gebiet fernhalten muß, 
bedeutet das nicht nur einen Verlust für die Menschheit, 
sondern vor allem für Frankreich selbst, für sein Prestige, - 
seine moralische Stellung, seinen wirtschaftlichen Auf- 
schwung. Der größte Weltmarkt ist ihm dann gesperrt. Die 
Schließung der Bangne industrielle de Chine bedeutet, daß 
Frankreich für lange Zeit vom chinesischen Markt ver- 
schwinden wird. Seinen Platz werden japanische, deutsche, 
englische und amerikanische Unternehmungen einnehmen.“ 
Und im „Petit Parisien“ erklärte Painlev& weiter: „Deutsch- 
land wacht. Es hat den chinesischen Markt nie verlassen. 
Es wird sich an unsere Stelle setzen.“ Deutschland wirkt 
auch hier wie ein rotes Tuch. „Ein trauriger Trost,“ heißt 
es im „Eclair“; „im selben Augenblick, wo die Banque in- 
dustrielle de Chine sich genötigt sieht, ihreTüren zu schließen, 
kündigt der Präsident der Deutsch-Asiatischen Bank, der 
Generaldirektor der Disconto-Gesellschaft, Herr Urbig, seinen 
glücklichen Aktionären die Wiedereröffnung seiner Bank im 
Fernen Osten an. Die Aktien der französischen Banken sinken 
auf Null, die der deutschen sind um 100 Prozent gestiegen. 

Es ist sehr bezeichnend, daß alle großen englischen 
Blätter, sich eingehend mit dem Krach beschäftigen und dabei 
schr deutlich auf die Folgen, die er in Ostasien haben wird, 
hinweisen. Lenox Simpson drückt im „Daily Telegraph“ die 
Besorgnis aus, daß keineswegs nur Frankreich durch den 
Zusammenbruch der Banque industrielle de Chine leiden 
werde, sondern alle fremden Mächte. Voraussichtlich werde 
der Widerstand Chinas, das heute durchaus nicht mehr auf die 
ausländischen Banken angewiesen sei, gegen das Internatio- 


nale Bankkonsortium wachsen, und sicher werde die Forde- 


rung nach einer Einschränkung und Kontrolle des Noten- 


umlauis der fremden Banken in China erhoben werden. 
Simpson legt England nahe, sich schleunigst mit dieser Sach- 
lage abzufinden und die Führung bei einer Neuregelung der 
Dinge in China zu übernehmen; es dürfe eine solche Ge- 
legenheit nicht verpassen. Selbstverständlich werden solche 
Auslassungen in der französischen Presse sehr unliebsam 
empfunden; das Pariser „Journal“ nennt den Simpsonschen 
Artikel sensationell. 

Das Gefühl, daß man — mag die Bank als solche die 
Unterstützung auch in Anbetracht ihrer Geschäftsführung 
kaum verdient haben — eine nicht wieder gutzumachende 
Torheit begangen hat, als man die Sanierung ablehnte, ist 
übrigens in Frankreich allgemein. Auch die Kreise, die an- 
fänglich gegen irgendeine Hergabe von Mitteln waren, suchen 
sich jetzt herauszureden. Der Vorsitzende des Finanzaus- 
schusses der Kammer Millies-Lacroix bemüht sich, sich hinter 
formalistische Ausreden zu verstecken, und der frühere 
Präsident Poincare, dessen Freunde im Sturm gegen die Re- 
gierung voranstehen, läßt durch Havas in Abrede stellen, daß 
er sich einer Sanierung der Bank gegenüber ablehnend ver- 
halten habe. Der „Temps“ stellt in seinem letzten Finanz- 
Wochenbericht resigniert fest: „Etwas mehr politisches Ver- 
ständnis hätte die Bank retten können. Jetzt ist es sechs 
Monate zu spät.“ Die „Action frangaise“ ist weniger zurück- 
haltend in ihrer Kritik; sie schreibt: „Der französische Staat 
konnte sich von der Banque industrielle de Chine lossagen. 
Aber er durfte nicht dann mit Trompetengeschmetter an- 
kündigen, er werde die Bank unter keinen Umständen fallen 
lassen. Eine noch größere Dummheit war der nach London 
gerichtete Hilferuf. Nicht die Banque industrielle de Chine, 
sondern die Regierung der Republik hat allen Anlaß, ihren 
Bankrott anzumelden.“ 

Inzwischen wird in der französischen Presse angekündigt, 
die französische Regierung bereite eine neue Zusammenkunft 
der Direktoren der französischen Großbanken vor, die sich 
abermals mit der Frage der Rettung der Banque industrielle 
de Chine beschäftigen soll. GE 


Die deutsch-chinesischen Vereinbarungen. Nachdem die 
chinesische Regierung das deutsch-chinesische Abkommen vom 
20. Mai Ende Juni durch einen Regierungserlaß ratifiziert hatte, 
ist dasselbe durch die in Peking bewirkte gegenseitige Mitteilung 
der beiderseitig erfolgten Ratifizierung am 1. Juli in Kraft 
gesetzt worden. 


Gegenseitige Ernennung von Geschäftsträgern. Der bis- 
herige inoffizielle Vertreter der chinesischen Regierung in Berlin, 
Dr. Chang Yüan-kai, ist zum Geschäftsträger ernannt worden. 
Gleichzeitig hat die deutsche Regierung ihren bisherigen in- 
offiziellen Vertreter in Peking, Gesandtschaftsrat Dr. von Borch, 
zum Geschäftsträger bestellt. 


Gegenseitige Ernennung von Gesandten. Die chinesische 
Regierung hat ihren bisherigen Gesandten in Brüssel, Wei- 
Chen-tou, zum diplomatischen Vertreter der Republik China 
in Berlin bestimmt. Wie die „Dena“ hierzu erfährt, ist nunmehr 
auch seitens der deutschen Regierung Staatssekretär Boye& im 
Auswärtigen Amt als deutscher Gesandter in Peking in Aussicht 
genommen. Das Agrement für ihn sei bereits nachgesucht. 


Die Soldaten-Meutereilen in Ichang und Wuchang. Zu 
unserer in Nr. 13 der „Rundschau“ gebrachten Notiz über die 
Soldaten-Meutereien in Ichang und Wuchang ist noch nach- 
zutragen, daß der in Ichang angerichtete Schaden auf mehr als 
20 Millionen $ geschätzt wird. Enerlische, amerikanische und 
japanische Firmen haben große Verluste erlitten; sie haben 
ihre Ansprüche durch Vermittlung der Gesandtschaften in 
Peking bereits angemeldet. In Wuchang sind die Zerstörun- 
zen systematisch in großem Umfang vorgenommen worden. 
wobei die Münze, die Regierungsbonk und das Gebäude der 


231 
National-Versammlung und außerdem ein großer Teil des Ge- 
schäftsviertels niedergebrannt wurde. Eine amerikanische 
Missionsschule wurde zerstört. Glücklicherweise sind Europäer 
nicht zu Tode gekommen. Ein Augenzzuge berichtet, daß eine 
sroße Anzahl der Plünderer mit ihrer Beute auf einem von 
ihnen requirierten Zuge nach Norden zu entkommen versuchten. 
Die in Sisokan stationierten Truppen jedoch liessen den Zug 
auf ein Seitengleis laufen und eröffneten Maschinengewehrfeuer 
auf denselben, wobei etwa 350 Mann getötet wurden, ehe sich 
der Rest ergab. Bei den Haussuchungen in Hankou und 
Wuchang gelang es, große Warenvorräte und viel Silber 
wieder zu erlangen. Die dem Militärgouverneur von Wu- 
chang, Wang Chan-yüan direkt unterstellte Division hat sich 
an den Plündereien beteiligt, weil die Soldaten seit 7 Monaten 
keinen Sold mehr erhalten haben. 


Ostsibirien. 


Die Kämpie in Ostsibirien. Fine eigenartige Nachricht 
meldet Reuter unter dem 12. Mai. Danach hat die Verfassung- 
gebende Nationalversammlung in Tschita am 27. April einem 
ständigen Parlament und «gleichzeitig die Regierung einem 
Direktorium von sieben Mitgliedern Platz gemacht, deren Vor- 
sitz Krasnoschekow führt und dem der bisherige Vertreter in 
Peking, Yurin, als Kommissar für die auswärtigen Angelegen- 
heiten angehört. Von diesem Staatsstreich, der eine rein kom- 
munistische Regierung an die Spitze der bisher demokratischen 
Republik des Fernen Ostens gebracht hat, ist weder die bäuer- 
liche Bevölkerung noch die Armee erbaut, und ganz Ost- 
sibirien befindet sich in einem Zustand der Gärung gegenüber 
dem überall eingeführten Sowjetsystem, wenn auch an einen 
bevorstehenden Bürgerkrieg nicht geglaubt wird. Diese hoch- 
wichtige Nachricht, durch die unsere in der vorigen Nummer 
geäußerten Zweifel über die Bedeutung der Ernennung Yurins 
geklärt werden, entnehmen wir der „Peking Daily News“ vom 
13. Mai, da sie uns sonst aus keiner einzigen anderen Quelle 
zugegangen sind. Wie kommt es, daß Reuter über einen so 
wichtigen Vorgang in Tschita vom 27. April erst am 12. Mai 
aus Peking telegraphiert, und daß seine Meldung von allen Nach- 
richtenanstalten totgeschwiegen wird, während doch über den 
einen vollen Monat später, am 26. Mai, in Wladiwostok erfolgten 
antibolschewistischen Staatsstreich die ganze Welt mit engli- 
schen, amerikanischen und französischen Nachrichten über- 
schwemmt worden ist? Wie jetzt der Zusammenhang zeigt, war 
der Wladiwostoker Staatsstreicb der Merkulow und Semenow 
unter Japans Duldung nichts als die Antwort auf den einen 
Monat früher in Tschita erfolgten Staatsstreich der Bolsche- 
wisten. Danach waren also Merkulow und Semenow keine Auf- 
rührer gegen eine rechtmäßige Regierung, sondern in der Tat 
die Befreier der von den Bolschewisten vergewaltigten Be- 
völkerung, und Japans Duldung erscheint nicht mehr im Licht 
einer hinterlistigen Einmischung in die inneren Verhältnisse 
eines fremden Staates, sondern im Gegenteil als die selbstver- 
ständliche Enthaltung von einer solchen Einmischung. Darf aus 
der eigenartig verspäteten und unzureichenden Berichterstattung 
der englisch-amerikanisch-französischen Nachrichten-Agenturen 
der Schluß gezogen werden, daß sie absichtlich Japan, besonders 
in den Augen des amerikanischen Volkes, als hinterlistigen, 
„aggressiv-militaristisch-imperialistischen“ Friedensstörer er- 
scheinen lassen wollte? 

Die nächste Folge des Tschitaer Staatsstreichs scheint nach 
Reuter der zwischen Tschita urd Moskau erfolgte Abschluß eines 
Militärabkoımmens und der Beschluß der Tschitaer Regierung 
gewesen zu sein, angrifisweise gegen Baron Ungern-Sternbergs 
mongolische Truppen vorzugehen. Dessen Stellung dem Hutuktu 
gegenüber soll sich verbessert, seine Armee durch zahlreiche 
Freiwillige wesentlich vergrößert haben. Er hat seine Nachhut 
von der Scheinfront vor Ponkiang zurückgezogen und den Vor- 
marsch gegen Tschita angetreten, nach Moskauer Meldungen 
dann allerdings am 12. und 13. Juni in den Bergen um Troizk- 
on gegen die Tschitaecr Armee eine vernichtende Niederlage 
erlitten. 


Inzwischen ist es Semenow geglückt,insden\Verhandlungen 
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mit seinem Nebenbuhler Merkulow obzusiegen und offen an die 
Spitze der neuen Wladiwostoker Regierung zu treten, die mit 
der Absicht umgeht, je weiter ihre Truppen gegen Westen vor- 
dringen, immer neue sogenannte Regionalregierungen einzu- 
setzen, die einen Bund miteinander schließen und einheitlich 
Semenow unterstehen sollen. Auch Ungern hat sich mit seinen 
Truppen dem Oberkommando Semenows unterstellt. Semenows 
Truppen sollen nach Meldungen aus Wladiwostok in vorzüg- 
licher Verfassung: sein und überall von der Bevölkerung mit 
Begeisterung ‘aufgenommen werden. Die (also inzwischen ge- 


bildete) einstweilige Regionalregierung des Ober-Amur-Gebiets 


soll die Halbinsel Kamtschatka als zu ihrem Gebiet gehörig in 
Anspruch genommen und alle dort von den Bolschewisten ver- 
gebenen Gerechtsamen für null und nichtig erklärt haben. Zu- 
gleich hat Semenow an die verschiedenen Regierungen def Welt 
Telegramme gerichtet, in denen er sich auf Grund eines letzt- 
willigen Ukas des Admirals Koltschak als das oberste Haupt von 
zanz Rußland im Osten erklärt. Auf Grund dieses Ukas ist er 
jetzt von zahlreichen Kosakenschaften bis westlich nach Oren- 
burg hin sowie von den Baschkiren, Burjacten und den Bauern 
Sibiriens als ihr oberstes Haupt anerkannt worden und hat als 
solches die vorläufige Regierung in Wladiwostok organisiert, die 
alsbald eine Volksvertretung und ein verantwortliches Kabinett 
bilden wird. Sobald ganz Sibirien in seiner Hand vereinigt sein 
wird, soll durch eine Abstimmung des ganzen Volkes die 
Regierungsform festgestellt werden. Die Grundsätze seiner 
Regierung werden sein: 1. Wiederherstellung von Gesetz und 
Ordnung. 2. Schutz der Kirche und Freiheit der Religion. 
3. Wiederherstellung unterschiedloser Freiheit für alle Stämme 
Rußlands. 4. Anerkennung aller von der rechtsmäßigen 
ıussischen Regierung vor dem Staatsstreich der Belschewisten 
eingegangenen russischen Staatsschulden. 5. Anerkennung der 
Unabhängigkeit Polens. 6. Schaffung eines Friedenszustandes, 
der dem Volke ermöglicht, die ihm genelıme Regierungsform zu 
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wirtschaitliche 
Würdigung der „Republik des Fernen Ostens‘. 


Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyloeffer. 


Nach länseren Geburtswehen hat in Ostasien am Rande 
des Stillen Ozeans cin neues Gemeinwesen, „die Republik des 
Fernen Ostens“ das Licht der Welt erblickt.-: Dassctbe be- 
steht aus den fünf östlich des Baikalsees gelerenen Provinzen 
des ehemaligen russischen Reiches: Transbaikalien, Amurpro- 
vinz, Küstengebiet, Kamtschatka und Nord-Sachalin. Es um- 
faßt ein großes, wenig erschlossenes Gebiet mit reichen 
Bodenschätzen, großen Waldungen, gutem Boden, großem 
Fischreichtum in den Binnengcewässern und angrenzenden 
Meeren, großer Aufnahmcfähigkeit für alle Arten Import- 
artikel und bietet daher gute wirtschaftliche Zukunftsmöglich- 
keiten. Auf letztere die interessierten Kreise hinzuweisen, ist 
Zweck dieser Zeilen. 

Elıe ich auf die einzelnen Provinzen näher eingche, will 
ich kurz die Verkehrsverhältnisse, die in allen 
eleichmäßig schlecht sind, berühren: 

Die Landwege in dem von hohen Gebirgen durch- 
zogenem Lande sind sehr schlecht. Größere befestigte 
Straßen gibt es nicht. Da die ersteren dem Verkehr nur in 
ganz ungenügender Weise zu dienen vermochten, lag es 
nahe, die Binnengewässer dazu heranzuzichen. 

Oestlich des Baikal ist es das Flußsystem des Amur, das 
den Verkehr zu dem Stillen Ozean vermittelt. Der Amur, 
welcher aus dem Zusammenfluß der Schilka und des 
Argun entsteht, wird auf seiner ganzen Länge, die Schilka 
bis 350 km, bei günstigem Wetter noch weiter, der Argun 
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alle Randstaaten sollen Selbstverwaltung erhalten. 


wählen. 7. Ueberweisung der Fragen der Meerengen des 
Schwarzen Meeres an eine internationale Kommission. Ferner 
soll kein Bolschewist, der sich bekehrt, verfolgt werden, und 
Semenow 
soll gegen die 69000 Mann der Tschitaer Regierung 136 000 Be- 
waäffnete ins Feld stellen können und nimmt das Recht für sich 
in Anspruch, die Ordenszeichen des früheren Zarenhauses zu 
verleihen, wie er bereits an den Schriftleiter des „Echo de 
Chine‘“ in Peking, Vanderlet, die 2. Klasse des Stanislaus- 


Ordens für dessen Verdienste um die Bekämpfung des Bolsche- 


wismus durch die Presse verliehen hat. Wie es indessen 
militärisch um die Sache Semenows steht, ist eine andere Frage. 
Es scheint, daß es bereits zu Zusammenstößen zwischen seinen 
und den Truppen von Tschita gekommen ist, und nach Moskauer 
Berichten soll auch Semenow ebenso wie Ungern nahe der 
mongolischen Grenze vernichtend geschlagen worden sein. Die 
Meldungen aus Wladiwostok lauten freilich ganz anders und 
wollen wissen, daß die Stadt Tschita bereits von drei Seiten von 
den Truppen Semenows und Ungerns umlagert und in kritischen 
Zustand sein soll. S 

Japan soll derweile in Verhandlungen mit Tschita ein- 
getreten sein und als Vorbedingung für die Anerkennung der 
Republik des Fernen Ostens acht Forderungen erhoben haben, 
die Japan unter anderm freie Schiffahrt auf den sibirischen 
Strömen, Benutzung aller Verkehrswege und unbegrenzte Aus- 
beutungsmöglichkeit der Forsten und Bergwerke gewähren. 
Mit der Regierung der Küstenprovinz ist Japan bereits in regen 
Verkehr getreten, und die Firmen Mitsui, Mitsubishi, Okura, 
Takata und Kuhara haben ein großes Syndikat mit einem 
Kapital von Yen 200 Millionen gebildet zur Ausbeutung der 
sibirischen Forsten, Berewerke, Landwirtschaft, Fischerei und 
Gewinnung von Fellen und Häuten. Ihre Agenten durchstreifen 
bereits das Land auf Erkundungsreisen und verhandeln mit den 
Behörden in Wladiwostok über neue Gerechtsamen. R.K. 


50 km von Dampischiffen befahren. Freilich wird die 
Schiffahrt durch eine verhältnismäßig große Zahl von Strom- 
schnellen und sehr wechselndem Wasserstand erschwert; die 
Schiffahrtsperiode ist infolge des rauhen Klimas sehr be 
schränkt. 

Die Nebenflüsse des Amur auf seiner linken Seite, die für 
Dampfschiffe und größere Flußschiffe befahrbar sind, sind 
die Seja (für größere Dampfer bis zu 650 km, für kleinere 
Fahrzeuge bis 1000 km von ihrer Mündung in den Amur 
schiffbar), die Bureja (bis 200 km für Dampischiffe be 
nutzbar) und der Amgun. 

Von den rechtsseitigen Zuflüssen kommt für uns nur der 
Ussuri in Betracht, der Grenzfluß zwischen Küstengebiet 
und der Mandschurei; er kann in einer Länge von 750 km 
für den Verkehr nutzbar gemacht werden. 

Die im Gebiete der „Provinz des Fernen Ostens“ be 
findlichen Eisenbahnen will ich nur kurz anführen. Näher 
auf die Bedeutung derselben einzugehen, erübrigt sich in 
dieser Zeitschrift. 

Die Transbaikalbahn vom Baikal bis Mand- 
schuria. Oestlich Tschita abzweigend geht die Amurbahn, 
ursprünglich nur aus strategischen Gründen gebaut, aber 
trotzdem auch von größter wirtschaftlicher Bedeutung, nörd- 
lich des Amur über Blagoweschtschensk bis Chabarowsk. 
Von hier nach Süden die Ussuribahn bis Wladiwostock. 
Durch mandschurisches Gebiet führt von Mandschuria na 
letzterer Stadt die Hauptlebensader für das ganze Küsten- 
gebiet, die ostchinesische Bahn. 

Kurz erwähnen möchte ich die amerikanischen Pläne, 


von Alaska über Kamtschatka das Gebiet des Fernen Ostens 
auf dem Landwege durch Eisenbahnbau zu erreichen. Es 
handelt sich hierbei nicht etwa um phantastische Projekte, 
sondern um die geschäftsmäßige Spekulation eines Syndi- 
kats von Geldmännern und Ingenieuren. Welche guten Aus- 
sichten sich in einem solchen, wenig von Schienen und Tele- 
graph durchzogenen Gebiet für die Luftfahrindustrie und 
drahtlose Telegraphie bieten, darauf möchte ich schon an 
dieser Stelle hinweisen. 

Daß in demselben reiche Verdienstmöglichkeiten vor- 
handen sind, geht daraus hervor, daß die mit guter Witte- 
rung für Gold und Goldeswert begabten Engländer, Ameri- 
kaner und Japaner bereits mit den in Betracht kommenden 
Kreisen Fühlung zu nehmen beginnen. Das Haupt der Re- 
gierung der jungen Republik, Herr Krasnoshchokoff, hat 
einem Daltakorrespondenten gegenüber unter anderem fol- 
gendes gesagt: „Japanische und amerikanische Firmen haben 
um Konzessionen für Sachalin und die de Castri Bai gebeten. 
Eine englische Maschinenfabrik hat ihre Dienste angeboten. 
.An Sowjetrußland sind bereits verschiedene Konzessionen 
gegeben worden, z. B. zur Errichtung von 300 Farmen, 
Fischereigerechtsame im Baikalsee und Jagdgerechtsame 
nördlich desselben für 20 Jahre. Die Republik hat eine An- 
leihe bei Rußland gemacht; ein Teil derselben ist in Gold, 
der Rest in Form von Lebensmitteln und Gebrauchsgegen- 
ständen bezahlt worden. Als Gegenleistung dafür erhält 
Rußland Kohlen und Güter, welche die Republik in anderen 
Ländern kauft. 

“ Zur Entwicklung der Industrie und Bodenschätze des 
Landes ladet das Haupt der Regierung auch das Kapital der 
anderen Länder ein. 

Interessant ist auch, was der bekannte Putman Weale, 
Berater der chinesischen Regierung, der letzteren vorge- 
‚schlagen hat. 
Hauptplätzen der neuen Republik gegründet werden. Von 
Harbin aus sollen „Handelszüge“ nach Tschita und Wladi- 
wostock—Chabarowsk als „bewegliche Handelshäuser auf 
Rädern“ gehen. In diesen Zügen sollen sich, wie auf den 
großen Ueberseedampfern, Banken befinden. 


In folgendem will ich: versuchen, das Gebiet der Re- 
publik des Fernen Ostens wirtschaftlich zu schildern, soweit 
dieses im Rahmen eines raumbeschränkten Zeitschriften- 
artikels möglich ist: 

Von einer Beschreibung Sachalins ‚sehe ich ab: 1. liegt 
es unter den heutigen Verhältnissen uns zu fern und 2. glaube 
ich, ist es so ziemlich in festen Händen seines unmittelbaren 
Nachbars. 

Die Firma Mitsui verhandelt mit Tschita wegen Wald- 
konzessionen auf der Insel. Die Vermessung ihrer reichen 
Oelfelder hat begonnen. Die Chukotsk Mining Comp. in 
Tokio hat zwei Schiffe mit fünf Flugzeugen und anderem 


Erkundigungsmaterial nach Sachalin und Kamtschatka ge- 


schickt. 

Den nördlich der Amurmündung liegenden Teil des 
Küstengebietesund Kamtschatkas kann man als 
den polaren Norden desselben bezeichnen. Auch von diesem 
ist nicht anzunehmen, daß deutscher Unternelmungsgeist 
jetzt Lust hat, sich mit ihm zu beschäftigen Er kann darum 
mit einigen kurzen Worten abgetan werden: 

Auf der einen Seite von einem Meere begrenzt, dessen 
Fischereigerechtsame die Japaner sich jetzt entgegen dem 
Veıtrage von Pourtmouth anmaßen (augenblicklich weilen in 
diesen Gewässern ein japanischer Kreuzer und zwei Zer- 
störer zum Schutz und Hilfe der zahlreichen Fischerboote 


Zwölf chinesische Banken sollen an den 
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daselbst) und das nur einen Teil des Jahres von Handels- 
schiffen aufgesucht werden kann, hat er auf der anderen ein 
unwirtliches Hinterland, das Gebiet von Jakutsk und das 
nördliche Sibirien. Nur einen „Posttract“ verbindet die Stadt 
Jakutsk mit Ochotzk, in einer Ausdehnung von rund 1100 km 
mit 16 Stationen. 

Im Innern dieses Teiles sind die wenigen Ortschaften 
meist nur durch sogenannte „Winterwege“, d. h. Schlitten- 
wege, verbunden, auf denen mit Hundefahrzeugen zur Zeit 
der Schneebedeckung der Verkehr bewerkstelligt wird. Im 
Sommer sind die Straßen nur unter großen Strapazen be- 
nutzbar. Dieser polare Norden des Fernen Ostens nimmt 
einen Flächenraum von etwa der doppelten Größe von 
Frankreich ein, auf dem nur aber soviel Einwohner wie in 
einer größeren Mittelstadt Deutschlands leben. Auf diesem 
Gebiet ist augenblicklich für uns nicht viel zu holen, und 
wir können daher die Debatte über dasselbe schließen. 

Anziehender sind die anderen Teile, auf die in einem 
weiteren Artikel näher eingegangen werden soll. ° 

(Fortsetzung folgt.) 


Besserung der wirtschafflihen und pollüschen 
Verhältnisse In China. 


To. Schanghai, 18. Mai 1921. 


Die wirtschaftliche Lage hat sich neuerdings entschieden 
gebessert. Besonders die Berichte aus dem Norden lauten 
günstiger. Seitdem die Flüsse eisfrei sind, sind große Men- 
gen Getreide, Bohnen, Bohnenöl usw. auf die mandschuri- 
schen Märkte gebracht worden. Die chinesische Ostbahn hat 
im Einvernehmen mit der süädmandschurischen Eisenbahn die 
Frachtsätze bedeutend ermäßigt und sehr gute Geschäfte ge- 
macht. Da der Hafen von Dalny trotz flotter Ausfuhr nach 
Europa und Japan überhäuft ist, bemüht man sich, Mengen 
von Getreide aus der Nordmandschurei nach \Wladiwostok ab- 
zuleiten. Die Geschäftsstockung scheint überwunden zu sein, 
heißt es in einem Bericht aus der Mandschurei. Die Einfuhr, 
besonders japanischer Webwaren, nimmt in erfreulicher 
Weise zu. 

Der Handel mit Sibirien bahnt sich langsam an. Der 
Bahnverkehr zwischen Manchuria und Tschita ist wieder er- 
öffnet. Die Finanzierung der Geschäfte macht große Schwie- 
rigkeiten und der Handel liegt noch fast ganz in chinesischer 
Händen. 

Schanghai lebt allmählich auf. Vorläufig bleiben die 
großen Vorräte von Baumwollwaren für Rechnung der frem- 
den Importhäuser in den Speichern. Die Nachfrage aus dem 
Innern nimmt aber zu, die Preise ziehen an, und eine bessere 
Stimmung herrscht vor. Man gewinnt den Eindruck, daß 
die chinesischen Händler mit einer wesentlichen Besserung 
des Silberkurses gerechnet hatten und daß sie nun, da sıe 
sehen, daß sie nicht zu erwarten ist, geneigt sind, wegen 
Abnahme der bestellten Waren in Unterhandlungen einzu- 
treten. Sie sehen, daß sie alte Geschäfte abwickeln müssen, 
um in die Lage zu kommen, neue Lieferungsverträge abzu- 
schließen. Vielleicht kdmmt jetzt eine Verständigung zwi- 
schen ihnen und den Importhäusern zustande. Die Sceiden- 
ausfuhr war befriedigend und die Seidenspinnereien kaufen 
die Ernte zu erhöhten Preisen. 

Die Baumwollspinnereien machen sehr gute Geschäfte. 
Auch japanisches Garn findet in beträchtlichen Mengen Ab- 
satz. Getreidemühlen berichten neue Bestellungen und kürz- 
lich hat die Ausfuhr wieder bedeutend zugenommen. . 

In Canton sind die Seidenvorräte verkauft; eine gewisse 
Stockung ist wieder eingetreten. 
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Eine besonders günstige Einwirkung auf die allgemeine 
Wirtschaftslage dürfte die Spannung der politischen Lage 
ausüben. Seit einem Monat haben in Tientsin und Peking 
Beratungen stattgefunden zwischen den drei großen Tuchüns, 
Machthabern des ‚Landes, den Generalinspekteuren Chang 
Tso-lin, Tsao Kun und Wang Chan-yüan sowie dem Mini- 
sterpräsidenten, anderen Ministern und leitenden Politikern 
und Vertretern der Finanz. Das alte Kabinett ist zurückge- 
treten und im neuen Kabinett sind die wichtigsten Ministerien 
der Finanz und des Verkehrs mit neuen Männern besetzt 
worden. | 

Da es sich vornehmlich darum handelte, die brennende 
Finanzfrage einer Lösung näherzubringen, besonders Japan, 
und zwar durch Versprechungen zu befriedigen, darf ange- 
nommen werden, daß bei der Wahl der mit der Finanzver- 
waltung des Landes betrauten Minister der Finanzen und 
des Verkehrs, Wünsche Japans berücksichtigt worden sind. 
Man weiß tatsächlich, daß der neue Finanzminister, ein 
früherer Direktor der Bank von China, gute Beziehungen zur 
japanischen Finanz hatte. Die Neubildung des Kabinetts be 
deutet daher eine weitere Annäherung an Japan. 


Japanische Bestrebungen in Szechuan. Die japanische 
Handelskammer in Chungking in der Provinz Szechuan hat an 
die heimische Regierung in Tokio einen Antrag gerichtet auf 
Einrichtung einer direkten Dampferverbindung mit Chungking 
und den am oberen Yangtse geiegenen Städten. Die japanische 
Handelskammer in Schanghai hat diesen Antrag warm befür- 
wortet. Es wird darauf hingewiesen, daß sich diese Gebiete 
immer rascher entwickelten und Japan bereits eine hervor- 
ragende Stelle im dortigen Handel einnähme, während anderer- 
seits der japanische Handel auf die fremde Schiffahrt ange- 
wiesen sei. Japan bezieht große Mengen von Rohstoffen aller 
Art aus Szechuan und führt seinerseits Textilwaren ein, zu 
deren Beförderung Schiffe anderer Nationen benutzt werden 
müßten, da japanische Dampfer höchstens bis zu den Strom- 
schnellen des Yangtse heraufkämen. ; 


Endpunkt der Lung-Hai-Eisenbahn. Meldungen aus China 
besagen, daß wegen der schlechten Hafenverliältnisse von dem 
Ausbau Haichous, das bisher als Hafen-Endpunkt der großen 
Ost-Westbahn Haichou-Hsüchoufu-Honanfu-Lanchou vorgesehen 
war, Abstand genommen werden sollte. Statt dessen ist 
jetzt ein belgischer Ingenieur damit beschäftigt, die Wasserver- 
hältnisse des kleinen nahe bei Haichou gelegenen Hafenortes 
Sukou zu untersuchen. Auf Grund seines Berichtes werde man 
sich dann über die Erbauung des neuen Hafens endgültig 
schlüssig werden. 


Elektrisches Kraitwerk in Pukou. Die Direktion der Tient- 
sin-Pukou-Eisenbahn hat sich entschlossen, in Pukou ein elck- 
trisches Kraftwerk zum Preise von $ 900000 zu errichten. 


Oeltelder in China. Amerikanische Ingenieure haben neucr- 
dings die durch den Kriegsausbruch unterbrochenen Bohrungen 
auf Petroleum in verschiedenen Gegenden Chinas wieder in 
größerem Uhnfang aufgenommen. Bei der Bedeutung, die der 
Oelfeuerung heutzutage zukommt, haben nunmehr auch Eng- 
land und Japan ihr Augenmerk in verstärktem Maße auf die 
Ausbeutung chinesischer Oelvorkommen gerichtet. Am Süd- 
rande der Wüste Gobi aın Flusse des Nanchang-Gebirges in 
der Provinz Kansu sind die seinerzeit abgebrochenen Unter- 
suchungen wieder aufgenommen worden, und die Berichte von 
dort lauten äußerst günstig. Die Petroleumquellen von Nord- 
Schansi versorgen schon seit vielen Jahren die weiten umlie- 
genden (Ciebiete mit dem notwendigen Beleuchtungsöl. Eine 
Erhöhung ihrer Produktion ist leicht zu ermöglichen. Es ist 
bekannt, daß sich die ölführenden Formationen Transkaukasiens 
von der Krimhalbinsel her durch Persien. Burmah, Chinesisch- 
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Turkestan nach Kansu und Schensi und noch weiter hinein nach 
China erstrecken. Die bisherigen Untersuchungen lassen darauf 
schließen, daß es gelingen wird, sehr ergiebige Adern auf 
chinesischem Gebiet anzubohren. 


Der Handel Hongkongs 1920. Der Gesamthandel Hong- 
kongs für Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1920 belief sich auf 
£ 212302539 gegenüber £ 194594642 im Vorjahre. Auf die 
Einfuhr entfielen £ 103932 602 (£ 90651 708 im Jahre 1919) 
und_auf die Ausfuhr £ 108369 937 gegenüber £ 193942934 im 
Jahre 1919. 


Amerikanischer Tabak in Schantung. Deutsche und andere 
Firmen und Privatleute, besonders katholische Missionare, 
haben bald nach der Besetzung Kiautschous durch Deutschland 
mit mehr oder weniger Erfolg Versuche gemacht, den seit 
langen Jahren in der Provinz Schantung heimischen Tabakbau 
durch Anwendung verbesserter Methoden und Einführung guter 
amerikanischer Sorten zu heben und das Produkt auch außer- 
halb Schantungs marktiähig zu machen. Seit 1909 ließ sich 
besonders die British-American Tobacco Co. angelegen sein. 
entlang der Schantung-Eisenbahn große Versuchsplantagen an- 
zulegen. Diese Versuche können nunmehr, nachdem der Wider- 
stand der chinesischen Tabakbauer als überwunden angesehen 
werden kann, als abgeschlossen gelten. Im Jahre 1919 wurden 
bereits mehr als 11 000 Pikul Tabak von Pflanzen amerikanischen 
Ursprungs gewonnen. Angespornt durch diesen Erfolg hat sich 
nun auch die japanische Zivilverwaltung von Tsingtau näher 
mit der Sache befaßt und eine japanische Gesellschaft ins 
Leben gerufen, welche im letzten Jahre in der Umgebung von 
Litsun bei Tsingtau ein Gelände von etwa 40 Morgen mit Tabak 
bepflanzt hatte; der Erfolg soll über Erwarten gut gewesen 
sein. Die Gesellschaft wird daher weitere Flächen unter Tabak- 
kultur nehmen und auch die einheimische Bevölkerung dafür 
zu interessieren versuchen. 


Japan. 

Deutsch-japanischer Handel. Der „Japan Chronicle“ führt 
in seiner Wochenausgabe vom 28. April aus, daß gute Aus- 
sichten für ein Wiederaufleben des deutsch-japanischen Handels 
beständen. Vor dem Kriege stand Deutschlands Handel mit 
Japan an fünfter Stelle, gleich nach Großbritannien. Die meisten 
deutschen Firmen hatten ihre Geschäftshäuser in Kobe und mehr 
als die Hälfte des deutsch-japanischen Handels ging über diesen 
Platz. Nachfolgende Tabelle zeigt für die drei letzten Vor- 
kriegsjiahre den Gesamthandel Deutschlands mit Japan und den 
Anteil den Kobe an ihm hatte. 


1912 Gesamthandel Yen 74 560 000 davon Kobe Yen 37 390 000 
1913 m „ 81520000 „ : „ 38 960 000 
1914 ie: „ 94880000 „ = „ 28 680 000 


Nach Kriegsausbruch kam dieser Hande! vollkommen zum 
Stillstand, auch wurde den Kaufleuten allmählich durch das 
Handelsverbot mit dem Feinde jede Möglichkeit zur Betätigung 
genommen. Nach Friedensschluß jedoch hat Deutschland seine 
Anstrengungen, die verlorenen Märkte wiederzugewinnen, ver- 
doppelt, während gleichzeitig alles daran gesetzt wird, um zu 
Hause Ordnung zu schaffen und die Betriebe wieder in Gang 
zu bringen. Infolgedessen mehren sich die Anzeichen dafür, daß 
sich der deutsch-japanische Handel rasch wieder erholt und 
Chemikalien, Farbstoffe, Eisen u. a. treffen in immer steigendem 
Maße ein. Während der ersten drei Monate dieses Jahres belief 
sich der Handel von Kobe mit Deutschland auf Yen 3 683 131. 
und zwar auf Yen 74924 auf die Ausfuhr und Yen 3 608 107 auf 
die Einfuhr. Ausfuhrartikel waren in der Hauptsache Stroh- 
borten, Kampfer und Hausenblase; die Einfuhr umfaßte Eisen- 
beilche, Anilinfarben, Maschinen, Spielzeug u. a. Ohne jeden 
Zweifel würde der deutsch-japanische Handel, besonders auch 
was die Ausfuhr anbelangt, schon weit größere Fortschritte 
gemacht haben, wenn nicht die deutschen Firmen bis vor kurzem 
seitens der japanischen Regierung durch das Handelsverbot 
und Konfiskation ihres Eigentums lahmgelegt worden wären. 
In Deutschland selbst bestände eine_große Abneigung, mit den 


dort ansässigen japanischen Firmen in direkte MHandelsbeziehun- 
gen zu treten. 

Die im Lande lagernden Vorräte japanischer Farbstoffe 
verringern sich allmählich, weil die Händler zögerten, weitere 
zrößere Bestellungen an deutschen Farben zu machen, solange 
nicht das Reparationsproblem endgültig gelöst sei. Dagegen 
fingen die Geschäftsleute an, die in China lagernden Vorräte 
deutscher Farben aufzukaufen und nach Japan einzuführen, da 
ihnen trotz des Wertzolles von 35 % auf fremde Farben noch 
ein genügender Verdienst übrig blieb. Ohne Zweifel wird die 
Regelung der deutschen Kriegskostenzahlungen eine rasche 
Steigerung deutscher Einfuhren nach Japan zur Folge haben. 


Deutsche Wollgarn-Angebote nach Japan. Japanische Zei- 
tungen stellen zu ihrem Mißvcergnügen fest, daß Deutschland 
in der Lage sei, deutsche Warcı zu billigerem Preise in Japan 
anzubieten, als dies für japanische Erzzugnisse möglich sei. 
So sei kürzlich deutsches Wollgarn zu 3,80 Yen cif Kobe per 
engl. Pfund angeboten worden, während der japanische Preis 
dafür 4,80 Yen sei. Bei diesen Preisen, die tyotz erhöhter Zoll- 
zuschläge immer noch beträchtlich unter den japanischen 
bleiben, sei eine starke Schädigung japanischer Fabrikanten 
zu befürchten. Nun sucht man sich in Japan damit zu trösten, 
daß man annimmt, daß das deutsche Fabrikat infolge seines 
billigen Preises mit dem japanischen bezüglich der Güte wohl 
nicht in Wettbewerb werde treten können und hat deshalb tele- 
graphisch um Mustersendungen aus Deutschland gebeten. 


Das metrische System in Japan. Das im Repräsentanten- 
haus gebildete Komitee für die Reform des Maß- und Gewichts- 
Systems in Japan hat sich zugunsten der Einführung des 
metrischen Systems ausgesprochen. Falls das Gesetz im 
Reichstag Annahme findet, werden nach Ablauf von 5 Jahren 
alle bisher in Japan gebräuchlichen Maße und Gewichte in 
Fortfall kommen und durch das metrische System ersetzt wer- 
den. Das Gesetz bestimmt, daß alle führenden Betriebe, Re- 
gierungsbureaus und Werkstätten, technische und andere 
Schulen nach Ablauf von 5 Jahren vollkommen auf das neue 
System eingestellt sein müssen, während darauf hingearbeitet 
werden soll, daB auch die breite Masse des Volkes im Laufe 
der kommenden 20 Jahre die neuen Maße und Gewichte ange- 
nommen hat. 


Dividenden japanischer Industrieunternehmungen. Ueber 
den ungeheuren Aufschwung, den die japanische Industrie dank 
einer überaus günstigen Kriegskonjunktur nehmen konnte, und 
der in den Jahren 1918 und 1919 seine höchste Blüte erreichte, 
hat die „Ostasiatische Rundschau“ zu Anfang dieses Jahres 
wiederholt berichtet. Ende 1920 gab es in Japan, einschließlich 
Formosa und Sachalin, nach den Feststellungen der Japanischen 
FHiypothekenbank 8849 Gesellschaften mit je einem Kapital von 
mehr als Yen 50000. Das subskribierte Kapital betrug 
Yen 7404 398 000, von denen Yen 3948 739 000 eingezahlt waren. 
Auf die einzelnen Industriezweige verteilten sich diese Gesell- 
schaften nach einem Bericht der japanischen „Finanz- und 
MNEeaISzellung: wie folgt: 


Anzahl d. Yen Kapital 

Betriebe gezeichnet eingezahlt 
Färberei und Weberei 1652 1329904000 685 561 000 
Chemische Fabriken . 1820 1190549000 592 065 000 
Maschinenfabriken . 1247 933 162000 475 296 000 
Nahrungsmittel - Industrie und. 

Brauereien i } 1 283 681 515 000 339 527 000 
Verschiedene Industrien . 1129 308 766 000 161 475 000 
Elektrische Industrie. . . . 535 948 335 000 486 220 000 
,@ 7.7: GE u a 60 99 646 000 78 248 000 
Petroleum . er 3 99 635 000 63 765 000 
Bergwerksbetriebe ... 789 1290151000 778111000 
Eisenbahnen u. Straßenbahnen 313 466 733 000 288 458 000 


8849 7404 398000 3 948 739 000 


Die Jahre 1918 und 1919 waren die besten Zeiten für die 
japanische Industrie. Frühjahr 1920 setzte, wie überall in der 
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Welt, eine starke Krisis ein, die alle Industriezweige mehr oder 
weniger stark in Mitleidenschaft zog. Das prozentuale Ver- 
hältnis der gemachten Gewinne zum eingezahlten Kapital (jedes- 
mal die obere Reihe) sowie die zur Ausschüttung gelangenden 
Dividenden (untere Reihe) zeigt die folgende Zusammenstellung: 


1919 

erstes zweites erstes zweites 
Halbjahr Halbjahr Halbjahr Halbjahr 
Seiden- u. Baumwollspinnerei 117%, 135°), 110%, 60% 
59 58 54 33 
2 i »„ weberei. 63 81 97 93 
= 34 49 49 11 
Musselinweberei . . . . . 4 79 93 27 
| 22 40 50. 21 
Wollindustrie . . . 2 2.2.80 78 99 36 
44 39 40 21 
Hanf-Industie . . . ..-.80 78 9 36 
29 27 29 13 
Strirkwaren . -. . :.2...50 85 149 28 
26 99 28 19 
Garne . . 2.2 2.220.002 19 15 4 
13 11 9 8 
Baumwollindustie . . . . 2 69 24 33 
24 28 18 — 
FPärbereiindustrie . . . . . 56 64 21 32 
4 24 10 1 

Sonstige Färb- und Weberei- 
industien . . . 2... 121 121 87 26 
48 47 30 10 
Zement . . 2. 2.2.2.2. 22 4 17 
18 17 21 11 
Porzellan und Erdwaren . . 37 37 37 17 
12 15 14 10 
Papier . . 2 2 2 222054 49 55 35 
931 29 36 22 
Leder. . . . 2.2 23..2%2 31 40 19 
15 15 19 12 
Drogen . . 2. 2.2...22 4 51 8 
16 21 23 10 
Oel . 2. 2 2 2 22 0200.2.% 34 12 48 
16 14 10 3 
Düngemittel . . . ... 89 53 59 16 
19 25 38 19 
Gummi . . 2.2.2222. 25 30 6 
15 15 19 7 
Streichhölzer . . . ....22 37 20 12 
- 19 23 10 2 
Maschinenindustrie . . . . 57 32 24 27 
Schitfbu . . 2 .2..2..2..2..9 93 89 34 
Eisenbahnmateril . . . . 3 25 85 31 
16 13 20 17 
Elektrizität und Gas . . . 3 55 39 29 
19 19 24 10 
Metallwaren . . . ...:3B9 6 15 5 
10 19 2 3 
Musikinstrumente . . ... 36 b 55 26 
Bierbrauereien. . . ... 535 36 57 32 
21 20 18 24 
Zucker . . 2. 2 222000055 56 137 56 
23 28 73 57 
Mehl . . . 2. 2 22.22.46 83 80 14 
24 33 27 9 
Konfektion . . . 2.2.2.5 72 57 38 
35 52 4 22 
Druckereien . . 2 2.2..38 26 33 36 
9 11 13 11 
Holzindustrie . . . 2.2... 49 49 14 
20 58 29 11 
Seile und Netze . . . .. 6 30 23 13 
30 30 23 16 
Huffabrikation. . -. . . . 2% 28 17 5 


14 13 10 4 
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Neue subventionlerte Dampferlinie.e. Die Yamashita-Kisen- 
Kaisha hat kürzlich eine neue Dampferverbindung von Keelung 
auf Formosa nach der im Golf von Tonking gelegenen Insel 
Hainau und nach Tonking eröffnet. Vorläufig sind 2 neue 
Dampfer von 2900 und 2600 Tonnen in Dienst gestellt worden, 
die einen zweiwöchigen Dienst versehen. Die Dampfer lauien 
von Keelung über Amoy und. Swatow, Hongkong nach Hainan 
und weiter nach Haiphong in Tonking. Die Regierung wird 
das neue Unternehmen durch eine Subvention von 100000 bis 
120 000 Yen jährlich stützen, da man sich eine große Förderung 
des japanischen Handels nach Hainan und Tonking verspricht. 
Vor dem Kriege waren auf der südchinesischen Falırt vielfach 
deutsche Dampfer mit gutem Erfolg tätig. 


Zusammenschluß der kleineren Banken. In Japan sind Be- 
strebungen im Gange, die von der japanischen Regierung stark 
unterstützt werden, die zahlreichen kleinen Banken zu einem 
großen Bankkonzern zusammenzuschließen. Insgesamt bestehen 
in Japan über 2000 größere und kleinere Banken, deren durch- 
schnittliches Kapital Yen 900000 nicht überschreitet. Die 
kleineren Banken möchte man in die Hypothekenbank aufgehen 


lassen, um so deren Kreditfähigkeit und ihre flüssigen Mittel zu . 


erhöhen. 


Zusammenschluß in der Zementindustrie. Die 25 größten 
Zementfabriken haben sich, nach einer Drahtmeldung von Ende 
Juni, zusammengeschlossen. Das gesamte Kapital beträgt 
Yen 100 000 000, von denen 70 Millionen ceingezahlt sind. Zweck 
des Zusammenschlusses ist in. erster Linie eine stärkere Be- 
tätigung im Exportgeschäft. Durch die größere Wirtschaftlich- 
keit der Verwaltung, die durch den Zusammenschluß erreicht 
ist, und so mögliche Ersparnisse von etwa Yen 10000000 hofit 
man billiger produzieren und das Faß Zement zu einem Preise 
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nur Schößlinge. 


von voraussichtlich nicht melır als Yen 7 auf den Markt bringen 
zu können. 

Baumwollvorräte.. Ende Juni waren in Japan rund 300 000 
Ballen Baumwolle auf Lager, worunter sich 35 000 Ballen Baum- 
wol'garne und 65000 Ballen amerikanische Baumwolle befinden. 


Niederländisch-Indien. 


Agave sisalana. Zu unseren kurzen Ausführungen über die 
Sisal-Hanfkultur in Niederländisch-Indien wird uns von einem 
Leser noch geschrieben: Die Pflanze wird aus Wurzelschöß- 
lingen und Saatbulbillen gezogen. Praktisch verwendet man 
Nach etwa 18 Monaten bereits treibt die 
Mutterpflanze alljährlich eine größere Anzahl Wurzelschößlinge 
(oder Ausläufer), die abgestochen, auf Saatbeete übergepilanzt, 
jederzeit zu Anpflanzungszwecken benutzt werden können. 

Die Schößlinge werden bis zu einem Jahre auf den Saat- 
beeten gehalten, dann in Doppelreihen ausgepflanzt. (Pflanz- 
verband je nach Grund, Regengehalt, Klima verschieden). 

Von diesem Datum an gerechnet, kann mit dem Ernten in 
1% Jahren begonnen werden, dann sind die Blätter von 10 bis 
900 cm lang, bei der zweiten Ernte sind die Blätter etwa $" 
bis 120 cm lang, bei der dritten, vierten Ernte usw. 100-180 cm 
(Ausnahmen auch über 2 m). Zwischen jeder Ernte liegen 
3—4 Monate. Die Lebensdauer der Pflanze beträgt nur etwa 
vier Jahre. 

Die Sisal-Hanfkultur ist wohl die allereinfachste und nur 
höchstens insofern umständlich, als nur enorm große Plantagen 
rentabel sind, weil die kostspieligen Anlagen einer Entfaserungs- 
fabrik auf der Plantage sowie die erforderliche Anlage eines 
Feldeisenbahnnetzes mit dem dazugehörigen großen Stab von 
europäischen Baumeistern, Ingenieuren, Technikern, Pflanzern, 
Buchhaltern usw. cs kleinen Gesellschaften unmöglich machen, 
an die „Oefinung“ einer Sisal-Plantage heranzugchen. 
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Deutsches‘ Vermögen In Japan und China. 


Japan verzichtet auf die Beschlagnahme deutschen Eigen- 
tums. Die japanische Regierung hat dem Auswärtigen Amt da- 
von Mitteilung gemacht, daß sie auch für den Fall, daß Deutsch- 
land vorsätzlich seinen Verpflichtungen nicht nachkomme, nicht 
beabsichtige, auf Grund des Versailler Friedensvertrages das 
Eigentum deutscher Staatsangehöriger mit Beschlag zu belegen. 
Dieser Verzicht bezieht sich auf alle deutschen Güter, die sich 
in Japan oder in den von ihm verwalteten Gebieten befinden 
und schließt ausdrücklich Banknoten sowie Waren, die sich an 
Bord japanischer Schiffe befinden oder in Konsignation nach 
Japan gesandt worden sind, ein. 

Wert der Schantung-Eisenbahn. 
„Frankfurter Zeitung“ soll mit Vorbehalt angenommen werden 
können, daß die Reparationskommission als Wert des der 
Schantung - Eisenbahn - Gesellschaft gehörenden Eigentums in 
Schantung einep Betrag festgesetzt habe, der in deutscher 
Währung wahrscheinlich 59 Millionen Goldmark erreiche, also 
hinter dem 60 Millionen Goldmark betragenden Aktienkapital 
nicht weit zur” kbleibe. 


Nach einem Bericht der 


: Freigabe von Yen 10000 In Tsingtau. Wie aus Tsingtau 
aus zuverlässiger Quelle berichtet wird, haben die japanischen 


Behörden in Tsingtau nunmehr mit der Freigabe von Yen 10 000 


aus den unter Kontrolle gestellten Vermögen begonnen. Bei den 
Vermögen über Yen 10000 scheint die Freigabe der Yen 10 000 
zumeist in der Weise zu erfolgen, daß der Liquidat seine 
Hypotheken an Chinesengrundstücken mit Nebenrechten kontroll- 


frei zurückerhält, Bargeld aber nur soweit empfängt, als der 


Betrag der freigegebenen Hypothek oder upolleken Yen 10.000 
nicht erreicht. 

Der Betrag.von Yen 10000 verringert sich für diejenigen, 
denen die japanischen Behörden früher Unterstützungen gc- 
währt haben, um den Betrag dieser Unterstützungen. 


Wert des deutschen Eigentums auf Shameen. Die Repara- 
tionskommission hat den Wert des deutschen Eigentums in der 
britischen Konzession auf Shameen bei Kanton auf 499 688 Gold- 
mark festgesetzt und diesen Betrag der deutschen Regierung 
_ gutgeschrieben. 


Verschiedenes 


HIHI 


Sessnuesarsonnnenne snnn.s Mitteilungen BEE NER REEL 


1 
des Verbandes für den Fernen Östen. : 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. : 
Antragen an deutsche Konusularbehörden im Auslande. Viele 
deutsche Firmen haben die Gepflogenheit, Anfragen um Auskunft 
über wirtschaftliche Verhältnisse wahllos an alle deutschen 
Konsularbehörden des betreffenden Landes zu richten. Dies 
führt zu einer übermäßigen Belastung der Konsularbehörden, 
ohne daß dem Interessenten daraus irgendwelche Vorteile ent- 
stehen. Es wird sich daher empfehlen, allgemeine Anfragen 
über wirtschaftliche Verhältnisse nur an das General- 
konsulat des Landes zu richten und hiervon nur dann eine 
Ausnahme zu machen, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, 
die sich nur auf den speziellen Amtsbezirk eines Konsulats be- 
ziehen. In vielen Fällen wird aber die gewünschte Auskunft 
schon in der Abteilung 10 des Auswärtigen Amtes, 
Berlin NW.7, Bunsenstr. 2, und auch von deren Z weig- 
stellen (Zweigstelle Hamburg und Lübeck, Hamburz, 
Alter Wall 60; Zweigstelle Bremen, Am Markt 15/16; Zweig- 
stelle München, Luisenstr. 5) ‘erteilt werden können. Schon 
wegen der Kosten- und Zeitersparnis ist zu raten, Anfragen 
möglichst an diese Stellen zu richten. 


Dr. ing. h. c. Det Generaldirektor der Pumpen-Armatur- 
fabrik Klein, Schanzlin & Becker, A.-G., Frankenthal, Kom- 
merzienrat Jacob Klein, Mitglied unseres Verbandes, wurde 
von der Badischen Technischen Hochschule zu Karlsruhe durch 
die Verleihung der Würde eine Dr. ing. ehrenhalber ausge- 
zeichnet. 


Bücher- und Zeitschriftenschau. 


Etwas zur Geschichte des Tees Von P. Wolfram. 


‚Der Japaner Okakura-Kakuzo hat ein kleines Buch ver- 
öffentlicht unter dem Namen „Das Buch vom Tee“. Es ist aus 
dem Englischen übersetzt von Marguerite und Ulrich Steindorff 
und erschienen beim Insel-Verlag in Leipzig. Der größte Teil 
des Inhalts handelt davon, welchen Einfluß die Sitte des Tee- 
trinkens im Laufe der Jahrhunderte auf das häusliche, gesell- 
schaftliche und geistige Leben der Japaner gehabt hat und den 
der Verfasser unter dem Namen „Teeismus‘ zusammenfaßt. Wer 
sich darüber unterrichten will, möge sich das Büchlein an- 
schaffen, hier sei nur kurz das Geschichtliche über den Tee an- 
gegeben. 


. eo 


des 18. Jahrhunderts wurden in Wahrheit „Teehäuser“ 


LLLL————————————————————————e nee ER En EEREEEEEEESEEED eine nsene 
D 


Der Inhalt des Büchleins beginnt mit dem Satz. „Tee war 
im Anfang Medizin und wurde erst allmählich ein Getränk.” Die 
frühste Kunde vom Tee, die sich in den europäischen Schriften 
findet, soll in den Angaben eines Arabischen Reisenden ent- 
halten sein, wonach die Haupteinkünfte in Canton seit” *79 in 
den Zöllen auf Salz und Tee bestanden haben. - Marco Polo 
berichtet von der Absetzung eines chinesisthen Finanzministers 
um 1285 wegen willkürlicher Erhöhung der Teesteuern. 

Ende des 16. Jahrhunderts brachten die Holländer die Kunde 
von einem angenehmen Getrank heim, das im Osten aus den 
Blättern eines Strauches gebraut wurde. Die Welitreisenden 
Ramusio (1559), L. Almeida (1576), Maffeno (1588), Tareira (1610) 
erwähnten ebenfalls den Tee. 1610 brachten Schiffe der 
holländischen Ost-Indien-Gesellschaft den ersten Tee nach 
Europa. In Frankreich wurde er erst 1636 bekannt. Im Jahre 
1638 kam er nach Rußland, 1650 nach England, das von ihm 
spracht als von „jenem vortrefflichen und von vielen Aerzten 
gebilligten chinesischen Getränk, das von den Chinesen Tcha 
und von anderen Nationen Tay, alias Tee benamset wird“. Wie 
allen guten Dingen dieser Welt erging es auch dem Tee. Seine 
Propaganda stieß auf Widerstand. Ketzer wie Henry Saville 
(1678) schalten das Teetrinken einen „schmutzigen Brauch“. 
Jonas Hanway (Essai über den Tee, 1756) meinte, daß die 
Männer ihre Gestalt, die Frauen ihre Schönheit durch seinen 
Genuß verlören. Der anfänglich hohe Teepreis (etwa 15—16 sh. 
das Pfund) versagte dem gemeinen Volk seinen Gebrauch und 
erhob ihn zu „einem Reservat für hohe Feste und Lustbarkeiten 
und zu etwas Vornehmem, davon man Fürsten und Großen Ge- 
schenke zu machen pflegte“. Aber trotz dieser Nachteile ver- 
breitete sich die Sitte des Teetrinkens mit erstaunlicher 
Schnelligkeit. Die Londoner Kaffeehäuser in der ersten Hälite 
‚ Stamm- 
plätze von Schöngeistern wie Addison und Steele, die sich „über 
ihre Kanne Tee“ die Zeit vertrieben. Das Getränk wurde dann 
sehr bald Gegenstand des täglichen Bedarfs und somit ein 
brauchbarer Steuerartikel. Hierbei wird man an die wichtige 
Rolle erinnert, die diese Tatsache in der neueren Geschichte 
spielte. Die amerikanischen Kolonien hätten sich vielleicht mit _ 
ihrer Knechtung abgefunden, wenn nicht der Faden ihrer 
doch nur menschlichen Geduld von den hohen Teezöllen zer- 
rissen worden wäre. Die amerikanische Unabhängigkeit datiert 
von dem Tage an, an dem die Teekisten im Bostoner Hafen über 


Bord geworfen wurden. 


Wie die Kunst, so hat auch der Tee seine Perioden und 
seine Schulen. Seine Entwicklung läßt sich kurzerhand in drei 
Hauptabschnitte einteilen: In die des gekochten Tees, in die des - 
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geschlagenen Tees und in die des gebrühten Tees. So wie die 
verschiedenen Lieblingsgetränke die Eigenheiten’ der verschie- 
denen Zeitläufte und Nationalitäten Europas, kennzeichnen, so 
sind auch die jeweiligen Teeideale bezeichnend für die Gefühls- 
perioden der östlichen Kultur. Der Teekuchen, der gekoclıt 
wurde, der Pulvertee, der geschlagen wurde und der Blättertee, 
der gebrüht wurde, bringen die scharf voneinander geschiedenen 
(iefühlsimpulse der Tang-, der Sung- und der Ming- 
Dynastie. ‚ 


Die in Südchina heimische Teepflanze war schon von alters- 
her der chinesischen Botanik und Medizin bekannt. Sie wird 
von den Klassikern mit den verschiedenen Namen als T’u, Sheh, 
Ch’uan und Ming bezeichnet und war hochgeschätzt wegen 
ihrer Eigenschaften, Mattigkeit zu lindern, den Willen zu stärken 
und Sehkraft wiederzugeben. Sie wurde nicht nur als innere 
Medizin, sondern häufig auch äußerlich angewandt in der Form 
von Pasten gegen rheumatische Schmerzen. Die Buddhisten 
bedienen sich ihrer in ausgiebiger Weise als Mittel gegen 
Schläfrigkeit in den langen Stunden ihrer Meditation. Mit dem 
4. und 5. Jahrhundert wurde der Tee Lieblingsgetränk der Be- 
wohner des Yangtse-Tales. Damals pflegten auch die Kaiser 
ihre hohen Minister zum Dank für hervorragende Verdienste mit 
seltenen Rezepten der Teeblätterbereitung zu belohnen. Dennoch 
war die Art des Teetrinkens um diese Zeit noch äußerst 
primitiv. Die Blätter wurden gedämpft, im Mörser zerstoßen, 
„u einem Kuchen geformt und zusammen mit Reis, Ingwer, Salz, 
Apfelsinenschalen, Gewürzen, Milch und mitunter sogar 
Zwiebeln gekocht. Dieser Brauch hat sich bis auf den heutigen 
Tag bei den Tibetanern und einzelnen mongolischen Stämmen 
erhalten, die sich aus diesen Bestandteilen cinen seltsamen 
Syrup bereiten. Auch der Gebrauch der Zitronenscheiben bei 
den Russen, die das Teetrinken in den chinesischen Kara- 
wansereien lernten, scheint ein Ueberrest dieser alten Sitte 
zu sein. 

Es bedurfte des Genies der Tang-Dynastie, um den Tee 
aus diesem rohen Zustand zu befreien und ihn seiner schließ- 
lichen Idealisierung entgegenzuführen. In Lu Yü — um die Mitte 
des achten Jahrhunderts — finden wir den ersten Apostel des 
Tees. Dieser Dichter erkannte in der Teebereitung die gleiche 
Harmonie und Ordnung, die in allen Dingen herrscht. In seinem 
berühmten -Werk, dem „Cha-King“, der heiligen Schrift vom 
Tee, schuf er sein Gesetzbuch. Seither wird er denn auch von 
den chinesischen Teehändlern als Standesgottheit verehrt. 


Das „Cha-King“ besteht aus drei Bänden und zehn 
Kapiteln. Im 1. Kapitel spricht Lu Yü von der Natur der Tee- 
pflänze, im 2. von den zum Sammeln der Blätter erforderlichen 
(ieräten, im 3. von ihrer Auslese. Nach Yu Lüh muß’ die beste 
Sorte Teeblättter „Falten zeigen wie die Lederstiefel der tar- 
tarischen Reiter, sich zusammenrollen wie die Wamme eines 
gewaltigen Stieres, sich entfalten wie Nebel, die einer Schlucht 
entsteigen, leuchten wie ein vom Zephirhauch berührter See, 
und feucht und weich sein wie feine, eben erst vom Regen be- 
spülte Erde‘. 

Das 4. Kapitel ist der Aufzählung und Schilderung der 
24 Teile des Teegerätes gewidmet. Es beginnt mit der drei- 
beinigen Kohlenpfanne und endet mit dem Bambusschränkchen, 
das alle diese Utensilien enthält. In diesem Zusammenhänge ist 
es auch interessant, den Einfluß des Tees auf die Keramik zu 
beobachten. Die Porzellankunst Chinas geht aus von dem Ver- 
such, den wundervollen Ton del Nephrits nachzuschaffen, und 
vollendet sich zur Zeit der Tang-Dynastie in der blauen Glasur 
des Südens und der weißen Glasur des Nordens. lu Yü hielt 
Islau für die ideale Farbe der Teetasse, da er das Grün des 
(jetränkes noch verstärke, während Weiß den Trank btäßlich 
rot und abstoßend erscheinen lasse. So sah er es, weil er sich 
noch des Teekuchens bediente. Später, als die Teemeister der 


Sung-Periode den gepulverten Tee gebrauchten, zogen sie 
schwere blauschwarze und dunkelbraune Schalen vor. Die 
Ming mit ihrem gebrühten Tee Tiebten das lichte. weiße 


Porzellan. 


Im 5. Kapitel schildert Lu Yü die Art der Teebereitung. Er 
verbannt alle Zutaten bis’ auf das Salz. Er verweilt auch bei der 
vielerörterten Frage nach der Wahl des Wassers und dem 
richtigen Grad es zu kochen. Nach ihm ist das Quellwasser 
aus den Bergen das beste Wasser, dann folgen Flußwasser und 
das gewöhnliche Quellwasser. Beim Kochen nennt er drei 
Grade: den ersten, wenn kleine Blasen wie Fischaugen auf der 
Oberiläche erscheinen, den zweiten, wenn die Blasen wie 
Kristallperlen in einem Brunnen rinnen, den dritten, wenn die 
Wogen im Kessel sich wild aufbäumen. Der Teekuchen wird 
vor dem Feuer geröstet, bis er weich ist wie ein Kinderarm, 
und dann zwischen zwei Stücken feinen Papiers zerrieben. 
Salz wird bei dem ersten Kochgrad, der Tce beim zweiten hin- 
eingetan. Beim dritten Grad wird ein Löffel kalten Wassers in 
den Kessel geschüttet, damit der Tee sich setze und die „Jugend 
des Wassers sich erneuere“. Dann wird das Getränk in die 
Tassen gegossen und getrunken. 

Die anderen Kapitel des Cha-King handeln von der Ge- 
wöhnlichkeit der üblichen Methoden des Teetrinkens. Sie ent- 
halten einen historischen Ueberblick über die großen Teetrinker 
und die berühmten Teeplantagen Chinas, zählen die noch mög- 
lichen Variatione des Teezeremoniells auf und bringen Illlu- 
strationen der verschiedenen Teegeräte. Das letzte Kapitel 
ist unglücklicherweise verloren gegangen. Das Erscheinen des 
„Cha-King“ muß seinerzeit beträchtliches Aufsehen erregt 
haben. 

In der Sung Dynastie kam der geschlagene Tee in Mode 
und schuf so die zweite Schule des Tees. Die Blätter wurden in 


einer kleinen Steinmühle zu feinem Pulver zermahlen und 
mittels eines feinen Besens -aus  gespaltenem Bambus ge- 
schlagen. Diese neue Prozedur führte zu einer Reihe von Ver- 


änderungen in den Luh Yü’'schen Teegeräten und auch in der 
Wahl der Blätter. Das Salz wurde auf immer fallen gelassen, 
Die Begeisterung der Sundleute für den Tee kannte keine 
Grenzen. Die Feinschmecker wetteiferten miteinander in der 
Entdeckung neuer Teesorten. In regelrechten Turnieren wurde 
ihre Güte entschieden. Der Kaiser Hui-tsung (1101—1126) der 
ein viel zu großer Künstler war, um ein braver Mensch zu 
sein, verschwendete Schätze auf der Jagd nach seltenen Tee- 
sorten. Er selbst schrieb eine Abhandlung über die zwanzig 
Arten des Tees, von denen er den weißen Tee als den selten- 
sten und feinsten pries. (Gemeint ist sicherlich damit der 
Pekoe-Blüten-Tee von Fukien.) 

Leider vernichtete der Einbruch der mongolischen Stämme 
im 13. Jahrhundert, der mit der Verwüstung Chinas und seiner 
Unterwerfung unter die Herrschaft der mongolischen Khane. 
Auf die Mongolen folgte die chinesische Ming-Dynastie, auf sie 
die Herrschaft der Mandschus. Die Sitten und Gebräuche 
wechselten, so daß keine Spur der alten Zeiten übrig blieb. 
Der Pulvertee ist ganz vergessen. War*doch schon ein Ming- 
Kommentator außerstande, die Form des Schläxers, wie ihn 
die Sung Klassiker erwähnen, zu beschreiben. Der Tee wird 
nunmehr getrunken, indem man die Blätter in einer Schale 
heißen Wassers aufbrüht. Der Grund, warum der Westen die 
älteren Methoden des Teectrinkens fremd geblieben sind, liegt 
eben darin, daß Europa das Getränk erst am Ausgang der 
Ming-Dynastie kennen lernte. 

Soweit Okakura-Kakuzo. Seine Ausführisigen sind eine 
wertvolle Bereicherung zur Geschichte des Tees, über die 
selbst unter den Leuten vom Fach wenig bekannt sein dürfte. 
(ieht es mir doch ebenso. Trotz meiner langen Tätigkeit in 
der Teebranche in China selbst, ist mir nie etwas über die 
ersten beiden Arten „den Teckuchen" und „den Pulvertee” ganz 
zu schweigen von dem Buche des Dichters Lu Yü, das Cha- 
King zu Ohren gekommen. Ich erinnere mich nicht, daß meine 
chinesischen Teefreunde mir dies Buch jemals gesrenüber er- 
wähnten. Interessant ist auch, daß die bis jetzt als echt russi- 
sche anerkannte Sitte des Wöürzens des Tees durch ei 
Orange, bzw. Zitrone keine solche ist, sondern ihren Ursprung 
in China hat. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr.Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: Dr. F.W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur DI 
veraatwertl Schrittleiter: De. F.W. Mohr für die Anzeigen: B. Langer; sämtlich in Berlia. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H,, Berlis SV. 
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Allgemeiner und politischer Teil |lllllliiii 


Die Einladungen zur Washingtoner Konferenz. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Gemäß dem parallel zu den Wünschen der britischen 
Reichskonferenz vom Washingtoner Kongreß angenommenen 
Antrag Borah hat die amerikanische Regierung alsbald Ein- 
ladungen an die Regierungen Chinas, Englands, Frankreichs, 
Italiens und Japans ergehen lassen zur Beschickung einer 
Konferenz in Washington, die sich mit der Abrüstungsfrage 
und der Frage des Stillen Ozeans beschäftigen solle. Der in 
der Presse angeregte Gedanke, daß auch noch andere Mächte 
zur Teilnahme aufgefordert werden sollten, ist von Washing- 
ton als nicht bestehend erklärt worden, weil eine so zahlreiche 
Beschickung nur die Verhandlungen erschweren und ihren 
Erfolg in Frage stellen würde. Die Einladungen werden da- 
mit erklärt, daß Amerika, England und Japan in erster Linie 
an der Frage der Abrüstung zur See interessiert seien, wäh- 
rend Frankreich und Italien mit zu den hervorragendsten unter 
den sogenannten alliierten und assoziierten Mächten gehörten 
und ohne die Teilnahme Chinas keine Frage Ostasiens, die 
mit zu den Problemen des Stillen Ozeans gehöre, gelöst 
werden könne. 


Zu diesen Einladungen sind der Presse von Vertretern 
des Washingtoner Staatsdepartements authentische Erläu- 
terungen gegeben worden. Danach bezweckt die Konferenz 
in erster Linie die Beschränkung der Rüstungen, und zwar 
zu Lande wie zur See. Das Staatsdepartement ist überzeugt, 
daß sämtliche Eingeladenen zusagen werden. Das Datum 
der Zusammenkunft ist offen gelassen worden und bleibt der 
Entscheidung der Eingeladenen überlassen; doch nimmt man 
an, daß die Konferenz etwa Anfang November zusammen- 
treten werde. Das Programm gliedert sich in zwei Haupt- 
gegenstände, nämlich die Abrüstung und die Fragen Ost- 
asiens, doch sollen damit einer etwaigen Ausdehnung der 
Verhandlungen keinerlei Schranken gezogen werden. Die 
Art der Vertretungen sowie der Rang der Vertreter bleibt 
der freien Wahl der Teilnehmer überlassen. Keiner der Teil- 
nehmer ist verpflichtet, sich von vorn herein an eine Entschei- 
dung der Konferenz zu binden. Andere Fragen, wie zum 
Beispiel die der Insel Jap, können gleichzeitig oder noch vor 
dem Zusammentreten der Konferenz geregelt werden. 


Dazu berichtet der Washingtoner Vertreter der „Times“, 
der sich in diesen Fragen geradezu zum Sprachrohr der ameri- 
kanischen Regierung hergegeben hat. Nach seinem Tele- 
gramm vom 7. Juli würde eine Erneuerung des englisch- 
japanischen Bündnisses einer Abmachung über die Abrüstung 
im Wege stehen, oder vielmehr könne Amerika ein solches 
Abkommen nur mit England und mit Japan einzeln, aber 
‚nicht mit ihnen als zwei durch ein Bündnis geeinten Mäch- 
ten schließen. Es lasse sich sowohl eine Kündigung des 
Bündnisses wie eine Entfremdung zwischen England und 
Amerika dadurch vermeiden, daß Amerika, England und 
Japan sich gegenseitig durch drei an einander gerichtete 
Noten erklärten: 1. daß Amerikas hergebrachte Politik in Ost- 
asien, das heißt die von Hay verkündeten Grundsätze der 
Offenen Tür und der Unantastbarkeit des chinesischen Länder- 
bestands, von ihnen aufs neue anerkannt und bestätigt werde; 
2. daß ferner von ihnen die vollkommene Gleichberechtigung 
des Handels aller Mächte im gesamten Gebiet des Stillen 
Ozeans verkündet werde; 3. daß sie ihr enges und tiefes Inter- 


LE nn un nn nennen. 


esse an der Erhaltung des Friedens in Ostastien erklärten, 
und 4., um dieses Ziel zu erreichen, sich verpflichteten, für alle 
Zukunft freundschaftlichst zusammenzuarbeiten und freimütig 
ihre Ansichten mit einander auszutauschen. Ein solcher Noten- 
austausch zu Dreien sei natürlich erst möglich, wenn die durch 
den Krieg entstandenen Streitfragen gelöst worden seien. 


Von den’ leitenden Staatsmännern der eingeladenen 
Mächte hat sich zuerst der englische Ministerpräsident Lloyd 
George öffentlich dazu geäußert, und zwar im Unterhaus. 
Nach ihm hat ein eingehender Notenaustausch zwischen den 
Regierungen Englands und Amerikas, Chinas und Japans 
stattgeiunden. Die von China und Amerika eingenommene 
Haltung entspreche den englischen Wünschen, von Japan 
lieg noch keine endgültige Antwort ver. Die Verhandlungen 
mit Amerika zielten auf eine Verringerung der Rüstungen 
im Stillen Ozean hin. Der Vertrag mit Japan sei nach den 
Entscheidungen der englischen Kronjuristen nicht gekündigt 
worden, er laufe also weiter bis zwölf Monate nach einer 
etwaigen Kündigung. In Ostasien und im Stillen Ozean 
wünsche England in freundschaftlicher Fühlung mit den Ver- 
einigten Staaten zu handeln. Mit Japan wünsche die eng- 
lische Regierung ebenfalls in enger Freundschaft zu bleiben, 
da davon sowohl das Gedeihen des Britischen Reiches wie des 
Fernen Ostens abhingen. In Bezug auf China halte die 
Regierung nach wie vor an dem Grundsatz der Offenen Tür 
fest. Demnächst werde in Washington eine Konferenz über 
die Abrüstung tagen. Diese Konferenz und cbenso_ die 
weitere Anregung des Präsidenten Harding zu einer Vor- 
konferenz über die Fragen des Stillen Ozeans und Ostasiens 
würden im ganzen Britischen Reich mit größter Genugtuung 
begrüßt. 

Diese kunstvollen Windungen und Verdrehungen der 
Tatsachen sind kennzeichnend für die Art des verschlagenen 
Welschen, der die Tatsachen auf den Kopf stellt und durch 
Worte seine Gedanken verschleiert oder ersetzt, so daß 
schließlich jeder aus ihnen entnehmen kann, was er will. 
Seine Worte sind denn auch in der Presse der Welt von den 
einen so, von den andern so aufgefaßt worden. Von den 
einen in dem Sinn, daß das Bündnis mit Japan ungekündigt 
weiterlaufen und erst in zweiter Linie neben ihm eine freund- 
schaftliche Fühlung mit Amerika einhergehen solle, nach 
den andern so, daß die Freundschaft mit Amerika für 
England die Hauptsache sei und die mit Japan erst 
in zweiter Linie komme. Offenbar aber wird die 
Wahrheit auf den Kopf gestellt in den Worten von 
der angeblich von Harding angeregten Vorkonferenz zur 
Lösung der Stille-Ozean-Fragen. Diese Unterstellung ist 
auch, von amtlich amerikanischer Seite sofort richtig gestellt 
worden. Harding habe niemals eine Anregung zu einer 
solchen Vorkonferenz gegeben, und Washington sei vielmehr 
dieser von Lloyd George angeregten Trennung der Kon- 
ferenz in zwei verschiedene Tagungen durchaus abgeneigt, 
werde sich auch an keiner solchen Vorkonferenz beteiligen. 
Natürlich habe Amerika gegen eine nichtförmliche Beratung 
der Dominien über Stille-Meer-Fragen nichts einzuwenden; 
wohl aber gegen jede vorhergehende Beratung über Ostastien 
in anderer Form. 
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Ueber die Aufnahme, die die Einladung in Japan gefun- 
den hat, lauten die Meldungen sehr zwiespältig, und sie 
müssen, da sie zum Teil aus sehr unlauteren Quellen stammen, 
mit großer Vorsicht aufgenommen werden. Dies gilt beson- 
ders von den Meldungen aus französischer Quelle, denen alles 
daran gelegen zu sein scheint, böses Blut in Amerika gegen 
Japan zu erregen, dagegen Frankreich als Amerikas 
wärmsten Freund hinzustellen. Nach solchen Meldungen 


hat Japan die Einladung nur unter der Bedingung 
angenommen, daß an seinem Flottenbauplan der 8:8 
Großkampischiffe nichts geändert werde, da dieser 
Bauplan nur das unbedingte Mindestmaß der japa- 


nischen Rüstung zur See darstelle und Amerika in 
keiner Weise bedrohe. Diese Meldung würde ja schon im 
Widerspruch zu der vor kurzem amtlich vom japanischen 
Marineminister Admiral Kato gegebenen Darlegung stehen, 
wonach Japan durchaus bereit sei, etwaige Aenderungen an 
dem 8:8-Plan vorzunehmen. Besonders gehässig‘ sind die 
Telegramme des „Daily Express“ aus Tokio, die sich letzthin 
außerordentlich feindlich gegen Japan stellen. Nach ihnen 


hat die Einladung in Japan eine größere Erregung im Volk 


ausgelöst, als jemals seit Jahren irgendeine andere Frage. 
Die Presse meine, Japans Schicksal stehe auf dem Spiel, und 
es gebe schließlich noch größere Gefahren für Japan als die 
einer diplomatischen Isolierung. Die Presse der Militärpartei 
beschuldige England offen, es habe Japan im Stich gelassen. 
Amerika sei bemüht, Japans Einfluß in Ostasien und beson- 
ders in China zu beschränken, und unterstütze deshalb China 
rückhaltlos. Es sei nicht zu verstehen, weshalb auch an China 
eine Einladung ergangen sei. Ebenso melden die „Times“ 
und Reuter, die Einladung habe in Japan eine starke Miß- 
stimmung erregt. Japan werde die Einladung nur annehmen, 
wenn die Konferenz auf die Beratung der Abrüstungsfrage 
beschränkt bleibe. Japans Haltung habe in China Besorgnis 
verursacht. Nach der „Nichinichi“ sei Hardings Anregung 
verfrüht, und in Amerika werde Japans bedingte Annahme 
geradezu als eine Ablehnung und als Vereitelung der Har- 
dingschen Pläne aufgefaßt. Auch die „Associated Press“ 
meldet, in Japan habe die Einladung eine Krise erster Ord- 
nung hervorgerufen. Die der Konferenz abgeneigten Kreise 
suchten ihr Zustandekommen oder doch ihren Erfolg durch 
Aufstellung unannehmbarer Vorbehalte zu erschweren. Die 
„Nichinichi“ meine, Japan werde sofort die Einladung an- 
nehmen, wenn die übrigen Mächte ihre Ausschließungspolitik 
gegen Japan fallen ließen, und die „Asahi‘‘ wolle von einer 
Verhandlung über die Schantungfrage und andere chinesische 
Fragen nichts wissen, wenn nicht gleichzeitig die Frave dr 
japanischen Einwanderung in die angelsächsischen Länder 
aufgerollt werde. Für Japan drohe die Gefalır einer völligen 
Vereinzelung, und es sei klar, daß England mehr an einer 
Freundschaft mit Amerika, als an einer Freundschaft mit 
Japan gelegen sei. | 

Dieser Chor von Stimmen erinnert auffallend an die Aus- 
lassungen französischer und französisch orientierteı angel- 
sächsischer Organe vor dem Weltkrieg zegen Deiitschland, 
und es scheinen sich hier dieselben „edlen“ Brüder zu ciner 
ähnlichen Hetztätigkeit zusammengefunden zu haben. Was 
wahr an ihren Berichten ist, scheint zu sein, daß die japa- 
nische Regierung die Einladung Washingtons anzcnommen 
hat, aber erst nachdem sie sich durch Anträge in Washing- 
ton über das Programm und die Methoden der Verbandlun- 
gen Zusicherungen hat erteilen lassen. Nach zuverlässigen 
Meldungen haben sich alle zu Wort gekommenen verantwert- 
lichen oder cinflußreichen Staatsmänner günstir über die 
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Konferenz geäußert und soll auch die öffentliche Meinung 
nicht nur sehr günstig für den Gedanken der Abrüstung ge- 
stimmt sein, sondern auch die Beteiligung an der Konferenz 
befürworten. Der japanische Botschafter in London, Baron 
Hayashi, hat es für falsch erklärt, daß Japan das Zustande- 
kommen der Konferenz erschweren oder hinauszögern wolle; 
es wolle sich nur erst vergewissern, was unter Stille-Ozean- 
Fragen zu verstehen sei, und ob in Versailles bereits geregelte 
Fragen noch einmal verhandelt werden sollten. Der Minister- 
präsident Hara hat angelsächsischen Pressevertretern gegen- 
über erklärt, Japan habe die Einladung mit Begeisterung auf: 
genommen und begrüße die glückliche Gelegenheit, seine 
Stellung vor der ganzen Welt zu rechtfertigen und zu zeigen, 
wie sehr es mit dem neuen Zeitgeist sympathisiere. Japan 
freue sich über die Einladung ganz besonders, weil es jeden 
Plan, den Frieden und die Wohlfahrt der Welt zu fördern, 
begrüße. Die japanische Regierung werde keine Anstren- 
gung Scheuen, die epochemachende Konferenz zu einem 
vollen Frfolg zu machen, und erhoffe von ihr ganz beson- 
ders auch viel Gutes für die freundschaftlichen Beziehungen 
Japans zu den Vereinigten Staaten. Ebenso zollt Marquis 
Okuma dem Gedanken der Konferenz seinen vollen Beifall, 
wenn. er sich auch nicht verhehlt, daß die Konferenz über 
Japans ganze Zukunft entscheiden könne. Der Marineminister 
Admiral Kato erklärt, Japan könne weder ein \Wettrüsten 
zur See mitmachen, noch auch wagen, sich diplomatisch zu 
isolieren; es erwarte mit großer Ungeduld die Einzelheiten 
über das Programm der Konferenz. In demselben Sinn haben 
sich auch die Führer der Amerika und jetzt England be- 
reisenden Abordnung japanischer Parlamentarier dahin aus- 
gesprochen, daß die öffentliche Meinung in Japan durchaus 
Abrüstung wünsche, und daß die große Mehrheit des Volkes 
von der Konferenz erwarte, sie werde die Erweiterung des 
englisch-japanischen Bündnisses zu einem japanisch-englisch- 
amerikanischen Bündnis und die beste Lösung aller schwe- 
benden Streitfragen bringen. 

Amtlich haben zwischen dem amerikanischen Staats- 
sekretär und dem japanischen Botschafter Shidehara Ver- 
handlungen stattgefunden über das Programm und die 
Methoden der Konferenz, und in diesen sind Japan Zusiche- 
rungen erteilt worden, daß ihm in jeder Weise das Recht 
gewahrt bleiben werde, Fragen anzuschneiden oder auszu: 
schalten; von einer Majorisierung Japans durch die Konfe- 
renz werde keinerlei Rede sein, und Amerika sei sogar bereit, 
so viel zuzugestehen, daß das Hauptprogramm vor der Kon- 
ferenz festgelegt werden solle. Die amtlichen Washingtoner 
Kreise sind zuversichtlich, daß sich eine Form finden lassen 
wird, unter der sich Japan voll an allen Gegenständen der 
Konferenz beteiligt, und daß sich sicher eine Lösung der ver- 
schiedenen Streitfragen ergeben wird, die eine Inangriffnahme 
der Abrüstung ermöglicht. 

China seinerseits hat seine bedingungslose Annahme der 
Einladung ausgesprochen. In amtlichen wie privaten chine- 
sischen Kreisen soll man aber sein unverhohlenes Erstaunen 
zur Schau tragen, daß China überhaupt eingeladen worden 
sei, und sich nicht allzu viel von der Konferenz versprechen. 
Es werden ja auf ihr dieselben Mächte vertreten sein, die 
erst ganz vor kurzem in Versailles Chinas Vertrauen in ihre 
Versprechungen so schamlos betrogen haben. 

Aus Rom wird bekannt, daß Italien die Einladung wärm- 
stens begrüßt und bedingungslos angenommen hat. 

Im Namen Frankreichs hat der Ministerpräsident Briand 
in der Kammer erklärt, Frankreich sei gern bereit, über die 
Lösung der Stille-Meer-Probleme mitzuberaten, die auch ihm 
nicht gleichgültig seien, und er hoffe von der Konferenz, daß 


sie Frankreich die Sicherung verschaffen werde, auf die es 
Anspruch habe. Das kann so viel bedeuten, daß Frankreich 
auch zu einer gewissen Abrüstung zu Lande bereit ist, falls 
das ersehnte englisch-französisch-amerikanische Bündnis zu- 
stande kommt, das Frankreich in seinen Angstgefühlen vor 
Deutschland Erleichterung verschaffen könnte. In der fran- 
zösischen Presse kommt jedoch vielfach die Meinung zum 
Ausdruck, daß Frankreich wohl für eine Abrüstung zur See, 
nicht aber für eine Abrüstung zu Lande zu haben sein werde, 
und seine amerikanischen Freunde scheinen ihm hierin ent- 
gegenkommen zu wollen, indem Senator Knox die Abrüstung 
auf die See beschränkt sehen möchte, weil Frankreichs beson- 
dere Lage die Aufrechterhaltung einer starken Militärmacht 
notwendig mache. 

Ueber die Vertreter der verschiedenen Mächte auf der 
Konferenz verlautet in der Hauptsache erst, daß Lloyd George 
persönlich an ihr teilnehmen möchte. Die für Japan als Ver- 
treter angegebenen Namen, wie Baron Shidehara, Admiral 
Kato oder gar Fürst Yamagata, kommen natürlich teils sicher 
nicht, teils schwerlich in Frage. Die von Washington ge- 
wünschte ausschließlich englische Sprache würde die Vertre- 
tung durch den Ministerpräsidenten Hara unmöglich machen, 
falls dieser im November noch im Amte wäre. Wahrschein- 
lich wird Japan wohl auf dieselben Männer zurückgreifen, 
die es mit so viel Geschick und Erfolg in Versailles vertreten 
haben, in erster Linie also wohl Vicomte Makino. 
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Der vielfach als Datum der Konferenz genannte 11. No- 
vember, also der Jahrestag der Unterzeichnung des Waffen- 
stillstandes der Mittelmächte, scheint auf gefühlsmäßiger 
Phantasie zu beruhen. 

Das einzig Sichere, was aus amtlichen Quellen über 
einzelne Programmgegenstände der Konferenz verlautet, ist, 
daß das amerikanische Staatsdepartement auf einer Neuver- 
teilung der Mandate, insbesondere auch über Mesopotamien 
und Jap, besteht. Bekanntlich ist über diesen Punkt an- 
scheinend eine Einigung zwischen Japan und Amerika in 
den Verhandlungen Baron Shideharas mit Hughes erfolgt, 
die eine Neuaufrollung der gesamten Mandatsfrage vorsieht, 
an der wohl Japan und Amerika, nicht aber England ein 
Interesse hat. Es scheint deshalb eine voreilige Annahme 
zu sein, daß sich Japan auf der Konferenz gewissermaßen 
in einer Verteidigungsstellung gegenüber der Mehrheit der 
Teilnehmer befinden werde, da es durchaus nicht ausge- 
schlossen zu sein braucht, daß der ganze Konferenzgedanke 
im Stillen in diesen Verhandlungen zwischen Shidehara und 
Hughes vereinbart worden ist. Da das Ergebnis dieser Ver- 
handlungen der Oeffentlichkeit unbekannt geblieben ist, sind 
auch alle Schlüsse auf das etwaige Schicksal des englisch- 
japanischen Bündnisses und seine mögliche Ersetzung durch 
ein angelsächsisch-japanisches Bündnis oder einen um die 
angelsächsischen Mächte gescharten Mächteblock einstweilen 
müßiges Gerede. 


Die Anwendung fremden Rechts in China. 


Am 5. August 1918 wurde durch Erlaß des Präsidenten 


der chinesischen Republik ein Gesetz über die Anwendung: 


fremden Rechts veröffentlicht. Diesem Gesetz haben offen- 
sichtlich die Vorschriften der Artikel 7 bis 31 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
18. August 1896 und das darauf beruhende japanische Gesetz 
vom 15. Juni 1898 über die allgemeine Anwendung der 
Gesetze zum Vorbild gedient. Manche der Bestimmungen 
des chinesischen Gesetzes, z. B. 8 1 über die Ausschließung 
ausländischen Rechtes, 8 4 über Rückverweisung, 8 5 über 
Geschäftsfähigkeit schließen sich fast wörtlich an die ent- 
sprechenden Vorschriften des deutschen Gesetzes an (Art. 30, 
27, 7 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch). 

Dem Gesetz lıegen durchweg moderne Rechtsgedanken 
zu Grunde. Der Ausländer, der unter chinesische Gerichts- 
barkeit kommt, erhält die Zusicherung, daß auf den Gebieten, 
bei denen sich die westliche und östliche Kulturanschauung 
am schärfsten gegenüber stehen, wie hinsichtlich des Per- 
sonenstandes, der Geschäftsfähigkeitr, der Ehe und der 
sonstigen Familienbeziehungen, des Erbrechts, sein natio- 
nales Recht zur Anwendung kommen soll. Den nachstehenden 
Ausführungen ist eine französische Uebersetzung zugrunde 
gelegt worden, deren Richtigkeit mangels des hier noch nicht 
vorliegenden chinesichen Textes nicht nachgeprüft werden 
konnte. 

Der 1. Abschnitt des Gesetzes enthält allgemeine Vor- 
schriften. 8 1 und 8 4 decken sich mit den entsprechenden 
Bestimmungen des deutschen Rechts; so ist u. a. die An- 
wendung ausländischen Rechts ausgeschlossen, wenn es gegen 
die öffentliche Ordnung oder gegen die guten Sitten in China 
verstoßen würde. 

Der 2. Abschnitt des Gesetzes regelt das Personenrecht. 
Danach wird die Geschäftsfähigkeit einer Person nach den 


Gesetzen des Staates beurteilt, dem die Person angehört. 
Hierbei gelten Ausländer, die nach ihrem Recht geschäfts- 
unfähig, nach chinesichem Recht aber geschäftsfähig sind, für 
Rechtsgeschäfte in China als geschäftsfähig. Ausländer, die 
in China ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben, können 
unter Vormundschaft gestellt werden, wenn die Vcraus- 
setzungen dazu nach dem Rechte ihres Staates und nach 
chinesischem Rechte erfüllt sind. Für ausländische juristische 
Personen, die als solche auch nach chinesischem Recht an- 
erkannt sind, gilt als nationales Recht das Recht ihres Sitzes. 

Im 3. Abschnitt des Gesetzes werden die familienrer ht- 
lichen Beziehungen geregelt. Die aus diesen entstehenden 
Rechte und Verpflichtungen bestimmen sich, souweit keine an- 
deren Vorschriften getroffen sind, nach den Gesetzen des 
Staates, dem die Person angehört. Die Erfordernisse der 
Eheschließung werden für jeden der Beteiligten nach den 
Gesetzen seines Staates beurteilt. Die Wirkungen der Ehe 
und das eheliche Güterrecht regeln sich nach den Gesetzen 
des Staates, dem der Ehemann angehört. Die Lhe kann ge- 
schieden werden, wenn ein Scheidungsgrund nach «hine- 
sischem Recht und nach den Gesetzen des Staates vorliegt, 
dem der Ehemann angehört. 

Die rechtliche Stellung eines Kindes wird nach den Ge- 
setzen des Staates beurteilt, dem der Zhemann der Mutter zur 
Zeit der Geburt des Kindes angehörte. Hinsichtlich der 
Legitimation eines unehelichen Kindes bestimmen sich die Er: 
fordernisse für Vater und Kind nach den Gesetzen der 
Staaten, denen diese angehören; die Wirkungen der Legiti- 
mation richten sich nach den Gesetzen des Landes, dem der 
Vater angehört. In ähnlicher Weise ist die Annahme an 
Kindes Statt geregelt. Für das Rechtsverhältnis zwischen 
Eltern und Kindern gelten die Gesetze des Staates, dem ger 
Vater oder, falls ein Vater nicht vorhanden ist, die Mutter 
angehören. Für die Unterhaltungspflicht gilt das Gesetz des 
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Staates, dem der Unterhaltungsptiichtige angehört, doch 
dürfen Ansprüche, die weiter gehen, als das clıinesichz Recht 
vorsieht, nicht geltend gemacht werden. 

Bei Vormundschaft und Pflegeschaft gelten die nationalen 
Gesetze des Mündels und des Pfleglings. Hinsichtlich eines 
in China ansässigen Ausländers kommt jedoch chinesisches 
Recht zur Anwendung, wenn entweder der nach dem 
Heimatsrecht des Betroffenen zu bestellende gesetzliche Vor- 
mund oder Pfleger ein Amt in China nicht ausüben kann oder 
wenn die Stellung unter Vormundschaft oder Pflegeschaft in 
China ausgesprochen worden ist. 

Nach dem 4. Abschnitt des Gesetzes, der Bestimmungen 
über das Erbrecht enthält, gelten für die Erbfolge die Gesetze 
des Staates, dem der Erblasser angehörte. Für die Errich- 
tung und die Wirkung einer Verfügung von Todes wegen 
und die Aufhebung einer solchen Verfügung sind die Gesetze 
des Staates maßgebend, dem der Erblasser zur Zeit der Er- 
richtung und der Aufhebung der Verfügung angehörte. 

Im 5. Abschnitt des Gesetzes wird das Vermögensrecht 
behandelt. Dingliche Rechte werden nach «den Rechten des 
Ortes beurteilt, an dem sich die Sache befindet. Dingliche 
Rechte an Schiffen bestimmen sich nach den Gesetzen des 
Landes, in dem die Schiffe beheimatet sind. Für den Erwerb 
und den Verlust dinglicher Rechte, mit Ausnahme von Rechten 
an Schiffen, sind die Gesetze des Ortes maßgebend, an dem 
sich der Gegenstand zur Zeit des Eintretens der rechtserheb- 
lichen Tatsache befindet. 

Die Erfordernisse der Begründung und der Wirkung von 
Schuldverhältnissen aus Rechtsgeschäften sind zunächst nach 
dem Recht zu beurteilen, das die Beteiligten im Auge gehabt 


Sun Yat-sen. — Chinesische Handelsverträge. — 
Vonc. Fink. 


Sun Yat-sen. Der „Präsident des chinesischen Staatbun- 
des“ Sun Yat-sen hat sich mit einer Kundgebung an die 
fremden Mächte gewandt, um deren Anerkennung seiner Re- 
gierung zu erbitten. Sun stellt sich darin auf den Standpunkt, 
seit 1917 gäbe es in Peking keine gesetzmäßige Regierung 
mehr. Mittelbar habe das selbst Hsü Shi-chang anerkannt, 
als er im vorigen Oktober Neuwahlen nach dem alten Wahl- 
gesetz ausgeschrieben habe. Er selbst (Sun) sei 1911 bereits 
zum Präsidenten von China erwählt worden; damals sei er, 
um die Einigkeit des Reiches nicht zu gefährden, bald wieder 
von diesem Posten zurückgetreten; heute dächte er aber nicht 
daran, sich dem Rufe des Volkes abermals zu entziehen. Er sci 
jetzt von einem Parlament gewäl:lt, das keineswegs etwa nur 
Südchina vertrete, sondern Jas ganze Reich. Sun Yat-sen 
stellt den fremden Mächten Anerkennung aller ihrer früher 
eesetzlich erworbenen Rechte usw. in Aussicht und heißt 
irenıdes Kapital und die Mitarbeit ausländischer Fachleute 
durchaus willkommen. Die „Peking Daily News“, ein chine- 
sisches Blatt, erklärt, die Kundgebung werde von keiner frem- 
dien Macht ernst genommen. Man könne zugeben, die Wahl 
Iisü Shi-changs zum Präsidenten sei seinerzeit nicht ganz 
ecsetzmäßig gewesen, aber es sei geschehen, was unter den 
herrschenden Verhältnissen — es tobte im Land cin Bür- 
verkrieg — möglich gewesen sei; zwei Drittel des chinesi- 
schen Reiches hätten Hsü gewählt, damit müsse man sich ab- 
finden. Auch die fremden Mächte hätten das getan und Hsü 
als den tatsächlichen rechtmäßigen Präsidenten anerkannt. 
Sun Yat-sens Anspruch auf die Präsidentschaft sei dagegen 
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haben. Ist dieses Recht nicht klar erkennbar, so kommen bei 
gleicher Staatsangehörigkeit der Beteiligten die Gesetze ihres 
Staates, sonst die Gesetze des Ortes der rechtsgeschäftlichen 
Handlung zur Anwendung. Im Zweifel gilt als Ort der 
rechtsgeschäftlichen Handlung der Platz, von dem aus die 
Willenserklärung abgegeben worden ist. 

Sind bei einem Vertrag Antragsort und Annahmeort ver- 
schieden, so gilt für die Begründung und für die Wirkungen 
des Vertrags als Ort der rechtsgeschäftlichen Handlung der 
Platz, von dem der Antrag ausgegangen ist. Kennt der 
Empfänger eines Antrages bei der Annahme den Absendungs- 
ort des Antrages nicht, so gilt der Wohnsitz des Antragenden 
als Ort der rechtsgeschäftlichen Handlung. 

Schuldverhältnisse aus der Geschäftsführung ohne Auf- 
trag und aus ungerechtiertigter Bereichung regeln sich nach 
den Gesetzen des Ortes, an dem die rechtsbegründeten Tat- 
sachen eingetreten sind. Bei Schuldverhältnissen aus uner- 
laubten Handlungen sind maßgebend die Gesetze des Ortes, 
an dem die unerlaubte Handlung begangen ist. Die Anwen: 
dung dieser Bestimmung ist ausgeschlossen, wenn die Hand- 
lung nach chinesischem Recht keine unerlaubte ist. Ansprüche 
auf Schadensersatz auf Grund unerlaubter Handlungen dürfen 
nicht weiter gehen, als das chinesische Recht vorsieht. 

Im letzten Abschnitt finden sich Bestimmungen über die 
Form der Rechtsgeschäfte. Soweit nicht abweichende Be- 
stimmungen gelten, richtet sich die Form von Rechtsgeschäften 
nach den Gesetzen des Ortes, an dem das Rechtsgeschäft vor- 
genommen wird. Es genügt jedoch, daß die dabei beachtete 
Form denjenigen Gesetzen entspricht, die für die Wirkungen 
des Rechtsgeschäftes maßgebend sind. 


Banque industrielle de Chine. 


unhaltbar, schon weil die Zeit, für die das alte Parlament, 
das ihn gewählt habe, im Amte war, längst abgelaufen wäre. 
Wolle man aber selbst über das alles fortsehen, so sei die 
Wahl doch ungültig, denn das alte Gesetz schreibe eine Mehr- 
heit von drei Viertel der Mitglieder des Parlaments (von 
denen mindestens zwei Drittel anwesend sein müßten) für die 
Präsidentschaftswahl vor; danach hätten mindestens 435 
Stimmen für Sun abgegeben werden müssen; tatsächlich aber 
seien nur 228 für ihn abgegeben worden. Augenscheinlich 
empfindet Sun auch selbst, daß er sich durch seine Kund- 
gebung die Anerkennung der Mächte nicht zu sichern im 
Stande ist. Er hat daher durch seinen Bevollmächtigten in 
Washington, Ma Su, dem Präsidenten Harding noch ein 
Sonderschreiben überreichen lassen, in dem es heißt, es hing® 
jetzt so gut wie ganz von Amerika ab, ob sich die Demo- 
kratie in China durchsetzen werde. Kämen die Vereinigten 
Staaten nicht zu Hilfe, so würde sich China den 21 Forderun- 
gen Japans unterwerfen müssen, und die Machthaber des 
Nordens würden auch weiter Millionen von Dollars in ihre 
Taschen fließen lassen, während Millionen von Menschen in 
ihrem Machtgebiet verhungerten. Es hat kaunı den Anschein, 
als ob dieser Appell an Präsident Harding politisch die Wir- 
kung auslösen wird, die Sun Yat-sen erwartet. 

Chinesische Handelsverträge. Nachdem der deutsch- 
chinesische Handelsvertrag unter Dach und Fach gekommen 
war, hat die chinesische Regierung sich den Abschluß von 
fHandelsverträeen auch mit "andern Mächten mit größerm 
Nachdruck zugewandt. Im Vordergrund des Interesses steht 
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jetzt wohl der Vertrag mit der Schweiz. Die Verhandlun- 
gen über diesen haben zwischen der Schweizer Gesandtschait 
in Tokio und dem dortigen chinesischen Gesandten stattge- 
funden. Letzterer hatte der Schweiz das Recht der Meist: 
begünstigung sowie das der Exterritorialität zugestanden. 
Eine ganze Reihe von wirtschaftlichen und juristischen Ver- 
bänden in China hat dagegen Verwahrung eingelegt. Sie 
verlangen auf das Bestimmteste, daß die Schweiz in dieser 
Hinsicht nicht besser gestellt werde als Deutschland. Aehn- 
lich liegen die Dinge mit dem Handelsvertrag, den die 
Tschechoslowakei erstrebt. Ihr gegenüber hatte die 
Pekinger Regierung allerdings von vornherein den Stand- 
punkt eingenommen, daß sie die Konsulargerichtsbarkeit 
unter keiner Bedingung zugestehen werde; die Regierung in 
Prag besteht aber vorläufig noch auf dieser, wobei sie sich 
auf angeblich früher dem französischen Gesandten für die 
Tschechoslowakei gemachten Zusagen beruft. Der Kampf 
scheint ziemlich erbittert zu sein. Darauf läßt wenigstens ein 
Erlaß Pekings schließen, wonach die Verzollung der Waren 
der Tschechoslowakei seit einigen Wochen nicht mehr nach 
den für die alten Vertragsmächte geltenden Bestimmungen, 
sondern nach dem autonomen chinesischen Tarif zu erfolgen 
hat. Offenbar will damit Peking Druck auf Prag ausüben. 
Was der Anlaß ist, daß die Verhandlungen mit Mexiko 
nicht aus der Stelle kommen, ist von hier nicht zu übersehen. 
Tatsache aber ist, daß der chinesische Gesandte in Mexiko 
um seinen Abschied gebeten hat (der ihm allerdings nicht be- 
willigt worden ist), da sich bei den Verhandlungen anschei- 
nend unüberwindliche Schwierigkeiten ergeben. Allmählich 
scheinen dagegen die Verhandlungen mit der Republik 
desFernenOÖstensin Gang zu kommen, ebenso die mit 
Moskau. Auch die letzteren sollen in Peking geführt wer- 
den, und zwar durch einen Delegierten, der amtlich vorläufig 
nicht anerkannt wird. Vorbereitungen werden schließlich 
auch für Verhandlungen mit Siam getroffen. Zunächst 
scheint freilich Peking diesen noch ferner zu stehen. Das ist 
insofern natürlich nicht überraschend, als die meisten in Süd- 
ostasien tätigen Chinesen aus der Provinz Kuangtung 
stammen. Die chinesische Gilde in Rangun hat festgestellt, 
daß 9% von Hundeit aller in Siam lebenden Chinesen Canto- 
nesen sind. Sie hat sich deshalb an die Regierung in Canton 
mit dem Ersuchen gewandt, einen Handelsvertrag mit Siam 
abzuschließen. Sun Yat-sen ist um so lieber auf diesen Vor- 
schlag eingegangen, als er hofft, auf diese Weise zu erreichen, 
daß wenigstens eine fremde Regierung die Regierung in Can- 
ton anerkennt, was für ihn immerhin ein Schritt vorwärts 
wäre. Uebrigens haben sich auch die Chinesen in Annam 
nach Canton mit dem Ersuchen gewandt, dort Konsulate ein- 
zurichten, was natürlich nur denkbar ist, wenn Frankreich 
die Cantoner Regierung anerkennt. 


Nochmals die Banque industrielle de Chine. Es sind 
noch einige wichtige Presseauslassungen zum Zusammen- 
bruch der Banque industrielle de Chine nachzutragen. Zu- 
nächst wird gemeldet, der Untersuchungsrichter habe das 
Verfahren gegen das „Echo de Paris“, das als erstes Blatt 
das bekannte Telegramm mit der Unterschrift des damaligen 
Ministerpräsidenten Leygues gebracht hatte, eingestellt, da 
die Fälschung nicht von der Zeitung, sondern von einem Be- 
amten: des Ministeriums begangen sci. Der Beamte habe 
aber nur nach dem herrschenden Brauch gehandelt, denn 
kein Telegramm für das Ausland dürfe das Amt verlassen, 
ohne die Unterschrift des Ministers zu tragen. Angesichts 
dieser Erklärung bringen die Pariser Blätter in Erinnerung, 
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daß sich schon bei der Kammerdebatte gezeigt habe, daß im 
Auswärtigen Amt wichtige Dokumente vom Minister unter- 
zeichnet würden, ohne daß dieser von ihrem Inhalt Kenntnis 
nimmt. Der „Manchester Guardian“ weist darauf hin, daß 
zu den Kunden der Bank in China die reichen unter franzö- 
sischem Schutze stehenden katholischen Missionen gehören. 
Das erkläre, fügt das Blatt hinzu, das energische Eintreten 
der Rechtsparteien und der Monarchisten gegen die beiden 
Berthelots; ihnen sei das Schicksal dieser Republikaner gleich- 
gültig, ihnen käme es nur darauf an, ihr Geld wieder zu erhal- 
ten. Sehr nachdrücklich für eine Sanierung der Bank tritt 
auch weiter der ehemalige Ministerpräsident Painleve ein, 
der seit seinem Besuch Chinas zu Beginn dieses Jahres als 
der berufene Führer der chinafreundlichen Kreise Frankreichs 
gilt. Er erinnert im Pariser „Journal“ daran, daß durch di: 
Schwäche der Regierung seinerzeit der Suezkanal verloren 
gegangen, Aegypten aufgegeben, Tongking so gut wie ge- 
räumt und der Panamalkanal preisgegeben worden sei; ähn- 
liches dürfe jetzt nicht wieder mit China passieren. Bittere 
Klage über die Kurzsichtigkeit der Regierung führt in der 
„Action Frangaise“ ein in Annam und Honekong interessier- 
ter französischer Industrieller, Lapicque, der die Haltung des 
Kabinetts Verrat nennt; freilich in Ostasien hätten die dort 
ansässigen Franzosen schon längst gewußt, daß sie nur auf 
sich selbst angewiesen seien, daß das Vaterland trotz aller 
ihm dargebrachten Liebe sie immer im Stiche ließe. Ein 
„alter Franzose aus Japan“ stellt im selben Blatt fest, daß der 
iranzösische Botschafter in Tokio, Babst, in den europäischen 
Zeitungen in Japan vor kurzem noch eine lange Erklärung 
veröffentlicht habe, die Banque industrielle sei stets gut ge- 
wesen und alle über sie umlaufenden ungünstigen Gerüchte 
seien unberechtigt. Auch die Frage, ob der Generalsekretär 
im Auswärtigen Amt, Philippe Berthelot, der das Telegramm 
nach London und das andere nach Ostasien gesandt hat, dert 
Minister über die Angelegenheit im Dunkeln gelassen habe, 
will nicht zur Ruhe kommen; „Echo de Paris“ und „Libre 
Parole“ stellen in dieser Hinsicht recht unbequeme Fragen. 
Die „Humanite“ spricht often von Korruption der Regierung‘; 
Briand habe amtlichen Einfluß in den Dienst von Privat- 
interessenten gestellt. Der „Populaire“ beklagt, daß bisher 
in den ganzen Verhandlungen und Presseerörterungen noch 
niemand den Mut geiunden habe, ein Wort für die Interessen 
Frankreichs vom Standpunkt der Moral in der Politik zu 
sagen; die Sache sei keineswegs erledigt, sie würde im ge- 
gebenem Augenblick wieder zur Sprache gebracht werden. 
Diese Auslassungen lassen einen der besten deutschen Kenner 
Frankreichs, Franz Wugk, in einem Artikel „Panama“ im 
roten „Tag“ zum Schluß kommen, daß Paris einen richtigen 
Skandal habe mit allem, was nach Pariser Brauch, dazu ge- 
höre: Hineinspielen der äußeren Politik, Möglichkeit Deutsch- 
land zu verdächtigen, Bloßstellung hoher und höchster 
Staatsbeamten und Parlamentarier, Ausblick auf immer wei- 
tere und neue Namensnennungen und Skandale, innere Krisen, 
womöglich Kabinettsturz, Riesensunmen, Bestechung, Amts- 
mißbrauch, Fälschung von Telegrammen, Namensunterschrif- 
ten, Bilanzen. ‚Diese Fälschungen“, meint Wugk, „brin- 
gen uns wieder in alte liebe Dreyfußstimmungen und treffen 
wunderbar gut zusammen mit den in Leipzig vorgenommenen 
Nachweis der französischen Fälschung von Beweisstücken, 
amtlichen Zeugenaussagen, amtlichen Meldungen, gegen 
unsere Offiziere — vor allem auch den General Stenger.‘“ 
Inzwischen ist nun auch die Bilanz der Banque industrielle 
de Chine für das Jahr 1920 erschienen; sie lautet, verglichen 
mit der für 1919: 
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31. dec. 1919 31. dec. 1920 [ liches über diese Bilanz; die einen fühlen sich geniert und 
 Actif (in Fr.) (in Fr.) schweigen deshalb; andere, die gegen Philippe Berthelot auf- 
Actionnaires 35 562 000 63 444 875 gebracht sind, kehren nur das für ihn Ungünstige hervor, 
Caisse et banques . 77936 981 95124330 | wieder andere berühren nichts, was Berthelot schaden könnte. 
hr een a 5 nn ns de Die Angelegenheit wird noch ihre Folgen haben.“ Wir 
Erfet- & Fercaissenient. j = 48 485 903 können die Folgen abwarten. Inzwischen scheint man sich 
pn Eon nen. j en | = sr = mit nur allen denklichen Unternehmungen in Verbindung zu 
ortef., titres et particip. . setzen, um eine Hilfsaktion für die verkrachte Bank zustande 
a. er I u ee zu bringen. Wenn nachher die Sache auch amtlich in Ab- 
save 982 627 066 307 846 712 | rede gestellt worden ist, ist es doch nicht interessant festzu- 
Inmenb: malte. mobil . ai se 20 2 > mn daß in der französischen Presse sogar davon schon 
iteurs divers. .. . . ie Rede gewesen ist, daß der Wiederaufbauminister Loucheur 
soup © Sur ... 118 636 850 a Een er angeregt habe, die Union des Petrols und die hinter ihr 
A - Mess eingre stehende Standard Oil Co. anzugehen, die zur Erhaltung 
Dt 1 | der Bank nötigen Mittel zur Verfügung zu stellen. Das 
Capital... 75.000 000 150 000.000 „Berliner Tageblatt“ stellt fest, daß „die Hoffnung Briands 
keserve legale . . . 781 602 1537 506 auf Erfolg einer im Gang befindlichen Rettungsaktion von 
Ende de DIE VOyance a0 m a0 zen v en erstaunliche Kühnheit, wenn nicht für 

serve speciale . . . . einen erstaunlichen Bluff gehalten wird.“ An dieser Rettun 
Re De cola 1 Sn 1 an aktion scheint neuerdings auch die Banque de ’Indochine zu 
Besen ömmobliere = 3.000.000 stehen; die, solange eine Rettung noch möglich war, von 
Comptes courant ä vue 675 669 728 509 022 680 einer solchen nichts wissen wollte. Skeptiker in Paris 
Some ee f es = rn = glauben, aus dem Wandel schließen zu wollen, daß die 
a u nen &5 771 891 Banque de !’Indochine, hinter der der Credit Lyonnais und das 
Acceptations ä echoir . 13 501 502 30769886 | Haus Rothschild stehen, tatsächlich die Banque industrielle 
Clients „Encaissements“ — 74 300 836 de Chine nur unschädlich machen will. Wie weit eine 
Crediteurs divers. . . . . . 77399978 123635002 | Sanierung der Bank unter solchen Verhältnissen durchzu- 
u Emission billets de EI? 94017895 | führen sein wird, bleibt abzuwarten. In einem größeren 
Comptes d’ordre credit . . 110 158 139 Aufsatz, der sich mit der wirtschaftlichen Lage Frankreichs 
Immeubles, cqmples annuites . ‚8200 902 = ee a Dr. Walter Treuherz unter der Ueber- 

neiices de = schritt „Geschäftstüchtige Politik“ in der 
Reliquat des exercices anterieurs = 2 006 078 „Deutsche Politik“ vom 23. Juli: „Der res 
1089 715 755 1548 949 781 Banque industrielle de Chine, den auch ehrgeizigster Patrio- 


Seit dem 31. Dezember hat sich die Lage der Bank noch 
erheblich verschlechtert. Der Verwaltungsrat gibt bekannt: 
„Diese Bilanz bezieht sich auf eine Lage, die sich seither tief 
verändert hat. Nach den uns gemachten Angaben ist es 
ihrem Verwaltungsrat gegenwärtig unmöglich festzustellen, 
welche Aktiva Abschreibungen erfordern und in welchem Um- 
fang diese nötig sind. ... . Nicht notierte Werte sind zum 
Kaufpreis, notierte zum Kurs vom 31. Dezember 1920 an- 
gegeben.“ Mit Recht weist die „Vossische Zeitung‘ unter 
diesen Umständen darauf hin, daß die originelle Reichhaltig- 
keit der Liste der Kreditoren verblüffend wirkt. Welche Ge- 
heimnisse sich in dem „Compte d’ordre“ der Passivseite ver- 
bergen mögen, wird wohl nur die Verwaltung wissen, falls 
. sie es auch überhaupt je erfährt. Daß ein Institut in einer 
derartigen Lage Banknoten ausgeben durfte, ist vielleicht 
einer der größten Skandale der modernen Finanzgeschichte.“ 
Angesichts dieser Tatsache legt sich die Pariser Presse jetzt 
etwas größere Zurückhaltung auf. 

In einem Pariser Brief des „Journal de Geneve“ heißt 
es: „Die meisten Zeitungen veröffentlichen nichts Wesent- 


tismus nicht verhindern konnte, kann als Signal dafür gelten, 
daß die im Augenblick günstigere Gestaltung der franzö- 
sischen Wirtschaftslage durchaus nicht aus solider, festge 
fügter Grundlage erwachsen ist und von Dauer sein wird. 
Man bedenke, in dem Augenblick, da in China die Deutsch- 
Asiatische Bank im Begriff steht, ihre Tätigkeit wieder auf- 
zunehmen, bricht ein großes französisches Institut, das mit 
erheblichen chinesischen Spareinlagen gearbeitet hat und ein 
wichtiger Exponent wirtschaftlicher Beeinflussung gewesen 
ist, zusammen. Bekanntlich haben sowohl die Regierung als 
auch einige französische Großbanken versucht, das Unglück 
aufzuhalten. Vergebens. Gerade die Unmöglichkeit trotz 
aller Mühen ein für die französische Ostasienpolitik so wich- 
tiges Instrument, wie die Banque industrielle de Chine, zu 
halten, läßt ungünstige Rückschlüsse auf die Verhältnisse des 
übrigen französischen Wirtschaftskörpers zu.“ 

Unmittelbar vor Schluß der Redaktion geht die Meldung 
ein, das Pariser Handelsgericht habe den Konkurs über die 
Banque industrielle de Chine eröffnet und einen Herm 
Benoit zum Konkursverwalter ernannt. 


Die deutschen und japanischen Mediziner. 


Von Generalsekretär 


Es ist kein Zufall, sondern liegt in der Vernunft der Dinge, 
daß allen Feindseligkeiten, allem Haß, aller Sinnwidrigkeit 
zum Trotz die Männer der Wissenschaft es sind, die zuerst 
wieder den Weg zueinander finden, nachdem die langen 
Kriegsjahre sie voneinander getrennt und alle internationalen 
Fäden zerrissen haben. Weil es selbst heute noch möglich 
ist, daß z. B. französische und belgische Gelehrte die nur 


Dr. Max Linde. 

durch völlige Verblendung erklärliche, im tiefsten Sinne ver- 
nunftwidrige Auffassung vertreten, die Wissenschaft könne 
auch ohne die deutsche Mitarbeit fortschreiten und man könne 
den deutschen Professor bei den wissenschaftlichen Kof- 
gressen und Diskussionen sehr wohl entbehren, ist es um SO 
erfreulicher, daß ostasiatische Gelehrte in richtiger Betätigung 
wissenschaftlichen Geistes eine unendlich viel höhere un 


edlere Auffassung bekundeten, als so manche ihrer euro- 
päischen -Kollegen. 

Es sei daher gestattet, hier des näheren über die erste 
Zusammenkunft, die deutsche und japanische Mediziner un- 
längst in Berlin gehabt haben und auf die wir bereits kurz 
hinwiesen, einzugehen.” | 

Einer Einladung der Berliner Vereinigung japanischer 
Mediziner entsprechend, fand sich eine Reihe der hervor: 
ragendsten Mediziner und Naturforscher Deutschlands mit 
ihren japanischen Kollegen zusammen, um damit auch äußer- 
lich der im übrigen selbstverständlichen Auffassung Aus- 
druck zu geben, daß die Wissenschaft nicht an Landesgrenzen 
gebunden sei und daß sie Fortschritte nur machen könne, 
wenn sie im besten Sinne des Wortes „international“ betrieben, 
d. h. durch Zusammenarbeit der berufenen Männer aller 
Nationen, gefördert werde. | 

Bereits vor Monaten war folgendes Telegramm von 
Japan nach Deutschland gelangt: „Die Mitglieder der hier in 
Tokio, im April 1921, tagenden Gesellschaften für Pathologie, 
Hygiene, Bakteriologie, Innere Medizin, Gynäkologie, Derma- 
tologie, Ophtalmologie, Otologie, Psychiatrie und Neurologie 
haben einstimmig den Beschluß gefaßt: 


„Nachdem erfreulicherweise mit dem Friedensschluß der 
normale Zustand zwischen Deutschland und Japan wiederher- 
gestellt ist, sprechen die japanischen Mediziner den dringenden 
Wunsch aus, mit den deutschen und österreichischen Medizinern 
zur Förderung der Wissenschaft und zur Pflege der Kultur und 
Zivilisation in freundschaftlichen Verkehr genau wie vor dem 
Kriege zu treten und dafür zu sorgen, daß der geistige Verkehr 
zu beiderseitirem Nutzen ein immer lebhafterer und innigerer 
wird.” 

* Von deutschen Gelehrten waren anwesend: Geheimrät 
Proiessor E. Bluni:nthal, Direktor des Krebsforschungsinstitutes; 
Proiessor Bickel, Abteilungsvorsteher des Pathovlogischen In- 
stitutes; Geheimrat Professor Correns, ]. Direktor des Kaiser- 
Wilhelm-Institutes für Biologie: Professor Dieck, Abteilungs- 
vorsteher des Zahnärzt!ichen Institutes; Proiessor R. Gold- 
schmidt, 2. Direktor des Kaiser-Wilhelm-Institutes für Biologie; 
Gehsimrat Proiessor Heifter, Direktor des Pharmakolozischen 
Institutes und Vorsitzender der Pharmakologischen Gesellschaft; 
Gieheimrat Professor His, Direktor der 1. Medizinischen Klinik 
der Universität; Professor B. Heymann, Vorsitzender der Mikro- 
biologischen Geselischaäft; Professor M. Jacoby, Vorsteher des 
Biochemischen Laboratoriums des Krankenhauses Moabit: Ge- 
heimrät ‚Professor Kraus, Direktor der 2. Medizinischen Klinik 
der Universität und Vorsitzender des Vereins für Innere Medizin: 
Proiessor Meißner, Oberarzt an der Universitäts-Augenklinik; 
Professor L. Michaelis, Vorsteher des Physikalisch-Chemischen 
Laboratoriums des Krankenhauses Urban: Professor E. Müller, 
Vorsitzender der Gesellschaft für Paediatrie; Professor Neu- 
berg, Dircktor des Kaiser-Wilhelm-Institutes für Bicchemie: 
Gieheimrat Professor Otto, Abteilungsvorsteher des „Robert- 
Koch"-Institutes: Professor Posner, Vertreter der Berliner 
Klinischen Wochenschrift; Geheimrat Professor Rosendahl. Vor- 
sitzender der Berliner Dermatologischen Gesellschaft; Gcheim- 
ıat Proiessor Rubner, Dekan der Mädizinischen Fakultät der 
Universität und Direktor des Physiologischen Institutes: Ge- 
heimrat Professor Schwalbe, Vertreter der Deutschen Medizini- 
schen Wochenschrift; Gcheimrat Proiessor Straßmann, Direktor 
des Institutes fur Gierichtliche Medizin: Oberstabsarzt Strauß, 
Mitarbeiter der Deutschen Medizinischen Wochenschrift: Pro»- 
fessor v. d. Velden, Mitarbeiter der Deutschen Medizinischen 
Wochenschrift. Von der Berliner Vereinisung japanischer 
Mediziner waren anwesend die Herren Professoren Dr. M. 
Akashi, A. Arima. F. Ishiwara, Dr. K. Isobe, Dr. K. Kiyono, 
Dr. von Koike. Dr. Y. Kon, Dr. T. Mitsuda, Dr. M. Miwa., 
R. Nakamtra. Y. Nakamura, S. Nasu, Dr. Y. Onuki, Dr. S. Sakai, 
S. Sarxuchi. T. Sugimoto- M. Tsudi, Dr. K. Watanabe: ferner die 
Herren Doktoren K. Anzawa, N. Hirabavashi, W. Hirose, K. Ko- 
tima,. J. Kosakzye, K. Koyama, H. Kumagawa, H. Kuraoka, 
K. Miyadera, D. Naxasawa, A. Nakaiima, R. Ohno, T. Sakai, 
T. Schimidzv, M. Shiga, M. Shinohara, M. Tomita, K. Uchida, 
J. Watanabe, M. Yoshioka. ° 
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Japanische führende Mediziner haben diesen Beschluß mit 
ihren Namen gedeckt und im Sinne dieser Kundgebung fand 
die von den hiesigen japanischen Aerzten veranstaltete Zu- 
sammenkunft statt. Im Geiste dieser Kundgebung waren auch 
die Worte gehalten, die von deutscher und japanischer Seite 
gewechselt wurden. 

Herr Professor Kon begrüßte namens der Vereinigung 
die Versammlung und machte im Anschluß daran einige Mit- 
teilungen über den Stand der medizinischen Wissenschaften 
und Forschung in Japan. Er führte dabei folgendes aus: 


„Die medizinische Fakultät in Japan stand in den Jahren 
von 1860—1870 vor der Frage, aus welchem Lande sie die 
Lehrer berufen solle. Man entschied sich damals einstimmig 
dafür, die Lehrstühle mit Deutschen und Oesterreichern zu be- 
setzen. 

Mit den Professoren Baelz und Scriba sind nun zwar die 
letzten ausländischen Dozenten aus der medizinischen Fakultät 
ausgeschieden, aber die gegenwärtigen Professoren haben zum 
allergrößten Teil in Deutschland studiert und haben jederzait 
den Willen gehabt, die wissenschaftlichen Verbindungen mit 
Deutschland aufrechtzuerhalten. 

Es existieren in Japan zurzeit 6 Universitäten, welche eine 
medizinische Faklutät besitzen, und 12 medizinische Hochschulen, 
davon eine für Frauen. Außerdem bestehen in Formosa, Korea 
und der Mandschurei medizinische Hochschulen, än denen Ein- 
geborene neben Japanern zu Aerzten herangebildet werden. 
Diese medizinischen Unterrichtsanstalten, zusammen 21, bilden 
alljährlich im Durchschnitt 2000 Aerzte aus. Das Studium dauert 
4 Jahre, davon sind 2 Jahre der Grundmedizin gewidmet, 
während die restlichen 2 Jahre der klinischen Medizin ver- 
bleiben. —- Die medizinischen Fachausdrücke sind zum größten 
Teile unverändert übernommen worden. Eine Vorlesung ge- 
staltet sich daher für einen Laien sehr merkwürdig, weil die 
Dozenten praktisch halb Deutsch und halb Japanisch durchein- 
under lesen. —- Der größte Teil der Professoren betreibt keine 
Privatpraxis und widmet sich ausschließlich dem Unterricht und 
den Forschungen in Instituten. 

An der Universität in Tokio besteht ein Institut, das unter 
der Leitung von Professor Kitasato steht. Dieses Institut, sowie 
ein anderes, haben Abteilungen für Bakteriologie, Pathologie, 
medizinische Cheniie und Parasitenkunde. Außerdem ist beiden 
je ein Krankenhaus angegliedert. Die Heilsera und Vaccine 
werden zum allergrößten Teile in diesen beiden Instituten her- 
gestellt. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten haben in den letzten Jahren 
große Fortschritte gemacht. Jedes Jahr im April findet ein 
medizinischer Kongreß statt, wobei die Teilnehmer je nach ihren 
Spezialgebieten gesondert tagen. Die Sitzungen auf dem Ge- 
biete der inneren Medizin, Chirurgie und Patholegie dauern 
gewöhnlich drei Tage. 

Unter den Arbeiten, die zur Veröffentlichung xelangen, be- 
finden sich verhältnismäßig nur wenige, die in einer fremden 
Sprache erscheinen. Leider kommt der japanisch veröffentlichte 
seil, der eine Fülle interessanten Materials enthält, nicht zur 
Kenntnis der europäischen Kollegen.“ 


Professor Kon berichtete dann des näheren über einige 
Ergebnisse der pathologischen Forschung in Japan, die für 
den großen wissenschaftlichen Eifer und die gründliche 
Methode der japanischen Mediziner beredtes Zeugnis ablegen. 
Er schloß mit den Worten: 


„Ich würde mich freuen, wenn die alten freundschaftlichen 
Beziehungen jetzt wieder aufgenommen werden könnten und 
bitte Sie, soweit es möglich ist, den japanischen Studierenden 
wieder. wie früher, Zutritt zu den wissenschaftlichen Instituten 
gestatten zu wollen. Ich glaube, daß die Mediziner aller Länder 
letzten Endes eine allen gemeinsame Aufgabe haben, die zu er- 
füllen oder doch wenigstens zu deren Erfüllung beizutragen, die 
Pilicht eines jeden ernsthaften Mediziners sein sollte. Ich 
schließe daher meine Ausführungen mit den Worten des Reichs- 
präsidenten unserem Botschafter gegenüber, die ich mir wörtlich 
zu wiederholen erlaube: „Dabei gebe ich der Ueberzeugung Aus- 
druck. daB es im wohlverstandenen gemeinsamen Interesse 
Deutschlands und Japans liegt, die früheren geistigen 
und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
beiden Ländern aui dem Böden gegenseitigen 
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Verständnisses und Vertrauens 
zustellen und auszubauen.“ 

Herr Dr. Uchida berichtet über die Aufnahme, die die 
ersten japanischen Mediziner, die nach dem Kriege in Deutsch- 
land eintrafen, bei den deutschen Professoren gefunden hätten 
und erläuterte eingehend das Zustandekommen des oben 
wiedergegebenen Beschlusses vom April dieses Jahres. Er 
fülırte dabei u. a. aus: 


„Das ideale Gut der Wissenschaft ist eigentlich ein Wert, 
der durch keinerlei Grenzbeschränkungen im gegenseitigen Aus- 
tausch zwischen den Völkern behindert sein sollte. Bisher 
herrschten und es herrschen noch Hindernisse, deren Beseiti- 
ung unser aller Aufgabe ist. Ich selbst bin am 3. November 
1919 nach Berlin gekommen und bin von allen meinen Kollegen 
am länzsten hier. Es war damals noch die Zeit vor der Rati- 
iizicrung des Fricdensvertrages, aber ich vertraute darauf, daß 
lie deutschen Gelehrten mir Gelegenheit geben würden, die 
Laboratorien zu besuchen, da ich weder zur Politik noch zum 
Auswärtigen Amt irgendwelche Beziehungen hatte. sondern nur 
zu dem ausschließlichen Zwecke medizinischer Studien nach 
Deutschland gekommen war. Im übrigen hoffte ich, daß die 
deutschen Gelehrten. genau wie ich selber, sich von Politik fern- 
hiie!ten und mich, obwohl ich ein Angehöriger eines feindlichen 
Staates war, um der reinen Wissenschaft willen trotz aller 
ußeren Hindernisse aufnehmen würden. Und ich war weiter 
iberzeurt, daß die deutschen Gelehrten, als die ersten der Weit. 
nicht geistige Handwerker, sondern als echte Gelehrte auch 
Idealisten seien.“ Auf das Wohl der deutschen Kollegen leerte 
Dr. Uchida sein Glas. 

Auf Wunsch der japanischen Herren ergriff alsdann Herr 
Professor Dr. Neuberg, der Direktor des Kaiser-Wilhelm- 


Instituts für Biochemie, das Wort zu folgenden Ausführungen: 


„Vor wenigen Augenblicken haben mich die Herren japani- 
schen Kollegen xebeten, hier auch das Wort zu ergreifen. Ich 
laube mich nicht zu irren, daß zwei Gründe hierfür maßgebend 
xewesen sind. Einmal ist mein Laboratorium eines der ersten 
sewesen, das den nach Deutschland gekommenen Japanern seine 
Piorten geöffnet hat, und dann tritt der Umstand hinzu, daß 
viele der hier weilenden Japaner sich speziell dem Gebiete zu- 
«cwandt haben, das ich vertrete, dem der Biochemie. bzw. dem 
verwandten. der Biologie. Wohl in keinem Zweige sind die 
Beziehungen zwischen Deutschland und Japan früher enger ge- 
wesen, als gerade bei diesen beiden Disziplinen. Ich darf Sie 
daran erinnern. daß Gelehrte von großem Ruf. wie Kumayawa 
der Aclterc (der Vater des hier anwesenden Herrn Dr. Kuma- 
cawa), Araki, Suzuki, einer der Erforscher der Vitamine, Sasuki, 
Suts und viele andere bei dem unvergeßlichen Hoppe-Seyler 
und Emil Fischer. bei Salkowski und Röhmann und vielen an- 
deren ihre Ausbildung in Deutschland erfahren haben. Ich darf 
weiter darauf hinweisen, daß Kitasato ein Freund Robert Kochs 
xcwesen ist, daß Hata und Shiga Paul Ehrlichs hervorragende 
Mitarbeiter waren, Ich meine, daß noch ein weiterer Gecsichts- 
punkt hier zu würdigen ist, der heute nicht erwälint wurde, mir 
aber persönlich durch Zuschriften japanischer Kollegen bekannt ist, 
nämlich der Umstand. daß während des Krieges in Japan eine 
Reihe neuer Zeitschriften erschienen ist, die bemerkenswerter- 
weise ihre Publikationen in deutscher Sprache herausbringen. 
Fs sind dies z. B. die Actae scolae medicinalis universitatis 
imperialis in Kioto sowie in Tokio und Takohu. Sie doku- 
mentieren Japans Bekenntnis zu deutscher Kultur. 

So glaube ich denn, daß wir die Freundeshand, die uns Jie 
nier anwesenden Herren entgegenstrecken, cergreilen können ın 
der Voraussetzung, daß dieselben aufrichtigen Gesinnungen, die 
die hier versammelten Japaner für uns hegen, in ihrer Heimat 
alleemein sind oder allgemein werden, ınd in der Erwartung, 
daß die Worte. die der Herr Vorsitzende sowie Dr. Uchida an 
uns gerichtet haben, in Erfülhıng gehen und alle alten Beziehu::- 
ven zwischen Japan und Deutschland sich auf der Basis gegen- 
seitiren Vertrauens und wechselseitiger Befruchtung in Bälde 
wieder herstellen.“ 

Der Dekan der medizinischen Fakultät in Berlin, Ilcrr 
Geheimrat Professor Dr. Rubner, beglückwünschte die japa- 
nischen Hlerren zur Beeründung ihrer Vereinigung: 

„Ich halte den Griif, den Sie da gemacht haben. für schr 
«lücklich, einmal fur Sie selbst, da Sie hier in engen Kreisen 


wiederher- 


din 


zusammenkommen und Ihre Bekanntschaft pilegen (denn Sie 
waren von Hause aus nicht alle untereinander bekannt), dan 
aber auch, weil hier die Gelegenheit zum (Ciedankenaustausch 
gegcben ist. Der einzelne Mediziner wird ja sehr leicht ein- 
seitig.. Wenn aber in einem solchen medizinischen Kreise von 
allen Seiten das Wissen zusammengetragen wird, so kommt es 
zu einer kleinen wissenschaftlichen medizinischen Akademie und 
zum Austausch der Gedanken auf allen möglichen Gebieten. 

Ich hoffe aber, daß Ihr Verein auch noch eine zweite Qucle 
der wissenschaftlichen Pflege sein wird, nämlich der Pilexe 
dessen, was Sie uns in Ihren einleitenden Bemerkungen ver- 
sprochen haben. Sie sagten, wir kennen einen großen Teil der 
japanischen Literatur überhaupt nicht, weil sie nicht in irgend- 
eine europäische Sprache übersetzt werde. Nach dieser Richtung 
hin können Sie manches Gute stiften. Wenn Sie sich in Ihrem 
Verein bemühen, uns dasjenige, was wir wegen der Ungleichheit 
der Sprache nicht wissen können, zu übermitteln, so wird das 
ein günstiger Gedankenaustausch sein. Ein sotcher Ideenaus- 
tausch führt auch zu dem, was Sie erstreben, nämlich zu einer 
harmonischen Verbindung der getrennten Nationen, einer \er- 
bindung, cie ja bei dem Mediziner, der als Vertrcter der 
Humanität an und für sich schon eine andere Gedankenrichtung 
hat, viel näher liegt, als bei anderen. 

Die Stellung der Medizin im Staate ist heute eine hervor- 
racende: diese Stellung verdankt sie der Entwicklung der 
Wissenschaft im allgemeinen. Es ist noch nicht lange her — 
wenn ein paar Jahrhunderte nicht lange sind —, daß erst der 
Grund gelegt wurde für die Entwicklung der Wissenschaften in 
unserem Sinne. Ich denke an einen Mann, den man gewöhnlizt 
nur als Pinilosophen kennt, an Leibniz, an dessen Arbeiten ahr: 
so viel Interessantes für den Naturwissenschaftler und Mediziner 
liest, daß ich hier mit ein paar Worten die Sache sireiten 
möchte. Das große Verdienst des Mannes bestcht m. E. darin. 
aß er erkannt hat, daß die Wissenschaft ein schr wichtiger 
Teil des Staates sei. Wenn man ihn von diesem Gesichtspuukt 
aus betrachtet, ss wird einem vieles klar, was in der Rexzt! 
nicht in dem Sinne aufgefaßt wird, wie ich es meine. Ihm allen 
verdanken wir die Grundzüge der Einrichtung der Wissenschätt 
und ihrer Anordnung im Staate. Er hat das Ergebnis seinir 
Ideen ja nicht mehr erlebt. aber die Gedanken, die er nach dieser 
Richtung hin ausgesprochen hat und seine Bemühungen sind 
auberordentlich wertvoll gewesen. Erst in der Zeit Friedrichs 
des Großen ist allmählich die Idee, daß die Wissenschaft im 
Staate eine Macht sei. und daß es nicht auf die Größe eines 
Landes, sondern auf seine Kultur ankomme. in den allgemeinen 
Begriff der Staatsmänner übergeganzen. Und seit dieser Zeit 
haben wir dann allmählich einen Aufschwung der Wissenschaft 
zehabt, und mit ihm in engem Zusammenhänge auch die Ent- 
wicklung ver Medizin. Wir haben gedacht, es werde zu allen 
Zeiten älmlich zehen und wir dürften einen dauernden Aui- 
schwung wohl erwarten. Sie wissen, daß politische Umände- 
rungen selbst mächtiger Art. wie sie in der französischen 
Revolution stattgeiunden haben, unter Umständen an den 
Wissenschaften ziemlich leicht vorüberscehen können. ohne allzu 
groben Schaden anzurichten. Auf der anderen Seite sehen wir 
aber an dem Untergange Rußlands, daß eine ganze Kuitur zu 
Boden geschlagen werden kann. 

Wir wollen hoffen, daß die gesunden Kräfte des Staates sich 
überall geltend machen und daß eine Einordnung der Wissen- 
schaft in die staatlichen Kräfte wieder stattfindet, denn nur dann 
kann ein Gedeihen der Wissenschaft eintreten. nur dann kam 
aber auch die Aufgabe der Wissenschaft im Staate wohl er- 
füllt werden.” 

Als nächster Redner führte Herr Professor Dr. Gold- 
schmidt, zweiter Direktor des Kaiser-Wilhelm-Instituts für 


Biologie, aus: 


„Da ich vielleicht der einzige Deutsche bin, der das Ver 
enüxen hatte. in Japan die Gastireundschaft einer japanischen 
Umiversität zu zcnießen, nicht nur von Japanern glänzend emm- 
fangen und bewirtet zu werden, sondern alle die Annchmich- 
Keiten zu genießen. die das Land dem Fremden zu geben Ver 
mas. so darf ich vielleicht anch ein Wort sprechen. Es ist il 
der Tat der Fall. daß man. wenn man zum ersten Male nach Jap." 
kommt, sofort beobachten muß, welchen außerordentlichen EIN 
Hub die deutsche Wissenschaft, besonders die medizinischt 
Wissenschaft, in Japan hat und welche nachhaltigen freund- 
schaftlichen Gefühle sie dort ausgelöst hat. Ich möchte nur M 
einen Besuch in den ehemaligen Institut von Professor Kitası!® 


erinnern, dem chemaligen Institut für Inicktionskrankheiten. 
Kam man in das Institut und die Laboratorien. so sah.man über- 
all die üblichen Aufschriften für Studenten, die in deutscher 
Sprache abgefaßt waren. In dem Empfangsraum hing ein großes 
Bildnis von Robert Koch und im Garten des Instituts stand sein 
Denkmal, nach shintoistischem Ritus aus einem Schrein be- 
stehend, der die Briefe enthielt, die Kitasato von Robert Koch 
erhalten hatte. Vor diesem Denkmal wurde alljährlich an Kochs 
Todestage eine heilige Handlung zelebriert: zweifellos eine 
sinnige Ehrung, wie sie im Abendlande nicht leicht einem Ge- 
lehrten fremden Stammes zuteil werden würde und die denen, 
die sie ersannen, alle Ehre macht. Robert Koch hat ja lange 
Zeit in Japan verbracht und war dort gefeiert worden, wie wohl 
niemals ein Europäer vorher. 

Kam man in andere wissenschaftliche Institute, so fand man 
überall dasselbe: überall stellte man gern den freudig an- 
erkannten Einfluß deutscher Wissenschaft fest. Dem entsprach 
auch der Empfang, den der deutsche Gelehrte in Japan fand. — 
Gewiß war es für uns ein schwerer Schlag, als dann plötzlich 
die politischen Verhältnisse das Band zerrissen. Eine Woche, 
nachdem ich das Vergnügen hatte, in der Universität Tokio vor 
Professoren und Studenten einen Vortrag zu halten, war es auf 
einmal aus und wir waren Feinde geworden. 

Nun, die Politik vergeht, aber die Wissenschaft besteht und 
so stimmen wir hier unseren japanischen Kollegen, die uns die 
Freude gemacht haben, uns zu dem heutigen Abend einzuladen, 
völlig zu, daß der Tax kommen muB und möglichst bald 
kommen ınöge —, an dem die deutsche und die japanische 
Wissenschaft wieder in alter Freundschaft zusammenarbeiten. 

So lasser Sie mich zum Schluß dem Wunsche, den die 
japanischen Koılegen ausgedrückt haben, daß die hier studieren- 
den Japaner alle so gut wieder empfangen und aufgenommen 
würden, wie vor dem Kriege, noch meinerseits den hinzufügen, 
daß auch alle Deutschen, die hoffentlich recht bald wieder nach 
Japan kommen, genau so schön dort aufgenommen werden, wic 
ich selbst das Verenüssen hatte.“ 
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Als einziger Nichtmediziner nahm zum Schluß Herr 
Kapitän z. S. a. D. von Pustau das Wort. Er knüpfte an die 
häufigen Besuche an, die er in Japan gemacht habe. Bei 
jedem Besuche habe sich seine Bewunderung für die Zähigkeit, 
mit der Japan auf geistigem, wirtschaftlichem und militäri- 
schem Gebiet voranschritt, vertieft. Herr Professor Gold- 
schmidt habe von der Dankbarkeit der Japaner gesprochen. 
Und wie Herrn Professor Goldschmidt die öffentliche Ehrung 
für unseren Robert Koch, so sei ihm die gleiche Zeremonie für 
den General Meckel im Jahre 1906 unvergeßlich geblieben. 
Damals habe er sich gefragt: welche europäische Nation sei 
wohl fähig, einen Ausländer als den eigentlichen Urheber 
eines glorreichen Sieges anzuerkennen. Die Europäer könnten 
außer der Zähigkeit des Willens und der Dankbarkeit noch 
manches andere von den Japanern lernen. Der Redner führte 
diesen Gedanken weiter aus und schloß mit den Worten: 


„Ich begrüße die heutige Veranstaltung, wie auch jeden 
weiteren Schritt zur Annäherung zwischen uns und den 
Japanern mit aufrichtiger Freude. Nachdem hier heute Abend 
so oft von der Nützlichkeit einer Verbindung zwischen der 
japanischen und der deutschen medizinischen Wissenschaft die 
Rede gewesen ist, gestatte ich mir den Wunsch auszusprechen, 
daB unsere berühmten deutschen Aerzte den nahen Verkehr mit 
ihren japanischen Kollegen ausnützen möchten, um recht ein- 
#chend jenes Organ bei ihnen zu studieren, aus dem die japani- 
schen Tugenden entstammen: das ist das „Kokoro“, das 
japanische Herz. Möge das japanische Kokoro stets im freund- 
schaftlichen Einklang mit dem deutschen Herzen schlagen.“ 

an kann nur wünschen, daß dieser außerordentlich 
gelungenen ersien Zusammenkunft deutscher und japanischer 
Gelehrter weitere Veranstaltungen folgen mögen zur Förde- 


rung der Beziehungen zwischen Deutschland und Japan. 


Politische Rundschau. 


China und die Großmächte. Seit einixer Zeit befindet sich 
Lenox Simpson (Putnam Weale) in England, um dort Stimmung 
gegen die Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses zu 
machen. Simpson gehört zu den politischen Beratern des Prä- 
sidenten Hsü Shi-chang, dem er, wie er selbst kürzlich erklärt 
hat, täglich ein Stimmungsbild der außenpolitischen Lage zu 
geben hat. Simpson entfaltet in der englischen Presse eine rege 
Tätigkeit, die der Londoner Regierung um so unbequemer ist, 
als er seine Aufsätze mit dem Zusatz „Ratgeber der chinesischen 
Regierung“ zeichnet. Als solche gewinnen die Erklärungen 
Simpson natürlich eine gewisse Bedeutung. In der „Times“ 
vom 14. Juli schlägt Simpson nun einen recht drohenden Ton 
gegen den englischen Ministerpräsidenten Lloyd Gcorzge an. 
Zunächst legt er gegen eine Bemerkung des letzteren Ver- 
wahrung ein, daß es nur zwei asiatische Großmächte gebe: 
Großbritannien und Japan, „während sich China daneben als 
ein großes Haus darstelle, das sich dadurch auszeichne, daß 
seine Türen nie geschlossen würden.“ Simpson bemerkt dazu: 
„Wenn dem Dasein der Militärmächte im Fernen Osten nicht 
jetzt sofort ein für alle Male ein Ende gemacht wird, so ist es 
nur noch eine Frage der Zeit, wann China mit seiner gewaltigen 
und zum Teil kriegerischen Bevölkerung die pazifistische Rolle 
aufgeben wird, die ihm der britische Ministerpräsident zuweisen 
möchte.“ 

Liang Chi-chao. Die Studenten der Universität Peking 
haben einstimmig beschlossen, für die Ernennung Liane Chi- 
chaos zum Kanzler der Universität Peking einzutreten, damit die 
längst verlangte Umgestaltung dieser Hochschule in die Wege 
geleitet wird. Der bisherige Kanzler Yao Hang ist bekanntlich 
schon vor längerer Zeit unter der Anklage verhaftet worden. 


100000 Dollar unterschlazen zu haben, und das Gericht lehnt 
seine Entlassung aus der Haft ab. | 


Chinas Aussichten. Bei Gelegenheit der Generalversamm- 
lung der China Association in London hat sich deren Vorsitzen- 
der F. Anderson (früher Chef der Firma Ilbert & Co. in 
Shanghai) mit der politischen Laxe Chinas beschäftigt. Er er- 
innert dabei an einen Ausspruch Yuan Shi-kais, daß die Er- 
richtung einer Repubiik in China nur Uneinigkeit und Spaltungen 
erzeugen Könne, unter denen alle zu leiden haben würden, und 
daß Jahrzehnte lang der Frieden nicht wieder hergestellt werden 
würde. Anderson erkannte an, daß China als Ganzes genommen 
auch heute noch ein reiches Land sei und wenn sein Reichtum 
richtig organisiert würde. gerade dieser bei der Wiederaui- 
richtung eines starken Reiches eine einflußreiche Rolle spielen 
könne. Der vorhandene Reichtum liegt in den Händen der 
Banken und der Kaufmannschaft, neben denen aber auch einzelne 
Beamte, aktive wie frühere, sowie die Familien der früheren 
Mandarine als Träger des Reichtums in Betracht kämen. Mög- 
lich, daß es ihnen gelingen werde, wieder Ordnung ins Reich 
zu bringen und zwar durch Schaffung einer neuen großen Be- 
amtenschaft. Geschehe in dieser Hinsicht aber nichts, so würden 
Yuan Shi-kais Prophezeiungen sich erfüllen, während im andern 
Fall die Möglichkeit gegeben sei, daß China in verhältnismäßig 
kurzer Zeit ein großer blühender Staat werde. 


Fine neue Han-Dynastie? Nach einer Meldung der Asiatic 
News Agency vom 15. Mai hat der stellvertretende Tutschün 
von Hupei, General Sun Fu-fang, den Generalinspekteur des 
Mittleren Yangtsetals General Wang Chan-yuan (einen der drei 
xroßen „Uebertutschüns“) gebeten. schleunigst nach Wuchang 
zurückzukehren, In dem Wetterwinkel, wo die drei Provinzen 
Hupei, Szechuan und Shensi zusammenstoßen, in den Gebirgs- 
zügen, die das Tal des Hanflusses vom Tal des Yangtsekiang 
scheiden, sei ein Mann auigetreten, der sich großen Zulaufs vom 
Volk erfreue. Er selbst nenne sich „Himmelssohn der Ta- 
Han-Dynastie‘. Den Wuchanger Behörden muß die Bewegung 
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wenig geheuerlich erscheinen, wenn deshalb Wang Chan-yuan 
von Peking zurückgerufen wird. Vorläufig liegen über den 
Umfang und die Bedeutung des Aufstandes keine weiteren Nach- 
richten vor. 


China und der Völkerbund. Es macht einen etwas selt- 
samen Eindruck, daß man letzthin hörte, der Bevollmächtigte 
Chinas beim Völkerbund, Weilington Koo, habe dessen Sekretär 
davon im Auftrage der Pekinger Regierung verständigt, China 
sei bereit, der Anregung des Völkerbundes Rechnung zu tragen 
und seine Rüstungen einzuschränken. 


Japanische Währung in Kuantung. China hat gegen die 
Einführung des japanischen Goldyens im Pachtgebiet Kuantung 
als Zwangswährung Verwahrung eingelegt, da Japan sich damit 
eines Eingriffes in die Souveränitätsrechte Chinas zuschulden 
komme lasse. 


Missionsschulen. Das Unterrichtsministerium hat Vor- 
schriften betreffs der Missionsschulen erlassen. Danach müssen 
alle fremden christlichen Schulen und Hochschulen sich eintragen 
lassen. Sie werden als Privatschulen behandelt und haben ihrem 
Namen die Bezeichnung „Sze-h“ (Privatanstalt) zuzufügen. An 
den Mittelschulen müssen die vom Unterrichtsministerium vor- 
geschriebenen Schulbücher benutzt werden. Christen und Nicht- 
christen müssen gleich behandelt werden. Die Schüler können 
sich ihre Religion selbst wählen. Die Schulen werden nicht 
eingetragen, wenn die Missionare gegen diese Vorschriften 
verstoßen. 


Deutsche Kulturauigaben in China. Die „Frankfurter Zei- 
tung‘ brachte vor kurzem einen Artikel, den der Berliner Ver- 
treter der Shanghaier „Shenpao“, Wang Kuang-chi, über deutsche 
Kulturpolitik in China geschrieben hat. Wang begrüßt es, daß 
die deutsche Regierung in dem neuen Abkommen mit China 
den chinesischen Studenten Unterstützung zugesagt habe. Damit 
habe sie deutlich zum Ausdruck gebracht, daß auch sie auf die 
Zusammenarbeit mit China auf dem Gebiet der Kulturpolitik 
(iewicht lege. Wang fährt dann fort: Falsch wäre cs, wenn 
Deutschland sich dabei an die Regierung in Peking wende; es 
müsse sich mit den Männern in Verbindung setzen, die auf dem 
sozialen Feld von größter Wichtigkeit sind. Die chinesischen 
Studenten fänden in Deutschland nicht dieselben Erleichterungen 
wie in Frankreich, es müsse mit den sozialen Führern Chinas 
eine deutsch-chinesische Unterrichtsgemeinschaft organisiert 
werden. Die Sprachschwierigkeiten schlägt Wang nicht hoch 
an, da zu Anfang sich auch unter den nach Frankreich gehenden 
Studenten 60-70 % befünden, die der französischen Sprache 
nicht mächtig scien. Wang schließt damit, daß Deutschland 
schon heute die Stellung ins Auge fassen müsse, die es nach 
20 Jahren in China erringen könne. 


Chinesische Studenten im Ausland. Der chinesischen Han- 
delskammer in Schanghai ist seitens mehrerer amerikanischen 
Firmen die Mitteilung zugegangen, daß führende amerikanische 
Maschineniabriken und andere technische Betriebe bereit seien, 
chinesische Studenten nach Beendigung ihrer Studien auf ameri- 
kanischen Hochschulen zur weiteren Ausbildung gegen Zahlung 
angemessener Gehälter auizunchmen. Man hoffe auf diese 
Weise, die gegenseitigen guten Beziehungen zum Vorteil beider 
l.änder enger zu gestalten. 

Eine chinesische Zeitung bringt die Nachricht, daß die bel- 
wische Regierung die Absicht habe, in Brüssel eine Universität 
iür Chinesen einzurichten und daß der dortige chinesische Ge- 
sandte gebeten worden sei, die diesbezüglichen Ansichten der 
heimischen Regierung einzuholen. 


Die fremden Postämter in China. Eine in New York aus 
Peking eingetroffene Meldung besagt, daß die chinesische Re- 
gierung ihre Gesandten in Washington, London, Paris, Rom und 
Tokio angewiesen habe, bei den in Frage kommenden Re- 
sierungen darauf hinzuwirken, daß die Entscheidung des Welt- 
postvereins, wonach die fremden Postämter in China auizu- 
heben seien. baldigst zur Ausführung kommen möge. Es wird 


geltend gemacht, daß die deutschen und russischen Posten 
durch die chinesischen Postanstalten, die bereits unter vorzüg- 
licher Oberaufsicht sehr gut arbeite, befördert werden und daß 
auch seit einiger Zeit das britische Postamt in Schanghai die 
Auslieferung der Lokalpostsachen, mit Ausnahme von Wert- 
paketen, dem chinesischen Postamt in Schanghai übertragen 
habe. 


Japan. 

Europäische Depeschen in der japanischen Presse. Eine ein- 
gehende Darstellung der Entwicklung des ausländischen De- 
peschendienstes der japanischen Presse, die sich heute immer 
mehr von den fremden Agenturen unabhängig macht, bringt 
Dr. N. Hansen im „Zeitungs-Verlag“. Er kommt zuerst auf die 
bekannten Vorkommnisse mit Reuter zu sprechen, der vor dem 
Krieg stark an Ansehen in Japan verloren hatte; seitdem ist ihm 
in der „Associated Preß‘“ ein immer stärkerer Konkurrent er- 
wachsen. In Ostasien wurde, wie hier festzustellen ist, seiner- 
zeit bekannt, die Associated Preß habe ein Abkommen mit 
Reuter über stärkere Verwendung von englischen Meldungen in 
Ostasien abgeschlossen, womit Reuter das namentlich in Japan 
verloren gegangene Terrain wiederzugewinnen hoffte. Heute 
sind, fährt Hansen fort, alle führenden Blätter in Japan auf die 
Associated Preß und Reuter angewiesen, unterhalten aber außer- 
dem fast sämtlich eigene Berichterstatter in London, New York 
und Paris. (Der Verfasser hat Berlin übersehen!) Die Meldungen 
von Europa sind um ein Drittel billiger als die von den Ver- 
einigten Staaten. Hansen erinnert auch daran, daß die japa- 
nische Presse sich vor dem Kricg vielfach des Kabeldienstes 
des „Ostasiatischen Lloyds“ und der späteren Meldungen des 
„Deutschen Ueberseedienstes“ bedient hat. Hansen schließt 
seinen Aufsatz mit dem Hinweis, daß für Deutschland im Hin- 
blick auf die intensiven Wirtschaftsbeziehungen zu Japan die 
dringende Notwendigkeit besteht, durch einen direkten De- 
peschendienst die früheren wertvollen Beziehungen auszubauen. 
wobei die Kostenfrage kein Hindernis sein dürfe. 


Innere japanische Politik. Nach japanischen Meldungen soll 
der Gcheime Staatsrat beschlossen haben, dem Thron in einer 
Denkschriftt zu empiehlen, das Kabinett möge angewiesen 
werden, sofort Schritte zu tun, damit die Disziplin unter der 
Beamtenschaft des Pachtgebietes Kuantung wiederhergestellt 
werde. Die Denkschrift dürfte, wenn sie zustandekommt, den 
Mißbrauch in der Handhabung der Opium-Monopol-Bestimmun- 
gen zum Anlaß nchmen und als ein Anzeichen zu betrachten 
sein, daß der um so viel wichtigerer Fragen willen einstweilen 
vertagte Gegensatz zwischen der Militärpartei und dem Kabinett 
Hara noch in voller Stärke fortbesteht. 


Zur japanischen Arbeiterbewegung. Nach Tokioer Tele- 
grammen englischer Blätter hat ein Streik der Werftarbeiter in 
Kobe unerwartet großen Umfäng und außergewöhnlich schwere 
Folgen gehabt. Infolge der neuerlichen Preisherabsetzungen 
fanden Arbeiterentlassungen und Lohnverkürzungen statt, die 
wieder in der Arbeiterschaft, vor allem in der Metall-Industrie 
von Osaka und im Schiffsbau in Kobe, sehr a Unruhen er- 
zeugten. Die Arbeiter der Kawasaki-Werft in Kobe vertrieben 
ihre Werkführer und Beamten und unterstellten sämtliche Be- 
triebsabteilungen eigenen Vollzugsausschüssen, Das zeigt, wie 
sehr bolschewistische oder mindestens sozialistische Gedanken 
unter ihnen Verbreitung gewonnen haben. Die Zahl der strei- 
kenden Arbeiter von Kawasaki soll nicht weniger als 20 000 
betragen. Die Regierung soll, in der Sorge, daß durch solche 
Vorkommnisse der Bau von Schiffen für die Kriegsilotte ver- 
zögert werden könne, mit Gewalt den Streikenden entgegen- 
treten und beschlossen haben, zum ersten Male in der Geschichte 
der japanischen Arbeiterbewegung, den Belagerungszustand zu 
verhängen. 

Zur Reise des japanischen Kronprinzen. Der japanische 
Kronprinz Hirohito hat auf seiner Reise am 9. Juli in Toulon 
den Boden Frankreichs verlassen und ist am 11. Juli in Rom 
Cingetrofien, wo er unter anderm auch vom Papst in Audienz 


empfangen worden ist. Auch dieser Schritt bildet einen 
wichtigen Merkstein der japanischen Entwicklung und ist teils 
auf das tangjährige kluge und erfolgreiche Werben des Vatikans 
um gegenseitigen Austausch diplomatischer Vertretungen mit 
Japan zurückzuführen, teils schließt sich Japan damit dem Vor- 
gehen seiner Alliierten an, die alle mehr oder weniger der durch 
den Weltkrieg mächtig gesteigerten Macht des Vatikans dadurch 
Rechnung getragen haben, daß sie ihre vorher mehr oder 
weniger vernachlässigten Beziehungen zum päpstlichen Stuhl 
jetzt mit größter Sorgfalt zu pflegen begonnen haben. In- 
zwischen hat der Kronprinz am 17. von Neapel aus die 
Rückreise nach Japan angetreten. Ob es von französischer 
Seite sehr staatsklug gehandelt war, wenn im „Paris- 
Midi“ ein „Diplomat“ dem scheidenden japanischen Kron- 
prinzen das beinahe wie befriedigter Hohn klingende Wort nach- 
rief: „Beim Eintreffen des Kronprinzen in Europa habe überall 
die Auffassung geherrscht, die Welt stehe unmittelbar vor einer 
Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses, bei seinem 
Scheiden aber sei in dieser Hinsicht nichts erreicht worden,“ 
mag Frankreich mit sich selbst und mit Japan ausmachen. 


Japan und der Völkerbund. Der Transocean-Dienst be- 
richtet auf Grund einer Meldung aus Tokio unfer dem 18. 7.: 
Wie auf der letzten Völkerbundtagung bereits zutage trat, hat 
Japan verschiedene Bedenken gegen die Bestimmungen des 
Völkerbundes in seiner jetzigen Form. Die japanischen Zei- 
tungen berichten, daß die japanische Regierung beabsichtige, 
auf der nächsten Versammlung die nachstehenden Aenderungen 
zu beantragen: 1. Die französischen und englischen Texte 
werden miteinander in Uebereinstimmung zu bringen sein, und 
zwar in nicht weniger als zehn Punkten, wo diese Texte eine 
voneinander abweichende Lesung zulassen. 2. Nach der Mei- 
nung der japanischen Regierung ist der Vertrag bereits in einigen 
Punkten infolge des Lauis der Ereignisse veraltet. Ferner be- 
finden sich verschiedene Bestimmungen des Vertrages nicht in 
Uebereinstimmung mit der Tendenz des Völkerbundes. Japan 
wird den Antrag zur Revision des Völkerbundes in allen diesen 
Punkten stellen. 3. Japan hält es für erwünscht, daß im Ver- 
trage der Tatsache mehr Rechnung getragen werde, daß die 
Aufrechterhaltung des Friedens und der Ruhe in Ostasien ganz 
auf den Schultern Japans ruht. Man glaubt in Japan, daß bei 
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der Zusammensetzung des Völkerbundvertrages im Wesentlichen 
die europäischen Interessen beachtet worden seien. Soll der 
Völkerbund sein Ziel erreichen, dann muß er sich über die 


ganze Welt erstrecken und dann auch den Interessen der 


fernsten Länder Genüge tun. Die japanische Regierung werde 
die dazu nötigen Aenderungen beantragen. 


Ostsibirien. 


Die Kämpie in Ostsibirlen. Reuter meldet unterm’ 19. Julä 
aus Harbin, daß die Truppen der Republik des Fernen Ostens 
Urga eingenommen haben, nachdem sie Baron Ungern eine neue 
schwere verlustreiche Niederlage beigebracht hatten. Damit 
werden die verschiedenen in ähnlichem.Sinne lautenden Mel- 
dungen aus Moskau bestätigt, und die von den Anhängern Se- 
menows besonders in Europa ausgehenden Meldungen von sieg- 
reichem Vordringen der Streitkräfte Semenows nach Westen 
brechen damit in sich zusammen. Ob die Meldungen richtig 
sind, wonach im Gebiet von Tschita selbst Bauernaufstände und 
eine gefährliche Krise herrschten, muß abgewartet werden. 

Japan hat inzwischen die englische Regierung amtlich davon 
verständigt, daß es angesichts der in Östsibirien herrschenden 
Unruhen vorläufig seine Garnisonen in Wladiwostok, auf 
Sachalin usw. belassen müsse. Es hat letzthin eine neue Di- 
vision zu Ablösungszwecken dorthin gesendet. Von den, ver- 
mutlich im französischen Interesse geflissentlich gegen Japan 
Stimmung machenden Organen wie der „Frankfurter Zeitung“ 
und die „Vossischen Zeitung‘, gibt die letztere eine Londoner 
Meldung wieder, wonach sich der neue japanische Kriegs- 
minister General Yamanashi einem Vertreter der japanischen 
Presse gegenüber sehr unzweideutig über die japanische Politik 
in Sibirien ausgesprochen haben soll. Er habe die allzu große 
Nachgiebigkeit der Öffentlichen japanischen Meinung gegenüber 
angelsächsischen Stimmungen getadelt, da Japan immer nur 
seine eigenen Interessen wahrzunehmen habe. Wenn Japan der 
Volksstimmung nachgebe und seine Truppen aus Sibirien zurück- 
ziehe. so werde bald der Tag konsmen, wo dieselbe öffentliche 
Meinung fordere, daß aufs neue Truppen dorthin gesandt würden. 
Aus wirtschaftlichen Gründen dürfte das japanische Landheer 
nicht weiter vergrößert werden, es müsse aber aus Gründen 
der Landesverteidigung seine jetzige, das unbedingt erforder- 
liche Mindestmaß darstellende Stärke beibehalten. 


mn Wirtschaftliche Nachrichfen Ilm 


Wirtschaftliche 
Würdigung der ..Repubilik des Fernen Ostens’. 


Von Oberstleutnant a. D. Bleyhoefier. 
(Fortsetzung.) 


Wenn auchı seit dem Erscheinen des ersten, die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der „Republik des Fernen Ostens“ be- 
handelnden Artikels das neugeborene Kind eines frühen Todes 
gestorben zu sein oder doch zu sterben scheint, so hat doch 
diese Frage für uns um nichts an Interesse verloren und wir 
wollen heute die Küstenprovinz *, gerade jenen Teil, welcher 
sich mit Japans Hilfe von dem Ganzen losgelöst hat, etwas 
näher betrachten. 

Das Küstengebiet ist ein Bergland: Der dasselbe von 
Norden nach Süden durchziehende Sichota Alin hat auf das 
Klima desselben einen bestimmenden Einfluß; östlich dieser 
Wasserscheide ist es ozeanisch, daher milder; westlich der- 
selben ist es ausgesprochen kontinental. Im ganzen genommen, 
kann man sagen, hat das Küstengebiet ein rauhes Klima. 

Die Bevölkerung setzte sich vor Ausbruch des 
Weltkrieges wie folgt zusammen: 75 % Russen, 9 %Koreaner, 


„Der Ferne Osten“ 
(Erscheint bei Snockschwerdt in Berlin.) 


* Schr eingehend behandelt dieselbe: 
C. von Zepelin. 


7% Chinesen, 3% Eingeborene (Tasen, Golden, Orotschen, 
Tungusen. Ihre Zahl schmilzt infolge der Berührung mit der 
Kultur von Jahr zu Jahr mehr zusammen) und 1 % Japaner, 
deren Zahl sich jetzt erheblich erhöht haben dürfte. Der 
Rest kommt auf Europäer, Amerikaner, Juden, Jakuten und 
Tataren. 

Interessant für die Beurteilung der Aussichten der reak- 
tionären Bewegung in diesem Teile des ehemaligen russischen 
Reiches ist die Angabe, daß die Zahl der Kosakenbevölkerung 
(also Semenow-freundlich und antibolschewistisch) rund 26 000 
Köpfe ausmacht. Der: größte Teil der Bevölkerung gehört 
dem Bauernstande an, ist aber ebenfalls einer Trennung von 
Moskau geneigt. 


Was die Bodenschätze des Küstengebietes betrifit, 
so ist dasselbe reich an Mineralien und der Bergbau dürfte 
eine große Zukunft haben. Gold und Silber, Kupfer, Zink, 


Bleierze, Eisen und Kohlen finden sich an verschiedenen 


Stellen: 
Gold findet sich in zwei Gebieten: 


1. inden Amgun-Udsker, am unteren ÄAmur und 
zwar in abbauwürdiger Menge in dem Gebiete des 
Amgun und im Zuflußsystem des Sees Orel, Tschlja 
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Udyl, sowie einiger Küstenflüßchen westlich Nikola- 
jewsk bis zum Kuz Wrangel. Auch im System des 
Uda liegen Goldfunde vor. Im Jahre 1908 betrug die 
amtlich festgestellte Goldausbeute im Udsker Kreise 
1350 kg (außer dem unterschlagenen und dem durch 
Raubbau gewonnenen). 

2. in dm Ussuri-Gebiet. Im Süd-Ussuri Berg- 
bezirk waren zwei Golderzgruben in Betrieb, eine auf 
der Insel Askold, die andere bei der Nadschoka-Bucht. 

Außerdem waren noch an vielen’ anderen Stellen Goldwäsche- 
reien mit geringen Ergebnissen in Tätigkeit. 

Kupfer hat man nördlich der Wladiner Bucht am Sui- 
fun, am Ausfluß des Sees Bolen-Odschal zum Amur, unterhalb 
Chabarowsk gefunden. 

Bleierze mit Gehalt von Kupfer und Silber und vor 
allem Zink hat man am Tjutiho, einem über 430 km nördlich 
von Wladiwostok in das Meer mündenden Flusse entdeckt. 

Eisenlager gibt es: 

1. bei Nikolajewsk am Amur. Diese Stadt steht auf 
einem solchen, das angeblich 43 % Eisen enthalten soll 
und dessen Vorrat auf 1:5 Millionen t geschätzt wird. 

2. an der Olga- und Wladimir-Bucht: der Eisengehalt 
soll 54 % betragen, der Vorrat wird ebenfalls auf 1': 
Millionen t geschätzt. 

3. Andere Eisenlager sind am Oberlauf des Sutschan, 
südlich des Hanka-Sees und in den Tälern des Bikin 
und Iman festgestellt. 

Die größten Steinkohlenlager sind wohl die am Sutschan, 
58 km von seiner Mündung, hier findet sich Anthracit, für 
Schiffsfeuerung geeignet, doch kommen auch andere Arten vor. 
Die Kohle ist backend, mit wenig Asche und ohne Schwefel. 
Die Förderung betrug vor dem Kriege jährlich 163 000 
Tonnen, der Preis damals etwa 13 Rubel, während ihre Kon- 
kurrenzkohle, die japanische, damals 8 Rubel kostete. 

Ferner findet man Kohlen an der Possjet-Bucht, doch 
sind diese von mäßiger Beschaftenheit. Besser sind die an der 
Sedima, am Berge Salnikow, am Suifun und am Berge 
Matugai. 

Außerdem gibt es die schwarzen Diamanten am \West- 
ufer des Amurbusens, an der Küste des Tatarischen Golfes, 
auf der Halbinsel Murawjew-Amursky und an der Korff-Bucht. 

Daß die Steinkohlenförderung entwicklungsfähig ist, dar- 
über kann kein Zweifel bestehen. Dazu wäre aber eine genaue 
geologische Untersuchung des Küstengebietes und die Heran- 
ziehung fremden Kapitals erforderlich, wie man denn ja auch 
in letzter Zeit in ostasiatischen Zeitungen mehrfach von dies- 
bezüglichen Konzessionen an Amerikaner und Japaner lesen 
konnte. 


Industrie, Ilandel und Gewerbe. 


Im allgemeinen kann man die sehr schwache Industrie 
des Gebietes dahin charakterisieren, daß neben dem Bergbau 
und der mit dem Fischfang und der Verwertung der Erzeug- 
nisse des Meeres in Verbindung stehenden, die Helz'ndustrie 
und die mit der Bautätigkeit und der Ernährung der Bevölke- 
rung verbundenen Erwerbszweige Erwähnung verdienen. 
Industrie und Handwerk arbeiten in erster Linie für die 
Befriedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung, nicht für die 
Ausfuhr. 

Die Taupt-Kin- undAusfuhrhäfen sind Wla- 
diwostok und Nikclajewsk. Der erstere ist von Ende 
Dezember bis Ende März gewöhnlich vereist. Doch halten 
Eısbrecher eine Fahrrinne offen, so daß Schiffe über 800 t 
auch walırend dieser Zeit ohne Gefahr die Finfahrt passieren 
können. Bei Nikolajewsk liegen die Verhältnisse noch 


an. 


ungünstiger. Die Einfuhr in den Amur ist wegen der Un- 
tiefen sehr erschwert, außerdem ist der Hafen nur von Anfang 
Juni bis Ende Oktober eisfrei. 

Eingeführt wird alles, was der Mensch zur täg- 
lichen Notdurft und Nahrung seines Leibes gebraucht und 
alle Arten anderer Gebrauchsgegenstände. 

Wladiwostok führt aus: Bohnzu, Holz, Getreide, 
Erbsen, Fische, Tee, verschiedene Produkte des Waldes, 
Seiden-, Wollen- und Baumwollstoffe, Leder, Butter, Mehl, ge- 
trocknete Champignons, Apothekerwaren, Schlangen für 
medizinische Zwecke, Gewürze aller Art, Wäsche, Kleider 
Pelze. 

Nikolajewsk führt aus nur Salzfische und Holz. 

Außer dem Seehandel findet ein lebhafter Austausch von 
Gütern über de Landgrenze mit China und Korca «tstt. 

Das Tierreich und die Jagd. 

Die Jagd wird meist im Winter betrieben, da in Jieser 
Zeit die wertvollste Jagdbeute, der Pelz, entwickelt ist. 
Auch kann dann das Fleisch des Wildes in gefrorenem Zu- 
stande aufbewahrt werden. Da die Jagd auch für den Kauf- 
mann eine wichtige Einnahmequelle bılden kann, so scien die 
im Küstengebiete vorkommenden hauptsächlichen jagdbaren 
Tiere hier kurz erwähnt: Der Zobel, das Eichhörnchen, der 
Hermelin, drei Hirscharten, das Renntier, ‚lie wilde Ziege, das 
Wildschwein, mehrere Arten Füchse, der Bär, der Polar- 
fuchs usw. 

Von der Vogelwelt jagt man auf wilde Enten, Gänse, 
Schwäne, Fasanen, Triuthähne, Haselhühner 


Die Waldungenundderen Verwendung. 


Nähere zuverlässige Angaben über den Waldb=stand des 
Küstengebietes stehen nicht zur Verfügung. Jedenfalls ist 
derselbe sehr groß und wird forstwirtschaftlich nicht aus- 
genutzt. Der Reichtum an Bau- und anderem Holz, für das 
in dem benachbarten China eine gute Absatzqueile zu finden 
wäre, während dort das kalifornische und japanisch Holz auf 
den Markt gebracht wird, wird nicht vcıweıtet. 

Die Holzausfuhr ist bis jetzt kaum nennenswert. Es 
dürfte leicht sein, dieselbe zu heben und große Gewinne aus 
derselben zu erzielen. 


Die Landwirtschaft. 


Ihr Schwerpunkt liegt im Süden. Sie ist nicht inıstande, 
die schwache Bevölkerung zu ernähren. Das Land ist daher 
auf Einfuhr landwirtschaftlicher Artikel angewiesen. Z. B 
kommt Vieh zur Ernährung der Stadtbevölkerung aus der 
Mandschurei und Korea, außerdem auch auf dem Wasserwege. 
Aus Australien wird Gefrierfleisch eingeführt. 


Die Fischerei und die Gewinnung der 
Produktedes Meeres. 


Die Fluß- sowohl als die Seefischerei und die Gewinnung 
der Produkte des Meeres sind für die Ernährung und die 
Erwerbung des Unterhaltes der Bevölkerung des Küstenge- 
bietes von höchster Bedeutung. 

Für dieFlußfischerei kommt in der Hauptsache der 
Amur in Betracht: Die wichtigsten in demselben vorkommen- 
den Fischarten sind: der Lachs und die Gorbuscha (wird 
ctwa 40—50 cm länger, dem ersteren verwandten Fisch), de: 
Stör, die Beluga, ser Weißfisch usw. Im ganzen gibt es 
Stromeebiet des Amur ungefähr 50 Arten. 

Wenn auch die Fischerei auf Stör und Weißfisch im allge- 
meinen nur von lokaler Bedeutung ist, so kommt doclr der 
Kaviar dieser Fische zur Ausfuhr. Er hat uns manchmal 
während der Kriegsgefangenschaft eine angenehme Abwechs 
lung in der Speisenfolge gebracht. 
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Der hauptsächlichste Markt für die Fische des Amur ist 
Japan. DieSeefischerei entwickelt sich von Jahr zu Jahr 
mehr. Die Japaner machen den Russen große Konkurrenz 
in derselben und versuchen nach dem Kriege alle Fischerei- 
gerechtsame mit Gewalt an sich zu bringen. Es werden ge- 
fischt: Sardinen, Heringe, Lachse, Austern, Trepangen und 
Seekohl. Ueberall trifft man in neuerer Zeit die japanischen 
Fischfahrer, die ihren Fang in derartigen Massen nach ihrer 
Heimat bringen, daß es keine Seltenheit ist, wenn man den 
Bauer seinen Acker mit Fischen düngen sieht und die Hühner- 
eier derartig nach Fisch schmecken, daß sie ungenießbar sind. 

Nicht unbedeutend ist außerdem der Fang von Krabben 
und anderen Weichtieren und Muscheln. 

Neben dem heute noch nicht zu übersehenden Reichtum 
an edlen Metallen und Kohlen dürfte in der Fischerei ein 
wichtiges Moment der Zukunft des Küstengebietes zu 
suchen sein. (Fortsetzung folgt.) 


Die wirtschaftliche Lage Japans. 
To Kobe, 20. Mai 1921. 

Die Berichte des Monats April ergeben ein erheblich 
günstigeres Bild von der allgemeinen Wirtschaftslage Japans, 
2ls die vorhergehenden. In den Rechnungsabschlüssen der 
industriellen Unternehmungen, die veröffentlicht worden sind, 
erscheinen jetzt die Verluste, die durch das plötzliche Zu- 
sarnmenbrechen des Welthandels verursacht worden sind. Da 
nun für Warcnpreise festere Werte eingesetzt werden können, 
werden die Verlusce abeeschrieben. In manchen Fällen reichen 
die Reserven nicht aus; Kapital ist verloren gegangen und 


neues Geld muß in Form von Prioritätsaktien oder Pfand- 


briefen aufgenommen werden. Das heißt, die Beteiligten 
müssen von ausgezahlten großen Kriegsgewinnen ge- 
wisse Teile wieder hergeben. Die ncuentstandenen oder ver- 
größerten Anlagen bleiben aber bestehen, und auf einigen 
wichtigen Gebieten können sie allmählich wieder gewinnreich 
in Betrieb gesetzt werden. 

Der Vorsitzende der Außenhandelskammer von Kobe 
sagte in einer Rede kürzlich: Eine Anzahl der neuange- 
kommenen Kaufleute haben ihre Geschäfte schließen müssen 
und sind wieder davongezogen. Einige von ihnen bleiben. 
Die alten Firmen haben alle durchhalten können, und ces fehlt 
nicht an Anzeichen für die Wiederbelebung des Handels. An- 
fragen aus Europa mehrem sich, und daß im Auslande ein 
Bedarf für japanische Waren besteht, zeigt „die Seidenausfuhr 


aus Yokohama trotz der von der Seidengesellschaft künstlich 


aufrechterhaltenen hohen Preise“. 

Tatsächlich ist nach verschiedenen Richtungen ein flotter 
Handelsverkehr wieder eingetreten. Die Dampfer der Pazifik- 
Linien finden volle oder gute Ladungen. Der Passagierver- 


kehr übersteigt nach allen Richtungen die Leistungsfähigkeit 


der Dampfer. Der Handel mit China beansprucht vermehrten 
Schiffsraum. Der Handel mit Indien zieht weitere Dampfer 
an. Der Handel nach Südafrika und Südamerika entwickelt 
sich langsam. Der Handel mit Australien bleibt dagegen ge- 
ring und der Handel mit Europa schlecht. 

Der Jahreszeit mag der vermehrte Verkehr zum Teil zu- 
zuschreiben sein. 

Auch der Umstand, daß in Indien und Amerika erhöhte 
Einfuhrzölle zu erwarten sind und daß deshalb nur eine be- 
schränkte Zeit günstiger Bedingungen auszunutzen bleibt, 
mag zur Belebung des Verkehrs beigetragen haben. Immer- 
hin helfen diese Zufälle über eine schwierige Uebergangszeit 
hinweg. 

In unerwartet günstiger Weise hat sich das Baumwoll- 
warengeschäft entwickelt. Seit letzten August hat man auf 
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den Zeitpunkt gewartet, wo mit den Garnvorräten geräumt 
sein würde. Er ist jetzt eingetreten. Besonders erfreulich ist, 
daß China, der natürliche Absatzmarkt Japans, sich seitdem 
der Silberpreis beständiger ist, als aufnahmefähig erwiesen 
hat. Japan macht besondere Anstrengungen, sich den Markt 
zu erhalten, und in den natürlichen Vorteilen, die es hin- 
sichtlich dieses großen und ausdehnungsfähigen Absatz- 
marktes anderen Industrieländern gegenüber hat, liegt die un- 
gewöhnliche Erholungsfähigkeit seiner Wirtschaft. Das 
Chinageschäft liegt fast ausschließlich in japanischen Händen. 
Seine Wiederbelebung kommt den fremden Firmen in Japan 
deshalb nur mittelbar, d. h. dadurch zugute, daß sie die all- 
gemeine Geschäftslage günstig beeinflußt. 

Zu einer Zeit, wo die Kohlengrubengesellschaften eine 
Einschränkung der Produktion um 17 Prozent angesichts von 
Vorräten über 1 Million Tonnen beschlossen haben und der 
Europahandel brach liegt, kann von einer normalen Lage 
nicht die Rede sein. Der Japanhandel geht aber offenbar einer 
etwas veränderten dauernden Orientierung entgegen. Das 
Europageschäft tritt gegenüber den näherliegenden Märkten 
etwas zurück. Japan konzentriert sich mehr und mehr auf 
China, Indien und die Südseeländer, sucht hier eine feste 
Stellung, ohne seinen Wettbewerb auf den fernerliegenden 
Märkten aufzugeben. 

In zunehmendem Maße tritt Japan als Vermittler des 
mandschurischen Geschäfts auf, das, seitdem Rußland als die 
Getreidekammer Europas nicht mehr leistungsfähig ist, eine 
neue Bedeutung gewonnen hat. Die‘ großen japanischen 
Firmen haben mit der südmandschurischen Eisenbahn 
günstige Frachtverträge abschließen können. 

Sie beherrschen den dortigen Markt. Japanische Schiff- 
fahrtsgesellschaften beherrschen den großen Ausfuhrhafen 
Dalny und auch wohl den von Wladiwostok, dem jetzt ein 
Teil der landwirtschaftlichen Produkte der Nordmandschurei 
wieder zugeführt wird. 

Japan versucht von Dalny und Korea aus die Gold- 
währung in der Mandschurei einzuführen, sich dem Land 
wirtschaftlich mehr und mehr anzuschließen und hat damit 
bereits einen gewissen Erfolg erzielt. In politischer Hinsicht 
betreibt Japan seine Versöhnungspolitik erfolgreich weiter. 
Die fremde Presse in China berichtet kürzlich wieder von 
japanfeindlichen Boykottbewegungen, und zwar diesmal in 
Szetschuan. Daß die Berichte stark übertrieben sind, beweisen 
die Ziffern des Einfuhrhandels. Gerade am oberen Yangtse 
sind japanische Baumwollwaren in größeren Mengen auf den 
Markt gekommen, und wohl nur weil der japanische Wett- 
bewerb ihnen unbequem wird, möchten Engländer und 
Amerikaner den Boykott wieder aufleben lassen und bringen 
sie ihn von Zeit zu Zeit in Erinnerung. 


Papieriabrikation aus Bambus. 


Die zunehmende Papierknappheit, der Mangel an Roh- 
material und die enorm gestiegenen Preise für Rohprodukte 
und Fertigfabrikate in Ostasien haben den dortigen inter- 
essierten Kreisen Veranlassung gegeben, ihr Augenmerk ın 
größerem Maße als bisher auf die Ausnutzung der großen 
Bambusbestände in Ostasien für die Papierfabrikation zu 
richten. Tropische und subtropische Gebiete, die die für das 
Gedeihen der Pflanze erforderliche große Feuchtigkeit be- 
sitzen, sind die Heimat des Bambus, und häufig findet man 
große Flächen mit undurchdringlichen Wäldern bedeckt. Aus 
den dichtbestandenen Aequatorialgebieten ziehen sich die 
Bambuswälder durch Französisch-Indochina und ganz Süd- 
china tief? nach West- und Zentralchina hinein, wo sie in den 


252 

nördlicheren Gebieten unter Kultur stehen. Auch Japan und 
Formosa weisen reiche Bestände auf. Nach französischen 
Quellen gibt es allein in -Indochina- bis zu: 90 verschiedene 
Arten, doch wird diese Zahl noch durch die auf den Philip- 
‚pinen, in den Malayenstaaten und Niederländisch-Indien vor: 
kommenden zahlreichen Arten der Pflanzen übertroffen. Be- 
kannt ist, daß der Bambus außerordentlich rasch wächst und 
eine große Länge erreichen kann. Im äquatorialen Inselgebiet 
gibt es Arten, die täglich bis zu 60 cm wachsen und 40 m 
hoch werden. Zahlreiche Versuche haben bewiesen, daß die 
verschiedenen Bambusarten sich zur Herstellung hoch- 
wertigen Papiers besonders eignen und daß dieses Produkt 
infolge der unerschöpflichen, schnell heranwachsenden Roh- 
materialienbestände und billigen Arbeitskräfte berufen ist, 
nach Fertigstellung großer moderner Fabrikanlagen Papiere 
fremden Ursprungs aus Ostasien zu verdrängen. 

Zahlreiche kleine Betriebe in China, besonders in den 
"westlichen und mittleren Provinzen, haben schon von jeher 
Bambuspapier hergestellt und Ostasiaten dürfte dieses Fabrikat 
hinreichend bekannt sein. In den letzten Jahren sind in Indo- 
china mit französischem Kapital eine Reihe von Papierfabriken, 
die zum größten Teil Bambusmasse verwenden, eröffnet 
worden. Die Fabrik in Dapcau (Indochina) stellte anfäng- 
lich nur Packpapier her; nachdem aber nach Beendigung des 
Weltkrieges die zur Herstellung feinerer Papiere notwen- 
digen Chemikalien freigeworden waren, konnte man auch an 
die Produktion von Zeitungspapier, Schreibpapier, Zeichen- 
papier und Loeschpapier gehen. 3 in Tonkin erscheinende 
französische Zeitungen brauchen ausschließlich . Bambus- 
papier aus dieser Fabrik. Neuerdings ist eine große Fabrik- 
anlage für die Verwertung von Bambus zur Papierfabrikation 
in Vietri am Roten Fluß eröffnet worden. 

Alle Betriebe‘verwenden als hauptsächlichstes Rohpro- 
dukt verschiedene, besonders geeignete Bambusarten, unter 
entsprechender Beimischung von Lalang graß (Imperata arın: 
dinacea), Reisstroh und Lumpen. 

Die Umwandlung der Bambusstämme in Papiermasse 
vollzieht sich nach modernen Grundsätzen.und unterscheidet 
sich kaum von europäischen Methoden. Man rechnet auf 
die Tonne trockene Stämme, wie sie anzelicfert werden, ctwa 
40 bis 45 Prozent Papiermasse. Um eine Fabrik mit ciner 
wöchentlichen Produktionsfähigkeit von 500 Tonnen Papier- 
masse voll zu beschäftigen, ist unter normalen Verhältnissen 
ein Waldbestand von nur 5000 ha Fläche erforderlich. C.S. 


Japan. 


Japans auswärtiger Handel 1921. Für die Zeit vom 1. Januar 
bis 30. April 1921 ist der auswärtige Handel Japans gegenüber 
dem Vorjahr mit Yen 1861 433 WO auf Yen 858 458 000 gefallen. 


1921 1920 

('n Yen) (in ı Yen) 
Einfuhr 499 153 000 1.099 910 000 
Ausfuhr 359 305 000 761 523 009 
Gesamthandel 858 458 000 1 861 433 000 


Mehreinfuhr zu Ungunsten Japans Y. 139848000 Y. 338 387 000 


Zahlreiche Liquidationen in Japan. Während des Monats 
April haben 1019 Handelsgesellschafiten liquidiert. Das ist die 
bisher höchste Zahl gewesen, indem sie den Monat März noch 
um 156 und den April letzten Jahres um 607 übertrifit. Ins- 
gesamt haben seit Anfang Januar d. J. 2518 Handelsgesell- 
schaften in Liquidation treten müssen. Bemerkenswert ist, daß 
sich unter den liquidierten Firmen 41 Schiffahrtsgesellschaften 
beianden. 

Arbeiter-Unterkunitshaus in Yokohama. Am 15. Mai wurde 
in Yokohama unter dem Namen „Yokohama Shakai-kan“ ein 
Umterkunftsthaus für die arme Bevölkerung eröffnet. Das Haus, 


‚ . 


das dem Direktor der Soda-Bank in -Yokohama, Dr. Soda, als 
Präsidenten untersteht, enthält in 79 Zimmern Platz für 625 
Männer. Der Pensionspreis beträgt für Nachtlager, Abend- 
essen, Frühstück und Bad zusammen 44 sen täglich. Die neue 
Einrichtung erfreut sich regen Zuspruchs durch die Arbeiter. 


° Niederländisch-Indien. 


Allgemeine Wirtschaitsiage Javas im Jahre 1920. Nieder- 
ländisch-Indien war, je länger der Weltkrieg andauerte und de 
verfügbare Handelstonnage Kriegszwecken nutzbar gemacht 
werden mußte, immer mehr in Mitleidenschaft gezogen worden. 
Riesige Mengen von Ausfuhrgütern sammelten sich an, die dem 
Verderben anheimfielen, weil trotz des großen Warenmangels 
in Europa und der dort gebotenen hohen Preise keine Verschif- 
fungsmöglichkeit bestand; am Produktionsort selbst gingen die 
Preise ständig infolge des großen Warenangebotes herunter und 
sanken teilweise unter Selbstkosten. Erst die allmähliche Frei- 
gabe von Schiffsraum führte einen Wandel herbei und bald nach 
Beginn des Waffenstillstandes fing das Ausfuhrgeschäft an, sich 
immer rascher zu beleben. Um die Mitte 1920 hatte es seine 
höchste Blüte erreicht; entsprechend waren die Preise ge- 
stiegen. Zucker, einer der wichtigsten Ausfuhrartikel Javas, war 
gegen Kriegsende unter 6 Gulden für 1 picul (60 kg) gefallen und 
stand Mitte 1920 auf 70 Gulden. Aehnliche Verhältnisse traten 
für eine Reihe von anderen Ausfuhrartikeln Javas ein und die 
Kaufkraft aller Bevölkerungsklassen stieg merklich. Dement- 
sprechend stieg der Import, besonders für Baumwollartikel und 
Gebrauchsgüter aller Art. Den Löwenanteil bei diesem Geschäft 
trug Japan davon, da es erstens von Java aus am schnellstens 
zu erreichen war und die japanischen Agenten die Insel intensiv 
‚bearbeiteten und zweitens Europa und Amerika noch nicht 
“wieder so auf die Friedenswirtschaft eingestellt waren, um die 
weiter entfernten Länder mit Importgütern voll versorgen zu 
können. Eine natürliche Folge dieses flotten Geschäftes war. 
daß eine wilde Spekulation einsetzte, besonders seitens japa- 
nischer Importeure, und daß Güter zu den damaligen hohen 
Preisen eingeführt wurden, deren Menge den voraussichtlichen 
Bedarf um das Mehrfache überstieg. Die von Mitte 1920 immer 
stärker einsetzende Weltwirtschaftskrise warf ihre Schatten 
auch auf Java, wo plötzlich aller Handel ins Stocken geriet. Die 
Preise fielen und die Banken verweigerten weitere Kredite auf 
Einftuhrgüter, was eine Panik hervorrief und große verlustreiche 
Zwangsverkäufe zur Folge hatte. Im Juli war der Preis für 
Zucker bereits auf 50 Gulden gefallen, auf 40 Gulden im August. 
im Oktober auf 30 Gulden und nachdem der Durchschnittspreis 
im November noch 20 Gulden gewesen war, ging er im fol- 
genden Monat noch unter 20 Gulden und drohte sogar unter 
den Selbstkostenpreis, der damals etwa 15 Gulden für das Picul 
betrug, herunterzugehen. Java-Kafice war im Frühjahr 1920 
auf 70 Gulden gestiegen, fiel dann zeren Anfang August auf 
40 Gulden und stand im Dezember nur noch auf 20 Gulden. 


Zucker und Kaffee als Ausfuhrgüter und Baumwollfabrikate 
als Einfuhrartikel sind die an erster Stelle stehenden Handelsgüter 
Javas, und das außergewöhnliche Fallen der Preise hierfür mußte 
unter den oben beschriebenen Umständen den Zusammenbruch 
vieler Firmen. sowohl europäischer, als auch vieler chinesischer 
und iapanischer, nach sich ziehen. Die Java Oversca Co. 
welche mit einem Kapital von nur 300 000 Gulden arbeitete. YLT- 
lor 25 Millionen Gulden durch Spekulation in Zucker und Kailet. 
Um Gelder flüssig zu machen, wurden gegen Jahresende durch 
japanische Importeure größere Verkäufe von ihnen eingeführter 
japanischer Baumwolliabrikate bewirkt. bei welchen Gelegen- 
heiten Preise erzielt wurden, die weit unter den seinerzeitixen 
Finkaufispreisen lagen. Achnlich Jagen die Verhältnisse m 
Kleinhandel, wo man als Norm ein Fallen aller Preise uM 
50 % annehmen konnte. 

Was nun den Import von Gütern nach Java anbelang 
trat während des Krieges und der darauf folgenden Zeit $i$ 
in die ersten Monate des Jahres 492% hinein, Japan stark 'N 


on 


den Vordergrund. Dann machte sich aber die europäische und 


amerikanische Konkurrenz auf den dortigen Märkten für Japan 
immer mehr fühlbar. Haupteinfuhrartikell waren Baumwoll- 
artikel, Zement, Bier, Streichhölzer, Spielwaren, etektrische 
Artikel, Wirkwaren, Papier, Gummireifen und Kohlen. Die 
nachfolgenden Tabellen zeigen in übersichtlicher Form die 


wichtigsten Einfuhrgüter und ihr Herkunftsland für die Jahre 


1918, 1919 und die ersten 8 Monate des Jahres 1920. 


Zement in Fässern. 1918 1919 1920 
Europa . . 2...» 1 700 330 76 870 
Indo China. . . . . 20 560 —_ 13 820 
Hongkong . . . .. 73 420 . 14 600 100 980 
China . Be er ae a —_ 10 000 = 
Japan . . .......273860 135 620 278 940 
Andere . . . 2... 3 030 760 14 430 

Bier in Hektolitern 
Deutschland . . . .- 16 Z— 4310 
Amerika. . . ... 7525 13 315 3 720 
Japan . .. 2.0. 11 135 23 810 4950 
Andere . . . 2... 1 220 2 460 15 395 

Shirtings (Wert in Gulden) 

Deutschland . . . . 31 720 — 54 070 
Amerika. . . ... 77040 147 110 121 060 
Singapore u. Hongkong 102 685 108 180 277 1% 
Japan . . . 2... ..1531430 1308339 883 810 
Andere 1069000 2080000 5 700.000 
Baumwollgüter (Wertlin Gulden) 
Holland . . 2». 2468000 7830000 33893 000 
England . - ....29933000 24776000 55 745 000 
Singapore u. Hongkong 4126000 4410000 11077000 
Japan . . „2 . . .15.%3000 11435000 43 978 000 
Andere . . .... 4940 135 595 293 885 
Gummireifen in Ballen. . 
Europa . . ....» 18 055 37 485 


Neuerwall 38 


Assecuranz 


23 805 


Ostasien Güterverkehr 
HH. Kersken jr. 


Stammhaus: Amsterdam, Heerengracht 448 
Hamburg36 Rotterdam BerlinN.24 


Schiedamsche Singel 33 


Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


Vertreter erstklassiger Reedereien. 


Uebernahme von Großtransporten jeder Art. 


Incasso 
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Amerika. . .... 13 785 35 950 47 710 
Japan .. 2... 36 329 64 305 39 590 
Andere . . 2.2... 2 596 11 825 23 745 
Papier (Wert in Gulden) 
Holland . . . ... 73 920 249 420 956 255 
Amerika. . 285 895 877 060 378 755 
Schweden . . . ... 3 865 4 670 345 750 
Japan . 1 239 175 335900 313 225. 
Andere . . . 2... 1 945 1 280 3 265 
CS. 
Malayenstaaten. 


Niedrige Gummipreise in den Malayenstaaten. In den letzten 
3 Monaten ist der Verkaufspreis für Rohgummi in Singapore 


“auf durchschnittlich 35 cents für das Pfund gefallen. Unter 


normalen Verhältnissen betragen die Selbstkosten der Produ- 
zenten für ein Pfund Rohgummi 50 cts., so daß von vornherein 
15 cents am Pfund verloren werden, von einer Kapitalverzinsung 
ganz abgesehen. Da die monatliche Normalproduktion der Ma- 
layenstaaten etwa 26880000 Pfund (englisch) beträgt, so be- 
läuft sich der den Produzenten in den letzten 3 Monaten ent- 
standene Schaden auf mehr als 12 Millionen Dotlar. Schon 
vorher gestatteten die gesunkenen Preise seit geraumer Zeit 
keine Gewinne mehr und die Aussichten für eine baldige Besse- 
rung der Lage sind sehr geringe. Unter diesen Umständen 
mußten Dutzende von europäischen Angestellten und Tausende 
von eingeborenen und chinesischen Arbeitern entlassen werden. 


Die Regierung ist um Hilfeleistung für die zahlreichen, aus allen 


möglichen Betrieben entlassenen Europäer, die sich teilweise 
in recht schlechten Verhältnissen befinden, angegangen worden. 
Allgemein herrscht die Meinung vor, daB die gespannte Lage 
durch die Ueberproduktion hervorgerufen worden ist und daB 
die Gesamterzeugung an Rohgummi auf gesetzlichem Wege um 
50% herabgesetzt werden müsse, wobei die kleineren, finanziell 
schwächeren Gesellschaften einzugehen hätten. 


Oranienburgerstr. 56a 


Lagerung 


u 


Auslandsschäden und Entschädigung. 


Deutsches Eigentum in Tsiuglau. 


Ueber Hypotheken deutscher Gläubiger auf chinesische 
Grundstücke in Tsingtau hat Rechtsanwalt Dr. Rumpf. 
Tsingtau, folgende Angaben gemacht, die für viele Tsing- 
tauer großes Interesse haben düriten: 


D:e Hvpothekenforderungen Deutscher gegen Chinesen oder 
andere Ausländer in Tsingtau sind von der japanischen Liqui- 
Uitionsbehörde sämtlich auf Grund der \Vcrordrung vom 
26. Juni 1919 beschlagnahmt worden und zwar ıneist am 
27. November 1919, 


Einige kleinere Hypotheken im Betraxz bis zu $ 10 000.— 
sind neuerdings dem Gläubiger zurückgegeben worden in An- 
rechnung auf die vom Liquidationsamt auszuzahlenden Yen 
10.100.—, wobei der Kurs des Freigabetags der Umrechnung 
von Dollars in Yen zugrunde gelegt wird. 


Alle übrigen deutschen Hypothckenforderinzen werden in 
der Weise liquidiert, daB das japanische Liquidationsamt das 
Kapital von dem Schuldner einzieht und dem Liquidations- 
konto des deutschen Gläubigers gutschreibt. Die Liquidations- 
konten werden bei der Yokohama Specie Bank geführt und die 
cinzehenden Gelder vom Targe des Eingauges ab mit der üb- 
chen Rankrate verzinst. Der erste Termin für die Einzanlung 
der Schulübeträzge durch die Chinesen beim Liquidatiopsamt war 
bereits auf Ende 19% angesetzt. Er wurde dann nmichrfach 
hinauszeschoben. weil die chinesischer Schuldner mit der Zah- 
June große Schwierirkeiten machten umd die iapanısche Behorde 
sich scheute, energisch zuzufassen. Zuletzt war ein angeblich 
endeültiger Zahlungstermin auf den 26. April 1921 angesetzt wor- 
ven und es scheint, als ob die Liqui-läationsbehörde jetzt enulich 
Frust machen will. Es ist noch nichts darüber bekannt gewor- 
den, ob der größere Teil der Schuldner der Zahlungspilicht 
nachzekomen ist. Vor dem Zahlunestage haben nur verhältnis- 
mäßie wenive der Schuldner das Kapital einzezahlt. Ueber das 
Verfahren des Lieuidationsamies gexen solche Schuldner, die 
sich der Rückzahlungspfiieht entziehen, ist etwas Bestimmtes 
nicht bekannt geworden. Gerüchtweise ist verlautet, daß gegen 
diese Leute eine Klage beim japanischen Gericht anhängig &c- 
macht und das Grimdstück zur Zwangsversteigerung gebracht 
werden soll. Eine Wesnahme des Grundstücks im Verwaäl- 
tineswexze scheint ausgeschlossen zu sein. Im Interesse der 
eutschen Gläubiger ist zu hoffen. daß die Liuuidationsbehörde 
jetzt wirklich durchgreifen wird. da durch den Nichteingang 
ver Kapitalien der Abschluß der Liquidationen und die Aus- 
zahlung an die deutschen Berechtigten verzögert wird. 

Zinsen. Sobald das Kapital beim Liquidationsamt vin- 
zexangen ist, erhält der deutsche Gläubiger cine offizielle Be- 
nachrichtisung darüber mit dem Hinzutizen, daß ihn nuninchr 
die Zinsen bis zum Taxe der Zahlung des Kapitals zur Ein- 
z.ehun Treieczeben werden Die Zinsbeträse sind vielfach 
scchs bis sieben Jahre rüöckständig und ihre Summe betrast da- 
her in vielen Fällen mehr als die Hälfte des Kapitals. Die 
hinesischen Schuldner zeigen sich in Jieser Frase schr obsti- 
nat und wollen höchstens einen Teil der rückständieen Zinsen 
zahlen. Nur in ganz vereinzelten Fällen sind bisher die Zins- 
beträxe mit kleinen Nachlässen (etwa 10%) eineeranzen Wahr- 
Scheinlich wird es nötig sein, zunächst einmal einen Fall ein- 
zuklagen und zu, vollstrecken, Vie hiesigen deutschen Inter- 
essenten haben sich zu diesem Zweck verstämdizt und zunachst 
zur Klärung der Rechtslage Gutachten japanischer Juristen ein- 
erfordert Woırtscrattich ist die Weirerung der Chinesen duren- 
aus unberechtiet, da sie mit dem auf die Hvpotlieken geliche- 
nen Geld in Form von Hausmieten 20—25 % verdienen. wäh- 
rend der Zınsiuß in den seltensten Fällen heier als 9 °% ist. 


Das Liquidationsamt 
oltizielle Nachricht, daß das Kapital 
Die Löschung erfolgt aber erst dann. wenn 
Jes deutschen Gluunbisers viber die Zinsen 


l.öschungz der Hvpotheken. 
sıbt em Gericht cine 
zurückgezahlt ist. 
arch die Ortiun« 
variiert. 


Japanische Hvpotnekenbank. Eine japamsche 
Baık hat sich jetzt aufgetan und ist bereit, den chinesischen 
Schuldnern Kapital und Zinsen der zurückzuzahlenden deutschen 
Hypothek vorzustrecken, soweit der Wert Jes Grundstücks den 
Betrag deckt. Es sei noch hinzugefügt, daß die freigegebenen 
Zinsen nicht auf die Auszahlung des Liquidationsamtes (10 00% 
Yen und 50%) anserechnet werden. 

Japanischer Verzicht auf die 26 proz. Abgabe von deutschen 
Waren. Nach zuverlässigen Meldungen, die in Berlin ein- 
getroffen sind, hat die japanische Regierung nicht die Absicht, 
von den in Japan eingeführten deutschen Waren die 26 proz. 
Abgabe zi erheben. 


Deutsche Urheberrechte. Die iapanische Regierung soll be- 
schlossen haben, von den unter ihrer Kontrolle stehenden deut- 
schen Urheberrechten einen beträchtlichen Teil freizustellen und 
den Erlös für die übrigen Rechte nach geschehener Verwertung 
den Berechtigten zu erstatten. 


Auslandsschädengesetz. 


Der Reichstag hat vor seinem Auseinandergehen, in seiner 
letzten Sitzung vor den Ferien. am 7. Juli d. J.. dem Auslands- 
schädengesetz und der Entschädigunsssordnungz zusestimmt, in 
der Fassung, wie sie vom 24. Ausschuß des Reichstags be- 
schlossen worden war. Der Ausschuss hat an dem Regierunes- 
entwurf noch wesentliche Verbesserungen vorgenommen, die 
durchweg die begrüßenswerte Gleichstellune der Auslandsdeut- 


schen mit den Kolonialdeutschen bedeuten. 

Wir bringen nachstehend den endzültigen Wortlaut des 
(iesetzes. 

Bei Arnahme des Auslandsschädengesetzes gab der Abe. 


Riedmiller im Reichstag namens der Mehrheitssozialisten, der 
Zentrumspartei. der Deutschnationalen, der Deutschen Volks- 
partei, der Demokraten. der bayerischen Volkspartei, der 
Deutsch-Hannov. Partei und des bayerischen Bauernbundes fol- 
eende Erklärung ab: 


Erklärung der Reichstagsparteien. 


Die Entwürfe des „Verdrängimes“-, des „Kolonial'‘- und dıs 
„Auslandsschädenm"-Gesetzes sind ein Teil der Liquidation des 


Kriexes Wir betreten mit ibmen gesetzliches Neuland. In poi- 
tisecher, wirtschaftlicher und finanzieller Beziemunz bieten sie 
ene Fille äußerst schwieriger Fraven. Diese Fragen Jassen 


sich nur auf einer mittleren Linie lösen, die einerseits den An- 
sprüchen der Geschädigten tunlichst gerecht wird und anderer- 
seits der inzeheuren Not der deutschen Voiksgemeinscimft 
Rechnung tragt. In 45 ausgedehnten Sitzungen hat der vom 
Reichstag eingesetzte Ausschuß diese mittlere Linie zu finden 
gesicht. Asle Parteien haben an der Lösung miteearbeitet. Eine 
Aufrolluns der schwierigen Fragen, die zu lösen sind. ist wegen 
der Cieschäftsizre in Ciesem hoben Hause nicht mehr möglich. 
Fın sowhes Vorxehen wiirde das Zustandekonmmen der (iesetze 
in diesem Tarxıunesebschnitt getährden, auf das die Geschädigten 
seit langer Zeit mit begreiilicher Ungeduld warten. 

In voller Anerkennung der Tatsache. daß die Finanzlare 
des Reiches es verbietet, allen an sich berechtigten Ansprüchen 
gerecht zu werden. ist der Ausschuß doch in mehrfacher Be- 


ziehung über die Regierungsvorlawen hinauseerangen. Er hat 
seinen Beschlußfassungen zwei leitende Gedanken zusrrımde 
xelest. Der erste ist der des Wiederauibaues. der verlanat 


Cal die (ieschädigten wieder wirtschaftlich wertvolle Mitglieder 
acer deutschen Volksgemeimschaft werden. Er ist von besondere? 
Bedeutung bei den Kolonial- und Auslandsdeutschen. Der 
zweite Gedanke ist der soziale. der den wirtschaftlich schwächer 
gestellten. die sich aus eigener Kraft nicht wieder aufrichten 
können. Desondere Berücksichtigung zuteil werden läßt. 

Bei den Beratungen des Ausschusses ist besonders auch das 
verdienstvolie Wirken unserer Kolomial- und Auslandsdeutschen 
für unser Volkstum und die deutsche Wirtschaft gewürdigt 
worden sowie die Notwendirskeit, ‚das Auslandsdeutschtium IM 


Interesse des Wiederaufbaues zu erhalten und fest mit der alten 
Heimat zu verbinden. 

Die Finanzierung der für die Durchführung der Entschädi- 
gungsgesetze notwendigen Aufwendungen hat noch zu cer- 
folgen. Sie bildet eine der schwierigsten Aufgaben bei der 
l.ösung des Gesamtproblems der Reichsfinanznot. Ein Ausschuß 
des Reichstags von 15 Mitgliedern soll dabei mitwirken. 

Die vorliegenden drei Gesetze würden in der Luit schwe- 
ben ohne das vierte (icsetz, die Entschädigunzgsordnung. Diese 
ist notwendig, um die Gesetze ohne Verzug praktisch wirksam 
werden zu lassen. Die genannten Parteien schen von weiterer 
Erörterung in dem hohen Hause ab und bitten Sic, allen vier Ge- 
setzen Ihre einmütige Zustimmung zu geben. Sie geben dabei 
der Hoffnimzg Ausdruck, daß mit diesen Gesetzen nicht nur 
unseren schwer geprüften Verdrängten aus Ost und West, 
nicht mır den um ihr Dasein käinpfenden Kolonial- und Aus- 
landsdeutschen die unbedingt nötige Hilfe gewährt wird, 
sondern daß die Gesetze in ihrer Auswirkung wesentlich zur 
Stärkune und Förderung unserer gesamten Volkswirtschaft bei- 
tragen werden. 


Gesetz über den Ersatz von Kriegsschäden im Ausland. 
(Auslandsschädengesctz.) , 


$ 1. 


Die im Ausland durch den Krieg verursachten Schäden wer- 
den nach den Vorschriften dieses Gesetzes ersetzt. 
Als Ausland im Simne dieses Gesetzes gilt auch die offene 
See einschließlich der Küstengewässer. 
N 2 


Schäden an bewesflichen und unbeweglichen Saclien wer- 
den Reichangehörigen ersetzt, wenn sie unmittelbar hervor- 
gerufen sind: 

l. durch kriegerische Unternehmungen, Herstellung von 
Befestigungsanlaren oder andere zun Zweck des An- 
erifis oder der Verteidigung ausgeführte Arbeiten deut- 
scher, verbündeter oder feindlicher Streitkräite oder durch 
Kriessleistungen an feindliche Streitkräfte oder Behörden. 


2. durch Brand oder sonstige Zerstörung, Diebstahl, Er- 
pressung oder Plünderung, durch Wegnahme oder Weg- 
schaffung von Sachen, 

3. durch Flucht, Abschiebung, Internierung, Verschleppung. 


Zurückhaltung oder Gefangennahme. 

4. durch die unter dem Druck der drohenden Ausweisung 
oder Gefianwsennahme, der drohenden oder vollzogenen Be- 
schlaenalhme oder Zwangsverwaäaltung des Vermögens oder 
aus einem sonstigen, auf der Einwirkung des Krieges be- 
ruhenden zwingenden (Cirunde vorgenommene Veräuße- 
rung von Sachen. wenn der Erlös erheblich unter dem 
Werte der Sachen zur Zeit ihrer Veräußerung oder unter 
dem Beträge bleibt, den die Ersatzbeschaffung gleichwer- 
tiger Sachen in dem Zeitpunkt erfordert. in welchem eine 
Ersatzbeschaffung möglich und wirtschaftlich zweck- 
mäßig ist (Verschleuderung). 

In den Fällen der Nr. 2 um 3 werden die Schäden nur 
dann ersetzt, wenn das schädigende Ereignis im Zusammenhanxe 
mit dem Kriewe und dem Umstande steht, daß der Geschädigte 

Deutscher ist. 

Bei Ersatzansprüchen von juristischen Personen, Gesell- 
schaften und anderen Personenvereinigungen entscheidet der 
Reichsininister für Wiederaufbau. ob die Geschädigten als 
reichsangehörig im Sinne dieses (iesetzes zu gelten haben. 
Die Entscheidung ist für die Festsetzungsbehörden ($ 19) 
bindend. 

I3 . 


Ist eine Sache eingebüßt, so wird der Wert ersetzt, den sie 
am 25. Juli 1914 hatte (Friedenswert); ist sie beschädigt, so 
wird die Minderung dieses Wertes ersetzt. Bei Verschleude- 
rung von Suchen wird Ersatz in Höhe des Betrages geleistet, 
um den der erzielte Erlös hinter dem Friedenswert der Sachen 
zurückbleibt: wurde mit einen auf ausländische Währung lau- 
tenden Erlös ein Währungsgewinn erzielt, so ist dieser bei der 
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Bemessung des Erlöses zu berücksichtigen. Bei Erwerbungen, 
die nach dem 25. Juli 1914 stattxefunden haben, ist der An- 
schaffungspreis in angemessener Weise mit der Mafgabe zu be- 
rücksichtigen, daß bei ausgesprochenen Luxusgegenständen der 
Ersatz den Friedenswert nicht übersteigen darf. War zwischen 
dem 25. Juli 1914 oder dem Zeitpunkt der späteren Anschafiung 
und dem schädigenden Ereignis infolge einer Veränderung des 
Zustandes der Sache eine Veränderung ihres Wertes eingetre- 
ten, so ist der veränderte Wert maßgebend. 

Ist der Wert der Sache oder bei‘ Verschleuderung der Er- 
lös in ausländischer Währung bestimmt, so ist er in deutsche 
Wälırung umzurechnen, und zwar der Sachwert nach dem Kurse 
vom 25. Juli 1914, der Erlös nach dem Kurse vom Tage der 
Verschleuderung. 

Bei Wertpapieren und ausländischen Zahlungsmitteln gilt als 
Friedenswert der Kurswert, den sie am 25. Juli 1914 in deut- 
scher Währung geliabt haben. Ist der Kurswert zur Zeit der im 
ersten Rechtszug zu erlassenden Entscheidung über Jen Ent- 
schädigungsantrag niedriger als an dem 25. Juli 1914 oder dem 
Tage der später erfolgten Anschaffung, so ist er für die Berech- 
nung des Wertes maßxebend. 

Als Kurs hat der für den maßgebenden Tag an der Ber- 
liner Börse vermerkte Durchschnittkurs zu gelten. Soweit ein 
solcher Kurs sich nicht ermitteln läßt, ist der Kurs auf Er- 
suchen der Festsetzungsbehörde ($S 19) von der Reichsbank 
ınter Berücksichtigung der Weltmarktlage an denı maßgeben- 
den Taxe festzusetzen. Diese Festsetzung ist Tür die Fest- 
setzurgsbehlörden ($ 19) bindend. 


$ 4. 


Zu dem nach $ 3 berechneten Werte sind Zuschläge zu be- 
willigen in der Möhe, daß die Gesamtentschädigung den Betrag 
erreicht, der zur Ersatzbeschaffung oder Wiederherstellung er- 
forderlich war oder ist: 

1. bei Verlust oder Beschädigung von Hausrat und Klei- 
dungsstücken mit Ausnahme von ausgesprochenen Luxus- 
gegenständen mit der Maßgabe, daß die Kosten der Wie- 
derbeschaffung oder Wiederherstellung die Summe von 
einhunderttausend Mark im Einzelfalle nicht über- 
steigen dürfen; 

2, bei Verlust oder Beschädigung von zur Berufsausübung 
notwendigen Geebrauchsgegenständen, wenn ein entsprz- 
chender Beruf wieder aufgenonmnen wird. 

Die näheren Vorschriften über die Voraussetzimgen und die 
Grundsätze für die Bemessung der Zuschläge gemäß Abs. 1 
Nr. I und 2 erläßt die Reichsregierung. Die Bestimmungen be- 
dürfen der Zustimmung des Reichrats und eines vom: Reichstag 
zu wählenden Ausschusses von fünfzehn Mitgliedern. 

Die Vorschrift des Abs. 1 findet in den Fällen der Ver- 
schleuderung (8 2 Abs. I Nr. 4) Anwendımg mit der Maßgabe, 
daß der Zuschlag zu dem erzielten Erlös zu bewilligen ist. 


8 5. 


Durch den Reichshaushalt wird jährlich ein Betrag zur Ver- 
tigung gestellt, aus dem solchen Geschädigten, an deren wirt- 
schäaftlicher Tätigkeit im Auslande ein erhebliches Interesse des. 
Reiches besteht, zur Wiederaufnahme einer solchen Tätigkeit 
daselbst über dre Bestimmungen der $$ 3 und 4 hinaus entspre- 
chende Mittel gewährt werden können. 

Die Bestimmungen über die Höhe und die Bedingungen für 
die (Gewährung dieser Mittel trifft der Reichsminister für Wie- 
deraufbau nach Anhörung eines Beirats von Sachverständigen. 


S 6. 


Für den Verlust von Wechselnr und Schecks wird ein Ersatz 
nicht geleistet, für den Verlust von anderen Wertpapieren mur, 
soweit der (ieschädigte nicht im Wege des Aufgebots Ersatz 
erlangen kann. 


8 7. 


Außer dem Ersatz von Sachschäden (8 2) werden den in 
den ehemals feindlichen Ländern ansässir gewesenen Reichs- 
amgehörigen gewährt: 
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1. In den Fällen rechtswidriger Verurteilung oder rechts 
widriger Belastung mit öffentlichen Abgaben durch eine 


fremde Macht die dadurch verursachten notwendigen 
Mehrausgaben; 
2. bei rechtswidriger Verhaftung, bei Internierung oder .son- 


stiger durch den Krieg auf andere Weise als durch 
Kriegsgefangenschaft verursachter Freiheitsentziehung 
oder bei einem durch den Krieg erzwungenen Aufenthalt 
in neutralen Ländern Beiträge zur Abdeckung der da 
durch entstandenen notwendigen Unterhaltumgskosten mit 
der Maßgabe, daß der Ersatz für das volle Jahr fünfzehn- 
tausend Mark für die Person nicht übersteigen darf; 

3. in den Fällen der Flucht, Abschiebung, Verschleppung oder 
sonstiger Verdrängung die dadurch verursachten Kosten 
von notwendigen Reisen und Beförderung persönlicher 
Habe bis zu dem Orte des ersten ständigen Aufenthalts 
außerhalb des bisherigen Wohnsitzes einschließlich et- 
waiger Auslagen an Zoll- oder anderen öffentlichen Ab- 
gaben, ferner die durch die Lagerung dieser Habe er- 
wachsenen notwendigen Auslagen; ein Ersatz der Lager- 
und Beförderungskosten findet jedoch nicht statt, soweit 
deren Höhe in einem Mißverhältnis zu dem Werte der 
Habe steht. 

In den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 wird eine Ent- 
schädigung nur geleistet, wenn und soweit ohne diese nach 
Lage der Familien-, Vermögens- und Erwerbsverhältnisse des 
Geschädigten dessen Fortkommen in unbilliger Weise erschwert 
würde, in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 aber nur dann, wenn der 
Geschädigte gezwungen war, seinen Unterhalt selbst zu be- 
streiten. 

Sind durch Reisen, Beförderung oder Lagerung der persön- 
lichen Habe (Abs. 1 Nr. 3) Sachschäden im Reichsgebiet ent- 
standen, so ist auch für diese Schäden Ersatz nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes zu leisten. 


5 8. 


Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des 
Geschädigten mitgewirkt, so wird der Schaden nur soweit er- 
setzt, als er unabhängig von diesem Verschulden eingetreten ist. 
Das gleiche gilt für das Verschulden eines Vertreters des Ge- 
schädigten, soweit er sich innerhalb der ihm zustehenden Ver- 
tretungsmacht oder der durch das Interesse des Geschädigten 
gebotenen Geschäftsführung gehalten hat. 


$ 9. 


Eine Entschädigung wird soweit nicht geleistet, als der Ge- 
schädigte anderweit, inbesondere aus einem Versicherungsver- 
hältnis, Ersatz erhalten hat oder ohne erhebliche Schwierigkeit 
erlangen kann. In der Absicht der Schenkung gemachte Zu- 
wendungen bleiben außer Betracht. j 

Soweit dem Geschädigten auf die nach diesem Gesetze zu 
gewährende Leistung ein Anspruch gegen einen Dritten zusteht, 
geht der Anspruch mit dem Zeitpunkt der Leistung durch das 
Reich auf dieses in der Höhe der Leistung über. Ob und in- 
wicweit dem Geschädigten ein solcher Anspruch zusteht, ist von 
der Festsetzungsbehörde ($ 19) festzustellen. 

Der Geschädigte kann einen auf das Reich übergegangenen 
Anspruch gegen einen Dritten gegen Rückgabe der ihm ge- 
währten Leistung vom Reiche zurückfordern. 


$ 10. 


Der Anspruch auf Ersatz des Schadens steht dem Geschä- 
dirten zu. Als Geschädigter gilt bei dem Verlust oder der Be- 
schädigung von Sachen der Eigentümer oder wer sonst die 
Gefahr des zufälligen Unterganges der Sachen trägt. 

Ist der Geschädigte vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
storben, so steht der Anspruch seinen Erben zu, soweit sie die 
deutsche Reichsangehörisxckeit besitzen. In den Fällen des $ 4 
Abs. I Nr. 2 stehen den Erben Zuschläge nur dann zw, wenn von 
ihnen ein der Tätigkeit des Erblassers entsprechender Beruf auf- 
genommen wird In den Fällen des 8 7 Abs. I Nr. ? und 3 


haben die Erben einen Ersatzanspruch nur dann, wenn auch bei 
ihnen die im Abs 2 dieses Paragraphen bezeichneten Voraus- 
setzungen gegeben sind . 

8 11. 


Aus Mitteln des Reichs wird ein Betrag von 40 Millionen 
Mark zur Verfügung gestellt, aus dem der Reichsminister für 
Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen für Schäden der im $ 1 bezeichneten Art, auf deren 
Ersatz ein Anspruch weder nach diesem Gesetz noch auf Grund 
anderer Vorschriften besteht, eine Entschädigung gewähren 
kann, sofern hierfür besondere Gründe der Billigkeit sprechen. 

Die Bewilligung einer Entschädigung ist nur dann zulässig, 
wenn Ohne diese dem Geschädigten die Sorge für seinen und 
seiner Familie Unterhalt oder sein wirtschaftliches Fortkommen 
wesentlich erschwert würde. 


$ 12. 


Schäden, deren Ersatz nicht bis zum 31. Dezember 1921 be- 
antragt ist, werden nicht ersetzt, es sei denn, daß der Ge- 
schädigte an der rechtzeitigen Anmeldung durch höhere (ie- 
walt oder andere Umstände, die er nicht vertreten hat, ver- 
hindert war, und daß er den Antrag binnen drei Monaten nach 
Wegfall des Hindernisses nachholt. Den Nachweis der Verhin- 
derung und des Zeitpunktes ihres Wegfalls hat der Geschädigte 
zu führen. 

Nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ist die Geltendmachung jedes Ersatzanspruches ausge- 
schlossen. 

$ 13. 


Die Entschädigungen sind, soweit sie Schäden der in $$ 4 
oder 7 bezeichneten Art zum Gegenstand haben, bis zum Ge- 
samtbetrag von 60000 Mark unverzüglich nach der rechtskräf- 
tigen Festsetzung oder der Bewilligung in bar zu zahlen. Für 
alte übrigen Beträge sind Schuldurkunden des Reichs auszu- 
stellen. Die näheren Vorschriften hierüber erläßt die Reichs- 
regierung mit Zustimmung des Reichsrats und eines vom 
Reichstag zu wählenden Ausschusses von 15 Mitgliedern. 

Beihilfen, die dem Geschädigten auf Grund des 8 2 des Ge- 
setzes über die Wiederherstellung der Handelsflotte vom 
7. November 1917 (Reichs-Gesetzbl. S. 1025) oder der Richt- 
linien für die Gewährung von Vorschüssen, Beihilfen und Unter- 
stützungen für Schäden Deutscher im Ausland aus Anlaß des 
Krieges vom 15. November 1919 (Nr. 267 des Reichsanzeigers 
vom 21. November 1919) gewährt worden sind, sowie Schulden 
des Geschädigten, für deren Begleichung das Reich auf Grund 
des Artikels 296 des Friedensvertrags aufzukommen hat, sind 
auf die zuerkannte Entschädigung anzurechnen. Das gleiche 
gilt für Darlehen und Vorschüsse, die der Geschädigte mit Rück- 
sicht auf seine durch den Krieg verursachte wirtschaftliche Lage 
aus Mitteln des Reichs, eines Landes oder einer anderen Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechtes erhalten hat, sowie für Sach- 
leistungen des Reichs, falls die Anrechnung von der Stelle be- 
antragt wird, von welcher der Geschädigte die Leistung er- 
hielt. Sonstige Zuwendungen des Reichs, eines Landes oder 
einer anderen Körperschaft des öffentlichen Rechtes sowie Dar- 
lehen, die der Geschädigte von einer sonstigen der Vertriebe- 
nenfürsorge sich widmenden Stelle erhalten hat, können auf 
Antrag der Geber angerechnet werden. 

Die Entschädigungen sind vom 1. Januar 1920 ab bis zum 
Ende des Kalendermonats, der der Entscheidung über den Ent- 
schädigungsanspruch im ersten Rechtszug unmittelbar voraus- 
ging, mit fünf vom Hundert zu verzinsen, wobei Beträge oder 
Teilbeträge unter einhundert Mark außer Betracht bleiben. Ist 
der Schaden nach dem 1. Januar 1920 eingetreten, so beginnt der 
Zinsenlauf mit dem Kalendermonat, der dem Eintritt des 
Schadens unmittelbar folgt. 

S 14. 

Wär oder ist die Sache, für deren Verlust oder Beschädi- 
gung Frsatz geleistet wird. mit einem Nießbrauch, Pfandrecht, 
einer Hypotlick oder einem ähnlichen zur Sicherheit einer For- 


derung dienenden dinglichen Rechte belastet. so erstreckt sich 
das Recht im Falle seiner Beeinträchtigung auf die Ersatzfor- 
derung. Eine Berücksichtigung des Rechtes findet jedoch in dem 
Entschädigungsverfahren nur dann statt, wenn es vor dem im 
ersten Rechtszug erlassenen Festsetzungsbescheid angemeldet 
und glaubhaft gemacht worden ist. Soweit über die Auszahlung 
der Entschädigung zwischen den Beteiligten eine Einigung er- 
iolgt, ist dieser stattzugeben; andernfalls hat die Festsetzungs- 
behörde die Einbehaltung des dem Werte des Rechtes ent- 
sprechenden Betrags in dem Festsetzungsbescheid anzuordnen 
und kann ferner bestimmen, daß dieser Betrag nach den Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechtes hinterlegt wird. 


8 15. 


Der Entschädigungsanspruch geht auf die Erben über. Wer 
den Anspruch auf Grund gesetzlicher Erbfolge oder einer Ver- 
fügung von Todes wegen von dem nach $ 10 Berechtigten oder 
seinen Erben erlangt hat, kann ihn nur geltend machen, wenn 
er die Reichsangehörigkeit besitzt. In den Fällen des $ 7 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 müssen auch bei ihm die in dem Abs. 2 da- 
selbst bezeichneten Voraussetzungen gegeben sein. Auch muß 
in den Fällen des $ 4 Abs. I Nr. 2 die dort bezeichnete Voraus- 
setzung für die Bewilligung von Zuschlägen sowohl bei ihm als 
auch bei dem Erblasser gegeben sein. soweit nicht dessen Tod 
ihre Erfüllung verhindert hat. 


Von dem FEntschädigungsanspruch. soweit er dem nach 
8 10 Berechtigten zusteht, ist unpfändbar: 

1. der Betrag, dessen der Geschädigte bedarf. um sich den 
Ersatz oder die Wiederherstellung von Sachen zu ver- 
schaffen, die nach $ 811 der Zivilprozeßordnung bei ihm 
unpfändbar sind, 

2. der Anspruch auf die gemäß $ 5 dem (Geschädigten be- 
willigten Mittel. 

Die Abtretunz oder Verpfändung des Entschädigungsan- 
spruchs oder eines Teiles desselben ist nur mit Genehmigung 
der von dem Reishsminister für Wiederaufbau bezeichneten 
Stelte zulässige. Mit deren Genehmigung kann eine Abtretung 
oder Verpfändung des Entschädigungsanspruchs auch insoweit 
statfinden, als er nach der Vorschrift des Abs. 2 unpfändbar ist. 


8 16. 

Die Gewährung einer Entschädigung ist zu versagen: 

1. wenn der Geschädigte wissentlich oder grobfahrlässig 
falsche Angaben über die Entstehung oder dem Umfang 
des Schadens gemacht, veranlaßt oder zugelassen oder 
zum Zwecke der Täuschung sonstige für die Entscheidung 
erhebliche Tatsachen verschwiegen, entstellt oder vor- 
gespiegelt hat, 

2. wenn der Geschädigte einem Zeugen, einem Sachverstän- 
digen oder einem Mitglied, Angestellten oder Beamten 
der mit seiner Schadenssache befaßten Prüfungsstelle oder 
Festsetzungsbehörde Geschenke oder andere Vorteile an- 
bietet, verspricht oder gewährt, um ihn zu einer falschen 
Aussage, einem falschen Gutachten oder einer Handlung 
zu bestimmen, die eine Verletzung einer Dienst- oder 
Amtspflicht enthält, 

3. wenn der Geschädigte wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens nach $$ 81 bis 93, 140 bis 143 des Strafgesetz- 
buchs, $$ 57 bis 61, 69 bis 75, 78, 81 bis 83 des Militär- 
strafgesetzbuchs oder nach $$ 1. 3. 5. 6 des Gesetzes 
über den Verrat militärischer Geheimnisse vom 3. Juni 
1914 (Reichs-Gesetzbl. S. 195) rechtskräftig verurteilt 
worden ist oder wenn die Einleitung oder Durchführung 
eines solchen Strafverfahrens aus anderen Gründen als 
wegen Mangels an Beweis nicht erfolgen kann, 

4. wenn der Geschädigte im Ausland wohnt oder sich auf- 
hält und Umstände vorliegen, die die Annahme recht- 
fertigen. daß er sich dadurch einer Strafverfolgung oder 
Strafvollstreckung zu entziehen sucht. 
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Soweit auch anderen als den Geschädigten ein Antragsrecht 
zusteht, gelten die Bestimmungen des Abs. I auch diesen An- 
tragstellern gegenüber, falls bei ihnen einer der Versagungs- 
gründe des Abs, 1 vorliegt 


$ 17. 


Hat jemand auf Grund dieses Gesetzes eine Leistung er- 
halten, die mit der in einem Berichtigungs- oder Wiederauf- 
nahmeverfahren ergangenen rechtskräftigen Entscheidung der 
Festsetzungsbehörde in Widerspruch steht, so hat er die Lei- 
stung zurückzuerstatten. Diese Verpflichtung kann dem Fmpfän- 
ger erlassen werden, werm hierfür besondere Billigkeitsgründe 
sprechen: sie erlischt mit dem Ablauf von fünf Jahren, vom 
Zeitpunkt der Leistung ab gerechnet. 

Das gleiche gilt für die Fälle, in welchen jemand auf Grund 
der im $ 13 Abs. 2 dieses Gesetzes bezeichneten Richtlinien eine 
Beihilfe erhalten hat, in dem darauf folgenden Verfahren, be- 
treffend Festsetzung der Entschädigung, jedoch rechtskräftig 
festgestellt wird. daß dem Empfänger der Beihilfe ein FErsatz- 
anspruch auf Grund des $ 2 dieses Gesetzes überhaupt nicht 
oder nicht in Höhe der Beihilfe zusteht. 

Hat jemand binnen fünf Jahren nach rechtskräftiger Fest- 


‚setzung der Entschädigung den Gegenstand, für dessen Verlust 


sie zugesprochen ist. zurückerlangt oder auf andere Weise einen 
Ersatz erhalten, so ist er verpflichtet, hiervon binnen drei Mo- 
naten der Festsetzungsbehörde oder einer vom Reichsminister 
für Wiederaufbau zu bestimmenden Stelle Anzeige zu erstatten. 
Demjenigen, der diese Anzeigepflicht verletzt, kann neben’ der 
Verpflichtung zur Rückgabe der Leistung (Abs. 1) eine Ord- 
nungsstrafe bis zur Höhe des zchnfachen Betrages der empfan- 
genen Leistung auferlegt werden. 


8 18. 


Die Reichsregierung ist. unbeschadet der Bestimmungen des 
$ 4 Abs. 2. des $ 5 Abs. 2 und des $ 13 Satz 3, befugt. Vor- 
schriften zur Ausführung dieses Gesetzes zu erlassen, insbe- 
sondere Schätzungsgrundsätze aufzustellen, Die Vorschriften 
bedürfen der Zustimmung des Reichsrats und eines vom Reichs- 
tag zu wählenden Ausschusses von fünfzelm Mitgliedern. 

Der Reichsminister für Wiederaufbau wird ermächtigt, die 
im $ 12 Abs. I bezeichnete Anmeldefrist zu verlängern. 


8 19. 


Für die (icltendmachung des Ersatzanspruchs ist der ordent- 
liche Rechtsweg ausgeschlossen. Der Erlaß von Vorschriften 
über die Verfassung und das Verfahren der mit der Festsetzung 
der Ersatzansprüche zu beauftragenden Behörden bleibt be- 
sonderer gesetzlicher Rewelung vorbehalten. 


S 20. 


1. Für die durch Kriegsmaßnalhmen russischer Behörden auf 
dem Gebiete des früheren russischen Kaiserreichs bewirkte Ent- 
ziehung oder Beeinträchtigung von Sachen wird — soweit nicht 
8 2 Ziffer 1 in Anwendung kommt -- Reichsangehörigen eine 
Beihilfe gewährt, wenn die Maßnahmen auf das Deutschtum des 
Betroffenen zurückzuführen sind. 

2. Haben Kriegmaßnahmen nicht zur endgültigen Liquidation 
oder Einbehaltung geführt, so ist dem Geschädigten, wenn aus 
Anlaß der Maßnahmen der Verlust oder eine neue Beeinträchti- 
gung der Sache eingetreten ist, zum Ausgleich hierfür eine Bei- 
hilfe zu gewähren. 

In den Fällen der Nr. I und 2 wird den aus dem Gebiete 
des ehemaligen russischen Kaiserreichs verdrängten Reichs- 
angehörigen außer für Sachschäden auch für den Verlust oder 
die Beeinträchtigung von anderen Gegenständen eine Beihilfe 
gewährt, wenn und soweit ihnen ohne diese nach Lage ihrer 
Familien-, Vermögens- und Erwerbsverhältnisse ihr Fort- 
kommen in unbilliger Weise erschwert würde. 

4. Die Beihilfe beträgt bei dem Verlust einer Sache (Nr. 1, 
2) oder eines anderen Gegenstandes (Nr. 3) die Hälfte des 


.. 


Fo; 
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Wertes, bei Beschädigung oder sonstiger Beeinträchtigung die 
Hälfte der Wertminderung. Die Berechnung des Wertes erfolgt 
nach den Vorschriften des $ 3. 


5. Der $ 2 Abs. 3 sowie die $$ 4 bis 19 dieses Gesetzes 
finden entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß auf die 
Beihilfen außer den im $ 13 Abs. 2 aufgeführten Leistungen auch 
die gemäß $ 1 Abs. 2 der dort bezeichneten Richtlinien vom 
15. November 1919 bewilligten Vorschüsse anzurechnen sind. 


6. Die Empfänger der Beihilfen sind zu deren Rücker- 
stattung verpflichtet, wenn und soweit sie später durch Auf- 
hebung der Entziehungs- oder Beeinträchtigungsmaßnahmen oder 
auf andere Weise Ersatz des ihnen erwachsenen Schadens 
erlangen. 

8 21. 


Den Vorschriften dieses Gesetzes unterliezen nicht: 


1. Schäden, deren Ersatz durch das Enteignungsgesetz vom 
31. August 1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 1527) geregelt ist; 


Schäden, die in den elıemaligen deutschen Schutzgebieten 
entstanden sind; 


3. Schäden, die in den aui Grund des Friedensvertrags ab- 


DS) 


Deutschen Reichs oder aus Anlaß einer solchen Abtretung 
eingetreten sind; 


4, Schäden, die den Angehörigen des Heeres, des Heeres- 
xcfolges oder der Marine des Reichs durch ihren im Aus- 
land geleisteten Kriegsdienst oder ihre Gefangenschaft 
dortselbst entstanden sind: 

6. Schäden an Ladungen der Seeschiffahrt, sofern diese La- 
dungen entweder nach Kriegsausbruch und in dessen 
Kenntnis zur Beförderung auf See übergeben oder durch 
ein Prisenurteil eingezogen worden sind. 

7. Schäden, deren Ersatz auf Grund der Vorschriften über 
Kriegsleistungen zu erfolgen hat; 

8. Schäden an Leib und Leben. 


Schäden an Ladungen auf Sceschiffen, die von deutschen 
Behörden zu militärischen Zwecken beschlagnahmt worden sind, 
werden auch in den Fällen des Abs. 1 Nr. 6 insoweit ersetzt, 
als anzunehmen ist, daß der Schaden an der Ladung ganz oder 
vorwiegend auf eine durch die Beschlagnahme verursachte oder 
gesteigerte Gefahr zurückzuführen ist. Schäden an persönlicher 
Habe werden auch in den Fällen des Abs. 1 Nr. 6 ersetzt, soweit 
sie, nach dem Friedenswert berechnet, den Betrag von fünf- 


getretenen oder zur Abtretung gelangenden Teilen des |, tausend Mark für die Person nicht übersteigen. 
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des Verbandes für den Fernen Osten. : 
Berlin W.35, Potsdamer Straße 28Il. 
SSECHDEAHSEIBSO SHEI OH O9 9923 EG5I EBPEU IHGIL OEWRI GE HGB 3998 EEG 9223 EB99 E23 HE SHLL EHE 
Kommerzienrat Dr. h. c. Friedrichs 1. Am 1]. Juli starb 
Herr Kommerzienrat Dr. Friedrichs, ein hochverdientes Mitglied 
des Vorstandes des Verbandes für den Fernen Osten. Der Ver- 
storbene hatte viele Jahre als Präsident der Potsdamer Han- 
delskammer, als Vorsitzender des Bundes der Industriellen, als 
Vorsitzender des Deutsch-Russischen Vereins und in vielen an- 
deren Aemtern cine hervorragende Stellung im deutschen Wirt- 
schaftsleben eingenommen. Von der Persönlichkeit, von dem 
Werte und der Bedeutung des Herrn Friedrichs, mit dessen 
Ausscheiden die deutsche Imdustrie einen schweren Verlust er- 
litten hat, gab das Mitglied unseres Vorstandes, Herr Landrat 
Rötger, bei der Trauerfeier ein formvollendetes Bild. Herr 
Dr. Linde legte namens des Verbandes einen Kranz an der 
Bahre des Verstorbenen nieder. Der Vorstand des Verbandes 
wird das Andenken des Herrn Kommerzienrats Friedrichs alle- 
zeit in hohen Ehren halten. 


Studium der Ostasiaten in Deutschland. Auf Veranlassung 
und im Auftrage des Vorstandes des Verbandes hat Herr Pro- 
fessor Claude du Bois-Revmond, der lange Jahre als Lehrer 
an der Deutschen Medizinschule in Schanghai tätig war, einen 
Aufsatz über deutsches Interesse am Studium der Ostasiaten 
an deutschen Hochschulen veröffentlicht. Dieses Heft ist als 
Heft V (Serie A) der Hochschulhefte erschienen. Es wird durch 
den Verband an eine größere Zahl akademischer Lehrer ver- 
sandt werden und hat den Zweck, den in Deutschland studie- 
renden jungen Ostasiaten die Wege bei ihren hiesigen Studien 
zu ehnen. Es stehen uns noch eine geringe Anzahl von Exem- 
plaren der Arbeit zur Verfügung. Wir sind bereit, sie, soweit 
der Vorrat reicht, den Mitgliedern, die Interesse daran nehmen, 
unentgeltlich zu überlassen. 


Post und Telegraph nach Ostasien. Vom 1. Juli an werden 
wieder VUeberseetelegramme zu halber Gebühr, im 
wesentlichen unter den Vorkriegsbedingungen, anzenommen. 
Telegraphische Postanweisungen und Seetelegramme sind als 
Ucberscetelegrramme zu halber Gebühr nicht zulässig. Ueber- 
seetelegramme zu halber Gebühr sind nach ganz Asien mit 
Ausnahme der französischen Besitzungen, Siams und Sibiriens, 


A a inketterı De F.W.Mohrı für die Anzeigen ı B. Langer; sämtlich in 


zugelassen, und zwar sowohl auf dem Drahtwcge als auch’ auf 


dem Funkwege, soweit Funkbeförderung nach den einzelnen 
Ländern stattfindet. Die näheren Bedingungen sind bei den 
Telegraphenämtern zu eriahren. 

Die Post nach China gcht in Zukunft in der Regel nicht 
mehr über Amerika, sondern wird über Marseille und Suez 
befördert. 
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Geiger, H., Shanghai. 5la Kiangse Road 3 rd floor. 

Haupt, Adolf, Bergneustadt b. Gummersbach i. Rheinland. 

Hopp. Dipl.-Ing Alfred, Siemens China Co., Hankow. 

Herthel, Wilhelm, c’o. G. Rust, Shanghai, 5la Kiangse Road. 

Hülsenitz, R. Berlin-Steglitz, Schadenrute 8 1l. 

Illgen, Georg, Hamburg 25, Bürgerweide 8 I r. 

Jacobi, W., Leipzig, Marschnerstr. 5. 

Kochmann, $., Breslau, Kronprinzenstr. 63 1. 

König, P., Weltevreden (Niederländisch-Indien), Deutsche Wacht. 

Krapf, Dr. H., Chemische Fabrik E. Schering, Berlin N. 39, Müller- 
straße 170.171. 

Kühne, Rudolf, Weltevreden, Noordwijk, Niederl. Indien. 

Kusche, Dr. W., z. Zt. Sevilla (Spanien). 

Martin. J. p. A. The Hsin Hua Trading Co., Ex German Concessios. 
Tientsin. 

Mell, R., Berlin-Steglitz, Rückertstr. 4 I. 

Meusser, O., Magdeburg-S., Weberstr. 8 II r. 

Meyermann, Dr. Göttingen, Sternwarte. 

Nellner, H., Blankenese b. Hamburg, Baursweg 7. 

Petersen, K., Lübeck, Kleiner Vogelsang 3. 

Preuß, Eugen, Nadenburg, Gräberanit. 

Rode, Rud. H., Hankow. 

Röhreke, G. Kiel, Niemannsweg 129. 

Scheel, F. Schwerin i. Mecklbg., Friedr.-Franzstr. WM 1. 

Schumacher, Hellmut, p. A. Arnhold-Zedelius, Westphal & Co., Has- 
burg 14, Neuer Wandrahm 5. 

Siebert, Konsul Dr. jr. Franz, Berlin-Steglitz, Lauenburger Str. 29. 

Sönksen, Georg, Meyenburg i. d. Prignitz. 

Stegemann, Otto J., Zehlendorf, Waldstr. 5. 

R. Stock & Co., Berlin-Marienfelde, Großbeerenstraße. 

Uhlig, Missionssuperintendent, Pfarrer, Liebenzell, Württ., Evang. Mis- 
sionshaus. 

Welzel, Albrecht, Major, Berlin SW. 61, Lankwitzstr. 1. 

Wilshuisen, W., Baltropa, Danzig, Krebsmarkt 4-5. 
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Ein neuer Bürgerkrieg in China. « 
Von C. Fink. | 


Es ist in dieser Zeitschrift wiederholt auf zweierlei hin- |; braucht. Schon nicht so günstig ist sein Kollege Tsao Kıın 
gewiesen worden: | gestellt. Immerhin sind auch für ihn einige Millionen abge- 
I. daß die Errichtung des Bundesstaates China in Canton, | fallen, so daß er wenigstens die dringendsten Ansprüche 
zu dessen Präsidenten Sun Yat-sen gewählt worden ist, | seiner Unterführer für Truppensold befriedigen konnte. Auch 
nicht unterschätzt werden dürfe, und ihm hatte Peking später einige „Extramillionen“ zur Ver- 
. daß die Tientsiner Konferenz der sogenannten Ueber- | fügung gestellt, nachdem er versprochen hatte, einen Teil 
tutschüns, der Generalinspekteure im Norden Chang | seiner Regimenter zur Unterstützung Chang Tso-lins gegen 
Tso-lin und Tsao Kun, aus der Sorge um die Sicherheit | die Mongolei zu schicken. Die mobilgemachten Abteilungen 
der Yangtselinie entstanden ist. sind nun statt nach Norden nach Süden, in der Richtung auf 
Die weitere Entwickelung der Dinge in China bestätigt | Wuchang, in Marsch gesetzt. Daß der dritte General- 
die Richtigkeit dieser Auffassung. Die neuesten Nachrichten | inspekteur, Wang Chan-yüan, wenig befriedigt von Tientsin 
aus China sprechen von dem Ausbruch eines abermaligen | nach Wuchang zurückgekehrt war, ist schon vor Wochen an 
Bürgerkrieges in Nordchina. Das Wort „Nordchina“ erscheint | dieser Stelle gesagt worden. Seinen heiß ersehnten Wunsch, 
unglücklich gewählt. Schon seit Wochen war von Kämpfen | Wuchang mit Nanking vertauschen zu dürfen, hat er in 
zwischen den beiden Südprovinzen Kuangtung und Kuangsi | Tientsin endgültig begraben müssen. Er durfte nach Wüchang 
die Rede. Nachdem Kuangtung erhebliche Vorteile über | zurückkehren, mußte sich aber mit dem Ersatz nur eines 
Kuangsi errungen hat (die Londoner „Morning Post“ will Teiles des aus der eigenen Tasche vorgeschossenen Truppen- 
sogar wissen, General Lu Yung-ting sei nach Annam geflohen), | soldes begnügen und erhielt den wenig dankbaren Auftrag, 
hat Kuangtung einen Vorstoß nach Norden gemacht oder | die von Canton "heftig umworbenen Provinzen Szechuan, 
richtiger durch seine Parteigänger in Hunan machen lassen. | Yünnan, Kueichou und Hunan in den Schoß der Zentral- 
In die Provinz Hupei sind Hunanesen eingefallen. Der | regierung zurückzuführen. | 
Generalinspekteur des Mittleren Yangtses, General Wang Die Schwierigkeit der Lage Wang Chan-yüans, über die 
Chan-yüan, ist ihnen anscheinend nicht gewachsen. Auf Be- | sich Chang Tso-lin und Tsao Kun niemals im unklaren ge- 
fehl seines Kollegen in Nordchina Tsao Kun hat dessen rechte | wesen sind (das Nähere ist schon am 15. Juli im. Aufsatz 
Hand, der Vize-Generalinspekteur von Chihli, Honan und | „Machtpolitik in China“ auseinandergesetzt), war durch seine 
‚ Schantung, General Wu Pei-fu, Truppen aus Honan den | wochenlange Abwesenheit infolge der Verhandlungen in 
Hunanesen entgegengeworfen. Kämpfe werden in der nächsten | Tientsin und später in Peking erheblich gewachsen. Wieder- 
Zeit um Wuchang erwartet, das das Ziel der Südstaaten ist, da | holt meuterten seine hungernden Truppen und plünderten die 
ihre Regierung von Canton dortlirn verlegt werden soll. Man | Städte aus, die sie schützen sollten. Hunan wollte sich’ seiner 
hat es also zurzeit nicht mit einem Bürgerkrieg in Nordchina, | Aufsicht überhaupt nicht mehr unterstellen. Die vorher ein- 
sondern in Mittelchina, im Yangtsetal, zu tun, das als die | geleiteten und nicht ganz aussichtslos erscheinenden Ver- 
Grenze zwischen Nord- und Südchina angesehen wird. handlungen mit Yünnan, Szechuan und Kueichou, die für 
-Ob es gelingen wird, den Kampf auf das Gebiet in | einen Sonderbund mit den beiden Huprovinzen gewonnen 
Wuchang zu beschränken, wird davon abhängen, ob Wu ! werden sollten, der sich dann wieder Peking anschloß, waren 
Pei-fu den Vorstoß der Hunanesen zum Stehen bringen wird. | abgebrochen. Die Unterhändler hatten Wuchang verlassen; 
Gelingt ihm das nicht, so besteht die Gefahr, daß in Provinzen | ihre Auftraggeber verhandelten aber inzwischen mit Canton, 
nördlich vom Yangtse Erhebungen gegen die Machthaber in wo man auf ihre Selbständigkeitsgelüste wenigstens scheinbar 
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Peking stattfinden werden. Zündstdff genug ist auch dort an- | mit größerer Bereitwilligkeit einging. | 

gehäuft. Trotz aller militärischen Macht, die die Ueber- Das Schlagwort der selbständigen Provinzen, die sich 
tutschüns sich geschaffen haben, ist ihre Stellung keineswegs | nur lose zu einem Bundesstaat zusammenschließen sollen, übt 
unbedingt gesichert. Schon die wiederholten Meutereien der | auf die ehrgeizigen, herrschsüchtigen Tutschüns eine starke 
Truppen im Yangtsetal, vor allem in Ichang und Wuchang, | Anziehungskraft aus. Nichts befürchten sie heute mehr, als 
zeigten, daß auf die Soldaten kein unbedingter Verlaß ist. | daß ihnen alle Macht genommen wird, daß sie sich schließ- : 
Kein Wunder! Chang Tso-lin hatte es von jeher verstanden, ! Ifch doch rechtlos ducken und dem einen oder andern der 
sich den Sold für seine Armee in der Mandschurei sicherzu- | UÜebertutschüns unterordnen müssen. Damit würde ihnen 
stellen; er hat sich nach der Tientsiner Konferenz noch einen | natürlich auch die freie Verfügung über die Finanzen ihrer 
weiteren recht bedeutenden Millionenbetrag anweisen lassen, | Provinzen verloren gehen; ihre Armeen würden nicht mehr 
um einen Zug in die Mongolei zu unternehmen und dieses | ihre, sondern die der Uebertutschüns werden und letzten 
„Außenland“ wieder unter die Botmäßigkeit Pekings zu | Endes die Söldner des stärksten Uebertutschüns, der sich 
bringen. Bisher aber hat man nur ven ein paar Truppen- ! dann nach seinem Belieben zum Herrn ganz Chinas machen 
verschiebungen bis an die mongolische Grenze gehört; Chang | könnte. Sun Yat-sen hat clas mit richtiger Einschätzung der 
denkt anscheinend gar nicht daran, einen größeren Teil seines | in Betracht kommenden psychologischen Belange in seine 
Heeres in der Mongolei festzulerren und sich selbst damit für | Rechnung eingestellt. Ob er im Grunde seines Herzens an 
den Augenblick, wo der längst befürchtete Bürgerkrieg aus- | die Durchführbarkeit seines Gedankens eines Bundesstaates 
brechen würde, zu schwächen. Die für die mongolische | in China glaubt, ist eine andere Frage. Geschichtlich hat er 
Expedition bestimmten Beträge sind zunächst ein will- | keine Berechtigung. Von den Amerikanern den Jungchinesen 
kommener Zuschuß zu den laufenden Summen, die Chang zur | eingeflößt, wirkt er heute aber zunächst nach zwei Rich- 
Beschdung und zum Ausbau seines Meeres in der Mandschurei ! tungen, nach außen, namentlich auf die Amerikaner (wenn 
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sich die Washingtoner Regierung aus politischen Gründen 
anfänglich auch auf einen streng ablehnenden Standpunkt 
Sun Yat-sen gerenüber gestellt hatte, so hat sie letzthin in 
Washington doch seinen Vertrauten Ma Su zu wiederholten 
Besprechungen empfangen), die der Entwickelung Cantons 
ein nicht unerhebliches Maß sentimentalen Wohlwollens ent- 
gegenbringen, weil sie das Keimen ihrer Saat mit Genugtüung 
feststellen, und nach innen auf die Generale, denen in Aus- 
sicht gestellt wird, sie würden sich im Gegensatz zu den 
Zielen Pekings unter der Politik Cantons nach Belieben aus- 
leben können und brauchten ihre Selbständigkeit nicht dran- 
zugeben. Die dadurch geweckten Hoffnungen spielen zurzeit 
eine nicht zu unterschätzende Rolle; nur so läßt sich er- 
klären, daß es Sun Yat-sen gelingen konnte, die schon so gut 
wie verlorenen Südwestprovinzen zunächst für die Sache der 
Kuomintang zurückzugewinnen. Denn was sonst die Staats- 
kunst Suns anlangt, so muß sie einem sachlich denkenden Be- 
urteiler doch so phantastisch erscheinen, daß man bei dem 
gesunden, stark auf Tatsachen eingestellten Sinn der Chinesen 
ihre Werbekraft nicht recht verstehen kann. 

Sun hat vor einigen Wochen (ungefähr um dieselbe Zeit, 
wo die Uebertutschüns in Tientsin tagten) eine kleine Schrift 
erscheinen lassen „The International Development of China“, 
in der er ein Programm von der Zukunft Chinas entwirft, das 
denn doch an Kühnheit des Gedankenflugs alles übertrifit, 
was je dagewesen ist. Er lädt die ganze Welt ein, nach China 
zu kommen und sich an seiner Erschließung zu beteiligen. 
An der Spitze des Programms der mit der ganzen Welt zu 
leistenden Arbeit steht der Bau von 150 000 Kilometer Eisen- 
bahnen und eines zehnmal so umfangreichen Straßennetzes; 
es folgen Forderungen, die alle aufzuzählen hier zu weit 
führen würde: Ausbau und Erweiterung des alten Kanal- 
systems, Schaffung drei großer moderner Seehäfen, gewaltige, 
das Maß alles bisher Dagewesenen riesenhaft überschreitende 
Bewässerungsanlagen, nicht minder umfangreiche An- 
torstungen, Besiedelung der Mandschurei, der Mongolei, 
Turkestans, Tibets und Kokonors usw. Alles Dinge, die sich 
an sich wohl hören lassen können! Nur verschweigt Sun, 
woher die Mittel kommen sollen. Daß das heute unter den 
Folgen des Weltkrieges selbst schwer notleidende Ausland sie 
zur Verfügung stellen sollte, ohne die weitgehendste Sicher- 
stellung für das aufgewandte Kapital und die geleistete Ar- 
beit zu verlangen, die schon wegen des ungeheuren Umfangs 
des auszuführenden Werkes nichts anderes als eine wirt- 
schaftliche und finanzielle Bevormundung Chinas bedeuten 
würde, kann im Ernst doch auch der Schöpfer dieses Ge- 
dankens nicht annehmen. In den Augen kühl berechnender 
ausländischer Geldgeber ist mit diesem phantastischen Erguß 
schwerlich das Vertrauen zu Sun gekräftigt worden, und 
wenn sich seine Landsleute über die Folgen so uferloser Pläne 
erst klar geworden sein werden, dürfte diese Erkenntnis Sun 
bei ihnen auch mehr schaden als nützen. Trotz alledem muß 
ım Augenblick mit der Tatsache gerechnet werden, daß Suns 
Stern wieder einmal im Steigen begriffen ist. 

Die Truppen der Provinz Kuangtung sind siegreich den 
Westiluß hinaufgezogen. Sie haben die Hauptstadt Kuangsis, 
Nanning, besetzt und die Räumung auch des entlegensten 
Teils Kuangtungs durch die Truppen Kuangsis erzwungen, 
rechnen freilich in Kyangesı selbst ncch auf erbitterten Wider- 
stand ihrer alten Gegner. Sun selbst hat in etwas drama- 
tıscher Weise angekündigt, er werde seinen Siegeszug bis ins 
Yangtsetal fortsetzen. Inzwischen sind, wie schon eingangs 
erwähnt, die von der Cantoner Regierung unterstützten 
Iruppen der Provinz Hunan in die Provinz Hlupei einge- 
rückt. Die nächste Zukunft muß Klarheit darüber bringen, 


All. 


wie sich die Nachbarn Kuangtungs zu dieser neuen Ent- 
wicklung stellen. Es wird viel darauf ankommen, wem zu- 
nächst der Siegeslorbeer zufällt. Erweist sich Wu Pei-fu als 
der Cromwell Chinas, als den ihn gewisse englische Kreise 
heute schon ansprechen, so wird der Siegeslauf Sun Yat-sens 
bald ein Ende finden. Volle Einigkeit herrscht zwischen ihm 
und seinen neuen Bundesgenossen noch nicht. Hunan, 
Szechuan, Kueichou und Yünnan verlangen volle Gleich- 
berechtigung mit Kuangtung; sie wollen an einer für den 
neuen Bundesstaat einzuberufenden Nationalversammlung An- 
teil haben und verlangen Mitbestimmungsrecht über die 
Steuern, die sie statt an Peking fortan an den neuen Bundes- 
staat abliefern sollen. Sun Yat-sen dagegen fordert, daß zu- 
nächst bestehen bleibt, was Kuangtung schon geschaffen hat, 
das heißt, daß vor allem Sun als Präsident des Bundesstaates 
anerkannt wird; alles andere werde sich dann finden. Miß- 
erfolge auf dem Schlachtfeld sind also durchaus dazu angetan, 
den jungen Bund wieder zu sprengen. 


Andrerseits darf die Unzufriedenheit mit der Pekinger 
Regierung, die in allen fortschrittlich gesinnten Kreisen 
Chinas gleichermaßen herrscht, nicht unterschätzt werden. 
Sie verleiht diesen fraglos eine nicht unbedeutende Stoßkraft 
und kann zu allerlei Ueberraschungen führen. Das um so 
mehr, als auch andere Provinzen nur auf den geeigneten 
Augenblick warten, um von Peking abzufallen. Der Tu- 
tschün von Chekiang, General Lu Yung-hsiang, ist in hohem 
Grad erbittert, daß seine Dienste schlecht gelohnt werden, 
daß man ihm das Generalinspektorat im untern Yangtsetal 
vorenthält. Er brennt darauf, das abgelegene Hangchou mit 
dem wichtigen Nanking zu vertauschen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, will er sich kühn über alte geschichtliche Schöp- 
fungen fortsetzen, will einen neuen Machtbezirk an der 
Yangtsemündung schaffen, nachdem ihm vor allem die Pro- 
vinz Anhui eine Absage gesandt hat. Die Lösung des Pro- 
blems des untern Yangtses wird natürlich für Peking eine 
vergrößerte Bedeutung in dem Augenblick gewinnen, wo die 
Dinge im mittleren Yangtsetal eine wenig erwünschte Form 
annehmen. Fällt die Entscheidung in Wuchang gegen den 
Norden, wird dieser um so zäher an der Stellung um Nar- 
king festhalten müssen. Dann spätestens müssen die Macht- 
haber des Nordens sich mit Lu Yung-hsiang auseinander- 
setzen, sich entschließen, ob sie ihn wieder zu sich herüber- 
ziehen wollen, indem sie ihm Nanking anvertrauen, selbst 
auf die Gefahr hin, andere Generale vor den Kopf zu stoßen. 
Geschieht das nicht, so wird Lu ins Lager Sun Yat-sens ab- 
schwenken. Die Vorbedingung dafür hat Lu schon ge 
schaffen. Auch er ist ein offener Verfechter des Gedankens 
selbständiger Provinzen, die zu einem nur leicht geschürzten 
Bundesstaat zusammenzufassen sind. 


Und dieser selbe Gedanke macht sich heute auch schon 
nördlich vom Yangtse bemerkbar. Der bisherige Tutschün 
von Shensi, Chen Shu-fan, der von Tsao Kun abgesetzt 
worden ist, als Tsao nach der Tientsiner Konferenz die Pro- 
vinzen Shansi, Shensi und Kansu seinem Generalinspektorat 
(Chihli, Honan, Schantung) als Gegengewicht gegen Chang 
Tso-lins Betrauung mit der Mongolei einverleibte, will nicht 
gutwillig weichen. Militärisch ist er allein natürlich den 
Truppen Tsao Kuns nicht gewachsen; aber er zählt noch 
immer auf seine treuen Anhänger, die sich der Uebernahme 
des Tutschünats von Shensi durch Tsao Kuns Sendling Yen 
Hsiang-wu, widersetzen. Auch Shen Shu-fan stimmt in den 
Ruf „Selbständige Provinzen!“ ein. Er mag damit noch 
wenig Widerhall in Hsiangfu finden. In dem Augenblick 
aber, wo der Süden Wu Pei-fu ernstlich am Yangtse zu 


schaffen macht, muß damit gerechnet werden, daß auch am 
Hoangho die Fahne der Revolution gehißt wird. 

Alles deutet darauf hin, daß China am Vorabend neuer 
Entscheidungen steht. Schon heißt es, das Kabinett Chin 
Yün-peng, das eben erst umgestaltet worden ist, habe seinen 
Abschied eingereicht. Ob Präsident Hsü Shi-chang den 
Rücktritt genehmigt hat, ist noch nicht bekannt. Aus ge- 
wissen Aeußerungen der amerikanischen Presse ergibt sich 
deutlich, daß amerikanische Kreise mit allen Mitteln auf den 
Sturz des „japanfreundlichen“ Kabinetts hinarbeiten. Und 
das um so mehr, als sich neuerdings Zeichen bemerkbar 
machten, daß die Pekinger Regierung ernstlich bestrebt ist, 
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sich mit Japan friedlich auseinanderzusetzen, ehe die 
Washingtoner Abrüstungskonferenz zusammentritt. Es ist 
natürlich unmöglich, von hier aus zu übersehen, wie weit 
amerikanischer Einfluß sich bei der neuesten Entwicklung 
der Dinge betätigt. Daß die Sympathien der Amerikaner 
nicht auf seiten der heutigen Machthaber in China stehen, 
kann keinem Zweifel unterliegen. In diesem Sinn ist eine 
Auslassung Putnam Weales (Lennox Simpson) im Londoner 
„Daily Express“ beachtenswert. Dieser erbitterte Gegner 
Japans sieht eine Wiederholung’ der Vorgänge des vorigen 
Sommers voraus: Neue kurze Kämpfe in der Umgegend 
Pekings, dann den Sturz des japanfreundlichen Kabinetts. 


Japanische Parteipolitik. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Wir berichteten in der letzten Nummer auf Grund herein- 
zekommener Telegramme, daß der Geheime Staatsrat dem 
Kabinett eine Warnung zugehen zu lassen beschlossen habe, 
es möge in der Verwaltung des Pachtgebiets Kuantung die 
Disziplin in der Beamtenschaft wieder herstellen. Die in- 
zwischen eingetroffenen Zeitungen bestätigen zwar noch nicht 
diesen Beschluß des Geheimen Staatsrats, sie ermöglichen 
aber eine Uebersicht über die Vorgeschichte der Bewegung, 
die diesen Beschluß, über dessen Ausführung noch keinerlei 
Nachrichten vorliegen, anscheinend herbeigeführt hat. Am 
Ausgang steht die unerwartete Ankunft des Fürsten Yama- 
yata von seinem Landsitz in Odawara in Tokio und seine 
"Besuche bei Marquis Okuma und Vicomte Kato am 14. Juni. 
Da jeder Besuch des greisen Aeltern Staatsmanns in Tokio 
als ein wichtiges Ereignis für die innere Politik aufgefaßt 
wird, mußte es um so mehr dieser plötzliche Besuch bei den 
beiden Führern der Oppositionspartei Kenseikai sein, mit 
deren einem, Marquis Okuma, sich der Fürst seit Jahr und 
Tag nicht gesehen hat, und deren anderer, Vicomte Kato, ihm 
persönlich wie nach seinem politischen Charakter, wie 
wenigstens alle Welt annimmt, tief verhaßt ist. Marquis 
Okuma traf der Fürst nicht zu Hause, so daß dieser am 
folgenden Tag den Besuch erwiderte. Ueber die sehr lange 
Unterhaltung beider Staatsmänner gehen alle möglichen Ge- 
rüchte und Deutungen um: aus Okumas’ Munde haben die 
Vertreter verschiedener Zeitungen erfahren, daß der Fürst 
sich ausführlich über seine Schritte seit der „ernsten Ange- 
legenheit im Kaiserhaus‘‘ geäußert habe, und daß dann auch 
die gesamte politische Lage Japans besprochen worden sei. 
Weiter soll Okuma angedeutet haben, daß der Kaiser von 
Japan nach seiner Rückkehr aus Numazu Ende Juni oder 
Anfang Juli eine Zusammenkunft der Aelteren Staatsmänner 
einberufen werde. Falls diese inzwischen stattgefunden hat, 
haben jedenfalls Telegramme darüber hierher nichts berichtet. 
Die Presse versucht nun, aus diesen wenigen Mitteilungen ihre 
Schlüsse zu ziehen, und die der Opposition nahestehenden 
Blätter schließen natürlich, daß sich Fürst Yamagata mit den 
Führern der Kenseikai zu einer Aktion zum Sturz der Seiyukai 
verbündet habe, und daß nach deren Sturz ein Koalitions- 
"kabinett mit der Kenseikai und ihrem Vorsitzenden Vicomte 
Kato als Mittelpunkt an die Regierung kommen werde. Die 
der Seiyukai nahestehenden Blätter dagegen verlachen alle 
diese Aeußerungen und geben sich den Anschein, als legten 
sie der Zusammenkunft des Fürsten Yamagata mit Marquis 
Okuma und Vicomte Kato keinerlei Bedeutung bei; die Zeiten 
des ausschlaggebenden Einflusses der Genro auf die Kabi- 
nettsbildungen seien endgültig vorüber, und das parlamen- 


tarische System sei jetzt so fest begründet, daß die Aelteren 
Staatsmänner, selbst wenn sie es wollten, nichts mehr dagegen 
unternehmen könnten; selbst angenommen, sie wollten die 
Regierung stürzen, so stehe die Seiyukai jetzt, auf die Mehr- 
heit des Abgeordnetenhauses gestützt und im Bund mit der 
Mehrheit des Herrenhauses, so mächtig da wie nie; aber 
selbst zugegeben, die Regierung könne gestürzt werden, so 
werde es schwerlich im Willen des Fürsten Yamagata liegen, 
daß Vicomte Kato Ministerpräsident würde, der ihm doch 
gerade wegen seiner China-Politik zur Zeit der 21 Forde- 
rungen unsympathisch sei, und der in China so wenig Ver- 
trauen genieße, daß mit seiner Ernennung die gesamte jetzt 
beschlossene Politik der Versöhnung Chinas aussichtslos ge- 
macht werde. Die Presse weist warnend darauf hin, daß 
Vicomte Kato, so oft er auch in Versammlungen und im 
Reichstag die Zurückziehung der Truppen aus Sibirien ge- 
fordert habe, niemals für eine sofortige Rückgabe Schantungs 
an China eingetreten sei, vielmehr auf der Verwirklichung der 
Ansprüche bestehe, die Japan durch die Besetzung von 
Schantung und das Ultimatum vom Mai 1915 erzwungen 
habe. Indessen scheint gerade hinsichtlich der China-Politik 
ein scharfer Gegensatz zwischen den beiden Lagern zu be- 
stehen, und ehe nicht das Dunkel gelichtet ist, das bis jetzt 
noch die Vorgeschichte der Kolonialkonferenz und der Ver- 
handlungen mit den Vereinigten Staaten verdeckt, lassen sich 
die Rollen, die beide Parteien in diesen außenpolitischen 
Fragen zu spielen scheinen, nicht klar erkennen. Tatsache ist 
aber, daß mit dem Besuch des Fürsten Yamagata in Tokio 
der parteipolitische Kampf wieder in aller Oeffentlichkeit vor 
sich geht, nachdem er so lange nur in den Gerichten ausge- 
tragen worden war. Dort hat sich das Material, das eine 
Mitschuld der Seiyukai und der Regierung an dem Skandal 
der Südmandschurischen Bahn zu beweisen scheint, stark 
vermehrt, wenn es auch noch zu keinem Öffentlichen Ver- 
fahren gekommen ist. Ebenso sind neue Enthüllungen in 
der Angelegenheit des Mißbrauchs des Opium-Monopols in 
Kuantung gemacht worden, die gleichfalls auf die Seiyukai 
als Nutznießerin der Unregelmäßigkeiten schließen lassen, 
wie ihre Regierung ja die Verantwortung für die ihr unter- 
gebenen Beamten zu tragen hat. Wenn ferner noch von be- 
vorstehenden Enthüllungen über einen äußerst umfangreichen 
Skandal bei der Armeeverwaltung in Sibirien, besonders in 
Nikolajewsk, die Rede ist, so scheint hier die Seiyukai den 
Spieß umzudrehen und mit den gleichen Waffen gegen die 
Militärpartei vorzugehen, mit denen ‚sie selbst angegriffen 
wird. Im Volk besteht jedenfalls eine ziemliche Unzufrieden- 
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heit mit allen diesen Skandalen und Korruptionsfällen, und die 
Presse aller Richtungen verschont die Regierung mit scharfen 
Bemerkungen nicht. Die Blätter wenden sich aber meist sehr 
nachdrücklich gegen die Auffassung, als ob sie den Sturz der 
Seiyukai und ihre Ersetzung durch ein Kabinett der Kenseikai 
wünschten; denn die eine Partei sei genau so unsittlich wie 
die andere. Es hat sich daher ein „Bund zur Reinigung der 
Parteipolitik“ gebildet, der im Herrenhaus seinen Ausgang ge- 
nommen und unter den drei Gruppen des Saiwai-Klub im 
Herrenhaus ziemlich starken Anhang gewonnen hat. Die 
beiden Oppositionsparteien im Abgeordnetenhaus Kenseikai 
und Kokuminto sind ihm beigetreten, und seine Mitglieder 
betreiben offen den Sturz der Regierung als den ersten Schritt 
zur Säuberung der Politik. In der Seiyukai gibt man sich den 
Anschein, als nähme man auch diese Bewegung sehr leicht, 
und in der Tat ist ja die Opposition im Abgeordnetenhaus 
gegenüber der Seiyukai-Mehrheit ohnmächtig, während die 
Mehrheit des Herrenhauses nach wie vor zur Regierung steht. 
Die Presse zieht aus dıeser Sachlage den Schluß, daß es 
eigentlich nur ein einziges staatliches Organ gebe, das mit 


Erfolg gegen die übermächtige Regierung ankämpfen könne, 


nämlich den Geheimen Staatsrat, und die „Asahi“ stellt in 
viner längeren Untersuchung fest, daß es eigentlich nicht die 
Aufgabe des Geheimen Staatsrats sei, sich in die Partei- 
kämpfe einzumischen. Aber die Verfassung sei nun einmal 
nicht auf die heutigen kapitalistischen Zustände zugeschnitten, 


wo alle Organe der Regierung und der Volksvertretung unter 
den plutokratischen Einfluß der Seiyukai geraten seien, und 
so bleibe nicht viel anderes übrig, als daß der Geheime Staats- 
rat an Stelle der korrupten Regierung und Volksvertretung als 
Träger des wirklichen Volkswillens den verfahrenen Zu- 
ständen ein Ende mache. Inzwischen scheint der Geheime 
Staatsrat dann wirklich, wie die, oben erwähnten neulichen 
Telegramme gemeldet haben, den Kampf gegen die Regierung 
begonnen und den Beschluß gefaßt zu haben, ihr wegen der 
Vorkommnisse in Kuantung eine Warnung zu erteilen. Ob 
er diesen Beschluß ausgeführt, und ob die Warnung irgend- 
welchen tatsächlichen Erfolg gehabt hat, ist bisher noch nicht 
Sekannt geworden. Die Schwierigkeit der Lage besteht darin, 
daß die geschriebene Verfassung ein konstitutionelles Re- 
gierungssystem vorsieht, bei dem der Kaiser allein die Minister 
ernennt und entläßt, daß aber die tatsächliche Entwicklung be- 
reits zu einer Art pariamentarischen System nach englischem 
Muster geführt hat, das nur noch nicht gegenüber der im 
Verfassungsgesetz begründeten Macht des Kaisers, des Ge- 
heimen Staatsrats und der Aelteren Staatsmänner förmlich an- 
erkannt worden ist. Das macht den Kampf für beide Parteien 
so schwierig und seinen Ausgang so zweifelhaft und läßt alle 
diese Parteiwirren so endlos und unfruchtbar erscheinen, 
während ihnen doch sehr einfache große Gegensätze, an- 
ang hauptsächlich außenpolitischer Natur, zugrunde 
iegen. 


Die fremde Gerichtsbarkeit in China. 


tlerr Konsul z. D. O. Scholz schreibt uns:” 

In Nr. 13 der „Ostasiatischen Rundschau“ vom 1. Juli, 
die ich erst jetzt hier erhielt, schreibt Herr Fink in seinem 
Artikel „Der deutsch-chinesische Vertrag“ unter anderem 
tolgende "Worte: „Auf die Frage aber, welche Mittel denn 
Deutschland zu Gebote ständen, sich der Forderung Chinas 


= Wir bringen die Zuschrift des Herrn Konsul Scholz als 
einen interessanten Beitrag zu dem neuerdings viel erörterten 
Problem der frenıden Konsulargerichtsbarkeit in China. Unserer 
Auffassung nach liest die allgemeine Lösung des Problems, das 
iür uns seit dem Abschluß des deutsch-chinesischen Abkommens 
kein Problem mehr ist, nicht in der vom Verfasser angedeuteten 
Richtung. Der Gedanke irgendeiner fremden Gerichtsbarkeit 
i1 Deutschland für in Deutschland lebende Ausländer ist wohl 
kaum ernstlich zu vertreten. Die chinesische Politik erstrebt 
ie restlose Aufhebung aller Beschränkungen, die die Handels- 
verträze und das Friedensprotokoll der chinesischen Souve- 
ränität auferlegt haben. China wünscht darum auch nicht die 
(iegenseitiickeit in der Konsulargerichtsbarkeit. sondern ihre Be- 
seitieung innerhalb seiner Grenzen. Eine eigene Gerichtsbarkeit 
it China ist nicht so unbedingt notwendig und wertvoll iur 
uns, daß wir um ihretwillen neue Beschränkungen unserer 
eirrenen Souveränität, mit denen die Alliierten uns schon hin- 
tichend bedacht haben, freiwillig auf uns nehmen sollten. 

Der Verzicht auf die Konsulargerichtsbarkeit in China unter 
Vereinbarung gewisser Sicherungen, wie sie in dem Noten- 
wechsel zwischen der deutschen Kommission und dem chine- 
sischen Minister des Acußern zum Ausdruck gebracht ist, und 
nicht ihre nur durch Gewährung der Gegenseitigkeit mur höchst 
vnwährscheinlich erreichbare Beibehaltung ist bei den der- 
zeitizen politischen Verhältnissen der einziss mögliche Wex. 
los Problem der fremden Gerichtsbarkeit in China würde sich 
schr schnell befriedigend lösen lassen, wenn die fremden Mächte, 
die so viel von Souveränität und vom >Melbstbestimmungsrecht 
der Völker redem sich einmal auch init China an den Ver- 


Pendlumestisch setzten und mit ihm ernsthaft-wohlwollend er- 
oiterten. wie Chinas Rechtspflege wirksam zu reorganisieren 
und wie bis zur erioleten Peform durch einen chinesischen oder 


mischten 
|rropaer 


Interessen aller 


D. Red. 


(terichtshof die berechtigten 
am Desten gewahrt werden könnten. 


(betr. Verzicht auf die deutsche Gerichtsbarkeit in China) zu 
widersetzen, was Deutschland für die Wiedereinräumung der 
eigenen Gerichtsbarkeit hätte bieten können, hat keiner der 
Kritiker je eine Antwort gewußt.“ 


Demgegenüber möchte ich den Lesern der „Ostasiati- 
schen Rundschau“, denen ich als ein solcher Kritiker (oder, 
wie ich lieber sagen möchte, als ein deutscher Ostasiat, der 
eine andere Lösung dieser Frage gewünscht hätte) bekannt 
bin, sagen, daß ich Anfang dieses Jahres folgendes über die 
Wirkung des Krieges auf die deutsche Exterritorialität und 
Konsulargerichtsbarkeit in China geschrieben und bekannt- 
gegeben habe: 


Wcrauf es China mit Recht ankommt, das ist 
Abschaffung einer rechtlichen Vorzugsstellung innerhalb 
seines eigenen Gebietes für Menschen, die solchen Anspruch 
mit keiner anderen Begründung erheben, als daß sie einem 
andern Volke als dem chinesischen angehören, während 
andrerseits in den Staaten jener Ausländer den Chinesen 
keine gleichartige Vorzugsstellung zuteil wird. Nicht daß 
der Ausländer der chinesischen Gerichtsbarkeit entzogen ist, 
erscheint dem Chinesen als ein Unrecht. Im allgemeinen hat 
der Chinese ein so wohlbegründetes Vertrauen zu den Kon- 
sulaten und Konsulargerichten der Großmächte in China, daß 
er oft, wo er von seinem Recht überzeugt ist, lieber eine 
solche konsularische Rechtsprechung als die heute noch wenig 
gefestigte Gerichtsbarkeit seines eigenen Landes anruft. Was 
der Chinese als Unrecht empfindet, das ist der Mangel an 
grundsätzlicher Gegenseitiekeit. 

Die Versagung der Gleichberechtigung vom eigendünkel- 
haften Rassenstandpunkt aus sollte heute als überwunden 
gelten können, hat doch Japan die Anerkennung seiner 
Gleichberechtigung, jedenfalls auf dem hier behandelten 
Rechtsgebiet, schon vor 25 Jahren erreicht, und ist doch 
schen im 18. Jahrhundert den islamitischen Bewohnern der 


Türkei und Nordafrikas, die damals von den christlichen 
Völkern Europas als „Barbaren“ bezeichnet wurden, in Groß- 
britannien und anderen europäischen Staaten durch Staats- 
verträge die gleiche Rechtsstellung gewährt worden wie um- 
gekehrt den britischen Staatsangehörigen in jenen Ländern. 


Aber es sind wirklich nicht nur Rassenvorurteile, die der 
Durchführung der vollen Gegenseitigkueit auf dem bisher ver- 
iclgten Wege der Abschaffung der Exterritorialität und der 
Konsulargerichtsbarkeit im Wege gestanden haben. 


Jeder Ausländer in China, der das chinesische Rechts- 
und Gerichtswesen kennt, wird bestätigen, daß kein Aus- 
länder sich ihm in seinem heutigen Zustand gern unterwerfen 
wird. Zwar ist auf dem im April v. J. in Tokio abgehaltenen 
 Anwaltstag, an dem auch Beauftragte der Pekinger Regierung 
teilnahmen, bei der Behandlung dieser Frage chinesischerseits 
behauptet worden, die Ausländer in China würden sich lieber 
dem Urteil chinesischer Richter unterwerfen als dem Urteil 
von Konsulatsbeamten, die weder Rechtskenntnisse noch Ge- 
richtspraxis besäßen, aber wenn das auch in beschränktem 
Maße zutreffen mag, so kann es doch als eine allgemeine, die 
Abschaffung der Konsulargerichtsbarkeit rechtfertigende 
Wahrheit nicht anerkannt werden. 


Es ist offenbar, daß auf diesem Wege das Ziel, dem 
chinesischen Volke Gerechtigkeit auf dem Fuße voller Gegen- 
seitigkeit zu verschaffen, ohne dadurch den Nichtchinesen 
Ungerechtigkeit zuzufügen, nicht erreicht wird. Es gibt aber 
einen anderen Weg zu diesem Ziel, einen ‚Weg, den das 
heutige Deutschland leichter gehen kann als das alte, und 
auf dem ihm schließlich auch die anderen Völker lieber folgen 
werden als auf den Wegen, die sie jetzt versuchen. Deutsch- 
land befindet sich gegenüber der chinesischen Verweigerung 
der Exterritorialität in einer ganz andern Lage als Rußland 
oder diejenigen Staaten, denen von China niemals diese Vor- 
zugsstellung ihrer Angehörigen durch Staatsvertrag ein- 
geräumt war. Die Aufhebung der deutschen Exterritorialität 
in China beruht auf Kriegsrecht, indem der Krieg — 
jedenfalls nach chinesischer Auffassung — alle Staatsverträge 
zerriß. Der Krieg ist nun aber beendet, der Friedenszustand 
zwischen den beiden Ländern wieder hergestellt. Dennoch 
kann Deutschland sich auf jene früheren Verträge nicht be- 
rufen und befindet sich dabei in der seltsamen Lage, daß es 
nicht durch eine Verpflichtung gegenüber China daran ge- 
hindert ist, sondern gegenüber anderen Staaten durch den 
Friedensvertrag von Versailles, den China nicht anerkennt. 
Für China, das durch den Versailler Vertrag nicht gebunden 
ist, liegt also kein zwingender Grund vor, gerade den Deut- 
schen die Exterritorialität zu verweigern. Den anderen in 
China vertretenen Nationen, die mit Deutschland im Kriege 
gelegen haben, erscheint diese Exterritorialitätsverweigerung 
den Deutschen gegenüber als hinreichend begründet, weil sie 
ihnen geeignet scheint, ihr Hauptziel, zu dessen Erreichung 
sie ja auch China in den Krieg trieben, zu verwirklichen: die 
Deutschen in China herabzuwürdigen und rechtlich und ge- 
schäftlich ungünstiger zu stellen als ihre Konkurrenten. Für 
den Chinesen kann das natürlich kein maßgebender Grund 
sein und er wird chinesischerseits auch kaum beachtet. 
Worauf es dem chinesischen Volk ankommt, ist die rechtliche 
Gleichstellung durch Gegenseitigkeit. Diese könnte China 
heute Deutschland gegenüber erreichen, indem es die früheren, 
die Exterritorialität der Deutschen und die deutsche Konsu- 
largerichtsbarkeit in China begründenden Verträge mit 
Deutschland wieder in Kraft setzt — unter der Bedingung, 
daß Deutschland die in diesen Verträgen für Deutsche in 
China gewährten Rechte, also auch Exterritorialität und Kon- 
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sulargerichtsbarkeit, ebenso den Chinesen in Deutschland 
einräumt. | 

Zweifellos würde China bei diesem Verfahren mehr ge- 
winnen als bei seinem Streben nach Abschaffung der Exterri- 
torialität und Konsulargerichtsbarkeit in China, dem sich, 
wie die Dinge heute und in absehbarer Zeit liegen, doch alle 
Vertragsmächte in China widersetzen, wenn ihnen nicht an- 


‚dere große Opfer chinesischerseits gebracht werden. — — — 


Die Bedenken, die deutscherseits gegen solche Sonder- 
stellung der chinesischen Staatsangehörigen in Deutschland 
früher geltend gemacht werden konnten, haben heute nicht 
mehr die gleiche Bedeutung und werden durch die daraus 
unter den heutigen politischen Verhältnissen sich ergebenden 
Vorteile übertroffen. 

Das deutsche Recht kennt die allgemeine Exterritorialität 
und Konsulargerichtsbarkeit für Ausländer im Deutschen 
Reiche nicht; es bedürfte also eines besonderen Entgegen- 
kommens gegenüber China im Wege der Gesetzgebung. Doch 
sind uns diese Rechtsbegriffe nicht völlig fremd. Wir haben 
im deutschen Recht nicht nur die Exterritorialität der fremden 
Diplomaten, wir haben auch einige Vorbilder allgemeinerer 
Art in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, z. B. in Nachlaß- 
sachen, und im materiellen Recht nimmt das deutsche Gesetz- 
buch nach vielen Richtungen schon jetzt Rücksicht auf das 
ausländische Recht. Die schwersten Bedenken, besonders 
gegen die Zulassung der fremden Konsulargerichtbarkeit, 
werden schwinden, wenn gewisse Sicherungen gegeben sind. 
Für die Strafgerichtsbarkeit haben wir schon eine gewisse 


Sicherung in der Ausweisungsmöglichkeit gegenüber lästigen 


Ausländern, durch die verhindert wird, daß ein Ausländer 
mit ungesühnter Straftat innerhalb der deutschen Grenzen 
bleibt. Für die Zivilsachen erblicke ich genügende Sicherung 
in folgenden Bestimmungen: 

‚1. Ausländische Gerichtsbarkeit darf nur von solchen 
Personen ausgeübt werden, die in ihrem Heimatland 
zum Richteramt befähigt sind; 

2. Verembarung der ordentlichen inländischen Gerichts- 
barkeit im Wege des Schiedsvertrages muß zulässig 
sein, 

3. es gibt eine höhere Instanz, in der einheimische Richter 
mit den ausländischen zusammenwirken. 

Natürlich würde die Schaffung einer solchen rechtlichen 
Sonderstellung für Chinesen in Deutschland den Angehörigen 
aller Staaten, die Deutschland gegenüber das Recht der Meist- 
begünstigung haben, Anspruch auf Gleichstellung geben, 
also die Exterritorialität und Konsulargerichtsbarkeit auch für 
die Deutschland immer noch feindlich gesinnten Völker be- 
gründen. Aber es liegt in der Macht des deutschen Gesetz- 
gebers, dafür Vorsorge zu treffen, daß diese Ausnahme- 
stellung Ausländern nur unter der Voraussetzung der Gegen- 
seitigkeit zukommt, daß also auch deutsche Reichsangehörige 
in jenen fremden Ländern der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit und dem deutschen Recht unterworfen sind, und ein 
solcher Schutz der Deutschen vor einer feindseligen aus- 
ländischen Gerichtsbarkeit wäre heute gewiß die Gegen- 
leistung wert, daß wir auch solche Ausländer in Deutschland 
ın aller Form ihrer eigenen Rechtsprechung überlassen. 

Auf den ersten Blick könnte der hier vorgeschlagene Weg 
als ein rückschrittlicher erscheinen, als eine Rückkehr zum 
Individualismus der Nationen, eine Abkehr von den der 
Völkerversöhnung dienenden Bemühungen zu internationaler 
Gestaltung des Völkerverkehrs. Aber so sieht es heute aui 
allen Gebieten der internationalen Beziehungen aus; der 
Krieg und der Friedensvertrag haben bisher mehr Entfrem- 
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dung als Verständigung zwischen den Völkern geschaffen 
und den Nationalismus mehr als den Internationalismus ge- 
stärkt. Aber wenn dieses allgemeine Exterritorialitätsverfahren 
richtig in einem der Völkerverständigung dienenden Sinne 
gehandhabt wird, so kann es, besonders das vorgesehene Oe- 
richt gemischter Instanz, mehr zur Verständigung. und Aus 
gleichung der Völker, wenn auch zunächst nur auf dem 
Gebiete des Rechts, beitragen als die mißlungenen Versuche 
früherer Zeit... ...“ 


Politische Rundschau. 


China. 


China und die Abrüstungskonierenz. Als die Einladung 
Washingtons, an der Abrüstungskonferenz im Herbst teilzu- 
nehmen, in Peking eintraf, ging die öffentliche Meinung zunächst 
fast mit Stillschweigen an der Tatsache vorüber. Man war sich 
über die Bedeutung der Einladung augenscheinlich nicht klar; 
China als Gleichberechtigter am Verhandlungstisch war ein so 
neuer Gedanke, daß man ihn nicht begriff. Erst allmählich er- 
kannte man in der chinesischen Presse die Möglichkeiten, die 
sich für die Regelung der Schantung- und anderer Fragen 
boten, und es fehlt wahrlich nicht an Fragen, die China aui 
einem Tisch, an dem Vertreter aller Großmächte teilnehmen, 
aufrollen möchte: Zollautonomie, Kabel- und Funkmonopole, die 
Fremden-Niederlassungen, Postämter usw. Aber je mehr dann 
kiar wurde, daß es auf der Washingtoner Konferenz vor allem 
um China gehen würde, daß alle anderen Probleme, namentlich 
die Abrüstungsfrage, die den Anlaß zu der Einladung gegeben 
hatte, dahinter zurücktreten würden, machte die Hoffnungs- 
freudigkeit in China einem unverkennbaren Pessimismus Platz. 
Nach einer Schanghaier Meldung der „Morning Post‘ befürchten 
die Chinesen, auf der Konferenz werde einfach über China ver- 
fügt werden; offenbar wollten sich die Großmächte auf diese 
Weise für ihre Kriegsverluste schadlos halten. Ob ein solcher 
Pessismismus berechtigt ist, darf bezweifelt werden; die Er- 
eignisse der letzten Zeit haben bewiesen, daß China aus seinem 
jahrhundertelangen Schlaf erwacht und wieder eine selbständige 
Politik zu führen entschlossen ist; daran werden auch neue 
innere Unruhen nichts ändern: sie mögen die Entwicklung ver- 
langsamen, aber sie können sie letzten Endes nicht aufheben. 


Findrücke im neuen China. Ueber die Eindrücke, die er in 
China gewonnen hat, das er seit etwa einem Jahrzehnt jetzt 
wiedergesehen hat, macht Erich von Salzmann in einer Reihe 
von Aufsätzen, die in der „Vossischen Zeitung‘ erscheinen, 
charakteristische Bemerkungen. Wir entnehmen ihnen die 


tolgenden Sätze: „Die Tientsin—Pukouer Linie, die sich in einem 


miserablen Zustand befindet, ist die beste Reklame für Deutsch- 
land, da englisches nach China geliefertes Material niemals so- 
lange reparatur- und ersatzlos durchgehalten hätte. .. . Die 
Brücke über den Hoangho hat sich so bewährt, daß die belgisch- 
französische Peking—Hankouer Bahn ihre eigene erneuerungs- 
bedürftige Brücke weiter stromauf voraussichtlich ebenfalls der 
Nürnberg-Augsburger A.-G. zum Neubau übergeben wird... . 
lie „Hungerleider“,. die auf den Bahnhöfen in den Notstands- 
gebieten betteln, schen merkwürdig normal aus; Zeichen von 
chronischer Unterernährung an Kindern habe ich bisher nicht 
feststellen können.“ Bedenken knüpft Salzmann an die sich 
anscheinend in China vollziehende Umwälzung, die bewirken 
kuınn, daß sich im gesamten Volksaufbau Chinas etwas Neues 
entwickelt. Ein industrialisiertes China mit hochentwickelter 
lLandwirtschait würde manchem europäischen Industriestaat die 
Rechnung verderben und alle zurzeit so hochzcehenden amerikani- 
schen und japanischen Hoffnungen über den Haufen werfen. 
Interessantes weiß Salzmann über die schließlich erfolglos ge- 
biiebenen Versuche der Engländer und Amerikaner zu berichten, 
sie die deutschen Patres beim Hiliswerk in den nordchinesi- 
schen Hungersnotgebieten ausschließen wollten. Salzmann stellt 
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dabei fest: „Die Engländer hassen uns mit einer verbissenen 
Wut. Die englische Zensur hat von Chinesen nach Deutsch- 
land geschricbene Briefe geöffnet und sie mit rot ge- 
schriebenem Vermerk im Jahre 1921 als ungeeignet zur 
Beförderung nach Deutschland an den Absender in China 
zurückgelangen lassen.“ In einem andern Brief heißt es: 


„Die ganze Schantungangelegenheit ist auf dem toten Punkt. Sie 


ist geeignet, sich jeden Tag zu einer bösartigen politischen 
Kombination auszuwachsen, die den Weltfrieden stört. Das 
Mittel dazu ist, die amerikanische Agitation unter der chinesi- 
schen Studentenschaft durch Vermittlung der Y.:M. CA. Sie 
hat mit Christentum verzweifelt wenig, dagegen mit politischer 
Propaganda im umfassenden Sinne zu tun.“ Salzmann nennt 
den amerikanischen Apparat ein neues Northcliff-System; das 
amerikanische Großkapital brauche in New York nur auf den 
Knopf zu drücken, „und in China fliegen die Minen auf“. Salz- 
mann berichtet dann über eine Unterredung, die er mit dem 
japanischen Generalstabschef in Tsingtau, General Hikida, ge- 
habt hat, der ausführte: „Tsingtau ist unlöslich mit Schantung 
verknüpft. Japan könnte heute gar nicht aus Schantung selbst 
seine Truppen und Emissäre zurückziehen und sich rein auf das 
Schutzgebiet Tsingtau beschränken.“ Eine audere Frage sei, 
fuhr der japanische General fort, ob Tsingtau ohne japanischen 
Einfluß im Hinterland einen Zweck für Japan habe. Heute be- 
ginne es sich bitter für Japan zu rächen, daß es nicht eine von 
versöhnlichen Ideen getragene Verständigungspolitik mit China, 
auf das es restlos angewiesen sei, getrieben hat, sondern eiue 
Gewaltpolitik, die heute wieder gutzumachen sehr schwer fällt. 
„Japan versucht heute ernstlich den Uebergang zu finden, um 
friedlich mit dem chinesischen Volk gemeinsam zu arbeiten.“ 
Salzmann meint, das müsse aber doch einen Haken haben, denn 
wer mit dem venezianischen Löwenmaulsystem (anonyme An- 
klagen!) arbeitet, muß ein schlechtes Gewissen haben, dessen 
Herrschaft kann nicht auf besonders festen Füßen stehen.“ Mit 
Rücksicht auf die großen Kasernenbauten in Tsinanfu ließe sich 
auch gerade nicht vermuten, daß die Japaner bereit sind, ab- 
zuziehen. Andererseits sei eine Japan geneigtere Stimmung 
festzustellen, nur die jungen ‚Intellektuellen seien unerbittlich 
in ihrem Japanerhaß. Die wirtschaftliche Entwickelung Scha- 
tungs lasse darauf schließen, daß Japan fest gewillt ist, dort- 
zubleiben. Tsingtaus Besitz sei für Japan nicht nur eine 
Prestigefrage, sondern eine Frage recht materieller Natur ge- 
worden. Ein Besuch des Heiligen Berges bei Tsinanfu gibt 
Salzmann Anlaß, auf das große Ansehen hinzuweisen, daß die 
Deutschen bei alien Chinesen genießen: „Immer wieder haben 
mich die Chinesen gefragt: Wann kommen die Deutschen wie- 
der, wann zichen die Japaner ab?.. Fin einzelner Deutscher 
kommt durch, ein einzelner Japaner würde sicherlich erst 
mörderisch gequält und dann verprügelt werden. .... Ein neuer 
groBer Eroberer ähnlich wie die Mongolen, Mandschuren, zieht 
heute ins Land, die Japaner. . Die deutsche, hier einst so 
mächtige Kulturarbeit hat mit starken amerikanischen und engli- 
schen Einflüssen zu kämpfen, aber im Herzen des Chinesen- 
volkes steht der Glaube an deutsche Ehrlichkeit und Gerechtig- 
keitslicbe fest. China wartet auf Deutschland.“ 


Englische Bestrebungen in Kuangtung. In der New Yorker 
Wochenschrift „The New Republic“ beschäftigt sich John 
Dewey mit dem (auch in dieser Zeitschrift früher schon er- 
wähnten) britischen Cassell-Syndikat, das sich große Gerecht- 
same in der Provinz Kuangtung gesichert hatte und diese mıt 
englischem Kapital ausbeuten wollte. Das Abkommen war mit 
dem damaligen Machthaber in Canton, General Lu Yung-tink. 
getroffen, bedurfte aber noch der Zustimmung Pekings. Elır 
diese erteilt war, war die Lu Yung- ting beircundete Regierung 
in Peking (das sogenannte Anfu-Kabinett) gestürzt. Inzwischen 
hat Lu Yung-ting Canton räumen müssen, und die neue Rexi?- 
rung in Canton (Sun Yat-sen) hat doch Bedenken, den Vertrag 
anzuerkennen. Dieser enthält allerdings Bestimmungen, die 
schr merkwürdig sind. Mit Recht nennt Dewev es eine be- 
merkenswerte Neuerung, daB in diesem_internativnalen Vertrax 


eine Anzahl Kreise namentlich aufgezählt werden, in denen dem 
Syndikat Privilegien zugestanden werden, daß den genannten 
Kreisen aber das Wort „usw.“ angefügt worden ist, so daß tat- 
sächlich das Aktionsfeld des Syndikats nach Belieben auf die 
ganze Provinz ausgedehnt werden kann. Eigentümlich ist auch 
die Beschaffung des Kapitals, das in 6 Millionen Dollar A-Aktien 
und 2 Millionen Dollar B-Aktien geteilt werden soll. Die A- 
Aktien, die den Unternehmern zur Verfügung stehen, erhalten 
8% Dividende und eine Abgabe von $ 1 für jede geförderte 
Tonne Kohlen (andere Gruben in China zahlen 10 Taels die 
Tonne), erst dann sind die B-Aktien, die die Provinz Kuangtung 
anfbringt, anteilsberechtigt. Man kann sich denken, was da für 
die Provinz Kuangtung übrigbleiben würde: wie zum Hohn 
heißt es, die Hälfte ihres Gewinns müsse die Provinz für die 
Armenpflege und das Unterrichtswesen aufwenden. Dewey 
macht mit stark satyrischem Zug darauf aufmerksam, daß dieser 
‚Vertrag in denselben Tagen aufgesetzt worden sei, wo die 
britischen Handelskammern in Schanghai eine Aufhebung aller 
nationalen Konzessionen in China forderten und der Amerikaner 
Lamont sıch in Peking und Tokio für die bekannten Ziele des 
Internationalen Bankkonsortiums einsetzte. An sich könnte man 
den in Peking nicht ratifizierten Vertrag auf sich beruhen lassen, 
die öffentliche Meinung in China behauptet aber, der Gouver- 
reur von Hongkong und der Vertreter einer englischen Bank 
hätten sich in Peking letzthin nachdrücklich für eine nachträg- 
liche Ratifizierung des Vertrages eingesetzt und dafür sogar die 
Räumung von Weihaiwei in Aussicht gestellte. Die Räumung 
Weihaiweis soll in Peking auch für den Fall geboten sein, daß 
China das Pachtgebiet Hongkong ausdehne, d. h. ein weiteres 
Stück Kuangtung an England abtrete.e Darüber hat sich der 
Cantonesen eine nicht unbedeutende Erregung bemächtigt, die 
ihren Ausdruck bereits in lauten Drohungen, die britischen 
Waren zu boykottieren, gefunden hat. Die sich daran knüpfende 
Preßfehde nahm zeitweilig recht scharfe Formen an. Cantone- 
sische Zeitungen stellten die Behauptung auf, die Engländer 
unterstützten die Regierung von Kuangsi in ihrem Kampf gegen 
Kuangtung und hätten zu diesem Zweck 4 Kanonenboote in den 
Westfluß einlaufen lassen und versähen Nanning mit Kriegs- 
material. Die Angelegenheit drohte sich immer weiter zu- 
zuspitzen; in Hongkong konnte man schließlich eine gewisse 
Nervosität nicht mehr verbergen, und das um so weniger, da 
bekannt wurde, daß der Vertraute Sun Yat-sens, Ma Su, in 
Washington nicht vergeblich an die Türen der Staatsdeparte- 
ments geklopft hatte, während in Peking die amerikanische 
Gesandtschaft nicht müde geworden war, die fremden Ver- 
tretungen zu einer entschieden ablehnenden Haltung Canton 
gegenüber zu veranlassen. Schließlich mag auch Sun sich von 
der Haltlosigkeit der den Engländern gemachten Vorwürfe über- 
zeugt und, da er das Cassell-Abkommen sowieso abgelehnt 
hatte, keinen Anlaß zu einem Bruch mit Hongkong gesehen 
Gaben, so daB er der Cantoner Presse in aller Form weitere 
Angriffe auf die Engländer untersagte. Der ganze Zwischenfall 
enthält aber soviele bedeutsame Züge und wirft auf die Be- 
ziehungen der Mächte so eigenartige Schlaglichter, daß man 
nicht achtlos an ihm vorüber gehen kann. CF. 


Deutsche katholische Mission. Die Steyler Mission, die 
erste, die sich, wie erinnerlich, vor einigen zwanzig Jahren von 
der französischen Bevormundung freigemacht und dank Bischof 
von Anzers entschlossenem Vorgehen unter deutschen Schutz 
gestellt hat, hat neuerdings in China eine erhebliche Aus- 
dehnung erfahren. Seit einiger Zeit hat sie neben ihrem alten 
Arbeitsfeld in der Provinz Schantung (Bischof Henninghaus 
 residiert in Yenchoufu) ein neues Arbeitsfeld in der Provinz 
Kansu erhalten. Und jetzt soll sie ihre Tätigkeit auf ein drittes 
Gebiet ausdehnen, die Provinz Honan. Dort bestanden bisher 
drei katholische Vikariate, die alle drei von Italienern wahr- 
genommen wurden: Nord- und Südhonan vom Mailänder und 
Westhonan vom Parmaer Missionsseminar. Die Mailänder 
sollen nın einen Teil ihrer beiden Vikariate abgeben, die zu 
einem meuen Vikariat zusammengefaßt werden, das der Steyler 
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Mission (Gesellschaft des Göttlichen Wortes) übergeben wird. 
Eine schöne Anerkennung Roms für die Erfolge der deutschen 


"Mission auf dem Gebiet internationalen, Wettbewerbs in China. 


Das Mailänder Seminar ist von Rom angewiesen, ihren deut- 
schen Nachfolgern das gesamte Inventar zu überlassen. 


Rückforderung chinesischer Helligtümer von England. Gc- 
stützt auf die Bestimmung des Friedensvertrages von Versailles. 
nach der Deutschland die 1900 aus Peking nach Deutschland 
verbrachten astronomischen Instrumente zurückzuerstatten 
hatte, fordern nach Meldungen Londoner Zeitungen die in 
London lebenden Chinesen, daß der Gegenwert von 2 goldenen 
Glocken, die während des Boxerkrieges von englischen Truppen 
aus dem Himmelstempel in Peking genommen wurden, China er- 
setzt werde. Eine von diesen Glocken wurde nachweislich von 
englischen Soldaten nach Dehli in Vorderindien gebracht und dort 
eingeschmolzen; der damalige Verkaufspreis betrug £ 25000. 


Japan. 

Pietätsakt japanischer Gelehrter. Der zurzeit in Deutschh- 
land weilende Prof. Dr. Okamatsu, Mitglied der kaiser- 
lich japanischen Akademie der Wissenschaften, hat an den Be- 
gräbnisstätten unserer berühmten Rechtsgelehrten Josef 
Kohler und Franz von Liszt Kränze niederlegen lassen 
mit der Widmung: Dem großen deutschen Rechtslehrer von 
seinen dankbaren japanischen Schülern. 

Die Ehrung, die Herr Prof. Okamatsu den Manen von 
Kohler und von Liszt dargebracht hat, deren Vorlesungen wohl 
von allen in Deutschland studierenden japanischen Juristen ohne 
Ausnahme besucht worden sind, hat einen rein.. idealen 
Charakter, ist aber deswegen nicht weniger bedeutungsvoll, denn 
sie entspringt ebenso wie die bekannte nationale Opferdank- 
sagung an den Geist des deutschen Generals Meckel nach dem 
russisch-japanischen Kriege einer der schönsten Tugenden der . 
Japaner, der Dankbarkeit für ihre Lehrer, und be- 
rechtigt zu der Annahme, daß von Japan aus alles geschehen 
wird, um sobald. wie möglich die Schranken niederzureißen. 
durch die unsere europäischen Gegner noch heute, lange nach 
dem Friedensschluß, Deutschland auch auf nichtpolitischem Ge- 
biete von der übrigen Welt abschließen möchte. 


Versammlung deutscher und japanischer Mediziner. An- 
sprache des Prof.Dr.Okamatsu. 

Auf .der Zusammenkunft der deutschen und japanischen 
Mediziner, die unlängst in Berlin stattfand und über die General- 
sekretär Dr. Linde in der letzten Nummer der „Ostasiatischen 
Rundschau“ berichtet hat, ergriff auch der bekannte und 
hochangesehene japanische Rechtsgelehrte, Prof. 
Dr. Okamatsu, das Wort zu einer kurzen Ansprache, die wir zur 
Ergänzung der schon früher gebrachten Reden gerne nachholen 
wollen: 

Prof. Okamatsu führte etwa aus: 

Da ich vor 25 Jahren gerade hier in Berlin, wenngleich nicht 
Medizin, sondern Jura studiert habe, so möchte ich das Wort 
erbitten, um als Mitglied der Akademie der Wissenschaft in 
Tokio im Namen meiner Fakultät den hier versammelten deut-- 
schen Gästen meine herzlichste Dankbarkeit kundzugeben für 
das, was wir Japaner von der deutschen Wissenschaft gelernt 
haben. 

Politik und Diplomatie haben nichts zu tun mit der Wissen- 
schaft und dem geistigen Verkehr, deshalb hat auch der Welt- 
krieg nichts an den innigen Empfindungen der japanischen Ge- 
Ichrtenwelt für die deutschen Wissenschaften zu ändern ver- 
mocht. Er zeigte uns im Gegenteil noch deutlicher als vorher, 
wie sehr unser geistiges Leben auf die Verbindung mit Deutsch- 
land angewiesen ist. | 

Sie werden sich kaum vorstellen können, welcher Heib- 
hunger nach deutschen Büchern bei uns eintrat, als Anfang 1915 
deren direkter Bezug aus Deutschland unmöglich geworden war. 
Wir wandten uns damals an schweizerische, holländische un 
amerikanische Buchhandlungen um die Fühlung mit der deut- 
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schen Wissenschaft nicht zu verlieren, trotz der immer höheren 
Bucherpreise, trotz der hohen Porti. denn wir konnten auch die 
umfangreichsten Werke nicht auf dem Frachtwege, sondern nur 
als Postpakete kommen lassen. 

Nachdem aber Ende 1916 die englische Blockade Deutsch- 
land gänzlich von der Außenwelt isoliert hätte, hörte auch für 
Japan der Bezug deutscher Bücher völlig auf. Und als mit dem 
Arfheben des Kriegszustandes die große Buchhandlung Maruzen 
in Tokio Kisten auf Kisten voll deutscher Bücher importierte, 
war in wenigen Wochen der ganze Vorrat ausverkauft. Die 
l’ücher flogen nur so, wie man in Japan sagt. 

Sie schen aus alledem, wie hoch man bei uns die deutsche 
Wissenschaft schätzt. 

In der früheren Friedenszeit hörte ich gelegentlich mit leb- 
haften Bedauern, daß japanische Studenten und Gelchrte an ein- 
zelnen Universitäten und Instituten manchmal ungern aufgenommen 
oder nicht zur Laboratoriumsarbeit zugelassen würden. Auch 
jetzt haben vor einigen Monaten hier weilende japanische 
Mediziner sich bei der Akademie in Tokio über ähnliche Vor- 
kommnisse beklagt, die man deutscherseits mit der Gegnerschatt 
Japans während des Krieges begründet haben soll. Dem aber 
möchte ich keinen Glauben schenken. Denn wir Akademiker 
“denken zu hoch von den deutschen Wissenschaftlern, um ihnen 
zuzutrauen, daß sie sich auf ihrem eigensten Gebiet durch poli- 
tische Motive beeinflussen lassen würden. Die Wissenschait 
sollte überhaupt keine Staatsgrenzen kennen, und besonders ist 
die wissenschaftliche Freundschaft und Brüderschaft zwischen 
Deutschland und Japan viel zu innig, als daß sie durch die 
Staatspolitik mehr als vorübergehend erschüttert werden könnte. 

In der Wissenschaft gibt es wohl Gogner, aber keine 
Feinde. Wenn das, worüber japanische Studenten und Gelehrte 
sich beklagen, wahr wäre, so sind wohl hauptsächlich äußere 
Umstände daran schuld, die Ueberfüllung der Hörsäle und die 
Ieschränkten Mittel der Laboratorien, u. a. m., aber zanz gewiß 
nicht Haß oder Rachegefühle. (Sehr richtig! Die Red.) 

Als Vertreter einer anderen Fakultät empfinde ich jedenfalls 
das gleiche Bedürfnis wie die medizinischen Kollegen, daß recht 
bald wieder wie in den früheren schönen Taxen zahlreiche 
„epaner direkt aus dem unerschöpflichen Bern der deutschen 
Wissenschift schöpfen, gestützt und gefördert in ihrem Streben 
uurch regsten Gedankenaustausch mit ihren deutschen Lehrern 
ınd Kollegen. 

Speziell wir Juristen sind uns vollstandicg darüber klar. dad 
es für uns in Deutschland noch reichere Wissensschätze zu 
heben gibt als früner, denn ohne Zweifel werden die gegenwärti- 
sen gewaltigen Veränderungen der wirtschaäaftliciren und sozialen 
Struktur Deutschlands, der wir bier auf Schritt und Tritt be- 
erunen, weitgchende Einwirkungen auch auf Jem Gebiete der 
Rechtspflege haben. 

An der Lösung der eroßen, sich hieraus erixchbenden Pro- 
.leme st richt nur Deutschland, sondern die ganze Welt inter- 
essiert, und niemand wird Deutschland bei seinen Bemühungen, 
Jiese Lösung zu finden, mit größerem Eifer und Vertrauen ver- 
folgen als wir Japaner. die wir die Fieie und Gründlichkeit der 
deutschen Gedankenwelt an der Quelle zu bewundern welernt 
haben. 

Möte das gemeinsame Streben immer zahlreichere, Zeit und 
Raum siberdeuernde persönliche Freundschaften zwischen den 
heute und künftig hier studierenden Japanern und ihren deut- 
chen Kollegen und Lehrern erstehen lassen, wie sie uns, ihren 
Vorgänvern, beschieden waren. 


Tsingtau International. Aus Peking kommt die Nachricht, 
daß Herr Obata, der iapanische Gesandte in Peking. vor seiner 
Abreise nach Japan Mitte Mai der chinesischen Regierung mit- 
zeteilt habe, daß Japan beabsichtige, bei den Mächten die Inter- 
„ationalisierung Tsingtaus unter gewissen Bedingungen, die die 
Rechte Japans sicherstellten. zu beantragen, und nach Zu- 
sumimung durch die Mächte mit China dieserhalb in Unterhand- 
angen zu treten. Gleichzeitig solle uber die Zuruckziehung der 
Japanischen Truppen aus Schantune und Ersatz derseiben durch 


chinesische Gendarmerie beraten werden. Weitere Nachrichten 
in dieser Angelegenheit waren bis Ende Juli in Peking nicht 
eingegangen. 


Japan und die Südsceinseln. Aus zuverlässiger Quelle ver- 
lautet, daß .an Stelle der jetzigen Militärverwaltung auf den 
früheren deutschen Südseeinseln, soweit sie Japan zugesprochen 
wurden, am 1. April 1922 Ziyilverwaltung eingeführt wer- 
den soll. 


Die Arbeiterunruhen in Kobe und Osaka. In der letzten 
Niımmer haben wir über Streiks und Arbeiterunruhlen in der 
Fisenindustrie von Osaka und der Sehiffswerften und 
Reedereien von Kobe berichtet, die zur Verhängung des Be- 
Iagerungszustandes geführt haben. Die jetzt vorliexenden Nach- 
richten lassen die Vorgeschichte dieser Bewegung erkennen und 
lassen erwarten, daß die Arbeiterbewegung in Westjapan jetzt 
starke Fortschritte machen und namentlich das Gewerkschafts- 
und Genossenschaftswesen crheblich gestärkt ams diesen 
Kämpfen hervorgehen wird. Der Anlaß der Unruhen ist zwar 
wirtschaftlicher Natur, die Arbeiter haben aber jetzt den Wert 
der Organisationen erkannt und legen bei ihren Forderungen 
immer den Hauptnachdruck auf deren Anerkennumg. Wie not- 
wendig eine Aufbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage ist. er- 
gibt sich aus einer Veröffentlichung des Industrie-Bureaus des 
Maxistrats von Osaka. Danach hat in Osaka die durchschnitt- 
liche Arbeiterfamilie von 4,7 Mitgliedern ein monatliches Fin- 
kommen von Yen 82,61, worin das Finkommen des Vaters allein 
nit Yen 61,06 einbegriifen ist. Die Ausgaben betragen aber in 
Durchschnitt Yen 87,32 Davon werden 40,3% für Nahrung. 
10,6% für Kleidung, 6,1-69% für Wohnung, 6% für Ver- 
gnügungen, 0,8% für Bücher und 48% für dem Unterricht der 
Kinder verwandt, deren jedes im Durchschnitt mit Yen 507 
durch Arbeit zu den Einnahmen der Familie beiträgt. Wo all 
Familienglicder mitarbeiten, bleibt ein  durchschnittlicher 
Leberschuß der Finnahmen über die Ausgaben von Yen 4.9 
übrig; wo der Water allein arbeitet, übertreffen die Aus- 
gaben die Einnahmen um Yen 15,20--17,26. Bei solchen Zu- 
ständen im Hauptindustriezentrum des Lamdes ist es nicht zu 
verwundern, daß Streiks und Unruhen in fast allen Betriche 
an der Tagesordnung sind. zumal noch viele Gesellschaften der 
Wirtschaftskrise durch Lohnabbau und Entlassungen Rechnung 
tragen, und daß die sozialistische und namentlich die (iewerk- 
schaftsbewegung mit der Yuaikai an der Spitze täglich Hunderte 
von neuen Mitgliedern gewinnen und nun das Vorgehen der 
Arbeiter einheitlich zusammenfassen. Den Anfang der Unruhen 
machte die Schiffswerft von Fujinaxata in Osaka, deren Ar- 
beiter, den Vorsitzenden der Yuaikai als ihren Sprecher zum 
Minister des Innern sandten und unter anderen Forderungen 
wieder die der Aufhebung des $ 17 des Landiriedensgesetzes 
vorlegen !ießen, durch den die Anstiitung zum Streik mit Straic 
bedroht und der Zusammenschluß zu größeren Gewerkschaiten 
verboten wird. Da Suzuki unverrichteter Dinge aus dem Mini- 
sterium heimkehrte, traten die Arbeiter der Fuiinagata-Werft 
in Streik ein, und acht Führer der Yuaikai wurden verhaftet. 
weil sie Streik 


zum auigchetzt hätten. Es folgte ein 
Streik der Arbeiter der Uchida-Werft in Yokohama, die 
AMD Arbeiter ohne Kündigung entlassen hätte, ımd deren 
Chef Uchida die: Arbeiter den Vorwurf machten, er habe 
einem  gewerbsmäßigen Riugkämpier einen Schurz im 
Werte ven Yen 4000  xeschenkt. für seine  entlassenen 
Arbeiter aber nichts übrig. Die Presse nimmt lebluft 


für diese Streikenden Partei, und aus dem Publikum flossen ilırer 
Streikkasse beträchtliche Geldgeschenke zu. Schr viel gröbere 
Ausdelmung gewann dann der Streik in verschiedenen Osakaer 
Betrieben der Sumitomo-Gesellschaft, wo ichrere Tausend von 
Arbeitern streikten. Die Gesellschaft nahm ihnen wexerüber 
eine starke Haltung ein, bexzann aber gleichzeitig eingehende 
Verhandlungen mit dem bekannten sozialistischen Schriftsteller 
und Mitscied der Yuaikai. Kagawa, über grundsätzliche Reformen. 
die anscheinend bald nach dem Ende der Berichtszeit zu viner 
Finigung geführt haben. Auch der Streik auf der Fujinawatı- 


Werft wurde durcir einen Vergleich beigelegt. Inzwischen war 
aber das Streikfieber äuf die größten Weritbetriebe Japans, die 
von Mitsubishi und Kawasaki in Kobe, übergegriffen und von da 
weiter auf das Werk der Osaka-Fisenwerke in Onomichi, Re- 
gierungsbezirk Okayama, das Oji-Militärarsenal in Tokio und 
zahlreiche andere Betriebe des Kriegsministerium und nahm von 
dann ab immer größere Ausdehnung An. Bezeichnend für die 
Lage sind die Forderungen der bei Mitsubishi Streikenden: 
I Erlaubnis zur Bildung einer Gewerkschaft aller Arbeiter der 
Gesellschaft: 2. Achtstundentag; 3. im Fall von Entlassungen 
die Zahlung eines Viermonatslohns, außerdem bei Verheirateten 
noch Yen 30: 4. regelmäßige Lohnerhöhung zweimal im Jahre. 
Im allgemeinen gehen die Forderungen auf Vereinbarung eincs 
Mindestlohns und Ersatz für die fehlende Arbeitslosen-Ver- 
sicherung . 

Die Ueberschwemmungen in Kyushu. Ücber die riesigen 
Ucberschwemmungen, die Ende Juni große Teile“ der Insel 
Kyushu verheert haben, liegen jetzt genauere Nachrichten vor. 
Danach ist der Grund in ungeheuren Regeniällen zu suchen, die 
viele Tage lang hintereinander ununterbrochen die Insel heim- 
suchten und, als sie endlich nachgelassen zu haben schienen, 
aufs neue für eine weitere Zahl von Tagen niederfielen. - Infolge- 
dessen sind die meisten Flüsse über ihre Ufer getreten, haben 
wanze Dörfer überschwemmt, im Regicrungsbezirk Fukuoka 
stand das Wasser fünf Meter hoch über dem Boden! —, viele 
Rerzwerke ersäuft und Tausende von Häusern mitfortgerissen. 
Der Gesamtschadeh wird auf annähernd Yen 50 Millionen Be- 
schätzt. Die Zahl der Ertrunkenen wird auf viele Hunderte, die 
Zahl der ihrer Heimstätten beraubten Personen auf viee 
Tausende berechnet. Da auch sehr viele Bergstürze eintraten 
und Straßen- und Eisenbahnbrücken abgerissen worden sind, 
sand der gesamte Verkehr. tagelang so gut wie still. Militär 
und Feuerwehr haben nach Kräften die Ordnung aufrecht- 
zuerhalten gesucht. Es wird erwogen, in zahllosen Gemeinden 
von jeder Steuererhebung abzusehen, da fast überall die Ernten 
vernichtet sind. 

Neue Ausbrüche des Asamayama. Der Vulkan Asamayama 
hat amı 18. und 21. Juni zwei neue stärkere Ausbrüche gehabt. 
die auch sehr beträchtlichen Schaden anrichteten. Während die 
Kurgäste im benachbarten Karuizawa über die Gewalt der Ex- 
plosionen und die Mächtigkeit des Aschenfalls, der sich über die 
eanze nördliche Hälfte der Provinz Shinano verbreitete, höchst 
erschrocken waren, bewahrten ‘die an solche Naturereignisse 
wewöhnten Ortsbewohner ihren Gleichmut. Die Beamten des 
Vulkanischen Observatoriums am Asamayama haben nach den 
vorliexenden Nachrichten noch nicht die Gründe feststellen 
können. die der ungewöhnlich verstärkten Tätigkeit des Vulkans 
in der letzten Zeit zugrunde liegen. 


Postjubiläums-Marken in Japan. Am 20. April waren 50 
Jahre verflossen. seitdem Japan fremdes Postwescn eingeführt 
hat. Zur Feier dieses Tages hat die japanische Postverwaltung 
eine neue Serie von 4 Marken herausgegeben, die die alte und 
neue Zeit in etwas merkwürdiger Mischung veranschaulichen. 
Die Werte sind 1%, 3. 4 und 10 sen in zwei verschiedenen Aus- 
führungen. 1% sen grün und rot und 4 sen karmin und rot 
‚zeigen in der Mitte drei Flaggen, und zwar die Nationaltflagge. 
links davon die alte und rechts die neue Postflagge. Darüber 
schwebt ein Chrisanthemum, unter welchem sich in japanischen 
Schriftzeichen die Inschrift „Zur Feier des 50jährigen Jubi- 
läums der Einführung des Postwesens“ befindet. In den vier 
Reken sind in winziger Ausführung die ersten Postmarken von 
1871 wiedergegeben. Die anderen beiden Werte 3 sen 
purpurbraun und 10 sen blau — zeigen das japanische Ver- 
Kehrsministerium in Tokio, eingerahmt von allerlei kaiserlichen 
und postalischen Abzeichen, während an den äußeren Rändern 
50 Sterne verteilt sind. 


Fingemeindungen In Osaka und Kobe. Nach den ver Re- 
sierung vorgelerten Plänen sollen Sakai und etwa 70 kleinere 
Städte und Dörfer in Osaka eingemeindet werden, wodurch die 
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Stadt von dem im Mittelpunkt geiegenen Rathaus Aus einen 
Radius von 7 Meilen haben wird. Der Flächeninhalt vergrößert 
sich um das fünffache und die Einwohnerzahl wird auf 1253 000 
steigen. Bei Kobe sollen drei Städte und fünf Dörfer einge- 
meindet werden, wodurch sich der Flächeninhalt verdreifacht 
mit 609000 Einwohnern. 


Japanische Goldwährung in der Mandschurel. Zu unserer 
in Nr. 15 der „Rundschau“ gebrachten Notiz über die seitens 
der japanischen Regierung geplante Einführung der japanischen 
(oldwährung in der Mandschurei ist noch nachzutragen: Die 
japanische Regierung hat vor einigen Jahren- die Bank von 
Chosen als Nationalbank erklärt, um dadurch die Goldwährung 
in Korea einzuführen. Die Noten dieser Bank lauten auf Gold- 
währung, können aber nicht gegen Goldmünze umgetauschıt 
werden, sondern nur gegen Ooldnoten der Bank von Japan; 
Die Umwechslung kann nur in Tokio selbst erfolgen. Das 
Kapifal der Bank beträgt 50 000.000 Yen, die Höhe der umlaufen- 
den Noten ist 200 000 000 Yen. Nunmehr hat die japanische Ver- 
waltung des Kwantung-Pachtgebietes in Verfolg ihrer Politik. 
die Mandschurei mit Korea zu einem Wirtschaftskörper zu ver- 
schmelzen und um gleichzeitig die Bank von Chosen zu stärken, 
verfügt, daß in Zukunft alle Handelsgeschäfte in Goldwährung 
abzuschließen seien. Der Erfolg dieser Maßnahme werde sein, 
daß in kürzester Zeit die Südmandschurei mit den nicht um- 
tauschbaren Goldnoten der Bank von Chosen überschwemmt 
sein würde und daß, abgesehen von dem willkürlichen Eingriff 
in die chinesische Oberhoheit, eine allgemeine Unsicherheit und 
Verwirrung im Handelsverkehr Platz greifen müßte. 


Aus iremden Zeitungen. 
Fremde Konsulargerichtsbarkeit, Deutsche “Aerzte. 


Der in Kobe erscheinende „Japan Chronicle"* vom 
Il. Juni bringt einen Brief aus Schanghai, in welchem es unter 
anderem heißt: 

Wenn man auch mit Chinas Bemühungen, Herr im eigenen 
Haus zu werden, vollkommen sympathisieren kann, werden doch 
nur wenige Ausländer Chinas Wunsch, die Exterritorialität der 
Fremden aufzuheben, unterstützen können. Der Wunsch an und 
Bir sich ist verständlich genug, aber seine Erfüllung setzt doch 
gewisse, jetzt noch fehlende Bedingungen bezüglich Chin-ıs 
Gerichtsbarkeit und Gefanzenenwesen voraus. Es wird be- 
hauptet, daß die auswärtigen chinesischen Vertreter bei de: 
Mächten Anweisung erhalten hätten, die Aufhebung der Ex- 
tcrritorialität zu fordern, aber nıan darf wohl als sicher annehmen. 
daß die Mächte sich auf diesbezügliche Verhandlungen nicht 
einlassen werden, Wie dem auch sci, die Frage ist von China 
bereits mit Erfolg angeschnitten worden. insofern, als es China 
gelungen ist, mit Deutschland und auch mit anderen Staaten 
Verträge abzuschließen, auf Grund deren die Bürger dieser 
Staaten des Privilegs der Exterritorialität verlustig gegangen 
sind und cs darf kein Zweifel sein, daß dieser diplomatische 
Erfolg den Tag beschleunigen wird, an welchem auch andere 
Staaten diese Bedingungen werden annehmen müssen. Man 
darf wohl hoffen, daß alle jene Agitatoren, 
welche seinerzeit mit soviel Lärm China dazu 
zwangen, den Krieg an Deutschland zu er- 
klären und jetzt ebenso laut gegen die Auf- 
hebung der Exterritorialität Protest erheben. 
jetzt cingesehen haben, daß ihr Haß gegen 
alles Deutsche ihnen selbst eine Zuchtrute 
geschaffen hat. Dieser selbe blinde Haß hat seinerzeit 
diese billigen „Patrioten“ dazu getrieben. eine leider 
erfolgreiche Agitation ins Werk zu setzen gegen die 
Zulassung deutscher Aerzte amhiesigen Inter- 
nationalen General-Hospital, indem sie geltend 
machten, daß die deutschen Aerzte möglicherweise ihre Praxis 
dazu benutzen könnten, um den Patienten Betäubungsmittel in 
tötlicher Menge zu verabfolgen. Naturlich haber sie in diesem 
hinterlistigen Kampie Erfolg gehabt. wie in allem. von dem sie 
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‚Veryifter“ mitelnem höheren. Stolz begnadet 
ls Ihre eifrigen Verleumder, denn man sagt, daß 
ein erklürt hatten daß es Ihnen gar nicht einficle, um diese 


Prlanbonis einzukommen, Im (iegentell, sie beabsichtizten cin 
eiremen großes Hospital zu erbanen und da es ein Privatınter- 
nehmen Ist, kann es nicht als Unhöflichkelt aufgelaßt werden, 
wenn De Anfmahme In dieses Hospital nur auf cizene Länds- 
te beschränkt werden sollte. Ps zeigt sich wieder einmal: 
‚ne Schlange hat sich selbst gebissen.” Aber der Fleck a uf 
der Phre der .elltierten“ Aerzte in Schanghai, 
welche olme eln elnziues Wort des Protestes zugaben, daß 
des höswilligen Beschuldigungen gegen Ihre deutschen Kollegen 
serbftentlicht werden durften, kann zu Lebzelten dieser. 
enerntlon nieht mehr abgewaschen werden, 
selbst werm das Wasser des Whungpoo bedeutend sauberer 
wire, ala en In der Regel Ist. In dieser Beziehung Ist es be- 
anders Intereasant, von den Oefühblen der Chinesen gegenüber 
Ihren früheren „Kelnden‘, den Deutschen, Kenntnis zu nehmen. 
Num da der Priede zwischen den beiden Staaten wieder- 
hersestellt Ist (die Völker selbst sind während des Krieges ein- 
under frenmdschnftllich gesinmt gewesen) erklären die Chinesen, 
dual ste tntsichliech niemals Irgondelne Pelndschaft gegenüber 
Inen „Kelnden" gebegt hätten, und daß es Ihr elnziger Wunsch 
sel, lt den Deontschen In der freundschaftlichsten und frled- 
Ihaten Welse zu verkehren und Handel zu treiben. Sie haben 
vckannt, daß die Deutschen durchaus nicht schlechter (und viel- 
let lt uneh nleht besser), als die anderen Ausländer sind, und es 
tt Almen Jelll, dal ste nnch Ihrerselts eln paar Hundert Kulis 
als Kuanonenfutter in Europa geopfert haben, 
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Die deutsche Gefahr. 

Die „Java Nippv” in Welterreden. dıe einzise 
Indien erscheinende Tazseszeitung in jadanischer Dprache, ein 
Ablezer der japanischen Presse in Singapore. brachte am 
13. Juni einen Artikel „Java und die Deutschen”. der so rewät 
die Unzuverlassizkeit der japanischen Zeitung und eine lälher- 
l;che Furcht vor dem Deutschtum zeigt. Wir lassen den Avi- 
satz in zekürzter Form hier fügen: 


‚Java und die Deutschen. 300 Japanisch 
verstehende Deutsche. — Nutzen oder Schaden 
für uns? Im großen Kriege waren in der Feste Tsingtau 
ctwa 10000 (? Die Red.) deutsche Offiziere und Mannschaiter. 
Auf die Nachricht von der Spannung zwischen Japan und 
Deutschland eilten aus allen Teilen Ostasiens Deutsche, ent- 
brannt von Vaterlandsliebe, nach Tsingtau; darunter auch 
Reservisten und Landwehrleute, ja sogar Knaben, die noch gar 
nicht dienstpflichtig waren. Es handelte sich meistens um An- 
gestellte, Kaufleute und Techniker; die meisten von ihnen be- 
saßen eine gute Erfahrung in ostasiatischen Verhältnissen. Es 
war Ihr Soldatenlos, daß sie in der hilflosen Festung Tsingtau 
schließlich unterliegen mußten und daß sie dann als Gefangene 
in unser Land kamen, wo sie fünf lange, öde Jahre zubrachten. 
Den Verständigeren unter ihnen gelang es, in dieser Zeit die 
Japanische Sprache zu erlernen, so daß diese Zeit für sie durch- 
aus keine Zeitvergeudung bedeutet. Die meisten von ihnen 
lernten nur japanisch sprechen, es gab aber auch solche, die 
es bis zum Lesen und Schreiben brachten. Diese letzteren 
haben also in den fünf Jahren regelrecht den langwierigen 
japanischen Schulkursus durchgemacht oder mit anderen 
Worten: hat unsere Regierung mit diesem, 10000 Deutschen 
gestatteten Sprachunterricht in guter Absicht japanische Idecı 
verbreiten wollen? Und welchen Nutzen werden jene 100 
Deutsche Japan. in Zukunft bringen? Angesichts unserer 
heutigen l.age müssen wir uns diese Frage mit Besorgnis über- 
Icxen, denn diese Deutschen, diese japanischen „Sprach- 

abiturienten“, verbreiten sich mit Wiederherstellung des 

Friedeus nach allen Himmelsrichtungen, und so finden wir jetz! 
in Ostasien und in der Südsee, in Europa und Amerika übera 
Japanisch verstehende Deutsche. Auch auf Java haben skh 
etwa 260 von ihnen niedergelassen, und einige sind noch später 
gekommen, so daB es jetzt wohl 300 sein mögen. Es sind da‘ 
meistens Leute, die die Revierung aus Mangel an technischen 
Kräften mit der Aussicht auf ein angemessenes Fortkommen in 
Dienst nahm. hauptsächlich Soldaten oder Zollbeamte. Un) 
welche Gefühle werden diese Leute nun für Japan und di 
Japaner hegen? 


‚rn Nieuci - 


Nun, sie werden uns entschieden nicht recht verstehen, denn 
sie lernten als Gefangene Japan wahrscheinlich nicht bewundert. 


wie das auch nicht anders erwartet werden kann. Usw.” 
Die „Java Nippo” irrt. Nicht 10000 Deutsche waren &* 


Verteidiger in Tsingtau und als Kriegseeiangene in Japa'. 
sondern, wie nunmehr fast 7 Jahre nach dem Fa, von Tsingte. 
auch der „Java Nippo” bekannt geworden sein solte alles ı! 
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nopol im ganzen Gebiet vom östlichen Mittelmeer bis über 
Colombo hinaus, insofern die Schiffe der kleineren Reedereien 
es ablehnten, auf die englischen Marconi-Telegramme zu 
abonnieren, und nun tagtäglich ihren Reisenden die deutschen, 
in ausgezeichnetem Englisch abgefaßten und ersichtlich von 
Journalisten stammenden Meldungen vorsetzten, die freilich 
einen ausschließlich deutschen Standpunkt verträten. In un- 
freiwilliger Kritisierung der Vergewaltigung der Welt durch die 
englischen Kabel- und Preßmonopole urteilt die Zuschrift, die 
{mmer wiederholte Darstellung der Ansichten eines einzigen 
Volkes komme natürlich nur diesem einen Volk zugute, und 
verlangt Abhilfe. In ihrer Besprechung gesteht die „Times“, 
daß ein hoher Beamter der Marconi-Gesellschaft die Zuschrift 
in allen wesentlichen Punkten als zutreffend anerkannt habe, 
und daß der deutsche Dienst dem englischen unendlich über- 
legen sei. Sie leistet sich natürlich wieder die Fälschung, daB 
die Telegramme der deutschen Gesellschaft von der deutschen 
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Regierung stammten. und stellt in Aussicht, daß bald ein amt- 
licher britischer Funkdienst in ausreichender Güte kostenlos 
allen Schiffahrtslinien zur Verfügung gestellt werden würde. 


Bücher- und Zeitschriftenschau. ;} 


Der chinesische Teppich, von Adolf Hackmack, 1921, 
Verlag L. Friedrichsen & Co., Hamburg — so heißt ein kleines, 
nur 30 Seiten starkes Büchlein über die Teppichknüpferei in 
China. Fs enthält 26 Abbildungen, 1 Landkarte und 5 Abbildun- 
gen im Text. Der Inhalt liefert uns eine fleißige Zusammen- 


stellung der Ornamentik auf chinesischen Teppichen, deren 
Muster uns der Verfasser sorgfältig erklärte — Wir machen 
unsere Anilinfarbenfabriken auf das Kapitel über Farben auf- 
merksam. Die kleine Arbeit ist zweifellos wertvoll und lehr- 
reich, da über die chinesische Teppichkunde bisher nicht allzu- 
Na. 


viel bekannt war. 


a Wirtschaftliche Nachrichten mımmmn 


Wirtschaftliche 
Würdigung der „Republik des Fernen Ostens”. 


Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyhoeffer. 
(Fortsetzung.) 


Die Amurprovinz grenzt im Westen an Trans 
baikalien und China, im Süden ebenfalls an China, im Osten 
an das Küstengebiet und im Norden an das von Jakutsk. 
Ihre Oberfläche beträgt rund 376000 qkm, die größte Aus- 
dehnung von Westen nach Osten rund 1000 km; von Nord- 
Osten nach Süd-Westen wechselt dieselbe zwischen rund 
300 und 500 km. 


Es ist ein Bergland, das durch zahlreiche Gewässer sehr 
gegliedert ist und das neben den Tälern dieser Gewässer 
zwei größere Ebenen in sich schließt: Die Seja-Bureja-Ebene 
nördlich des Amur zwischen den beiden genannten Flüssen 
gelegen, mit vortrefflichem Ackerland, und die Ebene des 
mittleren Amur, von Chabarowsk stromaufwärts, mit vielen 
sumpfigen Strecken, deshalb weniger zur landwirtschaft- 
lichen Bebauung geeignet. 


Das Klima ist kontinental und im allgemeinen wenig 
angenehm. Der Winter ist streng: mittlere Temperatur ist 
— 23°C, der Sommer ist heiß: mittlere Temperatur + 20°C. 


Die Bevölkerung zeigt ein buntes Gemisch von 
verschiedenen Nationalitäten und Stämmen. Neben Russen 
und anderen Angehörigen der weißen Rasse leben im Amur- 
gebiet Chinesen, Koreaner, Japaner und einzelne tungusische 
Volksstämme: Orotschen, Manegren und Oolden. Ein großer 
Teil gehört dem früheren „Amur-Kosakenheer“, dessen An- 
gehörige meist Bauern sind, und dem richtigen Bauernstande 
an, dürfte also den reaktionären Bestrebungen der Semenow- 
Partei geneigt sein. Den Rest bilden die „Grubenbevölke- 
rung“, deren Zahl infolge der verhältnismäßig geringen Zahl 
von Gruben nicht groß sein kann, und die städtische Be- 
völkerung, welche in der einzigen vorhandenen Stadt Bla- 
gowjeschtschensk lebt und zwischen 30000 und 40 000 
Seelen vor dem Kriege betrug. In derselben konzentriert 
sich der ganze Fabrik- und größtenteils auch die gewerb- 
liche Tätigkeit des Gebietes. Der Handel hat hier seinen 
Hauptsitz. 


Das in Frage kommende Gebiet ist reich an Mine- 
ralien : große Vorräte lagern noch ungehoben im Schoße 
der Erde. Es wurden gefunden: Silberblei, Eisen, Kupfer, 
Steinkohle, . Naphtha, Marmor, weißer und grüner Ton, zur 


Porzellanfabrikation geeignet, Antimon, Ametyst und andere 
Edelsteine. 

Das wertvollste Metall ist das Gold, von dem sowohl 
große Adern, als auch einzelne Lager vorkommen. Nach 
v. Zepelin sollen die mit den Verhältnissen vertrauten Geo- 
logen behaupten, daß dieses Gebiet eines der goldreichsten 
der Welt sei. Das Gold befindet sich hier nicht auf einem 
bestimmt abgegrenzten Raume, sondern in einer gewissen 
Entfernung vom Amur an den verschiedensten Stellen. Vor 
dem Kriege hatte man bereits 33 „goldführende Systeme“ 
festgestellt, obwohl das Gebiet noch lange nicht völlig in 
dieser: Richtung hin durchforscht ist. 


Die Goldgewinnung lag vor dem Kriege in den Händen 
von sieben großen Firmen. Außer. diesen gab es noch über 
100 kleine Unternehmungen, die sich mit Goldsuchen be- 
faßten. Von 1868—1905: sind auf gesetzlichkem Wege im 
ganzen 3891,9 Pud Gold gewonnen worden. Der jährliche 
Wert desselben schwankt zwischen 5 820 153 Rubel im Jahre 
1898 bis zu 9725000 Rubel im Jahre 1890, und zeigt, so- 
lange statistische Feststellungen vorhanden sind, im all- 
gemeinen eine steigende Tendenz. 


Handel und Industrie. 


Die Handelsbeziehungen des Amurgebietes sind bisher 
ohne größere Bedeutung, aber sehr entwicklungsfähig. 


Die Ausfuhr beschränkte sich vor dem Kriege wesent- 
lich auf Getreide und Vieh in das Küstengebiet, Pelzwaren 
aller Art in das europäische Rußland und Holzmaterial in 
die Mandschurei. 


Bedeutender war die Einfuhr, deren Hauptbestand- 
teile landwirtschaftliche Maschinen, Werkzeuge, Galanterie- 
und Kolonialwaren bildete. 


Eine Industrie größeren Stils besteht vorläufig 
kaum. Vermutlich sind auch die bescheidenen Anfänge der- 
selben im Laufe der Kriegsjahre zerstört oder auf ein 
Minimum zurückgeführt. 


Die Landwirtschaft ist der wichtigste Erwerbs- 
zweig der Bevölkerung. Am meisten wird von den Getreide- 
arten Hafer gebaut, dann Weizen, Sommerroggen, Buch- 
weizen, Gerste und Hirse. Die Erträge sind derartig, daß 
ein Teil ausgeführt werden kann. Die Landwirtschaft ist 
noch sehr entwicklungsfähig und dürfte das Amurgebiet 
auch von deutschen unternehmungslustigen Bauern, nach 
dem die politischen Verhältnisse/sich in demselben geklärt 
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haben werden, als Feld der Ansiedlung ins Auge gefaßt 
werden in ähnlicher Weise, wie sich in Korea zwischen 
Soeul und Gensan eine deutsche landwirtschaftliche Kolonie 
aus ehemaligen Tsingtau-Kriegsgefangenen gebildet hat, 
welche, nach dem „Japan Chronicle“, feste Wurzein ge- 
schlagen hat, blüht und gedeiht. 

Was die Viehzucht anbelangt, so ist am wichtigsten 
die Pferdezucht. Außerdem gibt es in nennenswerter Zahl 
Rindvieh, Schafe und Schweine. 

In ’den ausgedehnten Waldungen kommen fast alle 
Arten, sowohl Nadel- als auch Laubhölzer vor. Im Innern 
der Taiga soll es nicht zu den Seltenheiten gehören, daß 
Lärchen, Fichten und Zedern eine Höhe von über 30 m er- 
reichen. Alle Waldungen zeichnen sich durch einen hervor- 
ragenden alten Bestand aus und liefern daher ausgezeichnetes 
Bauholz. Mit Verbesserung der, Verkehrswege dürfte sich 
leicht die Holzausfuhr auf eine größere Höhe als bisher 
bringen lassen. 

Der Fischfang spielt im Wirtschaftsleben der Be- 
völkerung eine große Rolle. Vor dem Kriege schätzte man 
die jährlichen Einnahmen aus demselben auf 250— 300 000 
Rubel. 

Bezüglich des Tierreiches und der Jagd wäre 
etwa dasselbe zu sagen, was in dem vorigen Aufsatz über 
das Küstengebiet gesagt worden ist. (Schluß folgt.) 


Die Einwirkung des Hohlenstreiks In England aui 
den englischen Handel mit Ostasien. 


Der verheerende Einfluß, den der englische Kohlen- 
arbeiterstreik auf die gesamte Einfuhr und Ausfuhr Englands 
echabt hat, kommt im besonderen auch im ostasiatischen 
Handel dieses Landes zum Ausdruck. In englischen Zeitungen 
Ostasiens findet sich mehrfach das Bestreben, die wahre Lage 
dadurch zu verschleiern, daß man die Werte der Aus- und 
Einfuhrgüter cinsetzt, wodurch sich ein schiefes Bild ergibt, 
da die Preise von 1920 gegenüber dem letzten Vorkriegs- 
jahr 1913 um etwa das fünflache und für 1921 um etwa das 
‚lrei- bis vierfache gestiegen sind. Nur eine Gegenüberstel- 
lung der Zahlen für die Aus- und Einfuhr-Mengen der 
einzelne Güter zeigt die Lage in ihrer wahren Gestalt. Auch 
die allgemeine Weltwirtschaftskrise hat das ihrige zur Ein- 
schränkung des ostasiatischen Flandels Englands beigetragen. 
Die Einfulır von Baumwollgarnen nach China, Siam und 
Straits Settlements kam im Mai zu einem fast vollständigen 
Stillstand; Wolle und Wirkwaren nach China und Japan er- 
fuhren starke Rückränge. Fast allgemein ist ein starkes 
Nachlassen der kinfuhr nach ostasiatischen l.ändern zu ver- 
zeichnen. Was die Ausfuhr von Ostasien nach England an- 
belangt, so bietet auch hier der Mai im allgemeinen ein sehr 
unrünstiges Bild, nur Tee und Seide aus China haben etwas 
zugenommen, ganz bedeutend Gummi aus Niederländisch- 
Indien und den südlichen Besitzungen Englands. 

Aus der Menge der Güter können ım Nachstehenden nur 
die wichtigsten Posten in gedrängter Uebersicht hervorge- 


hoben werden. v 
Baumwollgarn-Einfuhren nach Ostasien (engl. Pfund) 
Monat Mai 
1913 1920 1921 
China und Hongkong . 197 90 224 6) 7 MW 
Niederl. Indien ; 940 4 40) 33 000 
Straits u. Malaven- Staaten 121 40 142 IWW 15 000 


rn. 


1921 

China und Hongkong. . 1 141 900 979 500 194 4W 

“ Niederl. Indien . 461 200 175 600 180 400 
Straits u Malayen-Staaten 666 800 495 200 237 8W 


Baumwoll-piecegoods-Einfuhren (yard) 


Januar— Mai 
1913 1920 
‚Monat Mai 
1913 1920 1921 
China u. Hongkong 58 242 800 38 130 900 9 041 500 
Japan 4 702 300 2 674 900 542 400 
Philippinen 1 446 800 186 400 44 500 
Siam 2 188 800 2 290 200 617 500 
Niederl. Indien . 37 055 600 20 491 800 8 391 800 - 
Straits u. Malayen- 
| Staaten . 11 513 900 11 578 600 1 321300 
Januar—Mai 
1913 1920 1921 
China u. Hongkong 283 756 000 192934000 83661 900 
| Japan .. 24 636 400 14 009 200 3 071 700 
Philippinen 7 046 900 1 737 200 759 400 
Siam . 13 236 700 12 877 600 6 420 800 
Niederl. Indien . . 142 652 400 78108 800 62 573 600 
Straits u. Malayen- 
Staaten . 60 128 200 40 913000 14 516000 


Andere Baumwollgüter, Baumwollmischungen, Wolle, Wirk- 


waren, Leinen u. a. Einfuhren (yards) 


Monat Mai 
1913 1920 1921 
China u. Ben 1 003 100 779 100 358 800 
Japan 1 235 900 1 671 400 491 300 
Philippinen 44 500 34 500 = 
Siam . : 6100 14 500 = 
Niederl. Indien 351 400 155 500 = 
Straits und NS aJEn: 
Staaten .. 110900 174 100 11 200 
Januar—Mai 
1913 1920 1921 
China u. Hongkong . 5608 600 3 805 300 3 145 400 
| Japan . 4 855 000 743500 3029 300 
i Philippinen . 163 900 206 000 29 200 - 
| Siam 32 700 43 100 19 200 
Niederl. Indien 1 129 000 933 500 . 161 500 
Straits und Malayen- 
Staaten 2.389 100 627 300 138 400 
Stahl-, Eisen- und Metallwaren-Einfuhren (Tonnen) 
Januar—Mai 
Januar-Mai 
19138 1920 ıgaı 


18 680 
46 810 


26 310 
97 570 


31 610 
84 540 


China und Br 
Japan . . 
Straits Settiem. u. Malay. en- 


b 
Staaten 22 770 14 580 92.030 
Als wichtigste Austuhrouter Ostasiens nadı 

ı England kommen in Betracht Tee, Scide und Gummi, deren 
Transport nach englischen Häfen zum Teil von Schiffen an- 

derer Naticnen bewerkstelligt wurde, so daß hierbei der 
Streik nicht so stark ins Gewicht fiel und erößere Schwan- 
kungen mehr der allgemeinen Marktlage zuzuschreiben sein 

dürften. 


Tee-Ausfuhr nach England (engl. Pfund) 


Monat Mai 
1913 1920 1921 
China u Hongkong . 240 362 200 950 328 431 
Niederl. Indien 3 084 507 3792 965 227549 
Januar— Mai 
1913 1920 1921 
China u. Hongkong . 1861699 10692226 1335 5.038 
Niederl. Indien . 15940907 14 130 376 


20 591 431 


nn 


Seiden-Ausfuhr (engl. Pfund) 


Monat Mai 
1913 1920 1921 
Cha . ., 23003 14 967 15 226 
Japan . 8 365 5 503 = 
Januar—Mai 
1913 1920 1921 
China . 133 446 287 218 76 480 
Japan . 36 623 ‚44787 16 256 
Roh-Gummi-Ausfuhr (engl. Pfund) 
Monat Mai 
1913 1920 al 
Nitderl. Indien 203 600 638 600 2153500 - 
Straits u. Labuan . 2 565 200 108120: 5148 200 
Malayenstaaten 1861 700 2902 000 4 839 000 
Januar— Mai 
1913 1920 1921 
Niederl. Indien . 931 600 4 486 500 9 979 00 
Straits u. Labuan. . 13442%00 20459400 30913 400 
Malayenstaaten 9050600 27383 300 29 857 600 
CS. 


ze 


Die Entwidlung der Japanischen Zinkindustrie. 
Von Otto Richter. 
Wie der Weltkrieg die japanische Montanindustrie ver-. 


selbständigte, läßt sich besonders gut an der Entwicklung 
der Zinkindustrie beobachten. Die Anfänge der japanischen 


Zinkerzförderung reichen nur etwa 15 Jahre zurück. Die 
Gesamtproduktion stieg wie folgt: 

1906 14 206 t 1912 35 742 ie 

1907 19 846 1913 34 676 

1908 18 277 1914 39 031 

1909 19 273 1915 49 197 

1910 21 917 1916 55 000 

1911 23 594 1917 58 000 


Die bekannteste Fundstätte ist die Kamioka-Grube (Gifu- 
Ken, Honshu), die von der Mitsui-Gesellschaft betrieben 
wird. Die übrigen bedeutenden Zinkwerke sind die von 
Odera (Myagi Ken, Honshu), Yawata (Gumma Ken, Honshu) 
und Hiro (Hokkaido), welche von der Takata- Gesellschaft 
ausgebeutet werden. 


Diese gesamte Zinkerzförderung gelangte zunächst zur 
Ausfuhr, da Japan keine eigenen Raffinerien besaß. So wur- 
den vor 1914 etwa 30000 t Erze nach Deutschland, Belgien 
und England ausgeführt und umgekehrt 10000 t Reinzink 
eingeführt. Damit und mit den eingeführten Fertigwaren 
wurde der Bedarf gedeckt. Im Jahre 1911 errichtete die 
Mitsubishi-Gesellschaft in Osaka die erste Zinkhütte. Ahr 
folgten die Miike-Hütte, in der die Mitsui-Gesellschaft ihre 
eigenen Kamioka-Erze raffinierte, die Kosaka-Hütte der Fujita- 
Gesellschaft und die Raffinerien der Osaka-Zink-Gesellschaft, 
die 1912 gegründet wurde. 1914 war diese Entwicklung so 
weit gediehen, daß 5000 t Reinzink im eigenen Lande ner- 
gestellt wurden, eine Menge, die in den folgenden“ Jahren 
anstieg auf 


1915 18 000 t 

1916 25 000 

1917 27 0 

1918 4000 = 5°, der Weltproduktion 

1919 20 OUU 

1920 11000. = 15°, der Weltproduktion. 

Zwei ses Heiden Mcmente erklären diese Produkiions- 

steigerung: Das natürliche Weiterwachsen der vor dem 
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Weltkrieg gegründeten Industrie und der künstliche Anreiz, 
den der außergewöhnlich hohe Kriegsbedarf verursachte. 
Schon 1915 wurde alles eigene Erz im Inland verarbeitet, so 
daß die Ausfuhr aufhörtee Dem parallel verminderte sich 
auch der Bezug von Zinkfertigfabrikaten aus dem Ausland, 
wodurch die Notlage vermieden wurde, welche die durch 
Kriegsverhältnisse stockende Zufuhr hätte bewirken müssen. 
Jetzt waren die Fesseln gefallen, die bis dahin um den japa- 
rischen Zinkmarkt gelegen hatten. Die Herstellung von 
20 000 t Reinzink in heimischen Hütten aus eigenen Erzen 
genügte dem japanischen Bedarf. Der Zustand einer ge- 
wissen Saturiertheit war eingetreten. 


Hier hätte die Entwicklung in normaler Zeit einen vor- 
läufigen Abschluß gefunden. Es’ wäre unmöglich gewesen, 
aus der jungen Zinkindustrie eine ausgedehnte Ausfuhr- 
industrie zu erwecken. Dazu hätte erst ein Grad der Kon- 
kurrenzfähigkeit für den Weltmarkt erreicht werden müssen, 
der bei dem geringen Alter der Industrie nicht vorhanden 
war. Es herrschten aber Kriegsverhältnisse, die in diesem 
Augenblick auf die Entwicklung einwirkten, indem sie den 
vorläufigen Abschluß der Entwicklung verhinderten und 
künstlich eine Ausfuhrindustrie schufen, die zwar zunächst 
großen Gewinn brachte, der aber die natürliche Grundlage 
fehlte. Es wurden eine Anzahl neuer Zinkhütten errichtet, 
so daß 1917 die folgenden, größeren Raffinerien vorhanden 
waren: Mitsubishi (Osaka), Mitsui (Miike), Osaka-Gesell- 
schaft (Osaka), Fujita (Kosaka), Elektro-Zink-Raffinerie 
(Niigata Ken), Sakura-Raffinerie (Sapporo), Suzuki (Moji) 
und eine Anlage der Regierung in Wakamatsu. Seit 1915 
bearbeitete die Fujita-Gesellschaft auch die Somindong-Mine 
der koreanischen Provinz Nord-Pyung-an, ohne daß aller- 
dings beträchtliche Erzmengen gefördert wurden. Von dem 
gewonnenen Rohzink gelangten 1916 23000 t und 1917 
37000 t zur Ausfuhr, die ihren Weg nach Europa, Britisch- 
Indien und Asiatisch-Rußland nahmen. Da die inländischen 
Zinkgruben diese Mengen nicht aufbringen konnten, war es 
nötig wenn man nicht auf die Ausfuhr verzichten 
wollte —, fremde Erze einzuführen. Das geschah von 1916 
bis 1918 in starkem Maße. In diesen Jahren wurden 60, 
110 und 30000 t Zinkerze aus Australien und China im- 
portiert. Die Einfuhr von 1918 zeigt, daß ein Umschlag 
cingesetzt hatte. Die militärischen Operationen des Krieges 
endeten, der Bedarf sank, die Nachfrage nach japanischem 
Zink ließ nach und die Ausfuhr von Rohzink fiel auf 17 000 t 
1918 und 4000 t im Jahre 1919. Da der heimische Konsum 
jährlich etwa 25000 t erforderte, aber mehr als 30 000 t aus 
eigenen Erzen gewonnen wurden, ergab sich schon hieraus 
ein Ueberschuß, der auf den Export wartete. An die Ein- 


— 


fuhr von fremden Erzen brauchte man überhaupt nicht mehr 


denken. So wurden zugleich alle Sorgen hinfällig, die sich 
die Japaner während des Krieges darüber gemacht hatten, 
wie zur Erhaltung der Zinkexportindustrie eine kontinuier- 
liche Einfuhr an Zinkerzen bewirkt werden könnte. 


Fs bleibt übrig, diese Entwicklung und ihr Ergebnis 
nochmals zu überschauen. Die Verselbständigungsbestre- 
bung, die kurz vor 1914 eingesetzt hatte, führte der Krieg 
nicht nur durch, sondern er schuf zugleich auch künstlich 
eine Exportindustrie, die nur in außergewöhnlichen Zeiten 
lebenstähig war. 


Die Konkurrenz der anderen Zink produzierenden Län- 
der und die innere Unfestigkeit der jungen japanischen In- 
dustrie ließen die Ausfuhrindustrie vorläufig absterben, die 
als solche außerdem auf einen dauernden Bezug ausländi- 
scher Zinkerze angewiesen wäre, 
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1918. 1919 


(000 t) 1913 1914 1915 1916 1917 
I. Ausfuhr von Zink- 
erzen aus Japan 30 20 — — — _ Z—— 
ll. Einfuhr von Roh- 
zinkk. . . ...10 5 2 _ — —_ — 
1ll Ausfuhr von Roh- 
zinik. . . 2... — — — 23 37 6) 4 
IV. Inlandsverbrauch 
an Rohzink . . 15 15 16 18 20 22 22 
v.iiuIlIV... 5» 15 16 41 57 39 26 
VI, Produktionsfähig- 
keit japanischer 
Rafiinerien . . ? I ? 25 27 30 40 
VII. Einfuhr von Zinok- | 
erzen . ...2.9 2 ? 60 110 30 —_ 


Die Luitpost In China. 


Die amtliche Eröffnung des Luftpostdienstes in China, 
und zwar vorerst für die Strecke Peking bis Schanghai war 
ursprünglich auf Mitte Juni dieses Jahres festgesetzt worden, 
doch mußte dieser Termin, hauptsächlich wegen des Wider- 
standes mehrerer Militärgouverneure in den Provinzen, ver- 
schoben werden und so wurde am 1. Juli unter großer Teil- 
nahme der Bevölkerung die Teilstrecke Peking—Tsinanfu 
feierlich dem Betrieb übergeben. Dieser Tag dürfte in der 
neueren Geschichte Chinas als ein besonders wichtiger anzu- 
sehen sein, denn mit der Aufnahme des Luft-Post- und 
Passagierdienstes hat China einen weiteren großen Schritt 
für die Entwicklung von Handel und Verkehr nach modernen 
Grundsätzen getan. Die von einem englischen Flieger mit 
einem chinesischen Begleiter gesteuerte Eröffnungsmaschine 
trug außer der Post 8 Passagiere; sie traf zur vorge- 
schriebenen Zeit in Tsinanfu ein, wo sie von einer ungeheuren 
Menschenmenge erwartet wurde. Von den neuen Luftpost- 
marken waren schon vorher so viele an Sammler verkauft 
worden, daß die Kosten der Veranstaltung und des ersten 
Fluges reichlich gedeckt wurden. Der Flugdienst auf der 
Strecke Peking-Tsinanfu wird täglich stattfinden und voraus- 
sichtlich vom 1. September ab bis Schanghai ausgedehnt 
werden, jedoch unter Umgehung von Tientsin und Nanking, 
entgegen den ursprünglichen Plänen. Diese auffällige Tat- 
sache hat seinen Grund darin, daß die Militärgouverneure 
von Chili und Kiangsu sich weigern, den zur Errichtung 
von Flugzeughallen nötigen Platz zur Verfügung zu stellen, 
bzw. die Erbauung von Hallen zu gestatten, im Gegensatz zu 
den Gouverneuren der anderen Provinzen, die fast ausnahms- 
los dem neuen Unternehmen jede Unterstützung angedeihen 
ließen. Was den Tuchün von Chili anbelangt, so wünscht er, 
daß das Flugwesen unter seine Kontrolle gestellt wird und so 
lange das nicht geschieht, weigert er sich, Landungen in 
Tientsin zu gestatten. Der Tuchün von Kiangsu hatte nach 
langen Verhandlungen der Zentralregierung in Peking mit 
ihm sich endlich damit einverstanden erklärt, daß die zu 
errichtende Flughalle statt innerhalb Nankings jenseits des 
Yangtse in Pukou erbaut werden sollte, hat aber nachträglich 
auch dieses Zugeständnis wieder zurückgezogen, und so sah 
man sich gezwungen, auch Nanking zu umgehen und den 
Weg über Chenkiang zu wählen. In eingeweihten chinesischen 
Kreisen erzählt man sich, daß der Tuchün befürchte, daß ein- 
mal bei Nacht und Nebel Truppen aus Peking in Nanking 
landen könnten, um ihn seiner Macht zu berauben. Der Re- 
gierung stehen leider keine Machtmittel zur Verfügung, um 
die beiden starrköpfigen Militärgouverneure gefügig zu 
machen. 


Al 


Ueber das bisher Geschehene und die weiteren Pläne der 
Regierung hat sich General Ting Ching, der Leiter des Fiug- 
wesens, chinesischen und fremden Pressevertretern gegenüber 
kürzlich etwa folgendermaßen ausgelassen: Als längste 
Strecke ist vorläufig Peking—Schanghai gedacht, welche mit 
fast 800 engl. Meilen die längste Luftroute der Welt sein wird. 
Diese Strecke wird in 12 Stunden durchflogen, so daß ein 
Brief, der frühmorgens in Peking aufgeliefert wird, bereits 
6 Uhr abends in Schanghai eingetroffen ist. Als Gebühr für 
die mit der Luftpost beförderten Postsachen werden für das 
ganze Reich erhoben: 

Für Briefe: das gewöhnliche Porto und für je 20 Gramm 

15 cents Zuschlag und für Eilbestellung der zu 
ständige Satz, 


| für Drucksachen: für je 50 Gramm die gleichen Sätze, 


für Pakete: die dreifache Paketgebühr. 


Es werden besondere Luftpostmarken herausgegeben, welche 
das Bild der großen Mauer und ein Flugzeug zeigen. 


Die Gebühr für Beförderung von Passagieren wird vor- 
aussichtlich 25 cents für die Meile betragen. 


Ursprünglich war der Dienst zwischen Peking und 
Schanghai dreimal wöchentlich, und zwar Sonntag, Mittwoch 
und Freitag von Peking, Dienstag, Donnerstag und Sonn- 
abend von Schanghai, vorgesehen und der Flug sollte als 
Zwischenstationen Tientsin, Tsinanfu, Hsüchoufu und 
Nanking berühren, wo Landungsplätze bzw. Flughallen ein- 
gerichtet werden sollten. Tientsin ist vorläufig aus den oben 
genannten Gründen ausgelassen worden, ebenso Nanking, für 
welchen Ort Chenkiang gewählt worden ist. Die Flughallen 
sind modern eingerichtet und besitzen auch Unterkunftsräume 
und Restaurants für die Fahrgäste. In Tsinanfu, wo ein eir- 
stündiger Aufenthalt vorgesehen ist, werden die Flugzeuge 
gewechselt. Die Reisedauer von Peking bis Tsinanfu beträgt 
nicht ganz 21, Stunden und von Tsinanfu bis Schanghai 
8 Stunden. 

Sobald die notwendigen Apparate und Einrichtungen zw 
Verfügung stehen und das Personal in reichlicher Anzahl 
sicher ausgebildet sein wird, ist die Ausdehnung der Luft 
linien nach anderen Orten ins Auge gefaßt, und zwar vorerst 
von Nanking oder Chenkiang nach Hankou in 3 Stunden, 
von Hankou nach Chengtu in etwa 12 Stunden und von 
Peking nach Chengtu in ebenfalls 12 Stunden. 


Weitergehende Pläne sehen eine andere Linie mit Wasser- 
flugzeugen zwischen Schanghai und Hongkong mit einer 
10- bis 12stündigen Fahrtdauer vor. 

Für den regelmäßigen Betrieb auf der Linie Peking— 
Schanghai sind 40 Vimy-Flugzeuge in Dienst gestellt worden. 
Mit 2 englischen Firmen wurden Verträge abgeschlossen zur 
Lieferung von vorläufig 150 Flugzeugen von Vickers u. Co. 
und 6 großen Handley Pages. Diese Firmen haben auch die 
Errichtung von Flughallen und Landungsplätzen über- 
nommen, zu welchem Zwecke sie eine Anleihe von £ 500 000 
gegeben haben. Europäische Flieger und Mechaniker werden 
von ihnen gestellt. Die in den Jahren 1913 bis 1919 ang® 
kauften Flugzeuge, meist französischen Ursprungs, sollen zu 
Uebungszwecken Verwendung finden. 

Als Berater für Flugzeugwesen steht dem General Ting 
Ching der englische Oberst Holt zur Seite, nach dessen 
Plänen die neue Organisation eingerichtet worden ist. Bis 
die später vorgesehenen chinesischen Piloten und Mechaniker 
gründlich ausgebildet sein werden, darf nur europäisches 
bzw. amerikanisches Personal an den Apparaten beschäftigt 
werden, auch wird der regelmäßige Passagierverkehr erst 


dann aufgenommen, wenn die Erfahrung zeigt, daß mit Un- 
glücksfällen irgendwelcher Art unter normalen Verhältnissen 
nicht mehr gerechnet zu werden braucht. Die Flieger-Aus- 
bildungsschule für Chinesen befindet sich in Nanyüan, etwa 
10 Meilen südlich von Peking. Der Ausbildungsgang schreibt 
vor, daß kein eingeborener Flieger ein Postflugzeug steuern 
darf, wenn er nicht mindestens 500 Stunden Ausbildungsdienst 
ın der Luft geleistet hat. Der Andrang der gebildeten 
chinesischen Jugend zur Flugschule ist groß. 

Von den finanziellen Erfolgen der einstweiligen Luftpost- 
linie Peking—Schanghai und seiner Unterstützung durch die 
Handelswelt wird es abhängen, ob die weitausschauenden 
Pläne des Generals Ting Ching zum Wohle Chinas alle in 
die Wirklichkeit umgesetzt werden können. 

j C. Schwengenbecher. 


China. 
Weiterbau der Hankou—Canton-Eisenbahn. Die Zentral- 


regierung hat kürzlich bekanntgegeben, daß ein endgültiges 


Abkommen getroffen worden sei, wodurch der Weiterbau der 
xroße.ı Eisenbahnlinie HankouCanton innerhalb der Provinz 
Hunan gesichert erscheine. Auf Grund dieses Abkommens 
werden dic Kosten für den Bau der Linie von Chuchou bis 
Hengchou, die auf Doll. 14110000 veranschlagt worden sind, 
durch monatliche Bereitstellung von ' Mitteln seitens der vier 
rroßen Staatsbahnverwaltungen aufgebracht; anteilig entfallen 
auf die Peking--Hankou-Bahn Doli. 130 000, Tientsin—Pukou- 
Bahn und Peking —Mukden-Bahn je Doll. 120C00 und die 
Peking--Suiyüan-Bahn Doll. 30000. Die sich ergebende Ge- 
samtsunrme von Doll. 400 000 wird monatlich direkt an die Bau- 
verwaltung der Hankou-Canton-Eisenbahn abgeführt. Das 
Abkommen tritt sofort im Kraft und bleibt drei Jahre lang be- 
stehen. Von 1924 solten dann für. das vierte und fünfte Jahr 
insgesamt Doll. 200000 und für das sechste Jahr zusammen 
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Doll. 190 O0 abgeliefert werden, um die Strecke von Hengchou 
nach Hsinhsiling weiterzubauen. 


Die Länge der Linie von Wüuchang—Hankou bis Chuchow - 


beträgt 262 engl. Meilen, von Chuchou bis Hengchou 81 und 
von Hengchou bis Hsinhsilinag 121 Meilen. 


Japan. 


Weitere Abnahme des japanischen Handels. Das crste 
Halbjahr 1921 weist gegenüber dem Vorjahr eine Abnahme von 
50 Prozent im auswärtigen Handel Japans auf. Ein- und Aus- 
fuhr sind gleichmäßig an dem Rückgang beteiligt. Die Ein- 
fuhr beiief sich auf Yen 797818000, und die Ausfuhr auf Yen 
574817000, d. s. Yen 223001000 Mehreinfuhr zuungunsten 
Japans. 


Malayenstaalen. 

Zinn-Ausfuhr. Die monatliche Ausfuhr von Zinn aus den 
Malayenstaaten beläuft sich zurzeit auf etwa 3600 Tonnen. In 
den. Vorjahren war der Export etwas höher, da der Absatz auf 
den Weltmärkten nachgelassen hat. Die Ausfuhrzahlen für die 
ersten 6 Monate der beiden Vorjahre waren je 18500 Tonnen, 
während im laufenden Jahre für die gleiche Zeit 17000 Tonnen 
ausgeführt wurden. 


Niederländisch-Indien. 


Drabtseile für Niederländisch-Indien. Nach den vorliegen- 
den Nachrichten dürfte sich in Zukunft für die deutsche Draht- 
seil-Industrie in Niederländisch-Indien ein gutes Betätigungsfeld 
ergeben. Zurzeit ist der Bedarf ein ziemlich bedeutender für 
Hafenarbeiten und auf den Zuckerplantagen, wo Drahtseile bei 
der Entladung der mit Zuckerrohr beladenen Wagen viel Ver- 
wendung finden. Neuerdings haben die groBen Teeplantag:n 
angefangen. zum Transport der Ernte nach den Aufbereitungs- 
stellen Drahtseilbahnen anzulegen und eine Reihe von Kon- 
trakten für Erbauung solcher Anlagen sind mit zumeist ameri- 
kanischen Firmen abgeschlossen worden. 


Berlin N.24 


Oranienburgerstr. 56a 


Lagerung. 
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des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W.35, Potsdamer Straße 2811. 

Deutsches Eigentum in Tsingtau. Wie uns mitgeteilt wird, 
hat sich die japanische Regierung damit einverstanden erklärt, 
daB die aus den deutschen Vermögen in Tsingtau jetzt zur 
Auszahlung gelangenden 10000-Yen-Beträge in denjenigen 
Fällen an die Deutsche Botschaft in Tokio gezahlt werden, in 
denen die Empfangsberechtigten in Tsingtau weder anwesend 
noch vertreten sind. 

Ueber die Freigabe von 50% des Restbetrages ist eine Ent- 
scheidung’noch nicht getroffen. 


Kriegsschädenanmeldungen. Von der deutschen Vertretung 
in China sind beim Auswärtigen Amt Kriegsschädenanmeldungen 
eingegangen, die früher bei dem deutschen Generalkonsulat in 
Schanghai eingereicht worden sind. Dieselben sind dem Bunde 
der Auslandsdeutschen in Berlin, Klosterstr. 75, übersandt 
worden. 


Klage über schlechtes Englisch in deutschen Geschäfts- 
briefen. Aus Japan wird berichtet, daß Offerten deutscher 
(jeschäftshäuser, die den deutschen Konsulaten zur Weiter- 
leitung an japanische Interessenten zugehen, oft in einem so 
schlechten Englisch abgefaßt seien, daß die Konsulate Anstand 
nähmen, sie weiter zu verbreiten, da das Ansehen des deutschen 
seien, in denen das Englische die Landes- oder doch die Ge- 
Handelstandes dadurch geschädigt werde. Es wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Hauptabnehmer deutscher Waren Länder 
schäftssprache ist, und daß es daher für die im Außenhandel 
tätigen deutschen Firmen von Wichtigkeit sei, ihre englische 
Geschäftskorrespondenz in wenigstes einigermaßen korrckter 
Fornı abzufassen. Ganz besonders gelte dies für gedruckte 
Offerten, Kataloge, Prospekte und andere Rundschreiben, und 
es dürfe erwartet werden, daB die Versender solcher Druck- 


sachen sich eriorderlichenfalls vor der Drucklegung von sach- 
verständiger Seite beraten lassen. Handelskammern, wirtschaft- 
liche Verbände und ähnliche Organisationen könnten in dieser 


Hinsicht einen heilsamen Einfluß auf ihre Mitglieder ausüben. 


Zusammenkunit von Auslands- und Kolonialstudenten. Für 
alte Auslands- und Kolonialstudenten findet amı 20. August. 
abends 8 Uhr, s. t. im Hause des Korps Borussia, Berlin- 
Wilmersdorf, Detmolder Str. 12, ein Auslands- und Kolonial- 
abend statt. Anmeldungen bei Geh. Reg.-Rat Grosse, Bund 
der Auslandsdeutschen, Berlin C. 2, Klosterstr. 75. 


Adressennachweis. 


Biber, Fritz, Landau (Pfalz), Teichstr. 19, Reichsvermögensamt. 

Bieberstein, Frau Lina Rogalla von, geb. Kasimirska v. Bieber- 
stein, Berlin-Friedenau, Wiesbadener Straße 7. 

Bleyhoeftfer, Oberstleutnant a. D., B., Berlin-Wilmersdortf, Kaiser- 
allee. 

Delkeskamp, H. The 
Haining Road, Shanghai. 

Deutsch-Asiatische Bank,. Berlin W. 8. Kronenstr. 11. 

Fittkau, Nans, Kiangwan b. Shanghai. 

Friese, Arthur, Ficker, Untergettengrün, 

| Vogtland. 

Gerz, E., Hamburg, Lübecker Straße 311. 

Gutehoffnungshütte, Akt.-Verein für 
betrieb, Oberhausen (Rheinland). 

Hartz, Kurt, Sölden i. Oetzthal, Tirol. 

Krietsch, Ed. p. Adr. M. Porstein, 
straße 8. 

Kühlborn, V. K., Friedenau, Trägerstraße 2. 

Nimz, Barmen, Koblgarten 12. 

Plügge, Regierungsrat, Dr.. W., Berlin W. 10, Margarethenstr. TIL 

Reinsdorf, Konsul z. D. F., Leipzig, Forkestr. 37 I, b. Kießling. 

Rieß, Dr. Ludwig, Privatdozent, Berlin W. 35, Derfflingerstr. 25. 

Rösel, Gottfried, stud. phil., Berlin NO. 43, Georgenkirchstr. #1 
vom 1. 8. bis 1. 11. in Weimar, Martersteigstr. 10. 

Tittel, H. Soerabaja, Tegal Sari 62. j 
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mm Allgemeiner und politischer Teil ill 


Von der Tokioer zur Washingtoner Konferenz. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Nachdem sich die amerikanische Regierung durch Son- , sprechen und einigen sollten, nachdem Japan, und Amerika 
dierungen in Tokio darüber vergewissert hatte, daß Japan | selbst miteinander über die Kabel- und Mandatsfragen auf den 
sich von der Teilnahme an der Washingtoner Konferenz nicht | Südseeinseln einig geworden wären, so ist damit die land- 
ausschließen werde, hat sie die förmlichen Einladungen an | läufige Auffassung beseitigt, wonach der Konferenzgedanke 
die Regierungen Englands, Frankreichs, Italiens, Japans und ; der englischen Anregung entsprungen und Japan gewisser- 
Chinas ergehen lassen. Deren Wortlaut ist in der Tagespresse | maßen als widerwilliger Angeklagter zur Teilnahme an einer 
veröffentlicht worden. Danach soll am 11. November die Kon- | Konferenz gezwungen worden wäre, um dort durch die angel- 
ferenz in Washington zusammentreten und sich in erster Linie | sächsischen Mächte und die diesen günstige Mehrheit der 
mit der Einschränkung der Rüstungen im Zusammenhang mit | übrigen Teilnehmer wegen seiner angeblichen Gewaltpolititik 
den Fragen des Stillen Ozeans und Ostasiens beschäftigen. Die | in China, Korea, Sibirien und im Stillen Ozean zur Rechen- 
Abrüstung zur See soll zwar den ersten Platz in den Erörte- | schaft gezogen zu werden. Im Gegensatz zu dieser nicht 
rungen einnehmen, doch soll auch die Erörterung anderer Ab- | mehr haltbaren, aber noch weitverbreiteten und von franzö- 
rüstung nicht ausgeschlossen sein. Es sollen alle Ursachen, | sisch orientierten Stimmen wie von der englischen Northcliffe- 
die zu Mißverständnissen führen könnten, beseitigt werden. | Presse und der amerikanischen Hearst-Presse — die alle sich 
Die amerikanische Regierung hat den ernsten Wunsch, daß | nicht genug tun konnten in der Ausmalung der Bestürzung 
bindende Abmachungen zu Stande kommen, namentlich eine | des japanischen Volkes über die bevorstehende Konferenz, 
Lösung der Stille-Ozean-Fragen und der ostasiatischen | sowie in Meldungen von japanischem versuchtem Widerstand 
Probleme. Sie wünscht nicht, daß vor der förmlichen Kon- | gegen das Zustandekommen der Konferenz und von dunklen 
terenz bereits Erörterungen stattfinden. Plänen, die Amerika auf der Konferenz gegen Japan vorzu- 

Der letzte Satz der Einladung kann nicht die Tatsache | bringen gedenke, — geflissentlich genährten Auffassung steht 
verschleiern, daß im Gegensat2 zu dem ursprünglichen | die Tatsache, daß nach Erklärungen des Washingtoner 
Wunsch der amerikanischen Regierung dennoch Verhandlun- | Staatsdepartements jetzt zwischen Japan und Amerika volle 
gen zwischen Washington und den eingeladenen Mächten | Uebereinstimmung sowohl in der Jap-Frage wie hinsicht- 
vor sich gehen, und zwar ist dies ein Erfolg Japans, das ! lich Chinas hergestellt worden ist. Wenn man ferner erwägt, 
durchgesetzt hat, daß das Programm der Konferenz nicht auf |; daß sowohl Lloyd Georges Anregung zu einer Vorkonferenz 
dieser selbst, sondern schon vorher in unmittelbaren Verhand- | unter den Tisch gefallen wie den englischen Dominien die 
lungen zwischen den einzelnen Regierungen festgestellt wer- | Teilnahme an der Konferenz versagt worden ist, so sieht die 
den soll. Da somit die schwierigsten Einzelfragen schyun in Lage in Wirklichkeit viel eher nach einem Zusammenstehen 
den Einzelverhandlungen vorweggenommen werden dürften, | Japans und Amerikas gegenüber England, als nach einem 
kommt diesen im Grunde eine größere Bedeutung zu als der | Vorgehen der angelsächsischen Mächte gegen Japan aus. 
Konferenz selbst. auf der schließlich nur noch die großen In der Tat scheint auch die Stimmung argwöhnischer 
grundsätzlichen Ergebnisse der Eiszelverhandlungen festge- | Sorge und Bestürzung, mit der das japanische Volk nach 
stellt und in Form gebracht werden dürften. Japan hat, zu- | hierher gelangten Telegrammen zuerst die Washingtoner 
gleich mit seiner Annahme der Einladung, den Wunsch aus- | Anregung zur Konferenz aufgenommen haben soll, einer ganz 
gesprochen, daß die Fragen der Abrüstung in erster Linie anderen Stimmung Platz gemacht zu haben. Leider liegen noch 
kommen sollten, die Frage des Stillen Ozeans und Ostasiens | immer nicht die Zeitungen aus Japan aus dieser Zeit vor, so 
nur, insoweit sie mit der Abrüstung im Zusammenhang stän- | daß sich die Vermutung nicht belegen läßt, daß die darüber 
den, daß aber Fragen, die nur zwischen einzelnen Mächten | berichtenden Telegramme einseitig und in bestimmtem Sinne 
schwebten oder bereits erledigt seien, ausgeschaltet sein | gefärbt gewesen sind. Vorerst haben wir uns an die Erklä- 
sollten. Darüber, ob eine Frage bereits erledigt ist oder | rung zu halten, die Baron Shidehara in Washington abge- 
nicht, 'sind natürlich die Auffassungen der verschiedenen | geben hat, es sei nicht wahr, daß ein Teil des japanischen 
Mächte verschieden, und da Amerika auf Japan, den nächst | Volkes den Konferenzgedanken unfreundlich aufgenommen 
ihm am stärksten an der Konferenz Interessierten, die größte | habe; im Gegenteil sei das japanische Volk mit ganzem Her- 
Rücksicht nimmt — wie die amerikanische Presse feststellt, | zen dabei, und die Presse leiste der Regierung vollste Unter- 
finden Erwägungen Tokios in Washington jetzt weit größere | stützung. Wir konnten bereits an einer ganzen Anzahl ami- 
Beachtung als solche Londons —, so gehen die Verhandlun- | licher und halbamtlicher Stimmen darlegen, daß Japan durch- 
gen zwischen dem japanischen Botschafter in Washington, | aus nicht dem Konferenzgedanken abgeneigt sei, die Regie- 
Baron Shidehara, mit der amerikanischen, und gleichzeitig die | rung und die ihr nahestehenden Volksteile sie vielmehr leb- 
des amerikanischen Geschäftsträgers in Tokic, Bell, mit der | haft begrüßten. Jetzt liegen darüber weitere Meldungen 
japanischen Regierung ununterbrochen weiter. Wenn man | über private Stimmen vor, so die des Abgeordneten Shimada, 
sich erinnert, daß diese Verhandlungen schon unter der Wil- | der die Notwendigkeit einer freundschaftlichen Einigung mit 
sonschen Präsidentschaft bevonnen haben und dann sofort | Amerika und China betont, Aeußerungen der Presse, worin 
nach dem Amtsantritt des Präsidenten Harding wieder auf- | diese die Gelegenheit begrüßt, das amerikanische Volk über 
genommen worden sind und daß in ihnen schon lange, ehe | die wirkliche Lage in Ostasien aufzuklären und alle Mißver- 
die Oeffentlichkeit etwas von der geplanten Abrüstungs- | ständnisse und Hindernisse wahrer japanisch-amerikanischer 
konferenz erfuhr, von einer Konferenz die Rede war, | Freundschaft zu beseitigen; der Chef der Telegraphen-Agen- 
auf der alle am Stillen Ozean beteiligten Mächte | tur Nippon-Dempo, Mitsunaga, der von der englischen Presse 
sich über die Abrüstung und andere Probleme aus- | sogenannte „japanische Northcliffe“ — welche schwere Be- 
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leidigung für den Japaner ist dieser Vergleich! —, der jetzt 
in Amerika reist, bestreitet dort entschieden, daß das japa- 
nische Volk gegen die Konferenz sei; es wünsche eine rasche 
freundschaftliche Regelung aller Streitigkeiten in der Man- 
dschurei und Mongolei, in China, Korea und Sibirien; die alte 
verlogene Geheimdiplomatie müsse aus den Abrüstungsver- 
handlungen ausgeschaltet bleiben; wenn die Amerikaner ihre 
Befestigungen auf den Philippinen schleiften, werde auch 
Japan scine Südseeinseln unbefestigt lassen; und Mitsunaga 
soll mit seinen Ausführungen jubelnde Zustimmung in der 
japanischen Presse gefunden haben. Der Ministerpräsident 
Hara hat nach neuerlichen Telegrammen das japanische Volk 
aufgefordert, sich gegenüber der Konferenz ruhig und wür- 
dig zu verhalten und jede chauvinistische Kundgebung zu 
unterlassen. Der Oberbürgermeister von Tokio, Baron Goto, 
mahnte das Volk gegenüber der noch nicht dagewesenen 
wichtigen Lage zu vollster Einigkeit. Dieser Forderung wer- 
den die Kenseikai und ihr nahestehende Kreise nicht gerecht, 


indem sie auch diesen Anlaß zur Bekämpfung der Regierung . 


auszunutzen suchen. Sie verlangen für die Zeit der Konierez 
die Bildung einer Koalitionsregierung und wollen eine eigene 
Abordnung nach Washington schicken, um die Regierungsver- 
treter auf der Konferenz zu überwachen. Ihr Organ, die 
„Kokumin“, vergleicht die Konferenz mit den Ereignissen 
zur Zeit der Restoration und sieht das gleiche Ergebnis vor- 
aus, nämlich, daß das Shogunat (jetzt das Kabinett Hara) 
gestürzt und eine vom Westen beabsichtigte Demütigung 
Japans verhütet wurde. Im Auswärtigen Ausschuß kün- 
digte der Regierungsvertreter eine starke Haltung Japans auf 
der Konferenz an. Es gebe keinen Grund zu Besorgnissen, 
Japans Sonderstellung werde von allen Mächten anerkannt. 
Es werde auf der Konferenz die führende Stellung unter den 
ostasiatischen Mächten haben. An neuen Vorschlägen werde 
es anregen, daß der Opiumhandel in China eingeschränkt 
werde, daß die Befestigungen der Philippinen, Guams, der 
Bonininseln usw. eingeschränkt würden, und daß in der ganzen 
Welt der Grundsatz der Offenen Tür durchgeführt werde. 
Die „Osaka Mainichi“ regt eine Sondersession des Reichstages 
im Herbst an, damit die Volksvertreter Japans Stellung auf 
der Konferenz stärken könnten. Alles das sieht nicht nach der 
Stimmung eines Angeklagten aus, der von einer übermächti- 
gen Mehrheit zur Rechenschaft gezogen werden soll. 

Aber mehr als das. Mitte Mai, also fast anderthalb Mo- 
nate vor der ersten Mitteilung Washingtons über seine Kon- 
ferenzpläne, tagte in Tokio die sogenannte Kolonialkonferenz, 
von der sogleich bei ihrem Zusammentritt eine grundlegende 
neue Festlegung der gesamten japanischen Politik erwartet 
wurde. Die Beratungen der Konferenz werden streng geheim 
gehalten. Es ist aber genug über sie bekannt geworden, so 
daß man sich ein klares Bild von den Hergängen auf ihr und 
von ihren Beschlüssen machen kann. Diese Beschlüsse aber 
erwecken durchaus den Eindruck, als ob sie eigens zur Vor- 
bereitung auf die Konferenz in Washington gefaßt worden 
seien, und in der Tat werden die neuen Maßnahmen und 
Pläne Japans von den oben erwähnten Japan übelwollenden 
Hietzagenturen so hingestellt, als ob Japan noch in letzter 
Stunde dem Gericht, das auf der Konferenz drohe, zuvorzu- 
kommen suche. Dabei sind diese Beschlüsse, wie gesagt, 
anderthalb Monate vor dem Bekanntwerden des Konferenz- 
planes gefaßt worden. Somit erscheint immer mehr der Gang 
von der Tokiocr Kolonialkonferenz zu der Washingtoner Ab- 
rüstungskonferenz als ein einheitliches Stück neuer japani- 
scher Außenpolitik, die zum Teil in engem Einvernehmen mit 
der Washingtoner Regierung durchgeführt wird. Von den 
vermutlichen Beschlüssen der Kolonialkonferenz, die durch- 
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aus im Sinne der kommenden Abrüstungskonferenz gehalten 
sind, lassen sich die folgenden aufführen: 

Zunächst soll der drohenden Uebervölkerung der japa- 
nischen ‚Inseln durch eine ausgedehnte innere Kolonisation 
vorgebeugt werden, indem in jedem Jahr mindestens 50 000 
Siedler in Japan selbst angesetzt werden. Wie große Wir- 
kungen eine solche gründliche Hebung der Landwirtschaft 
und Siedlungspolitik haben könnte, haben wir wiederholt 
ausgeführt. Unter anderm wird dadurch verhindert, daß der 
Bevölkerungsüberschuß zu stark aufs asiatische Festland und 
über die Inseln und Randländer des Stillen Ozeans hinaus- 
drängt, und damit der kalifornischen usw. Einwanderfrage 
und vielen anderen Fragen die scharfe Spitze umgebogen. 

In bezug auf die Südseeinseln hat der Marineminister 
Baron Kato auf der Konferenz angeregt, daß die japanischen 
Inseln unbefestigt gelassen werden sollen. Ferner hat er 
Ende Mai, also kurz nach der Konferenz, verfügt, daß die 
Marineverwaltung auf den ehemals deutschen Inseln auf- 
hören und durch eine Zivilverwaltung ersetzt werden solle. 
Nach der „Osaka Mainichi“ soll an die Stelle des Marine- 
ministeriums das Kolonialamt treten. Das Auswärtige Ami 
hat diesen Wechsel stark befürwortet, er findet aber einen 
Gegner beim Finanzministerium, das die Ausgabe von fünf 
Millionen Yen für die Zivilverwaltung scheut. 

Ferner soll dic Insel Formosa Selbstverwaltung erhalten 
Als erster vorbereitender Schritt dazu ist die Verkündung vom 
l. Juni anzusehen, wonach fortan ein aus fünfundzwanzig 
Mitgliedern gebildeter Beirat dem Generalgouverneur zur Be- 
ratung beigegeben wird. Er hat freilich nicht zu beschließen 
und tritt nur auf Wunsch des Generalgouverneurs zu- 
sammen. Seiner Zusammensetzung nach besteht er teils aus 
Beamten, teils aus Vertretern der japanischen Bewohner und 
der formosischen Bevölkerung. 

Folgenschwerer wird die Wandlung der Politik sein, die 
gegenüber Korea beabsichtigt ist. Die Räumung de 
Tschientao-Gebiets war bereits Anfang Mai vollendet, und 
die japanischen Truppen sind von dort nach Korea zurückge 
zogen worden. In Korea soll jetzt eine vollkommen ander: 
Schulpolitik eingeschlagen werden, nachdem die bisherigt 
der zwangsweisen Angleichung alles Koreanischen an Japan 
versagt hat. Das neue Schulsystem sieht eine für Koreaner 
und Japaner gemeinsame sechsjährige Grundschule vor, in 
der in Geschichte und Geographie auch ausführlich auf 
koreanische Verhältnisse eingegangen werden soll. Auf die 
Grundschule folgen fünf Jahre Mittel- und Oberschule, au! 
der ausgiebig auch koreanische Lehrbücher verwendet wer- 
den sollen. Für ein vierjähriges Universitätsstudium soll eine 
Universität in Seoul gegründet werden. Auf allen anderen 
Schulen soll die koreanische Sprache zu ihrem vollen Recht 
kommen. Damit hofft man den Hauptgrund für die Unzu- 
friedenheit der Koreaner aus der Welt zu schaffen. Die noch 
unzufriedenen Japaner in der Mandschurei und in Sibirien 
sollen in der Hauptsache der Beaufsichtigung der Chinesen 
und der Russen überlassen werden. Zum Schutz der Kon- 
sulate in der Mandschurei und Innen-Moneolei sollen deren 
Polizeitruppen verstärkt werden. Sonst soll in bezug auf die 
unzufriedenen Koreaner in Sibirien und der Mandschurei mit 
den, wie untenstehend zu versöhnenden, Reierungen Clınas 
und der Republik des Fernen Ostens ein Abkommen £t 
schlossen werden, wie es ähnlich vor kurzem zwischen St 
birien und China hinsichtlich der Grenzgebiete abgeschlossen 
worden ist. 

Mit der Tschitaer Regierung ist, wie nach Londonet 
Telegrammen vom 27. Juli die „Asahi“ berichtet hat, der seı! 
lange beratene Sonderfriede zustandeg-kommen. Danach 


erkennt die Tschitaer Regierung Japans Verwaltung in Nord- 
Sachalin und auf dem benachbarten Festland an, die durch 
ihre eigene Polizei in Wladiwostok die Ordnung aufrecht- 
erhält, und gewährt Japan eine Reihe von Bergwerkgerecht- 
samen. Japan stellt die Räumung von Wladiowstok in nahe 
Aussicht, soweit diese durch die Beruhigung der Zustände 
im Küstengcebiet ermöglicht wird. Ueber eine Anerkennung 
der Ts:hitaer Regierung durch Japan und sonstire Ab- 
mach'n;en enthält das kurze Telegramm nichts. Nach Mel- 
dungen "ler „Asalıi“ soll auf der Kolonialkonferenz noch be- 
schlossen worden sein, daß Japan, sobald tunlich, ganz 
Sibirien r.'ımen und nur in Harbin Truppen halten solle, 
falls China dem zustimme. Die Tschitaer Regierung solle, 
nachdem sie die japanischen Forderui.g.n bewilligt habe, 
anerkannt werden. Nach neueren Meldunsen sind in Wla- 
diwostok Anfan;: August anläßlich eines Generalsireiks wie- 
der neue Unruhen ausgebrochen, weil die Regierung Merku- 
lows den Bolschewisten das Wahlrecht versagt hatte, und 
soll in Chabarowsk und Blap»westschensk, wo die Bolsche- 
wisten den Belagerungszustand erklärt haben, wüster bol- 
schewistischer Terror herrschen, so daß die Japaner ge- 
nötigt worden sind, die ehemaligen Kappeltruppen mit 
Waffen zu versehen, und von allen nichtbolschewistischen 
Russen gebeten werden, ja nicht das Küstengebiet zu räumen, 
da sich die Regierung Merkulows, die das Küstengebiet mit 
Kamtschatka selbständig verwalten will, ohne das japanische 
Militär nicht halten kann. Eine weitere Japanische Forderung 
an Tschita soll nach den Beschlüssen der Kolonialkonferenz 
dann noch ausgiebiger Schadensersatz sein, namentlich auch 
für die Vorkommnisse in Nikolajewsk. Nach Zeitungsmel- 
dungen von Anfang Juli sollte die Tschitaer Regierung zu 
den weitestgehenden Zugeständnissen an Japan und zur Aus- 
söhnung mit der Regierung Merkulows bereit sein, damit sich 
die Bewegung gegen die Bolschewisten nicht über den Baikal 
hinaus nach Westen ausbreite. 

Der Hauptpunkt unter den Beschlüssen der Kolonial- 
konferenz aber war die grundlegende Aenderung der Be- 
ziehungen zu China. Bisher hatte das Kabinett Hara im 
Gegensatz zu der von Kato-Okuma befolgten Gewaltpolitik 
der 21 Forderungen und der Terauchischen Politik der beson- 
ders finanziellen Unterstützung der Anfu-Partei eine soge- 
nannte Nicht-Einmischungs-Politik getrieben, die aber, wie 
ihr in Japan vorgeworfen wird, rein defensiv und abwartend 
war und nicht nur manche glänzende Gelegenheit zu wirt- 
schaftlichem Gewinn verpaßte, sondern auch politisch kein 
rechtes Ergebnis brachte. Jetzt, wo in China die sogenann- 
tcn Ober-Tutschüns und die Pekinger Regierung als stark 
japanfreundlich gelten, soll anscheinend auf die Politik des 
Kabinetts Terauchi zurückgegriffen werden, aber in zeitge- 
mäß erneuerter Form. Wie großzügig die vom Grafen Terauchi 
geplante Chinapolitik gewesen ist, läßt sich erst jetzt aus 
einer neuerlichen Veröffentlichung des „Gaiko Johio“ ermessen, 
die wir an anderer Stelle bringen werden. Die Grundzüge 
der neubeschlossenen Chinapolitik des Kabinetts Hara ergeben 
sich aus einer Denkschrift, die dessen Finanzminister Vicomte 
Takahashi Ende Mai, also unmittelbar nach der Kolonial- 
konferenz, an die älteren Staatsmänner und den Ministerrat 
gerichtet haben soll. Sie ist nicht veröffentlicht worden, doch 
läßt sich ihr wesentlicher Inhalt aus einem Bericht der 
„Osaka Mainichi“ und einer Unterredung eines Kokusai-Ver- 
treters mit Vicomte Takahashi ersehen. Danach verlangt die 
neue Ordnung der Welt, in der Wirtschaft und Finanz viel- 
fach die Rolle übernommen haben, die vorher der Militär- 
macht oblag, eine neue dauerhafte grundsätzliche Chinapoli- 
tik Japans. China kann Japan alles bieten, was diesem selbst 
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infolge der Enge seines Gebiets, seiner Armut an Boden- 
schätzen und der beständigen Zunahme seiner Bevölkerung 
fehlt, in unerschöpflichem Maß. Nach Rasse, geographischen 
und geschichtlichen Verhältnissen gehören China und Japan 
zusammen, wiekeine anderen zweiLänder. Sie müssen mit offen- 
herzigster und freimütigster Einheitlichkeit freundschaftlich 
zusammengehen und gegen die Welt eine einzige Front bil- 
den, da jr des von ihnen gerade das besitzt, was dem andern 
fehlt... Dsl jetzt gerade das entgegengesetzte Verhältnis 
zwischen ihnen besteht, daß Japan von China gehaßt und 
beargwölınt wird, ist die Schuld der bisherigen Chinapolitik. 
Japan mıl3 diesen Haß und dieses Mißtrauen Chinas mit 
Stumpf und Stiel boseitigen. Alles, was Chinas Argwolın 
erregen könnte, muß sofort aufhören. China muß überzeugt 
werden, daß Japan keinerlei ehrgeizige Pläne gegen es hegt, 
und daß die beiderseitigen Interessen untrennbar miteinander 
verwoben sind. Alle japanischen Truppen, die Chinas Arg- 
wohn erregen, müssen sofort zurückgezogen werden. Wirt- 
schaftlich und finanziell sind beide Länder aufeinander ange- 
wiesen, und nur verbunden werden s’e sich der Uebermacht 
der immer anwachsenden angelsächsischen Länder erwehren 
können. Aber Chinas politische Zustände sind zerrüttet, und 
finanziell ist China dem Bankrott nahe. Das Internationale 
Konsortium will China freilich finanziell helfen, aber es ver- 
langt natürlich Sicherheit für seine Anleihen, und diese kann 
China nicht geben. Japan wird aber von Chinas politischen 
und finanziellen Zuständen so schwer mitbetrofien, daß es 
China auch ohne jede Sicherheit helfen muß. Es muß also 
selbst Anleihen an China geben und überdies für die An- 
leihen, die das Konsortium China gewähren will, die Bürg- 
schaft übernehmen. Natürlich nur in engstem Einvernehmen 
mit dem Konsortium, das nichts dagegen einzuwenden haben 
wird, da Japan kein Monopol und keinerlei finanzielle Verge- 
waltigung Chinas beabsichtigt. Zu dieser neuen Chinapolitik 
muß der Reichstag seine Zustimmung geben und damit auch 
seinerseits eine Bürgschaft und Verantwortung übernehmen. 

:Vicomte Takahashi erklärt dem Vertreter der Kokusai 
gegenüber diese Ausführungen als seine höchstpersönliche 
Ansicht, doch läßt sich aus Verschiedenem entnehmen, daß 
in der Tat diese neue Chinapolitik in der Durchführung be- 
griffen ist. Der „Temps“ meldete unterm 1. August, daß eine 
neue Chinapolitik Japans in der Durchführung begriffen sei, 
und daß der Beginn förmlicher Verhandlungen unmittelbar 
bevorstehe und nach japanischer Auffassung zu einem befrie- 
digenden Ergebnis führen werde. Ende Juni hat die chine- 
sisch-japanische Handelsvereinigung, deren Vorsitzender 
Vicomte Shibusawa ist, eine Denkschrift an die drei Minister 
Hara, General Tanaka und’ Graf Uchida gerichtet, wonach 
die Truppen aus Schantung, ohne eine Lösung der Tsingtau- 
frage abzuwarten, und ebenso die Garnison von Hankou zu- 
rückgezogen werden und die Schantungbahn zu einem ge- 
meinsamen chinesisch-japanischen Unternehmen gemacht wer- 
den sollen. Ende Juni ist bereits mit der Räumung der Schan- 
tungbahnzone begonnen worden, ohne die immer hinausge- 
zogene Bildung chinesischen Bahnschutzes abzuwarten, und 
die vollständige Räumung soll in zwei bis drei Monaten 
vollendet sein. Nur in Tsingtau soll einstweilen ein einziges 
Regiment zurückbleiben. 

Leider sind alle diese Meldungen noch lückenhaft, sie 
lassen aber doch schon so viel erkennen, daß ein einheitlicher 
großer Zug durch das Stück japanischer Außenpolitik geht, 
das von der Kolonialkonferenz über die Verhandlungen zwi- 
schen Baron Shidehara und Staatssekretär Hughes zu der 
Washingtoner Abrüstungskonferenz führt. 


Wirtschaft, Handel und Verkehr in der Mandschurei. 


Aus einem Bericht des früheren Verkehrsministers Yie (Yeh) 
Kung cho über seine Studienreise nach den drei östlichen 
Provinzen Kirin, Heilungkiang und Fengtien. 


A. Die gegenwärtige wirtschaftliche Lage. 
1.Landwirtschaft. 


In den drei östlichen Provinzen werden in der Haupt- 
sache Bohnen und Weizen mit gutem Erfolg angebaut. Die 
Ernteüberschüsse werden nach Japan, Amerika und Europa 
verschifft und zwar Bohnen als Rohprodukt oder zu 
Bohnenkuchen oder Bohnenöl verarbeitet. Die Ausfuhr be- 
läuft sich auf etwa 100 Millionen mex. Dollars im Jahre. Der 
größte Teil des geernteten Weizens wird nach dem Aus- 
lande verschifft, der kleinere Teil von der einheimischen Bevöl- 
kerung in der landesüblichen Weise zu Mehl verarbeitet. 

Weiter werden noch Kauliang, Hafer, Hirse und andere 
Getreidearten angebaut; Reis in letzter Zeit stellenweise ent- 
lang der Südmandschurischen und Antung—Mukden Eisen- 
bahn. Bisher hat man etwa 3400 ha Land erfolgreich mit Reis 
bebaut. Die Nachfrage der Zuckerfabriken in Acheng und 
Mukden hat den Anbau von Zuckerrüben in diesen Bezirken 
zum Blühen gebracht. In den Tälern der Liao- und Han-Flüsse 
wırd Hanf, in den Gegenden von Changchun, Mungan und 
Changpaishan Indigo und in der Nähe von Lungkiang die 
Kartoffel angebaut. Diese Bodenerzeugnisse beginnen bei 
der landwirtschaftlichen Entwicklung der östlichen Provinzen 
eine bedeutende Rolle zu spielen. 


2. Forstwirtschaft. 
Der Waldbestand der drei östlichen Prcvinzen wird von 
keinem anderen Teile Chinas erreicht. 
Als Waldgebiete größeren Umfangs sind zu nennen: 
a) die Gebiete im Yalutale mıt etwa 850 ykm Wald 


b) die des Hunhotales . . . „nn 6580 „ " 
c) die des oberen Beckens des 

Tumenflusses . „nn 40 „ PR 
d) die Wälder am Oberlauf des 

Sungari . E „ 315 „ nr 
e) ferner die Gegenden, "die sich 

vom oberen Laufe der Lina 

nach den Ufern des Suifenho 

einschl. der kleinen Changpai- 

Berge erstrecken, zusammen „ „ 2500 „ “ 
f) die Gebirgsgegenden von San- 

chengmi Be ° ® [u ” 5000 ” ” 
g) die Ichinhuli- Berge Ehe A „ 170 „ 5. 
h) der chinesische Teil der Hin- 

gan-Berge . . . „ 1260 „ n 


Dazu kommen die berühmten Waldgebiete in den Solun- 
Gebirgen, im unteren Sungaritale und Hulunfluß, deren Lm- 
fang zwar noch nicht feststeht, die aber große Landstrecken 
bedecken und jedenfalls eine fast unerschöpfliche llolzquelle 
bieten. 

Mit der Ausbeutung der Holzbestände befassen sich 
n.chrere chinesische und ausländische Gesellschaften. Die wich- 
tirsten und ältesten sind: die Yalu Lumber Co., die Kiuchiang 
l.umber Co., die Sungari Forestry Co. und die Kirin Match 
Co. Die Yalu Lumber Co. arbeitet mit chinesischem und japa- 
nischem Gelde. Die Kiuchiang Lumber Co. ist eine rein jepa- 
nische Gesellschaft unter Leitung der Mitsui Bussan Kaisna. 
Die beiden letztgenannten Firmen sind chinesisch. Die ilolz- 
gresellschaften betreiben in der Mehrzahl die Herstellung von 
Hısenbahnschwellen und Holzzeug. 

Die Neugestaltung der Forstwirtschaft unter sachverstän- 
diger Leitung wird China große Hiilfsquellen erschließen. 
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Mongolen den Lebensunterhalt. 


3. Seidenbau. 


Seide wird in der Gegend von Liaotung gezüchtet. Die 
dort gewonnene sogenannte wilde Seide wird zu der sehr be- 
liebten Rohseide (Pongee) verarbeitet. Ihr Eport nach Japan 
und Tschifu beläuft sich auf nahezu zehn Millionen Dollar 
jährlich. 

4. Viehzucht. 

Das Land westlich des Liaoho, das früher nur Weideland 
war und von Nomaden durchzogen wurde, ist heute durch die 
Einwanderer, die sich in großer Zahl dort angesiedelt haben, 
in Ackerland umgewandelt worden. In der Gegend von 
Hailar, des oberen Tales des Liaoho, östlich und westlich der 
Hingan-Berge, ist jedoch auch heute noch vorzügliches 
Weideland reichlich vorhanden. Dort blüht eine rege Vieh- 
zucht. Die Rinder, Schafe, Schweine und Ziegen, die von den 
östlichen Provinzen ausgeführt werden, stammen aus diesen 
Gegenden; Rußland bezieht ausgezeichnete Pferde dorther. 
Weiteres Weideland findet man in den Gegenden von Talkan, 
Chalaitu, Chasakutuh und Tubshihyehtu und in der Nähe von 
Hulun und Tsitsihar. Die Viehzucht, wenn auch in primitiver 
Weise betrieben, gewährt mehreren Millionen Chinesen und 
Die Landwirte bei Port 
Arthur, Dairen, Chinchou, Hailung, Kaiping, Liaoyang und 
IIsiuyen pflegen sich nebenbei mit der Schafzucht zu befassen. 


5. Fischerei. 


Für die Fischerei kommt zunächst Niutschuang und dann 
Harbin in Betracht. Während Niutschuang die Seelischerei 
betreibt, beutet Harbin die Fischbestände des Sungan- 
flusses aus. 

Die Fischerei in Niutschuang wird behördlicherseits ge 
schützt und gefördert. Zum Schutze der 1’ischerboote aul 
hoher See ist ein eigenes Büro gegründet worden; zur Be 
lehrung und Aufklärung sorgt die Marineschule und die amt- 
liche Brutanstalt. Daneben sind private Brut- und Lehranstalt 
tätig. Die vereinigten Anstrengungen von amtlicher und prı- 
vater Seite haben einen heilsamen Einfluß auf die Entwicklung 
des Fischereibetriebes in Niutschuang gehabt; wenn von 
einem Großbetrieb auch noch nıclit die Rede sein kann, so 
wird sich doch die Heranbildung eines brauchbaren Fischer- 
personals bald vorteilhaft bemerkbar machen. Jedenfalls hat 
Niutschuang den Wettbewerber Harbin infolge der oben ge- 
schilderten Schutz- und Lehrmaönahmen bereits vÄllig über- 
flügeln können. 

6. Fabrikbetrieb. 


Da in den drei Provinzen Bohnen und Weizen die haupt- 
sächlichsten Bodenerzeugnisse bilden, sind Mehlmühlen und 
Oelpressen naturgemäß die hervorragendsten industriellen 
Unternehmungen. In Harbin und Dairen zusammen sind 
gegen SO chinesische Oelmühlen in Betrieb. Die größten ge 
winnen innerhalb 24 Stunden 18 000 kg Bohnenöl und fertigen 
5000 Stück Bohnenkuchen an. Die russischen und japanischen 
Unternehmungen stehen an Zahl hinter den chinesischen weit 
zurück, arbeiten aber mit großem Kapital, haben ausgezeich- 
nete Maschinen, sind vorzüglich geleitet und erzielen dadurch 
große Verdienste. In der Umgebung von Daircn sind 70 Dis 
80 chinesische Firmen als Aufkäufer auf dern Lande tätig und 
versorgen von dort aus die japanischen Mühlen mit Roh- 
produkten. Der Mehlgewinnung dienen in Harbin, Kirin und 
Changchun ungefähr 13 Mehlmühlen, alle unter chinesischer 
Leitung. Die größte arbeitet mit einem Kapital von aunahernd 
300 000 u und gewinnt 30 900 kg täglich. Eine Frweite 


rung der Mühlenindustrie ist vorläufig durch den beschränk- 
ten Weizenanbau beeinträchtigt. | 

In Harbin und Muerhki gibt es einige Spiritusbrennertien, 
deren Erzeugnisse den vom Auslande eing»führten Fabrikaten 
gleichkommen sollen. In Port Arthur werden von den „shun- 
hsing Iron Works“, die mit einem Kapital von drsi Millionen 
mex. Dollar arbeiten, Maschinen aller Art hergestellt. In 
Changchun werden in zahlreichen Werkstätten Hantsäcke zur 
. Verschifftung von Bohnen und Weizen angefertigt; gegen 
10.Papiermühlen arbeiten in Liaoyang, Mukden, Hsinmin, Tieh- 
ling, Changchun, Kirin, Hailung, Kaiping und anderen 
Plätzen und sichern, obgleich es sich nur um Kleinbetriebe 
handelt, einer ganzen Anzahl heimischer Arbeiter hinrzichen- 
den Lebensunterhalt. Der Holzindustrie ist bereits Erwähnung 


Bean: 7.Bergbau. 


Von den reichen Mineralschätzen aller Art in den drei 
Ostprovinzen wird hauptsächlich Gold ausgebeutet. Ts kommt 
in größeren Mengen vor in den Gegenden von Fleilungkiang, 
Huanhun, Moho, Tangyuan, Lungkiang und Huma. Auch 
Kirin und Fengtien haben Goldadern. In Kirin sind es die Ge- 
genden nahe Yenki, Huatien, Panshia, Moling, Ilan und Mis- 
han, in Fengtien Hailung, Antung, Kwangtien, Penshi, 
Hsiuyen und Hsingking. 

090 Prozent des gefundenen Goldes ist Waschgold. Es 
wird größtenteils in einem einfachen \Waschverfahren gewon- 
nen. Durch die Anwendung des Quecksilberverfahrens 
würde sich aber eine viel größere Ausbeute erzielen lassen 
und viele ältere, bereits aufgegebene Wäschereien würden 
noch eine lohnende Ausbeute ergeben. . 

Gute brauchbare Kohle wird in großen Mengen Jurch 
die „Fushun Bergwerke“ gefördert, Eisen durch verschiedene 
Bergwerksunternehmungen in Penhsihu. Ferner ist das Vor- 
handensein von Silber, Kupfer, Blei, Asbest und Talk in den 
Gegenden von Huatien und Panshih festgestellt worden. Die 
Bergwerke von Fushun und Penhsihu sind in japanischen 
Händen. Andere Unternehmungen arbeiten mit gemeinsamem 
chinesischem und japanischem Kapital oder werden von Euro- 
päern oder Amerikanern betrieben. Rein chinesische Unter- 
nehmungen gibt es kaum; doch haben chinesische Sach- 
verständige gegen 120 noch unberührte Mineralienvorkommen 
festgestellt. Vorbedingung einer Förderung und erfolgreichen 
Hebung des Bergbaues in diesen Gegenden aber ist in erster 
Linie die Herstellung neuer und die Verbesserung alter Ver- 
kehrsmittel und Wege. 

8. Schiffahrt. 

Die Schiffahrtsinteressen sind in der Cheng-Fi-Gesell- 
schaft und der Shu-tung Gesellschaft vereinigt. Die Erstere, 
ınit dem Sitz in Niutschuang, befaßt sich mit der Uebersee- 
und Küstenschiffahrt. Sie verfügt über eine Anzahl Dampfer, 
die in der Küstenschiffahrt zwischen Niutschuang, Antung, 
Dairen, Yingkou, Tientsin, Lungkou, Tschifu und Schanghai 
laufen; ihre Dampfer nach den Straits Settlements und Indien 
machen den japanischen Schiffen erfolgreichen Wettbewerb. 
Die Shu-tung Gesellschaft ist die Vertreterin der Flußschiff- 
tahrt; ihre Fahrzeuge laufen auf dem Amur, dem Sungari und 
dem Nankiang. Von der Tätigkeit dieser Gesellschaft war 
bis zum Zusammenbruch des russischen Reiches wenig zu be- 
merken; seit der Zeit aber konnte sie große Fortschritte 
machen und sie hat sogar Nikolajewsk in ihren Dienst ein- 
bezogen. Trotz des niedrigen Wasserstandes im Amur und 
Sungari während der letzten Jahre hat die Shu-tung Gesell- 
schaft mit glänzendem Gewinn abgeschlossen. Regen Anteil 
hat sie an der Beförderung russischer Flüchtlinge aus Sibirien 
nach den Küstenländern genommen. 


| lauteren Elementen als Spekulationsobjeckt. 


279 


9. Handelimallgemeınen. 

In früheren Zeiten war Niutschuang der Mittelpunkt des 
Handels der drei östlichen Provinzen. Seıt Fertigstellung der 
ostchinesischen Eisenbahn zog sich der Handel jedoch rıehr 
und mehr nach Harbin und nach Jem russisch-japanischen 
Kriege nach Dairen. Besonders fühlbar wurde die Abnahme 
des Flandels in Niutschuang nach Inbetriebstellung der An- 
tung—Mukden Bahn, wodurch der Liaoho erheblich an Bedeu- 
tung verlor. Die Plätze Antung, Changchun uud Aigun, die 
bisher für den Handel wenig in Betracht kamen, rückten plötz- 
lich zu Handelszentren auf. - Der Handel an diesen Plätren hat 
sich dank der Neugestaltung der Finanz- und Verkehrsorjrane 
um das Zehnfache gehoben. Einen großen Anteil an diesem 
Erfolge hat die dortige Kaufmannschaft selbst, Jdie durch 
engen Zusammenschluß und Zusammenhalten sich cı folgreich 
gegen den Einfluß der Ausländer behaupten konnte. Ihren 
reichen Erfahrungen ist es weiter zu verdanken, daß die Ge- 
schäftswelt bei dem plötzlichen Rubelsturz nicht nur vor 
größeren Verlusten bewahrt wurde, sondern noch nit gutem 
Gewinn weiterarbeiten konnte. 


B. Ratschläge zur Beseitigung der vorhandenen Mißstände 
und zur Förderung des Handels und des Verkehrs. 
1. Förderung der Einwanderung. 

Eine der ersten Bedingungen zur Hebung des Handels 
und des Verkehrs in den vorbezeichneten Gegenden ist die 
Förderung der Besiedelung und die Begünstigung der Ein- 
wanderung. Die Gesamtbevölkerung in den drei großen Pro- 
vinzen wird auf 19 200 000 Menschen geschätzt. \lanche Ge- 
genden, z. B. zwischen dem Sungari und dem Molinilu3 in 
Kirin, der nordöstliche Teil und das zentrale Heilungkiang, 
ferner der westliehe Teil von Paitcha und Holunbair sind 
wenig oder gar nicht bewohnt. Zwar komınen schon jetzt 
landwirtschaftliche Arbeiter aus Schantung und Ncıdchihli, 
doch es sind Saisonarbeiter, die sich nıclt ausiedeln, sondern 
alljährlich zu ihren Familien in die Heimat zurückkehren. Un- 
absehbare Flächen anbaufähigen Bodens bleiben brach. Um 
das Besiedlungsproblem zu lösen, muß die Regierung darauf 
Bedacht nehmen, geeignete Elemente aus den übervölkerten 
Teilen Chinas heranzuziehen. Insbesondere sollten die über- 
schüssigen Einwohner aus den von Hungersnot, Trockenkeit, 
Ueberschwemmung ständig heimgesuchten Provinzen nach 
dem Norden verpflanzt werden. Auch böte sich die Gelegen- 
heit, die entlassenen Soldaten dort anzusiedeln. 

Eine sachgemäß planmäßige Einwanderung guter Ele- 
mente verspricht guten Erfolg für die Hebung der Landwirt- 
schaft, des Handels und der Industrie. Die natürlichen reichen 
Vorkommen von Mineralien jeder Art, der vorzügliche Acker- 
boden und die vorhandenen guten Weiden bieten jedem Ein- 
wanderer eine Gewähr eines sicheren Fortkommens. 

2. Neugestaltung des Münzwesens. 

Eine weitere Vorbedingung für die Hebung des Handels 
und des Verkehrs ist die Neugestaltung und Festigung des 
Münzwesens. Zurzeit befindet sich in der Hauptsache japa- 
nisches und russisches Geld in Umlauf; chinesisches Geld ist 
kaum im Gebrauch. Jede Provinz hat eıgenes Papiergeld 
herausgegeben, das in anderen Provinzen minderwertig oder 
gar wertlos ist. Es dient, da es keinen stabilen Wert nat, un- 
Uni diesen halt- 
losen Zuständen ein Ende zu maclien, müßte die Zentral- 
regierung energisch durchgreifen. Die Einführung einer Ein- 
heitsmünze und die Regelung der Banknotenausgabe sind un- 
bedingt erforderlich. Neben der Errichtung einer Industrie- 
bank, die dem Volke das Aufnehmen von Anleihen zu gün- 
stigen Bedingungen und langen Fristen ermöglicht, könnte 
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noch das in Fengtien seit undenklichen Zeiten übliche Spar- 
und Anleihesystem weiter ausgebildet werden, wodurch das 
Volk mehr zum Sparen und zur Betätigung aı Handel und 
Industrie angespornt würde. 

3. Hebung desVerkehrswesens. 

Ebenso wie das Münzwesen ist das Verkelirswesen im 
höchsten Grade rückständig. Die Ostchinesische und Süd- 
mandschurische Eisenbahn stehen unter ausländischer Herr- 
schaft. Der Sungari, Amur und Nenkiang können zwar mit 
Dampfern befahren werden, doch legt Wassermangel die 
Dampischiffahrt zeitweilig lahm. Die von der Peking— 
Mukden Bahn nach Niutschuang gebaute Zweiglinie entbehrt 
einer Brücke über den Liaofluß. Die Ssupingkai-Chengchiatun 
und die Kirin-Changchun Linien, die unter fremder Leitung 
stehen, unterstützen zwar den Transport von Gütern, doch 
ist der Oberlauf des Liao infolge seines niedrigen W’asser- 
standes ungeeignet, als Zubringer dieser Bahnlinien zu dienen. 
Die Landstraßen in den östlichen Provinzen sind seit langen 
vernachlässigt und in übelstem Zustande. Im Winter sind sie 
wegen Schnee und Eis ungangbar, im Frühjahr werden sie 
durch Regenwasser und Ueberschwemmungen in Moräst? 
umgewandelt. Nach allem darf man behaupten, daß brauch- 
bare Verkehrswege in den östlichen Provinzen heutzutage 
so gut wie gar nicht vorhanden sind. Der Güterverkehr 
stockt, das Kapital liegt fest, Handel und Industrie sind ge- 
lähmt. Um Abhilfe zu schaffen, müßte zunächst der Sungari 
durch einen Kanal mit dem Liaoho verbunden, ferner der 
Sungari und der Amur ausgebaggert werden. Fine Eisen- 
bahn mit Lienshansan als Endstation sollte die östliche Mon- 
golei und die südliche und nördliche Mandschurei durch- 
queren. In Lienshansan müßte schleunigst ein Hafen aus- 
vebaut werden. Die Landstraßen wären so zu verbessern, 
daß sie nicht unr für Karren, sondern auclı für Kraftwagen 
fahrbar würden. Daneben sollten in allen wichtigen »lan- 
delsplätzen der Provinzen Lagerhausbetriebe eingerichtet 
werden, die dem Warenerzeuger finanzielle Unterstützung zu- 
teil werden lassen könnten. 

4. Förderung der Ausfuhr. 

Im Interesse einer gesunden Finanzgebarung muß die Re- 
gierung darauf bedacht sein, die Einfuhr zu vermindern und 
die Ausfuhr zu steigern. Der Boden der Ostprovinzen ist so 
fruchtbar, daß er weit über die Bedürfnisse des Landes hinaus 
Güter für die Ausfuhr erzeugen könnte; das ließe sich naclı 
sachverständiger Ansicht ohne besondere Schwierigkeiten eı- 
reichen. Die Haupteinfuhrgüter sind heute Baumwolle, Reis, 
Zucker, Hanf, Papier, Farben und Tabak. Ein Teil dieser Ar- 
tikel könnte im Lande selbst hergestellt werden, so daß die 
Einfuhr eine erhebliche Verminderung erfahren würde. Nzhe- 
zu l1 Millionen Hektar Land in der Südmandschurei <ignen 
sich zum Anbau von Reis. Der Ertrag würde sich auf zirka 
s0 Millionen Pikul Reis stellen; er würde nicht nur den Wohl- 
stand der Provinz erhöhen, sondern auch den benachbarten 
notleidenden Provinzen zugute kommen. Der jährliche Bedarf 
an Zucker beläuft sich auf etwa 60 000 Sack. Die Mukdener 
Zuckerfabrik, die einzige gegenwärtig in Betrieb bafindliche, 
liefert jedoch nur jährlich etwa 50000 Sack. Vor einigen 
Jatıren ist von Chinesen eine Zuckerfabrik in Hulun errichtet 
worden, die sich aber aus irgend welchen Gründen nicht be- 
zahlt macht und daher stillgelegt wurde. Es ist nicht ein- 
zusehen, warum diese Anlare, an einen geeigneten Platz ver- 
leert, nicht nur die fehlenden 10000 Sack jährlich herstellen, 
sondern auch noch für die Ausfuhr arbeiten sollte. Hanf wird 
an verschiedenen Stellen gebaut, jedoch in schlechter Qualität. 
Selbst die beste, bei Siaoyang gewonnene Sorte ist schr grob- 


An. 


faserig. Es wird daher viel indischer Hanf eingeführt. Der 
mandschurische Hanf ist der Verbesserung wohl fähig; sonsi 
müssen edlere Sorten aus anderen Provinzen Chinas oder dem 
Auslande nach der Mandschurei verpflanzt werden. Bei dem 
großen Hanfbedarf des Landes müssen unbedingt Schritte 
unternommen werden, diesen Wirtschaftsweig zu verbessern. 
De: jährliche Papierverbrauch der östlichen Provinzen wertet 
etwa 2 Millionen Dollar. Der Bedarf wird zu einem Drittel 
aus Landeserzeugnissen und zu zwei Dritteln von den be- 
nachbarien Provinzen und dem Auslande gedeckt. Durch 
sachgemähe Ausbeute der enormen Waldbestände und durch 
Verwendung von Kauliangstauden könnte man sich gänzlich 
von der Einfuhr frei machen. Das vorhandene Rohmateria! 
würde genügen, um die ganze Welt mit Papier zu versorgen. 
Pflanzen-Indigo wird nordöstlich von Mukden und südwes:- 
lich von Kirin gewonnen. Nach den Feststellungen der Muk- 
dener Landwirtschaftlichen Versuchsanstalt kann Tabak 
von vorzüglicher Beschaffenheit im Lande erzeugt werden. 
Dem Anbau von Eßkartoffeln sowie für Kartoffeln zur Stärke- 
und Spritindustrie steht nichts im Wege. 

So eröffnen sich weite Möglichkeiten für den wirtschaft- 
lichen Aufschwung der östlichen Provinzen, doch es ist not- 
wendig, daß die Bevölkerung dafür erzogen wird. Mit ein- 
fachem Zureden und Erlaß von amtlichen Bekanntmachungen 
ist es nicht getan, sondern das Volk muß in zielbewußter 
Weise für seine Berufe ausgebildet werden. Einiges ist in 
dieser Richtung bereits geschehen. Es wird auf die Handels- 
hochschule in Mukden verwiesen, auf die Ackerbau- und In- 
dustrieschule in Kirin, die Industriehochschule in Tsitsihar; 
daneben bestehen an einigen wichtigen Plätzen landwirt- 
schaftliche und technische Fachschulen. Indessen, alles das 
genügt längst nicht für die Bedürfnisse der Provinzen. 


5. Die Ausschaltung des ländlichen Einflusses. 


Die ostchinesiche und die südmandschurische Eisenbahn 
tyrannisieren das Verkehrswesen nach Gutdünken. Japan 
sches und russisches Geld bildet das Hauptzahlungsmittel. Die 
chinesischen Banken lehnen die Unterstützung der Industrie 
ab und überlassen den Ausländern das Geschäft. Durch das 
Festhalten an seinen veralteten Geschäftsgewohnheiten, durch 
seinen Mangel an Solidaritätsgefühl ist der chinesische Kauf- 
mann ein Sklave der Ausländer geworden. Er tauscht seine 
Rohmaterialien gegen fertige Erzeugnisse aus ohne daran 
zu denken, diese Fabrikate im Lande selbst herzustellen. Kost- 
spielige ausländische Sachverständige und Fachmänner wer- 
den angestellt, anstatt daß man die eigenen Kinder dazu her- 
anbildet. Keiner denkt für sich selbst, sondern verläßt sich 
auf andere, ein Ucbel, das für die Entwicklung der Provinzen 
ein schr großes Hindernis bildet und daher beseitigt werden 
muß. In den Zonen der ostchinesischen und südmandschuri- 
schen Eisenbahnen war kein chinesischer Beamter, weder 
Konsul noch ein Handelskommisssar anzutreffen. In Port 
Arthur und Duiren ist die chinesische Bevölkerung vollstän- 
dig den fremden Behörden überlassen. Weder Handelsverein- 
gungen noch andere Körperschaften der Kaufmannschaft sind 
dort vorhanden. Darin muß unbedingt Wandel geschaffen 
werden durch Gründung geeigneter Vereinigungen und 
engeres Zusammenarbeiten der gewerbtätigen Bevölkerung. 

Der Berichterstatter schließt mit einem Appell an die 
Reichsregierung, den vorgeschlasenen fünf Reformmaßnahmen 
weitgehendste Förderung angcdeihen zu lassen. Mit der wirt 
schaftlichen Erschließung der Oestlichen Provinzen werde 
nicht nur der Volkswohlstand des Reiches vermehrt, sondern 
China gleichzeitig in die Lage gesetzt, die in der Welt het 
schende Not an Rohstoffen zu lindern. 
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Politische Rundschau. 


China. 


Befürchtungen englischer Kaufleute wegen des deutsch- 
chinesischen Friedensvertrages.. Englische Geschäftsleute in 
England und China haben am 4. August im englischen Unterhaus 
die Regierung um Auskunft darüber gebeten, ob den Deutschen 
nach Abschluß des deutsch-chinesischen Vertrages auf Grund der 
weggefallenen Exterritorialität nunmehr für ganz China Frei- 
zügigkeit und Handelsberechtigung zugestanden worden sei. 
Während der andere fremde Handel sich lediglich auf die Ver- 
tragsplätze beschränken müsse, wäre den deutschen Kaufleuten 
nunmehr Tür und Tor geöffnet und das sei doch nicht das Ziel 
der während des Krieges in Ostasien geführten Propaganda gegen 
alles Deutsche gewesen. Die Regierung hat eine beruhigende 
. Erklärung abgexcben, aber englische Pressestimmen lassen er- 
kennen, daß man über diesen Punkt recht beunruhigt ist. Auch 
cine Folge feindlicher Machenschaften in China! 


Neue Grundsteuer-Erhebung in China. Aus Peking kommt 
die Nachricht, daß die Regierung bei ihren Bemüliungen, neue 
oder besser fließende Steuerquellen zu erschließen, darauf ver- 
fallen ist, die Grundsteuer unter ihre direkte Kontrolle zu be- 
kommen. Wie wohl allgemein bekannt, findet die Erhebung 
dieser Stever in der Weise statt, daß es jedem Kreisbeamten 
überlassen bleibt, wie und woher er die Steuersumme, die er 
an die Provinzialregierung abzuliefern hat, eintreibt.e. Für die 
einzelnen Provinzen ist seitens der Regierung in Peking ein be- 
stimmter Betrag festgesetzt, den diese nach Peking abliefern 
sollen, was aber durchaus nicht immer geschicht. Es steht 
zweifelsfrei fest, daß die tatsächlich in China einkommenden 
Grundsteuerbeträge ein vielfaches der an die Zentralregicrung 
abgelieferten Summen betragen und daß die Grundsteuer allein 
„enigen würde, um Chinas Budget in Ordnung zu bringen. 
Ungeheure Summen aus der genannten Steuer fließen alliährlich 
in die unergründlichen Taschen der zahlreichen oberen und 
unteren Beamtenschaft. Wie es heißt, habe die Regierung eine 
Reihe von Beamten, die im Auslande studiert haben und mit dem 
Steuerwesen vertraut sind, abgeordnet, um Untersuchungen in 
den Provinzen zwecks direkter Ablieferung der Grundsteuern 
nach Peking anzustellen. Ob die Zentralregierung allerdings bei 
ihrer heutigen Ohnmacht gegenüber den allmächtigen Provinzial- 
xouverneuren irgendeinen Erfolg haben wird, bleibt doch sehr 
zweifelhaft, denn es ist kaum anzunehmen, daß die Beamten- 
schaft sich diese einträgliche Einnahmequelle wird aus der Hand 
nehmen lassen. 


Japaner in Tsinanfu. Nach einer durch das japanische Kon- 
sulat in Tsinanfu vorgenommenen Zählımg befanden sich zu 
Anfang Juni 639 japanische Familien mit einer Gesamtkopfzahl 
von 3579 Personen in Tsinanfu; davon waren 2940 männlich und 
639 weiblich. Wider Erwarten ist die Anzahl der in Tsinanfu 
ansässigen Japaner in den letzten Jahren ständig gesunken. Das 
soll seinen Grund darin haben, daß das japanische Geschäft 
infolge der Boykottbewegung in Schantung immer schlechter 
wird, so daß bereits eine Anzahl Geschäfte schließen mußten; 
sanz kürzlich schlossen gleichzeitig 4 der zahlreichen japani- 
schen Drogerien. Die Leute kehren enttäuscht in ihre Heimat 
zurück. 

Nochmals die Meutereien in Wuchang. Es bestätigt sich, 
daß bei dem Zusammenschießen der aus dem geplünderten 
Wuchang flüchtenden beutebeladenen Soldaten auf der Eisen- 
nahnstation Siaoken an der Tientsin-Pukou-Eisenbahn übeı 
1000 Menschen umgekomnmen sind. Aus verschiedenen Berichten 
ergibt sich, daß die an der Tientsin-Pukou-Bahn stationierten 
Truppen in Erfahrung gebracht hatten, daß der beschossene Zug 
besonders reich mit wertvoller Beute beladen sei. Sie ließen 
deshalb die ersten sechs Züge unbelästigt weiterfahren, leiteten 
den ankommenden siebenten Zug auf ein Nebengleis und erölf- 
teten: auf den mit Männern, Frauen und Kindern vollgestopften 
Zug ein rasendes Maschinengewehrfeuer, bis sich niemand mehr 


regte. Dann wurde er ausgeplündert: die Leichen ließB man 
liegen. Die früher vorbeigelassenen Züge sollen übrigens weiter 
nördlich auch noch ähnlich, wenn auch nicht ganz so schlimm, 
behandelt worden sein. 

Die Soldatenmeutereien in Hupeh. Die chinesische Presse 
fordert wütend die Absetzung und Bestrafung des Militärgon- 
verneurs von Hupch, Generals Wang Chan-yüan, als Allein- 
schuldigen für die Plünderung von Ichang und Wuchang anianzs 
Juni; nur durch die Todesstrafe könne seine Schuld gesühnt wer- 
den. Auch die Bestrafung und Absetzung des Vizcekriegsministers, 
Ching Shao-cheng, der von der Regierung in Peking geschickt 
worden war, um die Ursachen der Meutereien zu untersuchen, 
und dann für seinen Freund Wang, nachdem er von diesem be- 
stochen worden sei, ‚günstig nach Peking berichtet hat, wird 
energisch gefordert. Wang hat monatelang seinen Soldaten 
keinen Soid bezahlt, obwohl ihm Gelder dafür zur Verfüsung 
standen, er hat im Gegenteil mit allen Mitteln versucht, für seine 
eigene Tasche Geld zu machen. Als die Auflösung einiger Trup- 
penkörper vor sich gehen sollte, standen die entlassenen Mann- 
schaften vollkommen mittcllos da und weigerten sich die Waffen 
bis zur Auszahlung ihrer Guthaben abzugeben. In der Aufruhr- 
nacht hatte Wang sich mit seiner starken, ilım treu ergebenen 
Leibwache, die regelmäßig bezahlt wird, umgeben, während sein 
Palast durch Maschinengewehre gesichert war. Die meutern- 
den Soldaten durften unbelästigt plündern und morden, und 
die Stadttore, die sonst, wie in allen chinesischen Städten, nachts 
geschlossen sein sollten, standen oifen, so daß die Plünderer mit 
Sack und Pack abziehen konnten. Auch die Vorkommnisse in 
Ichang fallen Wang voll und ganz zur Last. Von diesen Tat- 
sachen hat der Vizekriegsminister Ching in seincın Beri-!it nacıı 
Peking nichts erwähnt, vielmehr angegeben, daß die Ursa:he 
der Meutereien auf den von Peking gegebenen Befchl zur Auf- 
lösung einiger Truppenteile, mit welchem die davon betrofie:en 
Truppen nicht einverstanden gewesen seien, zurückzuführen sei. 
Die Meutereien seien vollständig unerwartet ausgebrochen: 
General Wang habe sofort tatkräftige Abwehrmaßnahmen gc- 
troffen und habe die Lage schon bald wieder an der Hand ge- 
habt, auch sehr viel getan, um der Not zu steuern. Die Zeitun- 
gen behaupten, daß dieser Bericht in allen Punkten zugunsten 
Wangs gefärbt sei. Man hat bisher nicht gehört, daß die Re- 
sierung, die gegen die Generäle nichts unternehmen kann und 


der die wahren Zusammenhänge hinreichend bekannt sein 


dürften, irgendetwas gegen Wang eingeleitet hat, auch die Vor- 
stellungen der fremden Gesandten in dieser Hinsicht, die die 
Interessen ihrer geschädigten Landsleute vertreten, scheinen bis- 
her ohne Erfolg gewesen zu sein. 


Kämpfe zwischen Hunan und Hupeh. Nach einer bisher noch 
unbestätigten Meldung aus Schanghai haben die in Hupeh ein- 
gefallenen Hunan-Truppen die ihnen entgegenzesandten Hupeh- 
Truppen geschlagen. Der aus den Soldatenmeutereien aus Wu- 
chang und Ichang so übel bekanntgewordene Militärgouverneur 
Wang Chuan-yuan ist zurückgetreten und soll gcilolen sein. 
Nachdem die vielen durch die Meutereien Geschädigten bei der 
Regierung kein Recht erhalten hatten und sogar eine größere 
Anzahl Klagesteller durch Wang eingekerkert worden war, 
hatten sich nach Hunan gewandt, mit der Bitte, Wang aus der 
Provinz Hupeh zu vertreiben. Der in Hupeh anwesende Kom- 
mandeur der Chilitruppen, die nach dort zur Unterstützung 
Hupchs gegen Hunan abgesandt waren, aber sich weigerten, 
xcgen diese Provinz vorzugehen, hat die Macht übernommen 
und soll bereits mit Hupeh und Hunan Verhandlungen aui- 
xenommen haben. Falls es Tsao Kun, dem Oberkommandieren- 
den der Nordtruppen gelingt, Hupeh und Hunan in ein engcres 
Verhältnis zu kommen, Jürfte ein Bruch mit Chang Tso-line, 
dem Militärgouverneur der Mandschvrei, in Aussicht stehen. 
weil letzt2rer eine Machtvermehrung des Tsao Kun nicht zı- 
geben wird. 
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Noch immer Zollzuschläge.. Um die für die Unterstützung 
der Hungersnotleidenden benötigten $ 4 Millionen, welche die 
Zentralregierung zu beschaffen sich bereiterklärt hatte, zu- 
sammenzubringen, sollte, im Einverständnis mit den fremden 
Gesandtschaften und Provinzialregierungen, auf Seezölle, Likin 
(Inlandzölle), Eisenbahn-, Post- und Telegrammgebühren so- 
lange ein Zuschlag erhoben werden, bis die Summe von Dollar 
4 Millionen erreicht sein würde. Unter Chinesen und Aus- 
ländern hat es nun große Entrüstung erregt, weil nicht nur die 
vorgenannten Abgaben noch immer bestehen, sondern jetzt sogar 
bekanntgegeben worden ist, daß die Bestinnmungen diescrhalb 
noch bis März kommenden Jahres in Kraft bleiben sollen, ob- 
wohl alle Hungersnot-Aktionen bereits ‘seit Anfang Juli ein- 
gestellt worden sind. - Man hat berechnet, daß der Zentralregie- 
rung aus den Zuschlägen zu den Seezöllen allein bereits vier 
Millionen zugeflossen sind und daß die anderen Abgaben auch 
mehr als 6 Millionen erbracht haben. Demnach sind bis Anfang 
August mehr als $ 10 Millionen in die Kassen der Zentral- 
regierung geflossen und diese Summe wird sich nach vorsichti- 
gen Schätzungen auf 20 Millionen bis zum März 1922 erhöht 
haben. Die Regierung hat sich bisher nicht bereitfinden lassen, 
irgendeine Abrechnung zu veröffentlichen, trotzdem ihr vor- 
geworfen wird, daB wenigstens $ 6 Millionen in die Taschen der 
Machthaber gewandert sind. 


Japan. 

Funkenstation in Tsingtau. Aus Peking wird gemeldet, daß 
die Japaner den Bau zweier Funkentürme in Tsingtau beendigt 
haben und nun noch auf die Ankunft der elektrischen Aus- 
rüstung warten, um den Betrieb aufzunchmen. Das Material 
für die Stationen wurde 1914 bei der Eroberung Tsingtaus er- 
beutet. In japanischen offiziellen Kreisen Tsingtaus wird be- 
hauptet, daß die Station, welche stark genug ist, um mit allen 
japanischen Funkenstationen Verbindung aufzunehmen, lediglich 
Handelszwecken dienen solle, aber da man sich bemüht, einen 
dichten Schleier des Geheimnisscs um die Anlage zu legen und 
die Annäherung an die Funkenstation auf weniger als 100 m 
streng untersagt ist, herrscht allgemein in Tsingtau die Meinung 
vor, daB die neue Anlage lediglich ein besserer Ersatz der kürz- 
lich abmontierten und nach Japan zurückgesandten militärischen 
Station ist; es ist bekannt, daß diese Anlage absolut nicht 
richtig funktionieren wollte. 


Japanische Lehrerreisen. Das japanische Uhnterrichts- 
ministerium hatte bereits vor längerer Zeit die unterstellten 
Schulbehörden aufgefordert, Pläne und Vorschläge für Gemein- 
schaftskreisen von Lehrern ins Ausland einzureichen. Man ver- 
spricht sich daraus eine Erweiterung des Gesichtskreises dieser 
Lehrer im Interesse des Heimatlandes. Nach den vorgelegten 
und genehmigten Plänen sollen Volks- und Mittelschullehrer 
einen jeweils vierwöchigen Urlaub und größeren Reisezuschuß 
erhalten, damit sie in Gemeinschaftsreisen Korea, China und die 
Mandschurei besuchen können. Für Lehrer an Hochschulen und 
Universitäten soll in ähnlicher Weise Gelegenheit geschaffen 
werden für Reisen nach Amerika und Europa. Anfang Juni ist 
als zwanzigste Gruppe dieses Jahres eine Reisegesellschaft von 
25 Lehrern in Peking eingetroffen, welche über Fusan, Seoul, 
Mukden, Harbin und Tientsin gereist waren und drei Tage in 
Peking bleiben sollten, um die Stadt und ihre Einrichtungen 
kennen zu lernen. Sie besuchten auch die dortigen höheren 
Schulen. 

Zurückziehung der japanischen Truppen aus der Südsee. 
Der Marineminister hat, japanischen Zeitungen zufolge, am 
27. Mai den Kom’nandanten der japanischen Streitkräfte auf den 
früheren deutschen Südsee-Inseln, Generalmajor Nozaki, an- 
zewiesen, die Zurückziehung der japanischen -Inselbesatzungen 
in die Were zu leiten. Die Inseln sollen in der Reihenfolge 
Yap, Saipan, Jaluit und Ponape geräumt werden; nur auf Yap 
bleiben einige Offiziere und Mannschaften zurück. Nach voll- 
ständiger Räumung seitens des Militärs, die inzwischen, wie wir 
hören, erfolgt ist, wird eine Zivilverwaltung die Regierung über- 
nehmen. 


Japaner in den Vereinigten Staaten. Das Volkszählungs- 
bureau der Vereinigten Staaten gibt bekannt, daB am Jahres- 
ende 1920 neben 94 822 431 Weißen und 10 463 013 Negern noch 
242 959 Indier, 111025 Japaner, 61 696 Chinesen und 9495 andere 
Farbige im Gebiet der Ver. Staaten ihren Wohnsitz hatten. 
Prozentual sind die Japaner am stärksten, nämlich mit fast 
54%, an der Bevölkerungszunahme der letzten 10 Jahre v«- 
teiligt, während die Weißen nur um 16%, die Chinesen um 
13,8 %, die Indier um 8,6 % und die Neger um 6,5 % zunahmen. 
Allein auf Kalifornien entfielen am 1. Januar 1920 71 952 Japaner. 
d. h. die dortige japanische Bevölkerung vermehrte sich inner- 
halb der letzten 10 Jahre um 30596 Köpfe, bei einer Gesamt- 
zunahme von 38868 Personen für das Gebiet der Ver. Staaten. 


Sibirien. 


Die Vorgänge In Sibfrien. Die Gegensätze zwischen der Re- 
gierung Merkulows in Wladiwostok und dem Anhang Semenows 
haben sich allmählich so verschärft, daß Semenow Ende Juni 
von Wladiwostok fliehen mußte, Anscheinend plante er bei 
seiner Entweichung zugleich einen Putsch auf Nikolsk-Ussurisk. 
der aber fehlschlug, weil er von den Kosaken vom Jenissei und 
aus Sibirien im Stich gelassen wurde. Japanischen Offizieren 
wird vorgeworfen, sie hätten ihn auf der Flucht unterstützt und 
auch seinen Putsch unterstützen wollen. Vom japanischen Ober- 
kommando wird das bestritten und strenge Untersuchung ver- 


sprochen. Sehr glaubhaft wird von japanischer Seite dargelegt. 


Semenow habe sich selbst das Wohlwollen der Japaner ver- 
scherzt und keinen Anspruch auf japanische Hilfe, da er trotz 
dem Abraten der Japaner von Port Arthur nach Wladiwostok 
gefahren, dort entgegen der Warnung des Konsularkorps_ ge- 
landet sei und abermals bei der Flucht nach Grodekowo japanı- 
sches Abraten mißachtet habe. Semenow soll so ziemlich allen 
Anhang verloren haben. 

Die Einladung der amerikanischen Regierung zur Washing- 
toner Konferenz hat Tschitscherin im Namen der Moskauer Re- 
gierung mit scharfem Einspruch beantwortet, worin alle etwaigen 
ohne Zuziehung Rußlands gefaßten Beschlüsse über Ostasien 
für null und nichtig erklärt werden. Nach Rigaer Meldungen 
plant die Sowjet-Regierung die Einberufung einer eigenen Kon- 
ferenz über ostasiatische Fragen, zu der die Republik d« 
Fernen Ostens, die Mongolei, China usw. geladen werden sollen. 
und die ein Gegengewicht gegen die von Japan, Amerika um 
England befolgte ostasiatische Politik bilden soll. 


Niederländisch-Indien. 


Anlage von Verteidigungswerken. Die Regierung wird im 
Budget für 1922 einen Betrag von 60 Millionen Gulden für den 
weiteren Ausbau der Befestigungswerke Niederländisch-Indiens 
anfordern. 

Kriegsmarine für Niederländisch-Indien. Außer den Land- 
befestigungen, für die, wie wir an anderer Stelle berichte! 
haben, die Regierung Niederländisch-Indiens im kommenden 
Ftatsjiahr 60 Millionen Gulden anfordert, wird auch die Er- 
bauung einer starken Kriegsmarine in Erwägung gezogen. Die 
mit der Ausarbeitung dieser Pläne beauftragte Kommission hat 
dem Generalgouverncur kürzlich einen Bericht vorgelegt, worin 
vorgeschlagen wird, innerhalb der nächsten 12 Jahre 4 Schlacht- 
kreuzer, 24 Zerstörer, 32 Untersceeboote, 4 Untersee-Minenleger. 
4 Flotillen-Führerschiffe, 9 Minenleger, 1 Unterseeboots-Mutter- 
schiff und sonstige Hilfschiffe zu bauen. Da der Zeitraum vo! 
12 Jahren der Kommission in Anbetracht der rapid fortscheiten- 
den Entwicklung des Kriegsschifibaues selbst zu lange beimes«N 
erscheint, schlägt sie vor, innerhalb von 6 Jahren wenigsten» 
die Hälfte der vorgenannten Schiffseinheiten in Dienst zu steilen 
In den obigen Zahlen sind nicht einbegriifen die zurzeit 
Holland für Rechnung Niederländisch-Indiens im Bau befinc- 
lichen beiden Kreuzer „Java“ und „Sumatra“ von je 700 I 
Deplacement und die 12 ebendort gebauten Untersecboote. ve" 
denen bereits 6 in Indien eingetroffen sind. Die Pläne der Kom- 
mission sehen gleichzeitig die sofortige Beschaifung von I 
modernen Flugzeugen zu Kriegszwecken vor. 
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AR Wirtschaftliche Nachrichten tliimmmmmm 


Wirtschaftliches Stimmungsbild aus Japan. 


Ein gelegentlicher Mitarbeiter in Japan schreibt uns: 

In den letzten Jahren des Krieges und in der Zeit nach 
dem Waffenstillstand bis in das Jahr 1920 hinein hat Japan 
eine Zeit der liochkonjunktur erfahren, wie sie wohl nicht 
wieder in Erscheinung treten wird. Bei dem allgemeinen 
Warenmangel auf der Welt konnte Japan seine Produktion 
überall leicht absetzen, ohne daß die Qualität berücksichtigt 
zu werden brauchte. Infolgedessen gingen die Geschäfte von 
selbst; was auch immer die Export- und Importfirmen an- 
fassen mochten, bei dem steigenden Markt waren Verluste 
nicht zu befürchten. In diesem Taumel der Sicherheit dach- 
ten die japanischen Kaufleute natürlich nicht daran, irgend- 
eine feste Organisation in ihren Firmen zu schaffen; eine ge- 
ordnete Finanzübersicht kennt man auch jetzt noch nicht, 
scharfe Kalkulation war bei den leichten Verdiensten nicht 
nötig, und so gerieten auch die industriellen Betriebe in diesen 
Taumel. Eine natürliche Folge war, daß die Gehälter der 
‚Angestellten, besonders auch die Gratifikationen außerordent- 
lich stiegen; der Arbeiter sah seinen Lohn auf einer Höhe, 
wie er sich niemals hatte träumen lassen. Eine sehr sparsame 
Natur hat der Japaner nicht, er brachte seinen Verdienst auch 
wieder ins Land, die Kaufkrait des Volkes war groß und die 
Ansprüche des Individuums vermehrten sich mit Fortschreiten 
der günstigen: Konjunktur. Schnell trat auch eine Teuerung 
der Lebensmittel ein, die Preise stiegen derartig, daß 
man heute Japan als das teuerste Land der Erde bezeich- 
nen kann. Unwillkürlich zieht man einen Vergleich mit China. 
Vor dem Kriege waren die Lebensbedingungen für einen 
Europäer in beiden Ländern ziemlich gleich, vielleicht damals 
schon etwas teuerer in Japan als in China. Nehmen wir zum 
Beispiel einen Rikschakuli, mit dem jeder Fremde in Berührung 
kommt und den jeder Fremde ablohnt; das Einkommen des 
japanischen Rikschakulis ist auf über den zehnfachen Betrag 
des Einkommens seines chinesischen Kollegen zu schätzen. 
Für ganz kurze Fahrten werden in Japan enorme Preise 
gefordert, so daß man in den meisten Fällen sich besser steht, 
einen Motorwagen zu nehmen. Einem Kuli für Bureauarbeit 
wird monatlich mindestens 80 bis 90 Yen gezahlt, in China 
bekommt er etwa 10 $. Der gelernte Arbeiter verdient in Ja- 
pan durchschnittlich 3 Yen täglich. Das wäre ja alles recht 
gut und schön und nur erfreulich für das Land, wenn wenig- 
stens der Ängestellte und der Arbeiter mit seiner Lohn- 
erhöhung auch sein Arbeitskönnen und seine Leistungen 
zu einem höheren Niveau hinaufgeschroben hätte. Aber darin 
stimmen die Ansichten überall überein, daß die Leistung des 
Japaners noch unter den Vorkriegsgrad gesunken ist. Man 
schätzt, daß einem europäischen Arbeiter 6 bis 10 japanisch 
entsprechen, und zwar mehr nach 10 hin. 

Der Fremde lebt im Lande immer teurer als der Einge- 
borene, und so sind die Lebensverhältnisse besonders für den 
Europäer außerordentlich schwierig geworden. Der Europäer 
in Japan muß für sein Dasein mindestens das 2'2fache auf- 
wenden wie in China. Der Japaner steht auf dem Stand- 
punkt, daß der Europäer zahlen kann. Mir stehen genaue 
Zahlen nicht zur Verfügung, aber es ist einfach verblüffend, 
welch hoher Prozentsatz der Steuersummen in den Städten 
Yokohama und Kobe von seiten der Fremden aufgebracht 
werden muß, trotzdem sie doch gänzlich in der großen Masse 
der Japaner verschwinden. 

Jetzt hat man in Kobe auch noch eıne Mietssteuer erson- 
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nen, die natürlich dein Fremden haarscharf nachgerechnet 
werden wird; dabei sind die Mieten bereits unglaublich hoch; 
sie betragen für ein europäisch gebautes Haus mit 7 Zimmern 
und kleinem Garten 300 bis 400 Yen pro Monat. Kin großer 
Prozentsatz der Europäer zieht es vor, japanische Häuser zu 
bewohnen, aber auch diese Mieten sind teuer, für ein 4- bis 
5-Zimmer-Haus betragen sie 80 bis 100 Yen. Handwerker, 
Dienstboten, Kleidung und Nahrung stehen hoch im Preise. 

Diese Teuerung macht sich natürlich auch in dem Leben 
des Japaners bemerkbar; die Kriegsgewinnler oder japanisch 
„Narikins“ haben den Ton angegeben, und der Privatange- 
stellte wie der Arbeiter waren durch die bessere Bezahlung in 
die Lage versetzt, in ihren Grenzen diesem Beispiel zu folgen. 
Nur der Staatsbeamte und Kommunalbeamte, wie es überall 
auf der Welt ist, stand abseits mit seinen Bezügen oder folgte 
nur langsam nach. Ihm stand aber das Bild seiner im Gelde 
schwimmenden Mitmenschen vor Augen. Die teuren Lebens- 
bedingungen erschwerten ihm selbst ein bescheidenes Aus- 
kommen, und so kann man sich nicht wundern, daß er alle 
Gelegenheiten benutzte, um sich ‚auf unrechte Weise Geld zu 
verschaffen. Gerade in den letzten Wochen sind die Zeitun- 
gen voll von Betrügereien der verschiedensten Beamtenkatego- 
rien. Das geht herunter von den höchsten Stellen bis zu den 
niedrigsten Posten. Da steht der Gouverneur von Tokyo-Fu, 
Herr Abe, unter Anklage, bei Anlage öffentlicher Markthallen 
große Unterschlagungen gemacht zu haben, der Direktor des 
Kolonialamtes, Dr. Koga, steht in Verbindung mit Opium- 
schwindeleien in Dalny, großes Aufsehen erregten die Unter- 
schlagungen bei der Südmanschurischen Eisenbahn, die eine 
Neubesetzung. sämtlicher höherer Stellen benötigten, an wel- 
chem Skandal fast das Ministerium Hara zu Falle kam. Er- 
staunlich und erheiternd ist es, wenn man liest, daß im Kobe- 
Postoffice in den letzten 5 Jahren Revenue-Marken im Betrage 
von 20 Millionen Yen unterschlagen worden sind, wobei der 
tatsächliche Verlust allerdings nur 2 Millionen Yen sein soll; 
welche Berechnung hier zugrunde liegt, ist noch nicht be- 
kannt. Der Hauptschuldige ist der Postmeister des kleinen 
Postamtes Takaradzuka bei Kobe, ein bekannter Vergnügungs- 
und Badeort für die Kobe-- und Osaka-Japaner. Dieser Post- 
meister hat sich in den letzten Jahren an verschiedenen groß- 
industriellenUnternehmungen beteiligt, hat hohen Herrschaften 
durch Darlehen aus der Klemme geholfen, selbst bis Schang- 
hai haben sich seine finanziellen Beteiligungen erstreckt. Daß 
diese Beteiligungen bei den Behörden kein Mißtrauen erweckt 
haben, kann man sich nur erklären, wenn man das asiatische 
Verantwortungsgefühl kennt, ein Charakterzug, der auch in 
China herrschend ist. Jedermann ist z. B. davon unterrichtet, 
daß eine bestimmte Persönlichkeit : betrügt und Squeeze 
macht, aber jeder einzelne wird sich hüten, etwas zu melden 
oder anzuzeigen — solch eine Persönlichkeit bleibt bei ihren 
Landsleuten der große Mann. 

Kommt aber durch einen Zufall seine Tätigkeit an die 
große Glocke und vor den Richter, dann fällt alles über ihn 
her. So lange aber laufen die Mitmenschen, seine Kollegen, 
selbst die Vorgesetzten mit verbundenen Augen umher und 
treiben Vogelstraußpolitik. Die Unterschlagungen im Kobe- 
Postamt sind auch erst kürzlich gelegentlich einer Revision 
entdeckt worden. Prompt wurden dann verschiedene andere 
Unregelmäßigkeiten in anderen Distrikten gemeldet. 

Augenblicklich sind die japanischen Zeitungen voll davon, 
wie dieser Unehrlichkeit Einhalt geboten werden kann. Aber 
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ob der Erfolg kommen wird, ist recht fraglich; dazu ist es 
nötig, daß entweder die Regierung die Beamtengehälter 
heraufsetzt, oder aber daß sie dafür sorgt, daß das Leben in 
Japan billiger wird und sich den Lebensbedingungen auf der 
übrigen Welt anpaßt. | 

Sehr bedenkliche Wirkungen wird das teure Dasein in 
Japan, die verhältnismäßig hohen Gehälter und Löhne, die ge- 
ringe Leistung der japanischen Arbeiter auf die Produktion 
und ihren Absatz im Auslande ausüben, Als im vorigen Jahr 
im April die Depression in Japan einsetzte, war sie zunächst 
eine Folge der vorsichtigen Politik der Banken, die, nachdem 
sie während der Hochkonjunktur Kredite über Kredite ge- 
geben und die Spekulationswut in jeder \Veise begünstigt 
hatten, plötzlich die Kredite stoppten, weil sie eine Weltkrisis 
kommen sahen. Die Weltdepression hat auch nicht lange auf 
sich warten lassen. Und in den letzten 12 Monaten hat sich 
ein überraschender Abbau der Preise auf dem Weltmarkt voll- 
zogen, so daß in Amerika wie in England die Industriellen 
energisch versuchen, die Produktionskosten durch Herab- 
setzen der Gehälter und Löhne zu erniedrigen, ein Versuch, 
der besonders in England zu dem großen Bergarbeiterstreik 
geführt hat. In Japan versucht man mit aller Macht die hohen 
Preise aufrechtzuerhalten; das Land umgibt sich mit einem 
Wall von Zöllen, um die teuren Einkäufe zu schützen und um 
die während des Krieges ins Leben gerufenen Industrien zu 
erhalten. Zur Aufrechterhaltung der Preise wird die Produk- 
tion eingeschränkt, Arbeiter werden entlassen, sie sollen sich 
wieder zur Landarbeit begeben. An eine Reduktion der Löhne 
und Gehälter wagt man sich jedoch nicht heran, vielleicht weil 
man befürchtet, daß der sozialistische Gedanke, der verzwei- 
fclte Anstrengungen macht, aber mit der Polizei noch immer 
unterdrückt werden konnte, plötzlich einen energischen Flug 
nach oben bekommt. Man ruft nach Regierungsunterstützung 
für den Export, will die Eisenbahntarife ermäßigt haben. Es 
wird erwogen, wie man die teure Menschenkraft durch 
maschinelle Anlagen ersetzen kann. Einsichtige Japaner 
wissen, daß die teure Arbeit für die japanische Produktion 
schr bedenklich ist, und haben sich frei gemacht von der 
Ueberhebung, daß der Japaner den Europäer entbehren und 
sich seine Industrie ökonomisch mit der der Europäer messen 
könne. | " 

Ob es richtig ist, daß die Regierung sich entschlossen hat, 
Exportsubsidien zu zahlen, wie z. B. kürzlich auf Papier auf 
das Pfund 5 sen, bleibt doch schr fraglich. Der Inlandver- 
braucher muß letzten Endes doch dafür bluten. So was kann 
sich wohl ein reiches Land wie Nordamerika leisten, nicht 
aber Japan bei seinem Mangel an Bodenschätzen und Roh- 
stoffen. Die Haupteinnahmequelle Japans beruht auf der Pro- 
duktion und dem Export von Seiden. Als vor einem Jahre 
der Preisabbau einsetzte, erlitten die Seidenfirmen Riesenver- 
uste; der Konkurs der großen Seiden-Exportfirma Mogi u. Co. 
steht noch in aller Erinnerung. Im letzten Jahre hat man 
versucht, den Seidenpreis durch Anwendung gewaltsamer 
Mittel hochzuhalten. Zu diesem Zwecke wurde eine allge- 
meine Reduktion der Seidenproduktion beschlossen. Man grün- 
dete unter Garantie der Regierung (30 Millionen Yen) eine 
Seiden-Aufkaufsgesellschaft mit einem Kapital von 16 Mil- 
lionen, die durch Aufkauf dafür sorgen sollte, daß der Preis 
nicht unter ein gewisses Nivcau fiele, indem man sich der 
Hoffnung hingab, daß Amcrika, der größte Abnehmer für 
japanische Seide, gezwungen sein würde zu kaufen. Aber 
Amerika wandte sich anderen Ländern zu und fand beson- 
ders in China, noch begünstigt durch den fallenden Silber- 
kurs, bessere Bedingungen, um sich einzudecken. Diese Sei- 
dengesellschaft scheint auf dem Aussterbeetat zu sein; nach 
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Zeitungsmeldungen soll sie mit einem monatlichen Defizit von 
300—400 000 Yen arbeiten. | 

Amerika ist ferner ein Hauptabnehmer für den japani- 
schen grünen T ee gewesen, dessen Produktion vor allem kon- 
zentriert ist in der Nähe von Shidzuoka mit dem Ausfuhrhafen 
Shimidzu. Während in normalen Zeiten der Export mit dem 
10. Mai einsetzt und bis Ende September anhält, waren in 
diesem Jahr bis Ende Mai ganze 60 Tons verschifft worden. 
Im Jahre 1918 belief sich der Export noch auf 50 000 Tons, 
fiel 1919 auf 30000, 1920 auf 23000 Tons, in diesem Jahr 
rechnet man mit einer weiteren Verminderung um %—40%. 
Der billige indische und javanische Tee hat die Stelle des 
japanischen eingenommen. Eine gewisse Rolle spielt auch di: 
Zuckerindustrie auf Formosa. Die billigen Quotierungen von 
Java- und Cuba-Zucker drohen die Preise so zu drücken, daß 
sich die Fabrikationnichtmehr lohnt; dabeiwird geschätzt, daß 
diediesjährige Produktion sich auf 400000 piculs gegen 200000 
im vorigen Jahre beläuft. Die Gesellschaften haben sich um 
Hilfe an den Generalgouverneur von Formosa und an di: 
Bank von Formosa gewandt. Man möchte eın Syndikat grün- 
den, Produktion und Verbrauch regulieren. Für die kom- 
mende Einmachezeit wollen die Großhändler den Großhan- 
delspreis auf 28 Yen pro picul (= 100 catty — 60 kg) setzen, 
während der augenblickliche Kleinhandelspreis 23 sen pro 
catty ist. Auch hier wird der japanische Verbraucher bluten 
müssen. 

Auch die japanischn Weizenmehl- Produzenten 
fühlen sich bedroht und fordern eine Heraufsetzung des Zoll 
einfuhrtarifs um 20%. 

Reis ist im Preise bedeutend gefallen, aber die jetzig: 
Einkaufspolitik der Regierung wird wohl den Einfluß haben, 
daß der Preis wieder nach oben gezwungen wird. Sie beab 
sichtigt im Lande große Vorratslager anzulegen, angeblich un 
in teuren Zeiten die Preise regulieren zu können, sehr wahr 
scheinlich aber als Vorbereitung für den Kriegsfall. I 
diesem Jahre sollen 1500000 Koku eingelagert werden. 

Dem Preisabbau für Kohle hat man durch beträchtlid: 
Einschränkung der Förderung zu begegnen gesucht. Wen 
auch die Preise so bedeutend gefallen sind, daß im ganze 
Lande eine starke Bewegung eingesetzt hat, um die Herab- 
setzung der Raten für Elektrizität und Gas zu erreichen, 50 
kann Japan doch niemals auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig 
mit Kohle werden. Sie steht z.B. für sogenannte II. Qualität 
in Moji mit 16 Yen per Tonne ein, würde bei den teuren 
Frachten nach Port Said gelegt, dort auf Yen 34 kommen. 
während angeblich amerikanische Kohle von derselben Qualı- 
tät nur Golddollar 13 in Port Said steht. 

Die Baumwollindustrie hat mit großen Schwie 
rigkeiten zu kämpfen infolge des gefallenen Silberstandes 
Allerdings lauteten in letzter Zeit die Nachrichten über den 
Export günstiger; besonders nach Aegypten soll sich der 
Export gehoben haben. 

Die Streichholzindustrie, die während des 
Krieges den gesamten Osten versorgt hat, liegt schr darnie- 
der. Schweden mit seiner bedeutend besseren Ware macht 
Japan große Konkurrenz. Außerdem sind in Indien, in den 
Straits und in China eine Anzalıl von Streichholzfabriken er- 
richtet worden. 

Die Eisenindustrie befindet sich in einer schr 
schwierigen L.age. Infolge des Fallens der Weltpreise wurde s 
derartig gefährdet, daß am 1. Juli auf Stahl und Roheisen ein 
Importzoll von 15% gelert werden mußte. Die Stahlindu 
strie soll dadurch zwar etwas erleichtert worden sein, aber 
die Produzenten, die schon vorher ihre Betriebe hatten 
schließen müssen, befinden sich größtenteils doch in solchen 


<chwis /ekeiten, daß sie nicht in der Lage sind, die 
Habrıkation wieder aufzunehmen. Auch die Roheisenprodu- 
zenten behaupten durch diese geringe Zollerhöhung keinerlei 
Nutzen gezogen zu haben, sie sollen weiterhin in sehr be- 
drängter Lage sein. Die 5 großen Eisenwerke, die sich vor 
einiger Zeit von der Industriebank 10 Millionen Yen borg- 
ten, haben sich bemüiit, ihre Vorräte aufzubrauchen, indem 
sie gleichzeitig die Produktion einschränkten; sie haben aber 
zu wenig Einfluß auf den Markt. Monatlich produzieren sie 
augenblicklich zusammen 30000 Tons, während der Ver- 
brauch sich danıit gerade deckt. Die unnütz lagernden Vor- 
räte belaufen sich aber immer noch auf 200 000 Tons, ohne 
daß Anzeichen dafür vorhanden sind, daß sie verbraucht wer- 
den. Die Quotierungen stehen augenblicklich auf 1, der 
Preise während der Hochkonjunktur. 

Die „Osaka Asahi“ bringt den folgenden Artikel: 

Die Yawata Eisenwerke sind ermächtigt worden, vom 
Finanzdepartement bis zu Yen 98 Millionen zu leihen, da die 
Werke befürchten, daß sie Mangel an Betriebskapital haben 
werden, trotzdem sie bereits 60 Millionen erhalten haben. 
Mr. Nakagawa, der Direktor der Regierungseisenwerke, hat 
sich geäußert, daß die Politik verfolgt wird, so wenig wie 
möglich zu leihen. Andererseits aber haben die Eisenautori- 
täten, einschließlich Präsident Mr. Shirani, sich geäußert, daß 
die gegenwärtige Eisendepression mindestens 5 Jahre anhal- 
ten werde, und daß man während dieser Jahre zwischen 


| 


| 
| 


| 


300 bis 400 Millionen Yen borgen müsse, d. h. jährlich 60 | 


bis 80 Millionen. 

Die Schiffswerften haben augenblicklich sehr 
wenig zu tun und suchen mit Reparaturarbeiten und mit 
Kriegsschiffbau über die schweren Zeiten hinwegzukommen. 
Bei dem letzteren ist aber wenig zu verdienen. 

So läßt sich eine große Anzahl von Exportindustrien 
aufzählen, deren Absatz sich bedrohlich vermindert hat. Der 
einzige Artikel, der sich weiter entwickelt, ist der Bier- 
Export. 

Kürzlich brachte die Zeitung „Yomiuri‘ eine Serie von 
Artikeln, die sich mit der ökonomischen Lage in Japan be- 
schäftigte, worin es heißt: 

Einen starken Einfluß auf die ökonomische Lage des 
Landes übt das Ausfuhrverbot für Gold aus. Die Ansicht 
wird allgemein vertreten, wurde auch von Herrn Inouye, dein 
Direktor der Bank von Japan, auf einer Bankversammlung 
ausgesprochen. Die Produktionskosten im Lande müßten 
vermindert werden, wenn man ein Wiederaufleben des 
Exports hervorrufen und ein fundamentales Heilmittel für die 
segenwärtige Depression anwenden wolle. Dazu muß aber 
nach der „Yomiuri“ eine Deflation der gegenwärtigen Wäh- 
rung herbeigeführt werden, und der wirksamste Weg dazu 
sei, wenn die Ausfuhr von Gold erleichtert werde. Aber die 
Regierung hält fest am Golde und verhindert dadurch, daß 
die Notenausgabe herabgeht und die Produktionskosten sich 
vermindern. Im allgemeinen besteht ein Goldausfuhrverbot 
und eine Verhinderung der Umwechslung von Noten in Gold 
in solchen Ländern, in denen der Goldbestand gering ist und 
aus dem Lande herauszugehen droht. In Japan ist das aber 
nicht der Fall. In den letzten Jahren hat ein stetiger Zufluß 
von Gold nach Japan stattgefunden, der Goldbestand ist auf 
2 Milliarden Yen gestiegen, während er vor dem Kriege mit 
Hilfe verschiedener Mittel nur auf 300 Millionen gebracht 
werden konnte. Der Goldbestand, der sich in den Händen der 
Regierung und der Bank von Japan befindet, ist augenblick- 
lich doppelt so groß wie der im Umlauf befindliche Noten- 
betrae. Die Regierung hat zu Zeiten 1 Milliarde in ihren 
Tresoren gehabt, zurzeit besitzt sie noch S0O0 Millionen Gold, 
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da sie im Laufe des letzten Jahres an die Bank von Japan 
Gold verkauft hat, um die Mittel für ihre finanziellen Unter- 
nehmungen zu bekommen. Während sich so der Goldbestand 
der Regierung vermindert, wächst der Bestand der Bank von 
Japan. 
Regierung Bank von Japan 
Goldbestand Ende Dezember 1919 1051 Millionen 1006 Millionen 
Ze April 1920. . . . 859 ® 1305  „ 
Seit Ende 1919 hat sich also der Goldbestand der Regie- 
rung um 200 Millionen Yen verringert, der Bestand der Bank 
ist aber um 300 Millionen gestiegen. Dies ist ein klarer Be- 
weis dafür, daß die Regierung ihr eigenes Gold aufbraucht, 
wogegen an und für sich nichts einzuwenden ist. Aber der 
Unsinn liegt darin, daß dieses gleichzeitig geschieht mit der 
Mehrausgabe von Noten. Während die Regierung Maß- 
nahmen ergreifen sollte, die Notenausgabe herabzudrücken, 
verhindert sie das künstlich und bewirkt dadurch, daß ein 
Abbau der Produktionskosten auf natürlichem Wege zur Un- 
möglichkeit wird. Denn wenn die Regierung Gold an die 
Bank von Japan verkauft, so muß der Preis in Noten bezahlt 
werden. Diese werden durch die Regierung durch das Land 
verteilt für Neubauten und Verbesserungen der Eisenbahnen, 
für Ausgaben für Armee und Marine. Die Folge ist, dai3 
die spontane Einziehung von Noten verhindert wird, daß die 
Nachfrage nach Gütern und nach Arbeit vermehrt wird. Die 
Produktionskosten werden größer. Auf diese Weise verhin- 
dert die sogenannte positive Finanzpolitik der Regierung eine 
Verbesserung der ökonomischen Lage, indem sie manches un- 
nötige Unternehmen zur Ausführung bringt. K.M. 


Wirtschaftliche 
Würdigung der „Republik des Fernen Ostens’ .* 
Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyhoeffer 


(Schluß.) 


Der Teil des „Fernen Ostens“, der im Westen durch den 
Baikalsee, im Osten durch den Argunfluß, im Süden durch die 
Mongolei und im Norden durch das Gebiet von Jakutsk be- 
grenzt wird, wird Transbaikalien genannt. Die Größe beträgt 
11 325,2 geogr. Quadrat-Meilen. _ 

Transbaikalien ist ein Gebirgsland, das vom Süd- 
westen nach Nordosten vom Jablony-Gebirge durchzogen 
wird. Dieses bildet die Wasserscheide zwischen dem Baikal 
und dem Amur. Bei den Uebergängen über dasselbe erhebt 
sich die sibirische Bahn auf 1041,88 m über den Meeresspiegel, 
dem höchsten Punkte auf ihrer ganzen Länge. 

Das Klima ist verhältnismäßig günstig. Die Durch- 
schnittstemperatur während der Vegetationsperiode (1. Mai 
bis 1. Oktober) beträgt + 135° C. Der Winter ist sehr 
rauh, aber nicht ungesund. „Schwindsüchtige Leute sieht 
man in Tschita, wo das Quecksilber friert und ganze Wochen 
hindurch in diesem Zustande bleibt, nie.“ ** Was die Menge 
der Niederschläge im Laufe eines Jahres betrifft, so beträgt 
dieselbe 200 mm (für die gleichen Breiten im europäischen 
Rußland 588 mm). 

Die Bevölkerung zerfällt in Bauern, Kosaken (über 
30 %), Eingeborene und die kleine Zahl der Stadtbewohner. 
Die Hauptmasse dieser bildeten vor dem Kriege mit 64,7 % 
die Russen, dann folgten Burjäten mit 30,4 %, die Tungusen 
mit 4,5 %, Tartaren und Juden mit 0,4 %. 


* Auf S. 269 der Nr. 16 vom 15. August muß es in Spalte Il, 
Zeile 17, des gleichnamigen Aufsatzes heißen: 3891,9 Zentner 
statt Pud. 

** Siche „Rußland in Asien“, Band ]JIl, von Krahmer, Cieneral- 
major z. D Verlag von Zuckschwerdt_& Co., Leipzig. 
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Was die Bodenschätze anbelangt, so ist Trans- 
baikalien reich an Mineralien; es gibt hier Golderze und 
reichen Goldsand, Silber-, Blei-, Kupfer- und Eisenerze, Zinn 
und Quecksilber, sehr wertvolle Steine und Steinkohlenflötze. 

Der Gesamtertrag an Gold erreichte vor dem Kriege 
im Jahre durchschnittlich 3735 kg. Im westlichen Teile des 
Gebietes, der an Menge der Ausbeute weit hinter dem öst- 
lichen zurückbleibt, ist die goldreichste Gegend der Bezirk 
von Bargusin (Stadt am gleichnamigen Flusse, der von Osten 
in den Baikal fließt), im östlichen derjenige von Nertschinsk 
(Stadt an der Schilka). 

Silber-Bleierze kommen an vielen Stellen des 
Nertschinskischen Hüttenbezirks vor, Kupferlager sind 
in den Tälern des Argun und Onon bekannt. 

Eisenerze: Als das reichste Lager von Magnet- 
Eisenstein gilt das Baleginskische im Zagan-Daban-Rücken 
(sö. von Werschne-Udinsk), nicht weit von Petrowsky an der 
sibirischen Bahn. Ein anderes liegt an der Balega, etwa 
4 km von Petrowsky im Smiein-Berge. Ferner sind Eisen- 
erze aufgedeckt in den Tälern der Uda und Kirenga, am nörd- 
lichen Hange des Chamar-Daban bei dem Hafen Myssowaja 
am Baikal, auf dem Zatan-Chunteiskieschen Rücken, neben 
der Eisenbahnstation Makawiejewskaja und an mehreren 
Stellen des Nertschinskischen Hüttenbezirks. 

Steinkohlenlager finden sich an folgenden 
Stellen: Am Ufer des Baikal, im Tale der Ingoda, der Schilka, 
der Uda, des Tschikoi, des Onon und in der Nähe des Sees 
Chara-Nor im Bezirke von Nertschinsk. 

Zinnerze kommen in ganz Rußland nur im Flußgebiet 
des Onon vor. An demselben und an seinen Nebenflüssen 
findet man Nephrite in großen Blöcken. | 

An wertvollen farbigen Steinen trifft man in 
Transbaikalien: Granaten am Onon, etwa 90 km von 
Nertschinsk. Besonders bemerkenswert ist ein zwischen den 
Flüssen Onon und Onon-Borseja sich erhebender Granit- 
berg, wo Topas, Beryll, Aquamarin und sibi- 
rischer Topas vorkommt. Außerdem findet man noch 
in vielen anderen Gegenden diese und andere wertvolle 
Steine. 

Industrie, Handelund Gewerbe. Trotz der 
reichlich vorhandenen Rohmaterialien befindet sich die Indu- 
strie noch auf einer niedrigen Stufe der Entwicklung; Jer 
Kleinbetrieb befriedigt nur die örtlichen Bedürfniss-. Die 
eingeborene Bevölkerung fertigt viele kleine eiserne Sachen 
an, z. B. Steigbügel, Hufeisen, Messer usw.; aus Kupfer gießt 
sie kleine Glocken, Götzenbilder usw. Aus Wolle wird 
grobes Tuch verfertigt. Die Großindustrie befindet sich noch 
in den Kinderschuhen. Der Bedarf an Fabrikaten wurde vor 
dem Kriege durch eine bedeutende Einfuhr aus dem euro- 
päischen Rußland gedeckt. Der größte jährliche Umsatz ent- 
fill vor dem Kriege auf die Branntweinbrennereien. An 
Fabriken gab es: Leder-, Licht-, Seifen-, Pelz- und Zement- 
fabriken, Branntweinbrennereien, Bierbrauereicen, Destillier- 
häuser, Dampfmahlmühlen, Oelmühlen, Ziegelbrennereien, 
Glashütten. Die meisten fanden sich in den Bezirken von 
Troitzkosawsk bei Kiachta, Tschita und Nertschinsk. 

Es liegt auf der Hand, daß die mangelhaft entwickelte 
Industrie auf die Größe des Jiandels von Einfluß ist. 

Transbaikalien führt ausschließlich Rohprodukte aus un(d 
empfängt dafür die verschiedenen Arbeiten der Industrie aus 
dem europäischen Rußland und aus dem Auslande. Die 
Handelstätigkeit konzentriert sich in den wenigen Städten 
und auf den Jahımärkten. 

Fine ganz besondere Bedeutung für das Land hat der 
Transithandel mit China und der Mongolei und in demselben 


der Teehandel. Die Hauptmasse des nach Rußland aus China 
ausgeführten Tees fand vor dem Kriege ihren Weg über Urga, 
Maimaitschen, Kiachta in das Land, in dem der Samowar ein: 
Yes Erscheinung in jedem, auch dem kleinsten Haushalt, 
ildet. | 

Die Jagd ist bei den vielen jagdbaren Tieren ein wich- 
tiger Erwerbszweig der Bevölkerung. Am verbreitetsten ist 
die Jagd auf Eichhörnchen, deren Felle einen wunderbaren 
leichten Pelz liefern. Auf den Zobel macht man mit gut 
abgerichteten Hunden Jagd. Die besten dieser Tiere findet 
man auf den Gebirgsgipfeln. Besonders einträglich ist die 
Jagd auf Edelhirsche — Marale —, deren Geweihe einen 
gut bezahlten Ausfuhrartikel nach China liefern. 

Der Fischfang wird, wenn auch in geringerem Maße, 
in allen Bezirken ausgeübt. Eine große Bedeutung hat der 
Fang des Omuls — Herbst-Lachs — in den Bezirken Selen- 
ginsk an der Selenga und Bargusin, sowie in den Buchten 
des Baikal und an den Mündungen der Selenga, der oberen 
Angara und anderer Flüsse. Vor dem Kriege wurde fast der 
ganze Fang ausgeführt. 

Ueber die Verwertung der Produkte der 
mächtigen Wälder wäre zu dem in den vorigen Aui- 
sätzen Gesagtem nur noch das Sammeln von Cedernnüssen 
hervorzuheben, welches einen sehr einträglichen Erwerbs 
zweig darstellt. 

Die Landwirtschaft: Das rauhe Klima, die ver- 
hältnismäßig hohe Lage und der Gebirgscharakter des Landes 
lassen den Ackerbau wohl zu, aber nur unter Anwendung 
schwerer Arbeit. Die beste Ernte gibt der Bezirk von Bar- 
gusin und Werschne-Udinsk, die schlechteste der von 
Akschinsk und Tschita. Hauptsächlich werden angebaut 
Roggen, Sommerweizen, Kartoffeln, Buchweizen und Gerste. 

Das Transbaikalische Gebiet kann als ein Land der Vieh: 
zucht bezeichnet werden, da fast % der Bewohner a 
Hirtenleben führt und sich ausschließlich mit derselben 
schäftigt. Das Vieh und die aus der Viehzucht gewonner! 
Produkte wurden nach den Bezirken von Irkutsk und da 
Amur ausgeführt. 

Als Schlußwort über das ganze Gebiet des ch 
maligen Rußlands östlich des Baikalsees ist zu sagen, dal‘ 
wenn sich die politischen Verhältnisse in demselben einmal 
konsolidiert haben werden, dieses bei den heutigen schlechte 
wirtschaftlichen Verhältnissen in Deutschland, die viele zu 
Auswanderung zwingen, manchen Kaufmann, Industriellen. 
Techniker, Handwerker und Landwirt ein lohnendes Feld der 
Tätigkeit bieten kann. 


Die Znckerindustrie In China. 


Unser gelegentlicher Mitarbeiter in Sabang (Sumatr:) 
bringt uns untenstehend eine Uebersetzung aus den Berichten 
des Niederländisch-Indischen Departements für Landbau, Hardt! 
und Industrie (Batavia): 

Die Zuckerindustrie in China ist schon eines sehr alten 
Datums und die hauptsächlichsten Distrikte sind bekannt untt! 
dem Namen „Die acht Chows“. Die Einfuhr fremden 
Zuckers hat jedoch in den letzten Jahren sehr zugenonim:! 
und so die heimische Industrie stark in den Hintergrund $t 
drängt. Eine genaue Produktionsziffer anzugeben, 'st 
schwierig, doch kann man die geenwärtige Ernte mit unz® 
fähr 350 000 t jährlich annehmen, gegen cine frühere vf 
450 000 bis 500000 t. Das hauptsächlichste Prodiktons 
gebiet liegt in der fruchtbaren, doch abgelegenen Provi! 
Szetschuan und liefert jährlich ca. 130000 t. Jedoch der 
größte Teil der Produktion wird am Platze selbst verbraucht. 
da die Ausfuhrkosten, verursacht durch den mühevollen 


Transport und die zahlreichen Inlandszölle, den Verkaufs- 
preis zu sehr belasten. Die Provinzen Kwantung und 
Fukien stehen mit einer jährlichen Produktion von 100 000 
bzw. 35000 t an zweiter bzw. dritter Stelle. 

China hatte vor ungefähr 50 Jahren schon eine blühende 
Zuckerindustrie, welche mit denen der Länder Britisch-Indien, 
Java, Philippinen usw. an erster Stelle stand. Sie deckte nicht 
nur den eigenen Bedarf, sondern konnte auch noch beträcht- 
liche Mengen ausführen, wie z.B. im Jahre 1884 mehr deun 
100 000 t. Seit der rapiden Entwicklung der europäischen 
Zuckerindustrie fiel dann China aus der Reihe der Zucker 
ausführenden Länder und auch, was die Produktion angeht, 
wurde es von anderen Ländern, z. B. Formosa, überholt. 

Der früher von China erzeugte Zucker wurde nach 
Hongkong und Schanghai zur Raffinierung gesandt, um 
danach exportiert zu werden oder wieder zurück nach dem 
Produktionsplatz zu gelangen. 

Die Einfuhr fremden Zuckers hat indessen rasch zuge- 
nommen. 

Nord-China bezieht seinen Zucker meist aus Japan, wäh- 
rend der Süden Chinas von Java und den Philippinen ver- 
sorgt wird. Obwohl vertraubare Zifiern nicht zu erlangen 
sind, kann man die jährliche Einfuhr allein über Hongkong 
mit 1 Mill. Sack je 100 lbs. annehmen, gegen 100 000 Sack 
Einfuhr vor 20 Jahren. 

Da die chinesischen Produzenten nicht auf die. rapide 
Entwicklung der westeuropäischen Rübenzuckerindustrie 
achteten und nicht ihre alten Absatzgebiete behaupteten, sahen 
sie daher auf einmal ihr Land und alle ihre Absatzgebiete 
mit gutem fremden Zucker überschwemmt. Eine andere Ur- 
sache des Verfalls der chinesischen Zuckerindustrie war die 
Einführung von Zöllen von 5% auf alle ausländischen 
Waren, welche nötig waren, um das Geld zu erhalten für die 
Boxerentschädigungen, weiche aus dem Jahre 1900 resul- 
tiertten. Wenn dann nämlich für fremden Zucker die 5% 
Einfuhrzoll und 2%: Inlandzoll (Likin) bezahlt waren, konnte 
derselbe ohne sonstige weitere Abgaben nach allen Teilen 
des chinesischen Reiches versandt werden. Wogegen jedoch 
der chinesische Zucker bei Versendung nach ferneren Teilen 
Chinas mit allerlei Formalitäten und Abgaben zu kämpien 
hatte, wodurch er der Konkurrenz fremden Zuckers nicht die 
Spitze halten konnte. 

Solange China keinen besseren Zucker fabriziert und sein 
Export noch mit Transportschwierigkeiten und Inlandsab- 
gaben zu kämpfen hat, wird es nie mehr seinen Platz unter 
den Zucker produzierenden Ländern wieder zurückerobern, 
den es früher innehatte. 

Nach einer der letzten Handelsstatistiken kommt die 
Jahresproduktion von Zucker auf ungefähr 350 000 t und die 
Einfuhr auf ungefähr 450 000 t zu stehen; also ein Gesamt- 
verbrauch von 800000 t auf eine Bevölkerung von 
ca. 400 Mill. Seelen (das ist pro Kopf und Jahr 2 kg). Zum 
Vergleich diene,, daß Japan mit einer Bevölkerung von ca. 65 
bis 75 Mill. einen Zuckerverbrauch von ungefähr 500 000 t 
per Jahr hat. Vor einiger Zeit waren Bestrebungen im Gange, 
um in größerem Maße KRübenzuckerkulturen in der 
Mandschurei anzubauen; doch mit minder gutem Erfolg. 
Denn der lange Herbst, der in Westeuropa für das Wachs- 
tum der Zuckerrüben so vorteilhaft ist, kommt hier durch die 
kurze Uebergangszeit, die zwischen einem sehr heißen Som- 
mer und einem streng kalten Winter liegt, in Fortfall. Jedoch 
macht man gerade jetzt wieder in Schantung Probeversuche 
mit Rübenkultur, von denen Resultate noch nicht bekannt 
sind. — 
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Im Vergleich hierzu sei noch die deutsche Zuckerrüben- 
produktion angegeben. Sie betrug nach einer Mitteilung des 
„Statistischen Reichsamtes“ 7 964 024 t im Jahre 1920 gegen 
5817817 t im Jahre 1919. K.N. 


China. 


Skandinavisch-chinesische Bank. Die Regierung in Peking 
hat der neuen Bankgründung, die in einigen Wochen in Peking, 
Schanghai und Hongkong unter der Firma: Skandinavisch- 
Chinesische Bank ihre Geschäfte aufnehmen wird, das Recht zur 
Ausgabe von Papiernoten verliehen. Das nominelle Kapital be- 
trägt $ 10 Millionen, von welcher Summe 2,5 Millionen eingezahlt 
sind; die chinesischen Anteile sind überzeichnet. Hauptinhaber 
der Anteile sind Chi Wei-hain, ein reicher Baumwollenfabrik- 
besitzer in Schanghai, Cheng Chung-mei, der Präsident der Bank 
von Canton, und eine Reihe höherer Regierungsbeamten. Erster 
Präsident der Bank wird der frühere Verkehrsminister Chiang 
Tien-yao und Vizepräsident Herr Harold Skappel, ein Norweger. 


Schlechte Geschäftsiage in Tsingtau. Eine Zuschrift an dic 
„Chung Mei News Agency“ läßt sich über die derzeitige Ge- 
schäftslage in Tsingtau aus: Die Geschäftslage in 
Tsingtau ist immer noch schlecht, und es sind auch 
keinerlei Zeichen für eine Besserung, wie das bei anderen Ver- 
tragsplätzen in China der Fall ist, vorhanden. Fremde Firmen 
können überhaupt keinerlei Geschäfte machen und japanische, 
Firmen klagen auch allgemein. Vor dem Kriege war Tsingtau der 
Hauptmarkt für das Strohbortengeschäft in Schantung und fast 
alle führenden Firmen hatten dort Bureaus eröffnet. Dieser . 
Markt ist tot; nur noch eine fremde Firma hat zurzeit noch 
ihr Hauptbureau in Tsingtau, während alle anderen Firmen 
nach Tschifu, trotz der dort mangelnden Eisenbahnverbindung 
mit dem Strohborten erzeugenden Hinterland und der ungünsti- 
gen Hafenanlagen, verzogen sind. Gleiches gilt von den großen 
chinesischen Firmen. Nicht zum wenigsten hat zu der schlechten 
(jeschäftslage die Geldwährungsirage beigetragen. Silber-, 
Nickel- und Kupfermünzen sind fast gänzlich verschwunden, da- 
für findet man nur noch japanische Papiernoten von 10 sen auf-' 
wärts. Offiziell sind Gold- und Silber-Yen-Noten innerhalb des 
von den Japanern besetzten Gebietes eingeführt; die Goldnoten 
stehen bezüglich ihres Wertes auf derselben Höhe, wie die in 
Japan umlaufenden Noten, während die Silber-Yen-Noten den 
Wert der mex. Silberdollar haben. Auf diese Weise ist der 
Spekulation Tür und Tor geöffnet und diese Gelegenheit wird 
von den meisten Gewerbetreibenden zum Schaden des Handels 
weidlich ausgenützt. Die Silber-Yen-Noten werden von der 
Yokohama Specie Bank herausgegeben und tragen den Vermerk, 
daß sie voll gegen Silber eingelöst werden. Tatsächlich zahlt 
die Barik jedoch für 100 Yen nur 99 Silberdollars und übt damit 
ein Verfahren aus, welches sonst bei anderen chinesischen und 
fremden Banken in China nicht gebräuchlich ist. Die japani- 
schen Banken in der Mandschurei arbeiten nach demselben 
Prinzip und man behauptet, daß durch diesen Abzug die Noten- 
inhaber abgehalten werden sollten, die in Händen befindlichen 
Noten gegen Silber einzutauschen und daß dadurch die japani- 
schen Banken in die Lage kämen, regelmäßig große Silber- 
beträge als Reserve nach Japan zu überweisen. 


Autoverkehr und Wegebau in China. Noch vor wenigen 
Jahren war das Auto in China, abgesehen von den wenigen 
großen Handelsplätzen Schanghai, Hongkong, Tsingtau und 
Tientsin, eine fast gänzlich unbekannte Erscheinung und seine 
Verwendung an Inlandplätzen verbot sich von selbst wegen jeg- 
lichen Mangel guter Straßen. In Peking z. B. gab es vor etwa 
10 Jahren gegen 30 km auch für Autos fahrbare Straßen, jedoch 
noch keine Autos. Zurzeit beträgt die Anzahl der abgabe- 
pflichtigen Kraftwagen in Peking etwa 1100, wozu noch fast 
400 abgabenfreie Kraftwagen im Regierungsdienst kommen. Ent- 
sprechend sind die für Kraftfuhrwerke benutzbaren Straßen 
innerhalb Pekings auf etwa 200 km und in der Umpgebunx 
Pekings auf etwa 150 km Ausdehnung gestiegen. | 
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waren. Während des Krieges hatten die Japaner die beste 
jeregenneit den Markt zu erobern, da jede Konkurrenz fehlte 
Deutsche Geschäftsleute sind jetzt wieder sehr tätig und be- 
mühen sich bereits mit Erfolg gegen die Konkurrenz an- 
zukämpfen. 


Auch im Innern sind eine größere Anzahl guter Autostraßen 
entstanden bzw. in der Entstehiung begriffen, wie wir mehviach 
in der „Rundschau“ berichtet haben. Besonders verdient ge- 
macht in dieser Beziehung hat sich das amerikanische Rote 
Kreuz, das die Notleidenden während der letzten Hungersnot 
zu ausgedehnten Straßenbauten heranzog. Der Militärguuverneur 
von Schansi beschäftigt seine Truppen mit dem Bau einer Straße 
quer durch die Provinz von mehr als 900 km Länge. C# ‚nesische 
und fremde Unternehmer haben bereits eine Anzahl regelmäßig 
verkehrender Autolinien eingcrichtet, so zwischen Kweitrli und 
Pochow in der Provinz Anhui, und in der Provinz Kuangsu. 

Für die deutschen Automobilfabriken dürfte sich eın gutes 
Feld der Betätigung in China eröffnen, sind doch bereits im 
Jahre 1919 für mehr als $ 6 Millionen Kraftfahrzeuge nach China 
eingeführt worden und die für 1920 noch nicht bekanntgegebene 
Zahl dürfte noch wesentlich höher sein. Bisher hat Amerika den 
Löwenanteil an der Einfuhr solcher Wagen davongetragen. Von 
den im Jahre 1920 nach Schanghai eingeführten Kraftwagen 
kamen 987 von den Ver. Staaten, 188 von Kanada, 111 von Eng- 
land, der Rest von Frankreich und Italien. 


Chinas Seidenausfuhr. In den letzten Jahren ist die taprik- 
mäßige Herstellung von Seide in China mehr und mehr in den 
Vordergrund getreten zum Schaden der früher fast ausschließ- 
lichen Verarbeitung der Kokons in der Hausindustrie. Das er- 
klärt auch die so häufig gehörte Behauptung, daß China vor 
Jahr zu Jahr weniger Seide herstelle und zur Ausfuhr bringe 
Wenn man für den geringen Ausfuhrrückgang der Jahre 1914 
und 1917 die kriegerischen Ereignisse verantwortlich machen 
will, so zeigen die nachfolgenden Tabellen eine langsam ıan- 
steigende Ku:ve: 

davon aus 
Gesamtausfuhrr modernen Fabrikbetrieben 
von Rohseide weiße Rohseide gelbe Rohseide 


19313 . . . . pikul 328 716 68 432 1119 

Absatz von Emaillewaren in der Mandschurel. Ueber gute ı 1914 . . 2... .u..252437 54 016 2750 
Absatzmöglichkeiten für Emaillewaren in der Mandschurei lesen | 1915 . . . . » 941236 59 662 3 377 
wir in „The London and China Expreß“: Der Bezirk von Mukden | 1916 . . . . „340 906 65 813 2473 
bietet für den Absatz von Emaillewaren sehr gute Gelegenheit. | 1917 . > 2009306 809 69 003 4 100 
Es werden jährlich für mehr als $ 2 Millionen solcher Waren | 1918 . . . . „334303 60 994 3 193 
rach China eingeführt und davon entfallen auf die Mandschurei | 1919 „365 637 83 470 6 568 


mit Mukden als Hauptmarkt etwa ein Viertel. Vor dem Kriege 
waren Deutschland und Oesterreich mit fast der Hälfte des 
Gesamtbedarfs in China die Hauptlieferanten, der Rest ver- 
teilte sich zum größten Teil auf England und Japan. Augen- 
blicklich liefert Japan etwa % und der Rest kommt aus Amerika. 

Die früheren deutschen und österreichischen Waren 


Die Ausfuhr von Seidenabfall hat sich wenig geändert, sie 
ist von .116860 Pikul im Jahre 1913 auf 128718 Pikul im Jahre 
1918 gestiegen, während die Ausfuhr von Kokons in regelmäßis 
aufsteigender Linie für den Zentraum von 1913 bis 1919 bezüglich 
der beiden genannten Jahre ergab: 
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zeichneten sich durch große Mamnigfaltigkeit, gefälliges Aus- ‚gute Cocons Ausschuß 
sehen und Färbung aus, obwohl sie nach Aussagen der Chinesen 19313 . . . ....  pikul 5469 37 381 
minderwertig in Qualität gegenüber englischer Ware (? D. Red.) 1919 . . 2... „34 726 50 431 
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Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


Vertreter erstklassiger Reedereien. 


Vebernahme von Großtfransporten jeder Art. 


Assecuranz Incasso Lagerung 


Eröffnnng der Peking —Suliyüan-Eisenbahn. Am 1. Juni ist 
das vorläufige Endstück der neuen Bahnlinie Peking--Suiylian 
(Tatungfu—Suiyüan 192 km) unter großen Feierlichkeiten dem 
Verkehr übergeben worden. Die Fahrt von Peking über Kal- 
gan und Tatungfu nach Suiyüan dauert 12 Stunden. Damit ist 
die große Staatsbahnlinie Mukden-—-Tientsin—Peking—Kalgan— 
Suiyiian mit etwa 1650 km, deren Fertigstellung durch den 
Weltkrieg sehr verzögert worden war, zu einem einstweiligen 
Abschluß gebracht worden. 


Zentrai-Eisenbahnstation in Peking. Die Pläne für den 
neuen Zentralbahnhof in Peking sind fertiggestellt. Die neue 
Anlage soll östlich vom Himmelstempel mit einem Kostenauf- 
waade von Doll. 3 Mill. hergestellt werden und alle m Peking 
mündenden Linien sollen dort enden und miteinander verbun- 
den werden. Die Kosten werden von den beteiligten Eisen- 
bahnlinien aufgebracht. 


Straßenbaupläne der Peking—Hankou-Bahn. Die Verwal- 
tung der Peking—Hankou-Bahn hat die Erbauung einer Reihe 
guter Straßen nach seitwärts gelegenen großen Orteı be- 
schlossen, um den Güterverkehr dieser Städte mit der Bahn zu 
 erJeichtern. Zunächst sollen gebaut werden: Straßen von 
Kouyang mach Mancheng, 6 Li, vom Hsuhwai nach Anhsin, 
67 Li, von Chichouw nach Yangchuan, 45 Li, von Wangtu nach 
Chingfentien, 23 Li, von Shuntefu nach Kuanhsien, 30 Li, von 
Hantanhsien nach Tamingfu, 140 Li, von Station Hsuhsien nach 
der Stadt, 2 Li, von Station Hsincheng nach der Stadt, 10 Li, 
von Hochangchiao nach Yuchen, 70 Li, von Chichow nach 
Wanchou, 100 Li, von Kuangluchen nach Pencheng, 30 Li, 
von Shimchou nach Shuthsien, 45 Li. 


Was der chinesische Kleinhandel braucht. In einem Artikel 
in „The Straits Settlements Echo“ wird betont, daß der Chinese 
in der Regel ausländische Artikel bevorzugt, ohne auf die 
Qualität zu achten, solange der Preis derselbe oder nur um ein 
Geringes höher ist, als der des einheimischen Artikels. Die 
Importabteilimg bildet den Kern des Betriebes, Sie versieht 
die verschiedenen Abteilungen des Lagerhauses mit den neuen 
Vorräten, die den verschiedenen Anforderungen hinsichtlich 
Größe, Farben, Qualität, Stil usw. genügen müssen. , Oft muß 
ein importierter Artikel erheblich verändert werden, um sich 
dem Handel anzupassen, wie z. B. bei Baumwollhemden, nach 
denen infolge der Witterung während des ganzen Jahres große 
Nachfrage herrscht. Strümpfe für den Chinesen müssen kurz, 
am Knöchel weit sein und fast spitz nach den Zehen zulaufen. 
Für gestrickte oder gewebte Untersachen ist es wegen des 
dünnen Knöchels der chinesischen Frauen schwer, einen guten 
Schnitt zu finden. ı 

Verschiedenes Schiuhzeug, im wesentlichen amerikanisches 
Fabrikat, wird noch getragen. Kautschuk- und weiße Sommer- 
schuhe werden sehr bewiımdert. Ein sehr billiger schwarzer 
oder grawer englischer Kautschukschuh wird vied verkauft. 
Rasiermesser sind in China unentbehrlich und es herrscht eine 
große Nachfrage danach. Circa 25 Proz. von den 400 Miltionen 
Chinesen kaufen durchschnittlich alle zwei Jahre ein Rasier- 
messer. Den Hauptiaktor bildet dabei der niedrige Preis, den 
die groBe Masse bezahlen kamm. Vor. dem Kriege beherrschte 
das deutsche Rasiermesser fast völlig den Markt, doch heute 
kauft der Kiemhandel viele amerikanische ımd euglische Ra- 
siermesser. Nach der Einführung von Eisenbettstellen werden 
in China keine hölzernen Bettstellen mehr gekauft, da diese 
leicht von den weißen Ameisen vernichtet werden. Die 
Eisenbettstelle muß mit vier Stäben versehen sein, um das 
Moskitonetz daran aufhängen zu kömmen. Eisenbettstellen wer- 
den im allgemeinen viel gekauft, während die reicheren Stände 
meist messingene Bettstellen kaufen. Ferner besteht in China 
ein guter Markt für Kerzen, verpackt in Flaschen, Krügen oder 
Blech. An Stelle von Cakes wird heute meist Zwieback ge- 
gessen. Obschon in der Weihnachtszeit und um das Chinesi- 
sche Neujahr große Nachfrage nach Schokolade besteht, ist 
der Umsatz infolge des Preises und des Klimas nur klei. 
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Japan. 


Nippon Yusen Kaisha. Auf der Halbjahresversammlung am 
30. Mai in Tokio gab der Präsident Y. Ito bekannt, daß vom 
l. Oktober 1920 bis zum 1. März 1921 die Dampfer der Nippon 
Yusen Kaisha einen Weg von 2500000 Meilen zurückgelegt und 
1801 000 Tons Ladung sowie 87000 Passagiere befördert hatten. 
Die Gesellschaft arbeitete mit 108 eigenen Schiffen mit einer 
Tonnage von 514000 Tons und beschäftigte mehr als ein 


Dutzend Fahrzcuge in Charter. 


Der Geschäftsgang in der Berichtsperiode zeigt ein jähes 
Abfallen der Raten auf jedem Gebiete. | 
Die Ladungsbewegungen in dem ausgehenden Schanghai- 


Nordchina- und Tsingtau-Dienst waren ilau, dagegen wurde im 


SORcH DAS MESSAMT 
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heimkehrenden Dienst eine befriedigende Ladungsmenge beför- 
dert. Der Koreadienst lag flau, ebenso nahm der Südsee- 


Passageverkehr ab. 


Das Fallen des Silberpreises in Indien und der ungünstige 
Stand der Valuta wirkte auf den Absatz japanischer Waren; 
nennenswerte Verschiffungen erfolgten daher im ausgehenden 
Bombay-Dienst nicht. Ebenso war das Kalkutta-Geschäft still. 

Die Ladungsbewegung war zunächst im Europa-Dienst leb- 
haft, flaute aber allmählich ab. Dagegen blieb das Passagier- 
geschäft von und nach Japan lebhaft; die Nachfrage überstieg 
bei weitem die Beförderungsmöglichkeiten. 

Im ausgehenden und heimkehrenden Dienst der Amerika- 
Route machte sich ein Abflauen des Marktes im Fracht- und 
Passagiergeschäft bemerkbar. Das Anlaufen von New-Orleans 
auf dem Wege nach Ostasien brachte Erfolg. 

Während der sechs Berichtsmonate wurden drei Schiffe, die 
Takatoyo Maru, die Takaoka Maru und die Mito Maru mit 
21 000 Tons erbaut. 


Ausgabenetat der Südmandschurischen Fisenbahn 1921/22. 
Die Verwaltung der Südmandschurischen Eisenbahn - GescI- 


290 


schaft sieht für das laufende Wirtschaftsjahr 1921/22 folgende 
Ausgabenposten vor: Eisenbahnen 13 920 288, Schiffbau 1 180 498, 
Hafenarbeiten 4 763 794, Bergwerke 11004446, Verschiedene In- 
dustrien 1333 142, Eisen- und Stahlwerke 1544 227, Elektrizi- 
tätswerke 2485 961, Gaswerke 1225172, Hotels 145844, All- 
gemeine Verwaltung und Bauten 3 222 155, Landkäufe 4 602 958, 
verschiedene Bauwerke 6422342 und Reservefonds 4000 000 
Yen, insgesamt 55960 827 Yen. Die Ausgaben für die Eisen- 
bahnen sind hauptsächlich für die Anlage des zweiten Gleises 
nördlich von Mukden und für Ankauf von rollendem Material 


bestimmt; in Dairen und Antung sollen neue elektrische Werke 


‚errichtet werden; das Straßenbahnnetz in Dairen wird ver- 
längert; die Fuschun-Kohlengruben und die Stahlwerke in An- 
shan werden erweitert; die Gaswerke der Gesellschaft werden 
ausgebaut und ein neuer Tank mit einem Fassungsvermögen 
von 1 Million Kubikfuß errichtet. Bei dem Titel „Schiffbau“ 
findet sich der Neubau von acht großen Leichtern und einem 
eroßen Kohlendampfer; die Hafenerweiterungen umfassen die 


Errichtung von sieben großen Schuppen für Bohnen -und Boh- 
nenkuchen und acht Tanks für Bohnenöl in Dalny. 


Zementproduktion In Japan. Im Jahre 1920 wurden in Japan 
insgesamt 7852 000 Faß Zement (400 Pfund englisch) erzeugt, 
von denen 6482600 Faß im Lande selbst verbraucht und der 
Rest ausgeführt wurde. 


Baumwoligarne im April 1921. Im April wurden in Japan 
149061 Ballen Baumwollgarn produziert, das sind 26099 Ballen 
weniger als im April 1920, 


Malayenstaalen. 


Gummiausfuhr. Die Ausfuhr von Gummi aus den Malayen- 
staaten weist für die ersten 6 Monate des laufenden Jahres 
ständig fallende Zahlen gegenüber den beiden Vorjahren auf. 
Für den Monat Juli waren die entsprechenden Ausfuhrzifiern 
(1919) 8640 t; (1920) 8043 und (1921) 5554; die entsprechenden 
Halbjahrszahlen waren (1919) 59357, (1920) 63518 und (1921) 
47 063 t. 


BININNILAUULLLUNUNNLLUNNUNUNNNN Verschiedenes | 


Sonnsnnonrsnenunnne ann.« Mitteilungen Soansnerannnnneenenenncnne 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35. Potsdamer Straße 231l. 

Bund der Ausiandsdeutschen, Ortsgruppe Berlin, Abteilung 
Ostasien. Der Vorstand der Abteilung bittet uns, die nach- 
stehende Mitteilung durch die „Ostasiatische Rundschau“ zu 
veröffentlichen: „Die Mitglieder der Abteilung werden ersucht, 
den fälligen Beitrag für das dritte Vierteljahr 1921 mit M. 9,— 
auf das Postscheckkonto der Abteilung Ostasien beim Post- 
scheckamt Berlin Nr. 74 960 einzuzahlen. Eine große Anzahl von 
Mitgliedern ist noch mit dem Beitrag für das erste und 
zweite Vierteljahr im Rückstande und der Vorstand bittet um 
umgehende Anwelsung der überfälligen Beiträge.“ 


Entrichtung der Jahresbelträge unserer in Ostasien lebenden 
Mitglieder. Nach $ 8 der Verbandsatzung beträgt der Jahres- 
beitrag der außerhalb Europas lebenden Mitglieder $ mex. 12 
oder deren Gegenwert. Er erhöht sich für dortige Firmen, 
deutsche Vereine, juristische Personen usw. auf $ mex. 100 
oder deren Gegenwert. Einer Anregung mehrerer Schanghaier 
Mitglieder folgend wiederholen wir hierunter den auf die 
Beitragsentrichtung bezüglichen Passus aus dem an unsere 
Mitglieder in Ostasien gerichteten Rundschreiben: „Die in Ost- 
asien lebenden Mitglieder des Verbandes, die ihre Jahres- 
beiträge für das Qeschäftsjahr 1921 noch nicht entrichtet haben, 
und neu beitretende Mitglieder bitten wir bei dieser Gelegen- 
heit, die gezeichneten Beiträge je nach ihrer Wahl entweder an 
Herrn G. Rust in Schanghai, 16 Markham Park oder an die 
Deutsch-Asiatische Bank in Yokohama zu überweisen. Die 
Deutsch-Asiatische Bank wird dem Verbande die Namen der- 
jenigen Mitglieder, die ihre Beiträge an sie abgeführt haben, 
jeweils mitteilen, worauf die Zusendung der Mitgliedskarte von 
hier aus erfolgt. Die in $ 8 der’ Satzung festgesetzten Jahres- 
beiträge treten für die neu beitretenden Mitglieder bereits jetzt 
in Wirksamkeit, für die bisherigen Mitglieder des Verbandes 
dagegen ab 1. Januar 1922. Immerhin dürfen wir der Bitte 
Ausdruck geben, daß, wer dazu ohne Schwierigkeit in der Lage 
ist, bereits für das laufende Jahr den neuen Mindestbeitrag 
entrichten möge, wie das von den Deutschen in der Heimat, 
wie wir dankbar hervorheben möchten, fast ausnalımslos ge- 
schehen ist.“ 


Liquidierung deutschen Eigentums In Tsingtau. Von Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Rumpf in Tsingtau ist eine Sammlung von 
Verordnungen und Bekanntmachungen über die Liquidierung des 
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deutschen Eigentums in Tsingtau eingegangen. Interessenten 
können dieselben im Bureau des Verbandes für den Fernen Östei 
in den Geschäftsstunden zwischen 9 und 4 Uhr währen: 
des Monats September einschen. 


Anfragen an deutsche Konsularbehörden im Auslande. Neben 
den in Nr. 14 der „Östasiatischen Rundschau“ vom 15. Ju. 
Seite 237, erwähnten Zweigstellen der Außenhandelsstelle des 
Auswärtigen Amtes ist auch die Zweigstelle in Nürnberg in der 
Lage, in vielen Fällen Auskünfte über wirtschaftliche Verhäl:- 
nisse im Ausland zu geben, so daß es einer Anfrage bei de 
Konsulatsbehörden im Auslande nicht erst bedarf. Der Wirkung:- 
bereich der Zweigstelle Nürnberg erstreckt sich auf die bayeri- 
schen Industriebezirke nördlich der Donau und die mit dieser 
in wirtschaftlicher Beziehung stehenden angrenzenden Bezirk: 
Thüringens und Preußens. 


Korrespondent für Englisch gesucht. Bei einer Firma ü 
Berlin ist zu Mitte September der Posten eines englische 
Korrespondenten neu zu besetzen. Erforderlich sind gründ- 
liche kaufmännische Kenntnisse und völlige Beherrschung der 
englischen Korrespondenz. Interessenten werden gebeten, sich 
an die Geschäftsstelle des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28, zu wenden, die gern bereit 
ist, die Adresse der in Frage stelienden Firma mitzuteilen. 


In der Heimat eintreifende Deutsche aus Ostasien. 


Herr Hans Musfeld aus Dairen trifft Mitte September ein. 
Adresse: Hamburg 19, Belle-Alliance-Straße 811. 


Adressennachweis. 


Berrens, Dipl. ing. Prof., c/o Tung Chi College-Woosung b. Schanghai. 

Böhme, H. E., Berlin W. 10, Von der Heydtstr. 6. 

von Brüning, Major a. D., Cladow a. Havel, Brüningslinden. 

Erckert w., Exzellenz, Minister, Santiago. Chile. 

Fretzdorff, Oberleutnant a. D. E. Görlitz. 

Gerz,E., c/o Oscar Moenich & Co. Ltd., Batavia, 5 Pinto Pesar (Ndl.-lod.!. 

Greve, Klaus, Kiel, Yorkstraße 3. 

Haesloop, L. jr., p. Adr. Herren Carlowitz & Co., Schanghai, Kia’ 

Road. 

Jandl, Rudolf, Essen, Wolfgangstr. 17. 

Korch, Wilhelm, Schwenningen a. Neckar, Jaegerstr. 9. 

Kunze, Richard, Berlin-Steglitz, Friedrichsruher Str. 55. Il. 

Lange, Curt, Peking, Deutsche Gesandtschaft. 

Loske, C. A., Ueberlandwerke Börde, G. m. b. H., Wellen b. Magdebtrt 

Nietsch, Karl, Siemens-Schuckert-Werke, Montagebüro I, Siemeasstadt Ö 

Berlin, Verwaltungsbüro. 

Pollitz. Gustav p. A. Marcian, Berlin/Wilmersdorf, Nassauische Str. 16 

Sander, Dr. Gerhard, Leipzig, Mozartstr. 15. 

Schaffrath, Hans, Hilden {Rhld.), Hülsenstr. 118. 

Scholz, Oscar, Konsul z. D., Berlin S. 16, Michaelkirchplatz 23. 
nn nn 
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Allgemeiner und politischer Teil Ill 


China auf dem Wege zum Bundesstaat? 
Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyhoefier. 


Die innerpolitische Lage in China bietet ein selten ver- 
worrenes Bild! Die Erklärung des Präsidenten Hsu Schi- 
chang im Oktober vorigen Jahres, daß der Friede zwischen 
Nord und Süd hergestellt sei, klingt fast wie ein Hohn auf 
die Tatsachen. Augenblicklich, fast ein Jahr später, herrscht 
nicht nur kein Friede, sondern Unfriede bis in die äußersten 
Winkel des ganzen Reiches hinein. 

Nord und Süd steht sich diametral gegenüber: Peking, 
als Nachfolger der alten kaiserlichen Zentralgewalt, angetan 
mit noch nicht recht passendem republikanischemObergewande, 
setzt sich ein für eine starke, das ganze Reich beherrschende Re- 
gierung, wobei den Provinzen die Flügel möglichst beschnit- 
ten werden sollen. Als. Antipode willCanton den Bundes- 
staat, in welchen den Provinzen die weitgehendste Autonomie 
gewährt werden soll. Zwischen beiden Richtungen schwankt 
ein großer Teil der letzteren hin und her wie Rohr im Winde 
und weiß nicht recht, wohin er sich endgültig neigen soll. 


Peking stützt sich hauptsächlich auf die beiden Ueber- 
tutchüns Chang Tso-lin und Tsao’Kun und hat in den Kon- 
ferenzen von Tientsin und Peking auch den dritten im Bunde, 
Wang Chan-yüan, auf seine Seite zu ziehen versucht als 
Bollwerk am Yangtse gegen die Sturmflut, die, eben so wie 
zur Zeit der Taipings, sich von Canton aus auf demselben 
Wege nach Norden zu wälzen droht. Mittlerweile sind aber 
in Wuchang und Ichang die Cantonesischen Minen hochge- 
gangen und scheinen ein gewaltiges Loch in den nordischen 
Deich gerissen zu haben. 

Der spiritus rector des Südens ist der Phantast Sun 
Yat-sen, der einst im Jahre 1911 mit einem Plan Aufsehen und 
Kopfschütteln erregte, wie man mit 5 Millionen Mann in drei 
Kolonnen gegen Rußland marschieren solle. \Voher er die 
Bewafinung für die Millionen nehmen wollte, wie er sich die 
Munitionsversorgung und die Verpflegung dieser Masse auf 
dem weiten Wege, teilweise durch die Wüste, dachte, darüber 
allerdings schwieg sein Plan sich aus. 

Sun will jetzt einen Bundesstaat schaffen, zu dessen 
Präsidenten er sich hat wählen lassen. Zunächst will er die 
Nachbarregierung Kuanghsi seinem Willen unterwerfen, dann 
die sechs südwestlichen Provinzen für seine Idee gewinnen, 
mit Hilfe - des „Kleinen Hsü“,;, der einst mein Schüler 
war, den Yangtsce in Aufruhr versetzen, von da aus gen Peking 
marschieren und dort seinem Werke die Krone aufsetzen. 

In seinem Bundesstaat sollen die Provinzen nach dem 
Muster der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika weit- 
zehendste Autonomie erhalten. Dieser Plan findet naturgemäß 
unter den Provinzsatrapen weitgehendsten Anklang, sinte- 
malen sie dabei mit dem Gelde der ihnen unterstellten Gebiete 
selbständig wirtschaften könnten und in allem weniger ab- 
hängig von einer Zentralgewalt sein würden. 

Durch den ganzen Bund geht eine starke Bewegung für 
provinziale Autonomie. Der Herausgeber des 

„Peking Leader‘ nennt dieselbe „die augenblicklich bedeu- 
tendste Frage in China“. 

Im Grunde genommen and man dabei auf alten aus- 
getretenen Pfaden: Die alte Verfassung im kaiserlichen China 


war nur nominell eine absolute. Tatsächlich war die Verwal- 
tung der lokalen Angelegenheiten in weitestem Maße der 
Kontrolle des Volkes jeder Provinz unterworfen. Die alten 
„VvVizekönige“ hatten beinahe „königliche‘ Gewalt; man denke 
nur an die Macht eines Li Hung-chang, Chang Chy-tung, Yüan 
Schi-kai, Tuan Fang usw. Bei den Riesenentfernungen und 
den schlechten Verbindungen, bei der Größe der Verwaltungs- 
bezirke, bei der Verschiedenheit des Volkscharakters der ein- 
zelnen Gegenden, bei der Verschiedenheit der Interessen und 
der Beschäftigung der einzelnen Provinzen war es ja auch 
nicht anders möglich. | 

Dieselben Bedingungen herrschen im großen und ganzen 
auch noch heute mit dem Unterschiede, daß die Entfernungen 
durch Eisenbahnen, Flugzeug, Telegraph und Dampfschiff 
überbrückt sind und es eine das Ganze kontrollierende 
oberste Macht tatsächlich kaum gibt. 

Der Ursprung der neuen Bewegung liegt in Hunan. Am 
23. September 1920 berief der Gouverneur dieser Provinz 
Tan Yen-kai Vertreter des Provinzial-Landtages und anderer 
Organisationen, um diese Frage zu beraten. Von Hsiung 
Hsi-ling wurde eine Verfassung entworfen. Da dieser Ent- 
wurf als Grundlage für alle anderen Provinzen dienen dürfte, 
will ich kurz die Hauptpunkte aufführen: 

1. Allgemeines Wahlrecht für beide Geschlechter mit Aus- 
nahme der Analphabeten (illiterates). 

2. Die Wähler haben das Recht, ihren Abgeordneten das 
Mandat zu entziehen, falls dieseiben sich des ihnen 
geschenkten Vertrauens unwürdig erweisen. 

3. Der Gouverneur wird gewählt von einem Kollegium, 
zusammengesetzt in gleicher Anzahl aus Vertretern des 
Provinziallandtages, der Schulorganisation, der Land- 
wirtschafts, der Handwerker-- und der Handels- 
kammern. 

4. Die Rechte und Pflichten der Provinzial-Regierung 
werden aufgeführt zur Vermeidung von Kontflikten mit 
der noch zu schaffenden Reichsverfassung. So werden 
z. B. Eisenbahnfragen als zum Ressort der Bundes- 
regierung gehörig anerkannt. 

Nachdem die Bewegung eine Zeit lang geruht hatte, be- 
schäftigt sie wieder die Oeffentlichkeit, seit nämlich die 
Zirkularnote des Tutu von Chekiang, Lu Yung-hsiang, vom 
6. Juni dieses Jahres an alle Provinzen ergangen ist. Das 
Volk solle sein Geschick selbst in die Hand nehmen und Ord- 
nung in das Reichschaos bringen durch Schaffung von „halb- 
unabhängigen Provinzial-Regierungen“. Mitte Juni trat dann 
auch in Chekiang ein Komitee unter Vorsitz des bekannten 
Dr. C. F. Wang zur Ausarbeitung einer Verfassung zu- 
sammen. Am 27. Juni hat Lu ein zweites Rundschreiben an 
alle Provinzen gesandt mit der Bitte, Abgesandte zur Be- 
ratung der Autonomie zu senden. Vertreter von Hunan, 
Kianghsi, Schantung, Kuangtung, Kuanghsi, Fukien und 
Anhui seien bereitfl in Hangchou eingetrofien. 

Am 7. Juni veröffentlicht das Komitee zur Ausarbeitung 
einer Verfassung für Chekiang im Einvernehmen mit General 
Lu und dem Provinziallandtage folgende Bekanntmachung: 
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Eine längere Einleitung, die eine Begründung Yer Not- 
wendigkeit einer Aenderung des Verhältnisses der Provinzen 
zur Zentralregierung und die Versicherung gibt, daß die 
Autonomiebewegung durchaus nicht den Bestand der Republik 
anzutasten beabsichtigt, schließt mit den Worten: | 


„Das Volk von Chekiang glaubt, daß „der Bundesstaat“ 
eine bessere Regierungsform für China darstellt als die 
augenblickliche, weil es im 20. Jahrhundert vollständig un- 
möglich ist, alle Regierungsgewalt in Peking zu konzentrieren. 
Die Autorität der jetzigen Zentralregie- 
rung reicht nicht weit über die Mauern 
Pekings hinaus,vor allem nicht zu denent- 
legenen am Yangtse und im Südwesten des 
Reiches.“ — Das ist ziemlich deutlich! 


Der Verfassungsentwurf Chekiangs befaßt sich im Gegen- 
satz zu dem oben mitgeteilten von Hunan fast ausschließlich 
mit dem Verhältnis der Provinz zur Reichsregierung. Er ent- 
hält folgende Hauptpunkte: 

1. Chekiang ist eine autonome Provinz der Republik von 
China. Die Machtbefugnisse der Provinzialregierung 
werden bestimmt durch die Provinzial-Ver- 
fassung. 

In allgemeinen Reichsangelegenheiten erkennt 
Chekiang die Nationalverfassung an, welche durch 
das zu wählende Reichsparlament festzusetzen ist. 


2. Vor Veröffentlichung des letzteren durch ein ver- 
fassungsgemäß gewähltes Parlament liegt alle Haupt- 
gewalt bei der Provinzialregierung ohne jede 
Abhängigkeit weder von Peking noch 
von Canton. 

3. Bis zum Inkrafttreten der Provinzialverfassung bleiben 
die augenblicklichen Zivil- und Militärbehörden im 
Amt. 

4. Chekiang erkennt alle bisher von der chinesischen 
Republik mit fremden Regierungen geschlossenen Ver- 
träge an. Die autonome Regierung von Chekiang er- 
kennt aber von diesem Moment ab keine 
„internationalen Dokumente“ an, welche Peking ohne 
ihre Zustimmung unterzeichnet. 

5.—7. Verschiedenes. 

8. Nachdem alle Provinzen sich eine Verfassung gegeben 
haben, sollen Repräsentanten derselben die Reichsver- 
fassung bestimmen — so wie es seinerzeit 
indenVereinigtenStaatenvonAmerika 
geschehen ist! 

Schensi hat an Liang Chi-chao und andere namhafte 
Politiker telegraphiert, die Bewegung nach besten Kräften zu 
unterstützen. 


Szechuan, Yünnan und Kueichou treffen ebenfalls Vor- 
bereitungen, dem Beispiel FHunans zu folgen. 

Die Frauen in Chekiang bereiten Demonstrationen vor: 
sie verlangen für sich das Wahlrecht, ebenfalls wie es ihre 
Schwestern in Hunan mit Erfolg getan haben. 

All diese, letzten Endes auf Lockerung des Abhängig- 
keitsverhältnisses zu Peking hinzielende Wendungen sind 
natürlich nicht nach dem Sinne der Zentralregierung. Da die- 
selbe aber einsieht, daß sie den starken Strom doch nicht 
mehr auflıalten kann, so ist sie bestrebt, die Wasser in eine 
ıır am günstigsten liegende Richtung zu lenkende Richtung 


zu lenken und sich die Kontrolle des Flußbettes für die Zu- 
kunft zu sichern. 


Am’ 23. Juni hat Präsident Hsü eine Verfügung erlassen, 
welche die Bildung eines ‚„Provinzial-Rats“ anordnet, dessen 
Aufgabe die Ueberwachung der Provinzialregierung und 
deren Leitung nach den Intentionen von Peking zu sein 
scheint. Dieser Rat soll aus 12 Mitgliedern, dem „Kabinet“ 
der einzeinen Provinzen bestehen: drei davon ernennt der 
Gouverneur aus dem Kreise der Provinzialbeamten, drei wer- 
den besonders für denselben angestellt und sechs werden von 
der Provinzial-Versammlung gewählt. 

Die diesem „Kabinet“ zugewiesene Arbeit bezieht sich 


! auf folgende Punkte: 


| 


. publik im Fernen Osten, 


1. Ueberwachung der Verwaltung der Provinz, 

2. Ueberwachung der Finanzen und wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen, 

3. Revision des Budgets und der Ausgaben, welche seitens 
des Gouverneurs vorgeschlagen werden, 

4. Kontrolle der Tätigkeit der Frovinzialversammlung, 

5.—6. Verschiedenes, 

7. Entscheidung in Fragen der Provinzial-Autonomie, 


8. Ueberwachung der Ausführungen der seitens der Pro- 

' vinzial-Versammlung getroffenen Entscheidungen, 

9. Verschiedenes, =. 

10. Ueberwachung aller lokalen Angelegenheiten, _ welche 
nicht direkt von der Zentral-Regierung kontrolliert 
werden. 

„Ob obige Verfügung weit über die Mauern von Peking 
wirken wird, ist eine andere Frage“, bemerkt skeptisch der 
Artikel im „Peking Leader“, dem diese Einzelheiten ent- 
nommen sind. 


Ist China tatsächlich auf dem Wege zum Bundesstaat? 
Diese Frage endgültig zu beantworten, ist augenblicklich 
wohl niemand imstande. Ob derselbe überhaupt ein Glück 
wäre für ein politisch noch so unmündiges Volk, wie das 
chinesische es ist, darüber läßt sich streiten. 


Ich glaube, jeder, der es gut meint mit der großen Re- 
sollte ihr eine starke energische 
Zentralregierung wünschen, die Autorität genug besitzt, alle 
Provinzen, ausgestattet mit einer gewissen Freiheit in der 
Verwaltung der lokalen Angelegenheiten, unter ihrer Führung 
zu einer zielbewußten Politik nach innen und außen zu 


vereinen.“ 


° Eben. als diese Zeilen geschrieben wurden, wird ein Tele- 
eramm aus London vom 1. September bekannt, nach welchem 
es in Hupei, also an der Stelle, wo sich die geschilderten Gegen- 
sätze zwischen Nord und Süd am schärfsten berühren und die 
inmer der Wetterwinkel bei Umwälzungen gewesen ist, zum 
offenen Bürgerkriexge gekommen sei. Die Fremden sollen sogar 
ihre Niederlassungen in Hankou verlassen haben, auch soll die 
Sidarmee von bolschewistischen Ideen stark durchsetzt sein. 
Man erwartet den Beginn eines ausgedehnten Bürgerkrieges. der 
nicht allein auf die Provinz Hupei beschränkt bleiben dürfte. 
Auch französische Kriegschiffe befänden sich im Kampfe mit 
den Aufständischen. 

Die Nachricht macht den Eindruck starker UÜecbertreibuns 
und es ist ratsam, weitere Mitteilungen abzuwarten, bevor man 
über dieselben ernstlich diskutiert. 
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Die nordchinesische Hungersnot. 
(Gekürzter Bericht des Sekretärs des „Peking United International Famine Relief Committee“ vom 1. Juli 1921.)° 


Der Winter von 1919/20 und der darauffolgende Frühling 
und Sommer zeichnete sich durch einen außerordentlichen 
Regenmangel in großen Teilen der Provinzen Chili, Honan, 
Schantung, Schansi und Schensi aus, so daß die Frühjahrs- 
Weizenernte und die Haupternte im Herbst ein vollkommener 
Fehlschlag waren. Dazu kam, daß große Teile der betroffenen 
Gebiete entweder bereits im Jahre 1917 von großen Ueber- 
schwemmungen oder durch eine schlechte Ernte im Jahre 
1919 heimgesucht worden waren. Am schlimmsten war die 
Lage in den Provinzen Chili, Schantung und Honan, etwa in 
dem Gebiete, das im Norden von der linie Tientsin— 
Peking und im Süden vom Gelben Fluß begrenzt 
wird. Die nachstehende Tabelle zeigt die Ausdehnung 
des Hungersnot-Gebiettes und die Anzahl der Not- 
leidenden, d. h. derjenigen Personen, welche tatsächlich ihr 
Leben nur dadurch fristen konnten, daß sie als Nahrungs- 
mittel Blätter, Baumrinde und andere Pflanzenstoffe benutzten, 
bettelten oder von öffentlichen Wohltätigkeitsanstalten unter- 
halten wurden., 

Anzahl der not- 


Provinz leidenden Kreise Bevölkerung _ Notleidende 
Chili . . ....97 18 819 653 8 736 722 
Honan .... 57 11 461 791 4 370 162 
Schantung . . . 3 7 488 000 3 827 380 
Schansi . . . . 56 4 569 497 1 616 890 
Schensii .. .. 2 6 504 834 1 243 960 

317 48 843 775 19 795 114 


Die Anzahl der durch die Hungersnot aus ihrer Heimat 
Vertriebenen, zumeist kräftigere Leute, die den Anstrengungen 
der langen Wanderung gewachsen waren, beläuft sich auf 
wenigstens 1 Million Menschen. Sie wanderten an den Eisen- 
bahnlinien entlang nach der Nordmandschurei und der Mon- 
golei, nach dem Süden bis hinunter nach Hankou und über 
die Bergpässe nach dem westlichen Schansi und Schensi. 

Allerorts waren Flüchtlinge anzutreffen, die der öffent- 
lichen Wohltätigkeit anheimfielen; in Tientsin wurde ein Sam- 
mellager unterhalten, in dem 50000 Menschen monate- 
lang ernährt wurden. Tausende wanderten bettelnd ziellos 
durchs Land in der Hoffnung, doch einmal ein Unterkommen 
zu finden. 

Außer den fast 20 Millionen Menschen, die unter dem 
Begriff „Notleidende“ in der obigen Tabelle zusammen- 
gefaßt sind, gab es noch Millionen, die in ihrer Lebens- 
haltung außerordentlich stark durch den Nahrungsmittel- 
mangel beeinfliußt waren. Hunderttausende von Heimstätten 
wurden durch die Mitglieder der Hilfsorganisationen besucht 
und dabei wurde festgestellt, daß überall Ersatzlebensmittel wie 
Baumrinde, Disteln, Grassamen, Blätter und Häcksel — oft als 
Hauptbestandteil der Speisen — Verwendung fanden; in 
manchen Gegenden wurde eine Art Kuchen unter reichlichem 
Zusatz von Bimsstein gebacken. Millionen von Menschen 
haben monatelang von Stoffen gelebt, welche unter normalen 
Verhältnissen für Tiere nicht als tauglich angesprochen wer- 
den können. 

Um dem Hunger zu begegnen, griffen die Menschen zu 
den verzweifelsten Mitteln. Häuser wurden abgerissen und 
das Baumaterial für ein Spottgeld verkauft; Haustiere, die 
sonst 50—60 $ kosteten, wurden für den zehnten Teil des 


* Die Zahlen sind noch nicht endziltir, da die Berichte 
einiger Unterkomitees noch rückständig, auch die Arbeiten noch 
nicht überall abgeschlossen waren. 
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Preises verkauft, die Aecker wurden verpfändet oder verkauft, 
überhaupt alles, was irgendwie zu Gelde gemacht werden 
konnte. Die Folge hiervon ist, daß der Wohlstand des ganzen 
Hungersnotgebietes auf lange Jahre hinaus vernichtet ist und 
sich sehr langsam wieder einigermaßen normale Zustände 
entwickeln werden. 

Als besonders traurige Folge der großen Not ist das 
außerordentliche Aufblühen des Menschenhandels zu ver- 
zeichnen. Man kann behaupten, daß in jedem Kreis mehrere 
Tausend Menschen verkauft worden sind. Der Preis für ein 
Mädchen war auf wenige Dollar gesunken. Sie wurden als 
Sklavinnen, Ehefrauen und Konkubinen verkauft; besonders 
tätig waren Aufkäufer für Öffentliche Häuser. Knaben wurden 
verkauft als Adoptivsöhne, für Theater und für Fabriken, in 
denen ihr Los von dem der Sklaven sich kaum merklich unter- 
scheidet. Glücklicherweise gelang. es der rechtzeitig ein- 
setzenden Nothilfe, die Todesrate verhältnismäßig herunter- 
zudrücken. 
für das ganze Hungersnotgebiet zu erhalten. Einigermaßen 
zuverlässige Schätzungen setzen die infolge des Hungers Ver- 
storbenen auf etwa eine halbe Million Menschen fest. 

Freilich ist dies immerhin sehr günstige Resultat zum 
großen Teil auch dem Umstand zuzuschreiben, daß der 
Chinese eine wunderbare Fähigkeit besitzt, sich allergrößte 
Einschränkung in seiner Lebenshaltung aufzuerlegen und mit 
Nahrungsmitteln vorlieb zu nehmen, die Angehörige anderer 
Nationen überhaupt nicht gebrauchen könnten. Dazu kam 
der sehr milde Winter, der die Todesfälle durch Erfrieren 
herabminderte, und das ganz wider Erwarten ausbleibende 
Ausbrechen ansteckender Epidemien, besonders des gefürch- 
teten Hungertyphus, eine Tatsache, die vielleicht in erster 
Linie dem Umstand zuzuschreiben ist, daß die schnelle und tat- 
kräftige Hilfe der zahlreichen Organisationen von vornherein 
Ansammlungen der Notleidenden zu vermeiden bestrebt 
war. Ohne Zweifel sind durch diese Verhältnisse zwischen 
drei und vier Millionen Menschen am Leben erhalten worden. 

Die nachstehende Uebersicht gibt ein Bild der ae in 
einem Bezirk der Provinz Chili: 


Anzahl der Dörfer. . . . 2 2 2 22. 692 
Bevölkerung j 397 700 
Notleidende (Unterstützte) 160 119 
Verhungert und erfroren . 11 377 
Anzahl der Kranken am Berichtstag . j 6 253 
Ackerbaufläche vor der Hungersnot .1395 000 Mou 


Verkauftes Land während der Hungersnot 187500 Mou 
Mit Winterweizen-Aussaat versehen . 581 400 Mou 


Neu kultiviertes Land . 231 300 Mou 
Neu gegrabene Brunnen . 9155 
Großvieh-Besitz vor der Hungersnot . 30 034 
Anzahl der verkauften Kinder . 9.253 


OrganisationderHungersnot-Komitees. 
Als sich im Spätsommer 1920 die Nachrichten von der bevor- 
stehenden Hungersnot und ihrer großen Ausdehnung häuften, 
war es klar, daß nur eine weitumfassende Organisation Ret- 
tung bringen konnte. Zu diesem Zwecke bildeten sich zuerst 
unter den in Nordchina lebenden Angehörigen der einzelnen 
Nationen. Hilfskomitees, die dann in Peking zu einer großen 
Organisation zusammengeschlossen wurden. Gleichzeitig 
riefen auch die Chinesen eine große Anzahl von Gesell- 
schaften zum Zwecke der Abwehr der Hungersnot ins Leben 
und dem Beispiel der Europäer folgend schlossen auch sie 


Es ist schwierig, diesbezüglich genaue Zahlen . 
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sich zu einer großen Vereinigung zusammen. In der Folgezeit 
vereinigten sich alle Organisationen zu einem Zentralverband 
unter dem Namen „Peking United International Famine Relief 
Committee“, welches je acht, später neun Chinesen und Aus- 
länder umfaßte. Unterorganisationen waren in Tientsin, 
Schantung, Honan, Schansi, Schensi, Hankou und Schanghai 
eingerichtet worden, denen jeder ein bestimmtes Arbeits- 
gebiet zugeteilt wurde, um eine reibungslose Zusammenarbeit 
zu gewährleisten. Peking übernahm 71 Kreise in Westchili 
und Tientsin, 28 Kreise in Ostchili. In Schantung wirkte im 
Verein mit dem amerikanischen Roten Kreuz die Internatio- 
nale Hilfsgesellschaft für die Hungersnot in Schantung, für 
dieProvinzen Honan, Schansi und Schensi waren entsprechende 
Gesellschaften tätig. Die Organisationen in Schanghai und 
Hankou bemühten sich im besonderen um Aufbringung von 
Geldmitteln usw., die an die einzelnen Hilisstellen weiter- 
geleitet wurden. Oberleitung, Abrechnung und Verkehr mit 
der chinesischen Regierung und den einzelnen Gesandtschaften 
in Peking lag in Händen der mehrfach genannten Zentrale in 
Peking, die zu diesem Zwecke offiziell von den in Frage 
kommenden Regierungsstellen anerkannt worden war. 


Neben diesen internationalen Gesellschaften müssen er- 
wähnt werden die zahlreichen rein chinesischen Vereinigun- 
gen, die sich überall gebildet hatten und ihrerseits im gesamten 
Hungersnotgebiet ersprießliche Arbeit leisteten. Es ist 
schwierig, genaue Angaben über ihre Tätigkeit zu erhalten, 
doch ist wohl als ziemlich richtig anzunehmen, daß durch 
diese Organisation etwa $® 5—6 Millionen zur Verteilung ge- 
kommen sind. 

Das amerikanische Rote Kreuz stellte dem Internationalen 
Hilfskomitee anfänglich 500 000 Dollar Gold zur Verfügung 
und verdoppelte diese Summe späterhin. In der Hauptsache 
aber ließ diese Organisation in vier llungersnotprovinzen 
ausgedehnte Wegebauten ausführen; im vergangenen Mai 
lebten etwa 600 000 Menschen von solchen Bauten. 


“ Die chinesische Regierung ihrerseits tat alles, was in 
ihren Kräften stand, um dem Volke zu helfen. In erster Linie 
genossen alle mit der Arbeit in Verbindung stehenden Per- 
sonen auf Eisenbahnen und Dampfern, sowie auf sonstigen 
Verkehrsmitteln freie Fahrt, wie auch alle Nahrungsmittel- 
und andere Transporte kostenfrei befördert wurden. Auch 
Telegramme wurden kostenlos weitergegeben. Durch diese 
Maßnahmen konnten die Hilfskomitees Millionen zugunsten 
der Notleidenden ersparen. In den Monaten Februar, März 
und April wurden auf den chinesischen Eisenbahnen durch- 
schnittlich täglich 3430 t Nahrungsmittel befördert. Die 
Peking-Mukden-Bahn hat in den neun Monaten von September 
1920 bis Mai 1921 einschließlich 495 899 t Getreide gegen- 
über 50 831 t im gleichen Zeitraum von 1919/20 und 45 379 t 
im Jahre vorher transportiert. Dieses Entgegenkommen der 
Eisenbahnverwaltungen ist nicht hoch genug anzuschlagen, 
denn dem raschen und gleichmäßigen Anrollen der Nahrungs- 
mittelzüge ist die Rettung von Millionen von Menschenleben 
zu danken. 

Ais zweite Maßnahme hatte die Regierung eine Hungers- 
not-Anleihe in Höhe von 4 Millionen $ aufgenommen und 
als Sicherheit für diese Anleihe mit Zustimmung der Mächte 
einen zehnprozentigen Zuschlag auf alle Importgüter erhoben, 
bis die Anleihe gedeckt sein würde. Diese 4 Millionen wur- 
den einem Internationalen Komitee, besteiiend aus je sechs 
Chinesen und sechs Ausländern, zur Verfügung gestellt. Wei- 
tere Zuschläge erfolgten auf Eisenbahn-, Post- und Tele- 
prammgebühren. Diese Erträgnisse fanden für Öffentliche 
Arbeiten Verwendung. Unter anderen wurden die Erdarbeiten 


an der Tschifu-Weihsien-Eisenbahn mit Hilfe dieser Gelder 
durch die Notleidenden ausgeführt. 

Nachdem die im Spätsommer und Herbst letzten Jahres 
über die ganze Welt verbreiteten Aufrufe zur Linderung der 
Not den Erfolg gehabt hatten, daß von überall her reiche 
Geldmittel zur Verfügung gestellt wurden, ging man daran, 
an zahlreichen Orten des Hungersnotgebietes große Getreide- 
kammern anzulegen, von denen aus die Menschen versorgt 
werden konnten. Zu diesem Zwecke mußten Tausende von 
Dörfern und Hunderttausende von Häusern besucht werden, 
um die tatsächlichen Verhältnisse feststellen zu können. 

Die Unterstützungsbedürftigen erhielten Karten, auf 
Grund deren sie in regelmäßigen Zeiträumen die zuständigen 
Getreidemengen zugewiesen bekamen; einzelne Niederlagen 
gaben täglich zwischen 5000—10 000 Portionen aus. 

Wie bereits erwähnt, trieb neben dieser Getreideverteilung 
das amerikanische Rote Kreuz durch Wegebauten praktische 
Arbeit. Der diesbezügliche Bericht für Mai macht folgende 


Angaben: 

Meilenzahl (engl.) Arbeiterzahl Dadurch 
ver- fertig- cinge- in ernährte 
Provinz messen gestellt tragen Arbeit, Personen 
Schantung . 495 338 50060 2500 350420 
Schansi . 82 36 18000 17940 90 000 
” 123 56 15 000 14 700 75 000 
Chili . 41 30 8 000 4 400 26 700 

"N we > =. 119 — 1 300 — — 

A ...6 — 600 _ — 
Honan 33 16 14 000 12 000 70 000 
949 476 108960 74 040 611 120 


Eine Reihe von Missionsgesellschaften hatten ihr Augen- 
merk auf das Graben von Brunnen und die Anlage von Be- 
wässerungsgräben usw. gerichtet. Auf diese Weise sind viele 
Tausende von Brunnen neu angelegt worden, welche bei 
etwaigen späteren Dürren gute Dienste leisten werden. 

Besonders gesorgt wurde für die Kinder, die in 
Schulen und Heimen untergebracht wurden; in Westchili 
wurden auf diese Weise 30 000 Kinder versorgt. 

Große Menschenmengen wurden dadurch ernährt, daß 
man sie gegen Barlohn, Zuwendungen an Saatgetreide, 
Lebensmitteln und Baumwolle industriell beschäftigte. So- 
weit die Berichte aus den einzelnen Bezirken erhältlıch waren, 
fanden im Monat Mai etwa 7 Millionen Menschen durch 
Baumwollspinnen, Anfertigung von Stickereien, Spitzen, 
Strohborten und Matten, Tuchweberei, Seifensiederei, Fabri- 
kation von Handtüchern, Kleidungsstücken und Haarnetzen 
ihren Lebensunterhalt. | 

Das im Dienste der Hungersnot-Abwehr ständig be- 
schäftigte ausländische Personal belief sich auf 465 Köpfe, 
von denen etwa 80 Prozent Missionare waren. Ihre Ent- 
lohnung fand nicht aus den Fonds der Hungersnotorgani- 
sationen statt. Die schr große Zahl der Chinesen ist nicht 
bekannt. 

Die dem Peking United International Famine Relief 
Committee einschließlich der 4 Millionen $ Anleihe der Re 
gierung und der amerikanischen Rote Kreuz-Gelder bis zum 
31..Mai 1921 zur Verfügung stehenden Fonds beliefen sich 
auf 18 972 322,55 $. Sie verteilten sich auf die einzelnen Pro- 
vinzen wie folgt: 

West-Chili . 2. ....% 
Ost-Chili . Be 


5 470 786.64 
„3282 068,90 


Schantung » 3037 259.84 
Honan . „83662 144,77 
Schansi „ 2415 562,40 
Schensi 1099 50 00 
Kansu . 49 0OWW.00 


$ 18 972 322,55 
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Weitere Entwicklung der Omotokyo. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Anfang Juli ist die Voruntersuchung gegen die unter 
dem Verdacht der Majestätsbeleidigung und des Hochverrats 
verhaiteten Führer der neuen Sekte Omotokyo abgeschlossen 
und die Eröfinung des Hauptverfahrens wegen Majestäts- 
beleidigung und Vergehens gegen das Pressgesetz für August 
in Aussicht genommen. Gleichzeitig mit der Entlassung der 
Verhafteten gegen Kaution hat die Staatsanwaltschaft das 
Ergebnis der Voruntersuchung in einer längeren Erklärung 
veröffentlicht, die ungewöhnlich eingehend die Entstehungs- 
geschichte und den Charakter der Omotokyo darstellt. Neues 
für die Leser der „Ostasiatischen Rundschau“ bietet diese 
Erklärung kaum. Nachzutragen wären etwa die Schlüsse, 
die die Staatsanwaltschaft daraus zieht. Danach haben die 
Führer der Omotokyo eine Reformierung der gesamten gegen- 
wärtigen und künftigen Welt angestrebt. Auf göttlichen 
Befehle wollten sie es unternehmen, alle Völker der Welt der 
Herrschaft des japanischen Kaisers zu unterwerfen. Der 
kaiserliche Palast sollte von Tokio nach Ayabe verlegt wer- 
den, und die Regierung Japans wie der übrigen Länder sollte 
dem Oberpriester der Omotokyo zufallen, unter dem der 
japanische Kaiser nur die praktische Durchführung der Re- 
gierung und Verwaltung innehaben sollte. Sie hätten eine 
großartige Presspropaganda, hauptsächlich mit Hilfe ge- 
schickt ausgewählter Plagiate, betrieben. Die Erklärung 
zitiert zahlreiche Aufsätze, in denen die Ehrfurcht vor dem 
Kaiser als verleizt und der Beweis als erbracht er- 
scheint, daß die Angeklagten der Majestätsbeleidigung und 
der Verletzung der Pressgesetze schuldig sind. Das Straf- 
verfahren gegen sie soll deshalb im August vor dem Land- 
gericht Kyoto gegen sie eröffnet werden. 

Die Regierung scheint sich von Anfang an bewußt ge- 
wesen zu sein, daß die weltliche Macht religiösen Schwär- 
mern gegenüber mit Hilfe der Strafgesetze sehr wenig aus- 
richten kann, und sie hat immer wieder versucht, der Omo- 
tokyo-Bewegung mit anderen Mitteln beizukommen, ehe sie 
die Justizbehörden gegen sie in Bewegung setzte. So wurde 
erst allerhand Privatklagen Raum gegeben, die wenig aus- 
richteten. Dann wurde ein Gerücht ausgesprengt, daß unter 
dem Haupttempel in Ayabe mächtige Kohlenflöze lagerten, 
und daß die Oberpriester diese verkaufen und dazu das 
Heiligtum abbrechen wollten. Dann wurden Verbote für 
Militär- und Marinepersonen gegen die Zugehörigkeit zur 
Omotokyo erlassen, die aber noch weniger ausrichteten, denn 
unter den gegen 300 000 Anhängern der Sekte sind noch heute 
außerordentlich viel Angehörige des Heeres und besonders 
der Marine, sogar 39 Offiziere bis zu einem Konteradmiral 
hinauf. Versuche, die Sekte durch Lichtbildaufführungen als 
Narren und zugleich als staatsgefährlich hinzustellen, hatten 
verschiedentlich den Erfolg, daß aus den Zuschauern heraus 


lebhafter Einspruch gegen die Vorführungen erhoben und. 


Predigten zur Verteidigung der Omotokyo gehalten wurden, 
die dann in Tätlichkeiten und lärmende Ruhestörungen aus- 
arteten. Endlich im Februar dieses Jahres, wie erst volle 
drei Monate später bekannt geworden ist, unternahm die 
Staatsanwaltschaft mit Hilfe eines zahlreichen Aufgebots von 
Polizei umiasscnde Haussuchungen in dem Allerheiligsten des 
Tempels von Ayabe und in den Privatwohnungen aller her- 
vorragenden Führer, um Material für eine strafrechtliche Ver- 
tolgung in die Hände zu bekommen. Während eines Gottes- 
dienstes mit Predigt und Gebet, deren rücksichtsvoll 
schonende Zeugen die Eindringlinge wurden, betrat die Po- 
lizei den Hlaupttempel und fand unter dem Fußboden des 


—eeeee er EEE. Er — re A 


sogenannten Goldpalastes seltsame unterirdische Keller- 
gewölbe, über die im Volk und in der Presse mancherlei 
wunderliche Gerüchte umgehen. Sie nahmen von dort das 
höchste Sinnbild der Gottheit, einen einfachen runden Stein, 
sowie zahlreiche Schwerter, einen sehr großen Haufen von‘ 
Bambuslanzen und, statt der sagenhaften Millionenschätze, 
einige Goldmünzen und einen Barbetrag von 20000 Yen. 
Der Oberpriester Deguchi Wanisaburo, der zugleich zuletzt 
Chefredakteur der „Taisho Nichinichi“ in Osaka war, sein 
Stellvertreter in Ayabe, der frühere Chefredakteur der „Taisho 
Nichinichi‘“ Asano Wanisaburo, Deguchis Frau, die zweite 
Verkörperung der höchsten Gottheit Deguchi Sumiko und 
der Drucker Yoshida der Zeitschrät der Omotokyo „Shin- 
reikai‘“ wurden ins Gefängnis in Kyoto in Untersuchungs- 
haft genommen. Die Voruntersuchung drehte sich haupt- 
sächlich um die Frage, ob eine Eidesformel, welche die Gläu- 
bigen dem Oberpriester leisten mußten, und rätselhafte Stellen 
in den „heiligen“ Schriften Beweise für die Anklage wegen 
Hochverrats, Aufruhrs oder kommunistischer Bestrebungen 
erbrächten, doch scheint dieser Verdacht fallen gelassen wor- 
den zu sein. Ebersowenig Klarheit aber scheint sich hin- 
sichtlich des Goldschatzes und der Bambuslanzen ergeben zu 
haben, für deren Anfertigung die Sekte einen ganzen Bam- 
buswald angekauft haben soll, sowie über die Zusammen- 
hänge zwischen der Sekte und dem vor der Abreise des 
Kronprinzen nach Europa gegen den Oberzeremonienmeister 
Satonji, den Sohn des Aelteren Staatsmanns und Vertrauten 
des Kronprinzen, im Frühjahr unternommenen Mordversuch. 
Der Tatbestand der Majestätsbeleidigung soll durch die in 
der Erklärung angeführten Stellen der geheimen „heiligen“ 
Schrift „Hinomaki“, d. h. Feuerbuch, und der beiden Press- 
organe und ferner dadurch erbracht worden sein, daß die 
Sekte eigenmächtig eine neue Zeitrechnung, statt Taisho die 
Aura Shinsei, d. h. Gottesregierung, eingeführt und sich da- 
mit ein Hoheitsrecht des Kaisers argemaßt hat. 

Das Ergebnis der Voruntersuchung wird in der Presse 
als lächerlich und kläglich gering verspottet. Mit einer Ver- 
urteilung wegen Majestätsbeleidigung und Verletzung der 
Pressgesetze werde die Regierung den fanatischen Priestern 
und Gläubigen schwerlich beikommen. Bei einigem guten 
Willen hätten sich doch aus den Veröffentlichungen ganz an- 
dere Verbrechen herauskonstruieren lassen. Andere Blätter 


- wieder erklären die ganze Bewegung für unbedeutend und 


albernen Aberglauben, den die Regierung besser sich selbst 
hätte überlassen sollen. Es sei aber traurig, daß das ticfe 
religiöse Bedürfnis des Volkes, das in den anerkannten Kon- 
fessionen keine Befriedigung finde, zu solchem läppischen 
Aberglauben seine Zuflucht nehmen müsse. Religionen oder 
was man so nennen könnte von der Art der Omotokyo gebe 
es heute in Japan noch vielerlei andere. Der ganze kulturelle 
Tiefstand der Zeit, meint die „Hochi“, ergebe sich daraus, 
daß die großen politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen 
der Perioden Meiji und Taisho im Buddhismus keine 
seelischen Umbildungen hätten hervorrufen können, während 
doch in früheren Jahrhunderten der Buddhismus der Nara- 
Zeit sich ganz wesentlich von dem späteren der Kyoto-Zeit 
und dieser wieder von der Kamakura-Zeit unterscheide. Der 
englische „Japan Chronicle“ meint, die Regierung leiste der 
Verbreitung der Omotokyo durch die Strafverfolgung einen 
vorzüglichen Dienst. Ohne diese würde die Bewegung an 
ihrer eigenen Ideenarmut von selbst zugrunde gegangen 
sein. An sich unterscheide sich die Omotokyo wenig vom 
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echten Shinto, der genau wie sie eine Beherrschung der gan- 
zen Welt durch das japanische Kaisertum anstrebe. Etwas 
Neues bringe sie durch die jüdische Auffassung des Priester- 
tums über dem Königtum, die den Regierenden ebenso ge- 
fährlich erscheine wie die beständigen Angriffe gegen den 
Materialismus, Kapitalismus und die Schlechtigkeit der ıherr- 
schenden Klassen und auch die: oftenbare Hinneigurlg zu 
kommunistischen Bestrebungen nach Art der Urchristen. 
Gegen alles das sei aber gerichtliche Verfolgung das denk- 
bar ungeeignetste Mittel, das der Sekte nur weitere Verbrei- 
tung verschaffen werde. 

Anscheinend hat sich die Regierung aber dasselbe schon 
selbst gesagt, und die Untersuchungsbehörden haben gegen 
diese Gefahr bereits ein anderes Mittel versucht, dessen 
Wirksamkeit sich in der Zukunft erst ausweisen muß. Es 
ist der Polizei und Staatsanwaltschaft während der Vorunter- 
suchung anscheinend gelungen, auf den Oberpriester Deguchi 
jene verruchte Kunst der seelischen Folter anzuwenden, in 
der sie vollendete Meister sind, und ihn dadurch zu dem 
Versprechen zu bewegen, nach seiner Freilassung die Lehren 
der Sekte und die Eidesformel zu ändern, einen Teil der 
Schriften und der Alten. Nao und seiner eigenen und Asanos 
Schriften für falsch und unvernünftig zu erklären, den Namen 
der Sekte aus Kodo Omotokyo (Glaube vom Großen Ursprung 
des Kaiserlichen Weges) in einfach Omotokyo (Glaube vom 
Großen Ursprung) umzuwandeln, statt der auf irrtümlicher 
Vermengung beruhenden Verehrung der Gottheit Ushitora 
Konjin nur noch die echten Gottheiten des „Kojiki“ und 
„Nihongi“ zu verehren, das Geheimbuch „Hinomaki“ öffent- 
lich zu erläutern, einen Teil der Schriften der Alten Nao zu 
verbrennen und, aus einem nicht bekannt gewordenen Grund, 
Aenderungen am Grabe der Alten Nao vorzunehmen. Wenn 
Deguchi diese Versprechungen wirklich ausführt, ist es mög- 


licherweise mit seinem Ansehen bei den Gläubigen ein für 
alle Male vorbei. Er ist inzwischen mit den anderen Ver- 
hafteten gegen Kaution entlassen worden und hat sich nach 
Ayabe begeben. Dort haben sich ihm in den ersten Tagen in 
der Tat die Gläubigen äusserst feindselig gegenübergestellt. 
Angesichts einer Menge von Drohbriefen und Aufforde- 
rungen, Seppuku : (Harakiri) zu begehen, hat er den Schutz 
der Polizei anrufen müssen oder ist ihm dieser unangerufen 
zuteil geworden, und es ist abzuwarten, ob seine große Ge 
schmeidigkeit und Weltklugheit imstande ist, seine recht weit- 
gehende Nachgiebigkeit gegenüber der weltlichen Gewalt 
den Gläubigen gegenüber zu rechtfertigen. 


Journalistisch interessant ist, daß um dieser gerichtlichen 
Verfolgung willen die große Tageszeitung der Sekte in Osaka, 
„JIaisho Nichinichi“, aus den Händen der Omotokyo in die 
des bisherigen Anzeigenchefs übergegangen und von ihm den 
Führern der Arbeiterbewegung Imai, Kagawa und Suzuki 
zur Verfügung gestellt worden ist. Die bisher schon so be 
wegte Geschichte dieses merkwürdigen Blattes dürfte sich 
somit in Zukunft wohl noch bewegter gestalten. 

Merkwürdig in Hinsicht der militärischen Disziplin ist 
schließlich die Tatsache, daß die Staatsanwaltschaft im 
Tempel von Ayabe ein Bündel Abschriften aus dem Marine- 
ministerium gefunden hat, die sich auf die Kriegsflotte der 
Vereinigten Staaten beziehen. Sie stammten von dem Gläu- 
bigen Kapitän z. S. Yano, in dessen Hause man unter einem 
Omotokyo-Altar ein gleiches Päckchen Geheimschriften des 
Marineministeriums fand. Er ist mit vierzehn Tagen Stuben- 
arrest bestraft worden. Diese Tatsache wirft doch ein be- 
zeichnendes Licht auf die .Macht und Gefährlichkeit der Sekte 
und scheint die Bemühungen der Regierung zu rechtfertigen, 
der Omotokyo mit allen möglichen Mitteln beizukommen. 


Politische Rundschau. 


Deutsch-Chinesischer Friede. Das chinesische Regierungs- 
amtsblatt vom 8. Juli 1921 veröffentlicht das folgende Mandat 
des Präsidenten: 

Die freundschaitlichen Beziehungen zwischen China und 
Deutschland sind wiederhergestell. Auch sind bereits Be- 
stimmungen über den gegenseitigen Handel ratifiziert, und Noten 
über die Ratifikation sind ausgetauscht worden. Die früher ver- 
kündeten „Bestimmungen über das Verbot des Handels mit dem 
Feind‘ sind jetzt aufgehoben. 

Siegel des Präsidenten. 
Gegengezeichnet: Der Premierminister: Chin Yuen-peng. 
Der Außenminister: Yen Hut-ching. 
Der Minister für Landwirtschaft und Handel: Wang Nai-pin. 


„China-Berichte.“ Die letzte Post aus China brachte ein 
hocherfreuliches Zeichen für das Wiedererstarken des Deutsch- 
tums im Reiche der Mitte, nämlich zwei Exemplare einer dort 
neu erscheinenden Zeitung, der „China-Berichte”, heraus- 
gereben von Theo Eckhardt, Schanghai, 57 Seymour Road. Wo 
eine Zeitung erscheint, da müssen auch Menschen wohnen, 
welche dieselbe lesen! Wenn der Anfang auch nur klein ist, so 
ist doch wenigstens ein solcher gemacht. Wer hätte überhaupt 
gedacht, daß so kurze Zeit nach der großen Ausrottungs- 
politik der Engländer sich wieder neues deutsches Leben regen 
wurde in den Ruinen, daß es Deutsche geben würde, die den 
Mut haben, in den zerstörten Boden ein neues Reis zu pflanzen, 
Wuge aus demselben bald wieder ein schöner, breitschattiger, 
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blühender Baum „wie einst im Monat Mai“ sich entwickei. 
unter dessen Grün sich alles sammelt, was deutsch ist und 
denkt an den westlichen Gestaden des Stillen Ozeans. 

Vor dem Kriege fand man teilweise sehr wenig Verständnis 
unter den Landsleuten für die Bedeutung einer mächtigen 
deutschen Presse in Ostasien. Ich glaube, der Krieg hat auch 
in dieser Beziehung jedem den Star gestochen, so daß er jetzt 
schend geworden ist! Die neue deutsche Zeitung wird hofient- 
lich in keinem deutschen Haushalt des Fernen Ostens fehlen. 
wie es leider Gottes in der Vorkriegszeit manchmal der Fall 
war. Dafür fehlte aber nirgends das englische Blatt! Es ist div 
Ehrenpflicht jedes Deutschen im ganzen Fernen Osten, das eben 
der iremden Erde entsprossene Pflänzchen zu hegen und zu 
pflegen. als stünde es im eigenen Garten, auf daß es wachse 
und gedeihe zum Besten des Deutschtums in Ostasien. 

An der Spitze der Zeitung steht folgende kurze Mitteilung: 

„Vorläufig wird für Juni, Juli und August ein politischer 
und ein wirtschaftlicher Bericht erscheinen. Bezugspreis fur 
den Einzelbericht 60 Cents, für die Berichte der drei Monate 
$ 3. Zu beziehen vom Herausgeber und Fd. Kirn, 13 Wusih 
Road, Tientsin. Beiträge werden dankend entgegengenommen.” 

Der Inhalt des „Politischen Berichtes“ ist folgender aui 
12 Seiten: 

Die politische Lage in China (Anfang Juni). 
Ereignisse im Monat Mai. Die Provinzen -- 
Mongolei — Sibirien. Japanische Beziehungen. Amerikanische 
Beziehungen. Britische Interessen. Diplomatisches. 

Der Inhalt des „wirtschaftlichen Berichtes“ ist auf eber- 
scviel Seiten folgender: 


Die politischen 
der Studen — 
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Die wirtschaftliche Lage in China. Wirtschaftliche Er- 
eignisse. Handel. Amerikanische Beziehungen. Japanische Be- 
ziehungen. Deutsche Beziehungen. Verschiedenes. 

Gedruckt wird die Zeitung in der „Nordchinesischen 
Druckerei“. (Be yang yin tze hao.) Bl. 


Geldnot der chinesischen Regierung. Der „London and 
China Telegraph“ vom 2. August bringt die fast unglaubliche 
Nachricht, daß die Regierung in Peking bei der Peking Industrie 
Bank eine Anleihe von ‚nur $ 170 000 zum Kurse 98 mit 18% 
Zinsen aufgenommen habe; die Summe ist innerhalb zwei 
Monaten aus den Ueberschüssen der Salzgabelle rückzahl- 
bar, als Sicherheit wurden Anteile der Regierung an der Bank 
von China hinterlegt. Damit hätte allerdings die Geldnot der 
Regierung seinen Höhepunkt erreicht. 


Studentenunruben in Peking. Die aus Ostasien eintreffenden 
Zeitungen bringen lange Artikel über die in der ersten Juni- 
hälfte in Peking stattgefundenen Studentenunruhen und die bei 
dieser Gelegenheit vorgefallenen Zusammenstöße zwischen 
Studenten und Militär. Die äußeren Ursachen sollen darin. zu 
suchen gewesen sein, daß die Studenten in Erfahrung gebracht 
hatten, daß die Regierung Gelder zu Schulzwecken und zur Be- 
zahlung der Professoren und Lehrer zu militärischen Zwecken 
verwendet hatte. Besonders soll das der Fall gewesen sein mit 
den Geldern aus der erlassenen Boxerentschädigung an die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika, die bekanntlich lediglich zu 
Erziehungszwecken verbraucht werden dürfen. Die tieferen 
Gründe der Bewegung sind jedoch darin zu suchen, daß gewisse 
Kreise eine Abdankung der jetzigen Regierung zu erzwingen 
hofften und es unterliegt keinem Zweifel, daß auch jetzt noch 
unter der Lehrer- und Studentenschaft, die von jeher starken 
Einfluß auf das Volk gehabt hat, eifrige Propaganda gegen die 
Regierung getrieben wird. Nachdem bereits am 2. Juni eine 
studentische Abordnung zum Premierminister gegangen und 
von diesem nicht empfangen worden war, sammelten sich am 
nächsten Tage etwa 1000 Studenten beiderlei Geschlechts, mar- 
schierten zum Ministerium für Erziehungswesen, wo sie dann 
den Vizeminister und etwa 100 Professoren und Lehrer über- 
redeten, mit ihnen zum Jamen des Ministerpräsidenten zu ziehen. 
Dort fand man jedoch die‘ Tore verschlossen und von etwa 
200 Soldaten besetzt. Bei dem Versuch der Studenten, sich ge- 
waltsam Eingang zu verschaffen, machten die Soldaten von den 
Waffen Gebrauch mit dem Resultat, daß der Vizeminister, acht 
Professoren und eine große Menge Studenten mehr oder weniger 
schwer durch Kolbenstöße und Bajonettstiche verwundet wur- 
den. Die Schwerverwundeten fanden Aufnahme in den 
Hospitälern. Obwohl die Studenten ihr Ziel nicht erreichten, 
demonstrierten sie noch bis zum Finbruch der Dunkelheit vor 
dem Palast, bis sie dann von Soldaten und Polizei auseinander- 
getrieben wurden. Etwa 50 Studenten sollen schwerverwundet 
sein, von denen mehrere gestorben sind. Von überall her sind 
zahlreiche Sympathietelegramme an die Studenten in Peking 
eingelaufen, während andererseits die Regierung eine große An- 
zahl Drohtelegramme erhalten hat, die Zeitungen stellen sich 
fast ausnahmslos auf die Seite der Studenten. 


Räuber - Unwesen am Sungari. Aus Harbin wird Mitte 
Juni geschrieben: Die wieder zahlreich auftretenden Hurg- 
hutzen wachsen sich wieder zu einer großen LandJplage aus. 
Sie sind in der Nähe Harbins am Sungari besonders tätige. Vor 
einigen Tagen wurden zwei chinesische Dampfer angegriffen, 
wobei ein Passagier getötet und drei verwundet wurden. Ober- 
hatb Sansing werden die dort verkehrenden Dampfer fast rezel- 
mäßig beschossen und es kommt in Harbin kaum ein Schiff 
an, welches nicht Verlust an Menschenleben durch Be- 
Schießung zu beklagen hat. Der große Dampfer „Amur“, 
welcher am Uier festgemacht hatte und angegriffen wurde, 
entging mit knapper Not der Weenahme durch die Räuber. 
Dschunken, die etwa auf dem Flusse zu verkehren wagen, 
werden regelmäßig eine Beute der Angreifer, welche mehrfach 
versucht haben, den Fluß durch versenkte Dschunken auch für 
Dampfer zu sperren. Dabei ist das Schlimme, daß die am 
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Flusse stationierten chinesischen Soldaten mit den Hung- 
hutzen gemeinsame Sache machen, so wurde z. B. in Hsintien 
der Dampfer „Port Arthur“ durch Soldaten beschossen, wobei 
ein chinesischer Passagier getötet wurde. Die patrouillierenden 
Kanonenboote sind machtlos, da sie schon von weiter Entifer- 
nung her als solche erkenntlich sind und ihnen die gut beritte- 
nen Banden leicht aus dem Wege gehen können. Wie macht- 
los .die Behörden sind, erhellt aus der Tatsache, daß sich auf 
einer etwa 15 km von Harbin entfernten Insel im Sungari 
eine größere Räuberbande festgesetzt hat und diese noch bei 
Abgang dieses Berichtes schon seit längerer Zeit besetzt hielt. 


Japan. 

Japanische Parteipolitik. Wie immer, wenn die älteren 
Staatsmänner von ihren Landsitzen in die Hauptstadt Tokio 
kommen, gerät die japanische Presse in die höchste Aufregung. 
denn sie weiß aus Erfahrung, daß sich dann ein politisch hoch- 
wichtiges Ereignis vorbereitet. So auch am 6. Juli, als un- 
erwartet die Genro Fürst Yamagata und Marquis Saionji in die 
Stadt kamen, sofort vom Kaiser und von der Kaiserin in Audienz 
empfangen wurden und alsbald im Kaiserschloß zu zweien eine 
lange Beratung hatten, über deren Inhalt natürlich nichts 
Sicheres verlautet ist. Die Presse erschöpft sich in allen er- 
denklichen Mutmaßungen. So soll die Wirkung der Rückkehr 
des Kronprinzen, die am 4. September erfolgen sollte, und seine 
Vermählung besprochen worden sein, die angeblich bis zum 
kommenden Frühjahr aufgeschoben worden ist. Ferner soll es 
sich bei den Beratungen um durch die Europareise nötig ge- 
wordene neuzeitliche Reformen des Zeremoniells am Hofe und 
Aenderungen der Hofämter gehandelt haben. Darin aber ist die 
ganze Presse einig, daß wichtiger als diese inneren Angelegen- 
heiten Japans ein anderer beratener Gegenstand gewesen sei, 
der außenpolitischer Natur sein soll, und nur darin gehen die 
Meinungen auseinander, ob’ es sich um die Erneuerung des 
englisch-japanischen Bündnisses gehandelt hat oder, wie die 
„Yomiuri“ wissen will, die auch jetzt wieder wie so oft in höfischen 
Angelegenheiten am besten von allen Blättern eingeweiht zu 
sein scheint und die Frage am eingehendsten erörtert. Sie 
meint, daß das besprochene außenpolitische Ereignis von 
größerer Bedeutung und Tragweite sei als irgend etwas, das in 
den letzten fünfzig Jahren seit der Restauration sich ereignet 
habe. Da liegt die Vermutung nahe, daß von der außen- 
Politischen Schwenkung Japans von England ab zu den Ver- 
einigten Staaten oder einer andern künftig in Frage kommenden 
Mächtegruppe die Rede sein könnte. 

Freilich geben die Blätter auch zu, daß nebenbei von dem 
Weiterbestehen des gegenwärtigen Kabinetts gesprochen worden 
sei. Die überwiegeride Meinung ist, daß das Kabinett Hara ent- 
schlossen sei, wenn es irgend könne, an der Machf zu bleiben 
und möglichst auch noch die kommende Session des Reichs- 
tags zu überdauern. Einige Blätter meinen, Hara habe sich mit 
dem Fürsten Yamagata darüber geeinigt, daß in absehbarer Zeit 
der Unterrichtsminister ausgeschifft werden solle; aber auch sie 
sind der Ansicht, daß die Regierung, ob umgebildet oder nicht, 
entschlossen sei, nicht freiwillig vom Platz zu weichen. Einiges 
Schwanken kam in diese Haltung der Presse, als unerwartet 
schnell der Generalgouverneur von Formosa Baron Den nach 
Tokio kam, was zu Gerüchten Anlaß gab, er sei von Fürst 
Yamagata nach Japan gerufen worden, um Haras Nachfolger zu 


. werden. Baron Den ist solchen Gerüchten sofort unzweideutig 


entgegengetreten und hat sein Kommen mit Gründen der Zivil- 
verwaltung, der Finanzen und des Schulwesens von Formosa 
glaubhaft erklärt. Ebenso hat Baron Goto, der anderen Blättern 
als der kommende Ministerpräsident erscheint, ihn ausfragenden 
Journalisten gegenüber aufs deutlichste solche Gerüchte als 
baren Unsinn erklärt; er denke nicht daran, seine Arbeit in 
Tokio, die noch lange nicht abgeschlossen sei, abzubrechen, 
um sich dem gefährlichen Schaukelspiel der Parteipolitik hin- 
zugeben, für die ihm nicht nur jede Neigung, sondern auch der 
erforderliche Anhang fehle, der ihn gegen eine feindliche Mehr- 
heitspartei stützen könnte. Die Presse glaubt aber doch nicht 
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so recht an diese Antworten der beiden Staatsmänner, und die 
„Yomiuri“, die anscheinend auch hier wieder das Gras wachsen 
hört, macht dem Kabinett Hara den Vorwurf, daß es seine Rolle 
als erstes parlamentarisches Kabinett Japans schlecht spiele, 
wenn es die Regierung nicht an die Opposition, sondern an die 
rückständigen Bureaukraten abtreten wolle. Andere Blätter, 
die auseinandersetzen, daß die Regierung alles Vertrauen im 
Volk verloren habe, beeilen sich, hinzuzusetzen, daß aber -das 
gleiche in bezug auf die Kenseikai der Fall sei, obwohl sie in 
allen Nachwahlen der letzten Zeit, besonders in Hiroshima, Miye 
und Hokkaido, mit großer Mehrheit über die Seiyukai gesiegt 
habe. Die eigentlichen Sieger in diesen Wahlen seien ganz neue 
jüngere Eelemente, die sich zwar vorderhand auf die Kenseikai 
stützten, von ihr aber ebenso wenig wissen wollten wie von der 
Seiyukai. 

Die „Asahi“ fordert eine grundlegende Reform des Herren- 
hauses, das in seiner jetzigen Zusammensetzung doch nicht mehr 
imstande sei, die ihm von der Verfassung zugedachte Rolle des 
hemmenden Gegengewichts gegen die Mehrheit des Ab- 
geordnetenhauses zu spielen. Das Herrenhaus sei in den ganzen 
dreißig Jahren seines Bestehens nicht einmal reformiert worden, 
weil zu solchen Reformen seine freiwillige Zustimmung er- 
forderlich sei. Das Blatt bemängelt das angeborene Recht des 
hohen Adels außerhalb des Kaiserhauses auf einen Sitz im 
Herrenliaus und die viel zu starke Vertretung der Grafen, 
Vicomtes und Barone und schlägt statt dessen vor, daß der ge- 
samte Adel gegen hundert Vertreter ins Herrenhaus wähle. 
Ernennungen verdienter Männer ins Herrenhaus durch den 
Kaiser müßten durch eine andere Art Belohnung ersetzt werden, 
ebenso wenig hätten die größten Steuerzahler ein Recht auf 
Vertretung im Herrenhaus. Außer den obigen hundert Ver- 
tretern des Adels müßten im Herrenhaus noch hundert Vertreter 
der Städte, Ortschaften und Regierungsbezirke sitzen, so daß die 
(iesamtzahl der Herrenhausmitglieder auf zweihundert ver- 
mindert wurde. R. K. 


Beilegung des „Yap-Streites“. Nachrichten aus Japan und 
Amerika bcesagen, daß der Streit um die früheren deutschen 
Kabel auf Yap nunmehr durch gütliche Vereinbarung beider be- 
teiligten Regierungen beigelegt worden ist. Danach erhält 


Amerika das Recht der vollen Kontrolle über das auf Yzp 
endigende Kabelstück Guam--Yap und zur Anlage und Uhter- 
haltung solcher Anlagen und Gebäude, die es im Interesse der 
Sache für notwendig erachtet, ohne daß Japan ein Einsprachs- 
recht irgendwelcher Art zusteht. Japan wird nach dem Mandat 
des Völkerbundes eine Zivilverwaltung auf der Insel einrichten. 
Das Abkommen mit Amerika läuft da hinaus, daß Amerika eine 
Art eigener Konzession mit Exterritorialität erhält. Gleiche 
Rechte können auch anderen Nationen, die etwa Yap für Kabel- 
zwecke benutzen wollen, zugestanden werden. Die amerika- 
nische Regierung hat dieses Angebot angenommen und nach 
Erledigung der Formalitäten wird das Abkommen bekannt- 
gegeben werden. 


Japanische Verteidigungswerke. Nach einem Telegramm 
aus Oita auf Kyushu an die „Asahi” werden in allermächster 
Zeit die Arbeiten zur Befestigung des Südeinganges in die 
Inlandsee durch die Meerenge von Bungo zwischen den Inseln 
Kyushu und Shikoku bei den Orten Saganoseki und Sadamisaki 
aufgenommen werden. Nach Fertigstellung der vorgesehenen 
starken Werke soll ein Artillerie-Regiment nach Saganoseki 
verlegt werden. 


Opiumschwindel im Kuantung-Pachtgebiet. In Dalny ist ein 
großer Opiumschwindel aufgedeckt worden, infolgedessen eine 
Reihe höherer Beamten abberufen und ein Teil von ihnen mit 
den übrigen Mitschuldigen der Staatsanwaltschaft übergeben 
worden ist. Im Kuantung-Pachtgebiet unterliegt Einkauf, Preis- 
festsetzung und Verkauf von Opium und anderen Betäubungs- 
mitteln der Kontrolle der dortigen Zivilverwaltung. Durch die 
hohen Gewinne beim Opiumhandel veranlaßt, hatte sich eine 
Reihe japanischer Geschäftsleute an den Direktor des Kolonial- 
bureaus in Tokio, Dr. R. Koga, gewandt und ihn überredet, 
seinen Einfluß beim Chef des Zivilverwaltungsamtes in Dalny, 
Herrn A. Nakano, dahin geltend zu machen, daß er den Ungesetz- 
lichen Handel mit Opium und Morphium gestattete. An den er- 
zielten Gewinnen sind alle Interessierten beteiligt gewesen. 
Nakano allein soll Yen 2650000 Bestechungsgelder erhalten 
haben. Außer Dr. Koga und A. Nakano sind noch das 


Parlamentsmitglied R. Endo und 8 Bankiers und Geschäftsleute 
angeklagt. 
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Das Japanische Einkommensteuergesetz 
in seiner revidierten Fassung vom 31. Juli 1920 und den 
wichtigsten Ausführungsbestimmungen vom gleichen Tage. 


Das erste japanische Einkommen-Steucrgesetz stammte 
aus dem Jahre 1887 und war etwa 12 Jahre in Kraft. Es 
war ein schr einfaches und nur mäßige Erträge lieferndes Ge- 
sctz. Die Ilauptsteuer jener Zeit war die Grundsteuer, die 
Mitte der siebziger Jahre °/,. und 1895 noch etwas über die 
Hälfte aller Staatssteuern brachte. Die nach dem Japanisch- 
chinesischen Kriege wachsenden Staatsausgaben drängten 
nach Erzielung höherer Einnahmen und ließen den Wunsch 
nach einer zeitgemäßen Einkommenbesteuerung wachwerden. 
Während das erste Einkommensteuergesetz nur cine Besteue- 
rung der Einkommen von natürlichen Personen kannte, führte 
die Novelle vom Februar 1809, die bis heute im wesentlichen 
die Grundlage der japanischen Einkommensteuergesetzgebung 
seblieben ist, folgende, jetzt noch bestehende Dreiteilung der 
Einkommen ein: Klasse I juristische Personen, Klasse Il Zin- 
sen von öffentlichen Anleihen und von Anleihen von Gesell- 
schaften, Klasse III nicht in die Klassen I und II fallende Ein- 
kommen von Privatpersonen. Die Novelle erhöhte ferner die 
Steuersätze für Klasse III und richtete besondere Steuerämter 
ein. Der Russisch-japanische Krieg brachte dann die Not- 
wendigkeit größerer Staatseinnahmen ın verstärktem Maße 
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mit sich, was bezüglich der Einkommensteuer besondere 
Kriegszuschläge zur Folge hatte. Die Novelle vom Jahre 1913 
teilte die Einkommen der Klasse I in Einkommen von offenen 
Handelsgesellschaften, Komnıanditgesellschaften, Aktiengesell- 
schaften mit weniger als 20 Aktionären oder Mitgliedern, 
Aktienkommanditgesellschaften einerseits und von Aktien- sowie 
Aktienkommanditgescellschaften, die nicht unter die vorerwähn- 
ten fallen und von sonstigen juristischen Personen andererseits. 
Die Novelle setzte ferner den Betrag der steuerfrei bleibenden 
Einkommen der Klasse III von 300 auf 400 Yen hinauf und 
gestattete zum ersten Male bei Einkommen unter 1000 Yen 
gewisse Abzüge. Sie befreite außerdem die Fabrikanten einiger 
wichtigen Produkte für eine gewisse Zeit von der Zahlung 
der Einkommensteuern. Im Jahre 1918 wurde der niedrigste 
Steuerpflichtige Einkommensteuerbetrag auf 500 \en der 
Klasse III erhöht. 

Das revidierte Einkommensteuergesetz von 1920 verfolgt 
den Zweck, einerseits die Staatseinnahmen zu erhölten, an- 
dererseits aber einen besseren Ausgleich zwischen der Be 
steuerung der juristischen und der natürlichen Personen zu 
schaffen. Zur stärkeren Frfassung der Einkommen juristischer 
Personen wird die bisherige Einteilung nach Art und Größe 
(der Gesellschaften aufgegeben und eine Einteilung nach der 
Art des Einkommens an die Stelle gesetzt. Zur Erleichterung 
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der Steuerlast für die Minderbemittelten wird die untere 
Steuergrenze von 500 Yen auf 800 Yen hinauf- und der Steuer- 
tuß, der bisher von 3 % bis 30 % betrug, auf 0,5 % bis 
3 % festgesetzt. Der bisher gestattete Abzug von 10 %: bei 
Einkommen von Angestellten und Beamten wird bei Ein- 
kommen unter 6000 Yen auf 20 % erhöht, während er bei 
solchen Einkommen über 12000 Yen von nun an fortfällt. 
Ganz neu sind Abzüge für unterhaltungsbedürftige Familien- 
mitglieder unter 18 und über 60 Jahren bei Einkommen unter 
3000 Yen. 

Im einzelnen ist folgendes über Gliederung und Inhalt 


des Gesetzes zu bemerken: 
Das Revidierte Einkommenstenergesetz enthält in seinen. 


ersten 23 Artikeln Bestimmungen über die subjektive und ob- 
jektive Steuerpflicht, die Berechnung der Einkommen und die 
Steuersätze, während die Artikel 24 bis 77 sich mit dem Ver- 
fahren der Veranlagung, den Rechtsmitteln dagegen und der 
Erhebung befassen. Die Artikel 78—84 sind Ergänzungs- 
bestimmungen und enthalten im wesentlichen Vorschriften 
für die erste Zeit nach dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes. 
Die Ausführungsverordnung vom gleichen Tage enthält 
die Einzelheiten, von denen im Einkommensteuergesetz gesagt 
ist, daß sie durch besondere Verordnung geregelt werden. 


1. Subjektive Steuerpflicht. 


Zur Entrichtung von Einkommensteuer sind alle Personen 
verpflichtet, die im Geltungsgebiet des Gesetzes ihren Wohn- 
sitz oder seit mehr als einem Jahre ihren Aufenthaltsort 
haben; außerdem Personen, hinsichtlich deren diese Voraus- 
setzungen nicht bestehen, die aber im Geltungsgebiet des Ge- 
setzes Vermögen oder Gewerbe haben oder Zinszahlungen 
aus öffentlichen oder Anleihen von Gesellschaften, festen Bank- 
depositen usw. erhalten oder von juristischen Personen mit 
Haupgeschäft oder wichtigem Bureau im Geltungsgebiet des 
Gesetzes Gewinn- oder Dividendenausteilungen oder Bezüge 
aus Ueberschußverteilungen usw. haben. 


2. Objektive Steuerpflicht. 


Hinsichtlich der Einkommen werden 3 Klassen unter- 
schieden: 

Klasse I: Einkommen der juristischen Personen. Hierbei 
werden weiter folgende Unterschiede gemacht: 


a) Ueberschuß-Einkommen, d. i. der Betrag des Ein- 
kommens, 
Kapitals überschreitet; 

b) Vorbehalts-Einkommen, d. i. der aus dem Einkommen 
zum Reservefonds geschlagene Betrag; 

c) Verteilungseinkommen, d. i. der aus dem Einkommen 
zur Gewinnverteilung oder Ueberschußverteilung ver- 
wandte Betrag; 

d) Liquidationseinkommen, d. i. im Falle der Auflösung 
einer juristischen Person, der Ueberschuß des Wertes 
der Auflösungsmasse über den Gesamtbetrag der zur 
Zeit der Auflösung eingezahlten Aktienbeträge, Ein- 
lagen, Reservefonds und des Vorbehaltseinkommens 
des letzten Geschäftsjahres; im Falle der Fusion einer 
juristischen Person, ein eventueller Ueberschuß der von 
den Aktionären der erloschenen Gesellschaft von der 
neuen Gesellschaft erworbenen Aktien, Einlagen usw. 
über den Gesamtbetrag des zur Zeit der Fusion vor- 
handenen Aktienkapitals usw. der auf Grund der 
Fusion erloschenen Person. 


Klasse II: A. Zinszahlungen im Geltungsgebiet des Ge- 


setzes aus öffentlichen oder Gesellschaftsanleihen, festen oder 
solchen gleichartigen Bankdepositen. 


der einen Betrag von 10 Prozent des- 


Le. ee. nennen. 
r 
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B. Gewinn- und Dividendenausteilungen, Verteilungen 
von Ueberschüssen, Gratifikationen aus Gewinnen und Be- 
züge, die gratifikationsähnlichen Charakter haben, juristischer 
Personen mit Hauptgeschäft im Geltungsgebiet des Gesetzes 
an Personen, die in Japan keinen Wohnsitz haben oder sich 
noch nicht N Jahr dort aufhalten. 

Klasse III: Einkommen von Eiizdipersönen das nicht zu 
Klasse II gehört. 


3. Berechnung der Einkommen. 


Klasse I: Der nach Abzug des Gesamtverlustes vom Ge- 
samtgewinn eines Geschäftsjahres verbleibende Betrag, bei 
Versicherungsgesellschaften der Gewinn oder Ueberschuß 
eines Geschäftsjahres. 

Klasse II: Der zu erhaltende Betrag. 

Klasse III: Bei Gehalts-, Lohn-, Pensionsempfängern usw. 
der Betrag der veranschlagten Jahreseinnahme bei Einkommen 
aus Feldern und Forsten unter Abzug der notwendigen Aus- 
gaben, bei Dividenden- und Ueberschußempfängern juristi- 
scher Personen ein Betrag in Höhe von ®/,, der Einnahme 
vom 1. April bis zum 31. März. 


4. Abzüge. 


Abzüge sind nur bei Einkommen der Klasse III vor- 

gesehen. 

a) Beträgt der errechnete Einkommenbetrag weniger als 
12000 Yen, wird davon ein Betrag in Höhe von '/,, 
vom Gehalt, Lohn, Pension, Gratifikation usw. abge- 
zogen; bei weniger als 6000 Yen °/,.- 

Hierbei werden Einkommen eines Familienober- 
hauptes und seiner mit ihm zusammenwohnenden Fa- 
milienmitglieder, sowie die Einkommen von zusammen-, 
vom Oberhaupt aber getrennt wohnenden Familien- 
mitglieder zusammengerechnet und wie oben behandelt. 

b) Beträgt unter Anwendung vorstehender Bestimmungen 
der errechnete Einkommenbetrag weniger als 3000 Yen, 
ist für jede Person unter 18 oder über 60 Jahre, für 
jeden Krüppel und Invaliden auf Antrag ein Abzug von 
100, 70 oder 50 Yen möglich, je nachdem das Ein- 
kommen unter 1000, 2000 oder 3000 Yen bleibt. 


5. Steuerfreiheit. 


a) Keine Einkommensteuer entrichten die Regierungs- 
bezirke, Kreise, Städte usw., gewisse öffentliche Körper- 
schaften, Tempel, gewisse das Wohl und den Fort- 
schritt der Allgemeinheit fördernde juristische 
Personen; 

b) von den Einkommen der Klasse III bleiben folgende 
frei: Sold und Unterstützungen von Militärpersonen im 
Felde, Hinterbliebenenunterstützungen, Reisekosten, 
Schulgelder und gesetzlich bestimmte Unterhaltungs- 
gelder, Zinsen von Postspargeldern, Spargeldern der 
Wirtschaftsgenossenschaften und von Bankspargut- 
haben, einmaligen, nicht zum Geschäftsgewinn ge- 
hörigen Einkommen, aus Vermögen, Gewerbe oder Be- 
schäftigung außerhalb des Geltungsgebictes des Ge- 
setzes herrührendes Einkommen bei Nicht-Japanern, 
Futterstall und Erhaltungsgelder der Regierung bei 
zum Halten von Reitpferden verpflichteten Militär- 
personen; 

c) Personen, die sich mit der Herstellung gewisser wich- 
tiger Erzeugnisse befassen, für die ersten 3 Jahre nach 
Eröffnung des Geschäftsbetriebes; 

d) von Einkommen der Klasse III unter 800 Yen wird keine 
Einkommensteuer erhoben. 


6. Steuersätze. 
A. Die Einkommen der Klasse 1 werden wie folgt be- 
steuert: 

a) Ueberschuß-Einkommen: 

1. Einkommen, das mehr als 10 Prozent des Kapitals 
beträgt, 4 Prozent, 

2. Einkommen, das mehr als 20 Prozent des Kapitals 
beträgt, 10 Prozent, 

3. Einkommen, das mehr als 30 Prozent des Kapitals 
beträgt, 20 Prozent; 

b) Vorbehaltseinkommen 5 Prozent; 

c) Verteilungseinkommen 5 Prozent; 

d) Liquidationseinkommen 7,5 Prozent; 

e) Einkommen juristischer Personen, die im Geltungs- 
gebiet des Gesetzes weder ihr Hauptgeschäft, noch ein 
wichtiges Bureau haben, aus Vermögen oder Gewerbe 
im Geltungsgebiet des Gesetzes 7,5 Prozent, 

B. Einkommen der Klasse II: 

a) Zinsen von öffentlichen Anleihen 4 Prozent, 
Zinsen von sonstigen Anleihen 5 Prozent; 

b) Gewinn- oder Dividendenausteilungen, Gratifikationen 
usw. juristischer Personen mit Hauptgeschäft oder 
wichtigem Bureau im Geltungsgebiet des Gesetzes an 
Personen, die in Japan keinen Wohnsitz haben oder 
sich weniger, als ein Jahr dort aufhalten, 7,5 Prozent. 

C. Die Steuersätze der Einkommen der Klasse III sind 
nach der Höhe der Einkommen gestaffelt, und zwar so, daß 
die kleinen Einkommen verhältnismäßig wenig belastet, 
während die großen desto mehr herangezogen werden. Der 
Steuersatz beträgt bei: 


800 Yen 1,0, 

Ueber 800 „ 1°/o 

„ 1W „ 2%, 

Ueber 3000 bis 5000 „ 5% 
r 1000 „ 15000 , 9,5% 
si 20000 „ 30000 „ 13°/, 
z 50000 „ 70000 „ 17%, 
2 100000 „ 200000 „ 21°/, 
u 500 000 „ 1000000 „ 25%, 
„ 1000000 „ 2000000 „ 27°, 
„» 400000 . Er ne 36°/, 


7. Die Ekenerer lerne 

Die Festsetzung des zu versteuernden Einkommenbe- 
trages erfolgt auf Grund der von dem Steuerpflichtigen abzu- 
gebenden Erklärung. 

Einkommensteuerpflichtige mit Einkommen der Klasse I 
haben unter Beifügung eines Vermögensverzeichnisses, einer 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung usw. eine genaue Auf- 
stellung über ihr nach dem Gesetz berechnetes Einkommen 
und Kapital einzureichen. 

Bezüglich der Einkommen der Klasse II haben die 
Personen, die öffentliche oder Gesellschaftanleihen auflegen, 
welche im Geltungsgebiet des Gesetzes Zinszahlungen leisten, 
ein Protokoll einzureichen, daß alle Einzelheiten über die An- 
leihe und die Zinszahlungen enthält. 

Finkommensteuerpflichtige mit Einkommen der Klasse Ill 
haben alljährlich im Laufe des April Einzelheiten über Klasse 
und Betrag ihres Einkommens zu erklären. 

Ferner haben Personen, die unter Einkommen der 
Klasse III fallende Gehälter, Löhne, Pensionen usw. leisten 
sowie juristische Personen, die Gewinn- oder Dividenden- 
austeilungren vornehmen, ein Zahlungsprotokoll einzureichen. 

8. Die Festsetzung 


des zu versteuernden Betrages erfolgt durch die Regierung, 
und zwar bei Einkommen der Klasse I auf Grund der Er- 


klärung, fehlt diese oder wird sie als unrichtig erachtet, auf 
Grund einer Prüfung der Regierung, 

bei Einkommen der Klasse III auf Grund einer Prüfung 
durch die Einkommenprüfungskommission. 

9. Einkommenprüfungskommission. E.P.K. 

Für die örtliche Zuständigkeit eines jeden Steueramts 
wird durch geheime, gleiche, direkte Wahl mittels Stimmen- 
mehrheit, bei der aktiv und passiv die im Wahlbezirk wohn- 
haften Personen wahlberechtigt sind, die im Vorjahre Ein- 
kommensteuer bezahlt, für das betr. Jahr ihre Steuererklärung 
abgegeben haben und in der \Wählerliste eingetragen sind, 
eine E. P. K. gewählt, die in der Regel aus 5 Mitgliedern 
besteht und deren Amtsdauer 4 Jahre beträgt. Die Dauer 
der Sitzyngsperiode der E. P. K. richtet sich nach der Zahl 
der Personen, die im Vorjahre Einkommensteuer aus Ein- 
kommen der Klasse III im Bezirk bezahlt haben, beträgt aber 
nicht mehr als W Tage. Ist bis zum 30. August eine E.P.K. 
nicht zustande gekommen, setzt die Regierung den zu ver- 
steuernden Betrag fest. Gleiches gilt, wenn die E. P. K. 
innerhalb der ihr gesetzten Zeit oder bis zum 30. August die 
Prüfung nicht beendet hat, hinsichtlich der Einkommen, deren 
Prüfung nicht beendet ist. 

Die Regierung hat das Recht, wenn sie den Beschluß der 
E.P.K. für unbillig erachtet, eine Nachprüfung innerhalb von 
7 Tagen zu verlangen. Wird auch dieser Beschluß für un- 
billig angesehen oder die Nachprüfung nicht zur Zeit be 
endet, setzt die Regierung selbst den Betrag fest. 

10. Beschwerde. 

Dem Steuerpflichtigen mit Einkommen der Klasse I und Il 
steht gegen die ihm von der Regierung mitgeteilte Ent- 
scheidung über die Höhe des von ihm zu versteuernden Ver- 
mögens ein Beschwerderecht zu, das innerhalb von 30 Tagen 
geltend gemacht werden muß. In diesem Falle wird die Fest- 
setzung von der Regierung auf Grund eines Beschlusses der 
Einkommen-Untersuchungs-Kommission getroffen; die Re 
gierung hat gegen diesen Beschluß der E. U. K. das gleich 
Recht wie gegen den der E.P. K. Die Erhebung der Steun 
wird durch die Beschwerde nicht beeinflußt. 


ll. Einkommen-Untersuchungs-Kommission 
E.U.K. 

Die E. U. K. wird innerhalb der Zuständigkeit einer jeden 
Steuerverwaltungsbehörde bestellt und besteht aus 3 vom 
Finanzminister bestimmten Steuerbeamten, sowie aus den von 
der E. P. K. aus sich heraus gewählten Mitgliedern, deren 
Zahl sich nach der Zahl der zur Steuerverwaltungsbehörde 
gehörenden Regierungsbezirke richtet. 

12. Revision. , 

Revisionsrecht steht Steuerpflichtigen mit Einkommen 
der Klasse III zu, wenn sich der Betrag der veranschlagten 
Jahreseinnahme um Y, vermindert. Die Entscheidung trifit 
die Regierung. Dagegen ist Beschwerde oder Verwaltungs 
klage gegeben. Die Erhebung der Steuern kann in diesem 
Falle eingestellt werden. 

13. Steuererhebung. 

Bei Einkommen der Klasse I findet die Steuererhebung 
in jedem Geschäftsjahre statt, hinsichtlich von Liquidations- 
einkommen indessen bei der Liquidation oder ‚Fusion. 

Bei Einkommen der Klasse I hat der Zinszahlende bei der 
Zahlung des Betrages den Steuerbetrag zu erheben und bis 
zum 10. des folgenden Monats an die Regierung abzuführen. 

Der Steuerbetrag der Einkommen der Klasse III wird ın 
4 Teile geteilt, die im September, November, Januar und März 
erhoben werden. 


14. Ort der Steuerentrichtung 


für Steuerpflichtige mit Einkommen der Klasse IIl ist in erster 
Linie der Wohnsitz, fehlt dieser, der Aufenthaltsort. Indessen 
können auch Personen, die zwar einen Wohnsitz haben, sich 
aber außerhalb befinden, nach dementsprechender. Erklärung 
die Steuer am Aufenthaltsort entrichten. Personen, die im 
Geltungsgebiet des Gesetzes weder Wohn- noch Aufenthalts- 
ort haben, haben den Steuerort selbst zu bestimmen. Unter- 
lassen sie dies, bestimmt ihn die Regierung. 


15. Vertreter. 


Bei Abwesenheit vom Steuerort, sowie im Falle des Ver- 
legens des Wohn- und Aufenthaltsorts ins Ausland hat der 
Steuerpflichtige zur Steuererklärung, Steuerentrichtung, sowie 
Erledigung aller sonstigen Einkommensteuer-Angelegenheiten 
einen Stellvertreter zu bestimmen. 


16. Strafbestimmungen. | 


Durch Betrug oder sonstige gesetzwidrige Handlungen 
verübte Steuerhinterziehung wird mit Geldstrafe in Höhe des 
Dreifachen des hinterzogenen Betrages bestraft. 


Nichteinreichen des Zahlungsprotokolls (Ziffer 7 Abs. 5) 
oder unrichtige Angaben darin werden mit Geldstrafe bis zu 
1000 Yen belegt. 


Mit der Prüfung oder Untersuchung der Einkommen be- 
traute Personen, die ohne rechtlichen Grund Geheimnisse, 
von denen sie durch die Prüfung oder Untersuchung Kenntnis 
erhalten haben, bekanntgeben, werden in Geldstrafe bis 
500 Yen genommen. 

Im übrigen werden für Steuerdelikte gewisse Straf- und 
Schuldausschließungsgründe, sowie Strafmilderungsvor- 
schriften des Strafgesetzes außer Kraft gesetzt. 


Aus den Bestimmungen des dıinesischen Fin- und 
Austahrscezolltariis. 


Der chinesische revidiertte Einfuhrseezolltarif 
vom Jahre 1919 wird seit dem l. August 1919 von allen chine- 
sischen Seezollämtern auf vom Ausland eingeführte Waren 
angewandt. Verringerungen von drei Zehntel seiner Zoll- 
sätze werden in den südlichen offenen „Grenzhäfen‘“ Chinas 
(Mengtsze, Lungchou, Tengyüe usw.) gemäß Artikel 3 des 
französisch-chinesischen Zusatzhandelsabkommens von 1887 
und Verringerungen von ein Drittel seiner Zollsätze in den 
nördlichen offenen „Grenzhäfen‘“ Harbin und Distrikt, in 
Antung und in Hunchun und Lungchingtsun gemäß des 
Chinesischen Ostbahnvertrages, des Chinesisch-japanischen 
Abkommens von 1912 usw. gewährt. In Antung wird diese 
Verringerung nur auf Waren angewandt, die auf der Eisen- 
bahn aus Korea eingeführt werden. 


Der chinesische Ausfuhrseezolltarif, früher „All- 
gemeiner Tarif von 1858‘ genannt, wird jetzt von allen chine- 
sichen Seezollämtern auf ins Inland und nach anderen offenen 
Häfen Chinas ausgeführte Waren verwandt. Verringerungen 
von 4 Zehntel seiner Zollsätze werden in den südlichen offenen 
Grenzhäfen Chinas (Mengtsze, Lungchou, Tengyüe usw.) 
gemäß Artikel 3 des französisch-chinesischen Zusatzhandels- 
abkommens von 1887 und Verringerungen von ein Drittel 
seiner Zollsätze in den nördlichen offenen Grenz,,häfen‘“ Har- 
bin und Distrikt, in Antung und in Hunchun und Lungching- 
tsun gemäß des Chinesischen Ostbahnvertrages, des Japa- 
nisch-chinesischen Abkommens von 1912 usw., gewährt. In 
Antung wird diese Verringerung nur auf Waren angewandt, 
die auf der Eisenbahn nach Korea ausgeführt werden. 
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Der Küstenzoll (Coast Trade Duty) bei Wiedereinfuhr 
nach anderen offenen chinesischen Häfen wird auch nach 
diesem Ausfuhrtarif erhoben, und zwar zu halben Ausfuhr- 
sätzen. 


Die folgenden Veränderungen in dm Ausfuhrzoll- 
tarif bzw. Zusätze zu ihm sind zu erwähnen: 
Zollfrei sind: 
Hohlsaumstickereien (Auszugsarbeit, Drawn-thread work), 
irdene Töpfe mit Konserven, 
in Sirup konservierte Früchte, Ingwer, Chowchow, 
Haarnetze, 
falsche Haarzöpfe, 
Spitzen, 
Karten, | 
chinesische und fremde Zeitungen und Zeitschriften, 
als Ladung verschiffte Motorboote, 
Kupfer aus Bergwerken in Hainan (zeitweilig). 
Zollfrei für zwei Jahre vom 10. Oktober 1919 ist chine- 
sischer Tee aller Sorten, wenn er ins Ausland ausgeführt wird. 
Verbotenist die Ausfuhr von Vogelbälgen mit Federn. 
Beschränkungen unterworfen ist die Ausfuhr 
von lebendem und totem Wild, 
von chinesischem Weizenmehl, Reis und Getreide (während 
des Krieges ist zum ersten Mal die Ausfuhr größerer 
Mengen von Reis und Weizenmehl aus dem eigentlichen 
China ins Ausland gestattet worden. In der Mandschurei 
war schon immer nach guten Ernten die Ausfuhr von 
Weizenmehl und anderen Getreiden ins Ausland frei- 
gegeben, um bei Knappheit wieder verboten zu werden). 
5 fa vom Werte Seezoll zahlen: 
kohlensaures Wasser und Tafelwasser, 
‚hölzerne gebrauchte Petroleumkisten, die in Stücke zerlegt 
sind, Zinkeinsätze alter Packkisten, 
alte Seidenkleider, 
Koffer, Reisetaschen usw. fremder Machart. 
5% vom Werte oder Hk. Tis O 350 Seezoll per Pikul zahlt - 
Ramie (Rhea, China Grass). 
Hk. Tis. 0,100 per Tonne zahlen alle Sorten chinesischer 
Kohle. 
Hk. Tis. 1,500 per Pikul zahlt fremdes Hemdentuch (Shir- 
ting), das in China gefärbt ist. 


Dem Ausfuhrtarif beigefügt ist die Liste der in China 
mit fremden Maschinen hergestellten, im Einfuhrtarif von 
1902 aufgeführten Baumwollwebstoffe und der einmaligen 
Zollsätze, die sie nach dem Einfuhrtarif von 1902 zahlen, falls 
ihnen auf besonderen Antrag dieses Vorrecht gewährt ist. 

In den Tarifen nicht erwähnt ist der seit März dieses 
Jahres erhobene Hungersnot-Zuschlag von 10 % auf die Sce- 
zölle, der nur für ein Jahr erhoben wird. 

In dieser Verbindung wäre noch zu erwähnen, daß die 
chinesische Regierung im Juni 1920 alle die chinesischen 
Fabrikerzeugnisse von jedem Zoll irgendwelcher Art bei Aus- 
fuhr ins Ausland befreit, die das auf besonderen Antrag ge- 
währte Vorrecht der einmaligen Zollzahlung besitzen. 
Das sind wohl alle Fabrikerzeugnisse. Dieser einmalige Zoll 
wird für Baumwollwebstoffe (vergl. vorhergehenden Absatz) 
und für einige andere Erzeugnisse nach dem Einfuhrtarif von 
1902 und nach anderen Sätzen, für die Mehrzahl der Artikel 
aber zum Satze von 5 % des Wertes erhoben. Einmalige Zah- 
lung an das erste Likin- oder andere Zollbureau, das die Er- 
zeugnisse passieren — Tesp. an ein Seezollamt, falls sie ein 
solches als erstes Besteuerungsamt passieren —, befreit von 
jeder anderen Zollabgabe in ganz China, also auch von den 
verschiedenen Formen des Likin. 
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Die Revision des Zolltariis. Aus der Chenpao vom 30. Jımi 
1921. Wegen der Teilnahme am Krieg hat China bei Be- 
endigung des europäischen Krieges von den Mächten eine 
Revision* des Zolltarifs und Beseitigung der fremden Post- 
anstalten verlangt. Obwohl schon ein Jahr vorübergegangen 
war, hatten wir jedoch nicht den geringsten Eriolg mit unserer 
Forderung. Neulich sandte nun das Waichiaopu in dieser An- 
gelegenheit folgende Note an das Diplomatische Korps: 

„Yon der Kommission zur Revision des Zolltariis in 
Schanghai war im Jahre 1919 ausdrücklich bestimmt worden, 
daß die chinesische Regierung zwei Jahre nach Beendigung des 
europäischen Krieges eine Revision des früheren Tarifs von 
5% vorschlagen sollte. Im Juli d. J. läuft nun das zweite Jahr 
nach Beendigung des Krieges ab. Vom August 1921 ab muß 
die Revision durchgeführt werden. Es liegt uns ob, dies vorher 
mitzuteilen.‘ 

Dem Vernehmen nach sollen bei der jetzt vorzubereitenden 
Tarifrevision die verschiedenen Gegenstände unterschieden und 
die: Werte besonders abgeschätzt werden. Grundsatz soll sein. 


daß der Satz von 5% um 25% erhölıt, also auf 7,5% fest-' 


sesetzt wird. Chinesischerseits wird die Abschaffung des Likin 
zugestanden. 

Am Schluß der betreffenden Note werden England, Japan, 
Frankreich und Amerika um Aufhebung ihrer Postämter in 
China gebeten, 


Viehzudıt In Japan. 


Bis vor wenigen Jahren hat die Viehzucht in Japan nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt, obwohl das Land ursprüng- 
lich trotz seiner im Verhältnis zur Einwohnerzahl geringen 
Ackerbaufläche ein Ackerbauland war und bis zur großen 
Restauration zu Anfang der 70er Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts sich in der Hauptsache selbst ernährte.. Was die 
Erzeugung von landwirtschaftlichen Produkten mit Aus- 
nahme der Viehzucht anbelangt, so war die Selbsternährung 
nur dadurch möglich, daß das Volk, ehe es mit den Fremden 
in enge Berührung kam, schr genügsam war, wie es ja auch 
noch heute der Fall ist, in solchen Gegenden, die weit ab- 
seits der großen Verkehrsstraßen liegen, und weil der Boden 
bei der bekannten, sehr intensiven Bearbeitung weit höhere 


Krträgnisse lietert, als in anderen Ländern unter gleichen | 


Breiten. In Japan entfallen auf den Kopf der Bevölkerung 
etwa 10 ar anbaufähiges Land, während in England 40 ar 
und in den Vereinigten Staaten 100 ar zur Verfügung stehen. 
Die Accker sind zumeist klein, häufig terrassenförmie an 
mehr oder weniger steilen Bergablängen gelegen und teils 
aus diesen Gründen, teils wegen der Billigekeit menschlicher 
Arbeitskräfte wird etwa die Hälfte der gesamten Anbaufläche 
nur mit Menschenkraft bearbeitet. Größeren Volksteilen 
war von Religions wegen Fleischgenuß, entweder Rind- 
oder Schweinefleisch untersagt, Schweine und Schale waren 
und sind auch heute noch in vielen Gegenden so gut wic 
unbekannt. 1915 war es z. B. unmöglich, in der ganzen Um- 
vebung von Marugame auf der Insel Shikoku für das dortige 
Kriersgefangenenlager auch nur ein Schaf aufzutreiben. In 
den Jahren 1918 und 1919 brachten die l.okalzeitungen der 
genannten Insel mehrfach in längeren Artikeln lobende Aner- 
kennungen der Bemühungen der deutschen Kriegsgefangenen 


* 19]9 hatte eine internationale Kommission nach langen 
Beratungen die zuletzt 1901 02 festgesetzten Wäarenpreise NeU- 
serevelt und sie den wirklichen Weltmarktpreisen anzupassen 


versucht. um fur die Zollsätze wieder effektiv 5 % zu erreichen. : 


Ba die dama!s festgesetzten Preise indes nicht als normal be- 
zeichnet wurden. wurde vereinbart, daß nach Ablauf von zwei 
sahren die Wärenpreise erneut geprüft werden sollten, damit 
die 5 ’sigren Zole entsprechend gestaltet werden konnten. 


ic Red. 
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in Bando (Tokushima), die unter tatkräftiger Mithilfe des sehr 
fortschrittlich gesinnten japanischen Lagerkommandanten eine 
Ausdehnung und Hebung der in diesem Gebiet noch fast ganz 
unbekannten Schweinezucht ins Werk gesetzt hatten. 

Der jahrhundertlangen gänzlichen Abgeschlossenheit und 
dem bekannten starren Festhalten aller Ostasiaten an dem 
Althergebrachten ist es wohl zuzuschreiben, „daß auch die 
Geflügelzuchtt nur in geringem Maße und nur in 
gewissen Kreisen mehr aus Liebhaberei und zum Sport be 
trieben wurde, wie z. B. zur Aufzucht von Kampfhähnen und 
Zwergrassen, dagegen weniger als Eierleger oder Fleisch- 
huhn, wie das in China seit urdenklichen Zeiten der Fall ist. 

Nicht unwesentlich auf die Nichterzeugumg von Vieh für 
Nahrungszwecke hat wohl die Tatsache eingewirkt, daß die 
japanischen Gewässer außerordentlich fischreich sind, wo- 
durch das Volk von selbst auf diese billige und ergiebige 
Nahrungsquelle hingewiesen wurde. Freilich darf man sich 
auch hier nicht Ueberschätzungen hingeben und die so oft 
geäußerte Ansicht, daß die ostasiatischen Völker in weit stär- 
kerem Maße als die Europäer Fischesser seien, ist durch- 
aus falsch. Der durchschnittliche Fischverbrauch in Japan 
beläuft sich auf noch nicht 30 Pfund pro Kopf und Jahr und 
bleibt damit wesentlich hinter europäischen Durchschnitts 
zahlen zurück. 

Die vorstehend geschilderten Verhältnisse wirkten zu- 
sammen, um einer stetigen Ausdehnung der japanischen 
Viehzucht, wie sie sonst auf so zahlreichen Gebieten im japa- 
nischen Leben beobachtet werden konnte, hemmend entgegen- 
zuwirken. Aber mit der fortschreitenden Entwicklung des 
Landes, der immer stärkeren Industrialisierung, welche der 
Bevölkerung bessere Löhne und damit bessere Lebensbedin- 
gungen bot, und bei der rasch wachsenden Bevölkerungszu 
rahme, mußte endlich einmal der Zeitpunkt eintreten, an dem 
Regierung und Volk an dem Problem der rascheren Entwid- 
lung der Viehzucht mehr als bisher interessiert waren. Dazu 
kam, daß die zahlreichen Europäer im Lande die heimisch 
Fleischnahrung und die gewohnten Molkereiprodukte nıdt 
entbehren wollten und daß die vielen im Ausland erzogen“ 
Japaner sich europäischen Lebensgewohnheiten zugewandt 
hatten und nach ihrer Rückkehr nach Japan für die Einfuh- 
rung und Entwicklung modernerer Viehzuchtmethoden zu 
wirken begannen. 

Nur auf dem Gebiet der Pferdezucht war 
man schon lange dazu gelangt, fremdes Zucht- 
ınaterial in Anspruch zu nehmen. Der Grund dürfte 
in der Hauptsache darin zu suchen sein, daß das 
einheimische Material wenig ausdauernd, unansehnlich 
und klein ist (einheimische Tiere werden kaum 14 Hand 
hoch), und daher für militärische Zwecke wenig brauchbar. 
So sollen bereits um die Mitte des 17. Jahrhunderts Hengste 
und Stuten zu Zuchtzwecken aus Persien und Arabien eın- 
geführt worden sein. Nach der Restauration wurde Voll- 
und Halbblut in bemerkenswerten Mengen aus Arabien, Eng- 
land und Frankreich eingeführt, schwerere Rassen kamen aus 
Nordamerika, Nordfrankreich und Belgien. Kurz vor Kriegs 
ausbruch wurde eine größere Anzahl ungarische Zuchttiere 
herübergebracht. Die eingeführten Tiere gehörten fast durch- 
wer der Regierung und sollten in erster Linie zur Aufzucht 
euter Militärpferde dienen. Dieser Zweck ist im allgemeinen 
erreicht worden. Aus den Kreuzungen der verschiedenen 
Rassen und mit einheimischen Tieren sind für japanische 
Verhältnisse recht brauchbare Rassen entstanden. Der Gt 
samt-Pferdebestand Japans nach der Statistik des Jahres 1918 
belief sich auf 1510026 Stück. Aus dieser Zahl gehörten 


der Regierung bzw. den Militärbehörden 55 355 Tiere, von 
welcher Zahl 4998 Stück lediglich Zuchtzwecken in den Ge- 
stüten dienten. 113821 Pferde betrug der Gesamtzugang des 
Jahres 1918, während sich der Gesamtabgang durch Tod auf 
133 249 belief. Die Anzahl der Zuchthengste für das ganze 
Land im Jahre 1918 war etwa,5000 Stück, aus welcher An- 
zahl etwa 2700 eingeführte fremde Rassen sind, während der 
Rest von 2300 aus Kreuzungen früherer Einfuhren besteht. 
Seit 1906 unterstehen die Regierungsgestüte der Militärver- 
waltung, welcher nach dem festgelegten Plane bis 1924 insge- 
samt 1500 Zuchthengste gehören sollen. Die Militärremonten 
werden in der Regel im Älter von 18 Monaten angekauft und 
kommen dann für die nächsten drei Jahre auf Militärstationen; 
sie werden demnach im Alter von 41% Jahren in die Truppe 
eingereiht und tun in der Regel 10 Jahre Dienst, nach welcher 
Zeit Ausrangierung und Verkauf an Private erfolgt, so daß 
jährlich etwa 5000 Pferde ausgemustert werden. 

Um die Züchter zu ermuntern, veranstaltet die Regierung 


in den hauptsächlich für Pferdezucht in Betracht kommenden 


Gebieten jährliche Pferdeschauen, zu denen sie Preise zur 
Verfügung stellt. In den größeren Städten, wie Tokio, Yoko- 
hama und Kobe, finden alljährliche Pferderennen statt, die 
sich allerdings in japanischen Kreisen geringen Interesses er- 
Treuen. 

Rindvieh ist bis vor wenigen Jahren in Japan lediglich 
zu ÄAckerbauzwecken und für Transportzwecke gezüchtet 
worden. Die Masse des japanischen Volkes macht keinen Ge- 
brauch von Molkereiprodukten, so daß für diese nur die Aus- 
länder und kleinere Kreise der besseren Volksklassen in Frage 
kommen. Rindvieh für Schlachtzwecke zu ziehen, äüiel nie- 
mand ein, der verhältnismäßig kleine Bedarf wurde aus den 
Reihen der Zugtiere entnommen. Für die heimischen Rassen 
trifit das gleiche zu, wie für die Pferde, sie sind kleiner und 
unansehnlicher, als fremdländische, wobei der Umstand der 
schlechteren Ernährungsweise und des zu frühen Einge- 
spanntwerdens eine wesentliche Rolle spielt. Reinrassige 
einheimische Tiere bringen es bestenfalls bis zu einem Höchst- 
gewicht von etwas über 600 Pfund, während Kreuzungen 
„ mit eingeführten europäischen oder amerikanischen Zucht- 
tieren wenigstens 100 Pfund schwerer werden, gute Stiere 
aus solchen Kreuzungen bringen es bis auf 10 bis Il Zent- 
ner. Die einheimischen Rassen sind seit einer Reihe von 
Jahren mit’englischen (Devons und Shorthorns) und mit 
schweizerischen ‚(Braune Schweizer) Rassen erfolgreich ge- 
kreuzt worden. Die seit wenigen Jahren nur zu Molkerei- 
zwecken benutzten Tiere sind fast durchweg entweder rein- 
rassig fremden Ursprungs oder gute Kreuzungen, die die 
Merkmale ihrer Ursprungsheimat behalten haben. Es sind 
zu 80 Prozent Holsteiner, die restlichen 20 Prozent stammen 
aus Nordamerika, Nordfrankreich und Süd-England. Die 
Insel Shikoku genießt den Ruf, das beste Rindvieh zu Acker- 
bauzwecken zu züchten; die Tiere sind fast ausnahmslos 
schwarz, die für Rindvieh beliebteste Farbe in Japan. Nach 
der Statistik für 1918 waren insgesamt 1 307 120 Stück Rind- 
vieh (einschließlich Kälber) vorhanden, von welcher Zahl 
5936 Zuchtstiere waren. Zugang durch Zucht 207891 und 
durch Einfuhr aus Korea 41 160, zusammen 249051 Tiere; 
Abgang durch Schlachtung und Tod 290 217 Stück. In der 
Gesamtanzahl sind eingeschlossen etwa 120000 Kühe und 
Kälber, die nur zu Molkerei- und Schlachtzwecken Verwen- 
dung finden. 

e Schweinezucht wurde nach japanischen Berichten 
bis einige Jahre nach der großen Restauration überhaupt 
nicht getrieben. Nur ganz allmählich und zwar hauptsäch- 
lich infolge des mehr und mehr zunehmenden Zustromes der 
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Ausländer, von denen die Japaner den Genuß von Schweine- 
fleisch lernten, entwickelte sich auch dieser Zweig der Land- 
wirtschaft langsam in den allerletzten Jahren. Die Statistik 
des Jahres 1918 zeigt daher auch, wie erstaunlich gering im 
Vergleich zu anderen Ländern die Anzahl der Schweine in 
Japan noch immer ist. Die Gesamtanzalıl belief sich auf 
389 155 Stück, Zugang war 305673 und Abgang durch 
Schlachtung und Tod 277761. Die Anzucht beschränkt sich 
auch heute noch auf bestimmte Gebiete, besonders auf solche 
in der Nachbarschaft der großen Handelsplätze; fast ein Vier- 
tel des gesamten Schweinebestandes ist auf der Liu-Kiu-Insel- 
gruppe vereinigt, deren Bewohner frühzeitig mit den benach- 
barten Chinesen in engste Berührung gekommen waren und 
von diesen auch die Schweinezucht übernommen haben. Von 
hier stammen auch die ursprünglichen Zuchttiere, welche 
dann mit englischen und amerikanischen Rassen gekreuzt 
worden sind. So erinnern die japanischen Schweine noch 
heute lebhaft an ihre chinesischen schwarzen Ureltern. Die 
Anwesenheit der deutschen Kriegsgefangenen in Japan war 
seinerzeit für die japanischen Bauern ein großer Ansporn, 
sich mehr als bisher auf Schweinezucht zu legen, der Bedarf 
war groß und konnte z.B. auf der Insel Shykoku nur mit 
Mühe gedeckt werden, obwohl diese Insel Kobe gegenüber- 
liegt und einen lebhaften Verkehr nach dort unterhält. Es 
wurden gute, immer steigende Preise bezahlt und die Bauern 
waren froh, sachverständige Berater für die Zucht zu finden. 
Die Schafzucht liegt noch ganz in den Kinderschuhen 
und wird wohl kaum jemals bei dem Fehlen geeigneter Wei- 
den in Japan eine auch nur geringe Rolle spielen. Wie be- 
reits eingangs erwähnt, sind Schafe in vielen Gegenden des 
Landes gänzlich unbekannt, und diese Tatsache ist leicht er- 
klärlich, wenn man in Betracht zieht, daß im Jahre 1918 nur 
4556 Schafe in Japan gezählt wurden. Zwar hatte die Re- 
gierung in den Jahren 1875 bis 1878 etwa 6000 Stück von 
Australien und Amerika eingeführt, doch gingen diese all- 
mählich alle ein. Seit 1918 sind seitens der Regierung neue 
Versuche gemacht worden, um die Schafzucht im Interesse 
des Landes, welches einen immer größeren Bedarf an Wolle 
aufweist, zu entwickeln, und seit dieser Zeit sind wchl etwa 
3000 Zuchttiere aus England und China eingeführt worden. 

Die Anzahl der Ziegen belief sich nach der Zählung 
von 1918 auf wenig mehr als 90 000 Stück, von denen fast 
*; auf den Liu-Kiu-Inseln versammelt sind. Sie stammen 
ursprünglich aus China und sind später mit Schweizer Rassen 
gekreuzt worden. Man findet auch häufig in Molkereibetrieben 
reinrassig erhaltene Schweizerziegen.. 

Die Anzucht von Hühnern wurde ursprünglich in 
Japan mehr als Sport betrieben; man züchtete große, starke 
Kampfhähne für die Hahnenkämpfe und Zwergrassen und 
suchte sich bei der Züchtung solcher durch Heranzichung 
immer auffälliger werdender Tiere zu überbieten. Als 
Fleischhuhn und Eierleger, wie in China und Europa, kamen 
die Tiere weniger in Betracht. Eier wurden und werden noch 
heute in beträchtlicher Menge von China, wo sie weit billiger 
sind, als im eigenen Lande, eingeführt. Nachdem sich jedoch 
ein großer, ständig steigender Bedarf geltend machte, führte 
man von Amerika und Europa gute Rassen ein und man kann 
wohl sagen, daß man heute fast in jedem Dorf die bekannten 
europäischen guten Rassen, wie Orpingtons, Wyandottes, Ita- 
iiener, Minorka, White Leghorns, Plymouth Rock usw. wieder- 
findet. Mehrjährige Beobachtungen haben gezeigt, daß der 
japanische Bauer in den letzten Jahren angefangen hat, Wert 
auf reinrassig bleibende Stämme zu legen, solche wurden 
häufig auf Shykoku in sehr schönen Exemplaren angetroffen. 
Im allgemeinen legen die Hühner nicht so Sleißig, wie in 
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Europa, auch sind die Eier kleiner, doch hat das seinen Grund 
in der schlechteren Ernährungsweise von seiten der Bauern. 
Die letzte Zählung ergab einen Bestand von 13 734 994 aus- 
gewachsenen Hühnern (Hähne und Hennen) und 11 291 698 
jungen Tieren. 

Gänse werden in Japan nicht gezogen, es dürften nur 
wenige Exemplare im Besitz von Liebhabern sein. Auch die 
Anzucht von Enten spielt z. Z. noch keine besondere Rolle; 
vor etwa einem Jahre wurden insgesamt 405 682 Stück ge- 
zählt, die zumeist aus Kreuzungen eingeführter Rassen 
stammen. 

Durch Pröpapandss in Zeitungen und Schriften, und durch 
Gewährung von Prämien und Preisen sucht die Regierung, 
die die Notwendigkeit der Hebung und Entwicklung der japa- 
nischen Viehzucht im Interesse der besseren Ernährung des 
Volkes voll erkannt hat, ihrerseits auf die Bauern einzuwirken. 

G. Schwengenbecher. 


ge m u me 
China. 


Aufhebung des Handelsverbotes in China. Unterm 20. August 
wird aus Peking gemeldet, daß China offiziell alle Bestimmungen 
bezüglich des Handelsverbotes mit den früheren Feinden auf- 
sehoben habe und daß keinerlei Beschränkungen für das Herein- 
kommen Deutscher nach China mehr bestehen. 

Ablehnung englischer Firmenangebote für chinesische 
Fisenbahnen. Die englische Presse stellt mit großer Betrübnis 
jest, daß es keiner einzigen englischen Firma gelungen ist, bei 
ven kürzlichen großen Lieferungsausschreibungen für die 
chinesischen Eisenbahnen einen Auftrag zu erhalten. Mit Aus- 
rsahme eines Auftrages an die American Locomotive Co. für 
Lieferung von 5 Lokomotiven sind alle Kontrakte an die 
belgischen Werke in Haine St. Pierre gefallen. Die „Forges 
Usines et Fonderies de Haine St. Pierre‘ hat den Auftrag auf 


Ostasien Güterverkehr 


Lieferung von 30 Lokomotiven des Prärietyps zum Preise von 
je £ 9150 erhalten; das geringste englische Angebot war 
£ 13075 cif Liverpool. Dieselbe Fabrik sicherte sich den Auf- 
trag für 6 Lokomotiven des englischen Typs für je £ 9675 gegen- 
über dem geringsten englischen Angebot von £ 11.000 und 
£ 4500 für. Reserveteile dazu. ‚Die American Locomotive Co. 
erhielt den Zuschlag für 2 Maschinen des Mikadotyps und 
3 Maschinen des Pacifictyps für je £ 13000 gegenüber einem 
englischen Angebot von £ 14904. Alle Kontrakte für Güter- 
wagen sind an die Compagnie Centrale de Construction & Haine 
St. Pierre gegeben worden, und zwar hundert 40-Tons offene 
Wagen aus Stahl für je £ 666 (englische Angebote £ 1016 bis 
£ 1340), hundert 40-Tons gedeckte Wagen aus Stahl zu je £ 72? 
(englische Angebote £ 1383 bis £ 1610), vierzig gedeckte Wagen 
aus Stahl zu je £ 722 (englische Argebote £ 1160 und £ 1510). 
Die englischen Zeitungen machen den Arbeitern den Vorwurf, 
daß sie durch übertriebene Lohr ijorderungen jede erfolgreiche 
Konkurrenz verhinderten. 


Chinesische Baumwoll-Industrie. In Woosung sind zwei 
neue Baumwollspinnereien, die Ta Chung Hua und Hung Feng, 
eröffnet worden. Auch die Pootung Baumwollspinnerei ist zur- 
zeit im Umbau begriffen. Sie wird außer mit neuen Maschinen 
und Motoren mit 100 000 Spindeln ausgerüstet Die Vereinigung 
chinesischer Baumwollspinnereien hat kürzlich für das am 
3l. Januar 1921 endigende Halbjahr folgende Zahlen bekannt- 
gegeben: Im Betrieb befindliche Spindeln 2814 136, Anzahl der 
iin Laufe dieses Jahres neu hinzukommenden Spindeln 115000. 
Verarbeitete Baumwolle 409206 Ballen ä 500 Pfund englisch, 
davon 342 577 chinesische, 8318 Ballen amerikanische und 51311 
ostindische Baumwolle. Unverarbeitete auf Lager befindliche 
Baumwolle 162945 Ballen, fast nur chinesische Baumwolle. 


Hongkong — Canton - Landstraße. Der englische Chel- 
ingenieur für Straßenbauten in Hongkong hat kürzlich im Auf- 
trage der englischen Regierung mit den chinesischen Behörden 
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in Canton Besprechungen gehabt wegen des Baues einer großen 
modernen Landstraße zwischen Hongkong-Kowloon und Canton. 
Die beiderseitigen Behörden und die Kaufmannschaft stehen 
dem Projekt sehr sympathisch gegenüber. Die Straße würde 
etwa 275 km lang sein bei einer Breite von 7 m. Da gleichzeitig 
beabsichtigt wird, durch die neue Straße dem Handel neue 
Verkehrsmöglichkeiten und Gebiete zu erschließen, soll sie niclıt 
in der Nähe der Kowloon und Canton verbindenden Eisenbahn 
geführt werden; nur in der Nähe der Eisenbahnstation in 
Canton wird sie auf kurze Entfernung mit der Eisenbahnlinie 
parallel laufen. | 

Neue landwirtschaftliche Firma in Fuchou. Vor einigen 
Wochen hat sich in Fuchou eine mit amerikanischem Gelde 
arbeitende Firma unter dem Namen „The Farm Implement and 
Irrigation Co.“ niedergelassen. Die Firma arbeitet mit elektri- 
schen Pumpmaschinen amerikanischen Ursprungs und wird zu- 
nächst etwa 1300 Hektar Reisfelder unter Bewässerung nehmen. 
Schon seit längerer Zeit sind Amerikaner in Südchina besonders 
eifrig mit der Untersuchung von Absatzmöglichkeiten für land- 
wirtschaftliche Maschinen tätig gewesen und man soll zu dem 
Entschluß gekommen sein, einfache und billige Maschinen für 
den Gebrauch auf den vielen kleinen Farmen Südchinas anzu- 
fertigen und einzuführen. Zu dem Zwecke sollen chinesisch- 
amerikanische Gesellschaften gegründet werden. 

Schitfsbau in Schanghai. Am 22. Juni ist auf der Werft der 
„New Engineering and Shipbuilding Works Ltd. in Schanghai als 
letztes einer, Flotte von acht gleichgroßen Schiffen der Dampfer 
„Hafthor“ vom Stapel gelaufen. Die 8 Dampfer sind für Rech- 
nung der norwegischen Firma Bruusgaards, Kiosterud & Co. 
in Schanghai erbaut worden; das erste Schiff ist vor 2% Jahren 
vom Stapel gelaufen. Die Länge beträgt 254 Fuß 6 Zoll und die 
Breite 37 Fuß; diese acht Dampfer gehören somit zu den größten ° 
bisher in Schanghai erbauten Ozeandampfern. 

Tschifus Handei 1920. Ueber den Handel von Tschifu im 
Jahre 1920 heißt es im Jahresbericht des chinesischen Seezoll- 
amtes für 1920: Die nach Tschifu eingeführten fremden Güter 
hatten einen Gesamtwert von Tis. 6569400, d. i. trotz des 
niedrigen Silberwertes eine Zunahme von Tis. 357550 gegen- 
über dem Vorjahr. Japanische Baumwollen-Einfuhr fiel weiter, 
bis sie, wie auch im allgemeinen bei japanischen Waren, so gut 
wie verschwunden war. An ihre Stelle traten amerikanische 
und englische Baumwollwaren. Indische und japanische Garne 
fielen, die letzteren sind beinahe verschwunden. Japanische 
‚ Streichhölzer kamen nicht mehr zur Einfuhr; auch die Zucker- 
einfuhr aus Japan fiel sehr stark. Petroleum von Amerika ver- 
doppelte sich. Der Schiffsverkehr stieg um 497674 t; davon 
chinesisch 312300, englisch 111148 und japanisch 5072 t. In 
der Küstenschiffahrt gewann China 69257 t und Japan verlor 
32 874 t. 

Luitverkehrsiinle Peking—Peitaho. Zwischen Peking und 
Peitaho, dem bekannten nordchinesischen Seebade, ist ein regel- 
mäßiger Passagier- und Postdienst mit Flugzeugen der Regie- 
rung eingerichtet worden, mit dem Zwecke, den Bewohnern 
Pekings den Aufenthalt in Peitaho über Sonntag zu ermöglichen. 
Dieser Dienst soll in der Art ausgebaut werden, daß die Mit- 
glieder des diplomatischen Korps in Peking ihre regelmäßigen 
Sommerferien in Peitaho verleben und zweimal wöchentlich 
nach Peking zur Teilnahme an Sitzungen und zur Erledigung 
wichtiger Angelegenheiten zurückkehren können. 


Japan. 

.Minderwertigkeit japanischer Waren. Der japanische Konsul 
ın Seattle klagt in einem Bericht an das Ministerium für Handel 
und Landwirtschaft über die schlechte Beschaffenheit zahl- 
reicher japanischer Waren und über deren schlechte Ver- 
packung. Flüssige Waren in Flaschen und Gläsern zeigen 
starken Abgang durch Bruch infolge Versand in dünnen, zer- 
brechlichen Kisten und schlechtem Verpackungsmaterial. 
Porzellan würde zwar in besseren Kisten untergebracht, doch 
käme schr viel Bruch durch minderwertiges Packmatcrial vor. 
Wollwaren, Strickwaren, Flanelle. Schirtings und ähnliche Güter 
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seien im Verhältnis zu den hohen Preisen minderwertig. Knöpfe 
finden wegen der Ungleichheit der einzelnen Stücke keinen Ab- 
satz. Kämme, Zahnbürsten, Spiegel, Lampen, Spielzeuge hätten 
zwar. ein äußeres gutes Ansehen, aber die Machart entspräche 
nicht der äußeren Aufmachung. Werkzeuge, Schlösser, Seifen- 
büchsen und andere ähnliche Artikel seien schon nach kurzem 
Gebrauch verdorben und werden dann nicht wieder gekauft. 

Abgetretene deutsche Dampfer in Japan. Von den vier 
deutschen Dampfern, die auf Grund des Friedensvertrages an 
Japan überwiesen wurden, sind bisher nur zwei, und zwar 
„Kap Finisterre”“ unter dem Naınen „Taiyo Maru“ und „Kleist“ 
in Dienst gestellt worden. „Kap Finisterre“ läuft für die Toyo 
Kisen Kaisha zwischen Nordamerika und Japan und „Kleist“ 
für die Nippon Yusen Kaisha zwischen Europa und Japan. Die 
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anderen beiden Dampfer „Vielfeldt‘“ (4460 t) und „Normannia“ 
(3229 t) trafen am 14. und 19. April in Japan ein und liegen noch 
immer am Quai in Yokosuka. Die großen Schiffahrtsgesell- 
schaften haben die Uebernahme der beiden Schiffe abgelehnt, 
unter der Begründung, daß ihre eigenen Dampfer bei der Ueber- 
füllung des Schiffsmarktes keine Beschäftigung hätten. 
Elektrisierung der japanischen Eisenbahnen. Der Streit der 
Parteien wegen der Verbreiterung der Spurweite und Elektri- 
sierung der Eisenbahnen in Japan kommt nicht zur .Ruhe. Die 
früheren diesbezüglichen Pläne hatten beim Reichstag auf Be- 
treiben des Kabinetts keine Mehrheit gefunden. Die „Asahi“ 
sagt, daß das Ministerium Hara das Schmalspursystem für die 
japanischen Bahnen beibehalten wolle und eine weitere Aus- 
dehnung der Linien mit allen Mitteln fordere. Im Oberhaus und 
im Volke selbst arbeite eine zahlreiche und einflußreiche Partei 
tür die Annahfle des Normalspursystems; gleichzeitig mit dem 
Umbau solle die Elektrisierung der Hauptlinien einsetzen. Man 
macht geltend, daß die heutigen Einrichtungen schon lange 
nicht mehr dem Verkehr. auf den Hauptlinien genügen und daß 
bald der Zeitpunkt eintreten werde, wo Handel und Verkehr zum 
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Das Eisenbahnministerium ist zur- 
zeit mit der Ausarbeitung von Plänen beschäftigt, die die 
baldigste Flektrisierung der Hauptlinien zum Ziele haben. Die 
Arbeiten sind fast beendet und werden gleich nach Zusammen- 
tritt des Reichstages zur Beratung vorgelegt werden. Im Falle 
der Genehmigung wird mit den Arbeiten an der Tokaido-Linie 
und der Zentral-Linie begonnen werden. 


Deutsche Bleistifte für Japan. Von den bei Kriegsende in 
Betrieb befindlichen 70 japanischen Bleistiftfabriken ‚arbeiten 
jetzt nur noch 10. Sie waren der Konkurrenz der deutschen, 
englischen und amerikanischen Fabrikate nicht gewachsen. Die 
vor dem Krieze in Japan allgemein beliebten deutschen Blei- 


Stillstand kommen müssen. 


“stifte sind wieder zahlreich auf dem Markt erschienen, und es 
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unterliegt keinem Zweifel, daß sie in kürzester Zeit wieder ihre 
beherrschende Stellung einnehmen werden. 


Abkommen deutscher Farbenfabriken in Japan. Wir hören, 
daß die Bodische Anilinfabrik im Verein mit einer anderen 
deutschen Gesellschaft mit der Daido Farbstoff Co. einen Ver- 
trag abgeschlossen hat, wonach letztere die alleinige Vertretung 


der Fabrikate der deutschen Firmen übernommen hat. Nach 
den Bedingungen erhält die Gesellschaft, wenn der Gewinn aus 
den Verkäufen in Japan eine festgesetzte Summe erreicht, einen 
Anteil am überschießenden Reingewinn. Fabrikate anderer 
Firmen dürfen dagegen nicht verkauft werden. Natürlich hat 
dieses Abkommen bei den japanischen Farbstofi-Fabrikanten 
großes Mißfallen erregt, weil sie sich dadurch ins Hintertreffen 
vedrängt fühlen, und sie beabsichtigen, Gegenmaßregeln zu 
treffen. 


Elektrische Bedarisartikei für Siam. In Bangkok, das mit 
Umgebung zwei größere Elektrizitätswerke mit Kraft und Licht 
versorgen, herrscht zurzeit eine rege Nachfrage nach elektri- 
schen Apparaten und Bedarfsartikeln für Lichtanlagen. In Siam 
selbst gibt es noch keine Fabriken, die solche Artikel anfertigen. 
Der Einfuhrzoll auf alle eiektrischen Waren beträgt 3% des 
Wertes. Beschränkungen für die Einfuhr bestehen nicht, auch 
braucht die Ware nicht den Stempel des Ursprungslandes zu 
tragen. 
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ee enaletene Mitteilungen te 
: des Verbandes für den Fernen Osten. ! 
3 Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. : 


Ostasienabend. Vielfachen Wünschen entsprechend werden 
auch im kommenden Winter wieder regelmäßig allmonatlich 
OÖstasienabende veranstaltet werden, um die persönlichen Be- 
ziehungen zwischen den Damen und Herren, die früher in Ost- 
asien weilten, zu fördern. Die erste Zusammenkunft in diesem 
Winter wird in der ersten Hälfte des Oktobers stattfinden. Die 
Einladung zu der Veranstaltung wird in der nächsten Nummer 
der „Ostasiatischen Rundschau“ veröffentlicht werden. 


Besichtigungen industrieller Betriebe. Auf Wunsch der chine- 
sischen Studenten an der Technischen Hochschule zu Charlotten- 
burg hat der Verband für den Fernen Osten während der 
letzten Wochen eine Anzahl von Führungen durch einige der 
xrößten und bekanntesten industriellen Unternehmungen ver- 
anstaltet. 

Die Besichtigungen, an denen jeweils etwa 40 Herren unter 
der Führung der Herren Dr. Linde, Dipl. ing. Hu und Dr. phil. 
Yang teilnahmen, haben einen vorzüglichen Verlauf genommen 
und allen Teilnehfiern einen guten Einblick in die wirtschaftliche 
Arbeit Deutschlands nach dem Kriege vermittelt. Der Vorstand 
des Verbandes verfchlt nicht, auch an dieser Stelle den Dirck- 
tionen der Unternehmungen, die besichtigt wurden, sowie den 
Herren Betriebsleitern und Ingenieuren, die innerhalb der 
Werke durch Vorträge die Teilnehmer über die jeweils in Frage 
stehende Fabrikation unterrichteten und die Führungen über- 
nahmen, für die Ynterstützung der in allen Teilen ausgezeichnet 
gelungenen Veranstaltung seinen Dank auszusprechen. 

Den Abschluß bildete ein im Hause von Frau und Herrn 
Dr. Linde in Schlachtensee veranstaltete Zusammmenkunit, an 
der außer den Teilnehmern an den Führungen auch einige 
andere chinesische Gäste mit ihren Damen sich eingefunden 
hatte. In mehreren Reden und in persönlicher Aussprache 
wurden die Eindrücke über das Gesehene ausgetauscht und 
dem Vorstande des Verbandes mit dem Dank für die diesjährige 
Veranstaltung auch der Wunsch nach einer Wiederholung im 
nächsten Jahre ausgesprochen. 

Entschädigungsgesetze. Eine soeben bei Carl Heymanns 
Verlag, Berlin W. 8, erschienene Textausgabe zn Preise von 
6 M. enthält alle wichtigen bisher erlassenen Entschädigungs- 


gesetze: Auslandsschädengeesetz, Kolonialschädengesetz, Ver- 
drängungsschädengesetz vom 28 Juli 191 und die Em- 
schädigungsordnung vom 30. Juli. Die zahlreichen Reichs- 
anzehörigen des Auslandes, der ehemaligen Kolonien und der 
abgetretenen Gebiete finden darin alle gesetzlichen Maßnahmen 
vereinigt, die zur Schadloshaltung und Geltendmachung ihrer 
Rechte erlassen sind. 


Gesuchte Adresse: Herr Werner Küntzel in Han- 
burg, Mönckebergstraße, wird um genaue Adressenangahe 
gebeten, Ja die an ihn gerichteten Briefe und Drucksachen als 
unbestellbar zurückgekommen sind. 


Auslandkalender 1922. Der Deutsche Auslandverlag Waiter 
Bangert, Hamburg, teilt mit, daß das bei ihm erscheinend 
Taschenbuch der Auslanddeutschen, der Hamburgisch 
Auslandkalenderim Jahrgange 1922 den Wünscde 
der Kritik und der Benutzung entsprechend nunmehr im dritte 
Jahrgange in unveränderter Form in der allgemeinen üblichen 
Kalenderzeit bereits Mitte Oktober d. J. erscheint. Dein 
Kalender wird ein Fragebogen beigefügt, in dem die Bezicher 
iıre Wünsche für eine weitere Ausgestaltung des Kalenders 
äußern können. Der Preis des neuen Jahrganges beträgt 5 M. 


Allgemeines. 


Vereinfachte chinesische Schritt. Nach Berichten aus 
englischen Missionskreisen soll die kürzlich erfundene verein- 
fachte phonetische Schreibweise für die chinesische Sprache 
inmer mehr in Aufnahme kommen. Die Britische und Aus 
wärtige Bibelsesel'schaft hat das ganze Neue Testament mit 
dieser neuen Schrift drucken lassen. Andere Missionsgeseli- 
schaften sind dabei, ihre Veröffentlichungen ebenfalls nach dieser 
Schreibweise herauszugeben, und man macht große Propayan.a 
unter den verschiedenen Missionen, um sie allgemein zuiN 
Unterricht in den Schulen einzuführen. 

Die vollständigen chinesischen Wörterbücher enthalten 
etwa 400000 zum großen Teil recht schwierige Zeichen, 
wahrend das neue System nur 39 einiache Zeichen enthält mi 
denen, wie mnehrfache Versuche ergeben haben sollen. frühere 
Analphabeten schon nach etwa 3 Wochen Unterricht Brieie 
schreiben können, die den Empfängern vollkommen verstand- 
lich sind. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr.Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: Dr. FW.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Dı% 
serantwortl Schriftleiter: Dr. F.W. Mohr; fur die Anzeigen: C.Lichuock; sämtlich in Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.ın.b.H., Berlin SW- 
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Allgemeiner und politischer Teil Ill 


Zum Kampf um die Vormachtstellung in Ostasien. 
Von ©. Fink. 


In den am Fernen Osten interessierten englischen Kreisen 
ist man neuerdings zu der Einsicht gekommen, daß die Hoff- 
nungen endgültig zu Grabe getragen werden müssen, die 
man in London im Sommer vorigen Jahres an die Nieder- 
werfung der Anfupartei geknüpft hatte. Damals konnte die 
englische Presse nicht genug preisende Worte für die Tu- 
tschüns des Nordens finden, von denen sie eine Wieder- 
herstellung der Verhältnisse der Zeit vor dem Weltkrieg er- 
wartete, wo der eigentliche Herrscher Chinas nicht auf dem 
Präsidentenstuhl in der verbotenen Stadt zu suchen war, 
sondern in der britischen Gesandtschaft. Noch während des 
Krieges schien der Vertreter Londons, Sir John Jordan, der 
allmächtige Herr in Peking zu sein; seine alten Beziehungen 
zu den chinesischen Würdenträgern wie seine ganze Persön- 
lichkeit waren dazu angetan, ihm die Behauptung einer über- 
ragenden Stellung zu ermöglichen, zumal er von einer gut 
organisierten Presse verständnisvoll und nachdrücklich unter- 
stützt wurde. Mit dem Fortgang Sir John Jordans änderte 
sich aber das Bild in Peking; für Sir Beilby Alston erwies sich 
der Mantel seines Vorgängers als zu groß. Mit kaum er- 
warteter Plötzlichkeit zeigte sich, daß Großbritannien, durch 
den Weltkrieg in der Wahrnehmung der früher innegehabten 
Vormachtstellung in China behindert, dort so stark an Ein- 
fluß verloren hatte, daß die Einbuße nicht ohne weiteres 
wieder gutzumachen war. 

Japan und Amerika hatten in überraschendem Maße in 
China an Boden gewonnen. Japan und Amerika waren aber 
nicht Bundesgenossen, sondern erbitterte Gegner. Sie haben 
von jeher mit zum Teil sehr verschiedenen Mitteln gearbeitet, 
um sich die Vormachtstellung in China zu sichern und haben 
beide dort erhebliche Erfolge aufzuweisen, damit natürlich 
auch den Gegensatz unter sich wesentlich verschärft. 


Als London mit dem Friedensschluß die unmittelbare 
Sorge um die Zukunft des eigenen Reiches überwunden hatte, 
richtete es seine Blicke auch wieder jenen Gebieten zu, wo 
sein Einfluß früher überwiegend war, wo es sich mit weit 
ausschauenden, von einer starken Flotte mächtig geförderten 
politischen Wirken den Boden für spätere wirtschaftliche 
Ernten bereitet hatte. Unter ihnen stand China in erster 
Reihe. In China aber unterhielt damals die am Ruder be- 
findliche Machtgruppe enge Beziehungen zu Japan; Japan 
stützte in mehr als einer Hinsicht die Anfupartei, diese räumte 
dafür Japan auf mehr als einem Gebiete große Vorteile ein. 
Das erklärt ohne weiteres, weshalb England eine schroffe 
Stellung gegen die Anfupartei einnahm und mittelbar und un- 
mittelbar ihre Beseitigung betrieb. Wesentlich genutzt hat 
diese Politik England in China nicht. Wenn letzten Endes 
in der Politik auch nur reale Interessen den Ausschlag geben, 
so mußte England in China doch merken, daß es sich durch 
sein Treiben während des Weltkrieges in Peking zwischen 
zwei Stühle gesetzt hatte; man hat dort nicht vergessen, daß 
es England in erster Reihe gewesen war, das China zur Teil 
nahme am Krieg gegen die europäischen Mittelmächte über- 
redet hatte, daß England aber nicht daran dachte, die Zu- 
sagen zu halten, die es der Pekinger Regierung dafür gemacht 
hatte. Die englandfeindliche Stimmung war zeitweilig so 
stark, daß sogar mit einem Boykott gegen Großbritannien 
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gedroht werden konnte. Noch dieser Tage klagte der Shang- 
haier Vertreter des „Manchester Guardian“, daß die Stimmung - 
der Chinesen England gegenüber viel zu wünschen übrig 
lasse; Wandel werde nur ein für,England günstiger Verlauf 
der Washingtoner Konferenz bringen können. 

Dazu kam, daß Amerika in sehr kluger Weise die Führung 
bei der Bildung eines internationalen Bankkonsortiums über- 
nommen hat, das China die Mittel zum Wiederaufbau seinzr 
Unabhängigkeit und Macht zur Verfügung halten wollte und 
sich damit auf den Platz gestellt hat, den 75 Jahre lang Fng- 
land unangefochten eingenommen hatte. Bisher hat: dieses 
Konsortium freilich seine Pläne nicht in die Wirklichkeit über- 
setzen können; es ist sogar zweifelhaft, ob es trotz der großen 
Not, die im Pekinger Schatzamt herrscht, dazu in absehbarer 
Zeit in die Lage kommen wird. Aber .die Tatsache läßt sich 
nicht aus der Welt schaffen, daß nicht mehr wie früher 
London, sondern New York die Führung der geplanten ge- 
waltigen Finanzoperationen in der Hand hat, daß trotz aller 
Bemühungen eines Sir Charles Addis (Vorsitzenden des Ver- 
waltungsrats der Hongkong and Shanghai Banking Cor- 
poration in London) sich durch freundliche Worte bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit in Peking als Haupt der Finanz- 
gruppe in Erinnerung zu bringen, die in vergangenen Zeiten 
Peking so oft aus der Patsche geholfen hat, nicht er, sondern 
der Chef des New Yorker Bankhauses Pierpont Morgan, 
Thomas F. Lamont, der für China maßgebende Finanzmann 
ist. Man weiß heute in Peking ganz genau, daß olhıne 
Amerikas Zustimmung der internationale Markt dem Geld- 
suchenden verschlossen ist. 

In London nimmt man das keineswegs auf die leichte 
Schulter, man ist sich nicht nur in den Kreisen der englischen 
Hochfinanz, sondern auch in der Industrie und in den 
HMandelskontoren an der Themse der veränderten Lage durch- 
aus bewußt, und man sucht krampfhaft nach Mitteln, die alten 
Verhältnisse wieder herzustellen. 

Ein Mann wie J. O. P. Bland, der kürzlich China wieder 
besuchte, um sich und seinen Freunden ein zuverlässiges Bild 
der Dinge im Fernen Osten zu verschaffen, tritt rückhaltslos 
für die Wiederaufrichtung der Monarchie, als der für China 
geeignetesten Regierungsform ein. China stände unmittelbar 
vor dem finanziellen und politischen Barnkerott, nur 
schleunigste Hilfe anderer Mächte könne China retten. Wer 
J. ©. P. Bland kennt, weiß, daß er sich nicht von den Inter- 
essen Chinas, sondern ausschließlich denen seines Vaterlandes 
leiten läßt; damit soll Bland kein Vorwurf gemacht werden; 
im Gegenteil, es ist nur das Zeugnis, das einem warmen 
Patrioten ausgestellt werden muß. Aber man muß die Ge- 
danken, die Bland bewegen, bei der Bewertung seiner Aus- 
lassungen für die chinesische Sache in Betracht ziehen. Bland 
hat erkannt, daß die gegenwärtig in China herrschenden Ver- 
hältnisse England keine Möglichkeit geben, die frühere Vor- 
machtstellung wieder zu erlangen; deshalb soll im Interesse 
Englands eine andere Grundlage geschaffen werden. 

Auch Putnam Weale (Lennox Simpson), der ewig Wandel- 
bare, kommt neuerdings zu der Auffassung, es müsse etwas 
Grundlegendes geschehen, um Englands alte Vormacht- 
stellung in China wieder aufzurichten. In einer Versammlung 
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der in England studierenden Chinesen stellte Simpson kürz- 
lich geheimnisvoll in Aussicht, er werde bei seiner dem- 
nächstigen Rückkehr nach China der Pekinger Regierung Vor- 
schläge von weittragender Bedeutung machen; nehme China 
sie an, so würde es in wenigen Jahren, gestützt auf seine un- 
erschöpfliche Arbeitskraft und seine unermeßlichen natür- 
lichen Hilfsmittel, das politische Uebergewicht im Fernen 
Osten bekommen, das ihm als größtem Reich Ostasiens zu- 
stehe. Simpson erinnert bei dieser Gelegenheit daran, daß 
schon Lord Kitchener nach seinem Besuch Chinas im Jahre 
1909 sich erboten habe, das chinesische Heer in zwei Jahren 
so umzugestalten, daß es jedem Feind entgegentreten könne 
und für jeden Freund ein wertvoller Bundesgenosse sein 
würde. Aber auch Simpson gibt sich keine Mühe, den Pferde- 
fuß zu verstecken; offen sprach er aus, England würde bereit 
sein, China bei der Neugestaltung seines Staatswesens und 
seiner Wirtschaft helfend zur Seite zu stehen, rechne aber 
darauf, daß ihm die Stellung wieder eingeräumt würde, die 
es auf Handels- und Industriegebieten 80 Jahre lang in Ost- 
asien eingenommen hätte. 


Als dritter im Bunde stößt in dasselbe Horn der Heraus- 
geber der „Peking & Tientsin Times“ H. G. W. Woodhead, 
der mehr als irgendein anderer Journalist als der Vorkämpier 
der Gedanken gilt, die die englische Gesandtschaft in China 
vertreten zu sehen wünscht. Woodhead stellt als das Ziel, 
das die englische Politik ins Auge fassen müsse, eine Re- 
organisation der gesamten Verwaltung des Reiches wie der 
Provinzen nach dem Vorbild der Seezoll- und der Salzver- 
waltung hin. An der Spitze dieser beiden Verwaltungs- 
zweige stehen bekanntlich englische Beamte; mögen beide 
auch dem Namen nach international sein, mögen in beiden 
auch tatsächlich nicht wenige tüchtige Angehörige anderer 
Mächte mitwirken, dem Geist nach ist die Verwaltung der 
Seezölle wie des Salzmonopols in China heute englisch, und 
so soll es die Verwaltung des ganzen Reiches werden. Eng- 
lischer Geist soll in jedem Regierungsbureau herrschen. 

In Japan verfolgt man die Bestrebungen Englands mit 
größter Aufmerksamkeit. Im allgemeinen hält die dortige 
Presse die Zeit nicht für geeignet, scharfe Töne gegen Eng- 
land anzuschlagen. Die Gründe sind in den Spalten dieses 
Blattes von berufener Feder wiederholt dargelegt worden, 
brauchen hier also nicht wiederholt zu werden. Gelegentlich 
aber finden sich in Tokyoer Blättern doch Auslassungen, 
.die erkennen lassen, daß man auf der Wacht steht und nicht 
daran denkt, England freie Bahn zu lassen. Der temperament- 
volle „Herald of Asia“ wendet sich nachdrücklich gegen die 
von Bland und Woodhead verttetenen Gedanken. Man ginge 
in London sehr irre, wenn man glaube, die Tutschüns dadurch 
gewinnen zu können, daß man die Zentralregierung stark 
mache und finanziell unterstütze. Die Tutschüns seien heute 
nicht mehr auf Peking angewiesen; mit Pekinger Geld seien 
sie nicht mehr zu ködern. Wolle man aber der Pekinger Re- 
sierung die alte Macht wiedergeben, so würde das auf nichts 
anderes herauslaufen, als ein neues Regierungsheer zu 
schaffen, das den Willen Pekings den Tutschüns gegenüber 
durchzusetzen vermöchte. Ein solches, mit Hilfe des Aus- 
landes geschaffene und von ausländischen Offizieren geführtes 
Iieer aber würde den allerentschiedensten Widerstand im 
wanzen Lande finden, nicht nur bei den Tutschüns, sondern 
bei dem Volke selbst. Peking würde dann in die Lage ver- 
setzt sein, das land seinen Willen zu unterwerfen, und das 
Odium auf sich nehmen müssen, das mit Hlilfe des Aus- 
landes zu tun. Ob die fremden Mächte ein solches Abenteuer 
zu unterstützen bereit sein werden, wäre ebenso fraglich, wie 
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ob Peking selbst sich darauf einlassen würde. Es sei aber 
auch mehr als gefährlich, wie es die „Peking. & Tientsin 
Times“ andeute, ganz China eine Verwaltung aufzwingen zu 
wollen, wie sie heute für die Seezoll- und die Salzämter be- 
stände. Was sich für zwei Sonderzweige bewährt hätte, 
brauche sich noch keineswegs für den gesamten Umfang der 
Regierungsmaschine zu bewähren, würde damit tatsächlich 
doch eine Kontrolle geschaffen werden, die einem internatio- 
nalen Protektorat gleich käme. Die Geschichte lehre aber, 
daß drei oder vier Großmächte, die aus verschiedenen 
Gründen und in Verfolgung sehr verschiedener Ziele, weil 
ihre eigenen nationalen Interessen weit auseinandergehen 
oder geradezu entgegengesetzt sind, eine derartige Bevor- 
mundung einer andern Macht übernehmen, in kürzester Zeit 
sich in die Haare geraten. Die am Gedeihen Chinas inter- 
essierten Großmächte könnten nichts anderes tun, als sich in 
Geduld fassen und China Zeit lassen, selbst eine Lösung aller 
der Probleme zu finden, denen es gegenübersteht. Man müsse 
zugeben, schreibt das japanische Blatt, ermutigend seien die 
Leistungen der Jungchinesen, die als begeisterte Reformatoren 
begönnen und als bestechliche Beamte endeten, gerade nicht, 
aber anders seien die Verhältnisse in China eigentlich nie ge- 
wesen. Wesentlich verschlechtert hätten sich die Dinge nicht, 
trotz und neben allen Mißständen gebe es. in China so viel 
Intelligenz, Organisationskraft und Vaterlandsliebe, daß man 
nicht zu verzweifeln brauche. Ob China auf die Dauer ein 
Freistaat bleibe oder zur Staatsform der Monarchie zurüc- 
kehre, sei an sich ganz gleichgültig; die Hauptsache sei, daß 
a. aus eigener Kraft wieder zu geordneten Zuständen 
äme. 

Der Gedanke, daß China wieder ein monarchisches Staats 
wesen werden könnte, erscheint den Amerikanern, den 
Dritten beim Ringen um die Vorherrschaft in China, un- 
erträglich. Es ist für die Denkweise der Amerikaner bezeich- 
nend, daß für sie die republikanische Staatsform das Alpha 
und Omega alles Wohlergehens eines Volkes ist. Sie sind 
davon so überzeugt, daß sie — wir haben es ja selbst im 
Weltkriege erlebt —, von einem Weltbeglückungsdrang er- 
faßt, bereit sind, Gut und Blut dranzusetzen, andern Völkern 
den nach ihrer Auffassung einzigen Weg zum Heil zu bahnen. 
Amerika würde wahrscheinlich nicht die Hände in den Schoß 
legen und die Dinge gehen lassen, wie sie wollen, wenn 
morgen die monarchistische Fahne in China wieder entrolli 
wird. Amerika sieht jedenfalls darin die größte Gefahr für 
die Zukunft Chinas, weil es sich nicht vorstellen kann, daß 
ein Volk unter einer andern Staatsverfassung als der repu- 
blikanischen den Weg zur Höhe der Menschheit zurücklegen 
könne, oder aber die Vorstellung, daß es möglich sei, unter 
keinen Umständen aufkommen lassen will. 

Der amerikanische Schriftsteller John Dewey, früher 
Professor der Columbia-Universität, stellt in der New Yorker 
Zeitschrift „The New Republic“ die Forderung auf, die 
Washingtoner Regierung solle das diplomatische Korps 
in Peking zu einer Kundgebung veranlassen, daß die 
Mächte im Falle der Wiederaufrichtung der Monarchie 
der Pekinger Regierung die Anerkennung versagen 
würden. Dewey erkennt selbst an, daß das an sich 
eine Einmischung in die innere Angelegenheiten eines 
fremden Landes sein würde, aber man dürfe nicht 
außer acht lassen, daß die gegenwärtige Pekinger Regierung 
nur dank der Unterstützung bestehe, die ihr bisher von den 
fremden Mächten zuteil geworden sei, und daß eine Kund- 
gebung, wie die vorgeschlagene sich lediglich dahin aus 
wirken würde, daß Anschläge auf die heutige Regierung seht 
erschwert, wenn nicht unmöglich ‚würden, so daß China die 


Ruhe erhalten bleibe, ohne die an einen erfolgreichen Wieder- 
aufbau nicht zu denken sei. Dewey geht aber noch einen 
Schritt weiter, er will China sogar die vom Internationalen 
Bankkonsortium geplanten Anleihen aufzwingen, und zwar 
wiederum unter Androhung, im Fall der Ablehnung, die An- 
erkennung der Pekinger Regierung rückgängig zu machen. 

Diese Auslassungen lassen sehr deutlich erkennen, worauf 
es Dewey und seinen amerikanischen Freunden ankommt: der 
ausschlaggebende Einfluß in China soll durch das Inter- 
nationale Bankkonsortium den Vereinigten Staaten von 
Amerika gesichert werden, die, wie schon erwähnt, die 
führende Macht in diesem Konsortium sind. 

Ob unter diesen Umständen der Deweysche Plan die Zu- 
stimmung Japans und Englands finden wird, ist mehr als 
fraglich. Die Interessen aller drei Mächte in China gehen, 
wie immer deutlicher in die Erscheinung tritt, weit aus- 
einander, und damit ist der Boden geschaffen, auf dem 
Amerika, England und Japan sich entzweien müssen, soweit 
sie es heute nicht schon sind. Es ist nicht ohne Bedeutung, 
daß diese Dinge am Vorabend der Washingtoner Abrüstungs- 
konierenz, die sich ja in der Hauptsache mit pazifischen 
Fragen beschäftigen wird, und während der Vorbesprechun- 
gen der Mächte für diese Konferenz in so unverblümter Weise 
in der Presse der drei in erster Reihe beteiligten Mächte zum 
Ausdruck kommen. 
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Wie das schwierige chinesische Problem schließlich ge- 
löst werden wird, läßt sich zurzeit nicht übersehen. Auf 
die verschiedenen Möglichkeiten zukünftiger politischer 
Gruppierungen, die sich daraus ergeben, hier weiter einzu- 
gehen, erscheint ein müßiges Unterfangen. Viel, sehr viel 
wird von dem Ausgang der Machtkämpfe abhängen, die die 
Tutschüns zurzeit untereinander auskämpfen. Gelingt es der 
Pekinger Regierung, eine Abordnung nach Washington zu 
senden, die wenigstens eine feste Mehrheit des Reiches zu ver- 
treten berechtigt ist, so wird China selbst ein Machtbelang 
sein, mit dem die Mächte zu rechnen haben. Zerfleischt sich 
China weiter, so daß von einer Vertretung des Reiches als 
geschlossenem Ganzen nicht die Rede sein kann, wird China 
das Objekt der Politik der andern werden, und es wird sich 
dann zeigen, wie die Mächte sich fortan gruppieren werden, 
ob sich die angelsächsischen Völker zunächst zusammen- 
schließen werden, um einer weiteren Machtausdehnung 
Japans auf dem asiatischen Festland ein Ziel zu setzen, oder 
ob eine der angelsächsischen Mächte es vorziehen wird, sich 
mit Japan gegen die andere zu verbünden. Wie sich aber 
auch die Dinge entwickeln mögen, schwerlich wird eine ein- 
zelne Macht ihre Pläne durchsetzen und sich in Zukunft zur 
alleinigen Vormacht in Ostasien machen können, wie England 
in den letzten 75 Jahren bis zum Ausbruch des Weltkrieges es 
zu tun verstanden hat. 


Politische Sue in Japan. 
Von R. Kunze (Tokio). 


1. Zur Washingtoner Konferenz. 

Endlich liegen japanische Zeitungen aus der Zeit von 
Mitte Juli bis Mitte August vor und lassen erkennen, welcher 
Art tatsächlich die Stimmung gewesen ist, mit der Japans 
Volk und Regierung den amerikanischen Vorschlag aufge- 
nommen hat, auf einer Konferenz in Washington die Ab- 
rüstungsfrage und die Probleme OÖstasiens und des Stillen 
Ozeans zu beraten. Die Prüfung dieser Zeitungen ergibt, daß 
in der Tat die Aufnahme des Vorschlags in Japan nicht anders 
gewesen ist, als wie sie in den vorhergehenden Aufsätzen der 
„Ostasiatischen Rundschau“ im Gegensatz zu den zahlreichen 
meist aus englischer Quelle stammenden Meldungen ge- 
schildert worden ist. Wie wir bereits auseinandergesetzt 
haben, muß ein scharfer Unterschied gemacht werden 
zwischen den Aeußerungen der Regierung und der ihr nahe- 
stehenden Presse auf der einen und denen des übrigen Teils 
der Presse auf der andern Seite. Hinzuzufügen wäre noch, 
daß die Presse der Opposition und mehrere der Regierung 
feindliche Staatsmänner, besonders Marquis Okuma, sowie 
Vertreter der sogenannten Militärpartei im Gegensatz zu der 
sogenannten Flottenpartei, als deren Vertretung die Regierung 
angesehen werden kann, auch diese Gelegenheit dazu benutzt 
haben, der Regierung am Zeuge zu flicken, und daß deren 
rein aus der Parteistellung zu erklärenden Aeußerungen von 
der japanfeindlichen Berichterstattung zu ihrer schiefen Dar- 
stellung der Sachlage benutzt worden sind. 

Im Gegensatz zu dem Teil der Presse, der mit der Re- 
gierung nahe Fühlung unterhält, wie von den unabhängigen 
Blättern insbesondere die der beiden großen Verläge der 
„Asahi“ und „Mainichi“ in Osaka, wurden die meisten 
Blätter durch die ersten Meldungen von Hardings Konferenz- 
vorschlag zunächst aufs peinlichste berührt und aufs schwerste 
erschüttert. Sie sahen die Meldung zuerst als eine bloße 
Sensationsnachricht an und erblickten, als sie sich bestätigte, 


in dem Vorschlag den taktisch äußerst geschickten Schlag, 
durch den Amerika die ihm unbequeme Erneuerung des eng- 
lisch-japanischen Bündnisses vereitele. Schlag auf Schlag 
kamen dann aus Amerika die in der Tat sensationell gefärbten 
Meldungen herüber, die den Eindruck erweckten, als solle 
Japan auf der Konferenz in Anklagezustand versetzt werden, 
um über seine Politik in China und Sibirien, in der Mand- 
schurei, Korea, Schantung und auf Jap Rechenschaft ablegen 
vor Richtern und Anklägern, zu denen nicht nur die beiden 
angelsächsischen Länder, sondern auch China und die in ost- 
asiatischen Dingen kaum beteiligten europäischen Länder 
Italien und Frankreich gehören sollten. Kein Wunder, daß 
sich ob solcher Meldungen des uneingeweihten Teils der 
Presse zunächst eine gewaltige Erregung bemächtigte, und - 
daß diese Erregung zunächst in Anklagen gegen die Regie- 
rung, in Verdächtigungen der amerikanischen Absichten und 
in zornigen Vorwürfen gegen den englischen Verbündeten, der 
Japan im Stich gelassen und an Amerika verraten habe, zum 
Ausdruck kam. Die der Regierung nahestehenden Blätter, 
und besonders die „Asahi“ und „Mainichi“, dagegen haben 
durchgängig ihre Ruhe gewahrt und jedes in einer Reihe von 
Leitaufsätzen ausgeführt, daß kein Grund für Japan vorliege, 
den Kopf zu verlieren, da es im Gegenteil allen Anlaß habe, 
den Abrüstungsgedanken willkommen zu heißen; die Ab- 
rüstung werde ja vom ganzen japanischen Volk gewünscht, 
da sie die unerträgliche Last der Rüstungsausgaben zu er- 
leichtern verheiße; über ein für Japans Sicherheit unerläß- 
liches Mindestmaß von Rüstungen herabzugehen, werde ja 
niemand Japan zu zwingen vermögen. Japan habe in seiner 
Politik, weder China, noch Sibirien, noch Korea gegenüber, 
irgend etwas zu scheuen oder zu verheimlichen und könne nur 
die Gelegenheit begrüßen, sich vor der ganzen Welt gegen alle 
die ungerechten Vorwürfe und Verdächtigungen zu ver- 
teidigen, mit denen es von einer feindlichen Propaganda über- 
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schüttet worden sei. Die Räumung von Schantung und 
Sibirien sei immer wieder vom ganzen japanischen Volk ge- 
fordert worden, aber bisher durch das Verhalten Chinas und 
die Unruhen in Sibirien verhindert worden; die Regierung 
habe ja noch Zeit, in beiden Fragen die Konferenz vor 
vollendete Tatsachen zu stellen; wenn sich die Militärbehörden 
einer Räumung Sibiriens, auch wenn sie möglich geworden 
sei, noch länger widersetzten, müsse die Regierung dieser un- 
erlaubten militärischen Nebenregierung ein Ende machen und 
eine einheitliche Außenpolitik durchsetzen. Wenn aber die 
Mächte wirklich sich über Japans berechtigte nachbarliche 
Sonderinteressen in China usw. unter dem Vorwand der 
Offenen Tür hinwegzusetzen gewillt seien, dann könne ja 
Japan sich ebenfalls auf den Grundsatz der Offenen Tür be- 
rufen, die Freihaltung der angelsächsichen Gebiete am Stillen 
Ozean für Japans Einwanderung und Handel fordern sowie 
den Grundsatz der Gleichberechtigung aller Rassen zur 
Geltung bringen. Japan werde, besonders wenn es ihm in 
der Zwischenzeit gelungen sei, die mit China und Sibirien 
schwebenden Fragen zu lösen, auf der Konferenz eine starke 
Stellung einnehmen, und voraussichtlich werde eine offene 
Darlegung der japanischen Bedürfnisse und Interessen auf 
der Konferenz das Ergebnis ‚haben, die Beziehungen zu 
Amerika ganz wesentlich zu verbessern. Nur einige 
militärische Stimmen, so vor allem die vielbeachtete Aus- 
lassung des Generalleutnants Sato, in der „Yamato“, wiesen 
auf die Unvereinbarkeit des amerikanischen Strebens nach 
einer Hegemoniestellung in China und im übrigen Ostasien 
mit den notwendigen Lebensbedürfnissen der japanischen 
Wirtschaft und Politik hin, die notwendig zum Kriege führen 
müßten, wenn Amerika nicht dieses unberechtigte Streben auf- 
gebe, und erklärten ihr volles Vertrauen in den englischen 
Bundesgenossen, der in Ostasien gegenüber den Vereinigten 
Staaten die gleichen Interessen habe wie Japan und der daher 
auf der Konferenz zwischen Japan und Amerika in billiger 
Weise vermitteln werde. In dieser Beziehung trat wieder 
einmal der außenpolitische Gegensatz zwischen der 
sogenannten Militärpartei, die aufs asiatische Festland drängt 
und dafür Anlehnung an England sucht, und der von der Re- 
gierung vertretenen sogenannten Flottenpartei zu Tage, deren 
Politik letzten Endes eher gegen England gerichtet ist und 
dafür Rückendeckung auf dem asiatischen Festland und An- 
Ichnung, wie früher an Rußland, so jetzt an Amerika sucht. 
Die Regierung hat denn auch sofort vom ersten Tage an zu 
beruhigen gesucht. In zahlreichen Reden auf Parteiversamm- 
lungen der Seiyukai und in Beantwortung von Fragen ein- 
zelner Mitglieder der Regierungspartei hat der Ministerpräsi- 
dent Hara ausgeführt, der Vorschlag der Konferenz sei durch- 
aus nicht etwas für die japanische Politik Ungünstiges, und 
es liege nicht der mindeste Anlaß für die Presse vor, über eine 
vermeintliche Isolierung Japans oder über ein ihm von den 
Mächten, insbesondere von Amerika oder dem englischen 
Bundesgenossen angetanes Unrecht zu klagen oder die Ab- 
sichten dieser Mächte in so erregter und ungerechter Weise 
zu verdächtigen. Japan werde dabei bleiben, Fragen, wie 
die von Schantung oder Jap, nicht zur Erörterung auf der 
Konferenz zuzulassen. Es werde gern auf eine Einschränkung 
etwaiger künftiger Rüstungen eingehen, ohne sich auf eine 
Einschränkung der bereits im Gange befindlichen Rüstungen 
einzulassen. Zahlreiche jetzt noch offene Fragen würden vor- 
aussichtlich bis zum Beginn der Konferenz ihre Erledigung 
finden, und im übrigen werde Japan, sei es auf einer Vor- 
konferenz, sei es auf dem Wege formloser Verhandlungen mit 
der amerikanischen Regierung, reichlich Gelerenheit haben, 
wichtige Fragen, die auf der Konferenz störend wirken 


könnten, gefahrlos aus dem Wege zu räumen. Viele andere 
Aeußerungen Haras, im gleichen Sinne, über die vorher Tele- 
gramme hierher berichtet haben, haben wir bereits in früheren 
Aufsätzen erwähnt. Der Ausschuß für Außenpolitik, dem die 
Regierung ihre Ziele und Pläne bezüglich der Konferenz vor- 
legte, billigte diese einstimmig und trug dadurch weiter zur 
völligen Beruhigung der anfangs so erregten Volksstimmung 
bei. In den folgenden Wochen, Ende August und Anfang Sep- 
tember, hat die Regierung dann die Spitzen der Militär- und 
Marinebehörden in täglichen Beratungen ein Mindestmaß der 
Rüstung zur See und zu Lande feststellen lassen, unter das 
Japan auf der Konferenz nicht herabgehen könne. Nach vor- 
liegenden Telegrammen will Japan danach auf der Konferenz 
sich erbieten, seine künftige Flottenstärke im Verhältnis zur 
amerikanischen wie 2 :3, zur englischen wie 2:4 zu halten 
und sein Flottenprogramm der je acht Linienschiffe und 
Schlachtkreuzer in ein solches von acht Linienschiffen und 
sechs Schlachtkreuzern umzuwandeln, falls die Vereinigten 
Staaten künftig auf Guam und den Philippinen keine stärkeren 
Befestigungen mehr anlegen und ihr auf drei Jahre verteiltes 
Flottengesetz abändern und auch Großbritannien eine ent- 
sprechende Verminderung seiner Rüstungen zur See vornimmt. 
Zu Lande wird Japan eine allmähliche Verminderung seiner 
Streitkräfte auf 21 Divisionen mit 290 000 Mann für tunlich 
erklären, falls auch die übrigen Mächte ihre Rüstungen zu 
Lande im entsprechenden Maß herabsetzen. Diese Meldungen 
stammen aber bisher nur erst aus nichtamtlichen Quellen. 
Inzwischen ist nach neueren Telegrammen den ver- 
schiedenen Teilnehmern an der Konferenz ein Programm-Ent- 
wurf der Washingtoner Regierung zugegangen, der nur ak 
Vorschlag betrachtet sein will und den einzelnen Mächten 
Abänderungen und Ergänzungen freistellt. Nach ihm zerfällt 
die Konferenz in zwei Teile, die Beratung der Abrüstung und 
die der StilleMeer-Fragen. Erstere gliedert sich in drei 
Punkte: Beschränkung der Rüstungen zur See, Ueberwachung 
der Rüstungs-Industrie und Abrüstung zu Lande. Die Be 
ratung der Stille-Meer-Fragen soll umfassen: 1. Allgemeik 
Grundsätze für die Lösung der chinesischen Fragen; 2. Chint 
sische Einzelfragen wie: Unversehrtheit des Gebietes und der 
Verwaltung, Durchführung der Offenen Tür, wirtschaftliche 
Gerechtsame, Monopole usw., Entwicklung der Eisenbahnen, 
Beziehungen Chinas zu Sibirien und (nach einer ausschließlich 
in der „Germania“ erscheinenden Fassung): Ueberwachung 
der neuen Regeln der Kriegführung; 3. die Mandate über die 
Südsee-Inseln. Nach einer Londoner Meldung der ‚Täglichen 
Rundschau“ ist ferner in dem Programm noch die Befestigung 
der Südsce-Inseln, die Ausschließungspolitik Australiens und 
Neuseelands auf den südlichen Südsee-Inseln und die Neu 
tralisierung gewisser Inselgebiete vorgesehen. Es fragt sich. 
wie weit alle diese Angaben der Wirklichkeit entsprechen. 
Wenn sie aber zutreffen, so scheinen sie die von uns wieder- 
gegebene Auffassung zu bestätigen, daß das amerikanische 
Programm keine für Japan ernstlich bedenklichen Punkte ent- 
hält, dagegen mehrere, in denen Japan und Amerika ein ge 
meinsames Interesse gegenüber der englisch-französischen 
Entente haben. Die auf China bezüglichen Punkte sind zwar 
reichlich unklar gehalten und können je nach gutem oder 
bösem Willen auf der Konferenz praktisch so oder so gehand- 
habt werden. Wenn aber Japan, wie es den Anschein hat. 
bis zum Zusammentreten der Konferenz mit Sibirien und über 
die Schantungfrage mit China zu einem Ausgleich zu gelang 
vermag, kann es der Beratung aller dieser Fragen mit Lt 
mütsruhe entgegensehen. Dagegen ist der Gedanke einer Ab 
rüstung zu Lande für Frankreich unannehmbar und, in St 
ringerem Grade auch für England, da die maßlose fran- 


zösische Rüstung zu Lande die einzige Gewähr für die Er- 
zwingung des von England gewollten blödsinnigen Versailler 
Vertrags bietet. Und noch viel weniger annehmbar ist für 
England die Beratung der Frage des Mandats über die Süd- 
see-Inseln, da mit ihr die von England als erledigt betrachtete 
Mandatsfrage aufs neue aufgerollt wird. Es scheint sich in 
der Tat so zu verhalten, daß diese Mandatsfrage den Kern- 
punkt des Konferenzprogramms darstellt. In ihr aber stehen 
sich die japanisch-amerikanischen Interessen und die eng- 
lischen Interessen unvereinbar entgegen, insofern Japan die 
Aufhebung der australisch-neuseeländischen Ausschließungs- 
gesetze auf den südlichen Südsee-Inseln, Amerika aber eine 
Beteiligung an den mesopotamischen Oelquellen anstrebt. 

England und Frankreich machen denn auch bereits kein 
Hehl mehr daraus, daß sie auf das Zustandekommen und die 
Beteiligung an der Konferenz keinen großen Wert mehr legen. 
Die französische Presse bekundet das deutlich, indem sie jetzt 
die anfangs in Aussicht genommene Vertretung durch den 
Ministerpräsidenten Briand als untunlich bezeichnet. Und 
England hat, wie der Est-Europe-Dienst aus London meldet, 
kein Interesse mehr an der Konferenz und würde es am 
liebsten sehen, wenn es sich ganz von ihr zurückziehen könnte, 
nachdem der amerikanische Staatssekretär nicht weniger als 
dreimal die immer wieder von London angeregte Vor- 
konferenz, auf der auch die britischen Dominien vertreten sein 
sollten, entschieden abgelehnt und die von Lloyd George in 
öffentlicher Unterhausrede angeregte englisch-amerikanisch- 
japanische Verbrüderung zu dreien amtlich als in hohem 
Grade verdächtig bezeichnet hat. Die englische Abordnung 
für Washington wird eine der kleinsten sein, weder Lloyd 
George noch Lord Curzon werden ihr angehören, und be- 
sondere Erfolge verspricht man sich in England nicht mehr 
von der Konferenz. Der Washingtoner Berichterstatter des 
Londoner „Outlook“ spricht es bereits offen aus, daß Hardings 
Hauptziel auf der Konferenz ein Einvernehmen mit ‚Japan sei, 
das eine Verminderung der Flottenrüstungen ermöglichen 
solle. 

2. DieVerhandlungen über Jap. 


In bezug auf den Punkt, der bisher einem japanisch- 
amerikanischen Einvernehmen am meisten im Wege zu stehen 
schien, ja,von dem die europäische Presse noch vor wenigen 
Monaten als von einem unausweichlichen Kriegsgrund 
zwischen Japan und Amerika fabelte, den Streit über die Insel 
Jap, scheint zwischen den beiden Mächten bereits ein weit- 
geehendes Einvernehmen erzielt worden zu sein. Nach Tokioer 
Meldüngen in London scheint ein Abkommen über Jap un- 
mittelbar bevorzustehen. Danach werde Amerika Japans 
Mandat über Jap anerkennen und Japan Amerika unbc- 
schränkte Verkehrsireiheit auf Jap einschließlich des Rechts 
auf Errichtung einer Funkenstation sowie das volle Eigentum 
über das Kabel von Guam nach Jap zugestehen, während 
Japan das Eigentum an dem Kabel von Jap nach Schanghai 
und Holland das an dem Kabel von Jap nach Menado er- 
halten soll. Das Washingtoner Staatsdepartement soll erklärt 
haben, ein sicheres Abkommen über Jap sei zwar noch nicht 
abgeschlossen worden, die obigen Bedingungen stimmten aber 
_ ungefähr mit denen überein, auf die Staatssekretär Hughes 
einzugehen bereit sei. 


3.Verhandlungen über dieSchantungirag:. 


Japans anscheinendes gutes Einvernehmen mit den Ver- 
einigten Staaten hat auch das Haupthindernis beseitigt, das 
sich bisher einer Einigung Chinas mit Japan über die 
Schantungfrage entgegenstelltee Bekanntlich hat Japan 
während und seit der Versailler Konferenz wiederholt China 
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zur Eröffnung von Verhandlungen über diese Frage aufge- 
fordert; China hat solche Verhandlungen aber immer wieder 
abgewiesen mit der Begründung, daß Japan die Schantung- 
frage überhaupt nichts angehe, außer daß es bedingungslos 
das widerrechtlich besetzte Gebiet so schnell wie möglich 
räume. Der Hauptgrund für diese Haltung der verschiedenen 
Pekinger Regierungen ist wohl darin zu suchen, daß sie inner- 
politische Schwierigkeiten von irgendwelchen Zugeständ- 
nissen an Japan angesichts der hochgehenden nationalen Er- 
regung in weitesten chinesischen Volkskreisen fürchteten und 
anderseits von der offenbar China freundlichen und Japan 
feindlichen Haltung des amerikanischen Volkes einen Druck 
Amerikas auf Japan zugunsten Chinas erhofften. Diese Hoff- 
nung scheint sich inzwischen abgeschwächt zu haben auf 
Grund der dauernden Besprechungen über die Schantung- 
frage, die gleichzeitig zwischen dem japanischen Außen- 
minister Graf Uchida mit dem chinesischen Gesandten in 
Tokio Hu Weiteh und in Washington zwischen dem amerika- 
nischen Staatssekretär Hughes und dem japanischen Bot- 
schafter Shidehara vor sich gingen. Nach neueren Tele- 
grammen steht nun anscheinend ein chinesisch-japanisches Ab- 
kommen über die Schantungfrage unmittelbar bevor, nachdem 
der japanische Gesandte in Peking Obata Anfang September 
von Japan, wo er seit der Kolonialkonferenz weilte, in Peking 
wieder eingetroffen ist und am 7. September der chinesischen 
Regierung einen Vertragsentwurf unterbreitet hat. Die ein- 
zelnen Bedingungen dieses Entwurfs sollen die folgenden sein: 
Japan-räumt die gesamte besetzte Provinz, falls Tsingtau Frei- 
hafen wird. Es verzichtet auf eine eigene japanische Nieder- 
lassung in Tsingtau oder auf eine internationale Niederlassung 
dort, falls China das gesamte Pachtgebiet von Kiautschou als 
„Handelshafen“ den Angehörigen aller Länder zu völlig freiem 
Betrieb von Handel, Industrie, Landwirtschaft usw. freigibt. 
Ferner sollen geeignete Plätze in Schantung für den Handel 
und die Niederlassung von Ausländern geöffnet werden. Dem 
internationalen Konsortium soll die Verlängerung der Bahn 
Tsingtau—Tsinanfu über Tsinanfu hinaus und der Bau der 
Bahn von Tchifu nach Weihsien angeboten werden. Das Tsing- 
tauer Zollamt soll dem allgemeinen Seezollsystem Chinas einge- 
gliedert und alles öffentliche Eigentum im Pachtgebiet soll auf 
China übertragen werden. Die Schantungbahn soll unter ge- 
meinsame chinesisch-japanische Verwaltung kommen, doch mit 
chinesischem Personal und unter finanzieller Oberaufsicht der 
japanischen Banken. Auch die Bergwerke längs der Bahn 
sollen in gemeinsame chinesisch-japanische Verwaltung 
kommen, und alle durch den Versailler Vertrag von Deutsch- 
land an Japan abgetretenen Rechte wird Japan auf China über- 
tragen. Sobald China einen genügenden Bahnschutz organi- 
siert hat, wird Japan sofort seine sämtlichen Truppen aus 
Schantung und Tsingtau zurückziehen. 

Die chinesische Regierung scheint noch nicht so ganz 


'entschlossen zu sein, auf diese japanischen Bedingungen ein- 


zugehen, teils aus Furcht vor der öffentlichen Meinung in 
China, hauptsächlich aber wohl wegen der Punkte über die 
Schantungbahn, die gegenwärtig noch die meisten Schwierig- 
keiten bieten sollen. Auch hat die Cantoner Regierung un- 
zweideutig erklärt, daß sie keine Abmachung der Pekinger Re- 
gierung mit Japan und ebensowenig irgendeine Bestimmung 
der Washingtoner Konferenz über Schantung anerkennen 
werde, zu denen sie selbst nicht zugezogen worden sei. Es 
scheint der Pekinger Regierung aber wohl nicht viel anderes 
übrig zu bleiben, als die japanischen Bedingungen mehr oder 
weniger abgeändert anzunehmen. Ihr Gesandter in 
Washington hat die japanischen Vorschläge der amerika- 
nischen Regierung, vermutlich unter lebhaftem Einspruch, vor- 
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gelegt, Amerika soll aber jetzt seinen Einfluß auf China im 
Sinn eines Entgegenkommens gegen Japan geltend machen. 
Das japanisch-amerikanische Einvernehmen hinsichtlich dieser 
Frage scheint bereits so weit gesichert zu sein, daß die 
„Chuo“, das Organ der japanischen Regierungspartei, offen 
ausspricht, falls China sich weigere, die Schantungfrage vor 
der Washingtoner Konferenz aus der Welt zu schaffen, werde 
Japan dafür sorgen, daß die Frage überhaupt nicht auf die 
Konferenz komme, da sie zwischen Japan und China, nicht 
aber von einer internationalen Konferenz zu regeln sei. 

Die japanische Presse gibt China den Rat, nicht über der 
verhältnismäßig kleinen Frage der einzelnen Bedingungen 
über Schantung große grundsätzliche Interessen und Hoheits- 
rechte aufs Spiel zu setzen. Auf der Washingtoner Konferenz 
müßten die asiatischen Mächte den westlichen Mächten gegen- 
über geschlossen zusammenstehen. Chinas Stellung auf der 
Washingtoner Konferenz werde von der in Versailles grund- 
verschieden sein, wo Wellington Koo die gesamte öffentliche 
Meinung Chinas einig hinter sich gehabt habe, während jetzt 
China durch den Bürgerkrieg in vier bis fünf feindliche 
Gruppen zerrissen und die Japan feindliche Stimmung im 


Volk wesentlich nachgelassen habe. Wo das chinesische Volk. 


jetzt so stolz auf seine Unabhängigkeit sei und schon gegen- 
über dem Konsortium eine so entschlossen ablehnende Haltung 
eingenommen habe, dürfe es es nicht darauf ankommen lassen, 
daß die Konferenz sich in innerpolitische Fragen Chinas ein- 
mische und eine Art internationaler Vormundschaft über 
China verhänge. Die „Asahi“ spricht es offen aus, daß die 
Vereinigten Staaten jetzt über alle früheren Mißverständnisse 
aufgeklärt seien und Chinas Widerstreben gegen ein Ab- 
kommen über Schantung nicht mehr ermutigten, da sie jetzt 
sähen, daß nicht Japan, sondern China beständig die Regelung 
dieser Frage hintertrieben habe. Und die „Mainichi“ will 
wissen, China habe bereits der japanischen Regierung amtlich 
mitgeteilt, es werde keinesfalls die Schantungirage auf der 
Washingtoner Konferenz vorbringen. Die Lage scheint eben 
mit kurzen Worten die zu sein, daß auch in der Schantung- 
frage wie in so vielen anderen Fragen aus dem Kriege, die 
republikanische Partei in Amerika genau dieselbe Haltung ein- 


nimmt, wie die vielgeschmähte demokratische, und daß 


Harding China genau so preisgegeben hat, wie vorher 
Wilson, obwohl dem letzteren doch gerade mit der Schantung- 
trage das Grab gegraben wurde. 


4. Japan und Sibirien. 


Telegramme vom 4. und 14. September haben gemeldet, 
daß Anfang September eine Konferenz zwischen Vertretern 
Japans und der Republik des Fernen Ostens begann, deren 
Verhandlungen zu einem Abschluß geführt haben sollen. Die 
Meldungen über das Ergebnis sind jedoch recht mager und 
unklar. Die Tschitaer Vertreter sollen Japan das Gebiet von 
Nordsachalin, Kamtschatka und der Amurmündung abgetreten 
haben, doch wird nicht gesagt, ob als Pachtgebiet oder zu 
sonstwelchen Rechten. Ferner soll Japans wirtschaftliche 
Vorherrschaft in Ostsibirien anerkannt worden und sollen 
Japan Vorrechte in bezug auf Fischerei, Bergwerks- und Forst- 
gerechtsamen und die Ausfuhr von Fellen und Wolle einge- 
raumt worden sein. Ebenso soll Japan freie Schiffahrt auf 
dem Amur genießen. Als Gegenbedingung soll Japan ein 
Syndikat für den Handel mit Rußland bilden, das in jeder 
Weise Ilandelsmöglichkeiten zu suchen, zu prüfen und zu 
fördern hat. Aus diesen Meldungen läßt sich nicht viel er- 
schen. Die einzelnen Punkte ähneln aber den Ende Juni in 
cınem vorläufiren Abkommen zwischen dem japanischen Ver- 
treter ın Wladiwostok Shimada und dem Vizeaußenminister 
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der Tschitaer Regierung Kojewnikow festgestellten Grund- 
zügen eines zwischen Japan und der Republik des Fernen 
Ostens abzuschließenden Abkommens, nämlich: 1. Der 
russisch-japanische Fischereivertrag wird zugunsten Japans 
abgeändert. 2. Japans Vorrechte hinsichtlich Ausbeutung der 
Forsten und Bergwerke im Gebiet der Republik werden an- 
erkannt. 3. Es soll ein Zolltarifvertrag geschlossen werden. 
4. Japan erhält das Recht der Schiffahrt auf den Flüssen der 
Republik. 5. Japans Vorrechte in allen Hinsichten im Gebiet 
von Sachalin werden anerkannt. 6. Japan zieht binnen vier 
Monaten seine sämtlichen Truppen aus der Küstenprovinz und 
aus dem Gebiet von Nikolajewsk zurück. 7. Japan widersetzt 
sich nicht der Bildung einer Miliz und der Umbildung der 
Verwaltung in Wladiwostok durch die Republik. 8. Um der 
Republik jede nur mögliche finanzielle und wirtschaftliche 
Hilfe zu gewähren, bildet Japan eine Russisch- Japanische 
Finanz- und Wirtschafts-Kommission, die als erste Aufgabe 
die notwendigen Erhebungen über Gewährung von Anleihen, 
Ausgabe von Noten und Errichtung von Banken vornehmen 
soll. Der Abschluß eines Vorvertrags auf dieser Grundlage 
wurde zwar von dem japanischen Unterhändler in Abrede ge- 
stellt, scheint aber doch Tatsache gewesen zu sein. Der 
russische Unterhändler kehrte damit nach Tschita zurück, um 
sich weitere Weisungen seiner Regierung zu holen, dann aber 
kam ein Stillstand in diese Verhandlungen, dessen Ursachen 
sich heute von hier aus noch nicht übersehen lassen. Tele- 
gramme von Anfang August meldeten einen Wechsel in der 
Tschitaer Regierung, über den auch noch nichts Näheres be- 
kannt ist. Danach häuften sich dann die Meldungen von Auf- 
ständen und Unruhen in der Küstenprovinz und von einer 
Zunahme einer japanfeindlichen Stimmung in der Bevölkerung 
nebst einer Erstarkung der bolschewistischen Elemente. Es 
wurden verschiedene Angriffe auf japanisches Militär gemacht, 
anter anderm eine Brücke, über die ein Zug mit japanischen 
Truppen fahren wollte, gesprengt und der Zug beschossen, 
wobei gegen dreißig japanische Offiziere und Soldaten ums 
Leben kamen. An anderen Stellen fanden ganz kleine 
Schlachten zwischen japanischem Militär und russischer Miliz 
auf der einen und Parteigängern der Bolschewisten und 
Hunghutzen auf der andern Seite statt. Im Süden wie um 
Nikolajewsk herum steht das Hunghutzenwesen wieder in 
voller Blüte, da die Regierung Merkulews viel zu schwach ist, 
ernstlich etwas dagegen zu unternehmen. Von japanischer 
Seite wurde vielfach dies Aufflackern der Feindschaft mit Ge- 
rüchten begründet, wonach Japan insgeheim der Regierung 
Merkulews eine Anleihe von 10 Millionen Yen gegeben habe, 
doch ist diese Begründung wenig glaubhaft. Mit der an- 
geblichen Anleihe wurde auch Generalmajor Takayanagi in 
Verbindung gebracht, der bekanntlich Anfang des Jahres von 
seinem Posten als Generalstabschef der Truppen in 
Wladiwostok enthoben wurde, weil er einer dortigen Geisha 
vom Kaiser geschenkte Zigaretten geschenkt haben sollte, 
nach Gerüchten sollte ihm eine ähnliche Rolle zugeteilt sein, 
wie sie der bekannte Anleihevermittler Nishihara unter 
Terauchi in China gespielt hat. Takayanagi ist in der Tat 
Ende Juli wieder in Sibirien erschienen, offenbar im /u- 
sammenhang mit den Verhandlungen, und es scheint, daß vr 
sich in geheimer Mission und äußerlich nichtamtlicher 
Stellung nach Tschita und weiter nach Moskau begeben hat. 
Die Berichte von dem Wiederaufleben der Kämpfe haben ın 
der japanischen Presse eine neue Welle der Erbitterung über 
das Verbleiben der Truppen in Sibirien und die Fortdauer des 
sinnlosen sibirischen Abenteuers erzeugt; vielleicht mit Un- 
recht, denn aus der Rückgängigmachung der schon bt- 
schlossenen Ablösung der in Sibirien befindlichen 11. Division 


durch die 8. darf der Schluß gezogen werden, daß die Militär- 
behörden jetzt ernstlich an die Räumung Sibiriens vor Ein- 
tritt des Winters denken. Die unruhige Stimmung auch im 
äußersten Osten Sibiriens: ist wahrscheinlich auf die steigende 
Macht der Bolschewisten und der Tschitaer Regierung zurück- 
zuführen, die mit ihrem vollständigen Sieg über die Truppen 
Ungern-Sternbergs nicht nur jede Angriffsgefahr beseitigt, 
sondern auch den größten Teil der Mongolei in ihren Besitz 
gebracht haben. Nach Mitteilungen Yurins, des Außen- 
ministers von Tschita, hatte die Republik zunächst China den 
Vorschlag eines gemeinsamen Vorgehens gegen Ungern ge- 
macht. Als China diesen ablehnte und dann mehrere Proteste 
der Tschitaer Regierung unbeantwortet ließ, ging die Republik 
selbständig gegen Ungern vor und will nun die Mongolei 
nicht eher wieder räumen, als bis die Reste der Ungernschen 
Truppen völlig entwaffnet sind und China Sicherheiten ge- 
geben hat, daß das Gebiet der Republik von dieser Seite her 
nicht wieder bedroht wird. Baron Ungern wurde bekanntlich 
bei Troitzkosatsk an der mongolischen Grenze schwer ver- 
wundet und von den Bolschewisten, die Tschita erhebliche 
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Nowonikolajewsk vor Gericht gestellt und wegen „Unter- 
stützung und Durchführung der räuberischen Pläne Japans 
gegen die Sowjetrepublik, wegen Vorbereitungen zum Sturz 
der Sowjetmacht und zur Errichtung der Monarchie unter 
Michael Romanow und wegen Massenmordes an russischen 
Bauern und Arbeitern und an chinesischen Revolutionären“ 
zum Tode verurteilt, und das Urteil ist bereits vollstreckt 
worden. „Sein früherer Genosse Semenow hat sich, von den 
Seinen im Stich gelassen, nach Japan geflüchtet. Unter 
solchen Umständen klingt eine Meldung der „Germania“ vom 
14. September merkwürdig, wonach „laut Nachrichten von 
mehreren Seiten“ die Tschitaer Regierung durch antibolsche- 
wistische Streitkräfte gestürzt worden sein soll. Sie soll sich 
geflüchtet und mit ihren Truppen nach Werchne Udinsk zu- 
rückgezogen haben. Krasnotschekow selbst soll in einem 
Flugzeug nach Daurien in Transbaikalien entkommen sein. 
Solange diese Meldung nicht bestätigt wird, darf angenommen 
werden, daß das Zentrumsblatt eine Ente geschossen hat und , 
daß auch in Sibirien die Dinge sich ganz nach den im Mai auf 
der Tokioer Kolonialkonferenz von der japanischen Regierung 


Streitkräfte zu Hilfe gesandt hatten, gefangen. Er wurde in | festgelegten Plänen entwickeln. 


Die Durchdringung Schantungs durch die Japaner. 


Zahlreiche in letzter Zeit durch die Presse gehenden 
Nachrichten besagen, daß Japan der chinesischen Regierung 
angeboten habe, mit ihr wegen Rückgabe von Tsingtau und 
Schantung in Verhandlungen zu treten unter der Bedingung, 
daß Tsingtau ein Freihafen werden solle und daß die frühe- 
ren deutschen Eisendahn- und Bergbau-Unternehmungen ge- 
meinsam betrieben würden. In dieser Verbindung ist es von 
Interesse, einiges aus einem sehr langen Untersuchungs- 
bericht, den die Pekinger „Chun Mei Nachrichten Agentur“ 
im Herbst letzten Jahres durch besondere Agenten 
hat anfertigen lassen und der jetzt in chinesischen und 
fremdsprachigen Zeitungen Ostasiens erscheint, zu erfahren. 
Daß den Japanern diese Veröffentlichungen nicht angenehm 
sind, geht daraus hervor, daß die japanische Gesandtschaft in 
Peking ihren Generalkonsul in Tsinanfu angewiesen hat, 
seinerseits Untersuchungen anzustellen und den Bericht der 
„Chun Mei Nachrichten Agentur“ auf das richtige Maß zu- 
rückzuführen. Die chinesischen Zeitungen bemerken dazu, daß 
wenn der Generalkonsul gründliche Arbeit leiste, sein Bericht 
eine wünschenswerte Ergänzung der Behauptungen der 


„Chun Mei“ bilden müsse, da ja dieser nur bis Oktober 1920 


reiche und inzwischen durch neue Tatsachen längst über- 
holt sei. 

Die Einrichtung japanischer Postämter in Schantung ist 
für die Chinesen eins der lästigsten und schädlichsten Kapitel 
in der Tätigkeit der Japaner. China hat mehrfach gegen die 
Einrichtung neuer Postämter und gegen die Anlage neuer 
Telegraphen- und Telephonlinien .protestiert. China kann 
nicht dulden, daß seine Oberhoheit in seinem Gebiete durch 
solche Maßnahmen immer mehr mit Füßen getreten wird. 
Solange Tsingtau von Deutschland besetzt war, war das 
Post- und Telegraphenwesen lediglich auf das Pachtgebiet und 
die Eisenbahnzone beschränkt. Seit die Japaner jedoch die 
Deutschen abgelöst haben, haben sie an vielen Orten der 
Provinz Postämter eingerichtet und die Telegraphenlinien 
nach zahlreichen Plätzen außerhalb des Pachtgebietes ausge- 
dehnt. Die japanische Verwaltung bat zuerst um die Erlaub- 
nis, zwei Postämier, eins davon in Weihsien, einrichten zu 
dürfen, um den Verkehr mit ihren Untertanen besser aufrecht 
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erhalten zu können. Diese Erlaubnis wurde gegeben und 
von den Japanern benutzt, um dann an zahlreichen anderen 
Orten Postämter einzurichten, die den gesamten Post-, Tele- 
graphen- und Telephon-Verkehr vermitteln. Die Eisenbahn- 
Verwaltung versucht den Glauben zu erwecken, daß die 
Telegraphen- und Telephonlinien innerhalb der Eisenbahn- 
zone, wie es unter der deutschen Verwaltung der Fall ge- 
wesen ist, lediglich nur dem Dienstverkehr der Eisenbahn 
diene, doch unterliegt es keinem Zweifel, daß diese Linien 
in weitestem Maße für den Geschäftsverkehr japanischer Kauf- 
leute freigegeben sind, während Chinesen prinzipiell aus- 
geschlossen bleiben. Durch diese Bevorzugung der Japaner 
sind diese den chinesischen Geschäftsleuten gegenüber bei Ab- 
schlüssen von Geschäften häufig im Vorteil, besonders da den 
letzteren in vielen Fällen nur die Möglichkeit brieflichen Ver- 
kehrs bleibe. In vielen Teilen der Provinz ist die Konkurrenz 
zwischen den chinesischen und japanischen Post- und Tele- 
graphenämtern zum Nachteile der Chinesen besonders emp- 
findliich. Da die Japaner auf den Hauptlinien bereits fertige 
Anlagen vorfanden und somit keine oder nur geringe Bau- 
kosten hatten, können sie auch zu billigeren Tarifen arbeiten, 
als dies für die Chinesen möglich ist. Natürlich machen die 
Japaner nur in sehr geringem Maße Gebrauch von den chine- 
sischen Aemtern und drücken dadurch die Einnahmen dieser 
noch weiter herunter. 


Hand in Hand mit der Ausdehnung ihrer Post-, Eisen- 
bahn- und Telegraphenlinien haben sich die Japaner in vielen 
Orten Schantungs behördliche Machtbefugnisse angeeignet. 
Auf Grund des Pachtvertrages stand den Deutschen keinerlei 
Verwaltungsrecht außerhalb ihres Pachtgebietes und der 
Eisenbahnzone zu, und sie haben solche auch nie ausgeübt. 
Die Japaner dagegen gehen in die Städte und Ortschaften, 
ignorieren die Lokalbehörden, reißen Straßen auf, pflastern 
sie mit japanischem Material, beschlagnahmen oder kaufen 
Land und erbauen amtliche oder halbamtliche Gebäude. Sie 
richten an solchen Orten eigene Verwaltungsbehörden ein 
unter Nichtachtung der chinesischen. Freilich werden diese 
Behörden nicht amtlich als solche bezeichnet, sondern sie 
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sind unter dem Deckmantel eines „Klubs“ usw. verborgen, 
aber sie gelten allgemein als wirklich autorisierte Behörde. 
In Changtien z. B. haben die Japaner verschiedene Straßen 
gepflastert und ihnen dann japanische Namen beigelegt, wo- 
durch bei der Bevölkerung der Eindruck erweckt ist, daß die 
neuen Herren ständig bleiben werden. Ebenda sind japanische 
Hospitäler erbaut worden, desgleichen eine Mittelschule, Ele- 
mentar- und Volksschulen und andere Instistute, in denen in 
japanischer Sprache unterrichtet wird. Die Proteste der 
dortigen Behörden sind unbeachtet geblieben. 

Was für Changtien gilt, trifit auch für Fangtse zu: hier 
gibt es auch eine der obengenarmten Selbstverwal- 
tungsbehörde. Auch in Poschan herrschen die gleichen Ver- 
hältnisse. Hier wohnen so viele Japaner, daß eine Handels- 
kammer gebildet wurde, die viele Mitglieder zählt und die die 
‚ Funktionen einer Zivilverwaltung ausübt. Auch gibt es 
mehrere Schulen und Hospitäler im Ort. Auch in Kaumi und 
anderen Orten, die nicht alle aufgezählt werden können, haben 
sich die Japaner häuslich niedergelassen und durch Erbauung 
von Schulen und anderen Einrichtungen gezeigt, daß sie 
willens sind, für immer im Lande zu bleiben. 

An mehreren Orten wurde ohne Erlaubnis der zustän- 
digen Ortsbehörden und trotz des Protestes derselben, Land 
beschlagnahmt, um Wasserstationen zu errichten. Auf die 
verschiedenen Proteste der Chinesen wegen dieser Tätigkeit 
haben die Japaner, wenn sie überhaupt antworteten, erwidert, 
daß sie fortschrittlich gesinnt und gezwungen seien, im Inter- 
esse ihrer im Lande wohnenden Untertanen zu handeln. Auf 


die Entgegnung, daß sie aber dazu außerhalb der Eisenbahn- 
zone kein Recht hätten, ist nie eine Antwort gekommen. 

Der Bericht der „Chun Mei“ sagt weiter, daß in ganz 
Schantung diese japanischen Selbstverwaltungskörper, Han- 
delskammern und Klubs in vollster Uebereinstimmung mit 
einander arbeiteten und wenn es gelte, irgendeinem japa- 
nischen Unternehmen Vorteile zu verschaffen, ihren Forderun- 
gen Nachdruck zu verschafien wüßten. Dazu gehöre auch, 
daß die Japaner geltend machten, daß die Eisenbahnzone 
nichts weiter sei, als nur eine Erweiterung des früheren deut- 
schen Pachtgebietes, und sie haben dementsprechend das 
Pachtgebiet erweitert und alle dort geltenden Bestimmungen 
auch auf das ganze Eisenbahngebiet ausgedehnt und diese 
Zone über die alten Grenzen hinaus erweitert. Der alte 
deutsch-chinesische Pachtvertrag sah vor, daß Neu-Ankäufe 
von Land selbst innerhalb der Eisenbahnzone nur mit Zu- 
stimmung der chinesischen Behörden erfolgen dürften und 
nur, wenn diese im Interesse der beiderseitigen Geschäftsver- 
bindungen notwendig seien; die Deutschen -hätten auch stets 
nach diesem Grundsatz gehandelt. Heute dagegen beherrsche 
Japan überall die Situation, wobei es, sich auf die Macht 
seiner Truppen. in Schantung stützt. Sollten wirklich einmal 
Verhandlungen zwischen China und Japan beginnen, werde 
die Welt erstaunt sein über die Höhe der China vorgelegten 
Rechnung. 

Der obige Auszug bildet nur einen kleinen Teil aus der 
Artikelserie der „Chun Mei Nachrichten Agentur“ über die 
Tätigkeit der Japaner in Schantung. ©. S. 


Politische Rundschau. 


‘ Deutsche in der chinesischen Verwaltung. Die „Asiatic 
News Agency“ hat am 20. Juli die folgende Mitteilung gebracht: 
„Mit Bezug auf eine Wiederanstellung von Deutschen und 
Oesterreichern in der Salzverwaltung, im Seezollamt und 
anderen Regierungsstellen hat das Auswärtige Amt alle 
Provinzialbehörden und Regierungsstellen in Peking dahin in- 
formiert, daß infolge der Wiederaufnahme der Handels- und 
diplomatischen Beziehungen Chinas und Deutschlands sowie 
Chinas und Oesterreichs alle Beschränkungen betrefis An- 
stellung von Deutschen und Oesterreichern aufgehoben sind. 
Den Provinzial- wie hauptstädtischen Behörden steht es frei, 
die Deutschen und Oesterreicher, die infolge der Kricgs- 
erklärung Chinas gegen die ehemaligen europäischen Mittel- 
mächte im Jahre 1917 entlassen worden sind, je nach vor- 
handenem Bedürfnis mit neuen Verträgen wieder anzustellen.“ 

Nach der „Asiatic News Agency" vom 4. August hat das 
Auswärtige Amt in Peking ferner das Finanzministerium und die 
andern Regierungsstellen angewiesen, falls die Deutschen, 
die längere Zeit in der Seezoll-, der Salz- und der Post- 
verwaltung angestellt gewesen waren, nicht wieder angestellt 
werden, ihnen die Pensionen oder sonstigen geldlichen Zu- 
wendungen auszuzahlen, auf die sie auf Grund ihrer frülieren 
Verträge Anspruch haben. Die genannte Agentur fügt hinzu: 
„Anscheinend kommt diese Anweisung den Alliierten sehr 
ungelegen.“ 


Der Deutsch-Chinesische Friede. Die „Peking Daily News“ 
will aus Canton die Nachricht erhalten haben, daß die unab- 
hängigen Südprovinzen in Peking erklärt hätten, daB sie das 
durch die Zenträalrcgierung in Peking abgeschlossene Deutsch- 
Chinesische Abkommen für sich nicht als bindend ansehen 
konnten. Die Wiederaufnahme der Beziehungen zwischen dem 
Suden und Deutschland müsse von dem Abschluß eines be- 


sonderen Vertrages abhängig gemacht werden. 


Deutsches Konsulat in Tientsin. Aus Tientsien kommt unter 
dem 5. September die Nachricht, daß das seit der Kriegs- 
erklärung Chinas an Deutschland in der früheren deutschen 
Konzession in Tientsien geschlossene Konsulat wieder offizie' 
eröffnet worden ist. Auf dem Konsulat weht dıe neuz „schwarr- 
rot-goldene Flagge der Republik. 


Eine neue heimische Anleihe. Das Regierungsblatt hat 
kürzlich die Bestimmungen für die „Neue heimische Anleihe avi 
10 Jahre“ bekanntgegeben. Die Bekanntmachung sagt: „In 
der Absicht, die früheren kurzfristigen Anleihen einzwösen und 
um einen Fonds für den Nationalschatz der Regierung zu schaffen. 
wird beabsichtigt, eine heimische Anleihe in Höhe von 30 Mil- 
lionen Dollar aufzunehmen. Es werden 8% Zinsen gegeben, 
zahlbar halbjährlich am 31, Januar und am 31. Juli VoH- 
kommene Rückzahlung erfolgt innerhalb 20 Jahren, doch soll 
bereits nach 10 Jahren die Rückzahlung durch Auslosung nach 
einem bestimmten Prozentsatz beginnen und zwar jeweils am 
1. Januar und 1. Juli. Das Finanzministerium wird eine be- 
sondere Organisation unter dem Namen „Heimische Anleihe. 
Sicherheitenbuero“ einrichten, welche die Verwaltung der Gelder 
für die Zinsen und Rückzahlung des Kapitals innehat. Die 
Sicherheiten werden aus folgenden Quellen gestellt: durch das 
Verkehrsministerium aus den Einkünften der Post, jährlich 
400 000, aus Stempelsteuern jährlich 1200000 für die ersten 
3 Jahre und vom 4. bis 10. Jahre jährlich 2000 000 $, Fracht- 
steuern auf der Tientsin-Pukou Eisenbahn jährlich 1 200 IM 
und aus den Erträgnissen des Pekinger: Oktroy jährlich 
1200000 $. Der Vertrieb der Anteilscheine findet durch die 
Bank von China, die Verkehrsbank und andere große 
Banken statt. 

Dazu wird halboffiziell gesagt, daß ein Teil aus Jen Er- 
trägnissen dieser Anleihe zur Kostendeckung für die teilweise 
Entlassung von Truppen verwendet werden soll. 


Die Entwicklung Im mittleren Yangtsetal. Schien es vor 
einigen Wochen, als sollte es schon in_der allernächsten Zeit zu 


einem entscheidenden Kampf zwischen Nord- und Südchina im 
mittlern Yangtsetal, um Wuchung, kommen, so hat sich das 
nicht bestätigt. Bei den Kämpfen, die dort Anfang August 
stattgefunden haben, hat es sich nicht um eine Auseinander- 
setzung von Peking und Canton gehandelt, sondern um die 
Austragung innerer Gegensätze der Nordpartei. Der General- 
inspekteur der Provinzen Hupeh und Hunan General Wang 
Chan-yuan war bereits, wie ich das auch schon vor Wochen 
angedeutet habe, nicht mehr das starke Bollwerk gegen einen 
Vorstoß Cantons, auf das die Machthaber des Nordens, Chang 
Tso-lin und Tsao Kun, sowie die Pekinger Regierung zählen 
mußten, wollten sie sich andern, für den Bestand und Ausbau 
des Reiches wichtigen Aufgaben widmen können. Als Wang 
von der Tientsiner Konferenz nach Wuchang zurückkehrte, war 
seine Stellung im eigenen Lager schwer erschüttert. Hatte 
schon vorher Hunan ihm die Heeresfolge versagt, so zeigten 
die Meutereien in Hupeh, wo Wang zugleich Tutschün war, 
daß er auch nicht mehr im eigenen Hause Herr der Lage war. 
Diese Meutereien waren zwar von draußen angezettelt (nicht 
durch Canton, sondern durch die noch immer rührige Anfu- 
partei, die- vom Yangtsetal aus die alte Machtstellung wieder 
erobern möchte!), aber sie hatten einen fruchtbaren Boden ge- 
funden; die Soldaten Wangs waren unzufrieden, da ihnen ihr 
Soki nicht wurde, die ganze Bevölkerung war erregt, weil 
Wang die eigenen Taschen in einer Weise zu füllen verstand, 
die jeder Beschreibung spottete. Zwar gelang es Wang zu- 
nächst verhältnismäßig schnell, wieder Ruhe in: Hupeh herzu- 
stellen und seine Soldaten zufriedenzustellen. Aber er tat 
nicht das Geringste, für den von seinen meuternden Soldaten 
angerichteten Schaden Ersatz zu leisten. Damit wuchs die 
Erbitterung gegen ihn in Hupeh ganz erheblich weiter, aber 
auch in Peking, wo man es sehr übel empfand, daß Wang 
auch nicht das Geringste unternahm, den Befehl der Zentral- 
regierung, schleunigst die Ansprüche der Ausländer für er- 
littene Verluste zu befriedigen, auszuführen. Damit war aber 
das Schicksal Wangs entschieden: die Hupehleute verlangten 
seine sofortige Beseitigung, die Zentralregierung und die mili- 
färischen Machthaber in den Gebieten zwischen Peking und 
Wuchang dachten nicht daran, sich für Wang einzusetzen. 
Chang Tso-lins gegenteiliger Wunsch blieb um so mehr pla- 
tonischh als Chang seinerseits sich plötzlich unerwarteten 
Schwierigkeiten in der Mandschurei gegenüber sah (worüber 
auch noch zu sprechen sein wird) und ihm ferner dringende 
Aufgaben in der Mongolei gestellt waren, andrerseits ihm die 
Möglichkeit fehlte, ohne die Zustimmung Tsao Kuns von Mukden 
aus im Yangtsetal einzugreifen. Sein Plan, sich im untern 
Yangtsetal einen zuverlässigen Bundesgenossen zu schaffen. 
hat sich bisher infolge des Widerstandes Tsao Kuns und Wu 
Pei-fus als unausführbar erwiesen. Die Hupehleute gingen 
unter diesen für sie günstigen Verhältnissen bald zum offenen 
Angriff gegen Wang Chang-yuan vor. Ein großer Teil der un- 
zufriedenen Hupehleute saß in Hunan (in einer Art von frei- 
willigen Verbannung); von hier aus griff auf ihr Betreiben der 
Tutschün von Hunan Chao Heng-ti Wang an. Wang wandte 
sich mit der Bitte um Hilfe nach Peking und Paotingfu. Dort 
war man sich darüber völlig klar, daß eine Veränderung der 
Machtverhältnisse im Yangtsetal für Nordchina gefährlich 
werden könnte. Man war von der Zuverlässigkeit Chao Heng-tis 
keineswegs fest überzeugt; es erschien nicht unmöglich, daß 
dieser sich letzten Endes mit Canton gegen Peking verbünden 
würde. Aber man hatte, wie die chinesische Presse andeutet, 
in Peking auch kein ganz reines Gewissen dem General Wu 
Pei-fu gegenüber, der — wie schon früher betont — nach der 
Niederwerfung der Anfupartei im letzen Sommer um seinen 
Teil an der Beute gekommen zu sein meinte, jetzt aber mit den 
“ besten Truppen des Nordens im Süden der Provinz Honan stand, 
also in erster Reihe für ein Eingreifen in Wuchang in Betracht 
kam. Auch darf nicht vergessen werden, daß Wu Pei-fu sich 
von grundsätzlich andern Auffassungen leiten läßt, als Männer 
wie Chang Tso-lin, Tsao Kun und manche der ausschlaggeben- 


A re Een denne en unnBaum ra ed enei SR Sn gEs2ee SQ Sea reseen nannte Senne ee ee SEEN SSR EER EEE HG 


P 315 


den Politiker Pekings und daß man ihm auch aus diesem 
Grunde in Nordchina mit einem gewissen nicht unberechtigten 
Mißtrauen begegnet. Dazu kam endlich noch, daß Wu Pei-fu 
persönlich eng befreundet mit dem Tutschün von Hunan Chao 
Heng ti ist. Wie die Dinge in China Ende Juli und Anfang August 
in der Oeffentlichkeit beurteilt worden sind, zeigt u. a. auch ein 
von der „Peking and Tientsin Times‘ veröffentlichtes Interview 
mit Wu Pei-fu, von dem der Ausfrager in erster Reihe wissen 
wollte, ob er auf Befehl Pekings gegen Chao Hang-ti mar- 
schieren würde. Dem Befehl Pekings Folge leistend, ordnete 
Tsao Kun an, daß Wu Pei-fu mit einem Teil seiner Truppen 
unter dem Befehl General Hsiao Yao-nan den Schutz Wuchangs 
übernahm. Wus Truppen rückten in Hupeh ein, machten aber 
hei Wiuchang halt, ohne in die inzwischen zwischen Hunan 
und Hupeh weiter südlich ausgebrochenen Feindseligkeiten 
einzugreifen. Nach anfänglich kleinen Erfolgen der Truppen 
Hupehs wurden diese in Kämpfen während der ersten acht 
Augusttage von den Truppen Hunans gründlich geschlagen. 
Trotzdem rührte sich der zur Hilfe gerufene General Hsiao 
Yao-nan mit den Truppen Wu Pei-fus nicht von der Stelle. 
Mittlerweile erklärten die Hupehleute, die in Hunan Zuflucht 
gefunden und den Feldzug gegen Wang Chen-yuan betrieben 
hatten, sie verfolgten als einziges Ziel die Entfernung Wangs; 
im übrigen ständen sie treu zur Pekinger Regierung. Unter 
diesen Umständen blieb dem geschlagenen Wang Chan-yuan 
nichts übrig, als seinen Abschied einzureichen. Die Pekinger 
Regierung nahm ihn sofort an. Wang hat am 9. August Wuchang 
auf einem Kriegsschiff, das den Kurs nach Kiukiang nahm, 
verlassen, nachdem er die Siegel seines Amtes dem Zivil- 
gouverneur Liu Shao-an übergeben hatte. Peking ernannte 
darauf den General Wu Pei-fu zum Generalinspekteur von 
Hupeh und Hunan und den General Hsiao Yao-nan zum Tutschün 
von Hupeh. Diese Ernennung hatte zunächst ein interessantes 
Nachspiel. Chang Tso-lin sah den Machtzuwachs, der seinem 
Kollegen Tsao Kun auf diese Weise entstanden war, mit wenig 
Behagen an, war aber klug genug, die Dinge, die er wenigstens 
im Augenblick doch nicht ändern konnte, gehen zu kassen., 
Indessen hat es nicht an unverblümten Auslassungen seinerseits 
gefehlt, daß er die Ernennung Wus mißbilligte, für die er die 
Verantwortung ausschließlich dem Kabinett überlasse. Indessen 
auch Tsao Kun sprach sich zunächst Peking gegenüber, wie an- 
scheinend mit einer gewissen Absichtlichkeit halbamtlich bekannt 
gegeben wurde, über die Art der Ermennung Wus ablehnend 
aus; man hätte ihn erst befragen müssen. Tatsächlich drängte 
Tsao Kun aber den General Wu Pei-fu in auffallender Weise, 
den Wuchanger Posten anzunehmen. Wu selbst bezeigte an- 
fänglich keine Lust, sein Kommando in Loyang mit dem 
Generalinspektorat in Wuchang zu vertauschen. In dem schon 
erwähnten Interview, hatte er sehr entschieden erklärt, er habe 
auch nicht die geringste Neigung, sich auf einen Verwaltungs- 
posten stellen zu lassen, während er als Kommandeur der 
stärksten und besten Truppen im ganzen Lande China viel 
größere Dienste dadurch leisten könne, daß er sie für eine 
Wiederherstellung der Einigkeit des Reiches einsetze, wo und 
wann das immer nötig sei. Selbstverständlich kann Tsao Kun 
bei seinen Drängen von dem Wunsch beseelt gewesen sein, 
durch die Besetzung des Wuchanger Postens mit Wu Pei-fu, 
der ihm bisher ergeben war, seinen Einfluß auf das Yangtsetal 
auszudehnen und damit seine Stellung Chang Tso-lin gegenüber 
erheblich zu stärken. Immerhin ist es aber bezeichnend, daß 
in der chinesischen Presse die Auffassung auftaucht, die Ver- 
setzung Wus von Loyang nach Wuchang sei Tsao Kun äußerst 
gelegen gekommen, (im Gcheimen gar wohl von ihm betrieben), 
da Wus Einfluß als stellvertretender Generalinspektor in Chihli, 
Shantung und Honan einen Umfang annahm, der ihm (dem 
(ieneralinspekteur Tsao selbst) sehr unbequem zu werden 
anfing. Doch das nur nebenbei! Als wichtige Folge der Hunan- 
Hupeher Kämpfe und ihres Ausgangs haben wir mit zweierlei 
zu rechnen: 

1. Nach Wuchang ist mit Wu Pei-fu eine ebenso starke, 


wie in weiten Kreisen des Volkes angesehene, ja volkstümliche 
Persönlichkeit gekommen, die auf die Gestaltung der politischen 
Verhältnisse des Landes schon lange Einfluß zu gewinnen be- 
strebt ist und zwar in einem Geiste, der auf das schärfste die 
Mittel verurteilt, die Peking seit Aufrichtung der Republik 
benutzt. 

2. Es hat sich bei den Hunan-Hupeher Kämpfen nicht — wie 
er ursprünglich schien — um einen Vorstoß Cantos nach Norden 
gehandelt. Geistig steht aber die neue Verwaltung im mittlern 
Yangtsetal Canton heute sehr viel näher als Peking. 

Daraus können sich neue Entwicklungen ergeben, die zu 
übersehen heute noch nicht möglich sind. CF. 


Große Kämpfe bel Ichang. Ein Telegramm vom 11. Sep- 
tember meldet, daß in den letzten Tagen eine große Schlacht 
stattgefunden habe zwischen den nördlichen Truppen und den 
Streitkräften der Provinz Szechuan. Die beiderseitigen Ver- 
juste werden auf je 10 000 geschätzt. Die nördlichen Truppen er- 
halten fortgesetzt große Verstärkungen. Die einheimische Be- 
völkerung ist geflohen. Japanische, amerikanische und eng- 
liche Matrosen sind zum Schutze der Fremden gelandet worden. 

Dazu wird noch unterm 6. September gemeldet, daß die 
Szechuan-Truppen Ichang genommen und die Stadt vollkommen 
ausgeplündert haben; das ist die zweite Plünderung Ichangs 
in wenigen Wochen. 


Japan. 


Das Japanabkommen ratlfiziert. Unter dem 10. September 
kommt aus Washington die Nachricht, daß die japanische Regie- 
rung das zwischen den Vertretern der Vereinigten Staaten und 
Japans geschlossene Abkommen über die Insel Jap und die 
früheren deutschen Kabel im Stillen Ozean ratifiziert habe. Da- 
nach erkennt Japan die Rechte der Vereinigten Staaten und 
aller anderen Nationen auf Benutzung der über Jap gehenden 
Kabel an, wohingegen Japan die ÖOberhoheit über Jap als 
Mandatur des Völkerbundes behält. Das Kabel Guam-Jap fällt 
an Amerika und däs Kabel Schanghai-Jap an Japan. Ferner 
werden die Interessen Hollands an dem Kabel Menado-Jap aus- 
drücklich anerkannt. 


Rückkehr des japanischen Kronprinzen. Der Kronprinz 
“ Hirohito ist am 3. September von seiner Europafahrt wieder in 
Yokohama eingetroffen und sogleich nach Tokio weitergereist. 
Er wurde auf dem Wege von Yokohama bis zum Palast in 
Tokio von ungeheuren Menschenmengen begeistert begrüßt. Die 
Presse ist einstimmig darüber einig, daß die Reise des Kron- 
prinzen die Beziehungen Japans zu den europäischen Mächten 
wesentlich befestigt und vertieft habe. Besonders bemerkens- 
wert war, daß die bisherigen Gebräuche bei Empfängen und 
Ausfahrten von Angehörigen des Herrscherhauses außer acht 
gelassen wurden. Sonst war es Sitte, daß in den Straßen, die 
passiert wurden, absolute Stille herrschen mußte und photo- 
graphische Aufnahmen streng verboten waren. Dieses Mal 
wurde der Prinz durch lautes Banzai und andere Zurufe be- 
grüßt und zalılreiche Photographen und Kino-Operateure machten 
Aufnahmen. Nach Einbruch der Dunkelheit marschierte eine 
auf wenigstens 30000 Teilnehmer geschätzte Volksinenge mit 
Laternen und Fackeln vor den Pälast, wo sie von dem Kron- 
prinzen in einer kurzen Anrede begrüßt wurde. 


Das Rassenproblem in Ostasien. 


UÜcber das Rassenproblem in Ostasien schreibt George 
Bronson Rea in der von ihm herausgegebenen „Far Eastern 
Review“: In den nächsten 25 Jahren, noch innerhalb der jetzigen 
(ieneration muB Japan Raum für einen Bevölkerungszuwachs 
von mindestens 25 Millionen finden. In der gleichen Zeit wird 
China seine jetzige Bevölnerung um 200 Millionen Menschen 
vermehrt haben und Rußland braucht Platz für eine Zunahme 
von etwa 87 Milionen. Wo soll Japan seinen Zuwachs unter- 


brinzen? Wohin kann sich China ausdehnen? Woeenn wir einem 
aufstrebenden Volk den Weg zu neuen Kolonien versperren, 
mussen wir scinen UÜecberiluß an Menschen in unser eigen®s 
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nationales und wirtschaftliches Leben aufnehmen, wodurch die 
Löhne des eigenen Volkes und seine Lebenshaltung herab- 
gedrückt werden. Oder wenn wir unsere Grenzen gegen ihr 
fiereinkommen sperren und sie so zwingen, den Menschen- 
überschuß im eigenen Lande, so gut es geht, unterzubringen, sv 
bringen wir die ganze Weltwirtschaft in Verwirrung durch dic 
Ueberschwemmung aller Märkte mit den billigen Handels- 
produkten dieser Völker. Ein anderer Ausweg ist nicht möglich. 
Die Deutschen waren zur Durchkämpfung des 
letztengroßen Krieges gezwungen zur Selbs:- 
erhaltung ihrer Nation, für das Recht zu lebeı 
und für die Zukunft ihrer Kinder. In der gleichen 
Lage wie Deutschland vor dem Kriege befindet sich heute 
Japan. Deutschland fand innerhalb seiner 
Grenzen und in gemäßigten Zonen keine Mög- 
lichkeiten mehr, sich auszudehnen und seinen 
Bevölkerungsüberschuß unterzubringen Es 
war deshalb gezwungen, sich in Ueberset 
reue Gebiete zu erschließen. Die Mächte glaubte: 
durch Versperrung aller Wege Deutschlands Ausdehnung:- 
bedürfnis unter Kontrolle bringen zu können, bis eines Tages 
der Zeitpunkt der Katastrophe eintrat. In der gleichen Lage be- 
findet.sich heute Japan und sie wird für dieses Land, wie für 
Asien überhaupt, zehnmal schlimmer werden. 

Die Deutschen hatten wenigstens überall Zutritt zu den 
Kulturvölkern der Welt, für die Söhne Japans sind alle Türen 
bei den weißen Nationen des Großen Ozeans fest verschlossen: 
sie brauchen gar nicht erst um Zutritt zu ersuchen. Da Deutsch- 
lands Menschenüberschuß keme eigenen Ländergebiete fand, wv 
er sich ansiedeln und entwickeln konnte, sandte dieses Lan! 
seine Kaufleute, Bankiers, Techniker und Lehrer in die We: 
hinaus, und diese arbeiteten unter Anspannung aller Kräfte, un 
die großen Märkte zu schaffen zur Ernährung der daheim 
gebliebenen Volksgenossen. Japanischen Handwerkern un 
Arbeitern gegenüber sind die Länder um den Großen Ozean 
herum hermetisch verschlossen; ebensowenig ist es möglich. 
nach dem übervölkerten asiatischen Festland hinüberzuwandern. 
denn eine Konkurrenz mit den asiatischen Brüdern ist unmör- 
lich. So ist der japanische Handwerker und Arbeiter gr- 
zwungen, zu Hause zu bleiben. Japan ist also genötigt, de 
Beispiele Deutschlands zu folgen und seine Kaufleute v' 
Techniker in alle Welt zu senden, um neue Absatzgebiete " 
erobern, und dadurch die Möglichkeit zu schaffen, der auf de: 
heimischen Inseln abgeschlossenen Bevölkerung das kürmmer- 
liche Leben von der Hand in den Mund zu gewähren. Aber a: 
die Dauer ist es nicht möglich, auf diese Weise für die jährlic" 
heranwachsenden 700 000 neuen Arbeiter Lebensmöglichkeiten zu 
schaffen, und sollte die Welt wirklich so töricht sein zu glauben. 
daß diese Ausschließung Japans aufrechterhalten werden kanı. 
chne daß eines Tages der Existenzkampf eine katastropha' 
Explosion herbeiführt? Hat die Welt aus den Lehren dt“ 
großen Weltkrieges nichts gelernt? Wird Amerika dit 
Fehler der europäischen Diplomatie, die au! 
die Unterdrückung Deutschlands hinausgingen 
Japan gegenüber wiederholen? Japan will und mıub 
Icben und, um leben zu können, muß es seine Erzeugnisse vr” 
kaufen, um seinen Landeskindern Brot geben zu können. Japans 
Existenzmöglichkeit steht und fällt, wie diejenige Englands. m! 
seinem auswärtigen Handel. Japan muß also eine große Hande:*- 
flotte scharfen und zum Schutze dieser und zur Ofienhaltung der 
l.ebensmittelzufuhrwege cine starke Kriegsflotte unterhalten. So 
muß sich notwendigerweise Japan, was seinen Handel und seine 
Absatzgebiete anbelangt, zum Deutschland Ostasiens entwicke 
und muß andererseits England auf dem Wege der Schaffun. 
einer starken Kriegstlotte folgen. Im Kampfie um die Existen: 
werden japanische Produkte, wie diejenigen Deutschlands, ihre” 
Weg über die ganze Welt finden müssen, und die dadurch her- 
vorgerufene scharfe Konkurrenz wird unfchlbar Handelsnei. 
Haß und zuletzt Entscheidung durch die Waiien hervorruie' 
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Das Deutscı-Chinesishe Handelsabkommen. 


In „The Weekly Review of the Far East‘, wie die frühere 
Millards Review jetzt heißt, bespricht Hollington K. Tong das 
Deutsch-Chinesische Abkommen und seine Wirkung auf die 
deutsch - chinesischen Handelsbeziehungen. Seine sehr be- 
merkenswerten Ausführungen lauten wie folgt: 

Am 20. Mai wurde in Peking ein Deutsch-Chinesisches 
Handelsabkommen geschlossen, auf Grund dessen die früheren 
freundschaftlichen Beziehungen und Handelsverbindungen 
wieder hergestellt worden sind. Schon vor Unterzeichnung 
dieses Abkommens machten die deutschen Firmen unter ange- 
nommenen Namen viele Geschäfte in China, jetzt aber können 
sie wieder frei und ungehindert ihren Geschäften nachgehen. 
Eine scharfe Konkurrenz zwischen deutschen und den Firmen 
anderer Nationen in einer Reihe von Artikeln wird als un- 
fehlbare Folge einsetzen. 

Aus Unterhaltungen mit führenden deutschen Kaufleuten 
in Nordchina hört man, daß Deutschland seit Beendigung des 
Krieges chinesische Produkte in bedeutendem Maße aufge- 
kauit hat. Oelsamen, Erdnüsse, Häute und Felle wurden in 
großen Quantitäten nach Deutschland ausgeführt, haupt- 
sächlich auf dem Wege über neutrale Länder. In der jetzt 
beendeten Saison hat Deutschland den Löwenanteil an 
Häuten und Fellen aufgekauft. Daneben braucht es Milch, 
Fett, Butter und Albumin (Eiweiß), die es in China in reich- 
lichen Mengen findet. Deutschland kann Sesam-Oel zur Her- 
stellung von Margarine an Stelle von Butter in unbeschränkter 
Menge von China erhalten, ebenso Eiprodukte als Ersatz für 
andere dort fehlende Nährmittel. 

Nachdem die freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
beiden Staaten wieder aufgenommen worden sind, ist eine Be 
lebung des Handels der beiden Länder mit Sicherheit voraus- 
zusehen. Da es in Deutschland an Rohmaterialien fehlt und 
die Preise für solche in anderen europäischen Ländern zu 
hoch sind, hat man dort schon seit geraumer Zeit das Augen- 
merk auf China gerichtet, um sich die aufgespeicherten Vor- 
räte nutzbar zu machen. Das ist vielleicht auch der Grund, 
daß Deutschland ohne weiteres auf das Recht der 
Exterritorialität und andere Rechte verzichtet hat, selbst gegen 
den Rat anderer, vor kurzem noch feindlichen Nationen. 

Jetzt nach Abschluß des Handelsabkommens bietet sich 
auch für chinesische Exporteure wieder eine gute Gelegenheit, 
Geschäfte mit Deutschland abzuschließen. Freilich werden 
sie in scharfe Konkurrenz mit den Japanern kommen, die unter 
Berücksichtigung der Lage in Europa jetzt bereits alle Waren, 
die sie in China aufzukaufen in der Lage sind, nach Deutsch- 
land ausführen. Doch haben die chinesischen Kaufleute vor 
den japanischen einen großen Vorteil voraus, nämlich den, 
daß die deutschen Geschäftsleute, wie von verschiedenen 


führenden deutschen Kaufleuten in Peking und Tientsin ver-- 


sichert wird, den direkten Geschäftsverkehr mit den Chinesen 
vorziehen und chinesischen Produkte japanischen gegenüber 
den Vorzug geben. 

Es wird freilich noch einige Zeit dauern, ehe die deut- 
schen Handelshäuser ihre frühere hervorragende Stellung auf 
dem chin:sischen Markte einnehmen werden, und das ist ver- 
ständlich, wenn man die Tatsache berücksichtigt, daß die 
Japaner und andere fremde Firmen seit Kriegsausbruch ihre 
Stellung so zu festigen in der Lage waren, daß sie heute einen 
entschiedenen Vorsprung haben. Andererseits braucht 
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Deutschland chinesische Produkte und China wird im Aus- 
tausch dafür deutsche Fabrikate bevorzugen. Das neue 
Handelsabkommen wird ohne Zweifel belebend auf die Ein- 
fuhr solcher deutschen Güter wirken, die in Vorkriegszeiten 
den Chinesen wohlbekannt waren und die sie brauchen. In 
Frage kommen Farben, Papier, Nadeln, Besätze, elektrische 
Maschinen und Gebrauchsartikel, pharmazeutische Produkte 
und Eisenwaren. Das deutsche Farbengeschäft stand 
in China konkurrenzlos da. Schon haben sich in Deutsch- 
land eine Reihe großer Farbenfabriken zusammengeschlossen 
und schicken sich an, die frühere führende Stellung wieder zu 
erobern. Nach der Meinung der hiesigen deutschen Kauf- 
leute ist Papier ein Artikel, der in allernächster Zukunft 
in großen Mengen von Deutschland nach China gebracht 
werden kann, falls die Frachtsätze so gestellt werden können, 
daß das Geschäft nicht unterbunden wird. Vor dem Kriege 
kauften China und Amerika viel deutsches Papier, doch ist 
zurzeit England der beste Abnehmer für deutsche Papier- 
erzeugnisse und Papiermasse, was zum großen Teil auf die 
häufigen Streiks in England zurückzuführen ist. 

Deutsche Nadeln werden in allerkürzester Zeit wieder 
einen lebhaften Absatz in China finden. Während des 
Krieges hat Japan das Land mit solchen Produkten über- 
schwemmt, doch hat seit Kriegsende der Absatz der billigen 
japanischen Ware gänzlich aufgehört. In den letzten 
15 Monaten haben deutsche Kaufleute mit Erfolg den Japanern 
Konkurrenz gemacht und schon teilweise den Markt für 
Nadeln für sich zurückerobert. Deutsche Nadeln mit dem 
feinpolierten Nadelöhr sind jetzt bereits überall zu finden. 

Auch Besätze aus deutschen Fabriken haben wieder 
ihren Einzug in China gehalten. Früher kam alles, was in 
dieser Beziehung gebraucht wurde, aus Deutschland. Ob 
deutsche Besätze ihre alte vorherrschende Stellung gegenüber 
der japanischen Ware wieder einnehmen können, hängt davon 
ab, ob Japan in der Lage ist, bessere Qualitäten, als es jetzt 
noch der Fall ist, zu billigeren Preisen zu liefern, ob die 
Chinesen mit billigen Ersatzfabrikaten vorlieb nehmen oder 
ob das durch Hungersnot und andere Ereignisse verarmte 
Voik in der Lage ist, die erstklassigen deutschen Besätze zu 
höheren Preisen zu kaufen. 

Elektrische Maschinen und Gebrauchsartikel 
kommen wieder ständig aus Deutschland herein. Wie es 
heißt, haben deutsche Fabrikanten mit südchinesischen 
Firmen schon mehrfach große Kontrakte auf Lieferung von 
Baumwollspinn-Maschinen abgeschlossen. 

Auch pharmazeutische Artikel sind bereits 
wieder auf dem chinesischen Markt zu haben. Sie finden 
freilich jetzt noch einen starken Konkurrenten in Japan, doch 
wird letzten Endes die Güte der deutschen Ware gegenüber 
der billigeren japanischen erfolgreich bleiben. 

So viel über die Aussichten des Handels zwischen 
Deutschland und China, nachdem ihm durch das neue 
Handelsabkommen neue Wege eröffnet worden sind. Von 
gleich hohem Interesse ist aber auch die wieder einsetzende 
Anstellung deutscher Sachverständiger von seiten chinesischer 
Firmen, Banken, Fabriken, Mühlen und technischen Instituten, 
um bei der Ausbeutung der natürlichen Hilfsquellen des 
Landes und der Entwicklung der verschiedenen Industrie- 
zweige zu helfen. Eine Reihe von Verträgen mit deutschen 
Spezialisten wurde schon bald nach der Friedenskonferenz 
gezeichnet, doch konnten diese nicht in Kraft treten, ehe nicht 


318 


die diplomatischen Beziehungen zwischen beiden Ländern 
wieder aufgenommen waren. Nunmehr ist der Weg frei zur 
Aufnahme ihrer Tätigkeit. 
Bestimmungen des Shul Wu Chu 
NDR EILOH In Dee über die Zollbehandlung 
von Fabrikerzengnissen. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Artikell. Fabrikerzeugnisse für den Export sind frei 
von allen Zöllen. Fabrikprodukte, welche in China verkauft 
werden, zahlen volle Zollgebühren an das erste von ihnen 
passierte Zollamt (Seezollamt, Inlandzollamt, Likin-Amt oder 
Zollgrenze) und sind dann frei von allen weiteren Zöllen auf 
Grund eines „Yüantan“, mit Ausnahme des Chung -Men Gate 
Loti-Zolles. 

Artikelll. Die Bestimmungen beziehen sich nur aul 
diejenigen Fabrikerzeugnisse, für die bereits die Genehmigung 
des Privilegs der einmaligen Zollbehandlung erteilt wor- 
den ist. 

Ausfuhrnachfremden Ländern. 

Artikel III. Mit Bezug auf diejenigen Erzeugnisse 
von im Innern des Landes gelegenen Fabriken, die nur über 
einen dem fremden Handel geöffneten Platz ins Ausland aus- 
geführt werden können, und bezüglich derjenigen Erzeugnisse 
von Fabriken, die in einem dem fremden Handel geöffneten 
Hafenplatz liegen und deren Fabrikate über einen anderen 
Hafen ausgeführt werden, kann die Zollfreimachung je nach 
Wunsch der Kaufleute auf folgende beiden Arten erfolgen: 

a) Haftung : Die Kaufleute hinterlegen vorher bei dem 
ersten von den Ausfuhrgütern passierten Zollamt einen Haft- 
schein, durch welchen sie sich verpflichten, Strafe usw. zu be- 
zahlen, falls die Güter nicht innerhalb einer bestimmten Zeit 
(siehe unten), wie von ihnen angegeben, ins Ausland gehen. 
Für jede als ins Ausland gehend bezeichnete Sendung wird 
das erste Zollamt einen die Ware deckenden Schein „Pingtan“ 
ausfertigen. Sobald die betreffende Sendung dann durch das 
in Frage kommende Seezollamt für die Ausfuhr abgefertigt 
worden ist, wird der „Pingtan“ mit dem Datum des Aus 
fuhrtages und dem Stempel des betrefienden Seezollamtes ver- 
sehen und an den Kaufmann zurückgegeben, um ihn dem erst 
passierten Zollamt zur Ungültigmachung einzureichen. Die 
Zeit vom Tage der Ausstellung des „Pingtan‘“ bis zum Tage 
der Ungiltigmachung soll 12 Monate nicht übersteigen. Die 
Strafe für Ueberschreitung dieses Zeitraumes wird auf das 
doppelte des gewöhnlichen Zollsatzes festgesetzt. Dem in 
Frage kommenden ersten Zollamt ist es überlassen, gegebe- 
nenfalls eine Garantie zu verlangen. 

Für den Fall, daß Sendungen von Fabrikerzeugnissen für 
das Ausland mehr als zwei Seezollämter passieren müssen, 
soll der Pingtan vom ersten zum zweiten und vom zweiten 
zum dritten Seezollamt und so weiter geschickt und beim 
letzten zurückgehalten werden, bis die Ware tatsächlich ins 
Ausland abgegangen ist. Falls die Ausfuhr nicht innerhalb 
der vorgeschriebenen Zeit erfolgt, soll das letzte Zollamt das 
erste benachrichtigen. Nach Eingang dieser Benachrichti- 
gung fordert das erste Zollamt vom Versender den doppelten 
Betrag des Zollsatzes als Strafe, falls die Fabrik im Hlafen- 
platz selbst gelegen ist oder falls die Fabrik im Innern des 
Landes liegt, fordert das erste Seezollamt von der ersten 
Inlandzollstation den einfachen Betrag des Zolles, den diese 
in doppelter llöhe erhoben hat, zurück. 


b) Hinterlegte Zollgebühren. Den Kaufleuten 
wird freigestellt, bei dem ersten passierten Zollamt die fälli- 
ven Zollgebühren für jede für das Ausland bestimmte Sen- 
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dung als Deposit zu hinterlegen. Die Zollbehandlung des 
Gutes erfolgt wie unter a). Das hinterlegte Deposit wird 
nach erfolgter Ungültigmachung des „Pingtan‘“ innerhalb der 
bestimmten Zeit zurückgegeben, doch muss die Rückforderung 
innerhalb 24 Monaten seit Ausfertigung des „Pingtan“ ge- 
schehen. Für den Fall, daß Sendungen von Fabrikerzeugnissen 
für das Ausland zwei oder mehr Seezollämter passieren 
müssen, kommt das gleiche Verfahren in Anwendung, auch 
bezüglich der Rückzahlung des Deposits oder Erhebung der 
etwa verfallenen Strafe, wie unter a) ausgeführt. 


Verkaufin China. 

Artikel 1V. Fabrikerzeugnisse, die in China verkauft 
werden, zahlen einfachen Zoll je nach Wunsch der Kaufleute 
entweder nach dem neuen Import-Tarif von 1919 oder 5 % 
vom Werte; für Baumwollgüter kann der Zoll auch bezahlt 
werden nach dem Generaltarif von 1858 oder nach dem 
Spezialtarif für Baumwollgüter des revidierten Importtarifs 
von 1902. 

Artikel V. Die Erzeugnisse einer Fabrik in einem 
ofienen Platz, welche nach einem anderen offenen Platz ver- 
schifit werden, zahlen vollen Zoll nach den Bestimmungen des 
ersten Zollamtes (d. i. Seezollamtes),, das eine besondere 
Ausnahme-Bescheinigung ausfertigt, durch die die Ware in 
Ankunftsplatz von weiterer Zahlung von Seezoll befreit wird. 
Wenn diese Waren dann von dort ins Inland geschickt wer- 
den, wird ein „Yüantan“ ausgefertigt, durch den sie von wei 
terer Zollzahlung befreit sind. Falls die Kaufleute die befr. 
Güter in kleinere Packungen umzupacken wünschen (unter 
chinesischer Aufsicht) zum Verkauf an mehreren Orten, muß 
das Zollamt entsprechende viele „Yüantan‘ ausstellen. 

Die Erzeugnisse einer Fabrik im Innern des Landes zah- 
len einfachen vollen Zoll an das erste Zollamt (Inland Zol- 
amt, Likin-Amt oder Zollgrenze), worauf der „Yüantan“ aus 
gefertigt wird. Wenn solche Güter dann von einem oflene 
Platz nach einem anderen gesandt werden, wird das Seezol 
amt den „Yüantan“ gegen eine „Ausnahme-Bescheinigur‘ 
umtauschen und, falls die Güter dann wieder ins Inland x 
rückgehen, wird ein neuer „Yüantan“ ausgefertigt, wie fü 
solche Fabriken, die in einem offenen Platz gelegen sind. 

Artikel VI. Für den Fall, daß Güter aus einer Fa 
brik in einem offenen Platz oder auch aus einer Fabrik im Is- 
nern des Landes als erstes Zollamt ein Inlandzollamt, Likis- 
Amt oder Zollgrenze passieren müssen, so soll dieses Amt 
den einfachen vollen Zollsatz erheben und einen „Vüantan“ 
ausfertigen. Falls der auf dem „Vüantan“ vermerkte Be 
stimmungsort der Güter so gelegen ist, daß die Güter as 
Seezollamt passieren müssen, so soll das erste Inlandzollamt 
dem in Frage kommenden Seezollamt die Nummer des 
„Yüantans‘“, Anzahl der Packungen und die Höhe des ef- 
hobenen Zollbetrages mitteilen und wöchentlich an das betr 
Seezollamt die fälligen Beträge abliefern. Ueber Güter, dit 
kein Seezollamt passieren, soll das erste Zollamt an die vor 
gesetzte Dienststelle berichten und die erhobenen Beträge naclı 
dort abliefern. j 

Artikel VII. Der „Yüantan“ hat eine jeweilige Gül 
tirkeitsdauer von zwölf Monaten. 


Steuer-Marken. 


Artikel VIIl. Wenn Kaufleute um Ausfertigunf 
eines „Pingtan‘“ oder „Yüantan“ einkommen, haben sie Steuer: 
marken nach folgender Skala zu verwenden: 

Wert des Gutes. Marken Wert des Gutes Marken 

5 50000 und darüber $ 1.50 81 000.— und "darüber $ 03 
$ 10.000 a $ 10 8 500.— . $ 0.10 
5 LVO „ $ 0.50 8. 10.— $ 00% 
Weniger als $ 100, $ 0u 


Zusatz-Bestimmung. 
Artikel1X. Frühere Bestimmungen und Entscheidun- 
gen — die in vorstehenden Bestimmungen nicht enthalten 
sind —, über die Zollbehandlung von Fabrikerzeugnissen, 
bleiben in Kraft, soweit sie nicht im Gegensatz zu vorstehen- 
den neuen Bestimmungen stehen. 
ZusatzbemerkungdesGeneralinspektorats. 
Das in diesen Bestimmungen vorkommende Wort „Kauf- 
leute“ soll von den Seezollämtern so ausgelegt werden, daß 
es sich auf solche Kaufleute bezieht, deren Fabriken das be 
sondere Privileg besitzen; falls aber ein Inlandzollamt sie 
auch auf solche Kaufleute anwendet, die priviligierte Güter 
kaufen oder transportieren, so soll diese Auslegung von den 
Seezollämtern angenommen werden. 
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Günstige Handelsaussichten in China. Nachdem die Ernte- 
verhältnisse wider Erwarten im größten Teile Chinas gute ge- 
wesen sind, macht sich unter der Bevölkerung wieder eine 
größere Kauflust bemerkbar. Auch ‘die mit Hilfe des von den 
Hungersnotorganisationen beschafften Saatgetreides bestellten 
Felder im vorjährigen Hungersnotgebiet haben eine gute Früh- 
ernte ergeben, und die Bevölkerung beginnt sich von den aus- 
gestandenen Strapazen zu erholen und ist in der Lage, Ein- 
käufe zu machen. Weil sich die Kurse wesentlich gefestigt haben, 
ist die Handelswelt in der Lage, größere Abschlüsse auf Export- 
und Importwaren zu tätigen. Da im vergangenen Jahre eine 
Reihe von Industrie-Gesellschaften gegründet worden sind und 
sich immer mehr eine Ausdehnung der Industrie bemerkbar 
macht, ist die Nachfrage nach Maschinen und Baumaterialien 
aller Art sehr groß. Besonders stark ist die Nachfrage nach 
Eisen, Stahl und Zement in den großen Hafenplätzen, wo die 
Bautätigkeit außerordentlich rege ist. Maschinelle Einrichtungen 
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für Elektrizitätswerke, Woll- und Baumwollspinnereien haben 
zurzeit einen guten Markt. Die Peking-Mukden-Fisenbahn hat 
die Lieferung von 15000 t eiserne Schienen und Schwellen 
nebst Zubehör ausgeschrieben; eine Reihe von Aufträgen des 
chinesischen Verkehrsministeriums auf Lieferung von Loko- 
motiven, Personen- und Güterwagen sind kürzlich zum größeren 
Teil nach Belgien, teilweise nach Amerika vergeben worden. 
Die Ostchinesische Eisenbahnverwaltung fordert Angebote auf 
eiserne Dächer fir Stationsgebäude und Güterschuppen. Der 
Neubau der Eisenbahnbrücke der Peking-Hankou-Bahn über 
den Huangho erfordert 15 Millionen $; der Zuschlag für Liefe- 
rung der benötigten Eisenkonstruktionen ist noch nicht erfolgt. 
Auch das Telegraphennetz soll eine weitere Ausdehnung er- 
fahren, und die alten Linien sollen verbessert werden; die hierzu 
notwendigen Baumaterialien, als Stangen, Draht, Isolatoren usw., 
müssen im Ausland beschafft werden. Der Wettbewerb der 
ausländischen Firmen ist sehr groß, wobei Deutschland infolge 
seiner niedrigen Valuta und dem hohen Stand seiner Industrie 
entschieden im Vorteil ist. 


Der Markt für Stahl- und Eisenwaren ist gut; Amerika, 


"Belgien und Deutschland machen sich hier scharfe Konkurrenz. 


in letzter Zeit sind größere Bestellungen in diesen Artikeln nach 
Deutschland, welches im Juni etwa 50000 Faß Nägel lieferte, 
und Belgien gegangen, weil Amerika wegen seiner höheren 
Produktionskosten und Valuta nicht kurrenzfähig war. 

Nach deutschen Anilin- und Indigofarben herrscht rege 
Nachfrage; in diesen Artikeln wird Deutschland bald wieder 
seine alte Stellung vor dem Kriege zurückerobert haben. 
Ferner kommen aus Deutschland Wand- und Taschenuhren, 
Nadeln, Drogen und pharmazeutische Artikel, Alfenidwaren. 
Gold- und Silberpuder, Lacke und Papier. Die Preisangebote 
sind so gestellt, daß die anderen Nationalitäten nur schwer da- 
gegen ankommen können, auch haben die Deutschen wieder ihr 
gutbewährtes System des Kredit- und Rabattgebens eingeführt, 
wodurch sie von den Chinesen gerne bevorzugt werden. 
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Einfuhr deutscher Farben nach China. Das „British Chamber 
of Commerce Journal“ stellt fest, daß Deutschlands Anteil an 
der Farbeneinfuhr nach China im Jahre 1920 gut ein Drittel be- 
tragen habe, wobei die Verschiffungen über Antwerpen und 
Rotterdam und über Niederländisch-Indien Deutschland gut- 
zuschreiben seien, da Belgien und Holland keine Farbenindustrie 
besitzen. Soweit die Zahlen für 1921 bekasınt seien, werde 
Deutschland am Jahresende noch weit günstiger abschneiden. 
Zu berücksichtigen sei ausserdem, daß die statistisch festgelegten 
Zahlen nicht der Wirklichkeit entsprechen, da nicht unbeträcht- 
liche Mengen Farbstoffe deutschen Ursprungs auf dem Wege 


über Großbritannien, Frankreich oder die Vereinigten Staaten 


nach China gelangen. Die nachfolgenden Zahlen sind aus der 
Monatsstatistik für die Einfuhr nach Schanghai herausgegriffen, 
um die Aufwärtsbewegung der deutschen Farbeneinfuhr zu 
zeigen. 

Synthetische Indigo-Farben (in engl. Pfund): 


Gesamteinfuhr 
1920 üderhaupt davon englisch davon deutsch 

Januar . . . 103 066 60 266 = 

März . 679 332 14 667 225 199 
Juli . 1145 864 12 800 892 398 
Oktober 2 511 060 388 132 1 252 065 
1920 insgesamt . 15 747 560 934 931 5 392 786 
1921 Januar . 2 218 394 272 932 947 331 


Anilin-Farben, ohne Indigo-Farben (in mex. Dollar): 


Gesamteinfuhr 
1920 überhaupt davonenglisch davon deutsch 

Februar , 149 744 24 046 => 

März. . . 394 184 7582 221 904 
September . 1 596 926 89 683 764 262 
1920 insgesamt . 6420 505 375 337 2 667 104 
1921 Januar . . 397 703 26 266 248 809 
1921 Februar . 388 705 31 495 236 984 


Kampfer-Erzeugung In China. Die Kampferproduktion der 
Provinzen Kianghsi, Fukien und Kuanghsi ist in den letzten 
beiden Jahren um das Fünf- und Mehrfache der vorhergehenden 
Jahre gestiegen. Die Ausfuhr der letzten 5 Jahre belief sich auf: 


1916 2377 picul, Wert Hankou Taels 181 673 
1917 35497 „ » 621918 
1918 . 5742 „ n„ 428074 
1919 . 509 . „ 1595 313 
1920 29997 „ » 2840043 


Es ist zu bedauern, daß die Gewinnung in China noch immer 
nach dem alten unrationcllen System geschieht, wodurch viel 
von dem Rohprodukt verloren geht, und daB die Chinesen immer 
noch Raubbau an den Baumbeständen treiben, indem sie die 
Bäume niederschlagen, ohne für Nachwuchs Sorge zu tragen. 
Dadurch werden sie notwendigerweise Formosa gegenüber ins 
Hintertreffen geraten, wo man jetzt nach Unterdrückung des 
früher dort geübten Raubbaues zur stystematischen Ausnutzung 
der Waldbestände übergegangen ist und mit modernsten Mitteln 
arbeitet. Die Folge des alten Systems war ein unaufhaltsamer 
Rückgang der Produktion, die im Jahre 1910 noch 53 606 Picul 
betrug, während es im Jahre 1919 nur noch 21 978 waren. Die 
Preise für Kampfer und Kampferöl sind zurzeit recht hohe; ein 
beträchtlicher Rückgang derselben ist in naher Zukunft kaum zu 
erwarten. 


Der Handel Schanghais 1920. Der Ciesamtwert der nach 
Schanghai im Jahre 1920 eingeführten auswärtigen Güter belief 
sich auf 390 154 115 Hk. Taels. Hiervon kamen 6 236589 Taels 
über andere chinesische Häfen nach Schanghai. Wieder aus- 
geiuhrt wurden nach fremden Ländern und Hongkong für 
15 234 376 Taels und nach chinesischen Häfen, hauptsächlich nach 
den Yangtse- und nördlichen Häfen. für 150 367 051 Taels, so 
aß auf Jdie Netto-Einfuhr Schanghais 224552688 Taels ent- 
iallen, d. n. rund 100 Millionen mehr als 1917 und 135 Millionen 
ınchr als 1919 
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Der gesamte Lokalexport belief sich für die Jahre 1917 bis 
1920 auf: (1917) 140 119 734, (1918) 175 089 475, (1919) 237 721 719 
und (1920) 232 664 201 Taels. Der Wert des Gesamthandels von 
Schanghai, d. h. für auswärtige und chinesische Ein- und Aus- 
fuhren (aber ohne Wiederausfuhr) erreichte für 1920 511 915 033 
Taels, das ist ein Mehr von 236 Millionen gegenüber 1917, 188 
Millionen 1918 und 101 Millionen 1919. 


Neues Hüttenwerk am Yangtse. Die Provinzialregierung 
von Hupei hat dem Verkehrsministerfium in Peking die Pläne 
für die Erbauung eines großen Hüttenwerks im Flußhafen Huang 
Shi kang am Yangtse, einige Kilometer unterhalb Hankou, ein- 
gereicht. Die neuen Hochöfen sollen die Eisenerze aus den 
in der Nähe gelegenen Hsiang-Pishan-Gruben verarbeiten, von 
denen es heißt, daß sie von hervorragender Qualität seien und 
den besten Stahl ergeben würden. Ueber die Finanzierung des 
Proiektes ist noch nichts bekannt geworden. 


Börse In Tilentsin. Japanische Handelskreise haben be- 
schlossen, in Tientsin ein großes Börsengebäude mit einem 
Kostenaufwand von 7% Millionen Yen zu errichten. 


Hupei-Eisenerz-Gruben. Die „China Press“ bringt die 
Nachricht, daß mit Unterstützung des Militärgouverneurs von 
Hupei zwischen chinesischen Beamten und japanischen Ge- 
schäftsleuten ein Vertrag über die Ausbeutung der Erzgruben in 
Feng Huang-shan im Bezirk Ta Je in der Provinz Hupei ab- 
geschlossen worden ist. Die Gesellschaft ist ein chinesisch- 
japanisches Unternehmen, wobei die Japaner $ 2 Millionen 
Kapital einbringen und dafür das Recht der Leitung der Gruben. 
der Ueberwachung der Ausgaben und den Verkauf der g.- 
förderten Erze erhalten. Die chinesischen Anteilinhaber ver- 
zichten außerdem auf das Recht, die japanischen Anteile aul- 
zukaufen oder Japan das Kapital zurückzuerstatten. Für den 
Fall, daß weiteres Kapital erforderlich wird, haben dit 
japanischen Anteilinhaber das Vorrecht für die Zeichnung dieses 
weiteren Kapitals. 


Aus dem tibetischen Grenzland. In den ersten sech 
Monaten dieses Jahres haben der Militärattach& der amerik+ 
nischen Gesandtschaft in Peking Major Macgruder und d“ 
amerikanische Vizekonsul Bucknell eine Reise durch & 
chinesisch-tibetische Grenzland gemacht. Sie sind von Szemä 
in. der Provinz Yünnan über Talifu und Likiangfu nach Aluntze 
geritten und von dort über den schneebedeckten Tsalehpaß nach 
Garthok, der im eigentlichen Tibet gelegenen Grenzstadt. Es 
ist seit dem Wiederausbruch der Kämpfe in den Grenzgebicten. 
den sogenannten Marken, das erste Mal, abgesehen von 
Missionaren, daß Westländer diese Straßen gezogen sind. Narh 
dem Bericht Macgruders ist der früher öfters genannte Markt 
Aluntze (zwischen dem Oberlauf des Yangtse und’ dem d:s 
Mekong in einer Höhe von etwa 3000 Metern am Fuß des 
gletscherbedeckten Dokerla, einem der großen Wallfahrtsplätze 
der Tibeter, gelegen) völlig verlassen und zerstört. Die 
chinesischen Händler sind vor den andringenden tibetischen 
Horden den Mekong abwärts geflohen, von ihrer Habe mit sich 
nchmend, was möglich war. Was das bedeutet, kann man er- 
messen, da Aluntze früher einer der wichtigsten Umschlars 
märkte des tibetisch-chinesischen Handels war; es kamen dahin 
Wollwaren, Felle, Häute, Wachs, Honig und Moschus aus Tibet. 
während China blaue Baumwollenstoffe, Tee und Tabak dorthin 
sandte. Im übrigen bietet der Bericht Macgruders, soweit ef 
bisher veröffentlicht ist, nichts Neues. Wir haben eingehende 
ältere Schilderungen aus jenen Gegenden: 1895 hat Prin: 
Heinrich von Orleans eine Reise in denselben Gebieten gemacht. 
die ihn zum Teil weiter westlich führte als Macgruder: 194 ver- 
ölfentlichte Professor Hackınann sein „An den (irenzen vof 
China und Tibet“; seine Route liegt im nördlichen Teil östlicher 
als die von Macgruder begangene. Zu Bexinn des Jahres 191 
ist- auch die Stötzernsche Expedition in jenen Gegenden RU 
wesen, von der allerdings ein erschöpfender Bericht bis heuft 
leider nicht vorliegt. 


Japan. 


Flugdienst Tokio—Fusan. In Japan hat sich eine Gesell- 
schaft mit einem Kapital von 10 Millionen Yen gebildet, die 
einen regelmäßigen Passagier- und Eilgüterverkehr zwischen 
Tokio und Fusan auf Korea ımterhalten will. Später ‘soll der 
Verkehr auch auf die großen Handelsplätze der Mandschurei 
ausgedehnt werden. 


Ende des Weritarbeiterstreiks in Kobe. Der von 14000 
Arbeitern und Angestellten der Kawasaki-Werft in Kobe am 
7. Juli angefangene Streik ist am 9. August durch einen Ver- 
gleich mit der Direktion der Werft, auf Grund dessen den 
Arbeitern außer Lohnerhöhungen auch eine Beteiligung bei der 
Leitung der Werke zugestanden worden ist, beendet worden. 
Inzwischen sind aber wieder neue Streiks, die weiter an Aus- 
dehnung gewinnen, in den großen Industriezentren des Landes 
zum Ausbruch gekommen. 


Niederländisch-Indien. 


Japanische Konzession auf Borneo. Eine japanische GeselH- 
schaft hat auf Borneo eine Konzession für fast 1% Millionen 
Hektar erhalten, wo sie japanische Ansiedler unterzubringen 
beabsichtigt und Kaffee, Kokosnußpalmen, Reis und Gummi 
ziehen will. 
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Hafenbauten in Niederländisch-Indien. In Verbindung mit 
den neuen Hafenanlagen in Soerabaya sollen weiere Werften 
mit einem Kostenaufwand von 50 Millionen Gulden angelegt 
werden. Zufuhrstraßen und Lagerschuppen werden außerdem 
10 Millionen erfordern. Die gesamten Arbeiten sollen bis 1928 
fertiggestellt sein. Die Hafenarbeiten von Samarang erfordern 
4 Millionen Gulden und sollen bis 1924 beendet sein. Für den 
Ausbau des Hafens von Belawan sind 22 Millionen vorgesehen, 
von welcher Summe 1% Million auf Ausbaggerung und 2 Mil- 
lionen auf Lagerschuppen entfallen. 


Indodhina. 


Der Handel Indo-Chinas 1920. Der Außenhandel Französischı 
Indo-Chinas, der sich 1915 auf etwa 570 Millionen Franken belief, 
hat sich seitdem ständig gehoben und betrug im Jahre 1920 schon 
2280 Millionen. Wenn auch die Höhe dieser Summe zum Teil 
auf die weit höheren Warenwerte zurückzuführen ist, so steht 
doch fest, daß der Handel des Landes trotz des Krieges und 
der damit verbundenen Schwierigkeiten ständig gewachsen ist. 
Auf die Einfuhr entfallen 850 Millionen, auf die Ausfuhr 892 Mil- 
lionen, der Rest ist Küstenhandel. Frankreich selbst ist nur mit 


25% an der Einfuhr und mit 16% an der Ausfuhr beteiligt. 
Hongkong steht mit seinem Handel mit Indo-China weitaus an 
erster Stelle. 


NN Verschiedenes Hmmm 


Bischofsweihe In Tsinanfu. An Stelle des am 6. August 1919 
verstorbenen Bischofs E. Giesen, der, ein geborener Holländer, 
seit 192 das geistige Oberhaupt der deutschen Franziskaner- 
Mission von Nordschantung gewesen ist, fand am 29. Juni die 
feierliche Inthronisation des neuen Bischofs und apostolischen 
Vikars der deutschen Franziskaner Schantungs, P. Adalbert 
Schmücker statt. Der neue Bischof ist am 6. September 1878 
in Olsberg in Westfalen geboren, und ist demnach in verhältnis- 
mäßig jungen Jahren zu dieser hohen geistlichen Würde gelangt. 
Die Einführung in das Amt geschah durch den bekannten Bischof 
Henninghaus von der Steyler Mission in Südschantung unter 
Assistenz des französischen Bischofs Lecroat von der französi- 
schen Jesuitenmission in Süd-Chili und des Bischofs De Vienne 
von der Lazaristenmission in Peking in der Kathedrale in Tsinanfu- 
Hungkialou. An der Feier nahmen außer dem größten Teil des 
europäischen und chinesischen Klerus der Provinz Schantung zahl- 
reiche Europäer, Amerikaner und Japaner teil, so daB die weiten 
Räume der Kathedrale bis auf den letzten Platz gefüllt waren. 
Der kirchlichen Feier schloß sich um I Uhr ein Festmahl an, zu 
dem die Spitzen der Behörden, unter ihnen der Militärgouverneur 
Tien in Generalsuniform sowie zahlreiche andere Gäste er- 
schienen waren. Der deutsche Geschäftsträger in Peking hatte 
sich durch Konsul Tigges aus Tientsin vertreten lassen. Zahl- 
reiche Reden in den verschiedensten Sprachen wurden gehalten, 
darunter war die deutsch gehaltene Ansprache des Dr. Makino, 
Chefarzt des japanischen Hospitals in Tsinanfu, der seit Jahren 
mit der Mission in sehr freundschaftlichen Beziehungen steht, 
besonders bemerkenswert. 
seit Kriegsausbruch Deutsche, Franzosen, Oesterreicher, 
Italiener, Engländer, Amerikaner, Chinesen und Japaner usw. 
einträchtig nebeneinander sitzen. 


Neue chinesische Religion. Es wird berichtet, daß unter 
dem Namen „Tai i chiao“ eine neue Religion in China auf- 
gekommen ist, die besonders in den oberen und mittleren 
Klassen außerordentlich große Fortschritte macht. Die Ver- 
künder dieser Religion sagen, daß ihre Lehre eine Mischung 
von Buddhismus, Confucismus, Taoismus und römisch-katho- 
lischen Glaubenslehren ist. Der Gott, der angebetet wird, heißt 
„Tai i jen” und ist ein unsichtbares Wesen. Daneben wird die 


Man sah zum ersten Male wieder: 


Heilige Maria und der Mönch San Tsang, der nach der Sage 
während der Tang-Dynastie die buddhistischen Schriften von 
Indien nach China gebracht hat, verehrt. Als heiliges Buch gilt 
das Buch des Laotze. Die Lehre soll ursprünglich von dem 
früheren Premierminister Chien Neng-hsun in Schantung ver- 
breitet worden sein und seitdem in ganz China, besonders in 
einflußBreichen Kreisen, Anhänger gefunden haben. Dreimal 
wöchentlich finden regelmäßige Versammlungen statt, in denen 
Zeremonien von mehr als vierstündiger Dauer. vorgenommen 
werden. | 


Schwierigkeiten in der Mandschurel. Der „Japan Ad- 
vertiser‘ erhält von seinem Mukdener Vertreter folgende 
Meldung: „Die Beziehungen Chang Tso-lins zu den Tutschüns 
von Kirin und Heilungkiang Generalen Sun Lieh-chen und Wu 
Chung-cheng werden fortgesetzt schlechter. Es besteht die 
Besorgnis in Mukden, daß wenn Chuang Tso-lin die Mandschurei 
verlassen sollte, die beiden andern Tutschüns sich sofort 
unabhängig erklären würden, in welchem Falle Chang möglicher- 
weise damit zu rechnen hätte, daß ihm seine Gefolgsleute und 
Truppen untreu würden. Es wird von Verschwörungen in 
Kirin und Heilungkiang gesprochen, die sich direkt gegen Chang 
richten.“ . 


Vulkanischer Ausbruch. Im Norden der Provinz Shansi 
hat am 29, Juli ein vulkanischer Ausbruch stattgefunden und 
zwar auf dem Mokanshan. Dieser Berg liegt im Regierungs- 
bezirk Tatungfu, also innerhalb des Gebiets, das von dem 
älteren und dem späteren (nach Norden vorgeschobenen) Teil 
der Großen Mauer eingeschlossen ist. Der Ausbruch ist ganz 
plötzlich erfolgt. Der Spalt, der sich aufgetan hat, ist etwa 
einen halben Kilometer lang und ihm entströmen schwere 
schwarze Rauchwolken, Nachts sicht man feurigen Schein. Die 
Bauern sind aus der bedrohten Gegend angstvoll geflohen. 

Tätige „Feuerberge“ (Huo-shan) gibt es heute in China 
nicht mehr. Die vulkanischen Ausbrüche gehören einer längst 
vergangenen Zeit an, wenn auch das Vorkommen vulkanischen 
Steines (Granit, Porphyr, Basalt usw.) unverkennbar zeigt, 
welche gewaltigen vulkanischen Kräfte beim Aufbau des vom 
heutigen China bedeckten Gebietes mitgewirkt haben. Der 
Gebirgszug, in dem der Ausbruch vom Juli_erfolgt ist, ist einer 
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der am weitesten gegen die mongolische Ebene vorgeschobencn; 
er weist die immerhin stattliche Durchschnittshöhe von 1300 m 
auf, während die weiter südlich gelegenen Gebirge der Provinz 
Shansi weit dahinter zurückbleiben. Darauf, daB die vulkanische 
Tätigkeit, wenn auch nicht äußerlich sichtbar, dort noch keines- 
wegs erloschen war, haben schon Richthofen, Garnier und 
andere hingewiesen, Die heißen Quellen in der Umgegend von 
Tatungfu wurden bereits lange als mit vulkanischen Vorgängen 
zusammenhängend angesehen. Schon der große Jesuiten- 
missionar Martin Martini, ein geborener Tiroler, der Heraus- 
geber des Mitte des 17. Jahrhunderts entstandenen „Novus 
Atlas Sinensis“, der zu den bedeutendsten Geographen Chinas 
gehört, schildert diese Quellen, die bezeichnenderweise von 
den Chinesen nicht „Feuerbrunnen‘“ genannt werden, sondern 
„Feuerberge“. Nun hat sich die Auffassung aller jener Forscher 
als richtig erwiesen, die in jenen Gebirgsgegenden, deren 
höchste Gipfel bis zu 1800 und 2200 m aufragen, noch vulkanische 
Kräfte tätig wähnten, GT. 


Forderung auf Aufhebung der Hungersnotzölle. Die chine- 
sische Presse fordert energisch die schleunigste Aufhebung der 
Bestimmungen über die Zuschläge zu Seezöllen, Eisenbahn-, 
Telegramm- und Postgebühren aus Anlaß der letzten Hungers- 
not. Es wird behauptet, daß die Regierung aus diesen Fonds 
mehr als 4 Millionen $ zu anderen Zwecken verbraucht habe 
und sich bisher nicht hat bereit finden lassen, die versprochene 
Abrechnung zu veröffentlichen. 


Japan. 


Monatsschriit: Die deutsche Sprache. Daß sich unter der 
studierenden Jugend Japans das Bedürfnis geltend macht, die 
deutsche Sprache gründlich zu erlernen, zeigt die in Tokio er- 
scheinende Monatschrift „Die deutsche Sprache oder Monats- 
schrift zur Frlernung derselben für Japaner“, von der wir das 
Juliheft als Sondernummer zugunsten der „Studentenhilfe“ in 
Deutschland, im Auftrage herausgegeben von Professor M. 
Maruyama, Lehrer an der ersten Oberrealschule in Tokio, er- 
hielten. Das Heft enthält 148 Textseiten und ist zweisprachig 
in der Form gedruckt, daß den deutschen Artikeln die japanische 
Ucbersetzung bzw. Frläuterung gegenübersteht. Wir müssen 
uns darauf beschränken, aus dem reichen Inhalt nur einige 
wenige Artikel zu nennen, um die Tendenz der Zeitschrift zu 
kennzeichnen: Von dem Zweck der Studentenhilfe in Deutsch- 
land von Prof. M. Marayama; Vom Mecenschheitsbund von 
H. Minami (Matsuyama); Meine Erinnerungen an die deutsche 
Kaiserin von Dr. med. et phil. Huebotter in Kumamoto; Streif- 
lichter zur Kriegsnot von E. Junker; Aus dem Gleichnisse vom 
Wüstenwandrerer von M. R. Fehler (Okayama); Liebestätigkeit 
in Deutschland während des Weltkrieges und nach demselben 
von Dr. Emil Schiller (Tokio); Dengyo Daishi und die deutsche 
Theologie von Bruno Petzold; Aus „Hundert Jahre allgemeiner 
Pathologie" von Rudolf Virchow; Deutschlands Not und Hoff- 
nung von Richard Heise; Schillers „Die Räuber“, 5. Aufzug, 
1. Auftritt; daneben eine Reihe Gedichte aus den Werken 
deutscher Dichter. 

Explosionen in Japan und Korea. Iniolge der ganz außer- 
gewöhnlich großen Hitze in der ersten Augusthälfte haben durch 
Selbstentzündung der eingelagerten Munitionsmengen in Hiro- 
shima in Japan zwei Explosionen stattgefunden, durch die mehr 
als 200 Personen teils getötet, teils schwer verletzt worden 
sind. Die aufgespeicherten Munitionsvorräte sind mit den 
Schuppen ein Raub der Flammen geworden. Aus dem gleichen 
(irunde hat am 11. August eine schreckliche Explosion der 
Munitionsvorräte in Soeul in Korea stattgefunden. Die Er- 
schütterung war in der ganzen Stadt wahrnehmbar und die 
Trimmer sind bis in die benachbarten Dörfer geilogen. Zahl- 
reiche Brände brachen aus. Ueber die Anzahl der Toten und 


Verwundeten war bei Abgang der Post von drüben nichts be- 
kannt. 


“ 


Mitteilungen Boonsonnnnnnnsusnennsne 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 

‘23. Ostasiaten-Abend. Der Verband beehrt sich, seine Mit- 
glieder und Freunde (mit Damen) zu einer zwanglosen Zu- 
sammenkunft auf Donnerstag, den 6. Oktober 1921, abends 
8 Uhr in den Muschelsaal des Restaurants „Rheingold“ (Ein- 
gang Potsdamer Straße) einzuladen. Gleichzeitig bittet er um 
eine möglichst zahlreiche Beteiligung an dieser ersten Zu- 
sammenkunft des Winterhalbjahrs. 


In der Heimat eintreffende Deutsche aus Ostasien. Herr 
Hans Musfeld aus Dairen trifft Mitte September ein. Adresse: 
Hamburg 19, Belle-Alliance-Str. 8 II. 


Dankschreiben chinesischer Ingenieire und Studenten. Bei 
dem Vorstande des Verbandes ist folgendes Schreiben vom 
22. September 1921 eingegangen: „Im Namen der Herren 
Diplom-Ingenieure T. Nieh, H. Li, N. Yang und Dr. phil. Yang. 
die im Juli dieses Jahres mit mir eine große Studienreise durch 
ganz Deutschland gemacht und etwa 30 führende deutsche 
Unternehmungen besichtigt haben, sowie weiterer 70 chine- 
sischer Studenten, die sich in diesem Monat unter Führung des 
Herrn Generalsekretär Dr. Linde an den Fabrikbesichtigunger 
in Berlin, Bitterfeld und Marienfelde beteiligt haben, sprech: 
ich dem Vorstande des Verbandes unseren verbindlichster 
Dank für alle Bemühungen aus, durch die wir viel gesehen un! 
viel gelernt ‘haben. Allerbeste Eindrücke, die wir bei den 
Besichtigungen erwarben, werden stets auch die Erinnerung an 
die schöne und erfolgreiche Tätigkeit des Verbandes’ für den 
Fernen Osten wach halten. In vorzüglicher Hochachtung S. Hu, 
Diplom-Ingenieur.“ 


Adressennachweis. 


Basel, F. W., 11 Pe Tsung Bu Hutung, Peking. 

Behrend, Richard, Legationssekretär, Peking, Deutsche Gesandtschaft. 

Bollinger, Dr. Heinz, Syndikus der Gewerbekammer, Bremen, Bürir 
meister-Smidt-Platz 16. 

Boß, J. H., Peking (East City), 25 Tung tang tsze Hutung. 

Eichelberg, Erwin, Wehlen a. Elbe. 

Engelmann, Herbert, stud. jur., bis 1. 11. 21 Hirschberg, Schles., Kar 
Friedrich-Str. 16; vom 1. 11. 21 ab Berlin N. 20, Schönstedtstr. 1. 

Franke, Prof. Dr. O., Hamburg 39, Wenzelstr. 11. 

Franz, Richard, Yokohama, Deutsch-Asiatische Bank 108 a. 

Giess, H., Missionar, z. Zt. Trub bei Bern (Schweiz). 

Herzfeld, Ernst, i. Fa. Rudolf Herzfeld G. m. b. H., Berlio W % 
Rankestr. 28. 

Huth, Wilhelm, Dipl. Handelsiehrer, Berlin-Charlottenburg, Grolmannstr. !i 

Jacoby, J., Reichsverband der Kolonialdeutschen und Kolonialinteresserte@ 
Berlin W. 8, Wilhelmstr. 62. 

Küntzel, Werner, Hamburg, Mönckebergstr. 3. 

Liebert, Otto K., Baden-Baden, Lichtenthaler Str. W. 

Luber, F. E. Berlin NO., Kuglerstr. 84 1. 

Morat, Theodor, Freiburg, Baden, Lessingstr. 101. 

Oppenheim, Ludwig, Prokurist der Bayer. 
Königinstr. 73a. 

Plaschke, B. Berlin-Pankow, Neue Schönholzer Str. 8, Gth. DI. bzw. p A 
Verband der im Ausland geschädigten Inlanddeutschen, Berlia W. 35, Pc’, 
damer Str. 281. 

Röhm, Rudolf, Barmen, Seifenstr. 5. 

Rudolt, Ernst, Magdeburg, Goethestr. 6. 

Rust, Werner, p. A. Illies u. Co., Hamburg, Mönckebergstr. 8. 

Scheinhütte, Julius, z. Zt. Wesel, Augustastr. 6 (sonst Tokio). 

Schmidtborn, A. Berlin W. 8, Hotel Bristol, Unter den Linden 5% 

Schott, Regierungsbaumeister, p. Adr. Hankow, Berlin, Großbeerenstr. % Ill 


Seifer, Karl (nach China gereist), Frau Seifer, Falkenberg, Oberschlcs 
Gartenstr. 62/63. 


Siebert, Dr., Potsdam, Marienstr. 11. 

Siebert, Konsul Dr. jur., Rittergut Zuchow b. Gutsdorf i. Pommern. 
Weigandt, Horst, Kapitänleutnant a. D., Leipzig, Frankfurter Str. 3311 
Weiske, Fritz, Dipl.-Berg-Ing., Bogota, Apartado 279 (Columbia), Sudanenis 


PAUL WOLFRAM 


Vereinsbank, Müncbet 


TEE -VERSAND 
Erfurt, Theaterstr.8 


das Pfund 


Feinsten Orange Pekoe M. 36. 


Versand unter Nachnahme, pfundweise in jeder beliebigen Menge. 


DESSERT TEE EEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEREEESEEEREEEEEEADEETEEIEREEEEEEEEEEEREEEEREREEEEREEEEEEEEEEEEEEEEEEEEERSEEEEEREEEEEEEEEEEEETEE ET 
Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr.Max Lindes verantwortl. Schriftleiter: Dr. F W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleit 
verantwortl.Schriftleiter: Dr.E.W. Mohr; kur die Anzeigen: C.Lichnock; samtlich in Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriffsaverlads nn, ar 
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China. 


Jungdiina marsdhlert. 
Von C. Fink. 


Der oft genannte Chinakenner J. O. P. Bland hat kürzlich 
auf Grund von auf einer neuen Reise nach Ostasien gemachten 
Beobachtungen ein in England viel beachtetes Buch „China, 
Japan, and Korea“ geschrieben. Darin stellt er die Be- 
hauptung auf, nur die Wiederaufrichtung einer Monarchie 
oder einer Diktatur könne China vom völligen Untergang 
retten. In der „London Times“ hat darauf der Vorsitzende 
der dortigen chinesischen Ortsgruppe der Völkerbunds- 
vereinigung Lou Liang entschiedene Stellung gegen die Auf- 
fassung Blands genommen. Er bezeichnet diesen Gedanken, 
der übrigens von vielen englischen Freunden Chinas geteilt 
würde, als mit den tatsächlichen Verhältnissen in China un- 
vereinbar; ein Blick in die chinesische Presse, und zwar eben- 
sowohl in die des Nordens (abgesehen von ein paar ganz ver- 
einzelten Organen der reaktionären Partei) als die des Südens, 
ließe darüber keinen Zweifel. 

Ich habe bereits vor 14 Tagen an dieser Stelle („Zum 
Kampf gegen die Vormachtstellung in Ostasien“) darauf hin- 
gewiesen, daß England in China sich durch sein Treiben 
während des Weltkrieges vorläufig zwischen zwei Stühle ge- 
setzt hat, und nun bestrebt ist, sich für den Wiederaufbau der 
ehemaligen, achtzig Jahre behaupteten Vormachtsstellung in 
China neue Grundlagen zu schaffen. Diese Grundlagen 
glauben namhafte englische Politiker und Publizisten nur mit 
Hilfe einer Diktatur oder einer Monarchie schaffen zu können. 
So einfach liegen die Dinge aber heute in China nicht, daß 
man nur in Downing Street, wie das in der Vergangenheit 
öfters möglich gewesen ist, auf den Knopf zu drücken braucht, 
um die Figuren in Peking sich nach Wunsch bewegen zu 
lassen. Gerade die Versuche, die Monarchie wieder herzu- 
stellen oder eine Diktatur zu schaffen, sind ja die Ursache 
der heutigen Machtkämpfe in China. Nun mag man bei ober- 
flächlicher Beobachtung der Dinge zum Schluß kommen, in 
diesen Kämpfen um die-Macht müßten sich die Führer einer 
nach dem andern abtun, und schließlich müsse nach dem 
Darwinschen Satz des „survival of the fittest‘“ einer übrig 
bleiben, der dann nach Belieben das alte Kaiserhaus wieder 
auf den Thron setzen oder sich selbst zum Diktator oder 
Kaiser machen könnte. Die Rechnung stimmt indessen nicht. 

Ein kurzer Rückblick auf die Zeit seit dem Sturz der 
Mandschudynastie beweist das. Eine Zeit lang schien es, als 
ob der erste Präsident der geeinigten chinesischen Republik 
Yüan Shi-kai, gestützt auf Machtmittel, die sich in nichts von 
denen des früheren Kaiserreiches unterschieden, Herr der 
Lage werden und eine geordnete Regierung in China auf- 
richten werde. Er wurde gestürzt. Sein tatsächlicher Nach- 
folger (wenn auch nicht mit dem Mantel des Staatscheis be- 
kleidet) war Tuan Chi-jui, einst kaiserlicher Kriegsminister, 
dann republikanischer Ministerpräsident und Führer der mıli- 
tärischen Peyang-Partei. Als die Anfugruppe im vergangenen 
Sommer von der mit ihr rivalisierenden Chihligruppe (beide 
waren der Pevangpartei entsprungen) ihrer Macht entkleidet 
wurde, mußte Tuan seine Leibgarde auflösen und sich in ein 
beschauliches Privatleben zurückzienen. Das kurze Zwischen- 
spiel Chang Hsürs, der im Jahre 1917 die Mandschuherrschaft 
wieder herstellen wollte, war schon vorher überwunden. Der 
„Kleine Hsü“, mit dem vielfach als dem kommenden Mann 
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gerechnet war, verschwand mit der Anfupartei, wenigstens 
bis auf weiteres, in der Versenkung. Vor wenigen Monaten 
schien es, als ob die Macht in die Hände eines Triumvirats 
übergegangen sei. \Wer denkt bei der Teilung des Reiches 
in drei große Bezirke — Chang Tso-lin in der Mandschurei, 
Tsao Kun in Nordchina, Wang Chan-yüan am Yangtse und 
im Südwesten — nicht an Oktavian, Antonius und Lepidus? 
Lepidus, dem Afrika zugefallen war, wurde bald seiner Macht 
entkleidet und auf die Würde des Pontifex Maximus be: 
schränkt; kaum in seine Hauptstadt Wuchang zurückgekehrt, 
mußte Wang Clıan-yüan von dem Posten eines General- 
inspektors am mittleren Yangtse zurücktreten und gegen seine 
früheren Genossen Schutz in einer Fremdenniederlassung 
suchen. Schon machen sich Zeichen bemerkbar, daß sich die 
Blutfreundschaft, die Chang und Tsao im letzten Vorsommer 
durch feierlichen Brudertrunk besiegelt haben, nicht stärker 
erweisen wird, als es der Bund des Oktavian und des Antonius 
gewesen ist. Antonius beging, nach der trotz der Ueberlegen- 
heit seiner Flotte verlorenen Seeschlacht von Actium, von 
seinem einem Entscheidungskampf ausweichenden Heer im 
Stich gelassen, Selbstmord. Werden sich so auch die Dinge 
in China entwickeln? Wird einer der beiden greßen Macht- 
haber des Nordens dem anderen weichen müssen, so daß 
dieser sich dann, wie einst Oktavian im alten Rom zum Caesar 
Augustus, zum Alleinherrscher, ausrufen lassen kann? Ich 
glaube es nicht. Yüan Shi-kai war sehr, sehr viel stärker und 
klüger, als einer der heutigen Machthaber des Nordens; auch 
er vermochte es nicht, sich die schon fertige Kaiserkrone auf 
das Haupt zu setzen. Im alten Rom aber, konnte sich 
Oktavian auf die breiten Massen des Volkes stützen, die von 
ıhm die Erfüllung längst gehegten Sehnens erwartete. Aber 
das chinesische Volk, wenigstens der Teil, der. am politischen 
Leben teilnimmt, dem es um mehr als die Sicherung einer 
fetten Pfründe geht, hat weder Yüan Shi-kai die Erfüllung 
scines längst gehegten Sehnens zugetraut, noch erwartet es 
sie von einem Chang Tso-lin oder Tsao Kun. 

In der „Weckly Review“ (früher „Millards Review‘) wird 
bereits beiden, Chang wie Tsao, dasselbe Schicksal, das Wang 
Chan-yüan in Wuchang ereilt hat, vorausgesagt. Voraus- 
sichtlich, heißt es dort, werde zuerst der hechmütigere und 
eigenmächtigere Chang Tso-lin von ihm ereilt werden; aber 
auch Tsao Kun werde bald Männern weichen müssen, die, 
von wahrer Vaterlandsliebe beseeft, den Bedürfnissen des 
Volkes Verständnis entgegenbrächten. Als solche Männer 
nennt das Schanghaier Blatt, das von stark amerikanisch 
orientierten Chinesen geleitet wird, den heutigen General- 
inspekteur in Wuchang Wu Pei-fu, seinen „christlichen“ 
Unterführer General Feng Yu-hsiang, den Führer der Kuang- 
tunger Truppen, General Chen Chiung-ming, der zuerst scine 
Heimatprovinz von der Herrschaft Kuangsis befreit und dann. 
seinen alten Gegner Lu Yung-ting aus Kuangsi zur Flucht 
ins Ausland gezwungen hat, den Tutschün von Hunan 
General Chao Heng-ti, der in den letzten Kämpien gegen 
Wang Chan-vuan eine vorläufig noch nicht ganz 
durchsichtige Rolle gespielt hat, und andere mehr. Es 
ist ein müßiges Unterfangen, sich mit den Aussichten 
des einen oder anderen dieser Generale zu befassen. 
Darin wird man aber der „Weckly Review“ beistimmen 
müssen, Militaristen im Sinne der bisherigen Macht- 
haber des Nordens, eines Yüan Shi-kai, Chang Hsün, Tuan 
Chi-jui, Hsü Shu-cheng, Chang Tso-lin, Tsao Kun und Wang 
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Chan-yüan, sind diese Männer nicht — wenigstens bisher 
nicht. Der radikal-liberale Kronprinz von gestern ist aber 
schon zu häufig der reaktionäre König von heute geworden. 
Wu Pei-fu wird als erster zu beweisen haben, ob er gewillt 
und imstande ist, sich von den Auffassungen, denen er bisher 
im Gegensatz zu den Machthabern der Anfu- und der Chihli- 
partei Ausdruck verliehen hat, auch heute leiten zu lassen, wo 
er selbst von der Pekinger Regierung auf einen verant- 
wortungsvollen Platz am Mittlern Yangtse gestellt worden ist. 

Wu Pei-fu hat sich nach dem Sieg über die Anfupartei im 
Sommer 1920 in weiteren Kreisen dadurch einen Namen ge- 
macht, daß er die sofortige Einberufung einer Nationalver- 
sammlung verlangte, die über Staatsform und Volkswillen 
entscheiden sollte. Die Führer der durch ihn siegreichen 
Chihlipartei verstanden es aber, ihn vom Mittelpunkt des 
politischen Lebens zu entfernen; Wu Pei-fu hat sich seitdem 
auf einem Posten betätigt, der ihm Gelegenheit gab, die 
stärkste Waffe zu schmieden, über die China heute überhaupt 
verfügt. Daß seine Versetzung nach Wuchang möglicher- 
weise von dem Wunsch der Machthaber des Nordens ver- 
anlaßt worden ist, ihm das Heft dieser auch für sie gefährlich 
werdenden Waffe aus der Hand zu nehmen, ist, wie ich schon 
früher mitgeteilt habe, von der chinesischen Presse angedeutet 
worden. 

Als Wu Pei-fu im vorigen Jahr die Einberufung einer 
Nationalversammlung forderte, bewies das Echo, das scin 
Vorschlag weckte, wie richtig er das Ziel Jungchinas erfaßt 
hatte. Daß er sich offen dafür einsetzte, wurde ihm als 
großer Verdienst angerechnet, wenn der Gedanke an sich auch 
keineswegs neu ist. Nationalversammlungen sind seit dem 
Sturz der Monarchie im Jahr 1911 mehrfach in China ein- 
berufen worden, praktische Arbeit aber haben sie in nur schr 
beschränktem, unzulänglichem Maße leisten können oder ge- 
leistet. Teils war daran schuld, daß die Ausrufung der Re- 
publik voreilig erfolgt war, d. h. elıe die nötigen Vor- 
bereitungen, die überall für eine Umgestaltung des Reiches 
in Uebereinstimmung mit den veränderten Verhältnissen 
einer neuen Zeit im Gange waren, zum Abschluß gekommen 
oder genügend gefördert waren. Nur dadurch ist zu er- 
klären, daß nach überraschenden anfänglichen Erfolgen die 
militärischen Machthaber des Nordens mit Gewalt in den 
Gang der Dinge eingreifen, der Revolution ein vorzeitiges 
Ende setzen und an die Stelle des von Jungchina erstrebten 
Freistaates ein Staatsgebilde aufrichten konnten, das abge- 
schen vom Fehlen der monarchischen Spitze sich im wesent- 
lichen genau so aufbaute, wie seinerzeit das Kaiserreich der 
Mandschus, und sich auch auf genau dieselben Machtmittel, 
wie jene, zu stützen sucht. Damit war von vornherein ein 
unüberbrückbarer Gegensatz zwischen der Pekinger Re- 
gierung und den sich um die Frucht ihres Sieges betrogen 
wähnenden Jungchinesen geschaffen. Wie sich dieser Gegen- 
satz in erbitterten politischen Kampfen geäußert hat, zeigt die 
Geschichte. 

Die Unzufriedenheit Jungchinas fand gleich im ersten 
Pekinger Parlament der Republik im Jahre 1913 Ausdruck. 
Die liberale Kuomingtang, die im wesentlichen unter dem 
Einfluß amerikanischen politischen Denkens entstanden war 
(ihre Mitglieder waren zu einem erheblichen Teil Schüler 
amerikanischer Schulen und Hochschulen), verlangte schärfste 
Dezentralisation der Verwaltung; ıhr schwebte das Vorbild 
der Vereinigten Staaten von Amerika vor, die in den eigenen 
inneren Angelegenheiten mehr oder weniger selbständig sind. 
Darcpen fand der Geuanke straffster Zentralisation der Ver- 
waltung wie bisher seine Vorkämpfer in der den militärischen 
Machthabern der Peyangpartei nahestehenden Chinputang. 
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Führer in diesem Kampf der Geister waren dort Sun Yat-sen 
und hier Yüan Shi-kai. Der Streit um die Selbstverwaltung 
der Provinzen kam damals nicht zum Austrag, Yüan Shi-kai 
löste das Parlament in dem Augenblick auf, wo es ihm ernst- 
lich unbequem wurde. Die Kuomintang vertrat den Ge- 
danken der Selbstverwaltung nun mit allen Mitteln moderner 
Agitation in den Provinzen. Als nach dem Tode Yüan Shi- 
kais ein neucs Parlament nach Peking berufen wurde, kam 
der Hauptgegensatz der Parteien wieder in dem Kampfruf 
„hie Selbstverwaltung, hie Stärkung der Zentralregierung auf 
Kosten der Provinzen!“ zum Ausdruck. An die Stelle Yüan 
Shi-kais war als Führer der Pekinger Partei Li Yüan-hung 
Ministerpräsident Tuan Chi-jui getreten. Abermals machte 
eine Auflösung des Parlaments dem Streit der Parteien 
im Sitzungssaal ein Ende. Und von neuem warf sich die 
Kuomintang auf eine umfassende Propaganda ihrer Ziele in 
den Provinzen. Ihr Erfolg in den letzten Jahren ist sehr groß; 
fast die gesamte Presse Chinas verlangt seit längerer Zeit 
Tag für Tag Selbstverwaltung in den Provinzen. Mit dem 
Sturz der Anfupartei hat diese Bewegung in erstaunlicher 
Weise an Kraft und Umfang gewonnen. Die Schanghaier 
„Shi-Shi-Hsin-Pao“ schrieb vor kurzem: „Wir waren im 
Irrtum, wenn wir es für überflüssig hielten, erst Staaten zu 
schaffen und dann die Staaten zu einem Bundesstaat zu- 
sammenzuschließen. Heute wissen wir, daß wir erst Staaten 
schaffen müssen und dann erst zu einem Bundesstaat kommen 
können.“ 

Der praktischen Durchführung der Pläne Jungchinas 
steht hindernd gegenüber, daß an der Spitze der Provinzen 
heute noch Tutschüns, Militärmachthaber, stehen — genau 
nach dem Vorbild der Tsungtus oder Chitais der Mandschu- 
herrschaft —, die sich über jede Verfassung fortsetzen, wenn 
diese ihren Interessen im Wege steht. Das Ziel Jungchinas 
ist daher heute in erster Reihe die Beseitigung der Tutschüns, 
deren Aufgabe es nach dem Willen ihres Schöpfers Yüan Shi 
kai sein sollte, die revolutionären Kräfte in den Provinza 
niederzuhalten, wobei freilich weder Yüan noch seine Nach- 
folger vorausgesehen haben, daß die Tutschüns selbst sich zu 
Gewalthabern auswachsen würden, die der Zentralregierung 
die Abgaben der Provinzen vorenthalten und damit die Axt 
an die Wurzel der Zentralregierung legen würden. Das 
Schwinden der Macht der Zentralregierung infolge dieser Ver- 
hältnisse erweist sich übrigens für die nach Selbstverwaltung 
strebende Bewegung als ein nicht minder starker Belang, als 
es die UÜebergriffe der Tutschüns sowie das Fehlen von Ver- 
antwortlichkeitsgefühl bei den derzeitigen Machthabern ist. 

Den größten praktischen Fortschritt in der Selbständir- 
keitsbewegung der Provinzen hat bisher Hunan gemacht, das 
sich eine ausschließlich auf Selbstverwaltung aufbauende Ver- 
fassung gegeben hat. Von Hunan aus ist im Laufe des letzten 
Jahres die Bewegung dann zielbewußt in andere Provinzen 
getragen und dort gefördert worden. Heute hat sie sicht- 
bare Erfolge schon in Szechuan, Yünnan, Kueichou unl 
Chekiang erzielt. Etwas anders als in diesen Provinzen liegen 
die Dinge in Kuangtung. Dort ist eine lange Zeit nicht 
eigentlich Sun Yat-sen, der einst der Führer der Selbständig- 
keitsbewegung war, der Vorkämpfer die Selbstverwaltung 
uer Provinzen gewesen; Sun hat von Schanehai und spater 
von Canton aus immer die Einigung Chinas unter sid 
chinesischer Führung im Gegensatz zur nordchinesischen n 
den Vordergrund seiner politischen Pläne gestellt, wie das 
ja auch unverkennbar darin zum Ausdruck gekommen ist, dab 
er sich in Canton zum „Präsidenten von China" wählen lieh. 
ohne daß Canton Macht über ganz China oder auch nut 
einen größeren Teil des Reiches ausübte. Möglicherweise sind 


dafür taktische Erwägungen maßgebend gewesen, die sich 
von hier nicht übersehen lassen. Der eigentliche Vorkämpfer 
für Selbstverwaltung in Kuangtung schien eine Zeit lang 
General Chen Chiung-ming zu sein und es sah so aus, als ob 
zwischen ihm und Sun Yat-sen gerade in Fragen des Bundes- 
staates gewisse Meinungverschiedenheiten klafften. Erst 
neuerdings hat Sun Yat-sen sich ebenfalls wieder für die Ein- 
führung der Selbstverwaltung in allen Provinzen ausge- 
sprochen, wohl weil er einsah, daß er sonst nicht zum 
Ziel kommen würde. Auch von den Provinzen 
Kuangsi und Hupeh wird nach der Vertreibung ihrer 
bisherigen Machthaber, der Generale Lu Yung-ting und 
Wang Chan-yuan, ein Aufschwung der Selbstverwaltungs- 
bewegung erwartet. Für Hupeh tritt das besonders deutlich 
in einem sehr scharfen Protest der Hupehleute gegen die von 
Peking verfügte Ernennung des zur Chihlipartei gehörigen 
Generals Chao Yao-nan zum Tutschün von Hupeh in die 
Erscheinung; treu den Grundsätzen der Kuomintang will 
man seinen Tutschün ( wenn dieser Posten schon beibehalten 
werden soll) selbst wählen, sich nicht aber einen landfremden 
Militaristen aufzwingen lassen. Zunächst hat freilich die 
Chihlipartei ihren Willen dort noch wieder durchgesetzt. 


Der Ausgang der Hunan-Hupeher Kämpfe, die mit der 
Entfernung Wang Chan-yvuans aus Wuchang endeten, läßt 
kaum noch einen Zweifel, daß das chinesische Volk (oder 
wenigstens der politisch orientierte Teil des Volkes) fest ent- 
schlossen ist, die Herrschaft der Tutschüns zu beseitigen. 
Man hat daher auch nicht etwa in Wuchang einen zufällig 
dort mißliebig gewordenen Beamten entfernt, wie es nach den 
Auslassungen der meisten englischen Blätter erscheinen 
könnte, vielmehr handelt es sich dort um eine große nationale 
Bewegung, die die Grundlagen der Zentralregierung er- 
schüttert. Deshalb müssen die Ereignisse in und um Wuchang 
als politisch von allergrößter Wichtigkeit angesprochen 
werden. Da nur die Tutschüns über Machtmittel verfügen, 
nicht aber auch — wie zur Mandschuzeit — die Zentral- 
regierung, so ist ein Eingreifen der letzten kaum zu erwarten. 
Die Dinge liegen daher heute für die Bestrebungen der 
Kuomintang so günstig wie noch nie. Ob nun diese politische 
Partei oder Jungchina in weitern Sinn sich dabei letzten Endes 
durchsetzen wird, ist für die Sache gleichgültig. 


Uebrigens ist es auch jetzt wieder die Provinz Hunan ge- 
wesen, die einen wichtigen Schritt getan hat, die Provinzen mit 
Selbstverwaltung zu einem Bunde zusammenzufassen. Die An- 
regung Wu Pei-fus im vorigen Jahr, eine Nationalversamm- 
lung einzuberufen, ist im Sande verlaufen; die Zeit war noch 
nicht reif. Jetzt nach dem Sturz zwei weiterer militärischer 
Machthaber, der Generale Lu Yung-tings und Wang Chan- 
yuan hat der Tutschün von Hunan Chao Heng-ti die Ein- 
berufung einer Nationalversammlung (Kuomin Tahui) nach 
Hankau angeregt. Angeblich haben Chao Heng-ti und Wu 
Pei-fu sich schon vor längerer Zeit über ein gemeinsames Vor- 
gehen geeinigt. Chao soll die Einigung des Südens, Wu die 
des Nordens auf der Grundlage selbständiger Provinzen über- 
nommen haben; haben beide ihr Ziel erreicht, soll die Wieder- 
vereinigung von Nord und Süd durchgeführt werden. In der 
chinesischen Presse der letzten Augusstage hieß es übrigens, 
daß sich auch Wu Pei-fu wieder mit dem Gedanken einer neuen 
Nationalversammlung trage, und das um so mehr, als die Ge- 
rüchte nicht verstummen wollen, wonach Chang Tso-lin in 
kurzem auch die Unabhängigkeit der Mandschurei erklären 
würde Wie weit solchen Meldungen ernste Beachtung zu 
schenken ist, soll hier nicht untersucht werden; es würde zu 
weit führen. 
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Die 
für sie 


Pekinger Regierung ist sich über das, was 
auf dem Spiele steht, durchaus klar. Auch 
sie hat heute anscheinend erkannt, daß sie der Be- 
wegung, weil sie, wie schon erwähnt, über keine 
eigenen Machtmittel gebietet, keinen Einhalt wird tun 
können. Nach den letzten aus Peking vorliegenden 
Meldungen (Mitte August) wurde dort in aliernächster Zeit 
ein Erlaß, über dessen Grundzüge sich der Präsident Hsü- 
Shi-chang, Ministerpräsdent Chin Yung-peng und der Minister 
des Innern Chi Yao-nin schon einig seien, erwartet. Dieser 
Erlaß will allen Provinzen gleichmäßig größere Selbständig- 
keit in der Verwaltung einräumen; die Zentralregierung be- 
hält sich nur das Heer- und Flottenwesen, die Finanzen, das 
Verkehrswesen und die auswärtigen Angelegenheiten vor. 

Entspricht das den Tatsachen, so würden das einen 
durchschlagenden Sieg Jungchinas bedeuten. Was es in den 
Parlamenten 'zur Zeit Yüan Shi-kais und Tuan Chi-juis nicht 
erreichen konnte, hat es in dieser parlamentslosen Zeit durch- 
gesetzt. Jungchina marschiert. 


Deutschlands Stellung In China nadı Unterzeihnung 
des deutsch-Kinesischen Vertrages. 


Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyhoeffer. 


Jeder, der Chinas außenpolitische Schwierigkeiten kennt, 
weiß, daß Tuan Chi jui seiner Zeit nur gezwungen durch die 
Umstände und Jie Entente, uns den Krieg erklärt hat. Er 
war sicher uns nicht freundlicher oder feindlicher gesinnt als 
z. B. den Franzosen oder Engländern. Außerdem war er 
chinesischer Staatsmann und hatte als solcher chinesische 
Politik mit dem Verstand und nicht mit dem Herzen zu treiben, 
und dieser wies ihm im Interesse seines Vatcrlandes den Platz 
an der Seite der Entente, und — der Ausgang hat ihm recht 
gegeben. Was wären wohl die Folgen für China gewesen, 
wenn er anders gehandelt hätte und trotz des allseitigen 
Druckes neutral geblieben wäre? 

Der Kriegszustand ist jetzt beendigt, und es gilt, mög- 
lichst schnell und vorteilhaft die alten guten Beziehungen 
wieder herzustellen. Kein Mißton darf bei dieser Neuanbah- 
nung unterlaufen! Was Cavour vor vielen Jahren gesast, 
gilt auch heute noch: „Nichts ist in der Politik abgeschmack- 
ter als der Groll.“ ı% 

Wichtig für unsere zukünftige Stellung in China ist 
dessen Zukunft selbst. Leider hat Yüan Shi-kai mit seiner 
Prophezeiung recht behalten, daß nach Errichtung der Re- 
publik Uneinigkeit und Spaltungen unvermeidlich eintreten 
werden. Die innerpolitische Lage ist augenblicklich chaoti- 
scher, denn je. Wenn nicht bald eine Einigung zwischen 
Nord und Süd erfolgt, und wenn nicht bald die Großen des 
Reiches national und nicht immer nur provinzial denken, steht 
es um die Sache Chinas nicht gut. Hoffentlich bewahrheitet 
sich auch jetzt, wie schon so manchmal in der Vergangen- 
heit der chinesischen Geschichte, das alte Sprichwort: 


Lange geeint, trennen wir uns. 
Lange getrennt, vereinigen wir uns wieder. 


Um nun zu der unserem Thema zugrunde liegenden Frage 
zu kommen, so können wir dieselbe kurz dahin beantworten: 

Von den Chinesen haben wir bei Errichtung unseres 
neuen Gebäudes in China jede nur mögliche Unterstützung 
zu erwarten, von den anderen Mitgliedern der Entente alles 
nur mögliche Schlechte! on | 

Zunächst anigechinesischeStimmen zur Wieder- 
herstellung der alten Beziehungen zwischen beiden Ländern: 
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„Ihe Peking Leader“ sagt in einem Artikel vom 3. Juli: 
„Der deutsch-chinesische Vertrag verschafft Deutschland 
wieder seinen alten Platz als „commercial factor“, und fährt 
dann fort: „Der Abschluß des deutsch-chinesischen Ver- 
trages ist hier mit Genugtuung aufgenommen worden, 
besonders in den Kreisen der Politiker und des Handels. Mit- 
glieder der Regierung und der Handelskammer in Peking 
erklären einstimmig, daß man seit Monaten auf die Erneue- 
rung der alten politischen und Handelsbeziehungen gewartet 
hat. Seit Ausbruch des Krieges hat China großen Mangel 
an solchen Waren, bezüglich deren es von Deutschland ab- 
hing... Man glaubt, daß die Wiederaufnahme der alten 
Beziehungen für beide Teile von Vorteil sein und besonders 
für China die unterbrochene industrielle und Handelsentwick- 
lung fördern wird. 

Viel erörtert man in Peking die Gründung einer deutsch- 
chinesischen Bank (Herr Figge und ein Herr Wu Ching sollen 
zu diesbezüglichen Verhandlungen bereits dort eingetroffen 
sein), die Schaffung deutsch-chinesischer „Entwicklungsgesell- 
schaften“ und die Wiedereröffnung der alten deutschen Firmen. 
Chinesische Kaufleute sprechen die Hoffnung aus, daß der 
deutsche Handel auf breitester Grundlage und in größten 
Umfange recht bald seine alte Ausdehnung wieder erlangen 
möge. Der niedere Stand der Mark schaffe die Möglichkeit, 
deutsche Waren zu niedriren Preisen einzuführen. Diese 
Tatsache und die Beliebtheit der deutscnhen 
Ilandelsmarken werden den chinesischen Markt wieder 
mit Gütern „made in Germany‘ füllen.“ 

Der Artikel schließt mit den Worten: 

„Deutschland wird in China wieder ein Faktor werden, 
der in Politik und Handel mitzusprechen hat und findet 
„a friendly China to assist her in doing so“. 

Ein hochgestellter Chinese äußerte sich einem Ausfrager 
egenüber folgendermaßen: 

„Der Vertrag stellt Deutschlands Position als efähr- 
licher Konkurrent für England und Amerika wieder her. Die 
Engländer und Amerikaner haben ihr Handelsmonopol wieder 
verloren. Sie werden wieder mehr Anstrengungen zu machen 
haben als bisher und mehr Rücksicht auf die Wünsche der 
clinesischen Käufer nelhmen müssen, wenn sie auch für die 
Zukunft sich ihren bisherigen Anteil an dem chinesischen Im- 
port erhalten wollen.“ 

Der Herausgcber des „Peking Leader“, ein Chincse, 
drückt in einem zweiten Leitarikel seine Befriedigung über 
den Abschluß aus und sagt betreffend Aufgabe der Exterri- 
torialität und die Anerkennun« der chinesischen Zollautonomi:» 
folrendes: 

„Indem Deutschland in diesen beiden Punkten den chine- 
sischen Wünschen enteerengeekomnien ist, hat es die Freund- 
schaft des chinesischen Volkes gewonnen. Deutschland braucht 
fremde Märkte und Rohstoffe. China kann ihm beides bieten. 
Da es seine Ansprüche freiwillig aufgegeben hat, deren 
Ausübung seitens der anderen Mächte ein dauernder Pfahl 
ım chinesischen Fieische bleibt, hat es einen ungeheuren Vor- 
teıl im Wettlauf um den chinesischen Handel gewonnen.“ 

Mit welcher Sehnsucht gewisse chinesische Handels- 
kreise uns erwarten, gcht unter anderem auch daraus hervor, 
daß schon vor Zeichnung des Vertrages einflußreiche Kauf- 
leute in Shanghai und Tientsin bei der Regierung den An- 
trag gestellt hatten, daß besondere deutsch - chinesische 
Handelsbureaus in allen großen Handelszentren Seeründet 


würden zur Wiederbelebung des deutsch-chinesischen Waren- 
austausches. 


u \ 


Am 13. Juli verfügte das Ministerium des Innern die 
Aufhebung aller Vorschriften, welche den Handel mit den ehe- 
maligen feindlichen Untertanen beschränkten, und tele 
graphierte an die Provinzen, daß dieselben nicht mehr vom 
Betreten chinesischen Bodens zurückgehalten werden dürften. 

„Ihe enemy property bureau“ hat alle Provinzen an- 
gewiesen, ‘den beschlagnahmten deutschen Besitz an di: 
ursprünglichen Eigentümer zurückzugeben. Außerdem sollen 
Listen eingereicht werden über das Eigentum unter ihrer 
Kontrolle, ‘welches an die deutschen Behörden zurüc- 
zuerstatten sei. 

Der beschränkte Raum zwingt uns, es mit vorstehenden 
Aeußerungen von seiten chinesischer Privaten und Behörd:a 
bewenden zu lassen, irgendeine feindliche Stellungnahme 
chinesischerseits ist uns in keiner Weise zu Gesicht ge- 
kommen. 

Um so bedenklicher scheint den andeıen Mi tglie- 
dern der Entente unsere erstaunliche Lebensfähigkeit 
und Auferstehung von dem vermeintlichen Handelstode in 
Fernen Osten zu sein. Man beschäftigt sich an den ver- 
schiedensten Stellen der Erde mit dieser nicht wegzuleug- 
nenden Tatsache mit etwas gemischten Gefühlen: 

In London äußerte sich in der Kolonialgesellschaf' 
unter Vorsitz von Sir John Jordan ein Herr Partington über 
die deutschen Handelsaussichten in China: 

a Es gibt vier Rivalen in China: 
Japaner, Amerikaner und Deutsche 


Engländ:r, 


in aufsteigender Kurve; er verschwand ganz während dis 
seine Zukunft hängt von einer Reihe von Um- 
ständen ab: 

Er hat in einet Beziehung glänzende Aussichten: Es 
ist klar, daß wenn die Deutschen sich von den Folgen d:s 
Krieges erholen wollen, sie „must work like nigrgers“, Si: 
mussen eine ungeheure Selbstverleugnung zeiren und m: 
geringem Gewinn zufrieden sein. Sehr eingeengt in ande 
Ländern, wenden sie sich hauptsächlich nach China. w 
ihre. verhältnismäßig billig hergestellten Waren große Aus 
sichten haben. ” 

Dazu’ kommt, daß die Chinesen die Deutschen lichen. 
„for they are not scrupulous in the matter of commissions", 
ierner, weil sie ihre Sprache besser als die anderen Fremden 
sprechen und immer viel gesellschaftlichen Verkehr mit ihnen 
gepflegt haben.“ 

Der Vortragende schloß -den uns gewidmeten Teil mit 
der Meinung, daß wir „aber für einige Jahre in zwei Rich- 
tungen behindert sein würden: 1. durch den Mangel an 
Schiffen, 2. dadurch, daß deutsche Waren von 10 bis 100° 
Importzoll würden zahlen müssen (bekanntlich ein Irrtum)‘. 

Im englischen Unterhause ist die Regierung um Aus 
kunft gebeten worden, ob den Deutschen jetzt in China Fre:- 
zugigkeit und Ilandelsberechtigung zugesianden sci. Damit 
hätten sie einen großen Vorteil den anderen Kaufleuten 
gegenüber erlangt, was doch ein recht fragwürdiger Eriolz 
des gewaltigen Krieges wäre! Trotz beruhigender Erklärung 
der Regierung ist die Presse sehr beunruhigt. 

In New York macht dem „Herald“ unser Wiieder- 
erscheinen auf dem \Weltmarkte in verhältnismäßie guten 
Gesundheitszustande schlaflose Nächte: . 

Er 'st besorgt über den wieder aufblühenden deutschen 
Handel in China als Konkurrent des ame:ikanischen. namsit- 
lich mit den Waren, für welche Deutschland vor dem Kris: 
der Hauptliceferant war. Der niedere Stand der Mark mache 
es Deutschland möglich, weit billiger als alle andern 


Nationen zu liefern. Der amerikanische Handel werde be- 
sonders betroffen bezüglich: Maschinen, elektrische Appa- 
rate, Wanduhren, Taschenuhren, Drogen, antiseptische und 
pharmazeutische Präparate. 

Nachdem eine Reihe von Angaben über von Deutschen 
bereits erhaltene Kontrakte und vcn uns bereits importierte 
Waren gemacht sind, schließt der Artikel des „Herald“ ve- 
sorgnisvoll mit folgenden Worten: 

„Den notwendigen Frachtraum liefern die Japaner, Skan- 
dinavier, Holländer und Italiener. Eine große Anzahl von 
deutschen Kaufleuten und Technikern mit ihren Familien 
kehren bereits wieder nach China zurück, und deutsche Fir- 
men öffnen wieder ihre Pforten. Sie können sich frei im 
ganzen Lande bewegen, während die anderen Nationali- 
täten, unter den Gesetzen ihres Landes stehend, gezwungen 
sind, sich auf die Vertragshäfen zu beschränken. Wenn auch 
vorläufig der deutsche Handel noch nicht besorgniserregend 
ist, so kündet sich doch ein rapides Wachsen desselben an, 
zumal die Kursverhältnisse des Weltmarktes effensichtlich zu 
Deutschlands Gunsten sind.“ 

Paris begnügt sich nicht mit leeren Worten. Es hat, 
wie alle Rowdys, sofort einen Knüppel zur Hand, den es 
uns zwischen die Reine werfen möchte: 

Die französische Gesandtschaft hat eine Note an China 
gerichtet, in welcher sie die Auslieferung alles deutschen 
Eigentums an die Reparationskommission verlangt. Die 
chinesische Regierung hat diese Forderung glatt abzelehnt 
(flatly rejected). 

So sind, alles in allem genommen, unsere Aussichten für 
die Zukunft in China nicht schlecht. Wir sind den Chinesen 
durch unser Unglück gew#ssermaßen nähergerückt und 
können die berechtigte Hoffnung hegen, daß in nicht allzu- 
langer Zeit der deutsche Kaufmann, Industrielle, Ingenieur. 
Handwerker usw. sich seine Vorkriegsstellung zurückerobert 
haben wird. 

Eine Erwartung muß dabei allerdings mit aller Bestimmt- 
heit ausgesprochen werden, daß nämlich die Beamten- 
stellenmitKennerndesLandes besetzt wer- 
den! China ist nicht im Handumdrehen kennenzulernen. 
Sir Robert llart sagt nach 25jährigem Aufenthalt im Reiche 
der Mitte, daß ihm die Seele des Chinesen fremd sei. In dem 
obenerwähnten Vortrage in der Kolonialgesellschaft in Lon- 
don bezeichnete der Engländer es als unseren Vorteil, daß 
viele Deutsche die Sprache des Landes beherrschen. Wir 
haben viele gute Kenner des Landes, die der Krieg aus ihrem 
Wirkungskreis gerissen hat. Beamte und andere, die jahre- 
lang im Fernen Osten gelebt haben. Diese alten Beamten 
und Nichtbeamten müßten bei Besetzung der Beamtenstellen 
in erster Linie berücksichtigt werden! 

‚Eine and:re Erwartung ist dahingehend auszusprechen, 
daß die Deutschen die Chinesen hier in Deutschland so be- 
handeln, wie sie wünschen, daß wir in China behandelt wer- 
den. Viele Chinesen, Studenten und andere Lernende be- 
finden sich schon wieder innerhalb unserer Grenzen. Es ist 
selbstverständlich, daß diesen von allen in Betracht kommen- 
den Kreisen das weitgehendste Entgegenkommen gezeigt 
wird. ‚Die anderen Länder: Amerika, England, Belgien, 
Frankreich usw. reißen sich um diese Leute in der richtigen 
Erkenntnis der Bedeutung, die sie für die chinesischen Be- 
zieliungen in der Zukunft haben. Hoffentlich ist auch bei 
uns jetzt diese Erkenntnis bis in die breitesten Volksschichten 
gedrungen! 


———e en en, 
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Zur Lage in der Mongolei. Seit die Dinge in der Mongolei 
an dieser Stelle zuletzt behandelt worden sind, hat sich in jenem 
Gebiet mancherlei geändert. Heute ist die „Rote Armee“ 
Sowjet-Rußlands Herr von Urga. Die Weißen Truppen des 
Baron Ungern-Sternbergs haben schon längst vor den über- 
legenen Streitkräften der Republik des Fernen Ostens den Rück- 
zug antreten müssen. Ihr Führer ist mit seinem Stab in die 
Hände der Truppen Tschitas gefallen. Er soll nach Moskau ge- 
bracht und dort abgeurteilt werden; auf dem Wege dorthin wird 
er, wie Berichte aus Sibirien besagen, mit sadistischer Grau- 
samkeit behandelt. Die Truppen Tschitas aber behandeln den 
Hutwktu jetzt als einen Gefangenen in seinem Palast, den er 
nicht verlassen darf. Mit eiserner Faust hält die Republik des 
Fernen Ostens die Ordnung in der Mongolei aufrecht. Freilich 
oft genug wohl nur im eigensten Interesse, da sie sich der 
Herden der dünnen mongolischen Bevölkerung bemächtixt. 
wo immer sich eine Gelegenheit dazu bietet. Als kürzlich eine 
Bande von tausend Hunghutzes, die in der Innern Mongolei auf 
seiten des Baron Ungern-Sternbergs gekämpft hatte, den 
Siegern ihre Dienste zur Verfügung stellte, wies die „Rote 
Armee“ dieses Angebot hohinlachend zurück: die Leute wurden 
ins Gefängnis geworfen und zweihundert von ihnen erschossen. 
Von den großen Plänen, mit denen sich die Pekinger Regierung 
trug, um sich wieder zum Herrn der Mongolei zu machen, ist 
nichts in die Wirklichkeit übersetzt. Weshalb das nicht ge- 
schehen ist, läßt sich schwer von hier aus beurteilen. Ich habe 
schon in der vorigen Nummer darauf hingewiesen, daß nach der 
Auffassung chinesischer Blätter der Generalinspekteur der 
Mandschurei und Mongolei, Marschall Chang Tso-lin, angesichts 
der Umwälzungen, die sich im Yangtsetal vollzichen, nicht ge- 
wagt hat, eine größere Zahl seiner Truppen in die Mongolei zu 
senden, ja daß ihm sogar Unbotmäßigrkeit im eixenen Larer 
drohte, wenn er Mukden verlassen sollte. Der über ein xe-' 
wältiges Gebiet zerstreuten 2 Millionen Mongolen sollte eine 
kleine, gut organisierte, modern ausgerüstete und umsichtig ver- 
pfleste Truppen spielend Herr werden können! Mag dem sei. 
wie ihm wolle: Chang Tso-lin rührt sich nicht vom Fleck. Das 
Naturgemäße wäre, daß damit die Mongolei China verloren 
gehen würde. Das scheint indessen — oder vielleicht richtiger: 
schien eine Zeit lang — nicht der Fall zu sein. Die Republik 
des Fernen Ostens erklärte, sie beabsichtige nicht, die Mongolei 
zu behalten; ihr sei es nur darauf angekommen, die „Weiße 
(Giarde“ zu vernichten und Baron Ungern-Sternberg ein für allemal 
unschädlich zu machen: sobald Ruhe und Ordnung wieder 
dauernd in die Mongolei eingezogen scien (gegebenenfalls mit 
der Wiederbesetzung Urgas durch die Chinesen). würde sie 
ihre Truppen zurückziehen. Der Minister des Aecußern der 
Tschitaer Regierung, Yourin, erbot sich, über die Einzelheiten 
persönlich mit der Pekinger Regierung zu verhandeln. Das salı 
etwas sehr selbstlos aus. Aber des Rätsels Lösung scheint nicht 
schwer zu sein. Yourin ist in seinen früheren Versuchen, einen 
Handelsvertrag mit China zu schließen, nicht erfolgreich ge- 
wesen; er hatte nach monatelangem Aufenthalt Peking wieder 
verlassen müssen, ohne etwas erreicht zu haben. Inzwischen 
scheint ihm der Boden für neue Besprechungen günstiger se- 
worden zu sein. China hatte einen Handelsvertrag mit Deutsch- 
land geschlossen und damit seinem Wunsch zur Ausdehnung 
seiner wirtschaftlichen Beziehungen deutlich zum Ausdruck gc- 
bracht, und für China stehen in Ostsibirien immerhin nicht un- 
bedeutende Belange anf dem Spiel, Dazu kommt, daß trotz 
aller äußerlich scharf betonten Gegensätze zwischen Tschita 
und Tokio (die sich in der europäischen und so auch in der aus 
Fariser und Londoner Quclle schöptenden deutschen Taxespresse 
schon zu vor der unmittelbaren Entladung stehenden Kriegs- 
wolken verdichteten) bereits :ängere Zeit Verhandlungen im 
(jarge waren und wohlnoch sind, die ein japanisch-ostsibirisches 
Abkommen über wirtschaftliche Interessen bezwecken. Nun konnte 
Tschita außerdem Peking auch noch die Mongolei als Morgen- 
gabe anbieten. Unter diesen Umständen mußte es Yourin lockend 
erscheinen, wieder in unmittelbare Berührung mit Peking zu 
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kommen. Den Sack schlug er, den Esel meinte er: nicht die 
Zurückziehung der ostsibirischen Truppen aus der Mongolei 
war ihm die Hauptsache, sondern die Wiederanknüpfung der 
abgerissenen Fäden eines Handelsvertrages. Yourin wählte 
seinen Weg nach Peking aus naheliegenden Gründen über 
Mukden. Der Generalinspekteur der Mandschurei und Mongolei 
bereitete ihm einen freundlichen Empfang. Lehnten auch 
Yourin und Chang Tso-lin Interviews über die Lage der mongo- 
lischen Frage ab, so erschienen in den chinesischen Zeitungen 
anfänglich doch sehr wohlwollende und hoffnungsvolle Aus- 
lassungen über die Rückgabe der Mongolei an China. Man könne 
Tschita nur dankbar sein, hieß es da, wenn es seine Truppen 
vorläufig noch in der Mongolei ließe, denn bei dem Fehlen chine- 
sicher Streitkräfte dort, würde sonst nur ein Chaos entstehen. 
Das aber liege auch nicht im Interesse Tschitas, das von einem 
Chaos nicht weniger bedroht werden würde, als China. Die 
halbamtliche „Chinese News Agency‘ ließ durchblicken, unter 
den obwaltenden Umständen sei es dringend geboten, daß 
Tschita und Peking sich zu gemeinsamem Vorgehen einigten. 
Chinesische Blätter, wie die „Peking Daily News“ fügten hinzu, 
cine Gefahr, daß Tschita, dem Beispiel Japans folgend, sein ein- 
mal gegebenes Wort nicht halten werde, sei nicht zu befürchten. 
Aber die rosige Stimmung wich bald einer pessimistischen Auf- 
fassung. Aus Kiachata wurde gemeldet, dort und in 
Urga seien Kosaken der Moskauer Regierung (es ist von 
zwei Regimentern unter Führung‘ des Generals Budeny 
die Rede) eingerückt. Damit verloren die Zusagen Yourins, 
die Moneolei später wieder zu räumen, cerlieblich an 
Wert. Chang Tso-lin brach sofort weitere Verhandlungen mit 
dem in Mukden gebliebenen Vertreter Yourins ab. Die Aus- 
sichten Yourins selbst in Peking haben sich damit natürlich 
ganz erheblich verschlechtert. Man darf auf den Ausgang des 
mongolischen Zwischenfalls gespannt sein. Der Vollständigkeit 
halber sei noch erwähnt, das neuerdings in der amerikanischen 
Presse wieder Gerüchte auftreten, Chang Tso-lin trage sich mit 
dem Gedanken, ein eigenes Reich in Hochasien, bestehend aus 
der Mandschurei und der Mongolei aufrichten, das den maß- 
webenden Einfluß in China zu erringen bestrebt sein würde. In 
Verbinduns damit stelien die wiederholten Andeutungen chinc- 
sischer Blätter, Chang Tso-lin habe Peking gebeten, ihn vom 
Posten eines Generalinspekteurs der Mongolei zu 
Diese Meldungen sind seither aber in aller Forin widerrufen 
worden. Chang denkt augenscheinlich nicht daran, auch nur 
cinen der Zügel, die seinen Händen anvertraut sind, fortzulegen. 
Nur hat die Entwicklung im Yangtsetal das Spiel sich ganz 
anders entwickeln lassen, als während der Tientsiner Konferenz, 
Jie Chang den Machtzuwachs in der Mongolei brachte, voraus- 
zusehen war. Gerade der Umstand, daß Chang die Verhand- 
lunxen mit dem Vertreter Yourins in dem Augenblick abbrach, 
wo Moskauer Truppen in Urga erschienen, zeigt, daß China 
nicht daran denkt, die Mongolei preiszugeben. CG#T. 


Die Entwicklung im mittleren Yangtsetal. Wichtige Er- 
eignisse haben sich in den letzten Wochen im Yangtsetal ab- 
gespielt. Wu Pei-fu, der verdiente Heerführer Tsao-Kuns, hat 
den Posten des Generalinspekteurs von Hupei und Hunan über- 
nommen. Als Tutschün ist, wie schon gemeldet, von der 
Pekinger Regierung General Hsiao Yao-man nach Hupei gesandt 
worden. Das hat zunächst in Hupei eine gewisse Enttäuschung 
ausgelöst. Die den Hunanern nahestehenden Hupeileute ver- 
lansten das Recht der Selbstbestimmung: sie wollten sich ihren 
Tutschun selbst wählen. Damit kam Wu Pei-fu vom ersten Taxe 
on in ein schweres Dilemma. Er mußte sich entscheiden, ob 
er in Wuckang die Hofiinungen erfülien wollte, die die Freunde 
der Selbstverwaltunesbewexung seit seinem vorjährigen Vor- 
schlag der Einberufung einer Nationalversammlung auf ihn 
setzten, oder ob er sich als ein treuer Diener seiner Pekinger 
Herren erweisen wollte. Es ist erkläarlich. daß Wu sich für das 
letztere entschied. auch wenn damit die Hupeileute zunächst ent- 
touscht wurden. Wu glanbte, um sich selbst später durchsetzen 
zu konnen, zunachst Ordnung in seinem neuen Verwaltungs 
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bezirk schaffen zu müssen, und hielt das nur für möglich, wenn 
er mit eiserner Faust durchgriff, und zwar gestützt auf die 
Leute, die ihn nach Wuchang gesandt hatten. Er verlangte die 
sofortige Zurückziehung der Hunaner Truppen aus Hupei. Als 
diese nicht auf der Stelle erfolgte, drohte er mit Gewaltmaß- 
regeln. Damit schien ein Bürgerkrieg zwischen Wu und dem 
Tutschün von Hunan, Chao Heng-ti, von dem es vorher hicß, 
er sei mit Wu eng befreundet und mit ihm vollständig über ein 
gemeinsames Vorgehen im Sinne des Selbstverwaltungs- 
gedankens einig, unvermeidlich. Aber schon wenige Taxe 
später wurde gemeldet, Hunan habe um Waffenstillstand ge- 
beten. Zunächst aber zerschlugen sich die Verhandlungen. 
Nachdem Peking dann seine Zustimmung zu rücksichtslosem 
Vorgehen gegeben hatte, hat Wu einen scharfen Vorstoß miı 
seinen Truppen über Wuchang nach Yochou gemacht und die 
Hunaner dort geschlagen. Jetzt herrscht wieder Ruhe in Hunan. 
Manches aber deutet darauf hin, daß es nur die Ruhe vor dem 
Sturm ist. Wu Pei-fu hat sein Ziel, Hunan wieder unter die 
Botmäßigkeit Pekings zu bringen, schwerlich erreicht. Hunan 
neigt nach wie vor zum Süden. Es scheinen mehr örtlich und 
zeitlich bedingte Belange zu sein, die die Machthaber Hunans 


zu einem vorläufigen Nachgeben veranlaßt haben. Ueber 
die Rolle Chao Hengtis wird später noch zu sprechen 
scin; wie schon früher gesagt, ist sie nicht durchsichtix. 
Möglich, daß Chao im letzten Augenblick Wu  gegen- 
über näachgegeben hat, weil er allein nicht stark genug 
war, ihm erfolgreich Widerstand zu leisten, nachdem die 
‚anscheinend anfänglich gehegten Aussichten, Unterstützun: 
von Canton zu erhalten, sich nicht verwirklicht hatten, 


und zwar weil augenscheinlich Chen Chiung-ming, der mi)- 
tärische Führer des Südens, seine zurzeit noch in Kuangsi iest- 
gehaltenen Truppen nicht zersplittern will. Inzwischen aber 
waren, angeblich als Verbündete der Hunaner und mib- 
vergnügten Hupeier, größere Truppenabteilungen aus der 
Provinz Szechuan in Hupei eingefallen. In und um Ichang kam 
es zu erbitterten Kämpfen (eine damals nicht verständliche 
Meldung über diese Kämpie ist schon in der vorigen Nummer 
mitgeteilt worden). Zweimal drangen die Szechuaner in Ichanz 
ein, wurden aber jedesmal von Wu Pei-fu, der dort soiort 
persönlich den Oberbefehl übernommen hat. wieder hinau- 
geworfen. Alles spricht dafür. daß diese Kämpfe nicht politisch 
Ziele veriolgen, sondern lediglich Raubzüge der Szechuane 
Soldateska sind; erfolgreich waren sie anfangs, weil di 
Szechuaner zunächst den Truppen Wus zahlenmäßig erheblich 
überlegen waren und ihnen in Ichang viel Munition, wahrschein- 
lich auch Waffen, in die Hände gefallen ist. Nach Meldungen 
der Londoner „Morning Post" aus Schanghai vom 29. September 
waren die Szeclmaner bis zehn Meilen stromaufwärts von 
Ichang zurückgeworfen; später hieß es. sie seien bis Tatunt. 
dicht an der Grenze Szechuans, zurückgegangen. Die Bericlit- 
erstattung der englischen und japanischen Presse uber 
die in Hupei zurzeit herrschende Lage widerspricht sich 
vielfach: in mehr als einer Hinsicht erscheinen die 
Meldungen wefärbt. Darüber aber sind die Blätter sich 
einig, daß Wu Pei-fu der starke Mann ist, und man von 
ihm die Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung erwart 
darf. Wie sich die Dinge später gestalten würden, meint dit 
„North-China Daily News”, ließe sich freilich noch nicht saren: 


leicht werde der Stand Wu’s den Hupeiern gegenüber nicht 
sein, wenn er ihrem Verlangen nach Selbstverwaltun:z nicht 


gerecht würde; die Selbstverwaltungsbewegung im mittieren 
Yanrtsetal beschränke sich keineswegs mehr aui einige wem.c 
Studenten, sondern habe 


weite Kreise erfaßt und winge 
sehr tief. Darüber wird demnächst weiteres zu saxen Sci. 
CF. 


Die Hungersnotzuschläge. Wie schwer cs ist, in China 
einmal eingeführte Maßnahmen wieder zu beseitiren, au) 
wenn diese ursprünglich nur als. vorüberischendes Mittel ge- 
dacht warem, um einen einmaligen Notstand zu beseitigen ze 
sich wieder bei den Zuschlägen auf die Seezöjle. Pnst- ımd 
Telexrapliengebühren und anderen Abzaben, die die Mitte nur 


die Bekämpfung der Hungersnot des letzten Frühjahrs liefern 
sollten. Das bekannteste frühere Beispiel dafür ist das Likin, eine 
während des Taipingaufstandes 1863 einsseführte Verkehrsabgabe. 
die trotz feierlicher, schon vor zwanzig Jahren geschlossener 
internationaler Verträge noch heute nicht aur besteht. sondern 
auf die Gestaltung der wirtschaftlichen und sozialen Verhält- 
misse ganz Chinas maßgebenden Einfluß übt. Das Pekimger 
Finanzministerium hat augenscheinlich der Versuchung nicht 
widerstehen können, sich angesichts der Ebbe in den eizesen 
Kassen diese Extraeinnahmen auch weiter zu erhalten. Reuter 
meldet aus Peking, auf Antrag des Verkehrsministers habe das 
Kabinett beschlossen, daß der Zuschlag auf die Postgebühren 
im einen besonderen Fonds iließen soll, aus dem die Zinsen 
der Oblixationen der inneren Anleihe des 10. Jahres b2zahlt 
werden. Die „North-China Daily News" fragt, ob das für die 
Hungersnot bestimmte Zuschläge seien. Wäre das der Fall, 
so würde das Kabinett damit zugeben, daß es das Geld für die 
Linderung der Hungersnot aicht mehr brauche. Danı müsse 
man aber auch fragen, was denn aus der Bürgschaft geworden 
sei, die seinerzeit für die Anleihe des zehnten Jahres 
gestellt worden wäre. Leider hat es den Anschein, als sei auch 
schon vorher der Ertrag dieser Hımgersnotzuschläge „aicht in 
dem Sinn und Maß den notleidenden Provinzen zugeflossen, wie 
man das hätte wohl erwarten dürfen. Die „North-China Daily 
News“ veröffentlicht eine Reihe von Awufsätz2ı eınes Sonder- 
berichterstatters über die skandalöse Verwaltimg der Zuschläge 
auf die Zölle Likin, Fisenbahntarife, Posttarife usw. Sie 
kommt in einem Leitartikel vom 3. August zu dem Schluß, daß 
eine schwerere Anklage der Pekinger Beamtenschaft wegen 
Unehrlichkeit und Unmenschlichkeit unde.ıknar wäre. Nach 
vorsichtigen Schätzungen betrüge der Zuschlag auf die Eisen- 
bahntarife 1 Million Dollars im Monat; der.Zuschlax auf die 
Seezölle hatte bis Ende Juni 2 bis 3 Millionen Taels erbracht. 
Danach rnüsse die Anleihe, die China für die Linderung der 
Hungersnot im Betrage von 4 Millionen Dollars aufgenommen 
hatte, längst zurückbezahlt sein. Nichtsdestoweniger sollen 
die Zuschläge bis März 1922 in Kraft bleiben. Was das be- 
deutet, läßt sich daraus ermessen, daß die Kaufmannschaft von 
Kiangsu allein den Zuschlag auf Likin mit einer Zahlung von 
9 Millionen Dollars abgelöst hat. Wie hoch die Einnahmen aus 
dem Zuschlag auf die Post- und Telegraphengebühren sind, läßt 
sich nicht übersehen: sie müssen aber schr groß sein. Mit dem 
Ertrax der Zuschlagsgebühren sollte die Cheioo-Weihsierer FEisen- 
bah.ı als Notstandsarbeit gebaut werden, wofür die Auiwendung 
von 5 Millionen Dollars in Aussicht genommen war. Bisher ist 
aber nur ein schlechter Weg angelext und ob dieser die ganze 
Strecke durchmißt, ist zweiielhaft. Die .„North-China Daily 
News“ verlangt eine Untersuchung des Finanzgebarens des 
Hilfsbureaus für die Hungersnot in Peking, und zwar unter Hin- 
zuziehung europäischer Fachleute; sonst müsse sofort der Zu- 
schlag auf die Scezölle eingesztlit werden. Aber auch in bezug 
auf die anderen Beträge habe das Ausland ein Wort mitzu- 
sprechen da nicht nur Ausländer in China Geld beigetragen 
hätten. sondern auch aus England, Amerika usw. Beiträsce ge- 
kommen wären. Als Beispiel, wie mit Regierungsgellurn ge- 
wirtschaftet würde, weist die „North-China Daily News" aui 
den Tanxwanamiao-Damm im Han-Fluß hin, der vor zwei 
Jahren mit einen Aufwand von 2 Millionen gebaut wurde und 
jetzt bereits vollständig fortseschwemmt ist, da überall, wo 
Steine gebraucht hätten werden sollen, Erde gebraucht worden 
ist und wo Erde nötige war, Sand. Zuschlagssteuern erwiesen 
sich überhaupt stets als unwirtschaftlicnh. Es zwebe deshalb für 
Peking auch keinen anderen Wer, als die Zuschlagsabgaben so- 
iort abzuschaffen. da die Hungersnot zu Ende ist. 


Finanzielle und politische Krise in Peking. Aus Peking 
kommt die Nachricht. daß die finarziche Lage der Rezierung 
immer schlirnmer wird. Die Unterbringung der 30 Millionen 
Dollar heimische Anleihen ist bisher nicht gelungen. und dabei 
braucht die Rerierune dringend große Sımnmınen für die Erforder- 
risse der nächsten Zeit. Noch nicht eimmal Jie Mittel zur 
Deckung der aui der Washinstoner Konferenz entstehenden Aus- 
gaben sollen zurzeit vorhanden sein. Der Ministerpräsident hat 
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mehrfach versucht, zurückzutreten, doch hat sich niemand ge- 
ivnden, der in der jetzigen verzweifelten politischen und finan- 
ziellen Lage sein Amt übernehmen möchte, 


Zur Abschaffung der Likins. In ihrer Finanznot hatte die 
Pekinger Regierung vor einigen Monaten cine Reihe Likin- 
stationen an der Peking-Suiyüaner Eisenbahn errichtet. Diese 
Maßnahme stand in schroffem Widerspruch zu einem Präsidial- 
erlaß aus dem Jahre 1913, durch den die Erhebung von Likin 
und ähnlichen Abgaben an der genannten Bahn aufgehoben 
worden war. Infolgedessen richtete die am Handel der durch 
die Errichtung der neuen Likinstationen betroffene interessierte 
chinesische Kaufmannschaft einen Protest nach Peking; im Jahre 
1913 seien die Frachten der Suivüaner Eisenbahn erhöht worden. 
um die Bahnverwaltung instand zu setzen, die geplanten Likin- 
einnahmen durch Zahlung von 100000 Taels im Jahr an das 
Finanzministerium abzulösen, wogegen letzteres auf die Er- 
hebung von Likin und anderen Abgaben verzichtet habe. Schon 
im Jahre 1915 war dem Finanzministerium jenes Abkommen 
leid geworden. Die Bahnverwaltung einigte sich damals aber 
von neuem mit ihm, indem es sich zur Zahlung von jährlich 
200 000 Dollar verpflichtete. Im Lauf der Zeit hat sich nun er- 
geben, daß die Bahnverwaltung dabei noch ein recht gutes Ge- 
schäft machte; mit dem Wachsen des Verkehrs war der Ertrag 
der Zuschlagsfracht erheblich höher, als der an das Finanz- 
ministerium abzufiührende Betrag. Als, das Finanzministe- 
rium jetzt dem Protest der Kaufmannschaft keine Folge gab, 
vielmehr neben der erhöhten Fracht auch noch 2% vom Hundert 
Likin erhob, beschloß die Kaufmannschaft alle Verschiffungen 
mit der Suiyüaner Bahn einzustellen. Sie fühlte sich durch die 
Likinämter um so mehr geschädigt, als diese sich keineswegs 
an den vorgeschriebenen Tarif hielten, vielmehr die Abgaben 
ganz nach Belieben bemaßen. Die Schanghaier „Weekly Review“ 
(früher „Millard’s Review“) teilt mit, daß einzelne Likinbeamte 
an der Suiyüaner Bahn, die mit einem Monatsgehalt von 
12 Dollars angestellt seien, tatsächlich an 20 000 Dollar im Jahr 
in ihre Taschen fließen ließen, Der Streik der Kaufmannschaft 
wurde im August streng durchgeführt; die Frachteinnahmen der 
Bahn gingen sofort erheblich zurück. Von Bedeutung aber ist 
es, daß aus allen Teilen Chinas den nordchinesischen Kaufleuten 
entschiedener, lauter Beifall gespendet wurde. Daß es sich bei 
dem Vorgehen der Kaufmannschaft keineswegs um eine Maß- 
nahme nur örtlicher Bedeutung handelt, zeigte sich sehr schnell 
durch das Anziehen der Preise vieler Bedarfsartikel in Peking, 
so namentlich der von Kohle, Reis und Mehl. Auch einfluß- 
reiche chinesische Blätter, wie die „Peking Daily News“, stellen 
sich entschieden auf die Seite der Kaufmannschaft und verleihen 
der Hoffnung Ausdruck, daB der Suiyuaner Fall Anlaß zu einer 
Abschaffung der Likins im ganzen l.ande werden möge. 


England und Sun Yat-sen. Die englischen Behörden haben 
den chinesischen Stirdenten verboten, in der britischen Kolonie 
Hongkong Feiern aus Anlaß der Erwählung Sun Yat-sens zum 
Präsidenten von China“ zu veranstalten. Schon vorher war den 
Banken in Hongkong untersagt worden, sich an einer Anleihe 
für Canton zu beteiligen. Diese Maßnahmen stehen mit der 
allgemeinen von englischer Seite Sun Yat-sen gegenüber beoh- 
achteten Haltung im Einklang. Bisher hatte die ganze englische 
Presse Ostasiens Sun Yat-sen als Quantite negligable behandelt, 
ja vielfach sich über ilın lustige gemacht. Die Augen über die 
Verdienste Suns hat ihnen, wie es scheint, die amerikanische 
Presse geöffnet. In dieser sind in den letzten Monaten Aufsätze 
erschienen, die die Leistungen Sun Yat-sens in Canton rück- 
haltslos anerkennen und preisen. Darauf hat ‚sich plötzlich in 
der Presse Hongekones ein auffallender Stimmungsumschwung 
Sun gegenüber bemerkbar gemacht. Man fürchtet offenbar, Sımn 
könne sich doch als eine Macht erweisen, mit der man letzten 
Endes ernstlich rechnen müsse. (Dieser Standpunkt ist in den 
Spalten dieses Blattes schon seit langem eingenommen wor- 
den.) Ui so mehr überrascht es, daß die amtlichen,.Kreise 
Hongzkongs Veranlassung zu den oben erwähnten Maßnahmen 
genommen haben. 
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Chinesische Studenten. Die japanische, in Peking er- 
scheinende Zeitung „North-China Standard” schreibt Mitte 
aıli: „Eine ganze Reihe von in Deutschland studierenden 
Chinesen hat an ihre Familie und an die Rexierüng geschrieben, 
sic würden ihre Studien-in Deutschland vollenden. Die Ver- 
ältnisse in Deutschland werden als sehr günstig für die 
Chinesen bezeichnet. wozu die Valuta nicht unwesentlich bei- 
ırägt." Das Blatt fügt dem die weitere Meldung hinzu: „Viele 
chinesische Studenten, die zurzeit japanische Anstalten be- 
‚suchen, wollen iniolgedessen für den Winter nach Deutschland 
chen. Um die japanfeindliche Stimmung unter den chinesi- 
schen Studenten zu bekämpfen, haben Baron Sakatami und 
andere einflußreiche Japaner in Tokio eine Gesellschaft ge- 
gründet, die es sich zur Aufgabe machen will, die sozialen Be- 
ziehungen der Cliinesen und Japaner zu verbessern.” 

In großer Verlegenheit ist keizthin die cnınesisch- 
iranzösische Unterrichtsanstalt Saint Irende bei 
Lyon gekommen. Unter den auf 1400 bis 1500 geschätzten 
Studenten, die, olıne über ausreichende Mittel zu veriügen, auf 
eixene Kosten nach Frankreich gekommen sind, weil man ihnen 
vorgespiexelt hatte, in Frankreich könnten sie leicht Halbtags- 
beschäftigung in gewerblichen Betrieben finden, um sich so das 
(ield für den Unterhalt an Ort und Stelle zu verdienen, und Jen 
ireibleibenden halben Tag zum Studium @usnutzen, herrscht 
vroße Unzufriedenheit. Lolmende Beschäftigung finden sie 
nicht, Mittel zum Lebensunterhalt haben sie nicht. Mit Neid 
sehen sie auf ihre Kameraden, die auf Kosten der chinesischen 
und französischen Regierung in Lyon ausgebildet werden. Sie 
verlangen dort ebenfalls Aufnahme. Um dieser Forderung den 
nötigen Nachdruck zu verleihen, haben sie beschlossen, sich 
einfach nach Lyon zu begeben. Ende vorigen Monats er- 
schienen plötzlich hundert dieser mittellosen Leute im Saint 
Irenee und verlangten Aufnahme in das Institut. Angeblich 
beianden sich damals schon drei- bis vierhundert weitere 
iunge Leute auf den Weg nach IL.yon: der Rest würde folgen. 
Die Behörden wußten keinen Rat. Sie mußten zunächst poli- 
zeilichen Schutz für die Studienanstalt erbitten. Aber von Einer 
Aussperring der notleidenden Kameraden wollten die Zöglinge 
der Anstalt nichts wissen; sie nahmen sic einfach auf und teil- 
ten mit ihmen Unterkunft und Esseı. Die Anstaltsbehörden er- 
klärten indessen, sie könnten ihre Zustimmung zu dieser Mah- 
regel unter keiner Bedingung erteilen: sie ständen mit den 
Vorschriften, an die sie sich zu halten hätten, im schärlsten 
(jegensatz. Sie mögen dabei nicht so ganz unrecht gehabt 
haben, denn in der Anstalt entwickelten sich sofort Verhält- 
pisse, die dea Studiengang ernstlich beeinträchtigten. Der 
urgermeister von Lvon. Herriot, hielt sich zu einem enerui- 
schen Eingreifen verpilichtet, wollte aber aus eigener Initiative 
nichts unternehmen. Er fuhr daher nach Paris und setzte sieh 
dort mit dem Auswärtigen Amt sowie der chinesischen (is- 
sandtschaft in Verbindung. Letztere hat sich nach Peking xt- 
windt. Ele micht Anweisung von dort kommt, läßt sich die 
Frasce nicht entscheiden, was aus gen 1400 bis 150 chinesischen 
Studenten in Frankreich werden soll. cr. 

Bıltische Universitäten in China. Rev. G. G. Warren hat 
cine Denkschriit über die Notwendigkeit vercitentkicht. britische 
Hochschulen für Chinesen in China zu errichten. Die „Nortli- 
China Daily News" erwartet in ihrem Leitartikel vom 11. 8. 
eine zroße Wirkung von dieser Denkschrift. wenn die Aaus- 
iuhrung des Planes auch vorläufig infolge der schlechten Zeiten 
ind der Depression des Handels Iunausgzschopden werden 
mußte. „The British Chamber ot Commerce Journal” hat sich 
cbenialis mit dieser Fraxe in seiner Augustnummer beschäftist. 
Hs weist bei dieser Gelegenheit darauf hin, daß die errelisinen 
Missionare bereits wertvolle Schul- und Hochsehiilgebäude so- 
wie Hospitalbauten geschaffen hatten. Es sei nur eine Fraxe 
der Zeit, wann die Arbeit der Missionare in kirchlicher Hinsicht 
anf die junge Kirche von China übergehen warde. Dann 
wurden wahrscheinlich die Schulen umd Hospitäler Tür dic 
\Wssionsiiesellschaft eine wunerträsliche Läst werden. Ex 
wurde sich empichlen. besondere Kommissionen an Ort und 
Stelle zu bilden; die aus Missionaren und Kaufleuten bestehen, 


um diese Anstalten später zu übernchmen. Das würd. auch 
die Mitwirkung der Heimat erltenlich förderi. Dazu käme. da) 
(iroßbritannien noch immer 9.75 Millionen Pfund Sterling aus 
der Boxerentschädigung zu erhalten habe. Briten aller Klassen 
in China seien dafür, daß wenigstens ein Teil dieses Geldes 
für chinesische Unterrichtszwecke mit Hilfe von Ensländern xe- 
leiteter Anstalten verwandt würde. Es sei aber ausgeschlossen, 
daß die englische Regierung dem zustiimme, wenn nicht au 
freiwillivxe Beiträge von Briten in China für diesen Zweck zur 
Verfügung gestellt würden. Erireulicherweise sei bereits etwas 
(ield zusammengekommen, wenn das auch angesichts der 
schiechten Zeiten nur ein geringer, vorläufig noch gänzlich un- 
zulänglicher Betrag sei. 

England und Amerika in China. Der Schanghaier Bericht- 
erstatter des „Manchester Guardian‘ schreibt: „Die Stimmu; 
in China England gegenüber läßt sehr viel zu wünschen übrig: 
man erwartet in englischen Kreisen, daß die Washinstoner Kor 
ferenz eine Besserung der Verhältnisse bringen wird. Einst- 
weilen wird Amerika als der unparteiische Schiedsrichter der 
Welt angesehen.“ 


Privatwaifen Deutscher in China. Nach der Kriegserklärung 
Chinas wurden alle Deutschen in China gezwungen, den ört- 
lichen Behörden ihre Waffen, einschließlich Jardwafien, und 
Mimition auszulieiern. Nach dem Abschluß des neuen deuisch- 
chinesischen Vertrages hat die Pekinger Regierung die Pro- 
vinzialbehörden angewiesen, den Deutschen die Waifen und 
die Munition zurückzugeben. Von zuständiger Seite in Berlin 
wird darauf aufmerksam gemacht, daß wer seinerzeit Wafien 
und Munition abgegeben hat, sich wegen Rückgabe mit den 
zuständigen deutschen Konsulat in China ins Benehmen 
setzen müsse. 


Japan. 


Rundschau In Japan. 
Von R. Kunze (Tokio). 
Vom sterbenden Kaiser. 


Telegramme haben in der letzten Woche Tag für Tag 
darüber berichtet, daß der Kaiser von Japan im Sterben liese. 
Er soll bereits die Sprache und seine Bewegungsfreiheit ver 
loren haben, von Nervenschwäche und empfindlichen 
Schmerzen heimgesucht werden, und Erschöpfungsersche:- 
nungen sollen immer mehr zu Tage treten. Die Gefühle des 
japanischen Volkes bei diesen Meldungen vom Schmerzens 
lager seines Kaisers dürfen vielleicht in dem Wunsche zt- 
sanımengefaßt werden, daß der Dulder recht bald von einem 
Leben erlöst sein möge, das in den letzten Jahren cin recht 
trauriges war. Der Verfügungsfreiheit und zeitweilig, wo 
nicht dauernd, auch der Zurechnungsfähigkeit beraubt, hat 
der Kaiser den Staatsgeschäften schon lange völlig fern ge 
standen. Politisch würde ein etwaiger Thronwechsel voraus- 
sichtlich die Wirkung haben, daß den Aelteren Staatsmännern 
mit dem Leben des Kaisers, der sie bat, ihn jederzeit mit ihrem 
Rat zu unterstützen, der letzte einigermaßen verfassungsrecht- 
liche Boden unter den Füßen weggezogen werden würde, so 
daß die sorrenannte Flottenpartei und das ihr nahestehend: 
Kabinett IHara noch größere Bewegungsfreiheit erlangen. 


Die Rückkehr des Kronprinzen. 


Die Rückkehr des Kronprinzen von seiner Europareise 
war ursprünglich auf den 4. September festgesetzt. Uninittel- 
bar vor dem Eintritt in die japanischen Gewässer ging ıhm 
aber vom Kaiserhof die Botschaft zu, er möchte seine Ruck- 
kehr so sehr wie möglich beschleunigen, und so erfolgte dıe 
Ankunft in Tokio schon einen Tag früher, am 3. September. 
In den formosischen Gewässern bewillkommnete ihn eine Ab 
ordnung der japanischen Kriegsflotte, die gerade ihre Manöver 
beendet hatte, andere Kriegsschiffe begrüßten sein Geschwader 


bei der Einfahrt in die Bucht von Tokio. Die Durchfahrt 
durch Yokohama und Tokio wird als ein wahrer Triumphzug 
beschrieben, zu dem sich Hunderttausende in den festlich mit 
Fahnen und Laternen geschmückten Straßen drängten. Am 
Tage nach der Ankunft erstattete der Kronprinz seinen ver- 
ewigten Ahnen im Tempel des Kaiserpalastes Bericht über 
seine Reise und glückliche Rückkehr und begab sich darauf zu 
scinen Eltern nach Nikko, um alsbald zu einer Reise nach 
Kyoto und Ise aufzubrechen und auch dort seinen Ahnen Be- 
richt zu erstatten. Zur Erinnerung an das denkwürdige Er- 
eignis hat die Münze in Osaka zwei goldene Gedächtnis- 
medaillen geprägt, deren eine zu Yen 1,50, die andere zu 
Yen 8,50 käuflich ist. 

Gegenwärtig wird der Palast von Kasumigaseki in Stand 
gcsetzt als Aufenthaltsort für die ausländischen fürstlichen 
Gäste, die voraussichtlich in den kommenden Monaten den 
Besuch des Kronprinzen erwidern werden. Eine förmliche 
Einladung des japanischen Hofes an den Fürsten von Wales 
ist in London eingetroffen und bereits angenommen worden, 
und der Fürst von Wales wird voraussichtlich im März oder 
April 1922 nach Beendigung seiner indischen Reise Japan be- 
suchen. Die französische Republik wird natürlich keine Fürst- 
lichkeit, wohl aber den Marschall Joffre entsenden, der etwa 
im Januar nach Japan kommen soll. Bei Ueberreichung seines 
Beglaubigungsschreibens an den Kronprinzen, der auch bei 
dieser Gelegenheit seinen Vafer vertrat, überbrachte der neu- 
ernannte amerikanische Botschafter in Tokio eine Einladung 
des Präsidenten Harding an den Kronprinzen, die Vereinigten 
Staaten demnächst zu besuchen. Der Kronprinz antwortete, 
daß er wahrscheinlich bald der Einladung werde Folge leisten 
können. 

Wie die Europareise des Kronprinzen an sich schon einen 
Bruch mit allem höfischen Herkommen in Japan bedeutet, 
wird sie voraussichtlich die Folge haben, daß im Zeremoniell 
und in den Gewohnheiten des Kaiserhofes weitere bisher un- 
erhörte Neuerungen werden eingeführt werden. Zwischen 
konservativen und liberalen Hofkreisen sollen bereits erbitterte 
Kämpfe geführt werden, wie das japanische Hofleben dem an 
westlichen Höfen üblichen, das der Kronprinz in Europa 
kennen gelernt hat, angenähert werden kann. Einer dieser 
Kämpfe, der im Volk bekannter geworden ist, betrifft die 
Frage, ob nicht der Kronprinz, wie er in London getan hat, 
künftig auch in Japan Theater besuchen kann. Dieser Streit 
ist hervorgerufen worden durch die Einladung der Gesell- 
schaft des Theaters Teikokuza (bekannt unter dem englischen 
Namen Imperial Theatre) an den Kronprinzen, eine ihrer Auf- 
führungen zu besuchen. Bisher sieht es so aus, als ob die 
Einladung abschlägig beschieden werden wird. Eine ange- 
strebte Neuerung geht dahin, daß dem Kronprinzen für die 
Fortführung seiner Studien hervorragende Männer aus allen 
Gebieten der Wissenschaft und des Lebens beigegeben werden 
sollen, die ihm beispielsweise in der Politik eine „völlig un- 
parteiische“ Darstellung der Geschichte der europäischen 
Länder vermitteln sollen. Falls dieses Ziel wirklich erreicht 
wird, darf darauf gehofft werden, daß alle die Lügen und 
schiefen Darstellungen, die dem Kronprinzen in England und 
namentlich in Belgien und Frankreich zugeflossen sein werden, 
unschädlich gemacht werden können. 


Katholische Arbeit in Japan. 


Verhältnismäßig wenig Beachtung bei Japans Volk und 
Presse hat der Besuch gefunden, den der Kronprinz am 
15. Juli in Rom dem Papst Benedikt XV. abgestattet hat. 
Dennoch dürfte vielleicht gerade dieser Besuch die nach- 
haltigste politische Wirkung von allen Besuchen des Kron- 
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prinzen gewinnen. Er ist ein weiteres Glied in der Kette der 
sich langsam, aber stetig ‚Immer mehr verengenden Be- 


"ziehungen des päpstlichen Stuhls zu Japan. Daß nicht schon 


lange der Vatikan durch einen Nuntius in Tokio, Japan durch 


‚einen Botschafter in Rom vertreten ist, ist wohl auf französische 


Machenschaften zurückzuführen. Inzwischen hat der Welt- 
krieg die politische Macht der katholischen Kirche in unge- 
ahntem Maß offenbart und erweitert und auch unmittelbar 
zu Berührungen zwischen Rom und Tokio geführt. Die Aus- 
weisung deutscher katholischer Missionare aus Japan ist zwar 
nicht, wie vor kurzem ein süddeutsches Blatt schrieb, durch 
Rom verhindert worden, da Japan überhaupt keine deutschen 
Missionare ausgewiesen hat. Wohl aber hat die Notwendig- 
keit, die kirchlichen Verhältnisse auf den neubesetzten 
Karolinen und Marianen zu regeln, ebenso die in Korea und 
der Mandschurei, zur Schaffung einer apostolischen Delegatur 
in Tokio geführt. Wie sehr die japanische Regierung die 
Tätigkeit gerade katholischer Missionare zu schätzen wisse, 
hat vor kurzem der Generalgouverneur von Korea zum Aus- 
druck gebracht, dessen untergebene Beamte immer wieder 
über das Verhalten angelsächsischer evangelischer Missionare 
in Korea Klage führen. Die „Germania“ nimmt an, daß der 
Besuch des Kronprinzen in Rom eine dauernde diplomatische 
Vertretung vorbereitet habe. Kurz nach dem Kronprinzen- 
besuch in Rom hat dann in Japan der erste Kongreß der japa- 
nischen Katholiken stattgefunden, deren Zahl bei dieser Ge- 
legenheit auf 170000 einschließlich fast 300 Priester fest- 
gestellt wurde. 

Daß dem Deutschtum die sich immer fester knüpfenden 
Beziehungen zwischen Tokio und Rom nur erwünscht sein 
können, lehrt ein Blick auf die argwöhnische und eifersüchtige 
Angst, mit der ihr Fortschreiten in der: französischen Presse 
verfolgt wird. In der Tat hat die katholische Kirche in den 
letzten Jahren eine ganze Anzahl französischer Arbeiter in 
Japan durch deutsche ersetzt und ferner zahlreiche neue 
deutsche Hilfskräfte nach Japan gesandt.‘ Während Japan 
das Stiefkind der deutschen evangelischen Mission geblieben 
ist — zum Teil infolge der Engherzigkeit des Evangelisch- . 
Protestantischen Missionsvereins in Weimar —, hat allein im 
Juni dieses Jahres die eine Franziskanermission zwei Männer 
und drei Frauen aus den Klöstern Frauenberg bei Fulda und 
Thuine bei Osnabrück nach Japan geschickt. Diese Franzis- 
kanermission in Nord-Japan ist 1915 als selbständiges 
Missionsgebiet im Rang einer Apostolischen Präfektur von 
der Diözese Hakodate abgetrennt worden und hat 1916 eine 
eigene Zeitschrift „Komyo“ (Licht) herausgegeben, deren 
Verlag die Zentrale für die Preß-Arbeit der Franziskaner in 
Japan geworden ist und schon eine ganze Reihe Flugblätter, 
Broschüren und Bücher veröffentlicht hat. Ferner hat die 
Ordensleitung der Jesuiten die Arbeit in Japan in die „Inter- 
essensphäre“ der deutschen Patres eingereiht, deren mehrere 
zu Mittel- und Tlochschulprofessoren ausgebildete, aus Indien 
ausgewiesen, nun die Arbeit in Japan aufgenommen haben. 
Die apostolischen Präfekturen Niigata, Sapporo und Shikoku 
sind deutschen Missionaren übergeben worden. In Korea ist 
zu zwei von den Parisern verwalteten apostolischen Vikariaten 
1920 ein drittes hinzugetreten, das den bayerischen 
Benediktinern von St. Ottilien anvertraut worden ist. Auf 
die zalılreichen deutschen Katholiken, die an der katholischen 
Universität in Tokio und im japanischen Schuldienst tätig 
sind, kann hier nur flüchtig hingewiesen werden. Die Arbeit 
auf den Karolinen ist allerdings vor kurzem spanischen 
Jesuiten anvertraut worden. Alles in allem aber stellt das 
Erstarken der katholischen Arbeit in Japan eine bedeutende 
Zunahme der deutschen Arbeitskräfte dar, und es wäre kein 
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kleiner Gewinn aus der Leidenszeit der letzten Jahre, wenn 


die katholische Kirche dem Deutschtum künftig wieder wie im. 


Mittelalter bei seinem Vordringen nach Osten, die Fahne 


vorantragen würde. 
Japan und Deutschland. 


Auch die unmittelbaren Beziehungen zwischen Deutsch- 


land und Japan scheinen sich im allgemeinen weiter freundlich 
entwickeln zu wollen, wie es von Sachkennern oft für die Zeit 
vorausgesagt wurde, in der Deutschland in Ostasien sich auf 
kulturelle und wirtschaftliche Arbeit beschränken und jeden 
Anschein einer dem falschen englischen Vorbild nachahmen- 
Ueber die Frage der 
deutschen Kriegsentschädigungen hat die japanische Presse 
auch weiter in einem für Deutschland günstigen Sinn be- 
richtet, der ja aber nur dem gesunden Menschenverstand und 
dem Vorteil aller Länder außer dem auf wahnsinnige 
Hegemoniebestrebungen ausgehenden Frankreich entspricht. 
Von einem Erfolg der deutschen Bemühungen aber, mit Japan 
wieder zu einem Handelsvertrag auf der Grundlage der Meist- 
begünstigung zu gelangen, läßt sich noch nichts Abschließen- 
des berichten. Auf der andern Seite enthält die japanische 
Presse mancherlei Berichte, unter anderm aus Niederländisch- 
Indien, wonach der deutsche Handel stetig das im Weltkrieg 


den Prestigepolitik vermeiden würde. 


verlorene Gelände wiedererlangt und den japanischen Handel 


aus Gebieten wieder zurückdrängt, in denen er während des 


Krieges die Alleinherrschaft erlangt hatte. Und vielfach sind 
die Blätter sachlich genug, zuzugestehen, daß dieser Erfolg 
auf der Ueberlegenheit der deutschen Leistungen und der 
Minderwertigkeit der in überstürzter Profitgier liederlich her- 


gestellten japanischen Waren beruhe, und ihre Landsleute auf 


das Lernen von dem’ musterhaften deutschen Vorbild hinzu- 
weisen. Aus solchen Erwägungen heraus und unter Äus- 
nutzung der gegenwärtigen deutschen Währungs- und Wirt- 
schaftsverhältnisse hat ja in letzter Zeit das japanische Er- 
werbsleben zahlreiche Deutsche in seinen Dienst gezogen, so 
daß die Zahl der in Japan arbeitenden Deutschen jetzt wesent- 
lich größer sein dürfte als vor dem Kriege. So erfreulich das 
ist, müssen doch Deutsche dringend davor gewarnt werden, 
von hier aus in japanische Dienste zu treten, che sie sich sorg- 
fältıg über das Verhältnis zwischen deutscher und japanischer 
Währung und über die gegenwärtige Kaufkraft des Yen unter- 
richtet haben; denn das Leben in Japan ist jetzt bedeutend 
teurer geworden als vor dem Kriege und unvergleichlich 
teurer als das in Deutschland. Für die erfreuliche Stimmung des 
japanischen Volkes gegen Deutschland zeugen auch die immer 
noch fortgehenden Sammlungen für deutsche Kinder und für 
dıe notleidende deutsche Wissenschaft. In dieser Hinsicht ist 
neu zu melden, daß die Lehrer und Schüler der staatlichen 
Ersten FHlochschule ın Tokio unter Führung von Professor 
Maruyama eine Sammlung für die Studentenhilfe der Uni- 
versität Berlin veranstaltet und dieser den Betrag von 360 Yen 
(etwa 10000 Mark) zugeführt haben. Im gleichen Sinn hat 
die in Tokio erscheinende Monatsschrift „Die Deutsche 
Sprache“ letztlin eine Sondernummer herausgegeben, deren 
/weck es ist, für die deutsche Studentenhilfe zu werben. Die 
bereits erwähnte Sammlung der Professoren Irisawa, Tashiro, 
Yamaya usw. für die medizinischen Fakultäten der Uni- 
versitäten Deutschlands hat den Betrag von 40000 Mark 
ergeben, der dem deutschen Botschafter in Tokio übergeben 
worden ist. Ferner meldet die „Jiji“, daß eine Vereinigung 
japanischer Kinder in Tokio Sammlungen für die in Not ge- 
ratenen deutschen Schulkinder begonnen hat, wobei für jedes 
sich beteiligrende japanische Schulkind der Mindestbetrag auf 
l Yen festgesetzt worden ist. Das peinliche Gefühl, das 
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neben der dankbaren Freude über diese freundliche Stim- 
mung des japanischen Volkes den Deutschen angesichts 
dieser Sammlungen überkommen muß, wird freilich 
durch die Erwägung gelindert, daß Deutschland auf 
diesem Wege tropfenweise einen Teil von dem zurüc- 
empfängt, was der japanische Staat eimerweise dem deutschen 
Volk geraubt hat, in Gestalt von verschleuderten Liqui- 
dationen, beschlagnahmten Patenten und von Kriegsentschädi- 
gungen, durch die sich Japan für die auf Kosten Deutschlands 
eingeheimsten gewaltigen Kriegsgewinne schadlos halten will. 
Erfreulich sind auch einzelne Stimmen in der japanischen 
Presse und in Deutschland weilender Japaner in der deutschen 
Presse, die darauf hinweisen, daß das in Ostasien isolierte 
Japan und das in Europa isolierte Deutschland in Zukunft not- 
wendig zusammengehen müßten, wie vor kurzem ein Aufsatz 
des „Yorozu“ und im „Bayrischen Kurier“ von dem 
Professor des Staatsrechts an der Universität Kyoto, 
Ichimura, der sich längere Zeit in ‚München und 
einige Tage in Berlin aufgehalten hat. Solche Er- 
wägungen hätte Japan anstellen müssen, ehe es sich ent- 
schloß, den Ausbruch des Weltkrieges durch seinen Beitritt 
zur Entente möglich zu machen. Jetzt ist dem Deutschen 
Reich für absehbare Zeit jede weiter ausschauende Weltpolitik 
unmöglich gemacht, es ist aus einem Subjekt zu einem Objekt 
der Weltpolitik geworden, und die Gegensätze zwischen den 
verschiedenen Mächtegruppen pflegen jetzt auf Deutschlands 
Rücken ausgefochten zu werden. So erwartet das deutsche 
Volk auch von der gegenwärtigen anscheinenden Annäherung 
Japans an die Vereinigten Staaten für sich keine weitere 
Wirkung, als daß sie die Beziehungen Englands und Frank- 
reichs zum Nachteil Deutschlands enger gestaltet, wie sich 
unter anderem demnächst in der Entscheidung über Ober- 
schlesien erweisen wird. , 


Das deutsche Vermögen in Japan. 


Ueber das deutsche Vermögen in japanischen Gebien 
schreibt die „Chuo” in einer erst jetzt hier eingetroffen 
Meldung yon Ende Juni wie folgt: Die Werte, die das Bureä! 
für Verwaltung feindlichen Vermögens bis zum Ende April er- 
mittelt hatte, verteilen sich wie folgt: Kanagawaken Yu 
10 030 700 (die anderen 22 Ken werden nicht angegeben): Tsint- 
tau Yen 9241 000. Formosa Yen 5716000, Korea Yen 1910 WW. 
Südsee Yen 1132000. Der Gesamtbetrag beläuft sich auf Yı" 
32595000. (Diese Zahlen würden rechnerisch für Altjapan iü 
ganzen Yen 14596 00 ergeben. Der ÜUebers.) Die Beträge unter Yen 
JO 000 und die darüber hinausgehenden Beträge. die zur Häitte 
zurückgegeben sind, betrasen über 10 Millionen. Der Ret- 
betrag, der sich in Händen Japans befindet (Verkaufserlöse, eır- 
gezogene Forderungen etc.) beläuft sich auf 24 Millionen. Dar- 
unter sind noch zu verrechnen und herauszugeben 11 Millionen. 
so daß schließlich nur noch Yen 13700000 nachbleiben. Di: 
vor der Sonderkommission anhäneigen Fälle von Schaders- 
anmeldungen seitens Japaner, welche durch  Regieruns- 
handlungen oder sonstwie im Kriege deutscherseits geschädist 
worden sind, belaufen sich auf mehr als 1000. Der Gesamt- 
betrag beläuft sich, im großen wesprochen, auf Yen 13 700 (kl, 
also den oben genannten Restbetrag des liquidierten Vermoach 
In Tsingtau bleiben noch 37 Grundstücke zu liquidieren. I 
Durchschnitt kommen dort auf 1000 ym Grund 100 qm B.ı- 
näche für die darauistehenden Häuser. Diese Immobilien so irn 
am °. Juli verauktioniert werden. Damit ist dann die Liyn.de 
tion in Tsingtau abgeschlossen. Es bleiben dann noch üb 
Yap, Angaur, Yaluit, wovon Yap nicht erledigt werden kam. 
che nicht die Kabeliraxue mit Amerika bereinigt ist. 

. Japan und die Washington Konferenz. Der japanisch 
Ministerpräsident Hara hat einem Vertreter der United Prel” 
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gegenüber erklärt, daß die Regierung sich freue, daß ihr durch 
die Konferenz (ielegenheit geboten sei, Japans Stellung vor 
aller Welt zu rechtfertigen und zu zeigen, wie sehr es mit 
dem neuen deniokratischen Weltgeist sympathisiere, Er sei 
davon überzeugt, daß die Konferenz nicht nur die guten Be- 
ziehungen zwischen Amerika und Japan vertiefen. sondern daß 
sie auch freundschaftliche Gefühle der anderen Völker für 
Japan erzielen werde. 

Die japanischen Zeitungen selbst schenken nach wie vor 
der bevorstehenden Konferenz ihr besonderes Interesse. Ganz 
Japan ist dieserhalb in zwei Lager geteilt und es macht sich eine 
xewisse Krisenstimmung bemerkbar. Ein Teil der Blätter er- 
klärt, Japans Schicksal stehe auf dem Spiele und die Konferenz 
könne eine Isolierung des Landes hervorrufen. So sagt die 
weitverbreitete „Asahi‘, daß die Einladung zur Konierenz gerade 
in dem Augenblick kam, als Japan durch die Verhandlungen 
über die Erneuerung des englisch-japanischen Bündnisses völlig 
allein dastand. 

Rüstungsverminderungen in Japan. Aus Anlaß der bevor- 
stehenden Konferenz in Washington wird in japanischen mili- 
tärischen und zivilen Kreisen die Möglichkeit einer Rüstungs- 
verminderung lebhaft besprochen. Man ist der Meinung. daß 
Japan mit einem Schiffsverhältnis von 2 zu 3 amerikanischen 
und 4 englischen zufrieden sein könne. Die amerikanische Flotte 


m Wirtschaftliche Nachrichfen 


China. 


Wirtschaftliche Würdigung der Mandschurei. 
Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyhoefier. 

Die Mandschurei gehörte bis vor etwa 15 oder 20 Jahren 
zu den sogenannten Außenländern Chinas. Durch den Bau 
der ibirischen und ostchinesischen Bahn und dadurch, daß auf 
ihrem Gebiete die Gegensätze zwischen Rußland und Japan 
zusammenstießen, lag es im Interesse Chinas, dieselbe enger 
an sich zu knüpfen. Sie erhielt daher eine Provinzialver- 
lassung; an ihre Spitze wurde ein Generalgouverneur gesetzt, 
eine Stellung, die augenblicklich der wohl mächtigste Mann 
Chinas Chang Tso-lin einnimmt; drei Gouverneure stehen an 
der Spitze der drei Provinzen Kirin, Fengtien und Hei lung 
klang. 

Da die Mandschurei cine ungeahnt günstige wirtschaftliche 
Entwicklung hinter sich hat und fast unbegrenzte wirtschaft- 
liche Möglichkeiten für die Zukunft bietet, dürfte eine kurze 


Würdigung ihrer Bedeutung für den Welthandel am 
Platze sein: 
Geographisches: Die Mandschurei wird im 


Norden umfaßt von der Fernöstlichen Republik; im Süd- 
osten grenzt sie an Korea, im Westen an die Mongolei. Ihre 
Südspitze ragt hinein in den Golf von Petschili und ist japa- 
nisches Pachtgrebiet. 

Sie ist im großen und ganzen ein Gebirgsland: zwei 
sroße Bergrücken durchziehen das Land von Süden nach 
Norden: der große Chingan, dicht an der Nordwestgrenze 
und der Tschang pai schan nahe der Südosterenze. Aus 
diesen Rücken erheben sich Spitzen von 900 bis 1800 m über 
dem Meeresspiegel; einige steigen bis zur Höhe von 2500 m 
empor. Diese beiden eroßen Bergzüge sind im Norden 
verbunden durch den kleinen Chingan und senden gegen- 
einander Querrierel aus, die sich nach der Mitte verflachen, 
so daß die Mandschurci im Norden, Nordwesten und Süd- 
osten hohe Bergrücken aufweist, zwischen denen eine große 
Ebene liegt, welche sich nach Südwesten öffnet und den frucht- 
barsten Teil des Landes darstellt. 
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habe für den Fall eines Krieges gegen Japan einen Weg von 
mehr als 5000 Seemeilen zurückzuleeen und zu sichern und 
miisse dalter mindestens doppelt so stark als die japanische sein, 
um die letztere mit Aussicht auf Erfolg angreifen zu können. 
Werm freilich die amerikanischen Befestigungen auf Guam und 
Manila zu erstklassigen Festungen aussebaut würden, ficle der 
Vorteil der Entfernung für Japan fort und dann müsse Japans 
rlotte mindestens doppelt so stark sein als die feindliche; alles 
hänge somit von Amerikas Haltung in der Befestigungsfrage ab. 
Die Sachverständigen sind sich doch darüber einig, daß die 
Größe der Flotte letzten Endes von der Finanzlage des Landes 
und von dem Zustand der bestehenden Werften abhängig ist. 

Vielfach wird auch die endliche Verminderung des Land- 
lıeeres verlangt, das jetzt 21 Divisionen umfaßt und auf 25 ge- 
bracht werden sollte. Hierfür wird geltend gemacht, daß die 
Aufrechterhaltung eines so starken Heeres nach dem Zusammen- 
bruch Rußlands vollkommen zwecklos geworden sei. Lediglich 
um die Pläne der Militärpartei, die an der jetzigen schlechten 
politischen Lage schuld sei, aufrecht zu erhalten und um die 
vielen überflüssigen Oifiziere unterzubringen, dürfe man dem 
Land nicht die hohen Kosten für die Unterhaltung des Heeres 
aufibürden. Aus diesen. Gründen wird gefordert, nicht nur die 
Erweiterungspläne fallen zu lassen, sondern die Stärke auf 15, 
evtl. sogar auf 10 Divisionen herabzusetzen. 


Die bergigen Teile sind reich an Holz und Minen; be- 
sonders Kohle wird gefördert, während zwischen den Berg- 
rücken die Flüsse der Ebene zuströmen, natürliche Verbin- 
dungen herstellend und den guten Boden der Flachländer 
und der Täler für die Landwirtschaft befruchtend. Die be- 
deutendsten dieser Flüsse sind Amur, Sungari, Ussuri, Tjumen, 
Yalu und Liao-lıo. Der größte derselben, der Amur, ist 
schon in Heft Nr. 14 der „Ostasiatischen Rundschau“ be- 
schrieben worden. Die ‚wichtigsten im Innern sind der Sun- 
gari und Nonni: der erstere entspringt auf dem Tschang pai 
schan, fließt in nordwestlicher Richiung an Kirin vorbei ind 
vereint sich mit dem aus dem Norden vom eroßen Chingan 
kommenden Nonni bei dem Dorfe Petuna, oberhalb von 
Harbin. In nordöstlicher Richtung fließt er dem Amur zu, 
in den er sich etwa 200 km oberhalb Habarowsk ergießt. Er 
ist etwa die Hälfte des Jahres gefroren und nur in der Zeit 
von Mitte April bis Ende Oktober befahrbar. Von der Mün- 
dung in den Amur stromaufwärts ist er rund 1700 km schiff- 
bar. Der Liao-no entspringt in dem Herzen der Mongolei, 
befruchtet die Südmandschurei und mündet in den Golf von 
Petschili. Er ist rund 650 km schiffbar. 


Klima: Der 45. Grad nördlicher Breite, der in Europa 
die Mündung der Donau und des Po trifft, schneidet in der 
Mandschurei etwa den Zusammenfluß des Sungari und Nonni. 
Das Klima ist kontinental mit kurzem Frühling und Herbst, 
nur in der Gegend der Südküste beeinflußt durch die warme 
Strömung des Meeres. Hlier sind auch die eisfreien Häfen 
von Dalny und Port Arthur; alle anderen sind in der Regel 
sechs Monate des Jahres zugefroren. Der kälteste Teil ist das 
Gebiet des Großen Chingan, wo das Quecksilber oft auf 
minus 500C fällt. Je weiter man nach Süden kommt, desto 
erträglicher wird naturgemäß die Temperatur. Folgende 
kleine Tabelle zeiet die Durchschnittszahlen in dem kältesten 
und wärmsten Monat an verschiedenen Orten: 


Harbin Changchun Fengtien Yingkou P. Arthır 
Juli + 21,29C, -+232°C. +247°C. +24,1°C. +223°C. 
Januar —22,6°C. —154°C. — 12,0°C,— 810C..— 41°C. 
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Bevölkerung: Nach den neuesten Quellen schwankt 
die Einwohnerzahl zwischen 8 500 000 und 16000 000. Die 
Ureinwohner, die Mandschus, zählen zu dem tungusischen 
Zweige der Ural-Altaischen Völkerfamilie und haben lange 
Zeit den von Süden vordringenden Chinesen widerstanden. 
In den letzten Jahrzehnten hat die chinesische Regierung eine 
großzügige Ansiedlungspolitik getrieben, so daß heutzutage 
der größte Teil der viel zu geringen Bevölkerungszahl von 
Chinesen gebildet wird. Wie wir weiter unten sehen werden, 
ist die Bevölkerung bei weitem nicht zahlreich genug, um 
den reichen Boden landwirtschaftlich und bergmännisch voll 
und ganz auszunutzen. Beide Rassen habeh sich gemischt. 
Reine Mandschus findet man nur noch in dem nördlichsten 
Teile der Sungari-Ebene und am Ussuri, ungefähr ein Zehntel 
der ganzen Bevölkerung ausmachend. 

Von anderen Völkern leben in der Mandschurei eine 
kleine Zahl von Mongolen, wandernde Nomaden, viele 
Japaner und von der weißen Rasse namentlich Russen. Das 
Land ist am dichtesten bevölkert am Sungari und Liao-ho. 

Ueber die Größe des Landes und der Bevölkerung mögen 


zwei, nicht unerheblich voneinander abweichende Quellen 
sprechen: | 
Größe Bevölkerungs- Bevölkerungs- 
in qkm zahl zahl pro qkm 
Nach Peking Leader . . 580800 8 500 000 14,6 
Nach d japanischen „Official 
gunde to Eastern Asia“ . 568 960 15 834 000 27,8 
Verkehrsverhältnisse: Straßen in unserem 


Sinne gibt es in der Mandschurei nicht, ausgenommen in der 
nächsten Umgebung einiger großer Städte. Aus diesem 
Grunde ist es außerordentlich schwierig, zeitraubend und 
kostspielig, die Erzeugnisse der Landwirtschaft und des Berg- 
baus zu verwerten. Seit alter Zeit bilden daher die Flüsse 
die Hauptverkehrsadern des Landes. 

Wie überall in China, so hat auch hier der Eisen- 
bahnbau wenigstens einen Teil des Landes dem Weltver- 
k-hr nähergerückt. 

. An Eisenbahnensindinder Mandschu- 
reı vorhanden: 

l. Die Nordchinesische Bahn von Mukden über Hsin 
mintun nach Shanhaikuan und weiter nach Tientsin/Peking, 

2. die südmandschurische Eisenbahn Dalny/Port Arthur 
über Mukden nach Changchun, 

3. Verbindungsbahn der beiden voısrenannten Linien von 
Kupantze nach Taschichiao über Niutschuang, 

4. die Mukden—Antung Bahn mit Anschluß nach Japan 
über Soeul—Fusan, 

5. die Strecke Mukden-—-Fushan nach den nordöstlich 
von Mukden gelerenen Bergswerken, 

6. die chinesische Ostbahn von Mancdischuria nach Pogra- 
nitschnaja über Harbin, mit der südlichen Abzweigung 
IHarbin—Changchun mit Zweigbahn von letzterem Ort nach 
Kirın. (Anm.: Die Strecke Harbin —Chanechun nebst Zweig- 
bahn Changchun—Kirin ist durch Vertrag auch an Japan 
eelallen.) 

I. Projektiert und teilweise schon im Bau sind 
tolwrende Strecken: 

1. Die Japaner haben im Jahre 1016 die Konzession 
für vier wichtige Strecken erhalten: 

a) von Changchun nach Taonanfu 
240 km lanır, 

b) von Ssepingkai an der südmandschurischen Bahn über 
Uhengchiatun nach Taonanfu, 385 km lang, 
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c) von Kaiyüan an der südmandschurischen Bahn über 
Hailung nach Kirin, | 

d) von Jehol nach Tao nan fu. Die Verbindung zwischen 
Jehol und Peking wollen die Chinesen herstellen. 

Mit dem Bau der Linie Ssepinghai—Taonanfu ist 
schon lange begonnen worden, und zwar mit dem 85 km 
langen Stück Ssepingkai—Chengchiatun. Den Bau hat 
die Südmandschurische Eisenbahn-Gesellschaft übernommen. 
das Kapital gibt die Yokohama Specie Bank. Die Kontrolle 
der Bahn hat Japan inne, der erste Ingenieur und der Ge- 
schäftsführer sind Japaner. Die Strecke führt durch einen 
blühenden Teil der Südmandschurei und endet vorläufig in 
einem der wichtigsten Märkte der Ostmongolei, Chengchia- 
tun, von wo jährlich allein 700 000 hl Getreide ausgeführt 
werden. 

An zweiter Stelle soll mit dem Bau der Strecke Kai- 


yüan—Hailung begonnen werden, die durch eine ähnliche . 


fruchtbare Gegend führt. 

Die Aussichten für die beiden anderen Bahnen sind nicht 
so günstig. 

2. Die Verlängerung der Strecke Changchun—Kirin über 
letzteren Ort nach Osten bis an die Küste und an dieser ent- 
lang nach Süden, Anschluß findend an die bereits vorhandene 
koreanische Linie Gensan—Soeul. ; 

3. Die Russen haben 1916 die Konzession zum Bau der 
Bahn Tzitzikar—Mergan—Aigun am Amur gegenüber von 
Blagoweschtschensk erhalten. 


Autiorstung In China mit besonderer 
Berücksichtigung Tsingtaus als Lehrbeispiei. 


Von C. Schwenkenbecher. 


Treffend schildert der vor einiger Zeit verstorbene Forst 
rat M. Haß, der Schöpfer der Aufforstungen im früheren 
deutschen Schutzgebiet Kiautschou, den Zustand und die Be 
schaffenheit des Landes, als die Deutschen im Jahre 1807. % 
davon Besitz nahmen, in einem Bericht an die heimische Re 
gıerung vom Jahre 1912. Er sagt: „Die der Forstwirtschait 
gestellte Aufgabe war, die Umgebung Tsingtaus aufzuforsten. 


um weitere Bodenabschwemmungen zu verhüten, die Ver- 


sandung des zukünftigen Hafens und der Rhede zu ver 
hindern, den landschaftlichen Charakter Tsingtaus zu heben 
und die Umgebung sanitär einwandfrei zu machen. Als 
Material wurde überwiesen durch chinesische Mißwirtschaft 
entwaldete Berge, entkleidet jeglichen Graswuchses, das als 
Brennmaterial notwendig gebraucht wurde. Dieser Raubbau 
hatte nach Entiernung der schützenden Grasdecke die Folıre- 
erscheinung, daß durch die heftigen Niederschläge die Reste 
der Bodenkrume abgeschwemmt wurden und felsige Klippen 
in bizarren Formen durch die scheinbare Unmöglichkeit ihrer 
Aufforstung die Technik des Forstmannes geradezu heraus- 
iorderte. Rechnet man die Schwierigkeiten, die die Un- 
kenntnis der chinesischen Sprache und des Volkscharakters 
boten, den absoluten Mangel an Lehrmaterial einheimischtr 
Bäume, und die langen Dürrperioden hinzu, so ergab sıch 
ein nicht gerade lockendes Bild.“ 

| Auf welche Weise man damals deutscherseits an die De- 
wältigung der gestellten großen Aufgabe herangıng, sell 
weiter unten geschildert werden. 

Jeder Kenner Ostasiens wird bestätigen können, daß dır 
vorstehend wiedergegebene Charaktericsierung Tsingtaus und 
scner Umgebung zur Zeit der Besitzergreifung durch 
Deutschland heute noch immer auf den weitaus größten Teil 
des chinesischen Riesenreiches zutrifft. Nur wenige Gebiete 
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Chinas, in denen der Waldbestand eine urwaldähnliche Form 
angenommen hat, wie zum Beispiel am Yalu, Sungari und 
einigen anderen großen Flüssen der Mandschurei, sind der 
Vernichtung ihrer Wälder entgangen, freilich nicht zufolge 
Schonung durch die Chinesen, sondern dadurch, weil diese 
Gebiete von jeher schr spärlich bevölkert waren und die Ur- 
einwohner, die Mandschus, als Hirtenvolk mit den Wäldern 
nichts anzufangen wußten, auch wohl mehr Liebe zur Natur 
hatten, als die materiell gesinnten Chinesen. Auch in Süd- 
westchina, dort wo die Reste der ursprünglichen Einwohner 
Chinas, die Lolo, Miaodse und andere Stäinme hausen und 
diem Vordringen der Chinesen von jeher zähesten Widerstand 
entgegengesetzt haben, finden sich noch Reste des chemaligen 
Waldreichtums des Landes. Ohne jeden Zweifel waren große 
Teile Chinas ursprünglich mit Wald bedeckt, doch gingen die 
aus dem waldlosen Tarimbecken eindringenden, ackerbau- 
treibenden Chinesen, denen das Verständnis und die Liebe zu 
den Wäldern abging und denen nur an der Gewinnung von 
Ackerland gelegen war, rücksichtslos mit Feuer und Axt 
wegen die Wälder vor. An den Folgen dieser Sünden der 
Väter haben deren Kinder und Nachkommen seit vielen Jahren 
schon zu tragen. 

„Kein Land der Erde hat heute Aufforstungen so dringend 
nötig wie China,“ sagt Forstrat M. Haß in seinem oben be- 
reits erwähnten Bericht und fährt dann fort: „Absolutester 
Holzmangel hemmt jeden industriellen Aufschwung. Berg- 
werk und Eisenbahn, Telephon und Telegraph und viele 
andere Betriebe müssen ihr Holzmaterial aus dem Auslande 
beziehen. Nackte Bergzüge lassen den Regen ungehemmt 
abfließen und verheerend wirken, der größte Teil der Flüsse 
führt nur während der Regenzeit Wasser, um sonst als Sand- 
fluß das billige Wassertransport- und Kraftmittel illusorisch 
zu machen. Die wenigen großen wasserführenden Ströme 
aber, auf deren Wasserzufuhr kein Schutzwald verteilend 
wirkt, zerstören jährlich große Werte und vernichten unge- 
zählte Menschenleben. So überschwemmte der Huangho 1886 
bei seinem Versuch, wieder südwärts zu dringen — 1851/53 
hhatte er seine Mündung volle 450 km nordwärts verlegt — 
50 000 qkm dicht bevölkertes und hoch kultiviertes Land und 
brachte nach chinesischen Berichten 7 Millionen — nach ver- 
bürgten Nachrichten mindestens 2 Millionen — Menschen den 
Tod. Dem im deutschen Schutzgebiet gelungenen Beispiel 
einer Wiederbewaldung mit allen Segnungen für Berge und 
Tiefland und dem Gewinne auf volkswirtschaftlichen Gebiet 
können sich die Chinesen auf die Dauer nicht verschließen.” 
Daß diese Voraussage des Herrn Haß schon nach kurzer Zeit 
in Erfüllung gehen sollte, werden wir im weiteren Verlauf 
dieses Artikels sehen. 

Da die später in den verschiedensten Teilen Chinas ein- 
setzende Aufforstungsarbeit mit den durch die jeweiligen 
l.andesverhältnisse gegebenen Abweichungen sich streng an 
das Tsingtauer Vorbild gehalten hat, können wir uns darauf 
beschränken, das Tsingtauer Verfahren in kurzen Strichen, 
soweit es der beschränkte Raum zuläßt, zu skizzieren. 


Mit der Beilpicke, statt mit l!acke und Spaten, mußte 
man an die Arbeit gehen. Die Erde für die Pflanzlöcher 
mußte aus den Tälern und den tiefen Ravinen der Wildbäche 
Erde zu verhindern und das Wasser langsam abfließen zu 
um dadurch ein weiteres Zutalschwemmen der verwitternden 
bergauf getragen werden, um dadurch ein weiteres Zutal- 
schwemmen der verwitternden Erde zu verhindern und das 
Wasser langsam abfließen zu lassen. Die Steine und Fels- 
brocken wurden zu Dämmen aufgeschichte, der Gestaltung der 
Berge folgend. An Stellen, wo verwitterter Granit zu Tage trat, 
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wurde während der Regenzeit ein Netzwerk von Rasenstücken 
gelegt, damit sich die angeschwemmte Erde dahinter an- 
sammeln konnte und so allmählich genügend Humus ge- 
bunden wurde, um dann nach einigen Jahren Anpflanzungen 
beginnen zu können. Um dem Wassermangel abzuhelien, 
war die Anlage zahlreicher kleiner Staubecken nötig, die den 
doppelten Zweck als Wasserreservoir und zum Festhalten der 
abgeschwemmten Erde dienten. Während der langen Dürr- 
perioden vor Einsetzen der Regenzeit mußten die Hundert- 
tausende der jungen Pflanzen regelmäßig aus diesen Stau- 
weihern begossen werden. Hand in Hand damit wurden 


zahlreiche Versuche für die für China bzw. Schantung ge- 


eignetsten Baum- und Pflanzenarten gemacht. Es mögen 
etwa 600 verschiedene Versuche mit Material aus Australien, 
Amerika, Europa und Asien im Laufe der Tsingtauer Forst- 
geschichte gemacht worden sein. Was in den ersten Jahren 
sehr hindernd auf die Entwicklung einwirkte, dann aber für 
das Schutzgebiet überwunden war und sich leider zum 
Schaden großer Bestände während der Belagerung Tsingtaus 
und in der darauf folgenden gesetzlosen Zeit wieder recht 
fühlbar machte, war die Gleichgültigkeit und das Mißtrauen 
der Bevölkerung gegen die neuen Unternehmungen, die oft zu 
direkten Feindseligkeiten ausarteten und böswillige Zer- 
störungen, Brandschaden, Diebstähle zur Gewinnung von 
Brennmaterial usw. zeitigten. Gleiche Erfahrungen hat man 
später überall dort gemacht, wo Aufforstungen in China 
unternommen wurden, und um dem die Spitze abzubrechen 
und gleichzeitig der Bevölkerung Liebe zu Baum und Strauch 
einzuflößen und weitere Volkskreise zu interessieren, hat die 
Regierung im Jahre 1915 durch die gesetzliche Einführung 
eines „Baumtages“ als Volksfeiertag der Angelegenheit einen 
patriotischen Anstrich gegeben. Die Einführung dieses Tages 
fand im genannten Jahre dadurch statt, daß der damalige 
Ackerbauminister Tschang-tschien im Auftrage der Regierung 
auf dem Purpurhügel bei Nanking mehrere „Gedächtnis- 
bäume“ pflanzte im Beisein der ausländischen Konsularver- 
tretungen, der Provinzialbehörden und Schulen und einer 
eroßen Volksmenge. Eine gleiche Feier fand wenige Tage 
später am 6. April durch den stellvertretenden Ackerbau- 
minister auf den westlichen Bergen bei Peking statt. In dem 
amtlichen Erlaß heißt es, daß die Bevölkerung am „Baumtag“ 
hinausziehen solle, um zur Erinnerung an die Ereignisse des 
verflossenen Jahres Bäume zu pflanzen, durch die die späteren 
Geschlechter an ihre Vorfahren erinnert werden sollten. 


Im Jahre 1912 konnte der Leiter des Forstamts in Tsingtau 
der heimischen Regierung melden, daß das Werk der Auf- 
forstung des Schutzgebictes im großen und ganzen als be- 
endet angesehen werden könne, wenistens so weit die weitere 
Umgebung Tsingtaus in Frage käme. Freilich war noch nicht 
alles Beabsichtigte voll und ganz erreicht, besonders im Öden 
Lauschangebirge blieb noch viel Kleinarbeit übrig. Die zu 
Ende 1907 unter regelmäßige Forstkultur genommene Fläche 
des Schutzgebietes belief sich auf etwa 1800 Ilektar, ohne 
Einrechnung des 80 Hektar großen Forst- und Versuchs- 
gartens und der durch Gemeinden und Einzelbesitzer unter 
Aufsicht des Forstamts freiwillig in Angriff genommenen Auf- 
forstungsarbeiten. Damals konnte Forstrat Haß berichten: 
„Das Werk ist gelungen, die nackten Felsen sind wieder grün, 
binden das Wasser und brechen die Kraft der Sandstürme. 
Dichte Grasnarbe schützt vor weiteren Abschwemmungen. 
Die aufgeforsteten Flächen in der Ebene erinnern schon an 
deutschen Wald. Die Durchforstungen haben eingesetzt, der 
Brennholzbedarf der Kolonie kann gedeckt werden und die 
Verkäufe von Grubenholz haben begonnen.“ 
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Als Holzarten wurden verwendet in erster Linie an 
Nadelhölzern die japanische weißknospige Kiefer und ver- 
schiedene Lärchenarten, daneben, soweit der Boden das zu- 
ließ, Cryptomerien und Thuja, an Laubhölzern Akazien, 
Erlen, Eichen, Ulmen, Platanen und andere. Für den Groß- 
betrieb kamen Akazien und Erlen in erster Linie in Frage. Die 
Akazie ist derjenige Baum, der für Aufforstungszwecke in 
China der bei weiten geeignetste und dankbarste ist. Sie ist 
fast mit jedem Boden zufrieden, wächst ganz außerordentlich 
schnell und gibt schon nach wenigen Jahren gute Erträge. 
Ihr Holz ist für Stiele aller Art sehr geeignet, ebenso für 
Modelle in Formereien und Gießereien; in Bergwerken wird 
es gern als Stempel verwendet und die Zweige dienen als 
Faschinen im Bergwerksbetrieb und als Brennholz. Aehn- 
liche Vorzüge besitzt die Erle, bei der noch der Vorteil hinzu- 
kommt, daß sie mit Vorliebe in den wasserführenden Gräben 
entlang der Eisenbahnlinien wächst und durch ihre zahl- 
reichen Wurzeln Abspülungen der Dämme verhindert. Beide 
Bäume, an erster Stelle die Akazie, haben Tsingtau in Ost- 
asien bekannt gemacht und von hier aus ihren Siegeszug 
durch ganz Ostasien über Korea und Japan hinaus hoch nach 
Norden und nach dem Süden hinunter bis nach Indo-China 
angetreten. Viele Millionen Akazienpflanzen sind im Laufe 
weniger Jahre von Tsingtau nach allen Himmelrichtungen 
gegangen und die Menge des ausgeführten Akaziensamens 
zu Anzuchtzwecken erreicht viele Hunderte von Zentner. So 
müßten z. B. nach der Menge des vom Forstamt in Tsingtau 
im Jahre 1910 verwendeten und abgegebenen Samens zu 
schließen etwa 150 Millionen Akazienpflanzen gezogen 
worden sein, ungerechnet der großen Mengen, die von 
anderer Seite, wie z. B. durch die Schantung-Eisenbahn und 
Schantung-Bergbau-Gesellschaften aus direkt bezogenen oder 
aus deren Forstflächen gewonnenen Sämereien, erzogen 
wurden. Damit kommen wir auf die Aufforstungen in der 
Provinz Schantung, die eine unmittelbare Folge des durch 
Tsingtau gegebenen Beispiels sind, zu sprechen. Die beiden 
Eisenbahn- und Bergbau-Gesellschaften besaßen entlang den 
Eisenbahnlinien bzw. in der Umgebung ihrer Anlagen große, 
viele Hektar umfassende Flächen, die nutzbringend verwendet 
werden sollten. Alles Holz für den Eisenbahn- und Berg- 
werksbetrieb mußte von außerhalb eingeführt werden und 
der Bedarf war ständig sehr groß. Die Bahndämme litten 
häufig bei den heftigen Regengüssen durch Abspülungen und 
Dammbrüche waren nicht selten. So geschah es doch bald 
nach Fertigstellung der Peking—Hankou-Bahn, daß dort 
infolge wolkenbruchartiger Regengüsse etwa 120 km der un- 
befestigten Dämme vernichtet wurden. Was lag also näher, 
als Dämme und brachliegende Flächen entlang den Bahn- 
linien in Schantung aufzuforsten, und damit den doppelten 
Zweck der Dammsicherung und Gewinnung ‚von Nutz- 
Gruben- und Brennholz zu erreichen. Es wurde ein Auf- 
forstungsplan entworfen, der innerhalb von 5 Jahren die An- 
pflanzung von 20 Millionen Akazien und 5 Millionen Erlen, 
Fichen und Platanen vorsah und auch durchführte Die 
leitung lae in den Fländen der Beamten des Forstamts, 
während die Arbeiten selbst von den im Forstamt in Tsingtau 
auseebildeten europäischen und chinesischen Angestellten der 
Kisenbahn- und Bergbau-Gesellschaft ausgeführt wurden. So 
waren beide Gesellschaften bereits vor Kriegsausbruch in 
der Lage, einen großen Teil ihres Holzbedaris aus eigenen 
Beständen zu decken und auch das zweite Ziel, Schutz der 
Dämme gegen Hochwasser, war durchaus erreicht. So hatten 
che Chinesen tagtäglich das beste Beispiel vor Augen und es 
konnte nicht ausbleiben, daß die Behörden Schantungs sich 
lebhaft für die Aufforstung der öden Berge nach Tsingtauer 


Muster zu interessieren begannen. Es würde zu weit führen, 
die nun einsetzenden Arbeiten in der Provinz Schantung und 
bald auch in anderen Provinzen im einzelnen zu beschreiben. 
Sthantung folgte bezüglich Aufforstungsplan, Ausbildung 
seiner Beamten, Anlage .von Pflanzgärten und Stationen, 
Unterhaltung der Aufforstungsflächen ganz dem durch die 
Schantung-Eisenbahn gegebenen Muster und unterstellte seine 
Anlagen der Kontrolle durch das Forstamt in Tsingtau. Die 
Tientsin—Pokou-Bahn, besonders auf der deutschen Nord- 
strecke, hatte großzügige Aufforstung nach dem Beispiel der 
Schantung-Eisenbahn, von der eine größere Reihe von 
europäischen und chinesischen Beamten nach dort über- 
getreten waren, in die Wege geileitet. Die Aufforstung 
des großen Geländes der Ching-Hsing-Minen war bis zum 
Jahre 1913 durch chinesische Forstbeamte unter Aufsicht 
Tsingtaus vollendet. Die Kaiping-Kohlengruben hatten 
einige Jahre vor Kriegsausbruch einen deutschen Förster des 
Tsingtauer Forstamtes und eine Reihe in Tsingtau ausge- 
bildeter Chinesen angestellt, um näch: einem vom Forstamt: 
aufgestellten Plane ein großzügiges Aufforstungswerk in die 
Wege zu leiten mit der Absicht, sich vom Holzimport frei 
zu machen. Seit 1908 wurden dort jährlich etwa 80 ha Oed- 
land aufgeforstet. Die Firma Mitsui u. Co. hatte 1913 den 
Plan gefaßt, umfangreiche Aufforstungen brachliegender 
Landstrecken in Korea im Umfange von etwa 80 000 ha vor- 
zunehmen und Verhandlungen mit dem Forstamt in Tsingiau 
wegen Unterstützung durch Rat und Tat angeknüpft. Selbst 
nach Britisch-Nord-Borneo war der Ruhm Tsingtaus ak 
Musterbeispiel fachmännischer Aufforstung und gründlicher 
Forstwirtschaft gedrungen, denn das dortige englische 
Gouvernement hatte im Frühjahr 1913 durch einen Bevoll 
mächtigten Verhandlungen angeknüpft wegen Ueberlassun 
eines deutschen Beamten des Forstamtes für die dortige 
Wälder, .doch konnte dem Wunsche des englischen Gouvern 
ments wegen Personalmangel noch nicht entsprochen werd® 

So hat sich trotz innerer Wirren und Kriegsnöten & 
Gedanke, daß eine Wiederaufforstung Chinas im Inter 
des Landes notwendig und geeignet ist, dem Volke neue & 
werbsquellen und bessere Lebensbedingungen zu schaffe. 
immer mehr Bahn gebrochen. Die Schulen suchen erzieherisc 
auf die heranwachsende Jugend einzuwirken, indem di: 
höheren Schulen Forstkunde in ihren Lehrplan aufgenomm 
haben. Ueberall in den Provinzen sind zahlreiche neue Forst 
gärten zur Anzucht des Pflanzmaterials entstanden. Die Ver 
waltungen der Staatsbahnen sind besonders rege bei Anlart 
neuer Aufforstungsflächen entlang den Eisenbahnlinien; Pre 
vinzial-, Kreis und Ortsbehörden sind eifrig bemüht, gut: 
Arbeit zu leisten. Die schon vor dem Kriege in Nanking &* 
serichtete Provinzial-Forstanstalt der Provinz Kiangsu, di: 
mit Tsingtau in regem Austausch der beiderseitigen Eriah- 
rungen stand und von dort große Pflanzenmengen für ihre 
Versuchsstationen bezog, ist 1916 bedeutend erweitert worde? 
und gilt als Musteranstalt für den Süden. An der Spitze der 
Entwicklung im Jahre 1920 steht Schantung, das als erste Pre 
vinz Chinas einen regelrechten Forstdienst eingerichtet hat. 
Man geht nicht fehl, wenn man annimmt, daß China im Jahr 
1920 etwa 1/4 Million Dollar für Aufforstungszwecke aufge 
wendet, rund 30 Millionen junge Bäume auf 66000 Licktat 
Land verpflanzt und etwa 100 Millionen Forstpflanzen at: 
Samen in gegen 1000 Baumschulen gezogen hat. Diese Zalıle? 


mögen im Vergleich zu anderen Ländern klein erscheinen. 


aber man darf nicht vergessen, wie jungen Datums nech dv 
Bestrebungen in China sınd. 

Als ein besonders glücklicher Gedanke zur ErreichutZ 
des von der Regierung erstrebten Zieles hinsichtlich der A 


forstung hat sich in der Tat die Einführung des oben er- 
wähnten „Baumtages“ als nationaler Feiertag erwiesen. Die 
volkstümliche Feier desselben hat sich in kurzer Zeit ver- 
breitet, besonders unter der Schuljugend, die nach empfäng- 
licher Jugendart und mit Begeisterung an die Pflanzung und 
Pflege der von zahlreichen Gemeinden eingerichteten Schul- 
Baumgärten herangegangen ist und durch den zwischen den 
einzelnen Schulen entbrannten Wettstreit bei der Pflege ihrer 
Schützlinge anspornend auf die Gemeindeglieder selbst ein- 
wirkt. 

. Aus finanziellen Gründen hat die Regierung bisher not- 
gedrungen sich damit abfinden müssen, durch Ermunterung 
und Aufklärung auf das Volk einzuwirken und nur soweit wie 
irgend möglich private Unternehmungen seitens einzelner 
Kreise, Ortschaften, Gesellschaften und Einzelpersonen zu 
unterstützen. Größere Forstbetriebe amtlichen Charakters, 
die bereits als etwas Fertiges angesprochen werden können, 
gibt es eigentlich erst zwei, nämlich das Provinzial-Forstamt 
in Tsinanfu, Provinz Schantung, und die Provinzial-Forst- 
station in Nanking, Provinz Kiangsu. Immerhin sind auch in 
den meisten anderen Provinzen vielversprechende Anfänge 
vorhanden, die weiter unten teilweise Erwähnung finden 
werden. Das Forstamt in Tsinanfu wurde im Jahre 1919/20 
mit 12 forsttechnisch gebildeten Beamten, 1 Oberförster und 
11 Förster, gebildet. In der erstjährigen Pflanzperiode des 
Jahres 1920 wurden 3 Forststationen und 3 Pflanzgärten ein- 
gerichtet und Vorbereitungen getroffen für die Einrichtung 
neuer Stationen in der Saatperiode des Jahres 1921. Gleich- 
zeitig wurden über 2000 Mou Brachland aufgeforstet und 
3000 Mou mit Sämlingen versehen. Alle Kosten werden von 
der Provinzialkasse getragen. 

Die Station ın Nanking steht unter Leitung eines in 
Amerika ausgebildeten chinesischen Beamten, dem zurzeit 
21 Förster zugeteilt sind. Die Station hat bis zum Sominer 
1920 etwas über 35000 Mou Oedland aufgeforstet, davon 
11000 Mou im Frühjahr 1920. Die Pflanzgärten bedecken 
eine Fläche von 400 Mou, auf denen im letzten Sommer mehr 
als 5 Millionen Bäumchen mit rund 80 verschiedenen Arten 
herangezogen wurden. Diese Station hat große Mengen 
Pflanzen an die einzelnen Kreise und Gemeinden zur Anlage 
eigener Baumschulen und zur Feier des „Baumtages“ abge- 
sreben. Neben der Hauptstation in Nanking werden zurzeit 
etwa 7—8 Nebenstationen unterhalten, deren Leiter alle forst- 
männisch vorgebildet sein müssen. Außer dem ständigen 
Personal sind regelmäßig eine größere Anzahl Forststudenten 
für praktischen und theoretischen Unterricht in Forstwirt- 
schaft anwesend. 

Die Provinzial-Baumschulen von Südchihli versorgten ım 
letzten Jalıre 40 Kreise der Provinz mit dem von den Inter- 
essenten angeforderten Pflanzmaterial. 

Die der Provinz Schensi gehörigen Baumschulen sind an- 
gewiesen, an jeden Grundbesitzer 50 Baumpilanzen und bis 
zu 5 Pfund Samen kostenfrei abzugeben, für weitere Mengen 
wird ein geringer Preis erhoben. Eine dieser Baumschulen 
hat im letzten Jahre rund 5 Millionen Pflanzen abgegeben. 
Chekiang hat eine Forstschule eingerichtet, welcher 2 große 
Baumschulen von je 60 Mou Umfang und etwa 25 kleinere 
Anlagen unterstehen; die jährliche Produktion dieser Provinz 
beläuft sich auf 10 Millionen junge Bäume. 

Kiangsi unterhält zwei große Musteranlagen, weiche im 
letzten Jahre etwa 3 Millionen Pflanzen erzeugten. Die 
stößte Pflanzschule befindet sich zurzeit in Yangchou in 
MNord-Kiangsu, die alljährlich fast 40 Millionen Bäume heran- 
zieht und verkauft; etwa die Hlälfite davon sind Kiefern. 
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So schen wir, daß in den letzten Jahren eine Bewegung 
in China um sich gegriffen hat, die zu den besten Hoffnungen 
berechtigt und die geeignet ist, unter fachmännischer Führung 
durch Zusammenfassung der jetzt noch nebeneinander 
arbeitenden Kräfte zum Wohle Chinas und seiner kommenden 
Generationen auszuschlagen. Wenn auch der Wunsch des 
eingangs erwähnten verstorbenen Forstrats M. Haß, daß 
„Isingtau unter deutscher Herrschaft immer der Mittelpunkt 
für alle Wiederbewaldungsbestrebungen in China bleiben 
möchte,“ nicht in dieser Form in Erfüllung gehen wird, so 
dürfen wir doch nach Lage der heutigen Verhältnisse hoffen, 
daß auch in Zukunft wieder Deutsche an diesem großen 
Werke zum Heile Chinas teilnehmen werden. | 


Pläne lür die neue Eisenbahnbrüde 
über den Gelben Fiuß. 


Schon seit langen Jahren erwies sich der Neubau einer 
Brücke über den Gelben Fluß für die Peking—Hankou-Bahn 
als notwendig, da die erste über den Gelben Fluß erbaute und 
1905 dem Verkehr übergebene sich sehr bald für den Verkehr 
und die allgemeine Sicherheit der Reisenden als unzulänglich 
erwies. Die Forderung nach einem Neubau wurde immer 
lauter, seitdem die Nürnberg-Augsburger mit ihrer muster- 
gültigen Brücke bei Lokou (Tientsin—Pukou-Bahn) den Be- 
weis geliefert hatten, daß auch der Huangho trotz all seiner 
Tücken woHl zu meistern sei. Aber erst nach Beendigung 
des Weltkrieges konnte dem Plane nähergetreten werden. Von 
der chinesischen Regierung (Verkehrsministerium) einge- 
forderte Angebote wurden am 30. Juni in Peking öffentlich 
geöffnet. Die eingegangenen Pläne wurden zur näheren 
Prüfung eineın von der chinesischen Regierung besonders be- 
stellten Ausschuß sachverständiger Ingenieure und Eisenbahn- 
leuten überwiesen, der nach einionatlicher eingehender 
Prüfung Anfang August seine Entscheidung gefällt hat. 

Zur Ausführung bestimmt wurde der Entwurf ciner bel- 
gischen Gesellschaft, der Societ€ Belge pour l’'Exportation In- 
dustrielle, der auf 10 500 000 $ mex. veranschlagt ist. Einen 
Preis von 80 000 $ erhielt der Entwurf der französischen Com- 
pagnie Generale d’Extr&me Orient und einen solchen von 
25 000 $ der Entwurf einer anderen französischen Firma als 
zweit- und drittbeste der eingereichten Entwürfe. 

Da die Peking—Hankou-Bahn bekanntlich mit belgisch- 
französischem Kapital erbaut ist, noch heute unter dessen Ein- 
fluß steht, bei den chinesischen Bahnbauten auch die Liefe- 
rungen von rollendem und sonstigem Material in der Regel 
der Industrie des Kapitalstaates übertragen werden, so war 
eigentlich nicht anzunehmen, daß der Zuschlag für den Bau 
der Brücke einem nicht belgisch-französischen Konzern, etwa 
einer englisch-amerikanischen, geschweige denn einer deut- 
schen Firma erteilt werden würde, selbst wenn deren Ent- 
würfe nach Brauchbarkeit und Billigkeit die erste Stelle ein- 
genommen hätten. Wir bringen nachstehend, da nähere Mit- 
teilungen noch fehlen, eine Zusammenstellung der am Wett- 
bewerb beteiligten Firmen und der von ihnen abgegebenen 
Offerten: Ä 

Zur Ausführung wurde bestimmt der Entwurf der 
Societe Belge pour Ll’Exportation In- 
dustrielle, dessen Kostenanschlag mit 10 500 000 $ mex. 
angegeben wurde. 

Preisgekrönt wurde der Entwurf der französischen 
Compagnie Generale d’Extröme Orient mit 80 000 $ sowie der 
Entwurf einer anderen französischen Gesellschaft mit 25 000 $. 
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1: 


2, 
3. 


jan u bu 


g. 


10. 


11. 


13. 


14. 


12. 


16. 


. W. Deydier, Ire 


. Carlowitz & Co,, 


Die sonstigen Teilnehmer des Wettbewerbs waren: 


. Kai Cheng Engineering Co, Peking . j 
. M. Sidney Y. Jowell, Ban AU: 


Iintwurf A R 
EntwurffB . . 


. Lam, Glines & Co, General contractors, Schanghai 


und New York 


. Cleveland Bridge and Engineering a Ltd. 


in Darlington (England). .. 

William Forbes & Co. als Vertreter der ameri- 
kanischen Arthur Mc. Mullen Co. 
Minncapolis Steel and Machinery Co. 
Iintwurf A ee a 

2) B 

Societa Nazionale Della Offine di Savigliano ver- 
treten durch die italienische Handelsgesellschaft 
für den fernen Osten. : 

Etablissement Brossard et Mapin, 
Iintwurf I 
Variante Bela ee 

* I:ntwurf 11 nn a 
Varianle „ea. 8 2.3800 a 
Entwurf III. 

Varıante 


enlsin: 


St. Gervais (Seine): 
Entwurf 
Variante . 
Union d’E ntreprises Industrielles, Paris. 
(R. Th. Wagner — L. u. Y. Biro & Kurez in Wien) 
lab cmen DoydeciM M scmeider& Co, Fans 
I:ntwurf A ut an nee a a er ae 


> ee ED ET Her ne 
Compagnie Gencrale d’l:xtreme Orient, Paris: 
Entwurf A 
n B ee a 
Socicte d’Etude et de Construction, Societe Belge 
de Chemins de fer en Chine, Compagnie (iene- 
rale de Chemins de fer et de Tramways en 
Chine, Brüssel: 
ENEWURL SA 2 ne ae ee 
B . E % el 


und der ' 


Kostenanschlag 

Name (teilweise unklar wiedergegeben) $ mex. 
Die Ingenieur- und Baufirma M. Koran Sugahara, ’ 
Tokyo . . . an et 14 972 229,00 
The East Asia Co,, Ingenieurfirma in Dairen 9 736 333,80 

Die Yu Foong Industrial nn Ltd, ee 

Entwurf A A 8 927 083,44 
Variante 1). 8 198 693,44 
2 8 691 983,44 
EntwurfB . 10 149 245,99 
Variante 1). 9 230 995,99 
+. 2 9 742 555,99 
Entwurf C . 10 428 846,64 
Variante 1). 9 413 726,64 
ur. DI 9 962 786,64 
Entwurf D . 8 740 670,00 
Variante 1). 7 579 970,00 
Pe ) We i 8 336 250,00 
. Chung Hsi Engineering Office, Schancha; ; 23 018 347,93 


14 000 O00,UV 


8 709 454,50 
9 952 648,00 


9 804 187,20 
5165 232,79 


12 457 157,11 
13 369 720,00 
12 818 074,59 


8310 249,31 


10 846 682,00 
10 341 755,98 
10.350 472,57 
10 111 102,50 
9700 499,18 
9 504 502,31 


8 462 000,00 
9 250 000,00 


09331 268,05 


10 0385 669,18 
10 493 644,55 
10.690 344,25 
11 142 187,62 
10 507 152,22 


9299 184,31 
10 490 951,97 


14.902 844,52 
10 851 297,10 


Von deutscher Seile Hetäiliiion SR an dem Wettbewerb: 


Hugo Leu, Peking, als Vertreter der Firma 
H. Lehmann & Co., Düsseldorf, lediglich für die 
Lieferung der kEisen- und Metallkonstruktionen 

Schanghai als Vertreter der 

Friedrich Krupp A.G., Friedrich Wilhelmshütte 

und Firma Bilfinger in Mannheim: 


2601 427,19 


= 


Entwurf A . 2. 2 2 2 2 2220202020. 9481 944,0 
Variante . 840 914m 
Entwurf B 8 053 400,10 
Variante . 7 451 180,0 
Entwurf C 10 786 805,00 
Variante 9 440 525,0 
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Großfeuer in der früheren deutschen Konzession in Tientsin. 
Am Nachmittag des 12. Juli wütete ein heftiges Feuer n der 
Woodrow Wilson Street in der früheren deutschen Konzession 
in Tientsin, durch das ein ganzer Häuserblock, bestehend ars 
den Häusern No. 106, 108, 110 und 112, gänzlich vermchtet 
wurde. Die Ursache des Brandes soll ein schadhaites Ofenro:r 
gewesen sein. Aus den Brandberichten in der Lokalpresse ge.“ 
hervor, daß die ımter englischen Kommando stenende Feuer- 
wcehr vollkommen versagt hat: sie erschien so spät auf der 
Brandstelle, daß zwei Gebäude schon vollständig in sich zusam- 
mengebrochen waren, und als sie endlich soweit war, daB sie ar 
die Löschung der inzwischen von den Flammen ergriiiwne: 
nächsten beiden Häuser gehen konnte, stellte sich heraus, dä! 
kein Wasser vorhanden war. Die englische Motorspritze. avi 
die die Enzländer besonders stolz warea und Xern als ein Wür- 
der der Technik hinstellten. soll bei dieser Gelegenheit eine be- 
sonders klägliche Rolle gespielt haben. Die meist amerikanischen 
Bewohner der zerstörten Gebäude haben mit Hilie von Chine- 
sen nur einen kleinen Teil ihrer Habe retten können. 


Inbetriebnahme der Bahn Peking—Kalgan—Sui-yuan. De 
feierliche Eröffnung des Endstückes der Bahnlinie von Peek 
nach Sui-yuan über Kalgan und Tatungfu war auf den 1. Okivb:r 
dieses Jahres festgesetzt. Damit wäre endlich das vorliufiz: 
Fndziel der im Jahre 1905 begonnenen Bahnstrecke erreicht: ca 
Bahn ist ein rein chinesisches Unternehmen ohne Hinzuzichur: 
fremder Kapitalien und Ingenieure. Die Baırkosten sind aus cn 
UÜcberschüssen der chinesischen Staatsbahnen, vornehmlich d’ 
Peking--Mukden Bahn, aufeebracht worden. Sie soll nach ch- 
nesischen Wünschen und Plänen allmählich bis Kiachta weiter 
gebaut werden. 

Verlängerung der Bahnlinien Ssupingkai—Chengchiater. 
Die der chinesichen Rerierunze zchörire Ssupineckai—Cher 
chiatın Zweiglinie der Pekine—Mukden Hauptstrecke ist % 
Pai-ventala in der Mongolei verlängert worden. Die Strecke" 
von Chinesen und Japanern auf gemeinsame Rechnung veh:! 
worden. Sie ist etwa 120 kın Jane und man erwartet Jie m 
betriebnahme bis zum Endpunkt gexen Mitte November Jess 
Jahres. 

Die Arbeiterfrage in Shanghai. Die „North - China Di“ 
News” hat am 2. Aussust berichtet, dab ungelernte Arbeiter 
Shanehai für Erdarbeiten einen Tageslohn von einem Dir 
verlangt hätten. Ihre Forderung sei selbstverständlich ar- 
xelehnt. Das Blatt weist aber darauf hin, daß tatsächlich ex 
l.öline, nicht nur gestiegen sind. sondern auch weiter ste” 
was zum Teil auf die höheren Lebenskostem, zum Teil aber 
auch anf den Mangel an Arbeitskrätten zurückzuführen ist. Eiv 
Shanehai ein überwiegendes Iadustriezentrtum war was ce 
heute ist. lagen die Verhältnisse anders. Noch im Jahre PH 
kamen Kulis nach Shanghai, wo sie einen Tageslohn von 2 C 
erhielten . 1916 stieg dieser auf 32 Cts.. 1921 auf 41 Cts. Div 
Iöhne werden von Qiroßunternehmern, die Hunderte oder Tar- 
sende von Kıulis beschäftigen, bezahlt. Kleinere Unternehmer 
müssen noch höhere Löhne zahlen. Die Arbeiterschait ist si" 
über den Mangel an Arbeitskräften völlige klar und nutzt dr 
l.axe nach Möglichkeit aus. Der hohe Lebensunterhalt wurd di 
Schwierigkeit der Wohnungsbeschaffung haben Stamm 7 
lien Näachbarstädten in Verruf gebracht. Das vermindert du 
Zuzug von Arbeitern, während die Nachfrare infolge der Aur 
dehnungz der Industrien fortwährend wächst. Die Schwiericke:! 
der Wohnungsbeschaffung hat bisher nicht beseitist werde” 
können. Abhilfe in dieser Hinsicht würde nur eine Verb. 
rung der Verkehrsmittel ermöglichen: cine solche ist aber unit” 
den Verhältnissen, die sich aus den Hoheitsrechten der Nieder- 
lassung ergeben, so gut wie aussıchtslos, 
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Ueber SWO chinesische Arbeiter der British- 
American Tobacco Company in Shanghai sind in den 
Streik eingetreten. Nach der „Yi Shi pao” verlangen die 
Streiker Erhöhung ihres Lohnes, andere Vorleute, Abstellung 
schlechter und grausamer Belandlunı Lommzahlung am Sonn- 
abend und Sonntag, keinen Ausfall an Löhnen an Näationalfeier- 
tage.ı, Lohnzahlung während der Streiktage und die Unabsetz- 
harkeit der von ihnen gewählten Vertreter. Auf Betreiben der 
Compradors der Gesellschaft hat die Polizei scharfe Maß- 
nahmen gegen die Streiker errsriften und verschiedene verhaftet. 
Darauf haben die Streiker einen Aufrıf erlassen, in dem es uw. a. 
heißt: „Wir bringen alle mözlichen Opfer und arbeiten den 


ganzen Tax ohne Unterbrechung zum Vergnügen einiger 
weniger Kapitalisten.“ Der Aufruf schließt mit einem Appell 
an alle Chinesen, keine Zigaretten der Briish-Amzrican 


Tobacco Company zu kaırfen, bis diese ihren Arbeitern bessere 
Behandlung zugesichert hat. 


Marinemannschaften im Fischereibetrieb. Das chinesische 
Marineministeriwn hat in, Verbindung mit dem Finanzministe- 
rium einen Plan entworien, nach welchem ein Teil des Marine- 
personals im Fischereibetrieb beschäftigt werden soll, welches 
man dadurch gleichzeitig zur weiteren Entwicklung zu bringen 
l.offt. Die Marine leidet ständir unter Geldmangel und die 
Mannschaften haben zum groben Teil schon seit länxerer Zeit 
Soldanspriüche gestellt. Man will nach dem nenen Plan Sach- 
verständige anstellen, die die Mannschaften unterweisen sollen, 
{rd hat auch bereits in Chekiang und Kiangsu Fischerzischulen 
eröffnet. Durch den erwarteten Aufschwung des Handels und 
die spätere Erhöhung der Fischereiabgaben hofft inan nicht nur 
venug Geldmittel zur Unterhaltunz der Marine zu erhalten. son- 
dern auch Uecberschüsse an die Regierung abfiinren zu können. 

Mohnanbau und Handel mit narkotischen Drogen in China. 
Die patrivtisch zesinnte Presse Chinas hat seit etwa Jahresfrist 
wieder einen scharfen Feldzug eröffnet gegen das Wieder- 
aufieben des Anbaunes von Mohn zur Opiumgewinnung und den 
Handel mit Opium und anderen Betäubungsmitteln. Durch die 
(iesetzirebung der letzten Vorkriegsiahre war ınan auf dem 
besten Wege zur Ausrottung des, wie bekannt, in ganz China 
in allen Kreisen herrschenden Läasters des Opiumgenusses, und 
nachdem im Lande selbst der Anbau von Mohn, wenigstens SD- 


weit die Hand der Zentralregierung reichte und die Provinzial- 


xouverneure die Bestrebimgen unterstützten, fast ganz aui- 
zehört hatte, durfte man damit rechnen, daß die Einfuhr 
fremden Opiums und anderer Betäubungsmittel, wie Morphium, 
Kokain und ähnliches, in absehbarer Zeit verschwinden würde. 
Daß diese Bestrebungen zunichte gemacht worden sind und daß 
der Anbau von Mohn und der Verbranch von Betäubungsimnittein 
aller Art zurzeit fast größer ist als je zuvor, istein der Haupt- 
sache den jetzigen militärischen Machthabern in China zuzu- 
schreiben. Zwar haben erst kürzlich wieder die Regierungen in 
Peking und Canton auf die erlassenen Verbote hingewiesen, aber 
diese Verbote finden keine Beachtung, besonders, da eine An- 
zahl der höchsten Militär- und Zivilbeamten selbst starke 
Opiumraucher sind und die hohen Einnahmen aus dem Opiuim- 
handel nicht entbehren wollen, teils zu ihrer eigenen Be- 
reicherung, teiis um die großen Truppenmengen unterhalten zu 
können. In den Provinzen Schensi, Szechuan, Kweichou, 
Yinnan und Fukien wurde der Mohmanbau in den letzten Jahren 
besonders eifrig betrieben, aber auch andere Provinzen stehen 
nur wenig zurick. Bei der Eintreibung der Steuer gehen die 
Machthaber fast überall gleichmäßig vor. Es werden Anbar 
verbote erlassen, in denen gleichzeitig die Freikaufsumme für 
den Mou des mit Mohn bebauten Landes angegeben ist. So- 
bald die Pflanzen herangewachsen sind, erscheinen Militär- 
konmmandos, die sich von dem Vorhandensein der An- 
pflanzungen überzeugen und die Freikaufsumme einziehen oder 
auch mit den einzelnen Gemeinden ein besonderes Abkommen 
für eine gemeinsame Abfindung treffen. Reiche Grundbesitzer 
sind hierbei ein beliebtes Objekt der Auspressung. Sehr häufig 
kommt es vor, daß diese Militärkommandos trotz der ersten Ab- 
findung ein zweites Mal zur Zeit der Ernte erscheinen und sich 


.pach anderen Provinzen ausgeführt werden konnten. 


Jahre 
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gcewaltsaın für ihren eigenen Bedarf einen großen Teil der Ernte 
aneignen. Dabei gelt es selten ohne Gewalttätigkeiten ab, und 
zwischen den Soldaten und den Landleuten ist es häufix zu 
förmlichen Kämpfen gekommen. Die aus europäischen und 
chinesischen Quellen stammenden Berichte sagen, daß bei 
diesen Kämpfen zahlreiche Menschen erschossen worden sind, 
andere wurden gefoltert, in verschiedenen Fällen sind Bauern 
mit Petroleum übergossen und in Brand gesteckt worden, 
Frauen und Mädchen wurden fortgeschleppt und ganze Dörfer 
wurden verbrannt. Der Regierung in Peking sind diese Zu- 
stände aus den vielen Berichten und Protesten von seiten 
europäischer amtlichen und privaten Stellen wohl bekannt, doch 
sieht sie sich außerstande, dagegen einzuschreiten. Der 
(iouverneur Tang Chi-vao in Yünnan hat vor einiger Zeit ein 
Mohnanbau-Verbot erlassen, betreibt aber in seiner Hauptstadt 
auf eigene Rechnung ein großes Opiumhandelsgeschäft. Schensi 
erzeugte in den letzten Jahren soviel Opium, daß große Mengen 
Im Nord- 
osten und Norden des Reiches sind als besonders bekannt ec 
worden für den Anbau von Mohn auf ausgedehnten Flächen 
die Umzxeeend von Hochieniu in Chihli, Suiyüan und Jehol und 
entlang der Ufer des Sungari. Besonders ausgedehnt scheint 
«er Anbau in den südwestlichen Provinzen betrieben zu werden, 
und von dort findet Yangtse abwärts cin flotter Schmuxgel- 
handel statt. Durch die chinesischen Seezollämter wurden im 
1919 inskesamt 48575 Piund (englisch) einheimisches 
Opium beschlagnahmt und im vergangenen Jahre 96 627 Pfund, 
welche Mengen bestimmungsgemäß der Verbrennung veriielen. 

Da die Einfuhr von Opium nach China gesetzlich verboten 
ist und amtlicherseits keine diesbezüglichen Aufschreibimgen er- 
hältlich sind, so muß man sich aus den Berichten von Zeitungen. 
Missionen, Anti-Opium-Ciesellschaften und Reisenden darüber 
klar zu werden versuchen, und es ergibt sich die Tatsache, Jah 
der Schmupgzsel mit Opium nach China hinein in hoher Blüte steht 
und den Beteiligten große Gewinne bringt. Bereits in der 
letzten Nummer der „Ostasiatischen Rundschau” war auf den 
großen Opiumschmuggel iapanischer Kaufleute und Beaniten 
nach Kuantung hinein hingewiesen worden, und wenn man sich 


vergegenwärtigt, daß ciner der Hauptschuldigzen, Herr A. 
Nakano, Chef des Zivilverwaltungsamtes in Dalny, allein 


Yen 20650000 Bestechungsgelder erlialten haben soll und dal 
auber ihm cine ganze Reihe weiterer Personen angeklaxt sind, 
so kann man sich ungefähr ein Bild von dem Umfange des 
Schinuggelgeschäfts machen. Als Hauptniederlagen, bzw. Ein- 
fuhrhäfen für fremdes Opium, das nach China gelangt, sind 
Singapore, Honzkong, Macao, Dalny und seit der Besetzung 
durch die Japaner auch Tsingtau anzuschen. Die Einfuhr nach 
diesen unter fremder Verwaltung stehenden Häfen ist ja ge- 
stattet, und von ihmen aus findet das Opium seinen Weg aui 
unzähligen Schleichwegen ins Innere. Die Internationale Anti- 
()pium-Gesellschaft Konnte zahlenmäßig in einem im ver- 
vangenen Jahre erstatteten offiziellen Bericht nachweisen, daß 
45 % aller Einkünfte der Straits Settlements aus Opiumabgaben 
herrührten. Hongkong hat im Jahre 1919 insgesamt 1009 Kisten 
Opium eingeführt, davon 540 für Rechnung der Verwaltung, 
469 für Rechnung von Privatleuten. Da nur 469 Kisten nach 
Macao wiederausgeführt wurden, müßte der Eigenverbrauch 
Hongkongs 540 Kisten betragen haben, was unmöglich erscheint. 
Gleiches trifft für Macao zu, wobei für beide Plätze zu bedenken 
bleibt, daß außerdem viel geschmugzelte Ware hereinkommt 
Große Mengen Opium gehen auch entweder direkt von Indien 
oder über Singapore nach Japan. Da in diesem Lande die Ein- 
fuhr verboten ist, muß als ziemlich gewiß angenommen werden, 
daß die Ware aus den dortigen Zollfreihäfen nach der 
Mandschurei und nach Tsingtau wieder ausgeführt wird. So bce- 
richtet der „Japan Weekly Chronicle“ von Ende Februar dieses 
Jahres, daß bei einer Debatte im japanischen Repräsentanten- 
hause ceinirce Abgzordnete die regierungsseitig gemachte An- 
gabe, daß die Einnahmen aus Opiumabgaben im Pachtgebiet 
Kuantung Yen 1800000 im Rechnungsjahr ergeben hätten, da- 
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hin berichtigt haben, daß diese Abgaben tatsächlich Yen 4 842 700 
betragen hätten. Das Schmuggelgeschäft liegt zum großen Teil 
in japanischen Händen und muß den Beteiligten trotz der großen 
Unkosten und häufigen Verluste durch Wegnahme seitens der 
chinesischen Zollbehörden enorme Gewinne abwerfen. Vor 
etwa Jahresfrist wurde in der Nähe von Hankou ein japanischer 
Dampfer abgefaßt, der für mehr als Yen 1 Million Opium an 
Bord hatte, das dort gelandet werden sollte. Am 24. Februar 
wurden in Nordchina mehrere japanische Händler fest- 
genommen, bei denen man außer für etwa Yen 60000 Opium 
Briefe und Abrechnungen fand, aus denen hervorging, daß sie 
bereits für % Million Yen Opium nach China hineingebracht 
hatten. Die unter dem Namen „Südmandschurische Ackerbau- 
Gesellschaft‘ arbeitende japanische Firma soll in kurzer Zeit 
nach chinesischen Berichten Yen 3600000 am ungesetzlichen 
Opiumhandel verdient haben. 

Die seinerzeit durch gesetzliche Maßnahmen der Regierung 
und von seiten zahlreicher Organisationen eingeleitete Unter- 
drückung des Opiumliandels hatte ein starkes Anwachsen im 
Verbrauch von anderen Betäuhungsmitteln, wie Morphium, 
Kokain, Heroin und andere, im Gefolge. Das Opium konnte nur 
noch auf ungesetzliichem Wege und zu für den Durchschnitts- 
verbraucher unerschwinglichen Preisen erworben werden, ab- 
gesehen von der Gefahr, der der Raucher als Gesetzesübertreter 
ausgesetzt war. Die oben genannten Berauschungsmittel waren 
dagegen leicht erhältlich und übten, wie man bald herausfaud, 
die gleiche Wirkung aus. So darf es nicht wundernehmen, daß 
sich bald zahlreiche Händler dem gewinnbringenden Handel mit 
solchen Mitteln zuwandten. An der Spitze marschierten auch 
hier die Japaner. Es ist eine Tatsache, daß sich seit dem Ver- 
bot des Opiumhandels in China der Import von Kokain nach 
Japan verdreißigfacht hat und daß diese große Menge zum 
weitaus größten Teil wieder aus dem Lande geht. Nach einem 
Bericht der Internationalen Anti-Opium-Gesellschaft an das 
diplomatische Korps in Peking betrug die gesamte Einfuhr von 
Morphium nach Japan im Zeitraum von 1903—1907 3630 kg und 


im Zeitraum von 1915—1919 63000 kg. Japan fabriziert seinen 
eigenen Bedarf an diesem Artikel im Lande selbst, und so bleibt 
nur der Schluß übrig, daß die eingeführten Mengen wieder nach 
China ausgeführt werden. Nach amtlichen Angaben wurden in 
Jahre 1917 etwa 18000 kg Morphium nach China ausgeführt. 
Die vorgenannte Internationale Anti-Opium-Gesellschait hat 
lange Zeit hindurch versucht, den Spuren dieses Handels nach- 
zugehen und festgestellt, daß die nach China über Japan 
kommenden Mengen Morphium und Kokain vorzugsweise aus 
namhaften Fabriken Englands- und Nordamerikas stammen. 
Kürzlich wurden durch Zeitungsinserat von einer japanischen 
Firma Tokios neben großen Mengen Morphium auch 100 t 
Kokain zum Verkauf angeboten, welche, wie es heißt, aus alten 
Heeresbeständen Englands herrühren. 

Die mehrfach erwähnte Internationale Anti-Opium-Gesei- 
schaft in Peking hat durch ihre Vorstellungen bei den ver- 
schiedenen Regierungen erreicht, daB diese die Ausfuhr vos 
Betäubungsmitteln genannter Art zu anderen als medizinischen 
Zwecken stark eingeschränkt haben, bisher aber haben diese 
Einschränkungen wenig Erfolg gezeitigt, denn der Schmuggil 
ist zu gut organisiert und wirft so große Gewinne ab, um durch 
solche Maßnahmen abgeschreckt zu werden. Es wird be- 
hauptet, daß Hunderte japanischer Kleinhändier die Mittel in 
Form von Pillen und Einspritzungen in ganz China vertreiben, 
nachdem sic in zahllosen kleinen Betrieben in der Mandschurei, 
Shansi und Honan durch japanische, chinesische und russische 
Unternehmer zubereitet worden sind. Die in der lokalen Presse 
angepriesenen Heilmittel gegen allerlei Gebrechen und Krank- 
heiten sind zu einem schr großen Teil Decknamen für Pillen. 
denen eine der genannten Drogen beigemischt ist, und sie 
finden leider nur zu willige Abnehmer. 

Wie die Zustände heute in China sind, ist kaum zu hoiien, 
daß in absehbarer Zeit sich die Lage so ändern wird, daß mit 
einer Ausrottung des offenen und geheimen Handels mit Opiun. 
Morphium, Kokain und ähnlichen Drogen gerechnet werden 
könnte. C. Schwengenbecher. 
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; : Ostasiatenecke. : : 
EEE SEE ERROR OS EEE END 
Dr. Gerneroß und Familie beabsichtigten nach den 


letzten Nachrichten aus Schanschai, sich am 15. September nach 
beutschland einzuschifien, um nach einem Aufenthalt von zehn 
Jahren einen längst verdienten Urlaub in der Heimat zu ver- 
leben. : 

Der ehemalige Piarrer der deutschen Geineinde in Schanghai 
und vorher Vertreter des Pıiarrers Mueller am Findelhaus in 
Hongkong, Pastor von Probst, der in den letzten Jahren in 
Marienwalde in der Neumark tätig gewesen ist, ist als deutscher 
(ieistlicher nach Kapstadt berufen worden, wohin er am 
15. d. M. abreisen wird. 

In Hannover fand, veranstaltet von der Kestner-Gesell- 
schaft, Kürzlich eine schr schöne Ausstellung ost- 
asiatischer Kunstwerke statt. Unter den Ausstellern 
waren vor allem die Herren von Hanneken, von Puttkamer und 


Proiessor du Bois-Reymond vertreten. 
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Mitteilungen 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28311. 
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23. Ostasiaten-Abend. 


der Gasthausangestellten konnte der für 
Dounerstax, den 6 Oktober, anberaumte Öst- 
asiaten-Abend nicht stattfinden, da das 
Restaurant Rheingold gleich vielen anderen 
Gaststätten seine Räume geschlossen hatte. 
Der Streik hält auch bei Redaktionsschluß 
och an, so daß zurzeit noch kein Termin 


zenannt werden kann, andem der nächste Ost- 
asiaten-Abend stattfindet. Er wird, sobald 


es die Verhältnisse erlauben, nachgeholt 
werden. 

Deutsches Privateigentum in China. Im Ausführung 
des deutsch - chinesischen Vertrages wird demnächst mit 
der Rückgabe des deutschen Privateigentums in China 
bexonnen werden Da ein Teil der in Betracht kommen- 
den Eigentümer sich zurzeit in Europa aufhält und Ver- 


{reter in China nicht bestellt hat, fordert die deutsche Gesandt- 
schait in Peking die in Deutschland lebenden Interessenten auf 
unverzüglich emen gehörig bevollmächtigten Vertreter mit de 
Empfangnahme ihres Eigentums zu beauftragen. Zweckmäßig 
sind die Dienststellen in Schanghai, 'Tientsin und Hankau oder 
in Zweifelsfalle die Gesandtschaft unmittelbar von der Bevoll- 
mächtieung zu benachrichtigen. Bei einer Verzögerung werden 
sich die Konsularbehörden die Bestellung eines Vertreters für 
Rechnung und Gefahr des Eigentümers vorbehalten müssen. 


Spende chinesischer Studenten in Deutschland für die Ver- 
ıingzlückten von Oppau. Unter den in Deutschland studierenden 


Chinesen hat die „Vereinigung chinesischer Akademiker in 
Deutschland” eine Sammlınz zugunsten der durch das 
"xplosionsunglück in Oppau Geschädigten veranstaltet. Der 


Zrtrag dieser Sammlung beläuft sich auf 15 250 Mark, der dem 
ieneralseckretär des Verbandes durch den Vorstand der ge- 
‚annten Vereinisung am 4. Oktober überreicht wurde. Der 
‚erband hat nicht verichlt, der Vereinigung seinen Dank für 
iese Spende auszusprechen, die in gleicher Weise ein Ausdruck 


der Teilnahme an dem Unglück der durch die Explosions- 
katastrophe Geschädigten, wie ein Zeichen des Dankes der hier 
studierenden Chinesen für die ihnen in Deutschland gewährte 


Gastfreundschaft ist. 


„Vereinigung chinesischer Akademiker In Deutschland“. 
Unter den zahlreichen gegenwärtig in Berlin studierenden 
Chinesen hat sich eine Vereinigung gebildet, die sich in aller- 
erster Linie zur Aufgabe macht, ihre Mitglieder in bezug auf 
ihre Studien nach Kräften zu iördern. Der Verein wird regel- 
mäßige Zusammenkünfte abhalten, auf denen fachwissenschaft- 
liche Vorträge gehalten werden sollen, und er wird weiter in 
Verbindung mit dem Verbande für den Fernen Osten Führungen 
durch deutsche industrielle Unternehmungen und öffentliche Ein- 
richtungen veranstalten. Die Bildung der „Vereinigung chine- 
sischer Akademiker in Deutschland“ ist ein erfreuliches Zeichen 
für den ernsten Willen, mit dem die hier studierenden Chinesen 
ihrem Studium obliegen und sich die nötigen Kenntnisse er- 
werben, um später in ihrer Heimat zu Nutzen ihres chinesischen 
Volkes und Vaterlandes tätig sein zu können. Der Vorstand der 
Vereinigung setzt sich, wie folgt, zusammen: Vorsitzender ist 
Merr Direktor S. Tang, Charlottenburg, Englische Straße 26; 
Schriftführer: Herr Ch. Chung; Schatzmeister: Herr P. Wu; 
Beisitzer: Herr J. Peon und Herr C. W. Chou. 


Deutsche Vereinigung in Tsingtau. In der Deutschen Ver- 
einigzung in Tsingtau hat unlängst die Neuwahl des Vorstandes 
stattgefunden. Derselbe setzt sich aus folgenden Herren zu- 
sammen: C. Benck, Vorsitzender; Paul Fr. Richter, stellv. 
Vorsitzender; Ad. Krauß, Schriftführer; Otto Ritthausen, 
Kassenwart: F. Oster, Gemeindeangelegenheiten; E. Beykirch, 
Beisitzer: K. Böhm, Beisitzer. Da Herr Benck auf längere Zeit 
auf Heimatsurlaub gegangen ist, hat die Vereinigung gebeten, 
alle Korrespondenz für die Deutsche Vereinigung an den stell- 
vertretenden Vorsitzenden: Herrn Paul Fr. Richter, Shanghai- 
nachi No. 8, Tsingtau, zu richten. 


Gesuchte Adresse: Herr C. Fuchs, früher in chinesischen 
Diensten, letzte Anschrift Hittfeld bei Harburg, wird um die 
Mitteilung seiner gegenwärtigen Adresse an die Seseuältssiells, 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28 1, gebeten. | 


Adressennachweis. 


Angerstein, Max, Essen-West (Ruhr), Ehrenzeller Str. 82 IL 

Baist, Heinrich, Frankfurt a. Main, Börnerstr. 37. .. 
Bargholz, K., Harburg, Elbe, Karlstr. 32a. 

Gießbach {früher Grzeschik), Regierungsbaumeister, Berlin- Charlottenburg. 


Nonnendamm 5ilb. 
Goetze, Heinrich F., Landesfinanzamt Köln, Abtlg. für Zölle und Verbrauchs- 
steuern, Prüfungsstelle, Köln a. Rh., Gereonhaus. 


Hamann, Kurt, Stettin, Paradeplatz 23. 
Heinzel, Arthur W., z. Zt. Stralsund, Sarnowstr. 48. 
Herzfeld, Ernst, i. Fa.: Gebr. Herzfeld, G. m. b. H., Berlin W. 5. 


Rankestr. 28. 
Hildebrandt, 
Holm, Frau Maria, 


P., Berlin NW. 5, Perleberger Str. 2711. 
Berlin-Charlottenburg, Kaiserdamm_ 16 II. 
Korten, H. W., i. Fa.: J. G. Boltze, Salzmünde b. Halle a. d. Saale. 
Kozer, Erich, i. Fa.: C. Illies u. Co., Kobe (Japan), P. O. B. 144. 
Mollitor, H., Chefingenieur d. Shanghai Cement Works, Shanghai. 
Mothes, Albert, Gelsenkirchen, Dessauer Str. 11. 

Panny, Ignaz A., Hamburg 24, Immenhofstr. 61. 

Reitzig, Otto, Peking, 26 Ma-pi-tehang (China). 

Rettberg, G. O., Berlia W. 10, Dörnbergstr. 311. 

Rosatzin, Duisburg, Pulverweg 66. 

Steger, M., Mannesmannhaus, G. m. b. H., Westhoven b. Köln a. Rh. 
v. Studnitz, Dr. A., Regierungsrat, Berlin-Grunewald, Wißmannstr. 20. 
Wohlgemuth, Alex, Berlin W. 15, Fasanenstr. /66. 
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Mit 51 Bild- 
Kurt Wolif 


Otto Fischer: Chinesische Landschaftsmalerei. 
tafeln und 12 Bildwiedergaben im Text. 174 Seiten. 
Verlag, München 1921. 

Fs ist noch kein Menschenalter verflossen, seit man in 
Europa zu erkennen begann, daß, was man dort als ost- 
asiatische Kunstwerke zu betrachten gelernt hatte, sich in keiner 
Weise mit dem deckte, worin die Ostasiaten selbst die Meister- 
werke ihrer einheimischen Kunst erblicken. Seitdem hat es 
nicht an Versuchen gefehlt, in das Wesen dieser Meisterwerke 
tiefer einzudringen. 


Der Verfasser des vorliegenden Werkes hat eins der 
edelsten, bei der Spärlichkeit der zugänglichen Meisterwerke 
wohl auch der sprödesten Gebiete, das der chinesischen Land- 
schaftsmalerei, zum Vorwurf gewählt. Frei vom Europäcr- 
dünkel dem Asiaten gegenüber hat er mit liebevoller Versenkung 
in die Meisterwerke diese Kunst aus dem Gesamtkulturbild des 
chinesischen Reiches hervorgehoben und sie mit den Augen 
und dem Herzen des Asiaten zu schauen, zu empfinden und zu 
genießen gesucht. 


Das Werk ist außerordentlich klar und einfach gegliedert: 
I Voraussetzung, II. Entwicklung, IHM. Form, IV. Bedeutung. 


In der „Voraussetzung“ führt der Verfasser aus, daß die 
chinesische Malerei nicht aus dem Handwerk hervorgegangen 
ist, sie war in China eine Angelegenheit der Vornehmsten, 
Gebildetsten und Geistigsten aus der ganzen Nation. Die ganze 
chinesische Entwicklung strebt von der monumentalen (Wand- 
malere!) weg einer ausgesprochen intimen Kunst zu, und sie hat 
sich gerade in der Malerei die allerbezeichnetsten und ex- 
tremsten Formen intimer Kunst geschaffen. In Furooa ist das 
Bild immer ein Stück Wand echlichen. Die chinesischen Land- 
schaftsbilder. ob Fächerbild. Rollhild oder Bildrolle. sind nicht 
geschaffen, um dem Betrachter dauernd vor Augen zu stehen. 
sondern sie sind wie ein Buch, wie ein Gedicht, das man liest, 
für den Genuß bevorzugter Stunden bestimmt. 


In der .Entwicklune“ sieht F. die Entstehung der Land- 
schaftsmalerei. die in China bereits um die Mitte des ersten 
nachchristlichen Tahrhunderts vorhanden ist. in dem Zug arten 
ind Tebhaften Natureefühls, der auf die uralte reliejöse Natırr- 
verehrine zurickeeht. der man den Namen Universismus go- 
rchen hat. Die Anfänre der Landschaftsmialerei entwickelt er 
„us dem Bedürfnis der Ortsangabe in erzählenden Bildern und 
in der Landkarte. Die Urform scheint die endlos sich ent- 
wickelnde Bildrolle zu sein. Nach tastenden Verstehen hrinst 
die T’ang-Zeit das erofe Gelingen. Die großen Meister sind 
l.i Sse-hsün und sein Sohn, Wu Tao-tse und Wang Wei. der 
Dichter und Gelchrte. der auch als Urheber des monochromen 
Tuschbildes angesehen wird. Fr gilt seit altersher als der Vater 
der sogenannten Literaturmalerei und Beeründer der Südschule 
chen dem T.andschafter. Li Sse-hsün als Gründer der Nord- 
schule. Die Neuerung dieser Meister besteht wnhl darin. AR 
von ihnen unbedineter als zuvor das Landschaftsbild als der 
Ausdruck eines Seelenzustandes geschaffen wurde. Aus dieser 
Zeit ist nur‘ Weniges erhalten. 


Mit dem Verfall der glänzenden Kultur der T’ang-Zeit um! 
der Neueinigung im Süden unter der Sung-Dvnastie tritt anch 
eine Wandlung in der Malerei ein. Die T’ang-Zeit liebte die 
höchste Prachtentfaltung, während die Kultur der Sune zu einer 
strengen und vergeistirten, höchst bewußten Finfachheit zurück- 
strebte. Auch in der Malerei spricht diese Wandlung des Grund- 
gefühls deutlich sich aus. Die Kunst der Sung verzichtet 
fast ganz auf die Farbe und wird beherrscht von der reinen 
Tuschemälcrei, vom Monochrom. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr.Max Lind iftleiter: 
verantwortl.Schriltleiter: Dr.F.W.M ob 2 für die An es 


rn 


Auch für die Periode bedeutender Männer, welche die Land- 
schaftsmalerei der Sung begründet und eingeleitet haben, läüt 
uns die UÜcberlieferung beglaubigter Werke fast völlig im Stich, 
und wir sind auf die literarischen Quellen allein angewiesen. 
Um diese Zeit tritt uns neben dem Wandelbild der Rolle zun 
ersten Male das als an der Wand aufgehängte Bild gedachte 
Hochbild entgegen. Das 12. Jahrhundert sieht Kaisu Hui Tsun: 
als den größten Kunstmaler, den Gründer einer Kunstakademie 
und als ausübenden "Maler. Wenn die drei erhaltenen Lar!- 
schaften, die ihm zugeschrieben werden, tatsächlich von seiner 
Hand sind. so gehört er zu den größten chinesischen Meistern: 
sie sind Bilder eines Gefühls vielmehr als Abbildungen au:- 
gebreiteter Landschaft. Mit dem 13. Jahrhundert empfängt un: 
eine breite Fülle der Produktion: Werke von den Hauptmeister: 
Ma Yüan und Hsia Kuei, Gliedern der Nordschule, und ihrer 
Schüler sind in größerer Zahl noch vorhanden. Derselben Zeit 
gehört K’ianeg K’ai an, einer der größten aller Tuschemeister. 
der in figürlichen Vorwürfen mit ungehemmter Konzentration 
und innerster Bescelung des Pinsels in wenige Züge ds: 
quellende Leben gebracht hat. Mit der Yüan-Dynastie begin 
die Zeit eines Nachlebens all der früher geschaffenen geistiger 
Formen, die Zeit der chinesischen „Zivilisation“, die auch in de 
Malerei von einer ganz dem Geistigen und Transzendenten r:- 
gewandten Grundstimmung in cine gröbere materialistisch? 
Haltung umlenkt. Die Landschaftsmalerei, die nicht die ganz: 
Fülle der offenen Natur, sondern eine kleine aufzählbare Riih. 
von Grundthemen und Lieblingsvorwürfen ausgewählt hat, ‘© 
mit dem Ende der Sung auf dem Punkte angelangt, wo ii 
innerer Gehalt, ihre geistige Meinung ausgesprochen war. D: 
durch, daß die Kunst dieselben Vorwürfe immer weiter k- 
handelte, mußte eine gewisse Ausartung ins Künstliche an di 
Stelle der inneren Einheit treten. Mit der Ming-Dynastie schlie- 
lich gewinnt auch die Malerei einen kunstgewerblichen Anstris“ 


In dem Kapitel „Form“ bespricht F. der Reihe nach Bi’ 
und Fels, Berg und Wasser, Raum und Luft, Komposition. Pr 
sonders schwierig war das Kapital Raum und Luft zu behand:” 
in dem Stellung zu dem in Furopa weitverbreiteten Vorw:“ 
die chinesische Malerei kenne keine Perspektive, zu ne“ 
war. F. führt aus, daß für den Europäer und für den Chik 
der Raum etwas ganz Verschiedenes bedeutet. und daß d& 


der Malerei dieser beiden Kulturkreise am stärksten "- 
klarsten zum Ausdruck kommen mußte. Vor dem Sinn & 
Chinesen schwebt ruhend Flächenbild hinter Flächenh: 


zwischen ihnen gebreitet liegt wallend die unendliche Atr- 
sphäre. Nicht der Raum, sondern die Luft ist gemalt worce” 
und erst durch dieses Medium entsteht der Findruck e“:' 
räumlichen Tiefenerstreckung der Landschaft. 


Das letzte Kapitel „Bedeutung“ ist geteilt in Bild und Sch" 
die Eingebung. der Sinn der Landschaft. Der zur Verfü«”:! 
stehende Raum verbietet. auf die feinfühlenden Ausführun<:” 
einzugehen. Das Werk klingt aus in der Betrachtung des ı” 
alten Geheimniswortes „Tao“. Tao spricht auch im chin 
schen Kunstwerk, auch in der chinesischen Landschaft sich a 
Die großen Maler und Meister Chinas haben in ihren Bilder” 
die so voller Wirklichkeit und Naturfülle sind wie nur je 
abendländisches Werk, doch im Grunde nichts anderes 3“ 
gesprochen als das tiefe Urerlebnis ihrer ganzen Kultur. 1” 
das Urwort ihres ganzen Denkens und Schauens: eben dies T 
Himmels und der Erde, das auch das Tao des Menschen 


Die vorzüglichen Bildertafeln am Fnde des Buches au” 
eine Anzahl der erhaltenen Meisterwerke. Fast die Hälfte d- 
von ist auch in Orbis Pictus Band IV „Die chinesische Lan-- 
schaft“ wiedergegeben, eine Anzahl ebenso in dem auch ° 
diesem Jahr erschienenen Buch von Otto Kümmel „Die KU" 
Ostasiens“, ein äußeres Zeichen, wie wenige Meisterwerke 
halten, oder bis jetzt in Europa bekannt geworden sind. 
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BE Allgemeiner und politischer Teil 


China. 


Die dainesischen Hcere. 
Von €. Fink. | 


Es ist angesichts dei sich vorbereitenden großen Aus 


einandersetzung des Nordens und Südens Chinas von Inter- 


esse, sich über die Stärke der Truppen klar zu werden, die auf. 


beiden Seiten eingesetzt werden können. Unbedingt zuver- 
lässiges Material ist nicht vorhanden. Die Verhältnisse in 
China sind nach unseren Auffassungen so verworren, vor 


allem sind die Stärken der Einheiten sehr verschieden (nament- 
lich die der gemischten Brigaden), daß auch dadurch das. 


Bild ganz wesentlich verschwommen wird. Immerhin ist es 


möglich, wenigstens annähernd zu einer richtigen Erkenntnis | 


zu kommen, worüber die einzelnen Machthaber verfügen 
können, wenn man eine Trennungslinie zwischen den modern 
ausgerüsteten und ausgebildeten Truppen und den mehr oder 
weniger nur lose zusammengefaßten, schlecht disziplinierten 
und schlecht bewalfneten Truppen zieht; man kommt dann 
freilich zu überraschenden Ergebnissen. 


1. Nordchina. | 


Die Generale TsaoKun und Wu Pei-fu haben 7 Divi- 
sionen und 2 gemischte Brigaden, die in einer Gesamtstärke 
von 80000 Mann gut ausgerüstet und gut ausgebildet sind, 
deren Standorte aber über 4 Provinzen verteilt sind, wobei 
ein Teil von ihnen zurzeit sich noch in einer 5. Provinz 
befindet (Hupei). Es sind dies die 1. Division in Paotingfu 
(Chihli), die 2. in Wuchang (Hupei), die 3. in Honan, die 
, in Shiensi, die 8. in Hupei, die 9. in Peking, die 20. in 
Shensi, die 13. gemischte Brigade in Peking, die 16. gemischte 
Brigade in Shensi. 

General Chang Tso-lin hat 5 Divisionen gut aus- 
gerüsteter und ausgebildeter Truppen; die 27., 28., 29. (Hei- 
lungkiang), 30. (Kirin) und 31., die sämtlich in der Man- 
dschurei stehen. Dazu kommt aber noch eine sehr erhebliche 
Anzahl von einzelnen Bataillonen, die nicht fest zu größeren 
Verbänden zusammengefaßt sind; es handelt sich dabei aus- 
schließlich um Hunghutses. Die Gesamtstärke der Armee 
Chang Tsolins wird auf 300000 Mann angegeben. Wie 
weit auf diese Truppen unbedingter Verlaß ist, ist schwer 
zu sagen. Auf die beiden von seinem Sohn und einem 
Bruder in Fengtien befehligten Divisionen mag Chang 
rechnen können, andererseits kommen aus Heilungkiang und 
Kirin Meldungen, wonach viel Unzufriedenheit und Unzuver- 
lässigkeit unter den Offizieren wie Mannschaften bemerkt 
werden. 

_Jader Provinz Honan stehen an Provinzialtruppen 
3 Divisionen und 2 Brigaden, deren Stärke auf 50 000 Mann 
angegeben wird, die aber als wenig kampffähig gelten. 

In der Provinz Shantung gibt es 2 Divisionen 
= 3 Brigaden mit zusammen 40000 Mann, die sich aber 

isher als kampfunfähig erwiesen haben. 
2B DieProvinz Shan si verfügt über 3 Divisionen und 
und ‚gaden, etwa 60.000 Mann, die als sehr gut ausgebildet 
zeichnet worden. Aber darüber besteht kein Zweifel, daß 

se. Truppen mit der Regierung in Südchina sympathisieren 
nd nichts von Wu Pei-fu wissen wollen. 


in der Provinz Shensi befinden sich außer den 
Oben | 


bewaffnet gelten; sie sind wiederholt als Mustertruppe 


— 
rn 
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3 Divisionen und 2 Brigaden, insgesamt 60 000 Mann. Von 
ihnen ist dasselbe zu sagen, wie von den Provinzialtruppen 
von Shansi. 

In Hupeh verfügte der zurückgetretene Tutschün Wang 
Chan-yuan über 2 Divisionen und 5 Brigaden. Auf diese 
Truppen ist, wie die wiederholten Meutereien — es wird 
im ganzen von 50 Meutereien der letzten Zeit gesprochen — 
beweisen, keinerlei Verlaß. Ein Teil dieser Truppen ist in- . 
zwischen von Wu Pei-fu aufgelöst worden, andere Abtei- 
lungen haben die Provinz Hupei verlassen und zählen als ge- 
schlossene größere Verbände nicht mehr mit. 

Die Provinz Kiangsi hat 2 Divisionen und 2 Bri- 
gaden, die sich bereits als kampfunfähig erwiesen haben. 

Die Provinz Anhui unterhält 10 Brigaden mit zu- 
sammen 100000 Mann, die aber nur sehr geringen Kampfes- 
wert haben. | 

In der Provinz Kiangsu stehen 3 Divisionen und 
1 Brigade; auch sie gelten als durchaus minderwertig. 

Im besonderen MilitärbezirkSchanghai stehen 
1 Division und 2 Brigaden, die offen mit dem Süden sym- 


| pathisieren. 


Die Provinz Chekiang, die 3 Divisionen und 
2 Brigaden zählt, hat sich’ unabhängig erklärt und kommt 
daher für den Norden nicht mehr in Betracht. 

Die Provinz Fukien mit ihren 2 Divisionen und 
3 Brigaden steht bereits offen auf seiten des Südens. _ 

Die in nn KansuhundinSinkiang 
(Chinesisch-Turkestan) stehenden Truppen kommen für den 
Kampf zwischen Norden und Süden nicht in Frage und 
können hier außer Betracht gelassen : werden. 

Dasselbe gilt von der Inneren Mongolei, wo 
etwa 30000 Mann wenig kampffähige Truppen stehen. 


Il. Südchina. 


Die Provinz Kuangtung hat eine Armee von 5 Divi- 
sionen und 6 gemischten Brigaden (zusammen etwa 100 000 
‘ Mann), an deren Spitze als Kommandeur der letzthin viel- 

genannte Kriegsminister des Südens General Chen Chiung- 
"ming steht, sowie eine zweite Armee von 5 gemischten Bri- 
 gaden (zusammen 40000 Mann), an deren Spitze als Kom- 
mandeur der Chef des Generalstabs des Südens General 
Li Lieh-chun steht. 

Die Provinz Hunan hat 5 Divisionen mit 50 000 
Mann. 
Die Provinz Kueichou hat 2 Divisionen und 
1 Brigade mit zusammen 30 000 Mann. | 

Die Provinz Yünnan hat 6 Divisionen und 2 Bri- 
gaden mit zusammen 80 000 Mann. u 

Die Provinz Szechuan hat. 12 Divisionen mi 
120 000 Mann. | | 

Die Provinz Kuangsi, die jetzt kapituliert hat, 
hatte ein Heer von rund 50000 Mann. Wie weit auf die 
Kuangsi-Leute Verlaß für Kuangtung ist, läßt sich von hier 
zurzeit nicht übersehen. Ga Zr 

Der‘ Kampfeswert der Kuangtunger Truppen wird als 
vorzüglich geschildert; für diese Auffassung spricht zum 
mindesten auch 'ihr Siegeszug gegen die Truppen. von 
Kuangsi, die bis vor wenigen Monaten ganz Kuangtung.be- 
‚Setzt hielten. Ebenso, gelten die. Truppen von Yünnan und 


‘Schon erwähnten Truppen der Wu Pei-fuschen Armee |; Hunan als gut ausgebildet und gut bewaffnet. Für Kueichou 
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trifft das im selben Maße kaum zu, immerhin handelt es sich 
auch dort um kampferprobte Truppen. Als weniger belangreich 
sind dagegen die Truppen der Provinz Szechuan, trotz ihres 
anscheinend noch keineswegs zurückgeworfenen Vorstoßes 
gegen Ichang, anzusehen. 


Zusammengefaßt, 


ergibt sich danach für die anscheinend unmittelbar bevor- 
stehenden Kämpfe des: Nordens gegen den Süden folgendes. | 
Bild: 


Auf dem Papier stehen für den Norden rund 950000 Mann 
für den Süden rund 470000 Mann 
Von den Truppen des Nordens sind wirk- 
lich kampffähig, womit aber noch keines- 
wegs gesagt ist, daß sie restlos gegen 
den Süden eingesetzt werden a 
höchstens . . . . 120 000 Mann 
Als Mitläufer an wenig disziplinierten, zum 
Teil mangelhaft bewaffneten Truppen 
können im Norden angeblich noch auf- 
gebracht werden . -. . 2 2 2 ........480000 Mann 
Zusammen: 600.000 Mann 
Der Süden verfügt über eine Kerntruppe von 140000 Mann 
An gutausgerüsteten Truppen der Nord- 
armee, auf deren Abschwenken zum Süden 
unter Umständen gerechnet werden kann 250000 Mann 
An guten, zum Teil erprobten AN URDER 
des Südwestens und Hunans : 160 000 Mann 
An weniger ann Mitläufern aus 
Szechuan De ee 120 000 Mann 
Zusammen: 670000 Mann 


Zur Lage In China. In China ist alles anders gekommen, 
als man allgemein erwartet hatte. Aber alles ist noch im Fluß, 
und es läßt sich noch nicht übersehen, wie sich die Dinge end- 
gültig gestalten werden. Der Kampf des Nordens gegen den 
Süden ist mit dem Auftreten des Generals Wu Pei-fu in der 
Provinz Hupei in ein ganz neues Stadium getreten. Die 
Hoffnungen, die Jungchina, gestützt auf die Haltung, die Wu im 
vorigen Jahre nach Niederwerfung der Anfupartei eingenommen 
hatte, auf Wu gesetzt hatte, haben sich nicht erfüllt; er ist nicht 
mit fliegenden Fahnen in ihr Lager übergegangen. Aber auch 
in Peking sieht man die Entwicklung, die die Dinge im Yangtse- 
tal genommen haben, mit wenig Befriedigung an; Wu ist nie der 
Mann Chang Tso-lins gewesen, und er ist heute kaum noch der 
Mann Tsao Kuns. Wu hat sich anscheinend zwischen zwei 
Stühle gesetzt. Des Rätsels Lösung ist inzwischen durch Jie 
ostasiatische Presse gegangen. Am 3. September hatte Sun 
Yat-sen eine Konferenz der Führer der Knomintang sowie der 
Cantoner Truppen sowie der zum Süden haltenden Flotte in 
Canton veranstaitet. Bei dem den Beratungen folgenden Gast- 
mahl ergriff Wu Ting-fang das Wort: „Wu Pei-fu hat vor zwei 
Jahren $ 400000 von der Cantoner Regierung genommen, um 
gegen den Norden zu kämpien. Jetzt hat er $ 800000 von 
Peking genommen, um gegen den Süden zu kämpfen. Unsere 
Pilicht ist es, einen solchen Mann zu vernichten.” Wu hatte, 
als er nach dem Sturz Wang Chan-yuans in Hupei einrückte, 
von den Hunanern, die den nach Selbstverwaltung strebenden 
Hupeiern unter Chiang Tso-pin zur Hilte gekommen waren, ver- 
langt, daß sie Hupei räumten. Das hatte der Tutschün von 
Hunan Chao NHeng-ti abgelehnt. Es kam zum Kampf. Wu war 
der Stärkere; Chao und Chiang baten bald um Waffenstillstand, 
Aber die Verhandlungen zerschluwen sich; Wu nalhın den Kampf 
wieder auf Abermals wurden Chao und Chiang geschlagen. 
An Bord eines englischen Kanonenboots haben sich Wu und 


fu 
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Chao dann geeinigt. Chao unterwarf sich. Aber seine Hunancı 
Freunde erkannten das Abkommen nicht an. Ihrer Rache 
haben Chao Heng-ti und Chiang Tso-pin sich vorläufig durch 
Flucht entzogen. Inzwischen waren, wie schon gemeldeı, 
Szechuaner Truppen in Hupei eingerückt. Ihr Ziel sind Ichang 
und Shasi. Chao Heng-ti hatte zunächst Hilfe der Szechuaner 
abgelehnt. Darauf kämpften diese auf eigener Faust weiter. 
Nach anfänglichen Mißerfolgen drangen sie von neuem bis 
Ichang vor. Einen Versuch der fremden Konsuln, zwischen deı 
beiden Parteien zu vermitteln, lehnten die Szechuaner ab. In- 
zwischen haben sich Anzeichen dafür ergeben, daß Szechuan im 
Bund mit Canton steht. Die Cantonesen sind heute Herren von 
Kuangsi. Dort hat Sun Yat-sen seinen (in Deutschland ak 
Ingenieur ausgebildetenf Freund Ma Chün-wu als Gouverneur 
eingesetzt. Yünnan und Kueichou haben sich ebenso wie Szechuan 
zusammengeschlossen und stehen zu Canton. Fukien ist gleich- 
falls auf die Seite des Südens getreten, und auf Chekiang kann 
jedenfalls der Norden heute nicht mehr zählen. Das siegreich 
Vorgehen Wu Pei-fus in Hunan ist für Canton der Anlaß gi- 
worden, einen Vorstoß ins mittlere Yangtsetal zu beschließaı. 
In zwei Heeresabteilungen soll er erfolgen. Li Lieh-chun um 
Nsu Hsiang-chi führen die Armeen. Li rückt von Namyung, an 
Nordfluß gelegen, über den Meilinpaß in Kiangsi ein, Hsu sel! 
weiter westlich in Hunan eindringen. Wem das Waffenglück 
zuneigen wird, bleibt abzuwarten. Canton wie der Norden 
setzen ihre Kerntruppen ein. Hinter diesen stehen grok: 
Reserven, zum Teil kriegserprobte Divisionen. Jede Partei er- 
hebt den Anspruch, der stärkere zu sein. Manches spricht da- 
für, daß letzten Endes der Süden über mehr Truppen verfügen 
kann als der Norden; in einem besonderen Artikel sind Einze- 
heiten darüber mitgeteilt. Auffallend ist eine große Rührigk:i 
der Anfupartei, die, stets sich zur Demokratie bekennend, sic 
wieder auf der ganzen Linie regt. In der chinesischen Presw 
ist von Tang Chi-jui als dem wiederkommenden Mann die Rede’ 
der „Kleine Hsü”, den die Internationale Niederlassung 
Schanghai als Friedensstörer ausgewiesen hat, sucht im Nord«: 
der Provinz Kiangsu an der Grenze Shantungs ein Hiliskorf: 
für Canton auf die Beine zu stellen. Der neue Tutschün v* 
Shensi, der (christliche) General Feng Yu-hsiang, bezeichnet & 
Lage in seiner Provinz als sehr schwierig; auf die Trup« 
seiner Vorgänger sei wenig Verlaß. Noch viel schlimmer 
Peking liegen die Dinge in Shansi, über das Tsao Kun keiner 
wegs Herr ist, wie er verschiedentlich behauptet hatte. In d« 
‘Mandschurei spielen sich Dinge ab, die Chang Tso-lins Be 
wegungsfreiheit stark beeinträchtigen. Der Wunsch Pekinss 
ın diesem Augenblicke den Schantunger Tutschün durch ein:! 
stärkeren Mann zu ersetzen, klingt ebenfalls nicht vertrauen- 
erweckend für den Norden. Wie viel bei allen diesen 
Meldungen Mache ist, ist schwer zu sagen. Darüber besteht 
aber kein Zweifel, daB sich der Norden und der Süden zu einen 
erbitterten Kampf rüsten. Ob die Waffen dabei allein den Aus 
schlag geben werden oder auch „feinere“ Mittel, wie so oft in 
China, wird die Zukunft lehren. Der Norden kämpft um sei 
lasein, dessen veraltete Grundlagen er von allen Seiten br- 
droht sieht: Sun Yat-sen hat zu einem Kampf um nationale 
Finigung aufgerufen, den er von langer Hand vorbereitet hat. 
l.angsam will er vorwärts gehen. Eine Provinz nach der 
anderen soll sich von Peking unabhängig erklären, soll sich 
selbständig machen und sich dann in den neuen Staatenburd 
eingliedern. Der Gedanke zündet überall; so wie die Dinge 'f 
den letzten zehn Jahren gegangen sind, will sie niemand weitt!- 
gehen lassen. Als 1911 die Revolution vorzeitig ausbrach, w.T 
nichts vorbereitet, fehlte es an einem großen Gedanken; iur du» 
l.osungswort „Fort mit der Monarchie, es lebe die Republik” 
hatten die weitesten Kreise des Volkes kein Verständnis. Dr’ 
Selbstverwaltungsgedauke findet dagegen heute überall A 
hänger. Der Boden ist durch eine zielbewußte Propaganda Pr 
ıcitet. Die neue Parole schlägt durch. Das gibt dem Sue! 
Kraft. Ob sie ausreicht, die militärische Stärke des Norden‘ 
über den Haufen zu werfen, wird sich bald zeigen. c.F 
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Die Shantungtrage. Japan wünscht augenscheinlich ernst- 
lich, die Shantungfrage mit China zu regeln, ehe die Washing- 
ıwner Konferenz zusammentritt. Auch die Großmächte haben 
offenbar ein erhebliches Interesse daran, daß die Angelegenheit 
sia der Welt geschafft wird, ohne daß sie am Konierenztisch 
zur Sprache komnit; denn es würde sicher da allerlei fest- 
gestellt werden, was auf den guten Glauben der Entente ein 
schr böses Licht zu werfen geeignet sein könnte. China will 
ber augenscheinlich die Sache unter allen Umständen ;n 
Washington zur Erörterung stellen. Die Pekinger Regierung hat 
infolgedessen ein neues Angebot Japans, Shantung zu räumen 
und Kiautschou zurückzugeben, sobald sich China bereit erkläre, 
über den Modus zu verhandeln, kurzerhand abgelehnt. Die 
englische Presse bedauert den schrofien Ton: sie bemülit sich 
sogar zum Teil nachzuweisen, daß China sich damit ins Unrecht 
gesetzt habe. Die Tokioer Regierung hat bisher das Vorgehen 
Chinas on mit gleicher Münze heimgezahlt; sie hat eine 
weitere Note nach Peking gerichtet und Aufklärung über gewisse 
Punkte der ersten Note, die China mißverstanden zu haben 
scheine, gegeben. Ob dieser. Schritt Erfolg haben wird, bleibt 
abzuwarten. Der, „Manchester Guardian“ meint, zum mindesten 
hätte China erst einmal die keineswegs unwese tlichen Zu- 
reständnisse Japans annehmen sollen; es hätte dann ja über 
die unannehmbaren Bedingungen in Verhandlungen mit Japan 
eintreten können. Vielleicht wäre die Zeit zu kurz für eine 
Einigung vor der Washingtoner Konferenz gewesen; aber bei 
gutem Willen hätten sich schon Grundlagen für cine spätere 
Regelung finden lassen. Demgegenüber erklärt der Vorsitzende 
der chinesischen Abteilung der Völkerbundsvereinigung in 
London, Lone Liang, in einer Zuschrift an die „Times“: „Die 
neue Note Japans unterscheidet sich von der ersten nur äußer- 
lich. Japan will auf die gerneinsame Verwaltung der Schantung- 
tahn nicht verzichten. Das aber ist der Kernpunkt. Eine 
gemeinsame Verwaltung bedeutet eine japanische Verwaltung. 
Ebenso steht es mit Tsingtau. Wenn Japan von „Ausländern“ 
in Tsingtau spricht, so sind das eben Japaner. Und die ehemals 
Deutschland gehörigen öffentlichen Gebäude in Tsingtau will 
Japan behalten und damit der chinesischen Gerichtsbarkeit 
esıtziehen. Die „Chugai Shoggo" bedauert, daß die Ansprüche 
Japans stets ganz anders als die anderer GroßBmächte behandelt 
würden; es sei unerhört, daß Japan einfach bedingungslos an 
China zurückgebe, was es mit Aufwand von viel Blut und Gut 
erkämpft habe. „Nichi Nichi” sieht die Lage als recht unerfreu- 
lich an, „Kokumin” als so gut wie hoffnungslos, mahnt aber 
trotzdem zur Ruhe. In Peking hetzen die Studenten gegen 
Japan, und die Pekinger Regierung läßt sich durch ihre Kund- 
gebungen beeinflussen. Auch der amerikanische Ratgeber der 


chinesischen Regierung, Dr. Ferguson, bläst in das Feuer. In- 
zwischen hat der japanische Botschafter Shidehara in in- 
formeller Weise den Staatssekretär Hughes gebeten, die 
Vermittlung in der Shantungirage zu übernehmen. Damit ist 


wieder die konservative Partei in Japan nicht einverstanden; 
eine Vermittlung, sagen sie, sei auch in Anbetracht der tat- 
sächlichen Lage gar nicht erforderlich. GC; FE: 


Deutschland und die Canton-Regierung. Unsere in Nr. 19 
der „Ostasiatischen Rundschau“ gebrachte Meldung, daß die 
Kegierung von Südchina den zwischen Peking und Deutschland 
abgeschlossenen Friedensvertrag nicht anerkennen wolle, 
können wir heute dahin ergänzen, daß die Canton-Regierung 
erklärt hat, daß diese aus japanischer Quelle stammende 
Meldung in dieser Form nicht zutreifend sei. Den Vertrag als 
solchen wolle sie anerkennen, doch sei es nötig, daß wegen der 
Ernennung eines deutschen Generalkonsuls in Canton mit der 
örtlichen Regierung besondere Abmachungen zu treifen seien. 
Dieses Sonderabkommen richte sich nicht etwa gegen Deutsch- 
land, sondern man beabsichtige dadurch in erster Linie die 
Unabhängigkeit von Peking zum Ausdruck zu bringen und eine 
internationale Anerkennung der Südregierung in die Wege zu 
leiten. Bisher sei diese Regierung von seiten der fremden 
Mächte noch nicht anerkannt worden, obwohl die fremden 
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Vertreter in Canton amtlichen Verkehr mit der Canton-Regierung 
unterhielten. Wenn auch zwischen Canton und Peking politische 
und zurzeit militärische Kämpfe herrschten, so würden beide 
Regierungen doch immer in Fragen der auswärtigen Polltik zu- 
sammengehen, besonders wenn die politische und territoriale 
Unabhängigkeit Chinas in Frage komme. 


Die Vereinigten Staaten, China und die Abrüstungskonferenz. 
Auf der Durchreise nach Peking hat der neue amerikanische 
Gesandte in China, Dr. Jacob Gould Schurman, die Gelegenheit 
eines ihm von der amerikanischen Handelskammer und der 
American Association of China gegebenen Festessens in Schang- 
hai benutzt, um die Ziele der amerikanischen Politik festzulegen. 
Wesentlich Neues hat der Gesandte bei dieser Gelegenheit nicht 
gesagt. Es waren die alten bekannten Schlagworte von der 
offenen Tür, der Unverletzlichkeit des Gebietes Chinas, seiner 
Souveränität usw., die Dr. Schurman in geschickter Gruppierung 
nochmals zusammenzufassen verstand. Die Schanghaier „Weekly 
Review“, die die Rede im Wortlaut wiedergibt, meint, sie kape 
einen durchaus Rooseveltschen Eindruck gemacht. (Schurman 
ist wie Roosevelt der Nachkomme einer alten holländischen 
Familie) Schurmann ging von dem Erlaß des Staatssekretärs 
May an die Vertreter Amerikas in Europa und Japan van Jähre 
19UV aus, in dem klar zum Ausdruck gebracht sei, daß die Ver. 
Staaten unter keiner Bedingung eine Bevorzugung einzelner 
Mächte in China dulden würden, und schloß bezeichnenderweise 
seinen historischen Rückblick auf die letzten 20 Jahre mit der 
Erklärung des Staatssekretärs Hughes, daß Washington unter 
keiner Bedingung eine endgültige Verfügung über die ehemaligen 
aeutschen Kolonien in der Südsee, ohne daß es befragt wäre, 
dulden würde. Also, ohne Amerikas Zustimmung darf im oder 
am Stillen Ozean keine Veränderung eintreten. Gewicht legte 
der Gesandte ferner auf das neue Internationale Bankkonsortium, 
das, wenn es auch bisher noch keine Anleihen für Öffentliche 
Unternehmungen in China hergegeben hätte, doch Jurch sein 
Dasein allein schon verhindere, daß andere Mächte eine neue 
Anleihe für Eisenbahnen abschlössen, andererseits aber mittel- 
bar der chinesischen Finanz den Anstoß gegeben hätte, ihrerseits 
die Mittel für Bahnbauten zur Verfügung zu stellen. Im be- 
sonderen glaubt Dr. Schurmann, der im Jahre 1899 schon einmal 
für kurze Zeit in China gewesen, ist, als gerade die Politik der 
Interessensphären den Bestand des Reiches bedrohte, seinen 
Landsleuten ein enges Zusammengehen mit den Chinesen in 
wirtschaftlicher Hinsicht empfehlen zu sollen. Freilich schränkte 
er das sofort wieder ein, und zwar für das wesentlichste Gebiet, 
das dabei in Frage kommt. Wenn es sich darum handele, 
amerikanisches Kapital für die Entwickelung der Industrien, die 
Erschließung der Bodenschätze und den Bau von Verkehrs- 
mitteln in Ehina herzugeben, dürfe man den Rückgang des 
Silberpreises und die allgemeine Geschäftsdepression im Welt- 
geschäft, eine Folge der Verarmung der Völker durch den 
Weltkrieg, des Mangels flüssiger Mitte] und der ungeheuer an- 
geschwollenen Staatsschulden, nicht ausser acht lassen. Von 
allen Völkern seien die Vereinigten Staaten heute das reichste 
und finanziell stärkste. Deshalb habe Washington geglaubt, die 
Grundlagen für einen wirklichen Wiederaufbau schaffen zu sollen, 
und zwar durch die einberufene Konferenz zur Beschränkung 
der Rüstungen. Sehr eng mit dieser Frage hingen die pazifische 
und die fernöstliche zusammen, betrefis derer er (Schurman) 
mit großem Vertrauen in die Zukunft sehe. Alle nach Washing- 
ton eingeladenen Mächte würden Vorteile aus der Konferenz 
ziehen, keine aber in solchem Maße wie China. Man dürfe des- 
halb hoifen, daß für China eine neue bessere Zeit anbrechen 
werde. 

Die „Weckly Review“ greift diesen Gedanken auf, um eine 
Warnung an die Chinesen zu richten, sie dürften nichts Ueber- 
mäßiges von der Konferenz erwarten, nicht auf sofortige Lösung 
aller ihrer inneren und äußeren Schmerzen rechnen; schon die 
einer Konferenz zur Verfügung stehende beschränkte Zeit müßte 
eine solche Hoffnung zuschanden machen. Wolle China greif- 
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bare Eriolge in Washington erzielen, so solle es die Forderungen 
klar festlegen, die es für die Aufrechterhaltung seiner Souveräni- 
tät und die Unverletzlichkeit seines Gebietes für unbedingt not- 
wendig erachte. Die Konferenz werde China helfen, aber nur 
wenn China dafür das Seine tue. 

- Wird China, so müssen wir uns fragen, dazu in diesem 
Augenblick imstande sein, wo dunklere Wolken als je über 
seinem Lande hängen, wo der Kampf der Geister dort von 
neuem auf der ganzen Linie entbrennt, wo Peking offen zugeben 
muß, es habe keine Gewalt mehr über alle Teile des Reiches, 
wo sogar von einflußreichen Ausländern ernstlich die Forderung 
aufgestellt wird, man sollte die der Pekinger Regierung früher 
ausgesprochene Anerkennung wieder zurückziehen? Im römi- 
schen „Avanti‘ konnte man dieser Tage lesen, die Kernfrage der 
Washingtoner Konferenz werde die Aufteilung der gewaltigsten, 
noch freigebliebenen Rohstoff- und Absatzmärkte der Welt sein: 
Chinas — eine Auffassung, die kurz vorher auch der englische 
Sozialist Brailsford im „Labour Monthly‘ vertreten hat. Ebenso 
hat der englische Arbeiterführer Arthur Henderson nach einem 
Bericht der „Times“ kürzlich in London vor der Internationalen 
Konferenz für wirtschaftlichen Wiederaufbau, zu der auch Japan 
und China Delegierte gesandt hatten, festgestellt, daß sich die 
Washingtoner Konferenz in erster Reihe mit China beschäftigen 
werde und daß sehr einflußreiche Finanzgruppen dort nach 
seuen Betätigungsfeldern strebten; die englische Politik China 
gegenüber dürfe nicht nach den Versicherungen des guten 
Willens Englands beurteilt werden, sondern nach der Betätigung 
von Interessen, die mjt China eigentlich nichts zu tun hätten, sich 
aber das Prestige Englands bei der Verfolgung ihrer Ziele nutz- 
bar machten. Das erkläre andererseits auch, weshalb England 
im Ernst gar nicht an Abrüstung denke. Angesichts solcher 
Auslassungen ist es zu verstehen, daß das oben genannte 
italienische Sozialistenblatt, „Avanti“, an keine Einschränkung 
der Rüstungen glaubt, wenn sich Amerika, England und Japan 
' nicht vorher über China einigten: Eine Aufteilung Chinas in 
Einflußsphären solle zwar vermieden werden, dafür aber ein ge- 
waltiger kapitalistischer Trust zur Ausbeutung namentlich der 
Kohlen- und Eisenschätze des Landes aufgerichtet werden. Der 
„Avanti“ sieht die Möglichkeit einer Einigung der genannten 
Länder nicht, dazu sei der amerikanisch-japanische Gegensatz 
viel zu scharf. Es sah eine Zeitlang so aus, als würde es ge- 
lingen, die japanisch-amerikanischen Gegensätze noch vor der 
Konferenz zu beseitigen. Der an die Adresse Japans gerichtete 
Wink Dr. Schurmans auf dem Schanghaier Festmahl gibt aller- 
dings zu denken. Jedenfalls ist die Mahnung, China solle sich 
nicht mit Illusionen tragen, sondern seine Sache in Washington 
sachlich vertreten, angesichts der bestehenden Spannung nicht 
unberechtigt. CF. 


Englandieindliche Stimmung in Südchina.. Die Stimmung 
der Regierung in Canton und der ganzen Bevölkerung des 
Sudens ist durchaus englandfeindlich.”. Dazu haben eine Reihe 
von Vorkommnissen der letzten Zeit Anlaß gegeben, und die 
Möglichkeit der Erneuerung des euglisch-japanischen Bünd- 
nisses, das nach der Meinung des Volkes eine Vergewaltigung 
Chinas bedeute, trägt wesentlich zur Vertiefung dieser feind- 
lichen Stimmung bei. Als weitere Momente sind zu nennen der 
Monopolvertrag zwischen der früheren Provinzialregierung und 
den Engländern über 23 der ertragreichsten Kohlengruben der 
Provinz Kuangtung, das Verbot der Hongkonger Verwaltung an 
die dort lebenden Chinesen, die Kriegsanleilien der Südregierung 
zu zeichnen, und die Wafientransporte englischer Danipfer für 
die Provinz Kuaugsi, mit der Canton im Kampie liegt. 


Ein Zwischenfall mit der Republik des Fernen Ostens. Es 
ist bereits in der letzten Nummer dieses Blattes mitgeteilt, daß 
die Beziehungen der chinesischen Regierung zum Minister des 
Acußern der Republik des Fernen Ostens, Yourin, der zu Ver- 
handiungen über einen Handelsvertrag und die Rückgabe der 
Mongolei an China nach Mukden und Peking gekommen war, 
sich infolge des Eintrefiens von Kosaken aus Sowjetrußland in 
Urga erheblich schlechter gestaltet hatten. Die Verhandlungen 


sind inzwischen völlig abgebrochen worden. Den unmittelbaren 
Anlaß dazu hat ein Zwischenfall gegeben, der sich in Harbin 
abgespielt hat. Dort wurden ein paar Koffer mit Dokumenten 
der Tschitaer Regierung, die der Kurier Gray mit sich führte, 
von chinesischen Beamten beschlagnahmt. Es hat sich ergeben, 
daß der Inhalt der Kisten aus bolschewistischem Propagandı- 
material bestand, das auf diese Weise im Gegensatz zu früheren 
Verabredungen zwischen Tschita und Peking in China ein- 
geschmuggelt werden sollte. Zunächst nahm die Presse, neben 
der englischen auch die chinesische, bis zu einem gewissen Gral 
für den Kurier Partei, namentlich nachdem es sich ergab, di 
Gray nicht, wie anfänglich angenommen war, Russe, sondern 
Engländer war. Es erschienen widersprechende tendenziöst 
Meldungen, wonach es sich um Uebergriffe Chan Tso-lin’s oder 
seiner Beamten, die ohne Auftrag des Waichiaopu vorgegangen 
sein sollten, handele. Nachträglich ist indessen festgestellt wor- 
den, daß die Pekinger Behörden genau wußten, was die Koiier 
enthielten und der Befehl der Beschlagnahme in richtiger Forn 
erteilt war. Es wurde dann die Frage aufgeworfen, ob Chin 
sich nicht eines großen Bruchs des Völkerrechts schuldig ge- 
macht habe. als es den in Tschita ausgestellten PaßB des Kurier: 
nicht vorbe altlos als den eines Mitgliedes einer diplomatischen 
Vertretung anerkannt hätte; tatsächlich seien mit der Beschlag- 
nahme der Koffer die freundschaftlichen Beziehungen zur Rı- 
publik des Fernen Ostens abgebrochen. Die Chang Tso-lin feinl- 
lichen Blätter suchten daraus dem (Generalinspekteur der Mat- 
aschurei einen Strick zu drehen. Chang werde mit seinen Vor- 
stöBen gegen das Völkerrecht noch ganz China ins Unglück z: 
reißen, wie er schon die Mandschurei, wo er keine Ruhe un 
Ordnung aufrechterhalten könne, zugrunde gerichtet habe. Youri: 
hatte die Meldung von dem Charbiner Zwischenfall erreicht, alstı 
sich auf dem Wege nach Dairen befand, um dort mit dem \er- 
treter Japans Matsushima über eine Beilegung des Gegensatz 
Japans und der Republik des Fernen Ostens zu verhande: 
Yourin gefie! sich zunächst in der Rolle des von China schwe! 
beleidigten Diplomaten; er ließ verbreiten, er habe in Tschi. 
den sofortigen Abbruch aller Beziehungen zu China emipfohl: 
und einer Anlehnung fortan an Japan das Wort geredet. .Pek; 
fuhr darauf schwereres Geschütz auf. Halbamtlich wurde 
erklärt, Yourin habe überhaupt keinen Anspruch auf die R«: 
eines Gesandten; wenn er sich des Wortbruchs schuldig ma&: 
habe er die Folgen auf sich zu nehmen. Die „Shen Pao“ vw. 
sogar wissen, der Minister des Aeußern, Dr. Yen werde etwa: 
Verhandlungen mit Tschita erst wieder aufnehmen, nachdem ü: 
Republik des Fernen Ostens die 64 letzthin mit Gewalt besetzte: 
Ortschaften in Heilungkiang zurückgegeben habe, chinesischt: 
Kriegs- und Handelsschiifen und der chinesischen Ostbahn üs 
Recht freien Verkehrs auf dem Sungari und Amur einräume, su 
wie Urga bedingungsios an China zurückgegeben würde. Ul 
das den Tatsachen entspricht, bleibt abzuwarten. Nach der 
amcrikanischen „Yi Shih-Pao” wollen die chinesischen Kau:- 
leute am Heiho nichts von einer Wiederaufnahme der Handti 
beziehungen mit Sibirien wissen; Urga dürfe unter keinen Ur- 
ständen zu einem Kuhhandel darüber benutzt werden. B:: 
öffentliche Meinung der Nordmandschurei steht damit auf seite" 
der Pekinger Regierung. Yourin ist seit dem Charbint! 
Zwischenfall nicht mehr auf chinesischen Boden zurückgekeb’!: 
er hielt sich nach den letzten Meldungen noch in Dairen &!. 
Inzwischen sind aber Schritte getan worden, die Verhandlunkt' 
zwischen Peking und Tschita wieder in Gang zu bringen, diese 
Mal anscheinend aber unter Ausschluß Yourins, dem man d3- 
nach auch in Tschita in dem Kofferzwischenfall nicht zu stützt 
scheint. C.F 


Die Kailserinmutter tot. Nach einer Pekinger Meldung v°" 
18. Oktober hat die Fürstin Chun, die Mutter des seit 1912 ent- 
tlıronten Kaisers Selbstmord begangen. Ueber den Anlab 2 
dieser Tat wird nichts gemeldet. Man weiß indessen, dab i 
der verbotenen Stadt schon lange bittere Not herrscht 1% 
Pekinger Regierung, die überall mit ihren Zahlungen bei 
lich im Rückstand ist, hat schon seit vielen Monaten der Kaiser 


familie die bei ihrem Verzicht auf den Thron zugesagte Rente 
nicht mehr ausgezahlt; wiederholte Mahnungen sind erfolglos 
geblieben. Möglich, daß die dadurch geschaffenen traurigen 
Verhältnisse die Kaiserinmutter dazu getrieben haben, ihrem 
Leben ein vorzeitiges Ende zu bereiten. 


Die chinesischen Studenten in Frankreich. Der Zwischenfall 
mit den mittellosen chinesischen Studenten, die, wie in der 
letzten Nummer mitgeteilt, Aufnahme in der Anstalt Saint 
Irenee bei Lyon verlangt haben, ist zu einem von ihnen wohl 
kaum erwarteten Abschluß gekommen. Sie wurden zunächst, 
um ihren lärmenden Ausschreitungen ein Ende zu machen, im 
Fort Montluc interniert. Dort sind sie am 11. Oktober, dem 
zehnten Jahrestag des Bestehens der chinesischen Republik, in 
einen 24 stündigen Hungerstreik eingetreten. Inzwischen hat die 
chinesische Regierung ihre sofortige zwangsweise Rückbeförde- 
rung nach China angcordnet. So ist ein Unternehmen ge- 
scheitert, das, ohne daß auch nur die geringsten Mittel vor- 
handen waren, Tausenden von jungen Chinesen auf Kosten der 
französischen Industrie eine wissenschaftliche Ausbildung in 
Frankreich sichern sollte. Der Vater dieses Gedankens_ ist, 
soweit bekannt geworden ist, der ganz radikale, ehemalige 
chinesische Unterrichtsminister Tsai Yuan-pei gewesen, der im 
ersten Kabinett der Reppblik (unter Tang Chao-yis Vorsitz) 
Wege für die Umgestaltung des chinesischen Unterrichtswesens 
einzuschlagen versuchte, die sich sehr bald aber als ungangbar 
erwiesen haben, worauf Tsal zum Präsidenten der Universität 
Peking er nannt wurde. 

Angelsächsiche Schulbestrebungen. Unter Führung des 
Professors der Theologie Barton von der Universität Chicago 
ist Anfang September eine aus Universitätslehrern und führen- 


den Persönlichkeiten der Y. M. C. A. (sieben Männer und drei ! 


Frauen) in China angekommen, um auf einer ausgedehnten 
Studienreise durch das Land die Bedürfnisse der chinesischen 
Schrlen kennen zu lernen und dann Vorschläge zu einer 
Reorganisation des chinesischen Unterrichtswesens zu machen. 
Eine Anzahl der Mitglieder der Kommission sind Engländer. der 
Rest Amerikaner. 
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Die mongolische Frage. 


Durch den Abbruch der Beziehungen der Pekinger Regic- 
ıung sowie des Generalinspekteurs Chang Tso-lin zu Yourin ist 
die mongolische Frage erheblich komplizierter geworden. Nach 
der in Peking erscheinenden japanischen „Shun Tien Shih Pao“, 
die sonst über die Voreänee in Mukden gut orientiert zu sein 
pflegt. erwägt Chang Tso-lin von neuem eine Expedition nach 
der Mongolei. da die Tschitaer Regierung sich schwerlich ohne 
Druck entschließen werde, Urga wieder zu räumen. Wer den 
japanischen Finfluß in Mukden kennt, wird in dieser Meldung 
doch wohl nur einen Ballon d’essai zu erblicken gewillt sein. 
Man würde es augenblicklich in Tokio nicht ungern sehen. wenn 
Chang Tso-lin die Kastanien für Japan aus dem mongolischen 
Feuer holte. Auf der Londoner Konferenz für wirtschaftlichen 
Wiederaufbau hat dieser Tage der Vertreter Japans, Vicomte 
Kano, ganz offen von einem scharfen Gegensatz Japans und der 
Vereinigten Staaten betreffs der Mongolei gesprochen, der nach 
seiner Auffassung vom Völkerbundsrat zum Austrag gebracht 
werden miißte. Eine ganz andere Frage ist es. ob Chang Tso- 
lin einerseits mit Rücksicht auf die Haltung seiner Unterführer 
in den Provinzen Heilungkiang und Kirin es überhaupt wagen 
kann, sich von einer größeren Truppenmacht in der Provinz 
Fengtien zu entblößen. und andererseits, ob er gewillt ist, damit 
in diesem Augenblick auf die Möglichkeit zu verzichten, xe- 
stützt auf seine Divisionen, entscheidenden Einfluß in Peking 
und über Peking bis ins Yangtsetal auszuüben. Inzwischen sucht 
der Minister des Acußern Yen Hui-ching durch den chinesischen 
Konsul in Tschita die Verhandlungen mit der Republik des 
Fernen Ostens über die Due ne der Mongolei an China wieder 
-ufzunehmen. 
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Japan. 


Zur Japanischen Arbeiterbewegung. 
Von R. Kunze (Tokio). 
1. Allgemeines. 

Die Os Rundschau“ hat wiederholt kurz on 
Streiks und Arbeiterunruhen berichtet, die aber in der Regel 
keine große Bedeutung hatten und durchschnittlich drei bis 
vier Tage, kaum jemals länger als eine Woche dauerten. Sie 
gingen meist aus Klagen der Arbeiter über schlechte Be- 
handlung oder zu niedrige Löhne hervor, endigten wohl 
manchmal mit ganzen oder halben Erfolgen der Streikenden, 
brachten aber grundsätzlich die Arbeiterbewegung kayım einen 
wirklichen Schritt vorwärts. So waren sie nicht viel mehr 
als einleitende Vorspiele zu dem ersten wirklich grundsätz- 
lichen Ringen im Juni, Juli und August dieses Jahres, das 
wohl auch heute seinen vorläufigen Abschluß noch nicht er- 
reicht hat, und mit dem der eigentliche Kampf der japani- 
schen Arbeiterschaft um die ihr zustehenden Rechte seinen An- 
fang genommen hat. Dieser Anfang hat sich in so bezeichnen- 
den Formen abgespielt, daß man vielleicht vorschauend daraus 
Schlüsse auf die wahrscheinliche künftige Entwicklung der 
Arbeiterbewegung in Japan tun darf. Es hat danach den 
Anschein, daß die Arbeiterfrage, rein wirtschaftlich betrachtet, 
in Japan kaum zu so schweren Kämpfen führen und schwer- 
lich eine so tief einschneidende Kluft zwischen den verschie- 
denen Gesellschaftsklassen aufreißen wird, wie in den Ländern 
des Westen Japan hat hier wieder einmal den Vorteil, daß 
es später auf den Plan tritt als die westlichen Länder und 
aus deren Erfahrungen hat lernen können. Seine Arbeiter 
wie Arbeitgeber und Behörden haben sich anscheinend jetzt 
gründlich über die Entwicklungen im Westen unterrichtet und 
verzichten deshalb gleich in diesen ersten Kämpfen auf die 
Umwege und Mißgriffe, die sich in Europa als solche er- 
wiesen haben. Dazu kommt als ein zweiter, sehr wesentlicher 
Punkt, daß in der japanischen Presse nicht die geringste 
Spur der zersetzenden Schärfe wahrzunehmen ist, mit der 
die Parteiblätter des Westens die verschiedenen Klassen des- 
selben Volkes rücksichtslos untereinander verhetzen. Ganz 
im Gegenteil weist sowohl ‚die Bcrichterstattung der -Prease 
wie die Handlungsweise der kämpfenden Parteien selbst und 
auch das Vorgehen der Regierung den echt ostasiatischen 
Charakter auf, den man ebensogut als liebenswürdig duld- 
same Versöhnlichkeit wie als onportunistisch lässires Hin- 
weggleiten über grundsätzliche Tiefen von Recht und Pflicht 
bezeichnen kann. Schließlich trägt die japanische soziale 
Bewegung Charakterzüge, die nur ihr eigentümlich sind und 
im Westen fehlen, und diese rühren im wesentlichen daher, 
daß die freundlichen Seiten des alten patriarchalischen Systems 
nicht wie im Westen zerstört worden sind, sondern zu einer 
Zeit noch in voller Lebenskraft fortbestehen, wo schon die 
Ergebnisse der westlichen sozialen Kämpfe fertig übernommen 
werden können. 

2. Streikursachen. 

Wenn im Gegensatz zu den verhältnismäßig wenigen 
und unbedeutenden Streikfällen der früheren Monate und 
Jahre plötzlich im Juni. Juli und August dieses Jahres gleich- 
zeitig nicht weniger als 40 Streikfälle großen Umfangs zu 
verzeichnen sind, die fast alle mehrere Wochen, der größte, 
in der Schiffswerft von Kawasaki in Kobe, gar anderthalb 
Monate lang andauerten, so müssen für dieses plötzlich aus- 
gebrochene schwere Streikfieber andere und tieferliegende 
Gründe maßgebend sein als die von der Regierung an- 
gegebenen, nämlich die Nachahmung des westländischen Bei- 
spiels und die Aufhetzung durch berufsmäßige Arbeiter- 
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führer. Diese tieferliegenden Gründe werden in der Haupt- 
sache keine anderen sein als die allen Ländern mit Ueberpari- 
Valuta gemeinsame Beschäftigungslosigkeit der Industrie und 
Stockung des Absatzes der Ausfuhr im Ausland, also letzten 
Endes die Wirkungen der irrsinnigen Bestimmungen des Ver- 
sailler Vertrags. Die Löhne sind ebenso wie alle Lebens- 
mittelpreise in. Japan unerhört hoch und wirken schon durch 
sich selbst auf eine Unterbindung :der japanischen Ausfuhr 
hin, deren rasche Zunahme vor dem Weltkrieg ja hauptsäch- 
lich mit den niedrigen Arbeitslöhnen erklärt wurde. Bei dem 
stockenden. Absatz und schlechten Geschäftsgang sind die 
Fabriken genötigt, immer wieder überflüssige Arbeiter zu 
entlassen, und die Notwendigkeit für die Arbeiter, sich gegen 
die schlimmen Folgen einer etwaigen Entlassung bei den 
erschreckend hohen Kosten der Lebenshaltung zu schützen, 
ist der Hauptanlaß, der die meisten der obigen Streikfälle 
herbeigeführt hat. Genaue Angaben über die Zahl der Ent- 
lassungen und der Arbeitslosen sind noch nicht £u erbringen; 
die der Arbeitslosen dürfte sich zwischen einer halben und 
einer Million bewegen. Fast jeden Streik haben die Fabrik- 
leitungen zum Anlaß genommen, sich unter dem Vorwand der 
Bestrafttng möglichst vieler überflüssiger Arbeiter zu ent- 
ledigen. _Der erst dieses Jahr durch ein neues Gesetz be- 
gründete staatliche Arbeitsnachweis ist noch nicht sehr 
leistungsfähig, und wenn auch ungelernte Arbeiter leichter 
wieder Arbeit finden als ihre besser ausgebildeten Kollegen 
— namentlich die umfassenden Notstandsarbeiten, die der 
umsichtige und tatkräftige Oberbürgermeister# von Tokio 
Baron Goto in seinem Amtsbereich vornehmen läßt, haben 
sehr vielen Arbeitslosen beim Anlegen von Straßen und Parks, 
in Gas- und Elektrizitätswerken usw. wieder zu Brot ver- 
holfen —, und wenn auch der im Gegensatz zum Westen in 
Japan nicht zerstörte Familienzusammenhang alle Bemittelten 
zwingt, sich ihrer weniger glücklichen Verwandten anzu- 
nehmen, muß doch die Arbeitslosigkeit und Not sehr be- 
deutend sein. Eıinc Versicherung gegen Arbeitslosigkeit ist 
unbekannt. Deshalb ist auch die wichtigste Forderung 
der Arbeiter, die bei fast allen neueren Streiks an erster Stelle 
erhoben wird, die auf Erhöhung der Entlassungsgelder. Die 
Entschädigung, die der ohne sein Verschulden entlassene 
Arbeiter von der Fabrik erhält, spielt jetzt die wichtigste 
Rolle in der japanischen Arbeiterbewegung, während der 
Kampf um sie in den westländischen Bewegungen, wenn er 
überhaupt stattfand, jedenfalls nicht so in den Vordergrund 
getreten ist. Wenn in der deutschen Presse vielfach davon 
die Rede ist, die japanischen Streiker hätten eine bessere 
Altersversorgung gefordert, so ist das eine, vermutlich auf 
falscher Uebersctzung des englischen „retirement“ beruhende, 
irrtümliche Verkennung der Grundfrage. Die Entlassungs- 
gelder sind bei sehr vielen japanischen Fabriken im Ver- 
hältnis erstaunlich hoch; zur Zeit des Abbaus der Hoch- 
konjunktur des Weltkriegs kargten die reichgewordenen 
Unternehmer mit Abgaben von ihren Kriegsgewinnen vielfach 
so wenig, daß die Zahl der sogenannten „Entlassungs- 
gewinnler‘“ recht ansehnlich sein dürfte. Die Kuhara-Werke 
in Osaka haben zum Beispiel die Einrichtung der sorenannten 
vorläufigen Entlassungen, das heißt, die zur Entlassung pe- 
stimmten Arbeiter erhalten sechs Monate vor dem Entlassungs- 
fermin außer vollem T.ohn regelmäßir ihr Entlassungseeld, 
und wenn sie dann entlassen werden müssen, ein ganzes Jahr 
Urlaub bei vollem Lohn. Nicht ganz so freigebig, aber doch 
immer noch recht reichlich sind die Fntlassungsgelder bei 
den Konkurrenten der Kuhara-Werke, den Mitsubishi, Mitzui, 
Okura, Furukawa, Yamashita und anderen. Anderseits ribt 
es natürlich auch viele Betriebe, in denen die Arbeiter 
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schlechter gestellt sind, denn das ganze Gebiet ist gesetzlich 


völlig ungeregelt. Die Erhöhung der Entlassungsgelder ist, 
wie gesagt, bei allen neueren Streiks die wichtigste Forderung 
der Arbeiter; die früher häufigste, die auf Lohnerhöhung, 
tritt in diesen Zeiten schlechten Geschäftsgangs daneben weit 
zurück. Insofern aber dürfte cie cbige Darstellung der Re- 
gierung zutreffen, als bei Ausbruch eines Streiks aus dieser 
wichtigsten Ursache alsbald die berufsmäßigen Arbeiterführer 
bei der Hand sind und im Namen der Streikenden die weiteren, 
den Arbeitern an sich ferrierliegenden Forderungen erheben: 
Koalitionsfreiheit, Gewinnbeteiligung und Betriebsräte! 


3. Gewerkschaftswesen. 


Der Ruf nach Koalitionsfreiheit ist in der japanischen 
Arbeiterbewegung alt, aber immer ist er vergeblich aus- 
gestoßen worden. Ihm wird nicht nur der & 17 des Polize- 
gesetzes entgegengesetzt, sondern ebenso beharrlich die Weige 
rung der Fabrikanten, mit irgend jemand anders als der 
eigenen Arbeitern zu verhandeln, die nach dem Ge 
setz wohl untereinander, nicht aber mit Arbeitern a 
derer Betriebe zusammen organisiert sein dürfen. Dies 
Weigerung haben die Fabrikanten bis in die letzte 
großen Streiks hinein hartnäckig aufrechterhalten, un 
ebenso ist bei jedem Streik regelmäßig jeder Führe 
und Anstifter verhaftet worden, obwohl die ganz 
Presse einmütig die Aufhebung des 8 17 fordert und di: 
Regierung in der letzten Reichstagssession zugesagt hat, 
seine Anwendung solle auf das äußerste beschränkt werden. 
Aber wenn es auch keine vom Gesetz und von den Fabr- 
kanten anerkannten größeren Gewerkschaften gibt, ist dennot 
das Gewerkschaftswesen tatsächlich von Tag zu Tag gt 
wachsen, und nach den von den Arbeiterorganisationen a 
gestellten Erhebungen gab es Ende 1919 bereits 333 Organ: 
sationen mit 163000 Mitgliedern, die etwa 10 %: der rux 
anderthalb Millionen Fabrik- und Bergarbeiter umfassa 
außer 835 Organisationen mit 270 000 Mitgliedern der Las 
und Transportarbeiter usw. Alle diese kleinen Orgass 
tionen zu großen Verbänden zusamnienzufassen, ist das eikt: 
und erfolgreiche Bestreben der Yuaikaı, des größten Gewar 
schaftsverbands, sowie verschiedener Gewerkschaften di 
Buchdrucker, Transportarbeiter, Metallarbeiter in Tokt. 
Osaka, Fukuoka, Nagoya und in den Seidenbezirken. Gt 
werkschaftlich am fortgeschrittensten entwickelt ist der Ind' 
striebezirk von Tokio-Yokohanmıa, obwohl der Bezirk vo 
Osaka-Kobe-Kyoto mehr Fabriken und Arbeiter zählt, die abe. 
wegen des Vorherrschens weiblicher Arbeiter in der hir 
hauptsächlich vertretenen Textilindustrie, in der Organisatiöt 
weit zurückgeblicben sind. Sie sind ebenso wie die Gewer- 
schaften des Kohlenbezirks Fukuoka und des Hauptsitzes &' 
keramischen Industrie Nagoya nur lose mit den Tokioer Ver 
bänden verbunden, die aber immer mehr die Zusammet 
schließung aller Bezirke unter ihrer eigenen Führung 
treiben und darin durch die großen Streiks der letzten Monit: 
cin gut Stück weitergekommen sind. In diesen hat die Yuaika 
und namentlich ihre Tokioer Leitung durchaus die Fühnn:! 
gehabt, und der Verlauf wie das Ergebnis dieser Kämp!: 
dürften von entscheidender Bedeutung für die künftige Ent 
wicklung der Arbeiterbewegung geworden sein. 

4. Die großen Streiks dieses Sommers. 

Es würd> zu weit führen, jede einzelne Fabrik m! 
Namen aufzuführen, in der während der Sommermonate 
bedeutenderer Streik vorgekommen ist; denn mit ganz wenix! 
Ausnahmen ist wohl kein größeres Unternehmen von 
Krise verschont goblieben. Die Streiks lassen sich abtr 
drei große Gruppen zusammenfassen, nämlich in die Str“ 
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der Metallarbeiter in Osaka und Kobe, ferner in die Streiks 
in den Regierungswerkstätten und Arsenalen in Tokio, Osaka 
‚und Nagoya und schließlich in die Streiks auf den Schiffs- 
werften von Kawasaki und Mitsubishi in Kobe. Ueber die 
Streiks der Metallarbeiter in Osaka und Kobe haben wir 
früher schon kurz berichtet; sie endeten infolge der geschickte: 
und unparteiischen Vermittlung des Polizeipräsidenten von 
Osaka mit einem in verschiedenen Hinsichten für die Arbeiter 
recht günstigen Vergleich. Die Streiks der staatlichen Arbeiter 
nahmen in den Militär-Arsenalen von Tokio und Osaka ihren 
Anfang, breiteten sich über eine ganze Reihe anderer staat- 
licher Betriebe aus und wurden von den verschiedenen Ge- 
werkschaften ziemlich unzusammenhängend geführt. Infolge 
cer unbeugsamen Haltung besonders der Militärbehörden 
mußten die Streikenden an derı einen Stellen bedingungslos 
nachgeben, als schon an anderen Stellen neue Streiks aus 
brachen, und die ganze Bewegung war zur Zeit, bis zu der 
Zeitungsberichte vorliegen, Mitt: September, noch nicht ab- 
geschlossen, hat aber anscheinend zu einem engen Zusammen- 
schluß aller Gewerkschaften der staatlichen Arbeiter geführt. 
Die Forderungen liefen hier hauptsächlich auf Einführung 
des Achtstundentags und Erhöhung der Löhne und Gratifi- 
kationen hinaus. Die größte Bedeutung von allen Streiks 
des Sommers kommt denen auf den Schiffswerften in Kobe 
zu, namentlich dem auf der Kawasaki-Werft. Nicht nur waren 
diese Streiks, an denen gegen 35 000 Arbeiter beteiligt waren, 
an Umfang die größten, die jemals in Japan vorgekommen 
waren, sie dauerten auch, gleichfalls bisher unerhört in Japan, 


‘ nicht weniger als vierzig Tage und führten schließlich, an-. 


scheinend allein infolge falscher Maßnahmen der Polizei- und 
Regierungsbehörden, zu blutigen Zusammenstößen mit der 
Polizei und zur Entsendung von Truppen nach Kobe. Sie 
haben beispielloses Aufsehen in ganz Japan erregt, und der 
Draht hat die Kunde von ihnen in mehr oder weniger über- 
triebener Form über die ganze Welt verbreitet. Es ist aber 
falsch, wie vielfach berichtet wurde, daß die Arbeiter "on 
bolschewistischen Bestrebungen geleitet gewesen wären, eine 
Art Aufstand geplant oder Gewalttätigkeiten verübt hätten. 
Der Streik bei Kawasaki begann am 7. Juli, der bei Mitsubishi 
am 12. Die Arbeiter forderten zuerst nur Erhöhung der Ent- 
lassungsgelder und wollten ohne Niederlegung der Arbeit 
verhandeln. da sie auf diese Art 1919 ihre Forderungen durch- 
gesetzt hatten. Weil sich aber die Gesellschaft auf nichts ein- 
ließ, legten rund 20000 bei Kawasaki und über 12000 bei 
Mitsubishi die Arbeit nieder. Die Aussichten der Streikenden 
waren von Anfang an sehr gering. Mangelhaft organisiert, 
hatten sie in ihren Streikfonds nicht mehr als etwa fünf Tage- 
löhne für den Mann. Die beiden Werften hatten zwar wichtige 
Aufträge für dieRegierung, einenTeil des neuenFlottenbauplans, 
auszuführen, sonst aber befanden sie sich in einer Geschäfts- 
lage, die es eher in ihrem Interesse erscheinen ließ, wenn 
die Arbeit für eine Reihe von Monaten ruhte. Mit ihrem 
großen Kapital und starken Regierungsinteressen hinter sich, 
konnten sie den Streik viele Monate ohne Anstrengung aus- 
halten. Ihre Taktik war sehr politisch: die Forderungen 
wurden rundweg abgelehnt; als die Arbeiter streikten, wurden 
sie für zehn Tage bei halbem Lohn ausgesperrt; alle Führer 
wurden sofort entlassen und zum Teil wegen ÄAnstiftung zum 
Streik verhaftet; als die Arbeiter fortstreikten, hörte die Fort- 
zahlung des halben Lohns auf; von da ab suchten die Ge- 
sellschaften die Arbeiter zu teilen, und es gelang ihnen, nach 
und nach die kleinere Hälfte der Streikenden wieder zum 
Arbeiten zu bringen. Die größere Hälfte harrte hartnäckig 
aus und erhob immer neue Forderungen, um so erbitterter, 
als sie glaubte, den Gesellschaften vorwerfen zu können, sie 
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hätten bewaffnete Soshi (Bravos) gedungen und durch diese 
die Streikenden angreifen lassen. Aus Arbeitswilligen bildeten 
die Gesellschaften eine kleine Truppe zum Schutz ihrer An- 
lagen und Bauten. Daß die Streikenden so lange aushielten, 
verdankten sie zum größten Teil ihrer Führung, denn an 
ihrer Spitze stand 

Der „heilige“ Kagawa. 

Kagawa, einer wohlhabenden Familie in Westjapan ent- 
sprossen und frühzeitig zum Christentum bekehrt, ist heute 
unbestritten der eigentliche Führer der ganzen japanischen 
Arbeiterbewegung. Wenn auch manche jugendliche Heiß- 
sporne nichts von ihm wissen wollen, weil er ihnen zu milde 
und zu wenig radikal ist, hat er doth einen ganz gewaltigen 
Einfluß und genießt weit über die Arbeiterkreise hinaus eine 
unbegrenzte Verehrung. Er ist vom Christentum her in die 
Arbeiterbewegung gekommen, aus Mitleid und Nächstenliebs. 
Gewalttätigkeit und Klassenkampf lehnt er mit größter Ent- 
schiedenheit ab, rein auf wirtschaftsfriedliichem Weg, dursh 
Streik, Proteste, Kundgebungen, durch Verhandlungen, güt- 
liches Ueberreden, durch Anstrebung des allgemeinen Wahl- 
rechts, vor allem aber durch seine Schriften hofft er die Lage 
der Arbeiter verbessern zu können. Seine Schriften und 


Bücher — darunter ..Der Prophet Jeremias“, „Psycho- 
logie der Armen“, „Geistiges Leben und soziale Be- 
wegung“, ein Band Gedichte und ein Roman — 


haben zum Teil bis zu fünfzig Auflagen erlebt. Die 
den Mann persönlich kennen und seine Werke gelesen haben, 
sind entzückt von der Reinheit, Seelenruhe und zarten Liebe 
für alle Mitmenschen, die, aus seiner Seele strömend, jeden 
zu seinem Freund und Verehrer machen sollen und ihm den 
Beinamen des „Heiligen“ verschafft haben. Auf Kagawas 
Einfluß ist es zurückzuführen, daß das Verhalten der Arbeiter 
von Anfang an frei von jeder Gewalttätigkeit war und davon 
auch später fast ganz frei blieb, als sich die Arbeiter durch 
das Eingreifen der Polizei und. den Einmarsch von ‚Truppen 
herausgefordert und bedroht fühlten. Den Höhepunkt des 
Streiks stellt die Riesenkundgebung vom 10. Juli dar, die aus 
einem feierlichen Umzug von 35 000 Arbeitern unter Führung 
Kagawas durch ganz Kobe bestand. Das Ganze soll mehr 
den Eindruck einer feierlichen Wallfahrt von einem Tempel 
zum andern gemacht haben. der durch das weihevolle Voran- 
schreiten Kagawas wesentlich verstärkt worden sein soll. 
Zehntausend der Teilnehmer waren Mitglieder der Yuaikai 
aus Osaka, die in einem Sonderzug von dort nach Kobe be- 
fördert worden waren. Die Kundgebung ging in voller Ruhe 
vor sich, bis am Schluß die Polizei sich ihrem Weiterschreiten 
entgegenstellte, wobei es zu Schlägereien kam und die Schutz- 
leute ihre Säbel zogen und mehrere Arbeiter leichter oder 
schwerer verwundeten, einen darunter tödlich. Die ganze 
Presse nimmt geschlossen gegen das nach ihrer Darstellung 
völlig überflüssige Eingreifen der Polizei Partei, und die 
Tokioer und Kobeer Anwaltsverbände haben flammende Ent- 
schließungen gegen ihr Vorgehen angenommen und die Er- 
hebung einer Klage gegen sie veranlaßt. In der Folge wurde 
auch Kagawa verhaftet, anscheinend aber im Gefängnis recht 
rücksichtsvoll behandelt. wie überhaupt die Richter in Kobe 
den 8 17 mit größtmöglicher Milde auslegten. und nach zehn 
Tagen wieder freigelassen, angeblich wegen Mangels an Be- 
weisen, in Wahrheit wohl, um der öffentlichen Meinung Rech- 
nung zu tragen. die sich allgemein aufs stärkste für. seine 
Freilassung einsetzte. 


Der Ausgang des Streiks in Kobe, 


Während der Haft Kagawas trat an seine Stelle der Vor- 
sitzende der Tokioer Yuaikai Suzuki Bunji, der von Tokio 
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herbeigeeilt war, um fortan die Leitung der ganzen Streik- | Beamtenstab und ihrem Kapital von nicht weniger als zehn 
bewegung, insbesondere die Verhandlungen mit den Behörden | Millionen Yen überhaupt keine Rolle in all den Kämpfen ge 
zu übernehmen. Diese versuchten sogleich nach der großen | spielt habe. Eine weitere Folge ist, daß zahlreiche aus Anlaß 
Kundgebung zu vermitteln. Die Arbeiter lehnten aber die | der Streiks entlassene Arbeiter mit Kapital, das ihnen viel- 
Vermittlung des Regierungspräsidenten Ariyoshi ab, wasil sie | fach von wohlwollender dritter Seite anvertraut worden ist, 
ihn für befangen und für den Urheber des Einmarsches der | auf eigene Faust Fabriken gegründet haben, die ganz auf der 
Truppen ansahen; das letztere wohl mit Recht, da er das | Grundlage ihrer Streikforderungen eingerichtet sind. Mehrere 
Staatsinteresse an den auf den Werften gefährdeten Regie- | davon sollen mit Aufträgen für längere Zeit versorgt sein, 
rungsaufträgen glaubte schützen zu müssen. Die Vermitt- | und es bleibt abzuwarten, was bei diesen Versuchen heraus 
lung des Bürgermeisters von Kobe hatte kein Ergebnis, und | kommen wird. 
so zog sich der Streik, an dem sich zum erstenmal in Japan Neue Arbeitergesetzgebung. 
nun auch die Meister beteiligten, wochenlang hin, bis schließ- Als eine dauernde Folge der großen Streiks darf auch 
lich am 9. August die Streikenden, nachdem sie auf der Mitsu; | wohl angesehen werden, daß die Regierung, nachdem sie 
bishi-Werft einen Teil ihrer Forderungen bewilligt erhalten | pisher gezögert hatte, die Vorschläge der Internationalen 
hatten, zum bedingungslosen Nachgeben beiden Werften | Arbeiterkonferenz in Washington irgendwie gesetzgeberisc 
gegenüber gezwungen waren. Sie erklärten aber öffentlich, | in die Wirklichkeit umzusetzen, jetzt die Washingtoner Vor- 
daß ihr Nachgeben nur ein erzwungenes und rein vorläufiges | schläge dem Geheimen Staatsrat zur Prüfung der Frage, ob 
sei und daß sie nur deshalb nicht weiterstreikten, um nicht | sie ratifiziert werden sollen, unterbreitet hat. Japan steht 
die Zukunft der japanischen Schiffbauindustrie ernstlich zu | übrigens mit seinem Zögern nicht allein, denn von allen 
gefährden und ihre Familien noch länger leiden zu lassen. | 26 teilnehmenden Ländern ist anscheinend Griechenland bis 
Sie verzichteten auf keine ihrer erhobenen Forderungen und ! ner das einzige, das die Vorschläge ratifiziert hat, obwohl 
erklärten, daß sie hei der ersten sich bietenden Gelegenheit | ger dafür in Aussicht genommene Termin mit dem 26. Jul 
wieder den Kampf aufnehmen würden, bis alle ihnen zu- | abgelaufen ist. Wie sich der Geheime Staatsrat zu den Vor- 
kommenden Rechte anerkannt seien. Mit dem Aufhören der | schlägen stellen wird, erscheint zweifelhaft. Im Ministerium 
beiden großen Streiks war aber die Ruhe in Kobe noch keines- | für Handel und Landwirtschaft wird aber eine Vorlage aus 
wegs wieder eingetreten, und den ganzen August hindurch | gearbeitet, die dem Reichstag in seiner kommenden Session 
brachen in Kobe, ebenso übrigens in Osaka und anderswo, | zugehen wird, und die ein völlig neues Arbeiterrecht schaffen 
immer wieder neue kleinere Streiks aus. will, großenteils auf der Grundlage der Washingtoner Vor- 
Dauerndes Ergebnis der Streiks. schläge und der von den Arbeitern erhobenen Forderungen. 
Ein sofortiges Ergebnis der großen Streiks in Kobe war, ! Es soll das ganze bestehende und großenteils veraltete Recht 
daß die Werften die Gelegenheit benutzten, sich für die Dauer | beseitigen und Vereinsrecht. Schlichtungsordnung, Betriebs 
aller Arbeiter zu entledigen, die in den Kämpfen als besonders | rätesystem, Kranken-, Unfall- und Altersversicherung um 
radikal hervortraten. Sie sind aber anscheinend, nachdem | fassen und auf neue Grundlagen stellen. Somit scheinen die 
sie den vollen Sieg errungen haben, bereit, weitgehend den | großen Streiks des Sommers die Arbeiterbewegung in Japat 
Forderungen der Arbeiter freiwillig entgegenzukommen, und | einen wesentlichen Schritt vorwärtsgebracht zu haben, wen! 
bereiten anscheinend die Einführung eines neuen Systems von | freilich noch nicht abzusehen ist, wie weit die in der Regt 
Betriebsräten und Gewinnbeteiligung der Arbeiter vor. Auf | rung wie im Reichstag vorherrschend vertretenen reinkapis 
diesem Wege sind ihnen, während die großen Streiks noch | listischen Interessen in der neuen Gesetzgebung den Wünsch“ 
tobten, einige andereFirmen vorangegangen. Die englischeDun- | der Arbeiter entgegenkommen werden. \ 
lop Rubber Co. in Kobe machte den Anfang, die Tokioer Musse- 
lin-Werke folgten, und in großem Maßstab hat die Sumito9mo- 


Gesellschaft auf ihren Maschinen-, Kupfer- und Stahlwerken Die "Washingioner Konferenz, 
und in ihrer Fabrik in Amagaseki eine neue Betriebsrats- 
und Gewinnbeteiligungsordnung eingeführt, über die dem- 
nächst eingehender zu berichten sein wird. Auf den Werften, 
bei denen ja wichtige Staatsgeheimnisse in Frage kommen, 
ist die Einführung cines solchen Systems schwieriger, es 
scheint aber doch ein Weg dafür gefunden zu werden. Der 
Finanzminister Baron Takahashi hat die Gewinnbeteiligung 
der Arbeiter und die teilweise Beaufsichtirung der Arbeiten 
durch Betriebsräte als den einzigen Weg bezeichnet, aus den 
ewigen Arbeiterstreitigkeiten herauszukommen und zugleich 
die Betriebskosten wesentlich zu ermäßigen. In gleichem 
Sinn hat sich auch der Minister des Innern Tokonami aus- 
gesprochen, der im übrigen den Streiks gepenüber sich ziem- 
lich ablehnend verhielt und sie nur als Ausfluß gewissen- 
loser Aufhetzung bezeichnete. Auch das Arbeitsamt des 
Handels- und Landwirtschaftsministeriums erklärte die Streiks 
für unberechtigt, da es den Arbeitern recht gut gehe, im Be- 
zirk von Osaka und Kobe allerdings etwas schlechter als im 
Osten. Diese ablehnende Zurückhaltune der Regierung wird 
natürlich von der Öppositionspresse weidlich zu Angritfen 
auf sie benvtzt: ebenso wird von der Presse das völlire Ver- 
sagen der Roshikyochokai, der Gesellschaft zur Versöhnung 
von Kapital und Arbeit, festgestellt, die trotz ihrem großen 


Die Vertreter Ostasiens auf der Washingtoner Konteren’- 
Amtlich wird bekanntgegeben, daß die Vertreter Japans au 
der Konferenz in Washington die folgenden sein werden: Priw 
Tokugzawa, Präsident des Oberhauses, Vizeadmiral Kato, Direktor 
der Marineakademie, Baron Shidehara, japanischer Botschafter 
in Washinston, dazu 22 Mitglieder des Auswärtigen Amtes. } 
Vertreter des Finanzministeriums, 7 des Kriegsministeriums und 
12 Mitsdlieder des Marineministeriunns. 

China hat bisher die Namen von 6 Delegierten namlhnft 
gemacht, und zwar: Dr. W. W. Yen. Minister des Auswärtigen. 
Dr. Wellingtan Koo, chinesischer Gesandter in London, Dr. Alircd 
Sze, Gesandter in Washineton, Chao Chu-wu. früherer Kanzler 
beim Auswärtigen Amt in Peking und den Cantonesen Chanz 
Hui: ferner nimmt der Hongkongchinese Sir Robert Ho Tunx. 
Ratgeber des Präsidenten, als Ratgeber teil. Die 6 Delegierten 
sind im Auslande erzogen und beherrschen gründlich die 
englische Sprache: sie gelten auch sämtlich als gute Politiker. 

In amtlichen Kreisen wird versichert, daß die Cantan- 
Regierung einen Herrn Mah-su zu ihrem Vertreter auf der 
Washingtoner Konferenz ernannt habe und den Namen eines 
zweiten demnächst bekanntgeben werde. Das Informations- 
bureau der „Republik Korea“ meldet. daß auch koreanische 
Vertreternach Washington entsandt werden würden. Dr. S. Rlıce. 
„Provisorischer Präsident der Republik Korca“ sei bereits nach 
Washington abgereist,. N 


Japan in Indochina. Der Berichterstatter des „Temps“ in 
Tokio meldet, daß die japanische Regierung auf der Washing- 
toner Konferenz die Meistbegünstigung japanischer Einfuhr- 
artikel nach Indochina in Zollangelegenheiten beantragen wili. 
Bisher wurden diese Güter nach dem Maximaltarif berechnet. 
Japanische Zeitungen fügen dieser Meldung hinzu, daß ein 
Konsortium französich-japanischer Bankiers mit Zustimmung der 
beiderseitigen Regierungen die Ausbeutung Indochinas beabsich- 
tige, wobei Frankreich die Konzessionen und Japan Geld und 
Material und Menschen stellen soll. Auch wird behauptet, daß 
die französische Regierung bereits ihre Zustimmung gegeben 
habe und ein Vorvertrag in Tokio abgeschlossen. worden sei. 
Dazu schreibt die französische Zeitung „La libre parole“, daß 
das durch den Krieg arm gewordene Frankreich wohl 
finanzielle Hilfe gerne annehmen werde, daß aber die großc 
Qefahr bestehe, daß der wirtschaftlichen Vorherrschaft eines 
Tages die militärische und politische Besetzung folgen werde 
und daß dann Frankreich ganz aus Ostasien verdrängt werden 
würde. Man solle es machen, wie andere Nationen, die zwar 
äußerlich gute Beziehungen zu Japan unterhielten, sich dabei 
aber die Japaner möglichst vom Leibe zu halten suchten, vor 
allen Dingen dürfe man ihm nicht den Schlüssel zu einen 
wichtigen Teil des französischen Hauses anvertrauen. 


Englische Fiottenpläne für den Pazifik. Es ist erinnerlich, 
Jaß etwa vor Jahresfrist die Londoner Regierung durch den 
Admiral Jceilicoe die Frage eines Flottenstützpunktes in Sing«- 
pore untersucheh und mit den in Frage kommenden Kolonien !n 
Fernen Osten, Australien und der Südsee: erörtern ließ. Im all- 
gemeinen fand Jellicoe namentlich in Australien und Neuseeland 
wenig Gegenliebe. Diese Staaten hatten natürlich nichts gegen 
eine Verstärkung der britischen Flotte im Pazifik, die ihnen 
sogar mit Rücksicht auf die vermeintliche japanische (Gefahr 
durchaus cıwünscht erschien; aber sie zeigten herzlich wenig 
Meinung, für diesen Zweck ihren Geldbeutel zu öffnen oder gar 
außerordentliche Mittel durch neue Steuern oder Abgaben auf- 
zubringen. Es schien eine Zeitlang, als habe man sich in London 
entschlossen, den Plan der Flottenvergrößerung in den Akten- 
schränken von Whitehall verschwinden zu lassen. In den 
letzten Tagen ist aber wieder von ihm die Rede. Das ist in 
Anbetracht der Finladung zur Washingtoner Konferenz, die 
London in aller Form angenommen hat, zum mindesten über- 
raschend, wenn auch nach einer neuen Erklärung des Präsi- 
denten Harding nicht eine allgemeine Abrüstung, sondern ntır 
cine Beschränkung der Rüstungen und der für sie nötigen Aus- 
gaben angestrebt werden soll. Mitte Oktober schrieb der „Dailv 
Express“: „Wenn die Washingtoner Konferenz zu keiner Lösung 
des Frage des Stillen Ozeans führt, werden die britische Rexie- 
rung und die Kolonien den Bau einer neuen starken Flotte mit 
dem Stützpunkt Singapore für den Fernen Osten als notwendig 
bezeichnen.“ Das erscheint, weil nur von einem künftigen 
Eventualfail gesprochen wird, noch verhältnismäßig harmlos. 
Das Echo von jenseits des Atlantischen Weltmeers klingt aber 
schon viel ernster. Im „New York Herald” vom 18. Oktober 
heißt es: „In Washingtoner Marinekreisen ist man, wenn auch 
nicht besorgt, so doch erstaunt über die Absicht Großbritanniens, 
im Stillen Ozean einen neuen Flottenstützpunkt zu schaffen. In 
den letzten Meldungen darüber ist nicht mehr die Rede davon, 
daß die Pläne nur ausgeführt werden sollen, wenn die Washing- 
toner Konferenz ergebnislos verläuft. Die neue Wendung, die 
die Angelegenheit genommen hat, ist für die englisch-amerikani- 
„chen Beziehungen sehr schädlich; sie macht den Eindruck, als 
ob das englisch-japanische Bündnis sich gegen die Vereinigten 
Staaten richtet. Jedenfalls würde die Unterhaltung einer ständi- 
gen Flotte in Fernen Osten auch in anderen Ländern neue 
Flottenvermehrungen zur Folge haben.“ Man mag einen erheb- 
lichen Teil der Schärfe dieser Erklärung darauf setzen, daß der 
„New York Herald‘ ein Hetzblatt ersten Ranges gegen Japan ist 


die 
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(sein Tokioer Mitarbeiter Louis Siebold schreibt täglich einen 
mehrere Spalten langen Bericht, der die japanische Gefahr unter 
aufschenerregenden Ueberschriften den Lesern zielbewußt ein- 
hämmert). Darin wird man dem New Yorker Blatt beipfliehten 
müssen: erstaunlich ist die Ankündigung dieser neuen Pläne 
Großbritanniens in dem Augenblick, wo sich sein erster Minister 


Lloyd George zur Fahrt nach Amerika an Bord cines Kriegs- 
schiffes anschickt, jedenfalls. G. F. 


Philippinen. 


Das Problem der Philippinen. 
Von C. Fink. 


Vor etwa Jahresfrist ist an dieser Stelle (vergleiche die 
Nummer vom 15. Dezember 1920) die Unabhängigkeits- 
bewegung der Philippinen eingehend behandelt worden. Da- 
mals hatten sich philippinische Abordnungen nach Amerika 
begeben, um die maßgebenden Stellen in Washington zu 
überzeugen, daß die vom Jones-Gesetz vorgeschriebene Be- 
dingung für die Unabhängigkeit der Inseln, eine zuverlässige 
Regierung,. vorhanden sei. Man sei bereit, falls Amerika 
den Philippinen Unabhängigkeit zugestehen wollte, Amerika 
Stützpunkte für sein Heer und seine Flotte auf den Inseln 


Ü 


‚zu lassen, alle Amerikaner rechtlich mit den Philippinern 


gleichzustellen, sowie Bürgschaft für die Durchführung der 
gesundheitspolizeilichen Erlasse der amerikanischen Verwal- 
tung und für die Aufrechterhaltung der Beziehungen zum 
Ausland zu geben. Aber die örtlichen Angelegenheiten der 
Inseln zu ordnen, müsse fortan den Philippinern bedingungs- 
los überlassen werden. Schon damals schien indessen die 
Hoffnung gering, daß man in den Vereinigten Staaten: sich 
bereit finden werde, die Früchte, die man auf den Philippinen 
mit Aufwand großer Mittel gehegt und gepflegt hatte, anderen 
in den Schoß fallen zu lassen. Die Befürchtung der Philippiner, 
daß der Sieg der Republikaner bei den Wahlen in Amerika 
ihre Aussichten, in absehbarer Zeit ein unabhängiger Staat 
zu werden, völlig begraben werde, scheint sich im weitesten 
Maß als berechtigt erweisen zu sollen. 

Bald nach seinem Amtsantritt hat Präsident Harding 
eine Kommission nach Manila gesandt, die sich an Ort und 
Stelle unterrichten und feststellen soll, ob die Philippiner zur 
Selbstverwaltung reif sind oder nicht. Die Kommission be- 
stand aus zuverlässigen Männern und erfahrenen Politikern. 
Geführt wurde sie vom Generalmajor Leonard Wood und 
dem früheren Gouverneur Cameron Forbes. Ueber diese 
beiden Männer ein Wort zu verlieren, scheint unnötig; sie 
sind bekannt. Beigegeben wurde ihnen — das dürfte be- 
sonders in deutschen Kreisen interessieren — Oberst Frank 
McCoy und Oberstleutnant Bowditch, die als Stabschefs die 
Kämpfe um Chaumont auf amerikanischer Seite geleitet haben 
und später mit der amerikanischen Mission in Kleinasien und 
Armenien gewesen sind. Es waren also Männer mit ge- 


"übten Blick auch für nichtamerikanische Dinge und Ver- 


hältnisse.. Wenn die Entsendung einer aus solchen Leuten 
bestehenden Kommission trotz alledem auf den Philippinen 
viel böses Blut gemacht hat, so sind dafür vorwiegend zwei 
Umstände die Veranlassung gewesen.‘ Einmal erschien es 
den Philippinern höchst befremdlich, daß die Kommission 
ausschließlich aus Republikanern bestand, daß die Demo- 
kraten, die stets für die Freigabe der Inseln eingetreten 
waren, wie auch der demokratische Generalgouverneur Harri- 
son sie bis zuletzt empfohlen hat, nicht herangezogen worden 
waren. Dann machte man aber auf den Inseln geltend, die 
Vereinigten Staaten könnten unmöglich den Philippinern das 
Recht, eine unabhängige Republik aufzurichten, absprechen 
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oder vorenthalten, wenn sie sich sonst überall für eine Demo- 
kratisierung der Welt einsetzt:n, wie sie dafür ja auch in 
den Weltkrieg ringetreten wären, una wenn sıe China, das 
sicherlich vor zehn Jahren nicht reif für einen selbständigen 
Freistaat war und es heute auch ncch nicht sei, wie die 
Ereignisse bewiesen, als unabhängige Republik anerkennten 
und auf alle Weise zu fördern bestrebt seien. Selbstver- 
ständlich läßt sich manches vom amerikanischen Standpiünkt 
gegen diese Auffassungen der Philippiner einwenden. Um 
ein Bild von den gegenwärtigen Wünschen und Stimmungen 
auf den Inseln zu geben, genügt es indessen, festzustellen, 
daß sie vorhanden sind. 

Sucht man den Dingen etwas weiter auf den Grund zu 
kommen, so ergibt sich, daß die von den philippinischen 
Politikern und ihrer Presse vorgebrachten Einwände den 
Kern der Sache nicht treffen. Man wagt anscheinend nicht, 
das Kind beim rechten Namen zu nennen. Gelegentliche Be- 
merkungen aber lassen keinen Zweifel darüber, wo die Phi- 
lippiner- der Schuh drückt. Sie fürchten offenbar in einen 
japanisch-amerikanischen Konflikt hineingezcgen zu werden, 
durch den sie dann schwer zu leiden haben würden. Man 
erkennt sicherlich an, was: die Amerikaner aus den Inseln 
gemacht haben, daß sie ihnen auf allen Gebieten früher kaum 


für möglich erachtete Entwicklungen gebracht haben, und, 


kaum ein Philippiner wird ernstlich die Rückkehr der ehe- 
maligen spanischen Zeiten zurücksehnen. Aber die Sym- 
pathie der Mehrheit steht nicht auf seiten der Amerikaner, 
sondern ausgesprochenermaßen auf seiten des entternt mit 
ihnen 'rasseverwandten ostagiatischen Volkes, der Japaner. 
Es nützt nicht viel, wenn die „Manila Times“ den Philip- 
pinern klar zu machen sucht, sie gehörten doch nicht auf 
die japanische, richtiger die asiatische Seite; ihre Lebens- 
haltung stände ja hoch Ciber der der meisten Asiaten, und 
ihre Kultur sei vorwiegend okzidental gerichtet, nament- 
lich soweit die mittleren und höheren Klassen in Betracht 
kämen. Win liegt etwas Wahres; aber es überzeugt die 
Philippiner nicht. Sie fühlen sich als Asiaten und wollen 
Asiaten sein. Und das um so mehr, als sie auf Schritt und 
Tritt sich in ihrem Verhältnis zu den Vereinigten Staaten als 
Objekt, nicht als Subjekt der Politik fühlen. Das sind die 
Philippinen zweifellos auch. 

Bis zu einem sehr hohen Grad erklärt sich die Abneigung 
Washingtens, den Philippinen Unabhängigkeit und Selbstän- 
digkeit zuzugestehen, aus der Besorgnis, daß die Philippinen 
nicht stark genug sind, ihre Unabhängigkeit und Selbständig- 
keit aus eigener Kraft zu behaupten, daß sie vielmehr beim 
ersten Ansturın eine leichte Beute Japans werden würden. 
Rechnet man in Amerika aber ernstlich mit der Möglichkeit 
eines Zusammenstoßes mit Japan, so ist es durchaus verständ- 
lich, daß man die Inseln dem Gegner nicht überlassen, daß 
man sich in ihnen unter allen Umständen ein starkes Bollwerk 
gegen Japan erhalten will. 

Die Entscheidung darüber, ob Washington den Philip- 
pinen die Unabhängigkeit zugestehen wird cder nicht, ist 
daher nur im Zusammenhang mit der gesamten pazifischen 
und fernöstlichen Politik der Vereinigten Staaten denkbar. 
Je mehr Washington Japan auf dem nordasiatischen Fes#- 
land entgegrentritt, je entschiedener es ihm den Weg in die 
Mandschurei und Östsibirien zu sperren bestrebt ist, um so 
größere Bedeutung gewinnen die Philippinen für Japan. Wird 
Japan im Norden an der Erreichung seines Ziels, sich wirt- 
schaftliche Büreschaften für seine Rohstoffe entbehrende In- 
dustrie auf dem asiatischen Kontinent zu schaffen, gehindert, 
so muß es sich einen Zugang zum Chinesischen Reiche im 
Suden suchen und wird darauf bedacht sein, sich die Phi- 
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lippinen als Stützpımkt für diese Bestrebungen zu sichern. 
Mit Recht nannte kürzlich ein amerikanisches Blatt die Phi- 
lippinen das „Fallgitter“ der amerikanischen Stellung im 
Osten, und man kann es durchaus verstehen, daß Präsident 
Harding den Gedanken einer allgemeinen Abrüstung bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit ablehnt; die Washingtoner Kor- 
ferenz solle nur Mittel zur Einschränkung der Rüstungen 
finden, nicht aber beschließen, daß alle Befestigungen ge 
schleift, alle Heere aufgelöst und alle Kriegsschiffe beseitigt 
werden sollten. Auf der anderen Seite wird von amerikani- 
schen Blättern, so namentlich vom „New York Herald“, immer 
wieder behauptet, Japan werde auf der Washingtoner Kon- 
ferenz verlangen, daß gewisse Inseln im Stillen Ozean nicht 


.befestigt werden dürfen und daß die dort schon geschaffenen 


Befestigungen geschleift werden müßten. Würde der Antrag 
angenommen, fahren sie fort, so wäre Japan bereit, die Bonir- 
Inseln nicht weiter als befestigten Flottenstützpunkt aus 
zubauen, verlange aber hinsichtlich der Philippinen, Guans 
und Hawaiis dieselben Zusagen der Vereinigten Staaten. Der 
gegenüber weisen die amerikanischen Blätter ihrerseits darauf 
hin, Japan habe es leicht, eine solche Forderung zu stellen: 
angesichts seiner geographischen Nähe zur ostasiatische: 
Küste und zu den Südseeinseln könne Japan sehr wohl av 
die vorgeschobenen Posten der Bonin-Inseln verzichten, di 
Vereinigten Staaten aber seien in Anbetracht der großen Ent- 
fernung Ostasiens, wo sie wichtige Interessen zu schützen 
hätten, von Amerika in einer wesentlich anderen und schwie 
rigeren Lage. Man darf gespannt sein, wie diese Ausein 
andersetzungen in Washington verlaufen werden. 

Um Stimmung für sich auf den Philippinen zu machen. 
malt die amerikanische Presse Manilas fortgesetzt das jap 
nische Schreckgespenst an die Wand. Eine Unterstützun; 
findet sie dabei auch durch den dortigen Vertreter der „Lor 
doner Times“ Duckerworth-Ford, der in einem längeren Av 
satz „America or Japan?“, den die ‚Manila Times“ abdrud 
von der Möglichkeit spricht, daß die Aufmerksamkeit der \r 
einigten Staaten eines Tages so stark von Mexiko in Anspr® 
genommen werden könnte, daß sie die Philippinen sich sel 
überlassen müßten und bei dieser Gelegenheit ihnen Ur 
abhängigkeit zu gewähren nicht umhin könnten. Es wit 
sich dann zeigen, was Japan tun werde. 

Daß man in Japan die Entwicklung der Dinge auf dir 
Philippinen mit gespanntester Aufmerksamkeit verfolgt, unter 
liegt keinem Zweifel. Es ist kaum ein Zufall, daß die jap 
nische „Asian Review“ in ihrer Juli-August-Nummer nic 
weniger als drei Aufsätze veröffentlicht, die sich mit der pol 
tischen Lage auf den Philippinen beschäftigen. Mit großen 
Nachdruck weist in einem dieser Artikel Artemio Ricart 
Vibora auf die schwere Enttäuschung hin, die der Ausgant 
der amerikanischen Wahlen den Inseln gebracht habe; ein 
Antrag im philippinischen Parlament, zum Amtsantritt de 
Präsidenten Harding eine Abordnung zu entsenden und ein 
Abteilung der philippinischen Konstabler an der Parade ı 
Washington aus diesem Anlaß teilnehmen zu lassen, sei vol 
einer überwältigenden Mehrheit abgelehnt worden. Die Ent 
sendung der Wood-Forbesschen Kommission habe das Mil 
trauen gegen die Vereinigten Staaten nur vergrößert, währene 
im selben Maß die freundschaftlichen Beziehungen zu Japa". 
das sich stets als ein guter Nachbar der Philippinen erwies" 
hat, wärmer geworden seien. In Verbindung hiermit kat! 
auf eine sehr freundschaftliche Begrüßung von Philippinet. 
die kürzlich Tokio besucht haben, durch Marquis Okuma hi 
gewiesen werden. Noch bitterer als Vibora äußert S& 
übrigens ein Leitartikel der „Asian Review“, der klipp UN 
klar zum Ausdruck brachte, wie der Bericht der Wood-For®® 


schen Kommission ausfallen würde, könne man sich leicht 
vorstellen, wenn man einen Blick auf die Unabhängigkeits- 
bewegung und die wiederholt geänderte Stellungnahme 
Washingtons werfe. 

Inzwischen ist nun General Wood nach Amerika zurück- 
gekehrt, um dem Präsidenten die Richtlinien für die weiteren 
Bedürfnisse der amerikanischen Interessen zu unterbreiten. 
Präsident Harding hat inzwischen auch seinerseits einen 
Schritt getan, der eindeutig genug ist: er hat den General 
Wood zum Generalgouverneur der Philippinen für die 


China. 


- Neue Industrielle Unternehmungen In China. 


Ueber eine Reihe von industriellen Unternehmungen :n 
China, die teils in Ausführung begriffen, teils geplant sind, 
erfahren wir aus verschiedenen Quellen: Im Vertragshafen 
Chungking hat sich eine chinesische Aktiengesellschaft 
mit einem Kapital von 2 Millionen $ zur Errichtung eines 
Eisenwerks gebildet. Genaue Pläne sind noch nicht 
bekanntgegeben, aber nach dem, was bisher durchgedrungen 
ist, soll das Werk bezüglich seiner Größe und Leistungsfähig- 
keit anderen ähnlichen chinesischen Werken gleichkommen. 

Eine chinesisch-japanisch-englische Gesellschaft mit einem 
Kapital von 15 Millionen $ plant die Errichtung eines großen 
Eisenwerksaufder Schinwa-Insel(?) an der chine- 
sischen Küste; die monß&tliche Leistung soll 6000 Tonnen 
Gußeisen betragen. 

Das Ministerium für Handel und Landwirtschaft hat den 
Verkauf der Hsiang Pie-shan Eisemerzgruben 
im Yangtsetal seitens der Regierung von Hupei an die Hanye- 
pmg Eisen- und Stahlwerke in Hanyang genehmigt. Da das 
japanische Kapital seit dem Kriege, wie bekannt, bei der ge- 
nannten Gesellschaft vorherrschend geworden ist, bedeutet 
das, daß Japan sich im mittleren Yangtsetal weitere sehr 
wertvolle Eisenerzlager gesichert hat und China immer mehr 
Quellen des Wohlstandes zugunsten von Fremden entzogen 
werden. Wie verlautet, hat die Bevölkerung gegen den Ver- 
kauf sehr heftig Protest erhoben und nach Peking tele- 
graphiert, daß der Vertrag unter allen Umständen rückgängig 
gemacht werden müsse. 

Auch das von der Zentralregierung an die Hanyang- 
Werke gemachte Zugeständnis der zollfreien Aus- 
fuhr aller Produkte dieser und der ihnen angegliederten 
anderen Werke und Gruben auf die Dauer von vorläufig 
fünf Jahren, sowie Befreiung von allen Inlandzöllen und 
sonstigen Abgaben stößt bei der Bevölkerung auf großen 
Widerstand, da die Produktion dieser Werke größtenteils 
nach Japan geht und die Ersparnisse aus Zöllen und Ab- 
gaben lediglich Japan und den japanischen Mitbesitzern der 
Hanyang-Werke zugute kommen. 

In Hankou haben chinesische und deutsche Kapita- 
listen und Sachverständige die „Hsiang Han Mineral 


Co.“ gegründet, um die Erzlager der Provinz Hunan aus- 


zubeuten und in Erzaufbereitungsanlagen zu verwerten. Es 
kommen in erster Linie Antimon, Eisen, Kupfer, Zink, Silber 
und Blei in Frage. Zum Gründungskomitee gehören außer 
deutschen Ingenieuren und dem früheren Ministerpräsidenten 
Hsiung Hsi-ling und dem früheren Gouverneur von Hunan, 
Tsu Yu, eine Reihe von Großkaufleuten aus Hankou und 
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nächsten vier Jahre ernannt. In diesem Zeitraum wird, wenn 
nicht ganz unerwartete Ereignisse eintreten, den Philippinen 
schwerlich von Washington Unabhängigkeit gewährt werden. 
Mag die Washingtoner Konferenz ausgehen, wie sie will, 
die Regierung Hardings wird die amerikanische Stellung in 
Ostasien weder wirtschaftlich noch militärisch abrüsten. Da- 
mit ist das Schicksal der Inseln bis auf weiteres entschieden. 
Die Philippiner müssen sich darüber klar werden, daß auch 
sie, wie so viele andere machtlose Staaten, kein Subjekt, 
sondern ein Objekt der Weltpolitik sind. 


EEE Wirtschaftliche Nachrichten E 


Change: Das Kapital ist vorläufig auf etwa 500 000 N fest- 
gesetzt worden. 

In Kiukiang ist die Erbauung einer großen modernen 
Dampf-Mehlmühlee vorgesehen worden, wozu die 
Gelder gezeichnet worden sind. 

Ferner hat die Provinzialversammlung von Anhui der 
Errichtung einer großen Papierfabrik und zweier Tau- 
fabriken auf Kosten der Provinzialkasse zugestimmt. 
Diese Anlagen sollen, mit den modernsten Einrichtungen ver- 
sehen, anderen gleichartigen Unternehmungen als Muster 
dienen. 

Das von einem chinesischen Konsortium herausgegebene 
„Shanghai Journal of Commerce“ zählt 45 während des 
Monats Juli in Schanghai neu gegründete Ge- 
sellschaften auf, darunter als bedeutendste die „Con- 
tinental Trust Co.“ mit 6 000 000, China National Sugar Relfi- 
ning Co. Ltd. mit 5000000, Hwa Sheng Trust Co. mit 
5000000, International Trust Co. mit 4000000, Wing On 
Spinning & Weaving Co. mit 3000 000, Chung Hwa Cotton 
& Cotton Cloth Exchange mit 2500000, Chung Hwa Stock 
Exchange mit 2500 000, Ho Hsin Iron & Steel Factory mit 
2000000 und die Shanghai Cotton Cloth & Piecegoods 
Stock Exchange mit 1500 000 $ Kapital. Die übrigen neuen 
Gesellschaften arbeiten zumeist mit einem a von 1 bis 
114 Millionen Dollar. 

Die „Musterstadt“ Nantungchou, etwa 160 km von 
Schanghai flußaufwärts am Yangtse gelegen, hat kürzlich 
eine 8 prozentige öffentliche städtische Anleihe 
in Höhe von 2 Millionen Dollar ausgeschrieben, die nach 
Ablauf von vier Jahren wieder in Teilzahlungen einzulösen 
ist. Für dieses Geld sollen neue Straßenanlagen, ein Tele- 
phonnetz, eine Oelmühle, eine Seifenfabrik, eine Papierfabrik 
und ein städtisches Elektrizitätswerk geschaffen werden. Falls 
dann noch ausreichende Mittel vorhanden sind, werden 
weitere industrielle Anlagen ins Leben gerufen. 

In Lungsha bei Schanghai hat der frühere Minister 
für Handel und Landwirtschaft, Chang chien, der nicht nur 
durch seine Gründungen in Nantungchou zu den bedeutend- 
sten Führern der industriellen Kreise Chinas gehört, in Ver- 
bindung mit dem bisherigen Vorsitzenden der chinesischen 
Handelskammer in Schanghai, die Errichtung großer 
Zementwerke begonnen. Das investierte Kapital soll 
1 Million Dollar betragen. Wie es heißt, haben deutsche 
Firmen für diese und andere teils im Bau begriffene, teils 
projektierte Zementwerke den Zuschlag für die Lieferung der _ 
maschinellen Einrichtung erhalten. In dieser Verbindung soll 
erwähnt werden, daß zurzeit eine sehr starke Konkurrenz .auf 
dem chinesischen Maschinenmarkt herrscht. Japan hat überall 
dort, wo nicht japanisches Kapital, das jede Konkurrenz von 
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vornherein ausschließt, an Boden verloren, während Amerika 
häufig die englischen Mitbewerber aus dem Felde schlägt, 
wobei freilich nicht übersehen werden darf, daß es an zahl- 
reichen chinesischen Neugründungen direkt oder indirekt be- 
teiligt ist. 

Nordchina meldet die Ausschüttung von 40 Prozent 
Dividende für das Jahr 1920 seitens der Kirin Glass 
Works in Changchun. Die Gesellschaft ist ein 
chinesisches Unternehmen und arbeitet in scharfer Konkurrenz 
gegen die in der Mandschurei jetzt noch vorherrschende 
japanische Glasindustrie. Die genannten Werke haben ihren 
Betrieb letzthin bedeutend erweitert und zugleich die Her- 
stellung von Lampenzylindern und Spiegelglas begonnen. 

In Kirin errichtet eine chinesische Gesellschaft eine 
moderne Gerbereianlage mit einem Aufwand von 
5 Millionen Dollar. Bei der bekannten großen Produktion 
von Rohmaterial in der viehreichen Nordmandschurei dürfte 
das neue Unternehmen die besten Aussichten hinsichtlich 
seiner Rentabilität haben. Leiter der Fabrik ist ein russischer 
Sachverständiger. G.'S. 


Deutsche Forderungen und Schulden gegenüber China. NHin- 
sichtlich der deutschen Forderungen und Schulden gegenüber 
China vertritt die Reiciisregierung — entgegen der teilweise 
in der Literatur ‘vertretenen Ansicht -— die Auffassung, daß 
China, welches den Vertrag won Versailles nicht unterzeichnet 
und nicht ratifiziert hat, nicht zu den vertragschließenden 
Mächten im Sinne des Art. 206 des Friedensvertrages gehört 
und daß infolgedessen die $$ 1—3 des Ausführungsgesetzes zum 
- Friedensvertrage vom 31. August 1919 (RGBl. S. 1530) auf 
deutsche Forderungen und Schulden gegenüber China keine An- 
wendune finden. Dementsprechend wird eine Bekanntmachung 
xemäß $ 3 des Ausführungsgesetzes zum Friedensvertrage nicht 
cıfolgen. 

Das Reichsministerium für Wiederaufbau hat bereits dem 
Reichsausgleichsamt Weisung erteilt, das Vorstehende bekannt- 
zugeben. 


Die Huanghobrücke. In teilweiser Ergänzung unserer in 
der letzten Nummer der „Ostasiatischen Rundschau“ gebrachten 
Ausführungen über die Vergebung der Huanghobrücke wird 
uns noch geschrieben: Beim Wettbewerb um den Bau einer 
Fisenbahnbrücke über den Huangho für die Peking--Hankauer 
Fisenbahn ist der Zuschlag an ein belgisches Konsortium er- 
folgt. Die Bahın ist seinerzeit von Belgiern gchaut. Die erste 
Brücke war eine grundsätzlich verfehlte Anlage. Sie ist erst 
im Jahre 1905 fertiggestellt und muß heute schon durch cine 
neue ersetzt werden. China muß für diesen Zweck einen Betraz 
von $ 10.88 Millionen aufwenden. Kein Mensch hat natürlich 
daran gedacht. die Erbauer der ersten Brücke für die gemachten 
Fehler verantwortlich zu machen; die internationale Entente- 
Presse hütet sich derartige Dinge anzuschneiden. _ Der neue 
Zuschlax an die Belgier für den genannten Preis ist übrigens 
um so erstaunlicher, als ein Angebot der Firma Carlowitz & Co. 
für Friedrich Krupp A.-G., die Friedrichshütte in Rheinhausen 
und Grün & Bilfinger in Mannheim für $ 7,45 Millionen iımmer- 
hin ganz erheblich billiger war. Die Belgier und die Deutschen 
hatten übrigens beide noch ein zweites Angebot gemacht. das 
14,90 resp. 10.79 Millionen kosten sollte. so daß auch da 
Deutschland wieder wesentlich billiger gewesen ist. Das 
höchste Anrebot war. was immerhin bemerkenswert ist. ein jann- 
nisches. 14,57 Millionen. Die Sachverständigen haben einen 
zweiten und dritten Preis dem Wettbewerb ($ 80.000 und 25 000) 
zwei französischen Bewerbern zugesprochen. Mit der Fnt- 
<cheidung waren weder das amerikanische noch das japanische 
Mitglied der Kommission einverstanden: sie reichten 
Minoritätsgutachten ein. Darauf hielten das englische. das 
französische und das belrische Mitglied dem amerikanischen in 
einem offenen Schreiben vor, obwohl er Schiedsrichter gewesen 
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sei, habe er sich nicht entblödet, selbst ein Angebot ein- 
zureichen. Damit ist ein öffentlicher Skandal heraufbeschworen. 
Auffallend ist es übrigens, daß auch bei Ausschreibungen für Loko- 
motiven und Fisenbahnwagen ebenfalls letzthin in China von 
deutschen Werken gemachte Angebote trotz zum Teil erheb- 
lich niedriger Preise nicht berücksichtigt, die Anträge vielmehr 
belgischen, japanischen und amerikanischen Werken erteilt 
worden sind. 


Zur Abschaffung des Likins.. Der in der letzten Nummer 
erwähnte Streik der nordchinesischen Verschiffer an der 
Suiyüaner Eisenbahn, die gegen die Einführung neuer Zollämter 
protestiert, ist inzwischen beigelegt. Die Likinämter bleiben. 
aber die Verschiffer brauchen kein Likin mehr zu zahlen! 


Zolltarifreform. Die Pekinger Regierung strebt eine weitere 
Frhöhung des Zolltarifs an. Vorläufig verhalten sich die 
englischen Kreise demgegenüber entschieden ablehnend. Die 
„North-China Daily News“ erklärt, grundsätzlich sei England zı 
Verhandlungen bereit: tatsächlich habe es im Jahre 1919 bereits 
in eine Erhöhung der Zollsätze gewilligt, durch die die 1912 ver- 
einbarten Sätze auf eine den inzwischen verteuerten Preisen 
der Waren entsprechende Höhe gebracht seien. Damit hab: 
die Pekinger Regierung ihre Jahreseinnahmen um run 
3 Millionen Taels vermehrt. An sich sei das ja kein übermäli: 
hoher Betrag. aber die Pekinger Regierung habe sich neuer 
dings eine ganze Reihe solcher Mehreinnahmen zu verschafie 
gewußt. An der Finanzlage des Reiches sei damit aber aut 
nicht das Geringste gebessert worden. Würde ‘eine Tarii- 
erhöhung dem chinesischen Volke zugute kommen. so ließe sich 
darüber sprechen: das sei aber unter den heutigen Verhält 
nissen ausgeschlossen: nicht China, sondern nur Peking würde 
daraus Vorteile ziehen, wie sich das gerade jetzt wieder bei der 
Zoll- und anderen Zuschlägen gezeigt habe, die ursprüngli: 
zur Bekämpfung der Hungersnot eingeführt wurden, aber aut 
nachdem diese überwunden sei, stillschweigend weiter erhobe 
würden. 


Banque Industrielle de Chine. Das Pariser Gericht 
nunmehr ein Strafverfahren gegen den Vorsitzenden des At 
sichtsrats der Banque Industrielle de Chine, Senator Ank 
Berthelot, und den Direktor Pernotte eingeleitet. Sie sollen ® 
einer Erhöhung des Kapitals der Bank schuldig gemacht habe. 
obwohl sie wußten, daß die Bank zahlungsunfähig war. Wicde- 
holt hat sich die „North-China Daily News‘ mit den Zustände 
der Bank beschäftigt: sie tut es augenscheinlich mit Rücksic! 
auf die politische Lage Frankreich gegenüber schr ungern. 
Aber die Dinge sind derartig, daß das Blatt nicht mit 
schlossenen Augen an ihnen vorübergehen kann. Es schreibt: 
„zweifellos würden die französischen Banken der Banqw 
Industrielle zu Hilfe gekommen sein, wenn es sich nur um vor 
übergehende Schwierigkeiten infolge von nicht liquiden Mittel 
gchandelt hätte. Aber es gewinnt immer mehr den Anschen. 
als ob die Aktiva der Bank verschwunden sind.“ Das englische 
Blatt kommt zu dem Schluß, die über die Zukunft der Ban 
herrschende Ungewißheit laste nicht nur auf den Gläubigern de: 
Bank schwer, sondern auf der ganzen Geschäftswelt in Chin. 
ınd die dadurch entstandene Erbitterung werde sich noch weite! 
fühlbar machen. Schon früher hatte die „North-China Dait 
News" erklärt, wenn die Bank ihre Gläubiger in China, um 
war die europäischen wie die chinesischen, nicht zu voll bt 
friedige, so würde das Ansehen Frankreichs so geschädif 
werden, daß es sich in Jahrzehnten nicht erholen könne I" 
zwischen sind in Paris Versuche unternommen worden. 
Bank zu reorganisieren. Es sollte ein Darlehn bewilligt werd 
das aus Sraatsmitteln kommen oder durch den Staat gewähr 
leistet werden sollte. Daxegen machte sich in Abgeordrek 
kreisen eine so heftige Opposition bemerkbar, daß Jie Au“ 
sichten für die Reorganisation sehr gering geworden sind 
Schon sind in der französischen Kammer Interpellationen 47 
scmeldet. Unter andern ist auch die Frage an die Regie 
gerichtet worden, wie sie es verantworten könne, fir Li 
Gelder bereit zu stellen, so lange nicht einmal die im eiset” 


Lande im Krieg zerstörten Gebiete wieder aufgebaut seien. 
Nach dem Pariser „Deuvre“ hat in den letzten Tagen die 
chinesische Regierung auf die Anleihe in Frankreich verzichtet, 
weil sie zu spät käme. „Damit ist der Sanierungsplan für die 
Banque Industrielle de Chine gescheitert‘, fügt das genannte 
Blatt hinzu. Aber auch das französische Ministerium hat ein 
Eingreifen zugunsten der Banque Industrielle in den letzten 
Tagen grundsätzlich abgelehnt. Die mit der Reorganisation der 
Bank betraute Kommission unter Führung der Banque de Paris 
et des Pays-Bas hat ihr Mandat zurückgegeben. „Die Banque 
de lindochine triumphiert auf den Trümmern ihres Rivalen,“ 
schreibt die Pariser „Lanterne“. Aus Peking kommt die Mel- 
dung, die Straßenbahnen, die die Banque Industrielle früher 
finanzierte, seien bereits in die Hände einer chinesisch-nor wegi- 
schen Gesellschaft übergegangen. Vorteil aus dem Zusammen- 
bruch der Banque Industrielle, heißt es in der Pariser Presse, 
werden letzten Endes amerikanische Banken, die Hongkong 
and Shanghai Banking Corporation und die Deutsch-Asiatische 
Bank haben. CF. 


Wert der Schantungbahn. Die Wiederherstellungskommission 
hat den Wert des Eigentums der Schantung-Eisenbahn-A.-G. 
auf 59 Millionen Goldmark festgesetzt. Auf ihre Anfrage, ob 
„die deutsche Regierung grundsätzlich damit einverstanden sei, 
die Schantunggesellschaft in Höhe dieses Betrages zu ent- 
schädigen, hat die Regierung geantwortet, daß sie nicht in der 
Lage sei, diesen Wert der Entschädigung zugrunde zu legen. 
Nach bestehenden gesetzlichen Vorschriften sei der Ent- 
schädigung der Friedenswert zugrunde zu legen, der auf der 
Grundlage der Ermittlungen der Sachverständigen festzusetzen 
sei. Auf den so festgestellten Wert sollten die für alle Ent- 
schädigungen in Betracht kommenden Steuer- und Zalılungs- 
vorschriften in Anwendung gebracht werden. Die endgültigen 
Vorschriften über diese Materie werden den gesetzlichen 
Körperschaften demnächst zur Beschlußfassung vorgelegt 
werden. 
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Japan. 

Indexzablen. Bis vor dem Kriege waren die Lebensunter- 
haltskosten in Japan nach den von amtlicher Seite an- 
gestellten Untersuchungen etwa fünfmal niedriger als in Eng- 
land, während sie in England noch weit hinter den amerikani- 
schen zurückblieben. Während des Krieges haben sich diese 
Verhältnisse bekanntlich geändert und auch heute noch sind 
die Preise der notwendigsten Bedarfsartikel in Japan höher als 
in den beiden anderen Ländern. Die Indexzahlen für die ersten 


fünf Monate dieses Jahres für London, New York und Tokio 
waren: 


1921 Tokio London New-York 
Januar. . . .„ 211 218 146 
Februar . . . 205 202 153 
März . . . . 201 199 137 
April . . . . 200 192 131 
Mai. . .. . 201 191 125 


Die finanzielle und wirtschaitliche Lage Japans. Inu eineın 
Wirtschaftsbericht über die augenblickliche finanzielle und wirt- 
schaftliche Lage Japans heißt es: „Die schwere wirtschaftliche 
Depression, die seit dem Frühjahr vorigen Jahres vorherrschend 
war, scheint nunmehr ihrem Ende entgegenzugehen und die 
Anzeichen einer bevorstehenden Besserung machen sich be- 


merkbar. Der Zufluß großer Mengen von Gold und Silber als 


Folge der Einschränkung der Kredite von seiten der Banken hat 
nachgelassen. Seit Jahresfrist sind über 500 Millionen Edel- 
metall ins Land gekommen, während in früheren Jahren stets 
die Ausfuhr die Einfuhr übertroffen hatte. Dieser Goldzyfluß 
erreichte im Monat Dezember mit Yen 87 Millionen seinen 
Höchststand und ist jetzt im Juni wieder auf 10 Millionen ge- 
sunken, so daB die Banken bereits mit einem völligen Aufhören 
der Zufuhren rechnen. Die Banken haben zwar ihre bisherige 
vorsichtige Haltung bei der Kreditgewährung noch nicht völlig 
aufgegeben, aber sie sehen doclı ein, daß es an der Zeit ist, die 
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angesammelten Kapitalien zinsbringend anzulegen. Die 
wachsende Unternehmungslust durch die Wiederbelebung des 
Kredits zeigt sich im Ankauf neuer Aktien ind Obligationen, 
in denen in den ersten vier Monaten dieses Jahres insgesamt 
Yen 171 769000 new angelegt wurden. Damit ist die Kapitais- 
anlage für den Zeitraum von vier Monaten etwa auf den Stand 
von 1918 zurückgekehrt. Die Jahre 1918—1920 können ja nur 
als vollkommen anormale bezeichnet werden, da z. B. für den 
gleichen Zeitraum 1920, als das Spekulationsfieber seinen Höhe- 
punkt erreicht hatte, die Summe der neu angelegten Kapitalien 
den hohen Betrag von Yen 839 Millionen erreichte. 


 Bellebtheit deutscher Maschinen in Japan. Japanische 
Zeitungen berichten, daß deutsche Maschinen nach wie vor 
sich großer Beliebtheit in Japan erfreuen und den während des 
Krieges verlorenen Boden langsam, aber sicher, zurück- 
gewinnen, seitdem sie allmählich wieder in wachsender Menge 
in Japan eintreffen. Nach Beendigung des Krieges habe man in 
Japan auf Grund der von Europa kommenden Nachrichten große 
Zweifel darüber gebegt, ob die deutschen Fabrikanten in der 


Lage sein würden, gleich gute Fabrikate, wie vor dem Kriege, 


zu liefern und aus diesen Gründen habe man anfänglich nur 
solche Orders nach Deutschland gegeben, für die dieses Land 
im besonderen in Frage gekommen sei. Versuchsbestellungen 
hätten aber in allen Fällen einwandfrei ergeben, daB die 
Maschinen von der gleichen ausgezeichneten Beschaffenheit wie 
vor dem. Kriege seien. 
Maschinen bis zu 30 % billiger sind als die gleichen amerikani- 
schen und englischen Fabrikate. Die Zeitungen fügen hinzu, daß 
Bestellungen auf medizinische und pharmazeutische Instrumente 
und ähnliche Apparate jetzt schon wieder fast ausnahmslos in 
Deutschland erfolgten. 


Reise japanischer Großkauileute nach Europa. Nach 
japanischen Meldungen von Anfang Oktober sollte Mitte des 
Monats die Abreise einer Gruppe japanischer Bankiers, Kauf- 
leute, Reeder und Vertreter von Versicherungsgesellschaften 
nach Europa zu Informationszwecken erfolgen. Zweck der 
Reise ist der Besuch der westlichen Länder Europas, um die 
derzeitigen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse der 
besuchten Länder kennen zu lernen und um neue geschäftliche 
Verbindungen mit diesen Ländern anzuknüpfen. Als Mitglieder 
der Reisegesellschaft werden genannt: T. Ishii, Direktor der 
Nippon Yusen Kaisha, M. Kushida, Aufsichtsratsmitglied der 
Mitsubishi Co. J. Kodono, Direktor bei Okura und Co., K. Ina- 
hata, Vizepräsident der Osaka Handelskammer, T. Saito, 
Direktor der Mie Cotton Mill Co., Z. Takigawa, Vizepräsident 
der Kobe Handelskammer, S. lida, Mitglied der Kyoto Handels- 
kammer, M. Ito, Vizepräsident der Nagoya Handelskammer, 
T. Masuda, Direktor der Formosa Zucker Co. K. Makoshi, 
Präsident der Dai Nippon Beer Co., S. Miyajima, Direktor der 
Japan-Chinese Cotton Mill Co., S. Kanaya, Direktor der Yanma- 
shita Dampfer Co., N. Yashiro, Direktor der Sumitomo Bank, 
R. Fukao, Leiter der Osaka Dampfer Co. Yokohama-Abteilung 
und K. Hara, Präsident der Takasago Lebensversicherungs- 
gesellschaft. 


Mandsduurei. 


Anleihe für die Ostchinesische Eisenbahn. Die Direktoren 
der Südmandschurischen Eisenbahn-Gesellschaft haben der 
russisch-chinesischen Leitung der Ostchinesischen Eisenbahn die 
Herxabe einer Anleihe von 30 Millionen Yen angeboten unter 
den folgenden Bedingungen: 

l. für den Personen- und Güterverkehr auf allen chinesi- 
schen und japanischen Linien südlich von Harbin wird Durch- 
gangsverkehr eingerichtet; 

2. die Frachtraten auf den in Frage kommenden chinesischen 
Linien werden herabgesetzt; 

3. Inangrifinahme notwendiger Bauten und Umbauten auf 
diesen Linien, besonders Umlexung der jetzigen russischen Spur- 
weite in die Normalspurweite der Sudrmandschurischen Bahn. 


Dazu kommt noch, daß deutsche 


Ein diesbezügliches Abkommen soll in allerkürzester Zeit 
in Dalny zwischen den beiderseitigen Verwaltungen zum Ab- 
schluß gebracht werden. 


Haudwerker-' und Arbelterlöhne in der Südmandschurel. Ein 
Vergleich der nachstehenden Handwerker- und Arbeiterlöhne in 
der Mandschurei, bzw. in der unter japanischem Einfluß steher- 
cen Zone zeigt, daß der Japaner seinem chinesischen Kollegen. 
ob zu Recht oder Unrecht bleibe dahingestellt, bezüglich seines 
Verdienstes bedeutend überlegen ist. Zurzeit werden in Dalny. 
wo die Löhne natürlich infolge des dortigen starken Arbeits- 


angebotes viel höher sind als im Landesinnern, durchschnittlich 


gezahlt: 
‘Japaner Chinesen 
Täglich Yen 
Schneider . . .3,00 2.00 
Hutmacher . . . 2,00 0,60 
Schuster . . . .. 2,50 1,10 
Maurer . 2 2 2.2. 3,40 2,20 
Satller. . . 2 2 0. 3,00 1,80 
Tischer . . . 2... 2,80 1,80 ° 
2 Schmied . . .... 2,50 1,60 
Klenpner . . 2 2 .2...8,830 1,60 
Bauarbeiter . . . . ....120 0,30 
lagelöhner . . . » 2.200 0,45 
In der Landwirtschaft erhalten japanische Tagelöhn: 


durchschnittlich 1,50 Yen täglich, chinesische dagegen nur Ü.;: 
Yen; für männliche japanische Dienstboten wird neben Br 
köstigung und Wohnung monatlich etwa 20 Yen bezahlt, mä- 
iiche chinesische Dienstboten erhalten unter den gleichen Bt- 
dingungen durchschnittlich knapp 8 Yen. 


Osisibirien. N 


Handelsmöglichkeiten mit Ost-Sibirlen. Die Regierung Je 
Republik des Fernen Ostens in Tschita hat ihre amtliche Ver- 
tretung in Peking ermächtigt, Handelsgeschäfte aller Art für di 
Regierung abzuschließen. In erster Linie handelt es sich 
Ankaufs- und Verkaufsgeschäite mit Chinesen, doch werd“ 
auch Angebote anderer Firmen in Berücksichtigung gezos: 
Vor dem Kriege waren deutsche Handelshäuser erfolgreich " 
dem jetzigen Hoheitsbereich der Republik des Fernen Os® 
mit Erfolg tätig. So durfte sich nunmehr vielleicht durch dıx 
neue Regelung die Möglichkeit ergeben, die abgerissenen Fit 
wieder anzuknüpfen. 


Niederländisch-Indien. 


Deutsche und japanische Handelsaussichten in Nieder 
ländisch-Indien. Ein Herr M. Nagano, der seit 16 Jahren sic 
in Batavia aufgehalten hat und dort Präsident der Nagau 
Handelsgesellschaft in Niederländisch-Indien ist, hat sich be 
seiner kürzlichen Rückkehr nach Japan dahin ausgelassen, di: 
dem Handel Japans mit Niederländisch-Indien das Schickss 
drohe, auf den unbedeutenden Stand von wenigen Millionen Ye: 
vor dem Kriege zurückzusinken, nachdem er während de 
Kriegsjahre bis auf über Yen 100 Millionen gestiegen sei. B 
sei sogar zu fürchten, daß der jährliche Gesamthandel nu“ 
unter den Vorkriegsstand sinken werde, wenn nicht schleunigs! 
seitens der japanischen Geschäftswelt Schritte dagegen €!- 
griffen würden. Der Grund sei lediglich in der großen Unet:- 
lichkeit der japanischen Fabrikanten und Geschäftsleute ZU 
suchen, wofür zahllose Beweise vorlägen, so daß die dortige! 
Geschäftsleute jetzt, wo ihnen wieder Waren aus anderen. 
ändern zur Verfügung ständen, sich hüteten, sic’ weiteren 
Betrügereien auszusetzen. Vor dem Kriege habe Deutschlan 
unbestritten den größten Einfluß auf dem niederländisch-indischr? 
Markt ausgeübt und da Deutschland große Anstrengung 
mache, unı die verlorene Position wiederzuerobern, so wurd: 
diesem Lande in absehbarer Zeit auch der Handel Nieder 
ländisch-Indiens wieder zufallen, Freilich werde Deutschland !" 
Zukunft mit der englischen Konkurrenz, die sich während d“ 
Krieges festgesetzt habe, rechnen müssen, 
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Mitteilungen +++, 


des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28 Il. : 
Hamburg— Japan 35 Tage! Da die von Europa nach den 
Osten fahrenden Postdampfer immer schon auf Monate hinaus 
überfüllt sind, haben die Hamburger Vertreter der Nippon Yusen 
Kaisha, die Phs. van Ommeren (Hamburg) G. m. b. NH. jetzt 
Rundreisebilletts über Newyork-Seattle zusammengestellt, die es 
ermöglichen, in 35 Tagen von Hamburg nach Japan 
zu gelangen. Zwar sind die Fahrpreise etwas höher als die 
der direkten Linien, doch werden die Kosten durch den etwa 
monatlichen Zeitgewinn doch reichlich aufgewogen. Die UÜecber- 
fahrt von Seattle nach Japan und China findet mit den großen, 
bequem eingerichteten Doppelschrauben-Passagierdampfern der 
Nippon. Yusen Kaisha „Katori Maru” (11000 tons), „Kashima 
Maru“, „Suwa Maru”, „Fushimi Maru” statt, so daß die See- 
reise Seattle—Yokohama nur 14 Tage in Anspruch nimmt. 
Zweifellos wird diese bessere Verbindungsmöglichkeit zu einer 
weiteren Ausdehnung des deutschen Geschäfts nach dem Osten 
beitragen. 
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::  Bücher- und Zeitschriftenschau. # 

M. Hartmann: Zur Geschichte des Islam in China. Quellen 
und Forschungen zur Erd- und Kulturkunde Verlag von 
Wilhelm Heims, Leipzig 1921. XXIV und 152 Seiten. 

In dem vorliexgenden Buch sucht der Verfasser neue Auf- 
klärungen über das wahre Wesen der beiden Islamaufstände in 
Kansu 1864—1871 und 1895 zu geben, in der Absicht, Jie Be- 
vrteilung über das zukünftige Verhältnis des Islams zum Kon- 
fuzianismus zu vertiefen. Er verarbeitet die Berichte zweier 
französischer Reisenden d’Ollone und Bernin ineinander, Jie 
nach dem Aufstande von 1895 die Stätten der Erhebungen be- 
suchten und an Ort und Stelle Nachrichten sammelten. Beide 
Berichte behandeln den Aufstand von 1895, können aber nicht 
umbhin, häufig auf die Ereignisse von 1864-1871 zurückzugreifen. 
In einem kurzen Vorwort, das mit Juni 1914 datiert ist, be- 
zeichnet H. als den Neugewinn seiner Arbeit: „Die Aufstände 
waren nicht Muslimaufstände gegen die chinesische Regierung, 
sondern sie waren Erhebungen einer Gruppe der Muslime gegen 
die Regierung und zugleich gegen die anderen Muslime. Ferner: 
Die Aufstände dürfen nicht bezeichnet werden als Kansu-Auf- 
stände, denn sie waren beide die ganze Zeit nindurch lokal sehr 
beschränkt. Merkwürdigerweise erscheint die eigentliche Arbeit 
des Verfassers, die Ineinanderarbeitung der erwähnten französi- 
schen Berichte. unter dem Titel „Einleitung“ (S. VII—XXIV). 
Nach kurzer Charakterisierung der Quellen und Betrachtung der 
Ursachen gibt H. einen Uehberblick über die Vorgänge der 
beiden Aufstände. 

Im ersten Aufstand von 1864-1871 treten vor allem drei 
Personen als Erreger und Führer auf: 1. Ting-tzu thong im Süd- 
westen mit dem Zentrum Hsi-ning. 2. ein Ungenannter in Ho- 
chou. 
chi-pu. »ie Führer von Hsi-ning und Ho-chou waren un- 
bedeutend, und die kaiserliche Regierung ist schnell mit ihnen 
hatte nur Anhänger im niederen Volk und wurde von einenı 
großen Teil der Bevölkerung als Betrüger verabscheut. Er 
hat durch seine unnütze Erhebung die islamische (esamt- 
zemeinde schwer geschädigt. Durch Schlauheit und Energie 
zelang es ihm, den bedeutenden chinesischen Streitkräften, die 
vegen ihn aufgeboten wurden, sieben Jahre Widerstand zu 
leisten. Die Operationen der kaiserlichen Armee waren im 
Anfang matt und kamen erst in schnellen Fluc, a's Tung Fu- 
hsiang auf dem Kampiplatz erschien. Dieser hatte bisher im 


3. Ma Nua-lung im Nordosten mit dem Zentrum Chin- 
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Ordosgebiet als Oberhaupt einer Räuberbande gelebt und ent- 
ging der Bestrafung dadurch, daß er den chinesischen Behörden 
seine Hilfe zur Unterdrückung des Muslimaufstandes anbot, Er 
belagerte Chin chi-p’u und eroberte die Stadt durch Sturm zu 
Anfang des Jahres 1871. Als Belohnung erhielt er reiche Beute, 
und alle Ländereien der besiegten Muslime wurden zwischen 
ihm und seinen Anhängern geteilt. 

Tung Fu-hsiang ist 1900 während der Boxerwirren durch 
die üble Rolle, die er gegen die Europäer spielte, auch im 
Westen bekannt geworden. | 

Ma Hua-lung, der nach dem Fall von Chin chi-p'u zu 
Tode gebracht wurde, hinterließ anscheinend keinen Sohn, aber 
der Gatte seiner Tochter und deren Sohn stritten sich um Ma’s 
geistliiches Erbe. Der Frau (H. sagt versehentlich der Tochter) 
des obengenannten ersten Führers Ting-tzu Ahong, die nach der 
Enthauptung ihres Gatten einem der Sekretäre des siegenden 
chinesischen Generals zur Ehe gegeben wurae, hatte man ihren 
jugendlichen Sohn von Ting-tzu gelassen. Dieses Kind wurde heim- 
lich aufgezogen und trat 1895 als Erbe der geistlichen Würden des 
Vaters auf unter dem Namen Han-wen hsiao-sin. Er ist der 
Führer im zweiten Aufstand. 

Nach der gewöhnlichen Version wurde das militärische 
Eingreifen der Chinesen 1895 durch eine Bewegung unter den 
Salaren hervorgerufen. Aber H. ist der Ansicht, daß die 
Salarenbewegung zwar den Anlaß geboten, aber nicht die Ur- 
sache des Aufstandes gewesen ist. Die chinesischen Behörden 
gingen mit unangebrachter Grausamkeit gegen die Salaren vor; 
der Vizekönig von Shen-Kan drohte alle Salaren auszurotten. 
Selbst diese Bedrohung der in der Nähe wohnenden Glaubens- 
venossen brachte die überaus friedliche islamische Bevölkerung 
von Kansu nicht zum Kochen. Wohl aber bildeten sich in eini- 
gen Ortschaften des benachbarten chinesischen Gebietes Zentren 
einer bewaffneten Erhebung der Muslime unter dem Einiluß 
führender Männer. Die Hauptorte waren Tung-san-kuan (Vor- 
stadt von Hsi-ning), ferner Ho-chou und Ti-tao; später war 
auch Mi-la-kou ein fester Platz. Es scheint, daß Han-wen-hsiao, 
der Rache für seinen Vater nehmen wollte, erst später als heim- 
licher Führer in die Erhebung eingegriffen hat. Eine einheitliche 
Leitung hat gefehlt. Auch innerhalb der Einzelgruppen hat-keine 
Einigkeit geherrscht; es standen wieder Sektierer, die eineın 
neuen Glauben anhingen, gegen die Vertreter des alten 
Glaubens. Es ist hier im wesentlichen wieder Tung Fu-hsiang, 
unterstützt von Hunan-Truppen, der den Aufstand niederwarf. 
H. schließt die Einleitung mit dem Ausdruck der Ueberzeugung, 
daß bei der religiösen Neuordnung, auf die man in China hin- 
arbeitet, weder das Christentum noch der Islam Aussicht 
hätten, eine entscheidende Wirkung zu üben. Im Vorwort aber 
scheint ihm die Annahme nicht zu gewagt, daß die Muslime 
einmal besonders starke Vertreter des national-chinesischen 
Gedankens werden könnten. Den umfangreichen Teil des 
Buches bilden S. 1-—152: Die Uebersetzung der erwähnten 
französischen Berichte von d’Ollone und Bernin ins Deutsche. 
Die Berichte sind in Band IX und X der zur Zeit nicht leicht 
zugänglichen Revue du Monde Muselmann erschienen. Dem 
Bericht d’Ollene sind beigefügt: 

l. Feststellung und Prüfung von elf persischen Mamı- 
skripten, die von der Expedition d’Ollone in Kansu erworben 
wurden. | 

2. Denksäule von Shuang-t'a-p'u, übersetzt von Niessi£re. 

3. Amtliche Beschreibung des Kreises Ning-ling-cing (Chin- 
chi-p’u, übersetzt von Niessiere (einzelne einschlägige Stellen). 

4. Amtlicher Bericht über die militärischen Ereignisse in 
Hsi-ning. Diesen Bericht des chinesischen kommandierenden 
Generals an das Kriegsministerium hat sich der französische 
Hauptmann Lipage zu verschaffen gewußt und aus dem Chinesi- 
schen ins Französische übersetzt. 


Es folgt S. 73-108 zum Abdruck des Kapitels „China“ aus 
Enzyklopädie des Islams I S. 875 ff. von H. 

Den Schluß bilden zahlreiche Anmerkungen, von denen ein 
erheblicher Teil zur Feststellung der chinesischen Namen cr- 
forderlich wurde; ein Index; ein Verzeichnis von Berichtigun- 
gen für S. 1—138; schließlich Liste der chinesischen Zeichen. 
Berichtigungen für Vorwort und Einleitung des leider mit zahl!- 
reichen Druckfehlern behafteten Buches fehlen. obwohl sie nicht 
überflüssig gewesen wären. H. Wirtz. 


Friedrich Perzynski: Von Chinas Göttern. Reisen 
in China. Mit 80 Bildtafeln. Curt Wolff Verlag. München. 

Ein sehr anregend geschriebenes Buch. Der Obertitel 
„Von Chinas Göttern“ bedeutet hier nicht, wie man erwarten 
sollte, daß sich das Buch mit chinesischer Götterlehre be- 
schäftig. „Chinas Götter“ sind hier die Skulpturen budd- 
histischer Gottheiten, vor allem in den Girotten von Lungmen 
und bei Kunghsien in Honan und von Yünkang in Schansi, die 
der Verfasser mit dem Auge des Kunstgelehrten begeistert be- 
trachtet hat und in den Kapiteln 4 ımd 7 dem Leser in vorzüg- 
licher Anschaulichkeit darstellt. Von den Lungmen Skulpturen 
sagt der Verfasser (S. 107): „Diese Plastik ist Sinnenfreudigkeit, 
von einer sinnenfeindlichen Religion nur schwach gedämpft.“ 
Die Yünkang Skulpturen geben ihm Gelegenheit zu dem Urteil 
{S. 209): „Die Plastik der Nord-Wei Periode ist die schönste 
Blüte chinesischer Skulptur: Blüte und Knospe zugleich. Sie 
hat sich magisch schnell erschlossen, olıne sichtbare Entwick- 
lung fast, so wie der chinesische Sommer den kurzen kaum 
geborenen Frühling ablöst.“ Das 5. Kapitel „Jagd auf Götter“ 
erzählt von dem mißglückten Versuch des Verfassers, bei’ 
Ichou, in der Nähe der Westgräber, Lohan-Skulpturen aus ge- 
branntem Ton mit dreifarbigen Gläsern zu entdecken und ver- 
rät die bittere Enttäuschung des Verfassers über die Zerstörung 
dieser unersetzlichen Kunstdenkmäler aus alter Zeit. Hier kann 
der Verfasser sich nicht enthalten, seinen Zorn gegen den 
japanischen Imigranten, insbesondere den Kuriojäger, geradezu 
'explosiv Luft zu machen. 

Die Kapitel „Peking“, .„Jchol", „Yofeis Grab“, „Kanton“, 
„Makao“ sind prächtige Reiseschilderungen, Perzynski hat die 
Natur, die er durchstreift, die Orte, die er besucht hat, mit 
tiefer Ergriffenheit in sich aufgenommen. Dazu hat er die vor- 
handene Literatur, nicht nur die nächstliegende, aufmerksam 
gelesen. Er weiß in sehr lebhafter, geistreicher Weise seine 
Eindrücke wiederzugeben.: Sein Stil wird manchen: etwas 
nervös und überhastet erscheinen, und ist es nicht leicht, die 
überreich und vielfach nur andceutend eingestreuten Lesefrüchte 
durchweg zu verstehen. Das 3. Kapitel „Wang Chi-Chuan 
spricht" schildert ein chinesisches Gastmahl, an dem ein 
Europäer. wohl der Verfasser selbst, teilnimmt, der „leidlich 
‚chinesisch spricht‘, und daher der Unterhaltung iolgen kann. 
l.eider wird hier das, was dem Europäer an der chinesischen 
Art zu speisen unappetitlich ist, etwas stark in den Vorder- 
grund gerückt. Eingeleitet wird das Buch durch das Kapitel 
„Dank aus Heilungt'an“, in dem die abgeschiedene Weltierne 
eines chinesischen Klosters, das unweit Peking gelegen ist, 
meisterhaft geschildert wird. 

Perzynski liebt es, chinesische Wörter, Phrasen und Rede- 
wendungen einfließen zu lassen, vergißt aber dabei zuweilen, 
eine Uebersetzung beizufügun, z. B. Feits’ui S. 14 (an späterer 
Stelle ist die eine Bedeutung beigefügt). Bei dem Nichtkenner 
muB dadurch der Eindruck hervorgerufen werden, als ob der 
Verfasser die chinesische Sprache beherrsche. während 
'Perzynski selbst an einer Stelle von seinem Radebrechen spricht. 

Die Reisen, deren Schilderungen das Buch gewidmet ist, 
sind im Jahre 1912 gemacht worden. Wie der Verfasser in 
einem kurzen Vorwort mitteilt. ist das Buch im Jahre 1912 be- 
.gonnen, aber erst nach’ Schluß des Weltkrieges beendet 
worden. Daher erklärt sich wohl eine gewisse Ungleichmäßig- 
keit, die man beim Durchlesen empfindet. Darauf ist es wohl 
auch zuruckzuiuhren, daß hinter Seite 1064 der Plan des Hsihu 
bei Hangchou irrtumlich als Plan des kaiserlichen Residenz- 


schlosses und Parkes in Jehol bezeichnet ist: Der Plan gehört 
‚in das 8. Kapitel: Yofeis Grab. 

Der Genuß, den das Lesen dieses Buches bereitet, wir! 
erhöht durch die vorhandene Ausstattung und die zahlreicher 
vorzüglichen Abbildungen, die zum größten Teil auf eigene 


Aufnahmen des Verfassers zurückgehen. H. Wirtz. 


J. J. M. de Groot 1. Am 24. September verschied an dır 
Folgen eines Gehirnschlages, im 68. Lebensjahre, der berühmt, 
Forscher und Lehrer der Sinvlogie Dr. J. J. de Groot, or. 
Professor an der Berliner Universität und Mitglied der Preuv- 
schen Akademie der Wissenschaften. Mit ihm ist ein Gelehrier 
von Weltruf dahingegangen, einer der Stützen der jungen sin - 


“Jogischen Wissenschaft, dem insonderheit die Jünger der Chis.- 


studien in Berlin zu dankbarstem Gedächtnis verpflichtet six 
Als er im Jahre 1912 von Holland nach Berlin berufen wurd. 
war hier das vordem durch Wilhelm Grube vertretene Lehri:.: 
seit vier Jahren verwaist, d. h. an den preußischen Universitat: 
hatte die Sinologie damals überhaupt keinen Platz mehr. Ir 
Groot ging daran, durch Errichtung des Sinologischen Seminär.. 
das er mit einer nach seinen eingenen Grundsätzen zusamm«“- 
gestellten prächtigen Büchersammlung ausstattete, in Berlin e.: 
Arbeitsstätte zu schaffen, wie sie der Sinologiestudierende and" 
wärts kaum finden möchte. In die junge Schule griff die Hand. 
Krieges: einige der meistversprechenden Schüler blieben '° 
Felde. Doch ist schon eine Zahl von jungen Gelehrten aus dr 
Seminar hervorgegangen, die sich mit Stolz de Groots Sch." 
nennen. Denn er war nicht nur ein Meister in der Beherrsch.": 
des Schriftchinesischen, er war ein Forscher und Lehrer ww 
einer ausgesprochenen Eigenart: Anerkannt als erster Fa" 
mann auf dem Gebiete der chinesischen Volkskunde. Keiner '-' 
einen so tiefen Einblick in das chinesische Wesen getan, 
heute unter den westlichen Einflüssen verdirbt und schwin.e 
und das er in glänzend klarer Weise zu schildern verstand L 
sei hierbei auf seine beiden Hauptwerke hingewiesen: „T': 
religious system of China”, 6 Bd. Leiden bei E. 
Brill, und ferner: „Universismus“, die Grundlage « 
Religion und Ethik, des Staatswesens und der Wissensch.” 

Chinas, Berlin 1918 bei Georg Reimer. An alle seine Arv: ' 
trat er von dieser, der volkskundlichen Seite heran. So: 


er in seinem bekannten Werke: Sectarianism :- 
religious persecution in China, 2. Bd. Amster.-” 
1903 — dessen zweiter Band uns mit seinen Uebersetzuni- 


und Textbelegen einen wertvolleren Stoff für die Geschichte «: 
Menschheit bietet als die meisten Kompilationen aus 
chinesischen Geschichte zusammen die inneren Kriege 
China fast ausschließlich auf Sekten und Gehieimbünds.- 
zurück. Diese Behandlungsart gibt den Arbeiten de Ur: 
einen besonderen Reiz und Wert, auch da, wo er Sich \ 
seinem eigentlichen Fache entfernt: kurz vor seinem Tode « 
schienen seine bedeutenden Quellenforschungen zur Hunn:* 
geschichte. De Groots Arbeitsweise war ein strenges Wue.ı“ 
studium, eine bewußte Beschränkung auf chinesische Liters'-! 
und chinesische literarische Hilismittel und ein, in vielen Faie' 
wohl gerechtfertigtes, Sichfernhalten von europäischen Ye" 
arbeiten. 

Der gelehrte Forscher, an dem seine Schüler mit HR” 
gebung und Vertrauen hingen, genoß auch außerhalb se.” 
Lehrberufs bei allen, die ihn kannten, eine ganz besondere her 
ehrung. Er war eine Persönlichkeit, der man zuxetan iT 
mußte. Daß er. Holländer von Geburt und Herzen, aun ab 
echter Deutscher fühlte. wos er in guten und schweren Zuir 
bewiesen hat, das soll ihm nie vergessen sein. Sein Nat 
in den Annalen der Sinologie verzeichnet unter ihren xri 
Meistern, und in unserem Nerzen lebt er fort als dere 
cdlen treuen Mannes. 
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BE Allgemeiner und politischer Teil 


Oberschlesien, Japan und China. 
Von C. Fink. 


Auch an dieser Stelle ist ein Wort über Oberschlesien zu 
sagen. 
Deutschland verhängnisvoll furchtbaren Spruch gefällt hat, 
durch den dem Deutschen Reich ein Teil vielhundertjähriger 
Schöpfung deutschen Könnens geraubt und seiner Wirtschaft 
eine neue schwere Wunde geschlagen worden ist, hat unter 
Vorsitz des Vertreters der Pekinger Regierung, Ku Wei-chun, 
getagt. Den Vorsitz in der letzten Sitzung des Völkerbundes 
selbst, der sozusagen das Siegel unter die Urkunde setzte, 
führte Japans Pariser Botschafter, Graf Ishii, 
Leistungen der diesmaligen Völkerbundstagung, deren wich- 
tigste eben der cberschlesische Spruch war, ein sehr un- 
erfreuliches Lob gespendet hat, das, wie leicht zu verstehen 
ist, die Öffentliche Meinung in Deutschland ganz besonders 
verstimmt hat. 

An diesen Tatsachen kommen wir nicht vorüber, auch 
daran nicht, daß die Mitwirkung der Vertreter der beiden 
großen Reiche des Fernen Ostens am Genfer Spruch in weiten 
Kreisen Mißstimmung gegen Chinesen und Japaner wach- 
gerufen hat. Insbesondere ist das der Fall in den Kreisen 
der deutschen Universitäten, bei Lehrern wie Studenten, die 
trotz der Ueberfüllung dieser kaum für den eigenen deutschen 
Bedarf ausreichenden Anstalten ihre Tore auch den chinesi- 
schen und japanischen Studenten wieder recht weit geöffnet 
haben. Es kann daher kaum überraschen, wenn sich in 
deutschen Hochschulkreisen, weniger vielleicht in Berlin als in 
Mittel- und Süddeutschland, Bestrebungen geltend machen, 
die auf eine Abwendung von Ostasien zielen und dem kaum 
wieder- eingeleiteten geistigen Austausch Östasiens und 
Deutschlands ein Ende bereitet wissen wollen. Wer weiß, wie 
leicht die Studenten des Fernen Ostens zu politischen Kund- 
gebungen neigen, darf sich darüber wundern, daß gerade aus 
diesen Kreisen auch nicht ein Wort der Mißbilligung ge- 
kommen ist. Nicht daß solche Proteste an den Tatsachen 
hätten etwas ändern können, ganz wertlos wären sie aber 
nicht gewesen, und jedenfalls hätten sie den Kreisen den 
Wind aus den Segeln nehmen helfen, die heute vor einer An- 
näherung an die Ostasiaten warnen. 

Es mag auf den ersten Blick befremden, wenn wir aus- 
drücklich auf diese Stimmungen hinweisen; es kann zunächst 
scheinen, als ob das schwer mit den Bestrebungen vereinbar- 


lich sei, die diese Zeitschrift neben andern verfolgt und auch |! 


in Zukunft verfolgen muß, soll anders sie einem wichtigen Teil 
ihres Pflichtenkreises gerecht werden. Und doch ist es nötig. 
Wir verstehen den jäh aufwallenden Zorn deutscher national- 
ccesinnter Kreise schr wohl. Aber wir bedauern ihn und 
wollen für unser Teil versuchen, ihn mit Rücksicht auf zu- 
künftige Ziele der deutschen Politik überwinden zu helfen. 
Deshalb muß das eiternde Geschwür deutscher Erbitterung 
über die Mitwirkung Chinas und Japans am Genfer Spruch 
sreigelegt werden, sollen nicht von ihm böse Säfte für die 
zukünftige Verständigung lebenswichtige Organe vergiften. 

Man wird zu einer sachlichen Beurteilung der Dinge 
am besten kominen, wenn man sich frei von aller Sentimen- 
talıtät die politische Lage ins Gedächtnis ruft, unter der der 
Genter Beschluß zustande gekommen ist. 

Graf Ishii, darüber kann kein Zweifel bestehen, hat 
natürlich in Genf keine Privatpolitik getrieben, nicht frei von 


Der Ausschuß des Völkerbundsrats, der den für ! 


der den ; 


Rücksichten auf Japan sich ausschließlich von Erwägungen 
leiten lassen, die der politische Utopist bei den Mitgliedern 
des Völkerbundsrates, der über das Sein und Nichtsein der 
Nationen entscheiden soll, voraussetzen mag. Graf Ishii 
ist nur den Weisungen nachgekommen, die ihm von Tokio 
geworden waren. In allen europäischen Fragen trägt aber 
Japan — dafür ist es ja Mitglied des Obersten Rates und des 
Völkerbundsrates geworden — den Wünschen Englands Rech- 
nung. Insbesondere ist das der Fall den Bestrebungen Frank- 
reichs und Belgiens gegenüber, die sonst eine Mehrheit über 
England darstellen würden. Dafür unterstützt andererseits 
England Japan in allen ostasiatischen Fragen, läßt Japan also 
auf dem ostasiatischen Festland trotz des Einspruchs seiner 
eigenen Staatsangehörigen freie Hand. Das ist eine der 
Grundlagen der heutigen Weltpolitik, mit der wir Deutschen 
uns angesichts der eigenen Ohnmacht abfinden müssen. Als 
der Völkerbundsrat in Genf tagte — und darauf allein kommt 
es in diesem Zusammenhang an -— konnte Graf Ishii daher 
gar nicht anders handeln, als er gehandelt hat. Dafür, daß er 
bemüht gewesen ist, soweit es die ihm vorgeschriebene 
Politik gestattete, keine deutschen Rechte unnötig zu ver- 
letzen, ergibt sich schon daraus, daß er sich durch einen für 
diesen besonderen Fall herbeigerufenen höheren Beamten der 
Berliner Botschaft beraten ließ. An der Sache selbst wurde 
dadurch aber kaum etwas geändert. England, das früher in 
der oberschlesischen Frage die Ansprüche Deutschlands in 
Uebereinstimmung mit dem Ergebnis der Volksabstimmung 
anerkennen zu wollen schien, befand sich von dem Augenblick 
an, wo Präsident Harding die Einladung zur Washingtoner 
Konferenz erließ, einer veränderten Weltkonstellation gegen- 
über. Es mußte, um sich Frankreichs Unterstützung in andern 
Fragen, die ihm Lebensbelange waren, zu sichern, Frankreich 
Zugeständnisse machen — und zu diesen Zugeständnissen ge- 
hört in erster Reihe die Preisgabe Oberschlesiens an Frank- 
reich. Im Gegensatz zur Öffentlichen Meinung jenseits des 
Kanals, wie die englische Presse auch heute noch erkennen 
läßt, vollzog die englische Regierung einen Frontwechsel, 
und selbstverständlich mußte zunächst Japan diesen Front- 
wechsel mitmachen. Das erklärt die Stellungnahme Vicomte 
Ishiis in Genf. 

Anders freilich liegen die Dinge mit Bezug auf China. 
Zunächst muß auch hier zugegeben werden, daß die Rolle, die 
der Vertreter Chinas in Genf spielte, lediglich das Ergebnis 
politischer Konstellationen war, auf die China selbst auch 
nicht den geringsten Einfluß hrtte. Die chinesische Presse 
blähte sich allerdings wie ein Pfau und schlug ein Rad naclı 
dem andern, als es hieß, Wu Kei-chun sei zum Vorsitzenden 
der diesmaligen Tagung des Völkerbundsrats ausersehen. 
Beiläufig sei hier in Erinnerung gebracht, daß Wu Kei-chun 
selbst sich gern Dr. Wellington Koo nennt und damit er- 
kennen läßt, wie großes Gewicht er, der chinesische Eigenart 
und chinesische Interessen im Ausland vertreten soll, darauf 
legt, als ein im nichtchinesischen Kulturkreis Erzogener und 
von ihm Beeinflußter beurteilt zu werden. Man darf die 
chinesische Presse in ihrer Stellungnahme zum Völkerbund 
nicht ernst nehmen; so weit sie es aufrichtig meint, steht sie 
den Vorgängen der Weltpolitik ahnungslos gegenüber. Daß 
sich dagegen die Londoner und Pariser (auch die nord- 
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amerikanische) Presse den Anschein gab, als handele es sich 
um eine beabsichtigte Ehrung des „friedliebenden Chinas“ — 
eine Auffassung, die Reuter in sehr aufdringlicher Weise durch 
Verbreitung eines Interviews mit Ku in Genf am 12. September 
über die ganze Welt unterstrich — mußte zu denken geben. 
Auch hier hat wahrscheinlich der Wettlauf der Großmächte 
um die Gunst der Pekinger Regierung, von der jeder einen 
besonderen Vorteil zu erhaschen sucht, zu einer politischen 
Handlung geführt, die dem uninteressierten Beobachter mehr 
als rätselhaft erscheinen muß. Mit höhnenden Worten be- 
gleitet übrigens die „Peking and Tientsin Times“ die Wieder- 
gabe des Reuterschen Interviews. Das englische Blatt macht 
sich ebenso über Ku, der sich gern mit fremden Federn 
schmücke, wenn es gelte, auf die europäische Presse Eindruck 
zu machen, wie über das „friedliebende“,. dafür aber um so 
mehr waffenstarrende China lustig. Wir wollen nicht den- 
selben Ton anschlagen, müssen aber dem führenden eng- 
lischen Blatt in Nordchina beipflichten, wenn es klipp und 
klar ausspricht: „Es ist ausgesprochenermaßen lächerlich, 
wenn die Vertreter Chinas beim Völkerbund der Presse und 
den Völkern Europas gegenüber als die Vertreter einer Re- 
glerung posieren, die ernst genommen zu werden wünscht, 
während doch jede ihr erwiesene „Ehrung“ nur darauf zurück- 
zuführen ist, daß es ihren Vertretern gelingt, ihre Kollegen 
und die Welt über die wirkliche Lage in China zu täuschen.“ 
Die Welt im allgemeinen mag sich über die wirkliche Lage 
in China Täuschungen hingeben; die Regierungen in London, 
Paris, Tokio, Rom, Brüssel usw. sind darüber auf das Ge- 
naueste unterrichtet. Wenn sie trotzdem den Vertreter Chinas 
auf das hohe Piedestal eines Vorsitzenden des Völkerbunds- 
rates heben, so geschieht das eben zu schr selbstsüchtigen 
Zwecken, nicht, um die Verdienste Chinas um den Weltfrieden 
anzuerkennen, den zu schützen niemand in diesem Augenblick 
weniger in der Lage ist, als die Pekinger Regierung. Immer- 
hin ist es überraschend, wenn eine Regierung, die etwas auf 
sich hält, es so ganz und gar nicht versteht, ihre Handlungen 
und Worte in Einklang zu bringen, wie es die chinesische in 
Genf unterlassen hat. Kein Tag vergeht, wo China nicht 
Klage über die Beeinträchtigung seiner Hoheitsrechte, über 
Eingriffe in den Gebietsbestand seines Reiches führt. "Wenn 
es aber gilt, dem Deutschen Reich zuzusprechen, was ihm 
dank Jahrhunderte langer Kultur- und Wirtschaftsarbeit ge- 
hört, so ist gerade China — oder doch sein amlticher, von 
Peking oder der öffentlichen Meinung Chinas keineswegs 


desavouierten Vertreter — bereit, den klaren- durch Volks- 
abstimmung zum Ausdruck gebrachten Willen der Einge- 
sessenen beiseite zu schieben und das Land einem Stamm zu- 
zusprechen, der darauf gerade so wenig wirklichen Anspruch 
hat, wie Japan auf Schantung, um nur eines von vielen Bei- 
spielen zu nennen. Mag sein, daß’ man sich in Peking zu 
schwach fühlt, eigene Politik zu treiben. Deshalb braucht 
man sich aber noch lange nicht mit vollem Bewußtsein zum 
Werkzeug anderer herzugeben oder kann wenigstens, wenn 
man gegen seinen Willen in eine Stellung gedrängt ist, der 
man sich nicht gewachsen fühlt, kluger Weise den Mund 
halten. Chinesen verstehen das sonst meisterhaft. 

Es hat wenig praktischen Wert, diesen Gedanken weiter 
zu verfolgen. Wir leben in der Welt harter Tatsachen und 
kommen nicht darüber fort, daß sich in ihr nicht Vernunft 
gründe und rechtliche Erwägungen, sondern nur die Belange 
rücksichtsloser Machtpolitik durchsetzen. Das ist auch in der 
oberschlesischen Frage wieder der Fall gewesen. Für China 
sowie für Japan ist Oberschlesien an sich Hekuba. Rück- 
sichten auf die weltpolitische Lage und die Gestaltung 
kommender Möglichkeiten und Notwendigkeiten ließen beide 
so handeln, wie sie gehandelt haben — ließen sie, da eine 
zunächst europäische Angelegenheit in Frage kam, an der 
keiner von ihnen ein unmittelbares Interesse hatte, aus 
schließlich den Forderungen der Mächte Rechnung tragen, die 
ihnen dafür gelegentliche Gegendienste leisten oder ihre Ge 
folgschaft auf die eine oder andere Weise bezahlen können. 

Deutschland konnte das nicht. Deshalb dürfen wir nicht 
klagen. Wir müssen uns mit den Tatsachen abfinden, müssen 
auch die an sich nur zu berechtigte Mißstimmung — um nicht 
Zorn zu sagen — überwinden, die weite, national denkendt 
Kreise gegen Japan und China aus Anlaß des oberschlest- 
schen Spruchs erfüllt hat. Wir müssen weiter arbeiten, wi 
wir es getan haben. Die Konstellation der Weltpolitik is 
nicht starr. Sie ändert sich, ändert sich von Minute zt 
Minute. Die Ermordung Haras, die sich als von weltweite 
Bedeutung erweisen wird, wird das in kurzem sehr deutlid 
zeigen. Unsere Aufgabe ist es, mit den uns vom Feindesbiws 
noch gelassenen Mitteln sorgfältig den Boden zu bereita. 
um, wenn die Stunde kommt, Freunde zu haben, die bis dahin 
erkannt haben müssen, daß Deutschland trotz allen äußen 
Zusammenbruchs auch heute noch über geistige Kräfte ver- 
fügt, die nicht zu besiegen sind, die als Bundesgenossen zu 
besitzen aber von Wert ist, 


Der japanische Ministerpräsident Hara ermordet. 
Von R. Kunze (Tokic). 
Folgende Kabelmeldungen sind unter anderen in den | 


letzten Tagen hereingekommen: 

London, 4. 11. (WTB.): Zeitungsnäachrichten aus Washine- 
ton zuiolge berichtet die amerikanische Botschaft in Tokio, 
daß auf den japanischen Ministerpräsidenten auf einem Balın- 
hof in Tokio ein Anschlag verübt worden ist. 

London, 4 11. (Reuter): Das Staatsdepartement in 
Washington erhielt die amtliche Meldung, daß der japanische 


Ministerpräsident Hara am Freitagabend um 10 Uhr xe- 
storben Ist. 
Tokio, 5. 11. (EE.): Der Mörder des Ministerpräsidenten 


Hara ist verhaftet worden. Es handelt sich ım einen jungen 
Koreaner, der sich im Wartesaal dritter Kasse versteckt 
hatte und den Ministerpräsidenten überficl, als dieser den Zug 
nach Kyoto besteigen wollte. 

Waslinston, 5. 11. (EE.): Spätere Depeschen aus Tokio 
melden, dab der Täter ein koreanischer Knabe (? engl. boy? 


R. K.) sei, der in denn Wartesaal dritier Klasse als Keiner 
beschäftigt war. Er sprang plötzlich auf Nara zu und ve” 
setzte ihm mehrere Dolchstiche. 

Wasihtington, 5. 11. (EE.): Hier wird erklärt, daß die Mit- 
glieder der japanischen Abordnung die Ermordung einer Bandı 
sogenannter Patrioten zuschreiben, die unter dem Namen dir 
Ronin bekannt ist. 

Paris, 5. 11. (Berliner Lokalanzeiger): Das gesamt 
japanische Ministerium hat nach einer Kabinettssitzung seine" 
Rucktritt erklärt. Es wird mit der Rückkehr des Führers d.’ 
japanischen Delegation aus Washington gerechnet. 

Paris. 5. 11. (Vossische Zeitung): Wie die „Chicat 
Tribune” aus Tokio meldet, wurde als Mörder des Brenner: 
ministers Hara ein 19jähriger Student namens Nahvakı 
(? R. K.) festgestellt, der kürzlich die Schule verlasse? 
mußte, weil er seinen Unterhalt nicht bezahlen konnte. Be 
der ersten Vernehmung erklärte er, er habe die Tat au" 


Wohle Japans begangen; er habe den Minister getötet in- 
folge der Kritiken, die er in Zeitungen gelesen habe. Vor 
dem Untersuchungsrichter behielt Nakeaka seine stolze 
Haltung bei und zeigte keinerlei Reue. 

London, 7. 11. (EE.): Nach einem Telegramm an den 
japanischen Botschafter in London sollen in Tokio Unruhen 
ausgebrochen sein. Die Schwierigkeiten bei der Kabinetts- 
bildung seien schr groß. ! 

Tokio, 5. 11. (Deutsche Allgemeine Zeitung): Der Mord 
an dem Ministerpräsidenten Hara hat eine gewaltige Auf- 
regung in Tokio hervorgerufen. Die Zeitungen bemerken, 
daß Hara in letzter Zeit eine bedeutende Rolle in der Politik 
spielte, indem er den Kampf gegen die Opposition, die von 
Kato geleitet wird, auf neuer Grundlage führte. Die „Asahi“ 
schreibt, daß keine Zweifel darüber beständen, daß der 
Mörder gedungen worden sei und daß dieser politische 
Meuchelmord zum Schaden für Japans innere Politik gereiche. 

Tokio, 6. 11. (EE.): Ministerpräsident Hara war zehn 
Minuten vor Abgang des Zuges auf dem Bahnhof eingetroffen 
und von dem Bahnhofsvorsteher eingeladen worden, in seinem 
Bureau die Ankunft des Zuges zu erwarten. Als MHara das 
Burcau wieder verließ, stürzte sich der Mörder, der sich 
hinter einer großen Tafel verborgen hatte, auf ihn und 
brachte ihm einen Dolchstich in die Herzgegend bei. Hara 
brach, ohne einen Laut von sich zu geben, zusammen. Der 
Detektiv, der sich in Haras Begleitung befunden hatte, wurde 
gleichfalls verletzt. 

London, 7. 11. (WTB.): Wie Reuter aus Tokio meldet, 
vermuten die japanischen Behörden, daB die Mörder des 
Ministerpräsidenten nur Werkzeuge anderer Personen ge- 
wesen seien und daß eine Verschwörung vorhanden ge- 
wesen sei. 

Ueber den Nachiolger des ermordeten Ministerpräsidenten 
werden verschiedene Vermutungen laut. Es werden genannt: 
der Gouverneur von Formosa, Baron Den, ferner der 
Gouverneur von Korea Admiral Baron Saito, der Ober- 
bürgermeister von Tokio Baron Goto, und femer Vicomte 
Kiyoura, Vizepräsident des Geheimen Staatsrats. Nach den 
vorliegenden Meldungen herrscht im Lande Rulıe. 

Tokio, 7. 11. (TO.): In hiesigen politischen Kreisen ist 
man der Ansicht, daß die Demission des Kabinetts nicht an- 
genommen wird. Man hofft, daß Fürst Saionji die Premier- 
schaft übernehmen wird. 


Beileidsbezeugungen des Deutschen Reiches. 


Der Staatssckretär im Auswärtigen Amt von Haniel hat 
irn Vertretung des Reichsministers des Auswärtigen dem japa- 
nischen Botschafter einen persönlichen Besuch abgestattet, 
um ihm das Beileid des Reichspräsidenten und der Reichs- 
regierung auszusprechen. Botschafter Solf in Tokio ist an- 
gewiesen worden, dort eine entsprechende Beileidserklärung 
abzugeben. Auch der Reichskanzler Dr. Wirth hat dem 
japanischen Botschafter einen Besuch abgestattet. 


Kritik der obigen Meldungen. 


Die obigen Meldungen weichen bedeutend voneinander 
ab. Es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß der Mörder ein 
Koreaner war, auch schon aus dem Grunde, daß schwerlich 
ein Koreaner auf dem Balınhof Tokio der japanischen Staats- 
bahn in Stellung sein dürfte. Wäre die Meldung dennoch 
richtig, so würde Hara, ebenso wie sein großer Gönner und 
Vorgänger in der Leitung der Seiyukai, Fürst Ito, ein Opfer 
der japanischen Korea-Politik geworden sein, obwohl gerade 
auf ihn die neuerliche maßvolle und versöhnliche Richtung 
dieser Politik zurückzuführen ist. Die Meldungen aus Korea 
lauten in den letzten Monaten dahin, daß sich die Volks 
stimmung gegen Japan zusehends beruhige. Freilich kam 
cranz vor kurzem die Meldung von einem neuen Bomben- 
zattentat in Scoul und von der Entsendung von Meuchel- 
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mördern nach Japan durch die sogenannte Unabhängige Re- 
gierung von Korea in Schanghai, auf deren Liste der zu Er- 
ınordenden auch der Name Haras gestanden haben wird. Die 
Darstellung, daß es sich um einen Koreaner handle, scheint 
am Vorabend der Washingtoner Konferenz in Amerika böses 
Blut gegen Japan machen zu wollen. Glaubhafter ist die 
Meldung von dem Studenten, den die Kritik der Opositions- 
presse verführt haben soll, sich durch die Ermordung Haras 
als Verletzers der öffentlichen Sittlichkeit ein Verdienst um 
sein Volk zu erringen. Wer im Frühjahr die furchtbare 
Leidenschaftlichkeit und Erbitterung verfolgt hat, mit der 
im Parlament die in beiden Häusern ohnmächtige Oppo- 
sition den Kampf gegen die Regierung Haras führte, 
der kann sich eine Vorstellung von der Wut machen, mit der 
die Presse dieser ohnmächtigen Opposition den ganzen 
Sommer ‚hindurch Gift und Galle gegen die Regierungspartei 
gespien und Hara mit den wildesten Angriffen auf seine pri- 
vate Persönlichkeit, ja auf sein Eheleben verfolgt hat. Wir 
haben dazu seinerzeit bemerkt, daß diese Taktik, den poli- 
tischen Kampf mit persönlichen Waffen zu führen, ursprüng- 
lich nicht in Japan gewachsen und der Opposition, an deren 
Spitze der Englandfreund Vicomte Kato steht, vermutlich aus 
England überkonmen ist. Dazu sind in den letzten Monaten 
und Wochen die Zeitungen in Japan von Berichten über die 
Gerichtsverhandlungen und Urteile in all den Skandalprc- 
zessen wegen der Südmandschurischen Bahn, des Opium- 
schwindels in Kuantung, der Tokioer Stadtverordnetanver- 
sammlung usw. usw. voll gewesen, in denen so manches 
bedenkliche Licht auf Haras Regierungspartei gefallen ist. Es 
ist also nicht weiter wunderbar, daß davon einem jungza 
Studenten sein sittliches Unterscheidungsvermögen verrückt 
wird. Und gerade der Umstand, daß er mittellos ist und 
nicht aus noch ein weiß, verstärkt die Glaubwürdigkeit Jer 
„Asahi“-Meldung, daß er von anderer Seite zu dem Mcrd 
gedungen worden sei. Als die zu vermutenden Anstifter 
aber kommen sehr glaubhait in erster Linie jene sogenannten 
Ronin — das Wort bedeutet nichts als herrenlose, d. h. ver- 
antwortungslose politische Rowdies — in Betracht, die aus 
übertriebener Kaisertreue und Vaterlandsliebe in Hara, dem 
ersten bürgerlichen Ministerpräsidenten und Haupt der ersten 
rein parlamentarischen Regierung in Japan, das Sinnbild der 
verruchten internationalen Demokratie hassen, die überall in der 
Welt die Throne gestürzt hat und jetzt auch das japanische 
Kaiserhaus zu bedrohen scheint, die ferner ein Feind der 
Heere ist und sich jetzt in Washington anschickt, auch Japan 
die Abrüstungsfesseln anzulegen. Gerade die letzten Monate 
haben in Japan eine ganze Reihe von Organisationen sciIcher 
Ronin entstehen sehen, deren bekannteste ‘die Minrokai — 
schwer zu übersetzen, etwa: Verein des arbeitenden Volkes 
— und die Kokusuikai — Verein der Elite des Landes — sind, 
welchen letzteren sogar ‚der Erzieher des Kronprinzenpaars, 
Professor Sugiura, nahesteht. Ihren Mitgliedern sitzen die 
Säbel und Dolche äußerst locker in der Scheide, ihre Führer 
vermögen sie nur schwer in Zucht zu halten, und letzthin 
gemachte Versuche Haras, sie auf die Seite der Seiyukai her- 
überzuziehen, sind mißlungen. Ihnen hat es sehr wenig ge- 
fallen, daß letzten Endes Hara die Kronprinzenreise nach 
Europa trotz der Kundgebungen ihres „Vereins Patriotischer 
Beter‘“ durchgesetzt hat; daß Hara den vorher überragenden 
Einfluß der älteren Staatsmänner von der Militärpartei am 
Kaiserhof mattgesetzt hat; daß die aus Anlaß der Kron- 
prinzenreise bevorstehenden umfassenden Neuerungen am 
Hofe ebenfalls auf Hara zurückzuführen sind; und schließlich 
daß die von Hara persönlich eingeleitete Außenpolitik überall, 
in Sibirien wie in China und Kalifornien, auf vorsichtiges Zu- 
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rückziehen allzuweit gesteckter Ziele ausgeht, um durch behut- 
sames Vermeiden aller unnötigen Reibungsflächen jeder 
Kriegsgefahr mindestens für die Gegenwart und nächste Zu- 
kunft vorzubeugen. Diese Harasche Politik des Zurück- 
steckens aber geht, in erster Linie auf Kosten des Landheeres, 
auf freundliche Annäherung an Amerika und Rußland sowie 
auf Versöhnung Chinas aus. Hara folgt hier also ganz den 
Spuren seines Meisters, des Fürsten Ito, sowie den Be 
strebungen der Flottenpartei und trifft damit tödlich die Mili- 
tärpartei, deren Streben auf Vordringen auf dem asiatischen 
Festland in festem Anschluß an England ausgeht, sich dank 
dem englischen Bündnis im Krieg gegen Rußland in der 
Mandschurei, im Krieg gegen Deutschland in Schantung und 
Sibirien verwirklicht hat und, wie zahlreiche Auslassungen in 
ihrer „Kokumin“ und „Yamato“ beweisen, keineswegs ab- 
geneigt ist, sich in Zukunft weiter verbunden mit England 
gegen Amerika zu betätigen. Ebenso gefährlich aber wie 
für die Militärpartei ist Haras Politik für das imperialistische 
England, das durch sie nicht nur seinen japanischen Bundes- 
genossen zu verlieren und die Gefahr eines gegen die 
Weißen geeinigten Asiens aufsteiren zu sehen fürchten 
muß, sondern auch auf der Washingtoner Konferenz 
völlig vereinzelt zu werden Gefahr läuft. Wie sehr 
England diese Vereinzelung in Washington fürchtet, 
davon kann das oberschlesische Industriegebiet ein 
Lied singen, dessen Teilung Lloyd George vor dem Auf- 
tauchen des Konferenzgedankens als eine Ehrlosigkeit Eng- 
lands bezeichnete, die aber derselbe Lloyd George dennoch 
zugelassen hat, um damit Frankreichs Unterstützung in 
Washington zu erkaufen. Wenn es daher wahrscheinlich ist, 
daß der Mörder von politischen Kreisen gedungen worden 
ist, so ist es vielleicht gestattet, die Anstifter nicht unmittel- 
bar an der Front der Ronin-Banden zu suchen, sondern weiter 
hinten im Hlauptquartier, sei es der Militärpartei, sei es der 
mit dieser parallel interessierten englischen Regierung. Der 
Politiker fragt in $olchen Fällen: „Cui bono?“, und min- 
destens können die japanische Militärpartei und die englische 
Regierung einander sagen: „Sir, dieser Hara starb Euch 
schr gelegen.“ 
Würdigung Haras. 


Mit Hara Takashi, oder chinesiert Kei, ist Japan der 
vielleicht gegenwärtig stärkste aller seiner Staatsmänner ent- 
rissen worden, der sich vielleicht bei längerem Leben als ein 
Großer erwiesen haben würde. Er gehört in die dritte Gene- 
ration der Gegnergruppen von Staatsmännern seit der Meiji- 
Zeit, deren erste die Ito, Yamagata, Matsukata und Okuma, 
deren zweite die Saionji, Katsura und Terauchi, deren dritte 
die Hara, Vicomte Kato und Baron Goto darstellen. Er ist 
1854 in Morioka in Nord-Japan geboren, in derselben Provinz 
wic Baron Goto, steht also gleich diesem von Geburt völlig 
außerhalb der Beziehungen zwischen Choshu, Satsuma und 
Ilofadel. Er wurde Jurist und Journalist, als solcher unter 
anderın Chefredakteur der „tHochi“ und „Osaka Mainichi“ 
und zog in diesen Stellungen so sehr die Aufmerksamkeit 
des Fürsten Ito auf sich, daß er bald dessen rechte Hand, 
der Mitbegründer und bald der Fraktionsvorsitzende von 
dessen Seiyukai wurde. In der Seiyukai bildete sich Fürst 
Ito ein Werkzeug zu dem einzigen Zweck, im Abgcordneten- 
haus die Mehrheit zu erlangen und ihm damit als Gegen- 
gewicht gegen des Fürsten Yamagata auf Heer und Beamten- 
schaft gestützte Uebermacht zu dienen. Ihr Name — Verein 
der Freunde der Politik — war ebenso nichtssagend wie ihr 
Parteiprogramm. Sie wollte nichts, als eine Macht werden, 
sich auf Gedeih und Verderb an Ito anschließen zu dem ein- 
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zigen Zweck, seine und ihrer einzelnen Mitglieder Interessen 

zu fördern. Da Ito im Kampf gegen Yamagata und die Mili- 

tärpartei stand, verbündete sie sich mit der Flottenpartei, und 

insofern kann man sie mit einigem Recht eine liberale oder 

demokratische Partei nennen im Gegensatz zu Yamagatas 

konservativen „Bureaukraten“. Sie hatte aber die alte Libe- 

rale Partei des Grafen Itagaki als Kern in sich aufgenommen, 

und mit diesem schwer verdaulichen Kern der theoretischen 

Liberalen hat Haras Anhang, die sogenannten Taktiker oder 
Opportunisten, viele Jahre lang immer wieder erbitterte 
Kämpfe innerhalb der Partei zu bestehen gehabt, die oft deren 
Zusammenhalt zu sprengen drohten. Hara aber überwand 
immer wieder alle diese Schwierigkeiten und hiclt seine Partei, 
der nur während des Weltkriegs einmal die absolute Mehrheit 
im Abgeordnetenhaus entwunden wurde, fest zusammen, auch 
als Ito als Ehrenpräsident von Fürst Saionji abgelöst wurde. 
In dessen Kabinetten saß Hara als Verkehrsminister und 
Minister des Innern, und in den beiden ersten Kabinetten des 
„Bureaukraten“ Fürst Katsura bildete die Seiyukai auf Grund 
eines modus vivendi den parlamentarischen Rückhalt dieses 
politischen Gegners. Als Fürst Yamagata 1913 das zweit 
Kabinett Saionji zu Fall brachte und Katsuras drittes 'Kabi- 
nett gegen den Willen seines früheren Gönners Yamagata in 
die Bresche sprang, versagte die Seiyukai, deren liberale 
Flügel der Heißsporn Ozaki revolutionierte, Hara den Ge 
horsam und verharrte trotz dem Wunsch des jungen Kaisers 
und trotz der Bitten des Fürsten Saionji bei ihrem Mißtrauens 
antrag gegen Katsura, der darauf zurücktrat. Saionji 
legte tiefgekränkt und beschämt, weil er einen Wunsch de 
Kaisers nicht hatte erfüllen können, den Vorsitz nieder und 
trat für immer aus dem politischen Leben. Hara aber, der 
nunmehr Vorsitzender der ganzen Seiyukai wurde, glückt 
es, Ozaki und die Seinen aus der Partei auszusperren, wäh 
rend er selbst mit Admiral Yamamoto ein Satsuma-Seiyuka: 
Kabinett bildete, das jedoch schon im Frühjahr 1914 durd 
den sogenannten Marineskandal zu Fall kam. Der Marir 
skandal ist das erste große Beispiel für die Einführung & 
typisch englischen parteipolitischen Kampfesweise in Japz. 
er bildete die englische politische Mobilmachung in Japs 
für den Weltkrieg, indem er das für die Alliierten gefährlich 
Seiyukai-Kabinett durch das gefügige Kenseikai-Kabinett unter 
Okuma und Kato ersetzte. Der Schuldanteil der Seiyukai an 
der Korruption des Flottenskandals war recht gering, Ss 
hatte aber, ebenso wie die neben den hauptschuldigen eng: 
lischen Firmen Armstrong und Vickers ganz unbedeutend b- 
teiligte deutsche Firma, die volle Wucht einer englischen 
Hetzpropaganda auszustehen, wie später Deutschland in 
Weltkrieg, und wurde dadurch so mitgenommen, daß sie 1915 
zum crsten Mal die absolute Mehrheit an die Kenseikai verlor. 
In den beiden Kabinetten Marquis Okumas, das erste mit, 
das zweite ohne Vicomte Kato, bildete sie eine grollende, aber 
ohnmächtige Opposition. Das Kabinett Terauchi schaffte ihr 
1916 wieder Luft, indem ihr die Neuwahlen eine schwache 
Mehrheit zurückgaben, die sie seit 1918 wieder gründlich ver- 
stärkt hat. Sie bildete den festen: Rückhalt des Kabinets 
Terauchi, das den Anschluß an Rußland und Deutschlumt 
wicdergewinnen wollte, aber durch deutsche Torheit Jdaraı 
gehindert wurde. Als Deutschland 1918 vor dem Zusammen 
bruch stand, kam das jetzige Kabinett Haras als erst 
rein parlamentarisches an die Regierung, um in Ver 
sailles den Krieg für Japan zu liquidieren; jedermann weiß, 
mit welchem durchschlagenden Erfolg. Es war Haras persr 
licher Wunsch, daß er trotz dem Erwerb der deutschen um 
russischen Beute im Gegensatz zu allen seinen Vorgängers 
durch keine Adelstitel-Erhöhung belohnt wurde. Haras Ve- 


dienste in seinen verschiedenen’ Ministerstellungen liegen 
wesentlich auf den Gebieten des Eisenbahnwesens, des Aus- 
baues der Kriegsflotte, der Partei- und der Außenpolitik. Seine 
Eisenbahnpolitik ging, im Gegensatz zu der der „Bureau- 
kraten“ unter Katsıra und Goto, die hauptsächlich den Aus- 
bau der strategischen Hauptlinien in Japan und auf dem Fest- 
land betrieben, auf wirtschaftliche - Erschließung der Pro- 
vinzen. In der Flottenpolitik glückte ihm endlich der immer 
wieder von der Militärpartei hintertriebene Plan der je acht 
Linienschiffe und Schlachtkreuzer. In der Parteipolitik ist 
er der getreue Erfüller der Lebensarbeit seines Meisters 
Fürst Ito geworden und hat er erreicht, woran dieser und 
später Fürst Katsııra scheiterten. Wenn Fürst Yamagata, 
früher der allmächtige ungekrönte Herrscher Japans, heute 
so machtlos ist, wie nie zuvor, so ist das der zwingendste Be- 
weis für Haras umsichtige Klugheit und unbeugsame Tat- 
kraft. Zäh und unermüdlich hat Hara der Nebenregierung 
der Militärpartei Schritt für Schritt Boden abgewonnen, ihr 
in der Innenpolitik die Wurzeln abgegraben, ihrem Mit- 
regieren in der Außenpolitik fast völlig ein Ende bereitet. Er 
fügte der durch Ito begründeten und durch ihn erhaltenen 
Mehrheitsstellung der Seiyukai im Abgeordnetenhaus eine 
zwar noch nicht ganz so fest begründete ähnliche Stellung 
im Herrenhaus hinzu, die es ihm ermöglichten, die furcht- 
baren Anstürme der Gegner in und außer dem Parlament 
siegreich zu überstehen und seinem Kabinett eine Lebens- 
dauer zu geben, die ohne sein vorzeitiges Ende vermutlich 
die längste aller bisherigen Kabinette in Japan geworden 
wäre. In der Außenpolitik ist sein wichtigstes Werk die 
Kolonialkonferenz in Tokio vom Mai dieses Jahres, auf der 
das Verhältnis Japans zu allen seinen Nachbarländern grund- 
sätzlich umgebaut wurde. Die Endziele von Haras grund- 
sätzlicher neuer Politik können hier nicht aufgedeckt werden; 
es genüge, daß er auch hier auf Itos Lebensarbeit zurückgrift, 
die Abkehr von England und die Annäherung an alle be- 
nachbarten Länder vorbereitete. Vielleicht — die Quellen sind 
in dieser Hinsicht noch nicht genügend durchsichtig — stammt 
die erste Anregung zur Washingtoner Konferenz von ihm; 
mindestens hat er an ıhrem Gedanken schon tätig mit- 
gearbeitet, lange ehe die Welt von ihm erfuhr. Wenn Japan 
ohne seine Ermordung auf der Washingtoner Konferenz 
keineswegs — wie die deutsche Presse kritiklos der alliierten 
Propaganda nachbetet — vereinzelt und gleichsam als An- 
geeklagter, sondern fest und stark dastehen würde, so hat 
Japan, und nicht nur Japan, das im wesentlichen seiner um- 
sichtigen Tatkraft zu verdanken. 


Haras voraussichtlicher Nachfolger.* 


Daß die Bildung eines neuen Kabinetts ungemeine 
Schwierigkeiten macht, war vorauszusehen; wurde doch fast 
zllgemein auch von denen, die an sich Haras Rücktritt wünsch- 
ten, sein Bleiben an der Regierung für notwendig erklärt, 
weil eben beim besten Willen kein geeigneter Nachfolger für 
ibn zu finden war. Nach der geschriebenen Verfassung er- 
nennt der Kaiser die Minister; in der Regel geschieht die Er- 
mennung auf Grund eines Vorschlags des abtretenden 
Ministerpräsidenten, den die Aclteren Staatsmänner befür- 


* Bei Drucklegung traf die Nachricht ein, daß Vicomte 
T akahaslıi, der bisherige Finanzminister, zum Ministerpräsidenten 
ernannt worden ist. Es kann hier nur kurz auf das oben über 
ie Schwäche eines reinen Seivukai-Kabinetts Gesagte und auf 
x icomte Takahashis China-Politik hingewiesen werden, die aus- 
führlich in Nr. 17 vom 1. September auf Seite 277 dargelegt 
wurde. Vicomte Takahashi gilt als Staatsmann für schwach 
szrıd ist schr wenig populär. 
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wortend oder ablelınend dem Kaiser vortragen. Jn der Praxis 
aber hat sich gemäß dem Willen der öffentlichen Meinung 
und den. Machtverhältnissen in beiden Häusern des Reichs- 
tags das parlamentarische System als das verfassungsmäßige 
so ziemlich durchgesetzt. Da nun ein Vorschlag Haras nicht 
vorliegt, die Machtstellung der Seiyukai in beiden Häusern 
festbegründet ist und auch die mit ihr verbündeten Aelteren 
Staatsmänner der Flottenpartei am Hof den Ausschlag geben, 
so ist ein anderes als ein Seiyukai-Kabinett eigentlich kaum 
denkbar. Die Schwierigkeit liegt aber darin, daß die - 
Seiyukai mit Hara nicht nur ihren stärksten Mann, sondern 
wohl ihren einzigen wirklichen Staatsmann verloren hat. 
Hara duldete keine selbständigen Geister neben sıch. Alle 
Ressorts durchdrang er mit seinem Willen, und so fehlt der 
Seiyukai zwar nicht ein reicher Stab trefilich ausgebildeter 
Fachminister, wohl aber der überragende politische Staats- 
mann. Sie kann deshalb nur ein schwaches eigenes Kabinett 
bilden oder muß den Ministerpräsidenten außerhalb 
ihrer Reihen suchen. Eine Meldung von Fürst Saionji 
als kommendem Ministerpräsidenten klingt nicht sehr 
glaubhaft, da sich Saionji seit den Vorfällen von 1913 
als politisch tot betrachtet und schon zahlreiche Ver- 
suche, ihn zur Uebernahme der Regierung zu bewegen, stand- 
haft abgewiesen hat. Außerdem ist er alt und müde und 
lebt in vornehm-behaglicher Zurückgezogenheit. Von Staats- 
männern der Flottenpartei kämen die Admırale Graf Yama- 
moto und Baron Saito als Kandidaten in Betracht, jener be- 
kannt als Schöpfer von Japans Kriegsflotte, dieser der Gene- 
ralgouverneur von Korea. Ihre Politik nach innen und außen 
dürfte sich von der Haras nicht wesentlich unterscheiden. 
Kann aber unerwarteterweise die Flottenpartei ihren Willen 
nicht durchsetzen, so kämen als etwaige Kandidaten des 
Fürsten Yamagata der Generalgouverneur von Formosa 
Baron Den und der Oberbürgermeister von Tokio Baron 
Goto in Frage. Baron Den ist politisch ein unbeschriebenes 
Blatt, soll aber einen ausgesprochenen Wunsch Yamagatas für 
seine Kandidatur anführen können. Fügt sich die jetzt führer- 
lose und daher unberechenbare Seiyukai der Leitung dieser 
beiden „Bureaukraten“, so dürfte auch deren Politik grund- 
sätzlich nicht wesentlich von der Haras abweichen, doch 
sprechen bei beiden mancherlei undurchsichtige Abhängig- 
keiten mit. Baron Goto steht an sich der Kenseikai als deren 
Mitbegründer näher als der Seiyukai, er hat aber als prakti- 
scher Staatsmann im Kabinett Terauchi die Mehrheit der Ken- 
seikai mit brechen helfen und mit der Seiyukai regiert. Ander- 
seits verfügt er über einen starken Anhang in der Kenseikai, 
aus der er nur durch die Machenschaften Vicomte Katos hin- 
ausgedrängt wurde, und er würde möglichenfalls mittels Neu- 
wahlen und Bildung einer Kenseikai-Mehrheit, für welche die 
beständigen Siege der Kenseikai in zahlreichen neueren Nach- 
wahlen einige Aussicht bieten, vielleicht auch gegen die Seiyu- 
kai regieren können. Die Außenpolitik eines Kenseikai- oder 
Koalitionskabinetts unter Goto dürfte dann freilich wesentlich 
anders aussehen müssen als die Haras. Möglich wäre aber 
noch folgende Lösung, die nicht nur ein Kompromiß zwischen 
Militär- und Flottenpartei darstellen, sondern auch angeblich 
einem Wunsch des verstorbenen Hara entsprechen würde, der 
vielleicht als eine Art Testament beachtet wird. Hara soll 
nämlich den Plan verfolgt haben, den jetzigen Präsidenten 
des Herrenhauses Fürst Tokugawa, der keiner Partei ange- 
hört, zu seinem Nachfolger zu erziehen und ihn deshalb mit 
seiner Vertretung in Washington als Führer der japanischen 
Abordnung zur Konferenz, also der denkbar höchsten Ver- 
trauensstellung, betraut haben. Träte Fürst Tokugawa an die 
Spitze eines Kabinetts, das sonst ganz oder überwiegend von 
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Seiyukai-Männern gebildet wird, so wären nach dem Wunsch 
der Aelteren Staatsmänner der Grundsatz des Parlamentaris- 
mus durchbrochen, aber der‘ parlamentarische Rückhalt für 
die neue Regierung gesichert und die Einheitlichkeit der 
Außenpolitik angesichts der Washingtoner Konferenz in denk- 
bar höchstem Grad gewahrt, wenn auch freilich über die Be- 
gabung des Fürsten Tokugawa zum leitenden Staatsmann bis- 
her nicht viel bekannt geworden ist. Die Pariser Meldung 
des „Lokalanzeigers“, wonach mit der Rückberufung des 
Führers der japanischen Abordnung aus Washington gerech- 
net wird, spricht in dieser Hinsicht eine eigene Sprache. Für 
ein Kenseikai- oder Koalitionskabinett unter Marquis Okuma 
und Vicomte Kato, wie es gemeinhin als das für England er- 
wünschteste angesehen wird, fehlen dagegen anscheinend alle 
Voraussetzungen. 


Die deutsche Presse zu Haras Tod. 


Was die bis jetzt vorliegende deutsche Presse zu dem 
Todesfall zu sagen hat, ist überaus beschämend und verrät 
eine starke Gleichgültigkeit gegenüber den politischen Ver- 
hältnissen Japans, die doch von der englischen Diplomatie 
und Presse souverän beherrscht werden und im Weltkrieg so 
entscheidend zu Deutschlands furchtbarem Schaden ausge- 
spielt worden sind Die Hauptschuld scheint die kurzsichtige 
Sparsamkeit der Verläge zu tragen, die auf Spezialredakteure 
für die wichtigeren Länder verzichten zu können glauben 
und mehr oder minder die Auslandsberichterstattung einem 
einzigen Redakteur anvertrauen, der natürlich nicht die ganze 
Welt überschauen kann und nun bunt durcheinander wirft, 
was er irgendwo und irgendwann einmal gehört oder auf- 
gelesen hat. Die traurige Folge ist, daß den ganzen Sommer 
über die deutsche Presse mit wenigen Ausnahmen das blinde 
Werkzeug der alliierten Propaganda in allen Japan berühren- 
den Fragen gewesen ist, ganz wie im Weltkrieg die Presse 
fast aller Länder gegen Deutschland. Die Unrichtigkeit liegt 
natürlich in erster Linie in der falschen Tendenz, dem 
Ton und der Schiefheit der Darstellungsweise, auf die näher 
einzugehen, leider der Rau mnicht gestattet. Darum seien 
hier nur von den zahllosen Unrichtigkeiten im einzelnen 
einige wenige Proben aufgeführt. 

Neben vielen anderen Blättern schreibt die „Tägliche 
Rundschau“, die japanische Rüstungspolitik gehe besonders 
auf Hara zurück, obwohl doch Hara sein vorzeitiges Ende 
vielleicht gerade der von ihm eingeleiteten Abrüstungspolitik 
verdankt. Damit wird Japan bei der öffentlichen Meinung 
in Amerika verdächtigt. Die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ 
fabelt von Zusammenhängen der Ermordung Haras mit der 
sozialen Bewegung in Japan und beklagt die „spärlichen 
Nachrichten, die aus Japan auf Umwegen zu uns g.langea“. 
Ja, weil die Bequemlichkeit der Redakteure das überreichlich 
unmittelbar aus Japan hereinkommende Material nicht ver- 
arbeitet, sondern lieber aus absichtlich gefärbten englischen 
Quellen schöpft. ©. M. in demselben Blatt nennt Marquis 
Okuma „Graf Okuma“ und Vicomte Kato „Baron Kato“, die 
7eitung „Hochi“ aber „Hotchien“. Er bringt die Neuigkeit, 
daß „Okuma seine Ausbildung in England genossen“ habe, 
und nimmt kritiklos Okumas Hetzartikel gegen die Regierung 
llaras für bare Münze, wonach „fast in der ganzen Welt anti- 
japanische Gefühle überwiegen und Japan isoliert vor den 
Mächten der Welt an den Konferenztisch in Washington trıtt“. 
Auch damit wird für englische Zwecke Propaganda gemacht. 
Nach T. W. im „Berliner Tageblatt“ war der Mörder ein 
„fanatischer Mordbube — anscheinend von einen Miteliede 
der Ronior (!), einer nationalistischen oder nationalbolsche- 
wistischen (!) Offiziersgruppe (!)“. Nach ihm stützt sich die 
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Seiyukai — „Großgrundbesitzer sind in Japan nicht vorhan- 
den — ganz auf die demokratischen Bauernelemente“, und 
sie wird weiterhin „die große Bauernpartei“ genannt. In 
Wirklichkeit wird die Seiyukai hauptsächlich von Kapitalisten 
gebildet, die das Bauernlegen vortrefflich verstanden und 
einen großen Teil der Bauern in besitzlose Pächter verwan- 
delt haben. Die radikale Kokuminto ist ihm eine „Rechts 
partei‘; vermutlich waren die Wasserstiefler Eugen Richters, 
dessen „Unentwegtheit“ der Inukais auf ein Haar gleicht, auch 
eine Rechtspartei. Baron Goto gehört nach ihm „als Außen- 
stelrender zur Seiyukai“. Auch T. W. meint, daß Japan heute 
„eingekreist‘“ ist und in Washington „auf der Armsünder- 
bank sitzen“ wird. Der französisch gerichtete „New York 
Herald“ mit seinen Drohungen gegen Japan wird wie an 
Sprachrohr der amerikanischen Öffentlichen Meinung behar- 
delt. Daß Fürst Tokugawa bei ihm „Prinz Tokugawa“ heißt. 
ist ein Anglizismus, den T. W. mit vielen anderen deutschen 
Redakteuren gemein hat. Ganz töricht sind die Ausführunge 
von Dr. O. im „Tag“ vom 5. November. Der „Berliner 
Lokalanzeiger“ schließlich läßt die Angriffe der Oppe 
sition in erster Linie dem Außenminister Graf Uchida 
gelten, „dem es nicht gelungen ist, die englisc- 
amerikanische- Verständigung zu hindern“. Ja, so het 
die Opposition, aber ist es darum wahr? Auch nat 
dem „Lokalanzeiger“ ist die Rüstungspelitik „von Han 
inspiriert, der als einer der schlimmsten Reaktinnäre bekant 
ist“. Das Wort „Seiyukai‘“ soll die Bedeutung ‚Demokrat 
sche Partei‘ haben und die Kenseikai eine „weiter nach links 
gerichtete Stellung“ einnehmen. In Wirklichkeit ist die Kr 
seikai noch bunter zusammengewürfelt als die Seiyukai, de 
sie getreulich zu dem einzigen Zweck nachgebildet wurde, die 
Mehrheit der Seiyukai zu brechen. In ihr sitzen neben da 
Erzreaktionären aus dem ehemäligen Chuo-Klub Vicomt 
Katos großkapitalistische und Baron Gotos „bureaukratisch: 
Freunde einträchtig neben radikalen und liberalen Uebr 
läufern aus den anderen Parteien. Sie ist das Werkzeug & 
Großkapitals und der Militärpartei, widersetzt sich Hs 
Politik der Rückgabe Schantungs, hat Ozakis Abrüstuf 
antrag zu Fall gebracht und die Erweiterung des Wahlreds 
hintertrieben, während die schrittweise Erweiterung weni: 
stens bis zur heutigen Form Haras Werk ist. 

Aehnliche Unrichtigkeiten über Japan ließen sich tagt: 
lich aus deutschen Blättern zusammenstellen. Wenn der deu: 
schen Presse die japanische Innen- und Außenpolitik gleich 
gültig ist, dann muß ihr ihre eigene deutsche Politik unve- 
ständlich bleiben, in der doch der Japaner Graf Ishii und da 
Chinese Ku durch ihren Genfer Spruch über Oberschlesiä 
mitentschieden haben. Es bleibt zu hoffen, daß die dröhnendt 
Sprache der oberschlesischen Frage sie endlich aus ihr: 
Gleichgültigkeit aufgerüttelt hat. Eine noch dröhnender: 
Sprache wird aus Washington herübertönen und zeigen, dab 
es für Deutschland keineswegs gleichgültig ist, wer dort 3ls 
Nachfolger Haras dessen Pläne fortführt oder durchkreun. 


Politische Rundschau. 


Die Kabinettskrisis. Ueber die Ministerkrisis, die. 
schon gemeldet, Anfang September 'in Peking geherrscht Pb: 
liegen jetzt Einzelheiten vor. Danach hatte General Chin Yu 
peng keine Neigung, die Geschäfte des Ministerpräsideni-! 
weiterzuführen, da die Aussichten der Finanzverwaltung Inu 
los waren. Die einzigen Einnahmen, auf die Peking bis J“” 
wenigstens mit einiger Sicherheit hatte zählen können. wat 
die Seezoll- und Salzgebühren. Aber auch diese wurden b- 
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droht, und zwar einerseits durch den Zugriff Wu Pei-fus im 
Yangtsetal, der sich angesichts der leeren Kassen, die er in 
Wuchang vorfand, Mittel zum Unterhalt seines Heeres schaffen 
mußte, sowie Chang Tso-lins der mit den Ueberweisungen 
Pekines nicht mehr auskam, und andererseits durch das 
Vorgehen der Aufständischen Szechuans, die sich in den 
Besitz der Salzverwaltung in Ichang setzen wollten. Bezeichnend 
für die Dinge in Peking war es, daß in dem Augen- 
blick, wo Chin sein Abschiedsgesuch einreichte, zwei 
der Minister aus der Hauptstadt verschwanden. Der 
Minister des Innern Wang Hai-ping ging nach Mukden, der 
Verkehrsminister Chang Chih-tan nach Paotingfu; beide um 
ihre Meistern und Herren, Chang Tso-lin und Tsao Kun, als 
deren Vertrauensleute sie im Kabinett sitzen, Bericht zu er- 
statten. Eine Zeitlang glaubte Chang Tso-lin wohl, nun sei seine 
Zeit gekommen; er könne Chin durch Wang Wai-ping ersetzen. 
Aber weder hatte dieser große Lust, das dornenvolle Amt des 
Ministerpräsidenten zu übernehmen, noch wollte sich Präsident 
Msü Shih-chang ganz auf die Seite schieben lassen; er ver- 
handelte — allerdings auch erfolglos — mit Chu Chi-chien über 
die Bildung eines neuen Kabinetts. Schließlich einigte man sich; 
es sei das Beste, Chin Yun-peng bliebe. Vorläufig hat dieser 
dann, namentlich um die Stellung Chinas auf der Washingtoner 
Konferenz nicht noch weiter zu schwächen, nachgegeben. Da- 
neben hatte aber auch der Minister des Aeußern Yen Hui-ching 
seinen Abschied eingereicht. Der unmittelbare sichtbare Anlaß 
dafür war, daß der Finanzminister erklärt hatte, er habe für die 
Washingtoner Delegierten keine Mittel. Tatsächlich dürften 
aber andere Gründe mitgespielt haben. Yen hat seine Politik, 
seinem Ressort entsprechend, ganz auf die Beziehungen Chinas 
zum Ausland eingestellte. Er empfahl von seinem Standpunkt, 
mit Japan über Schantung zu verhandeln, fand dabei aber nicht 
die Zustimmung seiner Ministerkollegen, die nur Rücksichten auf 
die innere Politik oder die Volksstimmungen kennen, um sich 
am Ruder zu halten. Yen hat schließlich nachgeben müssen. 
Leicht wird ihm das nicht geworden sein. Die für Washington 
geforderte Million ist ihm zur Verfügung gestellt. Aber das 
Schantunger Problem ist durch die Haltung des Kabinetts nicht 
zefördert.e Man wird in Zukunft auch damit zu rechnen haben, 
daß Yen Hui-ching, ein geschickter Staatsmann, eigentlich in 
das Pekinger Kabinett nicht hineinpaßt, daß er vieliach dort 
seine eigeiien Wege geht. Für die Stetigkeit der chinesischen 
Außenpolitik dürfte das ein Vorteil sein, die Stellung Yens im 
Kabinett aber. wird dadurch nicht gestärkt. CE: 


China und das englisch-Japanische Bündnis. Je näher der 
Tag des Zusammentritts der Washingtoner Konferenz kommt, 
desto nachdrücklicher wird von der ganzen nordchinesischen 
Presse betont, die Hauptaufgabe der Konferenz werde sein, 
dem englisch-japanischen Bündnis ein Ende zu machen. Die 
öffentliche Meinung in China nimmt ernsten Anstoß daran, daß 
in dem Bündnisvertrag Ausdrücke vorkommen, wie „Schutz 
cier Unabhängigkeit Chinas“, „Aufrechterhaltung der Unverietz- 
lichkeit des chinesischen Gebietes“, aus denen mittelbar hervor- 
zinge, daß England und Japan China nicht als gleichberechtigt 
anerkennten. Ein sehr bemerkenswerter Aufsatz über die 
Wirkung des englisch-französischen Vertrages findet sich in 
der New Yorker Zeitschrift: „The New Republic“ vom 28. Sept. 
Nur, wer die Dirge aus eigener Anschauung kenne, sei imstande 
sich ein richtiges Bild von der Rolle zu machen, die jenes 
33ündnis auf die Entwickelung des ganzen Machtproblems des 
Stillen Ozeans gespielt habe. Nur unter dem Schutz dieses 
W.rtrages habe Japan seine aggressive Politik in China treiben 
können, denn, durch ihn verpflichtet, habe England stets ab- 
srelehnt, sich an internationalen Maßnahmen zu beteiligen, die 
Japan zur Umkehr bewegen sollten. Besonders deutlich habe 
<s:ch das bei dem Knoxschen Vorschlag, die mandschurischen Eisen- 
bahnen zu internationalisieren, gezeigt. Grundsätzlich, habe Eng- 
jand damals erklärt, sei es selbstverständlich mit einem solchen 
»Plan einverstanden; aber es sei ratsam, sich zunächst mit Japan 
larüber zu einigen und dessen wahrscheinlichen Widerstand zu 
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überwinden. Als Staatssekretär Knox sich darauf an Japan 
gewandt habe, habe er eine schallende Ohrfeige von Japan be- 
kommen, das sich inzwischen mit Rußland geeinigt hatte. Da- 
mit sei tatsächlich eine Politik der offenen Tür in China zur 
Unmöglichkeit geworden. Bei jeder Gelegenheit zeige es sich, 
daß das englisch-japanische Bündnis einer Neuregelung der 
Dinge im Wege stehe. Wohl sehe dieses die Unverletzlichkeit 
Chinas vor, nichtsdestoweniger oder vielmehr gestützt auf sein 
Bündnis mit England habe es Japan verstanden, einen Gürtel 
um Peking zu schaffen, der ihm in Nordchina den ausschlag- 
gebenden Einfluß sichere; es habe Korea besetzt, ebenso einen 
Teil Sibiriens, beherrsche die Mandschurei und die Mongolei, 
und habe sich jetzt auch in Schantung festgesetzt. Man könne 
es unter solchen Umständen sehr wohl verstehen, wenn die 
Chinesen mit größtem Mißtrauen auf das englisch-japanische 
Bündnis schauten, ebenso aber auch, daß die amerikanischen 
Freunde Chinas die Beseitigung dieses Steines des Anstoßes 
erstrebten. Wie unehrlich England in dieser Hinsicht vorgehe, 
ergebe sich daraus, daB die englische Presse über alle diese 
Dinge mit Stillschweigen fortginge. Immer wieder würde be- 
tont, die englische Flotte habe sich im Laufe der letzten Jahr- 
hunderte stets siegreich gegen jede militärische Aggression 
eingesetzt; das zeige die Geschichte des vierzehnten Ludwigs, 
des ersten Napolaons und Deutschlands von 1914; in Ostasien aber 
habe Japan, geschützt von der englischen Seemacht, sich un- 
gehindert militärisch aggressiv betätigen und sich zur Vormacht 
im ganzen Fernen Osten machen können. Um dem ein Ende 
zu bereiten, sei nur ein Doppeltes möglich: entweder baue 
Amerika seine Flotte so aus, daß sie die englische Seemacht 
matt stelle, oder das englisch-japanische Bündnis werde ge- 
kündigt. Inzwischen hat auch einer der Vertreter Chinas auf 
der Washingtoner Konferenz, Liang Yu-hao, in einem Interview 
offen erklärt, China erachte das englisch-japanische Bündnis 
als eine Gefahr für China und lege gegen eine Erneuerung Ver- 
wahrung ein. Uebrigens sind gewisse Kreise in Japan unter den 
obwaltenden Verhältnissen ebenfalls für eine Aufhebung des 
Bündnisvertrages, freilich nur unter der Bedingung, daß an seine 
Stelle ein englisch-amerikanisch-japanisches Einvernehmen tritt. 
In diesem Sinne äußern sich zum Beispiel die „Jiji“ und die 
„Chugai Shogio“, ohne indessen anzugeben, welcher Art das 
„Einvernehmen“ sein müßte. CF. 


Südchina und die Washingtoner Konierenz. Schon am 
5. September hat Sun Yat-sen als der Präsident der Republik 
China in der „Kuangtung Chen Pao“ („Cantoner Morgenpost“) 
cinen Erlaß veröffentlicht, in dem er Hsü Shih-chang (er gibt 
ihm nicht den Titel Präsident, sondern nennt ihn nur bei 
Namen) das Recht abspricht, Vertreter zur Washingtoner Kon- 
ferenz zu entsenden, und zwar weil er und seine Ratgeber das 
Land an Japan verraten hätten und seine Stellung der recht- 
lichen Unterlagen entbehre. Sun erklärte schon damals, wenn 
seine Regierung nicht zur Teilnahme an der Washingtoner 
Konferenz eingeladen werde, werde sie ihre Beschlüsse, soweit 
sie sich auf China beziehen, unter keinen Umständen an- 
erkennen. Eine Note in diesem Sinne hat Sun inzwischen durch 
seinen Vertreter Ma Su der Washingtoner Regierung über- 
Dieser Protest Sun Yat-sens ist von aller- 
größter Bedeutung; er stellt möglicherweise das Ergebnis der 
Washingtoner Konferenz in Frage, noch ehe diese zusammen- 
getreten ist. Denn es erscheint doch sehr fraglich, ob dic 
fremden Mächte in der Lage sein werden, China ihren Willen 
aufzuzwingen. Die Pekinger Regierung mag sich mit diesem 
oder jenem, was die Konferenz vorschlägt oder beschließt, ein- 
verstanden erklären. Eine ganz andere Frage ist es aber, ob 
sie imstande sein wird, ihrerseits im eigenen Lande die Be- 
schlüsse in die Tat umzusetzen. Das ist schon zweifelhaft, so- 
weit die Tutschün in Nordchina in Betracht kommen; man 
braucht nur an ein Ansinnen zu denken, sie sollten die Zahl 
ihrer Truppen wesentlich herabsetzen. Südchina hat aber von 
vornherein abgelehnt, irgend einen Beschluß der Konferenz als 
bindend anzuerkennen. Vorläufix haben die Mächte, die in 
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Washington das Wort führen werden, sich dahin festgelegt, daß 
sie nur die Pekinger Regierung anerkennen, dagegen die 
Cantoner als Rebellen behandeln. Wird das auf die Dauer 
ınöglich sein? Lord Northcliffe, der englische Preßgewaltige, 
der die letzten Monate in Amerika geweilt hat, um dort eine 
englandgünstigere Atmosphäre zu schaffen, befindet sich zurzeit 
in Ostasien. Von Hongkong hat er am 27. Oktober an die 
„Times“ telegraphiert: „Da Präsident (man beachte, daß Lord 
Northcliffe im Gegensatz zur englischen Presse Ostasiens dem 
Führer der Südpartei den Titel eines Präsidenten nicht versagt) 
Sun Yat-sen abwesend war, hatte ich eine Unterredung mit 
Wu Ting-fang und andern Beamten der republikanischen Regie- 
rung Südchinas. Diese Regierung, die ihren Sitz in Canton hat, 
behauptet die Auffassung von über 1,3 Millionen Chinesen in 
den Provinzen Yünnan, Kueichou, Kuangsi, Kuangtung und Sze- 
chuan zu vertreten; sie steht nicht unter japanischem Einfluß. 
Da ihre nationale Stellung von den Weltmächten noch nicht an- 
erkannt ist, Ichnt Präsident Suns Regierung es ab, dem Er- 
suchen der Pekinger Regierung nachzukommen, Chao Chu-wu 


als ihren Vertreter nach Washington zu senden, zumal die. 


anderen chinesischen Delegerten die gefesselten Vertreter der 
japanfreundlichen Clique seien, die die Pekinger Regierung 
bildeten. Präsident Sun behauptet, die Delegierten Pekings 
würden nur nach den von Tokio ausgegebenen Weisungen 
handeln. Gut unterrichtete Ausländer geben zu, daß an dieser 
Behauptung etwas Wahres ist. Man mag über den Macht- 
bereich, über das Präsident Suns Regierung Gewalt hat, denken 
wie man will, ich halte es für unbedingt nötig, daB man von 
Suns Haltung Notiz nimmt und offen ausspricht, daß der Ein- 
fluß Japans für mächtig genug anzusehen ist, China als Nation 
einen ehrlichen Versuch, seine Sache vor der Washingtoner 
Konferenz zu vertreten, unmöglich zu machen.“ Lord North- 
cliffe steht in schärfstem Gegensatz zur Londoner Regierung 
und insbesondere zu dessen Erstem Minister Lloyd George. Die 
diesem nahestehende Presse verlangt neuerdings, daß England 
unter keinen Umständen das Bündnis mit Japan aufgibt. Sun 
Yat-sens Regierung hat das Tafeltuch zwischen sich und Japan 
zerschnitten. Die englische Presse Ostasiens, aber auch die 
Londoner, hat sich bisher unbedingt ablehnend (vielfach mit 
wegwerfender Gebärde) Sun Yat-sen gegenüber verhalten. Aber 
selbst die Sun wenig wohlwollend gesinnte „North-China Daily 
News“ muß zugeben, daß mit einer Ablehnung der Sunschen 
Forderung, daß auch seine Regierung nach Washington ge- 
laden wird, nichts erreicht wird. Das hat der amerikanische 
Professor Dewey, der als erster auf die nicht unwesentlichen 
Leistungen der Sun Yat-senschen Regierung in Canton hin- 
gewiesen hat, schon früher mit Nachdruck ausgesprochen. De- 
wey bekämpft die ganz auf Peking eingestellte amtliche 
amerikanische Politik Amerikas inzwischen weiter. Er warnt 
scine Landsleute immer wieder, sich das Wohlwollen der Süd- 
chinesen, in denen heute die größeren moralischen Kräfte 
wirken, zu verscherzen. Bisher hat sein Eintreten für Sun in 
Washington keinen Umschwung herbeizuführen vermocht. Man 
darf gespannt sein, ob die Warnung Lord Northceliffes, nicht auf 
cas falsche Pferd zu setzen, in London ebenso ungehört ver- 
ballen wird, wie Deweys Warnungen es bisher in Amerika sind. 
Die ostasiatische Presse lehnt bereits die Ausführungen Lord 
Northeliffes mit größter Schärfe ab. Ein Tientsiner Blatt geht 
so weit, Lord Northcliiie einen Don Quichote zu nennen, und 
eine französische Zeitung in Peking meint höhnend, wenn man 
es nur richtig anfange, werde man in Peking Lord Nortliclifie 
genau so für sich einfangen können, wie es Canton verstanden 
habe. Ernster behandelt der „London and China Express" seine 
Worte, wenn auch dieses Blatt der Ansicht ist, es sei in Canton 
nicht alles Gold, was glänze, und ganz so fest In den Händen 
Japans, wie Lord Northcliffe glaube, sei Peking keineswegs. 


Fremde Flaggen auf chinesischen Schiffen. Ein Telegramm 
aus New York meldete dieser Tage, die fremden Mächte be- 
absichtigten ein aus Schifien ihrer Flotten zusammengesetztes 
Geschwader in die südchinesischen Gewässer zum Schutz Jer 


fremden Schiffe zu entsenden. Die Meldung ist reichlich un- 
klar. Möglicherweise hat den Anlaß zu diesem Schritt die 
Beschlagnahme und die Beschießung von auf dem Yangtse ver- 
kehrenden eigentlich chinesischen Schiffen gegeben, die sich 
unter fremden Schutz gestellt haben. Wie schamlos von 
einzelnen der fremden Mächte in dieser Hinsicht verfahren 
wird, zeigt eine Feststellung der „Central China Post‘, daß fünf 
chinesische Dampfer auf dem oberen Yangtse sich mit je 
5000 Taels das Recht erkauft haben, die französische Flagge zu 
führen. Nicht mit Unrecht weist das Hankauer Blatt daraui 
hin, daß cin ähnlicher Mißbrauch der englischen Flagge im 
Jahre 1858 den sogenannten Opiumkrieg herbeigeführt hat. Ps 
muß auf die Chinesen einen erhebenden Eindruck machen, wenn 
sie schen, daß den Franzosen auch die Flagge nicht heilig ist, 
wenn nur Geld genug in den Kasten springt. Uebrigens tun es 
die Portugiesen noch billiger. Für 1500 Taels wird das Recht. 
die blau-weiße Flagge zu führen, erteilt. Im Grunde ist dieser 


Flaggenschacher natürlich genau dasselbe, wie die Eintragung 


chinesischer Grundstücke in die Kataster der fremden Konsulate 
in den Vertragshäfen, mit Hilfe derer England vor allem die 
Fiktion aufrechterhält, daB seine Staatsangehörigen in den 
Fremdenniederlassungen die Eigentümer des größern Teils des 
Grund und Bodens und dementsprechend berufen sind, die 
Niederlassungen nach ihrem Geschmack zu verwalten, woh:; 
sie als das Herrenvolk auftreten, und wie schon oft genu: 
betont worden ist, „den Chinesen und Hunden den Zutritt a 
öffentlichen Parks usw. verbieten“. Die Dinge haben sich ir. 
Fernen Osten in den letzten Jahrzehnten von Grund aus x«- 
ändert. Wehe dem Volk, das die Zeichen der Zeit nicht ver- 
steht! Die Vorgänge auf dem oberen Yangtse zeigen nur zu 
deutlich, daß die Chinesen keine Lust haben, die fremd. 
Flaggen zu respektieren, wo sie zu Unrecht wehen. Daran w;-i 
auch die Entsendung eines internationalen Geschwaders kaur 
etwas ändern; es sei denn, daß dieses mit überlegenen Macı- 
mitteln örtliche Erfolge erzielt, die letzten Endes aber nur d:n 
dienen würden, Haß gegen die Ausländer im allgemeinen r 
China zu wecken. Es ist jedenfalls kein Zufall, daß die „Nort:- 
China Daily News“ in einem Leitartikel auf die gefährl:-: 
Hetze eines Teils der chinesischen Presse gegen den englis.- 
japanischen Vertrag hinweist, die mit Mittel arbeite, die de: 
verzweifelt ähnlich sähen, deren sich die Boxerbewegunz » 
den Jahren 1899 und 1900 bedient hat. Höchst bezeichnend :& 
es, daB das englische Blatt verlangt, die dicke Schicht Pekinsr 
Staub solle von der Inschrift entfernt werden, die nach Je 
Niederwerfiung des Boxeraufstandes an der Mauer der encd- 
schen Gesandtschaft angebracht, heute aber kaum noch Ilesh:: 
sei; die Worte müßten wieder klar und deutlich werden „tx 
we forget!“ CF. 


Chinas Finanzen. Das amerikanische Staatsdepartemer! 
dementiert die Meldung, wonach die Ver. Staaten China ke 
finanzielle Hilfe mehr leisten wollen, wenn es die rückständis.ı 


Zinsen seiner Anleihe nicht bezahlt. f 


Kleine Meldungen aus China. Seit Ende Oktober ist » 
Chungking in der Provinz Szetchuan eine fremdenfein:- 
liche Bewegung zum Ausbrich gekommen, die sich 
der Hauptsache gegeı die Engländer und Amerikaner richte: 
und so bedrohliche Formen. angenommen hat, daß englis#e 
und amerikanische Kanonenboote nach dorthin entsandt wenden 
mußten. Die Bewegung wird von den zahlreichen Yangtse- 
schiffiern geleitet. denen die neu eingerichteten iremir 
Dampferlinien auf dem Flusse den Broterwerh wegnehmen — 
Üchber die jetzige Lage am Yangtse wird bericttcel 
daB Wu Pei-fu die Szechuantruppen über die Grenze in 
Heimatsprovinz zurückgetrieber habe und daß nunmehr Fre- 
densverhandlungen eingeleitet worden swien. Die ganz» L:r 
am oberen Yangtse bleibt aber nach wie vor schr ımsich:r. 
und kleinere Kämpfe finden noch häufig statt. Handel und 
Verkchr liegt volllkommen danieder. — 

In Canton herrscht augenblicklich Ruhe, doch wird von 
dort berichtet, daB Sun Yat-sen eine große militärische Et- 
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pedition gegen den Norden vorbereite, zu deren Führer Chen 
Chiung ming, zurzeit Oberstkommandierender in Kuangtung, er- 
nannt werden sol. In europäischen Kreisen hegt man starke 
Zweifel, daß eine solche Expedition im Bereich der Möglich- 
keit liegt. 

Die Lage der Regieruag in Peking wird zu- 
sehends schwieriger. Ende Oktober schuldete sie einer Reihe 
einheimischer Banken den Betrag von etwa 50 Millionen $ 
jür kurzfristige Anleihen, für welche teilweise 20 bis 30 %. in 
Einzelfällen sogar noch höhere Zinsen zu zahlen waren. Da- 
hei sind die Gehälter aller Beamten seit vielen Monatea nicht 
mehr gezahlt worden und nmicht einmal die Kosten für die 
Washingtonkonferenz können augenblicklich aus der Staats- 
kasse gedeckt werden. Die einheimischen Banken nehmen die 
Schecks der Regierung nicht mehr in Zahlung und wollen sich 
auch nicht mehr bereit finden, der Regierung weitere Gelder 
zur Verfümme zu stellen. Die Rezierung macht verzweifelte 
Anstrengungen, sich wenigstens über die nächsten Wochen 
rnit Hilfe von kleinen Anleihen zu Wucherzinsen bei fremden 
vnd einheimischen Ranken hinwegzuhelfen, und der allgemeine 
(Haube geht dalin, daß dann ein großer finanzieller Zu- 
sammenbruch erfolgen muß. Schuld an der Katastrophe sind 
de unersättlichen Geldiorderungen der Truppen. 

Am 14. September ereimnzte sich ein sehr heftiger Zu- 
sammenstoß zwischen Chinesen und Ja- 
panern in Mukden anläßlich einer dort stattfindenden großen 
religiösen Feier der Chinesen, die durch Japaner gestört 
wurde. Die gereizte Volksmenge griff die Japaner mit Stöcken 
ımd Steinen an. wobei sie voa den chinesischen Polizisten 
unterstützt wurde. Die angriffsweise vorgehende japanische 
Polizei mußte das Feld räumen, umd erst dem Eingreifen einer 
xrößeren japanischen Truppenabteilung gelang es, die Ruhe 
wieder herzustellen. Ueber hundert Japaner wurden ver- 
wundet, darunter einige sehr schwer; ein Verwundeter ist ge- 
storben. Dieses Vorkommnis hat wiederum bewiesen, wie 
tief der Gegensatz zwischen Chinesen und Japanern ist. 

Der Minister für Auswärtige Angelegenheiten in Peking 
hat kürzlich der dortigen englischen Gesandtschaft neue Vor- 
schläge zur Regelung der tibetanischen Frage unter- 
hreitet. Die Regierung schlägt vor, daß das Simla-Abkommen 
nicht mehr gültig sein solle. Die interne Verwaltung Tibets 
und seine diplomatische Vertretung nach außen hin soll China 
anvertraut werden. Die Zollerhebung soll unter chinesischer 
Aufsicht und Verwaltung vor sich gehen. Die Regchıng der 
tibetanischen Greazen soll nur nach geographischen Gesichts- 
punkten vorgenommen werden, die Südost- und Nordwest- 
«renzen bleiben unverändert. Chinesische Truppen haben 
allein das Recht, tibetanische Räuberbanden an den (Grenzen 
zıı bekämpfen. Schließlich soll der Gang der Verhandlungen 
bei der Chinesisch-Russisch-Mongolischen Konferenz als Vor- 
pild für die neuen Verhandlungen zwischen England, Tibet 
ıırıd China dienen. 


Japan. 


Der neue Apostolische Delegat für Japan. Der „Kölnischen 
Volkszeitung“ wird aus Rom geme!det: An Stelle von Msgr. 
Fırmasoni-Biondi, der zum Sckretär der Kongregation der Pro- 
paganda Fidei ernannt wurde, hat der Hl. Vater den P. Giar- 
Gini zum Apostolischen Delegaten für Japan berufen. Derselbe 
ist am 4. Dezember 1877 in Mailand geboren; nach Absolvierung 
seiner Studien daselbst trat er im Jahre 1898 in das Noviziat 
der Barnabiten in der lombardischen Hauptstadt ein, wurde 
I[>ozent in Lodi und Oberer des dortigen Hauses. Im Jahre 
915 wurde er zum Pfarrer in S. Carlo ai Catinari m Rom er- 
nannt. Er ist schr bewandert in Theologie, Philosophie und im 
= .:anonischen Recht und spricht sieben Sprachen. Kardinal van 
Rossum hat ihm dieser Tage seine Ernennung mitgeteilt und 
scedenkt ihm am 8. Dezember (Mariä Empfängnis) die Bischofs- 
weihe zu erteilen. 

Kurze Mitteilungen aus Japan. Am 15. Oktober hat die 


aus 40 Mitgliedern bestehende Reisegesellschaft ja- 
p? anischer Großindustrieller, Bankiers und Ge- 
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schäftsleute usw., Japan verlassen, um zwecks Anknüpfung 
neuer Verbindungen Amerika und Europa zu bereisen. Gleich- 
zeitig reiste die diplomatische Mission für Washington ab. Die 
Abreise beider Gesellschaften wird als besonders bedeutungs- 
volles Ereignis in den japanischen Blättern hervorgehoben. 

Die Kosten® für die Reise des japanischen 
Kronprinzen werden von der einheimischen Presse auf 
15 bis 16 Millionen Yen berechnet. e | 

Die Gesamtzahl der zurzeit außerhalb der 
Grenzen Groß-Japans lebenden Japaner be- 
läuft sich auf 648915 Köpfe. Davon entfallen auf das Kuan- 
tung-Pachtgebiet 79307, auf Tsingtau 23585, auf die ehe- 
maligen deutschen Besitzungeı unter japanischer Herrschaft 
3399, auf Yap 86, während 542654 in der übrigen Welt zer- 
streut leben, die sich etwa wie folgt verteilten: auf das übrige 
Asien: etwa 240 000, Vereinigte Staaten 140000, Hawai 112 000, 
Sidamerika 47000, Australien 5200, Europa 2900, Airika 73. 

Das vorläufige neue japanische Budget sieht 
Arsgaben in Höhe von rund 800 Millionen $ Gold vor, doch 
hegt die Regierung selbst starken Zweıfel, ob es gelingen 
wird, die Einnahmen mit den Ausgaben in Einklaıg zu bringen. 
30 % der Gesamtausgaben, nämlich 250 Millioren $, entfallen 
nn die Kriegsmarine und 18%, etwa 165 Millionen, auf das 

eer. — 


Absdhledsieler tür die amtlichen deutschen Vertreter 
in Ostasien. | 


Am 26. Oktober hat der Vorstand des Verbandes für den 
Fernen Osten eine schlichte Abschiedsfeier für die Herren des 
diplomatischen und konsularischen Dienstes veranstaltet, die 
in diesen Wochen die Ausreise auf ihre Posten im Fernen 
Osten antreten. Außer den ausreisenden Herren nahmen 
auch Herr Ministerialdirektor Knipping und die Herren 
Referenten der Ostasien-Abteilung des Auswärtigen Amtes, 
eine Anzahl bekannter Persönlichkeiten aus dem Wirtschafts- 
leben und einige weitere Gäste an der Veranstaltung teil. Herr 
‚Staatssekretär von Haniel war in letzter Stunde infolge 
dringender dienstlicher Geschäfte am Erscheinen verhindert 
und sandte den ausreisenden Herren telegraphisch seine AB- 
schiedsgrüße. Im Namen des Vorstandes begrüßte Herr Ge- 


heimrat C. von Borsig die Anwesenden mit folgenden Aus- 
führungen: 


„Es ist ein schlichtes, einfaches Abendessen, das wir Ihnen 
in schwerer Zeit bieten, in einer Zeit, die nicht dazu an- 
getan ist, rauschende Feste zu feiern. Schwer und düster steht 
die Zukunft unseres geliebten Vaterlandes vor uns und bange 
Sorgen lasten auf uns allen, die wir, auf welchem Posten es 
auch sei, mitarbeiten daran, unser Volk wieder hinauszuführen 
aus der Not des heutigen Tages. 

Sie, meine Herren, die Sie nunmehr die Ausreise nach Ost- 
asien wieder antreten, sind berufen, zu China und Japan die 
Bande neu zu knüpfen, die der Krieg zerrissen hat. Wir alle 
wissen, daß Ihre Aufgabe nicht leicht sein wird und daß es eines 
großen Maßes von Arbeitsfreudigkeit und Geschick bedürfen 
wird, um Deutschland wieder das Ansehen und die hohe ge- 
achtete Stellung zu verschaffen, die es vor dem Kriege im 
Fernen Osten besaß. Aber wir dürfen Ihnen die Versicherung 
mit auf den Weg geben, daß wir Ihnen unser restloses Vertrauen 
schenken und überzeugt davon sind, daß Sie Ihr Bestes daran 
setzen werden, um Ihren schweren Aufgaben gerecht zu werden. 
Kein mächtiges Deutsches Reich, keine deutsche Armee, keine 
deutsche Flotte steht heute mehr, wie einst, hinter Ihnen, aber 
ein Volk, das ein natürliches Recht auf Leben und Arbeit und 
auf ein menschenwürdiges Dasein hat. Dieses natürliche Recht 
mag man uns bestreiten, durch Gewalt und Zwang mag man uns 
zu Boden drücken — aber ein Sechzigmillionen-Volk von der 
Leistungsfähigkeit des deutschen kann man nicht auf die Dauer. 
rechtlos machen und knebeln ohne Schaden für die gesamte 
übrige Menschheit. 
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Ihnen Ihre Aufgaben und Arbeiten drüben zu erleichtern, ist 
der Verband jederzeit mit besonderer Freude bereit. Als wir 
in Verbindung mit dem uns eng befreundeten „Ostasiatischen 
Verein“ in Hamburg 1914 unseren Verband gründeten, war 
unsere Absicht, eine private Zentralstelle zur Förderung der Be- 
ziehungen zwischen Deutschland und dem Fernen Östen zu 
schaffen. Wer immer an Ostasien interessiert ist, Einzel- 
persbnen, industrielle und kaufmännische Firmen, Bankinstitute 
und Reedereien — sie alle sollten im Verbande vertreten sein. 
Diese Absicht ist trotz der langen Kriegsjahre, die unscre 
Arbeiten naturgemäß beeinträchtigten, erreicht worden, und ich 
freue mich, hier feststellen zu können, daß der Verband sich 
in allen Kreisen des deutschen Wirtschaftslebens Vertrauen er- 
worben hat und daß er ersprießliche Arbeit leisten konnte. 
Große Opfer haben die wirtschaftlichen Kreise Deutschlands im 
Interesse des Verbandes und seiner Arbeiten während der 
letzten acht Jahre gebracht. Wir sind dadurch in der Lage ge- 
wesen, wieder und wieder helfend einzugreifen, mochte es sich 
um wirtschaftliche Angelegenheiten und die Förderung der 
Handelsbeziehungen, mochte es sich um Linderung persönlicher 
Notlage handeln. Wir danken es aber auch, wie ich am heutigen 
Abend mit besonderer Freude hervorheben möchte, dem Aus- 
wärtigen Amt, bei dem wir in allen großen und kleinen Fragen 
jederzeit die weitestgchende Unterstützung und Hilfe gefunden 
haben. Es ist mein aufrichtiger Wunsch, daß diese guten Be- 
ziehungen zum Auswärtigen Amt auch in Zukunft fortbestehen. 


Eine der letzten Arbeiten des Verbandes betraf die Be- 
schaffung einer Einrichtung für die Deutsch - Chinesische 
Ingenieurschule in Woosung bei "Schanghai. Sie wissen, daß 
die deutsche Industrie in geschlossener Einmütigkeit unsere 
darauf bezüglichen Bestrebungen unterstützt hat. Weitere 
Arbeiten sind in Angriff genommen, die heute noch nicht. spruch- 
reif sind, von denen wir jedoch. hoffen, daß sie in absehbarer 
Zeit zu einem gedeihlichen Ergebnis führen. In diesem Zu- 
sammenhange darf ich nur darauf hinweisen, daß wir bemüht 
sind, eine periodische Zeitschrift für die Deutschen in Ostasien 
zu schaffen, die ihre Verbindung mit Deutschland und dem Ver- 
bande festigt. 


Daß Deutschlands wissenschaftlicher und technischer Ruf in 
Ostasien auch heute noch einen guten Klang hat, beweisen uns 
die vielen chinesischen und japanischen Studenten, die während 
der letzten Semester die deutschen Hochschulen bezogen. Der 
Verband hat sich der jungen Leute angenommen. wo sich Ge- 
Icegenheit dazu bot. Es gereicht mir zur Fremde, daß diese 
Arbeit die besondere Anerkennung seitens des hiesigen chinesi- 
schen Geschäftsträgers gefunden hat, eine Anerkennung, die er 
noch in letzter Zeit in einem Schreiben an Herrn Generalsekretär 
Dr. Linde zum Ausdruck brachte. 

Eine Arbeit, wie der Verband sie leistet, ist nur möglich, 
wenn sie von weitgehendem Vertrauen getragen wird. Die 
deutschen Kreise in der Heimat haben es an Beweisen ihres 
Vertrauens nicht fehlen lassen. Aber nicht nur die heimischen 
Kreise müssen hinter dem Verbande stehen, sondern auch die 
Deutschen draußen. Und das Vertrauen der Deutschen in Ost- 
asien zu erwerben, ist eine unserer Arbeiten für die Zukunft. 
Es ist meines Erachtens eine Ehrenpflicht jedes Deutschen 
draußen, teilzunehmen an unseren Arbeiten und unseren Be- 
strebungen und mitzuheclien an der Erreichung unseres Zieles: 
In ruhiger, sachlicher, aber rastloser Arbeit die Beziehungen 
zwischen Deutschland und dem Fernen Osten zu fördern. Da- 
mit dienen wir dem Einzelnen und der Gesamtheit, damit dienen 
wir unserem gesamten deutschen Volke. ; 

Dem deutschen Volke soll auch Ihre Arbeit dienen, meine 
Herren! Möchte sie von Erfolg begleitet sein, möchte sie dazu 
beitragen, bessere Verhältnisse zu schaffen als die, unter denen 
wir heute leben. Alle guten Wünsche begleiten Sie auf Ihrem 
Wege und bei Ihrer Arbeit und in diesem Sinne rufe ich Ihnen 


im Namen des Verbandes für den Fernen Osten seinen Abschieds- 
xruß zu.“ 


h 


Herr Fr. Urbig, Geschäftsinhaber der Direction der Dis 
conto-Gesellschaft, entwarf alsdann in -formvollendeter Rede, 
anknüpfend an seinen eigenen Aufenthalt im Fernen 
ein Bild über die Entwicklung der deutschen Arbeit und de 
deutschen Interesses am Fernen Osten. Schritt um Schritt si 
diese Arbeit vorwärts gebracht worden, ein Stein sei zum 
andern gefügt und der Lohn hingebender Arbeit sei nicht aus- 
geblieben. Deutschlands wirtschaftliche Aussichten im 
Fernen Osten seien Jahr für Jahr besser geworden und bevor 
der Krieg ausbrach, habe man hoffnungsvoll der weiteren Ent- 
wicklung entgegensehen können. Dann sei mit einem Schlage 
alles zerstört worden, und nun heiße es von vorn anfangen. 
Inzwischen sei ein deutsch-chinesisches Abkommen ge- 
schlossen worden. Wenn es auch nicht alle Wünsche erfülle, 
so müsse man doch versuchen, auf dem gegebenen Bode 
wieder aufzubauen. Besonders schmerzlich empfinde er, daß 
Deutschland seine Exterritorialität in China habe aufgeben 
müssen. Er hoffe, daß die Befürchtungen, die er gerade an 
diese Frage knüpfte, nicht eintreten würden. Es sei ver 
ständlich, daß man in dem allgemeinen Zusammenbruch nadı 
dem Kriege sich Mittel und Wege überlegt habe, wie ar 
gebliche oder wirkliche frühere Fehler beseitigt und wit 
Besseres geschaffen werden könne. Bei diesen Ueberlegunge 
habe auch die sogenannte „Reform des auswärtigen Dienstes‘ 
eine Rolle gespielt. Man könne sicher nicht alle Vorschläg: 
gutheißen, die in diesem Zusammenhange gemacht worda 
seien. Vor allen Dingen könne er denen nicht zustimmen, die 
aus dem Konsul einen Handelsagenten machen und die Be 
fähigung dazu durch eine Reihe von Examen, regelmäßig gut- 
achtliche Aeußerungen deutscher Kreise im Ausland übe 
ihren Konsul und dergleichen feststellen lassen wollten. Der 
Konsul sei nicht Handeltreibender. Handel zu treiben si 
Sache des Kaufmanns. Das Amt eines Konsuls verlange ein 
Mann, der außer allgemeiner Eignung gründliche wirtschat- 
liche Kenntnisse und einen praktischen Blick besitzen müs 
Gerade auf letzteres sei besonderer Wert zu legen. Von seins 
Standpunkte aus könne er den ausreisenden Herren nur 
rufen: „Bleiben Sie, was Sie waren. Seien Sie Förderer & 
deutschen Handels im Fernen Osten.“ 

Im weiteren Verlauf des Abends ergriff Herr Minister. 
direktor Knipping das Wort, um den Dank der ausreisende 
Herren und aller übrigen Gäste für die Veranstaltung zur 
Ausdruck zu bringen. Er glaube, es sei wohl seit langer Ze! 
zum ersten Male der Fall, daß einer der großen Wirtschafts 
verbände Veranlassung genommen habe, eine Veranstaltun; 
wie die heutige herbeizuführen, um den Vertretern des aus 
vwärtigen Dienstes vor ihrer Ausreise noch einmal Gelegenhe: 
zu persönlicher Fühlungnahme mit den Vertretern des Win- 
schaftslebens zu geben. Es erfülle auch ihn mit Befriedigung. 
daß seit dem Bestehen des Verbandes so vielfältige Gelege 
heit zu gemeinsamer fruchtbarer Arbeit zwischen dem Aus 
wärtigen Amt und dem Verbande gewesen sei, und wenn der 
Wunsch ausgesprochen wurde, daß das auch fernerhin der 
Fall scin möge, so könne er ihn nur aufrichtig unterstützen. 
Besonders aber danke er für das Vertrauen, daß Herr Ge 
heimrat von Borsig den ausreisenden Herren ausgesprochen 
habe. Er könne im Namen der Herren die Versicherung ab 
geben, daß sie versuchen würden, das ihnen geschenkte Ver- 
trauen zu rechtfertigen. Jeder von ihnen wisse, daß die Auf- 
gaben, die ihrer drüben harrten, nicht leicht sein würden; um 
so wertvoller aber sei das Bewußtsein, von dem Vertrauen 
maßgebender Kreise der Ileimat getragen zu werden. Es & 
auch auf die veränderten Vertragsverhältnisse hingewiesen 
worden, auf Grund deren sich in Zukunft Deutschlands Art 
im Ferner Osten vollziche. Das deutsch-chinesische AP 


kommen, so wie es vorliege, biete Vorteile und Nachteile. 
Wenn man das Aufgeben der Exterritorialität als einen über- 
wiegenden Nachteil empfinde, so könne er das durchaus ver- 
stehen. Zweifellos habe Deutschland in dieser Beziehung ein 
erhebliches Opfer bringen müssen. Aber er habe zu dem ge- 
sunden Sinn der Chinesen, die gerade auf diesen Punkt ent- 
scheidenden Wert legten, das Vertrauen, daß sie sich der 
Konsequenzen, die sich für sie und für ihr späteres Verhältnis 
zu den übrigen Staaten daraus ergeben, in vollem Umfange 
bewußt seien. Wenn auch die deutsche Arbeit drüben unter 
veränderten Verhältnissen von Grund aus neu aufgebaut 
werden müsse, so glaube er doch, daß zu schwarzem 
Pessimismus keine Veranlassung sei. Notwendig sei aller- 
dings ein vertrauensvolles Zusammenarbeiten aller in Frage 
kommenden Kreise, und er gebe für sich und seine Kollegen 
die Erklärung ab, daß sie dazu jederzeit bereit seien. Inı 
übrigen wünsche er und alle Anwesenden dem’ Verbande für 
den Fernen Osten auch weiterhin ein gutes Gedeihen und 
seiner Arbeit beste Erfolge zur Förderung der Beziehungen 
zwischen Deutschland und dem Fernen Osten. In diesem 
Wunsche liege der aufrichtige Dank für die so wohlgelungene 
Veranstaltung. 


an 


Ueber wissenschaltlicdhe Arbeit In Süddhina. 
Von H. Mell (bisher Kanton). 


Der weitaus größte Teil der wissenschaftlichen Arbeit 
über China ist von Engländern und Franzosen, in neuerer 
Zeit auch von Amerikanern, geleistet worden. Für den 
Kenner ‚Chinas ist diese Weisheit von der Gasse nicht be- 
stimmt, vielleicht ist aber auch ihm nicht zahlenmäßig und 
nicht im einzelnen gegenwärtig, bis zu welchem Grade die 
Anteilnahme der verschiedenen Nationen’ an der wissenschaft- 
lichen Erforschung Chinas geht. Ich wähle zur Erläuterung 
die zoologisch-botanische Arbeit in Kuangtung, einmal weil 
Material und Provinz mir am besten bekannt sind, anderer- 
seits weil die Namen Makao — Hongkong — Kanton die alt- 
klassische Stätte und Periode fremdländischer wissenschaft- 
licher Arbeit in China abgrenzen. 


Schon der alte Sonnerat scheint 1776 in Kanton ge- 
wesen zu sein. 1792—1842 lebte in Makao der Engländer 
Beale, bekannt durch seinen wundervollen Garten, in dem 
er gegen 2000 chinesische Gewächse und über 200 chinesische 
Vögel züchtete.e Die Namen der beiden Reeves (Makao- 
Kanton, Vater 1812—31, Sohn etwa 1830—1840; Wirbeltiere, 
besonders Fische, in größtem Maße Pflanzen) eröffnen die 
Zeit der Klassik. Ihnen gesellen sich zu: J. C.Bowring 
(Kaufmann in Hongkong, etwa 1855 —1880; Spezialität Käfer), 
nach Swinhoes Aussage seinerzeit der beste Entomologe jen- 
seit des Kaps, dann als Mittelpunkt R. Swinhoe selbst 
(1854 Dolmetscherstudent in Hongkong, 1860 englische: Kon- 
sul in Kanton, 1867 in Hainan und 1868 ncchmals kurz in 
Kanton), der neben David die größten Verdienste um die zoo- 
logische Erforschung Chinas hat (Säuger, Vögel, Reptilien- 
Batrachier, gelegentlich auch Tiere anderer Gruppen und 
Pflanzen). Fontanier (Dolmetscher des französischen 
Konsulats in Kanton, 1855—1863, Säuger) und Dabry de 
Thiersant (französischer Konsul in Kanton, 1869—1878, 
Fische, Weichtiere). Dr. OÖ. F. von Moellendorf (von 
1880 bis etwa 1890 deutscher Konsul in Hongkong) ist als 
.Endpfeiler dieser zoologischen Altklassik anzusehen. Er 
sammelte Conchylien, und seine sorgfältigen Arbeiten handeln 
von systematischer Conchyliologie. Daneben brachte er die 
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Materialien zu den herpetologischen Arbeiten Boettgers über 
China zusammen. 

Der Franzose P.Heude, der zur Altklassik zu zählende 
Begründer des zoologischen Museums der Jesuitenzentrale 
Sikkawei, besuchte Kuangtung auf einer Reise, deren Zeit mir 
nicht bekannt ist. Der Engländer Latouche (Neuklassik), 
der mit Rickett und Styau die Ornis Fukiens klarstelltz, kam 
auf einer Erkundigungsfahrt den Han-Fluß im Osten von 
Kuangtung abwärts. Dr. Cantor (Deutscher) sammelte im 
Juni 1840 in Lantao vor Hongkong, Dr. Martens, Zoologe 
der preußischen Ostasien-Expedition (1859-62), war Mitte 
März bis 15. 4. 1861 in Hongkong-Kanton-Makao. Seitz 
(Deutscher, Schmetterlinge), de Niceville (Schmetter- 
linge) und Muir (Orthopteren) waren vorübergehend in 
Hongkong. 

Von späteren, die längere Zeit, meist eine ganze Reihe 
von Jahren, in diesem Gebiet sammelten, sind zu nennen: 
Walker (englischer Seeoffizier, Hongkong-Makao, 1892 bis 
1893, Schmetterlinge), de Silva (portugiesischer Arzt, 
Makao, Schmetterlinge), Skertzhly (Zivilverwaltung Hong- 
kong, Schmetterlinge), Bunbury (London Mission, Hong- 
kong-Kanton, Wirbeltiere), von Streich (deutscher Konsul, 
Swatau, Vögel), Kershaw (englischer Berufssammler 1900 
bis 1907, Makao, Vögel, Lepidopteren, Hemipteren), 
Warren (Schweizer, Schmetterlinge), Vaughan-Jones 
(englische Seeoffiziere, Hongkong, etwa 1906—1912, Vögel), 
Bucknill (Oberstaatsanwalt Hongkong, von 193 an, 
Vögel), von Rautenfeld (Deutschrusse, Seezolldirektor Kong- 
mun, Conchylien) und der Verfasser dieses Aufsatzes (seit 
1908 in Kanton, Säuger, Vögel, Reptilien-Batrachier, 
Schmetterlinge u. a. Insekten). Professor Howard (amerik. 
Canton Christian College, Kanton) läßt durch Chinesen In- 
sekten, besonders Schädlinge, sammeln. In Hainan 
sammelten außerdem Neumann, Schmaker, Dr. 
Bryan, Whiteheadu.a.m. 

Insgesamt sind mir 15 Engländer, 8 Deutsche, 5 Fran- 
zosen, 3 Amerikaner, 1 Deutschrusse, 1 Schweizer, 1 Portu- 
giese, 1 Japaner als zoologische Sammler und Arbeiter in 
Kuangtung einschl. Hainan bekannt. 

Weitaus größer ist die Zaill der botanischen Arbeiter 
(96) und viel weitreichender und intensiver ihre Betätigung. 
Beamte der East-India Compagnie (z. B. alle in Betracht 
kommenden Schweden wie Osbeck, Eckeberg, Sparrmann), 
Glieder europäischer Regierungsgesandtschaften (Macartney- 
Staunton, von Braam-Hookgeest, Amherst-Dr. Abel), Mit- 
glieder katholischer und protestantischer Missionen, Berufs- 
sammler der Royal Horticultural Society von London (z. B. 
Robert Fortune u. a.), Beamte des Botanical and Afforestation 
Departement in Hongkong (Ford, Dunn, Tutcher) und im 
größten Maße Dr. Hance mit seinen zahlreichen Helfern, vor 
allem Sampson und Henry arbeiteten für das Ziel der bota- 
nischen Erforschung Kuangtungs. Die Zahl der Namen von 
Klang und autoritativer Kraft ist hier weit größer als bei der 
zoologischen Arbeit, obwohl manche der Klassiker (wie Bow- 
ring, beide Reeves, Swinhoe) ihr Interesse auf beide Gebiete 
ausdehnten. 

Aus der Reihe der botanisch in Kuangtung tätigen 
Männer seien nur die bekanntesten Namen erwähnt: D’Incar- 
ville (1740—1756, Jesuit, bei Makao), Poivre (1740—1773, 
Mission Etrangere, Kanton und Nachbarschaft), Loureiro 
(portugiesischer Jesuit, 1779—1782, Kanton-Makao), die 
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‚beiden Reeves (s. oben), Dr. Hance (engl. Konsulatsdienst, 


1844—1860 in Hongkong, 1861—1886 Vizekonsul vom Konsul 
in Wampu und Kanton), Sampson (engl. Zivildienst, Hong- 
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kong, Kanton, 1857—1897), Parker (engl. Konsul, Kanton, 
1878—1880), Dr. Faber (Rheinische Mission Fu-mun und 
Tungkun, 1878—1883), Henry (amerik. Presbyt. Mission, 
Kanton, 1873 bis etwa 1903), Ford (Botan. und Afforest. De- 
partm., Hongkong, 1871—1887), Dunn und Tutcher (Nach- 
folger Fords, bis 1920). 

Bei dieser statistischen Zusammenstellung ist Dauer und 
Intensität der Betätigung nicht in Betracht gezogen, sie zu 
berücksichtigen, ist einer anderen Arbeit vorbehalten. Doch 
genügt die Aufzählung, um den Nichtspezialisten erkennen 
zu lassen, daß das genannte Städtedreieck klassischer und 
durch die Arbeit so vieler hervorragender Leute dem an der 


Erforschung Chinas Interessierten geweihter Boden ist. Sox 


zusagen als Medizin für äußeren Gebrauch und als Zahlen- 
ausdruck und Nachweis der eingangs aufgestellten Behaup- 
tung sei eine Verteilung der an der zoologisch-botanischen Er- 


forschung Kuangtungs beteiligten Mitarbeiter nach ihrer 
Nationalität vorgenommen. Es sind beteiligt: 
56 Engländer. „ 56.5v.H. 9 Amerikaner 7,5v.H. 
21 Deutsche . 176 - 3 Portugiesen 26 „ 
17 Franzosen . 14,0 „ 1 Deutschrusse . . 09 „ 
12 Schweden . 10,0 „ 1 Schweizer . .: 09. 


Bedenkt man, daß gar manche der von Deutschen und 
anderen gemachten Sammlungen nach England gegangen 
sind (Neumann, Stuhlmann, Dr. Gerlach, Warren, Dr. Faber), 
daß in Hongkong eine ganze Reihe Offiziere und Soldaten aus 
nationalen und ökonomischen Gründen sammeln — sie 
lieferten z. B. viele Tiere zu den zahlreichen Arbeiten von 
Gray und die großen Insektenmaterialien der. britischen 
Muscen aus Hongkong, Makao und dem Küstengebiet —, zieht 
man ferner in Betracht, daß eine ganze Reihe der Deutschen 
kurze Zeit, zum Teil nur eine Woche im Gebiete waren 
(Meyen, Tilesius von Titenau, Dr. Martens, Dr. Wawra, Seitz) 
und vergleicht man Zahl und Bedeutung der in englischer, 
französischer und deutscher Sprache erschienenen Werke über 
China, so scheint es gerecht gesetzt, wenn man den englisch- 
amerikanischen Anteil an der wissenschaftlichen Erschließung 
Chinas auf mindestens 65 v. H., den deutschen auf stwa 
9 v. H. annimmt. 

Bei Betrachtung der englischen Betätigung läßt sich eine 
beachtliche Großzügigkeit in finanzieller Hinsicht nicht ver- 
kennen. Der Engländer Kershaw war sieben Jahre nur zu 
dem Zwecke im Lande, um zoologisch zu arbeiten. Nach den 
mir gewordenen Mitteilungen sind die Kosten für seinen 
Unterhalt von zwei Londoner zoologischen Gesellschaften be- 
stritten worden. Man denke sich den Fall — auch im Vor- 
kriegsdeutschland —, daß ein Deutscher bei einer deutschen 
zoologischen Gesellschaft vorstellig geworden wäre, ihm für 
sieben Jahre die Kosten für seine naturwissenschaftlichen 
Arbeiten zu gewähren. Man würde den Mann für fieberkrank 
erklären, wenn er mit einem Gesuche, das eine Barauslage 
von etwa 25000 Dollar Hgkg. (= 50000 M. zum Vorkriegs- 
kurse) käme. Daß die Gesellschaften ein entsprechendes 
Aequivalent in Gestalt der Sammlungen Kershaws erhalten 
hätten, ist nicht möglich, denn im ganzen werden diese Samm- 
lungen nicht mehr als 1000 Dollar Wert gehabt haben. Die 
größte englische Verlagsfirma hier im Osten, Kelly & Walsh 
hat eins von Kershaws Werken, das mit 18 schönen Farb- 
drucktafeln ausgestattete „Butterflies of Hongkong“ in Verlag 
genommen. Der Verlag dieses Buches wird ihr etwa 18 000 $ 
gekostet haben. Der Absatz des Werkes ıst wegen Preis 
(16 %) und Stoff beschränkt, die Verlagsfirma wird also ein 
nicht unbeträchtliches Stück Geld zusetzen, selbst wenn ihr, 
was anzunehmen ist, die Londoner Zoological Society einen 
7uschuß zu den Druckkasten gewährt hat. Fs sei bei dieser 
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Gelegenheit erwähnt, daß der Dendrologe Forrest, ein Schotte, 
seit 12 Jahren in Westyünnan Pflanzen und Samen zur Ein- 
führung in Europa und Amerika sammelt. Er wurde an- 
fangs von einem Privatmann finanziert. Seit einigen Jahren 
sammelt er im Auftrage. von fünf englischen und amerik- 
nischen botanischen Instituten und bezieht ein Gehalt, das 
höher ist als 500 Pfund. 

Aus diesen drei Beispielen ist ersichtlich, daß man im 
reichen England nicht nur Geld für Geschäfte hat. 

Vier der genannten Engländer waren Schiffsoffiziere die 
nach ihren eigenen dankbaren Aussagen viele Freiheiten und 
viel besonderen Urlaub erhielten, um ihren Neigungen zur 
Zoologie nachgehen zu können. Auch das erscheint mir be- 
achtlich und symptomatisch: man läßt jedem die Freiheit. auf 
dem Gebiete zu arbeiten, auf dem er etwas Besonderes zu 
leisten verspricht, und macht ihm nach dieser Richtung hin 
Zugeständnisse. 

Alle Engländer sammeln nur Kuangtung-Tiere, und da 
wiederum nur bestimmte, engbegrenzte Gruppen. Sie können 
dieses ‚Arbeitsfeld übersehen und darin etwas leisten. Ein 
Blick für das Typische scheint ihnen eigen. Von England aus 
erhalten sie von Fachleuten Ratschläge, nach welchen Ge 
sichtspunkten sie weiter arbeiten sollen. 

Aus diesem Grunde erzielen sie Anerkennenswertes troiz 
einer konservativ-behaglichen Arbeitsmethode, die Unannchnm- 
lichkeiten meidet. Aus dieser Behaglichkeit erklärt es sich 
daß nur zwei der 56 Engländer im Innern der Provinz ge 
sammelt haben (Dr. Hance, Sampson). Ueber eine Linie. die 
durch das Nordufer von West- und Ostfluß gebildet wird, 
sind nur die zwei eben Genannten hinausgekommen (ebenso 
der Amerikaner Henry). Alle anderen haben die Jahre ihres 
Chinaaufenthaltes in Hongkong oder Makao zugebracht; von 
den drei Berufsbotanikern hat Dunn einmal einen Ausflug, 
„Expedition“ genanıtt, nach dem Phönixberg bei Swataı 
unternommen. Ford machte mehrere Ausflüge in die Lofau- 
berge am Ostfluß, zu seiner Zeit in zwei Tagen, jetzt, nad 
Fertigstellung der Kanton-Kaulun-Bahn, in einem Tage ohr 
Schwierigkeiten erreichbar. Auch Muir und Kershaw habe 
dem Lofau einen kurzen Besuch gemacht Auf einem eng- 
lischen Kanonenboot machte der Berufszoologe Kershaw auch 
mit Vaughan einen Ausflug den Westfluß aufwärts bis Kwe- 
shien. Was man vom Kanonenboot aus zur zoologischen 
Erforschung eines Landes beitragen kann, ist nicht viel. So 
wird es verständlich, daß die Engländer, trotzdem sie seit 
184] Hongkong, den Eingang zur Provinz Kuangtung, ım 
Besitz haben, doch nicht mehr als etwa 1/,, der Provinz in 
seinen botanisch-zoologischen Grundzügen festlegten. 

Aehnliches gilt von den von Ausländern in China zu- 
saımmengebrachten Schausammlungen. Das einstmals bedeu- 
tende Museum der französischen Jesuiten in Sikkawei bei 
Schanghai, das den allergrößten Teil der Heudeschen Samm- 
lungen, wohl auch alle seine Typen besaß, ebenso einige 
Davidsche Sachen, ist nach IHeudes Tode verwahrlost. Die 
zur Klarstellung der Heudeschen Benennungen nötigen Stücke 
sind von Motten, Milben und Speckkäfern zerstört, und di® 
allermeisten der Determinationen Heudescher Großsäuger 
(Serow, Goral, Hirsche, Schweine) werden somit unklar 
bleiben und als nomenklatorischer Ballast von der \W'issen- 
schaft weiter mitgeschleppt werden. 

Die beiden mir bekannten, zur Zeit in China vegetieren- 
den naturkundlichen Museen wären schon durch die Dubletten 
der beiden letzten großen Chinasanımlungen in deutschen 
Iländen (Stötzner-Mell) weit überholt; denn das Museum der 
„Royal Asiatic Society, China Branch“ in Schanghai bietet 
außer einer Vogelsammlung, die zum allergrößten Teil vo@ 
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La Touche zusammengebracht ist, nur Stückwerke, in bezug | Tutcher, beweist das wieder. Das Werk ist geschickt zu- 
auf Insekten bleibt es im Rahmen einer Kindersammlung. Das | sammengestellt und wegen seiner kurzen Besiimmungstabellen 
sogenannte „City Hall Museum“ in Hongkong geht auch nur praktisch. Von den beiden Verfassern, Direktoren des-FHong- 
in seiner Vogelsammiung über den Rang einer Jahrmarkts- | konger botanischen Gartens, hat der eine nicht außerhalb 
schaubude hinaus. Das Herbarium und die botanische Biblio- | des englischen Territoriums von Hongkong gesammelt, der 
thek des „Botanical and Forestry Department“ in Hongkong | andere hat die berühmte „Expedition“ nach .Swatau gemacht, 
sind gut, aber für eine Arbeit von 80 Jahren nicht soviel, | d. h. zwei Tage Dampferfahrt, einen Tag Bootsfahrt und 
daß sie nicht in bedeutend kürzerer Zeit hätten geschaffen einen Tag Landweg. Die Verfasser hätten ihr Werk genauer 
werden können. Die Notizen zu dem Herbarmaterial sind | „Flora der Küstenregion von Kuangtung‘ genannt; denn sie 
ebenso dürftig wie im „Canton Christian College“, weil fast | behandeln in allererster Linie die Flora der vulkanischen 
alles von angestellten chinesischen Sammlern zusammen- | Schichten, die besonders die Küstenregion von Kuangtung 
gebracht ist. bilden. Die Floren des Kalkes und Sandes, die natürlich ganz 
Eine systematische wissenschaftliche Arbeit ist in dem | anders sind, kennen sie nicht, und ein Sammler in diesen 
mir bekannten und für mich übersehbaren Teile Chinas nicht | Gegenden kann ohne Mühe eine Menge Pflanzen zusammen- 
geleistet worden. Das letzte einschlägige Werk von Eng- | bringen und darunter die Typen dieser Gebiete, die in der 
ländern, die „Flora of Kuangtung“, 1912, von Dunn und ! „Flora of Kuangtung‘“ fehlen. (Schluß folgt.) 
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I. Aufforderung zumMitbieten. 


ann 5. Sobald anzunehmen ist, daß der Ankauf eines Artikels 
Bestimmungen über die Beschallung von ein und derselben Art den Betrag von $ 5000,— chinesi- 
von Eisenbahnmaterial. scher Währung überschreitet, hat die Beschaffung auf dem 

Das Verkehrsministerium hat am 1. September die neuen | Wege öffentlicher Ausschreibung zu erfolgen. Ausgenommen 
Bestimmungen veröffentlicht über Beschaffung von Material | sind solche Materialien, deren Beschaffung unter die Be- 
für die chinesischen Staatseisenbahnen. Diese Bestimmungen | dingungen einer besonderen Eisenbahn-Anleihe, entfällt. 
bauen sich auf auf einem Memorandum, das der General- 6. Falls irgendein Artikel nur von einem einzigen Fabri- 
direktor der Staatseisenbahnen, Herr C. C. Wang, vor einiger | kanten hergestellt wird und sein Vertrieb in China von einer 
Zeit ausgearbeitet und der Regierung vorgelegt hat, in der | einzigen bestimmten Agentur geschieht und dieser Artikel 
Absicht, dem jetzigen regellosen System der Beschaffung und | nicht durch einen anderen gleichwertigen ersetzt werden 
dem „Squeeze“ ein Ende zu machen. Die im Staatsanzeiger | kann, ist keine Öffentliche Ausschreibung erforderlich. Wenn 
bekanntgegebenen Bestimmungen haben folgende Artikel: dagegen mehrere Agenturen für den Artikel in Frage kommen, 
müssen die verschiedenen Agenten zum Mitbieten aufgefordert 
werden unter den in Artikel 5 festgesetzten Bedingungen. 

Falls ein Lieferant mit einer Eisenbahn-Verwaltung ein 
langfristiges Abkommen für die Lieferung eines Materials 
oder einer Anzahl von Materialien hat, auch wenn er nicht 
der ausschließliche Lieferant dafür ist, ist eine öffentliche Aus- 
schreibung nicht erforderlich. Die verschiedenen Eisenbahn- 
Verwaltungen, bei denen solche Abkomnfen bestehen, haben 
jedoch innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten der vor- 
liegenden Bestimmungen dem Verkehrsministerium über 
solche Abkommen Bericht zu erstatten. 

Für den Fall, daß diese Verwaltungen solche zurzeit be- 
stehenden Abkommen nach Ablauf zu erneuern wünschen, 
haben sie beim Verkehrsministerium einen entsprechenden An-. 
trag einzureichen und diesen eingehend zu begründen. 

7. Die Ausschreibungen zum Mitbieten können be. 
schränkt oder unbeschränkt ersolgen. 

8. Eine beschränkte Ausschreibung wird dann gemacht, 
wenn die Eisenbahnen brieflich eine bestimmte Anzahl an-- 
gesehener und zuverlässiger Firmen oder Fabrikanten zum 
Mitbieten auffordern. Für Ausschreibungen dieser Art 
müssen wenigstens 3 Konkurrenten aufgefordert werden. 
Firmen, die bisher niemals Material an die Eisenbahnen ge- 
liefert haben und solche neuen Firmen oder Fabrikanten, die 
von den Verwaltungen als geeignet zur Lieferung angesehen 
werden, können gleichfalls aufgefordert werden, Angebote ab- 
zugeben, falls sie sich bereit erklären, erforderlichenfalls bei 
den Eisenbahn-Verwaltungen Depositen zu hinterlegen. 


I. Aufstellungen, Zeichnungen und Muster. 


1. Der Ausdruck „Material“ wird in diesen Bestimmungen 
angewendet für alle Materialien und Artikel, die im Eisen- 
bahnbetrieb Verwendung finden, und umfassen Lokomotiven, 
Personen- und Güterwagen, Oberbau, Maschinen und Werk- 
zeuge aller Art. 

2. Vor dem Ankauf von Material sind genaue Auf- 
stellungen und Zeichnungen oder Muster anzufertigen, die 
maßgebend sind für die Beschaffenheit des zu liefernden 
Materials. Alles angekaufte Material ist nach Eingang einer 
Besichtigung zu unterziehen, die an Hand der vorstehend er- 
wähnten Aufstellungen, Zeichnungen oder Muster zu ge- 
schehen hat und je nach dem Ausfall derselben kann das 
Material angenommen oder zurückgewiesen werden. 

3. Die.Aufstellungen und Zeichnungen sind so reichlich 
anzufertigen, daß jeder Bieter auf seinen Antrag hin damit 
versorgt werden kann. Die Muster sind in einem oder 
mehreren Exemplaren an einem bekanntzugebenden be- 
stimmten Platz auszustellen, wo sie von den Bietern be- 
sichtigt werden können, falls diese Muster nicht an die ein- 
zelnen Bieter ausgegeben werden. 

4. Zugelassene Sprachen für Aufstellungen und Zeich- 
nungen sind Chinesisch, Englisch und Französisch. Wenn 
die Originalaufstellungen usw. in Englisch oder Französisch 
angefertigt worden sind und das in Frage kommende 
Material in China selbst beschafft werden kann, muß eine 
chinesische Uebersetzung beigefügt werden. Falls die 
Originale dagegen in Chinesisch aufgestellt worden sind und 9. Unbeschränkte Ausschreibungen sind solche, die durch 
das Material im Auslande beschafft werden muß, sind eng- | Inserate in den großen Zeitungen an den Hauptorten erfolgen 
ische Oder französische Uebersetzungen beizufügen. und an denen sich alle Interessenten beteiligen können. 
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10. Bei Festsetzung der Termine für die Abgabe von 
Angeboten muß genügend Zeit gelassen werden, damit die 
Firmen in der Lage sind, die Aufstellungen, Zeichnungen oder 
Muster sorgfältig zu prüfen und ihre Angebote auszuarbeiten. 
Falls die Materialien im Auslande beschafft werden müssen, 
muß genügend Spielraum gelassen werden, damit die Auf- 
stellungen und Zeichnungen durch die Post überwiesen 
werden können und darauffolgende telegraphische Ver- 
ständigung herbeigeführt werden kann. 


II. Depositen. 


11. Wenn die Ausschreibung eine unbeschränkte ist, 
haben alle Mitbieter bei den in Frage kommenden Eisen- 
bahnen ein Deposit zu hinterlegen; außerdem sind die Un- 
kosten für Aufstellungen, Zeichnungen und Muster zu er- 
setzen. 

12. Die Höhe des in Frage kommenden Deposits wird 
jeweils nach den Umständen durch die Eisenbahn-Verwaltung 
festgesetzt. | 

13. Die hinterlegten Depositen werden an die ver- 
schiedenen Mitbieter zurückgegeben, nachdem der Auftrag 
jeweilig vergeben worden ist, mit Ausnahme des Deposits 
der Firma, die den Auftrag erhalten hat; für diese Firma wird 
das in Frage kommende Deposit auf das Deposit für die rich- 
tige Ausführung des Auftrages gutgeschrieben. 


Für den Fall, daß der Lieferant, dessen Angebot ange-, 


nommen worden ist, mitteilt, daß er nicht in der Lage ist, 
die Materialien zu liefern oder falls er es versäumt, den Kon- 
trakt mit der Eisenbahn-Verwaltung wegen der Lieferung 
innerhalb der festgesetzten Zeit zu unterzeichnen, so geht er 
des hinterlegten Deposits und des Rechts auf Lieferung der 
Materialien verlustig. 

14. Der Lieferant, dessen Angebot angenommen worden 
ist, muß bei Unterzeichnung des Kontrakts bei der Eisen- 
bahn-Verwaltung ein Deposit hinterlegen. 

15. Die Höhe des Deposits für Ausführung des Kontraktes 
wird von den Eisenbahnen je nach den Umständen festgesetzt 
und muß aus den Aufstellungen klar ersichtlich sein. 

16. Alle Depositen sind zu leisten entweder in Bargeld 
oder guten Wertpapieren oder durch Kreditbriefe von Banken, 
‚lie vom Verkehrsministerium anerkannt sind. 


IV. Beaufsichtigung und Prüfung von 
Ausschreibungen und Angeboten. 


17. Für den Fall, daß die geschätzten Kosten für eine 
Materiallieferung den Betrag von $ 5000,— chinesischer 
Währung, übersteigen, müssen die Eisenbahnen an das Ver- 
kehrsministerium berichten 

a) über die Art des anzukaufenden Materials unter 

gleichzeitiger Beifügung der Aufstellungen, Zeich- 
nungen oder Muster, 

b) über die Anzahl der einzelnen Materialposten und ihre 

voraussichtlichen Kosten und 

c) über die Art und Weise, wie die Ausschreibung er- 

folgen soll, ob beschränkt oder unbeschränkt, unter 
Angabe des Datums für die Eröffnung der Angebote 
und die Höhe der Depositen für Angebote und Kon- 
trakte. Ist die Ausschreibung eine beschränkte, so 
müssen die Namen der Firmen oder Fabrikanten an- 
gepeben werden. Nur wenn diese Vorschriften erfüllt 
sind, sind die Verwaltungen berechtigt, Aus- 
schreibungen irgendwelcher Art vorzunehmen. 

18. Alle Briefe und Veröffentlichungen für Lieferungs- 
ausschreibungen müssen folgenden Satz enthalten: „Mit Zu- 
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rung an Lieferanten zur Abgabe ihrer Angebote“ (with the 
approval of the Ministry of Communications, this invitatioa 
is made to the suppliers to submit their tenders). 

19. Alle Angebote müssen genau an dem festgesetzten 
Tage und zur festgesetzten Stunde eröffnet werden, gleich- 
gültig, ob die Ausschreibung eine beschränkte oder unbe 
schränkte war. 

20. Falls die voraussichtlichen Kosten für eine Material- 
lieferung den Betrag von $ 50 000,— überschreiten, müssen 
ein oder mehrere Delegierte des Verkehrsministeriums der Er- 
öffnung der Angebote beiwohnen. 

21. Ueber das Resultat der Eröffnung der Angebote ist in 
jedem Falle an das Verkehrsministerium zu berichten. Ehe 
der Kontrakt unterzeichnet werden darf, muß vorher dem Ver- 
kehrsministerium der Name des gewählten Lieferanten und der 
Vertragsentwurf zur Zustimmung eingesandt werden. 

22. Wenn die Angebote mehrerer Firmen und Fabrikanten, 
die sich alle gleich guten Rufes erfreuen, bezüglich der Pres- 
forderungen, Lieferungsbedingungen usw. fast gleichartig 
sind, soll der Geringstfordernde den Zuschlag erhalten. 

23. Sollte entdeckt werden, entweder. vor der Eröffnung 
der Angebote oder nach Eröffnung, aber vor Unterzeichnung 
des Kontraktes, daß die Bieter durch ein gemeinsames Ab- 
kommen unter sich die Preise in die Höhe getrieben haben 
oder sonst den Versuch gemacht haben, die Regierung zu 
schädigen, so sollen die Eisenbahn-Verwaltungen an das Ver- 
kehrsministerium berichten, damit die Angebote dieser Bieter 
ungültig erklärt werden und das Material auf andere Art und 
Weise, je nach den Umständen, beschafft wird. 

24. Alle Ankäufe von Materialien, seitens der Eisenbahn- 
Verwaltungen, die nicht in voller Uebereinstimmung mit den 
einzelnen Paragraphen dieser Bestimmungen erfolgt sind, 
werden hiermit als null und nichtig erklärt, ausgenommen is 
Fällen von „force majeure“, wofür besondere Erlaubnis nach 
träglich eingeholt werden kann. 


V. Zusatz. 


25. Zusätze und Aenderungen zu diesen Bestimmunge 
sollen vom Verkehrsministerium vorgeschlagen werden und 
Gültigkeit haben, nachdem sie die Zustimmung des Kabinetts 
geiunden haben. 

26. Vorstehende Bestimmungen treten am Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 


Eisenbahnanleihe des duinesischen 
Verkehrsministeriums bei dem diinesischen 
Bankkonsortium. 


Bekanntlich hat das fast alle chinesischen Banken um 
fassende chinesische Bankkonsortium in richtiger Erkenntnis 
der Wichtigkeit der Hebung des Verkehrs für das wirtschaft- 
liche Leben im allgemeinen und ihre eigenen Gewinne im be 
sonderen durch ein am 15. März 1920 gezeichnetes Abkommen 
dem chinesischen Verkehrsministerium eine Anleihe von 
6 Millionen Dollar mex. für den Ankauf von Wagen und Loko- 
motiven für 4 der Hauptstaatsbahnlinien Peking—Hankou, 
Peking—Taiyüan, Tientsin—Pukou und Schanghai—Hang- 
chou—Ningpo gewährt. Charakteristisch ist dieser Anleihe 
wie auch der von den fremden Banken gewährten Hungersnot- 
anleihe, daß die Aufbewahrung und tatsächliche Veraus 
gabung der Gelder ganz aus den Händen der Regierung ge 
nommen worden ist, um die tatsächliche Verwendung für die 
ım Abkommen genannten Zwecke zu sichern. Darüber hinaus 
ist den Geldgebern das Recht zugestanden, die Bücher der 
Peking—Hankou-Bahnverwaltung zu prüfen und das Resultat 


stimmung des Verkehrsministeriums ergeht diese Aufforde- : zu veröffentlichen, wodurch der Kredit der letzten Endes aul 


die Bahn fundierten Anleihen wesentlich erhöht werden dürfte. 
Auf die Sicherung der Anleihen zielen noch verschiedene 
andere Vereinbarungen hin, wovon hier nur erwähnt sei, daß 
vom Ausgang des 2. Jahres an jeder der 4 Bahnlinien aus 
ihren Einnahmen bei dem Bankkonsortium eine von letzterem 
festzusetzende, mit 5 Prozent verzinsliche Summe als Rücklage 
für Zahlungen der Obligationenschukd zu hinterlegen hat und 
daß, falls die Zahlungen nicht geleistet werden, dem Bank- 
konsortium das Recht zusteht, die fälligen Beträge durch seine 
Agenten von den säumigen Bahnlinien einzuziehen. 

Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber und 
auf Beträge von Peking Bar Silber 10000 Dollars, 1000 
Dollars und 100 Dollars. 2 Prozent der Reingewinne der 
Peking—Hankouer Eisenbahn im vorhergehenden Jahre 
werden am 31. Dezember jedes Jahres an die Schuldver- 
schreibungsinhaber pro rata verteilt. Sicherheit für die 
Schuld und Zinsen sind außer dem nichtverpfändeten Ueber- 
schuß der Peking—Hankou-Bahn die mittels der Anleihe an- 
gekauften Eisenbahnwagen. Der Ankauf des neu anzu- 
schaffenden Eisenbahnmaterials erfolgt im März d. ]. 
Wege öffentlicher Ausschreibung, wobei im Juni-Juli d. 7. 
den Zuschlag erhielten: 

1. Die Societe Belge pour l’exportation industrielle (Fabri- 
kanten: Forges, Usines et Fonderies de Haine-St. Pierre, 
Ateliers Metallurgiques a Tubize und Societe Franco-Belge de 
Materiel de Chemin de fer a la Croyeres, Belgien) für 

30 Lokomotiven Prairie Modell, 
6 Lokomotiven Englisches Modell. 

2. Die Mitsui Bussan Kaisha (Fabrikanten: 
Locomotive Co. U. S. A.) für 

2 Lokomotiven Mikado Modell, 
3 Lokomotiven Pacific Modell. 

3. Die amerikanische Firma Fearin, Daniel & Co. (Fabri- 
kanten: Compagnie Centrale de Construction a Haine- 
St. Pierre) 

für die 240 Bahnwagen dreier verschiedener Modelle. 
Die Vergebung ist nach Ansicht eines Sachverständigen ge- 
schäftsmäßig und korrekt vor sich gegangen. Die Angebote 
der belgischen Fabrikanten, denen der Löwenanteil zugefallen 
ist, waren tatsächlich bei weitem die niedrigsten. An dem 
Angebot beteiligten sich auch 10 deutsche Werke. Inzwischen 
sind auch im Peking Leader die Lieferungskontrakte veröffent- 
licht worden. Von besonderem Interesse ist darin eine Be- 
stimmung, die für den Fall von Meinungsverschiedenheiten 
Schlichtungen durch Schiedsrichter vorsieht. Eine gewisse 
Erschwerung und Verteuerung bedeuten übrigens die in 
einer weiteren Bestimmung vorgesehenen Bürgschaften von 
insgesamt 30 Prozent des Kontraktpreises, die wohl auch in 
Zukunft gefordert werden dürften. 

Die Bedeutung dieser ersten chinesischen Anleihe auf 
gesunder wirtschaftlicher Grundlage darf aus dem Grunde 
nicht verkannt werden, weil sie möglicherweise bahnbrechend 
wirken und in Zukunft zur Zeichnung größerer Beträge für 
ertragbringende öffentliche Zwecke durch das kapitalkräftige 
chinesische Publikum führen dürfte, falls die chinesische Re- 
gierung das Abkommen gewissenhaft einhält. 


American 


Die Hochwasserkatastrophe in China. Das durch außer- 
ardentliche Dürre und Hungersnot in weiten Gebieten schwer 
heimgesuchte und durch die Machtkämpfe der militärischen 
Führer dem finanziellen und politischen Zusammenbruch nahe 
gebrachte chinesische Riescenreich ist in den Monaten Juli bis 
September dicses Jahres von Hochwasser so katastrophalen 
Charakters betroffen worden, wie solches seit vielen Jahren 
nicht mehr vorgekommen ist, besonders was die Ausdehnung 
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des überschwemmten Gebietes anbelangt. Die zahlreichen, aus 
den einzelnen Provinzen eingelaufenen Meldungen lassen die 
Größe des Unglücks so recht klar erkennen und zeigen, daß 
Gebiete unter Wasser gestanden haben, die ein mehrfaches des 
Flächenraumes Deutschlands ausmachen; so dürften auch die 
Behauptungen chinesischer Chronisten, daß Ueberschwemmun- 
gen von solcher Schwere und Ausdehnung seit mehr als 109 
Jahren nicht mehr vorgekommen sind, glaubhaft genug sein. 


Es scheint, daß die Provinzen Schantung, Süd- und West-Chili, 


Schensi, Honan, Kiangsu und Anhui, also gerade diejenigen Teile 
des Reiches, die im Vorjahre von Dürre und Hungersnot be- 
troffen worden waren, wiederum die Hauptopfer der entfesselten 
Naturgewalten geworden sind; fast ebenso schlimm haben die 
Wassermassen in Kansu, das im Dezember 1920 durch große 
Erdbeben schwersten Schaden erlitten hatten, gehaust; etwas 
besser davongekommen ist Chekiang, Hupei und Hunan, da die 
Nachrichten aus diesen Gebieten im Vergleich zu den erst- 
genannten etwas weniger hoffnungslos lauten. Da auch aus der 
Mandschurei, Korea und Japan sowie aus Südchina zahlreiche 
Meldungen über ganz außergewöhnlich starke und lang- 


andauernde Regengüsse, die schr häufig von heftigen Orkancır 


begleitet waren und fast überall Ueberschwemmungen ver- 
ursachten, vorliegen, scheint es, daß die Witterungsverhältnisse 
Östasiens in diesem Spätsommer ganz außergewöhnlich 
schlechte gewesen sind. Was die Lage des armen chinesischen 
Volkes aber im Gegensatz zu Japan und Korea bei weitem ver- 
schlimmert, ist, daß wiederum Gebiete betroffen wurden, deren 
Bevölkerung viele Monate hindurch von den Hungersnot- 
organisationen unter Aufwendung großer Mittel nur mühsam aın 
Leben erhalten werden konnte und eben wieder in Erwartung 
einer bevorstehenden günstigen Ernte aufzuleben begann. Dazu 
kommt, daß die Ueberschwemmungen dadurch so riesenhafte 
Ausdehnungen annchmen konnten, weil die Zentral- und Pro- 
vinzialregierungen es versäumt hatten, den Dammbauten an den 
großen Wasscrläufen die notwendige Aufmerksamkeit und Arbeit 
angedeihen zu lassen, da ja alle nur irgend aufzutreibenden 
Gelder für die Truppen verwendet werden mußten. Die ver- 
nachlässigten Dämme hielten den anstürmenden Wogen nirgends 
lange stand. Wie gleichgültig und rücksichtslos dem Volke gegen- 
über die Militärmachthaber handelten, zeigt die Tat des Generais 
Wu Pei-fu, der den Befehl gegeben haben soll, die Dämme eines 
Flusses in der Provinz Hunan zu durchstechen, um dadurch die 
dort verschanzten Truppen von Hunan zu vertreiben. Alles 
Bitten der Einwohner war zwecklos und die ausbrechenden 
Wassermassen setzten ein Gebiet von etwa 100 qkm sc rasch 
unter Wasser, daß viele Menschen umkamen. Ueber 5000 der 
vor den Fluten Flüchtenden hatten sich auf ein stehengebliebenes 
Dammstück gerettet, wo sie nach Sonnenuntergang von den 
Nordtrupper entdeckt, für flüchtende Hunantruppen angeschen 
und mit Maschinengewehren beschossen wurden. Durch das 
Schießen aufmerksam geworden, glaubten die Südtruppen ihrer- 
seits, es mit Feinden zu tun zu haben und schossen ebenfalls 
auf die auf dem Damm zusammengedrängten Bauern. Nur 
wenige Menschen sollen diesem Blutbad entkommen sein. 

Wir missen uns darauf beschränken, aus der Fülle der vor- 
liegenden Berichte aus den verschiedenen Provinzen nur einige 
herauszugreifen, um unseren Lesern ein ungefähres Bild über die 
Größe des Unglücks zu geben. 


Schantung und Nord-Anhui. Der nördliche Hauptdamm des 
Huangho wurde erstmalig um Mitternacht am 19. Juli durch- 
brochen. Den zahlreichen Arbeitern aus den umliegenden 
Dörfern gelang es bis zum Morgen, den Dammbruch auf 15 m 
Breite zu beschränken, dann aber erweiterte sich das Loch in- 
folge des ständig wachsenden Hochwassers auf mehr als 100 ın 
Ausdehnung. In kurzer Zeit waren 50 Dörier überflutet, zahl- 
reiche Menschen und viel Vieh sind umgekommen. Ein zweiter 
Dammbruch fand bei Li tsin-hsien statt, wodurch mehr als 
250 Ortschaften durch die plötzlich hereinbrechenden Fluten 
unter Wasser gesetzt und zerstört wurden. ‘ Vorher schon 
waren in Tsinanfu Nachrichten eingegangen, daß 200 größere 
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Ortschaften, darunter die Städte Wangyin und Jencheng, über- 
flutet seien. Schlimmer war die Situation gegen Ende August, 
wo ein Bericht besagt, daß nicht nur das ganze Flußgebiet des 
Huangho unter Wasser stehe, vielmehr auch der Kaiserkanal 
an mehreren Stellen seine Ufer durchbrochen und mit seinen 
zahlreichen Zuflüssen weite Gebiete überflutet habe. Zwischen 
Pengpu und Kuchen in Südschantung ist ein neuer See von 
großer Ausdehnung und beträchtlicher Tiefe entstanden. In 
diesem Gebiet war der Verlust an Menschenleben besonders 
groß. Im Kreise Tsining hatte es 40 Tage lang geregnet und der 
sroße Nanyang-See, der Szefluß und der Kaiserkanal waren 
zu einer einzigen riesigen Wasserfläche verschmolzen. Dort 
sind ganze Dörfer, mit allem, was darin lebte, restlos vom Erd- 
boden verschwunden. Im Kreise Litsin waren über 200 Dörfer 
vollkommen unter dem Wasser begraben und selbst feste Bau- 
werke, wie Tempel und Stadtmauern brachen zusammen. 
Klangsu und Süd-Anhul. Berichte bis zum 10. September 
besagen, daß von 60 Kreisen der Provinz Kiangsu 52 unter 
Hochwasser zu leiden hatten. Das Nordufer des Yangtse 
bildete einen einzigen tiefen Sce von unermeßlicher Größe. In 
vielen Gegenden hat es 6 Wochen lang fast ununterbrochen ge- 
regnet, wobei heftige Stürme herrschten. Viele Menschen sind 
ertrunken, das Wasser stand selbst an höhergclegenen Stellen 
häufig noch 3 m hoch. Die Ernte ist vernichtet und epidemische 
Krankheiten waren die Folge von Wassers- und Hungersnot. 
Das Hochwasser in Anhui war das größte seit wenigstens 
100 Jahren. Der Huai-Fluß war ungeheuer gestiegen und durch- 
brach überall seine Dämme, so daß zwischen 3 und 4 m Wasser 
auf den Feldern stand. 13 am Fluß gelegene Kreise waren 
gänzlich überschwemmt und mußten von den Einwohnern, von 
denen viele umgekommen sind, fluchtartig verlassen werden. 
Das hier überschwemmte Gebiet ist wenigstens auf 15000 qkm 
Ausdehnung zu schätzen. Die Menschen konnten sich häufig 
nur mit großer Mühe unter Hinterlassung aller Habe auf die 
Hügel retten, dic dann als kleine Inseln aus den umgebenden 
Wasserfluten herausragten. Die Ernährung dieser auf kleinsten 
Raum zusammengedrängten Menschenmengen war äußerst 
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schwierig und Nahrungsmittel mußten auf Booten herange- 
schafft werden. Man fürchtet, daß die Hungersnot, die un- 
bedingt ausbrechen muß, da die gesame Ernte der Provinz ver- 
loren gegangen ist, schlimmer werden wird, als die vorjährige. 
Von den Ueberschwemmungen in der Provinz Kansu heißt 
es, daß es die schlimmsten seit 50 Jahren gewesen sind und daß 
die dadurch hervorgerufene Not der Bevölkerung außerordent- 
lich groß sei. Die Provinz wurde im Dezember letzten Jahres, 
wie erinnerlich, von schweren Erdbeben, die Hunderttausenden 
von Menschen das Leben kosteten, heimgesucht und um das 
Unglück voll zu machen, haben sich während der Hochwasser- 
periode mehrfach wieder stärkere Erdstöße bemerkbar ge- 
macht. Heftigste Regengüsse, begleitet von taifupartigen 
Stürmen, richteten Ende August in und um Hongkonf großen 
Schaden an. Mehrfach ereigneten sich Bergrutsche, wodurch 
mehrere Häuser zusammenstürzten und, Menschen umkamea. 
In der Hauptstraße Hongkongs brachen gleichzeitig 2 Häuser 
zusammen, wobei 35 Chinesen getötet wurden. 

Wie eingangs erwähnt, blieb auch Japan nicht von den 
ganz Ostasien überziehenden Unwettern verschont, indem in 
den letzten Septembertagen ein schreckliches Sturmwectter große 
Teile Japans heimsuchte. Durch Bergstürze und Ueberflutungen 
sind viele, hundert Häuser zerstört worden, besonders in den 
Bezirken von Osaka und Kobe; Einzelheiten der Katastrophe 
waren noch nicht zur Hand, da die Telegraphen- und Telephos- 
leitungen in den betroffegen Gebieten auf weite Strecken zer- 
stört sind, doch stand bereits fest, daß der Verlust an Menschen- 
leben sich auf mehrere hundert beläuft. Mchrere größere 
Dampfer und sehr viele Fischerboote sind untergegangen. 
Nagoya, das bereits im Jahre 1891 durch ein Prdbeben dem 
Erdboden gleichgemacht worden war, wurde wiederum von 
Springfluten, die sehr großen Schaden anrichteten, heimgesucht. 
cs 
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Kleine Mittellungen. Auf Grund des neuen Handekver- 
trages zwischen Deutschland und China werden deutsche 
Exportgüter nach China nach den Sätzen des revi- 
dierten Zolltarifs von 1919 verzollt. Chinesische Exportgüter 


Deutsche 


Hamburg-Amerika Linie 
Hamburg 


Frachidampferlinie nach 


OSTASIEN] 


Konferenz-Dampfer — Gelegenheit für beschränkte Anzahl Passagiere 


Norddeutscher Lioya 


Bremen 


Regelmäßige Abfahrten 
von HAMBURG — BREMEM — ROTTERDAM nach 


STRAITS, HONGKONG, SHANGHAIL KOBE, YOKOHAMA 


Bei genügendem Angebot andere Anlaufhäfen — Durch-Konnossemente nach alien bekannten Nebenplätzen 


Abfahrt ab HAMBURG: 


4. Dezember 
7 Januar 


MS „Havelland” (H.A.L.) 
D. „Westlalen” (NDL) . 


ab BREMEN: ab ROTTERDAM: | 
8. Dezember 11. Dezember 
1. Januar 11. Januar | 


HAMBURG: 
Hamburg-Amerika Linie 
für N.DO.L. Rob. M. Sioman fr. 
DÜSSELDORF: 
DUSSELDORF: 


Nähere Auskunft erteilen ın: | 


BREMEN: 
Norddeutscher Lioyd 
für H.A.L. Carl Joh.Klingenberg & Co. 


tür H.A.L. Hamburg-Amerlika Linle, Zwelgnliederlassung Düsseldorf, Grat-Adolfsır. 4 
für N.DL. Norddeuischer Lioyd, Frachikontor, Rheinhot 


ROTTERDAM: 
für H.A L. Wambersie & Sohn 
für N.D.L. Wrm.H. Müller & Co. 


KÖLN: tür H.A.L. Hamburg-Amerika Linie, Zweignliederlassung Köln, Leysiapel 15 


nach Deutschland sollen dementsprechend keine höheren Zoll- 
sätze zahlen, als die erstgenannten Importgüter. 

Die in Holland lebenden Chinesen sind verschiedentlich 
bei ihrer Regierung um eine Aenderung des derzeitigen 
Chinesisch - Holländischen Handelsabkom- 
mens eingekommen. Der chinesische Gesandte in Holland 
hat nunmehr von seiner Regierunz Anweisung bekommen, mit 
der holländischen Regierung wegen Abschluß eines neuen 
Handelsvertrages, der beiden Staaten gleiche Rechte gibt und 
Sonderrechte des einen Staates ausschließt, in Unterhandlungen 
zu treten. 

Für den Ausbau des Hafens von Pukou, südliche 
Endstation der Tientsin-Pukou-Eisenbahn, ist cin französischer 
Ingenieur angestellt worden, dem man eine große Erfahrung 
tm Haferbau zuschreibt.e. Die Nanking gegenüberliegende 
Pukou-Seite des Yangtse soll so ausgebaut und ausgebaggert 
werden, daß tiefgchenden, großen Secdampfern Löschung und 
Uebernahme der Ladung an den Kais möglich ist. Außerdem 
ist die Errichtung großer Lagerschupper, Kräne, Weriten und 
die Anlage eines ausgedehnten Eisenbahnnetzes ins Auge gc- 
faßt. (Die wirkliche Ausführung dieser Pläne wird wie schon 
so oft auch diesmal wieder am Geldpunkt scheitern. Die Red.) 


—— Japan. 


Die japanische Volkszählung. Bekanntlich fand am 1. Okt. 
i920 in Japan eine allgemeine Volkszählung nach modernen 
Methoden statt, auf Grund deren bald allerhand Schätzungen 
über die Bevölkerungsbewegung veröffentlicht wurden. Die 
endgültigen Ziffern stehen auch heute noch nicht fest, obgleich 
ein Stab von 12000 Beamten mit ihrer Bearbeitung beschäftigt 
ist. Doch wurden Anfang September eingehende Ziffern ver- 
öffentlicht, die den nun bald zu erwartenden wirklich endgültigen 
annähernd gleich sein werden. Danach zählt die Bevölkerung 
von Altjapan mit Einschluß von Hokkaido und den Ryukyu- 
Inseln, also ohne das Pachtgebiet Kuantung, Korea und For- 
mosa, im ganzen 55 963053 Menschen. Auf 100 Frauen kom- 
men im Durchschnitt 100,4 Männer, und zwar kommen in 
Hokkaido auf 100 Frauen 112 Männer gegen im Kinki (den 
Regierungsbezirken um Kobe und Osaka: Osaka, Hyogo, Kyoto, 
Nara und Wakayama) 104 und im Kanto (den Regierungsbe- 
zirken um Tokio) 103 Männer. Nur in den genannten Gebieten 
ist die Zahl der Männer größer als die der Frauen, in den 
meisten anderen sind beide Geschlechter annähernd gleich ver- 
treten, nur in Kyushu und verschiedenen Gebieten des Tokaido 
(am Stillen Ozean östlich von Kyoto bis etwas nördlich von 
Tokio) kommen auf 100 Frauen nur 98-99 Männer, meist in 
den Seidengebieten und den Sitzen der Textilindustrie. Die 
Dichtigkeit der Bevölkerung ist am größten im Kanto mit 
11 127665 Menschen auf 2092 Quadrat-Ri, demnächst im Kinki 
mit 7491608 Menschen auf 1505 Quadrat-Ri. Am dünnsten 
bevölkert ist der Norden der Hauptinsel und der Hokkaido. 
Im ganzen kommen durchschnittlich 2239 Menschen auf ein 
Quadrat-Ri. Die Gesamtzahl der Haushalte wird auf 11 223 053 
geschätzt, davon entfallen 456823 auf Tokio. Durchschnittlich 
zählt jeder Haushalt fünf Personen, aber im Norden sind die 
Ziffern größer, bis zu 6 Personen im Durchschnitt, während die 
Haushalte in Westjapan (zwischen Shimonoseki und Osaka) mit 
bis zu 4 Personen im Durchschnitt am kleinsten sind. Auf die 
83 größten Städte entfallen 18 % der Gesamtbevölkerung. UÜcber 
100 000 Eirwohner haben 16 Städte, und zwar sind dies der 


Reihe nach’ 
Tokio . 2173 401 Hakodate . 144 749 
Osaka . 1 252 983 Kure 130 362 
Kobe 608 624 Kanazawa 129 265 
Kyoto . 591 323 Sendai . 118 984 
Navoya 429 997 Otaru 108 113 
Yokohama. 422 948 Kasoshima 103 180 
Nagasaki . 176 534 S Pporo 102 580 


Hiroshima : 160 510 Yawa'a - .. 100 235 
„ Seit der Zählung von 1918 soll Tokio um 190000 Menschen 
abzenommen haben, ebenso Kyoto um 80000, wodurch es 
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kleiner als Kobe wurde. Anderseits hat Nagoya in derselben 
Zeit das vorher größere Yokohama überflügelt.e Da die früheren 
Ziffern höchst ungenau waren, läßt sich auf diese Vergleichungen 
nicht viel geben. 

Das Regierungsblatt „Chuo“ meint, daß es falsch sei, von 
einer Ucbervölkerung Japans zu sprechen. Die Bevölkerung 
wachse zwar erfreulicherweise beständig, aber doch in keinem 
außergewöhnlichen Maß, und da sich der Wohlstand beständig 
gehoben habe, und die Industrie immer mehr Menschen Unter- 
halt zu gewähren vermöge, könne man eher von cinem Mangel 
an Menschen, als von einem Menschenüberschuß sprechen. 
Namentlich in den ländlichen Bezirken herrsche großer Bedarf 
an Arbeitskräften. R. K. 


Geschäftslage in Japan. K. Nakagawa, Präsident der 
Bank von Formosa hat sich Ende August bei der General- 
versammlung der Aktionäre seiner Bank in Tokio über die Ge- 
schäftslage in Japan außerordentlich ungünstig ausgesprochen. 
„Die Geschäftswelt Japans sei, so äußerte er sich, zurzeit ia 
der denkbar schlechtesten Lage. Ehe die Geschäftswelt sich 
nicht vollkommen neu an die veränderten Verhältnisse an- 
passe, sei keine Aussicht auf eine Besserung in absehbarer 
Zeit. \ Während der ersten sechs Monate des Jahres habe die : 
japanische Geschäftswelt noch stark unter der Krisis des 
letzten Jahres gelitten. Der auswärtige Handel nahm stark ab, 
olle Preise gingen zurück, neue Unternehmungen waren selten, 
das ganze Geschäft flau, die Finnahme.ı der Handels- und In- 
dustriekonzerne ließen nach. Neugründungen betrugen nur ein 
Drittel der vorjährigen, während Liquidationen viermal so 
zahlreich waren. 

Der Handel Formosas zeige dieselben Erscheinımgen wie 
der des Mutterlandes. So habe Formosas Außenhandel in der 
Ausfuhr um 60% und in der Einfuhr 30% nachgelassen. Der 
Rückgang Formosas in Ein- und Ausfuhr betrage in diesem 
Jahre bereits fast 85 Millionen Yeı. Ganz allgemein sei zu 
sagen, daB das Geschäft durchweg sehr still sei. Die Bank 
von Formosa sei bei einem Ueberschuß von über viereinhalb 
Millionen Yen doch wieder in der Lage, eine Dividende von 


10% zu zahlen 


Anlage einer neuen Zementiabrik. In Manila ist“von der 
Nationalen Industriegescllschaft die Errichtung einer halbamt- 
lichen Portland-Zementfabrik beschlossen worden. Das Kapital 
der Gesellschaft beträgt 2% Millionen Pesos. Für Maschinen. 
die in den Vereinigten Staaten gekauft werden sollen, ist ein 
Betrag von 500000 Peso vorgesehen. Die Fabrik soll Ende 
des Jahres in Cebu in Betrieb genommen werden und täg- 
lich zunächst 1000 Faß, später 5000 Faß, herstellen können. 


Die jährliche Einfuhr von Portland-Zement nach den Phi- 


‘ 


lippinen beträgt rund 86000 To. von denen % bisher aus 
Japan geliefert wurde. 
Scuittahrtisiragen. 
Deutschland und die Ostaslenlahrt.e Wie der London 


and China-Telegraph vom 17. Oktober berichtet, bahnt 
sich gegenwärtig eine Vercinigung der deutschen und eng- 
lischen Schiffahrtsinteressen zur gemeinschaftlichen Behandlung 
des fernöstlichen Handels an. Vor dem Kriege bestand zwischen 
den Schiffahrtsgesellschaften beider Länder ein Abkommen, das 
den Wettbewerb im Fernen Osten verhinderte und zu gemein- 
samem Handeln in diesen Gebieten führte. Die Konferenz, die 
die P. u. O. Holt, Ellerman und Bucknall Linien umfaßt, hat 
jetzt die Unterhandlungen mit der Hamburg-Amerika-Linie und 
dem Norddeutschen Llovd zum Abschluß gebracht, wonach, wie 
vor dem Kriege, auf Grund eines gemeinsamen Einverständ- 
nisses die Frachtraten geregelt und die Fahrten nach dem 
Fernen Östen wieder aufgenommen werden sollen. Der Rotter- 
damsche Lloyd und die Nederland Steamship Co. sind mit deut- 
schen und australischen Linien in eine Interessengemeinschaft 
eingetreten, um einen 1ßtäglichen Schiffahrtsdienst nach Ost- 
indien zu unterhalten. (Industrie- und Handelszeitung.) 
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Deutsche Dampferlinien nach Ostasien. Nachdem die 
deutsche Flagge infolge des Krieges und seiner Nachwirkungen 
von der Ostasienfahrt über sieben Jahre verschwunden war, 
soll sie nunmehr von neudm hinausgetragen werden zu unseren 
Landsleuten in China und Japan. Wie die Hamburg-Amerika- 
Linie und der Norddeutsche Lioyd ankündigen, haben sie ge- 
meinsam eine deutsche Frachtdampferlinie (Konferenzdampfer) 
nach Ostasien eingerichtet, deren Dampfer in regelmäßiger 
Fahrt von Hamburg-Bremen-Rotterdam auslaufend die Straits, 
Hongkong, Schanghai, Kobe und Yokohama anlaufen sollen. Die 
Dampfer haben Gelegenheit für eine beschränkte Anzahl Passa- 
giere. 

Die Abfahrten für die nächsten Dampfer sind festgesetzt 
wie folgt: ab Hamburg Bremen Rotterdam 

Havelland (H.A.L) 4. Dezember 8 Dezember 11. Dezember 

Westfalen (N.DL.) 7. Januar 1. Januar 11. Januar 

Auskünfte erteilen die Agenturen der beiden Linien. 


Steigerung der Frachtraten von Schanghai nach Europa. 
Die Frachtraten von Schanghai nach Europa sind für die euro- 
päische Frachtkonferenz vom 1. August ab erhöht worden. Bis 
unlängst betrug die Rate von Dairen nach Europa 55 sh, jetzt 
dagegen 70, und zwar infolge lebhafter Verschiffungen von 
Weizen, Bohnen: und anderen Lebensmitteln. Die Frachtkon- 
ferenz hat dementsprechend ebenfalls ihre Raten von Schang- 
hai aus nach Europa erhöht, und zwar die von Bohnen von 
57 s6 .d auf 66 s, von Oel in Fässern von 78 s auf MW s, die 
von ungeschälten Erdnüssen von 195 s auf 224 s, die von ge- 
schälten Erdnüssen von 72 s auf 183 s und die von Sesam von 
78 s auf 9 s. 

Demgegenüber hat die Java-Frachtkonferenz, die aus der 
Nippon Yusen Kaisha, der Osaka Shosen Kaisha, der Java- 
China-Japan-Linie und der Nanyo Yusen Kaisha besteht, ihre 
Raten ermäßigt, und zwar für Cement von 20 auf 15, für 
Streichhölzer von 15 auf 14 und für Düngermittel von 15 auf 
13 Yen. Diese Herabsetzung erfolgte, um den Wettbewerb mit 


den unlängst eröffneten, der Konferenz nicht angehörigen 
Schiffahrtslinien Struthers wd Dixon und der Admiral-Lme 
aufnehmen zu können. 


Frachtratenermäßigung. Die Osaka Shosen Kaisha beab- 
sichtigt für den Fall, daß ihr Antrag auf Aufnahme in die Ka- 
kutta-Frachtkonferenz abgelehnt wird, mit den Linien dieser 
Konferenz in Wettbewerb zu treten. Die augenblicklichen 
Frachtraten betragen 30 Yen für allgemeine Fracht, 22 Yen für 
Glaswaren und Streichhölzer und 15 Yen für Cement bei einem 
Rabatt von 10%. Die Osaka Shosen Kaisha will für den Fall 
des Wettbewerbs ihren Frachtraum um 5—-10% billiger an- 
bieten. 

Um die Verschiffungen von Indien nach Japan lebhafter 
zu gestalten, hat die Bombay-Frachtkonferenz ihre Raten vom 
10. August ab ermäßigt. Die Raten für Colombo sind ai 
25 Yen und die nach Bombay auf 30 Yen, also in beiden Fällen 
um 5 Yen herabgesetzt worden, nur die Raten auf Seide und 
Seidenwaren sind unverändert geblieben. 


Neue Schitte auf der Europafahrt. Die Nippon Yusen Kaisha 
hat auf der Nagasaki-Werft drei 10000-t-Dampfer in Bau. 
Während des Krieges zog die Nippon Yusen Kaisha aus Furcht 
vor den deutschen Unterseebooten ihre besseren Dampfer von 
10000 t und darüber aus der Europafahrt zurück und stellte 
sie auf der Nord-Amerikafahrt ein, während sie auf der 
Europafahrt die kleimeren Schiffe von 6000 t laufen ließ. Ihr 
Ersatz durch größere Schiffe, wie es ursprünglich gleich für 
Kriegsende vorgeschen war, hat bisher noch nicht stattge- 
funden. Desgleichen sind 3 weitere Schiffe von 10000 t im 
Bau als Ersatz der während des Krieges versenkten zwei 
8000-t-Dampfer und der Yasaka Maru von 12000 t. Das 
erste dieser Ersatzschiffe, die „Hakone Maru“, sollte am 
1. November ihre erste Europafahrt antreten. Ihr Tonnengehalt 
betrug 10500, sie ist 495 Fuß lang, 63 breit, 37 tief und lätt 
16 Knoten. Sie kann 10000 t Ladung und 319 Passagiere 
transportieren. 


Ostasien Güterverkehr 
MH. Kersken jr. 


Stammhaus: Amsterdam, Heerengracht 448 
Hamburg56 Rotterdam Berlin N.24 


Neuerwall 38 


Schiedamsche Singel 33 


Oranienburgerstr. 56a 


Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


Vertreter erstklassiger Reedereien. 


Vebernahme von Großiransporten jeder Art. 


Ässecuranz . 


Incasso 


Lagerung 


Meldungen von Mitte August besagen, daß die Verschiffung 
von Lebensmitteln vom Fernen Osten nach Europa dauernd zu- 
nchmen, und daß insbesondere ganz erhebliche Kontrakte für 
mandschurischen Weizen, Bohnen ımd Bohnenöl abgeschlossen 
sind. 


Deutsche Seeleute für japanische Schiffe. Nach einer Mel- 
dung des Japan Advertiser sollen einige japanische 
Recder sich mit dem Gedanken tragen, deutsche Seeleute auf 
ihren Schiffen zu beschäftigen, und zwar in der ausgesproche- 
nen Absicht, ihre laufenden Ausgaben herabzusetzen. Die 
Durchführung dieses Plans, der sicherlich nur ein frommer 
Wunsch ihrer Urheber bleibt, hat bisher noch nicht erfolgen 
können. Um ihre Unkosten zu vermindern, haben zahlreiche 
Schiffseigentümer die Löhne für ihr Personal stark herab- 
gesetzt, in vielen Fällen oft bis zu 50% des während des 
Krieges gezahlten Lohnes, während die Lohnherabsetzungen 
der bekannteren größeren Gesellschaften bisher noch nicht diese 
starke Höhe erreicht haben. 

Eine Schifisgesellschaft hat unlängst den Versuch gemacht, 
aus Billigkeitsgründen mit chinesischem Personal zu fahren, hat 
ihn aber wegen der außerordentlich schlechten Erfolge wieder 
aufgegeben. Einige tragen sich darum jetzt mit dem Ge- 
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danken — und dazu soll auch die Osaka Shosen Kalsha ge- 
hören —, Deutsche als seemännisches Personal einzustellen. 
Man sei der Ansicht, daß man auf der Europafahrt Deutsche für 
weniger als 70 Yen Monatslohn gewinnen könne, also für einen 
Betrag, der noch nicht einmal den an die chinesischen Seeleute 
gezahlten Lohn erreiche. Außerdem seien die Deutschen viel 
besser diszipliniert und fleißiger als die Chinesen. Fine 
Schwierigkeit für diesen Plan liege nur in der Haltung der 
britischen Behörden in Port Said, Colombo, Singapore und 
Schanghai, da hier die britischen Behörden Deutschen die Lan- 
dung verweigerten. Wenn sie trotzdem .an Land gehen sollten, 
so müßten die Schiffseigentümer immer die volle Verantwortung 
übernehmen. Außerdem sei es nicht leicht, bei den japanischen 
Behörden die Erlaubnis zur Einstellung von Ausländern zu er- 
halten. Die japanischen Schiffsgesellschaften sollen, wenn die 
Haltung der englischen Behörden entgegenkommender wird, 
gewillt sein, deutsche Seeleute einzustellen, und zwar für die 
Teile der seemännischen Tätigkeit, für welche deutsche See- 
leute vorzuziehen seien. 

Wir fürchten, die japanischen Schiffseigentümer haben in 
ihrem Sparsamkeitstrieb die größte nicht zu überwindende 
Schwierigkeit außer acht gelassen, und die ist die, daß deutsche 
Seeleute für derartige Zwecke nicht zu haben sein werden. 
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Dreiundzwanzigster Ostasiatenabend. Infolge des Streiks 
der Gasthausangestellten konnte der 23. Ostasiatenabend anı 
6. Oktober nicht stattfinden. Nachdem der Streik nunmehr 
endlich beigelegt ist, bechrt sich der Verband für den Fernen 
Osten hiermit, seine Mitglieder und Freunde (mit Damen) zu 
einer zwanglosen Zusammenkunft auf Mittwoch, den 
23. November, abends 8 Uhr, in den Muschelsaal des 
Restaurants „Rheingold“ (Potsdamer Str. 3) ergebenst 
einzuladen. 

Herr Geheimer Regierungsrat Grosse, Direktor des 
Bundes der Auslandsdeutschen, wird gelegentlich dieser Zu- 
sammenkunft einen Vortrag halten über 

„Die Endentschädigung der Auslandsdeutschen.“ 

Bei dem xroßen Interesse, das diese Frage für alle im Aus- 
land Geschädigten beansprucht, bitten wir um eine möglichst 
zahlreiche Betciligung bei dieser ersten Zusammenkunft des 
Winterhalbjahres. 


| „Deutsche China-Post“. Seit dem 1. September gibt, nach- 
dem Herr Theo. Eckardt wieder nach Deutschland übergesiedelt 
ist und damit die von ihm etwa zwei Monatz herausgegebenen 
% vierzehntägigen „China-Berichte“ Anfang August ihr Ende ge- 
... fIimden haben, Herr Fritz Secker in Shanghai unter dem Titel 
X „Deutsche China-Post“ ein vorläwWig ebenfalls vierzehntäziges 
Blatt heraus. Sein Geleitwort in der ersten Nummer schließt 
Herr Secker: ..Nun geht aufs neue ein deutschsprachiges Or- 
gan in die Lande als Symbol für die glücklich wieder auf- 
genommene Arbeit des Deutschtums an dieser Seite des Stillen 
Ozeans.“ Auf zelm Seiten, etwas kleiner im Format als die 
„Ostasiatische Rundschau“, bringt die - erste Nummer eine 
politische ımd wirtschaftlkche Rundschau, eine Schilderung des 
f reuen Shanghai einen Aufsatz über Aufbau des Lebersce- 
handels in Deutschland usw. Es mögen große Schwierigkeiten 
zu überwinden gewesen sein, bis nach vierjähriger Pause an 
f die Herausgabe tines neuen deutschen Blattes in China gedacht 
werden konnte. und sie sind augensichtlich auch mit der Auf- 
nahme der Arbeit noch keineswegs überwunden. Wir wün- 
schen mit dem Herausgeber, daB es gelingen wırd, das Blatt 


Na 


Verschiedenes LEINEN SRH LHTKEINSAIREMARTINEERENE 


zu einer Wochenschrift auszubauen umd es später in noch 
kürzeren Zeitabschnitten erscheinen zu lassen. 


Für Teellebhaber. Herr P. Wolfram teilt uns mit: „Auf 
Grund der großen Entwertung unseres Geldes und der Er- 
höhung des Goldzuschlages auf den Zoll von 900 % auf 1900 %, 
das sind 22 Mark per Pfund gegenüber den bisherigen 11 Mark. 
kommen die bisherigen Preise für Tee nicht mehr in Frage. 
Eine weitere Erhöhung des Teezolles von 6 bis 7 Mark ist bei 
dem neuen Steuerprogramm zu erwarten. Bei den bisherigen 
billigeren Teepreisen war ferner zu berücksichtigen, daB der 
Importeur jetzt die Weltmarkt- bezüglich Plantagenpreise be- 
zahlen muß, während das bei den bisher verbrauchten Tees 
nicht der Fall war, da diese aus alten Beständen stammten, die 
sich in London und Amsterdam befanden und teilweise bis auf 
das Jahr 1917 zurückgingen. . 


Adressenuachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚Östasiatische Rundschau'' *' 


bitten dringend jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verband mit- 
zuteilen, damit in der Zustellung etwaiger Briefe und der ‚ÖOstasialischen Rund- 
schau‘ keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeitschrift 
kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat un- 
bekannt verzogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige Mit- 
teilung der jetzigen Adressen der nachstehend aufgeführten Herren: 


Arend, Heinz, bisher p. A. Wilkening, Hamburg, Billwärder Neudeich 121 I. 

Arps, Wilhelm, Lehrer, Wolksdorf b. Hamburg. 

Bahlmann, Robert, Frankfurt a. M., Bettinastr. 23 I. 

Bähr, Karl, Dresden-Radebeul, Luisenstr. 12. 

Bartmer, W., Berlin W. 15, Meineckestr. 6 Gth. III. 

Beermann, J. Neustadt a. Rh., z. Zt. Hoya a. M. (nach Amerika verzogen). 

Behaghel, H. p. A. Fritz Kiesslich, Wilthen i. Sa. (nach China abgereist). 

Biber, Frau Helene, Hellendorf Nr. 7, Bez. Pirna, Sa. 

Biereye,L., Berlin N., Boyenstr. 22 IV {nach China verzogen). 

Biermann, H., Hamburg 31, Rombergstr. 13. 

Blickle, Darmstadt, Landwehrstr. 4 ptr. (nach China abgereist). 

Borcke, Otto Carl von, Godesberg a. Rh., Viktoriastr. 39. 

Braun, Georg, Siemens-Schuckert-Werke, Abtl. Uebersee, Siemensstadt (nach 
China abgereist). 

Brücher, Frau Dr., Sn Westf., Waldstr. 13 (nach China abgereist). 

Brüggen, Max H. G., Lübeck, Gertrudenstr. 13b 

Budich, Emil, Bensheim a. d. Bergstrasse (nach China abgereist). 

Burberg, Max, Düsseldorf, Kronenstr. 10. 

Christiani, Th., Shanghai, 45 Szechuan Road. 

Fretzdorff, Oberleutnant a. D. E., Tientsin, Carlowitz & Co. 

Fraulob, Dipl.-Ing, Betriebsleiter d. Hüttenwerkes Niederschöneweide, 
Berlin-Niederschöneweide, Spreestr. 6/7. 

Friederici, E., Hamburg, Heimhuderstr. 66. 

Fuchs, C., Hamburg, Ausschläger Billdeich 7 IV, bei Kühl. 

Gerz, E., Wohltarf b. Hamburg, Kurhaus Sachsenwald. 

Horion, P., Engelskirchen. 

Keßler, H. Dir., Berlin-Wilmersdorf, Prinz-Regentenstr. 2. 
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Prof. Dr. Rathgen, Hamburg f. Aus Hamburg kommt die 
Trauerbotschaft, daß Prof. Dr. Rathgen am Sonntag, d. 6. Nov., 
nach längerer schwerer Krankheit im Alter von 65 Jahren 
gestorben ist. Die .Hamburger Nachrichten“ widmen dem 
Verstorbenen, der seit 1908 am Kolonialinstitut und dann 
an der Universität in Hamburg wirkte, folgenden Nachruf: Mit 
ihm ist einer jener Männer dahingegangen, der auf (irund seiner 
umfassenden Kenntnisse der ostasiatischen Verhältnisse dem 
Vaterlande in seiner jetzigen Lage noch unschätzbare Dienste 
hätte leisten können. Rathgen studierte von 1874-78 in Straß- 
burg, Halle und Berlin Rechts- und Staatswissenschaften und 
promovierte nach Abkehr von rein juristischen Studien im Jahre 
1881 in Straßburg mit einer Arbeit über die Entstehung der 
deutschen Märkte. 1882 folgte er einem Rufe nach Japan an die 
Universität Tokio als Professor der Nationalökonomie. Sein 
achtjähriger Aufenthalt im Reiche des Mikado gab ihm Gelegen- 
heit, wie kein zweiter die Entwicklung dieses Inselreiches, be- 
sonders aber seine wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
kennen zu lernen. Rathgens Verdienst ist es, die Ergebnisse 
seiner langjährigen Untersuchungen in einem Werke Japans 
Volkswirtschaft und Staatshaushalt niedergelegt zu haben, das 
für jeden, der sich mit der Entwicklung des Fernen Ostens be- 
schäftigen muß, ein unentbehrlicher Wegweiser ist. Von höch- 
stem Interesse ist Rathgens Darstellung des amerikanischen 
Tempos, mit der sich die Umstellung Japans aus einem ver- 
schlossenen, traumhaften Wunderlande in wenigen Jahrzehnten 
zu einer Großmacht vollzogen hat. eine Entwicklung, die bei den 
europäischen Staaten viele Jahrhunderte erfordert hat. In einem 
Vortrage „Die Entstehung des modernen Japan‘ (1896) und in 
einer kleineren Schrift „Die Japaner und ihre wirtschaftliche 
Entwicklung‘ (1905), die den Verhältnissen des Russisch-Japa- 
nischen Krieges Rechnung trug, verstand es Rathgen, den 
Aufstieg des Landes der aufgehenden Sonne und seine Be- 
deutung in Deutschland verständlich zu machen. Mit gleicher 
Hingabe widmete er sich auch Deutschlands Handel mit China 
sowie seinen europäischen Beziehungen, Arbeiten, die für 
Deutschlands Verkehr mit Ostasien in weitestem Maße frucht- 
bringend und fördernd waren. Fast alle diese Arbeiten ers:hie- 
nen in Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtschaft und denen staats- und sozialwissenschaftlicher 
Forschungen. 


Nach seiner Rückkehr aus Japan wirkte Rathgen 1891 bi 
1892 an der Berliner Universität; er wurde 1893 zum außer- 
erdentlichen, 1895 zum ordentlichen Proiessor ernannt und ging 
1900 als Nachfolger Max Webers nach Heidelberg. Sein ier- 
neres Wirken wandte sich jetzt vornehmlich sozialpolitischen 
Fragen zu, er widmete sich dem Auswanderungsproblem, dem 
(ienossenschaitswesen und der inneren Kolonisation. Sein 
Wirkungskreis erstreckte sich auch auf die Mammheimer kau- 
männischen Hochschulkurse, wn seine vo!kswirtschaftlicher. 
Abende bei seinen Schülern höchst geschärzt waren. Mas sah 
ihn ungern scheiden, als 1908 seine Berufung an das hiesige 
Kolonialinstitut erfolgte. an dem er als hamburgischer Pro- 
iessor der Nationalökonomie auch über Kolonialpolitik las. Fur 
den letzten Friedenswinter wurde Professor Rathgen für die 
Kaiser-Wilhelm-Professur an der Columbia-Universität in New 
York ausersehen. wofür sonst mur Uhriversitätslehrer hzerange- 
zogen wurden. Dieser Ruf wurde als günstiges Omen für die 
Hamburger Universitätspläne angesehen, aber der Krieg ein 
über das Reich, ehe dieser langersehnte Plan, der in Rathger 
den eifrigsten Förderer sah. 1919 verwirklicht werden konnte. 
Seinen verdienstvollen Bahnbereiter sah die newe alma mater 
in Anerkennung des bedeutunesvollen Wirkens am Kolomia- 
institut wie auf Grund seiner wissensehälliichen Bedeutung &' 
erster Rektor. 

Sein Anıt sah Rathıgen, wie er in der Antrittsrede ausführte 
als Dienst an der Volksgesamtheit an: er trat dafür em. di 
die U.iversität mehr als bisher den wirklich Befähizten 
gänglich wurde. olıne daß die Höhe wissenschaftlicher Leistuns- 
fähigkeit irgendwie beeinträchtigt werden dürfe. 

Der Name Ratlıgen wird für alle Zeiten mit dem Koloniul- 
institut und der Entstehung der Hamburger Universität aufs 
engste verbunden bleiben: seine Bedeutung auf wissenschk- 
lichem Gebiete, insonderheit aber seiner Domäne Ostasien m 
Japan. wird dann in voilstem Lichte erstrahlen, wenn mit Hk 
seiner geistigen Fundamente nach Deutschlards Wiederauist: 
auch im fernen Osten deutscher Einfluß sich wieder gelte: 
machen kann. Heute aber stehen weite Hamburger Kres 
trauernd an der Bahre eines seiner verdienstvotflen Mäme 
dessen sie stets dankbar gedenken werden als eines wars 
Förderers für Hamburgs Bedeutung in der Weltwirtschaft. 


Allgemeiner Teil: tee Dr. Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: 
verantwortl.S 


Rickshaw-Naben und „Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 
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Union Gesellschaft für Metallindustrie m.. H., 


Fröndenberg-Ruhr. 
Anfragen erbeten durch Hamburger Exporteure. 


Dr. F.W.Mohr. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur . 
Berlin SV 


Hauptschriftleiter 
Schriftleiter: Dr.F.W. Mohr; für die Anzeigen: C.Lichnock:; sämtlich ia Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schrifltenverlags G.m.b.H, 
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mm Allgemeiner und politischer Teil ill 


Die deutsche Mission in China. 
Von C. 


In sehr gehässiger Weise nımmt die „North-China Daily 
News“ davon Kenntnis, daß die deutschen Missionsgesell- 
schaften ihre Tätigkeit in China in verstärktem Maße wieder 
aufgenommen haben. „Wiederaufgenommen“ ist schon ein 
ganz falscher Ausdruck, denn sie haben ihre Tätigkeit in China 
überhaupt nicht einzustellen gebraucht. Es sei nach den An- 
kündigungen der. deutschen Gesellschaft auf der letzten 
Londoner Methodistenkonferenz kein Zweifel, daß die 
deutschen Missionare wieder in China erscheinen würden. Da 
müsse man doch, fährt die „North-China Daily News“ fort, 
die Frage aufwerfen, wie Deutschland sich unter den heutigen 
Verhältnissen, die ihm auf lange Jahre hinaus Schadensersatz- 
zahlungen an die Sieger des Weltkrieges auferlegten, den Luxus 
des Unterhalts dieser Missionare in China leisten könne. 


Wir verstehen den Aerger gewisser englischer Kreise 
darüber, daß ihnen ihr Anschlag auf die deutsche Mission 
vollständig mißlungen ist, vollständig. Wer weiß, wie gründ- 
liche Arbeit von Engländern und Franzosen auch mit der 
Mission in den ehemals deutschen Kolonien in Afrika ge- 
macht worden ist, wird sich ein Bild davon machen können, 
was es für die deutsche Sache bedeutet, daß die Chinesen — 
mit ganz wenigen Ausnahmen — die deutschen protestan- 
tischen wie katholischen Missionare auf ihren Posten ge- 
lassen haben und daß sie die wenigen, die das Land teils mit 
Urlaub vor dem Krieg, teils infolge der Kriegserklärung und 
besonderer Umtriebe ausgewiesen waren, mit aufrichtiger 
Freude bei ihrer Rückkehr auf ihre alten Arbeitsplätze be- 
grüßt haben. Diese Anerkennung segensreichen Wirkens 
deutscher Missionare mißgönnen jene englische Kreise den 
Deutschen mit unverhohlenem Neid. 


Ueber die Vorgänge auf der Londoner Methodisten- 
konferenz, auf die die „North-China Daily News“ Bezug 
nimmt, ist hier Näheres nicht bekannt. Daß aber die Auf- 
fassung der deutschen Missionsarbeit mißgünstiger Engländer 
nicht von allen ihren Landsleuten geteilt wird, dafür liegen 
unzweideutige Beweise vor. In den ersten Tagen des Monats 
Oktober dieses Jahres tagte der Internationale Missionsrat in 
L.ake Mohonk. Auch die deutschen evangelischen Missionen 
waren eingeladen, an dieser Tagung teilzunehmen, lehnten 
das aber mit nicht mißzuverstehender Festigkeit unter Hin- 
weis auf die Vergewaltigung der deutschen Mission durch 
ihre früheren Kıiegsgegner ab. Diese entschiedene Ab- 
lehnung der Einladung nach Lake Mohonk hat ihre guten 
Wirkungen gehabt. Es sind Anzeichen dafür vorhanden, daß 
diese Kreise jetzt in ihrer Art den ehrlichen Willen haben, den 
Deutschen die Türen, die zu den ihnen entrissenen Missions- 
feldern führen, wieder zu öffnen. Der Internationale Missions- 
rat hat nämlich die folgende Erklärung abgegeben, die in 
Anbetracht ihrer Wichtigkeit für die Zukunft der deutschen 
Mission auch in China an dieser Stelle im Wortlaut angeführt 
werden soll: 

l. Wir glauben, daB der Ausschluß der deutschen Missionare 
von vielen Feldern dem geistigen Leben Deutschlands schweren 
Schaden zufügt, da sie die Ausgestaltung geistiger Lebenskräfte 
unterbindet, daß er die Bande internationaler geistiger Gemein- 
schaft schwächt, die nichtchristlichen Völker einer sonst ver- 
fügbaren Hilfe beraubt und die Entwicklung einer ständigen 
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Freundschaft unter den Völkern verzögert. Wir glauben ferner, 
daß die Aufrechterhaltung der erwähnten Beschränkungen den 
Grundsatz der Religionsfreiheit gefährdet, der ein Lebens- 
interesse der christlichen Kirche ist. Deshalb stellt der Inter- 
nationale Missionsrat seine Ueberzeugung fest, daß die durch 
den Krieg geschlagenen Wunden nicht ganz geheilt werden 
können, bis für deutsche Missionare ein Weg zur Wieder- 
aufnahme der Missionsarbeit eröffnet ist. | 

2. Deshalb beschließt unser Rat: Dankbar eingedenk des 
Frfolges der missionarischen Bemühungen zur Wiederzulassung 
deutscher Missionare in einigen Gebieten, sind wir uns bewußt, 
daß es in weit größeren Gebieten der stärksten und an- 
haltendsten Bemühungen der Missionsinstanzen bedarf, um die 
Aufhebung oder Abänderung der Verfügungen durchzusetzen, 
@urch welche deutsche Missionare ausgeschlossen sind. Wir 
stellen es deswegen den nationalen Missionsorganiationen und 
den Misionsgesellschaften der Länder, deren Regierungen 
Missionare auf Grund ihrer Volkszugehörigkeit ausschließen, an- 
heim, zu erwägen, welche Schritte getan werden sollen, um die 
möglichst baldige Rückkehr einzelner deutscher Missionare oder 
deutscher Missionsorganisationen auf ihre alten Felder zu er- 


“ ınöglichen, wobei in allen Fällen auf die politischen Notwendig- 


keiten jedes einzelnen Feldes Rücksicht zu nehmen ist. 

3. Seit 1914 sind radikale Aenderungen in den politischen 
Systemen vieler Länder und in den rechtmäßigen Freiheits- 
ansprüchen der einheimischen Kirchen eingetreten. Deshalb 
glaubt der Missionsrat, daß das in der vorigen Erklärung an- 
gegebene Ziel nur erreicht werden kann, wenn die zurück- 
kehrenden Missionare bereit sind, in Harmonie mit den Landes- 
regierungen und mit dem neuen Geiste zu wirken, der in 
wachsendem Maße die Beziehungen der ausländischen Missio- 
nare zur christlichen Kirche jedes Landes kennzeichnet. 

4. Wo deutsche Missionsfelder unter dem Druck von Kriegs- 
notwendigkeiten durch nichtdeutsche Missionen ersetzt sind, 
sollte diese Besetzung als vorläufig betrachtet werden. Eine 
endgültige Lösung sollte durch freundschaftliche Beratung 
zwischen der ursprünglichen und der eingetretenen Gesellschaft 
und den Vertretern der Eingeborenenkirche erstrebt werden. 

5. Mit Bezug auf die öffentlichen Angriffe auf deutsche 
Missionen stellt dieser Missionsrat fest, daß, soweit bekannt 
geworden ist, der Ausschluß der deutschen Missionare aus den 
(Gebieten der Alliierten durch allgemeine politische Erwägungen 
veranlaßt ist. Obgleich unser Rat kein Untersuchungsausschuß 
ist, stelit ihm ein umfangreiches Material betreffs der Länder, 
wo die deutschen Missionare arbeiteten, zur Verfügung. Im. 
Blick auf dieses Material erklären wir, daß im allgemeinen 
veutsche Missionare, die unter der Flagge anderer Nationen 
arbeiteten, sich keiner Akte der Illoyalität oder keiner Versuche, 
lIlloyalität unter den Eingeborenen der Länder zu erregen, 
schuldig. gemacht haben. Und wo Ausnahnten vorkamen. 
standen diese im Widerspruch mit dem grundsätzlichen Ver- 
nalten der deutschen Missionsgesellschaften. | 

6. Dieser Missionsrat gibt wieder und wieder, eingedenk 
des Verlustes, den das Fehlen der deutschen Missions- 
vertreter bedeutet, und des langen und selbstlosen Dienstes der 
deutschen Christen für die Evangelisation der Welt, sowie ihrer 
Bemühungen um die Erziehung und Bildung der Christen- 
gemeinden auf den Missionsfeldern, seiner fürbittenden Teil- 
nahme mit ihnen Ausdruck, wie sie unter der Verkrüppelun« 
ihrer Missionsarbeit leiden, und spricht zugleich die Hoffnung 
aus, daß der Missionsrat bei seiner nächsten Zusammenkunft 
den Vorzug jener missionarischen Erfahrune und der Kraft 
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christlicher Persönlichkeit wieder haben werde, die für die 
Internativnalen Missionsversammlungen der Vergangenheit so 
viel bedeutet haben. 

Das ist zweifellos ein Fortschritt in den internationalen 
Beziehungen der Missionskreise. Was aber auch diese noch 
immer nicht recht einsehen und verstehen wollen, ist der Zu- 
sammenhang zwischen der „Verkrüppelung der deutschen 
Mission“ und dem Friedensvertrag von Versäilles. Nicht 
nur die die Missionen unmittelbar betreffenden Bestimmungen 
dieses Vertrages sind der Mission sehr hinderlich, sondern 
viel mehr noch ist das die Versklavung des ganzen deutschen 
Volkes. Man überlege doch, was es heißt, daß die Alliierten 
das Eigentum der deutschen Missionsgesellschaften (ein- 
schließlich dem von Handelsgesellschaften, deren Ertrag 
der Unterhaltung dieser Missionen dient) einfach be 
schlagnahmt und in ihre Verwaltung genommen haben, 
daß sie auch weiterhin schärfste Aufsicht über die 
Leiter dieser Missionen führen. Was nutzt die Er- 
laubnis, die entrissenen Missionsfelder wieder in Arbeit zu 
nehmen, wenn die deutsche Mark im internationalen Verkehr 
so wenig wert ist, wie jetzt. Das gilt ganz besonders auch 
mit Bezug auf China, wenn dort den deutschen Missionaren 
sonst in mancher Hinsicht auch größere Freiheit als in den 
Ländern gewährt wird, deren Regierungen den Versailler Ver- 
trag unterzeichnet haben. Man muß daher der „Nord-China 
Daily News“ beipflichten, daß ein sehr unangenehmer Zu- 
sammenhang zwischen dem Gewaltfrieden von Versailles und 
der deutschen Missionsarbeit besteht, und es kann nichts 
schaden, wenn die angelsächsischen Missionskreise das recht 


von der „North-China Daily News“ sagen, daß sie ein Teil 
jener Kraft ist, die stets das Böse will und stets das Gute 
schafft. 

Der „North-China Daily News“ aber muß man doch ent- 
gegenhalten, daß die in Missionsfragen fachkundigen Aus 
länder, also die angelsächsischen Missionsführer, die in Lake 
Mohonk zusammengekommen sind, die deutsche Mission 
keineswegs für Luxus halten, denn sie können und wollen die 
Weiterarbeit und den fachkundigen Rat der deutschen Mission 
nicht entbehren, wie das besonders im Absatz 6 der Erklärung 
zum Ausdruck kommt. Auch die beträchtlichen Gelder, die 
die amerikanischen Lutheraner und andere amerikanische 
Kirchen (wie die Evangelical Synod) für die Fortführung 
deutscher Missionsarbeit darreichen, werden keineswegs nur 
unter dem Gesichtspunkt warmherziger Hilfe für notleidende 
Deutsche gegeben, sondern auch deshalb, weil das Aufhören 
deutscher Missionsarbeit für die Gesamtheit der lutherischen 
und protestantischen Missionsinteressen als ein unerträglicher 
Schlag empfunden werden würde. Ein Ersatz deutscher 
Missionsarbeit durch Engländer, Amerikaner und Franzosen 
ist völlig ausgeschlossen. Das haben die bisherigen Er- 
fahrungen mit unbedingter Deutlichkeit ergeben. Es ist weder 
Geld, noch sind vor allem genug persönliche Kräfte vor- 
handen, um auch nur einen kleinen Teil der deutschen 
Mission da, wo sie zertrümmert ist, auf diese Weise zu er- 
setzen. 

Im übrigen ist klar: Wenn die deutschen Missionsfreunde 
nichts mehr für die Missionszwecke aufbringen wollen, so 
würde deshalb noch kein Pfennig mehr für den Wiederaufbau 


häufig zu hören bekommen. In diesem Sinne kann man auch | der in Frankreich verwüsteten Kreise gegeben werden. 


Die Verfassung der Republik des Fernen Ostens. 


Vor Oberstleutnant a. D. B. Ble yhoeffer. 


Nachdem am Ende des Weltkrieges die Alliierten, mit 
Ausnahme der Japaner, ihre Truppen, unter dem Vor- 
wande der Rettung der Tschecho-Slowaken nach Sibirien ge- 
schickt worden waren, zurückgezogen hatten, bildeten sich 
östlich des Baikal eine Anzahl selbständiger Republiken mit 
zum Teil bolschewistischen, zum Teil sozialistischen 
Tendenzen. Auf einer gemeinsamen Delegiertenversammlung 
wurde die Einberufung einer Nationalversammlung be- 
schlossen, welche die Verfassung einer einheitlichen Republik 
feststellen sollten. In dieselbe wurden gewählt 223 Bauern, 
zu denen noch 20 Buryäten kamen, gegenüber 147 Kommu- 
nisten, 20 Sozialrevolutionären und 14 Sozialdemokraten. 

Es hatte zunächst den Anschein, als ob das neue Staats- 
wesen, die Republik des Fernen Ostens, im Gegensatz zu dem 
übrigen Rußland auf demokratischen und nicht auf bolsche- 
wistischen Grundlagen aufgebaut werden sollte, bis die Welt 
durch den Staatsstreich vom 27. April dieses Jahres eines 
Besseren belehrt wurde. Die nur als verfassunggebend ge- 
dachte Nationalversammlung legt sich die Funktionen eines 
Parlaments bei und übertrug die Regierung einem Direktorium 
von 7 Mitgliedern, dessen Vorsitz Krasnoschekow übernahm 
und in das der bisherige Vertreter der Republik in Peking 
Yourin als Kommissar für auswärtige Angelegenheiten eintrat. 

Der neue Staat präsentiert sich uns als unverkennbar 
naher Verwandter von Sowjet-Rußland. 

Nachdem die am 26. Mai unter Führung von Semenow 
ausgebrochene reaktionäre Bewegung zusammengebrochen, 
ist nach menschlichem Ermessen zunächst der letzte Wider- 
stand gegen das neue Staatswesen gebrochen und die Republik 
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des Fernen Ostens ein feststehender Begriff im Fernen Osten 
geworden, mit dem die Welt rechnen muß. 

Ein kurzer Hinweis auf die Verfassung derselben 
dürfte deshalb allgemein interessieren: 

Die treibende Kraft der Regierungsmaschine ist die 
Nationalversammlung. Sie wird alle zwei Jahre 
von sämtlichen Bürgern und Bürgerinnen über 18 Jahre ge 
wählt. Durch das proportionale Wahlsystem ist auch den 
politischen und nationalen Minderheiten Beteiligung an der 
Regierung gesichert. 

In der jetzigen Nationalversammlung haben die Bauern 
die absolute Mehrheit, die, wie der Korrespondent des 
„Peking Leader“ in Tschita schreibt, weder Kommunisten 
noch Sozialisten noch Bolschewisten noch Menschewisten 
sind. Sie sind eben Bauern und kümmern sich wenig „um die 
feinen Fäden politischer Theorien“. 

Die Nationalversammlung wählt sich selbst ein Prä- 
sidium von 11 Mitgliedern, von denen reihum immer eines 
den Vorsitz bei den Sitzungen führt. Augenblicklich besteht 
dasselbe aus fünf Bauern, einem Buryäten, drei Kommunisten 
und zwei Sozialrevolutionären. Sie tritt im Februar und 
November zusammen, kann im übrigen aber jederzeit eiN- 
berufen werden, nur während der Erntezeit nicht. Bei ihr 
liegt die endgültige Entscheidung aller inner- und außer- 
politischen Fragen; alle Gesetze müssen ihre Billigung haben, 
alle Verträge durch sie ratifiziert werden; sie bestimmt bei 
Konzessionen die Bedingungen; sie stellt das Budget auf. 

Die ausführende Gewalt liegt in den Händen der aus 
sieben Mitgliedern bestehenden, von der Nationalversamm- 
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lung gewählten „Regierung“. Sie ist während der Dauer 
der ersteren (also zwei Jahre) unabsetzbar; alle ihre Hand- 
lungen bedürfen aber der Zustimmung derselben. In der Zeit, 
in der keine Sitzungen stattfinden, hat sie, vorbehaltlich der 
nachträglichen Zustimmung der Nationalversammlung, die 
Macht, provisorische Oesetze aufzusiellen und in gleicher 
Weise administrative, Bestimmungen zu treffen. 

In der augenblicklichen Regierung sitzen: 4 Bauern und 
3 Kommunisten. 

Krasnoschekow, „der Vater der Pufferstaatidee und 
Gründer der Republik“, ist als Vorsitzender der Regierung 
nominelles Haupt des Landes. Einen Präsidenten gibt es 
nicht. Zum Geschäftsbereich der „Regierung“ gehören: 

Die Ernennung der diplomatischen Vertreter, Einbe- 
rufung von besonderen Sitzungen der Nauonalversammlung, 
Erlaß von Amnestien, Veröffentlichungen von Gesetzen und 
die Ernennung aller Minister und ihrer Staatssekretäre. 

Der Ministerrat führt die Beschlüsse der National- 
versammlung und der Regierung aus. Er ist beiden verant- 
wortlich und besteht gegenwärtig aus 15 Mitgliedern: 

Der Präsident, augenblicklich ohne Portefeuille; Aeußeres; 
Inneres; Krieg; Finanzen; öffentliche Wohlfahrt; Transport- 
wesen; Landwirtschaft; Erziehung; Arbeit; Handel; Justiz; 
Nationalitäten; Post und Telegraphie und Industrie. 

Die Erklärung dafür, daß, trotzdem die Nationalversamm- 
lung eine antikommunistische Mehrheit hat, die Republik 
dennoch ein bolschewistisches Staatswesen darstellt, das ganz 
im Fahrwasser von Sowjet-Rußland treibt, liegt in folgendem: 

Von den 15 Mitgliedern des Ministerrats sind 9 Kommu- 
nisten und 6 Sozialisten, also kein Baucr, trotzdem die- 
selben die absolute Mehrheit besitzen. Dieser abnorme Zu- 
stand wird folgendermaßen begründet: ‘ 

„Die Bauern haben keine Erfahrung in Regierungs- und 
Verwaltungsangelegenheiten. Die einzigen, die eine solche 
besitzen, sind diejenigen, die die Revolution gemacht haben. 
In den nichtkommunistischen Kreisen gibt es zwar auch 
solche; ihnen aber traut der Bauer nicht, weil Bewegungen, 
von diesen geleitet, schon oft auf reaktionäre Balınen eeführt 
haben.“ 

Trotzdem also die Mehrheit gegen den Kommunismus ist, 
wird kommunistisch regiert! 

Atıf den Tiefstand der politischen Bildung der Mehrheits- 
partei läßt folgende Auslassung im „Peking Leader“ schließen: 

„Man macht sich allgemein lustig über die politische 
Dummheit der Bauern und über ihren Schlachtruf: „Wir 
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wollen den Bolschewismus, aber nicht den Kommunismus“. 
Für den Rest der Welt sind diese beiden Begriffe identisch. 
Für den sibirischen Bauern aber besteht zwischen beiden ein 
großer Unterschied. Bolschewismus bedeutet für ihn die 
Revolution und letztere ist ihm das teuerste, was er besitzt. 
Kommunismus ist cine ihm verhaßte Doktrin, weil er verlangt, 
daß der Bauer den Ueberschuß seiner Ernte unentgeltlich an 
den Industriearbeiter abgeben soll, der Anhänger des Acht- 
Stunden-Arbeitstages ist. Der sibirische Bauer denkt aber 
&ar nicht daran, dieses zu tun. Im Gegenteil: fü: seinen 
Ueberschuß will er hartes Bargeld haben.“ 

Der Ministerrat und die siebener Regie- 
rung bilden eine Körperschaft, die die oberste Exekutiv- 
gewalt in der Republik hat. Sie bildet die eigentliche 
Regierung des_Landes; sie lenkt innere und äußere 
Politik; sie organisiert die militärischen Streitkräfte und die 
Landesverteidigung, sie entscheidet über Krieg und Frieden, 
sie bestimmt über Anleihen, Verträge und Kontrakte, sie stellt 
das Budget auf usw. All ihre Anordnungen sind der Zu- 
stimmung der Nationalversammlung unterworfen. 

ı Diese „eigentliche Regierung“ hat ein Vetorecht der 
letzteren gegenüber. Wenn sie ein von derselben be- 
schlossenes Gesetz für im Gegensatze mit den fundamentalen 
Grundsätzen der Verfassung stehend erachtet, kann sie ihr 
Veto einlegen und dasselbe an die Versammlung zurückver- 
weisen. Geht dasselbe abermals mit Zweidrittel-Mehrheit 
durch, so muß es angenommen werden. 

DasLand ist eingeteiltin Provinzen, Regierungs- 
bezirke, Stadt- und Landkreise. Jede dieser Unterabteilungen 
hat seine Selbstverwaltung nach dem Muster der Zentral- 
regierung: eine Versammlung und eine Verwaltungsbehörde. 
Näher darauf einzugehen, erübrigt sich. Nur die Einrichtung 
der aus Sowjet-Rußland übernommenen so verhaßten 
Emissäre ist noch zu erwähnen: für jede der sechs Pro- 
vinzen ist ein Emissär ernannt, dessen Aufgabe es ist, zu kon- 
trollieren, ob die Provinzialregierung im Sinne des Zentrums 
arbeitet. Seine Pflicht ist es, die Durchführung der be- 
schlossenen Gesetze in den Provinzen zu überwachen. 

Sehr interessant ist es, daß dieses neueste kommunistische 
Gebilde ohne eine Armee, die dazu noch auf den Grund- 
lagen der allgemeinen Wehrpflicht aufgebaut ist, nicht aus- 
kommen kann: jeder männliche Bürger zwischen dem 18. und 
43. Jahre ist zum zweijährigen Dienst mit der Waffe ver- 
pflichtet. Bewaffnung und Munition soll reichlich vor- 
handen (?), die Bekleidung sehr mangelhaft sein. 


Ueber wissenschaftliche Arbeit in Südchina. 


Von H. Mell (bisher Kanton). 


Die deutsche Arbeit, verglichen mit der englischen, zeigt 
als Charaktereigenheiten innerliche Intensität bei äußerer Be- 
schränktheit. Für diese Behauptung bringe ich zunächst ein 
Belegstück aus der botanischen Arbeit. Von den 96 Bota- 
nikern haben nur vier im eigentlichen Innern der Provinz ge- 
sammelt: Dr. Hance und Sampson, der amerikanische Missio- 
nar Henry und der deutsche Missionar Dr. Faber. Henry 
war eine Zeit in Lien-dsau ansässig und hat deshalb haıpt- 
sächlich am Lienfluß gesammelt. Dr. Faber war im Dienste 
der Rheinischen Mission. Er hat nicht wie eine Reihe anderer 
Herren im Auftrage heimischer botanischer Gärten oder 
Museen gesammelt, er hat auch seine Sammlungen keiner 
derartigen Anstalt überlassen, um dadurch seine Auslagen 
ganz oder teilweise vergütet zu erhalten, er hat vielmehr aus 
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(Fortsetzung und Schluß.) 


Liebe zur Sache die ganzen Jahre sein bescheidenes Missicnars- 
einkommen auf botanische Arbeiten verwandt. Er hat sowohl 
Chinesen sammeln lassen, als auch viel im Innern selbst ge- 
sammelt und besaß die größtz botanische Spezialsammlung 
über die China-, zun Teil auch die Kuanstung-Flora, angeb- 
‚ich gegen 60 000 Stück. Als er in Schanghai die Bearbeitung 
seiner Ausbzute in Angriff nehmen woilte, cin ihm bei einem 
Brande die ganze Sammlung zurrunde, und die intensive 
Arbeit eines Merschenlebens war verloren. 

Auf einem anderen Gebiete war es älınlich. Der deutsche 
Missionar Hlubrig hatte in fachmännischer Weise. geo- 
graphische Aufnahmen der Provinz gemacht, die als die bis- 
her besten über Kuangtung crlolgten bezeichuet werden. Ganz 
allein auf sich selbst gestellt, konnte er ohrie Unterstützung: 
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zur Herausgabe seiner Ergebnisse das Kartenmaterial nicht 
drucken lassen. Es blieb ungedruckt und ist nach Hubrigs 
Tode verschwunden. Ob es unter dem Nachlasse Hubrigs in 
Goslar verborgen liegt, vermag niemand zu sagen. So hat 
ıniolge finanzieller Beschränkung auch die Lebensarbeit dieses 
deutschen Pioniers keine Früchte getragen, und wir sind jetzt 
noch onne zuverlässige oder auch nur leidlich genügende 
Karten über die Provinz, die am längsten mit dem Auslande 
in Verbindung ist. ; 
Wie schon erwähnt, sitzen die Engländer bereits seit 
1840 in Hongkong. Es sind von ihnen einige brauchbare 
und praktische Führer zur Erlernung des Chinesischen ver- 
faßt worden. Zu lexikographischen Arbeiten großen Stils 
über die Sprache der Bewohner des von ihnen gewonnenen 
Gebietes haben sie es in dieser Zeit nicht gebracht. Man muß 
annehmen, es fehlte ihnen die Breite und Tiefe der zu dieser 
Arbeit erforderlichen Kenntnisse. Es kommen für Hongkong 
und ganz Kuangtung zwei Hauptsprachstämme des Chinesi- 
schen in Betracht, die von der größten Zahl der Bewohner 
gesprochen werden: das Punti (die sogenannte Kanton- 
sprache) und das Hakka. Das große und wertvolle Lexikon 
des Punti ist von Dr. Eitel verfaßt, einem deutschen Missionar, 
der später Leiter des Schulwesens in Hongkong wurde. Neu 
bearbeitet, stark vermehrt und in zweiter Auflage heraus- 
gegeben wurde es von Genähr, dem gegenwärtigen Leiter 
der Rheinischen Mission in Kuangtung. Es fand sich also 
weder bei der ersten noch bei der zweiten Auflage ein Eng- 
länder, der die Arbeit übernehmen wollte (vielleicht darf man 
auch sagen „konnte“). Väter des gewiß nicht leichten Werkes 
sind beide Male Deutsche, gedruckt ist es in englischer Sprache 
bei Kelly u. Walsh. Die Sammlung der Stoffe zum Lexikon 
des Hakka war die Arbeit der deutscnen Missionare Harn- 
berg und Lechler. Sie konnten keinen deutschen Verlag finden, Auch jetzt besteht wieder die Gefahr, daß große Arbeiten. 
der die Herausgabe übernehmen wollte, die kümmerlich unter- | gie im Interesse deutscher Wissenschaft in China geleistet 
stützten deutschen Missionsgesellschaften konnten es auch | yurden, aus Mangel an finanziellen Mitteln resultatlos bleiben. 
nicht tun. Um die Arbeit nicht wie die Faberschen und | Dabei tut keinem anderen Volke der Gegenwart Ockonomi. 
'Hubrigtchen verlorengehen zu lassen, übergaben sie das | ger Arbeit eo Aringend n>t wie uns. Und gerade bei uns 'nıf 
Manuskripf der schottischen Mission in Swatau. Der schot- | „issenschaftlichz Arbeit, wenn’ sie die so notwendige tatenvoll: 
tische Missionar Mr. Iver übersetzte es ins Englische, von den Unterstützung finden soll, „politisch gerichtei“ ein: Wissen: 
amerikanischen Presbytern in Schanghai wurde cs gedruckt. | chaftliche Arbeit, nicht nur zoologisch-botanischer Art, die uns 
so sind bis jetzt vier bedeutende und grundlegende | einen Teil des bildungsfähigen und fleißigen 400-Millionen- 
Arbeiten über unsere Provinz ven Deutschen geleistet worden, | Volkes gewinnt, ist politisch gerichtet und unterstützungswert. 
die geographischen Hubrigs, die botanischen Fabers, die Amerika, das die größten Anstrengungen macht, in China 
lexikographischen von Eitel-Genähr und Hlamberg-Lechler, | dominierender Faktor zu werden, leistet alle seine groß- 
aber sie erscheinen einesteils in fremder Sprache oder sie zügigen Expeditionen, Schul- und Hochschulgründungen aus 
konnten keinen Verleger finden und sind ganz verloren- privaten (kaufmännischen) Mitteln. Sollten Gegenwartsnot 
gegangen. In beiden Fällen sind sie ein Verlust für das | und Zukunftserwägungen selche Hilfe nicht auch bei uns 
Deutschtum, d. h. sie sind der deutschen wissenschaftlichen in letzter Stunde auf den Platz rufen? 
Arbeit ganz oder in beschränkter Weise entzogen, und sie | ___....__ 
haben dem Ansehen der deutschen Wissenschaft nicht den * Couling hat von der Pariser Academie des Inszriptions 
Nutzen gebracht, den sie bringen konnten und den sie hätten | cı Beiles l.ettres den Stan.-Julien-Preis (1500 000 Fr.) für seine 
bringen müssen. Der Grund für diesen nationalen — oder | Arbeit erhalten, ein recht kräftiger moralischer "Ansporn und 
wenn ich so sagen darf — wissenschaftlich-diplomatischen | cine ermutigende ökonomische Basis zur Weiterarbeit. 


Mißerfolg liegt in der fehlenden oder unzureichenden finan- 
ziellen Unterstützung wissenschaftlicher und kultureller Arbeit 
aus privaten d.utschen Kreiscn. Von allen staatlichen Museen 
für Naturkunde in Deutschland ist nur eins in der Lage, übır 
einen jähriichen Staatszuschuß zum Ankaufe von Sammlungen 
zu verfügen; die anderen Anstalten sind, da private finanzi2lle 
Zuwendungen meist fehlen, auf Schenkungen angewiesen. So 
erklärt es sich, daß unsere wisserschaftlichen Institutc zu- 
weilen Vorschläge gemacht haben, die besser unterblieben 
wären. (Ich erjniere zur Begründung an den Vorschlag, 
den eins unserer größten Institute den ın NW.-China 
samn:elnden Amerikaner Wilson machte, dem Museum chinr- 
sische Herbarpflanzen, das Stuck zu 0,25 M., zu überlassen!) 

Zieht man die übrig:n Gebiete des Riesenreiches China 
cin, so tritt hinsichtlich zoologisch-hotanischer Betätigung 
deutsche Arbeit noch mehr zurück. Ich nenne nur Jie Namen 
David, Swinhoe, Styan, La Touchr, Rickett, Sowerby, Ander- 
son —- auch Heude muß trotz allem dazu gerechnet werden — 
für Vertebrata, keech und Oberthür für Entomologie. Der 
„Index Florae Sinensis“, die „Plantae Wilsonianae‘“ sind Werke 
in englischer Sprache. Die „Bibliotheka Sinica‘“, das biblio- 
graphische Werk über China-Literatur, ist französische Arbeit 
(Cordier); während des Krieges sind in Schanghai die „Ency- 
clopedia Sinica“ (Couling)* und der „Gazetteer of China“ 
erschienen, trotz ihrer Unvollständigkeit für die Gegenwart 
Standardwerke. | 

Von deutschen Standardwerken über China existieren 
m. W. nur Richthofens geographisch - geologische Arbeiten; 
wahrscheinlich sind auch die mir ungenügend bekannten Wil- 
helmschen Klassikerausgaben sowie Börschmann ‚Die Bau- 
kunst der Chinesen“ und Münsterberg „Cinesische Kunst 
geschichte‘ dazu zu rechnen. 


Politische Rundschau. 


China. __ 00.000000 "fm Peking glaubte man, am großen Verbandlungstische m 
zer — | Washinston mehr erreichen zu können, als am kleinen daheim 
Die Schantungirage wder in Tokio. Das Beispiel Verstilles schreckte nicht, Das 


f Bd Kabinett Chin Yun-peng beschloß. die Anregung Japans, un- 

Von C. Fink. mittelbare Verhandlungen über die Zurückziehung der japanı- 

Es ist Japan trotz starker Bestrebungen mist 8C- | schen Truppen aus Schantung und die Rückgabe Tsingtaus Zu 
lungen, die Schantungirage vor dem Zusammentritt der | führen. rundwex abzulehnen. Der Wortlaut der chinesisches 
Washingtoner Konferenz mit China ins Reine zu bringen. | Antwort war sc scharf, daß der Gesandte Obaa zunächst div 
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Annahme der Nete ablehnte. Er ließ sich erst nach längerer 
Zeit überreden, sie wenigstens persönlich, ohne seine Regierung 
damit irgendwie festzulegen, mitzunehmen und genau durei- 
zulesen. Die japanische Presse war über den Ton Pekings seir 


cırext. Die „Osaka Mainichi” erklärte, es sei Klar, daß China 


keine Einieeng wolle; seine Antwort sei unverschämt, unlogisch 
uhd unehrlich: China werde die Folgen spüren. Die „Jiji" be- 
zeichnet die chinesische Note als ein Ultimatum, das überhaupt 
keine weiteren Besprechungen zuließe, da mon in Peliing nit 
einschen welle, daß Japan aufrichtig Freunds:haft mit China 
wünsche. Die „Kokumin” sicht in der chinesischen Note nur 
eine Verbeusung Pekings vor dem cigenen Lande und be- 
dauert, daß Amerika sich immer wieder durch die schönen 
Worte der Chinesen hinters Licht führen lasse. Die schönen 
Worte der Chinesen finden sich in den unzähligen Denkszhriften 
und Telegrammen. mit denen die vollständig im amerikanischen 
Fahrwasser segelnden Studenten und andere ähnlich orientierte 
Kreise die chinesische Regierung überschwemmen. Richtiger 
hätte die japanische Presse daher bedauern sellen, daß sich die 
Chinesen durch die schönen Worte der Amerikaner betören 
ließen. Ganz unverbliimt brachte das kürzlich die „Yorodzu“ 
zum Ausdruck. Amerika sei es stets gewesen, das China mit 
Japan zu verhetzen gosucht habe. Amerika habe Tsan Kun 
Hilie gerxen Tuan Chi-iui geleistet. Amerika habe den „Kieinen 
Hsü" unterstützt, als er die Mongolei für China wieder gewinnen 
wollte. Sun Yat-sen, Wu Ting-fang und Targ Shao-yi hätten 
stets amerikanische Neigungen gehabt. Man müsse nur daran 


denken, wie Amerika vorgehe. in Hawaii have es erst die 
Monarchie zu Fall gebrasht und eine Republik erklären lassen; 
sobald diese bestanden hätte, hätte Amerika Hawaii in die 


Tasche gesteckt. Ganz ähnlich sei Amerika auf den Philippinen 
vorgegansen, und gehe es jetzt in Mexiko vor. Neuerdings surhe 
Amerika China mit Japan zu entzweien. Tatsächlich sei China 
schon längst zerfallen: Yünnan und Kueichou ständen unter 
tranzösischem Einfluß; das Yangtsetal, Tibet und die na:h dem 
Norden führenden Eisenbahnen unter britischem; die Mongolei 
und Turkestan unter russischem. Jetzt suche sich noch Amerika 
einzudrängen: in Canton habe es angefangen: mit seinem Geld 
wolle es sich Einfluß auf die Eisenbahnen in Szechuan und die 
Oclielder in Shensi zu sichern. Wie weit das richtig ist, sch hier 
nicht untersucht werden. In Peking wurde ailerdings ganz offen 
wavon gesprochen, daß die amerikanische und die englische R>- 
zierung der chinesischen in ihrer ablehnenden Haltung den 
Ricken steiften. Der amerikanische „Japan Advertiser“, der 
bisher immer einen Ausgleich der japanischen und amerikani- 
schen Interessen das Wort geredet hatte, verliebt bezeichnender- 
weise plötzlich der Auffassung Ausdruck, entweder habe Japan 
es unter a'len Umständen zum Bruch mit China bringen wollen 
oder es habe, da es weitere Verhandlungen mit China angesichts 
der Schwäche der Pekinger Regierung und dem Japanhaß in 
ganz China für aussichtslos erachte, die Schuld für den Abbruch 
der Beziehungen Peking in die Schuhe schieben wollen, um in 
Washineton Oberwasser zu bekommen. Vieles spricht allerdings 
dafür, daß man tatsächlich in Tokio bestrebt gewesen ist, mit 
Rücksicht auf die Washingtoner Kenierenz als der Fri:dens- 
bPcreite zu erscheinen, der auf der anderen Seite aber trotz alles 
Werbens keine Gerwenliebe finde Die Tokiner Regierung 
richtete daher Mitte November nochmals eine Note nach Pekine, 
eine lange Denkschrift, die wesentlich Neues ni:ht enthält, wohl 
aber den Standpunkt Japans in allen Eimzellieiten schr geschickt 
nochmals darlext. Die japanis:he Presse ließ freilich keinen 
Zweifel darüber, daß weder die amtlichen Kreise noch sonst 
irgend jemand in Japan ernstlich auf eine Wandlung in Peking 
rechne. Im Fall einer erneuten Ablehnung Chinas, hieß es in 
den japanischen Blättern, werde man Präsident Harding um 
Vermittiung bitten. Aber au:h ein solcher Schritt habe wenia 
Aussicht auf Erfole, wurde von Anfang an betont, denn Präsident 
Harding werde der Washinstoner Konferenz schwerlich den 
Wind aus den Sexeln zu nehmen bereit sein. Auf der anderen 
Seite hielt die japanische Presse es für ganz ausseszhlossen, dıß 
die Tokiver Rerierung die letzten Schritte China gegenüber 
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unternemmen hätte, ohne vorher die Washinstoner Regierung in 
Kenntnis zu setzen und sich ihres guten Willens zu versichern. 
Wie weit das den Tatsachen entspricht, ist von hier aus schwer 
zu beurteiien. Pressemeldungen aus Amerika, namentlich dur.:h 
die United Press, schienen allerdings zunächst zu bestätigen, 
cab in Washington ein Japan nicht ungünstiger Wind wehs, dıaß 
man dort wenig Neigung verspüre, die Schantungfrage am 
Könferenztisch aufzurollen. Auch von Londen tönte es ähnlich 
herüber: man bezeichnete dort die s:harf able'inende Note Chinas 
als höchst bedauerlich, und der l.ondoner „Telegraph“ sprach offen 
aus, augerscheinlich wolle China mit dem ganzen Versailler 
Vertrag Tabula rasa machen, womit dann freilich alle Mächte, 
die den Vertrag unterzeichnet hätten, in bezug auf die Artikel 
über China in eine sehr peinliche Lage geraten würden. Das 
sich stets durch Offegiheit auszeichnende „Kobe. Chronizle“ gab 
am 12. Okteber die Ausiassung eines Pekinger Franzosen dem 
Vertreter der „Asahi” zewrenüber wieder: die Mächte würden 
Cnina nicht daran hindern, seine Sache in Washinston zur 
Sprache zu bringen; sie würden aber unter keinen Bedingungen 
Japan zu einem bedingungslosen Rücktritt zwingen; man könne 
sich daher ein Bild machen. was auf der Konferenz für China 
herauskommen würde. Das Blatt hat mit diesen Bemerkungen 
anscheinend nur zu Recht behalten. Es wird in England oiien- 
bar peinlich empfunden, daß das Doppelspiel, wonach man 
Japan in China längst freie Hand zugesichert hatte, che man 
China mit der Hoffnung auf Wiedergewinnung Kiautschous in 
den Krieg hetzte, in Washington nochmals aufgedeckt werden 
könnte. Deshalb soll an dem Versailler Vertrag nicht gerüttelt 
werden. Die Aussicht, daß das weschehen könnte, gilt auch 
in Japan als wenig erfreulich. Sie bereitet der „Tokio Asahi“ 
großes Unbehagen; dieses Blatt besteht darauf, daß die Be- 
stimmungen des Versailler Vertrages, weil zwischen den Haupt- 
kriegführenden vereinbart, soweit Japan in Frage käme, auch 
von China anerkannt werden müßten, wenn China au:h den 
Vertrag seibst nicht unterzeichnet habe. China hat sich durch 
alle diese Züge und Gegenzüge von dem einmal gewählten Piad 
nicht abdrängen lassen, zumal es glaubte, in Washington die 
Untersuitzung der Vereinigten Staaten, Enzlands und Frank- 
An zu Inn: Es lehnte mittelbare Verhandlungen über dic 
Schantungfrage mit Japan endgültig ab. So ungefähr lagen die 
Dinge als die Washingtoner Konferenz zusammenträt. Wie 
a a ee ee 
> ax u: sich im Augenblick, wo diese 
Zeilen geschrieben werden (23, November), nicht übersehen. 
Alles aber deutet darauf hin, daß es zu bind.nden engültigen 
Abmachungen über China nicht kommen wird. Die Giroß- 
mächte werden sich, um „das Gesicht zu wahren“, auf 
gewisse aligemeine Erklärungen über die cffene Tür oder wie 
sonst solche Gemeinplätze lauten mögen, einigen, alles andere 
aber wird man späteren Vereinbarungen vorbehalten. Es 
sieht schr danach aus, als ob China in Washington noch viel 
schwerere Enttäuschungen erleben wird, als in Versailles. Die 
zweite Komission, der der fernöstlichen Fragen übertragen sind 
hat folgende Entschließung vorbereitet: | 


Il. Die Souveränität, die Unabhängigkeit, die tzrritoriale 
und adıninistrative Unverschrtheit Chinas sind zu acııten; 

2. China ist die ımeingeschränkte Möglichkeit zu ge- 
währen, sich in vollkommener Freiheit zu entwickeln und eine 
dauerhafte und starke Regierung zu besitzen. 

’3. Die Mächte wollen sich ihres Einflusses bedienen, um 
auf chinesischen Gebiet im Verkehr mit allen Nationen den 
Grundsatz der Gleichheit für Handel und Industrie durch- 
zutühren. 

4. Die Mächte wollen sich enthalten, aus der gegen- 
wärtigen Lage in China Vorteile zu ziehen, und wollen keine 
Senderrechte oder Privilegien suchen, die die Rechte der 
Angenörigen befireundeter Mächte beeinträchtigen könnten, 
und sich der Ermutigung irgendwelcher Handlungen ent- 
halte. die eine Drohung der Sicherheit der genannten Länder 
bedeuten könnten. 
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Es unterliegt kaum einem Zweiiel, daß die Konferenz suibst 
sich die Entschlielung zu eigen machen wird. Daran wird auch 
der Umstand nicht viel ändern, daß auf Antrag Amerikas seit der 
Annahme ebiver Beschlüsse durch die fernöstliche Konmnission 
für die chinesischen Fraxen noch eine besondere chincesiscie 
Unterkommission eingesetzt worden ist und neuerdings Jie 
Vertreter der Peäinger Regierung  schr viel  senärfere 
Tone anschlagen. ln den französischen Kreisen sicht 
man in den Erklärungen der ostasiatischen Kommission 
einen diplomätischen Rü:kzur Amcrikas, da nach. diesen 
Enischließingen Japan auf keinen sciner früher vertraglich ge- 
sicherten Vorteile zu verzichten brauche. Tritt Amerika tatsäch- 
lich was zunächst im: schärfsten Geogensatz zu allen Aus- 
Jassungen der internationalen Berichterstattung aus Washington 
ste'it — einen Rü:kzug an, so würden die japanischen Presse- 
auslassiungen, wonach Japan in den letzten Monaten in der 
chinesischen Frage vorher im Einvernehmen mit der Washing- 
toner Revierune gchandelt habe, und die der amerikanischen 
Zeitungen, die im Laufe der letzten Monate wiederhelt C’iina 
gegenüber recht unfreundliche Töne angeschlagen haben, eine 
ceicenartire Beleuchtung finden. Mag dem sein. wie ihm will, 
olles scheint darauf hinzudeuten, daß China, obwohl es zu der 
Konferenz in Washingtoa geladen ist, von den Groß»n aus- 
shließi ch als Obickt der Weltpolitik behandelt wird. Das 
Schicksal aller schwachen Staaten! 


— 


Notenaustausch in der Schantungfrage. 

Um einer Erörterung der Schantungfraxe auf der Washing- 
tcner Kenierenz vorzubeugen, hat Japan der chinesischen Re- 
gierung im September direkte Verhandiungen zwischen beiden 
Rsfierungen vorgeschlagen, um alle mit Tsingtau-Schantung 
zusammenhängenden Fragen noch vor Washington zu erledigen. 
Da die Schantungfrage im ganzen Chinaproblem eine der 
schwierigsten ist, so dürften die nachstehenden Ausführungen 
über die Schantungfrage und den japanisch-chinesischen Noten- 
wechsel von allgemeinem Interesse sein. 

Am 7. September übergab der japanische Gesandte in 
Pekinz nımens seiner Regierung eine Note. worin die chinesi- 
sche Rerierung aufgefordert wird, baldmöglichst wegen der 
in der Nete enthaltenen Punkte in Unterhandlungen zu treten 
und Bevellmächtigte zu ernennen, um die nachstehenden Punkte 
zu bespre:hen und durchzuführen: 

1. Das Pachteebiet Kiuutszhou und die s. Z. Deutscttland 
zussestendenen Rechte bezüslich der 50-Fm-Zone um die Kiaut- 
scheubucht sollen an China zurückgegeben werden. 

2. Die japanische Ririerıme wird alle Pläne über Ein- 
richtung einer ausschließlich japanischen Niederlassung fallen 
lossen unter der Voraussetzung. daß China seinerseits sogleich 
dis gesamte Pachtegebiet von Kiautschou als offenen Handels- 
hafen erklärt, und den Ansehöriven aller fremden Nationen 
nneinreschränkten Aufenthalt und Freiheit für den Betrieb von 
Geschäften aller Art (Handel, Industrie und Ackerbau) mit 
Ausnahme von unswesetzlichen gewährt, auch die bisher er- 
worb’nen Re’hte aller Freinden anerkennt. China verpflichtet 
sich gleichzeitig, andere passende Plätze innerhalb der Provinz 
Sbantung unter den gleichen Bedingungen für den Au’enthalt 
und Handel für Angehörige fremder Nationen freizugeben. Die 
Bestimmungen für solche dem Fremdenhandel geöffneten 


Plätze wird C'ina nach Besprechungen mit den interessierten. 


Mächten jeweils festl>een. 

3. Die Kinutschon-Tsinanfu-Fisenba'in (Schantung-Eisenhahn) 
und alle damit in Verbindung stehenden Gruben sollen als u>- 
meinsame chinesisch - japanische Unterneinmungen betrieben 
werden. 

4. Javan verziehtet auf alle dieienisen Vorzugsrechte De- 
zuglich Personal, Kapital und Material, die auf Grund des 
deutsch-chinesischen Abkommens vem 6. März 1808 auf Japan 
uberxexanwen sind. 

5. Die Vorrechte für die Erweiterung der Kinutschou- 
Tsininfa Eisenbahn und den Neubau der Tschiftu-Weihsien 
Fiısenbahn gehen auf das Internationale Finanzkonsortium über. 
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6. Der Status des Zollamtes in Tsingtau als Teil des all- 
gemeinen chinesischen Seezollsystems soll klarer, als es unter 
der früßeren deutschen Herrschaft der Fall war, fesigelest 
werden. . 

7. Das für die jetzige Verwaltung des Pachtxebietes Kiaur- 
schou in Gebraush befindliche öffentliche Eixentum soll im 
allgemeinen auf China übertragen werden, wobei jedo 
vorber wexen Unterhaltung und Betrieb aller öffentlichen Ein- 
richtungen unu Gebäude zwischen der chinesischen ımd jar'- 
rischen Regierung ein besonderes Abkoınmen  getrofie 
werden soll. 

8. Die beiderseitigen Regierunsen sollen so schnell al 
möglich Kommissare ernennen, um genaue Pläne für die Durch- 
führung der vorgenannten Bedingungen auszuarbeiten, zueiei.h 
auch für die Regelung solcher Anzxelegenheiten, die sich von 
selbst aus den vorstehenden Abkommen etwa ergeben. 


Die japanische Regierung hat bei mehr als einer Gcle:ren- 
heit ihre Absicht kundgegeben, daß sie willens sei, ihre jetzt 
an der Schantung Eisenbahn stationierten Truppen zurück- 
zurufen, sobald China eine eigene Polizeitruppe für den Schutz 
der Bahn aufgestellt kabe. Die japanische Regierung wird. 
sobald sie seitens der chinesischen Regierung davon in Kenntnis 
gesetzt wird, daß eine solche Polizeitruppe besteht, ihren 
eigenen Truppen Befehl geben, dieser chinesischen Polizei den 
Bahnschutz zu übertragen und sich aus der Provinz zurück- 
zuziehen. Um aber von vornherein Klarheit zu schaffen, sell 
vereinbart werden, daß die Organisation einer besonderen 
Baimschutzpolizei für die Schantunzbahn der gemeinsamen Be- 
sprechung beider Regierungen vorbehalten bleiben soll.“ 


Auf die vorstehende Note Japans hat die chinesische R:- 
gierung am 5. Oktober geantwortet. In dieser Antwort wird 
gesagt, daß China nicht in der Laxe sei, irgendwelche Ver- 
handlungen mit Japan zu beginnen, da die Grundlaxen, avi 
denen Japan bereit sei zu verhandeln, der chinesischen Re- 
gierung und dem Volk im höchsten Grade beleidirend er- 
schienen bzw. der Art seien, daß sie von seiten der Regierunz 
nicht anerkannt werden könnten. Obwohl Japan bisher häuf:: 
vage Erklärungen über Schantung abwegeben habe, habe & 
doch niemals einen festen Plan, der für China annehmbar «‘. 
schabt. In der Note vom 7. September seien zudem eine Reit 
von Punkten unvereinbar mit dem wiederholt bekanntgexebenen 
Standpunkt der chinesischen Regierung, mit den Hoffnungen des 
ganzen chinesischen Volkes und mit den den Verkehr zwischen 
China und den fremden Mächten regelnden Grundsätzen. Zu- 
sammengefaßt enthält die chinesische Note vom 5. Oktober 
folgende Punkte: 


China steht auf dem Standpunkt, daß Deutschlands Parht- 
vertrag über Kiautschou erloschen ist, als China den Kriex 
erklärte; demnach hat Japan kein Recht, den Pachtvertrag ıur 
sich in Anspruch zu nehmen und muß sich bedingungslos 
zurückziehen. 

China hat bereits früher seine Absicht, das Kiautschon- 
Pachtgebiet dem fremden Handel zu öffnen, erklärt und es 
bedarf deshalb keines neuen Abkommens über diesen Punkt 
und über den Aufenthalt Fremder mit Japan. 


China habe selbst das Bedürfnis, den Hand>l zu belebt. 
und habe auch die Absicht, weitere Plätze zu diesem Zwecke 
dem internationalen Nandel zu öffnen, doch müsse es ablehnen. 
über die für diese Plätze zu erlassenden Bestimmungen mit 
Japan in Unterhandlunsen zu treten. 

Der gemeinsame Betrieb der Schantung Eisenbahn werde 
von dem gesamten chinesischen Volk einmütieg abwelehnt, da 
dieser Modus den Grundprinzipien für die Gleichmäßiekeit des 
l:isenbahnbetriebes zuwiderläuft und Chinas Souveränität ver- 
letzt. Deshalb müsse China die bedingrungsiose Herauszabe der 
Bahn gegen Bezallung des Wertes derselben verlanzen. 

Was das öffentliche Eigentum anbelanzt, so müsse Japan 
dasselbe bedinszungsios ohne besonderes Abkommen insgesamt 
herausgeben. 


der japani- 
bereit. seinerscıts 


China hat verschiedentlich die Zurückziehung 
schen Truppen aus Schantung verlangt und sei 
sofort den Bahnschutz zu übernehnten. 

Die vorstehenden Punkte seien nur als Hauptpunkte anzu- 
schen, in denen Japans Vorschlage unbelriedigend seien. Vie 
Note schließt: „China behält sich die Freiheit vor, eine Rexe- 
lung dieser Frage herbeizufuhren, sobald sich eine passende 
(ielesenheit darbietet.“ 

Ein der chinesischen Gesandtschaft in London nabhtestehender 
chinesischer Diplomat verteidigte Mitte Oktober den Stand- 
punkt seiner Regierung in einem längeren Schreiben an die 
„Times“, werin er ausführt! „Das neue japanische Angebot 
differiert sehr wenixz von früheren mit Ausnahme der äußeren 
Auimachung.  Frstens beansprucht Japan den gemeinsamen 
Betrieb der Schantung-Eisenbahn, den Lebensnerv der Provinz. 
ber Kernpunkt der ganzen Schantungfrase ist die Eisenbasn und 
eine gemeinsame Kontrolle bedeutet in Wahrheit eine japanische 
Kontroiie. Da Japan außerdem bei der Organisation der Eisen- 
hahnpolizei und bei der Eröffnung von Handelsplätzen in der 
Provinz für den Aufenthalt der Freinden und den Handel von 
ihnen mitsprechen wil, so bleibt tatsächlich Japans Oberhoheit 
über die Provinz, strategisch, wirtschaftlich und handelspolitiscch, 
in Verbindung mit der Kontrolle der die Provinz durchquerenden 
Fisenbahn nach wie vor bestehen. 

Es ist wahr, daB Japan die Absicht ausgesprochen hat, den 
(iedanken einer rein japanischen Konzessionsgründung in 
Tsingtau avfzuzeben. aber dieses Entgegenkommen wird Jurcn 
drei Punkte wieder aufgehoben. Seit der japanischen Besetzung 
Schantungs, wird Tsingztau und die ganze Provinz selbst, be- 
sonders aber in der Eisenbahnzone, durch die Japaner über- 
flutet, während gleichzeitig alle Grundstücke und Gebäude von 
irgendwelcher Bedeutung, gleichzültig ob sie Deutschen oder 
Chinesen oder beiden gemeinsaın gehörten, durch die japanische 
Militärverwaltunge zwangsenteignet und kürzlich an japanische 
Privatleute weiterverkauft wurden. Da nun die überwältigende 
japanische Bevölkerung und ihr so gewonnenes Eigentum auf 
Grund der eisenen Konsulargerichtsbarkeit den chinesischen 
Gesetzen nicht unterliegt und die Japaner sich auch den Betrieb 
der öffentlichen Werke und Einrichtungen vorbehalten wollen 
so ist es schwer erfindlich, wie Chima überhaupt jemals seine 
Oberhoheit gelten machen soll. 

Die Analyse der einzelnen Punkte der japanischen Note 
an China ergibt, daß Japans Entgegenkommen nur nominell ist 
und tatsächlich illusorisch bleibt und nichts weiter bezweckt, 
als für die bevorstehende Washingtoner Konferenz eine Japan 
freundliche Atmosphäre zu schaf:en.“ 

Wenise Taxe nach Erscheinen des vorstehenden Schreibens 
kat die japanische Botschaft in London den Londoner Blättern 
die Uebersetzung eines Memorandums zugehen lassen, das die 
japanische Regierung am 19. Oktober als Antwort auf die 
chinesische Note vom 5. Oktober in Peking hat überreichen 
lassen. Dieses Memorandum zählt zuerst die verschiedenen 
Schritte Japans zur Regelung der Schantungfrage auf und fährt 
dann fort: „Inzwischen hat sich die Haltung der Behörden in 
China wesentlich geändert, indem sie bei verschiedenen Ge- 
leeenheiten der japanischen Revierung ihre Absicht, zu ver- 
handeln, habe wissen lassen. So habe im besonderen amläßiich 
der Abreise des Herrn Obata im Mai nach Japan der Minister 
des Auswärtiren gesart, daß es der dringende Wunsch Chinas 
sei, sobald als möglich ein greifbares Projekt mit gerechten und 
diskutierbaren Vorschlägen für beide Parteien seitens Japans 
zu erhilten. Einige Zeit darauf habe die chinesische Regierung 
der japanischen vertraulich ein gewisses Projekt unterbreitet und 
bild auch, wenn auch unoffiziell, den Wunsch ausgedrückt, mit 
Jspan zu verhandeln. Darauihin habe die japanische Regierung, 
von dem Wunsche geleitet, eine baldige und zufriedenstellende 
Rexelung dieser Frage zu erzieien, in vollster Anlehnung an Jie 
chinesischen Vorschläge, ihrerseits am 7. September ein Proickt 
mit schr großmütigen und weitgehenden Vorschlägen unter- 
breitet. Im Gegensatz zu den Erwartungen der japanischen 
Regierung habe China jedoch in seiner Antwort erklärt, daß es 


389 


nicht die Absicht hapde, zurzeit in Unternandlungen zu treten, 
unter oer Begründung, daß die japanischen Vorschläge die 
Rurierung richt hätten überzeugen können, daß es Japan mit 
Ger Regeiung der Anrelswenheit ernst sei. Ferner habe die 
chinesische Rorierung am Anfanz ihrer Antwortnote einen Aus- 
druck gebraucht, woßuurch sie die japanischen Erklärungen als 
hohl und wnehrlich charanterisiere. Die jaraniszhe Resierung 
bedauert im Intzressg Chinas außerordentlich. daß ein solzher 
Ausdruck entgegen de Gepfilogenheiten der internationalen Höi- 
lichkeit überhaupt Anwenuung finden konnte.“ 


Das jupanische Memorandum sucht dann in länzeren Aus- 
führungen, die wiederzugeben der verfürbare Raum verbietet, 
die chinesischen Einwände zu widerleren, und erklärt zum 
Schluß die Bereitwilliskeit der japanischen Rezierung, jederzeit 
mit China wieder in Unterhandlungin treien zu wollen. 

Auf dieses Memorandum vom 19, Oktober hat die chinesische 
Regierung am 2. November geantwortet. In dieser Antwort 
wird ausgeführt, daß Japan anscheinend die chinesische Note 
vom 5. Oktober gänzlich mißverstanden und darauf hingewiesen 
habe, daß China den Frieden von Versailles nicht unterzeichnet 
habe und deshalb auch die daraus resultierenden Abmachungen 
über Schantung nicht andrkennen Könnte. Die seinerzeitigen Er- 
klärungen des Ministers des Auswärtieven, Dr. Yen, gerenüber 
Herrn Obata seien nur als dessen Privatmeinunz auf Obntas 
Anirage auizuflassen. Auch die im japanischen Memorandum be- 
hauptete ofiizielle Bitte der chinesischen Regierung weren Er- 
ölfnung von Verhandlungen sci wahrscheinlich auf eine ent- 
stellte Privatunterredung zurückzuführen. Ferner habe Japan 
wohl die Erklärung der deutschen Vertreter bei Abschluß des 
deutsch-chinesischen Friedensvertraxes, worin sie bedauern, 
nicht in der Laxe zu sein, Kiautschou an China zurückzugeben, 
falsch ausgelegt. Mit dieser Erklärung habe China keineswers 
den Versailler Frieden anerkannt, sondern die deutsche Er- 
klärung lediglich als solche aufgenommen. Auch sei die 
Schantung-Eisenbalın niema!s ein rein deutsches Unternehmen, 
die Balınpolizei aber ausschließlich in chinesischen Händen ge- 
wesen; die militärische Besetzung seitens Japans sei also gegen 
jedes Recht. China müsse weiter der Reparationskommission 
Gas: Recht absprechen, über das in der Eisenbahn angelegte 
Kapital und sonstiges deutsches Eigentum zugunsten der 
Reparationszahlungen zu verfügen, da China den Friedensvertrag 
memals anerkenne. Uecberhaupt sei die zweite Note Japans 
noch weniger anncehmbar als die erste, und China verlangt nach 
wie vor die schleunigste Zurückziehung der japanischen 
Truppen. Cs. 


Die Mongolei. In Urga haben sich in den letzten Monaten 
grundiezende Acnderungen vollzogen. An die Stelle der Truppen 
der Tschitaer Regierung, die den Baron Ungern-Sternberg aus 
cer Mongolei vertrieben, die dieser als Stützpunkt für Einfälle 
in das Gebiet der Republik des Fernen Ostens benutzen wollte 
(angeblich im Auitrage oder doch im Einvernehmen mit Japan), 
sind zwei Regimenter des Moskauer „Roten Heeres" getreten. 
Es sicht im Augenblick nicht danach aus, als ob sie sehr bald 
wieder abziehen werden Peking max gegen solche Ver- 
gewaltigung heftig protestieren, nachdem aber General Chang 
Tso-lin, der schon vier neue Divisionen für den mongoliszhen 
Feldzug aufgestelt hatte, es für ratsamer erachtet, die Mongolei 
sich selbst zu überlassen, wird Peking mit Worten nichts er- 
reichen. Etwa 2000 Mann der im ganzen sich auf 10000 Mann 
belaufenden Moskauer Truppen, die in die Mongolei eingerückt 
sind, haben Urga besetzt und dort sofort eine Rätcregierung 
gebildet. Unter dem Proletariat der Stadt haben sie selbst- 
verständlich Anhänger gefunden. Um den Schein zu wahren, 
hat man mongolische Sowjets gebildet, ihnen vorsichtigerweise 
aber Moskau treu ergebene burjätische Ratgeber zur Seite ge- 
stellt, in deren Händen sich die eigentliche Macht konzentriert. 
Mit großer Schonung verfahren die „Roten“ Russen den 
Chinesen gexenüber. Abgesehen davon, daß auch in ihre 
Wohnungen in Maimachin (der Chinesenstadt Urgas) Ein- 
quartierung gelegt ist, laßt man sie tun, was sie wollen. Augen- 
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scheinlich wollen die Sowjets Stimmung für sich in den chinesi- 
schen Kreisen machen, denn noch vie] wichtiger als der aus- 
schlaggebende Einfluß in der Mongolei ist für sie ein 
Handelsvertrag mit China selbst. Peking will zwar von einer 
bolschewistischen Propaganda grundsätzlich nichts wissen und 
hat die Verhandlung mit dem Außenminister der bolschewisti- 
schen Regierung von Tschita, Yourin, kurzerhand abgebrochen, 
als sich herausstellte, daß unter seiner Leitung allen Ver- 
sprechungen zum Trotz in Nordchina eine eifrige bolsche- 
wistische Propaganda getrieben wurde. Aber Yourin ist Mitte 
Oktober unter einem anderen Vorwand wieder in Peking cr- 
s.hienen, und es machen sich dort jetzt Stimmen Jaut, die der 
Regierung sehr nachdrücklich empfehlen, einen Handelsvertrag 
mit Tschita zu schließen. Die „Peking Daily News“ zum Bei- 
spiei weist darauf hin, daß sich die Verhältnisse in Sibirien von 
Grund auf geändert hätten; früher sei Sibirien der Stützpunkt 
chinafeindlicher Unternehmungen des russischen Kaiserreichs 
gewesen, heute aber sei Ostsibirien ein Feld, auf dem sich ein 
für beide Teile lohnender Handel aufbauen lasse; und schon mit 
Rücksicht auf Japan sei es dringend wünschenswert, daß China 
nicht ins Hintertreffen käme. Ob Peking den Wünschen seiner 
in der Mongolei und in der Mandschturei ansässigen Staats- 
angchörigen, denen allerdings geregelte Verhältnisse an der 
Grenze und im Handel mit Sibirien sehr erwünscht sind, nach- 
gchen wird, wird sich in kurzem zeigen. Vorläufig scheint 
Peking gerade mit Rücksicht auf die Entwicklung der Dinge in 
Urga nicht allzu große Lust dazu zu spüren. Die Russen gesien 
in der Mongolei sehr rüsksichtslos vor. Nachdem sie durch 
Einsetzen einer Sowjetregierung sich den nötigen Einiluß ge- 
sichert haben, erheben sie von den Fürsten und Reichen nach 
Belieben Steuern und Abgaben. So wurden vor kurzem einem 
der Fürsten 1000 Stück Vich fortgenommen, die man in Irkutsk, 
wo schlimme Hungersnot herscht, brauche. Die Bez: oo cr- 
folgte in Waffen und Munition an die Rexierung in Urx Es 
kann unter selchen Umständen nicht überraschen, daß nur das 
Proletariat zu den Sowjets hält, die Fürsten und Lamas ilmen 
dagegen offenen Widerstand leisten. Freilich in Peking sieht 
man darin für China kaum einen Vorteil. Man hat zu schlimnie 
Erfahrung mit dem Hutukhtu und seinen Ratgebern unter den 
l.amas gemacht, als daß man ihnen unter den obwältenden Um- 
ständen, die für sie recht unerfreulich sein mögen, zroßes: Ver- 
Irauen entgexenbringt. 


Chinesisch-Turkestan. Ein Gewährsmann der „North-China 
Daily News" beschreibt die Dinge in Chinesisch-Turkestan 
(Sinkiang) als jeder Beschreibung spottend. An der Spitze der 
Provinz, Jie etwa zweieinhalbmal so groß wie Deutschland ist, 
steht seit 1912 als Tutschün ein ehemaliger Unterbeamter Yanz 
Tseng-bsin, der sich als ausgesprochen despotisch, fremden- und 
fortschrittfeindlich erwiesen hat, und neben ihm regieren dem 
Opinmneenuß ergzebene Beauntte. Alles in die Staatskasse fliebende 
Siiber wird von ihnen festgehalten; das umlaufende Papiergeid 
notiert mit 3 Taols gleich einem Dorar. Ganz besonders hart 
werden die Rıssen dort behandelt oder richtiger mißhandeit. 
Es kommen dabei vor allem internierte russische Soldaten in 
Frawc, die in engen Gefängnissen gehalten werden, ohne 
Kleidung sind und nicht gentwend Nahrung erhalten. Ihnen ist 
jeder Verkehr mit der Außenwelt verboten: selbst die Kranken 
werden nicht von Aerzten besucht. Russischen Bolschewisten 
war wie der Gewährmann dıs englischen Blattes schreibt, gu- 
stattet, die russischen Flüchtlinge, die sich in Ciinesisch- 
Turkestan in Sicherheit glaubten. nach Belieben auszuplündern. 
Sı00 Weiße" Truppen sind kurzlich aus den Gefängnissen aus- 
schrochen und nach Kobdo marschiert. Der Rest. heißt es, sci 
dem Untereiige geweiht. In Peking sei man über die Laxe der 
Pinze anscheinend nicht unterrichtet.  Geschähe nicht bald 
eisas, um eine geordnete Regierung aufzurichten, so würde in 
Kurzem Chinesisch-Turkestan in die Hände des netmen Russisch- 
Nongotischen Staates fallen. Die „Nortii-China Dativ News“ 
macht darauf aufmerksam, daß China sein beim Abbruch der 
Bezichungen zur altrussischen Rexieruns  gewchbenes  Ver- 
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sprechen, kein Russe solle in China schlechter als bis dahin 
gestellt sein, nicht gehalten habe; das englische Blatt 
zient seine Schlüsse daraus, wie weit man chinesischen Ver- 
sprechungen Glauben schenken dürfe, wenn erst einmal die 
Exterritorialität der Ausländer aufgehoben sei. Der Minister 
des Acußern Yen Hui-ching möze sein Versprechen ehrlich ge- 
meint haben, aber er sei maciıtlos. Die Behandlung, der die 
Russen in Harbin wie in Sinkiang ausgesetzt seien, sei dafür 
typisch. Die „North-China Daily News” verlangt ein Ein- 
schreiten zugunsten der „Weißen“ Russen in Sinkiang von seiten 
der Alliierten, die nicht vergessen dürften, daß es sich um An- 
gehörige eines Reiches handele, das im Weltkriege sein Bundes- 
ELNOSsse gewesen sei. 


Tibet. Von japanischer Seite ist in Washington dieser Taxe 
in Aussicht gestellt worden, daß die Tokioer Rexierunz die oft 
genannten 21 Forderungen vom Mai 1921, oder doch die 
wesentlichsten von ihren, zurückziehen würde, falls England 
seinerseits seine 12 Forderungen betrefis Tibet zurückziehen 
würde. Damit kommt eine ganz nzue Note in die chinesische 
Frage. Genau so wenig Peking heute imstande ist, wie au 
anderer Stelle dargelest, seine Stellung in der Acußeren Mon- 
golei zu nehaupten, diese vielmehr, wenigstens vorläufig, Rub- 
land überlassen muß, so wenig ist Pekinsz oder Canton heute 
imstande, die chinesische Oberhoheit über Tibet aufrecht u 
erhalten. Es ist ein schr geschickter Schachzug Japans, darat! 
in dem Augenblick hinzuweisen, wo es selbst gezwungen werden 
sollte, sich aus der Mandsclhurei, der Inneren Mongolei und 
Schantung zurückzuziehen, und sich auf diese Weise a!s Jen 
währen Freund Chinas hinzustellen, der den in Augenblick Ohn- 
mächtigen gegen eine Vergewaltigung in einem seiner Außen- 
länder durch einen überlegenen Nachbarn schützt. Daß dieser 
Nachbar das Japan verbündete Großbritannien ist, macht die 
Sache nur um so pikanter. Was hat es nun mit den 12 tibetischen 
Forderungen Großbritanniens auf sich? Es wird erinnerlich sein, dab 
im Jahre 1913 chinesische, großbritannische und  tibetische 
Delegierte in Simla zusammenkamen, um sich über die tibetische 
Frage zu verständigen. Die Verhandlungen scheiterten damas 
an dem Widerstand Chinas, der um so energischer wurde. 
deutlicher sich zeigte, daß.man von englischer Seite jede Ford.- 
rung Tibets unterstützte, jeden Wunsch Chinas aber ablelmn:. 
Die damaliszen Verhandlungen endieten nach fast Jahresirist da 
mit, daß in Aussicht genommen wurde, daß Tibet, ähnlich wie 
die Mongosei, in zwei Teile zerlegt werden sollte; über die nord- 
westlichen Gebiete sollte China Verwaältungsrechte behalten. 
den Indien benachbarten südlichen Teilen aber soilte größere 
Selbständigkeit zugestanden werden, ohne daß dadurch aber die 
Suzeränität Chinas beeinträchtigt werden dürfte. Tatsächlich 
hatte Großbritannien aber damit also nichts durchgesetzt. nD- 
wohl dr englische Minister des Acußeren, damals Sir (heute 
l.ord) Edward Grev, am 11. Juli 1914 im Haus der (iemeinen mit 
einem Einrücken britischer Truppen in Tibet gedroht hatte. 
falls es infolge der abielinenden Haltung Chinas zu Unruhen in 
Tibet kommen sollte. Bald darauf brach der Weltkrieg aus, der 
Enslands Hände im Fernen Osten band. London ließ desha’d 
aber sdin tibetisches Ziel keineswegs aus dem Auge: es suchte 
xcxen alle möglichen Zusagen in Peking durchzusetzen, was 28 


in Simla nicht hatte durchsetzen Können. Die japanischen 
Zeitungen waren damals voll von Andeutuneren daruber 
Die Laee änderte sich in den nächsten Jahren sehr 


zu ungunsten Chinas. Mit dem Aufstand im Südwesten gesen 
die Bestrebungen Yian Shi-kais, sich auf den Drachentüron zu 
setzen, verlor Peking jede Möglichkeit, seine bis dahin au-N 
durch Wäaifienerfolge behauptete Stellung in Tiber Weiter © 
sichern. Die Tibeter erhoben sich in offenem Aufstand xuxe 
China. Peking suchte durch Verhandlungen zu retten, was me. 
zu retten war, hatte aber keinen Erfolg. Es zeigte sich ubera" 
die englische Hand. Schließlich trat England mit ganz Pu 
stinimiten Forderungen in Peking hervor, stieß aber dabei auf 
imerwarteten Widerstand von seiten Chinas. Nin grifi Encherd 
zu anderen Mitteln. Im Juli 1918 erschienen in der chinesische‘ 


Presse Mitteilungen, es seien indische Truppen in Tibet ein- 
gerückt, „um das Land gegen cinen Angriff deutscher Truppen 
zu verteidigen”. (Wer lacht da?) Auf die Vorstellungen der 
Pckinger Regierung, die in aller Form gegen die Verletzung 
seiner Oberhoheit Verwahrung einlegte, ließ sich die britische 
Gesandtschaft, ohne die Tatsache des Einmarsches selbst zu 
leugnen, auf Verhandlungen nicht ein; man habe es in Simia. 
hieß es, für nötig erachtet, 21 indische Offiziere und 50 Mann 
nach Tibet zu senden, um festzustellen, ob dort bolschewistische 
Ermissäre Propaganda trieben. Die chinesische Presse erklärte 
demgegenüber, die Zahl der in Tibet eingerückten Truppen sei 
erheblich stärker, als von britischer Seite zugegeben würde: 
insbesondere wurde auch gemeldet, es seien 300 indische Reiter 
«ter durch Tibet nach Kuldscha gegangen, um dort eine Schutz- 
wache für das britische Konsulat zu bilden. Im einzelnen sind 
cie britischen Züge in Tibet damals nicht bekannt geworden; 
die Aufmerksamkeit der Welt war auf andere Dinge gerichtet; 
die Bürgerkriege in China erschwerten den Nachrichtendienst. 
Soviel aber zeisste sich doch, daß die Tibeter seibst von ernsten 
Besorgnissen über das Vordringen britischen Einflusses erfülit 
wurden. Mit China lagen sie in fortgesetzten Kämpfen, die 
ihnen wieder die Hände den Briten gegenüber banden. Es Kan 
ihnen daher sehr gelegen. daß auch China im Jahre 1918 zu 
erkennen gab, es wünsche Frieden zu machen. Dieser kam 
damals zustande, wobei China auf den größeren Teil der so- 
genannten Marken (den von Tibetern bewohnten Grenzgebieten 
in Szechuan und Yünnan) verzichten mußte. Mit der Wicder- 
herstellung des Friedens in Tibet ficl für England der Vorwand 
weiterer Eingriffe fort. Vom Winter 1918 an ließen Meldungen 
der chinesischen Presse ein entschiedenes Zurückgehen des 
englischen Einflusses in Tibet erkennen. Schon in jener Zeit 
war in der chinesischen Presse die Rede davon, daß Japan, das 
damals schon auf alle Weise bestrebt war, Verbindungen mit 
den Lamas anzuknüpien, bei dieser Entwicklung der Dinge seine 
Hand im Spiel habe. (Rußland, der alte Widersacher Englands 
in Tibet, war längst ausgeschaltet.) Noch einmal versuchte 
Ensland im Januar 1919 unter dem Vorgeben, Tibet drohe Gie- 
fahr vom Bolschewismus, die Regierung in Lhassı zu bestimmen, 
die schwebenden Frasten sofort zu regeln. Auch in Peking 
wurde derselbe britische Gesandte. der Zeter und Mordio schrie, 
als Japan sich mit China zu einigen suchte, ehe beide am Kon- 
ierenztisch in Versailles Platz nalımen, bei China vorstellig, es 
sei nun die höchste Zeit. die tibetische Frage zu ordnen, stieß 
dort aber aui wenig Gegenliebe Seitdem hat man von der 
tibetischen Frage nicht mehr viel gehört. Jetzt plötzlich wird 
sie in Washinston von —- Japan aufgerollt. Was England in 
Tibet anstrebt, ergibt sich aus den jetzt von Japan wieder ans 
Licht gezogenen 12 britischen Forderungen, die England, wie 
oben erwähnt, im Jahre 1917 in Peking erhoben hatte. Sie 
iinden sich in einem kürzlich erschienenen Buch Dr. Gilbert 
Reids wiedergegeben, das den Titel „China, Captive or Free?" 
führt. Sie lauten wie folgt: 

1. Großbritannien soll das Recht 
bahn von Indien nach Tibet zu bauen. 

2. Die chinesische Regierung soll eine Anleihe von der 
britischen für eine Verbesserung der Verwaltung Tibets auf- 
nehmen. 

3. Die Vertragsverpflichtungen Tibets und Großbritanniens 
sollen als bindend wie bisher angeschen werden. 

4. Britische Fachleute sollen für industrielle 
nchmungen in Tibet angestellt werden. 

5. China soll sich zur Rückzahlung der von Tibetern mit 
Briten abgeschlossenen Anleihen verpflichten. 

o. Weder China noch Großbritannien 
anlassung Truppen nach Tibet senden. 

7. Die chinesische Regierung darf keine Beamte 
eissener Machtvollkommenheit in Tibet ernennen 
lassen. 
- 8 Der britischen Regierung soll es gestattet sein, Tele- 
graphenlinien in Lhassa, Chianshu,. Chumtao neu anzulegen. 
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9. Britischer Postdienst soll in Lhassa und in andercn 
Plätzen eingeführt werden. 

10. China soll sich nicht in dre Maßnahmen der britischen 
Regierung in Tibet: einmischen. 

ll. Anderen Mächten dürfen keine Privilegien oder Inter- 
essen in Tibet zugestanden werden. 

12. Alle Bergwerke in Tibet sollen gemeinsam von der 
britischen und chinesischen Regierung ausgebeutet werden. 

Dr. Reid fügt der Aufzählung der Forderungen hinzu, seiner- 
seits habe England sie mit Rücksicht auf den Eintritt Chinas in 
den Krieg damals nicht weiterverfolgt (was, wie oben dargelegt, 
nicht ganz den Tatsachen entspricht), jetzt aber erhöbe Groß- 
britannien diese Forderungen von neuem. Das würde erklären, 
wie Japan dazu kommt, plötzlich auf jene Forderungen, die im 
Laufe der Jalıre ın die Versenkung verschwunden zu sein 
schienen, zurückzukommen. Für den Beobachter der Dinge des 
Fernen Ostens aber ergibt sich aus diesem Zwischenfall, daß 
fortgesetzt neue Reibungsflächen zwischen den Großmächten 
auftreten, die den Gang der Politik in ausschlaggebender Weise 
zu beeinflussen geeignet sind und fortgesetzt neue Konstella- 
tionen ın den fernöstlichen Fragen und dementsprechend in der 
Weltpolitik bringen können. Cr. 

Chinas Wettbewerb. In längeren Ausführungen wendet sich 
cer Pekinger Vertreter des „Manchester Guardian” gegen das 
Schreckgespenst einer wirtschaftlichen gelben Gefahr. Es sei 
ganz falsch, immer wieder von der langen Arbeitszeit, der 
bescheidenen Lebensweise und den niedrigen Löhnen der 
Asiaten zu reden, mit denen Europa den Wettbewerb nicht aui- 
rchmen könne. Zunächst stände die Leistungsfähigkeit der 
Asiaten weit hinter der der Europäer zurück: in der längeren 
Arbeitszeit würde keineswegs so viel wie in der kurzen in 
Europa geleistet, und was die Lebenshaltung anlange, so steige 
diese in erstaunlichem Tempo. Schon Klage der Gouverneur 
der Bank von Japan, Inouye, laut, daß unter der vermehrten 
Nachfrage nach japanischen Produkten im eigenen Lande die 
Ausfuhr außerordentlich leide. Auch in China wachsen die Aı- 
sprüche zusehends. Die chinesische Familie, die sich Weizen- 
nich! Kaufen kann, zieht allemal Klöße dem landesüblichen Reis 
vor, Es wäre Unsinn zu denken, China könne ein moderner 
Industriestaat werden, ohne daß sich auch die Chinesen selbst 
vollständig umwandelten. Schon zeige sich überall, wo cine 
moderne Indıstrie in China Fuß faßt, daß sich die Arbeiter auch 
die Waffen der westlichen Völker im Kampf ums tägliche Da- 
sein zu eigen zu machen wissen. „Die Industrialisierung Chinas.“ 
heißt ces in dem Pekinger Bericht, „bedeutet die Industrialisie- 
rung der Chinesen. Die Besorgnis, die Chinesen könnten die 
Europäer auf ‚wirtschäftlichem Gebiete unterbieten, wird sich 
schr bald als eine unhaltbare Auffassung erweisen.“ 

Die Casselschen Verträge. Zur Zeit als General Lu Yunz- 
tine im Jahre 1920 noch der Machthaber in Kuangtung war. 
wurde einem in Hongkong lebenden Major Cassel und eincın 
Chinesen, namens Sun Pak-ming, ein wertvolles Monopol auf 
die Ausbeute von Kohlengruben und anderen Bodenschätzen in 
21 Gebieten der Provinz Kuangtung erteilt, die um so größere 
Aussicht auf eine ertragreiche Ausbeute boten, als sie sämtlich 
in unmittelbarer Nähe schon fertiger Eisenbahnen lagen. Die 
Konzession sollte 90 Jahre laufen. Die in Frage kommenden 
(iebiete mußten ‚innerhalb 15 Monate vermessen sein. Diese 
Zcit geht jetzt zu Ende. Inzwischen ist aber an die Stelle der 
damaligen Regierung in Canton die Sun Yat-sens getreten, und 
diese weigert sich auf das entschiedenste, den Vertrag an- 
zuerkennen —- schon grundsätzlich, weil ‘sie keine Monopole 
schaffen will. Darüber herrscht in englischen Kreisen, die der 
Regierung Sun Yat-sens sowieso nicht gewogen sind, einige 
Aufregung. Unterstützt wird Sım dagegen durch Amerikaner. 
In der „Nation“ stellt Charles Hodgıs die Behauptung auf, das 
englische Interesse an den Konzessionen sei sq stark, daß die 
englische Finanz darauf dränge, daß die ersten Darlehen des 
Internationalen Bankkonsortiums für den Ausbau der Bahnen 
gexschen werden müßten, die für die Ausbeute der Casselschen 
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Konzessionen von Wert sein könnten. Aus dem oben Gesäazten 
ergibt sich, daß das kaum” den Tatsachen entsprechen Kann. 
Auch der amerikanische Nationalöükonom Professor Dewey 
reift das Casselsche Monopol in der New Yorker „New 
Wepublic" heftig an. Inzwischen haben sich die Dinge an Ort 
und Stelle so gestaltet, daß es schr fraglich erscheint, ob die 
Konzessionen aufrechterhalten werden können. Nach dem Ver- 
tıax mit Lu Yung-ting sollte Peking seine Zustimmung geben. 
Peking erkiärt jetzt, dazu außerstande zu sein, olme daß ihm 
scwisse Unterlagen betrciis streitiger Punkte gereben würden; 
es hat, um diese beizubringen, den Vertrag nach Canton zurück- 
verwiesen. Die heutige Regierung in Canton aber erklärt, der 
Vertrag sei null und nichtig: sie bestreitet Peking das Recht, 
sich überhaupt in die Angelegenheit eimzumischen. Es sicht 
vanz danach aus, als ob die Felle, die vor gar nicht langer Zeit 
das Londoner Auswärtige Amt im Haus der Gemeinen in sehr 
ianter Weise als außerordentlich wertvoll pries, den Gerbern 
wegschwiinmen wollten. 

Antrag auf Revision des chinesischen Zolltariis. Am 15. Juni 
dieses Jahres hat das chinesische Minsterium.Jes Acußern an 
die fremden Gesandten die Bitte gerichtet, ın die Revision des 
seit dem 1. August 1919 angewandten revidierten Einfuhrzoll- 
tariis einzuwilligen, gemäß der 1919 getroffenen Abmachung, daß 
.r zwei Jahre nach dem Kriege revidiert werden könne. Auf 
der Sitzung des Diplomatischen Korps am 5. Juli d. J. hat der 
ınglische Gesandte angesichts der xegenwärtigen Unstetigkeit 
der Warenpreise den Augenblick für eine Revision für ungünstig, 
erachtet und in einer Note vom 1. August d. J. an den chinvesi- 
schen Minister des Acußern im Auftraxe des englischen Foreign 
Office vorrzeschlagen, die Revision zu verschieben, bis die Laxe 
normaler geworden sei. Am 3. August d. J. hat dann der 
iupanische Gesandte in einer Note an den Doyen sich im Aut- 
trance seiner Regierung auf den Boden der Acußerungen des 
enslischen Gesandten vom 5. Juli d. J. gestellt, aber angeregt, 
eaß als eine praktische und billige Maßnahme die erwünschtu 
Revision für cinige Zeit -- etwa zwei Jahre - - zu verschieben 
und inzwischen die chinesische Regierung durch cinen mäßigen 
zeitweiligen Zuschlag von ctwa 25% zu dem jetzigen Tarif 
nacıı dem 11. Januar 1622 zu entschädigen sei. 

Der japanische Vorschlag wird jetzt von den verschiedenen 
Handelskammern und Interessenvertretungen beraten: die 
\nslische Kaufmannschäaft ist gegen ihn. 


Kurze politische Nachrichten aus China. Nach ostasiatischen 
Zeitungsmeldingen beabsichtigt das chinesische  Verkehrs- 
iministerium, den seinerzeitigen Wettbewerb für den Bau der 
neuen Hianghobrücke, dessen Ergebnis so_ viel Staub 
ufeewirbelt hatte, für ungültig zu erklären, weil die Nachprüfung 
verschiedene Unregelmäßirkeiten ergeben habe. An Stelle des 
ungültig erklärten Wettbewerbs soll eine neue Ausschreibung 
treten. 

Die chinesische Regierung hat bei Japan wegen die Ab- 
machung über das Kabel Jap-Schangehai Protest cr- 
"oben unter der Begründung daß diese ohne vorherige Be- 
trasung Chinas Jie Oberhoheit Chinas verletze. 

Die Provinzialversammlung von Schansi hat gewen die 
heubsichtigte Abberuiung des, Zivil- und 
Militärgouverneurs der Provinz durch die Zenträal- 
rexierung protestiert. Der Militärgouverneur tue alles, was 
irgendwie möglich sei, um seine Soldaten zu erziehen und sie 
ein Handwerk lernen zu lassen. damit sie nach der Entlassung 


sich ehrlich ernähren könnten Der Zivilgouverneur Yen HS:- 
smien seinerseits habe auch trotz Hungersnot und Ucher- 
schwermmenwen alles vetan, un die Kassen der Provinz in 


Ordnung zu halten, ohne dem Volk unnötige Steuern und Ab- 
suben aufzulewen. Beide Gouvernceure hätten sich das \er- 
tanen der Bevölkerung durchaus zu gewinnen verstanden. 
(Die Verwendung der Schansitruppen bei öffentlichen Arbeiten 
und shir Verhalten ist mehrfach von den chinesischen Zeitungen 
I»bend anerkannt worden. Ann. d. Red.) 


Marconi-Telegraphen-Gese!!- 
die Konzession zur Er- 


Der Pekinger Vertreter ver 
schaft hat vom Verkehrsministerium 


richtung xroßer Telefunkenstationen in Loanchoufu 
(Provinz Kansı), Chunsking (Provinz Szechuan), Lhassa in 
Tibet und einigen anderen Städten Chinas erhalten. Der Bau 


der Stationen soll baldigst beronndn werden. 


Hetze gegen deutsche Missionsarbeit.e. Zu dem an erster 
Stelle veröfientlichten Leitartikel über die deutsche Mission in 
Cliina bringen wir nachstehend die in dem Artikel erwähnte 
Auslassung der „North China Daily News”, die sich wegen ihres 
gehässiven Tones und der in ihr zum Ausdruck kommenden 
Gesinnung von selbst richtet: „Wenn unser Gedächtnis uns nicht 
trügt, so haben die japanischen Behörden vor einierer Zeit be- 
kanntgegeben, daß den deutschen Missionaren erlaubt seit 
solle, ılre frühere Tätigkeit in den eliemalisen deutschen 
Besitzungen unter japanischer Herrschaft wieder aufzunehmen. 
Heute suchen sich die deutschen Missionare wieder ein weiteres 
Arbeitsteld und haben bereits entsprechende dahinwirkende 
Schritte bei der Methodistenkonferenz in London unternommen. 
welche aber bis jetzt noch nicht zu einem endgültigen Entschluß 
zckommen ist. Ohne jeden Zweifel werden deutsche Missionare 
über kurz oder lang wieder überall auftauchen, äber was uns 
dabei außerordentli:h wundert, ist, wie Deutschland in seiner 
jetzigen Lage imstande ist. überltaupt Missionare in weit ent- 
fernt liegenden l;ändern zu unterhalten. Als Deutschland sich 
zur Zahlung der von der Entente festiresetzten Ruparations- 
zahlungen bereit erklärte, behauptete cs gleichzeitig nicht zahlen 
zu können. Wenn diese Zahlungsunfähigkeit Tatasche ist. sind 
Missionare für Deutschland reiner Luxus. Wenn Arbeit geleistet 
werden soll und wenn im Laufe vieler Jahre irgendwann Gel 
ans Deutschland herauszunressen ist, dann soll diese Arbeit und 
dieses Geld dazu dienen, um die von deutschen Soldaten zar- 
störten Gebiete wieder aufzubauen. Natürlich soll nicht ver- 
kannt werden, daß Missionsarbeit zuf der Welt vonnöten ist, 
aber wir haben in den letzten Monaten so oft von den hohen 
damit verknüpften Geldkosten gehört. daß auf alle Fälle Deutsch- 
lands Reichtum in den zerstörten Giebieten weit bessere Ver- 
wendung finden könnte!" 


=> Japan. 


Japan und Deutschland. 
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ser Sonderberichterstatter ds 
„Nienwe Kotterdamsche Courant“ in Japan veröffentlicht in 
seinem Blatt einen längeren Aufsstz über die Beziehungen 
zwischen Deutschland und Japan. Er glaubt, Deutschland werde 
seine Hancelsverbindungen zu Ostasien und besonders zu Japan 
schneller wiederherstellen, als zu irgendeinem anderen Teil der 
Welt. Zwischen Japanern und Deutschen bestehe keinerlei 
Feindschaft mehr. Deutschland sci nicht nur der militärische 
l.chrmeister Japans gewesen, sondern ebenso auf allen Gebieten 
der Wissenschaft, besonders der Medizin und Chemie. Gleict 
nach dem Waffenstillstand seien verschiedene japznische Pro- 
jessoren nach Deutschland geeilt. um dort ihre Studien fort- 
zusetzen. Er weist dann auf die weite Verbreitung der deut- 
schen Sprache in Japan hin und meint, die englische Sprache 
liabe bei weiten nicht dieselbe weite Verbreitung in den oberen 
Klassen. Japan sei zwar im Weltkrieg auf die Seite der 
Alluerten zetreten, aber einzig und allein aus kühler Berechnung, 
weil es an deren Sieg geglaubt und Tsinztau habe japanisch 
machen wo’len. Gegenwärtig sei Japan durchaus nicht daruber 
erirent, daß Deutschland in der großen Politik nicht mehr mit- 
zusprechen habe und als Gegengewicht wegen Emwland und 
Amerika wegxefallen wäre, womit Japan auf Gnade und Un- 
enade diesen ausgeliefert sei. Die japanische Abneikung yeren 
die Angelsachsen nehme von Tas zu Taıx zu. Unszekehrt ver- 
tichre sich das wirtschaftliche Interesse Japans für Deutschland. 
besonders unter dem Einfluß des Markkurses. Selbst Erzeugnisse 
wie Papier und Musselin, die früher japanische Ausiuhrartkel 
waren, würden jetzt von Deutschland eingeführt. Zwischen den 
sroßen deiatschen und japanischen Firmen seien in letzter Zeit 
longfristige Verträge abgeschlossen /wörden, so_ Zwischen Jen 
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Siemens-Schuckert-Werken ww der Furukawa-Geselischait. 
Demnächst sei ein weitgchendes Zusammenarbeiten deutscher 
und japanischer Firmen auf den Gebiete der Farbenherstellung 
und der chemischen Industrie zu erwarten. In Japan arbeiteten 
jetzt 55 Fabriken mit deutschen Farbstoffen, in denen 300 Sach- 
verständire und 1400 Arbeiter beschäftigt würden und 17 Mill. 
Yen aneelcegt seien. Ferner sei ein wichtiger deutscher Ein- 
iuhrartikel Roheisen. Deutschland verkaufe zu 120 Yen die 
Tonne, zwar 30% höher als vor dem Kriege, aber doch noch 
um mehr als 30% niedriger als der jetzige Preis für amerikani- 
sches Eisen. Für Amerika sei zu fürchten, daß es auf dem 
japanischen Eisenmarkt von Deutschland verdrängt werde. Die 
von Deutschland ausgeführten großen Mengen Eısen solien aus 
Kriesissbeständen stammen. 

Omotokyo und Reichigaku. Amı 16. Sertember begann der 
Prozeß vor dem Landsericht Kyoto gegen die drei angeklagten 
Oberhäupter der Omotokyo, den Oberpriester Deguchi, seinen 
Gichilien Asano, früher Herausgeber der „Taisho Nichinichi” in 
Osaka, uni den Heraussceber der Omotokyeo-Zeitschrift „Shin- 
reikai”, Yoshida, wegen Majestätsbeleidigung und Verstoß gegen 
das Preßzesetz. Die Verhandlung zu der sich massenhaft 
Zuschaner drängten, ginge vrößtenteils unter Ausschluß der 
Ocifentlichkeit vor sich. Nur wenige Zuhörer durften den ganzen 
Verhandlungen beiwohnen, darunter auch Vertreter der Militär- 
vnd Marincbehörden, die mit äußerster Strenge gegen Gläubige 
des Heeres oder der Marine vorgehen wollen, falis der Prozel 
die Staats- oder Kaiserfeindlichkeit der Ompotokyo beweist. 
Dexwuchi soll sich äußerst gewandt verteidigt haben; alle be- 
denklichen Aussagen vor dem Untersuchungsrichter nahm er 
als ihm durch böse Geister eingegeben zurück. Ueber seine 
Aussagen während des Ausschlusses der Oeifentlichkeit gehen 
lle möglichen Gerüchte um; so soll er die Alte Nao als ciiiv 
Verrückte und ihre „heiligen” Schriften als Unsinn bezeichnet 
haben, so daß unter seinen Gläubigen starke Erbitterung gegen 
ihn herrschen soll. Doch ist das Alles vielleicht bewußt falsche 
Ausstrenung. Das Urteil gegen die drei Angeklagten wurde am 
6%. Oktober verkündet. Deguchi und Asano wurden wegen 
Maiestätsbeleidigung, der eine zu fünf Jahren, der andere zu 
zehn Monaten Gefängnis, alle drei zu je 50 Yen Geidstrafe wegen 
Vergehen vexen das Preßgesetz verurteilt. Das Urteil nimmt 
als erwiesen an, daß Deguchi und Asano ihre Anhänger auf 
eine bevorstehende soziale Revolution vorbereitet und Degueni 
hedenkliche Prophezeiurgen über die Zukunft des Kaiserhauses 
verkündigt hätte. Deguchi habe ferner prophezeit, daß er mit 
53 Jahren die Sonnengöttin werden würde, und habe sich von 
seinen Anhängern als „Prinz” begrüßen lassen. Alle drei An- 
geklaxte haben Berufung eingelegt, Deguchi scheint auch noch 
mit der Polizei in Verwicklung zu konmen, insofern er am 
3. September im Shinto-Tempel des Kriegsgottes Hachiman ın 
Avabe zu Pferde eine Feier für die Rückkehr des Kronprinzen 
absschalten haben soll, obwohl das Betreteim jedes Tempelgrundes 
za Pferde oder inn Wagen ausdrücklich streng verboten ist. Er 
soll beabsichtigen, nach seiner Freilassung Ayabe den Rücken 
zu kehren und in Tokio eine neue, von der Ompotokyo un- 
abhänzize Religion zu stiften, doch ist auch das vielleicht nur 
eine boswillige Aussprengung. Trotzdem sich die Behörden an- 
scheinend anschicken, die Sekte mit Stumpf und Stiel aus- 
zutilgen, breitet sich diese immer mehr aus. In Yokohama wurde 
Ende Oktober eine Gemeinde von vielen hundert Mitgliedern 
mit einem eigenen Heiligtum entdeckt, deren Priester die Polizei 
wegen zahlreicher angeblicher Vergehen in Haft genommen hat. 
In Tokio sollen die Gläubiwxen mehr als fünfhundert zählen und 
mit schr großen Geldmitteln ausgestattet sein. die ihnen aus 
echeimen Quellen zufließen. Letzthin machte die Bekehrung 
einer Millionärin Aufsehen, die im Südseegebiet eine Kautschuk- 
Pilanzung im Werte von sechs Millionen Yen haben soll. De- 
guchi hat vor Gericht das eingetragene Vermögen seiner (c- 
ımeinde in Avyabe mit 500000 Yen allein an Grundstücken und 
Forsten bewertet. So wächst die Omotokyo trotz aller Unter- 
drückung oder vielleicht gerade deshalb anscheinend immer weiter. 
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ÜUcbrigens ist sie ja bekanntlich nur cine unter zalıl- 
reichen anderen neuen Religionen in Japan. Neuerdings macht 
cine andere, die Reichigaku — etwa Wissenschaft von Seele und 
Geist — viel von sich hören. Die „Asahi" beschreibt sie als 
höchst einfach, dech nit emigen dem Laien schwer verständ- 
lichen Tiefen, mit viel poctischer und philosophischer Schönheit 
ind als durchgehends viel klarer und tiefer als die Omotokyo. 
Ihr Stifter ist der gewesene Angestellte Watarabe Kunka im 
Marincarsenal des Kriegshafens Yokosuka, in dem ja auch die 
Omotokyo zahlreiche Gläubige hat. Er soli in iangen Jahren 
innigster Versenkung scine Religien «efunden haben, deren 
Fthik hauptsächlich Tugend unter Verachtung alles weltlichen 
Gewinnes lehrt. In merkwürdigem Gevensatz dazu hat 
Watanabe, nachdem er durch Andachten in seiner Predigthalle 
zahlreiche Anhänger und schr große Geldmitiel gewonnen hatte, 
Ende August seine Predigthalle geschlossen, seine Gläubiseen zum 
Mitspielen in einem großen Drama, das er schreiben werde, 
„emahnt und sich nach Kobe vexeben, wo er für Rechnunz 
seiner Gemeinde eine neue Reederei, die Tenko Yoko, xründcte, 
die jetzt Schiffe von Kobe nach China laufen läßt. Er selbst ist 
in Kobe mit der Niederschrift seines Dramas und der Druck- 
legung seiner „heiligen” Schriften beschäftigt. Auch scine Ge- 
meinde zählt, wie die Omotokyo, besonders viele Anhänger iu 
Marinckreisen, und wie diese sich eines Vizeadmirals als Gläubi- 
gen rühmer kann, gehören ihr drei Kapitäne zur See an. Mn 
Yokosuka sollen sich schon viele Tausende zu ilır bekenneıi, 
was aber vielleicht übertrieben ist. 

Zum Ministerwechsel in Toklo.. Wie wir schon kurz ke- 
meldet haben, ist das Seiyukai-Kabinett an der Regierung 
seblieben, nur hat der Kaiser an Stelle des ermordeten Hara 
den Finanzminister Vicomte Takahashi zum Ministerpräsidenten 
ernannt, der zugleich sein bisheriges Amt des Finanzministers 
beibehalten will. Vicomte Takahashi ist 1854 in Tokio geboren. Er 
erhielt seine Ausbildung unter anderem in den Vereinigten Staaten, 
war cine Zeitlang Dircktor des Patentamts, dann Bearnter der 
Reichsbank, wurde 1597 Vizepräsident der Yokohama Specie 
Bank, 1900 gleichzeitig Präsident der Yokohama Spezie Bank 
und Vizepräsident der Reichsbank und ist schließlich seit 1911 
Präsident der Reichsbank. Zugleich hat er in den Seivukai- 
Kabincetten des Grafen Yamamoto 1913/14 und Haras seit 1918 
den Posten des Finanzministers bekleidet. In der Außenpolitik 
trat er in und nach dem Kriege gegen Rußland hervor, insofern 
hauptsächlich er Japan die Kriegsanleihen besorgte und für 
Unterbringung weiterer Anleihen im Ausland tätix war. Aus 
Anlaß des russischen Krieges erhielt er den Titel eines Barons, 
aus Anlaß des Weltkrieges den eines Vicomte. In letzter Zeit 
ist er besonders durch seine arbeiterireundlichen Vorschläxe 
und durch seine Anregungen zu einer neuen Finanzpolitik in 


China hervorxetreten. Letztere scheinen zum Teil die 
iinanziellen Pläne des Grafen Terauchi wiederaufnehmen zu 


wollen, gehen aber viel weiter, insofern er darlexte, daß Japan 
bereit sein müsse, nicht nur selbst China Anleihen in größtem 
Umfange zu seiner wirtschaftlichen Wiedergesundung zu eben, 
sondern anch die Bürgschaft für alle ausländischen Anleihen 
Chinas zu übernehmen. Von diesen Plänen wird noch ein- 
gchender gesprochen werden müssen. Nach neueren Meldungen 
hat Vicomte Takahashi erklärt, er werde nicht nur das 
Kabinett und die Abordnung zur Washingtoner Konferenz bei- 
behalten, sondern auch die gesamte Politik seines Vorgängers 
Hara unverändert fortführen. Ueber die Aufnahme des neuen 
Ministerpräsidenten durch Japans Volk und Presse liegen noch 
keine Nachrichten vor. Die Unruhen, die aus Anlaß der Er- 
mordung Haras in Tokio ausgebrochen sein sollen, scheinen 
nicht bedeutend gewesen zu sein, und die Gründe einer großen 
Finanzpanik, die der gleiche Anlaß hervorgerufen haben soll, 
sind bisher noch völlig dunkel. R. K. 


Französischer Besuch in Japan. Der französische Marschall 
Jofire hat sich am 18. November in Marseille eingeschifft, um 
Indochina und Japan zu besuchen. Gerüchte bringen seinen 
jesuch in Japan, der eine Erwiderung des japanischen 
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Kronprinzenbesuchs in Frankreich darstellen wird, mit angeb- 
lichen sibirischen Plänen Frankreichs gegen die Bolschewisten 
in Verbindung. 


Regentschaft des japanischen Kronprinzen. Nash Londoner 
Meldungen aus Tokio soll der Kronprinz Hiroliito wegen des sich 
dauernd verschlechternden Gesundheitszustandes des Kaisers, 
den er seit seiner Rückkehr aus Europa schon wiederholt ver- 
treten hat, zum Regenten eingesetzt worden sein. Die Be- 
sprechung der Gesundheit des Kaisers in der Ociientlichkeit soil 
verboten sein. 


‘Arbeiterunruhen in Japan. Die seit Beendigung des Krieges 
in Japan sich bemerkbar machende Arbeiterbewegung, die 
Dereits im Sommer zu großen langandauernden Streiks führte, 
hat jetzt wieder eine neue Streikwelle gezeitigt. In Yokohama 
legten 5000 Werftarbeiter die Arbeit nieder, bis die Direktion 
der dortigen Werften nach achttägiger Streikdauer die Forde- 
rungen der Arbeiter nach einer zehnprozentigen Lohnerhöhung 
und Verdoppelung der „Entlassungsgelder” angenommen hatte. 
Auch die 7000 Arbeiter der Uraga-Weriften in Yokohama erhoben 


neue Forderungen und crreichten einen Lohnaufschlag von 
40 Prozent. Die Lohnstreitigkeiten bei der Asano-Schifibau- 
Gesellschaft in Tsurumi, für die etwa 3000 Mann in Frage 
kommen, sind noch nicht beendigt. Zweitausend Eisenbahn- 
arbeiter von Yokohama und die sämtlichen Arbeiter der Schif- 
fahrtsabteilung der Kanto Forwarding Agency in Yokohama 
haben den Gencralstreik erklärt; ihnen angeschlossen haben 
sich die Arbeiter mehrerer großen industriellen Werke in un! 
um Yokoharna. 

Politische Verschwörungen in Tokio. Die Polizei von 
Tokio will einer großangelegten und weitverzweigten Ver- 
schwörung, die sich gegen die jetzige Regierungsform im all- 
gemeinen und gegen das Herrscherhaus im besonderen richtete, 
auf die Spur gekommen sein. Eine Anzahl der bekamntesten 
Führer der Sozialisten und Radikalen, bei denen man bei den 
Haussushungen sehr belastendes Material gefunden haben will, 
wurde in Haft genommen. Die Behörden haben sich bisher ge- 
weigert. Einzelheiten bekanntzuzeben, aber Jurchblicken lassen, 
daß etwa weitere 70 Japaner und Koreaner im Komplott ver- 
wickelt seien. 
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Japans Außenhandel Ende September. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Die amtlichen Ziffern für den japanischen Außenhandel 
in diesem Jahr liegen vollständig nur erst bis Ende August 
vor, doch gestatten zahlreiche Einzelzifiern für den Monat 
September schen einen ziemlich sicheren Rückblick auf die 
ersten neun Monate von 1921 und damit auch schon einen 
einigermaßen zuverlässigen Ausblick auf die voraussichtlichen 
Ziffern des ganzen laufenden Jahres. Halten wir uns zunächst 
an die amtlichen Ziffern für die ersten acht Monate, so be- 
trug der Warenhandel von Altjapan, also ohne Kerea, For- 
mosa und Kuantung, verglichen mit dem Vorjahr, in Millionen 
Yen: 


1921 1920 Abnshme 
Einfuhr 104 1898 — 557 (45°) 
Ausfur . 18 1468 — 6090 (47°) 
Gessmthandel . . 1819 3.366 1517 (46° .) 
Mehreinfuhr . 2063 430 -- 167 (39°) 


Danach betrug der Gesamthandel 1921 nur I8S19 Millionen 
Yen gegen 3366 Millicnen Yen 1920, er hat also um nicht 
weniger als 1547 Millionen Yen oder fast 46 v.H. gegen das 
Vorjahr abgenemmen. Diese Abnahme verteilt sich ziemlich 
gleichmäßig auf die Ein- und die Ausfuhr, trifft jedoch ein 
klein wenig stärker die Ausfuhr, bei der die Abnahme 47 v.H. 
ausmacht, gegen cine Abnahme um 45 v. Hl. bei der Einfuhr. 
Für die recht zahlreichen Anhänger des Merkantilsystems in 
Japan, die am liebsten ohne jde Linfuhr auskommen möchten, 
mag us auf den ersten Blick als eine erfreuliche Beobachtung 
erscheinen, laß der Ueberschuss der Einfuhr über die Aus- 
fuhr, der 4921: 263 Millionen Yen betrug, gegen die 430 Mil- 
lionen Yen des Vorjahres gehalten, um 167 Millionen Yen 
oder 39 v. H. kleiner geworden ist. Da aber das japanische 
Velk nicht von den Erzeugnissen seiner Landwirtschaft allein 
leben kann, sondern auf die Ausfuhr seiner Industrie-Erzeue- 
MISSe anrewiesen ist, muß es ihm ein recht zweifelhafter Trest 
für die Abnahme seiner Ausfuhr um beinahe die Hälfte sein, 
daß auch die Einfuhr in fast genau demselben Verhältnis ab- 
venemmen hat. Denn es kommt sehr darauf an, welche 
Klassen von Einfuhrwaren von dem Rückgang betroffen wer- 
den. Tin Rückgang der Einfuhr von Lebens- und Genuß: 
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mitteln cder gar von Fertigfabrikaten würde auf den ersten 
Blick als erfreulich anzuselien sein, da im allgemeinen an- 
genommen werden kann, daß diese Einfuhr in der Hauptsache 
für den Verbrauch im Inland bestimmt ist. Weniger erfreulich 
dagegen würde ein Rückgang der Halbfabrikate aussehen, die 
ja zum Teil für die Ausfuhr weiterverarbeitet werden, und 
noch sehr viel unerfreulicher würde sich die Abnahme der Ein- 
tuhr von Rohstoffen ausnehmen, aus der auf einen ziemlich 
sicheren kommenden Rückgang der Ausfuhr geschlossen wer- 
den darf. Auf diese verschiedenen Klassen von Waren nun 
verteilt sich die Einfuhr, wie folgt, in Millionen Yen: 


Eintuhr 1921 1920 Zu oder Abnahm: 
Lehens- und Genußmittel 105 170 — 65 (38°) 
Rohst fe . . 496 1137 — 641 (56° ) 
Halbfabrikate . 226 383 — 157 (41°) 
Fertigtab'ikate 205 193 +744°) 
Verschiedenes 8 10 — 2 (20°) 
Zusammen: 1041 1 898 — 857 (45° ‚) 


Die Aufstellung zeigt, daß der Rückgang der Warcnein- 
fuhr keineswegs ausschließlich oder vorwiegend die Klassen 
Lebensmittel oder Fertigfabrikate trifft; im Gegenteil sind die 
Fertigfabrikate die einzige Klasse, gie eine Zunahme, wenn 
auch nur um 7 Millionen Yen oder 4 v.H., aufweist, während 
die Abnahme in der Klasse der Lebens- und Genußmittel mit 
65 Millionen Yen oder 38 v.H. die kleinste ven allen Ab- 
namen darstelli, von „Verschiedenes“ abgeschen. Dagegen 
weist die Einfuhr von Ilalbfabrikaten eine Abnahme um nicht 
weniger als 157 Millionen Yen oder 41 v.H. auf, und bei den 
Rohstoffen finden wir gar eine Abnahme um nicht weniger 
als 641 Millionen Yen oder 56 v.H., die stärkste aller Ab- 
nahmen in der Einfuhrliste. Alsc eerade die Klasser, von 
denen auf den ersten Blick aneenemmen werden darf, dat 
sie die künftige Ausfuhr vorbereiten, zeiren die stärksten Ab- 
nalımen, während die Klassen, die zu einem greßen Tail fir 
den Inlandverbrauch bestimmt erscheinen, die geringste Ab 
nahme cder gar die einzige Zunahme aufweisen. 

Eine genauere Prüfung läßt den Stand der Einfuhr ın 
den ersten acht Monaten noch wesentlich uneünstiger er- 
scheinen, wenn namlich die Einfuhr im Zusammenhang mit 
der Ausfuhr ins Auge gefaßt wird. Ein- und Ausfuhr der 


verschiedenen Warerklassen ergeben aber, verglichen mit dem 
Vorjahr, die folgenden Ziffern in Millionen Yen: 


Zı- oder - 

Lebensmittel 1921 1920 Abnahme ®°/, 

Ausf hr 43 111 — 68 (61) 

:iı fuhr 105 170 — 65 (39) 

Mchreinuhr . 62 59 + 3 6) 
Rohstoffe 

Aıfuhrr . 0 2 22 51 103 — 52 (51) 

Einfuhr 496 1 137 —641 (56) 

Niehreinfuhr . 445 1 1034 — 589 (57) 
Halbfıphrikate 

Ausfuru 320 533 — 213 (40) 

Einfuhr 226 383 — 157 (11) 

Mehr. :usiuhr y4 150 — 56 (37) 
Feitiefabriıkate 

Ausfuhr 351 706 - 355 (50) 

Einfuhr 205 198 + 7 (1) 

Mehraustuhr. 146 508 — 362 (71) 

„Verschiedenes 

Ausuit . 2. 2.2... 2 16 — 4 (35) 

Enutir . 2 2 22. 8 10 — 2,(0) 

Mehr usfuhr . . 4 6 — 2 (55) 


Nach dieser Aufstellung finden wir, wie zu erwarten, 
einen Ueberschuß der Einfuhr über die Ausfuhr nur in den 
beiden Klassen Lebensmitiel und Rohstoffe, während alle 
anderen Klassen, insbesondere die Halb- und Fertigfabrikate, 
UÜeberschüsse der Ausfuhr über die Einfuhr aufweisen. Die 
Mehreinfuhr bei den Rohstoffen würde an sich in der Ord- 
nung sein, weil sich ja die Wirtschaft für die künftige Ausfuhr 
eindecken muß. Die Mehreinfuhr bei den Lebens- und Genuß- 
mitteln aber erscheint als eine bedenkliche Tatsache, welch: 
die Abhängigkeit der japanischen Volksernährung vom Aus- 
land dartut. Diese Mehreinfuhr weist sogar geren das Vor- 
jahr noch eine kleine Zunahme um 3 Millionen Yen oder 
5 v.H. auf. Aber die Mehreinfuhr der Rohstoffe ist um den 
gewaltigen Betrag von 589 Millionen Yen oder ganze 57 v.H, 
gemindert, und ebenso weisen die sämtlichen Mehrausfuhren 
höchst bedeutende Abnahmen auf, die Hlalbfabrikate um 
56 Millionen Yen cder 37 v.H., die Ganzfabrikate sogar um 
nicht weniger als 362 Millionen Yen oder volle 71 v.H.! Das 
- bedeutet einen stark in Unordnung zeratenen Stand der Wirt- 
schaft gegenüber dem Ausland, «der nur dadurch gemilderi 
erscheint, daß ein Teil der ersten Monate des Vorjahrs nocn 
in das Ende der Hechkonjunktur d>s Krieges fiel und die Ab- 
nahme zu einem Teil auf einen Rückgang nicht so schr der 
Warenmeneen als der Preise zurückzuführen ist. In kurzen 
Worten sagt diese Tafel: Mit der Elochkonjunktur des Krieges 
ist es für Japan vorderhand endgültig vorbei. Die Ausfuhr 
der Fertigfabrikate hat um volle 50 v.H., die der Halbfabri- 
kate um 40 v.H. abeenonmen, und die der Fertigfabrikate, 
deren Ausfuhr während des Krieges so bedeutend größer war 
als die der Halbfabrikate, nähert sich dieser in normalen Zeiten 
wichtigsten Ausfuhr Japans schon wieder ganz wesentlich 
an. Die Eindeckung mit Rohstoffen aber wird um mehr als 
gie Hälfte vermindert, offenbar weil sich die Industrie vorder- 
hand keinen lohnenden Absatz :m Inland oder im Auslanıl 
verspricht. 

Im einzelnen findet sich unter den Lebensmitteln di: 
stärkste Abnalıme der Einfuhr bei Hiülsenfrüchten, ven denen 
1921 für 11 Millionen Yen eingeführt wurden, geeen 40 Mil- 
lionen 1920, Abnahme also um 30 Millioren Yen. Auf der 
Ausfuhrseite stehen Hülsenfrüchte mit 1921: 2 Millionen Yen 
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gegen 10 Millionen Yen 1920, die Abnahme um 8 Millioneu 
Yen ist die stärkste Abnahme unter Lebensmittelausfuhren. 
Es handelt sich hier um einen Austausch zwischen inländi- 
schen und ausländischen Hülsenfrüchten, bei dem die Mehr- 
einfuhr 1920: 30, 1921 nur noch 9 Millionen Yen 
betrug. Ungefähr dasselbe Verhältnis findet sich beim 
Reis, von dem 1920: 14 und 1921: 10 Millionen 
Yen, also um 4 Millionen weniger, eingeführt und 
1920: 4, aber 1921: 2 Millionen, also um 2 Millionen Yen 
weniger, ausgeführt wurden. Die Mehreinfuhr hat sich also 
£cpen das Vorjahr um 2 Millionen Yen verringert. Ebenso 
steht einer Einiunr von Rohzucker 192): 36 Millionen gegen 
1920: 45 Millionen, Abnahme also 9 Millionen Yen, eine Aus- 
fuhr von raffiniertem Zucker in Höhe von 9 Millionen statt 
1920: 25 Millionen, Abnahme 19 Millionen, gewenuber; hier 
hat sich die Mehreinfuhr um 10 Millicnen vergrößert. Unter 
den Lebensmitieln findet sich die einzige Ausfuhrware, deren 
Wert sich 1921 erhöht hat, nämlich Bier, mit 4 gegen 3 Mil- 
lionen Yen im Vorjahr. Da auch die anderen wichtigeren 
Waren dieser Klasse, Sceprodukte und Tee, denen keine Ein- 
fuhr gegenübersteht, Abnahmen um 3 und 10 Millionen Yen 
aufweisen, bleibt die Bilanz der Lebens- und Genußmittel ım 
ganzen mit 62 statt 1920: 59 Millionen Yen passiv, und diese 
Mehreinfuhr hat sich, wie gesagt, gegen das Varjahr noch um 
3 Millionen Yen vergrößert. Das ist wieder ein Beweis da- 
für, daß Japans Volksernährung ohne die von Hara erstrebte 
grundsätzliche Neuordnung der Landwirtschaft unheilbar von! 
Ausland abhängig bleibt. 

Bei Rohstoffen steht einer Ausfuhr von 1921: 51 Mil- 
lionen, 1920: 102 Millionen, Abnahme also 51 Millionen Yen, 
eine Einfuhr von 496 Millionen gegen 1920: 1137 Millionen, 
Abnalıme also 641 Millionen Yen, gegenüber. Die Mehrein- 
fuhr beträgt also 445 Millionen gegen 1920: 1035 Millionen, 
Abnahme also 500 Millionen Yen oder 57 v.H., ihren Rück- 
gang haben wir schon als das bemerkenswerteste Kennzeichen 
der eesamten Bilanz kennengelernt. Im einzelnen weist die 
Einfuhr von allen Rohstoffen Rückgänge auf, mit der einzigen 
Ausnahme von Holz (1921: 21 Millionen, 1920: 17 Millionen, 
Zunalime: 4 Millionen Yen). Die wichtigsten übrigen Rolı- 
stoffe sind: alle Arten Düngemittel: 1921: 75 gegen 1920: 
173 Millionen, Abnalıme 98 Millionen Yen; Roh-Baumwolle: 
1921: 293 Millionen gegen 1930: 677 Millionen, Abnahme 
384 Millionen Yen, und schließlich Rohwolle: 1921: 22 Mil- 
lionen, 1920: 114 Millionen, Abnahme 92 Millionen Yen. 

-In-der Ausfuhr weisen alte Halbfabrikate Rückgänge auf, 
nämlich Rolhseide 229 gegen 1920: 317 Millionen, Abnahme 
88 Millionen Yen. Die Ursache dürfte in der fehlenden Kaulf- 
kraft der Vereinigten Staaten dank dem Versailler Vertrag zu 
suchen sein. Baumwollgarn 57 gegen 1920: 105 Millionen, 
Abnahme 48 Millionen Yen; der Grund liegt in dem wieder- 
aufgencmmenen Wettbewerb Europas und Amerikas in China 
usw., der nech durch das dauernde Ansteigen der Preise ın 
Japan verschärft wird. Das Gleiche gilt für Eisen mit 4 gegen 
1920: 10 Millicnen, Abnahme 6 Millienen Yen, und für Stroh- 
geflechte mit 4 gegen 18 Millionen, Abnahme 14 Millionen 
Yen. Auf diesen Gebieten sind Japan, dank seiner höheren 
Valuta, in europäischen Industrien gefährliche WERDE 
erwachsen. 

Unter den Fertigfabrikaten sei die Ausfuhr von seidenen 
und baumwollenen Geweben vorweggenommen, die ja mit 
den Halbfabrikaten Rohseide und Baumwollgarn zusammen- 
gehören. Fassen wir die Seidenausfuhr zusammen, so ergibt 
sich eine Ausfuhr von 1921: Rohseide 229, Gewebe 57, zu- 
sammen 286 Millionen, gegen 1020: Rohseide 317, Gewebe 
122, zusammen 139 Millionen, Abnahme 153 Millionen Yen. 
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Japans wichtigster Ausfuhrgegenstand zeigt also eine Ab- | 112, die Zunahmz betrug also 15 Millionen Ven. Ende August 
nahme um 35 v.H.! Noch gewaltiger ist der Rückgang bei | betrug der japanische Bargeldvorrat 2145 Millionen Yen, wo- 
der zweitwichtigsten Ausfuhrwarec, nämlich Baumwolle. | von 841 sich in den Händen der Regierung, 1304 in den 
Deren Ausfuhr sieht folgendermaßen aus: Garn 57, Gewebe | Händen der Reichsbank, 1223 in Japan, 922 im Ausland be- 
146, zusammen 203 Millionen, gegen 1920: Garn 105 und . fanden. Japans Goldvorrat befindet sich also immer noch 
Gewebe 237 Millionen, zusamnıen 342 Millionen, Abnahme | in ständigem Wachsen. 
139 Millionen Yen. Dem steht gegenüber eine Einfuhr von Ende August ist in gewöhnlichen Jahren deshalb ein 
Rohbaumwolle von 293 Millionen gegen 1920: 677 Millionen, | wichtiger Wendepunkt in der japanischen Wirtschaft, weil mit 
Abnahme also 354 Millionen Yen! Trotz dieser gewaltigen | diesem Zeitpunkt das Ueberwiegen der Einfuhr aufhört und 
Abnahme der Einfuhr, und obwohl ein Teil der Einfuhr für | die Ausfuhren immer größer zu werden beginnen. Das Jahr 
den Inlandverbrauch verarbeitet worden ist, beträgt hier die | 1921, das sich schon durch seinen gcwaltiren Rückgang der 
Mehreinfuhr nur 90 gegen 335 Millionen 1920, die Abnalıme | Einfuhr in den ersten acht Monaten von den normalen Jahren 
der Mehreinfuhr für diesen großen Artikel beträgt also nicht | unterschied, ist auch im September insofern ein Ausnahme- 
weniger als 245 Millionen Yen oder volle 73 v.H.! So ge- | jahr gewesen, als erst in diesem Monat eine größere Einfuhr 
waltig wirkt, abgesehen von dem zeitweisen Rückgang der | hereinzukommen begann, die 128 Millionen gegen 19%: 
Preise, die Wiederaufnahme des Baumwollhandels durch | 117 Millionen Yen betrug, die Einfuhr des Vorjahres also um 
Japans Mitbewerber im Verein mit Japans hochwertiger | 11 Millionen Yen übertraf. Die Ausfuhr dagegen blieb um 
Valuta, und so hoffnungslos sahen die japanischen Fabri- | 37 v.H. oder 58 Millionen Yen gegen das Vorjahr zurück, 
kanten in der Berichtszeit die Zukunft an! mit 96 gegen 1920: 154 Millionen Yen; die Mehreinfuhr für 
Die übrigen Fertigfabrikate weisen ebenfalls sämtlich |, September betrug also 32 Millionen Yen. Zunahmen der 
Rückgänge des Ausfuhrwerts auf, nämlich: Streichhölzer mit | Ausfuhr finden sich bei Hülsenfrüchten, Zucker, Bier, Seiden- 
10 Millionen um 12, Strickwaren mit 8 Millionen um 18, Glas- | abfällen, Rohseide und Zement, sonst sind alle Ausfuhrwaren 
waren mit 6 Millionen um 11, Eisenwaren mit 6 Millionen | zurückgegangen, besonders stark Baumwollgarn, Strohge- 
um 11, Maschinen mit 9 Millionen um 3, Spielzeug mit 5 Mil- | flechte, seidene und baumwollene Gewebe und ‚Spielzeug. Di: 
lionen um 11 und schließlich Verschiedenes mit 51 Millionen | Einfuhr wies besonders große Rückgänge in Fertigfabrikaten 
um 81 Mill. Yen. In allen diesen Rückgängen dürfte sich unter | wie Papier, Eisen, Maschinen, wollenen und baumwollenen 
anderen auch der wieder erstarkte ausländische Wettbewerb ! Geweben auf, Zunahmen dagegen bei . Kautschuk, Zucker, 
erfolgreich geltend machen, der auch in den Einfuhren dieser | Häuten, Leder, Hanf, Wolle, Dingemitteln, Farben, Papier- 
Klasse mit zum Ausdruck kommt, in denen mehrfach starke | stoff und ganz besonders Rohbaumwolle, letztere um nicht 
Zunahmen zu verzeichnen sind. So besonders wollene Gc- | weniger als 18 Millionen Yen. Da die ungewöhnlich große 
webe mit 19 um 4 Millionen und Maschinen mit 85 um | Einfuhr des September für den Inlandverbrauch bestimmte 
1S Millionen Yen. Unter den letzteren befinden sich zweifel- | Fertigfabrikate vernachlässigte und ganz besonders solche 
los viele Bestellungen der Spinnerei und Weberei, die zu teuren | Waren bevorzugte, die für Weiterverarbeitung zu Ausfuhr- 
Preisen während des Krieges gemacht worden sind und jetzt | Zwecken bestimmt sind, scheint in ihr ein Anzeichen für eine 
erst hereinkommen. Der japanische Markt leidet in ihnen | hoffnungsvolle Wiederbelebung der japanischen Wirtschaft 
und anderen Maschinen so starke Ueberfüllung, daß die Händ- | gegeben zu sein. In Fachkreisen wird es aber für wahıscheir- 
ler sie allınählich durch Auktionen abzustoßen suchen müssen. | lich gehalten, daß die Ausfuhr in den letzten Monaten de 
Die Finfuhr von Halbfabrikaten weist fast durchgängig Rück- | Jahres die Einfuhr, so gering sie geblieben ist, schwerlich 
vänge g-gen das Vorjahr auf, besonders in Chemikalien und | mehr wird einholen können, so daß das Jahr voraussichtlich 
Farbstoifen, sowie schr bedeutende in Roheisen aller Formen. j mit einer Mchreinfuhr von schätzungsweise 100 bis 200 Mil- 
Was schließlich die Verteilung der Ein- und Ausfuhr auf | lionen Yen abschließen werde. 
die einzelnen Länder betrifft, so weist nur die Ein- und Aus- | 
) 
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fuhr von und nach Deutschland eine Zunahme auf, ebenso die 
Einfuhr aus den Straits, Siam, Belgien, Oesterreich, Ungarn, 
Rußland, Portugal, Mexiko und Peru, während die Ein- und 
Ausfuhren aller übrigen Länder mehr oder weniger stark ge- 
sunken sind. 

Die Ziffern für Formesa und Korea bis Ende August 
sind in Millionen Yen: 


Wirtschaftlihe Lage HKoreas und der Mandschurd 
zu Aniang Sep’ember 1921. 


„Die wirtschaftliche Lage Korsas während des ganzen 
letzten Jahres zeigte alle Merkmale einer außerordentlichen 
Depression auf allen Gebieten <les Handels und Verkehrs,“ da- 
mit begann der Präsident der Bank von Chosen (Korea), Herr 
Minobe, seinen Geschäftsbericht auf der kürzlichen General- 


Formosa: 1921 1920 Abnahme versammlung der Aktionäre dieser Bank in Tokio, um dann 
Aufit 2.0.2.0. 03 25 — 10 weiter auszuführen: Gleiche Bedingungen herrschten auch 
Eintuhr. „00.0... 28 0 40 1 | cch während der ersten Hälfte dieses Jahres vor, Geschäfte 
Gesam’hardel . 2. 2.2.0.8 67 24 größeren Umfangs konnten nicht getätigt werden, alles schien 
Mehreinfuhr . 2 2 2203 17 14 zum Stillstand gekommen zu sein, industrielle Neugründungen 

ae 1991 1990 Abnahme waren nirgends zu verzeichnen. Erst in der zweiten 
Ar > nn ne u Hälite dieses Jahres ist wieder Leben in den stillstehenden 
Dr S1 _g Wirtschaftskörper des Landes gekommen, und wenn auch nur 
en m 55 schr langsam und mit großer Vorsicht an den Abschluß 

= u I größerer Geschäfte herangerangen wird, so berechtigen 

Mehreintuhr 0 2220.88 63 2 diese Anzeichen doch zu den besten Hoffnungen für die nahe 
Die Bilanz für Fdelmetall weist wegen des Verbots der | Zukuntft. 

Gollausfuhr, gegen das sich imnier mehr Stimmen von Faclı- Reis, von jeher der Haupthandelsartikel des Lands, 


mannern erklären, keine Ausfuhr auf. Die Einfuhr betrug | hat im vergangenen Jahre eine Ernte von 14 800 000 keku 
‚ur die ersten acht Monate 127 Millionen Yen gegen 19%: | (1 koku gleich rd. 182 Liter) ergeben und hat mit diesem Er- 


trag die vorherige Ernte um etwa 17 Prozent übertroffen. 
Anfang dieses Jahres konnten in diesem Artikel größere Ge- 
schälte abgeschlossen werden, weil in Japan selbst lebhafte 
Nachfrage nach Reis vorherrschte und die japanischen Pro- 
duzenten in Erwartung höherer Preise mit ihren Vorräten 
zurückhiciten. Sobald jedoch die Preise heruntergingen, war 
es mit dieser Handelstätigkeit vorbei. 

Die Baumwollernte des letzten Jahres belief sich 
auf 98 000 000 kin (1 kin gleich 600 Gramm) und war auch 
damit bedeutend besser als diejenige des vorherigen Jahres. 
Da die gebotenen Preise jedoch weniger als die Hälite des 
Vorjahres betrugen, blieben die Zufuhren aus, Geschäfte 
konnten nicht getätigt werden, und die Ausfuhr ging gegen 
die Vorjahre ganz beträchtlich zurück. Natürlich- blieben 
diese Umstände nich ohne schädigende Rückwirkung auf den 
Wohlstand der Bevölkerung, da Reis und Baumwolle ihr ja 
zum größten Teil die Mittel zum Lebensunterhalt gewähren. 

Einigermaßen auseleichend wirkten die lebhafteren Aus- 
fuhren in Gerste, Weizen und Bohnen, obwohl die 
Preise für diese Artikel gegen die Vorjahre ebenfalls beträcht- 
lich gesunken waren. Kokons brachten höhere Preise, und 
der Export darin nahm demzufolge zu. 

Was die neue Ernte anbelangt, so wurde Reis unter be- 
sonders günstigen Witterungsbedingungen ausgepflanzt, und 
falls diese Witterung weiter anhält, ist eine Ernte, die der 
1920er mindestens gleichkommt, zu erwarten. Auch die ande- 
ren Staaten dürften aller Voraussicht nach gleich gute Resul- 
tate erwarten lassen. | 

Die Fischerei, die in den koreanischen Gewässern 
von jeher sehr stark betrieben wird und von der eine große 
Küstenbevölkerung lebt, war zu gewissen Zeiten des Jahres 
so lebhaft, wie selten vorher, was einerseits auf niedrige 
Preise, die der ärmeren Bevölkerung den Ankauf von Fisch- 
nahrung gestatteten, andererseits auf geringe Fänge in „min- 
tai“, eine von den Koreanern besonders beliebte Fischart, zu- 
rückzuführen ist. 

Der Bergbaubetrieb, der infolge Streiks, hoher 
Löhne und geringer Absatzmöglichkeiten für die Produkte 
schwer zu leiden hatte, scheint sich in den letzten Monaten 
wieder erholen zu wollen. Besonders trifft dieses zu für die 
zahlreichen Goldminen, denen es in letzter Zeit gelungen ist, 
die Förderung beträchtlich zu erhöhen und die Produktions- 
kosten zu ermäßigen. Die Mehrausfuhr an Geld im letzten 
Halbjahr betrug etwas über 1 Million Yen mehr als im Halb- 
jahr vorher. 

Unter sclchen Verhältnissen war es nur natürlich, daß 
die Banken und Großfirmen sich nur auf solche Geschäfte 
einließen, die unbedingt ausgeführt werden mußten, und vor 
allen Dingen erst mal die greßen Vorräte, die während der 
Zeit der Hochkonjunktur aufgestapelt worden waren, auf jede 
nur mögliche Art loszuwerden suchten. Bei Exportgütern 
handelte es sich in erster Linie um Baumwolle und bei Im- 
portgütern um „piece goods“. Dieses Ziel ist während des 
letzten halben Jalıres fast erreicht worden. Die Exporte in 
dieser Zeit beliefen sich auf 96 309 000 Yen und die Importe 
auf 103 630 000 Yen. Verglichen mit dem gleichen Halbjahr 
des Vorjahres, zeigen diese Zahlen einen Verlust von 10 Pro- 
zent für den Export und von 28 Prozent für den Import. 
Reis, Baumwolle, Fische und Vieh als Hauptausfuhrartikel 
hatten bedeutend verloren, während Weizen, Ginseng, 
Kokons, Bohnenkuchen und Gold zugenommen hatten. In 
den Einfuhrartikeln hatten Hlirse, Weizenmehl, Petroleum, 
Baumwollgüter und Kohle besonders nachgegeben. 

In industriellen Unternehmungen, alten 
oder neuen, wurde in der Berichtszeit ein im Verhältnis zum 
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Vorjahr nur verschwindend geringer Betrag neu angelegt, 
nämlich nur 15 Prozent gegenüber der gleichen Vorjahrs- 
pericde oder 32340 000 Yen, während andererseits 13 Ge- 
sellschaften mit einem Kapital von 514, Millionen Yen liqui- 
dieren mußten. Solche Verhältnisse sind als die unvermeid- 
liche Felge auf Jdie außergewöhnlichen Umstände während 
und unmittelbar nach der Kriegszeit zurückzuführen. Dabei 
muß als erfreuliches Zeichen einer beginnenden Gesundung 
des Geschäftsicbens bemerkt werden, daß die während der 
Kriegszeit spekulativ in Bergwerks-, Schiffahrts- und ähn- 
lichen Unternehmungen angelegten Gelder frei gemacht wer- 
den, um in solid geleiteten Unternehmungen für Ackerbau, 
Fischerei und Gütererzeugung untergebracht zu werden. 

Die Bank von Chosen mußte in einer ganzen Reihe von 
Fällen eingreifen, wo es sich darum handelte, Schmal- 
spurbahnen, deren in den letzten Jahren eine größere 
Anzahl begonnen oder auch fertiggestellt worden waren 
und die nun wegen der allgemeinen Depression kein Kapital 
zum Weiterbau mehr fanden bzw. wegen mangelnder Fracht 
in Zahlungsschwierigkeiten gerieten, über Wasser zu halten. 
Die Bank hat angeregt, alle diese kleinen und kleinsten Bahnen 
zu einer Gesellschaft zu vereinigen, und dementsprechende 
Vorarbeiten sind im Gange. | 

Die von den großen in Korea arbeitenden Banken 
langfristig gegebenen Anleihen für Ackerbau und In- 
dustrie beliefen sich Ende Mai dieses Jahres auf 123 000 000 
Yen, während die entsprechenden Zahlen für das Jahr 1913 
ncch nicht 10 Millionen Yen und für 1918 etwa 30 Millionen 
Yen gewesen waren. Diese Zahlen, obwohl sie immerhin 
für ein so großes und aussichtsreiches Land wie Korea noch 
verhältnismäßig klein erscheinen, lassen dech erkennen, daß 
ein rasches Aufblühen des Landes bald zu erwarten ist. 


Mandschurei. 


Für dn Handelund Verkehr in der Mandschurei 
während der ersten Hälfte dieses Jahres kommen ungefähr 
die gleichen Verhältnisse in Frage, wie sie vorstehend für 
Korea geschildert worden sind. Als besonderes Moment kam 
dazu das ständige Fallen des Silberkurses, wo- 
durch der Importhandel fast ganz lahmgelegt wurde. 

In den ersten drei Monaten des Jahres war eine lebhafte 
Zufuhr von Massenprodukten, wie Bohnen, Bohnen- 
kuchen und Weizen aus dem Landesinnern nach den 
Küstenplätzen zu verzeichnen, doch war diese Güter- 
bewegung eine regelmäßig alle Jahre um diese Zeit auf- 
tretende Erscheinung. Die Güter wurden in den Küstenplätzen 
aufgestapelt und fanden von da aus nur sehr schwer Ab- 
satz. Erst im zweiten Jahresviertel änderten sich diese Ver- 
hältnisse dadurch zum Bessern, als Bohnenkuchen regel- 
mäßig um diese Zeit als Düngemittel in Japan und Südchina 
rege Nachfrage finden und nach Europa und Aegypten recht 
beträchtliche Weizenausfuhren statlfanden. So wur- 
den im zweiten Jahresviertel 800 000 Tonnen Bohnenkuchen, 
200 000 Tonnen Bohnen und in den Monaten März und April 
150 000 Tonnen Weizen ausgeführt. 

Der Einfuhrhandel stand unter einem besonders 
ungünstigen Stern und zeigte Bedingungen, wie solche in 
früheren Jahren gänzlich unbekannt waren. Die Preise für 
Einfuhrartikel fielen unaufhaltsam, besonders auch dadurch, 
daß die japanischen Greßhändler Not- und Angstverkäufe zu 
jedem annehmbaren Preise veranstalteten. Hinzu kamen die 
abnormale Entwertung des umlaufenden chinesischen Papier- 


_geldes, große Bankrotte chinesischer Großfirmen im Innern 


des Landes und die an zahlreichen Orten epidemisch auf- 
tretende Lungenpest, die jeden Verkehr unterband. Wie in 
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Korea beschränkte sich der Großhandel in der Hauptsache 
auf den Abschluß von wirklich dringenden Geschäften, deren 
Anzahl verschwindend gering blieb. 

Was die zahlreichen während der Handelshochkonjunktur 
in der Mandschurei neugegründeten jäpanischen Handels- 
gesellschalten angeht, so sahen sich schon bald nach Kriegs- 
ende viele von diesen genötigt, zu liquidieren, andere blieben 
in den ersten Stadien der Gründung stecken und eine Reihe 
anderer sah sich plötzlich infolge des Stockens aller Geschäfte 
gerceßen Schwierigkeiten gegenüber; in den ersten Monaten 
dieses Jahres mußten nicht weniger als 23 dieser Kriegs- 
gesellschaften ihren Bankrott erklären. Diesen Verhältnissen 
entsprechend war die Neuanlage von Kapital in landwirt- 
schaftlichen und industriellen Unternehmungen in der Mand- 
schurei nur sehr gering und belief sich mit nur 2 570 000 Yen 
auf etwa den 21: Teil des in der gleichen Zeit des Vorjahres 
(Januar— Ende Mai) neuangelegten Kapitals. Das ist eine er- 
staunliche Tatsache, besonders in einem Lande, wie die 
Mandschurei, die so voll von Entwicklungsmöglichkeiten ist 
und in der sich alle soliden Unternehmungen schon immer 
außcrordentlich rasch entwickelt haben, sie illustriert daher 
am besten die schlimme Handelslage in der ersten Hälfte 
dieses Jahres. 

Wie eingangs ausgeführt, wurden die Güter aus dem 
l.andesinnern nach den Küstenplätzen geschafft, wo sie auf- 
eestapelt wurden, und so gehört die südmandschurische Eisen- 
bahn, als einziger die Mandschurei von Norden nach Süden 
durchquerender großer Handelsweg, auf dem sich die Güter 
notwendigerweise ansammeln mußten, zu den wenigen Groß- 
betrieben, die reichlich beschäftigt waren. In der Berichts- 
zeit trafen bis zu 500 beladene Frachtwagen in Dalny ein, nur 
an wenigen Tagen sank diese Zalıl bis zu 300 herab. Ende 
Januar lagerten etwa 75000 t Stapelgüter auf den großen 
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Eisenbahnstaticnen im Innern, die abzutransportieren waren 
und ihre Abfuhr war bis Ende Juni neben den laufenden 
Gütern bis auf etwa 17000 t gelungen. Die sich in großen 
Massen in Dalny ansammelnden Güter, die in den ersten dgei 
Monaten des Jahres nie unter 300000 t heruntergingen, 
konnten bis zu 100 000 t im Mai mit Hilfe zahlreicher greßer 
und kleiner Dampfer heruntergedrückt werden, gingen dann 
aber später, als das Geschäft wieder aufzuleben begann, 
wieder auf 220 000 t hinauf. Die während des ersten Halb- 
jahrs ausgeführten Gütermengen hatten einen Wert von 
68430000 Taels und der Wert der eingeführten Güter be 
zitferte sich auf 28020000 Taels, übertrafen somit die ent- 
sprechenden Zahlen des Vorjahres um 10 020 000 Taels bzw. 
1730000 Taels. Die Steigerung ist an und für sich nur 
gering, berechtigte aber doch zu der Annahme, daß ein 
baldiges Wiederaufleben des Handels zu erwarten ist und 
daß allmählich wieder normale Verhältnisse eintreten dürften. 
Dazu tragen weiter außerordentlich günstige Ernteaussichten 
bei. (Dieser Bericht reicht nur bis August} inzwischen sind 
Nachrichten eingegangen, daß die Ernte in der Mandschurei 
senr gut ausgefallen ist. Die Red.) Reichliche Regenfälle wäh- 
rend der Aussaat und des Wachstums der Saaten haben volle 
Felder geschaffen und Weizen, Hirse, Kauliang und Bohnen 
versprechen so gute Ernten, wie selten bevor. Diese Produkte 
bleiben immer die Haupthandelsartikel der Mandschurei und 
neben Bohnen hat sich Weizen in den letzten Jahren einen 
testen Platz auf den Weltmärkten erobert. So sind alle Vor- 


Bedingungen gegeben, daß nach Wiederkehr normaler Ver- 
hältnisse in politischer und wirtschaftlicher Beziehung die 
Mandschurei einer Blütezeit entgegengehen kann; die bereits 
vor dem Kriege begonnen hatte und nur durch die außer- 
gewöhnlichen Umstände der Jahre 1920/21 
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China. 


Weizen-Ausfuhr aus Schantung durch Japaner. In Handels- 
und Beamtenkreisen der Provinz Schantung war man, wie aus 
chinesischen Blättern von Mitte September hervorgeht, aufs 
äußerste darüber empört, daß japanische Geschäftsleute in 
Tsinanfu Jurch ihren dortigen Konsul bei den Provinzhehörden 
um die Erlaubnis zur Ausfuhr von 200 000 Tonnen Weizen nach 
Japan eingekommen waren. Die Provinzialversammlung, die 
deswegen beiragt worden war, hat sofort bei der Pekinger Re- 
gierung telegraphisch den schärfsten Protest eingelegt und 
gebeten, jeglichen Getreiderxport aus der Provinz zu verbieten, 
und diesen Protest damit begründet, daß die Bevölkerung im 
Vorjahre durch die große Hungersnot sehr gelitten habe und 
daß auch die diesjährige neue Erntz wegen der groben Ucher- 
schwenmunreen eine mehr als schlechte gewesen sei. Die 
Japaner behaupten dagegen, daß ihnen im Jahre 1919 eine Aus- 
fuhrbewilligung auf jährlich 200 000 Tonnen Weizen gegeben 
worden sei und daß sie auf Grund dieses Abkommens jetzt wic 
bereits im Jahre 1919 zur Ausfuhr berechtigt seien. Da sie 
trotz der ihnen bekannten außerordentlich schlechten Ernte 
auf ihrem Schein bestanden, mußte sich die Zentralregierung 
in Peking mit der Anzxelegenheit befassen, die aber bis zum 
Abgang der letzten Zeitungen aus China noch zu keinen Ent- 
schluß gekommen war. 


Ausstellung chinesischer Erzeugnisse in Ueberseeländern. 
Das Ministerium für Handel und Landwirtschaft hat bekannt- 
gegeben, daß es beabsichtige, in den Hauptstädten einiger 
iremder Staaten Ausstellungen von chinesischen Erzeugnissen 
und Handelsartikeln zu veranstalten. Vorläufig sind Neuyork. 
London und Paris in Aussicht genommen, und die dortigen 
chinesischen Gesandten sollen angewiesen werden, mit den 
gleichzeitig zu entsendenden Sonderkommissionen zusammen 
Vorbereitungen zu treffen. 


Japan. 


Japans Kohlenvorräte. Nach den Untersuchungen des 
japanischen Bureaus für Bergwerksunternehmungen belaufen 
sich die voraussichtlichen Kohlenvorräte im eigentlichen Japan 
auf etwa 3 Milliarden Tonnen. 

Der Teehandel 1920/21. In einem ausführlichen Markt- 
bericht über den Techandel der Saison 1920/21 wird ausgeführt, 
daß Indien, Ceylon und Java etwa 80 Millionen Piund hinter 
ihrer gewöhnlichen Produktion zurückbleiben. Ceylon-Tee ver- 
drängt den japanischen mehr und mehr vom amerikanischen 
Markt, wodurch die Japaner bereits schwere finanzielle Ver- 
juste erlitten haben und einige Großhändler bereits zu schließen 
gezwungen waren. In England ist überhaupt kein Markt für 
japanischen Tee mehr. 

Die Ausfuhr von Java-Tee ist von 133313200 Pfund im 
Jahre 1919,20 auf 72122600 Pfund im Jahre 1920/21 gefallen. 
Wegen des mangelnden Absatzes sind eine ganze Reihe von 
dortixen Pflanzern in Zahlungsschwierigkeiten geraten - und 
mehrere haben Konkurs anmelden müssen. Die kapitalkräftigeren 
Pilanzer machen große Anstrengungen, um die Qualität durch 
Finführung modernerer Arbeitsmethoden zu verbessern und da- 
durch neue Kunden zu gewinnen. 

Daxexen ist der Export von Sumatra-Tee von 9970 538 
Pfund im Jalıre 1919.20 auf 10946 332 Pfund gestiegen. Die 
Qualität ist gut und die Aussichten für weiteren Absatz der 
Produkte befriedigend. 

Was China anbelangt, so steht seine diesjährige Ernte unter 
einem besonders ungünstigen Stern. In London lagerten aus der 
vorjähriren Ernte noch sehr große Vorräte, die nicht abgesetzt 
werden konnten und zu hohem Kurs teuer eingekauft worden 
waren. Teilweise mußten die Vorräte zum halben Selbstkosten- 
preise losgeschlagen werden, und die Importcure haben sehr 
sroße Verluste erlitten. Da die Selbstkosten und Frachtkosten 
usw. auch dieses Jahr recht hoch sind, darf mit großem Absatz 
nicht gerechnet werden. Hindernd auf den Export wirken die 
mancherlei behördlichen Schikanen und Abwaben auf Tee in 
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China selbst, sowie auen die durch veraltete Gewinnungs- 
methoden herabgeminderte Qualität ein. Unter solchen Um- 
ständen nimmt es nicht wunder, daß der chinesische Tee-Export- 
nandel ständig zurückgeht. j 


Die japanische Glasindustrie. Die japanische Regierung hat 
gesetzlich vom 1. Oktober d. J. ab den FEichzwang für Meb- 
instrumente aller Art eingeführt. . Auf Grund früherer Nacıı- 
sichten ist als ziemlich sicher anzunehmen, daß für die meisten 
MeBinstrumente vorläufig noch die alten japanischen Mah- 
einheiten zur Anwendung kommen dürfen, während gewisse 
Arten von Meßinstrumenten nach dem europäischen Dezimal- 
ystem geeicht worden sind. Erst allmählich soll eine Üeber- 
leitung aller Maße und Gewichte in das Dezimalsystem statt- 
finden. Durch diese Maßnahme und durch die neuerdings ein- 
geführte Rückvergütung eines Teiles des Einfuhrzolles auf Roh- 
materialien beabsichtigt die Regierung der durch fremde 
Konkurrenz hartbedrängten japanischen Glasindustrie wieder 
auf die Beine zu helfen. Da die Eichung in Japan selbst vor- 
xenommen werden muß und die Bestimmungen recht scharfe zu 
sein scheinen, dürften die europäischen Erzeugnisse, die seit 
Kriegsende wieder in großen Mengen nach Japan eingeführt 
worden sind und sich dort noch auf Lager befinden, trotz 
besserer Beschaffenheit gegenüber den japanischen Erzeugnissen 
ins Hintertrefien geraten. Hat so die japanische Regierung, 
wenn auch vielleicht nur auf kurze Zeit, ihrer eigenen Glas- 
industrie im eigenen Lande einen Vorsprung verschafft, so ist 
doch als ziemlich sicher anzunehmen, daß Japan auf den Welt- 
märkten bald wieder auf seinen früheren unbedeutenden Platz 
zurückgedrängt sein wird, nachdem die Geschäftswelt nicht 
inchr, wie während des Krieges, notgedrungen mit den schlechten 
japanischen Erzeugnissen vorlieb nehmen muß. Trotz aller An- 
strengungen ist die Qualität der japanischen Fabrikate während 
der letzten Jahre nur sehr wenig verbessert worden, und 
billigere Preise kommen heute, nachdem Arbeitslöhne und Un- 
kosten so bedeutend gestiegen. sind, kaum mehr in Frage. Tat- 
sächlich hatte während des Krieges der Export japanischer Glas- 
industrie-Erzeugnisse solche Fortschritte gemacht, daß fast die 
ganzen Länder des gegen die europäischen Mittelmächte 
kämpfenden Feindbundes mit japanischen Glasinstrumenten für 
l.aboratorien und wissenschaftliche Zwecke usw. versorgt wurden. 
Die Erzeugung von Instrumenten solcher Art betrug im Jalıre 
1918 michr als sechsmal so viel als 1914, d. h. mehr als für 42 
Millionen Yen, und die Ausfuhr war auf das Zwölffache ge- 
stiegen. Dagegen hat sich die Einfuhr von solchen Glasarten, 
wie man sie in Japan nicht herstellt, wie z. B. Fensterglas, kaum 
merklich verändert; sie erreichte im Jahre 1920 die gleiche 
Höhe wie 1914, nämlich rund 2% Millionen Yen. 

Als Folge der wiedereinsetzenden fremden Konkurrenz 
mußten die großen Werke sehr bald ihre Produktion wieder um 
50% heradsetzen, während kleinere Werke überhaupt still- 
gelegt wurden. Der Rückgang des Handels zeigt sich auch in 
der Ausfuhrziffer, die für 1920 etwa 23 Millionen, für die ersten 
6 Monate 1921 nur noch 4 Millionen Yen betrug. Cs. 


Kurze wirtschaftliche Nachrichten aus Ostasien. In 
Tientsin ist eine neue japanische MHandelsgeszllschaft mit 
einem Kapital von 7% Millionen Yen gegründet worden. Die 
Gesellschaft betreibt Baumwollhandel und Börsengeschäfte aller 
Art. Mehrere Chinesen sitzen im Direktorium und Aufsichtsrat. 

Nach dem „Shanghai Journal of Commerce" ist zurzeit ein 
nceucs Börsenunternehmen mit einem Kapital von 20 Millionen 
Dollar in Bildung begriffen. Es wird unter der Firma Uni- 
versal Exchange in der Szetchuan Road in Schanghai 
seine Burcaus eröffnen. 

Es verlautet, daß eine gewisse japanische Firma 70 Millionen 
Yen aufgebracht hat, um in Schanghai eine große 
Spinnerei zu erbauen, in der Baumwolle, Garne, Zwirne, 
Piece-goods, Seiden- und Wollwaren erzeugt werden sollen. 
bie Anlagen sollen nach Fertigstellung etwa 1000 Mou Grund- 
fläche bedecken und 30000 Arbeiter beschäftigen. 

Der Bau der großen, modern eingerichteten Mehlmühle 
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in Lungchingtsun, einer Stadt von ctwas über 3000 
Einwohnern in‘ der Mandschurei, neigt sich seinem Ende zu. 
Die Gebäude sind fertiggestellt, und die aus England bezogenen 
Maschinen werden zurzeit aufmontiert. Die Fabrikanlag.n 
versorgen gleichzeitig die Stadt mit Kraft und Licht. 

In Canton hat sich in Verbindung mit übersceeischen Süd- 
chinesen unter den dortigen Großkaufleuten eine Gesellschait 
gebildet, um cine große Handelsgesellschaft mit einem Nominal- 
Kapital von 150 Millionen Dollar ins Leben zu rufen. Unter den 
verschiedenen Projekten befinden sich solche für den Anbau von 
Zuckerrohr und dessen fabrikmäßige Ausbeutung in Kwantung, 
Erbauung von Baumwollspinnereien in Kiangsu, Seidenfabriken 
in Chekiang, Betrieb von Dampferlinien und Bergwerksunter- 
nehmungen in Südchina und einer Bank in Schanghai. Die 
chinesischen Handelskammern in Manila und Rangoon in 
Vorderindien sind an den Projekten interessiert und haben die 
Unterbringung von Anteilscheinen übernammen. 


Dampferfahrt nach Ostasien, 
Im Zwischendeck von Triest nach Ostasien. 


Der ungünstige Stand unserer Valuta macht eine Reise 
nach Ostasien in der ]JI. oder II. Schiffsklasse unerschwing- 


lich teuer und darum unmöglich. Viele unserer Landsleute ver- 
suchen es darun notgedrungen mit der Ill. Klasse, unter der 
bei den Dampfern des Triester Lloyd in der Regel das Zwischen- 
deck, also die Auswanderer-Klasse zu verstehen ist. Daß die 
Auswandererklasse dieser Schiffe keinen Vergleich aushält mit 
den hervorrigenden Zwischendeckseinrichtungen des Nord- 
Geutschen Lloyd und der Hamburg-- Amerika-Linie aus der Vor- 
kriegszeit, bedarf keiner besonderen Erwähnung. Bei der außer- 
ordentlich großen Mannigfaltigkeit der Rassen, die unterwegs 
auf längere oder kürzere Strecken die Dampfer benutzen und die 
zum Teil an Reinlichkeit, Bequemlichkeit, Nahrung, Unter- 
bringung usw. erheblich niedrigere Ansprüche stellen, stellt ein 
sechs- bis achtwöchentlicher Aufenthalt im Zwischendeck an die 
an höhere Ansprüche gewöhnten Mitteleuropäer doch recht er- 
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hebliche Anforderungen. Hinzu kommt, daß die Zwischendecks- 
räume Licht und Luft lediglich von der Deckluke empfangen, 
und daß darum bei der heißen Fahrt nach Ostasien unten eine 
schier unlerträgliche Hitze herrscht. Daß die Luftverhältnisse 
unten äAußerst schlechte sind, wenn z. B. wegen schlechten 
Wetters die Luken auf längere Tage geschlossen bleiben müssen, 
bedarf keiner weiteren Erwähnung. Die Ernährung ist auch 
nicht erstklassig, im Gegenteil, recht viertklassig, einfach und 
eintönig, so daB nicht einmal die EBzeiten eine angenehme Ab- 
wechslung in dem dunklen Dasein bringen. Die Reise im Zwischen- 
deck nach Ostasien ist darum nur für „Männer“, die derartige 
Strapazen schon eher auf sich nehmen können, während Frauen 
und erst recht Frauen mit kleinen Kindern nicht dringend genug 
von einer Ausreise nach Ostasien in Zwischendeck abgeraten 
werden kann, zumal keinerlei besondere Erleichterungen für 
Kinder möglich sind. So wird der „Ostasiatischen Rundschau“ 
in einem Briefe, der etwa 30 Unterschriften trägt, von einem 
Zwischendeckreisenden des Dampfers „Nippon“ wie folgt ge- 
schrieben: 

„Es ist fürchterlich, denn der „Nippon“ ist das älteste, aber 
auch das langsamste Schiff. Wir können uns gefaßt machen, dab 
wir vor 8. Dezember nicht in Schanghai sind. Am 29. September 
abends sind wir aus Triest abgefahren, dann ging es nach 
Venedig und von da ab 1. Oktober weiter nach Spalato (Vranitza), 
wo wir drei Tage lagen, um Zement einzuladen. Ein Tag vor 
unserer Ankunft war eine große Zementiabrik ausgebrannt mi 
einem Schaden von über 50 Millionen Dinar. (?) Wir sind über 
40 Deutsche an Bord, darunter 9 Missionare und auch mehrer: 
alte Bekannte, doch Ist es sonst sehr langweilig. Morgens gibt 
es eine Tasse Kaffee mit einen Stück Weißbrot, ein Stückchen 
Käse, um 12 Uhr mittags entweder Makkaroni resp. Spagetti, und 
dann Fleisch mit Kartoffeln, resp. Bohnen oder Salat, dann um 
4 Uhr eine Tasse Tee mit einem Stück Brot und um 7 Uhr 
Abendbrot, Suppe und Fleisch mit Gemüse. Wir haben einen 
Chinesen, der früher zwölf Jahre beim Norddeutschen Lloyd iuhr 
und auch dort wieder ankommen möchte. Er macht alles ir 
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uns Deutsche und besorgt auch alles. Er ist ein ganz famoser 
Kerl, immer nett und gefällig. Gut, daß er da ist, sonst ginge cs 
auch nicht zum Besten. Der Unterschied von der Single class 
und unserer ist ein kolossaler; insbesondere ist die Verpflegung 
schlecht... Es wäre sehr angebracht, wenn man das unserer 
Zeitung dort mitteilte. Sehr zu empfchlen wäre allen, die dritter 
Klasse fahren, Butter (?) und Jam mitzubringen und Medizin 
(Hausapotheke) nicht zu vergessen, damit sie ihre Kost etwas 
verbessern können. Es gibt zwar genug, doch läßt die Zu- 
bereitung zu wünschen übrig. Wir bekommen zweimal Fleisch, 
doch fast immer nur ausgekochtes Rindfleisch und das ist, 
ebenso wie die Kartoffeln, Reis und Makkaroni meistens so 
hart, daß man messerscharfe Zähne haben muß, um es klein zu 
bekommen. Es sind 7 kleine deutsche Kinder von 3 Familien 
hier, die aber niemals eine leichte Speise wie Porridge zu sehen 
bekommen. Auf dem „Antilochus“ haben wir ohne Zweifel doch 
zehnmal besser gelebt. Die Preise sind fürchterlich hoch, bisher 
habe ich mir noch nicht einmal Zigaretten leisten können. Eine 
Flasche Bier (Spatenbräu) kostet % Liter 7 Lire oder 30 Mark, 
einmal Butter für 2 Stück Brot 15 M. In Port Said gingen viele 
italienische Passagiere an Land, doch gingen sie zwei Stunden 
vor der Ankunft noch alle mit auf die Brücke, um sich dort über 
die schlechte Verpflegung zu beschweren.“ 

Ausreise auf japanischem Frachtdampier. 
Von einem Freund unseres Blattes, der die Ausreise nach dem 
Osten an Bord eines Frachtdampfers der Osaka Shosen Kaisha 
‘ gemacht hat, geht uns die folgende Zuschrift zu: 

Auf dieser Fahrt muß ich viel an unsere gemeinsame Fahrt 
auf dem „Atreus‘ denken. Morgen sind wir in Singapore, und 
es wird uns nicht viel anders ergehen, als uns seinerzeit. Drei 
Tage sind vorgesehen, doch an Land gehen wird ausgeschlossen 
sein. In Port Said erschien ein Engländer und drückte einen 
Stempel „Not allowed to land“ in unsere Pässe. Dann wurden 
wir von ägyptischen Polizisten bewacht!! Zuerst ahnte ich das 
gar nicht, denn die höflichen Japaner sagten, es müsse immer 
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cine Bordwache in Port Said sein. Das mag stimmen. Unsere 
Polizisten hatten aber, wie sie selbst sagten, die Extrapilicht, 
bei jeder Ablösung bis drei zu zählen, ob wir drei deutschen 
Passagiere noch da seien. Nachts guckten sie sogar in die 
Kabinenfenster und erschreckten mit ihren schwarzäugig- 
schwarzbärtigen Gesichtern meind Frau tödlich, da sie allein, 
das heißt, ich auf Deck schlief. In Singapore wird es wohi 
ebenso werden! Das großzügige England! Die Fahrt auf dem 
Frachtdamrfer der Osaka Shosen Kaislıa ist nicht zu empfehlen. 
Zwar sind die Kabinen erstklassig, Speisezimmer und Deck 
passabel, doch die Bedienung ist schlecht, das Essen öde trockne 
englische Küche. Ein Waschmann ist bei sechzigtägiger 
Reise (!) nicht vorhanden! Solange es kalt war, wusch gegen 
Geld und gute Worte der „Boy“ etwas, aber nachher wurde es 
ihm „zu warm“, gerade als man ces am nötigsten brauchte. Das 
Unangenchniste ist aber „das Klopfen“. Von Biscaya ab bis 
etwa Colombo klopften täglicn gegen zehn Matrosen mit 
eisernen Hämmern von dem eisernen Vorderdeck “en Rost ab. 
Das infernalische Geräusch ist wie in einer Schmiede, und maıı 
kann verrückt davon werden. Bescnders im Roten Meer, wo 
wir 98 Grad bei großer Feuohtigkeit hatten, ohne jede Brise, 
Die Fächer waren nur Ornament und gingen nur des Nachts. 
Der Kapitän versicherte uns, daß jeder Frachtdampfer auf jeder 
Fahrt so abgeklopft werden müsse. Außerdem ist unser Schiff 
nagelneu, so daß es daran nicht liegt. Man ist hier eben nur 
gerade „geduldet“, denn jetzt wird wieder seit einer Woche das 
Deck, und ebenso die Korridore, Badezimmer usw., mit Oel- 
farbe gemalt, so daß man sich nicht nıchr rühren kann. Der 
Kapitän selbst hat sich schon seinen Kimono völlig damit ver- 
dorben. Da sonst nirgends Sonnensegel sind, ist man auf dieses 
ungastliche Deck beschränkt. Bei aller Minderwertigkeit der 
„Atreus“-Fahrt fällt der Vergleich doch manchmal ungünstig 
für die jetzige Reise aus. Die Japaner sind mit wenigen Aus- 
nahmen sehr angenchme Leute, höflich und freundlich. In allen 
Köpfen spukt ein amerikanisch-japanischer Krieg. 
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BEIN UNTLLLLLLNNTLLUNU Verschiedenes SEEN v erschliedenes  BIMMMMMmNNmEEN 


Den Mitteilungen menasneves 
: des Verbandes für den Fernen Osten. ! 
; Berlin W. 35. Potsdamer Straße 2811. ; 


“908 0000 0009000 00090000000 0000 000000000 000000000900 0000 0090 0000 0o.„......,.,..—.”"nus.... 


Vierundzwanzigster Ostasiaten - Abend. Der nächste Ost- 
asiaten-Abend findet Montag, den 19. Dezember 1921, abends 
8 Uhr, im Restaurant „Rheingold‘“ statt. Mit Rücksicht darauf, 
daß der Muschelsaal des „Rheingold‘ bei der letzten Zusammen- 
kunft sich als viel zu klein erwies, eine ungünstige Akustik hat 
und infolge musikalischer Darbietungen im „Rheingold“- 
Restaurant sowie durch Geräusche aus der naheliegenden 
Restaurationsküche sehr unruhig ist, werden die weiteren Zu- 
sammenkünfte dieses Winters im Ebenholzsaal des „Rheingold“ 
stattiinden. Die Einladung zum 24. Ostasiaten-Abend wird der 


nächsten Nummer der „Ostasiatischen Rundschau“ beigefüzt 
werden. 

Der dreiundzwanzigste Ostasiaten - Abend. Die erste 
größere, infolge des Streiks der Gasthausangestellten leider 


recht verspätete Zusammenkunft dieses Winters erfreute sich 
einer so außerordentlich regen Beteiligung, daß es kaum möglich 
war, alle Teilnehmer im Muschelsaal des „Rheingold“ unter- 
zubringen. Exzellenz von Truppel begrüßte die erschienenen 
Damen und Herren und dankte ihnen für das zahlreiche Er- 
scheinen. Alsdann erteilte Exz. v. Truppel Herrn Geheimen 
Regierungsrat Grosse, Direktor des Bundes der Auslands- 
deutschen, das Wort zu seinem Vortrage: „Die Endentschädigung 
der Auslandsdeutschen‘. 

In außerordentlich lichtvollen und klaren Ausführungen be- 
sprach Herr Qeheimrat Grosse die Absichten, die die Regierung 


in bezug auf die Regelung der Endentschädigung und insbeson- 
dere auch der Liquidationsschäden hege. Er wies auf die großen 
Schwierigkeiten hin, die angesichts der fast trostlosen 
finanziellen Lage des Reiches zu überwinden sein, und betonte, 
daß trotz aller Schwierigkeiten versucht werden müsse, alle 
beteiligten Kreise zusammenzufassen, um mit Nachdruck und Ent- 
schiedenheit zu fordern, daß den Auslandsdeutschen das zu 
zahlen sei, worauf sie Anspruch hätten. Es sei nicht angängig, 
daß das Reich sich bereichere auf Kosten der Geschädigten. 


Unsere Regierung sei eine Regierung der Erfüllung, aber 
sie solle es nicht nur sein Deutschlands ehemaligen Feinden 
gegenüber, die Augen und Ohren angesichts unserer Notlage 
verschließen, sondern sie müsse es vor allem auch den eigenen 
Staatsangehörigen gegenüber sein. Es handele sich um den 
Wiederaufbau; es handele sich darum, unsere Auslandsdeutschen 
in den Stand zu setzen, ihre Tätigkeit im Auslande zum Nutzen 
des Vaterlandes wieder aufzunchmen. Daran habe das Reich das 
größte Interesse und daher müsse der Weg einer Regelung der 
Entschädigungsansprüche gefunden werden, der den Interessen 
der Geschädigten sowohl wie den Interessen des Reiches, dessen 
Notlage sich kein vernünftig denkender Mensch verschließe, an- 
nähernd gerecht werde. Langanhaltender Beifall dankte Herrn 
Geheimrat Grosse, dessen Ausführungen zeigten, mit welcher 
Objektivität und Hingabe er persönlich sich für eine gerechte 
Lösung des unendlich schwierigen Entschädigungsproblems ein- 
setzt. Der Bund der Auslandsdeutschen bereitet gegenwärtig 
cine Denkschrift über die Regelung der Liquidationsschäden und 
der Endentschädigung vor. Aus ihr werden sich die Auffassungen 
des Bundes der Auslandsdeutschen und die Gedanken, denen 
Herr Geheimrat Grosse in seinem Vortrag Ausdruck gab, er- 
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geben. Sobald die Denkschrift, die auch für weitere Kreise 
bestimmt ist, gedruckt sein wird. werden wir an dieser Stelle 
auf ihr Erscheinen hinweisen. 


Berufung nach Japan. Der außerordentliche Professor für 
Chirurgie an der Universität Halle a. S, Oberärzt der 
Chirurgischen Klinik und Leiter der Chirurgischen Poliklinik da- 
selbst, Herr Dr. med. Fritz Härtel, hat einen Ruf als ordent- 
licher Professor und Direktor der 1. Chirurgischen Klinik in 
Osaka in Japan erhalten und angenommen und wird voraussicht- 
lich Anfang nächsten Jahres dorthin übersiedeln. 


Gesuchte Adresse: Es wird gebeten, der Geschäftsstelle 
des Verbandes für den Fernen Osten E. V., Berlin W. 35, 
Potsdamer Straße 28 II, die gegenwärtige Anschrift der Herren 
Cazin und Damerius mitzuteilen. Es handelt sich um 
ihre Entschädigungsansprüche.e Beide Herren war vor ihrer 
Repatriierung im Mai 1919 bei der Hankow—-Szetchuan-Staats- 
bahn tätig. 


Adressenänderung. 


Bädeker, C. — Berlin SW., Yorkstr. 85. 

Bleichstein, Georg — Berlin O. 27, Kleine Andreasstr. 171. 

v. Borch, Dr. Gesandtschaftsrat — Peking, Deutsche Gesandtschalft. - 

Clement, Edgar Val. — Frasdorf, Oberbayern. 

Eilts. F. O. — Westhauderfehn b. Leer, Ostfriesland. 

Fitzan, Curt — Hamburg, Gröninger Str. 21. 

Gätchen, Kanzler — Schanghai, Deutsches Generalkonsulat. 

Heidorn, R. W. — Hamburg I, Alsterdamm 3. 

Jankowski, E. — Berlin W. 15, Lietzenburger Str. 4, Pension Borel. 

Kallin, M. Manager of the Kakinuma Fur Trading Company — Mukden. 

Kirchner, H. W. O., Alt-Rahlstedt b. Hamburg, Waldstr. 75. 

Knäpfel, Erich, China Melchers Corporation — Hankow. 

Liebe, Carl, Hameln, Hermannstraße. 

Lipa, Victor F. — Trieste, via S. Francesco 23/8. 

Matthiessen, C., Deutsche Harzgesellschaft m. b. H., Berlin NW. 24, 
Dorotheenstr. 24. . 

Munder, E., Stuttgart, Hackländerstr. 26. 

Nathanson, Albert, p. Adr. Herrn Reg.-Baumeister Nansen, Berlin W. 15. 
Sächsische Str. 74. 

Pape, W., p. Adr. Exzellenz Danneel, Schöneberg, Innsbrucker Str. 40 11. 

v. Probst, Pastor Fr. — Kapstadt, Südafrika. 

Pütz, Peter, p. Adr. Peter Valder — Tsingtau (China). 

Rösel, Gottfried, stud. phil. — Berlin NO. 43, Georgenkirchstr. 56 1. 

Sakowsky, Attache im Auswärtigen Amt, Berlin-Steglitz, Ringstr. 9. 

Schirmer, Konsul — Schanghai, Deutsches Generalkonsulat. 

Schmidtboran, Dir. A. Gebr. Röchling, Bank, Berlin W. 8, Unter den 
Linden 17/18. 


Allgemeiner Teil: Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortl. Schriftleiter: Dr. F W.M 


Schnabel, Rudolph — Changsha (Provinz Hunan), China. 

Steger, M.. Mannesmannhaus, G. m. b. H. — Westhoven b. Cöln a. Rhein, 
Rheingaustr. 20. 

Specka, Konsul Dr., Auswärtiges Amt, Berlin, Wilhelmstr. 75. 

Steinhoft, Heinrich, Essen-Bredeney, Holunderweg 21. 

Stolz, August, Eiserfeld, Sieg, Eisernstr. 65. 

Stötzner, Dr. — Hammergut-Delzengrund, Post Gottleuba. 

Straßer, Geh. Regierungsrat u. Oberregierungsbaurat — Nürnberg, Selr- 
bacher Str. 26 1. 

Wagner, M. A. — Berlin S. 14, Neu-Kölln am Wasser 22. 

Weber, Vatsinal Anilin u. Chemie Comp., Ching Ching Building, Hankow. 

Westphal, Frau A., Lankwitz, Kurfürstenstr. 38 11. 

Wolf, Julius — Müncheberg i. Mark, Hauptstr. 5. 


Adressennachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die „Ostasiatische Rundschau 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verband 
mitzpteilen, damit in der Zustellung etwaiger Briefe und der ‚‚Ostasiatischen 
Rundschau” keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeit- 
schrift kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressa! 
unbekannt verzogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige Mit- 
teilung der jetzigen Adressen der nachstehend aufgeführten Herren: 


Dubber, W.F. — Nymwegen, Keiger Karel Plein 9 (Holland). 

Dultar, F. — Strehlen i. Schles., Hussiwetz 3. 

Christoph, Ch. F. — Berlin W., Landeshuter Str. 32. 

Dö&öhn, Adolf — Berlin-Charlottenburg, Kuno-Fischer-Str. 18 111. 

Daniels, G. O. p. Adr. Herra L. Wolcke Hamburg, Wandsbecker 
Chaussee 156. 

Damm, Walter — Stettin, Burscherstr. 18. 

Czrapski, Jena, Forstweg 21. 

Cunow, Georg, Deutsch-Asiatische Bank — Berlin W. 8, Kronenstr. 11. 

Knothe, Ottomar, p. Adr. Thomas, Thomas u. Co. — Hamburg, Ratbaus- 
straße 27, Bülowplatz. 


. 


Stapellauf in Japan. Die „Kaga“, das zweitgrößte Schlacht- 
schiff der Welt, lief am 17. November in Gegenwart von etwa 
100000 Menschen vom Stapel. Die „Kaga“ ist 700 Fuß lang 
und hat eine normale Wasserverdrängung von 40 000 t. Ihre 
Hauptbewaffnung besteht in 8 oder 10 sechzehnzölligen Ge- 
schützen. 


Chinesische Schifissubsidien. Die chinesische Regierung hat 
ihre Bereitwilligkeit erklärt, für Schiffsneubauten von mehr al: 
4000 t für die Dauer von 5 Jahren Subsidien zu zahlen, voraus 
gesetzt, daß die Schiffe die chinesische Flagge führen werden 
Schiffe, die auf chinesischen Werften gebaut werden, könnet 
weitere Subsidien in Höhe von 5 % erhalten. 


br. — Wirtschaftliche Nachrichten: Hauptschriftleiter Arthur Diı 


verantwortl.Schriltleiter: Dr. F.W. Mohr: tür die Anzeigen: C.Liehnock: sämtlich ia Berlin. — Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schrilteaverlags G.m.b.H., Berlıa SW. 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 
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Deutschland, China und die Washingtoner Konferenz. 
Von C. 


Wenig erfreulich ist es, daß die die Vertreter Chinas auf 
der Washingtoner Konferenz sich heute bemühen, die Dinge 
so hinzustellen, als seien die Schwierigkeiten, in die China im 
Laufe der letzten Jahrzehnte außenpolitisch gekommen ist und 
die letzten Endes der Anlaß zur Washingtoner Konferenz ge- 
worden sind, eigentlich nur durch Deutschland verschuldet. 
Deutschland wird in einer Denkschrift, die die chinesischen 
Vertreter der Washingtoner Konferenz unterbreitet haben, als 
der „Straßenräuber‘ bezeichnet, der durch seine aggressive 
Politik die Periode politischen Niedergangs Chinas auf dem 
Gewissen habe. „Das Vorgehen Deutschlands hat zum Kampf 
um Konzessionen und Interessenzonen und beinahe zur Zer- 
stückelung Chinas sowie zur unglückseliren Episode des 
Boxeraufstandes geführt.“ 


Jedes Wort eine Entstellung der Tatsachen! Jedes Wort 
der Versuch einer schwachen Macht, durch unbewiesene Be- 
hauptungen die Gemüter zu verwirren und die Schuld von 
sich selbst auf andere abzuschieben! Wer das Buch „Chinas 
New Constitution and International Problems“ von Tiao Min- 
chien, das im Jahre 1918 bei der Commercial Press in Shanghai 
erschienen ist, gelesen hat, weiß, wes Geistes Kind jene Denk- 
schrift ist. Tiao, der in England studiert hat und in den 
Jahren 1917 und 1918 Schriftleiter des „Peking Leader“ war, 
war bis vor wenigen Tagen Generalsekretär der chinesischen 
Delegation in Washington. Als er erkannte, daß das auf eine 
Verhetzung der Mächte untereinander angelegte Spiel für 
China in Washington vorläufig wenigstens verloren sei, daß 
man mit Redensarten allein auf die Dauer sich nicht anderen 
stärkeren Mächten gegenüber durchsetzen kann, griff Tiao, 
ganz seinem Charakter entsprechend, zur schönen Geste und 
bat um seine Entlassung vom Posten des Generalsekretärs. An 
Ueberhebung hat es Tiao nie gefehlt; der Ton, den er in 
seinem oben erwähnten Buch anschlägt, beweist das. 


Wir Deutschen sina zwar zu der Washingtoner Konferenz 
nicht hinzugezogen worden und haben infolgedessen keine 
Gelegenheit, uns an der neuen Regelung der Dinge im Fernen 
Osten, wenn eine solche in Washington zustande kommt, zu 
betätigen, brauchen dafür aber auch erfreulicherweise keine 
Verantwortung für Entschlüsse mit auf uns zu nehmen, die, 
wie die Dinge sich zu gestalten scheinen, keineswegs in 
unserem Interesse liegen können. . Trotzdem haben wir aber 
das größte Interesse daran, die Verhandlungen in Washington 
genau zu verfolgen; mittelbar wird auch unsere Sache dort 
mit geführt. In höchst unerwünschter Weiss freilich, da wir uns 
nicht einmal vertcidigen, nicht einmal sofort.Verwahrung ein- 
legen können. Von diesem Standpunkt aus kann man es nur 
begrüßen, daß Tiao, einer der schlimmsten und gefährlichsten 
Gegner, die Deutschland je in China gehabt hat, sich von 
einer weiteren Teilnahme an den Washingtoner Verhand- 
lungen selbst ausgeschaltet hat. 

Ernste Verwahrung aber muß von deutscher Seite gegen 
die Kampfweise der chinesischen Delegation eingelegt werden, 
wie sie in jener Denkschrift zum Ausdruck kommt, denn letzten 
Endes ist die Delegation als ganze für den Inhalt ihrer Schrift- 
stücke verantwortlich. Es mag richtig sein, daß die Besitz- 
ergreilung Kiautschous ein politischer Fehler war, wie es alle 
Maßnahmen sind, die durchzuführen schließlich die Kraft 
fehlt; auch soll zugegeben werden, daß sich die Besitz- 
ergreifung Kiautschous als Sühne für die Ermordung zweier 
deutscher Reichsangehöriger an sich nicht rechtfertigen läßt. 
Aber war jener Mord mehr als der unmittelbare Anlaß zur 
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% 

Fink. | 

Festsetzung Deutschlands an der chinesischen Küste? War 
der tiefere Grund nicht ganz anderswo zu sehen? War jencr 
Schritt der deutschen Politik nicht die beinahe selbstverständ- 
liche Folge der Schwäche Chinas, das im eigenen Lande nicht 
durchzuführen vermochte, was es in Verträgen zugesichert 
hatte? 

Es ist Heuchelei, wenn eine amtliche chinesische Ver- 
tretung erklärt, der „Straßenraub“ Deutschlands sei die Ur- 
sache der Schwierigkeiten Chinas. Wagen die chinesischen 
Delegierten nicht, England daran zu erinnern, daß der un- 
erhörte Versuch, seinem indischen Opium einen Markt in 
China zu sichern, es gewesen ist, der 1842 zur Fortnahn 
Hongkongs geführt hat? Wagen sie nicht, Frankreich dar- 
auf aufmerksam zu machen, unter welchen Unmiständen es sich 
des großen, indochinesischen Kolonialreiches bemächtigt hat, 
das einst einen Teil des chinesischen Kaiscrreichs gebildet 
natte und auf das es im Tientsiner Vertrag 1884 zu verzichten 
gezwungen wurde? Haben sie nicht den Mut, offen zu sagen, 
aus welchem Anlaß und zu welchem Zweck der Krieg Japans 
1894 geführt worden ist, und daran zu erinnern, wie China 
Rußland wichtige Teile seines mandschurischen Besitzes für 


die Bestrebungen des Zarenreiches, sich einen Zugang zu 


einem warmen Meer zu verschaffen, preisgeben mußte? 
Wollen sie vielleicht Amerika angesichts der auf seine Hilfe 
gesetzten Hoffnungen schonen, wenn sie die gewaltsame Be- 
sitzergreifung der Philippinen nicht erwähnen? Die V. St. 
haben sich nicht wie andere Mächte einst chinesischen Gebietes 
bemächtigt, aber sie haben bewußt die Philippinen aus dem 
Wirtschaftsverband Südostasiens, dem sie ein Jahrtausend und 
länger angehört haben, herausgenommen und in den ost- 
asiatischen gedrängt, wo die Inseln heute ein starker Stütz- 
punkt der amerikanischen Bestrebungen Ostasiens gegenüber 
(einschließlich Chinas) sind. Liegt das nicht alles zeitlich weit 
vor dem Eingriff Deutschlands? Und war das alles nicht 
mit der Anlaß zum späteren deutschen Eingriff? Haben daher 
die unter dem Einfluß Reuters, Havas’ und der Associated 
Preß stehenden Heißsporne Jungchinas ein Recht, immer 
wieder Kiautschou, Port Arthur, Weihaiwei und Kuanchou- 
wan als alleinige Beweise westlicher Agressiv- und Macht- 
politik aufzuzählen, statt von Makao, Hongkong, Indochina, 
Korea, Harbin und den Philippinen als solchen zu sprechen? 

Deutschland hat durch seinen reuen Vertrag mit China 
sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, daß es etwa China 
früher zugefügtes Unrecht aus eigenem Willen wieder gut- 
zumachen bereit sei, indem es China alle Vergünstigung.n 
ces Versailler Vertrages zugestand, den China zu zeichnen 
sich weigerte. Unter diesen Umständsn muß es in Deutsch- 
land als sehr unerfreulich empfunden werden, daß China jetzt 
in Washington zu höchst bedauerlichen Mitteln gegrifien hat, 
die nur geeignet sein können, Deutschland in den Augen der 
Welt herabzusetzen. So behandelt der vornehme Sieger den 
Besiegten nicht! Freilich: China hat Deutschland genau so 
wenig aus eigener Kraft besiegt, wie Frankreich. Das wollen 
wir nicht vergessen! Deswegen brauchte China aber noch 
keineswegs zu dem fragwürdigen Mittel zu greifen, dem wehr- 
losen Deutschland einen neuen Fußtritt zu geben, wie Frank- 
reich es tagtäglich tut. Im Interesse der zukünftigen Entwick- 
lung der deutsch-chinesischen Beziehungen müssen wir ernst- 
lich hoffen, daß die Pekinger Regierung dafür Sorge trägt, daß 
nicht wieder von seinen Diplomaten zu so fragwürdigen 
Kampfmitteln gegriffen wird, wie es letzthin in Washington 
geschehen ist. - 0: 
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Allasiatische Bewegungen in Japan. 
Von R. Kunze (Tokio). 


Der Weltkrieg hat vor den Augen Ostasiens der Hohl- 
heit des englischen Nimbus, der kulturellen und militärischen 
Schwäche der Alliierten die Maske vom Gesicht gezogen, der 
Versailler Vertrag hat ihre niedrige Rachsucht, ihre feige 
Angst und ihre gemeine Beutegier vor aller Welt enthüllt; die 
französische und die Northcliffesche verlogene Hetzpropa- 
ganda haben ein vollkommen schiefes, entsetzlichs Zerrbild 
von dem deutschen Volk aufgestellt, das der berichtigenden 
Wahrheit bisher nur höchst mangelhaft zu entkräften ge- 
lungen ist; dazu kommt der Bolschewismus mit allen Scheuß- 
lichkeiten, die er im Gefolge gehabt hat, kommt der ganze 
Wust von brennenden Streitfragen, welche die Verfassungs- 
und Klassenkämpfe, die neuen Forderungen der Arbeiter und 
der Frauen über die Welt gebracht haben, und allen diesen 
ungeheuren Geschehnissen und neuen ‚Fragen gegenüber 
haben sich Religion und Philosophie, Moral- und Rechts- 
systeme des Abendlands einstweilen vollkommen hilflos ge- 
zeigt. Die verständliche Folge ist, daß die ostasiatischen 
Völker begonnen haben, sich mehr und mehr von dem vorher 
gar nicht genug zu bewundernden westländischen Vorbild 


abzuwenden und die auf heimischem Boden und in der eigenen: 


Geschichte erwachsenen Ideale wieder aufmerksamer zu be- 
trachten. Diese Stimmung ist in Japan der Mutterboden, 
auf dem alle die neuen religionsartigen Bestrebungen wie 
Omotokyo usw. erwachsen. In politischer Hinsicht wächst 
sich diese Stimmung zu der Erkenntnis aus, daß die asiati- 
schen Völker, die sich jetzt gegenseitig hassen, verachten und 
unterschätzen, im Grunde zusammengehören und einig eine 
der ganzen übrigen Welt gewachsene Macht darstellen wür- 
den. Solche Gedankengänge sind zwar im Osten keineswegs 
neu, sie haben vor wie nach dem Anschluß an den Weltver- 
kehr bestanden und haben unter anderem zahlreiche Gesell- 
schaften wie die Toa-Dobun-Kai, die Amur-Gesellschaft und 
viele andere entstehen lassen, die sich eine Zusammenfassung 
Japans und Chinas oder aller ostasiatischen oder gar asiatischen 
Völker zum Ziel sitzten. Während aber solche Bestrebungen 
als Unterströmungen nur dann und wann einmal wahrnehm- 
bar wurden, fließen sie jetzt stellenweise schon breit an der 
Oberfläche, ihr Rauschen ist deutlich vernehmbar geworden, 
und es wird nur noch von dem Gang der Ereignisse ab- 
hängen, ob und wann der Hauptstrom des politischen Ge- 
schehens der ostasiatischen Länder mit ihnen zusammen- 
fließen wird. Die von dem ermordeten Ministerpräsidenten 
Ilara im Mai dieses Jahres auf der Tokioer Kolonialkonferenz 
festgelegte neue Politik‘ Japans gegenüber allen benachbarten 
l.ändern weist schon zahlreiche Berührungspunkte mit diesen 
Bestrebungen auf, die vielleicht, je nach den Ergebnissen der 
Washingtoner Konferenz, schr bald deutlich zutage treten 
werden. Im folgenden sei auf einige Auslassungen und Tat- 
sachen hingewiesen, aus denen eine klarere Anschauung von 
diesen Bestrebungen gewonnen werden kann. 


Der Pekinger Vertreter der „Berliner Morgeupost“ 
schreibt unter der Ueberschrift „Der große Irrglaube‘“, Ost- 
asien sei nach einem unerhörten Stillstand und furchtbaren 
Niedergang jetzt so vollkommen erwacht, daß davon für 
Huropa und Amerika schwere Gefahren drohten. Washington 
werde zu entscheiden haben, ob in Zukunft Krieg oder Friede 
herrschen würde. Im Östen bereite sich etwas Gewaltiges 
vor. Werde Asien, das nicht mehr Ausbeutungsobjekt der 
Mächte mit Kriegsflotten und Millionenheeren sei, in Kriege 
zusturzt, so werde es bald den letzten Westländer von seinem 
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zerschundenen Leib abgeschüttelt haben. Eine solche Ent- 
wicklung könne Deutschland nie und nimmer wünschen. 

Die „Kokumin‘ berichtet, daß sich ein „Bund Asiatischer 
Völker“ zu dem Zweck gebildet hat, den Uebergriffen der 
arischen Rassen entgegenzuwirken. Der Gründer und Leiter 
des Bundes ist der Koreaner Dr. Ryu Taikei, andere Gönner 
sind Marquis Okuma, der bekannte Chinesenfreund 
M. Toyama und andere politische Führer in Japan. Der Sitz 
der Gesellschaft befindet sich in Tokio, Nebenstellen hat sie 
in verschiedenen asiatischen Ländern. Es soll ein Organ in 
japanischer, koreanischer und chinesischer Sprache heraus- 
gegeben werden. Der Zweck ist, alle asiatischen Völker gegen 
die Weißen zusammenzufassen. Die Führung in diesem 
Kampf müsse notwendig Japan übernehmen, das_ trotz 
mancherlei Schwächen und Mängel am besten für diese Auf- 
gabe geeignet sei. Die Arbeit wird sich zuerst darauf richten, 
das japanische Volk selbst von den jetzigen falschen Bahnen, 
auf denen sich seine Politik bewegt, abzubringen und zum 
Verständnis seiner wahren Aufgabe als Führer Asiens gegen 
die Weißen zu erziehen. 

Dem „Japan Advertiser“ wird aus Peking gedrahtet, 
daß sich in Dairen eine Gesellschaft japanischer und chinesi- 
scher Studenten gebildet hat, die Jungchina und Jungjapan 
zur Vertretung der Interessen eines größeren Asiens zu- 
sammenfassen will. Hinter den Studenten sollen amtliche 
Kreise stehen, und die Werbearbeit soll besonders darauf hin- 
weisen, daß hauptsächlich die altkonservativen Kreise in 
China die Entwicklung Ostasiens zurückhielten, und daß 
Japan allz seine großen Fortschritte in erster Linie seiner 
freigesinnten Jugend verdanke. Japan und China seien völlig 
aufeinander angewiesen, und nur die engste Freundschaft 
zwischen den beiden Völkern könne bewirken, daß beide w- 
versehrt aus den gegenwärtigen Wirren hervorgehen. 

In der Zeitschrift „Nihon oyobi Nihonjin“ wirft ein Leit 
artikel, vermutlich aus der Feder des Hauptschriftleiters 
Dr. Miyake, den Asiaten vor, daß sie ihr gegenwärtiges Un- 
glück einzig ihrer Uncinigkeit verdankten. Asien umfaßt ein 
volles Drittel der Erdoberfläche, von der Hälfte der sanzen 
Menschheit bewohnt; es ist die Wiege aller Religion und 
Kultur in der Welt. Dennoch werden fast sechzig v. H. seines 
Gebiets von den Weißen beherrscht, von den verbleibenden 
vierzig v. H. fällt die Hauptmasse auf China, das aber ebenso 
wie früher Indien nur kleinliche Kirchturmpolitik treibt, sich 
immer feindlicher gegen Japan gebärdet und über elendem 
Schacher mit den Weißen die großen gemeinsamen Interessen 
Asiens vergißt. Anders als China hat sich Japan bisher in 
engem Anschluß an die Weißen vorwärts entwickelt, es hat 
jetzt aber seinen früheren Glauben an die Ueberlegenheit der 
Weißen aufgegeben und erkannt, daß es diesen jetzt schon 
bis zu einem bestimmten Grade gewachsen ist. Japan sicht 
jetzt auch endlich ein, wie falsch es war, daß es in den Fehler 
der Weißen verfiel, die Chinesen zu verachten und zu unter- 
schätzen, und bemüht sich jetzt, eine wahre und enge Freund- 
schaft mit seinem Nachbar zustandezubringen. Wenn dieses 
Bemühen Erfolg hat und Asien endlich seinen wahren Vor- 
teil erkennt, so wird nichts in der Welt ihm Widerstand 
leisten können. 

Der Herausgeber des „Ilerald of Asia“, des Organs der 
Amur-Gesellschaft, Zumoto, hat Mitte Oktober in Ilonolulu 
eine Rede gehalten, wonach sicherlich einmal ein großer 
Kulturkrieg zwischen Ost und West,ausbrechen werde. Die 


gegenwärtigen Streitigkeiten zwischen Japan und Amerika, 
den Vorhuten der Gelben und der Weißen, seien zwar noch 
leicht beizulegen, wenn auch die Verschiedenheit der beider- 
seitigen Kultur und Zivilisation unaufhörliche Spannungen 
und Reibungen zwischen ihnen hervorrufen müsse. Der 
Osten müsse alle diese Reibungen und Spannungen äußerst 
behutsam und mit philosophischer Ruhe behandeln, bei Ueber- 
griffen der Westländer nötigenfalls laut und vernehmlich Ver- 
wahrung einlegen; es liege jedoch nicht in seinen Interesse, 
schon jetzt eine Entscheidung zu überstürzen; vielmehr müsse 
die notwendige Auseinandersetzung hinausgezogen werden, 
bis er einig und weiter erstarkt sei. 

Die Tokioer wirtschaftliche Wochenschrift „Toyo Keizai“ 
(Oriental Economist) weist auf die Verkehrtheit der bisherigen 
militärischen und wirtschaftlichen Ausbreitungspolitik Japans 
hinsichtlich sciner Kolonien und Nachbarländer hin. Der Ge- 
dankengang ist etwa folgender: Seit fünfundzwanzig Jahren 
ist Formosa, seit fünfzehn Jahren sind Korea und Kuantung 
in japanischem Besitz. Diese verhältnismäßig lange Zeit der 
japanischen Herrschaft hat nicht zu verhindern vermocht, daß 
in Korea und Formosa immer noch die japanische Einfuhr 
bedeutend die Ausfuhr überwiegt, und daß in Kuantung der 
Ausfuhrüberschuß über die Einfuhr ganz winzig geblieben 
ist. Ebenso haben die drei Kolonien noch nicht neun v.H. 
von Japans Bevölkerungsüberschuß aufnehmen können. 
Japans Handel mit fremden Ländern wie Indien, China usw. 
ist ganz unverhältnismäßig größer als der mit seinen Kolo- 
nien. Das beweist, daß die Politik der Einverleibung fremder 
Gebiete weder für die Bevölkerungsbewegung noch für die 
Wirtschaft irgendwie nennenswerte Vorteile biete. Die ge- 
schichtliche Erfahrung aller anderen Völker ist gewesen, daß 
sie stets gezwungen gewesen, sind, über kurz oder lang die 
unterworfenen Völker freiwillig oder unfreiwillig wieder frei- 
zugeben. So wird es auch für Japan unmöglich sein, Korea 
oder Formosa dauernd in Abhängigkeit zu halten und China 
oder Sibirien auf die Dauer an der Erlangung ihrer vollen 
Souveränität zu hindern. Japan würde also nur weise han- 
deln, wenn es Korea oder Formosa, denen es doch eines 
Tages die Unabhängigkeit nicht vorenthalten kann, so früh 
wie möglich ihre Freiheit wiedergibt, damit sie sich nicht als 
Japans Feinde fühlen und Japans auswärtigen Feinden an- 
schließen, vielmehr Japan als ihren natürlichen Freund und 
Führer betrachten. Jetzt sehen die Koreaner, Formoser und 
Chinesen Japan als einen Verräter an der gemeinsamen Sache 
der Ostasiaten an, der mit den Weißen gemeinsame Sache 
macht und die übrigen Asiaten unterdrückt und ausbeutet. 
Sie werden sich freudig Japans Schutz und Führung fügen, 
wenn Japan Korea und Formosa freigibt und China und 
Rußland selbstlos politisch wie wirtschaftlich als Freunde und 
Brüder behandelt. Nur bei solcher Politik gegen seine Nach- 
barn kann Japan seine Landesverteidigung als gesichert an- 
sehen. Es ist eine Verwechslung von Ursache und Wirkung, 
wenn immer gesagt wird, Japan brauche notwendig den Be- 
sitz von Korea, Formosa und der Mandschurei, um seine 
Landesverteidigung zu sichern. 
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In der Zeitschrift „Gaiko Jiho“ veröffentlicht deren Her- 
ausgeber Hanazawa das sogenannte politische Testament des 
verstorbenen Feldmarschalls Grafen Terauchi, das dieser 1918 
nach seinem Rücktritt aufgezeichnet haben soll. Danach ist 
es Japans Ziel, der Führer der ostasiatischen Völker zu wer- 
den, und dieses Ziel kann nur auf dem Wegre freundschaft- 
licher Unterweisung und Anleitung erreicht werden. Die 
Außenpolitik erfordert zwar noch, daß Japan äußerlich mit 
«den westländischen Großmächten zusammengcht; Leitsatz 
seiner Außenpolitik muß aber stets bleiben: „Asien den 
Asiaten!“ Japan muß jederzeit die Westländer in Ostasien 
als Eindringlinge, die Ostasiaten dagegen als Brüder und 
Freunde betrachten. Es muß mit den letzteıen jederzeit einen 
freien Gedankenaustausch im Sinne gegenseitiger Unter- 
stützung und Ergänzung führen, gemeinsame Interessen mit 
ihnen schaffen und den notwendigen Reibungen und Berüh- 
rungen .mit ihnen den feindseligen Charakter nehmen. Nur 
auf diesem Wege wird es Japan gelingen, seiner überschüssi- 
gen Bevölkerung einen Ausweg zu eröffnen, seine wirtschaft- 
liche Abhängigkeit vom Ausland in bezug auf die Be- 
schaffung von Nahrungsmitteln und Rohstoffen gefahrlos zu 
machen. Gelingt das, so kann es eines Tages selbst die reichen 
Hilfsquellen der Vereinigten Staaten weit überflügeln. 


Es folgt nun eine lange Reihe von Einzelvorschlägen 
hinsichtlich Japans künftiger Chinapolitik, die aus dem Rah- 
men dieses Aufsatzes fällt und deren Behandlung im Zu- 
sammenhang mit der an sich engeren, aber auf die auf ganz 
äbnliche Ziele hinsteuernde Chinapolitik des gegenwärtigen 
japanischen Ministerpräsidenten Vicomte Takahashi von 
höchstem Interess sein wird. Die obigen Auslassungen so 
verschiedenartiger Männer dürften zweifellos beweisen, daß 
in allen ostasiatischen Ländern ein starkes zleichgerichtetes 
Interesse darauf geht, die Asiaten gegenüber den Westländern 
zusammenzufassen. Wie diese allasiatischen Bestrebungen 
sich in der Praxis weiterentwickeln werden, das wird in der 
Hauptsache von der Haltung abhängen, welche die in erster 
Linie davon betroffenen angelsächsischen Länder ihnen gegen- 
über einnehmen. Bei der bekannten Unfähigkeit der Angel- 
sachsen, sich in das Seelenleben fremder Völker oder gar 
fremder Rassen einzufühlen, ist zu erwarten, daß sie gerade 
die falschen Schritte tun und diesen Bestrebungen unfreiwillig 
zu voller Auswirkung verhelfen werden. Es braucht nicht 
ausdrücklich gesagt zu werden, daß es in Deutschland eine 
Furcht vor der sogenannten „Gelben Gefahr“, die uns Deut- 
schen von der englischen Propaganda verleumderisch immer 
wieder angedichtet worden ist, nicht gibt, während Englands 
dipiomatischer Einfluß auf die japanische Außenpolitik seit 
dem Bestehen des englisch-japanischen Bündnisses und ebenso 
Englands Verhalten gegenüber China, insbesondere in dessen 
Revolutionen, stets in erster Linie den Zweck verfolgt hat, die 
gefürchtete „Gelbe Gefahr“ durch Entzweiung, Verhetzung 
und künstliche Niederhaltung der Ostasiaten im Keim zu er- 
sticken, und dadurch letzten Endes die Asiaten selbst auf die 
Notwendigkeit des Zusammenschlusses hingewiesen hat. 


Zur Finanzpolitik in China. 


Die Aussichten der Finanzpolitik Chinas sind nach wie 
vor verzweifelt. Die chinesische Bankgruppe, die ursprüng- 
hch im Gegensatz zum Internationalen Bankkonsortium ge- 
gründet war, gibt sich die erdenklichste Mühe, Ordnung in 
das Chaos zu bringen. Vorläufig indessen ohne den geringst:n 
praktischen Erfolg! Die Pekinger Regierung ist nicht 


stark genug, die Axt an die Wurzel des Uebels zu legen. 
Begonnen hat die Mißwirtschaft zu Zeiten Yüan Shi-kais; 
damals sind unmäßige Anleihen im Ausland abgeschlossen 
werden, und das Geld ist für recht unnötige Zwecke vergeudet 
worden. Man denke nur an die Vorbereitung der Wieder- 
aufrichtung der Monarchie unter einer Dynastie Yüan. Die 
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Folge davon war der Abfall des Südens. Es kam zu Bürger- 
kriegen. Der Unterhalt des Heeres verschlang ungezählte 
Summen, und er verschlingt sie heute noch. Drei Viertel der 
gesamten Anleihen sollen vom Heer und seinen Generalen in 
Anspruch genommen worden sein. Jedermann weiß, daß 
eine Gesundung der Finanzen Chinas nur denkbar ist, wenn 
die überflüssigen Soldaten entlassen sind, während ihr reines 
Vorhandensein eine fortwährende Bedrohung des inneren 
Friedens darstellt. Aber die Regierung ist den Generalen 
gegenüber machtlos; sie wagt nicht, wirklich eruste Schritte 
zur Auflösung des Heeres zu tun, kann es auch nicht, weil 
ihr die dazu nötigen Mittel fehlen. Sie kann die Soldaten nicht 
einfach auf die Straße sctzen. Sie hätte morgen im Land 
unzählige Banden, die zusammen viele Hunderttausende stark 
wären und die mordend und brandschatzend das Reich durch- 
zögen. Unter diesen Umstärfden scheint jeder Versuch, Ord- 
nung in die Finanzen des Landes zu bringen, aussichtslos. 

Trotz alledem beschäftigen sich die chinesischen Bank- 
kreise fortgesetzt lebhaft mit der Finanzreform. Im Laufe 
des Septembers haben sie der Regierung nicht weniger als 
drei große Denkschriften eingereicht, die nicht unwichtige 
Vorschläge enthalten, freilich sich mit dem Grundübel, dem 
Vorhandensein unnötig großer Heere und seiner Beseitigung, 
nicht beschäftigen. Immerhin sind jene Denkschritten inter- 
essant, sie lassen erkennen, wohin die chinesischen Banken 
steuern. Vor allem verlangen sie, daß die Regierung ihnen 
Gelegenheit gibt, alle Geschäfte, die sie sonst dem Internatio- 
nalen Bankkonsortium anbieten würde, selbst zu machen. 
Auch das Eisenbahnproblem zu lösen, halten sich die chine- 
sischen Banken für stark genug; das heutige System auslän- 
discher Bahnen müsse beseitigt werden, wolle man endlich 
aus einer Politik herauskommen, in der diese Bahnen nichts 
als der „Fußball“ der fremden Mächte seien; am liebsten 
scheint ihnen ein Mittelding zwischen einer Internationalisie- 
rung der chinesischen Bahnen und einer ausschließlichen 
Regierungskontiolle zu sein. Für dringend erklären die chine- 
sischen Banken ferner die Währungsreform mit Abschaffung 
des Taels und Einführung eines Goldstandards. Als Neben- 
ziel wird dabei eine Kontrolle über die Ausgabe von Bank- 
noten durch die fremden Banken erstrebt. 

In» den Kreisen des Internationalen Bankkonsortiums 
scheint man diese Denkschriften der chinesischen Bankgruppe, 
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so unerfreulich für die ausländische Finanz sie zunächst er- 
scheinen mögen, gar nicht so ungern zu sehen. Man zieht 
aus ihnen den Schluß, daß die chinesische Bankgruppe bei 
allem Betonen ihrer eigenen nationalen, Zum Teil sogar 
chauvinistischen Wünsche, doch zugeben müssen, ohne das 
fremde Kapital gar nicht auskommen zu können. Damit aber 
sei dann auch schon der Boden geschaffen, auf dem man 
sich verständigen könne. Tatsächlich haben die chinesischen 
Finanzmänner auf einer ihrer letzten Konferenzen eine Ent- 
schlicßung angenommen, in der von einem gelegentlichen 
Zusammengehen mit dem Internatincalen Bankkonsortium die 
Rede ist. Viel größer als die Besorgnis, von den chinesischen 
Banken an die Wand gedrückt zu wepden, scheint beim Inter- 
nationalen Bankkonsortium die Furcht zu sein, daß trotz der 
Protektionen der Regierungen der fünf beteiligten Mächte 
(Amerika, England, Frankreich, Japan und Belgien) ander: 
ausländische Finanzmächte ihm den Rang ablaufen könnten. 
Die kürzlichen Verhandlungen mit einer Chicagoer Gruppe, 
die gegen eine Verpfändung der Wein- und Tabaksteuern 
fünfzehn Millionen Dollars hergeben wollte, gab immerhin 
zu denken, wenn die Verhandlungen sich aus bestimmten 
Gründen in letzter Stunde auch zerschlugen. 


. Tatsächliche Erfolge hat das Internationale Bankkonsor- 
tium bisher noch nicht zu verzeichnen. In China ist die Auf- 
fassung weit verbreitet, nichts habe dem Konsortium so sehr 
geschadet als die hemdärmlige Anmaßung, mit der seinc 
amerikanischen Führer aufgetreten sind. Darüber hat übrigens 
kein Geringerer als der damalige Finanzminister Chou Tse-chi 
den Amerikanern keinen Zweifel gelassen. Es werden daher 
Stimmen laut, die dem Bankkonsortium raten, andere Wege 
und einen anderen Ton als bisher anzuschlagen. In der 
Shanghaier „Weekly Review“ wird der Vorschlag gemacht, 
das Internationale Bankkonsortium solle sich nur ein gewisses 
Aufsichtsrecht vorbehalten, im übrigen aber den Chinesen 
überlassen, welche Eisenbahnen sie z. B. mit dem geliehenen 
Gelde zuerst in Angriff nehmen wollen. Bezeichnenderweix 
kommt bei dieser Gelegenheit offen zum Ausdruck, daß die 
augenblickliche Lage der Wendepunkt für das Konsortium 
werden könne; mache es sich diesen nicht zunutze, müsse es 
mit der Möglichkeit rechnen, sich eines Tages ganz vom 
chinesischen Felde ausgeschaltet zu sehen. CF. 


Deutsche Missionen in China. 


Der 15. Jahresbericht des Franziskaner-Missionsvereins 
enthält eine Uebersicht über die Arbeit der Franziskaner- 
mission in Sappcro, Nordjapan, während des verflossenen 
Jahres. Am 19. November 1919 wurden alle Beschränkungen 
aufgehoben, denen die Deutschen während des Krieges in 
Japan unterworfen gewesen waren. Tretzdem ließen sich 
die Verhältnisse der Vorkrieeszeit noch nicht wieder her- 
stellen, hauptsächlich aus Mangel an Mitteln, der in der 
ganzen Präfektur nur die Beschäftigung von vier Katechisien, 
auch diese noch keine volle Kräfte, zuließ. Es konnten aber 
trotziiem in diesem Jahr mehr Taufen vorgenemmen werden 
als in den vorhergehenden Jahren. Die Ankunft eines neuen 
Paters und der ersten drei Schwestern aus Thuine gab wieder 
Mut zu neuer Arbeit. Zwei weitere Paters haben am 19. Juni 
1020 Fulda verlassen, um in Gesellschaft von wiederum drei 
Schwestern aus Thuine die Ausreise nach Japan anzutreten. 
lın Okteber 1920 war der Stand der Mission folgender: 
14 Kirchen und Kapellen, 9 Missions-Stationen, 12 Patres, 
2 laienbrüder, 14 Schwestern, 4 Katechisten, 1258 Christen, 


138 Katechumenen, 1 Seminar mit 6 Zöglingen, 1 Kranken- 
haus, von dem 821 interne Kranke in 12 338 Pflegetagen und 
12 920 externe Kranke verpflegt wurden. Die Wochenschnit 
„Komyo‘ hat sıch langsam weiter entwickelt, kostet aber 50 
viel Geld, daß ihre Zukunft Sorze bereitet. Taufen wurden 
gespendet an Erwachsene 52, an Kinder christlicher Eltern 45. 
an Kinder in Todesgefahr 231, zusammen 328. Vom 12. bıs 
15. September weilte der Apostolische Delegat für Japan, Erz- 
bischof Fumasoni-Biondi, in Sapporo. Auch dieser Bericht 
klagt, wie so viele Berichte anderer Missionen in Japan, über 
die unendlich viele, vielleicht fruchtlos aufgrewandte Mühe, 
deren Erfolg in Japan immer wieder durch das beständige 
Wegziehen von Katechumenen und Christen nach anderen 
Orten in Frage gestellt wird. 

Dieselbe Klage kehrt immerfort wieder in einer Veröftent- 
lichung des Allgeineinen Evangelisch-Protestantischen Mıs- 
sionsvereins über das Lebenswerk ihres Missionssuperinten- 
denten D. Schiller in Japan, die sich aber damit tröstet, daß 
infolge dieses fortwährenden Wegziehens nach anderen Orten 
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zwar der äußere Erfolg unendlich kleiner erscheint, als er 
wirklich ist, dagegen der innereErfolg vielleicht stark gefördert 
wird, insofern, als so der ausgestreute Samen des Christen- 
tums in alle Winde getragen wird und wesentlich zur Sau<r- 
teigwirkung des Christentums in Japan mit beiträgt. Die 
Veröffentlichung läßt als Erfolg der mehr als fünfundzwanzig- 
jährigen Lebensarbeit D. Schillers etwa folgendes erscheinen. 
Die Mission hat einen festen Platz im religiösen und kul- 
turellen Leben Japans errungen. Sie hat sich durch die 
schweren Kriegsjahre hindurch ungeschwächt behaupten 
können und glaubt für die Zukunft die schönsten Aussichten 
zu haben. Das Land ist weithin willig zur Aufnahme des 
Christentums, von dem sein Volksgeist schon jetzt wie von 
einem Sauerteig durchdrungen ist. Von Weihnachtsfest zu 
Weihnachtsfest ist das Werk stetig, wenn auch langsam, ge- 
wachsen. Im Vergleich zu den mit weit gewaltigeren Mitteln 
arbeitenden anderen Missionsgesellschaften zahlenmäßig sehr 
gering, dem Verein liegt aber gar nicht so sehr daran, seine 
eignen Scheuern zu füllen, als vielmehr den allgemeinen Fort- 
vang des Christentums in Japan zu stärken, auch Wasser auf 
die Mühlen größerer Gesellschaften zu leiten. Wenn auch 
aus dem großen Kreis von gewaltigem Umfang der Japaner, 
mit denen die Mission gearbeitet hat, lange nicht alle Christen 
geworden sind, haben sie doch die Schar derer vermehrt, die 
dem Christentum freundlich gegenüberstehen. In Japan ist 
eine stetige Zunahme des religiösen Lebens wahrzunehmen, 
der Fortschritt der christlichen Arbeit ist unaufhaltsam, und 
selbständige christliche Kirchenkörper organisieren sich immer 
mehr. Der augenblickliche Stand der Arbeit ist aus der Ver- 


Politische 
China. 


China und die Washingtoner Konferenz. Es ist noch nicht 
möglich, ein abschließendes Bild von dem zu geben, was auf 
der Washingtoner Konferenz zur. Regelung der ostasiatischen 
Frage erreicht ist. So stark die Berichte aus Washington auch 
den Erfolg des übrigens noch keineswegs endgültigen Abkom- 
mens Amerikas, Englands, Japans und Frankreichs über ihre 
Besitzungen im Stillen Ozean, das an die Stelle des englisch- 
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öffentlichung nicht klar ersichtlich, 1913 war er: 2 Missio- 


-nare, 2 deutsche Missionarinnen, 8 japanische Pastoren und 


4 Bibelfrauen. Die Kirche zählte 349 Mitglieder. Obwohl 
dic meisten japanischen evangelischen Christen durch die 
englisch-amerikanische Mission hindurchwandern und so 
während des Krieges gegen Deutschland in wirklich ge- 
hässiger Weise aufgchetzt wurden, wird die Treue der japa- 
nischen Christen und ihrer Pastoren rühmend hervorgehoben, 
und ebenso die bemerkenswerte Tatsache, daß der Zulauf zu 
der deutschen Mission in den Jahren, in denen sich der Krieg 
einem für Deutschland bösen Ende zuneigte, so stark ge- 
wachsen ist, wie nie zuvor. Missions-Stationen scheint der 
Verein zu haben in Tokio, Kyoto, Chiba, Tsuruga, Otsu, Zeze, 
Osaka und Toyolıashi. Die zeitweise aufgegebene Zeitschrift 
„Shinsi“ wird wieder herausgegeben, die aufgegebene theo- 
logische Schule in Tokio hofft man mit japanischer Unter- 
stützung wider eröffnen zu können. Alles in allem zeigt die 
Veröffenilichung eine brave, fleißige, unermüdliche und pflicht- 
treue Arbeit, der auch der den angewandten Mitteln ent- 
sprechende Erfolg nicht versagt gewesen zu sein scheint. In 
Anbetracht der anscheinend nur vorhandenen beschränkten 
Mittel und wenig zahlreichen ‚Arbeitskräfte würde aber vor- 
aussichtlich ein weit stärkerer Erfolg beschieden gewese 

sein, wenn diese einzige in Japan tätige deutsche evang>- 
lische Miszion dort dieselben Mittel angewandt hätte, mit 
denen sie von ihrem Arbeitsfeld in Tsingtau aus so glänzende 
Erfolge erzielt hat: durch vorzugsweise literarische und 
Schultätigkeit. | | R.K. 


Rundschau. 


japanischen Bündnisses treten soll, betonen mögen, die Berichte 


über das, was mit Bezug auf China, also den Kernmpunkt der 
ganzen ostasiatischen Frage erreicht ist, sind voll innerer 
Widersprüche. Daraus läßt sich nur der Schluß ziehen, 
daß weder das Mistrauen, das in allen den Fernen Osten 
betreffenden Fragen stets zwischen den beteiligten Mächten 
gcherrscht hat, noch die Mißgunst, mit der jede Macht jeden 
Zug der andern verfolgt, überwunden ist. Soll ziınn besseren 
Verständnis der Lage ein Vergleich mit einen Ereignis der 
neuesten Geschichte angestellt werden. so kann mıan vielleicht 
auf die preußisch-österreichische Konvention von Gastein aus 
dem Jahre 1865 hinweisen, die, kaum abgeschlossen, überall 
Widerspruch iand und sich schon nach einem Jahre als eine 
unmögliche Lösung ergab. Wo man sich in den letzten Wochen 
oder Monaten iiberhaupt einer optimistischen Auffassung der 
Washingtoner Konferenz hingegeben hatte, macht sich heute 
eine erhebliche Ernüchterung bemerkbar. Die Enttäuschung 
über die „Eriolge" in Washington sind zu groß, mögen diese 
auch von der Presse der zunächst beteiligten Mächte als eine 
vorübergehende Erleichterung begrüßt werden, die es ge- 
stattet, den Blick vom Stillen Ozean ımd seinen Problemen auf 
die weit drinzlichere der Gesundung der Weltwirtschaft zu len- 
ken. Von einem tiefergehenden Interesse an der Konferenz in 
weiteren Kreisen kann kaum noch die Rede sein; jedenfalls ist 
dieses ganz erheblich zurückgegangen, seit der französische 
Ministerpräsident Briand mit einem Pathos, das seine Doimet- 


scher zu Tränen gerührt hat, erklärt hat, Frankreich denke an 
gar keine Abrüstung und. dann an Bord eines französisches 
Kriegsschiffes nach Paris zurückgekehrt ist. Daran können auch 
die schönen Worte der letzten öffentlichen Vollversammlung 
der Konferenz nichts mehr ändern. Wenn dabei alle Redner 
immer wieder betont haben, es sei ungeheuer Wichtiges erreicht 
worden, so bleibt eben zunächst abzuwarten, was denn er- 
reicht ist. Die förmliche Aufhebung des englisch-japanischen 
Bündnisses, dessen Nichterneuerung seit der Konferenz der bri- 
tischen Dominien im letzten Sommer trotz der gegenteiligen 
Wünsche der Londoner Regierung wohl feststand, kam kaum 
als der „wichtige“ Eriolg der Konferenz angesprochen werden. 
In Lormdon freilich mag man befriedigt sein, daß man auf diese 
Weise um eine direkte Kündigung gekommen und der Weg zu 
einer Amäherung an Amerika geschaffen worden ist. Was der 
englische Vertreter Balfour darüber gesagt hat, ist allerdings 
bemerkenswert. Viel bedeutsamer aber ist, daß dic chinesischen 
Vertreter recht deutlich haben durchblicken lassen, daß sie sich 
enttäucht und zurückgesetzt fühlen. Sie selien eben, daß die 
vier Großmächte sich einigen, ohne die andern zur Konferenz 
geladenen Gäste ernstlich zu berücksichtigen. Es steht heute 
noch keineswegs fest, daß China das Ergebnis der Konferenz 
überhaupt anerkennen wird. Denn die Punkte, auf die es der 
Pekinger Regierung ankommt, sind noch nicht geregelt. Ohne 
Zustimmung Chinas kann aber schwerlich von einer erfolg- 
reichen Lösung der ostasiatischen Fragen durch die Washisng- 
toner Konferenz gesprochen werden. In Amerika fangen ge- 
wisse Kreise übrigens an, den Verlauf der Washingtoner Kon- 
ferenz nicht allein als wenig erfreulich zu empfinden, sondern 
als dem Ansehen der Politik der Großmächte geradezu schäd- 
lich zu bezeichnen. So hat z. B. der amerikanische Senator 
Reed, nebenbei bemerkt auch ein grundsätzlicher Gegner des 
Versailler Friedens, erklärt. er und seine Freunde würden sich 
der Ratifizierung des Viermächteabkonmmens mit aller Macht 
widersetzen; er sei perfid, CF. 
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Die ostasiatische Frage. In einem Aufsatz, den er „Der 
große Irrglaube‘‘ überschreibt, macht Erich von Salzmanı in 
der „Berliner Morgenpost“ auf Grund seiner neuesten Studien- 
reisen in Nordostasien Bemerkungen, die, selbst wenn man sich 
nicht in allen Einzelheiten auf ihren Standpunkt stellen will, 
doch so viel höchst Beachtenswertes bringen, daß auch an 
dieser Stelle auf sie hingewiesen sei. Es heißt in dem am 
17. Oktober in Peking geschriebenen Aufsatz: „Asien und be- 
sonders sein Osten ist nach einem wmerhörten Stillstand und 
furchtbaren Niedergang so vollkommen erwacht, daß das, was 
folgen wird, eine groBe Gefahr für Europa und seine weiße 
Dependance Amerika ausmacht... Werden sich China und 
Japan vereinigen, um hier eine neue von Europa stark be- 
fruchtete Kultur aufzurichten, oder wird es den alten Diplomaten- 
künsten gelingen, diese beiden Vormächte des Ostens so zu 
verfeinden,.daß sie sich selbst in ewiger Zwietracht auffressen 
werden? Amerika, das die geistige Führung der Welt an sich 
zu reißen beginnt, hat die Konferenz von Washington mur des- 
halb zusammengerufen, um den Versuch der Verfeindung der 
beiden asiatischen Großmächte zu machen. Mir scheint, daß es 
ein großes Glück ist, daß wir an der Abrüstungskonferenz nicht 
teilzunehmen haben. So wird uns das Odium erspart, an dem 
Verkrüppelungsversuch, den man mit Japan vorhat, mitwirken 
zu müssen, und. zugleich haben wir nicht nötig, an der großen 
Lüge teilzunehmen, mit der man Chima täglich traktiert...... 
Gewiß waren manche der strategischen ımd taktischen Hand- 
lungen Japans in Form und Ausführung nicht ganz glücklich. 
Hat England je etwas anderes getan? Scheut sich Amerika, 
grob zuzufassen, wenn auch nur ein Tippeichen seines Inter- 
esses in Frage steht?“ Salzmann kommt dann auf die Rolle zu 
sprechen, die Japan heute in der Mandschurei spielt und sagt: 
„Meine Reise kreuz und quer durch dieses Land hat mir 
gezeigt, daß Japan hier in einer Arbeit von 15 Jahren ein ganz 
außerordentliches Kulturwerk aufgerichtet hat, das seine Früchte 
nicht nur für Japan allein, sondern für die ganze Welt zu tragen 
beginnt... Die Entwicklung Japans im Zeitalter der Indu- 
striealisierung ist durchaus. folgerichtig. Washington hat zu 
entscheiden, ob Krieg oder Frieden herrschen sotl. Schlägt man 
Japan in eiserne Bande, so bedeutet das den Krieg. Zu dieser 
Erkenntnis hat man sich in Japan durchgerungen. Deutschland 
will Freundschaft mit China und Japan halten. Unser Ziel 
kann nur der Ausgleich sein... Asien ist zu einer ganz neuen 
Kulturentwicklung erwacht. Hier bereitet sich etwas Oe- 
waltiges vor. Asien ist nicht mehr Objekt der Mächte, die 
Kriegsflotten und Millionenheere haben. Stürzt man: Asien in 
Krieg, so wird es sich recken und schüttela und bald den 
letzten Europäer von seinem zerschundenen Leib abgeschüttelt 
haben. Das kann miemals in Deutschlands Interesse liegen.“ 
Schon bei früherer Gelegenheit hat Salzmann mit Bezug auf die 
Mandschurei ähnliche Gedanken ausgesprochen, wie hier. In 
einem von der Vossischen Zeitung veröffentlichten Be- 
richt nenıt er die Mandschurei das natürliche Entwicklungs- 
gebiet Japans, das dort unendlich viel getan hat und ohne dessen 
Vorgehen das Land noch heute eine wüste Stätte der Unkultur 
sein würde In einem Aufsatz der Kölnischen Zeitung 
heißt es, trotz aller Pioniertätigkeit der Japaner in der 
Mandschurei seien sie dort fremd und brauchten ein Menschen- 
alter sich voll einzuleben. „Sie werden vielleicht mehr das 
Herrenvolk sein, das befiehlt, verwaltet, handelt und vor- 
arbeitet, als selbst als Siedler und Arbeiter zu wirken.“ Der 
Fortschritt in der Mandschurei müsse weitergehen; eine Krise 
könne nur eiatreten, wenn die Japan uafreundlich gesinnten 
Mächte es fertir bringen sollten, erneut eine mandschurische 
Fraxe aufzurichten, die es tatsächlich nicht gibt. Wenn Salz- 
mann in dem oben erwähnten Aufsatz ausdrücklich betont, ein 
neuer Krieg im Fernen Osten liege in keiner Weise im Interesse 
Deutschlands, so gilt das ganz besonders auch mit Bezug auf 
die Stellung, die Deutschland heute in der Mandschurei eia- 
nimmt. Daruber schreibt Salzmann: „Ueberall dort, wo gelehrt 
wurde, sprach man deutsch mit mir, dort wo regiert wurde, 
enxlisch. Ist das nicht typisch?" 


Zur Lage am mittleren Yangtse. In die Bewegung an 
niittleren Yangtse ist in den letzten Wochen ein Stfflstand ge- 
kommen. General Wu Pei-fu scheint sich noch keineswes 
darüber klar zu sein, welche Politik für ihn die klügste ist. 
Eins muß man ihm lassen, so energisch sein Vorstoß von Honan 
durch Hupeh nach Hunan war, so große Zurückhaltung legt er sich 
auf, seit er sein Ziel erreicht, sich einen Stirtzpunkt in Yochon 
zu cshaffeı. Trotzig hat er denen, die es angeht, verkündet, 
wenn der Süden seinen Feldzug gegen den Norden ins Werk 
setzen wolk, sei er vorbereitet, den Stoß aufzıfangen. Im 
übrigen nemt sich Wu selbst bisher nicht Generalinspekteur 
am mittlern Yangtse, zu welchem Posten ihı Präsidet Hsü 
Shichang ernannt hat, sondern zeichnet nach wie vor seme 
Erlasse als stellvertretender Generalinspekteur von Chihli. 
Shantung und Honan. Damit hat er jedenfalls eine tiefe Ver- 
beugung von dem Volk der beiden Hu-Provinzen gemacht, die 
gegen seine Ernenmung zum Generalinspekteur in Hunan und 
Hupeh ohng daß er von ihnen dazu gewählt sei, Protest ein- 
gelegt haben. Das hindert ihn indessen keineswegs, die tat- 
sächtiche Macht in Hunan und Hupeh auszuüben. Seine Stel- 
lung in Yochou ist so stark, daß ohne seinen Willen kein 
Bataillon aus Hunan mehr in Hupeh einrücken kann. Eine 
ähnlich starke Stellung sich Szechuan gegenüber zu verschaffen, 
scheint Wu fest entschlossen zu sein. Nachdem er schon vor 
Monaten den Vorstoß der Szechuanleute nicht mur bei Ichang 
zum Stehen gebracht, sondern iiber die Grenzen Szechwans 
zurückgeworfen hat, verlangt er jetzt. wie seinerzeit von den 
Hunanleuten Sicherheit dafür, daß die Szechuanleute den Kampf 
nicht wieder aufnehmen. Wird ihm diese nicht gegeben, 
will Wu Pei-fu seinerseits Yangtse aufwärts gehen und Chung- 
king besetzen. Er würde sich damit Bollwerke von erheblich 
strategischer Bedeutung am mittlern Yangtse schaffen, was 
nicht unwichtig für den Fall ist, daß der von Canton angedrohte 
Vorstoß „nach Norden erfolgt und sich ihn die Provinz Hunan. 
Kueichou ımd Szechuan anschließen. Inzwischen machen sich 
innerhalb der Chihli-Partei ernste Bedenken geltend, ob man 
Wu eine so- umfangreiche Kommandogewalt lassen dürfe, wie 
er sie heute tatsächlich ausübt. Man möchte ihm als Stell- 
vertreter Tsao Kıns einen Nachfolger geben. Darüber ist & 


- zu offenen Streitigkeiten und scharfen Gegensätzen mekommen. 


Tsao Kun sucht zu vermitteln. Gelingt es ihm nicht, einen Aus 


. gleich zu finden, rechnet man mit der Möglichkeit eines Ze- 
- falls der Chihli-Partei. ‘So wirkt die Verschiebung der Macht 


am mittlern Yangtse nicht nur auf die Verhältnisse im Süden 
sondern auch auf die im Norden. 


Canton und die Kämpfe am Yangtse. Das amtliche Nach- 
richtenkureau der Caäantoner Regierung veröfiertlicht eine 
längere Denkschrift, in der die Stellung Cantons zu. den 
Kämpfen am mittlern Yangtsetal dargelegt wırd. Von Be 
deutung ist darin von allem Jie schr entschiedene Feststeflunf. 
Canton habe keinerlei amtliche oder nichtamtliche Vereinbarung 
mit dem Tütschün von Hunan Chan Heng-ti oder dem Führer 
der Hupehleute, die für ihre Selbständigkeit zu den Waffen ge- 
eriffen hatten, Chiang Tso-ping zetroiien gehabt. Danach mub 
man den Eindruck gewinnen, der sich übrıgens auch schon vor- 
ker aus verschiedenen Anzeichen ergab, daß es ehrgeizige 
Gienerale gewesen sind, die auf eigene Faust losschhigen, mur 
um sich schon eine Stellung geschaffen zu haben, mit der div 
Cantoner Regierung rechnen mußte, wenn sie sich zu einen 
Vorstoß gegen den Norden entschloB. In kımpper Zusammen 
fassung gibt die Cantoner Denkschrift die folgende Darstellung. 
was sich im Herbst im mittlern Yanztsetal abgespielt hat: 

1. Infolge der Mißwirtschaft des Generalinspekteurs Wang 
Chan-yuan in Hupch entschloß sich die Bevölkerung dieser 
Provinz Selbstverwaltung einzuführen. 

2. Die Einführung der Selbstverwaltung war undenkbar. 
solange Wang Chan-yuan in Wuchange war. Um iha zu ent- 
fernen, schlossen sich Chiang Tso-pinz und Chan Herng-ti zu- 
sammen, der wieder ein „Blutsbruder Wü Pei-fus ist. 

3. Chang Tso-ping rückte vom Süden, Wu Pei-fu gleich- 
zeitig vom Norden in Hupch ein. Wang Chan-yuan erkanmte. 
waBßB damit seine Stelling unhaltbar geworden war. Er zog es 
vor, freiwillig zu gehen. 


4. Nun verlangten die Hupehleute von Wu Pei-fu Freiheit, 
ihre eigene Sclbstverwaltung einzuführen. 


5. Wu Pei-fu lehnte das ab, verlangte vielmehr, daß Chiang 
Tso-ping sofort Hupeh räume. Seinerseits lehnte Chiang.dies ab. 


6. Wu Pei-fu sah ein, daß er sich als Nachfolger Wang 
Chan-yuans in den Hu-Provinzen nur werde behaupteii können, 
wenn er über genügend Mittel verfüge. Deshalb beschtkag- 
nahmte er die Gekler der Peking-NHankauer Eisenbahn und 
legte den Kaufleuten der Hu-Provinzen Kontributionen auf. 
Protestversaminlungen dagegen wurden unter Androhung der 
Todesstrafe verboten. 


7. Um die Erregung der Bevölkerung zu überwinden, ließ 
Wu Pei-fu eine Art Natioaalversammlung nach Kuling berufen. 
Die „Cromwell-Steltung“, die Wu damit eingenoinmen hat, ist 
totgeboren. Das sieht Wu wohl auch selbst ein, denn er läßt 
verkünden, sobald in Hupeh wieder Ruhe und Ordnung herge- 
stellt seien werde er nach Loyang (seinem Hauptquartier in 
Honan) zurückkehren. Ruhe umd Ordnung sind aber in Hupeh 
nicht wieder hergestellt, werden es auch nicht so bald sein, 
infolgedessen hat die Rückkehr Wus nach Lovang gute Weile. 


8. Damit ist die Hupehfrage auf eine ganz andere Basis 
xeschoben. Hatte sie zuerst einen rein örtlichen Charakter, 
so wird sie jetzt zu einem ganz China angchenden Problem und 
der Anlaß erneuter Kämpfe zwischen Nord- und Südchina, das 
die Selbständigkeitsbestrebung Hupehs Wu Pei-fu gegenüber 
nicht im Stich lassen wird. 


China und die Republik des Fernen Ostens. Der Minister 
des Acußern der Republik des Fernen Ostens Yourin ist Ende 
September wiceaer m Peking zewesen, angeblich um den 
„Zwischenfall der Beschlagnahme des Tschita stark kompromit- 
tierenden Material enthaltenden Koffers seines Kuriers Gray zu 
regeln, tatsächlich aber um Jen ahgerissenen Faden von Han- 
deisvertrags-Verhandlungen wieder aufzunehmen. Grundsätz- 
lich ist Peking zu solchen geneixt, stellt ireilich gewisse Vor- 
bedinzineen, so die Zurückzienung der Rote Truppen ans der 
Mongolei. Einstellung aller bolschewistischen Propaganda in 
China und seinen Außenländern und Verzicht auf die alten 
russischen Ansprüche betreffs der Schfahrt auf dem Sungari 
und Amur. DaB namentlich die erste dieser Forderungen er- 
iüllt werden sollte, dürfte man in Peking selbst kaum an- 
nehmen, wenn auch Yousin inzwischen wıcder nach Tschita 
abgereist ist, um sie dort durchzusetzen. Die Stellung Moskaus 
in der Mongolei scheint zurzeit doch s» fest zu sein, daß 
Tschit> daran kaum etwas wird Ändern können, selbst wenn es 
wollte. Es ist indessen zum mindesten zweifellos, ob Tschita 
itberhaupt will. Schr einflußreiche Kreise in Tschita denken 
gar nicht daran, sich den chinesischen Wünschen einfach zu 
fügen. Im Gegenteil, sie schlagen schr seibsibewubte Töne 
Peking gegenüber an und verlanzen z. B. in schärfster Form, 
daß China seine Forderungen betrefis eines Abkommens 
zwischen der Ussuri- und der Ostasiätischen Eisenbahn soiort 
erfülle.e Der Harbiner Rußkij Golos nennt diese Forde- 
rung ein Ultimatum, aus dem Schlüsse darauf zur ziehen seien, 
wie schlecht zurzeit die Bezichtngen der beiden Nachbarländer 
sind. Auf der andern Seite erkennt das Harbiner Blatt aber 

. auch an, daß es in Tschita eine zweite Partei givt, die Chima 
freimdlicher gesimnt ist und mit ihm zu einem Einvernehmen 
zu kommen wimscht. In China selbst machen sich schr ent- 
schiedene Stimmen laut. die dringend raten, ein Hanlelsab- 
kommea mit der Republik des Fernen Ostens zu treiien. Chang 
Tao-lin hat anscheinend seine abgerissen gewesenen Verbin- 
dungen mit Yourin wieder angeknüpft. Die Peking Daily 
News meint, die Pekinger Regierung müsse aus den (übrigens 
vorläufig eriolglos verlaufenen) Dairener Verhandhingen ent- 
nehmen. wie großes Gewicht die Japaner darauf legten, zu 
einem Einvernehmen mit Tschita zu kommen. China dürfe da 
unter keinen Bedingungen ins Hintertrefien kommen. Es sei 
ja richtig, daB in vergangenen Zeiten gerade Ostsibirien eine 
starke Bedrohung Chinas dargestellt habe; aber die Zeiten 
zaristischer Arrressivpolitik seien heute vorüber: Ostsibirien 
sei jetzt ein Feld, auf dem sich für China sehr lohnende Aus- 
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sichten eröffneten. Unter diesen Umständen sei cine Einigung 
mit Tschita dringend erwünscht. Auch aus der nördlichen 
Mandschurei kommen dringende Gesuche der chinesischen 
Kaufmansschaft, dafür Sorge zu tragen, daß die Grenze dem 
el schluenigst geöffnet werde. , 


Die Mongolei. Ein interessantes Interview mit einem Mit- 
glied der neuen Sowjet-Regierung der unabhängigen Aeußern 
Mongolei: veröffentlicht die russische Dalta-Agentur. Man wird 
bei der Beurteilung der Ausführung dieses Mongolen nicht ver- 
gessen dürfen, daß er Gast der Regierung in Tschita war. 
Immerhin dürften seine Auslassungen doch manches enthalten. 
das beherzigt werden will. Er führte aus: „Die Mongolei strebt 
heute genau wie die Republik des Fernen Ostens nach Unab- 
hängigkeit und unbedingter Freiheit. Es sind heute ganz neue 
Männer aus de=ı Proletariat an den regierenden Stelle in 
Urga. (erwähnt werden die Namen Bodo, Suhebater, Tanzan, 
Chaibalechnu, Tohtoho). Sie sind heute die Führer des mon- 
golischen Volkes. Ein Eingriff in die Souveränitätsrechte 
Pekings hat die mongolische Republik nie geduldet. Aber die 
Dinge haben sich letzthin völlig verschoben, und zwar durch 
das Auftretem des „russischen Banditen‘‘ Sternberg, der sich 
unter dem Vorwand, die Rechte des Bogdykhans (des Kaisers 
von China) wiederherzustellea, der größten Eigenmächtirkeiten 
schuldig gemacht hat. Er riß alle Macht an sich und steckte 
alle waffenfähigen Männer ins Heer, nahm alles Rigentum fort 
und trieb das Vieh weg. Die Lage wurde dadurch schjießlich 
so schlimm, daß sich das Volk einmütig gegen den Bedrücker 
erhob. Mit Hilfe Sowjet-Rußlands ist es dann zelungen, die 
Mörder und Räuber aus dem Lande zu treiben. Kein Mensch 
glaubt in der Mongolei, daß Peking seinerzeit die Umtriebe 
und Bestrebungen des „Kleinen Hsü“ und der Anfıpartei ge- 
billigt hat. Auch die neue Regierung hegt keine Feimdschaft 
gegen Chima, mit dem sie xzerne diplomatische und Handels- 
beziehungen aufnelimen möchte, ebenso wie die Mongolei ihre 
Tür allen anderen Mächten öfinet. Die Sowjet-Regieruing hat 
ihrerseits auf alle Rechte verzichtet, die seinerzeit die Zaren- 
Regierung in der Mongolei erworben hat.“ Auch Professor 
Bernard Russell, der eben von einer längeren Studienreise aus 
Ostasien nach England zurückgekehrt ist, bestätigt in Man- 
chester Guardian, daß die Mongolei heute tatsächlich ein 
Teil Sowjet-Rußlands ist; der chinesische Einfluß in Urga sei 
schr gerine. Amiüsant ist, was er dabei über den Hutuktu 
schreibt: „Aus Vermmitsgründen hatte die chinesische Rezic- 
rung die Bestimmung aufgehoben. wonach der Hutuktu keine 
Fhe eivgcehen darf. Der gegenwärtige Hutuktu ist verheiratet. 
Seine Frau soll sich zum -Bolschewismus bekennen. (Das sie 
eine der erbittertsten Widersacher des Freiherrn von Unger 
und des Weißen Russen war, war schon früher bekannt «c- 
worden.) Die heute in der Mongolei herrschenden Bolsche- 
wisten «eben dem Hutuktu so viel zu trinken, wie er will. 
Wenn er eines Taxes am delirimm tremens eingegangen sein 
| erhält er keinen Nachiotger.' 


Canton und der Bolschewismus. Wir haben vor etwa cinem 
alben Jahr wiederholt darauf hingewiesen. daß sich in Canton 
bolschewistische Bestrebungen geltend mächten. Mehrfach 
kamen damals aus Canton und anderen Plätzen die Meldungen. 
die von dem Treiben der Sowjet-Emissäre sprachen. Es ließ 
sich nicht verkennen, daB die kommunistischen (Gedanken beı 
der chinesischen Arbeiterschaft in den Vertragskäaien Boden 
xsewannen, umd auch darüber konnte keiiı Zweiiel bestehen, 
daß mancher der chinesischen Arbeiter, die während des 
Krieges hinter der Front in Frankreien beschäftigt geweszr 
waren. Auffassungen im die Heimat zuwrückbrachiei, die einen 


für die bolschewistische Propaganda wünstigen Boden boten. 
In japanischen North-China Standard famden sich wieder- 


holt auch Meldıngem wonach die Regierung Sun  Yat- 
sens mit den Bolschewisten Fühlımg- suche und anknüpfe. Es 
ist müßie, heute untersuchen zu wollen, wie weit die Quellen. 
aus denen jene Nachrichten fiossen, als zuverlässig ange- 
sprochen werden durften. Vielleicht hat die Tatsache, daB der 
l.eiter des Unterrichtswesens der Provinz Kuangtunzg Chen 
Tsıu-chiao unverkennbar kommunistische Neigungen zur Schau 
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trug, dazu beigetragen, die Laxe in Camon von dem Standpunkt 
>us zu betrachten, daß dort die Bolschewisten Boden gewonnen 
hätten. Von anderer Seite ist seitdem indessen wiederholt 
inzwischen versichert worden, es seien ın Canton keine An- 
zeichen dafür zu fiden, daß sich der Bolschewismus dort tat- 
sächlich durchsetze. Jetzt veröffentlicht der Pariser Tenps 
eine Zuschriit aus China, die ın diesem Zusammenhang von 
Interesse ist. Sıe besagt im Wocsentlichen: „Seit der Ueber- 
vahme der Regierung in Canton durch Sun Yat-sen wollen die 
Streiks nicht aufhören. Die Arbeiter streben nach sozialisti- 
schen: und syndikalistischen Zielen. Die Regierung Sun Yat-seas 
hat aber inzwischen augxenscheiniich die Gefahren erkannt, die 
ihr vom Kommunismus drohen. Die Presse, die ihn früher 
iebhaft unterstützt hatte, findet heute nicht Worte der Warnung 


FOormosa. 
Von C. Schwengenbecher 


Als nach Beendigung des chinesisch-japanischen Krieges 
clie japanischen Friedensunterhändier bei den Friedensver- 
handlungen als Sıegespreis die Abtretung der Insel Formosa 
und der naheliegenden Inselgruppen der Pescadceren und 
Vulkan-Inseln verlangten, soll der chinesische Bevollmächtigte, 
der bekannte und berühmte Li Hung-chang, sein Erstaunen 
darüber ausgedrückt haben, daß die Japaner dieses so weit 
abliegende, unbekannte und wilde Land, das der chinesischen 
Regierung nichts einbrachte und wegen seiner wilden, unbot- 
mäßigen Bevölkerung nur Sorgen machte, haben wollten und 
er soll der Regierung in Peking zur Abtretung der Inseln ge- 
raten haben, selbst wenn man noch eine größere Barentschädi- 
eung zuzahlen müsse. Der Vorgang zeigt, wie wenig man 
vor etwa 25 Jahren im allgemeinen noch von Formosa und 
iiber die dort schlummernden Reichtümer wußte. Die Japaner 
freilich haben wohl damals schon, wie wir es ja später in 
anderen Fällen, z. B. Dalny, Mandschurei, Tsingtau, Yap, er- 
lebt haben, rechtzeitig Untersuchungen angestellt und waren 
sich über den Wert und die Entwicklungsmöglichkeiten der 
an Naturschätzen reichen Insel längst im ‚klaren. Es hat 
freilich blutiger Kämpfe, die heute. noch nicht beendet sind, 
vieler Mühe und reicher Geldmittel bedurft, um aus Formosa 
die schönste Kolonie Japans zu machen, wie die Japaner die 
Insel heute gerne bezeichnen. 


Formosa erstreckt sich vem 25. Breitengrad, der die 
Nordspitze der Insel schneidet, etwa 370 km nach Süden; die 
prößte Breite ist nicht ganz 130 km. Der Flächeninhalt be- 
trägt 35997 qkm, und die Bevölkerung belief sich im Jahre 
1919 auf 3 714 S99 Einwohner, die Insel ist also etwa halb so 
vroß wie Bayern mit der halben Einwohnerzahl dieses Landes 
und hat auch etwa die gleiche Bevölkerungsdichte (rund 
100 Einwohner auf 1 qkm). Das l.and ist durchweg gebirgig; 
hohe Gebirgsketten, die alle von Norden nach Süden ziehen 
mit Erhebungen bis 14,270 Fuß, durchziehen die Insel in 
mehreren nebeneinanderliegenden Reihen. Dadurch bleibt 
verhältnismäßig wenig gutes Ackerland übrie; nur an 
wenigen Stellen erreicht der anbaufähige Küstenstreifen ent- 
lang der Westküste, die deswegen auch stark bevölkert ist, 
eine Breite von 35 km, doch ıst auch hier der Boden nur 
ımittelmäßigr, mit Ausnahme einiger guter Flußtäler. Die Ost- 
kuste ist im allgemeinen sehr dünn bevölkert, auch ist dieses 
Gebiet noch wenig erforscht, da es von der sogenannten 
„Wilden Urbevölkerung bewohnt wird, die die japanische 
Herrschaft auch heute noch vielfach nicht anerkennt. Frucht- 
bare läler von einiger Bedeutung an der Ostküste gibt es nur 
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genug. Insbesondere weist die Sin Min Kuo Pao auf die 
Gefahren des Bolschewismus hin. Die Canto:ı Times, vor 
der man anninımt,, daß sie im Wesentlichen die Aufiassunzen 
Sun Yat-sens widerspiegelt, geht dem Kommunismus als dem 
Vernichter des Familienlebens mit Nachdruck zu Leibe. Unter 
dem Druck der öffentlichen Meinung hai einer Jer glühendster 
Verehrer des Kommunismus, der Leiter des Unterrichtswesens 
von Kuangtung Chen Tsu-chiao seinen Abschied nehmen uml 
Canton verlassen müssen.“ Der Gewährsmann des Temps 
begrüß: den Stiimmungswechsel lebhait, macht auf die hohen 
Strafen auönerksam, mit dencı jetzt die Verbreitung 


„narchistischer Schriften ın Canten belegt ist. und schließt mit 
den Worten: .Urter solchen Umständen düritte die Sow;st- 
CF. 


Regierung kein günstirges Feld in Canton finden.” 


in der Nähe der beiden Hauptorte an dieser Küste, Pinan und 
Karenko. Beide Orte sind nur unbedeutende Marktflecken 
und haben nur deshalb einige Bedeutung, weil sie die ein- 
zigen einigermaßen brauchbaren Häfen bilden, wenn die an der 
ganzen Ostküste sehr stark auftretende Brandung, die oft 
wochenlang das landen kleinerer Fahrzeuge unmöglich 
macht, ein Anlaufen gestattet. In Ostasien bezeichnet man 
die Insel Formosa als „die Wiege der Taifune“ und den alten 
Östasiaten wird in Erinnerung sein, daß bei weitem die 
meisten Taifune aus Richtung Formosa gemeldet wurden. 
Wenn nun noch die tropischen Regen die wenigen Wege über 
das Gebirge und die zahlreichen Flüsse unpassierbar machen, 
sofern überhaupt die wilden, räuberischen Gebirgsbewohner 
ein Durchqueren ihres Gebietes gestatten, so ist es zu ver- 
stehen, daß es häufig vorkommt, daß die Ostküste wochen- 
lang völlig von der Außenwelt abgeschlossen ist. Oberfläch- 
liche Untersuchungen haben ergeben, daß die Gebirgshäng: 
der Ostküste wertvolle Erze und Mineralien bergen und reich 
an wertvollen Holzarten sind, doch ist an eine Ausbeutung so 
lange nicht zu denken, als es nicht gelungen ist, die dortig: 
Bevölkerung zu friedlichen Menschen zu machen, um dam 
das Gebiet durch Eisenbahnen und Ausbau von sturmfreien 
lläfen zu erschließen. Was Eisenbahnen betrifit, ist der Ver- 
such dadurch gemacht worden, indem von Karenko aus etwa 
50 km nach Süden und von Pinan aus etwa 35 km nach 
Norden eine Linie gebaut worden ist, doch fehlt das wichtige 
Mittelstück in einer Länge von fast 100 km durch un- 
erforschtes Gebirgsland mit zahlreichen, während der Regen- 
zeiten unpassierbaren Flußtälern. 

Der am 23. Januar 1921 veröffentlichte Jahresbericht des 
General-Gouvernements von Formosa gibt das unter Kultur 
stehende Land auf 1 338 855 ha an, wovon 301 725 ha künst- 
lich aus Staudeichen bewässert werden mußten; die Regenfälle 
sind im allgemeinen recht häufig, zum Beispiel rechnet mau 
im Süden mit 300 jährlichen Regentagen, aber infolge des 
stark gebirgigen Charakters des Landes läuft das Wasser sehr 
rasch ab. Die Berge sind stark bewaldet, in vielen Gegenden 
herrscht rein tropischer Urwald mıt schr wertvollen Hartholz- 
Baumarten vor. Allgemein dürfte bekannt sein, daß der 
Kampferbaum ungeheure Wälder bildet, deren Ausbeutunr 
und Export Regierungsmonopol ist. l.eider hat die Regieruni 
bisher versäumt, für Nachwuchs nach forstmännischen Grund- 
sätzen Sorge zu tragen, doch sind die Vorräte noch so prolir. 
dal3 der bisherige Raubbau durch; die in Tctzter Zeit be- 
gonnene Nachforstung wett gemacht werden kann. Von 
seiten der Regrierung wird das ausbeutungsfähige Waldgebict 
auf etwa 2850 000 ha angegeben. 

Die japanische Regierung hat es sich immer angelegen 


sein lassen, Formosa in jeder Richtung hin zu entwickeln, 
besonders was den Ackerbau anbelangt, um einerseits der 
überschüssigen Heimatsbevölkerung Gelegenheit zur 
Schaffung neuer Wohnstätten in einem aussichtsreichen un- 
erschlossenem Landgebiet zu schaffen und um andererseits 
ein starkes Gegengewicht gegen die chinesische Bevölkerung 
der Westküste und die Ureinwohner der Gebirge zu haben. 
Den Ansiedlungslustigen wurde zu diesem Zwecke Geld, 
Grundbesitz und Wohnhäuser, Zugtiere und ÄAckerbaugeräte 
freigiebig zur Verfügung gestellt, aber die Resultate haben den 
Erwartungen und Wünschen der Regierung, eine zahlreiche, 
seßhafte Bauernbevölkerung zu schaffen, richt entsprochen. 
Dafür sind in der Hauptsache wohl zwei Gründe maßgebend. 
Formosa hat ein fast tropisches Klima, feucht und heiß, das 
an die Ansicdler hone körperliche Anforderungen stellt, und 
dem japanischen Bauern sagt das Klima nicht zu. Es ist all- 
gemein bekannt, daß der Japaner aus diesem Grunde Formcosa 
nicht liebt und wenn er dorthin geht, tut er cs nur des Geld- 
erwerbs wegen. Damit kommen wir zum Zweiten Grund der 
ungenügenden Seßhaftinachung eines Bauern- und Hand- 
werkerstandes. Der Japaner will schnell Geld verdienen und 
reich werden, um dann als Kleinrentner in seine Heimat zu- 
rückzukehren. Auf Formosa werden weit höhere Gehälter 
und Löhne gezahlt, als in Alt-Japan, aber das Leben dort ist 
entsprechend teurer und der nach Formosa kommende Japaner 
sieht die beste Gelegenheit zum Geldverdienen als Beamter, 
Kaufmann oder Industrieller, wogegen er Landwirtschaft und 
Handwerk dem genügsameren Chinesen überläßt. 

Aus den angegebenen Gründen ist die japanische Bevölke- 
rung Formosas verhältnismäßig langsam gestiegen. Die 
Volkszählung von 1906 ergab eine Kopfzahl von 59618, 
die bis 1919 auf 15333 angewachsen war. Seit Kriegs- 
ausbruch beträgt die Gesamtzunahme kaum 10000 Per- 
sonen, was wchl größtenteils auf die günstigeren Lebens- 
bedingupgen und Arbeitsverhältnisse in Japan während des 
Krieges zurückzuführen ist. 

Als die Japaner nach dem chinesisch-japanischen Kriege 
das Inselgebiet von Formosa übernahmen, war es, soweit es 
nicht von Wäldern bedeckt war, ein reines Ackerbauland, das 
außer den dem Lebensunterhalt seiner Bewohner dienenden 
Erzeugnissen, fast ausschließlich Reis als Handelsartikel her- 
vorbrachte und nach China verschiffte. Seitdem ist die Reihe 
der land- und forstwirtschaftlichen Produkte sehr wesentlich 
angewachsen und es werden jetzt jährlich große Mengen Reis, 
Zucker, Tee, Früchte, Kampfer, Harthölzer, daneben Salz, 
Kohlen und Erze ausgeführt. Schon gleich nach der Be- 
setzung nahm die neue Regierung den Bau einer an der West- 
küste von Norden nach Süden verlaufenden Bahnlinie von 
etwa 400 km Länge in Angriff; die heute laufenden Schnell- 
züge vermitteln den Verkehr zwischen dem Nordhafen 
Keelung und dem Südhafen Takao in weniger als 12 Stunden. 
Gleichzeitig wurden zahlreiche Straßen von der Balın bzw. 
der Küste aus ins Gebirge vorzeführt und regelmäßige 
Dampferverbindungen mit dem Mutterland eingerichtet. Nach- 
dem in den letzten Jahren sich der auswärtige Handel 
Formosas rasch entwickelt hat, bestehen regelmäßige und be- 
queme Dampferverbindungen zwischen den einzelnen Häfen 
der Insel einerseits und zwischen Formosa und Yokohama, 
Kobe, Nagasaki, Moji, Dairen, Schanghai, Hongkong und 
Amoy andererseits. Außerdem unterhält die Osaka Shosen 
Kaisha einen monatlichen Dampferdienst zwischen Formosa 
und den wichtigsten Häfen der Philippinen, Niederländisch- 
Indiens und Singapore. Mehrere Kabel und Funkentelegraphie- 
Stationen vermitteln den raschen Nachrichtenaustatsch mit 
Japan und China. 
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Besonders erwähnenswert ist der Ausbau der Häfen der 
Westküste, unter denen der Nordhafen Takao als immer mehr 
in Aufnahme kommender Umschlagshafen für Exportgüter 
aus Japan nach der Südsee, den Philippinen und Nieder- 
ländisch-Indien eine besondere Rolle zu spielen berufen ist. 
Seitdem der Handel Japans mit den vorgenannten Ländern so 
bedeutend gestiegen ist und Takao, gleichzeitig Hauptausfuhr- 
platz für Zucker von Formosa, große Speicheranlagen und 
modernste Hafeneinrichtungen besitzt, ist es Gewohnheit ge- 
worden, die aus Japan kommenden Güter in den Hafen- 
speichern Takaos einzulagern und nach Bedarf von dort aus 
nach Süden zu verschiffen. Den Verkehr zwischen Japan 
und Südchina, sowie zwischen Formosa und China vermitteln 
mit Ausnahme des Zuckerexports Keelung und Tamsui; 
ersterer Platz ist Auch Hauptausfuhrhafen für Tee und 
Kampfer nach Amerika und England. 

Das wichtigste Ackerbauprodukt ist von jeher Reis ga 
wesen, für welchen die klimatischen Verhältnisse so günstig 
sind, daß jährlich zwei, in einigen besonders begünstigten 
Gegenden sogar drei Ernten gewonnen werden können, Die 
sehr günstige Ernte des Jahres 1919 ergab insgesamt fast 
000 Millionen Liter Reis; eine gute Durchschnittsernte wird 
auf etwa 700 Millionen Liter angenommen. Die Regierung 
sah sich seit einer Reihe von Jahren genötigt, die für den 
jeweiligen Höchstanbau von Reis und Mindestanbau von 
Zuckerrohr bestimmte Ackerfläche gesetzlich vorzuschreiben, 
da die Bauern den Reisanbau wegen des leichteren Anbaues 
und der schnelleren Erntemöglichkeiten vorziehen: Zuckerrohr 
braucht ein Jahr bis zur Reife und in dieser Zeit sind 
mindestens zwei Reisernten erhältlich. Der Hauptempfänger 
des Reises von Formosa ist Japan, das etwa ein Viertel der 
Gesamtmenge aufnimmt. Die Reisernte des Jahres 1919 
wurde von seiten der Regierung mit etwa 140 Millionen Yen 
bewertet. 

Um den Zuckerrohr-Anbau, dem auf Formosa noch 
eine große Zukunft bevorstehen dürfte, zu fördern, mußte die 
Regierung, wie vorstehend erwähnt, teilweise zu Zwangs- 
maßnahmen greifen. Bis 1895 wurde Zucker von den Ein- 
geborenen nur in minderwertiger Qualität in geringer Menge 
gewonnen; die Japaner führten gute Sorten ein und erbauten 
große Fabrikanlagen mit modernen maschinellen Einrich- 
tungen. In den letzten Jahren belief sich der Wert des aus- 
geführten Zuckers auf fast 50 Prozent des Gesamtausfuhr- 
handels der Insel. Im Jahre 1919 waren etwa 10 Prozent der 
gesamten unter Kultur stehenden Ackerbaufläche mit Zucker- 
rohr bewachsen. Die Erträgnisse genügen nicht, um die vor- 
handenen Fabrikanlagen voll auszunutzen, weshalb von 
Niederländisch-Indien und den Philippinen Rohzucker einge- 
führt und nach erfolgter Raffinade wieder nach China und 
Japan ausgeführt ‚wird. Die bei der Verarbeitung zurück- 
bleibende Melasse kommt nicht direkt zum Export, wird viel- 
mehr an Ort und Stelle zur Alkohol-Destillation verwendet 
und gelangt dann auch als Ausfuhrartikel nach Japan. Der 
Bericht der Regierung für das Jahr 1919 macht folgende 
Zahlenangaben bezüglich der Zuckerindustrie: Gesamt- 
erzeugung an Rohzucker 1109000 Tonnen im Werte von 
150 Millionen Yen und 905000 Tonnen Melasse im Werte 
von 6250000 Yen. Rohzucker-Einfuhr von den Philippinen 
und Niederländisch - Indien 50120 Tonnen im Werte von 
16 Millionen Yen. Zuckerausfulir etwa 320000 Tonnen im 
Werte von 87 Millionen Yen, dazu der Wert des nach Japan 
ausgeführten Alkohols aus Zuckerrohrrückständen mit etwa 
13 Millionen Yen. Die Einfuhr von Rohzucker aus dem Süden 
hat in den zwei Jahren ganz beträchtlich zugenommen und 
das wird voraussichtlich in Zukunft noch mehr der Fall sein, 
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falls es nicht gelingt, die heimische Ernte so beträchtlich zu 
erhöhen, daß der Bedarf der Fabriken gedeckt werden kann, 
doch ist.es fraglich, ob die Regierung in: der Lage ist, eiuen 
größeren Druck auf die Erzeuger auszuüben. 

Wichtig für den Export ist auch der Tee, der je nach 
den Sorten seine bestimmten Absatzquellen findet. ‚„Oolong“- 
Tee wurde 1919 in Höhe von 15 135 900 engl. Pfund und im 
Werte von 5 Millionen Yen ausgeführt; bis auf einen kleinen 
Bruchteil ging der Gesamtexport nach den Vereinigten 
Staaten. „Pouchong“-Tee ist eine billige, im Süden sehr viel 
verlangte Teesorte, von welcher im Jahre 1919 4 822 860 
Pfund nach Java und 3 533 300 Pfund nach Indo-China, Siam 
und den Philippinen gingen; der Gesamtwert belief sich auf 
etwas über 3 Millionen Yen. 

An landwirtschaftlichen Erzeugnissen sind noch 
Früchtealler Art, wie sie in diesen tropischen Ländern 
allgemein vorkommen, zu erwähnen. Soweit die Produktion 
nicht im Lande verbraucht wird, geht sie in der Hauptsache 
nach Japan und nach Mittelchina.. An der Spitze steht die 
Bananenausfuhr, die nach Japan jährlich ' etwas über 
2 Milfionen Yen beträgt. 

Die Versuche mit Tabak und Hanf für den Anbau 
in großem Maße sind noch nicht abgeschlossen, die bisher 
erzielten Ergebnisse sind wenig günstig gewesen. 


Die Ausbeutung der Kampferbaumbestände ist Re- 
gierungsmonopol. Wie bereits erwähnt, hat bis vor kurzem 
die Regierung selbst Raubbau betrieben und die Folge dieses 
Systems war, daß wertvolle Bestände vernichtet wurden und 
die Ausbeute beträchtlich herunterging. Die Produktion, die 
im Jahre 1910 noch 53 606 picul betrug, war 1919 bereits auf 
21 978 picul’ gesunken. Durch systematische Wieder- 
aufforstung ist dem Raubbau ein Ende bereitet worden. 
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Genaue Zahlen für die Ausfuhr von Kampferholz als Nutz- 
holz, Kampfer und Kampferöl sind nicht zur Hand; der Wert 
des ausgeführten Kampfers allein belief sich 1919 auf etwa 
5 Millionen Yen. 

Ueber die voraussichtlichen Vorräte und Lagerstätten von 
Erzen und Mineralien sind genaue Angaben kaum erhältlich, 
weil die Hauptfundstätten in den noch unerforschten „Ur- 
einwohnergebieten“ liegen. Soweit bisher in den der Re- 
gierung zugängigen Gebieten Untersuchungen angestellt 
worden sind, ist mit einer steigenden Ausbeute an Kohlen 
und Petroleum zu rechnen, daneben kommt Gold, Silber, 
Kupfer und Schwefel in mehr oder weniger abbauwürdigen 
Lagerstätten vor. Aus hier unbekannten Gründen ist aller- 
dings die Produktion der meisten Bodenschätze mit Ausnahme 
der Kohlen nicht unbeträchtlich zurückgegangen; die nach- 
folgende Uebersicht wurde im Januar des Jahres von seiten 
der Regierung veröffentlicht: 


194 1915 196 1917 1918 1919 
Kohlen (tons) . 342787 379368 517 581 67300 008 801520 1086907 
Petroleum 
(Gall.a 3,785 1) 604 958 er 805 596 764 481 521 321636 326 281 
Schwefel (tons) 1339 530 3326 . 3220 1744 1664 
Gold (lb. engl) 3207 F 843 3366 - 3621 1786 1529 
Silber („ „) 3518 3258 2642 2708 1837 159% 


Eisenerze wurden an verschiedenen Stellen der Insel ge 
funden und man ging mit großen Hoffnungen an die an- 
fänglich mit Gewinn arbeitende Ausbeutung der Fundstätten, 
weil man hoffte, dadurch dem Mangel des Mutterlandes an 
Eisenerzen abhelfen zu können, doch hat sich im weiteren 
Verlaufe die Unrentabilität dieser Betriebe erwiesen und sie 
sind inzwischen gänzlich eingestellt worden. Was in dieser 
Beziehung noch von Formosa zu erwarten ist, kann erst die 
Zukunft lehren. 
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Jubiläum der Japanischen Reichseisenbahn! 

Am 14. Oktober wurde in Tokio auf dem Platz vor dem 
Hauptbahnhof eine Gedenkfeier für die Eröffnung der ersten 
japanischen Eisenbahn zwischen Tokio und Yokohama im 
Jahre 1872 abgehalten. An der Feier nahmen der Kronprinz, 
verschiedene Prinzen, die Minister und die Präsidenten des 
Herren- und Abgeordnetenhauses, das diplomatische Korps, 
der Oberbürgermeister von Tokio und eine Reihe geladener 
Gäste teil. Der Kronprinz eröffnete die Feier durch die Ver- 
lesung einer kaiserlichen Botschaft, für die der Ministerpräsi- 
dent Hara dankte, worauf der Eisenbahnminister Motoda eine 
kurze Uebersicht über die Geschichte und Entwicklung des 
japanischen Eisenbahnwesens gab. Nach einem Frühstück, 
bei dem den Teilnehmerh als Andenken unter anderm Brief- 
beschwerer in verkleinerter Gestalt der ersten Weichen aus 
dem Eisen der ältesten Schienen überreicht wurden, begann 
eine Besichtigung einer für diese Gelegenheit für drei Tage 
eröffneten Eisenbahn-Ausstellung, in der aller Art Sehens- 
würdigkeiten aus der Geschichte der japanischen Bahnen 
gezeigt wurden. Feuerwerk und ein Laternenzug beschlossen 
die Feier, der am folgenden Tage shintoistische und 
buddhistische Feiern für die Seelen der im Eisenbahndienst 
ums Leben Gekommenen sich anschlossen. 

Die älteste Eisenbahn auf japanischem Boden war zweifel- 
los die kleine Bahn, die der Amerikaner Commodory Perry 
1854 nach Japan als Geschenk für den Shogun mitgebracht 
hatte und die am 24. März 1854 nahe bei Yokohama auf einem 
Schienenkreis im Betrieb vorgeführt wurde. In den letzten 
Jahren des Shogunats wurde vielmals erwogen, ob ein Bau 
„ von Eisenbahnen sich nicht empfehle, es kam aber nicht dazu. 
Nach Mitteilungen der „Osaka Mainichi“ soll schon 1855, also 
ein Jahr nach der Perryschen Vorführung, von Samurais aus 
Saga auf Kyushu die erste japanische Lokomotive, die Nach- 
bildung einer auf einem russischen Schiff in Nagasaki ge- 
sehenen, angefertigt worden sein. Das Eisenbahnministerium 
hat anläßlich der Vorbereitungen zur Jubiläumsfeier auf- 
gestöbert, daß die Londoner „Railway Times“ vom 22. Juli 
1865 von einer Lokomotive mit Tender berichtete, die am 
Strand von Nagasaki in Betrieb gewesen sei und zahlreiche 
Zuschauer von nah und fern herbeigelockt habe. Nach- 
forschungen der japanischen Presse machen es wahrschein- 
lich, daß damals tatsächlich eine englische Firma eine Loko- 
motive und ein paar Bahnwagen eines größeren Typs als die 
von Perry vorgeführten auf der Strecke vom heutigen Zoll- 
amt zum heutigen deutschen Konsulat zu Ausstellungs- 
zwecken für kurze Zeit laufen gelassen hat. Die eigentliche 
Geschichte der japanischen Eisenbahn beginnt mit dem 
zweiten Jahr Meiji (1869), als der Kaiser die Erlaubnis zu 
den Grundstücksenteignungen und zum Bau der Bahn von 
Tokio nach Yokohama gab. Im Mai 1872 wurde die erste 
Teilstrecke zwischen Shimbashi und Shinagawa dem Ver- 
kehr übergeben, am zwölften Tage des neunten Monats, der 
heuer auf den 14. November fiel, wurde die ganze Strecke in 
Yokohama durch eine Feier eröffnet, auf der Kaiser Meiji zum 
erstenmal öffentlich ‘vor Ausländern erschien. Diese erste 
Strecke war mit ausländischem Kapital gebaut und war 
18 englische Meilen lang. Der weitere Ausbau des Bahn- 
netzes erfolgte zum Teil durch den Staat, zum Teil durch 
private Gesellschaften, die 1906 sämtlich verstaatlicht wurden. 
Heute beträgt die gesamte Streckenlänge der staatlichen 
Bahnen in Altjapan rund 6500 englische Meilen. Dazu 
kommen noch an privaten Bahnen und an Bahnen in Korea, 
Formosa, Sachalin und der Mandschurei 5400 englische 
Meilen, zusainmen also rund 12000 englische Meilen. Das 
ist nur erst ein Drittel des englischen, ein Viertel des fran- 
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zösischen und ein Siebentel des deutschen Eisenbahnnetzes; 
aber Japan kann zu seiner Entschuldigung anführen, daß die 
gebirgige Natur seines Landes den Bahnbau weit stärker er- 
schwert als die Natur der genannten annähernd gleich großen 
Länder Europas. Bedenklicher ist schon die geringe Spur- 
weite der japanischen Bahnen, die natürlich auch der Ge- 
schwindigkeit der Züge verhältnismäßig enge Grenzen steckt. 
Dieser Fehler in der japanischen Bahnpolitik stammt schon 
aus den ältesten Zeiten des Bahnwesens, und alle Versuche 
der „bureaukratischen“ Regierungen, insbesondere des jetzi- 
gen Oberbürgermeisters von Tokio, Barons Goto, die Gleise 
allmählich zu verbreitern, sind an dem Widerstreben der 
Seiyukai gescheitert, die lieber zunächst neue Bahnen zur. Auf- 
schließung der Provinzen als die Verbreiterung der bestehen- 
den Bahnen wünschte. An Privatbahnen gab es im Juni dieses 
Jahres 3200 ‚Kilometer, während 6000 weitere Kilometer im 
Bau begriffen oder von der Regierung genehmigt waren. An 
Staatsbahnlinien sollen nach einem im Vorjahr vom Reichstag 
genehmigten Bauplan für annähernd 1419 Milliarden Yen 
5300 Kilometer neue Strecken gebaut werden, von denen nicht 
ganz 400 Kilometer fertiggestellt worden sind. Angestrebt 
wird die allmählicheElektrifizierung der Staatsbahnen, die aber 
viele Gegner zählt, weil die Konzentrierung der Kraftliefe- 
rung in wenigen Kraftwerken einem Feinde die Stillegung 
ds Bahnbetriebs wesentlich erleichtern könne. Eine Regie- 
rungsvorlage, die 100 Millionen Yen für die Anfäuge der Elck- 
trifizierung vorsah, ist deshalb vom Reichstag im vorigen Jahr 
abgelehnt worden. Die Regierung hat sich dennoch, wenn 
auch in kleinerem Umfang und ın langsamerem Zeitmaß, an 
die Elektrifizierung gemacht und ein eigenes Elektrifizierungs- 
amt im Eisenbahnministerium geschaffen. Das Eisenbahn- 
ministerium selbst als selbständige oberste Verwaltungsstelle 
besteht auch erst seit zwei Jahren, während vorher das Eisen- 
bahnamt dem Verkehrministerium untergeordnet war. 

Die japanische Presse äußert sich in ihren Rückblicken 
auf die Geschichte des Bahnwesens durchgehends sehr wenig 
zufrieden mit den Erfolgen, die Japan auf diesem Gebiet er- 
rungen habe. Namentlich wird von Blättern, die dem Ken- 
seikai-Führer Vicomte Kato nahestehen, wieder nachdrücklich 
der Uebergang der Staatsbahnen in Privatbetrieb gefordert. 

R.K. 


Der dıinesische Techandel. 
Von Oberstleutnant a.D. Bleyhoeffer. 


Eine der Hauptsehenswürdigxeiten auf der Industrieaus- 
stellung in Nanking 1909, ‘zu der die Chinesen mit einem 
Strom von Fremden — leider vergebens — gerechnet hatten, 
war ein Teepavillon,.in dem besonders dem Geschmack 
des Europäers angepaßter Tee verschenkt wurde; außerdem 
erhielt jeder Besucher ein Flugblatt, das die Gründe erörtert::, 
die zur Verdrängung des chinesischen Tees auf dem Welt- 
markt durch den indischen und Ceylontee geführt haben, und 
manche Methoden angab, wie er sich wieder seine alte Stel- 
lung zurückerobern könnte. Bekanntlich ist es nirgends von 
Worten bis zu Taten so weit wie in China, und so hat auch 
dieser. Versuch den Rückschritt im Teehandel Chinas nicht 
aufhalten können. 

Noch 1870 deckte China 85 % des gesamten Weltbedarfs 
an Tee, 1900 nur noch 35 %. Diese Verschiebung zuungunsten 
desselben und der weitere unaufhaltsame Niedergang hat 
folgende Gründe: 

1. Der chinesische Tee ist zu hoch besteuert und kann 
daher mit dem der anderen Länder nicht konkurrieren. 
2. Die Einführung einer viel zweckmäßigeren und ökono- 
mischeren Teekultur und Teebereitung in Ceylon und 
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Indien und Japan auf großen Plantagen mit Maschinen- 
betrieb liefert ein gleichförmiges, besseres Erzeugnis bei 
niedrigeren Pıoduktionskosten als in China, wo der kon- 
. servative, schwerfällige Sinn dieses Volkes auch auf 
” diesem Gebiet sich jedem Fortschritt und jedem Be- 
streben, den Tee dem Geschmack des Verbrauchers an- 
zupassen, widersetzte. 

Dieses sind die beiden Hauptgründe für den Niedergang 
des Teehandels in China, dem unschwer wieder auf die Beine 
zu helfen wäre, da nach Angabe von Fachleuten und Che- 
mikern das chinesische Rohmaterial, das frische Teeblatt, auch 
heute noch besser ist als das indische. 

Aus dem folgenden Handelsbericht des Zollamtsin 
IHiankou für 1920 scheint hervorzugehen, daß der chine- 
sische Teehandel, der bisher noch immer durch die Ausfuhr 
nach Rußland gestützt wurde, infolge Ausbleibens von Auf- 
trägen von dort nunmehr in den letzten Zügen liegt: 

„Das verflossene Jahr war katastrophal für den chinesi- 
schen Teehandel. Da keine Orders von russischen Firmen 
vorlagen, wurde der Hauptteil der Ernte nach Schanghai ge- 
sandt. In Hankou wurden nur etwa 1000 Halbkisten ver- 
kauft. Auch in Schanghai fand nur ein kleiner Teil der Ernte 
Abnehmer. , Von den eingegangenen 65000 Halbkisten 
Keemuns wurden nur 9000 verkauft. Die Qualität war besser 
als im vergangenen Jahre, und gute Ware erzielte denselben 
Preis, während mitilere und schlechte. Ware unverkäuflich 
blieb. Hankou-Tee war schlecht in der Zubereitung und nicht 
verlangt. Von ihm wurden 4000 Halbkisten nach Schanghai 
gesandt; dieselben waren abzr am Ende des Jahres noch nicht 
verkauft. Die militärischen Unruhen in Hunan verhindert :n 
den Versand von mehr Tee, und schätzungsweise befinden 
sich noch 40 000 Halbkisten in den Teedistrikten der Provinz. 
Die Qualität und das Blatt des Ichang-Tces war viel ge- 
ringer als im Vorjahre, und der Przis war deshalb etwa 20 % 
niedriger. 
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Der Ausblick für den chinesischen Tee handel :st sehr 
schlecht! Große Vorräte liegen in England. aufzehäuft, und 
die Preise sind so niedrig, daß dieselben nicht mit dem 
indischen, japanischen und Ceylontee konkurrieren können. Der 
russische Markt ist dem chinesischeii Tee noch verschloss.a. 
Man hat den Versuch gemacht, mit Scwjetrußland wied-r 
Handelsbeziehungen anzuknüpien. Der Tee wurdege- 
nommen, dieBezahlung blieb aber aus! (Sehr 
beachtenswert auch für die Anknüpfung deutscher Handels- 
beziehungen mit Rußland!) 

Die Teefirmen, welche die schlechten Zeiten Eberle 
haben noch ungeheure Vorräte aus deım Jahre 1918 und 1919; 
die Lagerliäuser sind vollgepfropft mit Ziegeltee, dessen Her- 
stellugg neuerdings unterbleibt. Auch aus dem Jahre 19% 
lagern noch große Vorräte, so daß es zweifelhaft erscheint, 
ob im Jahre 191 neuer Tee hergestellt wird. 
Sollte dieser Fall eintreten, würde ger Teehaudel sich bis zum 
Eintritt beserer Zeiten wohl kaum über Wasser halten können! 

Während es unmöglich war, die alten minderwertigen 
Vorräte zu verkaufen, entwickelt sich‘ ein flauer Handel mit den 
besseren auf den Markt gebrachten Sorten der letzten Ernte. 

Im Verlauf des verflossenen Jahres wurde in Hankou 
die „Fu Yu Gesellschaft“ von einigen höheren Pekinger 
Beamten und einigen chinesischen Großkaufleuten in Hankou 
unter Beteiligung vieler mongolischer Priester gegründet. Der 
Zweck derselben ist, in dem Teedistrikt von Hupei her- 
gestellten Ziegeltee via Nord -China per Auto über die 
ganze Mongolei zu verteilen. 

Das Resultat dieses Abenteuers bleibt abzuwarten.“ 

Anmerkung: In „Things Chinese“ sagt J. Dver Ball 
über die Beständigkeit des chinesischen Tees: ‚It is notorious 
that Indian and Ceylon teas go off a few months after arrival 
in this country (England), whilst China tea, as hitherto prepa- 
ıed, could be kept for considerable periods of time without 
showing any decided signs of having gone off.“ 
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China. 
Der deutsche Kaufmann in Hunan. Der Peking Leader 


vom 22. September bringt folgende Notiz aus Chnangsha in 
Hunan: 
Die deutschen Kaufleute, obwohl nur gering an Zahl, 


erobern sich langsam, aber sicher ihre Vorkriegsstellung in 
Changsha und Umgegend zurück. Das deutsche Geschäft in 
Hunan gewinnt zuschends an Boden. Vor dem Kriege übertraf 
Gasselbe, entweder direkt oder durch Vermittlung von Agenten 
und Händlern ausgeübt, dasjenige aller anderen Länder Aus 
den finanziellen Tr@nsaktionen, welche deutsche Kauflzute durci 
iremde, namentlich amerikanische Banken machen, ist ersicht- 


ich, daß sie schon jetzt, so kurze Zeit nach dem Kriege, mehr 


Import- und Exportgeschäite machen, als die Angehörigen 
irgend einer amderen Nation. 
Der japanische Handel in Hunan hat’ in den letzten 2% 


Jahren stark unter dem Boykott gelitten, der von Anbexinn 
sehr wirksam war wnd mit großer Ausdauer noch heute fort- 
zefithrt wird. Die meisten der 350 Japaner sind Kleinkaui- 
leute und ihr Handel ist in ständigem Rückgang begriffen. 

Das englisch-amerikanische Geschäft in Hunan ist olme 
xroße Bedeutung mit Ausnahme dasjenige der Asiatie Petroleum 
Comp. und der Standard Oil Comp. Jie beide zu gleichen 
Teilen den kokalen Oelmarkt beherrschen. 

Im übrigen ist der englische Handel beschränkt auf die 
Verschiffung und die Ausfuhr von Blei- und Zinkerzen, der 
amerikanische ist olıne nennenswerten Umfang. 


Der deutsche Handel in China. Frireulicherweise mehren 
sich die Nachrichten in den ostasiatischen Blättern, daß der 
deutsche Handel in Ostasien wieder Fuß zu lassen amätgt. 
Freilich gebt es an vielen Orten noch recht langsam voran 
und die neu angeknüpfiten Beziehungen müssen sehr sorsfältig 
xzepfilegt werden. Eine Nachricht aus Schanghai voın 1. Dezember 
sagt, daß deutsche Handelsinteresscen langsam, aber sicher, 
wieder zurückzukehren anfangen und daß die alten abzerissenen 
Täden wieder angeknüpft werden. ]Jn den meisten Fällen ziehen 
cie deutschen Geschäftsleute vor, nicht unter ihrem eigenen 
Namen zu arbeiten, sondern meistens in Teilhaberschait mit 
Chinesen. Ueberall tauchen wieder deutsche Farben, Nadeln, 
Metalie, Droger und Haushaltungsartikel " auf und deutsche 
Firmen haben mehrfach solchen anderer Nationalitäten erfolg- 


reich Konkurrenz gemacht bei der Vergebung grouer Licke- 
runwen für Maschinen umi elektrische Einrichtungen. Deutsch- 


land hat kürzlich große Mengen chinesischer Produkte ange- 
zanft, besonders Oele, Saaten und Erze, wobei man sich der 
Vermittlung neutraler Firmen bediente wezen der inmnmer noch 
bestehenden Transport- nnd Bankschwieriskeiten für deutsche 
Firmen. Es unterliegt keinem Zweifel, daB die Deutschen in- 
iolge ihrer Tiüchtiskeit und unterstützt durch die verhältnis- 
mäbige Billiekeit ihrer Erzeugmisse, Sich schrittweise wieder 
den Anteil am Chinahandel zurückerobern werdsa, den sie 
vor dem Kriege innchatten; freilich wird das mır langsam vor 
sich gehen können, da alle alten Handelsverbiidungen und Ge- 
schäftseinrichtungen von Grund auf zerstört worden sind und 
rur langsam wieder aufgebaut werden können. 


25jähriges Postjubiläum in China. Am 10. Oktober, dem 
10jährixen Gedenktag der Errichtung der chinesischen Republik. 
fand gleichzeitig die 25jährige Feier der Einführung der Post 
rach europäischem Muster statt. Anläßlıch dieser Feier sind 
s neue Marken erschienen zu 1, 3 uml 6 cents mit Abbildungen 
ses Reichspräsidentem, des Ministerpräsidenten imu des Ver- 
kehrsministers. 

Japanische Baumwollspinnerelen in China. Schon seit 
längerer Zeit richten japanische Interessentenkreise ıhr beson- 
deres Augenmerk auf die Einrichtung und d»n Betrieb von 
Baumw ollspinnereien in China. Mchrere Fabriken befinden sich 
entweder schon ganz oder zum xroßen Teil in ihren Händen. 
Man rechnet damit, daß innerhalb Jahresfrist 9 weitere japa- 
nische Spimncreien mit über 20, WO Spindeln auf chinesischem 
Foden m Betrieb gesetzt sein werden. Es sind dies zwei 


Fabriken mit zusammen 40000 Spindeln der Na:gai Wata 
Kaisha in Tsingtau und zwei Fabriken mit zusammen 60 0U0 
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Spindeln der gleichen Gesellschaft in Schanghai. Die Tovo 
Kaisha hat den Bau einer Baumwollspinnerei in Angriff ge- 
rommen und die Dai Nippon Cotton Spinning Co. plant die 
schleunige Erbauung einer zweiten Fabrik in Tsingtau neben 
der fast vollendeten ersten Fabrik und zwei weitere Spinne- 
reien in Schanghai. 


Der Kampf gegen den Opiumnschmuggel. Die chinesischen 
Zeitungen haben in letzter Zeit mehrfach Mitteilunzen gebracht. 
aus denen hervorgeht, daß seitens der Behörden jetzt mit 
größerer Energie gegen den überhandncehmenden Opium- 
schnuggel vorgegangen wird. Es ist mehrfach gelungen, solche 
Transporte abzufangen. das beschlagnahmte Opium zu ver- 
nichten und die Schuldigen zur Rechensciait zu ziehen. Aın 
1. Oktober früh morgens fand der bisher größte Fang in dieser 
Beziehung statt, inden auf einem der Mineraiwasserfabrik 
Watson gehörigen Lastauto Opium im Werte einer ha!ben Mil- 
lion Dollar beschlagnahint wurde, das nachweislich aus den 
(ieschältsräumen dieser Firma stammte. 

Natürlich ist den Engländern Schanghais dieser Fund be- 
sonders unangenehm, da es sich wm eine enelich-chinesische 
Firma handelt. ' 


Pekinger Straßenbahn. Der Ratrzver des Auswärtigen 
Amtes, Merr Targ Tsai-chang, hat die Geschäftsleitung der 
Pekinger Elektrischen Straßenbahn-Gescllschaft übernontmen, 
ährend gleichzeitig der frühere Minister des Innern. 
Chu Chi-chien, Vorsitzender des Aufsichtsrates geworden ist. 
Damit ist der proiektierte Straßenbahnhau, der durch den Zu- 


sammenbruch der Banque Industrielle de Chine als 
Geldgeberin ins Stocken geraten war, von neuem 
in FluB geraten, besonders nachdem sich die Ver- 


einigung chinesicher Banken zur Herxabce von $ 2 Mill., der 
Hälfte des notenligen Baukapitals, unter der Bedingung des 
sofortigen Baubeginns, bereit erklärt hat. Die andere Kapital- 
hälfte scH von den chinesischen Gesellschaftern auigebracht 
werden. Besonders bemerkenswert bei dıesem Bau ist, daß 
cie alten Stadtmauern von Peking mehrfach durchbrochen, 
ja gänzlich niedergelegt werden sollen. Damit würde be- 
dauerlicherweise wieder ein Stück Alt-China verschwinden. 
Eler-Export von Schanghal. Trotz der außersrdentlich 
<roßen Mengen von Eiern, die die groben, mudern einzerich- 
teten Eierverarbeitungsfabriken in China, besonders in Haakou 


ird Schanghai, verbrauchen, pisduziert China noch solche 
enorme Mengen davon, daß allein aus Schanzhai im ersten 


Viertel dieses Jahres 98 Miliionen Stück auszeführt wurden. 
Vor dem Kriege war Tsinetau einer der wichtigsten Ausfuhr- 
plätze für Eier aus Honar ımd Schantune. 


Kohlenreichtum in Turkestan. Die Pckineer Regierung hat 
vor einiger Zeit eine besondere Kommission nach Chinesisch- 
Turkestan entsandt, im das Land nach Kolhlenvorkommen zu 
untersuchen. Diese Kommission hat kürzlich ihren Bericht er- 
stattet, worin gesagt wird, daB man mit großer Sicherheit auf 
einen Vorrat von wenigstens 450 Miliionen Tonnen in etwa 
7W L.axgerstellen von durchschnittlich 5 m Mächtirkeit rechnen 
könne. An mehreren Stellen liegen abhauwüruige Flize dicht 
unter der Oberfläche, und der Abbau würde mit wenig Kapital 
gewinpbringend .zescnehen kömıen. 


Japan. ; 


Deutsche Farben in Japan. Die Handrisbceilage des Japan 
Chronicle berichtet: „Japanische Schwefelfarben können 
nicht mehr länger mit deutschen Farben konkurrieren. Die Fabri- 
kation solcher Farben war während des Kriezxes erstaunlich 
rasch emporgeschnellt, freilich mır wegen des gänzlichen Aus- 
bleibeis der deutschen Farben. Nicht nur der heimisch. Be- 
darf konnte gedeckt werden, darüber hinaus gingen außerdem 
noch vroße Mengen mach China. Die Kompıra Farbstoff-Gesell- 
schaft. eine der größten für Farben in Japan hat keine An- 
streneungen und Unkosten gescheut, um ihre chinesischen Ah- 
satzgebiete festzuhalten, jedsch vergeblich. Es heißt daß 
deutsche Farben zum Preise von 33 Yen für 100 kin (& 600 zr.) 
mach China eingeführt werden, während sich der japanische 
Fabrikationspreis für die gleichen Farbeuarten auf mindestens 
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Yen 37 bis 38 stellt. Unter diesen Umständen haben die japa- 
nischen Exporteure kummervolten Herzens auf die Ausfuhr von 
Farben nach China verzichten müssen. 

Ferner sind die japanischen Farben scharfen Angrifien 
seitens der Flanellfabrikanten der Wakayama Präfektur ausge- 
setzt. Diese Betriebe | verwandten früher ausschließlich 
deutsche Erzeugnisse, mußten sich damm aber während des 
Krieges entschließen, einheimische Produkte zu gebrauchen. In- 
zwischen haben sie dann die Erfahrung gemacht, daß die 
heimischen Erzeugnisse zwar gut in Farbe sind, aber die Farbe 
nicht halten, während deutsche Farben diesen Mangel nicht 
besitzen. Eine Reihe von Großhändlern, die nur Wert auf 
gutes Aussehen ihrer Ware legen, und dabei die Haltbarkeit 
der Farben außer Acht lassen, nehmen zwar auch heute noch 
willig japanisch gefärbte Produkte an, so daß trutzdem. daß 
deutsche Farben jetzt wieder überall leicht im Lande zu er- 
halten sind, die einheimischen Fabrikate nociı Absatz finden. 
Andere Fabrikanten und Geschäftsleute dagegen. die mit Recht 
fürchten, daß der Ruf japanischer Stoffe ul „piece-goods“ 
weiter leiden wird, sind sogar soweit gegangen, daß sie bei der 
Behörde um Erlassung eines Verbotes für den Gebrauch 
japanischer Farbstoffe eingekommen sind!! Kürzlich hat 
der Vizeminister für Ackerbau und Handel, Herr Matsui, die 
Wakayama Präfektur bereist, bei welcher Gelegenihieit er den 
beteiligten Fabrikanten auf ihre Vorstellung hin versprochen 
hat, Erwägungen über eine eventuelle Einschränkung des Han- 
dels mit einheimischen Farben anzustellen. Andere Behörden 
sind der Meinung, daß ein solches Verbot nicht vereinbar sei 
mit dem Grundsatz, die einheimische Farbenindustrie mit allen 
Mitteln zu fördern, aber man ist sich doch darüber einig ge- 
worden, den Fabrikanten zu raten, den Verbrauch minder- 
wertiger Farben nach Möglichkeit einzuschränken, um den 
wpanischen „picce-zocds“ Markt vcr Schädimungen zu be- 
wahren. . 8, 


Verschiffungen Kobe-Hamburg. Der Japan Weekly 
Chronicle schreibt, daß im August :mehr als 1900 Tonnen 
(jüter. hauptsächlich Tee und Oel, von Kobe mach Hamburg 
verschifft worden sind. Bei der heutigen Depression müsse es 
als ein besonderes Ereignis verzeichnet werden daß nach 
einem einzigen Hafen 1000 Tommen versandt werden. Aber 
picht nur von Kobe, sondern auch von Schanrhai, Hongkong 
und Singapore gingen, nach den dortigen Handelsnachrichten, 
große Gütermengen ständig nach Hamburg. Besonders sei das 


| 
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Japans Reisernte 191. Die japanischen Zeitungen he- 
richten übereinstimmend, daß die diesjährige Reisernte übe: 
Erwarten schlecht sei und höchstens auf insgesamt 9937 Mil 
l.iter geschätzt werden dürfe, ein Mindestergebnis. das sei: 
einer Reihe von Jahren nicht unterboten worden ist. Infolge- 
dessen würden die zur Ernährung des Volkes bis zur nächst- 
jährigen Reisernte zur Verfüzung stehenden Mengen um etw 
%0 Mill. Liter zu kurz kommen und ein weiteres Anziehen 
der hohen Reispreise werde die Felge sein. 


Niederländisch-Indien. 


Deutscher Handel mit Niederländisch-Indien. Aus Hongkon: 
wird geschrieben: Eine Durchsicht der Konnossemente der in 
Hongkong anlegenden Schiffe ergiebt die erstaunliche Tatsache. 
daß Deutschland bereits wieder eine beträchtliche Menge Güter 
nach Japan und China schickt, besonders Stahl-, Eisen-, Por- 
zellan- und Steingutartikel. Aut den Inseln NiederlärJisch- 
Indiens kann ınan fast von einem Einfuhrmonopol Jer deutsche: 
Kaufleute sprechen, besonders was die vorerwäänten Artike 
anbelangt, wobei besonders hervorzuheben ist, daß sie an 
Güte der Vorkriegszeit gleichkommen. Die Deutschen hah:r 
ihren Konkurrenten gegenüber außerdem einen beträchtlicher 
Vorsprung infolge der schlechten Valuta der Mark, so daß sie 
Preise bewilligen können, die den Vorkriegspreisen iast en:- 
sprechen. Die Folge hiervon ist, daß z. B. japanische und ameri- 
kanische Maschinen und ähnliche Artikel, die während de 
Krieges umd ehe die Deutschen w'eder auf dem Plan erschiesen 
aen gesamten Markt in der Südsee beierrschten, fast garz 
Curch deutsche Fabrikate verdrängt worden sind. 

Die in Niederländisch-Indien hochangesehene Deutsch- 
Australische Dampischiffahrts-Gesellschaft. die vor dem Kri:ge 
den Dienst zwischen Europa uml Australien über Niederlär- 
“isch-Indien vermittelte, hat bereits wieder 2 neugebau 
Dampfer mit voller Ladung deutscher Erzeugnisse nach de? 
Häfen Niederländisch-Indiens gesandt und es besteht ker 
Zweifel. daß sie, nachdem sie erst mal wieder festen Fuß dar 
gefaßt hat, über kurz oder lang auch wieder nach Austrafiir 
Ihre regelmäßigen Fahrten ausdehnen wird.  Eirflußrei‘: 
japanische Handelskreise warnen ihre Landsteute immer wie& 
vor der dem Handel Japans in Niederländisch-Indien dur. 
die deutschen Kaufleute drohenden Gefahr des gänzlichen Ver- 
drängtweerdens von den dortigen Märkten und beschwören si 
die deutschen Methoden pünktlicher, reeller und preiswerte: 


ver Fall in Singapore, wo direkt ein Mangel an verfürbarem | l.ieferung machzuahmen, was das Geheimnis des deutschen 


Schifisraum nach Hamburg sich bemerkbar mache. 
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des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 33, Potsdamer Straße 28 II. 
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Der Verband bechrt 


Vierundzwanzigster OÖstasiatenabend. 
sich, seine Mitglieder und Freunde (mit Damen) zu einer 
zwanglosen Zusammenkunft auf Montasz. den 19. Dezember 
1921, abends & Uhr, in den Ebentk:olzsaal des Restaurants Rhein- 
gold. Berlin W., Einganı Potsdamer Straße, einzuladen. Ein 
Vortrag findet nicht statt. Gleichzeitiss bittet er die Mitglieder 
um ein ebenso zählreiches Erscheinen, wie gelegentlich des 
dreiundzwanzigsten Ostasiatenabeads. 


Vakanter Posten. Für die Indische Abteilung einer Handels- 
Gesellschaft wird ein geeigneter Leiter gesucht. Es kommt nur 
ein Herr in Frage, der nicht nur im Exportgeschäft über um- 
iungreiche Eriahrungen verfügt, sondern auch nach Möglichkeit 
sıch besondere. durch länxeren Aufenthalt in Indien erworbene 
Kınntnisse aneignen konnte. Etwaige Interessenten werden 
vebeten, sich mit der (ieschäftsstelle des Verbandes, Berlin 
\, 35, Potsdamer Straße 28 Benchmen zu Setzen. 


Erfolges sei. 


Gesuchte Adresse. Es wird gebeten, dem Verbandsbürv, 
Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811, die gegenwärtige Adresse 
des Herrn Paul Pusch aus Peitz (Niederlausitz), früher Fleischer- 
meister in Hankou, baldmöglichst mitteilen zu wollen. Es 
handelt sich um seine Entschädigungsansprüche. 


Kiautschou-Abwicklung. Die zwecks Abwicklung aller nın? 
nicht erledigten Verwaltungs-Angelegenheiten des ehemalige" 
Schutzgebiets Kiautschou und des Ostasiatischen Marine- 
detachemments eingerichtete Behörde, die unter dem Reich"- 
wehrministerium, Chef der Marineleitung, stehende Kiautschor- 
stelle, Berlin W. 10, Königin-Augusta-Straße 38°42, muß ihren 
Betrieb ganz erheblich einschränken. 

Ausstehende Anträge und Forderungen 
testens bis zum 15. Januar 1922 vorzulegen. 

Die Kiautschoustelle ist am 1. Oktober 1921 an Stelle Je 
aufgelösten bisherigen Abwicklungsstellen, nämlich der Kia.!- 
schou-Abteilung der Marineleitung, des Gouvernements Ki! 
schou-Abwicklung und dessen Rechnungsstelle in Berlin. sow © 
der Abwicklungsstelle der Kiautschou-Relmungsämter ia t-% 
haven gebildet worden. 


sind daher spa- 


- 


Ausküntte über ihre frühere Militärdienstzeit sind von ehe- 
maligen Angehörigen der Kiautschou-Besatzung und des O.M.D. 


nur noch von Reichsarchiv, Zweigstelle Wilhelmshaven. zu 
erkangen. 
Ehemalige Kriegsgeiangene haben sich wegen Unter- 


stützungen, sogenannten Löhnungszahlunge.n, an die zuständigen 
Landeshilfsausschüsse zu wenden. 

Für die Behandlung der im früheren Schutzgebiet Kiaut- 
schou erlittenen Kriegsschäden und -Verluste ist die Kiautschou- 
Spruchkommission in Berlin, Königin-Augusta-Straße 38/42, zı- 
ständig. 


Adressennachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚ÖOstasiatische Rundschau‘ 
Hitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande 
mitzuteilen, damit in der Zustellung der Schriften und der ‚Ostasiatischen 
Rundschau’‘ keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeit- 
schrift kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der 
Adressat unbekannt verzogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um ge- 
fällige Mitteilung der jetzigen Adresse der nachstehend aufgeführten 
Personen: 

Ahrens, Frau Heinr., früher Hamburg. Eimsbüttler Str. 42. 
Baumann, Albert, Zittau i. Sa, Ritschelstr. 17. , 
Uebersee, Siemensstadt b. 


Ehrhardt, F., Siemens-Schuckert-Werke, Abt. 
Berlin. 

Eiswaldt, R., Berlin NW. 5, Putlitzstr. 16 II, bei Frau Hintze (nach China 
fer.). 


Emanuel, A.., Berlin-Charlottenburg, Fritschestr. 39 (nach China ger.). 

v. Emster,K.. Berlin W. 62, Kleiststr. 42 11. 

Engelter, Ludwig, Andernach a. Rh., Kölner Str. 9. 

Fiedler, Carl, Stuttgart, Militärstr. 47. 

Franzius, A. Berlin W., Regensburger Str. 13. 

Friedrichs, Ernst, Friedrichroda, Wilhelmstr. 3. 

Füähr, W., p. A. Frau Major Schrott, Berlin W. 57, Pallasstr. 14. 

Gackstatter, G. p. A. Frau Tocken, Berlin-Charlottenburg, Pestalozzi- 
straße 83b Ill. 

Helmsen, August, Hildesheim, Querstr. 2. 

Jaatzen, H., Hamburg, Fruchtallee 79. 

Klioke, Frau CI., Forst (Lausitz), Frankfurter Str. 9. 

Liebach, G., Hauptmann a. D., p. Adr. Beßling, Berlin W. 15, Xantenerstr. 6. 

Moos, H., Neumühlen-Dietrichsdorf, Irenenweg 3. 

Dechster,. K., Tostrup b. Flensburg. 

Oster, Frau Johanna. Nennig b. Trier. 

Petersen. Hans, Altona-Ottensen, Gr. Brunnenstr. 18 II. 

Rosenberger, G., Trier, Maarstr. 147. 

Ruck, H., Missionar, Neuenstein i. Württemb. 

Schröder. Reinhardt, Laboe b. Kiel. 

Schröder. Herm., Oldenburg i. Großh.. Alexanderstr. 

Schubert, P.. Rüstringen i. Oldenb., Sandweg 7. 

Schierwagen, M. Tilsit, Am Anger 9. 

Straube, Dipl.-Ing. H.. Wildau,, Kr. Teltow, 


Adressenänderung. 


Alsleben, Gustav, Halle a. S., Königstr. 11. 

Arabold-Zedelius, Westphal u. Co., Hamburg 14, Neuer Wandrahm 5. 

Boemer,'J. C., Hankow, Deutsches Konsulat. 

Brill, Richard, c/o J. Lambooy u. Co., 5 Siking Road, Shanghai. 

Bussiek, Gottlieb, Frankenberg (Eder), Goßberg 646. 

Eilers, F., Tientsin, Heiho Road 4. 

Favorke, Direktor Gustav, Deutsche Werke ‚‚Woligang’', Post Hanau. 

Geck, Fräulein Helene, Dortmund, Wallrabestr. 18. 

Gösling, Regierungsrat F., Berlin W. 30, Lindauer Str. 9. 

Gränwald, Dr. Harry, Berlin-Schöneberg, Stierstr. 2 bei Reiß. 

Gutschke, M., Hamburg, Rathausstr. 4. 

Klingmüller, Adalbert, Berlin W. 30, Motzstr. 731, bei Holstein. 

Kühlborn, Vizekonsul, Mukden, Deutsches Konsulat. 

Külps, F., Friedrichsort b. Kiel, Hottenauer Str. 23. 

Lader, Ingenieur W. O., Frankfurt a. O.. Oderstr. 46. 

Lemke, Joset, Dortmund-Huckarde, Buschstr. 28. 

Loch, Fritz, Oberstein i. Rheinland, Hauptstr. 93-95 (früher Hankow Carlowitz 
u. Co.). | 

Nielsen, Adolf, Hamburg 11. Admiralitätsstr. 1. 

Pegler, Otto Ernst, Berlin W. 50, Cuimbacher Str. 6. 

Preuß. E., Obergärtner, Graberamt Neidenburg. 

Ritter, F. W., p. Adr. Schiffsbedarfs-Gesellschaft m. b. H., Hamburg, 
Kirchenallee 43. 

Roseabaum, R., p. Adr. Carlowitz u. Co., Shanghai. 

Rosiefsky, Bund der Auslandsdeutschen, Ortsgruppe Köln, Köln, Reichen- 
berger Platz, Justizgebäude Zimmer 154. 

Segebarth, c/o Lindeteves-Stokvis, Batavia (Ndl.-Indien). 

Strzoda, Berlin-Wilmersdorf, Wilhelmsaue 18 Il. 

Schaller, F., Berlin-Schöneberg, Regensburger Str. 3. 

Schilde, A. Th., Berlin W. 62, Landgrafenstr. 2. 


50. 


Schwarzkopf 9. 


Hauptschriftleiter Dr. Max Linde: 
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Gesuchte Adressen. An die nachstehend aufgeführten Per- 
sonen, früher in Ostasien, sind Zuschriften ergangen, die nicht 
bestellt werden konnten, da die Adressaten inzwischen unbe- 
kannten Aufenthaltes verzogen sind. Es wird gebeten, die der- 
zeitigen Anschriften mitzuteilen entweder an die Dienststelle 
der Marineleitung, Hamburg 8, Hohebrücke 1, oder an die 
Geschäitsstelle des Verbandes für den Fernen Osten, Berlin 
\W. 35, Potsdamer Straße 28: 


Letzte Adressen: 


Freiherr von Lamezahn, Wilmersdorf, Kaiserallee 3la 
G. Rosenberger, Trier, Maarstraße 146. 

Ad. Wiencke, Velbert b. Essen, Rhld. 

Haas Pelly, Recklinghausen’Westfalen. Bochumerstr. 13a. 
Franz Nöcker, Gronau/Westfalen. 

Frau M. Kato, Halle-Cröllwitz. 

Frau Paula Paris, Baden-Baden, Schillerstraße 17. 
Frau Lydia Rüscher, Hamburg, Henriettenstraße 21. 
Frau Marie Meyer, Hadersieben, Norderstraße 34. 

Frk Jettchen Pfeiffer, Niederschekden/Sieg. 

Frl. A. Buchenthaler, Karlsruhe, Kaiserstraße 169. 


Eingetroffen in der Heimat ist, um seinen Urlaub hier zu 
verbringen, der bekannte Schanghaier Arzt Herr Professor 
Dr. Gerngross. Vorläufige Adresse: Blankenburg a. Harz, 
Gartenstraße. 


0000 9990 0000 0004 0000 9090 0900 0900 0000 0 0 0000 0000 0000 0000 090 0 90 00 0000 8000 0 000 0000 000 0 


Bücher- und Zeitschriftenschau. 


0000 0000 00900 90 00 00 00 0000 0 000 0 0 0900 0000 98 00 0900 0000 0000 0 0 0 900 0 se 09000900 000 


Bernhard Huldermann: Albert Balliı. Verlag Gerhard 
Stalling, Oldenburg, 1922. Auch an dieser Stelle muß auf die 
verdienstvolle Arbeit Huldermanns hingewiesen werden. Das 
Buch sollte von jedem Deutschen gelesen werden; es ist viel- 
leicht das beste Buch, das über den Zusammenbruch des alten 
Deutschen Reiches geschrieben worden ist. Man erhält einen 
Einblick in Dinge, die, wenn auch gelegentlich wohl erwähnt. 
den meisten Deutschen in zuverlässiger Form nicht bekannt 
waren. Was Huldermann über die weltpolitische Tätigkeit 
Ballins und über die ungeheuren Schwierigkeiten, seinen An- 
schauungen auch an den maßgebenden Stellen Geltung zu ver- 
schaffen sagt sowie über die Gründe, weshalb aussichtsvoll ein- 
geleitete Verhandlungen ergebnislos verlaufen und verlaufen 
mußten, ist im hohen Maß bemerkenswert; es gilt nicht nur für 
den Augenblick, sondern hat auch über diesen hinaus Bedeutung. 
Der zur Verfügung stehende Raum verbietet es, an dieser Stelle 
näher auf die drei Schlußkapitel des Buches „Politik“, „Der 
Kaiser“ und „Der Krieg” einzugehen; man muß sie selbst lesen. 
Daneben bringt das Buch aber auch von der Entwicklung der 
Hamburg-Amerika-Linie, also des eigentlichen Lebenswerks 
Ballins, ein glänzendes Bild, das mit einer Fülle interessanter 
Einzelheiten ausgestattet ist.- Den Ostasiaten wird da ganz 
besonders fesseln, was — immer an der Hand autentischen Ma- 
terials, vielfach der persönlichen Aufzeichnungen Ballins 
über die Fusion mit der Kingsin-Linie, den Besuch Ballins in 
Ostasien 191, die Beteiligung der Hapag am Ostasiatischen 
Postdampierdienst usw. berichtet wird. Wer das Buch Hulder- 
manns gelesen hat, muß zu dem Schluß Konnnen: Umsonst hat 
Ballin nicht gelebt. Man braucht nicht in jeder Einzelheit den 
Standpunkt des zxroßen Hamburger Reeder zu stellen, man muß 
aber anerkennen, daß er mit klarem Blick die Dinge und den 
Lauf, den die Entwicklung nehmen muß, erkannt hat. Was er 
geschaffen hat, überdauert ihn, mag vorübergehend auch fast 
alles zusammengebrochen erscheinen. Schon die kurze Spanne 
Zeit seit dem Friedensschluß, der der Hapag seine Flotte ge- 
nommen hat, hat gezeigt, daß der Geist, den Ballin der Hapag 
eingerlößt hat, unzerstört ist und daß der Glaube an sein? 
Lebenskraft sich ols die beste Hilfe beim Wiederaufbau erweist. 

CF. 


— 


verantwortlicher Schriftleiter: Dr. FE. W.Mohr; für die Anzeigen: C. Lichnock; sämtlich in Berlin. 


Druck: Buchdruckerei des Deutscnen Schriftenverlags G.m.b.H.. Berlin SW. 
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Osaka Shosen Kaisha 


(Japanische Dampifschifiahrts-Gesellschaft) 


Ost-Asien-Dienst 
"Regelmäßige monatliche Abfahrten von Hamburg nach 
Singapore, Hongkong, Shanghal, Kobe, 
Yokohama und Daijiren (Dalny) 
mit Gütern in Durchfracht nach Penang, Bangkok, Manila, Tientsin, Wladiwostok usw. 


D. „Altai Maru”. . . . 31. Dezember i921 | D. „Argun Maru”*. . .‘. 31.März 1922 
D. „Amazon Maru”* . 30. Januar 1922 D. „Andes Maru“*,. . . . 30. April 1922 
D. „Atlas Maru’”* .. . 28. Februar 1922 D. „Amur Maru” . . . . 3!. Mai 1922 


* von Hamburg direkt onne europäische Ladehäfen anzulaufen. 


Änderungen vorbehalten. — Lagergeldfreie Güterannahme am Asia-Kai, Schuppen 386. 
Nähere Auskunft Asia-Haus 
erteilt der Vertreter „IH. LIND, HAMBURG Gröningerstr.25 


Fernsprecher: Hansa 7229, 32350. - Nordsee 3999. - Alster 344, 354, 3853. 


Pph®s van Ommeren 


Merkur 609,9. (Hamburg) G.m.b.H., Alsterdamm 10-11 merkur 6094,09. 


N.Y.K. 


Nippon Yusen Kaisha 


Hamburg-Ostasien 


ab Hamburg direkt Post- und Passagierdampfer 
D. „Lisbon Maru” . . . . 2. Januar 1922 ab Hamburg via Antwerpen 


ladebereit 26. Dezember D. „Kamo Maru“ a u \, 27 Dezember 
D. „Mito Maru” .. . . . 14. Januar 1922 D. „Iyo Maru” .. . . . . 31. Dezember 

ladebereit 7. Januar D. „Altsuta Maru” . .: . . . 14.Januar 
D. „Matsuye Maru” . . . 31. Januar 1922 Güterschiuß Hamburg, Schuppen 11, jeweils 8 Tage vor Segeldatum 


Anlaufhäfen: Per Saldl, Colombo, Singapore, Hongkong. 
Shanghai, Nagasakdı, Kure, Mobe, Yokohauına, Yokosuke 
und in Durchfracht nach anderen Plätzen Ostasiens. 


Phs. van Ommeren (Hamburg) 6.m.b.H.. Hamburg. 
Norddeutscher Lioyd. Ostaslatische Fahrt. Bremen. -- Phs. van Ommeren. Rotterdam. 


Photogr. Aufnahmen von zer- 
Isingtau schossenen Häusern, zerstörten 


B e S C h W e r d e n über Ausbleiben oder unpünkt- 

liches Eintreffen einzelner Hefte 
der „Ostasiatischen Rundschau“ wolle man zunächst an das 
zuständige Postamt und erst bei Nichterfolg an den Verlag richten. 


Festungswerken und Brücken hat noch billigst abzugeben 
Fr. Brandt, Wilhelmshaven, Prinz Heinrich Str. 39 | 
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Ostasiatische Rundschau 
RI: 


Verband für den Fernen Osten E.V. 
Deutfcher Wirtfchaftsdienft G.m.b.H. 


Inhalts-Verzeichnis 


Jahrgang 1922 


Heit 1—12 


— — — —— Verlag: 
Deulffcher Wirtfchaftsdienft G.m.b.H., Berlin W. 35 


Allgemeiner und politischer Teil. 


Größere Aufsätze. 


China. 
C. Fink: 
Vor einer Wiedervereinigungz Chinas? . 2. 2 2 2 2002. 
Französische N im Fernen Osten . 2. 20202. 
China und wir . . u TE a ; 
Der Krieg der Generale nCna 2-2 Shmnsa. a 


Wird China sich einigen? 
Trube Aussichten in China . 
Kriegshetzer im Fernen Osten k 
Ein Angriff auf Chinas Hoheitsrechte 
Zur Laxe in China u 
Zur Lasxe in China 
Dr. F.W. Mohr: 
China und Washington 
HN. Tittel: 
Die neue chinesische Reichsschrifit 
Professor Dr. A. Forke: 
Das Lebensproblem in China und in Europa 
Die chinesische Philosopliie nach Carsun Chan; 


Ernst Boerschmann: 
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Welche geistigen Werte kann China uns geben? . 
Pilvewe ostasiatischer Studien 


\Missionsinspektor Bever: 


Bedeutume und Zukunft der deutschen Chinamission 


Ohne Autorenamabe: : 
Netter Bürxerkriee in Nordehina Be En Se A 
tieiauischte Hoffnungen und bessere Aussichten Chinas 


Das Virrmäachte-Abkommen uber den Stillen Ozean 
Pekinzer Kabinettssorsen : i 
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Japan. 
C. Fink: 
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Ohne Autorenangabe: 


Japan und Rußland - : >: en 
Japan und Rußland > >: en 


Politische Rundschau. 


China. 
Interview des deutschen Geschäftsträgers in China . . _. 
Die chinesischen Banken und die Regierung . . . Fe 
Giesandter Dr. Boye . . .: u a 
Sun Yat-sen» Expedition gegen Peking a ET RE: 
Die fremden Pachtgediete . . . ee 
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Frankreich in Südchina 
Die Washingtoner Konferenz: . 


China und Rußland 


Macao . Se ee 

Tibet, China und Indien R ER . 
Konsulargerichtsbarkeit * 2.2 2 202. 

Die Kabinettskrisis Chinas 2220 on 

Ein neuer Bürgerkriee >00. 
China und Australien 2200. 
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Zur Kabinettsfrase 

Tuan Chi-jui . . 

China und Rußland. & 
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China und Amerika ; ; ke 
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\ u-ling-Tang R 
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China und Japan 
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Chinesische Studenten 

Chaos in China 
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Bolschewistische Propavanda 
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Bolschew isunus 


Allgemeine politische Notizen kurze Meldungen und Dbimmtes 


Ailerlei . 50 19a, 2la, 24a, a 23h. 24h, 27b, >2sh, 
41. 42,44. 45, 406. 01.062,05. SI, 82, 83,80, 105, 10h, 105, 
Is; 169; 121-1225 123,127. 130, 1-41. 145. 1506, 157, 158, 
159, 1062, 17r. 178. 179, 180, Ib» 184, 1857 108, 109, 


ZUR, 


Japan. 


Zusammentritt des Reichstages 

Marquis Okuma 7 : 

Veränderte pelitische Ziele 

Die Arbeiterbewegung 

Koreanische Bolschewisten 

Das Kabinett Kato AR 

Waiienverschiebungen in Sibirien 

Japan als Großmacht 

Neue Ziele 

Allgemeine politische Notizen, kurze Meldungen und buntes 
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104, 106, 109, 124, 128, 141, 159, 160, 163, 181, 186, 201, 
202, 
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Andere Gebiete, 
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China und Washington. 
Von Dr. F.W. Mohr. 


In keinem der beteiligten Länder wurde Hardings Bot- 
schaft, zur allgemeinen Abrüstung und zur politischen Aus- 
sprache über den Fernen Osten in Washington zu erscheinen, 
mit größeren, ja phantastischen Erwartungen aufgenommen 
als in China, das sich in naher Zukunft schon von all seinen, 
ach so zahlreichen Nöten befreit und seine so stark zerlöcherte 
Souveränität wieder in vollem Glarze erstrahlen sah. In 
keinem Lande erweckte der Ruf aus und nach Washington 
so großes Unbehagen als in Japan, das unter dem 
ersten Eindruck der Botschaft sich bereits vor den Richter- 
stuhl der Großmächte zitiert sah, um Rechenschaft von seinem 
Tun in China abzulegen und Verzicht zu leisten auf so manche 
wertvolle Spezialbeute, die Errungenschaft einer beispiellos 
günstigen Kriegskonjunktur. 


China kämpft in Washington in erster Linie um sein Oe- 
sicht, seine politische Selbständigkeit, um die Wiederher- 
stellung seiner Souveränität. Ein souveräner Staat in vollem 
Sinne des Wortes war China schon lange Jahre vor dem 
Kriege nicht mehr. Die Mandschurei, das Stammland der 
letzten Dynastie, war nur nominell noch eine chinesische 
Provinz. In ihrem nördlichen Teile, im Bereich der ost- 
chinesischen Bahn, herrschte russischer Einfluß vor. Im süd- 
lichen Teil ist seit dem japanisch-russischen Krieg noch heute 
japanischer Einfluß schlechthin ausschlaggebend. Wichtige 
Küstenplätze, die Pachtgebiete Kuantung mit Dalny - Port- 
Arthur, Weihaiwei, Tsingtau, Hongkong-Kowloon und 
Kuangtschouwan waren in fremder, in japanisch-englisch- 
deutsch-französischer Hand. In den Vertragshäfen bildeten 
die Wohnsitze der Europäer, die sogenannten Konzessionen, 
kleine, in bezug auf Verwaltung, Rechtsprechung, Steuern und 
Polizei autonome imperia in imperio, in denen den Herren 
des Landes selbst über die eigenen Landsleute keine Macht zu- 
stand. Die Ausländer waren exterritorial, unterstanden dem 
siebzehnfach verschiedenen Recht der 17 Vertragsstaaten, 
waren auch im tiefsten Innern und bei den schwersten Ver- 
gehen dem strafenden Zugriff der Landesbehörden entzogen. 
Fremde Truppen hielten seit der Boxerzeit die Hauptstadt 
Peking und die sie mit dem Meere verbindende Bahn besetzt. 
Wesentliche Einnahmequellen waren ans Ausland verpfändet, 
wichtige Verwaltungszweige wie Seezölle, Post und Salzver- 
waltung unterstanden fremder Leitung und fremder Kontrolle. 
Die Zolltarifautonomie, die jeder Vertragsstaat unbeschränkt 
für sich besitzt und geltend macht, war China seit Beginn der 
Vertragszeit (1842) versagt. Nominell 5prozentige Wertzölle 
waren ihm lediglich zugestanden, die während der 80 Jahre 
seiner Erschließung einen riesigen Ausfall an notwendigen 
Einnahmen bedeuteten. Zahlreiche Eisenbahnen, von fremdem 
Gelde gebaut und unter fremder Leitung, stießen tief ins 
Innere vor, wichtige Bergwerkskonzessionen waren in fremder 
Hand. Und zu all diesen Beschränkungen kamen Januar 1915 
noch von seiten Japans Forderungen militärisch-politisch- 
wirtschaftlich-polizeilicher Art, deren Erfüllung in ihrer ur- 
sprünglichen Form China zu einem Vasallenstaat Japans, zu 
einem japanischen Indien gemacht hätte. Zahlreiche Anleihen 
unproduktiver Art, die der herrschenden japanfreundlichen 
Militärpartei in Peking, der Anfupartei, für militärische 
Zwecke freigrebig gewährt wurden, verstrickten China in den 


ey] 


LLLL——————— ee LE 


folgenden Jahren immer mehr in wirtschaftliche Abhängigkeit 
von dem zielklaren Inselstaat und ruinierten von Grund aus 
Chinas Finanzen. i 

Die ersten Jahre im Weltkrieg war Deutschland die Hoff- 
nung weiter chinesischer Kreise. Deutschlands Sieg sollte 
China Befreiung bringen von dem schier unerträglichen Druck 
seiner Anliegerstaaten, seiner „Freunde“ Rußland, England, 
Frankreich und Japan. Der Eintritt Amerikas in den Krieg — 
Amerikas Vorbild war so oft entscheidend für das in Amt 
und Würden befindliche Jungchinesentum — ließ diese Hoff- 
nung schwinden, ließ China nunmehr all seine Hoffnungen 
auf den großen Bruder Amerika setzen, von dessen Allmacht 
es auf der Friedenskonferenz Sitz und Stimme und jede Unter- 
stützung würde erwarten können, wenn es an seiner Seite in 
den Krieg eintreten würde. Die Beseitigung der deutschen 
Konzessionen, die Aufhebung der fremden Konsulargerichts- 
barkeit, der Fortfall der an Deutschland zu zahlenden Boxer- 
entschädigung, die Anerkennung einer unbeschränkten Zoll- 
tarifautonomie und vor allem die Wiedergewinnung Tsingtaus 
und der deutschen Rechte in Schantung waren wichtige 
Kriegsziele Chinas, ohne daß allerdings China ahnte, daß es 
um die letzten Ziele seiner heißesten Wünsche schon vor 
seinem Eintritt in den Krieg von seinen lockenden Freunden, 
den Engländern, Russen und Franzosen, zugunsten Japans 
betrogen worden war. Denn Japan hatte Chinas Eintritt in 
den Krieg nur zugestimmt, nachdem England, Frankreich und 
Rußland in den berü—hmten Geheimverträgen von Februar- 
März 1917 ihm die deutschen Rechte in Tsingtau-Schantung 
und der Südsee feierlichst garantiert hatten. Wie die 
chinesischen Delegierten aus Protest gegen diesen berühm- 
ten Geheimhandel, den der Versailler Vertrag nunmehr öffent- 
lich sanktionierte, zur peinlichen Ueberraschung der Alliierten 
der feierlichen Unterzeichnung fernblieben, ist bekannt, ebenso 
daß Deutschland in einem Sonderabkommen vom 20. 5. d. ]. 
China alle berechtigten Forderungen zugestand. 

Zweieinhalb Jahre sind seit Versailles vergangen, aber 
ungceheilt ist die brennende Wunde Tsingtau-Schantung. Oft 
genug hat Japan direkte Verhandlungen wegen der Räumung 
Schantungs, der Rückgabe Tsingtaus angeboten, aber die un- 
versöhnliche Volksstimmung in China hat alle diese Angebote 
trotz allen diplomatischen Drucks zurückweisen lassen. Nur 
aus der Hand des Völkerbundes oder der Botschafterkonferenz 
wollte China die verlorenen Rechte entgegennehmen. Als im 
letzten Sommer die Erneuerung des englisch-japanischen 
Bündnisses zur Debatte stand, erhob sich in China ein Sturm 
der Entrüstung gegen den weiteren Fortbestand desselben, 
weil man nicht zu Unrecht in dem Bündnis eine starke Stütze 
Japans gegen China empfand. Umsonst! Das Bündnis ging 
für ein Jahr weiter. Da kam die Botschaft aus Washington! 
So oft schon war in vergangenen Jahren eine Hoffnung er- 
weckende Botschaft aus Washington gekommen, so oft schon 
hatte China einer Botschaft vertrauenden Herzens Glauben 
geschenkt, so oft schon war es grausam betört worden, weil 
Amerika im entscheidenden Momente immer wieder versagte. 
Auch diesmal verfehlte die Botschaft ihre Wirkung nicht. Ein 
fühlbares Aufatmen, ja ein innerliches Aufjauchzen ging durch 
das ganze Volk. Jetzt, ja jetzt mußte die große Abrechnung 
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mit Japan kommen, das war die Gelegenheit, auf die man 
solange gewartet hatte. Washington würde die uneinge- 
schränkte Zolltarifautonomie bringen, die fremde Konsular- 
gerichtsbarkeit beseitigen und die noch ausstehende Boxer- 
entschädigung erlassen, Washington verhieß eine grund- 
legende Revision aller für China ungünstigen Vertrags 
bestimmungen, besonders der von Japan während des Krieges 
erpreßten Beschlüsse. Washington würde China das heiß 
ersehnte Juwel Tsingtau-Schantung zurückgeben, kurz 
Washington würde die volle politische Souveränität in altem 
Glanze wieder herstellen. Mit fieberhafter Spannung blickte 
alles nach dem Wundertempel jenseits des Ozeans. Zahllose 
Vorschläge und Ratschläge gingen alltäglich durch die Presse, 
brieflich und drahtlich aus allen Teilen des Reichs und aus 
allen Schichten der Bevölkerung bef der Regierung in Peking 
ein, was in Washington an Wiedergutmachung geschehenen 
Unrechts noch alles verlangt und wie alles am besten in die 
Wege geleitet werden müßte, um nur ja alles uneingeschränkt 
zu erreichen. Und wenn die chinesischen Delegierten in 
Washington nicht noch weise Selbstbeherrschung üben, dann 
wird die Welt ein erstauliches Sündenregister vernehmen, was 
die Fremdmächte, und gerade die in Washington ausschließ- 
lich Vertretenen, nicht alles an China in den vergangenen 
Zeiten verbrochen haben. 

Die Reaktion auf alle diese überspannten Ideen und Vor- 
stellungen wird um so empfindlicher sein, weil keine Aus- 
sichten bestehen, daß Chinas Wünsche alle oder auch nur zum 
eroßen Teil oder auch nur in wesentlichen Punkten in Er- 
füllung gehen. China ist in Auflösung begriffen. Der Norden 
streitet gegen den Süden, der Westen gegen das Zentrum, 
übermächtige Generale mit Riesenarmeen leiten die Geschicke 
des Landes und zwingen Peking zur Beachtung ihrer An- 
sichten und Wünsche. Süd-China, das der Konferenz iern- 
bleibt, hat bereits erklärt, daß es keine Beschlüsse der Kon- 
ferenz über China anerkenne. So sprechen die Delegierten 
Chinas, deren Reisekosten bei der schlechten Finanzlage kaunı 
aufzubringen waren, nicht für ein einiges Land, in dem eine 
starke verfassungsmäßige Regierung Ruhe und Ordnung ge- 
wälırleistet oder in absehbarer Zeit gewährleisten könnte, 
dessen ernster Wille zum Wiederaufbau, dessen einheitliche 
Volksstimmung den Politikern der Konferenz Achtung und 
Vertrauen einzuflößen und so zu weitgehenden Konzessionen 
geneigt zu machen imstande wäre. Darum fehlen die Voraus- 
setzungeen für die weitgehenden Forderungen, deren Erfüllung 
China von Washington erwartet. Die chinesischen Delegierten 
tun wohl daran, Vergangenes als Schuld einzelner Nationen 
so weit als möglich zu ignorieren. An die Sünden der Ver- 
ganzenheit ist niemand gern erinnert, besonders dann nicht, 
wenn das Gewissen der entscheidenden Mächte China gegen- 
über in der Tat so wenig rein ist, wie das der in Washington 
vertretenen. Manchen an sich berechtigten Wünschen stehen 
auch vertragliche Abmachungen zwischen Japan und den 
anderen Nationen entgegen, die die Beteiligten nicht ohne 
weiteres verleugnen können, nicht ohne weiteres preisgeben 
wollen, wie z. B. die schon erwähnten Geheimverträge vom 
Februar-März 1917 zwischen Japan einerseits und England, 
Rußland, Frankreich andererseits. 

Schon mehren sich die Anzeichen, daß Washington China 
die erwähnte Selbständigkeit nicht bringen wird. Eine Neuner- 
kommission soll die Verhältnisse in China, insbesondere seine 
Verwaltung, Rechtspflege, Finanzen, seine Post und seine 
Polzei studieren und innerhalb eines Jahres darüber ein- 
gehend berichten. Wie die Stellungnahme dieser Kommission 
sein wird, kann man schon heute mit fast absoluter Sicher- 
heit voraussagen. Unter dem Druck der Washingtoner Kon- 


Zi 


ee Le. ni nn nr 


ferenz scheinen die chinesischen Delegierten auch in die 
direkten Verhandlungen mit Japan über Tsingtau-Schantung 
eingewilligt zu haben, die China -bisher trotzig verweigert 
hat, vielleicht allerdings nur in der Absicht, um vor aller Welt 
die weiteren Absichten Japans in Tsingtau-Schantung zu ent- 
hüllen. 

Als Ergebnis dieser direkten Verhandlungen wurde vor 
einigen Tagen aus Washington der Abschluß eines Ab- 
kommens über die Schantungbahn gemeldet, demzufolge di: 
Schantungbahn von einem chinesischen Bankkonsortium in 
drei Jahresraten von Japan zurückgekauft werden solle, 
während Japan sich angeblich zu Räumung der Bahnzont 
verpflichtet habe und nur ein Mitverwaltungsrecht bei der 
Bahn beanspruche. Mit dem Abkommen scheint es indes noch 
seine Schwierigkeiten zu haben. Jedenfalls bringt ein Funk- 
spruch des „Berliner Tageblattes‘; aus Washington folgende 
Meldung, die deutlich erkennen läßt, daß die Schantungbahn 
auch nach dem Rückkauf alles andere als eine „chinesische“ 
Bahn sein wird. 


Die Schantungfrage ist ncuerdines in ein kritisches 
Stadium getreten. Das bereits vor einigen Tagen fierti-- 
gestellte Abkommen ist kein endgültiges. Die Japaner hab, 
es mit dem Vorbehalt einer Zustimmung aus Tokio ar- 
venonmmen, und die Chinesen erklärten darauf, daß auch sic 
erst Weisungen aus Peking abwarten müßten. Der Wider- 
stand der Chinesen gegen diese Vereinbarung ist im Wachser. 
Der Preis für Jdie Ablösung der Strecke Kiautschou-Tsinaniı 
beträgt 53 Millionen Goldmark. Die chinesische Oeifentlic*- 
keit fürchtet, daß sich die chinesischen Delegierten von dım 
Japanern übervorteilen lassen, denn Japan bleibt de facto 
Beherrscher der Eisenbahnlinie, da die Vertragsbestiimmugen 
über die Zurückziehung der Truppen aus dem Gebiete seht 
‘ dehnbar seien und von Japan belichig umgestoßen werd :n 
könnten. Die Beamten und Angestellten der Eisenbahn si ' 
japanisch und müssen übernommen werden. China darf der 
Material- und Rohstofftransport kein Hindernis in den We_ 
legen. Die Japaner haben sich alle Vorteile, die sie bish.: 
aus dem Besitze der Strecke zogen, gesichert und bekomm: : 
für die formelle Ablösung noch einen ansehnlichen Betru. 
Dabei ist die Frage der künftigen Besitzverhältnisse 
Tsingtau noch nicht einmal auf dem Papier erledigt. Solan-: 
es Japaner in Kiautschou gibt, könne von einer Wieder:.:.t- 
machung des in China verübten Rechtsbruches nicht xz._- 
sprochen werden. 


Und W. T. B. meldete: 


Nach einer Meldung der „Chicago Tribune” 
Washington” verlangen die Japaner für die Bezahlunz cc: 
Schantungbahn eine längere Frist als die von den Chirexe- 
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zugestandenen drei Jahre sowie Verwaltungskontrolle 
Bahn. 


Diese Meldungen ließen schon deutlich erkennen, dai3 a- 
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eine Einigung zwischen den beiden Mächten in der Schantur. :- 
bahnfrage wegen ıhrer einander so schroff gegenübersteht- - 


den Forderungen nicht wahrscheinlich sei. Weitere Meldun & 
aus Waslington haben dieser Vermutung recht gegeben, der - 
in einem späteren Funkspruch an das „Berliner Tareola--- 
heißt es: 


Die chinesisch-japanischen Verhandiungen haben 
endgültig zerschlagen. Die Chinesen haben aus Pex. 

Weisungen erhalten, auf der vollständigen Räumuns  .©_ 
Schantungbahn und bedingungsloser Uebergabe in chinesi:s_ 

Hände zu bestehen. Die Japaner wollen das Besitzrecht x. 
kaufen, aber die Verwaltung behalten. Schließlich gestur.. 
die Chinesen zu, das japanische Personal zu behalten. 
langten aber, daß die höheren Verwaltungsstohen 
chinesische Hände übergehen. Daran scheiterte das berı.l 
vorunterzeichnete Kompromiß. Der Abbruch der \_ 
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handlungen hat äußerste Bestürzung hervorgerufen. Man 
hoift, daß es gelingen wird, die zerrissenen Fäden „eu zu 
knüpfen. Jedenfalls versuchen die Engländer, Japan und Ji«e 
Amerikarer China zum Einlenken zu veranlassen. Sollte dies 
nicht gelingen, so wird die Konferenz selbst in Form eines Be- 
schlusses eine Entscheidung herbeiführen. Sollte diese nicht 
angenommen werden, so wird sich ein Schiedsgericht mit 
dieser Angelegenheit beschäftigen. Der Konflikt wegen der 
Schantungbahn hat sich auch deshalb zugespitzt, weil die 
Japaner hinter der energischen Tonart der Chinesen amerika- 
nische Einflüsse wittern. 

Der Aufhebung der fremden Posten, deren Beibehaltung 
angesichts der gut arbeitenden, unter europäischer Leitung 
stehenden chinesischen Post eigentlich schon seit Jahren hin- 
fällig war, scheinen die Mächte mit Wirkung vom 1. Januar 
1923 und unter einigen anderen, allerdings bedeutungslosen 
Vorbehalten zugestimmt zu haben. Auf die allgemeine Be- 
seitigung der fremden Konsulargerichtsbarkeit, die Zurück- 
ziehung der Besatzungstruppen, die Aufgabe der ver- 
schiedenen Konzessionen, die Wiederherstellung der Finanz- 
autonomie und die Rückgabe der verschiedenen Pachtgebiete 
wird China nach den bisher vorliegenden Meldungen nicht 
rechnen können. In den englischen Kreisen der verschiedenen 
Vertragshäfen Chinas hat sich gegen diese Forderungen schon 
eine lebhafte Opposition geltend gemacht und die Ernennung 
der schon erwähnten Neunerkommission deutet die Richtung 

ge, in der man das chinesische Problem entgegen den Er- 
wartungen Chinas in Washington behandeln will. 

China tgeibe in Washington Realpolitik und verlange 
nichts Unmögliches! Es gebe der Konferenz durch seinen 
Wortführer ein ungeschminktes Bild seiner inneren Zer- 
rüttung, weise dabei auch nachdrücklich auf die Tatsache hin, 
daß der innere Zerfall Chinas zum großen Teil eine not- 
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wendige Folgeerscheinung der gegensätzlichen Interessen- 
politik der verschiedenen Mächte und der besonderen 
politischen Bestrebungen Japans sei, das einzelne Parteien 
und Machthaber in den letzten Jahren mit unproduktiven An- 
leihen, mit Waffen und Munition offen gegen die verfassungs- 
mäßige Regierung unterstützt habe. China verlange eine 
Festlegung der Großmächte auf eine einheitliche Politik zu 
seinem Wiederaufbau, die Sonderaktionen einzelner Mächte 
ausschalte, die jede Einmischung in die inneren Verhältnisse, 
soweit sie nicht von China selbst erbeten wird, unmöglich 
mache, die endlich China auch durch eine zeitgemäße Zoll- 
tarifautonomie die notwendigen Einnahmequellen öffne. Es 
bitte die Mächte auf der Grundlage dieser einheitlichen Politik 


um seine Mitwirkung bei der Reorganisation der Verwaltung . 


und seiner Finanzen durch Gewährung einer großen Anleihe, 
zu deren Verzinsung und Amortisation die von den Mächten 
zu erlassenden, aus den Zolleinnahmen sichergestellten 
Zahlungen aus der Boxerentschädigung zu verwenden seien. 
Durch eine derartige Aufbaupolitik der fremden Mächte gegen 
äußere Einflüsse und Erschütterungen geschützt, bringe dann 
China endlich sein Haus im Innern in Ordnung durch die 
Wiederherstellung der inneren Einheit, durch Auflösung der 
überflüssigen Truppen, durch Zurückdämmung des 
militärischen Einflusses. Erst dann, wenn in dem so ge- 
schaffenen Einheitsstaat Recht und Verwaltung grundlegend 
geändert ist, wird es hoffen können, daß die fremden Mächte 
auf die zurzeit noch vorhandenen Vorrechte wie fremde 
Posten, Konsulargerichtsbarkeit, fremde Konzessionen usw. 
freiwillig verzichten, so daß es in ruhigem Aufbau werden 
kann, was es sein möchte oder werden will, nämlich ein un- 
abhängiger, souveräner Staat, der unabhängig vom Ausland 
über seine eigenen Geschicke entscheidet. 


Die neue chinesische Reichsschrift. 
In Anschluß an die kurze Mitteilung auf Seite 306 der | 


„Ostas. Rundschau“ vom 15. September 1921 mögen die 
folgenden kurzen Ausführungen für alte Ostasiaten von Inter- 
esse, für künftige von Nutzen sein. | 

An Versuchen, die chinesische Schrift zu reformieren, 
hat es bisher wahrlich nicht gefehlt; die Geschichte derartiger 
Versuche reicht bis ins Altertum zurück. Als etwa 100 n.C. 
der Buddhismus ins Land kam, wurde dank eifriger Priester- 
tätigkeit das Sanskritalphabet in einigen Kreisen bekannt; 
man schrieb indische Worte und ganze Schriften rein lautlich 
mit chinesischen Zeichen. Weiterhin brachte der rege Ver- 
kehr mit den Nachbar- und Tributärstaaten manche An- 
regung; wir wissen ja heute, daß China eigentlich nie ein 
„verschlossenes“ Land war. Tibet besaß eine aus dem Sanskrit 
hergeleitete Schrift. Die Mongolen und später die Mandschus 
gebrauchten ein aus Syrien und Arabien übernommenes 
Alphabet, in Korea erfand man eine eigene (oder von Indien 
entlehnte?) Buchstabenschrift, eine Seltenheit ersten Ranges 
in Ostasien, und Japan vor allem besaß zwei von China ab- 
stammende Silbenalphabete. Chinesische Behörden verfolgten 
in alter Zeit schon aufmerksam diese Vorgänge und waren 
im allremeinen gut unterrichtet; wir besitzen auch heute noch 
alte, rein chinesische Lehrbücher für die wichtigsten Nach- 
barsprachen, zum Teil anıtlichen Ursprungs. Aber alle frem- 
den Einflüsse prallten erfclgos ab an dem fest eingebürgerten 
einheimischen Schriftsystem, an der Halsstarrigkeit der Ge- 
lehrten und Beamten. 

Entmutigend für die Neuerer wirkte besonders auch das 
Beispiel Japans, wo man nach der Staatserneuerung amtlich 


und privatim (Romaji-Kai!) die Lateinschrift einzuführen ver- 
suchte, damit aber glänzend scheiterte; auch heute noch 
schreibt man in Großjapan in der Hauptsache eben Chine- 
sisch- Japanisch. 

Erst die nähere Berührung mit Europa und Amerika, 
hauptsächlich mit Missionskreisen, bahnte weiteren Schrift- 
reiormen den Weg. Fast jede Missionsgesellschaft in China 
hat den Versuch gemacht, in erster Linie für die gebildeten 
Gemeindeglieder, für Frauen und Kinder, einfache Schrift- 
systeme festzulegen, sei es in lateinischer Schrift oder in neuen, 
künstlich gebildeten Formen mit Angabe der Töne. Bibel- 
teile, Erbauungsschriften und Unterriehtsbücher wurden viel- 
fach in dieser Weise herausgegeben. Man siehe hierüber die 
Versuche von Lepsius, die Numeralschrift von W. H. Murray 
(1879 und 1890); Kastler, Vereinfachung chinesischer Schrift- 
zeichen in „Ostas. Studien“, 1909; Peill, Scriptures in Pho- 
netics in China, im „China Recorder“, Mai 1916 u. a. Alle 
diese Bestrebungen blieben jedoch auf kleine Kreise be- 
schränkt und sind mehr oder weniger dem Vergessen anheim- 
gefallen. Die Pekinger Regierung hatte indessen diese Vor- 
gänge aufmerksam verfolgt und war seit Jahren mit der Bil- 
dung einer neuen „Reichsschrift“ beschäftigt, die endlich 
während des Krieges das Licht der Welt erblickte. 

Zwei Faktoren sind es, die dieser Schrift früheren Ver- 
suchen gegenüber eine gewisse Wichtigkeit verleihen: 

l. Sie ist amtlich eingeführt im Gegensatz zu früheren 
Unternehmungen privater Natur und wird in allen 
Schulen Chinas neben der alten Zeichenschrift erlernt. 


— 


(Wie weit das tatsächlich geschieht, kann hier nicht 
festgestellt werden.) 

2. Sie ist eingestellt auf die nordchinesische Umgangs- 
sprache und soll damit grundsätzlich der künftigen, ein- 
heitlichen Reichssprache, weiterhin der Verschmelzung 
von Nord und Süd den Weg bahnen. Dieser Punkt ist 
außerordentlich wichtig und beachtenswert. Wie weit 
Südchina darin mitgeht, bleibt eine andere Frage. 


Zur Geschichte der neuen Schrift mögen folgende An- 
gaben genügen: Die ersten, rein chinesischen Anregungen 
in dieser Richtung gingen von einem Mitgliede des Hanlin- 
Instituts, Wang Chao, aus, der in den Jahren 1901 bis 1905 
sein Mandarinalalphabet „Kuan Hua Tze Mu“ veröffentlichte 
(s. „Ostas. Studien“, 1906). Wahrscheinlich infolge seiner 
Anregung trat 1913 im Unterrichtsministerium eine Konferenz 
von 70 Vertretern aus allen Provinzen zusammen, um über 
Sprach- und Schriftfragen zu beraten. Als Ergebnis der ge- 
meinsamen Arbeit wurde im Jaguar 1915 dem Präsidenten 
der Republik die neue Schrift vorgelegt. Im Herbst 1917 
baten die Erziehungsvereine und ähnliche Einrichtungen des 
ganzen Landes das Unterrichtsministerium um Veröffent- 
lichung derselben. Im Mai 1918 verfügte dieses, daß die 
sechs höheren Lehrerseminare die neue Schrift in ihren Lehr- 
plan aufzunehmen hätten. Am 23. 11. 1918 endlich gab sie 
das Unterrichtsministerium der Oeffentlichkeit bekannt. 

Die neue Schrift wird wie bisher die alte in senkrechten 
Reihen von links nach rechts fortschreitend geschrieben. Ein 
systematischer Zusammenhang mit dem alten Buchstabier- 
system „Fan Yin“ und cin formeller mit den japanichen Kana 
läßt sich nicht verkennen, obwohl man das von chinesischer 
Seite gern abstreitet. Die Angabe des \Vort- und Satztons 
durch Punkte oder kleine Kreise an den vier Ecken der Zeichen 
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ist vorgesehen. Die neue Schrift besteht aus 39 Zeichen, da- 
von sind 
24 Anlauter (Konsonanten), 
3 Inlauter, 
11 Auslauter und Diphthonge, 
1 besonderes (die nordchin. Partikel erh.). 

Die Literatur in der neuen Schrift ist im Vergleich zu 
früheren Versuchen dieser Art bereits beachtenswert; sie be- 
steht vornehmlich in Missionserzeugnissen; aber auch einige 
rein chinesische Zeitschriften bringen Abschnitte in der neuen 
Schrift; einige Bücher darin sind bereits erschienen. Beson- 
ders wichtig ist, man weiß nur nicht wie lange, daß die amt- 
lichen Schullesebücher neben der alten Zeichenschrift auch die 
neue als eine Art Hilfs- und Uebergangsschrift bringen. Die 
Commercial Preß in Schanghai gab ein kleines Wörterbuch 
heraus, das über 8000 alte Zeichen in neuer Schrift, in Fan Yin 
und in lateinischer Umschrift erklärt. 

Durch besondere Schönheit zeichnet sich diese neueste 
Errungenschaft Chinas keineswegs aus, ja, es scheint fast, 
als wären ihre Formen möglichst geschmacklos ausgewählt; 
die Ersparnis an Strichen und Schreibarbeit' ist nicht b«- 
sonders groß. Ganz abgesehen von diesen Nachteilen, liegt 
es klar auf der Hand, daß sie niemals die alte Zeichenschnit 
in vollem Umfange ersetzen kann, und für die Schriftsprache, 
für die klassische Literatur kommt sie überhaupt nicht in Be- 
tracht. Als Hilfsschrift dagegen für weniger Gebildete kann 
sie immerhin wie die japanische Kana von großem Nutzen 
sein. 

In dieser Hinsicht allein sollte jeder, der Interessen in 
China hat, sich mit diesem an sich einfachen Problem be- 
schäftigen; im übrigen tut man wohl gut daran, nicht allzu- 
schr in das Jubelgeschrei gewisser anglo-amerikanischer 
Kreise über die „Reichsschrift“ einzustimmen. 

H. Tittel, Soerabaja. 


Politische Rundschau. 


China. 


Interview des deutschen Geschäitsträgers in China. Die 
„Peking and Tientsin Times“, eine Zeitung, von welcher wir 
vorausschicken wollen, daß sie steh seit Krieusausbruch in 
stark deutschieindlichem Sinne betätigt hat, hat kürzlich durch 
ihren Pekinger Korresponaenten den deutschen Geschäitsträger 
fiir China. Herrn von Porch, intervicwen lassen. Bei dieser 
Geleweneit habe Herr von Boren zesagt. daß er fest davon 
überzeugt sei, daß das neve Hardelsabknmmen zwischen 
Deutschland und China dem deutschen Handel die Möriichkeit 
«ehe, innerhalb der Grenzen des internationalen Handels ın 
China sich zu betätiven und in erfolgreicse Konkurrenz zu 
treten: durch angestrengtest2 Mitarbeit aller am Chinalandel 
beteiligten Kaufleute und Fabrikanten werde es möglich sein, 
auf diese Weise einen Anteil zu den ımgeherren Summen auf- 
zubringeen. die das Deutsche Reich auf Grund des 
Friedensvertrases zu zahlen habe Dazu habe das neue 
Abkommen eime gute und brauchbare Grundlage  ge- 
schaffen, während andererseits die Aufgabe der eigenen 
Konsulargerichtsbarkeit von seiten Deutschlands  durch- 
aus kein Hindernis bilden würde. Zwar sei es noch 
zu fruh, um sich ein abschheßerdes Urteil über diesen letz- 
teren Punkt bilden zu können, vielmehr sei das neue Abkom- 
men gewissermaßen als ein Wechsel auf large Sicht anzu- 
schen. Niemand werde einer sslchen Wechsel einlösen oder 
annehmen, wenn er micht volles Veriraten in den Aussieler 
setzen könne. Die deutsche Rerierung habe keinen Augenblick 
gezezert, als es galt, der chinesischen Rerierimz und dem 
Veke volles Vertrauen durch Unterschrift unter ein De kumert 
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zu schenken, durch welches deutsche Untertanen in juristischer 
Beziechhng mit Chinesen auf zleichen Fuß gestellt wurden. 

Natürlich habe es auch in Deutschland nicht an Stimmen 
gefehlt, die geltemd machten, dat es noch zu früh sei, auf das 
Recht der Exterritorialität zw verzichten, aber die eroße 
Mehrzahl der Sachverständigen für ostasiatische Verhältnisse 
in Deutschland habe sick dahin geäußert, daß Deutschland einer 
so alten Kulturration, wie China, nicht Jas gleiche Vorrech' 
verweigern dürfe, das man sceibst anderen Nationen gexzen- 
über in Anspruch nehme. Nachdem beide vertragschließberden 
Teile gleiches Recht für alle und volle Gezenseitirkeit an- 
erkannt haben, wolle man deutscherseits den chinesischen Br- 
hörden volles Vertrauen dahingehend schenken, daß man über- 
zeugt sei, daß Deutsche in China ebenso behandelt werde 
würden, wie Chinesen in Deutschland. Daß der Grundsatz de: 
Gegenseitigkeit zurzeit noch nicht dahin ausgedehnt werden 
könne, daß Deutsche überall im Lande wohnen und Hand.! 
treiben könnten, sondern vorläufig noch auf die dem Fremder - 
handel geöffneten Vertragshäfen beschränkt bleiben müßten. 
würde Kenner der Verhältnisse nicht überraschen. 


Die vertragliche Aufsabe der eigenen Konsulargerichtsbar- 
keit ist ohne Zweifel die einschneidendste Modifikation der 
früheren Verträge. Welche Folgen diese Acnderune haber 
wird, läßt sich zurzeit noch nicht übersehen, da bisher keine 
Fälle von Bedeutung, bei denen Deutsche beteiligt waren, vo: 
chinesiche Gerichte gekommen sind. Es wird natürlich set 
darauf ankommen, ob China willens und in der Lage ist, se. 
tierichtsyvstem, wie das Abkommen vorsieht, zu verbessert: 
und zu modernisieren, Auf keiney Fall_dari_man auf Cire:. 


der Erfahrungen, die durch. die Anwendung chinesischer Ge- 
setze gerenüber Angehörigen anderer Nationen, vornehmlich 
Russen, in letzter Zeit gemacht worden sind, ein absclhıließen- 
des Urteil fällen, da die in Betracht kommenden Verhältnisse 
fiir Deutsche nicht in Anwendung kommen. Aber lasse man 
t"eoretische Betrachtungen beiseite, Man dürfe überzeugt sein, 
daß das Abkommen deutschen Kiufleuten Gelegenheit geben 
werde, sich friedlich in China zum Heile Deutschlands zu be- 
tätigen. 

.Die chinesischen Banken und die Regierung. Dic chine- 
s'sche Bankgruppe, die alle wichtigen chinesischen Banken um- 
faßt und mit der Zentralregierung in Peking schon seit längerer 
Zeit wegen Saniering der Finanzen verhandelt. hat kürzlich 
der Regierung drei Beschlüsse überniittelt, die als Richtlinien für 
c'2 finanzielle Hilfe der Banken dienen sollen. i 

Memorandum 1. 

.1. Die chinesiche Bankgruppe soll berechtigt sein, bei 
x 'chen Cielexerheiten und in Fällen, wo es zugunsten 'China; 
:st, mit den newen Bankkonsortimm (gemeint ist die Vereini- 
sex fremder Banken in Peking. Die Redaktion.) zusimmen- 
zuarbeiten. 

2. Die Regierung soll bei ihren Unternehmungen den Rat 
cer Finanzkreise einholen und sich über «die Meinung des 
Volkes unterrichten; wenn us dann apsoluıt nötig befunden 
„ird, daß fremde Geldquellen in Anspruch genommen werden 
» äissen. sollen die entsprechender Vernandlungen mit dem 
ı suen Pankkonsortium so geführt werden, daB Chinas souve- 
röne Rechte und die freie Entwicklung des Landes nicht ge- 
schädiet werden. Das chinesische Volk wird sogenamnte 
‚Spezixlinteressen“ und „Einflußsphkären” aut keinen Fall 
„nerkennrn. 

Meinorandum N. 

1. Die Regierung verpflichtet sich eine Karte anzuiertigen, 
auf welcher das Eisenbahnnetz Chinas genau verzeichnet ist; 
sie solb gleichzeitig .einen Plan für ein zusammenfassendes 
Verwaltungssystem der verschiedenen Linien vorlezen. Auf 
ireendwelche Vorschläge auf internationale Kontrolle der chin.- 
sischen Eisenbahnen darf die Regierung nicnt eingehen. 

2. Die einzelnen Eisenhahnlinien sind verechtigt, in der 
Heimat oder im Auslande Anleiizun aufzunehmen, do:h haben 
die CGickleeber nur das Recht, die Rechnungen und Pücher 
nachzunrüfen, aber keinerlei. Recht mit Bezug auf Kontrolle 
ler Oberavisicht über die Bahn selbst. 

3. Der Regierung stent das Recht zu, zu entscheiden, in 
welcher Reihenfolge neue Bannen gebaut werden sollen umd in 
welcher Bauart. 

4. Mit Ausnahme technischer Sachverständiger dürfen 
fremde Beamte nicht anzestellt werden: eine Bevorzugung ein- 
zelner Nationen bei der Anstellung solcher Sachverständ’zer 
ıst nicht gestattet. Mit Ausnalme der Inhaber hönerer Stellen. 
die besonders festzulegen sind, ıniıssen sich alle Angestellten, 
ob Chinesen oder Fremde, einer Vorprüfung vor der Anstel- 
lenz im Eisenbalndienst unterziehen. 

5. China hat das volle unsingeschränkte Recht, Frachtt- 
tariie iür alle Eisenbahnen auizustellen ohne. vorherige Keonsul- 
tierung oder Verhandlungen mit andıren Mächten. 


6. Die Pelizeihehörden werden für den Schutz der Eisen-. 


bıhnen verantwortlich gemacht. Truppen seller dazu nicht 
verwendet werden. 

7. Die Geldweber der Eisenbahnen, auch wein sie tür den 
Pau der Bahnen (ielder gegeben haben, sollen nicht das Recht 
liaben, sich besondere Vorrechte bezüglich Ausnutzung von 
Forster. Bergwerken oder amleren Unternehmungen. die etwa 
ir der Nähe der betreffenden Bahnlinien Feren, anzueeisneı. 


S. Alle finanzielien Transaktionen der Balnen Iıaben durch 


eine ven der Reeierung dazu besonders zenannte Back zu 
geschehen. 
Memorandam IM. 
1. Als Grundlaxrc des Geldumiaufs in China sollte das 


Münzsystem in Gold eingeführt werden. Der erste Schritt 
dazu ist die einmalize Festlezsung des Wertes aller kursieren- 
den Silber- und Kupfermünzen auf der derzeitigen Goidbasis. 


sonders scharf durchgeführt wird. 


) 

2. Die Taelrechrung wird fallen zelasscn. Der Feingehalt 
der gesetzlich einzuführenden Münzen ist xenau festzulegen, 
damit der Silbercollar als feststenciles chinesisches Zahlungs- 
mittel auf dem internationalen (jeldinarkt zehandelt werden 
kann. 

3. Alle im Reich befindlichen Münzanstalten, gleichgültig 
cb bereits in Betrieb oder noch zu errichten, sollen unter eine 
gemeinsame Verwaltung gestellt werden, damit alle im Larde 
umlaufenden Münzen gleichen Feingehalt und gleiche Zalılkrait 
haben. Silberdollars sind so reichlich auszuprägen, un den Be- 
darf zu decken. 

4. Die weitere Ausprägung der alten Silber- und Kupier- 
Scheidemünzen ist einzustellen und die jetzt im Umlauf befind- 
lichen Münzen dieser Art sind einzuzichen; an ihre Stelle sollen 
neue Scheidemünzen in Silber und Kupier nach dem Dezimal- 
system treten. 

5. Die sich durch die Ausprägung neuer silbernen und 
kupfernen Scheidemünzen ergebenden Ueberschüsse sollen in 
einem Reservefonds angelegt werden, um als Grundlage für die 
Einführung von Goldmünzen zu dienen. Dadurch soll die spä- 
tere Auinahme großer Anleihen für diesen Zweck vermicden 
werden. 

6. Die 
falls einer 


7. Um 


zurzeit im Lande umlaufenden Noten sollen eben- 
grundlegenden Reflormierung unterworfen werden. 
etwaigen Widerstand bei der Einführung der für 
das ganze Reich gültigen Noten zu verhindern, sollen Mittel 
und Wege gefunden werden, durch die man die weitere Aus- 
gabe von Noten iremder Banken umnörlich nachen kann. 

8. Da die Ausgabe von Noten ausländ's:her Banken in aus- 
!äm.ischer Währung einen Eineriif in Chinas scuveräne Rechte 
bedeutet, sollten sofort starke Maßregeln ergriffer werden, um 
der weiteren Ausgabe solcher Noten Einhalt zu tun. 


Kampf gegen den Opiumschmuggel. Der von dem ch'nesi- 
schen Zeitungen geführte Kampf gegen die ungescetzliche Ein- 
fuhr von Opium hat den Erfolg zcerabt. dal auch die Behörden 
sich zu energischen Maßregeln zur Unterdrückung des Opium- 
schmugsels aufraffen. Von Ichang wird berichtet, daß die Jor- 
tige Zollbehörde scharfe Maßnahmen gezen diejenigen chinesi- 
schen Dampfer unternommen hat, dies mıter dem Schutz der 
französischen, Flägge Opium schmuggeln, Munition für die Re- 
bellen Fefördert und sich sonst mißliebig gemacht haben. Der 
Dampfer „Shuhun, der vor einiser Zeit aui Befehl vom General 
Wu Pei-fu beschlagnahmt worden war und längere Zeit fest- 
gehalten wurde, ist mit 90000 Taels Strafe weren Opium- 
echmurwels belegt worden: er zehört der Chinesisch-französi- 
schen Trading Corporation und führt die firanzös'sche Flawxe. 
Außerdem ist der Ciesellschaft mitgeteilt worden. daß sie so- 
gleich 10000 Taels zu hinterlegen habe als Sicherheit dafür, 
daß die ihr gehörigen drei Dampfer während des konnnenden 
Jahres sich aller ungesetzlichen Handlungen enthalten Eis 
sleiches Deposit hat die Compagnie Sino-Frangaise de Naviga- 
tion, die zwei Daınpfer auf dem Yangtse umterhält, Binterleren 
müssen. außerdem ist ihr Dampfer „Hunekiange“" mit 40 000 
Taels bestraft worden, weil er Opium und andere verbotene 
\Ware in einem dem fremden Handel nicht geöffneten Flußhafen 
unterhalb von Chungking entladen hat. Auch iür den Dampfer 
„Kikin“, der unter französischer Flagge fährt, sind 19000 Taels 
Sicherheit für ferneres gutes Verhalten im kommenden Jahre 
eelordert werden. Die vorerwähnten Strafen und Sicher"eiten 
sind eingezahlt und werden von der Zollbehörde in Ichanz ver- 
waltet. Die Hauptaktionäre der in Frage kommenden Gescl- 
schaften sind Großkaufleute in Chungking und Ichang, die ihre 
Schiffe unter frauzösiche Flagge gestellt haben und unter deren 
Schutz einen schwinshaften Opium- und Watfenschmugzel be- 


trieben. Die Behörden haben mit streneeren Maßrege'n für 
kommende Fälle gedroht. 
Boykott japanischer Waren in Chefoo. Nachrichten aus 


Chefoo besagen, daß der Bovkott aller japanischer Waren als 


Protest geren die Besetzine Scliartungs ın Chefoo und Um- 
xebung nicht nur aufrechterhalten, sondern in letzter Zeit be- 
Es hat sicn dort ein Komi- 


(Wie weit das tatsächlich geschieht, kann hier nicht 
festgestellt werden.) 

2. Sie ist eingestellt auf die nordchinesische Umgangs- 
sprache und soll damit grundsätzlich der künftigen, ein- 
heitlichen Reichssprache, weiterhin der Verschmelzung 
von Nord und Süd den Weg bahnen. Dieser Punkt ist 
außerordentlich wichtig und beachtenswert. Wie weit 
Südchina darin mitgeht, bleibt eine andere Frage. 


Zur Geschichte der neuen Schrift mögen folgende An- 
gaben genügen: Die ersten, rein chinesischen Anregungen 
in dieser Richtung gingen von einem Mitgliede des Hanlin- 
Instituts, Wang Chao, aus, der in den Jahren 1901 bis 1905 
sein Mandarinalalphabet „Kuan Hua Tze Mu“ veröffentlichte 
(s. „Ostas. Studien“, 1906). Wahrscheinlich infolge seiner 
Anregung trat 1913 im Unterrichtsministerium eine Konferenz 
von 70 Vertretern aus allen Provinzen zusammen, um über 
Sprach- und Schriftiragen zu beraten. Als Ergebnis der ge- 
meinsamen Arbeit wurde im Jaguar 1915 dem Präsidenten 
der Republik die neue Schrift vorgelegt. Im Herbst 1917 
baten die Erziehungsvereine und ähnliche Einrichtungen des 
ganzen Landes das Unterrichtsministerium um Veröffent- 
lichung derselben. Im Mai 1918 verfügte dieses, daß dic 
sechs höheren Lehrerseminare die neue Schrift in ihren Lehr- 
plan aufzunehmen hätten. Am 23. 11. 1918 endlich gab sie 
das Unterrichtsministerium der Oeffentlichkeit bekannt. 

Die neue Schrift wird wie bisher die alte in senkrechten 
Reihen von links nach rechts fortschreitend geschrieben. Ein 
systematischer Zusammenhang mit dem alten Buchstabier- 
system „Fan Yin“ und ein formeller mit den japanichen Kana 
läßt sich nicht verkennen, obwohl man das von chinesischer 
Seite gern abstreitet. Die Angabe des Wort- und Satztons 
durch Punkte oder kleine Kreise an den vier Ecken der Zeichen 
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ist vorgesehen. Die neue Schrift besteht aus 39 Zeichen, da- 
von sind 
24 Anlauter (Konsonanten), 
3 Inlauter, 
11 Auslauter und Diphthonge, 
1 besonderes (die nordchin. Partikel erh.). 

Die Literatur in der neuen Schrift ist im Vergleich zu 
früheren Versuchen dieser Art bereits beachtenswert; sie be- 
steht vornehmlich in Missionserzeugnissen, aber auch einig: 
rein chinesische Zeitschriften bringen Abschnitte in der neuen 
Schrift; einige Bücher darin sind bereits erschienen. Beson- 
ders wichtig ist, man weiß nur nicht wie lange, daß die amt- 
lichen Schullesebücher neben der alten Zeichenschrift auch die 
neue als eine Art Hilfs- und Uebergangsschrift bringen. Die 
Commercial Preß in Schanghai gab ein kleines Wörterbuch 
heraus, das über 8000 alte Zeichen in neuer Schrift, in Fan Yin 
und in lateinischer Umschrift erklärt. 

Durch besondere Schönheit zeichnet sich diese neueste 
Errungenschaft Chinas keineswegs aus, ja, es scheint fast, 
als wären ihre Formen möglichst geschmacklos ausgewählt; 
die Ersparnis an Strichen und Schreibarbeit' ist nicht be- 
sonders groß. Ganz abgesehen von diesen Nachteilen, liegt 
es klar auf der Hand, daß sie niemals die alte Zeichenschrift 
in vollem Umfange ersetzen kann, und für die Schriftsprache, 
für die klassische Literatur kommt sie überhaupt nicht in Be- 
tracht. Als Hilfsschrift dagegen für weniger Gebildete kann 
sie immerhin wie die japanische Kana von großem Nutzen 
sein. 

In dieser Hinsicht allein sollte jeder, der Interessen in 
China hat, sich mit diesem an sich einfachen Problem be- 
schäftigen; im übrigen tut man wohl gut daran, nicht allzu- 
schr in das Jubelgeschrei gewisser anglo-amerikanischer 
Kreise über die „Reichsschrift“ einzustimmen. 

H. Tittel, Soerabaja. 


Politische Rundschau. 


China. 


Interview des deutschen Geschäitsträzers in China. Die 
„Peking and Tientsin Times“, eine Zeitung, von welcher wir 
vorausschicken wollen daß sie sich seit Kriewsaushbruch in 
stark deutschieindlichem Sinne betätigt hat, hat kürzlich durch 
ihren Pekinger Korresponuenten uen deutschem Geschäftsträger 
für Clrena, Herrn von RKorch, interviceweu lassen. Bei dieser 
Geleeeneit habe Herr von Boren zesart, daß er fest davon 
uberzeust sei. daß das nzre Hardelsabkommen zwischen 
Deutschland und China dem deutschen Handel die Mörilichkeit 
che, innerhalb der Grenzen des internationalen Handels in 
China sich zu betätigen und in erfolsreicie Konkurrenz zu 
treten: durch angestrengtest2z Mitarbeit aller am Chirahandel 
beteiligten Kaufleute und Fabrikanten werde es möglich sein, 
auf diese Weise einen Antcıl zu den unscherren Summen auf- 


zubringen, die das Deutsche Reich auf Grund des 
Friedensvertragzes zu zalien habe Dazu habe das neue 
Abkommen eine gute und brauchbare Grundläge xgxe- 
schaffen, während andererseits die Aufgabe der eigenen 
Konsulargerichtsbarkeit von seiten Deutschlands durch- 
aus kein Hindernis bilden würde. Zwar sei es noch 
zu fruh. um sich ein abschließerdes Urteil über diesen Ietz- 


tcren Punkt bilden zu können, vielmehr sci das neue Abkom- 
men gewissermaßen als ein Wechsel auf lange Sicht anzı- 
schen. Niemand werde einen sylehen Wechsel einlösen oder 
annehmen, wenn er nicht volles Vertraten in Jen Aussieber 
setzen könne. Die deutsche Regierung habe keinen Augenblick 
xc7cxert, als es galt. der chinesischen Rerierumg und dem 
Volke volles Vertrauen durch Unterschrift unter ein Di kumenrt 
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zu schenken, durch welches deutsche Untertanen in juristischer 
Bezichiung mit Chinesen auf zleichen Fuß gestellt wurden. 

Natürlich habe es auch in Deutschland nicht an Stammen 
xefehlt, die geltend machten, dat es noch zu früh: sei, auf das 
Recht der Exterritorialität zu verzichten, aber die große 
Mehrzahl der Sachverständigen für ostasiatische Verhältnisse 
in Deutschland habe sich dahin geäußert, dab Deutschland einer 
so alten Kulturration, wie China, nicht das wleiche Vorrech! 
verweigern dürfe, das man selbst anderen Nationen zeger- 
über in Anspruch nehme. Nachden beide vertragschliebenden 
Teile gleiches Recht für alle und volle Geszenseitigkeit an- 
erkannt haben. wolle man deutscherseits den chinesischen Be- 
hörden volles Vertrauen dahingehend schenken, daß man über- 
zeugt sei, daß Deutsche in China ebenso behandelt werden 
würden, wie Chinesen in Deutschland. Daß der Grundsatz der 
Gegenseitirkeit zurzeit noch nicht dahin ausxgedehnt werde 
könne. daß Deutsche überall im Lande wohnen und Hande! 
treiben könnten, sondern vorläufig noch auf die dem Fremeer- 
handel geöffneten Vertragshäfen beschränkt bleiben mußten. 
würde Kenner der Verhältnisse nicht überraschen. 

Die vertragliche Aufgabe der eigenen Konsulargerichtshär- 
keit ist ohne Zweifel die einschneidendste Modifikation der 
früberen Verträge. Welche Folgen diese Aenderung haben 
wird, läßt sich zurzeit noch nicht übersehen, da bisher Keine 
Fälle von Bedeutung, bei denen Deutsche beteiligt waren, vor 
chinesiche Gerichte gekommen sinl Es wird natürlich sehr 
darauf ankommen, ob Cliina willens und in der Lage ist, sein 
(ierichtsystem, wie das Abkommen vorsicht, zu  verbessef 
und zu modernisieren, Auf keinen”Fall_Jari man ai Grurd 


der Erfahrungen, die durch. die Anwendung clinesischer (e- 
setze gegenüber Angehörigen anderer Nationen, vorrehntich 
Russen, in letzter Zeit gemacht worden sind, ein abschließen- 
des Urteil fällen, da die in Betracht kommenden Verhältnisse 
für Deutsche nicht in Anwendung kommen. Aber lasse man 
t"eoretische Petrachtungen beiseite, Man dürfe überzeugt sein, 
JB das Abkommen deutschen Kiıufleuten Gelegenheit geben 
werde, sich friedlich in China zum Heile Deutschlands zu be- 
tätigen. 


.Die chinesischen Banken und Jie Regierung. Die chiie- 
sische Bankgruppe, die alle wichtigen chinesischen Banken um- 
faßt und mit der Zentralregierung in Peking schon seit längerer 
Zeit wegen Sanierung der Finanzen verhandelt, hat kürzlich 
der Regierung drei Beschlüsse übermittelt, die als Richtlinien für 
cs finanzielle Hilfe der Banken dienen sollen. E 

M-morandum 1. 

1. Die chinesiche Ba:ıkgruppe soll berechtigt sein, bei 
s'chen Gelogermheiten und in Fällen, wo es zuxunsten "Chinas 
‚et, mit dem neuen Bankkonsortium (gemeint ist die Vereini- 
sex fremder Baıken in Peking. Die Redaktion.) zusimmen- 
zuwarbeiten. 

2. Die Regierung soll bei ihren Unternehmungen den Rat 
cer Finanzkreise einholen und sich über die Meinung des 
Volkes unterrichten: wenn cs dann absolut nötig befinden 
wird, daß fremwJe Geldquellen in Anspruch gennmmen werden 
» ässen. sollen die entsprechenden Vernandlunzen mit dem 
ı wen Pankkonsortium so geführt werden, daB Chinas souve- 
rine Rechte und die freie Entwicklung des Lamdes nicht vc- 


schädiet werden. D:s chivesische Volk wird sneenamite 
. Spezizlinteressen” und „Einflußsphären’ aut keinen Fall 
«nerkenr-"n. 


Menoramtun N. 

1. Die Regierung verpflichtet sick eine Karte anzuiertigen, 
auf welcher das Eisenbahnnetz Chinas genau verzeichnet ist; 
sie soll gleichzeitig .einen Plan für ein zusammenfassendes 
\Verwaltunessystem der verschiedenen Linien vorlegen. Auf 
irgendwelche Vorschläge auf internationale Kontrolle der chin«- 
stschen Eisenbahnen darf die Reeierung nicnt eingchen. 

2. Die einzelnen Eisenbahnlinien sind verechtiet, in der 
Heimat oder im Auslande Anlsiszi aufzuiehnıen, doch haben 
lie Gekleeber nur das Recht, die Rechmmgen und Bücher 
nachzuprüfen, aber keinerlei. Recht mit Bezug auf Kontrolle 
Ser Oberau:sicht über die Bahn seibst. 

3. Der Rexierune stent das Recht zu, zu entscheriem in 
welcher Reihenfolge neue Bahnen gebaut werden sollen und in 
welcher Banart. 

4. Mit Ausnahme technischer Sachverständiger dürfen 
fremde Beamte nicht ancestellt werden: eine Bevorzugung ein- 
zelner Nationen bei der Anstellung solcher Sachverständiger 
ıst nicht gestattet. Mit Ausnatme der Inhaber hönerer Stellen, 
die besonders festzulegen sind, müssen sich alle Angestelltzm, 
ob Chinesen oder Fremde, einer Vorprüfung vor der Arıstel- 
lese im Eisenbalindienst unterziehen. 

5. China hat das volle uneinveschränkte Recht, Fracht- 
tarife für alle Eisenbahnen aufzustellen otme vorherige Kensul- 
tierung oder Verhandlungen mit anderen Mächten. 

6. Die Polizeibehörden werden für den Schutz der Eisen- 

brhnen verantwortlich gemacht. Truppen seller dazı nicht 
verwendet werden. 
7. Die Geldxeber der Eisenbahnen, auch weim sie tür den 
Rau der Bahnen (ielder gexeben haben, sollen nicht das Recht 
haben, sich besondere Vorrechte bezüglich Ausnutzung von 
Forster. Bergwerken oder amdleren Unternehmungen. die etwa 
ir der Nühe der betreifenden Bahnlinr’en Feren, anzteisneı. 

Ss. Alle finanziellen Transaktisnen der Balnen haben durch 
eine ven der Resierunge daziı besonders genannte Back zu 
vceschehen. 

Memorandam 11. 

1. Als Grundlaxe des Geldumiaufs in China sellte das 
Münzsyvstem in Gold eingeführt werden. Der erste Schritt 
dazu ist die einmalige Festlegung des Wertes aller kursieren- 
ven Silber- und Kupfermünzen auf der derzeitigen (oidbasis. 
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2. Die Taelrechnmung wird fallen gelassen. Der Feingehalt 
der gesetzlich einzuführenden Münzen ist wenau festzulegen, 
damit der Silberdollar als feststenendes chinesisches Zahlungs- 
mittel auf dem imternationalen Geldinarkt gehandelt werden 
kann. 

3. Alle im Reich befindlichen Miinzanstalten, gleichgültig 
cb bereits in Betrieb oder noch zu errichten, sollen unter eine 
gemeinsame Verwaltung gestellt werden, damit alle im Larde 
umlaufenden Münzen gleichen Feingehalt und gleiche Zalılkrait 
Haben. Silberdollars sind so reichlich avszuprägen, um den Be- 
darf zu decken. 

4. Die weitere Ausprägung der alten. Silber- und Kupier- 
Scheidemünzen ist einzustellen und die jetzt im Umlauf beiind- 
lichen Münzen dieser Art sind einzuzichen; an ihre Stelle sollen 
neue Scheidemünzen in Silber und Kupier nach dem Dez!mal- 
system treten. 

5. Die sich durch die Ausprägung meuer silbernen und 
kupfernen Scheidemünzen ergebenden Ueberschüsse sollen in 
einem Reservefonds angelegt werden, um als Grundlage für die 
Einführung von Goldmünzen zu dienen. Dadurch solt die spä- 
tere Auinahme großer Anleihen für diesen Zweck vermieden 
werden. 

6. Die zurzeit im Lande umlaufenden Noten sollen eben- 
tells einer grundlegenden Reiormierung unterworfen werden. 

7. Um etwaigen Widerstand bei der Einführung der für 
das ganze Reich gültigen Noten zu verhindern, sollen Mittel 
und Wege gefunden werden, durch die man die weitere Aus- 
gabe von Noten iremder Banken unmörlich machen kann. 

8. Da die Ausgabe von Noten ausländ’szher Banken in aus- 
ärlischer Währung emen Eingriif in Chinas scuveräne Rechte 
bedeutet, sollten sofort starke Maßregeln ergriffen werden, um 
der weiteren Ausgabe solcher Noten Einhalt zu tun. 


Kampf gegen den Opiumschmuggel. Der von den cH'nesi- 
schen Zeitimgen geführte Kampi gegen die ungesetzliche Ein- 
fuhr von Opium hat den Erfolg zenabt. dab auch die Behörden 
sich zu energischen MaPregeln zur Unterdrückung des Opium- 
schmuegels aufraffen. Von Ichanz wird berichtet, daß die Jor- 
tige Zellbehörde scharfe Maßnahmen xeren diejenigen chinesi- 
schen Dampier unternommen hat. die ımmter dem Schutz der 
französischen, Flagge Opium schmuzgeln, Munition fir die Re- 
bellen Befördert und sich sonst mißliebig gemacht haben. Der 
Dumpfer „Shuhun”, der vor eiitirer Zeit aui Befehl von General 
Wu Pei-fı bischlaenahmt worden war und längere Zeit fest- 
schalten wurde, ist mit OMW Taels Strafe wegen Opium- 
schmugwels belegt worden: er gehört der Chinesisch-französi- 
schen Tradivg Corporation und führt die iranzös!'sche Flarge. 
Anßercem ist der Gese!lschait mitzeteilt worden daß sie so- 
gleich 10050 Taels zu hinterlegen habe als Sicherheit dafür. 
dab die ihr gehörigen drei Dampfer während des konmmerJden 
Jahres sich aller ungesetzlichen Handlungen emthalten Ei 
gleiches Deposit hat die Compagnie Sino-Frangaise de Naviga- 
tion, die zwei Dainpfer auf dem Yaungtse unterhält, hinterlegen 
müssen. auberdem ist ihr Dampfer „Hunekiane“" mit 40 000 
Taels bestraft worden, weil er Opium und andere verbotene 
Ware in einem dem fremden Handel nicht geöffneten Flußhafen 
unterhalb von Chungking entladen hat. Auch für Jen Dampfier 
.K'’kin“, der unter französischer Flasge fährt. sind 17000 Taels 
Sicherheit für ferneres gutes Verhalten im kommenden Jahre 
gefordert werden. Die vorerwähnten Strafen und Sicher"eiten 


sind einzezalit und werden von der Zollbehörde in Ichanz ver- ' 


waltet. Die Hauptakticnäre der in Frage kommenden Gescl- 
schaften sind Großkaufleute in Chungking und Ichang, die ihre 
Schiffe unter frauzösiche Flagge gestellt haben und unter deren 
Schutz einen schwunchaften Opium- und Watienschmugeel be- 
trieben. Die Behörden haben mit strenzeren Maßrege'n für 
kommende Fälte gedroht. 


Boykott japanischer Waren in Chefoo. Nachrichten aus 
Chefoo besagen, daß der Boykott aller japanischer Waren als 
Protest gegen die Besetzing Scliartungs ın Chefoo und Um- 
schung nicht nur aufrechterhalten, sondern in tetzter Zeit be- 
sonders scharf Jurchgeführt wird. _Es hat sicn_dort ein Komi- 
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tee gebildet, das die Durchführnug der Bovkottbestirimungen 
überwacht und alle Uebertretunzen schwer bestrait: die Ent- 
scheidungen dieses Komitees werder von dei Kaufleuten und 
Bewolmern der Stadt in jeden Falle beiolst. Kürzlich passier- 
tın zwei Fälle, durch die die Schärfe des Boykotts besonders 
charakterisiert wird. In dem einen Falle geschah es, daß in 
einer sehr stark beschäftigten Streichholziavrik ein besonders 
wichtiger Maschinenteil an einer fribker von Japan beschafiten 
Maschine unbrauchbar wurde, wodurch der gaize Betrieb zum 
Stillstand kam. Um die Fabrik nicat auf Monate hinaus stll- 
legen zu missen, war sofortiger Ersatz des petreffenden Teils, 
der etwa 60. Dollar kostete, von Japan notwendig. Die Fahbrik- 
lcıtung wandte sich an das Bovkottkomitee und erhielt nach 
lanweren Verhandlungen die Erlaubnis zur Beschaffung aus 
‚apan gegen Bezahlung einer Strafe von 2000 Taels. Die Straie 
wurde anstandslos bezahlt. Im zweiten Falle hatte der neu- 
ernannte Postmeister von Cheioo außer den Konsuln und Ver- 
treterr der fremden Staaten eine Reihe bekannter Japaner und 
alle hervorragenden Chinesen der Stadt zu einem großen Fest- 
essen einreladen. Ris auf zwei erschien kein einziger der tin- 
geladenen chinesischen Gäste und diese beiden verließen sofort 
nach Beginn des Festes dasselbe, so Jaß cine Fortsetzung un- 
möglich wurde. ; 


Japan. 


Die Japaner in Kaliiornien. Aus San Francisco wird be- 
richtet. daß die von den Behörden neuerdings angeordnete 
strenze Durchrührung der Landgesetze die dort ansässigen Ja- 
paner in die größte Verlegenheit und Aufregung versetzt habe. 
Das Ansiedhimgsgesetz nälme unzähligen angesiedelten Japa- 
nern alle Möglichkeit, länger im Lande zu bleiben. Die Be- 
troffenen sind gezwungen. ihr Mab und Gut zu jedem nur mön- 
lichen Preise loszuschlagen und nach Japan zurückzukehren. 
Unter den gegebenen Verhältnissen seien die gebotenen Preise 
„ußerordentlich schlecht und die Lage der Bauern werde da- 
durch verschlimmert, daß sie in vielen Fällen kurzerhand von 


den Grundeigentümern vertrieben würden. Die bedrohten 
Pächter haben sich zusammerieschlossen, um durch zcmein- 
sames Vorgehen die Rexgierunz zu veranlassen, Milderimngen 


bei der Durchführung der Landzesetze in Interesse der seit 
längerer Zeit ansässigen japanischen Bauern eintreten zu lassen. 
Sie haben in einer Eingabe darauf hingewiesen, daß andern- 
falls ie japanische Bauernschaft naltiormiens gänzlich ver- 
schwinden werde. Viele ın Amerika wohnhaften Chinesen, die 
das. amerikanische TPTürgerrecht besitzen, suchen sich die 
<Sitnation dadurch zunutze zu machen, daß sie überall in die 
von den Japanern verlassenen Parshtstellen Tineinzukommen 
trachten, und es heißt, daß sie dabei die Unterstützung der 
l.andeisrentiimer finden. Achnlich Hexen Jie Verkästnisse in 
Neu-Mexiko, wo kürzlien die mich dem Muster Kalitorniens 
aufgestellten L.andpacht-Bestimmungen Siesetz geworden sims. 
Die Stimmung der dortigen wriben Bevölkerung werenüber aen 
Japanern wird wohl wertieend durch die Tat ache wekennzeich- 
net, daß das Detreftende Gesetz ohne jede Debatte einstimmie 
anzenommen worden ist. Die japanischen Zeitungen melden, 
eaß die japanische Rerierung entschlossei sen wessen cle An- 
wernlung der nzuwen Gesetze in Kalilornien via Neu-Muexiko 
als unfreundlichen Akt gegenider sanam schäristen Protest ein- 
zulegen. 

Verkauf deutschen Eigentums durch Japan. Bedaucrlicher- 
weise kann man nicht saswen, daß die Taten der japanischen 
Kevierung mit den so häufisen Erklärungen ihrer Vertreter, 
daB es Japan daran gelegen sei, so schneii wie mossiicn wieder 
mit Deutschland zu besten Einvernehmen zu konmmen und die 
Feindschaft während des Krieges vergessen zu machen. 
nbereinstimmen. Noch immer ° setzt die japanische 
Kerierungs auf Grund des Versailler Friedensvertrass 
den Verkauf deutschen Eigentums fort, obwohl bis 
wtzt die meisten früher feindlichen Staaten die wei- 
ttre Liawidierung deutschen Privateigentums eingestellt haben. 
Nicht so Japan. Es hat den Verkauf deutschen Privateigen- 
tums in Isnztaa und Schantune, soweit uns bekaummt ist, nun- 


mehr restlos durchgeführt, ebenso ist in Japan selbst alles, bis 
auf geringe Reste, oft zu Schleuderpreisen, verkauft worden 
und das Resteigentum bleibt auch weiterhin zum Verkaui 
durch die Regierung beschlagnahmt. Nach einer durch die ja- 
panischen Zeitungen gehenden Notiz soll nunmehr auch der 
Rest deutschen Eigentums auf den an Japan gefallenen Südsee- 
Inseln zum Verkauf gestellt werde:ı. Anfang September ist ein 
Teil des deutschen Eigentums in Grund und Boden in Kor... 
cessen Gesamtwert auf etwas über 1 Million Yen geschätzt 
wird. von der Regierung versteigert worden. Von 42 z‚us- 
gebotenen Grundstücken gelangten 35 zum Verkauf, der Resı 
wurde zurickgehalten, da die amtlicherseits festgesetzten M'n- 
destpreise nicht erzielt wurden. Der Gesamtimindestpreis der 
verkauften Grundstücke betrug 8000 Yen, doch wurden rur 
insgesamt 49 600 Yen erzielt. Nur in einigen Fälhlrı wurde der 
Mindestpreis überboten, in den meisten Fällen blieb Jer tat- 
sächliche Verkaufspreis unter der Taxe; er betrug in einem 
Falle nur 10 Prozent. Der mem noch übrigbleibende Rest 
deutschen Grundeigentums in Korea soll demnächst freihämdix 
verkauft werden. Wie man sicht, handeh cs sich für die ia- 
panische Regierung um so geringe Summen, daß die japanische 
Regierung durch Einstellung der Verkäufe nennenswerte Be- 
träge nicht verlieren würde. 

Japans „Abrüstung“.- Ein Telegramm aus Kobe sagt, dal 
an Stelle des am 17. Noverrber von Stapel gelaufenen Schlacht- 
schifies „Kaga“ von 40CCO Tons ein neuer Schlachtkreuzer von 
4400 Tons auf Stapel gelegt worden ist. Danevden sind die 
Arbeiten an einem weiteren Schlachtschiffbau so weit vorge- 
schritten. daß sein Stapeliauf in kürzester Zeit zu Orwarten ist. 
Interessant ist dabei die Erklärung des Vize-Marineministers 
Admirals Ide, für das schnelle Tempo des Flottenbaus, dab 
man aus ökonomischen Gründen und um die Arveiter zu be- 
schäftigen, genötigt seim würde, auch ierncınin große und zan- 
reiche Kriegsschifie zu bauen. Man kann wonl sagen. daß div 
Annahme der amerikanischen Flotten- Einschränkungspläne 
curch die Mächte in den Marın“kreisen Japans xzroße Auf- 
regunz hervorgeriwfen hat. Diese Kreise behaupten, dab dur'n 
die FEirschränkung der Kricgsschiifbauten wire Tausende von 
Arbeitern brotlos werden unJ Jie allgemeive Arbeitslosigkeit! 
in Japan noch crhölien würden. Fs habe sich anläßlich de. 
eroßen Streiks in Kobe gezeiet, daß dort allein wenigstens 
239000 Menschen direkt von den streikenden Schiffbauarbei- 
tern abhängig gewesen seien. Einer der Direktoren der Mit- 
suibishi Weriten hat erklärt, dab Japan micht daran denken 
könne, den Weiterbau der jetzt iin Rau begriffenen Schiffe ein- 
zustellen, da in diesem Falle mit Arbeiterunruhen aHergrößten 
Unfanzes gerechnet werden müßte. Die Vereinieung der 
Schiiibau-Interessenten hat nacn Tokiver Meldungen be- 
schlossen, einen organisierten Protest vorzubereiten und die 
Rerierunsg em Arfklärıng zu ersuchen. wie sie die mehr als 
106 000 brotlos werdenden Arbeiter für den Fall der Einschrän- 
kung der Kriegsschifibauten unterzubringen beabsichtigt 

Beendigung des Yap-Streites. Das Abkommen über die 
Insel Yap ist am 13. Dezember in Washinzton in Form eines 
Vertraxes unterzeichnet worden, Embezegen sind alle Inseln 
nördlich vom Aecyuwator, über die Japan auf Grund des Friedens- 
vertrages das Mandat ausübt. Die Befestigung dieser Inseln 
ist verboten, Verwaltung und Aufrechterhaltung der Ordnung 
liegt in japanischen Händen. Japan verpflichtet Sich, niemals 
irgend etwas gegen amerikanisches Eigentum af den Inseh 
yu ımternehmen. Die Herarzichung der Eingeboreven zu MT- 
tärdiensten ist Strenz  untersaet. Beide vertrauschliehenden 
Teile verpflichten sich feierlich, alle etwa die Insel Yap be- 
rührenmlen Kabel dem Eigentiuner wneingeschränkt zur freien 
Verfügung zu belassen und Japan wird deu Vereinirten Staate. 
allen zur Errichtung von Kabelstatiosen usw, Denötisten Grun! 
und Roden zur Veriiwung stellen. Außerdem erkennt Jap" 
die Bedingungen, unter denen es die Verwaltung der Insel! 
vcan Völkerbund erl.lten hat, erneut an und verpfichter Sic" 
von den an den Volkerbund einzureichenden Berichten ubV” 
die Ausiobung des Mandats eine Abschriit an die Vereinigten 
Staaten zu liefern. 
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Das Siiber-Rätsel. 
Von Dr. Ernst Schultze. 


Seit 1914 ist der SilberpreisinsoheftigeBe- 
wegung geraten, daß er die Valuta der Silberwährungs- 
länder zunächst auf märchenhafte Höhe hob, dann aber in 
den Abgrund schleuderte. Jetzt erst beginnt sich der Silber- 
preis, der Ende 1920 den tiefsten Stand seit Jahrzehnten er- 
reichte, wieder zu heben. Was dies für die Handelsbewegung 
gewisser Länder bedeutet, läßt sich kaum überschätzen. Bei- 
spielsweise stand die Rupie Britisch-Ostindiens Ende 1920 
nur noch auf 1 s 514 d. Zu Beginn des Jahres hatte sie 
genau doppelt soviel gekostet. 

Seit dem Jahre 1873, als die deutsche Münz- 
gesetzgebung das ihr zugrunde liegende Wertverhält- 
nis von Gold zu Silber auf 1: 1514 bestimmte und die Welt- 
gleichung beider Metalle nach einem Preise von 60,84 d für 
die Unze Silber festsetzte, schlug der Silberpreis fol- 
gende Richtung ein: 

Sılberpreis Indexziffer 61,81d --- 100 


Durchschnitt 1873 . . . 59'/,d 97,4 
1890 - 99. 34 d 55,8 
M) 1907—16 26°;, d 45,6 x 
R 1896 355,, d 58,6 
5 1914 2516 41,6 
r 1915 2611,,, d 38,9 
x 1916 313/,, d 51,4 
Juni 1914 , 26 d 42,7 
Dezember 1914 22''/,., d 37,3 
i 1915 26°/, d 43,1. 
Mr 1916 36'/, d 60,0 
März 1917 361’. d 60,0 
Mai 1917 38 d 62,5 
Juni 1917 391/, d 64,9 
Juli 1917 39°/, d 65,5 
August 1917 44 d 72.8 
September 1917 . . . 55d 90,4 
Oktober 1917... 441/,d 727 


Während also der Silberpreis während des Menschen- 
alters vor dem Kriege auf weniger als die Hälfte des 1873 
iestgesetzten gefallen war, schlug er seit dem Dezember 1914 
eine aufsteigende Richtung ein. Namentlich während des 
Jahres 1917 schnellte er gewaltig empor. Der Höhepunkt 
lag zunächst im Herbst jenes Jahres, als der Preis mit 55 pence 
90,4% des Standes des Jahres 1873 erreichte. Dann wurde 
er plötzlich, von Ende September bis Ende Oktober, von 
55 auf 42 d geworfen. Während des Jahres 1918 und bis 
zum April 1919 bewegte er sich infolge der Stabilisierungs- 
versuche zwischen 48 und 50 d. Alsdann aber riß er sich 
von dieser Preishöhe los und schnellte in wilder Kurve in 
die Höhe — bis er Mitte Dezember 1919 auf den fabelhaften 
Preis von 79 d stieg, mithin beinahe ein Drittel höher, als er 
1873 gestanden hatte. 

Auch im Jahre 1920 stand der Silbermarkt im Zeichen 
heftiger Schwankungen. Der höchste Preis über- 
haupt wurde im Februar 1920 mit 891: d für die Unze 
Standard-Silber erklettert. Die höchsten und die niedrigsten 
Preise schwankten zwischen 1916 und 1920 um: 


Silberpreis-Schwankungen: 


1920 1919 1913 1917 1916 
Höchste Preise 39"; „d 791. „d 491/,d 5öd 37'i.d 
Niedrigste Preise 38° ',d 47:7, 421/,d 301/,d 26'1/,,3 
Spannung 50°..d 31”,.d 7d 19°; ,,d 10° ‚„d 
Durchschnitt 61°"/,,d 571) .d 47° .,d 40°j,d 317/,.d 


Wirtschaftliche Nachrichten 
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Dann erfolgte cin katastrophaler Absturz: 
Bis zum Juni 1920 ging der Preis auf die Ilälfte herab. Aber 
damit wollte die Abwärtsbewegung noch kein Ende nehmen. 
Bis zum Februar 1921, wo 32—33 d erreicht wurden, setzte 
sie sich fort. Erst dann trat eine gewisse Beruhigung ein. 

Am 1. Juli 1921 stellte sich der Silberpreis auf 35 d — 
und begann seither eine neue Aufwärtsbewegung, 
so daß schon Ende Juli 3914, d erreicht waren. Damit steht 
der Silberpreis von neuem über der Höhe der ersten Kriegs- 
jahre und erst recht über dem Preise vor 1914. 


Die Ursache dieser gewaltigen Schwan- 
kungen ist vor allem der SilberbedarfiderLänder 
Ostasiens, die seit Jahrtausenden in der Aufnahme von 
Silber (früher auch von Gold) geradezu unersättlich sind. Und 
da ihr Wohlstand während der Kriegsjahre im Vergleich zu 
dem absteigenden Gesamtvermögen der europäischen Völker 
wuchs, konnten erhebliche Mengen Silbers namentlich von 
China und von Britisch-Indien angezogen werden. So ist es 
bezeichnend für den wachsenden Wohlstand Bri- 
tisch-Ostindiens, daß die Silber-Einfuhr, die sich vor 
dem Kriege im Jahresdurchschnitt auf 41 Millionen Unzen 
belief, allein in den vier ersten Monaten des Jahres 1921 rund 
31,5 Millionen Unzen betrug. 

Eine weitere Ursache der Steigerung des Silberpreises 
ist in der Abnahme der‘ Silberproduktion der 
ganzen Welt zu sehen. Für 1919 wird die gesamte Silber- 
gewinnung auf 195 Millionen Unzen geschätzt, während sie 
sich 1913 auf 223,9 Millionen Unzen belief. Diese Ziffern 
beruhen auf Schätzungen des Direktors der Statistik der indi- 
schen Regierung G. Findlay Shirras, der ein Memorandum 
über die Silbererzeugung für die Brüsseler Konferenz er- 
stattete. Seiner Ansicht nach sind zwei Ursachen in der 
Richtung der Senkung der Silbererzeugung wirksam: die 
Ungewißheit, die in den Vereinigten Staaten über den An- 
kauf von Silber für einen Dollar die Unze unter dem Pittman- 
Gesetze herrscht, und die (damals, d. h. vor Jahresfrist, zu- 
tage tretende) Minderung der Nachfrage in China. 

Es gibt nur ein einziges Silbererzeugungsland, das seine 
Produktion gegenüber der Vorkriegszeit erhöht hat: Mexiko. 
In allen anderen Ländern ist die Silbergewinnung bedeutend 


gesunken. Die Zahlen lauten: 
1913 1919 Zunahme oder Abnahme 
Mexiko . 70 704 000 75 000 000 4 4296000 Unzen 
Ver. Staaten 66 801 000 55 285 000 — 11516000 „ 
Canada . 31 525 000 15 675 000 — 15850000 $„ 
And. Länder 54 878 000 49 040 000 — 5838300 ,„ 
zusammen 223 908000 195 000 009 — 28908000 Unzen 


Der Rückgang in der Silbergewinnung Kanadas beruht 
zum nicht geringen Teil auf der immer mehr in Erscheinung 
tretenden Ertragsminderung des Kobaltfeldes, während in den 
Vereinigten Staaten 1919 die Silbergewinnung abnahm, weil 
die Kupfervorräte zu groß waren, um die Kupfererzeugung, 
bei welcher bedeutende Mengen Silber als Nebenprodukt ge- 
wonnen werden, in dem gleichen Maßstabe wie in den letzten 
Kriegsjahren zu betreiben. 

1920 ist ein weiterer Rückgang eingetreten, der in bei- 
nahe genau derselben Spannweite (27,5 Millionen Unzen) zum 
Ausdruck kommt. Die ersten Schätzungen, die jetzt vorliegen, 
| geben die Silbergewinnung auf folgende Ziffern an: 


8 
Unzen 
Vereinigte Staaten . 56 564 504 
Canada . 12793 541 
Mexiko . ns 66516 354 
Nordamerika insgesamt . 135 874 399 
Zentralameıika 2 700 000 
Südamerika 15 000 000 
Europa . 5 400 000. 
Australien . 1 200 000 
Asien . 7 000 000 
Afrika 1 300 000 


Weltsilbergewinnung insgesamt 168 474 399 
Die Kriegsjahre haben den asiatischenLän- 
dern ermöglicht, ihr altes Bedürfnis nach Silberein- 
fuhr ausgiebig zu befriedigen. Oft hat es seinen Wunsch 
erreicht. Für den Zeitraum von 1716 bis 1790 schätzt man 
den Betrag des nach Asien eingeführten Silbers im Durch- 
schnitt auf 10 Millionen Piaster, für den Durchschnitt der 
Jahre 1791 bis 1809 sogar auf 25,5 Millionen Piaster. Die 
Steigerung wurde hauptsächlich durch die wachsende euro- 
päische Nachfrage nach Tee und ostindischen Erzeugnissen 
verursacht, ohne daß während des letztgenannten Zeitraums 
ein stärkerer Absatz europäischer Erzeugnisse auf den asiati- 
schen Märkten stattgefunden hätte. In dem Zeitraum von 
1550 bis 1809 wurde fast der dritte Teil des nach Europa ein- 
geführten Silbers nach Asien wieder ausgeführt. Auch im 
19. Jahrhundert ereignete es sich häufig genug, daß die Silber- 
ausfuhr nach Ostasien aus Europa mehr betrug als die ge- 
samte gleichzeitige Silberausfuhr aus Amerika. So stellte sich 
der Silberexport aus England und einigen Häfen des Mittel- 
meeres mit der Ueberlandspost von 1851 bis Ende 1862 auf 
25104 Millionen Pfund, während die Silberproduktion etwa 
auf 26 Millionen Pfund zu schätzen ist. Bei dem angegebenen 
Betrag des Silberexportes sind die nicht unbeträchtlichen 
Summen nicht inbegriffen, die auf anderen Wegen nach den 
Ostgegenden wanderten. Ä 
In den letzten Jahren desWeltkrieges und nachher ist die Sil- 
bereinfuhr nach Indien undChina abermals erheblich gestiegen. 
Allein nach China wurde 1920 ein drei-, bis viermal so 
großer Silberbetrag eingeführt als im Durchschnitt der ersten 
Kriegsjahre, und mehr als das Doppelte der Silberwertmenge, 
aie in eınem der Jahre vor dem Kriege importiert wurde. Die 
Sılbereinfuhr nach China in Haikwan Taels betrug: 


Eintuhr- Ausfuhr- 
l:infuhr Ausfuhr . überschuß ü verschub 
1911. . 61082 957 22776955 38 306 002 — 
1912 . , 45098297 25819645 10249652 — 
1913 . 55711490 19743126 35 968 361 — 
1914 . 16498744 30 121 693 — 13 622 949 
1915 . 20717506 39099820 _ 18 382 314 
1916 . 37088320 63766 446 — 28 678 126 
1917 . 27 507 292 18490 390 —_ 20 983 098 
1918 . 36 124229 12629302 23494 927 — 
1919 . .. 62.093 707 8305418 53 125 289 —_— 
1920 . . 126 354 388 33715410 92638 978 — 
Inszesamt 488 276 0930 307161205 181115725 81605 487 


Mithin sind seit 19I1 nach China für 100 Millionen 
Haikwan Taels mehr Silber ein- als ausgeführt worden. 

Jedenfalls haben die Silberbestände in China 
wieinindienriesenhaftellöhe crreicht. In China 
waren Sie Anfang 1921 mehr als dreimal so groß als vor 
einem Jahr. Mindestens 2 Millionen Kilogramm Silber wurden 
von China in einem Jahre verlangt, während die Silber- 
gewinnung der ganzen Welt in den letzten Jahren selten höher 
als 6 Millionen Kilogramm war. 
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Wahrscheinlich ist diese Aufschatzung von Silber durch 
spekulative Momente verstärkt worden. Als der 
Silberpreis weiter in die Höhe ging, glaubten viele asiatische 
Kapitalisten, durch weitere Silberkäufe gewinnen zu können. 
Als jedoch bei diesen steigenden Preisen Silber aus der ganzen 
Welt in gewaltigen Beträgen nach Asien floß, sogar Maria- 
Theresien-Taler wieder auftauchten und dje Vereinigten Staaten 
ihre Silberreserven, die während der letzten Jahrzehnte im 
Preis empfindlich gesunken waren, mobil machten, um sie 
nach Ostasien zu senden, mußte der Preis wohl zusammen- 
brechen. Nachdem er jedoch seinen tiefsten Stand erreicht 
hat, ist nun ein neues Steigen gefolgt. 


Nicht unerwähnt bleibe, daß die wirtschaftliche 
und die soziale Lage auf die Preisbewertung des 
Silbers in China und vielleicht mehr noch in Indien von 
großem Einfluß ist. Ergeht es der Mehrzahl der 
indischen Bevölkerung gut, so wächst die Zahl der Ehe- 
schließungen; infolgedessen aber auch der Bedarf an 
Silber. Ist dagegen die Ernte schlecht (oder sagen wir 
richtiger, hat der Geldertrag der Ernte den Hoffnungen nicht 
entsprochen), so bewegt sich die Zahl der Eheschließungen 
in absteigender Richtung — und damit auch der Silberbedart. 
Dann kann der Silberpreis sinken, um bei sich hebender Wirt- 
schaftslage wieder eine aufsteigende Richtung einzuschlagen, 
wie wir sie jetzt von neuem beobachten. 


Die wirtschaftliche Entwicklung Koreas. 
Von Oberstleutnant a. D. Bleyhoeffer. 


Eine japanische Gesellschaft zur Erferschung der in- 
dustriellen Entwicklungsmöglichkeiten Koreas hat das Ergeb- 
nis ihrer Arbeiten in einem Memorandum niedergelegt uni 
letzteres dem Generalgouverneur der Halbinsel äberreicht. 
Nachı der „Soeul Preß“ sind die Richtlinien, welche gezogen 
werden, foleende: 

I. Landwirtschaft. 

l. Qualitative und gnantitative Verbesserung des Reisanbaus 
und der übrigen Nahrungsmittel liefernden Pflanzen. unı 
dien Wohlstand von Korea zu heben und die Lebensmittel- 
versorgung des ganzen Reiches auf eine sichere Grund- 
lage zu stellen. | 


2. Bei Erzeugung von landwirtschaftlichen Produkten sind 
auch solche zu berücksichtigen, die sich zum Export und 
als Rolımaterialien für die Industrie Korcas eignen. 

3. Förderung der Seidenzucht als Nebenerwerbsquelle tür 
die Landwirtschaft. 


4. Verbesserung der Viehzucht nach Qualität und Quantität 
zur Gewinnung von Arbeitsvieh und Fleisch. 


5. Aufzucht von solchen Pferde- und Schafrassen, die sich 
für die Verhältnisse des Landes cignen. 


6. Um das Gedeihen der Landwirtschaft zu sichern, müssen 
die Pachtbedingungen erleichtert und Gesetze zum Schutze 
der Bauernschaft erlassen werden. 


An dieser Stelle ist zu erwähnen, daß aus den Tsingtawer 
Kriegsgefangenen in Japan sich eine kleine Siedlungsgesell- 
schaft gebildet hat, die mit einem japanischen Konsortium 
cinen Kontrakt abgeschlossen hat, nach welchem ihr unter 
bestimmten Bedingungen in Korea Land und Betriebskapital 
zur Verfügung gestellt wurde. Die Siedlung befindet sıch 
an der Bahn Soeul—Gensan, ungefähr in der Mitte zwischen 
den beiden Städten. Das Unternehmen hat nach Zeitungs- 
berichten eine günstige Entwicklung genommen. 


li. Forstwirtschaft. 


1. Alle staatlichen Waldungen sind unter einer Verwaltung 
zu vereinigen, und in ihnen ist eine geregelte Forstwiri- 
schaft zur Erzeugung von Bauholz und zur Entwicklung 
und Erhaltung der Waldungen zu schaffen. 

Der private Landbesitz ist zur Aufforstung, namentlich 
von nackten Bergen und Steilhängen anzuhalten. 
Unbepflanzten Waldboden sollte der Staat unter mög- 
lichst günstigen Bedingungen für den Käufer mit der Ver- 
pflichtung der Aufforstung losschlagen (?). 


II. Fischerei. 


Es werden Maßregeln gewünscht, die zur Hebung der 
Fischerei und der Ausfuhr nach China beitragen. 


IV. Industrie. 


1. Förderung derjenigen Industrien, die ihre Rohmaterialien 
in Korea finden und deren Erzeugnisse im Lande ge- 
braucht werden oder sich zum Export eignen. 

Milderung der Schwierigkeiten, die den industriellen Unter- 
nehmungen entgegenstehen, d. h. Linderung der Lasten 
des Unternehmers, Erleichterung der Ergänzung der Roh- 
materialien, Ausnutzung der Arbeit bis zur äußersten 
Grenze, Verbesserung der Herstellungsmethoden, ver- 
ständnisvolles Entgegenkommen allen begründeten Forde- 
rungen der Unternehmer gegenüber. 

Schutzmaßregeln für Entwicklung der Industrie. 


V. Bergbau. 


Bergbauliche Unternehmungen sind zu unterstützen durch 
geologische Untersuchungen und Verringerung der Be- 
triebskosten. 

Die weitere Bearbeitung der in den kleineren Minen ge- 
förderten Erze ist zu konzentrieren, um Vergeudung der- 
selben zu vermeiden und die Erträgnisse aus dem Berg- 
bau zu vergrößern. 

Es sind vorbeugende Maßregeln zur Sicherung der Har- 
monie zwischen Kapital und Arbeitern zu treffen und die 
Ausnutzung der Arbeitskräfte zur äußersten Grenze zu 
erstreben. 

Zur Förderung der Goldgewinnung sind die vom Staat: 
mit Beschlag belegten Goldfelder dem Privatunternehmer- 
tum zu öffnen. 


VI. Brenn- und Betriebsmaterial. 


1. usw. 2 Entwicklung der Anthrazit- und Braunkohlen- 
felder und Schaffung besserer Möglichkeiten zur Nutzbar- 
machung derselben, um das nctwendige Brenn- und Be- 
triebsmaterial sicherzustellen und zu verbilligen. 


Die Landwirtschaft der Philippinen-Insein. 


Von H. Fehlinger. 


Die Philippinen-Inseln umiassen ein Gebiet ven 296 310 akm. 
Reichlich die Hälfte davon ist mit Wald bedeckt, wovon 
wieder der größte Teil Urwald und etwa ein Drittel Kuitur- 
wall ist. Weitere 9% entfallen auf Grasland ımd etwa 10% 
auf kultiviertes Land.) Der BoJen der Inseln "hestcht haupt- 
sächlich aus Verwitterungsproduktch vulkanischen Gesteins, 
die stark mit orranischen Stofien angereichert sind. Wo dic 
Bewässerung zureichend ist, ıst die Fruchtbarkeit des Bodens 
groB und es gwdeihen sowohl einheimische wie fremde Nutz- 
pflanzen sehr gt. Die hauptsächlichen pfranzlichen Produkte. 
die nicht aussciriießlich dem heimischen Bedarf dienen, sind 
Hanf, Zucker, Tabak und Kopra; die Reis- sowie Kaffeekultur 
’) Meriitl, Botamical Exploration of the Philippines. (Phil. 
Journal of Science, X—C, Nr. 3, 1915.) 
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ist in der letzten Zeit der spanischen Herrschait stark zurück- 
wegangen, doch haben sie sich seit der aunerikanischen Besitz- 
nahme der Inselgruppe wieder gehoben. Neben Reis ist Mais 
die wichtigste Getreidepflanze.. Als Nahrungsmittel der Ein- 
geborenen spielt die Camote (eine Art süße Kartoffel) cine 
eroße Rolle. Angepflanzt werden ferner Kekospaimen Bana- 
sen, Mango, Ananas, verschiedene Nüsse, darunter die Betel- 
muß; Pfeffer, Zimt, Gewürznelken, Muskatnüsse und vieler- 
lei Gemüsearten. Die wirtschaftlich wichtigste Farbstoffpflanze 
ist Indigo, die wichtigste Stärkepflanze die Pfeilwurz. Aus 
der Blüte des Ilang-Hangbaunes (einer Anonasee) wird eine 
Essenz gewonnen. welche die Basis für feine Parfüme bildet. 
Zur Bereitung alkoholischer Getränke dienen Säfte der Kokos- 
und Buripalme sowie die Nipaı- oder Sasavflanze. Gummi und 
Quttapercha werden aus verschiedenen Pilanzenm gewonnen. 
Der kandwirtschaftiiche Großhetrieb hat schwer wuter dem 
Arbeitermangel zu leiden, weshalb er sich nur langsam aus- 
preitet. Die wirtschaftliche Kıltur der Eingeborer sustämme ist 
sehr verschicden. Die Sammelwirtschaft herrscht bei dem 
erößten Teil der Negrito, und auch Angchörige der nichtchrist- 
lichen indonesischen Stännme sind hier und da noch nicht über 
diese Kulturstufe hinausgekommen; die meisten heidnischen 
Stämme und einige Gruppen der „Moros“ (der mohannnedani- 
schen Stämme) stehen auf der Wirtschaftsstufe des niederen 
Hackbrues, auf der Bodenkultur reben Jagd und Fischerei 
bereits eine wesentliche Rohe spielt. Die Igoroten in Nord- 
Luzon haben zumeist schon die Stufe des höheren Hackbaues 
mit künstlicher Bewässerung und Düngung der Felder erreicht. 
In einigen Küstenstrichen Paraguas und Mindanaos und auf 


- den Suhinseln ist die Fischerei und der Handel die wichtigste 


Erwerbsquelle. Ackerbau mit Pflug und Rind ist die charaktc- 
ristische Wirtschaftsweise der christlichen Philippinerstämmz, 
deren Masse auf Luzon und den Visaya-Inschn Iebt: Dei ihnen 
ist bereits eine weitrchende Tremwng der Bernisarten einge- 
treten.”) 

Die wichtigste Handelspflanze der Philippinen ist die Musa 
textilis: sie liefert eine Faser, die im Handel als Manila- 
hanf bekannt ist. Von Mesu paradisiana, der eßbaren Banane, 
ist die Musa textilis äußerlich schw<r unterscheidbar, doch ist 
das Verbreitungsgebiet der letzteren auf die Philippinen-Inse!n 
beschränkt. Nur hier kommt sie wildwachsend vor, und zwar 
wischen dem 121. und 126. LängengraJ und Jem 6. und 14. 
(irad nördlicher Breite. Im nördlichen Teil von Luzom der 
erößten Philippinen-Insel, zedeiht die Musa textilis nicht. Auf 
lIuzon ist ihre Kuttur südlich von den Landschaften Albav, 
Ambos-Camarines ımd Sorsoson. Ferner wird diese Pflanze 
auf deu Visaya-Inseln in bedeutendem Umfange kultiviert und 
auch in den küstennahen Landschaften im nördlichen wie im 
südlichen Teile der Insel Mindanao. Der Boden, auf welchem 
die Kultur der Musa textilis betrieben wird, sol! eben oder 
mäßig geneigt, sehr fruchtbar und gut bewässert sein; auf zu 
feuchten oder gar sumpfigem Buden gedeiht die Pflanze nicht. 
Erforderlich ist ferner große Luftfeuchtigkeit und Schutz gegsı 
übermäßige Sonnenhitze sowie gegen Wind, der durch stehen- 
gebliebene oder zu diesem Zweck gepflanzte Bäimte gewährt 
wird. Auch wildwachsend kommt Musa textilis nur dort vor. 
wo diese Bedingungen erfüllt sind. Von pflanzenschädlichen 
Insekten ist sie nicht in nennenswertem Maße bedroht. Eine 
Gefährdung der Musa textilis-Kulturen kann dagegen sehr leicht 
durch Dürre. eintreten. Wo man für künstliche Bewässerung 
sorgt (was bisher nur an wenigen Orten geschicht), ist diese 
(iefahr ausgeschlossen. 

Die Früchte der Musa textilis sind nicht zenießbar. Die 
in ihnen enthaltenen Samen werden manchmal zur Nervor- 
bringung junger Pflanzen benutzt. doch erfolgt die Fortpflanzung 
vornehmlich du’vh Schößlinze, die von den Wurzeln empor- 
wachsen. Sie werden, je nach der Fruchtbarkeit des Bodens, 
1% bis 2! m voneinander zepflanzt und bedürfen keiner an- 
deren Pilcxe als der Entfernung des zwischen ihnen wachsen- 

°) Berkusky, H., Zur Anthropogeographie und Wirtschaf:s- 
geographie der Philippinen. (Mitt. der k.k. Gcogr. Ges., Bd. 52 
S. 325 bis 394.) 
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den Unkrauts; wenn man nicht andere Kulturpflanzen da- 
zwischen setzt, so soll dieses nicht vollständig entfernt werden, 
weil sonst der Boden der Abspülung ausgesetzt ist. Auf frucht- 
barem Boden muß die Entfernung der Setzlinge voneinander 
größer sein, weil sich die Pflanzen besser entwickeln und mehr 
Raum brauchen als auf minder fruchtbarem Boden Um Un- 
kraut nicht aufkommen zu lassen, pflanzt man zwischen den 
Schößlingen oder Sämlingen Reis oder süße Kartoifeln, später 
auch Mais; die süße Kartoifel ist vesonders zu enipfellen, da 
sie den Boden mit ihren Blätteru dicht bedeckt und damit die 
Feuchtigkeit zurückhält.e Sobald die Musapfianzen hochge- 
wachsen sind, fallen Zwischenkulturen fort, da Jie Pilanzungen 
sc dicht werden, daß sie die Sonnenstrahlen ausschließen. Die 
Faser ist in den Blattstielen emthalten, welshe den zentralen 
Blüterachaft ummweben. Die Blätter erreichen ceıze Länge von 
mehr als 2m und eime Breite von mehr als 30 cn. Der Stamm 
wird etwa 4 m hoch. Bevor die Pflanze Fruchte träzt, wird 
sie dem Boden sleich abgeschnitten, aa d.e Faser nachher an 
Elastizität und Glawz verlieren würde. Durch Wurzelschöß- 
Iinge erneuern sich einmal bestehende Pflanzurgen stets wieder 
von selbst. Die den Stamuın bildenden DBlattstiele werden mit 
einem spitzen Instrument aus Holz oder Bein auseinandergelöst. 
Wenn die Blattstiele oder die daraus geschnittenen Streifen 
längere Zeit (mehr als 2 bis 3 Stunden) in der Sonne liegen- 
bleiben. olme daß sie von den Fleischteilen befreit werden, so 
wird cie Faser mißfarbig und damit entwertet. Die dickeren 
Fleischteile werden zuerst mit der Hand abgenommen; hieraui 
werden die Streifen durch einen einfach gebauten Apparat ge- 
zogen. wobei der Rest des Fieisciies entfernt wird. Der Appa- 


rat besteht aus einem Brett zus Hartholz, das auf Stützen am. 


Boden ruht, und einem darüber angebrachten Messer, welches 
durch eine Tretvorrichtung aui und nieder bewezt wird, so daß 
cer Arbeitende den Druck des Messers auf die zwischen diesem 
und dem Brett himdurchgezosensen Blattstielstreiien regulieren 
kann. Infolge des primitiven Remigungsverfahrens gehen 20 
bis 30% der Faser verloren. Doch ist es auch den Ameri- 
kanern noch nicht gelungen, eine zufriedenstelemf arbeitende 
Maschine zu erfinden, die statt des erwähnten Apparates be- 
nutzt werden könnte. Die geremigte Faser wird einige Stunden 
lang in der Sonne getrocknet, in der Regel, indem rwan sie über 
querliegende Stangen hängt; nachher wird sıe lose in Bündel 
verpackt und zum nächsten Markt gebracht. Vor der Ver- 
schiffung werden diese Bündel geöffnet und nochmals der 
Sonne und der Luft auszesetzt und sodann zu festen Ballen 
verpackt. 

Die beste Sorte des Manilahanfes („current“) ist von hell- 
gelber Farbe und seidenglänzend. Die zweite Sorte ist raulıer, 
dunkelgelb und weniger glänzend, die dritte Sorte ist ganz rauh 
und dunkel und vom Fleisch nicht vollkontmnen gereinigt. 

Der größte Teil des Manilahamfes wird ausgeführt, doch 
werden ansehnliche Mengen auf den Inseln selbst zu Kleidungs- 
stofien verarbeitet, teils gemischt mit Seide oder andern Faser- 
stoften. (Schluß folgt.) 


China. 


Neue chinesische Banken in Schanghai. Anfang November 
öffneten zwei neue chinesische Banken in Schanghai ihre neuen 
(ieschäftsräume für den allgemeinen Verkehr. Die eine von 
ihnen ist die Industrial & Commercial Bank of Hongkong, deren 
voll eingezahltes Kapital 5 WO (AM Honsckong-Dollar beträgt, die 
andere die Shanghai & Tientsin Bank mit einem Kapital von 
3UMOW) . von dem ein Viertel eingezahlt ist. 


Neue Fernsprechlinien in China. Der Bau der großen 
Fernsprechhauptlinie zwischen Schanghai und Peking nähert 
sich seinem Ende, so dab voraussichtlich mit Bexinn des neuen 
lahres der Betrieb aufgenommen werden kann. Die Baukosten 
betragen etwa 500000 Dolar. Die neue Linie wird mit der 
Tientsin-Peking-Linie. der einzigen bisher bestehenden größeren 
Ucberlardronte, verbunden werden. Die Regierung beabsichtist 
den Ban weiterer Linien. Falls Geldmittel vorhanden sind. 


soll das Reich so schnell als möglich mit einem Netz von Fern- 
sprechlinien versehen werden. Als neue Errungenschaft ist zu 
bemerken, daß zum ersten Male Mädchen, die zurzeit in 
Schanghai ausgebildet werden, den Fernsprechdienst versorgen 
werden. 


Drahtlose Telegraphie in China. Auf Grund des amerika- 
nisch-chinesischen Abkommens wird die amerikanische Bau- 
gesellschaft vier große Funkstationen errichten, und zwar je 
eine in Schanghai, Canton, Peking und Harbin. Die größte 
wird die in Schanghai zu errichtende sein, die überhaupt dic 
«rößte aller auf der Welt zurzeit existierenden sein wird. Sie 
soll 6 Türme von mehr als 1000 Fuß Höhe umfassen. Die 
Türme in den andern drei Städten werden je 600 Fuß hoch scin. 


Chinesische Baumwollfabrikate. Die neue amerikanische 
Zeitschrift Barons Financial Weekly brachte kürzlich 
einen Artikel, der in den beteiligten englischen Kreisen nicht 
geringe Bestürzung erregt hat. Bisher sei China der größte 
Abnehmer für englische Baumwollwaren gewesen, doch sei 
China jetzt schon mit zahlreichen modernsten Baumwoli- 
spinncreien und -webereien verschen und neue Projekte zur 
Errichtung weiterer Fabrikanlagen, die alle Aussichten für gute 
Verdienstmöglichkeiten hätten, seien vorhanden. Die in China 
hergestellten Baumwollgüter seien erstklassig und durchschnitt- 
lich 25% billiger als die reinen Produktionskosten der engli- 
schen Erzeugnisse. Quantitativ werde China in kurzer Zeit im- 
stande sein, nicht nur den gesamten einheimischen Markt zu 
befriedigen, sondern könne auch nach Europa und Amerika aus- 
führen. Qualitativ überträfen die chinesischen Erzeugnisse 
häufig schon die englischen. Allein im letzten Jahre sind 17 
große Spinnereien in China gebaut worden. Wenn diese erst 
mal alle im vollen Bctrieb sein würden, werde chinesische Ware 
der englischen die allerschärfste Konkurrenz machen und es 
könne leicht soweit kommen, daß die englischen Waren zu '; 
ihrer heutigen Preise verkauft werden müßten, um gegen di® 
billigen, aber guten chinesischen Waren sich behaupten zu 
können. Der Zeitpunkt, daß die guten und dabei konkurrenzlos 
billigen chinesischen Seiden- und Baumwollgespinste in Europa 
ınd Südamerika auf dem Markt erscheinen würden, stehe un- 
mittelbar bevor. Diese Voraussagen haben in England nicht 
geringe Aufregung hervorgerufen. Es wird dort zwar be- 
hauptet, daß der Export englischer Tzxtilwaren nach China nicht 
abgenommen habe, aber ein Blick in die monatlichen englischen 
Handelsberichte beweist das genaue Gegenteil. 


Japan. 


Die Oelversorgung Japans. Die japanische Regierung such 
sich auf alle Fälle mit dem so dringend benötigten Oelvorrat 
einzudecken. Sie hat kürzlich mit der „British  Asiati: 
Petroleum Co.“ einen Lieferungsvertrag für 200000 t ab- 
geschlossen. Nach Ausführung des Auftrages sind vorläufir 
alle Tanks der Regierung gefüllt, doch sind bereits wieder neue 
Tanks im Bau. Vorläufig besteht für Japan wenir Aussicht, 
sich bei seiner Oelversorgung vom Auslande unabhängig zu 
machen, nachdem die kürzlich angestrengten Bemühungen der 
Regierung, in Niederländisch-Indien Oelfelder zu erwerben, fehl- 
geschlagen sind und die Petroleumquellen auf Sachalin wegen 
der Abgelegenheit des Gebietes und der Ungunst des Klimas, 
das nur kurze Zeit im Jahre eine Ausbeutung gestattet, nur a's 
Notbehelf in Betracht kommen. 


Nachahmung englischer Fabrikate durch japanische Firmen. 
Vor dem Krieze hatten viele namhafte, für den Export nach 
Ostasien üärbeitende europäische und amerikanische Unter- 
nehmungen über die häufigen Nachahinungen ihrer Fabrikate 
seitens japanischer Firmen zu klagen. Es war eine bekannte 
Tatsache, daß diese Firmen vor den japanischen Gerichten 
selten Recht bekamen. Auch einer Reihe deutscher Firmen ist 
cs so ergangen Während des ‚Krieges waren solche Be- 
schwerden aus leicht erklärlichen Gründen kaum zu vernehmen, 
jetzt aber mehren sich die über dıs unlautere japanische Ge- 


schäftsrebaren Klage führenden Stimmen wieder. So schreibt 
kürzlich der „North China Herald“, daB in China Waren ver- 
l:auit würden, die den Vermerk trügen „british made by british 
workmen“. Die beiliegenden englischen Gebrauchsanweisungen 
enthielten aber in den meisten Fällen so sinnlose Druckfehler 
und so schlechtes Englisch, daß man die Waren leicht als Nacıt- 
ahmunwen erkennen könne. Das Blatt geniert sich zwar noch, 
offen den Namen des während des Krieges in den Himmel ge- 
hobenen Bundesgenossen auszusprechen, läßt aber deutlich 
genug durshblicken, daß es sich in allen Fällen um japanische 
Fälschungen handelt. 


Friedensausstellung in Tokio. Die „Friedensausstellung” 
in Tokio wird am 10. März 1922 eröffnet und bis zum 31. Juli 
dauern. Japanische und englische Blätter Ostasiens weisen be- 
sonders darauf hin, daß die ausländische Abteilung gut beschickt 
sei, in der Hauptsache mit deutschen und amerikanischen Er- 
zeugnissen. 


Die japanische Industriemission in Europa. Dic sich ats 
Vertretern der Industrie, Handels- und Bankkreisen Japans zu- 
sammensetzende Reisegesellschaft ist auf der Reise durch Europa 
am 19. Dezember mit dem Dampfer „Aquitania” in Southampton 
eingetroffen und von den Engländern festlich empfangen worden. 
Die englischen Zeitungen veröffentlichen große Programme für 
den Aufenthalt der Gäste, die während ihres einmonatigen Auf- 
enthaltes in England unter Leitung hoher Regierungsbeamten 
und leitender Persönlichkeiten der Industrie und des Handels 
alle wichtigen Industrieorte besuchen werden. Zahlreiche 
Fhrungen und Empfänge sind vorgeschen, um bei den fremden 
Gästen den besten Eindruck zu erwecken. 


Finanzkorporation der Handelskammern. Die japanischen 
Handelskammern planen unter dem Namen „International Foreign 
Trade Financing Corporation“ die Errichtung einer kapitalkräf- 
tigen Organisation zur Finanzierung des Handels, die 200 000 000 
Yen Kapital umfassen soll, von denen zunächst 50 000 000 ein- 
gezahlt werden sollen. In Bankkreisen begegnet der Plan star- 
ker Ablehnung, da nach ihrer Auffassung die vorhandenen Ban- 
ken durchaus dem allgemeinen Bedürfnis Rechnung tragen. 


Japanisch - Chinesische Ausstellung. Führende japanische 
Geschäftsleute, die am Exportgeschäit nach China interessiert 
sind, planen eine Ausstehung chinesischer und japanischer Er- 
zeugnisse in Schanghai im Frühjahr komnvenden Jahres. Nach 
den bisher aufgestelten vorläufigen Plänen belaufen sich die 
Kosten auf etwa 300000 Yen. Es wird beabsichtigt, das Aus- 
‚ stellungsgebäude nach Schluß der Ausstellung als ständige 
Musterniederlage für japanische Handelsartikel zu benutzen. Ob 
bei der heutigen Stimmung der Chinesen gegen die "Japaner 
wegen der Schantungfrage die Ausstellung einen Erfolg haben 
wird, bleibt abzuwarten. 


Die Arbeiterstreiks in Japan. Interessante Streiflichter auf 
die Zerrissenheit der Arbeiterbewegung in Japan werfen naclı- 
stehende Episoden anläßlich der großen Streiks in Tokio. Ein 
xroßer Teil der Arbeiter der Mitsuibishi-Werke kehrte, ohne 
seine Forderungen durchgesetzt zu haben, zur Arbeit zurück 
und veröffentlichte durch Zeitung und Maueranschlag ein 
Manifest, worin es heißt: „Ein großer Teil der Arbeiter der 
Mitsuibishi-Werften hat versichert, den Arbeitgebern wieder 
Vertrauen schenken zu wollen, und ist zur Arbeit zurückgekehrt, 
indem die Arbeiter sich gleichzeitig von dem Griff der Yu kai 
befreien. Sie haben dementsprechend gestern cine Erklärung 
veröffentlicht, in welcher sie ihre Freunde warnen, sich weiter 
rnit der genannten Vereinigung einzulassen, welche nichts weiter 
ist als eine Anzahl unverantwortlicher Agitatoren. Die Arbeiter 
dürfen nicht länger zusehen, daß ihre Familienmitglieder infolge 
der Arbeiterstreitigkeiten Hunger leiden und die notwendigsten 
Lebensbedürfnisse entbehren. Wir haben jetzt einen Monat 
Iıng Erfahrungen genug gesammelt, und das genügt uns. 
Hunderte unserer Kameraden sind ins Gefängnis gesetzt worden, 
und wir können das Klagen und Jammern ihrer Frauen und 
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Kinder nicht mehr länger anhören. Die städtischen Finanzen 
sind über den Haufen geworfen und die Industrie des Landes 
befindet sich in einem bedauernswerten Zustand. Das alles sind 
die Folgen der Tätigkeit der unverantwortlichen Yu kai, die die 
Freiheit der Arbeiter beschränkt hat und deren Leiter sich als 
Despoten gezeigt haben. Sie haben Aufruhr und das vergossene 
Blut der Arbeiter auf dem Gewissen. Wir haben uns betrügen 
lassen und sind dafür bestraft worden; jetzt aber sind wir auf- 
scwacht und haben erkannt, was die Yu kai bezweckt. Es ist 
nichts als Betrug uhd Falschheit. Wir haben uns deshalb er- 
hoben, um unsere Familien von Elend und Armut zu retten. Der 
Gouverneur hat uns versichert, daß er unsere Arbeitgeber dazu 
anhalten will, die uns gegebenen Versprechungen bezüglich der 
Verbesserung unserer Lage zu erfüllen, und wir wollen arbeiten 
und den Tag der Erfüllung erwarten. Wir hatten die Yu kai un 
die Anbahnung von Vermittlungsversuchen gebeten, mußten 
aber finden, daß kein Ernst gemacht wurde, und schließlich 
wurde unser Ansuchen abgewiesen. Wir sind keine Verräter, 


‘wie die Yu kai beliauptet, weil wir zur Arbeit zurückgekehrt 


sind und weiter arbeiten wollen. Wir haben erfahren,. daß 
uns durch die Yu kai keine Rettung kommen kann, daß unsere 
Familien vielmehr durch Festhalten bei der Yu kai dem Hunger- 
tode preisgegeben sind und daB wir selbst uns in absehbarer 
Zeit im Gefängnis wiederschen würden. Laßt uns daher alle 
strittigen Punkte friedlich besprechen. Wacht auf, liebe Brüder, 
denn je eher Ihr zur Arbeit und Pflicht zurückkehrt, je cher 


wird die Lage geklärt und die Rettung kann vielleicht morgen 
schon kommen.“ 


Unabhängig von dem Teil der Arbeiter, die den vorstehen- 
den Aufruf bekannt gaben und für die der Bürgermeister von 
Tokio Verhandlungen mit der Geschäftsleitung geführt hatte, 
haben eine Anzahl- Arbeiter eine Halbmonatsschrift zur Ver- 
tretung der Interessen der Arbeiter gegründet. Sie führt den 
Namen „Nippon Rodo Shimbun“ (Japanische Arbeiterzeitung). 
Die vorgeschriebene Garantiesumme ist bei den Behörden 
hinterlegt worden. Die einzelnen Nummern werden jeweils anı 
5. und.20. jeden Monats herausgegeben; die erste Nummer er- 
schien am 5. September. Das Blatt verfolgt nach den An- 
preisungen den Zweck, „halsstarrige Kapitalisten“ bloß zu 
stellen und sie in Mißkredit zu bringen, die Machenschaften 
geldgieriger Unterhändler, die sich zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnchmer drängen, zu schanden zu machen und bei der 
Entwicklung der Industrie tätig sein zu wollen. 


Niederländisch-Indien. 


Maschinen für die Zucker- und Reisfabriken auf Java. Es 
gibt zurzeit etwa 187 Zuckeriabriken und 54 Reismühlen auf 
Java. Die maschinellen Einrichtungen dieser Anlagen ent- 
sprechen in den allermeisten Fällen nicht mehr den Anforde- 
ıungen der heutigen Zeit, sie sind zum großen Teil veraltet oder 
schr ausbesserungsbedürftig. Proben haben ergeben, daß bei 
den Arbeitsmethoden selbst der besteingerichtetsten Fabriken 
ein hoher Prozentsatz von Zuckergehalt im Rohr zurückbleibt 
und verloren geht. Man schätzt den heutigen Wert der auf 
Java im Betrieb befindlichen Maschinen für die Zucker- 
bearbeitung allein auf wenigstens 300 Millionen Golddollar, und 
zahlreiche Fabrikanten erwägen schon seit geraumer Zeit Er- 
neuerung und Modernisierung ihrer Betriebe. Man rechnet da- 
mit, daß im Laufe weniger Jahre etwa 70 größere Fabriken 
gänzlich umgebaut werden müssen. Engländer und Amcrikaner, 
auch Japaner machen große Anstrengungen, um sich einen Teil 
der in Betracht kommenden Lieferungen an Maschinen für 
Zuckerfabriken und Reismühlen zu sichern. Bei der großen Be- 
liebtheit deutscher Fabrikate und der hohen Achtung, in der 
die deutschen Geschäftsleute allgemein in Niederländisch-Indien 
stehen, dürfte es daher schr wichtig und aussichtsreich sein. 
wenn tüchtige Vertreter deutscher Fabriken mit maschinen- 
technischen Kenntnissen an Ort und Stelle wären. 
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ist beschlossen worden, eine Zentralorganisation für deutsche In letzter Zeit mehren sich bedauerlicherweise die Klagen 
Handelskammern für Niederländisch-Indien zu schaffen. Ein | geutscher Landsleute über unangenehme Frfahrungen, die sie 
Zweigbureau dieser Organisation wird im Haag eingerichtet bei der Ausreise nach Ostasien unterwegs haben durchmachen 
werden, um den Handelsverkehr zwischen Holland, Deutsch- | müssen. Sie beziehen sich teils auf die Verpflegung und Unter- 
and und Niederländisch-Indien zu vermitteln. Der deutsche | pringung in der 3. Klasse der Triester-Lloyd-Schiffe, die seit 
Handel im niederländischen Inselgebiet macht die besten Fort- Fnde des Krieges meist von Deutschen für die Fahrt nach Ost- 
schritte. In Vertretung einer deutschen Industriegruppe erbaut asien benutzt werden, teils über das Verhalten der englischen 


die Rhein-Elbe-Union in Cheribon, Nord-Java, eine a Behörden in den Anlaufehäfen. Daß die Fahrt im Zwischendeck 
Fabrikanlage, in welcher Stahl und Eisenwaren und Eisenbahn- | „ach Östasien keineswegs erfreulich, sondern —— und zwar ganz 


ee eo a besonders für Frauen und Kinder — eine große Strapaze ist, haben 
Lieferung einer großen Anzahl von Eisenbahnwagen und Loko- no FE u = nn 
en nn vn ee über das rigorose Verhalten der englischen Behörden in den 
Soerabaya übernommen und die Siemens-Schuckert-Werke Anlaufehäfen, ist schon weniger verständlich, da jetzt doch 
liefern die Kraftmaschinen und Einrichtung der Kraftstationen allmählich bekannt A ne sollte, u engl N n 
in Garoet und Tjiandjoer und für die Straßenbahn in Kolonien — und dazu rec el doch tatsäch 2 IE NEN A 
Soerabaya. Fine andere, der Rhein-Elbe-Union angeschlossene Anlaufeliäfen — Deutschen die Einreise für die Dauer. von drei 
.. TEE er a - | Jahren verboten haben. Die Landung auf der Durchfahrt wird aber 
Firma führt den Kontrakt für die Wasserleitung in Djiokdjakarta vonden E:okalbehorden.der Einreise zleichreachtet. Nar Singapore 


aus. Die Rhein-Eibe-Union hat bereits ein großes Bureau in z 
Bandoeng in bester Geschäftslage eröffnet; auch die Siemens hat das Landen und den Aufenthalt am Lande bis zur Dauer 
von 7 Tagen durch Verordnung gestattet für solche Angehörige 


Schuckert-Organisation hat ihre Geschäftsräume von Soerabaya N Sr : d 
nach Bandoeng verlegt, daneben bestehen für beide Organi- der ehemals feindlichen Staaten, die nn ‚Singapore ve 
sationen zahlreiche Zweigniederlassungen an allen wichtigen Dampfer, mit dem sie gekommen sind, nach ann anderen 
Handelspunkten des Inselgebietes. Die neue Fabrikanlage in Zielhafen, wie es zum Beispiel die Häfen Niederländisch-Indiens 
Cheribon soll nach dortigen Berichten so weitläufig ausgebaut ; Sind, umsteigen müssen. Wer sich dieser Bestimmungen be- 
werden, daß sie imstande ist, allen an sie gestellten An- wußt ist, wird sich eben mit den Verhältnissen abfinden. 
forderungen mit Bezug auf Konstruktion von Maschinen, Loko- 
motiven, Eisenbahnwagen, Brücken usw. unabhängig von 
Deutschland zu genügen. Außerdem ist eine ınit Geldmitteln 
und Personal reichlich ausgerüstete Handelsgesellschaft xe- 
gründet worden, die die Fabrikate der großen Industriekonzerne 
aus dortigen Beständen vertreiben soll. 


1. Erfahrungen in Singapore. 


Ein Reisender, der von Schanghai nach Batavia fuhr und 
in Singapore umsteigen mußte, berichtet über seinen Aufenthalt 
in Singapore wie folgt: 

„Ich. fuhr mit dem P. & 0. Dampier „Kashmir”. 
nachdem mein Reisepaß von dem britischen General- 


Deutsche Unternehmungen in Niederländisch-Indien. Es Ausreise nadı Ostasien. 
| 
konsulat in Schanghai visiert worden war, als „good for dire:t 
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transit at Singapore and Hongkong“ und nachdem mir mündlich 
von derselben Behörde versichert worden war, einer Landung 
und einem kurzen Aufenthalt in den genannten Plätzen stände 
nichts im Wege. Wir kamen am Sonntag, ll. September, 
morgens 9 Uhr, in Singapore an. Bei der Paßrevision erklärte 
der Polizeibeamte, eine Landung in Singapore sei ausgeschlossen. 
Das einzige, was erlaubt sei, sei die Fahrt durch den Hafen 
von einem Schiff zum andern unter polizeilicher Bewachung. 
Das Visum des britischen Konsulats bezeichnete er — unter 
leicht erkennbarer Anspielung — als „scrap of paper“. Die 
Abfahrt des Dampfers war auf Dienstag nachmittag 4 Uhr fest- 
gesetzt. Ohne irgendwelche Nachricht von irgendeiner Seite 
ınußte ich bis Dienstag um 2 Uhr an Bord aushalten. Da er- 
schien ein Kraftwagen mit zwei malaiischen Polizisten. Man lud 
mein Gepäck auf einen Wagen und dann ging es unter dieser 
Begleitung durch die Stadt zur Polizei-Hauptstation, Daß das 
Gefährt — ein Europäer unter Bedeckung von zwei malaiischen 
Polizisten — überall genügende Aufmerksamkeit auf sich zog, 
brauche ich kaum zu erwähnen. Auf der Polizeiwache passierte 
zunächst gar nichts, doch bot man mir nach längeren Warten 
einen Stuhl an. Um 5 Uhr wurde ich abermals in den Krait- 


wagen gesetzt und zum niederländischen Einwanderungs- 
bureau gefahren. Als Begleitung genügte diesmal ein 
Poliziste Auf dem Bureau erhielt ich die Einwanderungs- 


erlaubnis nach Java, dann fuhren wir abermals zur Polizei, 
doch ging von da an alles glatt. Mein Paß wurde einbehalten 
bis zum anderen Tag, aber man teilte mir mit, daß ich nun frei 
und ungehindert nach ceinem-Hotel fahren könne — unter poli- 
zeilicher Begleitung, und wohl selbstverständlich nach dem 
holländischen Hotel van Wijk. Ich folgte natürlich dem Wink. 
Damit auch das Satyrspiel nicht fehle, durfte 'ch pcı der An- 
kunft im Hotel für einen Kraftwagen (5 Stunuen zu 4 Dollar), 
eine Kutsche für das Gepäck und Trinkgelder für die Polizisten 
bezahlen. Am anderen Morgen fuhr ich nochmals zur Polizei, 
erhielt meinen Paß und die Erlaubnis, in Singapore bis zum 
Freitag zu verweilen, und bin von da ab von weiteren polizei- 
lichen Schritten, wenigstens soviel ich weiß, verschont ge- 
tlieben. Ueber das Benchmen der einzelnen Polizisten habe ich 
nicht zu klagen. Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, 
“daß das Visum des britischen Generalkonsulats in Singapore 
zlso nicht anerkannt wird, und daß ein Umsteigen in Singapore 
stets äußerst gefährlich bleiben wird, weil es sich vorher nicht 
heurteilen läßt, ob die Fahrt durch den Hafen von Schiff zu 
Schiff möglich ist.“ 

In Zusammenhang mit diesem Bericht kaun ferner mit- 
geteilt werden, daß auch einem der ausgereisten Herren des 
Konsulardienstes auf seiner Ausreise nach China während des 
zweitägigen Aufenthaltes des Dampfers in Singapore nicht ge- 
stattet wurde, an Land zu gehen, obwohl ihm von der englischen 
Botschaft in Berlin auf dem Diplomatenpaß ein Visum für „ports 
of call! ausgestellt war. Als Grund hierfür wurde angegeben, 
daß strikte Bestimmungen beständen, naciı denen es den An- 
gehörigen der chemals feindlichen Mächte verboten sei, in 
Singapore an Land zu gehen. Ausnahmen könnten nur auf 
“irund eines Attestes des Schiffsarztes gemacht werden. 

2. Fahrplanänderungen des Triester Lloyd. 

Wer mit den Dampfern des Triester Lloyd nach Ostasien 
fahren will — und das sind die meisten unserer Landsleute, 
da dieser Weg der billigste ist — kann weder mit einer pünkt- 
lichen Abfahrt und noch viel weniger mit einer fahrplanmäßig 
pünktlichert-Ankunft im Bestimmungshafen rechnen. Nur zu 
häufig wird die Abfahrt um Taxe, zuweilen auch um Wochen 
verschoben, und nicht selten werden unterwegs in zeitraubenden 
Umwesen Häfen angelaufen, die in dem ursprünglichen Fahr- 
plan nicht vorgesehen waren. So ist zZ. B. der Dampfer 
„Persia“, der nach einem auf 60 Tage Fahrzeit berechneten 
Fahrplan der Hamburger Generalagentur vom 6. August, am 
15. August von Triest abfahren und Schanghai am 13. Oktober 
erreichen sollte, erst am 30. Oktober dort eingelaufen, weil 
unterwegs weitere Häfen zur Einnahme von Ladung angelaufen 


| 


13 


wurden, die in dem den Passagieren — Deutschen, Italienern, 
Russen, Chinesen und Indiern — ausgehändigten Fahrplan nicht 
vorgesehen waren. Von einem Teilnehmer dieser Reise, der 
uns als zuverlässig und sachlich bekannt ist, wird uns darüber 
wie folgt berichtet: 


Allen Passagieren wurde bei Buchen der Passage für 
Dampfer „Persia“ gesagt, der Dampfer würde in 45 Tagen 
von Triest aus Schanghai erreichen, wie bisher für Dampfer 
dieser Linie üblich, und zwar wurde zuerst als Abfahrts- 
datum der 25. Juli genannt, so daß mit einer Ankunft in, 
Schanghai Mitte September gerechnet werden konnte. Mitte 
Juli wurde die Abfahrt auf den 15. August verschoben, und 
da die 45tägige Reisedauer nicht widerrufen wurde, rechnete 
man mit der Ankunft in Schanghai am ersten, bzw. Anfang 
Oktober. 

Wenige Tage vor der festgesetzten Abfahrtszeit (etwa 
5 oder 6 Tage vorher) wurde einigen Passagieren ein ge- 


änderter Fahrplan zugestellt, aus dem hervorging, daß infolge 


Hinzufügens von weiteren Häfen die Reisedauer auf 60 Tage 
ausgedehnt wurde. (Ankunft in Schai.’ 13. X.) Da viele 
Passagiere Deutschland bereits verlassen hatten, erreichte 
dieselben die Aenderung erst bei Fintreffen in Triest, bzw. 
Venedig. Denjenigen, die den neuen Fahrplan erhielten, 
wurde in keiner Weise mitgeteilt, daß der Dampier sich 
weitere Aenderungen der Route und Verzögerungen vor- 
behalte, wie in dem Schreiben der Singapore-Agentur be- 
hauptet ist, auch machte das Hauptbureau in Triest die dort 
vorsprechenden Passagiere auf etwaige noch eintretende 
Aenderungen nicht aufmerksam. 

Nachdem in Singapore bekannt wurde, daß das im Fahr- 
plan angegebene Ankunftsdatum in Schanghai nicht einge- 
halten werden konnte, daB sogar noch Makassar angelaufen 
werden sollte und es fraglich sei, ob Hongkong, für welchen 
Hafen mehrere Passagiere (Canton, Swatow, Manila) be- 
stimmt waren, auf der Ausreise berührt würde, wurde der 
Protest der Singapore Agentur eingereicht, um etwaige An- 
sprüche zu wahren. 

Um die Unsicherheit in den Dispositionen des Lloyd 
Triestino weiter zu illustrieren, möchte ich hinzufügen, daß 
am Tage meiner Abreise aus Hamburg die Agentur mitteilte, 
daß die Abfahrt der „Persia“ weitere 2 Tage hinaus- 
geschoben sei. Mchrere Passagiere (etwa % und zwar aller 
Nationen) wurden hierdurch veranlaßt, ihre Ankunft im Ab- 
fahrtshafen entsprechend zu verschieben, dadurch aber ver- 
paßten sie die Abfahrt, da der Dampfer doch einen Tag 
früher als angesetzt, abgelassen wurde. Auf Kosten des 
Lloyd wurden dieselben mit einem anderen Boot nach 
Brindisi befördert, wo sie 7 Tage auf die „Persia“ warten 
mußten. Hier wurde für Einlagerung des Gepäcks in die 
eignen Lagerhäuser des Lloyd Triestino sowie für Transport 
von und an Bord für jedes große Gepäckstück Lire 15.—, 
für jedes kleine Gepäckstück Lire 6.—, ferner für Dienste 
eines Dolmetschers, die teils überhaupt nicht in Anspruch 
genommen wurden, Lire 30.— pro Person, bzw. Lire 45.— 
für ein Ehepaar erhoben und eingezogen. Wenn die Passa- 
giere von diesen durch die geleistete Arbeit keineswegs 
gerechtiertigten Sätze vorher unterrichtet gewesen wären, 
hätten sie die Besorgung ihres Gepäcks in Brindisi selbst in 
die Hand genommen. Für die Wartezeit an Land wurde, auf 
telegraphische Vorstellung der Passagiere bei der General- 
Direktion in Triest den Kajütspassagieren £ 1.1/— pro Tag, 
dagexen den Passagieren Jder dritten Klasse nur 6 Schilling 
ausgezahlt, womit die Letzteren in keiner Weise ihre Un- 
kosten bestreiten konnten. 

Während der Unterredung mit dem Singapore Agenten. 
äußerte dieser, er würde darauf dringen, daß in Zukunft 
nur Fahlırscheine bis Singapore ausgegeben 
würden, damit schon damit dokumentiert 
würde, daß eine (iarantie für Weiterbeiör- 
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derung nicht übernommen werden könnte. 
Nach denin Singapore gemachten Erfahrun- 
gen möchte ich dringend alle deutschen 
Passagiere vor Annahme solcher Fahr- 
scheine warnen, da die Singapore-Behörden Ange- 
hörigen ehemals feindlicher Staaten keinesfalls gestatten, 
nach einem Hafen umzusteigen, den der einkommende 
Dampfer auf seiner Weiterreise berühren wird, selbst wenn 
ein Umsteigevisum für die Straits vorliegt. So wurde allen 
deutschen Passagieren, die auf einem englischen Dampfer, 
der Schanghai in 12 Tagen erreichen sollte, Passage erhalten 
konnten, die Umschiffung von der Behörde nicht erlaubt, ja 
selbst den Deutschen, die bereits Fahrscheine einer 'holländi- 
schen Linie von Singapore nach Batavia besaßen, wurde die 
Umschiffung untersagt mit dem Bemerken, die „Persia“ laufe 
ja Batavia an. 


Bei einer Umschiffung in Singapöre hätten wir Schanghai 
am 12. Oktober erreichen können, während wir nunmehr 
mit D. „Persia“ frühestens am 30. Oktober dort cintreifen, 
so daß die Ankunft 1% Monate später erfolgt als Ende Juni 
bei der Bezahlung der Passage versprochen wurde. 


Die Passagiere, die sich mit dem Singapore Agenten des 
Lloyd unterhalten haben, sind der Meinung, daß die Um- 
schiffung erlaubt worden wäre, wenn der Agent sich dafür 
eingesetzt hätte. Derselbe lehnte jedoch von vornherein 
jede Unterstützung in dieser Hinsicht ab, wie er auch nicht- 
deutschen. Passagieren seine Hilfe bei Umschiffung ihres 
Gepäcks verweigerte. 


Ueber die Verpflegung in der Kajütsklasse kann seit 
einer ernsten Vorstellung zu Anfang der Reise nicht geklagt 
werden, dagegen ist das Essen in der 3. Klasse trotz 
dauernder Beschwerden weder ausreichend: noch genügend 
abwechslungsreich. Die Offiziere des Dampfers sind liebens- 
würdig und taktvoll, die Bedienung in jeder Weise ent- 


‚. gegenkommend und auf alle Wünsche eingehend, dagegen 


sind Matrosen und Heizer zu Streiks aus den geringsten 


HAMBURG-AMERIKA LINIE 
HAMBURG 


Ursachen geneigt. Wenn wir auch zeitweise nur halbe Fahrt 
machten oder das Deck ungewaschen blieb, so waren wir 
doch auch in der Hinsicht von -ernsten Unannehmlichkeiten 
verschont. | 

Im Auftrage der deutschen Mitreisenden lege ich einen 

Protest über die unwürdige Behandlung in englischen Häfen 

ein, der von sämtlichen deutschen Passagieren, mit einer 

Ausnahme, gezeichnet wurde, mit der Bitte, diesem auch die 

Verbreitung zu geben, damit spätere Reisende besser 

unterrichtet sind, als wir es waren. 

Die Reisenden der „Persia“ haben daraufhin einen scharien 
Protest an die Generaldirektion des Lloyd Triestino in Triest 
und an die Agentur in Singapore gerichtet. Von der letzteren 
ging darauf bei dem Kapitän der „Persia folgende Antwort 
ein, die für alle Interesse haben dürfte: 


123 Cecil Road Singapore, 3 rd October 1921. 
The Commander Persia 
Dear Sir, 


We beg to acknowledge receipt of tlie letter of protest 
of some of the passengers forwarded to us by you. 

Please inform the passengers that according to the news 
rcceived from Head Office all Agencies at home have been 
asked to inform passengers that our steamers have no fixed 
itinerary and therefore passengers must be ready to put up 
with delays, change of route etc; 

Regarding ex enemy passengers for Java please note 
that the Police Authorities here lıave not allowed trans- 
shipment to those passengers who are travelling for ports 
at which the Persia is calling. 

We are referring tlıe Passengers’ protest to our Head 
Office. Unterschrift. 


Die deutschen Passagiere der „Persia“ haben sodann einen 
Protest unterschrieben gegen das Verhalten der englischen 
Kolonialbehörden, den sie uns ebenfalls zur allgemeinen Ver- 
öffentlichung und Aufklärung übersandt haben. In dem Protest 
heißt es: 


NORDDEUTSCHER LLOYD 
BREMEN 


REGELMÄSSIGER PASSAGIERVERKEHR 


MIT ERSTKLASSIGEN, ELEGANTEN PASSAGIERDAMPFERN 
DER ELLERMAN & BUCKNALL STEAMSHIP CO., LIMITED NACH 


OSTITASIEN 


SINGAPORE + HONGKONG + SHANGHAI 
KOBE + YOKOHAMA 


D. „CITY OF SIMLA"“ . . . . Abfahrt von Rotterdam am 4. JANUAR 1922 
D. „CITY OF CALCUTTA“ . . Abfahrt von Rotterdam am 22. FEBRUAR 1922 


Nähere Auskunft Fahrpläne und Fahrkarten in: 
HAMBURG BREMEN ROTTERDAM 


HAMBURG -AMERIKA LINIE 


Alsterdamm 25 — für N.D.L. NORDDEUTSCHER LLOYD Meyer &CoysShipping Co„ 


wiiheim Lazarus, Bergstraße 11 


Lid., Wilhelmsplaln 1 


Die von Triest nach Schanghai reisenden 
Passagiere des Dampiers „Persia“ des Lloyd Triestino legen 
schäristen Protest ein gegen die willkürliche und ungerechte 
Behandlung ın englischen Häfen, die Sie nicht allein in ihrem 
Nationalbewußtsein beleidigt, sondern durch die sie sich auch 
in ihren Menschenrechten beeinträchtigt fühlen. 

Tatsachen: Eine Landung wurde in Port Said, Colombo, 
Penang und Singapore verweigert, dagegen in den heißen zu 
einer kurzen Erholung durch körperliche Bewegung unge- 
eigneten Häfen Port Sudan und Aden gestattet. Da der 
nur wenige Stunden dauernde Aufenthalt in Aden in die 
Mittagszeit fiel, verzichteten fast sämtliche Passagiere wegen 
der Hitze an diesem Platz die Erde zu betreten. Wir waren 
somit gezwungen, vom 5. September, der Abfahrt aus Port 
Sudan bis zum Eintreffen in Batavia aın 6. Oktober, also 
31 Taxe das Schiff nicht zu verlassen, Der von uns durch 
den Kapitän des Schiffes vorgebrachten Bemerkung, daß das 
Einnehmen der Kohlen über beide Promenade-Decks statt- 
fände und daher ein kohlenstaubfreier Raum zum Aufenthalt 
der Passagiere nicht vorhanden sei, dem Hinweis, daß wir 
eine ganz besonders heiße neuntägige Fahrt durchs rote 


Meer gehabt hätten, wurde nirgendwo Berücksichtigung 
zuteil. = . 
r In sämtlichen Häfen außer Colombo wurden wir zur 


Vorlage der Pässe gezwungen. In Port Said erhielten die 


deutschen ' 
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Pässe trotz Protestes den Vermerk „not allowed to land 

in Egypt“. In Penang wurden sämtliche Pässe trotz Pro- 

testes abgenommen und erst bei Abfahrt zurückgegeben, 
nachdem dieselben — — voraussichtlich zu Zwecken der 
. Handelsspionage — — an Land genau durchgesehen waren. 

In Singapore wurde jedem Deutschen selbst die Umschiffung 
auf englische Dampfer, die zur Mitnahme der Deutschen 
bereit waren, verboten. Dagegen wurde sie mehreren 
Passagieren anderer Nationalität, die wegen der durch eine 
Fahrplanänderung hinausgeschobene Ankunft in Schanghai 
von hier einen direkten Dampfer benutzten, der sie wenig- 
stens 18 Tage früher ans Ziel brachte, erlaubt. Selbst jenen 
Deutschen, die gegen Erlegung einer Gebühr sich von einem 
englischen Konsulat das Umsteigevisum für die Straits ver- 
schafft und bereits anderweitig Passage gebucht und bezahlt 
hatten, wurde ein Betreten des Landes und die Umschiffung 
verboten. Eine in keiner Weise behinderte Landung wurde 
nur in Hongkong gestattet, jedoch auch hier “mit der Be- 
schränkung auf die Tageszeit — um 7 Uhr mußten Deutsche 
an Bord zurück sein. 

Uns scheinen sachliche Vorstellungen 
lischen Regierung das geeignete Mittel zu sein, um diesen 
kleinlichen Schikanen, die den englischen Kolonien keinen 
Nutzen bringen und nur unnötige Erbitterung erzeugen, allmäh- 
lich ein Ende zu bereiten. Dr. F.W.M. 


bei der eng- 


BLUNLLUNN NUN Werschiedenes EHlllmmmmannmmg 


Der Verband für den Fernen Osten wünscht 
allen Mitgliedern und die Schriftleitung der 
„Ostasiatischen Rundschau“ allen Lesern und 
Mitarbeitern ein glückliches, neues Jahr. 


Nippon Yusen Kaisha. Die Hamburger Agentur der Nippon 
Yusen Kaisha bittet uns, darauf hinzuweisen, daß ihre Londoner 
Direktion sie kürzlich gebeten hat, irgendwelche Wünsche 
deutscher Passagiere in bezug auf Verpflegung usw. mitzuteilen. 
‚Es würde ihr besonders angenehm sein, Beobachtungen und 
Wünsche unterbreitet zu bekommen, da die Nippon Yusen 
Kaisha ganz besonderen Wert auf die Bequemlichkeit und das 
Wohlbehagen deutscher Passagiere auf ihren Dampfern legt. 
Ueber die im Bau Defindlichen Dampfer der Gesellschaft er- 
fahren wir, daß die in Japan für diese Giesellschaft im Bau be- 
iindlichen drei Passagierdampfer von 10000 Tons 
Brutto-Register für die Ceylon-, Straits-, China- ınd Japan- 
Fahrt, die die während des Krieges in der Europa-Fahrt ver- 
lorenen Dampfer ersetzen sollen, ihrer Fertigstellung entgegen- 
gehen. 

Diese Dampier werden die jetzt in der Europa-Fahrt be- 
schäftigten kleineren Schiffe ersetzen; sie haben eine Länge von 
515 Fuß, Breite von 62 Fuß und Tiefe von 37 Fuß, als 
Maschinen sind zwei doppelt gekuppelte Turbinen vorgesehen. 
- - Die Schiffe haben Einrichtung für 120 Passagiere 1. Klasse, 
5b Passagiere 2. Klasse und außerdem für eine größere Anzahl 
Zwischendecks-Passagiere. 

Die Dampfer werden nach der höchsten Klasse von Lloyds 
Register gebaut und sind nach den allerletzten Erfahrungen und 
Verbesserungen für die Sicherheit und das Wohlbefinden der 
Passagiere eingerichtet. Die Einrichtungen 1. Klasse befinden 
sich auf dem Promenaden- und Brückendeck und bestehen aus 
l.uxuskabinen, Einzel- sowie zwei- oder dreibettigen Kabinen. 
Zur allgemeinen Benutzung sind vorgeschen: ein großer Speise- 
saal, Rauchsalon, Verandacafe, Kinderzimmer und Gymnasium. 

Der erste dieser neuen Dampfer „Hakone Maru“ ist jetzt 
auf seiner Jungfernfahrt von Japan nach England und wird am 
15. Februar die Ausreise von London nach dem Fernen Osten 


wieder antreten. Die anderen beiden Schiffe werden am 
13. Mai und 16. September k. J. von London nach Ostasien ab- 
gefertigt. 

Durch die Einbeziehung dieser drei Dampfer und des 
fiüheren deutschen Passagierdampiers „Kleist“, jetzt „Yoshino 
Maru“, wird die europäische Postdampferlinie grundlegend ver- 
Dessert und ganz bedeutende Vorteile und Erleichterungen den 
Passagieren bieten, welche diese beliebte Route wählen. 


n nz 
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Adressenänderung. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚Öslasiatische Rundschau’ 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande 
mitzuteilen, damit in der Zustellung der Schriften und der ‚Östasiatischen 
Rundschau‘' keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeit- 
schrift kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat 
unbekannt verzogen sei. : Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige Mit- 
teilung der jetzigen Adresse der nachstehend aufgeführten Herren: 

Brandt, Fr., Garnisonverwaltungsdirektor, Rüstringen-Wilhelmshaven, 
Göckerstr. 66. 

Wolt, Julius, N le i. Mark, Hauptstr. 5. 

Ta Chia ae Cheng, Charlottenburg, Grolmanstr. 59. 

Wrobel eorg, Charlottenburg, Grolmanstr. 36. 

Trimborn, Gottfried, p. Adr. Frau Lungwitz, Finsterwalde (N.-L.), Am 
Markt 27. 

Stock, Wilhelm, Amsterdam, Nieuwe Spiegelstraat 17. 

Geschke, Joh., Berlin, Artilleriestr. 16, Pension von Böhm. 

Gipperich, Hermann, Ausw. Amt, Berlin W. 8, Wilhelmstr. 

Glaubitz, H.. Charlottenburg, Horstweg 22. 

Göcke, Hermann, Paderborn, Westfalen, Theodorstr. 12 (Ausland verzogen). 

Grabowsky, H. Bund der Auslandsdeutschen, Berlin SW. 68, Linden- 
strasse 35 (Ausland verzogen). 

Halle, Carl, Bund der Auslandsdeutschen, Berlin SW., Lindenstr. 35. 

Hamann, Bruno, Hamburg, Alardusstr. 15 (Nach China verzogen). 

Harris, Dr. E., Genf, Rue de Montreux 6. 

Hinrichs, an Hamburg, Bismarckstr. 21. 

Hoettler, Adr. Firma Oscar Wehl, Hamburg, Mönckebergstr. 7. 

Holland,H. RN Hannover, Lehmtörderstr. 3. 


Adressennachweis. 


Rudolf, Celle, Kl. Hehlenerstr. 56. 
Carl, Hamburg 1, Rathausstr. SI. 

Chef der Hamburg-Amerika-Linie, Shanghai. 
Theo, Schöneberg, Am Park 12 11l. 
rg. Erwin, Wehlen, Elbe. 
j Albrecht. Leipzig-Oetzsch, Städtelnerstr. 
bi, Willi, Shanghai, 51 a Kiangse Road Ill. 
1, R., Essen-Rüttenscheid, Johannastr. 38. 
h 


74. 


53, „Haus Hoffmann‘, 


ke ‚ Georg, Weingarten, Württbg. 
Peter, Godesberg, Annaberger Strasse 21. 
Sumatra-Medan, Ndld.-Indien. 


RUDI >> 


August, 


Hauptschriftleiter Dr. Max Linde; verantwortlicher Schriftleiter:; 


Dr. F. W. Mohr; für die Anzeigen: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G.m.b.H., Berlin sw. 


C. Lichnockg sämtlich in Berlin. 
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Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 
Dänischen Ostasiatischen Kempagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 

Wilhelm Wilheimsen. Ghristiania. 


(Conferenz-Linien.) 


The „Glen“ Line & „Shire“ Line 


- Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penann, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghal und den 

lapanischen Häfen 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Von B 


Hamburg 


direkt va Suezkanal nach 


Ostasien 
Port Said, Singapore, Hongkong 
Shanghai, Dalny, Kobe, 
Yokohama und Wladiwostok 


M/S. „Tongking“ . . . . 5. Januar 1922 
M/s. „Canton“ . . . . . 19. Januar 1922 
M/S. „Malaya“ . . . . . 31. Januar 1922 


Port Said, Penang, Singapore und Bangkok direkt 
M/S. „Selandia“ . . . . Ende Januar 1922 


Ununterbrochene lagergeldfreie Güterannahme Schuppen 50. 
ebene: Eider Dempster & Lo., Lid. 
R. Ludolphs, Hamburg, Hamburg, Hopfenmarkt 2 


R Fernruf: Vulkan 8463, Eibe 8022. — Börsenstand: 
Ferdinandstraße 29/33. Pfeiler 34 A, Sitz C. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 
T.S.S. „Glenapp“ .  Ladeschluß 17. Januar 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887. 
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Le Negociafteur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


BUSDEDNBIRNEDNSIUORCEDAAITOROROODNRONLSANSEHIRBOSRAHDSSTEITLTOADIESÄIATOLABORDODODDERDEORBERDBRRAREDTARTDAIDENKADIDIDEDARONERSADEDUADEBAORAODRABSTOTDTORTSADRAGADODAARIBRDRDAKOBOBSODODOROTLOBODDIRTBOOHODORIKIOIININN 


— nn 


M. A. Wolft 
Rhein-undMoselweine 


Frankfurt a.M. 


Lange Straße 14 


Altrenommilerte Firma 
mit großem Lager. 


RÜBER & SCHLAPPER 


DÜSSELDORF 
Rehrwerks-Elarichtangen. 


ee 


Chemische und pharmazeutische Produkte 
AmpuHen für subkutane Injektionen 
NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 


dd [chtierung. 
Bau une nbetrichsetzrung 
Rößrcawerke 
jüär die Fabrikation von 
Fiscu- ung Stabirößren. 


Lielerung a 
A rate usw. tür @ie 
Böhreninaustrie. 
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Telegr.-Adr.: Negocilateur Basel. Korrespondenzen: 
Deuisch, Französisch, Englisch, Italienisch, Spanisch 
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Technische Beratung + Gutachten 
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Anträge für das Vorentschädigungsverfahren. 


Vom Bunde der Auslandsdeutschen geht uns die folgende 
Notiz zu: 

Nachdem am 1. Januar 1922 das Reichsentschädigungsamt 
für Kriegsschäden eingerichtet worden ist und seine Sprucl- 
kommissionen für das Endverfahren ihre Tätigkeit aufgenommen 
haben, geht das Vorentschädigungsverfahren mit dem 31. März 
1922 zu Ende und wird in das Endverfahren übergeleitet. Eine 
Neuanmeldung weiterer Anträge im Vorentschädigungsverfahren 
nach dem 15. Februar 1922 ist bei der Menge der anhängigen 
und der noch nicht entschiedenen Sachen im allgemeinen zweck- 
los. Nur in besonders dringlichen Fällen hat eine nach dem 
15. Februar 1922 erfolgte Anmeldung noch Aussicht, ausnahms- 
weise im Vorentschädigungsverfahren bis 31. März 1922 er- 
ledigt zu werden. Von den Geschädigten ist dabei auch zu be- 
achten, daß die Anmeldung ini Vorentschädigungsveriahren eine 
solche im Endverfahren nicht ersetzen kann, sondern daß eine 


\ 


am Allgemeiner und politischer Teil 


Neuanmeldung für das Endverfahren erfolgen muß. Wenn es 
sich nicht um einen besonders dringlichen Fall handelt, wird 
eine Anmeldung im Vorentschädigungsverfahren zwecklos und 
nur geeignet sein, die Entscheidung im Endverfahren zu ver- 
zögern. Die bei den Spruchkommissionen anhängigen Sachen 
verbleiben bis zum ErlaB etwaiger weiterer Bestimmungen bei 
diesen Stellen. 

Die im Vorentschädigungsverfahren bis zum 31. März 1922 
nicht erledigten Anträge bedürfen, wie eben erwähnt und wie 
hier nochmals hervorgehoben sei, einer besonderen Anmeldung 
für das Endverfahren. Die im Vorentschädigungsverfahren 
nicht erledigten Anträge werden indessen im Endverfahren als 
besonders schleunige behandelt. Außerdem wird nach $$ 30, 
55 EO. in jeder Lage des Verfahrens durch Erteilung eines Vor- 
bescheides oder Erlaß eines Teilbescheides geholfen werden 
können. 


Neuer Bürgerkrieg in Nordchina? 


Der Sturz des Kavinetts Chin Yun-peng Ende Dezember 
ıst fraglos auf das Eingreifen des Generalinspekteurs der 
Mandschurei Chan Tso-lin zurückzuführen. 

Ende November hatte in Paotingfu ein Kriegsrat der 
Generale des Nordens unter Vorsitz des Marschall Tsao Kun 
stattgefunden, um einen Kriegsplan zu verabreden, falls Sun 
Yat-sen seine Drohung eines Angriffs des Südens auf Peking 
in die Tat umsetzen sollte. Nach einer Mitteilung, die Reuter 
über das Ergebnis der Paotingfuer Besprechung verbreitet 
hat, ist dort beschlossen, sich unter allen Umständen auf die 
Verteidigung zu beschränken, wobei dem General Wu Pei-fu 
die Sicherung der Stellung des Nordens in den zunächst be- 
drohten Provinzen Szechuan, Hunan und Kiangsi, übertragen 
wurde. Reuter betont ausdrücklich, daß unter den Führern 
des Nordens Einigkeit geherrscht habe; es sei eine „Entente 
cordiale“ zwischen der Chihli- und Fengtien-Partei ge- 
schlossen. Auch die chinesische „Peking Daily News“ be- 
stätigt das: alle Führer des Nordens scharen sich um Peking, 
um Chinas Stellung auf der Washingtoner Konferenz zu 
stärken. | 

Aber schon damals mußte es zum mindesten fraglich er- 
scheinen, ob tatsächlich alle Reibungsflächen zwischen den 

. Führern des Nordens beseitigt seien. Die „Asiatic News 
Agency“ sprach zwar auch von einer Einigung der beiden 
nördlichen Parteien, meldete aber gleichzeitig im Gegensatz 
zu Reuter, die Verteidigung der Provinz Kiangsi gegen einen 
Angriff Sun Yat-sens habe Chang Tso-lin dem General Chang 
Chung-tsang übertragen, dem er zu diesem Zweck eine 
Division und eine gemischte Brigade seiner Fengtien-Truppen 
zur Verfügung stellen würde. Was Chang Tso-lin damit be- 
zweckt, ist leicht erkennbar. Wu Pei-fu, dessen Macht und 
Finfluß er auf alle Weise beschränken will, soll vom unteren 
Yangtsetal abgeschnitten werden. Hat Wu mit der Peking- 
Hankauer Eisenbahn das eine große Verbindungsmittel 
Pekings mit dem Yangtsetal in Händen, so möchte Chang sich 
zum Herrn des zweiten Weges zum Yangtse, der Tientsin- 
Pukau-Eisenbahn, machen. Liegt die Verteidigung Kiangsis 
in seinen Händen, muß ihm auch der Weg dorthin geöftnet 
werden. Bezeichnenderweise tauchten gleichzeitig die alten 
Gerüchte wieder auf, Chang Tso-lin betreibe die Ernennung 


seines Parteigängers Chang Hsün zum Generalinspekteur des 
Untern Yangtsetals von neuem. 

Den Zug Chang Tso-lins parierte die Chihli-Partei sehr 
geschickt. Wu Pei-fu begab sich von Paotingfu nicht direkt 
wieder auf seine Posten in Honan und Hupeh, sondern machte 
einen Abstecher nach Tsinanfu. Dort verhandelte er mit dem 
Tutschün von Shantung Tien Chun-yu, dessen Stellung neuer- 
dings mancherlei Fährnissen ausgesetzt war. Wu sagte Tien 
alle Unterstützung und Hilfe Tsao Kuns zu, so daß er wieder 
volle Macht in Shantung hat. Dafür gestattet Tien dem 
Marschall Tsao Kun seinen Bruder Tsao Yin zum Komman- 
danten von Techou zu ernennen und stellt damit Tsao Kun das 
wichtige Arsenal dieses in der Provinz Shantung unmittelbar 
an der Grenze Chihlis gelegene Arsenal zur Verfügung. Wer 
Techou beherrscht, kann jeder Zeit die Pukouer Bahn (also 
den Weg zum Yangtse und nach der Provinz Kiangsi, auf den 
Chang Tso-lin angewiesen ist) für Truppentransporte vom 
Norden nach dem Süden sperren. Chang Tso-lin war damit 
vom untern Yangtsetal abgeschnitten. 

Wer sich diese Anfang Dezember geschaffenen Verhält- 
nisse klar macht, wird verstehen, weshalb Chang Tso-lin nun 
plötzlich: in Peking eingriff. Dadurch, daß er das Kabinett 
Chin Yun-peng zum Rücktritt zwang und an seine Stelle ein 
Kabinett Liang Shih-yi treten ließ, wollte er die Regierung be- 
seitigen, die bisher sich im wesentlichen auf Wu Pei-fu gestützt 
hatte und dafür zum mindesten unmittelbar alles tat, um 
Wu Pei-fus Stellung zu stärken und sich damit ein Gegen- 
gewicht gegen den Einfluß Chang Tso-lins zu sichern. 
Chang ging in Peking rücksichtslos vor. Er suchte vor allem 
seine Stellung durch Gewinnung neuer Bundesgenossen zu 
stärken. Diese sah er in den erbittertsten Gegnern der Chihli- 
Partei, den Anfu-Leuten. Eine der ersten Amtshandlungen des 
neuen Ministerpräsidenten Liang Shih-vi war die Begnadi- 
gung einer Anzahl von Führern der im Sommer 1920 von 
Wu Pei-fu gestürzten Anfu-Partei. Das wurde selbstverständ- 
lich von der Chihli-Partei als eine unmittelbare Herausforde- 
rung aufgefaßt. 


Daraus ergibt sich ohne weiteres, was folgen mußte. Nach 
einer Meldung aus Shanghai vom 15. Januar richtete Wu 


; Pei-fu an den neuen chinesischen Ministerpräsidenten Liang 
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Shih-yi ein Ultimatum, in dem er den Rücktritt seines Kabinetts 
vor Ende der Woche verlangte, wenn er nicht mit Gewalt ver- 
trieben werden wolle. Damit war das Zeichen für den end- 
gültigen Austrag des Gegensatzes der Chihli- und der 
Fengtien-Partei gegeben. Hie Wu Pei-fu, hie Chang Tso-lin! 

Chang Tso-lin hat im Lauf der letzten Monate einen Teil 
seiner mandschurischen Armee in die Provinz Chihli einrücken 
lassen. Er hat in und um Peking ein paar Divisionen zu- 
sammengezogen, das Gros seines Heeres steht allerdings wohl 
noch außerhalb der Großen Mauer, kann aber mit Hilfe der 
Eisenbahn sehr schnell in die Nähe der Reichshauptstadt ge- 
bracht werden. 

Auf der anderen Seite haben Tsao Kun und Wu Pei-fu 
die Peking—Hankauer und jedenfalls den nördlichen Teil der 
Pukauer Eisenbahn fest in Händen. Die Truppen Wus sind 
weit nach Norden vorgeschoben und stehen mit ihren Vor- 


während ihr Gros bei Tengchou am Hoangho, halb- 
wegs zwischen Kaifengfu und Honanfiu, zusammengezogen 
ist. Alles spricht dafür, daß es in der nächsten Zeit zum Ent- 
scheidungskampf zwischen den beiden feindlichen Gruppen 
des Nordens kommen wird. 

Englische Pressevertreter, die General Wu Pei-fu kürzlich 
besucht haben, schildern ihn übereinstimmend als einen Mann 
von großer Willenskraft und erheblichem militärischen 
Können. Diese Eigenschaften hat Wu bei jeder Gelegenheit 
gezeigt; ihm war vor anderthalb Jahren die Niederwerfung 
der Anfu-Partei zu danken, in der die öffentliche Meinung in 
China Parteigänger Japans erblickte; seinem sehr geschickten 
Fingreifen gelang es, mit überlegen ausgebildeten Truppen ir 
einem nach zwei Fronten geführten Feldzug sich zum Herrn 
des wichtigen Verkehrspunktes Wuchang zu machen, der 
kürzlich von den Gegnern der Pekinger Regierung in Süd- 
und Westchina schwer bedroht war, und damit einen Zu- 
sammenbruch der damaligen Zentralregierung zu verhindern. 
Seine Bestrebungen, durch eine Konferenz aller Machthaber 


Getäuschte Hoffnungen und 


Noch lißt sich das Ergebnis der Washingtoner Konferenz, 
soweit Ostasien in Betracht kommt, nicht vollig überschen. Das 
xilt insbesundere mit Bezug auf China. Auch nicht annähernd 
ist das, was Chinas Vertreter auf der Konferenz und durch si» 
zu erlanger gehofft haben, erreicht. Ein Telegramm as 
Washington meldete zwar kürzlich, Japan habe sich bereit 
erklärt, Schantung zu räumen und Tsingtau zu einem offenen 
Vertraeshafen zu machen. Das war von Japan auch schon bei 
früheren Gelegenheiten angeboten worden, damals aber er- 
.chienen China jedesmal die daran geknüpften Bedingungen un- 
«nnehmbar. Ob Japans Bedingungen Peking heute schmack- 
hafter sind, ist nicht erkennbar; die Washingtoner Meldung 
schweigt sich über sie aus. Etwas günstiger liegen vielleicht die 
Dinge betreffs der Neuregelung des Zolltarifs. Dieser soll auf 
5% (für Luxuswaren auf 7% %) gebracht werden, was immer- 
hin China eine recht stattliche Mehreinnahme sichern würde. 
Auch wollen die Mächte dafür Sorge tragen, daß kein weiterer 
Eingriff in die Souveränitätsrechte Chinas, insbesondere in 
seinen Gebietsstand erfolgt. Das ist ebenfalls etwas, wenn 
vieser Grundsatz mittelbar und unmittelbar auch schon seit 
zwei Jahrzelinten von den Mächten bei mehr als einer Gelegen- 
heit zum Ausdruck gebracht war. 

tn übriren wird sich China mit dem Gedanken abzufinden 
taben, dıb ihm „grundsätzlich” mancherlei Zusagen gemacht 
worden sind. wenn sich „tatsächlich auch in abschbarer Zeit 
mcht viel andern wird. Die Tokiver „Nichi-Nichi” begluck- 
viunscht zum Beispiel China, daß es ihm gelungen sei, Ji: 


u 


« 


posten wahrscheinlich bereits zwischen Paotingfu und Peking, 
|: 


in Kuliang die bestehenden Gegensätze in China auszugleichen 
und wieder ein einheitliches Reich herzustellen, sind ver- 
geblich gewesen. In chinesischen Kreisen ist man nicht 
überall davon überzeugt, daß Wu dabei aus reiner Vaterlands- 
liebe handelte und ihm der persönliche Ehrgeiz, der alle 
anderen Generale des heutigen Chinas beseelt, vollständig 
fehlt. Sie wollen nicht glauben, daß ihm Macht nur das Mittel 
zum Zweck, nicht Selbstzweck ist. Ausländische Beobachter 
trauen Wu dagegen einen weiteren Blick zu, als er sonst 
chinesischen Generalen der Neuzeit eigen ist. Vielleicht ist 
das mit darauf zurückzuführen, daß Wu nicht durch die ge- 
wöhnliche Schule des Soldaten gegangen ist, sondern, ehe er 
sich für die Offizierslaufbahn entschied, das erste literarische 
Examen bestanden hat. Einen eigentlich militärischen Ein- 
druck macht Wu äußerlich nicht. Auf den ersten Blick unsıät 
und scheu erscheinend, gewinnt er erst bei näherer Bekannt- 
schaft durch seine Offenheit und Bescheidenheit. Merk- 
würdigerweise gehört Wu zu den vielen Offizieren der 
modernen chinesischen Armee, die dem Opiumgenuß ergeben 
sind. 

Der Ministerpräsident Chin Yung-peng, der um Weih- 
nachten zurückgetreten ist und in Wu Pei-fu seinen stärksten 
Halt den anderen militärischen Machthabern im Norden 
gegenüber sah, hatte ihm ein goldenes Amtssiegel gesandt, 
dessen Inschrift ihn als den Yueh Wu-mu- der heutigen Zeit 
feiert. Chin gab Wu damit die Amtsbezeichnung, die einem 
berühmten General aus der Sung-Zeit, Yueh-Fei, verliehen 
wurde, als er zu Beginn des 13. Jahrhunderts die Tungusen 
aus dem Lande schlug, wofür ihm als einem der National- 
helden Chinas noch heute, nach siebenhundert Jahren, in 
Peking alljährlich Opfer dargebracht werden. Die Verleihung 
einer so hohen Auszeichnung entsprach übrigens durchaus 
den Wünschen der fortschrittlichen Kreise Pekings. Sie all- 
schen in Wu Pei-fu den kommenden Mann, den Retter dı:s 
Vaterlandes. Mit welchem Recht, wird die nächste Zukun“ 
erweisen. 


bessere Aussichten Chinas. 


Mächte zum Versprechen der Aufgabe der Ekterritorialität >: 
tewegen; China fände dafür ganz besonders bei Japan Ve:- 
ständnis, das ja auch dreißig Jahre bittere Erfahrung auf dieser 
Gebiet hinter sich habe. Leider aber sei China, fügt das Bl:;r 
hinzu, so rückständig auf dem Gebiet der Rechtspflege, daß «ce 
der Revolution sogar die ersten, vielversprechenden Anfaz:. 
einer Gerichtsreform, die die Regierung der Mandschus nach 


die Wege geleitet hatte, — zum Teil aus finanziellen Gründ.- 
die vor zehn Jahren c-- 


— völlig im Sande verlaufen seien; 
schaffenen 83 modernen Amtsgerichte seien nicht nur wied-- 


verschwunden, sondern zur Zeit Yüan Shi-kais seien Verwaltur. 


und Gerichtsbarkeit wieder in dieselbe Hand gelegt, und dar. 
sei seitdem nichts geändert worden. Unter diesen Umständ. 


müsse China, ehe es auf die tatsächliche Aufhebung der E«- 
territorialität der Vertragsmächte rechnen könne, zunächst d:- 


eigene Haus in Ordnung bringen. 
Auch die „Osaka Mainichi“ warnt, den Beschlüssen d; 


Washingtoner Konferenz betreffs Chinas übermäßige Bedeutt- _ 


beizumessen; Amerika, der Einberufer dieser Konferenz. ha" 


sclbst eingesehen, daß jeder ernste Versuch, die fernöstliche” 
Fragen zu lösen, das Ergebnis der Konferenz nach außen ser 
man habe den Ausweg gewählt. = 


in Frage stellen müsse; 
„im Prinzip" zu rezeln, wie das Schlagwort Washingtons !aut: 
„Und dabei hat sich,“ schreibt das japanische Blatt, „nur r: 
deutlich die Unterströmung einer internationalen Kontrolle } 


China geoffenbart, die nicht nur ber den Staatsmännern «. 


sondern auch in weiteren Volkskreisen des 
Fs käme jetzt alles auf China an, China 
selbst müsse der Welt beweisen, daß es entschlossen und im- 
stande ist, wirkliche Reformen einzuführen. Erst wenn solche 
sichtbar seien, könne es erwarten, daß sich die Mächte mit der 
Frage beschäftigen, wie die erundsätzlichen Zusagen in die 
Wirklichkeit greifbarer Tatsachen übergeführt werden können. 

Achnliche Gedanken kommen aus Amerika. Auch dort 
schallt es den Chinesen entgegen: Non possumus. Aber man 
sucht den bitteren Kern in eine süße Schale zu bergen. Die 


Weltmächte, 
Westens herrscht.“ 
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„New York Tribune‘“ (vom 2. Januar) meint, China befände sich 
auf dem rechten Wege. Im selben Maß, wie es sein Haus in 
Ordnung brächte, könne es auf die Hilfe der übrigen Welt 
rechnen, wobei die fremden Mächte sich im Gegensatz zu der 
bisherigen Uebung jedes Eingriffs in die inneren Verhältnisse 
Chinas enthalten müßten. Man dürfe nicht verkennen, wenn 
auch Chinas Hoffnungen in Washington fast durchweg eine 
Fnttäuschung bereitet worden sei, China, rein außenpolitisch 
gesprochen, dort doch Fortschritte gemacht hätte. Das nächste 
Mal würde es schon besser gehen. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


China. 

Gesandter Dr. Boye. Ohne irgend welches Aufsehen ist der 
neue deutsche Gesandte in Peking eingezogen. Er hatte die 
Fahrt über Amerika und Japan gemacht. Auf den Korrespon- 
centen der „North-China Daily News“ in Vancouver, dem man 
sicherlich keine allzu große Deutschfreundlichkeit wird zu- 
messen wollen, hat Dr. Boy& den Eindruck eines sehr verbind- 
lıchen Mannes gemacht, dem auch nicht der Sinn für Humor 
abgeht. Das ist nach englischer Auffassung ein zweifelloses 
Kompliment, um so mehr, da es rein menschliche Seiten betont. 
Wir Deutschen müssen endlich aus der Rüstung des unnahbaren 
Ritters heraus, der die Interessen einer Organisation zu Ver- 
treten zu haben und nichts anderes tun zu dürfen glaubt. Je 
weniger Wesen und Zweck der vertretenen Organisation, möge 
diese das Deutsche Reich oder eine G. m. b. H. sein, im Aus- 
land verstanden wird, desto fester wurzelt das Mißtrauen gegen 
sıe und ihren Vertreter. Wir müssen endlich wieder lernen, 
vor allem Menschen zu werden und mit unsern Nachbarn 
wieder rein menschlich verkehren. Dann kehrt das verloren 
gegangene Vertrauen zum einzelnen wie zur Gesamtheit, die er 
zu vertreten hat, sehr schnell und ganz von selbst zurück. Des- 
halb ist es erfreulich, daß das erste Urteil eines Ausländers 
über den neuen deutschen Gedanken in China die rein 
menschliche Seite bei ihm zu betonen Anlaß fand. In 
Pcking war entgegen dem sonst üblichen Brauch keine 
Ehrenwache aus dem Gesandtschaftsviertel mit Fahne und 
Musik auf dem Bahnhof aufgestellt. Die fremde wie die ein- 
heimische Presse hatte unterlassen, die üblichen Vorschul- 
Iorbeeren zu streuen. Das diplomatische Korps hielt sich fern. 
Iras alles war, wenn auch böse gemeint, doch gut, denn es 
verpflichtet zu nichts. Das Waichiaopu hatte einen Vertreter 
gesandt, und die deutsche Kolonie war anwesend. In aller 
Stille —, vor allem fehlte der riesige Beamtenstab vollständig, 
der nach den Zeitungsberichten der Entente den neuen Ge- 
sandten begleiten sollte, — wurde das alte Heim, das der spätere 
Seezolldirektor Ohlmer vor vielen Jahrzehnten, als noch Herr 
von Brandt seines Amtes in Peking waltete, bewohnte, bezogen. 
Auf der Fahrt von Tokyo bis Söul hatte der Tokyoer Botschaiter 
Dr. Solf den Pekinger Gesandten begleitet und mit ihm mehr- 
tägigen Gedankenaustausch gehalten. Die ersten formellen Schritte 
in Peking waren schnell erledigt. Am 7. Dezember überreichte 
Dr. Boye& sein Beglaubigungsschreiben dem Präsidenten der 
Republik, Hsü Shih-chang, der dabei herzliche Worte der Be- 
«rüßung fand. Am Tage darauf wurden die Besuche beim 
Minister des Aeußern, Yen Hui-ching, und dem damaligen 
Ministerpräsidenten Chin Yung-peng gemacht. In einem warm- 
herzigen Bericht Erich von Salzmanns an die „Vossische 
Zeitung“ über das Eintreffen Dr. Boyes in Peking heißt es: „Es 
wird nun an dem neuen Gesandten selbst liegen, diesen Be- 
ziehungen den nötigen Schwung zu verleihen, damit sie über 
das reine Geschäft des Alltags hinausgehen und eine ständige 
Freundschaft zwischen zwei Ländern statuieren. Herr Boye hat da 
ein sehr weites Feld. Läßt er sich nicht vom Aktenstaub, der 
„uch hier weht, erdrücken, behält er sich die Fern- und UÜcber- 
sicht. so wird er die dankbarste Aufgabe finden, die augenblick- 
lich einem deutschen bevollmächtigten Minister im Ausland zur 


Le 


Lösung aufgegeben werden könnte. Der Boden ist bereitet, und 


Herr Boy& soll der Säemann sein.“ 


Das Kabinett Liang Shih-yl. Das Kabinett vom 25. De- 
zember 1921 setzt sich wie folgt zusammen: *Liang Shih-yi, 
Ministerpräsident; Yun Hui-ching, Auswärtiges; Kao Ling-wei, 
Inneres; Chang Hu, Finanzen; Pao Kuei-ching, Krieg; Li Ting- 
hsin, Marine; Wang Chung-hui, Justiz; Huang Yen-pin, Unter- 
richt; Chi Yao-shan, Ackerbau und Handel; Yeh Kung-chu, 
Verkehrswesen. Die Londoner „Times“ bezeichnet mit Aus- 
nahme des auch bisherigen Ministers des Acußern Yun und des 
zurzeit in Washington als Führer der Delegierten bei der Ab- 
rüstungskommission weilenden Justizministerss Wang die Mit- 
glieder des Kabinetts als ausgesprochen reaktionär. Liang 
Shih-yi ist ein bekannter Finanzmann; er hat das letzthin viel- 
fach genannte Bankkonsortium gegründet und ist das Haupt der 
sogenannten Verkehrspartei. Er war einst Yuan Shi-kais ze- 
wandter Chefsekretär und später stellvertretender Finanz- 
minister und Generaldirektor der Seezollverwaltung. Liangs 
Privatvermögen gilt als märchenhaft groß, und in ganz China 
wird er der „Gott des Reichtums‘“ genannt und gilt als eine Art 
Midas. Liangs Programm zielt zunächst auf eine Einigung mit 
den Führern der anderen Parteien und auf Ordnung des Finanz- 
wesens mit Hilfe einer Anleihe von 100 Millionen Dollar, die 
durch die erhöhten Seezölle sichergestellt werden soll. 


Sun Yat-sens Expedition gegen Peking. Es ist ncucr- 
dings still geworden von der angeblich beabsichtigt gewesenen 
„Strafexpedition* Sun Yat-sens gegen den Norden. Ob sie bis 
zum kommenden Frühjahr verschoben oder ganz aufgegeben ist, 
läßt sich von hier aus nicht feststellen. Je nach der politischen 
Stellung der einzelnen Parteien und Machthaber lauten die Mit- 
tcilungen ihrer Presse widersprechend. Es kommen dabei die 
phantastischsten Ansichten und Aussichten zu Tage. Bald soll 
sich Sun Yat-sen mit dem Generalinspekteur der Mandschurei 
Chang Tso-lin geeinigt kaben, bald soll Chang Tso-lin nur ein 
Ziel verfolgen, die vollständige Vernichtung Suns. Heute 
wollen einige Blätter von einem Zusammengehen Sun Yat-sens 
mit dem Generalinspekteur der Hu-Provinzen, General Wu 
Pei-fu, wissen, morgen werden beide von anderen als die er- 
bittertsten Gegner hingestellt. Daß der Plan eines Feldzugs 
Suns, der als nächstes Ziel die Besitzergreifung Wuchangs und 
damit die Schaffung eines starken Stützpunktes im Herzen 
Chinas und als weiteres die Beseitigung der Pekinger Regierung 
war, bestanden hat, kann einem Zweifel nicht unterliegen, 
Selbst wenn man den Reden Suns bei den verschiedenen An- 
lässen, die das offen verkündeten, nur eine beschränkte Be- 
deutung beimessen will, läßt sich doch nicht ‚verkennen, daS 
finanzielle und politische Maßnahmen getroffen waren, die 
schwerlich in Angriff genommen wären, hätte es sich nicht um 
ernste Absichten gehandelt. Bei diesen Besprechungen hat auch 
die Beteiligung des ehemaligen Tutschüns von Yünnan Tang 
Shi-yao, der noch vor Jahresfrist an der Spitze eines un- 
abhängigen, aus den Provinzen Yünnan, Szechuan und Kueichou 
bestehenden Staates stand und sich seit seinem Sturz vor 
einigen Monaten in Hongkong aufhält, eine Rolle gespielt. 
Andererseits würde Marschall Tsao Kun kaum ihm alle nahe- 
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stehenden Generäle nach Paotingfu berufen haben, um mit ihnen 
die Maßnahmen zu verabreden, die ein Feldzug Sun Yat-sens 
gegen den Norden notwendig macht. Beiläufig sei erwähnt, daß 
an dieser Konferenz Ende November auch General Wu Pei-fu 
- teilgenommen hat. Daneben liegen aus Hankau Meldungen aus 
zuverlässiger Quelle vor, wonach Wu Pei-fu vor seiner Abreise 
nach Paotingfu geheime Unterredungen mit Abgesandten Sun 
Yat-sens und Chen Chiung-mings gehabt hat. Ob bei dieser Ge- 
legenheit die scharfen Gegensätze, die zwischen Sun und Wu 
bestanden haben, beseitigt worden sind, ist nicht bekannt gc- 
worden. Sun Yat-sen selbst hatte sich Anfang November nach 
Kueilin begeben, wo das Hauptquartier für den Feldzug ein- 
gerichtet wurde. Er hat dort die Generale Li Lieh-chun und 
Hsü Chung-chi sowie seinen alten bewährten Generalsekretär 
Hu Han-min neben sich. Sun Yat-sens Gattin weilt seit An- 
fung Dezember ebenfalls in Kueilin. wo sie den Dienst der 
Krankenpflegerinnen organisiert. Inzwischen ist General Chen 
Chiung-ming, der Befreier Kuangtungs und Besieger Kuangsis, 
wieder nach Canton zurückgekehrt. Die Pekinger Zeitungen sind 
geneigt, daraus den Schluß zu ziehen, Chen, der sich angeblich ge- 
weigert hat, Truppen für den Sunschen Feldzug zur Verfügung zu 
stellen oder selbst an ihm teilzunehmen, wolle in Canton den Aus- 
gung des „Abeuteuers‘“ abwarten, um im gegebenen Augenblick 
Sun in den Rücken zu fallen. Der „Peking Leader“ geht so weit, 
auszuplaudern, Chen habe sich mit Wu Pei-fu geeinigt und 
werde mit diesem zusammen gegen Chang Tso-lin und Sun 
Yat-sen marschieren. Das alles ist aber so wenig verbürgt, daß 
man sich hüten muß, derartigen Auslassungen ohne weiteres 
Glauben zu schenken. Auf der anderen Scite kommen aus 
Canton sehr bestimmte Meldungen, Chen habe niemals tine 
Acußerung getan, aus der sich ergäbe, daß seine Truppen die 
Provinz Kuangsi nicht verlassen würde; und außerdem wird 
ınit großem Nachdruck in der dortigen Presse versichert, Chen 
stände mit Sun auf ‘dem allerbesten Fuße; Sun kenne keinen 
zuverlässizeren Freund, dem cr den Schutz Kuangtungs, 
während er selbst den Feldzug gegen den Norden leite, an- 
vertrauen könne, als Chen. Augenscheinlich vermeidet Chen cs 
aber getlissentlich, sich über den Feldzug in der Oefientlichkeit 
überhaupt auszusprechen, betont dagegen bei jeder Gelegenheit, 
er sei ausschließlich Zivilgouverneur von Kuangtung. Sicht 
man, wie sich in den letzten Monaten die Dinge in Peking 
entwickelt haben, so Jiegt der Gedanke nicht allzu fern, 
daß man in Canton viel weniger mit sofortigen militärischen 
Eriolgen rechnet, als die Zeit für sich arbeiten läßt, um 
it dem Augenblick, wo die Pekinger Regierung in noch 
schlimmere Schwierigkeiten gerät, mit bewährten diplo- 
matischen Mitteln einzugreifen, die um so aussichtsreicher 
vnd wirksamer sein müssen, wenn man auch die kriegerischen 
Wüstungen nicht vernachlässigt hat. Auch die oben erwähnten 
wcheimen Besprechungen Wu Pei-fus mit Abgesandten Sun Yat- 
sens und Chen Chiung-mings sind in diesem Zusammenhang be- 
achtenswert. Das würde wenigstens ein Schlüssel zum Ver- 
ständnis der reichlich verworrenen und einander widersprechen- 
den Mitteilungen über den Feldzug Sun Yat-sens gegen 
Peking sein. 


Erhöhte Seezölle. Am 18. Januar hat das chinesische 
Ministerium des Acußern in einer identischen Note an die 
tiesandten der Vertragsmächte vorgeschlagen, zeitweilig einen 
Zuschlag von 25% zu den Sätzen des jetzt gültigen 
Einfuhrseezolltarifs zu erheben. Diese zeitweilige Maß- 
rahme solle bei der Inkraftsetzung eines gemäß seiner ur- 
spruwlichen Forderung neu revidierten Tarifs wieder aui- 
genommen werden. Die chinesische Regierung beabsichtigte 
ötientliche Schuldverschreibungen im Betrage von 50 Millionen 
Iollar auf der Sicherheit der daraufhin vereinnahmten Beträge 
zu Iundieren. Davon wurden 20 Millionen für die Begleichung 
Pernder und 50 Millionen fur die Begleichung innerer Anleihen 
verwandte werden, um den Kredit zu stabilisieren. Dem chinesi- 
schen Vorschhag steht das diplomatische Korps vorläufig recht 
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Die fremden Pachtgeblete. Die Frage der Rückgabe der 
fremden Pachtgebiete ist durch die Erörterungen der 
Washingtoner Konferenz in den Vordergrund geschoben worden. 
Bezeichnend ist es, daß China selbst vorläufig nur die Rückgabe 
der nach der Erwerbung Kiautschous durch Deutschland ab- 
getretenen Gebiete fordert, wobei sich die Sprecher Chinas 
selbstverständlich auf den Standpunkt stellen, daran, daß China 
überhaupt fremden Mächten Land habe abtreten müssen, trage 
eusschlichlich Deutschland die Schuld. Von den älteren 
Pachtungen Macao (seit 1575) und Hongkong (seit 1842) ist da- 
bei, soweit Peking in Betracht kommt, keine Rede; nur Sun 
Yat-sen hatte folgerichtig bei einem kürzlichen Disput mit den 
portugiesischen Behörden auch die Rückgabe Macaos verlangt. 
„Im Prinzip“ sind die Mächte, wie in anderen Fragen, so auch 
in der der Rückgabe der Pachtgebiete bereit, den Wünschen 
Chinas nachzugeben. In der Praxis denkt natürlich keine 
einzige daran, irgend etwas zu tun. Die Tokyoer „Chugai 
Shogyo“ erklärt rund heraus, che das Verlangen Chinas erfüllt 
werden könne, müsse China noch manches in seinem Land 
anders gestalten, vor allem aber Leben und Eigentum der Aus- 
länder sicherstellen. Wann China das zu tun imstande sein 
werde, ließe sich zurzeit nicht überschen. Natürlich findet jede 
Macht, daß ihr Fall ganz anders als der der andern läge und 
schon deshalb ihr far nicht zugemutet werden könne, daß sie 
ihr Pachtgebiet aufgäbe. So meint die „Chuyai Shogyo“ zum 
Beispiel, Japans Pachtung der Halbinsel Kuangtung müsse ganz 
anders beurteilt werden, als die des Hafens Weihaiwei durch 
England, und nichts sei falscher als Koulun und Kuangchouwan 
in einen, Topf zu werfen. Auf das Weshalb läßt das Blatt sich 
klugerweise nicht ein. Für das Nicht-Aufgeben Kouluns hatte 
Balfour in Washington angeführt, es läge im Interesse der 
ganzen Welt, daß England Koulun behielte, da sonst der Hafen 
Hongkong nicht gesichert sei, was natürlich ganz gleichgültig 
wäre, wenn auch Hongkong an China zurückgegeben würde. 
Das japanische Blatt gibt weiter zu, daB die Franzosen einen ähn- 
lich überzeugenden Grund für die Nicht-Zurückgabe Kuangchou- 
wans nicht vorbringen könnten. Nichtsdestoweniger dürfe man 
nicht erwarten, daß Frankreich sich ohne weiteres aus Kuanr- 
chouwan zurückzichen würde. Wie recht das japanische Blatt fin 
seiner Ausgabe vom 7. Dezember 1921) damit hat, zeigt ein Artikel 
des Pariser „Journal“ (vom 5. Januar 1922), in dem dje diplo- 
matische Vertretung Frankreichs ermahnt wird, auf dem Posten 
zu sein; man könne Frankreich unter keinen Umständen zu- 
muten, auf Kuangchouwan ohne Entschädigung zu verzichten. 
Das Paclıtgebiet umfasse 84000 Hektar Land mit 1238 Dörfern 
und 200000 Einwohnern, die früher im größten Elend gelebt 
und furchtbar unter den Räubern der nahen Berge gelitten 
hätten; heute sei Kuangchouwan ein blühender Umschlagshafen. 
Irzwischen hat der französische Vertreter in Washington, der 
Kolonialminister Sarraut, im Ausschuß für den Fernen Osten in 
aller Form auf die Gefahren hingewiesen, die angeblich ent- 
stehen müßten, wollte man den Beschlüssen der Washingtoner 
Konferenz gegen das System der Einflußzonen und für den 
Grundsatz der offenen Tür rückwirkende Kraft geben und damit 
die ganze Vergangenheit in Frage stellen. Allzu rosig wird 
Peking angesichts solcher Erklärungen und Auslassungen die 
Aussicht, daB die frenmiden Mächte ihre Pachtgebiete in abseh- 
barer Zeit aufgeben werden, nicht beurteilen dürien. 


Veränderter politischer Kurs Englands in China. : In der 
Politik Englands zu China vollzieht sich ein deutlicher Wandel. 
Als vor nunmehr anderthalb Jahren die bis "dahin in Peking 
am Ruder befindliche Anfupartei gestürzt wurde, der man stark 
japanfreundliche Neigungen nachsagte, glaubte Eneland. die 
Stunde sei gekommen, wo es die ausschlargebende Stellung 
in Peking wiedergewinnen könne, die es vor und noch während 
des ersten Teiles des Weltkrieges innegehabt. dann aber a!l- 
mählich an Japan verloren hatte. Die Entwicklung der Dirze 
hat eine Erfüllung dieser Hoffnungen nicht gebracht. Alle Be- 
mühungen, mit Amerika durch ein größes-internatinnales Bank- 
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konsortium zum Ziel zu kommen, sind vergeblich gewesen. 
Dabei hatte sich England eigentlich in China durch fortgesetztes 
B3etonen, die Mächte hätten nur die Pekinger Regierung an- 
erkannt, alle anderen Regierungen seien als Rebellen zu be- 
trachten, sowie durch eine auffallend geringschätzige Be- 
handlung der Sun Yat-senschen Regierung in Canton, die sich 
die einzige xesetzmäßige in China nennt, politisch unbedingt 
festgelegt. Die Hongkonger Regierung lehnte einen amtlichen 
Verkehr mit der „Eintagsfliege* der Sun Yat-senschen Re- 
gierung im letzten Sommer noch kurzerhand ab. Man hat 
an weitsichtigeren britischen Stellen augenscheinlich nachträg- 
lich eingesehen, daß man einen zum mindesten gefährlichen 
Kurs steuere, zumal sich einzelne Amcrikaner, die sich an Ort 
und Stelle von der Lage der Dinge in Südchina überzeugt 
hatten, seit einem halben Jahr in der Oeffentlichkeit wiederholt 
so günstig über die Entwicklung in Canton ausgesprochen 
haben, daß immer wieder Meldungen von mit Sun Yat-sen ge- 
planten oder abgeschlossenen amerikanischen Anleihen auf- 
tauchen konnten und geglaubt wurden. Die Honskonger Presse 
stellte sich im vergangenen Herbst daraufhin allmählich um; 
in Nord- und Mittelchina leistete die englische Presse zunächst 
keine Folge. Dann kam Ende Oktober Lord Northcliffes viel- 
besprochenes Telegramm über die Aussichten der japanfeind- 
lichen südchinesischen Partei, das wohl nicht als der erste 
Auftakt einer Umgestaltung der englischen öffentlichen Meinung 
anzusehen ist, als vielmehr als eine zielbewußte Stärkung einer 
schon ins Rollen gebrachten Bewegung betrachtet werden muß. 
Die Northcliffesche Auslassung ist trotz Jdes Befreindens, die 
sie anfänglich in englischen Kreisen erregte. von nicht geringer 
Bedeutung. Die englische Presse Ostasiens sowie die dortigen 
Korrespondenten Londoner Zeitungen lassen plötzlich kein gutes 
Maar mehr an der nordchinesischen Regierung. Im Gegensatz 
zu früher heißt es jetzt, die Anerkennung Pekings bilde keinerlei 
Gewähr für den Bestand der Pekinger Regierung. Ein Pekinger 
Telegramm der „Times“ erklärte dieser Tage, die Finanzlage 
Pekings gebe zu den allergrüößten Besorsmissen Anlaß. Dazu 
kommt, daB der britische Gesandte in Peking Sir Beilby Alston 
sich ostentativ vom Neujahrsempfang des Präsidenten Hsü 
Shih-chang ferngehalten hat. Den Anlaß dazu boten ihm Vor- 
kommnisse im Vertragshafen Amoy. wo gegen die englische 
Großfirma Bıitterfield & Swire ein Boykott verhängt ist und 
ihre Angestellten auf Betreiben nationalistischer chinesischer 
Studenten mißhandelt worden sind, wobei eine Reihe chinesi- 
scher Kulis und Schreiber geteert und xefedert, anderen sogar 
die Ohren abgeschnitten sind. Der Gesandte stellte sich auf 
den Standpunkt, gerade in Amoy hätte Peking sehr wohl ein- 
greifen können, hätte es aber unterlassen. Zu diesem sicht- 
lichen Abrücken Englands von Peking steht eine Reihe von 
Aufimerksamkeiten, die dem Süden Jetzthin erwiesen worden 
sind, im schrofisten Gegensatz. So wurden bei der Einweihung 
eines Neubaus der Hongkong & Shanghai Bank in Canton nicht 
nur die Spitzen der dortigen chinesischen Regierung auffallend 
warm begrüßt, sondern auf das nachdrücklichste wurde auch 
der „sehnlichste Wunsch des britischen Volkes“ zum Ausdruck 
sebracht, daß sich in Bälde in China eine starke, freie Demo- 
kratie durchsetze. Als kürzlich das am Nordiluß gelerene 
Städtchen Yintah in der Provinz Kuanstung ein Raub der 
Flammen wurde, überbrachte nach wenigen Tagen der britische 
Konsul der Regierung in Canton eine größere Geldsumme und 
5 Tonnen Lebensmittel als Gabe der britischen Nachbarn in 
Hongkong. Die Worte, mit denen die halbamtliche chinesische 
„Canton Times“ dieses Geschenk quittierte, zeigen, daß die 
veränderte Haltung Hongkongs einen schr guten Eindruck in 
Canton gemaclhıt hat. Dieser neuesten Entwicklung der englisch- 
chinesischen Beziehungen muß größte Beachtung xeschenkt 
werden; sie ist für die Zukunft von weittragender Bederm.ung. 


Frankreich In Südchina. Monsignore de Guebriant ist der 
Bischof der katholischen Präfektur Canton. Die Missions 
etrangeres de Paris haben ihn vor 32 Jahren nach China ge- 
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sandt. In der ruliigen, aber zielbewußten Weise, die vom Ge- 
danken der Gesta Dei per Francos beseelt ist, hat er in dieser 
Zeit viel Gutes, manch Großes gewirkt. Er hat den gewaltigen 
Aufschwung französischen Einflusses in Südchina erlebt, jene 
Zeiten, wo es nur eine Frage zu sein schien, wann die erz- 
reichen Provinzen Yünnan, Kuangsi und Kueichou dem franzö- 
sischen Kolonialreich Indochina als reife Beute in den Schoß 
fallen würden. Resigniert stellt Gu&briant heute aber fest, daB 
jene Zeiten der Vergangenheit angehören. Auf Urlaub in der 
Heimat befindlich, hat er einem Vertreter des Pariser „Journal“ 
eine Unterredung gewährt. Was er über die kommende Ka- 
tastrophe in China, über einen neuen Weltkrieg im fernen Osten 
sagt, in den auch Frankreich gezogen werden würde, kanıa 
man hier auf sich beruhen lassen. Von Bedeutung aber ist, was 
der französische Bischof von den Aussichten seiner ‘eigenen 
Landsleute in dem Augenblick hält, wo Deutschland sich ‘an- 
schickt, die durch den Krieg erschütterten und verlorenen 
Stellungen wieder zu gewinnen. „Die Chinesen halten uns 
Franzosen seit vielen Jahren für ein im Verfall bezriffenes 
Volk,“ sagt Guebriant. „Die deutsche Propaganda bemüht sich 
seit langem, uns zu schlagen, und sie hat wundervolle Prfelxe 
aufzuweisen. Während des ganzen Krieges hat man in Süd- 
china an unsere Niederlage zeglaubt; noch nach den Waifen- 
stillstand hat man sich mit den Tatsachen nicht abfinden 
wollen.“ Bezeichnenderweise schiebt Bischof Guebriant einen 
Teil der Schuld daran den Verbündeten Frankreichs zu: „In 
englischer Sprache erscheinende Blätter gefallen sich in einer 
naiven Heuchelei, deren Opfer wir geworden sind.“ Frankreich 
wird infolge ihrer Darstellung in China nicht als Sieger ange- 
sehen, sondern als ein Land, das von seinen Bundesgenossen 
vor dem sicheren Untergang gerettet worden ist. „Der Einfluß 
Frankreichs, den Doumer als Generalgouverneur von Indochina 
einst bis weit nach Yünnan hineingetragen hat, ist heute ver- 
loren, und der sonst verbleibende Rest wird es auch bald sein. 
Alles stürzt zusammen!“ Der Zahlungseinstellung der Banque 
industrielle de Chine mißt der Bischof unter dem Eindruck, den 
er noch an Ort und Stelle in China gewonnen hat, eine kata- 
strophale Bedeutung bei. „Die Chinesen verzeihen es nie, wenn 
jemand sein Wort bricht, namentlich nicht in Geldsachen. Und 
wir verlieren nicht nur China, sondern ganz Ostasien. Wir 
Stehen vor einem politischen und moralischen Bankrott, wic 
wir ihn noch nie erlebt haben.“ Pariser Blätter haben den 
Zusammenbruch der Banque industrielle schon wiederholt als 
cin „Panama“ bezeichnet. Nach den Ausführungen des Bischois 
von Canton bestehen aber wie in Europa und im nahen Osten 
auch in Ostasien tiefgehende Gegensätze zwischen Frankreich 
und seinen Alliierten; über die hat die französische Presse 
bisher den Mantel des Schweigens zu breiten für richtig 
befunden. 

Kurze Meldungen. Abxeschen von den Kuang-Provinzen ist 
ın allen anderen Provinzen Chinas, auch in Szechuan, Hunan, 
Yünnan und Kueichou, der Befchl der Pekinger Regierung, den 
heutschen ihr beschlagnahmtes Privateigentum 
zurückzugeben, ausgeführt worden. 

Zum chinesischen Generalkonsul in Hamıburg ist Dr. Vor- 
werk ernannt worden. 

Die dem Norden noch ergebenen chinesischen Kanonen- 
boote sind am 10. Januar vor Chinkiang erschienen und haben 
der Pekinger Regierung gedroht, sie würden das dortige Salz- 
amt beschlagnahmen, wenn ihnen ihr rückständiger Sold nicht 
sofort ausgezahlt würde. Darauf ist zunächst der ganze Salz- 
verkehr auf dem untern Yangtse zum Stillstand gekommen. 

Nachdem auf der Lunghai-Eisenbahn Ende November 
ein Streik ausgebrochen war, sind die Angestellten der 
Peking - Hankauer Eisenbahn am 28. November in einen 
Sympathiestreik eingetreten. Die Lage gestaltete sich so ernst, 
daß die Regierung den Tutschün von Honan anwies, geeignete 
Maßregeln zu ergreifen. 

Anfang Dezember ist der neue französische Gesandte 
Graf Fleurian in China eingefrofien. 
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Aus Anlaß des Todes von Y. C. Tong, der als einer der 
ersten Chinesen in Amerika ausgebildet war, weist die „Nortli- 
China Daily News“ darauf hin, daß der Einfluß der im Aus- 
land erzogenen Chinesen bisher trotz ihrer beträcht- 
lichen Zahl nur gering sei; nur ganz wenige kämen, in die 
Heimat zurückgekchrt, in maßgebende Stellen. Sie sähen alle 
den kommenden Zusammenbruch, seien aber außerstande, ihn 
zu verhindern. 

Der amerikanische Zeitungskorrespondent G. Gramada 
weist auf den außerordentlichen politischen Einfluß hin, den 
neuerdings die geheimen Gesellschaften sich im 
öffentlichen Leben Chinas zu sichern verstanden hätten. Die 
Gefahr ihres Treibens läge darin, daß niemand wisse, wer 
eigentlich die Mitglieder dieser Gesellschaften seien, während 
die eigentlichen Macher, die sich nach außen den Anschein 
gäben, ehrenamtlich die Interessen gewisser Kreise zu ver- 
treten, tatsächlich nur ein üppiges Leben auf Kosten der Gesell- 
schaften führten, über deren Finanzen sie nie Rechnung legten. 

In der „Wcekly Review“ wird über die Unzuverlässigkeit 
der Berichterstattung der chinesischen Zei- 
tungen geklagt, die keinen eigenen Reporter halten, sondern 
sich durch unkontrollierte Korrespondenzen Material liefern 
ließen, das sie unbesehen nachdruckten. Besonders schlimm sei, 
was auf Jdiese Weise auf dem Gebiet der auswärtigen Politik 
xeleistet würde. 

Japan. 

Zusammentritt des Relchstages. Der Kronprinz von Japan 
hat am 26. Dezember als Regent zum erstenmal den Reichstag 
eröffnet. In seiner Thronrede wies er auf die Notwendigkeit 
l:esscrer Beziehungen zum Ausland hin; Japan müsse mit allen 
Mitteln die Erhaltung des Friedens anstreben, die eine Vor- 
bedingung für die Förderung seines Außenhandels, die Ent- 
wicklung seiner Industrie und den Fortschritt seiner Kultur sei. 
Der Ministerpräsident und der Finanzminister Vicomte Takahashi 
sprach die Befürchtung aus, daß sich die Finanzen Japans 1922 
noch ungünstiger als 1921 gestalten könnten, wo die Steuern und 
Ucberschusse der Staatsbetriebe infolge der schlechten Wirt- 
schaitslage (die inzwischen indessen’ überwunden zu sein 
scheint. Die Schriftleitung.) um 30 Millionen hinter dem Vor- 
anschlag zurückgeblicben scien. Vicomte Takahashi teilte mit, 
für das Budget 1922 scien von allen Ressorts, namentlich dem 
Marineministerium, große Abstriche gemacht, im ganzen 10.) 
Millionen Yen gegen 1921. Der Haushaltungsplan der Regierung 
gestaltet sich danach, wie folgt: 


Ordentl. Einnahmen rund Yen 1 237 000 000 
Aussserordtl. Ennahmen „ 325 000 000 


Zusammen Yen 1 563 000 000 


Ordentl. Ausgaben rund Yen 902000000 938000000 + 4,0°% 
Ausserordentl. Ausgaben „ 659 000 000 525.000 000 — 20,3 %o 


Zusammen Yen 1562 000000 1463 000000 — 7,0°%, 


Den Fehlbetrag von 7 Millionen hofft das Finanzministeriun 
aus Ueberschüssen früherer Jahre decken zu können. Neben 
der Bewilligung des Budgets wird sich der japanische Reichstax 
in seiner gegenwärtigen Session vor allen mit der Fraxe einer 
Verkürzung der Wehrpflicht und der Ausgestaltung des staat- 
lichen Untcrrichtswesens zu beschäftigen haben. Auch ist an- 
zunehmen, daß die Ergebnisse der Washingtoner Konferenz ein- 
gehend besprochen werden werden. Es ist anzunehmen, Jaß 
cas Ministerium Takahashi im Abgeordnetenhaus des Reichstars 
ohne Schwieriskeiten die nötige Mchrheit finden wird. Die 
Seiyukzi stützt dort wie seinen Vorgänger Hara so auch jetzt 
Vicomte Takahashi. Dagegen gewinnt es den Anschein, ais ob 
im Herrenhaus, in dem Hara es ebenfalls verstanden hatte, sich 
eine Mehrheit zu sichern, Vicomte Takahashi schärfere Opposi- 
tion gemacht werden wird. Es machen sich gerade in den 
Kreisen, die für das Herrenhaus von Bedeutung und Kinfluß 
sınd. neuerdings wieder Strömungen geltend, die mit den in 
Washington gemachten Zuxeständnissen unzufrieden sind und 
auf eine Schärfere Tonart in der Politik dem asiatischen Fest- 


1 228 000 000 — 0,8°;, 
228 000 000 — 32,9%, 


1 456 000 000 — 7,0%, 


land gegenüber dringen. Ob diese Bewegung schon so stark ist, 
daß sie eine Mehrheit gegen das Kabinett Takahashi im Herr:n- 
haus zusammenbringt, wird sich zeigen, sobald das Budget vom 
Abgeordnetenhaus an das Herrenhaus geht. 


Allgemeines Wahlrecht. Es ist anzunehmen, daß noch im 
Laufe der gegenwärtigen Tagung des Reichstages eine Mehrheit 
für das allgemeine Wahlrecht aller Männer zustande kommt. 
Die Kensaikei hat endlich ihren Widerstand, der alle Anträge 
bisher scheitern ließ, aufgegeben. 


Arbeiterschutz. Schwere Sorgen macht der japanischen 
Regierung zurzeit das Problem des Arbeiterschutzes. Schon der 
ermordzete Ministerpräsident Hara hatte die von der Inter- 
nationalen Arbeiterkonferenz im Jahre 1919 in Washington ge- 
faßten Beschlüsse entschieden bekämpft, da sie den japanischen 
Verhältnissen in keiner Weise Rechnung trügen. Der gehein« 
Staatsrat zeigt jetzt, gestützt auf Haras. Auffassung, wenix 
Meinung, die durch jene Beschlüsse für Japan notwendig wer- 
denden Maßnahmen gutzuheißen. Andererseits dringt Jas 
Kabinett auf Annahme wenigstens eines Teiles der Erlasse. Da: 
Auswärtige Amt befürchtet üble Folgen für den Ruf und das 
Anschen Japans, wenn dieses sich weigere, sich auf den Stand- 
punkt der Washingtoner Arbeiterkonferenz zu stellen, und das 
um so mehr, als jene Konferenz schon iür Japan Sonder- 
bestimmungen für die Vorschriften über Stundenzahl und Kinder- 
arbeiten zugelassen hat. 


Das Viermächteabkommen. In Waslıiington sind Ver- 
abredungen getroffen, wonach die Vereinigten Staaten, England. 
Japan und Frankreich sich verpflichten, ihren Besitzstand im 
Pazifik und an seinen Küsten sich gegenseitig zu garantieren. 
Damit würde dann das englisch-japanische Bündnis als erledigt 
anzusehen sein. Nachträglich hat sich darüber eine Meinungs- 
verschiedenheit gezeigt, ov Japan selbst in das Bereich dieses 
Abkomens einzuzichen sei oder nicht. Darüber mag das A)ı- 
kommen schließlich noch zusammenfallen. Der japanische 
Vizeminister des Acıßern Haniwara erklärt, es sei für Japan 
ganz gleichgültig, ob das Japanische Reich einbezogen wurde 
eder nicht: die Tokyoer Regierung habe indessen damit ze- 
rechnet, weil ihr etwas gewährt werden müsse, wofür sie auf 
das Bündnis mit England verzichten könne. Die japanische 
Presse will dagegen davon nichts wissen: es entspräche nic.! 
der Würde einer Großmacht, Garantien von anderen Mächten 
zu erbitten. Achnlich liegen die Dinge in Amerika. Präsident: 
Harding will Alt-Japan, als von den vier Mächten garantiertes 
Gebiet, in das Abkommen einbezogen wissen, im Senat macht 
sich eine !ebhafte Opposition gegen diesen Standpunkt geltend. 
Das letzte Wort ist in der Frage sicherlich noch nicht ge- 
sprochen, zumal auch andere Belange noch zur Sprache kan- 
men werden, ehe das Abkommen endgültig in Tokyo und 
Washington ratifiziert werden wird. Aus Tokyo wird ferner 
unter dem 23. Januar gekabelt: „Die japanische Presse pro- 
testiert gegen die Absicht Amerikas, die Bonin-Inselgruppe, von 
den Japanern als Ogasawara-Inseln bezeichnet, unter diejenigen 
japanischen Besitzungen aufzunehmen, die laut Art. 19 des 
Flottenabkommens nicht befestigt scin sollen. Von japanischer 
Seite wird erklärt, daß diese Inseln, die 5000 Meilen von New 
York entfernt liegen, einen Teil des eigentlichen Japans bilden 
und auch hinsichtlich ihrer Verwaltung von Japan abhänxıx 
seien. Ferner betont man in Tokyo, daß ja auch der Archipel 
von Hawai 2000 Meilen von der amerikanischen Küste entfernt 
sei und cerinoch nicht unter den Besitzungen aufgeführt werde, 
die nicht befestigt werden dürfen. Die Japaner hatten damit 
gerechnet, daß ihnen als Entschädigung für die Abrüstung zleiche 
Behandlung hinsichtlich der Befestigungen im Stilen Ozen 
widerfahren solle, wie den anderen am Abkommen beteiligt 
Mächten. Die japanische öffentliche Meinung ist schwer ent 
täuscht, daß dies nicht geschieht.“ 

Verhandlungen mit der Republik des Fernen Ostens. Wir 
in Europa so haben auch in Ostasien die Bolschewisten versucht. 


eine Anerkennung ihres Staatswesens durch andere Staaten 
mittelbar dadurch herbeizuführen, daß sie _zunäßhst uber die 


Regelung wirtschaftlicher Beziehungen mit ihnen Verhandlungen 
einleiteten. Den ganzen Spätsommer und Herbst hindurch haben 
zwischen Vertretern Japans und der Republik des Fernen Ostens 
Besprechungen darüber in Dairen stattgefunden. Nach japanischen 
Mitteilungen mußte es erscheinen, als ob die Verliandlungen einen 
beiriedigenden Verlauf nähmen. Anscheinend auf Betreiben 
Moskaus hat dann aber die Tschitaer Regierung auch politische 
Forderungen gestellt. Unter anderem sollte Japan ein bestimmtes 
Datum für die Räumung Wladiwostoks angeben und ausdrück- 
lich die Sowjetregierungen in Moskau und Tschita anerkennen. 
Japan lehnte aber die Hineinbeziehung Moskaus in die Ver- 
handlungen grundsätzlich ab. Damit sind die Besprechungen 
zunächst auf einen toten Strang gekommen. 


Lord Northelliie. Auf eincm Festmahl der Anglo-American 
Association in Peking hat Lord Northcliffe in unzweideutiger 
Weise ausgesprochen, falls die Vereinigten Staaten in Ostasien 
bedroht, insbesondere, was sie auf die Philippinen geschaffen 
hätten, in Frage gestellt werden würde, sehe er keinen Grund, 
weshalb England Amerika nicht Singapore als Flottenstützpunkt 
zur Verfügung stellen sollte. Die japanische Presse sieht darin 
cine Drohung gegen Japan und bedauert, daß sich Lord North- 
<liife zu derartigen Aeußerungen gegen ein Land habe hinreißen 
lassen, das mit Amerika wie mit England befreundet sei. Es 
kann unter diesen Umständen . nicht überraschen, daß der 
englische Preßgewaltige in Japan keine besonders gute Presse 
fand. Die japanischen Zeitungen haben es vielfach an der 
üblichen Höflichkeit einem vornehmen, einflußreichen Gast 
gegenüber nicht fehlen lassen; Wärme zeichnete aber diese 
Höflichkeit nicht aus. Aber es fehlte auch nicht an geradezu 
ablehnenden Worten. Anlaß zu solchen hat Lord Northcliffe aller- 
«lings selbst gegeben. Wenn er z. B. in Kobe darauf hinwies, 
«ier wirtschaftliche Hochstand Japans erinnere ihn an die Ver- 
hältnisse in Furopa vor 1914, und es dann als im eigensten 
Interesse Japans liegend bezeichnete, das seine zu tun, daB die 
Washingtoner Konferenz nicht mit einen Mißerfolg ende, der 
ur zu einem noch verheerenderen Krieg als der letzte führen 
müsse, so ist es zu verstehen, daß z. B. die „Yomiuri“ Lord 
Northcliffe vorwirft, durch seine Rede zwänge er nur Japan, 
sich eng an China, Indien, die Türkei, die Neger in Amerika 
und die Bolschewisten in Rußland anzuschließen. Seine 
Warnung an Japan hat Lord Northcliffe trotzdem in einem von 
der „Asahi“ veröfientlichten Abschiedswort wicderholt: Japan 
hhabe nur wenig Freunde auf der Welt und könne es sich nicht 
leisten, die ihm in Washington gebotene Gelegenheit unbenutzt 
vorübergehen zu lassen, sich Freunde zu gewinnen, die es nötig 
brauche. 


Frankreich und Japan. Ciroßes Aufsehen hat die Veröifent- 
lichung eines angeblich geheimen Vertrages zwischen Japan und 
Frankreich über ein Zusammengehen in Sibirien durch die Ver- 
tretung der Tschitaer Regierung in Washington gemacht. Dic 
amerikanischen Zeitungen bringen die Mitteilung in ganz großer 
Aufmachung auf der ersten Seite. Die „New York World“ gibt 
dabei eine Acußerung des Quai d’Orsay wieder, wonach Frank- 
reich in Washington nur auf Japan rechnen könne. Es ist 
eigentlich erstaunlich, daß diese „Enthüllungen“ der Welt als 
das neueste vom neuen vorgesetzt werden; schon vor Monaten 
fanden sich im „New York Herald“ Andeutungen über dieses 
Bündnis, und zwar aus der Feder seines Revaler Vertreters. 
Der ‚Manchester Guardian‘ mißt den Schriftstücken ebenfalls 
zroße Bedeutung bei; es hat sich ihren Inhalt mit vielen Einzel- 
heiten telegraphieren lassen. Danach handelt es sich um zwei 
Verträge; der eine wurde schon vor Jahresfrist geschlossen, 
der andere unmittelbar vor dem Zusammentritt der Washing- 
toner Konterenz, und dieser richtet sich ausgesprochenermaßen 
zegen die amerikanischen Pläne in Sibirien, wofür Frankreich 
sich für die japanischen Ansprüche auf die mandschurische 
Eisenbahn einsetzen will. Frankreich rechnet nach dem Wort- 
laut des Vertrages auf einen baldigen Zusammenbruch der 
Sowjetregierung in Rußland. Zur Unterstützung Japans in 
Sibirien soll Frankreich die Reste der Denikinschen und 
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Wrangelschen Truppen nach Wladiwostok schaffen. Sowohl in 
Tokyo wie in Paris ist die Echtheit der veröffentlichten Doku- 
mente entschieden in Abrede gestellt worden. Die Tokyoer Re- 
gierung hat in Tschita sehr nachdrücklich Verwahrung gegen 
die Veröffentlichung eingelegt, und, falls derartige Verleumdun- 
wen fortgesetzt werden, angedroht, ihre Beziehungen zur 
Republik des Fernen Ostens abzubrechen. 


Radikale Strömungen. Unter der Anklage, radikale Propa- 
ihnen ein- 
quartierten Soldaten betrieben zu haben, sind in der Nähe von 
Kyoto zwanzig Sozialisten verhaftet worden. — Der japanischen 
Regierung sind in Wladiwostok Schriftstücke in die Hände gc- 
fallen, aus denen sich Pläne der Moskauer Sowjetregierung er- 
geben, eine bolschewistische Propaganda nach Japan zu tragen. 
— Eine Anzahl Sozialisten, die angeblich Geldunterstützungen 
aus Moskau zu Propagandazwecken erhalten haben sollen, sind 
in Japan verhaftet worden. -—— Ein Engländer namens Grey, der 
als der Mittelsmann zwischen Moskau und japanischen Kom- 
munisten gilt, ist Ende November in Yokohama verhaftet wor- 
den, wo er sich als Kaufmann ausgegeben hatte. 


Kurze Meldungen. Der Führer der japanischen Delegation 
in Washington, Fürst Tokugawa, ist nach Tokio zurückgekehrt, 
um seinen Pflichten als Präsident des Herrenhauses nach- 
zukommen. 


Marquis Okuma T. Am 10. Januar ist in Tokio Marquis 
Okuma im Alter von 84 Jahren gestorben. Graf Okuma (als 
solcher war er geboren) hat schon vor einem Menschenalter 
eine Rolle im öffentlichen Leben Japans gespielt, trug damals 
aber so radikale Anschauungen betreffis Schaffung einer 
parlamentarischen Regierung zu Tage, daß er wieder aus der 
Regierung, in der er an die Spitze der Finanzen stand, aus- 
scheiden mußte. Er ist dann der Gründer der ersten politischen 
Partei in Japan geworden, durch die er seinen Standpunkt mit 
Nachdruck zu vertreten suchte. Wie das bei einem „Allzu 
scharf macht schartig‘“ stets zu gehen pflegt, so fand auch 
Graf Okuma innerhalb seiner eigenen Partei bald erbitterten 
Widerstand. Es kam darauf innerhalb der Fortschrittspartei zu 
Spaltungen, Loslösungen und Bildung neuer Gruppen, aus denen 
schließlich die heutige Kokuminto hervorgegangen ist. Graf 
Okuma hatte die Genugtuung, von seinem Freund, dem Grafen 
Kuroda, kurz ehe der Kaiser dem Lande eine Verfassung 1839 
verlich, wieder in die Regierung berufen zu werden, dieses Mal 
aıs Minister des Aeußern. In dieser Eigenschaft führte er die 
Verhandlungen mit den fremden Mächten über eine Um- 
gestaltung der Verträge. Die dabei dem Ausland gemachten 
Zugeständnisse, namentlich die Anstellung von Ausländern als 
Mitglieder des Reichsgerichts, schuf eine solche Erbitterung im 
Lande, daß ein Fanatiker ihn mit einer Bombe angriff, die ihn 
so schwer verletzte, daß ihm ein Bein abgenommen werden 
mußte. Wieder sieben Jahre später wurde Graf Okuma aber 
von neuem Minister, vorübergehend für einige Monate sogar 
Ministerpräsident, ohne indessen irgendwelche nennenswerte 
Erfolge zu erzielen. Er galt bald als politisch erledigt. In der 
Folgezeit schuf Graf Okuma mit seinen reichen Mitteln sich ein 
Denkmal, das für alle Zeiten an ihn erinnern wird: die Waseda- 
Universität in Tokyo, durch die er sich bald einen gewaltigen Ein- 
fluß auf das Unterrichtswesen Japans erwarb, den er allmählich 
durch die Gründung von Sonderkursen für Chinesen, Inder usw. 
auch auf andere asiatische Länder auszudehnen verstanden hat. 
Wider Erwarten ist Graf Okuma noch einmal an die Spitze der 
Regierung berufen worden, im Jahre 1914. Unter dem Einfluß 
seines Ministers des Aeußern, Vicomte Kato, hat er dann die 
Politik mitgemacht, die zum Bruch mit Deutschland führte. 
Tatsächlich ist .diese Politik, so viele Vorteile sie zunächst 
Japan namentlich in wirtschaftlicher Hinsicht und auf dem Ge- 
biete der Staatsfinanzen gebracht hat, dem Kabinett ver- 
hängnisvoll geworden. Unter dem Eindruck der deutschen 
Siege mußte zunächst Vicomte Kato zurücktreten. Mit Rück- 
sicht auf innerpolitische Gründe wurde Graf Okuma noch eine 
Zeit lang an der Spitze der Regierung gelassen, so_daß er als 
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Ministerpräsident an der Krönung des (jetzt unheilbar er- 
krankten) Kaisers Yoshihito teilnehmen konnte, Unmittelbar 
darauf freilich mußte auch er, mit dem Rang eines Marquis aus- 
gezeichnet, von der politischen Leitung zurücktreten. Damals 
bereits 77 Jahre alt, hat er sich dann in den wohlverdienten 
Ruhestand zurückgezogen, in dem ihm seine großen Kunst- 
sammlungen und herrlichen Gartenanlagen den Lebensabend 
verschönt haben. 


Ostsibirien. 

Kämpie der Weißen Truppen mit den Bolschewisten. Der 
Geist, der die Unternehmung des Admirals Koltschak, der von 
Sibirien aus die Monarchie in Rußland wiederherstellen wollte, 
ist mit dem Tode Koltschaks keineswegs geschwunden. Auch 
die Mißcrfolge, die inzwischen verschiedene seiner Nachfolger. — 
so vor allem der Kosakenhetmarn Semenow und der vor 
einigen Monaten von den Sowjets kriegsgerichtlich erschossene 
baltische Baron Ungern-Sternberg — zu verzeichnen haben, 
schrecken andere nicht ab. Neuerdings hat der Führer der Ge- 
mäßigten in Wladiwostok, Merkulow, einen neuen Vorstoß 
gegen Tschita unternommen. Es gelang ihm sehr bald, die 
ganze Küstenprovinz von den bolschewistischen Truppen zu 
säubern und dann bis in die Gegend von Blagowesclhıtschensk 
vorzurücken. Angeblich hat Merkulow Unterstützung‘ von 
russischen Offizieren der ehemals Kappelschen Armee erhalten, 
die von Franzosen aus Kleinasien nach Wladiwostok gebracht 
sein sollen. Weitere russische Offiziere wurden Ende Januar in 
Wladiwostok erwartet, und es heißt sogar, daß ein größerer 
Teil der ehemaligen Wrangelschen Armeen dorthin unterwegs 
sei! Sicherer scheint zu sein, daß die Reste der Truppen 
Semenows und Kalmikows zu Merkulow gestoßen sind. In 
Moskau werden die Dinge so dargestellt, als ob hinter der 
ganzen Bewegung Japan stehe. Die „New York Times“ meint, 
wenn auch von einer unmittelbaren Unterstützung der Weißen 
Truppen durch Japan nicht gesprochen werden könne, so 
schiene Jaran ihren Vorstoß doch zu dulden. Jedenfalls hat 
Japan seine Truppen bisher aus Ostsibirien nicht zurückgezogen. 
Die japanische Delegation in Washington verlas dieser Tage vor 
der ostasiatischen Kommission cine Erklärung, wonach eine Zu- 
rückziehung dieser Truppen, die Leben und Eigentum der in 
Ostsibirien lebenden Japaner zu schützen hätten, sehr schwer 
sei, ganz abgeschen davon, daß eine solche Maßnahme ihre 
Rückwirkung auf Korea haben müßte. Inzwischen hat 
die Sowjetregierung in Tschita ihre Truppen in der Amur- 
provinz erheblich verstärkt und leisten den Weißen Truppen 
jetzt energischen Widerstand. Von Moskau wird gemeldet, die 
Sowjettruppen hätten den Weißen Truppen letzthin schwere 
Verluste beigebracht. 


Philippinen. 


Die Unabhängigkeit der Philippinen. Durch die Ernennung 
General Wcods zum Generalgouverneur der Philippinen ist die 
Frage der Unabhängigkeit der Inseln vorläufig für unabschbare 
Zeit vertagt worden. Was die Regierung der Vereinigten 
Staaten erklärt hatte, als die Philippinen noch im spanischen 
Besitz waren, scheint vollständig vergessen. Immer klarer 
wird, daß man in Washington nicht mit einem vorübergehenden 
Besitz der Philippinen rechnet, um den Ringeborenen dieser 
Inseln die von ihnen anzestrebte Unabhängigkeit zu bringen, 
sondern eine Verlezung der Grenze der Vereinigten Staaten von 
der Ostküste des Stillen Ozeans nach sciner Westküste. Das 
darin enthaltene Prinzip ist auch der Kernpunkt der Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen den Demokraten Amerikas, die sich 
von dei Inseln zurückziehen wollen, und den Republikanern. die 


nicht daran denken, die einmal eingenommene Stellunz auf- 


zugeben. Die Wäshingtoner Konferenz hat, soweit darüber noch 


ein Zweifel bestanden hat, diesen beseitigt. Die Vereinigten 
Staaten sind heute eine starke asiatische Macht und legen das 
größte Gewicht darauf, als solche anerkannt zu werden. Der 
Ausbau der amerikanischen Flotte, die fortan der englischen in 
jeder Weise gewachsen sein soll, ist für die Washingtoner 
Regierung in erster Reihe durch ihre Stellung auf den 
Philippinen geboten. „Japan kann sich jeden Augenblick der 
Philippinen bemächtigen,“ schrieb noch vor kurzem ein amerika- 
nischer Journalist, „und niemand kann es daran hindern.“ 
Man weiß in Washington ganz genau, daB es für Japan ein 
Leichtes sein würde, mit Hilfe von Schnelldampfern eine recht 
erhebliche Truppenmacht nicht nur aus dem Mutterlande. 
sondern auch von Formosa nach den Philippinen zu werfen, elıe 
Amerika, dessen nächster Stützpunkt, Hawaii, 5000 Seemeilen 
entfernt ist, Hilfe bringen kann. Noch als die Washingtoner 
Konferenz eröffnet wurde, hofften philippinische Abgeordnete 
vom Präsidenten Harding die Erlaubnis zu erhalten, die Frage 
der Unabhängigkeit ihrer Heimat vor der Konferenz aui- 
zurollen. Der Verlauf der letzteren hat auch die letzten 
Ilusionen der Philippiner in dieser Hinsicht zerstreut. 


Das Budget für 1922. Die Einnahmen für das Jahr 1922 
werden im Budget auf rund 63 Millionen Pesos geschätzt, das 
sind 5,5 Millionen weniger als im Budget 1921 erschienen. Die 
Herabsetzung ist angesichts der wirtschaftlichen Depression 
erfolgt, die die Einnahmen ungünstig beeinflußt. Dank spar- 
samer irüherer Wirtschaft treten die Philippinen aber mit einem 
Ueberschuß von 12 Millionen Pesos aus dem vorigen ins neue 
Jahr. Die sich auf 90 Millionen belaufenden Anforderungen der 
verschiedenen Departements sind um 18 Millionen beschnitten: 
im Vergleich mit dem Vorjahr bedeutet das eine Verminderung 
um 25 Millionen. Uneingeschränkt bleiben nur die Aui- 
wendungen für das Unterrichtswesen, das heute 27 % der Ge- 
samtausgaben in Anspruch nimmt. Vermehrt soll das Persons; 
der Gerichte, der Verkehrsanlagen, der Grundbuchämter und 
der Stellen werden, die sich mit der Erschließung der natür- 
lichen Hilfsquellen des Landes und der Erhaltung seiner Schätze 
(Wälder, Fischereien usw.) beschäftigen. Mit Nachdruck sol. 
ferner an der weiteren Mebung des Gesundheitswesens und an 
der Bekämpfung der Seuchen gearbeitet werden. 


Bevölkerungspolitik. In gewissen Kreisen der Philippinen 
macht sich das Bestreben geltend. die Zahl der Bevölkerung zu 
heben. Es fehlt vor allem den Zuckerpflanzunzen an Arbeitern. 
und zwar an billigen Arbeitern. Senator Guevara schlägt vor. 
die bestehenden Einwanderungsgesetze aufzuheben und das Land 
der Besiedelung freizugeben. Man will natürlich nur kräftice 
Männer haben, und jeder Einwanderer soll von einer Frau im 
Alter von 18 bis 35 Jahren begleitet sein. Als Abgabe hat jeder 
männliche Einwanderer 24 Pesos zu entrichten. Den Kindern 
der Einwanderer wird freier Unterricht in den Volksschulen 
in Aussicht gestellt. Selbstverständlich stößt der Vorschlar 
auch auf Widerstand. Die Gewerkschaften fürchten, daß asıi 
diese Weise massenhaft chinesische und japanische Arbeiter ins 
Land gezogen werden könnten, die, an eine geringere Leben«- 
führung gewöhnt als die Philippiner, sie in den Löhnforderungen 
unterbieten würden. Die Fortschritte, insbesondere auch in 
sozialer Hinsicht in den letzten Jahren namentlich unter der 
nicht-christlichen Bevölkerung der Inseln, die kulturell weit 
tiefer stand als die christliche, sind erstaunlich. Kein Wunder. 
wenn man in den Eingeborenenkreisen wenig Neigung zeige: 
billige Arbeitskräfte ins Land zu lassen. 


Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


China 
Der frühere deutsche Reichskanzler Dr. Michaelis und 
Professor der Theologie Heim aus Tübingen treten dieser Taze 
von Deutschland die Reise nach Pcking an, wo sie als Vertreter 
der Deutsch-christlichen Studentenvereinigung an der Tagung 


des unter Jahn Motts Leitung stehenden Weltbundes der christ- 
lichen Studentenschait dort Anfang April teilnehmen werde. 
Professor Heim wird im Anschluß an diese Tagung im Auftrag 
des Weltbundes eine längere Reise durch China machen. um ın 
verschiedenen Städten relixiöse Vorträge __vor| chinesischen 


Studenten zu halten. Reichskanzier Dr. Michaelis wird im Mai 
an der National Christian Conference in Shanghai, die sich mit 
der werdenden chinesischen christlichen Kirche beschäftigen 
will und zur Hälfte von chinesischen Delegierten und zur andern 
Hälfte von Vertretern aller in China arbeitenden protestantischen 
Missionen besucht sein wird, teilnehmen. 


“Missionsdirektor Knak von der Berliner Mission tritt 
dieser Tage eine Visitationsreise nach China an, wo die Berliner 
Mission rege Tätigkeit in den Provinzen Kuangtung und Shan- 
tung übt. Auch Direktor Knak wird an der Maikonferenz in 
Shanghai teilnehmen, und zwar neben einer Anzahl in China 
tätiger deutscher Missionare als alleiniger Vertreter aus 
Deutschland, und anschließend daran die Leitung der lutherischen 
Kirche m China (Skandinavier, die in Mittelchina tätig sind) be- 
suchen, um mit ihnen nähere Beziehung anzuknüpien. Auf dem 
Rückweg wird Direktor Knak in Amerika mit den führenden 
Männern des National Lutheran Council die weitere finanzielle 
Förderung der Berliner Mission in China besprechen und dort 
Vorträge halten. 


Herrn Fritz Secker letztlin herausgegebene 
„Deutsche China-Post“ hat mit ihrer Nummer 6 vom 
15. November 1921 ihr Erscheinen wieder eingestellt. Das Blatt 
war, „das gibt der Herausgeber gerne zu, den tatsächlichen 
Verhältnissen etwas vorausgeeilt.“ Vom deutschen Standpunkt 
wird man das Fingehen der einzigen deutschen Zeitschrift‘ in 
Ostasien nur bedauern können. Andererseits wird man die 
Lehre, die daraus zu ziehen ist, nicht außer acht lassen, 
kein deutsches Unternehmen öffentlicher oder halböffentlicher 
Art im Ausland ins Leben rufen, wenn die Bedingungen iür 
seine Durchführung nicht für längere Zeit vorhanden sind. Wir 
dürfen unter keinen Umständen auf Sand bauen. 


Dr. Gilbert Reid, der während des Krieges in aui- 
rechter Mannheit in der Presse Ostasierns manches wohlwollende 
Wort für Deutschland gefunden hat, der. deshalb von der 
amerikanischen Gesandtschaft in China ausgewiesen wurde und 
auch in Manila kein Bleiben fand, darum aber, in seine 
amerikanische Heimat zurückgekehrt, cs nicht unterließ, auch 
weiter rücksichtslos seine Auffassung zu vertreten und mehr 
als einmal eine scharfe Lanze gegen die Verleumder Deutsch- 
lands einlegte, ist nach China zurückgekehrt. Er will das Inter- 
national Institute, das er vor einigen zwanzig Jahren in 
Schanghai gründete und bis zum Weltkrieg leitcte, jetzt nach 
Peking verlegen. Die deutschen Mitarbeiter und Freunde Reids 
wünschen dem zielbewußten zähen Kulturpolitiker eine erfrceu- 
lichere und ersprießlichere Tätigkeit auf ihm allvertrauten und 
warm geliebten Boden während der Jahre seines Lebensabends, 
als sie ihm, von vielen Widersachern angefeindet, in der letzten 
Zeit beschieden gewesen ist. 


Der erste deutsche Dampfer seit dem Kriege, der 
Hamburger Dampfer „Beatrice‘, ist Ende November in 
Wusung eingetroffen. Frühere deutsche Dampfer, bemerkt 
die „North-China Daily News“ dazu, hätte man in den letzten 
Jahren häufig genug gesehen. Die deutsche Flagge aber sei 
jetzt zum erstenmal wieder in China erschienen. 


Große Aufregung herrscht in Schanghai namentlich in 
chinesischen  Arbeiterkreisen über das außerordentliche 
Steigen der Mietpreise. Die Spinnereibesitzer sprechen 
offen aus, Lohnzulagen würden sie fortan nicht mehr bewilligen, 
weil das für die Hausbesitzer nur der Ansporn zu neuen Mict- 
erhöhungen sei. Besonders groß ist der Unwille gegen den be- 
kannten indischen Großgrundbesitzer Hardocn, der etwa 3000 
Personen mit Exmission bedrohen ließ, als die Micter sich 
weigerten, den vierten oder fünften Aufschlag zu zahlen. dure!; 
den die Micten für eine zweizimmerige Wohnung innerlialb zwei 
Jahren von 10 auf 20 Dollar gebracht werden sollten. Der 
Gemischte Gierichtshof in der Internationalen Niederlassung 
hat, um die Micter gegen eine unberechtigte Ausbeutung zu 
schützen, vorläufig die Bestimmungen über die Exmission auf- 
gehoben, während das französische Generalkonsulat Höchst- 
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mieten für die französische Niederlassung eingeführt hat. 
Hardoon hat übrigens der öffentlichen Meinung gegenüber nach- 
geben müssen. 

Die chinesische Regierung hat das während des Krieges be- 
schlagnahmte Grundstück des Deutschen Gartenklubs 
in Hankau freigegeben, so daB es seiner alten Bestimmung 
hat wieder übergeben werden können. Ohne Frauen und Kinder 
zählt der Klub heute 50 Mitglieder. 


Der Stadtrat der französischen Niederlassung in 
Schanghai haf 10000 Taels als Beitrag zur Errichtung 
eines Pasteurinstitutes, das Hospital St. Marie den 
Grund und Boden dafür zur Verfügung gestellt. Bisher sind im 
wanzen 810 Personen (davon 1920 83 Personen) von tollwütigen 
Hunden gebissene Menschen in Schanghai behandelt worden, 
von denen nur 9 gestorben sind. 

Schanghai ist am 1. Dezember von einem Erdbeben 
heinıgesucht worden, dessen Stöße etwa eine Minute dauerten. 
Schaden ist kaum angerichtet worden. 

In Tientsin ist das „Empire Theater“ infolge 
Schornsteinschadens in dem unter dem Theater gelegenen Caie 
in der Nacht zum 25. November abgebrannt, wobei für 
über $ 100 000 Filme vernichtet sind. Der Schaden beträgt etwa 
eine Viertel Million Taels. 


Fin Großfeuer zerstörte in Chapei, dem ärmsten 
Viertel bei Schanghai, über 1000 Häuserhütten, wodurch mehr 
als 2000 arme Familien, darunter zahlreiche Rickschakulis mit 
ihren Angehörigen, auf die Straße geworien wurden. 


Reisende berichten der chinesischen Zeitung „Hsin Wen 
Pao“ über ein blühendes Gemeindewesen nalıe den 
Quellen des Hoangho am Fuß des Haolanshan im Gebiet der 
Alaschan-Mongolen, das von einembelgischen Scheut- 
velder Missionar geschaffen ist. Die Gründung geht auf 
das Jahr 1890 zurück. Die ganze Gemeinde besteht aus Christen, 
die in einem etwa 15 km breiten und 130 km langen Tal eine 
Stadt angelegt haben, die ganz den Eindruck einer europäischen 
Stadt macht. Die Gegend ist sehr fruchtbar, und heute treiben 
dort etwa 2500 Familien (10000 Menschen) lohnenden Ackerbau 
inter der Leitung von 4 belgischen, 4 französischen, 10 holländi- 
schen und einer großen Zahl chinesischer Priester. Die Stadt, ° 
die Wutuopu genannt wird, zählt nicht weniger als 18 katholische 
Kapellen. Wirtschaftlich geht es den Ackerbauern vorzüglich. 
Jeder hat mehrere Ochsen, Pferde und eine mehr oder weniger 
-roBe Schafherde. Die Verwaltung wird als mustergültig gc- 
schildert. Verbindungen mit der Außenwelt hat Wutuopu so 
gut wie gar nicht, weshalb ces in China völlig unbekannt ist. 


In Bremen ist dieser Tage der Gründer der Schanghai- 
Tientsiner Firma A. Ehlers & Co, Herr August Ehlers, 
gestorben. In den 80er und 90cr Jahren war er in Schanghai 
eine bekannte Figur und genoß als Mensch wie als der Vertreter 
der Badischen Anilin- und Sodaiabrik in chinesischen Kreisen 
großes Ansehen. 


Japan. 


An Proiessor Karl Neuberg von der Universität 
Berlin ist der Ruf ergangen, an der Universität Tokyo ein 
biochemisches Institut zu gründen. 


Am 13. Oktober d. J. nachmittags wurde im Auditorium 
des Pathologisch-Anatomischen Instituts der Universität Tokyo 
ene Gedenkfeier zum hundertjährigen (e- 
burtstag von Rudolf Virchow veranstaltet. Der Saal 
war überfüllt. Zuerst hielt Prof. Yamagiwa, Vorsteher des 
Pathologisch-Anatomischen Instituts in Tokyo, die Begrüßungs- 
rede. darauf sprach Prof. Fuiinami, Vorsteher des Pathologisch- 
Anatomischen Instituts in Kyoto, über Virchows Verdienst auf 
cem Gebiete der Medizin; dann sprach Prof. Koganei, Vorstehar 
des Anatomischen Instituts in Tokyo, über Virchow als Anthro- 
polcg. Darauf hielt der Dekan der medizinischen Fakultät Proi. 
Irisawa eine Rede: Virchow als Politiker. Außerdem ergrifien 
das Wort nnch Prof. Hargami im/Nämen__der | japanischen 
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Pathologischen Gesellschaft und der Rekter der Universität 
Dr. Kosai und zuletzt der deutsche Botschafter Dr. Solf, der 
insbesondere auch der heutigen Beziehungen der japanischen 
and deutschen Wissenschaftler gedachte. Abends fand im Ver- 
<ammlungslokal der Universität ein Festessen statt, an dem 
sich hundert Personen beteiligten. Auch bei dieser Gelegen- 
heit sprach Dr. Solf. 


Am 26. November ist der Deutsche Klub in Kobe, 
der zuerst im Oberstock des Konsulatgebäudes untergebracht 
war, in ein eigenes Heim verlegt worden. 


In Gegenwart des deutschen Botschafters Dr. Solf ist am 
16. Dezember in Kobe die Deutsch-Japanische Ge- 
sellschaft für West-Japan eröffnet worden. Führer 
der japanischen Mitglieder der Gesellschaft ist der Rektor der 
medizinischen Fakultät in Osaka Professor Dr. Sata. 


Das Tokyoer Filmtheater Komparu Kan an der 
Ginza zeigt als neueste Attraktion „Uriel Acosta“ mit Bruno 
Decarli und Margarcte Barnon in den Haupt:ollen an. 


Das Besitztum des ermordeten Minister- 
rräsidenten Hara ist von den Hinterbliebenen seiner 
Vaterstadt Morioka (Hauptstadt des Regierungsbezirks Iwate 
im Norden der Insel Hondo) geschenkt worden. Es wird in 
einen Öffentlichen Park verwandelt, in dem ein Denkmal des 
toten Staatsmannes und eine Volksbibliothek errichtet werden 
sollen. 

Das Zentral-Postamt in Tokio wurde im Januar 
durch Feuer völlig zerstört. Der Schaden ist bedeutend. 
Fremde Post ging bei dem Brand nicht verloren. 


Der Chef der großen Firma Sumitomo, Baron 
Sumitomo, ein Bruder des bekannten Staatsmannes 
Suionji, hat seiner Vaterstadt Osaka ein viele Millionen wert- 
volles Grundstück mit einem großen Gebäude, das in eine Kunst- 
galerie umgewandelt werden soll, geschenkt. 


Der Nestor der japanischen Presse, der Eigentümer der 
„Kokumin“ Tokutomi, hat sein Grundststück und Wohnhaus, 
die in einem sehr unbevölkerten Teil Tokyos liegen, der Stadt 
geschenkt. Mit einer von seinen Freunden aufgebrachten 
Stiftung von Yen 300000 soll an Stelle des jetzigen Gebäudes 
ein Neubau aufgeführt werden, der Vortragssäle, eine Bibliothek 
und Schlafräume für arme Studenten umfassen soll. 


Die Pläne für GroBßB-Tokyo sind von allen Aus- 
schüssen angenommen. Den Mittelpunkt des gewaltigen Ge- 
meindewesens soll der Zentralbahntiof bilden, um den sich die 
Stadt nach allen Richtungen etwa 10 englische Meilen weit aus- 
dehnen wird. Die Straßen in der Gegend des Kaiserpalastes 
solien sofort umeestaltet werden. Eine Reihe großer Parks 
wird geplant. 

Die Teuerungin Japan dauertan. Kein Mensch 
will zugeben, daß die goldene Zeit des Nachkriegsjahres vorüber 
ist und man wieder bescheiden werden muß. Obwohl der Reis 
wieder billig geworden ist, gehen die anderen Preise nicht 
zurück, steigen vielmehr noch. Kein Kaufmann in Japan kann 
sıch bisher aber entschließen, Waren unter dem Preis ab- 
zugeben, auf den sie unter ganz besonderen Verhältnissen ein- 
mal geklettert sind. Die Kriegsgewinnler und Schieber ent- 
fülten nach wie vor eine rege Tätigkeit. Darunter leidet heute 
ganz Japan. Der Betrieb eines Automobils kostet 7 Yen die 
Stunde; nur noch ganz Reiche können sich seine Benutzung 
leisten; zu Hunderten sind die Autos untergestellt, bis eine 
bessere Zeit es gestattet, sie wieder ihrem Zweck dienstbar za 
niachen. Eine dreizimmrige, ganz bescheidene Wohnung für 
Ausländer kostet in Tokio 150 Yen den Monat, vor dem Kriege 
zahlte man 30 Yen. 


Vierzix Japanische Fischer, die im Herbst von 
Kaımschatka zurückzuholen unterlassen war, sind dem Tod durch 


\erhungern und Erfrieren preisgegeben, wenn sie nicht 
vorher von bolschewistischen Räupern erschlagen sind. Die 
Marinebehörden haben jede Hilfe für unmöglich erklärt. Die 


Zeitung „Kokumin“ sucht Privatkreise für eine Rettungs- 
expedition zu gewinnen. 

Marschall Joffre wurde Ende Januar in Japan er- 
wartet. 

In London finden diesen Winter wiederholt Aus- 


stellungen japanischer Gemälde aus englischem 


Privatbesitz statt. 
Philippinen. 


Von den Amerikanern werden jetzt große Anstrengungen 
gemacht, die spanische Sprache durch die eng- 
liische zu ersetzen. Man will vor allem englischen 
Unterricht auf den Mädchenschulen einführen: es werde sich 
dann ganz von selbst ergeben, daß die Mütter in 10 Jahren mit 
ihren Kindern englisch sprächen. 


Die Regierung der Philippinen hat seit dem Austritt des 
neuen Generalgouverneurs Wood den Forderungen der Chinesen. 
daß sie ihre Geschäftsbücher in chinesischer 
Sprache führen dürfen, nachgegeben. Das Gesetz, das di: 
Buchführung auf das Englische, Spanische oder Malayische be- 
schränkte, ist vorläufig aufgehoben worden. 


Am 19. Januar ist Manila von einer furchtbaren Feuers- 
brunst heimzesucht worden. Der angerichtete Sachschaden 
wird auf } Million Pesos geschätzt. 12000 Menschen sind 
obdachlos geworden. 

Siam. 

Die siamesische Regierung folgt jetzt dem Beispiel Chinas 
und hat britische und französische Flugzeuge bestellt, die 
bei den herrschenden schlechten Wegeverhältnissen eine 
schnellere Verbindung zwischen den einzelnen Provinzen für 
Zwecke des Handels und der Post herstellen sollen. 


Ein Kolonlalabzeidıen. 


Durch Verfügung der Reichsregierung ist die Schaffung 
eines Kolonialabzeichens genehmigt worden. Ueber dies Ab- 
zeichen wird uns folgendes mitgeteilt: 

Das Abzeichen soll auf Antrag an alle Kolonialdeutsche 
die sich im Interesse der Erschließung und Weiterentwicklum 
der Kolonie betätigt oder am Weltkrieg 1914/18 in den deutsche: 
Kolonien teilgenommen haben, und in besonderen Ausnahme- 
fällen auch an Reichsdeutsche, die in der Heimat in hervor- 
ragender Weise im kolonialen Interesse tätig gewesen sind oder 
zur Verteidigung der Kolonien im Weltkriege 1914/18 von der 
Heimat aus beigetragen haben, verliehen werden. 

Das Abzeichen wird nur in einer Form verliehen. Eine 
unterschiedliche Behandlung der Weltkämpfer und übrigen 
Kolonialdeutschen findet nicht statt. Dem Antragsteller wird 
ledislich das Besitzzeugnis übersandt, die Kosten für Be- 
Schaffung des Abzeichens muß er selbst tragen. 

Es muß indes darauf hingewiesen werden, daß die Her- 
stellung des Abzeichens auf unvorhergeschene technische 
Schwierigkeiten gestoßen ist und daß aus diesem Grunde 
Anträge auf Uebersendung des Besitzzeugnisses erst dann 
entgegengenommen werden können, wenn weitere Mitteilung 
erfolgt. die wir in der „Ostasiatischen Rundschau“ bekannt- 
geben werden. 

Anträge auf Ucbersendung des Besitzzeugnisses sind z. Zt. 
von den Angehörigen des ehemaligen Schutzgebietes Kiautschou 
an das Reichswehrministerium (Marineleitung) Kiautschoustelle. 
Berlin W. 1A, Königin-Augusta-Straße 38/42 zu richten. In den 
Gesuchen ist neben deutlicher Unterschrift (Ort, Straße. 
Nummer) anzugeben, von wann bis wann und in welcher 
Eigenschaft Antragsteller in Tsingtau tätig gewesen, bzw. in 
welcher Beziehung er sich im Interesse des früheren Schutz- 
gebietes Kiautschou betätigt hat. Bei dem Mangel an verfür- 
barem Personal kann auf eine baldige Bearbeitung nur gerechnet 
werden. wenn ein fertiger Antwortumschlag mit genauer, deu!- 
licher Anschrift in Größe eines Dienstumschlags 19 X 13 cm beı- 
grflugt wird. 
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INNEN Wiortschafllicher Teil ll 


Das Wiedererwadıen des dentschen Ostasienhandels In japanischer und englischer Beleuditung. 
Von Dr. F. W. Mohr. 


Das Auftauchen deutscher Waren in Ostasien, in den 
Straits, in der Südsee, in Niederländisch-Indien, in Japan und 
China, die diese Länder bei den noch immer herrschenden 
Schwierigkeiten doch nur erst in geringen Mengen erreicht 
haben können, scheint einige japanische Kreise, vor allem aber 
die Engländer, sehr stark zu beunruhigen. 

Japan, dem in selten günstiger, fünfjähriger Kriegs- 
konjunktur die Gelegenheit gegeben war, sich durch Liefe- 
rung guter Waren und Anpassung an die Wünsche der 
Kunden in Asien dauernde Absatzgebiete zu schaffen, diese 
Gelegenheit aber schlecht benutzt hat, muß sich nicht nur in 
diesen Ländern, sondern auch im eigenen Lande gegen die 
wiederkehrenden besseren europäischen und amerikanischen 
Waren verteidigen, teils wegen ihrer besseren Qualität, teils 
wegen größerer Billigkeit. Das Ministerium für Landwirt- 
schaft und Handel hat bereits zahlreiche Eingaben erhalten, 
daß die Ankunft erheblich billigerer Waren aus Deutschland 
und Amerika die heimische Industrie stark benachteilige. Die 
Eingaben haben zur Folge gehabt, daß das Ministerium die 
Einfuhr von Stahl, Farben und etwa einem Dutzend anderer 
Artikel, weil unvernünftig billig, beargwöhnt und daß es des- 
halb Erhebungen anstellt über die Produktionskosten in den 
betreffenden Ländern, wahrscheinlich um festzustellen, ob eine 
Möglichkeit gegeben sei, auf Grund der Antidumping-Bestim- 
mungen dagegen vorzugehen. Demgegenüber wurde geltend 
gemacht, daß die deutschen Waren angesichts der im Ver- 
gleich zu Japan billigen Arbeitslöhne in Deutschland und der 
schlechten Valuta gar nicht unvernünftig billig seien. Selbst 
wenn die Erhebungen ergäben, daß der Verkauf der Waren 
in Japan unvernüntftig billig erfolge, sei es doch schwer, diese 
ausländischen Waren mit Rücksicht auf die bestehenden inter- 
nationalen Beziehungen neben den Tarifsätzen noch mit be- 
sonderen Abgaben zu belasten. Von der anderen Seite wird 
dagegen geltend gemacht, daß es recht und billig sei, die Ein- 
fuhr von Kupfer, Eisen, Farben u. a. zu beschränken und so 
zum Schutz der heimischen Industrie beizutragen. In Be- 
amtenkreisen hat man andererseits wieder eine Senkung der 
Preise im Auge, so daß eine Entscheidung nach der einen 
oder anderen Seite seine Vorteile und seine Nachteile habe. 

In englischen Kreisen, die im Fahrwasser der „Times“ 
segeln, sieht man in dem wiedererstehenden Deutschenhandel, 
dem doch der Versailler Gewaltfrieden jede Möglichkeit zu 
freier Betätigung genommen hat, bereits wieder einen gefähr- 
lichen Konkurrenten. Vor dem Kriege habe England ein 
Sechstel der gesamten japanischen Einfuhr geliefert, 1920 da- 
gegen kaum ein Zehntel. Man müsse den alten Anteil wie 
vor dem Kriege wieder erreichen, doch sei es nicht leicht, da 
die deutschen Anstrengungen, den verlorenen Handel wieder- 
zugewinnen, anfingen, sich voll fühlbar zu machen. In dem 
Jahrzehnt vor dem Kriege sei die deutsche Einfuhr nach Japan 
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von 2,7 Millionen £ in 1903 auf 6839 000 in 1913 gestiegen. 
Das seien fast 10 Prozent der gesamten Käufe, die Japan im 
Ausland gemacht habe. Ja, wenn man nur Japans Käufe in 
Europa in Betracht ziehe, so habe Deutschland gar 30 Prozent 
derselben getätigt. Während man in England nutzlosen 
Träumereien nachginge, drängten Deutschland und die 'Ver- 
einigten Staaten im Osten vorwärts mit aller Macht. Die 
Deutschen schickten wieder ihre stillen, aber hartnäckigen 
Handelspioniere hinaus, während Amerika in einer in Eng- 
land nicht gewohnten Weise für seine Waren in weitester 
Oeffentlichkeit Propaganda mache. Das Ideal für den eng- 
lischen Kaufmann müsse sein, eine Vereinigung beider 
Methoden zu erreichen. 

In China habe der Krieg Amerika und Japan eine 
glänzende Chance gegeben, ihre Stellung zu befestigen, nicht 
nur im Warenabsatz, sondern auch durch Beteiligung an 
industriellen Anlagen. Aber die Hochflut des amerikanischen 
und japanischen Handels mit China ebbe langsam ab, aber nun 
strömten deutsche Waren wieder auf den Markt. Die Methoden 
der Deutschen seien noch immer verwerflich (insidious), wie 
sie es vor dem Kriege waren. Der Handelssachverständige in 
Peking habe. neuerlich gemeldet, daß sie nicht unter ihrem 
eigenen Namen Handel trieben, sondern meist mit chinesischen 
Partnern. Abgesehen von ihrer Einfuhr nach China: Farben, 
Nadeln, Metallwaren, Drogen und „Sundries“ kauften sie auch 
bereits ziemliche Mengen chinesischer Produkte, wie Erze, 
Samen, Oele, aber das sei wegen der Schwierigkeiten, die 
Verschiffungen zu finanzieren, alles geschehen durch fremde 
Firmen. Die Deutschen suchten auch ihr Bankwesen im Sinne 
eines Zusammenwirkens mit den Chinesen umzugestalten, was 
in China jetzt von so großer Bedeutung sei. Ungewöhnlich 
tätig seien sie in der Lieferung elektrischer Anlagen und 
sonstigen Bedarfs für die Minen. Von Deutschland benach- 
barten Ländern würden ständig Werkzeuge usw. angeboten, 
die anscheinend von deutschen Fabriken stammten. 

Daß Lord Northcliffe, der zurzeit noch auf einer Studien- 
reise nach dem fernen Osten begriffen ist, darüber höchst 


"ungehalten ist, ist bei seiner Vergangenheit ganz selbst- 


verständlich. Die deutsche Handelsstellung stärke sich zu- 
sehends, berichtet er. Deutschland gewinne sein Farben- 
monopol in China zurück und führe viele Maschinen nach 


"Niederländisch-Indien aus, das, wenn es auch Sympathien hege 


für Deutschland, doch auf dem englischen Handel ‚fair play“ 
biete. Aber die Stimmung der Presse sei deutschfreundlich. 
Deutsche Ingenieure, Textil-, Automobil- und Musik- 
instrumentenfabriken eroberten sich ihre Stellung in be- 
merkenswerter Weise zurück. Deutsche Waren tauchten 
überall in großen Mengen auf und viele neue, ausgezeichnete 
deutsche Schiffe führen wieder über See. Immerhin erkennt 
Northcliffe an, daß der wiedererwachende deutsche Handel 
sich in legitimen Bahnen bewegt. 


Pekinger firnanznöfte. 
Von Dr. F. W. Mohr. 


Finanzschwierigkeiten sind seit dem Ausbruch der Revo- 
lution in Peking chronisch gewesen. Die Fehlbeträge stiezen 
von Jahr zu Jahr in erschreckender Weise. Ein großzügiger 
Versuch, die Finanzwirtschaft Pekings, durch die Reorgani- 


sationsanleihe von 1913, zu deren Sicherheit die Einnahmen 
aus der Salzverwaltung verpfändet wurden, blieb ohne 
dauernde Wirkung, da die ständigen Unruhen im Innern und 
die Bedürfnisse der Generäle für sich und.ihre Riesenheere un- 
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weheure Summen verschlangen, die nur durch unwirtschaitliche 
Anleihen, meist japanischer Herkunft, gedeckt werden konnten. 
Der so oft prophezeite finanzielle Zusammenbruch der Pekinger 
Regierung ist indes noch immer nicht eingetreten. Doch war 
die Notlage in Peking Mitte November v. J. so ungeheuer 
xroß, daß in Peking allgemein mit dem Zusammenbruch ge- 
rechnet wurde. Daß cs der chinesischen Regierung schwer 
vefallen war, die nicht unbeträchtlichen Kosten für die über- 
flüssig starke Washingtoner Kommission aufzubringen, war 
schon bekannt, ebenso, daß sie mit Gchaltszahlungen stark im 
Rückstand war. Die chinesischen Konsularbehörden in Manila 
und anderen Plätzen konnten sich nur aus den einkommenden 
Konsulatsgebühren unterhalten, und die Beamten verschiedener 
Ministerien überlegten, ob es nicht an der Zeit sei, ihre Gehalts- 
zahlungen durch das moderne Druckmittel des Streiks zu er- 
zwingen. Die Soldzahlungen an Polizci, Gendarmerie und 
Truppen in Peking war ebenfalls mehrere Monate rückständig. 
Zahlreiche größere und kleinere Anleihen, die der Regierung 
noch immer willig gewährt wurden, halfen für kurze Fristen. 
Die Not des nächsten Jahres (1922) wird dafür um so fühlbarer 
sein. Nicht mehr als 40000000 Dollar in mehr als 50 ver- 
schiedenen kurzfristigen, hochverzinslichen Anleihen hat die 
chinesische Regierung allein während der letzten Sommer- und 
Herbstmonate aufgenommen, und zwar alle gegen die noch 
irecien Ueberschüsse der Salzverwaltung. Sie werden zum 
vrößten Teil in den ersten Monaten 1922 wieder fällig. Nicht 
weniger als 20 Banken sind an diesen Anleihen beteiligt. 
Dancben entlieh die Regierung von der Bank von China und 
der Verkehrsbank zwei mehr oder weniger staatliche Einrich- 
tungen, große Summen, die nur durch eine verschärfte Tätigkeit 
der Notenpresse geschaffen werden konnten, ohne daß natür- 
lich eine entsprechende Silberdeckung vorhanden gewesen 
wäre. 

So wurde das Vertrauen in die Noten dieser beiden Banken 
stark erschüttert. Allgemein griff die Ueberzeugung um sich, 
daß die Banken und auch die Regierung, die die den Banken 
zeschuldeten KRiesenbeträge nicht zurückzahlen konnte, am 
Ende ihrer Zahlungsfähigkeit angelangt seien. Die allgemeine 
Besorgnis äußerte sich in einem starken Ansturm auf die 
Staats- und Verkehrsbank, der in Peking aber auch auf zalıl- 
reiche andere Banken übergriff. Die beiden Banken hielten 
ihre Geschäftsräume offen, aber cin starkes Aufgebot von 
Polizei, Gendarmerie und Soldaten umgab die Banken und ließ 
durch eine enge Gasse nur einzelne Tangsam heran. So wurde 
ausgezahlt, aber nur in kleinen Beträgen, und durch diese 
\Muaßnahmen so langsam, bis allmählich wieder eine Beruhigung 
eintrat, zu der auch die Tatsache mitwirkte, daß die Pekinger 
(teschäfte und Banken auf mehr oder weniger starken Druck der 
Resxierung hin sich zur Annahme der Banknoten bereit er- 


klärten. Die chinesische Studentenschaft wirkte mit zur Be- 
ruhigung, indem sie überall Besitzer von Banknoten zu be- 
ruhigen und zu überzeugen suchten, daß kein Grund zu einer 
pessimistischen Auffassung vorhanden sei. Die Polizei und 
Gendarmerie wurde beruhigt, indem die Salzverwaltung 300 0 
Dollar für die Bezahlung ihres rückständigen Soldes freigab, so 
daß der Gefahr von Unruhen und Meutereien vorgebeugt war. 
Die Not der Regierung war so groß, daB sie durch einen starken 
Druck Sir F. Aglen, den Generalzolldirektor, zu veranlassen 
suchte, den Fonds von 14000000 Dollar zur Lösung der Krisis 
freizugeben, der seit Beginn vorigen Jahres aus Ueberschüssen 
der See- und Salzzölle als Sicherheitsdienst für innere An- 
leihen angesammelt worden war, die zum Teil nur im Vertrauen 
auf die Sicherung gezeichnet worden waren. Aglen lehnte alle 
derartigen Zumutungen, die auch aus europäischen Kreisen 
unterstützt wurden, energisch ab, wobei er zur Beruhigung der 
Anleihenzeichner durch Reuter eine Erklärung veröffentlichen 
ließ, daß, solange er im Amte sei, eine Freigabe dieses ihm 
als Treuhänder übergebenen Sicherheitsfonds für andere Zwecke 
als die Verpflichtungen aus inneren Anleihen nicht erfolgen 
werde. Seine Haltung fand die Billigung des diplomatischen 
Corps in Peking, so daß die chinesische Regierung wohl oder 
übel auf diesen Rettungsweg verzichten mußte. 

Die Rettung in höchster Not kam schließlich von de: 
Militärs, deren unaufhörliche Forderungen nicht zuletzt die 
finanzielle Notlage Pekings herbeigeführt haben. Der Militir- 
gouverneur Tsao Kun in Tientsin stellte 2 und Chang Tse-in 
in Mukden 3 Millionen Dollar für die Bezahlung der Truppe: 
zur Verfügung. Ein Konsortium chinesischer Banken in Pekir 
erklärte sich gegen entsprechende Sicherheiten bereit. der 
Bank von China eine Anlcihe von 5 Millionen Dollar zu ge 
währen, während der Verkehrsbank einige ihrer Hauptinter- 
essenten wie Liang Schi-yi, der jetzige Ministerpräsident. u} 
andere mit privaten Mitteln zu Hilie kamen. 

So kam die Regierung wieder einmal olıne finanziellen Z:- 
sımmenbruch über eine schwere Krisis hinweg. Die gex: 
1920 um 5 Millionen Taels höheren Zolleinnahmen werden Ü 
eine kurze Zeit reichen. Eine dauernde Gesundung der chi® 
sischen Finanzen wird erst eintreten, wenn nach Wiederherst: 
Jung einer geordneten Regierungsgewalt der unvernünftigen Ar 
leihewirtschaft und den unproduktiven militärischen Ausgab& 
ein Ende gemacht wird. Die chinesischen Delegierten haben ? 
Washington die volle Wiederherstellung ihrer Zollautonom” 
und Finanzhoheit gefordert. Die maßgebenden Fremdmächte in 
China, seine Verbündeten aus dem Weltkrieg, werden sie fm 
nur zugestehen, wenn die innere Entwicklung und Kons- 
dierung Chinas ihnen die Ueberzeugung gibt. daß erhöhte Zöl.. 
die zum großen Teil ja vom Ausland zu tragen sind. nicht 
ein Faß ohne Boden fließen. 


China. 


Handelsmarken und Warenzeichen in China. Ver Neucin- 
tragung deutscher Warenzeichen in China, die bei Chinas 
Eintritt in den Krieg bekanntlich in den von den Seezollbehörden 
ceführten Rexgistern gelöscht wurden, steht nun nichts mehr 
im Were. Auf Grund neuerlicher Verhandlungen hat die chine- 
sische Regierung in Peking gemäß dem deutsch-chinesische: 
Abkommen erklärt, daß wieder eingetragene deutsche Wearen- 
zeichen, die unter den früheren Registernummern erfolst, ihre 
iruhere Wirkungskraft wiedererlangen, und zwar rückwirkend 
vom ursprünglichen Eintragungstag. Die Zollbehörden habn 
entsprechende Weisungen erhalten, in denen noch darauf hin- 
xsewiesen wird, daß die Neueintragung von dem ursprünglichen 
Firtrasser erfolgen muß. Da die deutschen Hongnamen als 
Hundelsmarken (Wortzeichen) beim Seezollamt eingetrasen 
werden können, so ist ihr Schutz gegen Mißbrauch ebenfalls 
„ewehrleistet, soweit dies zurzeit überhaupt im Bereich der 
Woxlichkeit liegt. 


Die Frage. wie der Schutz der Handelsmarken in China an 
wirksamsten sichergestellt werden könne, scheint auch die Ar- 
gehörigen anderer Staaten wieder lebhafter zu beschäftiee”. 
Auf Grund langer Erwägungen hat das britische Handels 
ministerium einen Trade Marks Act für China aufisestellt, der 
mit geringen Abänderungen auch die Zustimmung der mı% 
gebenden englischen Handelskreise in China gefunden hat. E 
ist aufgebaut auf der Anschauung. daß früherer Gebrauch ur! 
nicht erst die Eintragung ins Register das Recht auf gesetzlichen 
Schutz beyründe. Die amerikanische Auffassung in China is 
dieselbe. Japan erkennt dagegen nur die Priorität der Ein 
tragung an, und zwar weil dies, wie behauptet wird, für Japaa 
wertvoller sei. Wer in Japan zuerst eine fremde Handelsmarke 
eintragen läßt, gewinnt damit, schr zum Nachteil für den Fabr- 
kanten, dıs Gebrauchsrecht und Jdas Recht zum Verkauf. Pre 
englischen Handelssachverständigen haben darum den britischen 
Fabrikanten geraten, vor der ersten Verschiffung von Waren 
nach Japan für die Eintragung ihrer Marken Sorge zu tragen. 47 


vermutet, daß Japan indes für China bei der Neuregelung der 
Frage sich dem europäisch - amerikanischen Standpunkt an- 
schließen wird, da sie mit der In Japan geübten Praxis in 
China selbst auch ihrerseits schlechte Erfahrungen gemacht 
hätten. 

Börsengründungen in Schanghai. Wie Schanghai, Europäer 
und Chinesen, einst mit so katastrophalen Wirkungen von der 
Guinmispekulation erfaßt war, so herrscht jetzt, hauptsächlich 
unter der chinesischen Bevölkerung, das Börsenfieber. Während 
eine Produkten- und eine Fondsbörse dem allgemeinen Bedürfnis 
genügen könnte und sollte, so gibt es jetzt fast kaum noch einen 
Handelsartikel, für den nicht eine besondere Börse entstanden 
wäre, in der in erster Linie das Differenzgeschäft blüht. Im 
Lauie des letzten Sommers sollen nicht weniger als 100 der- 
artiger Unternehmungen gegründet sein. Ein chinesischer Mit- 
arbeiter macht dem North China Herald einige interessante 
Angaben. Naclhı seiner Ansicht gab es 35 neugegründete Börsen- 
unternehmungen, von denen jede mit einem Durchschnittskapital 
von 5 Millionen arbeitet, von dem 4% bar eingezalılt sci. Die 
Aktien dieser Gesellschaften würden zum 3 bis 10fachen Wert 
ihres wirklichen Nennwertes gehandelt. Das Gesamtkapital 
dieser 35 (iesellschaften beträgt 175000 000 Dollar, von denen 
etwa 45 Millionen eingezahlt seien. Der Marktwert ihrer Aktien 
betrage etwa 180 Millionen Dollar, während in den Schanghaier 
Banken an Hartgeld überhaupt nur 60 Millionen Dollar vor- 
handen seien. Um diese Neugründungen zu finanzieren, sind 
nicht weniger als rund 30 Millionen Taels Depositen von den 
chinesischen und fremden Banken zurückgezogen worden, su 
daß das solide Geschäft schon erheblich dadurch berührt worden 
sei. Aufder Sitzung der englischen Handelskammern in Schanghai 
wurde eine, allerdings reichlich milde, Resolution gegen diese 
Auswüchse des Schanzhaier Spekulantentums gefaßt, doch 
dürfte eine Besserung nur zu erreichen sein durch ein ener- 
zisches Zusammenwirken der fremden und chinesischen Banken. 
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Mitte November wurden noch zahlreiche Neugründungen, 
die auch schon auf andere Plätze übergreifen, gemeldet. So 
wurde die Harbiner Landwirtschaftliiche Produktenbörse in 
eine allgemeine Börse umgewandelt mit einem Kapital von 
10 Millionen .Dollar, an der in starkem Maße Japaner beteiligt 
sein sollen. ‘Einer Häute- und FeHlebörse in Tsinanfu wurde 
vom Ministerium die Eintragung verweigert, ebenso ging es 
einer Baumwollgarnbörse in Nantungchou. Je eine Kohlenbörse 
ist in Schanghai und Hankou entstanden, eine Fischereibörse ist 
daselbst in Entstehung begriffen, ferner eine Mehl- und eine 
ODelbörse in Hankou sowie zahlreiche andere für die ver- 
schiedensten Artikel und in den verschiedensten Plätzen. 


Japanische Industrie in China. Die Anzeichen mehren sich, 
daß die japanische Industrie in steigendem Maße dazu übergeht, 
Fabriken in China zu errichten, und zwar hauptsächlich deshalb. 
weil die ganzen Arbeiterlöhne in China noch erheblich geringer 
sind als die japanischen und weil auch die sonstigen Material- 
kosten billiger kommen. Wenn auch der chinesische Arbeiter 
nicht so leistungsfähig sei als der gebildetere japanische, so 
seien gleichwohl die Gestehungskosten in China geringer. Erste 
Anfänge wurden gemacht mit Streichholzfabriken, die nicht nur 
den Bedarf Chinas decken, sondern auch für die Ausfuhr 
arbeiten sollen. Die Ausfuhr von Streichhölzern von Japan 
nach China hat nach japanischen Meldungen schon merklich 
abgenommen. 

Auch Baumwollfabriken will man in großem Maßstab in 
China selbst anlegen. Nach Meldungen aus Schanghai haben 
japanische Kapitalisten bei Woosımg mit dem Bau von Textil- 
fabriken begonnen, deren Gesamtkosten nicht weniger als 
70 Millionen Dollar betragen sollen. Ein Stück Land von rund 
1000 chinesischen Morgen (mou) Umfang ist bereits angekauft 
worden. Die ersten Anlagen sollen etwa 300 mou umfassen. 
Geplant werden Seiden- und Baumwollspinnereien, Webereien 
und Färbereien. 
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Steigende Woliproduktion in Schantung und Kansu. Die 
steigende Nachfrage nach Wolle hat auch in Schantung zu 
einer stärkeren Produktion geführt, wenn sie auch noch nicht 
sehr erheblich ins Gewicht fällt. Man schätzt, daß zurzeit in 
Schantung und zwar hauptsächlich in der Gegend von Tsing- 
choufu und Poshan rund 500000 Schafe der Wollerzeugung 
halber gehalten werden, die etwa 2! Pfund Wolle pro Tier 
liefern. Die Gesamtmenge wird mit etwa 1 Million catties = 
rund 12000 Zentner angegeben. 200000 catties werden hiervon 
im Lande selbst verbraucht, der Rest wird ausgeführt, und zwar 
hauptsächlich über Tsingtau nach Japan, das die ganze Pro- 
duktion abzukaufen sucht. Die starke Nachfrage aus Japan 
hat die Preise gegen 1911 um 50 % in die Höhe getrieben. 1921 
wurden für 100 catties beste Qualität 23--25 Tauls bezahlt, 
für mittlere 18—20, für schlechte 13—15. 

Stärker ist die Wollgewinnung bereits in Kansu, dessen 
Ausbeute 1920 auf etwa 10—12 Millionen catties geschätzt wird. 
Schlechte Pflege der Tiere sowie der mangelnde Absatz infolge 
der weiten Entfernungen standen bisher einem intensiven 
Betrieb der Schafzucht entgegen, obwohl sonst alle Vorbedin- 
gungen in glänzender Weise erfüllt sind. Es sind Bestrebungen 
im Gange, auch in Kansu ein besseres Produkt zu erzielen. 


Deutsche Schiffe und Waren Im Fernen Osten und in der 
Südsee. Der ‚„North-China Herald“ berichtet kurz von dem 
Einlaufen des ersten deutschen Dampfers. Beatrice, in Woosunsr. 
Er nennt diese Tatsache in gewissem Sinne ein Ereignis von 
Bedeutung, da es seit Kriegsausbruch der erste deutsche 
Dampfer sei. 


In emem Eingesandt in derselben Zeitung macht ein Resident 
darauf aufmerksam, daß der Markt in Schanghai von billiger 
deutscher Jagdmunition überschwemint sei, die Jägern von den 
Schanghaier Kompradoren bei Bestellung von außerhalb zu- 
gesandt würde. Er malınt alle Jäger, bei Bestellungen immer 
die erprobten englischen und amerikanischen Marken zu 
fordern, statt Gefahr zu laufen, ihre Jagdflinten durch den 
billigen deutschen „rubbish“ zu verderben. 


Chinesische und englische Zeitungen berichten von dem 
Auftauchen billigen deutschen Zements in Hongkong, Südchina 
und in der Südsce, der ernstlich mit japanischen Fabrikaten 
konkurriere. Deutscher Zement sei einschließlich Fracht für 
etwa 6 yen das Faß zu haben, während japanischer Zement 
nicht unter 8 yen verkäuflich sei (5,60—5,70 yen fob Moji, dazu 
2.50 yen Fracht). Japanische Kaufleute glauben indes nicht, daß 
deutscher Zement auf die Dauer mit japanischen in Wettbewerb 
treten könne. Die jetzt gehandelte Ware sei nur deshalb so 
billig, weil Deutschland anscheinend seine alten Lager räume. 


Nach einem Bericht des japanischen Generalkonsulats in 
Singapore hat die deutsche Einfuhr nach den Straits 1920 über 
100 000 Dollar betragen. Ein besonders gefährlicher Konkurrent 
für japanische Waren sei — Bier. Während des Krieges habe 
das japanische Bier den ganzen Markt monopolisiert. So habe 
1919 Jder japanische Import nach den Straits 3329880 Flaschen 
betragen, doch sei die Einfuhr später infolge eines Boykotts 
wieder zurückgegangen. 

Wie das japanische Finanzministerium mitteilt, nimmt der 
japanische Handel nach der Südsee ab. Insbesondere sei die 
Ausfuhr der wichtigeren Artikel wie Baumwollwaren, Strick- 
waren, Hüte, Mützen, Schirme usw. in kläglicher Lage, da sie 
nicht in der L.axe seien, mit den europäischen, darunter auch 
deutschen Waren, Schritt zu halten. 


Zolleinnahme. Trotz aller inneren Wirren, Parteiungen und 
Truppenbewegungen war auch das Jahr 1921 wieder ein Re- 
kordjahr in bezug auf die Einnahmen aus den Sceezöllen. Der 
Gesamtbetrag der Seezölle betrug 54500000 Tacl oder 5 Mil- 
lionen snehr als im Jahre 1920, Die Einnahmen in Harbin stiegen 
vn 450000 auf 1380000 Tael, Däairen auf rund 5 Millionen, 
T:entsin und Chinwäangtao um 1320000 Taels auf 6816000, 
Tsinunen um S3 OO) auf 214mm: Hankou stiev auf 3855000, 


Schanghai auf 19914000 und Canton um 576000 auf 311800 
Tael. Alle auf den Seezöllen ruhenden Verpilichtungen wie 
Anleihezinsen für fremde Anleihen, Boxerentschädigungen, R:- 
organisationsanleihe, innere Anleihen sind durch die Einnahme 
nicht nur voll gedeckt, es verbleibt auch noch ein ansehnlicher 
Ueberschuß für die chinesische Regierung infolge dieser neuen 
Steigerung. 


Englisch-Chinesische Ausstellung in London. Die Sin- 
British Trade Association, die eben ihre Arbeit in London auf- 
genommen hat und die Handelsbeziehungen anknüpien und 
pflegen will nicht nur mit dem eigentlichen China, sondern auch 
mit allen britischen Besitzungen, in denen sich starke Chinesen- 
kolonien befinden wie Hongkong, Straits, Malayenstaaten und 
Burma, plant für den kommenden Herbst in London eine Au- 
stellung chinesischer Produkte und chinesischer Kunstgegen- 
stände. Die Unterstützung der englischen Presse ist gewonnen. 
Man erwartet, daß die Ausstellung in London allmählich zu 
einer dauernden Einrichtung werden wird, um das englische 
Volk auf dem laufenden zu erhalten über die Erzeumisse 
Chinas. 


Japan. 


Die japanische Studien - Kommission in England. Die 
japanische Studien - Kommission, die unlängst in England ein- 
getroffen ist, besteht aus 23 Vertretern der führende 
japanischen Industrie- und Handelsfirmen und aus 25 Sekre 
tären. Bei ihrer Ankunft in Southampton wurden sie durch 
einen Sonderzug nach London gebracht, wo sie inı Savoy-Hotal 
abstiegen. 


Der Empfang, der der Kommission von amtlichen unl 
privaten Kreisen zu Teil wurde, scheint außerordentlich her!- 
lich gewesen zu sein, jedenfalls naclı der Anzahl der offiziellcı 
Festessen zu schließen, die ihrethalben von englische 
Regierungs- und Industrickreisen veranstaltet wurden. Li 
englische Regierung gab ihnen unter dem Vorsitz des Handels 
ninisters Baldwin ein großes Festessen im Lancaster-House, di: 
Association of British Chambers of Commerce am 20. Dezemir 
im Carlton-Hotel ein Frühstück. Am 21. Dezember folgte #3 
offizieller Empfang durch den König im Buckingham-Palace 
den üblichen Ansprachen. An demselben Tage fand ein Frö- 
stück statt, das von Lloyds Register of Shipping veranstalti 
wurde. Die Japan-Society folgte mit einem Festessen an 
22. Dezember im Victoria-Hotel und die China-Association mit 
cinem Empfang am 23. Dezember. Am 28. Dezember war ein 
Einladung zum Mansion-House, ferner eine Einladung im Hotd 
Metropol durch den Vizepräsidenten der Untergrund-Eisenbahn- 
Gesellschaft, und am selben Tage wurde ein Festessen ver- 
anstaltet durch das Parlamentsmitglied Samuel Samuel im 
Constitutional-Club. Bei allen diesen Empfängen, Frühstücken 
und Festessen waren führende Männer des englischen Wirt- 
schaftsiebens beteiligt. Ob zwischen allen diesen Festlich- 
keiten viel Zeit zu Besichtigungen geblieben ist, geht aus den 
Meldungen nicht klar hervor. Besichtixt wurde das Arbeits 
Ministerium, in dem Sir David Shackleton einen Vortrag hielt 
über die Aufgaben dieses Amtes und ihnen eine Denkschrift 
überreichte über den Zweck und die Aufgaben des Ministeriums. 
Ein weiterer Besuch galt dem Lloyd in London, ferner Scotland 
Yard zwecks Studiums, wie in Englaud die Verkehrskontrolie ge- 
handhabt wird. Einen Tag widiıneten sie dem Spezialstudium 
des Transportwesens, insbesondere der Organisation großer 
Verkehrsanstalten. Besonderen Eindruck machte auf sie, nach 
einer Zeitungsmeldung, die außerordentliche Beweglichkeit und 
Hanuhabung des Londoner Omnibus-Verkehrs und die gleich- 
mäßige Ruhe und Sicherheit. mit der auf der Unterxrundbahn 
Zug um Zug abgelassen wurde. Besichtigt wurden ferner die 
Hauptentwässerungsanlagen, ferner das Hauptquartier der 
l.oudoner Feuerwehr, der Zentralpark der Straßenbahnen und 
der Hauptstraßenbahn-Werkstätten. Ein Frühstück bei den 
Präsidenten im London County Council gab ihnen Gelexerheit 
sich über Kommunalangelegenheiten zu unterhalten und 


informieren, in denen die Japaner nach ihren Angaben noch 
außerordentlich rückständig seien. Anı 31. Dezember stattete 
die gesamte Kommission dem Croydon-Flugplatz einen Besuch 
ab, wobei den Besuchern die Flugmaschinen vor Augen geführt 
wurden, wie sie untergebracht und für den Flugdienst instand 
gesetzt werden, wie sie mit Gütern und Post beladen werden, 
endlich das Einsteigen von Passagieren und die Abfahrt der 
Maschinen nach dem Kontinent. Die einzelnen Mitglieder der 
Kommission machten in Handley-, Page- und Instone-Flugzeugen 
kurze Flüge, alles das, weil die Mitglieder der Kommission sich 
außerordentlich interessieren sollen für die Nutzbarmachung des 
Flugwesens für den Handelsverkehr. Nach etwa zwölftägigern 
Aufenthalt in London begann der weitaus größte Teil — etwa 
40 Personen — eine Rundfahrt durch das Land. Ihr erster Be- 
such galt Coventry, dem bekannten englischen Seidenzentrum. 
Sodann folgte ein Besuch in Birmingham. Am 4. Januar wurden 
dort die hauptsächlichsten Werke besichtigt; im Anschluß daran 
fand ein Gedankenaustausch mit den führenden Persönlichkeiten 
des dortigen Wirtschaftslebens statt. Ein Empfang beim Ober- 
bürgermeister brachte sie in Berührung mit der Stadtverwaltung, 
eine Einladung zum Frühstück mit den Handelkreisen der Stadt. 
Nach einen Besuch in Sheffield reiste die Kommission nach 
Manchester, von wo sie einen Autoausflug nach Chester machte. 
Nach der Besichtigung des Schiffskanals, der Börse und einem gc- 
meinsamen Frühstück trafen sich die Japaner mit Industriellen 
und Kaufleuten in der Handelskammer zu einer allgemeinen 
Aussprache über Wirtschafts- und Industriefragen, bei der die 
Japaner sich durch zahlreiche Fragen über die Produktions- 
bedingungen der englischen Industrie zu orientieren suchten. 
In Liverpool wurden die Mersy-Docks, die Hafenverwaltung 
und die Baumwollbörse besucht, nebenher erfolgten Finladungen 
durch die Handelskammer und die Stadtverwaltung. 


Mandsdhurei. 


Japanische Goldwährung In der Mandschurei. Der Versuch 
des Generalgouverneurs von Kuantung (Port Arthur-Dalny) 
Yamagata, in dem japanischen Pachtgebiet und von hier aus 
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allmählich auch in der Mandschurei die japanische Goldwährung 
als Handelsmünze einzuführen, ist an dem entschlossenen 
Widerstand der Chinesen gescheitert. Wie wir bereits früher 
gemeldet haben, ordnete Yamagata vor einiger Zeit an, daß 
die Börse in Dalny bei allen Transaktionen nur noch die ja- 
panische Goldwährung zugrunde legen dürfe. Die chinesische 
Kauimannschaft erklärte sich entschlossen gegen die Maßnahme 
des Gouverneurs, der im weiteren Verlauf mehrere Führer der 
chinesischen Kaufleute aus dem japanischen Pachtgebiet aus- 
wıes,. Yamagata hat sich jetzt zwar nicht zur restlosen Rück- 
nahme seiner Anordnung entschließen können, aber er hat sich 
doch zu einem Kompromiß bereit erklärt, auf Grund dessen die 
doppelte Währung gelten solle, d. h. mit anderen Worten, die 
Chinesen werden in Zukunft ihre Geschäfte wieder in der von 
ihnen bevorzugten Silbermünze abschließen. Ob die Haltung der 
Chinesen diese Aenderung herbeigeführt hat oder Weisungen 
aus Tokio, das angesichts der Washingtoner Konferenz jeden 
Anstoß vermeiden wollte, ist aus den Meldungen nicht ersichtlich. 


Japanisch-amerikanisches Zusammenarbeiten. Japanische 
Staats- und Geschäftsleute haben schon seit langen Jahren 


einem Zusammengehen zwischen amerikanischem Kapital und 


japanischer Leitung das Wort geredet. Erste Versuche in dieser 
Richtung scheinen in der Mandschurei unternommen zu werden. 
Eine Anzahl amerikanischer Ingenieure haben im Auftrag der 
Südamerikanischen Eisenbahngesellschaft sieben Wochen lang 
die Eisenminen bei Anschan, die recht beträchtliche Mengen 
Erze bergen sollen, sowie die Kohlengruben bei Fuschun ein- 
gehend besichtigt und alle Möglichkeiten eines gesteigerten Ab- 
baus studiert. Schon von anderer Seite wurde früher hervor- 
gehoben, daß ohne amerikanisches Kapital und ohne die Ein- 
führung modernster amerikanischer Methoden an eine erfolg- 
reiche und lohnende Auswertung der zahlreichen Erzvorkommen 
der südlichen Mandschurei nicht zu denken sei, da der Erzgehalt 
teils relativ gering sei, teils mit unerfreulichen Nebenstoifen 
verbunden sei. Da gerade aus der Mandschurei zahlreiche 
Klagen laut wurden, daß die japanische Herrschaft in der Man- 
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dschurei eine freie Betätigung für. andere Nationen stark er- 
schwere, so mögen auch politische Gesichtspunkte für die 
Heranziehung der Amerikaner mitgespielt haben. 


Die Kohlengruben bei Fuschun haben jetzt mit der Her- 
stellung von colite begonnen, nachdem die ersten 5 Oefen 
im vergangenen Jahr fertig gestellt werden konnten. Die täg- 
liche Produktion beträgt zunächst 40 Tonnen pro Tag. Durch 
Anlage von 24 neuen Oefen solt die Produktion bald auf 240 
Tonnen täglich gesteigert werden. 


Sojabohnenmehl als Ersatz für Reis? Da Japan nicht in der 
Lage ist, seinen regelmäßigen Bedarf an Reis im eigenen Lände 
zu decken, und so auf Einfuhr von Reis vom Ausland angewiesen 
ist, der indes dem Geschmack der Japaner nicht immer zusagt, 
so hat man in Japan immer wieder, bisher allerdings ohne 
nennenswerten Erfolg. versucht, den Genuß von Reis einzu- 
schränken durch stärkere Verwendung von Frsatzstoffen wie 
Kartoffeln, Getreide, vor allem Brot. Der Ernährungsfrage hat 
man neuerdings wieder größere -Aufmerksamkeit geschenkt, da 
sie gerade für den Fall eines Krieges von ausschlaggebender 
Bedeutung sein kann, wie die Lage Deutschlands im Weltkrieg 
gezeigt hat. Die Oriental Development Company hat darum 
seit Monaten in ihrem Laboratorium Versuche unternommen, 
die übrigens auch schon von anderer Seite gemacht wurden, 
aus der Sojabohne ein genießbares und schmackhaftes Mehl 
herzustellen. Sollten die Versuche gelingen, und die Japaner 
sich daran als teilweisen Ersatz für Reis gewöhnen, so wäre das 
Problem Jer Volksernährung in Zukunft nicht mehr die große 
Sorge, wie. sie es bisher gewesen ist, jedenfalls nicht mehr für 
Kriegszeiten, da Japan ja über die reichen Bohnenernten in der 
Mandschurei fast ungehindert verfügen kann. Aehnliche Versuche 
wurden auch schon von einem Oesterreicher unternommen, 
doch stehen Chemiker den Resultaten bisher skeptisch gegen- 
über. Das gewonnene Produkt, „Manna“ genannt, soll zwar 
40% Eiweiß und 20% Fett enthalten, doch anscheinend in einer 
Form, die „Manna“ als Nahrungsmittel wenig verdaulich macht. 
1920 betrug der Anbau der Sojabohne und ihre Ernte: 


in China . 71400000 chin. Morgen 50286000 Pikuls 
Japan 6 980 000 ” 6 460 000 D) 
Korea . 7 550 000 u 9220000 „ 
Amerika 10 000 ” 700 


85 945 00 chin. Morgen 62 640.000 Pikvls 


80% der Weltproduktion werden also in China gewonnen, 
während hiervon -wieder 60-70 % auf die Manchurei entfallen, 
in der 1920 rund 31 000 000 Pikuls gewonnen wurden. Hiervon 
wurden etwa 7 Millionen im Lande konsumiert, die restlichen 
24 Millionen wurden ausgeführt. Nach Japan gehen etwa 77%, 
nach den Ver. Staaten und Europa 7%, der Rest nach anderen 
Teilen Chinas und anderen Staaten. Hauptausfuhrhafen ist 
bekanntlich Dalny. Neben der Sojabohne wird in der Man- 
dschurei noch angebaut Kaulianse etwa 8 Millionen Tonnem, wovon 
etwa 100000 ins Ausland gehen, Mais (1300 000 Tonnen) und 
Buchweizen (20 000 Tonnen). 


Kleine Nachrichten. 
China. 


Die Ausfuhrzölle auf Tee wurden auf 50 % ermäßigt, 
ebenso Likin, um die Konkurrenzfähigkeit des chinesischen Tees 
zu steizern. 

In Chinkiang wurde eine Bleistiftiabrik mit 100 000 
»ollar Kapital, davon neun Zelmtel chinesisch, ein Zehntel 
englisch, gexrindet. Die Maschinen wurden aus Japan be- 
zogen, tägliche Produktion beträxt 1200 Dtz. 

Auf den Philippinen wurden 1920: 3616 000 Doppelzentner 
Kopra gewonnen, die Ernte von 192] wird anf 3810 000 Ke- 
- Initzt. 


nenn 


Die Tungsten-Minen in Kiangsi fördern jetzt be- 
friedigende Beträge. Zurzeit ist die jährliche Ausbeute 1 
Tonnen. 

Bei den großen Ueberschwemmungen im letzten Sommer 
sollen in Nordchina nicht weniger als 5 Millionen Hühner un- 
gekommen sein. Dic Ausfuhr von Eigelb hat darum um 9%, 
die von Eiweiß um 30% abgenommen, während die Ausfuhr 
von frischen Eiern 1921 mit 149 Millionen trotzdem die von 
1920 mit 95 Millionen Stück überstieg. Alte Fier wurden 
3220000 ausgeführt gegen 2200000 im vorhergehenden Jahr. 

Die Ausfuhr von Alaun aus China betrug 1920 rund 
75000 Pikuls A 4,38 Taels gegen nur 189%00 Pikuls 1910. 

Die Ausfuhr von Haarnetzen erreicht den stattlichen 
Betrag von etwa 20 Millionen Dollar jährlich. Hiervon gehen 
80% nach den Vereinigten Staaten. Außerdem werden noch 
beträchtliche Mengen Haare aus Canton, Schanghai und 
Chungking verschifft. 

Chinesen, darunter hauptsächlich General Ma Fuhsiang und 
der frühere Präsident Li Yüan hung, undAmerikaner haben in 
Peking eine Industrie- und Handelsgesellschait 
gegründet, deren 10 Millionen Dollar betragendes Kapital zur 
Hälfte von Chinesen, zur Hälfte von Amerikanern gezeichnet 
wurde. 

Japanische Quellen melden die Gründung einer chine- 
sisch-japanischen Gesellschaft mit einem Kapital 
von 6 Miliionen Dollar, das zu 50% von der Provinzialregierunz 
von Schantung, zu 50 % von Japanern gezeichnet wurde. Zweci 
der Gesellschaft ist die Ausbeutung eines 600 Li großen Kohlen- 
feldes im Tzechuan-Distrikt in Schantung. Man hofft auf eix 
so große Förderung, daß der ganze Bedarf der Provinz aus ihr 
gedeckt werden kann. 

Das amerikanisch Warenausstellungsschifi 
Louis“, 11600 Tonnen, hat im Januar die Ausstellungsaustreis: 
von New York angetreten, die es über Südamerika, Südafrik: 
und Australien auch nach dem Fernen Osten führen soll. Di 
Ausstellungsräume umfassen 30 000 Quadratfuß. Beteiligt habe: 
sich etwa 300 Aussteller. 

Vor dem gemischten Gericht in Schanghai mußte ei 
amerikanische Firma wieder einmal Klage erheben wegen 6 
brauchs ihrer Handelsmarke täuschend ähnlich sehen 
Warenzeichen. Die Schanghaier Geschäftswelt ruft aus diese? 
Anlaß erneut nach ausreichenden gesetzlichen Bestimmunger 
zum Schutz fremder Handelsmarken. 

Lord Northcliffe empfiehlt seinen Landsleuten, insbesondere 
en Automobilfabriken, Beschickung der Ausstellung ir 
Singapore, da die Ostasiaten große Liebhaber von Autos seie 
und die Ausstellung von Millionen Besuchern aus China, Japar. 
Australien, Südsee und Indien besucht werden würde. 

Auf den New Engineering & Shipbuilding Works in 
Schanghai ist im November ein neuer Dampfer, dit. 
„Meiren“, für den oberen Yangtse von Stapel gelauien. 
Die Gesamtlänge beträgt 200 Fuß, Breite 32 und Tiefgans 
8 Fuß. Gebaut wurde er für die American West Ind 
Navigation Co. 

Chinesische Geschäitskreise in Schanghai sind in eine ler 
häfte Agitation eingetreten, um die Herstellung von Ueber- 
landtelephonen in die Wege zu leiten. Zunächst so: 
Schanghai mit Peking durch eine Anlage verbunden werdet. 
Bislier bestanden zwischenstadtliche Verbindungen nur zwischen 
Peking und Tientsin. 

Japan. 

Der japanische Außenhandel 1921 zeigt gegen 1920 cine 
Abnahme von 34%. Gesamtein- und -ausfuhr betrug 2.80% 
Milliarden. Die Einfuhr stieg um 353, die Ausfuhr fiel um 223 
Millionen. 

Am 11. Januar ist durch Verordnung das revidierte Ge- 
setz betr. Patente, Handelsmarken usw. in Krait 
getreten. 

Die Notenausxabe der Bank von Japan war Ende 
November zum ersten Male seit langer Zeit um 18 Milhonen 


höher als die Goldreserve der Bank. In der Regel hält die 
Bank von Japan die Notenausgabe ihrer Goldreserve konform. 

Im Oktober 1921 befanden. sich 384 japanische Uhnter- 
nehmungen, darunter 142 Aktiengesellschaften, in Liqui- 
dation. Das Gesamtkapital der betroffenen Unternehmungen 
betrug 69 Millionen. 

Neugründungen in der japanischen Industrie zeigten 
in den ersten 10 Monaten 1921 einen Rückgang von 3 762 000 000 
Yen gegen dieselbe Periode 1920. 

Die Depositen in der japanischen Postsparkasse - über- 
stiegen im Oktober den Betrag von 900 Millionen Yen. Die 
Zahl der Einzahler entspricht einem Drittel der ganzen Be- 
völkerung. Die Postsparkassen werden besonders von der 
Landbevölkerung benutzt. 

1920 wurde Kobe von Schiffen mit insgesamt 4486 000 
Tonnen angelaufen gegen 5275900 im Jahre 1919, 2850 400 in 
1914 und rund 2 903 000 im Jahre 1911. Der Wert der von ihnen 
transportierten Waren war 1646 000 000 Yen gegen 377 298 000 
in 1911. 
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des Verbandes für den Fernen Osten. 
Berlin W. 35. Potsdamer Straße 281l. 

25. Ostasiatenabend. Der Verband bechrt sich, seine Mit- 
giieder und Freunde (mit Damen) zu einen Vortragsabend auf 
Montag, den 20. Februar 1922, abends 8 Uhr in den Ebenholz- 
saal des Restaurants „Rheingold‘ (Potsdamer Str. 3) ergebenst 
einzuladen. Herr Major Moßdorf hat sich freundlichst er- 
boten, an diesem Abend: über „die gegenwärtigen politischen 
Verhältnisse Sibiriens zu sprechen. Es wird um eine recht 
rege Beteiligung an dieser Veranstaltung gebeten. 


In der Schriftleitung der „Ostaslatischen Rundschau” ist 
dadurch, daß Herr Dr. F. W. Mohr, der bisher verantwortlich 
zeichnete, zum 1. Januar 1922 als Geschäftsführer des Ost- 
asiatischen Vereins nach Hamburg berufen wurde, eine Ver- 
änderımg notwendig geworden. Hinfort teilen sich Herr 
C. Fink und Herr Dr. F. W. Mohr dergestalt in die Schrift- 
leitung, daß Herr Fink den politischen und kulturellen Inhalt, 
Herr Dr. Mohr den wirtschaftlichen Inhalt der Zeitschrift redi- 
giert. Es wird gebeten, Zuschriften, die den politischen und 
kulturellen Inhalt der Zeitschrift betreffen, zu senden an Herrn 
C. Fink, Transocean G. m. b. H. Berlin W. Budapester 
Straße 9, Zuschriften in bezug auf den wirtschaftlichen Inhalt 
dagegen an Herrn Dr. F. W. Mohr, per Adresse: Ostasiatischer 
Verein, Hamburg, Ferdinandstraße 5811, Hapaggebäude. 
Die Privatadresse des Herrn Dr. Mohr ist bis auf weiteres 
Hamburg-Uhlenhorst, Richterstraße 3, bei Barkhausen. 

Rückporto bel Anfragen belfügen. Es gelangen sehr viele 
Anfragen, Auskunitsersuchen und dergleichen an den Verband. 
Die Geschäftsstelle bittet, derartigen Schreiben angesichts der 
seit dem 1. Januar dieses Jahres geltenden Portosätze das Rück- 
porto beifügen zu wollen. 


...„.su.se 


Abgeschlossen am 25. Januar 1922, 


Adressenänderung. 


v. Arend, Max, Münster i. Westf., Hästerplatz 2. 

Bierwirth, H., Kapitän, Schanghai, 1242, Hanbury Road. 

Breitung, Fritz, Schanghai, Szechuan Road 66 (Korrespondenz an Frau 
Breitung, geb. Posse, Eisenach, Kaiser-Wilhelm-Strasse 14. 

Büchting, Regierungsrat, Dr. jur., Berlin W. 30, Bamberger Sirässe 19. 

v. Diebitsch, C., Berlin-Lichterfelde, Kylemannstr. 1. 

Dietrich, G., Königsberg i. Pr., Unterhaberberg 3%. 

Dobermann, Rudolf, Direktor, Breslau V, Gartenstr. 

Ettinger, Karl, Lintfort b. Moers a. Rh., Barbarastr. 


47. 
166. 


Faber, E. i. H. Rob. M. Sloman jun., Abtig. Ostasien, Hamburg, Baum- 
wall 3. 
Pur: W.-P., Adr. Zedelius, Westphal & Co., Hankow, S. A. D. Han Kiang 
oad. 


Georg, Heinrich, Missionar, China Inland Mission, Sungyang via Hangchou. 
Glaubitz, H. Berlin-Charlottenburg 2, Berliner Strasse 159 III. 


93 
J&änchen, Robert, Berlin SO. 61, Geibelstr. 1. 


Jauch, Joh. G., Schwenningen a. Neckar, Gartenstr. 

Jecke, Carl Schanghai, Deutsches onsale t. 

Jung, Arn, Lokomotivfabrik G. m. b. H., Jungenthal b. Kirchen a. d. Sieg 
Rheinland, 

Kilian, F. Direktor der Deutsch- Asiatischen Bank, Berlin W. 8, Kronen 
slasse 11. 

Kiesslich, Eugen, Frankfurt a. M., Hohenzollernstr. 12. 

Krüger, Geörg, i. Fa. Ferd. Flinsch, Königsberg i. Pr., Schnürlingstr. 
Privatwohnung: Rosenkranz-Allee 24, 

Kuhrau, Georg, Berlin NO. 58, Heinersdorfer Strasse 161. 

Lautenschlager, Heinz, Vizekonsul, Schanghai, Deutsches 
konsulat. 

Lehmann, H. Direktor, Münster i. Westt., 

Lindemann, W., Amsterdam, Leidschestr. 

Lipa,F., Wien, XIll/7., Trazerberggasse 6. 

Lorenzen, J. Kiel, Dänische Strasse 30 IV. 

Mehl, August, Sumatra-Medan, Ndl.-Indien. 

Meyer, Moritz, Direktor, p. Adr. Far East, Amsterdam, Keitzersgracht 604. 

Meyerhotf, E., Lichtenrade, Bahnhofstr. 14. 

Mittag, Alfred, Hamburg 36, Bleichenbrücke 10, Kaufmannshaus 303. 

Müller, Paul, Maj., Peking, Hotel Deniro, Hatamen. 

Nathanson, Albert, Mailand via Senato 20. 

Nelliner, H., Aachen, Eupener Strasse 129. 

Neumann, E., Peking, Deutsche Gesandtschaft. 

Nimz, C., Barmen, Postfach 4. 

Graf Praschma, Caius, Herischdorf i. Riesengeb., Tannenberg 14. 

Pfützenreuter, Frau Obering., Marie-Luise Ww., Berlin-Wilmeradorf, 
Brandenburgische Strasse 331. 

Ratke, M., Memel, Kreutzstr. 5. 

Rexhausen, Georg F. W., Apotheke am Bayerischen Platz, 
Schöneberg, Bayerischer Platz 11. 

Rosemann, C., Torfwerk Moorbrücke b. Holsdorf (Eckernförde). 

Sachser, Admiral a. D., Berlin-Schöneberg, Martin-Luther-Strasse 51 IV. 

Scharschmidt, Clemens, Dr. phil.., Dozent, Berlin NW. 52, Fleming- 
strasse 8 Ill. 

Schuler, Konsul, Luzern, Villa Watt. 

Schütter, W., Cassel, Eulenburgstr. 4. 

Schlottow, W., Kiel, Kleiststr. 1. 

Stalmann, Hann.-Münden, Bahnhofstr. 12. 

Stang, W., Tientsin, Italian Concession (China), 

Thomas, Max, p. Adr. Herren Matthias & Hoff, Berlin C. 25, Kaiserstr. 8. 

Treitschke, G., Ostseebad Zoppot, Danziger Strasse 38. 

Trendel, Theo, Kulmbach, Blaichstr. 45. 

Vierich, G. Cassel, Aktienpark, Wilhelmplatz. 

Zimmermann, Manfred, Justizrat, Stuttgart, 


10 (Württ.). 


30. 


General- 


Ludgerieplatz 3b. 
106/108. 


Berlin- 


Jägerstr. 66. 


Adressennachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚ÖOstasiatische Rundschau‘ 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande 
mitzuteilen, damit in der Zusendung der Schriften und der ‚Ostasiatischen 
Rundschau’ keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeit- 
schrift kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat 
unbekannt verzogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige Mit- 
teilung der jetzigen Adresse der nachstehend aufgeführten Personen: 
Behaghel jun., 1916 in Tientsin, 

Bunsen, 1916 in Peking. vorher in Tsingtau, 

Bune, A., Flensburg, Mathildenstr. 18. 

Hartz, Kurt, Sölden i. Oetzthal (Tirol). 

Heinrich Kleye, 1916 in Tientsin, 

Häußler, Joh., Bern, Deutsche Gesandtschaft. 

Klette, J., Altona a. Elbe, Helenenstr. 31. 

Meusser, G., Magdeburg S., Weberstr. 8. 

Raesfeld, K. F., Laras-Dolok, Merangir auf Sumatra OÖ. K. 
Rettberg, S. O., Berlin W. 10, Dörnbergstr. 3. 

Scholz, Arthur, Dresden-Zschachwitz, Carolastr. 14. 

Gesuchte Adresse: Die Geschäftsführung des Verbandes, Berlin W. 35, 
Potsdamer Strasse 28, bittet um Mitteilung der gegenwärtigen Anschrift von 
Herrn EC. Wilkens, früher Weinberger & Co. in Kobe, Japan, P. O. B. 105. 

Herr Dr. H. Weigold, Helgoland, Staatliche Biologische Anstalt, bittet 
um Mitteilung der Anschriften folgender Herren: 

Neugebauer, Dr. Hans, Yokohama, Yamastita cho 54, P. O. B. 78, 
Japan. 

Otte, R., Tientsin, Shanghai, Deutsches Konsulat. 

Petersen, Hans, c/o Ed. Meyer & Co., Tientsin, Nordchina. 

Rosenbaum, B, i. Fa. Carlowitz & Co., Shanghai. 

Shen, Djini, Dresden-A., Reichsstr. 13. 

Scharschmidt, Professor Dr., Berlin NW. 52, Flemingstr. 8 111. 

Scheffler, Konsul, Hankow, Deutsches Konsulat. 

Schmidt, Hermann, Deutsch-Asiatische Bank, Peking. 

Schumacher, Helmut, i. Fa. Arnhold-Zedelius, Westphal & Co., Shanghai. 

Schwager, F., Generalsekretär der Superioren-Konferenz, Post Siegburg, 
Missionshaus St. Augustin, z. Zt. Rhöndorf, Rhld., Lehrerheim. 

Steinacker, Hans, b. Frau Dürk, München, Aeussere Prinzregenten- 
strasse 25 Ill. 

Vereindeutscher Maschinenbau-Anstalten, Charlottenburg, 
Hardenbersstr. 3. 

Winter, J., (früher Tsing-chou-fu), Mülheim/Ruhr-Speldorf, Prinzenhöhe 37. 

Wittschiebe, F., Halle a. S., Kaiserplatz 13, 

Anfrage des Auswärtigen Amtes, Referat China: 
Herrn Hans Kappelhoftf, früher in Peking, 


nach der Adresse des 
jetzt in Hamburg. 


Verantwortlich: für den politischen und kulturellen Teil: 


C. Lichnok, Berlin. 


C. Fink, Berlin: für den wirtschaftlichen Teil: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. Im.üb. 


Dr. F. W. Mohr, Hamburg: 


HG Berlin_SW, 


für die> A - 
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Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 
Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostaslatischen Kompagnie, Gothenburg, 

Wilhelm Wilheimsen. Ghristiania. 


(Conferenz-Linien.) 


The „len“ Line & „Shire“Line 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penann, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 
lapanischen Häfen 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
| Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 
D. „Gleniffer“ . . . 2. Mitte Februar 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


Von 


Hamburg 


direkt va Suezkanal nach 


Ostasien 
Port Said, Singapore, Hongkong 


Shanghai, Dalny, Kobe, 
Yokohama und Wladiwostok 


M/S. „Canton“. . . . . 3.Februar 1922 
M/S. „Malaya“ . . . . 15. Februar 1922 


Port Said, Penang, Singapore und Bangkok direkt 
M/S. „Selandia“ . . . . Mitte Februar 1922 


ee (|| Elder Dempster & Co., Lid, 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 8463, Eibe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 


R. Ludolphs, Hamburg, 


Ferdinandstraße 29/33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887. 
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Le Negociafeur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 
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M. A. Wolift 
Rhein-und Unsulweine 


Frankfurt a.M. 


Lange Straße 14 


Altrenommierte Firma 
mit großem Lager. 


Chemische und pharmazeutische Produkfe 
Ampullen für subkutane Injektionen 


NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 


Erfahrener 


Werkmeister 
(Maschinenbaubranche) der 
chinesisch. Sprache mächtig 


sucht wieder geeignete 


Stellung 
in China. Gef. Angebote 
unter No. 22, China an die 
Exped. d. Ostas_Rundschau. 
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Telegr.-Adr.: NEgocilateur Basel. Korrespondenzen: 
Deuisch, Französisch, Englisch, Italienisch, Spanisch 
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BEE Allgemeiner und politischer Teil mM 


Das Lebensproblem in China und in Europa. 
Von Professor Dr. A. Forke. 


Der Jenaer Philosoph Eucken war kurz vor dem Krieg 
von einflußreichen Chinesen aufgefordert worden, nach 
China zu kommen, um dort durch Vorträge für eine engere 
Verknüpfung des deutschen Idealismus mit dem chinesischen 
Geistesigben zu wirken. Da sich dieser Plan nicht hat aus- 
tühren lassen, so hat Eucken seine Ansichten über diese 
äußerst wichtige Frage in einer Schrift niedergelegt, zu 
welcher Professor Carsun Chang von der Pekinger Univer- 
sität den Abschnitt über die chinesische Ethik in geschicht- 
licher Entwicklung beigesteuert hat. (Rudolf Eucken und Car- 
sun Chang: „Das Lebensproblem in China und in Europa“, 
Leipzig 1921). Die Schrift ist in erster Linie für die chine- 
sische Intelligenz bestimmt, aber auch für deutsche Leser, die 
die Wichtigkeit einer engeren Verbindung der chinesischen 
und deutschen Geisteswelt zu würdigen wissen. Diese Ten- 
denz der Schrift ist von allen Chinakennern mit Freuden zu 
begrüßen, und man muß hoffen, daß sie recht viele Leser 
finden wird.! 

Als Gegenstück zu Chargs Darstellung gibt Eucken 
ein Lebensbild der europäischen Kultur, nimmt dann zu der 
chinesischen Lebensauffassung Stellung und zieht daraus seine 
Folgerungen, die sich zu praktischen Vorschlägen verdichten. 
Diese sind in dem sehr lesenswerten Kapitel „Aussichten 
und Aufgaben des chinesischen Lebens‘ zusammengefaßt. 
Eucken weiß die Größe der chinesischen Kultur voil zu wür- 
digen und zeigt uns, wie ein Riesenvolk durch seine eigen- 
tümliche Lebenshaltung und sein großartizes Ordnungs- 
system mehrere tausend Jahre zusammengehalten hat. Die 
Ordnung war so gut, daß man gar keinen Antrieb zu neuen 
Zielen fand. Die Chinesen glaubten die höchsten Ziele be- 
reits erreicht zu haben; sie genügten sich selbst und waren 
zufrieden. Kann wohl die europäische Kultur es verant- 
worten, sie aus dieser Illusion gerissen und mit in ihren 
Strudel gezogen zu haben? Werden die Chinesen dadurch 
tüchtiger, besser und glücklicher werden? Vorläufig sieht 
es nicht so aus, denn China befindet sich, nachdem es euro- 
päische Einrichtungen angenommen hat, in dauerndem 
Niedergang. 

Nach Euckens Ansicht ist der Chinese im Kern seines 
Lebens dem Westen voll gewachsen und nur in der Form, 
der Art der Gedankenentwicklung und in der Technik unter- 
legen. Er findet, daß gerade die deutsche Kultur mit der 
chinesischen viele wesentlichen Züge gemein hat, die Wahr- 
haftigkeit, Sachlichkeit, Tüchtigkeit der Arbeit und die 
Schätzung des Menschen als Menschen. Man könnte noch 
hinzufügen: den Bildungsdrang, die Gelehrsamkeit, den 
Ordnungssinn, die Disziplin — die wenigstens früher in 
Deutschland vorhanden war und hoffentlich nur zeitweilig 
latent ist. Selbst in ihren Fehlern sind die beiden Nationen 
sich ähnlich, in der Lust zu falschem Schematisieren, am 
Konstruieren aus dem reinen Verstand heraus, in der Vor- 
liebe für gelehrte, schwer verständliche Sprache, hinter der 
sicht oft sehr platte Gedanken verbergen, im Bureaukratis- 
mus der Verwaltung, in der Titelsucht. Gerade diese Aehn- 
lichkeit im Volkscharakter sowie die Tatsache, daß beide Län- 


t Zu den Ausführungen Changs im EiZenien wird später 
noch allerlei zu sagen sein. 
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der zurzeit schr ähnliche Sorgen und Leiden durchzukosten 
haben, sollte sie zusammenführen und engere geistige Be- 
ziehungen, als bisher bestanden, ermöglichen. Mit Recht 
warnt Eucken vor der flachen englisch-amerikanischen Denk- 
weise, die sich gern für die einzig richtige ausgibt und un- 
zweifelhaft auf die Chinesen eine große Anziehungskraft aus- 
übt. Viele moderne Chinesen sind fast ganz zu Amerikanern 
geworden, sie reden mit großer Gewanrdtkeit über alles 'ınd 
verstehen nichts gründlich. 

Von den ethischen Systemen der Chinesen berücksichtizzt 
Eucken fast nur den Konfuzianismus und nicht mit Unrecht, 
denn mit der taoistischen Ethik läßt sich praktisch nichts an- 
fangen, die mehistische kennt er zu wenig und würde sie 
vielleicht auch ablehnen, da sie zu utilitarisch ist und Eucken 
gerade in dem Fehlen des Utilitarismus und Endaemonismus 
einen Hauptvorzug der chinesischen Kultur sieht. Am Kon- 
fuzianismus rühmt er besonders die Schätzung der Aufrich- 
tigkeit und Zuverlässigkeit und der großen Wahrhaftigkeit, 
Eigenschaften, an denen es gerade dem Angelsachsentum so 
bedenklich mangelt. 

„ Als wichtigen Grundsatz für Reformen stellt Eucken die 
Forderung auf, daß die Chinesen nicht einfach europäische 
Einrichtungen übernehmen dürfen, sondern sie müssen sie 
sich anpassen und in ein organisches Verhältnis zu ihrer 
eigenen Kultur setzen. Im Familiensystem ist manches zu 
ändern, mehr Bewegung, mehr Freiheit für den einzelnen ist 
notwendig, die Individualitäten dürfen nicht von der Ge- 
samtheit erdrückt werden, aber es darf dabei nicht alles über 
den Haufen geworfen, nicht die vorzüglichken Eigenschaften, 
die das chinesische Familienleben hervorgebracht hat, mit 
ausgerottet werden, Frechheit und Unverschämtheit nicht an 
Stelle der vielleicht etwas allzu zeremoniellen Höflichkeit 
treten. Die Gleichheit darf nicht zu weit gehen und alle in 
der Natur begründeten Unterschiede verwischen. Eucken 
wünscht, daß China der Marxismus mit seinen Klassen- 
kämpfen erspart bleibe und Jaß, wenn es auch dort zu Wirt- 
schaftskämpfen kommen sollte, diese nicht wie in Europa in 
Vernichtungskämpfe ausarten. Das wird möglich sein, so- 


lange die streitenden Parteien das konfuzianische Prinzip Jr 


rechten Mitte anerkennen. 

Eucken findet, daß im chinesischen Geistesleben die 
Metaphysik zu sehr in den Hintergrund trete und daher der 
Wert und Sinn des Lebens nicht voll gewürdigt werden 
könne. Naturgemäß empfiehlt er — und welcher Philosoph 
würde das nicht tun? — seinen eigenen Idealismus als Er- 
gänzung des Konfuzianismus. Es erscheint nicht sehr wahr- 
scheinlich, daß die Chinesen den Idealismus in Euckenscher 
Färbung mit einer in die sinnliche Welt hineinragenden un- 
sichtbaren und einem Reiche Gottes auf Erden annehmen 
werden. Die gebildeten Chinesen sind durch Konfuzius zum 
Agnostizismus erzogen worden. Sie halten ebenso wie die 
Positivisten alle Spekulation über übernatürliche Dinge für 
unmöglich und zwecklos.. Wer sich daran nicht genügen 
läßt, neigt dem Dualismus des Chu Hsi zu, einer Ansicht, der 
wohl auch die große Mehrheit aller denkenden Europäer, die 
nicht zünftige Philosophen sind, huldigt. Es ist sehr zu 
wünschen, daß die Chinesen in Zukunft sich nicht nur dem 
deutschen Idealismus, sondern der deutschen Philosophie 
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überhaupt zuwenden, und daß sie die Werke unserer großen 
Philosophen, welcher Richtung sie auch angehören, lesen 
und dann selbst wähien. Ich kann mir denken, daß sich die 
Chinesen zu Nietzsche hingezogen fühlen würden, nament- 
lich wegen seines eigenartigen Stils, der etwas an den 
des Chuang-tse erinnerte. Man versteht nicht alles, aber 
wittert hinter den bizarren Wendungen die tiefste Weisheit. 
In Japan soll Nietzsche außerordentlich populär sein. denn 
die Japaner möchten alle trotz ihrer Kleinheit, vielleicht ge- 
rade deswegen, Uebermenschen sein. 

Mit der Philosophie allein ist es auch nicht getan. Bis 
jetzt haben die Chinesen ihre Studien fast nur auf Natur- 
wissenschaften und Technik beschränkt, wozu vielleicht noch 
Rechts- und Staatswissenschaften kamen, unseren gesamten 
Geisteswissenschaften stehen sie noch fast fremd gegenüber. 
Wollen sie uns wirklich kennen lernen und in unser Geistes- 
leben eindringen, so müssen sie auch unsere Geschichte, unsere 
Literatur und Kunst studieren. Von unsern großen Denkern 
und Dichtern werden sie eine solche Fülle neuer Anregungen 
erhalten, daß sich eine Auffrischung und organische Weiter- 
entwicklung ihrer alten Kultur ganz notwendig daraus er- 
geben wird. | 

Einen Punkt erwähnt Eucken gar nicht, der aber doch 
auch wohl mit den von ihm behandelten Fragen zusammen- 
hängt. Wenn eine engere Verbindung der chinesischen und 
deutschen Geisteswelt angestrebt wird: Werden wir Deut- 
schen nur die Gebenden und die Chinesen nur die Emp- 
fangenden sein? Kennen wir etwa die altchinesische Kultur 
gründlich, oder haben wir kein Interesse daran, sie kennen zu 
lernen? Es geht heuzutage nicht mehr an, ein Problem nur 
bis zu den Griechen und Römern zu verfolgen. Diese Basis 
mag früher, als man nicht weiter dringen konnte, ausgereicht 
haben, heute ist sie für die wissenschaftliche Forschung zu 
eng. Wir erfahren auf diese Weise nur, wie sich eine Tat- 
sache bei unseren Vorfahren und im klassischen Altertum dar- 
gestellt hat, aber nicht, was die Welt oder die Menschheit 
dazu sagt. Eine Weltgeschichte, in der China ausgelassen, ist 
keine Weltgeschichte mehr, und eine Geschichte der Philo- 
sophie, in der weder China noch Indien zu Worte kommen, 


nur eine Geschichte der europäischen Philosophie. Es herrscht 
unter deutschen Gelehrten noch eine starke Abneigung d.- 
gegen, China mit in den Kreis ihrer Betrachtungen zu ziehen, 
und doch könnten ihre Forschungen nur dadurch gewinnen, 
denn je reicheres Material einem Gelehrten zur Verfügung 
steht, desto leichter kann er die ihn interessierenden Fragen 
lösen, und desto sicherer sind seine Schlüsse. Die Dinge 
haben sich in den verschiedenen Ländern so verschieden 
entwickelt, daß oft von einem einzigen ein überraschende 
Licht auf alle andern fällt. Warum auf die Möglichkeit der- 
artiger Erleuchtungen verzichten, indem man China von der 
Betrachtung ausschließt? 2 

Es muß anerkannt werden, daß das Interesse für China 
in Deutschland im Wachsen begriffen ist: Geographen be 
schäftigen sich mit Land und Leuten, Naturforscher mit der 
chinesischen Fauna und Flora, Kultur-, Religions-, Märcher- 
und Mythenforscher sind an der Arbeit, Sammler und Kunst- 
historiker entfalten eine rührige Tätigkeit, deutsche Dichter 
versuchen sich an der Uebertragung oder Nachdichtung von 
Gedichten und Novellen, nur Historiker und Philosophen 
stehen noch abseits. Eine rühmliche Ausnahme machen Eucken 
und Oraf Kayserlingk, in dessen Kursen auch Chinas und 
Indiens gedacht wird. Nur wenige dieser Forscher verstehen 
chinesisch, sie sind also in ihren Forschungen zum großen 
Teil auf das Material der Sinologen angewiesen. Deren Zahl 
ist in Deutschland verschwindend klein und reicht bei weitn 
nicht aus, um allen an sie gestellten Anforderungen gerecht 
zu werden. Während es an jeder deutschen Universität eine 
Professur für Sanskrit und eine oder mehrere für semitisch 
Sprachen gibt, hat man in ganz Deutschland zwei Ordins- 
riate für Chinesisch. Dabei ist heute China für uns sehr 
viel wichtiger als der nahe Orient oder Indien. Solang: 
diese Ungleichheit nicht beseitigt und China aus der Ascher 
brödelstellung, die es noch an unseren Hochschulen er- 
nimmt, erlöst wird, ist ein nennenswerter Fortschritt in d 
Erforschung der chinesischen Kultur nicht zu erzielen ws 
cer Vorsprung, den Frankreich und England gewannen, # 
dem sie die Bedeutung Chinas früher erkannt und sich grun: 
lich damit beschäftigt haben, nicht wieder einzuholen. 


Von einer Wiedervereinigung Chinas? 


„Der grimmge Krieg hat seine Stirn entrunzelt.“ Die 
drohende Gefahr eines neuen Bürgerkrieges in China ist vor- 
laufig überwunden. Sowohl der Machthaber in der Mandschurei, 
General Chang Tso-lin, der heute der Herr in Peking ist, aıs 
auch sein Widersacher im mittleren Yangtsetal, General Wu 
Pei-fu. haben eingesehen. daB sie nicht unbedingt auf den Siex 
zalılen können. Es mag, wie so oft in der Poiitik und im Krieg. 
ganz anders kommen. als man erwartet hat. So greift min 
lieber zu den feineren Mitteln der Verhandiung. Und wie im 
Norden. so entwickeln sich die Dinge auch im Süden. Nach 
Nuchrichten von Ende Dezember aus Canton ist die von Sun 
Yat-sen geplant gewesene Expedition gegen den Norden tat- 
süchlich vorderhand eingestelit worden. Dieser Entschluß ist 
auf einen Vorschlag General Wu Pei-fus zurückzuführen, der 
bei Sun Yat-sen anxerext hat, sie wollten angesichts der Ent- 
wicklung der Dinge in Pekinz zunächst beide eine abwartende 
Haltung einnehmen. Wu hat dabei seinem Mißvergnugen 
daruber, daß die Rexierung in Peking wieder in die Hände des 
alten Monarchisten Liang Shih-yi und der Verkehrspartei uber- 
gexanzen sel, keine Zweilel gelassen. Auf der andern Seite war 
auch der Ziviigouverneur von Kuangtunss, General Cheng Chiung- 
ming, einer der erbittertsten persönlichen Gegner Lianges. von 
der neuen Wendung der Dinge in Peking wenig erbaut In 
Canton hat man ottenbar trotz aller kKriewerischen Ruüstunsen 
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im Stillen immer mit der Möglichkeit eines Ausgleichs m! 
Peking gerechnet. In dieser Hinsicht hatte man sogar viellei!! 
ein Wachsen des Einflusses Chang Tso-lins nicht ungern + 
schen, zumal, seit sich offenbar zwischen Chang und Tokyo + 
wisse Verstimmungen und Entfremdungen bemerkbar macht“. 

Durch den Wiedereintritt der Gruppe von Politikern unter 
Liang Shih-yis Führung. die seinerzeit der Kaiserbewegt'i 
Yuan Shih-kais nahegestanden haben, hatten sich die Aussichic' 
eines Ausgleichs zwischen Nord- und Südchina zunächst freit. 
wieder verschlechtert. In diesem Licht gewinnt aber de 
Ultimatum Wu Pei-fus und der ilım nahestehenden Generale J“ 
Chihli-Partei, die den sofortigen Rücktritt Liang Stih-v® 
fordern, eine bisher nicht erkennbar gewesene Bedeutung. M' 
ver Entiernung Liangs konnte der Boden für Ausgleich“ 
verhandlungen wiedergewonnen werden, auf die auch Ameris) 
und England jetzt mit aller Kraft hinarbeiten, wobei diese at 
dings nicht ganz selbstlos zu sein scheinen: sie steuern ziem .<" 
offen auf eine internationale Finanzkontrolle als Enteelt für v ° 
ihnen zu leistende Dienste hin. 

Dab man mit einem Ausgleich nicht nur in Canton. sonde”" 
asıch in Peking rechnet. ergibt sich übrigens aus einem Perinsc! 
Bericht des amerikanischen „Japan Advertiser”“. Ohne 2": 
worin gegebenen Einzelheiten als unbedingt zuverlässig 47° 


zuerkennen, wird man nicht ohne weiteres über den Kern der 
da angedeuteten Möglichkeiten zur Tagesordnung übergehen 
dürfen. Nach dem, was der Vertreter des „Japan Advertiser“ 
erfahren hat, wird zunächst auf Ausschreiben Pekings ein 
neues Parlament in China gewählt werden. Seine Aufgabe wird 
es sein, enalich die Posten der Vizepräsidenten der Republik zu 
besetzen. Es unterliege keinem Zweifel, wird versichert, daß 
dazu Tsao Kun und Chang Tso-lin auserschen werden würden. 
Isann werde der jetzige Präsident Hsü Shi-chang, der ein Stein 
Ges Anstoßes für Canton ist, nicht sowohl weil man etwas gegen 
seine Person einzuwenden hätte als gegen die Art seiner Er- 
wählung, sich ins Privatleben zurückziehen. Damit würde dann 
Tsao Kun stellvertretender Präsident werden. Dann werde auch 
Sun Yat-sen, der vom alten in Canton versammelten Rumpf- 
rarlament gewählte Präsident, abermals dem Volk sein Mandat 
zurückgeben (das erste Mal geschah es in Nanking 1912 zugunsten 
Yuan Shih-kais), und das Rumpfparlamsnt werde verschwinden. 
[sao Kuns Präsidentschaft, heißt es weiter, würde nur kurze 
Zeit dauern. Dann habe Chang Tso-lin das seit Jahren heiß er- 
strebte Ziel erreicht; er werde der erste Präsident des wieder 
geeinigten Chinesischen Reiches werden. Als Vizepräsident 
kamen unter ihm entweder Wu Pei-fu, wenn dieser sich solange 
in Macht behaupten könne, oder Liang Shih-yi in Betracht. 

Wieweit diese Voraussagen sich im einzelnen erfüllen 
werden, bleibt natürlich abzuwarten. Als Beweis für ihre Zu- 
vcerlässigkeit führt der Gewährsmann des „Japan Advertiser“ 
an, Chang Tso-lin stelle mit größerem Nachdruck in Abrede, 
uaß er nach der Präsidentschaft strebe und daß er sich bereits 
mit Sun-Yat-sen geeinigt habe — das beweise nur, daß das 
Gegenteil der Fall sei. 

Wahrscheinlich ist bei diesen Ausführungen vielfach der 
Wunsch der Vater des Gedankens. Soweit, wie der Vertrauens- 
mann des Tokyoer amerikanischen Blattes glaubt, sind die Dinze 
jedenfalls nicht gediehen. Andererseits haben tatsächlich Ver- 
handlungen zwischen Peking und Canton stattgefunden, nicht 
unmittelbare, wohl aber mittelbare, wobei der frühere amerika- 
nische Staatssekretär Robert Lansing, der ein Ratgeber der 
Pekinger Regierung ist, eine Rolle gespielt hat. Lansing hat, 
anscheinend auf Wunsch Pekings in Canton, wegen der Be- 
dingungen eines Ausgleichs auf den Busch geklopft, und Wn 
Tinz-fang hat ihm, wie die „Canton Times“ Ende Dezember 
feststellt, zwei Bedingungen genannt, den Rücktritt des Präsi- 
denten Hsü Shih-chanz und die Aufhebung des Vertrags mit 
Japan über die sogenannten 21 Forderungen des Jahres 1915. 
Der Pekinger Außenminister Yen Hui-ching hat darauf erklärt, 
diese beiden Bedingungen würden erfüllt werden. Tatsächlich 
habe Präsident Hsü bereits seinen Rücktritt erklärt, und über 
die 21 Forderungen Japans werde in Washington das Nötige 
vereinbart werden. Mit dieser Erklärung ist Canton aber nicht 
zufrieden. Hsü Shih-chang hat einen Erlaß an die Tutschüns und 
Gouverneure der Provinzen gerichtet, in dem er sich nach alt- 
überliefertem chinesischen Brauch als den Verhältnissen nicht 
gewachsen und deshalb als den für das herrschende Chaos 
einzigen Schuldigen bezeichnet und seine Absicht zurückzutreten 
ausspricht. Ucber die Absicht aber ist Hsü nicht hinas- 
gegangen, und damit, meint Canton, sei diese Bedingung des 
Südens nicht erfüllte Was in Washington schließlich betrefis 
der 21 Forderungen herauskommen werde, müsse abgewartct 
werden. i 

So war offenbar der kaum in Bewegung gesetzte Karren 
eines Einvernehmens zwischen Nord und Süd wieder auf den 
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toten Strang gekonımen. Möglich, daß es gelingt, ihn wieder 
flott zu machen. Der Abbruch der Kriegsrüstungen Südchinas 
deutet jedenfalls därauf hin, daß Canton noch nicht alle Hoff- 
nungen, durch Verhandlungen zum Ziel zu kommen, aufgegeben 
hat, und der inzwischen erfolgte Rücktritt Liang Shih-yis sowie 
die Umbildung des Kabinetts im Einvernehmen mit allen Macht- 
habern zeigen, daß man sich auch in Peking den Forderungen 
der Stunde nicht einfach verschließt. Damit ist aber’ irgend- 
welche Bürgschaft, daß es tatsächlich zu einem Ausgleich 
kommt, natürlich noch lange nicht gegeben. Wer China kennt, 
weiß, was für zahlreiche Belange da noch mitspielen werden und 
wie viele sich noch unerwärtet im letzten Augenblick geltend 
machen können. 

Der Umstand, daß tatsächlich zwischen dem Norden und 
dem Süden verhandelt worden ist, ist selbstverständlich den 
Japanern nicht verborgen geblieben. Und man wird sich in 
Tokyo auch gesagt haben, daß, wie die Dinge nun einmal liegen, 
an einem Ausgleich zwischen Nord und Süd nicht zu denken ist, 
wenn ein so Starker Machthaber wie Chang Tso-lin den Aus- 
gleich ablehnt oder ihn gar offen bekämpft. Entspricht das 
aber den Tatsachen, so würde damit der Schlüssel zum Ver- 
ständnis dafür gegeben sein, daß sich die japanische Presse 
neuerdings auffallend ablehnend Chang Tso-lin gegenüber ver- 
hält, während es bisher .immer geheißen hatte, Chang sei ein 
Freund und Schützling Tokyos. Welter aber würde auch klar 
werden, weshalb der amerikafreundliche Liang Shih-yi bei der 
Uebernahme der Regierung in Japan eine so erstaunlich gute 
Presse gefunden hat. Freilich auch bei der Bewertung dessen 
ist Vorsicht geboten. In Fragen der äußern Politik, namentlich 
soweit die Personen einzelner Staatsmänner in Frage kommen, 
ist die japanische Presse glänzend organisiert und diszipliniert. 
Es kann daher nicht überrascheyg, wenn auch die Auffassung 
auftritt, aus der Haltung der japanischen Presse dürfe man nicht 
chne weiteres Schlüsse ziehen, ohne zu wissen, was sich hinter 
den Kulissen abspielt. 

Wer dagegen die Auslassungen der japanischen Presse ernst 
nimmt, wird zu dem weiteren Schluß kommen müssen: Amerika 
und England suchen eine Einigung Chinas unter Mitwirkung 
Chang Tso-lins, Sun Yat-sens und Wu Pei-fus herbeizuführen, 
wofür sie, wie gesagt, eine weitgehende Aufsicht über die 
Reichsfinanzen in Anspruch nehmen. Japan unterstützt dagegen 
die ebenfalls auf eine Einigung Chinas abzielenden Bestrebungen 
der Verkehrspartei und der ihnen nahestehenden "Anfupartei, die 
anscheinend die Hoffnung hegen, mit Hilfe der chinesischen 
Banken, deren Nationalgefühl in der letzten Zeit außerordentlich 
gewachsen ist, ohne weitere fremde Anleihen auskommen zu 
können. Ein kleiner Zwischenfall spricht dafür, daß diese 
Gegensätze sich scharf entwickeln. Liang Shilı-yi plante un- 
mittelbar nach Uebernahme des Ministerpräsidentenpostens eine 
innere Anleihe von 9% Millionen Dollars, die durch die Ueber- 
schüsse der Salzverwaltung sichergestellt werden sollte. Die 
Vertreter der fremden Mächte legten gegen eine Verpfändung 
dieser Ueberschüsse für eine innere Anleihe Verwahrung ein; 
sie scien bereits dem Internationalen Bankkonsortium für 
etwaige spätere Anleihen zugesichert. Der britische Gesandte 
erinnerte überdies daran, die Mächte hätten sich verpflichtet, 
überhaupt keine Anleihe zuzulassen (wobei sie offenbar mit der 
Unmöglichkeit gerechnet hatten, daß eine solche in China sclbst 
aufgebracht werden könnte), bis Nord- und Südchina sich geeinigt 
hätten. An der Sitzung der Gesandten nahm der Vertreter 
Japans nicht teil, „da er von andern unaufschiebbaren Ge- 
schäften in Anspruch genommen war.“ CF. 


Das Viermächte-Abkommen über den Stillen Ozean. 


Nach einer Reuterschen Meldung vom 12. Dezember 1921 
hat der Vertrag des Viermächte-Abkommens über den Stillen 
Ozean (im amerikanischen Entwurf) folgenden Wortlaut: 

Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britische Reich, 
Frankreich und Japan haben, um den allgemeinen Frieden zu 
erhalten und ihre Rechte mit Bezug auf ihren Inselbesitz und 


ihre Inseldominien im Bereich des Stillen Ozeans zu sichern, 
beschlossen, einen Vertrag zu schließen und als ihre Bevoll- 
mächtigten ernannt den Präsidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Seine Maiestät den König des Vereinigten Königreichs 
Großbritanniens und Irland und der britischen Dominien über 
See, Kaiser von Indien, auch für das Dominium Kanada, für den 
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Bundesstaat Australien, für das Dominium Neuseeland und für 
Indien, den Präsidenten der Republik Frankreich und Seine 
Majestät den Kaiser von Japan, die, nachdem sie sich mitein- 
ander in Verbindung gesetzt und ihre Vollmachten in guter und 
richtiger Form gefunden haben, folgendes vereinbaren: 

Artikell. Die hohen vertragschließenden Mächte einigen 
sich untereinander mit Bezug auf ihre Rechte in Verbindung mit 
ihrem Inselbesitz und ihren Inseldominien im Bereich des 
Stillen Ozeans: Sollte sich zwischen irgendwelchen von ihnen 
aus irgend einer Frage des Stillen Ozeans ein Streit entwickeln 
und ihre Rechte berühren, der nicht zufriedenstellend durch die 
Diplomaten geregelt wird, und möglicherweise das einträgliche 
Einvernehmen bedrohen, das jetzt erfreulicherweise zwischen 
ihnen besteht. so sollen sie die andern hohen Vertragschließen- 
den zu einer gemeinsamen Konferenz einladen, an die die ganze 
Angelegenheit zur weiteren Erwägung und Regelung überwiesen 
werden soll. 

Artikel II. Werden die erwähnten Rechte durch das 
angriffsweise Vorgelien einer andern Macht bedroht, so sollen 
die hohen vertragschließenden Mächte sich offen und rückhalt- 
los miteinander in Verbindung setzen, um zu einem Einverneh- 
men über die wirksamsten, gemeinsam oder einzeln zu er- 
greifenden Maßnahmen zu kommen und so der besonderen Lage 
Rechnung zu tragen. 

Artikel III. Dieses Abkommen soll von dem Augen- 
blick an. wo es wirksam wird, zehn Jahre in Kraft bleiben und 
soll nach Ablauf dieser Zeit mit der Maßgabe in Kraft bleiben, 
daß jede der hohen vertragschließenden Mächte das Recht hat, 
es mit zwölimonatiger Frist zu kündigen. 

Artikel IV. Dieses Abkommen soll baldmöglichst nach 
den verfassungesmäßigen Vorschriften der hohen Vertrag- 
schließenden ratiiiziert werden und soll mit der Hinterlegung 
der Ratifikation, die in Washington erfolgen soll, wirksam wer- 
den. Darauf soll das Abkommen zwischen Großbritannien und 
Japan, das am 13. Juli 1911 geschlossen worden ist, außer 
Kraft treten. 

Die Unterzeichnung dieses Vertrags hängt, soweit die 
Vereinigten Staaten in Frage kommen, von dem Abschluß eines 
Abkommens mit Japan über die Insel Yap und über die soge- 
nannten Mandats-Inseln im Stillen Ozean südlich vom Acquator 
ab. Es ist ferner zu bemerken. daß die Streitiragen. auf die 
sich der vorgeschlagene Vertrag bezieht, keine Fragen um- 
faßt, die nach den Grundsätzen des Völkerrechts ausschließlich 
der eigenen Gerichtsbarkeit der in Betracht kommenden Mächte 
unterliegen. 

%* % %* 

Im engsten Zusammenhang mit diesem Abkommen steht der 
Artikel 19 des Flottenabkommens, der betrefis der Anufreclit- 
erhaltung des status quo der Befestigungen und Flottenstütz- 
punkte im Stillen Ozean wie folgt lautet: 

„Die Vereinigten Staaten von Amerika. Großbritannien und 
Japan kommen überein. daß der status quo zur Zeit der Unter- 
zeichnung dieses Abkommens für die Befestigungen und Flotten- 
stützpunkte in ihrem im Nachstehenden genau festgelegten Ge- 
bieten und Besitzungen aufrecht erhalten werden soll: 

l.auf den Inselnbesitzungen, die 'den Vereinigten Staaten heute 
swehören oder später von ihnen erworben werden, außer 
a) auf denen, die der Küste der Vereinigten Staaten, Alaska 

(mit Ausnahme der Aleuten) und der Panamazone vor- 
gelagert sind und 
b) auf Hawaii: 

2 auf Honckong und den Inselnbesitzungen, die Großbritannien 
heute gehören oder später von ihm im Stillen Ozean östlich 
des 119 Grads östlicher Länge erworben werden, außer: 

a) auf denen, die der Kuste von Kanada, 

b) der Kuste von Australien und seinen Giebieten und 
e) der Kuste von Neuseeland vorxelagert sind; 

3..ui den folgenden Inselbesitzungen Japans im Stillen Ozean: 
den Kurilen, den Benin-Inseln, Amamtoshima (Guam), Jen 
L.iukhir-Insuln, Formosa,. den Peskaderen und sonstigen In- 
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seln und Besitzungen im Stillen Ozean, die Japan später er- 

werben mag. 
Die Aufrechterhaltung des status quo unter den vorstehenden 
Vorbehalten verpflichtet dazu, daß keine neue Beiestigungen 
oder Flottenstützpunkte in den näher bezeichnenden Gebieten 
oder Besitzungen errichtet werden dürfen, daß keine Mal- 
nahınen getroffen werden dürfen, die vorhandenen Möglich- 
keiten für Schiffsreparaturen oder Instandhaltung der Fiotten- 
streitkräfte zu vermehren, und daß für die Küstenverteidigung 
der oben bezeichnenden Ciebiete und Besitzungen keine Ver- 
größerungen vorgenommen werden dürfen. Diese Beschrän- 
kung schließt jedoch Reparaturen und Ersatz für abgenutzte 
Waffen und Ausrüstungsmaterial, wie sie in Friedenszeiten für 
die Heeres- und Flotteneinrichtungen allgemeiner Brauch sind. 


nicht aus. 
% % 
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Das inzwischen von den Vereinigten Staaten und Japan 
wegen der Insel Yap geschlossene Abkommen bestimmt, daB 
Yap nicht befestigt werden darf. Japan hat auf der Insel die 
Ordnung aufrecht zu erhalten und verpflichtet sich kein ameri- 
kanisches Eigentum dort zu enteignen. Die Eingeborenen dürien 
nicht militärisch ausgebildet werden. Japan verpflichtet sich 
ferner, Abschrift des Berichtes, den es als Mandatar für Yap 
den Völkerbund zu erstatten hat, der amerikanischen Re» 
gierung zuzustellen. Sowohl Japan wie Amerika haben das 
Recht, Kabel auf der Insel Yap zu landen... Den für Amerika für 
diesen Zweck erforderlichen Grund und Boden enteignet Japan 
für Amerika. Das von Yap nach Guam gehende Kabel wird 
Amerika, das nach Menado gehende an Holland und das nach 
Schanghai gehende Japan als Eigentum überlassen. 


% < % 
Soweit Holland in Frage kommt werden noch weitere For- 
malitäten zu erfüllen sein. Insbesondere muß Holland as 
Entgelt für das ihm ausschließlich übertragene Menadokabel ar 
seinen Anteil an den jetzt Amerika und Japan übertragener 
Kabeln, auf die es mit Deutschland zusammen gemeinsarı 
Rechte hatte, verzichten. 
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In chinesischen Kreisen hat das Viermächteabkommen keine. 
gunstigen Eindruck gemacht. Die „Peking Daily News“ sieht ir 
ihını eine im wesentlichen gegen China gerichtete Maßnahme, we: 
China auch nicht ausdrücklich erwähnt würde. Man kann sic) 
in Peking nicht zu der Hoiinung durchringen, daß den Ver- 
hältnissen, die nach chinesischer Auffassung durch das englisch- 
japanische Bündnis geschaffen oder zum mindesten gefördert 
worden sind, ein Ende gemacht werden wird. Als der obige 
Wortlaut des Abkommens in Peking bekannt wurde, ertönt? 
noch einmal der Warnungsruf, die Mächte würden die eigenen 
Interessen am schwersten schädigen, wenn sie die Interesse? 
Chimas außer acht ließen. Das sei aber geschehen, erklärt ce 
„Peking Daily News’; auch das neue Abkommen sei einzix 
und allein auf den Cirundsätzen aufgebaut, die schon der d«- 
malige Staatssekretär Root zum Ausdruck gebracht hätte. un 
die nur auf die Interessen der fremden Mächte Rücksicht ze- 
nommen hätten, olıne sich um die Chinas zu kümmern. Na 
den Auslassungen, init denen der amerikanische Senator Locit 
den Vertragsentwurf der Washingtoner Konferenz unterbreitet 
hat, war für die amerikanische Regierung, von der der YVer- 
traxsentwurf stammt, der Gedanke maßgebend: „Ein Kris 
wird am besten dadurch verhütet, daß man seine Ursachen aus 
dein Wege räumt.“ Darum läßt sich allerdings angesichts des 
Wortlauts des Vertrags der Schluß ziehen, daB die vier Ver- 
tragsmächte es sich vorbehalten, die Ursachen eines im B?- 
reiche des Stillen Ozeans drohenden Krieges allein aus dem 
Were zu räumen, ohne daß olıne weiteres das größte Volk am 
Stillen Ozean dazu herangezogen werden müßte. Fine be 
sondere Bedeutung erhalten derartige Gedankengünge, wer 
man die neuerdings immer wieder in China zum Ausdruck &t- 


brachte Behauptung nicht unbeachtet läßt, die Mächte hätten 
trotz aller schönklingenden Worte wie „offene Tür‘, „Unverletz- 
lichkeit des Besitzstandes Chinas“ usw., auch in China stets nur 
ihre eigenen Interessen verfolgt; letzten Endes sei ihnen das 
Wohlergehen Chinas Hekuba gewesen. Und man versteht dann 
auch wohl die von Chinesen geäußerte Sorge, Washington könne 
sich als neues Versailles erweisen, wobei die Interessen der 
schwächeren Staaten rücksichtslos den Wünschen der Stärkeren 
geopfert würden. Darüber kann jedenfalls kein Zweifel be- 
stehen, daß man es in China — ob mit Recht oder Unrecht 
angesichts der augenblicklichen Schwäche des von Bürger- 
kriegen zerrissenen Reiches sei hier nicht weiter untersucht — 
als eine schwere Enttäuschung empfindet, daß über die Länder 
im Bereich des Stillen Ozeans ein Vertrag hat geschlossen 
werden können, ohne daß China zu den Vertragschließenden ge- 
hört. Schon seit Jahr und Tag ist von der öffentlichen Meinung 
Chinas erklärt worden, mit einer etwaigen Erneuerung des 
englisch-japanischen Vertrags könne China sich nur abfinden, 
wenn es selbst als Vertragschließender herangezogen würde. 
Die der südchinesischen Regierung nahestehende „Canton 
Times“ berrüßt das Ende des englisch-japanischen Bündnisses 
sehr warm. Das Blatt erinnert daran, daß England durch dieses 
Bündnis zu einer Politik gezwungen worden sei, durch die es 
säch die Sympathien Chinas verscherzt hätte. Diese könne 
England nur wiedergewinnen, wenn es sich in Zukunft zu einer 
Politik entschlösse, wie sie die britische Kaufmannschaft stets 
verlangt hatte, das heißt, stramm Front Japan macht, in dem 
Südchina einen seiner erbittertsten Feinde sieht. Im übrigen 
lehnt man aber, wie in Peking, so auch in Canton grundsätzlich 
ab, das Viermächte-Abkommen als für China bindend anzu- 
erkennen. Eine NHintertür hält sich aber Canton dabei 


oifen: Man könne darüber reden, das Washingtoner Abkommen 


anzuerkennen, wenn dafür die vier Vertragmächte die südchine- 
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sische Regierung anerkennen wollten, falls diese Frucht nicht 
schon vorher nach einem erfolgreichen Feldzug Sun Yat-sens 
gegen Peking der südchinesischen Regierung ganz von selbst 
in den Schoß gefallen sei. 

Auffallend ist, daß die Hongkonger „South-China Morning- 
Post“ sich nicht unbedingt auf den Standpunkt der englischen 
Regierung stellt, vielmehr das Viermächte-Abkommen solange 
als eme provisorische Maßnahme bezeichnet, wie nicht China 
als fünfte, gleichberechtigte Macht seinen Namen unter das Ab- 
kommen gesetzt hätte. Das freilich könne erst geschehen, wenn 
China wieder eine einheitliche Macht geworden sei, als welche 
es in Washington nicht auftreten konnte. 

%* %* 
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Auch in den Kreisen Sowjetrußlands ist man wenig erbaut 
davon, daß über das Bereich des Stillen Ozeans ein Vertrag hat 
geschlossen werden können, ohne daß die russische Regierung 
herangezogen worden ist.. Der bekannte Bolschewistenführer 
Radek weist, wie die kommunistische „Rote Fahne“ kürzlich 
mitteilte, darauf hin, daß in Washington weder das russische, 
noch das chinesische Problem gelöst worden sei. Die Groß- 
kapitalisten würden auch in Zukunft nicht auf die Ausbeutung 
Chinas verzichten, noch England seinen Trumpf Japan aus der 
Hand geben. Ebensowenig hätte Amerika etwas dagegen, daß 
seine Interessen in Sibirien durch eine Unterstützung der 
Kappelschen Truppen durch Japan gefördert würden. 

% % 
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Holland und Portugal sind bei den Unterzeichnern des Vier- 
mächteabkommens vorstellig geworden, daß ihren Besitzungen 
im Fernen Osten der Schutz nicht zu Teil würde, wie den Unter- 
zeichnern. Letztere haben zugesagt, dem durch einen be- 
sonderen Notenwechsel abzuhelien. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


China. 


Ein neues Kabinett. In Mukden gehen zurzeit Ver- 
handlungen darüber vor sich, wer als Ministerpräsident an die 
Spitze der Pekinger Regierung treten soll. Angeblich sind die 
Führer der Fengtien- und der Chihligruppe (einschließlich Wu 
Pei-fus) zu einem Einvernehmen gekommen, das die Einheit 
Nordchinas zu sichern und einen Bürgerkrieg auszuschließen 
scheint. Als wahrscheinlicher Ministerpräsident wird NHsiung 
Hsi-ling genannt, der im ersten Kabinett der Republik Finanz- 
minister war. 

Liang Shih-yi und Canton. In Canton ist man seinerzeit 
von der Ernennung Liang Shih-yis zum Ministerpräsidenten sehr 
peinlich berührt gewesen. Die südchinesische Presse schilderte 
Liang als einen ungewöhnlich skrupellosen Mann, mit dem Ver- 
handlungen über einen Ausgleich zwischen Nord- und Südchina 
undenkbar wären. Eine von amerikanischer Seite in Peking 
verbreitete Auffassung, Liang sei unter ausdrücklicher Zu- 
stimmung Sun Yat-sens berufen worden, wurde von amtlicher 
Seite in Canton sofort als den Tatsachen nicht entsprechend 
be zeichnet. 

Zur Lage in Nord-China. Alle Versuche, die .finanziellen 
Schwierigkeiten Pekings durch eine dem üblichen entsprechende 
Anleihe zu überbrücken, waren gescheitert. Das chinesische 
Neujahr mit seinen unumgänglichen Zahlungen rückte näher 
und näher. Die Not ließ die Regierung schließlich zu 
Mitteln greifen, die nur 
charakterisiert werden können. Das Kabinett entschloß sich, 
14 Millionen 20 Monate laufende und 18% Zinsen tragende 
Schatzscheine auszugeben, die durch die Ueberschüsse der schon 
so vielfach in Anspruch genommenen Salzabgaben gedeckt 
werden sollen. 
legenheit erklärt, es sei das letzte Mal, daß sie zur Hilfe bereit 
wären. 


als Handlungen der Verzweiflung 


Die chinesischen Banken haben bei dieser (e- 


Die Weashingtoner Konferenz. Während der chinesische 
Delegierte Wang Chung-hui sich über das Ergebnis der 
Washingtoner Konferenz zufrieden äußert, ist die öffentliche 
Meinung in China durchaus unzufrieden. In ganz China finden 
Protestversammlungen gegen die in Washington getroffene 
Lösung der Schantung-Frage statt. Die Vereinigten Handels- 
kammern der Mandschurei haben gegen die Beschlüsse der 
Washingtoner Konferenz betreffs der Östchinesischen Eisen- 
bahnen Verwahrung eingelegt. Die einzig berechtigten Eigen- 
tümer dieser Bahn seien China und Rußland; eine internationale 
Kontrolle stände im schreiendsten Gegensatz zur Washingtoner 
Konferenz. In Tsinanfu ist wegen der Konferenz von den 
Studenten ein neuer Boykott gegen Japan angefacht; die 
Handelskammer hat sich angeschlossen und verlangt die 
Schließung aller japanischen Fabriken. In Shensi ist es um 
Weihnacht wegen der Konferenz infolge von Hetzereien der 
Studenten zu amerikafeindlichen Kundgebungen gekommen. Das 
Konsularkorps in Hankau hat ein Ersuchen von Studenten 
Wuchangs und Hankaus als Kundgebung gegen die Washingtoner 
Konferenz einen Umzug durch die fremden Niederlassungen 
Hankaus veranstalten zu dürfen, abgelehnt, da politische 
Demonstrationen nicht in die Handelsniederlassungen gehörten. 
(Doven des Konsularkorps ist der Japaner.) Als trotzdem 
chinesische Agitatoren die britischen Niederlassungen betraten, 
richtete der britische Generalkonsul eine Beschwerde an den 
Gouverneur von Hupeh. — Interessant ist eine Auslassung des 
Organs der kommunistischen Partei in Berlin, der „Roten 
Fahne“, die nach einer längeren Uebersicht über den Verlauf 
der Konferenz zu dem Schluß kommt: „Faßt man das Ergebnis 
der Washingtoner Konferenz zusammen, dann besteht der 
positive Erfolg darin, daß durch die Zurückdrängung Japans ein 
imperialistischer Konflikt zwischen den Vereinigten Staaten und 
Japan zunächst vermieden worden ist. Aber gerade durch die 
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Verträge, die dem amerikanischen Imperialisten die Türen ge- 
öffnet haben nicht nur zum wirtschaftlichen, sondern auch zum 
politischen Einfluß in China, werden die imperialistischen 
Konfliktstoffe zwischen Japan und Amerika in absehbarer Zeit 
um cin Vielfaches gestärkt. Der imperialistische Konflikt 
zwischen den Vereinigten Staaten und Japan ist durch die 
Washingtoner Konferenz zwar hinausgeschoben worden, aber 
die Notwendigkeit seiner Austragung ist um so sicherer gc- 
worden, wenn nicht vorher die Proletarier Japans und Amerikas 
mit der imperialistischen Politik ihrer Kapitalisten Schluß 
machen. Die Engländer hatten gehofft, daß auf die Washingtoner 
Konferenz unmittelbar eine von Amerika einberufene Wirt- 
schaitskonierenz folgen werde. Sie hatten sogar angercgt, die 
Washingtoner Konferenz zu einer Wirtschaftskonferenz zu er- 
weitern. Die amerikanischen Kapitalisten sahen die Voraus- 
setzungen dafür noch nicht gegeben, sie wollten ihren Vorstoß 
gegen Japan zu Ende führen, ohne damit andere Verhandlungen 
zu verknüpfen. Jetzt haben Jie amerikanischen Imperialisten 
einen Siez erfochten. Und sie werden die unausweichlichen 


. volkswirtschaftlichen Verhandlungen auf einer kommenden, nicht 
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von England einberufcnen Konferenz wiederum zu einem 


weiteren Siex zu führen wissen.“ 


China und Rußland. Die Republik des Fernen Osftns ver- 
suchte im Herbst vorigen Jahres Handelsbeziehumten zu den 
beiden großen Mächten Ostasiens, zu China und Japan, an- 
zuknüpfen. Zu diesem Zweck kam ihr Minister des Auswärtigen 
Yourin selbst nach Peking ınd traf später japanische Delegierte 
in Dairen. Aber die Verhandlungen zerschlugen sich. Yourin 
ging dann nach Moskau, um dort Rat und Hilfe zu erbitten. 
Moskau schickte als Vertrauensmann und Unterhändler den 
Kommissar Paikes nach Peking. Anfänglich nahm die chinesische 
Regierung auch Paikes gegenüber eine ablehnende Haltung ein. 
Paikes hat es aber in ganz kurzer Zeit verstanden, Stimmung 
für sich in Peking zu machen. Selbstverständlich werde die 
Sowjetregierung, ihren Grundsätzen entsprechend, die OÖOst- 
chinesische Eisenbahn bedingungslos zurückgeben, erklärte er; 
die Befürchtung, daß Moskau daran die Bedingung knüpfen 
werde, die Bahn müsse ihr als Verkehrsmittel zum Stillen Ozean 
unter allen Umständen offen stehen, sei ganz unbegründet, so 
wichtig es natüriich für Rußland sei, ans Meer zu kommen. Und 
was die zweite große Frage anlange, die Räumung der Mongolei, 
in der vor einigen Monaten Sowjettruppen eindringen mußten. 
um die Weißen Garden unter Baron Ungern-Sternberg, die sich 
in Urga einen Stützpunkt geschaffen hatten, zu vernichten, so 
sei es ebenso selbstverständlich, daß den Wünschen Pekings 
volle Rechnung getraxen werden würde, „sobald die Gefahr 
vorüber sei“. Ob diese Worte einen dauernden Vorbehalt be- 
deuten, wird die Zukunft lehren. Einstweilen haben die Er- 
klärungen Paikes’ jedenfalls den — offenbar gewünschten — 
Frfolg gehabt, daß jetzt in weiteren Kreisen der Chinesen 
Stimmung für den Abschluß von Handelsabkommen sowohl mit 
Sowjetrußland wie mit der Republik des Fernen Ostens vor- 
handen ist. In der chinesischen Presse wird auf England hin- 
gewiesen, das weitsichtig genug sei, sich mit Sowjetrußland zu 
einizen. Die Mächte, die das nicht täten, würden das Nachsehen 
haben. Bei dem ausgesprochenen NHandelsinstinkt der Chinesen 
ınd der Stimmung, die unter der chinesischen Kaufmannschafit 
bolschewistischen Gedanken gegenüber herrscht, ist dieser Um- 


schwung der öffentlichen Meinung jedenfalls bezeichnend., wenn | 


sich auch ssicht verkennen läßt, daß die Chinesen den Tatsacheiı, 
soweit Ensland in Frage kommt, vorauseilen und, was andere 
länder. so vor allem Frankreich, betrifit, die Verhältnisse wahr- 
scheinlich unterschätzen. Außerdem kommt in den chinesischen 
Auffassungen offenbar das Politische viel zu kurz. Wie der 
Unterhandler Moskaus in Berlin, Radek, sehr ofien zugegeben 
kat, sieht England im Bolschewismus eine Bürgschaft für die 
Fortdauer der russischen Schwäche und will ihn daher soweit 
upterstutzen, wie notig ist, ihn am Leben zu erhalten, aber 
such nicht im geringsten daruber hinaus. Dagegen sicht Frank- 
reich sein Meil letzten Endes nur in einem starken Rußland, das 
uiersums seine gewaltigen Frankreich schuldigen Beträge 


zurückzahlen kann, andererseits ein Gegengewicht gegen das 
sonst für Frankreichs Interessen zu mächtig werdende Groß- 
britannien bietet. Sowjetrußland arbeitet psychologisch so iein, 
wie kaum eine andere Macht. Ueberall verstehen seine Ab- 
gesandten sich auf die besonderen politischen Verhältnisse und 
Wünsche des Landes einzustellen, um das sich zu bemühen ihre 
Aufgabe ist. So auch mit China. Die amtliche Moskauer 
„Jswestija“ wirbt laut und deutlich um Chinas Gunst. Das Blatt 
warnt die Pekinger Regierung, den Versprechungen der andern 
Mächte, ihre Truppen aus China zurückzuziehen, - Glauben zu 
schenken. Japan solle gezwungen werden, seine Stellung in China 
abzubauen; das sei alles. Dahinter aber stehe nur der weitere 
Plan einer vollständigen Aufteilung Chinas unter wen Mächten. 
China werde dem machtlos gegenüberstehen, denn es fehle ihm 
an der Möglichkeit, sich aus eigener Kraft zu organisieren, um 
den fremden Mächten erfolgreich Widerstand zu leisten. Der 
einzige Ausweg, der sich China noch böte, sei umgehend Ver- 
bindungen mit seinen natürlichen Verbündeten, der Republik 
des Fernen Ostens und Sowjetrußland, anzuknüpfen: Qaß man 
es in Moskau keineswegs bei Worten lassen will, sondern auch 
mit anderen Mitteln in China zu arbeiten gewillt ist, ergibt sich 
aus einer anderen Meldung, wonach Moskau Tschita neuerdings 
wieder vine halbe Million Goldrubel für die bolschewistische 
Propaganda im Fernen Osten zur Verfügung gestellt hat, wovon 
ein größerer Betrag der in Schanghai befindlichen bolschewisti- 
schen Zentrale für Chma überwiesen werden ist. Im Pariser 
„Temps“ stellt Andr& Dubosq fest, daß der Bolschewismus unter 
einem Teil der Studenten, Soldaten und Bergleute in China 
neuerdings augenscheinlich Boden gewonnen hätte. Dubos 
tröstet sich aber damit, daß die Studenten, Soldaten und Berg- 
leute noch lange nicht China seien. Unter den Bauern habe der 
Bolschewismus gar keine Aussicht, seit der Grund und Boder. 
der früher das ausschließliche Eigentum des Kaisers gewese 
sei, unter ihnen aufgeteilt sei. 


Macao. Zwischen China und Portugal bestehen seit Jahr- 
zehnten Grenzschwierigkeiten in Macao, eine Folge des Lr- 
standes, daß China zwar im Jahre 1887 die 330 Jahre vorher ı 
Anspruch genommenen Souveränitätsrechte Portugals üb: 
Macao anerkannte, es aber unterließ, die Grenzen vertragsmä:. 
festzulegen. Der besondere Streitgegenstand sind dann 
Wantsaibucht, die Macao gegenüberliegt, und das Hiungsli* 
Gebiet geworden. Var nunmehr 15 Jahren spitzte sich & 
Gegensatz zeitweiliz so zu, daß es zu Kämpfen zu komma 
drohte. Man einigte sich schließlich, wiederum aber ohne eirt" 
scharf präzisierten Vertrag zu schließen. Seit einem halbe! 
Jahr ist der alte Streit wieder aufgelebt. Den Anlaß gab dit 
Weigerung chinesischer Fischerdschunken im Hafen von Wantsıi, 
Anordmingen der portugiesischen Behörden nachzukommt"- 
Dieses Mal trat China, und zwar die nationalistisch viel stärkt 
als seinerzeit die Mandschuregierung eingestellte Cantoni! 
Regierung, mit großem Nachdrick für ihre Landsleute ein: sıe 
entsandte ein Kanonenboot nach der Lappaecr Scite des Hafes 
von Macao. Darüber gingen die Wogen der Erregung unter den 
Portugiesen Macaos sehr hoch; die Behörden drohten, Feuer 2: 
das chinesische Kriegsschiff zu eröffnen. In der Nähe des 
chinesischen Scezollamtes Lappa kam es zu blutigen Kämpicn. 
Das war Oel aufs Feuer. Ein Sturm im Glas Wasser! Aber 
doch ein Sturn! Es kam zu politischen Anscinandersetzunge". 
die auf beiden Seiten an Schroiflieit nichts zu wünschen übr.z 
ließen. Der Außenminister der Regierung in Canton, Wu Tins- 
fang, und der Gouverneur von Kuangtung, General Chen Chins- 
ıming, schlugen schr ernste Töne an, zumal Abordnungen Aus 
cem durch den Grenzstreit unmittelbar betroftienen Ux- 
tiet von Hiungshan (der Heimat Tang Snao-yis, Lians 
Shih-yis, Sun Yat-sens, also einer Reihe der geistige? 
Führer Jes heutigen China) das verlaugten. Fine enx- 
lische” Vermittlung erwies sich schr bald als vollig en 
gebnislos. Eine portugiesische Anregung, den Generalvxouverneuf 
aer Philippinen, General Wood, ein Schiedsrichteramt zu über- 
tragen, wurde von Canton nicht einmal beantwortet. Das er 
bitterte wieder die Bevölkerung Macaos außerordentlich, 24 
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ihre sich vielfach in sehr scharfen Tönen äußernde Stimmung 
verbreitete sich plötzlich über alle Teile Chinas, in denen cs 
Portugiesen gibt. In Shanghai stellte sich eine portugiesische 
Freiwilligenkompagnie den Behörden Macaos zur Verfügung. 
Alle Versuche des Gouverneurs Correia da Silva, beruhigend zu 
wirken, waren erfolglos. So blieb kaum etwas anderes übrig, 
als daß der portugiesische Gesandte in Peking, de Freitas, ein- 
griff. Da aber entstanden neue Schwierigkeiten. Peking ist in 
Südchina machtlos. Der Gesandte mußte sich entschließen, in 
Canton anzuklopien. Das bedeutete natürlich in gewisser Weise 
eine Anerkennung der dortigen Regierung, nicht de jure, aber 
doch de facto. Und darin liegt immerhin eine nicht bedeutungs- 
lose Auswirkung des Macaoer Zwischenfalls. Vorläufig hat Herr 
de Freitas in Canton nicht viel Entgegenkommen gefunden. Wu 
Ting-fang besteht auf Genugtuung für die Eröffnung von Feind- 
seliekeiten, Anerkennung der Hoheitsrechte Chinas über die 
Buchten von Wantsai und Ngankong, sowie — und das ist jeden- 
- falls ein sehr kluger, psychologisch auf die Wirkung aufs Abend- 
land berechneter Zug der Politik Cantons — Schließung der 
Spielhöllen in Macao. . Auch die Hoifnung des portugiesischen 
Gesandten, Großbritannien würde seinen ganzen Einfluß zu- 
gunsten seines Bundesgenossen gegen Canton einsetzen, hat sich 
nicht erfüllt. Wohl sucht der britische Generalkonsul nach wie 
vor zu vermitteln, aber er tritt dabei aus einer peinlichst be- 
cbachteten Reserve nicht heraus. Selbstverständlich hat Eng- 
land ein ausgesprochenes Interesse daran, daß Portugals Stellung 
in Macao nicht geschwächt wird, schon weil ihm ein Wieder- 
übergang Macaos an der Mündung des Canton beherrschenden 
Flußdeltas an China mit Rücksicht auf Hongkong sehr unbequem 
wäre, aber es hütet sich doch, in dem chinesisch-portugiesischen 
Streit Partei zu ergreifen. Auch diese Erscheinung ist in der 
Entwicklung des Macaoer Zwischenfalls von grundsätzlicher Be- 
deutung. England wird unter diesen Umständen aber auch kaum 
die Rolle eines Schiedsrichters übernehmen wolten. Gelingt es, 
worauf man zurzeit anscheinend in Canton hinarbeitet, Portugal 
zu bewexen, schließlich doch noch Amerika als Schiedsrichter 
, anzberkennen, so würde damit das Prestige Amerikas im Fernen 
Osten abermals auf Kosten des englischen eine Förderung er- 
fahren. 

Aus der Mongalel. Die äußere Mongolei befindet sich zur- 
zeit vollständig unter der Herrschaft Sowjetrußlands. Während 
Tschita seine Truppen anscheinend aus Urga zurückgezogen 
hat, hat Moskau die seinen verstärkt. Angeblich ist die Re- 
zierung von Tschita bereit, auch weiter mit der Pekinger Re- 
gierung über die zukünftige Gestaltung der dortigen Dinge zu 
verhandeln. In welcher Richtung aber sich die Besprechungen 
bewegen sollen, wird nicht verraten. Als Vertreter der Re- 
publik des Fernen Ostens ist ein Sondergesandter namens Agarew 
Mitte Dezember in Peking eingetroffen. Inzwischen scheint 
man sich in den Vereinigten Staaten mit den Tatsachen ab- 
finden und sie nach Möglichkeit nutzbar machen zu wollen. 
Darauf deutet, daß der amerikanische Konsul in Tschita Meyer 
am 25. Januar in Urga eingetroffen ist, um angeblich bei der 
Frrichtung amerikanischer Firmen in der Mongolei mitzu- 
wirken. Sonst gehörte die Mongolei zum Amtsbezirk der ameri- 
kanischen Vertretung in China. Aus Charbin wird gemeldet, 
daß die neue Mongolo-American Trading Corporation, die ihren 
Hauptsitz in Charbin hat und Niederlassungen in Hailar, Urga, 
Uliassutai und Kalgan unterhält, in der Mongolei glänzende Ge- 
schäfte mache. 

Pressefunkdienst In Ostasien. Vor der International PreB 
Association in Peking hat der Chef des amerikanischen Yangtse- 
Geschwaders, Admiral Bullard, einen Vortrag über Funkdienst 
zur Verbreitune von Pressenachrichten im Fernen Osten ge- 
halten. Er betonte dabei, durch einen den Zeitungen kostenlos 
zur Veriugung gestellten Nachrichtendienst könnten die Re- 
gierungen für das gegenseitize Sichverstehen aer Mächte und den 
Weltfrieden weit mehr leisten, als durch alle geschriebenen 
Verträge. Leider entsprächen heute die Anlagen für einen 
Pressefunkdienst in China den Anforderungen noca keines vegs. 
Soweit dabei das Innere des Landes in Frase kommt, hat 
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Admirat Bullard zweifellos recht. Dagegen sind heute immer- 
hin bereits mehrere Funkstationen in Peking und Shanghai vor- 
handen, mit denen Tag für Tag auch europäische Pressenach- 
richten aufgefangen werden. Dabei spielen die deutschen Mel- 
dungen, die sich durch Zuverlässigkeit schon längst vor Jdem 
Krieg einen glänzenden Ruf im Fernen Osten erworben haben 
und die jetzt allnächtlich von Nauen über die Welt gehen, eine 
große Rolle. Daneben finden auch französische und amerikani- 
sche Funksprüche regelmäßig in ausgiebiger Weise ihren Wez 
in’ die chinesische Presse. Admiral Bullard beklagte sich in 
seinem Vortrag bitter über die Japaner, die für die Weiter- 
beförderung der amerikanischen Preßfunksprüche von Cuaın 
nach Japan und von dert weiter nach China geradezu prohibitiv 
wirkende Sätze berechneten. Die amerikanischen Funksprüche, 
fügte er hinzu, würden kostenlos an alle amerikanischen 
Kriegsschiffe im westlichen Stillen Ozean gegeben und von 
diesen nach Möglichkeit im ganzen Fernen Osten verbreitet. 
Damit üben die Amerikaner heute «das nach, was lange Jalıre 
vor dem Kriege der „Ostasiatische Lloyd“ mit seinen direkten 
täglichen Beriner und Londoner Telegrammen für das. 
deutsche Geschwader getan hat, das damals als das politisch 
bestunterrichtete im ganzen Fernen Osten galt. Neuerdings ver- 
sorgt der amerikanische Pressefunkdienst von Cavite bei 
Manila aus auch Indo-China und Niederländisch-Indien mit Nach- 
richten. 

Lord Nortkcliffe in Shanghai. Aus den jetzt vorliegenden 
Shanghaier Zeitungen geht hervor, daß Lord Northcliffe in den 
wenigen Stunden seines Aufenthaltes in Shanghai sich so un- 
freundlich wie denkbar über Japan, das damals amtlich noch 
der Verbündete Englands war, geäußert hat. Die amerikani- 
schen Blätter („China Press“ und „Evening Star“) räumten 
seinen Bemerkungen, das Bündnis sei eine Gefahr für die 
Demokratie ii Japan, gefährde den Weitirieden usw., bereit- 
willigst breiten Raum ein. Sehr auffallend ist, daß Northclifie 
dabei wiederholt behauptete, die chinesischen Delegierten in 
Washington ständen vollkommen unter dem Einfluß der Tokyoer 
Gerros, die sich dabei der Vermittlung Chang Tso-lins be- 
dienten, wovon natürlich die Cantoner, Presse mit unverhehltem 
Behagen Kenntnis nimmt: Das habe man in Canton schon 
längst gewußt und immer wieder gesagt. Die „North-China 
Daily News“ wagte erst nach seiner Abreise dem berühmten 
Landsmann ein Verslein ins Stammbuch zu schreiben, das wohl 
den amtlichen englischen Standpunkt vertritt, wenn es da heißt, 
es sei keineswegs Japan allein gewesen, das aus diesem 
Bündnis Vorteile gezogen hätte. Eine Gelegenheit, Northcliffe 
in Shanghai zu antworten, fanden die von ihm angegriffenen 
Japaner in dem jetzt ganz zu ihrer Veriüzgung stehenden 
„Shanghai Mercury“. Mit Rücksicht darauf, daß das Blatt 
formell auch heute=noch englisch ist, ist der Ton zurückhaltend. 
Es wirkt aber gerade dadurch doppelt stark, wenn Northcliffe 
an die große Verantwortung erinnert wird, die er damit auf sich 
nehmen würde, wenn er seinen Landsleuten daheim unverdaut 
das vorsetzen wolle, was er bei einem auf wenige Stunden 
beschränkten Besuch Ostasiens sich habe zutragen lassen. 


Kurze Meldungen. England hat Ende vorigen Jahres eine 
scharfe Note an China gerichtet, in der es auf die ungeheure 
Zunahme der Mohnpilanzungen unter behördlicher 
Förderung in den Provinzen Kansu und Hunan hinweist. Dice 
enzlische Regierung wirft der chinesischen einen Vertrauens- 
bruch vor, daß sie das Wiederaufblühen des Opiumhandels 
fördere. z 

Nach einer japanischen Meldung haben die Tutschüns von 
Yünnan und Kueichou für die Bereitstellung von drei und 
zwei gemischten Brigaden für den Sun Yat-senschen Feldzug 
gegen Peking $ 340 000 und $ 220.000 verlangt. 

ie chinesische Studentenverbindung in 
Tokyo Ryunichi Gakuei Kai hat durch ihre japanfeindliche 
Haltung während der Washingtoner Konferenz die Tokyoer Re- 
gierung zu einer scharfen Ucberwachung ihrer Tätigkeit ver- 
anlaßt, nachdem sie ihre Proteste gegen Japans Politik allen 
chinesischen Studenten in Japan hatte-zugehen lassen. 
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Gegen die geplante Erhöhung der Bodenstenuer 
nimmt die chinesische Presse Shanghais Stellung. In jedem 
anderen Land, heißt es in einem Artikel, würde das Volk die 
Zahlung einer Steuer, von der auch nicht ein Cent zu seinem 
Besten verwendet würde, verweigern; selbst die Mandschus 
hätten nicht gewagt, diese Steuer zu erhöhen, es wäre ihr Ende 
gewesen; aber die heutige Regierung sei despotischer als die 
ehemals kaiserliche und scheue sich daher nicht, eine solche 
Erhöhung zur Beschaffung einer großen Anleihe ins Auge zu 
fassen. 

Die Tibetfrage kommt einmal wieder ins Rollen. Der 
ehemalige Außenminister Wang Ta-hsih ist mit den Vorarbeiten 
für die Wiederaufnahme der Verhandlungen mit Großbritannien 
betraut worden. j 

In chinesischen Kreisen fängt man an, aus Anlaß der Be- 
richterstattung über die Washingtoner Konferenz einzusehen, 
einen wie großen Felller die chinesische Presse begangen hat, 
als sie sich die Reuterschen Berichte über Vor- 
gänge im Fernen Osten aufhalsen ließ. die während des 
Krieges von der englischen Agentur geschaffen worden sind, 
aber auch heute noch das Nachrichtenbedürfnis eines großen 
Teils der chinesischen Presse befriedigen. Die „Peking Dailv 
News“ weist auf die sich daraus ergebende Gefahr hin. 
daß einem großen Teil der Chinesen sowohl wie Englands (das 
Blatt‘ hätte ruhig sagen können: Europas, Deutschland einge- 
schlossen) die einseitige Darstellung chinesischer Dinge und 
Fragen durch Reuter in cnglischer Beleuchtung die einzige 
Quelle der Belehrung über den Fernen Osten ist. : 

Die Pekinger Studentenvereinigung hat die Abberufung 
des Pariser Gesandten Chen Lu wegen der Rück- 
sendung von 100 mittellosen Studenten aus Frankreich nach 
China verlangt. 

Der frühere Generalinspekteur der Kuang-Provinzen Ge- 
neral Lu Yung-ting hat sich um Weihnacht von Shanghai 
über Wuchang. wo er eine Unterredung mit dem Tutschün von 
Hupeh General Hsiao Yao-nan hatte, nach Peking begeben. - 

General Wu Pei-fu hat ein Generalinspektorat für 
die rein chinesischen Zölle und das Likin in 
der Provinz Hupeh geschaffen, angeblich um den Durch- 
stechereien ein Ende zu machen, tatsächlich um sich die für 
seine Truppen notwendigen Mittel zu verschaffen. 

In der Provinz Shensi ist eine Kontrolle eingeführt, durch 
die festgestellt wird, ob die Beamten dem Opiumgenuß 
erxeben sind. Sie werden vier Wochen daraufhin von Aerzten 
Fevbachtet. Gleichzeitig ist die Einfuhr sogenannter Antiopium- 
Pillen unterbunden worden. 

Den Japanern in Hankau wird der Vorwurf gemacht, sie 
hätten während Pflasterarbeiten heimlich die Grenzsteine 
der japanischen Niederlassung erheblich versetzt 
oder einfach entiernt. 

Japan. 

Veränderte politische Ziele. Die Stellung des Kabinet:s 
Tuakahashi wird zuschends schwieriger. Es fehlt ihm augen- 
scheinlich an der inneren Einheitlichkeit. Vicomte Takahashi 
und die ihm nahestehenden Minister stoßen in manchen Fragen 
bei einer Gruppe ihrer Kollegen auf wachsenden Widerstand. 
Diese Gruppe, an deren Spitze wohl der Minister des Aeußern, 
(iraf Uchida, steht, und die außer ihm auch die Minister des 
Innern, des Verkehrs. der Eisenbahnen sowie der Landwirt- 
schaft und des Handels umfaßt, neigt stark zur Flottenpartei 
und wumterscheidet sich dadurch schon grundsätzlich vom 
Ministerpräsidenten und ihren anderen Kollegen. Die Diver- 
wenzen im Kabinett sind eine Folge davon. daß sich in der 
Seivukei, aus der das Kabinett hervorgerangen ist, die Partei- 
bande stark zu lockern beximmen. Es droht ein größerer Teil 
cinilußreicher Mitglieder, aus dieser jetzigen Mehrheitspartei 
„uszuscheiden und sich um neue Führer zu scharen. Fine nicht 
vnwesentliche Role spielt dabei daß die Oppositionsparteien. 
die Kensaikei und die Kokuminto, sich uber die Wahlrechtsfraxe 
eeinigt und bis zu einen gewissen (Girade zusammenweschlossen 
buben. In dieser Frage haben die beiden Oppositionspartcichn 


auf einen Teil ihrer sehr weitgehenden Forderungen verzichten 
müssen. (Geeinigt haben sie sich dahin, daß allen Männern 
über 25 Jahren das Wahlrecht gegeben werden soll. Wie die 
Seiyukei sich dazu stellen wird, ist noch nicht zu übersehen. 
Die Führer der Partei leisten den Forderungen der Opposition 
roch Widerstand, aber die jüngeren Mitglieder glauben dir 
Volksstimmung Rechnung tragen zu müssen. So wird sich vor- 
aussichtlich auch ein Teil der Seiyukei für eine Erweiterung 
des Wahlrechts einsetzen. Die Parteileitung steht natürli:h 
auch heute noch fest hinter dem Ministerpräsidenten; aber sie 
sucht, wie der „Japan Advertiser“ feststellt, ihre geschwächte 
Stellung wieder zu befestigen und neuen Anhang im Lande zu 
gewinnen. Sie will daher der Partei die Verfolgung neuer 
Ziele zur Aufgabe machen: vor allem eine umfassende Förde- 
rung des Unterrichtswesens und dessen vollständige Reform. 
Die Notwendigkeit einer solchen Maßnahme hat man auch sonst 
langst erkannt und in Regierungskreisen zweifellos gewünscht. 
Bisher fehlte es aber an den dafür nötigen Mitteln. Mit der 
Einschränkung der Flotte in Uebereinstimmung mit da 
Washinstoser Beschlüssen werden jetzt aber recht erhebliche 
Mittel frei, und aus diesen Ersparnissen ist Vicomte Takahashi 
bereit, das Nötige für die Unterrichtsreform zur Verfügung ı 
stellen. Daneben soll auch die wirtschaftliche Entwicklung des 
Landes planmäßig gefördert werden. Möglich, daß damit der 
letztliin brüchig gewordenen Seiyukei neues Leben eingeilölt 
wird und daß sich Vicomte Takahashi nach einer Umbildun; 
seines Kabinetts dann auch weiter gestützt auf eine die Mehr- 
neit darstellende Seiyukei an der Spitze der Regierung b«- 
haupten kann. 


Die Arbeiterbewegung. Dice Arbeiterbewegung gewinr: 
richt nur erheblich an Umfang, sondern auch an Bedeutung für 
das ganze Staats- und wirtschaftliche Dasein Japans. Vor- 
läufig trägt man sich in gewissen Kreisen der Regierung no: 
immer mit dem Gedanken, der Bewegung durch Gesetze un 
Erlasse entgegenwirken oder sie mit Gewalt unterdrücken ı 
können. So drohte zum Beispiel der Leiter der Oi-Eisenbahr- 
werke bei Tokyo, jeden Arbeiter zu entlassen, der sich an dir 
Gründung einer geplanten Gewerkschaft beteilige. Als eine Al- 
ordnung der Arbeiter dagegen beim Verkehrsminister YVr- 
wahrung einlegen wollte, weigerte dieser sich, sie zu empfan«- 
und ließ ihr durch seinen Sekretär erklären, er billige & 
Standpunkt des Leiters der Werke, wenn er auch nicht so we 
wie jener gehe, der mit der Schließung des ganzen Betrichi 
gedroht hatte. In den Kreisen der Regierung ist man in 
besondere dadurch sehr besorgt geworden, daß sich die Ver- 
haltnisse durch das Eindringen kommunistischer Propagan:ı 
in die Arbeiterbewegung erheblich zugespitzt haben. Man if 
ciirig bemüht, durch soziale Gesetze Erleichterungen für die 
Arbeiter zu schaffen. Dem Reichstag soll eine Vorlage betref‘s 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit sowie ein Vorschlag. di 
Stenern zu ermäßigen, zugehen. Auf der anderen Seite wird 
die Not unter den Arbeitern dadurch zunächst wenigstens 3” 
scheinend vergrößert, daß. erhebliche Mengen infolge der Ei” 
stellung der Kriegsschiffbauten von den Werften entlassen 
werden müssen. Aus diesen Kreisen kommen vielfach Proteste 
dagegen, daß der Staat auf ihre Kosten Ersparnisse mach: 
Andere Arbeitergruppen sehen die Dinge weniger bedrohlich 4" 
Im Gegenteil, sie verlangen sogar auch eine Herabsetzung dt” 
Heeresstärke auf die Hälite, wobei sie von der Kokuminto unte”- 
stützt werden, und eine Verwendung aller durch Rüstuns- 
einschränkungen erzielten Ersparnisse für eine planmäbite 
Förderung der Industrie. Am weitesten ging in dieser Hin- 
sicht wohl die Arbeiterschaft der Staatswerke in Osaka, die " 
einer Versammlung mit einem Generalstreik drohte, wenn die 
Regierung weiter einen so erheblichen Teil der Staatsgelart 
wie bisher für Heer und Flotte auiwendete, anstatt wer 
schaffende Unternehmungen zu fördern, in denen die Arbat-f 
l.ohn und Verdienst fünden. Gemäßixte Kreise unter d? 
Arbeitern suchen in der richtigen Erkenntnis, daß es sich Vie 
isch um eine Uebergangszeit handelt, an deren UeberwinctS 
„uch die Arbeiter selbst mitwirken müssen, nach Mitteln Wi 


Selbsthilfe. So ist in Tokyo ein Arbeitsnachweis von ihnen ge- 
gründet worden, der Verbindungen iiber ganz Japan unterhält. 
Versuchsweise hat man eine Fabrik fiir Gummischuhe erriclitct, 
die nach Möglichkeit zu einem großen Unternehmen auf ge- 
werkschaitlicher Grundlage erweitert werden soll. Auch ist 
ein Warenhaus gegründet, das seinen Mitgliedern Bedaris- 
artikel zu billigen Preisen liefert. 


Bekämpfung des Kommunismus. Die Tokyoer Polizei sucht 
Ger kommunistischen Bewegung in Japan Herr zu werden. 
Durch einen Zufall sind ihr in Wladiwostok Papiere in die 
Hände gefallen, aus denen sich nicht nur Zusammenhänge der 
kommunistischen Partei in Japan mit den Bolschewisten in 
Rußland ergeben, sondern die auch viel Licht auf die Pläne und 
Absichten der japanischen Kommunisten werfen. Unter anderm 
ist es dadurch der japanischen Regierung gelungen, schwer 
belastendes Material gewen die Attentäter zu erhalten, die im 
November vorigen Jalires enen Mordanschlag auf den neuen 
Ministerpräsidenten Vicomte Takahashi gemacht haben. Es 
sind übrigens keineswegs allein Russen, die die japanischen 
Kommunisten mit Geldmitteln versehen; ein Teil der für die 
kommunistische Propaganda bestimmten Beträge fließt auch aus 
Qucllen in China, Korea, der Mongolei, Indien und den Südste- 
inseln. Gerade deshalb ist es sehr fraglich, ob sich die Be- 
wegung überhaupt wird unterdrücken lassen. In diesem Zu- 
semmienhans gewinnen die Worte des Mitgliedes der Moskauer 
Regierung Sinowiew, man habe das Proletariat in Ostasien bis- 
her in unverantwortlicher Weise vernachlässigt, werde ihn 
aber fortan ganz besondere Beachtung schenken, die größte 
Aufmerksamkeit. Verschiedene Anzeichen deuten darauf hin, 
daß schon heute boischewistische Emissäre in großer Zahl in 
den Städten Japans an der Arbeit sind. Anscheinend macht die 
Propaxanda auf dem Lande unter den kleinen Pächtern, deren 
wirtschaftliche Lare sehr schlecht ist, Fortschritte. Die Regie- 
rung scheint entschlossen zu sein, mit sehr starker Hand ein- 
zugreifen. Telegraphisch wird aus Tokyo gemeldet, die 
japanische Regierung habe dem Reichstag eine Vorlage zugehen 
lassen, wodurch kommunistische Propaganda mit Gefängnis von 
nicht weniger als zehn, Jahren bestrait wird. 


Marschall Joifre. Als Gast Japans, und zwar zum Teil als 
der des Kaisers, zum Teil der der Regierung, ist Marschall 
Jotfre Ende Januar in Japan eingetroffen, wo er bis Mitte 
Februar geblieben ist, überall der Gegenstand freundlichster 
Aufmerksamkeiten, wie Jdie Japaner sie Gästen von Distinktion 
mit unnachahmlichem Reiz und unübertreiilicher Natürlichkeit 
zu erweisen wissen. Großes Aufschen hat bei Jieser Gelegen- 
heit verursacht, daB der Prinzregent an einem Festmahl zu 
Ehren Joffrecs auf der französischen Botschaft teilgenommen 
hat; soweit ist noch kein Staatsoberhaupt in Japan einen Aus- 
lander gegenüber aus seiner unnahbaren Zurückhaltung hervor- 
getreten. 
schen Reichstags haben Entschließungen angenommen, in denen 
Bewunderung für den Mut des französischen Volkes und die 
große Tapferkeit Joffres, „dessen Sieg der ganzen Menschheit 
zum Segen gereiche‘“, zum Ausdruck gebracht wird. Angeblich 
hat der Besuch Joitres in Japan auch eine erheblich politische 
Bedeutung. Wenigstens heißt es in der japanischen und 
chinesischen Presse, Joffre solle gewisse schon seit Monaten 
gepilogenen Verhandlungen während seiner Anwesenheit in 
Tokyo zum Abschluß bringen. Entspricht das den Tatsachen, 
so handelt es sich wahrscheinlich um den Entwurf, den die 
Tschitaer Regierung in Waslington bereits als vollzogenen 
Vertrag veröifentlicht hat. : 


Fürst Yamataga %. Wiederum hat Japan einen seiner 
eroBen Staatsmänner durch den Tod verloren. 84 Jahre alt 
ist Feldmarschall Fürst Yamataga gestorben. Er hat an den 


Kimpien, die zum Sturz des Schogunats und allmählich zum 
Aufschwung zur Weltmacht Japans geführt haben, von Anfanz 
an Anteil gehabt. Yamataga gehörte zur sogenannten Choshu- 
Partei und hat sich als Chosthu-Mann dem NHeeresdienst ge- 
widmet. Im Lauie der Jahrzehnte aber wurden ihm auch die 
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anderen Fragen der Verwaltung vertraut, so daß er seinem 
Vaterland nicht nur als Kriegsminister und Generalstabschef, 
sondern auch als Minister des Innern und Justizminister wert- 
volle Dienste hat leisten können. Damit erwarb er sich selbst 
Kenntnisse, die ihm olıne weiteres eine Führerrolle in seinem 
Vaterlande zuwiesen. Bis zum Tode des Kaisers Melji war er 
die eigentliche politische Macht im Lande; von seinem Willen 
hing es wesentlich ab, wer als Ministerpräsident die Geschäfte 
führte. Erst seit mit dem Regierungsantritt des Kaisers Yoshi- 
hito demokratischere Auffassungen sich im Staatsleben Japans 
durchsetzten, fing seine Allmacht an zu schwinden, aber auch 
dann wußte Yamagata noch die Fäden der Politik in seinen 
Händen zu halten und die Geschicke Japans, dank seiner großen 
Erfahrungen und dem Gefühl für ausschlaggebende Volksstim- 
niungen und internationale Konstellationen, in wesentlicher 
Weise zu beeinflussen. Mıt seinem Tode ist nun jüngeren Staats- 
männern die "Bahn frei gemacht, und sie müssen beweisen, ob 
sie imstande sınd. die Aufgaben weiterzuführen, die zu lösen 
sind, soll Japan die Weltmachtstellung behaupten, die es unter 
Yamagatas Mitwirkung errungen hat. 


Kurze Meldungen. Das Schlachtschiff' „Tosa“ 
20. Dezember in Nagasaki vom Stapel gelaufen. 

Im Herrenhaus des Reichstages verteilen sich die Mit- 
glieder, z.B. auf die einzelnen Parteien, wie folgt: Kenkyukai 15», 
Koseikai 65, Sawakai 43, Koyu 40, Doseikai 27, Jun Mushozok:ı 
10, unabhängig 65. 

Einflußreiche parlamentarische und journalistische Kreise 
Tokyos haben einen Aufruf an China gerichtet, in dem 
auf die durch die Unstetigkeit der Verhältnisse in China auch für 
seineNachbarn geschafienen unerquicklichen Zustände hingewiesen 
und das chinesische Volk zur Wiederherstellung seiner Einigkeit 
ermahnt wird. Der japanische „North China Standard“ glaubt 
neuerdings in maßgebenden chinesischen Kreisen Shanghais 
einen Umschwung der öffentlichen Meinung zugunsten Japans 
ieststellen zu können. | 

Die koreanische Unabhängigkeitspartei, 
deren Hauptquartier sich in Shanghai befindet, hat jetzt auch 
in Canton ein Bureau eröffnet, das die Aufgabe hat, Verbindungen 
mit Sun Yat-sen herzustellen. E 

Port Arthur und Maizuru sollen ihres Charakters 
als Kriegsliäfen entkleidet und zu Handelshäfen umgebaut werden. 

Die Toukyoer Zeitschrift „Yuben“ („Beredsamkeit‘) brinet 
eine Liste der Führer der sozialistischen Be- 
werung in Japan mit Angaben über ihre Persönlichkeit. 

Der frühere Kriegsminister General Tanaka hat den 
Resuch, den der neue Generalgouverneur der Philippinen General 
\Wood in Japan abgestattet hat, in Manila erwidert. 

Der neue französische Botschafter Claudel 
hat dem Prinzregenten am 18. Dezember sein Beglaubigungs- 
schreiben überreicht. 

Japan hat ein Generalkonsulat in Danzig er- 
richtet, das der Gesandtschaft in Warschau untersteht. 

Der Vorsitz im Geheimen Staatsrat ist nach 
dem Tode des Fürsten Yamagata endgültig auf Vicomte 
Kiyoura, der ilın vertretungsweise schon lange verschen 
hatte, übergegangen. 

Die Bewegung für die Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts bedient sich immer schärferer Mittel, seit die 
Regierung es in der geiorderten uneingeschränkten Form ab- 
gelehnt hat. 

Nachdem schon längere Zeit ein japanisches Generalkonsulat 
in Hamburg sowie Konsulate in Berlin, Köln und München be- 
stehen, ist jetzt auch in Stettin ein japanisches Kon- 
sulat errichtet worden. | 


Republik des Fernen Ostens. 


Die Kiimpie in Ostsibirien. Die militärische Lage in Ost- 
sibirien läni sich schwer übersehen. Nach Berichten aus Tschita 
dringen die Sowjcttruppen an der Amur-Bahn langsam, aber 
stetig, wenn auch unter schweren Verlusten, nach Osten gegen 
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die Truppen Merkulows vor, die anfangs siegreich gewesen 
waren. Augenscheinlich ist man in Tschita über dic Stärke des 
Widerstandes, auf den die Sowjettruppen stoßen, erstaunt. Un- 
verständlich sci es, heißt es dort, woher Merkulow plötzlich 
Geschütze, Maschinengewchre und Munition erhalten habe. Die 
Weißen Truppen behaupten sich anscheinend ncch in Nikola- 
jewsk, Sarapulsk, Iman und Chawarowsk. Auch wollen 
sie bei Jakutsk "einen Sieg errungen haben, womit die 
Sowjettruppen im Rücken bedroht würden. Neuerdings 
aber haben sie Blagoweschtschensk räumen müssen, 
Merkulow scheint zu fühlen, daß er seine kaum gewonnenen 
Stellungen auf die Dauer nicht wird behaupten können. 
Angeblich hat er bereits mit Japan ein Abkommen getroffen, 
wonach er, falls er sie selbst zu halten nicht imstande sein sollte, 
Wladiwostuok und Usuriisk an Japan abtreten wird. wofür ihm 
und seinen Parteigängern ein Asyl auf japanischen Schiffen zu- 
xesichert sein soll. Im Widerspruch zu dieser Meldung steht eine 
Frklärung des japanischen Ministers des Auswärtigen, Graien 
“ Uchida, der im Reichstag ausdrücklich betont hat, Japan würde 
nichts aufrichtiver als eine baldige Wiederherstellung der Ord- 
nunz und stetiger Verhältnisse in Sibirien, damit es endlich 
seine Truppen vor dort zurückziehen könne, 


Siam. 


Marschall Joffre. Von den rauschenden Festen und glän- 
zenden Empfängen zu Ehren Marschall Jofires, von denen in 
der Presse vorher die Rede gewesen war, hat sich abgesehen 
von manchen .großen" Reden nicht viel verwirklicht. Die 
Siamesen fühlen sich durch die Art, wie sie von ihren Ver- 
Hündeten dech nur so ganz nebenher behandelt werden, arg ver- 
schnupft. Beachtenswert ist wohl nur, daß der König Vajıravudlı 
—. ebenso wie auch später der Prinzregent von Japan — sich hat 
entschließen müssen, aus der überlieferten Zurückhaltung 
herauszutreten, und bei dieser Gelegenheit zum ersten Mal 
an einer der Veranstaltungen des französischen Gesandten teil- 
genommen hat: die Zeitungen melden, er sei der Gast der 
Gesandtschaft bei dem Festmahl zu Ehren Jofires gewesen, dem 
der König vorher eine Audienz erteilte, wie er Afın nach dem 
Brauch selbst zur Tafel gezogen hatte. 


Niederländisch-Indien. 


Unzufriedene Kolonisten. In Niederländisch-Imlien ist die 
Auffassung allgemein, daß die holländische Regierung im Haag 
den Bedürfnissen und Wünschen der in den Kolonien lebenden 
und arbeitenden Bevölkerung nicht genügend Rechnung trägt. 
Der Volksraad hat infolgedessen beschlossen, gegen die eigen- 
mächtigen Entscheidungen des Kolonialministers bei den 
(ieneralstaaten Verwahrung einzulegen. Er verlangt, wie aus 
einer Zuschrift an den „Telegraaf” aus Weltevreden hervor- 
geht. in allen Fragen, die Niederländisch-Indien betrefien, gehört 
zu werden. sowie Beachtung der von ihm der heimischen Re- 
gierung gemachten Vorschläge und Anregungen. 

Kommunismus. Die Klagen über Ausbreitung des Kom- 
mun'smus unter den Eimzeborenen Niederländisch-Indiens mehren 
sich, Insbesondere soll der Unterricht in den vom Sarekat- 
Islam gewründeten Schulen ganz auf kommunistische Tendenzen 
eingestellt sein. Immer wieder wird versichert, hinter der Be- 
wegung ständen russische Agitäatoren und russisches Geld. 

Northellife in Batavia.. In Batavia ist Lord Northeliife 
während seines kurzen Aufenthalts für die Schaffung eines 
besseren Nachrichtendienstes eingetreten und hat dabei ähnliche 


Töne angeschlagen, wie kurz vor ihm der amerikanische 
Admiral Bullard vor der International Preuß Association in 
Pekinz. Mit einem guten Nachrichtendienst, der auch dem 


Standpunkt des andern Rechnung trüge, würde die Hälfte aller 
iener schrecklichen  Mißverständnisse vermieden werden 
konnen, die heute soviel Unheil in der Welt anrichteten. Wenn 
Nortlielifie aber hinzuiuzte, nichts wunschten die demokratischen 
Rexierungen melr zuverlässige Nachrichten in diesem 
Sınme, die bei den Glauben fanden. so kann man nur 


als 


l.esern 


bedauern, daß die eigenen Blätter des Mannes, der sich ir. 
Fernen Osten sehr laut als den „Napoleon der Presse“ hi: 
feiern lassen, zwar unendlich viele Nachrichten bringen, itr 
Gesamtnachrichtendienst aber angesichts seiner einseit. 
tendenziösen Zustutzung schwerlich den Anspruch gut zu sein 
erheben darf, wie sich das ebenso sehr nach wie vor uk 
während des Krieges immer wieder gezeigt hat. Im übrizer 
hat Northeliffie keineswegs versäumt, auch den Schriftleiter. 
der batavischen Blätter von dieser seiner eigenen tendenziösen 
Einseitigkeit einen' Beweis zu liefern, indem er sie vor den 
„kriegs- und herrschsüchtigen‘“ Japanern warnte, gegen die man 
in England und Amerika jetzt ein wachsames Auge habe: 
zwischen den angelsächsischen Völkern und Japan werde es 
eines Tages doch zum Krieg kommen, denn Japan triebe mi: 
seiner Zustimmung zu den Abrüstungsbeschlüssen nur Spiegei- 
fechterei und wünsche nichts inniger, als eine baldige Beendigung 
des Bündnisses mit England. 


Stralts-Settlements. 


Verteidigungsmöglichkelten. In Singapore ist man ern- 
täuscht, daß der große Plan des Ausbaues Singaporss zu einer 
Flottenstützpunkt ersten Ranges nicht zur Ausführzng komme: 
soll. Man ist cffenbar in der Admiralıtät in London zii de 
Auffassung gekommen, daß amch ein großes Geschwader Sinya- 
rore kaum vor dem Schicksal der ZEinschliedung durch ein: 
noch größere Flotte bewahren kann, während der Schurz de: 
Haiens sich auch durch Minenanlazen erreicnen läßt. Etwa 
süß-sauer weist das „Straits Budget“ darauf hin, daß die Inter- 
essen des Reiches, die große Rücksichtnahme auf die Wünsch 
Australiens nötig machten, denen der einzelnen Kolsrte vor- 
gchen müßten. Dagegen ist die pritische Regierung der Au- 
fassung, daß die Garnison Singapores in Zırkunft nicht aus 
reichen wird, allen Aufgaben der Anuirechterhaltunz von Or- 
mung und Runc ım Hinterlande gerecht zu werden. Der Ver- 
such, das Freiwilligenkorps auszubauen, ist bisher mißsluck: 
Man kommt dalier um die Einführung einer Art von Diers- 
pflicht, bei der jeder in der Kolonie lebende Enwländer miit- 
risch ausgebildet wird, nicht herien. Die Schwierigkeiten J: 
sich der Durchführung eines solchen -Planes entwegenstei'e 
sind nicht gering. In der der gesetzrebenden Körperschı 
unterbreiteten Vorlage ist vorgesehen, daB die Arbeitwck 
ihren Angestellten die Möglichkeit gewähren müssen, ihre 
Dienstpflicht nachzukommen, wenn nach außen auch das Pri* 
zip des Freiwilligenkorps noch aufrecht erhalten wird. Dies‘ 
Freiwilligenkorps soll nur zur Verteidieung Singapores herar 
gezogen werden, die regulären dort garnisonierenden Truppe! 
werden denn bei Unruhen der Eingeborenen, mit denen m 
gelegentlich rechnen zu müssen glaubt. für ein etwaigxes Ein- 
greifen in amdleren Teilen der Straits Settlements frei. 

Das Budget. Auch die Straits Settlements haben ımter de: 
Ungunst der Verhältnisse zu leiden. Die Einnahmen des Jahres 
1921 sind um rımd 25 Millionen Dollars hinter dem Vor- 
anschlag und um rund 7,75 Millionen gegen das Jahr 1920 zu 
rückgeblieben. Dagegen sind die Ausgaben 1921 2 Millione” 
höher als 1920 und überschreiten die Einnahmen ımm 6,5 MT 
Dollars. Infolgedessen haben viele geplante öffentliche Arbeit! 
nicht ausgeführt werden können. Für das Jahr 192? sind Ei" 
rahmen und Ausgaben aut rund 29 Millionen Dollars vera” 
schlagt” Wie der Ceneralgouverneur erklärte, sind die At“ 
gaben antesichts der anhaltenden Krisis den Einnahmen arıı 
paßt worden: man hoffe nach Ueberwindung der ungunstst” 


wirtschaftlichen Laze später Jie zurückgestellten Pläne wivser 


aufnehmen zu können. 

Chinesische Schulen. Das Gouvernement kann sich met 
entschließen. den Wünschen der Chinesen Rechnung zu trast" 
und die Verordnung des Jahres 1920 wieder aufzuheben. 
ach are chinesischen Schulen und die an ihnen tätigen Lehre! 
bei den Benörden anwemeldet werden müssen. Das Gomernme 
ment hat sich auf die Vorstellung eintlußreicher Chinesen ruf 3 
der Erklärung verstanden, sie werde bei der Kontrol'v Je 
Schulen nach Moglichkeit alte Härten vermeiden. 
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Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


Pfofessor Driesch von der Universität Leipzig wird 
vom Herbst 1922 bis zum Sommer 1923 Vorlesungen über an. 
scphie an der Universität Peking halten. 


Nach den letzten Berichten aus Schanghai wurde dort 
mit der Rückgabe des Gebäudes der Kaiser-Wilhelm- 
Schule an der Weihaiwei Road an die deutsche Gemeind? 
Ende Januar gerechnet. Die deutsche Schule wollte dann mit 
etwa 50 Schülern in ihr altes Heim zurückkehren. Als der Neı- 
bau eröffnet wurde, sind es seinerzeit auch nur 53 Schüler ge- 
wesen, die dort einzogen. eine Zahl, die dann bald, namentlich 
während des Krieges, außerordentlich wuchs. Aber welcher 
Unterschied gegen früher! Heute ist das Gebäude furchtbar 
mitgenommen und die deutsche Gemeinde steht vor der Frage: 
Woher die Mittelnechmen, um sie wiederherzustellen? Vor- 
läufig erwartct die Schule einen neuen Lehrer aus der Heimat: 
und im nächsten Herbst wird ein weiterer für die wieder zu 
eröffnende Untertertia nötig. 


Eine erhebende Feier hat zu Beginn des Jahres in der 
deutschen Kirche in Schanghai stattgefunden. Von 
einem ungenannten Geber sind zwei Tafeln gestiftet, die 
jetzt die beiden Nischen rechts und links vom Altar ausfüllen -— 
in ihrer Schlichtheit wunderbare, schöne Schmuckstücke des 
(jotteshauses. Auf der cinen steht: „Dem Andenken an die 
Tsingtau-Kämpfer und das Heer im Weltkrieg 1914—18. Ewix 
lebt der Toten Tatenruhm“ (Edda), auf der anderen: „Dem An- 
denken an das Kreuzergeschwader und der Flotte im Weltkrieg 
1914—18: Coronel, Falklands, Skaxzerrak“. Unter den beiden .In- 
schriften ist die entsprechende Flagge angebracht, in Farben 
ausgeführt. Besonders die Marineflagge wirkt wunderbar. 
„Die Feier war herrlich,“ wird uns geschrieben; „die Toten 
standen in unserer Mitte auf.“ Im Namen der Gemeinde über- 
nahm ihr Senior, Herr Karl Stepharius, die Tafeln und enthüllte 
sie mit allgemein sehr warm empfundenen Worten. 


Das Denkmal für die „72 Helden“, die bei dem 
Pıtsch gegen das Gouverneurs-Yamen in Canton 1912 ge- 
fallenen Revolutionäre, das auf einen Beschiuß des in Canton 
tagenden chinesischen Parlament3 auf der Höhe der die Stadt 
umgebenden Hügel errichtet werden soll, an dere Hängen die 
Toten der Stadt ihre letzte Ruhestätte finden, und für das bei 
allen freisinnixen Chinesen auf der ganzen Welt Sammlungen 
veranstaltet worden sind. nähert sich seiner Vollendung. Vom 
ästhetischen Standpunkt ist dieses Derkmal, das zugleich eine 
Verherrlichung der Republik darstellen soll — es ist mit einer 
steinernen Nachbildung der amerikanischen Freiheitsglocke ge- 
schmückt und der pavillonartige Unterbau im Trianonstil (zur 
Erinnerung an den Frieden von Versailles!) ist mit einer völlig 
veringlückten Nachbildung der Bartholdischen die Welt er- 
leuchtenden Freiheitsstatue (New Yorker Haäfeneinfahrt) ge- 
krönt —, eine sehr bedauerliche Leistung, Was China je auf 
dem Gcbiet der Kunst geleistet hat, ist sorgfütig außer Acht 
gelassen. Schon, daß anmı Aufsang die Namen der Stiiter, auf 
der einen Seite in chinesischer, auf der andern Seite in englischer 
Schrift angebracht sind. verrät den Geist, der dieses Werk gc- 
schaften hat. Eine solche Anlage ist nur geeignet, beim Aus- 
iänder, auf den das moderne China augenscheinlich Eindruck 
machen will, die schon heute vielfach verbreitete Auffassung 
zu fördern, daß Jung-China anßerstande ist. sich auf sein eigenes 
Wesen zu besinnen und sich aus eigener Kraft zu neuer Blüte 
zu erhcben. 

Weren Gerdnarweis hat das Kaiserhaus die so- 
genannte Kaiserliche Küche eingehen lassen, wodurch etwa 1010 
ehemalige Angestellte der Hofhaltung um ihren Lebensunter- 
halt gekommen sind. Es werden weitere Entlassungen von 
überflüssigen Beamten des kaiserlichen Haushaltes in Aussicht 
vestelit Der Verwalter des kaiserlichen Haushalts hat. um 
Geld in seine leeren Kassen zu bekommen, dem Prinz?n Chun 
nahegeiegt. acht Paar wertvolle Vasen aus dem Tsunine-Palast 
meistbietend versteigern zu lassen. 


"In Canton soll nach amerikanischem Vorbild ein großes 
Gebäude errichtet werden, in dein alle Zivilbehörden, 
die heute in den verschiedensten Gebäuden untergebracht sind, 
ein Heim finden sollen. Die Bauverträge sind mit. einer 
amerikanischen Firma abveschlossen, die auch die Anlage des 
Rockefeller-Institutes in Peking und das Yale-College in Chant- 
sha geschaffen hat. i 

In Peking sind 300 000 Dollar aufgebracht, um an der Stelle 
der ehemaligen Gärten des Yuan-ming-yuan- 
Palastes einen Park anzulegen. Diese Gärten sind vor 
genau einem Jahrhundert vom Kaiser Tao Kuaug mit so außer- 
gcwöhnlicher Pracht angelegt worden, daß die Zensoren Veran- 
lassung. nalımen, eine Rüge auszusprechen. Der Palast war 
schon Mitte des 18. Jahrhunderts auf Beichl des Kaisers Kien 
l.ung von Jesuiten erbaut worden. Die Gärten, auf die damals 
cine Summe von 200000 Taels Silber verwandt waren, galten 
als gie schönsten Anlagen des klassisch chinesischen Stils. Im 
Oktober 1859 wurde die ganze Anlase von französischen und 
englischen Soldaten der Abteilung des Generals Montauban, der 
nachher von Napoleon dem Dritten zum Herzog von Palikao 
(nach einem Platz in Chihli, wo ter den chinesischen Truppen 
mit überlegen ausgerüsteten Truppen ein siegreiches Gefecht ge- 
liefert hatte) ernannt wurde, in einer unglaublich barbarischen 
Weise zerstört. Von chinesischer Seite geschah nichts, zu 
retten, was noch zu retten gewesen wäre Die Bevölkerung 
schleppte alles fort; auch den größten Teii Jer Steine des 
ehemaligen Palastes. Alles lag öde da, für den Chinesen ein 
Wahrzeichen dafür, daB dort einst „Barbaren‘‘ gehaust hatten. 

Die Amerikaner haben in Peking eine Schule für 
ameriRanische Kinder errichtet. Es eibt zurzeit in 
Peking in der (ohne die Gesandtschaftswache) etwa 850 Köpie 
starken amerikanischen Kolonie rund 200 Kinder. Man rechnet 
aber darauf, daß auch aus anderen Teilen Chinas Amerikaner 
ihre Kinder zur Erziehung nach Peking schicken werden. Es 
sind neuerJings etwa 8000 Amerikaner in China gezählt, davon 
2350 Kinder. Der Unterricht soll auch das Studium der chinesi- 
schen Sprache umfassen, womit Amerika sich einen wertvollen 
Nachwuchs für seine Interessen in China heranziehen zu 
können hofft. 

In Hankau ist es am 1. Dezember zu einem Streik von 
50.000 Rikschakulis gekommen, die eine Erhöhung der Rick- 
schagebühren um 25 % auf 1000 Käsch den Taz nicht bezalıen 
zu können erklärten. In der französischen Niederlassung kaın 
es am 7. Dezember zu Zusammmenstößen der Streiker mit zum 
Schutz der Rikschadepots herangezogenen Truppen. Der Anlaß 
zu der Micterhöhung lag in der Entwertung des Kupierkäsch zum 
Silber. Die Rikschakulis haben ihren Willen durchgesetzt. Ihre 
gewerkschäftliche Organisation erwies sich als außerordentlich 
stark. Die Rikschabesitzer mußten auf der ganzen Linie nach- 
geben. Der Streik wurde dadurch beendet, daß die Eigentümer 
sich verpflichteten, fortan alle Rikschas nur noch an die Gewerk- 
schaft der Rikschakulis zu vermieten. Drei Tage lang haben sie 
sie, um die Kulis für den erlittenen Verlust zu entschädigen, um- 
sonst zu Zeben, ımd für weitere zwei Wochen zum alten Satz 
von 800 Käsch den Tag. Es soll dann über einen neuen Tarif 
verhandelt werden. Die „Central China Post“ ist außer sich 
über dieses Abkommen: die Eigentümer und dic Polizei seien 
einfach ausgeschaltet: die Gewerksehaft habe Maßnahmen gre- 
trofien und durchgesetzt, die nicht anders als bolschewistisch 
genannt werden könnten. 

In der Provinz Hupeh sind mit Rücksicht auf die in 
dreißig Kreisen herrschende Hungersnot Notstandsarbeiten 
angeordnet. Am meisten leiden die Gebiete, die bei dem Durcht- 
stechen der Dämme bei Kinzchou während der Kämpfe Wu 
Pei-fus im letzten Sommer gegen die Hunaner überschwemmt 
worden sind. Von in Hankau lebenden Ausländern ist an Ort 
und Stelle festgestellt worden, daß die damaligen Meldungen. 
daß ungezählte Menschenleben verioren gegangen sind, viel Vieh 
ertrunkem und alles Ackerland verwüstet ist, den Tatsachen 
durchaus entsprechen, 


- 
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Präsident Hsü Shih-chang trägt sich mit dem Gedanken, 
eine Hochschule für chinesische Klassiker in 
Peking zu errichten. Mit der Ausarbeitung des Planes ist der 
ehemalige Ministerpräsident Chu Chi-chien betraut, der, auf 
einer amtlichen Besuchsreise nach London, Paris, Brüssel und 
Rom bezriffen, im letzten Frühjahr auch Deutschland incognito 
einen Besuch abgestattet hat. 

In Peking ist Anfang Dezember ein modernes 
Theater nach westlicher Art, das nur für chinesische Bühnen- 
kunst bestimmt ist, eröffnet worden. Es liegt in nächster Nähe 
des Gesandtschaftsviertels und führt den Namen Chen Kuang. 
Was sich auf der Bühne abspielt, auf der auch das Orchester 
seinen Platz hat und auf der wie in alten Zeiten der den Schau- 


spielern nach jeder Glanznummer Tee zur Erfrischung dar-' 


reichende Diener sich bewegt, hält sich streng im Rahmen des 
Altüberlieferten; der aus schweren Vorhängen bestchende 
Hintergrund, vor dem sich die Helden vergangener Zeiten be- 
wegen, übt nach wie vor seine vornehme Wirkung aus. Nur der 
Zuschauerraum und das „Foyer“ sind den Ansprüchen modernen 
Lebens angepaßt. 

In Shanghai hat die China Film Company große 
Vorbereitungen zu einer umfassenden Organisation des Kine- 
matozraphengewerbes und der Anlage neuer Filmtheater in 
ganz China getroffen. Es gibt heute im Innern des Landes erst 
etwa 70 Filmtheater, was selbstverständlich bei einer Bevölke- 
rung von 400 Millionen, die sich nachweislich gerne ins Film- 
theater locken läßt, sehr große Aussichten für die Zukwmft er- 
öffnet. Das Unternehmen steht unter der Leitung eines amecri- 
künischen Fachmannes, Harry Grogin, der zugleich insbesondere 
in bisher weniger bekannten Teilen des Landes für amerika- 
nische Gesellschaften Filmaufnahmen in China machen’ soll. 

Die „North-China Daily News“ klagt über die große Zahl 
von notleidenden Russen, die nach Shanghai ge- 
kommen sind, wo sie angesichts der dort herrschenden Ge- 
schäftsdepression der Gemeinde sehr zur Last fallen. Daß sich 
unter den mehreren tausend Russen auch eine Reihe von Ver- 
brechern befindet, zeigen die Verhandlungen des Gemischten 
Gerichtshofes. Besonders schlecht geht es den Frauen, 
die mit Rücksicht auf ihre russische Sprache und frühere Er- 
ziehung und Lebensgewohnheiten nur selır schwer einen Unter- 
halt in Shanghai finden können, und von denen infolgedessen 
Hunderte dem Laster in die Arme getrieben werden. 

In Shanghai erfreuen sich die Vorstellungen reisender 
englischer Theatergesellschaften nur geringen 
Zuspruchs. Die Presse zerbricht sich vielfach den Kopf über die 
Gründe. Anscheinend fehlt es zum Teil an Geld für kostspicligxe 
Vergmügungen, zum Teil aber zicht die Jugend, wie heute überall in 
der Welt, so auch im Fernen Osten. Unterhaltungen flotteren 
Stils vor. 

Chang Tso-lin will in Mukden eine Universität für 
den Nordosten Chinas gründen. 

Von Hankau aus wird eine lebhafte buddhistische 
Mission betrieben. Neuerdings haben sich auch Frauen in 
ıhren Dienst gestellt. 

In China gıbt es heute 40499 Bergwerksbetricbe, 
in denen 342 Ingenieure und 252400 Bergleute beschäftigt 
werden. 

Die Firma John Swire & Co. (in China Butterfield and Swire) 
hat für de Universität Honzekong die Mittel für die 
Errichtung eines Lehrstuhles für Ingenieurwissenschaiten ge- 
stiitet, nachdem sie und ihre Tochtergesellschaften im Jalhıre 
‘919 schon einmal £ 4) 000 dieser Universität zugewendet haben. 

In diesen Tagen ist der bekannte Shanghaier Arzt Proiessor 
Ir. Gerngroß zur Erholung in seiner baverischen Heimat 
eingetrofien.  Schwerkrank hätte er Shanghai verlassen. In 
Saigon warde er ausgeschifft und ins dortige Militärlazarett 
zebracht, wo er gut versorgt wurde. Etwas erholt in Deutsch- 
lond angekommen, mußte er sich schr schwach und elend Ende 
Dezember einer schweren Operation in Leipzig unterziehen, die 
dessen gut Verliet Die Erholung aber machte nur langsam 
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Fortschritte. Professor Gerngroß hofft indessen die Folg:n 
allen Leidens im kommenden Sommer soweit zu überwinden, 
daß er frisch gestärkt im Herbst die Ausfahrt nach Östasica 
wieder antreten kann. Möge dem verdienten Arzt bis dahin die 
volle Gesundheit wiedergegeben sein! 


InHonolulu ist am 5. Februar, im 72. Lebensjahr, eine der 
bekanntesten deutschen Frauen Ostasiens Frau Clarke 
während des Schlafes sanft in ein anderes Leben hinüber- 
geschlummert. Frau Clarke wollte den Winter in dem 
paradiesischen Klima der Pazifik-Insel verleben, klagte aber se:t 
ihrer Ankunft dort über Herzschwäche. Die Leiche ist ver- 
brannt, und die Asche soll nach China zurückgebracht werden. 
wo sie ihren letzten Ruheplatz bei Chinhoza finden dürfte, in 
der Nähe jenes Klosters in den idyllischen Bergen Chekianz\, 
als dessen Gast Frau Clarke (ihre Verehrer namten sie scherz- 
haft die Aebtissin) den größten Teil der letzten 13 Jahre ihr.» 
Lebens verbracht hatte. Die ruhige Abgeschicdenheit von de:r 
Treiben der Großstadt wurde dort freilich durch den nie ahb- 
reißenden Besuch ihrer Familienangehörigen und unzähliw.r 
alter Freunde (darunter gar mancher erholungsbedüritixe 
Rekonvaleszent) anregend und angeregt unterbrochen. Ein gar 
arbeitsreiches Leben hat jetzt seinen Abschluß gefunden. Enür 
1876 nach China gekommen, ließ sich Frau Clarke, früh ver- 
witwet, mit vier Töchtern in Schanghai nieder, wo sie eıJc 
Pension eröffnete, aus der sich im Lauf der Jahrzehnte d.>» 
heute einen Weltruf genießende Hotel Kalee entwickelt Ha: 
Gar manchem Neuankömmling ist Frau Clarke eine mütter:ich: 
Beraterin im Fernen Osten gewesen, und die Zahl derer. den. 
sie mit Rat und Tat zur Seite stand, ist gewaltig gewescr. 
Das Andenken an „Oma“ wird in den weitesten Kreisen ar 
Ostasiaten und vieler Weltreisenden, die die ungewöhnii:: 
tüchtige und warmherzige Frau kennen und schätzen gelerı 
haben, weiterleben. 

„Spaziergänge in China“ ist der Titel eines V r- 
trages, den Proiessor Dr. C. du Bois Reymond am Mittwo 
dem 8. März, abends 8,15 Uhr, im Wissenschaftlichen Verein r 
Institut für Meereskunde, (ieorgenstraße 34/36, in Berlin halı-: 
wird. Karten zu M. 4,00 sind abends zu haben. 


Japan. 


Die Stadtverwaltung von Kobe schränkt .% 
Stab ihrer Beamten angesichts der schlechten Finanzlage :.: 
Stadt wesentlich ein, um einer Erhöhung der Steuern aus d.* 
Wege zu gehen, nachdem die Ausgaben um rund Yen 2 Mil:iir«: 
gegen das Vorjahr gestiegen sind. 

Unter den Studenten der Kaiserlichen und dd: 
Waseda-Universität ist der Skisport schr inBrac.: 
gekommen. Während der Neujahrstage wurden von u:ı 
Studenten weite Skiausflüge unternommen. 

Der frühere Abt des Nishi Honganji-Tempels in Kyoto, G:_i 
ÖOtani, plant die Herausgabe einer Zeitschrift „Taijv». 
deren Zweck die Verbreitung der buddhistischen Lekriı 
sein soll. 

Eine Anzahl der Tempel in Kyoto haben sich bere.:- 
erklärt, ihre Höfe den Schulkindern als Spiclplätr: 
zur Verfügung zu stellen. Es sollen sogar Tennisplätze anzele 
werden. Die Aufsicht werden die Lehrer der Schulen führe: 

In Yokohama ist der mit großem Luxus aufgeiuhrte 
Neubau der Russisch-Asiatischen Bank an di: 
Yamashito-cho, am 4. Januar mit einer großen Feier‘. c*- 
keit, die mit einem Gottesdienst in der russischen Kirche ci-- 
geleitet wurde, eingeweiht worden. 

Schwere Schneefälle brachten Anfang Januar din 
ganzen Eisenbahnverkehr in Nordjapan zum Stil’stan 

In japanischen Theaterkreisen bereitet man sch 
jetzt eine würdige Vorstellung vor, die zu Ehren des Besuchs 
des Fürstenvon Wales veranstaltet werden soll. Tre 
bekanntesten japanischen Schauspieler drängen sich zur Wir- 
wirkung, und jedes Theater glaubt, daß sein Haus das hir Sun 
Zweck geeignetste ist. 


In Tokyo tritt sein Anfang Januar ein aus fünf ehemaligen 
österreichischen Kriegsgefangenen in Tomsk zusammengesetztes 
Quintett auf. Die Mitglieder sind angeblich sämtlich ehemalige 
Schüler der Konservatcrien in Wien und Biswlapest. 

Die großBenZeitungenin Osaka wollen den Bezugs- 
preis herabsetzen. 

Der Tokyo Golf Club hat bei Hodogaza ein Grund- 
stück von 40 ha zum Preise von rund Yen 300 000 gekauft. 

Im Laufe dieses Jahres wird die Kaiserliche Uni- 
versität in Tokyo ihr 50jähriges Bestehen feiern. Ehe- 
malige Studenten haben Yen 800000 für einen großen Saalbau 
gestiftet. 

Der deutsche Generalkonsul 
Januar in Kobe eingetroffen. 

Die Zahl der ihren Lebensunterhalt selbst erwerben- 
den Mädchen und Frauen wächst zusehends. Die 
Tokyoer Industrie allein beschäftigt 65 000 Frauen. Sie verdienen 
im Durchschnitt Yen 29,16 im Monat, wovon sie 699% für ihre 
Verpflegung aufzuwenden haben. 150 Mädchen werden in Tokyo 
als Kondukteure auf Omnibussen beschäftigt. Als sehr zuverlässig 
haben sich Japanerinnen als Fahrkartenverkäuferinnen erwiesen. 
Recht erheblich ist die Zahl der Aufwärterinnen in Restaurants 
und Friseurinnen. Unter den Arbeiterinnen macht sich neuer- 
dings eine lebhafte Agitation für die Herabsetzung der Arbeits- 
zeit von 12 auf 8 Stunden geltend. 

Ein Teil ds Geschäftsviertels der Stadt Taka- 
saki, etwa 90 km nördlich Tokyo, ist niedergebrannt. 
200 Soldaten des 15. Regiments mußten zur Bekämpfung des 
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Brandes herangezogen werden. Der Schaden ist schr be- 
trächtlich. 
Unter verdächtigen Umständen sind zwei große Ge- 


bäude der Werft von Tsukiji (Tokyo) nieder- 
gebrannt. Es befanden sich in ihnen äußerst wertvolle 
Modelle. Der Bau hatte vor fünf Jahren Yen 3 Millionen gekostet. 

Auf dem Fisch- und Gemüsemarkt von Nagasaki brach 
am 9. Januar ein Schadenfeuer aus, dem in kurzer Zeit 
130 Häuser zum Opfer fielen. Der Schaden wird auf mehrere 
Millionen angegeben. | 

23000 Bewerber haben in diesem Winter ihre Verse über 
das Thema „Die über dem Wasser aufgehende 
Sonne‘ dem Kaiserlichen Bureau für Dichtkunst eingereicht. 
Als Siegerin ist aus dem Wettstreit Vicomte Makino hervor- 
gcgangen, die Gattin des Zeremonienmeisters des Prinzregenten. 

Der frühere Unterrichtsministerr Sawayanagi hat sich 
in der zweiten Mälfte des Januar das Berliner Schul- 
wesen und die sanitären Einrichtungen der Stadt Berlin sowie 
eine Reihe von Wohltätigkeitsanstalten besichtigt. Ehe er von 
Berlin schied, überreichte er der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft 
in Dahlem eine Mochizuki-Stiftung von 2 Millionen Mark, deren 
Zinsen für Stipendien verwandt werden sollen, dem Bürger- 
meister von Berlin 100000 Mark für Volkserziehungszwecke, 
20000 Mark derı Studentenheim der Universität usw. 

Im Tempel Senyakuji in Tokyo ist kürzlich ein Denk- 
mal enthü!lt worden. das an die Tat der 47 Ronin erinnern 
soll, die zu Beginn des 18. Jahrhunderts den Tod ihres schwer 
beleidigten Merrn an dessen Gezner rächten und als Vorbilder 
der Vasallentreue noch heute im Andenken des Volkes leben. 
Die 47 Ronin, die für ihre Tat Harakiri zu begehen verurteilt 
wurden, sind sämtlich in dem Tempel Senyakuji beerdigt. 

Auch in der Hauptstadt Tokyo haben im vergangenen 
Jahre besonders schwere Brände großen Schaden an- 
«cerichtet.. 


Niederländisch-Indien. 


Der Vorstand des Deutschen Rundes in Batavia weist 
Carauf hin, daß Aussichten auf Anstellung für Deutsche 
zurzeit in Niederländisch-Indien nicht vorhanden sind. In- 
folge einer wirtschaftlichen Krisis, die das Land durchmacht, 
werden in allen Betrieben Einschränkungen durchgeführt, die 
allxemein auch Entlassung von Arbeitskräitein mit sich vringen. 
Aber auch die holländische Regierung beifleißigt sich, um ihr 
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Budget im Gleichgewicht zu halten, größter Sparsamkeit. Be- 
werbungsschreiben, wie sie in sehr großer Zahl aus Deutschland 
in Niederländisch-Indien eingehen, haben daher so gut wie gar 
keine Aussicht auf Erfolz. Mittelbar wird das auch durch eine 
Mitteilung des „Nieuwe Rotterdamsche Courant“ bestätigt, wo- 
nach etwa 4 vom Hundert aller sich in Niederländisch-Indien auf- 
haltenden Europäer zurzeit beschäftigungslos sind. 

Mitte Dezember hat der Direktor der Behn, Meyer & Co. 
Handel Maatschappi, Georg Rademacher, der zugleich 
seit 1907 den Posten eines deutschen Konsuls in Soerabaya 
wahrgenommen hat, Niederländisch-Indien verlassen, um sich 
dauernd in der alten Heimat niederzulassen. Die „Deutsche 
Wacht“ in Batavia widmet Rademachers Verdiensten um seine 
Landsleute in Niederländisch-Indien und das deutsche Vater- 
land warme Worte der Anerkennung. 

In Meester Cornelis ist der Leiter des American 
Hotels in Buitenzorg Peter Schleidt, der vor dem Kriege 
Polizeimeister in Eitape (Neu-Guinea) war, im Alter vom 39 
Jahren nach kurzem schweren Leiden gestorben. 


Neue Büder über Ostasien. 


Die Schriftleitung beabsichtigt ein möglichst vollständiges Verzeichnis aller 
neuen Bücher über Ostasien zu schaffen. Sie ist für alle Mitteilungen über 
Neuerscheinungen — auch nicht-deutschen — dankbar. Auch grundsätzlich 
wichtige Aufsätze in Zeitschriften sollen aufgeführt werden. 


„China“ I. Teil: „Das Land der Mitte“, ein Umriß von 
E. Fuhrmann. II. Teil: „Der Tempelbau“ von Dr. B. 
Melchers (Band Ill und IV der Schriften-Serie „Geist, Kımst 


und Leben Asiens“, herausgegeben von Karl With). Folkwang- 
Veriag G m.b.H., Hagen i. W. 1921. 
Rudo!f Eucken und Carsun Chang: „Das 


l.ebensproblem in China und Furopa“. 

Otto Fischer: „Chinesische Landschaitsmalerei‘. 
63 Bildwiedergaben. Verlag Kurt Wolff, München 1921. 

M. Hartmann: „Zur Geschichte des Islam in China“. 
(Band X der „Quellen und Fors:hungen zur Erd- und Kultur- 
kunde‘). Verlage von Wilhelm Heims, Leipziz 1921.. 

Dr. Karl Haushofer: „Das japanische Reich in seiner 
geographischen Entwickelung“ Verlag von L.W. Seidel & Sohn 
in Wien 1921. 

Peter Jessen: „Japan, Korea, China. Reisestudien eines 
Kunstfreundes.“ Verlag von E. A. Seemann. Leipzig 1921. 

Dr.F.E.A. Krause: „Ost-Asien” Die Frage des Fernen 
Ostens und des Stillen Ozeans im Lichte der Weltpolitik und der 
deutschen Interessen (in „Politische Zeitfragen. Monatsschrift 
über alle Giebiste des öffentlichen Lebens“). Verlag der Poli- 
tischen Zeitfragen Dr. Franz A. Pfeiffer & Co. München 1921. 

JohnV.A.MacMurray: Treaties and agreements with 
and concerning China 1894—1919. Volume 1. Verlae Oxford 
Universal Press New York 1921. 

Kakuzo Okakura: „Die Ideale des Ostens“, 
Verlag Leipzig 1922. 

Woldemar von Seidiitz: „Geschichte des japa- 
nischen Farbenholzschnittes“. Dritte Auflage Mit 4 farbigen 
Tafeln, 10 Doppeltafeln, 89 Abbildungen im Text und 21 Künstler- 
signaturen. Verlag von Woligang Jeß, Dresden 1921. 

R. Wilhelm: „Pekinger Orient-Institut‘. Verlag Hoff- 
mann & Reiber, Görlitz 1921. 

D. Dr. Il. Witte: „Das Ringen Jder Welticlizion um die 
Seele der Menschheit“. Verlaz: Allgemeiner Evangelisch-Pro- 
testantischer Missionsverein Beriin 1922, 

„Ostasiatische Zeitschritit“ April bis September 
1920--21 mit größeren Beiträzen: 

E. von Zach: Gedichte des Tu Fu. 

Carl Clemen: Christliche Einflüsse auf den chinesischen und 
japanischen Buddhismus. 

Karl Döhring: Ueber die Feinheiten der siamesischen 
Architektur. 

Julius Kurth: Studium zur Geschichte und Kunst des japa- 
nischen Holzschnitts. IM. Harunobu-Studien. 

Friz Jäger: Leben und Werk des Pei Kü. 

M. W. de Visser: Les Arhats in China und Japan. 


Leipzig 1921. 
Mit 
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Die Entwicklung der chinesischen Baumwollindustrie 
im Lichte der Weltwirtschaft. 


Von Konsul Dr. Müller. 


Wenn es richtig ist, daß eine der ersten Bedingungen für 
die gesunde Entwicklung einer Industrie die ist, daß das eigene 
Land nicht nur als Hauptkonsument der betreffenden Erzeug- 
nisse, sondern zugleich auch als vorwiegendste Rohstoff- 
bezugsquelle ihren eigentlichen Nährboden bildet und noch 
dazu über ausreichende und billige Arbeitskräfte verfügt, wird 
man olıne Uebertreibung sagen dürfen, daß China für die 
Gründung einer weltwirtschaftlich hochbedeutsamen Baum- 
wollindustrie geradezu prädestiniert ist. China verbraucht 
mehr Baumwolle als irgendein anderes Land. Nimmt man 
für nur ein Drittel der Bevölkerung einen Bedarf von sechs 
englischen Pfund pro Kopf an, so beträgt der Jahreskonsum 
nicht weniger als 700 Mill. Pfund. Desgleichen ist auch der 
Verbrauch von Garn und Baumwollgeweben ein ungeheurer 
und stetig zunehmender. So ist allein der Garnkonsum seit 
1911 bis zum Jahre 1920 von 2,6 auf 5,8 Millionen Ballen, 
“ das heißt um mehr als das Doppelte gestiegen. Und was den 
Verbrauch von Baumwollgeweben aller Art anlangt, so weiß 
jeder, der die chinesische Handelsbewegung der letzten 
Dezennien verfolgt hat, einen wie breiten Raum in der Einfuhr- 
statistik gerade Baumwollstoffe eingenommen haben und heute 
noch einnehmen. 

Mit dieser gewaltigen Konsumfähigkeit verbindet sich der 
weitere unschätzbare Vorteil, daß Baumwolle im Lande selber 
angebaut wird und China über einen schon heute sehr be- 
trächtlichen und verhältnismäßig leicht steigerungsfähigen 
Reichtum an den erforderlichen Rohprodukten verfügt, dessen 
Bedeutung die bloße Tatsache am besten kennzeichnet, daß es 
unter allen baumwollerzeugenden Ländern mit einer Jahres- 
produktion von 5 bis 6 Millionen Ballen bereits an zweiter 
Stelle steht. Zweifellos ist daher China nach dieser Richtung 
hin erheblich günstiger gestellt als die europäischen Länder 
mit hochentwickelter Baumwollindustrie, wie insbesondere 
England, aber auch wie sein Hauptkonkurrent und bisheriger 
Hauptlieferant von Garnen, Japan. Kann es unter den ge- 
schilderten Umständen wundernehmen, daß sich die in neuerer 
Zeit ins Rollen gekommene Industrialisierung des Landes 
hauptsächlich diesem Industriezweige zugewandt hat? Und 
wirft man einen näheren Blick auf die Sprunghaftigkeit und 
Intensität der Entwicklung gerade dieser Industrie, so wird 
man sogar sagen dürfen, daß die sich gegenwärtig voll- 
zichende Umgestaltung des chinesischen Wirtschaftslebens in 
der Tat dazu angetan ist, die Aufmerksamkeit der ganzen 
Welt auf den immer noch zu wenig beachteten chinesischen 
Riesenabsatzmarkt zu konzentrieren, in dessen Zukunfts- 
möglichkeiten viele, wenn nicht gar die wichtigsten Zu- 
sammenhänge der Washingtoner Konferenz zu suchen sind. 

Die Förderung, die einheimisches und fremdes Uhnter- 
nehmertum dem in Rede stehenden Industriezweigre während 
der letzten Jahre hat angedeihen lassen, erstreckt sich auf 
zwei verschiedene, aber innerlich zusammenhängende Gebicte, 
auf die Hebung der Baumwollkultur einerseits und die Ent- 
wicklung der maschinellen Baumwollspinnerei und -weberei 
andererseits. 

In ihren Anfängen etwa fünf Jahrhunderte zurückgehend, 


spielt die Baumwollkultur in China erst seit 50 Jahren eine 

bedeutendere Rolle. Erst nur auf drei Provinzen (Kıanysu, 

Cheklang und Chihli) und einige Teile des Yangtsetales be- 
„ 
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EEE FETTE EEE MEET, breitete sich der Anbau allmählich auch auf Shessi. 
Shansi, Szetschuan, Honan, Shantung, Hupeh und. die 
mittleren Teile von Anhui aus. Die beste chinesische Baum- 
wolle, die sich in der Qualität der amerikanischen nähert, ge 
deiht im Bezirk von Tungtchow. Im allgemeinen steht das 
chinesische Produkt allerdings insofern hinter demjenigen 
anderer Länder, insbesondere Amerikas, an Beschaffenhei: 
zurück, als die Faser kürzer und rauher ist, Hierauf wie auch 
auf die Tatsache, daß der weitaus größte Teil der in China 
erzeugten Baumwolle im Lande selbst verbraucht wird, ist 
zurückzuführen, daß China in der Rohbaumwollausfuhr bisher 
eine weniger bedeutende Rolle gespielt hat als andere baum- 
wollproduzierende Länder. Immerhin belief sich 1917/18 üie 
hauptsächlich nach Japan gerichtete Ausfuhr noch auf 
164 Mill. Ibs. Was nun die auf Förderung des Baumwoll- 
anbaus gerichteten Bestrebungen anlangt, so bemüht man 
sich nicht nur, die Qualität zu verbessern, sondern auch durch 
Erweiterung der Anbaufläche den Ertrag zu erhöhen. So 
suchen neuerdings die landwirtschaftlichen Verbände mit 
Unterstützung der Regierung das Interesse der Bevölkerunz 
an einer Steigerung der Erzeugung auf alle mögliche Weise 
zu beleben, indem sie das häufig noch fehlende Verständnis 
für intensive Bewirtschaftungsmethoden in möglichst weit: 
Volkskreise tragen. Flugblätter werden verteilt, Oedländereier 


erschlossen und Versuchspflanzungen angelegt. Das Ackerbaı- 


ministerium verteilt amerikanischen Samen unter die Bauern. 
dergestalt, daß jeder eine bestimmte Menge mit genaues 
Kulturvorschriften erhält, und daß diejenigen Bauern, die sich 
dem Baumwollanbau widmen, Steuerfreiheit und ehrende Ar 
erkennung erhalten. Eine besonders emsige Tätigkeit cn- 
wickelt die Baumwollspinnereivereinigung in Nanking, 4: 
durch Berufung eines amerikanischen Sachverständigen, E: 
richtung von Versuchsanstalten, Veranstaltung von &s 
stellungen, durch Vorträge über rationellen Anbau usw.& 
Baumwollkultur neue Wege zu weisen bestrebt ist. k 
Tientsin ist auch eine Baumwollschule errichtet worden. D- 
Veredelung der einheimischen Pflanze scheint in der ersea 
Zeit auf Schwierigkeiten gestoßen zu sein, doch sollen in 
letzter Zeit Versuche, sie durch züchterische Auslese zu ver- 
bessern, günstige Ergebnisse gezeitigt haben. Die \Ver- 
spinnung der in den Versuchsanstalten aus amerikanischen 
Samen erzielten Stapel soll besonders gut gelungene Probe 
bereits 32iger und 42iger Garne ergeben haben, während die 
Garnstärke früher nur 16 und 22 betragen hat. Ferner sei 
erwähnt, daß im März dieses Jahres in Schanghai eine Baum- 
wollbörse mit einem Kapital von 3 Mill. $ errichtet wordes 
ist, der die Gründung einer zweiten für Garne und Gew-eb- 
bestimmten auf dem Fuße folgte. Auf gewisse zollgeserz- 
geberische Maßnahmen, die gleichfalls der Entwicklung der 
einheimischen Baumwollindustrie zugute kommen, wird weiter 
unten hingewiesen werden. 

Aber von noch erheblich größerer Tragweite als die a:i 
die Verbesserung und Vermehrung des Rohprodukts abzielen- 
den Bestrebungen ist die rapide Entwicklung der Baumwo:! 
spinnerei- und -webereiindustrie, in deren Intensität nn 
Sprunghaftigkeit der zwischen China und seinem Nachbar- 
reiche Japan ausgebrochene, durch den chinesischen Bovkott 
und tief eingewurzelte politische Gegensätze genährte Wirt- 
schaftskampf klarer zutage tritt als in irgendeinem ander: 
Zweige des chinesischen Wirtschaftsiebens. Die chinesisch» 
Baumwollindustrie ist noch jung. Die erste Baumwal'- 
spinnerei war die vor 30 Jahren von Chinesen in Schanst 3 


errichtete, mit damals modernen Maschinen ausgerüstete, 
ursprünglich von der Regierung betriebene und später in 
“ Privatbesitz übergegangene San Sing. Daran schlossen sich 
wenige Jahre später die von der englischen Firma Jardine, 
Matheson & Co. errichtete Ewo Cotton Spinning & Weaving 
Co. Ltd., ferner die Yangtsepoo und die Kung Yik mit ins- 
gesamt 355 520 Spindeln und 1814 Webstühlen, sowie zwei 
weitere, die Oriental und die Laou Kung Mow, sämtlich in 
Schanghai, das sich zum Zentrum der Baumwollindustrie ent- 


wickelte. Bis 1915 war die Entwicklung der Spinnereien und . 


Webereien mit mechanischem Antriebe verhältnismäßig 
langsam. Seit 1896 hatte die Zahl der Spindeln bis zu dem 
genannten Zeitpunkt nur eine Zunahme von rund 60 000 
(642 934 gegen 583 000) erfahren, und die Zahl der mechanisch 
betriebenen Webstühle betrug 1915 nur 4584. Seit diesem 
Jahre macht sich aber eine höchst bemerkenswerte Aufwärts- 
bewegung geltend, zu der die auf den Krieg zurückzuführende 
Abnahme der Zufuhr von‘ Baumwollfabrikaten aus England 
und die dadurch erheblich gesteigerten Quotierungen den 
Anstoß gegeben haben mochten. Der Umfang dieser Be- 
wegung, deren Intensität man am besten an den Neu- 
gründungen eines einzigen Jahres — 1919 — mit 39 Spinne- 
reien und 5% 000 Spindeln zu ermessen vermag, findet seinen 
Ausdruck in nachstehenden Zahlen: 


Zahl der Spindeln Webstühle 
1915 . . 2. 2.842000 4 584 
1917 . . . .... 1126000 5 853 
1921 . .» 2»... 2838000 12 000 


Die Gesamtzahl der im Betrieb befindlichen Spinnereien 
wird von der „Weekly Review“ auf 103 angegeben, wovon 
sich 68 in chinesischen, 29 in japanischen und 6'in englischen 
Händen befinden. Nach Sitz und Nationalität verteilen sich 
die Spindeln und Webstühle wie folgt: 

Spindeln Webstühle 
Aeltere fremde (englische) Spinnereien in 
Schanghai. . . 2 2 2 2.0 nn. 206 284 2 814 
Aeltere fremde (japanische) Spinnereien 
in Schanghai . . ; . 831662 . 1486 


Alterechinesische Spinnereien inSchangh1i 441 276 285% 
Aeltere chinesische Spinnereien in den 

übrigen Teilen Chinas . . . . . . 759034 2 620 
Neue chinesische Spinnereien inSchanghai 231596 800 
Neue chinesische Spinnereien im übrigen 

China . 2 2 2 2 nn nenne. 8368168 + 1430 
Neue japanische Spinnereien im übrigen „ u 

China . nen... 0. 450000 Angaben fchlen 


2 838 020 12 130 


Seit 1915 hat somit die Zahl der Spindeln um mehr als 
das Vierfache, diejenige der Webstühle um das Dreifache zu- 
genommen. Uebrigens schreitet diese Bewegung — unge- 
achtet der inneren Unruhen — unaufhaltsam weiter, wie die 
Tatsache beweist, daß noch weitere 48 Spinnereien mit ins- 
gesamt 818000 Spindeln und etwa 2000 Webstühlen im Bau 
begriffen sind und zur größeren Hälfte in nächster Zeit in Be- 
trieb gesetzt werden sollen. 

Spinnereimaschinen lieferte bis vor wenigen Jahren fast 
ausschließlich England. Erst der Krieg hat in diese Monopol- 
stellung insofern eine Bresche geschlagen, als seit 1916, also 
zu einer Zeit, in der die englische Industrie mit Munitions- 
lieferungen in Anspruch genommen war, zum erstenmal auch 
die Vereinigten Staaten von Amerika auf den Plan traten und 
ihr Geschäft seitdem gewaltig ausgedehnt haben. Die ersten 
amerikanischen Lieferungen waren für die Wah Shing Baum- 
wollspinnerei und die Yu Yuen Co., beide in Tientsin, das sich 
gleichfalls zu einem bedeutenden Mittelpunkte der Baumwoll. 
industrie entwickelt. Aber auch in Schanghai sind die Ta Dah 
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Cotton Spinning & Weaving Co. sowie die Hou Sung 
Spinning & Weaving Co. sowie die 1917 erbaute Heng Yuen 
Textile Co. mit amerikanischen Maschinen ausgerüstet worden. 
Höchst beachtenswert ist die starke Beteiligung Japans 
an den Neugründungen, die nicht nur in.den wirtschaftlichen 
Expansionsbestrebungen dieses Landes, sondern auch in dem 
Verhältnis ihre Erklärung findet, in dem die japanische Baum- 
wollindustrie zu der chinesischen steht. Wie Japan einerseits 
der bedeutendste Abnehmer der aus China ausgeführten Roh- 
baumwolle ist, setzt es andererseits seine Baumwollfabrikate 
aller Art, insbesondere aber Baumwollgarne, hauptsächlich in 
diesem Lande wieder ab. In dem Maße, in dem sich nun die 
Baumwollindustrie in China entwickelt, in dem Maße ent- 
gleitet der japanischen Industrie nicht nur eine wichtige Roh- 
stoffbezugsquelle, sondern auch sein bedeutendster Absatz- 
markt. Dazu kommt noch, daß die chinesische Regierung 
zwei bemerkenswerte Verordnungen zur Förderung der Baum- 
wollindustrie erlassen hat, wonach die im Lande hergestellten 
Baumwollfabrikate hinsichtlich der Steuersätze günstiger ge- 
stellt sind als die eingeführten. So ist erstens die Zahlung 
der Zwischenhafenzölle (Ausfuhr- und Küstenzoll) auf Roh- 
‚baumwolle, die nach einem anderen Vertragshafen zwecks 
Verarbeitung in Spinnereien eingeführt wird, mit Wirkung 
vom 1. April 1920 aufgehoben und zweitens bestimmt worden, 
daß auf maschinellem Wege hergestellte Baumwollerzeugnisse 
chinesischer und ausländischer Fabriken den 5prozentigen 
Wertzoll zahlen und dann von der Zahlung weiterer Abgaben 
befreit sein sollen. Für gewisse Erzeugnisse ist entweder 
Herabsetzung der Abgaben oder Abgabenfreiheit angeordnet 
worden. Inwieweit diese Maßnahmen die japanische Ausfufr 
von Baumwollerzeugnissen nach China bereits beeinflußt 
haben, läßt sich vorläufig noch um so weniger übersehen, als 
sich die Produktion chinesischer Garne heute noch vorwiegend 
auf gröbere Sorten beschränkt. Tatsache aber ist, daß die 
Ausfuhr von japanischen Garnen nach China seit dem Jahre 
1915 bereits eine erhebliche Abnahme erfahren hat. Von sach- 
verständiger Seite wird den japanischen Spinnereien übrigens 
geraten, sich — abgesehen von der Beteiligung an den Baum- 
wollunternehmungen in China — für die einheimische japa- 
nische Industrie mehr auf die Fabrikation feinerer Garne zu 
werfen, um mit den europäischen Ländern erfolgreicher kon- 
kurrieren zu können. 
Inwieweit die nicht unerhebliche Vermehrung der Web- 
stühle mit mechanischem Antrieb die Einfuhr von Baumwoll- 
geweben nach China bereits beeinflußt hat, läßt sich gleich- 
falls noch nicht übersehen, zumal der Bedarf an Textilstoffen 
in China stetig zunimmt. Uebrigens dürfte auch heute noch 
der größte Teil der einheimischen und eingeführten Garne auf 
Handwebstühlen verarbeitet werden. 1913 wurden in den 
maschinellen Webereien nur 15 Mill. engl. Pfund Garn ver- 
arbeitet, wogegen auf den Handwebstühlen 500 Mill. Pfund 
Garn verbraucht wurden. An Baumwollstoffen wurden 1913 
aus England allein mehr als 700 Mill. Yards eingeführt, 
während die Erzeugung der chinesischen Baumwollgewebe 
nur 40 Mill. Yards betrug. Doch ist anzunehmen, daß sich 
das Verhältnis schon heute zugunsten der einheimischen Pro- 
duktion wesentlich geändert hat. | 
Obwohl die bedeutendsten Spinnereien, wie die Ewo Cotton 
Spinning & Weaving Co. und die Hupeh Regierungsspinnerei, 
im Jahre 1920 Dividenden bis über 100 Prozent verteilt haben, 
fehlt es andererseits dieser Gründerperiode gegenüber auch 
nicht an warnenden und zweifelnden Stimmen. So ist unter 
anderem darauf hingewiesen worden, daß, abgesehen von 
der Frage, ob das im Lande erzeugte Rohmaterial ausreichen 
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wird (die Notwendigkeit einer Einfuhr von Rohbaumwolle 
nach China ist nicht allein auf den Mangel an Rohstoff im all- 
gemeinen, sondern auch darauf zurückzuführen, daß die 
Chinesische Industrie zur Erzeugung feinerer Gewebe über- 
gegangen ist und dazu besserer amerikanischer Rohbaum- 
wolle bedarf), die Entwicklung der Baumwollindustrie noch 
von zwei weiteren Faktoren abhänge, von der Lösung der 
Kohlen- und von der Arbeiterfrage. Insbesondere die letztere 
scheint auf gewisse Schwierigkeiten zu stoßen. Der vor- 
handene Stamm an gelernten Arbeitern erweist sich als un- 
zureichend, und ohne technischen Unterricht wird es un- 


China. 

Postverkehr. Fine der wenigen positiven Ergebnisse, die 
Washington China gebracht hat, ist der Beschluß, daB die 
fremden Postanstalten mit dem 1. Januar 1923 aufgelöst werden 
sollen. Schon 1914 sollte China auf dem Weltpostkongreß in 
Madrid als gleichberechtigtes Mitglied in den Weltpostverein 
aufgenommen werden, doch wurde der Kongreß durch den Aus- 
bruch des Weltkrieges vereitelt. Die Zurückziehung der fremden 
Postanstalten, die bei der heutigen Organisation der chine- 
sischen Post keine Berechtigung mehr haben, wäre sonst wahr- 
scheinlich schon früher erfolgt. Man muß anerkennen, daß die 
chinesische Post unter der leitenden Mitarbeit eines verhältnis- 
mäßig sehr geringen Europäerstabes Großes geleistet hat und 
daß sie sich ständig bemüht, den Bedürfnissen des chinesischen 
Volkes wie der Europäer gerecht zu werden. Immerhin spielt 
die Post noch nicht die Rolle in China wie bei uns, weil eben die 
Inanspruchnahme durch die Bevölkerung noch nicht so stark 
ist.‘ 1920 wurden insgesamt 400 Millionen Postsachen befördert, 
also rund eine pro Kopf der Bevölkerung, aber 61 Millionen 
mehr als im vorhergehenden Jahre. Trotz aller inneren Un- 
ruhen, die die verschiedensten Gebiete heimsuchten, und der 
damit verbundenen Unsicherheit wurde der Postverkehr er- 
heblich ausgedehnt. 8918 Orte wurden neu an den Postverkehr 
angeschlossen, so daß nunmehr insgesamt 31 275 Plätze regel- 
mäßig in irgendeiner Weise mit der Post verbunden sind. So 
ist jetzt die Zahl der Postorte in Schantung allein größer als 
sie 1910 für ganz China war. Weniger ausgedehnt ist noch der 
Telegrammdienst, indem nur an 1320 Plätzen des weiten Reiches 
Annahmestellen für Telegramme bestehen, während solche aus- 
gehändigt werden konnten nach etwa 10000. Das Gesamt- 
gewicht der 4% Millionen Pakete betrug über 20 Millionen kg, 
der Betrag der Postanweisungen stieg um 15 Millionen auf 
59 Millionen Dollar. Die Gesamteinnahmen betrugen 12679 121 
Dollar. denen 10467053 Dollar Ausgaben gegenüberstanden, so 
daß ein Ueberschuß von 2212000 Dollar verblieb. Die Zahl 
der chinesischen Angestellten belief sich auf 30 424 gegen 28 298 
im vorhergehenden Jahre. 

Von der Gesamtzahl 
nicht weniger als ein Fünitel, 
Postbezirk Schanghai, 

Ven der mit dem 1. Januar 1923 zur Ausführung gelangen- 
den Rixcckziehung der fremden Postanstalten werden betroffen: 

11 englische, davon 3 in Tibet 

13 französische 

19 japanische. die in der Mandschurei belegenen bleiben 

bestehen, sowie 

1 amerikanische, da die Vereinigten Staaten nur ein Post- 
amt in Schanenai unterhalten. Die deutschen Postanstalten 
gingen bekanntlich bei Chinas Eintritt in den Krieg ein, während 
die 28 russischen von der chinesischen Regierung geschlossen 
wurden als China Herbst 1920 die Beziehumsen zu dem russi- 
schen Gesandten und Konsuln abbrach und die Russen ihrer 
Kunsultrserichtsbarkeit unterstellten. 

Seemannsstreik in Hongkong. Die ganze auf Honzkong 
basierende Schilfahrt. Kusten- ımd ÖOzeanfahrt, war Mitte 
Junvar stillzelegst, weil gie chinesischen Scelente in einen Streik 


entfiel 
auf den 


der beförderten Postsachen 
nämlich 82 300 000 Stück, 


m 
m 


möglich sein, die nötige Anzahl von geeigneten Vorarbeitern 

heranzubilden. Desgleichen ist auch eine gewisse Unruhe 
innerhalb der chinesischen Arbeiterschaft unverkennbar, wie 
Nachrichten über Streiks und erhöhte Lohnforderungen er- 
kennen lassen. 

Aber wenn der jungen Industrie auch vielleicht Rüc- 
schläge nicht erspart bleiben werden, so wird man anderer- 
seits sagen dürfen, daß ihre natürlichen Grundlagen alles in 
allem gesund sind, und daß sie wohl imstande sein dürfte, sich 
in absehbarer Zeit einen. bedeutenden Platz in der Weltwirt- 
‘schaft zu erobern. 


eingetreten sind, durch den sie eine %- bis M %ige Lohn- 
erhöhung durchzusetzen hoffen. Betroffen wurden in erster 
Linie Butterfield & Swire, die Indo-China-Linie, Admirallinie. 
die Pacific Mal and Rovert-Dollar-Linie. Die japanischen 
Linien, die meist Ningpoleute haben, waren nicht berührt. Die 
Abfahrten der Ozeandampfier mußten hinausgeeschoben werden. 
Ein Angebot der Gouvernements, zu vermitteln oder als Schieds- 
richter aufzutreten, wurde von den Streikenden abgelehmt. 

Bis Anfang Februar war eine Besserung noch nicht ein- 
getreten. Einige Dampier, so der Biue-Funnel-Dampier 
„Cyclops“, segelte Ende Januar mit Freiwilligen, die den ab- 
gelösten Schiffsbesatzungen des englischen Chinageschwaders 
entnommen waren. Die Schiffe der Admiral-Linie haben für die 
ausständigen Chinesen Philippinos eingestellt, die mehrer: 
hundert Mann stark von Manila herbeigeholt worden warı 
und im Hafen von Hongkong unter dem Schutz der Polize 
gleich auf die verschiedenen Dampfer verteilt wurden. Di 
Versuche der streikenden Seeleute, auch die chinesischer 
Arbeiter anderer Beschäftigungszweige in den Streik hincin- 
zuziehen, veranlaßte die Regierung zu einem energischen Er 


greifen. Eine Verordnung erklärte den Seemannsverband ıı 
ciner ungesetzlichen Einrichtung. Die Geschäftsräume d«- 


selben wurden geschlossen; Seeleute, die die Arbeit trotz Au- 
forderung nicht aufnehmen, sollen aufgefordert werde. 
Hongkong zu verlassen. Die Cargokulis und Kohlentrimr‘ 
sind in Jen Sympathiestreik eingetreten. Dem Streik »' 
schwer beizukommen sein, weil das Hauptquartier in Cam“ 
seinen Sitz hat, das auch in Canton einen allgemeird 
Sympathiestreik veranlassen will. 


Die erste Automobllausstellungg in Schanghai. E«i: 
November fand in Schanghai eine Automobilausstellung statt. 
die erste im Fernen Osten. In der französischen Niederlassurt 
war cine große Ausstellungshalle errichtet worden, deren Ar- 
lage einschließlich der 7000 elektrischen Lampen 40000 Tae: 
kostete, die von den Ausstellern getragen wurden. Der Wert 
der ausgestellten Automobile aller Art und ihrer Zubehörteile 
soll 1 Million Taels betragen haben. Die Nachfrage auf de! 
Ausstellung war außerordentlich stark, besonders nach solchen. 
deren Gestell in China zebaut worden war. Beteiligt ware 
hauptsächlich amerikanische, britische, französische, belgisit 
und italienische Automobilfirmen. 

Bei der zroßen Vorliebe der Ostasiaten für Automobi* 
kann, wenn erst einmal große Automobilstraßen das Land durch- 
ziehen, mit einer enormen Steigerung des Absatzes gercchr: 
werden. 1919 wurden für 2158998 Taels Automobile nad 
China eingeführt, 1920 bereits für 3447 219 Taels. Den gröbt 
Anteil an ger Automobileinfuhr haben die Vereinigten Staate": 
von der Gesamteinfuhr von 1920 entfallen auf sie nicht wenig! 
als 2194664 Taels, während Großbritannien nur für 5136 
Taels lieferte. Die Automobilausstellung zeigte infoigedese! 
auch ein überwiegend amerikanisches (iepräge. 

Voraussetzung für eine weitere Entwicklunx der Automobi- 
cinfuhr und Autoindustrie ist die Herstellung guter Straßen. In 
Peking und Schanshai sind allenfalls Autofahrten in die Um- 
xebung bis zu etwa 25 Meilen Ausdehnung möglich, in Tsir!! rl 
nicht weniger. Sonst sind die Wege in China, vor allem aub! 


'alb der Vertragshäfen, für Automobile kaum benutzbar. #° 


verschiedenen verkehrsreichen Plätzen in der Umgebung von 
Schanghai sind Omnibusgesellschaften im Entstehen begriffen, 
die feste Straßen bauen wollen, die einen regelmäßigen An- 
schluß an Schanghai oder die Bahnen sicherstellen. 

Die Ausstellung fand bei den Chinesen sehr lebhaftes Inter- 
esse. Wagen rein chinesischen Ursprungs oder rein chinesischer 
Fabrikation waren nicht ausgestellte Daß man deutsche Wagen 
von der Ausstellung ausschloß, war bei der bekannten geschäft- 
lichen Toleranz der Nachkriegszeit selbstverständlich. Be- 


merkenswert für die Herkunft der Automobile in China ist die 


Tatsache, daß von etwa 420 Automobilen, die es zurzeit auf 
Honzkong gibt, nur 12 Stück britisches Fabrikat sind. 

Prozeß zweier Deutscher vor dem Gemischten Gericht in 
Schanghal. Mitte Dezember wurde von dem Gemischten 
Gericht in Schanghai von dem chinesischen Richter und dem 
erglischen Beisitzer Blackburn das Urteil in einem Zivilprozeß 
gefällt, in dem beide Parteien Deutsche waren. A. Rose klagte 
gegen die Firma Giesel & Co. wegen Gehaltsforderungen in 
Höhe von 1600 Taels. 

Der Anwalt des Klägers wies darauf hin, daß dies der erste 
Prozeß vor dem Gemischten Gericht .sei, in dem ein Deutscher 
einen anderen verklage. Wenn er auch nicht erwarte, daß das 
Gericht deutsches Recht anwende, so hoffe er doch, daß es 
deutsches Recht wenigstens in seine Erwägungen einschließe, 
da beide Parteien bei Abschluß des Vertrages zweifellos an die 
Bestimmungen ihres Heimatsrechtes gedacht hätten. 

Das Gericht stellte sich auf den Standpunkt, daß, da das 
Abkommen nach dem Abschluß des deutsch-chinesischen Ver- 
tıages abgeschlossen sei, mangels anderweitiger fester Ab- 
machungen chinesisches Recht für die Auslegung des Vertrages 
maßgebend sei. 

Die Entscheidung lautete auf Zahlung der Klagesumme. 

Wir halten es im höchsten Grade für bedauerlich, daß 
dieser Streitfall nicht durch ein deutsches Schiedsgericht er- 
ledigt worden ist, sondern durch den englischen Beisitzer seine 
Frledigung finden mußte. Man sollte ruhig Maßnahmen gegen 
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solche Deutsche ins Auge fassen, die es unter Umgehung eines 
Schiedsgerichts oder Nichtbeachtung seines Spruches bei der- 
artigen Beträgen überflüssigerweise auf eine Entscheidung ds 
Gemischten Gerichtes ankommen lassen. 


Japan. 


Tarlfpolitik. Innerhalb der japanischen Regierung sind seit 
einiger Zeit Erwägungen über die Grundlinien der zukünftigen 
Zollpolitik im Gange. Richtlinien, die vom Finanzministerium 
der Finanzkommission zur Begutachtung wmterbreitet werden, 
haben deren Billigung gefunden. Die aligemeinen Sätze des 
Generalzolltarifs sollen wie bisher bestellen bleiben, für eine - 
Anzahl anderer Artikel sollen die Vertragssätze gelten, falls 
solche durch Spezialabkommen mit einzelnen Mächten vereinbart 
werden Ob eine Ware verzollt werden soll oder nicht, wird 
entschieden nach den zwei Grundsätzen, die für die ganze 
Zollpolitik maßgebend sein sollen, nämlich: Schutz der heimat- 
lichen Industrie und finanzielle Bedürfnisse des Staates. 

Ein Schutzzoll soll erhoben werden bei der Einfuhr auf die 
Produkte solcher Industrien, die im Lande selbst tätig, in der 
Entwickelung begriffen sind oder Anzeichen einer künftigen 
Entwickelung verraten, oder solche, Jie staatliche Hilfe be- 
nötigen, um sich zu halten. Diese Zölle sollen so noch bemessen 
werden, da& sie den einheitlichen Indvstrien hinreichend Schutz 
gewährleisten. Keine Zölle sollen dagegen erhoben werden für 
landwirtschaftliche Bedarfsgegenstände, wie Tiere, Pflanzen und 
Maszhinen, ferner Rohstofie und amderes Material für die Indu- 
strieir einschließlich Packmaterial und für die Ausfuhr, soweit sie 
nicht in Japan selbst oder nicht in ausreichender Menge her- 
gestellt werden. Rolıstoffe, die auch im Lande gewonnen wer- 
den, sollen zu billigeren Sätzen verzollt werden ais Halb- 
fertiefabrikate und diese weniger als Fertigfabrikate. 

Finanzzölle sollen so hoch bemessen werden, daß die Eın- 
fuhr nicht unmittelbar durch sie verhindert wird. Verhältnis- 


‚mäßig hohe Einfuhrzölle sollen Luxuswaren treffen. Bestehen 


im Lande Verbrauchssteuern, so soilen sie von den von ihnen 
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betroffenen \Varen, wenn eingeführt, bei der Einfuhr erhoben 
werden. 

Nahrungsunittel sollen im allgemeinen zollirei bleiben. jeden- 
ialls im Falle einer Besteuerung nur zering besteuert werden. 
Ein angemessener Schutzzoll soll auch auf militärische Artikel 
und Kriessnileriäl gelert werden, wenn eine Industrie dieser 
Art in Japan besteht. Waren und Güter, die für die nationale 
Kulter, Erziehung und Hygiene wesentlich sind, sollen grund- 
sätzlich steuerfrei bleiben oder nur wenig besteuert werden. 
Im allgemeinen sollen die Zölle spezifisch sein und nach dem 
Nettorewicht berechnet werden. Wertzölle sollen wie bisher 
nach ihrem Wert zur Zeit der Einfuhr festgesetzt werden. Für 
Waren, die starken Preisschwankungzen unterworien sind. sollen 
. der bisherigen spezifischen Zölle Wertzöle eingeführt 

erden. x 

Die Vereinigung der Eisenhändler in Tekio hat auf Ersuchen 
der Regierung um Vorschläge folgenden Vorschlag gemacht: 

Jetziger Zoll Künftiger Zoll 


10 sen für 100 Kin 50 sen für 100 Kin 


Stabeisen . . 


Zinnplaten . . . . 15°, ad valorem 1,0 Yen „ 10 „ 
Eisendr ht unter 1! ;mım ; 

im Durchmesser . . 15° ad valorem 1,70 » u 10 „ 
Kupferplatten. . . . 1,%0Yenfür100Kin 350 „ u 100 „ 
Kupferdraht. Kupfer - 

bänder usw. \ . 250 u »10 . 350 2. 10 „ 
Zink in verschiedenen 

Formen . . . 5 3,00 un 100 ” 0,70 ” ”» 100 ” 
Antimon in verschiede. 

nen Formen frei. 


Abrüstung und Wirtschaftsieben. Die Abrüstungspläne in 
Washington werien schon ihre Schatten auf das japanische 
Wirtschaftslehen. Lebhafte Erörterungen finden bereits stätt. 
welchen Einfluß das Abrüstunesprogramm auf die japanische 
Schifisindustrie und ihre Arbeiterschait haben wird. Beson- 
!eren Widerhall fanden sie in den Kreisen des japanischen 
Oelhandels. In Erwartung des allmählichen Ausbaus der Japa- 
nischen Schlachtilotte zu zwei Geschwadern zu ie & Schiflen 
und des erheblich gesteirerten Bedaris an Heizöl harten sich 
während der letzten Jahre eine ganze Anzahi (Giesellschaften 
gebildet, die den von der Rexierimz und den von der Marine 
benötigten Oe!bedari im Ausland aufkauien wollte, da die zahl- 
reich erbohrten japanischen Oelquellen die auf sie gesetzten 
Frwartungen nicht erfüllten und den Inlandsbedari bei weiten 
nicht zu decken vermücen. Sie hatten sich darauf einzestekt, 
bis Emde 1921 resp. Frühiahr 1922 über eine Million Koku Heiz- 
öl einfuhren zu können. Die Aktion dieser großen Oc!gesel- 
schalten hat an der Börse bereits einen merkiichen Rıcksang 
zu verzeichnen gehabt. Auch das Kohlengeschäft wird stark 
in Mitleidenschaft gezoren. weniger durch den Ausiull der 
Schiie, da die Kriessschiiie mur rauchlose eitzefihrte Kohle 
verwenden. sondern durch die gerinzere Beschäfticung der 
ganzen Schhfsbarnindintrie und ihrer Hı'isindustrien. Eine starke 
Verminderure der Arbeiterschait wird als wnaushicibiche Fonze 
Sozeichnet. dach hofltt man in den mibachemden Kreisen mit 
H.ie der Rerierung die zur Emtlassuins kommenden Arbeiter 
in anderen Indastrien unterzubrimen. 
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Jahresbedarf von 65 Millionen Koku (& 180 Liter) im eigerer 
Land zu erzeugen. Die Ernte 1921 wird auf 55.6 Millionen Kix: 
geschätzt. so daß also eine jährliche Einfuhr von 10 Mile 
Koku eriorderlich ist, wovon etwa 3 Millionen aus Korea 
Formosa gedeckt werden können, während die restlichen 7 M.- 
lionen aus anderen Ländern zu decken ist. Trotz einer 
leichten Steigerung in der Dezemberausiuhr wird auch das Jar: 
1921 eine passive Handelsbilanz aufweisen, indem mit einen 
Ueberschuß der Einfuhr über die Ausfuhr von rund 360 Millionen 
Yen zu rechnen ist. 


Japanisch-russische Handelsgesellschaft.e. In Tokyo ist eix 
Japanisch-Russische Handelsgesellschaft ins Leben ceruen 
worden. die in erster Linie den Handel mit Rußland pfeser 
will. Das eingezahlte Kapitai beträct 10 Millionen Yen we 
denen die Regierung 6 Millionen Yen übernommen hat. \m 
privaten Unternehmern sind in erster Linie die Seidıniabr- 
kanten Hara & Co. beteiligt. 


Besuch der japanischen Studienkommission in England. N\::" 
einem Besuch in Bradford iuhr die Kommission am 12. Jan« 
nach Glasgow, wo ihr Interesse iu erster Linie den SEH- 
weriten am Ciyvde galt. Vom 14. bis 16. Januar weilte sei: 
Edinburgh, um auch hier hauotsächlich die Schifisbavindist: 
am Tvne einzenend zu besichtigen. während ein Te! ex" 
Abstecher nach Swansea machte zum Studium der deriz 
Industrie. Von Edinbureh ging die Fahrt nach Newport 4 
17. Januar kenrte der größte Teil der Koınmission nach LI&r 
zurück, während einige Herren noch nach Cardii gi. 
Ueperall wurde den Japanern herzliche Aufnahme zut:i r! 
überail legte man anscheinend den größten Wert daraut. 5” 
durch eine geschickte Führung einen mözlichst nachhztx 
Eindruck von Englands Industriegröße Eeizudrinzen. 


Stralts-Sciiiements. 
Beschränkungen für Ausländer, Fortdauer der B& 
schränkungen für Deutsche. Angesichts der in alliierten W.- 


schaftskreisen zunehmenden Einsicht von der Unerfüldsri-' 
Ges Versailler Vertrags und der Notwendigkeit wirtschaft. - 
Wiederauibaus und wirtschaftlichen Zusammenarbeitens L’ 
man annehmen können. daß allmählich die mancherlei Schra- 

eines unzehinderten Verkehrs wieder falen würden. die 
mittelbar nach dem Kriexe bei der dama!s noch herrscht" 
Kricgspsvchose vor aliem auch in den engiischen Koionie: 7 
lassen worden waren und die für eine mehrjährige Daver :: 
kuckkehr von Deutschen nicht nur überhaupt aussuch ws 
sondern auch auf ianger Seecreise befindlichen Deutsch. 2 
lLandung verwehrten. Durch besondere Scharie zeschneter $- 
in dieser Hinsicht die Straits, Singapore, 


aus. 
Die „Straits Settliements Government Cazette” *°” 
16. Dezember veröffentlicht eine Verordnung „to i72:! 


restrictions on aliens”. \Wenn auch .„.alten” in der \ernc’.. 
allgemein gedeutet wird ais Bürger eines iremden Staates =”- 
Ger „lormer enemvy alien” besonders erwähnt wird. so ist J[W 
kein Zweifeh dab sie im Grunde in erster Linie gezen de 4 
g<ehorisen der chemals feindlichen Staaten gerichtet ist de 
drei weitere Jahre erheblichen Beschränkungen ihrer ges: 
l:chen Tatiaxeıt unterworfen werden, die. wie es si’ 
alien Dirgın von der Kustenschiifahrt ausgeschlosses SD. 
sı len. 
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eines derartigen Schiffes werden. Kein „alien“ darf an Bord 
eines solchen Schiffes angestellt werden, ohne sich vorher über 
seine Staatsangehörigkeit ausgewiesen zu haben. 

Kein „alien“, also kein Angehöriger ehemals feindlicher 
Staaten, darf nach Erlaß dieser Verordnung annehmen oder ge- 
brauchen oder weiterverweriden einen amderen Namen als den, 
unter dem er am 4. August 1914 allgemein bekannt war. Das 
gleiche gilt von den Firmennamen. In allen Fällen, in denen 
ein „alien“ für sich oder als Teilhaber einer Firma Handel oder 
Geschäfte treibt unter einem anderen Namen als unter seinem 
Namen vom 4. August 1914, von dem soll ein Mißbrauch des 
Namens im Sinne dieser Verordnung angenommen werden. 

Befreiungen von dieser Verordnung, für deren Erteilung 
85 Dollar zu entrichten sind, können vom Gouverneur unter 
sehr engen Voraussetzungen bewilligt werden. Wird eine Aus- 
nahme bewilligt, so muß der Betreffende innerhalb eines Monats 
auf seine Kosten in einer Zeitung seines Bezirkes die erfolgte 
Befreiung bekanntmachen. 

Während dreier Jahre nach dem Erlaß dieser Verordnung 
dürfen Angehörige der ehemals, feindlichen 
Staaten weder in eigenem Namen noch im 
Namen eines Bevollmächtigten in der Kolonie er- 
werben: 

l. Land oder irgendwelche Interessen an Land, 

2. irgendwelche Interessen in einer „Schlüssel“-Industrie 
oder an Aktien oder Anteilen an eimer Aktie eines der- 
artigen Industriezweiges oder 

3. Aktien oder Anteile an Aktien in einer Gesellschaft, die in 
der Kolonie registrierte Schiffe ihr eigen nennt. 

Wird solches Eigentum trotzdem erworben, so kann der 
Gouverneur dasselbe dem Custodian überantworten. „Schlüssel“- 
Industrie ist jede Industrie, die vom Gouverneur zu einer solchen 
erklärt wird. „Interessen an Land“ schließen nicht 
ein Mieten von Häusern und Pacht von Grundstücken aus, wenn 
die Miete cder Pacht die Dauer von 3 Jahren nicht übersteigt. 

Uebertretungen dieser Verordnungen werden mit Geldstrafe 
tis 1000 Dollar oder Gefängnis bis zu 6 Monaten, im Wieder- 
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holungsfalle bis zu 12 Monaten, einzeln oder in Verbindung mit- 
einander, bestraft. 

Als Zweck der Verordnung wird angegeben, die Tätigkeit 
von „aliens“ einzuschränken in Sachen, in denen nach den bis- 
herigen Erfahrungen im Interesse der Sicherheit, 
Ruhe und Verteidigung der Kolonie eine Ein- 
schränkung geboten scheint. 


Kleine Nadıridıten. 
China. 


Der Bau der großen Ost-West-, der Lung-Hai-Eisen- 
bahn erfcrdert im östlichen Teil allein die Herstellung von 
150 Brücken verschiedener Länge. Die 150 Bauaufträge 
sind sämtlich nach Holland gegangen und von der chinesischen 
Regierung dem Netherlands-Syndicate, Ltd., in Amsterdam zu- 
erteilt worden. Holländische Ingenieure üben auch die Bau- 
aufsicht aus. 

Eine Anzahl Pelzhändler in den Vereinigten Staaten 
haben in Mukden, das sich schnell zu einem großen Zentruın 
des Pelzgeschäftes entwickelt, ständige Niederlassungen er- 
richtet. Während vor 1915 nur wenige Pelze nach Amerika 
verschifft wurden, wurden 1920 beim amerikanischen General- 
konsulat in Mukden für nicht weniger als 2% Millionen Gold- 
dollar zur Ausfuhr dort angemeldet. 

Die Erdnußernte in Schantung zeigte 1921 infolge 
starker Regenfälle eine erhebliche Abnahme gegenüber dem 
Vorjahre. Sie betrug nach einer chinesischen Schätzung nur 
140 000 Tonnen gegen 150000 Tonnen im Jahre 1920, 160 000 
1919 und 200000 1917. 

Der chinesische Export nach den Vereinigten 
Staaten war im November 191 um 43% geringer als im 
Oktober, er betrug nämlich nur 5,1 Millionen Dollar Gold gegen 
9. Millionen im Vormonat. Die Einfuhr aus den Vereinigten 
Staaten nach China betrug im selben Monat 7,5 Millionen gegen 
$,8 Millionen Dollar Gold. Die Ausfuhr in Amerika nach China 
während der Monate September bis November belief sich auf 


NORDDEUTSCHER LLOYD 
BREMEN 


REGELMÄSSIGER PASSAGIERVERKEHR 


MIT ERSTKLASSIGEN, ELEGANTEN PASSAGIERDAMPFERN 
DER ELLERMAN & BUCKNALL STEAMSHIP CO., LIMITED NACH 


OSTASIEN 


SINGAPORE + HONGKONG + SHANGHAI 


KOBE + YOKOHAMA 


Nähere. Auskunft Fahrpläne und Fahrkarten in: 


HAMBURG 


HAMBURG-AMERIKA LINIE 
Alsterdamm 25 — für N.D.L. 
wiıuhelm Lazarus, Bergstraße 11 


BREMEN 
NORDDEUTSCHER LLOYD 


ROTTERDAM 
Meyer & CoysShipping Co. 
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25,1 Mill. und die Einfuhr nach Amerika auf 23,6 Mill. Dollar Gold. 
Vor dem Kriege belief sich die jährliche direkte Gesamtausfuhr 
aus Amerika nach China auf etwa 25 Millionen, 1920 dagegen 
auf fast 150 Millionen Dollar Gold. 

Während der zweiten Hälfte November kaufte Lyon in 
Schanghai allein für über 30 Millionen Franken Rohseide, 
während Amerika noch über 1000 Ballen hochwertige Seide 
abnalhım. 

Ende November waren Kontrakte für rund 100000 Tonnen 
amerikanischen Weizen für China abgeschlossen. 60% aller 
Mühlen in China mußten ihre Arbeit wegen Mangels an 
Weizen einstellen, da die letztjährige Ernte sehr schlecht war. 

Das Kapital der Hongkong- und Schanghai-Bank ist von 15 
auf 20 Millionen Dollar erhöht worden. 


Japan. 


Mitte Dezember lagen in den hauptsächlichsten Häfen in 
Japan 364 Fahrzeuge mit 124806 Tonnen Ladefähig- 
keit still. 

Die Mitsubishi-Gesellschaft läßt durch die amerikanische 
Firma George A. Fuller in Tokyo ein modernes «ieschäftshaus 
errichten, dessen Gesamtkosten auf 8 Millionen Yen geschätzt 
werden. Es wird aus 8 Stockwerken bestehen und eine Fläche 
von etwa 300 mal 350 Fuß bedecken. Zum Bau sollen haupt- 
sächlich Stahl und Beton benutzt werden. Die Nippon Yusen 
Kaisha baut unmittelbar daneben durch dieselbe Firma für 
5 Millionen Yen ein siebenstöckiges Gebäude mit 300009 
Quadratfuß Grundfläche. Ein anderes Geschäftshaus von sieben 
Stockwerken und 3500000 Yen Kosten baut die Nippon Oil 
Company, dessen Grundfläche 200 0 Quadratfuß umiaßt. 

Die japanische Regierung hat mit der Asiatic 
Petroleum Company einen Vertrag auf Lieferung von 
210.000 Tonnen O el abgeschlossen, der erfüllt werden soil, so- 
L:ald die notwendigen Tanks fertiggestellt sind. Der Abschluß 
weiterer Verträge steht bevor. Ankäufe in diesem Umfange 
sind notwendig geworden. weil die Bemühungen der Japaner, 


sich in Niederländisch-Indien erhebliche Oelkonzessionen zu 
sichern, fehlgeschlagen sind und die Ausbeute der Sachalin- 
Oelielder wegen der klimatischen Unbilden mit. großen 


Schwierigkeiten verknüpft sind. 

Ende August 1921 bestanden in Japan insgesanıt 832 Unter- 
nehmungen der Elektrizitätsindustrie, hauptsächlich 
l.icht- und Kraftanlagem mit einem Gesamtkapital von 
1581559911 Yen. 1912 waren die entsprechenden Zahlen 310 
und 349 461 000 Yen. 

Die Nippon Yusen Kaisha ist die drittgrößte Dampischiffs- 


zesellschaft der Welt... Nur 7 Gesellschaften verfügen über 
Schiffe von mehr als 500000 Tonnen Gesamttonnage. Nach 


gern Ausscheiden des Norddeutschen Lloyd und der Hamburg- 
Anerika-Linie sind die größten Gesellschaften die British- 
Indian-Steamship-Co. mit 181 Schiffen zu 8856000 und die 
Furness-Linie mit 175 Schiffen und 817000 Tonnen. An dritter 
Stelle folgt die Nippon Yusen Kaisha mit 115 Dampfern und 
&£62000 Tonnen. 

In dem bereits seit November zwischen der Nippon Yusen 
Kaisha oder der Osaka Shosen Kaisha auf der Kalkutta-Linie 
tobenden Frachtkampf hat die Nippon Yusen Kaisha nun- 
mehr die Frachträate fur indische Baumwolle auf den ungewöhn- 
lich niedrigen Satz von 3 Yen herabgesctzt. Die Osaka-Linie 
ist mit entsprechenden Ermäßigungen nachgefolgt. 


Hongkong. 


Die letzte Volkszählung in Hongkong hat ergeben, 
auß die Zahl der englischen Firmen seit 1911 keine Steigerung 
erfahren hat. Man rechnet für die nächste Zukunft auch nicht 
mehr mit einer Zunahme der englischen Bevölkerung in 
Hionekong. 

Die infolge des Krieges verschwundenen deutschen Firmen 

ersetzt worden durch japanische, amerikanische und 
hllandiısche. Die Zahl der japanischen Residenten ist von 958 
aut I585 gestiegen. | 
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Notlörunzen Getasintischer Staatsanleihen in London Anfang 
Februar (nach „China Express and Telegraph“). 
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Mitteilungen desVerbandes für denFernen Osten 


Ausstellung deutscher und japanischer Kinderzeichnungen. 
Eine Ausstellung ganz eigener Art, wie sie wohl kaum je in 
Deutschland der Oefifentlichkeit zugänglich gemacht wurde, ist 
am 11. Februar im Zentral-Institut für Erziehung und Unterricht 
in Berlin eröffnet worden. Japanische Schüler und Schülerinnen 
verschiedener Schulgattungen, denen von den vielen großen und 
kleinen Nöten berichtet worden war, unter denen die deutschen 
Kinder infolge des unglücklichen Krieges leiden, hatten einige 
hundert Zeichnungen nach Berlin gesandt. Mit uiesen Zeich- 
nungen wollten sie deutschen Kindern eine Freude bereiten 
und ihnen zeigen, daß die Kunde von der Not der Zeit, die auch 
am Kinderherzen und -gemüt nicht vorübergeht, drüben im 
fernen Japan vernommen worden sei. Allen diesen japanischen 
Zeichnungen, die die Wände der einen Seite des Ausstellungs- 
saales dicht bedeckten, hingen auf der anderen Seite ebenso 
viele Zeichnungen gegenüber, die deutsche Kinder in Berlin, 
Hamburg, Düseldorf, Essen usw. gefertigt haben und die als 
Gruß und Gegenwabe nach Japan hinausgehen sollen. Zu der 
Eröffnung hatten sich Exzellenz Hioki, der japanische Bot- 
schafter, mit den Herren der Botschaft, Exzellenz Becker als 
Vertreter des Ministeriums für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung, Ministcerialdirektor Knipping, Ministerialdirektor Heil- 
bron, Gehcimer Legationsrat Mudra, L.egationsrat Dr. Sochring 
vom Auswärtigen Amt, Generalsekretär Dr. Linde in Vertretung 
ces verhinderten Vorsitzenden des Verbandes iür den Fernen 
Osten, Exzellenz Dr. von Koerner, Konsul Schintzinger sowie 
eine ganze Reihe anderer Herren, zum Teil mit ihren Damen, 
eingefunden. Herr Geheimrat Pallat vom Kultusministerium cer- 
öffnete die Ausstellung mit einer Rede, in der er auf den Geist 
hinwies, aus dem heraus diese eigenartige Ausstellung geboren 
sei, auf Jdie Frage des Zeichenunterrichtes einging und ins- 
besondere betonte, wie gering zu einem großen Teile die Unter- 
schiede in der Auffassung und der Gestaltung der zeichnerischen 
Objekte durch die japanischen und die deutschen Kinder seien. 
An die Eröffnung schloß sich unter Führung von Herrn Gelıeirm- 
rat Pallat ein Rundgang, bei dem alles das, was fleißige Kinder- 
hände in Japan und hier geschaffen hatten, die freundlichste Auf- 
nahme bei allen Teilnehmern an der Eröffnungsfeierlichkeit 
fand. L, 


Herr Anton Graf, Berlin W. 62 (ohne Straßenangabe), hat 
auf das Postscheckkonto des Verbandes 50 M. eingezahlt. Wir 
bitten der Geschäftsstelle des Verbandes für den Fernen Osten, 
Berlin W. 35, Potsdamer Str. 28, II, die nähere Adresse mit- 
zuteilen. 


Das Kolonlalabzeichen. Das Reichswehrministerium bittet 
um Auinahme folgender Zeilen: 


Unter Bezugnahme auf die Notiz in der „Ostasiatischen Rundschau’ vom 
1. Februar 1922 wird mitgeteilt, dass nunmehr Anfang März 1922 mit der Ver- 
leihung des Kolonialabzeichens begonnen wird. Es wird nochmals darauf 
hingewiesen, dass das Kolonialabzeichen nur auf Antrag verliehen wird. 
Dem Antragsteller wird lediglich das Besitzzeugnis übersandt, die Kosten für 
die Beschaffung des Abzeichens muß er selbst tragen. Anträge auf Ueber- 
sendung des Besitzzeugnisses sind von den Angehörigen des Schutzgebietes 
Kiautschou an das Reichswehrministerium (Marineleitung) Kiautschoustelle, 
Berlin W. 10, Königin-Augusta-Str. 38.42, zu richten. In den Gesuchen ist 
neben deutlicher Unterschrift (Ort, Straße, Nummer) anzugeben, von wann bis 
wann und in welcher Eigenschaft Antragsteller im Schutzgebiet Kiautschou tätig 
gewesen, beziehungsweise in welcher besonderen Beziehung er sich im Interesse 
dieses Schutzgebietes betätigt hat. Bei dem Mangel an verfügbarem Personal 
kann auf eine Zustellung nur gerechnet werden, wenn ein fSertiger Antwort- 
umschlag mit genauer deutlicher Anschrift in Größe eines Dienstumschlags 
19x13 cm beigefugt wird. 


Das Abzeichen wird unter dem Eisernen Kreuz ]. Klasse 
xctraxgen. Es ist von dem Antragsteller zu bezahlen. Die Ver- 
Jeihungsurkunde (Besitzzeugnis) wird vom Reichsministerium 
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für Wiederaufbau ausgestellte. Der Preis des Abzeichens steht 
noch nicht fest, dürfte aber M. 60,00 keineswegs übersteigen. 
Anträge auf Uebersendung des Besitzzeugnisses sind zurzeit 
von den Angchörigen des ehemaligen Schutzgebietes Kiautschou. 
an das Reichswehrministerium (Marincleitung) Kiautschoustelle, 
Berlin W. 10, Königin-Augusta-Straße 38/42, zu richten. Beinı 
Verband für den Fernen Osten eingehende Anträge werden aı 
die zuständige Stelle weitergeleitet. 


„ 


Unbestellbare Eiserne Kreuze. Von den an die ehemalige Kiautschou- 
besatzung verliehenen Eisernen Kreuzen sind als unbestellbar folgende Aus- 
zeichnungen zurückgelangt: 

1. für F. W. Groß. Kriegsfreiwilliger, 
‚. Josef Schmidt, Obermatrosen-Artillerist, 
„ Ferdinand Dührkopp, Landwehrmann, 
„‚. Christian Gieß, Gefreiter, 
‚, Gustav Haake, Vizefeuerwerker, 
Friedrich Kreutz, Matrosenartillerist, 
„ Richard Börstling, Unteroffizier d. R., 
«. Otto Bötjer, Art.-Maat, 
„ Alfred Röricht, Ob.-San.-Gast, 
‚.„ Josepf Hartzenbusch, Masch-Maat d. S. 


Kiautschoustelle der Marineleitung des Reichswehrministeriums, 
Berlin W. 10, Königin-Augusta-Str. 38/42, bittet um Angabe der Anschriften der 
Genannten. 
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Adressennachweis. 


Fernen Osten und die ‚Östasiatische Rundschau” 
jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande 
mitzuteilen, damit in der Zusendung der Schriften und der ‚‚Östasiatischen 
Rundschau‘' keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeit- 
schrift kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat 
unbekannt verzogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige 
Mitteilung der jetzigen Adresse der nachstehend aufgeführten Personen: 


Griesing, H., Hamburg 22, Finkenau 23. 

Bachmann. Joh., Leipzig-Con., Südstr. 98 ptr. 

Krieger, Dr. Max, Rittergut Osterndorf b. Beverstadt, Bezirk Brenien. 
Roese, Dr. G., Detmold, Emilienstr. 20 (nach dem Ausland verzogen). 
Schinz, L., Berlin SW. 47, Yorkstr. 74. 

Schröder, W., Bremen, Albersstr. 18. 

Schulze, Erich, Ing., Berlin-Charlottenburg, Kaiserin-Augusta-Allee 29 I1. 
Stoller, W., Berlin-Oberschöneweide, Wilhelminenhofstr. 44 (nach Shanghai 


verzogen). 


Der Verband für den 
bitten dringend, 


Adressenänderung. 


Brandt, Fr.. Wilhelmshaven, Prinz-Heinrich-Str. 39. 

Faber, E., Hamburg 13, Schlump 86 II, p. Adr. Frau Münster. 

Frohmeyer, Dr. phil.. O., Basel Mission, Nyenhangli, Kit Yang, Wang 
lintu, Chong pu, via Swatow, China. 

Fromm, C. A., Hamburg I, Glockengießerwall 18. 

Fuchs, C., p. Adr. Meier, Hamburg. Obern-Borgfelde 21 III. 

Göcke, Herm. c/o Casella & Co., Shanghai, 22 Kiukiang Road, Nantung 
Building. 

Hesse, A., Direktor der Chemischen Werke Michendorf A.-G., Michendorf 
b. Potsdam. - 

Klehmel, Alwine, Berlin-Halensee, Nestorstr. 11. 

Kox, J., Waldbröl i. Rheinland. 

Kretzmann, Dipl.-Ing. Paul, Shanghai, Mar kham Road 20. 

Krueger, Georg, i. F. Ferd. Flinsch, z. Zt. Berlin SW. 68, Lindenstr. 70. 

Küntzel, Werner, i. F. Roth & Paschkis, G. m. b. H., Hamburg, Kleine 
Johannisstr. 4 (Becker Gebr. & Co.). 

Pfeiffer, Hermann, Shanghai, 5la Kinagse Road, Deutsch-Asiatische Bank. 

Reiß, August, Deutsch-Asiatische Bank, Shanghai. 

Schlettwein, Ulrich, Hamburg 36, Kaufmannshaus 303. 

Schlüter, Hakon, p. Adr. Jon & Imhot, Köln-Riehl, Stammheimer Str. 12. 

Schmidt, C. W., Bremen, Mendestr. 52. . 

Scholz, Konsul z. D., Berlin, Elisabethufer 45. 

Sebes, Heinrich, Deutsche Werke A.-G., Geschäftsstelle Hamburg, Admira- 
litätsstr. 65. : 

Simon, Arthur, Köln-Stammheim (Schloß). 

Sprößer, August, Stuttgart, Mehlstr. 10. 

Stave, Frau Victoria, Hamburg-Uhlenhorst, 
Dwenger. 

Straube,H. )J., Dipl.-Ing, Frankfurt a. M., Adalbertstr. 10, ‚P- Adr. Eisele. 

Wilhelm, Dr., Peking, Deutsche Gesandtschatt. 


Uhlenhorsterweg 17, Pension 


Verantwortlich: für den politischen und kulturellen Teil C. Fink, Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: Dr. F. W. Mohr, Hamburg; für die Anzeigen: 


Max Grunewaldt, Berlin. 


Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H., Berlin SW, 


Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 
Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 
Wilhelm Wilhelmsen, Ghristiania. 


(Conferenz-Linien.) 


Von 


Hamburg 


direkt va Suezkanal nach 


Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 
Shanghai, Dalny, Kobe, 
Yokohama und Wladiwostok 


MS. „Malaya““ . . . . . 4. März 1922 
D. „Sumatra“ . . . . . 10. März 1922 
D. „Iranswaal“ . . . . 20. März 1922 

M/S. „Formosa“ . . . . . 30. März 1922 


Port Said, Penang, Singapore und Bangkok direkt 
MS. „Selandia“ . . . . . 10. März 1922 


Ununterbrochene lagergeldfreie Güterannahme Schuppen 50. 


Regel 


D. yg 8 |} 


Auskunft 


Auskunft über Fracht und Passage erteilt: 


R. Ludolphs, Hamburg, 


Ferdinandstraße 29 33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887. 
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LeN a0 ociafeur S. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


Ampullen für subkufane Injektionen 


NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 
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Chemische und pharmazeutische Produkte 


The „Glen“ Line & „Shire“ Line 


Joint Service of Steamers. 


nach 


Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 
japanischen Häfen 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 


Küstenplätzen auf Durchfracht. 


mäßige monatliche Abfahrten 
nk. 22020... Mitte März 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


erteilen die Agenten für Deutschland: 


Eider Dempster & Co., Lid. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 
Fernruf: Vulkan 8453, Elbe 8022. — Börsenstand: 


Pfeiler 34 A, Sitz C. 


Op en TERN Ihe 


A. 


tr 
are 


IM. A. Wolii 
Rhein-und Moselwein 


Hoflieterant 
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(Abgeschlossen am 24. März 1922.) 


Französische Machtpolitik im Fernen Osten. 


Auf die große Bedeutung Indochinas für die weitere Ent- 
wicklung ganz Asiens „angesichts der fortgesetzten Aufruhre in 
Indien, der in China herrschenden Anarchie und der völligen 
Auflösung Sibiriens, Afghanistans und Persiens unter der Pest 
des Bolschewismus“ wird in einem Bericht von Andr& Tudesq 
aus Saigon, den das Pariser „Journal“ veröffentlicht, hin- 
gewiesen. Der Schreiber meint, ausschließlich in Indochina 
herrsche heute noch Ordnung, und das gebe neben seiner 
geographischen Lage diesem Lande eine große moralische Krait 
und mache es zu einem Vorposten der Zivilisation. Frankreich 
das dort in menschlich selbstlosester Weise, den Bedürfnissen 
ler farbigen Rassen alle Rechnung tragend, mit seiner liberalen 
Regierung sich ganz gäbe, wie cs ist, habe allen Anlaß, sich den 


Besitz dieses mit unerschöpflichen Reichtümern — vor allem 
keis und Kohle — gesegneten Landes zu erhalten. Schon 
während des Weltkrieges habe sich die Begehrlichkeit 


gezeigt, mit der andere Mächte auf Indochina schauten. 
Bald auf dem Wege der friedlichen Durchdringung, bald auf dem 
einer Beteiligung an der Ausbeute seiner Naturschätze hätten 
Japan und die Vereinigten Staaten versucht, dort festen Fuß 
zu fassen. Glücklicherweise sei diese Zeit der Gefahr über- 
wunden, olhrie daß jene einen Erfolg zu verzeichnen hätten. 
„Heute ist der Indochinese mit seinen Interessen und seinem 
Herzen an Frankreich gebunden“, 

Trotz dieser doch für sie angeblich glänzenden Lage der 
Dinge glauben die Franzosen nicht mit sanften Mitteln auszu- 
kommen: Der Ausbau Saigons zu einem starken Flottenstütz- 
runkt und die Aufstellung eines großen Landheeres in Ostasien 
scheint ihnen ein dringendes Bedürfnis. Torpedoboote, Unter- 
seeboote, Wasserflugzeuge, die Vergrößerung des Arsenals von 
Saigon und die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht unter 
uen Eingeborenen Indochinas werden verlangt. Die ganze Küste 
Cochinchinas und Tonkings müsse befestigt werden, heißt es. 
Und die Kosten? Spielend, so versichern Franzosen an Ort und 
Stelle, könnte das reiche Indochina diese aufbringen! Da- 
für würde es dann aber auch die Reis- und Kohlenkammer ganz 
Ostasiens werden, sich im Fall eines Krieges das ganze Bereiclı 
des Stillen Ozeans tributpflichtig machen und selbst ungezählte 
Reichtümer erwerben. Dabei gibt Frankreich aus dem 
Saigoner Bericht des „Journal“ ergibt sich, daß er ‘auch amt- 
liche französische Auffassungen wiederspiegelt — keineswegs 
seine Ansprüche auf eine weitere Ausdehnung seines hinter- 
indischen Besitzes auf. Der R&sident-Superieur in Saigon, 
Pasquier, rechnet nicht mit einer Aufteilung Chinas, auf die 
letzten Endes — wenn man ehrlich sein wollte — die Washing- 
toner Konferenz abziele, wohl aber mit einer Uebertragung von 
Mandaten in China an die Großmächte — von Einflußsphären zu 
sprechen würde heute nicht gern gesehen —; denn das Chaos 
in China bedrohe neben dem Chaos in Rußland die ganze Welt. 

Den Franzosen ist trotz aller schönen Worte Kolonialpolitik 
nicht sowohl die Aufgabe, als Entgelt für dem Mutterland ge- 
sicherte Vorteile die Eingeborenen den Segnungen einer hohen 
Kultur teilhaftig zu machen, durch die Entwicklung der natür- 
lichen Reichtümer ihres Landes und durch eine anzcemessene 
Organisation und Verwertung ihrer Arbeitskräfte die Lebens- 
haltunz des in Verwaltung genommenen Landes zu heben, 
als den Stützpunkt weiterer Machtausdehnung von gesicherten 
Stützpunkten zu schaffen. Auf die Mittelkommt es dabei nicht an. 
Dafür, daß diese Mittel in der Oeficentlichkeit nicht allzu bekannt 
werden, wird nach Möglichkeit gesorgt. Pressefreiheit gibt es 
in dem Lande militärischer Diktatoren nicht. Mit Gewalt 
wereen den Eingeborenen Opium und Alkohol aufgezwungen. 


Die französischen Residenten sind vom R&sident-Sup£rieur 
angewiesen worden, in den Ortschaften, die „bis heute des 
Opiums und Alkohols noch ganz entbehren müssen“, eingeborene 
Händler anzuhalten, Verkaufsstellen dafür einzurichten, „damit 
für den Fiskus der größtmöglichste Erfolg erzielt wird“. So hat 
einst England China das Opium und hat das russische Brannt- 
weinregal Jen russsischen Bauern den Schnaps aufgezwungen. 
Ein Volk, das zu solchen Mitteln greift, wagt es, Deutschland die 
Fähigkeit und die Berechtigung, Kolonien zu haben und zu ver- 
walten, abzusprechen! Wer sich über die wahren Verhältnisse 
in Indochina unterrichten will, muß: den von annamitischen 
Studenten in Paris herausgegebenen „Progr&s Civique“ lesen. 
Aus der Liste der von den Franzosen an ihnen — oft aus gc- 
ringster Uhısache mißliebigen Eingeborenen begangenen 
„Mordtaten“, die das Blatt veröffentlicht, gewinnt man einen 
Begriff, mit welchem Recht das „Journal‘‘ von einer humanen, 
liberalen, den farbigen Rassen gerecht werdenden Regierung 
Frankreichs in Indochina sprechen darf. Daran ändern auch 
die schönen Worte, die Lord Northcliffe der französischen 
Kolonialpolitik in Marseilles kürzlich zu spenden Gelegenheit 
nahm, nicht das geringste. 

Dabei denkt Frankreich nicht daran, sich auf Indochina zu 
beschränken. Schon leben plötzlich die weitreichenden, kühnen 
Pläne Frankreichs auf die Gebiete wieder auf, die man 
schon vor Jahrzehnten zu französischen Einflußsphären machen 
wollte. Es soll der Riegel geschaffen werden, der dem 
Vordringen Großbritanniens von Indien über Tibet ins Yangtsc- 
tal ein Halt gebietet. Ueber Szechuan hinaus will Frankreich 
die Mongolei und Ostsibirien erreichen, um dort den Japanern 
die Hand zu reichen. Während der Washingtoner Konferenz 
ließ die Tschitaer Regierung Urkunden veröffentlichen, aus denen 
sich ergeben sollte, daB Japan und Frankreich ein geheimes 
Abkommen über gemeinsame Interessen in Sibirien, die sich zu- 
nächst gegen die dortigen Sowjetregierungen richteten, ge- 
schlossen hätten. Paris und Tokyo stellten die Echtheit der 
Urkunden in Abrede, Tschita behauptete sie von neuem. Wir 
können nicht feststellen, was jenen Meldungen zugrunde liegt. 
Formell wenigstens werden Paris und Tokyo völlig im Recht 
sein, wenn sie erklären, ein Bündnis wie das von Tschita be- 
hauptete bestehe nicht. Daß sich aber allerlei Fäden zwischen 
Paris und Tokyo anspinnen, namentlich seit das angelsächsische 
Einvernchmen die Erneuerung des englisch-japanischen Bünd- 
nisses unmöglich gemacht hat, wenn auch die letzte Thronrede 
König Georgs von England unverbrüchlich versichert, an den 
guten Beziehungen Großbritanniens und Japans habe sich nichts 
geändert, läßt sich aus manchen Anzeichen schließen. Auch im 
Fernen Osten entstehen zwischen den Verbündeten von 1914 
Reibungsflächen, die deshalb nicht weniger bedeutsam sind, weil 
die Pariser und Londoner sie zu erwähnen zurzeit nicht ratsam 
erachten. 

Frankreich hat in den letzten vier Jahrzehnten in Tokyo, 
dem es in den siebziger Jahren die ersten Offiziere zur Un- 
gestaltung des japanischen Heeres lich, keine große Rolle ge- 
spielt. Deutscher und englischer, auch amerikanischer Einfluß 
auf wirtschaftlichem wie kulturcllem Gebiet ließen Frankreich 
ganz von selbst in den Hintergrund geraten. Das soll an- 
scheinend jetzt wieder anders werden. Daß auch Frankreich und 
Japan das Viermächteabkommen mit den Angelsachsen zusamnıen 
unterzeichnet haben, verschlägt dabei nicht viel. Paris und 
Tokyo verfolgen heute zuviele gleiche Ziele, sehen sich aber auf 
Schritt und Tritt von den angelsächsischen Freunden in ihren 
Fortschritten behindert. Man denke nur an China und Sibirien. 
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Möglich, daß die Zeit der Mandate, von denen der Resident- 
Superieur in Saigon dem Vertreter des „Journal“ gesprochen hat, 
wirklich kommt. Japan braucht dann nicht weniger eine Macht, 
die seine Ansprüche den Angelsachsen gegenüber stützt, als 
Frankreich, | 

Wer das im Auge behält, wird die Forderung des Ausbaues 
der französischen Waffenmacht zu Lande und zu Wasser auch im 
Fernen Osten, die auf den ersten Blick phantastisch erscheinen 
mag, nicht auf die leichte Schulter nehmen. Wir stehen vor 
neuen Entwickelungen in Ostasien. Ob freilich die Pläne 
der „Freunde Chinas“ sich restlos werden verwirklichen lassen, 
ist eine andere Frage. Mit Recht erinnert aus Anlaß der Ver- 


öffentlichung des angeblich französisch-englischen Vertrags über 
Sibirien ein Leitartikel des „Japan Advertiser‘ daran, daß, wenn 
immer Ausländer in ein Land kommen, um Anarchie zu ver- 
hindern, sie Anarchie schaffen. Druck erzeugt Gegendruck. 
Erst seit die Mächte mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln 
auf China Druck ausgeübt haben, ist dort ein Nationalgeist, der 
heute nicht mehr als politischer Belang von großer Schlagkraft 
unterschätzt werden darf, erwacht. Schon im Bon»erjahr 1900 
haben wir seine Aeußerung empfunden. Unter dem Finfluß der 
nationalen Bewegung in China mag in Zukunft manches anders 
kommen, als man in den ausdehnungsbedürftigen Kreisen der 
heutigen ‚Weltmächte wünscht und denkt. CF. 


Pekinger Kabinettssorgen. 


Das Kabinett Liang Shih-yi hat, obwohl es nur ganz kurze 
Zeit im Amt ist und sehr bald durch politische Umtriebe auf ein 
totes Gleis geschoben wurde, dem chinesischen Reich sehr er- 
hebliche Dienste geleistet. Es hat Nordchina über die Gefahren 
fortgebracht, die ihm angesichts des bevorstehenden Neujahrs- 
festes infolge der in den Kassen herrschenden Leere drohten. 
Ob mit einer längeren Dauer des Kabinetts überhaupt an maß- 
gebenden Stellen je gerechnet worden war, ist zum mindesten 
fraglich. Liang Shih-yi war sehr gegen seinen Willen’ Minister- 
präsident geworden. Der „Run“ auf die Verkehrsbank, mit der 
Liangs fabelhafter Reichtum steht oder fällt, hatte ihn nach 
Peking gebracht. Sehr bald sah er ein, daß seine Barmittel 
nicht ausreichen würden, die Bank zu halten Er brauchte 
Hilfe. Sein Freund und Parteigenosse Yeh Kung-cho, der bis 
vor kurzem an der Spitze des Verkehrsministeriums gestanden 
hatte, aber von politischen Gegnern zum Rücktritt gezwungen 
worden war, riet Liang, sich an den Generalgouverneur der 
Mandschurei, Chang Tso-lin, zu wenden. Das tat Chang, und 
zwar durch die Vermittlung Yehs. Chang fand sich bereit, zur 
Stützung der Verkehrsbank vier Millionen Dollars zur Ver- 
fügung zu stellen, aber er machte Bedingungen. Er wollte 
Sicherheiten; angesichts des engen Verhältnisses der Verkehrs- 
bank zur Regierung vermochte diese nur die Regierung zu 
stellen. Liang sollte sich daher verpflichten, an die Spitze der 
Rerierung zu treten. Wohl oder übel mußte Liang das tun: 
Neigung dazu dürfte bei ihm kaum bestanden haben. Als 
Ministerpräsident hat dann Liang zusammen mit seinem Ver- 
kehrsminister Yeh Kung-cho einen großen Teil der Aktien der 
Verkehrsbank Chang Tso-lin ausgeliefert. Damit wurde Chang 
einer der ausschlaggebenden Finanzmänner in China. Er wurde 
nahczu allmächtig. Die anderen Tutschüns sahen ihre Stellungen 
bedroht, das um so mehr, als immer wieder Gerüchte auf- 
tauchten, wonach Chang politisch einen Ausgleich mit Sun 
Yat-sen suchte und die Anfu-Partei vor seinen Wagen zu 
spannen suchte. Als nun Liang als eine der ersten Handlungen 
als Ministerpräsident die Führer der ehemaligen Anfu-Partei 
tatsächlich begnadigte, brach der Sturm los. Wu Pei-fu er- 
öffnete den Kampf gegen Liang. Er warf ihm vor, im Gieheimen 
mit Japan unter einer Decke zu spielen und die Schantung- 
Bahn Japan ausliefern zu wollen. Liang parierte den Schlag 
und wies nach, daß er in der Schantungfrage saubere Hände 
habe. Wu blieb bei seinen Behauptungen. Die Haltlosixkeit 
stiner Behauptungen wurde überall erkannt, kostete Wu sogar 
dus ihm anfänglich von England, Amerika und Frankreich ent- 
sexengebrachte Vertrauen. Wu ließ trotzdem nicht ab, immer 
wieder von Verrat in der Schantungbahnfrage zu sprechen. 
Yınsichtire Kreise erkannten dann, was sich dahinter verbarg. 
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. Aber aus freien Stücken will 


Es kam Wu nicht auf die Schantungbahn an, wie er — selbst 
ein Sohn der Provinz Schantung — glauben zu machen suchte. 
Er wollte vielmehr irgendeine Regelung der Schantungbahn- 
frage verhindern, durch die, wie es in den Anleiheplänen Liangs 
lag, diese Bahn unter ausländische Kontrolle gekommen wäre, 
weil er voraussah, daß der nächste Schritt Liangs sein würde, 
auch die Peking-Hankauer Bahn für den Anleihedienst unter 
ausländische Kontrolle zu stellen. Damit wäre Wu aber die 
ergiebigste Einnahmequelle zur Zahlung seiner Soldaten ver- 
loren gegangen. Deshalb das Zeter und Mordio über die 
Schantungbahn. Inzwischen hatten Chang und Liang ihre Ge- 
schäfte erledigt. Chang war in dem Besitz der zweitgrößten 
Bank Chinas gekommen, und Liang hatte sich durch Kom- 
missionen auf die zwei Anleihen (4 Millionen auf eine Anleihe 
von 14 Millionen Taels und 6 Prozent Extrakommission auf 
eine zweite von 96 Millionen Dollars, an der auch die Hongkonz 
and Shanghai Bank und die Yokohama Specie Bank beteiligt 
sind) schadlos gehalten; die kleinen Anleihen waren vor 
Chinesisch-Neujahr eingelöst und die rückständigen Gehälter 
der Beamten und der Sold eines Teils der Truppen bezahlı 
Nun hatte Chang kein Interesse weiter, daß das Kabinett Liax 
am Ruder blieb. Liang selbst würde an sich zweifellos di 
wahrlich nicht leichte und nur wider Willen übernommene 
Bürde. der Regierung lieber heute als morgen niederlegen. 
er Wu nicht weichen; der 
Präsident kann mich ja entlassen, sagte er offen in Tientsıu. 
wo er einen erbetenen Urlaub verlebt; sehr im Gegensatz zu 
dem überlieferten Brauch chinesischer Staatsmänner, die immer 
ein halbes Dutzend Male Abschied erbitten, ehe er ihnen be- 
willigt wird. Vorläufig hütet sich aber Präsident Hsü, Liang zu 
entlassen, denn ganz abgesehen davon, daß Hsü Shih-chang es 
niemand anders als Lianz Shih-yi zu danken hat, daß er über- 
haupt Präsident von China ist, hätte Hsü kein Kabinett, wenn er 
sich von Liang trennte Niemand will Liangs Nachfolger 
werden. Jeder aber schiebt die Bildung einer neuen Regierunz 
dem Andern zu. Und der andere dankt, denn er weiß, er wird 
in ganz kurzer Zeit von den Gegnern und Rivalen abgetan. 
Inzwischen sind die Verhandlungen so weit gediehen, daß tat- 
sächlich ein Zusammengehen Changs und Suns gesichert mu 
sein scheint, wobei der Anfuklub, der schon längst Beziehungen 
zu Canton gesucht hat, der Dritte im Bunde ist. Wu Pei-fu 
aber hat sich zwischen zwei Stühlen gesetzt. Wie veriautel, 
haben sich Chang und Sun über die Ausschreibung von Wahlen 
für ein neues, den Norden und Süden umfassendes Parlament 
geeinigt. Dieses soll geordnete Zustände in China schaffen, vor 
allem einen „gesetzmäßigen“" Präsidenten wählen. Gelingt das 
dürften die Tage einer Wiedervereinigung Chinas nicht fern sein. 
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Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Was bedeutet der Name China? Der amerikanische Senat 
hat bei der Beratung des neuen „China Trade Act“, eines Ge- 
setzes, durch das ein amerikanisches Handelsregister in China 
geschaffen werden soll, in aller Form festgelegt, was unter dem 
Namen „China“ zu verstehen ist. Er hat beschlossen: 


„Der Name China bedeutet: 

China einschließlich der Mandschurei, Tibets, der Mongolei 
und aller Gebiete, die an fremde Regierungen ver- 
pachtet sind, 

2. der Kronkolonie Hongkong und 

3. der Provinz Macao.“ 


Diese amerikanische Feststellung wird zweifellos noch einmal 
politisch von weitreichender Bedeutung werden. Bezeichnend 
ist, daß die englische Presse Ostasiens das Gesetz bekämpit, 
weil es den Amerikanern wegen der Vorschriften über Ein- 
. kommensteuer schlechtere Aussichten in China eröffne, als die 
Bedingungen sind, unter denen die Engländer in China arbeiten. 
Offenbar schlägt man den Sack Einkommensteuer, meint aber 
den Esel Hongkong! 


Chinas Lehre in Washington. Uebereinstimmend äußern 
sich alle Chinesen, die der Washingtoner Konferenz beigewohnt 
haben, ein Gutes habe diese Konferenz für China gehabt: China 
habe eingesehen, daß es in internationalen Fragen auf Unter- 
stützung anderer nur zählen könne, wenn es selbst so stark sei, 
daß es sich durchsetzen könne. Der Berichterstatter des ver- 
breitetsten chinesischen Blattes, der „Shun Pao“, beklagt es, 
daß es China in Washington an einer einheitlichen Führung ge- 
fehlt habe. Die Vereinigten Staaten hätten den Wunsch ge- 
habt, sich unter allen Umständen mit Japan zu einigen, und das 
sei auf Kosten Chinas geschehen. Staatssekretär Hughes habe 
die chinesischen Delegierten mit dem Vorschlag, die Shantung- 
Frage direkt mit den Vertretern Japans zu verhandeln, einfach 
überrumpelt, und die japanische Delegation hätte, ohne China 
überhaupt zu Wort kommen zu lassen, auf der Stelle den 
Hughesschen Vorschlag angenommen, so daß China nichts 
übrig geblieben wäre, als ja und Amen zu sagen und sich mit 
dem abzufinden, was ihm Japan gewähren wollte. Einer der 
chinesischen Berater, von Beruf Kaufmann, der auf der Rück- 
. reise in Tokyo eine Ansprache an eine Versammlung von über 
tausend Chinesen hielt, bestätigt das: „Solange sich China der 
amerikanischen Krücke bedienen konnte,“ sagte er, „ging alles 
gut; von dem Augenblick an, wo sie ihm fehlte, kamen die 
chinesischen Delegierten nicht einen Schritt vorwärts.“ 


Tibet, China und Indien. Aus Peking wird gemeldet, dort 
sei ein Abgesandter des Dalai Lama eingetroffen. Zur Kaiser- 
Zeit kam jedes Jahr ein Vertreter des Kirchenfürsten von 
Lhassa, um Ehrengaben zu überbringen und zu empfangen. 
Seit der Thron der Mandschu gestürzt ist, haben sich die 
Tibeter von Peking ferngehalten. Möglich, daß dabei allerlei 
schon älterer Groll eine Rolle gespielt hat, den der Dalai Lama 
gegen Peking hegte, das er im Jahre 1908 landflüchtig besucht 
hatte. Sein übertriebenes Selbstgefühl hatte damals durch die 
Kälte, mit der er vom kaiserlichen Hof behandelt worden war, 
eine starke Ernüchterung erlitten. Er hatte Hilfe gegen England 
erwartet, das im Jalıre 1905 mit bewaffneter Macht in.die ge- 
 heiligte, allem Fremdenverkehr gesperrte Stadt Lhassa ein- 
gerückt war, und mußte, ohne etwas erreicht zu haben, auf 
Befchl Pekings in seine Residenz zurückkehren, wo er fortan 
ls Gefangener lebte. In den Verhandlungen Chinas mit der 
indischen Regierung sah China seitdem den Dalai Lama, wenn 
auch nicht offen, so doch mit allem geistigen Einfluß, den er 
suszuüben vermochte, auf seiten der britischen Regierung 
stehen. Es schien, als werde China endgültig auf Tibet ver- 
zichten müssen. Aber mit einer passiven Resistenz, von deren 
Nachdruck ein Europäer sich kaum einen Begriff machen kann, 
iehnten die chinesischen Unterhändler alle Zumutungen Eng- 
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lands während wiederholter Verhandlungen in Simla ab. Die 
Beziehungen Englands und Chinas blieben ungeklärt, soweit 
Tibet in Frage kam, das beide für sich in Anspruch nahmen. 
Der Vizekönig von Indien suchte sich, nachdem das Drängen 
seiner Regierung China gegenüber kein Ergebnis gebracht hatte, 
über den Kopf Pekings fort unmittelbar mit dem Dalai Lama zu 
verständigen. Eine Mission ging im vorigen Jahr nach Lhassa. 
Aber es ist schon längst offenbar, daß auch diese den ge- 
wünschten Erfolg nicht gehabt hat. Anfang Dezember vorigen 
Jahres berichtete die „Times“, die tibetische Mission sei nach 
Delhi zurückgekehrt, und die Beziehungen Indiens zu Tibet 
seien erheblich verbessert worden. Aber das Londoner Blatt 
mußte zugleich feststellen, den erhofften Bündnisvertrag habe 
die Mission nicht aus Lhassa mitgebracht. Daß die indische 
Regierung in Lhassa einen Korb bekommen hat, ergibt sich auch 
daraus, daß sie inzwischen wieder in Peking angeklopft hat. 
Sie hat dort folgende sechs Vorschläge unterbreitet: 


. Gegen Anerkennung Tibets als wesentlichen Teils Chinas 

durch England gewährt China Tibet Selbstverwaltung. 

China erkennt den Dalai Lama als geistiges Haupt der 

Lamakirche an. 

China unterhält fortan keine Truppen in Tibet. 

Die Grenzen Tibets werden neu festgelegt. 

. Tibet ist in der inneren Verwaltung selbständig; weder 
China, noch Großbritannien dürfen sich einmischen. 

6. Die tibetisch-britischen Verträge werden anerkannt. 


Aus Peking wird dazu gemeldet, die beiden ersten Bedingungen 
würde das Waichiaipu wohl annehmen, nicht aber die anderen 
vier. Gleichzeitig hat aber auch der Dalai Lama wieder seine 
Fühler nach Peking ausgestreckt. Er muß sich in großer Not 
befinden, sonst wäre es nicht zu erklären, daB er zu einer Zeit, 
wo in Peking finanzielles Chaos herrscht und alle Regierungs- 
kassen leer sind, durch seinen Abgesandten den in Geldsachen 
freilich vielgewandten Ministerpräsidenten Liang Si-yi bitten 
läßt, den Finanzen Tibets zu Hilfe zu kommen. Und nicht genug 
damit. Der Dalai Lama läßt seinen eigenen Besuch in Peking 
in Aussicht stellen. Damit wird die ganze Politik Innerasiens 
plötzlich auf ein neues Brett. gerückt. Wiederannäherung 
Lhassas an Peking bedeutet Absage an Delhi und Calcutta. 
Offenbar wirft die indische Bewegung ihre Wellen auch über 
den Himalaya nach Norden ins Land der Tibeter und weckt in 
Lhassa Verständnis für die Frage, was aus Tibet werden soll, 
wenn es die Londoner Regierung eines Tages nicht mehr wie 
bisher gegen Peking ausspielen kann. Bezeichnend ist, daß die 
ersten Meldungen über das Eintreffen des Abgesandten des 
Dalai Lama in Peking von japanischen Zeitungen veröffentlicht 
worden sind. 
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Frankreich und China. Auf die Provinz Yünnan haben die 
Franzosen schon längst ein Auge geworfen. Die Hauptstadt 
dieser Provinz Yünnanfu ist durch eine von französischen Inge- 
nieuren und mit französischem Geld gebaute Eisenbahn mit der 
Hauptstadt Tonkings Hanoi und ihrem Hafen Haiphong ver- 
bunden. In Yünnanfu ist es aber im Laufe des letzten Jahres 
unter dem Einfluß nationalistischer chinesischer Kreise, die in 
Südchina außerordentlich erstarkt sind, zu franzosenfeindlichen 
Kundgebungen gekommen. Die französische Regierung hat da- 
für von Peking Genugtuung verlangt. Peking, das für die fran- 
zösische Beschwerde Verständnis gezeigt hat, ist aber ohn- 
mächtig in Südchina. Die Spannung ist infolgedessen nicht ge- 
hoben, wie der Generalgouverneur Lang dem Regierungsrat 
gegenüber letzthin zugeben mußte. Ehe das nicht geschehen 
sei, sei auch an eine Widerherstellung lohnender wirtschaft- 
licher Beziehungen zu Yünnan, fügte er hinzu, natürlich nicht 
zu denken. Die Pariser Presse unterstreicht diese Worte. Der 
„Eclair“ fordert eine nachdrückliche Unterstützung des General- 
gouvernements durch das Auswärtige Amt und seine Vertreter 
in China. 
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Konsulargerichtsbarkeit.e. Konsul O. Scholz schreibt uns: 


„In Heft 22 der „Juristischen Wochenschrift“ (S. 1443) wird die 


von mir in Nr. 16 der „OÖstasiatischen Rundschau“ veröffent- 
lichte Anregung zur Beibehaltung . der deutschen Konsular- 
gerichtsbarkeit in China mittels Vereinbarung der Gegenseitig- 
keit von Justizrat Adriani vom Standpunkt des am internatio- 
nalen Recht interessierten deutschen Juristen besprochen. Was 
dort über die Gleichwertigkeit europäischer und ostasiatischer 
Kultur gesagt ist, wird zwar von manchem, auf unerfreuliche 
Erfahrungen im ostasiatischen Geschäft zurückblickenden Deut- 
schen, jedenfalls hinsichtlich der Rechtspflege, angefochten 
werden, von anderen aber, nicht nur von Chinesen und Japa- 
nern, mit Befriedigung vernommen werden. Und das mit 
vollem Recht. Wir vergeben uns nichts, wenn wir als 
Deutsche — im Gegensatz zu den Angelsachsen — den ost- 
asiatischen Völkern eine kulturelle Ebenbürtigkeit zuerkennen. 
Aber aus dieser grundsätzlichen Anschauung die Folgerung 
völliger Gleichstellung und Gleichbehandlung zu ziehen, würde 
zu ebensolchen Vernunftwidrigkeiten führen wie die Verwirk- 
lichung Rousseauscher Ideale. So will auch Adriani, in Be- 
rücksichtigung der chinesischen eigenartigen, von der unsrigen 
so verschiedenen Rechtsauffassung und Rechtspflege, keine 
Gleichstellung der beiderseitigen Staatsangehörigen in beiden 
ländern, aber gerade deshalb befürwortet er die Beibehaltung 
der Konsulargerichtsbarkeit unter Einführung der Gecgenseitig- 
keit, Nachdem die deutsche Politik einen andern Weg — den 
des Verzichts auf Konsulargerichtsbarkeit — gegangen ist, ist 
uiese Frage als Gegenwartsaufgabe der Politik für mich er- 
ledigt. Aber es scheint mir doch beachtenswert, daß diese 
Frage auch juristische Aufmerksamkeit gefunden hat und auf 
dem Felde des internationalen Rechts Kreise zu ziehen beginnt. 
Wenn man sieht, wie heute in den von fremden Mächten be- 
setzten deutschen Gebieten immer mehr von deutschem Recht 
und deutscher Gerichtsbarkeit abgebröckelt wird; wenn man 
hört, wie die Chinesen, denen in Manila von der amerikanischen 
Verwaltung die Führung ihrer Handelsbücher in ihrer Mutter- 
sprache verwehrt wurde, Retaliation gegenüber den Ameri- 
kanern in China forderten; wenn man in den Protokollen der 
von der Konierenz in Washington für die Fragen der Exter- 
ritorialität in China eingesetzten Kommission licst, wie sogar 
dort die andern Mächte sich wehren gegen die Aufhebung der 
Konsulargerichtsbarkeit, und wie selbst Chinesen in China in zu- 
nehmendem Maße sich unter den Schutz einer fremden Kon- 
sulargerichtsbarkeit zu stellen suchen, — so drängt sich einem 
die Erkenntnis auf, daß das internationale Recht neuen Ent- 
wicklungen entgegengeht, bei denen auch Exterritorialität und 
Konsulargerichtsbarkeit eine wichtige Rolle spielen werden.“ 


Kurze Meldungen. Präsident Harding hat eine Verordnun:z 
erlassen, wonach die Ausfuhr amerikanischer Waffen 
und Munition nach China verboten wird. 

Die Provinz Hunan hat als erste in China ein Provin- 
zialschulgxesetz erlassen. Die Bevölkerung Changshas 


brachte aın chinesischen Neujahrstag dem geistigen Vater dieses, 


(iesetzes Dr. C. T. Wang eine große Ovation. 

In einem in Philadelphia gehaltenen Vortrag hat der 
chinesische Gesandte Sze Sao-ke die Besorgnis ausgesprochen, 
die Demokratisierung Chinas nach westlichem Vorbild 
hünne zu einem gefährlichen Materialismus und einer über- 
mäßigen Gueichiörmigkeit führen, gegen die China sich schützen 
musse. Demgegenüber will der „China Express and Telegrapin" 
nicht darin, sondern in dem Fehlen allen Religions- und Moral- 
unterrichts in den Schnien die Quelle der Schwäche Chinas 
essen alte Religionen ihre Kraft verloren hätten, sehen; dieser 
Mangel fuire zu einer Degeneration Chinas. 

Demnachst wird eine afkhanische Abordnung nach Peking 
chen, um diplomatische Beziehungen zwischen 
Chinaund Afghanistan anzuknupfen. 

Auf den chinesischen Gesandten in Paris. Chen Lu. ist 


dieser Tace cin Revoiverattentat xwemacht worden: 


Chen Lu wurde durch einen Streifschuß leicht verletzt. Der 
Täter, ein Chinese Li Ho-ling, der in Paris Landwirtschaft 
studiert und zugleich Sekretär einer Gesellschaft für Fürsorge 
chinesischer Studenten ist, hat sich der Polizei selbst gestellt. 
Ob ein bolschewistisches Attentat vorliegt oder der Umstand, 
daß der Gesandte lctzthin die Auszahlung der Unterstützung von 
5 Franken pro Tag an bedürftige chinesische Studenten infolge 
Ausbleibens von Mitteln aus Peking eingestellt hat, Anlaß zu 
dem Mordversuch gegeben hat, steht noch dahin. 

In außerordentlich lebhafter Weise beschäftigt sich die 
chinesische Presse neuerdings mit der Frauenfrage. Mit 
großem Nachdruck bekämpft sie die Sklaverei und Vielweiberei 
Verlangt wird eine gewerbliche Erziehung der Frauen. 

China hat im neuen Handelsvertrag mit Mexiko 
das Verbot der Auswanderung chinesischer Kulis nach Mexiko 
aufnehmen müssen, ohne dagegen die "Aufhebung der Ex- 
territorialität der Mexikaner in China, wie gehofft, durchsetzen 
zu können. | En 

Dadurch, daß der französische Senat der Wiederaufrichtung 
der Banque Industrielle de Chine mit Hilfe der 29 
Millionen Franken, auf die Paris noch als Recht der Eat- 
schädigung für die Boxerunruhen Anspruch erhebt. 
zugestimmt hat, wird die von allen Kreisen der sogenannten 
Intellektuellen in China erhobene Forderung, daß weitere 
Zahlungen der Boxerentschädigung nicht gemacht und die da- 
durch freiwerdenden Beträge ausschließlich für Schulzwecke 
Chinas verwandt werden, soweit Frankreich in Frage kommt, 
unerfüllbar. 

In englischen Marinekreisen hofft man, daß auch, wenn 
Weihaiwai an China zurückgegeben wird, sich Mittel und 
\Vege finden lassen werden, daß Weihaiwei dem britischen Ge- 
schwader als Stützpunkt für seine Uebungen und als Sanatorien 
für dessen Besatzung erhalten bleibt. 


Japan. 


Kabinettskrisis. Nach aus Tokio eingegangenen Telegran- 
men scheint das Schicksal des Kabinetts Takahashi stark ge 
fährdet zu sein. Wie schon in der vorigen Nummer angedeutet 
wird Baron Takahashi angesichts der wachsenden Oppositi® 
gegen die stark bürokratische Regierung, die den Forderungs 
der Stunde gerecht zu werden sich‘ augenscheinlich nicht ent 
schließen kann, in abschbarer Zeit möglicherweise ‘zurück 
treten müssen. Im Abgeordnetenhaus ist es vor - allem di 
Wahlrechtsfrage, die große Erbitterung gegen die Regieruns 
ausgelöst hat, im Herrenhaus das Bestreben der liberale 
Unterrichtsverwaltung, den überragenden Einfluß der alten 
Universitäten durch die Gründung neuer zu brechen. Nach de 
vorliegenden Nachrichten scheint der Gegensatz Vicomte Tak:- 
kashi zum Herrenhaus noch ernster zu sein, als die ablehnendt 
Haltung des Kabinetts im Abgeordnetenhaus gegenüber der G«- 
währung des allgemeinen Wahlrechts an alle Männer übe: 
20 Jahren. Ob indessen das Herrenhaus sich entschließe” 
würde, das Kabinett wegen der Unterrichtsfrage fallen z 
lassen, erscheint zweifelhaft. Zu einem solchen Schritt haber 
das Herrenhaus in der Vergangenheit nur hochpolitische F'- 
wägungen weitesttragender Art bewogen. Wahrscheinlicher 
ist, daß der Ministerpräsident nach Schluß der Reichstac*- 
tagung das von ihm nach der Ermordung Haras übernommen 
Kabinett umgestalten wird, und zwar durch Ausschiifiung de 
zur Satsıuma-(Flotten-)Partei gehörigen Minister, vor allem a'w 
des Ministers des Acußern Grafen Uchida, was im Gegenu: 
zur Politik Haras, der sich über den Kopf Londons m’ 
Washington einigen zu können gehofft hatte, und in Uebereit- 


stimmung mit der durch die Washingtoner Konferenz wiede”- 
erstarkten nationalistischen Stimmung voraussichtlich ©” 
Wiederabrücken von Amerika bedeuten würde. Vorläul:< 


ist die Regierung bemüht, eine Entscheidung hinauszuschiebe: 


Da sie noch über eine zahlenmäßige Mehrheit im Reich“ 
tag verfügt, max ihr das gelingen. Die Seiyukai zahiv 
immerhin bei der Eröffnung des Reichstags um Web 


nachten 282 Mitglieder, während die gesamte Opposition 
nur über 180 Stimmen verfügte (davon 109 der Kenseikai und 
27 der Kokuminto). Anlaß zu einer Vertagung gibt der Re- 
gierung die Notwendigkeit, das Budget mit Rücksicht auf die 
Washingtoner Beschlüsse umzustellen. Dann freilich wird sich 
auch ein neuer Zündstoff ergeben, und zwar aus der Frage, wie 
die etwaigen Ersparnisse der Flottenverwaltung nach Abstrich 
der Neubauten, die nach der Washingtoner Konferenz nicht mehr 
auf Stapel gelegt werden dürfen, verwandt werden sollen. 
Wesentlich darauf wird es ankommen, wie sich Baron Taka- 
hashi über diese Frage mit seiner eigenen Partei, der Seiyukai, 
auseinandersetzen wird. Sache des Ministerpräsidenten wird 
es sein, den Beweis zu erbringen, daß er die Führernatur ist, 
nach der sich die Partei sehnt. Gelingt es ihm nicht, sich das 
Vertrauen seiner bisherigen Gefolgsleute zu erhalten und es zu 
stärken, muß mit der Möglichkeit der Absplitterung eines 
weiteren Teils der Seiyukai gerechnet werden. Damit aber 
wäre dann das Schicksal der Regierung ohne weiteres be- 
siegelt. 


Neue politische Partelbildungen. Baron Goto hat eine neue 
Partei im Herrenhaus gebildet, die der Kenkyukai, die der Re- 
gierung und der Seiyukai des Abgeordnetenhauses nahesteht, 
Opposition machen wird. Mit der Bildung einer der neuen 
Herrenhauspartei entsprechenden Partei im Abgeordnetenhaus 
wird gerechnet. Man darf annehmen, daß diese neuen Par- 
teien in den weitesten Kreisen des japanischen Volkes Anhang 
iinden werden, da die Unzufriedenheit mit den heutigen Ver- 
hältnissen und dem Einfluß, den die Bürokratie, das Heer und 
die Flotte bisher ausgeübt haben, sehr groß ist. Baron Goto 
gilt allgemein als der berufene Führer einer großen politischen 
Partei, zumal er als gewesener Verkehrsminister und Minister 
des Aeußern, sowie aus seiner Tätigkeit auf Formosa und in der 
Mandschurei die Bedürfnisse des Landes genau kennt. Er wird 
als ein weitsichtiger Staatsmann angesehen, von dem auch die 
Arbeiterklassen sowie die nach allgemeinem Wahlrecht streben- 
den Massen viel erwarten zu dürfen glauben. Gleichzeitig sind 
zwei radikal nationalistische Parteien in Japan entstanden, die 
Kokusuikai und die Minrokai, von den erstere bereits eine 
eigene Zeitschrift „Otoko“ („Der Echte Mann“) erscheinen läßt. 


Unterrichtswesen. Im soeben veröffentlichten Jahresbericht 
der japanischen Unterrichtsverwaltung für 1918/19 heißt es: 
„Wenn wir einen Blick auf die Umgestaltung der Umstände und 
Verhältnisse in allen Ländern der Welt werfen, sowie auf die 
unvermeidlichen Wirkungen des Krieges und die ihm folgenden 
Veränderungen und Revolutionen, die sich in der Denkweise der 
Völker vollziehen, müssen wir zu dem Schluß kommen, daß 
unser Ziel im Erziehungswesen nicht weniger die Pflege des 
Nationalgeistes als die Entwicklung des Körpers und des Geistes 
sein muß. Erfolg ist da aber nur zu erwarten, wenn unsere 
rersönlichen und nationalen Tugenden so entwickelt werden, 
daß wir im Laufe der Zeiten nicht rückständig werden. Das 
war der leitende Gedanke, als die Notwendigkeit, moralische 
Kultur zu pflegen, klar und deutlich in den Gesetzen und Er- 
lassen für die Universitäten sowie die höheren und mittleren 
Schulen zum Ausdruck gebracht worden ist. Daß besonderer 
Unterricht in Moral und Ethik für dieses Jahr in den höheren 
Normalschulen sowohl in Tokyo wie in Hiroshina eingerichtet 
worden ist, zeigt, daß wir schon mit der Verbesserung unserer 
Moralerzichung einen Anfanz gemacht haben.“ 


Deutsch in Japan. Proiessor Katayama von der Schule 
fiir fremd Sprachen in Tokvo hat in einem letzthin in London 
gehaltenen Vortrag mitgeteilt, daß die Entwicklung der Be- 
zZiehungen Japans zum Ausland auf allen Gebieten es immer 
schwieriger macht, nur mit der chinesischen Schriftsprache azıs- 
zukommen. Die Folge davon sei ein vermehrtes Studium des 
Englischen. Vor dem Krieg sei in Japan viel deutsch gelernt 
worden, namentlich von den Medizinern, heute aber wendeten 
sich alle im vermehrten Maße dem Englischen zu. In der Schule 
für fremde Sprachen in Tokyo würden heute 7 europäische 
und 5 asiatische Sprachen gelehrt. Für den Unterricht in 
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Italienischen melden sich alle 2 bis 3 Jahre etwa 10 Schüler. 
Am französischen und am chinesischen Unterricht nehmen etwa 
je 100 Schüler, mit einem Zugang von 30 im Jahre, teil. Englisch 
lernen heute etwa 300, vor einigen Jahren war die Zahl 450 (was 
die oben wiedergegebene Erklärung Professor Katayamas ent- 
schieden widerlegt). Ueber die Zahl der deutsch Studierenden 
werden keine bestimmten Angaben gemacht, es heißt nur, 
die Zahl sel früher größer gewesen als die der französisch 
Lernenden, habe neuerdings aber stark abgenommen. (?) 


Kurze Mitteilungen. Die japanische Regierung hat der 
Fabrique Nationale de Belge einen größeren Auftrag auf 
Waffen und Munition erteilt. 

Mit Hilfe einer eigenen Funkstation mit 130 Meter 
hohen Stahlmasten, die Japan in Tsingtau errichtet hat, 
kann es Nachrichten auch aus Amerika und Europa auffangen 
vwuad über ganz Ostasien und Südostasien verbreiten, womit cs 
in den besonderen Wettbewerb mit dem amerikanischen Funk- 
dienst in Guam und Cavite tritt. 


Republik des Fernen Ostens. 


Die Kämpfe in Ostsibirien. Die Meldungen über die 
militärische Lage in Sibirien entbehren auch heute noch der 
Klarheit. Unwidersprochen ist eine Meldung geblieben, wo- 
nach Merkulow sich in Wladiwostok den unter General Blücher 
vordringenden bolschewistischen Truppen gegenüber nicht hat 
halten können. Eine mittelbare Bestätigung erhalten die 
Meldungen schwerer Niederlagen der Weißen Armee durch die 
Tatsache, daß der Kosakenhetman Semenow Sibirien verlassen 
hat. Der Aufenthalt in Amerika, wo er anscheinend bessere 
Zeiten abwarten wollte, ist ihm nicht gestattet worden; sowodlıl 
Kanada wie die Vereinigten Staaten haben ihm zu verstehen 
gegeben, sie würden ihn in ihrem Land nicht dulden. 


Ein neues Kabinett. Mitte Januar ist das Koalitionskabinett 
der Republik des Fernen Ostens zurückzutreten, um einem rein 
kommunistischen Platz zu machen. An seiner Spitze steht der 
frühere Arbeitsminister Schukilow, der auch weiter das 
Arbeits- und daneben das Handelsministerium selbst verwaltet. 
Zum Minister des Innern ist Agamaew, zum Landwirtschafts- 
minister Gwozdew ernannt. 


Niederländisch-Indien. 


Unabhängigkeitsbewegung. Auch in Niederländisch-Indien 
macht sich neuerdings eine Unabhängigkeitsbewegung unter den 
Eingeborenen, die sich dort wohl größerer Freiheit zu erfreuen 
haben als die Eingeborenen irgendeiner anderen europäischen 
Kolonie, bemerkbar. Holland hat es stets ängstlich vermieden, 
sich in die inneren Angelegenheiten der Eingeborenen zu 
mischen; von Versuchen, ihnen europäische Kultur aufzudrängen, 
ist so gut wie ganz Abstand genommen worden. Im allgemeinen 
haben die Eingeborenen in den holländischen Besitzungen Süd- 
ostasiens ein zufriedenes Leben geführt; ihre außcrordentliche 
Zunahme beweist das deutlich, während irgendwelche Be- 
drängnis von außen durch die internationale Stellung Hollands 
von den Inseln ferngehalten worden ist. Trotz alledem scheint 
eine Ausdehnung und Vertiefung der von allasiatischen Kreisen 
geförderten Unabhängigkeitsbewegung unvermeidlich zu sein. 

Unter dem Vorsitz des Regenten von Serang, dem auch die 
Regenten von Japara und Badoeng beigetreten waren, hat ein 
Ausschuß einen Aufruf an die Eingeborenen versandt, in dem die 
Verleihung der Autonomie an Niederländisch-Indien gefordert 
wird. Der Erfolg, schreibt die „Deutsche Wacht“, sei nicht 
groß gewesen, und die Regenten hätten sich aus dem Ausschuß 
zurückgezogen, wie man vermutet, auf einen Wink der 
Regierung. 

Kontraktarbeiter. Der Volksraad hat beschlossen, allmählich 
die Beschäftigung von javanischen Kontraktarbeitern in anderen 
Teilen von Niederländisch-Indien zu verbieten. Die Gencralstaaten 
in Haag haben bisher ihre Zustimmung zu dieser Maßnahme 
noch nicht ausgesprochen. Versuchsweise soll die Neuerung in 
Medan eingeführt werden, wo zunächst eine Erneuerung ab- 
gelaufener Verträge mit den Arbeitern verboten werden soll. 
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Nach dem 1. Januar 1926 soll auch der Abschluß neuer lang- 
fristiger Arbeitsverträge ganz verboten werden. Man bezweckt 
damit, die Kulis zu einer Ansiedelung als freie Arbeiter zu be- 
wegen, um dadurch ihre Lebenshaltung zu heben. 


Der König von Annam. In Paris wird der König von 
Annam, dessen Reich seit 1884 einen Teil des indochinesischen 
Kolonialreiches Frankreichs bildet, in kurzem erwartet. Der 
äußere Anlaß des Besuches ist, daß der König seinen ältesten 
Sohn einer französischen Anstalt zur Erziehung übergeben 
will. Der eigentliche Zweck der Reise aber ist, dem König die 
Macht Frankreichs eindrucksvoll vor Augen zu führen. 


Zur Finanzlage. Bei der Eröffnung des Regierungsrats in 
Hanoi konnte der Generalgouverneur auf die glänzende Finanz- 
lage Indochinas hinweisen. Trotz der erheblich erhöhten Ge- 
halte, die Frankreich vor allem den eingeborenen Beamten 
zahlen muß, und trotz der großen Lasten, die das Mutterland 
der Kolonie für den Unterhalt von Truppen auferlegt, schließt 
das Budget mit einem Ueberschuß von 5 Millionen Piastern ab. 


Beziehungen zu Slam. In Hanoi ist man zurzeit stark be- 
nrüht, engste Beziehungen zu Siam zu pflegen und auch dort 
Frankreich ein Uebergewicht zu sichern. Der Augenblick, Eng- 
land in Siam den Vorrang abzugewinnen, ist angesichts der in- 
dischen Schwierigkeiten Großbritanniens nicht schlecht gewählt. 
Kürzlich wurde der die Garnisonen an der chinesischen Grenze 
inspizierende Bruder des Königs von Siam, Marschall Paribaka, 
der in den 80er Jahren als Hauptmann Dienst beim 4. Garde- 
grenadierregiment in Berlin getan hat und heute Chef des 
Generalstabs des siamesischen Heeres ist, nach der Hauptstadt 
von Kambodscha Pnom-Penh eingeladen Er wurde dort natür- 
lich auf alle Weise gefeiert. Die Franzosen wollten damit 
offenbar ihren Dank für den Empfang zum Ausdruck bringen, 
den einige Wochen vorher Marschall Joffre in Bangkok bereitet 
worden war. 

Französische Erfolge. In einer Auäpiache in Marseilles hat 
Lord Necrthcliffe den Franzosen viel Schmeichelhaftes über ihre 
kolonialpolitischen Erfolge in Indochina gesagt. „In Japan, China, 
Indien, Aegypten und Palästina lagen alle -die sehr ver- 
schiedenen Kulturen des Ostens vor mir und zeigten fast alle 
Züge, die sie von unserer Kultur unterscheiden. Die Probleme, 
die sicn aus der Berührung mit dieser Lebens- und Denkweise 
und dem Findringen in sie ergeben, bilden heute die Wurzeln 
der Weltpolitik. Man muß reisen, wenn auch sehr schnell, ıtm 
etwas von ihnen verstehen zu lernen. Auf meiner Reise habe 
ich nirgendwo eine glücklichere Lösung dieser Probleme be- 
cbachtet als in Indochina, jenem prächtigen Teil Frankreichs 
über See. Wir Briten rühmen uns, etwas von Kolonisation zu 
verstehen, aber vor dem Werk, daß Sie in Indochina geleistet 
haben, müssen wir ebenso wie vor dem in Marokko, das ich 
kürzlich besucht habe, unsern Hut abnehmen.“ 


i. 


Europa im Spiegel der ostaslatishen Presse, 


Wer die Stimmung, die in Ostasien herrscht, richtig er- 
kennen will, darf an den Auslassungen der ostasiatischen Presse 
über die Dinge in Europa nicht blind vorübergehen. Es ist not- 
wendig, sich ein Bild von den Auffassungen der Entwicklangen 
in Europa zu machen, die in den Kreisen herrschen, die die 
©ffentliche Meinung Ostasiens darstellen. Mangel an Platz ver- 
bietet es leider, diesen Spiegel auch nur annähernd so groß zu 
gestalten, wie er in Anbetracht der Wichtigkeit der Gedanken- 
rgänge der asiatischen Völker sein sollte. Unter den gegebenen 
schwierigen Verhältnissen der deutschen Presse kann in diesen 
Spalten nur gelegentlich auf diese oder jene Erscheinung hin- 
gewiesen werden, und es muß der Zeit einer besseren Lage aui 
dem Papier- und Arbeitsmarkt überlassen bleiben, sie mehr 
nach ihrer Bedeutung auszubauen. 

In der als halbamtlich angesehenen „Peking Daily 
News“ hat ihr Hauptschriftleiter, Y. W. Chan, Mitte Januar 
mehrere Leitartikel veröffentlicht, die sich mit der Repa- 
rationsfrage beschäftigen. Chan ist keineswegs ein 
Parteigänger Deutschlands oder auch nur von merklicher 
Deutschfreundlichkeit beseelt. Er übersieht aber klar die Rolle, 
die Deutschland beim Wiederaufbau Europas zu spielen hat, 
den Chan übrigens auch ohne die Mitwirkung Rußlands nicht 
für möglich hält. Chan macht, gestützt auf seine chinesische 
Weltanschauung, die sich auch in dieser Hinsicht der Kultur 
Europas überlegen zeigt, in erster Reihe der Entente das Außer- 
achtlassen aller rein menschlichen Erwägun in der Be- 
handlung der unterlegenen Mächte zum a Seine Aus- 
führungen sind frei von bombastischen Schlagworten und 
wirken durch ihre schlichte Sprache doppelt. 

Auch die Tokyoer „Yamato“ ist der Ansicht, daß der 
Friedensvertrag nicht aufrecht zu erhalten ist. Oester- 
reich suche bei anderen Völkern Hilfe, da es aus eigener Kraft 
die Schwierigkeiten, die sich aus der Teuerung aller Lebens- 
bedürfnisse ergeben, zu überwinden außerstande sei, solange 
der Friedensvertrag Krait behielte; da müßten die Alliierten 
sehen, wie sie schon in ihrem eigensten Interesse Oesterreich 
(und auch Deutschland) helfen könnten, denn die schlechte wirt- 
schaftliche Lage Deutschlands und Oesterreichs äußerte ihre 
üblen Nachteile auch für die Alliierten selbst. 

Die Tokyoer „Hochi“ erinnert an die Rolle, die Frank- 
reich in den letzten Jahren des Schogunats bei der Ausbildun 
des japanischen Heeres und der Anlage der Werft in Yokosuka 
gespielt hat, und zeigt sich sehr erfreut, daß „Japan und Frank- 
reich jetzt ihre alte Freundschaft wieder aufleben lassen, deren 
neueste Aecußerung die Bildung der Viermächteentente ist, n 
die Frankreich eingetreten ist, und die bei dem Besuch de 
Marschalls Joffre in Japan deutlich betont worden ist.“ 

Die „Nichi Nichi“ schreibt: Die deutsche 
Industrie hat jetzt ernstlich einen Kampf um den Hand«: 
mit den besten Waifen, die ihr die deutschen National-Eigen- 
schaften liefern, aufgenommen. 


Buntes Alleriei aus dem Fernen Osten. 


Aus Schanghai berichtet die „Kölnische Zeitung“ in einem 
Pekinger Brief, einchinesischer Großkaufmann habe 
der Verwaltung der Internationalen (sprich englischen) Nieder- 
lassıng in Schanghai auf eine Ausschreibung öffentlicher An- 
gebote für städtische Bauten ausgezeichnetes deutsches 
Vorkriegsmaterial angeboten. Das Angebot ist mit 
den Worten zurückgewiesen worden: „Wir können um keinen 
Preis deutsches Material kaufen.“ Das geschieht drei Jahre 
nach Kriexsschluß in einer Internationalen Niederlassung, deren 
Haushalt sich nicht zum wenigsten auf die Leistungen der 
dcutschen Steuerzahler aufbaut! 

Eine vor das „Oriental Hotel“ in Schanghai gelexte 
bombe hat die Schaufenster des Kaufhauses Sincere zer- 
stort. Eine ähnliche Bombe wurde wenige Tage später vor 


dem Lichtspielhaus Sincere gefunden. Es fehlt jede Spur des 
Täters. Sincere hat auf seine Ergreifung eine Belohnung von 
$ 20000 ausgesetzt. 

Nachdem ein Jahrzehnt vor dem Weltkrieg die Zufahrt 
Schanghais von der See durch eine umfassende Kor- 
rektion des Huangpuflusses verbessert worden ist, macht sich jetzt 
ein weiteres Werk nötig, soll Schanghai der große Umschlaghaien 
für Mittel- und Nord-China bleiben, der es gewesen ist, seit die 
Ausländer die Eröffnung Chinas für den Außenhandel erzwungen 
haben. Es gilt heute, die Untiefen im Yangtse unterhalb Jer 
Mündung des Huangpu zu beseitigen, die auf den englischen 
Admiralitätskarten als Fairie Flats bezeichnet sind. Eine inter- 
nationale Kommission hat sich mit der Sache befaßt. Je ein 
englischer, amerikanischer, japanischer, holländischer und 
schwedischer Geschäftsmann sitzen in ihr (in der Huansf= 


Behörde hatte s. Z. auch Deutschland Sitz und Stimme); außer- 
dem gehört ihr der schwedische Ingenieur der Huangpubehörde 
von Heidenstam an. Man will einen Durchstich durch die große 
Sandablagerung machen, die eine Stromtiefe von 36 englischen 
Fuß bei Hochwasser sicherstellt, so daß Dampfer mit 33 Fuß 
Tiefgang bequem verkehren können. Ursprünglich hatte man 
geglaubt, die Stromschwierigkeiten ohne kostspielige Schleu- 
senwerke nicht überwinden zu körmen. Die Studien der Kom- 
mission scheinen es aber wahrscheinlich zu machen, daß der 
etwa 600 Fuß breite Durchstich mit zwei gewaltigen See- 
baggern hergestellt und erhalten werden kann. Die Kosten sollen 
10 Millionen Tael betragen. Dieser Betrag soll durch eine An- 
leihe aufgebracht werden, zu deren Verzinsung und Amorti- 
sation nach gemachten Berechnungen die bisher in Schanghai 
für die Huangpukorrektion erhobenen Abgaben ausreichen, 
nämlich 3% Zuschlag auf die Seezölle und 3% Kajenabgaben 
auf den Wert der gelöschten und geladenen Waren. Man will 
China an der Behörde beteiligen, die die Yangtsekorrektion 
durchführen soll — darum wird man wohl nicht herumkom- 
men —; aber das Heft wollen, wie bei der Huangpukorrektion, 
die Ausländer in der Hand behalten, denn es kämen, so be- 
gründet man den Anspruch, wesentlich ausländische Interessen 
in Frage. Shanghais Handel betrug 1920 Tael 940 Mill. Die 
einlaufenden Seeschiffe stellten eine Tonnage von 12 Millionen 
dar, wovon 37% auf England, 25 % auf Japan, 22% auf China, 
11% auf Amerika und 5% auf die übrigen Mächte entfielen. 


Die Preise der Lebensnotwendigkeiten sind 
seit 1919 - in’ Schanghai um rund 10 % gestiegen, Reis um 19,3, 
Fleisch, Fische und Eier um 12,3%. Dagegen ist Kohle um 
7,6 % billiger geworden. 

Der Bau des neuen Rathauses in Schanghai ist 
jetzt so weit gefördert, daß das Freiwilligenkorps die ihm zu- 
gewiesenen Räume einschließlich einer großen Exerzierhalle be- 
ziehen konnte. 

im Anschluß an eine Mitteilung der „North China Daily 
News“, wonach einem deutschen Seemann letzthin von der 
englischen Regierung für eine Lebensrettung schiffbrüchiger 
Engländer kurz vor dem Krieg ein silberner Becher und eine 
Medaille überreicht worden ist, womit nach Auffassung des 
Blattes der Friedenssache ein größerer Dienst erwiesen sei, als 
durch manchen Vertrag der Diplomaten, wird in einem Einge- 
sandt die Forderung erhoben, daß das während des Krieges von 
betrunkenen Franzosen umgestürzte und dann vom Stadtrat ent- 
fernte Iltis-Denkmal, das der Stadtrat 1898 feierlich in 
seine Obhut zu nehmen versprochen habe, wieder an seinem 
alten Ehrenplatz am Bund in Shanghai aufgerichtet würde. 
Eisiges Schweigen scheint die Antwort auf diesen Vorschlag 
gewesen zu Sein. 


Großes Aufsehen machte letzthin in Schanghai die Hochzeit 
eines verwetweten Chinesen mit einer gleichfalls verwitweten 
Kusine eine Ehe, diefrüherinChinaundenkbarge- 
wesen wäre. Die von beiden Gatten beim Hochzeitsmahl, 
das in einem modernen chinesischen Hotel stattfand, vor- 
getragenen Gedichte, die die Neuerung rechtfertigen sollten, sind 
in fast der ganzen chinesischen Presse, und zwar mit zustimmen- 
den Auslassungen, abgedruckt worden. 


Die „North China Daily News“ regt die Schaffung einer 
großen Bücherei für Shanghai an, für deren Bau reich 
gewordene Shanghaier die Mittel zur Verfügung stellen sollten. 
„Wir treiben Luxus für unseren Leib, leiden aber Not an 
unserm Geist,“ heißt es in dem Aufruf. Bücher über China 
scheinen dabei auffallenderweise nicht die Hauptrolle spielen 
zu Sollen; für chinesische Bücher müßten reiche Chinesen 
sorgen, es gäbe zu wenig Europäer, die sie lesen könnten. 


Der amerikanische Klub in Schanghai hat an 
der Foochow Road zwischen der Honan und der Kiangsi Road 
ein Grundstück von 90 Fuß Front bei einer Tiefe von 145 Fuß 
für einen Neubau gekauft. Es soll eine Anleihe von einer Viertel 
Million Tacls zu 8% aufgenommen werden. 
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Die Pekinger Regierung hat die Einfuhr der neuen 
Cantoner Silber- und Kupfermünzen ins Yangtse- 
tal verboten, da sie um 10-12 % leichter sind als die dort ge- 
prägten. : 

Durch die in Washington beschlossene Rückgabe 
Tsingtaus an China lassen sich die Japaner nicht abhalten, 
die in dem früheren deutschen Schutzgebiet begonnenen Ar- 
beiten weiterzuführen. Mitte Juli 1921 ist mit den Erdarbeiten, 
die das Gelände zum Aufbau eines neuen Industrieviertels in 
der Nähe des Großen Hafens vorbereiten sollen, begonnen 
worden, und die Arbeiten sollen im September dieses Jahres be- 
endigt sein. Die Ausführung ist für Yen 146000 einer japanisch- 
italienischen Firma übertragen worden. Vergeben worden sind: 
Planierungsarbeiten von 522980 Quadratmeter Land, ferner der 
Bau eines Wegenetzes, das 72 Fuß breite Straßen in einer 
Länge von 2180 und 48 Fuß breite Straßen in einer Länge von 
18894 Fuß umfaßt, und schließlich die Legung von 39304 Fuß 
Abzugsgraben und 10404 Wasserleitungsröhren. 

Das Tsingtau Institute hat mit seiner Schule und 
seinem Internat ein neues größeres Heim bezogen, das in der 
Nähe des Badestrandes liegt. Es wirken an der Anstalt fünf 
amerikanische und ein rüssischer Lehrer. 

England verhandelt mit China über die Erneuerung des Ver- 
trages über die alte britische Niederlassung In 
MHankau. 

Die chinesische Regierung will etwa 200000 Mou Land, 
das durch Anschwemmungen am Südufer des 
Yangtsekiang entstanden ist, verkaufen. Sie hofft auf einen 
Erlös von $ 8 bis 9 Millionen. Aehnliche Verkäufe von ange- 
schwemmtem Land des Nordufers wurden seinerzeit, als die 
Anfupartei am Ruder war, gemacht. 

Der ehemalige Präsident von China Li Yuan-hung hat für 
die Gründung einer Mittelschule in Hankau $ 50000 
gestiftet; die Handelskammern Hankaus haben die Mittel be- 
willigt, der Anstalt eine Handelsschule anzugliedern. 

Großes Aufsehen hat in Hankau gemacht, daß sich fünf 
Ausländer, die in der Nähe des Hanyanger Arsenals ge- 
jagt hatten, von den Chinesen verhaftet und für 
mehrere Stunden im Militärgefängnis in Hanyang festgehalten 
worden sind. Der Tutschün hat den Konsuln mitgeteilt, der 
Gebrauch von Schießwaffen sei mit Rücksicht auf die Explo- 
sionsgefahr in der Umgebung des Arsenals seit Jahren ver- 
boten, was die Ausländer hätten wissen müssen; der Erlaß sei 
seinerzeit den Konsulaten mitgeteilt worden. 

Der Bau der Hankau—Ichanger Fisenbahn ist 
infolge Mangels von Mitteln vollständig eingestellt. 

Szechuan ist von Anfang Jamar von schlimmen 
Ueberschwemmungen heimgesucht worden. 

Im Haus der Gemeinen wurde kürzlich die Frage 
an den britischen Kolonialminister gerichtet, ob die Re- 
gierung der tatsächlich in Hongkong noch bestehenden 
Sklaverei chinesischer Mädchen ein Ende zu 
machen gewillt sei, und ob nun endlich nach mehr 
als 40jährigen Erwägungen gesetzlich festgelegt werden 
würde, bis zu welchem Alter solche Mädchen für Haus- 
arbeit oder andere Zwecke gegen Zahlung eines Geldbetrages 
in andere Hände übergehen dürften. (Der Preis dieser 
„Sklavinnen“ beläuft sich auf $ 10 bis 15 für jedes Lebensjahr.) 
Der Kolonialminister Churchill suchte der Sache die Spitze ab- 
zubrechen, indem er sie als grundsätzlich zwar tadelnswert, 
praktisch aber kaum schädlich bezeichnete Lady Astor, die 
Mitglied des Hauses der Gemeinen ist, hat sich seitdem der 
Sache angenommen, und man wird erwarten dürfen, daß sie in 
England als Vorkämpferin der in Hongkong zur Unterdrückung 
des „Mui-tsai-Systems“ gegründeten Gesellschaft wirken wird. 
Die Sache wird jedenfalls in nächster Zeit wieder vor das 
englische Parlament kommen. Auch die englische Presse be- 
schäftixt sich mit der Frage neuerdings lebhaft, wobei übrigens 
Stimmen laut werden, die eine Unterdrückung des chinesischen 
Mui-tsai durch ein britisches Gesetz für ausgeschlossen halten. 
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Das Gouvernement von Hongkong hat für den Besuch 
des Fürsten von Wales $ 100000 bewilligt. Für einen 
abzuhaltenden Empfang soll ein Pavillon errichtet werden, der 
cinen Saal von 180 X 147 Fuß enthält. 

Hongkong hat nach der neuesten Volkszählung 
eine Bevölkerung von 625000, was einer Zunahme von etwa 
39 % gleichkommt. Ausländer gibt es nur 12800 gegen 11 225 im 
Jalıre 1911. 5000 sind Europäer, davon 4300 Engländer, 2000 
Inder, 1600 Japaner (gegen 950 im Jahre 1911), 470 Amerikaner, 
2600 sowenannte Portugiesen. Deutsche sind im vorigen Jahre 
nicht daxewesen; ihre Plätze sind von Amerikanern, Holländern 
und Japanern besetzt worden. 

Die Hongkong Hotel Co. hat das bisher im Privatbesitz be- 
findiiche Peak Hotel aufgekauft. 

Nach dem „Chinese Recorder“ wird von der britischen 
ärztlichen Mission das größte Gewicht auf Bekämpfung 
der Malaria in Südchina gelegt; was im Gebiet des 
Panamakanals und in den Malaienstaaten möglich gewesen sei, 
solle auch in Südchina möglich sein. 

In einem von den „Münchener Neuesten Nachrichten“ ver- 
öffentlichten Brief der Gattin eines in Süchoufu in Nordwest- 
Kiangsu tätigen deutschen Eisenbahningenieurs, van Schaden, 
heißt es: „Ruropäer gibtesin Süchoufu nicht viele, aber 
von allen Nationen. Vier Belgier, drei Franzosen, einen Italiener, 
einen Engländer, einen Amerikaner, vier Holländer, einen 
Griechen und im ganzen vier Damen, meine Wenigkeit in- 
begriffen. Dann gibt es zwei Missionen, eine katholische mit 
zwei französischen Patres und eine amerikanisch-methodistische. 
Letzte meiden wir, weil sie unter dem Deckmantel der Mission 
oft große Konzessionen bekommen, lebhaft Handel treiben und 
somit die wirklichen Vorposten des amerikanischen Handels in 
China geworden sind.“ 

Nach eineın Bericht des chinesischen Vertreters in Moskau 
und Tschita, Chen Kuang-pen, sind während des Jahres 1921 
12000 Chinesen von Sowjetrußland nach China 
zurückgebracht worden. 

Die Great Northiern Telegraph Co. betreibt ihre Linien 
vcn Europa wieder bis Irkutsk. 

Das Obergericht von Britisch-Kolumbien hat das 
Verbot, Chinesen und Japaner auf Regierungsland und 
bei öffentlichen Arbeiten der Provinz zu beschäftigen, als zu 
Recht bestehend erklärt. 

Durch die englische Presse Ostasiens geht eine halbamtliche 
Mitteilung, wonach die Beamten des Auswärtigen Dienstes an- 
gewiesen sind, beireffs Gewährung von Schutz für die 
Kinderder zweiten Generationvonim Ausland 
geborenen britischen Staatsangehörigen nach 
bestem Gutdünken zu verfahren, bis die Sache demnächst ge- 
setzlich geregelt wird. 

Laut telegraphischer Nachricht vom 28. Februar ist Herr 
FE. Gipperich am 27. Februar in Tientsin an Alterschwäche 
gestorben. Mit ihm ist wohl einer der angeschensteu 
Furopäer in China dahingegangen und einer der ältesten China- 
deutschen, wenn nicht der älteste. Im Jahre 1868 verließ 
Gipperich Deutschland an Bord eines kleinen Seglers und er- 
reichte seine zweite Heimat China nach monatelanger Fahrt, da 
das Schiff noch seinen Weg um Afrikas Südspitze zu nelımen 
hatte. In Schanghai wurde er Mitbegründer der Firma Gipperich 
& Burchardi, deren Interessen er besonders in Tientsin vertrat, 
bis er in den neunziger Jahren sich ganz auf seine kauf- 
männischen Unternehmungen in Nordchina beschränkte. Nur 
besuchsweise kelirte Gipperich in all den langen Jahren nach 
Deutschland zurück: während der letzten 25 Jahre hat er sein 
Vaterland nicht wiedergesehen. Der Krieg mit all seinen un- 
glucklichen Folgen und Begleiterscheinungen hatte auch 
Gipperich stark angegrifien und mitgenommen, obgleich er stets 
bestrebt war, es nicht merken zu lassen. Im Sommer 1920 ging 
es ihm gar nicht gut, doch erholte er sich dann wieder zu- 
schends. und seit letzten Sommer nahm er selbst wieder leb- 
haften Anteil an dem Wiederaufbau seiner Firma. Unerwärtet 
hat der Tod jetzt seiner Tätigkeit ein Ende bereitet. 
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Der frühere Gouverneur von Hongkong Sir Francis 
Henry May, der sehr gegen seine persönliche Ueberzeugung 
unter dem Druck seiner Unterbeamten und der Hongkonger 
Kaufmannschaft, die scharfen Maßregeln gegen die Deutschen in 
seiner Kolonie ergreifen mußte, ist, 62jährig, in England ge- 
storben. Er war 1919 in den Ruhestand getreten. 

In Hongkong ist Sir Ellis Kadoorie im Alter von 57 
Jahren gestorben.- 

Japan. 

Der Andrang zu den mittleren und höheren 
Schulen in Japan ist unverhältnismäßig stark. Nach Auf- 
fassung maßgebender japanischer Schulmänner wird heute in 
Japan ein zu großes Gewicht auf höhere Schulbildung, nament- 
lich in den unteren Kreisen des Volkes, gelegt. Die Regierung 
läßt jährlich neue Mittelschulen bauen, ohne damit den An- 
forderungen gerecht zu werden. 

In Osaka hat sich eine Gesellschaft gebildet, die mit allen 
Vorurteilen gegen die Eta aufräumen will. Die Eta 
gelten als Nachkommen koreanischer Kriegsgefangenen aus dem 
16. Jahrhundert; sie wurden zum Schlachten von Vieh, Be- 
stattung hingerichteter Verbrecher und ähnlichen in Japan ver- 
achteten Berufen benutzt. Gesetzlich ist ihre Pariastellung seit 
50 Jahren’ beseitigt. Damals wurde über eine Viertelmillion 
Etas in Japan gezählt. Aber die gegen sie bestehenden Vor- 
urteile sind trotz der gesetzlichen Gleichstellung m den ver- 
gangenen 50 Jahren nicht verschwunden. : 

Die Einlagen bei den Postsparkassen nehmen 
stark ab. Sie waren Anfang Januar um 20 Millionen geringer 
als der vorher erreichte Höchstbetrag von Yen 900 Millionen. 

In Tokyo wird der Bau eines neuen fünfstöckigen 
Rathauses, das auch einen Ratskeller haben wird, bei der 
Kajibashi-Brücke mit einem Aufwand von Yen 6 Millionen 
geplant. 

Der Bau der geplanten Hochbahn in Kobe verzögert 
sich. Es steht noch nicht fest, ob unter der Hochbahn, wie in 
New York, eine Straßenbahn laufen oder ob man den Raum für 
Speicher usw., wie in Berlin, benutzen will. Die Bahn sollte 
nach der ursprünglichen Absicht im Jahre 1928 dem Betrich 
übergeben werden; dieser Zeitpunkt läßt sich aber nur aufrecht 
erhalten, wenn die endgültigen Entscheidungen in nächster Zei: 
fallen. 

Das Hauptpostamtin Tokyo ist infolge eines Kurz- 
schlusses am 4. Januar vollständig niedergebrannt: 
über 50000 Stück Postsachen sind ein Opfer der Flammen gr- 
worden. Das Gebäude war 1915 mit einem Kostenaufwand von 
Yen 3,5 Millionen errichtet worden. Der Gesamtschaden beträgt 
Yen 5 Millionen. 

Das im Jahr 1879 unter der Verwaltung des späteren 
Fürsten Oto errichtete Zollamt in Kobe ist am Abend des 
20. Januar ein Raub der Flammen geworden. Ungewöhnliche 
Kälte erschwerte die Löscharbeiten. Waren sind nicht ver- 
brannt, dagegen sind alle Bücher und Papiere vernichtet. 

Im versangenen Winter war die Kälte auch in Mitteljapan 
so groß, daß der Kegon-Wasserfallbei Nikko sich in 
Eis verwandelte. 

In Kobe ist eine Diebesbande abgefaßt, die auf den 
Bahnhöfen von Kobe, Kyoto und der Umgebung sich in den 
Besitz von insgesamt Yen 1% Millionen Waren zu setzen ver- 
standen hat. 

In Japan wird die Errichtung eines regelmäßigen 
lL.uftverkehrs mit der Mandschurei geplant. 

Eine junge Japanerin, die 23jährige Hyodo, hat sich als 
erste Fliegerin beim Kriegsministerium um das Patent 
eines Flugzeugführers dritter Klasse beworben. 

In Tokyo sind Anfang Januar 96 Menschen erfroren. 

In Osaka soll im April ein Sportplatz ceroft 
werden, der etwa 8 Hektar groß ist und 650000 Yen xe- 

16 Kulis sind bein Tunnelbau bei Sakuraicho in Jer 
I’rovinz Eshima verschüttet. 

Am 20, Januar ist einer der ältesten Ausländer in Kobe 


: Max Raspe, nach längerer Krankheit infolge von Wasser- 
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sucht gestorben. 1850 in Rostock geboren, kam Raspe 1873 
für die Firma L. Kniffer & Co. die Vorgänger von C. Illies 
& Co., nach Kobe, gründete aber schon vier Jahre später eine 
eigene Firma, die sich sehr bald über verschiedene japanische 
Städte erstreckte und in Hamburg und London eigene Nieder- 
lassungen unterhielt. 1910 zog Raspe sich nach Deutschland 
zurück, mußte aber infolge widriger geschäftlicher Verhältnisse 
1913 nach Japan zurückkehren, wo er dann unter der Firma 
Raspe & Co. seine alte Tätigkeit wieder aufnahm. Im Jahre 
1919 verlor er bei einem Unfall auf dem Bahnhof Sumigoshi ein 
Bein; kurz vor der schon beschlossenen endgültigen Rückkehr 
nach Deutschland erkrankte der betagte, aber immer noch leb- 
haft tätige Mann Ende vorigen Jahres, um sich nicht wieder 
zu erholen. Seine Asche wird nach Deutschland gebracht, wo 
sie ihren letzten Platz finden wird. 

Der Präsident der Mitsui-Bank, Baron Takagasu 
Mitsui, ist nach langer Krankheit gestorben. 


Niederländisch-Indien. 


In Mittel- und Ost-Java sind die Angestellten der 
Pfandhäuser vor einizen Wochen in Streik getreten. Der 
Anlaß war die Weigerung eines Angestellten des Pfandhauses 
in Djokja, verfallene Pfänder in den Versteigerungssaal zu tragen 
und damit „Kuli-Arbeit“ zu verrichten. Angesichts der großen 
Rolle, die die Pfandhäuser für das wirtschaftliche Leben der Ein- 
geborenen spielen, mußte die Regierung eingreifen und, um ein 
Schließen der Pfandhäuser zu vermeiden, Ersatzkräfte einstellen. 

In den KMalayenstaaten wird neuerdings vielfach aus 
Schlangenhaut Schuhwerk hergestellt. 


Philippinen. 

Durch eine Feuersbrunst, die größte, die Manila seit 
der Besitzergreifung durch Amerika heimgesucht hat, sind am 
17. Januar 32 Blockhäuser in der Eingeborenenstadt zerstört. 
12000 Menschen sind obdachlos geworden. Ob Brandstiftung 
oder Unvorsichtigkeit eines mit Streichhölzern spielenden 
Knaben vorliegt, ist unbestimmt. 


Aus Deutschland. 


Geheimrat von Bode, der frühere Generaldirektor der 
preußischen Muscen, hatte vor kurzem dem preußischen Staat 
den Erlös seiner nach Amerika verkauften Bücherei, 3% Millionen 
Mark, zur Vollendung des seinerzeit von ihm angeregten 
Museums in Dahlem, in dem die ostasiatischen 
Sammlungen untergebracht werden sollten, gestiftet. Das 
Kultusministerium hat aber die Schenkung nicht angenommen, 
weil der Bau wegen mangelnder Mittel als Magazin vollendet 
werden soll. Gegen die Ablehnung wird von verschiedenen 
Seiten entschieden Stellung genommen und auf Wege hin- 
gewiesen, wie die außer den 3% Millionen noch fehlenden Mittel 
für den Bau und die für die Einrichtung des Museums nötigen Be- 
träge — z. B. durch den Verkauf von Doubletten ans Ausland — 
aufgebracht werden können. 

Am 8. März erfreute Professor Dr. du Bois Reymond 
zahlreiche Zuhörer, unter denen sich viele alte Ostasiaten be- 
fanden, im Wissenschaftlichen Verein, der sich im Institut für 
Meereskunde in Berlin versammelt hatte, mit einem Vortrag 
„Spaziergänge in China“. In fesseinder Weise plauderte 
der Gelehrte über seine Streifen im Reiche der Mitte. Es war 
ein Genuß, die in liebevoller Auswahl getroffene Bilderreihe aus 
dem Fernen Osten zu betrachten und den geistvollen Aus- 
führungen des Vortragenden zu lauschen, aus denen die An- 
hänglichkeit an ein Land sprach, in dem Professor du Bois lange 
Jahre erfolgreich gewirkt hatte. 

Eine Reihe alter Ostasiaten hat letztliin im Tropen- 
zenesungsheim Tübingen, das klimatisch herrlich ge- 
legen ist, Erholung und Heilung aller Leiden, die auf langjährigen 
Aufenthalt im Fernen Osten zurückzuführen oder durch ihn ge- 
fördert worden sind, gefunden. Besonders Malaria, Ruhr, Spruc 
und die verschiedenen Wurmerkrankungen, sowie Herz- und 
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Nervenleiden werden dort auf Grund langjähriger Tropen- 
erfahrung mit Erfolg behandelt. Das Heim ist dem Deutschen 
Institut für ärztliche Mission angegliedert, an dessen Spitze 
Professor Dr. Olpp steht, der auf eine jahrelange Tätigkeit in 
Südchina zurückblick. Das Werk des Genesungsheims ist 
gemeinnützig und nicht auf Gewinn berechnet. Behandlungs- 
und Verpflegungskosten sind infolgedessen sehr mäßig — ein 
Vorteil, den sich jeder Erholungsbedürftige gern zunutze machen 
wird. In den fünf Jahren des Bestehens ist das Heim von rund 
2000 Kranken aus mehr als 50 Ländern der heißen Zone besucht 
worden. | 
In Wandsbeck ist im Alter von 46 Jahren am 17. März plötz- 
lich Herr Eduard Finger, ein geborener Bremer, ver- 
storben. Etwa im Jahre 1989 für die damalige Firma Overbeck 
nach China gekommen, hat Finger inı kaufmännischen Leben des 
Fernen Ostens eine Reihe von Stellungen bekleidet. Eine Zeit 
lang war er Geschäftsführer des „Ostasiatischen Lloyds“. Zu- 
letzt betätigte er sich als Wechselmakler. Auch im öffentlichen 
Leben der deutschen Gemeinden Chinas hat Finger dank seiner 
großen Begabung für schauspielerische Kunst eine Rolle gespielt. 


Neue Büdier nnd Aulsätze über Ostasien. 
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Japanische Wirtschaftstührer in Deutschland. 
‘Von Dr. F. W. Mohr. 


Die allgemeine Wirtschaftskrisis, die als Begleit- 
erscheinung des Weltkrieges und als unmittelbare und 
notwendige Folge des Versailler Vertrages die ganze 
Weltwirtschaft in Mitleidenschaft zog, hat auch den Fernen 
Osten und im besonderen die wirtschaftliche und politische 
Vormacht daselbst, Japan, nicht verschont. Sie machte 
sich zwar erst spät, gegen Ende 1920, bemerkbar, 
traf dann aber die japanische Wirtschaft um so 
schwerer, als die gesamte japanische Industrie in 
in allen ihren Zweigen während des Krieges, be- 
günstigt durch eine selten vorteilhafte Konjunktur, eine 
ungeheure Ausdehnung erfahren und man sich auf eine 
längere Dauer der Aufwärtsbewegung auch nach dem 
Kriege eingestellt hatte. Die Anpassung an die veränderte 
Wirtschaftslage und die Erhaltung der Konkurrenzfähig- 
keit für die japanischen Waren machte den japanischen 
Wirtschaftsführern große Sorge, die um so größer war, 
als Wissenschaft und Technik in Europa während des 
Krieges erhebliche Fortschritte zu verzeichnen hatten, 
die während des Krieges naturgemäß in erster Linie der 
Kriegsindustrie zugute gekommen waren, jetzt aber für die 
Fxportindustrie dienstbar gemacht werden konnten und 
darum die Konkurrenzfähigkeit erheblich zu steigern im 
Stande war. Diese Fortschritte der europäischen Indu- 
strie und Technik kennen zu lernen und die Anpassung 
und Umstellung der Kriegsindustrie an die Friedenswirt- 
schaft in den Hauptindustrieländern zu studieren, reizte 
naturgemäß die maßgebenden Männer in Japans Wirt- 
schaftsleben außerordentlich stark, zumal fast 5 Jahre 
hindurch die unmittelbare Verbindung mit der euro- 
päischen Wirtschaft unterbrochen gewesen war, und bei 
der politisch für Japan zeitweise recht bedenklichen Nach- 
kriegssituation im Fernen Osten ein tieferes Studium der 
europäischen Kriegswirtschaft für die japanische Wirt- 
schaft von größter Bedeutung sein konnte. 


Im Herbst v. J. trat darum eine größere wirtschaft- 
liche Kommission, der etwa 25 führende Industrielle und 
Wirtschaftspolitiker nebst zahlreichen Sekretären ange- 
hörten, eine Studienreise nach den Vereinigten Staaten, 
England und Frankreich an. In wieweit politische Rück- 
sichten für die Veranstaltung dieser Reise mitsprachen 
und den Ausschlag gaben, mag dahingestellt bleiben. Daß 
die Kommission besonders in England ein glänzender 
Empfang zuteil wurde, daß bei ihrem Aufenthalt in London 
und auf der Rundreise durch die Industriegebicete die Mit- 
glieder der Kommission von einem Festessen und 
Empfang zum andern eilten oder eilen mußten, haben wir 
schon früher gemeldet. Nicht nur aus Zeitungsberichten 
hat man den Findruck gewonnen, daß die Feste etwas 
reichlich viel Zeit in Anspruch nalımen, so daß kaum allzu 
viel Zeit für ein wirkliches Studium der einzelnen Fragen 
und Wirtschaftsprobleme geblieben sein kann, obwohl der 
Kommission eine größere Zahl von Betrieben zur Besich- 
tierung zugänglich gemacht wurde. 

Da der offizielle Zweck der Reise den Vereinigten 
Staaten, England und Frankreich galt, so war mit einem 
offiziellen Besuch der Kommission in Deutschland von 
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vornherein kaum zu rechnen. Daß indes zahlreiche Mi:- 
glieder der Kommission nach Erledigung der offizielin 
Reise die Gelegenheit benutzen würden, alte Beziehung. 
zu Deutschland zu erneuern, neue zu knüpfen und die der- 
zeitige Wirtschaftslage Deutschlands, über die in der Welt 
und nicht zum wenigsten bei den Siegerstaaten so bizarte 
Anschauungen vorherrschen, aus eigener Anschauung 
kennen zu lernen, war bei den alten Beziehungen der jap:- 
nischen Wirtschaft und Wissenschaft zu der deutschen 
nur zu natürlich. Wir haben auch berechtigten Grund 
der Annahme, daß der japanische Botschafter in Berlin. 
Exzellenz Hioki, den Mitgliedern der Kommission einen 
Besuch in -Deutschland dringend empfohlen hat. & 
trafen denn auch nach und nach eine Anzahl der bedev- 
tendsten Kommissionsmitglieder in Deutschland ein -- 
die Qualität ersetzte hier, man darf es wohl sagen, die 
Quantität —, die von allem Zwang und jeglicher offizielle: 
Führung befreit, sich ungestört dem Studinim der sie i- 
weils am meisten interessierenden Fragen widmer 
konnten. Wir nennen aus ihrer Zahl nur den Fülhrer de 
Kommission, Herrn Dr. Takuma Dan, den Genen 
direktor der Mitsui-Interessen und Präsident des jap: 
nischen Industrieklubs, der trotz seiner 73 Jahre und de 
in Amerika, England und Frankreich überstandenen feit 
strapazen in unverwäüstlicher Frische sich in die Probier. 
der deutschen Wirtschaft vertiefte und bei allen Z: 
sammenkünften auf die an die Kommission gerichteten ß- 
grüßungsworte schlicht und ernst antwortete, Bar: 
Nakashima, von 1%1 bis 1906 Sekretär des Premi“ 
ministers, seit 1904 Mitglied des Oberhauses und \r 
treter des Furukawa-Konzerns, Herr Fujiwara, der in‘ 
japanischen Papierindustrie eine führende Rolle sp: 
Herr Isaka, der leitende Direktor der Yokohamaer Fer 
und Seeversicherungsgesellschaft und Präsident der x 
nischen Handelskammer in Yokohama, Herr Matsum: 
einer der führenden Großindustriellen Japans, HK 
Kadono, der Vizepräsident der großen Firma Okura & t'- 
Herr Sakai, Leiter verschiedener Ausstellungen und Ur 
schäftsführer von Mitsui, Herr lida, Inhaber einer 
größten japanischen Seidenhäuser, Herr Ohashi, Inhak' 
einer der größten Verlagsanstalten, der nach einem Wi‘ 
des japanischen Botschafters fast an allen größeren if: 
nischen Unternehmungen beteiligt ist, Herr Nanjo, leite 
der Direktor bei Mitsui, sowie mehrere andere Herr: 
Daß ilınen vom Verband für den Fernen Osten und seit! 
unermüdlichen Generalsekretär, Herrn Dr. Linde, bei &' 
Besichtigung von Anlagen und Besprechungen F' 
führenden Persönlichkeiten die Wege geebnet wurd 
soweit das in der kurzen zur Verfügung stehenden & 
überhaupt möglich war, ist selbstverständlich. 

Fine Finladung des japanischen Botschait“ 
Exzellenz Hioki, zu eineın Festessen in der japanisch’ 
Botschaft, bei dem freundliche Worte gegenseitiger & 
gerüßung getauscht wurden, wobei Herr Präsident !' 
Sorge vom Reichsverband der Industrie herzliche Wu“: 
des Dankes fand für die Veranstaltung des Abends 1 
Herr Koops von der Firma Illies & Co. die japanisch’ 
(jäste durch eine Jängere Ansprache über die Jerze!"S 
Lage Deutschlands und seine Wirtschaftsbeziehungen ? 
Japan aufklärte, führte die japanischen Herren in ıf 
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mittelbaren Kontakt mit einer kleinen Anzahl führender 
Köpfe des deutschen Wirtschaftslebens, mit denen dann 
auch an den nachfolgenden Tagen wiederholt sachliche 
Besprechungen stattfanden. 

Im Gegensatz zu England und Frankreich fanden 
offizielle Veranstaltungen zu Ehren der Gäste in Deutsclı- 
land nicht statt mit Ausnahme eines Festessens, das der 
Verband für den Fernen Osten im Hotel Esplanade ver- 
anstaltete und an dem neben den schon genannten japa- 
nischen Herren der japanische Botschafter und sein Stab, 
der japanische Generalkonsul in Hamburg sowie Vertreter 
der großen japanischen Firmen in Hamburg und Berlin 
teilnahmen, während von deutscher Seite zugegen waren 
der Minister des Aeußern, Herr Dr. Rathenau, Staats- 
sekretär im Reichswirtschaftsministerium Dr. Hirsch, 
Staatssekretär Dr. Schröder vom Reichsfinanzministe- 
rium, Oberbürgermeister Dr. BoeßB, Geheimrat von Borsig, 
Herr Urbig, der Inhaber der Diskonto-Gesellschaft, vom 
Reichsverband der deutschen Industriellen der Präsident 
Dr. Sorge und Geheimrat Bücher, Geheimrat Deutsch von 
der A. E. G., Direktor Dr. v. Klemperer von der Dresdener 
Bank, Generaldirektor Berliner, der Präsident der Ber- 
liner Handelskammer von Mendelssohn, von der Hamburg- 
Amerika-Linie die Direktoren Peltzer und Giese, 
Direktor ReyhßB und KeßBler von den Siemens-Schuckert- 
Werken, sowie mehrere Herren vom Auswärtigen Amt 
und einigen anderen Ministerien. An Stelle des dienstlich 
verhinderten Vorsitzenden des Verbandes für den Fernen 
Osten, Exzellenz von Körner führte Herr M. March, der 
Vorsitzende des Ostasiatischen Vereins in Hamburg und 
stellvertretender Vorsitzender des Verbandes für den 
Fernen Osten, den Vorsitz, der während des Essens die 
japanischen Gäste mit nachfolgender Ansprache, die Ort 
und Zeit entsprach, begrüßte. 

„Unaufschiebbare Geschäfte politischer Natur tragen die 
Schuld daran, daß der erste Vorsitzende des Verbandes für den 
Fernen Osten, Exzellenz von Koerner, zu seinem großen Lei& 
wesen nicht an seinem Platze sein kann. Infolgedessen ist mir 
als seinem Vertreter die ehrenvolle Aufgabe zugefallen, die 
Gäste dieses Abends, besond:rs die Herren aus Japan, zu be- 
grüßen, welche ich in zwei Namen: Exzellenz Hioki und Herr 
Dr. Takuma Dan. zusammeniassen Jurf. 

In Ihrem Interessc, speziell in dem unserer überseeischen 
Gäste, bedaure ich diesen Wechsel in der Person, denn Herr 
von Koerner, dem — mit einem Dichterwort zu sprechen — 
Apoll der Rede süßen Mund geschenkt, würde es verstanden 
haben, Sie in so schönen Worten und Wendungen willkommen 
zu heißen, daß es Sie an Ihre eixene blumenreiche Sprache er- 
innert hätte und Sie sich sofort bei uns wohl und warm ge- 
fühlt haben würden. 

Trotzdem bin ich selber aber nicht ganz frei von einer ge- 
wissen Freude über diese Wendung. da sie mir die Gelegenheit 
bietet, einer so illustren Tafelrunde zu präsidieren. Ich tue das 
ım so lieber, weil Land und Leute des Dai Nippon mir in 
34 Jahren engster Geschäftsverhindung und häufigem langem 
Aufenthalt vertraut und wert geworden sind. 

Das schöne Land, die herrlichen alten Tempel, die feine 
Kunst, die hohe Kultur, die Höflichkeit, die Tatkraft und das 
rastlose Vorwärtsstreben der Männer, die Zartheit und Anmut 
der Frauen, — alles das sind Dinge gewesen, die zu schauen 
es mich immer wieder nach dem Lande der aufgehenden Sonne 
„ezoxen hat. 

Ich habe die fabelhafte Entwicklung Japans seit Anfang 
der 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts persönlich an Ort und 
Stelle staunend mit erlebt und — die Gäste möxen den Aus- 
druck verzeihen, denn er ist nicht böse gemeint — auch teil- 
weise mit erlitten. Denn wir sind wohl alle geschäftlich erfahren 
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genug, um zu wissen, daB eine neue und besonders eine scharfe 
Konkurrenz, wenn sie auch die Wurzel alles Fortschrittes ist, 
doch in dem, den sie gerade trifft, geeignet ist, vorübergehend 
peinliche, ja sogar unfreundliche Gefühle auszulösen. 

So wenig nun aber der Mensch verhindern kann, Jaß ihm 
die Vögel unter dem Himmel kreuz und quer über seinen Kopf 
wegfliegen, so wenig kann er verhindern, daß Gedanken 
mancherlei Art, auch unerfreuliche und ihm sonst fernliegende, 
in seinem Gehirn auftauchen. Seine Verantwortung aber fängt 
an, wenn es darauf ankommt, diese Gedanken in die Tat umzu- 
setzen, und seine Aufgabe als kultivierter Mensch ist, nur solche 
Gedanken zu realisieren, welche dessen und seiner selbst 
wert sind. 

Wir Deutsche waren Jahrzehnte hindurch in der glück- 
lichen Lage, dem emporblühenden befreundeten Lande Japan 
in vielen Zweigen der Wissenschaft, in Industrie und Handel 
und auch in militärischen Dingen große Dienste zu leisten: er- 
freulicherweise ist mir von hervorragender japanischer Seite 
bestätigt worden, daß dieses unvergessen geblieben ist, wenn 
auch der Sturm des Weltkrieges inzwischen über uns hinweg- 
gebraust ist und unsere Völker leider in verschiedenen Lagern 
gesehen hat. 

Darum darf ich auch an dieser Stelle dem 
Wunsche und der Erwartung Ausdruck geben, 
daß die japanische Regierung es sich angele- 
gen sein lassen möchte, die aus diesen Ver- 
wicklungen noch existierenden Differenzen 
rechtbaldundinsoentgegenkommender Weise 
zu regeln, wie sie den beiderseitieen Inter- 
essen am dienlichstenist. 

„Leicht beieinander wohnen die Gedanken, doch hart im 
Raume stoßen sich die Sachen‘ und es kann und wird — denn 
wir sind alle nur Menschen — auch in Zukunft an Möglichkeiten 
zu Reibungen und Mißverständnissen mannigfacher Art nicht 
fehlen. Solche Situationen müssen und werden aber mit beider- 
seitigem guten Willen überwunden werden durch das wachsende 
Verständnis unserer Völker für einander und durch dessen 
Auswirkungen. 

Die deutsche wirtschaftliche Betätigung 
inJapanentbehrt heute leider noch der festen 
Grundlage,dieihrnurineinemneuenHandels- 
vertrag gegeben werden kann, und ich bitte 
die hier anwesenden hervorragenden Ver- 
treter des japanischen Wirtschaftstebens 
nach ihrer Rückkehr in ihr Heimatland ihren 
großen Einfluß dahin ausüben zu wollen, daß 
auch diese wichtige Frage schnell und zu 
beiderseitiger Befriedigung gelöst wird. 

Ich hoffe, daß keiner der Herren Gäste innerhalb der mir 
vorbehaltenen kurzen Zeitspanne Entküllungen über die deutsche 
Wirtschaft der Gegenwart oder Prophezeiungen über die Zukunit 
der deutsch-japanischen Wirtschaftsbezieliunren von mir er- 
wartet; ich muß die Herren bittn, diesbezügliche Fragen oder 
Wünsche für die private Aussprache zu reservieren, für welche 
sich nach Aufhebung der Tafel reichlich Gelegenlieit bieten 
wird. 

Ich zweifle keinen Augenblick daran, daß bei Jer bewähhr- 
ten Geschicklichkeit der japanischen Herren in der Frage- 
stellung und der sprichwörtlichen Offenherzigkeit nıeiner Lands- 
leute dieser Weg zu beiderseitiger Zufriedenheit zegangen 
werden wird. 

Ich bitte die deutschen Herren dieser TValeırunde, Ihre 
Gläser zu leeren auf die günstige Entwicklung der gesamten 
Bezichungen zwischen den beiden Ländern und diesen Wunsch 
mit den Namen unserer japanischen Gäste zu verbinden.“ 


Auf die Begrüßung des Vorsitzenden antwortete zu- 
nächst in der ihm eigenen gewandten und Jaunigen Art der 
japanische Botschafter, der sich von der Anwesenheit der 
japanischen Wirtschaftsführer sowie ihren Besprechungen 
mit den deutschen Kollegen eine gute Einwirkung auf die 
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gesamten deutsch - japanischen Wirtschaftsbeziehungen ; Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen nach aller Welt 
versprach, da persönliche Aussprache dieser Art am | hin den augenblicklichen Scheinfrieden der Welt durd 
ehesten geeignet seien, Mißverständnisse aus dem Wege | einen tatsächlichen Wirtschaftsfrieden ersetze. 
zu ränmen und Verständnis für die gegenseitigen Be- Nach ihm ergriff noch der Vizepräsident der Kom- 
dürfnisse, Nöte und’Wiederaufbauarbeiten zu wecken. Die | mission, Herr Ohashi, zu längeren Ausführungen in jap- 
deutsch gesprochenen Schlußworte des Botschafters: nischer Sprache, die durch den Botschaftssekretär, Herm 
„Deutschland macht jetzt eine schwere Zeit durch, | Sakuma, ins Deutsche übertragen wurde, das Wort. Nadı 
aber jeder rechtlich Denkende wird zugeben müssen, daß ! den Findrücken in den von ihm besuchten Ländern Amerikı. 
die ernsten Bestrebungen der deutschen Regierung und | England, Spanien, Belgien, Holland und Frankreich, litten 
die Anstrengungen des deutschen Volkes volle An- | die Siegerstaaten und die Neutralen kaum weniger, went. 
erkennung und Sympathie verdienen!“ | auch in anderer Form, als Deutschland. Es werde vielleicht 
verfehlten ihren Eindruck auf die Anwesenden nicht. Wir | mehr als ein Menschenalter darüber hingehen, ehe wieder 
wollen nur hoffen, daß diese Erkenntnis sich recht bald bei | geordnete Zustände wie vor dem Kriege zurückkehrter. 
allen Siegerstaaten in weitestem Umfange durchzusetzen | Die ganze Weltwirtschaft sei ein zusammenhängende 
vermag. Ganzes, sie könne nur wieder ins Gleichgewicht gebrach! 
Im Namen der anwesenden Mitglieder der Studien- | werden, wenn alle Kriegserinnerungen ausgetilgt würden 
Kommission ergriff dann Dr. Dan das Wort: Der Zweck j aus dem Gedäclıtnis, und die Besten aller Völker sich zun 
ihrer Reise habe in erster Linie Amerika, England und Frank- , Wiederaufbau vereinigten. Er hoffe, daß Genua hierzu 
reich gegolten, die darum auch den größten Teil der für | die erste Etappe sein werde. Die Siegerstaaten wie di 
die Studienreise vorgesehenen Zeit beansprucht hätten, so | Neutralen litten sehr stark unter der Arbeitslosigkeit. Dem- 
daß ein Teil bereits wieder nach Japan habe zurückkehren | gegenüber’rauchten in Deutschland zwar fast alle Schorn- 
müssen. Es seien für sie in Deutschland nur einige kurze | steine und nahezu 70 Prozent sei die deutsche Industrie 
Tage geblieben; er müsse aber zugeben, daß sie in diesen | beschäftigt, aber dies sei nach seiner Beobachtung und den 
wenigen Tagen durch die überzeugenden Ausführungen | ihm gewordenen Aufklärungen nur eine Scheinblüte, eir 
und Darlegungen führender Wirtschaftspolitiker und deren ,‚ letzte aufflammende Lebensäußerung einer sterbenden 
allerdings oft stark pessimistische Finstellung sowie den | Wirtschaft. Was in Frankreich die zerstörten Gebiete, a 
ungeheuren Arbeitswillen und Arbeitsleistung des | der angelsächsischen Welt die Arbeitslosigkeit darstele. 
deutschen Volkes außerordentlich nachhaltige Eindrücke | das sei in Deutschland der niedrige Stand der Mark. Ds 
von der derzeitigen Wirtschaftslage Deutschlands emp- | seien alles ungesunde Erscheinungen und darum müsse dx 
fangen hätten und mit in die Heimat nähmen. Aber trotz | Welt aus diesem hysterischen Krankheitszustande heras, 
dieser pessimistischen Färbung glaube er doch an die | die Weltwirtschaft müsse gesunden und der deutsche 
deutsche Wissenschaft und die Kraft deutscher Methoden, | Arbeit müssen ihre Früchte gesichert werden. Die Mi: 
und er könne nur hoffen, daß die baldige uneingeschränkte | glieder ihrer Kommission hätten trotz der Kürze der Z«' 
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Vertreter erstklassiger Reedereien. 
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Assecuranz Incasso Lagerung 


in Deutschland vieles erfahren, beobachtet und nähmen 
mit nach Japan die Ueberzeugung, daB auch Japan zu 
seinem Teil dazu beitragen müsse, die Weltwirtschaft im 
Gange zu halten und Deutschland zu helfen, sein neues 
Staatswesen, seine Industrie und seinen Handel wieder in 
geordnete Bahnen zu bringen. Sie seien bereit, nach ilıren 
Kräften mitzuarbeiten an dieser Aufgabe. 

Erst spät am Abend erschien, durch wichtige politische 


Besprechungen am früheren Erscheinen verhindert, der 


Minister des Aeußeren, Dr. Rathenau, der die Ausführungen 
des letzten Redners noch hatte mit anhören können. Nach- 
dem er den japanischen Gästen in deutscher Sprache kurz 
ein herzliches Willkommen geboten hatte, ging er in eng- 
lischer Sprache auf die Ausführungen des letzten 
Redners ein: 

Er komme zwar sehr spät, aber er glaube, daß eigent- 
lich die Gäste zu spät nach Deutschland gekommen seien, 
und wenn sie so spät gekommen seien, so hoffe er, daß 
sie entsprechend länger blieben. Sie könnten dann sehen, 
wie schwer Deutschland leide und wie schwer Deutschland 
es habe, um sich unter den Weltvölkern wieder eine 
einigermaßen geachtete Weltstellung zu erringen, und sie 
könnten dann auch wahrnelhimen, daß das Deutschland der 
Wirklichkeit anders sei, als oberflächliche Darlegungen es 
nur zu häufig im Ausland erscheinen ließen. Es müsse hart 
und schwer kämpfen um den Wiederaufbau. der ihm von 
der anderen Seite nicht erleichtert werde. Aber die 
schwierigste Last, die die wirtschaftliche Gesundung 
Deutschlands unmöglich mache, seien die Reparationen, 
aber die Reparationsfrage sei nicht nur eine deutsche 
Frage, sie sei die wichtigste Frage der ganzen Weltwirt- 
schaft und Weltpolitik, die Deutschland in gleicher Weise 
träfe wie alle anderen Nationen. Sie sei eine Weltfrage 
schlechthin und jede Nation wird unter ihr leiden müssen, 
bis sie eine wirtschaftlich gesunde Regelung erfahren habe. 


- Wer wirklich mitarbeiten wolle am Wiederaufbau der 


Welt, der-müsse diese Frage zu lösen versuchen, damit 
die Welt zum Frieden komme. Man sähe zwar keine 
Armeen mehr, die gegeneinander stritten, man höre keine 
Explosionen mehr, es sei kein offener Krieg mehr zwischen 
den Völkern, aber das Verhältnis zwischen ilınen könne 
man auch nicht Frieden nennen. Er hoffe, daß Genua zu 
einem besseren Verständnis der Weltprobleme beitrage. 
Heute werde die ganze Weltwirtschaft von den Schulden 
der einzelnen Nationen beunruhigt, indem fast jede Nation 
Schuldner einer anderen sei, ein Zustand, der für die Ge- 
sundung der Welt äußerst gefährlich sei. Darum sei eine 
vernünftige Lösung der Reparationsfrage unerläßlich, ohne 
sie gäbe es keine wirkliche Gesundung -der Weltwirt- 
schaftskrisis, die die ganzeWelt in Mitleidenschaft gezogen 
habe. Er wolle dem Wunsche Ausdruck geben, daß die 
japanischen Gäste, wenn sie in ilır schönes Heimatland 
zurückkehrten, über diese Probleme und die äußerst 
schwierige Lage in Deutschland nachdenken und zu ihrem 
Teile an der Lösung derselben teilnehmen möchten. Er 
wünsche ihnen allen glückliche Heimkehr und im Interesse 
der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen baldige Rück- 
kehr nach Deutschland. 

So war die Veranstaltung des Verbandes für den 
Fernen Osten, die dank sorgfältiger, Anerkennung ver- 
dienender Vorbereitung äußerst anregend verlief, in jeder 
Richtung ein harmonischer Abschluß der stillen Studientage 
in Berlin und Deutschland. Der Aufenthalt in England und 
Amerika ist äußerlich zweifellos glänzender gewesen und 
politisch überschwenglischer zweifellos die Begrüßungs- 
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.reden in Frankreich, von dessen Industrie die japanischen 


Gäste wenig sahen und noch weniger lernen konnten, aber 
die inneren sachlichen Eindrücke sind unserer Beobachtung 
nach in Deutschland ebenso tief, wenn nicht entschieden 
nachhaltiger gewesen. Daß sie es waren, wollen wir 
neben dem japanischen Botschafter, Exzellenz Hioki, der 
den Besuch in Deutschland stark gefördert, wenn nicht 
überhaupt erst ermöglicht hat und neben dem Verband für 
den Fernen Osten, der deutschen Industrie danken, die ihre 
Fabrikanlagen und Einrichtungen gern der Besichtigung 
freigab und deren führende Männer, insbesondere Geheim- 
rat Bücher, sich trotz starker. Inanspruchnahme den japa- 
nischen Herren gern zur Verfügung stellten. Sie konnten 
ihnen aus ihrer gründlichen Kenntnis der deutschen Wirt- 
schaft ein wahrheitsgetreues Bild von der wirklichen Lage 
der deutschen Industrie geben, deren äußere Scheinblüte 
nur den noch zu täuschen vermag, der trotz aller Wirt- 
schaftskrisen der letzten Jahre unheilbar in chauvinistischer 
Kriegspsvchose befangen ist. 

Politische Fragen wurden nicht erörtert, sie standen 
auch nicht zur Debatte. Aber wenn die wirtschaftlichen 
Besprechungen dazu beigetragen haben, irrtümliche Vor- 
stellungen von Deutschlands Wirtschaft zu zerstreuen und 
Verständnis zu wecken für die Schwierigkeiten unseres. 
Wiederaufbaues, so werden sie möglicherweise auch ab- 
färben auf die Haltung Tokios in der Lösung der wirt- 
schaftlich-politischen Reparationsprobleme, ohne die auf 
die Dauer auch gesunde Wirtschaftsbeziehungen zu Japan 
unmöglich sein werden. 

Ueberschwengliche Freundschaftsbeteuerungen traten 
nirgends zu Tage, aber alle Besprechungen und Zusammen- 
künfte waren getragen von einer herzlichen Freundlichkeit 
und aufrichtigen Bereitwilligkeit zu gegenseitiger Ver- 
ständigung und Zusammenarbeit in den gemeinsamen 
Wirtschaftfragen. Wie diese Verständigung und Zu- 
sammenarbeit von japanischer Seite her noch eine sehr 
starke Förderung erfahren kann, hat der stellvertretende 
Vorsitzende des Verbandes angedeutet, als er in seiner 
Begrüßungsansprache ausführte: 

„An dieser Stelle möchte ich dem Wunsch und der Er- 
wartung Ausdruck gcben, daß die Japanische Regierung 
es sich angelegen lassen sein möchte, die aus dem Welt- 
krieg noch verbliebenen Differenzen recht bald und in ent- 
gegenkomniender Weise zu regeln. 

Die deutsche wirtschaftliche Betätigung in Japan ent- 
behrt heute leider noch der festen Grundlage, die ihr nur 
ein neuer Handelsvertrag geben kann, und ich bitte die 
hier heute anwesenden hervorragenden Vertreter des 
japanischen Wirtschaftslebens, nach ihrer Rückkehr in ihr 
Heimatland ihren großen Einfluß auch dahin ausüben zu 
wollen, daß diese wichtige Frage schnell und zu beider- 
seitiger Zufriedenheit gelöst wird.“ 


Die Entschädigung der Schantung-Eisenbahn-Gesellschait. 
Am 11. März d. J. fand in Berlin cine außerordentliche 
Generalversammlung der Aktionäre der Schantung-Eisenbahn- 
(iesellschaft statt, die auf Antrag einer Aktionärgruppe einbe- 
rufen war, um den Aktionären üpder den Stand der Entschädi- 
gungsverhandlungen Bericht zu erstatten. Herr Urbig, der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrates, schilderte die Vernandlingen, die 
zwischen dem Deutschen Reich und der Reparationskommission 
geführt worden sind und als deren Ergebnis diese Kommission 
den Besitz der Schantung-Eisenbahn-Geselischaft ırit 59 Mil- 
lionen Goldmark bewertet hat Das „Beriiner Tageblatt“ 
berichtet über die Ausführungen des Herrn Urbig und den 
weiteren Verlaw# der Versam:nlung wie folgt: 
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Die Gutschrift dieses Betrages hänge ovn den Maßregeln 
ab, die die deutsche Regierung für die Behandlung derartiger 
Summen zu treffen wünsche. Es sei jetzt ein Angebot der 
Regierung bei der Verwaltung eingelaufen, das auf eine Ver- 
ständigung zwischen der Regierung und der Gesellschaft hin- 
ziele. Das Reich gewährt als Entschädigung der Gesellschaft 
550 Mill. Papiermark, und zwar 91 Mill. M. bar, von denen 
10 Mill. M. bereits als Vorschuß zezalılt sind, ferımer 230 Mill. 
Mark in 4proz., innerhalb von 1 bis 5 Jahren rückzahlbaren 
Reichsschatzanweisungen, und den Rest von 229 Mill. M. in 
Schuldurkunden, die auf Grund des Liquidationsgesetzes ge- 
schaffen werden sollen. Es müsse hierbei, wie Herr Urbig 
ausführte, berücksichtigt werden, daß der Wert dieser Schuld- 
urkunden höchstens 50%: des Nennwertes betragen werde, 
während die Reichsschatzanweisungen mit etwa 90% gebucht 
werden könnten. Die Schuldurkunden sind innerhalb von 33 
Jahren amortisierbar und werden voraussichtlich nur eine ge- 
ringe Verzinsung tragen. Die Verwaltung beabsichtigt dem- 
nächst eine neue Generalversammlung einzuberufen, in der die 
Aktionäre souverän über dies Regierungsangebot beschließen 
sollen. Es müsse bei diesem Angebot ferner noch berücksich- 
tigt werden, daß die vom Reich zahlbaren Summen völlig frei 
von sämtlichen Steuern bleiben sollen, also sowohl von der 
Körperschaftssteuer als auch vom Reichsnotopfer. Ferner hat 
die Regierung sich mündlich verpflichtet, für diesen Betrag auch 
nicht die Konzeptionssteuer zu erheben. Die Verwaltung beab- 
sichtigt, falls dieses Angebot angenommen werden sollte, für die 
Jahre 1914/21 eine Dividende aus diesen Summen zur Aus- 
schüttung zu bringen, obgleich die Entschädigung nicht als Ver- 
dienst angesehen werden könne. Dann gedenke die Verwaltung 
mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln sich im Auslande 
einen neuen Wirkungskreis zu schaffen, so daß die vom Reiche 
gewährten Gelder zu Wiederaufbauzwecken Verwendung finden 
werden. Für einige Zeit wird aber die Schantung-Eisenbahn- 
Gesellschaft eine reine Geldgesellschaft bleiben, bis ein neues 
Tätigkeitsfeld gefunden sein wird. Für den Fall, daß die Schan- 
tung-Gesellschaft nicht’ liquidiert, ist das Reich bereit, statt 
2% Mill. M. Reichsschatzanweisungen 330 Mill. M. und statt 
229 Mill. M. Schuldurkunden 129 Mill. M. Schuldurkunden der 
Gesellschaft zu gewähren. Hierdurch würde sich die Gesell 
schaft naturgemäß bedeutend besser stellen, da die Reichsschatz- 
anweisungen etwa doppelt so viel wert seien wie die Schukl- 
urkunden. Die Regierung behält sich aber ein Placet vor, da- 


mit die Gelder für Wiederaufbauzwecke Verwendung finde. 
Das Reich dürfte selbstverständlich keine allzu große Kontrol: 
über die Geselischaft behalten, höchstens würde gewährt we- 
den, daß eine Liquidation nur mit Genehmigung der Reich- 
regierung eintreten könne. 

Nach diesen Ausführungen des Herrn Urbig wurden vn 
Aktionären verschiedene Anfragen an die Verwaltung gestellt 
die von Herrn Urbig beantwortet wurden. So ıı a. teilt Herr 
Urbig mit, daß der inländische Besitz der Schantung-Eisenbahr- 
Gesellschaft etwa 6 bis 7 Mill. betrage, die als Bankguthabe 
geführt werden. Ein Aktionär bemängelte hierauf die Sum 
der vom Reich angebotenen Entschädigung als zu niedrig, 
wies u. a. darauf hin, daß bereits vor zwei Jahxen, als zwischen 
Regierung und Verwaltung über die Entschädigung sebon ver- 
handelt wurde, der Wert der Schantung-Gesellschaft auf etw. 
5 Milliarden M. beziffert wurde. Der Vertreter dieser Aktionär. 
gruppe forderte, daß gegen das Reich eine Feststelkungskla: 
erhoben werde, in der die Entschädigung festgesetzt werden sc! 
Herr Urbig verwies demgegenüber darauf, daß eine solche Klar 
sich jahrelang hinziehen würde, und daß im Kommentar &: 
Liqwidationsschädengesetzes des Geheimrat Schlegelberger b:- 
reits ausgesprochen wird, daB eine solche Feststelhmgskhr 
gegen das Reich sich rechtlich nicht begründen ließe. 

Von anderer Seite wurde aus der Generalversammlung he- 
aus allerdings der Meinung Ausdruck gegeben, daß andere Kor- 
mentatoren eine andere Ansicht vertreten. Schließlich mac: 
ein Aktionär den Vorschlag, auf dem Wege der Verhandlune 
mit dem Reich eine höhere Entschädigung als das Angebot zeer- 
zielen. 


Brückenbauten in Siam. Die siamesischen Staatseisenbahne. 
die sich in erfreulicher Aufwärtsentwicklung befinden und du: 
planmäßigen Anschluß an die Eisenbahnsysteme der angrene- 
den Staaten eine ständige Ausdehnung erfahren, hatten für Ex 
1921 Offerten eingefordert für den Bau von Eisenbahnbrüd: 
Die Oeffnung dieser Offerten fand am 31. Dezember 191° 
Bangkok statt. Dieselben zeigen ziemlich erhebliche Differe:: 
zwischen dem Höchst- und Niedrigstangebot. Da eine Ken: 
der einzelnen Offerten und ihrer Bedingungen bezüglich L* 
rungsfristen von Wert sein dürfte, bringen wir nachsteheni® 
gesamten eingereichten Offerten, wie sie von der Bangk!: 
Times veröffentlicht worden sind. 


See-, Fluss- und Landtransport 


| Assekuranz-Makler & Transport-Versicherung 
16 Kriegsrisiiken & Aufruhr-Versicherung 


Telegramm-Adresse: Sameddi-Hamburg 
Fernsprecher: Merkur 2926, 2927, 2928, Nordsee 65596, 3612 


Zweigniederlassung: 


SAMSON GOLDSCHMIDT 


Kommandiit-Gesellischafi 


BERLIN NW. 7, Schadowstrasse 12/13 


Zentrum 12812, 12813 & Telegramm-Adr.: 


Fernspr.: Aurifax 
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Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Keiiet 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaim 
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Union Gesellschaft für Metallindustrie nl. 
Fröndenberg-Ruhr. 
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RAILWAY TENDERS FOR SUPERSTRUCTURE OF STEEL BRIDGES. 


Name, Firma 


Gordon Goodger & Co. Litd., 
London. 

The Cleveland Bridge & 
Engineerine Co. Ltd. Dar- 
'ington, England. 

Nederlandsche Fabrick van 
Werktuigen en Spoorwey 
Materieel. (Werkspoor) 
Amsterdam, Holiand. 

Orr "Walt & Co. Lrid,.. Scol- 
land. 


N. V. F. Kloos & Zonen’'s 
Werkplaatsen, Kinderdiik, 
Holland. 

Paul Würth & Co, Luxem- 
bourg. 

Eisenkonstruktion Georg von 


Cölln, Hannover, Deutschland. 
Fried. Krupp, Deutschland. 


Rhein-Elbe-Union, 
(Java). 

IH. G. Nithart, Decoman & Cie., 
St. (iratien. France. 

Les Ateliers Metallurgiques, 
Nivelles, Belgiunı. 

The Patent Shaft & Axletree 
Co. Ltd., Birmingham. 

Head, Wrightson & Co. Ltd., 
Teesdale lıon Works, 
Thornaby-on-Tees. 

Steffens & Nölle, Berlin 


Minneapolis Steel & Machinery 
Go: US: A 


Bandoeng 


Soc. An. Usines de Braine Le- 
Comte. 


P. & W. Maclellan, Ltd., 
Glasgow. 
Officine di Savigliano, Turin, 


Italy. 
St. Quentinoise, Paris. 
Begeman, Helmond, Holland. 


Baume et Marpent, Belgium. 


Schneider & Cie., Paris. 


Ftablissements Davde, Paris. 


(utehoffnunsshütte, Oberhau- 


sen, Deutschland. 


Forges ct Ateliers de Con- 
tructions Electriques de 
Jeumont. 

The Phoenise Bridge XCo., 
Penn.; U. S: A 

Adolf Beichert & Co. Neuss, 


Rotterdam. 

EB. ©..& 3; Keay Ltd., Birming- 
ham. 

Ateliers France-Belges, 
Bruxelles. 

E. C.& )J. Keay Ltd. Birming- 
ham. 


Giesamt- 
gewicht 


in metrischen 


Tonnen 


1021,50 
837,75 


1129 


1254,80 
1093,2 


885 
1387 

920 
1128,40 

922 
1065 
1031 
1378,39 


900 
643,31 


1006,30 
1234,445 
1223,66 
1030,60 
1129 
1262,100 
1047 

963 

963 


1064,87 


143,033 


979,8 
963.6 


1070 


Preis pro Tonne 


fob 


£ 20.13/2 
(approx.) 


£ 22.0/0 


£ 22.5/8 
£ 23.18/5 
Fr. 1,375.26 


(approx ) 
G.884.— 


€ 15.15/0 


Fr. 1,474.48 
Fr. 1,236.12 
£ 21.1/0 
£ 22.5/2 


£ 16.0/0 
G. $ 107.11 


Fr. 1,213.33 


&22.1/4 


Fr 1,200.— 
£ 22.— 
Fr 1,280.— 


Fr. 1,045.— 
Fr. 1,020.— 


£ 17.10,0 
£ 22 11/8 
Fr. 1,028.20 
£ 23.14/11 


| 


| 


| 
| 
| 


cif 
G.$ 111.90 
(approx.) 
£ 24.8/6 
(approx ) 


£ 25.15/0 


£ 27.6/6 


Fr, 1,533.08 
(approx.) 


£ 20.12/0 


Fr. 1,446.98 


£ 28.15/0 
Fr. 1,600. — 
£ 25.15/0 
Fr. 1,500.— 
Fr. 1,693,82 
Fr. 1,210.— 
Fr. 1,185. — 


£ 21.10/11 
Fr. 1,829.29 


$ 87.35 
£ 21.7/0 
Fr. 1,244.09 


£ 27.125 


Gesamtpreis 


fob | cif 


G. $ 114,300 


Middlesborough | £ 20,460.19/7 
£ 17,305.11/4 


£ 24,838.0/0 £ 29,071.55/0 


£ 34,285 


Rotterjam 
£26,124.10,0 
| 


F. Fr. 1,356,779 


| 
228,33295 | 
| 


Antwerp 
F. Fr. 1,217,110 
G.$ 116,508 


£ 18,952 
Hamburg 

£ 17,772.6/0 | 
Marseilles | 


F. Fr. 1,359,476 
F.Fr.1,316,477.5 


£ 21,706.3/0 


Middlesborough | 
£ 30,682.1/3 | 


Hamburg 
£ 14,400 
Seaitle, Was- | 
hington | 
G. $ 68,909 00 


F.Fr. 


Antwerp 
F.Fr.1,220,976.50 
Glasgow | 

£ 27,236.14/4 


1,456,103 


£ 35,180.4/6 


F. Fr. 1,236,720 ER. Fr. 1,648,960 
Amsterdam | £ 29,071.15/0 
£ 24,838 0/0 


Antwerp. \B.Fr. 1,893,150 
B. Fr. 1,615,488. 
= | Fr. 1,773,432 
Antwerp. |F.Fr. 1,165,230 
F. Fr. 1,006,335 | 
F. Fr. 982,260 | F. Fr. 1,141,155 


£ 22,943.10/3 


| 
| 


FR. Fr. 261,650 


Hamburg £: 
£ 16,563 
Liverpool 
& 24,166.10/0 
B. Fr. 592,551.66B. Fr. 716,968,66 


£ 25,406.16 11  £ 29,556.5/6 


Digitized by 


ee 


Belgian 


Bemerkungen 


No detail Drawings given. Deli- 
very 5 months after receipt of 
order. 


Some drawings not given 
F. O. B. Amsterdam, Rotterdam 
or Antwerp. 


Subject to fluctuation of price 
steel. Basis of calculation 

Frs. 475 per ton. 

No drawings given. 


Payment in full against shipp: 
ocuments, 


No drawings. 


Government specili- 


cation. 


Drawings not to hand. 


Drawings not to hand, 


Payment 1/3 on order 2/3 


against documents, 


Payment on production of docu- 
ments 2/3 at Minneapolis, 
Minnesota U.S.A. and 13 at 
Seattle Washington. Tendered 
for 13 Spans only, 


Use Thomas _ Steel. 


F. ©. B. Amsterdam, Rotter- 
am or AÄntwerp. Tender is 
firm for 2 months, Delivery in 
one year. 


The price can be quoted is 
£ if desired. 


For Thomas Steel. 


No security and do not pro- 
mise delivery (General con- 
ditions Nos, 3 and 6 crossed 
out.) 


on 


ene- 
not 


3 bridges only, EDiea Sch 
to the wharf excluded. 
Na: 2 


ral Conditions 
agreed to. 


F. ©. B. Hamburg or Rotter- 
dam. A letter of guarantee 
attached. 


Dra- 


Cash against Document, 
wing not to hand. 


Tendered for 16 bridges only. 


No 
14-15 


drawings. 
months 


Delivery 


from 


in 
works, 
Testing of materials before des- 
patch to be final_at works. 


Google 


Gesamt- Prei 7 G 
gewicht reis pro Tonne Ä esamtpreis 
Name, Firma eirischeh | Bemerkungen 
Tonnen fob | cif fob | cif 


31 | Mc.Clintu-Morshall Product Co. late _ $ 106.47 — | G.$ 83,385.60 |Drawings not to hand. 
S, S. | 
10 =kKg 1 
45,36) = 
Tons 783.140 | 
32 |Dyle & Bacalan, Paris. 1,139.051 _ Fr. 1,290.48 _ a 1,469,924.47|Dıawings not t0 hand. 
33 Mitsu Bussan Kaisha Ltd.,| 1022 _ | $113.07 — ' 6. $ 115,567 [No deawinge. Makers Unist 
angkok. | New York. 
34 |Compagnie Generale d’Extr&me| 119.2 _ Fr, 1,843.78 — ıF- Fr. 2,200,000 
Orient. 
35 | Jesse Tildesley Ltd., Darlaston,| 1203.38 £ 23.16/3 £2713/9 | £ 28,654.14/10 | £ 33,319.19/3 
England. Hamburg = Full payment against docı- 
36 | Fried. Krupp. 920 £ 16.0/0 = £ 14,720 | ments for each delivery. 
37 | Maschinenfabrik Augsburg,| %2 £18.0/0 | £23.10/0 Rotterdam £ 22,607.0/0 |Full payment against doc- 
Nürnberg, Hassen. £ 17,316.9,0 a 
order and complete in ox 
i j i year. 


iers Generaux, Paris. F. Fr. 740,865 Tendered for 14 bridges oı 


39* Johann Casper Harkort, Duis- 780 £ 16.16/0 we £ 16,104.0/0 . £ 16,130.0/0 Payment to be made accon 
ing to the actual weight sıy 
burg. | | : plied. Marginal weight is Im. 
ted to 3 per cent. 
40*| Louis Eilers, Hannover. | 934.61 £ 16.0/0 — £ 14,953.15/3 | £ 18,799.0/0 ni Aura Bi use Prog 
. | plid. Marginal weight is i=- 
* . 761.98 E3 £ / £ Denen eg} Be nie accord- 
41*|Flender A. G., Benrath b/Lübeck ‚£ 16.0/0 12,191.13/8 | 15,183 ing to the actual weight m 
| BE 27; he 
42*1 J. Gollnow & Sohn, Stettin, 1300 8 60.— — G. $ 78,000 — Refuse fines for delay. Term 
Deutschland. Ä ei I Nero 
vo n o 8 o 
| 0% alsinst hipping Docı 
43*] De Nederlandsche Staal- 972,3 _ £ 29.180 — 182 29,077.0,0 |Drawings not to hand. 
industries N. V. Rotterdam. | 
44*\Du Croo and Brauns, Amster- 98.66 |$11210 136 —_ Amsterdam _ Use Thomas Mild Dar 
dam, Holland. G. $ 116,709 Taw materials 3 $ 40 pn = 
| an dh aaa de 
j ( cument, 
45 E. Eggers & Co. Ham- 862 £16.16/0 | _ £ 14,481.12,0 | — Drawings not to hand. 
urg. . 
46*|N. V. Rotterdamsche Machine-| 1048.7 £25.12/0 | _ '£ 26,848 | — Base on ‚the cost ol wi 
Fabrick Braat, Rotterdam =. (approx) | Fl. 11. toPthe e u 
47°) J. C. Goudriaan’s Industrie en| 959 221134 | 0 — £ 20,778.9/0 — Base on the rate of Ex : 
Export, Delft, Holland. (approx) i | Fl. 11.30 to the £ 


* Tenders marked with asterisks were received by the Department after the opening date, but they bear the same Bangk.! 
Postmark receiving date of the 29th Decenber as in the case of other tenders received in ‘time at Ihe Department. Th tenders m«s 
have been s.nt by the same registered post, and it has been judged only fair to give these tenders the same consideration as the other 
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Ostasieniahrıi. sorische Unterkunft vorgesehen ist. Es handelt sich also m 
keine Passagierlinie, sondern um eine Warenlinie, welche k 
doch auch von den Passagieren benutzt werden kann. Dans 
ergibt sich, daB der Fahrplan nicht genau eingehalten werde: 
kann, weil die Abfahrt von den Ladeoperationen abhängig is: 
und daB den Passagieren nicht jener Komfort geboten Ist, wi 
dies auf der Eillinie oder einer Passagierlinie der Fall ist. 
Wenn sich daher die Passagiere dazu entschließen. &t 
Warenlinie des Lloyd Triestino zu einer Ueberfahrt nach Ost 
asien zu benützen, wobei auch zu berücksichtigen ist, daß di 
Ucberfahrtspreise weit geringer sind als bei einer Fit- oder 
Passagicrlinie, so ist es zumindestens unrecht, nachträglich A"- 


Wir waren in den letzten Monaten wiederholt gezwungen, 
Klagen deutscher Ostasienfahrer über unerfreuliche Erfahrungen 
auf der Ostasienfahrt zur allgemeinen Kenntnisnahme zu brin- 
gen. Sie betrafen teils englische Schikanen in den Anlaufe- 
häfen, teils unzulängliche Unterkunft und Verpflegung auf den 
Schiffen, teils die willkürliche Abänderung des Schiffahrplanes. 
Zu diesen Veröffentlichungen schreibt uns nunmehr die General- 
vertreting München der Dampfschiffahrtsgesellschaft Lloyd 
Triestino: 


„In Ihrer Nummer 23 vom 1. Dezember v. J. bringen Sie 


auf Seite 396/97 einen Artikel, in welchem sich Passagiere des sprüche zu erheben, welche mit Rücksicht auf den Charakte 
Dampfers „Nippon“ über die Unterkwmft und Verpflegung auf des Schiffes nicht geboten werden können. 
diesem Schiffe während der Uechberfahrt von Triest nach Um derartige nachträgliche Rekriminationen zu yet 
Shanghai beklagen. meiden, haben wir an sämtliche Reisebüros ein Zirkular Yi”- 
Die Linie des Lloyd Triestino nach Shanghai ist eine ausgegeben, laut welchem Passagiere, die die Warenlinie &'* 
reine Warenlinie, welche mit Passagierunterkunft in der ein- Lloyd Triestino nach Ostasien benutzen wollen, auf de d*- 
zixven Klasse ausgestattet ist, und werden auch Deckpassäagiere stehenden Verhältnisse aufmerksam zu machen sind, Jam‘ 
(dritter Klasse) beiordert, für die im Laderaum eine provi- derartige Beschwerden, welche geeignet erscheinen, auch 


Renommee unserer Passage- und Eillinie zu schädigen, sich 
nicht wiederholen Können. 

Inden wir es einer verchrlichen Redaktion 
stellen, in Ihrem geschätzten Blatte diese Umstände bei 
legenheit zu erwähnen, zeichnen wir usw.“ 

Daß Zwischendecksiahrer bei der Fahrt nach Ostasien bei 
der ganzen Art der Verhältnisse nicht die Bequemlichkeiten er- 
warten können, wie z. B. früher die Zwischendecksiahrer von 
Hamburg nach Amerika, haben wir selbst bei Wiedergabe der 
Klagen betont. Im übrigen scheint uns die Zuschrift des Triester 
l.loyd die vorgebrachten Klagen, wenigstens in bezug auf die 
Nichtinnehaltung des Fahrplanes, zu bestätigen. Wenn die 
Passagiere in Zukunft, was bisher doch anscheinend 
nicht geschehen ist, vor der Fahrt bei der 
Passagebelegung ausdrücklich darauf auf- 
nerksam gemacht werden, daß über Abfahrt- 
zeitund FahrtdauersowiefüreinegewisseBe- 
quuemlichkeitim Zwischendeck keine Garantie 
übernommen werden kann, so werden Klauen dieser 
Art in Zukunft keine Berechtigung mehr haben können und von 
selbst unterbleiben. 


Hamburg-Ostasien. Rickmers Deutscher Ostasien-Dienst 
wird mit erstklassigen deutschen Dampfern Anfang Mai wieder 
eröffnet. Es werden regelmäßige Abfahrten von Antwerpen 
und Hamburg direkt, ohne europäische Ladchäfen anzulauien, 
nach den Straits, Hongkong, Schanghai, Kobe, Yokohama, Dairen 
und Wladiwostok, mit Gütern in Durchfracht nach Penang, 
Bangkok, Manila, Canton, Tientsin usw. stattiinden. Als erstes 
Schiff wird der Dampier „Sophie Rickmers”® am 25. April ab 
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Antwerpen und am 10. Mai ab Hamburg expediert; als zweites 
Schiff folgt der Dampier „R. C. Rickmers“ am 15. Juni ab 
Antwerpen und am 30. Juni ab Hamburg, darauf als drittes 
Schiff der Dampier „Bertram: Rickıners“ am 1. August ab Ant- 
werpen und am 16. August ab Hamburg. Weitere Expeditionen 
folgen am 30. September ab Hamburg. Die Dampier können 
je etwa 25 Kajütspassagiere unterbringen. Nähere Auskunit 
über Frachten usw. erteilen die Rickmers Linie, Hamburg, und 
die Makler Siebert & Co. in Hamburg und Paeters & van Daalen 
in Antwerpen. 


Wechselkurse. 
In london (Times) notieıten am: 
1. März 10. März 
1 Shanghai Tael . 3sh0'/,, d—3sh1!,d 3sh1ll/.d — 3sh2%/,d 


1 Hongkong-Dollar 2 M 4, ” 2 M 4° lg „ 2 ) 5.d 2 ” 9°/g ” 
1 Yen 2 ” 1% w—2 ) 1°,,.d 2 ” 2 —2 » 21/,d 
12 1006 —1021 M 1103—1114 M. 
20. März 

1 Shanghai Tael 3sh2d —3sh3t/,d 

1 Hongkong-Dollar . 2 „ 5'nd—2 „BHl,. 

1 Yen „ 2 M) 1'/g 2 » PAIR ID 

1 £ Re 1298—1354 M. 

Danach ergeben sich in Mark folgende Durchschnittskurse 
‘1. März 10. März 20. März 

1 Shanghai Tael 151-157 M. 170-181M. 205-220 M. 
1 mex. Dollar . 105—110 „ 119—125 „ 145—154 „ 
1 Hongkong-Dollar 118—123 „ 133-135 „ 156-159 „ 
LIE... 0.0. 105-107 „ 119-121 „ 140-146 „ 


Mitteilungen desVerbandes für denFernenOsten 


Einladung zur 8. Hauptversammlung. Der Vorstand Jes 
Verbandes für den Fernen Osten beehrt sich, alie Verbands- 
mitzlieder zu der diesjänrigen Hauptversammlung auf Mitt- 
woch, den 10. Mai 1922, vormittags 11 Uhr, in den 
Sitzungssaal der Handelskammer Berlin, Berlin NW. 7, 
Dorotheenstraße 8, ergebenst einzuladen. 

Tagesordnung. 
l. Genehmigung des Protokolls der 
Nauptversammlung. 
Besprechung des Jahresberichtes 1921. 
Acnderung des $S 8 der Verbandssatzune. 
Erzänzung des Vorstandes. 
. Ergänzung des Hauptausschusses. 


26. Ostasiatenabend. Der Verband bechrt sich, seine Mit- 
glieder und Freunde (mit Damen) zu einer zwanglosen Zu- 
sammenkunft auf Mittwoch, den 5. April 1922, abends 8 Uhr, 
in den Ebenholzsaal des Restaurants „Rheingold“ (Eingang 
Potsdamer Straße) einzuladen. Ein Vortrag findet nicht statt. 
Um zählreiches Erscheinen wird gebeten. 

Einladung zum 27. Ostasilatenabend. Dice Arbeitsgemein- 
schaft der kolonialen und kolonialinteressierten Vereine hat be- 
schlossen, am 23. und 24. Mai 1922 eine allgemeinz große 
koloniale Taxzung in Berlin stattfinden zu lassen, zu der ali: 
Deutschen, die in unseren Kolonien gelebt und gewirkt haben 
oder die sich für Jdie koloniale und deutsche Arbeit in Üebersce 
scnst interessieren und betätigen, eingeladen sind. Der Zweck 
der Veranstaltung ist, allen Interessenten die Möglichkeit zu 
geben, sich mit Freunden und Kaineraden wieder zu trefien, 
alte Erinnerungen auszutauschen und neue Beziehungen anzu- 
knüpfen. 

Dienstag, den 23. Mai 1922, abends, sollen Zusammenkünite, 
ie nach den Kolonial- und Schutzgebieten getrennt, stattfinden. 
Der Verbard für den Fernen Osten wird an diesem Abend im 
Restaurant „Rheingold’ (Ebenholzsaal). Eingang Potsdamer 


letzten ordentlichen 


na 


Straße, einen Östasiatenabend veranstalten, 
heute insbesondere alle Kolonialdeutschen 
eingeladen seien. Es wird in der am 1. Mai erscheinenden 
Nummer der „Ostasiatischen Rundschau” auf diese Ver- 
anstaltung zurückgekommen werden. 


Deutsche Beamte oder Angestellte in chinesischen Diensten. 
Alle Personen, die vor Ausbruch des Krieges in China (14. August 
1917) in eirem Dienstverhältnis zur chinesischen Regierung ge- 
standen haben (als Eisenbahn-, Zoll-, Finanz-, Bank- usw. Be- 
umte oder Angestellte) werden ersucht, ihre sich aus diesen 
Dienstverhältnis etwa ergebenden Ansprüche unverzüglich bei 
cer Zentrale des Bundes der Auslandsdeutschen, Berlin C. ? 
Klosterstraße 75, anzumelden. 


Eine Liste über den Erlös des in der französischen Nieder- 
lassung bei Schanghai veräußerten deutschen Grundeigentums 
ist uns von der Zentrale des Bundes der Auslandsdeutschen in 
Berlin übersandt worden. Diese Liste enthält u. a. folgende 
Namen: C. Baedecker, H. Becker, Fischerz, O. Kichner, Frau 
A. Koeppe, ©. Meuser, Th. Meyer, C. Michelau, Frau Mittax, 
Max Mittag, Ph. Möller, Nachlaß Dr. Paulun, A. Sander, Dr. von 
Schab, H. J. Schierhorst, Dr. Vorwerk, Wilshusen, A. Widmann. 
— Die Geschäitsstelle des Verbandes (Berlin W. 35, Potsdamer 
Straße 28, I1) ist gern bereit, Interessenten auf Wunsch gegen 
Ersatz der Portokosten die Verkanfserlöse, die in der Liste in 
Dollar angegeben sind, zu übermitteln. 


Adressenänderung. 


Ederer, A. Berlin N. 20, Pankstr. 59 I links. 
Gödecke, Hermann, Berlin-Friedenau, Wiesbadener Str. 1. 
Griesing, H., Shanghai, 10 Kiangse Road, c. o. Northern Manufacturing & 
Trading Co. Ltd. 
Hacsloop ir. c. o. Carlowitz & Co. Peking. 
Knüppel, Dr., Hamburg, Sierichstr. 1. 
Mechler, F., Hamburg, Graumannsweg 1711. 
Merklinghaus, Dr. Schwerin i. Meckl., Steinstr. 15. 
Rode, F., Niendorf b. Hamburg, Schnellsener Weg 16. 
Schinzinger, Konsul A. Berlin, Hindersinstr. 4. 
Wagner, Hans, Hamburg, Mundsburger Damm 25 hpt. 


zu dem schon 
besonders herzlich 


Verantwortlich: für den politischen und kulturellen Teil: 


Max UGrunewaldt. Berlin. 


C. Fink. Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H., Berlin SW. 


Dr. F. W. Mohr, Hamburg: für die-Anzeigen: 
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Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 
Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenbarg, 


und Norske Afrika og Australic Linie. 
(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 
Shanghai, Kobe, Yokohama Moji, 
evtl. Dalny und Wladiwostock 
MS. „Javwa'! 15. April 
MS. „Peru“ Ende April 


Skandinavien u. Finland (direkt) Ostasien 
Ms. ab Helsingfors " .. Hangö ca. 1% April 


E „ Christiania 
„Mippon‘““ | „ Gothenburg . . . . „22. . 


Golembo, Penang, Singapore und Bangkok (direkt) 
MS. „Jutlandia‘‘ Mitte April 
Güterannahme Kajischuppen 77. 
Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 


Ferdinandstraße 29 33. 
Tel. Alster 213 u. 8887. Börsenkonter Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 


The „Glen“ Ling & „Shine“ Lim | 


Le Negociafeur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


Chemische und pharmazeutische Produkfte 

Ampullen für subkutane Injektionen 
NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 

SACCHARIN USW. 


Telegr.-Adr.: Negociafteur Basel Korrespondenzen: 
Deutsch, Französisch, Englisch, Halienisch, Spanisch 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


| Port Said, Penang, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 

iapanischen Häfen 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 
Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Glenawy“ ca. 15. Apri 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 5 [| 


| 
Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: | 


Eider Dempster & Co., Lid. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 8453, Elbe 8022. — Börsenstanc. | 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 


-— 
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ma Allgemeiner und politischer Teil 


(Abgeschlossen am 22. April 1922.) 


Welche geistigen Werte kann China uns geben? 


Von Ernst Boerschmann. 


I. 


Professor Forke hat vor kurzem an dieser Stelle bei der 
Besprechung des Lebensproblems in China und Europa die klare 
Frage gestellt, ob China bei dem geistigen Austausch mit uns 
stets nur der nehmende Teil bleiben wird. Ich möchte als eine 
Antwort darauf hier ausdrücklich die Notwendigkeit betonen, 
uns mit den Geist und der Kunst Chinas in der Absicht ver- 
traut zu machen, aus seinen Walırheiten für unser Wachstum 
Keime zu gewinnen. Man braucht nicht erst an ein ständiges 
Aufwärts der Völker und der Menschheit zu glauben, die in 
Wellenlinien und ohne Hast, oft unter scheinbaren Rückschlägen, 
sich in die Höhe entwickeln, um in der gegenseitigen Befruch- 
tung eine Voraussetzung zu sehen für eine wirkliche Vervoll- 
kommnung gerade des geistigen Lebens. Und in gewissen 
Zwischenräumen haben Ost wie West derartige Anstöße zu 
neuen Entwickelungen empfangen, die, wie etwa bei uns das 
Christentum, fast schlagartig erfolgten. Neue Wurzeln schlugen 
im neuen Kulturboden und zeitigten in eigenem Wachstum neue 
Blüten und Früchte. 

Es muß die Fraxge aufgeworfen werden, cb China bei seiner 
großen politischen Ohnmacht, heute überhaupt noch derartige 
Werte besitzt. Unleugbar ist dort der Staat, in dem sich die 
Kultur bis zur höchsten Blüte entwickelt hatte, unter westlicher 
Einwirkung in Trümmer gegangen, politische Zerrissenleit und 
wirtschaftliches Durcheinander haben China zur äußersten 
Schwäche verurteilt, und, was für unsere Betrachtung am 
schwersten wiegt, die alten Kulturgüter, Bildung, Wissen, 
Sprache, Dichtkunst und bildende Künste, sind seit lange in 
starkem Verfall. Der feste Grund alter Religion und Staatsetlik 
scheint zu wanken, eine Voraussetzungslosigkeit aus allen Ge- 
bieten ist an Stelle der sicheren Tradition getreten, und halt- 
los suchen iene, die Führer des Volkes sein möchten, sich nach 
neuen Polen zu orientieren, die sie aus aller Herren Länder 
entlehnen. Wo sollen wir da feste Wahrheiten finden, mit 
denen wir uns selbst vertiefen wollten? 

Zwei Ueberlegungen halfen uns jenes negative Urteil auf 
das richtige Maß zurückzuführen, jenen vermeintlichen Nieder- 
sang im richtigen Lichte zu schen. Einmal ist es die Üecber- 
zeugung von den Ewiskeitswerten, die in jeder gesteigerten 
Kultur und in der Seele jedes Volkes vorhanden sind. Sie 
überdavern die äußeren Formen des Staates, sogar der Gesell- 
schaft. Was cin Mensch oder ein Volk sich in langem Streben 
zur Vollkommenheit an geistigen und sittlichen Werten er- 
arbeitet hat, ist seinem innersten Wesen vermählt und geht 
selbst bei einer notwendigen Umstellung der äußeren Verhält- 
nisse nicht zu Grunde. Die letzten und feinsten Kräfte, mit 
denen man eine Kultur aufbaute, bleiben, und die früher ge- 
fundenen Wahrheiten nimmt man zum mindesten init hinüber 
in die neue Ordnung der Dinge. 

Das nehmen wir ja, und das ist die zweite UÜeberlegung, 
für ums selbst in Anspruch, die wir augenblicklich in einer ähn- 
lichen Umwälzung leben wie die Chinesen. Die Kennzeich- 
mung des chinesischen Niederganges könnte wörtlich für uns 
selten, zum mindesten vom Standpunkt der Chinesen aus gc- 
sehen. Wir glauben. daß der beste Teil des deutschen Geistes 
weeiterlebt und weiterwirkt auch in einer neuen fremden Zeit, 
und daß wir trotz aller Unwahrscheinlichkeiten der Gegenwart 
uns selbst nie verleugnen werden. Wir gewinnen diesen Glau- 
ben aus der (ieschichte, die uns, wie alle lebendigen großen 
Völker, durch Niederungen und über Höhen, oft unter gewal- 
tigen Erschütterungen geführt hat, aber unsere Eigenart und 
währe Größe niemals zerstörte, cher noch durch die neuen 


Erfahrungen veredelte und stärkte. In ähnlicher Lage befinden 
sich heute fast alle Nationen, die in den allgemeinen Strudel 
hineingerissen wurden. In dem gewaltigen Kulturbeben, das die 
ganze Erde durchrüttelt, müßten die Völker verzweifeln, wenn 
sie nicht der feste Glaube an sich selbst erhielte. Dieser 
braucht nur einmal zu wanken, und ein nationales Unglück ist 
unausbleiblich! — 

Die abgeklärteste Form menschlichen Geistes ist die re- 
ligiöse Üeberzeugung. Sie ist niemals rein universeller Natur, 
vielmehr mit Elementen der einzelnen Rasse und der betreifen- 
den Nation immer eng verbunden und gewährt weiten Raum 
für starke vaterländische Ideale. Darum hat auch die gleiche 
Religion bei verschiedenen Völkern stets verschiedene Klang- 
farben und pflegt mit völkischen Eigenheiten verquickt zu sein, 
ist aber andererseits das beste Spiegelbild eines Volkes. In 
ihrem Namen werden Monumente errichtet, die nicht nur die 
Völker selbst, sondern zum Teil sogar die schriftlichen Ueber- 
lieferungen überdauern und die letzten greifbaren Dokumente 
einer großen Vergangenheit bleiben. Es ist deshalb kein Wun- 
der, daß heute die Arbeit der ganzen Menschheit für eine Neu- 
bildung von Staaten und Wirtschaft zusammentriift mit einem 
Sehnen und Streben, sich geistig zu vertiefen, einen walır- 
haftigen Untergrund zu finden für den Aufbau des äußeren 
Lebens. Es ist kein Zufall, daß gerade in dem letzten Jahr- 
zehnt die Philosopohie und Religion der Chinesen durch die 
Uebertragungen von R. Wilhelm weiten Kreisen zugänglich ge- 
macht sind und zwar gerade uns Deutschen, die wir nach un- 
serer Veranlagung dem chinesischen Kulturproblem besonders 
thahestehen. 

Daß die Religion die Grundlage für die Kultur eines Volkes 
ist, trifft bei den Chinesen in vollem Umfange zu. Ihre ge- 
samten Anschauungen über die Welt und ihre Gestaltungen 
sind religiös durchtränkt. So konnte es kommen, daß die chi- 
resische Kultur noch bis in die neueste Zeit hinein uns im 
Bilde einer Einheitlichkeit erscheint, die dem öffentlichen und 
privaten Leben und allen Erzeugnissen des Geistes und der 
Künste ihren Stempel aufdrückt. Die drei Religionen Chinas 
sind, wie die Chinesen selbst immer sagen, eigentlich nur eine. 
Alle Kämpfe ihrer Anhänger miteinander konnten cs nicht hin- 
dern, daß der einzelne von jedem System bewußt oder un- 
bewußt (iebrauch machte, je nach dem er sich als Staatsbürger 
end Mitelied seiner Familie fühlte und in konfuzianischem 
Geiste dachte oder als Taoist der Natur sich hinzab und seine 
Stellung zu ihr ergrändete oder endlich in der Verkettung von 
Tugend und Schuld die göttliche Hand erkannte und als Buddhist 
die Notwendigkeit empfand, für das Heil seiner Seele zu sor- 
zen. MNieran gemessen, sind die einzelnen, oft bizarren und 
ausgeklügelten Formen, die für den täglichen Gebrauch erfunden 
wurden, unwesentlich. Wichtig ist allein die grundlegende 
Tatsache, daß der Chinese sich stets und überall mit der Natur 
eins fühlt, die ihn durchdringt und zu lebendisem Schaffen an- 
leitet. Dieses durchaus religiöse Gefühl wurde eine unmittel- 
bare Quelle für die harınonische Ausbildung der Gesellschaft 
und für die vorbildliche und verinnerlichte Kunstübung. 

Für den Chinesen ist Naturgefühl etwas höchst Aktives. 
Fr versteht darunter die Einordnung auch der menschlichen 
Dinge in den Verlauf des Naturgeschehens. Alles, was dem 
widerspricht, ist falsch und führt zum Verderben. Man be- 
müht sich, im Staat und Familie ein Abbild der Natur zu 
schaffen und macht ihren inneren Sinn deutlich in Philosophie, 
Dichtung und bildender Kunst. Das ist die religiöse Einheit, 
die allen drei Religionen gemeinsam ist und in deren Bann der 
Chinese lebt und arbeitet, leidet und Freuden genießt. De Groot 
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liat sie mit dem Namen Universismus belegt und ihre Macht 
für das Leben der Chinesen eindringlich geschildert. Indessen 
besitzen diese Gedanken dauernde Kraft und Ewigkeitswerte; 
sie können nicht, wie de Groot meint, zerstört werden, sondern 
müssen Bausteine bleiben für den weiteren kulturellen Aufbau. 

In der Ueberzeugung von dem völlig gleichgerichteten Ab- 
lauf der Erscheinungen im Leben der Natur und der Mensch- 
heit beobachtete der Chinese das Wirken der .Natur und ver- 
xlich es mit der eigenen Entwickelung. Die Elemente, in 
denen wir leben, etwa Erde, Wasser und Luft, sind bald segen- 
spendend, bald dämonisch, je nachdem sie in harmonischem 
(jleichklang oder im Uebermaß auftreten. Der Kreislauf der 
Jahreszeiten und von Tag und Nacht, begleitet uns in rhyth- 
metischer Folge, und von den wirkenden Kräften ist es beson- 
ders der Dualismus von Männlich und Weiblich, Himmel und 
Erde, Ein- und Ausatmen, in dem wir das dynamische Gesetz 
der Welt erkennen. Auf diese Grundlage gewinnen wir das 
Verständnis auch für die ethischen Werte, die dem Menschen 
aus der Natur fließen; aus ihrem Werden und Vergehen, aus 
Kampf und Sieg, aus Blüte und Verfall. Zwar lernen wir aus 
der Vergänglichkeit der Dinge neben der Großınut gegen das 
Unvollkommene die Skepsis und den Preis des Nichts, die 
fatalistische Unterordnung unter ein Unwandelbares, die sich 
bis zur Gleichgültigkeit und Grausamkeit abstumpfen kann, doch 
sehen wir in der Blüte der Einzelformen, in dem Sieg des 
Tüchtigen über das Minderwertige, in der Notwendigkeit, sich 
zu behaupten und durchzusetzen, den Triumph der lebendigen 
Persönlichkeit über ein unterschiedloses Vegetieren, wir sehen 
den Rangunterschied der Dinge. Die innige Verbindung beider 
Werte, Masse und Persönlichkeit, ließ einerseits das bestän- 
dixe Wirken durch Arbeit, Fleiß und Wetteifer, Voraussetzung 
auch des menschlichen Daseins sein, mußte aber andererseits 
der menschlichen Gesellschaft und dem einzelnen die Aufgabe 
stellen, auch ihr Leben in seleicher Weise zu gestalten als ein 
harmonisches (ichilde, in dem die die widerstrebenden Kräfte 
sich als Gleichgewicht halten. Dieser gesunde Dualismus 
ist stets ein Grundpfeiler des chinesischen Staates gewesen: 
Das Einvernehmen zwischen Herrscher und Volk, der Gleich- 
klang von autokratischen Gebaren und dem Gefühl für voll- 
kommene soziale Gleichberechtigung aller Volksglieder, das 
Gjleichmaß von Regieren und Gewährenlassen waren nlemals 
so groB wie in den besten Zeiten des Reiches, in denen eine 
starke, aber verständige und nachsichtige Regierung neue Keime 
sich frei zu lebendigen Kräften entfalten ließ und zielbewußt 
xroße Gedanken verwirklichte. Die Begleiterscheinungen des 
politischen Lebens in China, Beamten- und Günstlingswirtschaft, 


China und Wir. 


Erich von Salzmann, hat kürzlich in der „Kölnischen 
Zeitung” eine Audienz geschildert, die er beim chinesischen 
Ministerpräsidenten Lieng Shih-yi gehabt hat. Sein Bericht ist 
nach den gemachten Erfahrungen auf den Ton der Hoffnungs- 
losigkeit gestimmt. Salzmann kommt zu dem Schluß: „Gewisse 
Freundlichkeiten und Acußerlichkeiten, die man den Deutschen 
heute in China entgegenbrint, dürfen in Deutschland nicht dar- 
über hinwegtäuschen. daß das amtliche China Deutschland als 
Faktor vollkommen abieschrieben hat, weil wir nach den alten 
\achtbegriiien, die hier noch den Ausschlag geben, eben 
machtlos sind. Leute wie Ku (der Gesandte in London) und 
Lions sind eisige Reaäalpolitiker, die jederzeit geneigt sein wer- 
den, ein Stick aus Deutschlands Iebendem Fleisch heraus- 
zuschneiden (Oberschlesien), wenn sie damit die Geneirxtheit der 
schwer auf ihren Nacken Knienden Großmächte verkaufen 
konnen.‘ 

Dieser von uns schon in der 2. Novembernummer des 
voriven Jahres in dem Artikel „Oberschlesien, Japan und China” 
Ietonten Tatsache durften wir unser Auge nicht verschließen. 
Worte, wie die Salzmanns, die sich auf eivxene Erlebnisse 
“tatzen, Müssen wir aber auch den innen Chinesen vorhalten, 
die Liter in Deutsch and unsere Universitäten besuchen, die hier 


Eigenutz und Unterdrückung, Rachsucht und Grausamkeit vr. 
uns ebenso unbegreiflich wie auch sonst in Asien. Wir könre 
den inneren Wert asiatischer Dinge nur nach Erfolg oder \ı- 
erfolg beurteilen. Und da müssen wir sagen, daß die hr 
Kultur und die vollkommene Kunst, die China herausbileı. 
die große Macht, die es in gewissen Zeitabschnitten besaß. ır! 
der weite Blick, der den chinesischen Staatsmännern imm«: 
eigen und mit geschickter Staatskunst verbunden war, n. 
inneren Kräften zu danken ist, die ohne Zweifel fruchtbar {nr 
walır gewesen sein müssen. 

Eine besondere Form des sozialen Lebens in China wir. 
auch uns verständlich, so verschieden hierin unser Stard- 
punkt ist. Das ist das Familienleben. Die Familie, die Zei 
des Staates, ist dort ein Gebilde von so großer Festigkeit urı 
Verinnerlichung, eine so starke Quelle für Treue, Fleiß, Pic: 
Gemeinschaftsgefühl und Humanität, zugleich politisch b:- 
trachtet, durch den Zusammenhalt der oft sehr zahlreiiu 
Familienmitglieder, eine so gute Schule und ein solches \:- 
bild für das Leben im Staatswesen, daß ohne ihre Dar.- 
bildung das Gedeihen des chinesischen Staates under 
wäre. Die Zähigkeit, seine eigene Gattung zu behaupten. ır. 
das nie durchbrochene Gesetz, sie fortzupflanzen und zu \w- 
edeln ausschließlich durch Heirat mit Frauen, die grundsätz\. 
anderen Familien entstammen, sind der Natur abgelauscht 'r- 
zugleich eine Erklärung für die Zähigkeit des gesamten i.r- 
sischen Volkes in rein völkischem Belang. 

Diese strenge Zucht und das Pflichtgefühl, die aus der xcı.. 
erkennbaren Tätigkeit im Rahmen der-eigenen großen Fan; 


entsprangen, trugen dazu bei, daß der Chinese auch im üfkr- 


lichen und wirtschaftlichen Leben als ein Mann von Treu :r 
Glauben handelte. Dieser Ruhm ist bis heute fest gegrund 
der unterste Grund dafür ist ein idealer und ruht auf dr 
Verhältnis zur Natur. Diese ist das Vorbild für Ordnung. 2- 
verlässigkeit und Vernunft, die sich gegen die Selbstsucht ” 
ihren flüchtigen Erfolgen auf die Dauer immer behauptet. Zu. 
nimmt mit dem Geisterglauben die Furcht vor Rache dir 
Dämonen einen großen Raum im chinesischen Denken ein. B- 
kann die Furcht nicht allein, wie de Groot meint, die Urs. : 
für sittliche und gute Lebensführung sein, sondern es ist 
fester Wesenszug, die dabei wirksam war und der ini. 
animistischer Form nur seinen kultischen und populären A: 
druck fand. Die Freude an Formen war andererseits die Ü 
sache dafür, daß die Chinesen sich eine umfassende K:* 
schufen, die wieder mit den ethischen und philosophis.t 
Grundgedanken im engen Zusammenhang stand. Ihr muß ir. 
eigene Betrachtung gewidmet werden. 


ihr Wissen bereichern und Kraft zu späterem Schaffen in 
Heimat schöpien. 

Da schickt kürzlich ein stud. elect. Liau-Fuja 
„Hannoverschen Kurier“ freundliche Zeilen, ın denen 
von der Achtung der Chinesen vor der deutschen Wissens. - 
und von ihrer Sympathie für die Deutschen spricht, die Cl! 
bzwogen hätten, in Deutschland zu studieren. Wenn er weh 
darüber klagt, daß Chinas alte gute Sitten in Artikeln deun.- 
Zeitungen und deutschen Büchern mehr oder weniger 
Komische und Lächerliche gezogen werden, und daß mar. - 
Fiim ganz falsche Bilder zeige, die zum Lachen reizen ı«: 
Sensation hervorrufen sollten, wodurch das Gegeäteil eines : 
sichtsreichen Zusammenarbeitens Deutschlands mit Chira 
wirkt werde, so wollen wir dem Schreiber ohne weiteres I 
geben. Nichts erscheint uns erwünschter, als in weiw' 
Kreisen Deutschlands Verständnis für das Grobe zu wen 
das uns die chinesische Kultur bieten kann. Aber. sn mis 
wir auch raxen, glaubt ein Liau-Fuja vielleicht, daß dur! 8 
Behandlung. die Deutschland vom amtlichen China erichrt ı 
aussichtsreiches Zusammenarbeiten Chinas mit Deutschard 
wirkt wird? Verlangen die jungen Chinesen, die die P3° 
treundschaft der deutschen Universitäten in weitet 


Maß genießen, daß wir ihren schönen Worten Glauben schenken, 
so sollten sie vor allem dafür Sorge tragen, daß auch die öffent- 
liche Meinung Chinas über Deutschland aufgeklärt wird. 

Es genügt in dieser Beziehung keineswegs, daß so erfreulich 
eine solche Kundgebung an sich ist, cin Mann wie der Präsident 
der Pekinger Universität Tsai Yuan-pei über das kürzlich an 
dieser Stelle von Professor Forke gewürdigte Werk Professor 
Euckens „Das Lebensproblem in China und in Europa” an den 
Verfasser schreibt: „Ich halte es für ein historisches Ereignis, 
daß nun dieses wichtige, bisher von den Gelehrten noch schr 
vernachlässigte Problenı von einem Philosophen zum Gegen- 
stand einer Untersuchung gemacht wird, das richtige Ver- 
ständnis für die chinesische Kultur in Europa zu verbreiten. 
Ihre Schrift bildet auch eine wirksame Anregung für chinesische 
Gielehrte, ihre Methode nach dem Vorbild der modernen 
Wissenschaft zu vervollkommnen.‘“ Der Chinese erkennt damit 
vor allem den Wert der Euckenschen, also einer deutschen 
Arbeit für die Verbreitung der Kenntnis Chinas in Deutschland 
an, erwartet von ihr aber auch Nutzen für China. Auch Dr. 
Wilhelms vorzügliche Uebersetzungen chinesischer Klassiker 
ins Deutsche wirken in derselben Richtung. Mit großen Er- 
wartungen schen wir der Gründung des von diesem Gelchrten 
xveplanten deutsch-chinesischen Orient-Institut entgexen, das den 
charakteristischen Namen „In Höhen des Lebens" führen soll. 

Was aber, so fragen wir- immer wieder, tun die Chinesen 
um den deutschen Geist ihren Landsleuten näherzubringen? 
Davon daß auch von ihnen etwas Großzügiges geschicht, merken 
wir bisher sehr schr wenig, unı nicht zu sagen: gar nichts. 
Die Errichtung der deutsch-chinesischen Ingenieurschule in 
Wusung steht auf einem anderen Brett, wenn sie sicher auch 
abgesehen von China auch für Deutschland viel Gutes wirken 
kann und wirken wird. Aber wie sieht es sonst aus? Keine einzige 
chinesische Zeitung hält es für nötig. ständige Korrespondenten 
nach Deutschland zu schicken, die sich ehrlich und gründlich mit 
deutschen Verhältnissen vertraut machen und an Stelle des 
.„Mißtrauens Fremden gegenüber“, das Liau-Fuja ausdrücklich 
als bei den Chinesen bestehend anerkennt (manche Ausländer 
empfinden dieses Mißtrauen als überhebenden Hochmut), in den 
gebildeten und führenden Kreisen ihrer Heimat einen aui- 
richtigen Willen zur Zusammenarbeit auf dem Fuß der Gleich- 
berechtigung weckt. 

(Gierne soll anerkannt werden, daß tatsächlich eine Reihe von 
hochstehenden Chinesen sich von einem Zusammenarbeiten mit 
Deutschen viel verspricht. Es ist in dieser Bezichung von 
allerlei Plänen die Rede gewesen, Plänen, denen man zum Teil 
eine gewisse Großzügickeit nicht abzusprechen vermag. Auch 
haben einzelne Chinesen Materialien aller Art für derartige 
Zwecke in Deutschland gesammelt und in ihr Vaterland heim- 
genommen. Ob aber aus derartigen Entwürfen und Wünschen 
ie etwas werden wird, läßt sich nicht übersehen. Manche Ent- 
täuschung ist schon heute zu verzeichnen, ein greifbares Er- 
«ebnis nirgendwo erreicht. — — 
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Anfang März hat Marschall Joffre China einen kurzen 
Besuch abgestattet. Unparteiische Beobachter müssen aner- 
kennen, daß die französische Propaganda damit einen neuen 
Erfolg in China erzielt hate Vom deutschen Standpunkt soll 
nicht verschwiegen werden, daß bei dieser Gelegenheit von 
Marschall Joffre ein Deutschland herabsetzendes Wort Chinesen 
xegenüber nicht gefallen ist. Die chinesische Regierung hat 
Marschall Joffre als Gast der Nation mit einer Wärme begrüßt 
und gefeiert, die in weiten Kreisen um so mehr überrascht hat, 
als die Auffassung in China allgemein war, Joffres habe das 
Verhältnis Frankreichs zu Japan durch seine Besprechungen 
und Verhandlungen mit maßgebenden Männern des Inselreiches 
erheblich vertieft, Japan in China aber doch noch immer viel- 
fach als Feind betrachtet wird. Die Empfangsfeierlichkeiten in 
Peking waren so lärmend und aufdringlich, daß hinter ihnen die 
brennenden Fragen der Kabinettskrisis und der Gegensatz der 
politischen Obertutschüns vollkommen in den Hintergrund traten. 
Der hohe Betrag, den die chinesische Regierung für die Be- 
wirtung des Gastes aufgewandt hat, und der Luxus, der dabei 
xetricben worden ist, gingen weit über das sonst übliche Mai 
hinaus und haben sogar in der chinesischen Presse eine Kritik 
herausgefordert. Im übrigen lag die gesamte chinesische Presse 
dem Marschall zu Füßen. Das ist um so erstaunlicher, als das 
Stichwort dafür von der Pekinger Regierung ausgegeben war: 
während ihre Wünsche sonst kaum in Peking Beachtung finden, 
hat sich ihr Wort dieses Mal in ganz China als sehr zugkräfti« 
erwiesen. Was bei jener Gelegenheit von der chinesischen 
Presse geschrieben worden ist, ist vom deutschen Standpunkt 
aus wenig erfreulich. Nur ein Beispiel sei hier mitgeteilt. Das 
Pekinger „Social Welfare“ meint, man habe daran gedacht, 
Marschall Joffre das Hindenburg von der Brust genommene 
Eiserne Kreuz zu verleihen; aber es sei doch fraglich, ob 
Marschall Joffre eine solche Gabe annehmen würde „Denn 
der Sieger von der Marne hat unter dem Banner des Rechts 
gekämpft; sein fester Wille den Mächtigsten zu beseitixen, hat 
ihn zum Sieg geführt. Für einen solchen Helden ist das 
Eiserne Kreuz keine Ehre!“ Zum Teil wird man den Geist, 
von dem die chinesische Presse sich bei der Begrüßung Joffres 
hat beherrschen lassen, auf das Zuviel zurückzuführen haben, 
das nur zu oft ausgelöst wird, wo die Tragweite einer aus- 
gegebenen Parole nicht richtig verstanden wird, und der ein- 
zelne dann über das Ziel hinausschießt. Aber daß diese Parole 
von der Pekinger Regierung ausgegeben worden ist, kann bei 
uns Deutschen doch nur von Neuem die Ueberzeugung aus- 
lösen, daß vorläufig trotz aller gegenteiligen Versicherungen ein- 
zelner Chinesen bei dieser und jener Gelegenheit von irgend- 
einem ernsten Freundschaftsgefühl Chinas für Deutschland oder 
auch nur einem wirklichen Verständnis für den deutschen Geist 
in der öffentlichen Meinung Chinas nichts zu spüren ist. Es 
wird noch lange und schwere Arbeit kosten, bis darin Wandel 
geschaffen ist. GR 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Die Kabinettskrisis Chinas. Die Kabincettsfrage ist immer 
noch nicht endgültig welöst worden. Zwar hat Präsident Hsü 
Shih-chang mit der Führung der Gieschäfte Chou Tse-chi be- 
traut. Aber vorläufig ist der bisherige Ministerpräsident Liang 
Shih-vi noch nicht aus dem Amt geschieden. Er denkt auch 
ar nicht daran. freiwillig zurückzutreten. „Den Abschied soll 
mir Präsident Hsü Shih-chang geben, wenn er wünscht, daß 
ich gehe“ sagt Liane. Hsü mag den Wunsch hegen; nach 
hinesischer Aufiassung kann er aber Liang nicht einfach den 
Lauipaß geben: es war Liang Shih-yi und niemand anders 
dessen Bemühen und dessen reiche Mittel Hsü im Jahre 1918 
nf den Präsidentenstuhl gehoben haben. So Jäßt sich denn 
schwer überschen, wie Chou Tse-chi die Macht tatsächlich ın 


seine Hände bekommen wird, ohne die ein Ministerpräsident 
nicht bestehen kann. Auf der anderen Seite herrscht darüber 
in ganz Nordchina kein Zweifel, daß Liang Shih-yi Ersprien- 
liches an der Spitze des Kabinctts nicht mehr wirken kann. 
Chou Tse-chi ist ein Mann von weitem Blick, von nicht un- 
bedeutenden Erfahrungen auch auf dem Gebiet der auswärtigen 
Politik, vor allem aber, wie Liang, eine Autorität in wirtschaft- 
lichen und Finanzfraxzen. In Amerika erzogen, trat er 198 
ins Auswärtige Amt ein, wo er sich bald großes Anschen zu 
schaffen verstand, so daß er den Prinzen des Mandschuhausus 
Tsai Hsun und Tsai Chen auf verschiedenen amtlichen Aus- 
landsreisen, die eine neue Zeit in China einleiten sollten, als 
Berater in außenpolitischen Fragen beigegeben wurde. Im 
letzten Jahr des Kaiserreiches trat Chou dann in die Finanız- 
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verwaltung über und übernahm im Ministerium Yuan Shi-kai 
sogar die Leitung der Finanzen, mußte aber infolge eines 
Konfliktes über eine belgische Anleihe zurücktreten, worauf er 
im März 1912 vorübergehend zum Tutuh von Schantung er- 
rnannt und anderthalb Jahre später an die Spitze der Bank von 
China berufen wurde. Von dort holte ihn Yuan Shin-kai, der 
inzwischen Präsident der Republik geworden war, wieder in 
die Zentralregierung, der er etwa drei Jahre angehörte, und 
zwar zuerst als Verkehrs-, später als Landwirtschafts- und 
Handelsminister. Im Jahre 1916 in den Senat gewählt, spielte 
Chou als einer der Führer der sogenannten Verkehrspartei eine 
Rolle, innerhalb derer auch Liang Shi-yi großen Einfluß ausübt. 
In der Folge hat sich Chou verschiedenen wirtschaftlichen 
Unternehmungen großen Stils gewidmet; er ist an den größten 
Banken Nordchinas beteiligt, sitzt im Aufsichtsrat der Peyanger 
Eisenwerke und ist neuerdings auch Großaktionär von Fluß- 
schiffahrtsreedereien, großen Viehzüchtereien in der Mand- 
schurei und Ostmongolei. Vorübergehend ist er auch wieder 
in der Regierung tätig gewesen, so auch noch vor zwei Jahren 
als Finanzminister im Kabinett Chin Yung-ping. Chou ist ein alter 
politischer Freund Chang Tso-lins, wie er auch gleich diesen 
stets gute Verbindungen mit Japan zu unterhalten für klug fand. 
Ob man in der Ernennung Chous zum  stellvertretenden 
Ministerpräsidenten schon eine Lösung der Kabinettskrisis, die 
sich jetzt über ein Vierteljahr hingeschleppt hat, sehen kann, 
so daß damit einem auf die Dauer unhaltbaren Zustand ein 
Ende gemacht worden ist, läßt sich, wie gesagt, noch nicht 
übersehen. Ein Teil der Minister, mit Liang Shi-yi an der 
Spitze, hat bisher nur Urlaub genommen und ist nach Tientsin 
übergesiedelt, sucht aber auch von dort die Fäden der Regie- 
rung in der Hand zu behalten. Ob nun Liang bleibt oder Chou 
endgültige Ministerpräsident wird, spielt insofern eine weniger 
große Rolle, als unter allen Umständen der Ausschiag in den 
Händen der Verkehrspartei bleibt. „Liang oder Chou‘“ wird 
damit mehr eine Personalangelegenheit, eine „Frage des Gec- 
‚sichts“. Und weil sie das ist, ist ihre Lösung nicht einfach. Es 
muß unendlich viel Dingen Rechnung getragen werden, damit 
der Weg für die Zukunft nicht verbaut wird. Das gilt auch für 
das Verbleiben des Verkehrsministers Yeh Kung-cho im 
Kabinett. Daß sich die Verkehrspartei am Ruder behauptet, 
zeigt aber, daß unter den Machthabern des Nordens sich aucı 
dieses Mal wieder Chang Tso-lin durchgesetzt hat. Seine 
Stellung in der Regierung scheint damit weiter gefestigt. Schon 
vor Monatsfrist war man sich in Peking darüber klar, daß aus 
Jem Ringen der als Sieger hervorgehen würde, der bei den 
damals in Mukden vor sich gehenden Verhandlungen Changs 
mit den WVertrauensmännern Tsao Kuns seinen Kandidaten 
durchsetzen würde. Das hat allem Anschein nach Chang getan. 


Ein neuer Bürgerkrleg. Während noch die politischen 
Schachzüge im Gange sind, Jdie die Kabinettskrisis einen Ende 
zutüihren sollen, donnern schon die Geschütze der wider- 
streitenden Parteien. Die letzten Wochen haben eine ncue 
(Gruppierung der Machthaber herbeigeführt. Zwischen dem in 
Canton cerwählten Präsidenten Sun Yat-sen und General- 
inspekteur der Mandschurei Marschall Chang Tso-lin ist ein 
Einvernehmen hergestellt. Die Extreme haben sich also ge- 
funden. Es müssen von beiden Seiten erhebliche Zugeständnisse 
gemacht sein, ehe ein Zusammengehen Suns und Changs möglich 
geworden ist. Wu Chao-chu, der Sohn Wu Ting-fangs, der die 
Verhandlungen mit Chang als Vertreter Sun Yat-sens in Mukdceni 
geführt hat, bleibt dauernd als Ratgeber Changs in außenpolitischen 
Fragen im Norden. Das ist auch insofern von Bedeutung 
als Wu, der vor zehn Jahren englische Universitäten besuchıt 
hat, wie die ganze Kuomitnang als ein Gegner Japans gilt. 
Als dritter hat sich dem Sun-Changschen Bund die alte Antu- 
Partei angeschlossen, deren Generale unmittelbar nach UÜecber- 
nahme des Ministerpräsidiums Liang Shih-yi bevnadigt hat 
vnd deren ursprunglicher Führer Marschall Tuan Chi-jui, als 
buddhistischer Mönch verkleidet, aus seiner Hait in Peking 
entkommen ist, womit auch die Anlıui-Leute und ihr starker 
Anhang (vor allem General Lu Yung-hsiang in Chekiang und 


das Shanghaier Arsenal) ins Lager des Chang-Sunschen Bundes 
geführt sein dürften. DaB die alte Verkehrspartei enge Be- 
ziehung zu Chang Tso-lin unterhält, ist schon wiederholt bett 
worden. Die treibende Kraft bei dem Abschluß des Bündiisss 
Sun Yat-sens mit Chang Tso-lin scheint die Besorgnis gewem 
zu Sein, daß in dem reichen mittlerem Yangtsetal eine neue 
Machtgruppe entstehen könnte, deren Ziel natürlich die Unte- 
werfung ganz Chinas unter ihren Willen ist. Führer dieser 
Gruppe ist General Wu Pei-fu, ein zweifellos tüchtiger Offizier. 
der in gewissen, namentlich dem englischen und amerikanischen 
Einfluß zugänglichen chinesischen Kreisen sich eine Zeit la; 
großen Ansehens erfreute und die Hoffnung weckte, endis 
sei dem Lande ein Retter entstanden, der eine wahrhaft dem- 
kratische Regierungsform (im westeuropäisch-amerikanischen 
Sinne!) in China aufrichten werde. Die Stimmung gegen \Wı 
ist indessen längst umgeschlagen, in ausländischen Krase 
insbesondere, seit Wu sich derselben Mittel zur Beschaitirs 
von Sold für seine Truppen wie alle anderen Tutschüns in Chi: 
bedient hat, indem er der Kaufmannschaft schwere Abgaben wi 
Zwangsanleihen auferlegte und die für den ausländischn 
Schuldendienst verpfändeten Salzsteuern, Bahneinnahmen uw» 
beschlagnahmt hat. Auf welche Seite sich die fünfte gro; 
Machtgruppe des Landes schlagen wird, dessen Führer dr 
Generalinspekteur von Chihli, Schantung und Honan Marscı! 
Tsao Kun ist, ist noch nicht klar; er und seine Gefolgsle“ 
haben bis zum letzten Augenblick zwischen Wu Pei-fu ır. 
Chang Tso-lin zu vermitteln gesucht, wobei der zur Partei Ts’ 
Kuns gehörige, Chang Tso-lin aber eng verwandte Kriex 
minister General Pao Kuei-ching, eine bedeutsame Rolle spie: 
Tsao, der anfänglich zweifellos Wu näher gestanden hat. & 
Chang, scheint von einer Stärkung der Stellung Wus e:: 
schwere Beeinträchtigung der eigenen Macht zu befürchk: 
Aber auch zwischen ihm und Chang Tso-lin bestehen tw 
wurzelnde Unstimmigkeiten. Eine geradezu bedauerswerte R': 
spielt inmitten dieser Generale, wie sich auch während & 
ganzen Kabinettskrisis gezeigt hat, der Präsident Hsü 4 
chang. Unwillkürlich wird man an den alten Vers der „Flici* 
den Blätter“ erinnert: „Auf dem Dache sitzt ein Greis 
sich nicht zu helfen weiß.“ In der chinesischen Presse ker? 
denn neuerdings auch ganz unverblümt zum Ausdruck, ss * 
an der Zeit, daß Hsü Shih-chang, dessen Amtstermin ® 
Oktober 1923 abläuft, bald einen Nachfolger erhielt, & 
den Aufgaben des Tages gewachsen sei;s mit zum Fr. 
mahnenden Erlassen und Aufrufen, wie sie Hsü, teilweise «"- 
die verfassungsmäßige Gegenzeichnung verantwortlicher Y 
nister, an die Provinzialregierungen und an das Volk ger. 
habe, sei nichts zu erreichen; Ruhe und Ordnung im Li: 
könne nur eine starke Hand wiederherstellen, die von er: 
Geist geleitet würde, der dem Lande neue Gedanken zu g7 
und neue Ideale auizurichten imstande sei, für die zu leben -: 
zu sterben wert sci. Inzwischen ist der längst erwartete MT 
zwischen den widerstreitenden tatsächlichen Machthabern : 
l.andes ausgebrochen. Marschall Chang Tso-lin hat schon * 
längerer Zeit seine Truppen aus der Mandschurei in der & 
tung auf Peking in Marsch gesetzt, um, wie von seiner U 
neralen verbreitet wurde, die dortige Regierung gegen €*- 
etwaigen Angriff zu schützen. Zum Teil sind die Divis’" 
Changs über Jchol gegangen, zum größten Teil aber mit & 
Bahn über Shanlıaikuan. Die Vorposten sind von Tier: 
wo Mitte Februar bereits 25 Truppenzüge eingetroffen 1” 
und weitere 50 erwartet wurden, in der Richtung auf Ta” 


vorgeschoben, dessen Arsenal Wu Pei-fusche Truppen : 
auch Tsangchou an der Pukoucer-Eisenbahn halten, be 
haben. Die Eisenbahnverbindungen Pekings und Tie 


mit dem Yangtsetal befinden sich damit in den Hinder \ 
Pei-fus. Angeblich bedroht dieser zurzeit mit einer aut? 
gerüsteten Armee von 20000 Mann Peking Wus Stellunt 
aber dadurch schr schwierig, als auch Sun Yat-sen schen ®’ 
Wochen seine Truppen, von Süden durch Hunan vorıede" 
gegen Wuchang in Beweeung gesetzt hat. Wu kann sich C3" 


schwerlich mit der ganzen Kraft auf einen seiner beiden 
Gegner werfen. Ob, wie vielfach behauptet wird, seine 
Truppen technisch wie in der Führung denen seiner Gegner so 
erheblich überlegen sind, daß Wu trotz deren bedeutenden 
zahlenmäßigen Uebergewichts den Sieg erringen kann, bleibt 
abzuwarten. 


China und Washington. Das Waichiaopu hat einen Erlaß 
veröffentlicht, in dem es Bedauern darüber ausspricht, daß das 
chinesische Volk mit den Errungenschaften in Peking nicht zu- 
irieden ist, dagegen den Mächten Dank ausspricht, die China 
nach Washington geladen und dort unterstützt haben. Bei 
dieser Gelegenheit stellt das Waichiaopu fest: 

1. was China grundsätzlich erreicht hat: 6 Artikel, die sich 
mit der Unverletzlichkeit des chinesischen Gebiets und der 
Anerkennung der Neutralität Chinas beschäftigen; 

2. was China tatsächlich erreicht hat: 9 Artikel, die sich auf 
die Lösung des Schantungproblems und der Ost- 
chinesischen Eisenbahnfrage beziehen; 

3. was China nicht durchgesetzt hat: 2 Artikel betreffs der 
Aufgabe der fremden Niederlassungen und der 21 Forde- 
rungen Japans. 


Canton und die Washingtoner Konferenz. Die Cantoner 
Presse nennt in Verbindung mit der Washingtoner Konferenz 
China „das gemästete Kalb‘, das Staatssekretär Hughes als ver- 
söhnlicher Vater, um das Vier-Mächte-Abkommen zustande zu 
bringen, dem verlorenen Sohn Japan zuliebe geschlachtet hat. 
Dem Schwachen wird kein Recht gewährt, erklärt die „72- 
Gilden-Zeitung‘“, wenn die Habgier nach Land der treibende Be- 
weggrund ist. In Washington ist das Versailler Schauspiel 
fortgeführt. „Nur wer sich selbst hilft, dem hilft der Himmel.“ 


China und Australien. Zwischen China und Australien be- 
siehen wieder Schwierigkeiten betreffs der Erlaubnis 
chinesischer Kaufleute, Australien zu besuchen. Die australi- 
schen Behörden lehnen fast alle Einwanderungsgesuche ab; 
chinesische Kaufleute, die sich verpflichten, mit demselben 
Dampifer, mit dem sie kommen, die Rückreise wieder anzu- 
treten, dürfen gegen Hinterlegung einer Kaution von 100 Pfund 
Sterling für ein paar Tage zur Abwicklung ihres Geschäfts an 
L.and gehen. Trotzdem macht sich namentlich unter den Süd- 
clinesen 'das Bestreben cengerer Geschäftsbeziehungen zu 
Australien bemerkbar. Dabei sind die in Australien ansässigen 
Chinesen neuerdings zielbewußter als je bestrebt, sich ihre 
nationalen Eigenheiten zu erhalten. In der Weihnachtswoche 
jand ein Vertretertag aller in Australien ansässigen Chinesen 
statt, zu dem dreihundert Delegierte ‚erschienen waren. Die 
Cantoner Regierung hatte einen Sondervertreter gesandt. Die 
Versammlung beschloß, Schulen und Abendklassen für Chinesen 
«einzurichten, in denen diese nach alten chinesischen UÜeber- 
licferungen erzogen und mit den Idealen ihres alten Vaterlandes 
vertraut gemacht w.erden sollen. Der Bewegung wird von 
allen britischen Kreisen größte Beachtung geschenkt. Man fühlt 
instinktiv ihre Bedeutung, ist sich aber über die einzunehmende 
Stellung anscheinend nicht ganz klar. Die „North-China Daily 
News“ glaubt auf die veränderten Verhältnisse, die Australien 
die Durchführung seiner iheutigen Politik schr schwierig 
snachten, ausdrücklich aufmerksam machen zu sollen. Die 
Völker des Ostens verlangten heute Gieichstellung mit denen 
des Westens: sie beständen auf freier Einreise in alle Häfen 
der Welt, um ihre geschäftlichen Angelegenheiten nach Belieben 
erledigen zu können. Dadurch entstände natürlich namentlich 
für einen dünn besiedelten Staat wie Australien die große (ie- 
fahr einer wirtschaftlichen Durchdringung durch die volks- 
reichere Rasse. Mit Polizeimaßnahmen wäre eine solche in- 
dessen nicht zu unterbinden. Wolle Australien auf die Dauer 
die Asiaten ausschließen, so müsse es schleunigst Mittel un 
Wege finden, seine spärlich besiedelten Gebiete mit Weißen zu 
besiedeln. 

Die Gewerkschaftsbewegung. Der Ausgang des Hongkonger 
Streiks der Scelcute erweist sich als ein Kraftvoller Belang in 
der Gewerkschaftsbewegung der Chinesen an anderen Piätzen 
‘Chinas Das gilt insbesondere für Schanshai, dessen Baum- 
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wollen- und Metallindustrie sich immer mehr entwickelt. Ins- 
besondere ist es auch in Schanghai den aus Canton stammenden 
Arbeitern gelungen, sich stark zu organisieren. Ursprünglich 
lag dem Gründer dieser Gewerkschaft Hu Han-ming wohl mehr 
an einem Zusammenfassen seiner Kuangtunger Landsleute zu 
politischen Zwecken. Hu, der in Japan studiert hat, ist einer 
der entschiedensten Parteigänger Sun Yat-sens, dessen Privat- 
sekretär er jahrelang gewesen ist. Aber die Mitglieder der 
Gewerkschaft, die den Namen „Nationale Fortschrittliche 
Arbeitervereinigung‘“ führt, fanden ihre besondere Aufgabe sehr 
bald auf rein wirtschaftlichem und sozialem Gebiet. Ihnen kam 
es darauf an, zunächst ihre eigene Lage zu verbessern. Dieses 
Ziel verfolgt daneben auch die „Vereinigung der aus Frank- 
reich zurückgekehrten Arbeiter“, an deren Spitze Hsia Chi-feng | 
steht. Die erste Forderung der Gewerkschaften ist eine Herab- 
setzung der Arbeitszeit von 12 auf vielleicht 10 Stunden und 
cinen Mindestlohn von einem Dollar den Tag statt der bis vor 
kurzem fast allgemein üblichen 45 Cents. Daneben betont Hsia 
Chi-feng aber auch immer wieder die Notwendigkeit der all- 
gemeinen Einführung von Fortbildungsunterricht, und zwar auf 
Kosten der Arbeitgeber, wie auch seine Forderung, Opium-, 
Trink- und Spielleidenschaften zu bekämpfen, unter seinen An- 
hängern weitgehendes Verständnis und Beachtung finden. 
Ferner soll für Kinderarbeit Schutz eingeführt werden. Die 
Lohnforderung ist natürlich eine Folge der Verteuerung aller 
Lebensbedingungen in China. In Mittel- und Südchina muß 
heute mit einem Preis von 12 bis 17 Dollar per Pikul Reis 
gerechnet werden. Eier, die früher am Erzeugungsort in 
Mittelchina mit 4,5 Cents das Dutzend bezahlt wurden (etwa 
36 Pfennige Vorkriegsgeld), kosten heute mindestens 10 Cents. 
Dazu kommt in den großen Fabrikstädten, das sind vor allem 
die dem Außenhandel geöffneten Vertragshäfen, ein starkes 
Anziehen der Wohnungspreise. Die Bautätigkeit bleibt weit 
hinter dem durch den Zuzug der Arbeiter entstehenden Bedarf 
an Häusern zurück. Daß unter den chinesischen Arbeitern 
vielfach Not herrscht, kann einem Zweifel nicht unterliegen. 
Wo Unzufriedenheit herrscht, findet natürlich auch die politische 
Agitation ein günstiges Feld e Man wird daher durch die Be- 
richte kaum überrascht, die von einer tiefgehenden Einwirkung 
bolschewistischer Lehren auf die Arbeiterschaft sprechen. 
Zweifellos waren derartige Meldungen anfänglich stark über- 
trieben. Der Bolschewismus fand zunächst in China mit seiner 
vorwiegend kleinbäuerlichen, auf eigener Scholle sitzenden Be- 
völkerung keinen rechten Boden. Dagegen neigte die Studenten- 
schaft ilım von Anfang an zu, und wiederholt ist in den letzten 
Jahren auch von sachlich klar sehenden chinesischen Staats- 
männern zugegeben, daß eigentlich die gesamte studentische 
Jugend Chinas heute im bolschewistischen Lage stände. Neuer- 
dings gewinnt dieses aber zweifellos unter der Arbeiterschaft 
der Industriestädte ebenfalls an Boden. Es kommt denn auch 
neuerdings in immer schnellerer Folge zu Streiks. Die Macht, 
mit der sich die Forderungen der Arbeiter allmählich, aber 
sicher durchsetzen mehr durch passiven Widerstand als 
durch Gewalttätiekeiten —, erklärt sich ohne weiteres, wenn 
man hört, daß zurzeit bereits an 200000 modern ausgebildete 
Arbeiter den Gewerkschaften in den paar MHafenstädten an- 
gehören. Daneben gibt es im Innern an 185000 organisierte 
Bergleute. Auf verschiedenen Widerstand stößt die Gewerk- 
schaftsbewegung vorläufig noch bei den sehr zahlreichen und 
mitgliederstarken Handwerkergilden. 


Die Gründe des Hongkonger Streiks. Der in London er- 
scheinende „China Express and Telegraph“ beschäftigt sich 
eingehend mit den Gründen des Hongkonger Streiks. Dabei 
wird cine Feststellung von großer Bedeutung gemacht. 
„während des Krieges wurden chinesische Matrosen und Heizer 
auf britischen Schiffen in westlichen Gewässern beschäftigt. 
Dazu gab damals die Gewerkschaft der britischen Seeleute und 
heizer ıhre Zustimmung nur unter der Bedingung, daß die 
Chinesen denselben Lohn erhielten wie die übrige Besatzung.“ 
Das hieß, daß den Leuten so viel Pfund Sterling aussezahlt 
wurden, wie sie früher Dollars erhalten hatten. Die Forderung 
der britischen Gewerkschaften hat sich als ein zweischneidiges 
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Schwert für die briiischen Reedereien erwiesen. Dazu konmt, 
daß sich früher kein Chinese in Europa auf einem englischen 
Schiff nur für eine Fahrt nach Ostasien anmustern lassen konnte; 
die Reedereien nahmen Chinesen nur an, wenn sie sich in China 
zu einer Rundiahrt verpflichtet hatten, weil man ihnen die Mög- 
lichkeit nehmen wollte, sie in Europa zu besserem Lohn zu ver- 
heuern. Dem hätten sich die Chinesen während des Krieges 
nicht mehr unterwerfen wollen, schreibt das genannte englische 
Blatt ehrlicher wäre es gewesen, hätte es offen gesagt, 
während des Krieses sei die Bestimmung aufgehoben worden, 
weil England keine Besatzung für seine Handelsdampfer hatte 
und nehmen mußte, was sich ihm bot, oder gar Ausländer unter 
verlockenden Angeboten von weit herholen mußte. Jedenialls 
haben sich die Chinesch während des Weltkrieges an hohe 
l.ohne gewöhnt und haben nun natürlich keine Lust mehr ge- 
habt. sich wieder an die alten in Ostasien üblichen niedrigeren 
Löhne zu gewöhnen. Für den englischen „Cant' ist es be- 
zeichnend, daß der „China Express and Telegraph" diesen Tat- 
sachen noch eine weitere Geschichte anhängt Sun Yat-sen 
habe Geld für seine Kriegskassen gebraucht und von allen 
Siidehinesen eine Kriegsanleihe erhoben. Die hätte er auch von 
den Seeleuten und Heizern verlangt. Diese hätten die Zahlung 
dieser Abgabe zunächst mit dem Hinweis auf ihre durch den 
Streik schwierig gewordene wirtschaftliche Lage verweigert, 
sich schließlich doch der Verordnung Canton fügen müssen. 
Das enewlische Blatt will nicht geradezu behaupten, Sun Yat-sen 
habe die chinesischen Seeleute erinuntert, um den Betrag wieder 
einzubringen, den Streik fortzusetzen, aber es hält an der Auf- 
iassunse fest, der Feldzug Sun Yat-sens habe zum mindesten den 
Streikwillen der Seeleute und Heizer außerordentlich gestärkt. 
Irzend jemand muß doch die Schuld tragen. Daß die englischen 
Keedereien. die ihren Angestellten einen den veränderten 
l.cbensbedineungen angemessenen Lohn vorenthalten, die 
Schuldiven sein könnten, ist natürlich ganz ausgeschlossen! 
Kurze Meldungen. In Schanshai haben Koreaner einen 
Mordanfail auf den ehemaligen japanischen Kriegsminister 
General Tanaka gemacht, haben ihn aber nicht getroffen, 
sondern durch ihre Schüsse eine Arnerikanerin und vier andere 


Personen verletzt. Die verhafteten Attentäter haben em Gkc- 
standnis abrelest. 
Dau Marschall Joffre während seines Aufenthaites 


in China bei einer Veranstaltung auch der Gast des japanischen 
(isandten Obata gewesen ist, ist stark bemerkt worden. 

Die bereits abgeschlossene Anleihevon96 Millionen 
Dollars ist im Aetzten Aurenblick an einem Einspruch 
l.ondons und New Yorks wescheitert. Die englische Finanz er- 
hlärte, der Anleihevertrag von 1912 gewähre ihr cinen Anspruch 
aut ale durch die Salzabwabe sicherzustellenden Anleihen. In 
ausländischen Kreisen in Ostasien selbst wird die Ablehnung 
vielfach als politischer Fehler bezeichnet, nachdem die Pekinger 
Vertreter des Internationalen Banrkkonsortiums zugestimmt 
»atten. Der „Japan Advertiser” sieht in der Ablehnung einen 
Prestizeverlust für Amerika. 

Die chinesische Handelskammer in Wladi- 
wostok hat die Pekinger Regierung um Schutz gegen die 
\ißhandlung von Chinesen und um Eintreten für Schadlos- 
hi tunge für verlerenen Besitz infolge des Bürgerkrieges in Ost- 
siurien gebeten. 

Die chinesischen Eisenbahnen haben im letzten 
Jıcır durchweg mit einer Unterbilanz zearbeitet. Diese beträrt 
er die Peking-Siivaner Bahn fast 7,5 Miltonen und für lie 
Pikinu-Hankauer 54 Millionen  Dohar. Bei dır Pekinge- 
\Wukdener und der Tientsin-Pukamer Bahn liegen Dinge 
ahnlich. 

Sit Bexinm dieses Jahres hat das Verkehrsministerium für 
Ne ihm unterstellten Beamten, die mehr as 20 Dellar im Monat 
I ziehen, Abzuxe dur Alterspensionen und Spiür- 
vinmsaxen vnweluhrt. 

Auf eine Aniraxe in Jer belgischen Kammer, cb die 244 00 
Franken im Janr kestende belvische Gesandtschafts- 
wache nicht aus Sparsamkeitsgrunden Zuruckzezogen werden 
konnte, hat der Winister des Auswartgen Jaspar erkart, Belgien 


die 


könne das schwerlich tun, ohne sich mit den anderen Mächte 
in Verbindung gesetzt zu haben. 

Nach amerikanischen Meldungen sind kürzlich von jupa- 
nischen Händlern 2000 Gewehre mit 5 Millionen Patronen 
sowie 20 Maschinengewehre in Szechuan ein- 
geschmuggelt worden. 

Trotz der Ebbe, die in den Regierungskassen herrscht, träz 
Peking sich mit dem Gedanken einer weitgehenden Reform 
des Gefängniswesens, die in einem Erlaß des Justiz- 
ministeriums an die Provinzen als die Vorbedingung der Auf- 
hebung der fremden Konsulargerichtsbarkeit bezeichnet wird 
Wenn diese Auslassung aus der wahren Erkenntnis der Dince 
kommt, erscheint die Aufhebung der deutschen Kousular- 
gcrichtsbarkeit, die doch im Grunde von China — wenn auch 
zum Teil auf Bztreiben der Entente einem ohnmächtigen 
(iegenspieler mit Gewalt abgerungen worden ist, in einem mehr 
als eigentümlichen Licht. 

Der Tutschün von Sinkiang, General Yang Tseng-hsin, hat 
Peking ersucht, ihm zu gestatten, alle nicht bolsche- 
wistischen russischen Flüchtlinge, die in seinen 
Amtsgebiet Zuflucht gefunden haben, ebenso auszuweisen, wie 
bereits die Anhänger des Generals Annenkow ausgewiesen 
worden sind. 

Angeblich ist die Pekinger Regierung bereit, die Sowijet- 
regierung in Moskau anzuerkennen. 

Die .„North-China Daily News“ hält es trotz der 
Washingtoner Konferenz für notwendig, daß die Grob- 
mächte angesichts des Gegensatzes von Peking und Canton 
ihre Politik China gegenüber ändern. 

Die „North-China Daily News“ stellt fest, daß, während die 
persönlichen Beziehungen von Ausländern und Chinesen nocı 
nie so gut wie jetzt gewesen seien, im großen ganzen Juch die 
iremdenfeindliche Stimmung im Wachsen be- 
rriffen sei. 

Die in Australien ansässigen Chinesen han 
die Regierungen in London, Washington und Paris telegraphisch 
gebeten, Sun Yat-sen als den vom chinesischen Volk zu Rıriit 
gewählten Präsidenten der Republik China anzuerkennen. 

Nach einer Mitteilung stellt der „Japan Chroricle" in eim 
Aufsatz über die Pachtgebiete in China fest, die Chinese 
hätten es niemals bitter empfunden, daß Deutschland ds 
Kiautschougebiet oder England Weihaiwei b-- 
halten hätten. Engkind und Deutschland hätten im Gexensctz 
zu Japan die Türen ihrer Pachtxebiete stets weit geöfinet um 
die Chinesen dort mit, offenen Armen aufgenommten. Diese 
Feststellung sollte nicht vergessen werden. 

Die Provınz Kuangsi sicht sich infelge der ietzt- 
jährigen Unruhen und Käöinpfe einem Fehlbetrax xisch 
über, der durch Sonderabgaben aufgebracht werden sol. 

Im Gegensatz zu Vorschlägen einer Verbesserung d.r 
Verwaltung der Ostchinesischen Eisenbahn. 
die der britische und der amerikanische Gesandte in Lebere"- 
«immung mit den Washingtoner Beschlüssen in Peking uni 
breitet haben, wünscht das Waichianpu, daß der internationa® 
techaisene Beirat dieser Bahn wieder beseitigt wird. 

Der neue chinesisch-persische Handel» 
vertrag ist von Persien ratifiziert worden. . 

Auf einem ihm von den Bankherren Japans in Tokva cu 
schenen Festmahl hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats der 
Hongkone and Shanwhai Banking Corporation Sir Charles 
Audis sich über die Finanzlage Chinas hofinungsv" 
auswesprochen, vorausgesetzt, daß die Verwaltung nicht in du! 
Hünden von ausschließlich Literaten bleibe. Das Internationale 
Bankkonsortium sei der einzige Ausweg aus der Gelahr inet 
Aufteilung Chinas in Interessensphären. 

China will nach der Erhöhung der Seezölle 35% 
für die Rückzahlung der fremden Schulden, 15% zum Ausb 
der Eisenbahnen, 1° und 5° ef 


» für Verwaltungsausgaben 
die Durchtubrung der Justizreiorm aufwenden. 
Nach Zu jähriger Tätickeit beim „Mercury”, dessen Hast! 
schriftieiter er in den letzten 10 Jahren gewesen ist, Bat. . 
Neish Schanghai verlassen. Er hat augenscheinlich dem Merie 


im Blatt überwievenden japanischen Einfluß weichen müssen. 
Neish war ein stark deutschfeindlicher Belang in der Schriit- 
ilcitung des „Mercury“, namentlich während des Krieges. Als 
einer der wenigen Briten des Fernen Ostens unterhielt Neislıh, 
der Schotte ist, sehr enge Beziehungen zu den Franzosen. 

Konsul Bracklo ist nach Schanghai, Konsul Schirmer 
vach Tsinanfu versetzt worden. 

In Schanghai ist der britische Generalkonsul Sir Everard 
Hraser.der in den Kampf gegen das Deutschtum während des 
Kriexes eine Führerrolle spielte, im Alter von 65 Jahren einem 
Herzschlag erlegen. 


Japan und Republik des Fernen Ostens. 
Platzmangels wegen wird über diese (Giebiete erst nächsten 
Monat wieder berichtet werden können. 


Philippinen. 


Streit im nationalistischen Lager. Zwischen den beiden 
Fuhrern der nationalistischen Parteien, dem Präsidenten dus 
Senats Manuel Quezon und dem Sprecher des Hauses Sergio 
Osınena ist es zu einem ernsten Gegensatz gekommen. Osmenä 
ist Süd-, Ouezon Nord-Philippiner. Quezon ist der Meinung, 
dB unter den gegenwärtigen Verhältnissen eine Parteiregierung 
völlig aussichtslos seis wie die Dinge heute lägen, müsse sich 
eine Olizarchie entwickeln, die mit dem demokratischen Grund- 
satz unvereinbarlich sei. Unter diesen Umständen hat Quezon 
sein Amt niedergelegt. Osmena ist zurzeit der alleinige Führer 
Cer nationalistischen Partei. Aber der Anhang Quezons verläßt 
das Schiff. Ouezon hat sich inzwischen mit dem Führer des 
früheren Aufstandes gegen Amerika, General Aguinaldo, der 
noch immer großen Anhang im Lande hat, geeinigt und ist 
eifrig mit der Bildung einer neuen Partei beschäftigt, deren 
Losung unbedingte Unabhängigkeit sein wird. 

Zur radikalen Unabhängigkeitsbewegung. (iroßes Aufsehen 
und in amerikanischen Kreisen Erbitterung hat ein Bild ge- 
macht. das der radikal nationale „Philippine Herald“ gebracht 
hat. Es stellt den Generalgouverneur Wood dar, der eine Fhi- 
lippinerin erdolcht: die Unterschrift lautet: „Die Autonomie der 
I-hilippinen und der Dolch der Macht mit dem Vetorecht.” 
Unter den Eingeborenen herrscht tief gehende Erregung 
darüber, daß der Gieneralgouverneur sechzehn von Parlament 
ngzenommnene Vorlagen mit seinem Veto belegt hat, obwohl 
keine dieser Vorlagen -— wenigstens nach philippinischer Aui- 
i:ssung — in’die amerikanischen Hoheitsrechte eingriff. Das 
Bild des „Herald“ wird als eine Verhöhnung der amerikanischen 
Resierung angesehen: der Zwischenfall soll noch ein gericht- 
liches Nachspiel haben. 

Die Finanzen der Kolonie. Die Fhilippinen scheinen in eine 
schwierige Lage zu kommen. Die finanziellen Verhältnisse sind 
sehr unerfreulich. Das Generalgouvernement hat dem Parla- 
ment erklärt, eine Anleihe von 75 Millionen Dollar sei wicht 
zu unıgehen, solle die Verwaltung nicht in ernsteSchwierigkeiten 
kommen. (General Wood hat die Uchernahme von 45 Millionen 
durch die Regiernng der Vereinigten Staaten ohne Stellung 
besenderer Sicherheiten in Aussicht gestellt. Eine Mehrheit des 
Semits hat sich für Annahme dieses Angebots ausgesprochen, 
die Minderheit warnte nachdrücklich dagegen — Amerika würde 
nur einen um so festeren Halt auf den Inseln bekommen, und 
die Aussicht auf die Gewinnung der Unabhängigkeit würde 
damit immer geringer. Wie sich das Parlament zur Aufnahme 
weiterer 30 Millionen stellen wird, ist noch nicht entschieden. 


Der Sprecher des Abgeordnetenhauses Osmena scheint für 
den Woodschen Plan zu sein. 
Kurze Meldungen. Yon 10 Studentinnen der Universität 


M:nila haben sich kürzlich 40 für, 50 gegen das Frauen- 
stimmrecht ausgesprochen. 

Die Amerikaner gestalten ihre heutigen Besatzungstruppen 
in LUebereinstimmunsg mit den auf der Washingtoner Konferenz 
vsenzzchten Zusagen in eine Polizeitruppe um, der nur 
die Ar frechterhaltung der Ordnuns auf den Inseln obliegen soll. 
Die für die Philippinen bestimmten Fluggeschwäader sind in 
den Vereinigten Staaten zurückgehalten werden. 


| 
| 
| 
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Bei radikalen Mitgliedern der Liberalen Nationalisten sind 
Schriftstücke beschlagnahmt worden, aus denen sich ergibt, daß 
ein Boykott der Amerikaner und passiver Wider- 
stand gegen alle amerikanischen Maßnahmen geplant war. 


Indodhina. 


Ein französischer Erfolg. Die französische Regierung hat 
auf dem Gebiet der Finanzverwaltung ihrer indochinesischen 
Kolonie einen Erfolg zu verzeichnen. Sie trägt sich, wie schon 
wiederholt betont, mit großen weitausschauenden Plänen wirt- 
schaftlicher Entwicklung hinter starken Befestigungen in Süd- 
ostasien. Wirtschaftlich gilt es dabei vor allem „den Kohlen- 
und Mineralreichtum Tonkings und Nordannams mit den land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen Cochinchfhas und Cambodjas in 
Verbindung zu bringen“ Die französischen Politiker Inde- 
chinas hatten immer und immer wieder betont, wenn die aınt- 
lichen Stellen in Paris auf die schwierigen Verhältnisse des 
Budgets hinwiesen, die nötigen Beträge seien in der Kolonie 
selbst leicht aufzubringen. In Paris entschloß man sich die 
Probe aufs Exeinpel zu machen. Man legte, auf den Speku- 
lationsgeist und die Spielleidenschaft des Ostens bauend, eine 
Prämienanlceihe in der Kolonie selbst auf. Mit allen Mitteln des 
Tamtams ist dafür eine sehr geschickte Reklame gemacht wor- 
den; selbst die Lichtspielhäuser wurden in den Dienst der Sache 
gestellt und mußten zwischen den UÜebersichten der Pate-Woche 
und den aufregenden Schönheiten des letzten Boulevardfilms 
die Gewinnaussichten der großen nationalen Anleihe in den 
grellen Schein der elektrischen Lampe rücken. Die Zeit war 
— auch die Pariser Presse hat wiederholt darauf hingewiesen — 
für eine Anleihe nicht schlecht gewählt, denn die Reisernte des 
letzten Jahres ist glänzend gewesen, und die freigegebene Aus- 
fuhr füllt Bauer und Händler den Beutel. Der Pariser Ratten- 
finger ging aber auch auf politischen Seelenfanz aus: er leyrte 
nicht nur seinen annamitischen und tonkinesischen Untertanen 
eine rege Beteiligung an den nationalen Unternehmen nalıe, 
das den ersten Beweis allmählich erwachenden Verantwor- 
tungsgefühls für das Wohl der Heimat liefern würde, aus dem 
sich allmählich das Recht auf Selbstverwaltung entwickeln 
würde, sondern er führte auch den zahlreich in der Kolonie an- 
sässigen, geschäftlich schr erfolgreichen Chinesen zu Gemiüte, 
jetzt sei die Zeit gekommen, wo sie sich für die gastliche Aui- 
nahme in Indochina erkenntlich zeigen könnten. Dem damit 
ausgeübten Druck hat Frankreich einen zweifellosen Erfolg zu 
danken. Die Anleihe sollte 6 Millionen Piaster betragen; gec- 
zeichnet worden sind 10,5 Millionen. Das ist nın zwar nicht. 
wie ınan etwas prahlerisch zu früh in die \Welt gesetzt hatte. 
eine mehrfache Ueberzeichnung. Aber man muß doch zugeben, 
daB Frankreich einen Erfolge zu buchen hat. Es ist vor allem 


der Beweis erbracht, daß im l.ande selbst — auch von den 
Chinesen, die dadurch wirtschaftliche Vorteile zu erringen ge- 
wißB sind — erhebliche Mittel für den Ausbau Indochinas zur 


Verfügung stehen. Damit wird eine neue Aera der Entwicklung 
Indochinas eingeleitet, und zwar ebenso sehr der politischen wie 
der wirtschaftlichen. 

Kurze Meldungen. In Indochina macht sich eine Bewegung 
geltend, die die Besetzung der Hälfte der Geschworenen 
in den Gerichten mit Eingeborenen in allen Fällen, wo 
sich Franzosen und Eingeborene gegenübertreten, fordert. Die 
heute vorgeschriebene ausschließlich französische Geschwo- 
renendank. erklärt die Presse der Eingeborenen, gäbe schr par- 
teiisch stets den Franzosen recht und den Eingeborenen unrecht. 


Siams Hoheitsrechte. Neuerdings macht sich eine Bewe- 


gung im Lande geltend, alle durch Verträge beschränkten 
Hoheitsrechte zurückzugewinnen. Einen starken Verstoß hat 
sie durch eine Rede erfahren, die bei seinem Aufenthalt in 
Bangkek Lord Northeliffe gehalten hat, der die Siamesen 


seradezu aufforderte, ihren Zolltarif auf das drei- bis vierfache 
der heutigen Sätze zu bringen. Die Finanzen Siams gestalten 
sich zuschends schwieriger. Unter dem Druck der fremden 
Mächte sind in den letzten Jahrzehnten alle Glücksspiele, Jie 
sroße Abgaben zu zahlen hatten, namentlich die täglichen 
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Lotterien, beseitigt, und der Opiumverbrauch ist erheblich ein- 
geschränkt, damit aber auch eine reiche Einnahmequelle der 
Regierung verstopft worden. Es ist daher durchaus begreif- 
lich, daß man sich von der Bevormundung des Auslands frei 
machen möchte, um zunächst mit Hilfe völliger Zollautonomie 
die Finanzlage zu bessern. Die englische „Bangkok Times‘, 
der augenscheinlich die Aussicht auf erhöhte Zölle wenig be- 
hagt (Lord Northcliffe hat, wie es scheint fast überall seinen 
Landsleuten empfindlich ins Näpfchen getreten!), tritt der Be- 
hauptung von Schwierigkeiten der Finanzverwaltung sehr ent- 
schieden entgegen: bei einer Einnahme von 96 Millionen Tikals 
habe sich ein Ueberschuß von 13 Millionen ergeben. Die 
„Bangkok Times“ verschweigt natürlich, daB Siam zur Er- 
schließung des Landes große Eisenbahn- und Straßenbahnbauten 
plant und für diese außerordentlichen Ausgaben auf Deckung 
bedacht sein muß. Auch an einen Ausbau seiner Funkcen- 
stationen denkt Siam; es sucht damit engeren Anschluß an die 
Außenwelt; die zurzeit bestehenden Einrichtungen genügen kaunı 
für den Verkelir mit Hongkong und Manila. 


Niederländisch-Indien. 


Deutsche in Niederländisch-Indien. Daß ein Paar erfahrene 
Auslandsdeutsche, die vor allem die chinesische und japanische 
Sprache glänzend beherrschen, von der Kolonialverwaltung 
Niederländisch-Indiens gegen ein verhältnismäßig niedriges Ge- 
halt angestellt worden sind, will den Gegnern Deutschlands gar 
nicht gefallen. Es wird dagegen auf alle Art und Weise gehetzt. 
Nicht nur gie Ententepresse, sondern auch ein Teil der holländi- 
schen Blätter beteiligen sich daran. Neuerdings geht durch die 
ausländische Presse eine Meldung, wonach zwei Männer, die 
seinerzeit die englische Krankenschwester Edith Cavell, die 
während des Krieges in Belgien wegen Hochverrats verurteilt 
ınd erschossen worden ist, angezeigt hätten, sich jetzt im 
Dienst der holländischen Regierung auf den Sundainseln befän- 
den. Das dortige belgische Generalkonsulat habe die Brüsseler 
Regierung darauf aufmerksam gemacht und berichtet, wenn 
Belgien die Auslieferung dieser Männer nicht von Holland ver- 
Iungen würde, werde es England tun. Der „Indische Courant“ 
begleitet die Meldung mit der Bemerkung, man könne daraus 
sehen, mit welchem Leichtsinn die holländische Regierung bei 
cier Anstellung von Beaniten in Niederländisch-Indien vorginge. 
Inzwischen sind auch in der zweiten Kammer der General- 
staaten im Haag, die die angeblichen Versuche von Deutschen, 
„sich in niederländisch-indische Dienste einzudrängen”, zur 
Sprache gekommen. In großer Aufmachung werden gelegent- 
liche unverbindliche Auslassungen von Deutschen in irgend- 
welchen kolonialpolitischen Verträgen in Deutschland zu einer 
Anklage gerzen ganz Deutschland verwendet. das für seine über- 
fuissigen geistigen Kräfte ein neues Arbeitsfeld auf den Sunda- 
Inseln suche. Daß die englische Presse solche Andeutungen 
bereitwilligst aufgreift und ausspinnt, ist selbstverständlich. 
Unter diesen Umständen ist es warm zu begrüßen, daß der 
holländische Kolenialminister in bestimmtester Form in der 
Kummer zum Ausdruck gebracht hat, die Aussichten auf An- 
steliung im holländischen Kolonialdienst seien zurzeit schr ge- 
rings ergebe sich die Notwendigkeit, neue Beamte anzustellen, 
so würden holländische Staatsangehörige Ausländern  vor- 
vrezogen. 

Unabhängigkeitsbestrebungen. FEs ist bereits wiederholt 
von uns auf die ersten Anzeichen einer Unabhängigkeits- 
Fewegung auch in Niederländisch-Indien hingewiesen worden. 
Bisher ist es der Regierung gelungen, solche Bestrebungen dı- 
vorch erfolgreich zu bekämpfen, daß die einflußreichen ein- 
seborenen Fursten immer wieder davon überzeugt wurden, 
aß der Fortbestand der holländischen Herrschaft auch in 
ihrem Interesse läxe. Es erscheint indessen doch fraglich, ob 
die Beweeumzr auf die Weise für die Dauer unterdrückt werden 
kK.nm. Neuerdings macht sie unter der eingeborenen Studenten- 
s.'saft Fortschritte: Schuler der Medizinschule in Weltevreden 
lub eme Vereinienme „Budi Otomo” (Das xroße Ziel”) xe- 
srarabn be such ausgesprochen die Entwicklung des kivanıschen 
\ones tta.it Jaxanischen Anttaessungen und die Kıntuhrums von 
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Selbstverwaltung (dem hzute überall im Fernen Osten für die 
tatsächlich gewollte Wiedererlangung der Unabhängigkeit ge- 
brauchten Ausdruck) als Aufgabe gesetzt hat. Nach Ueber- 
windung anfänglichen Mißtrauens kann die „Budi Otomo“ heute 
bereits auf Unterstützung aller geistig höher stehender Kreise 
des javanischen Volkes zählen. Das Schlagwort „Java für die 
Javaner‘ gewinnt an Zugkraft, und in dieser Hinsicht macht 
sich bereits das Bestreben geltend, die Stellung der Chinesen 
und Araber, die heute den Handel beherrschen, zurück- 
zudrängen. Ob das Ziel, das sich die „Bundi-Otomo“ letzten 
Endes gesetzt hat, erreicht werden kann, bleibt abzuwarten. 
Der Malaie hat sich in den letzten Jahrhunderten nicht as 
Herrenvolk bewährt. In vergangenen Zeiten ist das anders 
gewesen. Das Reich des malaiischen buddhistischen Kaisers 
Si-Vishaya, dessen Heimat Südost-Sumatra war, beherrschte im 
12. Jahrhundert die heutige Malaiische Halbinsel, den größten 
Teil der Sunda-Inseln und die Philippinen; einer seiner Nachı- 
kommen Madjapahit unterwarf ein Jahrhundert später auch noch 
das heutige Indochina und faßte auf Formosa und Neuguinea 
Fuß. Das war zu Zeiten, die noch heute den Javanern als die 
eigentlich javanischen gelten; damals hatte der Islam seinen 
Weg noch nicht nach dem Fernen Osten gefunden. Spuren der 
Hindus findet man auch heute noch in den Gebieten, die ihren 
politischen Einfluß längst verloren haben. Der Nationalismus, 
der vielfach Jahrhunderte geschlummert hat, erwacht heute 
überall im Fernen Osten zu neuem Leben. Man wird Jie 
weitere Entwicklung des „Budo-Otomi“, des großen Ziels, ım 
Auge behalten müssen. 

Die Verteidigung Niederländisch-Indiens.. In der Kammer 
hat der holländische Kolonialminister empfohlen, angesichts der 
finanziellen Laxe der Kolonie das Tempo des Bauprogramms 
der Befestigungen erheblich herabzusetzen. Man müsse es avi 
zehn, statt wie ursprünglich geplant, auf sechs Jahre verteilen 
Danach wird der von Niederländisch-Indien zu leistende Beitrax 
für Befestigungen in den nächsten sechs Jahren von rund 74 aui 
rund 32 Millionen Gulden ermäßigt. 

Zur Finanziage. Die schwebende Schuld Niederländisch- 
Indiens beträgt 250 Millionen Gulden. Nach den „Nieuwsbia 
wird sie bis Ende des Jahres aber auf das -Doppelte an- 
gewachsen sein. Eine kürzlich in New York aufgenommen: 
Anleihe ‚soll zur Konsolidierung eines Teils dieser Schuld ve- 
wandt werden. Die in der Kolonie eingeführten Ersparnisse er- 
weisen sich bisher als ungenügend, da die Steuererträge, wi: 
in fast allen Ländern erheblich hinter dem Voranschlag zurück- 
bleiben. Es scheint indessen, als brauche sich die Kolonie Je=- 
lalb wenizstens vor der Hand keinerlei Sorgen zu machen. Ire 
in New York angebotene Anleihe von 40 Millionen Golddollars 
(nicht Gulden, wie die früheren in Holland untergebrachten A"- 
leihen), zum Ausgabekurs von 94,5 mit 6 v. H. verzinslich, war 
so schnell aufgenommen worden, daß sofort weitere 40 Mill- 
onen Dollars aufgelegt werden konnten. Augenscheinlich sie!t 
man in London nicht gern, daß so erhebliche Beträge amıcrikan- 
sches Kapital nach Niederländisch-Indien gehen und danıt im- 
merlin recht greifbare amerikanische Interessen auf d. 
Sundainseln geschaffen werden: ein Londoner Syndikat hat Ja- 
her in Buitenzorg angeboten, die amerikanische Anleihe zuruck- 
zuzahlen und dafür eine Anleihe von insgesamt 100 Millionen 
Dollars zu günstigeren Bedingungen zu übernehmen, als New 
York sie verlangt hat 

Chinesen in Indonesien. Vor einer stark besuchten Ve:- 
sammlung der Chung-Hua-Hui im Haag sprach kürzlich der 
Vorsitzende dieser chinesischen Gesellschaft Be Tiah-jang uher 
wen Standpunkt, den die Chinesen den Bestrebungen der 
lidonesier gesscnüber einnehmen. Er kam dabei zu folrende" 
lL.eitsatzen: „Wenn die Indonesier fragen, ob die Chinesen beret 
sind, an den politischen Bestrebungen der Indonesier teı!7- 
nehmen, so muß in Betracht gezogen werden, daß die Chireser 
ner unabhängigen Nation angehören, die noch für ihre wirt- 
schaftliche Unabhänwieckeit kämpft. Als asiatisches Volk aber 
sind sie bereit. ein anderes asiatisches Volk in se inem Fre'beit- 
kampı zu unterstützen. Man kann den Chinesen indessen nt 
zumuten, daB sie dabei ihre eigene Nationalität aufgeben. Ts 


Chinesen können für Indonesien nur als Asiaten und Chinesen, 
nicht aber als Indonesier kämpfen.“ 


Islamische und bolschewistische Propaganda. Die Zahl 
der gläubigen Mohammedaner, die von Niederländisch-Indien 
nach Mekka walfahren, hatte wegen fehlender Fahrtgelegen- 
heit während des Weltkrieges stark abgenommen. Jetzt aber 
macht sich wieder eine außerordentlich lebhafte Teilnahme an 
«en Pilgerfahrten bemerkbar. Selbst die hohen Kosten 
schrecken die Leute nicht ab. Die islamitische Mission arbeitet 
augenscheinlich mit Nachdruck und Erfolg. Daß man in 
Buitenzorg oder im Haag die Stärkung, die dadurch der Islam 
erfährt, nur mit einem heiteren Auge verfolgen sollte, ist kauın 
anzunchmen. Man weiß nie, wozu der durch solche Pilger- 
fehrten geradezu aufgepeitschte Fanatismus einmal führen kann. 
Er macht sich auf Schritt und Tritt bemerkbar. Mit einer ge- 
wissen Besorgnis denkt man an die seinerzeit ebenfalls vom 
Finatismus des Islams geschürten Kämpfe mit den wider- 
spenstigen Bewohnern Nordsumatras, den Atschehern. Die 
Mohammedaner Sumatras und Javas, über 30 Millionen an der 
Zahl, richten heute „neue Götter“ auf; die Mekkapilger bringen 
Bilder des Großsultans der Osmanen und der türkischen Helden 
des Weltkrieges mit; die Bande. die sie mit den Großen ihres 
Glaubens verbinden, werden zusehends stärker und damit auch 
die Hoifnungen, die der Islam auf seine südostasiatischen Söhne 
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setzt. Und wie man einen Enver Pascha heute engste Be- 
ziehungen zum Bolschewismus unterhalten sieht, so zeigen sich 
auch in Niederländisch-Indien unverkennbare Beziehungen des 
Islams zum Bolschewismus. Nach den bisherigen Erfahrungen 
sind Bolschewismus und Nationalismus untrennbare Begriffe. 
Ihr gemeinsamer Träger in Niederländisch-Indien ist der unter 
dem Namen Sarckat-Islam bekannte Bund, der nach seinen von 
der holländischen Regierung bestätigten Satzungen nur ethische 
und wirtschaftliche Ziele anstrebt, tatsächlich aber mit allen 
Mitteln modernster politischer Propaganda auf eine soziale Um- 
gestaltung hinarbeitet. Das Cieneralgouvernement in Buitenzorg 
ist selbstverständlich über die Bewegung genau unterrichtet, 
ist ihr gegenüber aber augenscheinlich machtlos. Gelegentlich 
werden unvorsichtige Agitatoren, die im Solde Moskaus stehen 
sollen und es gar zu arg treiben, ausgewiesen. Aber das von 
ihnen gestreute Samenkorn geht auf. Die „Internationale“ er- 
klingt, auch von den Kindern heimischer Mohammedaner, den 
Zöglingen der eben von diesem Sarekat-Islam gegründeten 
Schulen, gesungen, auf Java und Sumatra immer häufiger und 
immer offener. 

Kurze Meldungen. Der holländische Kommunist 
Bergsma, Führer der Gewerkschaft der Eisenbahner, ist 
am 13. Februar in Weltevreden verhaftet und aus der Kolonie 
ausgewiesen worden. 


Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


Nach einer Mitteilung der deutschen Gesandtschait in Peking 
ist die dortige britische Gesandtschaft ermächtigt, Unter- 
stützungen aus in China von der britischen Regierung be- 
schlagnahmten Vermögen deutscher Reichs- 
angehöriger in Fällen wirklicher Bedürftigkeit und auf 
Grund eines formularmäßig und durch die deutsche Gesandt- 
schaft vorzulegenden Gesuches auch weiterhin zu gewähren. 
Die Fragen des Formulars verlangen Angabe des Namens des 
Antragstellers, seiner Nationalität, Geburtsort und Datum, 
gegenwärtiger Adresse, jetziger Beschäftigung und Lolin, Be- 
schäftigung während des Krieges, ob verheiratet oder ledig, nb 
Kinder, wieviel usw., sowie Vermögensverhältnisse. 

Christenfeindliche chinesische Studenten 
scheinen eine Kundgebung gegen den in diesen Tagen in 
Peking zusammengetretenen \Weltbund der christlichen Stu- 
dentenschaft zu planen. Die Bewegung scheint von Bolsche- 
wisten organisiert zu sein, die zu diesem Zweck einen Chine- 
sischen Nationalbund nicht-christlicher Studenten gegründet 
haben, der im ganzen Lande Zweigvereine unterhält. Soweit 
sich übersehen läßt, arbeitet dieser Nationalbund in enger Ge- 
meinschaft mit der koreanischen Revolutionspartei zusammen, 
die, wie früher schon gemeldet wurde, von der Sowjetregierung 
in Moskau unterstützt wird. 

Die Zahl der ÜUcberfälle auf Missionare in 
China nimmt neuerdings auffallend zu. Am 10. Januar wurde 
Pater Julien in der Nähe von Ichang überfallen, beraubt und 
ermordet; die Leiche wies 82 Wunden auf. Am 17. Februar ist 
der amerikanische Missionar Dr. Albert Shelton in der Nähe 
von Batang im tibetischen Teil Szechuans ermordet; er war im 
Jahr 1919 von Lolos in Yünnan gefangen genommen worden, 
damals aber nach vielen Wochen von ein paar Landsleuten 
unter Führung eines amerikanischen Oitfiziers befreit. In- 
zwischen haben sich Banditen nicht weit von Yünnanfu Dr. 
Howard Taylors und seiner Frau bemächtigt; letztere wurde 
wieder auf freien Fuß gesetzt. Dr. Tavlor (ein Sohn des be- 
kannten Gründers der China Inland Mission Hudson Tavlor) 
ist verschleppt. 

In einem Eineesandt an die „North-China Daily News” 
wird von einem Dänen die Fraxe aufseworfen, ob es nicht jetzt 
an der Zeit sci, die deutschen Aerztein Schanghai 
wieder zum Allgemeinen Krankenhaus und zum Victoria Nursing 


Home zuzulassen. Daß eine solche Anfrage heute, fast drei 
Jahre nach dem Friedensschluß, überhaupt von einem 
Neutralen aufgeworfen werden muß, der mit Recht darauf hin- 
weist, daß auch die Ncutralen mit ihren Steuern ihren Anteil 
zum Unterhalt dieser Hospitäler beitragen, zeigt, mit welchceın 
Zielbewußtsein Engländer und Franzosen den Kampf gegen 
jegliche Betätigung von Deutschen im Fernen Osten nach wie 
vor rücksichtslos fortsetzen. + 

Die Stadt Canton hat eine illustrierte Schrift unter 
den Titel „Progressive Canton“ herausgegeben, in der ein 
Bild von der unter ihrem Bürgermeister Sun Fo, einem Sohn 
Sun Yat-sens, seit dem 15. Februar 1921 umgestalteten Ver- 
waltung der Stadt gibt. Der Stadtrat ist rein chinesisch: er 
besteht aus 30 Mitgliedern, von denen 10 vom Zivilgouverneur 
ernannt und 20 gewählt werden. Von letzteren gehen 10 aus 
allgemeinen Wahlen hervor, 3 werden von der Handelskammer, 
3 von den Gewerkschaften und je 1 von dem Cantoner Schul- 
vom Aecrzte-, vom Ingenicur- und vom Rechtsanwaltsverein 
gewählt. Die Kontrolle über die Ausgaben liegt in den Händen 
einer besonderen Behörde, deren Chef der Zivilgouverneur er- 
nennt. Das erste Budget weist rund 2 Millionen Dollars Ein- 
nahmen und 2,9 Millionen Ausgaben auf; das Defizit soll durch 
die Erschließung neuer Steuerquellen gedeckt werden. 

Die Ausfuhr von erlegtem Wild aus China 
nimmt einen beängstigenden Umfang an. Die Regierung hat 
festgestellt, daß in einem einzigen Jahr 2 Millionen Stück 
wildes Geflügel aus der Mandschurei und in einem andern 4 bis 
5 Millionen aus dem Yangtsetal und der Mandschurei aus- 
geführt worden sind. Alle Verordnungen über Jagdscheine und 
Verbote wunsportmäßiger Tötung von Wild zum Zweck der 
Fleischausfuhr sind bisher vergeblich gewesen. Ganz be- 
sonders ist es bisher unmöglich gewesen, dem Abschlachten 
wilder Enten in der Umgebung von Wulhu ein Ende zu machen. 
Neuerdings hat der amerikanische Zoologe Arthur de C. 
Sowerby für das Landwirtschaitsministerium einen Gesetz- 
ertwurf ausgearbeitet, dessen Annahme von zahlreichen Aus- 
ländern warın empfohlen wird. Ob damit ein wirksamer Schutz 
des Wildes in China geschaffen wird, bleibt abzuwarten. 

In Canton ist vor einigen Monaten eine wissen- 
schafiliche Gesellschaft gegründet worden, die durch 
Veröfientlichingen zu wissenschaftlichen Studien anregen soll. 

Professor Gregory von der Universität Glasgow macht 
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Yanztse, des Mekong und des Salwen, um fest- 
zustellen, wie sich im Laufe der Jahrtausende Menschen, Tiere 
vnd Pflanzen durch diese Täler nach Osten und Süden vor- 
geschoben haben. 

Die Pekinger Regierung hat cine höhere 
richtsanstalt für Verkehrswesen geschaffen, 
dessen Spitze der Verkehrsminister Yeh Kung-cho steht. Es 
werden drei Abteilungen gebildet, von denen je eine nach 
Peking, Schanghai und Tangshan kommt. Die Regierung wird 
im Jähre 1,3 Millionen Dollars für die Anstalt aufwenden. Be- 
sonders fähige Studenten sollen zur Vollendung ihrer Studien 
nach Europa und Amerika geschickt werden. 

Nach längerer Verhandlung ist das Grundstück der 
eutschen Schule in der Weileiwei Road in 
Schanghai im Januar dieses Jahres zurückgegeben worden. 
Bei der Uebergabe war auch ein amtlicher Vertreter zugegen, 
s6 daß sich die Verhandlung in angemessener offizieller Form 
vollzog. Die Deutsche Schule hat von dem Grundstück Besitz 
ergriffen und sogleich mit den Instandsetzungsärbeiten begonnen, 
so daß inzwischen die Räume der Anstalt wieder in Benutzung 
genommen werden konnten. 

Wie in den Straits Settlements wellen die Engländer auch 
in Hongkong den Angehörigen der Mächte, die ihnen im 
Weltkrieg gegenüber gestanden haben, ein Niederlassungs- 
recht, wenigstens vorläufig, nicht wieder  zugestehen. 
Deutsche Matrosen können nach einer Ende Februar er- 
schienenen Verordnung des Gouvernements anf in Hongkong 
heimatsberechtigten Schiffen grundsätzlich nicht angehevert 
werden. 

Das 


Unter- 
an 


chinesische Studieninstitut in Paris 
scheint ein im Bescheidenen blühendes Veilchen zu sein: ein 
l.chrer untcrrichtet dort 5 Schüler. Es felılt für den geplanten 
Ausbau an den nötigen Mitteln, wie sein Vater Painleve vor 
kurzem hat zugeben müssen. 

Die „Sin Wen Pao* tritt für die Schaffung chinesischer 
Friedhöfe ein. Es se® höchste Zeit, mit der kostspielixen 
Beerdigung auf freiem Felde nach den Rezeln des „Fengshui” 
eufzuräammnen. 

Den Studenten in Wuchang ist verboten worden. moderne 
Dramen anfizuiühren. Anlaß dazu hat die Aufführung eines 
Stückes gegeben, in dem die Bestechlichkeit der Beamten an 
den Pranger gestellt wurde. 


Aus Deutschland. 


Mit General Erich von Falkenhayn, dem unver- 
gzeßlichen Führer im großen Weltkriese, der am 8. April einen 
schweren, durch den Zusammenbruch der deutschen Sache ge- 
iörderten Leiden auf seincin Gutssitz bei Potsdam gestorben 
ist, ist auch ein alter Ostasiate aus dem Leben geschieden. Als 
junger Hauptmann kam er 1895 nach China als Instruktenr. 
Nach der Besitzergreifung Tsingtaus durch Deutschland wiirde 
er in das deutsche Schutzwebiet berufen, um dort den Grund 
eines Verteidigungssyvstems zu legen, für den Fall, daß stärkere 
chinesische Räuberbanden in die Gebirgstäler einfallen und in 
die friediichen Dörier eindringen sollten oder ein Feind von 
«ußen die Bucht bedrohen würde. Auch als Falkenhayn zum 
dritten Male 1900 bei der Boxerexpedition wieder als Landes- 
kundiger nach China kam, hat er dort im deutschen Interesse 
Ersprießliches wirken Können. Insbesondere zeichnete er sich 
als Gieneralstabsoffizier der Besatzungsbrigade in Tientsin 
durch mustergultige Organisation der Niederlassung aus. Bei 
dieser Gielegenlieit erwarb sich Falkenhayn bei den Chinesen 
ingzewöhnliches Anschen und Vertrauen. Läanest che man m 
weiteren deutschen Kreisen daran dachte, daß er. von der 
Stelluns als Chef des Generalstabs und Heerführers gar nicht 
‚ti sprechen, eines Taxes berufen sein wurde, die Leitung des 
treubischen Kriersministeriums zu übernehmen, schatzte man 
cin orwanisctorisches Konnen in Pekins richtig und hoch cin. 
In ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts ist meltrfach die Reue 
Caran gewesen, daß Peking eimen deutschen militärischen Rat- 
„tDer wursche: verschiedentlich sind Namen verdienstvoller 


höherer ‚preußischer Generale in Verbindung damit senannt 
worden; eine Berufung erfolgte nicht. Immer wieder hivß es 
damals in chinesischen Kreisen: Ja, wenn Falkenhayn kommen 
wollte. Aber Falkenhayn — wenn ein direktes Angebot an ıhn 
herangetreten ist — wollte nicht; er sah wohl schon die Mü;- 
lichkeit, dem Vaterland größeıe Dienste daheim zu leisien. 
Selbst nach dem Wecltkriege noch sagte ein chinesischer 
Offizier zum Schreiber dieser Zeilen: Falkenhayn wäre unser 
Mann! Der Verdienste des nun verstorbenen Feldherrn zu gr- 
denken, ist nicht Aufgabe dieser Zeitschrift; aber dafür Sorge 
zu tragen, daß bei der Einschätzung seiner Person auch di: 
Episoden in China nicht zu kurz kommen, erachten wir as 
unsere Pflicht. Männer wie Falkenhayn haben durch ihr 
Wirken auf internationalem Gcbiet der deutschen Sache außer- 
ordentliche Dienste geleistet, viel größere als der Deutsche 
daheim im allgemeinen auch nur ahnt. 

Auf Schloß Arnshaugsk im schönen Thüringer Land bei 
Neustadt an der Orla (iin früheren Fürstentum Reuß-Greiz) ix. 
76 Jahre alt, der Wirkliche Geheime Rat Dr. Ottmar von 
Mohl gestorben. Nachdem er in den 70er Jahren 
Kabincettssekretär der Kaiserin Augusta gewesen war, erhict 
der damalige Kammerherr von Mohl 1886, während vw 
deutchser Konsul in Petersburg war, auf Veranlassung des 
japanischen (iesandten in Berlin, Vicomte Aoshi, einen Ruf 2 
Ratgeber für die Umgestaltung des kaiserlichen Hofhalts nası 
Tokyo. Im Frühjahr 1887 trat von Moh! den Posten «s 
Zeremonienmeister im Fernen Osten an. Zwei Jahre spätr 
hatte er, unterstützt von seiner Gattin, die als stellvertretencc 
Oberhofmeisterin mit ihm in Tokyo gewirkt hatte, seine Au- 
gabe glänzend gelöst und kehrte, reich geehrt vom Kaiser um: 
seinem Hof und als Freund gar manchen großen Japaners, 2 
die Heimat zurück. Die Verbindungen. die Herr von Mohl di- 
mals in Japan angeknüpft hat, hat er bis zu seinem Lebensend: 
weitergcepilegt und die vor 30 Jahren gewonnenen Eindrücke 
und Erfahrungen stetig weiter vertieft. Seine eigene Erie- 
nisse in Japan hat er vor fast 20 Jahren in einem Buch nieder- 
gelegt. Auch noch in den Jahren nach dem Weltkrieg nah 
Herr von Mohl in politischen Kreisen bei der Erörterung o8- 
asiatischer Fragen gern das Wort, wie er auch selbst wieder 
holt durch Vorträge andere zu belehren und für Japın z4 
interessieren wußte. 


Neue Bücher und Aulsätze über Ostasien. 


Roy Chapman Andrews: „Across Mongolian Plains.' Yel- 
D. Appleton and Company New York 1921. 

Florence Ayscough: ‚Fir Flowers Tablets''. Poems_ trarn-iate! 
from the Chinese. English version by Amy Lowell. Verlag Houxhton. 4... 
Co. Boston and New York, Kelly & Walsh, Shanghai 1921. 

Harold Balme: ‚China and Modern Medicine.‘ With preiace by S 
Donald Macalister, President of the General Medical Council and Priacira 
of Glasgow University. Verlag N. C. N. E. London 1921. 

Hans Bethge: „Pfirsichblüten aus China.’ Mit 6 Originallithograpäır? 
von Georg A. Manthey. Verlag Ernst Rowohlt, Berlın 1922. 

William Cohn: ‚Indische Plastık." Zweite Auflage (besanders a? 
die Plastik von Angkor und Java). Band II „Die Kunst des Ostens ' 

170 Tafeln und 4 Textabbildungen. Verlag Bruno Cassirer, Berlin 1°22. 

V. W. E. Collier: ‚Dogs of China and Japan.‘ Illustrated. \eriz 
W. Heinemann, London 1921. 

Carrol Lunt: „The China Who's Who 1922. 

Verlag: Kelly and Walsh Ltd. Shanghai 1922. 
William Montgomery McGovern: „An Introduct.oa 1° 
Mahayana Buddhism with special reference to Chinese and Japanese Phases 
Verlag Kegan Paul, Trench, Trubner & Co Lt. London und F. P. butir 
& Co. New York 1921. 

Louise Jordan Miln: ‚The Feast of Lanteras,'" 
lag Frederik A. Stokes Company New York 1921. 

Aurel Stein: „The Thousand Buddhas Ancient Buddhist 
from the Cave-Temples ot Tun-Huang. on tke Western Frontier 
Recovered and desribed by Aurel Stein K. C. I. F. With an Introsuste? 
Essay by Laurence Bınyon. Text; wıth Portiolio of 48 Plates in Culours anJ 
Monchrome. Verlag Bernard Quaritch Ltd. l.ondon 1922. 

M. t. Z. Tyvau: „China awakened' (in Vorbereitung). 

L. van Vnuren: „Het gouvernment Celebes Procve cecaer 
graphie Deel IT meet Atlas. Verlag M. Nuhoff, Haag 1920 

J. Zay Wood: ‚Ihe Twenty-Öne Demands.' Verlag Fleming Resc | 
Companv. New York 1922. 

J. Zay Wood: ‚The China-Japainese Treaties. 
Company, New York 1921. 

G. Z Wood .China. the United States and the Anglo-Japaneıe Al 
Verlag Fleming Rıvell Company 1921. 
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Geschältsjahr. 
Bessere Aussichten lür 1922? 


Im allgemeinen war das Jahr 1921 für den fremden 
Kaufmann in China geschäftlich kein gutes. Fast das 
ganze Jahr hindurch machten sich noch die Folgen der 
ungceheuren Spekulation bemerkbar, die den fremden 
Kaufmann nach Kriegsende erfaßte. In der Hoffnung auf 
ein noch weiteres Steisen der an sich schon hohen Preise 
waren sehr beträchtliche Summen in piece goods aller 
Art angelegt worden, die aber infolge der nach und nach 
stark sinkenden Preise keinen Abnehmer mehr fanden, die 
Lager füllten und die weitere Einfuhr einengten. 1919 
wurden an piece goods eingeführt 10 158 737 Stück, 1920 
deren 13365 412, 1921 dagegen nur noch 8630 782. Auf 
Lager befanden sich Anfang 1921 noch 4 274 156 Stück, die 
am 31. Dezeinber auf 3347 164 gefallen waren, wovon 


1921 ein schlechtes 


2276897 Stück englischen, 804028 japanischen und 
266 257 amerikanischen Ursprungs waren. Die Ausfuhr 
an Seide. dem Hauptausfuhrartikel, fiel stark ab. Es 
wurden unter anderem ausgeführt: 
1919/20 1920,21 
Yellow Steam Filatures. 6.049 1829 Ballen 
White si!ks 19 381 10196 „ 
Yellow silks. 15 779 11W2 „ 
Tursahs 14 030 9099 


Die Gesamtausfuhr über Schanschai betrug 1917/18: 
75 426, 1918/19: &0 653 und 1919/20: s9 211 Ballen gegen 
nur 57000 im letzten Jahr. 

Ausgedehnte Ueberschwemnmungen verursachten in 
weiten Gebieten des Landes schr schlechte Ernten und 
schlechte Ernten finden in rein landwirtschaftlichen Be- 
zirken einen deutlichen Niederschlag in der Kaufkraft der 
Bevölkerung, deren Aufnahmefäligkeit an Einfuhrwaren 
stark abnimmt. Die Ernten waren überall unter normal, 
so daß dem Bauer die notwendigen Mittel felılten. Die un- 
sichere politische Lage im Inneren und die gegen Jahres- 
ende immer drängender werdende Finanznot der chine- 
sischen Rexierung veranlaßte zalilreiche Chinesen, ihr 
flüssires Geld aus den Banken zurückzuziehen und es auf- 
zuspeichern. Nicht unwesentlich beeinflußt wurde auch 
das Geschäft durch das Unwesen der zahlreichen Speku- 
lationsbörsen, die wie Pilze aus der Erde schossen — in 
Schanschai allein wurden über 140 festgestellt und 
mehrere 100 Millionen Dollar dem soliden Geschäft ent- 
zogen und in unsicheren Anlagen gefährdeten, so daB die 
einheimischen Banken nur mit Mühe ihre soliden Kunden 
in Handel und Industrie befriedigen konnten. Daß die 
fremden Kaufleute in China, insbesondere die der Alliierten 
und unter ihnen wieder vornehmlich englische Firmen, 
unter diesen ungünstigen Verhältnissen stark verschuldeten 
und nur durch weitgehenden Kredit ihrer Banken gehalten 
werden konnten, ist bekannt und ebenso erfreulich ist, wie 
englische Zeitungen Ostasiens  betrüblich feststellen 
mußten, daß deutsche Firmen von diesen Verlusten be- 
wahrt geblieben sind, weil sie dank der Alliierten MaB- 
nahmen teils nicht anwesend, teils olme die notwendigen 
Mittel waren, solche Spekilationen mitzumachen. Sie 
hätten keine alten und schlechten Schulden zu liquidieren 
gehabt und zudem mit kleinerem Personal anfangen 
können. Da sie wie in Schanghai nicht Jeicht großartige Ge- 


schäftsräume hätten finden können, so hätten sie sich mit 
chinesischen Häusern zufriedengegeben. Sie könnten auch 
ihren Angestellten weniger bezahlen und sparten auch an 
Personal, so daß sie den englischen und amerikanischen 
Firmen gegenüber in mancherlei im Vorteil wären, die 
wälırend des Krieges vielfach Riesenstäbe angenommen 
und in zahlreichen Plätzen Filialen eröffnet hätten, die jetzt 
in einer Perivode geschäftlichen Stillstandes sich durch ihre 
hohen Kosten unangenehm bemerkbar machten. 


Wenn auch die Einnahmen der chinesischen Seezoll- 
verwaltung um rund 5 Millionen Taels auf 54 Millionen ge- 
stiegen sind, so hat das Jahr 1921 die erwartete Klärung 
und Besserung der Cieschäftslage nicht gebracht. Einen 
Aufschwung erwartet man indes vom laufenden Jahr, und 
zwar aus den verschiedensten Gründen. Es ist kein 
Zweifel, daß die Bedürfnisse der Chinesen stark gestiegen 
sind, ohne daß China in der Lasse ist, diesen Melırbedarf 
zu decken. Der Bedarf an FEinfuhrwaren sollte erheblich 
sein, da in den letzten Jahren infolge der ungünstigen wirt- 
schaftlichen Lage und der schlechten Ernten nur wenig 
gekauft worden ist, so daß eine gewisse Leere und Naclı- 
frage vorhanden sein muß und bei einigermaßen besseren 
Ernteaussichten auch vorhanden sein wird. Was in den 
letzten Jahren zu ungeheuer hohen Preisen eingeführt 
wurde, ist im großen und ganzen abgesetzt worden, wenn 
auch naturgemäß zu erheblich geringeren Preisen. Viele 
chinesische Firmen fallierten und ihre Warenvorräte 
wurden auf Auktionen zu jedem Preis losgeschlagen, so 
daß die Vorräte auf den Lagern doch relativ stark dahin- 
schwinden. Daß der Bedarf wieder steigt, beweisen die 
Auktionen, die lebhafte Beteiligung finden. Eine Besserung 
ist auch insofern eingetreten, als infolge dieser Entwicklung 
zahlreiche chinesische Firmen verschwunden sind. die ihr: 
Entstehung nur einer günstigen Konjunktur und einer un- 
gesunden Spekulation verdankten. Zahlreiche Spekulations- 
börsen sind wieder eingegangen. Eine Besserung glaubt 
man für 1922 auch deshalb erwarten zu dürfen, weil das 


Machinengeschäft geren Jahresende eine merkliche 
Wiederbelebung erfuhr. Die üblichen Neuiahrs- 
regulierungen brachten erheblich weniger Zusammen- 


brüche chinesischer Firmen als man erwartet hatte. Bank - 
raten waren niedriger und Geld flüssiger. Die finanziellen 
Neuiahrschwierigkeiten der chinesischen Regierung 
konnten wieder behoben werden. Die Silbervorräte der 
Schanghai-Banken, die Anfang Februar 1921 rund 90 000 0:10 
Dollar betragen hatten, im Juli aber auf 70000 000 und 
später noch mehr gesunken waren, zeigten wieder eine 
Zunahme. Sie betrugen Mitte Februar d. J. 68 000 000 oder 
6 Millionen mehr als Mitte Januar. Aber eine wirkliche 
Besserung des ganzen Chinageschäfts ist nur zu erhofien, 
wenn China 1922 von schweren Heimsuchungen wie in den 
letzten Jahren — Dürre, Ueberschwemmungen — ver- 
schont bleibt und die innerpolitischen Verhältnisse nach 
Klärung der schweren Gegensätze zwischen Norden, 
Zentrum und Süden endlich eine Stabilisierung erfahren, 
die dem chinesischen und fremden Kauimann das neot- 
wendige Vertrauen wiedergibt, ohne das größere geschäit- 
liche Transaktionen nicht oder nur mit schweren Risiken 
möglich sind. Dr. FE.W.M. 
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Eintiuß der Japanischen Rüstungsbeschränkungen? 
Der Rüdıgang des Außenhandels 1921 und seine 
Ursadıen. 


Dr. F.W.M. Welchen Einfluß die in Washington be- 
schlossene Abrüstung zur See auf die japanische Schiffsbau- 
Industrie ausüben wird, wird in der japanischen Presse wie 
von Volkswirtschaftlern eifrig erörtert, desgleichen auch div 
Wege. um einer allzu starken Arbeitslosigkeit vorzubeugen. 
Wenn auch Arbeiterorganisationen sich für die Abrüstung aus- 
gesprochen haben, so wollen gerade sie von Entlassungen nichts 
wissen und verlangen von den Kapitalisten entsprechende 
Schutzmaßnahmen, insbesondere bindende Erklärungen dahin- 
gchend, daß der Lebensunterhalt der Arbeiter nicht verkürzt 
wird, während die großen Werke ihrerseits von der Regierung 
wirksamen Schutz für die Erhaltung der mühsamı aufgebauten 
Schiffsbau- und Stahlindustrie erwarten. Optimisten erwarten 
von der Streichung der neu geplanten vier Linienschifie Owari, 
Jki, Tosa und Kaga ven je 49000 und den beiden Schlacht- 
schiffen Takao und Atazo von je 2500 Tornen Ersparnisse 
bis zu 200 000 000 Yen, die zweckmäßig für kulturelle Auf- 
gaben, insbesondere das Erziehungswesen, verwandt werden 
könnten. Große Summen werden indes benötigt für Schutz- 
maßnahmen für die durch die Streichung betroffenen Industrien 
und die überflüssig werdenden 25000 Arbeiter, während ande- 
ıerseits bereits die Ansicht geäußert wird, daß uas Washing- 
toner Abkommen durchaus nicht den Bau ven Hilfschiffen aller 
Art, von mittleren und kleineren Kreuzern, Torpedobooten, 
U-Booten, Flugzeugen u. dergl. verbiete.e \Woenn so statt der 
gestrichenen Großkampfschifftonnage dieselbe Tounnaze in ande- 
sen Schiffstypen gebaut würde, so wäre weder mit Erspar- 
nissen für kulturelle Aufgaben, noch niit Arbeiterentlassungen, 
noch mit Steuerermäßigungen zu rechnen. Ob die Regierung 
allerdings diesen Kurs wird steuern wollen, steht noch dahin. 
Das große Interesse, das diese Frage allenthalber findet, wird 
verständlicher, wenn man die bisherige Tätigkeit der japani- 
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schen Werften betrachtet. Auf japanischen Werften liefen 
von Stapel: 
Tonnen Tonnen 
1912 43 013 1917 226 843 
1913 54 950 1918 598 691 
1914 58 846 1919 636 271 
1915 78 918 1920 486 984 
1916 138 O11 1921 217 000 


Die starke Beschäftigung der Kriegszeit hat demnach 
wieder aufgehört, und wenn die größeren Werften den Krieg 
überdauert haben, so geschah es meist nur dank der Aufträge 
von Regierungsseite auf Grund des Bauprogramımns, das 2 Ge- 
schwader zu 8 Schlachtschiffien vorsah. % aller Bauaufträge 
der 6 größeren Werften waren im ersten halben Jahre 1921 
Regierungsaufträge; bei der Kawasaki- und der Mitsubishi- 
Werft übertrafen diese sogar die privaten Aufträge Daß 
neben den Werften naturgemäß sehr viele Hilfsindustrien durch 
eine Baueinschränkung stark betroffen würden, ist selbstver- 
ständlich. Da die Privatwerften Anfang 1921 rund 73000 Ar- 
beiter beschäftigten und die Fisen- und Stahlindustrien rund 
60 000, so rechnen Pessimisten, daß von einer schroff durch 
gesetzten Rüstungsbeschränkung ohne entsprechende Ersatz- 
bauten etwa 100000 Arbeiter betroffen und brotios werden 
könnten. 


Der Handel Japans zeigt auch im Jahre 1921 einen weite- 
ren starken Rückgang und zwar in Ein- und Ausfuhr: 


1920 1921 
Ausfuhr 1 948 247 000 1252 241 000 Yen 
Einfuhr . 2 335 541 000 1612870000 „ 
Gesamt . 4 283 788 000 2865 111000 Yen 
EinfuhrüberschuB . 378 294 000 360 629 000 „ 
Das bedeutet also einen Rückgang der Ausfuhr um 
096 006 000 Yen oder 32 Proz, während die Einfuhr um 
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722671000 Yen abnahm. Wenn auch die Zahlen für 1921 gegen- 
iiber der Vorkriegszeit noch eine erhebliche Steigerung bedeu- 
ten (1912: Ausfuhr 526981000 Yen, Einfuhr 618992000 Yen, 
Einfuhrüberschuß 92 009 000 Yen), so ist doch der Einfuhrüber- 
schuß 1921 um 264 Proz. gegenüber der Vorkriegszeit gestie- 
gen. Die Abnahme in Ein- und Ausfuhr hielt fast das ganze 
Jahr hindurch an, nur in den letzten Monateı war einc ge- 
wisse Aufwärtsbewegung erkennbar. In der Ausfuhr war nur 
nach einem Lande, Deutschland, eine Steigerung zu verzelch- 
nen, der Handel mit Europa fiel sonst um die Hälfte, der mit 
asiatischen Ländern nahm auch ab, desgleichen der Handel mit 
Südamerika und Südafrika. Von den Ausiuhrwaren zeigen 
Bier (1.2 Millionen), Rohseide (34,5 Millionen) und Kupfer 
(1,3 Millionen) eine Steigerung, alle anderen nahmen ab und 
zwar teilweise recht erheblich, so Baumwollstofie 131 Millio- 
nen, Baumwollgarne 71,8 Millionen und Seidengewebe 683 Mil- 
lionen, Nahrungsmittel 63,8 Millionen, Rohstoffe 60 Millionen, 
halbfertige Fabrikate 187 Millionen und Fertigfabrikate 
438 Millionen. 

Von Einfuhrwaren haben nur wenige eine Steigerung auf- 
zuweisen, so Reis mit 10, Zucker und Maschinen mit je 9 Mil- 
lionen Yen. Die Einfuhr von Rohbaumwolle fiel um 283, die 
von Wolle um 89, Stahlplatten um 85 und Oelkuchen um 
57 Millionen Yen. Insgesamt weist die Einfuhr von Rohstoffen 
einen Rückgang von 539 Millionen und die von Halbiertig- 
fabrikaten einen solchen von 187 Millionen auf. 

Die Zahlen für Januar 1922 zeigen eine weitere Ver- 
schlechterung. Zwar stieg die Ausfuhr gezenüber Januar 1921 
um 12 Millionen auf 87, nahın aber um fast 59 Millivnen ab 
gegenüber dem Vormonat. Infolge der starken Zunahme von 
Rohbaumwolle, Wolle, Stahl und Nahrungsmitteln stieg die 
Einfuhr auf 176 Millionen, übertraf also die Ausfuhr um mehr 
als ıhren gesamten Betrag. 

Für den starken Rückzang des Außenhandels führen die 
japanischen Zeitungen verschiedene Ursachen an, deres haupt- 
sächlichste folgende sind: 

1. Die Kaufkraft Europas, Amerikas, Chinas hat sich noch 
richt ganz wieder erholt. 

2. Die Finanzlage der ganzen Welt befindet sien in einem 
Zustande der Unsicherheit. 

3. Die Preise in Japan waren verhältnismäßig hech. 

4. Die starken Valutaschwankungen. 

Die Zeitungen stellen dabei fest, daß die Prrise in Japan 
jetzt noch immer das Doppelte des Fricedenspreises betragen. 
während sie in Amerika nur noch 40--50 Proz. höher seien 
als vor dem Kriege und in England kaum noch um 30 bis 
46: Proz. Das sei auch der Grund. weshalb die Ausfuhr stärker 
als die Einfuhr absenemmen hätte. Ferner hätten die unge- 
heuer starken Valutaschwankungen das internationale (Ge- 
schäft stark beeinflußt, zumal auch der Preis des Yen Jurch sie 
nicht unwesentlich berührt wurde. 

Die Tatsache, daß trotz der erheblich gestiegenen Preise 
der Außenhandel 1921 nur noch die Ziffern des Jahres 1921 
hat erreichen können, in dem die Preise allgemein doch sehr 
niedrig standen, beweist nach der „Iji” die Größe der wirt- 
schaftlichen Depression. Für die trotzdsin einzetretene Preis- 
steigerung, die angesichts der allgemeinen Depression auf den 
ersten Blick unverständlich ‘st, werden mehrere Gründe an- 
geführt: | 

1. Die Banken verfügten über so beträchtliche Wechsel 
und Devisen, daß der Uecberschuß der Einfuhr über die Aus- 
fulır g’eichwohl keine entsprechende Verminderung des Gold- 
Bestandes und keine erhöhte Tätigkeit der Notenpresse her- 
beiführte. 

2. In vielen Fällen wurden di> Preise künstlich aufrecht 
erhalten durch Festsetzung von Mindestverkaufspreisen und 
eine vereinbarte Einschränkunz Jer Produktion 

3. Die Kaufkraft der Bevölkerung war unter den Nachwir- 
kungen der verflossenen guten Zeiten nicht so stark gesunken, 
daß die Nachfrage nach vielen Artikeln sie cingeschränkt 
l:ötte. 
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4. Der Geldinarkt war infolge der mangelhaften Unter- 
nehmungslust fast durch das ganze Jahr ungewöhnlich schwach. 

5. Die ungewöhnlich schlechte Reisernte und die damit 
zusammenhängende Preissteigerung für diesen wichtigen Ar- 
tikel verhinderte auch ein Sinken der Preise für andere 
Artikel. 

Auch in Regierungskreisen erregt die ständig steigende 
Abnahme des Außenhandels erhebliche Beunruhigung. Der 
Minister für Landwirtschaft und Handel hat sich in einem Neu- 
jahrserlaß zu dem Niedergang des Außenhandels geäußert: 
Nach ihm ist der Rückgang der Ausfuhr nur zu einem Teil eine 
Begleiterscheinung der abnelımenden Kauflust und der unnor- 
malen Wirtschaftsbedingungen. Aber er will nicht übersehen 
haben, daß die Hauptursache die sei, daß der Preis für japa- 
nische Waren im Vergleich zu ihrer minderwertigen Qualität 
unverhältnismäßig hoch ist. Wären die japanischen Waren gut 
und billig, so würden sie sich trotz der Wiederkehr euro- 
päisch-amerikanischer Waren auf den während des Krieges ncu 
eroberten Märkten haben behaupten können. Nach ihm ist die 
augenblicklich ungünstige Lage des Ausfuhrhandels die notwen- 
dige Folge der mangelnden Selbstkontrolle in der Vergangen- 
heit. Die Regierung habe mancherlei Mittel ergriffen, um die 
Herstellung schlechter Waren zu verhindern, aber eine we- 
sentliche Abhilfe könne nur gefunden werden, wenn die Ge- 
schäftsleute und Industriellen dieses selbst einsehen und danach 
handeln würden. Gute Waren müssen geliefert werden, zweit- 
und drittklassige nur dann, wenn Aufträge fir sie vorliegen. 
Unehrlichkeit sei unter allen Umständen zu vermeiden, dagegen 
eine Herabsetzung der Produktionskosten anzustreben. Der 
Ministerpräsident Takahashi schlug ebenfalis in einer Neujahrs- 
kundgebung ähnliche Seiten an. Lieferung guier Waren zu 
billigen Preisen sei das Geheimnis zum Siege im wirtschaft- 
lichen Wettbewerb, der in Zukunft schärfer würde als je zuvor. 


(Dr.F. W. M.) Automobile in China. Es ist kein Zweifel, 
daß bei seiner ungeheuren Ausdehnung China für einen Auto- 
mobilsport und für einen Automobil-Personen- und Wagen- 
verkehr außerordentlich günstige Chancen bieten sollte. Da im 
eigentlichen China kaum ehr als 8000 km Eisenbahnen in Be- 
trieb sind, auch die Straßen nicht in dem Maße als Verkcehrs- 
straßen dienen können, wie dies in europäischen Ländern ge- 
schicht, so würde ein geeigneter Automobilverkehr zweifellos 
als Zubringer für die Eisenbahn ganz erhebliche Dienste leisten 
können. Voraussetzung hierfür ist allerdings, brauchbare 
Straßen einzurichten, da die chinesischen Landstraßen be- 
kanntermaßen alles andere als Straßen in unserem Sinne sind 
und einen großen Teil des Jahres, jedenfalls fast immer nach 
Regenwetter, unpassierbar sind. 

Die Erkenntnis für die große Bedeutung des Autonwbils 
und die Wichtigkeit guter Landstraßen scheint sich immer mehr 
Bahn zu brechen. In Peking und vor allem in Schanghai haben 
sich neuerdings Autogesellschaften gegründet, die mit Personen- 
und Lastautomobilen einen geregelten Personen- und Fracht- 
verkehr nach den nächstliegenden Orten und Wirtschafts- 
zentren unternchmen wollen. Im Interesse des von ihnen cr- 
strebten Verkchrs haben sie gleichzeitig den Bau von Straßen 
nach den Orten unternommen, nach denen sie ihren Verkehr 
cröifnen wollen. So will z. B. die Schanghai-Minkong-Cholins- 
Automobil-Transport-Gesellschaft einen Personen- und Fraclhıt- 
verkehir nach dem etwa 32 Meilen entiernten Choling unter- 
nehmen und beabsichtigt, zu diesem Zweck 20 Automobile, 
von denen eins je 24 Personen faßt. einzustellen, ferner no-h 
4 Lastautomobile. Die Straße nach Choling soll von der Gescil- 
schaft ebenfalls gebaut werden. Eine andere Gesellschait, die 
Schanghai - Taitsang - Automobil - Gesellschaft, hat mit dem 
1. Januar d. J. ihren Personenverkehr aufgenommen, den sie 
ebenfalls 24 Meilen weit ausdehnen will. Auch in Canton, das 
bekanntlich die alten Stadtwälle niedergerissen hat und an ihrer 
Stelle breite Verkehrsstraßen gebaut hat, hat mit der Anlaxe 
dieser Straßen sofort Autobusse in größerer Zahl in Betricb 
gestellt. Innerhalb eines Jahres waren nach Herstellung der 
Straßen in Canton bereits 150 Automobile registriert. 


Ein Versuch, die für den Verkehr unbrauchbaren Straßen 
Chinas teilweise zu verbessern, ist von dem amerikanischen 
Roten Kreuz gemacht worden, indem es in den beiden letzten 
Jahren in den Hungerdistrikten als Notstandsarbeiten etwa 
1000 Meilen Wege herstellen ließen, die allerdings keine Straßen 
in dem uns bekannten Sinne geworden sind. Man beschränkte 
sich im wesentlichen auf Anlegung von Durchlässen und die 
Feststampfung der Erde ohne Verwendung des an einem großen 
modernen Chausseebau notwendigen Materials. 

Die Steigerung der Automobil- und Lastwageneinfuhr kenn- 
zeichnen die nachfolgenden Zahlen, die nur die Einfuhr nach 
Schanghai geben: 


Jahr Anzahl Wert 
1912 116 118495 $ Gold 
1913 162 205 600 „, 
1914 217 27896 „ 
1915 169 183694 
1916 350 371732 
1917 504 481485 „ 
1918 700 9054261 „ 
1919 961 1491 741 netto 
1920 1397 1938944 „ 


Die Einfuhr von Motorensen im vergangenen Jahr nach ganz 
China betrug 3447219 Taels, wovon die Vereinigten Staaten 
für 2191664 Taels lieferten, während Großbritannien nur 4 
der amerikanischen Einfuhr und Japan nur wieder die Hälite 
der britischen Einfuhr lieferte. Bei der japanischen Einfuhr 
handelt es sich zum Teil noch um die Wiederausfuhr der nach 
Japan cingeführten ausländischen Automobile. Canadas An- 
teil war 390000 Taels. 1912 betrug die Gesamteinfuhr nach 
China überhaupt erst % Million Taels, wovon Schanghai noch 
:3 aufnahm. Wenn der Betrag von 3447219 Taels bei einer 
(iesamteinfuhr von 780000000 Taels keine Rolle spielt, so 
bieten doch die ganzen Verhältnisse und die bisherige Ent- 
wicklung des Automobilverkehrs Anhaltspunkte, daß dem 
Automobilverkehr in China außerordentlich große Zukuntts- 
chancen blühen. Daß diesen Chancen von seiten der anderen 
Länder die gebührende Bedeutung beigemessen wird, beweist 
auch die große Automobilausstellung, die Ende 1920 in 
Schanghai stattgefunden hat und bei der die bekanntesten 
englischen, amerikanischen. französischen, belgischen und 
italienischen Automobiliabriken alle weitgehend vertreten 
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waren, von der aber als Folge der noch immer anhaltenden 
Kriegspsychose Waren deutscher Firmen wohl aus Konkurrenz- 
iircht absichtlich ferngehalten wurden. 


Tee. Die Ausfuhr von Tee aus China, der vor 30 Jahren 
roch der Hauptausfuhrartikel Chinas war und einen sehr großen 
Prozentsatz des Weltbedarfs deckte, ist besonders währen! 
des Krieges so stark zurückgegangen, daß man fast von einer 
Katastrophe in der chinesischen Teeproduktion sprechen kanı. 
Die Ausfuhr, die 1886 rund 2200 000 Pikuls betrug, ist im Jahr: 
!920 auf nur 305000 Pikuls gesunken. Die Hauptursache fü: 
den Rückgang war der starke Wettbewerb, den der Ceylontee 
und der indische Tee dem chinesischen bereitete und der il 
fast restlos vom englischen Markt verdrängte. Es betrug die 
Teeausfuhr in Pikuls naclı: 


andere 
England Rußland Amerika Länder Gesamt 
1886 1279500 599000 304000 34000 rund 221700 
1916 281000 1049900 145800 65000 „ 154200 


Der Rückgang auf dem englischen Markt wurde einiger- 
maßen ausgeglichen durch eine Steigerung des Absatzes nach 
Rußland, das vor dem Kriege rund 60 % der chinesischen Tee- 
ausfuhr aufnahm, während es 10 Jahre vorher in der Rex:! 
seinen Teebedarf zu 40% in China, 30% in Ceylon und 3 
in Indien deckte. Auch die Vereinigten Staaten sind mehr und 
mehr vom chinesischen Tec abgegangen. Um 1870 bezogen sic 
rund 65 % ihres Bedarfs aus China, 1905 noch 23,5 %. in dem 
letzten Jahrzehnt vor dem Kriege jährlich nur noch 18%. Die 
Katastrophe auf dem chinesischen Teemarkt datiert erst aus 
neuester Zeit und berulit auf dem starken Rückgang des Tee- 
konsums in Rußland infolge der inneren Verhältnisse in Rul- 
land: 1916 kaufte Rußland noch 1050 000 Pikuls und im ersten 
Revolutionsiahr noch 733 000, während die Ausiuhr dorthin 1918 
auf 95000, 1919 auf 65000 und 1920 auf 11500 Pikuls fiel. Da 
gleichzeitig die Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten von 
145 800 Pikuls im Jahre 1916 auf 71500 Pikuls 1920 sank, so 
fiel die Gesamtteeausfuhr Chinas seit 1916 außerordentlich 
stark. Sie betrug: 


1916 1 542 000 Pikuls 
1917 1125535 „ 
1918 404000  Ä„ 
1919 6GWOO 
1920 305 9000  „ 
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Auch für 1921 ist eine weitere Abnahme zu erwarten. da 
die Ausfuhr während der ersten 6 Monate 1921 nur 81000 
Pikuls betrug. 

Der Verlust des Russischen Marktes führte zu außerordent- 
lich schweren Verlusten und zum Ruin gar manchen Tee- 
I. Tlanzers, der infolge des mangelnden Absatzes auch nicht mehr 
wieselbe Qualität zu liefern imstande ist. Ein großer Teil der 
russischen Teefirmen, die in Hankou ihre Hauptvertreter hatten, 
haben Hankou verlassen, so daß das Teezentrum sich in ge- 
wissem Maße von Hankou nach Schanghai verzogen hat. Die 
Minderung der Absatzmöglichkeiten hat zweifellos viele Tee- 
pfilanzer zu einer Einschränkung ihrer Teeplantagen veranlaßt, 
viele Plantagen wurden auch vollständig aufregeben, andere 
wieder auf landwirtschaftlichen Betrieb umgestellt, während 
den bestehenden Teepflanzungen nicht mehr dieselbe Pflexe zu- 
teil wurde wie bisher, so daß für mehrere Jahre mit einer 
normalen Ernte kaum gerechnet werden kann. 

Hatte schon Jie äußerst sorgsame Pflege des Teebaues in 
Cevlon und Indien sowie entsprechende Schutzmaßnahmen der 
englischen Regierung die Konkurrenzfähigkeit des indischen 
vnd Ceylon-Tees auf dem Weltmarkt gegenüber dem 
chinesischen Tee anßerordentlich gesteigert, so bedeutet diese 
augenblickliche Absatzkrisis für den chinesischen Tee in ge- 
wissem Sinne für Jahre hinaus das Ende dieser Konkurrenz- 
fähigkeit überhaupt, zumal weder von seiten der Teepflanzer 
noch der chinesischen Regierung wirksame Maßnahmen zur 
Besserung des chinesischen Tees und zur Steigerung scines 
ausländischen Absatzes getroffen worden sind. Man erwartet 
cine Besserung auf dem chinesischen Teemarkt, wenn Rufß- 
land erst wieder als Käufer auf dem chinesischen Teemarkt er- 
scheinen und dieselben Mengen Tee abnehmen wird wie vor 
dem Kriege. Ob diese Erwartungen voll gerechtfertigt werden, 
darf mehr als zweifelhaft sein, wenn nicht seitens Chinas ent- 
sprechend Verbesserungen in der Teekultur getroifen werden. 
Hinzu kommt, daß Rußland vor allen schr große Mengen 
billigerer Teesorten einführte, die von Cevlon und Indien 
billirer zu erhalten sind. In wie weit der Techandel mit Ruß- 
land wieder aufleben wird, hängt auch zum großen Teil von 
der Neuregelung der Handelsbeziehungen zwischen China und 
Rußland ab, über die bisher noch keine Abmachungen getroffen 
sind. Denn eine gesetzliche Grundlage für die notwendigen 
Kontrakte und Abmachungen scheint sowohl von seiten Chinas 
als auch Rußlands unumgänglich notwendig zu sein, da ohne 
sie größere Aufträge nach China nicht gelegt, resp. nicht aus- 
eclührt werden können. 

Gummi. Die Firma Marlinz Evans & Co. veröffentlicht in 
cinem Bericht, der sich mit 568 iesellschaften mit Sterling- 
Kapital Deiaßt, über die Laxe der Gummi-Aktien folgendes: Das 
tatsächliche Aktienkapital dieser Gesellschaften beläuft sich zu 
yrari auf 91 Millionen £. Ihr Marktwert stieg 1920 bis auf fast 
260 Milionen, während er heute nur noch rund 65 Millionen £ 
heträgt. so daß auf dem Gummimarkt in dem kurzen Zeitraum 
von nicht ganz 2 Jahren nicht weniger als 195 Millionen £ ver- 
loren gegangen sind, als Folge davon, daß die britischen und 
holländischen Interessenten sich nicht rechtzeitig zu einer Ein- 
schränkung der Gummiproduktion entschließen konnten. Obwohl 
Anfang 1920 die plötzliche Einschränkung der Kredite und die Zu- 
nalhıne der Gummivorräte eine deutliche Sprache redeten, daß eine 
Regulierung notwendig sei, konnte ein Einvernelimen nicht cer- 
reicht werden. Die durchschnittlichen Produktionskosten für 
1921 betrugen etwa 1 sh 44'> d per Piund, während der Jurch- 
schnittliche Nettoverkaufspreis 10%% d oder 6 d per Pfund unter 
den Kosten war. Da die Gummigewinnung 1921 auf 272915 
Tonnen geschätzt wird, so beträgt der Verlust schon allein bei 
dieser Jahresproduktion 15 Millionen £ Man rechnet mit nur 
zwei Möglichkeiten, entweder daß die wmeingeschränkte 
Produktion trotz der auwenblicklich starken Depression weiter 
enhält, wodurch zweifellos schr viele Gesellschaften zugrunde 
schen werden, oder aber, daß die britische und holländische 
Regierung geeignete Maßnahmen treffen um die Gummi- 
moduktion überhaupt zu schützen. Als weeignete Maßnahme 
betrachtet ınan die Erhebung hoher Exportzölle, die nieht nur 
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den kolonialen Einnahmen zugute kommen, sondern auch die 
Produktion vermindern, das Angebot regulieren und vernünftixe 
ökonomische Profite gewährleisten könnten. 


Rübenzucker in der Mandschurei. In der Mandschurei, 
vor allem in den Bezirken von Mukden und Harbin, sind seit 
eıner Reihe von Jahren erfolgreiche Versuche gemacht worden. 
die Rübenzuckerkultur einzuführen. Die Versuche, die ur- 
sprünglich von polnischen Kaufleuten ausgingen, wurden später 
von Chinesen fortgesetzt, denen indes bald die notwendigen 
Geldmittel für die Fortsetzung der Versuche fehlten. 1918 
gründeten die Japaner in Mukden die Süd-Mandschurische 
Zuckerfabrik mit einem Kapital von 10 Millionen Yen, von 
denen 5 Millionen eingezahlt wurden. Sie betrieben den An- 
bau von Rüben, die Herstellung von Zucker in mehreren Sorten 
nd Alkohel. Für den Anbau der Rüben stehen der Gesel!- 
schaft etwa 25000 chinesische Morgen Land zur Verfügung. 
die als Eisentum chinesischer Bauern von diesen bearbeitet 
werden. Abkommen mit diesen sichern der Gesellschaft die 
icweilige Tahresrente. Der Großhandelspreis für Rüben ist im 
allgemeinen etwas höher als der für Soja-Bohnen und Weizer,, 
so daß für den Bauer ein gewisser Anreiz besteht. Der Anbatı 
der Rüben gxeschicht nach Anweisung und unter Aufsicht von 


japanischen Sachverständigen. Jeder Morgen Land (etwa 
I00 --- 1000 am) produziert normaler Weise 60-70 Zentner 


Rüben. Der Rübenextrakt enthält, wenn es sich um erst- 
klassige Rüben handelt, 14--16 % Zucker, bei normalen Rüben 


etwa 13%. Inı Durchschnitt rechnet man 9--13%  Zucker- 
gchalt. Die Süd-Mandschurische Zuckerfabrik verfürt auch 


nach dem „China Express und Telegraph" über eine Destillation, 
vm auch die Nebenprodukte verwerten zu können. Eine Ver- 
wendungsmöglichkeit für die Restbestände der Rüben und 
eine Möglichkeit, die Nebenprodukte in vollen Umfange zu ge- 
winnen, hindern vorläufig noch den vollen Erfolg der Zucker- 
kultur in der Mandschurei, die aber allem Anschein nach größte 
Aussichten auf eine günstige Weiterentwicklung hat. 

Reis. In Indo-China findet die Frage, wie man die 
Kultur des Reisbaues am besten fördern könne, das aufmerk- 
«me Interesse aller Interessenten. Zahlreiche Untersuchungen 
und Experimente sind gemacht worden, um nach Möglichkeit 
einige Reissorten zu gewinnen, die sich in ihrer Qualität gleich 
bleiben. Inde-China ist zu derartigen Maßnahmen gezwungen, 
weil indo-chinesischer Reis auf den Weltmärkten nicht den- 
sclben Preis erzielt wie der Reis der Nachbarländer. So wird 
Burmareis auf den französischen Märkten mit 30 Fr. und 
amerikanischer Reis mit 5 Fr. pro Quintal teurer bezahlt als 
der Reis aus Indo-China. Man fürchtet darum nicht mit Un- 
recht. daß in Jahren reichlicher Ernte der indo-chinesische Reis 
keinen Absatz würde finden können. Außerdem bedeuten 
viedrige Reispreise für die Indochinesen einen Verlust an Ein- 
rahmen. Hätte der indo-chinesische Reis z. B. 1919 denselben 
Marktpreis erzielt wie Burma-Reis, so hätte Indo-China eine 
Mehreinnahme von 26 Millionen Fr. erzielt. Neben der Steige- 
rung der Qualität gehen die französischen Bestrebungen darauf 
aus, auch den Ertrag pro Hektar nach der Quantität hin durch 
geeienete Maßnahmen zu steigern. 

Die Aussichten für die Reisausfulr aus Siam haben sich 
für die kommiende Saison keineswegs gebessert, und zwar des- 
halb, weil die Weltreisernte eine gute war und in manchen 
Plätzen noch große unverkaufte Lager vorhandene sind. Des- 
gleichen werden auch überall die Ausfuhrbeschränkungen für 
Reis allen, und da auch Barma und Indo-China mehr als mittel- 
mäßire Ernten aufzuweisen hatten, so wird in Siam mit nicht 
allzu hohen Preisen gerechnet. 

Um Japan, das bekanntlich nur in allerbesten Jahren den 
Bedarf an Reis im eigenen Lande einigermaßen zu decken ver- 
mag. unabhängige zu machen von der Reiseinfuhr anderer 
Linder, hat die Rewierung der Insel Formosa ständiy 
Schritte unternommen, wonach ‚die Anbauflächen in Formosa 
erheblich erweitert werden. 1921 wurden in der ersten und 
zweiten Ernte rund 1240000 Morzen Reisland bepflanzt, eine 
Fläche, die man bis 1934 um rund 400 000 Morgen vermehren 
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zu können hofft. Während die bisherigen Ernten etwa 24 600 000 
Bushel betrugen, hofft man bis 1934 die Produktion auf über 
51 Millionen fördern zu können, wovon etwa 28 Millionen zur 
Einfuhr nach Japan zur Verfügung stehen sollen. 


Entschädigungsgesetze. In Cart Heymanns Verlag, Berlin 
W.8, Mauerstr. 43-44, ist vor einiger Zeit ein Band Ent- 
schädigungsgesetze, Textausgabe, erschienen, auf den die Inter- 
cessenten "hiermit aufmierksam gemacht werden. 


Kleine Nadıridhten. 


Die Herstellung von Haarnetzen nimmt in 
China ständig stark zu. Die Hauptzentren für diese Produktion 
liegen in der Provinz Schantung, in Tschifu und Tsinanfu. Ob- 
wohl sie in Tschifu erst 1914 begann und die Gesamtjahres- 
ausfuhr zwischen 3000 und 5000 Gros schwankte, konnten dic 
4 amerikanischen Firmen in Tschifu 1921 allein für 7500 000 
mex. Dollar Haarnetze ausführen. Man schätzt die Ausfuhr des 
kommenden Jahres auf rund 2000000 Gros. 

In Schanghai wurden 1921 nicht weniger als 5344 Gc- 
bäude errichtet zu einem Gesamtwert von 17 Millionen 
Dollar Gold gegen 3542 zu 13.Millionen Dollar in 1920. Ein 
Drittel der Anlagen entfällt auf europäische Anlagen. 

Die Ernte an Sojabohnen 1921 wird für die nördliche 
Mandschurei auf 650000 Tonnen geschätzt, also*ctwa 150 000 
weniger als die bisherigen Schätzungen lauteten, doch soll sie 
der Qualität nach sehr gut sein. Die Weizenernte derselben 
Gegrend wird mit 200000 Tonnen, allerdings von einer Qualität 
unter normal, angegeben, von denen 50000 Tonnen zur Aus- 
fulır frei stehen sollen. 

Wie schr der Verkehr mit Ostsibirien und seinen 
Ausfuhrhafen Wladiwostock in die Hände der Japaner über- 
gegangen ist, zeigt die Tatsache, daß im Jahre 1921 54 der ge- 
semten Einfuhr und Ausfuhr von und nach Wladiwostock mit 
japanischen Dampfern befördert worden ist. Für das Jahr 1922 
erwarten Sachkenner, daß allein rund 250000 Tonnen Getreide 
sus der Mandschurei nach Japan verschifit werden. Für den 
Mandschureihandel hat sich eine neue japanische Firma ge- 
biidet, die Wladiwostock-Union, die von den größten und be- 
kanntesten Im- und Exportfirmen, wie Suezuki, Mori, Mitsutake, 
die Shosen Kaisha und Mitsui, mit der Hauptniederlassung in 
Harbin und einer Filiale in Wladiwostock gegründet wurge. 
Auch die russische freiwillige Flotte. deren Schiffe bisher un- 
tätig lagen, will ihren Verkehr nach Japan hin wieder auf- 
nehmen. 

Nach einer Mitteilung des holländischen Koionialministers 
wird der Exportzollauf Vel von Niederländiscenh- 
Indien mit dem 1. Januar 1923 vollständie aufgehoben. Er 
wird ersetzt durch Steuern auf Gewinn und Einkommen. 

Die Honekong und Shanghai Bank hat ihr Gr- 
schäftsjahr 1921 mit einem Reingewinn von 103821295 Dollar 
‚beschlossen, gexenuüber 8841 166 im Jahre 1921. 1.369 718 
Dallar werden der Silberreserve zugeführt, 1 Million Dollar 
wird abzeschrieben auf Gebäudekonto. Eine Dividende wird 
gezahlt ven 8 £ fur alte Aktien, also genau derselbe Betrag 
wie 1920. Auf die neuen Aktien wird eine Dividende von 
>£5 sh und ein Bonus von 15 sh gezahlt. Der gesamte Be- 
tıag fur die Dividende beträgt 8.301209 Dollar. Das Aktien- 
kapital der dank wurde bekanntlich im letzten Jahr von 15 auf 
2u Milionen Dollar erhöht. 

Der Reingewinn der Chartered Bank 
nach Abschreibung aller schlechten oder faulen Forderungen 
7070 £ einschließlich der vom Vorjahre  vorgebrachten 
28001 £. Es wurde vorgeschlagen eine einmalige Dividende 
von 14% dazu ein Bonus von 6 sh 3 d. Dem Reservefionds 
werden 100.000 £ zureiunrt, auf Gebäude-Konto werden 50.000 £ 
.„breschrieben. auf neue Rechnung werden vorgetragen 
>15 170 £. FHiner Abnchme der Auswaben standen erhöhte Gis- 
wenne zewenubDer. 


für 1921 war 


Siam. Steam Packet Companv Ltd. Die Generalver- 
sanınlung der Gese! schaft, die Mitte Februar d. J. in Banrckok 
Stattlanıl, dauerte im ganzen 3 Minuten. Es wurde eine 


BE 


- 
Io 


Dividende von 10 % und ein Bonus von 5 Ticals pro Aktie iesi- 
gesetzt, während dem Reservefonds 10000 Ticals überwiesch 
wurden. 


Die siamesische Regierung hat in London für Eisenbahn- 
zwecke eine Anleihe von 2 Millionen Pfund zu 7% ai- 
genommen. 

Postanweisungsverkehr nach Siam. Der Generaldirekt ır 
der slamesischen :Posten hat Mitte Februar d. J. bekannt- 
gegeben, daB der Postanweisungsverkehr zwiscnen 
Neutschland und Siam in beiden Richtungen wieder 
aufgenommen worden ist. Alle Ucberweisungen müssen in : 
ertolgen. 


Einfuhr von Piece goods. Nach Berichten des englische 
Handelsamtes hat Siam 1921 rund 100% weniger Pic:: 
goods eingeführt als im Jahre 1920. Während 1913 42 277 vu 
Yards nach Siam eingeführt wurden und 1921 noch 28 345 3 
Yards, betrug die Einfuhr 1921 nur noch 14 101 600 Yards. 

.„ Die Ostasiatische Handelsgesellschait nn 
Kopenhagen weist für das Jahr 1921 einen Ueberschuß v 
26 Millionen Kronen auf. Die Verwaltung schlägt eine Dividence 
von 20% vor gegenüber 35 im letzten Jahre. Auf neue 
Rechnung werden vorgetragen 4174000 Kronen, 2:01 
Kronen werden dem Reservefonds überwiesen, der Jamt 
62 500 000 Krunen oder 25 % mehr als das Aktienkapital betrict. 


Der Auftrag für den Bau der Brücke über dt" 
Gelben Fluß, deren Pläne unlängst einem öffentlichen Wer- 
bewerb unterworfen waren, ist der Ingenieurfirma Pearswn 
& Sohn, London, erteilt worden und beträgt 1250000 £. D: 
Brücke wird 9153 Fuß lang und soll aus 40 Bogen von je ??! 
Fuß Spannweite bestehen. 


Die Mieten curopäischer Häuser in Schanghai si! 
seit 1919 um 50 %, die der chinesischen um nur 4% gestier.. 

Angeblich ist in den Provinzen Chinas insgesamt cin B.- 
ttag von 31,5 Millionen Dollars für den Rückkaui der 
Schantung-Bahn gezeichnet worden. 


Durch einen Streik haben die Setzerin Cantonk:: 
vor Chinesisch-Neujahr einen Lohnaufschlag von 40 Proz! 
errungen. 


In einem Auisatz uber die geplante Fisenbalnm v 
Cheefoo nach Weihsien, deren endliches Zusund- 
kommen das Blatt warın begrüßt, schreibt die „North-ch.; 
Daily News“: „Deutschland würde dem Projekte nie Wic.r 
stand geleistet haben, hätte es seine Bedeutung nicht erkan 
Den Beweis, daß Deutschland dem Bahnbau Widerstand er 
gegengesetzt hat, bringt das englische Blatt natürlich nicht Bı 
Nach der .„North-China Daily News" wird das seit dem Kriea 
stark aufiblühende Cheefon in den Stand gesetzt, einen er? -- 
reichen Wettbewerb mit Tsingtau auizunehmen. Ob sich - 
englischen Erwartungen erfüllen werden, bleibt abzuw art. 
Der .„Times"” wurde dieser Tage aus Cheefoo gemeldet ©: 
Japaner wurden nicht einmal die Fortführung einer Fahrstr.e.- 
von Cheefoo über Lungkou hinaus gestatten. da 
Interessen widerspräche. 

Von der „North-China Daily News" wird der Gedanke : ! 
Zwangsregister für chinesische Diensthnt.' 
in der Internationalen Niederlassung Schanehais einzumir.' 
der schon früher häufig erörtert worden ist, wieder 
genommen mit dem Hinweis, die Zeiten hätten sich geaiude 
die Klassen, die früher die Dienstboten gestellt hätten, beset?- 
heute die Kontordienerstellen, und nur ganz unbekannte Kre' 
kämen für Dienstbotenstellen in Betracht. Die .„Shun P: 
rät dringend von einer Registration ab; sie hätte gar ku 
Wert. Kein Mensch könne Dienstboten hindern, eine Ste 
chne Kündigung aufzugeben. Für die Verio!gung von Ver 
seien die Cierichte da. Gute Dienstboten würden 
registrieren Jassen. Die Verlierer wurden letzten Ences 
Auslinder sein. 


Zwei Drittel der Tonnaxwe Wladiwostokser " 
1921 war sapanisch. Nach amtlichen amerikanischen Birse-' 
wird im Jahre 1922 allein mit einem Versand von 4’ | 7.) 


sie 


re 


Getreide aus der Nordmandschurei über Wladiwostok nach 


Japan gerechnet. 


Japanische Gesetze. Der bekannte Rechts- und Patent- 
anwalt, Dr. Karl Vogt in Yokohama, einer der besten Kenner 
der japanischen Gesetze und der japanischen Sprache, hat im 
Selbstverlag einige neue UÜebersetzimgen japanischer Gesetze 


erscheinen lassen, nämlich: 
1. Die neuen japanischen Patentgesetze (in Kraft seit dem 
15. 1. 22). 


2. Das Japanische Bürgerliche Gesetzbuch. 
3. Die Japanische Zivilprozeßordnung nebst 
fassungsgesetz. 

Die Preise sind 30 M. für Nr. 1, 80 M. für Nr. 2, 60 M. für 
Nr. 3. Die Bücher können in Hamburg durch den Bruder des 
Verfassers, Herrn Dr. A. Vogt, Woldenweg 5, bezogen werden. 
Da bei der Sachkenntnis des Verfassers die Giewähr für die 
richtige Uebersetzung gegeben ist, so können die Bücher allen 
Interessenten warm empfohlen werden. 


Gerichtsver- 


Wechselkurse. 
In London (Times) notierten am: 
1. April 10. April 
1 Shanghai Tael. 3 sh a 5d 3sh3 d Be 
1 Hongkong-Dollar 2 „I, 2 „ 6° . 2 0 


ı 6 (> Eee 2 Me zen 
) Se 


2 ” 1! ; 160% 23 » 1’: cn 
1283 — 1324 M. 


1318-1359 M. 


18. April 

1 Shanghai Tal . . 3sh3 d—3sh4 d 

1 Hongkong-Dollar. . 2, 5',.d—2,6 „ 

L. Yen: 2.8 2a 2 52 Ih, 

€ 1276-— 1294 M. 

Demnach ergeben sich in Mark folgende Durchschnittskurse 
1. April 10. April 18. April 

1 Shanghai Tael . . 207—225M. 215 -226M. 206-216M. 
1 Hongkong-Dollar . 159-165 „ 160-168 „ 194—162 „ 
1 mex. Dollar 145—157 „ 150-158 „ 145-151 „ 
L Yen 2%: 6% 138-143 „ 142-146 „ 138-140 „ 


Mitteilungen desVerbandes für denFernen Osten 


Einladung zur 8. Hauptversammlung. Der Vorstand wieder- 
holt hiermit die bercits in der Nummer vom 1]. April der „Ost- 
asiatischen Rundschau“ veröffentlichte Einladung zur diesjähri- 
gen Hauptversammlung. Die Hauptversammlmg findet statt 


am Freitag, den 12. Mai 1922 (nicht am 10. Mai) im 
Sitzungssaal der Handelskammer Berlin, Berlin NW. 7, Doro- 
theenstraße 8 vormittagsum li Uhr. 
Tagesordnung. 
1. Gienehmigung des Protokolls der letzten ordentlichen 
Hauptversammlung. 

2. Besprechung des Jahresberichts 1921. 

3. Acnderung des $ 8 der Verbandssatzung. 

4. Ergänzung des Vorstandes. 

5. Ergänzung der Ausschüsse. 


Einladung zum 27. Ostasiaten-Abend. Wir weisen uoch- 
ınals darauf hin, daß am 23. und 24. Mai 192? die angekündigte 
Tagung der Deutschen, die in tinseren Kolonricl- und Schutz- 
gebieten gelebt und gewirkt haben oder Jie sich sonst für 
koloniale und überseeische Arbeit interessieren, in Berlin stätt- 
findet. Da die Arbeitsgemeinschaft der kolonialen und kKol»- 


sialinteressierten Vereine eine Aenacrung im Pıosramm hat 
cintreten lassen müssen, findet der 27. Ostasiaten-Abend, der 


ganz besonders den Kiantschou-Deutschen gewidmet sein und 
ihnen Gelegenheit zum Wiedersehen und zur Aussprache bieten 
soll, am Mittwoch, den 24 Mai, abenus 8 Uhr, im 
Ebenholzsaal des Restaurants „Rheinzold” (Eingang Potsdamer 
Straße 3) statt. 

Wir laden alle chemaligen Deutschen aus dem Fernen 
Osten und namentich die früheren Angehörigen des Schutz- 
gebictes Kiautschou nebst ihren Damen auf das herzlichste zu 
dieser Veranstaltung ein. 


Gesuchte Adresse. An Herrn Lothar Marcks gerichtete 
Zusendungen sind mit der Mitteilung „unbekannt verzogen” 
vach hier zurückgelangt. Die Geschäftsstelle des Verbandes 
für den Fernen Osten, Berlin \W, 35, Potsdamer Str. 28, wäre 


für Mitteilung der jetzigen Adresse des Herrn Marcks ver- 
bunden. 
Verschollen. Uns wird geschrieben: Fräulein Elisabeth 


Hagedorn verließ 1915 Hongkong und begab sich nach 
Schanghai, Kalece Hotel, um nach Amerika zu fahren. Wegen 
Ucbertüllung des Schiifes blieb sie zurück und ist seitdem ver- 
scholien. Die Angehörigen der Dame forschen nach deren Ver- 
bleıb und bitten alle, die Auskunft zu erteilen vermögen, um 
Nachricht. Näheres über Fräulein Hagedorn nimmt dankend 
ihre Schwester Frau Valerie Struppe geb. Hagedorn, 
Berlin-Südende, Langestraße 20a, entgegen. 


für ‚den politischen und kulturellen Teil’ 
Erich Berg, Berlin. 


Verantwortlich: 


C. Fink, Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H.,\-Berlia-SW, 


Adressennachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚Östasiatische Rundschau‘ 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande 
mitzuteilen, damit in der Zusendung der Schriften und der ‚Ostasiatischeun 
Rundschau‘ keine Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der 
Zeitschrift kommt eine Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der 
Adressat unbekannt verzogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um 
gefällige Mitteilung der jetzigen Adresse der nachstehend’ aufgeführten 
Personen: 

Geldmacher, Paul, Bonn, Kronprinzenstr. 24. 

Hemeling, G. Witzenhausen a. d. Werra, Zwiegasse 409. 

Hoffmann, G, A. Strelitz-Altstadt (Meckl.), Neubrandenburger Str. 4. 

Jantzen, H., Hamburg 19, Fruchtallee 79. 

Keiper, Frau Professor, Berlin-Wilmersdorf, Güntzelstr. 

Klette, J., Altona-Elbe, Helenenstr. 31 11. 

Knauer, E. Berlin NW. 6, Luisenplatz 1211. 

Knothe, O.,i. Fa.: Thomas, Thomas & Co., Hamburg, Rathausstr. 27 (Bülow- 
haus). 

Krieger, Dr., Rittergut Osterndorf b. Beverstedt, Bezirk Bremen. 

Köppe, F. W. E., Schierke i. Harz, Hotel Fürstenberg. 

Körner, Hermann, Berlin-Schöneberg. Torgauer Str. 101. 

Kühne, Rudolf, Weltevreden, Noordwyik, Ndl.-indien. 

Kuschar, Ed. Essen-Borbeck, Gerichtstr. 47 (nach China ausge:eist). 

Lanshammer, O. I, Berlin, Friedrichstr. 100, Reichsverwerlungsamt, 
Zimmer 355 {nach China ausgereist). 


13. 


Lieb, Hans, E., Wesel, Fluthgrafstr. 14. 

Liebach, G. Hauptmann a. D., per Adresse: Bessling, Berlin W. 15, 
Xantener Str. 6. 

Lippert, G. H., Frankfurt a. M., Humboldtstr. 12. 

Lipporte, I. Münster i. Westf., Hörster Platz 2 I. 

Lührß, W.. Hamburg, Uhlandstr. 35. 


Lund, Ernst, Berlin W. 30, Motzstr. 17 III Gth. 

Lüssen. H. I. H., Hamburg, Rebhofstr. 1. 

Maas, W. H.. Mannheim, Werderstr. 18 (nach Amerika verzogen). 
Marcks, Lothar, Hankow (China). 

Mauerer, Franz Xaver, Dresden, Blumenstr. 3 II 1. 
Meußer, OÖ. Magdeburg S.. Weberstr. 8 II r. 

Meyer, Emil. Berlin W. 9, Budapester Str. 1. 

Meyn, W., Lrackwede bei Lüneburg. 
Mohr, A., Berlin-Schlachtensee, Heinrichstr. 
Roese, Dr., früher Detmold, Emilienstr. 20 (jetzt vermutlich Hankow). 
Seiffert, Kapitänleutnant a. D., Bonn, Bismarckstr, 15. 

Siebs, H. A., Pension Baumbach, Bremen, Dobbenweg 10. 
Stock, Wilhelm, Amsterdam, Nieuwe Spiegelstraat 17. 


9a. 


Vogel, Carl. Grube „Erika, Ledigenheim Ill, Post Lantawerk (Lausitz). 
Adressenänderung. 
Arend, lleinz, Hcophata b. Kreysa, Bezirk Cassel. 


Krusius, Prot Dr., Wasa (Finnland). 

Kunze, Richard, Berlin-Charlottenburg, Lützower Str. 
Mühlenbein, O. Groß-Lichterfelde-Ost, 
Pinnau, r., Tientsn 

Roß, Karl Heinrich, Offenbach a. Main, Sieberer Str. 
Rottweiler, E.. Adorf i. Vogtl., Hindenburgstr. 9. 
Schläger, J. H. Kiaochow, Schantung. 
Schneider, Ulrich, Lindenberg (Allgäu), 
‚„E.. Königsberg i. Pr., Drummstr. 11 1. 

ner, Richard, Bergedorf b. Hamburg, Wentorfer Str. 
‚ Heinrich, Lübeck, Bugenhagenstr, 4. 


6 IM. 


Kriegerheimstätten, Haus 36. 


111. 


Bismarckstr. 4. 


30. 


Dr. F..W.. Mohr, Hamburg;\ für) die Anzeigen: 
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The „Clen“Line & ‚Shire“Line| 


Joint Service of Steamers. 


Namburg-Ostasien 


Hamburg e 


Rene Port Sald, Penang, 
— Ostasien | |! Port Swettenham, Singapore, 
Port Said, Singapore, Hongkong, Hongkong, Shanghal und den 
Shanghai, Kobe, Yokohama Dalny lananischen Häfen 


und Wladiwostock 


Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 


Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 
und Norske Afrika og Australic Linie. 


(Conferenz-Linien.) 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 


M/S. „Java . . . . 2... Anfang Mai Küstenplätzen auf Durchfracht. 
M/S. „Peru“... . .. . . Mitte Mai Regelmäßige monatliche Abfahrten 
. D. „Gienshane“ . . . . . am 10.Mai 
Port Said, Penang, Singapore und Bangkok (direkt) D. „Pembrokeshire“‘ . . am 2. Juni 
M/S. „Bintang“‘ oder Ersatz . . Mitte Mai Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 
Güterannahme Kalschuppen 37. Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 
Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: Eider Dempster & C0., Lid, 
R. Ludolphs, Hamburg, Hamburg, Hopfenmarkt 2 
Ferdinandstraße 29/33. Fernruf: Vulkan 8453, Eibe 8022. — Börsenstand: 


Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 Pfeiler 34 A, Sitz C. 


LELDTTTTERSTSTTTEETETSSETEPEETZPTTEBEETTTELTTEETDIUTTUPBEZTTTLEBEEBZTTEETEBBZZTTEPEETTITTLEEPPTTTTTEESTTUTTEEE TED TEEPEETUTTEEUTETPITLEEESPTTTERRTTTTTIEEELTHT 


PAUL WOLFRAM Ertart, Thesterstr.8 


la Orange Broken Pekoe M. 160.— das Piund. 
Versand unter Nachnahme, pfundweise in jeder beliebigen Menge. 


GLENK 


Berlin 
Unfer den Linden 31 


Kunst und Antiquitäten 
Spezialität: CHINA 


ALDTTEETETEBTTTTEESTTTEETTTTTEBESUTTEETSTTETEPESTUTEEESTTTTEEEBTTTDERSEITERERBTTTEBELTTTEPBERZTTEERTTITP EHRT LIT EEZLTERPTTETTEESTTTEEET ILS UP REEE ET 


PAUL DACHSEL 


Im£crt Tientsin-China ixrcrt 
Für chinesische und Japanische 


Chinesische Kunstgegenstände KUNSTGEGENSTÄNDE 


Speziniisft: Antique Chinaporzellane von Inter- Bronzen, Porzellane, Jade usw. 
nationaler Werischätzung zahlt hohe Preise 
C. A. NEBOLD. Neusalza-Spremberg. Woltstraße ! 
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Bu Allgemeiner und politischer Teil mim 


(Abgeschlossen am 23. Mai 1922.) 


Welche geistigen Werte kann China uns geben? 


Von ErnstBoerschmann 


1. 


Das Bedürfnis, die innersten Gedanken, in denen man selbst 
und miteinander lebt, in sichtbare Formen zu präwen, war in 
China immer schr stark und erklärt jene ungeheure breite und 
glänzende Kunstübung, die uns auf aller Gebieten entgegentritt. 
Voraussetzung dafür war ein ausxebildeter Religionskultus, und 
dessen Voraussetzung wieder war die Durchbildung und Ver- 
breitung philosophischer Wahrheiten in wissenschaf:licher, aber 
auch in einer allgemeinverständlichen Fassung. In welchem 
Umfange die Grundzüge des chinesischen Denkens durch die 
Philosophen im Laufe der langen chinesischen Geschichte fest- 
gelegt wurden, welche Wandlungen sie bei aller Einheitlichkeit 
durchmachten, ist auch weiteren Kreisen nei uns bekannt ge- 
worden. Es max hier aber darauf hinzewiesen werden, wie 
sehr diese Kenntnisse in breiieste Volksschichten eindrangen, 
wie sie in knappem Wortlaut, in Schuibüchern, als Sprüche, 
Lieder, Zitate und öffentliche Inschriften immer wieder den 
Sinn des Volkes durchtränkten und zur Einheit bildeten. So 
geschah es, daß selbst der gemteinste Mann in China sich jenen 
Wahrheiten gar nicht entziehen kann und bis zu einem xe- 
wissen Grade ihr Träger wird. Das ist ein grundlegender 
Unterschied gegen uns, bei denen philosophische Dinge meist 
losgelöst bleiben vom völkischen Strome, nur selten eine Form 
finden, in der sie auch dem kleinen Manne verständlich werden, 
und gewöhnlich nur einem kleinen Kreise von Gebildeten zu- 
gänglich bleiben. Eine Folge von der Wertschätzung der Weis- 
heit in China war das breite Streben nach Bildung, nach wissen- 
schaftlichen Anschen. Dazu gab überdies der Wunsch, Beamter 
zu werden, einen starken Ansporn. Ferner aber war damit ver- 
bunden die Ehrfurcht vor der UÜcberlieferung und vor der Gc- 
schichte, vor einer Vergangenheit, aus der die Dinge der 
Gegenwart stetig sich entwickeln und ohne deren Kenntnis sie 
nicht zu meistern sind. 

Ein wesentliches Hilfsmittel für die Breite des geistigen 
Verstehens bestand aber darin, daß man in China die philo- 
sophischen Gedanken in den religiösen Bereich erhob und dabei 
äußere Formen fand, die den Chinesen auf Schritt und Tritt zum 
Kultus oder wenigstens zum Nachdenken geradezu zwangen. 
Hand in Hand mit dem Ahnenkult, der vielleicht schon an der 
Schwelle chinesischer Kultur stand, ging die Beseclung der 
Natur mit Geistern und Göttern, in denen die Kräfte der Natur 
deutlich gemacht und verehrt wurden. Die Kraft zur Personi- 
fikation, die darin liegt, daß man sich ein Pantheon von Göttern 
und eine große Zahl von Symbolen schafft, ist ja nichts weiter. 
als die Fähigkeit, allgemeine Gedanken gesondert zu fassen und 
in feste Formeln zu präxen, und Jäuft durchaus parallel jener 
Fähigkeit, Begriffe in Worte und Sätze zu gießen. Das ist die 
Vorbedingiımg für Verständnis und Fortschritt unter den Men- 
schen. Die Macht der Formen, selbst der Zeremonien, haben 
die Chinesen bis ins Letzte erkannt und zewürdigt. ihr huldigen 
sie im Verkehr untereinander, in Staat, Familie und Beruf. Jene 
Macht ist um so größer. je mehr man gewahr wird, daß die 
Formen nicht nur die Sinne beeinflussen, sondern daß sie auf 
die Gedanken selbst zurückwirken, ihnen Festigkeit und ver- 
tieften Inhalt geben. Die Durchbildung der drei Religionen und 
ihre gegenseitige Durchdringung sind von dem starken Gec- 
brauch äußerer Formen nicht zu trennen. 

Die hohe Wertschätzung des Formalen muß man sich klar 
machen, um die große Bedeutung zu begreifen, die für das 
Geistesleben der Chinesen die Werke der Baukunst genommen 
haben. In ihnen mußten sie alles das niederlegen und zum 
Ausdruck bringen, was sie geistir und religiös einpfanden, die 
Bauten wurden Sinnbilder des Göttlichen und Menschlichen. Da 


die Wohngebäude zugleich Kuitstätten sind, mindestens einen 
Alınenaltar bergen, so suchte man durch das eigene Haus nicht 
nur die natürlichen Forderungen des Wohnens zu erfüllen, son- 
dern auch mit den Göttern und Geistern, den religiösen Ver- 
körperungen von Natur und Familie, ins Einvernehmen zu gc- 
langen. 

Schon bei den Wohnstätten finden wir daher den ständigen, 
tiefen Bezug auf die Gedanken, die der Mensch sich von seiner 
Stellung in einer göttlich beseelten Natur macht, dargestellt in 
Grundriß und Aufbau, vor allem aber in den Schmuckformen, zu- 
mal den Ornamenten. Diese besitzen künstlerischen Reiz, 
Strenge und Phantasie, sind von äußerster Feinheit ‚und Leb- 
haftigkeit, weil sie als Symbole empfunden sind und den Sinn 
der Natur, ihren unermeßlichen Reichtum, aber auch ihre Ord- 
nung und Harmonie widerspiegeln sollen. Das gilt in noch 
höherem Maße für die Landhäuser und Gärten, noch mehr für 
die Gräber der Chinesen, in denen sie ihre Einheit mit der 
Natur, ihre Rückkehr zu ihr mit dem ganzen Aufgebot einer 
sicheren und reichen Kunst darzustellen verstehen. Als letzte 
Steigerung offenbaren die zahllosen Heiligtümer und Tempel des 
Taoismus, des Buddhismus und der Staatsreligion, auch die 
kaiserlichen Paläste die unmittelbarsten Beziehungen zur Natur, 
ja die Einheit göttlicher Gewalten und der Seele des Menschen. 
Die gesamte Natur, die enge Stelle, an die das Bauwerk sich 
erhebt, die weitere Umgebung, die Landschaft, ja schließlich 
das ganze Land sind mit diesem Geiste durchdrungen, werden 
innerlich geschaut. Daraus fließt die Kraft zur Erfindung der 
Kunstformen, deren warmes Leben und unendlicher Zauber nur 
aus der völligen Hingabe des Künstlers an die Natur und aus 
dem völligen Aufgeben seiner selbst zu erklären ist. Ohne 
seelische Tiefe ersteht keine Form, die neues Leben zeugen 
kann. : 5 | 

Von gleichem Geiste sind auch die Werke des Kunsthand- 
werks in China erfüllt. Hier gilt das gleiche wie von den 
Gieisteswissenschaften. Empfindung und Bedürfnis für Kunst 
gehen hinunter bis in die untersten Volksschichten. Und ist der 
einfachste Chinese mit seinem Denken in der sicheren Hut einer 
erprobten Lehre, die ihm gleichwohl Leben und Freiheit läßt. 
weil sie selbst reine Natur ist, so fühlt er in den Geräten und 
Dingen des täglichen Gebrauchs den künstlerischen Pulsschlax 
seines Volkes. Um so erstaunlicher sind die Einheitlichkeit 
und die Verinnerlichung dieser Kunstformen, als ein großer Teil 
von ihnen zweifellos einst aus dem Westen nach China kamı. 
Das gilt für zahllose Muster etwa in Porzellan, Bronze und 
Schnitzkunst, die wir heute als ausgeprägt chinesisch kennen. 
Gerade dieser Umstand aber läßt die Selbständigkeit und die 
Kraft des chinesischen Geistes erkennen, der das Neue zwar 
bereitwillig aufnahm, aber es nachdrücklich in seine Richtung 
zwang und ihm scinen eigensten Stempel aufdrückte. 

Das gilt auch für den Zweig chinesischer Kunst, der, rein 
künstlerisch gewertet, an höchster Stelle steht, die Malerei. Es 
unterliegt für mich keinem Zweifel, daß diese olıne westliche 
Einwirkung, die sich in schr frühe Zeit verlieren mag, nicht 
entstehen konnte. Daß sie aber jene absolute Größe erreichte, 
in der sie uns entgegentritt, ist ausschließlich das Verdienst des 
chinesischen Genius, der die Scelen von Natur und Mensch zu 
einer einzigen verband. Chinesische Bilder erscheinen nicht 
als Wiederholung der Natur, sondern als eine Vision, als die 
Verkörperung eines flüchtigen Gedankens, der aus einem war- 
men Untergrund, dem Urhauch selbst, Gestalt gewann und nun 
als reine Idee unserm Auge erscheint. Fast miühclos, wie 
selbstverständlich fließen Umrisse, Flächen und Farben aus der 
Tiefe, aber sicher, klar und einfach, fast den Naturformen selb-.t 
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entrückt, geben sie uns das Wesen des Seins. Chinesische Ge- 
mälde offenbaren die Möglichkeit, durch die Kunst eine Einheit 
zu schaffen von tiefster Durchdringungz der Welt und vollkom- 
menster (Gestaltung menschlichen Empfindens. 

Die wenigen Grundgedanken, die hier aus der Betrachtung 
chinesischer Kultur gewonnen wurden, um ihr Wesen und ihre 
Kraft zu kennzeichnen, mußten natürlich das Positive, das 
Lichtvolle in den Vordergrund rücken als das Bleibende, das 
über dem Vergänglichen steht. Man kommt nicht weiter, wenn 
man sich mit kleinen Dingen oder gar mit ihrer Nachtseite be- 
faßt. Es ist wahrlich kein Kleines, ein Volk zu begreifen, das 
fast drei Jahrtausende ohne Unterbrechung in Blüte stand, seine 
Eigenart behauptete und ständig festigte, das neuen Einflüssen 
zugänglich war, sie aber mit geheimnisvoller Gewalt sich zu 
eigen machte und gänzlich in sich verarbeitete. Es gibt kein 
zweites Beispiel in der Geschichte. Natürlich ist keine Rede 
davon, daß wir das, was uns in China als außerordentlich gut 
erscheint, ohne weiteres übernehmen könnten oder sollten. Es 
handelt sich gar nicht um Einzelheiten, sondern um den Ur- 
grund. Man muß sich über die geistigen Werte Chinas klar 
werden, um einen Vergleich mit uns zu ziehen. Dieser ergibt 
sich ohne weiteres, wenn man bei der Beurteilung Chinas das 
Bild Europas, das Bild Deutschlands beständig im Herzen trägt. 

Unsere Pflicht, die Kultur Chinas zu ergründen, wurde be- 
reits hervorgehoben. Vor dem Kriege konnten wir Deutsche 
den Ruhm für uns in Anspruch nehmen, einen großen Tett der 
wissenschaftlichen Forschung über China geleistet zu haben. 


Im Kriege haben wir nicht ganz geruht. Und jetzt bietet sic 
die Möglichkeit, jene Arbeiten fortzusetzen, durch gegenseitiges 
Verstehen China und uns einander näher zu bringen. Das wäre 
eine Angelegenheit. der ganzen weißen Rasse. Wir Deutsche 
haben aber keine Veranlassung, hierin eine Solidarität mit den 
anderen, uns bisher feindlichen Staaten zu pflegen, mit denen 
wir früher Schulter an Schulter die Chinaforschungen betrieben. 
Wir sind nach dem Willen jener Staaten ausgeschlossen von 
der gleichberechtigten Kulturarbeit im Auslande, unser: 
wissenschaftliche Arbeit ist durch den Abbruch zahlreicher Be- 
ziehungen und durch unsere schwierige Wirtschaftslage äußerst 
behindert. Trotzdem wollen wir diese Arbeit, zu der wir ans 
durch Tradition, durch frühere Erfolge und durch unsere Ver- 
anlagung ganz besonders berufen fühlen, weiterführen und di: 
schwere Zeit überwinden. Wir schöpfen die Zuversicht für da‘ 
Gelingen aus der Freundschaft weiter gebildeter chinesische: 
Kreise, die wahres geistiges Einvernehmen mit Deutschlani 
eher als mit anderen Ländern erstreben und für möglich halter. 
dann aber aus der Ueberzeugung, daß der geistige Untergrund 
den ein Velk sich baut zusammen mit cinem anderen. di 
festeste Brücke zwischen ihner bildet. Wo diese zuerst gt 
schlagen ist, blühen zuerst und von selbst die Staaten und ihr: 
Wirtschaft, denn eins ist des andern Vorteil. Reichen wir un 
also offen die Hände, machen wir die Herzen frei und seien w'’ 
bereit, von einander vor allem jene geistigen Werte zi 
empfangen, die jeden vorwärts bringen können auf seinem Wi; 
in die Höhe. 


Der Krieg der Generale in China. 


Die sehr verworrenen Verhältnisse in China sind 
Ende April unhaltbar geworden. Alles drängte zu einer Aus- 
einandersetzımg der Machthaber mit den Waffen. Wu Pei-fu 
hat die Gefahr, in die er durch weiteres Zögern geraten mußte, 
rechtzeitig erkannt. Einem gleichzeitigen Angriff Sun Yat-sens 
umd Chang Tso-lins war er nicht gewachsen. Es galt erst deA 
einen, dann den anderen zu schlagen. Wu warf sich auf Chang. 
Dieser hatte die Linie Machang (südwestlich von Peking an der 
Hankoner Bahn) — Changhsintien (an der Pukouer Balın) be- 
setzte 'Wu richtete anscheimend seinen Hauptangriff auf 
Machang, machte tatsächlich aber eine geschickte Flanken- 
bewegung auf seinem rechten Flüzel Dort warf er über- 
raschend die Changschen Truppen nach erbittertem Kampf zu- 
rück. Zwei der Generale Changs gingen während der Kämpie 
zu Wu über. Außer Toten ımd Verwundeten verlor Chang auch 
eine erhebliche Zahl von Gefangenen und mußte nun seinen 
rechten bei Machang im allgemeinen erfolgreich kämpfenden 
Flügel gleichfalls zurückzunehmen 

Für die politischen Wünsch», die die auswärtigen Mächte 
zurzeit hegen, ist es bezeichnend, daß sowohl die engli- 
schen wie die amerikanischen Blätter sofort die Meldung 
von einem entscheidenden Sieg Wu Pei-fus über die Welt ver- 
hreiteten. Wu selbst war vorsichtiger in seinen Aeußerungen: 
er betonte ausdrücklich, von einem entscheidenden Sieg sei noch 
keine Rede. Nach einigen Tagen berichtete die englische 
Presse, Chang suche hinter dem Schutz der Großen Mauer seine 
Truppen zu sammeln. Japanische Zeitungen sprachen dagegen 
von Anfang an nur von einem strategischen Rückzug Changs. 
Neuerdings heißt es, Chang zöxe Verstärkungen aus Mukden 
herbei: seine Haupttruppen hätten überhaupt noch nicht im 
Felde gestanden: er selbst befände sich an der Front. und zwar 
im Raum Changli-Luangchou an der Tientsin— Mukdener Bahn 
etwa 50 Kilometer westlich von der Großen Mauer. Wu stände 
ihm in einer Entfernung von 5N Kilometern zerenüber. Ob ein 
entscheidender Kampf bevorsteht, ist nicht zu erkennen. Vor- 
keufis scheint Wn Pei-fu wenig Neigung zu verspüren, einen 
\orstoß über die Ciroße Maner hinnus zu waren. Inzwischen 
lat Präsident Hsüi Sh-chang Marschall Chiane Tso-lin des Postens 
des Generalinspekteurs der Mandschurei enthoben, ihn aber als 
Kommandierenden General in Mukden belassen. Chang hat 


diesen Erlaß kurzr Hand mit einer Unabhäneigkeitserklürun” 
der Mandschurei beantwortet. So liegen die Dinge zurzeit. 

Bisher hat Sun Yat-sen von Süden her nicht eingreift“ 
können Nach einer Meldung sollen die Vorposten seiner der. 
Kiangsi und Hunan nach Norden vorrückenden Kolonne nic 
weit von Changsha, der Hauptstadt Hunans, entfernt sein. Fir. 
Bestätigung bleibt abzuwarten. Ganz klar liegen die Dinge 
Südchina nicht. Sım Yat-sen hat seinen bisherizen Höchstker- 
mandierenden und Gouverneur von Kuangtung, General Ci 
Chiumg-ming, angeblich wegen eines Verstoßes gegen J. 
Subordination, entlassen. ihn aber als Kriegsminister beibehat:: 
Neuerdings heißt es aber wieder, Chen sei nach wie vor Gu- 
verneur der Provinz Kuangtung. Das klingt für europäisch. 
Ohren ebenso seltsam, wie die Entlassung Chang Tse-i 
Gleichzeitig kommen Meldungen von Unruhen in Yünnan, wo 
zu örtlichen Kämpfen zwischen den Anhängern verschieder: 
Gruppen gekommen ist; sie sollen den weiteren Vormarsch 
Südarmee vorläufig unmöglich machen. Cierüchte wer 
wissen. der Südwesten sei überhaupt unzulässig und w: 
seine eigenen Wege gehen. 

Alles deutet darauf hin, als ob der Zersetzungsprozuß ch.® 
unaufhaltsame Fortschritte macht. An sich kann das nicht In” 
raschen. Die Dinge liegen keinesegs so einfach, daß es z. 
drei oder vier geschlossene Gruppen gäbe, die sich bekämmit 
Vielmehr ist jede einzelne Gruppe in sich wieder uneinix. F 
Teit der Fengtiener Generale hält es mit Chihli, und ein T. 
der Chihlier mit Fengtien. Wo immer im Augenblick der sr - 
Vorteil winkt, bildet sich ein neues Bündnis, um im näch®. 
Augenblick wieder zu zerfallen. Es hat daher für den Be” 
achter auch wenig Wert. jede neue Extratour. die hier vv 
dort getanzt wird, zu registrieren. Im Augenblick her“ 
Chaos. Was werden wird, kann niemand sagen. 

Ein Blick in die Geschichte läßt erkenn:n, daß sich ähriü ti» 
die chinesische Geschichte läßt erkennen, daß sich Am Jo 
wie wir es heute erleben, in China schon mehr als eirma 
gespielt hat. In der Regel ist ein solcher Zerfall Chinas nr ° 
Anzahl selbständiger Staaten eingetreten, wenn Jdas Sc 
einer ausländischen Eroberungsdynastie sich eriuilt h.tte 
genau wie das jetzige Chaos eine Folge des Zusammen?” 
der fremdstämmigen Mandschudynastie ist, Dann habıa “- 


die Reiche untereinander bekämpft. In früberen Zeiten hat das 
meist 50 bis 100 Jahre gedauert. Wird es dieses Mal ebenso 
lange dauern? Manches hat sich ja in China unter dem Druck 
veränderter Verhältnisse geänderte Im Grunde aber ist das 
heutige China von dem vergangener Jahrhunderte nicht so sehr 
verschieden. Wohl hat China ein paar Eisenbahnen; aber was 
bedeuten sie? Es fehlt an großen Landstraßen; der Flußverkehr 
ist primitiv. Die bisherigen Kämpfe haben eigentlich nur be- 
wiesen, daß keiner der Generale 500 Kilometer oder weiter 
von seinem Stützpunkt erfolgreich Krieg führen kann. An 
Leistungen, wie sie England in entlegenen Ländern seit Jahr- 
zehnten aufzuweisen, wie sie auch Deutschland im Weltkrieg 
glänzend im Nahen Osten durchgeführt hat, ist in China nicht 
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zu denken. So wenig Chang ader Sun bisher bis zum Yangtse 
haben durchdringen können, so wenig kann Wu in die 
Mandschurei einfallen oder an eine Besetzung Cantons denkeıı. 
Das vermochten wohl, als es noch keine Maschinengewehre 
und keine Flugzeuge gab, mit ihrer aufgespeicherten wilden 
Kraft die mongolischen und mandschurischen Reitervölker, 
können aber mit modernen Waffen und Troß belastete Heere 
ohne die nötigen Straßen nicht. 

Auch das spricht sichtlich dafür, daß man vorderhand 
nur mit Einzelkämpfen hier und dort zu rechnen haben wird. 
Wann die starke Hand des Diktators kommen wird, der sich 
auf der ganzen Linie siegreich durchsetzen wird, ist noch in der 
Zukunft Schoß begraben. CF. 


Gedanken zur politischen Lage Japans. 


Seit Anfang März, also fast drei Monaten, besteht in Japan 
eine Kabinettskrisis. Während der letzten Tagung des japa- 
nischen Reichstags ist es im Unterhaus zu recht aufgeregten 
Parteikämpfen gekommen. Ihre Bedeutung lag vor allem darin, 
daß obwohl die Opposition sich von Anfang an darüber klar 
war, daß sie infolge ihrer zahlenmässigen Unterlegenheit auf 
einen Sieg nicht rechnen könne, sie doch den Kampf gegen 
die Regierung mit Erbitterung führte. Freilich hatte sie mittel- 
bar einen starken Bundesgenossen im Herrenhaus, in dem die 
Seiyukai, die Mehrheitspartei des Unterhauses, aus dem das 
Kabinett Hara und nach Haras Ermordung das Kabinett Taka- 
hashi hervorgegangen waren, nicht über die gleiche Mehrheit 
verfügte wie im Unterhaus. Eine Zeitlang war unter diesen 
Umständen schon das Kabinett Hara bedroht gewesen. Man 
hatte aber im Herrenhaus Bedenken, ein Ministerium wegen 
seiner Schulpolitik zu stürzen, wenn man auch gerade in den 
Kreisen der „Peers” es als schwere Kränkung empfand, daß 
die Regierung die Vorrechte der Universitäten, in denen man 
stets einen ”?feiler des Kaisergedankens gesehen hatte, schmälern 
wollte. Der Ministerpräsident Baron Takalıashi ließ sich aber 
nicht einschüchtern, und der Erfolg hat ihm soweit Recht ge- 
eben. Es gelang Takahashi vor allem, durch ein Kompromiss 
die sehr bedeutsame Regierungsvorlage über eine Herabsetzung 
der Stärke des Heeres durchzusetzen und damit das Budget er- 
"eblich zu erleichtern. (Es handelte sich dabei um 30 Mill. Yen.) 

Das Kompromiß würde in dieser Form kaum zustande gekom- 
men sein, wenn der alte Führer der Militärpartei Fürst Yamagata 
voch gelebt hätte. Seit er seinen Einfluß in der Politik des 
Reiches nicht mehr geltend machen kann, trägt die Regierung 
entschieden der öffentlichen Meinung, die überwiegend auf Be- 
schränkung der Heeresrüstungen ist, in größerem Maße Rechnung, 
und setzt sich der Militärpartei gegenüber mit unverkennbarem 
Erfolg durch. Immerhin machten sich aber bald nach der Ver- 
tagung des Reichstags im Kabinett allerlei Unstimmigkeiten be- 
merkbar. Die Choshu-Partei (Militär) suchte noch einmal alle 
Kräfte aufzubieten, um den alten Einfluß zurückzugewinnen, 
und eine Zeitlang schien die Stellung des Ministeriums Takahashi 
unhaltbar geworden zu sein. Aber der Prinzregent ersuchte 
Vicomte Takahashi, als dieser den Wunsch des Kabinetts zurück- 
zutreten übermittelte, ein neues Kabinett zu bilden. Das wäre 
einer Umgestaltung des Ministeriums durch Ausschiffung der 
Satsuma-Minister (Flottenpartei) gleichgekommen, deren vor- 
nchmster im Kabinett der Minister des Acußeren Graf Uchida 
wär. Soweit aus den recht spärlichen bisher vorliegenden Mel- 
dungen aus Tokyo ersichtlich ist, hat sich die Kabinettskrisis 
seitdem hingezogen, ohne zu einem positiven Ergebnis zu führen. 
Graf Uchida führt jedenfalls nach wie vor die Geschäfte des 
Auswärtigen Amtes. 

Die Londoner „Times” will freilich wissen, das Kabinett 
Takahashi müsse heute schon als erledirt angeschen werden. 
In London ist man natürlich an der weiteren Entwicklung der 
Dinge in Tokyo im weitesten Maße interessiert. Die Marine- 
politik Japans ist durch die Washingtonere Konferenz festgelegt. 
Der Flottenbanu ist eingeschränkt und damit der britischen Admi- 
ralität ein schwerer Stein vom Herzen genommen. Es kommt 


nun für England alles darauf an, wie Japan seine Festlands- 
politik gestalten wird. Wird auch da der Abbau weitergehen 
oder wird Japan seine Stellung auf dem asiatischen Kontinent 
behaupten und festigen? Die ‚englische Presse deutet mit 
groBem Mißbehagen immer und immer wieder an, Japan stände 
Jinter dem bisherigen Generalinspekteur der Mandschurei Mar- 
schall Chang Tso-lin, wovon übrigens auch die Regierung in 
Tschita überzeugt ist. Deshalb wünscht die englische Presse 
den Sieg Changs Gegners, des Generals Wu Pei-fu, und hat 
ihn der Welt — möglicherweise etwas voreilig — bereits ver- 
kündet. Im Haus der Gemeinen hat dieser Tage der Lord-Ge- 
heim-Siegelbewahrer Chamberlain mitgeteilt, die englische ‚Re- 
gierung beabsichtige dem verbündeten Japan freundschaftliche 
Vorstellungen zu unterbreiten, in Hinblick auf die Erkiärung ‚des 
Moskauer Vertreters in Genua Tschitscherin, ein Angriff auf die 
Republik des Fernen Ostens würde automatisch Krieg mit Ruß- 
land bedeuten, das Gebiet der Republik des Fernen Ostens ohne 
Verzug zu räumen. In Uebereinstimmung mit den Forderungen 
der japanischen Presse, hat die japanische Regierung sich den 
Kämpfen der chinesischen Generale gegenüber neutral erklärt 
und versichert, sie habe gar kein Interesse an dem Ausgang 
dieser Kämpfe. Das mag richtig gewesen sein, so lange im 
wesentlichen am Bestand des Chinesischen Reiches nichts ge- 
ändert wurde, so lange man sich in Tokyo sagen durfte, wer 
auch immer von Peking als Machthaber nach Mukden geschickt 
wird, wird sich mit uns als seinen nächsten Nachbarn — und 
zwar übermächtigen Nachbarn — verständigen müssen. Nun 
aber hat Chang Tso-lin seine von Peking verfügte Absetzung 
als Generalinspekteur der Mandschurei mit der Unabhängig- 
keitserklärung der Mandschurei beantwortet. Damit ist, wenn 
auch die selbständige Mandschurei ihm gegenüber noch ohn- 
mächtiger als das die Mandschurei mit umfassende Chinesische 
Reich, für Japan ein ganz neues Problem entstanden, und das 
um so mehr als Moskau in Ostasien entschieden Fortschritte 
macht. Unter Moskaus Einfluß hat sich die Mongolei wieder 
unabhängig von China erklärt und eine Sowjetregierung ein- 
geführt. 

Dasselbe ist mit Yakutsk der Fall, also dem nordöstlichen 
Gebiet Sibiriens von Kamtschatka bis zum Ud (der 300 km 
westlich vom Amur ins Ochotskische Meer mündet) und bis in 
die Nähe von Irkutsk. Auch hier ist eine neue Sowjetregierung 
gebildet worden. Und in Genua hat Moskau trotz allen Wider- 
spruchs Japans durchgesetzt, daß Jie achtmonatige Treuga Dei 
auch die russischen Sowjetrepubliken des Fernen Ostens um- 
fassen soll. Wird Japan dem allen ruhig zusehen? Anzeichen 
in der englischen Presse deuten darauf hin, daß man das in ge- 
wissen Londoner Kreisen sehr wünscht. Von diesem Standpunkt 
eus wird cine Meldung der „Times“ zu beurteilen sein, Jie mit 
Vicomte Kato als dem Nachfolger Vicomte Takahashis an der 
Spitze der japanischen Regierung rechnet. Kato hat sich bei 
mehr als einer Gelegenheit für eine schleunige Räumung 
Sibiriens eingesetzt, also die Politik vertreten, die England sehr 
entschieden vertritt. Ob sich aber die Wünsche Englands, das 
in Tokyo ein Kabinett Kato ans Ruder kommt,_ bleibt ab- 
zuwarten. Ebenso aber auch, ob Vicomte Kato,derwbei Ausbruch 
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des Weltkrieges, wo er unter dem Grafen Okuma Minister des 
Aecußern war, sich auch heute unter sehr veränderten Verhält- 
tissen als ein unentwegter Parteigänger Englands erweisen würde. 
In London rechnet man anscheinend damit; die englische Presse 
fühlt sich seit einiger Zeit zum Schrittmacher Katos auf dem 
Wege zur Ministerpräsidentschaft berufen. Man soll nie in der 
Politik prophezeien; es kommt oft ganz anders, als die besten 
Kenner der Verhältnisse geglaubt haben. So mögen sich die 
britischen Hoffnungen verwirklichen und die kaum angeknüpften 
japanisch-französischen Bande mögen ball wieder zerreißen. 

Letzteres braucht indessen keineswegs eine Folge der Wie- 
derannäherug Japans mit England zu sein. Eine Erkältung der 
Beziehungen Tokyos zu Paris kann auch aus einem Ausgleich 
mit Rußland folgen. In Genua haben sich Vicomte Ishii und 
Tschitscherin ziemlich derb die Wahrheit gesagt. Asiatische 
Völker benutzen andere Mittel in der Politik, als man sie sich in 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten mit dem Hut in der Hand 
zu cigen gemacht hat. Noch ehe die Genuaer Konferenz ausein- 
anderging kamen Meldungen, nach deutschem Vorbild habe auch 
Japan, wie Italien und die Tschechoslowakei, ein Handelsabkom- 
ıncn mit Sowjetrußland vorbereitet. Das ist eine neue Ent- 
wickelung, die die kommende Tokyoer Regierung vor ein 


weiteres Problem stellt. Mit dem heute krampfhaft nach 
Washington schielenden Frankreich und dem augenscheinlich 
Fühlung mit England anstrebenden Rußland kann Japan nicht 
gleichzeitig zusammengehen. Ob aber ein gleichzeitiges Zu- 


sammengehen mit England und Rußland nicht möglich ist, ist 
eine andere Frage. 

Därüber besteht jedenfalls kein Zweifel, daß heute, 
wenn auch nicht das Zentrum, so doch eines der 


großen Zentren der Weltpolitik an den Gestaden des Stillen 
Ozeans liegt. Die Mitwirkung an den sich daraus ergebenden 
Fragen vielleicht wird die vornehmste Aufgabe des kommenden 
japanischen Kabinetts sein, und dieses wird zeigen müssen, oh 
es tatsächlich imstande ist, die Militärpartei, die bisher auf die 
politische Entwicklung der Dinge in Japan den allergrößten Ein- 
fluß gehabt hat, von einer Einmischung in die Fragen der Politik 
fernzuhalten. | 

fernzuhalten. Vorläufig steht die Welt der Tatsache gegenüber. 
daß Japan bisher nicht allein keine Truppen aus Ostsibirien 
zurückgezogen hat, sondern, wenn die neuesten Meldungen aus 
London sich bestätigen, seine Armee dort erheblich verstärkt 
hat und zurzeit über nicht weniger alf% 100000 Mann in der 
Küstenprovinz hält. CF. 


Zur politischen Entwicklung in Südchina. 


In der „Weekly Review“ veröffentlicht Orrin Keith 
eine Uebersicht der Ereignisse und der Entwicklungen in Süd- 
china, die zum Verständnis der Gesamtlage in China von Wert 
sind. Es ist dringend nötig, daß man von deutscher Seite die 
Dinge in Südchina ruhig sachlich beurteilt und sich von den 
Vorurteilen frei macht, die durch den großeren Teil deı auf eine 
Giegnerschaft zu Canton eingestellten englischen Presse gsweckt 
und genährt werden. Als Deutsche, denen in der Vergangen- 
lieit in weitern Kreisen Chinas auch in dem von uns politisch 
oft vernachlässigten Süden, mancherlei Sympathien entgegen- 
gebracht worden sind, wie sie auch heute noch besteiten, 
missen wir uns hüten, einseitiz für die eine oder andere (iruppe 
in China Partei zu ergreifen, dürfen aber ebenso wenig uns der 
Tatsache verschließen, daß in China politisch alles im Fluß ist 
und sich dort Aufiassungen durchzusetzen beginnen, wenn nicht 
schon durchgesetzt haben, die man, in alten UÜeberlieferungen 
befangen, vor wenigen Jahren noch für unmözlich gehalten haben 
mag. Von diesem Standpunkt ausgehend dürfen die von Orrin 
Keith aufisezählten Tatsachen auch in deutschen Kreisen An- 
spruch auf Beachtung machen. Sie scien daher an dieser Stelle 
im Auszur wiedergegeben, ofbne daß im einzelnen zu ihnen 
kritische Stellung genomnen wird. 

Im Jahre 1908 wurde auf Betre'ben Sun Yat-sens die 
revolutionäre Tung Meng Hui gegründet, die sich die Vertreibung 
ver Mandschus, die Errichtung einer Republik, Durchführung des 
(irundsatzes „China für die Chinesen“ und Aufteilung des 
Grund und Bodens unter das Volk zum Ziel gesetzt hatte. 
Hiner der Hauptträger der Bewegung war (der jetzt vichre- 
nannte Zivilgouverneur von Kuangtung) General Chen Chiung- 
ming, der für die Revolution im Heer Stimmung machte. Im 
Jahre 1910 unternahm General Hırmnz Hsing aus Hunan einen 
Anzriff auf das Yamen des Gouverneurs von Kuangtunse: nach 
anfänglichen Eriolgen wurde der Aufstand blutig niederge- 
schlagen. Noch im selben Jahr kam es zu einer neuen Er- 
kebunse. die mit Hilfe der Flotte niedergeworien wurde. Im 
Marz 1911 wurde der neue Tatarengeneral Fung Chen bei 
se nem Einzug in Canton ermordet. Unmittelbar nach Ausbruch 
der Unruhen im November 1911 in Hankau erklärte sich Kuang- 
wnz unablängies zum Tutuh wurde Hu Nanrv-ming, zu seinen 
Steilvertreter Chen Chiung-mings ernannt. Mit großen HKhren 
werde einen Monat später Sun Yat-sen in Canton begrüßt: 
Hu Haong-nmung bealeitete dann Sun Yat-sen als Generalsekretär 
"..h Narkine: Chen wuerde an dei Spitze Kuanztungs belassen. 
Ss, xbdom Sun spater zugunsten Yıran Shi-kais aut die Präsident- 
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schaft verzichtet hatte, übernahm Hu Han-ming wieder de 
Leitung der Provinz. Als es im Jahre 1913 zur Erhebung «:, 
Südens gegen Yuan Shi-kai kam, gelang es letzterem eine Ar 
zahl der Offiziere der Chenschen Truppen, namentlich ce: 
Artillerie, für sich zu gewinnen. Die Folge davon war, daß de 
Truppen versagten, als auf Befehl Yuan Shi-kais die Provinz 
Kuangsi Kuangtung überrannte Chen floh damals nach Sinz.- 
pore und ging dann nach Frankreich Im September 19:4 
rückten die Truppen Kuangsis in Canton ein, wo in der Folge ei: 
größere Zahl von Mitgliedern der Kuo Ming Tang erschosser 
wurde. Weihnacht 1915 erhob sich Yünnan von neuen xeze: 
Yuan Shi-kai; Kuangtung befand sich damals schon völlig in de 
(iewalt Yüans. Nach dem Tode Yüans schien zunächst unte” 
dem Präsidenten Li Yuang-hung eine liberale Politik befolgt w er- 
den zu sollen; durch Vermittlung des Admirals Sah Ching-pir; 
gelang es, die Kuangsi-Truppen aus Canton zu entfernen. Abe: 
schon einen Monat später war Lu Yung-tinze zum Generar 
inspekteur der beiden Kuangprovinzen ernannt, ind nun kam 
Canton von neuem unter die Herrschaft Kuangsis. Inzwische: 
war in Peking der Kampf zwischen Parlament und Mitt: 
ausgebrochen. Die Soldaten errangen die Oberhand, Gener.' 
Chang Hsun rief das Kaiserreich wieder aus. Dafür aber hıre 
Sun Yat-sen seinerzeit nicht zugunsten Yuan Shi-kais av Jie 
Präsidentschaft verzichtet. Tuan Chi-hui, der in kurzem Chanz 
Hsun gestürzt hatte, machte keinerlei Anstalt, die Verfassir; 
wieder herzustellen, um das von Li Yuan-hung aufgelöste Par::- 
ment wieder einzuberufen. Unter diesen Verhältnissen veraz- 
laßte Sun Yat-sens das erste Gieschwader der Flotte um! 
Adıniral Ching gemeinsame Sache mit ihın zu machen ur! ir 
Canton eine Veriassung auszurufen. Die anderen südlichen Pr.- 
vinzen schlossen sich an. Nun ging ctwa ein Drittel de 
Mitglieder des von Yuan Shiı-kai aufgelösten Parlımen:s na 
Canton und erklärte sich dort ais die einzig zu Recht }.: 
stehende Regierung in China. Sie wählten Sım Yat-sen r- 
(ieneralissimus, der die Provinzen Hunan und Funien unterwer. » 
sollte. Die beiden dafür auswerüsteten Expeditionen ware 
erfolgreich. Im Jahre 1918 trat in Peking ein neues Par'ame-: 
zusammen und wählt>e Hsü Shi-chamg zum Präsidenten. Dam: 
kam es zum offenen Gegensatz zwischen dem Norden um! er 
Süden. Die Gesandtschaften der fremden Mächte. denen an- 
schließlich im Interesse ihrer Staatsangehörigen an der W wxer- 
herstellung des Friedens lag. veranlaßten die Eröffnınz vo: 
Friedensverhandlungen in Shanghai, die aber inielze des 
Widerstondes des Südens, der dem Norden den Vorwurf masiv 
scheine Verträge mit Japan geschlössen zu haben, met 4. 


cer Stelle kamen. Inzwischen erwies sich, daß die Militaristen 
von Kuangsi die Verfassung van Canton wieder beseitigen 
wollten. Es gelang ihnen mit Hilfe eines Teils des in Canton 
tarenden Rumpfparlaments die Einsetzung eines Siebener-Aus- 
schusses, anstelle eines Generalissimus, durchzusetzen. Aus- 
ersehen wurden für den Ausschuß: Sun Yat-sen, Wu Ting-fang, 
Lu Yung-ting, Tang Chi-yao, Tang Shao-yi, Tsen Chun-hsuang 
vnd Admiral Ching. Sum Yat-sen und Tanne Shao-yi naltmen 
aber die Wahl nicht an, Sun ging nach Shanghai, das Tanz 
überhaupt nicht verlassen hatte. Nun hatte zunächst eine rein 
auf politischen Opportunismus eingestellte neue Partei, die Ching 
Shu Ming, das Obergewicht in Canton. Hand in Hand mit ihr 
arbeitete die Kuangsier Militärpartei. Sie strebten eine Einigung 
mit Pekinz an. Als Tang Sli-yao diesen Plan aufdeckte, zox 
sich Wu Ting-fang ebenfalls nach Shanghai zurück. Cheu 
Chiung-ming stand damals mit seinen Truppen in Süd-Fukien, 
das er seinerzeit auf Befchl Sun Yat-sens unterworfen hatte, 
wo er aber durch kluges Auftreten sich allgemein Anhang zu 
verschaffen verstanden hatte. Die Kuangsileute woliten ihn 
deshalb im September 1920 aus dieser seiner Stellung mit 
Gewalt entfernen. Chen aber kaın ihnen zuvor und griff seiner- 
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Der Angriff gelang, Chen eroberte zunächst Swatou und Huichou 
und zwang damm die Kuangsileute Canton zu räumen. Am 
3. November 1920 zog er siegreich mı Canton ein. Nun kehrter 
Sun Yat-sen, Wu Ting-fang ımd Tang Shao-yı nach Canton 
zurück, wo auch Tang Chi-yao sich wieder einfand. Damit 
war die Mehrheit des Siebener-Ausschusses wieder zusammen 
und konnte die Regierung wieder überneinnen. Im Mai 1921 
wählte das Parlannent dann Sun Yat-sen zum Präsidenten von 
China. Peking bezeichnete diese Entwicklunz der Dinge als 
Verrat und Rebellion und verlangte, daß die Kuangsi-Militärs 
Kuangtung zurückeroberten. Stattdessen aber wurden sie auch 
aus Kuangsi selbst von Chen Chiung-ming vertrieben. Kuangsi 
erhielt nun Sclbstverwaltung, in der nur Angchörige der eigenen 
Provinz angestellt wurden; zum Zivilgouverneur ernamte Sun 
Yat-sen Ma Chen-wu, ebenfalls einen Kuangsi-Mann. (Ma hat 
vor einem Jahrzehnt in Deutschland studiert; er gehört zu 
den vertrautesten Freunden Suns. Die Schriftleitung.) Kuang- 
tımg und Kuangsi bilden heute den Kern der „neuen Republik“, 
Yünnan und Kueichou haben sich für Canton erklärt; die Mehr- 
heit der politischen Führer in Szechuan und Hunan steht auf 
Seite Kuangtungs. Der Süden will heute unter seiner Führung 


seits schon im August die Kuangsitruppen in Kuangtung an. | ganz China wieder zusammenschließen. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Zur Kabinettsirage.. Die Pekinger Kabincttskrisis ist nach 
"über viermonatirer Dauer schließlich zu Ende gekommen, aber 
wohl ganz anders. als die letzten Inhaber von Ministerstellen 
erwartet haben mögen. Das Kriegsglück hat zunächst gegen Chang 
Tso-lin entschieden, der Sieg ist auch hier wieder den über- 
legenen Bajonetten zugefallen. Wu Pei-fu hat dann das alte 
Kabinett kurzer Hand für abgesetzt erklärt und gegen den 
Ministerpräsidenten. den Verkehrs- und den Finanzminister die 
Einleitung eines Verfahrens wegen Hochverrats verlangt. Ob 
damit praktisch etwas erreicht wird, ist vor der Hand zweiiel- 
haft. Der ehemalige Ministerpräsident Liang Shih-yi, sein stell- 
vertretender Nachfolger Tsou Tse-chi, der Verkelhrsminister 
Yeh Kung-cho und der Finanzminister Chang Hu haben sich 
längst in die Fremdenniederlassung Tientsins begeben und 
genießen da ein Asyl, das sie vorläufig gegen die Verhaftung 
durch chinesische Polizei schützt Großes Aufschen hat vor 
nunmehr zwei Monaten insbesondere die Flucht Chang Hus nach 
Tientsin gemacht. Der stellvertretende Justizminister Tung Kang 
hatte dem Kabinett eine sehr eingehende Denkschriit vorgelegt, 
in der auf große Unrexelmäßigkeiten von Beamten bei dem Ab- 
schluß aller jener kleinen, heute fälligen Anleihen hingewiesen, 
die das Finanzministerium durch die 96-Millionen-Dollar-An- 
leihe, die kurz vor dem Abschluß zum Scheitern gebracht 
wurde, hatte konsolidieren wollen. Das Kabinett lehnte seiner 
Zeit zwar ein Eingreifen in diese Angelegenheit ab, weil zu 
‘viele maßxebende Persönlichkeiten dadurch kompronnittiert 
würden, was für das Ansehen der Pekinger Regierung ver- 
hängenisvoll sein würde, verwies die Denkschrift Tung Kangs 
aber an den Präsidenten Hsü Shih-chans. Dieser belobte den 
stellvertretenden Justizministers ob seines Eifers, beschränkte 
sich aber darauf ein Verfahren gegen die Schuldigen in Aus- 
sicht zu stellen. sobald Tunz Kang weiteres belastendes 
Material beigebracht hätte. Dem Finanzminister Chang Hu 
aber wurde der Boden zu heiß unter den Füßen: er reiste mit 
seinem  Vizefinanzminister Lu Hsüh-pu  schleunigst nach 
Tientsin ab, wo er unter dem Schutz des Auslandes außerhalb 
der Reichweite der Pekinsser Regierung war. Daß man in den 
durch den Finanzskandal betroffenen Kreisen durch weitere 
Enthullunzen ernstlich bloßgestellt zu werden fürchtet, geht 
daraus hervor, daß sich ein Ausschuß gebildet hat, in dem zw>i 


frühere Finanzminister sitzen, die cinen Betrag von 325 000 
Dollar für eine Gegenkampaerne in der Presse aufgebracht 
haben, freilich ohne daß sich bisher in den chinesischen 


Zeitungen ein bemerkenswerter Niederschlag dieser Aktion er- 
kennen läßt. Tung Kang selbst hat sich dadurch jedenfalls nicht 
beeinflussen lassen, sondern setzt seine Untersuchung fort und 
hat auch alle Provinzialbehörden gebeten, ihn zu unterstützen. 
Angesichts dieses Skandals wollte natürlich niemand die Naclı- 
folge Liang Shi-yis übernehmen. Verhandlungen, die mit dem 
Kriegsminister General Pao Kuei-ching, der sich persönlich zu 
diesem Zweck auch nach Mukden begeben hatte, um dort mit 
dem ihm verwandten Märschall Chang Tso-lin zu verhandeln, 
zerschlugen sich; Pao erbat von Mukden aus einen Krankheits- 
urlaub. " Offenbar hat Chang zu erkennen gegeben, nach den 
mit dem Kabinett Ling Shih-yi gemachten Erfahrungen hege er 
wenig Neigung, sich wieder in die Kabincttsfrage einzumischen, 
die für ihn nur nebensächlichere Bedeutung hat. Die Verhält- 
nisse gestalteten sich dadurch so unerquicklich, daß der Außen- 
minister Yen Hui-ching, der stellvertretender Ministerpräsident 
war, kurzerhand die Verantwortung für die Weiterführung der 
Geschäfte nach Ablauf des Krankheitsurlaubs des Minister- 
präsidenten Liang Shih-yi, der noch für einige Taxe bewilligt 
war, ablehnte. Liang hat es vorgezogen, nicht wieder nach 
Peking zu kommen und Yen hat dann sein Wort wahr gemacht. 
Er ist am 1. April mit seiner Familie ebenfalls nach Tientsin ab- 


gereist. Es gelang darauf dem Präsidenten Hsü Shih-chans, 
Chou Tse-chi zur stellvertretungsweisen Uebernahme des 


Ministerpostens zu bewegen. 
nun auch dieser iortreiegt. 


Tuan Chi-jul. Aus ostasiatischen Zeitungsmeldungen ergibt 
sich, daß man in gewissen Kreisen mit der Möglichkeit rechnet. 
daß demnächst Marchall Tuan Chi-jui wieder cine politische 
Rolle spielen könnte. Es ist die Rede davon, daß Tuan Vize- 
präsident der Republik mit dem Amtssitz Peking werden soll, 
wenn das geeinigte Reich einen Präsidenten (Sun Yat-sen) wählt, 
der seinen Amtssitz in Wuchang haben soll. Tuan verfügt im 
Lande noch über weitgehenden Einfluß. und das letzte Wort 


Mit den Wu Pei-fuschen Sieg ist 


über Wu  Pei-fu ist heute ebensowenig wie über 
Chang Tso-lin, dem Tuan trotz aller Vorkommisse vergangener 
Zeiten heute nicht fern steht, gesprochen. Unter diesen 
Umständen gewinnt eine Mitteilung des japanischen 
Militärattaches in Peking Bedeutung, in der dieser 
jegliche Verbindung mit Tuan Chi-jiui in Abrede stellt. 
Man hat bekanntlich früher immer von engen Beziehungen 


gesprochen, die zwischen Japan und der Anfupartei beständen., 
deren eigentlicher Führer Tuan von jeher gewesen ist und noch 
heute ist. Ein Stärkung hat diese Auffassung jedenfalls auch 
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dadurch erhalten, daß die gestürzten Anfu-Generale vor zwei 
Jahren ein Asyl in der japanischen Botschaft suchten und 
fanden, ein Asyl, das sie erst vor dem letzten Chinesisch- 
Neujahr aufgaben, als Liang Shih-yi ihre Begnadigung durch- 
setzte. Japan hat auch sonst mit auffallend großen Nachdruck 
den Wirren in China seine unbedingte Neutralität erklärt und 
in sehr auffallender Weise sogar durch seine Presse andeuten 
lassen, seine Beziehungen zır Chang Tso-lin seien nur die 
korrekten eines Nachbarn gewesen, der mit seinem Nachbarn 
auskommen müsse; man würde sich aber in Tokyo keinen 
Augenblick scheuen, die Fäden zu Chang Tso-lin zu durch- 
schneiden, wenn es sich herausstellen sollte, daß Chang mit 
Gewalt über sein Amtsgebiet, die Mandschurei, hinaus, auf die 
Verhältnisse in China einwirken wolle. Alle diese Erklärun- 
gen stammten aus der Zeit, wo Tuan Chi-jui sich der Aufsicht 
der Pekinger Regierung bereits durch eine heimliche Flucht aus 
der Hauptstadt in eine Fremdenniederlassung Tientsins entzogen 
und sehr offen Verbindungen nicht nur mit Sun Yat-sen, sondern 
auch mit seinen alten Gegner Chang Tso-lin angeknüpft hatte. 
In Canton scheint man übrigens wenig Neigung zu verspüren, 
sich mit den Führern der Anfupartei zu belasten, von denen 
man dort behauptet, auch nicht einer habe eine fleckenlose 
Weste. Als vor einiger Zeit Hsü Shu-chang (der „Kleine Hsü‘) 
sich in Canton neue Verbindungen zu schaffen suchte, fand er 
die Luft dort so eisig, daß er wieder abreiste, ohne anscheinend 
auch nur die geringsten politischen Zusagen von der Cantoner 
Regierung erhalten zu haben. 

China und Rußland. Unverkennbar üben die langsam, aber 
sicher sich verändernden Beziehungen der Sowjetregierung zu 
den europäischen Mächten ihre Wirkung auch auf die Gestal- 
tung der Dinge im Fernen Osten. Keineswegs erst in den 
Wochen der Genuakonfierenz, sondern schon vorher machten 
sich Anzeichen bemerkbar, daß China ein erträgliches Verhält- 
nis mit Rußland herzustellen benüht war. Der neue Eingriff 
der Moskauer Regierung in Urga, wo angeblich die Mongolei 
wieder ihre Unabhängigkeit von China erklärt hat, hat sicher 
Mehltau auf die jungen Schößlinge eines sich anbahnenden russisch- 
chinesischen Einvernehmens gestreut und die Fortsetzung der 
Verhandlungen erschwert. Wenn auch der chinesische General- 
konsul in Urga in einem Bericht an die Pekinger Regierung aus- 
schließlich vor den Russen warnt, die durchaus unzuverlässig 
seien, und zwar gelte das ebenso sehr von den Bolschewisten 
wie den Kommunisten. Aber wegen des mongolischen Zwischen- 
falles werden die Verhandlungen schwerlich scheitern. Dafür sorgt 
schon die russenfeindliche Haltung Japans, das dabei von 
seinem neuen Freunde Frankreich sehr offen unterstützt wird. 
Schon weil Japan sowjetfeindlich ist, wird China versuchen, 
Freundschaft mit Moskau zu pflegen. Je größer die Gefahr ist, 
daß Chinas Macht in der Mandschurei, der Mongolei und 
Ostsibirien verblaßt, desto mehr Anlaß hat es, seine 
Beziehungen zu Rußland zu verbessern. Auch der Umstand, 
daß Amerika und England in wachsendem Maße auf China Ein- 
fluß zu gewinnen suchen, wird daran nicht viel ändern. Mit 
dem Moskauer Bolschewismus, der schon längst nichts mehr 
mit dem Kommunismus eigen hat, wird trotz allen Polterns und 
Scheltens letzten Endes auch das Großkapital der bürgerlichen 
Staaten zu einem Ausgleich kommen. (ielingt es diesem, seine 
umfassenden Finanzpläne in China durchzusetzen, wird von 
Amerika und England einer Annäherung Chinas, wenn sic auf 
Kosten Japans geht, kaum Widerstand geleistet werden. Psycho- 
logisch spielt bei der gegenwärtigen Annäherung Chinas an die 
Sowjetregierung zweifellos auch die Tatsache eine Rolle, daß die 
Sowjetregierung auf die alten russischen Rechte in China, vor allem 
das der Exterritorialität seiner Staatsangehörigen, verzichtet 
hat. Bezeichnend dabei ist, daß man in China den Meldungen 
cuters und der japanischen Presse, die von Rußland immer 
noch as einen machtlosen Koloß reden. der sich wirtschaftlich und 
politisch nicht wieder erholen werde, sprechen, immer weniger 


(uauben beimißt. Selbstverständlich ist das zu einem erlhcb- 
lichen Teil auf die bolschewistische Propaganda zurück- 
zufuäiren. Däaruber scheint min sich übriwens auch in Peking 


schhst durchaus Klar zu sein. In chinesichen Blättern, die sonst 


Rußland unverkennbar wohlwollend gegenüberstehen, wird 
ausdrücklich vor übereilten Hoffnungen auf das Wieder- 
erstarken Rußlands gewarnt. Aber darüber, so heißt es in einer 
dieser Zeitungen, dürfte man die Vorteile nicht außer acht 
lassen, die sich aus besseren Beziehungen für beide Mächte er- 
geben müßten, schon weil die geographische Lage beide aufein- 
ander anweise. Sehr auffallend ist, wie im Zusammenhang 
hiermit erwähnt werden soll, ein Artikel des japanischen Pe- 
kinger Organs in chinesicher Sprache, der „Shun Tien Shih 
Pao”, der einem Zusammengchen Chinas mit Rußland vor 
allem auf dem Gebiet der Kulturpolitik eifrig das Wort redet. 
England habe sich, so meint das Blatt, durch die Aufgabe des 
B3ündnisses mit Japan und die Annäherung an die Vereinigten 
Staaten von Amerika aus Ostasien zurückgezogen und käme 
daher für einen Ausgleich der östlichen und westlichen Kultur 
nicht mehr in Frage. Diese Aufgabe centfalle ietzt ganz auf die 
andere große europäische Macht, deren halbes Ciebiet in Asien 
läge, auf Rußland. Ob dieser Artikel eine Entzleisung dar- 
stellt, oder ob sich hinter ihm noch nicht zu erkennende künf- 
tige Ziele der japanischen Politik verbergen, ist nicht zu über- 
schen. 

Die Washingtoner Konierenz im bolschewlstischen Licht. 
China und Rußland sind Nachbarn. Als Nachbarn müssen sie 
auf irgendeine Weise miteinander auszukommen suchen. China 
wird deshalb mit der in Rußland herrschenden Auffassung immer 
rechnen müssen. Wer die Entwicklung der Dinge in China ver- 
stehen will, muß daher ebenfalls der Auffassung der jeweils in 


Rußland am Ruder befindlichen Männer Aufmerksamkeit 
schenken. Von diesem Standpunkt aus sind die folgenden Sätze 
beachtenswert, die einem Aufsatz des bolschewistischen 


Moskauer Wirtschaftspolitikers Varga entnommen sind: „Die 
bürgerlichen Wirtschaftspolitiker, die auf einen baldigen 
Wiederaufbau der kapitalistischen Wirtschaft hoffen, hatten ihre 
Hoffnungen hauptsächlich auf Erschließung Chinas für den 
Kapitalismus gesetzt. Der Sina der Washingtoner Konferenz 
schien eine Neuverteilung der Einflußsphären zu sein. Die 
nähere Untersuchung der Lage durch die Sachverständigen der 
Bourgeoisie ergab aber, daß in China vorläufig für den aus 
ländischen Kapitalismus nichts zu holen sei, da die sozialen und 
politischen Verhältnisse ein Chaos darstellen, das ®& 
für eine Durchdringung durch den ausländischen Kapitalismus 
zurzeit ungeeignet macht. ... Die alte Reichseinheit dieses 
Riesengebietes war eine feudalbürokratische Einheit, eine ober- 
flächliche, den naturalwirtschaftlichen Verhältnissen ent- 
sprechende Staatsform. Diese wurde ungenügend bei einer 
stärkeren Entwicklung des Kapitals und bei der Lockerung der 
naturalwirtschaftlichen Gebundenheit. Es scheint nun, daß 
während des Weltkrieges, infolge des Aufhörens der 
europäischen und amerikanischen Konkurrenz, der sich ohne- 
dies in langsamer Entwicklung befindliche inländische chine- 
sische Kapitalismus eine viel raschere Entwicklung durch- 
gemacht hat. Den Interessen dieses sich energisch entwickeln- 
den Kapitalismus konnte die bürokratische alte zentrale 
Regierungsmnacht nicht mehr entsprechen. Daher stellte die 
neue Bourgeoisie die lokalen Machthaber in Gestalt der Generale 
in ihren Dienst. Es bildeten sich Lokalregierungen, um den 
Interessen der Bourgeoisie des betreffenden Gebietes besser 
dienen zu können. Wir dürfen nicht den Fehler begehen, das 
Zerfallen der chinesischen Reichsrexierung ohne Weberlegung 
als eine ökonomische Zerfallserscheinung zu betrachten. China 
ist cin Gebiet mit 400 Millionen Einwohnern. Zeriällt es in zehn 
Teile, so sind das noch immer Länder mit je 40 Millionen Eın- 
wohnern! Und es ist sehr wahrscheinlich, daß bei der geringen 
Entwicklung der Verkehrs- und Verständigungsmittel in China 
sich eine den Interessen der Bourgeoisie entsprechende, sich auf 
das ganze Gebiet erstreckende Gesamtregierung nicht bilden 
läßt. Nach dieser Auffassung wäre die Bildung von Lokal- 
rexierungen mit Generalen an der Spitze, die zugleich die 
größten Kapitalisten ihres Landes sind, kein wirtschaitlicher und 
sozialer Rückschritt, sondern eine Vebergangserscheinung von 
der feudalen bürokratischen- ‚Gesamtregfiertingzu(@&iner spater 


sich entwickelnden kapitalistischen Gesamtregierung. . Es 
scheint, daß sich in China wohl eine rasche Entwicklung des 
Kapitalismus entzieht, aber nicht eines Kolonialkapitalismus mit 
ausländischem Kapital, wie es sich die Kapitalisten Englands 
und Amerikas wünschten, sondern ein bodenständiger in- 
ländischer Kapitalismus, also eine ähnliche Wandlung, wie sie 
seinerzeit in Japan vor sich ging. Das erklärt den scheinbaren 
Widerspruch zwischen dem politischen Zerfall des chinesischen 
Reiches und andererseits dem sich rasch entwickelnden Import 
von Maschinen und ebenso dem steigenden Export von Rolı- 
stoffen, von Erzen und Kohle bis nach Europa.“ 


Die unabhängige Mongolei. Von neuem hat sich die Mon- 
volei unabhängig erklärt. Dieses Mal auf Betreiben der Mos- 
kauer Sowjetregierung. Mit dieser hat der neue Staat sofort 
cinen Bündnisvertrag geschlossen. Darin sagen sich beide 
gegenseitige Unterstützung bei der Bekämpiung aller ihren Be- 
stand bedrohenden Organisationen zu und führen eine scharie 
ÜUeberwachung des Waffenschmuggels ein. Jedes Land soll 


seine eixene Gerichtsbarkeit ausüben, der auch die Angehörigen 


des andern unterworien sind. Prügel- und andere entehrende 
Strafen werden abgeschafit. Gesteht einer der Vertrag- 
schließenden einer dritten Macht Exterritorialität zu, so ist diese 
auch dem andern Vertragschließenden zuzugestehen, und zwar 
auf Grund des allgemein durchzuführenden Meistbegünstigungs- 
rechtes. Sehr bezeichnend ist es, daB die Moskauer Re- 
gierung — ohne der Mongolei das gleiche zu gewähren — sich 
das Recht für ihre Angehörigen vorbehalten hat, in der Mon- 
golei Grund und Boden zu erwerben, Häuser zu bauen, zu ver- 
mieten und Abgaben dafür einzuziehen. Der chinesische General- 
konsul in Urga sieht in dem Abkommen ein planmäßiges Be- 
streben, dem Bolschewismus in einem neuen, an China grenzen- 
den Gebicte festen Halt zu gewinnen. In seinem Bericht nacın 
Peking weist er auf die großen daraus China drohenden Ge- 
fahren hin und warnt die Pekinger Regierung vor irgendwelchen 
weiteren Verhandlungen mit der Moskauer oder Tschitaer 
Sowjetregierung. 

Neuorganisation der Mandschurei. Chang Tso-lin hat seine 
Absetzung als Generalinspekteur der Mandschurei mit einer 
Unabhängigkeitserklärung der Mandschurei beantwortet. Unter 
diesen Umständen gewinnen seine schon vor längerer Zeit ge- 
faßten Pläne, die Verwaltung der ihm unterstellten Gebiete 
umzustellen, erhöhte Bedeutung. Die Mandschurei soll aus 
sechs Provinzen bestehen, an deren Spitze Zivilgouverneure ge- 
stellt werden. Außer den schon heute bestehenden drei Pro- 
vinzen Fengtien, Kirin und Heilungkiang wird es die Provinzen 
Tsahar, Suiyüan und Jehol umfassen. Das würde bedeuten, daß 
die Teile der innern Mongolei, die nördlich der Großen Mauer 
gelegen, im Laufe der letzten Jahrhunderte allmählich von Chi- 
nesen besiedelt, aus Viehzucht zu Landwirtschaft treibenden 
Gebieten umgewandelt sind und bisher der Verwaltung der Pro- 
vinz Chili unterstanden, dieser genommen und mit der 
Mandschurei vereinigt werden sollen. Politisch bedeutet das 
natürlich, einen erheblichen Machtzuwachs für die Mandschurei 
und gleichzeitig eine vielleicht noch empfindlichere Macht- 
beschränkung zunächst der Provinz Chili, im weiteren natür- 
lich namentlich im Hinblick auf die Entwicklung der mongo- 
lischen Frage ganz Chinas. 


Wu Pei-fu und Chen Chlung-ming. Nach einer Meldung der 
„Times“ aus Peking haben sich Wu Pei-fu und General 
Chen Chiungs-ming auf ein politisches Programm geeinigt, das 
im wesentlichen folgende Punkte enthält: „Selbstverwaltung für 
die Gemeinden mit vom Volk gewählten Beamten; Kreispolizei 
unter Aufsicht der Provinzialbelörden; Verantwortlichkeit der 
Zivilgouverneure der Zentralregierung statt dem Tutschün 
segcenüber; Schaffung eines Reichsheeres, das aber nicht zu 
Polizeizwecken verwandt werden darf: Wiedereinberufung des 
alten Parlaments; Erhebung von Steuern ausschließlich durch 
das Reich, das seinerseits den Provinzen die nötigen Mittel zur 
Verfügung stellt; große Aniorstungen. Entwicklung der Industrie, 
Straßenbauten usw. Gleichzeitig gibt Wu Pei-fu von neuem be- 
kannt, er wünsche nicht, sich an der Errichtung einer neuen 
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Regierung zu beteiligen. Mit der Wiedereinberufung des alten 
Parlaments soll augenscheinlich Sun Yat-sen, der seinen An- 
spruch auf die Präsidentschaft auf seiner Erwählung durch das 
elte in Canton tagende Rumpfparlament gründet, der Wind aus 
den Segeln genommen werden. Im übrigen kann man einen Ein- 
fluß der neuen Verfassung des Deutschen Reiches auf die Ge- 
staltung des Wu-Chenschen Programms nicht verkennen. 


Zur Arbeiterbewegung in China. Einen schr bemerkens- 
werten Aufsatz „Zur ostasiatischen Arbeiterbewegung”, der 
sich vielfach mit den hier vertretenen Auffassungen durchaus 
deckt, darüber hinaus aber sehr wertvolle Bemerkungen 
psychologischer Art zur Charakterisierung des ostasiatischen 
Arbeiters bringt, veröffentlicht Professor Dr. Haushofer in den 
„Münchener Neuesten Nachrichten”. Er geht von der Ver- 
schiedenheit des nationalen und internationalen Sozialismus aus. 
Deutsche, Australier, Russen, Südostasiaten könnten wohl mit 
den Lippen dasselbe Marx-Evaneelium bekennen, aber nie 
diese zwischen ihnen bestehende Unterschiede dadurch auf- 
heben, daß sie fasziniert das „Kapital” als Bibel umklammerten. 
Von altersher ist in den in Ostasien organisierten (iewerben 
ein starker und stolzer Gildengeist, der vorläufig in China und 
Japın noch überwältigend. national betont ist, lebendig, und 
auch heute noch besteht in Ostasien ein sehr stark betonter 
Rangunterschied zwischen Gelernten und Ungelernten, zwischen 
Meister, Könner und Stümper. Den Schwerpunkt des Hong- 
konger Streiks sieht Haushofer in dem Uhnterton eines natio- 
nalen Schlages gegen den fremden internationalen Welthafen . 
Hongkong und seine Ausbeuter. Das entscheidende in Ostasien 
sei, daß der Weg von der Arbeits- und Gaugemeinschaft über 
das eigene Volk zur Menschheit gehe. Dem nationalen Sozia- 
lismus verwandte Begriffe habe man in Ostasien Jahrtausende 
früher gekannt als bei uns. „Man macht sich bei uns in der 
Regel keine Vorstellung von dem Grade, wie der genossen- 
schaftliche Gedanke des Gemeinschaftsgefühls, den einzelnen in 
Ostasien schützend, freilich auch gelegentlich hemmend, um- 
gibt; aber beide entstammen nicht der den Volkszusammenhang 
untergrabenden und zerstörenden lIdeenwelt der Inicrnationale, 
sondern sind durchaus auf völkischem Boden erwachsen, mit 
Geschichte und Kultur der Heimat und mit ihrer nationalen und 
Rassengeschlossenheit verwurzelt. Denn man lebt ja im 
Osten schon seit mehr als einem Jahrtausend so eng im Ell- 
bogengedränge, wie wir seit einem Jahrhundert, nur meint 
man, es ginge allen darin besser, wenn man gegenseitig güti- 
ger und liebenswürdiger miteinander wäre, eben aus einer 
längeren Erfahrung mit der Enge des Lebensraums heraus." 
Haushofer hält es für ein übrigens schlechtes Vorzeichen, daß 
der nationale Liberalismus in Japan auf der Höhe seiner Macht, 
statt sich mit dem nationalen Sozialismus, dem volkstreuen 
Gildengeist, großzügig zu verständigen, auf der doch bei beiden 
vorhandenen nationalen Grundlage, aus Furcht vor der Inter- 
nationale, zum Polizeiknüppel griff. Ein Deutscher, der seine 
Eindrücke auf einer Fahrt nach Ostasien in der „Deutschen 
Allgemeinen Zeitung“ veröffentlicht (wir gehen wohl nicht fern, 
wenn wir hinter ihm den früheren Reichskanzler Dr. Michaelis 
vermuten) sieht die Dinge sehr ähnlich an. Er schreibt mit 
bezug auf den Honrkonger Streik, dessen Wirkung er an Ort 
und Stelle zu beobachten in der Lage war: „Es scheint, als ob 
der Streik der chinesischen Seeleute, die vor allem auch für die 
Folre die legale Anerkennung ihres Verbandes begehren, eines 
gewissen politischen Hintergrundes nicht entbehrt hat. Die 
chinesischen Verbände fühlen sich den Europäern gegenüber all- 
mählich als eine gewisse Macht und sind entschlossen, von ihr 
Gebrauch zu machen. Der Streik zeigt, bis zu welcher Inten- 
sität solche Spannungen gehen können. Nicht wenig trägt dazu 
die augenblickliche politische Situation in Europa bei, die, vom 
Osten her gesehen, ein ziemlich hoffnungsloses Bild bietet.“ 
Aus Canton wird außerdem dem Schriftleiter geschrieben: „Der 
Hongkonger Streik ist ein Gewitterzeichen. Es scheint sich bald 
wiederholen zu sollen. Hier hat man Anzeichen, daß die Re- 
gierung Sun Yat-sens diese Dinge mindestens stark begünstigt. 
Der kleine Mann versteht den Streikräls Versuch] die Englän- 
der aus Hongkong zu vertreibensy Unter dieser Parole muß 
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unter den Streikern geschürt worden sein, und diese Parole ist 
sehr populär.“ 

Christenieindliche Bewegung 
Die Bewegung der christenfeindlichen Studenten in China, 
die sich gegen den Weltkongreß christlicher Studenten 
in Peking lärmend geäußert hat, ist ausgesprochen radikal- 
sczialistisch orientiert. In ihrem Aufruf heißt es: „Was 
der Kongreß besprechen will, ist nichts anderes als Machenschaf- 
ten, wie der Kapitalimus auf der Welt aufrechterhalten und über 
China ausgedehnt werden kann. Wir betrachten diese Kon- 
ferenz als eine Konferenz von Räubern, die die Jugend erniedrigt 
ınd schändet, sowie das chinesische Volk betrügt und unsere 
wirtschaftlichen Hilfsquellen raubt.‘ In einem Brief aus Canton 
an den Schriftleiter heißt es in Verbindung hierinit: „Das Merk- 
würdigste ist vielleicht der Eifer, mit deın sich auch hier in 
und um Canton die chinesischen Zeitungen der Sache anneh- 
men. Soviel ich erkennen kann, rächt sich der stark politische 
Einschlag der amerikanischen Missionsmethode. Man will den 
Einfluß auf die akademische Jugend nicht auf dem Umwege über 
die Y. M.C. A. an Amerika verlieren. Dazu kommt eine Portion 
Dünkel und Religionsfeindschaft der modernen atheistischen 
Chinesen.“ In dieser Hinsicht ist es bezeichnend, daß der Gou- 
verneur von Kuangtung Gencral Chen Chiung-ming den frühe- 
ren Reichskanzler Dr. Michaelis, der aut der Fahrt nach Peking 
Ende März Canton einen kurzen Besuch abgestattet hatte, 
nach der Stellung der deutschen Mission zur Politik befragt hat. 
Widerwärtig und lehrreich ist der Versuch der englischen 
Presse, so z. B. der „Shanghai Times“, die ganze christen- 
teindliche Bewegung aus Handelsneid und Nietzescher Christen- 
tumsfeindlichkeit deutscher Propaganda in die Schuhe zu 
schieben. Das Gespenst des „German War Animus“ spukt noch 
immer in den Köpfen gewisser unzufriedener Engländer in Cliina. 


in China und Deutschland. 


China und Amerika. In seiner Ansprache an die American 
Association of North-China an Washingtons Geburtstag hat 
der amerikanische Gesandte Schürman, in stark mit Zitaten 
aus den Analckten Kung Fu-tses verbrämten Worten, deren 
Wirkung ganz auf die Chinesen zugeschnitten war, den Stand- 
punkt der Washingtoner Konferenz, soweit China in Betracht 
kommt, wiedergegeben. Schürman erinnert daran, daß während 
der Washingtoner Konferenz in China der 2400ste Geburtstag 
Kung Fu-tses begangen sei, der China die Rückgewinnung der 
Provinz Schantung besonders erwünscht gemacht habe, wie China 
ja auch vor der Ablehnung des Versailler Friedens gegen die 
Fortnahme Schantungs entschieden Verwahrung eingelegt hätte. 
In Washington sei schon aus diesem Grund die Atmosphäre 
für China sehr günstig gewesen. Auf der anderen Seite er- 
kannte Schürman ausdrücklich die kluge, weitsichtige Mäbizung 
an, die sich Japan in Washington auferlegt hatte. Keineswexs 
aber sei die Ruckgewinnung Schantungs das einzige, was China 
in Washington erreicht habe Im Neun-Mächte-Abkoimmnen 
hätten die anderen Mächte sich verpflichtet. die Hoheitsrechte 
Chinas zu achten und ihm eine unbeschränkte Mörlichkeit zu 
geben, eine starke Regierung zu schaffen und zu erhalten. tat- 
siächlich gleiche Möglichkeiten für alle Handels- und Industrie- 
unternehmungen zu schaffen und sich jeden Versuchs zu ent- 
halten, sich Sonder- oder Vorrechte zu sichern. Der Grundsatz 
der „Oifenen Tür“ sei klarer festgelegt. indem die Mächte sich 
verpflichtet hätten, keine Abkommen ihrer Staatsanzehörigen 
zu unterstützen, die auf Gewinnung von Sonderrechten ab- 
zielten oder cin Monopol anstrebten. China dagegen habe sich 
verptlichtet, mit Hilfe seiner Eisenbahnen. keine Unterschiede 
in der Behandlung der fremden Maüchte zuzulassen. wie das 
fruher der Fall gewesen sei, und dafur hätten die Mächte auf 
sich genommen, Chinas Verfugungsrecht über seine Eisenbahnen 
anzuerkennen. Ferner würden Chinas Rechte als neutrale 
Macht während eines Krieges. an dem China nicht beteiligt ist, 
anerkannt, während China sich bindet. die Pilichten der Neu- 
tra'tnat zu erfüllen. Gierade diese Bestimmung sel, wie die 
Gwsclichte zeixe. von großer Bedentung, da in mancher Hin- 
Sieht die Lage Chinas der Beleiens gleiche, Sehr wichtir sei 
ah, dab die Machte sich verpilichtert hatten, bei etwa anf- 


tauchenden Meinungsverschiedenheiten eine offene Aussprache 
und Einigung herbeizuführen. China leide unter der Unzu- 
länglichkeit seiner Staatseinnahmen; der Staatsschatz sei leer. 
die Gläubiger Chinas drängten, für Verwaltungszwecke und 
öffentliche Arbeiten seien dringend neue Mittel nötig. Es sollte 
für Fachleute nicht schwer sein, in einem so wie China mit 
reichen Mitteln gesegneten Lande, mit Hilfe eines auf wissen- 
Schaftlichen Erfahrungen begründeten Steuersystem die nötigen 
Beträge aufzubringen. Betrefis des Zolltarifs hätten die fremden 
Mächte ein Recht mitzusprechen; in Wasliington sei aber 
bereits eine Erhöhung der Zölle grundsätzlich zugesagt. China 
habe es als demütigend empfunden, daß es nicht volle Post- 
hoheit im eigenen Lande habe; es sei selbstverständlich, da} 
sowohl diese Beeinträchtigung der Rechte Chinas wie die 
Exterritorialität der Ausländer in China fallen müsse. Wann 
das eintreten könne, müsse noch festgestellt werden; es hinge 
davon ab, ob die Vorbedingungen dafür — moderne Gesetze, 
cin zuverlässiger Richterstand und eine von jeglicher Beein- 
fHussung freie Rechtsprechung — vorhanden seien. Die fremden. 
scit 1%0 im Lande befindlichen Truppen würden zurück- 
gezogen werden, sobald China imstande sei, Leben und Eigen- 
tum der Ausländer zu schützen. Zur Lösung der chinesischen 
Frage aber sei auch die Auflösung der chinesischen Truppen- 
verbände, die sich in die Angelegenheiten der Regierung und 
in die Verwaltung einmischten, vonnöten. Dafür seien die 
fremden Mächte bereit, ihre Pachtgebiete aufzugeben: England 
Weihaiwei, Frankreich Kuangchouwan, Japan, das auch auf die 
Gruppe V der 21 Forderungen zu verzichten bereit sei. die 
Mandschurei. Soweit die Ausführungen des amerikanischen 
Gesandten. Daß diese Worte dazu beitragen werden, wenn 
auch die Erfüllung von manchen, das als versprochen auixe- 
zählt ist, noch in weiter Ferne liegt, das Selbstgefühl Junx- 
chinas weiter zu Stärken, liegt auf der Hand, ebenso naturlic) 
ist aber auch, daß die Rede Schürmans in den Kreisen der 
anderen Mächte in China einen wenig freudigen Eindruck ge- 
macht hat. Man ist in diesen Kreisen doch nach wie vor nur 
allzuschr auf die strikte Erfüllung der alten Vertragspniitik 
eingestellt, und kann sich immer noch nicht recht dazu ent- 
schließen, den veränderten Verhältnissen Rechnung zu tragen. 


Zollerhöhung. Die inte ion: iSsj -h de: 
Washingtoner ee en Kan z 
} S & der Seezölle Jurch- 
führen soll, hat ihre Arbeit aufgenornmen. Im Lager der Grn- 
mächte, die amtlich ihre grundsätzliche Zustimmung zu der Er- 
höhung gegeben haben, herrscht über die Maßnahmen keines 
wexs eitel Freude. Die Japaner befürchten eine allgemein 
Vertenerung der Lebensverhältnisse in China und einen erhe) 
lichen Aufschwung der chinesischen Industrie, unter dem ih 
eigenen Interessen schwer leiden müssen. Die Vereinigten 
Britischen Handelskammern in China verlangen  Anskunt 
darüber, die von den Chinesen aber bisher nicht erteilt wire. 
cb nur die Ein- oder auch die Ausiuhrzölle erhöht werd? 
scllen. Politisch entstehen gegen die Erhöhung Bedenken. we 
diese in die Taschen Pekings fließen würde, wogegen Cant 
aut das Entschiedenste Verwahrung einlegt. Die „North Chr. 
Daily News" macht angesichts dessen den Vorschlag, daß di’ 
Zollzuschlagx zwar erlioben, aber bei einer Bank hinterlegt wire. 
bis sich China politisch wieder geeinirt hat. Damit ist mals 
lich den Interessen der Machthaber in Peking, die die Erhot ur: 
verlangen, in keiner Weise gedient. 

Tsingtau. Ueber die Zukunit Tsingtaus nach dem Atz: 
der Japaner gehen die Aussichten in China selbst weit a“ 
einander. Gewisse Kreise befürchten, Tsinztau werde Hi. 
cinem Kirchhof gleichen: schon die Japaner hätten nichts me’ 
zur Hebung des Platzes getan, seit sie den Opium- 
Morphium:.andel hätten einstellen mussen und ihnen die 24% 
der Seezolleinnahmen, die sie anfänglich dafür verwereec. 
vicht ınchr zur Verfiigung standen. Andere daxegen mete 
Tsinstau werde einer außerordentlichen Biute entgerence"t 
schon jetzt rüsteten sich viele Chinesem, nach Tsinztau, das vı 
seinerzeit während des Weltkrieges verlassen hätten. zur. 
zukehren. Als cin Beweis fur dies Richtirkeit ler letzt. 
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Meldung könnte gelten, daß sich ein großes chinesisches 
Syndikat mit einem Kapital von 50 Millionen gebildet hat, das 
sich in Tsingtau betätigen will. An der Spitze dieses Syndikats 
stehen der frühere Ministerpräsident General Chin Yun-peng, der 
i-ühere Generalinspekteur (Obertutschün) der Hu-Provinzen 
CGieneral Wang Chan-yuan, der frühere Finanzminister Pan Fu 
und der alte Lu Hai-huan, der in den neunziger Jahren Gec- 
sandter in Berlin und später Minister des Aeußern war. 


Kurze Meldungen. In Cliina macht sich eine zunehmende 
Bewegung gegen die Kontrolle der Eisenbalhl- 
nen durch die fremden Mächte oder Ausländer geltend. Man 
sieht in dieser ein Hauptliindernis für die Unabhängigkeit Chinas 
und befürchtet, daß die Ausländer Jdie Bahnpolitik im Interesse 
der eigenen Industrien beeinflussen und damit dic freie Ent- 
wicklung der chinesischen Industrie unterdrücken. 

Der ehemalige deutsche Reichskanzler 
Dr. Michaelis, der an dem Weltkonzress christlicher Stu- 
denten in Peking teilsenommen hat, hat damn auch Japan, wo 
er vor 25 Jahren als Universitätsiehrer gewirkt hat, einen Be- 
such abgestattet. Besonders in Osaka und Tokio ist er sehr 
warm aufgenommen worden. Bei den dortigen Veranstaltungen 
zu Ehren des deutschen Gastes ist manch freundliches Wort 
über die Bedeutung der deutschen Wissenschaft und die Förde- 
ıung deutscher Handelsbeziehungen gesprochen worden. 

Der Fürstvon Wales war am 6. sınd 7. April in Hong- 
kong. Es ist auch von den Chinesen der britischen Kolonie, so- 
weit sich ein Urteil aus der Presse Ostasiens gewinnen läßt, 
warm begrüßt (wie das später auch mit den Japanern in Japan 
der Fall gewesen ist). Der Aufenthalt in Hongkong wurde 
aurch ungewöhnlich starke Nebel einigermaßen beeinflußt. Der 
portugiesische Gouverneur war von Macao zur Begrüßung her- 
übergekommen. Die Shanghaier Briten ließen durch die Herren 
Pearce (dem bei dieser Geleg.nheit der persönliche Adel ver- 
liehen worden ist) und Mackay eine künstlerisch ausgeführte 
Huldigungsadresse übcrreichen. 

In Moskau ist am 21. Mai ein Delegierter der Pekinger Re- 
gierung eingetroffen, um über einen Handelsvertrag mit 
der Sowjetregierung zu verhandeln. 

In Port Arthur ist Fürst Su gestorben. Su war der 
Hauptträger der Tradition des mandschurischen Kaiserhauses, 
dessen treuester Diener er gewesen ist. Selbst nicht dem 
Kaiserhaus entsprossen, sondern ein Abkörmınling viner der Eisen- 
hutfamilien, die mit Nurhadschu erobernd ins land kamen und 
China unterwarfen, war Su am Schluß Jer Kaiserzeit Minister 
des Innern; er war damals einer der Wenigen, die ihr großes 
Wissen und ihre ganze Kraft in den Dienst des Staates stellten. 
Beim Zusammenbruch der Dynastie zog sich Fürst Su nach 
Port Arthur zurück, von wo er seinen alten Freunden stets 
ein zuverlässiger Berater gewesen ist. 

Großen Beifall in Arbeiterkreisen hat eine Meldung errezt, 
wonach der Staatsrat für Südchina das Gesetz betreifs 
Bestrafung von Streikern abschaffen will. Der 
Vorsitzende des Revisionsausschusses Hsü Chien, der ein Christ 
ist, hat erklärt, kein zivilisiertes Land der Welt bestrafe 
Streiker, selbst im früheren Rußland sei das nicht vorgekommen, 
wenn die Streiker sich Gewalttätigkeiten enthalten hätten. 

Der portuxiesische Gesandte in Peking hat eine Vertagung 
der Macao Streitigkeiten für sechs Monate beantragt, 
um die Angelegenheit persönlich in Lissabon zur Sprache zu 
bringen. 

Die Gerüchte eines unmittelbaren Ausbaus der draht- 
Insen Telegraphie in China, von der Optimisten eine 
Umwälzung des politischen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens 
Chinas voraussagen zu können glauben, erweisen sich als durch- 
aus grundlos; vorläufig ist die Marconi-Gesellschaft, die während 
des Krieges ein Monopol für ihre Errichtung erhalten hat, noch 
Fei den ersten Versuchen, und zwar auf der Strecke Peking— 
Tientsin, 

Nach der Wladiwostoker „Slowo“ soll in Peking ein Gesetz 
vorbereitet werden, daß eine Verbreitung aufrühre- 
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rischer, sozialistischer und bolschewisti- 
scher Gedanken in China unterbinden soll. 

Mehrere Millionen der im letzten Augenblick in die Brüche 
gegangenen 96-Millionen-Dollar-Anleihe sind auf 
bisher unaufgeklärte Weise trotz des Gegenbefchls der Regie- 
rung auf den Markt geworfen und von Anlage suchenden Chi- 
nesen aufgenommen worden. Sie werden jetzt zu einem Kurs 
von etwa 46 vom Hundert gehandelt. In wessen Händen der 
Erlös geflossen ist, scheint kein Mensch zu wissen; ältere An- 
leihen sind damit nicht zurückgezahlt. 

Die Räumung der Schantungbahn durch die 
Japaner war am 1. Mai vollendet. 

Der Firma Butterfield and Swire in Schanghai ist Ende 
März ein Gesuch mit 300 Unterschriften von Kajenkulis zu- 
gegangen, die höhere Löhne forderten. Es hat sich er- 
gehen, daß es sich um einen kommunistischen Vorstoß handelt, 
daß die Kulis selbst von der Forderung nichts wußten. Das 
Schriftstück war ohne ihre Unterschrift verfaßt, nachdem e'n 
kommunistischer Agxitator in einem der großen Teehäuser eine 
Ansprache an die dort verkehrenden Kulis gehalten hatte. 

Der Senat in Washington hat das Neun-Mächite- 
Abkommen einstimmig ratifiziert. Auch China hat die Rı- 
tifikation inzwischen vollzogen. 

Bei der Ratifikation des Abkommens über das chinesische 
Seezollamt wurde im amerikanischen Senat eine Stimme 
gegen das Abkommen abiregeben. 

Die Soldaten zwingen in den Provinzen die Bauern 
vielfach, statt Getreide Mohn anzubauen. Die Zivilbehörden 
erweisen sich demgegenüber machtlos. 

In China wird der Erlaß eines Wildschutzgesetzes 
betrieben. 

In chinesischen Kreisen wird die Bildung einer Lotsen- 
Vereinigung für den Untern Yangtse, der nur 
Ausländer angehören, als ein Verstoß gegen das im Jahr 1868 
wegen der Vertragshäfen ges.hlessene Abkomnien empfunden 
und bekämpft. 

Die chinesische Kaufmannschaft der Mandschurei hat gegen 
die Wiederübernahme des Vorsitzes im Technisch en Bei- 
rat der Ostchinesischen Eisenbahn durch den 
amerikanischen Ingenieur Oberst Stevens Verwahrung einge- 
lext. Sie verlangt die Beseitigung dieses Technischen Beirats. 

Die Hongkonger Behörden wollen mit dem Mui-Tsai- 
System (dem Kauf von Kindern, die im süd-chinesischen 
Haushalt beschäftigt werden) aufräumen. Die Chinesen betonen 
immer wieder, die Mädchen hätten es in ihren Stellungen viel 
besser als freie Arbeiterinnen: die Engländer aber bestanden 
auf dem Verbot: „Sklaverei könne in keiner Form in einer 
britischen Kolonie geduldet werden.“ 

Nach den letzten Nachrichten aus Canton hat auch dort 
Gouverneur Chen Chiung-min die Besichtigung des Mui-Tsai- 


Systems angeordnet. 


In China gibt es heute 35 Funkstationen; 17 be- 
finden sich in den Händen der Japaner, je 3 in denen der Eng- 
länder und Franzosen. 2 in denen der Amerikaner, cine in denen 
der Mongolen. Die Chinesen selbst betreiben 9 Stationen. 


Japan. 


Japan und Tschita. Die in Dairen geführten Verhandlungen 
zwischen der Tokyoer und der Dairener Regierung sind ab- 
gebrochen worden. Die Berichte über die Gründe des Abbruchs 
gehen auseinander: einer schiebt sie dem anderen in die Schuhe. 
Augenscheinlich hat man in Tokyo wie in Moskau gehofft, die 
Frage der Republik des Fernen Ostens auf der Genuaer Kon- 
ferenz in seinem Sinne lösen zu können. Das hat dann Moskau 
taktisch dazu gebracht, Tschita zu veranlassen, neue Forde- 
tungen zu stellen, worauf Tokyo erklärte, kein Gewicht mehr 
auf die Fortsetzung der Besprechungen in Dairen zu legen. Der 
Ausgang .der Genuaer Konferenz scheint die Erwägungen 
Moskaus und Japans als nicht ganz unberechtigt zu erweisen. In 
der Frage des Verhältnisses der beiden Grenzmächte (Moskau 
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oder Tschita und Japan) ist das letzte Wort noch lange nicht 
gesprochen. Ob die gelegentlich sich dort abspielenden Kämpfe 
von erheblicher Bedeutung werden oder nicht, wird sich aus den 
Richtlinien ergeben, die Japan fortan in der Außenpolitik ein- 
zuhalten sich entschließen wird. 


Parteiwesen. Die neue nationalistische Partei Kokosuikai, 
deren Organ die Zeitschrift „Otoko‘“ (Der Echte Mann) ist, hat 
Gieneralleutnant Sato zum Vorsitzenden gewählt. An die Spitze 
der ebenfalls nationalistischen Yamato Minrokai ist der ehe- 
malige Marineminister Admiral Yashiro getreten. Beide Par- 
tcien treten für allgemeines Wählrecht und die Beseitigung der 
Bestechlichkeit der Beamtenschaft ein. Sie werden voraus- 
sichtlich mit Baron Goto zusammengehen, der eine neue große 
Partei zu bilden im Begriff steht. 


Arbeiteriragen. Die schlechten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse Japans äußern sich auch in der wachsenden Zahl der 
Streiks. In Jahre sind 277 Streiks verzeichnet worden, an 
denen rund 220.000 Arbeiter teilgenommen haben, das sind 50 % 
mehr als im Jahre 1920. Die Forderungen streben nicht nur 
höhere Löhne, sondern auch kürzere Arbeitszeiten, bessere 
Arbeitsverhältnisse und sozialwirtschaftliche Rechte an. Vor- 
liufig kann sich der Staatsrat nicht entschließen, den Forde- 
rungen der Arbeiter nachzukommen und das Ministerium zur 
Vorlage eines die Angelegenheit regelnden Gesetzentwurfes zu 
veranlassen. Das verschärft die Stimmung unter den Arbeitern 
wieder um so mehr, da nach wie vor große Unruhe darüber 
herrscht, was aus den Arbeitern der Betriebe werden soll, die 
in Uebereinstimmung mit den Beschlüssen der Washingtoner 
Konferenz geschlossen oder eingeschränkt werden müssen. Es 
erscheint nicht unmöglich, daß ein angeblich im Kaiserpalast am 
17. März versuchtes Attentat mit der Erregung der Arbeiter- 
Kreise (nach andern allerdings mit der Ablehnung des Wahl- 
rechts), in Verbindung steht. Ueber die Einzelheiten dieses 
durch die Wachsamkeit der Posten vereitelten Anschlags, dem 
der Täter selbst als Opfer gefallen ist, wird in der Oeffentlich- 
keit anscheinend sehr wenig bekannt gegeben. „Angeblich hat 
min im Besitz des Attentäters eine Denkschrift für den Kaiser 
x.funden, die auf sozialistische Kreise zurückgeführt wird. 
Nachträglich ist ein amtlicher Bericht veröfientlicht worden, 
wonach der Attentäter, ein Bergmann Fujita, keine Beziehungen 
zu den Sozialisten gehabt hat, dessen Geist aber durch Lesen 
von radikalen Zeitungen und Schriften umnachtet gewesen sei. 
Allzu überzeugeng klingt das nicht. 


Koreanische Bolschewisten. Am 28. März wurde vor dem 
Zollamt in Schanghai ein Attentat auf den früheren japanischen 
Kriegsminister (ieneral Baron Tanaka, der sich eben nach Japan 
unschiffen wollte, gemacht. Ein diesem geltender Schuß ging 
fehl. Bei der Verfolgung der Attentäter, von denen zwei ver- 
haltet wurden, feuerten diese wiederholt. Dabei wurde eine 
auf einer Weltreise befindliche Amerikanerin Frau Snyvder so 
unglücklich getrofien, daß sie der Wunde bald daraui erlag. 
Verletzt wurden ferner ein Amerikaner Namens Thompson, 
zwei Kulis und ein chinesischer Schutzmann. Es lag von Anfang 
nm anf der Hand, daß es sich um einen lang vorbereiteten poli- 
tischen Anschlag handelte. Infolgedessen wurde die ganze 
Polizei der Internationalen Niederlassung sofort alarmiert, um 
nach weitere Komplizen der Attentäter zu fahnden. Bei dieser 
Gielexenheit wurde bekannt, daß es in China zwei korennische 
Gieheimbunde gibt, von denen der eine vom Irkutzker Büro der 
Moskauer Sowjetregierung und der andere von der Tschitäaer 
Wexierung unterstützt wird. Es ist festgestellt, daß der Leiter 
der Tsehitaer Gruppe Kim Lip im Sommer in Peking einen 
Betrag von #UOWM) Goldriubeln erhalten und dann seine und 
seiner (icnossen Tätigkeit nach Schanghai verlext hatte. Dieser 
Kim Lip, der seinen Landsleuten immer nur geringe Beträge für 
ihre Tatigkeit auszahlte und damit Neid und Haß bei jenen 
errexte, ist am 11. Februar von ihnen erschossen worden. Das 
Gidosıng aber dank der von Kim Lip xeschafienen Organisation 
nuht in die Hande seiner Mörder uber. sondern in die eines 


Ischttaer Russen, der weitere SOHN) Dollars mitzebracht hat. | 


Es scheint, als ob die Attentäter, die es auf Baron Tanakas 
Leben abgesehen hatten, nicht dieser Tschitaer, sondern der 
Irkutzker Gruppe angehörten, deren Hauptquartier noch heute 
Peking sein soll. In den Händen dieser streng bolschewistisch 
gerichteten Gruppen scheint heute die bisherige Unabhängig- 
keitsbewegung der Koreaner zu liegen, seit die Jung-Koreaner 
alle Hoffnung, aus eigener Kraft ihr Ziel zu erreichen, aufge- 
geben haben. Alle Koreaner in China, der Mandschurei und 
Sibirien sowie zahlreiche Männer in Korea selbst sollen den 
bolschewistischen Organisationen angehören. Angeblich hat 
die Sowjetregierung ihn für jedes Unternehmen gegen Japan 
Geld, Waffen, Munition und sonstige Unterstützung zugesapt. 
Man erwartet nach Schanghaier Berichten in der nächsten Zeit 
weitere Gewalttätigkeiten der Koreaner gegen Japaner. 


Die japanische Regierung hat dagegen 
Verwahrung eingelegt, daß der russische Hauptdelegierte in 
Genua Tschitscherin in einem Schreiben an den Präsidenten 
der Konferenz über die Minderheitsfrage auch dieKoreaner 
alsunterdrücktes Volk bezeichnet hat. Die Frage der 
Politik in Korea sei eine innere Angelegenheit Japans, und 
Rußland habe kein Recht, sich in die inneren Angelegenheiten 
anderer Völker einzumischen. 

Die englische Presse betont, daß der Fürstvon Wales 
und der Prinzregent von Japan bei des ersteren kürz- 
lichem Besuch in Japan sich in ihren Auffassungen allgemeiner 
Menschlichkeitsfragen vielfach begegnet wären, was auf die 
zukünftige Gestaltung beider Länder und die weitere Entwick- 
lung Japans nicht ohne Finfluß bleiben könnte. 

Die Zahl der Auswanderer, die früher 7000 bis Som 
im Jahre betrug, ist 1921 auf 4000 zurückgegangen. 

Japanisch sprechende Kinder von Koreanern ist nach der 
umgestalteten Schulordnung für Korea der Besuch 
japanischer Schulen gestattet. 

Japaner bemühen sich um eine wertvolle Eisengrube 
immexikanischen Staat Guerrero bei Acapulco. 

Der Nationalreichtum Japans wird auf 356 Mil- 
liarden Yen angegeben. 

Nach der „Tokio Asahi“ werden die Ers parnisse der 
Flottenabrüstung nicht ausreichen, das Defizit im Budget 
zu decken. Angesichts der herrschenden Wirtschaftskrisis werde 
sich das auch in den nächsten Jahren nicht ändern. 

Die „Yomiuri“ warnt vor einer übermä Bigen Aus- 
wanderung; jedenfalls solle man die Frage erst genau stu- 
dieren, che man den Wunsch der Kokuminto auf vermehrten 
Schutz der ausgewanderten Japaner in die Wirklichkeit 
übertrage. 

Fürst Teokugawa betonte in einer Ansprache bei einem ihm 
vom Industrie-Chub in Tokyo gegebenen Festessen, daß die 
Washingtoner Konferenz Japan un d Amerika einander 
nähergebracht habe. 

Der amerikanische Marinesekretär Denby 
ist, einer an ihn ergangenen Einladung entsprechend, am 20. Mu 
nach Tokyo abgereist. 

Japan hat ein Konsulatin Colombo errichtet. 


Osisibirien. 


Sibirischer Partikularismus. In einem amtlichen Bericht 
des sibirischen Revolutionsausschusses an die Moskauer 
Sowjetrexierung wird auf die Starke Entwicklung einer Parti- 
kularischen Bewexrung in Sibirien hingewiesen, die auf eine 
politische Trennung von Moskau arbeitet. Als Axitationsmittel 
wird unter die Bevölkerung Sibiriens die Behauptung geworfen 
Moskau plündere Sibirien aus, ohne ihm Gegenwerte zu bieten. 
Auffallender Weise, heißt es in dem Bericht weiter, waren Je 
stärksten Träger dieser Propaxanda die frisch aus den UITOPUN- 
schen Hungersnotgebieten nach Sibirien geflüchteten Russen. 
Schr deutlich würde die politische Unabhängickeit Sidiriens 
angestrebt. Dagegen will man von dem Fortbestand einer be- 
sonderen Republik des Fernen Ostens in diesen Kreisen nicht 
viel wissen. Sibirien müsse ein selbständiger Staat w erden 


Kurze Meldungen. 


der es dann sehr bald als notwendig erkennen würde, sich wirt- 
schaftlich in ähnlicher Weise, wie es die Ukraine täte, an 
Moskau anzulehnen. 


Wiladiwostok. Am 4. März ist das Staatsoberhaupt von 
Wladiwostok, Spiridon Merkulow, zurückgetreten. Ein recht 
unsauberes Geldgeschäft hat seinen Fall gebracht. Merkulow 
wollte 160 000 Goldrubel auf das Konto seines Bruders in Tokyo 
überweisen lassen; der Schatzmeister weigerte sich den Befehl 
auszuführen, legte sein Amt nieder und machte die politischen 
Parteien, wie die Dalta-Agentur meldet, gegen Merkulow 
mobil. Merkulow war außerstande sich zu verteidigen. Die 
Parteiführer beschlossen seine Verhaftung. Dieser hat Mer- 
kulow sich mit Hilfe japanischer Freunde entzogen, nachdem 
seine russischen Freunde das sinkende Schiff vorher verlassen 
und sich nach Harbin, Tientsin und Peking gewandt haben. 
Die „Nowosti Shisni“ widmet dem verschwundenen Staats- 
oberhaupt einen‘ Nachruf,” in dem seine Verwaltung die 
schmutzigste und unsinnigste genannt wird, die Wladiwostok 
je erlebt hätte; das ganze Östsibirien sei damit unter japanischer 
Herrschaft geraten. Vorläufig ist ein Parteigenosse Mer- 
kulows, Eremejew, sein Nachfolger geworden; es ist aber frag- 
lich, ob die Rechtspartei ihn halten kann, schon weil die 
Küstenprovinz als selbständiger Staat keine Zukunft hat, viel- 
mehr schon wirtschaftlich zum sibirischen Hinterland gehört, 
aus dem sie nur vorübergehend mit Gewalt herausgerissen ist. 
Die „Sarja“ bezweiiclt sogar, ob ein Anschluß an die Republik 
des Fernen Ostens der Küstenprovinz Rettung bringen würde, 
denn auch dieser Staat sei nicht lebensfähig. Die Gefahr sei 
sehr groß, daß, wenn keine Verbindung mit Moskau hergestellt 
würde, nicht nur die Küstenprovinz, sondern die ganze Republik 
des Fernen Ostens in japanische Gewalt geraten werde. Aus 
den Kreisen der Sowjetregierung kommen denn auch schon 
Stimmen, man werde den unhaltbaren Zuständen in Ostsibirien 
sehr bald ein Ende machten und die Republik des Fernen Ostens 
wie die Küstenprovinz mit Rußland vereinigen. Vorläufig hat 
es damit aber noch gute Weile. Aus japanischen Kreisen Wladi- 
wostoks kommen Meldungen, Japan habe die Absicht, seine 
Truppen aus Wladiwostok zurückzuziehen, vorläufig wieder 
aufgegeben. Inzwischen haben sich die Dinge so entwickelt, 
daß Merkulow Staatsoberhaupt geblieben oder richtiger wieder 
geworden ist; neben ihm stehen als Ministerpräsident Efrimow 
und sein (Merkulows)Bruder als Kriegsminister. Im neuen Kabinett 
haben die Sozialisten eine stärkere Vertretung. Anscheinend berei- 
tet sich ein Ausgleich mit der Tschitaer Regierung vor. Freilich 
angesichts der herrschenden Finanznot läßt sich nicht über- 
sehen, ob die ncue Regierung von Wladiwostok sich wird be- 
haupten können. Als Neustes wird aus Wladiwostok gerneldet 
(eine Bestätigung bleibt abzuwarten), daß die Regierunz 
Merkulow die Commander-Inseln an eine japanische Firma ver- 
pachtet hat und daß der unter japanischem Einfluß stehenden 
Siidmandschurischen Balın der Betrieb der Ussuribahn für die 
nächsten 24 Jahre übergeben worden ist. Die Londoner 
„Jimes“ sicht darin ein Anzeichen dafür, daß die Regierung 
Merkulow von Japan eingesetzt und gehalten wird. Nach einer 


Meldung des Moskauer „Iswestja“ verlangt Japan als Vor- 
bedingung für die Zurückziehunz seiner Truppen aus Ost- 
sibirien, auf die sich nach der Auffassung der „Times“ 
Wladiwostok heute als selbständige Republik stützt, das 


Wladiwostok zum Freihafen gemacht wird und daß die Republik 
des Fernen Ostens (zu der ja schließlich Wladiwostok gehört) 
alle Befestigungen in der Küstenprovinz schleiit, Privateigentum 
anerkennt, den Japanern Erwerb von Grund und Boden g2- 
stattet (welches Recht sich Moskau ja in der Mongolei vor- 
tehalten hat), die Schiffahrt auf dem Amur freigibt und den 
Japanern weitgehende Fischereirechte einräumt. 


Wiederaufleben des Gedankens des Puiterstaates.. Die 
Peking „Ta Lu Jih Pao“ beschäftigt sich mit dem geheimen 
Bündnis, das Frankreich und Japan abgeschlossen haben 
sollen. Beweise dafür, 


vermag das Blatt nicht anzugeben. Nach seinen (wohl aus 


daß Jdas Bündnis tatsächlich besteht, 
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russischen Sowjetkreisen stammenden) Informationen sieht das 
Abkommen ein gemeinsames Vorgehen beider Mächte in Ost- 
sibirien, der Mandschurei und der Mongolei vor, wobei der 
alte japanische Plan der Schaffung eines großen Pufferstaates 
zwischen Rußland und Japan wieder aufgenommen wird. 
Frankreich soll als Entschädigung für die dabei zu leistenden 
Dienste Sondervorrechte an der Chinesischen Ostbahn erhalten. 
Vorläufig so behauptet die „Ta Lu Jih Pao“ die über die Finzel- 
heiten sehr gut -unterrichtet zu sein scheint, bereite Japan nur 
den Boden für seine Pläne vor. Die einzelnen Parteien in Ost- 
sibirien würden miteinander verhetzt und durch Ausrüstung von 
Räuberbanden die Grenze Chinas unsicher gemacht. Auf diese 
Weise würde natürlich in Ostsibirien und der Mandschurei nie 
Ruhe eintreten, und eines Tages würde damit dann der Anlaß 
zu einem offenen Eingreifen Japans gegeben werden. 


Rußland und Japan. In Genua gerieten der japanische De- 
legierte Baron Ishii sehr scharf mit dem russischen Delegierten 
Tschitscherin über eine Forderung des Letzteren, daB die ver- 
schiedenen Sowjetrepubliken des Fernen Ostens in den Friedens- 
pakt, die Treuga Dei, eingeschlossen würden. Baron Ishii verlas 
eine Erklärung in der gegen die furchtbaren Grausamkeiten Ver- 
wahrung eingelegt wurde, die von den Bolschewisten in Niko- 
lajewsk und am Amur gegen Japaner begangen worden seien 
und die Japan berechtige, eine bedingungslose Räumung Wladi- 
wostoks zu verweigern. Tschitscherin erwiderte, in Nikolajewsk 
hätten sich russische und japanische Truppen in einem Zustand 
örtlichen Waffenstillstandes nebeneinander befunden. Dieser 
Wafienstillsand sei aber nächtlicherweise von den Japaneru 
gebrochen worden, die die russischen Truppen und die russische 
Bevölkerung überfielen. Der japanische Vertreter habe dann 
von diesem Zwischenfall später Gebrauch gemacht, um die 
Einverleibung von Nordsachalin durch Japan zu verlangen. 
Ferner habe Japan die Räumung Wladiwostoks abhängig ge- 
macht von dem vollkommenen Abbruch sämtlicher Festungs- 
werke der Stadt und längs der nahen Küste. Tschitscherin 
schloß mit der Erklärung, die östlichen Sowjetrepubliken würden 
nie dulden, daB sie in eine japanische Kolonie verwandelt würden. 
Er nehme davon Kenntnis, daß die Konferenz in Genua außer- 
stande sei, die Sowjetrepubliken im Fernen Osten in den 
Friedenspakt aufzunehmen, warne aber vor Angriffen auf diese; 
wer sie angreife, befände sich ohne weiteres im Krieg mit Ruß- 
land. Wie scharf die Gegensätze Rußlands und Japans in Ost- 
sibirien sind, ergibt sich auch aus folgenden beiden Mitteilungen. 
Von Moskau wird gemeldet: „In letzter Zeit mehren sich die 
Sowjetmeldungen über Japans aggressive Politik im Fernen 
Osten. Nach mehrfachen Ueberfällen auf Truppenteile der Re- 
publik des Fernen Ostens, die auf der Verfolgung von General 
Moltschanows Banden begriffen waren, gingen die Japaner gegen 
Strassk mit bedeutenderen Kräften zur Offensive über. Durch 
Maschiengewehr- und Artilleriefeuer, das instruktionsgemäß von 
russischer Seite unerwidert blieb, wurden dreißig Russen ge- 
tötet. Die Japaner beabsichtigen die russische Front zu um- 
zingeln, und nahmen Annenskoje und Konstantinowka ein.“ Da- 
gegen wird von japanischer Seite erklärt: „Am 18. März trat 
die sogenannte Weiße Armce von Iman, die vor den Truppen 
der Republik des Fernen Ostens zurückwich, auf das Gebict der 
japanischen Armee über, die sofort die Weißen Truppen ent- 
waffinete. Die die Weißen verfolgende Armee der Republik des 
Fernen Ostens, der die Entwaffnung der Weißen Armee mitge- 
teilt worden war, wurde von den japanischen Truppen und Be- 
rufung auf die damals in Dairen stattfindenden Verhandlungen 
aufgefordert sich zurückzuziehen, wenn nicht auch sin sich der 
Entwafinung aussetzen wollten. Die bolschewistischen Truppen 
aber lehnten jede Rücksichtnahme auf die schwebenden Dairener 
Verhandlungen ab und drangen mit verstärkten Kräften nörd- 
lich von Spaskaya in das von den Japanern besetzte Gebiet 
ein und griffen die Japaner an. Erst darauf griffen die Japaner 
zu den Waffen und warfen die bolschewistischen Truppen 
zurück.“ a 

Japanisch-amerikanische 
Washingtoner 


Kaum sind die 
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wieder Sturm geläutet. Dieses Mal hat ein amerikanisches 
Blatt, der „Eastern Economist" den Glockenstrang ergriffen. 
Wie könne, so schreibt in dem Blatt Jerome Landfield, Amerika 
ruhig zusehen, daß die japanische Besetzung Ostsibiriens die 
Bildung eines ordentlichen Staatswesens unmöglich mache, daß 
dort Japaner ihre Machtstellung ausnutzen, um sich wirtschaft- 
liche PriVilegien aller Art zu sichern und die Russen von ihrem 
natürlichen Zugang zum Meer abzusperren. Es sei sehr be- 
dauerlich, daß die Washingtoner Konferenz nicht ein festes 
Datum gesetzt habe, bis zu dem Japan Sibirien geräumt haben 
müsse. Die Interessen Amerikas in Sibirien seien außerordent- 
lıch groß. Amerika könne die Hände nicht in den Schoß legen, 
wenn andere ihm alle Gelegenheiten günstiger Kapitalsanlage 
wegschnappten und 11 Millionen Weiße, Pioniere der westlichen 
Kultur, der politischen und wirtschaftlichen Herrschaft Japans 
unterworfen würden. Das sibirische Problem könne nur da- 
Curch gelöst werden, daß Japan eine Politik der Offenen Tür 
und gleicher Möglichkeiten für alle anerkenne. Demgegenüber 
hat dann der japanische Botschafter in Washington, Baron 
Shidehara, erklärt, Japan sei durchaus bereit, die Uhverletzlich- 
keit des russischen Besitzstandes anzuerkennen und eine Politik 
cer Offenen Tür in Sibirien zu unterstützen. Aber Japan könne 
in diesem Augenblick nicht alle seine Interessen in Sibirien ein- 
fıch preisgeben. Auch die Besetzung des russischen Teils der 
Insel Sachalin seinur eine vorübergehende Maßnahme. Japan aber 
müsse zunächst darauf bestehen, daß eine ordentliche russische 
Kexierung die Regierung in Händen habe. Damit ist der circuius 
vitiosus geschlossen: Japan will räumen, kann aber nicht, weil 
keine ordentliche Regierung vorhanden ist; eine ordentliche 
Regierung ist unmöglich, solange Japan noch Truppen in 
Sibirien unterhält. 


Europa im Spiegel der ostaslatiscıen Presse. 


Die „Hongkong Daily Press“ schreibt: „Der mehr 
aufs Praktische gerichtete Sinn der Engländer habe erkannt, 
daß aus dem Versailler Vertrag doch nicht alles herauszuholen 
sei und man sich mit dem begnügen müsse, was erreicht werden 
könne." Es ist schon mit Rücksicht auf die Wirkung auf die 
Chinesen nicht unwichtig, daß eine so freimütige Frklärung in 
einer englischen Zeitung des Fernen Ostens erscheint. Fbenss 
Kann mit einer gewissen Genuutuung auf einen Leitartikel der 
„South-China Morning Post“ unter der Ueberschrift 
„Deutschlands neuer Geist" hingewiesen werden. Dieser Au’- 
sitz brinet Auszüge aus Artikeln d:s „Ooutlook“ und des 
„Cerion Observer“, die die deutsche Friedensliebe betonen. 
Das Hongkonger Blatt schließt mit dem Satz: „Alles in allem 
scheint große Aussicht dafür vorhanden, daß das zukünftige 
Irutschland ebenso ein so starker Vorkämpier des Friedens 
werden wird, wie es einer des Kriczes gewesen ist.” 

Die englischen Blätter Honxkongs haben ferner, 
olme einen Kommentar daran zu knüpfen, einen Artikel des 
Heidelberger Privatdozenten Dr. Krause in den Münchener „Po- 
litische Zeitiragen" in Ucbersetzung wiedergegeben, in dem 
nachgewiesen wird, daß England nicht in der Lage sei, die 
Deutschen vem asiatischen Markt fernzuhalten. 

Angesichts der vielfachen Bchauptung großer Deutschen- 
freundlichkeit in Canton ist eine Auslassung der halbamtlichen 
„Canton Times", die das chinesisch-japanische Abkommen 
uber die Rückgabe der Schantungbahn nicht anerkennen will 
und fortfährt: „Japan max sich wegen seiner Ausgaben an 
Deutschland schadlos halten und nicht an China.“ Das sagt ein 
chinesisches  Regierungsorgan (wenn auch nicht das der 
Pekinger Regierung), nachdem China, das den Versailler Ver- 
trög nicht unterzeichnet hat, in seinem vorläufigen Abkommen 
usdrucklich darauf bestanden hat. daß ihm alle Rechte zuxe- 
standen werden, die der Versailler Vertrag ihm zugebilligt 
hatte. Danach hat Deutschland an China, nachdem es schon auf 
le Rechte, Anspruche und Vorrechte (einschließlich Fisen- 
babmen, Gruben und Unterseekabel) im Kıautschausrebiet und 
—Trantunz zus unsten Japans verzichtet hatte, an China sämt- 
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liche Gebäude, Ladestraßen und Landungsbrücken, Kasernen, 
Forts, Kriegswaffen und Kriegsmunition, Schiffe jeder Arı. 
Funkenspruchanlagen und sonstiges Öffentliches, der deutschen 
Regierung gehörendes Eigentum abgetreten, die in den 
deutschen Niederlassungen in Tientsin und Hankau oder in den 
anderen Teilen des chinesischen Gebietes gelegen sind oder 
sich befinden, und ferner auf jeden Anspruch aus’der Beschlag- 
nahme deutscher Schiffe in China, der Liquidation, Sequestrie- 
rung oder Beschlagnahme deutschen Eigentums, deutscher 
Rechte oder Interessen in diesem Lande oder der Verfügung 
darüber mit Wirkung vom 14. August 1917 ab verzichtet. Es 
ist sehr unerquicklich, sich immer und immer wieder an diese 
Bestimmungen des deutsch-chinesischen Abkommens _ erinnern 
zu müssen. Viel lieber wäre es jedem Deutschen, der an den 
deutsch-chinesischen Bezichungen ein Interesse hat, wenn er 
Seine ganze Kraft restlos in den Dienst eines von gegenseitigen 
Wobhlwollen getragenen und geförderten Wicderaufbaus stellen 
könnte, Auslassungen wie die der „Canton Times“ lassen leider 
aber einen so unfreundlichen Geist in gewissen chinesischen 
Kreisen erkennen, daß dagegen entschiedener Einspruch er- 
hoben werden muß. 


Der „Herald of Asia“ macht in einem Leitartikel von 
18. Februar gehässige Angriffe auf Deutschland. In Gemit 
käme alles darauf an, daß festgestellt würde, wie man von 
dem sich sträubenden und sich als zahlungsunfähig ausgebenden 
Deutschland Ersatz für die angerichteten Kriegsschäden be- 
kommen könne. Die Walt wisse heute, daß auf Deutschlands 
Wort kein Verlaß sei und daß Deutschland nur wie einer jener 
nicht verantwortlich zu haltenden Völker behandelt werden 
könne, denen es an Ehrgefühl fchle Es erscheint uns not- 
wendig, derartige Auslassunger. festzunageln. Die Mehrzal! 
der japanischen Zeitungen kennt Deutschland besser und schiä<: 
dem im Krieg gexen die Welt unterlegenen Gegner gegenüher 
andere Töne an. Aber die Worte des „Herald of Asia” zeigen. 
Gaß zum mindestens bei einem Teil des japanischen Volk»s 
auch heute noch wenig erfreuliche Auffassungen von Deutsch- 
lard vorhanden sind und Haß und Zorn noch keineswegs aus 
der Öffentlichen Meinung Japans verschwunden sind. 

Der „Herald of Asia" fährt dann fort: „Vor 50 Jahren hat 
das siegreiche Deutschland Frankreich eine gewaltige, sein 
Kriegskosten weit überschreitende Entschädigung auierlest, 
während die jetzt an Frankreich zu zahlende Entschädisun: 
nech nicht einmal annähernd an den Schaden heranreicht. dır 
in den verwüsteten (iebieten angerichtet worden ist, von dei 
eigentlichen Kriegskosten Frankreichs ganz zu schweigen.” 
Der angezegene Vergleich mit 1871 ist nur der Ausiluß en:- 
weder blinder Voreingenommenheit oder hinterhältigen Ueche- 
wollens. Frankreich konnte die Kriegsentschädigung v1 
5 Milliarden Franken in etwas über zwei Jahren (bis zu 
September 1873, wo Deutschland seine letzten Truppen aus 
Frankreich zurückzog) abzahlen: selbst die erbittertste 
Gegner Deutschlands rechnen damit, daß Deutschland die 
Kriegsentschädigung von 136 Milliarden Goldmark ein m. 
so hoher Betrag, wie seinerzeit Frankreich auferlegt war -- 
in frühestens vierzig Jahren bezahlt haben kann. 

Weiter schreibt der „Herald of Asia“: „Es ist unbestritten. 
daß die Steuerlast in Deutschland heute 37.76 Yen auf der 
Kopf der Bevölkerung beträgt, die in Frankreich dagegen W.H 
Yen.“ Die Londoner „Daily News" (also eine unverdächti:e 
Quelle!) stellte Mitte März dieses Jahres fest, daß sich die 
Stenerverhältnisse (1 Frank — 5 Mark) wie folgt stellen: 


in Deutschland Frankreich 
Jungxeselle über 30 Jahre mit Arbeits- 
einkommen von 20 000 Mark — 4000 


Franken . . Se ee RZ 3.25% 
Mann mit Frau und 2 Kindern mit 

Arbeitseinkommen von 50 000 Mark 

= 00800 Franken . 2 2 2 22.0632% 1.53 % 
Mann mit Frau und 4 Kindern mit 

Arbeitseinkommen von 100 000 Mark 

= 220 Franken . 2 2 2 oo. 14,06 %& 30 8 
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Mann mit Frau und 2 Kindern mit 
Arbeitseinkommen von 250 000 Mark 


— 5080 Franken . . 2. 22.2.2520 % 718 % 
Junggeselle mit Renteneinkommen von 
250000 = 50000 Franken . . . . 31,70% 14,20 % 
Junggesclle mit Renteneinkommen von 
von 1 Million Mark = 200 000 
Franken: %. wo. re 0% 44,05 % 26.80 % 
Junggeselle mit Renteneinkommen von 
10 Millionen Mark = 2 Millionen 
Franken . . 2» 2 2 2 2.2.2.0. 611% 59,75% 
Aus diesen Zahlen ergibt sich ohne weiteres, daß die Be- 
hauptung des „Herald of Asia“ einfach erlogen ist. Wir 


brauchen diesen scharfen Ausdruck absichtlich, um die ver- 
letzenden Unterstellungen der Tokvoer richtig zu kennzeichnen. 
Fs würde unseres Erachtens viel zur Herbeiführung gesunder 
Beziehungen Deutschlands und Japans beitragen, wenn die 
japanische Regierung selbst das japanische Volk, das durch 
den Krieg so gut wie nichts gelitten hat, wohl aber unendliche 
Vorteile heim:ebracht hat, über die Tatsachen aufklären würde. 
Mag die japanische Regierung, durch die politischen Verhält- 
nisse gezwungen, bei allen amtlichen Vorgängen auf der Seite 
eer Entente stehen (wir haben das auch in diesen Tagen wieder 
in Genua bei der törichten Note der Hauptdelegierten der 
Entente gesehen, mit der man die Deutschen kurzerhand aus 
der russsischen Kommission entfernen wollte), eine Nation, die 
auf ihre Ehre hält und dazu haben wir Japan stets ge- 
rechnet — muß dafür sorgen, daß die grundlegenden Begriffe, 
auf denen sich ihre Beziehungen zu anderen Völkern aufbauen, 
mit den Tatsachen im Einklang stehen und sich nicht auf 
völkerverhetzenden: Lug und Trug aufbauen. 


Aus Deutschland. 


Kolonialtazung in Berlin. 


Die Kolonialen Tage am 23. und 24. Mai sind bei aller ve- 
botenen Schlichtheit ihrer Veranstaltungen eine eindrucksvolle 
Kundisebung gewesen und haben gewiß dei jedem Teilnehmer 
die Ueberzeugung verstärkt. daß koloninler Wille in Deutsch- 
land lebt und auch lebensfähig bleiben wird. Das zeigte schon 
der unerwartet starke Besuch. Bei uer fesllichen Zusammen- 
nunft in den Räumen des Zoologischen Gartens waren wohl 
mehr als dreitausend Personen anwesend, die große Mehrzahl 
unter ihnen ehemalige Kolonialdeutsche, vom einfachen Farmer 
und Soldaten, den harte Sorge und Arbeit im Gesicht geschrie- 
ben standen, bis zum Gouverneur und Trunpenkommandanten; 
Männer, die in chrlichem Schweiß sich in den Schuizgebieten 
eine neue Heimat geschaffen, aus Wildnis blühendes Land ge- 
macht und den Lebensstand der eingeborenen Bewohner durch 
ihre erschließende Fähigkeit in jeder Hinsicht gehoben hatten, 
und die immer noch kein Verständnis dafür gewonnen haben, 
daß man als Lohn für ihre Mühen sie von Haus und Hof gejax 
und sie vor der gesamten Kulturmenschleit beschimpft hat. 

Welcher weltwirtschaftlicher Wahnsinn liest darin, daß 
uwiese Menschen mit ihrer Erfahrung, ihrer fast schwärmeri- 
schen Liebe zu der koloniulen Heimat und ihrer Arbeitsfreude 
in der Heimat brach liegen und zum größten Teil mit Sorgen 
kämpfen müssen, während in den Kolonien Pfilanzungen und 
Farmen verwildern und verwüsten, weil es den jetzigen Be- 
sitzern an Kräften zur Bearbeitung fehlt. Diese jammervollen 
Tatsachen sind in der Auslandspresse, neuerdings besonders 
der englischen und australischen, so oft hervorgehoben worden, 
daß man denken müßte, die notwendige Folgerung, nämlich die 
Wiederzulassung der Deutschen, müsze sich von selber ergeben. 
Zeitungen unserer früheren Gegner haben auch dieses Heil- 
niittel wiederholt empfohlen, aber die Rewierungen sind weit 
entfernt, ihrem Rat zu folgen. Im Innern Westairikas verrotten 
und verkommen nach dem Zenenis französischer Kolonial- 
männer Millionenwerte an Palmöl, und wir in der Heimat sind 
tald nicht mehr in der Lage, uns Margarine für unser tägliches 
Brot zu kaufen. 


— 
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Diese wahrhaft beschämende Seite des deutschen Kolonial- 
raubes wurde besonders deutlich in den Vorträgen am 
24. Mai in der neuen Aula der Universität, wo nach einer Be- 
grüßungsansprache des Rektors Nernst die Gouverneure Seitz, 
Schnee, Hahl und Meyer-Waldeck Berichte über unsere Schutz- 
gcbiete gaben, „wie sie waren und wie sie jetzt sind“. Sie 
waren alle charakterisiert durch schlichte Sachlichkeit und Ver- 
nieiden jeder Schönrederei nd Ueberireibung, wohl fühlte man 
manchmal ein Zittern der Erregung, das noch mehr zu sagen 
gehabt hätte, aber das wurde unterdrückt zugunsten unwider- 
leglicher Tatsachen, die jedem, der ehrlichen Willens ist, ein 
Urteil über unser koloniales Wollen und Können, über unsere 
Arbeit und Eriolge in kolonialer Erschließung und Verwaltung 
gestatten. 

Der Berichterstatter über Kiautschou, Geuverneur Meyer- 
Waldeck, ging aus von der seinerzeit viel erörterten Frage, ob 
es im Blicke auf einen möglichen künftigen Krieg richtig ge- 
wesen sei, das Reich mit einem so gefährlichen Außenposten, 
wie es das Paclhıtgebiet war, zu belasten, und sprach die Ucber- 
zeugung aus, Deutschland habe zum Schutze seines Handels 
im Fernen Osten eines von fremdem Wohlwollen unabhängigen 
Stützpunktes bedurft. Fine Schilderung des früheren Tsingtau 
und des Zustandes der Stadt und ihrer Umgebung vor Kriegs- 
ausbruch gab einen starken Eindruck von den kulturpolitischen 
Leistungen Deutschlands und den riesigen Anforderungen im ge- 
samten Wirtschaftsleben des Pachtgebietes unter deutscher Ver- 
waltung. Alle großen Firmen und die Hauptbanken des Ostens 
hatten in Tsingtau ihre Filialen. Die deutsch-chinesische Hoch- 
schule war 1914 von 500 Schülern besucht, die aus den besten 
Familien und aus allen Provinzen Chinas stammten. In den 
letzten Tagen des Juli 1914 stattete der japanische General- 
gouvernceur von Kuantung dem Schutzgebiet mit einem großen 
Stabe einen schon lange vor jeder politischen Spannung ange- 
kündigten längeren Besuch ab, um die nach japanischer An- 
sicht „vorbildliche Verwaltung des Schutzgebietes‘ kennen zur 
lernen. Bei Ausbruch des Krieges war es für jeden Deutschen 
in Ostasien außer Zweifel, daß Kiautschou nicht kampflos ge- 
räumt werden durfte. Kein Deutscher hätte sich sonst wieder 
im Fernen Osten blicken lassen können, olme daß ihm die 
Schamröte ins Gesicht gestiegen wäre. Freilich war auch das 
bittere Ende dieses Kampfes vorauszuschen. Auf der Konferenz 
von Washington im Januar d. J. hat sich nun Japan verpflichtet, 
das ebemalige deutsche Schutzgebiet mit allem früherem deut- 
schen Staatseigentum kostenlos an China zurückzugeben. In 
Tsingtau sollen alle Nationen gleichberechtigt mit den Chinesen 
wohner sowie Handel nnd Industrie treiben können. Wird der 
Vertrag loyal durchgeführt, so ist es für uns Deutsche von 
großer Bedeutung, weil er uns eine unscchinderte Betätigung 
ermöglichen wird. Die Mitarbeit der Deutschen wird den Chi- 
»esen sicher willkommen sein. China hat im Schutzgebiet, dieser 
<ändigen Ausstellung deutscher Arbeit, rıcht nur schätzen ge- 
lernt. was Deutschland auf allen Gehieten zu leisten vermag, 
es hat auch den Beweis gesehen, wie vorzüglich nnd verständ- 
tisvoll Deutsche und Chinesen zusammen arbeiten können. 
Es hat vor allem die Ueberzeugung wewonnen, da’ die Inter- 
essen Deutschlands und Chinas Hand in Hand gehen. Und das 
ist der bleibende Wert unserer Arbeit im Schutzgebiet Kiau- 
schou, der seine vielen Früchte trazen wird: denn China kann 
auch mal für uns ein großes Arbeitsfe!d werden. 

Diedrich Westermann. 


Der Lehrstuhl für Sinologie der Universität Berlin, der 
durch den Tod Professor de Groots erledigt ist, itProfessor 
Dr. Otto Franke von der Universität Hamburg angeboten 
worden. Auch wer die wissenschaftlichen Verdienste de Grcots 
voll anerkennt, wird Genugtuung darüber empfinden, daß der 
Berliner Lehrstuhl wieder durch einen Deutschen besetzt wird. 
Proiessor Franke ist der Würdigste und Geeignetste, der für 
die hohe, gerade in Berlin heute auf dem Gebiet der Kunde Ost- 
asiens zu leistenden Arbeit gefunden werden konnte. Voll Ver- 
ständnis auch für die Bedürfnisse der gegenwärtigen Zeit (wie 
viele Schriften Frankes, vor allem seime sich auch noch heute 
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als eine nie versiegende Quelle der Belehrung erweisenden 
„Ostasiatische Neubildungen“, beweisen) fußt das ganze Denken 
und Wissen Frankes doch durchaus auf einer gründlichen Kennt- 
nis und souveränen Beherrschung der geistigen Schätze des 
Fernen Ostens. Für wie nötig er eine solche Kenntnis auch für 
alle die hält, die im praktischen Leben Arbeit für die Förderung 
der Beziehungen Deutschlands zum Fernen Osten leisten sollen, 
das zeigen die Aufgaben, die er seinen Schülern stellt: sie 
müssen beweisen, daß sie in den Geist der Klassiker Ostasiens 
eingedrungen sind; denn nur gestützt auf eine solche Kenntnis 
kann — auch unter den veränderten Verhältnissen in China — 
FErsprießliches geleistet werden. Franke, der im 60. Lebens- 
jahr steht, hat 20 Jahre selbst in China gewirkt, wo er 1882 
bis 1902 im amtlichen Dolmetscherdienste in verschiedenen 
Landesteilen und unter den verschiedensten Verhältnissen tätig 
war. Dann folgten 10 Jahre der Beschäftigung als Legations- 
sekretär bei der chinesischen Gesandtschaft in Berlin und gleich- 
zeitig eine Lehrtätigkeit auf sinologischem Gebiete an der Ber- 
liner Universität. Im Jahre 1910 wurde Franke auf dem Lehr- 
stuhl für Sprachen und Geschichte Ostasiens an das Kolonial- 
institut in Hamburg berufen. Dort hatte er nicht nur Gelegen- 
heit seinen Ruf als hervorragender Gelehrter weiter zu festigen, 
sondern auch in hervorragendem Maße bei der Schöpfung der 
Universität Hamburg mitzuwirken. 

Die Berliner Mission und die Gossnersche 
Mission wollen sich in Zukunft auf dem chinesischen Arbeits- 
feld die Hand reichen. Der Gossnerschen Mission ist der Zutritt 
zu ihrem alten Arbeitsfeld unter den Kols in Indien vorderhand 
verschlossen. Die 22 Missionare der Berliner Mission, zu denen 
noch 28 europäische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kommen, 
sind den Aufgaben, die sich ihnen auf dem südchinesischen 
Gebiete stellen, schon lange nicht mehr gewachsen; sie waren 
es schon vor dem Kriege nicht, wo ihre Zalıl größer war. Eine 
Anzahl der Lücken soll daher durch Gossnersche Missionare 
geschlossen werden, ohne daß deren Gesellschaft, die mit der 
Berliner Mission Hand in Hand arbeiten wird, ihre Selbständig- 
keit aufgeben wird. 

Am 27. April verstarb nach langer Krankheit in Hamburg 
im 61. Lebensjahr Herr Arthur Becker, Mitinhaber der 
Firma Sander, Wieler & Co. Becker kam 1886 nach Honskong 
als Angestellter der Firma Wieler & Co. und wurde im Jahre 
1892 ihr Teilhaber. 1897 wurde die Firma Sander & Co. und 
Wicler & Co. in Hamburg und Hongkong amalgamiert und seit 
jener Zeit war er Teilhaber der neuen Firma Sander, Wieler 
& Co. Unter seiner tätigen Mitwirkung eröffnete diese Firma 
dann später Filialen in Canton, Schanghai, Tientsin und Tsingtau. 
Becker unterstand in der Hauptsache die Leitung der Hong- 
konger Firma, wo er mit kurzen Unterbrechungen bis zum 
Ausbruch des Krieges wirkte. Die deutschen Interessen haben 
Dei dem Verstorbenen stets starken Rückhalt gefunden. Für 
mehrere Jahre hat er sie auch als Präsident des Deutschen 
Clubs in Honekong vertreten können. Mit anderen älteren 
Deutschen, die für aktiven Kriegsdienst nicht mehr in Frage 
kamen, wurde Becker 1914 mit seiner Familie aus der Kolonie 
Hongkong verwiesen und ging nach Schanehai. Schon damals 
stellte sich ein Darmleiden ein, die in China häufiger vor- 
kommende Sprue. Seine Bemühungen, die Reiseerlaubnis nach 
Japan oder Amerika zur Wiederherstellung seiner Gesundheit 
zu bekominen. blieben bedauerlicherweise ohne Erfolg. Becker 
kehrte mit dem Transportdaınpfer „Captown Maru“ 1920 nach 
Europa zurück, leider zu spät für eine (Gienesung von seinem 
Leiden. 

Wie wir zu unserm großen Bedauern erst jetzt erfahren, 
isıtam 6. MärzHHermann J, von Mandlin Wien gestorben. 
Mandl hat in vergangenen Zeiten eine Rolle in Ciiina gespielt, 
wie wenige Furopäer. Die älteren Deutschen, die gleichzeitig 
mit ihm in China gewirkt haben, wissen das; aber auch das 
jingere Geschlecht sollte sich an das ungewöhnliche Wirken 
dieses Mannes erinnern, das in mehr als ciner Hinsicht vor- 
bildlich gewesen Ist. Cieheimer Baurat G. Baur. einer der ver- 
trautesten früheren Mitarbeiter Mandis in China, hat uns 


freundlichst die folgenden Worte des Nachrufs für den Ver. 
storbenen zur Verfügung gestellt: „Mandl ist im Jahre 1856 in 
Wien geboren. Sein Vater war eine sehr bekannte Persönlict- 
keit. Der Wiener Bankkrach hatte auch ihn in Mitleidenschäit 
gezogen, und so entschleß sich der junge Hermann Mandl, der, 
wie er in einer sich selbst ironisierenden Weise manchmal zu 
sagen pflegte, nichts gelernt hatte, als Karten- und Billard- 
spielen, Mitte der 70er Jahre nach China zu gehen. Er machte 
die Reise auf einem Segelschiif und fand in China eine Anste!- 
lung beim äußeren Zolldienst, zunächst als Tidewaiter. Nach 
etwa einem Jahre ging er für Brvner & Beyfuß nach Tientsin 
als Finkäufer für den Export (Schweineborsten usw.). Aber 
das dauerte nicht lange, Bryner & Beyfuß gingen bankerat 
und Mandl zog in die Chinesenstadt, wo er vor allem tüchtig 
Chinesisch lernte. Er knüpfte von dort aus Verbindung an mi 
einigen Schanehaier Firmen. 1879 nahm ihn Fock nach Kansu! 
mit zu dem Vizekönig Tso Chungtang, der die Mohammcech- 
ner-Revolution niederwarf. In Kansıh lernte Mandl Herm 
Philipp Lieder kennen, mit dem er später die Firına H. Mand 
& Co. gründete und mit dem ilhın eine innige Freundschaft scin 
ganzes Leben lang verband. In Kansuh lebte Mandl ganz als 
Chinese. Dort hatte er sich nicht nur die erstaunliche Kenntnis 
der chinesischen Umgangssprache erworben, die ihn befähiste, 
sich chinesisch zu unterhalten wie ein Chinese, sondern er ler"t 
auch chinesisch denken und fühlen: und das war es gerade, wis 
er vor allen anderen Europäern unbedingt voraus hatte. IN 
kam er von Kansuh zurück und war bis 1885 bei der Firm 
Telge & Co. 1885 kam er zu der Firma Jardine Matheson & Ca. 
mit dem damals ganz ungewöhnlichen Monatsgehalt von Ir 
Taels. 1888 gründete er zusammen mit seinem Freunde Lieder die 
Firma H. Mandl & Co. Wenn ihm auch der Zolldirektor Deirirz 
allezeit ein treuer Freund und wahrer Gönner war, so hat Ju! 
Mandl seine Erfolge in erster Linie sich selbst zu verdanken. B? 
dem Vizekönig Li Hung-chang war er so gut angeschrieben, dab er 
cs sich später erlauben durfte, zweimal im Jahre nach Europa 
zu reisen, ohne daß ihm irgend ein wichtiges Geschäft entzar- 
gen wäre. Es waren nicht allein seine Sprachkenntnisse, die 
ihm zu seinem Erfolg verhalfen, sondern auch seine Geschick 
Iichkeit, mit den Chinesen umzugehen. Es war vor allem sein 
Fähigkeit, Charakter und Gadanken zu lesen, seine außer- 
ordentliche Gewandtheit und sein ungewöhnlicher, gesuni« 
Menschenverstand. Für ihn gab es nicht das Wort „mei-y. 
fa-tze"” (da ist nichts zu machen); er wußte innmer wieder einr 
neuen Weg: hatte er sich einmal ein Ziel gesetzt, so verbr 
er es mit einer unglaublichen Energie und Ausdauer. Es 2 
für ilın keine Müdigkeit. Er konnte sich Nächte hindurch m‘ 
Chinesen hinsetzen und von tausend und abertausev 
Sachen sprechen, um Jann am Morgen mit ein naar Wertr 
noch auf das Geschäft zurückzukommen. Im Jahre 1896 zuc & 
sich nach Paris zurück, kam aber nachher wieder auf em 
Jahre nach China und betätigte dort sich auch wieder erl«T 

reich an den Geschäften der Firma H. Mandl & Co. 19% ci 
uie Firma H. Maudl & Co. an die Firma Carlowitz & Co. übt. 

Herr Mandl zoz sich darauf ganz nach Wien zurück Nit 

Firma hat die Vertretung erster deutscher Häuser, wie Kr’r- 

Deutsche Wäaffen- und Munitionsfabriken, Köln-Rottweil, L’& 

wie Löwe & Co. Schwartzkopfi usw., deren volles Vertrit? 

er allezeit besaß. Auszeichnungen und Ehrungen sind ihm !" 

reichen Maße zuteil geworden. Sein gastliches Haus 

Tientsin und Schanghai, in denen seine liebenswürdige und 27 

mutige Frau die zahlreichen Gäste sich gleich heimisch 3} 

ließ, werden viele alte Chinaleute in dankbarer Erinnern" 

halten. Mit ihm ist eine ungewöhnliche Persönlichkeit da” 

gerangen, deren Name jahrelang in China in iedermanns Mir 

war. Er war nicht nur der gewandte Geschäftsmann 

witzixe Gesellschafter, der gastliche Hausherr:; die itm matt 

standen, wußten auch. daß er eine durchaus offene, ehrliche Nr 


tır war, und daß es ihm an der inneren NHerzenswärme, wi” 
sie auch seltener offen zutage trat, keineswegs fehlte. r 
r 


seinen alten Bekannten und Freunden ist ihm ein treict 


denken sicher.” 
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Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


Die „Hongkong Government Gazette‘ vom 3. März d. J. ent- 
hält eine Abänderung der Bestimmungen über die Landung 
in Hongkong, die Deutschen bis dahin nur zu Umsteige- 
zwecken und beim Vorliegen eines diplomatischen oder konsu- 
larischen Visums gestattet war. Heute kann jeder Deutsche, der 
einen ordentlichen PaßB hat, auch ohne das bisher nötige Visum 
bei der Durchreise Hongkong betreten. Auch in den anderen 
britischen Anlaufhäfen ist Deutschen auf der Fahrt nach Ost- 
asien ein Anlandgchen jetzt wieder gestattet, wie uns unter dem 
2). April aus Singapore geschrieben wird. 

Aus Schanghai wird uns geschrieben: „So wenig erfreu- 
li-:h sich in weiteren Kreisen hier der Luxus fühlbar macht, ler 
auıch schon von manchen Deutschen hier getrieben wird, so sehr 
erfreulich ist es, daB die deutsche Gemeinde also solche 
sich auf eine gesunde finanzpolitische Grundlage gestellt hat und 
von dieser aus ihren Pflichten der Allgemeinheit gegenüber nach- 
kommt. War früher eine gewisse Selbstbesteuerung der Mit- 
glieder der Gemeinde die Hauptquelle, aus der ihr die Mittel zur 
Unterhaltung von Kirche, Schule, Seemannsheim usw. zuflossen, 
so erweist sich heute die großzügige Politik, die diese Uhnter- 
tehmungen in vergangenen Zeiten getrieben haben, als ungemein 
Stegensreich; sie liefern jetzt die Mittel, daB die deutsche Ge- 
meinde der nächsten Zukunft ziemlich ruhig entgegenschen kann. 
Die drei genannten Institute haben ihre eigenen Grundstücke und 
Häuser. Daß es gelungen ist, auch das nach der Ausweisung 
der Deutschen von den Chinesen beschlagnahmte und benutzte 
große Schulgebäude an der Weihaiwei Road zurückzubekommen, 
spielt dabei natürlich eine sehr große Rolle. Die Gemeinde hat 
run das ehemalige kleine Schulhaus auf dem Kirchengrundstück, 
in dem in den letzten Jahren vor dem Krieg das Marinekasino 
untergebracht war, dem Astor House für drei Jahre zum Preise 
von Taels 2400 im Jahr (gegen 500 Dollars, die das Marinekasino 
zahlte) vermietet. Damit werden fast die ganzen Kirchenkosten 
gedeckt; der Geistliche bezicht als solcher heute ein nur schr 
bescheidenes Einkommen von der Kirche, da er zugleich Leiter 
der Deutschen Schule ist. Die letztere hat das obere Stockwerk 
des Gebäudes an der Weihaiwei Road bezogen sowie die kleinen 
Räume des unteren Stockwerks rechts und links vom Eingang 
als Direktor und Lehrerziinmer übernonmmen. Der Rest des 
unteren Stockwerks, vier große Zimmer ist an den Deutschen 
Klub vermietet worden, der auch einen Anteil an den großen 
schönen Garten hat Es hat Zeiten gegeben, wo innerhalb der 
deutschen Gemeinde immer wieder Stimmen gegen die viel zu 
großen Anlagen für Kirche und Schule laut geworden sind, 
die eigentlichen Schöpfer dieser Werke haben sich mit manchen 
Anwürfien abfinden müssen. Kein Mensch dankt ihnen natürlich 
auch heute, daß sie sich nicht haben irre machen lassen. Aber 
was sie geschaffen haben, erweist sich heute als ein Segen für 
die Gemeinde und wird als solcher heute hier auch allgemein 
einpfunden.‘“ 

In einem Brief aus Hongkong, den die „Deutsche Allgemeine 
Zeitung“ veröffentlicht, heißt es: „Ein Chinese, der die englischen 
Zeitungen hier liest, kann keinen besonders günstigen Eindruck 
von Europa erhalten. Uns werfen die Schreibsklaven von Lord 
Northcliffe, der auf seiner Ostasienreise die Propaganda 
im ganzen Osten wirkungsvoll gegen uns 
organisiert hat, vor, daB wir auf kaufmännischem Ge- 
biet mit den Chinesen zusammenarbeiten und dadurch wieder 
in das chinesische Geschäft hereinkommen. Diese Leute können 
richt sehen, wie sehr sie sich selbst durch eine solche Propa- 
gvanda schaden, sowohl moralisch als auch wirtschaftlich. 
„Germany can pay“ steht auf der einen Seite der Nortlhicliife- 
Zeitungen und „Ihe German Danger“ in China, in Niederlän- 
disch-Indien usw. auf der anderen. Bei den Chinesen wird er 
mit seiner Propaganda wenig Erfolg haben.“ 

Das Gebäude des ehemaligen Tsingtauer Klubs ist 
einem internationalen Klub überwiesen worden. 


I: April gab es in Hankau 180 Deutsche. 


In der „North-China Daily News“ legt ein Engländer, der 
selbst nicht Arzt ist, gegen die Behandlung der deutschen 
Aerzte in Schanghai Verwahrung ein; die Opposition ginge 
vor allem von den französichen Aerzten aus und beruhe aus- 
schließlich auf Konkurrenzneid. Das Blatt selbst sucht nacn 
Entschuldigung, gibt aber die hohen Leistungen der deutschen 
Aerzte zu. UÜebrigens seien von 6 deutschen Aerzten 4 bereits 
wieder zum Allgemeinen Krankenhaus zugelassen. 

In Tientsin sind Ende 1921 4100 japanische 
Familien (2625 männliche, 2399 weibliche Mitglieder) ze- 
zählt worden. . 

Canton hat nach der neuesten Zählung 1300000 Ein- 
wohner. ® 

Rud. Becker, ein junger Deutscher, der Anfang dieses 
Jahres in Schanghai angekommen war, hat sich am 24. März 
durch einen Sturz vom Pony einen Schädelbruch zugezogen 
und ist dieser Verletzung erlegen. | 

In europäischen Kreisen Hongkongs wird über eine 
„verschärfte Tyrannei der Gilden” geklagt. In 
Haushalten, die einen Diener oder Koch nicht wieder angenom- 
men haben, der sich am Sympathiestreik fur die Seeleute be- 
teiligt hatte, haben alle Angestellten die Arbeit niedergelegt. 

Gegenüber anders lautenden Berichten wird in Peking 
festgestellt, daß der Kaiser Hsuang Tung, der heute im 
17. Lebensjahre steht, sich mit einer 19;ährigen Enkelin des 
Marschalls Chang: Hsun, der 1917 den mißglückten Versuch 
machte, den Mandschuthron wieder aufzurichten, verlobt hat. 

Eine Volkszählung dieses Frühjahrs hat ergeben, daß 
Peking eine Bevölkerung von 1133541 (738682 Männer und 
394 859 Frauen) hat. 

In der englischen Presse finden sich kühne Spekulanten 
infolge des russich-deutschen Vertrags von Rapallo über die 
zukünftige Einrichtung eines Schnellflieger- 
dienstes zwischen Berlin und Tokyo, der zur 
Zurücklegung der ganzen Strecke nur drei Tage brauchen würde. 

Aus Kuba kommt die Nachricht, daß ein großer Teil der 
kleinen Ladengeschäfte, Restaurants und Cafe- 
häuser in die Hände von Chinesen übergeht. Jede Woche brinze 
neuen Zuwachs, ein großer Teil der Chinesen ginge auch ins 


Itnere. Da nach altem spanischen Brauch der „Bodeguero“ 
(Matcrialwarenhändler) zugleich der Bankier des kleinen 
Mannes ist, hat dieser Uebergang spanischer Geschäfte in 


chinesische Hände große wirtschaftliche Bedeutung. 

Nach einer Mitteilung der „Central-Chiha Post“ vom 
28. März hat der Wasserbauinxenieur Schellhoß, der vor 
dem Kriege Mitglied der Huangpubehörde war, noch nach dem 
Ende seiner Kriegsgefangenschaft von über vier Jahren nach 
China zurückgekehrt ist, auf Veranlassung der Szechuaner Be--: 
hörden einen Plan für den Ausbau des Hafens Chungking 
ausgearbeitet, von dessen Ausführung für die Zukunft Chung- 
kings viel erwartet wird. Gleichzeitig geht der Bau der 
Straße Chungking—Chengtu, der von einem tschechischen Fachı- 
mann geleitet wird, weiter. 

Das Schulgeld für ein Kind in der Volksschule der 
irternationalen Niederlassung Schanghais beträgt im Jalır 
75 Taels. 

Japan. 

Als ordentlicher Professor für Physiologische Chemie ist 
Professor Leoner Michaelis von der Universität Berlin 
auf ein Jahr an die Universität Nagoya berufen worden. 
Professor Michaelis wird von der Universität Berlin zu diesem 
Zweck für das Jahr 1923 beurlaubt werden. 

Die deutsche katholische Mission in Japan 
wird binnen kurzem eine erhebliche Verstärkung erfahren. 
Erzbischof Döring ist mit vier anderen Patres der nieder- 
deutschen Ordensprovinz der Gesellschaft Jesu nach dem süd- 
lichen Teil der Hauptinsel Nippon gesandt, wo er mit dem Sitze 
in Hiroshima eine neue Missionsdiözese schafien soll. Das 
Gebiet gehörte früher zur Erzdiözese Osaka des Pariser 
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Seminars. Die Erfolge dieser Diözese sind bisher nicht sehr | lebenden Japaner wird auf nicht ganz 600 000 geschätzt, woven 


groß gewesen, reichen jedenfalls an die der ebenfalls vom 
Pariser Seminar wahrgenommenen Arbeit der Erzdiözesen 
Tokyo, Nagasaki, Hakodate und Korea bei weiten nicht heran. 
Erzbischof Döring stand vor dem Kriege an der Spitze der Erz- 
Jdiözese Bombay. Dort gehörte unter seiner Leitung vor allem 
auch die große Universität, die zu errichten Papst Pius IX. der 
deutschen Jesuitenmission übertragen hatte, ein Werk, das in 
der Folge auch von der britischen Regierung mit reichen Mitteln 
gefördert worden ist. Die Rückkehr nach Bombay wollte trotz 
der vorbildlichen Leistungen der Jesuiten die britische Rexie- 
rung den Angehörigen der deutschen Missien nicht gestatten. 
Jetzt haben disse ein neues vielversprechendes Arbeitsfeld im 
Fernen Osteu gefunden, wo von deutschen Jesuiten bereits in 
Tokyo eine hervorragende Hochschule gegründet worden ist 
und weleitet wird. 

Fürst Saionji hatte seinerzeit auf der Pariser Konferenz, 
die den Frieden von Versailles vorbereitete, die Bildung eines 
japanischen Ausschusses für die  Wiederherstellung der 
Biblivthek in Löwen versprochen. Jetzt wird dieser 
Ausschuß, dem namentlich die Rektoren und Professoren der 
japanischen Universitäten angehören, gebildet. 

Chinesische Arbeiter werden mit verschäriter 
Strenge aus Japan ausgewiesen, weil sie mit niedrigeren 
l.öhnen zufrieden sind, als die japanischen Arbeiter verlangen. 
Japan ubt damit das Bespiel nach, das die Vereinigten Staaten 
von Amerika und die britischen Dominien mit Bezug auf die 
japanische Einwanderung gegeben haben. 

Aut Veranlassung der radikalen Zeitung „Kaizo“ hat die 
amerikanische Vorkämpferin der Beschränkung der Ge- 
burten, Frau Sunger Vorträge in Japan gehalten. Zuerst 
wollte die Rexierung die Einreise nicht xwestatten, später aber 
vab sie nach. In gewissen japanischen Kreisen hat Frau Sanger 
zweifellos Schule gemacht. 

Das Hotellmperialin Toxyvo, in dem sich Personen 
sus dem Gefolce des Fürsten von Wales auttieiten, ist am 
IS. Apriildurcheine Feuersbrunst völlig zerstört 
worden Zwei Personen, unter ihnen der ehemalige griechische 
Konsul Liliaressv, sind verbrammt. 

Die Bevölkerunxw Japans beträxt 56.07 Millionen, 
wos einer Dichtickeit von fast 1000 Seelen auf den Geviertkilo- 
vleichkommt. Dazu kommen in Korea. Formesa und 
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Das Schantung-Abkommen zwiscaenChina undJspan. 


Dr. FW W Nach Mellunzsen aus Tokyo vom a. Maid. ]. 
istdasin Wastenzen abweschlossene und in Pehinz am 28 Müirz 
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rund 240 000 auf China und 146000 auf die Vereinigten Staaten 
kommen. Das ergibt eine Gesamtzahl von 67,61 Millionen 
Japaner. 
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Konferenz. die China so heiß erstrcbte. hatte Japan von vor- 
berein abuelehnt. um nicht den Eindruck aufkommen zu 3 
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selben. Eine gemeinsame Kommission soll Vollmachten erhalten, 
iılle Anordnungen zu treffen, die für die Uebergabe der Ver- 
waltung und des öffentlichen Eigentums erforderlich sind. Die 
Kommission soll sofort in Tätigkeit treten. Die Uebergabe des 
ganzen Gebietes und seiner Verwaltung mit allen Archiven soll 
binnen sechs Monaten vollzogen sein. 

2. Uebertragung des Öffentlichen Eigen- 
tums. Alles öffentliche Eigentum: Land, Gebäude und alle 
Anlasxen irgendwelcher Art, ohne Rücksicht ob sie früher 
Deutschland gehörten oder von den japanischen Behörden ge- 
kauft oder errichtet wurden, sollen mit bestimmten Ausnahmen 
alıne jede Entschädigung auf die chinesische Regierung über- 
gehen. Eine Entschädigung soll nur gezahlt werden für die An- 
lagen, die von den Japanern gekauft, errichtet oder durch sie 
verbessert wurden. Für die Errichtung eines japanischen Kon- 
sulates soll Japan ein geeignetes Grundstück behalten dürfen, 
desgleichen die japanische Gemeinde die von ihr benötigten 
öffentlichen Anlagen wie Schulen, Tempel, Friedhöfe. 2 

3. Zurückziehung der Truppen. Die japanischen 
Truppen einschließlich Gendarmerie an der Schantung-Eisenbahn 
sellen zurückgezogen werden, sobald chinesische Polizei oder 
Militär zu ihrer Ablösung erscheinen. Sie soll abschnittweise 
nach einem genau zu vereinbarenden Plan erfolgen. Die xe- 
samte Ablösung soll nach Möglichkeit innerhalb dreier Monate, 
jedenfalls nicht später als sechs Monate durchgeführt sein. Des- 
gleichen soll die japanische Garnison in Tsingtau das Pacht- 
zebiet gleichzeitig mit der Ucbergabe der Verwaltung räumen, 
jedenfalls nicht später als 30 Tage nach dieser Uebergabe. 

4. Das Seezollamt. Mit dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens soll das Scezollamt in Tsingtau ohne jede Einschrän- 
kung ein Bestandteil der chinesischen Seezollverwaltung werden. 
Das Zollabkommen vom 6. August 1915 soll gleichzeitig in seinem 
sanzen Umfange hinfällig werden. 

5. Rückkauf der Schantung-Eisenbahn. Japan 
verpflichtet sich, China die Schantung-Eisenbahn mit allen ihren 
Zweiglinien und allem zugehörigen Eigentum wie Werften, Werk- 
stätten, Lagerhäusern und ähnlichen Einrichtungen zurück- 
zugeben, während China sich bereit erklärt, Japan hierfür einen 
Betrag von 53406 141 Goldmark zu zahlen, also den Wert der 
Bahn und ihrer Anlagen, zu dem sie 1919 von Deutschland über- 
nommen wurde einschließlich der japanischen Auslawen für 
dauernde Verbesserungen, aber unter angemessenem Abzug für 
die eingetretene Abnutzung. Bei der Werft, den Werkstätten 
vnd ähnlichen Anlagen soll eine Entschädigung nur gezahlt wer- 
den für die von den Japanern für dauernde Verbesserungen aui- 
gewandten Beträge. Eine Kommission. bestehend aus je drei 
chinesischen und drei japanischen Kommissaren soll den genauen 
Wert in jedem einzelnen Falle festsetzen. Die Ucbergäabe der 
Balın und des gesamten Eigentums soll spätestens innerhalb von 
neun Monaten erfolgen. Mit der Vollendung der Üebergabe soll 
die chinesische Regierung der japanischen Regierung in ent- 
sprechenden Beträgen Schatzanweisungen aushändigen, für die 
die Bahnanlagen und die Einnahmen aus der Bahn als Sicherheit 
dienen. Sie sollen eine Lauifrist von 15 Jahren haben, aber nach 
Wunsch der chinesischen Regierung bereits nach Ablanf von 
tinf Jahren icderzeit eingelöst werden können. Solange die 
Schatzanweisungen nicht eingelöst sind, wird die chinesische 
Regierung einen Japaner als Verkelhrsinspektor einstellen, des- 
gleichen einen zweiten Japaner als Hauptrechnungsführer, dem 
ein Chinese in derselben Eigenschaft und mit gleichen Rechten 
zur Seite treten soll, doch sollen alle diese Beamten dem 
chinesischen Generaldirektor der Bahn unterstehen und bei g.- 
sebener Ursache entlassen werden können. Einzelheiten über 
cie Auszabe der Schäatzanweisungen sollen spätestens innerhalb 
von drei Monaten vereinbart werden. 

0%. Ausdehnung der Schantung-Eisenbahnm 
Die Konzessionen für die Erweiterung der Schantung-Eisenbahn. 
yämlich für die Verlängerung nach Westen von Tsinanfu bis 
Schuntefu an der Peking--Hankou-Balhn und die Strecke Kaumi- 
Hsüchoufu (an der Tientsin—- Pukou-Bahn), die ursprünglich 
deutsch waren und in dem Maiabkommen von 1915 von Japan 
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für sich in Anspruch genommen wurden, sollen ihren japanischen 
Charakter verlieren und sollen auf das internationale Banken- 
Konsortium übergehen unter Bedingungen, die zwischen diesem 
Konsortium und der chinesischen Regierung zu vereinbaren sind. 

7.Die Kohlen- und Eisen-Minen. Die Minen bei 
Tsechuan, Fangtse und Chinlingchen, deren Ausbeutungsrechte 
früher Deutschland zugestanden worden waren, sollen von einer 
Gesellschaft mit besonderem Charakter übernommen werden. 
die von der chinesischen Regierung gebildet und in der die 
japanische Kapitalbeteiligung den chinesischen Anteil nicht über- 
steigen soll. Die näheren Bestimmungen sollen von einer Kom- 
mission vereinbart werden. 


8. Oeffnung des Kiautschougebietes für den 
Handel. Die japanische Regierung erklärt, daß sie nicht die 
Absicht hat, eine ausschließlich japanische oder allgemein ister- 
nationale Niederlassung zu beanspruchen. Die chinesiche Re- 
gierung erklärt demgegenüber ihrerseits, daß das ganze cehe- 
malige deutsche Pachtgebiet in seinem vollen Umfange für den 
Fremdhandel geöffnet wird, und daß die Frendden überall in 
diesem Gebiete frei Handel, Industrie und andere gesetzmäßize 
Unternehmen betreiben können. Die wohlerworbenen Recht: 
aus dem alten deutschen Regime oder aus der Zeit der japani- 
schen militärischen Besetzung sollen erhalten bleiben. Alic 
Fragen, die derartige, von Japanern erworbene Rechte betreffen. 
sollen von einer chinesisch-japanischen Kommission geordnet 
werden. 

9. Die Salzindustrie Da die Salzgewinnung in 
China ein Staatsmonopol ist, so sollen die Interessen japanischer 
Gesellschaften und Privater, die in der Kiautschoubucht sich 
mit der Gewinnung von Salz beschäftigen, zu einen an- 
gemessenen Preise von der chinesischen Regierung angekauft 
werden, doch soll es auch in Zukunft Japanern gestattet sein, 
unter vernünftigen Bedingungen eine bestimmte Menge des hier 
gewonnenen Salzes aufzukaufen. Alle Einzelheiten sollen bis 
spätestens innerhalb 6 Monaten geregelt sein. 

10. Kabel. Japan verzichtet auf alle Rechte, Vorrechte 
und Ansprüche. an den ehemals deutschen Kabellinien Tsingtan- 
Tschifu und Tsingtau-Schanghai mit Ausnahme der Teile dieser 
t:eiden Kabelanlagen. die von den Japanern für die Anlage des 
von ihnen gelegten Kabels Tsingtau-Sasebo benutzt worden sinil. 
Alle die Landung und Benutzung dieses Kabels betreffendeu 
Fragen sollen durch eine Kommission geregelt werden. 

11. Drahtlose Stationen. Die drahtlosen Stationen 
in Tsingtau und Tsinanfu gehen bei der Kückziehung der 
japanischen Truppen gegen angemessene Entschädigung von 
Japan auf China über. 

Das Abkommen scheint. und das ist das Wichtigste an ihm. 
nicht nur auf dem Papier zu stehen, sondern von den Japanern 
trotz der augenblicklichen Wirren in Nordchina, loyal ausgeführt 
zu werden. Jedenfalls meldete der Draht, daß die Zurückziehunsz 
der japanischen Truppen von allen ihren Standorten an Jer 
Schantung-Bahn schon vor Ablauf der dafür gestellten Frist er- 
folst sei und chinesische Polizei den Schutz der Bahn über- 
nommen habe, wie sie den Schutz der Bahn ja auch schon in 
der Vorkriegszeit ausgeübt hat. Für die Ausführung des Al- 
kommens sind überall relativ kurze Fristen vorgesehen. fi 
spätestens neun Monaten sollen seine Bestimmungen sämtlich 
erfüllt und die ganze Verwaltung den Chinesen übergeben sein. 

Die wichtigsten Bestimmungen des Hauptabkommens sim. 
zweifellos die über das Seezollamt, die Schantuug-FEisenbahn und 
die Oefinunrg des Kiautschougebietes für den Handel. 

Durch die bedingungslose UÜechbergabe des Seezollamtes in 
die chinesische Seezollverwaltung werden die zahlreichen 
Rlagen verstummen, die von ausländischen Kaufleuten und am 
stärksten unter innen von den englischen, im Laufe der letzten 
Jahre recht häufig erhoben worden sind, daß die Zollabfertirunz 
in Tsingtau nicht mehr mit der bei der chinesischen Sevzoil- 
verwaltung üblichen Unparteilichkeit und Sachlichkeit aus- 
geführt werde, daß sie nur zu oft Verschiifungen japanischer 
Händler bevorzuge gegenüber nicht-japanischen. Die Wieder- 
kchr normaler Zollverhältnisse wird‘ auf. manche -irüher ia 
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Tsingtau vertretene Pirma einen stärkeren Anreiz ausüben, ihre 
Tätigkeit wieder aufzunehmen, die sie angesichts der mannig- 
fuchen Hermmmisse unter japanischer Verwaltung aufgegeben 
hatte, 

Die gleiche Wirkung wird die Rückgabe der Schantunz- 
lisenbalm cnsüben. Zwar bleibt durch die Ernennung des 
Verkehrsinspektors und eines Hauptrechnungsführers cin gu- 
wisser Kiniluß Japans auf die Bahn bestehen, aber die Möglich- 
keit oder Tatsache ciner cinseitigen Bevorzugung hat nach 
sohlreichen englischen und amerikanischen Berichten nicht zum 
lutzten das starke UÜchbergewicht des japanischen Händlers und 
Unternchmers in der Mandschurei verursacht. Durch die Be- 
sörmnmns,, daß die als Entschädigung zu zahlenden Srhatz- 
anweisiingen erst fünf Jahre nach Aushändigung an die Japaner 
eingelöst werden können und die erwähnten japanischen 
Beamten mindestens bis zur erfolgten Einlösung bei der Bahn zu 
behalten sind. wird das chinesische Verfügungsrecht über die 
lahm immerhin noch erheblich eingeschränkt. Wäre diese 
Sehnmtzfrist fur die japanischen Interessenten nicht ausdrücklich 
vorgesehen, so würde der als Wert festgesetzte Betrag durch 
freiwillige Sammlunges zweifellos in kurzer Zeit vom chinesi- 
schen Volk aufgebracht worden sein, da bereits von allen 
Seiten, besonders den Chinesen über Sce namliafte Beträge für 
den Ruckkauf der Bahn gezeichnet worden sind. 

Die recht zweifelhaften Vorzüge einer „Internationalen“ 
Niederlassung - - vgl. Schanghai — sind dem fremden und ins- 
besondere dem deutschen Kaufmann durch den japanischen 
Verzicht auf eine solche oder eine eigene erspart worden. Das 
ganze ehemalige Pachtgebiet wird uneingeschränkt zur in- 
eustriellen und wirtschaftlichen Betätigung freigegeben, für die 
elec Ruckpöbe der chemals deutschen Kabel an die chinesische 
Verwaltung wertvoll ist Denn gerade während des Krieges 
It sich für den ostasintischen Kaufmann die starke Abhängig- 
Icit von Japanischen Kabellinien oft schr unangenehm bemerkbar 
gemacht. 


Japan hat in diesem Abkommen zweifellos weitgehendes En:- 
gegenkommen bewiesen. Es muß nur noch abgewartet werden, 
vub diese Konzessionen durch die überall für die Uebergabe vaur- 
geschenen Kommissionen nicht doch noch stark japanisch ze- 
färbt werden. Weitere Landverkäufe an Japaner, die um ü'r 
Zeit der Verhandlungen und auch nach Abschluß des Abkommens 
außerordentlich lebhaft einsetzten, wurden von der japanisch.n 
Rezierung verboten, ob aus freiem Antrieb oder auf den stark:n 
Protest der chinesischen Regierung, ist nicht klar ersichtüic.. 
Zu seinem Entzegenkommen konnte sich Japan um so eher und 
ohne Gefährdung eigener Interessen entschließen, als das wirt- 
schaftliche ULebergewicht Japans in Tsingtau-Tsinanfu dur.n 
den Ueberzang des wirtschaftlich wertvollen Grundbesitzes in 
japanısche Hände für eine unabschbare Zeit gesichert ist u:l 
bei einer gemeinsamen Stadtverwaltung der japanische Eıni._3 
durch den japanischen Grundbesitz ausschlaggebend sein wire. 
Die allgemeine Verschulduns Chinäs an Japan sowie die in An- 
sitz 2 recht unauffällig angedeutete Verpflichtung zur Zahlun 
einer angcmessenen Entschädigung für die von Japan gekanite‘. 
gcbauten sder verbesserten Anlagen wird Japan schon eın?e 
Handhabe zu gelegentlichem Eingreifen bieten, zumal für divsz 
„inmprovements“ von japanischer Seite in Tsingtau bereits 
Summen genannt werden, die zwischen 100000 000 un. 
168 100 000 Dollar schwanken und bei den heutigen Finan.- 
verhältnissen Chinas überhaupt nicht aufgebracht werden 
köanen. 

ll. Das Annex. 


Das Arnex ist von geringer Bedeutung. Hervorgehoben zu 
werden verdient lediglich die Verpflichtung Chinas, in Tsingtin 
eine Stadtverwaltung ins Leben zu rufen, in der die Japarer 
naturgemäß den entscheidenden Einfluß erhoffen und aui .e 
alle öffentlichen Anlagen, wie Licht, Telephon, Lagerhäusc:. 
Kanalisation, Straßenbau usw., übertragen werden solien. 

Im einzelnen betrifit das Annex: 


Ostasien Güterverkehr 


MH. Kersken jr. 


Stammhaus: Amsterdam, Heerengracht 448 
Hamburg536 Rofterdam BerlinN.24 


Neuerwall 38 Schiedamsche Singel 33 Oranienburgerstr. 36a 


Eigene Filialen in den Industriebezirken Deutschlands 
und an den deutschen und holländischen Grenzplätzen. 


1 Vertreter erstklassiger Reedereien. 


Vebernahme von Großtransporten jeder Art. 


Assecuranz Incasso Lagerung 


1. Vorzugsrechte der Japaner. Japan verzichtet 
auf alle Vorzugsrechte, die in dem deutsch-chinesischen Ab- 
kommen vom 6. März in bezug auf fremde Unterstützung durch 
Personal, Kapital und Material ausbedungen waren. 

2. Oeffentliche Unternehmen. Alle Anlagen be- 
treffend elektrisches Licht, Telephon, Lagerhäuser usw. werden 
der chinesischen Regierung übertragen mit der Maßgabe, daß 
dieselben wieder der munizipalen Stadtverwaltung von Tsingtau 
übertragen werden, die im Einklang mit den chinesischen Ver- 
einsgesetzen Korporationen ins Leben ruft, die diese Anlagen 
unter städtischer Aufsicht verwalten sollen. 

3. Telephon. Die japanische Regierung übergibt der 
chinesischen alle im Pachtgebiet bestehenden Telephonanlagen. 
Die chinesische Regierung wird dafür allen Anträgen und 
Wünschen der fremden Gemeinde, die auf Ausdehnung und Ver- 
besserung der bestehenden Linien hinzielen, weitestgehende Be- 
rücksichtigung zu teil werden lassen, soweit diese Anträge durch 
die allgemeinen öffentlichen Interessen gerechtfertigt sind. 

4. VOeffentliche Arbeiten. In der Verwaltung und 
Instandhaltung der öffentlichen Anlagen, wie Straßen, Wasser- 
werke, Parkanlagen, Kanalisation, sanitäre Einrichtungen usw. 
die China durch die japanische Regierung übergeben werden, 
wird die chinesische Regierung der Fremden-Gemeinde eine an- 
gemessene Vertretung zubilligen. 

5. Seezölle. 

a) Die chinesische Regierung wird den Generalinspektor der 
Seezollverwaltung ersuchen, den japanischen Kaufleuten in 
Tsingtau im Verkehr mit dem Seezollamt daselbst den 
Gebrauch ihrer Muttersprache zu gestatten und dem 
Personal des Seezollamtes eine entsprechende Zusammen- 
setzung zu geben. 

p) Die Zollverwaltung wird den besonderen Bedürfnissen des 
Tsingtauer Handels in den Grenzen ihrer allgemeinen Be- 
stimmungen Rechnung tragen. 

6. Schantung-Eisenbahn. Wird die in Aussicht ge- 
nommene Fisenbahnkommission in der einen oder anderen Frage 
zu keinem Finklang gelangen, so sollen diese Fragen auf 
diplomatischem Wege, evtl. unter Zuziehung von Sachver- 
ständigen, ihre Erledigung finden. 

7. Die Tschifu-Weihsien-Bahn. Japan erklärt sich 
bereit, auf seine Vorzugsrechte an dieser Bahn zugunsten einer 
internationalen Gesellschaft zu verzichten, aber nur in dem Falle, 
daß China diese Bahn nicht mit eigenem Kapital baut. 

8, Verwaltung von Tsingtau. Die chinesische 
Regierung verpflichtet sich, daß die chinesischen Lokalbehörden, 
solange die Selbstverwaltung in China nicht durchgeführt ist, 
in derartigen Fragen inner- und außerhalb des früheren Pacht- 
gebietes wohnhafte Ausländer zu Rate ziehen. 
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Das ganze Abkommen kann vom Standpunkt des fremden 
Kaufmanns als ein erfreulicher Fortschritt bezeichnet werden, 
da es ihn in den Stand setzt, unter erheblich gleichmäßigeren 
Voraussetzungen als bisher unter japanischer Herrschaft die 
Konkurrenz mit dem japanischen Kaufmann in dem reichen 
Hinterland von Tsingtau wieder aufzunehmen. Die größte Be- 
deutung des Abkommens liegt allerdings nach der politischen 
Richtung, wenn dasselbe das erste sichtbare Zeichen für eine 
völlige Umkehr der japanischen Politik China gegenüber be- 
deuten sollte, indem sie die durchaus mögliche friedliche Ver- 
ständigung mit China der bisherigen Gewaltpolitik vorzuziehen 
begänne, die für den Fall kriegerischer Verwicklungen nach See 
hin im Rücken auf dem asiatischen Festland immerhin recht un- 
angenehme Ueberraschungen zeitigen kann. 


Zoll- und Steueriragen. 
1. Japan. 


Einfuhrzölle auf Farben. Zu der in Japan bevorstehenden 
Revision des Einiuhrzolltarifs hat die japanische Farbenhändler- 
Vereinigung für fremde Farben folgende Zollsätze vorgeschlagen: 
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Jeizige Zölle Vorgeschlagener Zoll 


Natünlicher Indigo 33,70 Yen für 1000 Kin dasselbe 
Natürlicher Indigo, 

flüssig . . . . 20°/, des Wertes . 
Synthetischer In- 

digo . 20°/, „ ”» „ 
Anilinfarben. De 35 Yen pro 100 Kin 
Anilin-Oele , Ba = frei 


Zwischenproduk- 
tion aus Kohlen- 
teer. ” as 7 Yen für 100 Kin 


Zölle auf Wolle. Die verschiedenen Verbände der 
japanischen Wollverarbeiter und Wollhändler sind außerordent- 


lich tätig, um bei der Revision der Einfuhrzölle ihren Auf- 
jassungen zum Siege zu verhelfen. Die Wolle verarbeitende 


Industrie behauptet, daß die Wollindustrie erst in ihren aller- 
ersten Anfangen stände und daß deshalb erhöhte Zölle zum 
Schutze der einheimischen Industrie notwendig seien. Ein der- 
artiger Schutz sei auch deshalb notwendig, weil der einheimische 
Markt nur einen geringen Teil der Produktion aufzunehmen im- 
stande sei. Sie verweisen gleichzeitig auf die Schutzzölle in 
anderen Ländern, deren Wollindustrie an und für sich schon hin- 
reichend stark sei, um sich selbst durchzusetzen, aber gleich- 
wohl noch geschützt wurden. 

Die Wollhändler dagegen widerstreben dieser Erhöhung der 
Einfuhrzölle. Sie bestreiten die Notwendigkeit weiterer Schutz- 
zölle, indem sie behaupten, daß das in der Wollindustrie an- 
gelegte Kapital jetzt 15 mal größer und ihre Reserven 20 mal 
größer seien als 1910, als der Zolltarif in Kraft trat. Der Wert 
der augenblicklichen Produktion kann nach einem Bericht der 
„Times“ auf 10 Millionen engl. Pfund geschätzt werden. Die 
Wollhändler halten gerade die Einfuhr hochwertiger fremder 
Waren für notwendig, um die einheimische Produktion zu hohen 
Leistungen anzuspornen. Nach Auffassung der Wollhändler ist 
ein weiterer Schutz der heimischen Industrie auch deshalb nicht 
erforderlich, weil sie bereits jetzt in der Lage sei, 80-90 % des 
heimischen Bedarfes zu decken. Dazu komme, daß die japanische 
Wollindustrie bereits jetzt eine so starke Stellung gewonnen 
habe, daß sie in absehbarer Zeit den weitaus größten Teil des 
Bedarfes im Fernen Osten zu decken vermag. Die außerordent- 
lich hohen Gewinne, die die Wollindustrie in den letzten Jahren 
gemacht habe, mashen nach ihrer Ansicht ebenfalls eine Er- 
höhung der Zölle unnötig. 


Zölle auf Kupfer und Kupferprodukte..e. Am 30. März d. !. 
ist in Japan ein Gesetz in Kraft getreten, daß die Einfuhrzölle 
auf Kupfer und Kupferprodukte außerordentlich stark erhöht. 
Die neuen Zölle betragen pro Pikul in ingots und slabs 7 Yen 
gegen bisher 1,20 Yen, Kupfer in bars und rods 15 Yen gegen 
bisher 8,9 Ycn, ferner Kupfer in plates und sheetes 16 Yen gegen 
0,95 Yen. Die Zollerhöhung, die nur einen vorübergehenden 
Charakter haben soll, ohne daß eine bestimmte Dauer angegeben 
ist, soll notwendig geworden sein, weil die japanische Kupfer- 
industrie mit einer starken Konkurrenz billigeren ausländischen 
Materials zu kämpfen hat. 


2. China. 


Steuer auf Zigaretten. Die chinesische Tabak- und Wein- 
verwaltung hat vor einiger Zeit neue Besteuerungen erlassen 
für die Zigarettenbesteuerung in China. Zigaretten, die nach 
dem Inneren verfrachtet und dort verkauft werden sollen, zahlen 
außer den oitiziellen Seezöllen und den in einigen Städten er- 
hobenen „Octroi” neuerdings eine Inlandsteuer, die wie die Sce- 
zölle ad valorem erhoben wird und 2% % des Wertes beträst. 
Die neue Steuer wird in derselben Gruppierung erhoben wie 
auch die Sceezölle. Sie beträgt infolgedessen für je 50 000: 

erste Klasse . (Wert 41’, Tacls per 1000) 12.375 Taels 


zweite „, („34a ‚ 100) 7.123. 
dritte „ a „ 100) 4125 „ 
vierte ( „ 1%, od. wenig.p. 1000) 2,250 „ 


Außerdem wird von Zigaretten. die in China selbst her- 
gestellt werden, eine Fabriksteuer von 2Taels für jede Kiste von 
je 50000 Stück erhoben. n:Der „Zigarettenhändler) erhält na-lı 


94 


Zahlung dieser Inlandsteuer eine Steuerbescheinigung, die die 
notwendigen Angaben enthält. Die Fabriksteuer wird in den 
Fabriken selbst erhoben, und zwar ohne Rücksicht auf den end- 
vültigen Verkaufsplatz. Die so besteuerten Zigaretten werden 
mit Stempelmarken zekennzeichnet. Zigaretten, ohne Rücksicht, 
eb sie in China hergestellt oder vom Ausland eingeführt werden, 
sollen nach Zahlung der oben aufgeführten Steuer, wenn sie auf 
dem Transport von der Steuerbescheinigung begleitet sind, von 
allen Likin und allen anderen Steuern und Abgaben des Reiches 
befreit sein. 


Aus Industrie und Hande!. 


Japanische Wollindustrie. Der Verbrauch an Wolle, dic 
durchweg aus dem Auslande eingeführt werden muß, hat im 
l.aufe des Krieges und vor allem während der letzten Jahre 
außerordentlich stark zugenommen, ein Zeichen, wie stark die 
japanische Wollindustrie sich entwickelt hat. Verglichen mit 
«em Jahre 1913 ist die Wolleinfuhr Japans für 1920 der Menge 
rach um 255 % höher, dem Werte nach um 660 %. Gegenüber 
dem Jahre 1919 beträgt die Steigerung 34, resp. 100%. Die 
außerordentlich starke Zunahme der japanischen Wollindustrie 
xeht aus der nachfolgenden Statistik hervor, die auch die Her- 
kunftsländer der Einfuhr wiedergibt: 


1913 1919 
Länder engl. Pfund Yen engl Pfund Yen 
Afrika . . — _ 35 472 768 18065 483 
Australien. 12 953 123 3985 443 5112158 7273992 
China ’ 1065126 159382 11391233 3584 992 
Großbritannien . 6 666 083 3628 465 522 509 317 199 
Süd-Amerika . . _ _ 1 016 272 730 597 
Dalny Pachtgebiet. 743 117 1 760 750 440 915 
Andere Länder . 374679 201401 420 778 146 988 


Total 21059754 7974808 55696468 305860 166 


1920 
engl. Pfund 


Yen 

Afrika . 49 433 726 36 449 907 
Australien 14 454 273 15 862 051 
China . j 4389 716 1 464 113 
Großbritannien . 3 804 309 3554 812 
Süd-Amerika . . 1583 798 1 253 803 
D »Iny Pachtgebiet 252 045 67 450 
Andere Länder 1 031 537 1 980 143 

Tetal 74949 404 60 632 285 


Wie auf anderen Gebicten der japanischen Industrie hat 
auch die Wollindustrie nach ihrer außerordentlich starken Ein- 
tuhr 1920 zu starken Spekulationen und Zahlungseinstellungen 
und infolgedessen zu einem starken Stillstand des Geschäfts ge- 
führt, da die Wollinteressenten allen Warnungen der japanischen 
Bankleute keinen Glauben schenkten. Die Wollvorräte in 
japanischen Lagerhäusern wurden im Sommer 1921 auf 40 bis 
50 Millionen engl. Pfund geschätzt, ohne die Mengen, die einzelne 
industrielle Konzerne in ihren Händen hatten. Gegen Ende 
Dezember 1921 hatten sich die Wollvorräte allerdings wieder 
bedeutend vermindert, aber statt dessen harrten große Mengen 
fertiger Wollwaren der Ausfuhr. 

Während früher Japan vielfach nur geringe Serten von 
Wolle einiührte, ist neuerdings der Bedarf an erstklassixen Woll- 
sorten sehr stark geworden, da ein großer Teil zu Musselin ver- 
arbeitet wird, für das man bekanntlich eine bessere Sorte Wolle 
benötigt. Ein großer Teil der japanischen Wollindustrie be- 
scenäftigt sich mit der Herstellung von Militärstoffen, deren 
Produktion etwa 34 % der gesamten japanischen Wollindustrie 
susmacht. Für seinen Wollbedarf ist Japan fast ausschließlich 
anf die Einfuhr vom Ausland her angewiesen, da die Zahi der 
Schafe in Japan 5000 Stuck wohl kaum erheblich überschreitet. 
Immerhin ist Japan in der vorteilhaften Lage Wolle aus 
Australien und Sud-Amerika zu beziehen. und zwar zu Dilligeren 
Waten as Großbritammen und Deutschland. 

Automobile in Japan. Hnde 1913 wurden in ganz Japan 
erst S92 Automobile wezahlt, von denen noch die sröoßere Hälfte 


Alien 


Regierungseigentum waren. Ende 1920 war ihre Gesamtza!! 
uf rund 10000 gestiegen, von denen etwa 3700 auf die Haupt- 
stadt Tokyo entfielen. Die starke Zunahme der Automobile :st 
naturgemäß eine Begleiterscheinung der während des Krieges 
neu entstandenen Reichtümer. 1916 betrug die Zahl erst 16 
um dann in vier Jahren um mehr als das Fünffache an- 
zuwachsen. Die Autos werden durchweg vom Ausland _ ein- 
geführt, 1919 waren es 1574 Stück im Werte von 2757473. 
daneben für $ 2866754 Automobilteille. Die entsprechenden 
Zahlen für 1920 waren 1745 Stück und $ 22425518 resp. 
2798141. An der Einfuhr waren fast ausschließlich die 
Vereinigten Staaten beteiligt. Von der Gesamtsumme von 
$ 5624227 für Autos und Autoteile (1919) entfielen $5 405 8138 
auf die Vereinigten Staaten. 1920 etwas über $ 501513, 
Der Anteil der übrigen Staaten ist gänzlich unbedeuten. 
Neuerdings zieht man die Einfuhr der in Teile zerlegten Autos 
vor, weil die Zollsätze auf diese Weisg geringer werden und 
sich auch an Frachtraum sparen läßt. Die eigentlichen Auto- 
körper werden vielfach in Japan hergestellt. 

Neuerdings ist auch der in Japan entworfene und fertic- 
gestellte Wagen „Midget“ auf den Markt gebracht worden. Fr 
soll für die Sonderheiten der japanischen Straßen und lokal: 
Verhältnisse besonders geeignet sein Sein Ciesamtgewicht is: 
&50 Pfund, als Motor wird verwandt ein aus Indiancpolis hs- 
zogener luftgekühlter Motor von 12 Pierdestärken. 

1921 zeigt einen Rückgang in der Einfuhr aus Amerika 
Wurden 1920 noch 95% aller Wagen aus den Vereinigten Staater. 
bezogen, so waren ces 1921 nur noch 77%. Die Einfuhr a. 
anderen Staaten nahm zu. Von den 1073 eingeführten Wagrı 
stammten 832 aus den Vereinigten Staaten, 75 aus England. .: 
aus Frankreich, 46 aus Italien, 22 aus Deutschland, 4 aus Belgien. 
6 aus Kanada, 5 aus Dalny. 


Automobile in Südchina. Die ungeheure Engigkeit dır 
Straßen in Canton stand bisher einem Autoverkehr hindernd Tr 
Wege. 1918 gab es in der Millionenstadt Canton nur 10 Autıx. 
und zwar alle im Besitz von Behörden. Inzwischen wurden Ji 
alten Stadtwälle niedergerissen und große Straßenzüge g.- 
schaffen, die erst einen wirklichen Wagenverkehr gestatteten. 
Am 1. Juli 1921 wurden bereits 150 Motorwagen gezählt ur: 
etwa 3000 Rickschas. Unter den Motorwagen befinden sich avct 
18 Auto-Omnibussc, die einen regelmäßigen Verkehr innerhx' 
der Stadt zufrechterhalten. Alle Wagen in Canton sind amer-- 
kanischen Ursprungs. 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 


Union Gesellschaft für Metallindustrie m... 


Fröndenberg-Ruhr. 
Anfragen erbeten durch Hamburger Exporteure, 


Vor dem 1. Januar 1920 gab es in Canton höclıstens 5 Meilen 
brauchbare Autostraßen. Bis 1. Juli 1921 wurden weitere 
9 Meilen fertiggestellt, weitere 7°» Meilen nähern sich der 
Vollendung. Um diesen Straßenbau zu ermöglichen, mußten etwa 
250 m Kanal eingeebnet werden, 11 km Stadtmauern, 15 Stadt- 
tcre und rund 5000 Häuser niedergerissen werden. 


Japans Handelsbilanz. Auch im Jahre 1922 hält die Passivität 
Einfuhr Yen 89 Millionen mehr als die Ausfuhr. Dabei betrug die 
Einfuhr Yen 89 Millionen mehr als die Ausfurli. Dabei betrug die 
Gesamtausfuhr im Januar aus Japan Yen 87 160 000 oder Yen 
58 910 000 weniger als im vorhergehenden Monat. Die Einfuhr 
betrug im Januar d. J. Yen 176 262 000 oder Yen 14823 000 mehr 
als im Januar 1921. Im März betrug. die Einfuhr nach Japan 
Yen 205 000 000 gegenüber Yen 195 700 000 im Monat Februar. 
Die Ausfuhr im Monat März betrug Yen 114800000, so daß der 
Einfuhrüberschuß im Monat März ebenfalls wieder rund % Milli- 
onen beträgt. Man rechnet für das erste Vierteljahr 1922 mit 
einem Gesamteinfuhrüberschuß von Yen 277 Millionen. 


Die Besserung der chinesischen Anleihen. Trotz der Nach- 
richten über die Kämpfe der Generale in Nordchina haben sich 
die chinesischen Anleihen auf dem Geldmarkt in London nicht 
nur gehalten, viele von ilınen haben auch noch eine erhebliche 
Steigerung zu verzeichnen. Die chinesischen Anleihen haben 
jetzt einen Höhepunkt erreicht, wie sie ihn seit Jahren nicht 
mehr gehabt haben. Man darf annehmen, daß die Steigerung 
der Seezolleinnahmen im letzten Jahre sowie die Haltung Chinas 
in Washington, das immerhin wenigstens in der Schantungfrage 
einen erfreulichen Fortschritt gemacht hat, seine Wirkung auf 
den Kurs der chinesischen Anleihen ausgeübt haben. Werden 
die chinesischen Seezölle, wie von Washington in Aussicht ge- 
stellt ist, in absehbarerer Zeit von 5 auf 7%2% erhöht, so dürften 
die durch die Seezölle gesicherten Anleihen zweifellos weiter 
gewinnen. Wir geben nachstehend die Notierungen der haupt- 
sächlichsten chinesischen Staatsanleihen in London nach der 
Notierung des „China Express and Telegraph‘‘ von Anfang und 
Mitte’ Mai wieder. 


Chinesische Anleihen: Notierungen: 
Aus- Gesamt- Anfang Mitte 
gabe betrag Februar Mai 
a Gold-Anleihe . 1895 £ 15 820 000 82-83 871/87, 
1896 16 WW O0 88-89 911,,—92!/, 
do "Gold-Bonds 1898 16 000 000 71% 79—-79'/, 
5% Eisenb, - Gold- 
anleihe . . 1899 2300000 73-74 8311, —84!/, 
Shanghai - Nanking- 
Bahn 5% ,£-Bonds 1904 2 900000 58—60 70'/,—71 
Canton - Hankow- 
Bahn 5°/,£-Bonds 197 1 500 000 661/.—67'/, 
5°, Tientsin-Pukou 
Bahn-Anleihe. . 1908 5 000 000 68'!/.-69!/, 66-67 
5°/, Tientsin-Pukou 
Bahn-Ergänz.-Anl. 1910 3000000 62-693 72-73 
5°%, Gold- Anleihe 
(London) . 1908 250000 61 631,641, 
50, Gold - Anleihe 
(Paris) . . 1908 2 500 000 57 60-61 
5°/,Shanghai- Ningpo 
Bahn-Anleihe . 1908 150000 70-71 77 —T7'/o 
5°/,Gold-Yen-Eisen- 
bahn-Anleihe . . 1911 Yen 1000000 54-55 57—58 
5°, Gold-Anleihe . 1912 £ 5000 U0U 67 72-73 
5%, Hukuang-Bahn- 
Goldanl. (Lonton, 
Paris, New York 
und Berlin . 1911 6000 000 541/,- 55 62-63 
5%, Lung-Hai-Bahn 1913 4LUWUOLU 471/,—48'7, 52—52', 
5°, Reorganis.-Anl. 
Londa»ner Teil. 1913 7416680 67'/,—68 751/276 
Pariser e 1913 7 416 660 65—64 72-721, 
Brüsseler . 1913 1 3585 850 63 15—71°;, 
Honan-Bahnen 5°’, 
Goldanleihe 1965 1914 EIO A 707,—71 7411,75: 
&°/, Schatzanweısung. 1918 EI  77—78 73-74 
8% ,£-Anweiısungen 1918 1803 300 811,,—82!, 72—73 


- 
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Japanische Anleihen: 


4°/, £-Anleihe 1899 £10000000 61-62 70-71 
4!/,0/, £-Anleihe, i 
erste Serie . 1905 30 000 000 102-104 102!/, 
zweite „ 1905 30000000 99-101 100%, —101 
4°/, £-Anleihe 195 25 000 000 84-86 881/,— 8817, 
a £-Anl. London. 1907 11500000 78-80 85—86 
5%» „ Paris 1907 11500 00 74/2. —75'ja 85 —86 
40 £-Anleihe 1910 11000000 60-62. 71 
4°j, Franc- Anleihe 1910Fr.450 000000 Fr. 1100 71-72 
5°/, Franc - Schatz- 
N el 1913 „ 200 000000  „ 143 Pr. 1015. 
en |1907 £ 4000000 831/,—84'/, 88- 88%, 
Bonds 1908 2000000 84—85 88—89 
Stadt Tokya 5°, £ 
Bonds . . . 1906 1500000 85-87 86—86 
del. . . 1912 5175000 80-801, 811%,— 
Stadt Osaka 50, 
£-Bonds . . 1909 3084 940 761/,—771/g 82 — 83 
Stadt Yokohama 1909 716500 73-74 83—84 
Industriebank von 
Japans’;„£-Bonds 1908 1000000 83— 84 88-89 
Siamesische Anleihen: fe 
„°/, Anleihe . 1905  £1000000 771,—-781, 0-91 
y, Mo: 6 1907 300000 77—179 . 88—89 
7% ö 1822 2 000 000 Z—— 107—107'/, 


Verkehr nadı Ostasien. 


Ostasienreise. Landung in englischen Häfen. 3'% Jahre 
nach Beendigung des Krieges ist für Deutsche auf der Ausreise 
nach Ostasien in verschiedenen englischen Häfen die Landung 
teilweise noch immer verboten, teilweise noch immer mit sehr 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Vorübergehend war 
in einzelnen Häfen eine Besserung eingetreten, aber es scheint 
dieselbe nur von kurzer Dauer gewesen zu sein. Wie wir neuer- 
dings erfahren, erteilt das englische Konsulat in Hamburg seit 
einiger Zeit unter anderem kein Visum mehr für Port Said, wie 
verlautet mit Rücksicht auf die gespannte politische Lage in 
Aegypten. Dem englischen Konsulat zur Visierung eingereichte 
Pässe kamen nur noch mit dem Visum Kolombo, Singapore und 
Hongkong versehen wieder zurück. Seit einiger Zeit wird nun 
auch das Visum für Kolombo nicht mehr erteilt. Ein neuerdings 
vom englischen Konsulat eingegangener ReisepaB war bei der 
Ausfertigung nur noch mit dem Visum für Singapore und Hong- 
kong versehen worden, und zwar angeblich, weil der englische 
Konsul neue Instruktionen erhalten haben soll. 

In Singapore wurden Ende März J. J. einige Passagiere 
eines deutschen Dampfers, die nicht das vorgeschriebene PaßB- 
visum für Singapore und ohne vorher die polizeiliche Erlaubnis 
in Singapore eingeholt zu haben, an Land gingen, vom Polizei- 
gericht daselbst zu je $ 100 verurteilt. Allen Ausreisenden kann 
darum immer nur wieder geraten werden, wenn sie unliebsamen 
Zwischenfällen entgehen wollen, nur in den Plätzen an Land zu 
gehen, für die auf dem Paß das Visum erteilt ist, oder von den 
Hafenbehörden ausdrücklich die Erlaubnis zum Landen erteilt 
wird. Eine kleine Erleichterung ist aber in Hongkong ein- 
getreten. Die Hongkong Government Gazette vom 3. März d. )J. 
enthält eine neue Bestimmung, durch die die in der Gazette Nr. 2 
vom 10. Januar 1919 veröfientlichten Bestimmungen abgeändert 
werden. Die neue Verordnung lautet: 

„Jede Person, die im Besitz eines gültigen Passes ist und 
die Kolunie passiert, ohne den Dumpier zu wechseln, kann in 
der Kolonie landen, auch wenn dieser Paß kein Visum eines 
diplomatischen oder konsularischen oder sonstigen amtlichen 
Vertreters Groß-Britanniens trägt." 

Telegrammverkehr nach Sibirien. Der iniolge des Krieges 
jahrelang unterbrochene Telegrammverkehr über Sibirien 
scheint wieder aufgenommen zu werden. Seit einigen Wochen 
ist die Absendung von Telegrammen über Sibirien wieder mög- 
lich. In dea uns zur Kenntnis gelangten Fällen, die allerdings 


noch nicht sehr zahlreich sind, soll der drahtlose Verkehr über 
Sibirien gut funktioniert haben, da die aufgegebenen Tele- 
gramme ohne Verzögerung angekommen sind. Ein abschließen- 
des Urteil, ob der Weg über Sibirien für Telegramme unter allen 
Umständen empfohlen werden kann, ist bei der geringen Zahl 
der jetzt vorliegenden Fälle noch nicht möglich. 


Reichspost-Dampierdienst nach Ostasien. Die Rickmers 
Reederei Aktiengesellschaft in Hamburg hat ihren bis zum Aus- 
bruch des Krieges unterhaltenen regelmäßigen Dampferdienst 
nach dem Fernen Osten im Laufe des Monats Mai wieder aul- 
genommen. Der Dienst erfolgt ausschließlich mit erstklassigen 
deutschen Dampfern, und zwar in regelmäßigen Abfahrten von 
Hamburg und Antwerpen direkt (im Bedarfsfalle auch von 
Bremen und Rotterdam) nach den Straits, Hongkong, Schanghai, 
Kobe, Yokohama, Dairen und Wladiwostok mit Gütern in Durch- 
fracht nach Bangkok, Manila, Canton, Tientsin usw. Zum Zweck 
der schnelleren Frachtbestellung und Auskunfterteilung hat die 
Rickmers Reederei in Berlin NW. 7, Unter den Linden 39, eine 
Niederlassung unter der Firma: Rickmers L.inie m. b. H., Zweig- 
niederlassung in Berlin, errichtet. Ueber alle Fragen betreffend 
Fracht und sonstige Anfragen gibt Auskunft Rickmers Reederei 
Aktiengesellschatt. 

Finreiseerlaubnis in Macao. Wie uns aus Canton mitgeteilt 
wird, sollen die Einreisebeschränkuagen, die bisher für den Auf- 
enthalt der Deutschen in der portugiesischen Kolonie Macao 
bestanden, gesetzlich aufgehoben worden sein. Ob diese Auf- 
hebung bereits durch eine amtliche Bekanntmachung des Gou- 
verneurs von Macao veröffentlicht worden ist, konnte bisher 
nicht festgestellt werden. 


Von Sumatras Ostküste wird uns von unserem Mitarbeiter 
K. R. geschrieben: 

Es sind hier schlechte Zeiten, Entlassungen, Arbeitslosigkeit, 
gesteigerte Lohnforderungen, Streiks und — last not least - - 
bolschewistische Versammlungen. 

Seit Beginn 1921 stehen wir im Zeichen der „Malaise“. Bei 
den Rubberplantagen-Gesellschaften begann es zuerst zu 
krachen. Schlechte Geschäfte in der Autoindustrie (Gummi- 
reifen) in Frankreich und besonders in Amerika, wo die Good- 
vear- und zum Teil auch die Ford-Fabriken einen großen Teil 
ihres Personals entlieBen, sowie das plötzliche Auf-den-Markt- 
Werfen großer Rubbervorräte, zum Zwecke der Spekulation von 
Amerikanern aufgestapelt, waren die Veranlassung, nach einem 
kolossalen Preissturz die Produktion der Rubberplantagen ein- 
zuschränken, als der Verkaufspreis die Produktionskosten nicht 
mehr deckte. Schließen einiger Rubberplantagen-Abteilungen, 
Einstellen jeglicher Ausbreitung der Pilanzungen sowie Eıt- 
lassungen von Europäern und Kulis war die erste Folge, bis 
kleinere Unternehmungen ganz schlossen, dann auch kleinere 
und größere Gesellschaften bankrott gingen oder ihre Unter- 
nehmunzen an andere Gesellschaften (Tabak) verkauften. 

Bei Tee, Kaffee, Oclkernen, Kokos und anderen Kulturen 
sind die Verhältnisse ähnlich, wenn auch nicht so intensiver 
Natur. Doch wurden auch hier zahlreiche Europäer entlassen. 
Der Tabak ist augenblicklich noch die einzige, einigermaßen die 
Kosten de:kende und zum Teil noch gewinnbringende Kultur, 
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ebenso die Faserkulturen, doch sind letztere hier aus dem Ver- 
suchsstadium noch nicht heraus. Die Kultur der Faserpilanzen 
steht hier erst in ihren Anfängen, nur zwei große Plantagen. 
einer Gesellschaft gehörig, bestehen zur Zeit auf Sumatra. Fu: 
Tabak nähern sich allmählich bereits die Zeichen einer Krise. 

Mexiko und Brasilien gehen dazu über, die Faserkultur avi 
noch nie dagewesener großer Skala anzubauen. Die Frachtraten 
von dort nach Nordamerika, wohin der Hanf meist als „Binder- 
twine‘“ hauptsächlich exportiert wird, sind bedeutend billiger 
als von Niederländisch-Indien nach den States. Dasselbe triiit 
zu für den Hanfexport nach Europa. Denn bei einem Bezug vor 
Mexiko und Brasilien würden die europäischen Importeure den 
Suezkanal-Zoll oder Frachtaufschlag sparen, 

Die entlassenen Europäer hat man leider meist mit ser 
schlechten Bedingungen gehen lassen, häufig nur mit Auszahlur; 
von sechs Wochen bis zwei Monaten Gehalt, sehr oft auch noch 
dazu ohne freie Heimreise, so daß die Leute (meistens ver- 
heiratet) ohne genügende Barmittel auf der Straße standen ur. 
das bereits hier schr stark vertretene weiße Prolctariat der 
Tropen stark vermehrten. In der Stadt Soerabaya auf Java sinu 
600 Europäer ohne Stellung, die meisten in den allerdürftigste" 
Umständen, dazu nach der „Sumatra- Post“ vom 31. Januar 
der Kasse des Unterstützungskomitees kein Cent. 

Eine der größten und finanziell gut stehenden Plantaxer.- 
Gesellschaften, die besonders brutal gegen ihre europäischen 
Angestellten vorging, sei hier genannt, besonders weil sie m: 
Vorliebe Leute aus Oesterreich und Deutschland unter den den- 
bar ungünstigsten Gehalts- und sonstigen Kontraktbedingun;.” 
herauskommen läßt, die Handelsvereinigung „Amsterdam z.. 
Amsterdam. Ein Plantagen-Manager dieser Gesellschaft äußer:: 
sich: „Menschenifleisch ist billig, besonders das deutsche.‘ 

Ladengeschäfte in den Städten, und zwar europäische 
chinesische und Bombay-Besitzer, melden täglich Bankrott ar 
hier marschieren allerdings die Söhne des himmlischen Reich:- 
an der Spitze. Aber auch holländische und englische Ex- ur. 
Importhäuser sind stark in Mitleidenschaft gezogen. 

Dann hatten wir auf der Deli-Eisenbahn wegen erhöht«- 
Lohnforderungen einen ca. zehntägigen Streik der inländisch. 
Beamten, der aber durch Notdienst Tuende der von allen Seit. 
sich zur Verfügung stellenden Europäer gegen die Wand «:- 
drückt wurde. Der Leiter der „Vakvereeniging voor Cultr.r 
Assistenten“ hatte hinter dem Rücken mit den inländisct.-.ı 
Streikleitern der Deli-Bahn Verhandlungen geführt, alle moözlii'ix 
Hilfe versprochen, sogar ein Zusammengehen der europäischen 
Cultuur-Assistenten in Aussicht gestellt, aber umsonst. Ander 
kleinere Streiks wurden dann und wann von den Inländern :° 
Szene gesetzt, doch stets durch Verhandlungen und Zugeben x - 
beiden Seiten aus der Welt geschafft. Augenblicklich streik: 
die Pfandhaus-Beamten. Diesmal handelt es sich indes um e. < 
Gefühlsfrage, indem die inländischen Schreiber die Pfänder nic.’ 
mehr selbst in Körben nach dem (dicht beigelegenen) Auktier- 
lvkal bringen wollen. 

Alles hängt hier davon ab, ob sich die Verhältnisse .' 
Europa, besonders in Zentralcuropa, bald wieder stabilisiert‘. 
Dann wird auch Niederländisch-Indien mit seinen unermeßiich... 
in dem Boden steckenden Reichtümern die Rolle im Welthand. 
spielen, die ihm bei einer wirklich gut kaufmännisch orxa- 
sierten Wirtschaft auch zukommt. 


Mitteilungen desVerbandes für denFernen Osten 


Ergänzung des Vorstandes. In den Vorstand des Verbandes 
sind neu eingetreten: Herr Dircktor Mann (Karbenfabriken 
vorm. Friedr. Bayer & Co. Leverkusen), Merr Direktor 
Peltzer (Hamburg-Amerika-Linie, Hamburg). 

Ergänzung der Ausschüsse. In den Hauptausschuß und in 
den Wirtschaitlichen Ausschnß des Verbandes sind eingetreten: 
Herr Bankdircktor Kilian (Beutsch-Asiatische Bank, Berlin), 


An 


Herr Direktor Dr.-Ing. Adler (Allgemeine Elektrizitäts-Gesc- 
schaft, Berlin). 

Beschleunigung des Entschädigungsverlahrens. Der Rei! -- 
minister für Wiederaufbau gibt bekannt: „Aus viellachen, Pi- 
sonders in letzter Zeit an mich herangetretenen Aniraxen ha>. 
ich entnehmen müssen, daß die im 8 31 der Entschadiuurss- 
erdnung vom 30. Juli 1921 vorgesehene Möglichkeit, die uni 


das Verdrängungs-, das Kolonial- und Auslandsschädengesetz 
fallenden Entschädigungsansprüche im beschleunigten Einigungs- 
verfahren zu regeln, nicht in dem Maße in der Oeffentlichkeit 
bekannt ist, wie dies im Interesse des Reiches und der Ge- 
schädigten liegt. Ich darf daher darauf aufmerksam machen, 
daß von einer Beschreitung dieses Weges eine wesentliche Ent- 
lastung der Spruchkammern und eine erhebliche Beschleunigung 
des Entschädigungsverfahrens zu erwarten ist. Es kann den 
Geschädigten nur dringend nahe gelegt werden, in möglichst 
xroßem Umfange von der Möglichkeit des Abschlusses von 
Finigungsverfahren Gebrauch zu machen. Ich habe die Spruch- 
kammervorsitzenden auf die besondere Bedeutung dieses Teiles 
ihrer Aufgabe nachdrücklich hinweisen lassen.“ 


Schatzanweisungen. Von der Reichskredit- und Kontroll- 
stelle G. m. b. H. ist dem Bunde : der Auslandsdeutschen ein 
Schreiben zugegangen, wonach sich in letzter Zeit wiederholt 
die Möglichkeit ergeben hat, die inı Entschädigungsverfahren 
ausgegebenen langfristigen Schatzanweisungen (mit einer Lauf- 
zeit von 3 bis 5 Jahren) zu günstigen Sätzen zu diskontieren, 
ınd daB unter diesen Umständen Entschädigten, die für eine 
Diskontierung Interesse haben, empfohlen wird, sich mit der 
Reichskredit- und Kontrollstelle G. m. b. H., Berlin W. 9, Eich- 
kornstraße 9, in Verbindung zu setzen. 


Kolonialabzeichen. Nach den endgültig festgesetzten Be- 
stimmungen kann das Kolonialabzeichen auf Antrag allen Kolo- 
rialdeutschen, die während des Weltkrieges !914:18 in den ehe- 
maligen deutschen Schutzgebieten tätig gewesen sind, verliehen 
werden. Gesuche um Erlaubnis zum Erwerh des Kolonlal- 
abzeichens sind zu richten: 

a) von den Angehörigen der ehemaligen Schutzgebiete in 
Afrika und der Südsee an das Reichsmiristeriun für Wie- 
deraufbau (Kolonialzentralverwaltung), Berlin W. 8, Wil- 
helmstraße 62; 

b) von den Angehörigen des ehemaligen Schutzgebietes Kiaı- 
tschou an das Reichswehrministerium (Marineleitung) 
Kiautschoustelle Berlin W 10, Königin-Augusta-Str. 38/42. 
Den Gesuchen, die kurze Angaben über die Zelt des Auf- 

enthalts in den Schutzgebieten mit deutlicher Unterschrift zu 
enthalten haben, ist ein Freiumschlag in der Größe 13 X 19 cm 
mit genauer Anschrift beizufüzen. 


Le 


Adressennachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚„ÖOstasiatische Rundschau’ 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbands 
mitzuteilen, damit in der Zusendung der „Ostasiatischen Rundschau‘ keise 
Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeitschrift kommt eine 
Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat unbekannt ver- 
zogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um geflällige Mitteilung der 
jetzigen Adresse der nachstehend aufgeführten Personen: 

An Kelten Richard, Dolok-llir, Dolok-Marangir a/Sumatra, Ndid.-Indien 


Broen, Oberleutnant von, Berlin W. 30, Barbarossastr. 30 III 

Diestel, Gustav, Berlin W. 10, Kaiserin-Augusta-Str. 74 "(ins 
verzogen). 

Li, .. p. Adr. Herrn Siewert, 

Newe C., Graach bei Berncastel, Bez. Trier. 

Nord, Dr., Halensee, Seesenerstr. 16 (nach China verzogen). 

Petersen, Hans, Altona-Ottensen, Gr. Brunnenstr. 18 1I (nach China ver- 


W., Düsseldorf, Aachener Str. 81. 
Prösch, Franz, Geestemünde, Barriesstr. 22 (nach Cöla verzogen). 
Quoika, A., Neustrelitz, Strelitzer Str. 29. 
Winter, J., Mülheim Ruhr-Speldorf, Prinzenhöhe 37. 


Adressenänderung. 


Biermann, P. Benno M. Dominikaner, Münster i. Westf., Katthagen 31. 
Dirks, Vizekonsul, Walter, Charlottenburg, Bismarckstr. 11. 
Geldmacher, Paul, c/o Deutsch-Asistische Bank, Hankow (China). 
Heldt, Franz, Berlin-Wilmersdorf, Babelsberger Str. TI. 
Hoffmann, G. A, Oker (Harz), Kirchhofstr. 31. 

Westphal & Co. (A. E. G.), 


Ausland 


Halensee, Kurfürstendamm 111. 


Kammerer, Ernst, Ingenieur, c/o Zedelius, 


Schanghai. 
Kun ze, Wilhelm, stud. theol., Berlin NO. 43, Georgenkirchstr. 70, Berliner 
ission. 
Lancelle, Waldemar, Charlottenburg, Königsweg 11. 


Langhammer. p. Adr. 


Herren Thomas, Thomas & Co., Hamburg, Rat- 
hausstr. 27 (Bülowhaus). 


Lipporte, Il. Hankow, Deutsches Konsulat, China. 

Lwowski, Dr. Ing. W., Tokio, Niko Seiko Comp., Japan. 

Marcks, Lothar, Deutsches Generalkonsulat, Schanghai. 

Mauerer, Franz Xaver, Tsingtau, Pension Leinemann 

M a ey . Konsul Dr. Wilhelm, Berlin W. 8, Wilhelmstr. 75 (Auswärtiges 
mt). 

von Neidhardt, Dr. med. Hans Schmid, Kiel, medizis. Universitäts- 


klinik, Hospitalstrasse. 
Otte, Dr., c/o National University, Peking. 
Penck, Geh. Regierungsrat Professor Dr. A., Direktor a geographischen 
Instituts der Universität, Berlin W. 15, Knesebeckstr. 48. 
Raesteld, K F. Medan, Wilhelminastr. 5, Sumatra O.K, 
Schaffner, Hamburg, Curschmannstr. 11 ptr. 
Schlüter, Hakon, i. Fa. Jone & Imhof, Köln, Worringersir. 7. 
Schmidt, Direktor K., Schantung- Eisenbahn- Gesellschaft, Berlin NW. 7, 
Unter den Linden 48/49. 
Schmidt-Ott, Staatsminister Dr., Exzellenz, Steglitz, Schillerstr. 7. 
Schneider, Ulrich, Seidel, Siebold & Co., Tsingtau. 
Schnock, F., Neustrelitz, Marienstr. 5. 
Siebs, H. A. i. Fa. Siemssen & Co., Hongko 
Stahlmann, Fritz, Dortmund, Redtenbacher 


ei 33 ptr. 


11000. Lokomotive der Firma A. Borsig. Die Firma 
A.Borsig, Berlin-Tegel, brachte kürzlich ihre 11 000. Lokomotive, 
eine 1-D-1-Drillings-Heißdampf-Lokomotive, zur Ablieferung, die 
für die deutsche Reichsbahn bestimmt ist und Schnell-, Personen- 
und Eilgüterzüge befördern soll. Sie stellt eine Neukonstruktion 
dar und ist nach eigenen Entwürfen der Firma im Einvernehmen 
mit dem Eisenbahn-Zentralamt gebaut. Die Lokomotive ist in- 
folge des durch die Kupplung von 4 Achsen erreichten großen 
Reibungsgewichtes bedeutend leistungsfähiger als die bisher im 
Dienst der Preußischen Staatsbalhın befindlichen Lokomotiven. 

Die Hauptmessungen der Lokomotive sind folgende: 


Zuläss. Höchstgeschwin- 


digkeit . 120km/stdi. Reibungsgewicht ca. 68 t 


Zylinder-Durchmesser 520 mm Dienstgewicht ca. 98 t 

Kolbenhub . 660 mm Wasservorrat des 
Tenders . . . 51,5 cbm 

Treibraddurchmesser . 1750 mm 

Dampfüberdruck . . 14 at 

Rostlläche . . 4 qm Kohlenvorrat 7t 

Verdampfungsheizfläche . 221 qm Leergewicht des 
Tenderss . . . 23,5t 

Ueberhitzerheizflächke . 82 qm 

Gesamtheizfläche . 303 qm Dienstgewicht des 

Leergewicht ca 87t Tenders „. ca. 62,8t 


Verantwortlich: für den politischen und kulturellen Teil- C. Fink, Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: Dr. F. W. Mohr, Hamburg; für die Anzeigen: 


Erich Berg, Berlin. 


Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H., Berlin SW; 


Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 


Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 


und Norske Afrika og Australic Linie. 
(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) 


—- Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 
Shanghai, Kobe, Yokohama Dalny 
und Wliadiwostock 


MS. „Afrika“ . . . . . 2.0.10 Juni 
MS. Java . . . 2. 2202.20. 24. Junl 
MS. „Asia! . . . 2.2 22000. Anf. Juli 


Port Said, Penang, Singapore und Bangkok (direkt) 
M/S. „Bintang“. . . . . ... 10. Juni 
Güterannahme Kalschuppen 77. 
Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 
Ferdinandstraße 29/33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 


EETRSSEDDTETTTTTTTTTLELLELLLLLLLIBISTUUUTUTUTTTEEPEETTEELLELT JEDE TUI TEE TETTEEEEEEEE LEE T PETE UT TTTTEFETPEEOEETEEET PETE UUTEITTIETHTEENIT 


PAUL WOLFRAM Ertart, Tueaterstr.8 


la Orange Broken Pekoe M: 160.— das Pfund. 
Versand unter Nachnahme, pfundweise in jeder bellebigen Menge. 


ITTLLDITTTTLDTTTEESDITTEELITTIUTEEETTITPUFRESDIZTEEEESTIETGEEEETTTEOV LEER TEREUEPTIUUEL LEBT ERETEETITPRALIUDTTUTRLLITTTTTEUKLITITEOTLITTIEETKETLTIEEE 


PAUL DACHSEL 


Import Tientsin-China Export 
Chinesische Kunstgegenstände 


Spezizilieä!t: Antique Chinaporzellane von inier- 
nationaler Wertschätzung 


The „Glen“ Line & „Shire“ Line 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penang, 
Port Sweitenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 
lapanischen Häfen 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 
Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Glenade“ . . . . ca. Anfang Juni 
D. „Glenamoy“ . . . ca. Ende Juni 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 
(Änderungen vorbehalten) 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Eider Dempster & Co., Lid. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 84563, Elbe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 


Für chinesische und japanische 
KUNSTGEGENSTÄNDE 


Bronzen, Porzellane, Jade usw. 
. zahlt hohe Preise 


€. A.NEBOLD. Neusalza-Spremberg. Woltstraße & 


Deutscher Frauenverein für Krankenpflege In den Kelenien, Aktellung Tetagtas 


Einladung 


zur außerordentlichen Mitgliederversammlung 


am Donnerstag, 22. Juni 1922, nachmittags 5 Uhr 
in Berlin. Bambergerstraße 2 


Tagesordnung: Beschlußfassung über Auflösung des Vereins 
und Regelung der geldlichen Verpflichtungen. — Sollte die Ver- 
sammlung nicht beschlußfähig sein. so findet eine zweite Ver- 
sammlung an demselben Tage 5°%° Uhr statt, die ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlußfähig ist 

Berlin, 1. Juni 1922, Frau Johanna Meyer-Waldeck, Vorsitseaze 


BEN Allgemeiner und politischer Teil 


(Abgeschlossen am 22. Juni 1922.) 


Zur innenpolitischen Lage Japans. 


Von Dr. S. Ikeda, 
Das Kabinett Takahashi ist zurückgetreten. Ein neues 
Kabinett mit Admiral Kato als Ministerpräsident ist gebildet. 
Auch dieses neue Kabinett ist ebenfalls durch die Partei 
Takahashis, d. h. durch die ehemalige Harapartei, zusammen- 
gestellt. Das neue Kabinett Kato ist ein Adelskabinett, und cs 
wurde unter gröblichster Verletzung der gebräuchlichen Wahl- 
verordnung gebildet. Statt daß die Parteien des. Unterhauses 
den Hauptanteil an der Bildung des Kabinetts hatten, wurde es 
einfach vom Oberhaus eingesetzt. Unterstützt wurde das Ober- 
haus bei seinem gegen alle Prinzipien verstoßenden Vorgehen 
durch die Harapartei oder, wie ihr japanischer Name lautet, 
durch die Seiyukei. 

Der Grund, warum die Seiyukei diesen Kompromiß mit dem 
(iperhause schloß, ist offensichtlich. Die Seiyukei hatte nicht 
den Willen. ihre Macht an eine andere Partei abzugeben. Von 
einer langen Dauer wird dieses neue Kabinett nicht sein, da es 
nicht die Unterstützung des Volkes hat. Das weiß auch die 
Seiyukei ganz genau, doch wollte sie wenigstens sozusagen ein 
Notkabinett bilden, um sich nicht von einer anderen Partei die 
Macht aus den Händen winden zu lassen, und wohl auch in der 
Absicht, in dieser Zwischenzeit selbst ein neues Kabinett auf- 
zustellen. 

Bereits vor zehn Jahren hatte in Japan eine starke Be- 
wegung, eine so starke, daß man schon sagen könnte fast wie 
eıne Revolution, gegen ein derartiges Adelskabinett statt- 
gefunden. Mit erbitterter Energie hatte damals das japanische 
Volk für sein Recht, ein neues Parteikabinett aufzustellen, ge- 
kämpft und auch gesiegt. Daß man es trotz dieser Erfahrung 
wagt, dem japanischen Volk abermals ein solch künstlich ge- 
borenes Kabinett vor die Nase zu setzen, ist nicht nur leicht- 
sinnig, sondern schon beinahe frivol. Und die Aufregung, die 
sich des japanischen Volkes über diese Handlungsweise be- 
mächtigt hat, ist außerordentlich heftig. Die Befürchtung, daß 
eine Wiederholung der Vorgänge ‚vor zehn Jahren wieder ein- 
treten könnte, und dann vielleicht im verstärkten Maße, ist 
aurchaus nicht von der Hand zu weisen. 

Seit dem November vorigen Jahres bis zum März dieses 
Jahres, also innerhalb nicht mal eines halben Jahres, hatte 
Japan den Verlust der drei bedeutendsten, größten und besten 
politischen Köpfe seines Landes in das Tatenregister zu buchen. 
I dieser kurzen Zeitspanne wurde der Ministerpräsident Hara 
ermordet, und Feldmarschall Fürst Yamagata und Marquis 
Okuma traten in kurzer Aufeinanderfolge ebenfalls die große 
Reise in das unbekannte Land an. | 

Feldmarschalt Fürst Yamagata nahm die Stelle einer Groß- 
macht mit beinahe absoluter Herrschergewalt im politischen 
Leben Japans ein. Jedes Kabinett, es mochte zusammengesetzt 
sein wie es wollte, stand unter seinem beherrschenden Einfluß. 
Man kann beinahe sagen, mit seinem Willen standen oder fielen 
die Kabinette. Sollte ein neues Kabinett gebildet werden, so 
kam es auf, wenn Fürst Yamagata es wollte; wollte er es aber 
nicht, so wurde es abgelehnt. 

Eine dem Fürsten Yamagata ebenbürtige Persönlichkeit war 
der ermordete Ministerpräsident Hara.. Er war ein aus- 
gezeichneter, praktischer und starker Politiker, der mit seiner 
fanatischen Fnergie und seiner, man möchte fast sagen 
diabolischen Kraft, einen ungeheuren Einfluß auf die Menschen 
ausübte. Als er Ministerpräsident geworden war, löste er das 
alte Unterhaus auf und schrieb Neuwahlen aus. Und es gelang 
ihm, eine große Partei, über die Hälfte der Unterhausmitglieder, 
als Stütze hinter sich und seine Politik zu bringen. 

Darauf versuchte er auch im Oberhaus seinen Einfluß 


Berliner Vertreter der Tokyoer „Hochi“. 


geltend zu machen und seine Politik durchzusetzen. Auch dies 
Unternehmen gelang ihm, und auch im Öberhaus zog er ver- 
schiedene große Parteikreise, zahlenmäßig eine Mehrheit, auf 
scine Seite. Seine Macht war so groß, daß selbst Feldmarschall 
Fürst Yamagata kein Uebergewicht über ihn erlangen konnte. 
Und Haras Macht war einzig und allein auf seine starken 
persönlichen Charaktereigenschaften und sein überragendes 
politisches Genie gegründet. Er war ein hochbedeutender Mann. 

Nach seiner Ermordung wurde der Finanzminister, Vicomte 
Takahashi, Ministerpräsident. Aber er war mit Hara in keiner 
Weise zu vergleichen. Nach seinem Amtsantritt ergaben sich 
die verschiedensten und kompliziertesten Schwierigkeiten in 
seinem eigenen Parteikreise, sowohl im Unterhaus als auch iin 
Oberhaus. Er war eben kein Mara und hatte nicht dessen un- 
geheuere geistige Greifweite und war unfähig, die Erbschaft, 
die ihm dieser geniale Kopf hinterlassen hatte, zu verwalten. 
Und trotzdem er die Mehrheitspartei hinter sich hatte, mußte 
sein Kabinett, das es nur zu einer Lebensdauer von einem 
halben Jahr gebracht hat, zurücktreten. 

Fürst Yamagata, Hara und Marquis Okuma, der auch ein 
hochbedeutender Kopf war, sind nicht mehr, und in ganz Japan 
dachte man. daß nun nach dem Tode dieser drei einflußreichsten 
Persönlichkeiten eine neue Zeit mit großen politischen Ver- 
änderungen kommen würde. Aber es kam, wie es immer 
kommt, nämlich nicht so wie man dachte, und die Erwartungen 
blieben unerfüllt trotz der Kabinettsänderung. Das Kabinett 
Takahashi war eine Enttäuschung, und das Kabinett des 
Admirals Kato ist schon auf Grund seiner Entstehung eine Ent- 
täuschung, noch bevor es seine ersten (ehversuche auf der 
pclitischen Laufbahn unternimmt. - | 

Aller Voraussicht und politischem Ermessen nach hätte ein 
Namensbruder des Admirals Kato, nämlich Vicomte Kato, der 
frühere Minister des Aeußern,* Ministerpräsident werden müssen. 
Vicomte Kato ist der Präsident der Kensakai, der Gegenpartei 
Takahashis. Aber auch er hätte große Schwierigkeiten gehabt, 
Ministerpräsident zu werden. Denn wenn auch die Seiyukei 
nicht mehr hinter Takahashi stand, so hätte sie als immer noch 
stärkste Partei doch noch weniger ihre Macht an die Gegen- 
partei abtreten wollen. Aber trotzdem hatte ich geglaubt, daß 
Vicomte Kato der kommende Ministerpräsident wäre. Und 
wenn dieser Fall eingetreten wäre, hätte sich die ganze 
politische Atmosphäre in Japan verändert, besonders in außen- 
politischer Beziehung. 

Vicomte Kato ist ein großer Gegner der Besetzung Sibiriens 
durch japanische Truppen. Er ist ein großer Verfechter der 
Abrüstungsidee.. Er ist ein gerader, ehrlicher und aufrechter 
Charakter, man möchte beinahe sagen als Politiker zu gerade 
und zu ehrlich. Der Grundgedanke seiner Politik ist der Welt- 
frieden und das Streben und eifrige Suchen, den besten Weu 
zu diesem Frieden zu finden. 

Gegen alle Erwartung ist nun ein anderes Kabinett auf- 
gekommen, das, wie ich bereits erwähnte, schon auf Grund 
seiner Entstehung eine Enttäuschung bedeutet. Auch in der 
Außenpolitik des Admirals Kato werden nicht die erhofften Ver- 
änderungen in Erscheinung treten, die man sich von einem 
Kabinett seines Namensbruders Vicomte Kato versprochen 
hatte. Und Jas Regierungsschiff wird aller Wahrscheinlichkeit 
nach in dem alten Kurs des Herrn Takahashi weitersegeln. 

In Japan ist eine Idee, eine Anschauung, die sich immer 
mehr und mächtiger Bahn bricht und sich immer größerer 


* Vicomte Kato gchörte dem Kabinett Okuma an, 
Deutschland 1914 den Krieg erklärte. 
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Kreise bemächtigt. Das ist der Gedanke, der Wunsch nach Ab- 
rüstung. Ein Gedanke, der heute schon Allgemeingut des 
tanzen Volkes geworden ist. Das Bemerkenswerte ist, daß 
diese Anschauung selbst in Marine- und Militärkreisen ver- 
treten wird. 

Bei der Marine hat diese Abrüstung als Folge der 
Washington-Konferenz bereits ihren Anfang genommen und 
zeigt sich bereits in dem stark beschränkten Flottenbau. Auch 
beim Landheer macht sich der Wunsch nach Abrüstung geltend. 
Von den drei verschiedenen Parteien, die es in Japan gibt, 
wurden im letzten Reichstag Reden gehalten und Anträge für 
die Abrüstung eingebracht. Wenn auch alle diese Vorschläge 
verschiedene Wege wiesen, so führten sie doch alle zu einem 
Ziel, nämlich zur Verminderung des Heeres. 


Ein großer Führer der Regierungspartei, Herr Ooka, 
früherer Minister für Erziehung, hat selbst über dieses Thema 
eine längere und ausführliche Rede gehalten. Obwohl nun die 
Regierungspartei die Mehrheit hat, konnte sie doch mit ilıren 
Vorschlägen nicht durchdringen. 


Das erscheint dem Ausländer und Nichtkenner Japans viel- 
leicht etwas merkwürdig, und ich will versuchch, es in ciner 
kurzen Erklärung verständlich zu machen. Es gibt in Japan 
drei politische Parteien, welche im Unterhaus sitzen und 
offiziell auch die Politik Japans führen. Dann aber ist noch 
eine Klasse da: die Militärkreise, eine Adelspartei. Diese Militär- 
kreise haben keinen Sitz im Unterhaus und sind auch keine 
politische Partei. Trotzdem aber hat diese Adelspartei eine 
außerordentliche Macht. Zu ihr gehören die hohen Militärs, 
der Adel, die Großkaufleute und die höheren Beamten. Es ist 
eine Vereinigung von Macht und Kapital. Aus diesem Grunde 
nchmen die Militärkreise eine große politische Machtstellung 
ein, trotzdem sie, wie gesagt, keine Partei im Unterhaus haben. 


Jedenfalls aber ist der Gedanke und der Plan der Ab- 
rüstung auch in diesen Militärkreisen auf fruchtbaren Boden 
gefallen und auf größtes Entgegenkommen gestoßen. Man kann 
wohl sagen, daß der Gedanke der Abrüstung zu einer Allgemein- 
idee aller Klassen und Parteien in Japan geworden ist. Die 
Militärkreise selbst haben die Absicht, diese Abrüstungspläne 
zu verwirklichen und haben bereits auch praktisch bezonnen, 
diesen Weg zu beschreiten. Doch sträuben sie sich, die Vor- 
schläge der Parteien, die von einen idealistischen Standpunkt 
susgehen, anzunehmen. Dazu wird in diesen Kreisen zu 
realistisch und zu kühl und vielleicht auch richtig gedacht. 
Wohl versteht man den idealistischen Standpunkt der Parteien, 
die am liebsten die vollständige Abschaffung des Militärs zum 
Ziele haben. doch ist der praktische Sinn stark genug, um die 
Undurchführbarkeit dieser Parteianträge in der vorgeschlagenen 
Form unter den augenblicklichen Verhältnissen und in An- 
betracht der ganzen Weltlage klar zu erkennen. Die Abrüstun, 
kommt bestimmt, aber ilıre Ausführung darf keine Schwärmerei, 
sondern praktische UÜeberlegung zum Vater haben. 


In politischen Kreisen Japans sind fünf große Fragen vor- 
berrschend: 1. Jas allgemeine Wahlrecht, 2. die Besetzung 
Sibiriens, 3. die Frage des Stillen Ozeans, 4. die Wirtschafts- 
frage und 5. die Arbeiterfrage. Fraxe 1, 2 und 5 sind rein 
interne Angelegenheiten Japans und interessieren das Ausland 
vorläufig wohl weniger, wenn auch bei der gegenwärtigen 
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starken Bewegung der Arbeiter in allen Ländern die Arbeiter- 
frage Japans eines Tages Beachtung finden wird. 

Ueber die Sibirienfrage und die Sibirienbesetzung möchte 
ich ganz kurz bemerken, sie stößt in Japan in weiten Kreisen 
auf großen Widerstand. Intelligente Köpfe traten bereits seit 


langer Zeit für eine gute Verbindung zwischen Orient und 
Okzident ein, die aber nicht auf Grund militärischer Maß- 
v:ahmen. sondern nur auf Grund rein wirtschaftlicher und 


menschlicher Beziehungen mit gutem Erfolg aufgebaut werden 
kann. Nachdem die Washingtoner Konferenz stattgefunden 
hatte, setzte sich diese Ansicht immer mehr durch und gewann 
in breiten Kreisen an Boden. , 

Um aber eine gute Verbindung zwischen Okzident und 
Orient überhaupt herstellen zu können, ist die regste Anteil- 
nahme Rußlands nicht nur nötig, sondern sogar Hauptbedingun«. 
denn Rußland ist die Brücke zwischen Europa und Asien. Diesc 
Brücke ist aber Drüchig und morsch, und ich glaube nicht, da? 
Rußland in der Lage ist, die Schäden aus eigener Kraft aus 
zubessern. Rußland muß geholfen werden, und zwar von zw:i 
Seiten, von Deutschland und von Japan. Dazu aber ist in erster 
Linie die Genesung Deutschlands erforderlich. Solange mar 
Deutschland den Knebel in den Mund stößt, solange man ihr 
die Glieder abschnürt und die gesunde Zirkulation seiner WVoülk«- 
und Wirtschaftsfähigkeit unterbindet, stehen wir auf einer 
toten Punkte. Und wenn ich sage, Deutschland muß Rusßları 
helfen, so heißt das auch, Europa muß Rußland helfen. Der 
in ganz Europa wird der Herzschlag krank und unregelmäßi: 
gehen. da ein wichtiger Teil seines Körpers, Deutschland, krark 
ist. Die Gesundheit ganz Europas hängt an der Gesundhe: 
Deutschlands. Europa und Deutschland oder mit Deutschl.rd 
muß möglichst schnell wieder gesunden, und für dieses Ziel :« 
ein Verkehr mit Asien, überhaupt ein Weltverkehr, notwenciz 

Für Asien ist die Ozeanfrage auch sehr wichtig und schwer 
Um sie in Güte zu lösen, braucht auch Asien den Verkehr m: 
Europa. 

Durch die in Japan vorherrschende Meinung für den We' 
frieden sind seine Augen geschärft für die Notlage Deutschlanc: 
und Rußlands, sowohl vom einfach menschlichen wie auch ver 
wirtschaftlichen und politischen Punkte aus. Und ich hoffe u>: 
hin der festen Ueberzeugung, diese Meinung wird in Japa: 
immer mehr an Macht und Boden gewinnen, und daraus wir. 
vielleicht auch ein Gedanke und ein Weg zu praktischer Hi!. 
gefunden werden. 

Durch die Besetzung Sibiriens ist in Rußland, vielluch: 
nicht ganz unbercchtigterweise, ein starkes Mißtrauen ever 
Japan wachgerufen. Aber wie ich schon sagte, hat die Meinurz. 
die ich oben äußerte, große Kreise Japans erfaßt. Das ist bı- 
nerkenswert, und in nicht allzu langer Zeit wird diese Me'nur. 
sich auch in der praktischen Führung der Politik fühlbar machte 

Ich arbeite für dieses Ziel mit allen mir zu Gebote stehcer- 
den Kräften, und ich hoffe auch in Deutschland auf gleic* 
Meinungen zu stoßen. Ich. der Japaner und Asiate, biete d.r 
gleichgesinnten Deutschen und Europäer die Hand zur £eme:-- 
samen Mitarbeit an diesem Ziel. Und unser Ziel ist nich: 
Trennung, sondern Vereinigung, nicht Schaffung von Konilıkteı 
sondern Schaffung gesunder und versöhnender Verbindung.“ 
Nicht ein Weltkrieg, sondern ein Weltfrieden ist der erstreber- 
werte und der Menschheit würdige Zustand. 


Wird China sich einigen? 


China ist in ein neucs Stadium der inneren Machtkämpie 
seiner ehreeizigen Generale getreten. Wu Pei-fu, der Führer 
der Chihli-Partei, hat seinen Gegner Chang Tso-lin, der bei 
Shankhaikuan seine Truppen gesammelt hatte, von neuem an- 
wegriffen. Changz hat sich darauf bis hinter die Große Mauer 
zuruckgezogen. Aber Wu Pei-fus Sieg ist keineswegs ent- 
scheidend gewesen. Dagegen wurde Chang Tso-lins Stellung in- 
sotern gefährdet. als sich in Kirin und Heilungkiang Gegen- 
Pewegungen gegen ihn geltend machten. 


Uchber die genauen Vorgänge in der Mandschurei sind w" 
‚nicht unterrichtet. Sicher ist nur, daß dort eine Art Nat.ons- 
versammlung zusammengetreten ist und daß sie Chang Tsuo-! 
zum (Cieneralismus der unabhängigen Mäandschurei ernannt bu 
Darüber, vb die Nationalversammlung sich auf diese Weise 3: 
die maßgebende Instanz in der Mandschurei hat proklam'ere” 
wollen, die allein berechtigt ist, Macht und Gewalt in dıe Har.. 
ihrer Exekutivbeamten und Offiziere zu legen, oder ob man u 
mit einem Schachzug Chang Tso-lins zu tun hat, der Iedix x” 
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deshalb Volksvertreter nach Mukden berufen und sich von ihnen 
zum Höchstkommandierenden hat ernennen lassen, um der Welt 
gegenüber auf sie als die gesetzliche Quelle seiner Machtstellung 
weisen zu können, läßt sich von hier aus nicht übersehen. 
Manches spricht für die zweite Möglichkeit. Jedenfalls ist 
Chang auch heute noch ein Machtbelang, mit dem jeder 
zu rechnen hat, der die Mandschurei in den Rahmen 
seiner Erwägungen stellt. Wenn Chang Tso-lin heute 
mit Wu Pei-fu verhandelt, so geschieht das keines- 
wegs, weil er sich Wu oder der Pekinger Regierung unter- 
werfen will, sondern weil er sich mit ihnen über die zukünftige 
Stellung der unabhängigen Mandschurei im chinesischen Reichs- 
verband einigen will. An den Folgerungen, die aus der Un- 
abhängigkeitserklärung der Mandschurei zu ziehen sind, dürfte 
Chang zunächst festhalten, wenn er jetzt einen Weg zum 
Wiederanschluß an Peking sucht. 

In Peking ist inzwischen die alte Regierung gestürzt. ° Der 
vielgewandte MHsü Shih-chang, das Steh-auf-Männchen, wie man 
ihn früher scherzhaft genannt hat, hat das Gleichgewicht 
doch verloren und nicht wiedergewinnen können. Er war 
in eine Sackgasse geraten. Er hatte im Dezember Liang Shih-yi 
als Ministerpräsidenten an die Spitze der Regierung gestellt, und 
er konnte Liang nicht wieder los werden. Liang hatte seiner- 
seit Millionen geopfert, um die Erwählung Hsü Shih-changs zunı 
Präsidenten der Republik durchzusetzen. Da mußte der Präsident 
seinem Premier wohl oder übel glauben, daß er (der Premier) 
krank sei und eines Erholungsurlaubes bedurfte, wenn das Ge- 
such, diesen zu verlängern, auch ungebührlich oft von Tientsin 
aus gestellt ist, wohin sich Liang vorsichtigerweise in Sicher- 
heit gebracht hatte. Liang wollte Ministerpräsident bleiben, und 
er kannte das Mittel, wie das formell zu machen war, ohne daß 
man die Last des Amtes in Peking tatsächlich übernahm, nur zu 
genau. Aber der unerwartete Sieg bei Peking, der Wu Pei-fu 
zum unbedingten Merren in der Provinz Chihli und damit 
auch über Peking machte, zog einen dicken Strich über die 
feinen Kalkulationen Liang Shih-yis und Hsü Shih-changs. Der 
siegreiche Wu, dem kein Gegner im offenen Feld südlich der 
Großen Mauer die Stange halten konnte, verlangte die sofortige 
Entlassung Liang Shih-yis. Als Msü diese verweigerte, zwang 
er Hsü, selbst zurückzutreten, und machte damit die Bahn für 
eine neue Regierung frei. 

An die Spitze der Regierung ist auf Wu Pei-fus Betreiben 
dann der frühere Präsident Li Yuang-hung wieder getreten — 
unter den obwaltenden Umständen wohl der einzig , mögliche 
Mann. Das neus Kabinett Li Yuang-hungs steht unter der 
Führung des bisherigen Außenministers Yen Hui-ching, der das 
bisher verwaltete Ressort daneben behält. Yen hat sich in den 
letzten Jahren als der einzige wirkliche Staatsmann Chinas cer- 
wiesen, seine Erfolge auf dem Gebiet der auswärtigen Politik 
sind sehr groß, wenn er auch, über unzulängliche Mittel ver- 
fügend, nicht alles erreichen konnte, was er anstrebte Als 
Kriegsminister ist in das neue Kabinett Wu Pei-fu eingetreten — 
‚offenbar, um ihm Gelegenheit zu geben, zu zeigen, daß es ihm mit 
der Forderung ernst ist, daß die Tutschüns und Obertutschüns 
ihrer Macht entkleidet werden müssen und durch Auflösung un- 
nötiger Truppenverbände, die bisher nur unter Waffen gehalten 
wurden, weil die streitenden Generale sie für die Erhaltung und 
Ausdehnung ihrer Macht brauchten, dem Reich die Mittel ge- 
spart werden, die es so dringend für andere nutzbringende 
Unternehmungen braucht —, alles Maßnahmen, die nur eine 
starke Zentralregierung durchzuführen vermag. 

Der Vorstoß Sun Yat-sens vom Süden gegen die Stellungen 
Wu Pei-funs am Mittleren Yangtse ist schmählich zusammen- 
gebrochen. Nach Cantoner Berichten war die Südarmee unter 
General Li Lieh-chang über den Meilingpaß in Kiangsi eingerückt 
und dann in breiter Form vorgegangen. Aber sie kam nicht 
weit. Es fehlte ihr augenscheinlich an der nötigen Unterstützung. 
Uebereinstimmend melden alle Berichterstatter, die Soldateska 
des Südens habe die Provinz Kuangsi völlig verwüstet und dort 
eine starke Erbitterung gegen Canton zurückgelassen. Auf Hilfe 
von Hunan, Yünnan, Kueichou und Szechuan konnte Sun Yat-sen 
ebenfalls nicht rechnen. Er hatte dort zu wenig Vertrauen, sich 
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zum Teil auch frühere politische Freunde durch sein hoch- 
fahrendes Wesen, über das letzthin allgemein geklagt wurde, un- 
versönliche Gegner gemacht. Das scheint ganz besonders mit 
General Tang Chi-yao der Fall zu sein, der vor zwei Jahren der 
allmächtige Mann in Yünnan gewesen ist und damals den ganzen 
Südwesten unter seine Gewalt gebracht hatte, später aber von 
einer Gegenrevolution gestürzt worden war und dann in Canton 
eine wenig freundliche Aufnahme gefunden hatte. Tang hat in- 
zwischen seine Macht in Yünnan wieder gewonnen und seine 
Widersacher aus Amt und Würden vertrieben, verhielt sich aber 
nun Sun Yat-sen gegenüber, mit dem er einst gemeinsame Sache 
hatte machen wollen, so ablehnend, daß dieser befürchtete, Tang 
könne ihm in den Rücken fallen. Auch die Beziehungen Sun 
Yat-sens zum Gouverneur von Kuangtung, General Chen Chiung- 
ming, über deren Unstimmigkeiten seit vielen Monaten immer 
wieder allerlei gemunkelt wurde, wurden schließlich mehr als 
gespannt. Vor einigen Wochen kam es zum offenen Bruch. 
Chen zog sich zunächst nach Huichou (etwa 100 Kilometer öst- 
lich von Canton) zurück, suchte sich aber von dort sofort mit 
Waffengewalt in den Besitz Cantons zu setzen. Das gelang 
nach einem kurzen, aber erbitterten Kampf. Sun Yat-sen wurde 
dabei gefangen gesetzt, zum Verzicht auf die Präsidentschaft 
gezwungen und dann auf einem Kreuzer interniert. & 


Damit ist das Bündnis Sun Yat-sens mit Chang Tso-lin, von 
dem man in Canton immer behauptet hatte, es sei auf Wunsch 
Changs zustande gekommen, während es tatsächlich der letzte 
Rettungsanker für Sun gewesen sein dürfte, zusammengebrochen. 
Ob nun Suns Gegner Chen Chiung-ming, dem man wiederholt 
Verbindungen mit Wu Pei-fu nachgesagt hat, sich diesem be- 
dingungslos anschließen wird, bleibt abzuwarten. Sehr wahr- 
scheinlich ist es nicht. Schließlich hat Wu in den Kreisen der 
Kaufmannschaft in ganz China, und diese spielt im Süden eine 
ganz besondere Rolle, überall sehr scharfe Gegner. Man sieht 
auch in ihm seit den Zwangsanleihen, die er der Kaufmannsäaft 
im Yangtsetal auferlegte, und der Beschlagnahme vieler 
Millionen von Zoll-, Risenbahn und anderen Einnahmen nur einen 
der ehrgeizigen Condbttieri, als die heute alle Generale in China 
gelten. Schon mit Rücksicht auf diese Stimmung wird Chen 
Chiung-ming kaum ins Lager Wus übergehen können, ohne daß 
er den Ansprüchen seiner nächsten Landsleute Bürgschaften für 
die Erfüllung ihrer Forderungen sichert. 


Die Tutschüns im Untern Yangtsetal haben sich bisher in 
den Kämpfen vollständig neutral verhalten. Der Tutschün von 
Chekiang. General Lu Hung-shiang, hat auch Marschall Tuan 
Chi-jui, vor einem Eingreifen. mit dem eine Zeit lang sicher ge- 
rechnet war, abgehalten und damit eine Teilnahme der Anfu- 
rartei auf der Seite Chang Tso-lins verhindert. Aber der Um- 
stand, daß sich die Tutschüns im Yangtsetal neutral verhielten 
(genau wie das im chinesisch-iapanischen Krieg 1894 und 
während des Boxeraufstandes 1901 der Fall war), ist ein Be- 
weis ihrer Stärke. Bei der endgültigen Regelung der Dinge in 
China werden auch sie noch ein gewichtiges Wort mitsprechen 
wollen. 


Man wird auch damit zu rechnen haben, daß sich neben den 
militärischen Machthabern in China fortan die Volksvertretungen 
nicht ganz werden ausschalten lassen. Schließlich kann nur eine 
ordnungsxemäß berufene Volksvertretung eine Regierung ein- 
setzen. Wer aber ist die ordnungsgemäß berufene Volks- 
vertretung? Bisher tagte in Canton das alte Rumpfparlament. 
auf das Sun Yat-sen formell seine Macht zurückführte: in Pekinx 
hatte ein anderes Parlament Hsü Shih-chang gewählt und war 
dann von Hsü aufgelöst worden. Wird Li Yuan-hung nun das 
letzte Pekinger Parlament wieder einberufen? Wird das Rumpf- 
parlament sang- und klanglos verschwinden? Oder wird ein 
neues Parlament gewählt werden und auf Grund welcher Ver- 
fassung? Das alles sind Fragen, die noch manche Schwierig- 
keiten in sich bergen. 


Es erscheint daher verfrüht, wenn die englische und die 
amerikanische Presse den Anschein zu erwecken suchen. als 
seien mit dem Fall Sun Yat-sens und der Niederlage Chang 
Tso-lins schon die letzten Hindernisse der Wiedervereinigung 
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Chinas aus dem Wege geräumt. Hier ist augenscheinlich der 
Wunsch der Vater des Gedankens. England und Amerika haben 
auf Wu Pei-fu gesetzt. Sie rechnen damit, daß sie mit seiner 
Hilfe ihre finanz- und wirtschaftlichen Pläne in China werden 
durchsetzen können. Sie suchen daher zunächst den Eindruck 
zu erwecken, als sei Wu Pei-fu Herr der Lage, und legen damit 
den Schluß nahe, tatsächlich hätten sie gewonnenes Spiel. Wu 
wird insbesondere die Auflösung überflüssiger Truppenverbände 
nicht ohne genügend Geldmittel durchführen können. Angeblich 
sind dafür an 200 Millionen Silberdollars nötig, die unter den 
heutigen Verhältnissen kaum anders als durch eine auswärtige 
Anleihe aufgebracht werden können. Man rechnet in London 
und New York anscheinend damit, daß Wu sich sofort dem Inter- 
nationalen Bankkonsortium nähern wird. 

Aber so weit ist es noch nicht. Die Gegenspieler Englands 
und Amerikas in China sind heute Japan und Rußland. Schon 
aus dem Gegensatz dieser vier fremden Mächte ergibt sich, daß 
es noch lange Zeit nehmen wird. bis eine wirkliche Einigkeit in 


China wieder hergestellt ist. Ihre Interessen gehen viel zu weit 
auseinander und sind andererseits viel zu groß, als daß Englanl. 
Amerika, Japan und Rußland, ohne die Hand zu rühren, zusehen 
sollten, wie ohne sie Ordnung und Ruhe in China wieder her- 
gestellt werden. Sie mögen dieses oder jenes, was eine neue 
Machtgruppe schafft, zunächst anerkennen, mögen es auch mit 
lauten Worten als das preisen, was sie immer gewünscht hätten. 
endgültig werden sie sich aber erst beruhigen, wenn ihre eigenen 
Ziele oder wenigstens ihre wesentlichsten Ziele erreicht sind 
cder wenn ihnen die Unmöglichkeit, sie zu erreichen, so deutlich 
von dritter Seite zu Gemüte geführt wird, daß sie von weiteren 
Einmischungsversuchen abzustehen für klüger erachten. 

Der Sieg Wu Pei-fus über Chang Tso-lin und die Aus- 
schaltung Sun Yat-sens durch Chen Chiung-ming mag zunächst 
den Boden für einen vorläufigen Waffenstillstand ebnen. Aber 
ob auf den Waffenstillstand ein wirklicher Frieden und die 
dauernde Wiedervereinigung ganz Chinas folgen werden, ist ein: 
ganz andere Frage. ©. F. 


Der Kongreß des Weltbundes Christlicher Studenten. 


Peking, den 8. April. 


Hier findet zurzeit ein Weltkongreß statt — auch ein 
Zeichen dafür, wie sehr der Ferne Östen heute ein Mittelpunkt 
der gesamten Kultur und politischen Welt geworden ist. Ver- 
treter zahlreicher europäischer wie amerikanfcher Staaten 
haben neben denen asiatischer die weite Reise nach Peking 
nicht gescheut. 

Es darf gleich vorweg genommen werden: Für jeden, der 
sehen will, kann darüber kein Zweifel bestehen — wenn auch 
aus leicht verständlichen Gründen in der hiesigen Presse bisher 
nichts derartiges zum Ausdruck kommt —, daß neben dem Be- 
gründer des Bundes und Leiter des Kongresses Dr. Mott, der 
in Peking die Vereinigten Staaten vertrat, Deutschland auch 
auf diesem Kongreß seine geistige Bedeutung in schlagender 
Weise bewiesen hat. Der Dienst, den der Tübinger Professar 
Heim mit seiner großen Rede dem deutschen Volk geleistet hat, 
kann gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Bei jedem 
seiner Hörer, so weit sie nicht schon früher zu einem anderen 
Urteil gekommen waren, haben sie ernste Zweifel an der Be- 
rechtigung des verleumderischen Pressefeldzuges der Kriegs- 
segner Deutschlands geweckt. Vielfach wird der formvollendete 
Vortrag Professor Heims als die vornehmste Leistung des ganzen 
Kongresses bezeichnet. Dieses Sieges — wenn das Wort erlaubt 
ist — darf sich ganz Deutschland freuen; mag er vielleicht nicht 
so sehr eine unmittelbare Wirkung zeigen; die Gedanken, denen 
Professor Heim vor einer internationalen Versammlung in 
Peking Ausdruck verliehen hat, haben Eindruck gemacht und 
werden Beachtung finden. Bei einer Delegation haben, sie auf 
der Stelle Wurzel gefaßt, bei den Koreanern. Wie eine Er- 
losung kam es von den Lippen der koreanischen Delegierten: 
"a, auch wir sind von einem bösen Pessimismus in Banden ge- 
schlagen; auch wir müssen unserer zur späteren Führung des 
Volkes berufenen Jugend neue Ideale aufrichten! 

Der dem Kongreß zugrunde gelegte Gedanke war: 
stas und der Wiederaufbau der Welt“. Dr. Mott baute auf ihtn 
seine Worte der Begrüßung auf. „Daß bisher ein Erfolg beim 
Wiederaufbau der Welt versagt gewesen sei," sagte er „ist 
varauf zurückzuführen, daB kein Christus an der Lösung des 
Problems mitgewirkt hat. Die Welt ist heute voll Argwohn 
und Unruhe; es fehlt die Einigkeit, auf der sich Neues erbauen 
laßt. Wiederaufbau ist nur möglich auf der Grundlage des 
Glaubens, des Glaubens an den Nächsten sowohl wie an die 
anderen Völker.“  Motts Ansprache klang in einem Aufruf, 
starke christliche Charaktere zu erziehen, aus. 

Professor Heim verbreitete sich uber das Verhältnis des 
Christentums zur reinen Philosophie, „Das Lebensproblem ist 


„Chri- 


der klarste Ausdruck für das Streben der Menschen nact 
Wahrheit,‘ sagte er. „In diesem, aber auch nur in diesem Sinnı 
ist das Christentum eine Philosophie. Auf der Welt herrscht heut: 
Uneinigkeit. Ueberall wird aber das Verlangen nach einer Wiede’- 
versöhnung der widerstrebenden Elemente laut. Der Mangel ı 
Vertrauen zu einer höheren Entwicklung führt zum Pessimism:z: 
Von Rußland ergießt sich heute eine Welle des Pessimismus u» 
Deutschland und schlägt schon nach Frankreich hinein. Unix 
dem Einfluß Nietzsches und Tolstois werden die Völker sıc“ 
darüber klar, daß die Welt auf einem grundsätzlichen Irrt:r 
aufgebaut war. Schopenhauer und die indischen Formen de- 
Pessimismus tun das ihre, diese Stimmung zu fördern. De: 
Pessimismus der Hindus läßt aber keinen Fortschritt zu. Christ: 
dagegen formt Jen Pessimismus in schaffende Kraft um. 
Professor Heim schloß mit der Mahnung, daß alle Völker ı 
die Arbeit gehen und ihren Teil an der Schaffung einer neu:: 
christlichen Philosophie leisten müssen. 

Den Versuch, dem Weltbund christlicher Studenten c: 
höheres Ziel zu zeigen, unternahm auch der Vertreter Indoch:n:- 
Paul Monet, Direktor des „Foyer des Etudiants Annannites . 
chne indessen neue Gedanken aufzubringen. Seine Rede klar 
in den Worten aus: „Wer chrlich nach wissenschaftlicher Warr- 
keit sucht, braucht die Religion darüber nicht zu verliere. 
Oberflächliche Wissenschaft treibt von Gott fort, gründlich. 
führt zu ihm zurück.“ 

Der frühere deutsche Reichskaizler Dr. 
die Aufmerksamkeit des Kongresses auf realere, unmittelt- 
greifbare Ziele. Er entwickelte ein Bild von der sozialen Vr’- 
sicherung, der sich Deutschland seit Jahrzehnten erfreut. vw: 
stellte die Forderung auf, statt sich auf gelegentiich wohltatics- 
Schenkung zu beschränken, dem Arbeiter mit Kranken- cr. 
Altersversicherung von Gesetzes wegen zu geben, was von !r 
gekommen; das hieße im wahrsten Sinne des Wortes christi:: 
wirken. 

Auf einen ganz anderen Ton waren die Redner der meist. 
asiatischen Völker eingestellt. Aın bemerkenswertesten w.ı 
was die Vertreterin Indiens, Fräulein Midas, vorzubringen hatt. 
Unter der starken nationalistischen Bewegung in Indien Ice: 
das Christentum sichtlich. Sache der Christen Chinas ur. 
Indiens werde es aber sein, sich zusammenzuschließen. um ne». 
Zeiten heraufzuführen. Welcher Art diese sein würden. ze... 
die Geschichte. „Der Westen hat seine Bismarcks, We' -i- 
tons und Nelsons gehabt, der Osten einen Buddha, Moharırıc. 
Konfuzius und Christus hervorgebracht.“ Der japanische Res 
Saito beschränkte sich auf die Feststellung, auch Japan store. 
am Vorabend einer neuen Zeit. 


Michaelis lerx“. 


Gründung einer chinesischen Nationalkirche. 


Schanghai, den 5. Mai. 


Nachdem sich in der letzten Zeit die christenfeindliche 
Bewegung, namentlich während der letzten Sitzung des Welt- 
bundes Christlicher Studenten in Peking, vielfach in recht 
lärınender Weise bemerkbar gemacht hat, findet jetzt hier in 
Schanghai eine chinesische Christenkonferenz statt, die, bis- 
her wenigstens, von dem Einfluß jener Bewegung nichts ge- 
spürt hat. Freilich darf man nicht übersehen, daß es sich bei 
dieser Schanghaier Tagung um eine ausgesprochen chinesisch- 
nationale Angelegenheit handelt, und daß die christenteindliche 
Bewegung viel weniger religions- als fremdenfeindlich ist. 


Konnte überhaupt noch ein Zweifel darüber bestehen, daß 
im letzten Jahrzehnt ein ernster Nationalgeist in China er- 
wacht ist und sich im ganzen Land durchsetzt, die gegen- 
wärtige Konferenz beseitigt ihn auf das allergründlichste. 
Sache der fremden Missionen, die trotz alledem auch in Zu- 
kunft noch ein segensreiches Feld in China finden werden, ja 
vielleicht sogar ein noch viel ergiebigeres als bisher, wird es 
sein, sich den veränderten Verhältnissen anzupassen. Das 
mag für manche Mission, die Großes in China geleistet hat, 
zunächst schmerzlich sein — für uns Deutsche insbesondere 
kann darauf nur Gutes kommen. Infolge der durch den Krieg 
geschaffenen Verhältnisse sind wir Deutsche kaum mehr, und 
sicherlich vielfach nicht ohne Unterstützung vom Ausland, 
namentlich der Vereinigten Staaten, imstande, neben den un- 
endlich viel reicheren Missionen anderer Länder, Englands, 
Amerikas, Skandinaviens, Canadas, Australiens usw., zu bestehen, 
einfach weil uns die Mittel fehlen. Eine selbständige chinesische 
Kirche wird sich auch in wirtschaftlicher Hinsicht unabhängig 
machen, und sie wird dann die ausländischen Mitarbeiter heran- 
ziehen, die ihr besonders geeignet erscheinen. Auf dieser 
Grundlage ist für die deutschen Missionen ein gesunder Optimis- 
mus durchaus berechtigt. 


Früher kannte man in China nur Konferenzen der Mis- 
sionare. Die letzte solche große Konferenz der protestanti- 
schen Missionen fand 1907, und zwar wie die jetzige hier in 
Schanghai, statt. Seitdem haben sich die Dinge in China ge- 
waltig gewandelt. Jetzt ist keine Konferenz der Missions- 
gesellschaften wieder zusammengetreten, sondern eine national- 
chinesische Christen-Konferenz, an der natürlicherweise per- 
sönlich alle die zahlreichen Missionare teilnehmen, die den 
Grund für das evangelische Christentum Chinas gelegt haben. 
Im ganzen wurden gestern im großen Saal der Stadthalle 1200 
Delegierte gezählt. Die Hälfte sind Chinesen, von denen 
jeder rund 1000 Gemeinden vertritt, während die nach Schanghai 
gekommenen Missionare im Namen von je 20 ihrer Kollegen zu 
sprechen bercchtigt sind. Den Vorsitz der Konferenz führt ein 
Chinese Dr. Chen Ching-yi. 


Gleich in seiner ersten Ansprache betonte dieser, das 
Haupthindernis für die weitere Ausbreitung des Christentums 
in China sei bisher gewesen, daß es allgemein als ausländische 
Religion gelte. Die dadurch geschaffenen Vorurteile müßten 
überwunden werden. Das aber setze voraus, daß die Missions- 
arbeit der Ausländer allmählich eingeschränkt und schließlich 
ganz überwunden werde. Der Ausschuß, der seit 1907 die 
Geschäfte der Missionskonferenz fortgeführt hat, das sogenannte 
„China Continuation Comittee (C. C. C.), wurde darauf von 


Dr. Chen mit warmem Dank für alles das, was es geleistet habe, 
namentlich in der Förderung des schönen Verhältnisses der 
Missionare zu ihren chinesischen Gemeinden, aufgelöst. 

Damit ist nun tatsächlich das Christentum in China in ein 
ganz neues Stadium eingetreten. Wie dieses im einzelnen 
organisiert werden wird, wie es sich in den nächsten Jahren 
betätigen wird, darüber werden die nächsten Tage eine Eni- 
scheidung bringen. Die Konferenz tagt noch und wird voraus- 
sichtlich auch noch eine volle Woche Arbeit zu leisten haben, 
ehe das Notwendigste geregelt ist. Es sind noch viele Fragen 
zu erledigen, die nur in engster Zusammenarbeit mit den in 
China heute tätigen Missionaren zu lösen sind. Dazu kommen 
neben reinen religiösen Problemen vor allem auch die Fort- 
führung der von den Missionen gegründeten Volks-, Mittel- und 
höheren Schulen, sowie die ärztliche Mission in Betracht. 

Darüber, daß eine vollständige Emanzipation von heute auf 
morgen undenkbar ist, hat der heutige Tag schon Klarheit ge- 
bracht. Die Beratungen galten den zukünftigen Aufgaben der 
chinesischen Kirche. Gleich der erste Redner Dr. T. T. Liu — 
übrigens ein Proiessor der Pekinger Universität — betonte in 
größter Aufrichtigkeit, daß die chinesische christliche Kirche 
zunächst ein mutiges Wagnis darstelle, das sich nur werde 
durchsetzen können, wenn es auf die Mitwirkung der Missionare 
werde rechnen können. Das endliche Ziel sei allerdings eine 
vollständige Revolution. Dabei, sagte Dr. Liu, sei es von grund- 
legender Bedeutung, daß alles Rassenvorurteil, alle persönlichen 
Wünsche, alle Ansprüche der verschiedenen Bekenntnisse bei- 
seite gestellt würden, und daB von Anfang an rein chinesische 
Grundlagen für die neue Kirche gelegt würden. Nur dann könne 
sie in Zukunft damit rechnen, im eigenen Land als eine aus- 
schließlich chinesische Einrichtung anerkannt zu werden. Im 
Namen der evangelischen Missionare erklärte Professor Evans, 
gleichfalls von der Pekinger Reichsuniversität, deren Bereit- 
willigkeit, auf dieser Grundlage mit China zusammenzuwirken. 

Damit ist der Boden für die Weiterarbeit geschaffen. Alles 
andere wird sich daraus allmählich entwickeln. Welche Wege 
die neue chinesische Kirche dabei einschlagen wird, ist schwer 
zu sagen. Soweit sich heute ein Bild gewinnen läßt, darf man 
annehmen, daß das Christentum sich genau so dem Chinesentum 
nschmiegen wird, wie es der Buddhismus getan hat — wie im 
übrigen ja auch das Christentum in Rom, in der angelsächsischen 
Welt, in Deutschland und in Rußland sehr verschiedene Wege 
genommen und zu etwas sehr verschiedenem geworden ist. Der 
praktische Sinn der Chinesen wird verhindern, daß sich die neue 
chinesische christliche Kirche in metaphysischen Abstrakten ver- 
lieren wird, wie es im Westen der Fall gewesen ist. Es ist wohl 
kein Zuiall, daß in den bisherigen Besprechungen immer wieder 
das größte Gewicht auf die Entfaltung der sozialen Kräfte des 
Christentums gelegt worden ist. In dieser Hinsicht hat vielleicht 
gerade das eine hervorragend praktische Bedeutung gewonnen, 
was der frühere deutsche Reichskanzler Dr. Michaelis kürzlicn 
in Peking über die Entwicklung der Sozialpolitik in Deutschland 
gesagt hat. Wird dieser Anregung Folge geleistet, so bietet sich 
eine hoffnungsvolle Grundlage, auf der sich das Christentum in 
China allmählich durchsetzen kann, daß die praktischen Ziele, 
die es verfolgen wird, um auf diese Weise am Wiederaufbau 
Chinas mitzuwirken, ihm Freunde und Helfer, vor allem aber 
auch überzeugte Mitarbeiter zuführen wird. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Das neue Kabinett. Das neue chinesische Kabinett setzt 
sich wie folgt zusammen: 
Ministerpräsident des Aeußern: Yen Hui-ching. 
Inneres: General Tan Yen-kai. 
Krieg: General Wu Pei-fu. 
Marine: Admiral Li Ting-hsin. 


Acußeres, Marine, Finanzen, Verkehrswesen und Justiz. 


Finanzen: Tung Kang. 

Verkehrswesen: Kao Eng-hung. 

Ackerbau und Handel: Chang Kuo-kan. 

Unterricht: Huang Yen-pei. 

Justiz: Wang Chung-hui. 
Danach sind fünf Ministerien besetzt geblieben wie bisher: 
Ab- 
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gesehen von dem Eintritt Wu Pei-fus in das Kabinett ist auch 
das des Ministers des Innern, General Tan Yen-käi, bemerkens- 
wert, der in den Kämpfen um Hunan, dessen Tutu er war, in den 
letzten Jahren eine gewisse Rolle gespielt hat. Die Berufung 
Wus wird erfolgt sein, damit der in den letzten Kämpfen erifolg- 
reiche General nun die Abrüstung — Chinas dringendstes, aber 
auch schwierigstes Problem — durchführt. 


Japan in der Mandschurei. Die japanischen Zeitungen in 
cer Mandschurei ergehen sich seit einiger Zeit in augenschein- 
lich tendenziösen Auslassungen über die wirtschaftlichen Be- 
strebungen der Amerikaner und Engländer in der Mandschurei, 
oifenbar weil sie befürchten, es könne zu einem Einver- 
nehmen der Mukdener Behörden mit einem angelsächsischen 
Syndikat über die Ostchinesische Eisenbahn kommen. Ganz un- 
begründet scheint das nicht zu sein, da auch schon der vorige 
Präsident Hsüh Shih-chang bei Anleiheverhandlungen eine Ver- 
pfändung dieser Bahn angeboten hat, wogegen er ihre gemein- 
same Verwaltung zugestehen wollte. Chang Tso-lins Verhalten 
macht den Japanern anscheinend ebenfalls Sorge; er hat den 
amerikanischen Gesandten Schürman bei seinem kürzlichen Be- 
such in Mukden auffallend herzlich begrüßt. Nach japanischen 
Meldungen soll es bei dieser Gelegenheit aber auch an Japan 
mißgünstigen Bemerkungen der. Gäste nicht gefehlt haben. 
Immerhin wird man derartige Berichte mit einiger Vorsicht aui- 
zunehmen haben. Die Gegensätze. die zwischen Chang Tso-lin 
und den Amerikanern in ihrem Verhältnis zu Wu Pei-fu be- 
stehen, scheinen gerade keine Brücke zu einem Einvernehmen 
Changs mit Amerika auf Kosten Japans zu sein. Große Sorge 
macht in China das angebliche Bestreben Japans, sich dauernd in 
den Besitz der Ussuribahn zu setzen. Man befürchtet, daß in 
diesem Fall die Ostchinesische Eisenbahn, das Bindeglied 
zwischen der südmandschurischen und der Ussuribahn, sehr bald 
in die Hände Japans fallen werde. Diese Aussicht ist für China 
um so niederdrückender, als seit der Uebernahme der Ver- 
waltung der Ostchinesischen Eisenbahn durch Dr. C. C. Wang 
Ordnung in den Betrieb zu kommen und die Einnahmen zur Be- 
streitung der Ausgaben auszureichen scheinen. Man rechnet 
damit, von den Alliierten eine erhebliche Anleihe für die Wieder- 
instandsetzung des Bahnmaterials zu erhalten, womit sich der 
Betrieb noch wirtschaftlicher gestalten würde Für die daran 
geknüpften Hoffnungen würde es ein schwerer Schlag sein, wenn 
es den Japanern gelänge, durch die Uebernahme der Ussuribahn 
eine übermächtige Stellung auch in der Nordmandschurei zu 
erhalten. 


Eröffnung Schantungs. Gemäß dem Washingtoner Ab- 
kommen wird China demnächst acht Plätze im Innern Schantungs 
als Vertragshäfen öffnen. Es handelt sich — und zwar wird 
die Eröffnung in dieser Reihenfolge vor sich gehen um 
Changtien, Fangtse, Kaomi, Weihsien. Chichuen, Poslhan, 
Chouchun und Chingchou. Das wird sich als für die Weiter- 
entwicklung der japanischen Interessen in Schantung von großer 
Bedeutung erweisen. Schon jetzt gibt es in Changtien über 1000, 
in Fangtse an 700 und in Kaomi und Weihsien, die demnächst 
als Endpunkte der Bahnen Kaomi—Weihsien eine große Rolle 
zu spielen berufen sind, je 200 Japaner. 


Die Mongolei. Von Moskau wird in Abrede gestellt, daß die 
Sowjetregierung ein Bündnis mit der Mongolei geschlossen hätte. 
Es wäre lediglich ein unpolitischer Handelsvertrag zustande- 
gekonmmnen. Die Anwesenheit russischer Sowjettruppen in der 
Mongolei wird dadurch erklärt, daß die chinesischen Streitkräfte 
den Truppen Semenows, Ungern-Sternbergs und anderer 
(ienerale der Weißgarden nicht gewachsen gewesen seien und daß 
Rußland im eigensten Interesse deren Festsetzung in der 
Mongolei unmöglich machen mußte. Dabei, heißt es, habe auch 
dıe Besorgnis mitgesprochen, daß die Angehörigen des alten 
russsischen Regimes sich mit Tokyo einigen und die Mongolei 
als Kolonie Japan ausliefern würden. Sobald die Verhältnisse cs 
erlaubten, sollten die Truppen zurückgezogen werden. In amt- 
lichen chinesischen Kreisen ist ınan dagegen der Ansicht, daß 
die Sowjetrexierung sich eines ernsten Eingriffs in die Hoheits- 
rechte Chinas schuldig gemacht hat und ihr Vorgehen sich in 
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nichts von dem unterscheidet, was für das alie zaristische RußB- 
land charakteristisch war. In einer Note der Pekinger Regie- 
rung an den Sowjetvertreter Paikes heißt es, Moskau hätte div 
früher gegebenen Versprechen, die Rechte Chinas zu achten. 
gröblichst verletzt. Peking hat in aller Form Protest gegen 
den Moskau-Urgaer Vertrag eingelegt. 


Rücktritt des Fürsten Kalatschins. Vor kurzem ist wieder 
einer der ehemaligen Führer der alten Mandschupartei, die sich 
auch in der Republik im Amt zu behaupten verstanden haben. 
aus dem Dienst geschieden, der mongolische Fürst von Kalatschin 
Kung Sang No Frh Pu. Er war mit einer Tochter des Kaiser- 
hauses vermählt und spielte im Hofleben der Tsings eine gewisse 
Rulle. Als die Republik ausgerufen wurde, schloß er sich den 
neuen Machthaber Yuan Shi-kai an, der Kung Sangs Verdienste 
bald damit lohnte, daß er ihn an die Spitze des Mongolisch- 
tibetischen Amts berief und ihn den Titel eines Fürsten erster. 
Ranges verlieh. Als solcher hat er in der Entwicklung der 
mongolischen Frage, die in den letzten 10 Jahren manchen 
Wechsel durchgemacht hat, seinen Einfluß für die Erhaltung der 
Aeußern Mongolei bei China und den Ausbau der Immern 
Mongolei von einem Außenland zu einer chinesischen Provinz 
eingesetzt. Jetzt ist er über eine Verwaltungsfrage, die Tibet 
betrifft, gestolpert. Aus einem der Lamatempel Pekings, Fur... 
der früher Eigentum des Kaiserhauses gewesen ist, dann aber 
von der Republik beschlagnahmt und dem mongolisch-tibetischer 
Amt zur Verwaltung übergeben war, verschwanden mancherle 
Kostbarkeiten. Der Skandal wurde schließlich so arg, daß d:: 
Polizei einschritt und den Tempel kurzerhand schloß. Das faßıc 
man im mongolisch-tibetischen Amt als einen unstatthaften E:r- 
griff in seine Rechte auf. Wie weit sich dieses Amt einer Pilic::- 
versäfimnis schuldig gemacht hat oder ob, wie von gewisser 
Scite behauptet wird, Beamte, deren Gehaltszahlungen sei: 
Monaten rückständig sind, an dem Verschwinden der Tempe:- 
schätze beteiligt gewesen sind, ist nicht klar. Fürst Kalatsch:r 
und fast alle Beamte seines Ressorts haben angesichts des \or- 
gehens der Polizei sofort ihren Abschied erbeten. 


Zur Aufhebung der Exterritorlalltät in China. In de: 
Washingtoner Abmachungen haben die Mächte China grunv- 
sätzlich den Verzicht auf die Exterritorialität zugesagt. Das ha: 
England schon vor jetzt genau 20 Jahren im Mackay-Vertrı. 
getan. Gefördert ist die Angelegenheit, soweit England in Fraz: 
kommt, seitdem nicht, es sei denn, daß man die Tatsache, dsf 
vor allem auf Betreiben Englands Deutschland die Exterritor:«'- 
rechte mit der Kriegserklärung 1917 aberkannt und auch in 
dem neuen vorläufigen Vertrag von 191 nicht wieder zı- 
gebilligt worden sind, als einen Schritt Englands auf der Bar 
der Erfüllung seines Versprechens ansehen will. Die Chineser 
haben augenscheinlich das Gefühl, daß auch die neuen r 
Washington gemachten Zusagen den Karren nicht von der Ste‘ 
bringen werden, wenn sie nicht selbst sehr kräftig in .e. 
Speichen greifen. Daß es ihre Pflicht sei, sich selbst zu helie: 
ist ja den Chinesen auf der Konferenz — wenn auch vieiiau; 
wolı in der Hoffnung, ihre Kraft reiche dazu nicht aus — vır 
den Großimmächten oft und deutlich genug gepredigt worden: «3 
zuletzt auch wieder von dem amerikanischen Gesandn 
Schürman, der an Washingtons Geburtstag eine in dieser Hın- 
sicht sehr bezeichnende Rede in Peking gehalten hat. D:: 
Chinesen haben den Wink verstanden. Sie machen sich m" 
großem Nachdruck an die vorbereitende Arbeit. Die Provinzer 
sind angewiesen worden, Gefängnisse zu schaffen, die den Ar- 
forderungen westlicher Zivilisation entsprechen. Eine Ver- 
sammlung aller hervorragenden chinesischen Juristen und Fack- 
männer ist nach Schanghai berufen, um zu erwägen, was zu- 
nächst zu geschehen habe, um die Rechtspflege Chinas auf eir: 
neue Grundlage zu stellen. Diese Eile entspricht aber ar- 
scheinend den Wünschen der anderen Mächte keineswegs. D.: 
„North-China Daily News“, das halbamtliche Organ Enxlard« 
in Mittelchina, nennt in einem Leitartikel die Hast, mit der «:. 
die Chinesen an die Gerichtsreform machten. höchst verdächt.. 
und erklärt, China solle nur nicht glauben, daß es irgend etm.: 
erreichen könne, ehe nicht eine internationale Kommission er- 
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sich Wu in freiwilliger Verbannung in Schanghai, wo sein 
groBes Haus bald der Mittelpunkt der südchinesischen Be- 
wegung wurde. Als Canton sich unter Sun Yat-sen unabhängix 
erklärte, kehrte auch Wu Ting-fang in seine engere Heimat 
Kuangtung zurück; er wurde der Minister des Aeußern der 
Gegenregierung. Als solcher hat er das Seine chrlich getan, 
einen Ausgleich mit dem Norden herbeizuführen. Ungleich 
seinem Freund und Kollegen Tang-Shao-yi hat Wu bis zuletzt 
an der Seite Sun Yat-sens ausgeharrt. Die Abgeklärtheit des 
Alters ließ ihn erkennen, daß die Pläne Sun Yat-sens mit Gewalt 
nicht durchzusetzen seien. Die letzten Interviews, die er 
Pressevertretern bewilligte, waren auf einen auffallend resi- 
gnierten Ton eingestellte Der Zusammenbruch seiner Lebens- 
arbeit — denn das war die Errichtung einer Republik in China 
nach den Grundsätzen, denen er in Canton Anerkennung zu ver- 
schaffen mit bestrebt gewesen war — wird für Wu Ting-fang 
ein schwerer Schlag gewesen sein, den zu überleben die Kraft 
nicht mehr ausreichte. 


nannt sei und die Frage der Justizreform gründlichst geprüft 
habe. Zwanzig Jahre habe China die Dinge auf sich beruhen 
lassen, es solle sich nicht einbilden, es könne jetzt plötzlich „mit 
einem in aller Eile ausgeputzten Schaufenster“ Eindruck auf die 
Welt machen. Inzwischen hat übrigens die Pekinger Regierung 
in Washington den Wunsch aussprechen lassen, die Internationale 
Konferenz möge angesichts der inneren Verhältnisse Chinas bis 
zum Spätherbst vertagt werden. 

Das deutsche Eigentum. Auf eine im Laufe einer Unter- 
redung von Erich von Salzmann dem Gouverneur der „un- 
abhängigen“ Provinz Hunan Chang Heng-ti gegebenen An- 
regung, das beschlagnahnıte deutsche Eigentum wieder frei- 
zugeben und fleißige, friedfertige deutsche Kaufleute und 
Ingenieure wieder an ihre altgewohnte Arbeit zum Nutzen 
teider Länder, Chinas wie Deutschlands, gehen zu lassen, ant- 
wortete der Gouverneur: „Wir haben nichts gegen Deutschland, 
ich will so viele Deutsche wie irgend möglich ins Land rufen, 
aber die Eigentumsfrage ist gerade die große Prinzipienfrage 
zwischen der Pekinger Zentralregierung und der autonomen 
Regierung Hunans. Peking hat die von dem Deutschen Reiclı 
gezahlte Kriegskostenentschädigung ganz eingesteckt. Hunan 
hat keinen Cent davon erhalten, also kann ich das Pfand, das 
deutsche Bergwerks- und Hütteneigentum, nicht freigeben.‘ 


Wu-Tiug-fang. Unmittelbar nach dem Zusammenbruch der 
Cantoner Regierung ist ihr Außenminister Wu Ting-fang ge- 
storben. Damit ist einer der führenden Geister der jung- 
chinesischen Bewegung, soweit sie in den Händen einer Reihe 


einst kaiserlicher Beamten gelegen hat, aus dem Leben ge- | China gegenüber trüge. Wenn auch von anderen Mächten in 
schieden. Als letzter überlebt sie nın nur noch Tang Shao-yi, | Washington China viel versprochen worden sei, so werde man 


Kurze Meldungen. In einem in Philadelphia gehaltenen 
und auch dieser steht kaum noch im öffentlichen Leben. Er hat | sich au‘ solche Worte nicht verlassen dürfen; man müsse die 
| 


Vortrag hat der chinesische Gesandte in Washington Sze 
Sao-ke ausgeführt, daß die Washingtoner Konferenz 
von der amerikanischen Regierung berufen worden sei, um in 
den Vereinigten Staaten Verständnis und Interesse für die sich 
schnell entwickelnden Verhältnisse des Pazifiks zu wecken. Das 
sci gelungen. China habe von einem Anwachsen des amerikani- 
schen Einflusses im Pazifik und im Fernen Osten nichts zu be- 
fürchten, da Amerika sich nicht mit aggressiven Absichten 


sich seit Jahresfrist auf seinem Landgut (in der Nähe der Grenze | Taten dieser Mächte abwarten. 
Macaos) zurückgezogen und baut seinen Reis. Wu Ting-fang ist Neuerdings mehren sich wieder die Gerüchte, die von einer 
8U Jahre geworden. Er war in Hongkong erzogen und hat dann | Rückkehr Chinas zur Monarchie sprechen. Darüber, 


seine Studien in Lincolns Inn in London vollendet (auf welche | daß die monarchische Partei eifrig an der Arbeit ist, kann kein 
Schule er später auch seinen Sohn Wu Chao-chu geschickt hat). | Zweifel bestehen. Eine Verwirklichung ihrer Pläne scheint in- 


Im Jahre, 1896 wurde er Gesandter in Washington. Die Ein- | dessen angesichts der tatsächlichen Lage in weiter Ferne zu 
urücke, die er in der angelsächsischen Welt erhalten hat, sind | jiegen, und das um so mehr, da das Volk selbst auch heute 
so gewaltig gewesen, daß er nach ihrem Vorbild China um- | wenig oder gar keine Neigung zeigt, sich an der Lösung der 
gestalten wollte. Aber Wu hatte, und das ist vielleicht das | innerpolitischen Schwierigkeiten zu beteiligen. 

größte an ihm gewesen, auch die ungeheure Gefahr erkannt, Zurzeit wird die Vorlage betreffs Abschaffung des 
die darin liegen mußte, wenn ein größerer Teil seiner Lands- | [| jkins im Pekinger Finanzministerium ausgearbeitet, nach 
leute ihre Vorbereitung für den Staatsdienst im Ausland erhielt. | dem Bericht der Provinzen wird mit der geplanten Ablösung 
Mit Recht befürchtete er, daß dann ein Element in die leitedden | ges Likins durch eine Produktions- und eine Verbrauchssteuer 


Stellen kommen könnte, das nicht mehr chinesisch dachte und | ger Zentralregierung eine Mehreinnahme von 15 Millionen Dollar 
fühlte. Wu Ting-fang ist infolgedessen bei aller Hochschätzung im Jahre zufließen. 


und En FOrdErUng, gr = u Uniefrichlswesen = en Das kanadische Abgeordnetenhaus hat auf Anregung des 
werden iieß, das sich in technischer und wissenschaftlicher Hin- Ministere für Einwanderung. beschlossen, in: der Vorlage. über 


sich en Wes C W j N ih uf- . ; 

Sn eo en Men 2 die Sperrung Kanadas gegen Asiaten das Wort „Aus- 

chinesischer Sn a Aosbildun: ins Ausland andı SL Dune QUEEN SEIL A E STIER IE ae En ann Zu 
er u i R R ersetzen, da China zurzeit mit Kanada über eine neue Pall- 


würden. Er wollte das immer nur wenigen, der Charakter- kontrolle verhandele und man bei einer grundsätzlichen Aus- 


nn, nn .. .ı.. als schlieBung der Asiaten sich durch Beeinträchtigung des Handels 
Bonn "| ins eigene Fleisch zu schneiden befürchten müsse. Nichts- 


a a a ee Urs | destowenkter wurde der Antrag für und sexen den sic 
a a nd die Pe dl Können a Stimmengleichheit ergab, mit der Stimme des Sprechers allein 
i ; angenommen. 
Landes zu beherrschen lernen. Wu Ting-fang hat diese von = Peki hab Sich die ein. ech 1 Zeit un 
ihm als so notwendig erkannte Fühlung mit dem Geist Chinas I SUN ODER ME UI SI SON JANEEer Ir:2 
nie verloren. In Jahre 1003. urde er. ins. Handelsamt- m bezahlten Beamten zur Wahrnehmung ihrer Interessen 
Peking berufen, kam bald darauf ins Auswärtige Amt und über- | ZU zwei Verbänden zusammengeschlossen. Der eine nennt sich 
nahm dann die Leitung des Justizministeriums, wo ihm Gelegen- „Vereinigung zur Verhütung, daB die Gehälter unbezahlt 
heit wurde, die Justizreform in die Wege zu leiten. 1907 ging | bleiben”. der andere „Vereinigung zur Pintreibung der Ge- 
Wu wieder als Gesandter nach Washington. Das große Ver- hälter”. NR: s j 
trauen, daß man ihm damals in Amerika entgegenbrachte, hat In den Provinziallandtag von Hunan ist als erste 
seinem Vaterland viele Vorteile gebracht. Die Revolution des Chinesin eine Frau EINBEITSIEN: 
Jahres 1911 führte Wu sofort nach China zurück. Er wurde In China macht sich eine Bewegung bemerkbar, die Zoll- 
der Minister des Aeußern der ersten republikanischen Regierung | freiheit für Büc her un d u nterric htsmateri al 
in Nanking und war wohl der maßgebende Unterhändler, der | anstrebt, um dadurch wissenschaftliches Studium zu fördern. 
Die Zahl der bei einem kürzlichen Streik in Macao, wo 


den Rücktritt des Mandschuhauses herbeiführte. Mit Yüan 
es zu Schießereien kam, getöteten Chinesen beläuft sich auf 74. 


Shi-kai stand er auf weniger vertrautem Fuße, wie er als Süd- 
chinese den Nordchinesen gegenüber fremd blieb. So lange | Die Cantoner Regierung hat dafür Genugtuung von Portugal 
verlangt. 


Yüan Shi-kai die Geschicke Chinas von Peking aus leitete, hielt 
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Japan. 


Das neue Kabinett setzt sich wie folgt 
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Das neue Kabinett. 

zusammen: 

Ministerpräsident und Marine: Admiral Baron Kato. 

Aeußeres: Graf Uchida. 

Inneres: Misuno. 

Finanzen: Ichiki Otohiko. 

Krieg: General Yamanashi. 

Justiz: Dr. Okano. 

Unterricht: Dr. Kamada. 

Landwirtschaft und Handel: Arai. 

Verkehrswesen: Vicomte Mayeda. 

RFisenbahnen: Graf Oki. 
Dem letzten Kabinett haben von diesen angehört: als Marine- 
minister Baron Kato, als Außenminister Graf Uchida, als Kriegs- 
minister General Yamanashi. Graf Oki, der jetzt an die Spitze 
der Eisenbahnverwaltung getreten ist, war bisher Justizminister. 
Der neue Minister des Innern hat dasselbe Amt schon im 
Kabinett Terauchi (1916-18) bekleidet. Der neue Unterrichts- 
minister Dr. Kamada war bisher Rektor der Keio-Universität in 
Tokyo. Der neue Justizminister Dr. Okano war bisher Präsident 
des Ober-Verwaltungsgerichts. 

Verlobung des Thronfolgers. Aus Tokyo wird gemeldet, 
daß der Mikado der Verlobung des Prinzregenten Hirohito mit 
der Prinzessin Nagoka, Tochter des Prinzen Kuniyoschi, zu- 
gestimmt hat. 

Japan und Sibirien. Das Kabinett hat beschlossen, 
japanischen Truppen aus Sibirien zurückzuziehen. 


Fiottenbauten. Der neue Flottenplan, der dem Reichstag 
nächstes Jahr zugehen soll, sieht den Bau von vier leichten 
Kreuzern von je 10000 Tonnen und vier von je 7000 Tonnen so- 
wie von 24 Kreuzern zu je 15000 Tonnen und 28 Torpedo- 
booten vor. Die Kosten sind auf 1 Milliarde Yen veranschlagt. 
Damit würde Japan eine vollständig moderne Kreuzerflotte cer- 
halten, wie sie kaum eine andere Macht hat. 


Kurze Meldungen. Japan hat in Rio de Janeiro den 
Besuch eines japanischen Geschwaders im September 
aus Anlaß der Zentenarfeier Brasiliens angekündigt. 

Kardinal Giardini, der in einer Sondermission des 
Vatikans in Japan weilt, wird zum ersten päpstlichen 
Nuntius in Tokyo ernannt werden. 

Der MörderdesfrüherenMinisterpräsidenten 
Hara ist zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilt worden. 


Deutscher Vertreter. Nach einer Moskauer Meldung ist als 
Vertreter des Berliner Auswärtigen Amts Geheimrat Asmis in 
Tschita angekommen, um die wirtschaftlichen Verhältnisse Ost- 
sibiriens in Verbindung mit der Wiederaufnahme der deutsch- 
russischen Beziehungen zu studieren, für die der Rappaullo- 
Vertrag den Boden geschaffen hat. 


Philippinen. 

Die Unabhängigkelitsbewegung. Präsident Harding hat die 
Philippinenkommission am 22. Juni empfangen, das Gesuch 
sofortiger bedingungsloser Unabhängigkeit für die Inseln, das 
sie vertraten. aber abgelehnt. Man brauche die Hoffnung nicht 
aufzugeben, fügte der Präsident hinzu, daß die Unabhängigkeit 
eines Tages kommen werde, vorläufig aber sei die Zeit dafür 
noch nicht da. Dieser Entscheid ist für die Philippiner natürlich 
eine große Enttäuschung. Ernstlich werden die Volksvertreter, 
die die Reise nach Washington nicht gescheut haben, kaum 
etwas anderes erwartet haben. Eine andere Frage ist, ob die 
lıihhppinen nicht selbst den Vereinigten Staaten zum mindesten 
einen schr erwünschten Anlaß zu einer runden Ablehnung ihrer 
Wünsche gegeben haben. Die Cielegenheit, einen Beweis für 
ihre Fähigkeit zu erbringen, ihrem Land eine geordnete Ver- 
waltung zu geben, haben die Philippinen jedenfalls in letzter 
Zeit nicht benutzt. Die Finanzgebahrung ihres Parlaments hat 
nur Kopfschütteln errexen können. Obwohl es sich längst her- 
susgestellt hat, daß die Voranschläge des laufenden Budgets bei 
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weitem nicht erreicht werden, haben die Volksvertreter dem 
Schatzamt ganz erhebliche weitere Lasten für das new: 
Rechnungsjahr aufgebürdet. An sich ist es wohl zu verstehen, 
daß die Philippiner mit allen Mitteln bestrebt sind, die Volk.- 
bildung zu heben, um damit die Vorbedingung für eine zuvtr- 
lässige eigene Verwaltung zu schaffen und unmittelbar so den 
allgemeinen Stand der Bevölkerung zu heben. Und es mag aus 
diesem Grunde auch weiter zu verstehen sein, daß nicht nur 
das Staatschulwesen auf alle Weise erweitert wird, sondern 
auch die Universität Manila erheblich vergrößert und ausgebaut 
werden soll. Aber was nutzt eine Bewilligung von weitere: 
18 Millionen Pesos für die Universitätszwecke in den nächsten 
neun Monaten, wenn die Kassen leer sind — so leer, daß einem 
groBen Teil der Lehrer der Staatsschulen in den ersten Monater 
des Jahres überhaupt kein Gehalt ausgezahlt werden konnt: 
und sie jetzt nur ganz allmählich einen Teil ihrer Bezüge er- 
halten. Unter diesen Umständen kann es nicht überraschen, dab 
der Generalgouverneur letzthin von seinem WVetorecht eine 
sehr ausgiebigen Gebrauch gemacht hat. Er hat nicht nur ale 
solche Extraausgaben abgelehnt, wie sie z. B. für die Universität 
verlangt werden, für die er nur den bisherigen Betrag vor 
800 000 Pesos im Jahr bewilligt haben wollte, sondern auc. 
anderen Maßnahmen, die die Volksvertreter beschlossen hatter, 
seine Zustimmung versagt. Darüber herrscht auf den Philippire 
große Erregung; man wirft General Wood autokratisches Gr- 
bahren vor. Gesunder Menschenverstand aber wird Gener: 
Wood Recht geben müssen. Die ungedeckten Bewilligunze 
der Volksvertreter waren natürlich Wasser auf die Mühlen ı: 
heutigen Regierung in Washington; sie konnten den Philippint: 
mit Recht erklären, vorläufig seien sie für eine Selbstverwalt: 
kaum reif, für eine Selbständigkeit aber noch lange nicht. Da 
vamit die Durchführung des Programms der republikanisck 
Partei im Stillen Ozean und Fernen Osten erheblicher Vorsch:' 
geleistet worden ist, liegt auf der Hand. Schon künd:z 
Washington an, an eine Zurückberufung General Woods, &: 
die Regierungsprolitik auf den Philippinen aus dem demokrit- 
schen aufs republikanische Gleis hatte umstellen und selbst n&: 
einem Jahr durch einen anderen Generalgouverneur hatte et" 
setzt werden sollen, sei unter den obwaltenden Umständen ı ' 
der Hand nicht zu denken. 


Stralts Settlements. 


Detizit der Malalenstaaten. Infolge des großen Rückganı- 
der Zinn- und Gummierzeugung rechnet die Regierung « 
Malaienstaaten mit einem Defizit von 10 Millionen Dollar. FÜ 
von ihr eingesetzter Ausschuß hat sehr weitreichende Ei 
schränkungen der Ausgaben empfohlen. Inzwischen sind Lr- 
suche an das Kolonialamt in London gegangen, ohne Rücksı!' 
auf Holland die Gummierzeugung gesetzlich zu beschränken. v7 
einem weiteren Rückgang der Gummipreise, der für die Malaur- 
staaten verhängnisvoll ist, und damit den Abgaben vorzubeux:: 


Europa im Spiegel der ostaslatischen Presse. 


Aus Anlaß der Agitation der nichtchristlichen Student“ 
gegen den in Peking tagenden Weltkongreß _ christlich 
Studenten schreibt die „Nichi Nichi“: „Welche Ironie & 
Schicksals! Die Bewegung scheint dadurch entstanden zu se” 
daß ein gewisses christliches Land in blutgieriger Weise rei“ 
China unter der Maske der Religion vorgeht, und dab 
Würde der Wissenschaft aufrecht erhalten werden mul. C- 
Religion und Wissenschaft unvereinbar sei. ... Das gegenwart 
geistige Chaos in China hat keinen Vorgänger. MM 
Konfuzianismus, der dreitausend Jahre geherrscht hat, wird w 
ein Knochen beiseite geworien: der Buddhismus. der Tavist-‘ 
der Lamaismus und andere Religionen haben ihre Wurde w" 
loren. Die Lehren eines Marx, Kropotkin und Tolstoi sind in 
l.and gekommen, ohne indessen einen so großen Anhang zu £& 
winnen, wie man erwartet hatte. Chinas Magen ist zu sunWen 
die alten und die neuen Gedanken zu verdauen.“ 

Die Acußerungen der japanischen Presse über den deut” 
russsischen Vertrag von Rapallo sind höchst beachtenswe” 
Wührend die großen Blätter „Asahi" und „Osak- 
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Maimnichi“ sich im Sinne der Regierung zurückhalten und be- 
sonders der Auffassung entgegentreten, der Vertrag sei als die 
Vorstufe eines deutsch-russischen Bündnisses anzusehen, dürfte 
die durchweg günstige Aufnahme, die der Vertrag in den 
kleineren Blättern gefunden hat, der wirklichen japanischen 
Volksmeinung entsprechen. Der „Yorozu” nimmt kein Blatt 
vor den Mund und glaubt, daß nunmehr in Europa der Vor- 
kriegszustand wiederkehren werde, der in Wahrheit nur ein ver- 
hüllter Kriegszustand gewesen sei. Japan müsse selbstverständ- 
lich für den Frieden wirken, würde aber die größte Torheit 
hegehen, wenn es seine eigenen Interessen denen der anderen 
Mächte opfern würde. Und die „Yomiuri“ schreibt die Schuld 
an dem Zustandekommen des Vertrages den Alliierten selbst zu, 
deren erpresserische Reparationsforderungen an Deutschland und 
feindliches Verhalten gegen Rußland die beiden Mächte not- 
wendig einander in die Arme hätte treiben müssen. Vermutlich 
werde der Vertrag den Anfang einer großen Mächtekombination 
gegen die Alliierten bilden, deren Despotismus gegen die ganze 
Welt, wie ihre Erpressungen an den Besiegten, ihre verkehrte 
Rassenpolitik und ihr seichtes Prinzip der Selbstbestimmung 
kleinere Mächte in der ganzen Welt stark verstimmt hätten. 
Diese Ausführungen der „Yomiuri“ sind besonders deshaib 
wichtig, weil das Blatt sehr oft als Sprachrohr der Flottenpartei 
anzuschen ist. 

Ein vernichtendes Urteil über Lord Northcliffe fällt das 
„StraitsEcho”: „Wenn Lloyd George kürzlich Lord North- 
cliffe ein Genie auf dem Gebiet der Nachrichtenorganisation ge- 
nannt hat, so weiß er entweder nicht, was ein Genie ist, oder er 
hat sich gemüßigt gesehen, Lord Northcliffe Honig um den 
Bart zu schmieren, damit die Harmsworthpresse sich nicht gegen 
ihn wendet und ihn herunterreißt, wie sie das schon mit bessern 
Männern getan hat.“ Das „Straits Echo“ weist dann an der 
Hand von Beispielen die Charakterlosigkeit Lord Northcliffes 
nach, der den Journalismus in den Schmutz ziehe. „Er setzt dem 
Publikum vor, was es haben will. Das ist stets seine Politik 
xewesen. Halte an einer Auffassung fest, und zwar mit ganzer 
Kraft, solange sie sich mit der öffentlichen Meinung deckt. Dann 
aber laß sie fahren und vertritt, wenn es nötig, das Gegenteil. 
Setz unter allen Umständen auf den Gewinner und laß Dich nicht 
durch den Gedanken hemmen, ob es recht oder unrecht ist.“ 
Diese Auslassungen greift der japanische „North China 
Standard“ in Peking auf und fügt hinzu: „Wir haben uns 
immer gewundert, daß L.ord Northcliffe seine Auffassung japani- 
scher Dinge so plötzlich geändert hat. Wir glauben heute, daß 
das für ihn lediglich eine Geschäftsirage gewesen ist. Auf seiner 
Fahrt durch Amerika mußte er sich über die Möglichkeiten klar 
werden, die das amerikanische Publikum einem erfolgreichen 
Zeitungsmann bietet. Der Durchschnittsamerikaner ist ein großer 
Zeitungsleser, und Lord Northeliffe erkannte sofort, daß während 
es schwierig ist 500 Nummern der „Times“ in Japan zu ver- 
kaufen, es verhältnismäßig leicht ist, 500000 in Amerika ab- 
zusetzen, vorausgestzt, daß es gelingt, einen passenden Stoff zu 
finden, der die Aufmerksamkeit der Amerikaner fesselt oder 
ihre Phantasie anregt. Einmal zu diesem Schluß gelangt, ergab 
sich ohne weitere Anstrengung des Gehirns Japan als Stoff ganz 
von selbst Darin ist nach unserer Auffassung der Anlaß der 
Meinungsänderung Lord Northeliiffies zu sehen eine 
Schmeichelei für die amerikanischen Zeitungsleser ist das freilich 
nicht.‘ 

Einen in seiner ganzen Auffassung für Deutschland sehr 
sympatbischen Leitartikel hat die chinesische „Peking 
Daily News“ in ihren Ausgaben vom 1. und 2. Mai über 
den Wiederaufbau Europas gebracht. Der Schreiber, der von 
der Genuaer Konferenz und der Rede des Präsidenten Poincare 
in Bar-le-Duc ausgeht, erkennt rücksichtslos den guten Willen 
Deutschlands an; ein Aufenthalt in Deutschland müsse jeden 
Unvoreingenommenen davon überzeugen, daß die demokratische 
Bewegung in Deutschland außerordentlich ernst zu nehmen sei 
und von Tag zu Tag wachse. Aber man müsse Deutschland 
„uch Luft zum Atemlholen gewähren: unter einem Druck von 
allen Seiten könne man keine moralische Entwaffnung in 


Deutschland erwarten. Der auf eine Vernichtung der Zukunit | häufig feststellen mußte. 
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Deutschlands und Rußlands abzielende Versailler Vertrag sei 
unerträglich. Was aber auch immer geschehen möge, ein Volk 
von der Lebenskraft Deutschlands sei nicht zu unterdrücken. 
Es ist im hohen (irade erfreulich, daß ein rein chinesisches 
Blatt, das als halbamtlich gilt und sich des größten Anschens 
in Nordchina erfreut, auch bei dieser Gelegenheit wieder den 
Mut seiner ÜUeberzeugung, die es früher gelegentlich auch schon 
zum Ausdruck gebracht hat, findet. Es darf bei dieser Ge- 
legenheit darauf hingewiesen werden, daß die „Peking Daily 
News“ Tag für Tag die Berliner Funksprüche Transozeans ver- 
öffentlicht. Die deutschen Berichte über die Genuaer 
Konferenz insbesondere sind, wie wir vom deutschen Stand- 
punkt nur mit Genugtuung feststellen können, im vollen Um- 
fang von der „Peking Daily News“ abgedruckt worden, in 
deren Telegrammspalten sie wie die anderen Transozean- 
meldungen jetzt einen sichtbaren umfangreichen Platz ein- 
nehmen. 

In einem Aufsatz über die Vorbereitung aller Industrie- und 
Handelsvölker der Welt auf den kommenden allgemeinen wirt- 
schaftlichen Wettbewerb gedenkt die „Peking’ Daily 
News“ des sich wieder durchsetzenden deutschen Anteils und 
stellt dabei fest, daß der deutsche Handel auch in China, wo er 
vor dem Krieg eine große Rolle gespielt habe, wieder festen 
Boden gewinne. Große Aufmerksamkeit widmet neuerdings die 
fremde Presse Ostasiens ebenfalls dem Wiederaufblühen des 
deutschen Handels im Fernen Osten. Der Ton, den dabei die 
angelsächsischen Blätter anschlagen, ist. durchweg 
der der Enttäuschung; man hatte augenscheinlich geglaubt, bei 
der Austreibung der Deutschen aus China gründlichere Arbeit 
geleistet zu haben, als tatsächlich geleistet worden ist, und zeigt 
sich verstimmt darüber, daß die chinesische Kaufmannschaft 
gern die alten Beziehungen wieder aufgenommen und neue mit 
deutschen Firmen anzuknüpfen bereit ist, namentlich auch da. 
wo es sich um Schaffung industrieller Unternehmungen handelt. 
Gelegentlich kommen in ihren Spalten auch gehässige Ausfälle 
vor, so namentlich in der vorwiegend von den mittleren Klassen 
des Ausländertum gelesene „Shanghai Times“. Geradezu 
giftig sind dagegen die Auslassungen der französischen Presse 
des Fernen Ostens. So bringt z. B. „Le Courier 
dHaiphong” Anfang Mai einen schlimmen Hetzartikel gegen 
das Wiederaufblühen des deutschen Handels in China. Der 
Aerger über den Zusammenbruch der Banque Industrielle de 
Chine und seine Folgen hat augenscheinlich dem Schreiber die 
Feder in die Hand gedrückt. Deutschland, so heißt es in dem 
Artikel, solle lieber das Geld, das es zum Wiederaufbau seines 
Handels und zu einer abscheulichen Propaganda (man fühlt 
Lord Northceliffes Einfluß!) verwendet, zur Bezahlung seiner 
Schulden an Frankreich verwenden. Zum Wiederaufbau Frank- 
reichs erkläre Deutschland, könne es keine Rohmaterialien her- 
geben, aber diese Rohmaterialien verarbeite es, um sie dann in 
Form billiger Waren auf den chinesischen Markt zu werfen, 

Es ist bedauerlich, daß Deutschland noch immer nicht 
über kein Blatt im Fernen Osten verfügt, in dem die 
hinterhältigen Unterstellungen einer übel gesonnenen Presse so- 
fort festgenagelt und die Wahrheit aufgedeckt werden kann. 
Die „Deutsche Wacht“, die einzige, an sich sehr tüchtige 
aeutsche Zeitschrift in Ostasien, sitzt in Batavia zu weit vorn 
Mittelpunkt entfernt, um wirksam eingreifen zu können, und die 
beiden mit viel zu geringen Mitteln begonnenen Versuche, in 
Schanghai wieder eine deutsche Presse zu schaffen, sind ja 
leider vergebliche Bestrebungen geblieben. Kommen wird und 
muß der Tag, an dem sich auch in Ostasien eine kräftige 
deutsche Stimme wieder erheben wird. Uecberaus wichtig da- 
bei ist es, daß dann von vornherein der richtige Ton gefunden 
wird. In dieser Hinsicht ist ein Aufsatz schr beachtenswert, 
den Walther Dauch in Hamburg, einer der Führer der aus- 
landsdeutschen Bewegung im neuen Deutschland, dieser Tage 
im „Zeitungs-Verlag“, dem Fachblatt des Vereins 
Deutscher Zeitungs-Verleger, veröffentlicht hat. Aus ihm seien 
die folgenden Sätze hier angeführt: „Dann noch eins, was ich 
bei meinem jahrzehntelangen Aufenthalt im Auslande leider 
Der Durchschnittsdeutsche und dem- 
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zufolge auch der deutsche Zeitungsmann gefällt sich vielfach in 
dem Gedanken eines ausgeprägten Weltbürgertums. Fast aus- 
nahmslos fühlen sich aber alle anderen Völker in erster Linie 
als Nation. Verletzt nun der Deutsche im Kampfe mit seinem 
innerpolitischen Gegner jene Rücksichten, die ihm das nationale 
Interesse mit Rücksicht auf das Ausland vorschreiben müßte, 
dann zieht er sich ohne weiteres die Mißachtung, wenn nicht 
sogar die Verachtung des Ausländers zu, der nicht verstehen 
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kann, daß man die Interessen des eigenen Volkes verletzt u: 
einen Tageserfolg über den innerpolitischen Gegner zu erzieer 
Eine Umfrage bei den Auslandsdeutschen, die unberührt vu 
dem politischen Kleinkampf mit der Heimat die Dinge von ein: 
höheren allgemeinen Warte betrachten, würde ergeben, «:: 
gering die Zahl der deutschen Zeitungen ist, die in dieser Hir- 
sicht jene Achtung im Ausland genießen, die man ihnen ai: 
Phreutscher wünschen möchte.“ 


Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


Von dem deutsch-feindlichen Geist, der auch 
heute noch die Briten in Ostasien bescelt, legt die Aussage 
eines englischen Polizisten der Internationalen Niederlassung 
Schanghais einen neuen Beweis ab. Ein Japaner war beim 
Waffenschmuggel abgefaßt und hatte sich vbr dem japanischen 
Konsulargericht zu verantworten. Bei dieser Gelegenheit er- 
klärte der englische Polizist, ohne auch nur den geringsten Be- 
weis für seine Behauptung beizubringen, „man glaube, die 
Waffen stammten aus Deutschland“. 

Die Notlage der chinesischen Studenten in 
Tokyo war Anfang Mai so groß, daß das Pekinger Auswärtige 
Amt die japanische Regierung um einen Vorschuß von 50 000 
Dollars bitten mußte. 

Die Verhältnisse der BanquelIndustrielledeChine 
geben Chinesen wie Ausländern in China Anlaß zu ent- 
schiedensten Protesten. Die Gläubiger werden seit einem Jahr 
mit Versprechungen aller Art hingehalten. Inzwischen finanziert 
die bankerotte, geschlossene Bank die Pekinger Straßenbahn 
weiter. Darüber herrscht in Peking Aufregung. Die britische 
Handelskammer hat den britischen Gesandten ersucht, einzu- 
greifen. Das Verfahren gegen die Beamten der Bank in Paris 
ergibt, daß in deren Tasche Millionen geflossen sind. Der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrats Pernotte gab zu, daß er vom Bank- 
wesen keine Ahnung habe, wenn er auch allgemeine Kenntnisse 
für Finanzwesen für sich in Anspruch nehme. 

Den Delegierten der Pekinger Tagung des Weltbundes 
Christl;icher Studenten bereitete auf ihrer Rückfahrt 
in Tientsin der damals dort lebende General Li Yuan-hung, 
der inzwischen die Präsidentschaft der Republik wieder über- 
nommen hat, einen festlichen Empfang. Die chinesische Handels- 
kammer und die Gilden hatten mit Bannern und Musikkapellen 
an der Bahn Aufstellung genommen, um den Eindruck der 
christenfeindlichen Bewegung abzuschwächen. 

Der WeltkongreßB christlicher Studenten in 
Peking hat beschlossen, von einem zugunsten des Weltbundes 
aufzubringenden Gesamtbetrage von 250000 Dollar 200 000 
Dollar zur Bekämpfung der großen Not von Studenten in zwölf 
europäischen Ländern zu verwenden, die durch den Weltkrieg 
gegangen sind. 

Zur Erinnerung an den bekannten Erbauer der Kalganbahn, 
Jeme Tien-ju, den ersten größeren Eisenbahningeneur, den 
China hervorgebracht hat und der im vorigen Jahre gestorben 
ist, ist in Peking ein Bronzedenkmal enthüllt worden. 

Aus einem in der Schanghaier „Municipal Gazette" ent- 
l.altenen Bericht über die diesjährige Jahresversammlung der 
Steuerzahler der Internationalen Niederlassung von Schanghai 
geht hervor, daß dem Paulun-NHospital wieder ein Betrag 
von 2000 Taels bewilligt worden ist. Die in den letzten Jahren 
daran geknupfte Bedingung, daB keine Deutschen im 
Hospital beschäftigt werden dürfen, ist nach einem voran- 
gegangenen Schriftwechsel zwischen dem Sekretär des Paulun- 
Hospitals und dem Stadtrat bei der Beitragsbewilligung in 
diesem Jahre fallen gelassen worden. 

In einem Stimmungsbild aus der „englischen Muster- 
kolonie” Schanghai schreibt Erich von Salzmann in der 
„vossischen Zeitung”: „Der englische Union Jack weht heute 
Garuber. Das ist selbstverständlich. Die amerikanischen Farben 
sicht man vereinzelt. Japan lebt in einer Stadt für sich, ist aber 


mit seinen größten Unternehmungen auch dort auf dem Pi: 
wo England sich allein und allmächtig dünkte. Wo die deutsche 
Farben einst hoch geachtet flatterten, da wühlte und hetzte dı: 
ostasiatische englische Heimkrieger, da grub er und log, bis &. 
sungen deutschen Farben verblaßten und sanken. Hier a: 
engstem Raum ist ein Haßberg gehäuft, an dem Generatisne' 
graben müssen, ehe er weggeräumt ist. Man sieht ker: 
heimische Flagge mehr in der. „Internationalen Niederlassun 
wie man dieses völkerrechtlich schwer fixierbare Gemeinwe«’ 
nannte. Die so entstandene Riesenstadt mit allen typisch 
Zeichen des Welthafens ist englisch angestrichen. Wie lv: 
noch, das ist die große Frage. Geht man landeinwärts, &: 
aus engen Wolkenkratzerstraßenhöhlen kommend. das «” 
verwirrende Getriebe hinter sich, so wird bald klar, wer x 
einmal der Herr sein wird. Der geduldig wartende Eigent: 
des Landes, der Chinese, wird all dass, was wir Schar 
nennen, Wolkenkratzer und Prunkvillen, Docks, Kais, K:: 
Bahnen, Laxerhäuser, alles einmal unter seiner fünfiartı: 
Flagge und dem Rechtsspruch seiner Richter sehen. ir 
Generation, die in den Krieg als Kind eintrat, wird noch X: 
dieses Vorgangs sein. . Guckt man hinter die prunkext 
Kulissen der Wolkenkratzer und dünnen Straßenfronten, s © 
nichts da wie unsäglicher Schmutz, fabelhafte Rückständig:' 
Elend. Dieses herrliche Muster einer englischen Niederlas:.- 
hat noch nicht einmal Kanalisation! In hygienischer Hin. 
lebt das englische Schanghai noch im 18 Jahrhundert. 
chinesischen öffentlichen Krankenhäuser der Millionen... 
Schanghai erhalten etwa 18000 Dollar Jahreszuschuß. Aber :- 
feudale, gänzlich unnötige Freiwilligenkorps verschlingt :. 
Zehnfache an Jahreszuschuß aus dem Budget der Stadt... 
Wollen wir in Europa den Militarismus beendigen, Jamit ihr :: 
internationale, unbedrohte, von allen Mächten gleicht.:- - 
garantierte Republik Schanghai wieder aufnimmt? Aber dw 
„Volunteers“ und ihr prahlender Aufzug sind das Charakteristii’ 
für die Daseinsauffassung der meisten Fremden in Schar 
Die Stadtverwaltung der internationalen Niederlassung. €&* 
ausgesiebte englische Oligarchie, die einen Konzess 
Amerikaner unter sich duldet, ist reaktionär bis auf die Kn"- 
Soldaten in Masse, aber keine Kanalisation. Geheime R: 
sitzungen, aber keine Presseöffentlichkeit des Inhalts ' 
Presse bleibt vom groBen Rat ausgeschlossen. Ein Wahlr: 
das geradezu fabelhaft rückständig ist. indem ein Eniländer ie” 
andern den Platz zuschiebt, damit nur je kein Fremder oder ® ° 
möglich ein Deutscher hereinkomme und die Stickluit «.- 
Oeffnen der Fenster reinige. Das ist Schanghai, jenes mt" 
würdige Gebilde am großen chinesischen Reichskörper * 
seinen Daseinszweck längst verloren hat und dessen Seihstärt- 
keit an dem Tage aufhören muß, an dem sich die Welt, Jas ': 
die Großrnächte, dazu bequemen werde, anzuerkennen, Jab = 
400-Millionen-Volk der Chinesen das Selbstbestimmung 
genau so zusteht wie etwa Irland und Oberschlesien.” 

In Schanghai haben die Angestellten 
chinesischen Postamtes im April xgestreikt. 
Forderung höherer Löhne, kürzerer Arbeitszeit und Aufte: 
der Vorschrift betreffs Zwangsspareinlagen setzten sie d” 
Die „Daily Weekly Review” weist darauf hin, daß die Arte" 
klassen selbstbewußter werden und mit Zwangsmaßrexer. ® 
der Westen sie kenne, in China gexen Streiker michts 7° 
zurichten sei; Zwangsmaßregeln anwenden hieBe Och ıns F 
gießen. 
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Die Londoner Zeitschrift „The Woman’s Leader“ malt die 
Aussichten für junge Mädchen in einem Berufin 
China als sehr glänzend. Jedenfalls könnten sie bei geringeren 
Anforderungen an ihre Arbeitskraft besser und bequemer leben 
und erheblich mehr verdienen als in England. Für eine Hospital- 
schwester sei z. B. das Gehalt 90 Taels im Monat bei freier 
Station, Maschinenschreiberinnen erhielten 175—200 Taels im 
Monat. Ueber 250 Taels verdienten allerdings nur wenige 
Frauen. Das Blatt warnt, ohne festen Vertrag nach China zu 
gehen, wenn man nicht mindestens den Unterhalt für mehrere 
Monate aus eigener Tasche bestreiten könnte. 

Auch ın Canton soll jetzt das Mui-tsai-System (Ver- 
kauf chinesischer Mädchen für häusliche Dienstleistungen an 
wohlhabende chinesische Familien), dessen Abschaffung das 
C(iouvernement Hongkongk kürzlich gegen den Protest der 
Chinesen beschlossen hat, von der Regierung als mit den Forde- 
rungen eines modernen Staates unvereinbar abgeschafft werden. 

In Taianfu, von wo den Aufstieg der 6000 Stufen auf den 
Heiligen Berg unternehmen muß, wer die Heiligtümer ‚des 
Konfuzianischen Wallfahrtsortes besuchen will, wird der Bau 
eines modernen Gasthauses geplant. Westländer waren bisher 
ir Taianfu auf die in reichem Maße geübte Gastfreundschaft der 
amerikanischen Methodistenmission angewiesen. 

Während des Hongkonger Seemannsstreikes erschlug der 
Führer der Gewerkschaft der Seeleute Chan Ping-sang 
seine Frau. Das Cantoner Gericht verurteilte ihm zu zwölf 
Jahren Gefängnis. Sun Yat-sen begnadigte ihn 
gleich darauf, und Chan wurde von großen Mengen chinesischer 
Arbeiter mit Jubel aus dem Gefängnis nach Hause begleitet. In 
der englischen Presse Hongkongs herrscht darüber große Er- 
regung. Die „Hongkong Daily News“ schreibt, seit Barabba’s 
Zeiten sei eine derartige Rechtsbeugung nicht wieder vor- 
gekommen. Der Zwischenfall lasse den Geist chinesischer Ge- 
richtsreform im schlimmsten Licht erscheinen. Die „South- 
China Morning Post“ nennt ihnen einen Skandal sondergleichen, 
der der Achtung vor dem Gesetz in China schwersten Ab- 
bruch tue. 

Bei Paotingfu ist kurz vor Ausbruch des Bürgerkrieges 
ein Fiugzeug in Brand geraten. Es hatten sich Offiziere 
unberechtigt in das Flugzeug gedrängt, und einer hatte an- 
scheinend während des Fluges eine Zigarette auf öldurchtränktes 
Holzwerk geworfen, worauf das ganze Flugzeug sofort in 
Flammen stand und eine Explosion des Bezintanks erfolgte 
15 Offiziere sind in der Luft verbrannt, der Führer landete töd- 
lich verletzt. Die Presse betrachtet den Unfall als einen 
schweren Schlag für das ganze Flugwesen Chinas. 

Wu Pei-fu faßt in Loyang die Söhne seiner Offiziere zu 
Pfadfindergruppen zusammen, um den Soldatengeist der 
Jugend zu wecken und zu pflegen. 

An der alten Landstraße von Peking nach 
Tientsin sind die Wiederherstellungsarbeiten mit 3000 
Arbeitern so nachdrücklich aufgenommen worden, daß man mit 
der Vollendung des Neubaus Ende Juni rechnete. 


Japan. 

Den größten Bahnhof in Japan wird Osaka er- 
halten, das ja auch der wirtschaftliche Mittelpunkt des ganzen 
Landes ist und bei weitem den größten Personen- und Güter- 
verkehr aufweist. Das neue Bahnhofsgebäude soll noch größer 
werden als das bis jetzt größte in Japan, der Hauptbahnhof von 
Tokio, und mit Kosten in Höhe von annähernd 30 Millionen Yen 
bis Anfang 1928 fertiggestellt werden. Von dem neuen Bahnhof 
werden acht verschiedene Hauptlinien ausgehen. 

Die erste Organisation von japanischen 
Arbeiterinnen ist in Osaka gegründet worden. Sie um- 
faßt zwar erst 200 Mitglieder, ist aber von großer Bedeutung, 
weil die Arbeiterinnen, die in Japan weitaus die Mehrheit in 
der Arbeiterschaft bilden, sich bisher allen Organisations- 
bestrebungen abgeneigt gezeigt haben. Die führende Rolle in 
der neugegründeten Vereinigung spielen Kellnerinnen, während 
die Mehrheit aus Fabrikarbeiterinnen besteht. 
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Niederländisch-Indien. 


In einem vor der Londoner India Society gehaltenen Vor- 
trag hat Professor Vogel von der Universität Leyden auf den 
indischen Ursprung der javanischen Kunst hin- 
gewiesen. Die Hindus kamen um das Jahr 400 nach Christi 
Geburt auf die Sundainseln und brachten die Kunst des Stein- 
hausbaus und der Bildhauerei mit. Von eigenem künstlerischen 
Können bescelt, haben die Javaner dann die aus Indien ein- 
geführte in eine rein nationale Kunst umgeformt. Als die Haupt- 
denkmale der klassischen hindu-javanischen Kunst nennt Vogel 
den Buddhistentempel von Borobudor und die Bramatempel auf 
dem Hochland Dieng sowie die das Ramajava darstellenden 
Reliefs von Brambanan. Den Höhepunkt erreichte die klassische 
javanische Architektur in der Zeit von 700 bis 900 unserer Zeit- 
rechnung, und zwar im Mitteljava. Die vier folgenden Jahr- 
hunderte brachten die hindu-javanische Kunst hervor, und zwar 
vornehmlich in Ostjava. Seit dem 15. Jahrhundert setzt der 
Rückgang ein. Die Einführung des Islams bedeutet den voll- 
ständigen Untergang der javanischen Kunst. 


Philippinen. 


Der frühere Präsident der Nationalbank der 
Philippinen, General Venucio Concepcion, ist wegen 
Uuterschlagung zu anderthalb Jahren Gefängnis und einer 
hohen Geldstrafe verurteilt worden. Er hatte einem 
Verwandten ohne Sicherheiten Bankgelder zur Verfügung ge- 
stell. Der Sohn des Generals, der Abgeordneter ist, ist eben- 


falls in die im vorigen Jahr aufgedeckten Unregelmäßigkeiten 
der Bank verwickelt. 


Aus Beutschland. 


Anfang Juli wird in den Räumen der Bibliothek des Kunst- 
gewerbemuseums, Prinz-Albrecht-Straße 7a in Berlin, eine Aus- 
stellung einer Auswahl chinesischer Gemälde aus der Sammlung 
Professor br. Claude du Bois-Reymonds eröffnet werden. Maß- 
gebend für die Auswahl ist der Gesichtspunkt „Chinesische 
Tıachten und Gewänder“ Es kommen also vornehm- 
lich Bildnisse, Ahnenporträts, Krieger in: Rüstung, Frauen in 
Moftracht und dergleichen in Betracht. 

Die Tokyoer Universität hat Professor Dr. Karl Florenz 
in Anbetracht seiner langjährigen und erfolgreichen Lehrtätig- 
keit in Japan und seiner Verdienste um das Erziehungswesen 
Japans den Titel eines Professors honoris causa verliehen. 


Neue Büder und Aultsätze über Ostasien. 


Chu Chia-chien: ‚The Chinese Theatre’ Translated from French by 
James A. Graham; with illustrations from paintings, sketches and crayon 
drawings and preface by Alexandre Joclovieff. Verlag London John Lane 1922. 
„Directory and Chronicle for China, Japan etc. 60ter Jahr- 

Verlag: Hongkong Daily Press 1922. 
Sir Charles Eliot: ‚„Hindusm and Buddhism" 
Verlag Edward Arnold, London 1922. 

Robert F. Fitch: Hangchow Itineraries. 
Ltd., Shanghai 1922. 

H. C. Meng: ‚The New Literary Movement in China’ A paper read 
before the Faculty Educational Conference of St. Johns University Shanghai, 
April 4th 1922. Abgedruckt in „Weekly Review’ 15ten April 1922. 

Leo Pasvolsky: „Russia in The Far East.‘ Verlag: The MacMillan 
Comp., New York 1922. 

HerbertG. Ponting: „In Lotus-Land Japan.“ 
(in Vorbereitung). 

. Alexander Powell: ‚In Asia at the Crossroads: Japan, Korea, 
China, Philippine Islands.‘ Verlag: Fisher Unwin New York, 1922. 

Paul $S. Reinsch: ‚An American Diplomat in China.‘ 
Doubleday & Co, New Yoık:; Kelly and Walsh and Chinese 
Publishing Co. Shanghai, 1922. 

Bertrand Russel: 
Unwin, London 1922. 

Milton T. Stauffer, T.C. Wong and M. G. Tewkesbury: 
„Ihe Christian Occupation of China.’ A general survey of the numerical 
strength and geographical distribution of the Christian Forces in China. Verlag: 
Mission Press, Shanghai, 1922. 

Julian Street: ‚„Mysterious Japan.’ Verlag: Heinemann, London 1922. 

F. Kingdom Ward: ‚The Glaciation of Chinese Tibet.‘ Im .Ge- 
ographical Journal’’, London, Mai 1922. 

Dean G. Worcester: Secretary of the Interior of the Philippine 
Commission 1%00-—-1913 ‚The Philippines Past and Present. Two Volumes in 
one. Verlag: The MacMillan Company, New York 1921. 
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Three volumes. 
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„The Problem of China.” Verlag: Allen & 
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Handel der Vereinigten Staaten mit China. 


| Die neuen Statistiken über den Chinahandel bringen unter 
«nderem auch die Zahlen für den Anteil der Vereinigten Staaten 
am Chinahandel, der 1913 in Ein- und Ausfuhr insgesamt 


77490 00 Tacls betrug. 1920 aber auf 210310413 Taels ge- | umfaßt. 
stiegen ist. Diese ungeheure Steigerung ist in erster Linie Ver. Staaten GroßB- Gesamteinfuhr 
zurückzuführen auf den Weltkrieg, den die Vereinigten Staaten und Kanada britannien Japan überhaupt 
benutzt haben, ihre Stellung in China stark auszubauen. Wie OT Taels Tees Tas . Taels 
der Handel Amerikas mit China sich im letzten Jahrzehnt ent- 1911 3892 054 2330 209 465 122 6 561 0% 
wickelt hat, zeigen folgende Zahlen über den Wert des amerika- 1912 179 803 1 762 916 388 475 4 704 485 
nischen Handels. Er betrug: 1913 673227 3241 590 548 522 7 137 048 
1913 73077499 Taels 1917 155 747 006 Taels 1914 681 170 3749 149 852 934 8 157 270 
1914 81444719 „ 1918 135 8202499 „ 1915 659 722 1 494 518 851 185 4 485 867 
1915 97622706 1919 211355383 „ 1916 1078530 2350903 19910831 6 131 258 
1916 . 125 904 504 „ 1920 210310413 „ 1917 1411141 1 648 869 2 419 813 5 982 715 
Deutlicher noch fällt die Zunahme des amerikanischen 1918 2 390 332 1 313 604 3 569 909 7 860 290 
Chinahandels in die Augen, wenn’ man die Entwicklung der 1919 6407 727° 2073968 3604905 14328249 
«merikanischen Einfuhr nach China vergleicht. -Die Zahlen für .1920 12181382 5229026 3727604 22 536 251 


Maschinengeschäfts 


in China und den Anteil 


m SEN 


der Haupt:- 


lieferanten zeigt die nachfolgende Zusammenstellung, die land- 
wirtschaftliche, Stickerei-, Strick- und Nähmaschinen nicht mit 


sie sind: 
1913 
1914 
1915 
1916 

Während die Zahl der amerikanischen Geschäftshäuser 1914 

in ganz China ctwa 130—140 betragen hat, haben sich im Laufe 

des Krieges mehrere Hundert neue Firmen aufgetan, von denen 


Desgleichen erscheint auch ein Teil als japanische War.. 
weil Verschiffungen nach Nordchina, besonders nach der Man- 
dschurei, vielfach über japanische Häfen gehen und darum « 
japanischen Ursprung verbucht werden. Die obigen Zahlen b: 
deuten also eine Zunahme des amerikanischen Maschinen- 
geschäfts in China um 3100 % in dem kurzen Zeitraum von zei" 
Jahren. Und während der amerikanische Anteil 1911 überhaup: 
nur 5,8% der ganzen Maschineneinfuhr Chinas war, also 
unterster Stelle der gesamten Länder rangierte, betrug er nı“ 
einem amerikanischen Handelsbericht 1920 mehr als die Hälit. 
namlich 54 %. 

Was vor allem für die britische Industrie außerordenti! + 
bedenklich ist, ist die Tatsache, daB die Vereinigten Staaten al- 
mählich Großbritannien auch auf dem Gebiet der Textilmaschine‘ 
zurückdrängen, sie in den letzten Jahren sogar schon überilüge' 


60 960 777 Taels 

58686044 „ 
110 236 706 „ 
143198962 „ 


1917 
1918 
1919 
1920 


35 427198 Taels 
41231654 „ 
37043449 „ 
63823799 „ 


methoden in den Nachkriegsjahren allerdings wieder ein- 
gegangen sind. 

Die außerordentliche Zunahme der chinesisch-amerika- 
nischen  Handelbeziehungen zeigt sich vor allem im 
Maschinengeschäft, das angesichts der erst in ihren 
Anfängen stehenden Industrialisier&ung Chinas mit seinen 400 


Millionen Menschen und Bodenschätzen aller Art für die Zu- 


viele infolge von UÜeberorganisation und falschen Geschäits 


kunft die größten Aussichten bietet. Der eigentliche Aufschwung .. Ben un an. Texlilmaschinen beirag nanlien. 
begann für die amerikanische Maschinenindustrie allerdings SOSE ZENNE 

auch erst mit dem Ausbruch des Weltkrieges, der die Einfuhr Ver. Staaten Groß- Gesamteiniw: 
englischer Maschinen stark zurückwarf und die deutschen und Kanada britannien Japan überhaup‘ 
Maschinen ganz unterband. Erschwerend ist für die Ver- es Taels ea Tach 
einigten Staaten vor dem Kriege allerdings gewesen, daß in den 1911 7161 241 234 60 159 33 
vorkriegszeitlichen Anleihen der Bezug von Maschinen und 1912 9885 307 283 50 229 458 616 
Material vielfach von dem geldgebenden Lande vorgeschrieben 1913 2 615 672 150 112 500 839 7234 
wurde, daß die Vereinigten Staaten aber an dem chinesischen 1914 2 530 1 540 100 187 661 2.038 40) 
Anleihegeschäft nicht oder nur wenig beteiligt waren. Wie ein 1915 15 446 1 076 229 253 490 1419 511 
großer Teil der deutschen Ausfuhr über Holland und Belgien, 1916 115 431 1 257 961 531 437 1 934 141 
resp. Hongkong seinen Weg nach China fand und darum nicht 1917 218 928 669 649 302 607 1 235 In 
als deutsche Einfuhr erschien, so geht auch ein großer Teil der 1918 379 867 669 402 642 948 1 714 94 
amerikanischen Ausfulirr über Vancouver, erscheint also als 1919 .1 944 350 813 254 897 760 3 767 406 
kanadische Ware. Die außerordentlich starke Zunahme des 1920 .3 897 204 1 925 69% 1 071 201 6 927 


Pekinger Anleihewirtschaft. 


Die Mißwirtschaft, die in den letzten Jahren in Peking mit 
der Aufnahme von Anleihen getrieben wurde, ist in ihren all- 
xemeinen Zügen bekannt. Die Zerrüttung der chinesischen 
Finanzen begann nachhaltiger, als der von Wu Pei-fu 1920 ge- 
sörenxte Anfuclub und die mit ihm gehende Militärpartei, durch 
keine parlamentarische Vertretung kontrolliert und gehemmt, zur 
Sicherung der eigenen Stellung von Japan Anleihe nach Anleihe 
aufnahm, nicht für wirtschaftliche Zwecke und Steigerung der 
Produktionsmittel, sondern fast ausschließlich unwirtschaftlicher 
Art fur Waiffenbeschaffung und Soldzahlungen. Da bei den gänz- 
lich unsicheren Verhältnissen in Peking, dem Zerfall der Zenträl- 
rexierung und dem Üeberhandnchmen von Eingriffen seitens der 


militärischen Machthaber in die zivile Verwaltung und ihre E" 
nahmen sowie den internationalen Finanzverhältnissen e"- 
große Anleihe zur Reorganisation der ganzen Verwaltung I” 
Finanzwirtschaft nicht zu erlangen war, die wenigen wirk- 
noch vorhandenen Einnahmen meist von den Riesenheeren 
schlungen wurden, so konnte die Regierung in Peking in dC 
letzten Jahren überhaupt nur noch ihr Dasein fristen durch A- 
nalıme zahlreicher kleinerer Anleihen, die ihr eine Politik -\ * 
der Hand in den Mund” gestatteten, die aber nur um! 
schwersten Bedingungen, auf kurze Fristen und nur zu haußk =" 
bestimmten Nebenabsichten von allerlei möglichen Geidar-” 
nur zu bereitwillig gewährt wurden. Daß diese Anieiken + 


- 
u ige — 


Pekinger Finanzverwaltung stark belasteten, ist verständlich 
und darum ebenso verständlich das Bemühen, diese zahllosen 
kleinen Anleihen möglichst bald abzulösen, um die ganze Ver- 
waltung zu erleichtern. Seit langen Monaten plante man in 
Peking deshalb die Aufnahme einer Anleihe von etwa rund 
100 Millionen Dollar, um mit ihren Erträgen reine Bahn zu 
schaffen. Als Sicherheit für diese Anleihe sollten die noch nicht 
verpfändeten, an die chinesische Regierung zur Auszahlung ge- 
langenden Ueberschüsse der Salzverwaltung dienen. Am 
11. Februar erschien ein Erlaß des Präsidenten, der für die neu 
aufzunehmende Anleihe die ımäheren Bedingungen aufstellte. 


Von besonderem Interesse bei diesem Erlaß ist eine Auf- 
zählung all der Anleihen, die durch die bisher nicht zustande 
gekommenen Anleihen abgelöst werden sollen. Die Aufführung 
aller ‘dieser Anleihen, die oft nur wenige Hunderttausend Dollar 
betragen, gestattet einen vielsagenden Kinblick in die finanziellen 
Nöte, in denen sich die Machthaber in Peking in den letzten 
Monaten befunden haben. In der Liste sind aufgeführt: 


Fremde Anleihen. 


Vickers (China) . . - 
Hongkong & Shanghai Bauk (Kiangnan Dock) 
Banque des Pays Bas, Paris, (Studenten in 

Frankreich) . . . Pe a >; 
Japanese Industrial Banks 


Dollar 1200 000 
- 50 000 


500 000 


Zehn verschiedene japanische Banken Yen 6908087 
Exchange Bank of China = 3 467 500 
Sino Japanese Development Co. . Mn 200 000 
Sino Japanese Development Co. . ; 800 000 
Okura Company . 5 1 260 000 
Okura Company. r 2 457 134 
Bank von Korea (Studenten. in Japan) . u 789 349 
Japanese Industrial Bank i 5 5 171793 
Russisch-Asiatische Bank Dollar 300 000 
Russisch-Asiatische Bank AN 200 000 
Ko-Ah Company. . Yen 800 000 
Hongkong und Shanghai Bank Dollar 1280 000 
Russisch-Asiatische Bank . . ” 100 000 
Russisch-Asiatische Bank * 253 798 
Banque de l’Indo-Chine . ee 25 000 
Russisch-Asiatische Bank . 30 250 
Exchange Bank of China Yen 1152508 
Russisch-Asiatische Bank Dollar 30 000 
Russisch-Asiatische Bank . 100 000 
Banque de I'Indo-China . si 100 000 
Russisch-Asiatische Bank, Tientsin Taes 96656 
Sino-Japanese Development Co. Yen 3647453 
Sino-Japanese Development Co. . " 2 310 666 
Chinesische Anleihen. 

Wu Chu Bark . ee Dollar 250 000 
Peking Commercial Bank en... Frs. 3500 000 
Peking Commercial Bank .. Dollar 40 000 
Tung Lu Bank 2 Tr u 496 000 
Chung Hwa Savings Bank . in ee SEES 1 700 000 
Hsin Hung Bank en Dollar 155 000 

® 7 .. A u Er a er 193 000 

„ ” ‚” Er u Be ee „ 100 000 
Young Bros. Banking Corporat on F 100 000 
Chuan Tung Bank . j 200 000 

m 2: e Frs. 1 050 000 
Ming Hwa Bank Dollar 500 000 

in ” “ a ar a ee se Taels 350 000 
Industrial Development Bank o'! China Dollar 206 000 
Yuan Kee & Co. .; 1 000 000 
Pu Lee & Co. a 1 320 000 
Cheng Yi Bank . TE Lire 12.000 000 
Hwa Fong Sheng Chi . . . Frs. 2500 000 
Bank of China, Bank of Communications, Salt 

Industrial Bank, Industrial Development Bank 

of China u.a... . FREIE EEE u pe Dollar 225 562 
Hwa Pei and Hwa Fa Banks ee... Frs. 22015 818 


nn 
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MHwa Fa Bank, Wine & Tobacco Bills Dollar 330 000 
Tung Chi . . . . > 5 \ . ... Frs. 8000000 
Yuan Chi &Co. . . 2. 2.2.2.2.2020... Dollar 1000000 
Hwa Fa Bank . . . 2.2 222202... Frs. 5500000 
Ho Chi Co. . Yen 300 000 
Tung Sheng Bank . . 2... Dollar 500000 
Agricultural and Commercial Baık . 2... Frs. 1550000 
Sze Ming Commercial Bank . . Dollar 1500 000 
The Industrial Development Bank of China " 500 000 
” ” ” Yen 400 000 
Chung Hwa Savings Bank . Dollar 100 000 
" er TE BE - 600 000 
Chekiang Silk Commercial Bank, Shanghai . R 100 000 
Commercial Guarantee Bank of Chihli e 545 000 
”„ ” ” » „ Frs 508 000 
Yu Kee . s 8 986 000 
nn Yen 400 000 
Ta Hsin Bank Dollar 100 000 
Fu Lee Bank . E 250 000 
& 50 000 
Industrial Development Bank of China. s 850 000 
The Frontier Bank . ’ a 900 000 
Tung Hui Bank . 2 450 000 
Commercial Guaraniee Bank of Chihli . Ru: 5 150 000 
Ming Hwa Bank . . . . 22.2.2202... Frs. 2000000 
Hwa Mas Native Bank 22.2.0... Dollar 276 000 
Ma Wei Han Co. . . . 2 2.2.2.2... Frs. 15 000 000 
Pao Lee Co. Dollar 100 000 
The Frontier Bank . er u a R 800 000 
Yung Ta Bank . . . . 2.222022... Frs. 1000000 
Huo Hwa Co. Dollar 360 000 
Hsin Hwa Bank. MR 4 000 000 
Bank of China and Communications” e 382 476 
Industrial Development Bank of China. Yen 400 000 
Tai Ping Co... . . . 2 ..2.2.2.2.2.2.... Dollar 200000 
Hwa Fa Rank ee Frs. 2250 000 
Bank of China, Bank of Communicatiuns usw. Dollar 250.000 
Agricultural and Commercial Bank . AN 400 000 
Bank of China and Communications. 4 3 319 025 
Salt Industrial Bank and NE u Cor- | 
poration . . .. Frs. 3000 000 
Salt Industrial Bank Dollar 810 000 
Chinese Bankers Assocıations- Vorschüsse zum 
Herbstfest ss 2 000 000 
The Chinese- American Bank of Commerce : o; 450 000 
Ta Chung Bank . © 203 000 
Ta Chung Yang Bank u ee Fe a; 500 000 
Hwa Pei Baık . . en... Frs. 12000 000 
Ta Chung Bank . Dollar 202 000 
Chinese Group Banks- Vorschüsse jür Delegation 
zur Washington Konferenz 5 ‚300 000 
Bank of China = 2 750 000 
Bank of Communications r 2 500 000 
Bank of China Br ; 1 000 000 
Education Sinking Fund T reasury Notes 5 2 000 000 
Heng Ta Co. . je 400 000 
Hsin Hwa Bank and Chinese- American Bank 
of Commerce . “ 800 000 
Chinesische Banken (Einlösung Noten Banque 
Industrielle de Chine) . . 1 949 162 
Bank of Communications (Tientsin) . Dollar 300 000 
Young Bros. Bank Corporation ; 120 000 
i ET ar 5 100 000 
Hua Foo Bank ; = 100 000 
Agricultural and Commerce Bank ; 105 000 
Zwölf Banken u ae für Pekinger 
Polizei) m 280 000 
Chuan Tung Bank ne... Fr. . 600000 
Yu Tung Bank . . ' Dollar 200 000 
The Industrial Bank of China er 180 000 
” ” ” ” ” a ” 120 000 
m e » »" » (Tientsin 150 000 


Pe da Be 

Ta Yeh Bank. Dollar 110 000 
Ta Chen Bank . 50 000 
Bank of China m 436 410 

ee ee e 175 360 
The Industrial Bank of Chiua . S 200 000 
The Frontier Bank . MR 250 000 
Hsin Chi ec a 350 000 
Hankow Ho Chi Co. . " 282 450 
Hwa Foo Bank . Frs. 8650 000 
Hsin Henz Bank Dollar_ 1 329000 
Ta Teh Tung Bank r 200 000 
Bank of Communicatıons a; 2 302 238 

” ” » 1 800 000 
Bank of China . 1 962 000 
The Continental Bank r 140 000 
Hsing Peh Bank of Tientsiı = 140 000 

” ” ” ”» 7) [7 100 000 


Kincheng Banking Corporation Dollar 150 000 
I) ” ” ” 246 000 
Bank of China . e 1 000 000 
Ta Tung Bank RR 170 0M 
Chen Shang Bank . es 170 00) 
Bank of Communications n 6X Oi 
Bank of China = 180 000 
Sze Ho Co. EN ä 1 300 000 
Banks of China and Communicatoons . er 2 0 
Bank of China En at ee ae > 279 OM) 
Bank of Communications . . . ı: BR 300 O0 
” ” ”» ” su O0 

2 ”„ ” 1 2 120 OUV 

” ” ”„ . 117 [ei 


Gesa.ntsumme der fremden u. chines. Anleihen Dollar 104 061 58. 


sodaß also die beabsichtigte Anleihe von 96 Millionen $ noch nich! 
einmal ausreichen dürfte, um alle oben aufgeführten Anleihen abzulösen. 


Aus Chinas Industrie und Handel. 


Die Entwicklung der Baumwollindustrie. Die China Cotton 
Association in Shanghai hat nach Anfragen der International 
Textile Association eine Zusammenstellung ‘gemacht über die 
Zahl der in den einheimischen Baumwollspinnereien im Betrieb 
befindlichen Spindeln, den Verbrauch von Baumwolle und die 
vorhandenen Baumwollvorräte. Die von ihr gemachten Angaben 
lauten: 


Jan. 1922 Juli 1921 Jan. 1921 Juli 1920 
Spindeln im Betrieb 17326932 1552950 1391304 1280 036 
Spindeln, neugeplant 181 344 120 000 115 000 — 


Baumwollverbrauch In Ballen zu 500 engl. Pfund: 


August 1919 
Januar 1921/22 bis Januar 1921 


Chinesische 728 328 987 356 
Amerikanische 91 774 8 318 
Indische 178 032 51 311 
Aegyptische . or 505 = 
Verschiedene. . . . .. _ 53 619 
998 637 1 100 584 


Die Baumwollvorräte betrugen vom 1. Februar 1922 ab ins- 
gesamt 268 307 Ballen. 

Diese Zahlen sprechen eine noch deutlichere Sprache, wem 
ınan in Betracht zieht, daß die erste Baumwollspinnerei erst 
1890 in Schanghai errichtet wurde. 1891 erfolgte die Anlage einer 
Spinnerei in Wuchang, der Hupei Textile Mills. Beide 
Spinnereien verfügten 1891 über insgesamt 65000 Spindeln. 
Dezember 1921 wurden dagegen schon in China gezählt 73 
chinesische und 19 freınde mit insgesamt 2692046 Spindeln un:l 
12191 Webestühlen. Das Hauptzentrum der Baumwollindustrie 


ist Schanghai und seine Umgebung. Hier bestanden im 
Januar 1922: 
Baunwoll- 
spinnereien Spindeln Webstü' le 
Chinesische, im Betrieb 19 499 346 30% 
im Bau. . . . 4 185 940 1 750 
Britische, im Betrieb . 5 259 284 2 153 
im Bau . TE — 4.000 440 
Japanische, im Betrieb 13 352 180 1 986 
im Bu. . .. 1 322 956 1.000 
Gesamt im Betrived 37 1 106 810 7229 
im Bu . 15 512 896» 31% 


Wie aus den angeführten Zahlen hervor;szeht, verarbeiten die 
Baumwollspinnereien hauptsächlich einheimische Baumwolle, so 
daß die Ausfuhr von Baumwolle aus China ständig zurück- 


gegangen ist, nämlich von 76900 t 1918 und 63000 t 1919 auf 
22300 t 1920, 


Pi 


Ausfuhr von Eiern und Elerprodukten. Eier und Eierpr:- 


dukte (Piweiß und Eigelb), die in erster Zeit besonders in d:r 
Vereinigten Staaten und Kanada mit starkem Mißtrauen a. 
seenommen wurden, sind in den letzten Jahren in jährlich steis:- 
dem Maße zur Ausfuhr gekommen. Besonders stark ist die 
nahme während der Kriegszeit, wie aus den amtlichen Zah: 
ersichtlich ist. Es betrug die Ausfuhr: 


in Piculs Wert 
1912 125 167 1 984 578 Taels 
1913 155 973 2943956  . 
1914 132 158 2 870 087 AR 
1915 199 967 4 864 925 . 
1916 288 346 772403 _. 
1917 405 019 11999684 . 
1918 289 357 9307227 —. 
1919 606 182 19825098 . 
1920 . . . . ... 423 203 11928143 — 
Die Ausfuhr umfaßte: 1919 1920 


Eier, frisch oder konserviert 395 000.000 Stück 646 700 000 Stixi 


gefroren 162 400 Pikul 322 600 Pik:! 
Eierprodukte . 125200 „ 423 200 . 
Die Haupteinfuhrzentren der „Eier“-Industrie sind an 


Yangtse Nanking, Chinkiang. Wuhu, Kiukiang und Hankou, ü« 
die Verschiffungshäfen für die an dem Yangtse angrenzend:” 
Provinzen sind. Daneben ist Schantung die Hauptausitct- 
provinz. Auch dieser Zweig des chinesischen Ausfuhrhandt - 
der kaum 25 Jahre alt ist, ist wie so viele andere von deutsch. 
Kaufleuten „entdeckt“ und organisiert worden, während derse:: 
während des Krieges fast ganz auf Amerika übergegangen... 
1921] sollen 11 amerikanische „Eierfabriken“ in China bestaniü." 
haben, daneben 17 Häuser, die sich im Wettbewerb mit 10 esi - 
schen Firmen mit der Ausfuhr von Eiern und Eiprodukten = 
guben. Auch bei den Chinesen ist neuerdings das Interesse {4° 
diesen Zweig des Geschäftes gestiegen, so daß man in eirixer 
Kreisen bereits sehr stark mit der Möglichkeit eines starke’ 
Rückganges rechnet. 


Walnußgewinnung In China. Dice Ausfuhr von Walnüss: 
erscheint in’ den chinesischen Seezollstatistiken, für sich &. 
sondert aufgeführt, zum ersten Male im Jahre 1912, in dem rı . 
52 700 Pikuls zur Ausfuhr kamen. 1916 stieg die Ausfuhr fast »°‘ 
das Doppelte. Nachdem sie 1918 auf die Hälfte von 1913 zurürs 
gegangen war. stieg sie 1919 schr stark auf rund 10 mm Pr: 
um 1920 wieder auf etwa 48000 Pikuls zurückzugehen. Tr. 
Ausfuhr von Walnußkernen stieg von etwa 5300 Pikuls T- 
auf 4200 im Jahre 1920. 

Die zur Ausfuhr kommenden Nüsse kommen meist as cd. 
Provinzen Chihli, Schantung, Shansi und Honan, deren Grisar 
produktion auf etwa 8700 t geschätzt wird. Die Hauptaustur- 


wei ih ra a a ET Zn u a u TEE 


häfen sind Tientsin und Hankou, die Hauptaufnahmeländer sind 
Japan und die Vereinigten Staaten. Letztere nahmen 1919 etwa 
41% der ungeschälten (1920: 39%) und 45% der geschälten Nüsse 
(1920: 67%) auf. Die geschälten Walnußkerne werden in dünnen 
Holzkisten zu den Verschiffungshäfen gebracht, wo sie sorg- 
fältig umgepackt werden in Packungen von 32,68 und 73 engli- 
schen Pfund. 


Ausfuhr von Holzöl. 1920 wurden 540716 Pikuls Holzöl 
ausgeführt, die einen Wert von 6739 119 Taels darstellten. 50% 
alter Ausfuhr ging über Hankou. Die Ausfuhr 1921 wird auf 
6 000 000 Pikuls geschätzt. 50 % der Ausfuhr gingen die letzten 
Jihre durchschnittlich nach den Vereinigten Staaten, während 
ihr Anteil 1920 auf 70% stieg. 


Hongkongs Handel im Jahre 1921. Die unlängst veröffent- 
lichten Handels- und Schiffahrtsberichte für 1921 zeigen, daß 
1921 der Gesamtwert des Ein- und Ausfuhrhandels 136 000 000 £ 
gegenüber 212 000 000 £ im vorhergehenden Jahre war, also eine 
Abnahme von 35,8% aufweist. Es betrug die 


‚1920 1921 Rückgang 
Einfuhr 103 932 602 £ 68 143 059 £ 344°, 
Ausfuhr 108 369 937 „ 67 691 897 „ 37,5°%0 


Aber der Rückgang ist nur ein Rückgang in ££ Während 
1920 infolge des starken Steigens der Silberpreise der Hongkong- 
Dollar gelegentlich bis auf 6 sh stieg, erreichte er 1921 als 
Maximum nur 2 sh 11% d. In Hongkong-Dollar berechnet hat 
der Handel 1921 in Wirklichkeit in der Einfuhr um rund 
40 000 000 Dollar und in der Ausfuhr um 8000000 Dollar zu- 
genommen. wie auch die Mengen der über Hongkong ver- 
schifften Waren für 1921 durchweg starke Steigerungen auf- 
weisen. 


So zeigte die Einfuhrliste unter anderem folgende Zahlen: 


1920 1921 
Baumwollgarn . 759 000 560 000 Pikuls 
Kohlen 1 018 000 1175900 Tonnen 
Leder . 96 900 116 000 Pikuls 
Mehl 1 089 000 142960 „ 
Petroleum 28 868 000 27 161 900 Gallonen 


in .__ e 
ee ee ne „N 
Reis aller Art . .. 8031 000 18 155 600 Pikuls 
Seide (piece goodsı . 8 900 12400 „ 
Zaun... na. 8% « 181 000 121000 „ 
Zucker roh . 2 465 900 6147000 „ 
„ raffiniert . 474 000 600000 „ 


Auch die Höhe der Ausfuhr zeigt der Menze der Waren naclı 
erliöhte Ziffern: 5 


1920 1921 
Baumwollgarn . 552 800 606 000 Pikuls 
Petroleum 23 389 000 26 458 777 Gallonen 
- Reis aller Art . 7 098 000 15 221 114 Pikuls 
Säcke . 16 470 000 23 189 000 Stück 
Matten . . 313 000 Pikuls 
Zucker roh . 1 446 000 2476000 „ 
„ raffiniert . 3 109 000 3980000 „ 
Seide (piece goods) . 15 800 16000 „ 
Zinn . 2.2.0. 228 000 138000 „ 


Der Rückgang in der Einfuhr Hongkongs ist vor allem ein 
Rückgang des englischen Weltreiches von 30411000 auf 
16 640 000 £. Die Einfuhr von China ist von rund 14,6 Millionen 
auf 94 Millionen £ zurückgegangen, die aus dem japanischen 
Reich von 12 auf 8, aus den Vereinigten Staaten von rund 10 
auf 6 und von den anderen Ländern von 36,5 Millionen auf 27,8. 
Besonders hervorgehoben wird in dem Bericht, daß die deutsche 
Einfuhr eine beträchtliche Zunahme zeige, nämlich von 54518 
auf 274173 £. 

Auch die Ausfuhr aus Hongkong zeigt einen starken Rück- 
gang nach den Ländern des britischen Weltreiches. Währen\ 
1920 für rund 15 Millionen £ dorthin ausgeführt wurde, waren 
die mitsprechenden Zahlen für 1921 nur rund 8 Millionen. Den 
weitaus größten Teil der Ausfuhr Hongkongs nahm China auf, 
nämlich 53 Millionen £ im Jahre 1920 und 41,8 Millionen 1921, 
eine Tatsache, die zur Genüge beweist, daß Hongkong fast aus- 


Zur Wirtschaftslage in Japan. 


Passive Handelsbilanz. Das Schreckgespenst der japani- 
schen Wirtschaftspolitiker, die passive Handelsbilanz. die 
während der letzten Krieesjahre dank einer ungewöhnlich 
günstigen Kriegskonjunktur verschwunden war, ist mit der all- 
xemeinen Wirtschaftsdepression nach Kriegsende wiedergekehrt 
und nimmt bereits wieder bedenkliche Formen an. Der Ueber- 
schuß der Einfuhr über Jie Ausfuhr betrug im Jahre 1921 nicht 
weniger als 360 000000 Yen und dieser Betrag wird im Jahre 
1922 noch ganz erheblich übertroffen werden. Denn für die 
ersten drei Monate dieses Jahres betrug er schon nicht weniger 
als 278000 (00, das ist ein bisher in Japans Wirtschaftsgeschichte 
nte erreichter Rekord. Dabei zeigt die Einfuhr nach Yokohama 
ständig steigende Zahlen. 40000 Tonnen Waren aller Art 
sollen nach dem „Japan Weekly Chronicle‘“ bereits in den 
Lagerhäusern Japans liegen, und bis Ende August rechnet man 
soch nicht mit einer Minderung der Einfuhr, die hauptsächlich 
aus Holz, Holzmasse für die Papierfabrikation, Eisen, Rohbaum- 
wolle, Weizen und Mehl aus Amerika, ferner Eisenbalinschienen, 
Eisen, Papiermasse, Chemikalien und Farbstoffe aus Australien 
und Europa und Zucker aus Formosa aus Niederländisch-Indien 
sowie Reis aus China, Korea tınd Saigon besteht. 

1921 betrug der Gesamthandel Japans 2866 993000 Yen. 
Davon entfielen auf die Einfuhr 1614155000 Yen gegenüber 
2 336 175 000 im Vorjahre, also ein Weniger von 722.020 000 Yen. 
Die Aufsuhr blieb mit 1252838000 Yen um 695557000 Yen 
hinter der Ausfuhr 1920: 1 948 395 000 Yen zurück. 

Abnahme des Goldvorrates. Eine unausbleibliche 
erscheinung der zunehmenden Passivität der 


Folge- 
Handelsbilanz 


schließlich der Umladeplatz für den Fernen Osten ist. Im 
übrigen gingen nach 
1920 1921 
Japan . . 4 588 000 3 642 000 £ 
Ver. Staaten 10 528 000 2232000 .. 
Andere Länder . 25 000 000 11 996 000 „, 
ist die steigende Abnahme des Goldvorrates. Ende 


Januar 1921 betrug der Goldvorrat der japanischen Regierung 
und der Bank von Japan noch 2183000 Yen, um bis_Ende 
Dezember desselben Jahres auf 2093000 Yen zu fallen. . Die 
Abnahme wurde stärker in den ersten 3 Monaten 1922. Ende 
März war der Goldbestand auf 1920 000 000 Yen gesunken, das 
ist gegen Ende Januar 1921 eine Abnahme von 263 000 000 Yen. 
Während die Abnahme in den ersten 12 Monaten 1921 nur 90 
Millionen betrug, betrug sie in den ersten 3 Monaten 1922 allein 


schon 173 Millionen Yen. 


Daß die Abnahme im vergangenen Jahre relativ langsam 
vor sich ging, wird darauf zurückgeführt, daß im vergangenen 
Jahre im Auslande noch größere Beträge ausstanden, die zur 
Begleichung herangezogen werden konnten, und daß auch die 
Wechselbanken noch bestimmte Beträge zur Verfügung hatten, 
die nunmehr aufgebraucht sind, so daß man auf die Goldvorräte 
zurückgreifen muß. 


Kupfer. Kupfer gehörte vor dem Weltkriege zu den 
Hauptexportartikeln Japans und umfaßte etwa 56% der 
Gesamtausfuhr. 

Die Ausfuhr betrug: 

1912 146 303 Pikuls 1918 687 531 Pikuls 
1913 702270 „ 1919 405080 
1914 735404 „ 1920 18719 
1916 98946 „ 1921 181034 „ 
1917 . 1203222 „ 


ne 


Die Abnahme in der Ausfuhr wird auf eine absichtliche Ein- 
schränkung der Produktion zurückgeführt, auf die sich die 
Mineneigentümer. elnigten, um die Preise hoch zu halten. Gleich- 
wohl konnte eingeführtes Kupfer die Konkurrenz mit dem ein- 
lheimischen aufnehmen, da die Nachfrage sehr stark war und 
der Einfuhrzoll von 1,20 Yen per Pikul kein Hindernis war. 

Infolge der Einfuhr aus dem Auslande.ging auch der Preis 
für Kupfer wieder zurück in Richtung auf die Vorkriegspreise. 
Die durchschnittlichen Kupferpreise pro Pikul waren: 


1913 40 Yen 1918 70 Yen 
1914 36 „ 1919 64 „ 
1916 74 „ 1920 67 „ 
1917 72 „ 1921 45 „ 


Um die weitere Senkung der Kupferpreise zu verhüten, 
haben die Mineneigentümer ihren Einfluß bei der Regierung 
geltend gemacht, um eine Erhöhung der Kupferzölle von 1,20 
Yen auf 7 Yen durchzusetzen, die auch Tatsache zu werden 
scheint. Der erhöhte Zoll wird die Eigentümer in die Lage ver- 
setzen, die Inlandpreise hoch zu halten, so daß die Kupfer ver- 
arbeitende Industrie und damit das japanische Volk die Kosten 
zu tragen haben werden. 


Teuerung. Die Preise in Osaka zeigten im Februar im 
großen und ganzen einen gewissen Rückgang. Von 50 Artikeln 
zeigten nur 9 eine weitere Steigerung, wie z. B. Weizen, kleine 
Bohnen, Tee, Eier, Chemikalien und Arzneien, Kohlen usw., 
während bei 30 eine Abnahme zu verzeichnen ist und 11 un- 
verändert blieben. Die Indexziffer für Februar zeigte mit 277 
Punkten eine Abnahme von 8,27. 

Nach einem Bericht der Bank von Japan gingen die Groß- 
handelspreise in Tokyo im März um 1% % zurück. Einen Rück- 
gang zeigten insbesondere auch die Stapelprodukte, wie Lebens- 
mittel, Textilwaren und: Heizmittel. Die Indexziffer für Tokyo 
war im März 265,5 gegen 269,55 im Monat Februar. 


Schifiskäufe im Auslande.. In den sechs Monaten 
August 1921 bis Januar 1922 wurden von Japanern im Ausland 
insgesanıt 35 Dampfer mit 191 158 Tonnen aufgekauft, und zwar, 
mit Ausnahme von zweien, sämtlich von britischen Gesell- 
schaften und Firmen. Der Gesamtkaufpreis war 875000 £. Die 
“ meisten Schiffe bedürfen gründlicher Ueberholung. In einigen 
japanischen Schiffahrtskreisen machen sich gegen die starken 
Ankäufe Wiederstände bemerkbar, da man einen Ueberfluß an 
Schiffstonnage befürchtet, während die Käufer der Schiffe selbst 
mit einem baldigen Ende der Schiffahrtsdepression und dann 
auf ein gutes Geschäft rechnen. 


Geldbedari. Im Monat März machte sich eine stärkere 
Nachfrage nach Geld bemerkbar. da Unternehmen fast aller 
Industriezweige die Einzahlung gezeichneter Kapitalbeträge ver- 
langten. Private Gesellschaften nahmen im März so 134 393 000 
Yen auf, während der Geldbedarf für die zwei ersten Monate 
1922 insgesamt 284791000 Yen gewesen ist. 141 neue Gcsell- 
schaften wurden gegründet und 29 bestehende dehnten sich in 
itrem Betrieb aus mit einem Gesamtkapital von 163 240 000 Yen, 
sc daß es sich bei den Neugründungen meist um kleinere Unter- 
„nehmen handelt. 


Japanische Banken in der Mandschurel. Die erste 
„nische Bank, die ihre Geschäftstätigkeit auch auf die 
'Mandschurei ausdehnte, war die Yokohama Specie Bank, 


die Januar 1921 eine Filiale in Niuchuang eröffnete, die indes 
nach starkem Aufblühen bei Ausbruch des russisch-japanischen 
Krieges von den Russen geschlossen wurde. Unmittelbar nach 
uem Ende des Krieges eröffnete die Bank neben Niuchuang neue 
Filialen in Dairen, Liaovang,. Mukden und Tiehling, die in erster 
linie auch die Bedürfnisse der Besatzungsarmee befriedigen 
sollten. Nach und nach dehnte die Bank ihren Qeschäftsbetrieb 
auf andere Plätze aus, Harbin, Kaivüan, Changchun, um den 
rasch zunehmenden japanischen Handelsinteressen genügen zı 
können. Da sie aber nicht in der Lage war. für die japanischen 
Unternehmer langfristige Anleihen zu gewähren. so erfüllte sie 
ihre Hauptaufgabe nicht. 

Mit der zunehmenden wirtschaftlichen Durchdringung der 
Mandschurei entstanden bald neue Banken. teils rein japanische, 


weitgehende Finanzierung industrieller Unternehmen. 


teils chinesisch-japanische, die allerdirigs nur über kleiner»« 
Kapital bis zu 3 Millionen Yen verfügten. Die erste dieser ge- 
mischten ‚Banken war die China-Japanese Joint Stock Bank 
(Shoryu Ginko), die 1906 mit einem Kapital von 300 000 Silber- 
yen gegründet wurde, das man aber 1911 auf I Million und 1915 
auf 3 Millionen Goldyen erhöhte. Entscheidend für das 
japanische Wirtschaftsleben in der Mandschurei war aber di« 
Tatsache, daß die Bank von Korea (Chosen Bank) auch di 
Mandschurei in ihr Arbeitsfeld einbezog und sich als „Kolonial- 
bank“ bald derart ausdehnte, daß sie sämtliche andere Banke: 
einschließlich der Yokohama Specie Bank übertraf. Ebens: 
dehnte die Oriental Development Company ihre Tätigkeit au: 
die Mandschurei aus. 1908 als halbamtliches Unternehmen m’ 
einem Aktienkapital von 10 Millionen Yen, von dem die japanisch: 
Regierung 3 Millionen Yen übernahm, gegründet, sollte sie ur- 
sprünglich der Erschließung und Kolonisierung Koreas dienen. 
1917 ging sie nach einer Aenderung ihres Statuts auch nach d. 
Mandschurei und hat sich hier besonders betätigt durch ein: 
Innerhalb 
des ersten Geschäftsjahres hat sie nicht weniger als 110. M' 
Yen Anleihen und Darlehen gezahlt gegen alle möglichen Sicher- 
heiten, wie Minen, Land, Häuser, Fabriken, Wälder, Eisenbahne 
u. dgl. Daneben hat sie sich durch Zeichnung von Aktien :' 
zahlreichen Gesellschaften beteiligt. 

Nach dem Geschäftsbericht der Bank von Korea bestand: ' 
Ende 1919 einschließlich aller Filialen der verschiedenen Bankr 
in der Mandschurei 75 unter Leitung von Japanern stehe: 
Bankgeschäfte. Die Golddepositen betrugen damals 91 Milli: 
Yen, gewährte Darlehen, Anleihen und Vorschüsse 168 Millione 
Auf Silberkonto waren 9,9 Millionen Yen Depositen eingezahl: 
während die Vorschüsse, Anleihen u. dgl. 78,6 Millionen be- 
trugen. Durch das Clearing-Haus in Dairen wurden 200 Millivaer 
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Goldyen und 30 Millionen Silberyen ausgeglichen. Die han! 
sächlichsten japanischen Banken in der Mandschurei sind: 
Aktien- Eingezahltes 
kapital apital Fibaler 
Chosen Bank . . . . 40000000 Yen 30000000 Yen 18 
Yokohama Specie Bank 48000000 „ 42000000 „ 56 
Dairen Commercial Bank 2000000 „ 50000 „ 
Dairen Bank . 1000000 „ 575 000 „ ] 
Sung Hua Bank 1000 000 „ 362 00 „ - 


sowie 10 kleinere Lokalbanken in den verschiedenen Hand» 
rlätzen der Mandschurei mit Kapitalien bis zu 500 000 Yen. \ 
den gemischt chinesisch-japanischen Banken, die aber «3 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Kole, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnabe 
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Unien Gesellschaft für Metallindustrie n.Ll. | 


Fröndenberg-Ruhr. 
Anfragen erbeten durch Hamburger Exporteure. 


inter japanischem Einfluß stehen, hat nur die schon erwähnte 
Storyu Bank ein Kapital von 3 Millionen Yen. Daneben haben 
noch vier andere cin Kapital von 1 Million und darüber, währen.J 


eine Anzahl kleinerer Bankzeschäfte mit einem Kapital von 
mehreren Hunderttausend Yen arbeiten. 
Kleine Nachrichten. 
Japans Ausfuhr nach China betrug 1921 rund 


275 Miliionen Yen gegen 398 Millionen Yen in 1920, die Einfusr 
aus China nach Japan 178 gegen 205 Millionen. 

Die Baumwollernte Chinas wird für 1921 auf 
1 125000 Ballen geschätzt, das sind 40% weniger als die vor- 
hergehende Ernte. Als Ursache wird das feuchte Wetter an- 
gegeben, gas zu Beginn der Wachszeit geherrscht habe. 

Ein Handelsbericht des amerikanischen Generalkonsulats 
meldet, daß nach den Zollstatistiken 1921 deutsche Waren 
auf dem chinesischen Markt wiedererscheinen, wie zZ. B. Biere, 
Fensterglas und Motorwagen. 1921 seien auch 157931 Pikuls 
FEisen und Stahl von Deutschland eingeführt worden oder ntr 
41554 Pikuls weniger als 1913, während der Wert der 1921 ein- 
ectührten Andliniarben mit 2573000 157 Taels bereits 31005 
Tae!s oder 39 % höher sei als 1913. Die Einfuhr von Maschinen 
aus Deutschland im Betrage von 310045 Taels bedeute bereits 
eine Zunahme von 39 % gezcenüber 1913 (?). In diesen Zahlen 
seien micht enthalten die gleichnamigen Waren, die aus Belgien 
vnd Holland einseiüuhrt seien, die jedenfalls auch aus Deutsch- 
und stammten. Atmch die Ausfuhr aus Schanghai nach Deutsch- 
land sSteissee zusehends. 

In dem etwa 250000 Onadratmeilen umfassenden Harbiner 
MHandelsbezirk gibt cs zurzeit nur etwa 200 Motorfahr- 
zeuxre, nämlich etwa 200 Personenautos, 50 Lästautos und 
1b Motorräder. 

Die Erdnußernte 1921 wird auf 324WO t geschätzt: 
worin etwa 35--4)% für den Export nach Europa zur Vecr- 
jüssıng stehen. Man glaubt nicht, daß wegen der bestehenden 
Zeollbestimmungen Erdnüsse oder Erdnußöl nach den Vereinigten 
Staaten werden ausgeführt werden können. 

Amerikanische Handelskammern bestehen in 
Schanghai, gegründet 1416, in Peking, in Tientsin (24 Firmen- 
und 59 Einze!mitglieder), Changsha, Hankou (20 Firmen und 
18 Einzelmitglieder), Ichang (6 Firmen), Harbin, Tsingtay. 

Das meugeschaffene Landstraßenburcau in der Provinz 
Szechuan will in Szechuan 200 Meilen Motorstraßen 
bauen. Die erste Linie soll zwischen Chungking und Chenxtu 
(300 Meilen) gebaut werden. 

In Schanghai wurden unlängst die Lagerhäuser der 
tapanischen Nisshin Kisen Kaisha (Nisshin Dampischifisgesell- 
schaft). die mit China-Produkten gefüllt waren, vernichtet. Der 
angerichtete Schaden beläuft sich auf 60000 £. 

Auf der ersten Sitzung der Tariirevisionskom- 
mission in Schanshai wurde vorgeschlagen, daß als Basis für 
die Feststetzung der 5 % izren Wertzölle die Marktpreise der 
sechs Monate Oktober 1921 bis März 1922 zugrunde gelext 
werden sollen. 

Die Hongkonze und Whampoa Dock Co. hat im 
letzten Janre 27000 t Schifisraum mit IS 009 PS. fertiggestel!t. 
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Die Taikoo-Werft in Hongkong hat cınen Dampier gebaut, de: 
750 t umfaßt, eines der größten Schiiie, das vom britischen 
Weltreich außerhalb des Mutterlandes gebaut worden ist. 

Der Streik der Motorbootführer in Horskone. 
von dem etwa 350 Dampfiboote und 50 Motorboote betrofien 
wurden, ist wieder beigelegt worden. 

Der Dampfer „Formose", der mit besonderen Kühlanlaxen für 
diesen Zweck ausgerüstet ist, brachte unlängst 550 t gleich 
20000000 Stück frische Eier nach Havre und London. 

Auf dem oberen Yansstse verkehren jetzt zwischen Hankou 
und Chunskinge 22 Dampiboote mit einer Trarfühirkeit 
von 60—350 t. Die modernsten Flachboote können 150 Meilen 
über Chunzking hinaus bis Pingshan fahren, das rund 17VV Meilen 
von der Mündung des Yangtse liegt. _-, 

Bei Wusung hat eine neue Baumwollfabrik, die 
Cirecat China Manufacturing Co., ihre Tätigkeit aufgenommen. 

eine der größten und bestausgestatteten in China. Das Kapital, 

Gas rein chinesisch ist. beträgt 2009000 Taels: von den 46 000 
Spindeln stammen 35000 aus Enzland und der Rest aus Amerika. 
Die Gründung ging aus von C. C. Nich, .dem Präsidenten der 
chinesischen Handeiskammer in Schanghai. 

In Monat März wurden etwa 1 Million Zierenicelle 
von Schanghai nach den Vereinigten Staaten verschifft, die 
gieiche Anzahl auch von Tientsin, allerdings meist in Ausführung 
früherer Kentrakte. 

Wiänrend der ersten drei Monatc 1922 wurden 526 (00 
Quadratiuß Tientsin-Teppiche im Werte von etwa %0 090 
Taels nach Amerika exportiert. 

In den ersten zehn Monaten 1921'22 wurden aus Shanghai 
51498 Ballen Seide aller Art verschiift, wovon 21600 Ballen 
nach Amerika. 21 2 WM Ballen nach Europa und 12 200 Ballen nach 
anderen lL.ündern (Asien. Afrika) ginven. 

Die Einiuhr nach China von Holz aller Art betrue in 
Jahre 1920 insgesamt 12 181680 Tae!s, die Einiuhr von Papier 
aller Art rund 20 000000 Taels. 


Wechselkurse. 
In London (Times) notieıten am: 
1. Juni 10. Juni, 
1 Shanghai Tael. 3sh 7d—3sh7r',d 3sh6 d — 3sh7", d 
1 Hongkong- Dollar? „Inden in Fe 2 ne 2 m 
ı Yen . . ; aa sl 17 25 = 12 3%; 
1 £ 1206 —1216 M. 1343 M. 
3). Juni 
1 Shangbai Tael . . 3sh 6", So sh 7!’ d 
1 Hongkong-Dollar. . 2,7 „—2, He 
wassıası „—.:, , 
1&£ . 1401--1416° N 
Demnach ergeben sicn in Mark folgende Durchschnittskurse - 
1. Juni 10. Juni 20. Juni 
1 Sıanzhaı Taecl 215-223M. 2335-241M. 2965-276 M. 
1 Honskong-Doilar 15965—16? „ 170-174 „ 195-202 
I mex. Dollar 151-156 „ 163—109 „ 189—19 
1 Yen 125-130 „ 141-143 „ 1604-10 


Mitteilungen desVerbandes für denFernen Osien 


Rückschaffung deutschen Eigentums aus China, Japan und 
Straits Settlements. Die Hauptstelle der Abteiung Ent- 
des Bundes der Auslandsdeutschen, Berlin C. 2, 
75. hat dem Verbande mitgeteilt, aß im Mai im 
eine Besprechung über vorstehende 
Das Reichsentschädigzungsamt 


den 
senadiciung 
kKinsterstr. 
lv. iensentschädieunesamt 
Arsclesemieit stattrefunden hat. 


hat vorweselläawen, das in Fraxve kommende freie deutsche 
Lisertem sus den venanmten Gebieten in welcher Weise zurück- 
z..htrem vice es als dem an das Mittelmeer grenzenden Ländern 


fur den politischen und kulturellen Teil: 


Erich Berg, Berlio. 


Verantwortlich: 


C. Fink, Berlin: 


für den wirtschaftlichen Teil: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H., Berlia SW. 


Als Anlaufhäfen sind zunächst in Aussicht ge- 
Kalkutta, Simla. Madras, Singapore. 
Schanghai und Colombo. Der Vorschlau 
ist zunächst dem Reichsministerium für Wiederanfbau zur 
Stellungnahme unterbreitet worden. Der Verband hat den 
Bund der Ausiandsdeutschen gebeten. ihn über die weitere Enit- 
wicklung dieser Angeiewenheit auf dem laufenden zu erhalten. 
Trwaize beim Verbande über diese Aneeesenheit einrenende 
Mitteilungen werden an dieser Stelle veröffentlicht werden. 


weschetten ist. 
nommen:  Bombav, 
\Yokshama, Tokvo, 


Dr. F. W. Mohr, Hamburg: für die Anzeigen: 


'Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 
Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 

und Norske Afrika og Australic Linie, 


(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) . 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 
Shanghai, Kobe, Yokohama, Dalny 
und Wliadiwostock 
D. „Japan . . .. 2... 
MS. „Canton“ 
Port Said, Colombo, Penang, Belawan Deli, 
Singapore und Bangkok (direkt), 


M/S. „Fionia“ . . Erste Hälfte Juli 
M/S. „Selandia“. Zweite Hälfte Aug. 


Güterannahme Kalschuppen 737. 
Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 


Ferdinandstraße 29/33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkentor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 


7. Juli 
17. Juli 


TEE-VERSAND 


pP AUL wo LFRAM Erfurt, Theaterstr. 8 


la Orange Broken Pekoe M, 160.— das Pfund. 
Versand unter Nachnahme, pfundweise In jeder bellebigen Menge. 


Ingenieur mit fünfjähriger China-Er- 
fahrung, welcher die nord- 
chinesische Umgangssp'a.he beherrscht und die für den 
gewöhnlichen Verkehr notwendigen Schriftzeichen lesen und 
schreiben kann, mit guten Beziehungen zu einflubr.ichen 
chinesischen Kaufleuten und Beamten. möchte wieder eine 
Tätigkeit in China übernehmen. Suc’ender hat kaufmännische 
Ader und gute allgemeine Kenntnisse auf den verschiedenen 
tur China in Frage kommenden Gebieten der Technik. 
Gel, Angebote unter N 2088 
an die Geschättss’elle der Ostasıatischen Rundschau, 


u ee A Zu a BE Ned nn, Bm ne a ya de an 


em u, mn - se 


The „Glen“ Line & „Shire“ Lin 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penang, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 
lapanischon Häfen 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Gientara“ . 
D. „Glenapp“ Eee 
(Änderungen vorbehalten) 


am 5. Juli 
am 22. Juli 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 564 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


‚Elder Dempster & Co., Ltd. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 8453, Elbe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 


Für chinesische und japanische 
KUNSTGEGENSTÄNDE 


Bronzen, Porzellane, Jade usw. 
zahlt hohe Preise 
C. A. HEBOLD, Neusalza-Spremberg. Woltstraße ! 


UNTTITTDIEEEEETTLEETTTTBIETBEITBTTREETAITTUTDIEITEUTTTSTTTDTTEITTTDETLETTDELLTETT LITT UITTTTTTSEITTEITIETUOT 8 & | 


PAUL DACHSEL 


Inpcrt Tientsin-China Export 


nationaler Wertschätzung 


Chinesische Kunstgegenstände| 


Spezialität: Antique Chinaporzellane von InieT- I 


et etletiiltteißi lb altahe BEE ESISEINDIBENUREEERL TRATEN I 1002, , 12 
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BEE Allgemeiner und politischer Teil ll: 
(Abgeschlossen am 24. Juli 1922.) 


Trübe Aussichten in China. 


Alle drei- bis vierhundert Jahre vollzieht sich in China eine 
grundiexende politische und soziale Umgestaltung, die 
wenigstens in einzelnen Teilen des Reiches meist auch von wirt- 
schaftlichen Neuerungen begleitet war. So ıst es in den letzten 
viertausend Jahren gewesen. Die Dinge haben sich im wesent- 
lichen, wie folgt abgespielt: Eine starke chinesische Dynastie 
hatte das Reich zusammengefaßt und zur hohen Blüte ent- 
wickelt. Hatte sie ihre Kraft ausgegeben, versank sie in Un- 
tätigkeit und Laster. Die führenden Kreise wurden vom Hot 
angesteckt. Der feste Bau des Reiches wurde brüchig. Die 
Schwäche ınachten sich die Nachbarn zu Nutzen. Neidischen 
Auges gewährten sie, wie vie] besser die Lebensverhältnisse bei 
den Chinesen als bei ilımen waren. Das Leben in ihren weiten 
Steppen oder unwirtschaftlichen Gebirgen stählte wohl ihre Kräfte 
und häufte unscheure, geradezu wunderbare Energie unver- 
braucht auf, höhere Daseinsbedingungen und eine überlegene 
Kultur konnten aber bei ihnen keinen Boden gewinnen. So 
brachen sie über die (irenzen mach Süden vor. Einmal kamen 
sie aus den erzreichen Schluchten des Altai, das andere Mal aus 
den Cirasebenen der Mongolei und wieder ein anderes Mal aus 
den mandschurischen Gebirgszügen längs Korea. Die chince- 
siche Dynastie wurde enthront und meist mit Stumpf und Stiel 
auszerottet. An ihre Stelle setzte sich der stärkste Heerführer 
des Nachbarreiches. Eine neue Ordnung wurde in China einge- 
führt und mit bewaffneter Faust die Ordnung aufrecht erhalten. 
Aber xestrenge Herren regieren nicht lange. Die höhere Kultur 
des Chinesentuns erwies sich der Gewalt der ins Land xe- 
drungenen Fremdlinge überlegen. Sie assimilierte sich diese 
meist in überraschender Schnelligkeit. Wie immer in solchen 
Fällen fanden namentlich die Schattenseiten, die Auswüchse der 
hohen Kultur, Aufnahme bei ihren neuen Jüngern. Und bald 
war das Staatswesen nur noch cin Zerrbild seiner selbst, wäh- 
rend das an hartes Dasein im rauhen Norden gewohnte Fürsten- 
geschlecht in den Freuden chinesischen Hoflcbens rettungslos ver- 
weichlichte. Das Volk begann unzufrieden zu werden und über 
die Fremdherrschaft zu murren. Es kam zu Verschwörungen 
und Erliebungen. Die fremde Dynastie wurde schnell gestürzt 
und ıneist ebenso ausgerottet, wie sie ihre Vorgänger beseitigt 
hatte. Aber die Einigkeit unter den Unzufriedenen fehlte. Es 
kam zu Miachtkämpfen im Innern, zu schweren Bürxerkriegen, 
bis der Stärkste seine Mitbewerber überlebte und sich mit 
eiserner Hand das Reich unterworfen hatte. Er wurde dann der 
Begründer einer neuen chinesischen Dynastie und führte das 
Land aus dem Wirrsal politischer Kämpfe und wirtschaftlichen 
Hlends zu neuer Bhite herauf -- Dis auch die Kraft:seiner Nach- 
kommen wieder erlosch und von neuem vor einem von Norden 
eindringenden Barbarenvolk zusammenbrach. 

So wie es immer gegangen ist, so geht es auch heute. Wir 
stehen einem neuen dritten Abschnitt des Kreislanfs gexenüber. 
Die fremde Dynastie ist gestürzt. Verschwörungen, Erhebungen, 
Bürgerkrieg sind an der Ordnuns. Der starke Schmied, der 
das Reich wieder zusammenzuschweißen berufen ist, ist noch nicht 
zu erkennen. Wu Pei-fu, der Sieger im letzten Machtkampf, 
ist es sicher nicht. Er max der überlewvene Soldat des heutigen 
Chinas sein: seinen Sieg verdankt er dieser Üchberlegenheit aber 
kaum, sondern dem Verrat eines der Generale seines Ceueners 
Chang Tso-ln, der in kritischer Stunde, den „ungekrönten 
König” der Mandschurei verließ und zu Wu übersing. Wii fehlen 
wesentliche Eigenschaften, die der Wetter des Vaterlandes 
haben mußte. Er würde sonst schwerlich statt an erster Stelle 
an dritter in Peking stehen. Als er vor zwei Jahren, damals 
mit seinem Gegmer von gestern Chang Tso-lin verbindet, die im 
Rufe zur großen Hinnceivung zu Japan stehende und deshalb 
im Volk vielfach verhaßte Anfupartei geschlagen Hatte, wußte 


er nicht sich durchzusetzen: Chang Tso-lin und sem unmittel- 
Darer Vorgesetzter Tsao Kun, der Führer der Chili-Partei, we- 
Statteten ihm den Triumpheinzug in Peking nicht. Dieses Mal 
alleiniger Sieger, muß er sich begnügen, als Kriegsminister in 
den neuen Ministerrat eingefügt zu werden. Noch stets sind die 
feingeschulten Staatsmänner Chinas mit den Soldaten fertig we- 
worden. Ach stärkere und politisch gewandtere Männer als 
Wu Pei-fu haben sich gegen die geheimen Umtriebe und Schach- 
züge der in allen Listen erfahrenen Beamtenschaft nicht De- 
haupten können. Yuan Shi-kai, der schon im Begriff stand, sich 
die Kaiserkrone aufs Haupt zu setzen, wurde ihr Opfer: Chang 
Hsüns Kanzlerschaft. als er den jugendlichen Kaiser Hsuane 
Tung wieder auf den Thron seiner Väter setzen wollte, war 
rach wenigen Tagen zu Ende; Feng Kuo-chang fand nach kurzer 
Zeit ein unrühmliches Ende: er vermochte den unter Yuan Shi- 
kai abgefallenen Teil des Landes der Zentralregierung nicht wie- 
der zuzuführen und mußte schon nach Jahresfrist den Präsi- 
dentenstuhl einem Nachfolger räumen. Nicht anders ist es dem 
Marschall Tuan Chi-iui gegangen, dessen Stern als Führer der 
Anfu-Partei kurze Zeit hell erstrahlte, dem kleinen Hsü (Hsü Chu- 
chang), von dem man Außerordentliches als Strateren sowohl 
wie als Politiker erwartet hatte, und dem großen Hsü (Hsü 
Shih-chang), der nach vier Jahren zu der Erkenntnis kommen 
inußte, daB er den Aufgaben des Reichspräsidenten nicht xe- 
wachsen war. Und auch die Hoffnungen sind wie Spreu im 
Wind zerstoben, die auf die vielgenannten Führer des Südens, 
auf Sun Yat-sen, der sich so gern Väter der Republik nennen 
ließ und sich stets mit großangelegten, wenn auch vielfach 
phantastischen Plänen trug, und Tan Shi-vao, der aus den 
Provinzen Yiinnan, Kueichon undd Szechuan einen unabhänriwen 
Staat gebildet hatte, bis er, ein Flüchtlinge, Schutz im Ausland 
gegen seine meuternden Unterführer suchen mußte, oder auf den 
vor Jahresfrist noch allgewältigen Beherrscher des Mittlern 
Yangtsetals, Wang Chan-vuang, gesetzt waren. 

Ebenso wenig wird Pei-fu sich behaupten Als Staats- 
mann gilt er nicht viel, hat auch selbst nicht den Mut, als solcher 
aufzutreten. Als Soldat ist er zu klug, um nicht zu wissen, daß 
seine Machtinittcl nicht ausreichen, niit den anderen Tiutsehims 
und Obertutschüns im Lande aus eigener Kraft aufzuräumen. 
Fr hütet sich, seine Truppe die Große Mauer überschreiten 
und in die Mandscherei eindringen zu lassen, wo trotz Seiner 
Niederlage Chang Tso-lins Rolle kaum auswespielt ist. Clkunw 
hat den Fehler vermieden, den der Anfiuklub 1920 besanven 
bat, alles auf eine Karte zu setzen; er hat erhebliche Reserven 
in der Mandschurei zurückbehalten und verfügt daher auch 
nach der Niederlage bei Peking noch über ein Heer. Und am 
Untern Yangtse steht ein anderer Tutschun Gewehr bei Fuß, 
(ieneral Lu Yung-hsiang, ein ruhiger, aber zielbewußter, tat- 
kräftiger Menn. Lu hat sich bisher aus allen Parteikämpien 
ferngschäalten. hat seiner reichen Provinz Chekiane die Keiden 
des Bürserktieges cıspart und sich damit die Liebe der Be- 
völkerung is ungewöhnlich hohem Maße zu erringen Ver- 
standen. Alilitärisch wilt er als stark: auf das nahe Arsenal in 
Shanshal kann er Rden Auvenblick die Hand lewen. Immerlich 
steht Lu Wu nicht nahe: im Gegenteil. er hat bisher iedes Zu- 
summengelen mit Wu abgelehnt. Wie Chen Chiung-ming, der 
in Kuanztung das Staatsruder wieder ererilien hat, nachdem 
Sum Yat-sen Canton als Flüchtlinge verlassen hat, sich schließ- 
lich zu Wu Pei-fu stellen wird. ist nicht klar. In der Geener- 
schaft gegen Chang Tso-lin waren wohl beide sich einte. aber damit 
ist noch lange nicht gesagt. dab der stets eigenwillige Suden 
auf einen Wink Chens jetzt in die Front Wu Pei-fus einschwenkt. 
So weit Ist es noch Jane nicht. Wie der Südwesten, wie das 
Mittlere Yangtsetal sich zu Wu stellen werden, ist ebentalls 
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völlig unklar. Inzwischen gehen nach alter chinesischer Ueber- 
lieferung zwischen denen, die sich gestern auf dem Schlachtfeld 
ecegenübergestanden haben, heute bereits die Unterhändler hin 
und her. Es werden neue Bündnisse für morgen vorbereitet. 
Das allein zeigt schon, wessen die Machthaber gewärtig sind. 
Sie wissen, daß ncue Kämpfe kommen werden, kommen müssen, 
bis endlich der Mann erscheint, der stärker ist, als alle anderen, 
der sie nach seinem Willen niederzwingen und nach ihrer Be- 
seitigung ein neues Reich. aufrichten kann. 

Es ist unter diesen Umständen höchst erstaunlich, daß fast 
die gesamte westländische Presse in Ostasien im Gegensatz 
zu den chinesischen und japanischen Blättern, von einem unmittel- 
baren Bevorstehen des Endes der Wirren in China, von einer 
\Wiedervereinigung des Reiches spricht. Der Wunsch und die Hoff- 
nung, Wu Pei-fu werde sich als '‚Napoleon“, dessen China be- 
dürfe, erweisen, verwirren das ruhige sachliche Urteil. Wer 
die Volksstimmung in China genauer verfolgt hat, muß sich 
sagen, daß allein das Parteiergreifen der fremden Mächte (vor 
allem der angelsächsischen Staaten) für Wu Pei-fu dessen Stel- 
lung seinen eigenen Landsleuten gegenüber arg gefährdet. Die 
Abneigung gegen die Fremden geht im chinesischen Volk selhır 
tict. China fühlt sich enttäuscht durch das Verhalten der 
fremden Mächte, die ihm ihren Rat während und nach dem 
Kriege aufgedrängt haben. Und darunter hat wohl keine Macht 
im Augenblick so stark zu leiden, wie England. Das stellte vor 
kurzem anch der Pariser „Temps“ ausdrücklich fest und hat 
vor wenigen Wochen der l.ondoner Gesandte Ku Wei-chim in 
Sieanghai bei aller Freundlichkeit zu England rückhaltslos be- 
stätist. 

Die einzige fremde Macht, die sich über die Bedeutung 
der gegenwärtigen Entwickelung klar bewußt und die ergeben- 
den Forderungen zu ziehen bereit ist, ist Japan. Es ist kein 
Zufall, daß Japan jetzt seine Truppen aus China zurückzieht. 
Unter dem Druck der Washingtoner Konferenz handelt Japan 
sicherlich nicht: Japan würde aufhören, eine Großmacht zu 
sein, täte es es. Ihre Führer — man vergesse nicht, daß der 
heutige Ministerpräsident Admiral Baron Kato das geistige 
Haupt der japanischen Delegation in Washington war. Das 
Umlegen des Ruders auf einen neuen Kurs war in den maß- 
gebenden Kreisen Tokyos beschlossene Sache, noch ehe die 
Washingtoner Konferenz zusammentrat. Das war deutlich er- 
kennbar, als Japan seine Teilnahme an der Konferenz von einer 
Begrenzung und Abänderung des von der amerikanischen Re- 
gierung geplanten Programmıs abhängig machte. Man war 
sich über die Ziele, die Washinzton mit der Konferenz verfolxte, 
in Tokyo nie im unklaren, und man kannte genau die Mittel, 
mit denen man Amerika wie England von diesen abdrängen 
konnte. Man erkannte in Tokvo das (iebot der Stunde. Man 
war sich dort vollständig klar darüber, daß die gewaltige so- 


ziale und politische Wandlung, die sich in China vollzog, dem. 
der sehen wollte, ungeahnte Möglichkeiten bietet. Es wurde 
höchste Zeit, die früher verfolgte Machtpolitik aufzugeben und 
den Wünschen auch des eigenen Volkes Rechnung zu tragen, 
wollte Japan sich nicht, wenn eines Tages sich die neue Ord- 
sung durchsetzte, wenn neue Männer an die Spitze des wieder- 
geborenen chinesischen Reiches treten, einem Feind geger- 
übersehen, der unversöhnlich bleiben muß, will er nicht sofort 
durch Verlassen nationaler Bahnen den festen Boden unter den 
eigenen Füßen verlieren. Es ist kein Zufall, daß gerade jetzt 
die japanische Politik auf die Notwendigkeit für Japan hinweist, 
in China zielbewußte, umfassende Kulturpropoganda zu treiben. 
wie es England, Amerika und Deutschland längst getan hätten. 
Jetzt, wo noch alles in Fluß ist, müssen die Herzen des chi- 
nesischen Volkes gewonnen werden. Für die neue kommend: 
chinesische Regierung darf kein Zweifel bestehen, wem sie die 
Hand zum Bunde reichen darf und reichen muB und wem sie 
den Rücken zu wenden hat, will anders sie nicht mit der öffent- 
lichen Meinung im eigenen Land in scharfen Konflikt kommen. 
Jahre starken Japanhasses haben wir in China erlebt, ein Bory- 
kott japanischer Waren folgte dem andern; der Jalırestag. an 
dein Japan 1915 seine berüchtigten 21 Forderungen gestellt 
hatte, war ein Nationaltrauertag. Die Eindrücke der japar- 
feindlichen Bewegung sind nicht von heute auf morgen auszy- 
löschen. In Jahre langem ehrlichem Bemühen muß gutgemach! 
werden, was in der Vergangenheit gesündigt worden ist. Auch 
das spricht dafür, daB man in Tokyo die Umkehr für nec 
nicht zu spät hält, daß man glaubt, noch Zeit zı haben, weil 
die nene Ordnung in China noch nicht aufgerlichtet werden 
kann. 

Es ist schwer, wenn nicht unmöglich, in politischen Fragen 
zu prophezeien. Ueber Nacht können Ereignisse eintreten. di 
elle Berechnungen über den Haufen werfen. Aber nach all 
dem, was wir sehen, was wir als die gegebenen Faktoren be- 
tiachten müssen, ist mit der Wiederherstellung von Ruhe und 
Ordnung in China in der nächsten Zeit noch nicht zu zäller. 
Weder hat sich der neue Geist im Volk durchgesetzt, noch is 
die Macht der Tutschüns gebrochen. Die Tutschüns selbst b- 
reiten sich auf neue Machtkämpfe vor, die sich unter neuer 
Konstellationen vollzichen werden. Kaum hat Wu Pei-fu ar! 
dem Schlachtfeld Erfolge erzielt, da gingen auch schon Boter 
hin und her, hierhin und dorthin, um neue Verbindungen an- 
zuknüpfen, um den Grund zu neuen Machtgruppen zu legen 
die anderen ihren Willen aufzuzwingen imstande sind, — um. 
wenn diese beseitigt sind, sich selbst zu zerfleischen. Das alles 
sieht nicht danach aus, als ob der Boden für baldmörlichen 
Frieden bestellt ist. Ueber kurz oder lang ist mit neuen Kämpien 
zu rechnen. Für rosige Hoffnungen, es werde sich jetzt allcs 
zum Besten wenden, es würden Handel und Wandel aufblülen. 
ist kaum Anlaß gegeben. CF. 


Kriegshetzer im Fernen Osten. 


Wer während des Weltkrieges in Ostasien gelebt hat, wird 
sich erinnern, welchen schmachvollen Umtrieben es zuzu- 
schreiben war, daß China schließlich doch noch Deutschland den 
Krieg erklärt hat. Es war eine CGiruppe amerikanischer und eng- 
licher Politiker und Journalisten, die in Peking den Chinesen 
klar zu machen wußten, daß ihr Interesse es erfordere. daß sich 
China auf die Seite der Allierten stelle. Was man China dafıir 
lot war. vom chinesischen Standpunkt aus geschen, so xroß 

die Zulassung Chinas als gleichberechtigte Macht am Friedens- 
tisch daß man es, immer von chinesischem Standpunkt, be- 
greifen kann. daß der damals leitende Staatsmann in Peking, 
Marschall Tuan Chi-iui, unter unerhörteın Druck von vielen 
Seiten, schließlich die \erantwortung einer verpaßten Gelegxen- 
heit nicht auf sich nelmmen zu können wlaubte. Das Treiben der 
anzelsuchsischen Gegner Deutschlands wird dadurch natürlich 
tum keinen Girad vornehmer oder entschuldbarer: es war das 
denkbar ruchloseste Spiel mit dem Geschick Chinas, dessen Zu- 
kunt den Hetzern höchst gleichwzültig war wenn nur ihnen 
ulbst der erlontte Lohn winkte, Um was es letzten Endes ging, 


ist damals wohl nur den Allerwenigsten klar geworden. Di 
Welt stand im Bann der Kriexsereignisse: sie sah den furcht- 
baren Kampf, der sich in Europa abspielte, sah aber auch das 
fruchtlose Ringen der Alliierten, die Deutschland aus eigenf 
Kraft zu bezwingen nicht im Stande waren. Die Welt xlaubte 
damals an das Schlagwort, die Entente brauche noch Chinas 
Arbeitermassen und seinen Lebensmittelüberschuß, um ds 
Ücbergewicht auf ihre Seite zu brinzen. Daß sich dahinter aber 
ganz andere Dinge abspielten, daB es der Staatskunst eine 
Wilson damals um etwas ganz anderes ine. das verstanden di. 
unmittelbar Interessierten zunächst noch Klug zu verbergen 
Erst jetzt fällt der Schleier allmählich. Frst jetzt plaudern ci. 
die damals an den auf Veranlassung Amerikas Ins Werk 2% 
sctzten Umtrieben beteiligt waren, aus, was ihres Streß» 
letzter Sinn gewesen ist. 

Wie im Jahre 1917 in China von Ausländern, die das Gastren ! 
Chinas schmählich mißbrauchten, gewühlt und gesetzt worden 
ist, das hat freilich schon längst einer der Hiuptbeteillzten. dir 
“merikanischen Journalist G, Blythe, in der New Yorker „SU 


day Evening Post“ ausgeplaudert. Die höchst sensationelle Dar- 
stellung des Treibens des „fliegenden Korps“ (wörtlich des 
„fliegenden Keils“ .— flying wedge), wie sich die Clique der 
Deutschenfresser selbst nannte, ist unterhaltend zu lesen, ist aber 
zugleich auch ein vernichtendes Urteil über die unsaubere Tätig- 
keit jener ehrgeizigen und gewinnsüchtigen Machenschaften. Ihr 
Ziel haben sie damals durch Versprechungen, die sie nicht halten 
konnten, und Drohungen, wie sie im Völkerverkehr unerhört 
sind, erreicht. Der „Östasiatische Lloyd“ hat, kurz ehe er unter- 
drückt wurde, in seiner Nummer vom 22. Juni 1917 die wesent- 
lichsten Züge der Darstellung Blythes wiedergegeben. Es lohnt 
sich, das einmal wieder zu lesen, was damals geschrieben wurde. 
Hier nur einige Sätze: 

„Jungchina, dessen Söhne auf ausländischen Universitäten 
herangebildet waren und die den Fortschritt für ihr Vaterland 
ersehnten, sollte gewonnen werden. Das Jungchinesentum sollte 
gegen das „Mandarinentum‘“, das heißt gegen alle, die sich der 
neuen auswärtigen Politik entgegenstellen, gewonnen werden. 
„Habt ihr Jungchinesen umsonst drei Revolutionen gekämpft und 
euer Blut für die Republik gelassen? Sprengt die Ketten, schafft 
ein wahrhaft republikanisches China!“ Mit solchen Worten 
leitete das „Fliegende Korps“ seinen Feldzug ein. Nachdem ge- 
nügend Zwiespalt unter die Jungchinesen gebracht war, wandte 
sich die Aufmerksamkeit wieder auf den Ministerrat. Alles 
wurde in Bewegung gesetzt, um die Minister von der Dienlich- 
keit eines Abbruches der Beziehungen zu Deutschland zu über- 
zeugen. Stundenlange Besprechungen, die bis in die Nächte dauer- 
ten, fanden statt. Es war ein harter Kampf, Faust gegen Faust; 
wer zögerte, wurde Memme gescholten; wer zweifelte, wurde 
verdammt, sagt Blythe. Bedenken wurden über die Haltung 
Japans laut. Die Amerikaner zerstrceuten sie, indem sie sagten, 
China solle sich ja nicht den Kriegführenden anschließen, son- 
dern lediglich die Beziehungen zu den Mittelmächten abbrechen. 
Die Anstrengungen der Amerikaner ließen nicht nach, Dr. 
Reinsch war unermüdlich. Er hatte wiederholte Besprechungen 
mit dem Präsidenten und dem Ministerpräsidenten. Er arbeitete 
Tag und Nacht und beifchligte die Gruppe, die Schulter an 
Schulter mit ihn kämpfte. Den jüngeren chinesischen Generalen 
wurde gesagt: „Warum geht ihr nicht zu dem Ministerpräsi- 
denten, zu den Ministern und sagt jedem, der in seiner Meinung 
schwankt, daß — falls sie nicht die vom Himmel gesandte Ge- 
Iegenheit wahrnehmen — sofort Schritte unternommen werden 
und mit Wäaffengewalt eine Regierung geschaffen wird, die Ein- 
sicht und Vaterlandslicebe genug hat, zu handeln!“ Das war 
nichts anderes als cine gemeingefährliche Aufreizung zum 
Staatsstreich. Mit Waffengewalt sollte jeder gestürzt werden, 
wer sich der amerikanischen Politik in den Weg stellte.“ 

Mit solchen Mitteln arbeitete der damalige amerikanische 
Gesandte Dr. Reinsch. Meminisse juvabit. Solcher Vorgänge 
sich zu erinnern, lohnt stets. Reinsch war die treibende Kraft 
und seine Stabschefs waren ein ehemaliger amerikanischer 
Missionar, der „olle, ehrliche“ Dr. John Ferguson, der britische 
Obermachenschafter in Peking, Dr. Morrison von der Londoner 
Times“, W. H. Donald, damals Redakteur der „Far Eastern 
Review“, und andere — einschließlich Reinsch alles Leute, die 
sich als Lohn für die damals geleistete Hetzarbeit später von 
der chinesichen Regierung als „Ratgeber“ anstellen ließen und 
Jahre lang auf Kosten Chinas ein von vielfachen Weltreisen 
unterbrochenes Schmarotzerleben in Peking geführt haben. 
Damals war Dr. Reinsch. der amtliche Vertreter der Vereinigten 
Staaten, der vertraute Freund des Präsidenten Wilson. In deut- 
schen Kreisen glaubte man vielfach. als treibende Kraft bei 
Reinsch den Haß sehen zu sollen, der Renegaten (Reinsch stammt 
von hessischen Eltern) so oft bescelt. Für die Deutschen war 
das eine bittere Erfahrung mehr. Hatte doch Reinsch vorher in 
schr auffallender Weise Annäherung an deutsche Kreise gesucht, 
die er auf alle Weise gegen England und Japan einzunehmen 
und für ein gemeinsames amerikanisch-chinesisch-deutsches Vor- 
gehen in China zu gewinnen suchte. 

Kürzlich ist nın ein Buch dieses selben Dr. Reinsch er- 
schienen, das den vielversprechenden Titel „An American 
Diplomat in China“ trägt. Auch dieses sein Memoirenwerk läßt 
Reinsch wieder in dem fragwürdigen Lichte eines Kriegshetzers 


- schlimmster Art erscheinen. 
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Reinsch scheint von einem unge- 
wöhnlichen Größenwahn beseelt zu sein, sich für den vom Ge- 
schick Ausersehenen zu halten, der den Vereinigten Staaten in 
Ostasien die führende Stellung zu schaffen berufen sei. Daß 
das sein Ziel war, ist dem, der den Dingen im Fernen Osten mit 
einiger Aufmerksamkeit gefolgt ist, schon seit Jahr und Tag 
klar. Jetzt bestätigt es Reinsch selbst. 

Am 7. Juni 1919 — sein Freund und Gönner Wilson saß 
damals noch im Weißen Haus oder befand sich, genauer genom- 
men, gerade in Paris, wo er an der Vorbereitung des Versailler 
Diktates teilnahm — bat Reinsch in ziemlich überraschender 
Weise um seinen Abschied aus dem amerikanischen Staatsdienst. 
Zu diesem Schritt hat er sich entschlossen, da er hoffte, von den 
Fesseln befreit, die ihm nach Wiederherstellung des Friedens 
seine Stellung im Pekinger Diplomatischen Korps auferlegte, den 
Interessen der Vereinigten Staaten in China noch größere 
Dienste leisten oder — wie Reinsch es selbst ausdrückt — die 
Beziehungen Chinas zu Amerika noch enger gestalten zu 
können. 

Dr. Reinsch ist, solange er Gesandter der Vereinigten Staa- 
ten in Peking gewesen ist, — das muß zugegeben werden — ein 
unermüdlicher Förderer und Vorkämpfer der wirtschaftlichen 
Interessen seiner Landsleute gewesen. Wenn heute große 
öffentliche Arbeiten aller Art in China unter amerikanischer 
Leitung und mit amerikanischem Kapital ausgeführt werden, so 
sind die Verträge im wesentlichen dank seiner Vermittelung zu- 
Stande gekommen, zum Teil sogar auf unmittelbares Betreiben 
von Dr. Reinsch zurückzuführen. Reinsch ist es auch gewesen, der 
immer wieder die Schaffung von amerikanischen Industriebanken 
anregte und förderte. Er hat über seine Tätigkeit in dieser 
Beziehung letzthin selbst in der New Yorker Zeitschrift „Asia“ 
(in den Aufsätzen „Japanese Yen in Chinese Politics“ and „Ame- 
rican Merchant Adventurers in China“, Januar und Februar 
1922) berichtet. Die Aufsätze mögen etwas stark auf Eigenlob 
eingestellt sein, immerhin bieten sie Beiträge zur neueren Wirt- 
schaftsgeschichte Chinas, die nicht übersehen werden sollten. 
Insbesondere ist auch beachtenswert, was Reinsch bei dieser Ge- 
legenheit über die Pläne der Standard Oil Company zu sagen 
hatte. In der Verfolgung dieser amerikanischen Projekte liegt 
der Schlüssel zum Verständnis dessen, was Amerika (ohıne 
seinem Bundesgenossen England das auf die Nase zu binden) 
dadurch zu erreichen hoffte, daß es 1917 China an seiner Seite 
in den Krieg trieb. Aus eigener Kraft war China damals gar 
richt imstande, den Alliierten wertvolle Dienste zu leisten: es 
fehlten dazu alle Vorbedingungen. Das hat die Folge gezeigt. 
Sehr viel mehr als ein paar hunderttausend durchweg unge- 
lernter Arbeiter hat China den Verbündeten nicht zur Verfügung 
stellen können, und auch diese sind nur mit Ach und Krach unter 
Vorspiegelung falscher Tatsachen aufgebracht worden. Die Mit- 
arbeit mehr geschäftstüchtiger als glaubensstarker Missionare 
bei diesem „Kuhhandel“ hat sich inzwischen ja, wie die Kund- 
gebungen gegen die christlichen Bestrebungen in China deutlich 
bewiesen haben, schwer gerächt. Was die amerikanischen 
Kriegshetzer damals erhofft hatten, hat sich aber nicht erfüllt. 

Reinsch und seine Leute hatten damit gerechnet, es würde 
sich alles zum Vorteil Amerikas gestalten, wenn es gelang, für 
ein umfassendes erfolgreiches Eingreifen Chinas in den Weltkrieg 
die fehlenden Vorbedingungen mit amerikanischem Kapital und 
amerikanischer Hilfe zu schaffen wofür sich dann China 
durch Gewährung unendlich wertvoller Konzessionen aller Art 
an Amerika erkenntlich erzeigen sollte. Man vergesse nicht: 
Amerika hatte schon im Sommer 1914 am Vorabend des Ab- 
schlusses sehr erheblicher Verträge in China gestanden. Da 
hatte der Ausbruch des Weltkrieges allen diesen Plänen ein 
unerwartetes Ende gemacht. Während des Krieges hatten dann 
die Japaner die Lage in China ebenso geschickt wie nachdrück- 
lich auszunutzen verstanden, wobei ihnen die Anerkennung ihrer 
Vormachtstellung durch das Lansing-Ishii-Abkommen großen 
Vorschub leistete. Reinsch hätte schon früher in Japan den 
größten und geführlichsten Wettbewerber Amerikas in China 
erkannt. Während des Weltkrieges verschärfte sich seine Ab- 
neizung gegen Japan erheblich. Mit bitterem Grimm und einem 
gut Teil Heuckelei schreibt er darüber nachträglich: „Ich sah 
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mich gezwungen, mit voller Ueberlegung Japans Politik zu ver- 
urteilen. Als ein Bewunderer Japans und sein Freund war ich 
nach dem Fernen Osten gekommen, wie meine Schriften im 
Ucbermaß beweisen. Ich habe mein Wohlwollen Japan gegen- 
über auch niemals aufgegeben. Aber ich habe meine Augen vor 
der imperialistischen Politik Japans mit ihrem gewissenlosen, 
unbarmherzigen und hinterlistigen Vorgehen nicht schließen 
können.“ Diese seine eigenen Worte lassen einen tiefen Blick 
in die Scele Reinsch’ tun. 

Wenn sich Reinsch danach im Sommer 1919 entschloß, aus 
dem amerikanischen Staatsdienst auszuscheiden, so geschah das 
augenscheinlich, weil er zu der Ueberzeugung gekommen war, 
daß er seinen Freund Wilson nicht werde bestimmen können, 
die Wege zu gehen, die er für nötig hielt, den japanischen Ein- 
fluıß zurückzudrängen. Ohne eine Entscheidung der Waffen, 
glaubte Reinsch, werde das Ziel nicht zu erreichen sein — und 
trotz des „Wohlwollens“, von dem er, wie er im Januar 1922 
schreibt, Japan gegenüber immer bescelt gewesen ist, zögert er 
auch nicht einen Augenblick, zum Krieg zu hetzen. Das klingt 
unglaublich, entspricht aber den Tatsachen. Gestützt auf eine 
ganze Reihe von Helfershelfern — vor allem den Sekretären 
der amerikanischen Handelskammern in China verfolgte 
Reinsch seine Kriegstreibereien, wie im Jahre 1917 gegen 
Deutschland, so seit 1919 gegen Japan mit allen Mitteln. Wie 
sehr er selbst wieder die treibende Kraft gewesen ist, berichtet 
er in seinem oben erwähnten Buch. Er teilt den Wortlaut seines 
nach Washington gerichteten Rücktrittsgesuchs mit. Nach 
scharfen Angrifien auf Japan heißt es da: „Seit dem vollständigen 
Zusammenbruch’ Deutschlands hat Japan sich nur durch einen 
Bluff behaupten können. Möglich, daß seine eigenen Gencrale 
die Stellung Japans für schr ungemein stark halten! Es ist in- 
dessen klar, daß diese Generale in dem Augenblick vollständig 
machtlos sein würden, wo der Handel Japans zum Stillstand ge- 
bracht wird und eine der GroBmächte eine Flottendemonstration 
macht. Das wünscht natürlich niemand. (?!) Aber es liegt 
doch auf der Hand, daß Japan seit dem Zusammenbruch Deutsch- 
lands nicht mehr zur Gewalt greifen kann. Durch nichts hätte 
sich Japan selbst mehr geschädigt, als wenn es von der Frie- 
denskonferenz fortgeblieben wäre, auf der es alles gewinnen und 
nichts verlieren konnte. In 10 Jahren mögen die Dinge ganz 
anders liegen. Dann wird das inzwischen klüger gewordene 
amerikanische Volk schreien: Weshalb ist denn kein Ende gc- 
macht worden, solange noch Zeit dazu war?“ Reinsch empfahl 
also seinem Freund Wilson, den „Bluff“ Japans mit dem Abbruch 
der Handelsbeziehungen und einer Flottendemonstration zu bc- 
antworten, was tatsächlich auf eine Kriegserklärung der Ver- 
einigten Staaten herausgekommen wäre. In China aber licB 
Reinsch immer wieder verbreiten, die Vereinigten Staaten 
wurden die imperialistische Politik Japans nicht länger dulden, 
würden dem Land der aufgehenden Sonne bei der ersten sich 
Dietenden Gelegenheit ein „bis hierher und nicht weiter!" zu- 
rufen. Bundesgwenossen brauche Amerika dazu nicht, die cigene 
Kraft reiche vollkommen aus, Japan nicderzuzwingen. Ganz 
Jungchina rechnete schon mit der neuen politischen l.age, salı 
Chinas Zukunft eng verbunden mit der Amerikas und hetzte zu- 
pichst das Land in einen Boykott gegen Japan. Kamm man es 
da den Männern, die am Staatsruder in Peking standen, ver- 
übeln, wenn sie Mißtrauen gegen Reinsch, der sie 1917 schon ein- 
mal so schwer hineingelegt hatte, empfanden und alles aufboten, 
einen offenen Bruch mit Japan zu verhindern? 

Dieses Mal aber ist die Kriegstreiberei Dr. Reinsch’ auch 
im eigenen Lager auf Widerstand gestoßen. Zwar wurde in der 
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Hearstschen Presse auch in Amerika eifrig gegen Japan ge- 
schürt.. In den Weststaaten litten weite Kreise unter der 
Psychose, die eine vermeintliche gelbe Gefahr herauigeschworen 
hatte. Aber bei den großen Massen des amerikanischen Volkes 
bestand keine Lust zu einem neuen Krieg, — am allerwenigsten 
gegen ein Land, von dem man herzlich wenig wußte. Die Jugend 
Amerikas dachte nicht daran, sich von neuem über ein Welt- 
meer führen zu lassen, ohne daB eine schwere Bedrohung des 
eigenen Landes einen Verteidigungskrieg unbedingt nötig machte. 
Ganz besonders aber lehnten die amerikanische Industrie und die 
amerikanische Finanz es ab, ihre Kreise durch neue Abenteuer 
stören zu lassen. Sie hatten mehr als genug an den Folgen der 
Wilsonschen Politik zu tragen, und ein wertvoller Bundesgenosse 
stand ihnen in der amerikanischen Kaufmannschaft in Japan zur 
Seite. Auch in diesen Kreisen wurde jeder Gedanke an einen 
Krieg zwischen Amerika und Japan auf das entschiedenste ab- 
gelehnt. Es war also nur eine verhältnismäßig kleine Gruppe 
von Amerikanern, die einen Krieg mit Japan herbeiselhnte und 
herbeizuführen suchte. Sie waren im wesentlichen in den ameri- 
kanischen Handelskammern in China zusammengefaßt. Sie ver- 
fügten aber über einflußreiche Beziehungen zu einzelnen Blättern 
Amerikas und hatten vor allem in „Millards Review“ (oder wie 
das Blatt sich jetzt nennt: „The Weekly Review“) in Schanghai 
einen starken Parteigänger. Ihr Führer war Dr. Reinsch. 
Millard selbst war als Ratgeber der Chinesen mit nach Paris 
gekommen. Als er dort das Spiel verloren sah, eilte er nach 
Wasliington, um den Senatsausschuß für Auswärtige Angelcgen- 
heiten gegen Japan mobil zu machen. Auch Dr. Reinsch bexab 
sich nach Amerika, um dort zu intrigieren und zu hetzen. Der 
Chefredakteur der „Weckly Review“, Powell, der zugleich Se- 
kretär der Amcrikanischen Handelskammer in Schansrhai ist. 
wurde zur Unterstützung Millards nach Washington beiohlen. 
Zwei ganze Jahre blieb er dort und überschwemmte die ameri 
kanischen Handelskammern und andere Verbände mit endlosen 
Berichten, Aufrufen usw., die alle das Motto trugen „Japan ist 
der Feind“. Er forderte alle ihm erreichbaren Kreise in Amerikä 
auf, sie sollten an ihre Abgeordneten und Senatoren schreiben, 
und von diesen verlangen, vom Staatsdepartement die Vor- 
legung der geheimen Schriftstücke und Denkschriften zu fordern. 
aus denen sich ergebe, daß Japan den amerikanischen Handel in 
Schantung auf alle Art und Weise im Widerspruch mit den be- 
stehenden Verträgen schädige, und sollten dafür Sorge tragen. 
daß diese Dokumente in die Kongreßakten aufgenommen würder. 
Die amerikanische „Far Eastern Review“ in Schanghai, die den 
Kanıpf gegen diese Hetzereien unter Leitung ihres Heraus 
gcbers Geo. Bronson Rea außerordentlich nachdrücklich und ur- 
sichtig geführt hat, nannte die Handlungsweise Powells eine 
ofiene Aufreizung zu Feindseligkeiten. 

Der Erfolg ist dieses Mal Dr. Reinsch und seiner Geivli- 
schaft versagt geblieben. Ruhige Ucberlegung hat in Washini- 
ton den Sieg davongetragen, nachdem Wilson vor andertha.> 
Jahren einen republikanischen Nachfolger erhalten hat. I 
Washingtoner Konfereyz hat die Lösung der pazifischen urd 
fernöstlichen Probleme mit friedlichen Mitteln in die Wege ie 
leitet. Keineswegs hat die Konferenz nun schon endgultig a’e 
Reibflächen ausgeschaltet, aber überall ist das ehrliche Bestfe- 
ben erkennbar, einen Ausgleich zu schaffen. Man kann für den 
Frieden Ostasiens (wo sicher bei einem Waffenkampi Chin 
wieder das Schlachtfeld und damit der leidende Teil sein wurde) 
nur hoffen, daß den verderblichen Wühlereien und Krierstirch 
bereien eines Reinsch und seiner Genossen ein für alle Male ein 
Ende wemacht ist. cr 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


China. 

Zum Präsidentenwechsel. Nach den letzten aus China vor- 
livemten Melinnzen ist anzunehmen, daß der Umstand, daß 
Prasadent Hsüu Shuh-chang von dem Ausenblick an, wo Wu 
P’r-ti als der Sieger anzesehen werden mußte, allerlei Machen- 
Schatten und Umtriebe, die verhindern sollten, daB Wus Macht 


zu groB würde, ins Werk setzte oder mindestens richt ver 
hütete,. seinen Sturz herbeigeführt hat. \Wu Kam zu der Üchr- 
zeugung, daß Hsü nicht über den Parteien stand, daß er cisene 
Pläne verfolgte, um sich vor allen selbst im Amt zu lan 
und im Grunde seines Herzens zu Chang Tso-lin hielt. von dem 
er sich bis zu einem gewissen Grade, wenn nicht unmitchsf- 


so doch mittelbar bestimmen ließ. Wu setzte zunächst freilich 
durch, daß Hsü Shih-chang Tso-lin seiner Aemter entkleidete, 
den Posten eines Generalinspekteurs der Mandschurei einzog 
und Chang alle früher verliehenen Orden und Ehren aberkannte. 
Wu, der damals, militärisch wenigstens, als der allmächtige Mann 
im Norden galt, hat dann zunächst Hsü für die Bildung eines 
neuen Ministerrats freie Hand gelassen. Die Chihli-Partei, deren 
tatsächlicher Führer heute Wu ist, ließ dem Präsidenten freilich 
darüber keinen Zweifel, daß sie vor der Besetzung des Postens 
des Kriegs- und Marineministers gehört zu werden wünsche. 
Hsü sah sich sehr bald außerstande, überhaupt ein neues Ka- 
binett zustande zu bringen. Damit wurde, wollte man einer Militär- 
diktatur nicht entgegengehen — und eine solche zu vermeiden, 
hatte selbst Wu Pei-fu allen Anlaß — sehr bald der Rücktritt 
des Präsidenten Hsü-Shih-chang unerläßlich. Es scheint, daß 
die Bestrebungen, einen neuen Ministerpräsidenten zu finden, 
sich auch deshalb aussichtslos gestalteten, weil die in Betracht 
kommenden Männer, vor allem General Wang Shih-chen, der 
sowohl zur Kaiserzeit wie bei dem Putsch des Marschalls Chang 
Hsün 1917 eine Rolle gespielt hat und seitdem großen Einfluß 
auf die Chihlipartei ausübt, der Ueberzeugung waren, eine Prä- 
sidentschaftskrisis sei nicht mehr zu übergehen; da sei es viel 
klüger, sich zunächst im Hintergrund zu halten und dann selbst 
als Präsidentschaftskandidat aufzutreten. Als sich Hsü schließ- 
lich unmittelbar vor dem Drachenfest — dem kritischen Ab- 
rechnungstag bei Sommersanfang — mit Wang Shih-chen dahin 
geeinigt hatte, daß Wang zunächst die Regierung übernehme, 
wobei Yen Hui-ching das Acußere behalten und Tuan Kuang das 
Finanzministerium übernehmen sollte, war es zu spät. Wu 
Pei-iu hatte sich inzwischen mit Li Yuan-hung in Tientsin ge- 
einigt, und dieser fand sich bereit, die Präsidentschaft zu über- 
neiimen. Die Uebernahme der Präsidentschaft durch General 
Li Yuan-hung hat die erhofite Erleichterung der politischen 
Lage aber nicht gebracht. Die Machenschaften gehen weiter. 
Anfänglich von allen warm begrüßt, ist Li längst das Ziel viel- 
facher Angriffe. Im einzelnen auf sie einzugehen, lohnt nicht. 
I.sbesonder2 die Anhänger Wu Pei-fus sind stark enttäuscht, 
am meisten wohl dadurch, daß Li ihren Gegner Chang Tso-lin 
nicht hat fallen lassen, sondern auch mit ihm für die Wieder- 
vereinigung Chinas rechnet. Ein jedenfalls von den besten An- 
sichten diktierter Erlaß des neuen Präsidenten, der die Auf- 
hebung der Tutschünats verlangt, hat- im Lande großes Auf- 
schen gemacht, von der Presse aber vielfach als taktlos bs- 
zeichnet; Li hätte sich darauf beschränken sollen, das höchste 
Staatsamt während des Interregnums zu übernehmen, alle 
weiteren Maßnahmen aber dem alten Parlament von 1917, das 
wieder zusammentreten soll. überlassen. Dornenlos ist der We, 
den Li zu gehen hat, nicht. 


Das neue Pekinger Kabinett. Aus den letzthin aus China 
einxetrofienen Nachrichten ergibt sich, daß Präsident Li Yuan- 
huns ursprünglich an die Spitze des Kabinetts nicht den Minister 
des Acußern Yen Hui-ching stellen wollte, sondern schon von 
Tientsin aus den Vorsitz Wu Ting-fang angeboten hatte, und 
daß Wu ihn anzenommen hatte. Präsident Li Yuan-hung glaubte 
damit einen großen Schritt an der Aussöhnung von Nord und 
Sid getan zu haben. Wu, der damals als Zivilgouverneur an 
der Spitze der Provinz Kuangtung stand als Nachfolger Ge- 
neral Chen Chiung-mings, der kurz vorher endgültig mit Sun 
Yat-sen gebrochen hatte), hat den Pekinger Posten nicht mehr 
übernehmen können, da er erkrankte und inzwischen, wie schon 
gemeldet, achtzigjährig, gestorben ist. Dem neuen Kabinett ist 
kein langes Leben beschieden gewesen. Schon Anfang Juli hat 
es erklärt, zurücktreten zu wollen, da es die Möglichkeit er- 
sprieBlichen Wirkens nirgendwo erkennen konnte. Zunächst ließ 
es sich bestimmen, im Amt zu bleiben, bis das Parlament in 
aller Form zusammengetreten sei und eine Entscheidung herbei- 
führen werde. Inzwischen aber wurde der Finanzchaos 
schlimmer und schlimmer. Der Finanzminister Tung Kang er- 
kannte die Unmöglichkeit, Einnahmen mit Ausgaben zu balan- 
zieren: eine unter Vorsitz Ku Wei-chiuns, der eigens zu diesem 
Zwecke von seinem Gesandtschaftsposten in London nach Peking 
Derufen war, taxende Kommission arbeitet anscheinend zu lang- 
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sam, um der Finanzverwaltung die nötige sofortige Hilfe zu 
bringen. Angesichts dieser Tatsachen bestand Tung Kung auf 
seinem Abschied ohne Verzug, und ihm hat sich entgegen der 
anfänglichen Bereitwilligkeit, wenigstens vorläufig im Amt zu 
bleiben, der gesamte Ministerrat angeschlossen. 


Ausbruch neuer Kämpfe bevorstehend? Aus Peking wird 
unter dem 23. Juli gemeldet, Marschall Chang Tso-Lin be- 
reite einen neuen Feldzug gegen Wu Pei-fu vor. Bekamıt 
ist, daß sich in Mukden verabschiedete japanische Offiziere 
befinden, die Chang bei der Reorganisation seines Heeres be- 
raten. In Peking wird die Lage sehr pessimistisch beurteilt: 
alle Aussicht auf einen baldigen Frieden und die Wiederver- 
sinigung des chinesischen Reiches sind  geschwunden. 


Südchina. In Südchina herrscht Chaos. Sun Yat-sen ist mit 
vier Kanonenbooten wieder vor Canton erschienen und die ihın 
ergebenen Truppen haben unter General Hsü Chung-chih wieder 
die Aggressive gegen General Chen Chiung-ming ergriffen, der 
Wlıampoa genommen hat und dessen Truppen Canton besetzt 
hatten. Die fremden Mächte drohen mit bewaffneter Hand ein- 
zugreifen, sollte Sun Yat-sen Canton beschießen. Auch aus 
Kiangsi sind die Cantonesischen Truppen noch nicht zurück- 
gezogen. Dort haben Truppen gemeutert; angeblich handelt es 
sich um Soldaten Wu Pei-fus: Klarheit herrscht darüber aber 
nicht. Nach amerikanischen Meldungen sind an 10000 Chinesen 
von den Meuterern niedergemacht und sind insbesondere auch 
die freınden Missionare einschließlich der Frauen schweren Un- 
bilden ausgesetzt worden; eine Bestätigung dieser Meldunz 
bleibt abzuwarten. In Kuangsi, das die Cantonesischen Truppen 
haben räumen müssen, ist General Li Chung-yin der Gewalt- 
haber; der Zivilgouverneur Ma Chung-wu hat mit Not und 
Mühe Canton erreicht. 


Jungchinesische Reformpläne. Unter den chinesischen Ge- 
Ichrten und Studenten, die zur jungchinesischen Partei gehören, 
macht sich neuerdings ein bemerksenwerter Wandel in der Aui- 
fessung der Mittel geltend, die für die Reform des chinesischen 
Staatswesens den Ausschlag geben müssen. Bisher war die 
Tätigkeit dieser Kreise vornehmlich auf eine Kritik der äußeren 
Politik der Regierung eingestellt gewesen und hatte sich in 
mannigfachen Kundgebungen gegen freınde Mächte geäußert, so 
namentlich durch Boykotts fremder Waren usw. Man erkennt 
allmählich, daß man damit nicht zum Ziel kommt. Daher schenkt 
man neuerdings der inneren Entwicklung größere Beachtung. 
stößt dabei aber selbstverständlich auf erheblich größere Schwie- 
rigkeiten, als bei dem Kampf gegen die äußere Politik. In den 
Kreisen der Regierung hatte man vielfach die politische Be- 
tätigung Jungchinas insofern für im Grunde ziemlich belanglos. 
wenn auch vorübergehend störend empfunden, als sie sich in 
Forderungen erging, die dem Ausland gegenüber zu ergreifen 
seien. Aber mit dem Verlegen der Haupttätigkeit Jungchinas aui 
das Gebiet der inneren Politik machen sich überall Eingriffe in 
alt bestehende Einrichtungen bemerkbar, die von der Beamten- 
schaft als höchst unerwünscht empfunden werden. Um nur ein 
Reispiel anzuführen: Es wird eine Einschränkung im Personal 
der Regierungsstellen gefordert, da sich die heute von 1800 Be- 
amten des Verkehrsministeriums geleistete Arbeit sehr bequem 
und besser von 150, die von 500 Beamten des Unterrichts- 
ininisteriums von 30 leisten lasse. Das sind Bloßstellungen, die 
die Axt an die Wurzeln der Lebensbedingungen von vielen 
Tausenden legen und diese zu schärfstem Widerspruch heraus- 
fordern. Es scheint indessen, als ob man in den jungchinesischen 
Kreisen der Universitäten und Schulen vor solchen Schwierir- 
keiten keineswegs die Segel zu streichen gedenkt. Es soll eine 
vnfassende Aufklärungarbeit im Lande unternommen werden. 
In kurzer bündiger Weise soll die öffentliche Meinung über das, 
was nötig erscheint, aufgeklärt werden. Eine Reihe von Pro- 
fessoren der Reichsuniversität (an der Spitze der Kanzler Tsai 
Yıran-pei), von gewesenen und heutigen hohen Staatsbeamten. 
Lehrern anderer Hochschulen usw. haben zu diesem Zweck ein 
fest umrissenes Programm auigestellt.e Dieses wird in der 
zweiten Nummer ihres Verbandsorgans „Das Streben”, das seit 
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Anfang Mai als Wochenblatt in Peking erscheint, bekannt ge- 
geben. Dieses Programm strebt Ueberwindung der Bestechlich- 
keit und Selbstsucht der Beamten, Ausnutzung der Regierungs- 
maschine zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt und 
Gewährleistung der vollsten persönlichen Freiheit sowie freie 
Bahn für alle an. Erreicht werden soll das durch Schaffung einer 
Verfassung, vollständige Oeffentlichkeit in allen Regierungs- 
angelegenheiten und vorsichtige Vorbereitung neuer MaßB- 
nahmen. Der Arbeitsplan umfaßt dementsprechend sechs Auf- 
xaben: Wiedervereinigung des Reiches, Einberufung des 
Parlamentes von 1907, Einschränkung der Truppen, Entlassung 
überflüssiger Beamten, Einführung direkter Wahlen und öffent- 
liche Rechnungsablage. 


China und Japan. Die japanische Garnison hat am 2. Juli 
Hankon xeräumt. Mit der Zurückziehung seiner Truppen 
aus China leitet Japan einen vollkommen neuen Abschnitt seiner 
Beziehungen zu China ein, weniger vielleicht, weil der neue 
Kurs seinem innersten Wesen entspricht, das Erfolge immer nur 
errungen hat, wo starke kriegerische Handlungen den Boden da- 
für schufen, als weil man es in Tokio für nützlich hält, aus 
den Verhältnissen, die der Weltkrieg geschaffen hat und die sich 
auf der ganzen Welt in einer pazifistischen Stimmung äußern, 
zunächst die gegebenen Folgerungen zu ziehen. Aus seinem auf 
Buajonette und Maschinengewehre gestützten Vorgehen in China 
sind Japan in der Vergangenheit schwere Vorwürfe gemacht. 
Oft sehr mit Unrecht! Mehr als einmal haben die fremden 
Mächte Japan warmen Dank gewußt, wenn es in der von Un- 
ruhen in China geborenen Stunde der Not seinen Truppen Be- 
fehl gab, Leben und Eigentum nicht nur japanischer Staatsange- 
höriger, sondern auch anderer Ausländer zu schützen. Zu schnell 
wurde aber, was Japan unter Einsetzung des Lebens seiner 
Söhne im Waffenrock getan hatte, vergessen, oft genug sogar 
zu Verdächtigung mißbraucht. Die Zahl der englischen wie 
amerikanischen Zeitungsauslassungen, die Japans ungezügelten 
Ehrgeiz an den Pranger stellen und dem Land des Mikado 
unstillbaren Imperialismus vorwerfen, ist Legion. In diesen 
Kreisen wird man in Zukunft Jdie Folgen des Rückzugs Japans 
am meisten spüren. Japan wird sich hüten, fortan wieder 
Truppen zum Schutz von anderen Ausländern in China ein- 
zusetzen: die eigenen l.andsleute wird es rechtzeitig warnen 
und in die gesicherten Plätze zurückziehen; das Schicksal der 
anderen wird ihm Hekuba sein. Man darf in dieser Hinsicht 
nicht unterschätzen, was die Anwesenheit fremder Truppen 
bedeutet. England hat es noch in diesen Taxen wieder ge- 
spürt, als in den Kohlengruben von Kaipan das Leben und 
Fissentum von Briten durch die Soldateska Chang Tso-lins be- 
droht wähnte und eine Abteilung seiner Schutztruppen aus 
Peking bis an die Große Mauer vorschob. Vergessen wollen, 
was zZ. B. die japanische Bahnwache in der Südmmandschurei 
fur das Auiblühen von Handel und Gewerbe bedeutet hat und 
noch heute bedeutet (mag der Vorteil zunächst auch anderen 
Ausländern nicht unmittelbar zugute kommen), heißt die Dinge 
vollkommen verkennen. In Zukunft wird Japan weder auf 
eivene Verantwortung in China eingreifen, noch wahrscheinlich 
sich ein Weltmandat zum Eingreifen geben lassen. Können 
iremde Interessen in China ohne Anwendung von Wäaflengewalt 
nicht geschutzt werden, wird Japan es den anderen Mächten 
überlassen, den ersten Schritt zu tun, und sich zur Entsen- 
duns eines Expeditionskorps nur bereit finden, wenn die anderen 
Müchte sich genau in demselben Maße beteiligen. Darin liegt 
die tiefere Bedeutung des Tokioer Entschlusses, die japanischen 
Truppen aus China abzuberufen und damit den Boden für eine 
Politik mit anderen Mitteln China gegenüber zu schaffen, 


Die Räumung Shantungs. Der Shanghaier Mitarbeiter der 
„Kheinisch- Westialischen Zeitung” berichtet, daB die japanischen 
Truppen vertraxssgermaß von der Shantungbaln zuruckgezogen 
worden sind. Er schreibt dem Abkommen, das in erster Linie 
natürlich politisch von Bedeutung sei, auch wirtschaftlich Wich- 
tickeit zu, weil mit der Ruckxube Tsingtaus an China auch die 
wirtschattliibe Monopolstellung verschwindet, die Japan dort 


zum Nachteil der anderen die ganzen Jahre besessen und sorg- 
sam gehütet hat. Ob sich die Uebergabe von Tsingtau so glatt 
vollziehen werde, müsse abgewartet und bezweifelt werden; 
Anlaß zu Differenzen seien noch genug vorhanden. „Von japa- 
nischer Seite sind als entschädigungspflichtige Aufwendungen 
und Verbesserungen bereits Summen genannt worden, die 
zwischen 100 und 180 Millionen Dollars schwanken, ein Zeichen, 
mit welchen Mitteln Japan die wirtschaftliche Durchdringung 
Tsingtaus betrieben hat. Zu begrüßen ist das Abkommen vom 
Standpunkt des nichtjapanischen Kaufmanns aus. Wenn auch 
die Japaner in ihrer Zukunft infolge der Beherrschung des Grund 
und Bodens und großen Zahl und der Nähe ihres heimischen 
Wirtschaftsgebietes ein natürliches Uebergewicht in Tsingtau 
haben werden, das besonders auch in der kommunalen Verwar- 
tung zum Ausdruck kommen wird, so bietet die Räumung Tsing- 
taus und Shantungs dem fremden Kaufmann doch wieder die 
Möglichkeit, unter gleichen Zoll-, Post- und Beförderungs- 
bedingungen wie einst seinen Handel zu treiben.“ 


Japanfeindliche Propaganda In China. Der japanische „North 
China Standard‘ führt lebhafte Klage über die Propaganda. die 
von Russen, die sich als Vertreter und Ratgeber der Ts:hitacr 
Regierung ausgegeben, in der chinesischen Presse gegen Japan 
geführt wird. Namentlich sind es der russische Oberstleutnant 
R. Roustam Bek (angeblich Bekow) und M. Hodorow (der ott 
unter dem Pseudynom A. Freeman schreibt) im „North China 
Star”, die immer wieder auf angebliche Anschläge der Japaner 
auf die Ostchincsische Eisenbahn hinweisen. Bek behauptet da- 
bei vor allem, Japan denke an keine Räumung Sibiriens, das es 
mit Hilfe kleiner Landbanken systematisch mit Bauern besetze. 
Wenn Bek dabei mitteilt, die Kolonisten seien durchweg ver- 
triebene Koreaner, an deren Stelle sich in Korea selbst Japanır 
gesetzt hätten, so liegt der Gedanke nahe, daß von ihrer Scholle 
vertriebene Koreaner schwerlich zuverlässige Pioniere für die 
Sache der Japaner werden können. Von japanischer Seite wird 
den russischen Darstellungen im „North China Standard“ sehr 
energisch entgegengetreten. 


Die Mongolei. Von Moskau wird auf das entschiedenste 
in Abrede gestellt, daß zwischen der Sowjet-Regierung und der 
Mongolei ein Bündnis oder auch nur ein politischer Vertrag 
abgeschlossen sei. Die gegenteiligen Gerüchte seien auf Re- 
hauptungen zurückzuführen, die von den Anhängern des alten 
Regimes Rußlands ausgesprengt würden, die sich auf diese 
Weise bemüliten, im Fernen Osten Mißtrauen gegen die gexen- 
wärtige Moskauer Regierung zu säen. Wenn diese, so wird 
weiter versichert, überhaupt in der Mongolei mit Waffengewalt 
eingegriften habe, so sei es geschehen, weil die chinesischen 
Truppen außerstande gewesen seien, sich der Banden eines 
Ungern-Sternberg, Semenow usw. zu erwehren, die von Japan 
finanziell unterstützt und militärisch beraten gewesen wären. 
Die Moskauer Regierung habe unter keinen Umständen eine 
Festsetzung russischer WeißB-Garden in der Mongvlei dulden 
können. da mittelbar durch sie cCieses Land sehr schnell eine ja- 
panische Kolonie geworden wäre. Die Truppen würden zurück- 
gezogen, sobald die Verhältnisse es gestäatteten. Im übrigen habe 
Moskau die Unabhängige Mongolei unter der Volksregierun«. 
an deren Spitze nach wie vor der Hutuktu stehe, schon nıchrere 
Monate, elie es einen reinen Handelsvertrag mit ihr schloß. 
anerkannt. Mehr als einen Handelsvertrag strebe Rußland in 
der Mongolei gar nicht an. Eine mit Gewalt annektierte Mon- 
golei würde für Rußland politisch wie wirtschaftlich eine uner- 
träxliche l.ast sein. Im Uebrigen sicht man in russischen Kreisen 
die von der Pekinger Regierung in dieser Angelegenheit an Jen 
Sowjetvertreter gerichtete Note nicht als bedenklich an. A! 
günstiges Vorzeichen, daß man mit China zu einem Einver- 
nehmen kommen wird, wird Chinas Bereitwilligkeit aufgelabt 
trotz der Kundigung des Zollvertrags die alten Vorzugszölle fur 
den Grenzverkehr vorläufig bestehen zu lassen. 

Kurze Meldungen. Das Finanzministerium hat die Einfuhrurz 
einer Zixarettensteuer vorbereitet. Etwa 20 vw. H. aier 
Chinesen rauchen heute. Die Steuer soll zuerst in den \er- 


tragshäfen und in Peking eingeführt und dann allmählich über 
das Land ausgedehnt werden. Mit der Einziehung soll das Wein- 
und Tabaksamt betraut werden. Man denkt an eine Abgabe von 
30 bis 40 vom Hundert des Wertes. Wenn von den 20 vom 
Hundert rauchenden Chinesen jeder am Tage nur eine Zigarette 
braucht, so stellt das schon einen täglichen Konsum von rund 
90 Millionen Zigaretten dar; bei einem Preis von 1 Zent das 
Stück, würde das eine tägliche Einnahme von 300 000 Dollars 
oder über 100 Millionen Dollars im Jahr bedeuten. 


Um über die Bedürfnisse des kritischen Zahltags des Dra- 
chenbootfestes (31. 5.) fortzukommen, hat die chinesische 
Regierung im letzten Augenblick ein kurzfristiges Darlehn von 
1,45 Millionen Dollars gegen Salzeinnahmen erhalten; 7 Mil- 
lionen hatte sie gefordert. 


Infolge der Schwierigkeiten, die Provinzsteuern ein- 
zuziehen, hat der Gouverneur von Hupeh den Handelskammern 
in Wuchang und Hankou mitgeteilt, er wolle die Steuerein- 
ziehung an Unternehmer verpachten, denen er das Recht, einen 
Aufschlag von 10 Proz. auf die Steuern für ihre Arbeit zu er- 
heben, erteilen werde. 


Die japanische „North-China Standard“ stellt mit Genug- 
tuung fest, daß der Nationaltrauertag, der an die An- 
nahmen der 21 Forderungen Japans im Jahre 1915 erinnern 
sollte, in diesem Jahr nicht mehr beobachtet worden ist. Das 
Blatt sieht darin einen AusfluB der neuen Stimmung Chinas 
Japan gegenüber, das mit dem Shantung-Abkommen seinen 
guten Willen China gegenüber bewiesen habe. 

Auf dem oberen Yangtse, namentlich in Chungking, 
ist von neuem ein Boykott gegen die Japaner ausge- 
brochen. Ein japanischer Dampfer mußte Ende Mai ohne ge- 
löscht und ncu geladen zu haben, von Chungking wieder ab- 
fahren. 

In der japanischen Presse wird festgestellt, daß die treiben- 
den Kräfte in der christenfeindlichen Bewegung in 
China die Führer der neu-konfuzianischen Bewegung sind. Aus 
der Geschichte Chinas ergibt sich, daß der Konfuzianismus so 
lange anderen Religionen gegenüber stets die größte Toleranz 
erwies, als er seine Kreise durch sie nicht gestört glaubte, aber 
auch vor den schärfsten Mitteln der Verfolgung nicht zurück- 
schreckte (so namentlich gegenüber dem Buddhismus), wenn 
er die Grundanschauungen seiner eigenen Lehre, die nicht eigent- 
lich eine Religion, sondern eine Staatslehre ist, bedroht wähnte. 

Das französische Kabinett hat den Gesandten in Peking an- 
gewiesen, mit der Pekinger Regierung in Verhandlungen über 
die Verwendung des Frankreichs geschuldeten Teils der Boxer- 
entschädigung für den Wiederaufbau der „Banque Indu- 
strielle“ de Chine einzutreten. Darauf hat dieser einen 
Vertrag geschlossen, wonach gegen die überfälligen fünf Jahres- 
raten der Entschädigung im Betrage von je 144 Mil- 
lionen Goldfranken und der dann noch ausstehenden neun 
Jahresraten von je 20,88 Millionen Goldfranken Dollarbonds 
ausgegeben werden sollen, mit denen die Ansprüche der Gläu- 
biger der Bank im Fernen Osten befriedigt werden sollen; so- 
weit Üecberschüsse vorhanden sind oder Bonds eingelöst werden, 
sollen die Zinsen zur Förderung französisch-chinesischer Schul- 
unternehmungen verwandt werden. Inzwischen geht das 
gerichtliche Verfahren in Paris gexren die am Zusammenbruch 
der Bank Schuldigen weiter. Neuerdings hat der Staatsanwalt 
auch gegen Senator Bertlielot und den Abgeordneten de Lazarie, 
die dem Verwaltungsrat der Bank angehört haben, Anklage er- 
hoben. 

Die halbamtliche „Peking Daily News“ macht die fremden 
Mächte dafür verantwortlich, daß China heute ein so großes 
Heer habe und dafür z. B. 17 Millionen Dollar im Jahr mehr 
ausgebe, als Japan, weil sie bei den Verhandlungen über die 
große Reorganisationsanleihe im Jahre 1913 eine starke Hand 
verlangt hätten, um die Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten. 
Damals seien die neuen Söldnerarmeen aufgestellt, die dann 
den Sonderinteressen ihrer Generale dienten. 

Die Pekinger Regierung gibt bekannt, daß sie einen Teil der 
geschlagenen und gefangenen mandschurischen Divisionen 
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aufgelöst hat und keine neuen Verbände an ihrer Stelle an- 
werben wird. Sie hofft in der allernächsten Zeit, 150000 Mann 
zu entlassen und damit 21,6 Millionen Dollars im Jahr zu sparen. 


Das portugiesische Gouvernement in Macao hat eine Be- 
schwerde der Chinesischen Regierung über das Verhalten 
afrikanischer Truppen bei den Unruhen aus Anlass des 
kürzlichen Streiks in Macao als einen Eingriff in die inneren 
Angelegenheiten Portugals abgewiesen. Das letzte Wort dürfte 
in der Frage der Verwendung von Negertruppen in China noch 
nicht gesprochen sein. 


England hat die Ernennung des Sekretärs der Salzver- 
waltung für den Verkehr mit den fremden Mächten W. R. 
Strickland nach vielwöchentlichkem Kampf zum stell- 
vertretenden Generalinspektor der Salzver- 
waltung während des Urlaubs Sir Reginald A. Gambles 
durchgesetzt. Das ist insofern von Bedeutung, als die chine- 
sische Regierung andere Kandidaten (darunter auch den natür- 
lich ganz ungezigneten Lenox Simpson, Putnam Weal) in Aus- 
sicht genommen hatte; die Stellvertretung führt möglicher- 
weise zu einer endgültigen Besetzung des Postens, da Sir Regi- 
nald gesundheitshalber kaum nach Peking zurückkehren wird. 


Chinas Gesamtschulden beliefen sich im Mai 1921 
auf 1,45 Milliarden Dollars. Davon entfallen auf Anleihen im 
Auslande 269, auf Eisenbahnanleihen im Auslande 335 und auf die 
Boxerentschädigung 483 Millionen Dollars. Von den inneren 
Anleiheit sind 275 Millionen konsolidiert; 78 Millionen sind kurz- 
fristige Anleihen, Stadtscheine usw. 


Cantoner Berichte bestätigen, daß Wu Ting-fang ge- 
brochenen Herzens über den Zusammenbruch der Regierung in 
Canton gestorben ist. „Fünf Jahre für nichts!“ soll eines seiner 
letzten Worte gewesen sein. 


Die Behörden auf Jamaika unterziehen jeden Chinesen 
einer scharfen Prüfung, ob er lesen und schreiben kann, ehe 
ihm zu landen gestattet wird. Es soll eine Kopfsteuer von 40V 
Dollar von jedem Chinesen erhoben werden. 


Japan. 


Das Kabinett Kato. Die Zusammensetzung des neuen Ka- 
binetts, an dessen Spitze Admiral Baron Kato steht und das im 
Wesentlichen als ein rein bürukratisches anzusprechen ist, ist be- 
reits in der Julinummer mitgeteilt worden. Amtliche Erklä- 
rungen über die Politik, die das neue Kabinett verfolgen wird, 
liegen noch nicht vor. Man kann sich nur ein ungefähriges 
Bild von seinem Programm machen, wenn man sich der Wege 
erinnert, die Admiral Kato bisher gegangen ist. Die Washing- 
toner Konferenz liefert vor allem den Schlüssel. Wie sich in- 
zwischen schon ergeben hai, wird Baron Kato vor allem China 
räumen und damit den Boden für ein freundnachbarliches Ver- 
hältnis zu China schaffen. Die ersten Erfolge dieser Politik 
äußern sich bereits in einem Nachlassen des japanfeindlichen 
Geistes in China. Den anderen Großmächten gegenüber wird 
Japan zu lavieren versuchen, um jeglichen Konflikt zu ver- 
meiden, ohne sich aber bedingungslos einem von ihnen in die 
Arme zu werfen. In den Vereinigten Staaten scheint man sich 
von dem neuen Ministerpräsidenten viel zu versprechen; der 
amerikanische „Japan Advertiser“ begrüßte ihn ungewöhnlich 
warm. Die Spannung England gegenüber, die seit der 
Waäashingtoner Konferenz nicht zu übersehen war, hat nach- 
gelassen, seit der Fürst von Wales Japan besucht und dort, wie 
es in der englischen Presse des Fernen Ostens hieß, als „Groß- 
britanniens vornehmster Botschafter" neue politische Verbin- 
dungen geschaffen hat. Damit ist es dem japanischen Kabinett 
augenscheinlich gexlückt, die Fäden wieder etwas zu lockern, 
die es neuerdings mit Frankreich verbanden und die sich an- 
gesichts der veränderten Festlandspolitik als recht unbequem 
zu erweisen beginnen. Anzeichen sprechen dafür, daß Japan 
sich während oder nach dem Besuch des Fürsten von Wales 
entschlossen hat, von den Verabredungen wieder zurückzutreten, 
die während des Besuches des Marschalls Foch in Tokio ge- 
troiien waren. Eine Mitteilung aus Tokio besagte vor kurzen, 
einem japanischen Attache, der der-Botschaft in Paris persön- 
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lich wichtige Dokumente überbringen sollte, seien diese an 
Bord des Dampfers, auf dem er die Reise von New York nach 
Cherbourg machte, gestohlen worden. Die Meldung erregte 
überall ein ungläubiges Kopfschütteln. Gestohlen? Zwischen 
die Abfahrt des Kuriers und seine Ankunft in Frankreich fallen 
jene englisch-japanischen Besprechungen in Tokio, die eine 
Kursschwenkung möglich erscheinen ließen. Das Verschwinden 
der an Paris als abgesandt angekündigten Dokumente, die Japan 
in anderer Richtung festgelegt hätten, ist dem Absender viel- 
leicht nicht ganz ungelegen gekommen. Jedenfalls ist damit zu 
rechnen, daß eine japanisch-französische Entente, von der im 
Winter die Rede war, das Verhältnis Japans zum Ausland unter 
dem Kabinett Kato nicht ausschlaggebend bestimmen wird. Im 
übrigen aber wird das neue Kabinett der Seiyukai, die es als 
das ihre in Anspruch nimmt, schwerlich viel Freude machen. 
Die Wünsche der Partei werden erheblich hinter die der im 
Kabinett den Ausschlag gebenden Angehörigen der KMarine- 
parpei zurücktreten. Der eue Innenminister Mizuno, bisher 
Chef der Zivilverwaltung Koreas, ist ein vertrauter Partei- 
xänger Baron Hotos. Auffallend stark ist die Zalıl der dem 
Herrenhaus angehörigen Minister, ein Beweis, daß der Einfluß 
des Herrenhauses letzthin auf Kosten des Abgeordnetenliauses 
gewonnen hat, und daß im Herrenhaus die Satsumapartei 
stärker wird. Die Außenpolitik insbesondere wird fortan 
ganz im Sinne des Grafen Uchida und seiner Freunde gelenkt 
werden. Das Ministerium des Aeußern wird seine Hauptaufgabe 
darin schen, neben guten Beziehungen zu China solche ‘zu Ruß- 
land herzustellen. Es wird damit zu der Politik zurückkehren, 
die der ermordete Hara anstrebte. Diese Politik setzte natür- 
lich voraus, daB die nach Westen gerichtete Front im Osten, 
das heißt auf dem Stillen Ozean, sichere Deckung haben muß. 
Fine solche Deckung ist auf der anderen Seite wieder nur 
möglich, wenn Japan sich den Wünschen Englands und Amerikas 
nicht bedingungslos zu fügen gezwungen ist. Mit bezug auf die 
xroßBen Schlachtflotten hat Admiral Kato den Vorschlägen des 
Staatssekretärs Hughes in Washington nachgegeben. Das 
schließt natürlich nicht aus, daß Japan mit allen gestatteten 
Mitteln seine Stellung zur See ausbauen und befestigen wird. 
Deutschland dürfte vom Kabinett Kato vorläufig auch weiter 
als quantit& negligeable behandelt werden. Will Japan aber 
ernstlich ein gutes Einvernehmen mit Rußland erzielen, wird es 
kaum umhin können, eines Tages auch Deutschland wieder in 
den Kreis seiner Berechnungen zu ziehen. Die Flottenpartei 
ist in vergangenen Zeiten, im Gegensatz zur Militärpartei, aus 
politischer Notwendigkeit Deutschland nie unfreundlich gesinnt 
gewesen. 

Japan und England. Der Fürst von Wales ist nach acht- 
nionatiger Abwesenheit nach London zurückgekehrt.  Inter- 
national überragt sein Besuch in Japan den in anderen Ländern 
an Bedeutung bei weitem. Es ist kaum anzunehmen, daß es sich 
bei dem Auientnalt im Land der „Aufsehenden Sonne“ nur um 
einen Akt reiner Höflichkeit gehandelt hat. Dazu war er 
schon viel zu ausgedehnt: er dauerte fast vier Wochen. In 
Emsland hatte man augenscheinlich den Wunsch. den Eindruck 
bzuschwächen, den der Besuch des Marschalls Iuffres vor 
einigen Monaten gemacht hatte. In Japan ergriff man gern 
Cie Gelegenlieit, um der Welt zu zeigen, daß ınan die gesuchte 
Giroßmacht sei, deren Freundschaft selbst das Britische Welt- 
reich, machdem das Bündnis, durch das Japan zur Großmacht 
‚cworden wär, erloschen war, zu pilexen allen Anlaß hat. 
as ist bei den Tischreden, die sowohl bei dem großen Festmahl 
im Mikadopalast, wie Dei dem vom Ministerpräsidenten Ver- 
Nstalteten Essen recht deutlich zum Ausdruck gekommen. Die 
leiden des Prinzregenten von Japan wären dabei immer um 
wWerbestens einen Grad wärmer. als die des Fürsten von Wiiles. 
Ic Presse Japans spiegelte die Auffassung, die man an den 
atntl 


tn Stellen hexte, wie bei derartiven Anlassen stets, 
soonsh Dei diesem sehr deutlich wieder. Wie hoch die Wellen 
Gr cifertliiben Meinuns in dieser Hinsicht gingen und es ist 
Yo tz deb war Deutsche uns darüber vollständie Klar u erden, 
“eo sie das geten heben - , zeiet sich am besten daraus, daß 
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auch der amerikanische „Japan Advertiser‘ von dieser Stim- 
mung mit erfaßt worden und zwei gewaltige, reich illustrierte 
Ffrestnummern in Buntdruck herausgegeben hat, die alle Be- 
gebenheiten in Verbindung mit dem Besuch des Fürsten von 
Wales in Japan registrieren, wie es ein amtlicher Hofbericht- 
erstatter kaum besser könnte. Darf man in den Auslassungen 
der Presse ein ehrliches Spiegelbild des Verlaufs des Besuches 
sehen, so hat Japan allen Anlass, mit ihm zufrieden zu sein, und 


auch England wird eine Frucht in die Scheuer zu bringen 
wissen. 


Rüstungseinschränkungen. Das japanische Marinebudget 
sieht eine ordentliche Ausgabe von 120 und eine außerordent- 
liche von 198 Millionen Yen vor, was einer Ersparnis von 15 
und 60 Millionen dem laufenden Jahr gegenüber bedeutet. Das 
Kriegsministerium verlangt für ordentliche Ausgaben 183 und 
außerordentliche 33 Millionen Yen, 14 und 26 Millionen weniger 
als im laufenden Jahre. Das gesamte Heer soll umorganisiert 
werden. Gleichzeitig verlangt die Armee einen über 13 Jahre 


zu verteilenden Kredit von 100 Millionen Yen für die Neu- 
bewaffnung. 


Südsee-Konferenz. Die „Nichi-Nichi“ meldet, daß in der 
ersten Juliwoche die japanischen Konsuln aus der Südsee zu 
einer Konferenz, nach dem Vorbild der Konferenzen japanischer 
Konsuln in der Mandschurei, in Singapore zusammentreten 
sollen, um eine bessere Zusammenarbeit herzustellen und Vor- 
schläge zur Förderung der japanischen Interessen und des 
japanischen Konsulardienstes zu machen. Das Blatt fügt hinzu, 
es herrschten auf den Konsulaten in der Südsee weit auseinander 
gehende Auffassungen. Seit dem Ausbruch des Weltkrieges 
habe sich der japanische Handel mit Hinderindien und der Süd- 
see stark vermehrt. 1914 habe die Ausfuhr Japans dorthin 113, 
im Jahre 1920 643 Millionen Yen betragen, während die Einiuhr 
von dort von 416 auf 953 Millionen gestiegen war. Im Jahre 
1921 ist aber ein scharfer Rückgang eingetreten. Der Export 
ist wieder auf nur 326 Millionen Yen gefallen und dem- 
entsprechend hat sich ein Rückgang auch der japanischen Schiif- 
fahrt geltend gemacht. In England und Amerika messe man dem 
Verkehr mit diesen Gebieten die größte Bedeutung bei. 


Kurze Mitteilungen. Polen hat ein Konsulat für ganz 
Japan mit dem Sitz Tokio errichtet. 


Nach der „Yamato“ wird der japanische Botschafter in Paris, 
Graflshii, der Japan auch auf der Washingtoner Konferenz 
vertreten hat, von seinem gegenwärtigen Urlaub voraussichtlich 
nicht auf seinen Posten zurückkehren. 


Der führende japanische Journalist Tokutomi, Mitglied 
des japanischen Herroenhauses und Herausgeber der „Kokumin“, 
hat soeben in London ein Buch gexen den Imperialis- 
musder Vereinigten Staaten veröffentlicht, der nicht 
nur den Stillen Ozean als’ ausschließlich amerikanische (k- 
wässer betrachte, sondert auch China als amerikanische 
Kolonie behandle. 


Osisibirien. 


Abzug der Japaner. Das japanische Kabinett hat am 11. Jvi 
beschlossen, die Truppen vom sibirischen Festland baldmöglichst 
zurückzuziehen. Der nördliche (russische) Teil Sachalins sol 
geräumt werden, sobald für das Blutbad von Nikolaiewsk Ge- 
Rugtuung gegeben ist. 


Philippinen. 

Die Unabhängigkeitsbewegung. Die Absace, die die pli- 
lippinische Abordnung der Nacivnalistas in Washington eriahrer 
lat, als sie den Präsidenten Harding an das von seinem Vor- 
ginger xexebene Versprechen baldiger Gewährung der Un: 
hängigkeit an die Inseln erinnert, hat die Unabhängirckeitsbene- 
gung auf den Philippinen zunächst nicht entimutigt. Wen ss 
man in den leitenden Kreisen der Eingeborenen zu der Leit 
zuugung gekommen, daß der bisher eingeschlagene Wer na! 
zum Ziel fuhrt und hat sich selbst entschlossen, andere Wege 4 
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gehen, aber in der Sache selbst ist kaum eine Aenderung zu 
spüren. Bei den letzten Wahlen zum philippinischen Kongreß 
ist das bereits recht deutlich zum Ausdruck gekommen. Die 
bisher die unbedingte Vorherrschaft haltende Partei der Nacio- 
nalisatas hat eine ganze Reihe von Sitzen verloren, wenn sie 
auch zunächst noch im Senat wie im Haus eine kleine Mehrheit 
behauptet. Aber es zeigt sich, daB die Democräates schon jetzt 
erheblich an Einfluß gewonnen haben. Die amerikanische Presse 
Manilas sucht das so auszulegen, als sei ein versölhnlicher Geist 
erwacht. Ob sie Recht hat, wird die Zukunft beweisen. Dar- 
über besteht freilich kein Zweifel, daß die Melırheit des Volkes 
eingesehen hat, daß Macht vor Recht geht, und daß es aus- 
sichtslos sei, sich gegen die amerikanische Herrschaft ofiien 
aufzulelinen. Zugegeben kann auch ohne weiteres werden, daß 
die amerikanische Propaganda erfolgreich gewesen ist und die 
Philippiner von den Gefahren überzeugt hat, die einem unab- 
hängigen und damit auf sich allein angewiesenen Inselreich 
drohen. Man fängt anscheinend tatsächlich an einzuschen, daß 
ein vollständiger Rückzug der Amerikaner den Inseln keinen 
Vorteil bringt. Dabei denkt man in den philippinischen Kreisen 
augenscheinlich vor allem an die greiibaren Vorteile, die sich 
in wirtschaftlicher Beziehung aus der amerkanischen Herrschaft 
ergeben; man gibt sich darüber kaum noch einem Zweifel hin, 
daß bei unsicheren politischen Verhältnissen das fremde Kapital 
sich noch viel schneller von den Inseln zurückziehen wird, als 
es dort unter den gegenwärtigen Verhältnissen Anlage sucht. 
Da muß man das politische Unbequeme, Unerwünschte so oder 
so wohl oder übel mit in Kauf nehmen. Von diesem Stand- 
punkt gesehen, gewinnt ein neuer Plan Bedeutung, der in Manila 
aufgetaucht ist. Dieser umfaßt im wesentlichen die folgenden 
Punkte: „Die Philippinen werden unabhängig. Ihre Regierung 
umfaßt die Exekutive, die Gesetzgebung und die Rechtsprechung. 
Formen und Machtvollkommenheiten dieser Regierung wird eine 
Nationalversammlung festlegen. Ein Kommissar der Vereinig- 
ten Staaten, der auf den Philippinen wohnen soll, hat das Recht 
und die Pflicht, in allen Fragen, wo Amerikaner und Ausländer 
in Frage kommen, seinen Rat zu erteilen und kann in gewissen 
Fällen die Anwendung von Gesetzen suspendieren, bis der 
Präsident der Vereinigten Staaten eine Entscheidung getroffen 
hat. Die Philippinen stellen den Vereinigten Staaten allen 
Grund und Boden, alle Rechte, Häfen usw. zur Verfügung, die 
für den Handel und militärische Stellung der Vereinigten Staaten 
für nötig erachtet werden, und verpflichten sich, keinem anderen 
fremden Staat ähnliche Rechte einzuräumen. Alle amerikani- 
schen Bürger sollen genau so wie die Philippiner selbst be- 
handelt werden. Die Philippinen dürfen keinen Vertrag 
schließen und keine Verpflichtungen übernehmen, ohne daß die 
Regierung der Vereinigten Staaten ihre Zustimmung erteilt. 
Zwischen den Philippinen und Amerika soll Freihandel herr- 
schen. Ob dieses Programm sich durchsetzen kann, bleibt 
abzuwarten. 


Niederländisch-Indien. 


Die Autonomiebewegung. Immer klarer wird es, daß die 
Verwaltungsreformen, die die holländische Regierung unter dem 
Druck der Verhältnisse einzuführen hat, der öffentlichen Mei- 
nung der einzeborenen Bevölkerung nur wenig Rechnung trıgen. 
Schon die Lengsamkeit der bisherisen Fortschritte der vor vier 
Jahren eingesetzten Herzieninss Conmmissie, die die erundlezen- 
den Bestimmungen der Verwaltung einer Prüfung unterziehen 
und Abänderungsvorschläge machen soll, wird vielfach als Un- 
lust der Regierung, etwas Greiibares zu bieten, aufgefaßt. Mit 
Mitteln. wie der Errichtung eines besonderen Gouvernements 
\West-Java, in dem der Bevölkerung Selbstverwaltung gewährt 
werden soll, ist die Unzufriedenheit des Volkes nicht mehr zu 
beseitigen. UÜchrigens haben sich nicht wenire  Vollblut- 
Holländer, die ihr Geschick ganz mit dem der Sundainseln ver- 
knüpit haben, neuerdings den Eingeborenen anzeschlossen und 
interstützen deren Forderungen auf das entschiedenste. Die 
Bewezung, die zuerst von einzelnen Verbänden auseinz und 
enter denen die schon früher in diesen Spalten erwähnten Budi 
Otomo und Sarikat Islam die führende Rolle spielen, haben sich 
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reuerdings zu einem „Verband zur Herbeiführung der Autonomie 
Indiens‘ zusammengeschlossen. Dieser etwa ein Dutzend Sen- 
derorganisationen umfassende Verband dehnt sich über alle 
Inseln Niederländisch-Indiens aus. Vor der Hand beschränkt sich 
der Verband auf die Geltendmachung der Forderung, daß die 
Regierung ihre Versprechungen halte und die Herzienings 
Commissie angehalten werde, endlich ihre Arbeiten zu einem 
Abschluß zu bringen. Aber unter der Hand wird eine viel 
weiter reichende Aktion vorbereitet. Sogar auf die Wahlen 
zu den Generalstaaten in Holland selbst will der Verband Ein- 
tluß auszuüben versuchen und dafür sorgen, daß die Volksver- 
tretung des Mutterlandes über den Stand der Dinge in Nieder- 
ländisch-Indien aufgeklärt wird und die Regierung zu erlıeb- 
lichen Reformen bestimmt. Vor allem erstrebt der Verband, 
daß der Schwerpunkt der Verwaltung vom Haag nach Batavia 
verlegt wird. Zum Mittelpunkt der Autonomie-Bewegung wächst 
sich zusehends der Fürstenhof von Dijokjakarta in den Vorsten- 
landen heraus. Djokja (in Mitteljava) gehörte einst zum König- 
reich Mataram, das sich stets durch Verachtung europäischer 
Kultur und stolzes Bekennen zum Islam ausgezeichnet hat. In 
den Jahren 1628 und 1680 kam es dort zu schweren, blutigen 
Erhebungen gegen die holländische Regierung, die niederzu- 
schlagen den Holländern nicht leicht wurde. Erst als Mataram 
sich in Bürgerkriegen geschwächt hatte und mit anderen Mächten 
der Sunda-Inseln in unüberbrückbaren Streit geraten war, war es 
der holländischen Ostindien-Kompagnie gelungen, sich auch 
diesen Teil Javas zu unterwerfen. 1743 unterstellte sich der 
König der holländischen Gesellschaft endgültig; damals wurde 
Maratam aufgeteilt und bildete sich neben anderen das Sultanat 
Djokja. Im Jahre 1830 endlich gelang es der holländischen 
Regierung, die Selbständigkeit dieses Sultans ein Ende zu 
machen, indem sie den Sultan bewog, eine jährliche Apanazxe 
von 450,000 Gulden anzunehmen und als eine Art Gouverneur 
an der Spitze seines zu einer holländischen Provinz umgestal- 
teten Gebietes zu bleiben. Hier in Djokja hat nun neuerdings 
die nationalistische Selbständigkeitsbewegung ihren Haupt- 
stützpunkt gefunden. Der Sultan selbst ist, formell wenigstens, 
den Holländern gegenüber loyal, aber seine Söhne sind füh- 
rende Mitglieder der Budi Otomo. Aber während es seiner 
Zeit der Regierung in Batavia gelang, den Regenten von Serang 
zu veranlassen, den Vorsitz im Propaxanda-Ausschuß der Budi 
Otomo (siche Nr. 4 dieser Zeitschrift) niederzulegren, ist der 
Sultan von Djokja aus diesem Verein nicht wieder ausgeschie- 
den. Achnlich wie in Djokjakarta liegen die Dinge in Soerakarta, 
das gleichfalls als eigenes Sultanat aus einem Teil des Könie- 
reiches Mataram entstanden ist. In Solo gewinnt die Budi 
Otomo unter dem Vorsitz eines Sohnes des dortigen Sultans 
an Ausdehnung und Einfluß. Auch diese alte „Vorstenland“ er- 
weist sich als eine Hochburg nationalistischen Geistes. Von 
Solo wurde kürzlich den Angestellten der Pfandhäuser bei 
einem Streik, den die holländische Regierung als solchen nicht 
anerkannte, vielmehr als Dienstverweigerung von Staatsbeam- 
ten bezeichnet hatte, die größte Unterstützung zuteil. Man muß 
anerkennen, daß die Regierung in Batavia diesen schwierixen 
Verhältnissen gegenüber schr geschickt operiert und den Aus- 
bruch von Unruhen, die im letzten Jahrzehnt mehr als einmal 
gedroht haben, zu verhindern gewußt hat. Die rexierunes- 
feindliche Stimmung hat sich aber bei einem Teil der Einre- 
borenen neuerdings erheblich verschärit, und es ist immerhin 
mit der Möglichkeit zu rechnen, daß die bisher in Tätierkeit 
gesetzten Ventile sich in Zukunft nicht mehr als ausreichend 
erweisen werden. Sache der Regierung wird es sein, rechtzeitig 
neue Sicherheitsmaßnahmen zu finden. um einer Explosion vor- 
zubeugen. Die Gefahr einer solchen wird dadurch erhöht. daß 
der Bolschewismus zielbewußt bestrebt ist, auch in Nieder- 
ländisch-Indien Fuß zu fassen (siehe Nr. 5 dieser Zeitschrift). 
Vorläufig hat dieser unter der Eingeborenen-Bevölkerung an- 
scheinend noch keinen großen Anhang; aber er ist an der Arbeit 
und zwar unter der Leitung von holländischen Kommunisten. 
Daß die Regierung in Batavia über das Treiben der letzteren 
unterrichtet ist, ist aus der schon in der Mainummer gemeldeten 
Ausweisung des Führers der Eisenbaliner, Berzssma, und der 
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inzwischen von der „Deutschen Wacht“ in Batavia gemeldeten 
Verurteilung Abdoel Noeis zu zwei, und Reksodipoctros zu sieben 
Monaten Gefängnis wegen aufreizender Reden während des 
obenerwähnten Pfandhausstreiks zu ersehen. Der Hauptführer 
der Kommunisten in Niederländisch-Indien ist Dowes Dekker; 
er ist auch zugleich der Führer einer neben der nationalistischen 
der Fingeborenen einhergehenden revolutionären Bewegung, 
deren ausgesprochenes Endziel die Losreißung der Sunda-Insein 
von Holland ist. 


Furopa im Spiegel der ostaslatischen Presse. 


Der Umschwung in der Beurteilung Deutschlands in Amerika 
kommt neuerdings gelegentlich auch in der amerikanischen 
Presse des Fernen Ostens zum Ausdruck. Das ist nicht un- 
wichtig, da, was diese Presse zu sagen hat, bei den Chinesen auf 
fruchtbaren Boden fällt, und dort vielleicht um so schwerer 
wiegt, als es nicht aus deutschem Munde kommt, sondern von 
einem früheren Feinde Deutschlands, und zwar von dem, 
den China als seinen Sonder-Bundesgenossen im Weltkrieg an- 
gesehen hat. In einem Aufsatz des Herausgebers der Schanghaier 
„Weekly Review“, J. B. Powell über die Zukunft Chinas 
wird der amerikanische Standpunkt verteidigt, man müsse zu- 
nächst China freie Hand. lassen, sich selbst sein Schicksal zu be- 
reiten, aber auch die Forderung aufgestellt, China dürfe die Dinge 
nicht etwa gehen lassen, sondern müsse sich zu Taten aufraffen, 
um sich die Freundschaft und das Wohlwollen Amerikas zu 
erhalten. Powell fährt dann fort: „Aber auch die Geduld des 
Freundes hat seine Grenzen. Mehr als eine Nation hat seit dem 
Weltkrieg schon die Entdeckung gemacht, man könne Onkel 
Sam wohl bis zu einem gewissen Grad zum Narren halten; dann 
aber käme der Rückschlag.“ Wer Amerika zum Narren gec- 
halten hat, liegt auf der Hand. Und in einem zweiten Aufsatz in 
demselben Heft dieser Zeitschrift beschäftigt sich George E. So- 
kolsky mit der Notwendigkeit, daB China sich eine Bürgerklasse 
schaffe, die etwas besitzt und deshalb ein Interesse daran hat, 
daß eine starke Regierung vorhanden ist, die ihren Besitz 
schützt. Bei dieser Gelegenheit wird festgestellt: „Die Bürger- 
klasse in Deutschland ist es gewesen, die den Staatssozialismus 
entwickelt hat, der soviel dazu beigetragen hat, daB die deutsche 
Industrie vor dem Krieg an der Spitze der ganzen Welt ge- 
standen hat.“ Man kann nur bedauern, daß diese Erkenntnis 
den Amerikanern erst jetzt kommt oder wenigstens erst jetzt 
öffentlich zum Ausdruck gebracht wird: besser aber spät, als 
gar nicht! 

In der japanischen Presse werden öfter Stimmen laut, die 
die Reparationsiragen mit großer Sachlichkeit behandeln. Das 
ist um so erfreulicher, als sich daraus ergibt, daß die politische 
Extratour, die Japan zurzeit mit Frankreich tanzt oder getanzt 
hat, um vor allem Sowjetrußland zu ärgern, das gesunde Urteil 
des Volkes richt beeinträchtigt. So schreibt z. B. die „Nichi 
Nichi”: „Der einzix erfolgreiche Weg. der zu wirtschaftlichem 
und finanziellem Wiederauibau führt, ist, daß alle europäischen 
Mächte ihre alten Gegensätze und ihren Giroll aufgeben und sich 
entschließen, im gemeinsamen Interesse zusammenzuarbeiten. 
Insbesondere gilt das fur Eussland und Frankreich. Es ist daher 
schr zu bedauern, daß ein weitsichtiges Abkommen dieser beiden 
Mächte zurzeit ausgeschlossen ist. Die Franzosen wollen ihren 
alten Groll gegen Deutschland und Rußland nicht aufgeben, sind 
vielmehr entschlossen, sie nach Herzenslust zu züchtigen, 
wilrrend die britischen Staatsmänner anscheinend ihre ganze Anf- 
merksamkeit auf die Förderung ihrer unmittelbaren cixenen In- 
teressen richten, ohne auf Vernunft zu hören oder der Freund- 
schaft Rechnung zu tragen. Ganz abgesehen davon bestehen 
zwischen diesen beiden Mächten bedauerliche Gegensätze be- 
tıelis des nahen Ostens und anderer Fragen.“ In einem anderen 
Artikel schreibt dasselbe Blatt: „Frankreich will von einer 
mternationalen Anleihe fur Deutschland nichts wissen: seine (ie- 
danken beschaftigen sich ausschließlich mit der Besetzung deut- 
s.hben Gebietes, weil Deutschlamd es anweblich an Aufrichtickeit 
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fehlen läßt. Wir sind der Ansicht, Frankreich muB sich ven 
diesen Gedanken freimachen; es kann sein Ziel nicht erreicher. 
so lange es an seinem jetzigen Standpunkt festhält. Deutsch- 
land verdient das Mitgefühl der Welt.“ Auch der in Tokio er- 
scheinende amerikanische „Japan Advertiser“ legt gezer 
Frankreichs Haltung Verwahrung ein: „Etwas Rücksicht auf die 
Rechte des Angeklagten würde Frankreich zu Schlüssen führen. 
an denen es sich sehr wohl beteiligen könnte. Ein solches Ab- 
kommen braucht keine drohenden „Sanktionen“, um die Er- 
füllung sicherzustellen und damit den Frieden zu bedrohen. Ih 
einem Londoner Telegramm der Osaka „Mainichi“ heit! 
es mit Bezug auf die Finanz- und Wirtschaftslage Deutschlands: 
„Die Reparationskrisis ist überwunden. Jetzt wird die Aufmerk- 
samkeit auf ein anderes Problem gelenkt: Deutschiand: 
Zahlungsmöglichkeit. Die Frage erfordert ein sehr vorsichtize 
Behandlung und macht es klar, daß die maßlose Kritik der 
britischen wie französischen Unentwegte (Diehards) blöül- 
sinnig ist.“ 

In der „Peking Daily News“ nimmt der russisch 
Sozialist B. Roustam Bek sehr energisch Stellung gegen Lord 
Northcliffes Verunglimpfungen Deutschlands in der „Times“. Er 
schreibt dabei u. a.: „Ich kann Lord Northcliffe nicht zustimmen. 
wenn er Deutschland mit Japan vergleicht. Diese beiden Lände: 
kann man in keiner Weise auf die gleiche Stufe stellen; damit. 
daß er es tut, setzt Lord Northcliffe nicht nur Deutschland, son- 
dern die ganze zivilisierte Welt herunter. Ein Land, das Geni«s 
wie Schiller, Goethe und Karl Marx hervorgebracht hat, dıö 
der Welt soviel auf dem Gebiete der Wissenschaften, der 
Literatur, Kunst, Philosophie und Wirtschaft geboten hat und 
auf eine so große und ruhmvolle Geschichte zurückblickt, dar: 
in keiner Hinsicht mit einem Staat verglichen werden, der nu‘ 
nachzuahmen weiß, wie Japan, wo alles nur Nachahmung is:. 
vom Alphabet angefangen bis zum neuesten Dreadnought. 
Selbst das imperialistische Deutschland unter dem Kaiser hat: 
seine eigene Politik und Strategie gehabt, die der Gegenstans 
des Studiums und der Erörterung der Gelehrten der Welt ge- 
wesen sind und bleiben werden. Das kann man aber nicht von 
Japan sagen, das gestern den deutschen Gedanken gefolgt ist 
und sich heute von Frankreich leiten läßt.“ 


Die russische Presse Harbins enthält verschiedene 
Leitartikel für und wider den Vertrag von Rapallo. Die Rechts- 
presse ist über die Anerkennung der Sowietregierung schr avl- 
gebracht. Der „Russki Goloss“ schreibt: Deutschland ski 
besiegt und isoliert und müsse daher einen Ausweg suchen, der 
es nur im Osten finde. Deshalb wolle es in Rußland eindringen. 
wobei es die Alliierten damit zu ködern versuche, daB es ihnen 
die Zahlung der Kriexgsentschädigung (auf Kosten Rußlands) ver- 
spreche. Der Vertrag von Rapallo werde eine Freundsch&i: 
zwischen Deutschland und Rußland erzeugen, die für Rußland 
und das russische Volk nichts Gutes bedeutet. Die „Saria” 
sasst, Deutschland brauche Rußland und verstehe es, in Rublınc 
besser zu arbeiten, als die anderen Mächte. Aber Deutschland 
Arbeit sei sehr gefährlich, da das ausgezehrte Deutschland sieh 
auf Kosten Rußlands wieder stärken wolle durch eine Koloni..- 
politik, die es besser zum Raube auszunutzen verstehe, als di 
anderen Mächte. Anders die Linkspresse. Die „Novosti 
Shizni“ erklärt den Vertrag für den ersten Sieg Moskaus #7 
der diplomatischen Front. Durch die Bresche, die die Entente 
selbst in die Rußland von der Welt seiner Feinde trennende 
Mauer gelegt habe, reiche das Nüachbarvolk Rußland die Nam. 
mit vereinten Kräften das Existenzrecht zu verteidisen. De’ 
Vertrag sei bei weitem noch kein Bündnis und veriolge kei 
kriegerischen Ziele: die Entente könne auf der gleichen Grind- 
lıge Verträwe mit Rußland abschließen. Tue sie dies aber nicht 
so Jdrohe ihr die Möglichkeit eines Bundigsses, wie es frubei 
bereits Europa in Furcht gesetzt habe. Rußland branche ti? 
keine Anzust zu haben, selbst wenn ein neuer Krieg entstehe. d- 
es nicht mehr allein stehe, sondern dann mit der deutschen Ru 
publik verbundet sein werde. 


Bunies Allerlei aus 


Gelingt es China, die erstarrte, alte, philologische Sprachkultur 
zu erneuen, die Vereinfachung der Schriftzeichen 
durchzusetzen und somit eine Möglichkeit allgemeiner Schulbil- 
dung zu schaffen, ohne daß die alte, feine Sprachkultur kopfüber 
geht, schreibt der Münchener Prof. Dr. Hauskofer, so wird ein 
Riesenwerk für die Stärkung des Volkszusammenhalts geleistet 
sein. Die Randländer freilich würden einem solchen Verjüngungs- 
prozeß mit Unbehagen gegenüberstehen, wegen der Gefahr, die 
für ihre Absonderungsgelüste darin liegt. In China wird die 
Schule also nicht zerfasert, sondern als völkisches Einigungs- 
werkzeug angesehen. Wenn die Angrenzer das mit einem nassen 
und einem trockenen Augu sehen, so haben sie dazu nicht mehr 
und nicht weniger Orund, als etwa die Schweiz, wenn sie auf 
das gärende Deutschland blickt, oder die Tschechoslowakei, 
wenn sie sich sagt, daß sie schwerlich unberührt bleibt, wenn 
Deutschland und Rußland noch einmal gemeinsam in den 
Schmelztopf stürzen sollten. 


Fine britischa Buddhistenexpedition ist Mitte 
Juli von London über Calcutta nach Tibet aufgebrochen. Als 
Dolmetscher fungiert der Orientalist Dr. William Montgommery 
McGovern. Es sind namentlich anthropologische Forschungen 
beabsichtigt. Die Expedition hofft, daß der Dalai Lama ihr 
die reichen Bücherschätze der Klöster erschließt, ihr auch ge- 
statten wird, einzelne Bücher oder doch Abschriften zum Stu- 
dium mitzunehmen. Nebenbei soll ermittelt werden, ob der 
Plan, in Tibet eine moderne buddhistische Universität sowie ein 
Hospital zu errichten, Aussichten auf Erfolg hat. 


Die Landung ehemaliger feindlicher Ausländer soll in 
Hongkong am 28. August freigegeben werden. 


Nach einem Bericht der Verwaltung der internationalen 
Niederlassung von Shanghai sind die Preise der 
Lebensbedürfnisse seit dem letzten Winter um etwa 
5% geiallen; sie waren aber im Mai dieses Jahres um 45,7% 
hJöher als im Mai 1913. Auffallend ist vor allem, daß Heiz- 
material um 71,3%, Zeug um 46,2%, Reis um 48,1 %, sonstige 
Lebensmittel um 34,8% gegen 1921 teurer geworden sind. 


Der größte Speicher der Nisshin Kisen Kaisha 
in Putung, Schanghai gegenüber, ist am 24. Mai nieder- 
gebrannt. Das Feuer wird als das größte bezeichnet, das 
Schanghai je erlebt hat. Der Schaden beläuft sich auf über eine 
halbe Million Dollar. 


Der Stadtrat von Schanghai hat auf Grund eines Berichtes 
des Branddirektors Peck, das Lyzeum-Theater als 
feuergefährlich schließen lassen. Daß nicht genügend 
Ausgänge im Falle einer Feuersbrunst vorhanden waren, wußte 
jeder Besucher. Angesichts der einflußreichen Stellung der 
leitenden Mitglieder des Amateur Dramatic Club, den das dem 
Recreation Fund gehörige Theater zur Bewirtschaftung über- 
lassen ist. waren aber alle Warnungen vergeblich, bis dann 
der Branddirektor im Bewußtsein seiner Verantwortlichkeit 
plötzlich so nachdrücklich vorgegangen ist, daß der Stadtrat 
über seinen Bericht nicht zur Tagesordnung überzugehen wagte. 


In amerikanischen Kreisen in China herrscht darüber große 
Unzufriedenheit, daß infolge Beurlaubung des persönlich sehr 
angesehenen OberrichtersLobingier, der im Juni über 
acht Monate von Schanschai abwesend war, das amerikanische 
Gericht in China einfach außer Betrieb gesetzt worden ist, wo- 
durch über 40 Prozesse unerledigt liegen geblieben sind, wäh- 
rend in mehreren Fällen Gläubiger amerikanischer Firmen da- 
durch schwer geschädigt worden sind, daß ihre Klaxen nicht 
zur Verhandlung kamen, die Beklagten inzwischen aber ihren 
Bankerott angemeldet haben. 

Zwischen der Ostchinesischen und der Südmand- 
schurischen Eisenbahn findet ein erDitterter Frach- 
tenkampf statt, da jene den Verkehr über Wladiwostok, diese 
den über Dairen zu fördern sucht. Der Wettbewerb ist für die 
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Ostchinesische Eisenbahn sehr schwierig. Einerseits ist die Süd- 
mandschurische Eisenbahn ihr technisch weit überlegen, anderer- 
seits macht sich der Wettbewerb des Karrenverkehrs, der so 
gut wie ganz in japanischen Händen liegt, sehr stark fühlbar. 
Der japanische Karrenverkehr ist ganz besonders auch deshalb 
in der Lage erfolgreich vorgehen zu können, als er die Kosten 
der recht teuren Umladung von der Östchinesischen auf die Süd- 
mandschurische Bahn und umgekehrt nicht zu tragen braucht. 


Der Schaden eines Brandes, der den Speicher Eduard 
Meyers in Tientsin, an der Grenze der russischen und der 
italienischen Niederlassung, am 1. Mai zerstört hat, beträgt 
300 000 Taels. 


In Hank ou ist am 6. Juni ein Bronzestandbild des 
Präsidenten Li Yuan-hung zur Erinnerung an seine 
Erhebung gegen die Mandschus im November 1911 enthüllt 
worden. 


Das American Advisory Famine Relief Committee hat in der 
Provinz Honan, an der Stelle, wo der Hoangho vor 70 Jahren 
sich mit einer scharfen Biegung nach Norden ein neues Bett 
gesucht hat und wo seitdem nichts zum Schutz der Anwohner 
geschehen war, einen großen Deich aufwerfen lassen, 
der jetzt an 300 Dörfer gegen Ueberschwemmungen schützt. 
Bei den Arbeiten haben 15 000 Notleidende aus den Hungersnot- 
gebieten Beschäftigung gefunden. \ 


Im Juni hat ein Erdbeben schweren Schaden in Süd- 
China angerichtet. In Taikungchun und Ninchou ist eine große 
Anzahl Häuser eingestürzt. 


Die Peninsularand OrientalSteamshipCom- 
pany errichtet einen achtstöckigen Neubau in Hongkong. 

Als Dozent für Kraftmaschinenbau wurden Diplom-Ingenieur 
B. Tenckhoff, als Dozent für Elektrotechnik Diplom- 
Ingenieur Paul Böming an die Deutsch-Chinesische Ingenieur- 
schule in Wusung berufen. Beide werden im Laufe der näch- 
sten Monate die Ausreise nach Schanghai antreten. 


F. W. K. Otte, der lange Jahre im chinesischen Seezoll- 
dienst tätig war und im Jahre 1921 an der Universität Jena zum 
Dr. rer. pol. promovierte, wurde als Dozent für Handels- und 
Privatwirtschaftslehre an die Reichs-Universität in Peking be- 
rufen und hat seine Ausreise im Mai über Amerika angetreten. 


Die Goldene Medaille der Royal Asiatic 
Society, die alle drei Jahre verliehen wird, ist dieser Tage 
dem Professor der Universität Cambridge, Dr. Herbert A. Giles, 
verliehen worden. In seiner Dankesrede legte Professor Giles 
dagegen Verwahrung ein, daß das Chinesisiche noch immer das 
Aschenbrödel unter den Sprachen genannt werde. Bei dieser Ge- 
legenheit hielt auch der chinesische Geschäftsträger in London 
Chu Chao-tsin eine Ansprache, in der er ausführte: Historisch 
stellt China die alte Kultur des Ostens dar, wissenschaftlich Eng- 
land die neue des Westens; durch einen gegenseitigen Austausch 
werde Jas Verständnis des Ostens und Westens und insbesoin- 
dere die Freundschaft Großbritanniens und Chinas gefördert. 


Der Chicaxoer Großindustrielle und cehe- 
mnalige amerikanische Gesandte in Peking 
Charles R. Crane, dessen politische Unvorsichtigkeiten, 
wie erinnerlich, die amerikanische Regierung wiederholt den 
Ländern des Fernen Ostens gegenüber schwer kompromittiert 
haben, ist vor einigen Wochen von einem französischen Kriegs- 
gericht in Syrien in contumacian zu 20 Jahren Gefängnis verur- 
teilt worden, weil der den Syrern versprochen hat, in Amerika 
für ihre Unabhängigkeit zu wirken. Er hatte in diesem Sinne in 
Damaskus öffentlich gesprochen und seinen syrischen Freunden 
zwei Schecks zu ie 1000 Dollars für die Errichtung einer 
Mädchenschule gegeben, die in die Hände der Franzosen ge- 
fallen sind. 

Der Plan, eine Automobilstraße von Shasinach 
Nsiangyang in der Provinz Hupeh zu bauen, ist wegen 
Mangels an Mitteln wieder aufgegeben worden. 
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Japan. 2 
In Yokohama leben 6789 Ausländer, 4839 Männer 
und 2950 Frauen. Davon sind 4803 Chinesen, .(3100 Männer und 
1683 Frauen). Es folgen 1072 Briten (596 Männer), 557 Ameri- 
kaner (315 Männer), 464 Russen (229 Männer), 225 Deutsche (138 


Männer), 132 Franzosen (68 Männer), 83 Schweizer (68 Männer), 


81 Portugiesen (53 Männer) usw. 

Der erste Abschnitt des Ausbaus des Hafens von 
Kobe, der der größte Ostasiens werden soll, ist vollendet. 
Die Kosten haben. 60 Millionen Yen betragen. Es sind über 
2 Kilometer Kajen geschaffen, auf denen 27 Krähne stehen und 
an denen Dampfer von 20000 Tonnen anlegen können. Die 
nötigen Speicher, Bahnanlagen usw. sind ebenfalls fertig. Der 
zweite Abschnitt des Ausbaus wird sofort in Angriff genommen; 
die Arbeiten werden 5 bis 6 Jahre dauern. 

Das seit 1867 bestehende Grand Hotel in Yokohama 
hat das ihm benachbarte Pleasanton Hotel aufgekauft. 

Der bekannte japanische Chemiker Dr. Takamine ist 
am 23. Juni in Tokyo im Alter von 69 Jahren gestorben. 
Er war in England ausgebildet und machte sich durch die Her- 
stellung einer Reihe sogenannter Patentmedizinen in Japan 
einen großen Namen. Im Jahre 1884 knüpfte er aus Anlaß der 
New Orleanser Ausstellung, deren japanische Abteilung er mit- 
leitete, enge Beziehungen zu Amerika an, wo er eine Reihe 
von Jahren beruflich tätig war. 

Die Post von Tokyo vom 10. Juni ist am 13. Juli in 
Berlin eingetroffen; das dürfte seit Kriegsende die schnellste Be- 
förderung gewesen sein. 


Siam. 

Ein Deutscher, der im Frühjahr von Niederländisch-Indien 
nach China fuhr und auf seiner Reiseroute Siam berührte, 
schreibt uns über seine Erfahrungen in Bangkok: 
Durch Verändern seiner Heimreiseroute ging mein Schiff 
statt über Macassar und Honskong über Bangkok(Siam)—Hong- 
kung. Ohne etwas zu alınen — unser Schiff lag zehn Taxe 
dort und ich setzte keinen Fuß an Land — kam aın Zweiten 
Tag eine Polizeieskorte (2 Offiziere, 2 Polizisten und 1 Deol- 
metscher) an Bord und unterzogen mich einem einstündigen 
Verbör, ebenso den japanischen Kapitän, der meine Angaben 
(als der Wahrheit entsprechend) bestätigen mußte. Dann wurde 
ich unter Bewachung im Motorboot nach dem Polizeiamt ge- 
bracht, und von dort ging es in einstündigem Marsch nach 
dem Gouvernementsgebäude. Dort wurde ich vor den Polizei- 
gewaltigen (natürlich einen Engländer) gebracht, der verschie- 
dene Fragen an mich richtete, unter anderem woher, wohin, 
zu welchem Zwecke, ob ich mich am Kriexe beteiligt usw. \Was 
ich für zweckmäßig hiclt, beantwortete ich: übrigens hatte ich 
ja meinen Paß. Nach lanxer Beratung mit den siamesischen 
Vifnzieren wurde mir dann eröffnet, daß ich keinen Fuß an 
l.and setzen dürfe. Ich wurde zurücktransportiert und hatte 
Dis zur Abreise die Gesellschaft einer Polizeiwache an Bord. 
Das zur Kenntnis der Landsleute, deren Weg über Siam führt. 
Wie ich noch von einigen Leuten aus Bangkok hörte, soll diese 
Maßrexel die Folge davon sein, daß vier Deutsche, die mit 
einem italienischen Schiffe vor kurzem hier passierten, sich in 
Bangkok ungebührlich betraxen hätten. Ob dieses der Wahr- 
heit entspricht, entzieht sich meiner Kenntnis. 


Philippinen. 

Um die Universität Manila von den sührlichen Be- 
willigungen des Kongresses und von Zutälligkeiten freizumachen, 
die sich aus der Finanzverwaltung oder den besonderen Bestre- 
bungzen der Parteien ergeben. will man ihr cin dur alle Male 
bestimmte Einnahmen sichern, aus denen sie wirtschaften kann. 
Aus nicht zu verstehenden Gründen scheint man dabei, was 
schliäblich doch das Nachste wäre, von der Dotierung der Uni- 
VErFSItAt mit eigenem Grundbesitz -- auf den Philippinen wibt es 
reichlich grobe Staatswaldunven -- absehen wollen: ein dahin- 
nuhender Vorschlig hat wenig Beifall selunden. Dafer soll dem 
Koneress cin Gesetz zuxehen. das eine Mahlsteier cinkulrt, 
eerem Pre astssähihkeklich, Inr die Zwecke der Universität 
VCIWENGEL Werden soll 
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Britisch-Hinterindien. 

Die gesamte Bevölkerungvon Britisch-Mala:: 
beträgt nach der vorjährigen Zählung 3,36 Millionen, eine 2;- 
nahme von 25,6%. Im ganzen sind 2,06 Männer und :: 
Millionen Frauen gezählt worden, welches Mißverhäi'-: 
sich dadurch erklärt, daß die Bevölkerung zu eisr 
großen Teil aus indischen und chinesischen Arbeitern k- 
steht, die sich nur vorübergehend im Lande aufhalten. \« 
den 14954 Europäern haben 8149 in den Straits Settlements <:- 
lebt und von diesen 6231 in Singapore und 1476 in Penang. ı, 
den verbündeten Malayenstaaten gab es 5686 Europäer und H 
den nicht verbündeten Malayenstaaten 119. 


Indodhina. 


Nach einer Volkszählung von Indochina besta:: 
die Bevölkerung aus: 


Cochinchina . . . 2... 3 795 613 
Tonkingg . . . R . 6850 453 
Annam en ’ 4 933 426 
Camboda . . . 2. 2... 2 402 585 
Loos RN EE: = 818 755 
Zusammen 18 983 203 
Niederländisch-Indien. 


Die „Deutsche Warte“ in Batavia veröffentlicht eine Lis: 
von etwa 320 ehemaligen Tsingtau-Kämpfiern uw: 
Kriegsgefangenen japanischer Lager, die sich in Niederländis:r- 
Indien eine neue Lebensstellung geschaffen haben. 

Die bekannte Druckerei G. Kolff & Co. in Batar:: 
hat am 30. April ihr neues Druckereigebäude in Gang Petienr- 
gar, Weltevreden, eröfinet, in der sie ihren Betrieb vergröße 
und auf neuc Zweige ausdehnen wird. 

In Weltevreden ist nach kurzem schweren Leiden 47 
13. Mai der in ganz West-Java angesehene deutsche Kauimarı 
Victor Zimmermann, 6Vjährig, gestorben. An sein” 
Grabe widmete eine Reihe von Freunden, darunter der deutsc* 
Konsul Lettenbaur, dem Toten warme Worte der Anerkennv; 
und des Abschieds. Die „Deutsche Wacht“ gedenkt der widr- 
gen Schicksole, unter denen Zimmermann, der früher an 6: 
Spitze einer holländischen Firma Stand, während des Kriexes £ 
leiden gehabt hat; er habe trotz alledem den Mut nicht ver- 
Ioren und ir der Hofinung auf das Wiederemporsteigen des 
Vaterlandes selbst in Batavia eine neue deutsche Firma x 
schaffen. Auch an den Bestrebungen des deutschen „Rau“ 
Kreuzes“ hatte Zimmermann lebhaften Anteil genommen. 


Ein Vergieid. 

In seiner wöchentlichen „Ostasiatischen Rundschau” :* 
den „Münchener Neuesten Nachrichten“ malt Professor Dr. His 
hofer ein Bild von den (iespenster-\Wohnstätten, die der NA 
nische Volksglaube kennt. Er schreibt: 

Bakemono-yashiki: So nannten vor dem Weltkriege d* 
großen demokratischen Zeitungen Ostasiens jenen Teil ihr, 
Erdraums, in dem damals amerikanische, chinesische, j37- 
nische und russische Interessen am schärfsten auieinand“- 
Stießen, den Raum zwischen Peking, Korea und dem Amor. n.- 
mentlich aber den Geschäftsbereich der sudmandschurisct.7 
Bahn mit scinem Netz undurchschaubar ineinander verwohrt.: 
politischer, wirtschaftlich recht einträglicher Machenschaften ır 
dem sich nur selten die edlen vorgegebenen Ziele mit 4.’ 
wirklichen Zwecken deckten. 

Das Wort ist schwer übersetzbar, auch die Uchertrac: 
Gespensterwohnstätte wird ihm nicht ganz gerecht. Es sin 
bindet zu einer grotesken Gemeinschaft das unheiminhe be 
Spensterwalten mit dem schr behaglichen und sicheren Bert.” 
des Yashiki, das etwa dem englischen compound enpro 
dem rechtmäßig umhextem, von einem einheitlichen Banxed.re-" 
erfüllten, init einzelnen zusummengchöriven Banlichkeitun I 
setzten Grundstück, dem behäbixen. groben Bauernlel, ah” 
auch dem Adelspalais mit seinen Nebenbauten. Auf diese Wi v 
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&rreichten in der Sage ostasiatische Gespenster höchst wohn- 
lich erscheinende Bauten, die der Wanderer für wirkliche hält, 


und wenn er dann anderntags aufwacht, ist der Spuck ver- 


Nüchtigt. 


Man versteht also im Osten unter Gespensterhaus 


‚etwas anderes als bei uns. 


Das Gespensterhaus von damals ist heute an vielen Stellen 


zum festen Bau geworden, der reichliche Dividenden abwirft; 
rasch, in einem Jahrzehnt, hat sich diese Wandlung vollzogen. 
"Dafür aber haben sich zu Bakemono-yashiki zwei Staatsgebäude 
"umgewandelt, die damals scheinbar noch körperlich und fest 


raxten, von einer wimmelnden, arbeitseifrigen Menschenmenge 
erfüllt waren: das Reich der Mitte im Osten und die Mittel- 
mächte im Westen mit ihren Kernen: China und Deutschland! 
Leider ist der Uebergang seiner Habe vom geifestigten 
und bewährten Besitz zur Gespensterstätte peinlicher für den 
Insassen als der umgekehrte Vorgang; aber Unangenehmes wird 
nicht anders dadurch, daß man die Augen gegenüber vergleich- 
baren Tatsachen verschließt, und eine solche Tatsache ist, daß 
China und Mitteleuropa augenblicklich die völkerrechtlich 
und besitztechnisch unsichersten Gebiete unter den hochkulti- 
vierten und dichtbevölkerten der Erde sind. Mitteleuropa und 
das chinesische Kulturgebiet leben beide in einer von Tag zu 
Tag wachsenden Interessenspannung, die noch dazu durch ein 
hoffnungsloses Valuta-Durcheinander übersteigert wird, ferner 
überreizt durch das unmittelbare Aneinanderliegen von Hoch- und 
Tiefvaluta-Gebieten, die doch an eine intensive Rohstoff-, Ver- 
edelungs- und Menschenkraftaustauschs- und Ergänzungswirt- 
schaft angewiesen sind. Dabei kann sich aber China heute 
noch viel eher genügen als Mitteleuropa! In beiden Erdräumen 
fehlt eine wirklich starke, allseitig anerkannte ordnungsetzende 
Gewalt. In China wie in Deutschland ist — bei allem Ver- 
trauen in die unverwüstliche Volkskraft — das Vertrauen in die 
Regierung durchaus nicht allgemein; sie ist vielfach nur der 
Spielball von Parteien und Wirtschaftsmächten, die zum Teil 
alles eher anstreben, als Verantwortung für eine wirklich ge- 
rechte Neuordnung in ihrem Tummelplatz eines immer zügelloser 
werdenden Kräftespiels zu übernehmen. In beiden Erdräumen 
sind Millionen waffengeübter Männer zur Hand, vicle ver- 
zweifelte und grollende darunter, dazu elırgeizige Parteigänger 
genug, um sie schnell zusammenballen zu können: die raub- 
lustigen Anlieger sind schwer bewaffnet und gerade die reich- 
sten Landschaften sind ihnen gegenüber am wehrlosesten, dank 
der Entwicklung des letzten Jahrzelhints. Und Sowjetrußland 
‚steht auf der inneren Linie janusköpfig und rätselvoll beiden 
gegenüber. 

In China hat dieser Zustand etwas früher begonnen, schon 
1911, aber dort sind die Räume noch größer, weniger durch- 
organisiert und eisenbahnärmer, so daß sich alle Zersetzungs- 
Dewegungen langsamer auswirkten. So sind eigentlich die Ver- 
hältnisse dort und hier erst jetzt wirklich vergleichbar geworden. 
Da wir annehmen dürfen, daß die unseren leidlich bekannt sind, 
kann sich der Ostasienreferent darauf beschränken, die clhine- 
sischen zum Vergleich heranzuziehen. 

Was ist wesentlich für ein Bakemono-yashiki? Daß es 
äußerlich die Formen und das Anschen eines wirklichen und 
xeordneten Staatsllaushalts habe und nur durch die innere 
Unhaltbarkeit aller Verhältnisse sich dazwischen zeixt, daß alles 
keine wirkliche Festigkeit, keinen tragenden Grund hat, sondern 
nur Dämonen-Spiegeliechterei und Blendwerk ist... 

Was ist der Zweck solcher Vergleiche? Anzureseen, daß 
man wenigstens überhaupt vergleichbare, vielfach verwandte 
Vorgänge über die ganze Erde hinwex sehen und beobachten 


lernt! Hier wie dort ist ein menschenw inımelnder Raum auf 
organisierte, ungestörte Arbeit angewiesen, wenn Seine 
Bewohner nicht  millionenweise verhungern sollen oder 
eben doch vorher explodieren, che sie sich dazu ver- 


stehen: Träger einer alten, stolzen, aber in vielem der Ver- 
Jjungung bedürienden Kultur, mit einer bedenklichen asthetischen 


und philologischen Erstarrungskruste überlarert. mit einer 
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Ellenbogenenge und einem Volksdruck, wie ihn weder England 
noch Amerika kennen — woher sich ihre Verständnislosigkeit 
für die doch so stark von ihnen beeinflußten Zustände erklärt. 
Die einzigen Fremdmächte, die etwas davon ahnen, weil sie 
selbst den Volksdruck auf zu engem Raume selbt erlebt haben, 
sind Japan und Italien, bis zu einem gewissen Grade auch Bel- 
gien, in die ein wirklicher Brand in Mitteleuropa so sicher 
hinüberschlüge, wie ein ostasiatischer nach Indochina una 
Korea. Brandstoff ist ringsherum mehr als genug. Ein Rest 
von Instinkt also warnt selbst Japan und Frankreich, weder 
China noch Mitteleuropa wirklich hell anbrennen zu lassen; und 
dennoch kann man es nicht lassen, an der Glut herumzustochern. 
Das aber ist der gefährliche Unterschied zwischen Gespenster- 
bau und solidem Wohngrund, wenn sie zusammenstoßen, 
daB niemand weiß, wo der eine, wo der andere endet, 
daB an den Reibungsstellen die gepreßten Flammen auf 
einmal mit einer Kraft ins Freie lodern, die keine irdische 
Macht mehr hemmt. Das hat man in Rußland erlebt. Die 
Menschenmassen von China und Mitteleuropa sind zu nah an 


diesem Brandherd, als daß man weiter noch mit den Funken 
spielen dürfte, wie wir heute, 
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Bekanntlich sind die siamesischen Staatsbahnen fast durch- 
weg von deutschen Ingenieuren erbaut worden. 


INN Wintschaftlicher Teil llama: 


Lob deutscher Bahningenieure in Siam. 


So besonders 


auf der Pitriu-Linie sehr niedrig sind, ist es zu verdanker. 
wenn bei diesen Unglücksfällen die Passagiere keinen Schad: 


1. Die Nordbahn (Normalspur) von der Hauptstadt Bangkok im 
Mündungsgebiet des Menam Chowphya bis nach Chiengmai, 
der früheren Hauptstadt des zu Siam gehörigen Laoten- 
reiches. 

2. Die Nordostbahn (Normalspur) von Bangkok bis zur Pro- 
vinzialhauptstadt Korat im östlichen Zentralsiam. 

3. Die Ostbahn von Bangkok bis Petriu (Normalspur) und 

4. der erste Teil der Südbahn (Meterspur) westlich des Menam 
Chowphya von Bangkok bis Petchaburi. Von letzterer 
Stadt nach Süden bis zum Bahnnetz der britischen Malay- 
States-Railways wurde die sogenannte Malayische Halb- 
inselbahn oder Südbahn unter britischer Oberleitung, jedoch 
ebenfalls in vielen Teilen, sogar noch während des Krieges, 
unter Heranziehung erfahrener deutscher Bahningenieure 
gebaut. 

Während des Weltkrieges gelang es England, den deutschen 
Einfluß im siamesischen Bahnwesen kaltzustellen. An Stelle 
des deutschen Generaldirektors trat ein vorher in England aus- 
gebildeter siamesischer Prinz, dem ein britischer Generalrat- 
xeber und britische Ingenieure zugeteilt wurden. 

Als dann im Juli 1917 sämtliche Deutschen interniert und im 
Februar 1918 nach Indien deportiert wurden, machte sich der 
englische EinfluB im siamesischen Staatsbahnwesen immer 
stärker geltend. 

Neuerdings ist man nun zum weiteren Ausbau der vorhan- 
denen Geleiswege geschritten. Die Koratlinie wird nach Osten 
in der Richtung auf Ubon und den Mekong (großer Ostfluß aus 
ibet herabströmend) und die Ostbahın über Petriu hinaus nach 
der kambodjanischen (Cirenze verlängert. Erstere Linie soll 
später die Verbindung mit Annam und letztere die Verbindung 
mit Pnompenh und Saigon herstellen. 

Auch wird im Norden nunmelr die Verbindung mit den 
burmanischen Eisenbalmen betrieben. Mit dem Beginn dieser 
Arbeiten kann in Kürze gerechnet werden. 

Auf diese Weise wird das bislang zu Lande isolierte Siam 
mit den Eisenbahnsystemen der Nachbarländer fast völlig ver- 
bunden sein. 

Für die an diesem Ausbau stark interessierten Engländer 
und Franzosen ist es natürlich unangenchm, daß die nördlichen 
und östlichen von Deutschen gebauten Bahnlinien Siams sämt- 
lich Normalspur haben, denn die Bahnen in Burmah und Fran- 
zösisch-Indochina haben fast durchweg Meterspur. 

Dem Einfluß Englands gelang es ja schon, die Südlinie als 
Meterspurbahın im Anschluß an ihr Netz in den Federäted- 
Malay-States auszubauen. Aus der nachfolgenden UÜUcbersetzung 
eines Artikels einer siamesischen Zeitung geht hervor, daB auch 
die Ostbahn jetzt unter französischem Einfluß von der Normal- 
spur zur Meterspur umgebaut wird. Dasselbe fordern offenbar 
laut gleichem Artikel nunmehr auch die Engländer mit Bezug 
auf die Nordbalın. 

In dem im Mai erschienenen Artikel der siamesischen Zei- 
tung heißt es unter anderem: 

„Der Plan. daß nunmehr sämtliche Staatsbahnen Meterspur- 
gleise erhalten sollen. ist aus manmielachen Girunden xanz 
zweifellos ein großer Schaden fur die Bevölkerung und fur die 
Rexierung des Landes. 

l. Als die Petrivu-Linie (O'sthahn) noch Normalspur hatte, 
da horte man wenig oder war nichts von Enteleisunzen und 
Fisenhahmtntallen. Aber schon wenige Taxe mach der Um- 
wendung in Meterspor Tanden fortwährend Enteleisungen und 
Betrichssiorumuen statt. Nur der Tatsache, daß die Bahndamme 


an Leben und mitgeführtem Gut erlitten. 


Waren die Dämme hoch wie auf der Nordbahn, dann hät:: 


es sicher oft schweres Unglück gegeben. 


2. Wiederholt haben wir Eisenbahnsachverständige geiragsı 
ob für Eisenbahnen Normalspur oder Meterspur vorzuziehen 
sei. Uns wurde stets zur Antwort, daß man in Europa nur für 
ganz kurze Strecken Meterspur gebrauche, während auf lanzs: 
Linien mit großer Fahrgeschwindigkeit und starkem Verkehr 
stets Normalspur üblich sei, da solche Vollbahnen gröbere 


Sicherheit im Betrieb gewähren. 


3. Wer sich selbst überzeugen will, der möge jetzt einm:i 
auf der als Meterspur umgebauten Linie nach Petriu eine Fatr: 
Man wird gerüttelt und geschüttelt und hin- un! 
hergeworfen, daB man ganz ermattet in Bangkok wiederanlangı. 
Schwerkranke Leute können heute mit dieser Bahn wohl kaur 
ihr Zustami 


unternehmen. 


noch nach Bangkok transportiert werden, denn 
würde sich nur verschlimmern. 


4. Wenn nun erst die gesamte Nordbahn bis Chiengmai a'‘s 
Meterspur umgebaut wird, was will .man denn mit den Lok:«- 
motiven und dem gesamten rollenden Material anfangen?! Da 
wird man wohl als unbrauchbar fortwerfen müssen. Dem Stase 


erwachsen somit 
Kosten. 

Wir müssen uns überhaupt kräftig gegen die nun oft ver- 
tretene Ansicht wehren, daß der Balınbetrieb jetzt besser ur: 
gewinnreicher ist als früher. Das ist einfach nicht wahr. 

Leute, die mit der Eisenbahn sehr viel zu tun haben. wis«er 
durchweg sehr wohl, daß früher, als die Staatsbahnen nxi 
unter der bewährten Leitung von deutsche: 
Ingenieuren standen, sich der ganze Betrieb, besonder 
aber der Verkehr mit den Landesbewohnern, viel glatter a= 
wickelte. Als Beispiel nur folgender Fall: Seit 7 bis 8 Mon«ter 
werden immer mehr Beschwerden mit Bezug auf das Mic: 
von geschlossenen Güterwagen laut. Die Herren Staties- 
vorsteher geben nur dann Wagen her, wenn es ihnen ger:c: 
paßt. Trotzdem genügend Wagen auf den Bahnhöfen vorhanc:” 
sind. kann man häufig keine bekommen oder nur dann, wer 
man sich ehrfürchtig vor dem Herrn Stationsvorsteher vernez 
und demütig um einen Wagen bittet. 

Das alles war zur Zeit der deutschen Verwaltung eini« 
unmöglich. Damals wickelte sich der Betrieb glatt und vo x 
Störungen ab. Man wurde auch stets aufmerksam und scre. 
bedient. Heute ist das alles nicht mehr und überall Berrs:r 
eine Gleichgultigkeit, die dem Volke und der Regierung zır 
großen Schaden gereicht. 

Unser Staat ist obendrein schon jetzt finanziell so bet!aste. 
daß er sogar Geld im Auslande leihen mußte. Die Kerrer 
Fisenbahnbeamten sollten sich daher klar werden, d«4ß sie 
Gehalt nicht zum Faulenzen erhalten, sondern daß sie sich r 
aller Energie und allem Fleiß für ihren Dienst einsetzen masse 

Die deutschen Eisenbahningenieure, die seiner Zeit die sı.- 
mesischen Eisenbahnen gebaut haben und an ihrer Verwma". 
beteiligt waren, werden sich der ihrer Arbeit gespendeten A 
erkennung freuen können. Aber ihre Freude erfährt dach e ®: 
Trubung dadurch, daß ihr eigenes Werk unter enelisch-fir- 
zösischem Einfluß wieder zerstört wird, nicht im eivxensten b- 
teresse Sins, sondern der Siam umwebenden enuelinchetrlr- 
»ösischen Kolonialzebiete. Sie müssen ferner mit Beduo.’ 
feststellen, daß mit den anderen Deutschen auch ihren ©” 
Kuckkehr nach Siam noch immer verboten ist, da die KEırreso- 
beschränkungen fur Deutsche noch immer nicht gefallen see. 


absolut unnötige und völlig widersinn::: 


r 
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Deutsch-japanische Handels- und Wirtschaftsbeziehungen. 


Die Hoffnung unserer Kriegsgegner, von der Konkurrenz 
deutscher Waren für die Zukunft befreit zu sein, ist nicht in 
Erfüllung gegangen. Ueberall findet deutsche Ware wie vor 
dem Kriege wieder Eingang und willige Abnehmer, teils weil 
andere Länder sie überhaupt nicht oder nicht in derselben Güte 
liefern können, teils allerdings auch, weil der Tiefstand unserer 
Valuta uns gestattete, billiger zu liefern als andere Staaten. Auch 
die Versuche, durch Schaffung eigener Industrien sich, wie z.B. in 
aer Farbenindustrie, unabhängig zu machen von den deutschen 
Erzeugnissen, sind schr häufig nur von teilweisem Erfolg be- 
gleitet gewesen, wenn auch gewisse Fortschritte nicht zu leugnen 
sind. Auch Japan hat seit Kriegsende deutsche Waren, die es 
während des Krieges vermissen mußte, in steigendem Maße 
wieder aufgenommen. Insbesondere sind es Farben, Maschinen, 
Chemikalien und Arzeneien, die Japan aus Deutschland bezieht. 
Wie sehr sich der deutsch-japanische Handel seit Kriegsende 
wieder entwickelt hat, zeigen folgende Zahlen: 


Es betrug der Export nach die Einfuhr aus Deutschland 


1913 4703000 Yen 30 305 000 
1914 3300 000 „ 17 251 000 
1919 9000 „ 43 000 
1920 300 000 „ 8 648 000 
1921 793000 „ 17 957 000 
Für die ersten vier Monate 1922 betrug Aus- und Einfuhr 
Januar 2 641 000 
Februar 3 7922000 
März 4 253 000 
April 4 338 000 
Zusammen . . . 2 2 2.2... 15024000 Yen. 


Wenn auch im Frühsommer eine große Stille eingetreten Ist, 
so wird man doch hoifen können, daß der deutsch-japanische 
Handel 1922 im großen und ganzen den Anfang des letzten vollen 
Friedensjahres wieder erreichen wird. 

Wenn die japanische Industrie- und Handelswelt auch einen 
großen Teil der während des Krieges mühelos gewonnenen 
Reichtümer infolge der allgemeinen Weltkrisis und infolge un- 
gesunder Spekulationen wieder verloren hat, wenn sie auch auf 
zuhlreichen Absatzmärkten, die während des Krieges fast aus- 
schließlich japanische Waren bezogen haben, vor den wieder 
erscheinenden europäischen Waren zurückweichen mußte, so 
steht die japanische Industrie doch auch heute noch, was Or- 
ganisation und Kapitalkraft anbelangt, außerordentlich viel 
stärker da als jemals zuvor. Aber ihrer Schwäche ist sie sich 
wohl bewußt, die darin besteht, daß sie Qualitätsware, wie 
Deutschland, England und die Vereinigten Staaten sie auf den 
Weltmarkt bringen, noch nicht herstellen kann. Sie ist sich auch 
wohl bewußt, daß in dieser Fähigkeit das ganze Geheimnis für 
die Erfolge steckt, die die Industrien der genannten Länder 
überall in der Welt zu verzeichnen haben, und die Lieferung 
schlechter Waren auch die Hauptursache für den schnellen 
Verlust der während des Krieges gewonnenen Absatzmärkte ist. 
Leitende Staatsmänner Japans haben sich darüber ganz offe: 
und ohne Beschönigung ausgesprochen. Angesichts der un- 
geheuren Fortschritte auf technischem und insbesondere Kriegs- 
technischen Gebiet, die Europa—Amerika während oder gerade 
infolge des Krieges gemacht haben, hat man in Japan auch miit 
Sorge erkennen müssen, daß die japanische Industrie bei weiten 
nicht in der Lage und auf der Höhe ist, die wirtschaftliche und 
technische Rüstung sicher zu stellen, die in Japan für eine 
eventuelle kriegerische Auseinandersetzung mit den Angel- 
sachsen für notwendig gehalten wird. Diese wirtschaftliche 
Rüstung zu verstärken, ist das Zicl der japanischen Wirt- 
schaftspolitik. Die große japanische Studienkommission, die 
Anfang dieses Jahres die Vereinigten Staaten, England, Frank- 
reich und teilweise auch Deutschland bereist hat und der die 
führenden Männer der japanischen Industrie angchörten, hatte 
in erster Linie die Aufgabe, sich ein Bild zu machen von den un- 
geheuren Fortschritten der europäischen Industrie und Be- 


ziehungen anzubahnen, durch die ihre Errungenschaften auch 
Japan nutzbar gemacht werden konnten. Oft genug ist von 
Mitgliedern der Kommission der Gedanke eines Zusammengehens 
japanischer und ausländischer Industriekreise ausgesprochen 
worden, teils zur Errichtung gemeinsamer Industrieanlagen, 
immer natürlich mit dem klarerfaßten Ziel, die Leistungsfähigkeit 
der japanischen Industrie nach Möglichkeit bis zur Konkurrenz- 
fähigkeit mit der europäischen zu steigern. Daß man in japani- 
schen Kreisen ein Zusammengehen auch mit der deutschen In- 
dustrie warm begrüßen würde, ist bekannt. Neuerdings hat sich 
auch eine japanische Zeitung, die „Kokumin“, in ihrer Ausgabe 
vom 22. April d. J. dazu geäußert. Unter der Ueberschrift 
„Industrielle Allianz zwischen Japan und Deutschland und ihre 
allmähliche Durchführung als ein Mittel zur Förderung der 
Industrie“ schreibt sie wie folgt: 

„Herr Baron Kumakichi Nakajima von der Furukawa Kom- 
manditgesellschaft ist auf seiner Reise nach Europa als Mitglied 
der Kommission von Geschäftsleuten zum Besuch Englands in 
Begleitung von Direktor Manjiro Yoshimura in Berlin gewesen, 
um mit der Gesellschaft Siemens & Schuckert einen Vertrag über 
gemeinschaftliche Unternehmungen zwischen beiden Firmen end- 
gültig abzuschließen. In dieser Hinsicht war schon im vorigen 
Sommer ein inoffizieller Vertrag zustande gekommen. Es soll 
demnach zwischen Tokyo und Yokohama eine elektrotechnische 
Werkstatt mit einem Kapital von etwa 10 Millionen Yen errichtet 
werden um unter Anwendung der während des Krieges hoch- 
entwickelten deutschen Technik der heimischen elektrotechni- 
schen Industrie eine neue Entwicklung zu geben. Als größere 
Unternehmungen, an denen Japaner und Ausländer gemeinschaft- 
lich beteiligt sind, kommen nur Shibaura und Tokio Denki in 
Betracht, und da es sich hierbei um japanisch-amerikanische 
Unternehmungen handelt, gilt der Plan der Furukawa Kormn- 
manditgesellschaft als epochemachend. Er muß im Interesse der 
japanischen Industrie als eine erfreuliche Erscheinung verzeichnet 
werden und wird die heimische Industrie entsprechend er- 
muntern. 

Wir hören noch von verschiedenen ähnlichen Plänen, wie 
z. B. von dem Plane der Schokoladenfabrik Morinaga. Herr 
Kanzaburi Matsuzaki ist neulich von seiner Reise über Europa 
und Amerika zurückgekommen und befaßt sich, wie verlautet, 
mit einer gründlichen Besserung der japanischen Konfitürcn- 
fabrikation, indem er die deutsche Technik einführt. Der Plan 
von Herrn Matsuzaki geht dahin, für seine Milchkondensierungs- 
anlage deutsche Jandwirtschaäftliche Sachverständige zu berufen, 
um zunächst die Viehzucht zu verbessern und dann das Milch- 
kondensierungsgewerbe zu entwickeln. Wir dürfen annehmen, 
daß außerdem noch viele andere Pläne dieser Art vorhanden 
sind und bewillkommmnen sie mit großer Freude. Wir müssen 
hier unsere industriellen Kreise darauf aufmerksam machen, daß 
sie, sei es in kleinerem oder größerem Umfange, auf eine Förde- 
rung der heimischen Industrie im staatlichen Interesse wohl be- 
dacht sein müssen. 

Wer einmal die chemisch-technische Abteilung der Friedens- 
ausstellung besichtigt hat, wird zugeben, daß die japanische 
Industrie Fortschritte gemacht hat. Es handelt sich dabei aber 
un einen relativen Fortschritt im Vergleich gegen die Vorkriegs- 
zeit. Bei einer eingehenden Prüfung wird man viele Fehler 
entdecken, insbesondere den, daß die japanische Industrie an 
Güte und Preis der europäischen und amerikanischen nicht 
gleichkommen kann. So müssen wir Verbesserungen in den 
technischen und anderen Gebieten für dringend geboten halten. 
Japan hat seine Eigenart, aber die Verbesserungen sind dringend 
geboten. Dics veranlaßt uns auf gemeinschaftliche Unter- 
nehmungen mit Deutschland hinzuweisen, wie es die Furukawa 
Kommanditzesellschaft getan hat. So empfiehlt es sich, ein- 
schlägige Fachleute nach Japan zu rufen. Schon vor dem Kriege 
zeichnete sich Deutschland als Land der chemischen Technik ars 
und hat infolge des Krieges noch erhebliche Fortschritte xe- 
macht. Die Amerikaner sind bereits darauf aufmerksam wc- 
worden. Sie haben die Einführung der deutschen Technik ver- 
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sucht und werden die Versuche fortsetzen. Amerika ist reich an 
Kapital, aber das Gewerbe läßt sich allein mit Kapital nicht 
betreiben. In der amerikanischen Technik bleibt noch viel zu 
wünschen übrig. So wollen die Amerikaner die deutsche Technik 
einführen, um ihr Kapital am zweckmäßigsten zu verwenden und 
sich die oberste Stellung in der Welt zu sichern. Darauf beruht 
die Erscheinung, daß die Amerikaner deutsche Gesellschaften 
aufkaufen, um sie mit Deutschen zusammen zu betreiben, und 
außerdein deutsche Ingenieure zu sich zu rufen. 


| 


Mit Rücksicht auf die japanischen Landesverhältnisse « :- 
man zum Schluß gelangen, daß die Sicherung der wirtschaitl:.: 
Stellung auf. der Welt nur durch eine Weiterentwicklunz :; 
chemischen Technik ermöglicht wird. Der gegenwärtige S:: 
der japanischen Technik ist in keiner Weise befriedigend. i: 
Hand-in-Hand-Gehen mit den Deutschen und die Finführurz .. 
deutschen Technik zu einer schnellen Entwicklung der jar:- 
schen Technik ist also dringend geboten. Das ist für Japar. 
keiner Weise beschämend. 


Dentschlands Anteil am Chinahandei. 


Die Handelsbeilage der „Times“ beschäftigte sich unlängst 
unter der Ueberschrift „New German Grip on China” erneut mit 
dem deutschen Chinahandel. Nachdem sie mitgeteilt hat, daß 
der hysterisch-blindwütige Ausfall Lord Northcliffes über das 
Wiedererwachen des deutschen Handels vom Anfang Januar in 
China und besonders in Schanghai beträchtliches Interesse er- 
regt hat, weiß die „Times“ über den deutschen Chinahandel 
folgende Angaben zu machen: 

Die Einfulır von angles and bars aus Deutschland nach 
Schanghai war 1921 größer als 1912 die Einfuhr derselben Artikel 
in ganz China und mehr als die Hälfte der Einfuhr von 1913. Die 
deutsche Einfuhr von wire nails and rivets nach Schanghai war 
1921 größer als die Gesamteinfuhr aller Vertragshäfen in den 
beiden Vorkriegsiahren. Der Wert der deutschen Maschinen- 
einfuhr 1921 nach Schanghai steht nicht allzu sehr mit der ge- 
samten Einfuhr nach China 1912 und 1913 zurück, während der 
Wert der 1921 in Schanghai eingeführten Anilinfarben größer 
gewesen sein soll als ihre Gesamteinfuhr vor dem Kriege. Nach 
der „Times“ betrug die deutsche Einfuhr nach China: 


Art nach Shanghai nach ganz China 
Brass sheets and plates 418 907 Pıkuls 
Angles and bars ; 46 806 61 137 
Cables and wire shorts . 11 361 23 367 
Wire mails and rivets 33 434 30 278 
Plate cuttings 17 345 3615 
Sheets and plates . 18 062 47 796 
Other manufactures 18 728 5589 
Galvanized iron wire 12195 27 703 

Verschiedenes 

Uhren . Stück 50 656 50 107 
Anilinfarben Taels 2573 157 2187 251 
Nadeln Tausend 241590 2700 220 
Maschinen Taels 310 045 816 459 
Indigo Pikuls 18 116 102 161 


Die Zahlen wären zweifellos noch größer, wenn nicht ein 
erheblicher Teil der deutschen Ausfuhr ihren Weg über Holland 
und Belgien fände. So seien 1921 für 507067 Taels Anilinfarben 
aus Holiand und 388 325 Taels aus Belgien nach Schanghai ein- 
geführt worden, ebenso 13639 Pikuls Indigo von Holland und 
60691 von Belgien, die, wenn nicht ganz, so doch zum größten 
Ten deutschen Ursprungs seien. 


Von der Ausfuhr nach Deutschland hebt die „Times" hervor: 
aus Shanghai aus China 
alleın 1913 
Häute . . Pikuls 15450 76 905 
Ziegenfelle gegerbt Stück 12051 94 922 
Sonstige Häute u. Felle m 409 195 — 
Sesam . Fu Pıkuls 93013 693 185 
Erdnubkerne . . . EN 96 820 32096 
Holeöl. 2 2 222000838196 36.626 
kiernrodukte . . . 7 15 8554 854 709 
lat ur. 03 2% ie aa 5 3274 6516 
Gallnüisse ... 0... oi 7740 241699 
Borsun 2. 2 2.0. . 1 336 3448 
Jute . De ee . 1007 17132 
Jabakblälter 2.0. EICHE 12.079 
AntbmMon . . Er rn 19 570 15421 
Uns liegen die neuesten Seezollstatistiken für 192] noch 


n.cht vor. Wir hoffen und wauben, daß der Gesaumtanteil 


Mi. 


Deutschlands am Chinahandel 1921 noch erheblich größer s.. 
wird als die „Times“ vermutet und unser Anteil wenn auch r.». 
nicht im Jahre 1921, so doch im laufenden Jahre seinen 3:- 
Umfang aus der Vorkriegszeit wieder erreichen wird. 


Petroleum In Ost- und Südostasien. 


Die Hauptpetroleumvorkommen in Ost- und Südostas:- 
soweit sie in nennenswertem Umfange ausgebeutet werden. }.- 
finden sich auf Niederländisch-Indien und in geringerem Um!a-.. 
in Japan. 

In Niederländisch-Indien sind die bekanntesten Oelgchi:: 

1. Borneo, das an der Ostküste in den Bezirken Koetei u . 
Tarakan 450-500 Quadratmeilen Oelfelder umfaßt: 

2. Sumatra mit dem bekannten Namen Langkat im Os.’ 
Persak im Atchin-Bezirk und Palembang im Süden: 

3. Java mit den Provinzen Semarang, Rembans ı. 
Soerabaya. 


Die Gesamtproduktion Niederländisch-Indiens betrus : 
metrischen Tonnen: 
1905 1 063 828 1916 1730 19 
1910 1495 715 1917 1 687 391 
1913 1 534 223 1918 1 706 675 
1914 1 569 218 1919 2 092 917 
1915 1 643 445 1920 2 254 1: 


Während S umalra ursprünglich die größte Kucbenie liei. 
und 1909 mit 922894 Tonnen den Höhepunkt seiner Produk: : 
erreichte, ist es seit 1911 dauernd von Borneo übertroifen wor: 
das 1920 von der Gesamterzeugung Niederländisch-Indiens a:..- 
1455 128 Tonnen lieferte. 

Japans Oelfelder liegen in einer Linie, die sich von «. 
Westküste Sachalins über die Westküste Hokaidos durch ı: 
nördlichen Provinzen des eigentlichen Japan bis zur Küste v” 
Totomi am Stillen Ozean erstreckt. : Die ersten erfo!grei.’” 
Bohrungen wurden 1890 von der Nippon Oil Co. untern.mr:” 
Die zunelımende Bedeutung des Oels als Heizmaterial }:ed ".-- 
sonders während des Krieges zahlreiche neue Geseischar.” 
entstehen, auch die weniger ergiebigen Quellen nur desha'b — 
Erfolg bearbeiten konnten, weil die Einfuhr nachließB und ı- 
Oelbedarf stark stieg. Nach Kriegsende sind zahlreiche dıs-" 
Kriegsgründungen wieder von der Bildfläche verschwunden I: 
Produktion hat dementsprechend nachgelassen. Japan prauuz :”= 
an Oel: 


11 159 527 t 1916 425 413° 
1%05 210 400 1917 411768 

1910 246 748 1918 312511 

1913 274 844 1919 250 

1914 358 310 1920 20 ue 

1915 442 793 


Die zahlreichen Bohrversuche, die japanische Unterne”” 
auf der Insel Formosa unternehmen, haben zwar an zatirer.®: 
Plätzen Oelvorkommen festgestellt, ohne daß indes erher:: 
Mengen gefördert werden konnten. 

Die Gesamtausbeute Formosas betrug: 


1806 z13t 1914 387 
1908 . 1090 1915 Kr ER 
1910 . 520 1916 KEN 
1912 . 493 1917 . Sn 
1913 . 2 586 1918 . 13» 


Ausgedehnte, abbauwürdige Oelfelder befinden sich auf der 
Insel Sachalin, deren südliche Hälfte bis zum 50. Breitengrad 
Rußland im Frieden von Portsmouth an Japan abgetreten hat 
und deren nördliche Hälfte 1920 von Japan besetzt wurde, um 
ein Faustpfand für die befriedigende Regelung verschiedener 
Ansprüche an Rußland in Händen zu haben. Ob und in welchem 
Uimfange und mit welchem Erfolg die Oelfelder Sachalins aus- 
gebeutet werden, ist nicht bekannt geworden. Ob sie in dem 
nördlichen Teil in absehbarer Zeit überhaupt noch ausgebeutet 
werden, erscheint zweifelhaft, da nach neueren Nachıichten Japan 
die Räumung des von ihnen besetzten nördlichen Teils be- 
schlossen hat. 


Die Japaner In der Südsee. 


Auf den früher deutschen Marfanen, Karolinen und 
Marshall-Inseln haben sich die Japaner jetzt endgültig nieder- 
gelassen. Während die Inselgruppen bisher unter Marinever- 
waltung standen (Marine-Station Yokosuka), haben sie nunmehr 
eine eigene Verwaltung erhalten. Durch Kaiserl. Erlaß vom 
1. April wurde eine Zivilverwaltung mit der Bezeichnung 
Nanvo Cho (etwa Südsee-Gouvernement) mit dem Sitze in 
Saipan eingerichtet, an deren Spitze Herr B. Tetsuka trat. 

Die Aufhebung der Marineverwaltung hatte auch die Zu- 
rückziehung der kleinen Marinebesatzung zur Folge. An Stelle 
der bisherigen Marine-Poststationen wirken nun dem Verkehrs- 
ministerium unterstellte Postämter. Die Postanstalt in Kusaie 
(Karolinen) wurde aufgehoben, so daß jetzt folgende Postämter 
bestehen: Saipan, Palau, Angaur, Jap, Truk, Ponape und Jaluit; 
alle nehmen an Postanweisungs-, Sparkassen- und Lebensver- 
sicherungsdienst teil. 

Auch in der Schifisverbindung mit dem Hauptlande traten 
Acnderungen ein. Die Nippon Yusen Kaisha nalım bisher gegen 
eine staatliche Beihilfe von 1800000 Yen jährlich die Süd- 
seefahrt wahr; sie hatte dafür vor allem den Transport von 
Lebensmitteln und Bedarfsgexenständen für die Besatzung zu 
besorgen. Da diese Leistung nun wegfällt, wurde die Staats- 
beihilfe auf eine Million Yen zurückgebracht. Dafür muß die 
N. Y.K. folgende Fahrten ausführen: 


1. Ostfahrt mit „Matsuyama Maru“. Yokohama— Moji— 


Futami (Bonin) Saipan — Truk — Kusaie — Jaluit; 5 mal im 
Jahre. 

2. Westfahrt mit „Taian Maru“. Yokohama — Moji — Fu- 
tami — Saipan — Jap — Palau — Angaur; 11 mal im Jahre. 


desgl. mit „Chikuzen Maru“. Yokohama — Moji — Fu- 
tami — Saipan — Palau — Angaur — Menado; 11 mal jährlich. 

Für weitere Verbindungen nach entlegenen Inseln sind noch 
250000 Yen vorgesehen, die Routen sind jedoch noch nicht 
festgelegt. 

Gewisse Erwartungen scheint man an die Zuckerindustrie 
(Rohrzucker) auf den Marianen zu knüpfen. In Saipan wurde 
eine Zuckerfabrik der Nanyo Kohatsu Kabushiki Kaisha er- 
richtet. Man erhofft nicht nur gute Erträge davon, sondern er- 
wartet auch einen allgemeinen Aufschwung in der Lebens- 
haltung der Eingeborenen und erhöhte Absatzmöglichkeiten für 
ispanische Industrieartikel. Nach der endgültigen Einverlei- 
bung der Inseln fällt auch der übliche Einfuhrzoll von 3,30 Yen 
für das Pikul Zusker fort. 

Der nüchterne Beobachter wird der Sache keine allzugroße 
I:edeutung beimessen. H. T. 


China. 


Kleine Nachrichten. Die Ausfuhr von Haarnetzen über 
Tschifu, die 1920 erst 2858700 Taels betrug, ist im Jahre 1921 
auf 7175000 Taels gestiegen. 

Britische Handelskammern bestehen in China, 
Shanghai, Amoy, Fuchou, Swatou, Canton, Chinkiang, Hankau, 
Changsha, Chuneking, Tschifu, Tsinanfu, Tientsin, Peking, 
Niuchuang, Mukden und Harbin. 


Le ie T—_—__—_“—_““ saure EEE BEE 
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In Hongkong hat eine neue chinesische Bank, die 
National Commercial & Savings Bank, mit einem Kapital von 
erteilt, ein weiterer Beweis, wie die Japaner im China-Baum- 
2000000 $, von dem die Hälfte eingezahlt ist, ihre Geschäfte 
eröffnet. 

Japanische Firmen haben in England einen Antrag auf 
Lieferung von 1063000 Baumwollspindeln nach China 
wollgeschäft festen Fuß zu fassen suchen. 


Japan. 
Kleine Nachrichten. Die größten japanischen Dampi- 
schiffisgesellschaften sind: 


Nippon Yusen Kaisha 103 Schifie 542 675 Tonnen 


Osaxa Shosen „ ua 92 5 390 104 m 
Kokusai Kissen „ . ... 59 „ 317 823 Z 
Toyo Kisen Se 18- 141 145 er 
Kawasaki Dock Yard 16 „ 115 929 E 

Die „Times“ verzeichnen es als einen bemerksenwerten 


britischen Erfolg, daß die japanische Regierung Ende Juni einen 
Auitrag auf 34 vollständige elektrische Lokomotiven 
im Gesamtwerte von 500 000 £ nach England gelegt hat und das 
trotz des scharfen Wettbewerbs, der besonders von amerikani- 
scher Seite gemacht wurde. Von den Lokomotiven sind acht 
für den schweren Passagier-Expreßdienst bestimmt und sollen 
bei einem Eigengewicht von etwa 96 t einem 415-t-Zug eine 
Geschwindigkeit von etwa 60 Meilen geben können. Die übrigen 
26 Lokomotiven sind für den gewöhnlichen Personen- und 
Güterverkelir bestimmt. Die japanische Regierung scheint da- 
nach die Elektrisierung der Bahnen energisch durchzuführen. 

Die Inawashiro Hydroelectric Supply Co. 
hat ihr Kapital von 21 000 000 auf 40 000 000 Yen erhöht. 

Japans Außenhandel betrug im Monat Mai 324 300 000 
Yen oder 9100000 Yen mehr als im Monat April gegenüber 
255200. 900 Yen Mai 1921 und 127500000 Yen Mai 1913. Von 
dieser Summe entfielen 154700000 Yen auf die Ausfuhr (1921: 
105 370 000 und 1913: 49 700 000 Yen), und 169600 000 Yen auf 
die Einfuhr, so daß der Einfuhrüberschuß für diesen Monat nur 
14 900 000 Yen betrug. In den ersten fünf Monaten 1922 belief 
sich der Gesamtaußenhandel auf 1520 000 00 Yen. (1921: 
1 117 500 000 Yen und 1913: 581 149164 Yen.) Hiervon waren 
083 000 000 Yen Einfuhr und 587000000 Yen Ausfulir, so daß 
der Einfuhrüberschuß für die ersten fünf Monate 1922 396 0U0 VO 
Yen betrug. 

Die gesamten Goldvorräte Ende Mai 1922 in Japan 
und im Auslande betrugen: 1888000000 Yen gegenüber 
20638000000 Yen ‘Ende Januar 1922. 

1908 wurden in Japan für 3040000 Yen Seife produziert. 
1918 waren es 20 940 000 Yen, wovon 10 490 000 auf Toilettesciie 
entfielen. Die Zahl der Seifenfabriken betrug 1918: 277 mit 
2988 Arbeitern. 

Automobile zahlen in Tokyo seit dem 1. April d. J. 
Steuern: 


Für persönlichen Gebrauch für Geschäitszwecke 


>20) Pferückräfte und darüber 787,95 Yen 370,80 
15 > a R 614,00 „ 264,02 
10 i e ; 404,79 „ 155,40 
d ” 2 a 244,90 „ 124,00 
unter 5 „ 139,00 „ 75,84 


Die Yawata-Stahlwerke produzierten 1921 insgesamt 500 000 
Tonnen Roheisen und 530 000 Tonnen Stahl gegen 610 000, 
resp. 550 000 im Jahre 1919. 

Japan verbraucht jährlich etwa 120000 Tonnen Holz- 
masse für die Papiergewinnung. Zwei Drittel hiervon werden 
in Japan, in Hokkaido und auf Sachalin gewonnen, während ein 
Drittel eingeführt wird. 1921 wurden 38977 Tonnen für 4401 324 
Yen eingeführt. Die Hauptmasse, über 20000 Tonnen, kam aus 
Kanada, während Schweden mit 9900 und Norwegen mit 1800 
Tonnen folgten. 
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1921 wurden 21 176000 kg Hanf von den Philippinen nach 
Japan exportiert, das ist das Doppelte der Jahreseinfuhr der 
vorhergehenden Jahre. Manila-Hanf wird in Japan ebenfalls 
für die Papierbereitung verwandt. 

Nach den letzten Meldungen des Ministeriums für Land- 


wirtschaft und Handel hat die Reisernte des Jahres 1921 
einen Ertrag von nur 55181000 Koku (& 180 Liter) gebracht Deutschen 
gegenüber 63 210000 Koku 1920 und 60 818 163 Koku 1919. 


Die japanische Marine hat unlängst mit der Asaki-Petroleum- Generalkonsulats 


Gesellschaft Kontrakte auf Lieferung von 400000 Tonnen 


Rohöl abgeschlossen. Man vermutet, daß die Marine weitere = 
100 000 Tonnen brauchen wird. zu Schanghai 


Die japanische Beteiligung an der Holzgewinnung im 


Bereich des Yaluflusses hat weitere Fortschritte gemacht. befinden sich noch folgende _ Kisten etc.: 
Hauptträger ist die Yalu-Holz-Gesellschaft, ein gemeinsames . 
chinesisch-japanisches Unternehmen. Während der Wert des H. v. Broen 23 Kisten, 1 Rolle mit Karten 
1912 gewonnenen Holzes nur 1639487 Taels war, betrug er ı Verschlag mit Bildern 
1921 bereits 9692 725 Taels. Ende 1921 befanden sich auf den I Paket Stangen (in Sackleinwand 
l.agern in Antung insgesamt 1592453 Stück Holz. eingenäht) 
Nippon Yusen Kaisha. Auf der am 29. Mai d. J. K. Tidemann 2 Kisten 
stattgehabten halbjährlichen Generalversammlung teilte der K. Kastmann ı Kiste 
Präsident Ito mit, daß die Gesellschaft trotz der fortgesetzten M. Krebs 11 Kisten 
ernsten Depression einen Nettogewinn von 2600000 Yen erzielt F. Puvogel 3 Kisten 
habe, allerdings unter Angreifen des Dividendenausgleichsfonds, Rechnungsrat 
und daß darum die Ausschüttung einer Dividende von 15 % er- Lehmann, 
folgen könne. Da die Gesellschaft verschiedene Reserven habe, Elsterbergi.V. 2 Kisten(zertrümmert u. beschädigt) 
welche sich alles in allem auf 150 % des eingezahlten Kapitals M. Biester ı Kiste 
beliefen, so dürfe man annehmen, daß sie unter verständiger J. Eilst 3 Kisten (zum Teil beschädigt, 
Führung die augenblickliche schwere Zeit gut überstehe. Die I Kiste ist zertrümmert) 
Schiffe der Gesellschaft stehen mit einem Wert von 120 Yen P. Klimaneck ı Kiste 
per Tonne groß zu Buch. A. Lüthie 8 Kisten Druckschriften 
Th. Scholz 4 Kisten 
Wilkins 5 Kisten 
Ostasienlahrt. Kind & Bonus I Kiste 


III. Klasse Triester Lioyd. Konnovski I große Kiste. 
Verschiedentlich haben wir früher Beschwerden deutscher a ee a suc ın in EABERDEICHER einze- 
Ostasienreisender bringen müssen, die sich über die Unter- JaBetr IE NICHENEESIOWETE 
bringung und Verpflegung in der Ill. Klasse des Lloyd Triestino ., Die Eigentümer werden aufgefordert, sofort 
beschwerten. Neuerdings scheinen sich die Verhältnisse ge- über die Sachen zu verfügen, da sonst die Gefahr 


bessert zu haben, denn wir erhalten von der Generalvertretung besteht. dass ein Teil der Kisten zur Deckung der 


des Lloyd Triestino in München das nachstehende Schreiben, entstehenden Lagerkosten verkauft werden muss. 
das eine Anzahl deutscher Passagiere des Dampfers „Trieste‘ 
von Hongkong aus unter dem 16. Mai an die Direktion des 
Triester Lloyd gerichtet haben: 

„Weil in Deutschland über die Reise in der Ill. Klasse des ‚Lloyd 
Triestino‘‘ die verschiedensten Ansichten bestehen, halten wir es für not- 
wendig, uns über unsere Erfahrungen zu äussern. Wir betonen dabei, dass 
wir uns nur ein Urteil über den von uns benutzten Dampfer „Trieste‘' er- 
lauben können. 

Die Unterbringung im Vorschiff kann für kühle Gegenden als die best- 
mögliche angeschen werden. Natürlich ist in den heissen Gegenden der Auf- 
enthalt darin wenig angenehm, da es an genügender Ventilation fehlt. Sehr 
unangenehm, sofern man nicht an Land gehen kann, ist der Aufenthalt in 
den Häfen, weil der Lärm der Lademaschinen sehr störend ist und ein 
Schlafen unmäglich wird. 

Ueber die Verpflegung können wir nur ein vollkommen günstiges 
Urteil fällen. Besonders erkennen wir an, dass der Kommissär und der 
Küchenchef stets bemüht waren, einen Ausgleich zwischen den Ansprüchen 
nach italienischer und deutscher Küche zu schaffen, so dass der Geschmack 
beider Nationen bei gutem Willen der Passagiere voll befriedigt werden 
konnte. __Ueber die Zubereitung und das Servieren der Speisen können 
wir, was Schmackhaftigkeit und Sauberkeit anbetrifft, nur Lobendes sagen. 
Besonders aber wollen wir die stete Hilfsbereitschaft und freundliche Art 
der bedienenden Stewards erwähnen, die stets versuchten, durch allerlei 
kleine Dienste die Reise zu erleichtern. 

Wünschenswert erschiene es, dass für den Aufenthalt an Deck eine 
Trennung zwischen uns und den chinesischen Deckpassagieren streng aufrecht 
erhalten wird. 

Zusammenfassend können wir sagen, dass man in der Ill. Klasse, so- 
weıt man qunger und gesund ist, unter Berucksichtigung der besonderen 
Verhaltnisse ganz gut eıne lange Reise machen kann.’ 


Der Gierechtiekeit halber bringen wir auch diese Zuschrift 
zum Abdruck. Wir hofien, daß die Besserung in der Ill. Klasse 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Keften, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnabes 


Union Gesellschaft für Metallindustrie m. b.H. 


anhalten wird, sind aber nach wie vor der Ansicht, daß die 

Ausreise in der IT. Kasse nur solchen Passagieren anempiohlen Fröndenberg-Ruhr 
verden kann. die jung, wesund und darum zur Ertrawung von z 

2 : i ® = ; : Anfragen rch Hamburg xporteure. 
Strapazen leichter imstande sind. » LT EN er Di 
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Wechselkurse. 


In London (Times) notierten am: 
1. Juli 


J ‚16. Juli, 
1 Shanghai Tael. 3sh 7d—3sh7°',d 


3sh6 d — 3sh6°/,d 


1 Hongkong-Dollar2 „ 7, „3. nn 2, an! Pan 
1 Yen . .. „ ”» ”» au 2 en = 2 ” 17%)» 
1 £ 2297-2370 M. 
17. Juli 
1 Shanghai Tael . 35h 5%, d—3sh6!/, d 
1 Hongkong-Dollar. . 2, Un —2 ,„ "hn 


17. Juli 
iven 2.2.2... 2sh12/, d— 2sh1?7/,d 
1£ 222.22.1960-1975 M. 
Deninach ergeben sich in Mark folgende Durchschnittskurse 
10. Juli 17. Juli 
1 Shanghai Tael . . . 402—424M. 332—344 M. 
1 Hongkong-Dollar. . . 280-296 „ 232-240 „ 
1 nıex. Dollar 0. 297-314 „ 251—262 „ 
1 Yen 2.299 „ 210-213 „ 


Mitteilungen desVerbandes für denFernenOsten 


Entschädigungsverfahren. Der Reichsverband der Kolonial- 
deutschen und Kolonalinterzssenten E. V. bittet uns, darauf hin- 
zuweisen, daß es zur Anmeldung von Ansprüchen aus dem 
Kolonialschädengesetz vom 28. Juli 1921 auf alle Fälle, auch 
wenn nur die Zuschläge beantragt werden sollen, einer Neu- 
anmeldung unter Benutzung amtlicher Fragebogen bedarf. Die 
Fragebogen für Kolonialschäden sind nur durch die Verprü- 
fuungsstelle des Reichsverbandes der Kolonialdeutschen, Berlin- 
l_ichterfelde 3, Wildenowstr. 2, zu beziehen. 


Adressennachweis. 


Der Verband für den Fernen Osten und die „Ostasiatische Rundschau‘ 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande mit- 
zuteilen, damit in der Versendung der „Ostasiatischen Rundschau’ keine Ver- 
zögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeitschrift kommt eine Anzahl 
Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat unbekannt verzugen sei. 
Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige Mitteilung der jetzigen 
Adresse der nachstehend aufgeführten Personen: 


Härtel, Professor Dr. Fritz, Oberarzt der chirurgischen Klinik, Halle a. S., 
Kaiserplatz 14 (nach Japan verzogen). 

Lehmann, Dircktor H., Münster i. Westfalen, Ludgeriplatz 3. 

Schäuble, A... Wurmlingen, Post Rottenburg a. N. (nach China gereist). 


Scheel, F., Schwerin-Mecklenburg, Friedrich-Franzstr. %. 

Scheunemann, E. F., Charlottenburg, Leonhardstr. 23 IV. 

Schinz, L.. Berlin SW. 47, Yorkstr. 74. 

Schmitt, Franz, Hardt bei Engelskirchen. 

Scholz, Ingenieur Arthur, Dresden-Zschachwitz, Carolastr. 14 (nach China 
verzogen). 


Schröder, H., Neumünster, Wilhelmstr. 6 (nach Schanghai gereist). 

Schulze, Ing. Erich, Charlottenburg, Kaiserin-Augusta-Allee 2911. 

Schwarzenberger, Leutnant der Reserve, Berlin SW. 48, Puttkamer- 
strasse 51. 

Starke, F., Bad Pyrmont, Haus Dammköhler. 

Steinle, R. Berlin W. 30, Martin-Lutherstr. 
zogen). 

Stemmler, Dr. med., Marburg-Lahn, Frauenklinik. 

Stock, Wilhelm, Amsterdam, Nieuwe Spicgelstraat 17. 
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Ver- 


Adressenänderung. 


Arps. Wilhelm, Hamburg, Moorweidenstr. 4. 

Badeker, C., Ober-Schreiberhau, Reg., Haus Kurpinn, Weissbachtal. 

Beck, Oskar, Charlottenburg, Windsaeidstr. 71. 

Born, Carl, 1. VIL.—-15. VII. Nassau-Lahn, Roinerstrasse, ab 15. VIII. b. 
O. Carlowitz & Co., Hankow, China. 

Carl, Wilhelm, Spandau, Alte Pulverfabrik, Haus 610. 

Eilemann, H. Lehe a. d. Weser, Weststr. 9. 

Fries, R., Braunschweig, Wollmarkt 13. 
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Schluß des redaktienellen Teıls 


Geschäfßftliche Mitteilungen. 


Schnelldampfer nach Ostasien. Die Nippon Yusen Kaisha 
wird Anfang November ihren Turbinen-Neubau „Nagasaki Maru‘ 
von Haınburg mit Passagieren direkt nach Ostasien ab- 
iertigen. - - Dieser Dämpfer läuft etwa 18'3 bis 19 Knoten und 
wird daher die Reise Hamburg —Shanghai in etwa 36 Tagen, 
nach Kobe in 40 Tagen zurücklegen. - - „Naxasaki Maru“ ist 
nur für Passagiere 1. Klasse eingerichtet, die, etwa 150 an der 
Zahl, in äußerst geräumigen, bequemen Kabinen für 1 bis 4 
Personen untergebracht werden. Ein großer Speisesaal, Damen- 
Salon, elegantes Rauchziimmer, Veranda, Cafe und alle son- 
stigen neuesten Errungenschaften der Schiffahrtstechnik und 
Passagierbeiörderung sichern den Reisenden eine angenehme 
Ueberfahrt. Die Fahrpreise sind sehr niedrig gehalten, welcher 
Umstand besonders für deutsche Passagiere ins Gewicht fallen 
dürfte. Ein Schwesterschiff, die „Shanghai Maru“, ist für Ab- 
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fertigung Anfang Dezember in Aussicht genommen. Kabinen- 
pläne und alle sonstigen Einzelheiten sind in der Passage- 
abteilung der Prs. van Ommeren (Hamburg), G. m. b. H., Alster- 


damm 1/11, zu erhalten. (Siche Inserat auf der Umschlag- 
seite.) 


Stinnes in der Ostaslenfahrt.e Die Reederei A.-G. Hugo 
Stinnes eröffnet Mitte Oktober einen neuen Passagier- und. 
Frachtdampferdienst von Hamburg nach Ostasien. Als erstes. 
Schiff in diesem neuen Dienst wird am 14. Oktober der Dampifer 
„Hindenburg von Hamburg nach Singapore, Hongkong, Shang- 
hai, Kobe und Yokohama abgehen, dem in weiteren Abständen 
die Dampfer „Carl Legien“, „Ludendorff“, „Adolf v. Bayer“, 
„Scheer“ und „Albert Vögler“ folgen werden. Bemerkenswert 
ist, daß die meisten der genannten Dampifer bisher in der La 
Plata-Fahrt beschäftigt waren. Ob die Reederei Stinnes der 
Ostasien-Konferenz beitreten will, ist bisher nicht bekannt. 


Verantwortlich: für den politischen und kulturellen Teil’ C. Fink, Berlin: für den wirtschaftlichen Teil: Dr. F. W. Mohr, Hamburg: für die Anzeigen: 


Erich Berg, Berlin. 


Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H.. Berlin SW. 
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Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 
Dänischen Ostaslatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostaslatischen Kompagnie, Gothenburg, 


und Norske Aftika og Australic Linie. 
(Conferenz-Linien.) j 


. Hamburg 


(via Antwerpen) 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 


Shanghai, Kobe, Yokohama, Dalny 
und Wiadiwostock 
MS „Asia . . . 2 22.2000. 6b. August 
M/S. „Malaya‘‘ . 20. August 
Port Said, Colombo, Penang, Belawan Deli, 
Singapore und Bangkok (direkt). 


D. „Fionia“. . Anfang August 
M/S. „Selandia‘' Zweits Hälfte August 


Güterannahrmfe Kaischuppen 37. 
Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 


Ferdinandstraße 29/33. 
Tol. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 
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Le Negociafeur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 
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Chemische und pharmazeutische Produkte 
Ampullen für subkufane Injektionen 
NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 
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Telegr.-Adr.: NEegociateur Basel. Korrespondenzen: 
Deutsch, Französisch, Englisch, Italienisch, Spanisch 
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The „len“ Line & „Shire“Lin 


Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 


D. „Glenapp‘“ 
D. „Glengarry“ 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Fernruf: Vulkan 84563, Eibe 8022. — Börsenstand: 


Joint Service of Steamers. 


nach 


Port Sald, Penang. 
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lananischen Häfen 


Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 


. am 2. August 
. am 19. August 
(Änderungen vorbehalten) 
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An die Bezieher des Deutschen Wirtschaftsdienstes G.m.b.H. 
Trotz der dauernden Steigerung der Unkosten haben wir bisher eine Erhöhung des Bezugspreises der „Östasiatischen 


Rundschau“ nicht eintreten lassen. 


Eine solche Erhöhung wird aber jetzt nach Lage der Verhältnisse unbedingt notwendig. 
Wir bitten unsere Leser, sich mit einem Bezugspreise von M. 60.— für das letzte Viertel 1922 einverstanden zu erklären. 


Auch 


mit diesem Preise bleiben wir an der untersten Grenze des Möglichen. 


BE Allgemeiner und politischer Teil HMM 


Ein Angriff auf Chinas Hoheitsrechte. 


In der letzten Nummer dieser Zeitschrift ist auf das Treiben 
der angelsächsichen Kriegshetzer unter der Führung des 
früheren amerikanischen Gesandten in Peking Dr. Reinsch in 
Ostasien aufmerksam gemacht. Inzwischen sind hier Meldungen 
eingetroffen, wonach der „Fliegende Keil!“, wie sich die Gruppe 
dieser Machenschafter nennt, auch die treibende Kraft bei den 
letzten inneren chinesischen Wirren gewesen ist. Wir haben cs 
hier also mit einer ständigen Organisation zu tun, die in un- 
erhörtester Weise in die inneren Verhältnisse Chinas eingreift. 
Mit Recht schreibt der Hilfsdirektor der Abteilung für den 
Handel und die Politik des Fernen Ostens an der Universität 
New York, Charles Hogdes, über seine eigenen Landsleute in der 
in New York erscheinenden „China Review“: „Die Mitglieder 
dieser Gruppe vergessen nicht selten, daß sie keine Chinesen 
sind und mischen sich rücksichtslos in die inneren Angelegen- 
heiten Chinas. Hätten sie das in irgendeinem anderen Lande 
des Westens, insbesondere in den Vereinigten Staaten, getan, so 
würden sie entweder deportiert oder ihrer Tätigkeit würde von 
Amts wegen ein anderes Ende gemacht worden sein; es ist 
sonst nicht üblich, sich so tief in die Angelegenheiten eincs 
anderen Staates einzumischen.“ 

Hodges berichtet dann im einzelnen, wie der „Fliegende 
Keil“ versucht hat, Einfluß im Yangtsetal zu erringen und von 
dort aus auf Peking wie Canton Druck auszuüben, um die Dinge 
in ganz China nach seinem Wunsch zu gestalten, wobei er 
suchte, die Chinesen dadurch für seine Pläne zu gewinnen, daß 
erals dasanzustrebende Ziel die Wiedervereinigung Chinas setzte. 
Die Mittel, mit der die Leute arbeiteten, waren aber für die in 
politischen Dingen erfahrenen und begabten Chinesen viel zu 
plump. Sie lehnten ein Zusammenwirken mit den angelsächsi- 
schen Treibern ab. Ihre größten Hoffnungen hatten letztere auf 
den damaligen Machthaber im unteren Yangtsetale, den Tu- 
tschün von Nanking, General Li Shun, gesetzt. Mit seinem 
Selbstmord wurden zunächst auch die Hoffnungen des „Fliegen- 
den Keils“ begraben. Aber schon winkte ein neuer Strohmann, 
den man vorschieben konnte: Wu Pei-fu. Es ist mehr als ein- 
mal in den Spalten dieses Blattes betont worden, daß Wu viel- 
leicht der beste Offizier des heutigen Chinas ist, daß ilım aber 
alle staatsmännischen Gaben fehlen. Das erklärt dann auch, daß 
Wu den Versuchern aufs Glatteis ging. In diesem Licht geseheu, 
gewinnen die Worte Wu Pei-fus, der eine Nationalversammlung 
sach amerikanischen Muster einberufen wollte, eine eigentim- 
liche Bedeutung. So wenig hatte Wu selbst die Gedanken, die 
ilım eingetrichtert waren, verdaut, daß er keine Ahnung hatte, 
was nun eigentlich die von ihm verlangte Nationalversammlung 
leisten sollte. In China selbst fand der Ruf nach dieser National- 
versamlung so gut wie gar kein Echo; die Verhältnisse liegen 
für China eben ganz erheblich anders, als sie vor hundertvierziz 
Jahren ın den damals britischen Kolonien gelesen hatten, die sich 
aus zunächst rein wirtschaftlichen Gründen zusammenschlossen, 
um gewisse Rechte vom Mutterland zu erzwingen, und erst 
später sich entschlossen, sich von England auch politisch un- 
abhängig zu machen. Die treibenden Kräite des „Fliegenden 
Keils“ sind gar nicht imstande, sich in die Auffassungen eines 
fremden Volkes einzufühlen und ihm Anregungen zu geben, die 
sich mit den Ueberlieferungen der Kultur und dem Geist dieses 
Volkes harmonisch vereinigen lassen. In rohester Weise wird 
China etwas ihm \Wesensfremdes aufgezwungen. Das erklärt 
auch die nachträxlichen Mißerfolge. 


So ist Wu Pei-fu in eine Rolle hineingedrängt worden, die 
im gar nicht liegt. Von der Verantwortung, die die Hetzer 
damit auf sich nahmen, machen diese sich entweder keinen 
Begriff oder sie nehmen sie auf die leichte Schulter. Der Ge- 
danke, der Väter des Vaterlandes zu werden, berauschte Wu: 
als der Wiedervereiniger des Reiches in die Geschichte über- 
zugchen, stachelte seinen Ehrgeiz an. Wie die Dinge sich dann 
in China entwickelt haben, ist dem Leser :dieses Blattes be- 
kannt; es braucht nicht wiederholt zu werden. Wu sah sich 
plötzlich in Unternehmungen, die weit über seine Kräfte gingen. 
Vor allem fehlten ihm die Mittel, den Kampf mit den anderen 


Generalen aufzunehmen und sich nach einem Sieg über einen 
nach dem anderen zum Diktator zu machen. Hatte Wu vorher 


in seinen Erlassen — wahrscheinlich ursprünglich in durchaus 
ehrlicher Weise — immer wieder betont, daß, wer an die Spitze 
des Reiches treten wolle, reine Hände haben müsse, so erwiesen 
sich die Verhältnisse sehr bald viel stärker, als daß Wu sich 
hätte reine Hände bewahren können. Er mußte, ob er wollte 
oder nicht, zu denselben Mitteln greifen, die er früher bei den 
anderen verurteilt hatte. Reichsgelder wurden beschlagnahmt, 
Zwangsanleiken von der Kaufmannschaft im Mittleren Yangtse- 
tal eingetrieben, neue Steuern dem Volk auferlegt. Wieviel aut 
diese Weise unrechtmäßig in die Taschen Wus geilossen ist, der 
sich — das soll offen zugegeben werden — nicht persönlich 
bereichert hat, sondern damit nur seinem Heer den Sold und die 
nötige Ausrüstung verschafft hat, ist mit Sicherheit nicht fest- 
zustellen. Die Angaben darüber, die aus Hankou kommen, wo 
man die Hand Wus ja unmittelbar gespürt hat, schwanken 
zwischen 25 und 50 Millionen Dollars. Auch hier gilt das Wort 
von dem Fluch der bösen Tat, die fortzeugend Böses muB 
gebären. 
Was aus alle dem noch werden wird, soll hier nicht weiter 
untersucht werden. Es komnmit nur darauf an, zu Zeigen, wo die 
treibenden Kräfte dieses neuen für China so verhängnisvollen 
Kampfes der Generale zu suchen sind, eines Kampfes, an dem 
wie sich auf Tritt und Schritt zeigt, das chinesische Volk selbst 
gar keinen Anteil nimmt. Die chinesische Presse verhält sich 
durchweg ablehnend, und sogar die Pekinger Regierung selbst 
wollte anfänglich keinen Teil an den Kämpfen nehmen, womit 
freilich ihre Schuld an dem entstandenen Chaos nicht geringer 
wird, denn ihre Pflicht wäre es gewesen, rechtzeitig ein- 
zuschreiten und einen Kampf zu verhindern. So gering ist das 
Interesse der breiten Massen an den Vorgängen, daß Wu Pei-fu 
schließlich selbst stutzig geworden ist und sich anscheinend sehr 
ernsthaft die Frage vorgelegt hat, ob er denn bei einer weiteren 
Ausbeutung seines Sieges auf den Dank des Volkes, ja auch nur 
auf eine Unterstützung rechnen dürfe. Augenscheinlich sind ihm 
in dieser Hinsicht sehr schwerwiegende Bedenken gekommen. 
Die Feindseligkeiten sind deshalb zunächst eingestellt, und es 


‘wird nun versucht, erst Stimmung im Volk zu machen, was 


natürlich sofort Gegenbestrebungen auf der anderen Seite aus- 
löst. Erst von diesem Augenblick an haben einzelne chinesische 
Blätter — so namentlich die halbamtliche, stets ausgesprochen 
japanfeindliche „Peking Daily News“ heftige Angriffe auf 
Chang Tso-lin gerichtet. | 
Partei genommen haben in diesen Kämpfen im Gcsrensatz 
zur chinesischen Presse von Anfang an die englische und die 
amerikanische Presse Ostasiens. Sie stellten sich von vornherein 
rücksichtslos auf die Seite Wu Pei-fus, den sie den Vorkämpfer 
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moderner Jiberaler Gedanken nannten und machten — da ja 
schließlich auch diese Blätter von einem einflußreichen Teil der 
Cliinesen, wenn auch nicht immer regelmäßig, so doch gelegent- 
lich gelesen wird -- für Wu Pei-fu in nachdrücklichster Weise 
Stimmung, während sie gleichzeitig die öffentliche Meinung 
gegen Chang Tso-lin,. dem reges Zusammengehen mit Japan 
nachgesagt wurde, zu beeinflussen sich bemühten. 

Partei genommen haben in diesen Kämpfen aber auch die 
amtlichen Vertreter der angelsächsischen Mächte England 
und Amerika haben sich sehr offen auf die Seite Wu Pei-fus 
xcstellt, und Frankreich hat ihnen dabei Heeresfolge geleistet. 
Der Boden für sie war durch die Treibereien des „Fliegenden 
Keils“ und der mit’ ihm Hand in Hand arbeitenden Presse recht- 
zeitig gecbnet und Wu Pei-fu war von diesem in ein Fahr- 
wasser getrieben, das den Interessen der genannten Mächte sehr 
günstig war. 

Ohne Japan vorzugehen schien ihnen freilich bedenklich. 
Vertreter der vier Mächte fanden sich in der amerikanischen 


Gesandtschaft zusammen und hier wurde (ob einstimmig dari 
bezweifelt werden) die Auffassung zum Ausdruck gebracht, jetzt 
sei die Zeit gekommen, wo das Internationale Konsortium sich 
betätigen könne. Wu Pei-fu müsse unterstützt, seiner Regierung 
müsse eine Anleihe gewährt werden. Wu befindet sich in sv 
furchtbarer Not, daß er wahrscheinlich jede Bedingung unter- 
schrieben hätte, die ihm Aussicht bietet, aus dem gegenwärtigen 
Chaos herauszukommen. So würde die Einigkeit Chinas unter 
seiner Flagge wiederhergestellt worden sein, nicht aber so, wie 
China es wünscht, sondern so wie es den Interessen der West- 
mächte entspricht. Aber die Westmächte hatten ihre Rechnung 
ohne Japan gemacht. Tokyo erklärte kurz und bündig: Weder 
bürgt Wu Pei-fus Eingreifen für die Wiederherstellung ge- 
ordneter - Zustände in China, noch auch ist die Stunde ge- 
kommen, wo China eine neue Anleihe gewährt werden kann. 


Damit war der dritte Angriff des „Fliegenden Keils“ auf 
die Hoheitsrechte Chinas abgeschlagen. CF. 


Die chinesische Philosophie nach Carsun Chang. 
Von Professor Dr. A. Forke. 


Zu der hier bereits besprochenen Schrift von Rudolf Eucken 
„Das Lebensproblem in China und in Europa“ hat Professor 
Carsun Chang von der Pekinger Universtät den Abschnitt über 
die chinesische Ethik in geschichtlicher Entwicklung beigesteuert. 
Deswegen kann man die Ausführungen des Herrn Chang nicht 
sanz ohne Kritik durchgehen lassen. Sie werden durch den 
berühmten Namen des Philosophen mit gedeckt und viele 
Deutsche, denen Chinas Kultur fremd ist, werden glauben, sich 
auf die Richtigkeit des hier Gebotenen verlassen zu können. 
Der chinesische Mitarbeiter, Professor des Völkerrzchts, hat 
sich anscheinemd mit chinesischer Philosophie nicht sehr gründ- 
lich beschäftigt, sonst könnten inm nicht so viele Versehen 
passiert sein. 

Zunachst weiß er mit der Umschreibung chinesischer 
Namen nicht recht Bescheid. Man transkribiert in Europa meist 
nach dem Mandarin, nichr nach irgend einem Dialekt, daher 
schreibt man Jen (Menschlichkeit) nicht Yin, Li (Vernunft) 
nicht Lee oder Le, Li-sse, Tsengtse, Tse Hsia, Tse Kung statt 
l.i-su Tschingetse, Tseschia,. Tsewung, auch Yin Yang (Natur- 
phänomen), Hsing (Natur), Tching (Gefühl!) für Yin Yan, Sin und 
Tschin. Besonders störend und verwirrend ist es aber, wenn 
Cieselben Worte an verschiedenen Stellen ganz versciiieden 
geschrieben werden, wenn man z.3. von der Tsching-Dynastie 
hört und sie einige Zeilen weiter als Tschin-Dynastie erscheint, 
oder wenn der Philosoph Shin-tse (Hsün-tse) — hier verfällt 
der Verfasser einmal in die englische Schreibweise, während 
r sich sonst der deutschen bedient — plötzlich in Sun-tse um- 
setauft wird. Seo heißt er auch, aber Chang kann von keinem 
Deutschen erwarten, daß er das weiß. Der Philosoph 
Tschuang-tse erscheint meistens als Dschuangtse, aber auch 
als Dschuangtse, und als Dschangtse. Gexen die Schreibweise 
Kungetse Konfuzius läßt sich nichts ceinwenden, aber Eucken 
schreint immer nur Kongtse. wahrscheinlich weil sein deutscher 
Gewährsmann so schreibt. Das \Vort mas !a 'rgendwo in China 
so ausgesprochen werden, in Peking und Nanking jedenfalls 
nicht. 

Als die Vertreter der Hauptrichtungen der alten chinesi- 
«chen Philesophie werde: richtig Kung-tse, Lao-tse und Me-tse 
kenannt, verkehrt ist aber die Anschauung, daß ersterer die 
scihstige Richtung in N ordchina, L.ao-tse, in Sudchina und Me-tse 
in Mittelchina vertreten habe. Schr schön wird das damit be- 
rundet daß in Nordehina das Klima sul. die Lebensbedingungen 
sihwer und fur die Entfaltung einer Spektlation und Metiphysik 
m ht ogunstiz KEWesen seien. ganz anders in Sudchina, wo das 
Roma wunstg, der Boden fruchtbar und der Lebensunterhalt 
balhtwar, so dB dort das Denken sich freier entfalten konnte 
“udorichte am Prakuschen und an den Realttäten des Lebens 
zu Batten brauchte, Leider xwub es in der Tschou-Epoche noch 


gar kein Südchina, denn das damals von den Chinesen be- 
herrschte Gebiet beschränkte sich auf den größeren Teil des 
heutigen nördlichen Chinas und auf ein kleines Stück von 
Mittelchina. Alle drei Philosophen sind Nordchinesen, Kung-tse 
und ME-tse stammten beide aus dem Lu-Staat in Schantung unJ 
Lao-tse war an der Grenze von Schantung in Kuci-te-fu. Pro- 
vinz Honan, geboren und lebte später in Loyang, der Reichs- 
hauptstadt, unweit des Gelben Flusses in Nordchina. Auch 
Eucken hat sich die Ansicht, daß das spekulative Denken be- 
sonders in Südchina geblüht habe, zu eigen gemacht. Während 
nun Carsun Chang aus dem Nordchinesen Lav-tse einen Süd- 
chinesen macht, erklärt er einen Südchinesen, den Philosophen 
Tschu Hsi, welcher in Fukien geboren ist ınd fast sein ganzes 
leben in Südclina zıugebracht hat, für einen typischen Vertreter 
der nordchinesischen Denkart. Die ganze Unterscheidunz 
zwischen nordchinesischer und südchinesischer Denkart ist für 
die Philosophie wenigstens hinfällig. 


Kung-tse, Lao-tse und M&-tse sollen Zeitgenossen gewesen 
sein. Da Chang selbst angibt, daß Lao-tse 604 v. Chr., 
Kung-tse aber 551 geboren sei, so ist das schon etwas bedenk- 
lich, denn Lao-tse war danach 53 Jahre älter als Konfuzius, ge- 
hörte also einer älteren Generation an. Als Lebenszeit für Me-tse 
gibt Chang die Jahre 312—281 v. Chr. an. Kann man das 
einen Zeitgenossen des Konfuzius nennen? Danach wäre 
ME-tse auch nur 23 Jahre alt geworden, während wir wissen, 
daß er im hohen Alter gestorben ist. Die Jahreszahlen sind 
ganz verkehrt. M&-tse lebte nach meiner Ansicht von 4&0 —ı 
v. Chr. Die nähere Begründung wird mar in der Einleitung 
meiner demnächst erscheinenden Uebersetzung der Werke 
dieses Philosophen finden. Vielleicht hat Chang mehr Ver- 
trauen zu seinem Landsmann Sun I-jang, dem besten lebenden 
Kenner und Kommentator des Me-tse. Dieser setzt sein 
Leben in die Jahre 468-376 v. Chr. 


Den Antipoden des Me-tse, Yang Tschu, den Philosophen des 
Exoismus und Pessimismus, erwähnt Chiang nicht mit Namen. 
aber er zitiert ihn — nicht ganz richtig und versetzt ihn aus 
dem 4. Jahrhundert v.Chr. in das 3. Jahrhundert nach Christus 
in die Wei- und Tschin-Zeit. Er scheint meist nur nach dem 
(iedächtnis zu zitieren, was oft sehr ungenau ausfällt. Dren 
zinischen Satz: „Um das Leben zu genießen und jeden Motmest 
auszunützen, braucht man nur zu fürchten, dıßB sein Maxen zu 
voll sei, dm Trinken zu frönen, und daß die Kraft versiext. de 
Frauen zu lieben,“ hat Yang Tschu nie gesprochen, sondern 
Carsım Chang hinzuphantasiert. UÜeberhaupt scheint ihn serü 
Giedächtiis öfter in Stich zu lassen, so daß er die Dinxe vin- 
dreht und das Gegenteil von dem behauptet, was er Yie! 
leicht saxen wollte. 


Unter Li-sse, dem Minister des Kaisers Schi-huang der 
Tschin-Dynastie, soll der Konfuzianismus große Fortschritte 
gemacht haben, da Li-sses Lehrer Hsür-tse Konfuzianer war. 
Aber arten die Schüler immer auf die Lehrer? Weiß Verfasser 
nicht, daß der Kaiser die Konfuzianer grimmig haßte und auf 
Anstiften seines Ministers Hunderte von ihnen hinrichtete und 
ihre Bücher verbrennen ließ? Chang spricht von der Bücher- 
verbrennung, aber er meint, es sei eine Frage, ob konfuzia- 
nische Bücher verbrannt seien, dagegen seien die meisten nicht 
koniuzianischen Bücher von dem Brande betroffen. Das Gegen- 
teil ist der Fall. Um den Widerstand der Konifuzianer gegen 
seine, der alten Tradition widersprechenden Neuerungen zu 
brechen, ließ der Kaiser alle ihre klassischen Schriften ver- 
brennen, zeigte dagegen gegen Nicht-Konfuzianer eine gewisse 


Toleranz. Darüber kann gar keine Meinungsverschiedenheit 
bestehen. In dem Geschichtswerk Schi-tchi, das auch für Nicht- 
sinologen in der Uecbersetzung von Chavanns vorliegt, wird 


diese Angelegenheit ausführlich behandelt und Schi-huang-ti hat 
sich den unversöhnlichen Haß der Konfuzianer zugezogen, die 
ihn als den Hauptverbrecher unter zehntausend Generationen 
bezeichnen. 

In manchen Punkten kann man anderer Ansicht sein als 
der Verfasser, aber man wird seine Gründe würdigen: der 
Himmet in vorkonfuzianischer Zeit wird als ein abstraktes 
Wesen hingestellt.e Das war er doch damals schwerlich, viel- 
mehr tritt er in den Klassikern, namentlich im Schiking, fast 
wie ein persönliches Wesen auf; er sieht, was auf Erden vor- 
geht, bört die Gebete der Bittflehenden, riecht die Opfergaben. 
kommt auf die Erde herab, umschwebt die Menschen und spricht 
zu König Wen, ja, er hat sogar auf der Erde cine große Fuß- 
spur hinterlassen, in welche die Ahnfrau der Tschou-Dynastie 
tritt, bevor sie den Hou Tchi gebiert. Alle diese veriänglichen 
Stellen haben die Konfuzianer versucht umzudeuten und weg- 
zuinterpretieren, und in der Schule des Tschu Hsi ist der Him- 
mel in der Tat zu einem abstrakten Begriff der Vernunft ver- 
blaßt. 

Verfasser glaubt, daß aus der Ahnenverehrung die Stellung 
des Familienvaters sich entwickelt habe. Ich möchte die Sache 
umkehren und sagen, daß die Ahnenverehrung ein Ausfluß des 
außerordentlich stark ausgeprägten patriarchalischen Verhält- 
nisses ist. Die konfuzianische Ethik soll unabhängig von kirch- 
licher und weltlicher Autorität machen und die Entscheidung 
über Recht und Unrecht in das eigene Innere des Individuums 
legen. Demgegenüber ist zu betonen, daß der Autoritäts- 
glaube der Konfuzianer ungeheuer ist. Jeder Ausspruch ihres 
Heiligen wird wie eine göttliche Inspiration olıne jede Kritik 
hingenommen, und kein Konfuzianer läßt sich einfallen, selbst 
als Richter über Gut und Böse aufzutreten. Konfuzius seiner- 
seits will auch nicht selbst urteilen, sondern beruft sich immer 
auf die Weisen und heiligen Könige des Altertums, und diese 
wollen nur die (iebote des Himmels ausführen. Also von einem 
kategorischen Imperativ ist man weit entfernt. 

Mir scheint, daß Chang den Pantheismus der Taoisten, 
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namentlich den Begriff des Tao und auch den Dualismus der 
Sung-Philosophen und ihre Grundprinzipien Li-Vernunft und 
TchisSubstanz nicht klar zum Ausdruck bringt. Ueberhaupt 
ıäßt er dem Tschu Hsi, der wohl der größte spekulative Denker 
ist, den China hervorgebracht hat, kaum Gerechtigkeit wider- 
fahren. Er soll nur die Ansichten seiner Vorgänger in ein 
System gebracht haben und seinz selbständige Leistung soll 
nur in den Kommentaren bestehen. 

Beiläufig sei noch bemerkt, daß die Behauptung, die chinc- 
sische Revolution 1910 sei eine Folge des tyrannischen Miß- 
brauchs der Regierungsgewalt, ungefähr denselben Wert hat, 
wie die ähnliche, die deutsche Revolution sei eine Folge der 
Versklavung der Arbeiter. Die in China lebenden Europäer 
haben von einer Tyrannei der letzten Mandschukaiser nichts 
bemerkt, im Gegenteil, sie waren zu schwach, nachdem der 
letzte Mann dieses Fürstenhauses, die Kaiserin Tse Hsi ge- 
storben war. Unter ihr wäre die Revolution nicht ausgebrochen 
cder bald unterdrückt worden. 

Carsun Chang kommt nun zu dem Ergebnis, daß die kon- 
fuzianische Theorie der Fünf Beziehungen, welche schon aus 
dem grauen Altertum stammt und ungefähr viertausend Jahre 
in China geherrscht hat, mit dem Einsetzen der Reform-Aera 
den Boden verloren habe. Wir möchten dem nicht ganz zu- 
stimmen, glauben vielmehr, daß die aus diesen Beziehungen sich 
ergebenden Pflichten auch in Zukunft für China ihre Bedeutung 
behalten, aber allerdings stark der Reformen und Verbesserun- 
gen bedürfen. In der ersten Beziehung „Fürst und Uhntertan“ 
ist der Fürst vorläufig — wer weiß, wie lange? — weggefallen, 
aber an seine Stelle kann ohne weiteres das Vaterland und die 
bestehende Regierung treten. Ihr gegenüber ist der Bürger zur 
Loyalität verpflichtet und die Regierung hat durch weise Maß- 
nahmen, nicht durch Parteigezänk, für das Volk zu sorgen. 
Das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern muß in der Weise 
modifiziert werden, daß die Pflichten der Eltern den Kindern 
gegenüber schr viel stärker betont werden und der sehr 
häufige Mißbrauch der elterlichen Gewalt verhindert wird. 
Bisher waren die Kinder fast die Sklaven ihrer Eltern. In den 
Beziehungen der Ehegatten müssen die Rechte der Frau, die 
bisher fast gar keine besaß, festgelegt werden. Das Respekts- 
verhältnis jüngerer gegen ältere Personen und die Beziehungen 
zwischen Freunden, die einander die Treue bewahren sollen, 
bedürfen kaum irgendwelcher Aenderımgen. Die fünf kon- 
fuzianischen Kardinaltugenden: Wohlwollen, Gerechtigkeit, 
Schicklichkeit, Wissen und Wahrhaftigkeit behalten auch heute 
noch ihre volle Bedeutung. 

Das Wichtigste ist, daß diese Pflichten als unbedingt bin- 
dend anerkannt werden, auf ihre Begründung und Herleitung 
kommt weniger an, sind doch auch unsere Philosophen darüber 
eich nicht einig. Man mag sie nach altchinesischer Auffassung auf 
ein Gebot des Himmels zurückzuführen, oder sie in der Menschen- 
natur als Sittengesetz begründet finden, wie Menzius, oder sie 
mit Me&-tsc aus dem wohlverstandenen Interesse der Gesamtheit 
ableiten. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Chaos. Präsident Li Yuang-hung findet keineswegs die Unter- 
stützunz im Lande, die ihm nach den englischen und amerika- 
rischen Pre£berichten sicher sein sollte. Abgeschen von der 
grundsätzlich ablehnenden Haltung Sun Yat-sens hat auch der 
Tutschün von Chekiang General Lu Yung-hsiang es abgelchnt, 
sich für Li einzusetzen. Er will ihn als stellvertretenden Prä- 
sidenten, weil kein anderer da ist und Li sich nun einmal auf 
dem Prüsidentensessel niedergelassen hat, voriäufig dulden, 
wenn er den Wünschen des Volkes gerecht wird. Weiter will 
l.u aber unter keinen Bedingungen gehen. Und genau dieselbe 
Stellung nimmt der kommandierende (Gieneral in Shanghai, Cie- 
neral Ho Feng-ling ein. Die Lage hat sich damit für Wu 
Pei-fu und seine politischen Freunde von der Chinhlipartei er- 


heblich verschlechtert. Nach Meldungen der Associated Press 
von Mitte Juli hat sich Lu Yung-hsiang bereits in aller Form 
von Peking losgesagt. Lu war bekanntlich der Tutschün, der 
schon vor !ängerer Zeit als erster die Aufhebung der Tutschü- 
nate als unbedingt notwendige Maßregel verlangt hatte. Er hat 
inzwischen auf sein Tutschünat verzichtet, sich dem Volk in 
Chekiane, das ihn hoch verehrt, weil er es vor allen Kriegs- 
wirren bewahrt und ihm rie unerträgliche Steuerlasten auferlegt 
hat, als Offizier wieder zur Verfügung gestellt. Tatsächlich ist 
cr der Hauptmtachthaber im Untern Yangtsetal. Es scheint, daß 
zwischen ihın und den Provinzen Fuken und Kuangtung Ver- 
hLandlungen über die Gründung einer unabhängigen Re- 
gierung unter Sun Yat-sen angeknüpft sind, sowie daß sich in- 
zwischen Lu Yang-hsiangs Einfluß auch auf die Provinz 
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Kiangsu ausgedehnt hat. Jedenfalls befürchtet man in Peking 
eine Erhebung im Untern Yangtsetal und hat deshalb plötzlich 
eine Division Chihlitruppen unter General Chang Fu-lei nacı 
Chinkiang gelegt. Diese Bewegung ist natürlich nicht über 
Nacht entstanden. Hatte aber Wu Pei-fu rechtzeitig vor ihr 
Kenntnis, so gewinnen damit seine Verhandlungen, mit Chang 
Tso-lin ein Einvernehmen wiederherzustellen, eine erhebliche 
Bedeutung. 


Sun Yat-sen. Von der englischen Presse ist Sun Yat-sen 
schon länzst als ein toter Mann hingestellt worden. Als sich 
General Chen Chung-ning gexren ihn erhob, wurde es als lächer- 
lich bezeichnet, daß man sich überhaupt je ernstlich mit dem 
Phantasten Sun beschäftigt habe. Auch in den diplomatischen 
Kreisen Pekines glaubte man, Sun nach Belieben abtun zu 
können. Er paßte nicht in die Plän®, die England und Amerika 
verfolgten, in deren Gefolge sich auch Frankreich befindet, 
wenigstens soweit die amtliche Vertretung großkapitalistischer 
Ziele in Frare kommt: folglich mußte er über Bord geworfen 
werden. Mit einer tönenden Geste geschah das. Aber Gedanken 
lassen sich nicht ohne weiteres totschlagen, und man mag sagen, 
was man will, Sun Yat-sen vertritt eine Idee. Und er vertritt sic 
keineswezs allein: Hunderttausende stehen hinter ihm: nicht nur 
die gesamte Arbeiterschaft Südchinas, deren Bedeutung sich bei 
ven Streiks der letzten Jahre schr deutlich gezeigt hat, sondern 
auch der überwiegende Teil der Chinesen im Ausland, insbe- 
sondere fast alie in Amerika lebenden Chinesen. Die Folge da- 
von ist, daB auch der stellvertretende Präsident in Peking Li 
Yuan-hung eine Aussprache mit Sun Yat-sen wünscht. Wie 
schr tatsächlich Li mit dem Süden rechnet, hatte sich schon 
daraus ergebe, daß er Wu Ting-fang bat, die Ministerpräsi- 
dentschaft zu übernehmen. Wu ist, che er dazu imstande war, 
gestorben. Das dann gebildete Kabinett Yen Hui-ching hat sich 
außerstande gesehen, sich zu behaupten, und ist zurück- 
getreten. Li hat darauf Tang Shao-yi, also einen anderen 
Parteiränger Sun Yat-sens und Führer der Knomintang gebeten, 
die Bildung emss Kabinetts zu übernehmen, wobei Ku Wei- 
chiun, der Schwiegersohn Tang Shao-Yis, der lanxze Jahre Ge- 
sandter in Washinsston und zuletzt in London war, die Finan- 
zen übernehmen soll. Diese Wendung der Dinee zeigt deutlich, 
daß man in den Kreisen der chinesischen Regierung über Sun 
Yat-sen wesentlich anders urteilt, als es nach der englischen 
und der amerikanischen Presse den Anschein hat. Inzwischen 
hat Tang Shao-yi anscheinend aber dankend abgelehnt, wahr- 
scheinlich weil auch die in Canton versammelten Mitglieder des 
Parlaments, die zur Kuomintang gehören, eine Mitwirkung an 
den Dingen in Peking ablehnen. Unter diesen Umständen hat 
Präsident Li Yuang-hung den bisherigen Justizminister \ ang 
Chung-hui sgrebeten, vorläufig das Ministerpräsidium zu über- 
nehmen. Gleichzeitig ist das alte, 1917 aufgelöste Parlament 
in Peking aın 1. August zusaimmengetreten. Es dürfte aber 
kaum beschlußfähig sein, da sich 9D in Canton weilende Ab- 
geordnete und eine weitere Gruppe, die sich in Shanghai auf- 
hält, weigern, nach Peking zu kommen. 

Amerika. England und das Internationale Bankkonsortium. 
In den Kreisen der amerikanischen Kaufmannschaft in China 
inacht sich eine starke Stimmung gegen das Internationale Bank- 
konsortum geltend. Ursprünglich wollte dieses vor allem eine 
Aufteilung Chinas in Interessensphären verhuten, indem es dem 
alten System ein Ende bereitete, wonach gewisse Eisenbahnen 
gewissen fremden Mächten verpfändet waren und diese nun im 
(Gwbiet dieser Bahnen sich weitgehende wirtschaftliche Rechte 
schufen, die den Zerfall Chinas außerordentlich zu fördern ge- 
eivnet wären. Das Internationale Konsortium hat bisher po- 
sitive Leistungen überhaupt noch nicht zu verzeichnen, wohl 
“ber eine Organisation geschaffen, die tatsächlich geeignet ist, 
ihm ein Monopol in China zu schaften. Das Konsortium selbst 
stellt das zwar bei jeder sich Dietenden Gelegenheit in Abrede, 
ohne indessen bisher auch nur die offentliche Meinung ihrer 
eirenen Landsleute, wie sich aus den Auslassungen der eng- 
lichen und amerikanischen Presse des Fernen Ostens ergibt, 
Wberzeutgen zu konnen. Die „China Review” wies kKurzlich mit 
srober Destinhkent darauf him, daß uber das Vorgehen des 
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Internationalen Konsortiums in amerikanischen Kreisen in Chin. 
große Erbitterung herrsche. Die amerikanischen Banken hielten 
ihren eigenen Landsleuten die nötigsten Mittel zum Ausbau einer 
starken wirtschaftlichen Stellung vor und zwängen sie, sich dır 
größten Sparsamkeit zu befleißigen und die Zahl ihrer Anzc- 
stellten aufs äußerste einzuschränken. Dieselben Banken äber 
stellten auf Umwegen anderen Ländern, weil sie ein gutes Gr- 
schäft dabei machten, Geld zur Verfügung, und dieses Geld werde 
dann von den Wettbewerbern Amerikas gebraucht, ihre Stelluns 
in China auf Kosten der amerikanischen Kaufimannschaft z. 
stärken. Nicht einmal sorgten die Direktoren der amerikanischen 
Großbanken, die doch durchweg Großindustrielle seien, daiur. 
daß die Borger amerikanischen Geldes angehalten würden, we- 
nigstens einen Teil ihres Bedarfs an Maschinen, Materialien, L.ı- 
komotiven, Baggern usw. aus Amerika zu beziehen. Charakıe- 
ristisch ist, was der bekannte amerikanische Reeder Robert 
Dollar, der in China eine erhebliche Rolle spielt, darüber kurr- 
lich vor der Handelskammer in Portland (Oregon) gesagt hit. 
Er verglich die amerikanische Politik mit der französischen 
Vorkriegspolitik. Seine Ausführungen bringen so manchen 
neuen Gesichtspunkt, daß sie hier wiedergegeben seien: „Ui 
industrielle Entwicklung Chinas sowohl wie Japans in der 
nächsten 20 Jahren wird alles übertreffen, was man, abgesehen 
von der Amerikas und Deutschlands, je erlebt hat. Wie sehr 
sich Schanghai auf diese Entwicklung vorbereitet, kann man 
an Ort und Stelle auf Schritt und Tritt sehen. Seiner Zeit h& 
Amerika den sogenannten Shibusawa-Vorschlag, der ein Z.- 
sammenarbeiten amerikanischen Kapitals und japanischer Er- 
fahrung in China vorsah, aus Furcht vor damit verbundenen 
imperialistischen Bestrebungen Japans, abgelehnt. Der Pı.r 
Baron Shibusawas setzt sich jetzt aber in erheblich vergrößeru?! 
Form durch; das amerikanische Kapital wird heute von allen in 
China benutzt — nur nicht von den Amerikanern und Chinesen. 
Die ganze Welt wird heute über Frankreich unwillig, weil seine 
Politik Rußland und Deutschland gegenüber ganz Europa ni.h! 
zur Ruhe kommen läßt. Die Politik Frankreichs Rußland gexen- 
über ist aber nur die natürliche Folge seiner Finanzpolitik dır 
alten Rußland gegenüber. Jahrelang sind die Spargroschen des 
französischen Volkes in russischen Anleihen angelert. Rublar. 
hat das Geld für seine imperialistischen Pläne gebraucht, vn 
denen sich viele auf Asien bezogen, so zZ. B. die chinesische ÖO®- 
bahn. Frankreich selbst hat wenig Interesse am Welthandel oder 
an einer industriellen Entwicklung, die sich aus dem Welthand 
ergibt. Infolgedessen hat sich in Frankreich ein engeherzi«:’ 
Nationalismus entwickelt. Das ist der Schlüssel zum Verstanc- 
nis der heutigen Politik Frankreichs Rußland gegenüber. ur. 
wer sie versteht, muß mit Frankreich ein gewisses Mitin 
haben. Rußland hat seiner Zeit das französische Geld gebrau.t. 
um Maschinen usw. in Deutschland, Großbritannien und di? 
Vereinigten Staaten zu kaufen. Frankreich befindet sich he-!c 
in einem Zustand der Isolierung, denn seine Bestrebungen. sei: 
russischen Schulden einzutreiben, halten Europa in Auiruhr ur! 
haben tatsächlich den ganzen Handel Europas lahmgelesst.” Di 
Schluß liegt nalie: Amerika kann, wenn seine Finanz do 
heutigen Kurs weitersteuert, sich eines Tages in einer ähnli.. : 
Lage befinden, wie heute Frankreich. Es ist verständlich. u. 
die amerikanischen Kaufleute im Fernen Osten daxwegen \ır- 
wahrung einlegen, zumal ihre eigenen Interessen schon Kuss 
durch das Verhalten der amerikanischen Finanz schwer 1. 
schädigt werden, Sie verlangen nachdrücklich daB Jdiks7” 
Stand der Dinge schleunigst cin Ende gemacht wird. -- Foo 
ähnlichen Standpunkt nehmen neuerdings auch enelische Kr: 
ein. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats der Londoner Bi! 
Bank for Foreign Trade C. B. Crisp erklärte kurziich, u 
Konsortium, das eine Diktatur ansübe, habe die Verhand ir... 
Marconis und Vickers’ wegen Anleihen zu Fall gebrabt u 
mache cs der britischen Industrie sehr schwer, mit armcs’. 
Ländern erfolgreich in Wettbewerb zu treten. 


Schutzgenossen. Immer neue (ieDiete sind es. auf Jen 
die Chinesen Vorstöße unternehmen, um in vergangenen Zn 
verloren gegangene Rechte zuruckzuvewinnen.  Ciclexer’ 
leisten ibmen dabei fremde Mächte selbst Vorschub oder x... 


gar den Anlaß zu einem solchen Vorgehen. Das ist zurzeit 
wieder der Fall in der Frage, ob sich die Chinesen in den 
Vertragshäfen unter den Schutz fremder Mächte stellen dürfen. 
Der englische Beisitzer im Gemischten Gericht in Schanghai 
:atte es als einen Skandal bezeichnet, daß ein Chinese die Zu- 
ständigkeit dieses Gerichtes mit einem chinesischen Vorsitzenden 
ablehnte, weil er spanischer Schutzgenosse sei und daher An- 
spruch auf das spanische Konsulargericht habe. In englischen 
Kreisen hat man von dergleichen Schiebungen, wobei fast immer 
ınmanische Völker als schutzgewährende Mächte auftreten, 
schon längst nichts wissen wollen. Die ablehnende Haltung 
Ges englischen Beisitzers wurde in diesem Fall aber sofort der 
Anlaß zu einer Protestbewegung der Chinesen gegen das 
System der Schutzgenossen. Nicht nur der chinesische Richter, 
syndern auch die chinesische Handelskammer wandte sich mit 
Denkschriften an die chinesische Regierung, dem unwürdigen 
Zustand ein für alle Male ein Ende zu machen, daß sich Chine- 
sen, um sich dem Urteil eines chinesischen Richters zu ent- 
ziehen, auf chinesischem Grund und Boden, wo sie sonst alle 
Vorteile genießen, die China seinen Angehörigen bietet, als 
Schutzxenossen eines Landes eintragen lassen, das sie nie auch 
zur von weitem gesehen haben. Die chinesische Presse hat 
sich der Bewegung sofort angeschlossen. Man wird erwarten 
cürfen, daß auch das diplomatische Korps in Peking gegen den 
verwerflichen Brauch einschreiten wird. Mit der Beseitigung 
der Schutzgenossenschaft für Chinesen wird aber nur der erste 
Schritt getan sein. Ist erst einmal der Grundsatz anerkannt, 
daß fremde Mächte nicht nach Belieben Angehörige eines an- 
deren Landes als Schutzgenossen in ihre Matrikel aufnehmen 
dürfen, so wird das auch auf solche Ausländer in China ange- 
wandt werden, die sich heute, um aller Vorrechte, vor allem des 
der Exterritorialität, teilhaftix zu werden, unter den Schutz 
einer befreundeten Macht stellen. Es ist ein oifenes Geheimnis, 
daß z. B. die neuen Staaten wie die Tschechoslowakei, Jugo- 
slawien, Polen usw. deshalb keinen Handelsvertrag mit China 
abschließen, weil sie darin in aller Form auf die Exterritorialität 
verzichten müssen, während diese ihren Staatsangehörigen zu- 
teil wird, wenn letztere sich nicht unter dem Schutze ihrer 
eigenen Regierung in China aufhalten, sondern unter dem einer 
der alten Vertragsmächte, die noch im Besitz von Privilegien 
sind, die China heute grundsätzlich in neuen Verträgen nicht 
mehr bewilligt. 


Zur Frage der Exterritorlalität. China scheint es plötzlich 
mit seiner Gerichtsreform, die die Vorläuferin der Aufhebung der 
Exterritorialität sein würde, nicht allzu eilig mehr zu haben. 
Die ausländische Presse, namentlich die japanische, trägt eine 
gewisse Enttäuschung darüber zur Schau, sie sieht in dem Ab- 
flauen der Bewegung ein neues Zeichen dafür, daB die ganze 
Reformbewegung in China immer nur Strohfeuer zu entzünden 
imstande sei. (So sei es auch mit der Aufbringung der Mittel 
für den Rückkauf der Shantung-Bahn gegangen.) Die „Nichi 
Nichi“* macht dafür vor allem die einflußreichen, wohlhabenden 
Chinesen verantwortlich, die ihrer eigenen Regierung nicht 
trauten, und sich unter dem Schutz der fremden Mächte in 
den Eremdenniederlassungen viel sicherer fühlten. Der „Far 
East“ hält die in Washington beschlossene Kommission von 
Vertretern der Mächte, die die Verhältnisse an Ort und Stelle 
studieren und darüber Bericht erstatten soll, für überflüssig, denn 
China sei nachher in keiner Weise an die Empfehlungen der 
Kommission gebunden. Dazu komme, daß. selbst wenn China 
wolle, es gar nicht imstande sei, den Ausländern den nötigen 
Schutz für Leben und Eigentum angedeihen zu lassen, wie noch 
wieder in den letzten Monaten die Ermordung zweier Missionare 
(eines französischen und eines amerikanischen) bewiesen habe, 
die ausschließlich auf Fremdenfeindschaft zurückzuführen sei. 
„Wozu also“, fragt das Blatt, „eine korrupte hilflose Oligarchie 
in Peking freundlichst bitten, die Maschinerie der Gerichte in 
Bewegung zu setzen, die überhaupt gar nicht existiert?" Trotz 
dieser nicht vorhandenen Maschinerie haben aber die Alliierten 


sich nicht nur nicht gescheut, die Deutschen der  chine- 
sischen Gerichtsbarkeit auszuliefern, sondern auch redlich 
das ihre dazu beigetragen, daß ihnen die Exterritorialität 
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nicht wieder zugestanden wird. Und auch in Zukunft 
soll, wenn es nach den Wünschen der Entente die 
sich im Fernen Östen nach wic vor außerord.ntlich deutsch- 
feindlich äußert und betätigt — geht, Deutschland von einem 
Mitsprechen bei der Umgestaltung der Gerichtsordnung in China 
ausgeschaltet werden. Darüber, daß weitgehende Reformen nötig 
sind, ehe man ihnen selbst zumuten kann, auf die Exterritoriali- 
tät zu verzichten, sind sich die Ententemächte völlig klar, eben- 
so darüber, daß diese Reformen nur unter Mitwirkung der 
fiemden Mächte durchgeführt werden können. Um nun China 
zu verhindern, dazu auch Deutschland heranzuziehen, was 
schon deshalb naheliegt, weil China ein unmittelbares Interesse 
daran hat, die für die Mächte, die sich der Exterritorialität nicht 
n:chr erfreuen, vor allem also für Deutschland bestimmten Ge- 
richte so auszubauen, daB sie als Muster für die Gerichte dienen 
können, denen später auch die heutigen Vertragsmächte sich 
unterwerfen müssen, kommt aus dem Kreise der anderen Groß- 
mächte der Vorschlag, die Justizreform solle durch eine ge- 
mischte Kommission durchgeführt werden, deren Vorsitzender 
ein im Ausland ausgebildeter Chinese ist, während die anderen 
Mitglieder ausländische Juristen sein sollten. Lie Kosten dieser 
Kommission sollten aus der Boxerentschädigung bezahlt wer- 
den, das Recht, Mitglieder zu der Kommission zu ernennen, aber 
solle den Mächten gegeben werden, die zu diesem Zwecke auf 
cinen Teil der auf sie entiallerden Boxerentschädigung ver- 
zichten. Da Deutschland dazu nach dem Friedensvertrag nicht 
mehr in der Lage ist, würde damit die Entsendung eines deut- 
schen Mitglieds in die Kommission unterbunden werden! 


— 


Zur Finanzreform. Amerikanische Zeitungen aus Öst- 
asien melden Wu Pei-fu trüge sich mit der Ab- 
sicht, die Finanzreform in China in ganz ncue Wege 
zu leiten. Die fremden Mächte, die China durch das 


Internationale Bankkonsortium eine Anleihe gewähren woll- 
ten, hatten stets darauf bestanden, daß ihnen eine Kontrolle über 
die damit zu machenden Ausgaben eingeräumt würde. Dagegen 
hatte sich die öffentliche Meinung in China aufgelehnt, sie sah 
darin einen Eingriff in die Hoheitsrechte Chinas. Jetzt schlägt 
Wu vor, nicht China, sondern die fremden Mächte sollten im 
Interesse Chinas die geliehenen Beträge ausgeben, während 
China sich eine Kontrolle über diese Ausgaben und nominell 
die Leitung seiner Finanzverwaltung vorbcehält.e Damit würde 
dann das „Gesicht“, auf das so unendlich viel in China an- 
kommt, gewahrt sein. 


Japan. 


Kurze Meldungen. Die Entscheidung des Obersten Gerichts- 
hofs des Staates Kalifornier, daß Japaner für ihre in 
Amerika geborenen Kinder Grundbesitz erwerben und halten 
können, wird von der japanischen Presse mit Genugtuung auf- 
genommen. 


Russisch-Ostasien. 


Zur Lage in Ostsibirien. In Wladiwostok ist die Regierung 
der Brüder Merkulow endgültig gestürzt. Die Macht liegt vor- 
laufig in den Händen des Generals Dieterichs. Es dürfte sich 
aber nur um eine Ücbergangszeit handeln. Immer deutlicher 
werden die Bestrebungen eines dauernden Anschlusses an die 
Republik des Fernen Ostens. Die veränderte Politik Japans seit 
der Washingtoner Konferenz scheint auch zu einem Einvernehmen 
Japans mit der Regierung in Tschita führen zu sollen. Seit 
Japan angekündigt hat, es werde seine Truppen aus Sibirien 
zurückziehen und die japanische Presse diesen Entschluß mit 
lautem Beifall begrüßt, glaubt man in Tschita, es sei auch die 
Bahn für eine Verständigung mit Tokyo wieder geöffnet. Die 
Tschitaer und die Moskauer Regierung haben die Tokyoer zu 
neuen Verhandlungen aufgefordert. Auch die Japaner in der 
Kiistenprovinz sind bei ihrer Regierung vorstellig geworden, daß 
baldmöglichst feste Abmachungen getroffen werden, die ihnen 
gestatten, ihre wirtschaftlichen Unternehmungen fortzuführen. 
Wie die Dinge bisher gegangen seien, können sie nicht weiter- 
gehen. Die Osakaer „Asahi“ hat kürzlich darauf hingewiesen, 
caB Japan bisher für den Unterhalt der Truppen in Sibirien nicht 
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weniger als 600 Millionen Yen ausgegeben hat — und das, um 
die Interessen von 6000 Japanern zu schützen, die in Sibirien an- 
sässig sind. Man scheint sich auch in Tokyo allmählich dar- 
über klar zu werden, daß das ein Aufwand ist, der durch die 
greifbaren Interessen Japans nicht länger zu rechtiertigen ist, 
daß man tatsächlich bereits gewaltige Beträge aufwende, lediz- 
lich um eine Gefühlspolitik zu treiben. Es ist nicht ausgeschlossen 
— wenn unwiderlegliche Beweise dafür auch nicht zu finden 
sind —, daß der Vertrag von Rapallo in Tokyo zu denken ge- 
geben hat. Wenn Deutschland es für möglich erachtet, einen 
modus vivendi mit der Sowjetrepublik zu schaffen, so muß das 
auch für Japan möglich sein. Wie erinnerlich, haben ja schon 
während der Genuaer Konferenz Besprechungen zwischen 
Tschitscherin und Vicomte Ishii stattgefunden. Kürzlich hat die 
Moskauer Regierung sich bereit erklärt, mit allen den Mächten, 
mit denen bisher Verträge noch nicht geschlossen sind, über 
einen solchen zu verliandeln: zu diesem Zwecke wird die 
Moskauer Regierung cine mit weiten Vollmachten ausgestattete 
Kommission in Berlin unterhalten. Für die Art und Weise, wie 
Moskau Japan zu verstehen gibt, daß eine Einigung mit der 
Sowjetrerierung im Interesse Tokyos dringend geboten ist, ist 
eine Erklärung des Moskauer Vertreters Ozarnin in der „Nowosti 
Shissni” bezeichnend. Sie lautet: „Nachdem die Sowjetregierung 
endgültig beschlossen hat, Privatunternehmungen in Sibirien 
erundsätzlich zuzulassen, wofür sie jetzt die Einzelheiten aus- 
arbeitet, wird zurzeit die Frage des Durchgangs von Waren 
durch das Gebiet der Republik des Fernen Ostens nach West- 
sibirien erörtert. Sobald eine Einigung erzielt ist, wird die 
Sowjetregierung alle Beschränkungen für die Einfuhr von Waren 
zus den Ländern aufheben, mit desaen die Sowjetregierung zu 
einem Einvernehmen gekommen ist, also mit denen, die der 
Sowjetregrierung nicht feindlich gesinnt sind. Es liegt auf der 
Hand, daß damit der russische Markt für den französischen un. 
jepanischen Handel geschlossen wird, und zwar in dem Augen- 
blick. wo diese Länder ihn am meisten brarıchen. Am meisten 
bezünstiet werden auf dem sibirischen Markt dJie Erzeuznisse 
Deutschlands, Ttaliens, Schwedens und Amerikas.“ Auf eine 
scJlche Mözlichkeit kann Japan es natürlich nicnt ankonımen, 
braucht es aber auch nicht, wie der Gang der Ereignisse der in- 
zwischen gescheiterten Dairener Konferenz De wiesen nat. Die Ver- 
handlurgen in Dairen haben seinerzeit einen Verlauf genommen, 
der ziemlich deutlich erkennen laßt, worauf Japan in Sibirien 
hinaus will. Es will durch wirtschaftliche Unternehinungen 
seine Stellung so festigen, daß ihm die Mandschurei wirtschaft- 
lich allmältlich notwendiserweise in die Hände fallen muß. Die 
Republik des Fernen Ostens hat grundsätzlich gegen eine Be- 
teiligung Japans an der Erschließung der Küstenprovinz nichts 
einzuwenden. Wenigstens haben ihre Vertreter in Dairen sien 
bereit erklärt, Japan sehr erhebliche Forst- und Berebau- 
werechtsame zu erteilen, Immer apder unter der Bedinzung, dad 
Japan Sibirien vollständig raumt. Eine Gegeniorderung Japans, 
uch Jie Republik des Fernen Ostens dürfe an der koreanisch.n 
Grenze und der pazilizischen Kuste, insbesondere in Wladi- 
wostok, keine neuen Befestigungen anlegen, scheint man in 
Tschita vleichfalls zugestehen zu wollen. Nachdem die Dairener 
Kunferenz schließlich lediglich daran gescheitert ist, daß Japın 
kiine bestimmten Fristen für die Zuruckziehung seiner Truppen 
itstlegxen wollte, weil man in Tokvo darin eim Zuseständnis 
glaubte erblicken zu sollen. das als eine Schwäche Japans 
ätte ausgelegt werden konnen, dürften die nzuen Verhandlun- 
gen, die auf Wunsch Tschitas un! Moskaus aufgenoinmen Wer- 


den sollen, nachdem Japan inzwischen die Räumung Sibır.." 
tatsächlich ins Werk geleitet hat, aussichtsreich sein und Jsp.: 
die Erfüllung seiner wirtschaftlichen Wünsche in Östsib:r.: 
bringen. Auffallend ist freilich, daß in demselben Auzenh. 
wo Moskau und Tschita die Wiederaufnahme von Verhands- 
gen vorschlagen und Tokyo diese annimmt, die Moska:. 
„Iswestija“ Zweifel darüber äußert, ob Japan auch wirklich sein. 
Truppen aus Sibirien zurückziehen werde; der Umstand. u. 
sowohl der Minister des Acußern Graf Uchida wie der Kric.-- 
minister General Yamanashi auch unter Baron Kato im Ar 
geblieben wären, gäbe zu Besorgnissen Anlaß. Aber man w.: 
diese Auslassung wohl als einen taktischen Schachzug auı?.- 
fassen haben, den Moskau hat, um seinen Wunsch, mit Japan zu 
einem Einvernchmen zu kommen, als nicht allzu dringlich cr- 
scheinen zu lassen. 


Europa im Spiegel der ostaslatischen Presse. 


Wie das bolschewistische Rußland mit dem sonst kap'is - 
sierten Europa einen Ausgleich finden kann, ist auch de 
japanischen Presse ein Rätsel. Dagegen erscheinen in d.’ 
japanischen Presse recht verständige Auslassungen über ı.' 
Wiederauibau Europas. Sehr entschieden bezeichnet als u; 
erlähliche Vorbedingung eines solchen Dr. Horige in Ger „ch 
Koron“ eine Einschränkung der Rüstungen der Mächte: 
die der Flotte müßte die der Heere folgen, damit die not... 
Mittel zur Ordnung der Finanzen frei würden. 

Angesichts der Extratour, die Japan letzthin mit Frankie. 
tanzte, ist ein Leitartikel der „Yamato” von Interesse. I. 
wird die Annäherung Großbritanniens und Italiens als die nit. - 
liche Föige der Bestrebungen Frankreichs, nachdem Rut!:“. 
Ieutschland und Oesterreich ausgeschaltet seien, auch im Mit: - 
meer die ausschlaggebende Macht zu werden, bezeichnet. Aı. 
die „Nichi Ni chi“ erachtet die nach Vorherrschaft in Eur : 
strebende Politik Frankreichs für unklug. Zunächst würde x 
zur zu einem engen Zusammienschluß Deutschlands und Risk... 
führen, während der Gegensatz Fraikreichs zu England im. 
schärfer würde. Schließlich werde auch England sich Deuts. - 
land und Rußland nähern. 

Schr richtig beurteilt der „Russki Golos" in Hi 
die Lage in Europa. Schon Mitte Mai erklärt das Blatt. wie: 
Genuaer so müsse auch die Haager Konferenz ergebnistas 1 
löuien, da sich Amerika an ihr nicht beteiligen wolle. Als Un: 
der Haltung Amerikas, sich von den internationalen Konferer. 
in Europa fernzuhalten, ist nach der Auffassung des „Ru 
(iolos” darin zu schen, daß Amerika Europa zwingen wıll s 
wirtschaftliche Wiedergeburt so zu gestalten, wie es den I". - 
essen Amerikas entspricht. Das Blatt stellt als fur die K - 
jerenz von Genua charakteristisch fest, daß nicht nur v. 
gerundiegenden wirtschaftlichen Fragen, um derentwilln ı 
Konferenz einberufen war, nicht im Vordergrund der \- 
handlungen gestanden haben, sondern von den poste. 
vollständig in den Hintergrund gedrängt worden sind. — \ 
gewinnt haufig aus der Ferne ein klareres Bild uber ı 
scilwierige pesitische Lage, als aus der unmittelbaren N. 
schon aus diesem Grunde ist es von Wert, zu wissen. wo. 
Beobachter auf der anderen Seite der Welt die Dinge beut'. 
Im übrigen, ıneint das genannte scharf bolschew istenieto. - 
russische Blatt, eine Anleihe würde dem russischen Vark vi 
nützen, denn das Geld würde die bolschewistische Rtz. 
fir sich Dennmizen, um seine eigene Lebensdauer zu ven." 
und das Volk noch weiter herunterzuwirtschaiten. 


Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


China. 

Ucher Hankau weiß der Berichterstatter der „Kölnischen 
Zeitung” Interessant in einem seiner „BReisebriefe aus China” 
zu plaudern. Es heißt da: „Niemals wurde einem Volk mehr 
Irvie Bahn fur alle Tuchtigen gexchen, als China sie sich aus 
dixner Kraft schatfte. Was ist daraus weworden? Das ist ein 


trauriges Kapitel. Wer noch heute in China alle Schuld 2’ - 
Mandschu wälzt, der wird wenig Zuhörer finden. Tre ? 
ruption und Mibwirtschaft sind namenlos geworden. Bei 
mit scinen Schwesterstädten Wutschang und Hanj.ng sir- 
tvpisches Beixspiel in der Leidensgeschichte Chinas der I - 
zehn Jahre. Um nur eines zu nennen: Das große \ieders 
projckt von Stadt und Hafen. Die Stadt fiel den Kampie. 


1 


Banden, die sicherlich nicht kaiser- 
Ich sah das, was einst Hankau war, 
1912 als häßlichen Trümmerhaufen. Ein smarter Pekinger Pro- 
tektionsgeneral erhielt den kostbaren „Wiederaufbaujob“. Ich 
glaube seine Projektenmacherei verschlangen fünf Millionen 
Dollar. Die Brillanten seiner Frau kann man beim Tanz in 
den Fremdenhotels bewundern. Die Stadt? Der Hafen? Wo 
sind sie? Oh, die Pläne sollen schr schön sein, nur fehlt es 
an Mitteln. Nein, es fehlt nicht an Mitteln, an Geld, an Kapital, 
an Gehirnen, es fehlt einzig und allein an Vertrauen. Geschehen 
ist von Regierungs wegen nichts. Der Kaufmann hat sich allein 
geholfen. Die Stadt ist entstanden, vom großen Plan sicht 
man nicht viel. Sie entsprang den praktischen Anforderungen 
eines nicht totzuschlagenden Verkehrs und der glücklichen geo- 
graphischen Lage. Hankau, und natürlich zuvörderst die Eng- 
länder, blühten auf. Als China endlich 1917 in den Krieg trat, 
da brüllte man in Hankau vor Glück. Der Champagner floßB 
in Strömen. Das Bild ist entsetzlich. In Europa das Millionen- 
grab und draußen die unerbittliche Jagd nach dem Geld. Die 
Jagd auf die Deutschen war nun frei, die Erbschaft begann. 
Was deutscher Fleiß und Gewissenhaftigkeit aufgebaut hatten, 
schien zur leichten Beute zu werden. Die Chinesen? Die 
Herren des Landes? Was gehen die die Fremden an? Die 
deutsche Niederlassung zog die fünfstreifige Flagge der Blumen- 
republik auf; aber das deutsche Eigentum wurde beschlagnahmt. 
Unsere Feinde glaubten, die beyuueme Erntezeit sei gekommen. 
Doch es kam anders, und das kann man uns nicht vergessen. 
Die Chinesen bielten sich an Kriegsregeln, sie verwalteten 
richtig das deutsche Eigentum und verschleuderten es nicht. 
Da gab es nichts zu erben, sondern nur lange Gesichter und 
sehr viel bösartige Worte gegen die „Chinks”. Die Chinesen 
haben in eirer seit Jahrtausenden ererbten Staatsklugheit ein 
feines Gefühl dafür, wo Grenzen im menschlichen Verkehr sind. 
Gewiß zoger auch sie starken Vorteil aus dem Kriegszustand 
mit Deutschland. GewißB suchten sie in ihrem sich immer stärker 
ıneldenden Bankrott unmittelbaren Vorteil daraus zu zichen, 
«Js Deutschlands Niederlage klar war. Aber im allgemeinen 
haben sie auch in Hankau so viel gesunden Menschenverstand 
bewiesen, daß die Neuanknüpfung angenehmer Beziehungen leicht 
und selbstverständlich war. Noch haben sie unter einem 
juristisch und menschlich nicht haltbaren Vorwand die an den 
Iluß grenzenden Grundstücke der deutschen Schiffahrtlinien 
nicht freigeweben und das Ganze zu einer Geldfrage gestempelt, 
wie ja alles in China stets nur materiellen Hintergrund hat. Die 
Erkenntnis dieser Tatsachen wird es den deutschen Unter- 
}.ändlern erleichtern, da eine praktische Lösung zu finden, und 
starke juristische Entscheidungen, auch wenn sie auf den 
neuesten Völkerbunderfindungen beruhen, sind hier wertlos. 
Hier ist Macht Recht, viel Macht ist nicht auf unserer Seite, 
wenigstens nicht im Sinne von Kanonen und Kriegsschiifen oder 
Prohnoten. Hier gilt nur eines: Was wollen wir? Die Frei- 
gabe? Also zahlen! Sonst wird es nichts. Die schöne äußer- 
liche Formel zu finden, haben wohl gerade wir Erfahrung, Vor- 
gänge und Technik genügend. Ich weiß, das Klingt nicht ange- 
nchin, aber die Dinge liegen so, daß in China keine Macht be- 
Steht, um die von irgendeiner Zentrale unterschriebenen Verträge 
Itwu Kilometer entiernt in der Ausführung durchzudrücken. ... . 
Die Deutschen leben unterdessen in Hankau wieder auf. Man 
käınn nicht sagen, daß gerade das große Geschäft voll im Gange 
ie t, aber die Unkosten werden zurzeit hereingebracht, und die 
A ussichten sind für uns nicht schlecht, das Verhältnis zur chi- 
n«sischen Kaufmannschaft ist ausgezeichnet. Die andern schen 
das mit großem Mißbehagen. Es ist die stärkste Ueberraschung 
und Enttäuschung nach Jahren des Siegesiubels. Eine trax- 
fühige internationale Brücke ist noch nicht gefunden, was schadet 
es? Wir können warten. 


Briitsch-Hinterindien, 


In Perak sind Schwierigkeiten wegen der Arbeiter- 
löhne entstanden. Die Gesellschaften wollen sich die Ent- 
scheidung über eine gleichmäßige Bemessung der Löhne vor- 
behalten und verweigern den Pilanzungsleitern das Recht, sich 


Opfer. Sie brannte nieder. 
lich waren, plünderten sie. 
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im einzelnen mit den Arbeitern zu einigen. Dadurch wird das 
Problem außerordentlich verwickelt. 

Die malerisch an der Straße von Malaka gelegene Insel 
Penang ist berülimt wegen der üppigen Schönheit ihrer Natur. 
Die Hauptstadt Georgetown hat durch ihren wichtigen 
Hafen eine besondere Blüte erlangt; sie ist trotz ihres englischen 
Namens eine richtige Chinesenstadt, und zwar sind es 
die reichsten Söhne des Reiches der Mitte, die hier als Handels- 
herren gewaltige Unternehmungen leiten. Von diesen chine- 
sischen Krösussen, die alltäglich aus ihren eleganten 
Villen in den Vorstädten in kostbaren Wagen zur Stadt fahren, 
erzählt Richard Curle in einem Londoner Blatt. Wenn ein 
Chinese in den Straits sich vom Kuli zum reichen Manne aui- 
schwingt — eine Laufbahn, die gar nicht so selten ist — dann 
ist sein erster Wunsch, daB er ein prächtiges Haus sein eigen 
nennen mub. Sehr wahrscheinlich wird er nur in einem der 
vielen Räume dieses Palastes wohnen, aber es ist sein Stolz, all 
diese prunkvoll eingerichteten Gemächer Besuchern zu zeisen 
und ein paarınal im Jahr sie auf glänzenden Festen mit einer 
bunten Menschenmenge zu beleben. Der chinesische Krösus 
iicbt grelle Farben und phantastische Ornamente. Was dein 
Europäer vielleicht überladen und geschmacklos erscheinen 
würde, das erhält in dieser üppigen tropischen Umgebung eine 
gewisse Berechtigung. Der reiche Chinese bleibt gar oft, aucıı 
wenn er riesige Reichtümer gesammelt hat. nicht sein ganzes 
Leben hindurch der „gemachte Mann”. Die Söhne des Himmeis 
sind närlich geborene Spieler, und wie sie sich aus niedrigsten 
Anfängen zu Glanz und Reichtum emporarbeiten, so sinken sie 
auch oft wieder in Armut zurück. Selten läßt sich ein Chinese, 
der ein großes Geschäft gegründet hat, von seinen Partnern 
„ausbezählen“, legt sein Geld sicher an und zieht sich zurück. 
Er kann den Reiz des Spekulierens nicht aufgeben, und je mehr 
er hit, desto tollkuhner wagt er, bis ihn eine „Baisse” wieder 
von der Höhe herunterreißt, auf die ihn eine „Hausse“ gehoben. 
Eine Katastrophe auf dem Gummi- oder Zinnmarkt hat daher 
schon so manchen chinesischen Krösus zum Bettler gemacht. 
Aber der Chinese ist ein „glücklicher Veriierer”,; er ist mit 
dem ganzen Optimismus des Spielers ausgestattet und hofit 
immer noch, wieder heraufzukommen, besitzt auch die Zähig- 
keit und den Mut. von vorn anzufangen, und so führt ihn manch- 
mal sein Weg wieder so rasch empor, wie er ihn schnell her- 
untergleiten ließ. Es gibt freilich chinesische Krösusse, Jie auch 
bei dem tolisten Leichtsinn nicht mehr arm werden können. 
Ein chinesischer Zuckerkönig auf Java besitzt ein Vermögen. 
dessen Wert auf etwa sieben Millionen Pfund Sterling geschätzt 
wird, und kürzlich starb in Kuala Lumpur ein Chinese, der ein 
Vermögen von drei Millionen Pfund hinterließ. Der Unter- 
nehmungsgeist und der zähe Geschäftssinn der Chinesen hat 
viel zu der geschäftlichen Blüte beigetragen, die jetzt in den 
Straits Settlements und den malaiischen Staaten herrscht; sie 
legen hier alle die Gleichgültigkeit und Genügsamkeit ab, div 
dem Chinesen in der Heimat zumeist eigen ist, und werden 
kühne Kaufleute mit allen Schattenseiten,. aber auch mit den 
Vorzügen des erfolgreichen Spekulanten. 


Siam. 
In Siam gibt es heute 25 Flugplätze mit 5 großen 


Hallen. Der Flugplatz Don Muaung allein- hat 115 Flugzeuge 
und einen Stab von 650 Mann. “ 

Seit einiger Zeit verkehrt einmal wöchentlich ein 
Schnellzug von Bangkok nach Penang, der für 


die Fahrt mit Unterbrechung während der Nacht 36 Stunden 
braucht. 

Die Bekämpfung des Opiumübels macht in Siam gute 
Fortschritte, die Regierung überwacht die Einfuhr sehr scharf 
und erfolgreich; die zugelassene Menge wird allmählich ver- 
ringert. 

In Nordsiam ist ein ergiebiges Oelfeld entdeckt 
worden. Wolfram-Zinnerzeugnisse,. die ganz nach 
Singapore und Penang verschifft worden, sind im letzten Jahr 
binter der früheren infolge verringerter Nachfolge erheblich 
zurückgeblieben. 


Vi. 


I m nn Sn a neues Sen an mr ee a ee a I ar ee sen ea em en ea 
UN Wiortschaftllicher Teil |lllliMNMMMMMMNNN.. 


Dentschlands Chinahandel Im Jahre 1921. 
Von Oberstleutnant a. D. B. Bleyhoeffer. 


Der beste Beweis dafür, daß der deutsche Kaufmann in 
China erfolgreich ist, liegt in den Aeußerungen des Unbehagens 
seitens der Engländer, welche gemeint hatten, die unbequemen 
Nebenbuhler ein für allemal beseitigt zu haben. Daß sie sich 
hierin getäuscht haben, zeigt folgende kleine Tabelle: 


Einfuhr von Deutschland in Hk. Tis. 


1913 1916 1917 1918 1919 1920 1921 
Mill. Mill. 
28,3” 24499 — — 368 5417744 U 
Ausfuhr nach Deutschland in Hk. Tls. 
1913 1916 1917 1918 1919 1920 1921 
Mil, Mill. 
17 * 321 50 — 163866 1761308 4-5 


Aus dieser Zusammenstellung ersieht man, daß die Einfuhr 
von 1921 beinahe die Höhe von 1913 wieder erreicht hat. Die 
bisher noch nicht veröffentlichte Handelsstatistik der chine- 
sischen Seezollverwaltung wird vermutlich nur einen Teil- 
Detrag etwa 5—7% Millionen H.Tls. aufweisen, da der größere 
Teil der Waren über holländische und skandinavische Häfen 
(nach dem Kriege nicht über Belgien), auch über England, 
Italien und selbst Frankreich nach China gelangt. Dazu kom- 
men die umfangreichen und unkontrollierbaren Verschiffungen 
aus dem besctzten Gebiete, deren deutsche Herkunft nach 
Möglichkeit verschleiert wird. 

Die rapide Zunahme der Einfuhr nach dem Kriege spricht 
von seibst für die Güte der deutschen Ware, und wenn auch 
eum Teil unsere schlechte Valuta daran ihren Anteil hat, so ist 
sie auch mit ein Grund dafür, daß die Chinesen gerne mit uns 
arbeiten. Dieselbe könnte noch größer sein, wenn ein Teil 
der deutschen Fabrikanten nicht glauben würde, infolge des 
schlechten Standes der Mark die phantastischten Preise fordern 
zu dürfen. Sie vergessen dabei, daß der Wettbewerb aller 
Völker in China außerordentlich stark ist, und daB den chine- 
sischen Importeuren die billigsten Märkte der ganzen Welt 
offenstehen. Durch zu hohe Preisforderungen ist in letzter 
Zeit manches aussichtsreiche Chinageschäft vereitelt worden. 

Die oben angeführte Ziffer für die Ausfuhr 1921 dürfte in 
der chinesischen Statistik auf e:iwa eine Million reduziert 
werden, weil in derselben die über Holland nach Deutschland 
xelangenden Waren nicht berücksichtigt wurden. Dabei ist zu 
bemerken, daß der Umfang der chinesischen Ausfuhr nach 
Deutschland über Belgien (Antwerpen) schon in den letzten 
Jahren vor dem Kriege erheblich zurückgegangen war, da sich 
cie deutschen Importiirmen mit Erfolg bemüht hatten, das Ge- 
schäft über Belgien zusunsten Hollands planmäßig einzu- 
dammen. i 

Der Grund für dre niedrige Ausfuhrzifier 1921 liegt zu- 
nächst in der mangelnden deutschen Kaufkraft, welche eine 
Ausfuhr zu uns fast unmöglich macht. Die deutschen Expor- 
teure in China wenden sich deshalb dem amerikanischen Markte 
zu. der allmählich bearbeitet werden muß, sich aber doch schon 
als recht auinahmefähig erweist. Leider haben manche unserer 
Fabriken ihre Vertretung in die Hände Neutraler gelegt, wozu 
keinerlei politischer Anlaß gegeben ist. Wir sollten in der 
 Hemmat im Gegenteil alles tun, um den deutschen Firmen in 
China ebenso wie in der ganzen Welt ihre schwere Aufgabe 


des \Wederanibaues der zusammengebrochenen deutsch-aus- 
” Die höchsten erreichten Ziffern, zu denen noch große 
Vers _hurerwen uber MHolland (Rotterdam) hinzuzuzählen sind. 


ländischen Handelsbeziehungen zu erleichtern. Ein weiterer 
Grund für den Abfall der Ausfuhr nach Deutschland liegt darin, 
daß sich in England und namentlich in Holland großer Lager 
chinesischer Produkte angesammelt hatten, welche die Impor- 
teure nur mit Mühe abstoßen konnten. Die deutschen Fabri- 
kanten waren also meistens in der Lage, in England und 
Holland billiger, als direkt von China zu kaufen, wobei sie noch 
den Vorteil hatten, daß sie das ihnen Zusagende wählen und 
das Risiko der langen Lieferungen, das unausbleiblich mit 
direktem Bezug aus China verknüpft ist, vermeiden konnten. 
Ferner behinderte bis jetzt ein lebhafteres Ausfuhrgeschäft der 
Umstand, daB sich während des Kriezes bei der Lieferung 
chinesischer Ausfuhrprodukte viele Mißstände eingeschlichen 
hätten, die 1921 noch nicht ganz behoben waren, über welche 
die deutschen Abnehmer hinwegzugehen sich weigerten: es 
wurde nämlich während der Kriegsiahre an dem Ausfuhr- 
geschäft Raubbau getrieben, denn, da die Märkte in Europa, be- 
sonders in Deutschland, gezwungen waren, alles zu nehmen, was 
sie nur erhalten konnten, entfernte man sich in China mehr un! 
mehr von der bisherigen Handhabung des Geschäftes, so daß 
schließlich große Mengen minderwertiger Waren ausgeführt 
wurden. Der Rückschlag blieb nicht aus; beim Eintritt ge- 
ordneter Verhältnisse wollten die Absatzmärkte solche Waren 
nicht mehr abnehmen, und das Ausfuhrgeschäft geriet ins 
Stocken. 

Was die Lage der deutschen Kaufmannschaft in China an- 
belangt, so heißt es in einem Briefe an mich: „Im allgemeinen 
kann gesagt werden, daß es uns Deutschen in China teilweise 
schon recht gut geht, und daB die Aussichten für den deutschen 
Handel hier auch für die Zukunft recht günstig aussehen. Die 
Chinesen arbeiten gerne mit uns. .... “ Daß letztercs der Fall 
ist, liegt unter anderem auch daran, daß der deutsche Kaufmann 
in der Vergangenheit eine wichtige Rolle in der Organisation 
und Förderung des chinesischen Außenhandels eingenommen hat. 
Er hat dadurch der chinesischen Volkswirtschaft ungezählte 
Millionen an Einnahmen zugeführt und die arbeitsame chinesische 
Bevölkerung auf die Wege nutzbringender Tätigkeit geleitet: er 
hät das Seidengeschäft organisiert und viele ncue Absatzgebirte 
für dasselbe geschaffen; er hat anfangs dieses Jahrhunderts d.r 
Teppichindustrie den Weg zum Weltmarkt gewiesen, manche 
verkauften bis 1900 ihre Produkte nur an Ort und Stelle; in Roh- 
baumwolle konnte er dem durch verschiedene Umstände be- 
günstigten japanischen Konkurrenten die Vorhand nicht ab- 
gewinnen. Was aber die ganze Anzahl der anderen chinesischen 
Exportartikel, wie Eier, Häute und Felle, Oelfrüchte, Saaten 
(ctwa 75 %), Zerealien, vegetabilische und ätherische Oele, Talk. 
Strohborten, Erze, Faserstoff usw., angeht, so hat er diese tir- 
schäfte mit vieler Mühe organisiert und durch Bearbeitung Jır 
Märkte in Amerika und in ganz Europa groß gemacht. Das 
Ausfuhrgeschäit an dei drei Häandelszentren Tientsin, Harkırı 
und Canton begannen erst zu blühen, nachdem deutsche Karı- 
leute an demiselben ihre Arbeit aufgenommen hatten. Ihre De- 
fruchtende Tätigkeit zeigt sich am deutlichsten in der schreien 
Entwicklung der Ausfuhren von Tsingtau. 

Alle diese Tatsachen sind dem Chinesen bekannt und hatten 
sie daher auch den Wunsch, die zerrissenen alten Fäden m:.- 
lichst bald wieder zu verknüpfen, und ist berechtigte Hofftura 
vorhanden, wie aus der eingangs gebrachten kurzen Tabde le er- 
sichtlich. daß, wenn wir in der Heimat unsere Pilicht tun, der 
chinesische Markt in absehbarer Zeit wieder eine Quclie cutır 
Einnahmen für uns werden und damit zur Gesundung unserer 
verzweifelten Finanzlage beitragen wird. 


Gelahren lür die deutsh-Ainesishhen Händels- 


beziehundgen. 
Von Dr. F. W. Mohr. 


Die äußerst erfreuliche Entwicklung der deutsch-chine- 
sischen Handelsbeziehungen, wie sie in den vorstehenden Aus- 
fiihrungen zum Ausdruck kommt und die auch in den ersten 
Monaten 1922 trotz aller Valutaschwierigkeiten anhielt, ist 
höchst unerfreulicherweise mehr oder weniger gefährdet durch 
Hemmungen, die nicht etwa in wirtschaftlichen Verhältnissen 
Chinas und seiner Bewohner ihren Grund, sondern ‚in Erschei- 
nungen des deutschen Wirtschaftslebens in der Heimat ihre Ur- 
sachen haben. Was die starke Stellung des deutschen Kauf- 
mannes und der deutschen Industrie in der Welt im allgemeinen 
und in China im besonderen geschaffen hat, das war neben 
der Findigkeit der deutschen Handelsvertreter im „Entdecken“ 
und der Ausnutzung neuer Absatz- und Ausfuhrmöglichkeiten, 
vor allem das absolute Vertrauen des chinesischen Käufers auf 
die prompte Innehaltung der Kontrakte, insbesondere der ver- 
einbarten Lieferfristen, die Ueberzeugung, zu festen Preisen 
gute Whren nach dem vereinbarten Muster und in der von 
ihnen bezeichneten Aufmachung und Verpackung zu erhalten. 
In dieser Hinsicht läßt das Geschäftsgebaren vieler Unternch- 
mungen neuerdings gar manches zu wünschen übrig, wodurch 
das bisher untadligxe Vertrauen in den deutschen Kauimann 
und der allgemein anerkannte gute Ruf der deutschen Waren 
erheblich gefährdet werden. Die Lieferfristen nach Ostasien 
werden ungebührlich stark überschritten, oft genug um viele 
Monate, eine Tatsache, die auf die Dauer dem ostasiatischen 
urd überhaupt dem überseeischen Kunden nicht mehr mit den 
ungünstigen Produktionsverhältnissen in Deutschland und erst 
recht nicht mehr mit mangelnden Verschiffungsmöglichkeiten 
entschuldigt werden können. Das lange Ausbleiben der Ware 
verbittert den Kunden, der dann nur zu leicht geneigt ist, seinen 
Bedarf bei anderen Nationen zu decken, auch wenn ihm im ein- 
zelnen Fall die Ware teurer zu stehen kommt. In der Ausfüh- 
rung der Aufträge werden nur zu häufig die Wünsche der Kund- 
schaft außer acht gelassen und dabei war gerade das peinlich 
genaue Eingehen auf alle Wünsche des Kunden, was Muster, 
Ausführung, Verpackung und dergl. anging, der Punkt, der den 
deutschen Lieferanten und Kaufmann so wesentlich von dem auf 
einen bestimmten Typ eingestellten englischen unterschied. Die 
„intinite attention to details“ von seiten des deutschen Kauf- 
manns im Gegensatz zum Engländer und Amerikaner war nach 
einem amerikanischen Handelsbericht mit eine der Ursachen 
für die großen deutschen Handelserfolge im Auslande. Wenn 
der Glaube weiter um sich greifen sollte, daß die Berücksich- 
tigung dieser Kleinigkeiten überflüssig ist, und daß das Ausland 
froh sein könne, bei der starken Uebersättigung mit Aufträgen 
überhaupt deutsche Waren zu erhalten, so würde das für die 
Zukunft unseres UÜeberseehandels von schwerwiegenden Folgen 
sein. Wenn jemand Messer mit einer Klinge verlangt, soll man 
nicht solche mit zweien schicken, weil man diese vielleicht 
gerade vorrätig hat oder sie für besser hält. Und einem 
Kunden Zigarrenspitzen zu schicken, wenn Zigarettenspitzen 
gewünscht sind, ist ein Irrsinn, da in China bekanntermaßen 
in erster Linie Zigaretten geraucht werden. Und werden gute 
Waren wirklich einmal fristgerecht auf den Weg gebracht, so 
kommen sie nicht selten in Trümmer an, weil sie mangelhaft 
verpackt waren. 

Da; sind Erscheinungen, die auch in Ostasien bereits ın- 
liebsam auffallen. Die Vereinigten Handelskammern zu Frank- 
furt a. Main und Hanau geben ein Rundschreiben der Amcri- 
kanischen Handelskammer in Tientsin bekannt, so 2. B. in 
der „D. A. Z.* vom 2. 8, das auch uns zugegangen ist und das 
sich ebenfalls mit den obengekennzeichneten Erscheinungen be- 
schäftirt. In dem Rundschreiben heißt es: 

„vor einigen Monaten haben wir die Aufmerksamkeit 
unserer Mitglieder darauf gelenkt, daß die Mehrzahl der 
Exporteure schriftliche Abmachungen nicht beachtet, wenn 
die Marktpreis» steigen oder wenn die Mark im Werte fällt. 
Heute möchten wir eine weitere Warnung bezüglich der Be- 
schafftenheit der deutschen Waren ergehen lassen, damit die 
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Kaufleute sich sichern, falls sie nicht schon selbst jeweils eine 
genaue Prüfung der Wiare vornehmen. Wenn wir schon Vor- 
sicht angeraten haben in bezug auf das finanzielle Gebaren 
der deutschen Firmen, mit denen wir versucht haben, Ge- 
schäfte zu machen, so haben wir weiter die Erfahrung 
gemacht, daß selbst diejenigen, die dem Rufe nach zu den 
Vertrauenswürdigen gehören, versucht haben, Waren von 
fraglos minderwertiger Beschaffenheit, minderwertiger Ver- 
packung, Mindergewicht usw. zu liefern, was durch die 
eidesstattliche Erklärung von unparteiischen Zollbeamten, 
durch das Zollgewicht usw. bestätigt wird. Kurz gesagt, die 
Deutschen haben versucht, aus dem Tiefstand der Mark 
Kapital zu schlagen. Wenn sich jedoch die Möglichkeit eines 
wirklichen Verlustes für sie ergab, so sind sie ihm durch Be- 
trug ausgewichen. Es gibt fraglos ehrliche deutsche Expor- 
tzure. Wir haben uns bemüht, sie zu finden, jedoch ohne 
Erfolg. Wir geben diese Warnung in der Absicht, daß ein 
persönlicher Versuch gemacht werden möge, einer Sache 
Einhalt zu tun, die mehr oder weniger eine allgemeine 
skrupellose Art des Verfahrens zu sein scheint und die ledig- 
lich beseitigt werden kann durch die Anwendung von 
Gewalt.“ 

Der Ton dieses Rundschreibens spricht für sich selbst. 
Wir müßten sehr scharfe Worte gebrauchen, um die Leichtier- 
tigkeit zu brandmarken, mit der hier Verallgemeinerungen aus 
durchsichtigen Gründen als Regel hingestellt werden. Immer- 
hin verdient das Rundschreiben Beachtung, einmal weil es über- 
haupt ergehen konnte, sodann durch seinen Inhalt. Mag sein, 
daß es zum Teil mit entstanden ist aus dem Mißvergnügen 
einzelner amerikanischer Firmen, die mit deutschen Waren in 
China gute Geschäfte machten, durch die zurückgekehrten 
deutschen Firmen aber wieder aus dem Geschäft gedrängt 
worden sind. Immerhin ist die Tatsache nicht aus der Welt 
zu leugnen, daß Einzelfälle, die sich bedauerlicherweise mehren 
und nicht nur aus China, sondern auch aus Japan gemeldet 
werden, Anlaß zu dem Rundschreiben der amerikanischen 
Handelskammer gegeben haben. Die amerikanische Industrie 
hat während der letzten Kriezsjahre und nach dem Kriege in 
China festen Fuß gefaßt und besonders im Maschinengeschäft 
erhebliche Erfolg? aufzuweisen. Nach dem Rundschreiben der 
Handelskammer ist damit zu rechnen, daß die amerikanischen 
Handelsvertreter und unscre sonstigen nur zu zahlreichen Kon- 
kurrenten es benutzen werden, die deutschen Waren in den 
Augen der Chinesen zu diskreditieren und das Vertrauen in den 
deutschen Kaufmann erschüttern, der den gerügten Erscheinun- 
gen gegenüber machtlos ist, für die nur der heimische Lieferant 
verantwortlich gemacht werden muß. Mag auch heute der 
Tiefstand unserer Valuta der deutschen Industrie noch einen 
starken Absatz sichern, es werden die Zeiten einer Krisis 


kommen, wo jede Absatzmöglichkeit im fremden Land freudig 


begrüßt wird. Sie jetzt durch ein Gebaren der obenbezeich- 
neten Art um schnellen Gegnwartsgewinnes willen zu zer- 
stören auf Absatzmärkten, die wie der ostasiatische uns für die 
Zukunft großz Aussichten bieten, ist keine Politik weitsichtiger 
Zukunfts- und Aufbauarbeit. 

Schon mehren sich die Nachrichten aus Uebersee, daß 
trotz unserer schlechten Valuta mancherlei deutsche Waren be- 
reits nicht mehr mit anderen, mit englischen, amerikanischen 
und belgischen konkurrieren können, weil diese billiger ange- 
boten werden können. Kommen noch Klagen hinzu, wie wir 
sie oben geschildert haben, so droht dem deutschen Absatz über 
See ernste Geiahr. Wie die wirklichen Verhältnisse in China 
in Wirklichkeit liegen, beschreibt schr lehrreich ein Korrespon- 
dent im „Welthandel“ (28. 7). aus Hankou am mittleren Yangtse. 
Er schreibt: 

„Daß die Preise der deutschen Waren sich mit der Zeit 
den übrigen Preisen im Weltmarkte anpassen würden, oder um- 
gekehrt, das leuchtete jedem Kauimann von vornherein ein, aber 
daß sienochhöher gehen würden, das hat man wohl nicht 
allgemein geglaubt. Erklären läßt sich das nur dadurch, daß 
viele Fabrikanten entweder mit Aufträgen überhäuft sind oder 
auch das Rohmaterial nur zu schr teuren Preisen erstehen kön- 
nen. In Drahtnägeln ist hier am Platze ein größeres Ge- 
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schäft in amerikanischer Ware gemacht worden, und zwar zu 
einem 10% billigeren Preise als die deutsche Ware. 
Da es sich dabei immerhin um ein Objekt von ungefähr 10 000 
Piund Sterling handelt, so ist es sehr schade, daß ein solches 
Geschäft der deutschen Industrie und dem deutschen Kauimann 
entgangen ist. Es wird wohl den China-Deutschen nicht anderes 
übrig bleiben, als auch in diesem Artikel mit Amerika Fühlung 
wieder aufzunehmen. Daß die deutsche Industrie nicht mehr 
konkurrieren Kann, hat natürlich seinen Grund in den wahn- 
witzigen Bedingungen des Versailler Vertrages. 

Von verschiedenen deutschen Fabrikanten liegen hier Nach- 
richten vor, daß infolge Mangels an Rohmaterial und Kohlen 
sie keine weiteren Aufträge annehmen können, und es wird 
wohl gar nicht mehr lange dauern, daß eine Anzahl größerer 
Fabriken brach liegen muß. Andere Fabriken können nicht 
rechtzeitig liefern und mehrere deutsche Importfirmen haben 
hier infolgedessen schon recht unliebsame Auseinandersetzungen 
mit ihren chinesischen Händlern gehabt, die Anspruch auf ent- 
gangenen Gewinn reklamieren. Es hat ganz den Ei.druck, daß 
sich die deutschen Importfirm»n noch mit dem Gedanken ver- 
traut zu machen haben, daß ihnen noch schwere Zeiten bevor- 
stehen, und es wird ihnen gar nichts anderes übrig bleiben, 
als sich mit dem Import von Artikeln anderer Länder zu be- 
lassen. 

Mit den japanischen Importfirmen ist es hier zurzeit sehr 
schlecht bestellt, sie stehen größtenteils finanziell auf sehr 
schwachen Beinen. Allerdings stenen den deutschen Firmen 
hier draußen meistens auch keine großen Kapitalien zur Ver- 
figung, weshalb heute auch die Finanzierung des Import- 
geschäftes viel schwieriger ist als vor dem Kriege. Aber die 
japanischen Firmen haben noch recht viele alte Lagerwaren zu 
liquidieren, die ihnen sehr teuer einstehen und die ihnen wohl 
noch den letzten Rest ihrer Kapitalkraft wegnehmen. Dies ist 
auch der Grund, weshalb im großen und ganzen der japanische 
Importzur für neues Geschäft vorderhand nicht in Frage kommt. 
Aus dem Grunde wäre deshalb jetzt für den deutschen Impor- 
teur eine sehr gute Gelegenheit, aber da treten nun wieder 
andere widrire Verhältnisse in den Weg: Mangel der Fabri- 
kunten an Rohmaterial, Steinkohlen und die Auswüchse einer 
Hochkonjunktur. 

In vielen Solinger Artikeln ist Deutschland bereits 
zu teuer, und die Firmen, die sich auf eigene Rechnung 
haben Waren herauskommen lassen, haben es jetzt bitter zu 
bereuen. Auch in Papier und in allen mit der Papierindustrie 
zusammenhängenden Artikeln wird sehr bald der Punkt er- 
reicht sein, wo die deutsche Ware zu teuer ist und man vor- 
teilhafter in Amerika kauien kann. 

Der steigende Silberkurs, der dem Importhandel sehr zu 
statten kommt, hat natürlich einen nachhaltigen Einfluß auf das 
Exportieschäft. Nichtsdestoweniger ist doch allerlei Export- 
geschäft abgeschlossen worden. Es ist erstaunlich, daß die 
enxlischen Firmen am Platze noch immer das 
vrößte Exportxeschäft nach Hamburg machen. 
Sollte es denn gar nicht möglich sein, daB der deutsche Konsu- 
ment seine Chinaprodukte durch hiesige deutsche Firmen be- 
zieht, die sicher so leistunssfahisg sind wie die englischen? Ich 
slaube, nur wenige Firmen in England wurden von deutschen 
Exporteuren in China Kaufen.” 


Die Rüdıkehr der Deutshen nadı Hongkong. 
Singapore und Siam. 


Von Dr. F.W. Mohr. 


Die unter dem Kintluß einer übrrhitzten und rachsüchtigen 
Kriıexspsychose vntstandenen Bestimmunsen. die in den ver- 
siltmedensten Staaten und Kolontalen Gebieten des Feindbundes 
urlassen wurden um die Ruckkehr der Deutschen selbst nach 
Friedensschluß fur eine langzere oder kürzere Reihe von Jahren 
zı vertindern, scheinen nunmchr allmahlich verschwinden zu 
scoalen. Mit einer Verlanzerunsg der bestehenden Ausschluß- 
bustummungen ist nach Ablauf der ursprunglich gesetzten Frist 
von 3 Jehren alcem Anschein nach nirgends melr zu rechnen. 


Nach einer Reutermeldung von Anfang August lauft (u: 
Ausschlußfrist für Hongkong am 28 August d. J. ab. E.. 
Verlängerung findet nicht statt, die ursprüngliche Verordn:r.. 
die den Ausschluß der Deutschen gesetzlich regelte, verliert ü-- 
mit ihre Gültigkeit. Da bisher gegenteilige Bestimmungen vw. 
Auslegungen nicht bekannt geworden sind, so ist dem deutscn 
Kaufmann auch wieder Gelegenheit gegeben, seine geschäftli.. 
Niederlassung in Hongkong zu eröffnen, das schon seit einiz.’ 
Zeit der vorübergehenden Landung von Deutschen zu Umsteize- 
oder Besichtigungszwecken keine Schwierigkeiten mehr in de 
Weg gelegt hatte. 

Bis in- neueste Zeit wurden dagegen noch recht oit Kl.:c- 
laut über die wenig entgegenkommende, wenn nicht unerirc‘- 
liche Behandlung, die Durchreisenden in Singapore (Strai- 
Settlements) zu teil geworden ist. Nunmehr scheinen auch cı 
Straits Settlements, jedenfalls aber die Malayenstaaten der 
Beispiel Hongkongs folgen und die Rückkehr der Deutschen vor. 
13. Oktober d. J. wieder gestatten zu wollen. Die „Mal. 
Tribune” vom 6. Juli d. J. bringt aus diesem Anlaß unter d.r 
Ueberschriit „The German’s Return“ einen Leitartikel, den ur 
hier wiedergeben wollen: 

„Mitte Oktober werden wir die Deutschen wieder bei ırı 
haben, daran braucht niemand mehr zu zweifeln. Wir werdır 
bestimmt eine kleine Invasion von ehemaligen Feinden bei un. 
haben, sobald dies gesetzlich wieder gestattet. ist, 3 Jahre v7 
13. Oktober 1919 an gerechnet. Sollen wir diesen Tag de 
unglücklichen 13. nennen? Es ist jedenfalls recht und "ia 
solange noch genug Zeit dafür vorhanden ist, zu überlegen, wa- 
für einen Empiang wir den Sendboten einer der neuen nt- 
rubliken Europas zu teil werden lassen wollen. Die Sache .r- 
he.schht Nachdenken. Selbst jetzt halten bis zu einem gow.sse” 
Grade noch die bitteren Gefühle der Kriegszeit an und Aas r.::t 
chne Grund. Aber letzten Endes dient es keinem guten Zwt... 
ungebührlich lange Gefühle extremer Ablehnung zu h:x” 
Wenn die Welt gedeihen und in Frieden leben soll, dann rt 
(selbstverständlich beiderseitig! Dr. M.) vieles vergeben wird 
von dem, was zwischen 1914 und 1918 geschah, seibst wer” e\ 
nicht vergessen werden kann. Und wenn die Deutschen er 
einmal gesellschaftlich und geschäftlich wieder zuzelassen ir. 
bei den Völkern, die noch leiden infolge der verruchten A’- 
schläge (siehe Blockade! Dr. M.) und Politik des alten Ders "- 
lend, dann solltze man ihnen schließlich auch eine faire Chr: 
geben, damit sie sich als würdige Genossen des Restes de 
Menschheit erweisen können. 

Wir machen bereits Geschäfte mit ihnen in ziemlich ar 'b.7 
Umfange. Da die Deutschen selbst bisher noch nicht zuzuiansz® 
waren, so haben lokale Firmen, darunter auch einige brır = . 
Vertretungen von ihnen übernommen, die sich als gewin-re.’ 
erweisen, und ihre Haltung ist kaum zu kritisieren. 
Wirklichkeit unvermeidlich. Sicherlich sind einire deutw": 
Waren billıger, als britische Waren desselben Charakters :-* 
Valutaxründen und anderen Faktoren, die zurzeit noch 37 ”- 
male Einflüsse ausüben, Waren, die so auf den fernöst! 
Märkt.n wieder festen Fuß fassen aus Gründen, dıe man !- 
ein „unfair handicap" für den britischen Fabrikanten rır“.° 
kann, Was dagegen anerkannt werden muß, ist, d.b 7. 
Deutschland seinen Anteil am Welthandel nicht verkumme 
lassen dart, denn nur durch seine Ausfuhr kann es Jıe une“ 
heuren Zahlungen aufbringen, die man ihm auferlext hat D’-» 
l.os der zurückkehrenden Deutschen wird in personlicter F - 
sicht anders als in ihren geschäftlichen Beziehungen. kzum ce’ 
beneidenswertes sein. Sie werden möglicherweis kl ve’-. 
sein, überall ihnen gegenüber eine gewisse kuhle Zuruch a 
zu erwarten, zu verstehen und Sich auch nicht unrebur . 
daruber zu beklagen. In ihr liegt eben die Acußeruns u. 
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inneren Zweifels, wie man sie eigentlich aufnehmen so. EB 
zeitlang werden sie die Türen der verschiedenen Kinn 8. 
schlossen finden, bis wohlbekannte Beschlusse ahlaufın «. 
zuriekxenommen werden. Sie werden auch sonst in a’. 
Beziehungen eine unterschiedliche Behandlung ar..." 


mussen, die nur im Laufe der alles glättenden Zeit vers ia. 
wird. Es ist das eben alles Teil einer Strafe, nicht rer N. 
lase, aber jener Geistesrichtung, die ım Dranke zum S x. 


Skrupel beiseite schob. (Und die Hungerblockade?) Im Bazar 
werden sie voraussichtlich wenig Vorurteil begegnen, in einigen 
Fällen selbst herzlich willkommen geheißen werden, aber das 
G:schäft ist eben nicht das ganze oder fast das ganze Leben. 
Und man kann auch wohl verstehen, daß große Besorgnis herr- 
schen mag wegen der Wohnungsfrage, besonders dann, wenn 
eine allgemeine Besserung im Handel viele Briten in die Kolo- 
nien zurückbringt und auch Angehörige anderer Staaten wieder 
zurückströmen. 

Und diese Frage ist der Punkt, wo eine der größten Ge- 
fahren liegt, und wir erwarten, daß die Regierung sie voll in 
Erwägung ziehen wird, che die Mietskontrolle am Jahresende 
endgültig aufgehoben wird. Schon sind Anfragen von Deut- 
schen wegen Häuser gekommen und siz werden naturgemäß 
bereit sein, für besonderes Entgexenkommen gut zu zahlen.“ 

Neben Indochina, das als französische Kolonie den Deut- 
schen noch länger verschlossen bleiben wird, ist zs in Ost- 
und Südostasien nur noch Siam, das der Rückkehr der Deut- 
schen wehrt. Bei den guten Beziehunsen, die vor dem siarne- 
sischen Eintritt in den Weltkrieg zwischen Siam und dem deut- 
schen Kaufmann bestanden haben, darf angenommen werden, 
daß die Schranken, die bisher in der AusschließBungsverordnung 
der Ruückkehr der Deutschen entgexenstanden, bald fallen 
werden und die diesbezüglichen Bestimmungen mit dem Ablauf 
ihrer Frist, am 17. Januar 1923, fallen werden. Daß damit ge- 
rechnet werden kann, geht aus der Tatsache hervor, daB die 
„Bangkok Times” vom 15. Juli den obigen Artikel der „Malaya 
Tribune” zum Abdruck bringt und den Abdruck wie folgt ein- 
ieitet: 

„Die Angehörigen der chemals feindlichen Staaten werden 
in der Laxe sein, am und nach dem 17. Januar nächsten Jahres 
nach Siam zurückzukehren. Sie werden bereits vor diesem 
Datum wieder in den Straits Settlements und den Malayen- 
staaten sein. Wir bringen darum den folgenden Abdruck aus 
der „Malaya Tribune” als die Auffassung der öffentlichen 
Meinung, die dort über diese Frage herrscht.“ 


Schangha! und Amerikas. Englands und Japans 
Stellung in Ihm. 


Von Dr. F. W. Mohr. 


Die Flußsysteme in China waren und sind noch heute die 
Haupteiniallstore für die Einfuhr nach China und die Transport- 
wexe für die Ausiuhrwaren. Der West- oder PerliluB im 
Süden, der Yandtse in Zentralchina und im Norden der Peiho, 
dieser allerdings nur in seinem unmittelbaren Mündungsgebiet, 
sind die großen Verkehrsstraßen und Verbindungswege bis tief 
ins Innere hinein, die auch sonst den Charakter des Landes be- 
stimmen. Diese Flußsysteme sind auch die Hauptwirtschafts- 
sebiete, die durch die Namen Hongkong-Canton im Süden, 
Schanghai, Hankou-Hanvang-Wuchang und Chungking im mitt- 
leren China und Tientsin-Peking für den Norden hinreichend 
charakterisiert werden. Erst in neuerer Zeit bildeten sich un- 
abhängig von Flußläuien neue Wirtschaftsgebiete um bestimmte 
Häfen, von denen aus Erschließungsbahnen tief ins Innere führ- 
ten, wie Tsingtau mit Schantung und Anschlußgebieten und im 
Norden Dalny mit der Mandschurei als Hinterland. Dagegen 
spielt der Huangho trotz seiner Länge von etwa 4200 kın nur 
im lokalen Handelsverkehr eine gewisse Rolle, obwohl sein 
Stromgebiet etwa 1] Million Quadratkilometer mit etwa 100 Mil- 
liones Menschen umfaßt. Im großen und ganzen kann man 
sagen. daß das Strom- und Wirtschaftsgebiet des Westflusses 
rund 500 000 akm und etwa 50 Millionen Menschen umfaßt, das 
Stromgxebiet des Yangtse (5100 km lang) mit 8 Provinzen etwa 
1%, Millionen gqkın und rund 180 Millionen Menschen, so daß 
dieses Wirtschaftsgebiet der Bevölkerungszahl nach wohl das 
größte der Erde ist. Das durch den Peiho und Tientsis gekenn- 
zeichnete Wirtschaftsgebiet kann, von der Mongolei abgeschen, 
mit 500030 qkm und 70-80 Millionen Menschen angegeben 
werden. 

Der Größe und Bedeutung der einzelnen Wirtschaftsgebiete 


| 
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entsprechend ist auch ihr Anteil am Fremdhandel. 1913 entfiel 
‘on einem Gesamthandel von 3% Milliarden Mark etwa 1% Mil- 
liarden oder rund 50% auf das Yangtsebecken, 611 Millionen 
oder etwa 20% auf den Westiluß und 403 Millionen oder 12% 
auf Tientsin-Peiho, während der Handel Tsingtaus mit 165 Mil- 
lionen etwa 5% des Gesamthandels betrug. Nach den neuesten 
zur Verfügung stehenden Zahlen kann man den Anteil des 
Yangtsebeckens am Fremdhandel mit etwa 800 Millionen, Tient- 
siss mit 380 000.000 und des Westilusses mi Canton-Hongkone 
mit 2400060 Taels angeben. 

Es ist natürlich, daß der Hafen an der Mündung des 
Yangtse, Schanghai, sich infolge seiner günstigen Lage zum 
größten Hafen Chinas und zu seinem größten Wirtschaftszen- 
trum entwickelte. Ein ungewöhnlich dicht bevölkertes, frucht- 
bares und reiches Hinterland, das wertvolle Ausfuhrgüter pro- 
duziert und stark aufnahmefähig ist, eine Verkehrsstraße, die 
mit allen ihren Nebenflüssen für die Verteilung der Handels- 
güter wohl 7--8000 km für größere oder kleinere Schiffe oder 
Dschunken fahrbare Wasserläufe biztet, gute und zahlreiche 
Schiffsverbindungen nach allen Richtungen hin, truxen zu der 
großartigen Entwicklung bei, die aus dem kleinen unbedeuten- 
den Platz seit seiner vor 80 Jahren erfolgten Oeffnung für den 
Fremdhandel ein Wirtschaftszentrum zrster Klasse geschaffen 
hat. Die Bevölkerung von „Groß-Schanghai" wird man auf 
etwa 1—1’% Millionen schätzen können. Sein Handel beträgt, 
wie er durch die Seezollstatistiken nachgewiesen wird, rund 
630 Millionen Taels. 

Diesem größten Wirtschaftszentrum Chinas widmet der in 
Tokyo erscheinende „Trans-Pacific" mit seiner Juni-Ausgabe 
eine Sondernummer, die zahlreiche wertvolle Angaben enthält. 
Im besonderen wird in den einzelnen Aufsätzen Jdie besondere 
Stellung der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Japans 
im Schanghaier Wirtschaftsiceben geschildert. 

I. 

Der amerikanische Handelssachverständige in Pekine, 
Arnold, beschäftigt sich in dem Heft in einem eingehenden Auf- 
satz mit der Entwicklung der amerikanisch-chinesischen Wirt- 
schaftsbeziehungen, überhaupt vom 3. August 1784 ab, Jem 
Taxe, an dem das erste amerikanische Schiff in Canton anlief. 
1848 liefen 67 amerikanische Schiffe Canton an, 20 Schanghai und 
8 Amoy. 1864 betrug der Anteil der amerikanischen Schiffahrt 
40 70 der gesamten China ein- und auslaufenden Tonnage. Der 
Bürgerkrieg in Amerika unterbrach jäh und nachhaltig die 
äußerst aussichtsreiche Entwicklung. 1892 betruzx der Anteil der 


amerikanischen Schiffahrt in chinesischen Häfen nur noch X % 
einer Gesamttonnage von 105 Millionen Tonnen. Noch 1916, 


also zu einer Zeit, als Amerika noch nicht in den Krieg ein- 
Kctreten war, stellte die amerikanische Schiffahrt nur AN 0M0 
Tonnen von 88060 (4, die in sämtlichen Vertragshäien Chinas 
ein- und ausliefen, oder etwa "u. Der Aufschwung der ameri- 
kanischen Schiffahrt während ues Krieges und das steireade 
Interesse für Ostasien führte zu einer sichtlichen Besserung. 
1920) machte der amerikanische Anteil mit 5000000 Tonnen fast 
5% der 104 Millionen Tonnen aus, die in China ein- und aus- 
liefen. 

Amerikas Anteil am Chinahandel entwickelte sich wie folxt: 

5 des Chinahandels 


1867 2. 2... SHMWON 2. 2020.06 
IRSE.. .. % 120) . 2. .2..0.06 
197 . 22.2.3220) 2020.12 
1617... HMMM . 2.0... 
1917 . 2 2...1357W000 2. 2 2.1 
1920 . 290 MW . .... 17 


Damit ist sein Umiang indes nicht erschöpft. Nach Arrold 

müssen mindestens !3 der für den Honzkong-Handel angegebe- 

nen Beträge, die 
185067... 
KAT: 2 3. & 


320006050 Taels 
2 MI  „ 


1907. 2 2... 2I3EMI MU)  „ 
1917 . ..... 2750 00V)  „ 
1920... 2... 2I06WWO O0) „ 


143 


betrugen, Amerika gutgeschrieben werden, desgl. wegen der 
Umschiffung in japanischen Häfen auch ein Teil des Japan zu- 
gerechneten Handels. 

Für die Bewertung der "Zuverlässigkeit der chinesischen 
Seezollstatistiken ist auch die Feststellung Arnolds interessant, 
daß das amerikanische Generalkonsulat in Schanghai den Wert 
der chinesischen Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten, wie er 
bei den amerikanischen Konsulaten deklariert worden ist, 1920 
mit rund 190 000000 $ Gold angibt, während in den Seczoll- 
statistiken nur 83 Millionen erscheinen. 

Die Zahl der Amerikaner in China betrug zu Beginn des 
Jahrhunderts weniger als 3000, von denen noch % in der 
Missionsarbeit standen, von der zurzeit etwa 10000000 $ Gold 
jährlich verausgabt wird. Heute leben in China etwa 11000 
Amerikaner, von denen etwas mehr als die Hälfte Missionare 
sind, von denen amerikanische Geschäftsinteressen und -Inter- 
essenten zweifellos eine erhebliche Unterstützung erfahren. 

Die amerikanischen Handelsinteressen konzentrieren sich in 
erster Linie in Schanghai. 1910 betrug Amerikas Handel mit 
Schanghai rund 44,8 Millionen Taels oder 12% von Schanghais 
Gesamthandel. 1920 waren es 142,6 Millionen oder 24,6 %. 
1910 liefen 475 706 Tonnen Schiffsraum unter amerikanischer 
Flagge Schanghai an, 1920 dagegen 2 711000 Tonnen. 5 Banken: 
die International Banking Corporation, die Asia Banking Cor- 
poration, die Equitable Eastern Banking Corporation, die Ameri- 
can Oriental Banking Corporation und die Chinese-American 
Bank of Commerce, unterstützen statt bisher einer Bank das 
amerikanische Geschäft. 

Wie stark die amerikanische Maschineneinfuhr nach China 
zugenommen hat, haben wir schon früher erwähnt. Von März 
1919 bis März 1920 wurden allein für 35 Millionen $ Gold 
Maschinen für Baumwollspinnereien nach China geliefert, neu 
gebaute sind fast ganz mit amerikanischen ausgerüstet; eine 
ähnliche Entwicklung zeigt sich auch in den Mehlmühlen, in 
Lichtanlagen u. a. Eine Anzahl Industrie-Unternehmungen sind 
entstanden, die, der neuzeitlichen Entwicklung Rechnung tragend, 
mit Chinesen zusammenarbeiten und in China selbst ihre Waren 
herstellen, wie z. B. die China Electric Company, eine gemein- 
same Gründung des Verkehrsministeriums und der Western 
Electric Company für die Herstellung von Telephonen, ferner 
die China General Edison Company für die Herstellung von elek- 
trischen Lampen. Die amerikanische Gemeinde in Schanghai ist 
stwa 3000 Seelen stark; 200 Geschäftshäuser und Firmen sind 
amerikanisch, die sich 1915 zu einer Handelskammer zusammen- 
geschlossen haben. Wie finanzkräitig die amerikanische Ge- 
meinde Schanghais schon jetzt ist, zeigt die Tatsache, daß sie 
im vergansenen Jahre 5) 0 Taels zur Errichtung von Schulen 
für die amerikanischen Kinder aufbringen konnte. 

Wenn auch manche amerikanische Firma unter den Wir- 
kungen der Nachkriegszeit oder iniolge falscher Einstellung oder 
Uchberorganisation ihre Pforten wieder hat schließen müssen, so 
wird mit dem amerikaischen Haäandelselement in Zukunft in 
Schanghai stark gerechnet werden müssen. 


Il. 


Daß Schanghai und seine „internationale“ Niederlassung 
von vielen Briten gewissermaßen als „englische Stadt be- 
trachtet wird, ist bekannt, ebenso, daß diese „internationale“ 
Niederlassung faktisch sehr stark unter englischem Einfluß steht. 
In der Tat kann auch niemand leusmen, daß in Handel und 
Schiffahrt englische Interessen augenfällig die ausschlaggsebende 
Rolle spielen. Etwa 100 Dampier der englischen China Navi- 
gation Co. und der Indo-China S.N.Co. bewältigen den weit- 
aus großten Teil des Kusten- und Flußhandels und dienen als 
Zubringer für die großen Ozeaniahrer, die von Schanghai aus- 
gehen. 18 englische Dampischiigesellschaften lassen in rexel- 
maßızer Fahrt Schanghai anlaufen. 2249800) Tonnen liefen 
1920 Schanghai an. davon unter britischer Flauge 8 320 000. 1913 
wurden 543 % Jder Schanghaier Zolleinnahmen gezahlt von Waren, 
die in britischen Schitien Schanghai zugeführt wurden, ohne 
darum seibstverstandlich auch britischen Ursprungs zu sein. 
Wabrend des Kriexes erlitt der britische Anteil einen starken 
Kackzang. er son 1920 mit 6512434 Tacls aber schon wieder 


46 % erreicht haben. Mit 25 multipliziert ergäbe das als Wert 
der Einfuhr 162810 000 Taels. Mit anderen Worten: auch 192) 
ist mehr als die Hälfte der gesamten Schanghaier Einfuhr auf 
britischen Schiffen ins Land gekommen. Eine beherrschende 
und einzigartige Rolle spielen die 3 englischen Banken, die be- 
kannte Hongkong & Shanghai Banking Corporation, die Char- 
tered Bank of India, Australia and China sowie die Mercantile 
Bank of India, die nach Ansicht eines Schanghaizr Finanzmannes 
etwa % des wirklich kaufmännischen Geschäfts finanzieren oder 
stark daran beteiligt sind. Diese überragende Stellung wird mit 
der Tatsache erklärt, 


1. daß London noch immer der finanzielle Mittelpunkt der 
Welt und das Handelszentrum für Europa ist, 

2. mit der überaus langen Verbindung dieser Banken mit 
den chinesischen Häfen und endlich 

3. mit der Größe der ihnen zur Verfügung stehenden Geld- 
mittel. Die gesamten Mittel der, Hongkong und Schanghai Bank 
werde mit 554180000 $ mex. angegeben, die der Chartzred 
Bank mit 70932 000 £ und der Mercantile Bank mit 20 157 0 £. 


Um das englische Uebergewicht zu illustrieren, führt der 
Verfasser des Aufsatzes „British Business Prestige Hish in 
Schanghai“ eine Anzahl Bzispiele an, so die große Zahl (64) der 
Versicherungsgesellschaften, die unter britischer Flagge in China 
arbeiten, Englands Anteil an der Einfuhr von Baumwollwaren, 
die bekanntlich unter den Einfuhrwaren die größte Rolle spielen. 
Für 1913 betrug der Gesamtwert der Baumwollwaren ohne 
Baumwollgarne und Wollwaren 70 852 000 Taelis, wobei allerdinzxs 
zu beachten ist, daß das Jahr 1913 ein guter Durchschnitt g:- 
wesen. Während des Krieges ist der englische Anteil stark 
zurückgegangen, zumal auch der fremde Wettbewerb, insbe- 
sondere der japanische, sich fülılbar machte und die Errichtunz 
zahlreicher Baumwollspinnereien in China selbst in Erscheinunz 
trat. Wie stark der Rückgang des englischen Anteils war, wird 
nicht angegeben. Für 1921 wird der starke Wettbewerb er- 
wähnt, den die Vereinigten Staaten besonders in grey shirtings 
und shectings machten. 1921 wurden aus den Lagern ı 
Schanghai abgeliefert an piece goods europäischen Ursprungs 
7632000, japanischer Herkunft 1595454 und amerikanischen 
Fabrikats 789 110 Stück. Den einzigen Wettbewerb in Europa 
bieten für England die Fabriken in Belgien und Nordfrankreich, 
doch behaupten Sachverständige, daB 95 % der europäischen 
Baumwollfabrikate als englischen Ursprungs bezeichnet werden 
können. Einen wichtigen Teil der britischen piece goods-Ue- 
schäfte in Schanghai bilden die Auktionen, die von den drei 
Firmen Maitland & Co., Jardine, Matheson & Co. und Probst. 
Hanbury & Co. abzxchalten werden. Vor dem Kriege boten sie 
wöchent'ich zum Verkauf nicht ganz 20 Kollis zum Wert von 
450 WO Taels. Infolge der allgemeinen Depression ist diese 
Menge auf etwas über IM) wöchentlich gesunken. doch ist der 
Wert der neuerdings zum Verkauf gebrachten Waren bereit 
wieder auf 40V OO Taels gestiegen. 

Von dem Maschinengeschäft nach China und Schanghai wird 
nicht schr viel erwälnt, weil diese Frage schwierig sei und in- 
folge der Kriegsjahre doch erhebliche Veränderungen eingetreten 
seien, nebenbei bemerkt, hauptsächlich wohl durch das starke 
amerikanische Interesse an diesem Geschäftszweir. Das 
Wiederauftauchen deutscher Maschinen wird kurz gestreiit, dw 
wird besonders hervorgehoben, daß schon vor dem Kriesre viele 
deutsche Importeure ihre Maschinen aus England bezogen uni 
auch nach dem Kriege hätten deutsche Firmen, denen cs gu 
lungen sei, größere Kontrakte zu erhalten, Dampikessel aus 
Ensland beordert. Englands Anteil an Spinnerei- und Wehr 
maschinen, der während des Krieges einen Rückgang autrt- 
weisen hat, soll ungefähr seine alte Höhe erreicht haben, vn- 
wohl die Vereinigten Staaten gerade auf diesem Gebiete sehr 
erhebliche Fortschritte gemacht und das einst britische MM: * 
pol stark durchbrochen haben. 

Die Liste der Shanghai Stock Exchange enthält inszesart 
die Namen von 87 britischen Aktiengesellschaften, deren Akt: 
dort gehandelt werden. Hiervon sind etwa 70 rein lokale Ge 
sellschaften, die auf Grund einer der Hongkonger Bestinn 
gen sich anlehnenden Verordnung an Ort und Stelle rec streni 


werden konnten. Diese lokale Registrierung hat den englischen 
Interessen wertvolle Dicuste geleistet, da auf 
zweifellos viele wichtige Geschäftszweige in englische Kanäle 
geleitet wurden. Die Hälfte aller so registrierten Gesellschaften 
sind Gummiplantagen und man nimınt an, daß allein in Schang- 
hai etwa 15 Millionen Taels in ihnen angelegt worden sind. 
Der Rest umfaßt Gesellschaften aller Art, wie Versicherungen, 
Baumwollspinnereien, Werften, Schiiibau, Hotels, Warenhäuser 
usw. Von den Baumwollspinnereien sind die bedeutendsten die 
Ewo-Spinnerei mit 153 600 Spindeln, die Laoukungınow Co. mit 
145 000 und die Oriental Cotton Spinning & Weaving Co. mit 
55WmW) Spindeln. Von britischen Schiffsbaufirmen werden er- 
wälmt die Shanhai Dock & Engineering Co. und die New Engi- 
neering & Ships. building Works. Endlich befinden sich in eng- 
lischer Hand die Gasanstalt, die Wasserwerke, die Straßen- 
bahnen und die Telephonanlaxen. Die geschäftliche Bedeutung 
der großen englischen Handelshäuser, unter denen die Firma 
Jardine, Matheson & Co. die führende Rolle spielt. 

Was über „China produce” gesagt wird, die die verschiede- 
nen Samensorten, Erdnüsse, ferner Häute, Felle, Borsten, 
Chinagras, Eiprodukte, Bohnen, Erbsen, Salze, Pflanzenöle, 
Talg usw. umfassen, ist besonders bemerkenswert. Es heißt 
dort: 

„Die gegenwärtige und vergangene Stellung dieser Artikel 
ist ungewöhnlich interessant. Lange Jahre war die Aufmerk- 
samkeit der britischen Exporthäuser in erster Linie in Anspruch 
genommen durch das Tee- und Seidengeschäft, aber mit der 
Entwicklung des Hand-Is gewannen diese Artikel zunehmende 
Bedeutung, zumal alle Industrieländer der Welt nach Rolhıstoifen 
suchten. Fast der ganze Handel in diesen Artikeln fiel in 
englische Hand. Vor etwa 15 Jahren sahen die britischen 
Firmen, was für Chancen sie sich entgehen ließen, und sie ent- 
deckten, daß deutsche Firmen Länder wie England und die 
Vereinigten Staaten mit diesen Artikeln belieterten fast unter 
gänzlichem Ausschluß der Kauilzute dieser Staaten. Der Wett- 
bewerb begann und es verdient hervorgehoben zu werden, daß 
in jener Zeit eine britische Firma sehr bald schon Deutschland 
mit diesen Artikeln versorgte, während deutsche Firmen GroßB- 
britannien belieferten. 

Der Krieg begann und die Deutschen fanden bald, daß 
ihre Geschäftsmöglichkeiten zu Ende waren. Britische Kauf- 
leute waren rasch bei der Hand, die Gelegenheit zu ergreifen, 
und es scheint, daß sie auf Grund ihrer Kenntnis der in China 
üblichen Geschäftsmethoden eine feste Position in diesem 
Handelszweig gewonnen haben. Andere Firmen, die divse Gie- 
schäfte aufnahmen, waren nicht so glücklich, weil ihnen die 
notwendige Erfahrung in diesem Lande fehlte, und das Ergebnis 
ist, daß ein sehr beträchtlicher Teil dieses Exporthandels jetzt 
durch britische Häuss»r geht. Sie machen ein großes Geschäft 
mit Amerika und verschifien trotz der Rückkehr der deutschen 
Kaufleute tatsächlich Waren dieser Art nach Deutschland selbst.“ 

Daß das ganze Geschäft in „China produce” vom deutschen 
Kaufinann durch seine Findigkeit entdeckt und aufgebaut 
worden war, war bekannt. Selten ist es aber von seiten 
fremder Konkurrenten so oflien ausgesprochen worden, wie hier 
in diesem Aufsatz. 

IM. 

Die japanischen Interessen in Schanghai sind in den beiden 
letzten Jahrzehnten stark gewachsen. 1921 betrug die Zahl der 
Japaner in Schanghai 16717, davon etwa 100N Korcaner und 
Formosaner. Von dieser Gesamtzahl waren 2562 Kaufleute und 
Händler. Nicht weniger als 3 japanische Taxes-Zeitungen 
erscheinen in Schanghai, nämlich die Schanghai Nichi Nichi, 
Schanghai Nippo und die Schanghai Keizai Nippo. 

Iniolge der allgemeinen Weltwirtschaftslage war die ge- 
schäftliche Stellung Japans in Schanghai in den letzten Jahren 
starken Schwankungen unterworfen. Während des Krieges war 
Japan der Hauptexporteur von Rohrmaäterialien aus China, hat 
aber auf diesem Gebiet in den Nachkriegsjahren mehr als 
andere Staaten verloren. Nach den Angaben des japanischen 
Vizekonsuls Noda in Schanshai war der Anteil der haupt- 
beteiligten Staaten am Schanghaihandel wie folgt: 


divse Weise 


119 


1918 1919 1920 
Japan 22,8% 22,5 % 17,1 % 
Großbritannien 16,4 % 18,2% 25,1 %. 
Vereinigte Staaten 19,5 Se 279% 24,1% 


Der Gesamthandel Japans mit Schanghai belief sich im 
Jahre 1920 auf 99 300 000 Taels oder 16 Millionen weniger als 
1919. Während die Ausfuhr nach Japan erheblich (um 
20 600000 Taels) abnahın, hat die Einfuhr um 4500 000 Taels 
zugenommen. Der Rückgang in der japanischen Ausfuhr ist 
hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß die einzelnen am 
Kriege beteiligten Länder wieder nach Schanghai zurückkehrten 
und selbst die Rohstoffe aufkauften, die während des Kriexes 
zu einem großen Teil durch japanische Firmen bezogen worden 
waren. 


Die Haupteinfuhr aus Japan nach Schanghai sind piece 
goods, besonders shirtings, sheetings, flannels usw. ferner 
Kohle, Rohbaumwolle, Baumwollgarne, Fischereiprodukte, 


Papier, Papierwäaren und raffinierten Zucker. Fast ganz wird 
Schanghai von Japan aus mit Kohle versorgt. Von einer Jahres- 
einfuhr von etwa 80W0OW Taels entfallen nicht weniger als 
7 Millionen auf Japan. Unterstützt wird der japanische Handel 
durch die japanischen Banken, deren größte sämtlich in 
Schanghai vertreten sind, so die Yokohama Specie Bank, 
Formosa-Bank. Chosen-Bank, Sumitomo-Bank, Mitsui-Bank, 
Mitsubishi-Bank u. a. Ganz erheblichen Anteil besitzt Japan an 
den in Schanghai und Umgebung bestehenden Baumwoll- 


spinnereien. Am 1. Januar 1922 bestanden oder waren in der 
Einrichtung (F) begriffen folgende Spinnereien: 
Wehe 

Sp'ndeln stühl- 
Shanghai Cotton Manufacturing Co. No. 1 . . 20392 376 
Shanghai Cotton Manufacturing Co. No. 2 . . 2540 510 
Shanghai Cotton Manufacturing Co. No. 3 . . 50592 
Sino-Japanese Cotton Manufacturing Co. No. 1. 43056 
Sino-Japanese Cotton Manufacturing Co. No. 2. 1000 500 
Sino-Japanese Cotton Manufacturing Co. No. 3. 30 000f 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 3 en nn. 23040 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 4 41 536 
Naizai Wata Kaislıa Co. No. 5 Br ae ei 65 420 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 7 ea ae 600 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 8 Su . 20 416 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 9 . 20936 10007 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 12 R .. 20 800 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 13 . 24.000 
Naigai Wata Kaisha Co. No. 14 . . 2 2.2.2..24 WW 
Toyada Cotton Spinning and Weaving Co. No.1 30 720 
Tovada Cotton Spinning and Weaving Co. No.2 15312 
Doko Cotton Mill . » 2 2 2 2 2 2222. 582407 
Tung Hua Mill No. 1 ee ee NO 
Tung Hua Mill No. 2 ... 2.0.2220. 0.153007 
dung Hua Mill No.8 + 2%. a... % 20 0007 
Toyo Cotton Mil . . 2 2 2 2.2.2 2.2. 2...50000F7 
Kung Ping Cotton Mil. 2 2 2 2 2.2.2.2... 704 
Ta Kong Cotton Mil . 2 2 2 2 2 202. 27 372 


Auch in der Schiffahrt hat die starke Stellung Japans einen 
Rückschlag erlitten. Nach den Angaben des schon genannten 
Vizekonsuls kontrollierte 1913 Japan 40 %, Großbritannien 26 
und China 16% der Schangliai anlaufenden Tonnage. 1919 
zählte man für Großbritannien 3464508 Tonnen, für Japan 
6403 153. ferner 3640 einlaufende Schiffe für Japan gegen 2132 


für Großbritannien. 


* * 
> 


r 


Daß bis zum Weltkriege die deutsche Stellung in Schanghai 
die amerikanische jedenfalls weit überflügelte, daß ein schr 
beträchtlicher Teil der Schanghaigeschäftes durch die Hand 
des deutschen Kaufmannes ging, daß eine starke deutsche 
(ivmeinde existierte, deren Bedeutung nicht zu übersehen war 
und deren Gilieder in aufopferndster Weise mitwirkten bei allen 
Aufgaben, die die Verwaltung eines so eigenartig-internationalen 
Platzes mit seinen schwierigen Hafenverhältnissen bot, daß die 
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deutsche Schiffahrt im Hafen stark vertreten war, ist nirgend 
erwähnt. Aus durchsichtigen Propagandagründen hat man wohl 
davon abgesehen, wie auch die anderen Nationen in dem Heft 
nicht in Erscheinung treten. Schanghai ist danach fast nicht 
michr eine internationale Stadt auf chinesischem Gebiet, sondern 
ein Platz der englischen, amerikanischen und japanischen 
Interessen. 


Niederländisch-Indien. 


Dr. F.W,M. Die Entwicklung ihres indischen Inselbesitzes 
wird von der holländischen und der Kolonialregierung mit allen 
Mitteln gefördert. Für 1922 ist ein riesiges Bauprogramm vor- 
gesehen gewesen, dessen Mittel zum größten Teil bestritten 
werden sollen aus einer in England und Amerika aufgenommenen 
Anleihe. Die vorgesehenen Arbeiten betreffen in erster Linie 
den Ausbau der verschiedenen Häfen und der Transportmittel. 
Das Bauprogramm sieht Arbeiten vor für: 


Gulden 

Gebäude und Werkstätten für den Post- und 
Telephondienst De a N u 1 406 500 
Gebäude und andere Arbeiten der Hafenverwaltung 1 317 750 
Gebäude und Werkstätten für Flugwesen 1 410 000 
Brückenbau, Kanal-, Fluß- und Deicharbeiten . 9 343 000 
Bewässerung, Dämme, Kais 14 424 000 
Oeffentliche Gesundheit Be re = 4 015 500 
Hafenarbeiten in Tandioeng Priok (Batavia) . 9 697 125 
Hafenarbeiten in Soerabaja (Java) j 15 466 503 
Hafenarbeiten in Belawan (Sumatra, Ost) . ; 5 747 430 
Hafenarbeiten in Fmmahaven (Sumatra, West) . 904 261 
Hafenarbeiten in Samarang (Java) . 2 306 805 
Häafenarbeiten in Makassar (Celebes) 816 492 
Kleinere Häfen Se ee a 3 302 324 
Allgemeine Hafenarbeiten 1 437 000 
Baggerarbeiten Be Te 5 075 075 
Ausbau von Wasser- und elektrischen Kraftanlagen 7 670 825 
Regierungsminen . v2...) Fe er 39 266 (14 
Post, Telegraph und Telephon j 22 989 060 
Eisenbahnen, Straßenbahnen, Autodienst 93 010 020 
Die großen Zukunftsmöglichkeiten der niederländisch- 


indischen Inseln beruhen nach der Far Eastern Review einmal 
auf der großen fast 40 Millionen umfassenden Bevölkerung, 
deren Lebensbedürfnisse und Lebensansprüche von Tag zu Tag 
Steigen und darum in steigendem Maße Abnehmer aller mög- 
lichen Industrieerzeugnisse werden, sodann in der großen Be- 
deutung seiner landwirtschaftlichen Produktion und seiner 
Mineralien. Den zunehmenden Bedarf der Bevölkerung zeigt 
die Tatsache, daß 1920 nicht weniger als 42631 000 kg Baum- 
wollstoffe eingeführt wurden neben 16700 kg Wollwaren, 
bio kg Halbwolls, 14040 kg Seide und 20 000 kg Halbseide. 
Auf der Erde dienen etwa 3.320 000 Morgen Land der Gummi- 
xewinnung, hiervon befinden sich fast ein Viertel, nämlich 
35.000 Morgen, in Niederländisch-Indien. Fast 100 000 Tonnen 
Palmöl werden jährlich gewonnen gegen 125000 in West- 
Afrika und dabei infolge besserer Arbeitsprozesse von besserer 
Onalitat. Die Kultur der Oelpalme scheint größter Ausdehnung 
lahig zu sein, sie hat sich in den kurzen Jahren ihres Bestehens 
so entwickelt, daß Westafrika bald überflügelt sein dürfte, da 
man annımmt, daß schon in wenigen Jahren rund 100. 000 
Morgen allein in Sumatra mit Oelpalmen bestanden sein werden. 
yo“ des Weltbedarfs an Quinin kommt aus Java. Java-Tee 
erfreut sich seiner guten Qualität wegen allgemeiner Belisbt- 
heit. Die Fruchtbarkeit des Bodens zeigt die Tatsache, daß in 
Java auf einem Morgen Land 4 Tonnen Zucker gewonnen 
werden, statt einer Tonne in Indien. Die Zuckerausfuhr ist 
Umentsprechend beträchtlich. Unecheure Teakholzwälder 
harren der Ausbeute Mehr als 50% des „Singapore Zinn" 
Kommt cs Niederländisch-Indien, aus den Minen von Banka 
nd Billitonm. Die Kopraxewinnung ist bereits älteren Datums 
und Jderum in ihrer allgemeinen Bedeutung für die Volkswirt- 
Scrritt bekannter, 

Sehen diesen Produkten landwirtschäaftlicher Botätixung, die 
wie grobte Bedeutung beansprucht, hat auch eine 


lebhafte Industrietätigkeit eingesetzt, für die das Land die 
Rohstoffe liefert, aber zahllose Maschinen aller Art benötigt. 
Reiche Kupferläger in Timor, Eisen- und Kohlenlager in Celcbes, 
Goldminen in Sumatra liefern reiche Erträge. Die Gewinnung 
von Petroleum und Rohöl Ist beträchtlich. Wie stark die Ent- 
wicklung der letzten Jahre gewesen ist, zeigt die Tatsache, 
daß allein in Java über 20 000 Motorwagen existieren. Von 
Januar— April 1922 wurden 2642 Autos eingeführt, davon 1711 
aus den Vereinigten Staaten. 

Mit der wirtschaftlichen Entwicklung Niederländisch-Indiens 
während des Jahres 1921 befaßt sich ein Bericht des englischen 
Generalkonsulats in Batavia. Nach ihm ist, wie bereits oben 
hervorgehoben, die Quelle alles Reichtums und wirtschaftlichen 
Lebens Jie Landwirtschaft, deren Produkte wie Zucker, Gummi, 
Kaffee, Tabak, Kakao, Tee, sämtlich hochwertig sind und in 
der ganzen Welt Absatz finden, so daß sie in großen Mengen 
zur Ausfuhr kommen. Dazu kommt als wichtiger Ausfuhr- 
artikel Petroleum. 1920 und 1921 waren Uebergangsjahre. 
Während des Krieges hatten sich ungeheure Mengen dieser 
Produkte aufgehäuft, die nach dem Waffenstillstand zur Ausjiuhr 
gelangten, so daß 1920 die Ausfuhr auf 2 254 000 100 Gulden 
stieg. Da die aufnehmenden Länder aber mit Zufuhren bald 
übersättigt wurden, so trat bald ein starker Preissturz ein, 
Andererseits öffnete das Jahr 1921 mit ungeheuren Vorräten 
an Einfuhrgüter, die zu Inflationsprxisen eingeführt worden 
waren. So folgte bald dem Stillstand der Ausfuhr eine Stag- 
nation in der Einfuhr. Importeure waren darum häufig ge- 
zwungen, mit schwersten Verlusten, die oft bis zu 50 % gingen, 
zu verkaufen, während sie weitere Einkäufe nur bewerkstelligen 
konnten, wenn unmittelbarer Bedarf dafür vorhanden war. 
Chinesischen und eingeborenen Händlern wurden große Kredite 
gewährt und ihre Läden füllten sich bald überall mit den zu 
hohen Preisen eingeführten Einfuhrwaren, die zu fast jedem 
Preis losgeschlagen wurden. Gegen Ende 1921 trat eine Besse- 
rung der allgemeinen Wirtschaftslage ein, die zu Jahresende und 
Anfang 1922 zufriedenstellende Formen annahm, obwohl der 
Tiefstand der zentraleuropäischen Valuten den Handel dorthin 
erschwert und Rußland noch imm?2r als Käufer niederländisch- 
indischer Waren ausfällt. 

Die Handelszahlen zeigen, daß Deutschland im großen und 
ganzen seine Stellung der Vorkriegszeit wieder gewonnen, 
während Japan seine durch die günstige Kriegskonjunktur ge- 
wonnene Vorzugsstellung fast vollständig wieder verloren hat 
und England und die Vereinigten Staaten infolge der hohen 
Produktionkosten verloren haben. Unter der Einfuhr nahmen 
Textilwaren die erste Stelle ein, da Baumwollspinnereien und 
ähnliche Anlagen fehlen, Während früher Manchester ahsolut 
führend war in Textilsachen, muß Enxland jetzt auch auf die::m 
(iebiete schon mit einer starken Konkurrenz von seiten Ho!lands 
und vor allem Japans rechnen. Der britische Handelsbericht 
empfiehlt den Fabrikanten von Textilwaren soweit wie moglich 
zu dircktem Export nach Niederländisch-Indien, statt uper 
Holland, damit die Waren so billig wie möglich dorthin gelezt 
w<rden können, da nur so dem japanischen Wettbewerb be- 
gegnet werden kann. Bei allen Geschäften wird dem englischen 
Händler geraten, seine Waren in Gulden cif nach nieder- 
ländisch-indischen Häfen anzubieten, statt in £-Preisen. urd 
selbst Lieferungen, wenn nötig, bis zum Hause des Kunden in 
Aussicht zu stellen und durchzuführen. 


um 


China. 


Das Roland-Denkmal in Tientsin. Es ist bekannt, daß zum 
Andenken an die während der Boxerzeit gefallenen deutschen 
Soldaten schon lange vor dem Kriege von der deutschen Le- 
meinde in der deutschen Niederlassung in Tientsin eine Rıuurd- 
statue errichtet worden war: es ist auch bekannt, daß das Denk- 
mal, das Toten geweiht war, die für die Verteidigung alter 
Fremden ihr Leben hingaben. von Angehörigen der „siesreichen” 
Nationen schmählich zerstört worden ist und daß diese He'dc-- 
tat geschah nach Abschluß des Waffenstillstandes Novemb:r 
1918. Der Kopf der Rolandstatue war im Tientsin-Clhib, 1 
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internationaler Klub, in dem die Enxländer am stärksten ver- 
treten sind, als „Sicgesbeute“* aufxehängt und mit der Auf- 
schrift versehen worden: „Lest we forget.‘ 

Daß dieser Zustand ein ruhiges Nebeneinanderleben der 
verschiedenen Nationen in Tientsin auf die Dauer unmöglich 
machen mußte, ist verständlich und ebenso verständlich ist, 
daß von deutscher Seite in angemessener Form eine Aenderung 
dieses Zustandes und die Rückgabe des Kopfes erstrebt wurde. 
Ein diesbezügliches Ersuchen hatte, allerdings unter lebhaftem 
Protest einer ziemlich starken Minderheit, die Zustimmung der 
Klubleitung gefunden. Aber ehe die tatsächliche Rückgabe er- 
folgen konnte, erfolgte Anfang Juni die zweite Heldentat: Ein 
paar Dutzend Engländer bemächtigten sich des Kopfes, trugen 
ihn auf einer Leiter unter Absingen von „Rule, rule Britannia“ 
zum Verwaltungsgebäude der britischen Mimizipalität, zogen 
eine Straßenwalze heraus und walzten den Kopf der Roland- 
statue flach. Dann ging es unter entsprechendem Geheul zum 
Peiho, wo der Kopf ins Wasser geworfen wurde. 

Dieser Vorgang hat in der deutschen Gemeinde Tientsins natur- 
gemäß eine außerordentliche Erregung hervorgerufen, deren Be- 
rechtigung auch von Tientsiner Zeitungen zugegeben wird, 
zumal die Rückgabe des Kopfes zweifellos geeignet gewesen 
wäre, eine freundlichere Atmosphäre zu schaffen, die für das 
friedliche Nebeneinanderwohnen der Fremden in Tientsin sicher- 
lich erwünscht ist. 

Konnte man den Rowdies, die das Rolanddenkmal selbst 
zerstörten, bei sehr milder Beurteilung ihrer Heldentat in ge- 
wisser Hinsicht die damalige Kriegspsychose zugute halten, 
so gibt es für den jetzigen Vorfall kein Wort, das scharf genug 
wäre, das ihn hinreichend zu charakterisieren vermöchte. Wir 
sind gespannt, wie sich die englische und internationale Ge- 
meinde sowie der Tientsin-Klub zu dem rüpelhaften Benehmen 
einer Anzahl ihrer Mitglieder stellen wird und ob sie geneigt 
sind, der deutschen Gemeinde eine angemessene Genugtuung 
zu geben. 


Lokomotiven für die Schantung-Bahn. Englische Zeitungen 
melden, daß die japanische Regierung von China den aus- 
schließlichen Zuschlag auf Lokomotiven für die Schantung-Bahn 
gefordert und durchgesetzt habe. Offerten für 6 Lokomotiven 
sollten ursprünglich am 15. Juli geöffnet werden, in Wirklichkeit 
erfolgte die Oefinung am 10. Juli, wobei aber jeder fremde 
Wettbewerb ausgeschlossen war. Nur eine japanische Firma 
mit staatlichem Kapital nahm an dem Wettbewerb teil und 
erhielt den Zuschlag, obwohl fremde Firmen Lieferung zu einem 
billigeren Preis hätten bieten können. Eingelegte Proteste ver- 
anlaßten eine Erklärung der in der Schantung-Kommission 
arb:itenden chinesischen und japanischen Delegierten, daß sie 
berechtigt seien, derartige Ankäufe ausschließlich bei japani- 
schen Firmen vorzunehmen. Die englischen Zeitungen fürchten 
das Bestehen geheimer Abmachungen zwischen China und 
Japan, die jeden fremden Wettbewerb ausschließen. 

Die japanische Gesandtschaft in Peking hat darauf den 
Bezux der Lokomotiven aus Japan ohne Öffentliche Ausschrei- 
bung für berechtigt erklärt. Obwohl in dem Schantungvertrag 
keine Bestimmung enthalten sei, die öffentliche Ausschreibungen 
vorsche, erfolgten doch alle Matcrialbezüge in Ueberein- 
stimmung mit den Grundsätzen der offenen Tür und es bestehe 
nicht die Absicht, den geschäftlichen Interessenten anderer 
Staaten irgendwelche Beschränkungen aufzuerlegen, Geheime 
Abmachungen zwischen China und Japan, die Japanern ein aus- 
schließliches Recht auf die Materiallieferungen zubilligten, be- 
ständen nicht. 


Taifun in Swatou. Swatou, der bekannte Vertragshafen in 
Südchina wurde am 2. August von einem gewaltigen Taifun. 
heimgesucht, der wie wir unter herzlicher Anteilnahme mit der 
betroffenen Bevölkerung erfahren, die ganze Stadt in Trümmer 
gelegt hat. Der erste von Nordosten kommende und 10,30 abends 
einsetzende Anprall traf besonders das Europäerviertel Nach 
Mitternacht ging das Sturmzentrum über die eigentliche Stadt 
los, in der kein Haus mehr steht, das nicht mindestens das 
ganze Dach verloren hat. Die meisten Häuser der fast 60 000 
Einwohner zählenden Stadt sind ijast ganz zusammengestürzt. 
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Der Sturm erreichte eine Geschwindigkeit von 100 Meilen die 
Stunde und hielt in dieser Stärke fast 2 Stunden an. Was der 
Sturmwind noch stehen ließ und verschonte, das riß die Sturm- 
flut von dannen, die ungeheurer rasch stieg und 6-8 Fuß über 
den Bund stieg. Menschen, die im Keller Zuilucht gesucht 
hatten, wurden durch das Wasser weggespült. Mehrere 3000 
Tonnen-Danipier liegen in den Straßen, Sampans hunderte von 
Metern weit in der Stadt und auf dem Lande. 30 Meilen weit 
machte sich die Sturmflut bemerkbar. Das Land außerhalb 
Swatous wird als eine Alluvialebene geschildert. Zahlreiche 
Dörfer und Flecken außerhalb Swatous sind ebenfalls zerstört. 
SOWU0 Chinesen sollen nach vorsichtiger Schätzung der Kata- 
strophe zum Opfer gefallen sein, während von der europäischen 
Gemeinde niemand umgekommen zu sein scheint. 

In den verschiedenen Vertragshäfen Chinas haben überall 
Hilfsaktionen eingesetzt, um der größten Not in Swatou zu 
steuern. 


Japan. 


Deutsche Waren in Japan und der Mandschurei, Daß der 
deutsche Handel in Japan 1922 seinen vorkriegszeitlichen Um- 
fang wieder erreichen würde, war nach den bisher bekannt- 
gewordenen Zahlen anzunehmen. Nach den Berichten des 
Finanzministeriums betrug, wie wir dem „Japan Weekly 
Chronicle* vom 29. 6. entnehmen, die deutsche Einfuhr nach 
Japan während der ersten 4 Monate 1922: 36948000 Yen, die 
Ausfuhr nach Deutschland 1085000 Yun. Für dieselbe Periode 
des Vorjahres sind die entsprechenden Zahlen 9331 000 und 
221000 Yen. Unter der Ausfuhr nach Deutschland nahmen die 
erste Stelle ein: Pilanzenwachs mit 237000 und Strohborten 
mit 267-060 Yen, für die unter den Ausiuhrstatistiken der Name 
„Deutschland“ zum ersten Male wieder erscheint. Von der 
Ausfuhr nach Japan werden speziell erwähnt Teerfarben mit 
5459000, Eisenmaterial mit 6018000, Papier mit 1079000 und 
Maschinen mit 1929000 Yen. 

Nähere Angaben geben die Kobe Zollberichte, die bis Ende 
Mai gehen. Aus Kobe wurden während der ersten 5 Monate 
nach Deutschland ausgeführt: Kampferöl für 60000, Pfeffer- 
münzöl für 36000, Pilanzenwachs für 184000, Strohborten für 
7500 und sonstige Borten für 110000 Yen. Kobes Einfuhr aus 
Deutschland betrug für dieselbe Periode: Anilinfarben 5 481 000 
Yen, Indigotin 1145100, Bleistiftte 80000, Woll- und Kamm- 
garne 5359000, Papier 906 000, Eisenbarren und Stabeisen 
2 366 0W, galvanisierter Draht 1201 000 und Nägel 819000 Yen. 

Yokohamas Handelt mit Deutschland wird für Januar—Mai 
mit 421333 Yen Ausfuhr nach Deutschland und 19121;548 Yen 
Einfuhr aus Deutschland angegeben. Besonders stark war der 
Einfuhrüberschuß im Mai. Er wird in erster Linie auf den 
Marksturz zurückgeführt. Die Haupteinfuhr nach Yokohama 
waren: Wollgarne 6430 000 Yen, Eisen in Barren und Stäben 
1090 000 und Anilinfarben 930 000 Yen. Vor der Ausfuhr aus 
Yokohama sind zu nennen: Pieffermünzöl mit 116 000 und Borten 
17300 Yen. 

Ueber den deutschen Handel mit der Mandschurei hat sich 
der Direktor der Chosen-Bank in Dalny unlängst in der Seoul 
Press ausgesprochen. Nach ihm hat die Einfuhr deutscher 
Ware, die bei den chinesischen Händl#rn schr beliebt seien, 
nach Mukden eine starke Zunehme erfahren. Hauptsächlich 
seien photographische Apparate und Materialien, Uhren, Schreib- 
waren, Farben usw. eingeführt worden zu einem Betrage, der 
für die letzten 10 Monate 1921 allerdings 1 Million Yen nicht 
erreicht. Aber angesichts der zahlreichen Kontrakte, die noch 
abgeschlossen seien für die Einfuhr von Wollwaren, Teppichen, 
Safes, Maschinen und sonstigen Metallwaren, könne man mit 
einer starken Zunahme für die Zukunft rechnen. Die deutschen 
Waren seien ausgezeichnet in Güte und billig im Preise ge- 
wesen. Die deutschen Exporteure bewilligten gern 2—3 Monate 
Kredit und zahlten den Agenten eine Kommission von 2—3 % 
auf die Kleinhandelspreise, deshalb sei es verständlich, wenn 
die chinesischen Kaufleute sehr gerne wieder Verbindung mit 
deutschen Importeuren suchten. Japanische Waren der ver- 
schiedensten Art, die während und nach dem Weltkriege auf 
dem mandschurischen Markt eine Monopolstellung gewonnen 
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hatten, werden nach und nach wieder durch deutsche Waren 
oder andere europäische Erzeugnisse verdrängt. Es habe den 
Anschein, daß die deutschen Waren zunächst in Hamburg ge- 
sammelt und dann durch Vermittlung der deutschen Agenten 
in Schanghai nach Dalny verschifft würden, während ein Teil 
unmittelbar nach Wladiwostock ging. Der Bahndirektor gab 
der Hoffnung Ausdruck, daß es den japanischen Fabrikanten 
und Geschäftsleuten möglich werden würde, die Preise für 
japanische Waren zu ermäßigen und ihre Qualität zu steigern, 
damit der während des Krieges eroberte Markt der Mandschurei 
nicht wieder verloren gehe. 


Deutsches Eigentum in Japan. Die Wochenausgabe des 
Japan-Chronicle vom 6. Juli bringt einen kurzen Leitartikel, der 
überschrieben ist: „German Property Scandal.“ Nach einer 
kurzen Darstellung über die Behandlung deutschen Eigentums 
seit Kriegsausbruch bringt er die Meldung, daß japanische Be- 
amten in Yokohama wegen Annahme von Bestechungsgeldern 
strafrechtlich verfolgt werden. Die Bestechungsgelder sollen 
zu dem Zweck gegeben worden sein, um eine möglichst niedrige 
Wertfestsetzung für die einzelnen erstrebenswerten Objekte 
durchzusetzen, den Zuschlag des zur Auktion oder sonst zur 
Veräußerung kommenden deutschen Vermögens den beteiligten 
Interessenten zu sichern Nach einer weiteren Meldung sollen 
Deutsche und Oesterreicher in Yokohama, die durch diese 
Durchstechereien in ihren Rechten geschädigt worden sind, über 
Schritte beraten, die bei den japanischen Behörden unternommen 
werden sollen. 


Japanische Eisenbahnen. 1914 waren in Japan 5538 Meilen 
Eisenbahnen in Betrieb. Sie sind während des Krieges um etwa 
20% auf 640 Meilen in 1921 ausgedehnt worden. Der Passagier- 
verkehr war 1921 etwa 2% mal so groß als 1914, es wurden 
befördert: 


Anzahl Einnahmen in Yen 
1914 166 090 000 44 670 000 
1915 172 290 VVU 57 280 000 
1916 197 040 000 64 770 000 
1917 245 240 000 84 730 00 
1918 269 5% 000 120 750 000 
1919 331 120 000 162 820 000 
1920 378 550 000 204 710 000 
1921 418 000 000 211 540 000 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 


Uniou Gesellschaft für Metallindustrie m.b.H., 
Fröndenberg-Ruhr. 
Anfragen erbeten durch Hamburger Exporteure. 
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Die Steigerung der Einnahmen ist nzben der Zunahme de 
Passagierverkehrs wesentlich mit auf die erheblichen Tar: 
erhöhungen zurückzuführen. Die Personentariie wurden ar, 
16. 7. 1918 um 50 % erhöht und im Februar die erhöhten Tanıe 
von 1918 abermals um 50%. Die Frachtraten wurden ebinil 
gesteigert und zwar am 15. September 1918 um 20%. Jan: 
1921 wurden die einzelnen Frachtklassen erneut durchgesehe 
und ihre Tarife um durchschnittlich 28 % erhöht, so daß ie 
Frachtraten gegen 1914 insgesamt eine Steigerung von nırx 
54 %. erfuhren. 

Die Frachtenbeförderung, die 1914 insgesamt 3570 ds 
Tonnen umfaßte, erlitt im ersten Kriegsjahre 1915 zunächst eine 
Rückgang auf 34160000 Tonnen. 1916 machte sich der &- 
gemeine Aufschwung im Geschäftsleben auch im Frachteı- 
verkehr bemerkbar. Von da ab stieg die Menge der beiördene 
Wagen ganz erheblich und erreichte 1916 zunächst durchschnr- 
lich 3000 000 und gegen Ende des Jahres 3 750 000 Tonnen ın 
Monat um mit rund 5000000 Tonnen in einem Monat des 
Jahres 1919 ihre höchste Ziffer zu erreichen. 

Die Entwicklung des japanischen Eisenbahnfrachtverkehss 
im letzten Jahrzehnt zeigen nachfolgende Zahlen: 


Jahr Tonnen Jahr Tonnen 
1913 35 079 000 1918 50 730 000 
1914 35 704 000 1919 56 206 000 
1915 34 168 000 1920 53 751 000 
1916 39 294 000 1921 52 105 000 
1917 45 549 000 

Verschiedenes. 


Eine neue Ostasien-Linie. Wie uns mitgeteilt wird, werde 
die Hugo Stinnes Linien, Hamburg, eine Ostasien-Fahrt ar 
richten und zwar sollen auf dieser Route die Häfen Singapore. 
Hongkong, Schanghai, Kobe und Yokohama angelaufen werden 
Als erster Dampfer wird der Fracht- und Passagierdampie: 
„Emil Kirdorf‘ diesen Verkehr aufnehmen, ein auf der Marine- 
werft in Wilhelmshaven neu erbautes Schiff mit sehr gt 
räumigen, in einfacher Vornehmheit für die Tropeniahrt bt- 
sonders geeigneten Kajütseinrichtungen für etwa 50 Reisende. 
Seine erste Ausreise wird der Dampfer „Emil Kirdorf voraus- 
sichtlich am 1. November von Hamburg antreten. Der Dienst 
soll zunächst ein monatlicher sein und zwar dergestalt. da} 
abwechselnd ein Dampfer der Kirdorf-Klasse für Fracht un 
Passagiere — hiervon sind seinerzeit vier Schiffe in Bau st- 
geben und ein solcher der bekannten Hindenburg-Klass 
nur für Ladung von Hamburg’Bremen ausgeht. Die Einrichtung 
dieser neuen Linie kann im Interesse des Wiederaufbaues d‘ 
deutschen Schifiahrt nur begrüßt werden. 


China. 


Anfang August (8. 8.) wird aus Japan und dem Hinterlan 
von Nordchina eine große Glutw elle gemeldet. Wochen. 
sei die durchschnittliche Temperatur über 100” Fahrenheit * 
Schatten gewesen. An einzelnen Tagen wurden in Tientsin u 
Peking bis 115° gemessen. In Japan sind zahlreiche Unglückr 
fälle zu verzeichnen und viele Fabriken haben mit Rücksicht ::! 
die Gesundheit der Arbeiter ihre Tätigkeit eingestellt. 

Die britischen Postämter in China werden bereits 3° 
30. November d. J. geschlossen, statt am 31. Dezember, wie © 
in den Wiashingtoner Vereinbarungen vorgesehen ist. 

Von Ende Juli (27.) werden andererseits aus Peking Re: 
güsse in selten dagewesener Stärke gemeldet, die Üeberschwi” 
mungen verursachen und in Nordchina die Ernte ruinieren. |" 
iolge des achttägigen Regens sollen in Peking 1800 Hauser &" 
gestürzt sein. 

Am 31. Juli hat eine starke Feuersbrunst das ec” 
päische Geschäftsviertel Hongkongs heimgesucht. &f 
großen Schaden anrichtete. Unter anderem sind die Gebs-- 
von Kelly & Walsh sowie die angrenzenden Häuser nivce- 
gebrannt. 


u 


“ "Auf den Schiffen der China Merchants Steam Navigation 
Co. sind die Seeleute in einen Streik eingetreten, um höhere 
Löline durchzusetzen. Die Küsten- und Flußdampier der ge- 
nannten Linie liegen infolgedessen still. Andere Gesellschaften 
werden von dem Streik nicht betroffen. 

General Cheng Chi-tung, der lange in Paris gelebt hat und 
dem Europa vor 30 bis 40 Jahren viel von der Kenntnis 
Chinas verdankt, erzählt in einem Werk über die Ver- 
gnügungen in China eine sehr lehrreiche Anckdote: Zu einem 
Gärtner namens Ko To-tao (Ko der Bucklige), der in dem Dorie 
Fun-lo (Fruchtbarkeit und Freude) einen wundervollen Garten 
besaß und dort die seltensten Blumen und die kunstvollsten 
Bäume zog, kam eines Tages ein hoher Staatsmann. Der fragte 
den Gärtner, durch welches Geheimnis er diese Erfolge erzielte. 


„Dazu bedarf es keines Geheimnisses,“ erwiderte Ko To-tao, 


„ich behandle meine Pflanzen nur so, wie eine verständige und 
sorgsame Mutter ihre Kinder: ich lasse sie zufrieden, wenn's 
ilmen gut geht. Wenn man aber in mißgeleiteter Affenliebe sie 
hätschelt, wenn sie der Ruhe bedürfen, nicht zufrieden ist, sie 
zu betrachten, sondern sie berührt, in den eben ansetzenden 
Kr:ospen schon nach den Früchten späht, dann ist die Pflanze 
nicht mehr frei und geht zugrunde. Man glaubt sie zu pflegen 
und zerstört sie. Das ist mein ganzes Geheimnis.“ Der Staats- 
mann hörte sinnend zu, dann fragte er, ob es nicht gut wäre, 
dieses System auch in der Behandlung des Volkes zu befolgen. 
Der Gärtner antwortete: „Ich kenne nur meine Bäume und die 
Regierung der Völker ist nicht mein Handwerk. Aber ich habe 
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es schon erlebt, daß wohlmeinende Herrscher in dem Bestreben, 
dem Volke Gutes zu erweisen, Verordnungen über Verordnungen 
erließen, wie cs leben, arbeiten, sich benehmen solle. Das führte 
nicht zum’ Guten; das Volk, unfrei’ in seiner Entwicklung und 
Bewegung, tat nicht Gutes. Aber, wie gesagt, ich verstehe da- 
von nichts und beschäftige mich nur mit meinem Garten.“ 


Wechselkurse. 
In London (Tim::s) notierten am: 

1. August 
3shö!,d—3sh6 d 
n 2 ” 7a „ 
2 ” 1”: n. { 


10. August 
3sh4l,,.d — 3sh5/,d 
2 ” 6'/, „ =2 1) en 
2 ee —2 ID 17/2, 

3860 M. 

25. August 


3sh5 d+-8sh5’,d 


1 Shanghai Tael . 
1 Hongkong-Dollar? „7 
1 Yen Pa er er 
£ (Mittelkursc) 


1 Shanghai Tael . 


1 Hongkong-Dollar. . 2, 6%. —2 „ Th 
1 Yen ne 2 „ 1°/, ”» 2 ”„ 1" FL 
£ (Mittelkurse) . . . 8250 M. 


Demnach ergaben sich folgende Umrechnungskurse (Mittelkurse): 
” 1. August 10. August 25. August 


1 Sande Tael . rund 4986 M : 656 M. 1394 M. 
1 mex. Dollar .., , „ 347 „ 459 „ 976 „ 
1 Hongkong-Dollar. „ 366 „ 496 „ 1054 „ 
I Yen 0 ur 4 307 „ 416 „ 884, 


Mitteilungen desVerbandes für denFernen Osten 


Berlin W.S33, 


Rückführung von Geschäftsbüchern und Privat-Effekten aus 
Ostasien. Der Präsident des Reichsentschädigungsamts für 
Kriegsschäden hat unter dem 17. August ein Schreiben an die 
Entschädigungsabteilung des Bundes der Auslandsdeutschen, 
Berlin ©. 2, Klosterstraße 75, gerichtet, auf das wir alle Inter- 
essenten nachdrücklich hinweisen. Das Schreiben lautet: 

„Nachdem nunmehr die englische Regierung sich mit der 
Heimbeiörderung der in den Straits Settlements lagernden 
Geschäftsbücher und Privat-Eifekten einverstanden erklärt hat. 
habe ich die Hamburg-Amerika-Linie ersucht, wegen der Rück- 
führung das Weitere zu veranlassen. 

Wegen des Abtransports des deutschen Eigentums aus den 
ostasiatischen Häfen habe ich mit der Harmburg-Amerika-Linie 
und dem Norddeutschen Lloyd ein Abkommen getroffen. Die 
Güter sind seemäbig verpackt einer dieser Gesellschaften zu- 
zuführen. Als Verschiffungshäfen kommen in Betracht: Yoko- 
hama, Kobe, Tientsin, Schanghai, Hongkong und Singapore. 

Die Vertreter der Hapag sind: 

Yokohama: C. Illies & Co. 

Kobe: C. Mies & Co. 

Tientsin: Carlowitz & Co. 
Schanghai: Hamburg-Amerika-Linie, 
Hongkong: Arnold Brothers. 
Singapore: W. Mansiield & Co., Ltd. 
Die Vertreter des Norddeutschen Lloyd sind: 
Yokohama: H. Ahrens & Co. Nachf. 

Kobe: H. Ahrens & Co. Nacht. 

Schanghai: C. Melchers & Co. 

Tientsin: C. Melchers & Co. 

Hongkong: The Robert Dollar Co. 
Singapore: W. Mansiield & Co. Ltd.“ 


Filiale Schanghai. 


Gesuchte Adressen. 


Der Verband für den Fernen Osten und die ‚„Ostasiatische Rundschau’ 
bitten dringend, jede Aenderung der Adresse möglichst bald dem Verbande 
mitzuteilen, damit in der Versendung der ‚„Ostasiatischen Rundschau’ 
Verzögerung eintritt. Fast bei jeder Versendung der Zeitschrift kommt’ eine 


für den politischen und kulturellen Teil- 
Erich Berg, Berlin, 


Verantwortlich: 


Potsdamer Straße 2811 


Anzahl Nummern als unbestellbar zurück, weil der Adressat unbekannt ver- 
zogen sei. Wir bitten diesmal im besonderen um gefällige Mitteilung der 
jetzigen Adresse der nachstehend aufgeführten Personen: 
Schmidt, C, Wöltie, Deutscher Unterausschuss, Helgoland. 
Thomsen, Erich, Hildesheim, Sprengerstr. 34. 

Thun, Johannes, Berlin W. 62, Wichmannstr. 4 pt. 
Walsemann, R. Cöln-Mülheim, Gra$f-Adolf-Str. 77. 

Weber, Rudolf, Fiensburg, Grosse Strasse 50, bei Frau Schwarzer. 
Wegelin, A. Hamburg, Hoch-Allee 127 111. 

Wimmel, P., Berlin W. 59, Freiligrathstr. 6. 

Wolf, Arthur, Aachen, Adnlbertstr. 72. 

Wolf, Julius, Müncheberg a. M., Hauptstr. 5. 

Woltemade, H., p. Adr. Fa. Bernhard & Gustav Wessels, 
Obernstr. 41 43. 
Wolters, Alfred, 

Strasse 5. 
Wrobel, Georg. Charlottenburg, Grolmannstr. 36. 
Vogel, Schiffsingenieur, Grube „Erika'', Ledigenheim Ill, 


Lausitz. 


Bremen, 


Oberingenieur, Berlin-Grunewald, Charlottenbrunner 


Post Lantawerk, 


Adressennachweis. 


O. E., Dresden-Blasewitz, Schubertstr. 14 1. 

Below, Studienrat Hans, Greifswald, Stralsunder Strasse 26. 
Faber E., Hamburg 39, Sierichstr. 100 III. 

Fabry, Pater, Südende, Anhalter Strasse 6. 


Barz, 


Fries, Frankfurt a. M., Luxemburger Allee 16 IL 

Consalvus, Missinnssckretar Pater Dr., Crefeld, Hülserstr. 574, 

Hartz, Direktor Kurt, NW., Roonstr. 13, 

Heintze, Konsul L., Stettin, Kronenhofstr. 19. 

Jaeger, Oberstleutnant a. D. Friedrich, Berlin-Friedenau, Gosslerstr. 20. 

Jankowski, Konsul E. z. Zt. Magdeburg, Breiter Weg 232a, Pension 
Bode. 

Jürges, Eisenbahn-Inspektor, Essen-Ruhr, Drei-Lindenstr. 43, 

Kusche. Prof. Dr. W., Lübeck, Hohelandstr. 70, 

Marcks, Lothar, Hınkow, c’o. German Consulate General. 

Nathanson, A. ab 1. Oktober: Mailand, via S. Pellico 7. 

Raddatz, Eugen. Charlottenburg, Holtzendorffstr. 14 II. 

Radunski, C. Wilhelmshaven, Roonstr. 138. 

Reinsdorf, Konsul z. D. F., Kipsdorf (Sachsen), Parkstr. 10b. 

Ringer, Dr. rer. pol. Alfred, Freiburg i. Br., Glümerstr. 30. 


Sonnenschein, Pater, Reichsverband für die katholischen Auslands- 


deutschen, Berlin W. 30, Motzstr. 22. 
Scholz, Arthur, Tientsin, Ex German Concession. 
Starke, F. C. Forst i. L., Schützenstr. 11: 


Straube, Dipl.-Ing. H. J.. Frankfurt a. M., Rödelheimer Landstrasse 66 
b. Schäfer. 
keine Wilhelm, Dr. Wissenschaftlicher Beirat der Deutschen Gesandtschaft, 
Peking. ) 
C. Fink, Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: Dr. F. W. Mohr, (Hamburg; für_die Anzeigen: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. bi\H;;: Berlin, SW, 
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ZU NNNNNBUNRENENNNNNNNNNNNNNNENNNNNE 


Le Negociafeur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


DBHABBBAGDEDSDRRRDURROBOTDDDENBOURRADEROBDILLDEREDBRDIBBODLLEBDIORABHSDDBRDUDEEISDEIDBOREODDEROLDEADPBDDOBRRBUDRAEN AROURBORRDDRERUEDDRESDIEDBOHAODEEODITRBESODERBIRBEBEDIDERBRBRADEDRDEDBEERUBRODEUODEERRENNINR 


SS DEFTRTERBREERBENDENDDEDOEEEEDDDDDDISBNUDOBDOBRERBNUTODDODDEEEODDRDDODRRRRUNNE SOUND: 


Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 


Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Koponhagen, 
Schwedischen Ostaslatischen Kompagnie, Gothenburg, 
und Norsk Afrika og Australic Linie. 


(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 

Newchwang, Shanghai, Kobe, Yo- 

kohama, Moji, evt. Dalny und/oder 
Wladiwostock 


M/S. „Malaya‘'‘ . 31. August 
D. „Sumatra“ 15. Sept 
T/S. „Parana“' . 30. Sept 
M/S. „Formosa‘“' 15. Okt. 
M/S. „Australien‘‘ 30. Okt. 


Port Said, Colombo, Penang, Kae 


und Bangkok (direkt) 


M/S. „Selandia‘' . 2. September 
M/S. „Jutlandia““ . . ca. Ende nel 
M/S. „Falstria .. | | 


Güterannahme Kalschuppen 57. 
Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 
Ferdinandstraße 29/33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkentor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 


Chemische und pharmazeutische Produkte 
Ampullen für subkufane Injektionen 
NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 


SETIESESTTTTEETSETTTTETLUETTTSTTTESTITEPSETTSTTESTELTTETTEZSTTEE THESE SLTSE EL TITETESTTETLTTSSETITTTTTETTTTITTITETE STILE TELTTRITTTEETELITTETTTDTEPETLITEETTITTEFITTTTTETETDETLTE TIL ERD LEE DT ET U 


Telegr.-Adr.: Negociateur Basel. Korrespondenzen: 
Deutsch, Französisch, Englisch, Italienisch, Spanisch 


os Sat ntlerndisennulltukltell®tenlsniintinslitttntunlsltesunnensahallunlallialliislhl167 


The „Elen“Line & „Shire“ Line 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penang, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghal und den 
Japanischen Häfen direkt 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 
Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Glenitfer‘‘ am 12. September 
(Änderungen vorbehalten) 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Eider Dempster & Co., Ltd. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 8453, Eibe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 
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BE Allgemeiner und polifischer Teil 


(Abgeschlossen am 23. September 1922.) 


Zur Lage in China. 


Nach einer Studienreise, die ihn durch ganz China geführt 
hat, schildert Perceval Landon im Londoner „Daily Teiegraph“ 
die Aussichten einer baldigen Gesundung der Verhältnisse in 
China in sehr trüben Farben. Noch schlimmer als im Norden 
lägen die Dinge im Süden. Landon befürchtet, daß auch das 
Verschwinden Sun Yat-sens von der politischen Bildfläche wenig 
wutzen wird. Solange (ieneral Chen Chiung-mieg, älınlich wie 
Wu Pei-fu, der immer mehr mit Marschall Tsao Kun und Ge- 
ncral Chen Ching-nming zerfällt, sich dafür aber neuerdings Sun 
Yıt-sen wieder nähert, es abl=hne, selbst mit starker Hand ein- 
zugreifen, sich vielmehr Peking gegenüber im Hintergrunde 
halte, sei keine Aussicht auf Besserung der Vernältnisse zu er- 
warten. Es ständen China noch viele Jahre der Unruhe bevor. 
Dieser Auffassung haben wir schon in einem ..eitartikel der 
Augustnummer Ausdruck verlichen. 

Seitdem ist nun zwar das alte Parlament wieder zusammen- 
getreten. Aber die darauf zegründeten Moffnungen, die sich in 
der dentschen Presse vielfach schon zu bestimmten Erwartun- 
gen, wenn nicht angevlichen Tatsachen verdichtet haben, schei- 
nen sich nicht zu verwirklichen. Zu großzügiger Gesetzesarbeit 
wird sich das Parlament schwerlich aufrafien, solange, wie es 
zurzeit der Fall ist, die selbstsüchtigen Interessen der Parteien 
den Ausschlag geben. Zunächst hat es sich geweigert, der 
Ernennung Tang Shao-yis zum Ministerpräsidenten zuzustimmen, 
<o daß es schon wieder einmal an einer gesetzmäßigen Regie- 
rung fehlt (vorausgesetzt, daß das alte Parlament tasächlich 
berechtigt ist, eine solche zu bilden). 

Wie wenig Einizrkeit unter den gegrenwärtigen Machthabern 
in Peking herrscht, ergibt sich auch daraus, daß (ieneral Wu 
Pei-fu nicht nur eine Einladung des Präsidenten Li Yuan-hung, 
zu Besprechungen nach Peking zu koınmen, abgelehnt hat, son- 
dern ostentativ in sein Hauptquartier nach Lovang zurück- 
kehrte und dem Präsidenten erklärte, er sei Soldat und nur Sol- 
dat und könne sich deshalb in die Politik nicht einmischen. Auch 
Tsao Kun lehnte es ab, nach Peking zu kommen, entsandte 
aber, um der Form Genüge zu tun, Vertreter. Ob dabei, wie 
die japanische Presse behauptet, zwischen Wu Pei-fu und Tsao 
Kun vollständiges Einvernehmen festzustellen ist, oder ob die 
aus amerikanischen Einflüssen nicht. unzugänglicken Quellen 
stammende Meldung, Tsao und Wu hätten sich entzweit, weil 
letzterer auf die Ernennung eines Südchinesen zum Vizepräsi- 
aenten besteht, während ersterer den Posten selbst anstrebt, 
Yäßt sich von. hier aus nicht entscheiden. Dagsgen bezeichnet 
Peuter die Annahme, daB Wu Pei-fu sich niit Chen C-hiung-ming 
xeeinigt habe, für unnerechtigt, wenigstens für übertrieben; bei 
einem Meinungsaustausch hätten sich weit auseinandergehende 
Auffassungen ergeben. da Wu auf einer starkcsu Zentralisation 
der Regierung besteht, Chen daperen einen aus selbständigen 
Provinzen gebildeten Bundesstaat anstrebt. Es scheint übrigens, 
nach Auslassungen der „Peking Daily News“, daß die Fekinger 
Regierung vielmehr den Standpunkt Chens zuneigt als dem 
Wus; möglich, daß auch darin der Grund zu suchen ist, daß Wu 
sich zurzeit von Peking fernhält. 

In den Provinzen vollzieht sich ein formeller Wandel. Dem 
Beispiel des Tutschüns von Chekiang, General Lu Yung-shiang, 
folgend, hat eine Anzahl der Tutschüns auf ihre Posten ver- 
zichtet, sich aber von den Provinziallandtagen dafür mit einem 
Auftrag, ihre Provinz zu reorganisieren, betrauen lassen. Ihre 
Stellung wird dadurch kaum selbst geändert; sie heißen nur nicht 
mehr Tutschüns, sondern sind von der Pekinzer Regierung, die 
diesem Treiben machtlos zusieht, zu Tupans ernannt worden. 

Dabei herrschte in den Provinzen keineswegs Ruhe und 
Ordnung. In einem Shanghaier Brief vom Anfang August heißt 
es: „Der große Kampi um die Herrschaft in Peking war nur 


der Anfang zu den zahlreichen Kämpfen, die sich jetzt in den 
Provinzen abspielen, die an jenem Ringen nicht unmittelbar 
beteiligt waren. Im Süden seuizt die arme Provinz Kuangsi 
unter den Räuberbanden, die das Land um das letzte bringen, 
was noch da ist. In Kuangtung stehen sich die Truppen Sun 
Yat-sens und Chen Chiung-mings gegenüber, jeder zu schwach, 
um dem andern eine entscheidende Schlacht zu liefern, aber 
stark genug, die ganze Nachbarschaft zu verwüsten und aus- 
zurauben, so daß der Handel schwer daniederliegt. In Kiangsi 
sind die Truppen des ehemaligen Gouverneurs eingefallen, um 
diese Provinz wieder in seine Gewalt zu bringen. Hunan ist 
schon längst halb vernichtet, hat aber wieder durch die Lasten 
schwer zu leiden, die Truppenverschiebungen und Durchmärsche 
stets mit sich bringen. In Hupeh stehen sich zwei feindliche 
Gruppen gegenüber. In Szechuan ziehen sogar drei Heerführer 
umher. In Honan könner die Räuberbanden nicht unterdrückt 
werden. Und so gelit es weiter durch das ganze Land.“ 

Es kann unter solchen Umständen nicht überraschen, daß 
insbesondere die japanische Presse, die wohl den besten Ein- 
blick in die chinesichen Dinge hat, an der baldigen Gesundung 
Chinas verzwe'felt.e. So stellt z. B. die „Shun Tien Shi Pao“ 
höhnisch fest, bisher habe die Regierung weder mit ihren Ver- 
suchen, die Zahl der Truppen einzuschränken, Erfolg, noch auch 
mit ihren Bemühungen, die Tutschünate zu beseitigen. Autori- 
tät habe sie überhaupt nicht, kein General kümınere sich um die 
Anordnungen Pekings. 

Landon betont im „Telegraph“, keine fremde Macht könne 
unter den heutigen Verhältnissen China retten. China müsse 
sich zunächst auf sich selbst besinnen und aus eigener Kraft 
den Weg zur Gesundung finden. Bis dahin sei auch an eine 
Anleihe des Auslandes nicht zu denken, die ohne eine sehr weit- 
reichende Finanzkontrolle unmöglich sei. 

In den Kreisen der Ausländer in China, erklärt L.andon 
weiter, herrsche der größte Pessimismus. Allgemein hicße es, 
kein Ausländer hege den Wunsch, daß seine Kinder einst seine 
in China begonnene Arbeit fortsetzten. Wir wollen es dahin- 
gestellt sein lassen, ob tatsächlich eine solche Stimmung in 
allen ausländischen Kreisen berechtigt ist. Soweit sich von hier 
aus ein Bild gewinnen läßt, wirft Landon zweierlei durchein- 
ander, die politische und die wirtschaftliche Lage. Sicherlich wird 
letztere durch erstere beeinflußt, und sie wird um so mehr 
leiden, je länger das politische Chaos anhält. Unter den 
Kämpfen, wie sie zurzeit noch in Süd-China geführt werden, wo 
Chen Chiung-ming die Sun Yat-senschen Truppen aufzureiben 
bestrebt ist, leiden unzweifelhaft einzelne Landesteile sehr. Aber 
aus anderen wird gleichzeitig eine lebhafte wirtschaftliche Ent- 
wicklung gemeldet. Landon verallgemeinert offenbar und über- 
trägt vor allem die Stimmung, die er unter den ihm nahe- 
stehenden Engländern beobachtet hat, auf die Gesamtheit der 
Ausländer. Sein2 Landsleute haben sich wieder einmal durch 
übermäßige Spekulationskäufe von Waren, wobei sie mit eincın 
fortgesetzt ungewöhnlich hohen Silberstand rechneten, der aber 
längst auf etwa die Hälfte des erreichten Maximums zurück- 
gegangen ist, in eine schwierige Lage gebracht. Die großen 
namentlich von Engländern und Amerikanern während des 
Krieges gemachten Gewinne sollen dabei restlos wieder ver- 
loren gegangen sein. Lange genug haben sich die Engländer frei- 
lich dagegen gesträubt, andere Wege in China zu gehen, als dig 
Veberlieferung mit ihren vielen Beqnemlichkeiten und gewalti- 
gen Gewinnaussichten ihnen wies. Daß schon seit zwei Jahr- 
zehnten die Deutschen erfolgreich andere Wege eingen, war ja 
letzten Endes mit der Hauptgrund, weshalb sie in China als 
verächtliche „Hurnen‘“ hingestellt wurden, die man mit Gewalt 
aus dem Lande treiben mußte. Die Entwicklung der Dinge aber 
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hat sich trotzalledem anders gestaltet, als man in englischen Krei- 
sen gewünscht und gehofft hatte. Diese Erkenntnis hat viel 
dazu beigetragen, den heute unter ihnen herrschenden Pessi- 
ınismus entstehen zu lassen. Sicherlich lassen die Dinge zurzeit 
in China viel zu wünschen übrig. Wo wäre das Land, das 
nach dem Sturz einer Regierung, die Jahrhunderte die Gewalt 
in Händen gehabt hatte, nicht schwere Zeiten durchzuniachen 
hätte, wie das auch China selbst bei jedem Sturz einer Dynastie 
erfahren hat? Aber deshalb ist ein Anlaß zu einem Pessi- 


mismus, wie ihn Landon schildert, noch keineswegs gegeben. 
Wer ehrlich anı Wiederaufbau Chinas ınitarbeiten will, 
wird trotz aller Schwierigkeiten, die zurzeit bestehen und auch 
in der nächsten Zukunft noch nicht überwunden werden können, 
ein lohnendes Feld für seine Tätigkeit finden. Der natürliche 
Reichtum des Landes ist so groß und seine Bevölkerung so ar- 
beitsam und klug, daß trotz aller politischen Wirren auch für 
China der Tag kommen wird, wo es sich erholt haben und zu 
neuer Blüte entfalten wird. CF. 


Der pazifische Verband. 


In Honolulu wird in der Zeit vom 25. Oktober bis zum 
Ss. November der vierte allpazifische Tag stattfinden. Diese 
Zusammenkünfte von Vertretern der Staaten, die an den Stillen 
Ozean grenzen, haben schon mancherlei dazu beigetragen, das 
wegenseitige Verständnis der Interessen und Bedürfnisse dieser 
Völker zu klären. Das erste Mal waren es Gelehrte, die zu- 
sımmenkamen, das zweite Mal praktische Schulmänner, das 
dritte Mal Journalisten. Dieses Mal nun wollen Vertreter der 
wirtschaftlichen Kreise ihre Auffassungen und Bestrebungen 
vertreten. Die Leitung der Konferenz wird in den Händen der 
Vereinigten Staaten liegen; die Vorbereitungen trifft das 
\Washingtoner Handelsamt unter Mitwirkung einer Anzahl Dele- 
gierten zur großen Washingtoner Konferenz. Die Tagung wird 
sich über ganze zwei Wochen ausdehnen, was allerdings an- 


gesichts des sehr umfangreichen Stoffes, der zur Erörterung 
gestellt wird, nicht zu viel erscheint. Auf der Tagesordnung 
stehen: Handel, Verkehr und Beförderungsmöglichkeiten, Er- 
schlieBung der natürlichen Reichtümer der Länder am Stillen 
Ozean und Schutz gegen ihre planlose Ausbeutung, Finanz- 
probleme und Möglichkeiten von Kapitalanlagen. Dazu sollen 
dann noch allgemeine politsche Fragen, internationale Einfüh- 
rung einer Schiedsgerichtsbarkeit bei den aus dem Handels- 
verkehr sich ergebenden Streitigkeiten kommen. Sehr großes 
Interesse wird der Tagung in Japan entgegengebracht; Vicomte 
Shibusawa stellt eine starke Vertretung seiner Landsleute in 
Aussicht. Aber auch China will nicht zurückbleiben und 
denkt an die Entsendung einer mehrköpfigen Abordnung. 


Japan und Rußland. 


Am 4. September sind in Changchun in der japanischen 
Eisenbahnzone in der Mandschurei der Direktor im japanischen 
Auswärtigen Amt Graf Matsudaira und Generalkonsul Manusima 
zu einer neuen Konferenz mit den Vertretern der Sowjetregierung 
in Moskau und der Regierung von Tschita Jofiz und Janson 
zusammengetreten, um ein Abkommen abzuschließen, das den 
dringenden Bedürfnissen beider einander benachbarten Völker 
Rechnung trägt. Schon nach wenigen Tagen stellten sich aber 
so große Gegensätze heraus, daß ein erfolgreiches Verhandeln 
zunächst aussichtslos erscheinen mußte. Japan bestand, wie 
es das schon seinerzeit bei den Dairener Verhandlungen getan 
hatte, darauf, daß die Tschitaer Regierung sich verpflichtete, 
von jeder kommunistischen Propaganda außerhalb seiner 
Grenzen abzusehen, daß es sich für die Sicherheit des Lebens 
und Eigentums aller Ausländer in Sibirien verbürge und die be- 
reits von Japanern und anderen Ausländern in Sibirien erworbe- 
nen Rechte anerkenne. Darauf einzugehen, lehnten die Sowjet- 
vertreter am 6. September in aller Form auf das Bestimmteste 
ab. Wenige Tage darauf teilte Juoife den Japanern mit, er sei 
von Moskau angewiesen worden, zu verlangen, daß nicht nur 
alle die Republik des Fernen Ostens, sondern auch die Sowijet- 
rußland selbst angehenden Fragen geregelt würden. Daraufhin 
kamen die Verhandlungen am 14. September vollständig zum 
Stillstand. Gleichzeitig erklärten die Vertreter Rußlands Presse- 
vertretern in Chanxzchun, in Moskau hätte man nie damit ge- 
rechnet, daß die früheren Dairener Verhandlungen als Grund- 
lage für die neuen Verhandlungen gebraucht werden sollten; 
davon habe Tokyo in den vorbereitenden Noten nichts erwähnt; 
man sei daher in Moskau im hohen Maße durch diese Forderung 
Japans überrascht worden. In Changchun wurde ferner ver- 
breitet, die Entwicklung der Konferenz sei wesentlich auch 
unrch Machenschaften Frankreichs beeinflußt worden, das großen 
Druck auf Japan ausube, von irgendwelchen Verhandlungen mit 
Wulfand abzustehen, da solche mit den Beschlüssen der Genuaer 
Konierenz unvereinbar seien. Es scheint indessen, daß man in 
TFokvo diese Hemmungen sehr schnell überwunden hat. Denn 
schon anı 15. September meldete Reuter, daB man sich in 
Ciumschun geeinixt habe, zunachst über ein reines Handelsab- 
kommen zu verhandeln, das sich ausschließlich auf Ostasien be- 
Ziten sollt® Man newne an, Tusste die englische Agentur hinzu, 


daß wenn dieses erst unter Dach und Fach gebracht sei, eine 
Einigung über die anderen Fragen ebenfalls zustande kommen 
werde. Auch von Moskau kam durch amtlichen Funkspruch 
eine Erklärung, wonach die russische Regierung bereit sei, Ver- 
gangenes zu vergessen und ein freundschaftliches Einvernehmen 
mit Japan herzustellen, vorausgesetzt, daß Japan nicht einseitig 
nur auf die Erfüllung seiner eigenen Forderungen bestände. 
Daraufhin sind die Verhandlungen wieder in Gang gekommen. 
Ganz glatt werden sie nicht verlaufen, dazu sind zu viel grund- 
sätzliche Gegensätze vorhanden. Dem ersten Abbruch max 
ein zweiter folgen. Aber es ist doch anzunehmen, daß man 
sich schließlich irgendwie einigen wird. 

Man gewinnt aus dem bisherigen Verlauf der Konferenz 
durchaus den Eindruck, als ob Japan sehr viel daran gelegen 
ist, sich über die grundsätzlichen Fragen mit Rußland zu einigen. 
ohne die später ein enges Verhältnis zu Moskau undenkbar ist. 
das Japan angesichts der Erfahrungen, die es in den letzten 
Jahren mit den angelsächsischen Mächten gemachıt hat, iur 
unerläßlich notwendig erachtet. Ein Teil der japanischen Presse 
deutet bereits an, falls Japan und Rußland nach einer Einizung 
in Changcehun zu keinem annehmbaren Einvernehmen mit den 
europäischen Mächten kämen, ihnen der gemeinsame Weg nach 
Amerika schr viel leichter sein würde, als jetzt, wo sie getrennt 
anpochen müßten. Im übrigen erwartet die öffentliche Meinung 
in Japan entschieden, daß ein Einvernehmen mit Rußland cr- 
zielt wird. Die „Yorodzu” regt sogar an, daß der Minister des 
Acußern Graf Uchida selbst nach Changchun gehe, um die Ver- 
handIngen zu leiten. Die größte Schwierigkeit macht Tuk:» 
zurzeit wohl nur noch, die Anerkennung der Sowjetregieru” 
de jure auszusprechen, de facto ist die Anerkennung ja dur. 
die Tatsache, daß überhaupt Verhandlungen stattiinden, sche 
vollzogen. Daß auch Rußland bei der Neuorientierung seint 
Außenpolitik, die sich fortan nicht wie in den letzten Jarr- 
hunderten auf einen Gegensatz zum Islam, sondern auf ein Z» 
sammengehen mit allen asiatischen Völkern, die ihre natonde 
Selbständigkeit erstreben, stützen zu wollen scheint, aubel- 
ordentlich viel darauf ankommt, freundnachbarliche Beziehungen 
mit den Ländern des Fernen Ostens zu haben, ist seld® 
verständlich. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Das neue Kabinett, Nach wochenlangen Bemühungen des 
interimistischen Präsidenten Li Yuan-hung schien Mitte August 
die Bildung einer neuen Regierung gelungen zu sein. Der 
Ministerrat sollte sich danach, wie folgt, zusammensetzen: 

Tang Shao-yi, Ministerpräsident; 

Ku Wei-chiun, Auswärtiges; 

Kao Ling-wei, Finanzen; 

General Chang Shou-hsing, Krieg; 

Admiral Li Ting-hsin, Flotte; 

Chang Yao-cheng, Justiz; 

- Wang Chung-hui, Unterricht; 

Luo Sin, Ackerbau, Gewerbe und Handel; 

Kao Eng-hung, Verkehrswesen. 

Das Kabinett ist aber nie in Wirksamkeit getreten, da das 
Parlament sich weigerte, Tang Shao-yi als Ministerpräsident zu 
bestätigen. An seiner Stelle hat dann Wang Chung-hui den 
Vorsitz übernommen und in UÜebereinstimmung mit den 
Wünschen des Parlaments das Kabinett etwas umgestaltet. Einzel- 
heiten darüber liegen noch nicht vor. Es ist nur bekannt 
geworden, daß Ku Wei-chiun (Wellington Koo, wie ihn die 
Engländer und Amerikaner nennen) das Auswärtige Amt bei- 
behält und daß Lo Wen-chan das Finanzministerium über- 
nimmt. Tatsächlich erreicht ist natürlich durch die Ernennung 
eines Kabinetts so lange nichts, wie nicht die Möglichkeit ge- 
schaffen ist, aus dem Finanzchaos herauszukommen. Dafür 
sind bisher aber keinerlei Möglichkeiten vorhanden. 


Fremde Einflüsse in China. Die Tokioer „Yorod:u“ stellt 
fest, daß hinter jeder politischen Bewegung in China fremder 
Einfluß stehe. So habe Yüan Shi-kai seinerzeit sich bei dem 
Sturz der Mandschudynastie auf Englands_klilfe stützen können. 
Der japanfeindliche Geist, der sich in den letzten Jahrzehnten 
geltend gemacht hätte, sei auf englische und amerikanische Um- 
tricbe zurückzuiühren. Die Wirkung dieser Machenschaften 
sei, daß im selben Maße, wie China die Betätigung Japans in 
China einschränke, der Einfluß Amerikas und Englanus wachse. 
Auch der Aufsticg Wu Pei-fus in neuester Zeit sei, wenigstens 
zum Teil, auf englische und amerikanische Unterstützung zu- 
rückzuführen, ihre Kriegsschiffe hätten Wu auf dem Yangtse 
große Dienste geleistet und ihre Offiziere hätten unter dem Vor- 
geben, die Kämpfe beobachten zu wollen, ihnen strategische und 
taktische Ratschlige erteilt. Bei dem Abfall der Truppen in der 
Mandschurei von Chang Tso-lin habe englisches und amerika- 
risches Geld eine Rolle gespielt. Auf die Verkehrspartei hätten 
England und Amerika im letzten Jahre unzeheuren Druck aus- 
geübt, um in chinesischen Finanzkreisen eine Panik heraufzube- 
schwören und die Bank von China und die Verkehrsbank in den 
Bankerott zu treiben. Das japanische Blatt beschuldigt dabei 
den Generalinspektor der Seezollverwaltung Sir Francis Aglen, 
diese ganze Bewegung geleitet zu haben. Durch solche Machen- 
schaften sei der japanische EinfluB immer weiter zurück- 
scdrängt und heute tatsächlich auf eine reine Abwehrstellung 
beschränkt. Ganz so hilflos, wie es danach scheinen könnte, ist 
aber Japan offenbar nicht. Die Londoner „Times“ klagt über 
die Schwierigkeiten, die Japan dem Internationalen Bank- 
konsortium bereite, das unter gewissen Bedingungen bereit sci. 
China 15 Millionen Dollars zn leihen; Japan aber, erklärt das 
englische Blatt, habe Einspruch dagegen erhoben: es sei dem 
Konsortium nur beigetreten, un es durch scinen Einspruch un- 
wirksam zu machen. 


Rußland und China. Der Vertreter der Moskauer Sowjet- 
regierung Joffe ist in Peking schr warm empfangen worden. 
Man erkennt in chinesischen Kreisen ofienbar die Notwendig- 
keit an, sich mit einem Nachbar zu einigen, dessen Grenze das 
chinesische Reich in seiner ganzen Ausdelhnunz im Norden und 
zum Teil im Westen berührt. Dazu kommt, daß in Thina die 
UÜcberzeugung immer weiter um sich-greift, daß das chinesische 
Volk ein Opfer der imperialistischen Bestrebiingen anderer 
Staaten ist und allen Aniaß habe, freundschaftliche Beziehungen 


zu der Macht zu suchen, die der Politik der Staaten, die China 
bedrängen, auf das Entschiedenste Widerstand leistet. In diesem 
Sinne hat sich vor allen auch die Pekinger „lien Puo“ ge- 
äußert. Die Regierung und die maßzebenden wirtschaftlichen 
Vereinigungen begrüßten Joffe bei einen Festmarl, die Studen- 
ten huldigten ihm in einer Versammlung, die in der Universi- 
täts-Aula stattfand. Moskau selbst erklärt, es strebe zurzeit 
keinen Handelsvertrag mit China an, sondern wolle nur die 
fieundnachbarlichen Beziehungen wieder herstellen. Aust be- 
tont Moskau, daB es nie daran gedacht habe, Ürga zu besetzen: 
die Entsendung von Truppen in die Mongolei sei zotwendig ge- 
wesen, um endlich den Angriffen des Baron Ung:rn-Sternberg 
den Boden zu entziehen; es habe bisher seine Truppen im Gegen- 
satz zu seinen ursprünglichen Absichten nnen nicht wieder zu- 
rückgezogen, da das mongolische Volk dringend gebeten habe, 
sie vorläufig noch in der Mongolei zu !assen. Schiießlich weist 
Moskau darauf hin, daß es nicht Rußland, sondern die anderen 
Großmächte scien, die durch die Unterhaltung von Truppen im 
eigentlichen China die Hoheitsrechte Chinas beeinträchtigen. 
Daß solche Worte den Chinesen angenehm klinzen, liegt auf der 
Hand. Inzwischen sind die Vorbespiechungen zwischen der 
chinesischen Regierung und dem Vertreter Maskaus soweit ge- 
ciehen, daß man mit der Eröffnung formeller Verhandlungen in 
Kürze rechnet. 


Japan und China. Im allgemeinen macht sich in der ja- 
panischen Presse das Bestreben geltend, die japanische Regiec- 
rung von jeglicher Einmischung in die chinesischen Dinge oder 
die Annäherung an die eine oder andere der sich beschimpfen- 
den Parteien abzuhalten. Aber sie warnt auch ebenso nach- 
drücklich, sich von England oder Amerika ins Schlepptau 
nehmen zu lassen. Höchstens dürfe sie in Peking in Ueber- 
einstimmung mit den Washingtoner Beschlüssen zu einer Ent- 
lassıng von Truppen raten. 


Chinesische Studenten. In der Londoner Presse macheu sich 
letztliin Meinungsverschiedenheiten darüber geltend, ob es sich 
empfichlt, für die Ausbildung chinesischer Studenten erhebliche 
Gieldmittel in der Erwartung aufzuwenden, sich damit Freunde 
heranzuziehen, die später auf die eine oder andere Weise Eng- 
Inad von Nutzen sein würden. In der „Times“ war Sir Walter 
de Freece auf das Entschiedenste dafür eingetreten, daß so 
viele Chinesen wie irgend möglich veranlaßt würden, in Eng- 
land zu studieren. und machte den zuständigen Stellen Vor- 
würfe, daB sie die chinesischen Studenten bisher nicht richtig 
behandelt, vielmehr veranlaßt hätten, England den Rücken zu 
kehren und nach Deutschland zu gehen. (Soweit das geschehen 
ist, dürfte vor allem die Möglichkeit, in Deutschland billiger als 
in England zu leben, den Ausschlag gegeben haben. Die Schrift- 
leitung.) De Freece meint, es sei auch völlig nutzlos, englische 
Fabriken für chinesische Studenten zu schließen; was sie in 
England nicht sähen und lernten, würde ilmien in anderen Län- 
dern bereitwilligst gezeigt. So beschäftige z. B. die Illinois 
Railway Co. zalılreiche chinesische Studenten, ebenso fänden 
sie Beschäftigung bei den Straßenbauten der New Yorker Stadt- 
verwaltung. Demgegenüber warnt J. ©. P. Bland auf das Ent- 
schiedenste davor, sich in dieser Frage von sentimentalen 
Rücksichten leiten zu lassen. Im Auslande auseebildete Chine- 
sen hätten sich, wenn sie in wirklich maßzebende Stellungen in 
China kämen, noch nie von Gedanken leiten lassen, die in ihren 
Beweggründen wie ihrer Wirkung nicht ausschtießlich orienta- 
lisch seien. Oft genug ginge gerade von den aus dem Auslande 
zurückgekehrten Studenten die politische Agitation gegen das 
Ausland aus; so sei zZ. B. die Forderung des Erlasses der Boxer- 
entschädigung nur von ihnen erhoben und immer wieder ver- 
treten. um China wirtschaftlich vom Auslande unabhängig zu 
machen. Bland kommt zu dem Schlusse, letzten Endes könne 
es doch nicht Sache fremder Mächte sein, sich mit den Kosten 
der Erziehung zahlloser chinesischer Studenten zu belasten, 
Jedes Land müsse die Kosten der Ausbildung der Geister. die 
später seine Geschicke leiten sollen. selbst bezahlen: an diesen 
Gedanken müsse sich auch Jungchina gewöhnen. Einen älın- 
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lichen Standpunkt wie de Frecce vertritt neuerdings übrigens 
auch die Tokioer „Yorodzu”, die drinzend eimpünenlt, auf einen 
Teil der Boxerentschädigung zu verzichten, und ger Ausbildung 
chinesischer Studenten die größie Aufmerksamkeit zu schenken. 
In Tokio studieren zurzeit an 3000 Chinesen, von denen 300 
auf Kosten der Pekinger Regierung oder Provinzen dorthin ge- 
sandt sind. 

Auf den Umfang der Unterstützung chinesischer Lehr- 
anstalten durch England kann man einen Schluß ziehen, wenn 
man hört, daß auf der letzten Tagung der britischen Handels- 
kammer in Shanghai für die nächsten fünf Jahre Unterstützung 
für 18 chinesische Schulen im Betrage von 300 bis 5000 Dollar ini 
Jalıre bewilligt worden sind. Mit diesem Gelde soll zum Teil 
der englische Lehrkörper dieser Schulen vermehrt und sollen 
zum Teil Laboratorien usw. eingerichtet und unterhalten wer- 
den. Daneben haben die englischen Kaufleute ein größeres Sti- 
pendium für die Universität Hongkong geschaffen. Enestes Zu- 
sammenarbeiten mit der englischen Mission ist von den briti- 
schen Handelskammern als unbedingt nötig bezeichnet worden. 


Deutsche katholische Missionen. Franxreich sucht heute 
aurch Machenschaften aller Art auch die deutschen kKrtholischen 
Missionen in China wieder unter seine Gewalt zu bringen, wie 
sie es waren, ehe Bischof von Anzer sich und die deutschen 
Creistlichen seines Bistums im Jahre 1890 unter deutschen 
Schutz stellte. Die „Kölnische Volkszeitung“ tritt gegen die 
Bestrebungen Frankreichs scharf ein und fordert eine nach- 
rückliche Unterstützunz der von den deutschen katholischen 
Missionen gegründeten und unterhaltenen Schulen, die nicht nur 
„ls ein christlickes Liebeswerk, sendern auch als eine vater- 
ländische Tat zu beurteilen scien. Daß gerade diese Schulen 
ueuerdings erhebliche Fortschrit!e gemacht haben, wird von der 
Pariser „Action francnise“* rückhaltlos anerkannt. Wie wenig 
berechtigt Frankreich ist, den Schutz der deutschen Missionen 
wieder in Anspruch zu nehmen, geht aus derselben „Action 
francaise" hervor, die sich ernstlich mit der Frage beschäftixt, 
wie dem Rückschritt des französischen Missionswesen in Zu- 
kunft entgegenzzwirkt werden könne. 


Kuangchouwan. In Canton hat sich ein 
Rückgewinnung Kuangchouwans“ gebildet, dem vornehmlich 
Studenten und Schüler angeliören. Der Verein tritt ziemlich 
lärmend auf: seine Agitation steht im umg:kehrten Verhältnis 
zur wirtschaftlichen und kulturellen Bedeutung des französischen 
Pachtgebietes. Um Stimmung für seine rein politischen Forde- 
rungen zu machen, weist der Verein auf die schweren Steuern, 
die Frankreich der Bevölkerung auferlegt, und die rücksichts- 
lose Behandlung hin, die es ihr zuteil werden läßt: insbesondere 
sei durch die skrupellose Ausbeute des Opiummonopols die Be- 
völkerune moralisch ganz heruntergewirtschaftet. Unvortin- 
senommene Beobachter werden Jie darin enthaltenen UÜeber- 
tteibungen ohne weiteres erkennen. 

Eisenbahnstreiks. Fnde August sind die Angestellten der 
Pekinse—Hankauer und der Peking —Suiyaner Bahn in einen 
Streik einzetreten. Auf ersterer wotlen sie angeblich bessere 
Arbeitsbedingunzen erringen und lehnen «ie Betärderung von 
Truppen, die im Bürgerkrieg verwandt werdn sollen, ab, auf 
letzterer protestieren die Anzestellten gegen dıs Kontroilrecht 
ausländischer Gläubiger. Die tieferen Grinde sind aber »ach 
Aufiassunsz chinesischer Blätter politischer Art und werden von 
ihnen auf den früheren Verkehrsminister Yeh Kung-chn zrrück- 
efuhrt, dessen Vertrauenslente aneeblich zun Streik wehetzt 
haben. Die seinerzeit von Yeh Kung-cho an den genannten 
Bahnen anzestellten Beamten waren ven der nerven Regierung 
entlassen. die auch verschärfte Dienstorsnniwen einweführt hat; 
dafur habe Yeh sich aneeblich rächen wollen und das getan, 
indem er durch die Proklamierung des Streiks der „euen Regie- 
runz Schwieriskveiten bereitete. 

Kurze Meldungen. Es bestätigt sich, daß Chang Tso- 
ins Stellung ir der Mandschureif dvrch die Nieder- 
lite seiner Truppen bei Peking nur vorüdergchend geschwächt 
war. Er ist heute der unbeschrankte Ilerr der Mandschurei 
und kummert sich um keine Anweisung Pekines. Den Befehl 
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der Zentralregierung, die Salz- und Zolleinna’'sinen freizugeben 
ınd sich eines Einzriffs in die Eisenbahn zu enthäaiten, Int er 
Yisher ignoriert. Den ihm droherden Engländern hat er erklärt. 
cr werde ihnen, wenn sie ihm gexenüber nicht andere Saiten 
aufzösen, alle Vertragsrechte aberkennen. 

Sun Yat-sen hat sich nach Shaughai in Sicherheit ge- 
bracht. Mit Unterstützung des britischen Generalknnsuls in 
Canton, dem er später dafür teicgraphisciı gedankt hat, hate 
ihn ein britisches Kanonenboot rach Hongkong gebracht; von 
dort ist er dann auf der „EmpreßB of Russia” nach Norden ge- 
fahren. Da ihm eine Landung in der Internationaien Nicder- 
lassung in Shanghai nicht gestattet wurde, ist er in Wwusung an 
Land gegangen und hat sich von dort im Auto in die franzö- 
sische Niederlassung begeben, wa er sich seitdein, scharf be- 
wacht, da sein Leben bedroht erscheint, aufhält. 

Wu Pei-fu ist in Loyang mit der Ausbildung seine: 
Truppen, die er nach jeder Richtung vervollkommt, beschäftict: 
er rechnet mit neuen Kämpfen, che es zu einer Wiederver- 
einigung Chinas kommt. 

Die beiden letzten Finanzminister Chinas Chou Tse-chi 
und Tung Kang haben sich nach Amerika begeben. 

Als ein Teil des alten Parlaments nach Canton über- 
siedelte, ließ die Pekinger Regierung sich bestimmen, iür die 
Abgeardneten, die sich der Südregierunz zuzewandt hatten. 
Ersatzmänner zu ernennen, um so die Beschlußtähigkeit 
des Hauses aufrechtzuerhalten. Sie sind, nachdem Jie Mehrheit 
der ursprünglichen Abgeordneten nach Peking zurückge\chrt 
ist, überflüssig geworden. Um Kundgebungen und weiteren 
Schwierigkeiten zu entgehen, hat die Pekinzer Regierung sich 
jetzt entschließen müssen, diese stellvertretenden Abgenidneten 
ımit einem Monatsgehalt von $ 400 als Beamte anzustellen. 

Es machen sich allerlei Anzeichen bemerkbar, wonach das 
heute unabhängige, früher russische Turkestan, an dessen Spitze 
heute Enver Pascha als Emir von Buchara steht. eine An- 
gliederung an Chinesisch-Turkcstan anstrebr. 

Enzxland verlangt für Jie öffentlichen Gebäude in Weihai- 
wei eine Entschädigung von 2,5 Millionen Dollars. 

Der Vorsitzende der Londoner China Association hat zuxe- 
geben, daB der Hongkonger Seemannsstreik durch- 
aus politischer Natur zewesen ist und von der Caäantuoner 
Regierung unterstützt worden ist. Daß dieser Streik uberhaup! 
einen für Hongkong so schlimmen Ausgang hatte nelimen 
können, sei auf das mangelhafte Zusammenarbeiten des Au" 
wärtigen Amtes mit dem Kolonialamt in London zurückzuiihren. 

Auf der neu erschienenen amtlichen Karte dr „Rüssischen 
sozialistischen Bundes-Republik" ist die Mongolei ımit der 
Hauptstadt Urga als einer der 27 Staaten auizeführt, aus denen 
die russische Republik sich z.tsammensetzt. 

Erich von Salzmann spricht in der „Kölnischen Zeitung“ Ja- 
von, daß Macao in der nächsten Zeit politisch eine große R:!'r 
zu spielen berufen scheint; die Zeit des aufkommenden Natır- 
nalismus habe neuerdings den Trennungsgeist zwischen Eursp@ rt 
und Asiaten dort festgelext, „China empfindet Macao heite 2.8 
Piahl in seinem Fleisch, Portugal baut es zu einer modernen 
Festung aus.“ 

Das diplomatische Korps verhandelt zurzeit über eire Ver- 
lingerung der Stundung der Zahlıng der Boxer- 
entschädigung. 

In Holland interessiert man sich neuerdings lebiaft fur eine 
Beteiligung der holländischen Industrie m 
Bau der großen Balmn, die die Hauptstadt von Kansuh l.anchu 
mit Haichou, dem Hafen im Norden in der Provinz Kıianss- 
verbinden soll (L.anchou— Nsianfu- Kaifenefu —Suchou - Haicher) 
Die Helländer wollen nicht nur den Hafen Haichou ausbanı" 
sondern auch die 240 Kilometer lange Bahnstrecke bis Such" 
übernehmen. Zur Finanzierung will ein hollandisches Syn! 
für 30 Millionen Gulden chinesische Schatzanweisurgen ur 
zubringen suchen, die durch das Unternehmen selbst site 
zustellen wären. Der Erfolg der Bemühungen Jdes Sirdas!n 
die Anweisungen abzusetzen, ist indessen nach dem „Ne 
Rotterdamsche Courant” bisher angesichts der trostlosen pr 
tischen Lage in China schr gering gewesen. 


4: 


Die Räumung Tsingtaus von japanischen Truppen 
soll Erde Dezember vollendet sein. Bis dahin wird ein Infan- 
teriebataillen nebst dem Stab dort bleiben. 

In einem Vortraxz vor der Women's Internationil Leazue 
fr Peace and Liberty in Lugano über das heutige China er» 


klärte der britische Proiessor der Pbilosoprhie Bertrand 
Russell von der Universität Cambridge, daß, wenn die 
Furopäer ihre bisherige Politik in China weiter verfolgten, 


China bald ein einziger zroßer Militärstaat und seine alte Kultur 
vollständig zerstört sein würde. 

Eine in Peking tagende rein chenisische Tarifirevisions- 
Konierenz hat b:schlossen, die Regierung um Authebung 
des Likins zum 1. Januar 1924 zu ersuchen. 

Die englischen Pos!ämter in China sollen am 
30. November geschlossen werden. 

Der britische Gesandte in Peking Sir Beilby Alston 
scheint den Erwartungen des Auswärtigen Amtes in London 
nicht entsprochen zu haben, Er soll aus Gesundheitsrücksichten 
mit dem Gesandten in Buenos Aires Sir Ronald Macleay 
tauschen. 

Der amerikanische Marineminister Denby hat im Juli 
China einen kurzen Besuch abgestattet und dabei mit den maß- 
gebenden Männern Unterredung gehabt. Ueber den eigentlichen 
Anlaß, der Denby nach China geführt, wo er früher lange Jahre 
als Sekretär seines Vaters, der in den 80er Jahren Gesandter in 
Peking war, und später bei verschiedenen Gelegenheiten als 
Privatmann geweilt hat, verlautet nichts. 

Ver kurzem ist der frulere amerikanische "Gieneralkonsul 
Y. Carlton Bakerals Ratgeber Chang Tso-las in MukK- 
den eingetroffen. 

China plant eine Erhöhunz der Postgebiühren 
und Frachtraten sowie Einschränkung des Beumtenstabes 
seiner Verkehrsanstalten, um das Defizit der Verwalting, das 
etwa 20 Millionen Dollars im Jahre beträzt, zu bescitigen. 

In Shanghai haben die Angestellten wer China 
Merchant's Stean Navigation Coırpany Mitte 
August gestreikt, als ihre Forderung höherer Löhne abge- 
Ichnt wurde. Auch bei diesem Streik sind durch später ge- 
richt!iche Untersuchungen [reibereien von Keummmnistenr fest» 
vestellt worden. 

Eine gewisse Unruhe macht sich in chinesischen Kreisen 
betreiiss der Zukunft der P,eking-Hankauer Bahn 
bemerkbar. Die belgischen Gläubizer dieses Unternehmens, die 
letzthin allein für 15 Millionen Material eclizfert haben, ver- 
langen nicht nur eine Konsolivsierung aller ausstehenden Ver- 
pllichtungen der Wahn, sondern auch eine scharfe Kontrolle. 
Angesichts der Zaklungsunfühickeit Chinas droht damit der Ver- 
lust der ganzen Bahn, zumal (ieneral Wu Pei-fn bismer keine 
Neigung zeigt, auf eine Beschlagnahme der Eirnahmen dieser 
Bahn zu verzichten. 

In Peking ist Mitte September eine Konferenz von 
Schulmännern, zu der die Provinzen Vertreter gesandt 
haben, eröffnet worden. 

Meuternde Truppen haben Anfınr Auzust Kiukiang 
geplündert. An zweihundert Läden wurden dabei zerstört. Der 
Schaden wird arf drei Millionen Dellars geschätzt. 

In Cheioo war im August dieses Jahres ein amerika- 
nisches Geschwader, das aus 40 Kriessfahrzeugen 
bestand. 


Japan. 


Allzu freundlich hat die japanische 
Presse bei seinem Erscheinen das Kabinett Kato nicht auf- 
»unommen. Es wurde im allgemeinen als zu buremukratisch an- 
wcgrifien, und daß es sich mit auf die Seivrukaimelhrheit des 
Unterhauses stützen wollte, wefiel der Mehrheit der Blätter 
keineswezxs. Selbst eine Auslassung des Ministerpräsdenten, 
die erkennen ließ, die Rerierung hege wenig Neigung über 
wde Einzelbeit ihrer P!äne endlose Erörterungen aufikonımen Zu 
lassen. sei vielmehr entschlossen, einmal richtig mit starker 
Hand durchzugreifen, wurde von der „Osaka Mainichi” als 
cin Beweis fur die Willkür, mit der die „Bureaukraten“ 
rexieren würden, angegrilfen. Ein großer Teil der Opposition 


Das Kabinett Kato. 
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der Presse gegen das neue Kabinett dürfte darauf zurückzu- 
iühren sein, daß man in der Art, wie sich der Wechsel vollzogen 
hat, eine nene Stärkung der Genro sehen zu sollen glaubt, und 
die Eintüuhrung einer ausgesprochenen Parteiregierung wieder ins 
weite Feld gerückt zu sein scheint. Die „Yomiuri” sieht dagegen 
in dem Zustandekommen des bureaukratischen Kabinetts den 
Eintluß, den das Herrenhaus heute ausübe, und droht diesem, 
daß es eines Tages vom Unwillen des Volkes fortgewischt 
sein würde, was angesichts der Folgen bedauert werden müsse, 
Cie sich daraus notwendigerweise für das Kaiserhaus ergeben 
müßten. Die „Hochi" (wir haben schon in der Julinummer 
einen Aufsatz des Berliner Vertreters dieses Blattes Dr. Ikeda 
xebracht) und die „Miyako” griffen das neue Kabinett noch 
schärfer wegen seiner Hinneigung zur Seiyukei an. Nur die 
„Yoredzu’ warnt vor weiteren Parteifechden durch den UÜeber- 
gang der Regierung an die Opposition sei angesichts der vor- 
handenen Gevensätze nichts zu gewinnen; im Augenblick sei 
cine Regierung, wie die Katosche, die zu vermitteln suche, die 
einzig denkbare. Die Parteien möchten sich befchden, im Volk 
selbst aber wüchse, infolge der Kämpfe der Parteien die Ab- 
neigxung gegen das Parteiwesen, und damit grüben die Parteien 
letzten Endes sich ihr eigenes Grab. 

Finanzrefiorm. Die von der Regierung geplante Finanz- 
reforın geht der japanischen Fresse durchweg nicht weit genug. 
Die „Tokyo Asalıi“ stellt 5 Hauptpunkte auf, die unbedingt zu 
beachten Seien: 

1. Einschränkung der Verwaltungsausgaben, 

2. Auihebung des Goldausfuhrverbots, 

3. Aufliebung der Schutzzölle usw. für Industrie und Läand- 
wirtschaft, 

4. Verbot des Abschlusses von Anleihen zu nicht-produktiven 
Zwecken, 

5. Ermäßigung der Steuern und Eisenbahntarife. 

Dem fügt die „Jiji“ noch die Forderung der Bekämpfung des 
Wüuchers, namentlich im Kleinhandel, hinzu. Große Sorge macht 
sich die öffentliche Meinung über die aus den heutigen Verhält- 
nissen sich ergebende Arbeitslosigkeit, zu deren Bekämpfung die 
von der Regierung geplanten Einschränkungen der Ausgaben 
keineswegs ausreichten, die vielmehr durch die plötzliche Ent- 
lassung der in den Arsenalen und auf den Schiffbauplätzen 
überflüssig gewordenen Arbeiter der Militär- und Marinever- 
waltung erheblich verschärft worden sei. 

Japanische Abrüstunz. Die iapanische Resierune ıst zur- 
zeit fest entschlossen, die Einschränkungen ihrer Webrmacht 
durchzuführen, zu denen sie nach der Washingtoner Konferenz 
verpflichtzt ist. Die Zweifel daran, die vor kurzem noch 
wieder in der amerikanischen Presse laut geworden sind, er- 
scheinen unbegründet. Die Amerikaner sind zwar nicht in der 
Lage, in aller Foım Japan zu überwachen, wie die Abrüstung 
der curopäischen Mittelmächte von der Enicnte überwacht 
wird, aber sie haben Jvch ausreichend Mittel und Wege, sich 
über die tatsächlichen Verhältnisse dauernd auf dem Laufenden 
zu halten, und irgendein Versuch, die Washinsioner Abinachung 
zu umgehen. würde schr schnell zur Kenntnis dei Waslingtoner 
Behörden kommen und weiter zu Vorstellungen in Tokyo fülıren. 
Immerhin läßt sich aber die Tatsache nicht aus der Welt 
schaften. daß auch in amtlichen amerikanischen Kreisen ein 
großes Mißtrauen g2gen Japan wegen Innehaltung des Washine- 
toner Abkommens besteht. Vergrößert ist dieses augenschein- 
Ich dadurch, daß man in Tokio zunächst die Ratifikation des 
Washingtoner Abkommens wegen einer bestehenden Hoitraver 
verschob und nachher erklärte, Japan werde erst ratifizieren, 
wenn auch England das tue. Die Folge davon wieder war, 
diB der amerikanische Botschafter seinen längst fälligen Urlaub 
immer wieder hinausgeschoben hat und in Tokio die weitere 
Entwicklung der Dinge abwartet. 

Pazifismus. Die „Yorodzu“ beklagt sich lebhaft über die 
Propaganda des Pazifismus, die Amerika in Japan (aber auch 
in China) betreibe. Das Blatt sieht in der Ernennung des Kabi- 
metts Kato, das geradezu „das amerikanische Kabinett” genannt 
wurde, den ersten großen Erfolge dieser Bewegung. Die ameri- 
kanische Propaganda ähnele im übrigen außerordentlich der 


Bewegung, die seiner Zeit gezen den deutschen Militarismus 
ins Werk gesetzt worden sei. Grundverschieden sei sie nur 
insofern von dieser, als die in Deutschland von den Alliierten 
geführte Kampagne sehr viel Geld gekostet habe, während 
Amerika für seine Propaganda in Japan so gut wie gar keine 
Opfer zu bringen brauche. „Ohne starken Protest hat Japan 
sich dem Pazifismus gebeugt‘, stellt das genannte Blatt fest. 
Trotz dieser Erfolge Amerikas sei aber keineswegs damit zu 
rechnen, daß die Propaganda eingestellt würde: sie würde sich 
auf neue Mittel besinnen, um sich Japan auch weiter gefügig 
zu machen, so daß Amerika seine wirtschaftlichen Pläne in 
China ungehindert verfolgen könne. 


Die Räumung Sachalins.. Der „Japan Advertiser‘‘ meldet, 
daß Japan seine Truppen zwar aus den Teilen des Bezirks 
Sachalin zurückziche, die auf dem Festland liegen, wodurch 
die Amurmündung wieder in russischen Besitz komme. Tat- 
sächlich bedeute das aber gar nichts, da die Amurmündung von 
dem nördlichen Teil der Insel Sachalin beherrscht werde, die 
vorläufig noch von Japan besetzt bleibt. Es ist fraglich, ob der 
„Advertiser“ berechtigt ist, die Aufrichtigkeit Japans, alle be- 
setzten Teile Sibiriens, auch Nordsachalin, schnellstens zurück- 
zugeben und sich ganz aus dem sibirischen Abendteuer heraus- 
zuziehen, zu bezweifeln. Umfangreiche wirtschaftliche Maß- 
nahmen die Japan letzthin getroffen hat, zeigen sehr deutlich, 
daß es mit ausschlaggebenden Einfluß in Sibirien nicht mehr 
rechnet. Das Hauptgewicht wird Japan fortan wieder auf den 
Ausbau von Dairen legen, womit auch Wladiwostok in Zu- 
kunft zu rechnen haben wird. Uebrigens geht auch aus der 
japanischen Presse hervor, daß’man in Japan wenig Neigung 
verspürt, die 20 bis 30 Millionen Yen im Jahr weiter aufzu- 
wenden, die die Besetzung von Nordsachalin kostet. 


Französische Hetzerelen. Die „Berliner Börsenzeitung‘“ 
weist auf die zweideutige Rolle hin, die nach Mitteilungen ameri- 
kanischer und neutraler Zeitungen Frankreich in Tokyo spiele. 
Veranlassung dazu gibt dem Blatt ein Aufsatz des „Figaro“ 
vom 23. August, der das Gespenst eines baldigen Krieges 
zwischen Amerika und Japan an die Wand malt und sich dabei 
zu der ungeheuerlichen Behauptung versteigt, den Japanern 
würde als Kriegsgrund sogar eine an den Japanern in Kali- 
fjornien verübte Bartholomäusnacht nicht zu teuer erscheinen, 
wobei England eine Vernichtung der amerikanischen Flotte 
seiner ganzen politischen Tradition nach nicht ungern sehen 
würde. Die „Berliner Börsenzeitung“ wirft angesichts solcher 
Auslassungen des französischen Blattes, das in Fragen der 
Auswärtigen Politik vielfach als maßxebend angeschen 
wird, die Frage auf, ob Frankreich die angelsächsischen 
Mächte durch einen Riesenbrand im Pazifikxebiet festlegen 
wolle, um desto ungehinderter seine Napoleonischen Raub- 
hegemoniepläne in Europa und im Nahen Osten durchführen zu 
können, 


Kurze Meldungen. Mit der Räumung Sibiriens jst 
die öffentliche Meinung in Japan durchaus einverstanden. In 
dieser Hinsicht haben sogar die Oppwsitionsblätter dem Kabinett 
Kato ungeteilten Beifall gezollt, und überwiegend betont die 
Presse, die Räumung beweise besser. als irgend etwas, daß 
Japan nie die Absicht gehabt hätte, Sibirien dauernd besetzt 
zu halten. Immerhin kam gelegentlich in einzelnen Zeitungen 
doch auch zumm Ausdruck. daß Ruücksichten anf Amerika bei dem 
Entschluß der Regierung nicht ganz gefehlt haben. 

Japan und Polen bereiten die Verhandlungen über 
einen Handelsvertrag vor. Es ist auffallend, daß Japan trotz aller 
schönen Worte, die es Dei jeder Gelegenheit fir Deitschland 
Inder, und vieler sehr nutzbringender wirtschaftlicher Verbin- 
dungen. die es mit Deutschland unterhält, viel mehr Eifer an 
den Tax leet, mit dem neuen, durch den Weltkrieg in Ost- 
vorope geschaffenen Staaten zu Verträgen zu kommen, als mit 
Peieschland. 

In Japan herrscht Spionenfurch t. Die Polizei hat die 
runse darauf aufmerksam gemacht, daß Kaum die Hälfte der 
Pop en. die jetzt nach Japan kamen, als Vergnmuxgumesreisende 
rZiospreiiten seien. Dis Alchrzahl der Russen, Engländer, 


Amerikaner, Deutschen (!), Italiener, Polen und Perser kämer 
nur um Spionage zu treiben: die einen aui militärischem, di: 
anderen auf wirtschaftlichem Gebiet. Die Polizei fügt hinzu, a « 
im Verdacht der „Gefährlichkeit“ stehenden Personen würden v.:: 
der Geheimpolizei überwacht. Ist das nicht von jeher in Japan 
so gewesen? 

Es wird allgemein angenomman, daß der japanische Bor- 
schafter in Paris Vicomte Ishii von seinem Urlaub nich: 
auf seinen Posten zurückkehren wird. Damit wird auch eine 
Neubesetzung der Vertretung Japans im Völkerbundsrat nötiz. 
Dort hat bisher Vicomte Ishii eine im allgemeinen von Deutsch- 
land wenig angenehm empiundene, stark franzosenfreundliche 
Politik verfolgt. Es ist die Rede davon, daß dem Londoner Bo:r- 
schafter Baron Huyashi, dessen Einfluß sichtlich 
Wachsen begriffen ist, fortan mehr Gelegenheit gegeben werden 
soll, seinen Auffassungen in der europäischen Politik Geltun: 
zu verschaffen. 

In der japanischen Presse wird neuerdings wieder Sturm 
gcgen die grundsätzliche Besetzung des Kriegs- und 
Marineministeriums mit aktiven Offizieren gelaufen. I 
der Verfassung sei das nicht begründet: die „Yorodzu‘“ schreib: 
sogar, infolge der heutigen Uebung bestehe tatsächlich eine 
Shogunatsregierung neben dem Kaiser, der verfassunesgemäb 
der Oberste Kriegsherr sei. 

Die Forderungen des Kriegsministeriums 
für das Jahr 1923-1924 bleiben in Uebereinstimmung und den 
vom Reichstag geäußerten Wünschen um rund 40 Millionen 
hinter denen des laufenden Jahres zurück; sie betragen im 
ganzen 216 Millionen Yen. 


Der Voranschlax des Marineministeriums 
für das Fiskaljahr 1923-1924 sicht eine Verminderun: 
Ger Ausgaben um 75 Millionen Yen vor, wovon am 


die außerordentlichen Ausgaben 60 Millionen entfallen. Die Ge- 
samtausgaben der Flottenverwaltung wird danach 318 Millionen 
Yen betragen. 

Das Budget der japanischen Kolonien sieht einen Betrag von 
mehreren Millionen Yen zur Anlage großartiger Bewässe- 
rungeninKorea vor, durch die neues ODedland erschlossen 
werden soll, um der stetig wachsenden Bevölkerung Daseins- 
möglichkeiten zu schaffen. 

Die „Economie Francaise“ erkennt die außerordentiicke 
Entwickelung an, die Korea unter der japanischen \Ver- 
waltung, die jetzt schon 15 Jahre besteht, erfahren hat. Das 
Blatt gibt. den Koreanern den Rat, den jetzt betretenen Wec 
politischer Agitation im Ausland aufzugeben und an der Zur 
kunft ihres Landes selbst mitzuarbeiten, um so allmählich An- 
spruch auf größere politische Freiheit zu gewinnen. 

Japan stellt den Auswanderungsorganisationen für die För- 
derung der Auswanderun g nach Brasilien und ande-.n 
Ländern eine Million Yen zur Verfügung, um so der wachsenden 
Arbeitslosigkeit in Japan abzuhelien. 

Die Regierung hat die beratenden Ausschüsse für 
die auswärtige Politik, die im Jahre 1917 geschaft:n 
wurden und sich aus den Führern aller Parteien zusaummen- 
setzten, aufgelöst. - 

Der etwa 35 Jahre alte Prinz Yasuhiko Asaka.er 
jüngerer Bruder des Prinzen Kuniyoslii (Chef des Hauses Kur’ 
will inkognito, aber von einem Offizier begleitet, eine zue- 
jahrige Studienreise nach Europa machen. Er dürite zu- 
nächst ein Jahr in Paris bleiben, später aber auch Enzxland und 
Deutschland besuchen. 

In der ersten Hälfte 1922 sind in Japan 150 Streiks vr- 
gekommen, an denen im ganzen 133000) Arbeiter betei x 
gewesen sind. 

Dasjapanische Schulgeschwader hat sich durch 
den Panamakanal nach der sidamerikanischen Küste beschen. 
Es wird auch di. Jahrhundert-Ausstellung in Rivn de Jane» 
besucheit. 

Die japanischen Behörden haben die ehemalixe Riblıe- 
thek des 1905 verstorbenen französischen Sozialisten Elise. 
Reclus von der Universität Brüssel in Yokohama Duschlac- 
nahme Sie ist vom Baron Ishimota Kenkichi anigehavft und 
sollte in Japan der Ociientlichkeit zugänglich gemacht wurden. 


Ostsibirien, 


Chaos in Wladiwostok. Nach Moskauer Meldungen, die 
allerdings mit einiger Vorsicht aufzunehmen sind, behauptet 
sich das neue Staatsoberhaupt in Wladiwostok, General Diede- 
richs, nur durch Ausübung schlimmsten Terrors, wobei Hin- 
richtungen und Foltern an der Tagesordnung sein sollen. An- 
geblich handelt es sich um einen rücksichtslosen Kampf gegen 
alle, die im Verdacht stehen, bolschewistische Gedanken zu 
vertreten oder bolschewistischen Organisationen anzugchören. 
Die Arbeiter fühlen sich dem neuen Regiment gegenüber so olın- 
mächtig, daß sie ihre Ueberführung unter dem Schutz der 
fremden Mächte ins Gebiet der Republik des Fernen Ostens 
anstreben. Inzwischen verlassen die japanischen Truppen die 
Stadt Wladiwostok. An ihre Stelle treten örtliche Bürger- 
wehren. Das hat eine solche Panik unter den Anhängern der 
früheren Merkulowschen Regierung verursacht, daß diese die 
Stadt eiligst verlassen. Entspricht das den Tatsachen, so kann 
es mit der Macht des Generals Diederichs nicht allzu glänzend 
stehen. Einstweilen wird er sich indessen wohl ‘noch in Wla- 
diwostok behaupten können, zumal er über reichliche Muni- 
tion und Waffen verfügt. Es scheint indessen, daB man in 
Moskau ernstlich daran denkt, im kommenden Frühjahr einen 
starken Angriff gegen Wladiwostok zu organisieren. Das würde 
nur eine natürliche Folge des veränderten politischen Kurses 
Rußlands sein, das mit der Türkei einen Ausgleich erstrebt 
und die alten Pläne, das „warme Wasser“ in Ostasien zu er- 
reichen, wieder aufnimmt. 

Zur Lage in Tschita. Reuter meldet aus Tschita, die Lage 
der dortigen eingeborenen Bevölkerung sei sehr traurig. Die 
Bestrebungen der Regierung, alle gewerblichen Unternehmungen 
zu Sozialisieren, hätten zur Folge, daß alle Arbeit eingestellt 
würde. Von einem Uebergang der Betriebe in die Hände des 
Staats verspräche sich jedermann nur Unheil. Unter diesen 
Umständen erfreuen sich zurzeit die chinesischen Händler, die 
sich als Ausländer freier bewegen können, eines gewissen Wohl- 
standes. Aber wie lange das dauern wird, kann niemand anxe- 
sichts der drohenden Hungersnot infolge der Arbeitseinstellungen 
sagen. Vom flachen Lande sind Lebensmittel nicht zu erwarten; 
was vorhanden war, hat die Regierung für das Heer requiriert. 
Die Bauern beschränken sich darauf, nur das zu ziehen, was 
sie selbst zum Dasein brauchen, und geben nichts mehr ab. Es 
kann unter diesen Umständen kaum überraschen, daß sich 
neuerdings eine verstärkte Bewegung gegen die Bolschewisten 
bemerkbar macht. die auch unter den Truppen schon Halt ge- 
wonnen haben soll. 


Neue Kämpfe. Angeblich bereitet das Oberkommando der 
Kuppeltruppen mit Verstärkungen und neuen Geldmitteln einen 
abermaligen Vorstoß in Ost-Sibirien gegen die Sowjetmacht 
vor. Die Soldaten scheinen aber wenig Meinung zu haben, 
sich an neten kriegerischen Unternehmungen zu beteiligen. 
Wenigstens wird aus Tschita gemeldet, daß in Harbin viele 
Deserteure eintreiien, um nach Europa zurckzukehren. Auch 
aus Tokyo kommen Meldungen, wonach, sobald die japanischen 
Truppen zurückgezogen sein werden, ernste Kämpfe zwischen 
den Truppen der Amurprovinz und der Republik des Fernen 
Ostens unvermeidlich sein werden. In japanischen Blättern 
treten auch Meldunsten auf, wonach Semenow mit Milfe Chang 
Tso-lins ein neues Unternehmen gegen die Republik des Fernen 
Ostens vorbereitet. Das erklärt, daß aus Sowjetkreisen neuer- 
dings für Wu Pei-fu sehr wohlwollende Auslassungen kommen. 


Volksvertretung der Republik des Fernen Ostens. Bei den 
Wahlen zur Nationalversammlung der Republik des Fernen 
Ostens sind 8 Kommunisten, 3 Menschewisten, 18 Sozialrevo- 
Jutionäre, 3 Anhänger der Rechtsparteien, 12 Bauern der Min- 
derheit und 1 Maximalist gewählt worden. Die Volksvertreter 
werden am 1. November in Tschita zusammenkominen. 


Kurze Meldungen. Die Grenze zwischen Sowjct- 
rußland und der Republik des Fernen Ostens 
bildet der Baikalsee, dessen östliches Uier bis südlich bis zur 
Mündung des Selenga, letzterer und dessen westliche Ufer 
sowie die östlichen südlich der Mündung des Selenga 
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ersterer gehörte. Danach liegt die Stadt Irkutsk bereits in 
Sowjetrußland, Zwischen dem Baikalsee und der Mongolei 
bildet der Selenga die Grenze, so daß Werchne Udinsk Tschita 
untersteht. 

Auf Anordnung Moskaus sind in Tschita zahlreiche 
Esten verhaftet, die Vereinigungen angehören, die die 
kommunistische Bewegung in Estland bekämpfen. Ihre Ar- 
chive sind beschlagnahmt worden. 

Die Amerikaner verhandeln zurzeit wegen wichtiger 
(ierechtsame: Petroleumvorkommen auf Sachalin, Pelz- 
handel in der Amurprovinz und Goldbergwerke in verschiedenen 
Plätzen. 

Nach einer Moskauer Meldung verkehrt zwischen 
Moskau und Irkutsk jetzt alle zwei Wochen ein 
Schnellzug, der Anschluß nach Peking haben soll. 


Straits Settllements. 


Deutsche Reichsangehörige. Das Verbot der Landung von 
Angehörigen der Mächte, die mit England im Krieg gestanden 
haben, wird im Oktober in den Straits Settlements aufgehoben. 
Mit besonderer Erlaubnis der britischen Regierung befindet sich 
der Vertreter der Stinnes-Linie, Baartling, bereits in Singapore, 
um Vorbereitungen für das Anlaufen der Dampfer der genannten 
Linie zu treffen. 


Zur Lage. Die verbündeten Malaienstaaten schen auf das 
Jahr 1921 als ein ungewöhnlich ungünstiges zurück. Die Ein- 
nahmen sind um 19 Millionen Dollars hinter dem Voransclilag 
(73 Millionen) zurückgeblieben; die Ausgaben haben den Vor- 
anschlag (101 Millionen) um 14 Millionen überstiegen. Der Aus- 
fall ist wesentlich auf den Rückgang des Rohgummi- und Zink- 
geschäftes zurückzuführen, die Mehrausgaben auf die für öffent- 
iiche Arbeiten aufzuwendenden höheren L.öhne und die für 
den Reis eingeführte Zwangswirtschaft. Die Regierung will das 
nicht so recht zugeben, betont vielmehr, daß die eigentliche 
Ursache der unerfreulichen Lage darin zu suchen sei, daß man 
im vergangenen Jahrzehnt zu sehr aus dem vollen gewirt- 
schaftet und die vorhandenen Reserven fast restlos ausgegeben 
habe. Die öffentliche Meinung verlangt eine schärfere Kontrolle 
der Finanzen und regt die Wiederernennung eines Ober- 
kommissars an, der für einen besseren Ausgleich, als zurzeit 
möglich ist, zwischen den einzelnen Staaten sorgt. 


Kriegssteuern. Die Weitererhebung der im Jahre 1917 ein- 
geführten Einkommensteuer als Beitrag zu den Kriegskosten 
Großbritanniens erregt in ganz Britisch-Hinterindien große Ent- 
rüstung und wird angesichts der schlechten wirtschaftlichen 
Lage der Kolonie als sehr drückend empfunden. In einer Massen- 
versammlung, die am 1. September in Kuala Lampur stattfand 
und an der Europäer, Malaien, Chinesen und Inder teilnahmen. 
wurde einstimmig beschlossen, ihre Beseitigung zu fordern. Bei 
dieser Gelegenheit wurde von den Rednern mit großem Nach- 
druck betont, daß die heutige Steuerpolitik der Kolonie nur 
möglich sei, weil die Steuerzahler selbst nicht gehört würden. 
Die Versammlung verlangte daher auch eine Neuorganisation 
der Legistatur durch Heranziehung weitester Kreise der Be- 
völkerung aller Schichten und Klassen. 


Arbeiterfrage. Die indische Regierung hat beschlossen, die 
Auswanderung von indischen Arbeitern nach den Straits Settle- 
ments einzuschränken. Als Grund wird dabei angegeben, daß 
die Arbeiter ungebührlich ausgebeutet worden seien. In 
Malava ist man daneben aber auch zu der Erkenntnis gekomm:n, 
daß die aus dem Dekkan stammenden Tamilen sich für die 
Arbeit in den Bergwerken und in der Landwirtschaft Hinter- 
indiens wenig eignen. Infolgedessen wird sich die Frage nach 
chinesischen Arbeitern in Zukunft stark heben. Bisher hat sich 
die Anwerbung von Chinesen im wesentlichen auf die Zinn- 
gruben beschränkt; fortan wird sie aber auch in den landwirt- 
schaftlichen Betrieben eine erhebliche Rolle spielen. In Malıva 
bereitet man sich auf die neuen Verhältnisse durch Bildung eins 
Arbeiteramtes vor, das einerseits mit den Reedereien Abkomniun 
über rexelmäßige Beförderung von Arbeitern schließt, andercer- 
seits aber auch eine Propaganda ins Werk setzen soll, um die 
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nötire Zahl von Arbeitern in China zu gewinnen. Auch die Er- 
richtung von Depots ist vorgesehen. in dem die Chinesen vor- 
übergehend bei der Ein- und Ausreise Unterkunft finden würden. 
Für Hinterindien bedeutet die Neuerung jedenfalls eine erheb- 
liche Verteuerung der Produktion, da die chinesischen Arbeiter 
das Doppelte von dem verlangen, was Indern und Tamilen be- 
zahlt worden ist. 


Europa Im Spiegel der ostaslatishen Presse. 


Der englische „Japan Chronicle“ nimmt in mehreren 
Artikeln scharfe Stellung gegen die Reparäationspolitik Frank- 
reichs, die eine Herabsetzung ihrer Forderungen Deutschland 
segenüber davon abhängig macht, daß England und Amerika 
Frankreich seine Schulden erlassen. Auch der amerikanische 
„Japan Advertiser“ und die „Japan Times“ er- 
klären, Amerika könne unter keinen Umständen an der Durchh- 
führung der von Frankreich verlangten Maßnahmen teilnehmen. 
Der „Japan Advertiser“ rechnet dabei auf eine spätere 
Hilfsaktion der Vereinigten Staaten, für die aber der gegebene 
Zeitpunkt noch nicht da sei. Das Blatt erkennt ferner an, daß 
die Schuld für das Mißtrauen, das die Völker Europas heute 
xeceneinander hegten und das sie an einem Zusammenarbeiten 
beim Wiederaufbau hindere, nicht bei Deutschland zu suchen 
sei. Die maßgebenden japanischen Zeitungen. wie „Jiji", 
„Nichi-Nichi", „Chugay Chogyo" und „Koku- 
min“ vertreten die Ansicht, daß sich in Deutschland großer 


Haß gegen Rathenau entwickelt habe, weil er immer wieder 
einer Politik der Erfüllung das Wort geredet habe; daß er diex 
seine Ueberzeugung schlieBlich mit dem Tode habe bezanıtı 
müssen, sei nicht nur ein für Deutschland, sondern iur die 
ganze Welt bedauernswerter Verlust. 

Der unter amerikanischen EinfluB stehende „Pekinz 
Leader“ hetzt nach wie vor munter gegen Deutschland und 
füttert seine Leser mit erfundenen Sensationen. So veröfllernt- 
licht er auf Grund von Mitteilungen des Rigaer „Rezshkv 
Courier“ den Wortlaut eines angeblich geheimen Mlilitär- 
abkommens zwischen Rußland und Deutschland. Welcher Blüd- 
sinn da verzapft wird, geht aus den Ueberschriiten hervar: 
„Der deutsche Gieneralstab wird die russische Sowjetflotte urd 
Armee ausbilden und ausrüsten. 500 neue Flugzeuge. Ui" 
und Munitionsfabriken. 20 Schlachtschiffe als sofortige deutsche 
Belohnung. Ein Arsenal an der afghanischen Grenze.‘ Semper 
aliquid haeret; es wird nicht an Gläubigen fehlen. Selbstver- 
ständlich treten die deutschen Behörden in China gegen der- 
artigen Unsinn ein. Die „North China Daily News” 
bringt ein Dementi des Generalkonsuls Thiel in Shanghai, das 
sich auf die (vom Transocean-Funkdienst hinausgemeldet«) be- 
kannte Erklärung des Reichskanzlers Wirth in Genua am 2. April 
stützt. Aber gegen die immer wiederkehrenden Hetzereien einer 
schlecht unterrichteten und gewissenlosen, nach jeder Sensat: :n 
haschenden Presse richten erfahrungsgemäß leider solche ajmıt- 
liche Dementis nicht allzuviel aus. 


Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


Als kürzlich der Kopf des steinernen Rolands, 
der in der ehemaligen deutschen Niederlassung Tientsins 
zur Frinnerung an die im Boxerkrieg in China gefallenen 
deutschen Soldaten aufgestellt und während des Krieges von 
einem englischen Mob unter Führung der mit einem der dort 
maßxebenden Briten verheirateten Tochter eines Deutschen 
umxestürzt war von deutscher Seite vom englischen 
Tientsin Club, der ihn in Verwahrung genommen hatte, zurück- 
vefordert wurde, stellte sich heraus, daß er verschwunden sei. 
Der „B. Z. am Mittag” wird aus Peking gemeldet, daB der 
Kopf am Taxe vor der verabredeten Rückgabe unter Hohn von 
Engländern im Fluß versenkt worden sei. General v. Wriesberg 
hat von Berlin aus einen offenen Prief an das englische Neer 
und die englische Flotte gerichtet und sie gefragt, was sie zu 
tun gedächten, um diese unerhörte Beschimpiung toter Helden 
wieder gut zu machen, die einst mit den Engländern Schulter 
mn Schulter gekämpft haben. (Admiral Seymours Beichl in der 
Stunde der Not: Germans to the front?) 

Infolge sich stark häufender Schläxereien in den nceuer- 
dings stark gewachsenen Chinesenvierteln Amster- 
dams und Rotterdams sind im August In diesen beiden 
Städten an 600 Chinesen verhaftet und nach China abgeschoben 
worden. 

Im Regierungsbezirk Yuanchwu der Provirz Hunan nahe 
Ger Grenze von Kueichou herrscht eine furchtpare NHungers- 
rot. Ein englischer Missionar berichtet, seinem Bezirk 
surben tirlich zwischen So und 1000 Chinesen 

Der schwedische Forscher Sven Hedin plant cin? neue 
Expedition nach Nordost-Tibet, vn die Quclen der grenen 
«sjatischen Ströme, soweit sie noch nicht mit Sicherheit bekannt 
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sind. festzustellen und das xesumte Qusllisohiet zu karto- 
graphieren. 

In Peking wird mit dem Bau Jer Straßenbahn 
Pexonnen, 

KFunizehn iunze Mongolen studieren in Moskau auf 
der „Universitat der Volker des Ostens”. 

Das von der Rockefeller-Stftune finanzierte China 


\edicealBoard hat die Maltte der Kosten für Banten, Aus- 
soetinmr und Lehrerechäalter der Naunkinzer Universität und des 
Toertsiper Noarkar-Kolless mit Ze Son anexikunischen Dollars fur 
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Lhassa ist seit Mitte August mit Simla durch eine 
direkte Telegraphenleitung verbunden. Aus Anlaß der Er- 
öffnung des Dienstes wurden Begrüßungstelegramme zwischen 
dem Vizekönig von Indien und dem Dalai Lama gewechselt. 

Der Völkerbund hat die Entsendung einer Kommission zum 
Studium der Ausbreitung epidemischer Krankheiten 
nach Ostasien beschlossen. 

Der Preis von Baumwollstofien 
Jahr in Shanghai um 30 vom Hundert gestiegen. 

Der Leipziger Philosoph Professor Hans Driesch wırd 
seine schon angekündigten Vorlesungen an der Universitat 
Peking im kommenden Winter aufnehmen. 

Die Vorbereitungen für die Uebersetzunz der britischen 
Pharmakopöe ins Chinesische mit einem Kostenaufward 
von tausend Pfundsterling, den die chemische Industrie ur? 
der Drogengroßhandel Englands aufgebracht haben, sind beendet. 
In London erwartet man, durch die chinesische Aufgabe dieses 
Werkes ein Monopol für die englische Lieferung von Arznceien 
nach China zu erlangen. 

Die Gründung einer wissenschaftlichen schwe- 
disch-chinesischen Gesellschaft wird vorbereitet. 

In Peking ist ein geologisches Museum errich:et 
worden. Die Sammlungen sind größtenteils in den letzen 
Jahren durch ausländische Fachleute zusammengebracht. 
dienen in erster Reihe der Ausbildung chinesischer Gev\'zen, 
die eine systematische geologische Aufnahme ganz Chinas 
Desorgen sollen. 

Auf der Leipziger Nundert-Jaler-Tagung des Naturforscehe:- 
taxes sprach Ende September Sven Nedin über das Hoc? - 
land von Tibet und seine Bewohner. Er schildırc 
das abflußlose Hochland von Tibet und seine Entstehung darh 
Faltungen der Erde und Hebung der Falten die ia das sod- 
liche Grenzgebirge des Hochlandes, den Himalava. wehiler! 
haben. Von dessen höchstem, Gipfel, dem bisher noch um 
bezwungenen Mount Everest, muB der Besicger dieses Beio- 
riesen einen wunderbaren Anblick genießen. Eımas cınaiın 
der beschäftigte sich der Vortragende nur mit einisten chaur.k”- 
ristischen Zuwen von Tibet, dem parallel mit dem HRıirieotı 
entlang laufenden Faltengebirge und den vielen Seen, die 0 x 
iwden Abiluß in diesem merkwürdigen Lande noch vorlarin 
sind. Neben zwei größeren Seen von 33 000 und 26 100 (must 
meter Fläche kennen wir ctwa 150 gröbere und viel mehr = u" 


ist im letz'en 
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nere Becken und ungefähr 1000 ganz kleine, die sämtlich im 
Austrocknen begriffen sind. Aber viele Anzeichen sprechen da- 
für, daß manche der zwischen den Gebirgsspalten sich hin- 
ziehenden Täler einmal von mächtigen, fließenden Wasser- 
massen erfüllt waren. Tibet muß damals von ganz gwaltigen 
Strömen durchflosen gewesen sein. Sven Hedin hält daher 
auch die gegenwärtige Austrocknungsperiode für eine vorüber- 
sehende und ist der Meinung, daß periodische Klimaschwan- 
Kunsen das ganze (iebiet von Grund aus verändern. 

Anfang Aussust ist in Seeheim an der Bergstraße Minister 
Paul von Buri nach langem schwerem Leiden entschlafen. 
Sein Name ist für alle Zeiten mit der Geschichte des Deutsch- 
tıums in Ostasien verknüpft. Von Buri ist eigentlich nicht aus 
der ostasiatischen Lauibalın emporgewachsen, sondern kam im 
Jahre 1%W6 aus einem ganz anderen Wirkungskreis nach Ost- 
asien, wo er als Nachfolger Knappes zum (Gieneralkonsul in 
Schanghai ernannt worden war. In unverhältnismäßig kurzer 
Zeit paßte er sich den Verhältnissen an und gewann schnell für 
Land und Leute Verständnis. Die deutschen Kulturbestrebungen, 
die damals in China eine große Rolle spielten, fanden in ihm 
einen eiirigen Förderer; in die Zeit seines Wirkens fallen die 
endgültige Gründung der deutschen Medizin- und später der 
I genieurschule, die Anstellung deutscher Lehrer an chinesischen 
Schulen in immer wachsendem Maße, und die Bestrebungen, 
daß die Presse Einiluß auf die öffentliche Meinung in China ge- 
winne. Unter seiner Führung ist für die deutsche Sache in 
China manches geschaffen worden, und vieles davon hat sich 
so gut gegründet und fest gefügt erwiesen, daß es den (iegnern 
Deutschlands nicht gelungen ist, es während des Weltkriegs aus- 
zurotten, wie sie es mit allen Kräiten angestrebt haben. Für 
diese gewissenhafte, treue Arbeit schuldet das Deutschtum 
von Buri aufrichtigen Dank. Kurz nur war die Zeit der Betäti- 
gung, die von Buri, der im Februar 1913 Schanghai wieder ver- 
ließ, in Siam xexönnt war, wo er die Interessen des Reiches als 
Minister zu vertreten hatte. Nur wenig über ein Jahr hatte er 
sich in die abermals neuen Verhältnisse eingelebt, als seine 
Arbeit durch einen notwendig gewordenen Urlaub unterbrochen 
werden mußte. Von diesem ist er nicht wieder nach Jem 
Fernen Osten zurückgekelirt; der inzwischen ausgebrochene 
Krieg hielt ilın in der Heimat fest, wo neue Aufgaben an ihn 
herantraten. In den letzten Jahren lebte er in vorläufiger Ruhe- 
stellung auf seiner Besitzung in seiner hessischen Heimat. Dort 
ist er nın heimgegangen. Wer Herrn von Buri gekannt hat, 
wird ihm auch rein menschlich ein treues Andenken bewahren; 
er war ein wirklich vornehmer Mann, der für alles das, was sich 
um ihn abspielte, Verständnis hatte und manchem, den er in 
schweren Sorgen fand, eine helfende Hand geliehen hat. 

Am 2. August ist in China der Superintendent der Berliner 
Mission in Shaochoufu Wilhelm Leuschner gestorben. 
Sein Name ist untrennbar mit der Entwicklung der Sache ver- 
bunden. in deren Dienst er 29jährig im September 1888 getreten 
ist und der er treu und erfolgreich 34 Jahre seines Lebens ge- 
widmet hat. Leuschner war ein gottbegnadeter Missionar, dem 
kein Opier zu groß war, wenn er damit sein Werk zu fördern 
imstande war. Die Herzen der Chinesen schlugen ihm entgegen; 
mit Kluscheit wußte er sie zu leiten. Persönlicher Mut in Stun- 
den der (iefahr, unermüdlicher Fleiß, wenn es galt, etwas zu 
leisten, nie versagende Tatkrafit, wenn es durchgeführt werden 
sollte, zeichneten ihn aus, und dabei lag ein so sonniger Humor 
über seinem ganzen Wesen, daß ihm auch, wer ganz anderer 
Ansicht war als Leuschner (und das kam oft genug vor), nicht 
xram sein konnte. Von den sechs Hauptstationen der Synode 
am Nordiluß, über die er zuletzt gesetzt war und die er aus 
kleinsten Anfängen zu einer blühenden Gemeinschaft erhoben 
hat, hat er selbst drei gegründet, immer bereit, neue Sorxen 
und Lasten auf sich zu nehmen, wenn es galt, sie auszubauen 
und zu stärken. Mit weitsichtigem Blick für die Nöte des 
Volkes, unter dem er wirkte, schuf er zalıllose Werke christlicher 
Liebestätiskeit, und ganz besonders widmete er sich in den 
letzten Jahren dem Schulwesen der ihm unterstellten Ge- 
meinden. Stets war er dabei mit treuer Liebe auch für das 
Wohl seiner Mitarbeiter bedacht. Leuschner sollte gerade an die 
Spitze der gesamten Berliner Mission in der Provinz Kuanztung 
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treten, als ihn das tückische Nierenleiden, das ilhm schon seit 
vielen Jahren schlimme Stunden bereitete, auf das Kranken- 
lager warf, von dem er nicht wieder aufstehen sollte. Nicht 
nur verliert seine Witwe den Gatten, verlieren seine Kinder 
den Vater, sondern auch die Berliner Mission einen ilırer Tüch- 
tizsten, auf den sie noch große Hofinung für die Zukunft gesetzt 
hatte. 
Japan. 


Japan hat Ende Aussust seinen aus dein Jahr 1903 stam- 
menden, 3000 Tonnen großen geschützten Kreuzer „Mitaka“ 
verloren. Er ist in einem Taifun an der Küste von Kamschatka 
mit fast der gesamten 300 Mann zählenden Besatzung ge- 
scheitert. Unwillkürlich wird man an den Untergang des 
deutschen Kanonenbeots „Ihis” erinnert, das im Jahre 1896 
ebenialls einem Taifun (die nur sehr selten selbst solche Breite 
erreichen) an der Küste von Shantung mit seiner Besatzung 
zum Opier fiel, 

Nach der „Kokumin“ ist in den letzten Monaten abermals 
eine neue Religion in Japan aufgetaucht. Sie nennt 
sich Tenshokyo und soll noch schneller als die schon 
mehrfach erwähnte Oimotokyo ausbreiten, ein Beweis für die 
geistige Unruhe und Unzufriedenheit, die die Gemüter weiter 
Kreise in Japan erfüllt. 

In Japan werden zurzeit 22 Flugplätze angelegt, zwischen 
denen ein regelmäßiger Postfilugverkehr unterhalten 
werden soll. 

Die Universität Kyushu hat das Studium der Medizin 
und der technischen Wissenschaften Frauen freigegeben, 
während die Reichsuniversitäten Tokyo und Kyoto sich dazu 
noch immer nicht entschließen können. 

In Japan ist von den führenden Kreisen der Industrie und 
Finanz cine Gesellschaft gegründet worden, die, mit einem 
Kapital von 200 Millionen Yen ausgestattet, eine Riesen- 
funkstation errichten und sich insbesondere dem Nach- 
richtenverkehr im Gebiet des Stillen Ozeans widmen will. 

Die Tokyoer Friedensausstellung schließt mit 
einen Fehlbetrag von 1.3 Millionen Yen ab. Die Besucher- 
zahl blieb weit hinter den Erwartungen zurück; sie belief sich 
auf nur wenig über 700 000. 

Ein neues von Vickers Japan geliefertes Militär-Luft- 
schiff ist mit der Flughäalle und allen Zubehör durch Feuer 
vernichtet worden. Es wurde sofort Ersatz bestellt. 

Außerdem wird die Errichtung einer kleinen Funk- 
stationin Okimawa auf den Liuchiu-Inseln vorbereitet. 


Niederländisah-Indien. 


Im Dezember 1920 wurde der Deutsche Piepers, der 
eine Motorbootiahrt von Soerabaya nach Neuguinea machen 
wollte, auf dieser Fahrt von seiner Begleitmannschaft, zwei 
Malayen und einer Javanin, etwa acht Stunden von Soerabaya, 
ermordet, ausgeraubt und dann ins Meer versenkt. Alles 
Geld und die Wertsachen die im Boot waren, wurden gc- 
raubt und das Boot vernichtet. Nunmehr haben sich die Ver- 
dachtsmomente um den Malayen Nalat, der als Motormaschinist 
in Belawan und Soerabaya beschäftigt war, verdichtet. Nalat 
leugnet zwar noch, die Polizei glaubt jedoch. auf der richtigen 
Spur zu sein und setzt, nach dem „North-China Herald“, ihre 
Untersuchungen eifrig fort. 


Neue Büdier und Aulsätze über Ostasien. 


Otto de Fries: ‚Indien das Wunderland.’ 
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INN  Wintschaftlicher Teil lila? 


Das denische Eigentum lu Japan. 
Von Dr. F.W. Mohr. 


Es ist bekannt und auch stets gern anerkannt worden, daB 
Japan in der Frage des deutschen Eigentums und Rückgabe 
desselben eine Haltung eingenommen hat, die zu der Haltung, 
die andere unserer Kriegsgegner, insbesondere Frankreich, Eng- 
land und Belgien eingenommen haben, in einem wohltuenden 
Gegensatz steht. Von den in ihrer Hand befindlichen Liqui- 
dationserlösen hat die japanische Regierung in Alt-Japan 50% 
freigegeben, für Tsingtau hat sie Beträge von 10000 Yen zur 
Verfügung gestellt und die Auszahlung weiterer 20% in Aus- 
sicht genommen, während sie nach den bisher vorliegenden 
Nachrichten für die Südsee anscheinend auch die für Tsingtau 
in Ansatz gebrachten Beträge zur Verfügung stellen will. 

Ps scheint indes nicht ausxeschlossen zu sein, daß die 
japanische Regierung über die obenangeführten Beträge hin- 
ausgeht. Jedenfalls scheint es für die in Japan herrschende 
Stimmung außerordentlich bemerkenswert, wenn die „Osaka 
Mainichi“, neben der „Asahi“ die größte und einflußreichste 
japanische Tageszeitung, in ihrer englischen Ausgabe vom 
25. Juli die Rückgabe des gesamten deutschen Eigentums resp. 
der gesamten Liquidationserlöse fordert. Die „Osaka Mainichi" 
schreibt nämlich in einem Leitartikel, den wir seiner Beäcu- 
tung wegen hier wiedergeben wollen, unter Jer Leberschrift: 
“The Disposition of Enemy Property‘ ungefähr folgendes: 


„Wie wir erfahren, wird die Kommission des Ministeriums 
des Innern für die Verfügung über das veindliche Eigentum, 
die seit einigen Taxen Beratungen abgehalten hat, sich in Kürze 
schlüssig werden, über die Schritte, die für die endgültige Ent- 
scheidng dieser Frage getan werden sollen. Die Bestirm- 
mungen über die Behandlung von Privateigentum im Kriege 
sind seit langem im internationalen Recht icstgeleg, aber diese 
Bestimmungen wurden von den Alliierten nicht strikt be- 
obachtet, als sie über das während des Krieges konfiszierte 
ieindliche Eigentum verfügten. In Artikel 297 des Versailler 
Vertrages sicherten sich die Alliierten das Recht, das Privaät- 
eigentum der Deutschen, die in ihren Ländern ansässig waren, 
zu konfiszieren und über dasselbe zu verlügen. Gleichzeitig 
legten sie der Deutschen Regierung die Verpflichtung auf, ihre 
deutschen so geschädigten Untertanen zu entschädigen. Das 
bedeutete nichts anderes, als daß die Deutsche Regierung ver- 
pflichtet wurde, den Schaden, den ihre Untertanen erlitten, gut- 
zumachen, während die Alliierten von jeder Verantwortung und 
Verpflichtung in bezug auf diese Verluste frei waren. Es ist 
indes heute fraglich, ob die Regierung des Deutschen Reiches, 
das sich finanziell in einem chaotischen Zustande befindet, ihre 
Verpflichtungen erfüllen kann. Zugestandenermaßen kann sie 
das nicht. Die Folge ist naturgemäß die, daß die deutschen 
Untertanen, deren Eigentum koniisziert worden ist, die eigent- 
lich Leidenden sind. Daß die Untertanen eines Landes trotz 
der Wiederherstellung des Friedens und der Wiederherstellung 
der diplomatischen Beziehungen ein solches Los auf sich nehmen 
mussen, lediglich weit ihr Heimatland im Kriege unterlegen ist, 
verdient aufrichtige Syvmpathien. Bermerkenswert hierbei ist, 
daß Groß-Britannien und Frankreich, die in bezug auf die Ver- 
fuxung über das feindliche Eigentum von Anfang an eine schr 
schroffe Haltung einnahmen, genau genommen, es endgültig kon- 
iisziert haben. indem sie von ihrem Recht aus dem Versailler 
Vertrag Gebrauch machten, während Amerika, das das deutsche 
Eixentum bisher unter einem speziellen Kontrollgesetz zuruck- 
gehalten hat, sich nunmehr entschieden hat. das gesamte Liven- 
tem zurückzugeben, wofur cs die notwendigen Vorbereitungen 
jetzt trifft. 

Was Japan 
23% April 1917 
Dintschen und 


das Terauchi-Kabinett am 
alle Transaktionen zwischen 
Das Gesetz wurde später 


anlanzt, so hat 
durch cin Ciesetz 
lupanern verboten. 


aufgehoben, aber ein kaiserliches Edikt vom 23. Juli 191% 
ordnete die Errichtung eines besonderen Büros zur Kontro!« 
des feindlichen Eigentums an. Es wurde ergänzt durch ein 
neues Edikt vom 24. März 1920 und am 26. Mai desselben 
Jahres wurde das Gesetz veröffentlicht betreffend die Verfügur; 
über das feindliche Eigentum, und zwar in Uebereinstimmir; 
mit dem Friedensvertrag. Auf Grund dieses Gesetzes wurde 
das deutsche Eigentum in Tokio, Yokohama und Kobe un} 
anderen Plätzen beschlagnahmt. Aber die Art und Weise, 
wie die japanische Regierung dabei vorging, wird allgemein ir 
humaner gehalten, als das Vorgehen Englands und Frankreichs 
war. So wurden z. B. von vornherein öffentliche Gebäude wi 
Schulen, Krankenhäuser, Konsulate, ferner Kleider und die nut- 
wendigsten Haushaltungsgegenstände, ausgenommen. In bezi: 
auf anderes Eigentum wurde ihr Wert taxiert und, wenn es 
einen bestimmten Betrag nicht erreichte, so wurde auch dieses 
Eigentum zurückgegeben. Auch bei solchen, die diese Wert- 
grenze überschritten, erfolgte die Rückgabe nach Abzug einer 
bestimmten Summe. Tatsache ist, daß das feindliche Eigent:n 
in der Hand der japanischen Regierung jetzt nur noch ein 
kleiner Prozentsatz des ursprünglich konfiszierten Eigentums 
ist. Hervorgelioben werden muß ferner, daß die japanische Re- 
gierung auch die beschlagnahmten Denositen freigab, je nah 
den tatsächlichen Bedürfnissen der Eigentümer. 

Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen kann man es 
verstehn, daß die Deutschen in Japan in einem gewissen Sinre 
der japanischen Regierung für die liberale Behandlung dank- 
bar sind. Von rein juristischem Standpunkt aus betrachtet. is: 
die Politik der japanischen Regierung in bezug auf die B«- 
handlung des feindlichen Eigentums völlig frei von Beanstar- 
dung. Aber, nachdem der Friede jetzt wieder hergestellt is. 
ist es ratsam für Japan, alles jetzt noch zurückgehaltene Eiger 
tum den Eigentümern zurückzugeben, insbesondere dann, went 
wir die künftigen Beziehungen zwischen Japan und Deutschlar: 
oder besser gesagt, die gesunde Entwicklung der Hande!.be- 
ziehungen zwischen den beiden Ländern betrachten. Wir sin! 
der Ansicht, daß es für Japan leichter ist, daß fragliche Eizer- 
tum zurückzugeben, als es für Amerika ist, weil das nach ır 
unserer Hand beiindliche Eigentum relativ gering ist. Wir 
treten für die Rückgabe nicht etwa deshalb ein, weil Ameriks 
im Begriff steht, es zu tun. Wir verlangen es, weil wir es 
für ratsam halten. Denn es besteht kein Zweifel, daß die Iku:- 
schen eine solche Haltung warm zu würdigen wissen, wei Ja 
meisten von ihnen zurzeit finanziell schlecht daran sind, wern 
die japanische Regierung ilır Eigentum sobald als moglich zu 
ruckseben würde. 

Seit Beendigung des Krieges haben die Japaner im eın- 
zeinen und auch in Körperschaften dem unglücklich 
deutschen Volke gegenüber mancherlei Zeichen des Mitzet.ks 
bewiesen, so in den verschiedenen Stiftungen für notleidence 
Kreise. Wir hoifen aufrichtig, daß die japanische Rerienun: 
was konfiszierte Eigentum zu dem frühmöglichsten Termin zu- 
rückgeben wird, denn ein solcher Schritt ist in jeder Hinsi®t 
der menschlichste."” 

Wir begrüßen es mit Genugtuung, daß eine Zeitung von Je 
Bedeutung der „Osaka Mainichi” offen darauf hinweisi. de 
die Haltung der Alliierten in bezug auf das Privateigentum Je” 
längst anerkannten Grundsätzen der Unverletzlichkeit de 
Privateigentums widerspricht. \Wir stimmen auch mit ihr dar” 
überein, daß die Deutsche Regierung nicht in der Laxe “ 
die geschädirten Auslandsdeutschen auch nur annähernd ım Ver- 
hältnis zu ihrem Schaden zu entschädigen und endich. C-- 
cie baldixe Rückgabe des noch in Hand der japanischen Ro 
gierung befindlichen Eigentums nicht nur aus Alt-Japın. »" 
dern aus Tsinztau und der Südsee die deutsch-jupenm's" 
Hundelsbeziehungen zu fördern geeignet ist, deren Ferdi» 
von japanischer wie deutscher Seite ja zweifellos erstredt 8 


gesamten deutschen Eigentums 
würde auch versöhnend wirken gegenüber mancherlei Er- 
scheinungen der japanischen Europapolitik aus den letzten 
Jahren, die. in den Kreisen, die auf ein verständnisvolles Zu- 
summenarbeiten mit Japan hinwirken, mit aufrichtigem Be- 
fremden festgestellt werden mußten. 


Fine baldige Rückgabe des 


Chisas Handel Im Jahre 1921. 


Dr. FW. M. Der Nettobetrag der iremden Einfwir nach 
China während des Jahres 1921 betrug 90v 122 439 Taels. das ist 
ein Mehr von 143 872 239 Taels gexenüiber dem Vorjabre. Ein 
Teil der Steigerung ist zweiicllos auf den außerordentlich hohen 
Silberkurs zurückzuführen, und nicht ohne weiteres auf eine 
entsprechende Steigerung der Einfuhrmengen. In £, umgerechnet 
zum Jahresdurchschnittskurse von 3 s 11°',, d des &£, bleibt der 
Gesamtbetrag um etwa &® Millionen £ hinter dem Gesamt- 
Iyetrag von 1920 zurück. 

Die Ausfuhr aus China betrug 601 255537 Taels. Auch hier 
ist eine Steigerung gegenüber dem Vorjahre zu verzeichnen 
und zwar von 596 Millionen Taels. Ueber die wichtigsten 
Artikel des chinesischen Außenhandels ist nach dem erst jetzt 
hier eingetroffenen Seezollbericht folgendes zu bemerken: 

1. Seide. Das Seidengeschäft wurde 1921 in erster 
Linie beeinflußt durch den starken Boom in den Preisen, 
einen starken Ausfall in der Seidenernte und durch 
einen großen Brand in Schanghai im Menat März, 
der eine Anzahl Lagerhäuser vernichtete, wodurch etwa 
3000 Ballen Seiden und 2500 Pikuls Cocons vernichtet 
wurden. 1921 hatte das Seidengeschäft in der ganzen Welt 
sehr schwach begonnen. Die Preise in den Produktionsgebieten 
waren von den hohen Beträgen des Vorjahres herabgegangen 
und die Depression wurde weiter beeinflußt durch große Vor- 
räte. Da indes die Vorräte in den normalen Verbrauchsplätzen 
richt schr groß waren, so konnte man mit einem Hinauf- 
gehen der Preise rechnen, wenn eine regelmäßige Nachfrage 
eingesetzt hätte. Die erste Nachfrage kam aus Amerika in 
der zweiten Hälfte des Januar und verursachte ein ziemlich 
lebhaftes Geschäft zu erträxlichen Preisen. Februar und März 
zeigte eine weitere Festigung der Preise, und da auch Lyons 
mit größeren Einkäufen von Szechuan- und Schantung-Seide 
auf den Markt kam, so zeigten die Preise auch hierfür eine 
merkliche Aufwärtsbewegung. Im Laufe der nächsten Monate 
wurde der Markt in Erwartung der neuen Ernte wieder ruhiger. 
Da diese indes nur auf 40% des Vorjahres geschätzt wurde, 
zeigten die Preise wieder eine Tendenz zum Steigen. Während 
der späteren Sommermonate wurde der Markt Iebhafter und 
es entwickelte sich ein lebhaftes Geschäft mit Amerika und 
Frankreich zu steigenden Preisen. Oktober war sehr rulig, 
im November dagegen wurde infolge der Nachfrage aus Ame- 
rika das Gieschäft wieder lebhafter, zumal auch der franzö- 
sische Markt eine größere Nachfrage hatte. Ende des Jahres 
reichte das Anzebot nicht aus, diz Nachfrage zu beiriedigen. 
Der höchste Preis, der 1920 für Tussahseide erreicht wurde, 
war etwa 560 Taels. Anfans 1921 war er auf 3W Taels herab- 
gegangen, um Dezember wieder auf Sb Taels zu steigen. Der 
Menge nach wurde 192) an allen Sorten weißer Rohseide 
65580 Pikuls ausgeführt, 1921 daxesen 90 737. Gelbe Rohseide 
wurde ausgeführt 1921: 23243 Pikuls gegenüber 16950 im 
vorhergehenden Jahre, sonstige Seide 37 084 Pikuls 1921 gezen- 
vber 21 785 in 1920. 

2. Tee. Das Teegeschäft, das während des Krieges und 
in den ersten Nachkriegsiahren infolge des Abschlusses von 
Europa und des Ausfalls des russischen Marktes außerordent- 
lich zurückgegangen war, so daß man wohl von einer Kata- 
strophe im chinesischen Teegeschäft sprechen konnte, hat sich 
im Jahre 192122 wieder gut entwickelt, so daß es für die 
Beteilixsten erfolgreich gewesen ist. Mit alten Vorräten konnte 
zufgeräumt und leidliche Preise erzielt werden. 

3. Baumwollwaren. Das Jahr 1921 begann mit un- 
gewöhnlich großen Vorräten in Schanghai, Tientsin und anderen 
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wichtigen Zentren, während cine Nachfrage praktisch nicht 
bestand und das ganze Geschäft noch von der Krisis der Vor- 
jahre beeinflußt war. Dem Werte nach ist der Unterschied 
in der Einfuhr zwischen 1920 und 1921 nicht allzu sehr ver- 
schieden. Sie betrug 208662 426 Taels im Jahre 1921 gegen- 
über 246 813429 im vorhergehenden Jahre. Ein richtiges Bild 
erhält man indes, wenn man die Einiuhrmengen miteinander 
vergleicht, die aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlich sind. Es betrug die Einfuhr: 


1913 1920 1921 

Stuck Stuck Stück 
Britischen Ursprungs 9705426 5784026 3489 093 
Amerikanischen e 2 281 123 563 583 626 233 
Japanischen = 5716594 7035458 5815905 
Anderen = 97 714 54 567 448 530 
Total 17800857 13437634 16 379 821 

Diese Zahlen enthalten die wichtigsten Arten einfacher 


Baumwollwaren, nämlich graue und weiße Schirtings, Drills, 
Jeans und T-cloths. Augenscheinlich ist also der Rückgang in 
der Einfuhr britischer und japanischer Baumwollwaren. Wäh- 
rend des größten Teils von 1920 war der Markt ruhig und es 
bedurfte große Anstrengungen, um die üblen Nachwirkungen 
des vorhergehenden Jahres zu beseitigen. Die Lage wurde 
nicht erleichtert dadurch, daß aus dem Innern keinerlei Nach- 
frage bestand, da hier Ueberschwemmungen, Hungersnöte und 
politische Unruhen die Aufnahmefähigkeit für fremde Waren 
stark becinträchtigten. Gegen Ende des Jahres trat eine Besse- 
rung ein, indem die vorhandenen Vorräte langsam aber stetig 
liquidiert werden konnten und auch von den Inlandshäfen eine 
stärkere Nachfrage einsetzte. 

4. Rohbaumwolle. Die Baumwollernte der Saison 
1921'22 ist in den Provinzen Chekiang, Hupei, Shensi, Chihli 
und Schantung eine ziemlich gute gewesen, aber infolge un- 
günstiger Witterungsverhältnisse eine sehr schlechte in der 
Provinz Kiangsu. Man glaubt, daß die Ernte 1921 um 30--40% 
geringer gewesen ist als die von 1920. Auch hier begann der 
Markt sehr still mit niedrigen Preisen, ein Zustand, der die 
ersten Monate im großen und ganzen unverändert anhielt. Erst 
als der Markt und die Nachfrage für indische Baumwolle und 
Baumwollgarn Mitte des Jahres besser wurde, festigten sich 
auch vorübergehend die Preise für Rohbaumwolle. Aber diese 
Besserung verlor sich bald wieder und der Markt blieb schwach 
bis September, der die höchsten Preise des Jahres sah, die 
dann wieder weiter abwärts stiegen Frst Ende des Jahres 
erholte sich der Markt wieder infolge beträchtlicher Aufkäufe 
für die Schanghäaier Bauinwollspinnereien. Die Ausfuhr von 
Rohbaumwolle aus China stieg von 376230 Pikuls in 1920 auf 
609 481 in 1921 und von diesem Bätrage ging der weitaus größte 
Teil, nämlich 561 106. nach Japan. Der Baumwollmarkt in 
China wurde 1920 sehr stark beeinflußt durch die Verhältnisse 
in Indien und Amerika. Anfang des Jahres stand indische Roh- 
baumwolle so tief im Preise, daß chinesische Baumwollspinne- 
reien es billiger fanden, indische Rohbaumwolle zu kaufen, so 
daß die Einfuhr aus Indien 1921 nicht weniger als 9811236 
Pikuls betrug gegenüber 418964 Pikuls im vorhergehenden 
Jahr. Ebenso konnte amerikanische Rohbaumwolle infolge der 
niedrigen Preise zurzeit der Kontraktabschlüsse mit Ge- 
winm nach China eingeführt werden, so daß die Einfuhr aus 
Amerika 1921: 516 676 Pikuls betrug gegen nur 34049 im Jahre 
1920. Der Sceezollbericht hebt besonders die wertvolle Arbeit 
hervor, die die Nankinger Universität leistet in bezug auf die 
Veredelung der Baumwollzucht. 

5.Metalleund Mineralien. In diesen Artikeln war 
die Tendenz des Marktes entschieden nach unten gerichtet. In- 
folge eines kurzen Booms begann das Jahr mit sehr großen 
Vorräten unliquidierter Waren, und zwar sowohl in Händen 
der fremden Importhäuser als auch der chinesischen Händler. 
Das einzige gute Omen war der Umstand, daß die Vorräte im 
Inneren schr knapp waren, so daß eine Nachfrage früher oder 
später einsetzen mußte, wodurch die Lage eine Erleichterung 
erfahren würde,sallerdings unter beträchtlichen Opfern, Ja die 
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Waren zu höchsten Preisen angeschafft worden waren. 
(ieschäfte waren darum auf ein Minimum beschränkt, aber 
immerhin kann man sagen, daß bis Ende 1921 etwa 80% der 
vom Vorjahre übernommenen Vorräte liquidiert werden konnten. 
Obwohl in den letzten 6 Monaten ein Icbhafteres Geschäft ein- 
setzte, war es doch weniger als normal. Der Bericht be- 
zeichnet die Aussichten für 1922 als besser und hoiinungsvoll. 
Die Gesamteinfuhr von Metallwaren und Mineralien betrug 
1921 insgesamt 00078039 Taels gegenüber 61565 157 im vor- 
hergehenden Jahre. 

Metalle spielen auch in der Ausfuhr Chinas eine erhebliche 
Rolle, obwohl sie noch immer bei weiten in keinem Verhältnis 
steht zu den ungeheuren Vorräten im Lande. Die Ausfuhr von 
Eisenerzen fiel von 11 292 407 Pikuls im Jahre 1920 auf 8517 161 
in 1921. Antimon nalım um etwa 3000 Pikuls ab und erreichte 
1921 insgesamt 19459 Pikuls. Kupfererz hat eine beträchtliche 
Zunahme aufzuweisen, nämlich 39534 Pikuls in 1920 gxegen- 
uber 102110 Pikuls in 1921. Zink stieg von 150 723 Pikuls im 
Jahre 1920 auf 197222 Pikuls im Jahre 1921. Fbenso zeigten 
eine Anzahl andere Metalle eine Zunahme, während nur wenige 
cine größere oder kleinere Abnalıme zu verzeichnen hatten. 

6. Elektrische Maschinen. Die sehr befriedigende 
Entwickelung, die dieser Zweig des Importgeschäftes schon im 
vorhergehenden Jahre genommen hatte, hat auch im Jahre 1921 
uneingeschränkt angehalten. 1921 wurden insgesamt für 13,2 
Mill. Taels elektrische Materialien und Ausrüstungsgegenstände 
eingeführt, das sind 6,3 Mill. mehr als im Jahre 1920. Die 
ungünstigen Handelsbedingungen haben eine Abnahme im Ver- 
kauf kleinerer Lichtanlagen zur Folge gehabt, die allerdings zum 
Teil durch die Anlagen ncuer oder die Verbesserung bereits 
bestehender Anlagen für öffentliche Beleuchtungszwecke her- 
vorgerufen ist. Verschiedene Kontrakte für größere elektrische 
Kraft- und Lichtanlagen wurden für Plätze im Inneren abge- 
schlossen, und die Tendenz geht in zunehmendem Maße auf die 
Ausstellung größerer Kraftanlagen von 1000 und 5000 Kilowatt, 
während noch wenige Jahre vorher 200 und 400 Kilowatt für 
die vorhandenen Bedürfnisse als ausreichend erachtet wurden. 
Bemerkenswert ist ferner, daß neuerdings vielfach auch 
elektrischer Strom während der Tagesstunden zu erlangen ist, 
wie in Nanking, Soochow und Hangchow, während früher 
elektrischer Strom nur während der Nacht abgegeben wurde. 
Was die kleineren Zutaten, wie Ausrüstungsgegenstände und 
l.ampen "anbelangt, so haben auf dem Markt die Japaner einen 
Vorsprung in der L.ieferung von Drähten, Kabeln usw., hollän- 
dische Fabrikanten für Lampen, amerikanische für bessere Aus- 
rustungsgegenstände und Glasartikel. Ende 1921 erschienen 
auch wieder deutsche Glasausrüstungsgegenstände auf dem 
Markt zu Preisen, die das amerikanische Fabrikat unterboten. 
Im allgemeinen kann man sagen, daß dieser Zweig des 
Handels sich in einem blühenden Zustande befindet und daß 
die Aussichten für die Zukunft gute sind. 

7. Farbstoffe. Das Cieschäft in Anilinfarben und künst- 
lichem Indigo wurde 1921 durch dieselben ungünstigen Umstände 
beeinflußt, die das Import-Geschäft im allgemeinen hinderten, 
der Valuta, Vorräte und 


wie die Schwankungen in große 
schwache Nachfrage. Der bevorstehende Zug im l.aufe des 
Jahres war der drastische und ständise Fall in den Markt- 


preisen. Während des ganzen Krieges und noch eine beträcht- 
liche Zeit nach dem Waffenstillstand reichte das Angebot von 
Farbstoffen in China nicht aus, um die Nachfrage zu bDeiriedicen. 
Diese Tatsache in Verbindung mit der damals günstigen Valuta 
zeitixte Verkaufspreise, die für den fremden Importeur wie 
den chmesischen Handler in gleicher Weise einträvlich waren. 
Die Lawe änderte sich vollständig im Laufe des Jahres, als 
die Nachfrage plotzlich nachließ und Deutschland wieder auf 
dein Markt erschien. Die Folwe war ein außerordentlich kuliner 
Wettbewerb im Chimageschäft und zin auffallendes Sinken der 
Preise, die Ende 1921 kaum noch die Halfte der Preise des 
\othergehenden Jahres erreichten. Trotz dieser ungunstiseh 
Ienstumde stiez Je Einfuhr von Anilinfarben 1921 auf 8 Mill. 


bus wexen 7.7 im labre 1921. wahrend kiunstlicher Indiso von 
Noll 


art 182 51. Tachs Deh Der Menge nach war die 
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Neue ! Einfuhr 1921 ebenfalls um ein geringes größer als im vorhr- 


gehenden Jahre. Von der Indigo-Einfuhr kamen 3535 (WI Tar.s 
aus Frankreich, 2617 177 Taels aus den Vereinigten Staat". 
ferner 1934 448 aus Großbritannien, 1857124 aus "Deutschind 
und 1289373 aus der Schweiz. Was die Anilinfarben anlanz: 
so kamen aus Deutschland für 3390 278, aus Hongkong far 
1398 186, aus den Niederlanden für 1041198, aus Belgien tr 
750 1283 und aus Japan für 699936 Taels. 

8 Schiffahrt. Ein Ucberangebot von Tonnage in Vır- 
bindung mit der Handelsdepression hatte einen sehr nachhaltisen 
Einfluß auf das Schiifahrtsgeschäft und den Schiffsbau in dır 
ganzen Welt. Die Zunahme der Schiffstonnage, die in dın 
chinesischen Häfen ein- und ausklarierten, war die Ursach:, 
daß die finanziellen Ergebnisse im Schiffahrtsgeschäft kKkeite 
glänzenden waren. Was die Stellung der einzelnen Natismen 
anbelangt, so konnte Großbritannien seine Stellung behaup:«n. 
indem 42,3 Mill. Tonnen gegen 40,3 im Vorjahre unter er.;- 
lischer Flagge fuhren. Die japanische Flagge gewann 3,5 Mi 
Tonnen, so daß ihr Gesamtanteil 1921 auf 31,7 Mill. Torrır 
stieg. Der chinesische Anteil stieg um 3,4 Mill. auf 27.1 Wi. 
worunter die Dschunken nicht eingeschlossen sind. Die ainc- 
rikanische Tonnage weist einen kleinen Rückgang auf, in dem 
sie von 4,7 auf 45 Mill. sank. Der Anteil der anderer 
Staaten ist nur unbedeutend. Er betrug für Frankreich 1 221 73x 
Tonnen, das ist ein Mehr von 368479 Tonnen. Die holländische 
Flagge verdoppelte ihren Anteil, indem ihr Anteil von 353. 
in 1920 auf 1145255 Tonnen 1921 stieg. Die deutsche Flarce 
erschien zum ersten Mal wieder seit 1917, indem insgesam:; 
vier Dampfer chinesische Häfen anliefen. 

Ueber einzelne Ausfuhrartikel, die neben den oben auvize- 
führten Haupthandelsartikeln Chinas eine Rolle spielen. 
kurz folgendes zu erwähnen: 

l. Strohborten. Die Ausfuhr von Strohborten blieb 1Y?I 
nur wenig zurück gegenüber dem Vorjahr. Sie betrug 54. 
P’ikuls gegen 55 005 PiKuls im Jahre 1920. 19087 Pikuls kamen 
aus Tsingtau, der größte Teil von 33899 Pikuls aus Tientsin. 
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Hauptabnehmer waren Japan mit 21674, Amerika mit 131mä, 
England mit 8257 und Frankreich mit 7133 Pikuls. 
2. Wolle. Die Ausfuhr von Wolle zeivete 1921 eine be 


trächtliche Zunahme. Sie stieg von 103713 Pikuls in 192% ax! 
462 936 Pikuls. Die Ausfuhr von Kamelwolle sank von vH! 
Pikuls im Jahre 1920 auf 28819 P'kuls im Jahre 1921. TIkr 
Hauptabnehmer für Schafwolle war Amerika und Japan, andere 
\Wolle ging hauptsächlich nach England und Amerika. 

3. Haarnetze. Der größte Teil der Haarnetz-Ausiuhr geht 
über Tschifu. nur ein bestimmter Prozentsatz über Schanch. 
Infolge der Feinheit der Ware erfordert die Haarnetz-Industri 
eine äußerst sorgsame Behandlung und gründliche Nachpruf.:rg 
des fertigen Produkts vor der Verschiffung. Es wurde 
gestellt, daB ein schr großer Teil der Netze bei dem Trar«- 
port auf den Inlandswegen beschädigt oder zerrissen in Tschit: 
ankommt. Sie müssen dann mühselig wieder repariert werden. 
Allein in Tschifu sind 10-15 000 Personen beschäftigt. die Iudin- 
lich Reparaturarbeit besorgen. Wie sehr das Haarnetzzeschch 
gestiesen ist, zeigen die Ausfuhrzahlen. Es wurden ausgefchrt 
aus Tschifu 192 für 2814003, und 1921 für 7078332 Ta’ 
während die Ausfuhr aus Schanghai 192) 2933 202 Taeis urd 
4128730 Taels im Jahre 1921 betrug. Die Hauptkänier waren 
Amerika. Großbritannien und Frankreich. 

4. Häute und Felle. Das Geschäft in Häuten und Fe '.2 
war sehr schlecht, da die Marktlage in Europa und den \ır- 
einigten Staaten das ganze Jahr uber außerordentlich deprim .t’ 
war. so daß die Preise gegen Jahresende die niedrigsten war.” 
die seit Jahren notiert worden sind. Der größte Teil der a.» 
veluhrten Hiute wine nach Japan und Honzkonge, Deutschlicd 
Amerika und Italien. Die Preise waren nicht zuiriedenste tet. 
sie blieben in vielen Fällen hinter den Vorkriexspreisen zur A 
Nur cinive wenige Sorten haben 1921 cine Zunahme ir.’ 
Ausfuhr zu verzeichnen, so zZ. B. Lammiclhle. deren te 11451 
Stuck answerulhrt wurden gexen 652137 im Jahre 1421 

Ss. lilanzenole. Auch das Geschäft in diesem Artkıl u" 
wanschte und war fast ohne jeden Profit. Die Preise inc. 
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Verbrauchsmärkten der Welt waren unter den Produktions- 
kosten, und zwar hauptsächlich infolge der großen Vorräte, die 
Spekulanten noch vom Vorjahre her in ihrer Hand hatten, 
während in* China infolge des zunehmenden Verbrauchs von 
Oclen durch die Chinesen nur geringe Vorräte für die Ausfuhr 
zur Verfügung standen und die Preise im allgemeinen zu hoch 
waren, um einen gewinnbringenden Export zu ermöglichen. 
Frdnußöl fiel von 826 272 Pikul im Jahre 1921 auf 461001 
Pikul im Jahre 1921. Auch Heizöl zeigt eine Abnahme von 
540 716 Fikul auf 419 549, 

6. Bohnen und Bohnenprodukte. Gesamtausfuhr von Bohnen 
aus China stieg von 10,3 Mill. Pikuls im Jahre 1920 auf 11,5 
Mill. in Jahre 1922. Von der Ausfuhr gingen nicht weniger 
als 20650808 Pikuls nach Wladiwostok. Ueber Dairen gingen 
6796418, während von dem Rest etwa 536 Pikul aus dem 
Hankow-Bezirk kamen. Der größte Teil der Bohnenausfuhr 
ging nach Japan, vor allem aus der Mandschurei. 43 000 Tonnen 
gingen nach Port Said, 11000 Tonnen nach Großbritannien, 
9010 nach Dänemark und 8000 naclı Deutschland. Der Preis 
für die Nord-Mandschurische Bohne fob Wladiwostok schwankte 
beträchtlich während des Jahres, nämlich zwischen 70 und 100 
Gold Yen per Tonne, während am Jalıresende der Preis für 
die Tonne etwa 88 Yen per Tonne war. Bemerkenswert sind 
hiergegen die Preise, die dem chinesisichen Produzenten an den 
Stationen der ostchinesischen Bahn gezahlt wurden. Sie be- 
trugen zeitweise 22 Gold Yen per Tonne, während er im 
Dezember bis auf 60 Gold-Yen gestiegen war, das ist der 
lıöchste Preis, der in diesen Bezirken jemals an die Bauern 
eczahlt worden ist. 


7. Bohnenkuchen. Bohnenkuchen wurden 1921 von Dairen 


17,7 Pikuls expsrtiert, wovon richt weniger als 17,1 Mill. 
als Düngemittel von Japan übernommen wurden, da nicht 
weniger als 4 Mill. Stück Bohnenkuchen jährlich für die 


Düngung der Reisfelder in Japan benötigt werden. 

8. Bohnenöl. Die Ausfuhr von Bohnenöl nimmt ständig ab. 
Würden 1919 noch 2,4 Mill. Pikul und 1920 1,7 Mill. Pikul aus- 
geführt, so betrug die Ausfuhr 1921 nur noch 1,1 Mill. Die 
Abnahme 1921 wird vor allem auf den neuen Tarif in Amerika 
zurückgeführt, der dem Oelhandel mit Amerika ein Ende machte. 

Ucber den Handel der einzelren Vertragshäfen enthält der 
Bericht längere Ausführungen, aus denen wir hier nur einzelne 
Züxe hervorheben wollen. 

In der nördlichen Mandschurei waren die 
bedingungen weit von ihrem sonstizen normalen Zustand. Das 
häufige Auftreten von Honghutse, das Durcheinander in der 
Währung infolge des Verschwindens des russischen Rubels und 
die unsichere politische Situation in Sibirien trugen alle zu dem 
unbefriedigenden Zustand bei. Wenn normale Verhältnisse 
zurückkehren, wird die nördliche Mandschurei in der Ver- 
sorgung des völlig entblsßten Sibirienrs mit den notwendigen 
Waren eine große Rolle spielen. Weber die Grenzseezellämter 
Augun, Suifenho und Manchouli wird für das letzte Jahr eine 
starke Zunahme in der Einfuhr von Fellen aus Sibirien gemeldet, 
aus Antung wird die außerordentlich günstige Laxe im Holz- 
handel hervorgehoben. Die Piece-goods-Händler in Tientsin 
sahen sich dem schwierigen Problem gegenüber, die ungeheuren 
Vorräte abzusetzen, die zu Berinn des Jahres etwa 4% Mil- 
lionen Taels betrugen und die seinerzeit auf Lager zelext 
worden waren, als die Wechselraten außerordentlich hoch 
waren. Für den Absatz dieser Vorräte bildete sich eine be- 
sondere Verkaufsorganisation chinesischer und fremder Händler. 
Aber trotzdem ging der Absatz nur langsam von statten, wo- 
durch die Einfuhr neuer Vorräte gehindert wurde. Die Einfuhr 
von Maschinen hat gegenüber von 1920 erheblich zugenommen. 
Deutsche Farben machten ein gutes Geschäft und gewinnen den 
verlorenen Grund schnell zurück. Chinwangtao weist eine 
starke Einfuhr von Eisenbahnschienen für die Peking-Mukden- 
Bahn auf und Maschinen für die Kailan-Minen. Die Ausfuhr 
von Kohlen belief sich auf 2294 110 Tonnen. wovon die Hälfte 
nach Shanghai zing. Infolge einer guten Ernte ın Shantung 
hatten die Plätze Lungkou, Tschifu und Kiaut:hou ein gutes 
Jahr. Chungking am oberen Yargtse, dessen gute Schiffbarkeit 


Handels- 
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noch immer ein ungelöstes Problem ist, hatte eine starke Einfuhr 
besonders in fremden Baumwol!waren, ein Zeichen, daß diese 
auch in Szechnan inner mehr Anklang finden. Die Geschäits- 
laze in Hankou wird als durchweg unbefriedigend hingestellt, 
und zwar für die ganze Dauer des Jahres, hauptsächlich infolge 
der politischen Ereignisse am mittleren Yangtse und den 
schwankenden Wechselraten, hauptsächlich aber durch die 
ernste Unterbrechung der Verbindungswege im Herost, die 
durch die militärischen Operationen verursacht wurde. Das 
Fxportgeschäft wurde hierdurch auf ein außerordentlich ge- 
ringen Bruchteil reduziert, da die regelmäßige Zufuhr chine- 
sischer Produkte nach Hankou hierdurch fast vollständige auf- 
hörte. ° Trotz einer Ermäßigung der Frachtraten litt auch das 
Schiffahrtsgeschäft von der allgeıneinen Geschäftsstille. Nicht 
weniger als 43 Dampfer laufen jetzt in regelmäßiger Fahrt 
zwischen Hankow und Shanghai, zehn zwischen Hankou und 
Ichang und fünf zwischen Hankou und Chagsha. Trotz der 
starken Hemmnisse durch die poiitischen Unruhen und Streitig- 
keiten hat der Handel "Cantons sich günstig entwickelt. In 
Seide wurde ein ziemlich gutes Geschäft gemacht. Die Zahlen 
für die Ausfuhr von weißer Rohseide sind Rekordzahlen. Die 
Ausfuhr betrug nicht weniger als 48750 Pikuls gezenüber 
32164 im Jahr 1920. Die Einfulır von Metallen und Mectall- 
waren hat beträchtlich zugenommen, ebenso die Einfuhr fremder 
Kohle, und zwar diese nicht weniger als um 89000 Tonnen und 
von Petroleum um 6 Millionen Gallonen. Daß Shanghai, der 
größte Wirtschaftszentrum Chinas, durch die Ungunst aller der 
Momente, die bei den einzelnen Plätzen und den wichtigsten 
Artikeln des chinesischen Handels bereits aufgeführt sind, stark 
in Mitleidenschaft gezogen wurde, ist verständlich und bedarf 
keiner weiteren Hervorhebung. 


Der Japanische Handel Im ersten Halbjahr 1922. 


Der japanische Handel, der in den ersteu vier Monaten 

dieses Jahres sehr erhebliche Ueberschüsse der Einfuhr über 
die Ausfuhr aufzuweisen hatte, hat im Mai und Juni insofern 
cine Besserung erfahren, als diese Einfuhrüberschüsse in diesen 
Monaten stark zurückgegangen sind Sie betrugen in runden 
Zitfern im Januar 91, im Februar 96, im März 92, im April 58, 
im Mai 18 und im Juni 12 Millionen Yen. Die Besserung der 
Handelsbilanz ist vor allem auf eine stärkere Zunahme der Aus- 
fuhr zurückzuführen, wobei auch zu beachten ist, daß eine An- 
zahl japanischer Produkte wieder im Preise gestiegen sind. Die 
Ausfuhr von Rohseide z.B. nach Amerika hat eine Zunahme 
von 25% in der Quantität aufzuweisen, während der Wert von 
‚320 Yen per Pikul auf 182) Yen stieg. Als besonders auf- 
fallend wird aus Japan das Wiederaufleben der deutschen Ein- 
fuhren gemeldet. Sie betrugen für die ersten fünf Monate dieses 
Jahres 48 442 630 Yen gegen 44 922005 Yen für das ganze Jahr 
1914 und 68 394 798 Yen im Jahre 1913. Wenn auch fast alle 
Länder eine Steigerung in der Einfuhr aufzuweisen haben, so 
ist sie zweifellos doch am beträchtlichsten bei der aus Deutsch- 
land. Die stärke Zunahme in der Ein- und Ausfuhr für die 
ersten fünf Monate lıatten Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland. In der Ausfuhr nach Deutschland ist die Zunahme 
ebenfalls nicht unbeträchtlich, obwohl sie in ihrem Gesamt- 
betrage noch sehr gering ist. Sie betrug in den ersten fünf 
Monaten 1921 nur 361316 Yen und 1922: 1502911 Yen. 
Im allgemeinen kanı gesagt werden, daß der Europahandel 
Japans an Bedeutung erheblich verloren hat gegenüber dem 
Handel mit Amerika. 1914 betrug beispielsweise nach dem 
„Japan Chronicle‘“ die britische Ausfuhr nach Japan insgesamt 
92 302 307 Yen und die amerikanische Ausfuhr nach Japan, die 
durch den Ausbruch des Krieges allerdings nicht gehindert 
wurde, 96 771077 Yen. In den ersten fünf Monaten d. J. betrug 
daxegen die Einfuhr aus Amerika schon 226 894 399 Yen gegen- 
über 154 114 WO Yen für die entsprechende Zeit des Vorjahres, 
also eine sehr beträchtliche Zunahme des amerikanischen 
Handels mit Japan. 
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Chluesische Entschädigung lür die Japanischen 
Anlagen In Tsingtau und Schantung. 


In dem chinesisch-japanischen Abkommen, das seinerzeit in 
Washington wegen der Rückgabe Tsingtaus und der Shantung- 
Bahn abgeschlossen wurde, war vorgesehen, daß die Rückgabe 
Tsingtaus und der Shantung-Bahn gegen eine anzemessene Ent- 
schädigung durch China erfolgen solle. Inzwischen sind die vor- 
gesehenen chinesisch-japanischen Kommissionen zusammen- 
getreten, um die Beträge festzusetzen, die für die einzelnen 
Objekte von China zu zahlen sind. Die jetzt bekannt ge- 
worderen Zahlen erreichen indes bei weitem nicht die Höhe, 
wie sie vor cinigen Monaten von japanischen Vertretern ge- 
nannt worden war. Im einzelnen betragen nach den Zusammen- 
stellungen der japanischen Kommissionsiritglieder die japa- 
nischen Auslagen wie folgt: 

1. Auslagen für neue Lokomotiven und Eisenbahnwagen bis 
Ende März 1922. Sie betragen für 49 T.okomotiven 5 130 000 Yen 
und 454 Wagen 5630000 Yen. Niervon ist ein Betrag fur Ab- 
nutzung abzusetzen, um den zu zahlenden Betrag zu erhalten. 

2. Oeffentliches Eigentum in Tsingtau. Der Gesamtwert des 
öffentlichen Eigentums innerhalb des ehemaligen Pachtgebietes 
wird mit 18275688 Yen angegeben, für Anlageı an der 
Shantung-Bahn entlang mit 1975169 Yen. Im einzelnen be- 
trugen diese Aufwendungen für Gebäude und dergleichen 
6043523 Yen, für Straßen 2407 310 Yen, für Land 1235472 Yen, 
für vorübergehende Bauten 19738 Yen, für das Schlachthofbüro 
0935 Yen, für das Forstamt 357 814 Yen, für die Wasserwerke 
23871723 Yen, für Hafenverwaltung 440 395 Yen, für elektrische 
Anlagen 2899815 Yen, für Telegraphen und Telephon 955 810 


gebenden Rat ein Antrag eingebracht, das Deutsche für ein 
Frist von mindestens 10 Jahren nach Friedenserklärung von 
der Kolonie ausgeschlossen bleiben sollten und daß sie dam 
nur unter strikter Kontrolle wieder zugelassen werden sollten. 
Der Antrag wurde in einer leidenschaftlichen Rede durch Herrn 
Holyoak mit allgemein wirtschaftlichen als auch Gefühlsgründen 
begründet. Während die Herren FE. A. Anton und Pollock den 
Antrag unterstützten, sprachen sich die beiden chinesischen 
Mitglieder des gesetzgebenden Rats gegen den Antrag aus. 
ebenso der Attorney-General, Kemp, der Befehlshaber der 
Truppen, General Ventris, sowie der Governeur Sir Henry 
May. Herr Kemp wies darauf hin, daß Gefühle ein sehır 
schlechter Führer seien bei den kalten und harten Tatsachen 
des Wirtschaftslebens, und er führte die Aeußerungen Lord 
Cromers an, daß ein Wirtschaftskrieg mit Deutschland. der 
lediglich auf Rache basiert sei, eine verderbliche und trüge- 
rische Politik sei. General Ventris vertrat den Standpunkt, daß 
das Ziel jeden Krieges ein dauernder Friede sei, daß aber der 
vorliegende Antrag sich mit der Idee eines dauernden Friedens 
nicht vereinbaren lasse. Ihm trat der Gouverneur May bei und 
hob hervor, daß der Antrag genau die Umkehrung der bisher 
von der Handelskammer und den „wirklich großen Männern“. 
die Hongkong in der Vergangenheit hervorgebracht habe, ver- 
(retenen Politik sei, daß die Blüte der Kolonie davon ab- 
hänge, daß sie soweit wie möglich ein Freihafen bleibe. Der 
Antrag der Handelskammer fiel damals mit 9 gegen 4 Stimmen. 
Holyoak hob in der Debatte noch hervor, daß er großes Ge- 
wicht darauf lege, daß der Antrag der Regierung übersandt 
würde, um sie über die Stimmung in der Kaufmannschaft zu 
orientieren. 


Yen, für die drahtlose Station in Tsingtau 230372 Yen. Als 
Ausgaben der Militärverwaltung werden angeführt für Land 
und Gebäude in Tsingtau 731617 Yen und für Land und Ge- 
bäude entlang der Eisenbahn 1975 169 Yen. 

3. Aufwendungen für Verbesserungen und Instandhaltungen 
der Eisenbahn. Land 669 169 Yen, Gebäude 2965754 Yen, 
andere Bauten als Gebäude 4330 201 Yen, unbewegliche 
Maschinen 2309 289 Yen, für Eisenbahnwagen 11 226 047 Yen, 


Die Ablehnung des von der Handelskammer gestellten An- 
trages verursachte seinerzeit in Hongkong eine starke Pr- 
regung der öffentlichen Meinung. Fine allgemeine Mitglieder- 
versammlung der Handelskammer billigte mit allen gegen zwei 
Stimmen die Haltung ihrer Vertreter. Sir Paul Chater, der sich 
dagegen aussprach, vertrat die Auffassung, daß es hoffnungslos 
und mit den wirklichen Interessen der Kolonie durchaus nicht 
zu vereinbaren sei, Deutschland nach dem Kriege vom Hande! 


Material in den Werkstätten 1073640 Yen, Reparaturen, die von 
den Deutschen nicht erledigt waren, 328346 Yen, Möbel und 
Ausstattungen 1 320 856 Yen und Vorräte auf Lager 3 790 556 Yen. 

Die Gesamtiorderungen der Japaner beliefen sich also dem- 
nach auf 


mit der Kolonie -auszuschließen, wenn nicht die Nachbarstaaten 
eine ähnliche Haltung einnähmen. Fine öffentliche Volksver- 
sammlung verlangte in derselben Zeit den Ausschluß der 
Deutschen für eine bestimmte Anzahl von Jahren. Aber trotz 


der ausgesprochenen öffentlichen Meinung änderte die kal«- 
niale Regierung ihre Haltung nicht. 


l. . . 2...10760000 Yen 
2. 2 2.2...20250857 „ 
3. 2 2.2... 2189212 „5° 


51 200 069 Yen, 


während früher von japanischer Seite bereits Summen genannt 
wurden, die zwischen 150 und 200 Millionen Yen schwankten. 


Erst zwei Jalıre Später, 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 


Die Rüdıkehr der Deutschen. 


Dr.F.W.M. Unter dieser Ueberschrift brachten wir in der 
letzten Nummer der „OÖstisiatischen Rundschau” die Mitteilung, 
daß die Ausschlußfrist für Deutsche in MHungkong mit dem 
28. August 1922 gefallen sei. Es ist verständlich, daß die öfientliche 
Meinung in Hongkong sich mit dieser Frage beschäftigt hat. Die 
Hongkonger „Ihe Daily Press“ nimmt in einem ausführlichen 
Leitartikel vom 21. Juli d. J., der uns jetzt zugegangen ist, zu 
der „Rückkehr der Deutschen” Stellung, wobei sie einen sehr 
interessanten Uecberblick gibt über die Entstehung der Verord- 
nung, die den Ausschluß der Deutschen von Hongkong festlegte. 
Mit Rucksicht auf den beschränkten Raum können wir nur 
den wesentlichen Inhalt dieser Stellungnahme bringen: 

Die Honxkonger Zeitung bezeichnet es als eine feine Ironie, 
Gdeß es gerade der Präsident der Allgemeinen Handelskammer in 
Hongkong sein mußte, der zuerst öffentlich mitteilte, daß die 
Angehorigen der ehemals feindlichen Staaten wieder nach der 
Kolonie zuruckkehren könnten. Es wäre zweifellos interessant 
ketesen, wenn der Handelskammerpräsident bei seiner Mit- 
wilung auch gleichzeitig Stellung dazu genommen hätte. 1917 | 

durch die Hongkonger Handelskammer beim Kesetz- ı 
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wurde 
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nach Kriegsschluß, wurde die Verordnung erlassen, und zwar 
auf Grund Londoner Anweisungen. In Uebereinstimmung mit 
der Reichspolitik, also abermals auf Londoner Anweisungen, 
sollte die Verordnung wieder fallen und ist sie auch gefallen, 
da man gute Gründe für ihre Verlängerung von keiner Seite 
beibringen konnte. Die ruliig abwartende Haltung des deutschen 
Kauimannes hat sich auch hier als richtig erwiesen. Es fand 
auch nicht die Billigung der deutschen Handelskreise, daB im 
vergangenen Jahre zwei Deutsche den Antrag stellten, ihr Ge- 
schäft in der Kolonie wieder aufnehmen zu dürfen. Ihr An- 
trag wurde damals denn auch in Uebereinstimmung mit der 
Handelskaminer von der Regierung in Hongkong abgelchnt. 

Die Hongkonger Zeitung muß zugeben, daß sich in den 
wenigen Jahren seit Beendigung des Krieges in der öffentlichen 
Meinung Honzkongs ein beträchtlicher Stimmungswechsel über 
die Zweckmäßigkeit eines verlängerten Wirtschaftskrieges voll- 
zogen hat und daß die öffentliche Meinung Hongkongs durch die 
veränderte Wirtschaftspolitik in Europa nicht ganz unbeeinflußt 
geblieben ist. Man ist weithin zu der Erkenntnis gekommen, 
daß ein wirtschaftlicher Boykott Deutschlands für die all- 
gemeinen Handelsinteressen der boykottierenden Staaten genau 
so verhängnisvoll sei wie für Deutschland selbst und daß die 
Politik, die darauf hinziele, in der Folge in schr weiten Um- 
fange zusammengebrochen sei. Es werde zwar noch eine sehr 
große Anzahl Individuen geben, die für Generationen die Deut- 
schen und seine Arbeit boykottieren würden, aber es sei nicht 
zu leugnen, daß Regierungen selbst solcher Staaten, die gegen 
das deutsche Volk wegen seiner Schuld am Kriege (?) und für 
die zahlreichen grausamen Verbrechen gegen die Zivilisation (?) 
außerordentlich erbittert seien, doch die Notwendigkeit erkannt 
hätten, die Handelsbeziehungen wieder aufzunehmen. Wenn 
man in Hongkong auch behauptet habe, daß man in Hongkong 
sehr gut ohne die Deutschen auskommen könne, so sei die 
Frage ihres Ausschlusses eine Frage der Reichspolitik, der sich 
die Kolonie unterordnen müsse. Zudem hätten die langen acht 
Jahre, in denen die Deutschen ausgeschlossen gewesen seien, 
den britischen Kaufleuten reichlich Gelegenheit geboten, den 
Handel zu erobern, den der deutsche Kaufmann in Hongkong 
entwickelt habe. Einer der Gründe für einen langen Ausschluß 
der Deutschen aus der Kolonie war der, daß die Liquidationen 
der deutschen Firmen hinreichend bewiesen haben, daß die 
Kolonie weit besser fahre, ohne daß die Deutschen ihre Hand 
im Handel im Spiele hätten, „weil das ungeheure Geschäft, daß 
die Deutschen zum Nachteil der Briten aufbauten, das Ergebnis 
eines höchst schädlichen Kreditsystems gewesen sei, das die 
Kolonie unendlich geschädigt habe und das, als die Deutschen 
interniert wurden, in übler Weise noch lange nachwirkte in der 
Gestalt der ungeheuren Anhäufung von Vorräten, die der Markt 
kaum verdauen konnte und die monatelange Anstrengungen 
beduriten, um sie loszuschlagen“. Die Zeitung muß allerdings 
zugeben, daß dieses Kreditsystem ja doch nur möglich gewesen 
ist durch die Erleichterungen, die englische Banken deutschen 
Firmen gewährten. Man müsse abwarten, ob englische Banken 
und sonstige Geschäftshäuser in London deutschen Firmen von 
neuem solche Erleichterungen gewähren würden, wie es vor 
dem Kriege geschehen sei. Es sei zweifellos interessant zu 
erfahren, ob dieses „verderbliche lange Kreditsystem“ nun end- 
gültig verschwunden sei oder ob diese Gepflogenheit der Deut- 
schen von anderen Handelskreisen aufgenoınmen worden sei, 
weil sie in ihnen ein gutes Mittel sehen, im Geschäftsleben 
festen Fuß zu fassen. 

Ob der Ausschluß der Deutschen aus der Kolonie von Vor- 
teil sei oder nicht, jedenfalls müsse sich die Kolonie damit 
abfinden, daß die Deutschen jetzt das Recht hätten, wieder 
nach Hongkong zurückzukommen. Die Zeitung rechnet nicht 
mit einem unmittelbaren starken Zuspruch von Deutschen und 
spricht es ganz offen aus, wie es auch die „Malava Tribune“ 
getan hat, daß der rückkehrende Deutsche in sozialer Hinsicht 
kein angenehmes Leben zu erwarten habe, da er naturgemäß 
von allen Klubs und den vielen sozialen internationalen Be- 
ziehungen ausgeschlossen bleibe, die das Leben außerhalb der 
Heimat erträglich und angenehm machten. Aber damit sei zu 
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rechnen, daß der deutsche Kaufmann versuchen würde, die 
so lange unterbrochenen Beziehungen wieder aufzunehmen und 
den verlorenen Handel wieder an sich zureißen. Dies würde 
zweifellos erleichtert dadurch, daß z. B. der chinesische Händ- 
ler in seinen Beziehungen zu den Deutschen nicht durch die 
Gefühle der Abneigung gehemmt würde, wie sie die Ange- 
hörigen der alliierten Staaten den Deutschen gegenüber aus den 
bekannten, von feindlicher Seite immer wieder vorgebrachten 
haltlosen Beschuldigungen noch immer empfinden. 


Verschiedenes. 


Die Bohnenölindustrie der Mandschurei befindet sich fast 
ausschließlich in den Händen japanischer bzw. japanisch-chine- 
sischer (iesellschaften. Chinesen besitzen nur kleinere Betriebe 
mit verhältnismäßig geringem Kapital und auch die Russen 
haben nur wenige Oelmühlen. 60 Prozent des gesamten mand- 
schurischen Bohnenöls werden in den 56 Oelmühlen Dairens 
erzeugt, aber auch in der eigentlichen Mandschurei sind alle 
modernen und größeren Betriebe in japanischen Händen. Ein 
weiterer bedeutender Teil der Verarbeitung der mandschuri- 
schen Bohnen liegt in Japan selbst, das bekanntlich der Haupt- 
abnehmer der mandschurischen Bolınen ist. Im Jahre 1920 im- 
portierte Japan 3881 108 Pikul Bohnen im Werte von 36 764 000 
Yen. Von einer Beteiligung Englands oder der Vereinigten 
Staaten an dem Aufbau der mandschurischen Oelindustrie ist 
nichts zu bemerken. Englisches Kapital ist zurzeit in diesem 
mandschurischen Industriezweige nur in einem einzigen Harbiner 
Unternehmen, der Englisch-Chinesischen Handels-Aktiengesell- 
schaft, beteiligt. Japan scheint in seiner Monopolstellung auch 
kaum anderer als maschineller Unterstützung zu bedürfen, die 
bereits teilweise von Deutschland geleistet wird. 

Für die chemischen Forschungen zur Auswertung der Soya- 
Bohnen unterhält die Mantetsu (Südmandschurische Eisenbalın- 
Gesellschaft) ein besonderes, gut ausgestattetes Forschungs- 


institut in Dairen, das Zentrallaboratorium, unter Direktor 
Dr. Saito. 
Die neuesten fünf Nummern der monatlichen Veröffent- 


lichungen dieses Instituts liegen im Auswärtigen Amt, Abteilung 
IVb ©. W. R., zur Einsichtnahme aus. 


Einfuhrhandel in Schantung 1921. „Finance and Commerce“ 
(Schanghai) zuiolge stieg der Import frender Waren über 
Kiautschou während des Jahres 1921 auf 34,3 Mill. Hk. Tls. und 
übertraf damit das bisherige Höchstergebnis des Jahres 1920 
noch um 7,4 Millionen. Ganz beträchtlich war der Fortschritt, 
den englische Baumwollwaren zu verzeichnen hatten; graue 
Schirtings, Köperstoffe, T-Stoffe wurden im dreifachen Umfange 
des Vorjahres eingeführt, ebenso weiße Schirtings und einfache 
bedruckte Baumwollstoffe, die meist englischer Herkunft waren. 
Gefärbte Baumwollgewebe, zumeist englisches Erzeugnis, wiesen 
dem Umifange nach eine beträchtliche Steigerung, von 166 708 
auf 274581 Stück auf. Die Einfuhr amerikanischen grauen 
Schirtings stieg von 6520 auf 18820 Stück. 

Schon bei Beginn des Jahres war der Einfuhrhandel japani- 
schen Baumwollwaren wenig lebhaft und diese Stimmung blieb 
auch weiterhin vorherrschend. Mit Sommeranfang langte ein 
großer Vorrat von Manchesterware, die über Schanghai ein- 
geiührt wurde, allmählich im Hafen von Kiautschou an, und die japa- 
nischen Wirren wurden völlig unterboten. Der Import japanischer 
grauer und weißer Schirtings sowie Baumwollgarne, hielt sich 
gerade noch auf der Höhe des Vorjahres, aber T-Stoffe und Köper 
gingen um die Hälfte zurück. Das Unterliegen der japanischen 
Konkurrenz sei, so meint die englische Berichterstattung, teil- 
weise auf das System der Produktionsverminderung zurück- 
zuführen, das alle japanischen Baumwollfabriken angenommen 
hätten, um ein hohes Preisniveau künstlich aufrecht zu erhalten. 
Das System wurde bereits im Dezember 1920 aufgegeben. 

Im übrigen zeigte die Einfuhr von Zement, Reis und Zucker 
ein erhebliches Anwachsen. Japanischer Zement wurde infolge 
der lebhaften Bautätigkeit, die in der zweiten Hälfte des Be- 
richtsjahres einsetzte, in doppeltem Umifange des Jahres 1920 
eingeführt. Die Knappheit an Nahrungsmitteln in Schantung 
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machte sich durch einen umfangreichen Import von_ fremden 
Reis sowie Getreide aus Dairen_ bemerkbar. Der Zigaretten- 
einfuhr, die auf ein Vicrtel des Umfangs von 1920 zurück- 
gegangen war, tat die wachsende Verbreitung der Zigaretten 
aus Schanghaier Fabriken Abbruch. Der Rückgang der Einfuhr 
von Zinnblech, leeren Fässern und Kerosinbehältern wird auf 
die steigende Verwendung von Tankdampfern beim Export des 
ErdnußBöls zurückgeführt. 


Ueber seine ersten Eindrücke in China schreibt 
der früher in Indien tätig gewesene Missionar F. Oppermann 
von der Brecklumer (schleswig-holsteinischen) Mission, die die 
Arbeit der Kieler Mission in Pakhoi und dessen Hinterland über- 
nommen hat: „Man findet in China nirgends jene hündische 
Unterwürfigkeit, die bei den indischen Kastenlosen so abstoßend 
wirkt. Das hat wieder zur Folge, daß sich der chinesische 
Arbeiter weit besser 'bezahlen läßt als der Hindu. Allter- 
dings leistet er auch bedeutend mehr. Und nicht nur er, sondern 
jeder Handarbeiter, besonders der Handwerker, leistet mehr. 
In Indien war nicht nur die Feldarbeit, sondern jede Handarbeit 
eine Schande; den höheren Kasten war sie verboten. Nun will 
ich nicht sagen, daß der Chinese die Arbeit mehr liebt als 
andere Völker: er gibt sich auch gern dem süßen Nichtstun hin, 
wenn er es sich leisten kann; aber die Arbeit ist in China doch 
keine Schande, wenigstens nicht in dem Sinne wie in Indien. 
Wäre dem so, so hätte China auf dem Gebiet des Handwerks 
und der Kunst niemals das leisten können, was es nicht nur 
heute leistet, sondern schon in alter Zeit geleistet hat. Wie der 
Chinese tüchtig ist im Handwerk, so auch in der Landwirtschaft. 
Letztere ist hier viel ertragreicher als in Indien. Fast überall 
hat man zwei Ernten, nicht nur in den wasserreichen Flußtälern 
mit künstlicher Bewässerung, sondern auch auf den trockenen 
Höhen, wo allerdings der Reis nicht gedeiht. Es ist eine Freude, 
die gut gepilügten und gepilexten Felder mit ihren schnurgeraden 
Linien zu betrachten. Das ist ein wirkliches Pflügen, wenn auch 
nicht so gründlich wie in Deutschland. Ein chinesisches Feld 
macht stets den Eindruck größter Sorgfalt und Pflege. Wie es 
wenigstens nach curopäischen Begriffen nichts 
Schmutzigeres gibt als eine chinesische Stadt, so gibt es 
nichts Saubereres als ein chinesisches Feld.“ 

Auf einen eigenartigen Vorläufer Ein- 
steins im alten China lenkt Georges Dubarbier 
die Aufmerksamkeit in einem Aufsatz des „Temps“. 
Es ist der Philosoph Chuang-Tsze. der während der 
letzten Hälite des 4. und der ersten Hälfte des 3. vorchrist- 
lichen Jahrhunderts lebte. Dieser Gegner des Konfuzius vertritt 
die Lehre vom Nichtstun, das besser sei als alle Tätigkeit; der 
Mensch muß, wenn er glücklich sein will, nach seine: Ansicht das 
Leben als eine „fröhliche Reise“ betrachten, die aus dem Nichts 
in das Nichts führt. Die Kenntnisse des Menschen sind unend- 
lich begrenzt, sagt er: „Was er sicht, ist unsicher, was er 


.—. 
— 


weiß, ist zweifelhaft.“ Nach Chuang-Tsze sollten wir unsem 
Körper mit einem Getreidekorn in einem großen Speicher ve:- 
gleichen, und selbst mit diesem Vergleich tun wir uns noch zu 
viel Ehre an. Die Zeit, der Raum — all das sind Dinge, di: 
relativ sind. „Die Kenntnisse der kleinen Wesen“, meint er. 
„können nicht mit denen der größern Wesen verglichen werden. 
Der Mensch hat die Zeit in Jahre eingeteilt. Aber was ist ec; 
Jahr? Ist es wenig, ist es viel? Was ist ein Jahr in der U. 
endlichkeit? Die Grille, die weder Frühling noch Herbst kenrı 
der kleine Pilz, der am Morgen aufwächst und am Abend stıröt. 
sie haben auch ihr bestimmtes -Zeitmaß, und ist nicht vielleich: 
eine Sekunde für sie schon so viel wie für uns ein Jahr? F. 
andres Beispiel: im Süden des Reiches Chou befindet sich en 
Baum, dessen Frühling 500 Jahre dauert und dessen NHeib,t 
ebensoviel, und der „Ahne von Peng-Cheng“ (der <hinzsiste 
Methusalem) wird andre Anschauung von der Lebensdauer xe- 
habt haben als wir heutigen kurzlebigen Menschen.“ Wie übır 
die Zeit so hat auch über den Raum Chuang-Tsze seine eipmen 
Ansichten: „Der Himmel erscheint uns blau. Ist das nun se'ne 
wahre Farbe oder einiach das Ergebnis seiner unendlichen En'- 
fernung? Auch die Unendlichkeit der Meere ist reiativ. Wan 
kann sich immer noch größere Schiffe denken, für die das Meer 
klein sein könnte. Im Nordmeer existiert ein Fisch, eine Ar: 
Seeungeheuer mit dem Namen Kuen, dessen Umianz viele Kii- 
meter groß ist. Dieses Ungeheuer kann sich ın die Lüfte er- 
heben und wird dann ein riesiger Vogel namens Peng. Seırn 
Rücken ist so groB wie das Gebirge Tai und seine Fluzel sind 
so gewaltig, wie die größten Wolken am Himmel. Wenn er 
fliegt, so hat er eine Ausdehnung von 45 000 Kilometern,- und er 
bedeckt so den ganzen Himmel, soweit wir ihn erblicken. Eıne 
Wachtel aber, die den Riesenvogel Peng vorbeifliegen sieht. 
könnte zu sich sprechen: wozu dieses ungeheure Tier und dieser 
rasende Flug? Auch ich erhebe mich mit einigen Flügelschlägen 
üher die Erde und fliege schnell dahin. Ich sehe keinen Unter- 
schied zwischen dem Peng und mir, da wir beide nur winz.: 
und in der Unendlichkeit des Raumes.“ Mit solchen Betrach- 
tungen rüttelt Chuang-Tsze an allen Anschauungsformen des 
Menschen und sucht nachzuweisen, daB die Dinge, wie wir sie 
sehen, uns nur von unserm begrenzten Standpunkt so erscheinen 
und daß alles relativ ist. 


Der amerikanische Milliardär Ch. C Freer hat seine be- 
rühmten ostasiatischen Sammlungen von (CGe- 
mälden und Porzellanen dem Sniithcnian Institute, das 
dafür ein Museum in Washington errichten soll, hinterlassen. 
Freer hat für die Einrichtung des Museums außerdem eine h.a.e 
Million Dollars zur Verfügung gestellt. 


Die Shanghaier Straßenbahngesellschaft teilt mit, dıß se 
durch minderwertige Kupfermünzen, die Pas.- 
giere als Fahrgeld bezahlt haben, in den 14 Jahren von 19 
bis 1921 rund 5 Millionen Dollar eingebüßt habe. 


Mitteilungen desVerbandes für denFernenOsten 


Berlin W.35, Potsdamer Straße 281 


Zusammensetzung des Vorstandes des Verhandes für den 
Fernen Osten. Der Vorstand des Verbandes setzt sich gegen- 
wärtig aus folgenden Mitgliedern zusammen: 

Dr. von Koerner, FExzellenz, Wirklicher Gcheimer Rat, 

Vorsitzender, Berlin. 
Martin March, i. Fa. Carlowitz & Co, Vorsitzender 


des Ostasiatischen Vereins, 1. Stellvertreter des 
Vorsitzenden, Hamburg. 

C. von Borsig, Gcheimer Kommerzienrat, 2. Stell- 
vertreter des Vorsitzenden, Berlin- Vogel. 

O.von Truppel, FExzellenz, Gouverneur a. D,, 


Almiral 
2. D.,, Schrittiuhrer, Berlin. i 
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Fr. Urbig, Geschäftsinkaber der Direktion der Discen'»- 
Gesellschaft, Schatzmeister, Berlin. 

R. Mann, Vorstandsmitglied der Farbeniabrixenu 
Friedr. Bayer & Co. l.everkusen. 

Max Niclassen,i. Fa. Arnlıold, Karberg & Co. Ber: 

R. Peltzer, Vorstandsmitglied der Hamburg-Amerisa- 
Linie, Hamburg. 

A. Penck, Professor, Gecheimer Rexierumgsrat 
Direktor des Geograplischen Instituts der Unmer- 
sität, Berlin. 

Ludwig Raschdau, 

Rat, Berlin. 
M. Rötxer, Landrat a. D., Berlin. 


vorm 


Dr. 


Exzellenz, Wirklicher Ce! mer 


. Ostasiaten-Abend. Der Verband becehrt sich hiermit, 
seine ee und Freunde (mit Damen) zu einer zwanglosen 
Zusammenkunft auf 

Donnerstag, den 5. Oktober 1922, abends 8 Uhr 
in den Muschelsaal des Restaurants „Rleingold“ (Potsdamer 
Straße 3) ergebenst einzuladen. Gleichzeitig bittet er um eine 
möglichst zahlreiche Beteiligung an dieser ersten Zusammen- 
kunft des Winterhalbjahrs. 


Rückkehr der Deutschen nach dem Fernen Osten gestattet. 
Seither war, außer Niederländisch-Indien, seit Kriegsende nur 
China und Japan für die Deutschen geöffnet. Während ihnen 
Auıstralien noch auf Jahre hinaus verschlossen sein dürfte und 
I3ritisch Vorder- und Hinter-, wie Französisch Hinter-Indien 
ihre Bestimmungen gexen die Niederlassung deutscher Staats- 
angscehöriger vorausichtlich noch für längere Zeit aufrecht halten 
werden, öffnen sich nunmehr die Vereinigten Malaven-Staaten 
mit Penrang und Singapore am 13. Oktober und Ceylon im No- 
vember oder Dezenber dieses, Siam am 17. Januar nächsten 
Jahres den Deutschen wieder; Handelsbeziehungen waren ja 
schon längst wieder angeknüpft worden. In Hongkong ist ja 
die Niederlassung von Deutschen bereits seit 28. August wieder 
erlaubt. 


Deutsches Eigentum in China. Jder Bund der Auslands- 

deutschen, Abteilung Entschädigung, Berlin C. 2, Klosterstr. 75, 
teilte dem Verbande mit, daß nach einem Bericht des Deutschen 
(jeneralkonsuläats in Schansschai vom 24. Mai 1922, das in Fuchow 
von den chinesischen Behörden sequestrierte deutsche Eigentum 
nunmehr vollständig mit Ausnahme einiger Waffen und der, der 
Firma Siemssen & Krohn gehörigen Dampibarkasse „Deutsch- 
land'* freigegeben worden ist. In der, diese Mitteilung ergän- 
zunden Aufstellung wurden als Eigentümer der zurückgegebenen 
(irundstücke, Einrichtungsgegenstände, Waffen usw. folgende 
Personen und Firmen genannt: Columbia, G. m. b. H.: Dettmar, 
Rexierungsbaumeister Eissner; Engelter; F. Mecke; Mary 
Mecke: W. B. Michaelsen; Pfeng: F. Siemssen: G. Siemssen: 
Siemssen & Krolin: E. W. Volckmann; MH. Wintzer und See- 
zolldirektor Wollf. Es wird den Interessenten anheimgestellt, 
wegen der Einzelheiten sich mit der (Gieschäftsstelle des Ver- 
bundes, Berlin W. 35, Potsdamer Strasse 28, ins Benehmen 
zu setzen. 


Freigabe deutschen kleinen Vermögens in den Kolonien. 
Der Bund der Auslandsdeutschen sendet dem Verband eine 
Mitteilung des Kriegsentschädigungsamtes in Zehlendorf nebst 
einer Zusammenstellung über in Hongkong und in den Ver- 
einisten Malaven-Staaten freigexebene (iegenstände. Die Listen 
enthalten die Namen einer großen Zahl von Personen, die in 
Hongkong und in Kuala Lumpur gelebt haben. Interessenten 
wird anheimgestellt, sich mit der Geschäftsstelle des Verbandes 
für den Fernen Osten EV., Berlin W. 35, Potsdamer Straße 28 1k, 
ins Benehmen zu setzen. 


Ausfiuhrvergünstigungen für Auslandssdeutsche. Von be- 
freundeter Seite wird uns das folgende von der Außenhandels- 
stelle für Exporthandel veranlaßte Rundschreiben zur Verfügung 
gestellt. „Der Reichskommissar und das Reichsfinanzministe- 
rum sind durch das Reichswirtschaftsministerium ermächtigt 
worden, Auslandssdeutschen, die aus Anlaß des Krieges naclı 
Deutschland zurückgekehrt und dann zum Wiederaufbau ihres 
Berufes ins Ausland ausgewandert sind oder auswandern, bei 
der Ausfuhr von Waren die Ausfulrrabgabe zu erlassen, soweit 
der Wert der Waren 400000 M. nicht übersteigt. — Ferner 
haben die Außenhandelsstellen die Befugnis erhalten, die Aus- 
fuhr solcher Güter ebenfalls bis zum Werte von 40000 M. 
olime Lieferwerksbescheinigungs: zu Inlandspreisen zu gestatten, 
wenn sie unmittelbar zur Wiederaufnahme des Berufes der 
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Auslandsdeutschen bestimmt sind. — Der Erlaß der Ausfuhr- 
abgabe findet auf diejenigen Auslandsdeutschen keine Anwen- 
dung, die auf Grund des Rundschreibens B. V. 1441 vom 
24. Mai 1921 für Waren im Betrage von 200 000 M. von der 
Ausfuhrabgabe befreit worden sind. Auslandsdeutschen, die 
bis zum 17. August eine den bisherigen Höchstbetrag nicht er- 
reichende Befreiung von der Ausfuhrabgabe erwirkt haben, 
kann eine Verdoppelung des nicht ausgenutzten Betrages zu- 
gebilligt werden. — Die vorstehende Ermächtigung gilt sinn- 
gemäß auch für ehemalige Kolonialdeutsche. — Die bei Jen 
Außenhandelsstellen eingehenden Anträge, für welche Be- 
freiung von der Ausfuhrabgabe gewünscht wird, müssen dem 
Reichskommissar nach Vorprüfung zur Entscheidung übermittelt 
werden. — Die Bestimmung gilt nur für Ausfuhrbewilligungen, 

die vor dem 1. April 1923 erteilt werden.“ 


Gesuchte Adresse. Herr L. von Strauch in Legefeld bei 
Weimar bittet, ihm die Adresse der beiden Brüder Dohr. 
früher Hankow bzw. Chunking, mitzuteilen. 


Adressennachweis. 


Czapski, Dr. Hans, Darmstädter und Nationalbank, Augsburg. 

Dill, Robert, Pforzheim, Friedenstr. 50. 

Doldt, Josef, Freiburg i. Breisgau, Postschliessfach 179. 

Geck, Frl. Helene, Pössneck Thüringen, p. Adr. Herrn Joh. Chr. Eberlein. 

Goetze, H. F. W., Leiter der Prüfungsstelle, Landesfinanzamt, Köln, 
Gereonhaus Z. 58 59. 

Hülsenitz, Rudolf, Berlin Zehlendorf-Mitte, Königstr. 30. 

Iilgen, Georg, Hamburg 20, Heinstr. 32a. 

Köhler, Carl Aug., Berlin-Steglitz, Sedanstr. 17. 

Köhler, Hermann, Shanghai, Hainiog Road 10 C. 

Krieger, Werner, b. Firma Lambooy & Co., Shanghai China. 

Lemke, J.. Huckarde, Buschstr. 28, 

Maas, Pater Otto, ©. F. M., Wiedenbrück, Franziskanerkloster. 

Marechal, Otto, Herrenhausen-Hannover, Böttcherstr. 91. 

Orth, Fräulein Ida (früher Yokohama), Rotkreuzheim {Bad), Münchshöfen 
bei Straubing (Bayern). 

Pieper, Hugo, Rotterdam, Hugo de Grootstraat 142 c. 

Schubart, Ministerialrat Dr. Ing. H., Charlottenburg, Witzlebenstr. 25 11. 

Stolz, A., Moritzburg-Eisenberg, bei Dresden. 

Strasser, Geheimer Regierungsrat und Oberregierungsbaumeister, Char- 
lottenburg, Niebuhrstr. 75. 

Thun, Johannes, i. Fa. Gebrüder Roese, 109 Leng Peng Street, Swatow, 
Südchina. 


Gesuchte Adressen. 


Bachmann, Joh., Apotheker, Leipzig-Con., Südstr. 98 pt. 

Bahlmann, Robert, Frankfurt a. M., Bettinastr. 231 (nach Japan ab- 
gereist). 

Balser, Karl, Dresden-Radebeul, Luisenstr. 12. 

Bartmer, W. Berlin W. 15, Meinckestr. 6 Gth. I. 

Beermann, J., Neustadt a. Rh. (nach Amerika verzogen). 

Behagel, H. Wilthen i. Sachsen, p. Adr. Herrn Fritz Hünlich (nach 
China abgereist). 

Benkwitz, Richard, Dolok-Iir, Dolok Merangir a. Sumatra. 

Biereye, L., Berlin N., Boyenstr. 221V (nach China gereist). 

Biermann, H. Hamburg 31, Rombergstr. 13. 

Braun, Georg Siemens-Schuckert-Werke, Abt. Uebersee, Siemensstadt bei 
Berlin {nach China gereist). 

Broen, Oberleutnant von, W. 30, Barabarossastr. 50 III. 

Brücher, Frau Bergassessor Dr., Siegen Westfalen, Waldstr. 13 (nach China 
gereist). 

Budich, Emil, Bensheim a. d. Bergstrasse (nach China gereist). 

Bune, A., Flensburg, Mathildenstr. 18 {nach China gereist). 

Christoph, Generaldirektor Ch. E., Berlin W., Landshuter Str. 32. 

Cunow, Georg, Deutsch-Asiatische Bank, Berlin W. Kronenstr. 11. 

Huang, J., Berlin-Wilmersdorf, Kaiserplatz 5. 

Klingmüller, Adalbert, p. Adr. Herrn Holstein, Berlin W. 30, Motz- 
strasse 73. 

Lu, Wenbin, Direktor der Chinesischen Reichsbank, Berlin, Kielganstr. 1a. 

Mehl, August, Medan Sumatra. Ndid.-Indien. 

Metzner, Paul c/o. Herren K. Hinlopen & Co., Soerabaia Java. 
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Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 


Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompanie, Gothenburg, 


und Norske Afrika og Australic Linie. 
(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 
Newchwang, Shanghai, Kobe, Yo- 
kohama, Moji, evtl. Dalny und/oder 


Wliadiwostock 
„Sumatra“ . 27. Sept. 
„Nippon“ : . 7. Okt. 
ms „Australien‘ . 30. Okt. 


Port Said, Colombo, Penang, Singapore 


und Bangkok (direkt) 


„Jutlandia“ . 
„Falstria‘“. 


5. Okt. 


M/S. 
ca. Ende Okt. 


FA / S. 
USW. 
Güterannahme Kalschuppen 77. 


Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


IR. Ludolphs, Hamburg, 


el ZN NETIETTIBENEIBERERBESDEDEERBIEEERUE RUN 


Ferdinandstraße 29/33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börseakontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 


NETSEDETTNTENNINRESIDTIE EIN: NET UNNA 


Le Negociafeur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


BENHIETRINDHUDHLDLUIDBERBUURODLEOBERUODODERDEERDROSBSDODDELTIDLDLDDEDODDODDEDSERDABEBOKEREDDEDTUDBEDEDDEDESDODDBORRBDODDDERDERUDDEBTDRTDDEBOLBEDEDDDLDDABEDTDODDRADERRLDDBDDIBODDTRSDDIDEDDEDDIDDOUUEBEURODOEDIIGN 


Chemische und pharmazeutische Produkte 
Ampullen für subkutane Injektionen 
NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 


BINIEISÄASFRDDTEIBBARKERBLRLEBEDERBORESDDDBEDUDROUHBODODOTRISBERIEBDEBESOBERBOUDFOUBERDDDSRTDEODDUODERRIDLRDDERUDDDEIDDSODDLDEDEREDBERDDDDTETETEADRSOBODERDDDROERDEDSUEDDSRRDEDSDODDERRDEODDERDDOEERSRBDLROAERENIID 


Korrespondenzen: 
Deuisch, Französisch, Englisch, Itallenisch, Spanisch 


Telegr.-Adr.: Negocilateur Basel. 


2Utie K VE BER: 
SAETTETNERERTU SERTURBORRESBERTERBÄBSTRERÄÄRÄBRTRRSKTRLTÄRTRÄTTANE RI 


last llilntntinte li HH INRANGRIESESTIEEIINDIEINIH INN; 


The „Glen“ Line & „Shire“ Line 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Sald, Penang, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghal und den 
iapanischen Häfen direkt 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Giensanda*“ . am 18. Oktober 
D. „Gienshane“ . am 18. November 
(Änderungen vorbehalten) 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 64 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Elder Dempster & Co., Lid. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 8463, Eibe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 
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Allgemeiner und politischer Teil 


AL LUIS 


(Abgeschlossen am 24. Oktober 1922.) 


Pflege ostasiatischer Studien. 


Von Ernst Boerschmann. 


Unsere Abschnürung vom Fernen Osten während der Kricgs- 
jahre hat merkwürdigerweise nicht eine gegenseitige Entfirem- 
dung zur Folge gehabt, sondern, als eine der vielen Wirkungen, 
die unsere Gegner nicht gewollt, cher eine verstärkte An- 
näherung. Reger als früher scheint das Bedürfnis zu sein zum 
Austausch aller Kulturgüter zwischen uns und den ostasiatischen 
Völkern. Wir beschäftigen uns hier vornehmlich mit der 
geistigen, der wissenschaftlichen Seite des Problems und xe- 
wahren mit Erstaunen, daß heute unsere Hochschulen und Lehr- 
stätten aller Art durch Studenten aus China, Japan und Sian in 
einem Umfange besucht werden, der den Besuch der Vorkriegs- 
jahre um ein Vielfaches übertrifft. Gewiß ist dafür zum großen 
Teil der niedrige Stand unserer Valıta maßgebend, heute unsere 
einzige, aber starke Waffe gegen Haß und Unverstand der 
Feinde. Indessen sind es ohne Zweifel in noch höherem Grade 
die Bedeutung unserer Wissenschaft, ihr Inhalt, ihre Methodik, 
die eine so starke Anziehungskraft auf die Ostasiaten ausüben. 
Jene Bedeutung ist nicht gesunken, sondern wuchs cher in der 
Not der Zeit. 

Hinzu kommt die veränderte Stellung, die heute die ganze 
Menschheit eingenommen hat zu den großen Forderungen des 
Tages und des Geistes. Nelimen wir das Positive. Neue Eigen- 
schaften sind uns aus unerhörtem Erleben heraus neugeboren: 
weiter Blick, schnelle Entschlußkraft, vorurteilsfreies und groß- 
zügiges Handeln. Sie haben unsere alte Auffassung über die 
Beziehungen der Völker untereinander leicht und flüssig ge- 
ınacht, es scheint uns heute, als ob wir früher durch eine Mauer 
voneinander getrennt waren, die stürzen mußte, um den Blick 
frei zu machen. Das empfinden nicht nur die Östasiaten und 
strömen in unsere Länder zum Lernen, sondern auch bei uns 
wächst das Bedürfnis nach Verständnis des Fernen Ostens, der 
für uns den einzigen vollwertigen Gegenpol europäischen 
Wesens bedeutet. 

Wenn wir bier der Pflege der Wissenschaft das Wort reden, 
so scheinen dem die heutigen Verhältnisse zu widersprechen. 
die offenbar unsere ganze Anstrengung zum nackten Lebens- 
unterhalt erfordern. Aber wir müssen wieder unterscheiden 
lernen zwischen bloßer Geschäftigkeit und dem bleibenden Wert. 
Wir vergeuden heute eine Unmenge von Fleiß und Kraft in 
erınsiger Arbeit zu gänzlich unklaren Zwecken. Es ist, als ob 
cine gewaltsame Hand zerstörend in einen Ameisenhaufen ge- 
griffen hätte, in dem nun die kleinen Tiere aufgeregt und in 
größter Anspannung durcheinanderlaufen, aber nutzlos schaffen, 
bis sie eine neue Aufgabe zefunden haben und nun nach einem 
festen Plane wieder in Ruhe aufbauen können. Ein festes Ziel 
fchlt auch uns heute, und weil es uns fehlt und alles durchein- 
anderläuft, scheinen uns zuweilen die Sclnvierigkeiten für unsern 
Aufbau unüberwindlich, scheint uns die Fraxe unlösbar zu sein, 
wie in einer Zeit äußerster Geldnot Mittel aufgewendet werden 
können für Arbeiten, die, wie die Werke der Wissenschaft, nicht 
auf der Stelle Gewinn abwerfen. Man schätzt aber den 
unmittelbaren Erfolg einer Tätigkeit falsch ein, wenn die Gesamt- 
arbeit zum großen Teil zwecklos ist. In diese, denken wir an 
unser heutiges nationales Wirrwarr, kommt erst dann wieder 
Sinn, wenn sie mit großen Gedanken und weltgeschichtlichem 
(jeiste erfüllt wird. Voraussetzung dafür ist aber die Erkenntnis 
nd Pflege dieses Gieistes. Wenn wir das deutsche Volkswesen 
in Ordnung bringen wollen, müssen wir wieder unser bestes 
Wissen pflegen, und wenn wir es für notwendig halten mit 
anderen Völkern, wie mit denen des Fernen Ostens, einen 
lebendigen Organismus zu bilden, müssen wir den geistigen Aus- 
tausch mit ihnen fördern. Denn schließlich ist es der Geist, 
ver den Körper formt. So gewinnt die Wissenschaft eine 


lebendige Bedeutung für den, der nicht nur aus der Hand in den 
Mund leben will, sondern weiß, daB man säen muB, um zu ernten. 
Den „Erhabenen Pol“, der für die Chinesen zugleich Urgrund 
end Ziel für jedes Weltgeschehen bildet, können wir für die 
treue Ordnung der Dinge nur erlangen durch Pflege wahrer 
Bildung und hoher Sittlichkeit. Sonst bleiben wir im Wirren 
und kommen nie aus der Gährung zur Klärung. 

Hier handelt es sich um unsere Kenntnis des Fernen Ostens. 
Die großen Völker dort wissen heute ganz genau, daß es in 
ihrem eigensten Interesse liegt, uns jene Kenntnis zu erleichtern, 
indem sie metliodische Wissenschaft in europäischem Sinne 
treiben und uns die Ergebnisse selbst nahezubringen suchen. 
Vorangexangen ist hierin Japan mit ausgezeichneten wissen- 
schaftlichen Veröffentlichungen über sein Land, unter denen die 
Arbeiten über Kunst bereits in weiten Kreisen bei uns bekannt 
geworden sind. Auch die Siamesen haben in der Verbreitung 
der Kenntnisse über ihr Land Beinerkenswertes geleistet. Und 
China ist trotz seines politischen Niederganges eifrig dabei, die 
alten Schätze seiner Literatur neu zu ordnen, herauszugeben und 
sogar uns Abendländern unmittelbar zugänglich zu machen. 
So ist jetzt der Neudruck der kaiserlichen Bibliothek in Peking. 
der sogenannten Sze-ku k'üan-shu, die bisher größtenteils nur 
in Handschrift vorlag, im. Gange, und der erste, prächtig aus- 
gestättete Band des Riesenwerkes ist außer anderen großen 
Staaten auch Deutschland geschenkt und befindet sich schon in 
der Staatsbibliothek in Berlin. | 

Richtig nutzbringend wird aber alle wissenschaftliche 
Arbeit. die in Ostasien geleistet ist. für uns nur dann, wenn 
unsere eigenen geschulten Gelehrten sic erneut in unserem 
Sinne und in unserer Sprache boarbeiten. Voraussetzung dafür 
ist die Fflege der betreffenden fremden Sprachen, in erster Linie 
also des Chinesischen und des Japanischen. Immer wird ces 
nur ein verhältnismäßig kleiner Kreis sein können, der diese 
Sprachen wissenschaftlich hinreichend beherrscht, groß aber 
der Kreis derjenigen, die Nutzen davon haben, wenn nämlich 
jene Fachgelehrten die Kenntnisse über Ostasien auf einwand- 
ireie Grundlage stellen und damit ihre weite Verbreitung bei 
uns in verständlicher und gediegener Form ermöglichen. 

Die Notwendigkeit, solche Pflegstätten wissenschaftlicher 
Forschung zu schaffen, hat unter anderem China bewogen, uns 
hierfür unmittelbare Unterstützung in Aussicht zu stellen, und cs 
ist zu hoffen, daß dieser Plan sich verwirklicht. Als Gegenleistung 
miüßten wir, die es besonders angeht, auch das Unsrige tun. Und 
es erhebt sich die Frage: was ist bisher dafür geschehen? 
l.cider muß die Antwort lauten: äußerst wenige. Man muß sich 
Vergegenwärtigen, daß hier nur der Staat mit Erfolg eingreifen 
kann. Trotz des steigenden Interesses weiter Kreise für Ost- 
asien schon seit Jahrzehnten ist man bei uns in Deutschland 
über ein gelegentliche amtliche Förderung ostasiatischer Studien 
in einzelnen, gewiß schr dankenswerten Fällen nicht hinaus- 
gekommen, trotzdein von berufenen Vertretern und Gönnern 
immer wieder und mit Nachdruck darauf hingewiesen wurde, 
daß man das äußerst wichtige Gebiet Ostasien nicht vernach- 
lässigen dürfe. Der antike Kulturkreis ist ven unserer Wissen- 
schaft grundlegend bearbeitet, ja in vieler Hinsicht bereits 
ausgeschöpft. Die Ergebnisse stehen fest, sie können durch 
ägyptische und kleinasiatische Forschungen höchstens noch 
schärfere Umrisse gewinnen. Die Wissenschaften über das 
weitere Vorderasien, auch über Indien, sind stark ausgebaut, 
gefestigt und überall in Deutschland auf den Universitäten als 
Lehrfach vertreten. Nur die ostasiatische Wissenschaft ist ein 
Stiefkind geblieben, und zwar geht es dem äußerlich ja bekann- 
teren Japan dabei nicht besser, als dem weit wichtigeren China. 
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Und doch gibt es auf allen Gebieten zahllose und immer neue 
Probleme, die nur mit einer erweiterten Einstellung auf den 
ostasiatischen Kulturkreis zu lösen sind. Dessen hohe Bedeu- 
tung ergibt sich aus der einfachen Tatsache, daß er an Umfang 
und Wert nicht etwa einem beliebigen der europäischen Völker 
zu vergleichen, sondern als Ganzes nur der gesamten abend- 
ländischen Kulturgemeinschaft gegenüberzustellen ist. 

Die Grundlage aller ostasiatischen Studien ist die Kenntnis 
der Sprache des betreffenden Volkes. Das gilt für alle einzelnen 
Forschungszweige, mögen sie Geistes- oder Naturwissenschaften, 
Kunst cder Technik, Wirtschaft oder Politik zum Gegenstande 
haben. Dort muß also der Hebel angesetzt werden. Rücken 
wir das Wichtigste, das Chinesische, in den Vordergrund. Bei 
dem Studium der Sprache und Kultur Chinas müssen zwei Ziele 
nebeneinander verfolgt werden, Ausbildung von Fachsinologen 
und Verbreitung der Kenntnis der chinesischen Sprache unter 
jenen, die sich mit Sonderaufgaben befassen. Deren Zahl ist 
bereits groß und wächst dauernd, indessen leidet ihre Arbeit 
stark darunter, daß sie, wie ich es z. B. selbst mit meinen 
eigenen Arbeiten erlebt habe, nur schwer die notwendige Hilfe 
durch Fachsinologen finden können. Denn deren Zahl ist in 
Deutschland äußerst beschränkt. Zwar gibt es unter uns viele 
Gelehrte, die eine ausgezeichnete Kenntnis der Sprache und 
Kultur Chinas besitzen, indessen nur ganz wenige Lehrstühle, 
die es ihnen gestatten, ihrer Wissenschaft im Hauptberuf leben 
zu können. Diese wenigen sind durch Lehrpflichten überlastet 
und kommen nur schwer zu der notwendigen wissenschaftlichen 
Arbeit. Die geringe Zahıl der Stellen läßt die Laufbahn eines 
Sinologen als wenig erstrebenswert erscheinen und zwingt zalıl- 
reiche Berufene, einem anderen Broterwerb nachzugehen. Diese 
sind für die Sinologie fast verloren, das kostbare Kapital ihrer 
seltenen sinologischen Kenntnisse liegt nutzlos da, der frische 
und starke Trieb ideal gesinnter und weitblickender Männer 
verkümmert, zum Schaden nicht nur für die Wissenschaft, 
sondern auch für die deutsche geistige Kraft, die nun einmal 
ständig sich an neuen und großen Aufgaben versuchen muß. 
Und fügen wir hinzu, auch zum unmittelbar greifbaren Schrden 
deutscher Wirtschaft! 

Wir sind ja leider gezwungen, heute mehr als je nach dem 
augenblicklichen wirtschaftlichen Gewinn jeder Arbeit zu fragen, 
und möchten selbst den Geist möglichst sofort in Essen und 
Trinken umsetzen. Wenn nun das auch nur einen recht kurzen 
Verstand kennzeichnet und allenfalls durch die Not der Zeit zu 
erklären ist, so besteht doch ein ernstes chinesisches Studium 
auch diese moderne Feuerprobe In China, das für uns eine 
steigende wirtschaftliche und politische Bedeutung gewinnt und 
eine äußerst wichtige Zukunft besitzt, sind heute deutsche Kauf- 
leute, Ingenicure, l.chrer wieder in großer Zahl tätig und stehen, 
wie einst, in scharfem Wettbewerb insbesondere mit den Antel- 
sachsen, Das Deutsche Reich ist genötigt, einen großen Stab 
von Beamten in China zu halten, um in der neuen Ordnung die 
Dinge, die sich dort vorbereitet, bei Zeiten festen Fuß zu fassen. 
Jene Pioniere, die wir dort draußen haben, erscheinen uns heute 
wieder jung wie in der ersten frischen Zeit unserer Betätigung 
in Uebersee und Kolonien. Es ist ohne weiteres ersichtlich, daß 
sie xerade in China bei ihrem Wettkampf einen ungeheuren 
Vorteil besitzen, wenn sie mit der Waffe der Landessprache 


ausgerüstet sind. Die Kenntnis der chinesischen Sprache is: 
für jene Vorkämpfer heute fast unentbehrlich und wird ihnen. 
und damit uns allen, den Vorsprung vor anderen Nationen in 
ähnlicher Weise sichern, wie es schon vor dem Kriege der Fa! 
gewesen ist. Daran darf man hier offen erinnern, und wir könner 
es auch heute ruhig darauf ankommen Jassen, welcher Be- 
werber Sprache und Wesen der Chinesen schneller, sicherer und 
mit größerem Verständnis erfaßt, der Deutsche oder der Angel- 
sachse. 

Stets aber muß hinter allen praktischen Bestrebungen in 
China bei uns zu Hause eine feste ausgebildete Wissenschaft mit 
führenden Vertretern stehen. Diese sinologische Wissenschaft zı 
fördern ist Sache des Reichs und, wie die Dinge nun einm.| 
heute bei uns liegen, Sache der Bundesstaaten. Dank der 
Tatkraft der führenden Sinologen besitzen wir in Leipzig unt 
in H..mburg an den Universitäten sinologische Seminare, die 
ausgezeichnet ausgestattet sind und mit großem Erfolge ge- 
arbeitet haben, soweit es bei den Schwierigkeiten, mit denen 
die Sinologie zu kämpfen hatte, bisher überhaupt möglich war. 
Das Seminar, das de Groot in Berlin errichtete, war eigentlich 
erst im Entstehen, als jener große Gelehrte vor Jahresfrist uns 
entrissen wurde. Von dem trefflichen Nachfolger, Professor 
Dr. O. Franke, erwarten wir den weiteren Ausbau. Das alles 
sind aber nur erste Anfänge, selbst wenn man die mehr av! 
das Praktische eingestellte Lehrstätte des Orientalischer 
Seminars in Berlin dazu rechnet. Die Pflege des Japanischen 
liegt bei uns noch mehr im Argen. Auch hier muß weit mehr 
geschehen als bisher. Vor allem aber müssen ınehr Mitte'- 
punkte für chinesische Studien geschaffen werden, wenigsten 


dort, wo bereits Traditionen bestehen oder wo der Boden 
sonst vorbereitet ist. Das gilt z. B. für alle drei südlichen 
Bundesstaaten Bayern, Württemberg und Baden, wo in 


München, Tübingen und Heidelberg neue Lehrstühle für Sin 
logie sich fast organisch in die bisherige Entwicklung einttigen 
würden. Vor allem aber sollte Preußen als der größte Bundes- 
staat trotz aller heutigen Redrängnisse die Möglichkeit linden. 
wenigstens eine neue Pflegstätte für chinesische Wissenschaft 
an einer geeigneten Universität zu gründen. Die idealen und 
praktischen, ja die unmittelbar wirtschaftlichen Erfolge würden 
bald zutage treten. 

Gewiß übersteigen die Ausgaben für die Kulturrüstung heute 
fast die Kraft aller deutschen Staaten. Und doch muß man den 
großen Notwendigkeiten klar ins Auge sehen. Zu ihnen gıtort 
die Pilege ostasiatischer Studien. Man wird es’ verstehen. db 
wir notwendige Forderungen unabhängig von den Schwierix- 
keiten des Heute erheben. Es gilt ja gerade, diese durch die 
Macht des Gedankens zu überwinden. Frischer Mut, iur gute 
Dinge zielbewußt eingesetzt, macht jede Ausgabe zum werbun- 
cen Kapital. Heute mehr als je. Der Kreis der Männer, die in 
Deutschland unsere Sache stützen, ideell und materiell, ist uroß. 
und die Anregung der Chinesen, ihre eigene Wissenschaft De: 
uns und durch uns zu fördern, sollte ein weiterer Ansporn sein 
Wir dürfen auch in trübster Zeit nicht immer nur an unsere unge 
Not denken, sondern müssen über die Grenzpfähle blicken und 
Sorge tragen für einen kommenden lichten Tag. Denn auch 
der Glaube an diesen Tag ist uns notwendig zum Leben wir 
die Tat. 


Japan und die deutsche Wissenschaft. 


Allzu wlänzend sicht es mit den deutsch-iapanischen Han- 
Jelsbeziehungen immer noch micht aus. Die Fortschritte, die 
‚tt diesem Gebiet vor noch gar nicht so Tunger Zeit fest er- 
wartet worden sind, sind nicht wenacht. Das ist mn so bedauer- 


ikher, weil ihr Ausbleiben nicht ohne \Wyirkung auch auf die 
allwerneinen Beziehungen beider Länder bleiben kann. Das 
Interesse des einen am andern Land wird dadurch zum Min- 


desten nicht gelordert: Stillstand bedeutet aber auch hier Ruck- 
schritt. Wir moxen das heute und morgen noch nicht init aller 
Dentliibkeit erkennen: aber der Tam. wo wir wenn da nicht 
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Wandel eintritt, vor höchst unliebsamen Enttäuschungen stehen 
können, wird kaum ausbleiben. 

Da ist es denn doppelt und dreifach nötig. wenixstens dan. 
was noch an wuten Willen vorhanden ist, mit aller Kratt zu 
verteidigen, und die Stellungen. die auf anderen Giebreten no. 
bestehen, init allen Mitteln zu festigen. Denn auch diese Steh 
lungen sind schon schwer bedroht. 

Es hat in Japan eine Zeit gerreben, wo die deutsche Wissen- 
schaft auf den Universitäten eine beherrschende Rolle spieiie 
Sie war den Mitbewerbern Deutschlands im Fernen Osten suhen 


seit Jahren ein Dorn im Fleisch. Der Weitkrieg brachte ihnen 
die längst ersehnte Gelegenheit, den deutschen Einfluß, wenn 
nicht vollständig zu verdrängen, so doch erheblich einzu- 
dämmen. Die Einfuhr deutscher Bücher, Zeitschriften und Zei- 
tungen wurde auf Betreiben der Ententemächte in Japan ver- 
boten, und dieses Verbot wurde auch nach den Kriege noch 
lange aufrecht erhalten. So Jange, daß schließlich die japanischen 
Zeitungen ganz offen zugaben, die Gelehrten der Universität 
wüßten bald nicht mehr, was sie den Studenten vortragen 
sollten. Diese Warnung ist nicht ungehört verklungen. Wie 
groß der Hunger nach deutschen Geisteswerken in Japan auch 
jetzt noch ist, zeigt die gewaltige Ausfuhr deutscher Bücher 
dorthin. Ganze Bibliotheken, zum Teil sehr wertvolle, fast un- 
ersetzliche Schätze enthaltende, werden heute von japanischen 
Studenten und Gelehrten aus Deutschland mit in ihre Heimat 
genommen; die Not des deutschen Mittelstandes macht ihnen, 
den valutastarken Fremden, den Erwerb nur zu leicht. 

Um so auffallender ist es, daß die Anerkennung der deut- 
schen Wissenschaft, die darin zweifellos liegt, sich, wo die 
Japaner nicht unter sich sind oder im Verkehr mit Deutschen 
stehen, keineswegs geltend macht. Im Gegenteil, wir haben es 
auf fast allen internationalen Kongressen und Zusammenkünften 
erleben müssen, daß die Vertreter Japans mit den Franzosen 
und Engländern gegen die Einladung der ,„Hunnen‘“ gestimmt, 
zum mindestens aber kein offenes Wort des Protestes gegen 
ihre AusschlieBung gefunden haben. Es ist unmöglich diese be- 
dauerliche Tatsache anders zu erklären, als durch eine über- 
triebene politische Disziplin, die die japanischen Gelehrten im 
Verkehr mit anderen Nationen den politischen Standpunkt über 
den sachlichen des Gelehrten stellen läßt. Wir aber stehen der 
Tatsache gegenüber, daB auf diese Weise erhebliche deutsche 
Interessen von Japanern stark geschädigt werden. Demgegen- 
über sei hier festgestellt. daß die deutsche Regierung längst 
alle Schranken hat fallen lassen, die iapanischen Gelehrten und 
Studenten die Benutzung unserer großen wissenschaftlichen In- 
stitute, unserer Universitäten und Hochschulen, unserer Biblio- 
theken usw. erschweren oder unmöglich machen könnten. So 
schr ist das der Fall, daß Klagen über einen übermäßigen An- 
drang von Japanern und eine unverkennbare Bevorzugung von 
Japanern an einzelnen Stellen nicht selten sind. Wo es sich 
ausschließlich um wissenschaftliche Ziele handelt, wird man 
gegen die Ausländer gewährte Gastfreundschaft nicht viel sagen 
können. Aber wir dürfen uns keiner Täuschung darüber hin- 
geben, daß es keineswegs die höhere Schätzung der deutschen 
Vissenschaften allein ist, die uns neuerdings so viele Japaner 
zuführt. Die englische Presse stellt mit nackten Worten einen 
starken Abzug japanischer und chinesischer Studenten aus Eng- 
land fest, deren alleiniges Lockmittel die erhcblich billiegeren 
Kosten des Lebensunterhaltes in Deutschland sowie die Mög- 
hichkeit, dort wertvolle Dinge billig zu erwerben, seien. Diese 
secessio in montem germanicum der Japaner wird in den Re- 
gierungskreisen Tekvos wenig angenehm empfunden; man sieht 
es dert aus politischen Gründen nicht gern. daß die japanischen 
Studenten den Ländern ihrer Verbündeten und Freunde den 
Rücken kehren. Ja. man geht in gewissen japanischen Kreisen 
so weit, daß man in wenig chrlicher Weise vor dem Besuch 
deutscher Universitäten warnt oder warnen läßt. Von japa- 
nischen Gelehrten gezeichnete Artikel stellen in der Tages- 
presse völlig falsche Behauptungen über den Stand der deut- 
schen Wissenschaft auf. So scheute sich z. B. letzthin der 
japanische Generälarzt Isano nicht, in der „Chugai Shogvo“ 
zu erklären, die Not der deutschen Universitäten sei so groß, 
daß wissenschaftliche Experimente kaum noch gemacht werden 
können. 

Es sei bier eines Zwischenfalles gedacht, der. wenn auch 
auf anderem Gebiete liexend. erkennen läßt, was wir zu er- 
worten haben. wenn wir die Dinge gehen lassen. wie sie wollen. 
Auf der Internationalen Arbeiterkonferenz in Genf wurde dieser 
Tage von dem französischen Delegierten Jouhaux der Antrag 
gestellt, neben Englisch und Französisch auch die deutsche 
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slawiens, Ast, in deutscher Sprache vertrat, weil Deutsch die 
Sprache des Landes sei, das an der Spitze des sozialen Fort- 
schritts stehe, ebenso der Engländer Tillet und der Schwede 
Thorberg. Der Antrag wurde mit 14 gegen 12 Stimmen 
abgelehnt. Unter denen, die gegen ihn gestimmt haben, befand 
sich der japanische Delegierte Adachi, der zwar die große 
Bedeutung der deutschen Sprache und Kultur anerkannte, sich 
aber trotzdem nicht entschließen konnte, für eine Gleich- 
berechtigung Deutschlands einzutreten. 

Es ist nötig, diese Dinge ganz offen zu behandeln. Die An- 
wesenheit zahlreicher japanischer Studenten in Deutschland läßt 
die öffentliche Meinung hierzulande meist zu sehr falschen 
Schlüssen kommen. Sie gibt sich der Auffassung hin, Deutsch- 
land sei in den gebildeten Kreisen der Japaner „außerordentlich 
beliebt“, beliebter als die eigenen Bundesgenossen und die 
Fntentegenossen. TDrieser Gedankengang ist gefährlich. Der 
Japaner denkt und fühlt im großen und ganzen nur japanisch. 
Daß sich einzelne Japaner stark zu Dentschland oder einzelnen 
Dentschen hingezogen fühlen, daß einzelne Japaner auch ihre 
Ueberzeugung mannhaft Ausdruck verleihen, soll keineswegs in 
Abrede gestellt werden. auch gelegentliche Stiftungen für not- 
leidende Studenten oder Institute sollen gern als ein Zeichen 
der Dankbarkeit von Japanern, die durch die deutsche Wissen- 
schaft gefördert worden sind, anerkannt werden. Aber aus 
der Tatsache, daß zur Zeit wieder auffallend viele Japaner in 
Deutschland ihren Studien nachgehen, darf man nicht ohne 
weiteres Schlüsse ziehen, die sich bei näherem Zusehen als 
falsch herausstellen müssen. 

Einer amtlichen .iapanischen Mitteilung ist zu entnehmen, 
daß im Auftrage des iapanischen Unterrichtsministeriums zur 
Zeit 425 iapanische Studenten im Ausland studieren. Davon 
entfällt auf Deutschland fast ein Drittel (130). auf England etwas 
iiber ein Fünftel (80), auf Frankreich und die Vereinigten 
Staaten ie etwa ein Achtel (58-55 Studenten). Unter den 
Studienfächern steht die Medizin obenan. Da in Japan fast 
alle Zweige der medizinischen Wissenschaften seit fünfzig 
Jahren. soweit fremde Sprachen in Betracht krmmen. fast rein 
deutsch gewesen sind, erklärt sich die verhältnismäßig grrBe 
Zahl der Deutschland besuchenden Studenten ganz von selbst. 
Die übrigen Studenten verteilen sich auf Volkswirtschaft, 
Literatur. Technik, Philosophie, Landwirtschaft und Rechts- 
wissenschaft. Die hier angeführten 425 Studenten stellen natür- 
lich nur einen Bruchteil der überhaupt im Ausland studierenden 
Japaner dar, unter denen sich auch viele Staatsbeamten, mehr 
oder weniger wohlhabende Privatleute usw. befinden. 

Steht Deutschland unter den vom japanischen Unterrichts- 
ministerinm entsandten Studenten heute in erster Linie, so liegt 
darin keinerlei Gewähr für die Zukunft. Es ist fraglich, ob, 
was heute der Fall ist. es auch morgen noch sein wird. Auf 
den Ketogakkrs, den iapanischen Vorschulen für die Universität, 
werden drei fremde Sprachen gelehrt: Englisch, Deutsch. Fran- 
zösisrh. Eine dieser Sprachen hat der Schüler als Haupt-, 
daneben eine andere als Nebensprache zu wählen. Als Haupt- 
sprache kommt Französisch praktisch kaum in Betracht. Als 
Hanptsprache lernen 65 vom Hundert der Schüler Englisch und 
35 Deutsch. Etwa 60 vem Hundert haben Deutsch als Neben- 
sprache gelernt. ‘Die Kenntnis des Deutschen ist bisher in 
Japan für das Studium der Medizin, wie schon erwähnt, uner- 
läßliche Vorbedingung. spielt aber auch für Chemie und Physik 
eine überragende Rolle. Die Lehrbücher der anderen Wissen- 
schaften sind fast zur Hälfte deutsch: die andere Hälfte ist 
englisch. Nur in der Rechtswissenschaft tritt das Französische 
an Stelle des Englischen, mit denı Deutschen am zweiten Platz. 

So liegen die Dinge heute, Werden sie sich aber auf die 
Dauer so behaupten können? Mit großer Macht läuft nener- 
dines Amerika Sturm gegen die Stellung des Deutschen. Und 
es ist keineswegs ausgeschlessen, daß. was Fngland in vielen 
Jahrzehnten nicht gelungen ist. Amerika gelinzen wird. Geld 
spielt für Amerika bei der Verfolgung seiner Ziele keine Rolle. 
Man braucht nur zu schen mit welcher Gewalt sich das Rocke- 


Sprache als Amtssprache der Internationalen Arbeiterorgani- | feller-Institut auf medizinischem Gebiet durchzusetzen sucht. 
sation zuzulassen, ein Antrag. den auch der Vertreter Jugo- ;, Das kann für die Bedeutung der englischen Sprache für das 
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medizinische Studium nicht ohne Wirkung bleiben. Dazu kommt, 
daß je weiter Japan seine Interessen in die tropischen Gebiete 
des Stillen Ozeans vorschiebt, desto größer auch sein Interesse 
an der Erforschung tropischer Krankheiten wird. Schon heute 
sieht man, daß sich um Tropenkrankheiten und was damit zu- 
sammenhängt zu erforschen, enge Beziehungen japanischer 
Mediziner mit Indien, den Philippinen usw. anbahnen, und es 
ist selbstverständlich, daß auch das nur im Sinne einer Stärkung 
der englischen Sprache auf dem Gebiet der Medizin in Japan 
wirken kann. Schon heute darf ein gewissenhafter Beobachter 
nicht mehr übersehen, daß die Zahl der englisch geschriebenen 
Beiträge in den wissenschaftlichen medizinischen Zeitschriften 
Japans, die bis vor kurzem fast ausschließlich deutsch waren, 
zunimmt. Ja, die Rücksicht auf die angelsächsische Welt geht 
heute schon so weit, daß die bis dahin nur deutschen „Verhand- 
lungen der japanischen Pathologischen Gesellschaft‘ seit Beginn 
dieses Jahres den Untertitel „Transactions of the Japanese 
Pathological Society“ führen. Dice „Folia anatomica“ der 
Universität Keio und das „Journal of Biochemistry‘“ der Uhni- 
versität Tokyo sind schon heute zur Hälfte englisch und nur 
noch zur Hälfte deutsch. 

Noch ist wesentliches von der Stellung des Deutschen in 
der japanischen Gelehrtenwelt und unter den Studenten nicht 
verloren. Aber aus dem hier mitgeteilten ergibt sich, daß seine 
Stellung bedroht ist. Unter diesen Umständen ist es natürlich 
von ganz besonderer Bedeutung, daß auch in Zukunft die Be- 
ziehungen der deutschen zur japanischen Wissenschaft sorg- 
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Die Verhandlungen der Vertreter Japans und Rußlands in 
Changchun, die vor Monatsfrist trotz mancherlei Schwierig- 
keiten durchaus hoffnungsvoll aussahen, weil man auf beiden 
Seiten angesichts der Notwendigkeit, durch Wiederherstellung 
von freundnachbarlichen Beziehungen den Boden für den wirt- 
schaftlichen Aufbau zu bereiten, auf guten Willen rechnen durfte, 
sind jetzt als endgültig gescheitert anzusehen. 

In einem amtlichen Moskauer Funkspruch wird die ganze 
Schuld am Scheitern der Changchuner Konferenz Japan in di« 
Schuhe geschoben. Es heißt da: „Dank der wetterwendischen 
Politik der japanischen Delegation sind die Changchuner Ver- 
handlungen in eine Sackgasse geraten. Die Japaner erklärten, 
nur unbedeutende redaktionelle Aenderungen des Dairener Pro- 
jektes zulassen zu können, keinesfalls aber wesentliche, Die 
Vertreter der beiden verbündeten russischen Republiken be- 
tonten darauf ihr Recht, einzelne Artikel des Dairener Pro- 
jektes abzulehnen. Die Moskaucr Delegation warf die Frage der 
Garantien und der Loyalität von seiten Japans auf. In den 
weiteren Debatten stellte sich heraus, daß Japan die Be- 
setzung Sachalins bis zur Lösung der Nikolajewsker Frage fort- 
setzt, die nicht der Lösung durch die Changchuner Konferenz 
unterliegt. Nunmehr erklärten die Russen am 20. September 
abends, daß, wenn Japan sich nicht formell verbürgen wolle, 
keine feindlichen Handlungen gexen Rußland zu unternehmen, 
sondern im Gegenteit die Besetzung auszudelhnen beabsichtige, 
sie gezwungen wären, eine Unterbrechung der Konferenz zwecks 
Einholung neuer Instruktionen zu beantragen.“ 

In einem Leitartikel der „Prawda“ betont außerdem Radcek, 
daß die Chanschuner Verhandlungen durch die Schuld Japans, 
das ernste soziale Krisen durchlebe, unterbrochen seien. Das 
werde aber Jie Bresche in der Stellung der militärischen Klicke 
in Japan erweitern. Die internationale Laxe Japans fordere. 
daß die imperialistische Politik gegenüber China und Rußlanu 
aufgereben würde Die Sowietregierung führe eine freund- 
schaftliche Politik und sei bereit, jedes aus dem Fernen Osten 
nommende Abenteuer zu bekämpfen. 

Die Tokvoer Regierung veröffentlicht 
mntliche Mitteilung: 

„Der Fellschlag der Changchun-Konferenz erfüllt die japa- 
Bische Regierung mit lebhaften Bedauern. Fr bedeutet aber 
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fältig gepflegt werden. Zweifellos ist dafür auch von Wichtig- 
keit, daß möglichst viele japanische Studenten nach Deutschland 
gezogen werden. Aber es genügt keineswegs, daB diese nur 
hierher kommen und sich selbst überlassen bleiben. Es müssen 
enge Bande geknüpft und es muß Sorge dafür getragen werden, 
daß diese Bande sich nicht wieder lockern können. Die För- 
derung der Achtung und Liebe für die deutsche Kultur und 
Wissenschaft ist ein wichtiges Mittel hierfür. Von der Einsicht 
der deutschen Gelehrten darf man ohne weiteres erwarten, dal 
sie die Notwendigkeit, in; dieser Hinsicht das Möglichste zu 
tun, nicht verkennen, und daß sie Wege finden, die mit dem 
Ansehen und der Würde der deutschen Wissenschaft und ihren 
Organen im Einklang stehen. Aber es ist heute ebenso not- 
wendig, daß sich auch weitere Kreise des deutschen Volkes 
darüber klar werden, was cs für Deutschland bedeutet, dab 
seine starke wissenschaftliche Stellung in dem einzigen Lande 
des Fernen Ostens, ja ganz Asiens, das eine Großmacht im 
modernen Sinne des Wortes ist, nicht erschüttert wird. Auch 
die wirtschaftlichen Kreise Deutschlands haben daran ein er- 
hebliches Interesse -- ein Interesse, das weit über die Ver- 
sorgung Japans mit deutschen Erzeugnissen für die Gebiete. 
auf den die deutsche Wissenschaft den Ton angibt, hinauszcht. 
Mittelbar wird durch die Pilege der geistigen und wissenschaft- 
lichen Beziehungen zu Japan ein Boden auch auf anderen Ge- 
bieten bereitet werden, der sich letzten Endes für die gesamten 
Beziehungen Deutschlands zu Japan, auch die politischen ınd 
wirtschaftlichen, segensreich erweisen muß. GT: 
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keineswegs einen Wechsel in der Politik Japans, die diese Ein 
sichtlich der Zurückziehung der Truppen aus Sibirien verfolst. 
Die Zurücknahme aus Wladiwostock und anderen Hauptpunkten 
des Festlandes wird gegen Ende Oktober vollzogen sein. Was 
ferner Sachalin betrifft, so wird die Zurückziehung aus der nörd- 
lichen, der russischen Hälfte der Insel, wie wiederholt erklar: 
worden ist, vorgenommen werden, sobald die Angelegenheit vor 
Nikolajewsk geregelt sein wird. Irgendwie geartete territorialı 
Absichten hat die japanische Regierung weder in diesem nx: 
in irgendeinem anderen Zusainmenhange. 

„Die japanische Regierung ist ernstlich bemüht gewesen. 
die Beziehungen Japans und Sibiriens ebenso in Ordnung 
bringen, wie die Beziehungen zu anderen Völkern geregelt sin. 
und gewiß wird niemand behaupten können, daß Japan vır.b- 
säaumt hätte, eine liberale und versöhnliche Politik gegenuber 
den Wünschen anderer Völker und Regierungen zu treden 
Klar genug waren die versöhnlichen Absichten :der japanischen 
Delegierten, als sie sich mit den Vertretern Tschitas und dır- 
jenigen der Sowjetregierung in Changchun an den Verhandlıungs- 
tisch setzten. Aber kaum hatten die Konicrenzverhandluni«r 
begonnen, da zeigte sich schon deutlich, daß die japanische Peic- 
gation bei den Vertretern Moskaus auf ebenso geartete Schwit- 
rixkeiten stoßen sollte, wie die Völker Europas sie jüngst Ir 
(ienua und im Haag gefunden haben. Es war doch von vorm 
herein klar, daB Japan mit der Tschita-Regierung zu wirksamer 
Vereinbarungen zu kommen suchte, die geeignet waren. Japans 
Grenzen gegen räuberische Einfälle zu schützen, der feir«- 
lichen Propaganda ein Ende zu machen, und denienigen Japanem 
und Koreanern, die in loyalen Geschäften in Sibirien wein. 
Schutz zu gewähren. Japan hatte gehofit. für seine Naar 
snxehörigen die Anerkennung des Privateigentunisrechts, Terre’ 
Handelsfreihcit und die Möglichkeit, ihren Geschäften nat! 
gehen, durchzusetzen, und war des Glaubens, daß diese Pinsc 
ebenso den unglücklichen Russen in Sibirien zugute kAumimen 
würden wie den annähernd 10 000 Japanern und Koreaner. Ja 
sich dort noch aufhalten und auf Grund der mit der frusert 
russischen Regierung vereinbarten Vertragsrechte ılren te 
schäften nachzugehen versuchen. Japan fühlt sich versah 
zu glauben, daß auch die Tschita-Rexierung ihrerseits 0" 
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schließen, und es ist selbstverständlich, daß die Besetzung der 
nördlichen Hälfte der Insel Sachalin ausschließlich in Verbin- 
dung mit dem Blutbad von Nikolajewsk zur Diskussion gestellt 
werden kann, jenem Blutbad, bei dem mehr als 700 Japaner, 
darunter der Konsul, unter ganz besonders grausamen Umstän- 
den niedergemetzelt worden waren. 

„Um Japans guten Willen an den Tag zu legen, befahl die 
japanische Regierung und begann auch wirklich den Abzug der 
japanischen Truppen aus den sibirischen Städten. Verschiedene 
Gruppen, auch Russen nicht nur Japaner, petitionierten bei 
der japanischen Regierung dalıin, die Truppen nicht zurückzu- 
nehmen, da danach das Entstehen von Unordnung und Unrulien, 
und zwar sowohl bei den russischen Parteien untereinander als 
auch gegen die Jaaner, zu befürchten stände. Aber trotz solcher 
Möglichkeiten beschloß die japanische Regierung, alles zu tun, 
um der Kritik oder der Beargwöhnung der japanischen Politik 
keinen Angriffspunkt zu lassen, und entschloß sich, die Zurück- 
nahme fortzusetzen. Angesichts der Tatsache, daß die Moskauer 
Regierung, deren Vertreter inChangchun sofort eine beherrschende 
Stellung denen von Tschita gegenüber einnahmen, das Privat- 
eigentumsrecht im europäischen Rußland nicht anerkennt, kann 
die japanische Regierung nicht umhin, Zweifel zu hegen an der 
Aufrichtigkeit der Absichten der Sowjets in Changchun und an 
ihrer Bereitwilligkeit, auf eine Vereinbarung mit dem Ziel des 
Aufhörens der Propaganda einzugehen. 

„Nach wie vor jedoch hegt die japanische Regierung, die 
sich hierin eins weiß mit den Wünschen des japanischen Volkes, 
herzliche Sympathie für das so schwer heimgesuchte russische 
Volk und wünscht auf das innigste, daß Friede und Ordnung In 
Sibirien die Oberhand gewinnen möchten.“ 

Daß der Abbruch der Changchuner Konferenz weltpolitisch 
von größter Bedeutung werden muß, liegt auf der Hand. In 
Japan hatte, ehe man sich entschloß, nach Changchun zu 
gehen, die Richtung Oberhand gewonnen. die durch eine fried- 
liche Durchdringung Sibiriens den Handel Japans so fördern 
zu können hoifte, daß der seit dem Ende des Weltkrieges scharf 
in die Erscheinung getretene Rückgang des Absatzes japanischer 
Erzeugnisse in Europa wettgemacht würde. Mit dem Zu- 
sammenbruch der Verhandlung ist bis auf weiteres wenigstens 
der friedlichen Durchdringung Sibiriens ein Riegel vorgeschoben. 
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Japan wird daher auf andere Mittel sinnen müssen, seiner In- 
dustrie Absatzgebiete und damit seinen Arbeitern lohnende Be- 
schäftigung zu schaffen. Dabei hat ces weitestgehende Rück- 
sichten auf Amerika zu nehmen, weil sich der Handel mit 
Amerika in den letzten Jahren im Gegensatz zu dem mit Europa 
ganz erheblich vermehrt hat. Welche Wirkung der Abbruch 
unter diesen Umständen haben wird, ist zurzeit noch nicht zu 
übersehen. Darüber aber kann nach der ganzen Lage der Dinge 
kein Zweifel bestehen, daß die Weigerung Japans, bindende Er- 
klärungen über die Räumung Sachalins zu geben, ehe ihın Ge- 
nugtuung über die Ermordung seiner Staatsangchörigen in 
Nikolajewsk gegeben ist, nur der äußere Grund des Abbruchs 
der Verhandlungen gewesen ist. Ebensowenig dürfte aber auch 
das Bestreben der Russen, durch die Changchuner Verhand- 
lungen eine formelle Anerkennung der Sowjetregierung zu er- 
reichen, mehr als ein äußerer Grund sein. Die wirklichen Ur- 
sachen der Gegensätze, die zum Abbruch geführt haben, liegen 
viel tiefer. Dabei mögen auch Rücksichten. auf die Lage im 
Nahen Osten mitsprechen. Die Auswanderungsfrage spielt in der 
japanischen Presse neuerdings wieder eine größere Rolle, das 
laßt immer auf innere Schwierigkeiten schließen. Bezeichnend 
ist übrigens, daß der japanische Unterhändler, Graf Matsudaira, 
trotz anders lautenden Erklärungen des Ministers des Aeußern 
Grafen Uchida der Hoffnung Ausdruck verliehen hat, die Ver- 
handlungen würden unter günstigeren Verhältnissen später wie- 
der aufgenommen werden. Und es sind auch kaum Zufällig- 
keiten, daß an dem Abschiedsmahl, das Graf Matsudaira den ja- 
panischen Journalisten in Changschun gab, ein Russe teilnahm, 
und daß der Vertreter der Osakaer „Asahi“ dem erkrankten 
Führer der russischen Delegation Joffe einen Korb mit Früchten 
sandte und der Ueberzeugung Ausdruck verlich, daß ihre freund- 
schaftlichen Beziehungen trotz des Abbruchs der Verhandlungen 
aufrechterhalten würden. Dadurch, daß Japan den Abbruch der 
Verhandlungen nicht zum Anlaß genommen hat, die vorher zu- 
gesagte Räumung ÖOstsibiriens zu unterbrechen, vielmehr pro- 
grammäßig durchgeführt hat, ist die Lage inzwischen offenbar 
erheblich entspannt. Wir haben schon vor Monatsfrist auf die 
Möglichkeit eines neuen Abbruchs der Verhandlungen hinge- 
wiesen, es aber trotzdem für wahrscheinlich bezeichnet, daß 
Rußland und Japan sich sichließlich irgendwie einigen werden. 


Politische Rundschau im Fernen Osten. 


Das neue Kabinett. Nach der durch die Ablehnung der Be- 
stätieung Tang Shao-yis als Ministerpräsident durch das Parla- 
ment notwendig gewordene Umgestaltung des Ministerrats setzt 
sich das Kabinctt, wie folgt, zusammen: 

Wang Chung-hui, Ministerpräsident: 

Ku Wei-chiun, Auswärtiges; 

Sun Tan-ting, Inneres; 

Lo Wen-kan, Finanzen: 

Gieneral Chang Shou-hsing, Krieg: 

Admiral Li Ting-hsin, Marine; 

Shu Chiang, Justiz; 

Tang Erh-ho, Unterricht; 

Kao Ling-wei, Ackerbau und Handel; 

Kan En-hung, Verkehr. | 

Der neue Finanzminister Lo Wen-kan hat bisher der 
lustizverwalfıng anzchört und war zugleich Fıofessor der 
Rechtswissenschaft an der Universität Pcekire Seine Studien 
hat er in England vnllzndet. Er ist ein Mann von etwa 
34 Jahren. 


Chaos in China. Das Chans in China ist größer denn je, 
Schon seit Mnnäten haben sich Anzeichen vnm Ausbruch neuer 
Kämpfe zwischen Chang Tso-lin und Wu Pei-fu bemerkbar ge- 
macht. Aus Hankau wurde Ende September der Schanghai 
„Weekly Review“ (früher „Milliards Review‘) gemeldet, Chang 
unterhalte im Yangtsetal an fiinfhundert Agerten, die die Trup- 


pen Wir Pei-fu’s zu Meutereien veranlassen sollten, um so 
seinem Gegner das Rückgrat zu brechen. Gleichzeitig kamen 
Nachrichten von ernsuter politischer Tätigkeit Sun Yat-sen’s in 
der Provinz Hupeh, der seinen: Kuangtuneer Gegner Chen 
Chiung-ming und Wu Pei-fiı der Kampf aufs Messer ansagte. 
Aus der Provinz Kiangsi wurden Erfolge Chen Chiung-mings 
über die Truppen Sun Yat-sen’s, die General Liechnn befch- 
ligte. gemeldet; die geschlagenen Truppen hätten sich zum Teil 
in die Provinz Hunan, zum Teil in die Provinz Fukien zurück- 
gezogen. Arch an der Grenze der Provinzen Szechnan und 
Kueichou ist es zu neuen Kämpfen gekoin'ren, in die Wu Pei- 
fu gegen die Parteigänger der Kuomintang durch Entsendung 
eines Hilfskorps eingriff. In der Nähe von Chungking standen 
sich Ende August etwa je 30000 Mann feindlich gegenüber; 
der Handel war dort völlig lahnıgelegt. da die feindlichen Par- 
teien alte Schiffe und Fahrzeuge beschlagnahmten. Die Haupt- 
leitung der Sun Yat-sen’schen Partei befand sich damals in 
Schanghai. Sie unterhielt auch mit deın Tutschün von Yünnan 
Tang Chi-yao Verbindungen. Anfang Oktober gestaltete sich 
die Lage in Fukien sehr bedronlich. Gegen Mitte des Monats 
wurde dann berichtet, daß sich General Hsü Shun-chi, einer der 
Parteigänger Sun Yat-sen’s, nach wechseivollem Kampf der 
Hauptstadt Fuchou bemächtigt habe. Der (iouverneur Li Hou- 
chi scheint aber noch nicht ganz aus dein Felde geschlagen zu 
sein. Seine Stellung ist aber schwer. Mittlerweile ist nämlich 
auch der ..Kleine Hsü‘“, General Msü Shu-chang, der scit dem 
Sturz der Anfupartei und seiner Flucht aus der japanischen Gc- 
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sandtschaft, wo er zunächst ein Asyl gefunden hatte, von der 
Pekinger Regierung verfolgt wird, in die Provinz Fukien einge- 
fallen. Daß er Beziehungen mit Sun Yat-sen unterhielt und für 
seine Sache im Yangtsetal tätig war, ist schon frühcr berichtet 
worden. Der „Kleine Hsü“ hat inzwischen in einem Aufruf er- 
klärt, die Pekinger Regierung erkenne er nicht an, er werde für 
Sun Yat-sen urd seinen früheren Chef Marschall Tuan Chi-jui, 
das eigentliche Haupt der Anfupastei, kämpfen. Angeblich haben 
die Peking ergebenen Truppen der Provinz Fırkien am 5. und 
(. Oktober einen Sieg errungen. Ob dieser für den „Kleinen 
Hsü““ verhängnisvoll gewesen ist, wird nicht gesagt. Der jetzt 
ir Fuchou eingedlrungene General Hsü Stun-chi hat im Jalhıre 
1920 viel von sich reden gemacht. Eı war dar:als die Seele 
des Zuges, den General Chen Chiuag-ming befehligte, als er 
von Fıurkien in Kıranztung einfiel und nach cıbitterten Kämpfen 
die Machthaber der Kuangsier Gruppe aus Canton vertrieb. 
Bei der Verteilung der Beute ging Hsü diunals leer aus. Alle 
cinträglichen Aemter der Provinz Kuangtung gingen-an die 
Freunde Chens; Hsü gehörte nicht zu ihnen. Achnlich ging es 
damals. wie bei dieser Gelegenheit festgestellt sei, übrigens 
auch Hu Pan-ınin. der unmitteibar nach der Revolution 1911 
tiouverneur von Kuangtung gewesen war und seitdem inner- 
halb der Kuomintang eine große Rolle spielt; auch er wurde 
von Chen übergangen. 

Die Schanghaier „Shen-Pao“ beurteilt die Lage des 
l.andes (im wesentlichen wie unser Leitartikel vom 1. August) 
wie folgt: „Nach der Beendigung des Kanıpfes zwischen Chihli 
und Fengtien kam es in Peking zu einer Krisis. Diese fand ihren 
Höhepunkt in der Beseitigung des Präsidenten Hsü Shi-chang. 
Blickt man jetzt auf diese Vorgänge zurück, so wird man ge- 
wahr, daß es sich keineswegs um einen reinigenden, heilbrin- 
genden Sturm gehandelt hat, der eine grundsätzliche Aznderung 
des Systems gebracht hat, sondern nur um einen der gewöhn- 
lichen Wirrwarre. Die Dinge haben sich tatsächlich nicht gec- 
ändert. Die militärischen Gewalten aber spielen ihr Spiel weiter. 
Sie eignen sich die Staatseinnahmen an, richten im Stil eines 
Ultimatums gehaltene Noten nach Peking und verlangen Geld, 
denken im übrigen aber nicht daran, sich den Anordnungen 
Pekings zu fügen, sondern vermehren ihre Truppen fortgesetzt. 
Was sie von der Wiedervereinigung von Nord und Süd reden. 
sind leere Worte. Der Riß ist heute ebensn tief, wie gestern 
und der Leidtragende ist und bleibt das Volk, das unter seinen 
Tvrannen seufzt und zusammenbricht.“ Bemerkenswert ist, daß 
fast die ganze chinesische Presse die Schuld für die heutigen 
Zustände Wu Pei-fu in die Schuhe schiebt. Ihm wirft sie unver- 
blumt Doppelzüngigkeit vor; er suche den Eindruck zu er- 
wecken, als halte er sich von aller Politik fern und beschränke 
sich lediglich auf seine Pflichten als Heerführer; tatsächlich ab?r 
ziehe er alle Drähte hinter der politischen Bühne usd habe die 
Regierung völlig in.der Hand. Li Yuang-hung tanze nach Wus 
Picife,. Ein eigentliches Programm habe er nicht, heute suche 
er dies, morgen das zu erreichen: ans Ziel aber konmme er Stets, 
weil er über die nötigen Machtmittel gebiete. Die "Hsin Shen 
Pan“ erwartet in kurzem einen neuen bewaffneten Zusammen- 
stoß Wu Pei-fus mit Chang Tso-lin. Die „Shane Pao“ nennt ihn 
das eigentliche Hindernis der Wiedervereinigung von Nord und 
Sud. Auch für die Verhältnisse im Kabinett, die keineswegs un- 
weteilte Billieung in chinesischen Kreisen findet, da sie auslän- 
dischen Einflüssen viel zu zugänglich seien, wird Wu Pei-fu ver- 
antwortich genricht. 

Zur Lage in Peking. In Peking haben am Jahrestage der 
Republik (12. Oktober) große Kundgebungen statterfunden, die 
die Auflösung der Truppen forderten. die in der chinesischen 
Presse ein bemerkenswertes Yaınes Echo fanlen. An den Kund- 
-ebimgen nahmen 8Dumm Menschen teil, die Leitung lag in den 
Handen der Gilden. Nandelskammern und Schulyereine. Prä- 
sılent Li Yıran-hung, am dem die Demonstranten vorüberzogen. 
erwies diese an das Parlament. Daß der Präsident überhaupt 
zn Volke weredet und dabei von einer zu diesem Zweck er- 
ri.tteten Tribüne gesprochen nat, wird von der Presse als ein 
Heneis des Fortschritts des Jemnkratischen Geistes in China 
“epriesen. Dagegen kann man richt umlıin, das Benehmen des 


Farlaments, das an demselben Tage wieder zusammentrat. als 
wenig demokratisch zu bezeichnen; er erzeht sich nach wie vor 
in Zänkereien und Angriffen auf die Regierung, leistet aber für die 
Festigung der Republik nichts. In etwa 20 Parteien zersplittert 
iindet es den Weg zum Wiederaufbau des Reiches nicht. Be- 
zeichnend ist es, daß am selben Tage, wo sich das Volk zu 
Kundgebungen aufraffte und das Parlament sich um Bagatellen 
stritt, das Kabinett seinen Rücktritt erklärte. Es ist dann den 
Anhängern Wu Pei-fu’s gelungen, eine Neubildung mit Hilfe 
einer Anzahl seiner Freunde durchzusetzen (siehe oben die 
neue Liste), womit die Militarisien wieder die volle Kontrolle 
über das Kabinett haben und alle Aussicht auf Auflösung von 
Truppenverbänden von selbst verschwindet. 

Sun Yat-sen. Der Einfluß Sun Yat-sens ist troiz der Nie- 
derlage. die er in Canton erlitten ha‘, keineswoezs gebrochen. 
Im Gegenteil, vieles Jeutet darauf hin, dad der Glaube an ihn 
In weiten Kreisen der politisch tätigen Chinesen nicht allein 
nicht erschüttert ist, sondern von neuem erstarkt. Daiu- 
sprechen schon die warınen Kundgebungen. die ihm zu Ehren 
in Shanghai veranstaltet worden sind. Allgemein ist die Auf- 
fassung. Sun sei von Chen Shiung-ming verraten worden; seit- 
dein traut nizmand Ciien mehr so recht. Auf der andeın Seite 
hat der unverkennbare Anschluß Suns an dic radikalsten Eie- 
mente im Lande seine Gefelsschaft zarnz außerordentlich ver- 
mehrt. ohne daß ihm das in den Kreisen der alten Kuomin- 
tang geschadet hätte. Auch heute noch gilt Sun Yat-sen Vielen 
im Lande als der Mann, der auf den Präsidentensiuhl in China 
gehört. 

Wu Pei-fu und Chen Chiung-ming. Wie die „Peking Dailr 
News“ mitteilt, haben die General: Wu Pei-fu und Chen Chiune- 
ming sich endgültig geeinigt, und zwar nachdem Chen sein bi«- 
heriges Programm, für die Provinzen Autonomie (nach ameri- 
kanischem Vorbild) zu schaffen, preisgegeben hat. Wu hat Chen 
dann als Zivil- und Militärmachthaber in Kuangtung ancerkanrt 
und mit ihm ein gemeinsames Vorschen gegen Sun-Yat-sen ver- 
abredet. 

Zur Lage in der Mandschurei. Chang Tso-lins Stellung is: 
Peking gegenüber unabhängiger als je. Die Anordnungen der 
Zentralregierung schenkt Chang keinerlei Beachtung. Dagryxen 
hat er diese wissen lassen. er sei bereit. sie zu unterstützer. 
falls gewisse Bedingungen erfüllt würden. Zunächst müsse Prä- 
sident Li Yuang-hung alle Erlasse, die Chang seiner Aemter und 
Würden entkleideten, zurückziehen, dann abzr Chang zur Aus- 
hebung weiterer Truppen ermächtigen, da es ganz undenkbir 
sei, ohne Truppen die Ordnung im Lande wieder herzustellen 
und aufrechtzuerhalten. Die drei mandschurischen Provinzen 
sollen als selbständig anerkannt werden, ihnzn soxwar das Reuht 
erteilt werden, sich selbst eine Verfassung zu geben. in Frager. 
der auswärtigen Politik ohne Peking zu verhandeln und darch 
Volksabstimmung festzustellen, ob die Mandschurei auf die Ei*- 
nahmen aus der Salzverwaltung zugunsten des Reiches ver- 
zichten wolle oder nicht. Diese Forderung stützt Chang dira:i. 
daß die Zentralregierung bei den letzten Kämpi:m selbst erk.är 
habe, nicht Herr über die Gebiete außerhalb der Großen Mau: 
zu s2in. Mittelbar hat Chang ferner von Li Yuang-hung ve "- 
ständigen Bruch mit dem .„schr niedriz gesinnten” Wu Pei-H 


verlanst. Diese Forderung ist natürlich unerfüllbar. da Win 
EinfluB auf die Pekinger Regierung so groß ist Jab 
die Regierung sich von ihm nicht Jossagen kann. Die 
Fraxe der Salzeinkünfte spielt für die Mandschurei vin 


schr große Rolle. Während der Kämpfe mit Wu Pei-fu har 
Chang Tso-lin sie zum Unterhalt seiner Truppen gebraucht, sei'- 
dem aber — offenbar da er für seine Heeresverwaltung ander 
Quzllen erschlossen hat -- der Unterrichtsverwaltung zur Ver- 
füssung gestellt. Das ist unzweifalbar ein sehr Klurer Schas- 
zug: er hat sich damit einen großen Stein beim Volk ins Bre” 
gesetzt und darf damit rechnen. daB das Volk sich fur dı 
weitere Verwendung der Salzabraben ausschließlich im Inter se 
der Mundschurei entscheiden wird. UÜebrigens ist Charw A'la 
xenug, den Boxen nicht zu überspannen: gelex-ntlich ühberre . ’ 
er auch der Pekinger Regierung einen Teil der Leberschusse 
beruft sich darauf. daß auch andere Provinzen so hande'ter, n < 


er; er empfiehlt, eine Konferenz aller Provinzen einzuberufen, 
um die Frag cinheitlich zu vegeln. Damit dürften die Gerüchte, 
wonach Chang die Absicht nabe, die Geuneralinspektion der 
Salzverwaltung nicht weiter anzuerkenuen, sich von selbst er- 
ledigen. Die Meldungen der englischen und amerikanischen 
Fresse, wonach Chang I'so-lin die Mandschurei für einen selb- 
ständigen Staat erklärt hat, haben sich inzwischen als nicht zu- 
treffend erwiesen. In der „Weekly Review“ hält Upton Close 
ireilich die Behauptung, die Mandschurei habe sich politisch und 
wirtschaftlich von der chinesischen Kontrolle loszesagt, auf- 
recht, wenn Chang auch den Schein, daß das der Fall ist, zu ver- 
meiden suche. Auch Lenox Simpon (Putnam Wheale) schildert 
nach einer Rundreise durch die Mandschurei die Dinge so, als 
sci das ganze Gebiet bereits unabhänzig und seine iriedliche 
Durchdringung mit Japanerın mache zroße Fortschritte. So- 
weit, wie es danach scheinen könnte, dürfte Chanx indessen 
vernünftigerweisc nicht gegaigen sein. Er will die denkbar 
größte Selbständigkeit in seinem Gebiet haben, aber er ist viel 
zu klug, um nicht einzusehen, daB er sich sofort entscheiden 
müßte, unter den Schutz welcher Großmacht er sich dann zu 
stellen haben würde. Allein ist die Mandschurei nicht stark 
genug, sich gegen alle durchzusetzen. Augenscheinlich sieht man 
in Tokyo die jetzige Stellungnahme Changs nicht ungern; sie 
entspricht den Interessen Japans durchaus. Vor allem bietet 
sie Japan eine Gelegerheit, nachträglich gegen den Standpunkt 
Englands in der Eisenbahnfrage Front zu machen, indem es den 
fremden Mächten das Recht abspricht, eine Kontrolle über die 
Bahnen auszuüben, für deren Bau und Bztriebsmittel ihre Staats- 
angehörigen Geld hergegeben haben. Es entspricht natürlich 
durchaus den Wünschen Tokyos, daß Chang Tso-lin den Teil 
der Peking-- Mukdener Bahn, der durch die Mandschurei führt, 
kontrolliert, denn es wird viel leichter für die Japaner s.in, mit 
Chang, als mit den Engländern, zu einem Einvernehmen über 
den Betrieb dieser Balın zu kommen, das den Interessen der 
Japan gehörigen Südmandschurischen Balhın und der japanischen 
Industrie Rechnung träxt. Wie die Südmandschurische Balın sich 
langsam, aber zielbewußt zum wahren Herrn der ganzen 
Mandschurei zu machen sucht, geht auch aus ihren Bestrebungen 
hervor, mit Hilfe der japanischen Industrie und möglichst der 
japanischen Regierung eine große neue Bank für die Mandschurei 
und für die Mongolei zu gründen. Das Grundkapital dieser 
Bank soll 5 Millionen Yen betragen, und der Bank soll das 


Recht der Ausgabe von Gold- und Silbernoten gegeben 
werden. Unter diesen Umständen ist es ZU ver 
stellen. daß man in japanischen Kreisen die  schroffe 


Stellungnahme der Engländer und Amerikaner gegen Chang 
Tso-lin wegen Einstellung des Dienstes auf der Nordstrecke der 
Peking-- Mukdener Bahn als einen Schlag auftaßt, der viel 
weniger gegen Chang als gegen die japanische Stellung in der 
Mandschurei gerichtet ist. Die Mukdener Zeitung „Hoten 
Mainichi“ gibt dem ganz ofien Ausdruck und warnt die japanische 
Regierung, in dem Teınpo. wie es seit der Washingtoner Kon- 
ferenz der Fall ist, Amerika und England nachzugeben; neuer- 
dings seien alle internationalen Abkommen auffallenderweise 
gegen die Wünsche der Tokyoer Regierung gerichtet. Schon 
aus diesem Grunde habe Japan allen Anlaß, sich hinter Chang 
Tso-lin zu stellen. 

Kansu. Auch für die Provinz Kansu hat die letzte Zeit einen 
vollkommenen Umschwung der Dinge gebracht. Die Macht liert 
heute vollständig in den Händen der Mohamimedaner, die sich 
als erheblich stärker ‚(auch besser bewafinet) erweisen, als die 
chinesische Bevölkerung. Die Mohammedaner es handelt 
sich dabei natürlich viel weniger um die Bekenner des Islarn, 
der in seiner Reinheit vielfach stark gelitten hat, als um die Ab-. 
konmen eines türkischen, für China also eines fremdstammigen 
Bestandteils der Bevölkerung — dringen allmählich von Westen 
nach Osten vor. Die Zeit dürfte nicht mehr fern sein, wo sie 
auch den von ihnen heute noch nicht kontrollierten Teil der 
Provinz, den Südosten und Osten, in ihrer Gewalt haben. 


Finanzpolitisches. Der Finanzminister hat erklärt, es seien 
Vorkehrungen zur Zahlung der Crisp- und der enelisch-fran- 
zösischen Anleihe sowie einer Teilzahlung von anderthalb Mil- 
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lionen Taels auf cine innere Anleihe getroffen; in absehbarer 
Zeit werde auch die Marconi-Anleihe sowie die der Chicagoer 
Pacific Development & Co, getilgt werden. Gleichzeitig wird 
bekannt, daß ein chinesisches Syndikat der Regierung gegen Ver- 
pfändung der russischen Boxerentschädigung 5 Millionen chine- 
sische Dollars vorgeschossen hat. Inzwischen hat der Finanzaus- 
schuß der Regierung sich auf den Vorschlag Sir Francis Aglens 
dahin geeinigt, daß alie Zollüberschüsse nach Abzug der Zah- 
lungen an die Glänbigerstaaten in einen besonderen Fonds 
fließen sollen, über dessen Verwendung von Fall zu Fall ver- 
handelt werden soll. Das diplomatische Korps hat übrigens der 
Verwendung einer halben Million aus Zollüberschüssen für den 
Unterhalt von chinesischen Studenten im Ausland und Jer 
Pekinger Regierungsschulen zugestimmt. 

Bolschewistische Propaganda. Die politische Propaganda. 
die der Vertreter Sowjetrußlands in Peking treibt, gibt den 
fremden Kreisen zu denken. Die „Peking Times“ droht mit einen 
Eingreifen der „imperialistischen“ Regierungen. Der „London 
and China Express" meldet sogar, daß das diplomatische Korps 
in Peking Einspruch dagegen erhoben hat, daB von Moskau in 
China eine zuropafeindliche Bewegung ins Werk gesetzt würd:. 
Das bolschewistische Blatt „Shanghai Life“ betont inzwischen 
die Notwendigkeit eines russisch-chinesischen Defensivbündnisses. 
Ob die Stellungnahme der Gesandten gegen das Vorgehen der 
Russen in Peking irgendwelchen Erfolg haben wird, bleibt ab- 
zuwarten. Die chinesische Regierung selbst ist viel zu schwach, 
ctwas wirklich Energisches zu tun, mag auch an der leitenden 
Stelle des Waichiaopu heute ein Mann stehen. dessen Geistes- 
iichtung in schr erheblichem Maße, vielleicht sogar über- 
wiegend, von angelsächsischen Gedankengängen beeinflußt 
wird. Andere Kreise sind anders gerichtet, und sie wissen sich 
gelegentlich zur Geltunz zu bringen. Das haben wir vor weni- 
sen Monaten während der Pekirger Tagung des Weltbundes 
christlicher Studenten geschen. Und es ist jedenfalls kein Zu- 
fall, daß der Mann, der damals der Führer gegen jene Tagung 
war, auch heute wieder an der Spitze einer Gruppe steht, die 
sich dem Sowjetgesandten Joffe in auffallender Weise nähert. 
Das ist der Kanzler der Universität Peking Tsai Yuan-pei. Tsai 
hat eine ziemlich vielseitige Vergangenheit hinter sich, während 
der er sich mehrfach gemausert hat. Er hat in Leipzig studiert 
und sich dann als ein begeisterter Anhänger deutscher Wissen- 
schaft ausgegeben, hat auch eine chinesische Ausgabe von 
Paulsens „Ethik“ besorgt. Als Deutschlands Stern im Welt- 
kriege niederging, wandte sich Tsai Frankreich zu und schloß 
mit Painleve das Abkommen, das zahllose chinesische Studenten 
nach Frankreich führte. Damit hatte er sich aber in Peking iiı 
die Nesseln gesetzt; die Studenten wollten von der Erziehung 
in Frankreich nichts wissen. Flugs stellte sich Tsai an die 
Spitze der Radikalsten der radikalen Studenten, die statt ihren 
Studien nachzugehen, mit lärmenden Demonstrationen durch die 
Straßen ziehen, in Läden eindringen, die japanische Waren 
führen und diese vernichten, und in Versammlungen mit großen 
Worten um sich werfen. Als Vertreter dicser Kreise und 
Führer von 14 Gesellschaften hat der Kanzler der Universität 
Tsai Yuan-pei den Sowjetgesandten Joffe gleich nach seinem 
Fintreffen in Peking warm begrüßt und hoch gefeiert. Die Be- 
ziehungen Tsais und seiner Gefolgschaft, die sich ars einem we- 
sentlichen Teil Jungcehinas zusammensetzt, zu Joffe sind dabei 
die denkbar besten geblieben. Daß die Sowjetabordnung sich 
die ihr damit gegebene Gelegenheit gründlicher Propaganda 
bolschewistischer Gedanken ertgehen lassen sollte, wird nie- 
mand ernstlich annehmen. Der Sowjetkommissar des Auswär- 
tigen Tschitscherin hat kürzlich in Berlin auf die Aufgabe RıB- 
lands hingewiesen, sich an die Spitze einer allasiatischen Be- 
wegung zu Stellen. Dieses Programın sucht Joffe zurzeit in 
Peking praktisch zu fördern und er findet in großen Kreisen 
Chinas weitgehende Unterstützung. Angesichts der Schwäche 
der Pekinger Regierung läßt sich nicht abschen, wohin Jas 
führen kann. Wie Rußland dabei China umwirbt, erzib: sich 
aus einer Erklärung des stel!vertretenden Volkskommissars für 
auswärtige Angelegenheiten in Moskau Karaschan zu einem 
Vertreter der „Prawda“. Darin heißt es: „Rußland und China 
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sind in gleicher Weise einer Gefahr ausgesetzt, die von den im- 
perialistischen Mächten droht. Nur wenn sie zusammengehen, 
können sie sich dagegen schützen. Vermutlich haben sich Eng- 
land und Japan über eine Teilung ihıer Einflußsphären in China 
geeint, und ihre diplomatischen Vertretungen in Peking bemühen 
sich nun mit denen anderer Mächte, die Verhandlungen Joffes 
mit der chinesischen Regierung zu stören. Glücklicherweise ist 
das erfolglos. Sowjetrußland ist der einzige europäische Staat, 
der Chinas Souveränität vorbehaltlos anerkennt. (!?) Rußland 
hat auf die schimpfliche Einrichtung der Kapitulationen ver- 
zichtet, und China wird sich von der Hypnose Westeuropas 
freimachen und einen Vertrag mit Rußland zur Festigung der 
freundnachbarlichen und wirtschaftlichen Beziehungen schließen.“ 


Rußland und Tibet. In England macht sich große Nervosität 
wegen der russischen Expedition nach Tibet bemerkbar. Man 
rechnet damit, daß die wissenschaftlichen Forschungen und topo- 
graphischen Aufnahmen eine verschwindend kleine Rolle gegen- 
über der politischen Propaganda spielen werden. Welche Be- 
deutung letztere zuzumessen sei, ergebe sich schon daraus, daß 
eine Reihe von Studenten, die eben die Hochschule für östliche 
Propaganda in Moskau durchgemacht hätten, mitgenommen 
würde. Es scheint indessen nicht angängig zu sein, über den 
wissenschaftlichen Charakter der Expedition einfach zur Tages- 
ordnung überzugehen. Für deren Ernst bürgt schon der Name 
des Leiters Koslow, der in vergangenen Zeiten der Begleiter 
Prjewalskis gewesen ist und im Jahre 1904 eine damals viel 
beachtete Expedition, die die Russische Geoxraphische Gesell- 
schaft ausgerüstet hatte, nach Tibet geführt hat. Koslow per- 
sönlich unterhält vertraute Beziehungen zum Dalai-Lama, mit 
dem er auch währnd des Younghusbandschen Zuges, als der 
Lhassaer Kirchenfürst flüchtig in Kumbum und in anderen mon- 
golischen und burjätischen Klöstern weilte, wiederholt Zusam- 
menkünfte hatte. Für die Sicherheit der russischen Expedition 
wird eine Wache Sorge tragen, die sich zum Teil aus Kal- 
mücken, zum Teil aus Kosaken zusammensetzt. 


China und der Völkerbund. Die halbamtliche „Peking Daily 
News“ legt gegen die Bestrebungen Verwalrrung ein, die darauf 
ausgehen, China aus dem Rat des Völkerbundes wieder zu ent- 
iernen, für dessen Zustandekommen China von Anfang an so 
viel getan habe, namentlich durch das in Verbindung mit 
Schantung gebrachte Opfer. Schon weil China an den euro- 
päischen Fragen nicht unmittelbar interessiert sei, eigne es sich 
besonders, unparteiisch an der Entscheidung der europäischen 
Fragen mitzuwirken. (Deutschland ist kein Mitglied des Völker- 
bundes; daß die unter chinesischem Vorsitz zustandcgekommene 
Entscheidung des Rats über Oberschlesien sein Vertrauen zum 
Völkerbund g:stärkt und den Wunsch, Mitglied zu werden, ge- 
weckt oder vermchrt hätte, wird niemand besaupten wollen. 
Dieses Urteil ist, wie erinnerlich sein wird, unter dem Vorsitz 
des chinesisichen Mitgliedes zustande gekomnien.) 

China und der Opium- und Mcrphlumhandel. Auf der letzten 
Tagung des Völkerbundsrats hat der Vertreter Chinas darüber 
Klage geiuhrt, daß China die völlige Unterdrückung des Opium- 
handels noch immer nicht möglich geworden sei, weil die anderen 
Opium ausführenden Länder ihre Erzeugung nicht eingeschränkt 
hätten. (Dabei spielen denn doch auch andere Belange eine schr 
wesentliche Rolle! Die Schriftleitung.) Tatsächlich leide China. 
seitdem sein Abkommen mit China 1917 zu Ende gekommen 
sci, mehr als je unter dem Morphiumlaster. China selbst er- 
zeuge Morphium überhaupt nicht: dieses Kkime aber tonnen- 
weise vom Ausland herein, und heute scien viele Tausende von 
wohlhabenden Chinesen der Morphiumsucht ergeben. China 
musse deshalb die Mächte, die seinerzeit das Opiumabkommen 
unterzeichnet haben, ersuchen, die eingegangenen Verpflichtungen 
zu erfüllen und Sorge zu tragen, daB auch Morphium nur für 
arztliihe Zwecke nach China gebracht wurde. 


Kurze Meldungen. In Peking hat die Not in die die 
kleineren Beamten dadurch geraten sind, daß ihnen 
Monde lang Kein CGichalt bezahlt worden ist, schließlich zu 


Etwa 300) Beamte überfielen 
Der Finanzminister 


Ausschreitungen gvetuhrt. 
lıtztrtuin die Minister und verprugelten sie. 


wurde dabei so zugerichtet, daß er in ärztliche Behandlung ge- 
nommen werden mußte. Die Presse stellt sich dabei aui den 
Standpunkt der Beamten; wenn der Zwischenfall an sich auch 
unentschuldbar sei, so sei er doch erklärlich; es sei nur zu be- 
klagen, daß für die höheren Beamten und die Soldaten stets 
Geld da sei, die kleinen Beamten aber leer ausgingen. 

Alle Richter und Angestellten des Obersten Ge- 
richtshofs in Peking haben am 1. Septeinber gestreikt, 
weil ihnen die Gehälter nicht ausgezahlt wurden. 

Als Tagegelder für die Senatoren sind monatlich 
160 000, für die der Abgeordneten 270000 Dollars bereit- 
zustellen. 

Die „North-China Daily News“ meldet, der Dalai Lamı 
seider Selbständigkeit seines tibetischen Reiches müde 
und wolle sich wieder Peking unterstellen. Bei der Eröffnung 
der Telegraphenlinie von Lhassa nach Delhi hatte sich der Da 
Lama vor kurzem noch in überschwenglichen Worten ausge- 
lassen, die die Meldung des genannten englischen Blattes über- 
raschend erscheinen lassen. 

Rußland protestiert gegen die Einberufung der Aktioräre 
der Ostchinesischen Eisenbahn, bis diese Frax 
zwischen den beiden Mächten geregelt sei. 

Moskau hat gegen eine Verwendung der Beträge, die 
durch seinen Verzicht auf die Boxerentschädigunyg 
frei werden, Verwahrung eingelegt, bis die Pekinger Regierung 
nicht zu der Frage Stellung genommen habe, wis sie in Zu- 
kunft die Interessen der Russen schützen will. 

Die Zahl chinesischer Studenten, die russisch 
lernen, nimmt ständig zu. 

Die chinesische Regierung hat angesichts des Einströmens 
vieler Mittelloser die Paßkontrolle an der russischen 
Grenze verschärft. 

Die Sowietdelegation in Urga ist von Moskau angewiesen. 
zu ermitteln, wie sich die mongolische Regierung zur Frage 
des Nahen Ostens stellt. Gleichzeitig ist ein Bündnis 
zwischen Rußland, den kaukasischen Sowjetrepubiiken. 
der Türkei, Persien, Buchara, Afghanistan und der Mongolei 
angeregt. 

Ein chinesischer Unternehmer hat eine Gerechtsam: für den 
Bau einer Bahn von Peking nach Jehol nachgesucht. 
Minter dem Unternehmen steht angeblich General Wu Pei-iü. 
Man geht vielleicht nicht fehl, das Unternehmen mit vorwiegend 
strategischen Plänen in Verbindung zu bringen. Das Ferie 
dieser Balın machte sich für die Unternehmungen Wu Pei-fis 
gegen Chang Tso-lin im vergangenen Sommer sehr fuhlbar. 

Die militärische Macht in Südchina Hu! 
zurzeit weniger in den Händen des allgemein genannten 
Widersachers Sun Yat-sen, Generals Chen Chiung-mins®. 
als in den des Oberst Yeh Chu, der heute fast die x 
samte Armee der Provinz Kuangtung hinter sich hat. Yeh war 
auch der Offizier, der seinerzeit Canton besetzte, als sein ur- 
mittelbarer Vorgesetzter, General Chen Chiung-niing, sich nv 
nicht nach Canton hineinwagte. 

Der nene chinesische Zolltarif tritt am 1. Dezember 7 
Krait. 

Der Tutschün von Yünnın General Taug Chi-vao hat ein 
Fliegerschule und eine Flugzeugfabrıkin Yur 
nanfu errichtet, und fordert fremde Offiziere, die Fliecer- 
zeugnisse haben, auf, sich ihm zur Verfügung zu stellen. 

In Canton erscheint neuerdings eme Wochenschrift „Wa 
Chao Hao Haan Hui“, die den Boykott Macıos predit! 
aus Macao kommen neuer Meldurgen von Ausschreitungen ve" 
chinesen gegen die Portugiesen. 

In Peking istein Bund zur Teilnahm» der Fraxcn 
an der Politik“ gegründet worden . Seinem Aufruf haben 
die chinesischen Frauenverveine in Schanghai. Hınkon, Harxcar- 
Nanking und Wucharz begeistert zurgestimmt und den Pekinae! 
„Bund“ zum Vorort ihrer zemneinsanıen Bestrebungen biste" 

Die chinesische „Chinı Gazette" in Schinehai nimmt yet 
die abiälligen Kritiken Chinas in der curpaischer 
Presse Stellung. In Europa sähe es noch vıel schlimmer als ir 
hina aus, meint das Blatt. 
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Die halbamtlichz „Peking Daily News“ beklagt sich darüber, 


uaß die Londoner „Times“ seit dem Besuch des Lord 
Northcliffes in Ostasien ganz eınseitige Berichte über 
die innere Lage Chinas brächte. Insbesondere legt sie gegen 
eine Auslassung des Blattes Verwahrung ein, es sei zu bedauern, 
daB General Wu Pei-fu nicht in Peking geblieben sei und dort 
Ordnung geschaffen habe. Als Tutschün habe Wu, erklärt das 
Pckinger Blatt, gar keine Berechtigung, sich in die Politik ein- 
zumischen; täte er es, würde sofort ein Konflikt mit dem 
(ieneralinspektor des Nordens General Tsao Kun da sein. Die 
„Peking Daily News“ legt ferner Verwahrung dagegen ein, daß 
sich England, kaum daß die Washingtoner Konferenz be- 
schlossen habe, keine Macht dürfe sich in die inneren Verhält- 
nisse Chinas einmischen, die „Times“ das tue. Jede Einmischung 
aber müsse von China auf das entschiedenste abgelehnt wer- 
den, denn sie könne nur schwere Gefahren herauibeschwören, 
die Chinas Dasein bedrohen müßten. 

Nach dem „London and China Expreß“ ist der stellver- 
tretende Generalinspekteur der Salzverwaltung Strickland 
während eines Urlaubs in British-Cnlumbien ertrunken. 
Die Geschäftsführung der Salzverwaltung durch W. R. 
Strickland, dessen Verwendung als stellvertretender 
(ieneralinspektor an Stelle des erkrankten und beurlaubten Sir 
Reginald Gamble die britische Gesandtschaft seinerzeit durch- 
gesetzt hatte, hatte sich in chinesischen Kreisen keiner großen 
Beliebtheit erfreut. Der „London and China Expreß“ suchte das 
auf seinen Widerstand gegen die Bereitstellung der Einnahmen 
der Salzverwaltung für die Reorganisationsanleihe zurück- 
zuführen. 

Gegen den Plan, daß der Kaiser Hsuang Tung zur 
Vollendung seiner Studien nach England gehen soll, macht sich 
in den konservativen Kreisen Pekings lebhafter Widerstand 
geltend. 

Dr. Reinsch ist Mitte August von neuem als Berater 
der chinesischen Regierung in Peking eingetroffen, nachdem er 
im vorigen Winter schon als Berater der Chinesen in Washing- 
ton tätig gewesen ist. 

Das Büro des Präsidenten gibt bekannt, daß alle 
Berater dieses Büros entlassen werden sollen; die einzige 
Ausnahme macht L. Simpson (Putnam Wheale), der für seine 
Tätigkeit 1000 Dollars im Monat bezieht. 

China hat sein Konsulat in New York zum General- 
konsulat erhoben. 


Japan. 


China und Japan. Das Tokyver Auswärtige Amt läßt kein 
Mittel unversucht, der japanischen Militärpartei, auf deren 
Tätigkeit die schlechten Beziehungen zu China allgemein in der 
Oeffentlichkeit zurückgeführt werden, endgultig die Macht zu ent- 
reißen. Hat sich das schon bei der Zurückziehung der Truppen 
aus Schantung und der Üebergabe der Bahnpolizei an der Schan- 
tungbahn an die Pekinger Gendarmerie gezeigt, die sich ent- 
gegen dem Mißtrauen der Japan unfreundlich gesinnten Chinesen 
ohne jeglichen Zwischeniall und sehr pünktlich vollzogen hat, so 
tritt das von neuem bei den Verhandlungen über die Rückgabe 
von Tsingtau an China in die Erscheinung. Die praktische 
Arbeit bei diesen Verhandlungen hat übrigens der frühere japa- 
nische Nachkriegs-Geschäftsträxer in Berlin Debuchi zu leisten, 
der mit großem diplomatischem Geschick vorzugehen und den 
Vertrag unter Dach und Fach zu bringen ernstlich entschlossen 
zu sein scheint. Sachliche Schwierigkeiten bieten bei dieser 
Frage vor allem die Höhe der Entschädigung, die China an 
Japan bezahlen soll, und der Zeitpunkt, wann die sechs verein- 
barten Plätze in Schantung dem internationalen Handel geöffnet 
werden. Darüber zu verhandeln, zeigen die Chinesen wenig 
Neigung, um nicht den Anschein aufkommen zu lassen, als ob die 
Eröffnung dieser Plätze nicht ihrem freien Willen, sondern einem 
Druck von außen zu danken wäre. Kommt der Vertrag über 
die Rückgabe Tsingtaus zustande, so würde das einen ganz 
wesentlichen Schritt auf der Bahn der Verständigung Chinas 
und Japans bedeuten. 
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Watienverschiebungen in Sibirien. Japanische Zeitungen 
behaupten, es seien im letzten Jahre ganze Wagenladungen von 
Kriegsmaterial, Waffen und Munition, die sich unter der Auf- 
sicht der japanischen Besatzungsbehörden In Wladiwostok be- 
funden hätten, verschwunden. Angeblicn sind sie auf irgend 
eine Weise in den Besitz Marschall Chang Tso-lins in der 
Mandschurei und des letzten russischen Machthabers in Wladi- 
wostok (Gienerals Diederichs gekommen. Zunächst kam es der 
japanischen Presse darauf an, aus dieser Unregelmäßigkeit Ka- 
pital gegen die Militärpartei zu schlagen. Seit dem Tode des 
Marschalls Fürsten Yamagata hat sich der Gegensatz zwischen 
der Marinepartei, deren Vertreter, Admiral Baron Kato, heute 
Ministerpräsident ist, und der Militärpartei erheblich verschärft; 
das kommt auch in der japanischen Presse stark zum Ausdruck. 
Die „Kokumin“ behauptet, die Tschechoslowaken hätten, als sie 
Sibirien verlassen, in Gegenwart französischer Offiziere im 
Jahre 1919 den japanischen Militärbehörden in Wladiwostok 
19 Wagenladungen Waffen und Munition übergeben; es seien 
diese Bestände. die im Juni 1922 Chang Tso-lin in die Hände ze- 
spielt seien. Im August hätte bereits der tschechische Konsul 
Protest erhoben und eine Untersuchung verlangt; seitdem 
schweben Verhandlungen zwischen Tokio und Prag. Dagegen 
wurde zunächst die ganze Geschichte in der Osakaer „Asahi“ 
als Erfindung bezeichnet, als ein Manöver, durch das nur die 
Militärpartei kompromittiertt werden solle.  Anierikanische 
Journalisten in Wladiwostok aber boten sich als Zeugen für die 
Richtigkeit der Meldung an; es sei ihnen bekannt, daß ein 
Teil der Munition vor Monaten auch an Genera! Diederichs ver- 
kauft worden sei. Daraufhin wurde in Tokyo eine amtliche 
Untersuchung eingeleitet und der japanische Kommandant von 
Wladiwostok nach Tokyo befohlen. Die Untersuchung hat in- 
zwischen ergeben, daß tatsächlich Verschiebungen vorgekom- 
men sind. Der Ministerpräsident Baron Kato hat das der 
Presse gegenüber in einer amtlichen Erklärung zugegeben, aber 
auf das schärfste Verwahrung gegen die Unterstellung einge- 
legt, daB japanische Beliörden die Waffen Chang Tso-lin aus- 
geliefert hätten. Trotzdem will die Aufregung in der japani- 
schen Presse sich nicht legen. Es verlautet, daß die Stellung 
des Kriegsministers durch den Zwischenfall erschüttert ist. 


Die japanische Arbeiterbewegung. Naclı einer Meldung 
der „Times“ aus Kobe hat die Versammlung der Arbeiter- 
verbände in Osaka zu dem erhofften Zusammenschluß nicht ge- 
führt. Die Mehrzahl der kleinen Verbände (es waren im 
ganzen 59 vertreten) fürchtete augenscheinlich, zu viel von 
ihrer Selbständigkeit opfern zu müssen. 


Kurze Meldungen. Einen auffallend japanfeindlichen 
Aufsatz veröffentlicht H. K. Norton in der „Contempo- 
raryReview“.Es wird da die Frage aufgeworfen, ob Japan, 
als es sich in Washington zur friedlichen Zusammenarbeit mit den 
anderen Völkern zur Aufrechterhaltung des Friedens im Fernen 
Osten verpflichtete, an eine Pax Japonica gedacht habe, „bei der 
ein eingeschüchtertes Asien unter japanischen Bajonetten in 
dumpfer Unterwerfung verharren solle.‘ Die Forderung von 168 
Millionen chinesischen Dollars für die Shantungbahn bezeichnet 
Norton als übertrieben; an eine Rückgabe Dairers an China 
glaubt er nicht; daß in Korea durch die japanische Verwaltung 
Fortschritte gemacht seien, stellt er in Abrede. 

Der Großsiegelbewahrer Marquis Matsukata ist zu- 
rückgetreten. Ihm ist der Fürstentitel verliehen worden. Mat- 
sukata, der Mitglied der Genro ist, hat in den neunziger 
Jahren wiederholt an der Spitze des Ministerrats gestanden. 
Sein Nachfolger als Großsiegelbewahrer ist der frühere Minister 
des Innern Vicomte Hirata. 

Der während des Krieges ernannte diplomatische 
Beirat der Reglerung ist am 18. September wieder abge- 
schafft worden. 

Die Häfen der japanischen Südseeinseln Saipan, Palau, 
Angaur und Jaluit sind jetzt wieder dem allgemeinen 
Handel geöffnet worden, wie sie es unter der deutschen 
Verwaltung von jeher gewesen sind. 
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Monarchische Bestrebungen. Aus Wladiwostok kommen 
Meldungen, wonach sich dort neuerdings eine nicht zu unter- 
schätzende Bewegung geltend macht, die sich für die Rechte des 
Hauses Romanow und die Wiedereinführung der Monarchie 
unter einem Romanow betreibt. Die Seele dieser Bewegung 
scheint der frühere Generalgouverneur des Küstengebietes OGon- 
datti zu sein, als dessen Schildhalter General Diederichs auftrat, 
der die Verwaltung Merkulows in Wladiwnstok beseitigt und 
sich an seine Stelle gesetzt hat. Diederichs hat sich indessen 
nicht lange behaupten können. 

Die Räumung Sibiriens durch die Japaner. Der erste japa- 
nische Truppentransport ist am 14. September von Sibirien ab- 
gegangen. Daniit hatte die tatsächliche Räunmng Sibiriens be- 
gonnen. Am 27. September war De CGastries voilständig ge- 
räumt, der letzte Platz, w-» sich auf dent Sachalin gegenüber- 
liegenden Festlaude jananische Garniscnhen befunden hatten. 
Schon vorher, am 24, war das vielzenanmute Nikolajewsk der 
dort gebildeten Stadtverwaltung übergeben, ie die Geschäfte 
bis zum Einzug der Tschitaer Truppen führen soll. Um dieselbe 
Zeit war auch die Räunmng der zweiten Zone Pogranitschnaj 
an der Grenze der Mandschurei vollzögen. Aus der letzten 
Zone, In der Wladiwostok siegt, hat der Abtransport der japani- 
schen Truppen Mitie Oktober begonnen. Gleichzeitig traf der 
japanische Kreuzer „Kasuga” mit vier Torped»hooten im Hafen 
von Wladiwostok zum Schutze Jes jayvarischen Konsulats ein. 
Die Räumung sollte am 25. Oktober vollendet sein. Inzwischen 
macht sich in Wladiwostok eine Panik geltend. General Diede- 
richs hat seine Stellung nicht behaupten können; er ist vor den 
Bolschewisten gewichen und hat sich anscheinend nach Japan 
begeben. Die Zivilbevölkerung flieht. China schickt zum 
Schutze seiner Angehörigen Kriegsschiffe. 


Kurze Meidungen. Zwischen Scowictrußland und der Re- 
publik des Feine: Ostens Ist ein Vertrag zustande gekommen, 
wonach beide die vom anderı ausgestellten Bescheini- 
gungen zum Aufenthalt !n seinem (iebiet als rechts- 
kräftig anerkennen. 

Im Gebiet von Grodekowno haben die Kosaken der 
Armee des Gienerals Diederichs gemeutert und sich den 
Bauern angeschlossen. 

Ueber Paris wird gemeldet, dad General Diede- 
richs sich mit seiner Armce in Wladiwostok der Sowjet- 
armee ergeben habe Andere Berichte sprechen davon, 
General Diedrichs Truppen seien bei Nikolajewsk geschlagen 
und er selbst sei flüchtig. 

Die Gerüchte einer Verpachtung der Ussuribahn 
op die Südinandschtrische Fisenbahngesellschaft bestätigen 
sich nicht. 


Funksprüche. Frankreich plant die Errichtung einer Sende- 
station in Saigon für drahtlose Telegraphie in Verbindung mit 
der dort schon bestehenden Empfangsstation. Saigon soll dann 
auch Durchgangsstation für den Verkehr mit den französischen 
Besitzungen im Stillen Ozcan (Noumea in Neu-Kaledonien und 
Papette auf Tahiti) werden. 

Kurze Meldungen. In Indochina befürchtet man, daß es der 
Bangkoker Regierung gelingen wird, den Handel der umiang- 
reichen Viehzucht treibenden Laosstaaten zu sich 
keruber zu ziehen, und betreibt deshalb den Bau einer Balın, die 
den Mekong mit der Küste von Annam verbindet. Der fran- 
zosische „Courier des Colonies" teilt mit, zurzeit würden im 
l.a0sgebiet &O) OO bis 7WONO Stück Vieh gezogen; gelänge es, 
die Bauernschaft zu verstärken, so würde sich der Viehbestand 
verdoppeln lassen. 

In französischen Kolonialkreisen wird der Bau einer Balhın 
vonHanoi nach Rangun erörtert. 

In seinem Jahresbericht an den französischen Senat betont 
der CGieneralxouvernur von Indochina Maurice Long, daß als 
eine Wirkung der Siege der Alliierten im Weltkriege, die auf 
„le Volker des Fernen Ostens tiefen Eindruck gemacht hätten. 


die Beziehungen Indocninas zu Japan sehr herzlic 
seien. 

Der Finanzbericht Indochinas für 1921 weist SO Millionen 
Fiaster Binnahmen gegen 63 Millionen Ausgaben auf 
Die tatsächlichen Einnahmen im ersten Halbjahr 1922 über- 
schreiten den Voranschlag um fast 2,5 Milllonen und die ta'- 
sächlichen Einnahmen des ersten Halbjahrs 191 um nahezu 
2 Millionen Piaster. 

Die Errichtung des Kolonialrats wird von der 
französischen und der Eingebnrenen-Press+ Indochinas als der 
größte Fortschritt gefeiert, den die französische Politik auf dem 
(jebiete der Kolonialverwaltung in Ostasien seit dem Jahr« 
1980 zu verzeichnen habe, wenn auch das Ziel der Kolonie — 
allgemeines Wahlrecht wie in Frankreich selbst — noch nich 
erreicht sel. 

Die Pariser „L’Humanite‘‘ spottet über die Erlasse des Ge- 
neralgouverneurs Long, der sich vorbzhalten hat, Wahlen aus- 
gesprochener Bolschewisten in den Kolonialrat mit seiner 
Veto zu belegen. Mit solchen Maßregeln sei das Streben der 
Eingeborenen nach Freiheit nicht zu ınterdrücken. 


Siam. 


Heirat des Königs. In aller Stille hat sich Körig Rama \l 
son Siam Ende August, der heute im 42. Lebensja::r stcht, ver- 
mählt. 

Kurze Meldungen. Die Annıeldung deutscher Fordzerunger 
für dass Ausgleichsverfahren Siam gegenüber ist am 
30. September abgelaufen. 

Der frühere britische Minensucher „Havaland” wird zurzeit 
auf der Werft von Thornycroft in Southhampton zu einer 
Schulschiff der siamesischen Flotte mit Oei- 
feuerung umgebaut. 

Nach der „Bangkok Times“ ist einsiamesisches Aus- 
gleichsamt für Schulden ehemaliger Kriegs- 
feinde eingerichtet worden. 

Siam plant die Einführung einer Einkommensteuer 
Zu diesem Zweck hat die Regierung Studien in den Malaver- 
staaten machen lassen. 


Hinterindien. 
Kurze Meldungen. Die wirtschaftliche Lage der Verbun- 
deten Malayenstaaten macht weitgehende Eirn- 
schränkungenin der Verwaltung nötig. Auch d.« 


Bezüge der europäischen Beamten sind erheblich gekürzt wnr- 
den. Ein Teil der geplanten öffentlichen Arbeiten ist auf spätere 
Zeiten vertagt; insbesondere ist der Bau neuer Straßen ein- 
gestellt; es sollen nur die vorhandenen Straßen und Brücken in 
Stand gehalten werden. 


Niederländisch-Indien. 


Rückwanderung deutscher Kräfte. Aus Batavia wird dern 
Deutschen Auslands-Institut in Stuttgart berichtet, Jaß der 
Direktor des Departements der öffentlichen Arbeiten Presse- 
meldungen zufolge an sämtliche Dienstchefs eine Weisung £e- 
richtet habe, alle freimdländischen Ingenieure, die noch nich 
vollständig für den Dienst geeignet sind, zur Lösung ihres Ver- 
trags zu veranlassen. Die Regierung solle ihnen drei Monate 
Giehalt, Schenkung empfangener Vorschüsse, sowie freie Rück- 
fahrt nach Europa anbieten. Das ist allerdings für manche det 
fremdländischen Beamten, die noch keinen definitiven Ar- 
stellungsvertrag In der Tasche haben, die vielleicht große Vor- 
schüsse von der Regierung empfangen haben und vielleicht au«. 
fir solche, die schon den Sjährigen Kontrakt abxgesch: sen 
haben, eine starke Lockung. Denn bei einem Durchschmtisce®: 
von etwa 700 Gulden würden sie auf diese Weise 211m) tin Jer 
neben freier Ueberfahrt bekommen, eine Summe, mit Jır m.’ 
in deutscher Valuta immerhin ziemlich viel anfangen karn Ai 
blieben sie im Besitz der Ausrüstung, die ihnen Scinerzeir 2 
einem durchschnittlichen Betrag von 25m Gulden angesuun 
worden ist. Man wird daher in der nächsten Zeit mit eirer 


Rickwanderung geistiger Arbeiter aus Niederländisch-Indien in 
höherem Maße rechnen müssen, und es werden insbesondere 
zahlreiche österreichische und auch deutsche Kräfte durch diese 
Maßnahmen betroffen werden. Bemerkenswert ist, daß die 
Presse Niederländisch-Indiens diese Maßnahmen der Regierung 
als einen Beginn einer Säuberunesaktion begrüßt und die Hofft- 
nung ausdrückt, daß die fremdländischen Arbeitskräfte diesen 
Wink verstehen würden. 


Kurze Meldungen. In Weltevreden ist nach eineri Aufent- 
halt von einer Woche ein Chinese, Dr. Sia, verhaftet worden, 
der vorher in Siaın als Arzt praktiziert hatte. Angchlich ist er 
ein Agent der Sowjetregierung und trieb bolsche- 
wistische Propaganda. 

In den Handelskreisen Niederländisch-Indiens wird die 
Nöhe der gegenwärtigen Steuern schwer empfun- 
den; man befürchtet einen Rückgang vos Handel und In- 
dustrie. Es hat sich indessen in Bataviı ein Ausscauß gebildet, 
der Wege der Abhilfe vorbereiten will. Es scheint sich im we- 
sentlichen darum zu handeln, daß der alte Modus der Einkom- 
mensteuererklärung auf der Grundlage des dreijährigen Durch- 
schnitts wieder eingeführt wird; seit 1920 wird das Einkommen 
des jeweilig letzten Jahres zugrunde welept. 


Europa Im Spiegel der ostaslatishen Presse. 


Auffallende Gegensätze in der Beurteilung der 
Deutschland betreffenden Fragen finden sich in der 
niederländisch-indischen Presse. In der Schuld- 
frage stellen sich die Blätter durchweg auf die Seite Frank- 
reichs. Dagegen erkennen sie rückhaltslos an, daß die bedauer- 
lichen Verhältnisse, die heute in Deutschland herrschen, auf die 
unversöhnliche Stimmung in Frankreich zurückzuführen ist, die 
eine Abänderung des Versailier Vertrages unmöglich macht. Mit 
Genugtuung stellt „Del.ocomertief" in Sımarang jetzt wieder 
fest, daB sıe schon vor drei Jahren, unmittelbar nach der Unter- 
zeichnurg des Friedensvertrages geschrieben habe: „Der 
Friedensvertrag, ein wunderliches Gemisch von  internatio- 
nalistischen Gedanken und raubvogelartigen Gelüsten kann als 
eine Bilanz der politischen Machıtverhältnisse der Gegenwart 
aufgefaßt werden. Selbst dieser ausführliche Vertrag wird nur 
so lange und so weit in Kraft bleiben, wie die Machtverhältnisse, 
die ihn ins Leben gerufen haben, sich behaupten. Wenn die 
Wirkungen des Vertrages sich als unerträglich herausstellen, 
wird er einfach nicht ertragen werden. Die Entente treibt das 
besiegte Volk unaufhaltsam auf Wege, die, wie immer es kommen 
mag, einen Ausweg aus einem Zustand unerträglicher Pfand- 
knechtschaft versprechen. Wird dieser Ausweg nach Osten 
gesucht, so drohen in der Ferne neue Mächtegruppierunzen.“ 

Die englische Presse Ostasiens ist nach wie vor stark 
deutschfeindlich. Insbesondere kommt das in der Behandlung 
der Reparationsfrage zum Ausdruck. Die „North- 
China Daily News“ ist über das Gutachten der Bankfach- 
männer über die Möglichkeit, Deutschland eine Anleihe zu 
gewähren, so enttäuscht, daß sie einer Herabsetzung der Re- 
parationszahlungen das Wort redet. Wenn auch England selbst 
längst alle Hoffnungen aufgegeben habe, je einen Pfennig von 
Deutschland zu erhalten (nachdem es sich alles genommen hat, 
was es Sich hat aneignen können: die Kolonien, die Schiite, 
die Guthaben Deutscher usw. usw. Deutschland hat bisher 
im ganzen 39,2 Milliarden Goldmark „Reparationen“ geleistet. 
Die Schriftleitung), so sei es doch ein Gebot der Gerechtigkeit 
und Loyalität Frankreich gegenüber, daß Deutschland ange- 
halten werde, den angerichteten Schaden zu bezahlen. Von der 
Zahlungsunfähigkeit Deutschlands will das englische Blatt sich 
nicht überzeugen lassen. Als Beweis dafür weist die „North- 
China Daily News“, ohne auch nur den geringsten Ein- 
blick in die Verhältnisse zu haben, auf die großen Kapitals- 
erhöhungen der deutschen Aktiengesellschaften und die starke 
Vermehrung der deutschen Handelsflotte hin. Deutschland 
wolle keine Lasten übernehmen, die ihm unbequem sei. In 
hnlicher Weise Jassen sich Jie „Shanshai Times“ 
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„Shaınehai 


ınd der Merctury"“ aus. Fs ist 
eifreulich festzustellen, dıß die chinesische „Shang- 
hai Gazette“ einen ganz anderen Standpunkt 


einninimt und ihre Leser an der Hand von Tatsachen eines 
Besseren belehrt. (Von Interesse im Zusammenhang hiermit ist 
es, daß dieser Tage das statistische Reichsamt den Vermögeas- 
wert der deutschen Aktiengesellschaften auf 6,5 Milliarden Gold- 
mark beziffert hat, wobei es die amtlichen (roßhandels- 
Indexziftern zugrunde legte. Demgegenüber weist das „Berliner 
Tageblatt‘ darauf kin, — und sein Standpunkt wird von der 
Mehrzahl der deutschen Wirtschaftspolitiker geteilt —, daB die 
Berechnung des Wertes des deutschen Aktienvermögens mit 
Rücksicht auf den Standpunkt des Auslands nur eine Bewertung 
in Auslandswährung in Frage kommen könne. Das Blatt kommt 
danach zu dem Schluß, der Vermögenswert der deutschen 
Aktiengesellschaffen beziffere sich auf nur 3-4 Milliarden Gold- 
mark. Mag im Recht sein, wer will, aus beiden Berzchnungen 
ergibt sich, daß der Vermögenswert der deutschen Aktiengesell- 
schaften nur cinen Bruchteil der Deutschland aufgezwungenen 
Reparationsverpflichtungen ist. Die Schriftleitung.) 

In weiteren Artikeln hat die „Noıtn-China Daily 
News" seitdem die Stellung der Deutschen in 
Hongkong und Canton behandeli.e. Der Ton dieser 
Artikel ist erfreulicherweise versöhnlicher. Mit bezug auf das 
deutsche Geschäft in Canton wird dabei gesagt: „Die Deutschen 
verlangen Zahlungen nicht mehr in Mark, sondern in Sterling. 
Das wird voraussichtlich bald ihre einst billigen und beliebten 
Waren an Beliebtheit verlieren lassen.“ Vielleicht liegt darin 
der Anlaß zu der versöhnlicheren Mienc; man glaubt augen- 
scheinlich, den Wettbewerb der Deutschen nicht in dem Maß wie 
früher fürchten zu müssen. 

Dem Schlagwort Europas von der G:lben Gefahr haben dit 
Asiaten das der Weißen Gefahr gegenübergestellt. Die 
Asiaten schen ihre Unabhängigkeit, ihre Ueberlieferungen, ihren 
Glauben, ihre Kultur und ihre Kunst durch die Europäer bedroht. 
Seit längerer Zeit schon beschäftigen sich führende Männer 
Asiens mit der Gefahr, die sich aus dem vermeintlichen sie 
bedrohenden Auftreten der weißen Völker ergeben. Derartig: 
Auslassungen sind von großer Bedeutung für die weitere Ent- 
wicklung der Beziehungen der beiden Rassen und für die Umge- 
staltung der Welt, die sich unter unseren Augen vollzieht. Hier 
seien einige besonders charakteristische Auslassungen dieser 
Art wiedergegeben: In der „Chuo Koron“ heißt es: „Die 
Humanität des Westens ist Asien gegenüber eine Brutalität. 
Auf den europäischen Universitäten lernt die moderne Jugend 
Asiens alle Phrasen und Schlagworte der europäischen Politik: 
Nationalitätenprinzip, Demokratie, Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit. Sie fragt sich: warum kann Europa Asien unterjochen 
und tyrannisieren? Asien den Asiaten! Die großasiatische Be- 
wegung bedeutet eine Zurückweisung des amerikanischen und 
europäischen Einflusses und die- Entwicklung Asiens zum Nutzen 
der Asiaten. Die asiatische Kultur macht den Anspruch selb- 
ständig zu sein, um die europäische, die ihren bevorstehenden 
Zusammenbruch verrät, abzuwehren. Wirtschaftlich bedeutet 
das, daß ein neues Wirtschaftssystem mit Asien als Mittelpunkt 
aufgerichtet wird.“ Noch schärfer kommen diese Gedanken in 
dem Programm der „Asia gi-kuai“ zum Ausdruck: „Die 
Erhebung Asiens muß von allen Asiaten gleichzeitig erfolgen. 
In Japan ist Asien dabei der berufene Führer erstanden.“ 
Achnlich hatte, wie erinnerlich, seiner Zeit Marquis Okumı 
erklärt: „Bei den Mächten Europas machen sich schon Zeichen 
des Verfalls bemerkbar; dieses Jahrhundert wird noch an ihren 
Ruinen stehen. Wer ist besser geeignet das Erbe zu übernehmen, 
als wir?“ In der Osakaer Zeitschrift „Tainnin“ wird eben- 
falls auf die Mission Japans hingewiesen, Indien von der un- 
menschlichen Herrschaft Englands zu befreien. Auch Jer Kiotoer 
Professor Kambe nennt Japan den Beschützer der farbigen 
Völker. 

Eine ähnliche Frage schneidet die „Yorodzu'” an, die auf 
das Umsichgreifen der Weißen Rasse hinweist. 
Als die Königin Viktoria im Jahre 1838 auf den Thron Englands 
kam, gab es in Afrika fast nur Schwarze, Australien hatte nur 
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wenig Europäer in den Hafenstädten; die Vereinigten Staaten 
westlich des Missisippi gehörten der Roten Rasse. Am Stillen 
Ozean gab es überhaupt keine Weißen; China und Japan 
schliefen noch fest. Auch in Asien gab es zwischen dem Mittel- 
ländischen Meer und der Großen Mauer keine Weißen. In den 
seither vergangenen 85 Jahren haben die weißen Völker die 
Welt crobert; die schwächeren Teile der farbigen Rassen 
wurden verdrängt und verschwanden entweder ganz oder 
gerieten in einem Zustand der Sklaverei. Dieser Eroberung der 
Welt durch die weiße Rasse ist ietzt ein Erwa-hen der farbigen 
Völker gefolgt. Als Japan Rußland besiegte, sahen die farbigen 
Völker zu ihrem Erstaunen, daß auch Jdie Weißen besiegt werden 
können. Seitdem ist es unwahrscheinlich geworden, daß sich die 
Farbigen den Weißen länger beugen werden. In Indien sind 
jetzt 300 Millionen Inder Anhänger des von England einge- 
kerkerten Gandhi, und sie werden nicht ruhen, bis nicht Indien 
unabhängig ist. Auf den Philippinen gibt es 12 Millionen, die 
unter der Führung Aguinaldos und Qucezons nach der Unab- 
hängigkeit streben. In Amerika hat unter Garvey eine Bewegung 
unter den Farbigen eingesetzt, die die Wiederherstellung eines 
„schwarzen“ Afrikas betreiben. Noch gibt es in China törichte 
Knaben, die sich zu Werkzeugen der Weißen hergeben und sich 
in einer Hetze gegen Japan ergehen. Die nächsten 85 Jahre 
worden das Zeitalter der Befrziung der farbigen Rasse werden.“ 
Demgegenüber erklärt der englische „Japan Chronicle“: 
„Wenn Japan von der Befreiung der Farbigen spricht, so meint 
es ihre Einigung unter japanischer Führung und Oberherrschait. 
Es sei aber, fährt das Blatt fort, ganz falsch, von einer Kultur- 
solidarität der farbigen Rasse zu sprechen, wie sie unter den 
weißen Völkern bestehe. Abgesehen dıvon aber übertreibe die 
„Yorodzu” in ihren Ausführungen über die Ausdehnung der 
europäischen Rassen. Einzelne Völker hätten sich zwar aus- 
rudehnt, andere seien aber wieder zurückgegangen. Das Blatt 
glaubt an kein gemeinsames Vorgehen der Farbigen (auch nur 
der Östasiaten) gegen die Weißen. 

Zum griechischen Kreuzzug gegendie Türkei 
nimmt die „North China Daily News“ Stellung mit den 
Worten: „Trotz des Völkerbundes und aller Vereinigungen, die 
zur Verhütung von Krieg geschaffen werden mögen, wird der 
Friede im Nalten Osten nicht gesichert sein, solange die Türkei 
die Macht hat, auszufuhren, was sie anstrebt, nämlich ihre christ- 
lichen Untertanen nach Belieben zu verfolgen und hinzu- 


schlachten. Heute haben wir es nur mit einem Zwischenfal ir. 
Kampf um die Freiheit zu tun, der nicht endgültig gewonnen 
werden kann, bis alle christlichen Staaten vom Joch de: 
Mohammedaner befreit sind.“ 

Die „North China Daily News“ sucht in ihrem 
Leitartikel vom 25. August die Unterbringung der Deutsches 
auf der „Nore“ bei ihrer Repartiierung im Jahr 
1919 zu verteidigen. Das Blatt behauptet dabei, die Unter- 
bringung der Deutschen habe genau den Bestimmungen er:- 
sprochen, die für Unteroffiziere und deren Frauen von der 
indischen Regierung erlassen seien. Das ist einfach nicht wahr. 
während in einem Eingesandt im selben Blatt jedes Wer: 
„eines Deutschen“, der auf der „Nore* war und die Dir 
in demselben Blatt in ihrem wahren Licht schildert, der Wahr- 
heit entspricht. Diese Beförderung von Deutschen in Lade- 
räumen (nicht im Zwischendeck) ohne Seitenluken, aus denen di 
meisten elektrischen Fächer und die Beleuchtung nach der 
Besichtigung des holländischen Generalkonsuls in Schanzıha: 
wieder entfernt waren, während sie die ganze Fahrt, sollte ma». 
nicht im vollsten Nachtdunkel herumtappen, künstlich beteuchte! 
werden ınußten, sowie die Behandlung durch die chinesischer 
„Kulis“, die sich als „Boys' aufspielten, und einen Teil cer 
Schiffsbesatzung, spotteten jeder Beschreibung und werden vor 
cenen, die ihr ausgesetzt waren, nie vergessen werden. Dar 
der Kapitän der „Nore“, dem dieser Transport gegen Ehr urd 
Gewissen ging, das Möglichste getan hat, um das Los der ıbm 
anvertrauten Deutschen zu erleichtern, daB er menschlich mıt- 
gefühlt hat, wenn der Tod wieder einen seiner Passagiere auf 
dem überfüllten Schiff dahinraffte, soll nicht verkannt werder. 
ebensowenig, daB auch andere von der Besatzung und der Wache. 
die die Internierten mit aufgepflanztem Seitengewehr zu 
bewachen hatte, ilın dabei unterstützt haben. Im Uebrigen aber 
war die Repatriierung auf der „Nore“ wie auf anderen Schificn 
eine so empörende Handlung der Engländer die enditü 
unterlassen sollten, immer wieder zu behaupten, sie hätten nur 
inn Auftrag der Chinesen gehandelt, denn das Gegenteil war 
der Fall und hat deren Heuchelei in so klarem Lich: 
erscheinen lassen, daß restlos auch die, die bis dahin stets aut! 
englische „Fairness“ geschworen hatten, zu einem Urte 
gekommen sind, daß für die Engländer allerdings wenig freund- 
lich klingt. Die Geschichte der Repartiierung ist kein Rulmes- 
blatt Englands. 


—_ 


Buntes Allerlei aus dem Fernen Osten. 


Unter dem Titel „Deutsche China-Nachrichten” 
ist am 8. September die erste Nummer eines deutschen Wochen- 
blattes erschienen, des ersten und einzigen, das seit der Bec- 
schlagnahme der ehemals in Schanghai, Tsingtau und Tientsin 
erschienenen deutschen Zeitungen jetzt in Schanghai heraus- 
gegeben wird. Wie die Firma Richter & Co. bekannt gibt, will 
das Blatt nicht mit den dortigen Tageszeitungen in WettbewerD 
treten, sondern durch zahlreiche, von den bedeutendsten 
Männern in der Heimat für das Blatt geschriebene Artikel ein 
Bindeglied zwischen Deutschland und China in wirtschaftlicher, 
technischer und kultureller Beziehung sein und die in China 
selbst lebenden deutschen Frauen und Männer zu einer engen 
(icmeinschaft zusammenschließen. Im Umfang ähnelt das Blatt 
dem ehemaligen „Ostasiatischen Lloyd“, unterscheidet sich aber 
von diesem inhaltlich insofern, als es einen chinesischen und 
einen amerikanischen Teil enthält. Der Herausgeber will 3000 
I xermnplare drucken. 

Die Universitat Hongkong befindet sich schon 
vicder in Geldnöten. Es ist für die Lage, der sich Jiese 
Hochurg britischer Kinilußbestrebungen gegenuber sicht, De- 
zeichnend, daß sie sich um Hilfe an das Rockeieller-Institut hat 
wenden mussen. Die Amerikaner sind bereit, Gelder herzu- 
vıben: sie wollen eine Professur für Chirurgie, cine zweite für 
iinere Medizin. vielleicht auch noch cine dritte fur Geburtshilfe 


errichten und dafür je 250000 Dollar zur Verfügung steiler 
Aber das Rockefeller-Institut verlangt, daß von englischer Sei 
ülles geschieht, um die Einrichtungen der medizinischen Fak:l- 
tät auf die Höhe modernster Leistungsfähigkeit zu bringen 
Dazu ist ein Aufwand von rund einer halben Million nötig. Ur 
diesen Betrag zu erhalten, hat sich die Universität an cd 
breiteste Oeifentichkeit gewandt. Die „North China Daily 
News“ bezeichnet es als traurig, daß die Dinge diese Wendunz 
genommen haben, 

Die von Skandinavien nach Ostasien führende telegraphische 
Ueberlandverbindung, die während der Kriegszeit unterbrosten 
war, ist jetzt von der Großen Nordischen Telgraphen-Grsec:- 
schaft in Kopenhagen wieder eröffnet werden, nachdem es ge 
lungen ist, die Linie zwischen Peking und Peters- 
burg wieder in betriebsfähigen Zustand :: 
bringen. Zur Sicherstellung des ungestörten Betriebes ie 
von der Sowietregierung die Einstellung dänischer Techr:kecr 
auf mehreren Zwischenstationen gencehmixt. Dadurch ist aus’ 
für den deutschen Näachrichtenverkehr wieder eine von uner- 
wünschten Einflüssen freie Verbindung mit Ostasien guschalfer 

Die von schwedischen Gelchrten unter Führung Protess: 
Anderssons seit einigen Jahren in China eifrix betrieben. 
geologischen Forschungen haben höchst interessar’. 
Schlüsse auf das Alter der Oberflächengestaltung des Reiche 
der Mitte ergeben. Min kam dazu durch massenhafte Furdı 


neolithischer Werkzeuge, die ganze Lager von solchen aus 
sorgfältig ausgegrabenen und untersuchten Fundplätzen ergaben. 
Die Frage, ob der Einführung der Metalle in China wie in 
Europa eine Steinzeit vorausgegangen ist, oder ob es sich hier 
um einen Einschlag aus Ländern mit niederer Kulturstufe han- 
delt, deren Bevölkerung das chinesische Kulturgebiet über- 
schwemmt hat, glaubt nun Professor Andersson in dem Sinne 
lösen zu können, daß China tatsächlich seine neolithische 
Feriode gehabt hat. Denn unter all den ungemein zahlreichen 
Funden steinzeitlichen Charakters hat sich auch nicht ein ein- 
ziger Metallgegenstand vorgeiunden. Zwischen den durchweg 
neolithischen Werkzeugen fanden sich aber auch Töpferarbeiten 
von aufiallend großem Formenreichtum, der teils Aehnlichkeit 
mit den Formen chinesischer Bronzen aus der Zeit der ältesten 
Dynastien zeigt, teils an die Keramik aus westlichen Ländern, 
wie dem russischen Turkestan anklingt. Nun sind aber alle 
diese Funde unterhalb der Bodenschicht gemacht worden, die 
heute das l.and bedeckt. Will man nicht annehmen, daß das 
neolithische China unvergleichlich älter als die neuere Stein- 
zeit Europas ist, so kommt man logischer Weise zu dem 
Schlusse, daß die gegenwärtige Oberflächengestaltung Chinas 
nicht älter als 4000 Jahre ist. Dieser geologisch so überaus 
junge Boden würde seine gegenwärtige Gestaltung jedenfalls 
durch die ungeheueren Ablagerungen der großen Ströme er- 
halten haben. - Jedenfalls ist diese ganze Frage von außer- 
ordentlicher Bedeutung für die Geschichte der Besiedelung des 
Landes, und sie eröfinet ungeahnte Aussichten für die Erkennt- 
nis der vorgeschichtlichen Verhältnisse auf chinesischem Boden. 

An Stelle des im Dienst der Liebenzeller Mission in Yuan- 
chou arbeitenden Arztes Dr. Witt, der sich in langjähriger 
Tätigkeit um das Anschen der deutschen Medizin in Mittelchina 
außerordentlich große Verdienste erworben hat, in kurzem Dr. 
Eitel treten. Er ist Anfang Septeinber in Liebenzell ab- 
geordnet und hat inzwischen Jie Ausreise nach Yuanchoufu in 
der Provinz Hunan angetreten. 

Die Rheinische Mission hat Dr. Schwend als 
zweiten Arzt für ihr Hospital in Tungkun ausersehen und wird 
ihn und seine Frau Anfang nächsten Jahres nach China hinaus- 
senden. Zu gleicher Zeit wird dann als Verwalter des Hospi- 
tals dr Apotheker Sauer, der zurzeit noch in der Vor- 
hereitungstechnik für Operationen, Narkose, tropenmedizinische 
Mikroskopie usw. in Deutschland ausgebildet wird, mit seiner 
Familie nach Tungkun übersiedeln. 

Am 26. September verschiced in Norderney eine der be- 
kanntesten China-Persönlichkeiten, Herr Wilhelm Pape, 
end zwar als Opfer einer Hungerkur, die er auf seiner Reise 
von China nach T’eutschland im Sommer 1921 in Nord-Amerika 
kennen gelernt und studiert hatte und die Merr Papr, von jeher 
ein Anllänger von Bestrebungen zur Gesunderhaltung des 
Körpers und entsprechenden sportlichen Belätisungen,’ in Nor- 
derney am eigenen Leibe ausprobierte, obwohl an sich dazu 
keine Veranlassung vorlag, denn Pape war der Jenkbar ge- 
sundeste Mensch. So hat Pape denn, wie es die Kur vor- 
schreibt. volle 51 Tage buchstäblich gehungert, und als er 
dann wieder Nahrung zu sich nehmen wollte, war cs zu spät. 
Er ist ein Opfer seiner außergewöhnlichen Energie gewor- 
den, der er viele Erfolge früherer Jahre verdankte. Pape 
wurde am 3. Dezember 1809 in Rastede geboren; er diente sein 
Jahr in Hamburg ab, war Jann in Oldenburg, Hamburg und 
Paris in kaufmännischen Stellungen, bis er Ende 1894 zu Carlo- 
witz & Co. nach Canton kam. Nachdem er für diese Firma 
auch in Tientsin gewesen war, tiat Pape im Jahre 1897 über zu 
den Herren Arnhold, Karberg & Co., in deren Diensten er 1900 
die Boxerzeit in Tientsin miterlebte. 1904 wurde Pape Leiter 
des Tientsiner Hauses von Arnhold, Karberge & Co.; dort und 
in Peking hatte er dann (elegenheit. seine vorziriichen ge- 
schäftlichen Fähigkeiten voll zu entfalten. Infolge seiner guten 
Beherrschung der chinesischen Sprache, seiner geschickten und 
von den Chinesen geschätzten Art im Umgang, seines für die 
Chinesen warın schlagenden Nerzens stieg sein Ansehen bei 
diesen von Jahr zu Jahr und erreichte seinen Höhepunkt, als 
Pape ungefähr im Jahre 1909 die Commercial Guarantee Bank 
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of Chihli gegründet hatte. Breite Massen chinesischer Kauf- 
leute und eine ganze Reihe höchster Pekinger Würdenträger 
hatte Pape zu seinen persönlichen - Freunden, und wiederholt 
haben letztere ihm glänzende Geschäftsanerbieten gemacht, die 
Pape aber immer abwies, weil er sich geschäftlich unter keinen 
Umständen in China mehr betätigen wollte, Pape beabsichtigte, 
im Sommer 1923 nach China zurückzukehren, dort seine An- 
gelegenheiten allmählich zu ordnen und dann endgültig nach 
Deutschland zurückzukchren, um sich ganz seinen Neigungen, 
‘einem Sport und seinen wertvollen chinesischen Sammlungen 
widmen zu können. Anläßlich der Gründung der Commer- 
cial Guarantee Bank of Chihli ist Pape mit den Franzosen in 
nähere Berührung gekommen und gemeinsame, nicht zu um- 
gehende Interessen in dieser Bank zwangen ihn auch noch 
während des Krieges zu gelegentlichen formellen Besprechun- 
gen mit dem einen oder anderen Franzosen. Schlechtunterrich- 
tete haben sich darüber manchmal gewundert; wer den beschei- 
denen und etwas zurückgezogen lebenden Mann awer näher 
kennen zu lernen Gelegenliwit hatte, wußte bald, mit was für 
cinem durch und durch deutschen Mann :nan es zu tun hatte. 
Pape hat während der Kriegs- nd Nachkriegsjahre seine Be- 
ziehungen und seinen großen EinfluB bei den Chinesen stets 
und völlig in Jen Dienst der deutschen Sache gestellt, groß 
waren seine Erfolge, die einzeln hier aufzuführen nicht ange- 
ınessen erscheint; auch nacı dieser Richtung hin groß und 
schmerzlich ist daher der Verlust dieses außergewöhnlichen 
Menschen, der noch viel Nützliches im Interesse Deutschlands 
im Fernen Osten hätte schaffen können. Seine vielen Freunde 
werden ihm stets ein treues Andenken bewahren. R. 

Abermals hat die Berliner Mission eincnh schweren Verlust 
in China zu beklagen. Nach genau 36iähriger Tätigkeit ist in 
Tsingtau Missionar Johann Alfred Kunze nach 
kurzer Krankheit im 61. Lebensjahre entsch'afen. Kunze 
war einer der erfolgreichen Pioniere in der Provinz Shantung. 
Nachdem er zunächst ein Jahrzehnt in Südchina gewirkt hatte, 
ging er nach Tsingtau, von dem inzwischen Deutschland Besitz 
ergriffen hatte. Es gelang ihın in kurzer Zeit, eine blühende 
C(iemeinde im östlichen Teil des deutschen Schutzgebietes bis 
tief hinein in das Lauschangebirge zu gründen, in dem bis dahin 
alte buddhistische Klöster ihren Einflu3 ausgeübt hatten. Als 
er diese Gemeinde jüngeren Händen anvertrauen konnte, sie- 
delte Kunze nach der chinesischen Stadt Kiautschou über, um 
hier den Grund zu einer neuen (jemeinde zu legen. Auch in 
Kiautschou war Kunzes unermüdliche Tatkraft ungewöhnlich 
erfolgreich, so erfolgreich, daß auch die Japaner, nachdem sie 
Tsingtau erobert und das zanze Hinterland unter ihre Bot- 
mäßigkeit gebracht hatten, selbst den Wunsch hegten, Kunze 
mög. auf seinem Posten ausharren und sein Werk unter den 
chinesischen Christen fortsetzen. Das hat er getan, so lange 
seine Kräfte reichten. Ganz besonders schwere Prüfungen sind 
dem glaubensstarken Manne namentlich während des Krieges 
richt erspart geblieben. Im Jahre 1918 raifte eine tückische 
Krankheit in ganz kurzer Zzit hintereinander seine Gattin und” 
zwei Töchter fort. Auch von seinen vier Söhnen hat Kunze 
«chon vor langem Abschied nehmen müssen, um ihnen Gelegen- 
heit zu geben, ihre Ausbildung in der deutschen Heimat zu 
vollenden So lebte er zuletzt als einsamer Mensch im fernen 
Lande Die Lücke, die er zurückläßt, wird außer von seinen 
Söhnen von seiner ganzen Gemeinde und der Gesellschaft, - 
deren Vorkänipfer er unter den Chinesen war, schwer empfun- 
den. Aber auch die Allgemeinheit hat viel an ihm verloren. 
Neben manchen geistlichen Schriften in chinesiscner Sprache, 
die 2r als Missionar verfaßte, hat Kunze zahlreiche wertvolle 
Beiträge zur Kenntnis der Chinesen und der ostasiatischen 
Kultur geleistet. Er gehörte früher auch zu den treuen Mit- 
arbeitern des ehemaligen „Ostasiatischen Lloyd“ in Shanghai, 
der im Laufe der Jahre viele bedeutende Aufsätze aus seiner 
Feder veröiientlicht hat. 

In Unzen, Japan, wohin er sich zur Erholung begeben hatte, 
ist am 9. August der Teilhaber der Firma Reuter, Bröckelmann 
& Co, Herr Fuhrmann, am Typhus gestorben. Die 
Keime der Krankheit hatte er wahrscheinlich von Schanghai mit- 
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zebracht, wo er seit dem Jahre 1920 für seine Firma tätig ge- 
wesen war. Fuhrmann hat fast vierzig Jahre in China gewirkt. 
Im Jahre 1883 kam er für die Firma Justus Lembke & Co. nach 
Schanghai. Zwei Jahre später trat er zu der Firma Pustau x Co 
in Hongkong über. Diese änderte 1889 ihren Namen in Reuter, 
Bröckelmann & Co. Am 1. Januar 1891 wurde Fuhrmann Teil- 
haber dieser Firma. Fr ist dann ununterbrochen 20 Jahre für 
sie in Hongkong tätig gewesen. Der Krieg überraschte ihn auf 
einer Urlaubsreise in Europa. Im Jahre 1920 ging Fuhrmann 
wieder hinaus; da das (jeschäft in Hongkong inzwischen liqui- 
diert war, nahm er seinen Wohnsitz in Schanghai. Dort hat er 
dann noch zwei Jahre am Wiederaufbau des deutschen Geschäfts 
in China mitgewirkt, bis ihn unerwartet der Tod aus seiner 
Tätigkeit abberieif. 

Der l.ektor des Orientalischen Seminers in Berlin Nsüch 
Shen kehrt demnächst in seine chinesische Heimat zurück. 
Er hat 32 Jahre am Seminar gearbeitet und bei der Ausbildung 
eines großen Teils der heute im deutschen Dienst tätigen Dol- 
metscher, der deutschen Sinologen und Gelehrten, sowie mancher 
anderer des Chinesischen Mächtigen in erfolgreicher Weise mit- 
gewirkt. Sie alle werden Hsüch Shen dauernd ein dankbares 
Andenken bewahren. 


Japan. 


Der Prinzregent wünscht, daß die Kosteu seiner 
Hochzeit den Betrag von einer halben Million Yen, die 
s. Z. die Vermählungsfeierlichkeiten seines Vaters gekostet 
haben, nicht übersteigen. Der kaiserliche Harshalt hatte mit 
Rücksicht auf die erhöhten Preis: 5 Millionen Yen verlangt. 

Im Pachtgebiet Kuanugtung, auf Sachalin, auf For- 
mosa und Korea lebten 1920 ohne die militärische Besatzung 
etwa 770000 Japaner; ihre Zahl hat sich seit 1910 mehr als 
verdoppelt. In China wurden 1920 240 000 Japaner gezählt, 
uf Hawaii 71000, in den Vereinigten Staaten 125000, in 
Russisch-Ostasien 1200, auf den Philinpinen 10000, in 
Peru 6000. 

Professor Einstein hat seine Ihuge geplante Reise naclı 
Japan, wo er an Universitäten und vor wissenschaftlichen Ge- 
sellschaften Vorlesungen halten will, Ende September an- 
getreten. 


Ostsibirien. 


Zwischen Tschita und Moskau verkehren jetzt regel- 
mäßig alle zwei Wochen einmal Schnellzüge. Die Inter- 
nationale Schlafwagengesellschaft verhandelt über die Einrich- 
tung wöchentlicher Luxuszüze zwischer M»skau und 
Wladiwostok. 


In Indochinn ist eine Gesellschaft für Flug- 
verkehr gegründet worden. Sie rechnet damit, einen regel- 
mäßigen Dienst zwischen den Hanptvunkten des Landes und 
Sjam einrichten zu können. Luang-Prabang soll von Saigon in 
12 Stunden, P’nom-Penh 1 2. Banuckok und Hanoi in je 10 Stun- 
den erreicht werden. Von Hanoi rechnet man nach Haiphong 
I und nach Tourane 7 Stunden. 


Neue Bücder und Aulsätze über Ostasien. 


Ostasiatische Kulturreligionen. 

In sehr übersichtlicher Weise entwirft Missionsdircktor Witte ın einem 
Nande der Sammlung „„Wissenschaflt und Bildung‘ (Verlag von Quelle u. Mever 
ın Leipzig) eın Bild von den großen Religionen Chinas und Japans sowie den 
Quellen, aus denen sıch diese zu breiten, das Volk befruchtenden Strömen 
entwickelt haben. Dem ‚Asiaten sapt er nicht vıel Neues, aber deshalb ist 
der Wert des Buches nicht geringer. Wir mussen uns in Deutschland ın ganz 
„underem Maß als bisher mit dem Geist der fremden Volker beschafligen, 
wollen wir nicht, wıe das wahrend des Weltkrieges mehr als cinmal der Fall 
war, wieder vor verhangnısvollen Uecberraschungen stehen und ıhrer Wucht 
nterliefen. Von diesem Standpunkt aus kann das Studium des Witteschen 
Buches jedem. der sıch Kenntnis der Volker des Fernen Ostens verschaffen will, 
richt warm genug empfohlen werden Schr mit Recht weıst Witte darauf hin, 
dab nehen den rein chinesischen Religionen Idem Kontuzianısmus und dein 
lavisuisı die fremde Religion sich nıe ın China habe freı entwickeln konnen; 


das gilt trotz aller Verbreitung und Beliebtheit im chinesischen Volk auch vr 
dem Buddhismus, in weit höherem Maße aber vom Islam und dem Chrıstcı 
tum. Auch für Japan erachtet Witte einen Ausgleich der Spannung der alıı: 
Religionen für nötig, aber sehr schwer, da diese Spannung eine bis an d« 
Wurzeln ihres Wesens greifende Unterschiedenheit ist, weshalb sie bi 
danach auch nicht durch eine Aenderung ihres Wesens, sondern durch e» 
Modernisierung ihrer Praxis streben, wobei sie auf Vorbildor des Christentur. 
zurückgriffen. ei 
Die Kunst des Ostens. 


Der berufene Kenner ostasiatischer Kunst, Ernst Greise, brutt ır 
der Sammlung ‚Die Kunst des Ostens’' (herausgegeben von William Cox 
Verlag Bruno Cassirer, Berlin 1922) aus dem Gebiet der Malerei einen Eir::' 
ausschnitt „Die ostasiatische Tuschmalerci' (Band 5), zeichz-' 
in diesem aber zugleich die Gesamtheit künstlerischer Kultur des Ferz.: 
Ostens. Der Verfasser selbst ist ein Beispiel für die Wahrheit, von der 
ausgeht und die er auch literarisch belegt, dass der ostasiatische Ki zsti«- 
in jedem Bilde die Seele der ganzen Natur widerspiegelt, Körper und Üe.« 
zur Einheit bindet. Deshalb geht Grosse auch von den inneren Ueberzeugunie 
jener Künstler aus, von den Zusammenhängen zwischen Gefühl. Erkeanziz. 
und Schaffen, zwischen Form und Wesen. Um das klarer herauszubriser 
verzichtet er auf entbehrlichen wissenschaftlichen Ballast, auf umständlı.-+: 
biographische und gegenständliche Ausführungen. Er lässt bei den Bılde:- 
das Esoterische, das gerade in der reinen, nur zuweilen leicht getsn:.c 
Tuschzeichnung besonders gut zum Ausdruck kommt, und die Kunst für sı.ı 
sprechen in der Folge der Meisterwerke von der Sungzeit bis ın unsere Taf: 
Mit der strengen Scheidung in objektive und subjektive Malkunst werden «::3 
jene schwer befreunden, die überzeugt sind, dass die chinesischen Mık- 
jedes Bild der Natur nie allein als Form und Farbe empfanden, sondern strt: 
symbolisch auffassten und stark verinnerlichten. Kenntnis und Genuss «+: 
asiatischer Malerei werden die sorgfältig und künstlerisch ausgewählten Bıls«- 
und die formvollendeten, tiefen Worte des Verfassers bedeutend fördern 

Friedrich Sarre: „Die Kunst des Alten Persien’ (Band 6) behance: 
den Zeitraum von 550 v.—636 n. Chr., also die Zeiten der Achämenides z. 
ihren bekannten Baudenkmälern, der Selcukiden und Parther mit dem hek 
nistischen Einschlag in Baukunst, Skulptur und Kleinkunst, und der Sassan.cer 
die, zumal in den berühmten Felsenreliefs bei Persepolis, bewusst zur ast: 
nalen Kultur zurückkehren. Wie es die Persönlichkeit des Verfassers. dem 
die Wissenschaft einen grossen Teil ihrer Kenntnisse verdankt, es erwart«- 
liess, sind die neuesten Ergebnisse der Forschungen verwertet und ın ernr 
knappen Uebersicht noch besonders hervorgehoben. Einen besonderen A» 
schnitt bilden die sassanidische Weberei, Metallkunst und Keramik, das eıgeast: 
Gebiet des Verfassers, der hier eine ganz neue, überraschende und für »-: 
bedeutende Zusammenstellung bester Kunstwerke bringt. Es finden sıch Hır 
weise auf Zusammenhänge mit China, für die Persien in anderen hıer mr 
gebrachten Bauten zahlreiche Beweise enthält. Die Stilverwandtschaft = 
bestimmten chinesischen Reliefs geht auch aus einigen Bildern des Bucres 
hervor, 

Ernst Kühnel: ‚„Miniaturmalerei im Islamischen Orient’ I(Banl ° 
gibt eine ungemein ansprechende und gut geordnete Auswahl von Bildern ır 
allen Perioden und unterstützt sie durch einen Text, der sich über ir 
Schulen und Maler in Mesopotamien, Westturkestan und Türkei verbreitet vr 
Werke des islamischen Indien mitberücksichtigt, und zwar vom 13 ‘u 
18. Jahrhundert. Die vorhandene Literatur wird sorgfältig benutzt L« 
Mittelpunkt bildet auch hier die persische Kunst, dank der grossen Gesch.ca - 
und Kultur die bedeutendste und zugleich innerlichste. Die Verwaadtsiza 
mit China wird in zahlreichen Fällen offenbar und nachdrücklich bBersc- 
gchoben. Ein besonderer Reiz ist es, zu erkennen, wie der chinesisch: 
Einschlag ausserordentlich bedeutsam ist, nicht nur, wenn die unmittelrı 
Anregung von China kam, sondern, besonders in der Mongolenzeit, ım garır 
künsterischen Grundton. Dice Brücke Chinesisch-Turkestans mit den %r 
flüssen durch Manichäer und Nestorianer gewinnt offenbar eine immer erk.:'. 
Bedeutung für die Kenntnis des geschichtlichen und inneren Zusammenhanc.» 
zwischen Westasien und Ostasien. rk 


r 
Entschädigungsbestimmungen. 

Die von dem Referenten im Reichsentschädigungsamt Herrn Reptıerun:s 
Assesor Dr. Korselt zusammengestellten ‚Ausführungsbestimmungen r3 c«-- 
Entschädigungsgesetzen und sonstige Vorschriften für die Entschädigung x - 
Kriegsschaden durch das Reichsentschädigungsamt'' (Verlag von Cari Hevmas- 
Verlag, Berlin 1922) enthalten eine große Zahl von Gesetzen, Verordnuns«- 
Bekanntmachungen, Auszügen usw., die auf die Kriegsschäden-Entschäd.;.- 
Bezug haben. Da die gesammelten Entschädigungsbestimmungen viellach we: 
zerstreut sind und ihre Beschaffung nur mit mehr oder weniger großen L- 
ständlichkeiten verbunden ist, ist die Zusammenfassung in einem kleinen ba- 
lichen Bande durchaus verdienstlich. Es handelt sich um eine reine Tcı 
ausgabe ohne Kommentare und Anmerkungen. Das Buch soll in erster Liz:e er- 
Bedurfnissen beim Reichsentschadigungsamte dienen. Es ist ım weseniuch-- 
für den praktischen Gebrauch von Juristen bestimmt, die als \erwaltirg: 
beamte, Rechtsanwälte usw. beruflich mit dem recht komplızıerten = 
schadigungsrecht zu tun haben; ihnen wird das Buch gute Ihenste ie» - 


Dr ML 
Die Nachricht im Weltverkehr. 


Unter diesem Titel hat Wilhelm Schwedler socben kritische = 
merkungen uber das internationale Nachrichtenwesen vor wuad » 
dem Weltkrieg veröffentlicht (Deutsche Verlagsanstalt dür Pohtik .- 
Geschichte u. b. H., Berlin W.). Ein Buch, das y„eder Auslsn- 
deutsche lesen soll, der sich mit den pohtischen Aufgaben beschatin-t 
will, die mit dem Wiederaufbau der deutschen Sache in Verbindung + »* 
Er wird sowohl über das, was ein deutscher Nachrichtendienst ım A: s»- 
lcısten kann und was von ihm zu erwarten töricht wäre, als such Surı®- 


wie ein solcher Dienst beschaffen sein muss und wie er vıcht heschalier 


darf, Klarheit gewinnen und, hat cr diese gewonnen, erkennen, wie und wo er 
selbst mitarbeiten kaon, durch Weiterverbreitung ehrlicher, anständiger Nach- 
richten der Wahrheit eine Bahn zu schaffen. Mancher Leser wird aber zu 
seinem Erstaunen aus diesem Buch erfahren, dass ein recht wirksamer 
deutscher Nachrichtendienst im Ausland längst zur Tatsache geworden ist 
(eigentlich ist er nie unterbrochen gewesen) und dass der dabei neuerdings 
durch harte Notwendigkeiten vorgeschriebene Weg, wenn auch langsam, zum 


Ziele führt. CF. 
Geschältseriolg und Lebenserlolg. 


In achter erweiterter Auflage ist letzthin bei der Deutschen Verlags- 
Anstalt ia Stuttgart Dr. h. c. Paul Lechlas Buch „Geschäftserfolg und Lebens- 
erfolg’ erschienen. Gleich die erste Auflage dieser eigenartigen Arbeit machte 
auf weiteste Kreise einen tiefen Eindruck. Ein Menschen- und Weltkenner 
sprach hier zu seinen Mitmenschen. Eine alte Erfahrung lehrt, dass wer 
Lebenserfahrungen, und mögen sie noch so teuer erkauft sein oder theoretische 
Vorschriften über lebendige Dinge, wie sie sich im Handel verkörpern, der 
Jugend in schulmeisterlichem Ton vorzusetzen sich bemuht, eine glatte Ab- 
lehnung erfährt; die Jugend will ihre eigenen Erfahrungen machen. Die einzige 
Ausnahme bildeten in dieser Hinsicht wohl Bücher, die in frischer, anziehender 
Form ein Bild von dem Wirken und den Erfolgen einer Anzahl ganz grosser 
Geschäftsmänner, Kaufleute, Industrieller, Bankherren usw.; sie wurden be- 
achtet, auch solche, die vom Ausland zu uns kamen; sie haben wohl auch 
hier nützliche Anregung gegeben. Aber letzteres blieb doch immer die Aus- 
nahme, was sich für den einen eignete. eignete sich noch lange nicht für 
andere, geschweige denn für alle: Zeit, Verhältnisse. Raum, Veranlagung und 
manches andere machten ein Beschreiben ähnlicher Wege, wie sie einmal zum 
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Erfolg geführt hatten, unmöglich. Dr. Lechla hat einen ganz anderen Weg 
beschritten. Es bietet lose aneinander gereihte Gedanken aus eigener Ge- 
schäftserfahrung, die das jüngere Geschlecht zum Nachdenken anregen, ihm 
die Wichtigkeit und Schönheit ihres Berufes vor Augen halten und es er- 
muntern sollen, seine Ziele hoch zu stecken, die den Blick weiten und zu der 
Vorsicht mahnen wollen, die zur Vermeidung von Misserfolgen niemals ausser 
acht bleiben darf. Der Raum verbietet, an dieser Stelle auf das Buch im 
einzelnen einzugehen. Es genügt der Hinweis, dass der grosszüßige Wurf voll 
selungen ist. Auf den Geist, der in dem tief schürfenden Buch Ausdruck 
findet, weist ein Wort aus dem Tagebuch Moltkes hin, das der Verfasser an- 
führt: „Nicht der Gang des Erfolges, sondern die Lauterkeit des Strebens 
und das treue Beharren in der Pflicht, auch der gering scheinenden, wird 
über den Wert eines Menschenlicbens entscheiden.‘ CF. 
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INNEN Wirtschaftlicher Teil lm 


Der Kampi gegen die Teuerung In Japan. 
Von Dr. F. W. Mohr. 


Japan darf bereits seit geraumer Zeit den zweifelhaften 
Ruf für sich in Anspruch nehmen, das teuerste Land der Erde 
zu sein. Die Erwartung, daß die starke wirtschaftliche De- 
pression, die seit 1920 das Land heimsucht. durch ihre lange 
Dauer einen Preisabbau. eine Senkung der Kosten für den all- 
gemeinen Lebensunterhalt, herbeiführen würde, hat sich nicht 
erfüllt. Die Indexziffern sind nır um wenige Punkte gegenüber 
der Kriegszeit herabgegangen. Das Problem der Teuerung und 
die Frage, wie ihr erfolgreich begegnet werden könne, ist 
darım die fortlaufende Sorge der verschiedenen Regierungs- 
chefs (Hara. Takahashi, Kato) und der öffentlichen Meinung 
gewesen. und zwar in erster L.inie wohl weniger, um der allxe- 
meinen Notlage des Volkes zu steuern, als aus außenhandels- 
politischen Gesichtspunkten. Zahlreiche Märkte. die japanische 
Waren sich infolge einer jüngsten Kriegskoniunktur überall in 
den Randstaaten des Stillen Ozeans hatten erobern können, sind 
in der Nachkriegszeit wieder verloren gegangen, weil die 
schlechtere japanische Ware mit den besseren amerikanisch- 
europäischen Erzeuenrissen nicht mehr konkurrieren kann, da 
diese fast überall billiger angeboten werden können als die 
ersteren. Die Folge hiervon ist, daß die japanische Handels- 
bilanz, die während des Krieges stark aktiv geworden war, 
wieder passiv geworden ist. Rund 380 000000 Yen betragen für 
die ersten 7 Monate 1921 bereits die Ueberschüsse der Einfuhren 
über die Ausfuhren. Die Regierung Kato sucht darum eine all- 
gemeine Senkung der Preise. damit eine Verbillirung der Pro- 
duktion und infolgedessen eine Steigerung der Konkurrenzfihig- 
keit der iapanischen Industrieerzeugnisse zu erzielen. Nach 
wiederholten Beratungen im Kabinett ist sie Ende August mit 
einem bestimmten Programm an die Oeifentlichkeit getreten, 
das insgesamt 19 Punkte umfaßt. die wir um der Bedeutung 
willen, die das Problem der Preissenkung auch in Deutschland 
hat. hier wiedergeben wollen. Die einzelnen Pımkte, von denen 
sich die Regierung einen heilsamen Einfluß auf die Teuerung 
verspricht, sind folgende: 


1. Die Goldvorräte der Bank von Japan im 
Auslande dürfen nicht als Deckung für die 
Ausgabe von Noten herangezogen werden. 
Indem man diese Beträge, die mit 80 Millionen Yen angegeben 
werden. von der Notendeckungsreserve ausschließt, will man 
die weitere Auszabe von Banknoten bis zu einem gewissen Um- 


2. Einziehung der kleinwertigen Geld- 
scheine. Während des Krieges hatte man aus zunehmendem 
Mangel an Zahlungsmitteln in großen: Umfang kleinwertige 
Gieldscheine ausgegeben. Die Flüssigkeit der Zahlungsmittel 
fördert nach Ansicht der Regierung das Geldausgeben und Ver- 
schwendung. Die Regierung hat darum mit der Einziehung 
Ccieser Cieldscheine begonnen. Die restlose Einziehung der 
190 000 000 Yen betragenden kleinen Geldscheine soll in 2 Jahren 
vollendet sein. 

3. Ermäßigung des Tabakpreises. Die Prodıuk- 
tionskosten der Rauchmittel sind gegenüber der Vorkriegszeit 
stark gestiesren, während die Gewinnrate abgenommen hat. 
Gleichwohl sollen im Interesse der Konsumenten vom 1. Oktober 
»b die Preise für eine Anzahl Zixaretten- und Tabaksorten so 
herabgesetzt werden, daß die Finnahmen der Monopolverwal- 
tung einen Rückgang von etwa 6 Millionen Yen erleiden. 

4. Erhöhung der Zinsraten für feste Depo- 
siten bei den Postsparkarten. Um die Bevölkerung zu veran- 
lassen, die in ihrer Hand befindlichen, also anscheinend ge- 
hamsterten, Geldmittel herauszurücken, damit sie als Arbeits- 
kapital verwandt werden können, soll der Zinssatz für feste 
Depnsiten bei den Postsparkassen in Altiapan um 024% auf 


5.04% und in den Kolonien auf 5.28% erhöht werden. Der 
erhöhte Zinssatz soll am 1. Oktober in Kraft treten. 
5 Frmäßigung der Fisenbahnfrachten. Ob- 


wohl nach Ansicht der Regierung die Fisenbahnfrachten die 
Preise der Waren nur wenig (?) beeinflussen, will sie doch 
em allgemeinen Verlangen nach einer Ermäßigung der Frachten 
Rechnung tragen Die Frachtermäßigungen, die für einzelne 
Artikel des täsrlichen Bedarfs bisher 10—30 % betrugen. sollen 
bis auf 40% gesteigert werden. Die Ermäßigungen sollen im 
einzelnen betragen für 


bisher jetzt 
Reis, Weizen, Gerste, Roggen . 20%, 30%, 
DAlZ: 25 oe. S 15°/, 20°, 
Holz, Holzkohle . 18°, 30°, 
Miso . BE EEE" 18°/,, 30°, 
Soyabohnen . . . => 10°, 
Hirse, Hülsenfrüchte s = 15° o 
Eier, Milch, gesalzene Fische . Zu = 
Gemüse u derel. . — 20°, 
Amtliche Textbücher 30° 5 40°, 


6. Transporterleichterungen für tägliche 


fung einschränken und so einer weiteren Inflation vorbeueen. | Bedarfsartikel. Um den Transport der täglichen Bedarfs- 
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artikel von den Produktionsstätten auf die Märkte und sonstigen 
Verteilungsstellen zu beschleunigen, hat die Regierung neue 
Eisenbahnwaggons in Auftrag gegeben und die Verbesserung 
des vorhandenen rollenden Materials angeordnet. Sie will auf 
Verlangen der interessierten Kreise auch sonst jede denkbare 
Transporterleichterungen gewähren. 

7. Vermehrung der Kühlwagen auf der 
„isenbahn. Von Jahr zu Jahr werden steigende Ansprüche 
gestellt an die vorhandenen Kühlwagen, um leicht verderbliche 
Ware, wie besonders Fische und Fleisch, zu transportieren. Die 
Eisenbahnverwaltung will darum in diesem Jahre 148 und im 
nächsten Jahre 225 neue Kühlwagen bauen lassen, da die zurzeit 
vorhandene Zahl nur 543 beträgt. 


8. Verminderung der lokalen Transport- 
kosten. Angesichts der lıohen Preise, die der Transport der 
Waren in den wichtigeren Städten kostet, will die Regierung die 
570 für die Abfuhr amtlich zugelassenen Speditionsfirmen er- 
suchen, die Transportkosten und sonstigen Gebühren herab- 
zusetzen. i 
9 Transport durch Wagen der elektrischen 

Bahnen. Angesichts der hohen Abfuhrkosten von den Bahn- 
höfen beabsichtigt die Regierung, einen Teil des Abtransports 
nachts mit Wagen der elektrischen Bahnen vornehmen zu 
lassen, hauptsächlich den Transport von Gemüsen, frischen 
Fischen und anderen Artikeln des täglichen Bedarfs. Mit der 
Stadtverwaltung von Tokyo hat die Regierung bereits diesbec- 
zügliche Verhandlungen eingeleitet. 

10. Organisationvon Transportgesellschaf- 
ten. Landwirtschaftliche Vereine, Produzenten-Vercinigungen 
und ähnliche Verbände sollen ermuntert werden, Organisationen 
zu schaffen, um einen möglichst schnellen und billigen Transport 
ihrer Erzeugnisse auf die Märkte zu erzielen. 

ll. Gründung von Einkaufsgenossenschaf- 
ten. Die Regierung beabsichtigt, die Gründung von Einkaufs- 
genossenschaften zu fördern, um den Zwischenhandel, der in 
Japan allerdings schr stark ausgeprägt ist, im Interesse der 
Bevölkerung soweit wie möglich auszuschalten. 

12. Transporterleichterungen. Eine gesunde 
Frachtpolitik ist ebenso wichtig wie die richtige und schnelle 
Verwendung und Ausnutzung des vorhandenen Wagenparks. 
Bei der Gestelluing von Wagen sollen deshalb Lebensmittel 
und dergl. gegenüber anderen Transporten bevorzugt werden. 


13. Errichtung von Märkten. Zwecks besserer 
Verteilung der vorhandenen Erzeugnisse will die Regierung in 
allen größeren Plätzen Großhandelsmärkte errichten, um mög- 
lichst alle Erzeugnisse des Landes In nützlicher Weise in den 
allgemeinen Verteilungsprozeß hineinzubezicehen und ange- 
messene und vernünftige Quotierungen für den Groß- und Klein- 
handel zu erzielen. 

14. Vermehrunz der öffentlichen Märkte. 
Die wichtireren Städte sollen, wenn nötig durch Bereitstellung 
staatlicher Geldmittel zu geringen Zinssätzen, ermuntert werden 
öffentliche Märkte, deren es zurzeit 293 gibt, zu errichten und 
die bestehenden in der Anlage, Verwaltung usw. zu verbessern. 
Organisationen, die Errichtung von Markthallen und dergl. 
planen, sollen ebenfalls unterstützt werden. 

15. Festsetzung und Bekanntgabe der 
Preise. Da es für den Konsumenten wichtig ist, auf dem 
lL.aufenden gehalten zu werden darüber, welches die ange- 
messenen und authentischen Preise für die täglichen Bedaris- 
artikel sind. so sollen die lokalen Behörden an geeigneter Stelle 
die auf den Märkten gezahlten Preise regelmäßig bekannt 
schen. 

16. Lieferung von Holz und Brennmaterial 
aus den staatlichen Waldungen Um den Bau 
von Wohnhäusern zu erleichtern und zu verbilligen, hat die Re- 
gierung bisher schon Holz aus den Staatsforsten an öffentliche 
Baugxesellschaften zu ermäßigten Preisen abgegeben. Um die 
Iebenshaltung weiter zu verbilligen, sollen die Preise um 
weitere 30%  ermabist und auch sonstige Frleichterungen für 
den Bezug gewahrt werden. 


17. Sparsamkeitspropaganda. Durch Vorträg:. 
Aufsätze und sonst geeignete Mittel soll eine weitgehende Pr-- 
paganda eingeleitet werden, um die Bevölkerung zur Sparsam 
keit im Verbrauch, zur Einschränkung und zu Spareinlagen z.: 
veranlassen. 

18. Schärfere Kontrolle über die Börser 
und aller Spekulationsgeschäfte außerhalb der Börsen. Die T.ar- 
sache, daß Börsengeschäfte leicht über das richtige Maß hinaus 
gehen und Spekulationsgeschäfte außerhalb der Börsen n«:! 
immer im Schwunge sind, ermutigt das Volk zu Spekulationen 
fördert die Jagd nach Geld und beeinflußt in unnormaler Weix 
die Preise für die notwendigen Bedarfsartikel. Durch scharic 
Anwendung der erst in diesem Jahre revidierten Börsengesetz:s 
hofft man hierin Abhilfe zu schaffen. 

19, Warnung an die Banken, keine Geldmittel ii’ 
Spekulationsgeschäfte zur Verfügung zu stellen. Obwohl di 
Regierung den Banken wiederholt nahe gelegt hat, keine Ge!ö- 
mittel für Spekulationen zur Verfügung zu stellen, sind doch ein: 
Anzahl beklagenswerter Zwischenfälle eingetreten. Die Lok«:- 
behörden sind darum angewiesen worden, strenge Aujisicht z: 
üben und darauf zu achten, daß die Banken Geldmittel nur iv: 
wichtige produktive Aufgaben zur Verfügung stellen. 

Neben der Ermäßigung der Frachten, der Holz- und Tab:k- 
preisa bilden also den größten Teil der Sparsamkeitsmaßnahmen 
verkehrstechnische Maßnahmen, um eine schnellere und billixer: 
Verteilung der notwendigen Bedarfsartikel zu erzielen. D.: 
in dieser Hinsicht die ganzen Verhältnisse in Japan zu wünscher 
übrig ließen und die Bahnen bei ihrer Meterspurweite den A"- 
forderungen des Verkehrs nicht genügten, ist bekannt. Per: 
früher eifrig erörterte Umbau der Bahnen in die Normalsp.r- 
weite ist wegen der damit verbundenen Kosten aufgezchın 
worden. Aber auch diese Sparsamkeitsmaßnahmen werden er- 
hebliche Kosten verursachen und sich auch nicht von heute a.! 
morgen, sendern zum Teil erst in einem Jahre fühlbar mathe: 
Eine sofortige Senkung der Preise wird jedenfalls nicht cdı 
Folge sein. Die japanische Presse beschäftigte sich einucher. 
mit den 19 Punkten des Regierungsprogramms und Jdurchwee 'r 
ablehnendem Sinne als nicht ausreichend. Besser als nich“. 
aber keine Lösung des Problems ist der Sinn ihrer Ste!!. r>- 
nahme. Der Ausschluß der Goldvorräte im Ausland von der 
Notendeckung sei keine absolute Garantie für eine Einschrsr- 
kung der Notenausgabe, da sie ja auch gegen andere Si.'hır- 
heiten und die Silbervorräte der Reichsbank erfolgen kourn: 
Eine Senkung der Preise bedeute diese Maßnahme nicht. D 
Zurückziehung der 190 000 000 Yen kleinwertiger Papierscheirt 
deren Ausgabe anscheinend ohne entsprechende Goldde.kur. 
erfolgt war, könne die Deflation zwar etwas mindern, aber c': 
>edürfnisse des fraglichen Zahlungsverkehrs verlangten 
Zurückziehung der Noten unbedingt Ersatz durch Scheids- 
münzen, da sonst eine weitere Zunahme der Teuerung zu be- 
fürchten sei. Die Ermäßigung der Tabakpreise wird bexsr. >‘ 
aber die Presse fragt, ob diese Maßnahme wirklich nur erf. iz 
sei, um dem armen Manne zu helfen, oder ob die Regierir; 
nicht in erster Linie an besserem Absatz denke, da van de 
Ermäßigung nur solche Tabak- und Zigarettensorten betr: ti“ 
würden, die bisher anerkanntermaßen schlechten Absatz fund.r 
Wirksamer sei eine Ermäßigung der hohen Salzpreise gewe=:7 
die der ganzen Bevölkerung zugute gekommen wäre Fx 
schärfere Kontrolle der Börsen- und Spekulationszeschäfre © 
eine gute Sache, aber man könne schon eine gewisse Skrm.- 
hegen, ob diese gute Absicht auch wirklich in die Praxis vu ».:- 
setzt werde. Auch die angesehenste Handels- und Wirtsch 
zeitung, die „Chugai Shogyo“, hält die Rexierunzsmaßs> mi 
für durchaus unzureichend. Die wirkliche Ursache der Tesir ”. 
ıst nach ihrer Ansicht die immense Zunahme ir den 0 
beständen, die im lL.aufe des Krieges von rund Seren‘: 
auf fast 2290000 000 Yen gestiegen sei, und eine entspreiis - 
Steigerung der Kaufkraft des Volkes, also mit anderen W: ri. 
cas Volk hat zuviel Geld in Händen. Die „Churai Sh 
verlangt eine durchgreifende Einschränkung der gesamter %.' 
waltungsansgaben, durch die eine fuhlbare Ermäßizur: - 
schweren Steuerlasten möglich werde. Gleichzeitig m.rse ve 
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Volk bescheidener werden in seinen ganzen Lebensansprüchen, 
sparsamer wirtschaften und alle Barmittel, die in Japan an- 
scheinend gehamstert werden wie anderswo, auf die Sparkassen 
und Banken bringen, damit sie produktives Kapital werden, das 
eine stärkere Produktion möglich mache. Die von der Regie- 
rung vorgeschlagenen Maßnahmen bedeuteten keine Lösung des 
Problems. Sie bewirkten bestenfalls eine Ermäßigung der 
Preise um etwa 10%. Dies reiche nicht aus, um die japanischen 
Waren wieder konkurrenzfähig zu machen, worauf es nach An- 
sicht der „Chugai lediglich ankommt. Konkurrenzfähigkeit 
der japanischen Waren sei auch zu erreichen, wenn eine 
Senkung der Preise um mindestens 30 % einträte. 

Man wird zugeben dürfen, daß die Maßnalımen der Regice- 
rung, wenn sie nicht nur auf dem Papier stelien bleiben, ge- 
eignet sind. der Teuerung in gewissem Umfang abzuschwächen. 
Man kann aber auch der Kritik der „Chugai Shogyo“ zu- 
stimmen daß die Maßnahmen nicht ausreichend seien. Sie sind 
deshalb nicht ausreichend, weil die wirklichen Ursachen der 
hohen Preise ganz wo anders liegen, und sie teils auf die 
Regierung selbst zurückzuführen sind, die sich dem Einfluß der 
starken, monopolistisch gesinnten Wirtschaftsverbände nicht zu 
entziehen wagt. Die Hauptursachen der noch immer anhalten- 
den Teuerung liegen zum großen Teil einmal in den stark pro- 
tektionistischen Einfuhrzöllen, die die Einfuhr billigerer auslän- 
discher Erzeugnisse verhindern, und dann in der von der Regie- 
rung geförderten Preispolitik der verschiedenen Syndikate, die 
die Produktion künstlich einschränken, um die Preise ent- 
sprechend hochhalten zu können. Einige Beispiele mögen das 
näher beleuchten. 

Obwohl Japan in der Reihe der Kupfer produzierenden 
l.änder an 5. Stelle stand, vor dem Kriege Jahr für Jahr etwa 
für 25000000 Yen Kupfer ausführte und seine Produktion 
während des Krieges 1917 auf 10000 Tonnen monatlich steigern 
konnte, wurde 1919 und 1920 zum ersten Male Kupfer in be- 
trächtlichen Werten, nämlich 26 und 22 Millionen Yen. einge- 
führt. 1921 betrug die Einfulrr zwar nur noch 8 Millionen, war 
aber immer noch größer als die Ausfuhr. 1922 nahm die FEin- 
fuhr wieder sehr stark zu, einmal weil die Inlandproduktion 
(5000 Tonnen monatlich) den Inlandbedarf (6000 Tonnen) nicht 
zu decken vermag und ausländisches Kupfer entsprechend billig 
ecliefert werden kann. Auf Drängen der Kupferproduzenten. 
die erklärten, mit dem ausländischen Kupfer in seinen Preisen 
nicht mehr konknrrieren zu können, wurde im Frühiahr der Ein- 
fuhrzoll auf Kupfer von 1.20 Yen per Pikul auf 7 Yen erhöht, 
mit der Wirkung, daß auch der Preis für das ITnlandkupfer ent- 
sprechend in die Höhe ging und alle kupferverarbeitenden 
Indıistrien in Mitleidenschaft gezogen wurden. Pesonders be- 
troffen wurde naturgemäß die Elektrizitätindustrie, deren Er- 
zeugnisse in den letzten Jahren immer stärkeren Absatz fanden. 
deren Konkırrenzfäühirkeit aber durch die erhöhten Kupferpreise 
wieder vermindert wird. Die Gewinnung von Kohlen wird von 
den Minenbesitzern künstlich eingeschränkt, um die Inlandpreise, 
die nach Ansicht der Sachverständigen um 30-50 % gesenkt 
werden könnten, möglichst hoch zu halten, statt in einer er- 
höhten Ausfuhr einen Frsatz zu smchen. Lebenshaltung und 
Preduktion werden durch die willkürlichen Maßnahmen des 
Krhlenrines übermäßig verteuert. während jede Finfuhr ver- 
hindert wird durch die Drohung. diırch eine plötzliche Herab- 
setzung der Kohlenpreise iedes Finfuhreeschäft zu ruinieren. 
Durch eine staatliche Seidengesellschaft werden die Seiden- 
preise künstlich hochzehalten, indem die Seidenzüchter, meist 
kleine Bavern und T.andwirte. gezwingeen werden. ihre Pro- 
duktion um 50% einzuschränken, nur damit die Seidenhändler 
entsprechend hohe Gewinne erzielen können. Nirgends erfolgt 
auch eine wirtschaftlich gesunde. rücksichtslose Ausmerzung des 
Spekilantentums. Banken und Interessenten wirken zusammen, 
um einen allzı starken Fall der vielfach künstlich emporgetrie- 
benen Speknlationspreise zu verhindern. Der notleidende Teil 
ist immer die ereRe Masse der Revölkerung. die die Kosten 
dieser künstlichen Tenerung tragen muß, die wirksam von der 
Regierung nır bekämpft werden kann, wenn sie diese wirk- 
lichen Ursachen der Teuerung beseitigt 
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China. 


Chinesische Baumwollspinnereien. Die Chinesische Baum- 
wollspinnereivereinigung macht folgende Angaben über den 
Stand der Baumwollspinnereien in China. 


Spindeln Spindeln in der 
in Betrieb Anlage begriffen ” 
anı 1. 8. 1922 1 972 763 243 282 
„ 1.2.1922 1 732 632 181 344 
„ 1.8. 1921 1 552 950 120 000 
„1.2. 1921 1391 304 115 000 
„41.8190 . . . ...:1280036 — 
Der Baumwollverbrauch stellte sich in Ballen zu 500 Ib alı 
Halbjahr Halbjahr Ha!bjahr Halbjahr 
bs 31.7.2 bs 31 1 2 bis 31.1 21 bis 31.7 2 zo 
Ch'nesischer Baumwolle 394689 349613 349577 637779 
Amerikanischer „, 82 556 71 970 8318 — 
Indischer “ 187 951 110 314 51 311 — 
Aegyptischer . 708 505 _ — 
Sonstiger R 554 81 —_ 52619 
Zusammen 666858 532257 409206 690 398 


Einfuhren nach Schantung über Tsingtau im Jahre 1921. 
Die Einfuhr fremder Waren nach Schantung hat im Jahre 1921 
stark zugenommen und insgesamt 34,3 Millionen Taels erreicht 
cder 7,4 Millionen ınehr als 1920. Besonders stark war die Zu- 
nahe in englischen Baumwollwaren, die von den großen Lagern 
in Schanghai eingeführt, japanische Ware zu einem großen Teil 
unterbieten konnten. Dies wird zum Teil auf die Maßnahmen 
aer japanischen Baumwollverarbeiter zurückgeführt, die 1921 
ihre Produktion einschränkten, um die Preise künstlich auf der 
Höhe zu halten. Eine starke Zunahme war zu bemerken in der 
Einfuhr von deutschen Anilinfabrikaten und kiünstlichem Indigo, 
ferner von Zement, Reis und Zucker. Die Einfuhr von Ziga- 
retten fiel auf weniger als 4% des Vorjahres, weil chinesische 
Fabrikate aus Schanghai bei der chinesischen Bevölkerung 
großen Anklang finden. 


Teeausfuhr 1921. 
merce“ 


Nach dem „Shanghai Journal of Com- 
betrug die Tecausfuhr aus Schanghai im Jahre 1921 an 


grünem Tlıce. 


Kisten in Werte von. 
nach Amerika 118 321 4265 499 Taels 
Türkei 32 814 118294 „ 
„ Indien 27 880 1005074 „ 
„ Frankreich 12 673 450862 „ 
„ England 18 084 668935 „ 
» sonstigen Ländern . 5 164 180446 _„ 
Gesanıt 215 236 7753 760 Taels 
an schwarzem Tec 
Kisten im Werte von 
nach England 22 089 536 610 Taels 
„ Hongkong . 15 007 245591 „ 
„ Amerika 7949 19358  „ 
„ Deutschland 1170 28689 „ 
„ sonstigen Ländern . 2 398 4058 „ 
Gesamt 48622 1048526 Taels 


Dampiboote auf dem oberen Jangtse. Die reichen Handels- 
ı möglichkeiten von und nach dem oberen Jangtse, insbesondere 
der Provinz Szechnan, haben zahlreiche Gesellschaften ver- 
anlaßt, kleine Dampfboote für die Fahırt nach dem oberen 
Jangtse einzustellen. Anfang August wurden 14 Dampier auf 
dieser Fahrt gezählt, wovon einer die amerikanische, 4 die chi- 
nesische, einer die französische, 3 die englische und 5 die japa- 
nische Flagge führten. In Anbetracht der schwierigen Schiff- 
fahrtsverhältnisse sind die Frachten entsprechend hoch. So 
wurden Anfang August 45 $ berechnet für den Transport eines 
Ballens Baunmwolle von Ichang nach Chungking, während dic 
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Fracht für einen Ballen von Schangliai nach Amerika nur 
12 $ betragen soll. 


Ausbeutung‘! der Kohlengruben und Eisenfelder in Schantung. 
Hervorragende Vertreter der japanischen Wirtschaft folgten 
Mitte August einer Einladung des japanischen Außenministers 
zu einer Besprechung über die Frage, in welcher Form am 
zweckmäßigsten die Ausbeutung der Kohlengruben und Eisen- 
felder in Schantung gemeinsam mit den Chinesen erfolgen 
könne. Die japanischen Interessenten haben sich dahin aus- 
gesprochen, daß die Ausbeute am besten erfolgen könne durch 
ein chinesisch-japanisches Syndikat nach chinesischem Recht, 
niit dem Sitz in Tsingtau und 20000 000 Yen Kapital, das ie 
zur Mälfte von Japan und China aufgebracht werden soll. Die 
(iesellschaft soll ein reines Privatunternehmen sein ohne irgend 
welche staatliche Beteiligung. 


Schanghaier Marktberichte vom 26. August und 2. Septemb. 
Normaler Weise hätte um diese Zeit eine lebhaftere Geschäfts- 
tätigkeit einsetzen sollen, da die Geschäftsstille gewöhnlich Ende 
August ihr Ende erreicht. Indes, die heutigen Zeiten sind nicht 
normal, und die vollständige Stagnation der letzten Woche 
wurde allseitig mit großer Sorge betrachtet. Die Nachwir- 
kungen der Plünderung in Kiukiang (das Anfang August von 
Truppenteilen schwer heimgesucht wurde, wobei etwa 370 
Häuser zerstört und ein Schaden von 3 000 000 Dotlar angerichtet 
wurde) machen sich im Handel stärker bemerkbar, als Außen- 
stehende vermuten, da die Erinnerung daran bei den Chinesen 
lange nachwirkt, da nach diesem Vorgang ähnliche Ereignisse 
auch an anderen Plätzen denkbar sind. Hinzukommt die Un- 
sicherheit der politischen Lage, die jede Unternehmungslust 
hindert. Der Bericht vom 2. September hat dieser Schilderung 
nur hinzuzufügen, daß der Taifun, der das Küstengebiet und das 
Jangtsedelta heimsuchte, sowie heftiger Regen vorhandene 
Hoffnungen wieder enttäuscht hat. („North China Herald‘.) 


Die „Weekly Review“ vom 9. September bemerkt zur 
Marktlage in China: Das Geschäft ist noch immer schlecht und 
vielleicht schlechter, als es seit der letzen Weltkrisis 1908 jemalı 
gewesen ist. Der reiche Ertrag der diesjährigen Ernte, der 
normaler Weise dem Landmann Reichtum gebracht und eine Ieb- 
hafte Nachfrage nach piece goods, Holz und anderen Einfuhr- 
warenwaren gebracht haben würde, wird in diesem Jahre in 
Lande verzehrt werden müssen. Und Einfuhren werden nich: 
kommen, weil die Kaufkraft des Volkes außerordentlich ge 
schwächt ist. China ist ein Teil des Weltwirtschaftssystem: 
und wird durch die Reparationsfrage genau so stark betroiter. 
wie Frankreich und Deutschland. Europäer schieben die Schult 
an der ungünstigen Geschäftslage in die unruhigen politischen 
Verhältnisse Aber abgesehen von kleineren Gebieten wii 
Hunan und die Szechuan-Yüunangrenze haben die politischer 
Verhältnisse das Geschäft nur in geringem Maße beeinflußt. Es 
werden keine Waren verschifft, weil die Käufer nicht kauier 
wollen, und sie wollen nicht kaufen, weil sie nicht verkauicn 
können. 

Solange die Reparationsfrage in Europa nicht geklärt is: 
und der chinesisch-russische Handelsverkehr . wieder aufleb' 
wird die allgemeine Geschäftslage in China ungünstig bleiden 
Der ganze Teehandel basiere auf Rußland, England und Amerik: 
ziehen indischen Tee vor, nicht zum letzten infolge der schlcc* 
ten Packung und vor allem infolge des Fehlens einer wirksam:! 
Propaganda Der einzige Faktor in der Wiederaufnahme n- 
maler Handelsbeziehungen zu China ist Deutschland, das sch” 
immer ein Abnehmer der natürlichen Produkte Chinas war. 
das als Industriestaat ohne entsprechende Rohstoffmengen inner- 
halb seiner eigenen Ürenzen jetzt aber mehr als je zuvor a.! 
Zufuhren angewiesen ist, auf Zufuhren aus Ländern, in denen di 
natürlichen Erzeugnisse relativ billig, wie in China, z 
erhalten seien. 


Die Probleme des Stillen Ozeans. 


Der Beirat für die Auslandsstudien an der Universität 
Berlin veranstaltet in kommenden Wintersemester den 5. Vor- 
tragskursus, der sich dieses Mal mit „Deutschland und den 
Problemen des Stillen Ozeans“ beschäftigen soll. Es sind im 
ganzen 15 Vorträge in Aussicht genommen. Soweit das Pro- 
gramm fest steht, sind diese Vorträge wie folgt verteilt: 


l. Dienstag, 21. November: „Die Probleme des Stillen 
Ozcans und die europäische Politik.“ (Geh. Ober-Reg.-Rat 
Prof. Dr. Köbner.) 

2. Freitag. 24. November: „Chinas ältere Beziehungen zu 
Europa.“ (Redakteur Fink.) | 

3. Dienstag. 28. November: „Chinas Stellung im Weltver- 
kehr. (Redner wird noch bestimmt.) 

4. Freitag, I. Dezember: „Chinas innere Politik und äußere 
Politik.“ (Redner wird noch bestimmt.) 

5. Dienstag, 5. Dezember: „Die Europäisierung 
(Prof. Ries.) 

6. Freitag, 8. Dezember: 
macht.“ (Prof. Ries.) 

7. Dienstag, 12. Dezember: 
(Prof. Hoetzsch.) 

8. Dienstag. 9. Januar: „China als Kulturmacht.“ (Professor 
Dr. Franke.) 

9 Freitag, 12. Januar: „Englands Stellung in China und am 

Stillen Ozean.“ (Redakteur Fink.) 

Dienstag, 106. Januar, 11. Freitag, 19. Januar: „Die 

ostasfatische und pazilische Politik der Vereinigten 

Staaten.“ (Prof. Luckwaldt.) 

I? Dienstag. 23. Januar: „Australien und Neuseeland in 
ihrer Stellung zu den Fraxen des Stillen Ozeans.“ (Geh.- 
Rat Dr. Irmer 


Japans.“ 
„Entwicklung Japans zur Welt- 
„Rußland 


im Fernen Osten,“ 


„Die Seemachtsverhältnisse Ir 
(Korv.-Kapt. Gross.) 


Freitag, 26. Januar: 
Stillen Ozean.“ 


14. Dienstag, 30. Januar: „Die Stellung Frankreichs :r 
Stillen Ozean.“ (Dr. Ruperti.) 
15. Freitag, 2. Februar: „Deutschland und die Probleme de 


Stillen Ozeans.“ (Geh.-Rat Prof. Dr. Köbner.) 
Aenderungen im Programm sind vorbehalten. Die \ır- 
träge finden im Hörsaal I des Aulagebäudes (Alte Biblisther' 
der Universität neben dem früheren Palais Kaiser Wilhe'r | 
abends pünktlich 8 Uhr statt. Eintrittskarten sind für Einzt- 
vorträge 10 M., für den Gesamtkursus 100 M. (für Studierers: 
die Hälfte) beim Pförtner des Aulagebäudes zu haben. 
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Otto Joost, früher Shanghai, jetzt in den Asse 
kuranz-Maklerfirmen: 

M. W. Janet. Hamburg 11, Trostbrücke 1 

Jonst & Martin. Berlin-Charlottenburg Uhlandstr. 4-5 

Joost & Van Dam, Rotterdam, Korte Wijnburgstraat 2 

Joost & Van Dam, Amsterdam. Singel 292 


empfiehlt <eine Firmen zum Ahschluß von Versicherirgen 
aller Art, sowohl Transport (Waren gegen See- und Mıner- 
gefahr, Passnpgier-Effekten) als auch Feuer. Einbruch» 
Diebstah', Aufruhr (Waren und Hausstände). 


Abschlüsse sind ohne Extrakosten für die Auftraggeber 


Bin Käufer eines 
dıinesishen Spradı- uud Sadılührers iar Keuficı® 
von Tielensee. 
herausgegeben im Gefangenenlager Band2D. 
Angebote zu richten an W. KORCH, Schwenningen &\ 
Karlstraße 75. 


jeonsnensamenennenn sunnen Mitteilungen FERNE BES NOL ONE 
| des Verbandes für den Fernen Osten. 


....„.....0 


Berlin W. 35, Potsdamer Straße 2811. 
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Nächster Ostasiaten-Abend. Ver 29. Ostasiaten-Abend ist 
für Donnerstag, den 7. Dezen'ber, in Aussicht .renonimen. 
Nähere Mitteilungen erfnigen in der Numnier 12 der „Ost- 
asiatischen Rundschau“. 


Jahresbeitrag für 1923. In der diesjährigen Hauptver- 
sammlung des Verbandes ım 12. Mıi 1922 war auf Vorschlag 
von Vorstand und Ausschuß beschlossen worden. dem $ 8 der 
Verbandssatzung folgendz Bestimmung hinzuzufügen: „Der 
Vorstand kann beschließen, Zuschläge zu den Mindestjahres- 
heiträgen zu erheben. Beschlüsse über div Zuschläge gelten 
nur für ein Geschäftsjahr und sind vor d@m Reginn des Ge- 
schäftsiahres, für das der Zuschlag erhoben werden soll, in der 


Verbandszeitschrift pekannt zu geven.“ Die Notwendigkeit 
einer Ergänzung des $ 8, wie sie In dem vorstehenden, von der 
Hauptversaminlung einstimmig angenommenen Wortlaut vor- 


liegt. ergab sich aus der ständig fortschreitenden Markentwer- 
tung. Um nicht alljährlich eine Satzunzsänderun® herbeiführen 
zu müssen, erschien es zweckmäßiger, die Festsetzung des je- 
weiligen Jahresbeitrages dem Verbandsvorstande zu über- 
tragen. Dieser Weg ist auch von einer Anzahl anderer Ver- 
bände und Vereine, die sich in ähnlicher l.ıge wie wir befin- 
den, eingeschlagen worden. Entsprechend der ihm erteilten 
Ermächtigung hat der Vorstand in seiner Sitzung am 4. Okto- 
ber 1922 sich mit den Jahresbeiträgen für 1923 beschäftigt. Er 
kam dabei zu dem Erzebnis, daß es angesichts der Mark- 
entwertung unmöglich sei, die außerordentlich geringen bisheri- 
gen Mindestjahresbeiträge von 50 M. für Einzelpersonen und 
250 M. für Firmen beizubehalten. Bei Jen derzeitigen Her- 
stellungskosten der Verbandszzeitschrift, den gegenwärtigen 
Portosätzen usw. reichen diese Beträge nicht entfernt aus, die 
entstehenden Aufwendungen zu decken. Der Vorstand hat daher 
beschlossen, die Mindestbeiträge für 1923 für Kinzelpersonen 
auf 150 M., für Firmen auf 1000 M. festzusetzen, es dagegen für 
die außerhalb Europas ansässigen Verbandsinitglieder bei den 
bisherigen Sätzen in Dollar mex. und Yen bewenden zu lassen. 
Der Vorstand ist uberzeuzt, daß kein Mitglied des Verbandes 
sich der Notwendigkeit einer Erhöhung der Jahresbeiträge ver- 
schließen wird und benutzt im übrigen die Gelegenheit, noch- 
mals allen jenen Mitgliedern und Firmen verbindlichst zu 
danken, die bereits für das Jahr 1922 freiwillig ihre an den 
Verband abgeführten Beiträsze erhöht haben. 


A EEE EHESTEN 


Stapellauf eines Stinnes-Dampfers. Am 14. d. M. wurde ein 
für die Hugo Stinnes-Linien, Hamburg, auf der Marine-Werft in 
Wilhelmshaven im Bau befindlicher Dampfer vom Stapel ge- 
lassen. Das Schiff ist nach dem verdienstvollen und bahn- 
brechenden Mitarbeiter der Deutschen Chemie Adolf von Bayer 
benannt worden. Der Stapellauf fand in (iegenwart einer 
groBen Anzahl prominenter Persönlichkeiten der Chemischen 
Industrie statt: vor allem waren ehemalige Schüler des Adolf 
von Bayer geladen. Das Schiff ist ein Schwesternschiff des 
Dampfers „Emil Kirdorf“ und hat eine Ladefähigkeit von 
ca. 8100 Tonnen. Die Länge des Schiffes beträgt 129,1 Meter, 
die Breite 16,48 Meter und der Tiefgang 10,64 Meter. Mit den 
modernsten Einrichtungen ausgerüstet, dient das Schiff dem 
Fracht- und Passagierverkehr und hat Platz für etwa 50 Kajüts- 
passagiere. Wie wir erfahren. soll das Schiff nach erfolgter 
Probefahrt ebenfalls in den Ostasien-Verkehr eingesetllt werden. 


Verantwortlich: für den politischen und kulturellen Teil- 


C. Fink, Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: 
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Statt besonderer Anzeige. 


Nach Gottes unerforschlichem Willen starb am 
26. September 1922, abends 9!/, Uhr, in Norderney, 
wo er zur Kur weilte, ganz unerwartet unser lieber 
Bruder, Schwager und Onkel 


wilhelm Pape 


Tientsin—Berlin 


In tiefer Trauer im Namen der Angehörigen: 


Georg H.F. Pape 
Hemelingen b. Bremen 


Holzstraße 51 


DieEinäscherung fand am Freitag, den 6. Oktober, 
vorm. 10°’, Uhr, im Krematorium zu Bremen statt. 


Von Beileidsbesuchen bitten wir freundlichst 
absehen zu wollen. 
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Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 


Union Gesellschaft für Metallindustrie m.b.H., 


Fröndenberg-Ruhr. 


Anfragen erbeten durch Hamburger Exporteure. 


Dr. F. W. Mohr, Hamburg; für die Anzeigen: 


Erich Berg, Berlig Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b. H.. Berlin SW. 


"TEEINLSERBSIEHHNAEREDNTEIDBEBDITDIBNTINDDDRDIDSBIEDHDODDEEHIERTIIDDDERSUDDOKTIDDDEIKE ODE 


Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 


Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 
und Norske Afrika og Australic Linie, 


(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Hongkong, 


Balik Papan (Borneo), Shanghai, 

Kobe, Yokohama, Moji, evtl. Dalny 
und/oder Wiadiwostok 

M/S. „Australien‘‘ 

M/S. „Afrika“ 


Port Said, Colombo, Penang, Singapore 
und Bangkok (direkt) 
M/S. „Falstria“ . u 


8. Nov. 
22. Nov. 


8. Nov. 
usw. 


Güterannahme Kalschuppen >37. 


Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 
Ferdinandstraße 29/33. 
Tel. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 
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SACCHARIN USW. 


SEQIS EB BERNER LARRSEORIINEINNENESBRSB TRGS RB ENEHREREILE 


Chemische und pharmazeutische Produkte 
Ampullen für subkutane Injektionen 


NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 


DEEERLELTIBR SID ETERODLFÜRRENTRRERERRREIERDETEBDREUBBREHBSRUBERDOIDERETSDBTOURRENEBUETEUBTÜERDRTODEGEDOTEDSRRSOSEREEBOTTARTEURDDSHHULERDRERORRRRDRTTDDBEODDTSSOSTDUESDOLIBRÄDDREEDDBDERTDAEODDRORRESUNSODSSORRETLIS ENG 


Telegr.-Adr.: Negoclateur Basel. Korrespondenzen: 
Deutsch, Französisch, Englisch, Italienisch, Spanisch 


The „Glen“ Line & „Shire‘“ Line 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penang, 


Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghal und den 
iapanischen Häfen direkt 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Radnoshire‘' 


D. „Glenshane® . 
(Änderungen vorbehalten) 


am 8. November 
Ende November 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Eider Dempster & Go., Lid. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 84563, Eibe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 


— Em ange 


= TAUNUS INNEN 


Le Negociateur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


BRERUSDRERUSÄHHROTDIUERRODDDEERDEDDLERDBODTRODODRDIDBDUGERDDETROOSTBEERTEDDIRERDUBBRERDUDDESR BORKERODDTBEBOLDERBEBADENSRDUEEDBENDBODOTERRRAUIEDEODIDAUTEDBRUBTUDELRDUDBIBEDOSDDERRRRDDLIASSDOBEROBDEDDSEDBEERODLUNS 
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Für meine Privatbibliothek 
suche ich 


Ostasiatische 
Literatur, 


in Deutschland u. Ostasien 


erschienene (Bücher und 
Zeitschriften), zu kaufen. 


Gefällige Angebote erbiitet 


Otto Gustav Zehrield 


Verlagsbuchhändier 
Leipzig, Göschenstr. 1. 
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null Allgemeiner und politischer Teil |llllliiM 


(Abgeschlossen am 24. November 1922.) 


Der Stand der Arbeiterbewegung in Japan. 


: Von S 

Auf der Internationalen Arbeitskonfererz, die in diesem 
Sommer in Genf stattfand, war auch Japan durch drei Delegierte 
vertreten, einen von der Regierung bestinimten, einen von den 
Arbeitrebern und einen von den Arbeitnehmern Gewällten 
gleich wie in anderen Staaten. Die Wahl der Arbeiter hatte 
sich auf drei Kandidaten verteilt, von denen Herr Tasawa die 
Wahl annalım, während die beiden andern ablehnten, nach 
Europa zu gehen. obwohl sie beide mehr Stimmen auf sich ver- 
einigt hatten, als Tasawa. 

Tasawa ist nicht aus dem Arbeiterstande hervorgegangen, 
er ist auch kein eigentlicher Vertreter der Arbeiterinteressen, 
sondern der typische Repräsentant der wirtschaftsfriedlichen 
Einstellung. Er steht nämlich mit an der Spitze der wirtschafts- 
friedlichen Organisation (der sogen. Roshikyotscho-Kai), die 
nach dem Kriege von kapitalistischer Seite finanziert und mit 
Hilfe von Politikern und Intellektuellen begründet worden ist. 


So ist Tasawa nicht als wahrer Vertreter der japanischen 
Arbeiterschaft anzusehen. sondern er verdankt sein Mandat 
durchaus der kapitalistischen und regierungsseitigen Unter- 
stützung. 


Die japanische Arbeiterschaft aber lehnte Tasawa energisch 
ab; es entstand eine sehr lebhafte Opposition, und einige Taxe 
vor seiner Abreise nach Europa passierte ihm das Mißgeschick, 
daß ihm gegnerische Arbeiterführer in seinem Bureau zuriefen: 
„Wir müssen zeigen, wie unser Wille und ınser Weg ist!" —- 
und ihn verprügelten. 


Die japanische Arbeiterbewegung wird in der Tat gegen- 
wärtig von wesentlich anders orientierten Führern geleitet als 
dem Herrn Tasawa. So z. B. genießt Herr Kagawa ein sehr 
viel höheres Anschen als er. Kagawa hatte bei den Wahlen 
für die Genfer Konferenz die größte Stimmenzahl auf sich ver- 
einigt, lehnte dann aber, wie erwähnt. ab, weil er der Ansicht 
ist, daß derartixe Konferenzen für die japanische Arbeiter- 
bewegung bedeutungslos sind. Zum näheren Verständnis solcher 
Ansichten sei ein kurzer Rückblick auf die Entwicklung der 
japanischen Arbeiterbewegung in den letzten Jahren gerichtet. 


Die japanische Arbeiterbewegung hat nämlich einen von 
der europäischen sehr verschiedenen Verlauf genommen. Zu- 
nächst wurden die sozialistischen Ideen von einen kleinen Kreis 
von Intellektuellen vertreten, die gar keine Beziehungen zur 
Arbeiterschaft hatten. Der erste wirkliche Arbeiterführer ent- 
stammte bezeichnenderweise nicht diesem Kreis. sondern c5 
war Susuki, der aus seiner christlichen Weltanschauung heraus 
an die soziale Frage sich heranmachte und einen unpolitischen 
Verein. den Yuai-Kai, gründete. Dieser Verein fand an ver- 
schiedenen Orten Nachahmung; da aber die japanische Arbeitcr- 
schaft für den Organisationsgedanken vor dem Kriege noch nicht 
reif war. so spielte der Yuai-Kai zunächst noch keine besondere 
Rolle. Erst durch den Krieg kam die japanische Arbeiter- 
bewegung in Fluß, und damit stieg die Bedeutung des Yuai-Kai 
sehr stark: denn er wurde die Organisationszelle der gesamten 
Arbeiterbewegung. Zwischen dieser auf der einen Seite und den 
sozialistischen Intellektuellen, die wir oben erwähnten, auf der 
andern bestehen aber auch heute noch keine näheren Beziehungen, 
wenngleich diese durch Rede und Schrift auf die Arbeiter einzu- 
wirken suchen. Dagegen war die Arbeiterschaft für den Einiluls 
der deutschen und vor allem der russischen Revolution viel zu- 
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gängrlicher. Das ist auch verständlich, weil der praktische 
Radikalismus des Bolschewismus dem japanischen Arbeiter 
näher lag als die sozialistischen Theorien seiner gr- 


lehrten Landsleute. Und so hat sich die Idee der Diktatur dsı 
Arbeiterschaft stark in den Köpfen der Arbeiter festgesetzt. 
Kleine Arbeitervereine wuchsen wie Pilze nach warmem 
Sommerregen aus dem Boden. Große, alle Arbeiterkategorien 
umfassende Gewerkschaften sind nämlich in Japan zurzeit no-h 
verboten. 

Aber das Bedürfnis nach engerem Zusammenschluß ist 
natürlich vorhanden und ständig im Wachsen. Da nun die 
politische Organisation verboten ist, so hat sich ein unpolitischer 
Arbeiterbund (der Nippon Rodo Sodomei) gebildet, der, wenn 
auch nicht die ganze Arbeiterschaft, so doch einen großen Teil 
umfaßt. Der Führer dieses Bundes war im Anfang wieder 
Susuki. Sein Einfluß ist freilich jetzt sehr gering geworden, da 
er überhaupt nicht Sozialist ist, und die eigentlichen Führer sind 
jüngere Männer, die die radikalen Theorien vertreten. 

Der Wille zum ZusammenschlußB der gesamten Arbeiter- 
schaft ist jetzt auch über den Nippon Rodo Sodomei hinweg- 
geschritten: Im Oktober wurde auf einem allgemeinen Arbeiter- 
kongreß in Osaka ein neuer, weiterer Bund gebildet, der neben 
dem Nippon Rodo Sodomei alle übrigen Vereine, große und 
kleine, umfaßt. Der Kongreß hat übrigens nicht nur organi- 
satorisch eine kommende Einheit vorbereitet, sondern auch 
programmatisch: die radikalen Ideen fanden eine starke Mclhr- 
heit, und Männer (z. B. wie Susuki) mit ihren friedlicheren und 
milderen Aufassungen wurden in die Minderheit gedrängt. So 
wird das Wort verständlich, das die streitbaren Gegner dem 
Herrn Tasawa bei jener denkwürdigen Prügelszene zuriefen: 
„Wir müssen zeigen, wie unser Wille und unser Weg ist.“ 

Wie wird nun die künftige Entwicklung der japanischen 
Arbeiterbewegung sich gestalten? Prophezeien ist immer schwer, 
vnd hier besonders. weil die japanische Arbeiterbewegung tat- 
sachlich noch in den primitiven Anfängen steckt, wo das In- 
stinktive und Gefühlsmäßige vorherrscht. Es fragt sich eben. 
ob die Synthese zwischen der Arbeiterschaft und dem in- 
tellektuellen Sozialisınus, die ja noch nicht vorhanden ist, später 
einmal stattfinden wird. Die Möglichkeit dazu ist gegeben, 
wenn Mänter aus sozialistischen Kreisen. die heute noch eine 
Ausnahme bilden, in ihren intellektuellen Kreisen Nachfolge 
finden. Denn solche Kreise haben die Beziehungen zur Arbeiter- 
schaft bereits hergestellt. Vorläufig glaubt der japanische 
Arbeiter aber an die Führerqualitäten der Intellektuellen noch 
richt: denn der Gegensatz zwischen ihren Worten und ihren 
Taten ist zu groß. Man tut ihnen wohl nicht Unrecht, wenn 
man sie mit dem europäischen Wort „Salonsozialist‘“ charakteri- 
siert. Daß andererseits der japanische Arbeiter in dauernde 
Abhängizkeit vom Bolschewismus geriete, daran ist erst recht 
nicht zu denken. Jedenfalls, das eine kann man sagen: für ab- 
sehbare Zeit ist eine gewaltsame Erhebung des Proletariats, die 
zur Diktatur führen würde, unmöglich. Die Macht der Re- 
gierung, die sich auf Heer und Polizei stützt. ist zu groß, als daß 
man auf ihre Kapitulation rechnen könnte. Und selbst wenn es 
zum Generalstreik nach europäischem Muster käme, wenn die 
Eisenbahn stillgelegt, Gas, Elektrizität und Wasser abgestellt 
würden. so würde auch das noch nicht das japanische Bürger- 
tum auf die Knie zwingen. 
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Zur Lage in China. 


In Uebereinstimmung mit von uns schon früher gemeldeten 
Einzelheiten entnehmen wir den neuesten Zeitungen aus Ost- 
asien, daß der Friedenskommissar für die Mandschurei (wie sein 
heutiger Titel lautet) Chang Tso-lin seine Rüstungen gegen die 
Chihli-Partei, die ihn vor einigen Monaten zum Rückzug hinter 
die Große Mauer zwang, mit Nachdruck weiter betreibt. Er 
soll sich sogar mit der Absicht tragen, eine Fremdenlegion aus 
ehemals russischen Soldaten zu bilden. Anscheinend denkt 
Chang Tso-lin an die sogenannten Weißgarden, die, vor den 
Roten Truppen Tschitas ausweichend, von Sibirien über die 
Grenze der Mandschurei getreten sind. Der Moskauer Gesandte 
in Peking Joife hat ihre Entwaffnung von der Pekinger Regie- 
rung verlangt, von dieser aber die Antwort erhalten, sie sei in 
der Mandschurei ohnmächtig, aber auch nicht verantwortlich, 
denn Chang Tso-lin befinde sich schon seit Monaten im Aufstand 
gegen Peking. Es ist daher für Chang nicht allzu schwierig, 
diese Weißgarden in seinen Dienst zu stellen. Daß Chang 
Tso-lin aus den Wwaffenbeständen der Tschechoslowaken in 
Wladiwostock, über die den japanischen Beliörden die Aufsichıt 
übertragen war, erhebliche Mengen in seinen Besitz zu bringen 
gewußt hat, ist ebenfalls von uns schon berichtet worden. Auch 
denkt er nicht an eine Rückgabe des Eisenbahnmaterials, das er 
im Sommer beschlagnhmt hat. In Mukden wird ziemlich offen 
davon gesprochen, im Frünjahr würden die offenen Feindselig- 
keiten gegen die Chihli-Partei wieder aufgenommen. Chang 
bereitet dafür alles auf das Sorgfältigste vor. Nicht nur rein 
militärisch, sondern auch anderweitig — namentlich auf dem 
Gebiet der Finanzverwaltung — ist er bemüht, seine Stellung in 
der Mandschurei zu stärken. Wo die bisherigen Einrichtungen 
ler chinesischen Verwaltung versagen, werden sie kurzerhand 
durch andere nach fremden Vorbildern ersetzt und Chang Tso- 
lin nimmt Keinen Anstand, wo immer es ihm nötig erscheint, 
iremde Fachmänner als Instrukteure und Berater zu bestellen. 
(Für Deutschland ist es erfreulich, daß er dabei auch an deut- 
schem Können nicht blind vorübergeht.) Auf der andern Seite 
laßt sich nicht verkennen, daß Chang mit seiner Niederlage in 
der Provinz Chihli im letzten Sommer in der Mandschurei auf 
stärkere Widerstände stößt als bisher. Sowohl aus der Provinz 
Kirin wie aus Heilungkiang sind wiederholt offene Revolten ge- 
meldet worden, die selbstverständlich die Stellung Changs im 
gewissen Grade binden. Möglich auch, daß diese durch ein 
Zusammengehen mit den Weißgardisten insofern gefährdet ist, 
als Changs chinesische Gegner gute Beziehungen zu Moskau 
und Tschita anstreben werden, schon um ihn zu zwingen, einen 
Teil seiner Truppen als Grenzschutz gegen Russisch-Sibirien im 
außersten Norden der Mandschurei zu belassen. Im Pariser 
„Femps” sowohl wie im Londoner „China Express and Tele- 
graph” ist kürzlich bereits auf die Möglichkeit hingewiesen 
worden, daB die Sowietregierungen der Pekinger cine gemein- 
sume Aktion gegen die Militärdiktatur Chang Tso-lins anbieten 
werden. In Mukden selbst hat Chang, soweit die Zivilverwal: 
tung in Frage kommt, dem von Peking ernannten - - im übrigen 
aber eng mit ihm zusammen arbeitenden — Gouverneur Wan« 
Jung-chiang einen guten Teil seiner früheren Macht abtreten 
mussen. Das alles aber hindert nicht, daß weite Kreise d.s 
\olkes und vor allem seine Truppen nach wie vor Chang als 
den „ungekrönten König der Mandschurei“ betrachten. 

Selbstverständlich legt auch Changes Hauptxexner Wu 
Pei-fu angesichts dieser Entwicklung der Dinge die Hände nicht 
mußig in den Schoß. Er hat lezthin sein Hauptquartier von dem 
immerhin etwas abseitigen Honanfu nach Changchou an der 
P’rkins-Hankauuer Bahn (südlich der Brücke über den Hoangho) 
Dort hat schon Mitte September cin Kriexsrat unter 
Vorsitz Wu Pei-fus stattgefunden. Was dabei verhandelt wor- 
dem ist. ist mit Sicherheit natürlich nicht zu erfahren. Wahr- 
s_hemlich hat aber trotz späterer Ableugenung Wu Pei-fus der 
„Chin. Advertiser” recht, wenn er meldet, daß unter anderem 
erde Mobnahmen  geszen Mukden vereinbart worden sind. 
Kira Iso-hn sei als das Haupthindernis der Wiedervereinissung 
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verlext. 


Chinas und ein neuer Feldzug gegen ihn als notwendig bezeich- 
net worden, behauptet das Blatt. Es sollen die nötigen Geld- 
mittel, Waffen und Munition beschafft werden; was hetıte vor- 
handen sei, reiche für ernste Unternehmungen nicht aus. Ferner 
aber müsse das größte Gewicht auf eine Regelung der Dinge in 
Hupeh gelegt werden, damit eine gegen den Nordosten 
o9perierende Armee Rückenfreiheit hätte. 

Neben der erneuten Verschärfung des Gegensatzes der beiden 
Hauptführer im Norden Chinas, Chang Tso-lins und Wu Pei-fus, 
gibt auch die Entwicklung der Dinge im äußersten Westen des 
Landes Anlaß zu Besorgnissen. In Szechuan ist der Bürger- 
krieg wieder ausgebrochen. Die Lage ist dort sehr verworren. 
Es bekämpfen sich dort drei Generale mit wechselndem Eriolg. 
Ein vierter sucht von Shansi aus in Szechuan einzufallen. Jeder 
wartet auf einen günstigen Augenblick, um sich zum alleinigen 
Herrn der Provinz zu machen. 

Angeblich hat Sun Yat-sen von dem Futschauer Macht- 
haber General Hsü Chung-chi eine Aufforderung erhalten, 
nach Futschau zu kommen, und dort eine Regierung aufzurichten, 
die sich offen von Peking lossagt. Die Verhältnisse in Fukien 
geben nach französischen Meldungen zu sehr ernsten Bssorg- 
nissen Anlaß; durch die aufiständische Bewegung Generals Hsu 
Chung-chi sollen die Rechte der Mächte bedroht sein. Die Lon- 
doner „Times bestätigt das; angzsichts des Umstandes, daß 
General Hsü sich der Mittel der Salzverwaltung zu bemächtixen 
suche, die sich in den Händen der Hongkong and Shanghai Ban- 
king Corporation befinden (es handelt sich um ctwa 100 um 
Dollars), sind britische Marinestreitkräfte gelandet. 

Inzwischen nimmt das Räuberwesen in China einen Umfang 
an, wie es bisher noch nie bekannt gewesen ist. In Honan 
soll sich eine Bande gebildet haben, die bereits 120100 Mann 
stark ist, und sich in den Besitz von ganz Mittelchina setzen 
will, also ähnliche Ziele verfolgt, wie der „Weiße WoH" in Jen 
Jahren 1913 und 1914. Diese Banden haben schon wiederholt 
auch Ausländer, namentlich Missionare, belästigt, und zwar ın 
solchem Umfang, daß die Gesandten Amerikas, Englands, Frank- 
reichs und Italiens Mitte November ein Ultimatum an die 
Pekinger Regierung, das in ungewöhnlich scharfen Ausdrucken 
schalten war, gerichtet haben und die Befreiung von zwanzig 
von den Räuberbanden verschleppten Ausländern forderen. In 
Nordshansi plündern meuternde Truppen Soldaten. denen sich ver- 
sprengte (iruppen der ehemals Ungern-Sternbergschen Truppen 
angeschlossen haben, ohne daß die Behörden der Bewegung 
llerr zu werden vermögen. In Yünnan haben die schr gut ge- 
führten und ausgerüsteten Soldaten des ehemaligen Tutschuns 
iu, die als die „Rotkappen“ bekannt sind, einen Aufstand ge- 
macht, dessen Ziel ist, die Provinz Kuangsi in ihre Gewalt zu 
bringen und sich dann unter Umständen mit Kuangtung zu ver- 
binden. In Kuangsi ziehen ebenfalls zahlreiche Banden umner: 
bisher ist cs den Machthabern trotz Unterstützung, die ihnen 
(jeneral Chen Chiung-ming von Canton aus zuteil werden lieb. 
nicht gelungen, diese Bewegung zu unterdrücken. So steht netr 
oder weniger das ganze Land entweder in hellem Aufrulir oder 
em Vorabend neuer Unruhen. Die Cantoner Presse insbesondere 
kKlogt über die zunehmende Verwilderung im Lande, die sich 
einerseits in einer früher nie so arg ins Kraut geschossenen 
Rünberplage und der Entführung reicher Leute, andererseits 
in der l.ockerung der Sitten selbst unter den Frauen bekunde. 
Selbst in dem unter englischer Verwaltung stchenden Hongkenı 
sehmmen Verbrechen aller Art in erschreckender Weise zu. 

Die Voraussagungen der englischen und amerikanschen 
Presse, daB mit dem Erfolg Wu Pei-fus im letzten Semnier 
wieder Rulie und Ordnung ins Land kommen wurden haben 
sich nicht erfüllt. Dieser Erfolg konnte, wie schon wiederholt 
von uns betont, sich in dieser Weise nicht auswirken. weil dur 
Ruickzug Chang Tso-lins lediglich auf Verrat und Meuterei ın 
seinem eigenen l.ager zurückzuführen war, Wu Pei-fu Acinen 
Sieg aus eigener Kraft errungen hatte und ihm alle Mitte" 
fehlten. den Erfolg, den ihm die Umstände zuspielten, ausz:.- 
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nutzen, andererseits Chang Tso-lin aber keineswexs vernichtend 
geschlagen war, sondern die Mehrzahl seiner Truppen hinter 
die Große Mauer zurückführen und sie mit seinen dort stehen- 
den starken Reserven vereinigen konnte. 


Dazu kommt. daß das Parlament vollständig versagt. Die 
„Peking and Tientsin Times“ schreibt: „Das Parlament hat sich 
als ein zerbrochenes Rohr erwiesen und hat sich so diskredi- 
tiert, daB es tatsächlich aufgehört hat, als ein Belang bei der 
Wiedervereinigung zu zählen.“ Gegen die Einberufung einer 
Nationalversammlung, auf der die Zivil- und Militärbehörden 
aller Provinzen, die Provinziallandtage und die Handels- 
kammern als die berufenen Vertreter der öffentlichen Meinung 
vertreten sein müssten, sind heute alle Führer der Chihli-Partei, 
einschließlich Wu Pei-fus. Gerade in ihren Kreisen gewinnt der 
Plan einer Dezentralisation der Regierung, wobei man mit dem 
(iedanken der Schaffung einer aus Bundesstaaten bestehenden 
Republik spielt, immer weiteren Boden. Im Grunde aber sind 
wieder alle Militärs auch gegen die innere Erstarkung der 
Provinzen, weil eine solche sofort ihre cigene Macht lahmlexen 
würde Inzwischen erstarken die Militärautokratien in China 
immer mehr und treiben bewußt oder unbewußt zu neuen 
Bürgerkriegen. I 

Bezeichnend für die Gleichgültiskeit, die in gewissen anmıt- 
lichen ausländischen Kreisen Pekings dieser Entwickelung gegen- 
über herrscht, ist eine Erklärung des französischen Gesandten: 
man brauche sich über die augenblickliche Lage in China keine 
grauen Haare wachsen zu lassen, habe doch auch Frankreich 
eine ganze Reihe von Revolutionen durchmachen müssen, bis 
es seine jetzige Verfassung erhielt und endgültig Ruhe und 
Ordnung einzogen. Das „Journal de Pekin“ hält einen solchen 
Optimismus, der auch von anderen Mitgliedern des diploma- 
tischen Korps geteilt und bei jeder Gelegenheit ihren chinesi- 
schen Freunden gegenüber zum Ausdruck gebracht wurde, für 
recht gefährlich. Nach dem französischen Blatt ist der Haupt- 
fehler, den die Gründer der Republik China begangen haben, 
der, daB den tatsächlichen Verhältnissen Chinas, die sich Jahr- 
hunderte lang nicht verändert haben, in keiner Weise Rechnung 
getragen und ganz außer acht gelassen worden ist, daß sich 
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die Chinesen dank ihrer bewunderungswürdigen sozialen 
Handels- und gewerblichen Organisationen schon längst selbst 
regiert haben, daß die Kaiser von China sich mit einer Schein- 
macht begnügen mußten und in den Provinzen überhaupt immer 
nur durch Generalgouverneure Macht ausgeübt haben. Die 
Folge der Umgestaltung der Dinge sei, daß die Regierung heute 
nur noch Macht in Pekinz habe, aber außerhalb der Mauern 
Pekings Keine Anordnung der Regierung befolgt würde. Dadurch 
sei im ganzen Lande Anarchie entstanden, und vorläufig sei 
keine Aussicht, daß diese überwunden werden würde, wohl aber 
daß dadurch neue schwere Gefahren heraufbeschworen würden. 

Zwar hat vor kurzem Sun Yat-sen nichts als einfacher und 
leichter bezeichnet, als die heutige Anarchie zu überwinden. 
Er richtete von Schanghai Telegramme an Wu Pei-fu und Tsao 
Kun die, wie folgt, lauteten: „Meiner Meinungs nach ist die 
Umwandlung der Soldaten in Arbeiter das einzige Mittel zur 
Rettung. Wenn das am Morzen in Angriff genommen wird, 
ist es am Abend durchgefuhrt.“ Man kann es nur bedauern, 
daß Sun diesen Plan. als er der Machthaber Cantons gewesen 
ist, nicht durchgeführt hat. Aber Sun dürfte sich damals über 
das Wie der Ausführung selbst ebenso weni klar gewesen sein, 
wie es die heutige Revierung in Canton ist, die sich tatsächlich 
mit dem Sunschen Plan ernsthaft zu beschäftigen bemülıt. 
Wenigstens Jäßt sie in der Presse Cantons langatmige Erörte- 
rungen über die Verwendung von Arbeiterbataillonen für den 
Bau von Wegen, die Aniorstung, die Verbesserung der Fluß- 
läufe usw. anstellen, ohne indessen zu einem praktisch ausfülır- 
baren Plan zu kommen. 

An Plänen, wie man den Lande helfen könnte, fehlt es in 
der öffentlichen Erörterung nicht, in China so wenig, wie es 
anderswo unter ähnlichen Verhältnissen an solchen iehlt. Was 
aber China fehlt, sind Männer, überragende Persönlichkeiten nit 
ausreichenden Machtmitteln, die ihren Willen allen anderen aui- 
zuzwingen imstande sind, die sich einem zielbewußten Wieder- 
aufbau des Landes auf bewährter Grundlage widersetzen und 
China zu einem unchinesischen Reich machen möchten. Bis 
solche Retter auftreten, ist an wirkliche Besserung der Lage in 
China nicht zu denken. GR 


Rußlands Aufgaben im Fernen Osten. 


In einem Leitartikel schreibt die Moskauer „Iswestija‘: 
Rußland steht im Fernen Osten vor drei Aufgaben: 


Die erste ist eine militärische, nämlich die vollständige 
Liquidierung der „Weißen“ in Ostasien. Das bedeutet für Ruß- 
land eine ernste Gefahr. Wird doch bereits im Jakutsker Ge- 
biet das Erscheinen des Generals Pepeljaew mit seinen Truppen- 
teilen gemeldet. Und die Truppen Admiral Starks in 
Kamtschatka können dort den Grund für eine gegen- 
revolutionäre Bewegung der „Weißen“ und Japaner gegen die 
Räte legen. Wir müssen ein für alle Male die Gegenrevolution im 
Fernen Osten mit Waffengewalt erledigen. Wo wir nicht mit 
Waffen auskommen können, muB der diplomatische Weg be- 
schritten werden. 


Die zweite Aufgabe Rußlands im Fernen Osten ist eine 
diplomatische, nämlich die Erhaltung Chinas. Da Rußland die 
Beiestigung Japans aus Sachalin nicht weiter zulassen kann, 
muß Rußland zur vollständigen Regelung der russisch- 
chinesischen Beziehungen schreiten. Sowjetrußland muß jetzt 
durch seine Diplomatie erreichen, daß Japan Sachalin räumt 
und China Rußland die nötigen Garantien für den Schutz des 
russischen Territoriums im Fernen Osten gibt. 


Die dritte Aufgabe ist die Wiederherstellung des wirt- 
schaftlichen Gleichgewichts in Ostasien. Sowietrußland muß 
die wirtschaftliche Bedeutung der ungeheuren Naturschätze des 
Fernen Ostens in seine Rechnung einstellen. Sowjetrußland 
darf nicht zugeben, daß der russische Ferne Osten zur Basis 


des amerikanischen und japanischen Kapitals in Ostasien werde. 
Die Herstellung des wirtschaftlichen Gleichgewichts im Fernen 
Osten bedeutet für Rußland aber eine schwere Aufgabe. Die 
geringe Bevölkerungszahl Ostasiens ist ein Moment größter 
Wichtigkeit, weswegen die Frage einer russischen Kolonisation 
im Fernen Osten für Rußland zur Kardinalfrage wird. Von der 
Lösung dieser Frage hängt die Zukunft des Fernen Ostens und 
Rußlands Stellung am Stillen Ozean innerhalb der nächsten zehn 
Jahre ab. Die Schätze des Fernen Ostens, Kohle, Eisen, Gold, 
Wald, Fischerei, erfordern Arbeitshände. In der Notwendigkeit 
zur Beschaffung solcher Arbeitshände liegt das wirtschaftliche 
Hauptproblem für Rußland in Ostasien. Sowjetrußland muß, 
festen Fuß im Fernen Osten fassend, seine politische und wirt- 
schaftliche Stellung dortselbst ausbauen. 

Japan täuschte sich insofern, als es glaubte, daß die Ver- 
cinigten Staaten, England, Frankreich und seine anderen Ver- 
bündeten ihm Handelsfreiheit für seine Operationen im Fernen 
Osten lassen würden. Die Alliierten wollten aber in keinem 
Fall die Stärkung Japans durch eine japanische Befestigung auf 
dem asiatischen Festlande gestatten. Japan hat sich davon über- 
zeugen müssen, daß seine Pläne in den von ihm beabsichtigten 
Formen nicht die Zustimmung der Alliierten finden. Hierauf 
änderte Japan seine ursprünglichen Absichten im Fernen Östeıa 
und stellte sich die Schwächung Rußlands an den Gestaden des 
Stillen Ozeans als Hauptauigabe. Semenow, Kolmykow. 
Ungern, Merkulow, Diederichs waren die früheren Werkzeuge 
japanischer Politik im Fernen Osten. 
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Bedeutung und Zukunft der deutschen Chinamission. 


Von Missionsinspektor Beyer, Berlin. 


Im Frühjahr dieses Jahres tagte in Peking die _clite 
Konferenz des 
bald darauf in Schanghai eine große Missionskonferenz. Auf 
beiden Tagungen war die Beachtung, die die deutschen Vertreter 
fanden, bemerkenswert. Nach Zeitungsberichten wurde in 
Peking den Vertretern keines Landes ein so stürmischer Be- 
grüßungsapplaus bereitet wie dem früheren Reichskanzler 
D. Dr. Michaelis und Professor D. Dr. Heim-Tübingen. Die 
Vorträge beider erfreuten sich eines besonders starken 
/udranges der Hörer. Symptomatisch für die deutschfreundliche 
Stimmung weiter Kreise Chinas war es auch, daß in Schanghai 
bei der Aufzählung der um die Christianisierung Chinas ver- 
dienten Nationen von dem angelsächsischen Redner Deutschland 
leise zuletzt erwähnt wurde, während der chinesische 
Dolmetscher Deutschland mit erhobener Stimme an die erste 
Stelle rückte. 

Der Zahl nach ist der Anteil der Deutschen an der Missions- 
arbeit in China leider bisher recht gering gewesen. Etwa 93 
Prozent aller Missionare waren Angelsachsen und nur 7 Prozent 
Angehörige kontinentaler Missionsgesellschaften! So ist es 
verständlich, daß die Mission in China stark in angelsächsischen 
Gieiste getrieben wurde. Als China zur Zeit der Reforın- 
bestrebungen westlichen Gedanken besonders offen stand, waren 
es vor allem die großen angelsächsischen „Colleges“, die Christian 
Literature Society und die Heime der Young Men's Christian 
Association der Amerikaner und Engländer, die diesem Bildungs- 
hunger Jungchinas Nahrung und Führung boten. Dabei erfuhr 
Deutschland oft eine sehr schiefe Darstellung, wofür der Basler 
Missionar Maier-Hugxendubel im Anhang seiner Plaudereien über 
China „Schi tshing” interessante Einzelheiten mitteilt. Be- 
sonders stark machte sich die politische Tendenz der angel- 
sächsischen Mission bei der chinesischen Revolution bemerkbar, 
wo die in den amerikanischen Schulen erzogenen Jungchinesen 
als die treibenden Persönlichkeiten hervortraten. Auch im 
Weltkrieg war der politische Einschlag deutlich spürbar. Nach 
Berichten der „China Press“ und der „North-China Daily News" 
machte z. B. der bzkannte Amerikaner Sherwood Eddy aui 
seinen Vortragsreisen Stimmung für den Eintritt Amerikas in 
den Krieg, indem er ausführte, daß Amerika nur vor der Wahl 
gestanden habe, in den Krieg einzugreifen oder „eine Kolonie 
Deutschlands“ oder ein „Sklave der Hohenzollern” zu werden! 
Die englische Presse betrieb auch in China eine starke 
Deutschenhetze. Wenn in einem Volke, das seine Toten im 
Ahnendienst so sorgfältig verehrt, z. B. Jie Behauptung ver- 


hreitet wurde, die Deutschen hätten aus ihren Gefallenen -— 
Seife hergestellt (N. so kann man sich denken, daß solche 
Nachrichten helle Empörung hervorrufen mußten. In solcher 


Atmosphäre hätte die deutsche Mission in China viel zu leiden. 
Aber diese Tartarennachrichten wurden von den Chinesen, die 
Deutsche und besonders deutsche Missionen kannten, nicht gu- 
elaubt. So erwies sich die Mission als stärkste Macht zur 
Widerlexung der Lügen und Verleumdungen, die über Deutsch- 
land ausgesprengt wurden. Herzerquickende Beispiele deutsch- 
freundlicher Gesinnung sind im Laufe der Jahre bekannt xe- 
worden. Es ist z. B. vorgekommen. daß Räuberbanden einen 
Missionar der Berliner Mission mit seinen Begleitern überfielen. 
Als sie aber merkten. daß sie einen Deutschen vor sich hatten, 
entschuldigte sich der Rauberhäuptling ganz ritterlich: sie hätten 
vinen Engländer inihm vermutet! Der jungst verstorbene Missions- 
superintendent Leuschner, der allerdings in ungewohnlichem 
Ylube mit Ciinesen umzuwchen verstand und ihr volles Ver- 
trauen besaß, wurde sogar während der Bürgerkriege von den 
(wwneralen zweier feindlicher Heerhaufen um Vermittlerdienste 
gebeten und konnte auf diese Weise ein schweres Blutvergießen 
werhuten. Das großte Zeugnis für die weithin berrschendı 
uetitschireundliche Gesinnung in China war das mannhafte Ein- 
treten der chinesischen Gemeinden fur die deutschen Missionare, 
de im Frülahr 1919 alle vertrieben werden soliten. Im Aus- 


rk 


weisungsbefehl befand sich eine Klausel, daß alle Deutschen 


Christlichen Weltbundes der Studenten und | China verlassen sollten, soweit sie sich nicht um das Wohl 


Chinas verdient gemacht hätten. Den christlichen Gemeinden 
Chinas gelang es, unterstützt von chinesischen Kreismandarine: 
und — zu ihrer Ehre sei es dankbar hervorgehoben — auch vor 
manchen amerikanischen Missionaren, von der Regierung in 
Peking das Zugeständnis zu erreichen, daß diese Klausel auf dic 
Missionare Anwendung finden dürfe. So hatten die Intrigen 
Englands gegen die deutsche Mission in China schließlich nı: 
den Erfolg, daß den deutschen Missionaren aus dem Munde der 
chinesischen Regierung das Lob gezollt wurde, die deutschen 
Missionare seien Wohltäter des chinesischen Volkes und düritch 
im Lande bleiben. Während die übrigen Deutschen die Heim- 
reise antreten mußten, erhielten die Missionare Dauerpässe un! 
durften ihre Arbeit wieder aufnehmen. So konnte die deutsche 
Mission ununterbrochen fortgeführt werden. Durch finanziert 
Milfe aus dem Auslande, besonders von seiten amerikanischer 
Lutheraner, die ein Interesse daran haben, daß neben der angel- 
sächsischen Mission calvinischer Prägung auch Söhne der 
deutschen Reformation den Chinesen das Evangelium im Sinne 
Luthers darböten. ist bisher auch die wirtschaftliche Not der 
deutschen Mission überwunden worden. 

Die deutschen Missionsgesellschaften haben die Bewahrung 
ihrer schwer gefährdeten Arbeit, die Entwicklung der deutsch- 
freundlichen Stimmung und die wirtschaftliche Durchhilie als 
eıncn Weckruf zu um so treuerer Arbeit verstanden und bereits 
eine Reihe von Kolonnen neuer Missionsarbeiter ins Reich der 
Mitte gesandt. Nicht weniger als zwölf verschiedene deutsche 
Missionsorganisationen sind in China an der Arbeit. Wir unter- 
scheiden unter ihnen drei Gruppen: Weitaus der größte Teil der 
Arbeit wird von den drei großen alten Missionsgesellschaiten 
der Basler, der Barmer und der Berliner Mission (kurz: die drei 
B-Missionen genannt) getan. Alle drei arbeiten bereits seit 
1840 in der Provinz Knantung in Südchina. Die Berliner Missivo'ı 
stellte zunächst nur Missionare für den Berliner und den 
Stettiner Missionsverein, übernahın aber seit 1&82 die Arber 
selbständig. Ihre 12 Missionsstationen erstrecken sich von ihrem 
Stützpunkt in Canton aus nach Osten in den Kreis Kuishan. 
nach Westen in den Kreis Fayen und den Nordiluß aufwärts bis 
in die Provinz Kiangsi hinein. Sie arbeitet -—- abgesehen von 
einigen Stationen im Südwesten von Canton — ebenso wie die 
Basler Mission im wesentlichen an der eingewanderten, Acker- 
lau treibenden Hakkabevölkerung, während der Schwerpunkt 
der Barmer Mission in der Arbeit unter den alteingessenen wohl- 
habenden Punti liegt. Seit 1898 hat die Berliner Mission auch 


in früher deutschen Schutzgebiet Kiautschou drei Haupt- 
stationen mit einem Kranz von Außenstationen und Predist- 


plätzen in ihrer Pflege. 

Das Arbeitsgebiet der Basler Mission liegt in der Nähe von 
Hongkong und im östlichen Hinterland der Provinz am Ober- 
lauf des Ostilusses. Die Barıner Sendboten dagegen arbeiten an 
der Bocca Tigris und am Unterlauf des Ostflusses, wo sich m 
Tunekun eine bedeutende missionsärztliche Station mit groben 
Hospital und ausgedehnter poliklinischer Wirksamkeit entwicke.t 
hat. Alle drei genannten Gesellschaften haben auch ein au- 
wchautes Schulsystem und cine weitreichende und wohl organı- 
sierte Giemeindepilexe aufzuweisen. Von den insgesamt 74 
deutschen Missionsstationen in China gehören 37. von den 1% 
Missionaren 83, von den insgesamt etwa 2540) Getaniten rund 
22000, von den 278 Schulen mit 19 200 Schülern 187 init 7500 
Schulern zum Verbande dieser drei alten Geselischaften. 
stellen also mehr als die Hälfte aller in China geleisteten 
deutschen Missionsarbeit dar. 

Die andere Gruppe der deutschen Mission hext zum groltir 
Yeil in den Händen jüngerer und kleinerer Alıssionsumtlor- 
nehmungen, die im wesentlichen auf dem Boden der deutsche" 
(iemeinschaftsbeweguns stehen und zum Teil nut der eng ınchen 
China Inland Mission Fühlung haben: die Liebenzeller Mixvwon 


Diese 
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in Hunan, die gegenwärtig wohl 40-50 Arbeitskräfte in China 
stehen hat, die Barmer Allianz-Mission in Chekiang und 
Kiangsi, die Brecklumer Mission, die vor Jahresfrist die Arbeiten 
der Kieler Mission übernommen hat, im Westen der Provinz 
Kuangtung und die kleine deutsch-schweizerische St. Chrischona- 
mission in Nord-Hunan. Außerdem treiben der Berliner Frauen- 
Missionsverein für China, die Hildesheimer Blindenmission, der 
deutsche Frauen-Missions-Gebetsbund, der Morgenländische 
Frauenverein, das Diakonissenmutterhaus Miechowitz und nash 
seiner Vertreibung aus Deutsch-Ostafrika auch der Njassabund 
der Berliner Mission eine zwar kleine, aber fruchtbare Arbeit 
an Chinas Frauen und Mädchen. 

Fine Sonderstellung unter den deutschen Missionsgesell- 
schaften in China nimmt der Allgemeine Protestantische 
Alissionsverein ein, der ungefähr gleichzeitig mit der Berliner 
Mission eine eigene Arbeit im Schutzgebiet Kiautschou begann. 
Er vertritt grundsätzlich den kirchlichen Liberalismus und ver- 
zichtet in seiner praktischen Arbeit auf die Bildung von christ- 
lichen Gemeinden. Er weist die von ihm angeregten Chinesen 
aen Gemeinden der ihm innerlich nahestehenden amerikanischen 
Presbyterianer zu. In seinem Dienst stehen gegenwärtig 4 oder 
5 Missionare, die sich zum Teil in wissenschaftlicher Bezichung 
lervorgetan haben. 

Augenblicklich steht die gesamte deutsche Chinamission vor 
der ernsten Frage, ob sie nur ein Zweiglein am großen Baum 
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der angelsächsischen Mission werden oder eine eigene selb- 
ständige Arbeit nach deutscher Eigenart behaupten will. Nur 
wenn ihr das letztere gelingt, hat sie ein inneres Recht zum 
Fortbestehen. Wenn die deutsche Mission auch in be- 
wußter Fernhaltung von politischen und nationalen Motiven ihre 
Aufgabe nur darin sehen darf, dem chinesischen Volke religiös 
zu helfen und ihm durch das Evangelium von Christus Be- 
freiung vom Banne der Geister- und Dämonenfurcht und 
lebendige Zuversicht zu Gott zu bringen, so hat der Missions- 
dienst doch — wie die Erfahrungen der letzten Jahre in China 
besonders deutlich gezeigt haben — unwillkürlich die Neben- 
wirkung ausgelöst, daß das Vertrauen zum Missionar auch Ver- 
trauen zu dem Volke, aus dem er stammt, im Gefolge gehabt 
hat. Die weithin vorhandene deutschfreundliche Stimmung in 
China ist nachweislich zu einem großen Teil eine Wirkung der 
Mission. Die Mission ist ohne Zweifel das wirksamste Mittel. 
das Netz der Lügen und Verleumdungen, die über das deutsche 
Volk ausgebreitet sind, zu zerreißen und dem deutschen Volk 
in der Welt neue Achtung zu schaffen. Diese Nebenwirkungen 
stellen sich aber ym so mehr ein, je scelbstloser die Mission ihre 
religiösen Ziele verfolgt. Deshalb sollten alle wahrhaft deutschen 
Männer und Frauen auch die deutsche Mission in China selbst- 
los nach Kräften zu fördern suchen, damit sie allen gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten zum Trotz das Zeugnis des Glaubens 
auch weiterhin freudig ausrichten kann. 


Japan und die deutsche Wissenschaft. 


Wir haben uns in der vorigen Nummer grundsätzlich mit 
den Beziehungen Japans zur deutschen Wissenschaft aus- 
einandergesetzt. Wir haben dabei die gelegentlich japanischen 
Stiftungen für die notleidenden deutschen Studenten oder 
wissenschaftlichen Institute gern als ein Zeichen der Dankbarkeit 
von Japanern, die durch die deutsche Wissenschaft gefördert 
worden sind, anerkannt. In diesen Tagen lıat nur die Berliner 
"lagespresse eine wirklich großzügige Stiftung eines Japaners 
xemeldet, die unter den heutigen Verhältnissen nur mit der 
xrößten Dankbarkeit begrüßt werden kann. Nachdem der 
iapanische Großindustrielle Hajimi Hoshi schon vor Jahresirist 
den Chemischen Forschungsinstituten in Dahlem bei Berlin einen 
Betrag von 100000 Yen überwiesen hat, hat er dieser Tage bei 
einem persönlichen Besuch in Berlin den wissenschaftlichen 
Instituten eine weitere, erheblich größere Schenkung gemacht. 


Er hat wiederum den Chemischen Forschungsinstituten 72 000 Yen 
überwiesen, die drei Jahre lang in monatlichen Raten von 
2000 Yen ausgezahlt werden sollen, und hat ferner 10 000 Yen für 
allgemeine Zwecke der deutschen Wissenschaft zur Verfügung 
gestellt. Damit erhält der Gedanke, den auch der japanische 
Botschafter in Berlin Hioki seit Jahr und Tag immer wieder 
vertritt, die japanische Industrie müsse mit der deutschen 
Wissenschaft Hand in Hand gehen, praktische Bedeutung. So 
wird eine der Grundlagen geschaffen, die für die zukünftige 
Zusammenarbeit Japans und Deutschlands auf geistigem Gebiet 
unentbehrlich sind. Wir können nur der Hoffnung von neuem 
Ausdruck verleihen, daß die Pflege der geistigen und wissen- 
schaftlichen Beziehungen der beiden Länder endlich auf Gleise 
gelangt, die zu dem erschnten, für beide Teile segensreichem 
Ziele führen. GR: 


Zur Stellung des Deutschtums im Fernen Osten. 


In englischen Kreisen des Fernen Ostens wird heute mit der 
Veröffentlichung angeblich amtlicher Dokumente stark gegen 
Deutschland gehetzt. Es wird behauptet, Deutschland habe ein 
geheimes Militärabkummen mit Sowijietrußland getroffen, das 
England zu Gegenmaßregeln veranlassen müsse. Die „Far 
Eastern Review“ redet aus diesem Anlaß einer Erneuerung des 
euglisch-japanischen Bündnisses das Wort, das schon einmal in 
der Geschichte so viel dazu beigetragen habe, die Anschläge 
Rußlands auf Indien zunichte zu machen. Auch heute wird im 
Zusammenhang damit wieder mit Auschlägen Rußlands auf Tibet 
operiert. Ihnen könnte England allein um so weniger von Indien 
aus entxezentreten, als ein gleichzeitiger russisch-deutscher 
Vorstoß von Afghanistan zu besorgen sei. Angesichts der Be- 
drohung der englischen Stellung in Indien und Persien könne 
anf ein Bündnis ınit Japan nicht länger verzichtet werden. Es 
sei aber zweifelhaft. ob ein solches Bündnis heute überhaupt 
noch ausreiche, nachdem Japan gezwungen worden sei, sich aus 
China zurückzuziehen. Wirkliche Hilfe sei nur von einem ge- 
schlossenen Zusammengehen Englands, Amerikas, Frankreichs 
und Japans gegen Rußland und Deutschland zu erwarten. Auch 
in Amerika würden bereits Stimmen laut, die für die Wicder- 
betrauung Japans mit der Besetzung Ostsibiriens gegen das Vor- 
dringen des „russisch-deutschen Kolosses” eintreten. In einem 


zweiten Aufsatz über die „Neue pazifische Entente Cordiale“ 
macht dasselbe Blatt dann Japan insbesondere gegen die 
„russisch-deutsche Kombination“ scharf; Japan habe allen Anlaß, 
seine gespannten Bezieluungen zu Amerika in freundschaftliche 
zu verwandeln, und Amerika werde sich dann der Verpflichtung 
raum entziehen Können, „das tatkräftige Japanische Reich bei 
der Verteidigung seiner Interessen wieder moralisch und 
materiel zu unterstützen”. Wie weit in derartigen Auslassungen 
die Meinungen maßgebender Kreise wiedergegeben werden, ist 
von hier aus nicht festzustellen. Die Wahrnehmung der 
deutschen Interessen im Fernen Osten macht es aber zur Pflicht. 
an solchen Auslassungen nicht blind vorüberzugehen. Die Ent- 
täuschung bei der Entente über die Erfolge der während des 
Weltkrieges gegen Deutschland angewandten Maßnahmen ist 
so groß und noch immer so lebhaft, daß man mit einem neuen 
Vorstoß gegen das sich langsam, aber doch stetig im Fernen 
Osten erholende Deutschtum rechnen und rechtzeitisr gegen so 
üble Verhetzungen und Verleumdungen Stellung nehmen nm, 
wie die, in denen sich die in wirtschaftlichen Kreisen stark be- 
achtete „Far Eastern Review” gefällt. 


Eine Zeitlang schien es, als ob in Japan wenigstens ein 
Deutschland etwas günstigerer Wind_zu wehen beginnen wollte. 
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Insbesondere ist in einer Schwenkung der „Japan Times“ ein 
Anzeichen dafür gesehen worden. Aber die Hoffnung, daß die 
gerechtere Beurteilung der Reparationsfrage in dem genannten 
Blatt, die sich seit der Uebernahme der Schriftleitung durch 
den Amerikaner Conn bemerkbar machte, beträchtlich die Ein- 
leitung einer Deutschland, wir wollen nicht sagen freundlicheren, 
wohl aber sachlicheren Politik sein werde, hat sich schnell 
senug als unbegründet ergeben. Conn, der oifenbar nur einer 
eigenen Auffassung Ausdruck verlichen hat, hat die Schrift- 


jeitung der „Japan Times“ niederlegen müssen, und diese ist 
wieder ganz in ihr altes deutschfeindliches Fahrwasser zurürkh- 
gekehrt. Auch die anscheinend bevorstehende \Wicder- 
ernennung Baron Matsui zum Botschafter in Paris kann schwer- 
lich in Deutschland als für die deutsch-japanischen Beziehungen 
ermutigend aufgefaßt werden. In weiten Kreisen Japans 
augenscheinlich ebenso wenig wie in Frankreich, England ur. 
Italien die Stimmung, die im Kriege mit allen Mitteln der Hectzı 
aufgepeitscht wurde, überwunden. Be 


in* 
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Politische Rundschau im Fernen Osten. 


China. 


Rücktritt des Kabinetts. Nach einer Meldung aus Tokyo ist 
das Kabinett Wang Chung-hui, das vor etwa sechs Wochen die 
Geschäfte übernommen hat, bereits wieder zurückgetreten. Die 
Ursache soll in einer sehr scharfen Note zu sehen sein, die die 
Vertreter Amerikas, Englands, Frankreichs und Italiens ihm hatten 
zugehen lassen. China war darin als ein von Räubern unsicher 
«emachter, unverantwortlicher Staat bezeichnet und die Frei- 
lassung von 20 (nach anderen 10) von Räuberbanden in Mittel- 
china gefangenen Ausländern inForm eines Ultimatums geiordert. 
Nach einer’ anderen Meldung soll der Rücktritt durch eine 
von der Polizei auf Veranlassung des Vorsitzenden des Unter- 
hauses erfolgten Verhaftung des Finanzministers Lo Wu-kan er- 
folgt sein, gegen den ein Gerichtsverfahren einzuleiten der 
Kummerpräsident vom Präsidenten der Republik gefordert haben 
soll. Entspricht diese Meldung den Tatsachen, so wird man 
darin wohl einen Verstoß der Kreise, denen die alte Beamten- 
schaft entsprungen ist, gegen die Kreise, aus denen sich die 
heutigen höchsten Beamten der Republik zusammensetzen, zu 
schen "haben. In englischen Telegrammen wird in ziemlich 
mysteriöser Weise angedeutet, es handele sich bei der Ver- 
haftung des Finanzministers Lo um Bestrebungen bei der Ver- 
schiebung deutscher und österreichischer Werte mit Hilfe 
«ner chinesisch-italienischen Bank. Nach französischen Quellen 
ist nur der Ministerpräsident zurückgetreten, und führt an 
Seiner Stelle der Minister des Aeußern Ku Wei-chiun die 
tieschäfte. Die Sache ist bisher sehr dunkel. Aus amerika- 
nischen Quellen verlautet, der wahre Anlaß des Rücktritts 
der Regierung sei darin zu suchen, daß ihre Bemühungen 
um eine Anleihe von 100 Millionen Silberdollars vom 
Internationalen Bankkonsortium gescheitert sind. Mit einer sol- 
chen Anleihe hätte sich die Regierung natürlich von der Chihli- 
partei und Wu Pei-fu unabhängig gemacht und sich die Grund- 
laxe für ein Durchhalten auf einige Zeit beschafft. Wenn das 
Konsortium, dem zn sich das Kabinett nicht unbequem war, 
diesem trotzdem einen Korb gegeben hat, so ist das natürlich 
darauf zurückzuführen, daB etwaige Vereinbarungen des heutigen 
Kaubinetts mehr oder weniger wertlos sind, weil hinter ihm keine 
Macht steht, die eine Einhaltung übernommener Verpflichtungen 
verbürgt. Daß das Kabinett Wang Chung-hui keinen langen Be- 
stand haben würde, war vorauszusehen. Die Militärpartei hat ihm 
vom ersten Taxe seines Daseins Schwierigkeiten bereitet. \Weder 
Wu Pei-fu noch die Chihlipartei sahen ihre Interessen durch 
dieses Kabinett gefördert, und Jen militärischen Machthabern 
kam es nur darauf an. Daneben sind in einem Teil der 
chinesischen Presse auch Bedenken laut geworden, ob man die 
(weschicke des Landes einem Kabinett anvertrauen dürfe, in dem 
Männer den Ton angeben, die ihre Erziehung im Ausland xe- 
nossen haben und die dort erworbenen Kenntnisse und xe- 
wonnene Aufiassung nun auf die so ganz verschiedenen Ver- 
hwitnisse in China anzuwenden suchten. 


Tsingtau. In dem Augenblick, wo das einst arme kleine 
Fischerdorf Tsingtau nach 25 jähriger Verwaltung, erst 17 Jahre 
durch die Deutschen und dann 8 Jahre durch die Japaner, wieder 
in den Besitz Chinas gekommen ist, war es die schönste Stadt 
des Fernen Ostens ein bluhendes Gemeinwesen von 125 00 
Einwohnern! Deutscher Unternehmungsgeist und deutsches 


Können haben es aus dem Nichts geschaifen, haben es intte” 
Einsetzung erheblicher finanzieller Mittel zu einem wichtiren 
Belang der chinesischen Wirtschaft gemacht und einen ncucr 
Mittelpunkt kulturellen Lebens dort geschaffen. Was die Japan: 
vorgefunden hatten, haben sie im zielbewußten Streben avi 
ihre Art ausgebaut und erweitert. Was wird das Schicks.e 
dieser jüngsten Großstadt der Welt unter chinesischer Rt- 
gierung sein? 

Bolschewismus. Daß der Bolschewismus in China For:- 
schritte macht, unterliegt keinem Zweifel. Schon längst hat er 
unter den Intellektuellen des Landes eine Stätte geiunder: 
das Eintreifen des russischen Delegierten Joffe hat dazu geiunr:. 
neue Verbindungen mit maßgebenden geistigen Führern des 
Volkes zu schaffen. Auch der gegen den Bolschewismus Vor- 
eingenommenste muß sich darüber klar werden, was das für die 
Zukunft eines Landes bedeutet, in dem alles in Gärung ist un. 
die starke Hand einer Regierung fehlt, die das Leben und Denken 
des Volkes in bestimmte Richtung zu zwingen imstande 
In einer Versammlung der Protestant Episcopal Church in Pnrt- 
land (Oregon) Mittz Oktober erklärte Bischof Boots aus Hankau. 
daB der Bolschewismus heute der aktivste EinilußB im chme- 
sischen Leben sei, die Gesetze, Sitten und Lehren, die Jahr- 
tausende überdauert haben, sind in Gefahr. Die Familie, dic 
CGirundlage des chinesischen Lebens, steht auf dem Spiel. Dax 
von bolschewistischen Gedanken erfüllte Jungchina verwirft selbst 
die bisher höchste Tugend, die Achtung der Eltern und Aclterern. 
Auch darüber besteht heute kein Zweifel, daß die zahl!oseh 
Streiks der Arbeiter in den letzten Jahren, wenn nicht ven 
bolschewistischen Agitatoren ins Werk gesetzt, so doch van 
ihnen gefördert und für die Sache des Bolschewismus aus- 
genutzt worden sind. Der Erfolg der Streiks hat in den Auxr 
breiter Schichten nicht nur das Ansehen der Bolschewisten xu- 
hoben, sondern auch das Gefühl gestärkt, daß sie von anderen 
Klassen unterdrü:kt und um das gebracht werden, was ihnen >0- 
steben sollte. Auch unter den Soldaten der militärischen Macht- 
haber Chinas finden bolschewistische Gedanken eine Stätte: 
für die Zukunft kann das nicht ohne Bedeutung bieiben. Di 
Propawanda durch Flugblätter und Bücher, die sich in anderen 
l.ändern erfolgreich erweist, hat in China keinen nennenswerten 
Erfolg aufzuweisen. Die Zahl der des Lesens Unkundixen is’ 
zu groß. Dafür hat die Propaganda durch geschickte Reyne”. 
die sich unauffällig unter die Besucher der Teehäuser mischen. 
reuerdings einen schr großen Umfang angenommen. In Konto" 
scheint man übrigens letzihin etwas schärfere Saiten der 
Bolschewisten gerenüber aufzuzichen, nachdem dort wiederher 
Bombenaättentate vorgekommen sind, denen eine Reihe vor 
Menschen zum Opfer geiallen sind. Ein russischer Arzt wurde 
in einem chinesischen Hospital verhaitet, dabei sind erhebinte 
Menwven Rohmaterislien für Sprengstofie beschlagnahınt.  An- 
geblich hat man unter scinen Papieren auch einen Brieiwechse 
mit Sun Yat-sen gefunden, aus dem hervoreehen soll. daß Str. 
“alls er nach Canton zurückkehre, weitreichend: Unterstutzur. 
Ges „Anarchistischen Bundes“ in Aussicht gestellt wird. Eın 
Versuch des verhafteten Arztes, sich als Deutschen auszunxene. 
ist mißlungen, Die Behörden dürften ihn inzwischen depert et! 
baben. 
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China und Rußland. Eine Nachricht von weittragender Be- 
deutung für die zukünftigen Beziehungen Chinas zu Rußland 
kommt aus Moskau. Der Vorsitzende der dortigen chinesischen 
Kommission hatte bisher in auffallender Weise die Verhandlun- 
wen mit Rußland in die Länge zu ziehen verstanden und sich 
sogar für ihre vorläufige Vertagung eingesetzt. Die Folge war, 
daß er in den Kreisen der Sowjetregierung persona 
ingratissima wurde. Darüber hat Moskau In Peking anscheinend 
keinen Zweifel gelassen. Am 6. November ist der Kommissar 
abberufen worden. Die russische Presse erblickt darin einen 
bedeutsamen Sieg der russischen Diplomatie. 

Die Verhandlunzen über einen Handelsvertrag sind 
zwischen weit fortgeschritten. Schwierigkeit macht 
die mongolische Frage. In bezug auf diese wollen 
Russen ebenso wenig nachgeben wie in bezug auf die 
Regelung der Ostchinesischen Eisenbahn. Letztere soll der 
Entente und Amerika ein Mittel werden. um Chinas Wirtschaft 
nach ihren Interessen zu beeinflussen; Rußland denkt an- 
vesichts dessen nicht daran, auf seine Ansprüche auf die Balın, 
Jie es aufgeben würde, hätte es mit China allein zu tun, zu Ver- 
zZiehten. 

Russische Bestrebungen in der Nordmandschurel. Eine 
Zeit lanse schien es, als ob die Russen sich in der Nord- 
mandschurei völlig desinteressieren- wollten. Jetzt kommt die 
Meldung aus Charbin. daß sich dort ein Konsortium von Chinesen 
und Russen gebildet habe, um eine früher einmal den Russen zu- 
xesaxte Bahn zu bauen, die eine Verbindung der Amurbahn mit 
Charbin über Blagxoweschtschensk und Aigun darstellen würde. 
Angeblich hat dieses Konsortium eine Anleihe von 10 Millionen 
Dollars in Amerika erhalten. Der Provinziallandtag von Heilung- 
kianze soll in geheimer Sitzung bereits seine Zustimmung erteilt 
haben. Mit Hilie dieser Balın könnte ein erheblicher Teil des 
nordinandschurischen Handels nach Sibirien, gegebenenfalls nach 
Wladiwostok, abgelenkt werden. Unter diesen Umständen kann 
es nicht überraschen, daß Japan seine Rechte in der Mandschurei 
bedroht sieht und gegen das Unternehmen als solches wie gegen 
"ine Beteiligung amerikanischen Kapitals Verwahrung einlegt. 
Aui der andern Seite ist aber auch Rußland keineswegs gewillt, 
den anderen Mächten in der Mandschurei freie Hand zu lassen 
Die Sowjetregierung hat eine Note an China gerichtet, in der die 
sofortige Eröffnung von Verhandlungen über die Wicder- 
herstellung der Ostchinesischen Eisenbahn sowie die Verhaftung 
des Generzldirektors dieser Bahn, Ustrumow, gefordert wird, 
ucın ihre Zerrüttung zur Last gelegt wird. Im Weixerungsfail 
droht Moskau mit Besetzung dieser Bahn. 
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Die Flotte. In chinesischen Kreisen setzt sich neuerdings mit 
Nachdruck die Ueberzeugung durch, daß die Kriegsilotte in ihrer 
heutigen Stärke den Bedürfnissen Chinas nicht mehr gewachsen 
ist und dringend des Ausbaus bedarf. Insbesondere werden 
schnelle kleine Kreuzer zur Bekämpfung des Piratenwesen an 
der chinesischen Küste verlangt. Wil man auch zugeben, daß 
cin Teil der chinssischen Flotte neuerdings durch Vermessungen, 
namentlich der großen Ströme, eine nutzbringende Tätigkeit 
entfaltet. so muß man doch fraxen, was die wrefe Zahl der 
anderen Schiffe tut. Wiederholt hat man von einer Beteiligung 
der Marine an den Kämpfen um die politische Macht in China 
sclesen. Würde die Flotte davon Abstand nehmen, würde sie 
auch in ihrem ietzigen Bestand schon recht Ersprießliches mit 
Bezug auf die Sicherheit der Handelsflotte See- und Flußräubern 
zegenüber zu leisten vermögen. 


Chinas Schulden. Nach einer Zusammenstellung, die der 


amerikanische Häandelssachverständige Hodges gemacht hat. 

setzen sich die Schulden Chinas zurzeit, wie folgt, zusammen: 
Allgemeine Anleihe im Ausland. . . . $ 268979 252 
l:isenbahnanleihen im Ausland > 2m 334 802 631 
Schadenersatzforderungen des Auslandes. „ 482841 744 
Langfristige innere Anleihen . . . 2.2. ..275 226 738 
Kurzfristige innere Anle:hen ER ap 69 101 976 
Schatzwechsel usw. a 18 640 00 


zusammen $ 1448592 343 


199 


Macao. Die portugiesische Regierung geht jetzt, nachdem 
sie über dreieinhalb Jahrhunderte im Besitz Macaos gewesen 
ist, endlich mit Ernst daran, diese Kolonie zu einem modernen 
Hafen auszubauen Zeitlich fällt der Entschluß der ziek!- 
bewubten wirtschaftlichen Entwicklung dieses Besitzes mit dein 
Bestreben der Jungchinesen,. Macao für China zurück- 
zubekommen, zusammen. Kein Wunder, wenn Stimmen laut 
werden, die die Ansicht vertreten, Portugal besänne sich seiner 
Pflichten heute nur, um bei der unvermeidlichen Auseinander- 
setzung mit China ein besseres Objekt zum Handeln zu haben, 
als das heutige, das zu erheblichen Entschädigungsforderungen 
kaum berechtigt! Vom deutschen Standpunkt hat man an den 
Beweggründen Portugals keinerlei Interesse. Einem vorwiegend 
wirtschaftliche Ziele im Fernen Osten verfolgenden Volk, 
wie wir Deutschen es heute sind, kann nur daran gelegen sein, 
möglichst viele gute Einfallstore nach China geöffnet zu sehen. 
In dieser Hinsicht ist es zu begrüßen, daß der noch vor dem 
Weltkrieg mit Bezug auf den Hafen Macaos gefaßte Plan der 
portugiesischen Regierung jetzt verwirklicht werden soll. Ein 
starkes Konsortium, das über ein Kapital von 10 Millionen 
Hongkong-Dollars verfügt, die bei der Banco National Ultra- 
marino hinterlegt siud, hat letzthin einem holländischen Syndikat 
den Bauauftrag erteilt. An dem ausgeschriebenen Wettbewerb 
hatten sich außer diesem noch zwei englische und eine 
kanadische Unternehmungsfirma beteiligt. Die Ausführung der 
Arbeiten wird in die Hände der Nederlandsche Maatschappij 
voor Havenwerken in Amsterdam gelegt. In drei Jahren soll 
Macao einen Hafen haben, der auch für die größten modernen 
Schiffe benutzbar ist und in ernstem Wettbewerb mit Hongkong 
zu treten geeignet sein soll. 


Berichtigung. Wir hatten in der Novembernummer (S. 180) 
geschrieben: Die Entscheidung des Rats des Völkerbundes über 
Oberschlesien sei unter dem Vorsitz des chinesischen Mit- 
gliedes zustande gekommen. Von geschätzter Seite werden wir 
darauf aufmerksam gemacht, daß China nur Teilnehmer der 
Sitzung des Rates gewesen ist, den Vorsitz aber der japanische 
Delegierte Graf Ishii geführt hat. Soweit wir haben feststellen 
können, hat der jetzige chinesische Minister des Aeußeren Ku 
Wei-chiun den Vorsitz des Ausschusses geführt, der die Ent- 
scheidung vorzubereiten hatte. Dem Brauch gemäß hat dann der 
Rat des Völkerbundes den Mehrheitsbeschluß des Ausschusses, 
der einen so groben Teil des oberschlesischen Industriegebiets 
Polen zusprach, unter Graf Ishiis Vorsitz einstimmig gefaßt. 


Kurze Meldungen. Die chinesische Regierung hat den 
früheren britischen Konsul in China Wilton, der zuletzt 
Gesandter in Riga war, für drei Jahre als Finanzbeirat 
verpflichtet. 

Nach einer Mitteilung der „Kölnischen Zeitung‘ ist der elıc- 
malige amerikanische Gesandte in Peking Dr. Reinsch, der 
zuletzt Ratgeber der chinesischen Regierung war, in Hankou 
plötzlich irrsinnig geworden und hat in bedenklichem Zu- 
stande nach Schanghai gebracht werden müssen. 

Das Tientsiner Gericht hat entschieden, daß die Russisch- 
Asiatische Bank der chinesischen Gerichts- 
barkeit unterworfen ist. Die Hauptleitung der Bank 
in Schanghai will die Entscheidung nicht anerkennen, verlanzt 
vielmehr, daß die Sache zur nochmaligen gerichtlichen Ent- 
scheidung nach Schanghai verwiesen wird. 

Die chinesischen Studenten in Japan, die 
meist wenig bemittelten Kreisen entstammen, sind angesichts 
der Teuerung in Japan auf Nebenverdienst, namentlich während 
der Ferien, angewiesen. Sie suchen sich als Handarbeiter, aber 
auch als Diener den Lebensunterhalt zu erwerben. 


Japan. 


Japan als Großmacht. Japan steht am Vorabend wichtiger 
Entscheidungen. Die Konstellation unter den Weltmächten hat 
sich im Laufe dieses Jahres vollständig verschoben. Das gilt 
auch ganz besonders vom Fernen Osten. Die Washingtoner 
Konferenz hat keineswegs eine Lösung des ostaimtischen oder 
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des pazifischen Problems gebracht. Immer deutlicher tritt in 
dıe Erscheinung, daß der Kampf um die Obermacht im, am und 
um den Stillen Ozean die Signatur des zwanzigsten Jahrhunderts 
werden wird. Die Lausanner Konferenz wird, obwohl zunächst 
nur für die Regelung der Fragen des Nahen Ostens einberufen, 
von weitesttragender Bedeutung auch für die des Fernen Ostens 
werden. Die Wahlen in England, die mit einem entschiedenen 
Sieg der Unionisten geendet haben, sind der Ausdruck der Ver- 
urteilung der Politik Lloyd Georges, die gegen die Türken ein- 
zestellt war und vor kurzem zu einem neuen Weltkrieg zu 
iuhren drohte. Rußland, zwar zum Friedensschluß selbst nicht 
zugelassen, soll in der Meerengenfrage seine Stimme geltend 
zu machen Gelegenheit haben. Tschitscherin selbst wird die 
Interessen Moskaus in Lausanne vertreten. Mit allen Kräften 
ist Rußland bemüht, wieder Weltgeltung zu erhalten. Dafür 
sprechen schon die Wiedereröffnung der im Jahre 1917 ein- 
xegangenen Marineakademie und die Ausbildung der Armee. 
„Wiederherstellung der einstigen Kriegsmacht‘“ ist als Losung 
von der Moskauer Regierung ausgegeben. Hohe Prämien — 
insgesamt 750 Millionen Rubel — sind ausgesetzt, um die Mit- 
arbeit aller Truppenverbände zur Erreichung dieses Zieles zu 
sichern. In den letzten Tagen hat Lenin als eine der vor- 
nehmsten Aufgaben der russischen Politik die Säuberung Ost- 
sibiriens von Weißgarden und von Japanern bezeichnet. Die 
Japaner haben bekanntlich Sibirien schon seit Wochen geräumt. 
Nur Nordsachalin halten ihre Truppen noch besetzt und wollen 
cs besetzt halten, bis volle Genugtuung von der Tschitaer 
Regierung für das Blutbad von Nikolajewsk geleistet ist. In- 
zwischen ist die Tschitaer Regierung aufgelöst. Wird Moskau 
sich zu einer Genugtuung Japans bereit finden? Vorläufig hat 
sich Joffe mit einem Protest gegen die Besetzung Sachalins 
durch die Japaner nach Washington gewandt. Die meu- 
verkündete russische Politik stellt unzweifelhaft, namentlich 
seit dem Scheitern der Changchuner Verhandlungen eine Be- 
drohung Japans dar. Rußland will sich auch wieder als 
pazifische Macht betätigen, als welche es in vergangenen Zeiten 
nicht nur Sibirien, sondern auch die: Westküste Amerikas bis 
hinunter zum heutigen San Franzisko beherrschte, also nicht nur 
einen Zugang zum Stillen Ozean hatte, sondern seinen nördlichen 
Teil völlig umfaßte. Der Bolschewismus wird in Rußland als 
neue soziale Ordnung immer mehr überwunden, lenkt dagegen 
immer deutlicher in die Bahnen nationalistisch-imperialistischer 
Ausdehnung ein, die einst das Zarentum verfolgt hatte. Dem 
steht zurzeit ein unverkennbar pazifistischer Zug in der öffent- 
lichen Meinung Japans gegenüber. Der Rückzug. den Tokyo 
in Sibirien angetreten hat, hat letzten Endes doch seine Wurzel 
in innerpolitischen Entwicklungen Japans. Immer breitere 
Massen drängen zur Teilnahme an der Regierung. Als ein 
Haupthindernis, das sich der Erreichung ihres Ziels in den Weg 
stellt, gilt die Militärpartei. Gegen sie laufen Parlament und 
Presse Sturm. Die Siegerpalme hat sich zunächst den Gegnern 
der starken Militärpolitik zugeneigxt. Aber der Kaınpf ist noch 
keineswegs entschieden. Er schwankt noch hin und her. Der 
heutige Ministerpräsident Baron Kato hat von Washington die 
Ucberzeugung heimgebracht, vin Japan, das schwere inner- 
politische Kämpfe durchzumachen hat, das für den Augenblick 
wenigstens seinen Widersachern keine geschlossene Front ent- 
gexenzustellen imstande ist, könne sich den anderen Großmächten 
gegenüber nicht durchsetzen. Aber Kato hat in Washington auch 
den Eindruck gewonnen, das Vertrauen zu Japan sei erheblich 
zurückgegangen. Die in dieser Hinsicht bestehenden Vorurteile 
könne es bei den breiten Schichten der Öffentlichen Meinung außer- 
hal der Grenzen seines Reiches nur wieder gewinnen, wenn es 
auch jeden Anschein imperialistischer Ausdehnmungsgelüste ver- 
meide. Als Ausdruck seines Bekenntnisses zu demokratischen 
\Weltanschanungen, so wie man sie in Eneland und Amerika ver- 
tenden zu sehen wünscht, hat Japan in Washington in die Ab- 
rastung der Fiotten wewilligt und sich auch weiter zu einem 
Zusammenwirken mit Amerika und Enseland in Fraxen des 
Fersen Ostens verpflichtet. Die Regierung hat damit zweifellos 
auch der offentichen Meinung des eigenen Landes Rechnung 
zutragen Diese wilvon einem neuen Kriezr nichts wissen. Das 
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Bild Deutschlands schreckt. Man weiß, daß Japan morgen an 
der Reihe sein kann, und daß dann Japan ein Zusammenbruch. 
ähnlich dem deutschen, bevorsteht. Im Verfolg seiner „anti- 
militaristischen“ Politik hat unter wesentlich amerikanischen 
Druck Japan sich auch aus China zurückgezogen. Ob es dort — 
wie öfters in der japanischen Presse betont wird — nun durch 
moralische Eroberungen wettmachen kann, was an macht- 
politischen Belangen hat geopfert werden müssen, wird erst die 
Zukunit zeigen. Die japanisch-chinesischen Gegensätze sind 
keineswegs allein auf die machtpolitischen Bestrebungen Japans 
auf dem Festland zurückzuführen. Die außenpolitische Stellun: 
Japans ist durch die hier angedeuteten Entwicklungen neuer- 
dings stark geschwächt und wird von ihnen auch weiter ge- 
fährdet. Der Gegensatz zu Amerika besteht nach wie vor. 
Die Mitte November gefällte Entscheidung des Obersten Bundes- 
gerichts in Washington, wonach Japaner nicht geeignet sinds. 
gleichberechtigte Bürger der großen amerikanischen Republik 
zu werden, wird schwerlich dazu beitragen, das Verhältnis zu 
den Vereinigten Staaten zu bessern. Rußland tritt immer 
drohender auf. Seine ostasiatische Stellung hat neuerdings in 
der Mongolei eine erhebliche Stärkung gefunden: die alten Be- 
ziehungen zu Tibet werden von neuem angeknüpft, und zwär. 
wie cs scheint, erfolgreicher, als ähnliche Bestrebungen von 
britischer Seite gewesen sind. Damit verstärkt sich zunächst 
der Druck Rußlands auf China zusehends. Die durchweg radik.! 
gerichtete Jugend Chinas unter Führung eines nicht zu unter- 
schätzenden Teils der Intellektuellen des Landes kommt dem 
neuen Rußland in auffallender Weise entgegen. Der Nationalis- 
mus in China bewegt sich in Bahnen, die man in Tokyo nicht 
mit Freude wahrnehmen kann. Man stellte eine früher ganz 
unbekannte Anmaßıung Japan gegenüber in der chinesischen 
Presse fest. Tokyo fühlt allmählich Vereinsamung. Das Bündnis 
mit England, dem Japan seine Weltmachtsstellung zu danken ha:. 
besteht nicht mehr. Man sieht sich von Frankreich in Stich ge- 
lassen. Ob das Liebeswerben in Paris auf die Dauer Eriol: 
bringen wird, ist um so zweifelhafter, als Paris neuerdinz. 
so oder so wieder Fäden zu Rußland anzuspinnen bemüht ist. 


Der Plan der Besiedlung Australiens durch weiße Briten 
gibt zu denken. Japan richtet sich heute unverkennbar 
auf Verteidigung ein. Der Bau von Unterseebooten un! 
Schaffung einer Luitflotte, die sich auf dem Pazifik be- 


tätigen soll, spricht für die Pläne der Regierung Bände - 
tm so mehr, da keine Macht so offen an die in Washington 
vereinbarte Abrüstung herangetreten ist wie Japan, währen! 
die Ratifikation der Washingtoner Vereinbarungen in Europa 
zunächst keine Fortschritte macht. In Tokya aber schein: 
die ÜUcberzeugung Boden zu gewinnen, die ..Anderen“ 
hätten sich Japans im Spiel um die Weltmacht nur als einer Figur 
bedient und wollten sie jetzt als entbehrlich vom Schachbrett 
der hohen Politik entiernen, Es ist kein Zufall, daß in diesem 
Augenblick der allasiatische Gedanke „Asien für die Asiaten” 
init dem Zusatz „aber unter japanischer Führung“ in Japaır 
sichtlich an Stärke rewinnt. „Der Fluß des Schicksals.“ schreibt 
mit Bezug auf die Lage im Fernen Osten kürzlich eine ameriki- 
nische Zeitung, „der nicht eingedämmt und dessen mäajestätischer 
Lauf nicht verändert werden kann, rinnt schnell und irei Jahn. 
Das Giesetz des Karma ist absolut und unbedingt.“ Ob die a!- 
asiatische Strömung auf die Dauer sich auf die Verteidisun: 
des Vorhandenen beschränken wird, ob sie nicht dafur Sorge 
tragen wird. daß der Einiluß der Militärpartei wieder erstärken 
und sich allmählich wieder als herrschender Belange in Japır 
durchsetzen wird, darüber wird die nächste Zeit die Fr'- 
scheidung Pringen. 

Neue Ziele. Die nationalliberale Partei Kokuminmto hat sic. 
auf Antrag ihrer bisherigen Führer am 1. September aufsehev. 
um als Kokushin-Klub wieder aufizustehen. Das war durch die Er- 
kenntnis veranlaßt, das gesamte Parteinesen und parkune"- 
tarische System Japans müßte umgestaltet werden. um den X:- 
jorderungen einer veränderten Zeit gerecht zu werden. in dr 
sich die Politik, die Wissenschaft, die Industrie und die Gxse - 
schaft im Stadium grundlegender Verwandlung befanden. D. 
Kokuminto stammte noch aus der großen Reiormgeit lap.ams, 
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der sie sich Kenseihonto nannte, und hat sich stets etwas von 
uem Idealismus und der Unabhängigkeit ihres alten Gründers 
des Grafen Okuma bewahrt. Okuma hatte freilich schon nach 
zwei Jahren die Führerschaft niedergelegt; seit dem Tode ihres 
seitherigen Führers Inukai fehlte die leitende Persönlichkeit. 
Einst mit 124 Mitgliedern die stärkste Partei des Abgeordneten- 
hauses, verlor sie allmählich ihre stärksten und einflußreichsten 
Mitglieder an die vom Fürsten Ito gegründete Seiyukai. Schon 
Inıkai hatte Mühe, seine Leute zusammenzuhalten, weil er als 
Führer einer kleinen Oppositionspartei außerstande war, seinen 
Anhängern Vorteile zu verschaffen, wie es die großen Parteien 
können. Der neue politische Klub sicht seine Hauptaufgabe darin, 
die Auswüchse des Parteiwesens zu bekämpfen und die Kräfte 
aller Klassen zur Erreichung einer wirklich parlamentarischen 
Regierung zusanımenzufassen. Er strebt eine wahre Volks- 
regierung an. Um ihr den Boden zu bereiten, will er Ver- 
ständnis für politische Fragen in die weitesten Kreise des Volkes 
tragen, sie vor allem von der Notwendigkeit überzeugen, die 
alten Klassengegensätze zu überwinden. Die Aufrufe des neuen 
Klubs sind dementsprechend gleichmäßig an Gelchrte, Gec- 
schäftsmänner und Arbeiter gerichtet. Es ist eine Ricsen- 
aufgabe, die der Kokushin-Klub sich damit gestellt hat. Er will 
letzten Endes überhaupt erst ein wirkliches Parlament in Japan 
schaffen, das von aller Beeinflussung der Regierung frei ist. 
Unter den bisher obwaltenden Verhältnissen ist ein Erfolg der 
Kokuminto aussichtslos gewesen, weil der Boden für einen 
solchen fehlte. Ob der Kokushin-Klub ihn durch eine gründ- 
liche Aufklärungsarbeit und Organisation schaffen kann, bleibt 
abzuwarten. Daß sich den Führern der neuen Regierung ein 
ergiebires Feld für ihren Feldzug gegen bestehende Mißstände 
bietet, unterliegt keinem Zweifel. 


Graf Hirata. Die schon gemeldete Ernennung des Grafen 
Hirata zum Großsiezelbewahrer, einem an sich sicher nicht allzu 
einilußreichen Amt, hat insofern Bedeutung, als sie einen Friolg 
der Militärpartei der Choshu darstellt. Fürst Yamagata hatte 
den Grafen Hirata für diesen Posten empfohlen. Nach Yamagatas 
Tode setzten die Flottenpartei der Satsuma und die Seiyukai 
alles in Bewegung, daß das Amt dem Fürsten Saionji übertragen 
wurde. Die Entscheidung ist trotzdem gegen letzteren und für 
den Grafen Hirata gefallen. der zusammen mit General Tanaka 
die Geschicke der Choshu-Partei leitet. 


Die Pariser Botschaft. Nach japanischen Zeitungsmeldungen 
wird an Stelle Vicomte Ishiis sein Amtsvorgänger Baron 
Matsui wieder den Posten des japanischen Botschafters über- 
nehmen, den er schon 1914—1920 innegehabt hat. Baron Matsui 
hat sich während des Krieges und Friedensschlusses als ein, sehr 
entschiedener Parteigänger Frankreichs erwiesen. Ihn wieder 
in Paris zu haben und auf seine Stimme bei der weiteren Ver- 
gcewaltigung Deutschlands im Botschafterrat und anderen Nach- 
kriegskörperschaften zählen zu können, wird ganz den Wünschen 
der heutigen französischen Regierung entsprechen. 

Angeblich ist Graf Ishii als Nachfolger des Botschafters 
Baron Shideliara in Washington in Aussicht genommen. 

Japan und Rußland. Nach dein völligen Aufgelien der 
Republik Jes Fernen Ostens in Sowjetrußland wird für Japan 
die Frage von neuem akut, ob cs nun mit der Moskauer 
Regierung allein die vor einigen Monaten weführten, aber er- 
folglos verlaufenen Verhandlungen wieder aufnehmen will In 
einzelnen sapanischen Zeitungen kommt der Gedanke zınn Aus- 
druck, man könne sehr wohl eine fremde Macht als’zu recht be- 
Stehend anerkennen, ohne damit auch ihre innere Staatsiorm an- 
zuerkennen. Diese Lösung des bisher zwischen Japan und Ruß- 
land bestebenden Gegensatzes mutet schr problematisch an, läßt 
aber den Wunsch, mit Rußland zu einem Einvernehmen zu 
kommen, doch deutlich erkennen. 

Zur Pächterfrage. (Ciroße Sorge macht der Regierung die 
Entwicklung der Pächteriraxe. Die Pächter sind widerspenstix, 
vielfach revolutionär geworden. Die Streitigkeiten zwischeü 
innen und den Grundeigentümern nehmen sichtlich zu. In der 
japanischen Presse werden Stimmen laut über das zanze heutice 
System des Grundbesitzes. In der Tokvo „Asahi” betont der 
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ehemalize Vizeminister der Landwirtschaft Kamiyana, die 
Regierung sei zwar bemüht, den Gegensatz mit Hilfe eines Ge- 
setzes zu beseitigen, aber sie fasse das Uebel nicht bei der 
Wurzel an, weil der Gesetzentwurf die Ursachen der Gegensätze 
wicht aus der Welt zu räumen geeignet crscheine.. Wie die 
Dinge heute liegen, hätten die Pächter ein Interesse an guten, die 
Eigentümer an schlechten Ernten; für letztere mache der Betrag 
der in Reis zu entrichtenden Grundrente nicht vie! aus; bei guter 
Ernte und niedrigen Preisen fällt das Einkommen des Grunl- 
eigentümers, bei schlechter Ernte und hohen Preisen steige es. 
NMagegen ist für den Pächter eine schlechte Ernte kaum zu er- 
tragen, da er dann zu dem Ertrag seiner Felder unerschwinglich 
teuren Reis für seinen Haushalt kaufen muß. Aus diesem 
Dilemma habe die Regierung bisher noch keinen Ausweg ge- 
finden. Welche Bedeutung seine Lösung aber für die gesamte 
Volkswirtschaft Japans hat, ist daraus zu entnehmen, daß die 
Pächter heute fast ein Drittel der gesamten Bevölkerung Japans 


ausmachen. Kommt es eines Tages zu ernsten Unruhen unter 
den Pächtern, kann die Wirkung für das Land verheerend 
werden. 


Die ehemals deutschen Südseekolonien. Die „Nichi-Nichi' 
macht der Regierung die denkbar schwersten Vorwürfe wegen 
der Kostspieligkeit ihrer Verwaltung der ehemals deutschen . 
Südseeinseln. Das neue Südseeland verlangt einen Zuschuß von 
mindestens 3 Millionen Yen, die, wie es in der Erläuterung zum 
Budget heißt, vom japanischen Volk getragen werden müssen, 
dem der Völkerbund die Verpflichtung auferlegt, für das Wohl 
der Bewohner der ihm anvertrauten Kolonie zu sorgen. Mit 
saurer Miene stellt die „Nichi-Nichi“ fest, daß Deutschland 
seinerzeit auf den Inseln 20 Beamte unterhalten habe, und daß 
den damaligen Ausgaben im Gesamitbetrag von 350000 Yen 
Jahreseinnahmen von 380000 Yen gegenüberstanden, worin die 
Gewinne des von einer Privatgesellschaft betriebenen Phosphat- 
werkes auf Angaur nicht mitgerechnet waren, so daß damals die 
Verwaltung der Inseln sich selbst erhalten hat. Japan hat auf 
diesen Inseln heute 167 Verwaltungsbeamte, eine 170 Mann 
starke Schutztruppe und an 7% Schutzleute, Lehrer, Angestellte 
aller Art usw. zu besolden, so daß auf je 50 Einwohner ein von 
der Tokyoer Regierung besoldeter Beamter koınmt. Diese Ver- 


waltung nennt die „Nichi-Nichi“ unwirtschaftlich und ver- 
schwenderisch. 
Heeresreform. Die Friedenspräsenzstärke des japanischen 


Heeres wird um 26000 Mann und 16000 Pferde verringert. Die 
aktive Dienstzeit wird um einen Monat verkürzt. Dadurch 
werden jährlich 23 Millionen Yen gespart. Die Verringerung des 
Kopfbestandes soll durch Verbesserung und Vermehrung des 
Materials ausgeglichen werden. Die Zahl der Divisionen bleibt. 
Das Bataillon besteht fortan aus 3 Kompagnien, von denen jede 
6 leichte Maschinengewchre erhält. Außerdem erhält jedes 
Regiment 12 schwere Masclinengewehre. Das Divisions- 
Kavallerieregiment besteht aus zwei, die Brigaderegimenter aus 
4 Schwadronen. Die reitende Artillerie wird der Kavallerie an- 
gegliedert. Die schwere Fußartillerie wird um 2 auf 8 Regi- 
menter erhöht, dafür werden 6 leichte Feldartillerie-Regimenter 
aufgelöst. Die Gebirgsartillerie wird um 2 Regimenter ver- 
stärkt. Auch die Telegraphentruppe wird um 2 Regimenter 
erhöht: die Pionier- und Trainiormationen werden eingeschränkt. 
1300 aktive Ofliziere des Heeres erhalten den Abschied. Die 
Bahnschutzwache in der Mandschurei wird innerhalb drei Jahren 
allmählich aufgelöst, dafür die Bahnpolizei aber vermehrt. 


Flottenbudget. Das Finanzministerium hat cine weitere 
Herabsetzung des Flottenbudgets um 30 Millionen Yen durch- 
gesetzt. 

Waifenverschiebungen in Sibirien. Die Tokyver Regierung 
hat eine Erklärung über das (schon in der vorigen Nummer xe- 
meldete) Verschwinden von Waffen und Munition aus 
Wladiwostok veröffentlicht. Die maßxebenden Zeitungen des 
Landes erklärten einmütie, daß damit der Verdacht bedenklicher 
Unrexelmäßisrkeiten nicht entkräitet sei, und blieben bei ihren 


von der amtiichen abweichenden Meldungen. Wie die 
„Kokumin‘ mitteilt, hat die amtliche Ableurnunge, die amch 
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durch die Botschaften im Ausland verbreitet worden ist, in 
Amerika nur zu einer Verschärfung des Verdachtes und zu 
einem Protest der Washingtoner Regierung geführt. Das Tokyoer 
Kabinett hat dann beschlossen, mit rücksichtsloser Schärfe 
gecen die für die Aushändigung der tschechoslowakischen 
Waffen an Chang Tso-lin und die Weißgarden Verantwortlichen 
vorzugehen. Die Tschechoslowakei verlangt übrigens 830 000 
Yen Schadenersatz. Es tauchte dabei die Frage auf, was mit 
dem vorhandenen Rest von 300000 Tonnen nicht nur von den 


Tschechoslowaken, sondern auch von den Alliierten und 
Amerikanern hinterlassenen Kriegsmaterial geschehen solle. 
England verlangte Vernichtung, die japanische Militärpartei 


damit nur neue Schwierigkeiten mit 
Rußland entstehen würden. Das japanische Kabinett beschloß 
endlich, die Wafien den neuen Behörden in Wladiwostok zu 
übergeben und diese sich mit den Eigentümern abfinden zu 
lassen. Inzwischen ist der für das Abhandenkommen der 
tschechoslowakischen Waffen verantwortliche Major Hara zu 
18 Monaten Gefänsmis verurteilt, ihm aber ein Strafaufschub 
jür zwei Jahre bewilligt worden. Die japanische Oeffentlich- 
keit sicht angesichts des „Straferlasses“ in dem Verfahren nur 
eine Komödie. Sie meint, Hara habe sich laut Verabredung mit 


widersprach dem, weil 


seinem Vorgesetzten als Schuldiger bekannt, um andere zu 
decken. Dagegen spricht freilich, daß Haras Gattin auf die 
Nachricht der Verurteilung ihres Mannes Selbstmord  be- 


rangen hat. 


Kurze Mitteilungen. Die allgemeine Stimmung ist den von 
der Regierung geplanten Besitzsteuern wenig günstig. 
Min befürchtet vor allem, Schnüffeleien aller Art würden Tür 
und Tor geöifnet werden, aber auch, daß sich die Steuern selbst 
vielfach ungerecht erweisen werden. Steuerfrei bleiben sollen 
nach dem Entwurf alle Werte, die von der Oeftentlichkeit benutzt 
werden, sowie Mobiliar, Haushaltungsgegenstände und Artikel 
des täglichen Bedaris sowie alles Eigentum unter 2000 Yen. 

Die Tokyo „Asahi‘ warnt die Regierung, den Gesetzentwurf 
wegen Unterdrückung gefährlicher Gedanken 
von neuem dem Reichstag vorzulegen. Die Regierung solle tat- 
krastig an die L.ösung der sozialen Frage gehen, damit würden 
die „gefährlichen Gedanken” ganz von selbst verschwinden. 

In der Presse machen sich die ersten Anzeichen einer neuen 
Kampagne zugunsten des allgemeinen Wahlrechts 
bemerkbar. 

Die amerikanische „Internationale Gewerkschaft 
der Seeleute" hat beschlossen, fortan Japaner als Mitglie- 
der aufzunehmen und Zweigvereine in japanischen Häfen zu 
xründen. Damit kommt die Gewerkschaftsbewegung in Japan 
moxlicherweise in ganz neue Bahnen, zumal schon jetzt davon 
die Rede ist, daB andere Gewerkschaften dem Beispiel der See- 
leute folgen werden. 

Die japanische Presse verlangt die Beibehaltung des 
(holdausfiuhrverbots. Japan müsse seinen Goldvorrat 
iar zukinftise Bedarfställe schonen, erklärt die „Chugai 
Shorgvo'": wurde das Goldausfuhrverbot aufevehoben. wirde das 
(old angesichts des starken HKinfuhrüberschusses Japans bald 
ins Ausland abxeilossen sein. 

Nach der „Chicago Tribune” macht sich neuerdings eine 
scharfe Spannung zwischen Japan und Ruß- 
land xcltend. In russischen Zeitungen erscheinen Auslassungen, 
wonach sogar das Leben des Mikado als von radikalen Bolsche- 
wisten bedroht erscheinen könnte. 

Die .„Yorodzu” erkiärt in schärfer Weise: Japan wird jeden 
Versuch zuruckweisen, der die Ruckgabeder Mandschu- 
rei verlangt: darin seien sich Rexierung und Volk in Japan 
vollig einig. Diese Auslassung gewinnt besondere Bedeutung 
angesichts der Meldung chinesischer Zeitungen, Clina werde die 
in Marz 1923 ablaufende Pacht für Dairen und Port Arthur 
nicht erneuern. 

Zwischen der Regierung und der Seivukeji machen 
sich unverkennbare Gegensätze geltend. Wurde das Ka- 
binett nachgeben, so würde sie der Herrenhauspartei Kenvukei 
xexenuber in eine schwierige Lage geraten. Die Seiyukei will 


ihrerseits nicht nachgeben, weil sie dadurch an Ansehen im 
Lande zu verlieren fürchtet. 
Die sibirische Unternehmung hat Japan 
Millionen Yen und das Leben von 2000 Japanern gekostet. 
Dem Oberbürgermeister von Tokyo Baron Goto ist der 
Titel eines Vicomte verliehen worden. 


Ostsibirien. 


Das Ende der Republik des Fernen Ostens. Eine Meldung 
von größter Bedeutung kommt aus Moskau. Danach hat die 
Nationalversammlung des Fernen Ostens am 15. November ein- 
stimmig beschlossen, sich aufzulösen und die Republik des Fernen 
Ostens mit Sowjetrußland wiederzuvereinigen. Diese Wieder- 
vereinigung Ostsibiriens mit Rußland hat sich anscheinend, so- 
weit Tschita in Frage kommt, nicht ganz freiwillig vollzogen. 
Soldaten- und Arbeiterräte haben sie erzwungen. Wahrschein- 
lich hatte man in den maßgebenden Kreisen Moskaus absichtlich 
die Dinge zunächst in Tschita gehen lassen wie sie gegangen 
sind, schon um nicht mit einer rein bolschewistischen Regierung 
in Ostsibirien ein Schreckgespenst aufzurichten, das die 
Alliierten und Amerika veranlassen konnte, die Räumung 
Wiladiwostoks weniger tatkräftig zu betreiben. Dieser Anlal 
politischer Zurückhaltung fiel natürlich in dem Augenblick fort. 
wo die Truppen der Republik des Fernen Ostens in Wladiwostok 
eingerückt und kein japanischer Soldat mehr auf dem Boden 
des sibirischen Festlands stand. Uebrigens war es schon 
seit längerer Zeit kein Geheimnis mehr, daß die Republık 
des Fernen Ostens auch aus finanziellen Gründen nicht imstande 
sein würde, sich dauernd zu behaupten. Tatsächlich hat sie 
wiederholt von Moskau Unterstützung erhalten, um notwendixc 
Verwaltungsausgaben zu beschreiten. Vor einiger Zeit wurde 
noch ein Versuch gemacht, die Tschitaer Regierung auf eigene 
Füße zu stellen. Darüber wird berichtet: Die Regierung von 
Tschita hat in den Bergen nordöstlich der Stadt den Gold- 
bergbau wieder aufgenommen, um sich Geldmittel zu ver- 
schaffen, nachdem Moskau, das im Frühjahr noch einmal 
7 Millionen Goldrubel hergegeben hat, sich weigert, die Republik 
des Fernen Ostens weiter mit Geld zu unterstützen. Mit dem 
Aufhören der Republik des Fernen Ostens fällt die Fraxe, ob der 
Gioldbergbaun lohnend genug gestaltet werden konnte, um die 
Tschitaer Regierung zu erhalten, ganz von selbst iort. 


Konflikt Rußlands mit den Alllierten. Die ncue Ver- 
waltung in Wladiwostok hat den Bahnhof der Ostsibirischen 
Eisenbahn an der Grenze der Mandschurei geschlossen und die 
östliche Endstrecke dieser Bahn im Gebiet der Küstenprovinz der 
Moskauer Regierung übertragen. Damit hat sie sich in scharfen 
Giegensatz zu Amerika und den Alliierten gesetzt, die auf der 
pazifischen Konferenz in Washineton seinerzeit beschlossen 
hatten, die Frage der Ostchinesischen Bahn müsse international 
geregelt werden, wobei sie natürlich sehr stark mit einem 
Anschluß nach Wladiwostok  rechneten. Dementsprechend 
hatten die Regierungen der JIetzteren nach der Räumung 
Sibiriens durch die Japaner gerade die notwendigen vor- 
bereitenden Schritte getan. Die Russen haben mit ihrer Schließung 
der Grenzstation einen dieken Strich durch die Rechnung der 
anderen Staaten gemacht. Mit Moskau werden Enxland und 
Amerika bei weitem nicht so leicht fertig werden, wie sie mit 
der Tschitaer Regierung iertig zu werden gehofft hatten. 

Kurze Meldungen. Die .„Iswestija“ bezeichnete kurz-ich 
de Wiederherstellung des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts in Ostasien als eine der Hauptaufzaben 
der Politik Moskaus. Moskau dürfe unter keinen Umstanden 
zugeben, dab sich amerikanisches „oder japanisches Kapıtal au’ 
russischen Grund und Boden Stellungen schaffe, von denen aus 
> Sibirien zu beherrschen sich anschicken könne. 

Inder staatlichen Munitionsiabrikin Tschita 
wird zurzeit wexen Mangels an Rohmaterial und Maschinen- 
ersatzteilen keine Munition hergestellt, sondern nur Tramsport- 
wagen. 

Die WeißBgarden usw., die die Sowjettruppen in Os:- 
sibirien bekämpfen, haben sich nach Kamschatka zurüuckwezoren., 
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dessen Hauptstadt Petropalowsk an der Küste des 
Beringsmeers sie besetzt halten. 

Die Sowjetregierung hat erneut von Japan die sofortige 
Räumung der nördlichen Hälfte von Sachalin 
verlangt. Offenbar, um zu einem friedlichen Einvernehmen mit 
Japan zu kommen, hat es ihm eine Reihe wertvoller Gerecht- 
same in diesem Gebiet in Aussicht gestellt. 

Japan will, um nicht mittelbar die Sowjetregierung anzu- 
erkennen, andererseits aber seine wirtschaftlichen Interessen in 
Ostsibirien nachdrücklicher wahren zu können, dort Han- 
delsagenten beglaubigen. 

Seit der Räumung Wladiwostoks durch die Japaner hat sich 
die Zahl der amerikanischen Kaufleute in Wladi- 
wostok erheblich vermehrt. 

Die amerikanische und die japanische Funkstation 


\Wladiwostok sind in die Hände der Russen übergegangen. 


Indodhina. 


Generalgouvernement. Der bisherige Generalgouverneur 
vor Indochina. Maurice Long, ist für eine neue Amtsperiode be- 
stätiet worden. 

Fisenbahnbau. Dus Generalgouvernement hat die seiner- 
zeit vom Vorgänger des heutigen Generalgouverneurs Sarranıt 
entworfenen Pläne des Ausbaus des Eisenbahnnetzes von Indo- 
china mit großem Nachdruck wieder aufgenommen. Es soll eine 
Anleihe von 40 Millionen Piaster aufgelegt werden, von der 
ınan hofft, sie werde zu einem großen Teil im eigenen Lande 
seezeichnet werden. 

Kurze Meldungen. 
geeborener Truppen 
asien nach Beirut gesandt. 


eine Abteilung ein- 
in Klein- 


Indochina hat 
für die Verwendung 
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Niederländisch-Indien. 


Holländisch-Neuguinea. Die holländische Kolonialverwaltung 
hat neuerdings ihre Pflöcke bei der Entwicklung Holländisch- 
Neuguineas, mit dessen Zukunft es vor einiger Zeit sehr große 
Hoifnungen verknüpft hatte, stark zurückgesetzt. Daß sich dort 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten, unterliegt wohl keinem 
Zweifel. Aber die gegenwärtige wirtschaftliche Lage — man 
möchte fast von einer Krisis sprechen — der niederländischen 
Kolonien in Südostasien mahnen zur Vorsicht und Beschränkung. 
Man will vor allem das Vorhandene sichern und auf dieses die 
Mittel, über die man verfügt, konzentrieren; für Unter- 
nehmungen, die erst in späterer Zukunft nennenswerte Erträge 
in Aussicht stellen, sollen vorläufig weder Kraft noch Geld zur 
Verfügung gestellt werden. Damit fallen die sicher grol- 
zügigen, aber doch zum Teil wohl auf etwas optimistische Aui- 
fassungen des kürzlich verstorbenen Residenten von Neuguinea, 
Lulof, gerründeten Pläne, die zu neuer Einwanderung lockter., 
zunächst in sich zusammen. Der zurzeit in Buitenzorg fest- 
gelegte Kurs soll in unverkennbarer Weise auch durch eine er- 
hebliche Verminderung der Beamtenschaft für Neuguinea zum 
Ausdruck kommen. Vom deutschen Standpunkt wird man 
diese Finschränkung der Betätigung Hollands bedauern müssen. 
Deutschen Ansiedlern, die früher in Deutsch-Neuguinea tätig gr- 
wesen waren, von dort aber vertrieben sind, hatte sich ein will- 
kommenes neues Arbeitsfeld in der holländischen Kolonie er- 
schlossen, zumal diesen erfahrenen und geschulten Kolonisten 
auch von der örtlichen niederländischen Regierung weites Ent- 
gexenkommen erwiesen worden ist. Für Deutsche wird sich 
in Holländisch-Neuguinea in der nächsten Zukunft wenigstens 
eine lohnende Niederlassungsmöglichkeit nur dann bieten, wenn 
sie auf reichliche Mittel zurückzugreifen imstande sind. 


Bunies Allerlei aus dem Fernen Osten. 


China. 


Dem Victoria- und Albert-Museum in London ist kürzlien 
von einem reichen Gönner. George Swift, der Thron sessel 
des Kaisers Kien Lung geschenkt worden. Das in der 
kaiserlichen Lackmanufaktur hergestellte Stück wurde früher 
in Nanhaitze bei Peking aufbewahrt. Darüber, wie das Stück 
sach London gekommen ist. verlautet nichts, was angesichts 
der Tatsache, daß man in England neuerdings icdes altertüm- 
ıche chinesische Stück, das sich in deutscher Sammlung be- 
findet. als „Beutestück der Hunnen” zu bezeichnen liebt, 
einigermaßen auffällt. 

Ueber die sozialen Schichten im heutigen 
China schreibt ein Harbiner Berichterstatter der „Humanite“: 
In China ıst die aus Kleinbauern gebildete Landbevölkerunx 
die wichtigste Klasse, die sich hier durch tausendjährige 
Traditionen noch beschränkter in ihren Anschauungen und 
politisch passiver als in allen anderen Ländern zeigt, wozu 
noch eine erschreckende Unwissenheit und Bedürfislosigkeit 
kommt. Um einige große Mittelpunkte des Landes gibt es cin 
zahlenmäßig sehr unbedeutendes Proletariat (2—3 Prozent der 
Bevölkerung). das sich zumeist aus Handarbeitern und Tragkulis 
zusammensetzt: gelernte Arbeiter bilden darin einstweilen nur 
eine schwache Minderheit, so daB ein proletarisches Klassen- 
bewußtsein erst in den ersten Anfängen steht. Zwar bildet cs 
schon Gewerkschaften und versucht durch Streiks den Aus- 
beutern einige geringe Besserungen zu erpressen, aber es ist 
noch keine wirklich politische Macht. Auch der Mittelstand ist 
schwach. Seine Hauptgerundlage ist der innere Handel, aller 
anderen Gebiete wirtschaftlicher Tätigkeit hat sich das fremde 
Kapital bemächtigt. Infolgedessen steht der soziale Einfluß des 
hinesischen Mittelstandes nicht einmal im richtigen Verhältnis 
zu der kapitalistischen Entwicklung. Nur in Städten wie 
Schanghai. Canton. Hankou gibt es einen chinesichen Mittel- 
stand ähnlich dem europäischen. Endlich ist noch eine ganz 
dünne Schicht von Intellektuellen, meist Studenten, vorhanden. 


Ihre Laxe und ihre soziale Rolle ähnelt‘der der russischen 
Intelligenz vor 1905. Bei ihrer sehr geringen Zahl haben sie 
aber keine große Bedeutung. Der chinesische Mittelstand ist 
noch nicht zum Bewußtsein seiner nationalen Interessen gelangt. 
Er hat mehr ein „provinziales“ als ein nationales Bewußtsein. 
Er verteidigt hartnäckig die Interessen seiner Provinz. 
und nur einige sehr fortgeschrittene Intellektuelle und einige 
aufgreklärte Bürger Schanghais oder Cantons denken an 
die allgemeinen Interessen Chinas. Der sich seiner Schwäche 
wohl bewußte Mittelstand ist politisch passiv. Eine in 
China besonders wichtige soziale Gruppe, die seit un- 
denklichen Zeiten eine feste Kaste bildet, ist die Büro- 
kratie, gewohnt auf Staatskosten zu leben und alle Ver- 
waltungsämter zu monopolisieren. Durch alle Wechseliälle 
der chinesischen Geschichte hat sie sich bis heute erhalten. 
Politisch ist sie amorph, sie dient dem, der siz zahlt. Somit 
sind in China die Elemente sozialer Tätigkeit selten. Gleich- 
gültisskeit und Passivität sind für die chinesische Gesellschait 
charakteristisch. Daraus folgt. daß jede aktive und organisierte 
Macht mühelos das Land beherrschen kann, und eine solche 
Macht besteht: die Armee. Sie hat bei den imneren Revv- 
Iutionen oder besser bei dem Wechsel der Dynastie die eni- 
scheidende Rolle zu spielen. Die drei letzten Dynastien der 
Mongolen, der Ming und der Manischus wurden durch die 
Armee gestürzt. Der chinesische Provinzialismus ist etwas gauz 
Besonderes. Schon ımter dem Kaiserreich bildete jede der 
22 Provinzen eine autonome Welt für sich. Die großen Ent- 
iernungren, die schlechten Verkehrsmittel, die unentwickelte 
Wirtschaft und ethnographische Unterschiede bewirkten das. 
Die Verwaltung war rein provinziell, und unter einem guten 
Gouverneur bestand völlige Unabhängirkeit. Um deren Un- 
zuträglichkeiten auszugleichen, hatte die Dynastie eine strenge 
Teilmnz der Zivil- und Militärgewalt durch zwei Gouverneure 
cinzerichtet Die Republik hat den Provinzialismus vom Kaiser- 
reich geerbt, aber bei den heutigenWirren und im Bürgerkricx 
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ist er verhängnisvoll.e. Die Einmischung ausländischen Kapitals 
ist einer der wichtigsten Belange im chinesischen sozialen 
Leben. Unter dem Schutz von Kriegsschiffen und Besatzungs- 
truppen hat es seine Eisenfaust auch über das politische Leben 
ausgestreckt. Die Mächte mußten sich in ihrem Interesse der 
Bildung einer starken Zentralgewalt widersetzen und den 
Provinzialismus und Chinas innere Streitigkeiten begünstigen. 
Besonders Japan ist darin vor nichts zurückgeschreckt. Während 
der Diktatur Yüan Sih-kais gewährte es dem revolutionären 
Sun Yat-sen Zuflucht. 1917 unterstützte es die Monarchisten 
im Norden gegen die Republikaner im Süden. Im politischen 
Leben des heutigen Chinas handelt es sich niemals um rein 
Chinesisches. Bei jedem Ereignis muß man fragen, durch 
welche ausländischen Interessen es hervorgerufen wird, welche 
Macht oder welche Gruppe ausländischer Kapitalisten dadurch 
ihre langgewünschten Ziele erreichen wollen. 


Nach einem in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“ ver- 
öffentlichten Bericht ist kürzlich de Fahrt vonHarbinbis 
Bertin in der für die heutigen Verhältnisse überraschend kurzen 
Zeit von 16 Tagen 18 Stunden zurückgelegt worden. Wesentlich 
tür die Erreichung aller Anschlüsse war, daß die Erfüllung der 
Paßvorschriften mit peinlicher Sorgfalt von langer Hand vor- 
bereitet war, so daB aus Verstößen gegen diese oder Uhnter- 
lassungen in diesem Fall keine Verzögerung, wie das sonst so 
oft der Fall ist, entstanden sind. Die Reise von Schanghai bis 
Berlin ist um 300 Golddollars billiger gewesen, als eine Reise 
zur See gewesen wäre. Nichtkenntnis der russischen Sprache 
erschwert die Reise selır. Die Sympathie der Russen und 
Chinesen für alles Deutsche, fügt der Berichterstatter hinzu, 
berühre besonders wohltuend. 

In Schwerin ist Anfang November der Architekt Heinrich 
Becker gestorben. Becker hat in China mit seiner Kunst 
bahnbrechend gewirkt. Wer sich noch des alten Schanghai mit 
scinen eintönigen Hausbauten erinnert, wird das,.was Becker 
geleistet hat, nicht gering einschätzen. Im Jahre 1899 kam er 
in die große Handelsstadt und fand dort die seltene Gelegenheit, 
am Bund, der großen Wasserstraße, den ersten modernen Ge- 
schäftspalast zu schaffen; er schuf den Prachtbau der Russisch- 
chinesischen Bank. Bald folgten andere Monumentalbauten: das 
deutsche Postamt, der deutsche Klub Concordia usw. Nach etwa 
zehn Jahren zog sich Becker in seine mecklenburgische Heimat 
zurück; sein Werk wurde von seinem Geschäftsteilhaber Karl 
Baedecker bis zum Ausbruch des Weltkrieges fortgesetzt. Was 
diese beiden Baukünstler geschaffen haben, ist neben dem, was 
in Tsingtau geleistet worden ist, vorbildlich für die gesamte neue 
Bauentwicklung des modernen China geworden. Beckers Name 
bleibt mit dieser für alle Zeiten verbunden. 


Am 28 Oktober ist in Berlin Konsul Theodor 
Metzelthin im Alter von fast 47 Jahren gestorben. 
Ueber 21 Jahre hat er im Dienst der deutschen Sache in Ost- 
asien gestarden. 1901 nach Schanghai gekomnien, ist er nach- 
einander dort, in Tientsin, Peking und Hankau tätig gewesen. 
Im Jahre 19%7 xinz er als etatsmäßiger Dolmetscher nach 
Pakhoi und hat von da ab in mehr oder weniger selbständiger 
Weise zehn Jahre lang die Interessen des Deutschen Reiches 
im äußersten Süden Chinas, in Pakhoi und Hoihou, vertreten 
aürfen. Groß war die deutsche Gemeinde, in der Metzelthin zu 
wirken hatte, nicht, aber wo immer sich Gelegenheit bot, trat er 
mit ganzeın Herzen fur seine Landsleute ein. Insbesondere be- 
wahren ihm die deutschen Missionare der Kieler Mission, die 
in Sudkuangtung wirken, ein dankbares Andenken. Wer von 
den Chinesen mit ihm in Berührung kam, lernte ihn als einen 
zuverlässigen Freund und gerechten Beurteiler seines Landes 


kennen. Die zehn Jahre einer ununterbrochenen Tätigkeit 
im tropischen Klima blieben auf den Gesundheitszustand 
Metzeithins nicht ohne Einfluß: als er nach der Kriees- 
erklarung Chinas im Jahre 1917 nach Deutschland zurück- 
kehrte, wir er ein kranker Mann. Am 1. Januar 1918 
wurde er zur Disposition gestellt, aber schon einen Mon:t 
pater eroffnsete sich ihm im Auswärtigen Amt ein Neies 
Iıld der Tatickeint. Im Februar 1921 wurde er zum 
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Konsul ernannt. Noch am Tage seines für die Fernstehenden 
überraschend plötzlich eingetretenen Todes erledigte er, wie 
gewöhnlich, die Pflichten des Lektors für Ostasien; zu Hause 
angekommen, fühlte er sich matt und legte sich, um nicht 
wieder aufzustehen. Sein Herz war erschöpft, sanft schlummert: 
er nach wenigen Stunden ins Jenseits. Seine vielen Freunde ver- 
sammelten sich noch einmal an seinem Grabe: auf dem alte: 


Schöneberger Dorfkirchhof ist er am I. November zur letzten : 


Ruhe gebettet. 
Japan. 

In Kobe ist der auch in weiten deutschen Kreisen bekannt: 
Gründer und Herausgeber des „Japan Chronicle“, R. Younz. 
im Alter von 64 Jahren gestorben. Young gehörte zu de 
Engländern, die nie Forderungen seiner Landsleute, wenn sie 
ihm unbillig oder unklug erschienen, nachgegeben hat, mochte 
der auf ihn ausgeübte Druck auch noch so stark sein. Er ist 
einer der ganz wenigen Engländer im Fernen Osten, jedenfal!s 
der einzige Journalist, gewesen, der die englische Hetze gegen 
alles Deutsche während des Krieges nicht blind mitgemacht 
hat, vielmehr den Mut fand, seinen abweichenden Standpunkt 
in aller Ruhe und ehrlicher Offenheit zu vertreten. Nicht, dat 
er je die Interessen der englischen Politik verleugnet hätte! 
Das durfte niemand von ihm erwarten, dazu war 
Young ein viel zu guter Engländer, und er wußtz, was 
er während des Krieges seinem Vaterlande schuldig war, 
wollte er nicht Verruf an ihm üben. Auch aus Youngs 
Feder ist damals manches harte Wort gegen Deutsch- 
land geflossen. Aber Young wußte doch ganz venau. 
welche Linie einzuhalten war, wollte er nicht mit den UÜecber- 
zeugungen, die er Jahrzehnte lang mit Nachdruck vertretc. 
hatte, in Widerspruch geraten, und er schreckte nicht zurück, 
daraus die gegebenen Folgerungen zu ziehen. Dafür muß auch 
der Deutsche dem Landesfeind von damals Dank und Aı- 
erkennung wissen. CE: 


Niederländisch-Indien. 


Bei dem Eröffnungsflug zwischen Batavia und 
Soerabaja diesen Sommer ist das Flugzeug, das den rege* 
mäßigen Dienst zwischen diesen beiden Städten versehen solite. 
in Batavia abgestürzt. Dabei sind auch die Berichterstatter des 
„Indische Courant“ Gorritsen und des „Javabode“ Borst Opier 
ihres Berufs geworden. 


Abschied vom Leser. 


Die Verhältnisse des Druckereigewerbes werden dem Verband für den 
Fernen Osten nicht gestatten, die „Ostasiatische Rundschau‘ im kommenden 
Jahre in der bisherigeca Form und dem heutigen Umfang herauszugeber 
machen vielmehr eine Beschränkung des Inhalts wesentlich auf wirtschaftliche 
Mitteilungen notwendig. Für die Arbeit, auf die in den letzten fast 25 Jahren 
mein Denken und Schaffen eingestellt gewesen war, ist dann in der .Os:- 
asiatischen Rundschau’ kein Platz mehr. Der Vorstand des Verbandes hat'e 
mir in freundlicher Weise Gelegenheit geben wollen, allmonatlich einen orıer- 
tierenden Aufsatz über Ostasien für das Blatt in der veränderten Form zu 
schreiben. Ich habe den Vorstand des Verbandes, dessen Interessen tu 
fördern mir in den Jahren, seit ich China verlassen habe, stets Freude u3J 
Genugtuung bereitet hat, indessen bilten müssen, unter den veränderten \e- 
hältnissen auf meine Mitarbeit nicht weiter zu zählen. Ich sehe mich auter- 
stande, auf dem Raum, der mir danach noch zur Verfügung gestanden hatır 
ein Bild von der politischen und kulturellen Entwickelung des Fernen Ostens 
zu geben, das auch nur entfernt der Bedeutung des Gebietes von Ostnbirien 
bis Niederländisch-Indien, von Tibet und Turkestan bis Japan gerecht werden 
könnte. Damit würde es weiter unmöglich werden, die am Fernen Oster 
interessierten Kreise über das, was sich auf den von mir ınsbesondere bx 
handelten Gebieten in Ostasien abspielt, auf dem Laufenden zu balten und 
neue Kreise Interesse und Verständnis für Fragen, dıe auch fur Deutsca- 
lands Zukunft von erheblicher Bedeutung sind, zu tragen. Ich lege daser 
mit der heutigen Nummer die Feder, dıe ich für die deutsche Sache in Ost- 
asıen zwei und ein halbes Jahrzehnt geführt habe, nieder. Ich bedauere, den 
Vielen, die mich in allen diesen Jahren auf meinen Streifzugen durch die 
gewaltige Welt des Fernen Ostens begleitet haben, fortan nicht mehr Eubrsr 
oder Wegweiser sein zu können. Dank sage ich allen, die mich heı we ner 
bisherigen Arbeit mit Beiträgen, Material und Rat unterstützt und gelsruert 
haben. Unter dem Druck der schweren Verhaltnsse, die heute aui alıen 
Gebieten auf Deutschland lasten, nehme ich von einer mir Hhıeb dewordener 
Tatıgkeit, der ich meine Kraft und meine Kenntnisse ım Interesse des Weser 


aulbaus Deutschlands noch einige Jahre widmen zu können gehofft hatte 
Abschied. 
Berlin, den 23. November 1922, C Fiına 
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Aus der Arbeiterbewegung In China. 


Wer die wirtschaftliche Entwicklung Chinas während der 
Ictzien Jahre beobachtet hat, dem kann nicht entgangen sein, 
daß auch unter der chinesischen Arbeiterschaft eine lebhafte 
Beunruhigung eingetreten ist. Der Kampf um cine Besserung 
der wirtschaftlichen Daseinsbedingungen, also der Kampf um 
höhere Löhne, spielt in allen Industriezentren Chinas eine ständig 
zunehmende Rolle. Canton wurde im verflossenen Jahre von 
zahlreichen kleineren Streiks heimgesucht, die aber weniger 
aufgefallen sind. Die allgemeine Aufmerksamkeit wurde auf die 
Arbeiterirage in China gelenkt durch den Seemannsstreik, der 
im Januar dieses Jahres in Hongkong ausbrach und den Schiff- 
fahrtsverkehr aller der Linien lahmlegte, die lediglich mit 
chinesischem Personal arbeiteten. Eine Ausdehnung dieses 
Streiks auf Schanghai wurde damals vermieden, doch machten 
sich auch die in Schanghai beheimateten Sceleute die Forde- 
rungen ’hrer Hongkonger Kollegen zu eigen. Auch sie ver- 
langten im Laufe des Sommers von den Reedereien eine Lohn- 
erhöhung in dem Umfang wie sie in Hongkong zugestanden war. 
Als ihre Forderungen nicht bewilligt wurden, traten sie in den 
Streik mit der Wirkung, daß die größte der chinesischen 
Reedereien, die bekannte China Merchants Steam Navigation 
Co. im August ihre von Schanghai ausgehenden und Schanghai 
berührenden Dampfer stillegen mußte, bis die Forderungen der 
Seeleute bewilligt wurden. 

Wenn irgendwo in der Welt, ist das Verlangen der Arbeiter 
in China um eine Besserung ihrer Löhne in vieler Hinsicht be- 
rechtigt, da trotz der auch in China fühlbaren Teuerung die 
Entlohnung der Arbeiter vielfach eine äußerst niedrige ist. So 
traten beispielsweise im August in Schanghai die Arbeiterinnen 
einer Baumwollspinncrei für einige Tage in Streik, weil sie bei 
einer 12—14 stündigen Arbeitszeit nur den geringen Lohn von 
35—40 Cent bekamen. Die Teuerung in China, insbesondere in 
den Hafenstädten und hier wieder vornehmlich in den größeren 
Plätzen wie Schanghai, Tientsin und Canton, erstreckt sich nicht 
lediglich auf die Lebensführung der Europäer, sondern auch 
nicht minder auf die ganze Lebenshaltung der einheimischen 
Bevölkerung. Nicht nur ist eine Steigerung der Preise für 
Lebensmittel eingetreten, es macht sich atch in China eine 
starke Entwertung des Geldes bemerkbar, da die guten alten 
chinesischen Kupierkäsch aus dem Verkehr verschwunden und 
durch minderwertige Münzen der verschiedenen Provinzen er- 
setzt worden sind. Weder die entwerteten Kupiermünzen nochı 
die minderwertigen Silbermünzen werden in den größeren Läden 
Schanghais oder auf der Elektrischen in Schanghai in Zahlunr 
genommen, gleichwohl erfolgt die Bezahlung der Arbeiter fast 
überall in diesen entwerteten Münzen. 

Einwandireie Statistiken, die einen genaueren Einblick ge- 
statteten in die Lebenskosten für Familien oder Unverheiratete, 
ribt es in China noch nicht. Das amtliche Wirtschaftsbüro in 
Peking gibt in einem Bericht für eine Familie des Mittelstandes, 
cie aus Mann, Frau und zwei Kindern, zwei Dienstboten, eine 
Amah und einem Rickschakuli besteht, folgende Auslagen für 
die hauptsächlichsten Bedürfnisse an: 


1912 1922 Zunahnie 
Micte . 8 S mex. 22 $mex., 14 
REIS, u re SB. [2 5 
BICHIS 3; Annie gene At ou 1 
Fleisch u. and. Lebensmittel 13 „ MD 13 
Kohlen. Wasser usw. . . 7 5 10 u 3 
Oeftentliche Abgaben 1,0 „ 2 0,50 
Erziehung der Kinder . . 4 u h) 5 1 
Löhne für Dienstboten , 15,50 „ 18 „ 2,50 
Ausgaben für Arzt usw, 1,50 „ 2 m 0,50 
Kleider . . . te Be 0 „ 2 
Gesellschaftliche Ausgaben 8 u 10 N 2 
70 $ 116 5 38,508 
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Wie sehr z. B. die Lebensführung der arbeitenden Be- 
völkerung in Peking durch die Steigerung aller Preise berührt 
worden ist, kann man aus der nachstehenden Zusammenstellun« 
über eine Anzalıl Bedarfsartikel erkennen, für die aus ver- 


schiedenen Jahren die Preise angegeben werden. Die nach- 
stehenden Preise sind alle Käschpreise. 
1902 1912 1915 1919 


Gewöhnlicher Stoff 


per Fuß 5$mex. 70 $mex. 120 $ mtx. 140 $ mex. 
Reis per Catty u „ 8 „ 0 „-„ 10 „ 
Mehl 35.50»... DD .: 80 
Schweinefleisch „, O0 „» 0 . U „ 230  „ 
Rindfleisch 00 ° „- 10 „. 0 200  „ 
Hammellfleisch . 0 „ 30 .- 10 „ 10 , 
Weißkohl . .. 2. Di 6 „ 7. 
Kohlen . . . =, ,% 8. 12 „ 13 „ 

Die Steigerung der Löhne hat mit der zunehmenden 


Teuerung nicht Schritt gehalten und es ist daher verständlich. 
wenn die Arbeiterschaft durch Gründung von Organisationen 
ihre Forderungen auf Lohnerhöhungen durchzusetzen sucht. 
Aber diesen Organisationen fehlt vorläufig noch die reiche 
Erfahrung, die die Arbeiterschaften in Europa in einer jahr- 
zehntelangen Lohnbewegung gewonnen haben. Es felılen ihnen 
naturgemäß auch die bedeutenden Führer, die in der Lage 
wären, eine großzügige Arbeiterbewegung zu organisieren. Hin- 
zu kommt, daß die bestehenden Organisationen alle außer- 
ordentlich schwach sind und daß sie bisher keine einheitliche 
Organisation und keinen einheitlichen Zusammenschluß gefunden 
haben. Jede Fachgruppe, oft sogar die Arbeiterschaften eines 
einzelnen industriellen Betriebes, geht ihre eigenen Weer. 
handelt für sich, so daß ihre Bedeutung in vielen Fällen noch 
schr zweifclhhaft ist. Ehe aus der Arbeiterschaft selbst nichıt 
cigene Führer an die Spize treten mit einer genügendei 
Kenntnis der Arbeiterbewegung und rein wirtschaftlichen Zielen, 
werden der Arbeiterschaft Chinas große Erfolge nicht be- 
schieden sein. Wie groß die Zersplitterung der Arbeiterschait 
in Schanghai im besonderen ist, geht aus einer Zusammenstellun 
im Trans-Pacific hervor, die für Schanghai nicht weniger als 
47 Arbeiterorganisationen und Vereine aufzählt. die fast al’ 
Handwerksarten umiassen. Hier seien nur einige von ihnen 
aufgeführt: Schanghaier Arbeiter- und Kaufmannsklub, gebildet 
von den Angestellten und Arbeitern größerer Gesellschaften, der 
Klub der Schanghaier Köche, die Schanghaier Möbelarbeiter- 
Vercinigung, die Polierer-Vereinigung, die Vereinigung des 
Sctzerpersonals, die Vereinigung der Seeleute. Vereinigung der 
Warenhausarbeiter, die Union der Haienarbeiter, die Schanghaier 
Arbeitervereinigung, die Vereinigung der Gold- und Silber- 
schmiede, der Verein der Spinner und Weber, der Klub der 
Schmiede, die Vereinigung der Elektrizitätsarbeiter, die Union 
der Werftarbeiter, ferner die Vereinigung der Kupferschmiede. 
der Schneider, der Barbiere, der Schuhmacher, der Tischler und 
Maurer und viele andere mehr, so daß fast alle Berufszweizc 
ihre eigene Organisation haben. Ein großer Teil dieser Arbeiter 
ist noch in Betrieben beschäftigt, die oft nur Handbetrieb habe 
und allmählich erst zur Fabrikarbeit übergehen. Der weitaus 
größte Teil der Schangnaier Arbeiter sind Textilarbeiter der 
Baumwollpinnereien, die durchweg im chinesischen Eigentum 
stehen, so daß das Arbeiterproblem hier durch internationale 
(iesichtspunkte in keiner Weise erschwert wird. 

Die chinesische Presse beschäftigt sich bereits ziemlich ein- 
xchend mit Arbeiterfragen. Während des Krieres brachte siv 
hänfig ausführliche Beschreibungen über die Arbeiterverhältniss. 
in Amerika und Europa, insbesondere auch über die Lohn- un.) 
Arbeitsbedingungen, unter denen in Europa und Amerika die 
Arbeiter arbeiten. Unerfahren in den ganzen europäischen 
Wirtschaftsverhältnissen sehen sie nur die hohen Löhne, die 
dort gezalilt werden, ohne zu bedenken, daßı der Arbeiter in 
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Furopa eine xanz andere Ausbildung genossen hat und darum 
vie] leistungsfähiger ist, als die große Masse der chinesischen 
Arbeiter. Ueber eigene Kenntnis auf Grund eigener Anschau- 
ungen veriügt nur ein Teil der chinesischen Arbeiter, so die 
Secieute, die besonders während des Krieges nach Europa 
kımen und hier die Entwicklung beobachten konnten, des- 
sleichen auch die chinesischen Kulis, die von den Alliierten als 
Hilfsarbeiter während des Krieges in großen Mengen nach 
Frankreich gebracht worden waren. Waren sie auch im wesent- 
chen in besonderen Laxern untergebracht, so kamen sie doch 
oft genug in Berühruns mit den französischen Arbeitern, um von 
ihnen allerlei Aufklärungen zu erhalten über die Arbeitsver- 
nältnisse in Frankreich, Die schon weiter vorgeschrittene 
Arbeiterbewegung in Japan wirkt auch auf die Verhältnisse in 
china zurück. Aufklärend wirken auch die zahlreichen radikalen 
Schrifen, die besonders von Japan her ihren Weg nach China 
«etunden haben und Jie überali aufmerksame Leser bei den 
Arbeiter finden oder Hörer, soweit sic selbst des Lesen un- 
kundig sind. Wie der Bericht des Trans-Pacific hervorhebt, soll 
ver Radika'ismus als solcher jedoch nur geringen Eindruck auf 
Jie chinesischen Arbeiter machen, der lediglich ein Ziel hat, 
nämlich höhere Löhne zu erlanzen. Wie und durch wen er sie 
bekommt ist ihm dabei gleichgültiger. Er nimmt sie ebenso 
gern aus der Hand des Kapitalismus wie des Sozialismus. 
Theorien, wie die der freien Liebe und der Kontrolle der Ge- 
burten, wie sie einige jüngere Theoretiker in den arbeitenden 
Gassen verwirklichen wollten, fanden überall Ablehnung. Sie 
stehen auch in zu scharfem Widerspruch gexen die alt- 
überlieferten, noch immer maßgeblichen, sozialen Einrichtungen 
und Anschauungen in Familie und Staat. 

An einen modernen Achtstundentag in unserem Sinne ist 
weder in Japan und noch weniger in China in absehbarer Zeit 
zu denken. Die allgemeine Auffassung geht dahin, daß die 
cliinesische Arbeiterschaft als nächstes Ziel den zehnstündigen 
Arbeitstag mit einem durchschnittlichen Lohn von einem Dollar 
zum Ziele hat, dessen Verwirklichung allerdings auch noch 
einge Jahre beanspruchen dürfte. 


Die China Trade Act der Vereinigten Staaten. 


Die Zahl der Fremden in China und besonders auch der 
iremden Firmen hat seit dem letzten Vorkriegsjahr in China 
erheblich zugenommen. Wurden 1912 erst 2338 fremde Firmen 
und 144754 Ausländer in China gezählt, so waren es 1921 nicht 
verieer als 9511 fremde Firmen und 240769 Ausländer. Der 
weitaus größte Teil hiervon entfällt auf Japan, das 1912 mit 773 
Firmen und 75%0 Einzelpersonen vertreten war, gegenüber 
ol41 resp. 144434 im Jahre 1921. Die Zunahme auf englischer 
Seite ist unbedeutender, dagegen fallt sehr stark in die Augen 
die bereits mehrtach betonte Zunahme der amerikanischen 
China-lnteressenten, die 1912 Jurch 133, meist Kleinere Firmen 
ind sSn8 Einzelpersonen vertreten wären, während die ent- 
sprechenden Zahlen für 1921 sind: 412 und 8250. 

Pie amerikanischen Firmen fühlten sich bisher sehr stark 
henichteiliet gexenuber den anderen ausländischen Firmen da- 
verch daß es ihnen nicht mogbeh war, sich in den Vereinigten 
Sturaten eintragen zu Jassen und so die Rechtsfähigkeit des 
l.a.des zierwerben. die ıhnen gestattet hätte. als Kaufmannische 
Unternehmen im Sirne des Handelszesetzbuches Geschätte Zu 
nachen Fine Revistrierung war vielmehr nur moglich nach 
sen vesetzlichen Bestimmungen eines Einzelstaates, die sie 
vemam Wie die in Amzrika selbst ansässigen Jirmen auch zur 
I sıkommensteuer herauzocen, Hatten die amerikanischen 
Pırmen wihrend des Kricwes Dei der Ausschaltung der Deutschen 
sp. der starken KEinschrankung der englischen, überhaupt der 


ce topsischen konkurrenz Givlegenheit, im  Chinageschäft im 
\rtrcb von Maschinen, HKisenkurzwäaren, Schreibmaschinen. 
Narert, elektrischen Ausrustunwen. Lokomotiven. HKisenbahn- 
Sunch vd Kisenbahnschienen. Bruckenhanmaterial, Hisen und 
2.0, Banrmweorertnd Baumwollwäaren. Nahrungsmittel, Schuhen. 
I trkaidurg, Farben md Lacken. Hölzern, Chemikalien und 
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verschiedenen anderen Artikeln, festen Fuß zu fassen und den 
Anteil Amerikas am Chinageschäft ganz erheblich zu steigern, 
so sahen sie sich mit Kriegsende wieder einer verschärften 
Konkurrenz der bisher ausgeschlossenen oder stark gehemmte: 
curopäischen Konkurrenz gegenüber, die in Verbindung mit der 
auch in China fühlbaren Weltkrisis wieder viele amerikanische 
Geschäfte zwang, ihre Betriebe einzuschränken oder überhaupt 


-zu schließen. 


Die amerikanische Kaufmannschaft erstrebte darum schon 
seit 1918 ein Gesetz der gesetzgebenden Körperschaften, durch 
das den Firmen eine Registrierung als Firma des Vereinigten 
Staatenbundes und eine Befreiung von der Einkommensteuer 
der Einzelstaaten gewährleisten solltee Es hat vierjähriger 
Kämpfe von seiten der amerikanischen Kaufmannschaft in 
Schanghai und in China überhaupt gekostet, ehe das erstrebte 
Ziel erreicht wurde. Am 19. September dieses Jahres hat es 
endlich die Unterschrift des Präsidenten Harding gefunden, Die 
wesentlichen Bestimmungen dieses Gesetzes sind: 


1. Die in China ansässigen amerikanischen Firmen brauchen 
sich nicht länger in einem der 48 verschiedenen Staaten 
registrieren zu lassen, deren Gesetze und Registrier- 
bestimmungen niemals eine Förderung des amerikanischen 
Außenhandels im Auge hatten, sie können jetzt die 
Rechtsfähigkeit in den Vereinigten Staaten als solchen 
erlangen und deinentsprechend gemäß den Bestimmungen 
des Handelsgesetzbuches Geschäfte betreiben. 


2. So eingetragene Firmen unterstehen der Aufsicht des 
Bundeshandelsministeriums in Washington. 


3. Die amerikanischen Firmen werden in bezug auf die 
Besteuerung den sonstigen fremden Firmen gleichgestellt, 
indem ihnen Steuerfreiheit, hauptsächlich von der Ein- 
kommensteuer, zugebilligt wird, und zwar von den Gk- 
winnen auf alle die Geschäfte, die in China, Mandschurei, 
Tibet, Mongolei, Hongkong und Makao gemacht werder. 


4. Besondere Bestimmungen sollen ein Zusammenwirken von 
chinesischem und amerikanischem Kapital in Hande's- 
xgeschäften und Industrieunternehmen erleichtern und den 
amerikanischen Firmen den größtmöglichen Schutz zuteil 
werden lassen. 


Giesellschaften oder Firmen dieser Art können von fünf 
oder mehr Personen ins Leben gerufen werden, von denen 
aber die Mehrheit Amerikaner sein müssen. Der Präsident. 
Schatzmeister oder Sekretär müssen amerikanische 
Bürger sein. 

6. Das Registrierbüro hat seinen Sitz in Schanghai. das ein 

Zweisbüro in Washington unterhält. 

7. Die Daner einer unter diesem Gesetz errichteten Gesc!- 
schaft oder Firma soll zunächst 25 Jahre betragen. doch 
kann diese Frist immer wieder verlängert werden. Far 
die Eintragung ist eine Gebühr von 100 $ zu entrichten. 
Die Firmen, die den Zusatz führen müssen Fed. inc. U. St. 
sind außerdem der Kapitalsteuer der Vereinixten Staaten 
unterworten, die 1 $ auf je 1 $ Kapital betränt. 


Arbeltsverhältnisse In Japauishen Kohlenminen. 


Die „International Labour Review”, herausgegeben vom 
Internationalen Arbeitsamt in Genf, das der Kontrolle des 
Vöolkerbundes untersteht, brachte unlängst einen Jängeren Artiku) 
über die Arbeitsbedingungen in den japanischen Kohlennmunen 
der einen interessanten Einblick gewährt in das Leben der 
japanischen Kohlenarbeiter, deren Zahl sich von 127 ve0 im 1908 
aut 348 240 in 1919 erhöht hat und die ctwa 12% der xwanzıen 
sapanischen Industriebevölkerung ausmachen, Außerdemarbeiteten 
1919 noch 116918 Arbeiter in anderen Minen, Jie nicht Ketten 
produzierten. Die weitaus grußte Zahl der Kohlenarbeister 'eht 
im Suden auf der Insel Kyvustu (272 753), dann folgt Hokkadı 
mit 35000 und der Jobanbezirk mit 30.00. Ungefähr MT a.r 
Arbeiter sind unverheiratet. von den restlichen 9% sind de 
Hälfte Frauen und Kinder. Nicht weniger als 95 (0er Frauen. da- 


von 68000 unter der Erde, sind in den Kohlenminen beschäftigt, 
ferner 4000 Kinder unter 15 Jahren, doch wird diese letzte Zahl 
son Kennern als zu gering angesehen. 

Ueber die Arbeitszeit liegen klare Bestimmungen nicht vor. 
Die vorhandenen Bestimmungen über die Arbeitszeit sind meist 
negativer Art und beziehen sich nur auf Frauen und Kinder. 
„Es ist verboten, Kinder unter 12 Jahren zu beschäftigen und 
Frauen und Kinder unter 15 Jahren für länger als 12 Stunden am 
Tag. Zwei Ruhetage im Monat müssen Frauen und Kindern 
unter 14 Jahren gewährt werden und vier Ruhetage, wo auch in 
Nachtschichten gearbeitet wird.“ Doch gelten alle Jiese Be- 
stimmungen nur für die Kohlengrubenbesitzer, die Inhaber 
„ständiger Minenrechte“ sind, nicht für die, die nur im Besitz 
vorübergehender Konzessionen sind. Nach dem Bericht ist der 
10 stündige Arbeitstag die Regel, nur in einigen Minen soll der 
8 stündige Arbeitstag eingeführt sein. Aber man kann wohl an- 
nehmen, daß der Arbeitstag von 12 Stunden in geschäftsreichen 
Zeiten häufiger ist als der von 10 Stunden. Erwachsene männ- 
liche Arbeiter sollen wenigstens zwei Ruhetage haben und eine 
tägliche Ruhepause von 30—60 Minuten. 

Wie gefahrenreich die Arbeit in den japanischen Minen ist, 
zeigt die Tatsache, daß 1919 insgesamt iniolge von Zwischen- 
fällen 190807 Todesfälle und Verletzungen zu verzeichnen 
waren, bei einer Arbeiterzahl von 348000 ein reichlich hoher 
Prozentsatz. 769 sind Todesfälle und 5500 schr schwere Ver- 
letzungen. Bei Verletzungen und Krankheit infolge der Arbeit 
ist der Minenbesitzer nach den bestehenden Bestimmungen ver- 
pilichtet, die ärztliche Behandlung zu bezahlen und mindestens 
den halben Arbeitslohn für die Dauer von 3 Monaten, dann ein 
Drittel des Lohnes. Bei schweren Verletzungen, die eine 
ständige Pflege erforderlich und ihn zur Arbeit unfähig machen, 
ist der Arbeitslohn von nicht weniger als 170 Tagen zu zahlen. 
Bei Verletzungen mit geringerer Arbeitsunfähigkeit reduzieren 
sich diese Fristen. Bei Unglücksfällen, die den Tod des 
Arbeiters herbeiführen, ist den überlebenden Verwandten ein 
Betrag auszuzahlen in Höhe des 170 fachen Tagelolns, ferner 
ein Betrag von nicht weniger als 10 Yen als Beitrag zu den 
Begräbniskosten. 

Ueber die Höhe der Löhne werden zahlenmäßige Angaben 
nicht gemacht. Unter Erde arbeitet stets eine Gruppe unter 
Führung eines Hauers zusammen, unter der der Lohn für eine 
bestimmte Förderung verteilt wird. Nach einem Bericht der 
„Osaka Asahi“ betrug der Lohn August 1920 durchschnittlich 
2 Yen per Tag und 2,62—-2,92 Yen für die Hauer. Arbeiter unter 
Erde erhalten auch noch bestimmte Zulagen, wenn sie mehr als 
cine bestimmte Anzahl von Taxen arbeiten. Neben diesen 
Löhnen liefern die Minen Reis und andere Bedarfsartikel zu er- 
mäßigten Preisen. Als Entlassungsgründe werden angegeben: 
Verurteilung wegen Verbrechens, Uebertretung der staatlichen 
(jesetze sowie der Arbeitsordnung in den Minen, die naturgemäß 
von den Kohlenbesitzern selbst erlassen wird, Faulheit, Krank- 
heit, allgemeine Körperschwäche. Bei Entlassung wegen körper- 
licher Unfähigkeit oder wegen Schließung der Mine ist vierzehn- 
tägire vorherige Mitteilung an den Arbeiter erforderlich. 

80—90 % der Arbeiter leben nach diesem Bericht in 
Wohnungen, die von den Minenbesitzern geliefert werden, nur 
10-20 % in anderen Quartieren. Daß die Unterbringung äußerst 
eng ist und zu wünschen übrig läßt, darf bei den ganzen Ver- 
kältnissen in Japan angenommen werden, wenn auch der nicht 
eingeweihte Leser des Berichts aus diesem sicher einen guten 
Eindruck gewinnt. 

Daß trotz der allgemeinen Schulpflicht in Japan unter den 
Kohlenarbeitern 20-30 % sind, die nicht lesen und schreiben 
können, muß Wunder nehmen. Auf zahlreichen Minen werden 
von diesen für die Kinder der Arbeiter Schulen unterhalten. 
Für ärztliche Behandlung der Arbeiter ist meist gesorgt durch 
den Minenarzt. 

Im allgemeinen wird über einen sehr starken Wechsel in 
der Arbeiterschaft geklagt. Oft soll innerhalb eines Jahres die 
ganze Arbeiterschaft wechseln, besonders häufig pflegen die 
Hauer ihre Arbeitsstätte zu wechseln. Ueber Jie Arbeitslosig- 
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keit sind zuverlässige Angaben nicht gemacht. Man darf an- 
nehmen, daß es 1920 nicht weniger als 50 000 beschäftigungslose 
Arbeiter xereben hat. Die Gewinnung der Arbeiter erio'st 
durch Arenten oder Vermittlungsbureaus, deren Gebüliren durch 
gie Minen bezahlt werden. 

Daß die Arbeiterbewegung seit einer Reihe von Jahren auch 
auf Japan übergegriffen hat und hier zuschends an Bedeutung 
gewinnt, ist bekannt, desgleichen daß die Arbeiter Japans 
haufiss genug zu dem Hilfsmittel des Streiks greilen müssen. um 
bessere Arbeitsbedingungen zu erzielen. 1919 hatte Japan in 
der gesamten Industrie 2388 Streiks zu verzeichnen, wovon 10) 
auf Kohlengruben entfallen. 


Siams Nandel im Jahre 1921/22. 


Dem Bericht der siamesischen Seezollbehörden über deu 
Handel Siams im Jahre 1921/22, der erst jetzt hier eingetrofien 
ist, entnehmen wir auszugsweise folgende Angaben: 

85% des ganzen siamesischen Außenhandels gehen durch 
den Haien von Bangkok, dessen Handelsverhältnisse darum im 
wesentlichen die allgemeine Handelslage des Landes wieder- 
geben. Der Mandel in Bangkok ist im vergangenen Jahre fast 
auf seinen normalen Zustand zurückgekehrt. In normalen Zeiten 
ist das Verhältnis der Ausfuhr zur Eisifuhr im großen und ganzen 
135 :100. Im Jahre 1920/21 (1. April bis 31. März) war das Ver- 
hältnis infolge der Wirkung der Reiskontrolle und ungewöhnlich 
starker Einfuhren, besonders von Baumwollwaren zu hohen 
Preisen, stark anormal und betrug etwa 45:100. Im Berichts- 
jahre betrug die Ausfuhr 164 Millionen und die Einfuhr 134 
Millionen Tikals, also ein Ausfuhrüberschuß von 30 Millionen 
oder 23 %. 

Die Einfuhr weist gegenüber dem Vorjahr einen Rück- 
gang von 13’3 Millionen Tikals auf. Sie betrug im einzelnen: 


1920/21 1921 
32%ige Güter 128 930 000 115 349 mn 0 
Wein, Bier usw. 2015 000 2 105 00 
Opium ie de Bang N ee 4 585 000 2898. 01m 
Edelmetalle in Barren und Münzen 1 772 000 3035 106 
Goldblätter . . 2. 2 2.2.2.2... 10030 000 10 336 Nu 


Der Betraz für Edelmetalle, hauptsächlich Silbermünzen 
(Hongkong-Dollar und japanische Yen), ist der höchste seit 
1914/15. Die Einfuhr von Zucker betrug 17800 metrische Tonnen 
gegenüber 4700 im Vorjahre. Da im Jahre 1920.21 iniolge d.r 
unbefriedigenden Verhältnisse auf dem Java-Markt die Einfuhr 
nur 4700 Tonnen betrug, während der durchschnittliche Jahres- 
bedarf von Bangkok 12400 Tonnen ist, so war eine erhöhte Ein- 
fuhr notwendig, um dem Bedarf zu genügen. Aehnlich verhieit 
ces sich mit der Einiuhr amerikanischen Petroleunis. Die Einfuhr 
vonEisenbahnwagen hat wie in denbeiden vorhergehenden Jahren 
auch 1921/22 stark angehalten, wenn auch der Gesamtbetrax 
im letzten Jahre um 1 Million Tikals weniger war. Während 
1920.21 für etwa 1377000 Tikals Eisenbahnlokomotiven vin- 
geführt wurden, fiel die Einfuhr in diesem Artikel gänzlich aus. 
In der Einfuhr von Baumwollwaren ist, hauptsächlich infolze der 
sinkenden Prcise, eine Abnahme von 7317000 Tikals zu ver- 
zeichnen. 

Die Ausfuhr des Berichtsjahres zeigt gegenüber dem Vor- 
jahre eine Zunahme von 98 Millionen Tikals, die fast ausschlich- 
lich auf Reis entfällt. Die Ausfuhr betrug im einzelnen: 


192021 192122 
Res ... 28 976 100 138 231 000 
Teakholz . ur 12 350 000 711100 
Sonstige Güter . . 18 322 000 13 6910 
Wiederausfuhr 5 820.000 5 402 000 
Edelmetalle 670 000 151 000 
Gesamt 66 138 (00) 164 496 000 


Reis wurden 21 000 000 Pikuls, das sind 3000000 melır «a!s 
der Durchschnitt, ausgeführt. Wie die Ausfuhr sich auf die 
einzelnen Länder verteilt, zeigt folgende Zusammenstellung: 
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1913/14 1921/22 

Pikuls Pikuls 
Nach Europa 4187 712 3859 411 
Singapore . 7173 491 6 667 897 
„ Hongkong ; 7 7148 773 5 958 839 
* Japan > 60 1% 1 828 621 
Niederländisch- Indien 248 431 2 110 764 
Sonstige Länder 304 271 575 052 


Im ganzen genommen ist das Berichtsjahr für den Reis- 
Export günstig gewesen. Die Notwendigkeit, Indien mit Reis 
zu versorgen, schloß Rangoon von einem allzu scharfen Wett- 
bewerb nach Europa aus, während Japan und Niederländisch- 
Indien infolge schlechter Ernten einen größeren Bedarf hatten. 
Der Europabedarf an Teakhölzern ließ stark nach, so daß in 
Ost- und Südostasien der Wettbewerb von Burmah stärker in 
Erscheinung trat. 


China. 


Streik bei den chinesischen Schiffahrtslinien in Schanghai. 
Anfang August trat das Schiffspersonal der den chinesischen 
Gesellschaften gehörenden Schiffe in Schanghai in einen Streik 
ein, um höhere Lohnforderungen durchzusetzen. Auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen Reedern und Seeleuten vom 
5. März waren in Hongkong folgende Lohnerhöhungen mit 
rickwirkender Kraft vom 1. Januar zugestanden worden: 


Chinesische Flußdampfer . . 30% 


Sonstige chinesische Dampfer bis 1000 “Tonnen 30% 
Hongkong-, Canton- und Macao-Dampfer . . 20% 
Andere britische Flußdampfer Bu 20% 
Küstendampfer en ee. ae DU I0, 
Java-Linien . . eat 
Pacific-, Europa- und Australien- Linien ie Er! 15% 
Während die fremden Schiffahrtsgesellschaften dem Ab- 


kosnmen entsprechend die erhöliten Löhne zahlten, lehnten die 
chinesischen Gesellschaften in Schanghai sie ab mit der Be- 
ründung, daB die Abinachungen für den Norden keine Geltung 
hätten. Ihre ablehnende Haltung verbitterte das Personal um- 
somehr, als dieses während des Hongkonger Streiks trotz aller 
diesbezüglichen Versuche von seiten der Hongkonger Streiken- 
den, sie in den Streik hineinzuzichen, seinen Dienst weiter ver- 
richtet hatte. Für das Schiffspersonal nalım nunmehr im Juli 
der Seemannsbund in Schanghai, der im Sommer von Nongkong 
aus gegründet worden war, den Kampf um die Lohnerhölhtungen 
auf. Als die Schiffahrtsgesellschaäften die mehrfachen Auf- 
forderungen des Scemannsbundes, die l.ohnerhöhungen zu be- 
willigen, ablehnten, trat das Schiffspersonal Anfang August in 
den Streik ein, mit der Wirkung, daß im Laufe des August eine 
ganze Anzahl chinesischer Dampier stillgelegt wurden. Die 
Forderungen des Seemannsbundes lauteten: 

30% Erhöhungen für Flußdampier, 30% 
vom Tonnen, 20% für solche über 1000 Tonnen, 
auf den 1. Januar, volle Bezahlung auch der Streiktage, keine 
Pirsonalentlassungen ohme vorherige Mitteilung an den Stee- 
mannsbund und Anerkennung aller Vereinbarungen mit dem 
Personal durch den Scemannsbund. 

Während die größeren Gesellschaften erklärten, solange 
auszuhalten in diesem Kampfie, wie es nur irgend möglich sei, 
und die China Merchants erklärten, zwar mit ihrem Personal, 
aber nicht mit dem Seemannsbund verhandeln zu wollen, gaben 
die kleineren Gesellschaften, die meist mur über einige Fahr- 
zeuxe verfügen, sehr bald nach. Die China Merchants blieben 
eine Zeitlang fest. Mitte August lagen 25 Damptier dieser 
(sellschaft still. deren Gesamtpersonal 14300 Mann beträgt. 
Inde August mußte auch sie sämtliche Forderungen des See- 
mannsbundes anerkennen mit der Ausnahme, daß die Loin- 
erhohungen mit dem 1. Main nicht am 1. Januar in Krait treten 
sollen. 

Frachtraten-Abkommen in der nördlichen Mandschurei. 
/sıschen der Ostchinesischen Eisenbahn und der Sudmandschu- 
rischen Bank ist cin Abkommen zustande gekommen, auf Grund 
Jiv erstere ihre Raten fur die sudwärts nach Dairen 
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gehenden Waren ermäßigt, für die nach Wladiwostok gehenden 
erhöht. Die Frachtrate von Harbin seewärts nach Wladiwostoh 
war bisher 2,20 Yen die Tonne billiger als von Harbin nac! 
dem japanischen Dairen. Auf Grund des Abkommens soll die 
Fracht nach Wladiwostok um 1,20 Yen erhöht werden, so dab 
die Spannung nur noch einen Yen beträgt, während die Raten 
auf der Strecke Harbin-Huangchengtse relativ hoch waren. 

Nach Schätzungen sollda bisher etwa 750000 Tonnen 
Waren jährlich von Harbin nach Dairen gegangen sein bei einer 
Rate von 3,55 Yen per Tonne. Japanischerseits hofft man. 
durch das neue Abkommen einen weiteren beträchtlichen Teil 
der Harbiner Ausfuhrgüter auf die Südmandschurische Bahn 
und damit nach Dairen ziehen zu können. 


Unruhige Verhältnisse auf dem Jangtse. Truppen, die seit 
längerer Zeit keinen Sold erhalten haben, haben Anfang August 
Kiukiang geplündert. 370 Geschäftshäuser wurden zerstört, de: 
angerichtete Schaden wird auf 3000000 £ geschätzt. Auf dem 
oberen Jangtse sollen die Verhältnisse für Handel und Verkehr 
äußerst schwierig liegen infolge der ganzen unsicheren Lage. 
die in erster Linie durch die Haltung des Militärs verursacht 
wird. In einem uns zugegangenen Bericht vom oberen Jangtsc 
von Ende Oktober heißt es: Die Szechuantruppen sollen aui 
jeden passierenden Dampfer feuern. Seit meiner Ankunit ist 
infolge dieser Haltung noch kein Dampfer nach dem oberen 
Jangtse abgegangen mit Ausnahme eines englischen, der unter 
Eskorte fuhr, der aber auch Wanksien nicht anlaufen will. All 
Dampfer chinesischer Gesellschaften segeln unter französischer 
Flagge, um Schutz zu haben. In Ichang sitzt die Finwohner- 
schaft auf Nadeln aus Angst vor weiterem Zuzug von Nord- 
soldaten, die bekanntlich schon seit längerer Zeit keinen Soly 
bekommen haben. Ichang hat im letzten Jahre zwei Mal grau- 
sam durch die Nordsoldaten gelitten. Wenn es sich bei dem 
Vordringen der Nordtruppen um eine planmäßige Aktion 
Wu Pei-fu’s gegen Szechuan handelt, dann ist m. E. mit einem 
längeren Konflikt zu rechnen, der den Handelsverkehr mit 
Szechuan unterbinden muß. Wu Pei-fu kann in Szechuan erst 
mitreden, wenn er sich im Besitz von Wanhısien befindet. Wenn 
es ihm nicht gelingt, mit Hsiung Ko-wu (der augenblickliche 
Herr in Szechuan) zu einem Uebereinkommen zu gelanger. 
dann wird der Handel mit Wanhsien und Chungking für 
Monate hinaus gestört, wenn nicht zerstört sein. 


Stimmungsbild aus Canton. In einem Briefe aus Canton 
wird uns geschrieben: Das Prinzip unserer Fabrikanten, das 
immermelr in Kraft kommt, in ausländischer Währung zu ver- 
Kaufen, ıst sicherlich zu verstehen, aber wie gesagt, die Offerten. 
die in solcher Währung gemacht worden sind, sind zum Te:! 
schon nicht mehr konkurrenzfähig gewesen und je mehr dieser 
Verkaufsmodus gebraucht werden wird, schließlich auch ver- 
nünftigerweise gebraucht werden muß, desto aussichtsloser 
werden zum Teil die Angebote werden. 

Wie es hier draußen aussieht? Daß es vorwärts geht, dar- 
uber ist wohl kaum ein Zweifel. Der Anfang war schwer, schr 
schwer, und wenn es auch heute noch nicht so weit ist, ann 
noch gar nicht so weit sein kann, wie es früher einmal gewesen 
ist, so ist Jdies auch ganz erklärlich. Es ist jedenialls ein Fort- 
schritt in diesen zwei Jahren gemacht worden, besser als wı“ 
es uns gedacht hatten, als wir wieder herauskamen, und daß es 
noch hesser werden wird, ist stark zu hoffen. Für uns, die wır 
uns mit dem Export von Gütern aller Art von hier nach Europ: 
befassen, ist Deutschland das Land, das noch am allerwenigster 
aufmalunelähig ist, wenn wir auch schon mit Deutschland gute 
(ieschäfte haben machen können. In erster Linie waren es div 
neutralen Länder, mit desen wir von Anfang an gleich in Ver- 
helir gekommen sind. Inzwischen sind auch England und Frans- 
reich für uns wieder beachtenswerte Faktoren geworden un 
wir wollen hoften, daß es dabei bleiben wird. Was während Jin 
Krieges hier an Konkurrenzunternehmen entstanden ist, vor allen 
Dinzen an amerikanischen Firmen, hat zum Teil wieder zu: 
machen müssen. Es wird ja wohl bekannt sein, daB besonders 
der deutsche Kaufmann durch seine Zuverlässirkeit im I- 
spizieren von Waren sich einen guten Namen aui den Wil 


märkten gcmacht hatte, und seitdem nun die Märkte wieder 
anfangen, mehr Qualitäts- als Quantitätsware zu kaufen, wobei 
es auf die Güte der Lieferung nicht besonders ankam, sind die 
mehr skrupellosen Unternehmen im Nachteil. In bezug auf Ver- 
schiffungen genießen deutsche Firmen dieselben Erleichterungen 
als die der anderen Nationen, und seitdem nun auch die deutsche 
Schiffahrt wieder hier draußen erschienen ist, besteht in dieser 
Beziehung für uns überhaupt keine Schwierigkeit melır. Für uns 
hier in Canton mußte man zu Anfang wenigstens befürchten, daß 
Canton durch Hongkong in bezug auf Verschiffungen etwas be- 
nachteiligt sein könnte. Das hat sich aber schr bald als nicht 
richtig herausgestellt. Im Gegenteil, die Engländer waren für 
die Annahme von Waren zur Beförderung zuvorkommender als 
manche neutrale Schiffahrtsgesellschaft, die wir sonst selbst- 
verständlich den Vorrang gegeben hätten. Daneben hatten wir 
von den japanischen Schiffahrtslinien für die Exporte von hier 
als auch für die Importen nach hier sofort jede Unt@gstützung. 
Schwieriger war schon die Frage der Bankverbindungen. Doch 
hatten Holländer und Japaner, wenn sie sich des deutschen Ge- 
schäfts, das sie von altersher kannten, wieder annahmen, von 
Anfang an gewußt, was sie taten. Inzwischen sind auch die 
Engländer hier wieder gefolgt, und wenn die Deutsch-Asiatische 
l3ank, die ebenfalls wieder aufgemacht hat, sich dazu verstehen 
wird, in Kursraten ebenso zuvorkommend zu sein wie die 
anderen Bankinstitute hier, dann wird sie schon ihren Unterhalt 
hier verdienen können. 


Der Automobilmarkt in China. Dice englische Handels- 
\ammer in China beurteilt die Aussichten für das englische 
Automobilgeschäft in China sehr ungünstig, da die amerikanische 
Konkurrenz viel billiger arbeiten könne und darum das Geschäft 
an sich reißen müsse. Das sei außerordentlich bedauerlich, weil 
der außerordentliche Automobilverkehr in Schanghai allein schon 
die größten Geschäftsmöglichkeiten biete, so daß es ein Fehler 
sei, wenn die englische Industrie nicht alles tue, um hier im 
Geschäft zu bleiben. Sie ist auch der Ansicht, daB die Chinesen 
wegen der gefälligeren Form und besserer Batterien die amerika- 
nischen Wagen den englischen vorziehen. Der englische Fabrikant 
lasse es auch an der notwendigen Unterstützung seines Agenten 
fehlen, während der amerikanische jederzeit bereit ist, seine 
Preise herabzuschrauben, um ins Geschäft zu kommen. Einer 
der größten englischen Importeure von Automobilen hat sich da- 
hin geäußert, daß nach seiner Auffassung wenigstens das 
englische Automobilgeschäft erledigt sei, wenn nicht andere 
Methoden eingeführt würden, einmal weil der englische Wagen 
auf dem Markt in Schanghai der teuerste von allen Wagen ist, 
da französische, italienische und deutsche Automobile zu 50 % 
unter den britischen verkauft werden und dann, weil in ganz 
kurzer Zeit das deutsche Automobil ernstlich als Wettbewerber 
auf dem Schanghaier Markt auftreten würde. Die wohl- 
bekannten deutschen Marken, wie Mercedes, Benz, Adler, Opel 
und Daimler erschienen bereits auf dem Schanghaier Markt. 
Und wenn diese auch zurzeit durch steuerliche Maßnahmen in 
Deutschland noch behindert sind. so ist es doch nur eine Frage 
der Zeit, wenn diese Nindernisse beseitigt werden. Wie schr die 
englischen und amerikanischen Wagen im Preise differieren und 
wie der englische Wagen zuungunsten des amerikanischen im 
Preise benachteiligt ist, geht aus folgender Zusammenstellung 
von Kelly’'s Monthly Trade Review hervor: 


Fabrikpreis in 


England Schanghai 
englisch Wagenmarke 8 0.8 Taels 
Sunbeam ee 1210 8066 
Austin 20 HP. Tourenwagen 645 895 5966 
Aromstrong-Siddeley 30 HP. 1050 1350 9000 
Dolseey . 2 2 2.2.2...49 640 4266 
Preis in Amerika 
amerikanische Wagen £ Gold Taels 
Studebaker 1075 2550 
Chevrolet . 975 2300 
Hupmobile iu 41265 2650 
Cleveland . . . 2.2..2x.1435 2300 
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Allgemeine Geschäftsaussichten in Hankou. Nach dem Be- 
richt eines englischen Korrespondenten aus Hankou hat sich 
dort in den letzten Monaten eine steigende Nachfrage nach Bau- 
material entwickelt. Besonders weist er darauf hin, daß große 
‘Juantitäten von galvanised iron piping in %, % und % Zoll 
sowie fittings, wie bend connections, elbows, plugs and taps 
ständig benötigt werden. Ebenso glaubt er, daß China für 
raffinierten Zucker stets ein bedeutender Markt bleiben, und daß 
der Verbrauch von Zucker zunehmen würde. Die Ansichten 
mehren sich, daß Zuckerraffinerien, die die Verarbeitung von 
Rohzucker in die Hand nehmen würden, der außerhalb Chinas 
produziert, aber importiert würde, eine lohnende Anlage wären, 
da Chinas Eigenproduktion kaum mehr als 350000 t betragt. 
während der Verbrauch erheblich höher sei. Ferner sei die 
Nachfrage nach gegerbtem Leder in China in der Zunahme be- 
griffen, da die Schuhzeugfabrikanten und dgl. neuerdings eine 
erhöhte Tätigkeit zeigten. Die Nachfrage erstreckt sich aller- 
dings in erster Linie auf einheimische Produkte, da eingeführtes 
Leder in vielen Plätzen noch zu tuer sei. Hankou sei auch ein 
Markt von Bedeutung für Kupferbarren, da viele Provinz- 
Münzen ihre Aufträge für Kupfer an Hankouer Kaufleute er- 
teilten. Kupfer wird in den verschiedensten Formen eingeführt 
und, wie wir bereits früher feststellen konnten, wird Hankou 
bestimmt Schanghai als Kupfermarkt für Zentralchina wie für 
die westlichen Provinzen ersetzen. Die starke Nachfrage nach 
Kupfer für Münzzwecke wird darauf zurückgeführt, daß 
japanische Händler alle erreichbaren Zehn- und Zwanzig-Käsch- 
stücke aufkaufen, um sie in Japan umzuschmelzen und dann als 
Kupferbarren wieder zu exportieren. 1921 wurden von Amerika 
rund 8% Millionen Pfund Kupfer verkauft gegen 23,1 Millionen 
aus Japan und 481 700 aus England. Während 1922 keine engli- 
schen Verschiffungen gemacht wurden, lieferte Japan bis zum 
30. Juni etwa 6 Millionen und Amerika fast 17 Millionen Pfund. 


Japan. 


Reisernte in Japan. Das japanische Ministerium für Land- 
wirtschaft hat Anfang Oktober die Schätzungen für die neue 
Reisernte bekanntgegeben. Angesichts der äußerst günstigen 
Witterung lauten die allgemeinen Schätzungen auf eine sehr 
günstige Ernte, indem mit einem Ertrag von 62 638 756 Koku ge- 
rechnet wird. Das wäre eine Steigerung gegenüber dem Vor- 
jahre um fast 7% Millionen Koku, oder 13,5 % oder im Vergleich 
mit der Ernte eines normalen Jahres, die mit rund 57 Millionen 
Koku angenommen wird, ein Mehr von 5,6 Millionen. Die Reis- 
ernte der letzten Jahre betrug nach dem „Japan Chronicle‘“: 


Koku 
1915. 55 924 078 
1916. 58 452 435 
1917. 54 566 227 
1918. 54 702 102 
1919. 60 813 181 
190. 63 209 742 
1921. 22 % 55 182 214 
1922 (Schätzung) 62 638 756 
Normalijahr 57 015 802 


Da der Jahresverbrauch der japanischen Bevölkerung an 
Reis auf etwa 60 Millionen Koku geschätzt wird, worin die 
Einfuhr aus Korea, Formosa usw. eingeschlossen ist, und die 
Zufuhren aus diesen Gebieten normalerweise 3% Millionen Koku 
betragen, so wird das Angebot japanischen Reises die Nach- 
frage übersteigen, so daß eine Einfuhr von fremdem Reis nicht 
eriorderlich ist. 

Als im vergangenen Jahre der Preis für Reis eine außer- 
ordentliche Höhe erreichte, hat die Regierung den Einfuhrzoll 
auf Reis für die Dauer eines Jahres aufgehoben. Diese Frist 
lauft jetzt ab, und es werden Erwägungen angestellt, ob der Ein- 
fuhrzoll auf Reis wieder eingeführt werden soll. Ein Einiuhr- 
zoll auf Reis dürfte den Preis wieder in die Höhe treiben, wäh- 
rend andererseits die japanische Regierung doch gerade neiter- 
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dings Maßnahmen getroffen hat, die Preise herabzudrücken. 
Da die Reispreise die Grundlage für die Preisberechnung aller 
anderen Lebensbedürfnisse sind, so würde jede Einführung des 
Einiuhrzolles eine Verteuerung der Lebenshaltung bedeuten, 
während andererseits die Reisproduzenten, vor allem die Grund- 
eigxentümer, die ihre Pacht in natura erhalten, bereits wieder zu 
klagen aniang2en, daß allzu niedrige Reispreise die Landwirt- 
schaft ruinierten. 


Teuerung in Japan. Die Preise in Osaka zeigten für Monat 
September 1922 eine Abnahme. Von 50 Stapelartikeln zeigten 
12 eine Steigerung im Preise, 10 blieben unverändert, während 
25 cine Abnahme zu verzeichnen haben. Die Indexziffer war 
259,4, das ist eine Besserung gegenüber dem Vormonat um 
S.x Punkte. Der niedrige Stand dieser Indexziffer ist seit An- 
lang 1921 nur einmal erreicht worden, nämlich im März 1921 
mit 256 und im April 1921 259. Die japanischen Zeitungen sind 
der Ansicht, daß die Preisminderung weiter fortdauern wird. 
Sie führen dafür verschiedene Gründe an. 

1. Die Banken zeigten neuerdings sehr große Vorsicht in der 

Gewährung von Vorschüssen. 

2. Die Waren hätten mit dem Wettbewerb eingeführter 
Waren zu rechnen. 

3. Die gegenseitige 
nachgelassen. 

4. Die Abnahme in den Preisen für Baumwollgarne, denen 
cin Herabgang der Reispreise und der Effekten folgte, 
habe die allgemeine Stimmung im Markte beeinflußt. 

5. In den Städten wie auf dem Lande hielten die Kaufleute 
mit Aufkäufen zurück, so daß das Angebot die Nach« 
frage überstiegen habe. 


In Tokio und Umgebung suchte Anfang Oktober eine Steige- 
rung der Preise für Fleisch einzusetzen, wurde aber von den 
Behörden verhindert. Infolge zahlreicher Cholerafälle war die 
Zufulir von Fischen stark zurückgegangen, so daß die Nachfrage 
nach Gemüsen und Fleisch stieg. Die Fleischhändler suchten die 
(ielegenheit zu benutzen und erbaten von der Polizeibehörde die 
Zustimmung zu einer Erhöhung der Fleischpreise für japanisches 
Fleisch von 52 auf 54 Yen per 10 Kamme und von Tsingtau- 
fleisch von 42 auf 44 Yen. Das Verlangen der Fleischhändler 
wurde aber von der Polizeibehörde strikt abgelehnt. 


weitgehende Krediteinräumung habe 


Verluste der Südseegesellschaften. Wüährend des Krieges 
errichteten zahlreiche japanische Handelsgesellschaften Filialen 
und Agenturen in der Südsee, wo sie infolge des Ausbleibens 
europäischer Waren gute Geschäfte machten. Als die euro- 
päischen Waren auf dem Markte wieder erschienen, nalım 
der japanische Handel sehr stark ab. Neuerdings haben die Un- 
kosten für die Filialen und Agenturen die Einnahmen stark über- 
schritten, so daß sehr zahlreiche Firmen, darunter über zwanzig 
xrößers, ihre Filialen geschlossen haben. Auch in Batavia haben 
japanische Firmen ihren Betrieb eingestellte Andere, die ihre 
Filialen nicht schlossen, haben einen Teil ihres Personals ab- 
berufen, um an Kosten zu sparen. Nur die bekannten japanischen 
Großfirmen haben ihren Betrieb und ihre Filialen in der Südsee 
unverändert aufrecht erhalten. 


Neue Büdier und Aufsätze über Ostasien. 


G. Beyer: „China als Missionsfeld’’. Verlag Buchhandlung der Beri:a.- 
Mission 1922. 
Frazier Hunt: „The Rising Temper of the East‘. 
Merrill Company, Indianapolis 1922, 
Sommerset Maughan: „On a Chinese Screen‘. 
Heinemann, London 1922. 
J. Maiski: „Die Mongolei unserer Zeit.‘ 
Karten. Irkutsk 1921. 
B. Schumjazki: 
(In russischer Sprache.) 
Oswald Arnold von Sien: 


chinesischer Roman. 
Frankfurt a. M. 


Verlag. Ber>: 


Verlag: Wıliazs 
(In russischer Sprache | W. 


„Der Kampf um den russischen Fernen Ostea 
Lieferung V: ‚Die Mongolei.‘ Irkutsk 1922. 
„Taian. Der grosse Friede. FE 
Verlag: Frankfurter Sozietäts-Druckerei, Gb. m b 


— 
China als Missionsield. 


In den nächsten Tagen wird im Verlag der Buchhandlung der Be-i.r-- 
Missionsgesellschaft unter obigem Titel eine größere Arbeit des 
inspektors G. Beyer erscheinen. Nachdem die deutsche evangelische Miusir: 
so viele Missionsfelder verloren hat, ist das chinesische Missionsteld beson-ır. 
wichtig für sie geworden. Da kommt das Buch einem Bedürfnis ertgege: 
Um chinesische Missionsgeschichte verfolgen zu können, muß man geograptıs:=. 
und historische Kenntnisse über China besitzen und die Beziehungen zw:ische- 
China und dem Abendland vor Augen haben. In einem ersten Teil 
Beyer das Wissenswerte darüber kurz zusammen. Die Religionen Chinas ıru 
das Evangelium behandelt der zweite Teil, der den Missionsfreunden von &- 
sonderem Interesse sein wird. Beyer folgt dabei den Gedanken, die de Grc-' 
in seinem ‚‚Universismus’’ ausgesprochen hat, und die in der Tat eın ub«-- 
raschendes Licht auf die Einheitlichkeit der chinesischen Gedankenweit werie 
und die eine Zusammengehörigkeit zweier so verschiedener Geister wıe Lan: 
und Kungtse deutlich machen. Wer sich in chinesische Mission einarbaıtr 
will, wird aus den Kapiteln dieses Teiles reiche Anregungen zuın Verstaad:.s 
des chinesischen Heidentums schöpfen können. Der letzte Teil wıl ci 
kurze Orientierung über die missionarische Arbeit selbst geben und gipte.t 
in einer Darstellung der Berliner Mission. DU 


Missior«- 


stieı' 


Taian. 


“ Es ist auch ein Zeichen der Zeit, daß die neue deutsche Erzählungskers: 

sich vielfach mit der Behandlung von Stoffen beschäftigt,” die dem Dur«+- 
schnittsdenken der Deutschen recht fern liegen. Um es gleich vorweg :: 
nehmen, es ist ein unbestreibares Verdienst von Kennern des Ausland«s 
wenn sie eine Form finden, die den oft sehr spröden Stoff, den sie in sahrı- 
langem Verkehr mit fremden Völkern zu meistern gelernt haben. eıner 
weiteren Leserkreis schmackhaft macht. Und es liegt wohl im Geist unsere: 
Zeit, daß die geeignetste Form dafür heute die des Abenteurerrumans 
So sind im Lauf der letzten Jahre mehrere spannende Erzählumgen v>2 
F. R. Nord erschienen, die sich (wie „Das Land ohne Lachen’ und .De- 
blaue Teppich’') mit den Verhältnissen Mittelasiens beschäftigen, wo Russen. 
Engländer, Japaner um die Freundschaft der Eıngeborenen werben und canecı 
oft scharf genug aufeinanderstoßen. Zur Art dieser Abenteurerromane gehöor: 
auch eine Erzählung von Oswald Arnold von Sien: ,„Taian. Der Grote 
Friede.‘ (Verlag der Frankfurter Sozietäts-Druckerei, Frankfurt a M. 1922 
Selten ist in so flüssiger, spannender Weise ein Bild von den Strömunic:r 
gezeichnet, die die Revolutionen und Gegenrevolutionen in China beserier 
Das eine oder andere mutet vielleicht auch den mit ostasialischen Verhai' 
nissen Vertrauten etwas sehr phantastisch an. Aber es gibt nur wen 
Bücher, aus denen man trotz des abenteuerlichen Zuges, der durch diesc- 
Band geht, so viel Neues und so viel scharf Gesebenes über Chinas leraer 
kann. Wer sich immer hinter dem Pseudonym des Verfassers verbirgt. «: 
hat mehr gesehen als wohl irgendein anderer Deutscher, der je ın China fe 
wesen ist, und er versteht auch das Schwerstverständliche dem europa:ische 3 
Leser nahe zu bringen und reizvoll zu machen. ..Taian’ ist lrotz mirıre- 
äußerlicher Mängel, die einem solchen Werk anhalten müssen, das weder 
ein Kunstwerk sein kann, noch eine wissenschaftliche Abhandlung scın darf cıre 
Leistung, man den Hut abnehmen muB. ae 2 


Li 24 


vor der 


Mitteilungen desVerbandes für denFernenOsten 


Berlin W.35, Potsdamer Straße 2811 


29. Ostasiatenabend. Der Verband bechrt sich, seine Mit- 
‚lieder und Freunde mit Damen zu einem Vortragsabend auf 
Donnerstag, den 7. Dezember 1922, abends 8 Uhr in den 
WMuschelsaal des Restaurants „Rheingold‘“ (Potsdamer Str. 3) 
ergebenst einzwiaden. Herr Geheimer Regierungsrat Grosse 
bat sich freundlichst erboten, an diesem Abend über „Die Wirt- 
_hantspolitik der Mächte in Ostasien” zu sprechen Es wird 
wm cine recht rege Beteiligung an dieser Veranstaltung gebeten. 


Adressennachweis. 


Abel, Rudolf, Celle, Biumenlage 85. 

Baist, H. R., Hamburg 13, Alsterchaussee 11 Ill. 

Braun, Georg, Siemens China Co., Shanghai, C. P. O. B 35 
Diestel, Gustav, p. Adr. Herren Diedrichsen u. Co., Sbanghai 


Doldt, Josei, p. Adr. Herrn Gieske, Berlin SW., Kochstr. 37, Gth. Il! 
Dorpmüller, Julius, Prasident der Reichsbahndirektion, Oppeln. rrar- 
schlesien. 


Dubber, W. F., Hamburg, Freiligrathstr. 18. 


Emanuel, A., Tıentsin, 43 Rue de France. 


Fortak, R., Charlottenburg, Albertstr. 4. b. Roloff. Bureauanschrift: 
Siemens-Schuckert-Werke, A. U. I., Siemensstadt bei Berlin. 

Fuchs, C., Hamburg, Wandsbeker Stieg 151. 

Glaubitz, Heinrich, Rudolstadt, Thüringen, 
Markt. 

Hach, Frau Marie, Greifenberg i. Pommern, Parkstr. 7. 

Keine, Postrat G., Erfurt, Pförtchenstr. 511. 

Körner, Hermann, c/o. China Export-Import & Bank Co., No. 2 Western 
Bund, 2nd floor, Canton China. 

Krebs, Martin, zurzeit Dietesheim a. M., Kr. Offenbach, Kirchstr. 27. 

Kries, Dr. Wilhelm von, Berlin-Wilmersdort, Güntzelstr. 35 11. 

Mittag, Alfred, Hamburg, Gr. Burstah 23. 

Neitzert, Wilhelm, Essel bei Recklinghausen, Kiesenfeldweg 169. 2 

Nietsch, K., Halle (Saale), Auguststr. 211. 

Paysen, W., Hamburg, Isestr. 831. 

Pollitz, Gustav, Berlin W. 15, Kaiserallee 204. 

Rauch, Frl. Anna, Schloss Rinau b. Neuendorf, 
preussen. 

Riegner, Dr. jur. G., Charlottenburg 5, Pestalozzistr. 5ia. 

Sandberg, Direktor P., Deutsch-Asiatische Bank, Yokohama, Japan. 

Schmidt, H. G. p. Adr. A. G. Hugo Stinnes, Hamburg, Jungfernstieg 40. 

Sellien, Hermann, Deutsches Konsulat, Freistaat Memel. 

Straube, Dipl.-Ing. H. J., Frankfurt a. M., Klüberstr. 

Wagner, Hans, c/o. Bunsen u. Co., Tientsin. 

Woltemade, H. c/o. Herrn. A. Haas, 12 Quinsau Gardens, Shanghai. 


„Hotel zum Löwen‘, Am 


Kreis Königsberg i. Ost- 


12 II. 


. 
a —e, a nm 


211 


Gesuchte Adressen. 


Damm, Walter, Stettin, Burscherstr. 18. 

Daniels, G. G. p. Adr. Herrn L. Wölcke, Wandsbeker Chaussee 156 (un- 
bekannt nach dem Ausland verzogen). 

Döhn, Adolt, Berlin-Charlottenburg, Kuno-Fischer-Str. 18 1l. 

Drenckhahn, Imgenieur E., Berlin-Steglitz, Sedanstr. 11a. 

Dubber, W. F., Nymwegen/Holland, Keiger Karel Plein 9. 

Dultar, F. Streblen i. Schlesien, Hussiwetz 3 (nach Halle verzogen. 
Nähere Auskunft unbekannt.) 

Eiswaldt, R. Berlin NW. 5, Putlitzstr. 
China gereist). 

Emster, K. von, Berlin W. 62, Kleiststr. 4211.. 

Engelter, Ludwig, Andernach a. Rh., Kölner Strasse 9. 

Fitzan, Curt, Hamburg, Gröninger Straßse 21. 

Franzius, A., Berlin W., Regensburger Strasse 13. 

Friedrich, Eeiat, Friedrichsrode. Wilhelmstr. 3. 

Geschke, Joh. Berlin, Artilleriestr. 16, Pension von Böhm. 

Grabowsky, p. Adr. Bund der Auslandsdeutschen, Berlin SW. 68, Linden- 
strasse 35 (nach dem Ausland verzogen). 

Hannig, Th. Kiel, Düsterbrook 37. 

Hoffmeister, E. Amsterdam, Keizersgracht, 768. 

Jensch, Georg, Architekt, bis 1914 in Tsingtau, China, später nach 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika abgereist (New York). 

Liu, Kee Tsin, p. Adr. Frau Prof. Meyer, Berlin-Friedenau, Sponholz- 
strasse 51/52. 

Sproeßer, Theodor, Shanghai. 

Vierich, G. Cassel, Wilnelmplatz. 


1611, b. Frau Küntzel (nach 


Deutsche Schiffahrt nach Ostasien. 
Stinnesdamipier 


Am 2. November ist der 
„Emil Kirdorf* von Hamburg ausgelaufen, um 
seine erste Reise nach Ostasien anzutreten. Er folgt auf seinem 
Wege anderen deutschen Schiffen, die schon früher das ab- 
xverissene Band mit Ostasien neu knüpften. An ihrer Spitze 
iuhr der Dampfer „Sophie Rickmers“, der am 3. Juni seinen 
Heimathaien Hamburg verließ und jetzt wieder zurück ist. Die 

„Sophie Rickmers“ hat auf dieser Fahrt die hohen Traditionen 
der deutschen Schiffahrt mit bestem Erfolg verteidigt, denn sie 


rechnet werden, in der überraschend kurzen Zeit von 41 Tagen 
zurück und verbesserte ihren eigenen Rekord auf der Rückreise 
noch um ein Geringes, indem sie die Fahrt von Shanghai bis 
l.iverpool in 39 Tagen bezwang. 
Erwartungen hinsichtlich Sicherheit, Bequemlichkeit, 
pflegung und Aufwartung vollkommen erfüllt. Besonders be- 
merkenswert ist, daß die „Sophie Rickmers“, die nach Kriegs- 
erde als erstes deutsches Schiff die deutsche Handelsflagge im 
New-Yorker Hafen unter starker Teilnahme aller Schiffahrts- 
kreise hatte zeigen können, nun wiederum als erster Dampier 
unsere Farben nach dem Fernen Osten bis Wladiwostok trug, 
so zZ. B. auclı nach Hankow mit seiner starken europäischen 
und chinesischen Bevölkerung. Der „Sophie Rickmers'" folgte 
am 12. August von Cuxhaven ausgehend ein scharfer Konkurrent, 
der Dampfier „R. C. Rickmers“, der Kobe in 43 Tagen erreichte 
und ebenfalls bis Wladiwostok vorstoßen wird. Ein dritter 
Dampier, die „Etlia Rickmers“, erlangte historische Bedeutung 
dadurch, daß sie 1919 die letzten deutschen Heldenkämpfer von 
den Küsten des Schwarzen Meeres und Konstantinopel mit 
dem Feldmarschall Liman von Sanders und seinem Stabe nach 
der Heimat zurückbrachte. Die Rickmers-Linie unterhält nun 
einen regelmäßigen Passagier- und Frachtdienst; ihre Dampfer 
iahren in vierwöchentlichen Abständen unter der deutschen 
Reichspostflagge. Die eminente Wichtigkeit dieses Dienstes für 
die Wiederaufnahme der deutschen Beziehungen zum Fernen 
Osten, für die Hebung des deutschen Ansehens im Auslande und 


Die Passagiere fanden ihre 
der Ver- 


die dringend nötige Völkerverständigung bedarf keines Be- 
weises. 

„Chinahaudel - Aktiengesellschaft‘”, München. Unter vor- 
stehender Firma ist in München, Theklastraße 4, ein neues 


Unternehmen gegründet worden, dessen Vorstand die Herren 
Georg Denmmel in München, Max Bunsen in Peking und Ernst 
Wiemeiner in Tientsin bilden. Die Niederlassungen der „China- 
nandel-Aktiengesellschaft”" in Peking und Tientsin firmieren 


.unter Berücksichtigung der chinesischen Verhältnisse und ins- 


legte die Reise bis Kobe, für die gewöhnlich 55-60 Tage xe- 


besondere des chinesischen Hong-Namens Bunsen & Co., China- 
handel-Aktiengesellschafte Der Aufsichtsrat der Gesellschaft 
best@&ht aus den Herren Bernhard Ullmann, Mitinhaber der 
Exportfirma Ullmann & Schött, München, als Vorsitzenden, 
Bauingenieur Theodor Döink, Vorstand der SandvoßB A.-G. in 
Düsseldorf, als stellvertretenden: Vorsitzenden, Generaldirektor 
Dr. P. Straßmann, Creield, Heinrich Sedimayr, Mitinhaber der 
Spatenbrauerei A.-G. in München, Richard Weinberger, Mit- 
inhaber des Bankhauses Herzog & Meyer, München, Albert 


Adler, Mitinhaber des Bankhauses Albert Adler, München, 
Justizrat Dr. Ignaz Heinsfurter, München. 
Sämtliche Herren Direktoren waren, zum Teil bis zu 


zwanzig Jahren, vorzugsweise in China und Ostasien tätig. 
Als allein zeichnungsberechtigter Prokurist für die Gesell- 
schaft in München wurde ‘der Kaufmann Herr Josef Merz bestellt. 


INN UNNA 


Rickshaw-Naben und -Speichen, außerdem Fahrrad-Ketten, 
Pedale, Lenker, Speichen, Nippel, Naben, Freilaufnaben 


Union Gesellschaft für Metallindustrie m.b.H., 


Fröndenberg-Ruhr. 


Anfragen erbeten durch Hamburger Exporteure, 
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Verantwortlich: 
Erich Berg, Berlin. 


für den politischen und kulturellen Teil - C. Fink, Berlin; für den wirtschaftlichen Teil: Dr. F. W. Mohr, Hamburg; für die Anzeigen: 
Druck: Buchdruckerei des Deutschen Schriftenverlags G. m. b.. H.. Berlin SW. 
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eo oh FE TIER IETRUNIIINIDNANNN 


Regelmäßiger gemeinschaftlicher Dienst der 


Dänischen Ostasiatischen Kompagnie, Kopenhagen, 
Schwedischen Ostasiatischen Kompagnie, Gothenburg, 
und Norsk Afrika og Australic Linie. 


(Conferenz-Linien.) 


Hamburg 


(via Antwerpen) 


— Ostasien 


Port Said, Singapore, Balik Papan 
(Borneo), Manila, Hongkong, 
Shanghai, Kobe, Yokohama, Moji, 
Dalny und Wladiwostok 


M/S. „Afrika“ . 16. Dezember 
D. „Japan“ 30. Dezember 


Port Said, Colombo, Penang, Singapore 
und Bangkok (direkt) 


M/S. „Fionia‘‘ 
usw. 


Güterannahme Kalschuppen 7. 


16. Dezember 


Auskunft über Fracht und Passage erteilt der Vertreter: 


R. Ludolphs, Hamburg, 
Ferdinandstraße 29/33. 
Tol. Alster 218 u. 8887. Börsenkontor Nr. 19. Tel. Alster 218 u. 8887 


Le Negociafteur S.A. 


Basel (Schweiz) Neubadstr. 51 


DUALEDOREEBOORANRETUUOBEISSSERDDUDETDROBUERRSOERUDDDERODDEETDRERGTISOROUORDDERRROHODDURONDASBESRLOTRODSRDSROSSODDRGOLESBETDODETLODBEOSDOEROBIKORTDBSOBSDTOSBRDUSOREROSOALSRSTLTDITORDEDBSODSEOBSDDERUOSEDBIDNSDEING 


Chemische und pharmazeutische Produkte 
Ampullen für subkutane Injektionen 
NEOSALVARSAN, ALKALOIDE, 
SACCHARIN USW. 


BETEDRRIEHBANETETIRNETRETTOROUREGERBRITRBLEEBOBRGIESERERDDSLDDERTERDERRODDERERDORTDBADRTBEDADDALDREDRORTOTDODUREROBODDIDEERDURSUDDUDRDERBRESDDDLDOBEEERDRDUDDERGRDSERDUSDBORDOBEBBRSBARDEADRERDBRDSDBDRLDUUDERDEEODBSDAL 


Telegr.-Adr.: Negociateur Basel. Korrespondenzen: 
Deusisch, Französisch, Englisch, Italienisch, Spanisch 


5, SETBESNTSESESRT BSTEAIEHERSETIRRERTISDEIEBTLEETIE BG ASDEEIES IDEE DDR OIBBERETEIDIEBBESREEDBODUUIEERDERODIBTUUHDRRI DOBDREIENI 


The „Glen“ Line & „Shire“‘ Line 


Joint Service of Steamers. 


Hamburg-Ostasien 


nach 


Port Said, Penang, 
Port Swettenham, Singapore, 
Hongkong, Shanghai und den 
japanischen Häfen direkt 


mit Annahme von Ladung nach den üblichen 
Küstenplätzen auf Durchfracht. 


Regelmäßige monatliche Abfahrten 


D. „Pembroksbhire‘ . 
(Änderungen vorbehalten) 


am 4. Dezember 


Ununterbrochene Güterannahme: Schuppen 54 


Auskunft erteilen die Agenten für Deutschland: 


Eider Dempster & Go., Lid. 


Hamburg, Hopfenmarkt 2 


Fernruf: Vulkan 84563, Eibe 8022. — Börsenstand: 
Pfeiler 34 A, Sitz C. 


Für meine Privatbibliothek 
suche ich 


Literatur 
über Ostasien 


in Deutschland u. Ostasien 


erschienene (Bücher und 
Zeitschriften), zu kaufen. 


Gefällige Angebote erbittet 


Otto Gusiav Zohrfeld 


Verlagsbuchhändler 
Leipzig, Göschenstr. 1. 
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